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stellen. 405. 
RA Rückblick auf das Jahr 1920 
AT 


Röbe: Ministerialdirektor Breusine. 658, 
Röhling: Wirksamkeit der Staats- und 

Privatbahnbetriebe in Kanada. 902. 
tosenbaum: Vorschläge für Gebühren 


für Privatanschlußgleise und Lager- 
plätze. 344, 


‚403. 
hier. ee der EEE 
- Buchführung bei den österreichischen 
Bundiesbahnen. 

Verhandlung ‚des  Voranschlages 
; 1920/21 im. österreichischen National- 


s "964. 981. 
Rückblick auf das Jahr 1920. 1. 21. 
Rüker: Das Hartguß (Griffin-) Rad. 814. 


Rumänische Staatsbahnen. Prämien- 
system. . 947. 
_  — Schwierigkeiten. 734. 
“r ıßland. Wie war es doch? 918. 


thardt. Zur Neugestaltung des Reichs- 
 bahn-Personentarifs. 656. 


Sachsen. Auflösung der 
Sachsen des 
-. iums.. 246. 
‘ Sarrazin: Rangierwinden. 700. 

_ — — Wirtschaftlichkeit der Bahnhöfe 3. 
nnd 4. ‘Klasse. 185: 

® Sax: Die Verkehrsmittel in Volks- und 
Staabswirtschaft. 101. 
Schenkelberger: Bezeichnung der Stück- 
# güter. "904. 

Schiedsgerichte. Unvalsssickeit mehrerer 
Schiedsgerichte bei demselben Ver- 
tragsverhältnis. 481. 


Zweilgistielle 


* Reichsbahnen. 963. 
Schmelz: \Durchereifendie Maßnahmen 
gegen Fiahrgeldentgang. 279. 


- Gleiswirtschaft. 693. 

”  Schnellzüge auf den englischen Eisen- 

bahnen vor und nach dem Kriege. 201. 

ler: Be des 'Wagen- 

 numlaufs.. 796. 

- Wagenstandgeld bei. Fristtiberschrei- 

. tungen 
639 A 

‘Farbensinn- 


Über. 
51. 


chöning: Alkohol 
prüfung. - 862. 

Schröter: WW. ange. und 

wachung des Wagenumaufs. 


rn bei der Eisen’ ahnverwaltung. 
‘Schulwesen. Die 


and 


mit ihren Aufgaben. 
BR Enz: Entlassung aus au Aus zn Grund. 
— Güterwagenumlauf. 840. 
Schulze: 
E annahme. 969. 

an: "Wirtschaftlichkeit 1 Ver- 
'kehrsdienststellen. 860. 

En Schwarze: Exzellenz Wichert. 61. 
- Psychotechnische. Berufs- und’ Eig- 
Er: nungsprüfungen. 11. 
 Schwarzweller: Haftung der Eisenbahn 
für Verluste aus Fässern. 569. 
weden: Staats- oder Privatbahn? 818. 
chwedler: Fahrgeldzuschläge während 
der Winterszeit. 640. 
Vermeidung des Haltens vor Haupt- 
sienalen. 984. 

re des Eisenbahnbetriebs. 259. 


igsohn.: 
 pflichtsachen. 516. 
ybold: Bedeutung des 
lastungsgesetzes. 620 
le: Vorschläge zur. Verminderung von 
Verkehrsstockungen. 


Gerichtsent- 


00. 

— bei den Pariser Behrallbahnen. 9-3 
— in den Technischen Vereinbarungen 
von 1909. 81. 


‚Reichsverkehrsministe- 3 


- Südbahnfrage. 


— Schlafwagen 3. Klasse auf d. deutschen 


Een Grundlagen und- Ergebnisse der 


infolge von Wiegeanträgen. 


" Tecklenburg: 


— Die Selbstkosten. 


Eisenbahnwierk schule { 
191: 


Verbesserungen bei der Güter- 


Ks Die Staatsba 


Zur Rechtsprechung in Haft- 


une neue, ‚der norwegischen. 


_ Vermeidiae des Haltens vor Haupt- 
signalen. 984. 

Solveen: Zugrettungskasten. : 447. 

Sommerfeldt: Die Bedeutung der Be- 
kanntmachung vom 10. 8. 14 betr. 
Lieferfristen.- 602. 

> u für "Verluste 


aus lFässern. 


Spanien. Ausbau des Eisenbahnnetzes. 
521 % 


Sparsame ‚Wirtschaftsführung. 166. ‘542. 

Staffelung oder Stetigkeit? 141. 

ee Tarifkommission. 522... 588. 
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Steinberg: Anschlußfrachten und Selbst- 
kosten. 946. 5 


Stockert: Einfluß der  Bisenbahnen auf 
Laubenkolonien. 306. 


. — Zur Erhöhung der Personentarife. 5%. 


Sparsame  Wirtschaftsführune. 
30 (Heft Nr. 


Streck. 

542. 
N Verkehrswesen. 
426. 


Beschltisee x der Ständigen Tarif- 
522. 588. Be 


Tarife. 
kommission. 
— Billigere Eisenbahntarife! 


= Die Unterschiede in den Fahrpreisen 


der einzelnen 'Wagenklassen. 442. 
= Binzelwerttarifierung im. Güterver- 


kehr: : '853. 

— Zeitsemäße Neugestaltung der Gü- 
tertariie. 37 98E8: 

— a Erhöhung der Personentarife. 
590. 


— Zur Neugruppierung und -gestaltung 


der Personentarife. 339. 656. 

Tarifreform, Zonentarif “und Fahrkar- 
tendrucker. 199, € 

Taylors Lehre und ihre Anwendung im 
Eisenbahnwesen. 771. 

Der . Reichseisenbahnen 

finanzielle Aussichten. - 359. 

des Eisenbahnbe- 
triebes.; : 259.22299. 

— Verwaltung und Bewirtschaftung 
‚der Reichseisenbahnen. 439. 


.. Teubner: Eisenbahn und emeae: 
beförderung. 651. 

Tschechoslowakei. Der neue Lokal- 
gütertarif der Staatsbahnen. 388. 


— Ein neues Eisenbahn-Betriebsregle- 


ment. 683. 

‚ Uhlich: Erfahrungen aus Bietriebs- 
unfällen. 108. 

Ungarn. Groß angelegte Investitionen 


der Mäv. 503. 

Et: die inter- 
nationale Konferenz in Barcelona. 
387. 

— Güterverkehr nach dem Kriege. 944, 

Ungarns verstümmelte Eisenbahnen. 


(Vortrag des Präsidenten v. Keleti.). 


De 
Ungarische Eisenbahnen. Lage 
des Friedensvertrages. 228. 
Unterricht im Eisenbahndienst. 
Unterrichtswesen. Ansnutzung des Ver- 
kehrsmuseums. 618. 977. 
Unwirtschaftlichkeit unbesetzter Halte- 
punkte von Nebenbahnen. 623. 


infolge 
AD. 
181. 


Verein Don fschhene Eisenbahnverwaltun- 


gen: 
Arbeiten auf ehischän Gebiet 24 
(Heft Nr. 36): 


" Zedliek: 


Das Vereinswagenübereinkommen 1] 

(Heft Nr. 36) 

Der Verein und die Fachwissenschaft 
40 (Heft Nr. 36). 


Elektrotechnik :37 (Heft.Nr. 36). 
Sein Werden und Wirken -4 (Heft 
NT.IB6).008 

Verkehrswesen 30. (Heft Nr. 36). 

— Beratungen des technischen Aus- 
schusses. 541. 

— a des Satzungsausschusses. 
145. 

— Vereinswagenausschuß. 540. 

— 75 lähriges Jubiläum. .675. 


ne in der Güterabfertigung. 

55 

Verschiebebahnhöfe. 
463. 


" Ausgestaltung. 


"Verwaltung und Bewirtschaftung der 


Reichseisenbahnen. 239. 

Verzinsung von lea. 
sprüchen aus dem Frachtvertrage. 
55». 


Voß. Groß-Neuyork; Hudsonbrücke.. 937. 


Wagenmangel und. Überwachung des 
Wagenumlaufs. 751. 

Wasenstandgeld bei  Fristüberschrei- 
tung infolge von Verwiegungsanträ- 
sen. 639, 

Wasenumlauf. 


‚Beschleunisung. 638. 


Walchenseekraftwerk. 551. 567. 
Weber: Ausbau des. spanischen: Eisen- 
bahnnetzes. 521. 
— Die Eisenbahn Aachen-Vise-Tongern. 
599. 
Werkstättenwesen. Der 
284. 


„Meister“ in 
der Neuordnung. 


— Die Eisenbahnwerkschule mit ihren 
Aufgaben. - 121. 

— Fristarbeit. : 518. 960, 

— Loslösung der Eisenbahnwerke aus 
dem Betriebe. 49. 

— Neues Lohnsystem. . 419. 

Wernekke: Das neue englische Eisen- 
bahngesetz. 831. 

— Gruppenbildung der amerikanischen 
Eisenbahnen. 917. 

— Vom Londoner Massenverkehr. 717, 

Weyland: Ist die Frachturkunden- 


Stempelmarke noch zeitgemäß? 367. 
Wichert, Exzellenz. 


Wilke: : Gemischt- wirtschaftliche Prä- 
mienregie. 265. 
Wickmann: Beleuchtung der Züge in 


Tunneln. 480, . 

Wirtschaftlichkeit der Bahnhöfe 3. und 
4. Klasse mit vereinigtem Dienst. 
185. 405.860. 

Wittig: Führung der Berliner Hochbahn 
durch bebaute Viertel. 47. - 

Wünsch: Das Eisenbahnpostgesetz und 
die deutschen Privatbahnen. 164, 


der 
DIR. 


Die Erfolge 


jetzigen 
Diebstahlsbekämpfung. 263 


Zerrbilder aus dem Verkehrswesen. 
922. h 
Ziemer: Eisenbahnreklame. 12. 


Zimmank: Güterwagenumlauf. 520. 


Zimmermann: Betriebsdienstliche ._Beob- 
achtungen auf. einem Gemeinschafts- . 
bahnhof, 591. » 

Zöller: Wirtschaftlichkeit der  Ver- 
kehrsdienststellen. 861. 

Zugrettungskasten. 447. - 

Zusammenstöße. Verhütung bei Zug- 


trennungen. ?82. 


Vereinsgebiet. 


Deutschland. 


Allgemeine Deutsche Kleinbahn- Gesell- 
schaft. 326. 

Allgemeiner Verband der 
vereine. 3%. 

Amnestie, keine, für 
sehen. 526. 

Amtsbezeichnungen. 447. 

Anhalt und der Mittellandkanal. 408. 

Anhaltische Landes-Eisenbahngemein- 
schaft. 722. 


Eisenbahn- 


Bahneisentumsver- 


Anstellungsverhältnisse der Hilfs- 
weichensteller und Unterassistenten. 


267. 
Arbeiterrückfahrkarten. 111. 
Arbeitszeit-Gesetz. 98. 
Aufhebung verkehrswirtschaftlicher An- 
ordnungen.- 926. 
Ausgleichstelle für fehlende und 
zählige Güter in Dresden. 740. 
— in Nürnberg. 721. 
— in Saarbrücken. 822. 
Anskunfterteilune an Reisende. 625. 
Auslandsreiseverkehr. 970. RE 
Ausstellung, betriebstechnische, in - Char- 
lottenburg. 823. 
— für Wasserbau und Binnenschiffahrt 
in Essen. 970. 


Bahnsteirkarten. 207. 309. 703. 

Beamtenbewegung. 13. 33. 49. 

Beamtenräte. 348. 406. 7083. 

Beiräte für die Reichseisenbahnen: 3839. 
468. 525. 720. 


über- 


— für die Reichswasserstraßen. 668. 
Berlin, Eisenbahndirektion, Abschieds- 


fejer für ausscheidende Beamte. 408. 

— A.E.G.-Schnellbahn. 308. 

— Bahnamtliche Rollgebühren. 741: 

— Bezirkeisenbahnrat. 986. 

— Eintrittsgeld im Verkehrs- und Bau- 
museum. 433. 

-— 'Fierienverkehr. 592. 

— Friedrichstraße, Bahnhof. 722. 

— Hoch- und Untererundbahn. 89. 326. 
526. 763. ; 

— Lehrter Bahnhof, 
biläum. 882. 

-— Pfingestverkehr. 408. 

— Stadt-, Rins- und: Vorortverkehr. 781. 
928. 

— Stadtbahn. Bauarbeiten. 307. 

— — Einheitsklasse. 168. 228. 

— I —_. Tarife, 28, 781°: 28. 

— — Verbesserungen. 82. 

-— Vorortwerkehr. - 369. 449. 659. 


5iähriges Ju- 


TDariferhöhung. 188. 431. . 781. 928. 


— Straßenbahnverkehr. 269. 

— Weihnachtsverkehr. 13. 

Besetzteas Gebiet. Beschlaenahme der 
Eisenbahn in Mülheim. 228. 

— Eisenbahntariferhöhung. 431. 

— Entrichtung der Ausfuhrabgabe beim 
Verkehr durch das besetzte Gebiet. 
HA, 

— Güterverkehrbehinderung. 326. 

— Giüterverkehrsperrung. 348. 

— Güterverkehr zur Leipziger Messe. 

— Hebung des Verkehrs. 575. 

— Kohlensteuer des Saangebiets. 230. 

— Neue Eisenbahngebühren im Saarge- 
biet. 369. 

— Sendungen im Verkehr mit dem 
rheinischen 'Zollgebiet. 408. 527. 

— Verkehr mit dem Rheinland. 326. 


— Verkehr mit dem besetzten Gebiet. 
593. 
— Verkehr über die Grenzen des be- 


setzten Gebietes. 722. 
— Vertretung des Deutschen 
(Reichseisenbahnfiskus). 89. ) 
— Zollfreiheit für Umzuesgut. 407. 


Reiches 


a 


B. Nachrichten. 


Bestechungsversuche, Der 
kehrsminister gegen. 685. . 
Betriebslehrlinge, Entlohnung. 368. 
Betriebsräte. 51. 
— Gischäftsführung der. 624, 
Beuthaufgabe. 169. 
Bezirkseisenbahnrat 
Borsig, Berlin-Tegel, 
motivbau. 607. 
Brandenburg-Weist, 


Reichsv.er- 


Breslau. 821. 
80. Jahre: Loko- 


Eisenbahnwerk, . 348. 


Courtin, Geh. Oberbaurat, Dr.-Ing. e. h. 
882. 


Crefelder Eisenbahngesellschaft. 349. 


Dahme-Ukroer lisenbahn.. 740, 

Dänisches Gebiet, paßfreier Durchgangs- 
verkehr... 739. 842. 

Dasch, Ministerialdirektor. ‘905. 

Deutsche Eisenbahn - Betriebs - Gesell- 
schaft A.-G. in Berlin. 763. 

Deutsche Gesellschaft für Bauingenieur- 
wesen. 469. 

Deutsche  Masch Be da 
schaft. , 269. 327. 350. 

Deutscher Eisenbahnen 408. 950. 

Deutsch-ungarische wirtschaftliche An- 
näherung. : 670. 

Diebstähle. 127. 188. 668. 

— Beraubung eines 
zuges. 704, 

Dienstjiubiläum (Rechnungsrat Rümer). 
DIS: S 

Dienststunden bei den _ Eisenbahn- 
direktionen. 448. 


Gesell- 


Dräger. Max, (G9neraldirektor. 239. 
Dresden, Eisenbahnamt. 309. 
Düngemittel, - stickstoffhaltige, Fracht- 


berechnung hierfür. 309. 
Durchgangsverkehr zwischen Ostpreußen 
und dem übrigen Deutschland. 348. 


@jsenbahnen, Die deutschen, im Mai 
19218 467; - 
Eisenbahn-Erholunssheime, Winterbe- 

‘trieb. 905. 


Eisenbahner-Hauptbeamtenrat. 7%. 

Eisenbahn-Fachausstellung. 741. 

“isenbahnmaterial. Ablieferung des er- 
beuteten Materials an Frankreich 
und Belgien. 408. 

— Beschaffung von 
928, 

— Vermehrung der 
sonenzüge. - 701. 


Bisenbahnwagen. 


beschleunigten Per- 


— Wagengestellung für  Kartoffelsen- 
dungen. 927. 
— Wageneestellung ‘für Kohle, Koks 


und Briketts in der ersten Hälfte 
des Ausust 1921. 783. 

Eisenbahnpläne Italien-Süddeutschlanid. 
AB: 

Eisenbahn-Postgesetz. 347. 

Eisenbahnratssitzung. 721. 

Eisenbahnreklame. 2837. #31. { 

Eisenbahntarif und Siedlung. 821. 

Eisenbahnunfall in  Engelsdorf bei 
Leipzig. 882. 

— bei Halle. 228. 

— bei Heringen. 228. 

— bei Iserlohn. 669. 

-— in ‚Leipzig. 197. 

— bei Liütbeck. 606. 

— in M.-Gladbach. 127. : 

— auf der Strecke  Wittenberge-Lüne- 
bung. 8832, 

— -Statistik. . 267. BE 

Eisenbahnvierkehr, Stockunsen. 927. 

„Eisenbahnwerk, Das.“ Zeitschrift für 
‚alle Angehörigen der Werkstättenbe- 
triebe der Reichshbahnen.. 704. 


fahrenden Güter- 


Eisenbahnverwaltungsschule in Frankfurt - 


(M.)... 843. { 
Elektrisierung der Eisenbahnen. 339. 709, 
Elsaß-Lothringen; Eisenbahn-Pensions- 

kasse, 842. 


— Verkehr mit dem früheren. 504. 
Entschädigungs- und Erstattungsanträge 
aus dem Frachtvertrage. 348. 


Erfindungen. Preisverteilung. 575. 
Eröffnung von Strecken. - Hamburger 


Marschbahn Geesthacht-Zollenspieker- 
Fünfhausen. 641. 

— Leese-Stolzenau-Minden 
(Hann.)-Plockhorst. 348. 

— Leese-Stolzenau-Stadthagen. 59. 

—_ a Ogsersheim-Rheinvorland. 
207. 

— Pollnow-Zollbrück. 821. 

— Siedenburg-Harbengeen-Staffhorst. 8292, 

— Simmern-Iolzbach. 606. 

— Sulingen (Han.)-Siedenbung. 559. 


und. 'Uetze 


— Sulingen (Han.)-Wiehrbleck und Uslar- 5 


Stadt. 72T. 
Ersparnisse im Eisenbahnbetrieb. 148. 


Fahrkarten, direkte, nach Luxemburg 
und Elsaß-Lothringen. 485. 
— ihre‘ Gültigkeit nach der Tanil- 


erhöhunge. 863. 
— neue, „Anstoßkarten“. 864. 
— Sonntags-. 430. 485. 
— Verkauf in den Zügen. 127. 
Fahrplanfragen. 
Verkehr. 668. 
— Berlin-Budapest, 
dung. 115. 
— Berlin-Helsingfors, direkte eur 
dung. 116... 
— Berlin-Ostipreußen; neue 
dung. 111... 127. : 526. 
— 'Berlin-Riea. 149. 626. 798. 


direkte Zugverbin- 


Zugewerbin- 


Bäderzüge, verlängerter 


— Einschränkungen im Personenzugver: 


kehr. 986.- 
-— Fieriensonderzüge 
449, 467. 485. 


und Kohlenkrise. 


— Frankfurter Herbstmesse, Sonderzüge 


zur. 686. 
— Königsberg i. Pr., Deutsche Ost-' 
messe. 606. x 
— Leipziger . Frühiahrsmesse, Sonder- 
zugverkehr. 111. 168. € 
—- Leipziger Herkstmesse, Sonderzüge 


ZUr2::393, 


— Miinchen-Hamburg und Bremen, neue 


Vierbindung. 369. 
— EN Son mach. 
168 
-- Orientexpreßzug. 327. ; 
— Paris-Berlin-Riga. 626. Y; 
149. 229. 


— Paris-Berlin-Warschau. 
— Personenverkehr, Erleichterungen. 
407. 


— Sommerfahrplan. 307, 429. 

— Sommerfahrplan und Tariferhöhung 
im Vorortverkehr. 188. E 

— Umleitungszugverbindunsen. 206, 

— Winterfahrplan. 659. a 

Fiahrpreisermäßigung für & 
Kranke. 822. \ 

— zu Gunsten der J sand, 84. 


mittellose 


— zu Gunsten der öffentlichen Krane N 
pflege und der Magdalenenstifte. 559. RAN 


Fahrräder, Aufbewahrung. 468. 
F'ehmarnbahn. 686. 


Feernsprechverkehr Budapest-Berlin. 725. 


Filmaufnahmen. 779. 
Finanzausschuß. '347.- 
Finanzlage 
Groener über die. . 658. 
Fleck, Exzellenz. 149. 
Frachtbriefmuster. 168. 841. 
F'rank, Staatssekretär. 685.. 
Frankfurt (Main), 
tunesschule. 843. 


Reichsvierkehrsminister 


Eisenbahnverwal- 
\ \ r 


ZUR: , 
| SINTREL. 
Pranklorung Fon en der Bisen- Bel arinen ee für ET und Wagenfabriken, Laze 
- n orden ER jebesgaben der ; der. 1998. 
v. Frawendorfer, Staatssekretär. 90, Heizung der Eisenbahnzüge. 659. Lübeck-Büchener Eisenbahngesellschaft.. 
506. 575. i Herrmann, Felix, Wirkl. Geheimer Ober- | . 3%. 99. 
Frauen-, Raucher- und DISHTPANCHER regierungsrat. 627. Luftverkehr mit der Schweiz. 13. 370! 
E> „abteile, ee EN Hoff, Exzellenz. 643. En , 
remdenverkehr. x ; . ra ’ 180. “A 
- Fundordnung. 642. Industrie, Angebot der. 881. Massenverkehr. Frankfurter Herbst- 
.. Ingenieure, Stellung der Eisenbahn-. messe. 686. a 
 Gasbeleuchtung im  Eisenbahnwagen. 625. 2 — Leipziger IF u Ihrsmesse. i11. 168 
50 Jahre. 740, Institut der Verkehrslehre in Köln. 823. — Leipziger Herbstmesse. 593. ‚606. 
päck. Abfertigungsgebühr. 13. \ Internationale Rheinkommission. 785. — Königsberg i. P., Deutsche Ostmesse. 
- ‚or B ‚or Ch! ao 
Br. Een ie ‘der de Be neNeee Eee] Memelgebiet. Expreßgutverkehr. 543. 
 päckäbfertigung. 809. Kemmann, Dr.-Ing, Geheimer Baurat. x EN 33 
— Reisegepäckversicherune. 503. 350. #2 _ Sonderabgabe bei Re sendungen. 33. 
R Überführungsgebühren. 127. - Rindererholungsheime in Bad Pyrmont 1; Zollvorschriften. 229. 606. . 
- Gera-Meuselwitz-Wuitzer Eisenbahn. 188. und Zinnowitz. 505. nee „sl RR 
- Gernrode-Harzgeroder Eisenbahn-Gesell- Kirchhoff, Exzellenz. Vortrag über die  RISEN irkl. Geh. Oberbaurat. 409. 
schaft. 703. Eisenbahnfrage. 905. Mitropa. eneralv ne: al. 
Gewerkschaft Deutscher Lokomiotiv- Klapptische in den Halbabteilen I. Klasse. Mm: Streik bei ‚der Ei 188. 2. BERN 
führer, Besprechung mit «ler Kisen- 450. Mitteleuropäisches leisebüro. Beschrän- 
bahndirektion Berlin. 348. Kleinbahnen: Allgemeine Deutsche Klein- kung der Geltungsdauer der  Fahr- 
— Versammlung in Hann.iMtinden. 349. bahn-Gesellschaft. 326. A (Unternehmerfahrscheine). 
E Gtabel, Redhnungsrat. IR. — Anleihegesetz zur Bereitstellung von y 12 En a A Es 
Grundstücke usw., Überlassung durch die Mitteln. 266. : ! u eL nn Aufhebung. an, 
P>; Reichseisenbahnen an andere Verwal- — ihre Betriebspflicht. 3%. = Mi bräuchliche ‚ enutzung. 642. 
tüngen. 111: — Gewährung von Zuschlägen zu den | — mit: Lichtbild. a 18: 468 
- Güterverkehr. Auspleichste Ile für feh- Vergütungen für Leistungen im Post- Sr nee = der Ausgabe. 468. 
lende und überzählige Güter in Dres-- . beförderungsdienste. 349. Na y N 288. Kadhat FR 
den. . 740. — Unterstützung. 12. i ao Aufhebung. 229. 
desgl. in Nürnberg. 72. — Zeitschrift für Kleinbahnen. 51. ee 7 Wassersiraßentseune.' 699: 
‚desgl. in Saarbrücken. 822. Kleintier- und Gartenbau-Verbandsaus- ae Ei ne ee ker in Ve 
aus dem besetzten Gebiet zur Leip- stellung. 643. AR Inppi tagen im PR er- 
ziger Messe. 606. Kohlenbeförderungsvertrag zwischen \ kehrs- und Baumuseum. 433. 
Bahnamtliche Rollgebühren in Berlin. | Deutschland und Ungarn. 764. Nachtdienstzulage. 407 
741. Kohlenkrise und Feriensonderzüge. 449. Nachtragsetat Ads Rah erkänksnint- 
Erhöhung der Gebühren für zwangs-- Kohlennot der Eisenbahnen. . 949. rer 545 da 
weise Zuführung von Wagenladungs- Köln-Bonner Eisenbahnen A.-G., Köln. Niederschriften © der ständigen‘. Tarif- 
"gütern. 722. 140. 'kommission. 33 ; Ä 
- —- Feststellung der Stückzahl bei La- Köln, Institut für Verkehrslehre. 823 RE N E 
$ n. } Nordische Verkehrsfragen. 659. 
F dungszütern. 505. Kolonialwar. en, Beförderung in .be- Notbreinsol il Mißkratüch derscihan wor 
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Organisation. Eisenbahndirektion Trier.dl. 


kurs u 


Neuordnung des Reklamewesens. 287. 
431. 

Neuorganisation der BReichseisen- 
bahnverwaltung. 407. 574. 685. 
Referm (des Eisenbahnwesens. 842. 
926. 
Staatssekretär 
506. 
Statistisches Büro bei den Eisenbahn- 
abteilungen des Reichsverkehrsmini- 
steriums. 701. 

Zusammenlegung zweier- Eisenbahn- 
abteilungen ‚des BReichsverkehrsmini- 
steriums. 659 


v. Frauendorfer. 90. 


ÖOrientexpreßzug. 327. 


Ortsklassenverzeichnis, 


Einstufung der 
Orte. ° 548. 


Osterverkehr. 268. 


Ostpreußen. 


— Verkehr mit dem Reiche 


Eisenbahngüterverkehr mit. 
864. 

Eisenbahnverbindung. 625. 
Feriensonderzüge. 526. 
Korridorverkehr. 686. 842. 
Stockung des Eisenbahngüterverkehrs 
mit dem Reich. 798. 

auf dem 
Seewege. 467.: 505. 702. 821. 


Paßkontrolle auf der Strecke Lauenburg- 


Danzig. 642. 
im besetzten Gebiet. 149. 


Patentwesen. 127. 
Paulinenaue-Neuruppiner E. 722. u 


Personalangelegenheiten. 


Ahischied's- 
fejer für ausscheidende Beamte (der 
Direktion Berlin. :408. 
Amtsbezeichnungen. 447. 
Anstellungsverhältnisse der Hilfs- 
ee und Unterassistenten. 
sl 
Anstellung von  Kriegsbeschädisten 
und -Bisenbahnunfall-Invaliden. 525. 
Ausbildung von Anwärtern für den 
Betriebsdienst in den Eisenbahnwerk- 
stätten. 466. 
Beamtenbewesune. 13. 33. 49. 
Beamtenräte. 348 406. . 703. 
Bechleunigung 
Besoldungsszulagen. 703. 
Betriebslehrlinge. 368. 
Betriebsräte. 51. 624. 
Einsichtnahme in Personalblätter 
durch Betriebswertretungen. 624. 
Eisenbahnergewerkschaft. 660. 
Eisenbahner-Hauptbeamtenrat. _ 799: 
Tre N in  Cassel.  :625. 
64 
Eisenbahn- Ingenieure, 
625. 
Nächtdienstzulage. 407. 
SR Forderungen der Eisenbahner. 
Neweinstellung von Personal. 624. 
Personalverringerung. 407. 
Rücktrittsrecht der Eisenbahner. 390. 
Sonderprüfung der Eisenbahnsekre- 
täre (bisherige Assistenten). 466. 
Warnung vor Streikübergriffen. 560. 


Stellung der 


Personalnachrichten. 14. 33. 52. .69. 


a. 112.7.4129,77469 42189.7.20827-2830. 
269. .289. 328. 350: 391... 433... 450. 
46% 486. 507. 544. 576.: 593. 607. 
643. 660. 704... 722. 763.. 782. 843. 
865.. 882. . 905. 928: 986. 


Personentarifreform. 3%. 


Personenverkehr, 


Erleichterungen. 407. 


Pfingstvieerkehr. 408. 


Platzkarten, Wiedereinführung. 248. 
780.970. 

Polnische Flüchtlinge, " Neueinstellung. 
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Polnischer Korridor, Verkehr durch den. 


504: 686. . 702. 849. 


Postanweisungsverkehr mit Ungarn. 211. 
Presse, ihre Notlage und die Eisenbahn- 


tarıtel . D74 


der Auszahlung von ’ 


Eyun, 


Privatanschlußgleise, Gebühren hierfür. 


Privatbahnen. Schiedsgerichtliche Er- 
höhung der Beförderungspreise. 370. 

— Wechsel in der Verwaltung mehrerer 
Eisenbahnen. 228. 

Privatteleeramme, Erhöhung der -Ge- 
biihren. 59. 


EReichsbahnfinanzgesetz. 702. 


Reichseisenbahnen. Allgemeine Lage der. 


— ‚Ausbildung der ıAssessoren. 970. 

— Beiräte. 389. 

— Beschaffunesaufträge. 779. 

—- Betriebsräte- und  Schlichtungsvier- 
ordnungen. 247. 

— Defizit. 369. 574. 

— Einnahmen. 59. 


— Eröffnung von Strecken. 207. 268. 


348, 559. 592. 606. 641. 721. 821. 822. 


864. 
— Finanzlage. 369. 574. 658." 948, 


— Haushalt für 1921. : 167. 3%07. . 267... 
„Deutsche Reichs-. | 


— Neue Bezeichnung: 


bahn“. 543. 
— Neuordnung. 89.‘ 168. 407. 574. 
— Organisation, künftige. 68. 


.— Privatbetrieb.: 779. 


— Reichhahnfinanzgesetz. 702. 

— Reichseisenbahnen oder Priwateisen- 
bahnen? 760 

— Überteuerungsdarlehen. 668. 

— Umzeichnung der Güterwagen. 625. 

— Unterrichtswagen. 969. 

— Verkehrslage im Oktober. 864. 

— Verkehrsleistungen. 821. 948. 
— Vertretung in Prag. _114, 

— Zukunft. 820. 948. 

Reichsgewerkschaft deutscher. Eisenbahn- 
beamten. 986. 

Reichs-Verkehrs-Blatt. 797. 

Reichsverkehrsministerium. Elektrizitäts- 
und Bauabteilung. 49. 

—_ "Nachtragsetat: 543. 

Reichswirtschaftsrat, 
zen. 862. 


Ausschußberatun- 


Reisebüros. Vereinigung. Deutscher. W%. 
Reklame.  F remdispr: achliche Texte im 
Reklamewiesen. 574. 


— Deutsche Eisenbahn-Reklame G. m. 
IbstEL. 290: 
Rollfuhrwesen. Haftpflicht.‘ 13. 128: 


— Winterzuschlag. 33. 

Rollmäterial, Beschaffung. 543. 

Kücktrittsfrist der Eisenbahner. 448. 

Rücktrittsrecht der Eisenbahner. 3%. 

Ruhrrevier, Kartoffelversorgung. 798. 

— Verwaltung der Ruhrhäfen. 843. 

— Verkehrslage. '51.- 168 207. 349. 
369: 390.449... 467: A852 524.544: 
592: : 607.626. 643. 686: - 103. 762. 
181. 798... 822. 864. . 904. 928. 986. 

Ruppiner Eisenbahn-A.-G. 686. 


Saargebiet. Beamtenstatut. ° 127. 

—- Eisenbahndirektion. 289. 

— Frankenwährung. 249. 288. 

e a Freifahrt für Abgeordnete. 
42, . 

— Saarbahnen. Gutachten der Verkehrs- 
kommission des Völkerbundes. 72. 

— Vertretung des Deutschen Reiches 
(Reichseisenbahnfiskus). x 

— Völkerrechtliche Stellung ‚der 
bahnen. 667. 

Sächsischen N . Die, im 
Jahre 1919. 842. 

Sanktionen und Zollaufenthalte. 701. 

Sarrazin, Otto,  Dr., Wirkl. Geheimer 
Oberbaurat. 486. 

Sarter, Adolf, Dr, 


Saar- 


rat. 309. ng 
Schiffahrtsdienst. Dampferverbindung 
Kiel-Korsör. 468. 
— Stand der 


Frachtverhältnisse auf 
der Elbe. 149, 


.v. Soden, F'rhr., 


— Einheitsklasse 


Geheimer DeciernBe: | 


Schiffahrtsdienst. 

Tiıbaıe: 22838) 

—_ UNE mit den Nordseebädern. 
7 r 


— Verkehr mit Ostpreußen auf Do See- 
wege. 467. 

—_ Vertreter der 'Binnenschiffahrt über 
die Tarifpolitik der Eisenbahnen. 127. 

Schinkelfest. 230. . 

Schinkelpreis für 1921. 189. 

Schlafwagen. Berlin-München. 642. 

— Keine Wohnschlafwagen mehr. 127. 

— Schlafwagen 3. Klasse. 722. 863. 963. 

— Starker: Schlafwagenverkehr . 
München. 642. 7 

Schönfeld, Eisenbahndirektor. 128. 

Schülerrückfahrkarten. "326. 

Schulwesen. Werkschulen im Direktions- 
bezirk Berlin. 

— ee in Frankfurt (M.). 


Schwerbeschädigte, Fürsorge für. 449. 
Be er pe bei der Eisenbahn. 


Swinemünde-Danzig- 


Staatsminister a. D. 112. 
Sommerzeit. 249. 
Sonntagsfahrkarten. 430. 485. 
Speisewagen, Rauchverbot. 268. 
Statistik der Betriebsunfälle. 267. 


Berlin- 


Statistik der im Betriebe befindlichen 


Eisenbahnen Deutschlands. 881. 
Stettiner Straßen-Eisenbahn-Gesellschaft. 

370. 
Stralau - Rummelsbung - Treptow, sechs- 

gleisiger Ausbau der Strecke. 469. 


ee mg neue Konstruktion. 
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Straßenhahn-Giberbarürderenn 669. 
Straßenhändler. 949 


Be Wiarnung vor Streikübergriffen, 


— Wilder Pisntchners in use 
625. - 642. 


Studienkursus der. Bildungsdezernenten. 
763. 780. ' 


Suadenscher Donau-Dampfschiffahrtsge- 
sellschaft. 822. 


Marito und Gebühren. Arbeiterrückfahr- 
‚ karten. 111. 

— Aufhebung der 

Kriegsbeschädigte 111. 


— Bahnamtliche Roligebühren in Berlin. 


741: -90B. 
— Bayern gegen die Erhöhungen. 431, 


 — Beförderung von Liebesgaben. 659. 


— Berliner Stadtbahntarif. 288. a 
— Direkte Eisenbahngütertarife mit 


Italien. 798. i 
im. Berliner Stadt-, 
Rine- und. Vorortverkehr. 228. 
— Eisenbahntarife für Baustoffe. 626. 
— Eisenbahntarife und die Notlage der 
Presse. 
— Bisenbahntarif Aue Siedlung. 821. 


— Erhöhung der Gebühren für zwangs- - 
weise Zuführung von Wagenladungs- 


gütern. - 722. 
-— Erhöhung der Gütertarife. 89. 111. 
126:.:14773.168. 288.662, 2 
‚ — Erhöhung der Personentarife. 147. 


168. 668. 926. 970. 


freien Fahrt für 


Br Erhöhung der Wagenstandgelder. 780 ; ur 
882. 


Erhöhung im besetzten Gebiet. 431. > 


a 


Fahrpreisermäßigung zu Gunsten der 


öffentlichen Krankenpflege und. der 
 Magdalenenstifte. 559. Ay 
| 1 Frachtberechnune. 955. 
— Frachtermäßigung für. Düngemittel. 


309. 575. 
— Frachtermäßigung für Kartoffeln. 763. 
— Frachtstundung. 369. 431. ‚667. 
— . Frachtvergünstigung für die durch 


die Explosion in Oppau Geschädigten. 


762. 
Frachtvergünstigung für Liebesgaben 
der Heilsarmee. 560. 


| 


e und Gebühren. Gepäck und 

Expreßgutsendungen. 13. 127. 

4 ültigkeit der Fahrkarten nach der 
- Tariferhöhung. "863. 

= Militärtarif. 881. 970. 

- Monatskarten, Reform. 288. € 

- Eee Aufhebung. 228. 

- Niederschriften der ständigen Tarif- 

kommission. 33. 

iständeberife für 

"Wochenkarten. 467. 

Personentarifreform. 

Schülerrückfahrkarten. 326. 

Sinkende Rheinfrachten. 449. 

Tariferhöhung. 739. . 762. 842. 

904. 927. 970, 

— Tariferhöhung. im Berliner Vorort- 
Bewerkehr.. 188. 431. 7812... ° 

E ... für Lebensmittel. 


Monatts- und 
606, 


3%. 


862. 


I Tarif- und Verkehrsfragen vor dem 
 Verkehrsausschuß. 483. 
— - Vorläufiger Tarif für die Beförderung 
von Personen und Reisegepäck mit 
- den FExpreßzügen Paris-Karlsbad- 
- Prag und Paris-Wien-Budapest-Bu- 
.karest. 5 
rerträe. Streitigkeiten. 49, 
Technische Eisenbahnbeamte. Reichskon- 
ferenz. 544. \ 
Technische Hochschulen. Vertretung in 
Fachausschüssen der Reichsbahn. 797. 
"hüringische Nebenbahnen, keine Über- | 
2  mahme durch das Reich. 449. 
Trier, Eisenbahndirektion. 51. 
Tuberkulosebekämpfung. 882. 
mrechnungskurse, Neuordnung. 
 Umzugskosten. 841. 
_ Unterausgleichstelle für 
Baiitiee Stücksgüter 


‚in Nürnberg. 7. En 
in Saarbrücken. 822. 


Unternehmerfahrscheine. 33... 
” 


fehlende und 
in Dresden. 


Verbrecherische Anlechiege auf  Eisen- 
 bahnzüge. 626. > 
\ rein Deutscher Eisenbahnverwaltun- 
gen. Hauptversammlung und 7. Ju 
-biläum. 641. 
N ereinfachung des Geschäftsverkehrs.. 
e ein für Wiesnhakrkande 51. 128. 970. 
einigte Eisenbahnbau- und Betriebs- 


e- Gesellschaft in Berlin. 


543. 
ockehr.  Handelsverkehr mit der 
- Schweiz. 528. 
mit den früheren nn Barden 504. 
mit Polen. 229. 
kehrsfragen, Derdinh 659. 
ee in Barcelona. 188. 
39: 5 5 
srkehrslage bei den Eisenbahnen. 722. 
tkehrsordnung. 4%. 789: 110. -TAR;: 
7.. 406. 504. 543. . 624. 685. 


kehrspolitik. 667. 

kehrssperren im Eisenbahnverkehr, 
Bekanntgabe an die Handelskammern. 
560. 5%. 

Verkehrs- und Tariffragen vor 
.  Verkehrsausschuß. 483. 
Verkehrswesen. Gründung eines Reichs- 
:  verbandes. ON 


dem 


ehseuchen, Maßnahmen gegen  Vier- 
reitung. 2 : r% 
anne 762. 

Vierte Wagenklasse, Abwanderung in 


die. 

-lesungen des Wirkl. Geh. 
von der Leyen. 
enbahnwiss senschaftliche, an. der 
rliner Verwaltungs- Akademie. 669. 


Rats Prof. 


' teehnisch - wissenschaftl'che, 


139, 


‘v. Weiss, Geheimer Rat. 


. Wirtschaftlichkeit 


Woasserbau- u. Binnenschiffahrtsausstel- 
lung in Essen. 970. 
289... 597. ! 


Wasser kraftanlagen. 
Wasserstraßen- und Energiewirtschaft, 


Ausstellung in München 1921. 52. 


Wasserstraßentagung in München. 629. 
Wasserwirtschaft. Beiräte für die 
Reichswasserstraßen. 668. 
Deutschlands Wasserkraftwerke. 527. 
—_ Sl rise des Neckarkanals. 128.- 
— Gegen die „Privatisierung der 
Woeasserstraßen“. 905. 
Italien und die Rheinschiffahrt. 314. 


— Mittellandkanal. h 
— Rhein-Main-Donau. 79. 
— Rhein-Schelde-Kanal. 68. 
-— Sinkende Rheinfrachten. 
— Streik 
575 


449. 


auf  Rheinschleppdampfern. 


| 


Süddeutsche Donau-Dampfschiffahrts- 
sesellschaft. 822 

— Verkehr im Hamburger Hafen. 763. 
— ‚Wasserstraßen in Reichsverwaltung. 


Weihnachtsverkehr in ‚Berlin. 13V 

189. 

Werkheimstätten für beschädigte Eisen- 
bahnbedienstete. 799. 


Werkschulen. 432. 
Westfälische Landes-Eisenbahn. 781. 
Wichert, Carl, Wirkl..@eh. Rat., Dr.-Ing. 


e...h. 506. ..607. 


' Wirtschaftliche Annäherung an Deutsch- 


österreich. 53. 
de Eisenbahnbe- 


triebes. 50. 


. Wirtschaftsabkomen mit Ungarn. 5D. 


Wochenfeiertage. 0. 

Wohlfahrtseinrichtungen für das Eisen- 
bahnpersonal. Ankauf eines Sana- 
toriums für Zwecke eines Kranken- 
und Genesungsheims. 626. 

— Eisenbahnerheim für den Direktiens- 
bezirk Essen. 643. 

—- Eisenbahn-Töchterhort. 703. 

— Genesungssheim „Dreizehnlinden“. 763. 

— Kindererholungsheim in Bad Pyrmont 


und Zinnowitz. 502. 

-— Lebensmittelausschüsse. : 248. 

— Zusammenschluß der Eisenbahn- 
erholungsheime. 799. 

Württemberg. Landesbaugenossenschaft 


Arbeiter. 
269. 


der Verkehrsbeamten und 
89. 
— Keine meuen Nebenbahnbauten. 


- —_ Verkehrswehr 


— Verwaltungs sbericht der  württem- 
bereischen Verkehrsanstialten. 642. 
— Württembergische Eisenbahngesell- 
schaft zu Stuttgart. 468. 
Expreßeut mach 


 Zellaufenthalte“. 


Zollverhältnisse. 
Danzig. 309. 

— „Sanktionen 
701. 

-- Sendungen im Verkehr 
"rheinischen Zollgebiet. 408. 557 

— Verauslagung (des Rheinzolls durch 
die Eisenbahnverwaltung. Has 

— Zollabfertigung im Inland.. 505. 

— Zollabfertigungsstelle in Appenweier. 
DI. 

— Zollfreiheit für: Umzugseüt aus und 


und 


mit dem 


nach dem besetzten . Gebiet des 
Westens. 407. 
— Aollvorschriften im . Verkehr mit 
‘ dem Memelgebiet. 229. 606. 


Zschipkau-Finsterwalder Eisenbahn. 822. 


Österreich. 


Raupe Bau eines Kraftwerkes. "54. 
A.BE.G.- Union Elektrizitätsgesellschaft. 
"546, 
Arbeiterkammern. 
Arbeiterkammerntag. 


392. 
s01. 


Aspang-Bahn (Schneebergbahn). Tarif- 
erhöhung. 350. 

Aßling, Verkehr. über. 34. 

Auslandsreisen, Reisegebühren für Zivil- 
staatsbedienstete. _ 329. 


Bahnhoflagerplätze, Erhöhung der Miet- 
zinse. 562. 660. 

Balaton-(Plattensee-) D-Züge, Wieder- 
aufnahme. 764. 783. | 

BEN Eisenbahnwagen, Verbesserung. 
469. 

Beamtenbewegung. Streik auf der Süd- 
bahn. 

— Streik der Postbediensteten. 69. 

Beirat für Handelsstatistik. 15. 

— des ‚Bundesministeriums für 
kehrswesen. 309 

Bergbaugesellschaften. 191. 

Besoldungswesen, Beratungen des Haupt- 


Ver- 


ausschusses, 189. 
— Gewährung von Vorauszahlungen. 
271. 

Betriebskontrollen bei den Bundes- 
bahnen. 


-. 


Boschan, Dr., Ministerialrat. 70. 

Brand durch Funkenflug. 884 

Brennerbahn-Pläne. 372. 

Bundesbahnen. Aschtstundentag. 

— Bundesvoranschlag. 

— Der Verkehr und die Investitionen 
der Bundesbahnen. 930. 

— ‘Finanzielle Lage. 844. 883. 0. 

— (Grebührenerhöhung auf den. 723. 844. 

— Grundsätze für die sparsamste W irt- 
schaftsführung. 782. 

— 'Lokomotiv- und Wagenfrage. 660. 

— Schleppbahnbedingungen. 950. 

— Vorschlag zur Umwandlung der Bun- 

' desbahnen in  gemeinwirtschaftliche 
Anstalten. 845. 

Bundeskanzler Dr. 
grammrede. 507. 

Bundesminister für Verkehrswesen Dr. 
Walter Rodler. 507. 

— Begrüßungsschreiben an. die Ver- 
kehrsbediensteten. 545. 


907. 


Schober, seine Pro- 


Bundes-Wohn- und Siedlungsfonuls. 823. 

Burgenland. Personenzugverkehr. S&. 

— Tarifbestimmungen. 705. 5 

— Verkehrswesen. : 687. 9,7. 987. 

— Verwaltungsstelle. -230. 410. 

Diebstähle. 20. 

Durchgangssverkehr. 823. 

Eisenbahnbetriebsreglement, Änderung. 
576. 

Eisenbahnbetriebsreglement zwischen 


Österreich und Ungarn, Aufhebung. 
271. 
Eisenbahnlesitimationen, Gültiekeitsver- 
längerung. 
Eisenbahnunglück bei Felixdorf. 130. 
— in Linz. 
Eisenbahnverkehr. Entwicklung. 609. 
— Übersicht. 560. 
— Verbesserungen. 371. 452. 
Fisenversorgung Österreichs. 865. 
Eisenbahnwesen, Ausgaben. 270. 


Eisenerzbergbau. 15. 

Elektrisierung der Dampftramwaystrecke 
Mauer-Mödling. 469. 

— Elektrischer Zugverkehr 
Salzburg und Hallein. 311. 

— Probefahrt mit einem Speichertrieb- 
wagenzug. 171. 


zwischen 


‚— der österreichischen “Bundesbahnen. 
469. 

— der Salzkammergutbahnen. 930. 

— der Wiener Stadtbahn. 113. 

- Elektrizitätsindustrie. 530. 

Elektrizitätswerke, Verband der. 688. 


Ersparungskommission. 930. 
Erste Donau - Dampfschiffahrts - Gesell- 
schaft. 469. 705. 


= 


FHAET 


N 


‘ Fahrplanfragen. 


Fahrbegünstiguneswesen. 250. 
Fahrpark, Aufteilung. 310. 59. 
Ausgestaltung ; des 
- Eisenbahnverkehrs. 113. | 


— Balaton- (Plattensee-) D-Züge, Wie- 


deraufnahme. 764. 783. 

— Einschränkung des 
kehrs auf der Westbahn. 17%. 

— Einschränkungen im Zueverkehr 
wegen Kohlenmangels. 170. 

— Güterverkehr, teilweise Einstellung. 
209. 

— Pfingstverkehr. 450, 

— Triest, neuer Reisewee nach. 328. 

— Tschechoslowakei, Neue Zueverbin- 
dunsen mit der. 908. 

— Umleitung des Luxuszuges . Paris- 
Bukarest und des D-Zuges Ostende- 
Wien-Bukarest. 594. 

— Verkehrseinschränkungsen. 270. 391. 

— Verkehrsnachrichten. 450. 

— Vierkehrsverbesserung nach 
530. 

— Wiederaufnahme einzelner Verkehre. 


Triest, 


— Wien-Budapest. 71. 412. 487. 825. 971. 

— Wien-Budapest-Bukarest. 487. 

— Wien-Innsbruck-Schweiz. 230. 

— Wien-Karlsbad-Marienbad-Franzens- 
bad. 783. 

= Wien-Klagenfurt-Villach. 487. 

— Wien-Nizza-Cannes. -410. 

— Wien-Ödenburg, Wiederaufnahme des 
Personenzugverkehrs. 723. 845. 

— Wien-Salzburg-Innsbruck. 250. 351. 

— Wien-Südbahnhof-Triest-Agram, Neues 
Nacht-D-Zugpaar. . 783. 

— Winterfahrplan. 782. 

— Zueverkehr nach Ungarn über Wiener 
Neustadt. 170. 

Fieuerschutzwesen. 311. 

Finanzminister, der, über 
fragen. 883. 

Fremdenverkehr. 251. 271. 2%. £ 

— Landesverband für. 723. 

Fürsorge: für die Eisenbahner.  Erho- 
lungsheim für Südbahn-Bedienstete. 
329.980. 

— Hilfe für ‚notleidende .Eisenbahner- 
kinder. 508 


Personal- 


Gepäck... Handgepäck. : 270. 

— Prüfung des Reise- und Handgepäcks 
sowie der Pässe bei den D-Zügen 
Wien-Warschau und Wien-Budapest. 
154. 

— Reisesepäckwersicherung. 562. 

Glimmerfunde. 15. 

Graz-Köflacher Bahn. 231. 

Güterverkehr. Einfuhrfreiheit von 
Postpaketen nach der  Tschecho- 
slowakei. 562. 

— Binschränkune. 150. 209. 

— Frachtermäligung für Sömmerungs- 
vieh. | 546. 

— mit Frankreich über Italien. 800. 

— mit ‚Italien. 113. : 628. . 687. 

— mit dem S. H. S.-Staate. 9%. 

— iiber Polen mach Rumänien. 88. 

= Rn die Strecke Innichen-Brenner. 

— IN. | 

— mit Ungarn. 509.742. .783. 

— Herstellune und Verwendung von 
Eisenbahnfrachtbriefen. 800. 

Güterverkehrsvertrage mit Ungarn. 703. 


Hdaftpflicht der Eisenbahn bei einem 


durch Bergsturz herbeigeführten Un- 


fall. 545: 

— der Eisenbahn für das Gepäck in den 
Gepäckaufbewahrungsstellen. - 687. 
— der Gepäckaufbewahrungsstellen. 628. 
Handelskammertag, Erster österreichi- 

scher. 825. 
Handelsstatistikzesetz, Abänderung. 410. 
Heldientat zweier Eisenbahner. 644. 
Höllengebirge. Schwebebahn.’ 487. 


‘ Holzplätze, Kündigung der ärarischen. 


384. 


Schnellzusver- 


S er x a 


Internationaler Straßenbahn- und Klein- 


K.aiser-Ferdinands-Nordbahn. 151. 19%. 


bahnkongreß in Wien. . 329.2 450. 451. 


351. 451.. 546. 578. 


Kaizl, Dr., Hofrat. 629: 


Kärtner ÖOstbahn. 311. 


öster- 


Kleinwirtschaftsausstellung “der. 
reichischen Eisenbahner. 452. 488. 
546.:..562..594. :80% 

"Kohlen. Bergbau. 801. 


Bestellungen in Holland. 231. 

Bezug aus der Tschechoslowakei. 764. 
Förderung. 329. 609. 764. 

Dase. 1707 529. 562: 2594 
Oberschlesische. 562. 

Staatliche Kohlenwirtschaft. 530. 
661.2, 880 ® 
und Ausbau der Wiasserkräfte. 150. 
Kohlenversorgung. 15. 487. 628. 931. 


Kommerzieller Verband der österreichi- 
. schen Eisenbahnen. 450. 


Kompensationsvertrag mit Ungarn, Ab- 


Konferenzen. 


lauf desselben. 393. 
Dritte Industriekonferenz. 
7182. 865. 


Konferenz in Portorose. _488. 529. 
578. 883. 906. 


Konta, Ignaz, Hofrat t. 562. 
Kostbarkeiten, Beförderung. 593. 


Krankenkasse der 


Bundesbahnverwal- 
tung, ihre Neugestaltung. 508. 


Krankenversicherung bei den  Bundes- 
bahnen. 801. 
Kriegerleichen,. Berünstisung für die 


Beförderung. 171. 


Landecker Tunneldurchschlag. - 70. 
Landesfrachtabgabe in Niederösterreich. 


Landesverband für 


170. 

Fremdenverkehr. 
Eine Aufforderung an das Reise- 
publikum. 723. 


Lastkraftwagenverkehr. 25%. 
Lokalbahnen Weiz-Birkfeld und Unz- 


markt-Mauterndorf. 578. 


Lokomotivbestellungsen von Polen. 372. 
Lokomotiv- und Wasenfrage der Bundes- 


bahnen. #60. 


Luftverkehr. 91. 


Wiener Flughafen. 171. 


Maschinenindustrie. 987. 


Messeverkehr. 


Fiahrkartenausgabe für 
Messezüge. 644. 
Frachtbegünstigungen Für die Grazer 
Messe. 723. 

Paß- und (repäckreyision während der 
Wiener Messe. 723: 

Personen- und Güterverkehr zur 
Wiener Messe. 508. 545. 7123. 783. 
— Reichenberger Messe. 594. 


Murtalbatn! Tarite.: 723. 


Nationalrat. 


Notsignal, 
1: 


Oberösterreichische 


Organisation. 


Ausschuß für Verkehrs- 
wesen. 451. 


mißbräuchliche Betätigung. 


Wasserkraft- und 
Elektrizitätszesellschaft. 951. 
Abänderung der Bezeich- 
nung „Österr. Staatsbahnen“ in Öster- 
reichische: Bundesbahnen.- 250. 
Ändierune. 208 593. 

Änderung des staatlichen . Budget- 
jahres. 310 

Anregung auf Errichiune eines tech- 
nischen Ministeriums. 562. 
Arbeitsabbau in der staatlichen Ver- 
waltung. 8238. 
Auflösung der 
zen. 7%. 
Beirat .des Binden für 


Direktore nkantenen- 


- Vierkehrswesen. 309. 


Bundesamt für Statistik. 951. 
Elektrisierungsamt, 
seines Wirkungskreises. 487. 
Ernennungsbefugnis des Bundes- 
ministers für ‚Ver: xehrswesen. 34. 


— Erricehtune von 


"Sommerzeit. 250. 391. 


Erweiterung. 


Organisation. Vereinfachung des Ge- 
schäftsgänges bei den Bundesdirek- 
tionen und auswärtigen Dienststellen. 
576. 

— Verwaltungsreform. 800. 

— Wasenumlauf-Ausschuß. 450. 


Palßfragen. Paß- und Zollprüfung. ‚469. 

— Prüfung des Gepäcks.und der Pässe 
bei den D-Zügen Wien-Warschau und 
Wien-Budapest. 151. 

— Paßverordnung, neue. 987. 


— Verkehrserschwerung durch die 
Pässe. 9%. 
Pensionswesen. Bezug von Ruhe- und 


Versicherungsgenüssen im Auslande. 
112: EN - . 


Personalfragen. Änderung einiger 
Diensttib sel. der Bundesbahnbeamten. 
628. 


— Äußerung des Finanzministers über. 
883. 


— Ausscheiden von Eisenbahnbedienste- 


ten. 3914 
—  Beamtenabbau. 507. . 723. 929, 


aufsichten“ (Betriebskontrollen) bei 
den Bundesbahnen. 528: ei; 
Personalnachriehten. 70. 11322209: 


2312: 251: 27128 3292: 3732 01522 09% 
Pesta, Bundesminister, über Fragen des 
Verk ehrs,.: 129, 
Pfingstverkehr. 4%. 


Pressevertreter, Empfang beim  Präsi- 
denten der “ Ersparungskommission. 
Ep 
561. 


Beisegepäckversicherung. 562. 

Reiseverkehr, Behinderungen. 208. 

— Regelung. 578. 

— Schwieriekeiten im. 783. 

— Vorkehrungen für den westeigerten 
Reiseverkehr im September. 643. 

Reklamewesen. Werbeanzeigen auf. 
Eisenbahnfahrkarten. 644, 

Rodler, Dr., Walter, Bundesminister. 507. 


Salzburg, Sommerverkehr,. 488. / 
Schindler, Dr., Ministerialrat. 971. 
Schlafwagen 3. Klasse. 970. 


Schleichhandel, zewerbsmäßiger, durch 
Verkehrsbedienstete. 486. = 
Schutz der  staatsbürgerlichen Frei- 


heitsrechte. 370. 
Selbstkostensatz, Erhöhung. 208. 
Simmeringer Wagsontabrik. 59. 
410. 450. 
Speditionsarbeiter, Ausstand der... HM: 
Spullerseewerk. 951. 3 
Staatsvoranschlag. 487. 
Straßenbahnen, hohe Preise in Salzburg. 

91. 
= mW lens.98,. 130, 

— Verbot des Verkehrs von mehr als 
einem Anhängewagen auf Österreichi- 
schen Bundesstraßen. 724, 

Stubaitalbahn. 311. : 

— Bewilligung zu 
arbeiten. 741. 

Studienreise des sterne hen Inige- 
mwieur- und Architektenvereins. 741. 
764. re 

Siüdbahn.  Balaton-D-Züge, Wiederauf- 
nahme des Verkehrs. 764. 951. RER 

— Erholungsheim für Südbahnbedie: n- 

VS eiNsE ee) 

— Güterverkehr über 
nichen-Benner. 1%. \ 

— Neuorganisation. 70... 130. 
350. 328: 530. 

— Personenverkehr. 908. 

— Pfingstverkehr. 410. 

— Steirische Südbahnstrecke, Diebstähle. 
250. 

— Streik auf der. 53. 

— Verhandlungen mit der. italienise hen 
"Regierung. 328. 782. 

— Verkehrsnachrichten. Bı2: 

— Zahlung. der Fahrpreise in vwerschie- 
denen Währungen. 64. 


die Strecke In- | 


10. 189. 


„Personalbetriebs- ' 


technischen Vor 


e und Gebühren. 

den Grundlagen des 

" Gepäcktarifs. 409. 

— Beförderung ‚von Reincerleiehen. yarah, 

- Erhöhung der Ausfertigungsgebühren 

bei Gewährung außertanifmäßiger 

- Fahrbesünstigungen. 112. 

- Enquste über Eisenbahntarife: W%. 

— Erhöhung der Frachturkunden-Ge- 

Br bühren. 507: h 

— Erhöhung der Lager- und Wagen- 

ji standgelder. 69.27 351. 99%. 987; 

ahror eisermäßi£ung für Besucher 
DM 

Lehrer. 


Änderungen in 


d Personen- und 


er Reichenberger Messe. 
ahrpreisverzünstigunge für 


Frachtzuschlag für Steinkohlentrans- 
— porte über: den Semmering. 92. 
Gemeinsame ‚Beratung des Transport- 
und Tarifausschusses mit Vertretern 
dier Bahnbenutzer. 783. 

— Neuer Personen- und ee 
764. 5 } 
— eis en. 54, 

— Tarife für den ‚Wiener issnbahn-C- 
 päck- und Rollfuhrdienst. 742. 

- Tariferhöhungen. 212272310.-.800. 322, 
E20. 487. 627.108. 164. 844. 884, 
906. 


wwernbiahn. 15. 987. 
chnische Hochschulen, 
Absolventen 
schulen. 170. 
echnisches Museum. 971. 

raphenlinie Budapest—sSofia. . 988. 
ephon- und Telegraphennetz, Ausbau. 
ErAl... 971: 


Zwassung von 
höherer Gewerbe- 


elegraphenlinie Budapest — Sofia. 988. 
oler Landtag. 91. 

roler Straßen. RT. 

telverleihung. Hofrat‘ Dr. Franz 
chubert, Sektionschef. 885. 

ouristische Vereine, - Unterstützung 
lurch 4 Bundesministerium. 561. 
älle. Erfahrungen hieraus. 169. 

& fallsrenten. 5 

der öster nichisehlen Lokal- 
hnen und Kleinbahnen. 644. 825. 


band der Privatzüterwagen-Interes- 
senten in ‚Wien. 885. 


stischer Interessen. 971. 


n für. Kälteindustrie. . 372. 
ehr mit Polen. 372.: 
t Südslawien. 391. 487. 


- mit der Tschechoslowakei. 171. .189. 
2191: 231. 310.7.3287. 411.: 562... 908. 
t Ungarn. 34. 149. 330. 303. 9-6. 988. 
tehrseinschränkungen. 391. 59. 
rsnachrichten. 450. 723, 783. 951. 
äge und Abkommen.  Güterver- 
svertrag mit Ungarn. 705. 

mdels- und ‚Vertragsabkommen nit 
nam. 50. 

rkehrsabkommen mit Ungarn unl 
umänien. 14. 

% etung des Bundesministeriums für 
. erkehrswesen in Prag. 


2 er lens dies. Wagen- 
DR : 
— Verdunkelung der Abteile. 19%. 
- Wagenbezeichnung. 19%. 
W Tagenumlauf-Ausschuß. 450. 
W agenzählungen. 34. 
Ausbau durch die Ge- 


erkräfte, 
einde Wien. 687. 
ıtliche Förderung ihres Ausbaues. 


rkraftobligationen der 
_ Österreichischen 
91. 

twerke im Stubachtal und‘ an 

Initz.. 329. 


en irtechae 


and zur Wahrung allgemeiner tou- | 
- — Straßenbahnen. 53. 


Allgemei- 
Bodenkredit- 


| Su N u 


Donau. Aufnahme des 
Schiffahrtsdienstes. 170. 
— — Aufteilung des Schiffparks, Ver- 

.handlunsen. 171. 
—_—— Aufteilung des Schiffparks, 
Schiedsspruch. 669. 688, 823. 951. 


| Mer Se Donau - Dampfschiffahrtsgesell- 


schaft. 545. 723. 


“ — — Donau - Dampfschiffahrtsgesell- 


schaft, Genußscheine. 562. 

— — Donauverkehr. 644. 

— — Internationalisierung der Neben- 
flüsse. 15. 

— — Pariser Verhandlungen über. die 
Donauschiftahrt. 231. 

— — Wiederaufnahme des internatio- 


nalen Reiseverkehrs. 391. 
— Errichtung einer Reedereigesellschaft. 
‘ 


— Gründung der ‚Wiener Wasserkraft- 
werk-Aktiengesellschaft. 885. 
— Gründung einer österreichischen 


Schiffahrtsgesellschaft. 723. 
— -Kanalprojekt. 53. ? 


. — Oberösterreichische Wasserkraft- und 


Elektrizitätsgesellschaft. 
— Schiffahrtspolitik. 34. 
— Sonderrewerbeinspektorat 


951, 


Binnenschiffahrt. 660. 

— Se einer Innschiffahrt. 562. 
-661. 

'— Wiener  Lokalse hiffahrtszesellschäft 


m.sb: 11. 594. 

ee erie hr. 1% 

Weinberger, Adam, Ing. 251. 

Wien. Abbruch einzelner Strecken der 
Stadtbahn. 150. 

— Ausbau der Wasserkräfte Jurch die 


Gemeinde Wien. 687. 

— Ausstellung Tür ee und 
'Kleinbahnbedarf. . 450. 

— Elektrisierung (der Stadtbahn. EI3.. 


— .Erhöhung der Tarife der städtischen 
Unternehmungen ‘Wiens. 628. 

— Fremdenverkehr. 251. 271. 290. 

— Gründung der Wiener Wasserkraft- 


- werk-Aktiengesellschaft. 885. 
— Internationaler  Straßenbahn- und 
Kleinbahnkongreß vom 29. Mai bis 
2. Juni. 312. 339, 451. 


= Kündigung der ärarischen Holzplätze 
a dem Ost- und Nordwestbahnhof. 
8 

— {Lokomotivfabrik. 452. 

130. 530. 

— Tariferhöhung auf der Stadtbahn und 
den Wiener Verbindungsbahnen. 487. 

— Tarife für den Wiener Bisenbahn-Ge- 
‚päck- un] Rollfuhrdiienst. 742. 

— Wiener Lokalschiffahrtsgesellschaft 
mit beschränkter Haftung. 59. 


— Wiener Messe. 508. 545. 723. : 788, 

Wien-Budanpest, Erleichterung bei der 
Reise. 131. 

Wien-Nordost, Bund esbahndi rektion, 
Beamtemabbau. 507. 


Wien und der tschechische Handel. 15. 

Wirtschaftliche Annäherung an Deutsch- 
land. 58. 

W irtschaftsverhundlungen. mit Ungarn. 
14 


Zahlungsvorschrift, einer 


'Binführung 
neuen. 576. 
Zeehetner, Dr., Sektionschef. 91. ; 
Zeitrechnune. Einführung der 24-Stun- 
denzeit, „Verkehrszeit”. DSF 250: 
328. 
— Sommerzeit. 250. 39%. 
Tıentralverband der isalahner-Kie ein- 
"eärtner. . 311. 
Zillertalbahn. 391. 
Zollwesen. Aufgeld für yA ollzahlungen. 
908. 


— Ausfuhrzüter; 209. 

— Erhöhung des Lagerge ldes beim Zoll- 
oberamte Wien. 351. 

— Paß- und Zollprüfung. 469. 


für‘. die 


- Alfölder 


— Zoblamtliche Hausbeschau. 151. 1%. 
Zwangsverkauf  unbezogener Wagen- 
ladungen. 208. 
Ungarn. 


Abonmementskarten der Staatsbahn. 131. 

— Aktiengesellschaft für elektrische un(l 
Verkehrsunternehmungen. 743. 

en Erste  Wirtschaftseisenbahn. 
142 

Aluminiumerz, Entdeckung 
im Bakonygebiete. 688 

SUSE dUDESEunS für EBisenbahmbeamte. 

Ausländische Zahlungsmittel. 131. 

Ausschuß für Eisenbahnw agenaufteilung. 
DE 

Ausstellung für Maschinenindustrie in 
Budanest. 59. 670. 

Ausstellung in Lyon, Ungarische Betei- 
ligung. 988, 


eroßer Lager 


.Austriazüge. 131. 


Außenhandel im ersten Halbiahr 1920. 
290. 
— im Jahre 1920. 546. 


— im ersten [Halbjahr 1921. 

— Reselung. 92. 

Auswandererverkehr. 232. 

Auswanderung von maezyarischen Be- 
amten aus Rumänien. 868, 


S66. 


Bahnunternehmunes-A.-G. 452. 


Balaton (Plattensee). Ausbau der Ba- 
 laton-Ringbahn. 
- — Hebung des Fremdenverkehrs. 687. 


” 


"Deutsch-ungarische wirtschaftliche 


— Wiederaufnahme der Balaton-D-Züge. 
764. 

Baranya. Eisenbahnvieerkehr mit der. 743. 

— Rechtswidriekeiten der Serben bei 


Räumung der Baranya. 765. 
'— Verkehrsmaßnahmen aus Anlaß der 


Räumung durch die Serben. 645. 
Bar vorschüss se. 688. 
Bauten bei den Staatsbahnen. 488. 


— Elektrische Vizinalbahn. 886. 

Briefverkehr mit Rumänien, Wiederauf- 
nahme. 330. 

Budapest. Auflösung der linksufrigen 
Betriebsleitung. 272. 

— Ausbau des Handelshafens. 152. 489. 
688. 

— Ausstellung für Maschinenindustrie. 
595. 670. 


— Autobusverkehr. 765. 
— Betriebsergebnis der Budapester Ver- 
einieten Städtischen Eisenbahnen. 705. 


— Deutsches Mustierwarenlager. 115. 

— Elektrische Städtische Eisenbahn 
A.-G. g72. \ 

— Erhöhung der Lagergebühren. 845. 
932. 

— Eisenbahnkonferenz. 312. 

— Fahrplankonferenz. 210. 

— Internationaler Flugplatz. 152. 

— -Orientmesse. 172. 291: 330... 373. 
433. ; 


— Versorgung mit Kohle. 802. 
Budapester Straßenbahnen. 16. 152. 
2982 


— Frage der Übernahme. 670. 


— Regelung des Rechtsverhältnisses. 72. 
— Tariferhöhung. 71. 2%. 610. 769. 


784. 
— und die Wassernot. 630. 


Budapest—Szent—Lörinczer Lokalbahn 
A.-G.e: 988. 

Budapest-Ujpest-Rakospal otnier Eisen- 
bahn. 886. 

Budapest-Wien, Erleichterung bei der 


Reise. 131. 


An- 
näherung. 670. 
— Handelskammer. 988. 
Diebstähle. 231. 
Durchfuhrverkehr. _ 16. 


Kin- und Ausfuhrverkehr. Ausfuhrbe- 
‚schränkungen. 
_ NIEREN 453, 1:930:.2:.,947: 


—- Ausfuh rpolitik und Wirtschaftskrise. - 
ABNE, 


: 351. 
im Handelsministerjium. 


— Ausfuhrveredelungsverkehr. 

— Beratungen 

\ s01 

-— Beratungen über ıdie Einfuhrverbote. 
184 

— Beschränkung der Ausfuhr. 7%. 

— Einfuhreinschränkung. 579. 

— Einfuhrfreie Waren. 97. 


— Ein- und Ausfuhrbewilligungen. 210. 

— Ein- und Ausfuhr gebühren. 630. 

— Einfuhrverbot, gegen das. 610. 

— "Einfuhr von Nutzholz. ' 351. 

— Einfuhr von Vieh und tierischen 
Produkten. 210. 

— Ne der Mehlausfuhr. 845, 

7 

— Gebührenfreie Ausfuhr von Spiri- 
tuosen. 845. 

— Regelung der Rinder- und Schweine- 
ausfuhr. 688. 

— Wertgegenstände, Aus- und Einfuhr. 
330. 743, ; 

Eisenbahn-A usrüstungs-Aktien-Ches ell- 
schaft. 725. 


Eisenbahnbeamt enausbildungskursus. 742. 


Eisenbahnbetr jebsreglement zwischen 
= terreich und Ungarn, Aufhebung. 
Eisenbahnpläne. Elektrische: Eisenbahn 


zwischen Szabadka und Zombor. 
- projekt Debreczen-Miskolez. 595. 
— Proiekt Gyöngyös-Bene. 932. 
— Schmalspurbahn zwischen Domböyä ar 
und Szekszärd. 866. 
— Fisenbahn- und Postverkehr mit den 


670. 


Nachbarstaaten. 951. 

Eisenbahnwagen, Bestellungen von 
Polen. 595. 

Eisenbahnwagenbewohner, Versamml ung 
der; 724: 

Eisenbahnwesen. Störungen im. Eisen- 
bahnverkehr. 845. 

— Verkehrslage. 271: 469. ? 

Eisen- u. Maschinenfabriken, ‚Betriehs- 
einstellung. 36. 

Elektrisierung der Staatsbahnen. 115. 
951. 952. 

ee Kraftquellen,  Veerwertune. 


Elektrizitätswerke, schweizerische, in 
dieer ungarischen. Tiefebene, 272. 


Energiewirtschaft. 351. 
Erdgas. Erdgasbohrungen und Erdeas- 
Funde. ' 610. 


— Erdeasquellen. 71. 

— Brdasquellen in der Hartobagy 
duwer Komitat). 662. 

— Erdgas- und Petroleumbohrung im 
Tolnaer Komitate. 393. 

— Ungarische Erdgas - Aktien - Gesell- 


(Haj- 


schaft. 670. 
Explosion einer Lokomotive, 971. 
EA an Kontrolle der Reisenden. 
489, 


Yabrikindustrie, die, 

. lage: 629. 

Fahrplanfragen. 

—— Budapest-Paris 
113. 


und die Verkehrs- 


412, 
Budapest-Berlin:; 


Budapest-Brünn. 
und 


— Budapest-Triest. 272. 
— Budapest-Wien. 71. 412. 487. 835. 971. 
— Eilzüge der Staatsbahnen. 489. 
— Einführung der 24Stundenzeit. 39. 
— Miskoles — Hidasndmeti. 210. 
— Personenverkehr, stufenweise  Wie- 
deraufnahme. 412. 
—- Rumänien, Verbesserung des Verkehrs. 
— Sätoraljauhely — Miskolez. 71. 
379 


Ssıiz. 


— Südslawien. Direkte Verbindung. 172. 


— XI — 
| Verkehrseinschrän- 


— Wien-Budapest-Bukarest.. 487. 

— Wien-Oedenburg. 723... 845. - 

— Zugerverkehr nach Österreich über 
Wiener-Neustadt. 170. 

Fertövideker Lokalbahn. Erhöhte Tarife. 


Fahrplanfragen. 
kungen. 272. 


Aug: 
Flugwesen. Vernichtung des Flugzeug- 
parkes. 802. 
 — Zukunft..:971. 
'Frachtbriefmuster, neue. 131. 
Frachtbriefformulare, Preise der. 453. 


Franz-Josef-Untergrundbahn. 


988. 
Fremdenverkehr. 92. 2. 


— Hebung des, am Balaton (Plattensee). 
687. ; 

Fremdenverkehrsbüro der‘ Budapester 
Orientmesse. 330, ER 


Fürsorge’ für die Eisenbahner, Abgabe 
von DSehuhen. 131. 

— Amerikanische Wolle für die Witwen 
von Eisenbahnbeamten. 2352. 


— Außerordentliche Zulage für Eisen- 
bahnangestellte. 347, 

— Barvorschüsse. 688. 

— Brennholz zu ermäßigten Preisen. 
312. 

— Erziehungs- und  Verpflegungsan- 
stalten der Staatseisenbahnen. 64. 

— Gewährung einer. Teuerungszulage. 
351. : 

— Preisermäßigung für Gas und Elek- 
trizität.. 232. 

— Unentgeltliche ärztliche Behandlung. 
952. 

— Unterstützung. 433. 

— Versorgung mit "Lebensmitteln usw. 
489. 

— Verteilung von Kleiderstoffen. 232. 


—- Vorschuß- zur Beschaffung von Klei- 
derstoffen. 412. 

— Wohnungsbau für 
stellte. 725. 743. 

— Wohnunssgeldzulagen. 


Eisenbahnangie- 
547. 
Gepäck. . Beschränkung der Haftung der 


Eisenbahnen. NEIBSY 
— Prüfung des Gepäcks und der Pässe 


in den D- Züsen Wien-Budapest. 151. 
— Rechtzeitige Aufgabe. 131. 
Gesetzentwurf wegen ‘ den unlauteren 
Wettbewerb. 530. WA 
Getreideverkehr. Freigabe. 489. 
Grenzanschlüsse. 251. 
Grenzstationen, 'südslawische. 687. 
Güteraustauschübereinkommen mit der 
Schweiz. ° 115. 
Güterverkehr. Einschränkung. 36. 210. 


— Einschränkung der Verwendune von 


Begleitern für Eisenbahnieütier. 885. 

-—- Einstellung auf’ den Linien der 
Staatsbahnen. 210. 231. 

— Erhöhung der Lagergebühren in Bu- 
dapest. 845. 

— Frachtbesünstigungen. DER 784. 
290 


— Freigabe des Verkehrs mit Mühlen- 
erzeuenissen. - 629. 


— Freigabe von Zucker nen 645. 

— Gemüse- und Obstwerkehr. 489. 509. 
547. 

— Kürzung der Ladefrist. 82. 

— Kürzung der wagenstandgeldfreien 
Verladezeit. 724. 2 

— . Lebende Tiere, Beförderung. 629. 

— Lieferfristen auf den ungarischen 
Staatsbahnen und der Südbahn. 412. 

— Maisbeförderungen. 78. 

— mit ‚Bulgarien. 272. 

— mit Deutschland. 51. 

— mit Italien. 252. 508. 595. 629. 

— ‚mit Österreich; 742. 783. | 

— mit Polen. 115.. 563. 3% 

— mit Rumänien. 35. 546. 610. 909. 

— ‚mit Südslawien. ' 742, 825. 952. 

— mit der Tschechoslowakei. 92.. 547. 


124. 742. 784. 


' Güterverkehr. 


E Kohlen. = 


—- P&eser 


Verkehr mit 


Satken ; 


272. 


Güterversicherungsunternehmungen, 


Bund ungarischer. 670. 

Güterverkiehrsvertrag mit 
705. 

Györ (Rab). Waren: "und Maschinen- 
fabrik. Schweizerische Bestellungen. 
202. 

— (Generalversammlung. 886. 

Györ-Sopron- -Ebenfurter Lokalbahn. 
höhte Tarife. 453. 

Lokalbahn. Ver kchrseinstellung. 

108 


Österreich. 


Er- 


Haftung der Eisenbahnen für Gepäck 
bei entstandenen Schäden. 392. 
Handelsbeziehungen zu Deutschland. 
393: 59. \ 
— zu Bulgarien. 802. 
Handelskammer, britisch-ungarische. 210. , 
— deutsch-ungarische in Budapest. 232. 
Handelsvertrag mit: Polen. 74. 292. 2132 > 


— mit Rumänien. 2%. 

— ‚mit der Tschechoslowakei. 705. 

Hegyeshalmy, Handelsminister. 35. 

— über den ireien Verkehr. 35. 

— wichtige Mitteilungen. 92. ; 

— Aufruf an die Eisenbahnbediensteten. 2 
131. 


'.— Dankischreiben. an die Bisenbahnange- 


stellten.. 629. 

Kartoftelverkehr, Freigabe. 453. 
Kaschau-Oderberger Kisenbahn. 392. 3 
— Lage der Angestellten durch den Ab- 


bau der rengralliren u ‘im Buda- B: 
pest. 725. " 
Keläanyi, Edmund... 192. 2 
Kecskemet, Verhandlungen der BET 


wirte über Eisenbahnverkehrsfragen. ; 
563. 

Kleinbahnen. 92. 

— Bau and wirtschaft 

— und Lokalbahnen, Lage der. 

Allgemeine Lage. 39. 
688. z ö 

— aus Oberschlesien. 2I1. 252. 

— Bergwerke, neue. 252. 

— englische. 2%. 

—- Förderung und Verteilung. 312. 

— Herabsetzung der Kohlenpreise. 610. 

— Kohlenbeförderungsvertrag zwischen | 
Ungarn und Deutschland.. 764... 

— Kohlenbeförderung nach Ungarn. 579, 

— Kohlenfunde im Borsoder Koma 
AO SSES ; 

— Kohlennot. 16. i 

— Kohlenversorgune aus 2 Pschecho- | 
slowakei. 742. 

(Fünfkirchener) 

802. 886. 


12 
143... 
610. , 


Kohlengru- 
ben. 489. 725. EEE: 
— preußische, für die. ungarische In 
‘ .dustrie. 152. Er ß 
— Saarkohle für Ungarn. 489.. 
— Staatliche Kohlenförderung. 802. k 
—- und .Erdölvorkommen im Komitat 


Salvos. . 172. 
— Verringerung der Kohlenzufuhr. 610. 
— Versorgung der Hauptstadt mit 

Kohle. 802. 


— Wirtschaftliche Alena der-Braun- 
kohle. 952. 

Kompensationsvertrag 
Ablauf desselben. 


mit Österrei 


393. 


Konferenzen. Eisenbahnkonferenz, "2198 

— Fahrplankonferenz. ® 

Kraftwagenverkehr auf den  Staats- 
bahnen. .' 433. |.845....952. 


— auf den Lokalbahnen. 885. 
— zwischen Györ (Raab) und. Csor 
670. Sn 


Lebensmittelbeförderungen, keine Ein- 

schränkung. 312. 
Lieferungen an die Staatsbahnen. 232, 
— ‚öffentliche. - 489, ei 


Flugpostverkehr. 72. 


{ ehansler Flugplatz in Buda- 
pest. 152. y 
Luftpostverkehr zwischen Miskolcz 
und Budapest. 172. 


nanfabrik der ah Staats- 
bahnen. : 

Ausbesserung südslawischer 
- bahnwagen und Lokomotiven. 252. 

- Erhöhung der Leistungsfähigkeit. 232. 
ER "Märzfeier. 290. 

aterialbestellungen in Deutschland. 35. 
everkehr. Fahrkarten zu ermäßigten 
Preisen zwischen Budapest und Prag. 


- Frachtermäßigungen für Ausstellungs- 

güter. 2% 

- Mailänder Warenmustermesse,. Teil- 

_ nahme Ungarns. 172. -433: : 

- Orientmesse in Budapest. 172. 

5330. 373.488... 

lineralölerzeugnisse. Freigabe 16 Ver- 
- kehrs. % 

- Nutzbeteiligung des Staates. 312. 

fi skolez, Drahtseilbahn. 290. 


Teilnahme Ungarns. 92. 
hhäcs—Pecser Eisenbahn, 
der Frachtgebühren: 

t le Sendungen nach Amerika. 
Jo 


Erhöhung 


achfolgestaaten,. Wiederaufnahme dies 


Wirtschaftliche 
nd verkehrspolitische. Fragen. 488. 


ahion: Staatsbahnen. 151. 39. 
— Zusammenfassung mehrerer Abtei- 
" Jungen bei der Direktion der Staats- 
‚ bahnen. 210. 


tragen: re 55: 

- Kontrolle der aus dien besetzten Ge- 
bieten Einreisenden. 172. 

- Prüfung des Gepäcks und der Pässe 


670. 


außer der Reihe. 
- der Bisenbahnbediensteten 


(resuche 


an den Handelsminister. 312. 

I assenpensionierungen bei den 
Staatsbahnen. 563. 

Verminderung des Personnlbestandes 
der Staatsbahnen. 312. H78. 

2 'sonalnachrichten. 36. 192.7..2522 453. 
80. 610. 645. 662. 670. 988. 
ersonenkraftwagen, Einziehung der 


atlichen. 92. 
onenverkehr. 35. 
der Strecke Budapest-Szabadia, 


ränkung. 2.10: 


ufenweise des 


‚Wiederaufnahme 

erkehrs. 412. 

roleumbohrungen. 393. 

ofreiheit und Eisenbahnbegünsti- 
eungen. 55. 
Do8 ererkeht mit Deutsch- 
Sttarife, Erhöhung. 509. 
Ra: jab-Ödenburg-Ebenfurter - Eisenbahn. 


131. 

I rachtgut« sendungen. 412. 

Neue Gütertarife. 2792. . 

1, Gottfried, Hofrat. 630. 
mationswesen. 252. 

tattung von Eisenbahnwagen und 
fen durch Rumänien. 330. , 


genverkehr. 35. ; 
edarf der Staatsbahnen. 71. 


die Serben. 645. 765 
/ 2: rollenden 


Materials an 
Ur NLATn 3 


in den D- Züzen Wien-Budapest. 151; 
- Viehpaßformulare. 988, 
26 -sonalangelegenheiten. Beförderungen 


Räumung der eu dureh 


Eisen- 


} 


tteleuropäische Telegraphenkonferenz, 


— ‚XI — 


Sozialistischer Verband der Angestellten 
der elektrischen Bahnen. 172. 
Staatsbahnen, ihre Elektrisierung. 115. 
— Reorganisation. 151. 392. ‚ 
— ls für ‚das. Jahr 1921/22. 

5 
Staatseisenbahngesellschaft, ‚ Übersiede- 
lung nach Bukarest. 
Statistik. Güterstatistik für 1920. 232. 
Südbahn. Ausweise für öffentliche An- 
gestellte und Militärpersonen. 115. 988. 
— Lieferfristen. 412. 
_ Ei: einer Lokalbahn "am Plattensee. 


' — Provisorische Verwaltung. 272. 351. 
— Restaurationsbetrieb. 932. 
Südslawische 'Grenzstationen. 687. 

— Wagen und Lokomotiven, Ausbesse- 
rungsarbeiten. 252. 629. 845. 
‘Szolnok, Niederhersbolfne der Eisen- 


bahnbrücke. 909, 
Szönyey, Roland, der neue Regierungs- 


kommissar für : Kohlenangelegen- 
heiten. 688. 

Tarife. Erhöhung der Frachtsätze für 
nen der Lokalbahnen. 
530. 

— une des Lagergeldes. 845. 

zn Ermäßigung der Pischteitze.. im 
Durchgangsverkehr. 


— Fahrpreise für den Örnient-Expreßzug 
und die D-Züge. 610. 

— Fahrpreiserhöhungen auf den Ser 
bahnen. 644. 


— Fahrteisversünstigungen. 31: 

— Frachtberechnung “für. Milch- usw. 
Gefäße. 661. 

— Frachtermäßisung für Anusstellungs- 
eüter. 290. 


— Herabsetzung der’ Frachtgebühren für 
Kartoffelsendungen. 724. 

— Lokalsütertarif für die von fremder 
Herrschaft befreiten Linien. 705. 

— Neue Gütertarife auf der Raab-Öden- 


burg - Ebenfurter und der Fertövi- 
deker Eisenbahn. 272. 

=. gung für Grubenholz. 
67 

— Tarifreform. 172. 

— Wagenstandseld.. 644. 705. 


Telegraph und Telephon. Einführung 


der Mehrfachtelegraphie. 


 — Errichtung eines inländischen funken- 


telegraphischen Dienstes. 509. 

— ae a ae Budapest- Berlin. 
12% y 

— Neue drahtlose Telegraphenstation in 
Skökesfehervar (Stuhlweißenbure). 
661. 

— Telegraphenverkehr, drahtloser. 252. 

— Telephon- und drahtlose Telegraphen- 
anlagen, Verpachtung. 252. 

Thermalquellen. 9. 

Tokaier Eisenbahnbrücke. 35. 

Torfanlagen. 192. 

Torflager. 232. 688. 

Transportscheinzwang. 688. 


Eisenbahn - Verkehrs-A.-G. 
Handels- 


Ungarische 
866. 


Ungarisch-bulgarische - und 


Landwirtschaftskammer. 765. 
Ungarisch-französische Handelskammer. 
1 
Üszög-Mecsek-Szabolcs, Verkehrsein- 


stellung auf dieser Strecke. , 845. 
| Werkehrsbeschränkungen. Aufhebung. 

578. 610. 

— Besprechung in der Nationalversamm- 
lung. 

— und. Industrieunternehmungen. 20. 

Verkehrsfragen. 252. 508. 952. 

— Verkehrseinstellungen. 764. ; Eh 


— Verkehrsw iederaufmahmen. 


Verkehr mit dem Auslande, 192, 


— mit Italien. :508. 595. 629. 


— mit Österreich. 34. 149. 330.. 351. 
393; : 742. 936. 938; 

— mit Polen. 563. 

— mit Rumänien. 330. 351. 412. 453. 


578. 610. 825. 885. 
— mit Südslawien. 131. :210. 272. 578: 
870...1105.-.725.. 742. .952. 988. ; 
— mit der Tschechoslowakei. 9%. 272. 
547. 563. ‚724.. 742. 988. 
ER SROSTLEH TIER, mit Rumänien. 
Verträge und Abkommen mit Deutsch- 
land, Kohlenbeförderungsvertrag. 764. 
— Wirtschaftsabkommen. 55. 
— mit Österreich, Güterverkehrsvertrag. 
— Handelsabkommen. 55. 
— Kompensationsvertrag. 
— Verkehrsabkommen. 14 
— mit Polen, Handelsvertraeg. 
211.351. 
— Wirtschaftsübereinkommen. 412. 
mit Rumänien, Handelsvertrag. 2%. 
— — Verkehrsabkommen. 14. 
— mit Südslawien über Ausbesserungen 
von südslawischen Lokomotiven und 
.Waßgen. 629. 


33. 


11.492, 


— mit der Tschechoslowakei, Handels- 
vertrag. 705. 

— Wolff-Biedermannscher Vertrag. 152. 
172. 

Woagenbauindustrie, ihre Leistungsfählg- 
143. 

Wagenbewohner. _645. 


Waeenpark. Regelung des Zustellens 


der Wagen auf offener Strecke. 629. 
W anderausstellung. 92. 
Warenmustermarkt. 16. 

Wassernot, die, und die Budapester 

Straßenbahnen. 630. 
Wasserwirtschaft. „Adria“,  Seeschiff- 

fahrts-Akt.-Ges..: 131: 192. "252. 


—. Ausnutzung der Woasserkräfte. 688. 
— Dampfschiffahrt auf der Donau. 2%. 


825. 


— Donauhafen in Üsepel. 232. 


— Donaukommission, Sitz in Budapest. 
36. 802 

— Donaukommission, ungarischer Prä- 
sident. 71. 


— Donauschiffpark, Aufteilung. 

— Donau-Theiß-Kanal. 412. 

— Donauverkehr im ' ersten Halbjahr 
1920... 55. 

— Entscheidung über den Eisernen Tor- 
Schleppdampfer „Vaskapu“. 662. 

— Internationalisierung der Drau 
Save... 192. 

— Lage der 
tahrt.ı 93, 

— Mosoner Donauarm. 

— Nilederdruck- Wasserkräfte in Ungarn. 


669. 688. 


und 


ungarischen Donauschiff- 


2322 

_ Schiffsverkehr zwischen Budapest 
und Belgrad. 9. 

— Ungarn auf der Münchener Wasser- 


straßentagune. 629. 

— Une. Binnenschiffahrt-A.-G. 610. 

—_ Une. Fluß- und Seeschiffahrt-A.-G. 
412. 

— Wasserkraftanlagen, Ausbau der. 886. 

— Wasserkraftanlagen im  Szolnoker 
Komitat. 563. 

Weinausfuhr.. 71. 


Westungarische (ebiete, Maßnahmen für 


die Reise nach den. 826. 
Wirtschaftsfragen in der Nationalvier- 
sammlung. 
Wirtschaftskrise... 330... 351. 373. . 392. 
Wirtschaftslage. 252. 629. 
Wirtschafts- und Kleinbahnen-Aktienge- 
sellschaft. 932. 
Zeitrechnung. Einführung der 24Stun- 
denzeit. 39. 


Zollwesen. Ausfuhrsendungen,  Zoll- 
behandlung. 231. SE 

— Erhöhung des Zollaufgeldes. 119. 
452.-.909. 972. E ; 

— Freigabe der im Zollamt liegenden 
Güter, 290. 

— Grenzzollstationen. 92. 

— Schutzzollbestrebungen. 330. 

— Unsarn selbständiges Zollgebiet. Er- 

: richtung einer Zollwache. 724. 

— Umsatzsteuer, 1% %, bei 'Verzollung 
von Gütern. Vorlage der Rechnung. 
886. 

— Zollämter, neue. 272. 

— Zollfragen. 55. 9%9. 

— Zollfreiheit für amerikanische Lie- 
besgaben. 131. 

— Zolltarıf, : 71. 118. 152. 251.393. 
452. 563. :.784.2.909. 


Niederlande. 


Eisenbahnmuseum, Sammlung für ein 
künftiges. 826. 

Fisenbahnerversammlungen. 115. 

Eisenbahnwesen. Die Einnahmen der 


Eisenbahnen. 393. 846, 
— Die holländischen Eisenbahnen im 


Jahre 1920. 689. 
— 'Blektrisierung der Eisenbahnen. 689. 
826. 

— Kommissionsbericht über die Miß- 
stände im Eisenbahndienst. 489, 

— Neuorganisation, 490. 802. 

— Neuregelung des Verhältnisses zZwi- 
schen Staat und Eisenbahngesellschaf- 
ten. 232. 

Erholungsheim-Verein ds Eisenbahnper- 
sonals. 8027 ° 

Fahrräder, ‚Beförderung. 39. 

Frauen im Eiserbahndienst. 826. 

Holland-Hambure. 232. 

Kleinbahnen, Notlage der. 846. 

Kohlenbestellungen von Österreich. 231. 

Kommerzieller Dienst der Eisenbahnen. 
610. 

Nebenbahnen in Zeeuwsch Vlaanderen 
und auf Zuid Beveland. 211. 

Rheinfrage. 253. 

Rheinschiffahrt. 509. 

Rotterdam, Verkehrsverhältnisse. 826. 

Veerwaltunesgebäude der Eisenbahnen in 
Utrecht. 39. 

Vlissinger Linie, die, im Jahre 1920. Sich 
784. 

Vlissingen-Queenborough. 211. 

Winterfahrplan. 784. 846, 


Uebrige europäische Länder. 


Belgien. 


Ausbildung der Lehrlinge in den staat- 
lichen Werkstätten. 491. 

Belgisches Kapital für die südslawischen 
Eisenbahnen. 373. 
Belgisch - luxemburgisches 
kommen. 59. 630. 
Brüssel, Projekt eines Zentralbahnhofes 
in. Brüssel. 7%. 
Brüssel-Antwerpen, 

'bahnbetrieb. 766. 

Eisenbahnmaterial, Ablieferung von 
Deutschland, 408. 

— Deutsches, 332. 

Entgleisung (des Expreßzuges _ Paris- 
Amsterdam zwischen Tubice und 
Braine Lecomte. 547. 

NE N der Eisenindustrie. 

Französisch-belgische Verkehrsspannung. 


Eisenbahnab- 


Elektrischer Voll- 


- Güterverkehr mit Deutschland, Luxem- 
burg und Frankreich einschließlich 
des "Saangebiets. 33. 

Kanalverkehr. 19%. 

Seehafenabkommen mit Frankreich. 332. 


Bulgarien. 


Güterverkehr. Ursprungszeugnisse für 
‘Waren aus Ungarn. 272. 4% 
Serbische Betriebsmittel, Rückgabe. - 5%. 


Telegraphenlinie Budapest-Sofia. 458. 


Ungarisch-bulgarische Handels- u Land- 
wirtschaftskammer. 765: 


Dänemark. 


Fisenbahnwesen.:. Ausbau der dänischen 
Eisenbahnen. 530. 

— Betriebsverlust der Staatsbahnen, 116. 

— Die Staatsbahnen im 
1919/20. 211. 645. 

— Sparkommission der Staatsbahnen. 
689. 

— Fehlbeträge der Staatsbahnen. 785. 


Fährenverbindung Hälsingborg-Helsingör. 


932. ' 
Kleiner Belt. Neue Fähre. 232. 
— Eisenbahnbrücke. 662. 785. 
Kohlen. Verluste bei Kohlenbestellungen. 
16. 
— Verwendung von Braunkohle. 785. 


Kopenhagen oder Stockholm als Mittel- . 


punkt für (den Durchgangsverkehr 
nach Rußland. 433. 
Lilla Bält siehe ‚Kleiner Belt“. 


Paßfreier  Durchgangsverkehr durch 
dänisches Gebiet für Reisende aus 


Deutschland. 739. 842. 
Südjütland, Übernahme früherer 
scher Reichsbahnen. 116. 
Tarifabbau. 886. 
Waldbrände. 671. 


deut- 


Freie Stadt Danzig. 


Danziger Eisenbahnen, Zuteilung an 
Polen. 642. 659. 822. 928. 

Güterverkehr.  Expreßgutverkehr “nach 
Danzig. 467. 

— mit Polen. 9. 

Polnisch-Danziger Eisenbahnvertrag. 740. 

Sprache und Währung im Eisenbahnver- 
kehr in Danzig. 686. 


Elsaß und Lothringen, 


Bahnverbindung mit - Frankreich. 56. 
671. Rn 
Eisenbahn-Pensionskasse : der WReichs- 


eisenbahnen in Elsaß-Lothringen. 842. 


Fisenbahnpläne. Belfort-Colmar. 707. 

Eisenbahnwesen. Schicksal der ehemalig 
elsaß-lothringischen _ Reichsbahnen. 
23: 


— Zukunft der 
Bahnen. 470. 
Schiffahrtsdienst.  Elsässische Binnen- 
schiffahrt, französische Pläne. 470. 
— Schiffahrtsfragen. 470. ; 
Verkehr mit Deutschland. 504. 
Vogesenbahnen. 233. 


‚elsaß-lothringischen 


England. 


Arbeiter als Aktionäre. 77. 
Arbeitierfahrkarten. 212. 
Ausflugverkehr. 707. 
Ausländische Lieferungen für die Eisen- 
bahnen. 671. 
Bahnsteickarten. 933. \ 
Bergarbeiterstreik, Binfluß auf den 
Eisenbahnverkehr. 133. 
Deutsche Eisenbahnpolitik, ein englischer 
Sachverständiger über die. 973. 
Diebstähle. 375. 
Eisenbahnaktionäre, Versen. BD: 
Eisenbahnbauten, Staatsbeihilfen. 888. 
me a achtstündiger Arbeitstag. 
— Ausländische Lieferungen. 671. 
— Aktionäre. 213. | 
— ‚Besteuerung. 767. 
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- = Lord -Peel. 
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Wasserwirtschaft. England und die 


Eisenbahnen, Betriebsmittellage. 274. 
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' TUng. 212. REN 
— Frage der Verstaatlichung. 293. 548. 
— Kampf zwischen Eisenbahnen und 


Wasserstraßen. 727. 
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254. 

Frsenbahngesetz, neues. 375. 492. 
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Gütertarite. : 56. 
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Schiffsverkehr. 663. 
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— Bisenbahnunfall. 510. 
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55. ‘ 


Privatsüterwasen. 726. R 

Queenboroush-Vlissingen. 211. 
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Eisenbahn- und Hafenbau. 334. 
Güterverkehr. 37. 972. 
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„Eine hübsche Überraschung“. Bestel- 
lung von 6 Bohrmaschinen in Eneg- 


® land. 632. | 
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Deutschland erbeuteten. 408. 
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nenschiffahrt. 212. | 
Serehafenabkommen mit Belgien. 332. | 
' Sommerzeit.. 153. 
Vertretungsstelle französischer Eisen- 


bahn- und Transportunternehmungen 

in der Schweiz. 580. 
Vegesenbahnen. 233. 
Wasserwirtschaft. Eine 

Weltwasserstraße. 631. 
— Französische Kanalwünsche. 6%. 
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Kanal von Marseille zur Rhone. 332. 
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Kanadische Aussichtswagen. 93: 

Konferenz, Internationale, in Stresa. 333. 

Kraftwagen in Südtirol. 492. 
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Lokomotivbau. 707. 

Luftverbindung Genua-Stockholm. 646. 
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Wasserwirtschaft.” Italien ‘und die 
- Rheinschiffahrt. 314. 

= Ba Wasserstraße Venedig-Mailand. 

— Rom — Meerhäfen, 1%. f 
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Brückenbau und Verkehr über den 
Donauarm bei Feteschti. 847. 

Donau-Dampfischiffahrts-Gesellschaft, ru- 
mänische Direktion. 56. 
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— nach Rumänien. : 611. 
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Verkehrsabkommen mit Österreich und 

: Ungarn 14. 

Verkehrslage. 56. 

Verkehrsnot. 414. 

Verkehrsverhandlungen mit Daearı: 885. 

Verkehrswesen, Förderung. 274. 

— Wiederaufbau. 847. 

Vierte Wagenklasse in Rumänien. 911. 


Wiederauf- 


Tschecho- 


Marma- 


Rußland. 


"Ei ee ommen mit. Lettland, 
DD > N 
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Lohnverfahren. Verbindung von Geld- 
und  Naturallohn zur Hebung der 
Arbeitsleistung in (den Werkstätten. 
596. 

Lokomotiven, Lieferungen von Deutsch- 
land. 741. 744. 843. 865. 
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Be Auflassung der Station 
Riksgränsbahn, amerikanisches Und 


über das elektrische System. 212: x 
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‚Staatsbahnwerkstätten. 116. 
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Stahlwiagen. 332 
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Übrige europäische Länder: 
40 Millionen Verlust der dänischen 
Staatsbahnen an amerikanischen 
Kohlenbestellunsen. — Neue Güter- 
tarıfe im schwedischen Verkehr mit 
Deutschland über Sassnitz. — Veer- 
besserte Eisenbahnverbindunsen 
Schwedens mit Deutschland. Fahr- 
plankonferenz in Bern. — Neuor- 
sanisation des französischen Eisen- 
bahnwesens. — Der Fluszeugver- 


kehr London-Paris.. — Die rumä- 
nischen Eisenbahnen. — Ein auf- 
sehenerresiender  russisch-amerika- 
nıscher Paecht- und Lieferungs- 
vertrag. 

Bücherschau. 


Amtliche Mitteilungen. 
Amtliche Bekanntmachungen. 


nisse im an im ae ahnen des 
senen Jahres zu gewinnen versuchen, so können wir 
Erkenntnis nicht verschließen, daß die Hoffnungen, 
uf das Jahr 1920 setzen zu dürfen glaubten, sich nur 
ommen erfüllt haben. Die Folgen des Krieges und 
noch der inneren Umwälzungen, die sich bei einigen 
offen. vollzogen haben und sich bei den meisten an- 
‚aller Stille noch heute vollziehen, haben eine viel 
gere Wirkung gehabt, als es anfangs den Anschein 
ie ein geschäftliches Unternehmen nur dann gedeihen 
entwickeln kann, wenn es in der Lage ist, sein Soll 
ben zu überblicken und mit einigermaßen stetigen Ver- 
n zu rechnen, so scheitert noch heute jeder Versuch 
a dem Kriege betroffenen en ihr Wirtschaftsleben 


Ber acht einmal vollständig, sie wissen noch nicht; 
‘sich ihre durch die Friedensverträge einer mehr 
er willkürlichen Festsetzung durch die Entente 
Schulden stellen, und welche Zahlungsmöglich- 
n gewährt werden. Die Entente ihrerseits weiß 
el sie wird herauspressen "können: bei einigen 
BERN das Bestreben, die Feinde wirtschaftlich 


_ Vom Geheimen Oberregierungsrat Dr. v. Ritter. 


zu vernichten, bei anderen die Besorgnis, den Bogen so zu 
überspannen, daß nicht mehr genug für sie herausspringt. 
Das Eisenbahnwesen ist, wie sich gerade in diesen Zeiten 
immer klarer zeigt, einer der sichersten Gradmesser für die 
„wirtschaftlichen Zustände eines Landes. Die Unsicherheit der 
allgemeinen Verhältnisse, die das Jahr 19%0 kennzeichnet, 
spieeelt sich deutlich bei den Eisenbahnen wider. Die Ver- 
minderung und Verschlechterung des Betriebsmittelparks, die 
‚Vernachlässigung der Bahnunterhaltung, der notwendigen Er- 
gänzung und Verbesserung der baulichen Anlagen wirken 
überall noch nach. Die Kohlenfrage ist fast in allen Ländern 
gleich schwierig, und nicht nur bei den. Staaten ohne Koblen- 
besitz. Das Deutsche Reich mit seinen. einst so reichen Kohlen- 
bergwerken ist des Saargebietes beraubt worden, Ober- 
schlesien bildet immer noch einen unsicheren Faktor, und die 
Schätze des Ruhrgebiets müssen. zum wesentlichen Teile über 
die Grenze wandern. Einen Gegenstand besonderer Sorge 
bildet überall die Personalfrage. Nicht nur hat der 
Achtstundentag die tatsächliche Arbeitszeit, aller Eisenbahner 
verkürzt, auch innerhalb dieser Arbeitszeit sind die Leistungen 
infolge allgemeiner Übermüdung und Arbeitsunlust gegenüber 
der Friedenszeit zurückgegangen. Es unterliegt keinem 
Zweifel, daß, neben den. Materialpreisen, die steigenden. An- 
sprüche der Eisenbahnbediensteten einer der Hauptgründe 
für die trostlose Entwickelung unserer Eisenbahnfinanzen 
sind, wie ja auch letzten Endes die hohen Löhne der 
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Arbeiterschaft Erhöhung der Preise für 
Materialien und Lebensmittel verursacht baben Anderer- 
seits hat aber der deutsche BReichsverkehrsminister 
kürzlich darauf hingewiesen, daß die Eisenbahnverwaltung 
an ihrem Überfluß an- Arbeitern. und Beamten keine 
Schuld trägt, daß dieser vielmehr eine Folge von Demo- 
bilikationemäßnahmen ist. Die Entlassung dieses Überschusses 
würde wein neues Heer von Arbeitslosen schaffen, das dem 
Reich, wenn auch bei einem anderen Titel seines Haushalts- 
etats, doch zur Last fallen würde. Ähnlich liegt die Frage 
auch in den anderen Ländern. In der Lohn- und Gehaltsfrage 
spielt die allgemeine Unsicherheit der Lage offenbar gleich- 
falls eine wesentliche Rolle. Wenn man zahlenmäßig nach- 
weisen könnte, wie sich Jurch Abbau der Löhne und durch 
Sparsamkeit in absehbarer Zeit eine Gesundung der Finanzen, 
eine Ermäßigung der Kosten der Lebenshaltung und der Über- 
gang zur früheren, Stetigkeit des Staatshaushalis erreichen 
ließe, würde das Personal gewiß geneigter sein, an eigenem 
Leibe Opfer zu bringen, als jetzt, wo wir unaufhaltsam auf 
einer schiefen Ebene hinabgleiten und jeder deshalb aus dem 
Zusammenbruch möglichst viel zu retten sucht. In den Län- 
dern der Entente ist die Personalfrage nicht minder brennend, 
ja es will fast so scheinen, als ob ihueu ebenso schlimme 
Krisen bevorstehen, wie wir sie bereits hinter uns haben. 
Die großen Eisenbahnerstreiks in Frankreich, England und 
Amerika, die drohende Eultung der großen Arbeiter- und 
Angestelltenorganisationen führen eine beredte Sprache. Auch 
wirtschaftlich haben sich die Erwartungen. der Entente- 
länder nicht erfüllt. Ihre Hoffnung, Deutschlands Erbschaft 
auf dem Weltmarkt ohne weiteres antreten zu können, ist 
daran gescheitert, daß die früheren Absatzgebiete des deut- 
schen Handels ihre Kaufkraft verloren haben, daß das erwar- 
tete Erbe also vorläufig nicht greifbar ist. 

Die Eisenbahntarife im Personen- und Güterverkehr 
sind in allen Ländern auch in diesem Jahre, zum Teil mehrere 
Male hintereinander, erhöht worden. Die Wirkung von Tarif- 
'erhöhungen ist von den Eisenbahnverwaltungen gewiß nicht 
verkannt worden. Die Vertewerung der Transporte wirkt auf 
die Preise aller Erzeugnisse, auch der für das Volksleben un- 
entbehrlichen, beständig vertewernd ein. Auf der anderen 
Seite sind aber die Eisenbahnen gezwungen, ihre 
Einnahmen mit den Ausgaben in Einklang zu 
bringen, und diese letzteren sind fast überall infolge der Er- 
höhung der Löhne und Gehälter sowie der Materialpreise un- 
geheuer gestiegen. Alle Verwaltungen süchen denn auch 
durch Vereinfachung und Verbesserung ihrer.Orga- 
nisation zu helfen. In dieser Hinsicht ist eine Bewegung 
beachtenswert, die sich in auffallender Weise in fast allen 
Ländern. geltend macht, nämlich die Frage der-Rückkehr 
zum Privatbahnsystem. In der Zeit vor dem Kriese 
stand die Öffentliche Meinung überwiegend auf dem entgegen- 
gesetzten Standpunkt. Der Staatsbahngedanke hatte sich in den 
meisten Staaten des europäischen. Festlandes durchgesetzt. Die 
großen Verstaatlichungen in. Deutschland, Österreich, Italien, 
der Schweiz waren zu einem gewissen Abschluß gelangt. In 
Frankreich war wenigstens ein Anfang damit gemacht wor- 
den. In England und der nordamerikanischen Union hatten 
die Regierungen während des Krieges den Betrieb der Privat- 
bahnen übernommen und sich die dauernde Verstaatlichung 
vorbehalben. Nun haben sich in Amerika inzwischen die gesetz- 
gebenden Körperschaften zur Rückgabe der Eisenbahnen 
an. die Gesellschaften entschlossen; in England scheint es 
fast, als ob die Entscheidung in gleichem Sinne ausfallen solle. 
Frankreith seht trotz gegenteiliger früherer Versprechungen 
im Begriff, die newerworbenen Eisenbahnen im Elsaß und 
in Lothringen an zwei deg großen Privatbahngesellschaften 
zu übergeben. In Österreich und Ungarn meldet die Presse 
von Verhandlungen mit ausländischen Finanzgruppen über die 
Möglichkeit einer Verpachtung der Staatsbahnen an Privat- 
unternehmungen. Allerdings haben sich diese Gerüchte bis 


die allgemeine 


, Mittel zwischen diesem Anlagekapital und dem Ertragswerte 


jetzt noch nicht bestätigt. Es haben sich aber jedenfalls auch 
in diesen Ländern gewichtige Stimmen erhoben, die — wenn 
auch nicht aus grundsätzlichen, sondern nur aus finanziellen 
Erwägungen — eine Rettung der Eisenbahnen in, der Aufgabe 
des Staatsbetriebes erblicken. In Deutschland, wo der Staats- 
bahnbetrieb mustergültige Ergebnisse gebracht und sich wäh- 
rend des Krieges ausgezeichnet bewährt hat, sind in der 
letzten Zeit gleichfalls ernste Vorschläge gemaeht worden, 
die wenigstens auf sim gemischtes System (Aktien- 
gesellschaften. mit Staatsbeteiligung) hinauslaufen. Es soll 
an dieser Stelle zu dieser Streitfrage nicht Stellung genommen, 
sondern nur auf ihre hohe Bedeutung hingewiesen werden. 

Ein anderes Mittel zur Verbilligung des Betriebes wird in 
der Einführung der elektrischen Zugförderung 
erblickt. Vormehmlich sind es die gebirgigen und wasser- 
veichen. Länder, die die noch schlummernden Wasserkräfte Be 
Erzeugung elektrischen Stromes ausnutzen wollen. Ein weite- 
res Mittel zur Erzeugung der elektrischen Kraft bieten die 
Braunkohlenfelder und die Torfmoore. Auch auf die Be- 
deutung der Wasserstraßen zur Ergänzung und Ent- 
lastung® der Eisenbahnen richten die Staaten mehr und mehr 
ihr Augenmerk. Es sind in dieser Hinsicht bedeutende neue 


"price ausgearbeitet und zum Teil schon in Angriff oe- 


nommen worden. Auf die Einzelheiten werden wir bei der 
Betrachtung der einzelnen Staaten zurückkommen, zu der wir 
jetzt übergehen. 

Das Jahr 1920 brachte den en ee. 
bahnen den seit Jahren von einem Teil der Verwaltungen 
und zahlreichen Politikern erstrebten, ‘von anderer Seite aber 
aus nicht minder wichtigen Gründen bekämpften Zusammen- 


"schluß der deutschen Staatsbahnen zu einem einheitlichen 


Reichseisenbahnnetz. Ein Teil der Gründe, die 
gegen diesen Schritt sprachen, war infolge der Umwälzungen 
der Revolutionszeit fortgefallen, andererseits erblickten selbsi 


- zahlreiche der früheren Gegner des Zusammenschlusses in seiner 


Verwirklichung eine so wesentliche Stärkung der in mancher 
Hinsicht gefährdeten Reichseinheit, daß sie ihre Bedenken 
schwinden ließen, und der Artikel 171 der Reichsverfassung, 
der die Übertragung der Staatsbahnen auf das Reich auf 
spätestens den 1. April 1921 vorsah, in der öffentlichen Mei- 
nung wenig Gegnerschaft mehr f and, Die schwierige Betriebs- 
lage des Herbstes 1919 ließ es sogar wünschenswert erscheinen, 
den Zeitpunkt der Durchführung um «in Jahr vorzurlicken: 
Mitbestimmend war die Erwägung, daß die Länder nach dem 
1. April 1920 angesichts des Übergangs der Finanzhoheit auf 
das Reich kaum imstande gewesen wären, die wachsenden 
Fehlbeträge des Staatsbahnbetriebes auf ihre Schultern zu 
nehmen. Allerdings sprach auch manches gegen diese Über- 
hastung. Es.war ja klar, daß die Neuorganisation der ge- 
waltigen BReichseisenbahnverwaltung bis zum 1. April 1920 
nicht. würde durchgeführt werden können, daß man sich also 
mit einem langen „Provisorium“ würde abfinden müssen. 
Schwierig war auch gerade in. dieser Zeit wirtschaftlicher Un- 
sicherheit und Unklarheit die richtige Abmessung der von 
dem Reich an die Länder zu zahlenden Abfindungen. Diese 
‚Bedenken wurden aber trotz warnender Stimmen zurückge- 
stellt. -Nach mühevollen Verhandlungen zwischen den Ver- 
tretern des Reichs und der Bundesstaaten, an denen sich auch 
die Länder ohne Staatsbahnbesitz beteiligten, kam rechtzeitig 
der Staatsvertrag zustande, den jetzt die Grundlage für die 
neue Regelung bildet. Die Festsetzung der Abfindung stieß 
insofern auf Schwierigkeiten, als die Staatsbahnen in nor- 
malen Zeiten eine sehr ungleiche Verzinsung des Anlagekapi- 


-tals erzielten; sie schwankte zwischen 3,18% (Württemberg) 


und 8,51% (Oldenburg). Für einen Teil der Länder war der 
Buchwert, für andere der Ertragswert zu ungünstig. Die Ver- 
handlungen "ergaben schließlich, daß den Ländern freigestellt 
wurde, selbst zu wählen, ob sie den Betrag des Anlagekapitals 
nach dem Stande vom 31. März 1920 oder das arithmetische 
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er eh iotslahrs 1909—1918 beanspruchen wollten. 
rstatbet das Reich die Tiehlbeträge der Kriegsjahre gewisser- 
aßen als Ersatz für die Kriegsauf wendungen, und zahlreiche 
ndere Einzelbestimmungen - tragen gewissen Verschielen- 
eiten der Finanzverhältnisse der Staatsbahnverwaltungen 
echnung. Alles in allem wird die Regelung als-für die Länder 


Ferner 


ußerordentlich günstig angesehen. Das Reich muß Abfin- 


ungssummen zahlen, die sich auf 40 bis 43 Milliarden be- 


ufen werden, während das statistische Anlagekapital der 
bernommenen Bahnen rund 19% Milliarden betrug; Die Über- 
ahmesumme deckt nicht bloß alle fundierten und nichtfundier- 
2. Staatsschulden der Länder, sondern gewährt diesen darüber 
inaus noch sein sehr hohes Bordörungenscht. gegenüber dem 
eich. Andererseits ist zu bedenken, daß inzwischen infolge 
»r Geldentwertung der Sachwert der vom Reich erworbenen 
nternehmungen ein viel höherer geworden ist, und daß die 
nsprüche einzelner Länder noch srbeblich 'weibergingen; 


innbeteiligung abgelehnt. Die Zahlung geschieht teils durch 
hüldübernahme, teils durch Begründung einer gestundeten 
eichsschuld. Jedenfalls hat das Reich so hohe Lasten: über- 


senbahnfinanzen, sehr schwer fallen wird, aus den Erträgen 
a jährlichen | "Zinsendiensi! von eiwa 2 Milliarden Mark zu 
streiten. 


Das Personal aller Staatsbahnen wird vom Reich über- 
mmven, ebenso die Verpflichtungen gegen die Ruhegehalts- 
pfänger und Hinterbliebenen von Angestellten sowie die 
phlfahrtseinrichtungen. Das Personal bekam aber das 
jcht, innerhalb dreier Monate den Rücktritt in den Landes- 
past zu erklären. Wer hiervon Gebrauch machte, sollte je 
h Abkömmlichkeit ‚wieder abgegeben werden. Allen Ange- 
lten sind ihre bisherigen Rechte vorbehalten worden. Die 
reihung in die sinzelnen Besoldungsklassen unterlag 
ndsrer Vereinbarung; Ungleichheiten in der Besoldung 
Alten möglichst ausgeglichen werden. 


1. die Frage der endgültigen Organisation noch un- 


nur gewisse Richtlinien vorgezeichnet worden, Die 
an soll nur insoweit durchgeführt werden, als es 
Erfüllung der Aufgaben der Reichsbahnen ais einer ein- 
lichen Verkehrsanstalt unbedingt geboten ist. Das Reich 
Pen ein ‚durchgreifendes Anordnungs- und Auf- 
echt ‚haben, es soll die oberste Leitung führen, den 


Y 


ung soll der Genehmigung des Reichsrates unter- 
ntliche organisatorische Änderungen dürfen nur 
ung der Länder erfolgen. Für die Übergangszeit 
laufenden Geschäfte unter der Oberleitung des 
r hrsministeriums durch Beichsbehörden geführt 
“ im allgemeinen. ‚den bisherigen einzelstaatlichen 
entsprechen; sie erhielten die Amtsbezeichnung: 
hrsministerium, Zweigstelle Preußen - Hessen, 
, Württemberg, Baden. In Mecklenburg wer- 
®häfte durch die Generaldirektion in Schwerin, in 
get ‚die ee Suatee | über- 


Be Geschäfte sämtlich über- 
aA ‚sind, ist diese Änderung schon zum 1. J anuar 
ee: 


. Die Vorläufige 


Bei wurde die von einzelnen Staaten geforderte Che- 


mm daß Le) 1 der ers En 3 5 
' a s ihm, selbst bei allmählicher G esundung. der gebildet worden, die Strecken sowohl von Preußen als auch 


. von-Bayern übernommen. hat. 


Kärt ist, wurde schon oben erwähnt. In dem Staatsvertrage 


j festsetzen, die allgemeine Verkehrspolitik bestimmen. 


Verwaltungsordnung der 
Reichseisenbahnen ist mit Wirkung vom 5. Mai 1920 in Kraft 
gesetzt worden. An die Spitze des Reichsverkehrsministe- 
ziums wurde der als Chef des Peldeisenbahnwesens während 
des Krieges bekannt gewordene General Groener berufen. 


Die von dem Ministerium übernommenen Geschäfte werden . 


unter seiner Leitung in mehreren Abteilungen, der Ver- 


"waltungs-, Personal-, Verkehrs-, Betriebs-, Tarif-, Finanz- und 


Aufsichtsabteilung, bearbeitet. Im Laufe des Jahres sind noch 
eine maschinentechnische Abteilung und eine Abteilung für 
elektrischen Zugbetrieb und. Brennstoffwirtschaft sowie 
schließlich eine Bauabteilung hinzugekommen. Die drei Ge- 
neralbetriebsleitungen Berlin, Essen und Würzburg haben 
unter dem 9. Juni 1920 eine übereinstimmende Geschäfts- 
anweisung erhalten. 


Inzwischen sind infolge der Gebietsabtretungen einige orga- 
zisatorische Veränderungen notwendig geworden. Die nörd- 
liche Zone in Schleswig ist an Dänemark übergegangen; 
den Betrieb der Eisenbahnen haben die dänischen Staats- 
bahnen übernommen. Für das Saargebiet ist eine Saar- 
bahndireklion in Saarbrücken unter französischer Aufsicht 


Die preußische Stammdirektion 
Saarbrücken ist nach Trier übergesiedelt. "Die Eisenbahn- 
direktionen Danzig und Bromberg sind am 10. Jamuar 
aufgelöst werden, nachdem die Eisenbahndirektion Posen 
schon Ende 1919 vorausgegangen war. Den größten Teil der 
deutsch gebliebenen Strecken hat die Eisenbahndirektion Osten 
in Berlin in Verwaltung genommen, der Best ist auf die Eisen- 
bahndirektionen Kattowitz, Königsberg, Stettin und Breslau 
verteilt worden. Zur. Überleitung der Geschäfte waren Ab- 
wickelungsstellen in Posen, Bromberg und Danzig und bei der 
E.-D. Berlin eine Hauptabwickelungsstelle einge- 
setzt worden. Die Abwickelungsstellen in Posen und Brom- 
berg sind irzwischen wieder aufgelöst worden. 


Die Frage der endgültigen Organisation .der 
Reichsbahnen harırt also noch Sr Bösung. Ein Sach- 
verständigenbeirät ist nach einer Entschließung des 
Reichstags vom 30. Juli 1920 beim Reichsverkehrsministerium 
gebildet worden, dem die Prüfung der wirtschaftlichen Lage 


der Eisenbahnen, der Ursachen der schlechten Finanzlage und 


der Möglichkeiten ihrer Beseitigung obliegt, dessen Tätigkeit 
sich also auch auf Organisationsfragen erstrecken wird. 
Er- besteht aus 12 Mitgliedern des Reichstages, 12 Mit- 
gliedern des Vorläufigen Reichswirtischaftisrates und 14 vom 
Reichsverkehrsminister berufenmen Mitsliedern, darunter 4 Veer- 
tretern der Personalorganisationen, Der Beirat hat aus seiner 
"Mitte. mehrere Ausschüsse gebildet, die die Vorpräfung der 
einzelnen Fragen übernommen haben. 


Wie groß das Interesse ist, das meben den amtlich dazu be- 
stimmten: Organen auch das weitere Publikum an der Zukunft 


der deutschen Reichsbahnen nimmt, zeigen die zahlreichen 
Vorschläge und Anregungen, die von mehr oder weniger 


berufenen Seiten ständig in der Tages- und Fachpresse ver- 
öffentlicht werden. Unsere Zeitung hat sich bemüht, ihre 
Spalten, soweit der Raum ausreichte, wenigstens für die wert- 
volleren Anregungen aus allen Kreisen zur Verfügung 
zu stellen. Sie beziehen sich nicht bloß auf die Frage der 
allgemeinen Umgestaltung der Verwaltungsbehörden, sondern 
auch auf die Reorganisation einzelner, den Verfassern: beson- 
ders naheliegender Zweige des Eisenbahnwesens. In erster 
Linie sind es die Staatsbahnwerkstätten, deren Umformung 
im Sinne kaufmännischer Betriebe ‚angestrebt wird. Wir 
werden an anderer Stelle zeigen, daß die Verwaltungen auch 


| gerade diesem Verwaltungszweige ihre besondere Aufmerk- 


samkeit zugewendet und bereits bedeutsame Schritte zur 
Durchführung der als notwendig erkannten Verbesserungen 


getan haben. 


w 
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Zeitung des Vereins 
- Deutscher Eisenbahnverwaltuı 


Die Bautätigkeit im Bereich der Reichseisenbahnver- 
waltung war in der Hauptsache darauf gerichtet, die infolge 
der unzureichenden Unterhaltung während des Krieges. und 


durch die vielfach übermäßige militärische Inanspruchnahme 


stark mitgenommenen baulichen Anlagen, insbesondere die 
Gleise, die Brücken und Hochbauten wieder in einen ordnungs- 
mäßigen Zustand. zu bringen. Neben diesen Unterhal- 
tungsarbeiten, die durch den empfindlichen Mangel an 
Baustoffen aller Art, namentlich an Oberbaumaterial, sehr 
beeinträchtigt wurden, waren mehr oder weniger umfang- 
reiche Ergänzungen der bestehenden Einrichtungen aus 
Mitteln des ordentlichen Haushalts auszuführen. Die vor 
dem Kriege begonnenen, in den Kriegsjahren aber fast durch- 
weg zur Einstellung verurteilten größeren Bahnhofs- 
erweiterungen, der Ausbau des Balnnetzes 
durch zweite und weitere Gleise, durch Umgestaltung von. 
Neben- und Lokalbahnen zu Hauptbahnen u. a. m., sowie. der 
Bau neuer Bahnen konnten in Rücksicht auf die ungünstige 
Finanzlage im allgemeinen nur soweit wiederaufgenommen 
werden, als unabweisbare Bedürfnisse des Betriebes und des 
Verkehrs dies erforderten. In vielen Fällen hat auch die 


Notwendigkeit, Arbeitslosen Beschäftigungsmöglichkeit zu 


bieten, die Fortführung solcher Bauten veranlaßt. U. a. sind 
wieder in Angriff genommen die Bahnhofsumbauten in 
Königsberg (Pr.), in und um Berlin, in Liegnitz, Riesa, Flens- 
burg und Duisburg, in und bei Köln und Frankfurt (Main), 
in Mannheim und Heidelberg und die umfassenden Umge- 
staltungen. der Bahnanlagen in und bei Stuttgart, ferner der 
Bau der Haupteisenbahnen Liegnitz-Arnsdorf, Nienburg 
(Weser)-Minden (Westf.) und Crefeld-Liblar-Ahrtal. Das 
dringende Erfordernis schleunigster und gründlicher Instand- 
setzung der Lokomotiven und Fahrzeuge hat erhebliche Er- 
weiterungen fast aller Eisenbahnhauptwerkstätten 
und beschleunigte Fertigstellung neu geplanter Werkstätten 
bedingt, wie Oels, Schwerte, Wedau, Jülich und: Nied bei 
Frankfurt (Main). 

Zu ganz neuen und kostspielisen Bauausführungen gehören 
die durch die Änderung der politischen Grenzen und durch 
anderweitige Verkehrsleitung notwendig gewordenen, zunächst 
meist nur als Behelfsanlagen hergestellten neuen Grenz- 
bahnhöfe und Anschluß- und Randbahnen im Osten, Nor- 
den und) Westen des Reiches. Auch zur vorübergehenden 
Unterbringung der zur Verwaltung der Reststrecken der frü- 
heren. preußischen Eisenbahndirektionen Posen, Bromberg und 
Danzig neu eingerichteten Eisenbahndirektion Osten in Berlin 


und der Stammeisenbahndirektion Saarbrücken in Trier 
„mußten erhebliche Mittel bereitgestellt werden. 


Umfassende Maßnahmen erforderte die allerorts entstandene 
Wohnungsnot, die namentlich für die aus den abgetne- 
tenen Gebieten vertriebenen Eisenbahnbediensteten rasche 
Hilfe serheischte.e. Durch einen BReichsnothaushalt sind dem 
Reichsverkehrsministerium für den allerdringlichsten Bedarf 
Mittel in Höhe von 185 Millionen Mark zur Verfügung gestellt, 
aus denen Dienst-, Miet-, Behelfs- und Notwohnungen her- 
gestellt und Baugenossenschaften Darlehen gewährt werden. 


Die Bauten und Anlagen zur Einführung des elektri- 


schen Betriebes sind im Berichtsjahrs weiter gefördert 
worden. In Schlesien ist etwa die Hälfte des in Aussicht ge- 
nommenen Netzes fertiggestellt, und zwar die Strecken Hirsch- 
berg-Königszelt, Niedersalzbrunn-Halbstadt, Ruhbank-Liebau. 
Im Jahre 1921 soll Hirschberg-Grünthal vollendet werden; 
Lauban-Görlitz soll auch demnächst in Angriff genommen 
werden. Im Bezirk Halle soll die geplante Elektrisierung 
Ende 1921 fertig werden; die Strecke Wahren-Schönfeld wird 
schon im Anfang des Jahres vollendet sein. In Oberbayern ist 
die Elektrisierung der Garmisch-Holzkirchener Liniengruppe 
in Verbindung mit dem Walchensee-Kraftwerk weitergefördert 
worden. Von den Berliner - Vortortbahnen sollen: die nörd- 
lichen Strecken Stettiner Bahnhof-Bernau und -Oranienburg 


zuerst für den elektrischen Betrieb ausgerüstet werden. 
Arbeiten sind bereits im_ Gange. Auch die Elektrisier 
weiterer Abschnitte des Stadt-, Ring- und Vorortverkehrs 


in Aussicht genommen. 


Die Verkehrslage, die sich am deutlichsten in 
Wagengestellung des Ruhrgebiets widerspiegelt, 
im. Anfang des Berichtsjahres noch erheblich unter 
Schwierigkeiten, die schon am Ende des Vorjahres bestai 
hatten. Im Januar und Februar zeigten sich noch recht g: 
Fehlzahlen in der Wagengestellung. Vom März ab trat < 
— von gewissen Rückschlägen abgesehen, die die im Anıse] 
an den Kapp-Putsch entstandenen Unruhen zur Folge hatte 
langsam eine Besserung sein, So daß im Sommer die Wa 
gestellung im allgemeinen als zufriedenstellend bezeic 
werden konnte, Allerdings begannen Ende September wı. 
größere Schwierigkeiten, die sich im Oktober durch die. 
ungünstige Lage der Rheinschiffahrt verstärkten 
heute noch andauern. Ein Betriebsunfall behinderte 1: 
Zeit hindurch die Fahrrinne, und es schloß sich daran sei 
andauernder niedriger Wasserstand, wie ser seit fast 100 Ja! 


nicht mehr beobachtet worden war. 


Dazu kam die st 


Inanspruchnahme der Wagen durch die Wiedergutmachu 
Die Verhandlungen mit 
Entente über die Beistellung von Wagen für einen Teil di 
Transporte haben zwar das Ergebnis gehabt, daß „er 
Leistungen für den Wiedergutmachungsverkehr grundsät 
von ihr übernommen. worden sind, jedoch nicht in dem 1 


transporte auf weite Strecken. 


wie sie auf Grund der deutschen Berechnungen verlangt 
den durften. Die Wagengestellung leidet auch noch dure! 
Tatsache, daß eine sehr bedeutende Zahl von deuischen W 
noch im Auslande läuft, deren Erfassung bisher noch 
gelungen ist. Ein. Teil des deutschen Wagenparkes wird. 
noch in Erfüllung des Friedensvertrages durch Abgak 
Dänemark (Nordschleswig), das Memelsgebiet, die Tsch! 
Slowakei, den Saarstaat und Polen vorlonas gehen. 
der anderen Seite ist durch große Wagenbestelli 
‚bei den deutschen Bauanstalten, die bis an die G 
ihrer Leistungsfähigeit gehen, versucht worden, den W 
park auf den alten Stand seiner Leistungsfähigkeit zu bri 
Wenn eine größere Flüssigkeit des Betriebes erreicht w 
könnte, und nicht so außerordentliche Leistungen fü! 
Entente zu übernehmen ‚wären, würde in absehbarer Ze 
der Erreichung dieses Zieles gerechnet werden können. 
Die Gesamtzahl der betriebsfähigen Lokomotive 
sich über den Durchschnitt des Vorjahres von rund 16— 


- Stück nur unbedeutend gehoben. 


In qualitativer Bezi 
ist aber durch gründlichere Ausbesserung der Maschin 
wesentlicher Fortschritt erreicht worden infolge der Mi 
keit der Wiederverwendung besserer Baustoffe, dann abe 
infolge der Erhöhung der Leistungen in den Werkstätter 
haupt. Der Ausbesserungsstand betrug im Jahre 1920 
schnittlich 4% gegenüber 19% im Jahre 1914. Der B 
an -Dienstkohlen konnte auch auf seinen wes 
höheren. Durchschnitt als im Vorjahre gebracht werder 
hofft daher, etwaigen Stockungen in der Belieferung { 


Wintermonatie besser begegnen zu können. 


täglichen Zugleistungen in den Jahren 1914 un 
‚ergibt für die preußisch-hessischen Strecken 


im Personenverkehr . 1914 
1920 

im Güterverkehr . . . 1914 
FE 1920 


an 


sender Gesundung des Betriebes. 


Zugkm 


- 950 000 


420 000 
580 000 


440 000° 


Wenn man den Verlust von Betriebslängen in der 
tretenen Gebieten berücksichtigt, erreichen die 
Leistungen an Personenzugkm gegenüber denen von 19 
50 %, an Güterzugkm 83 %, an Personenwagenachskı 
und an Güterwagenachskm 85 %, ein serfreuliches Bil: 


Ein Vergle 


Wagenacl 
24620 
13 690 ( 
43 460 ( 
33 750 ( 


« 


IR Er 


Jahrgang 
‚Januar 1921. 
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er Bla, dan ich beim. Vergleich der Be 
: triebskosten entrollt.: Es stellten sich: 


| 1913 190 , 
das en renachekru auf MA 48 13%..8 
. das Güterwagenachskm . . . 2. lin; 8325, 

das Personenzugkm . ......» 280 5 41.6. „ 
das Güterzugkm Re ER 63.07,, 


Die Kosten sind also bei den Personenwagenachskm und 
- Güterwagenachskm rund auf das Elffache, bei den Piersonen- 
zugkm auf das Vierzehnfache, in den, Güterzugkm auf das 
Zwölffache gestiegen. 


MIETE Ba 


K: Die steigenden Kosten des Betriebes, vor allem der Löhne 
_ und Gehälter und der Betriebsstoffe aller Art, haben den un- 
E gebeuren Verlust, den die deutschen Staatsbahnen, einst das 
= Rückgrat der Staatsfinanzen, schon im vorigen J ahre erlitten 
5 haben, in ungeahnter Weise weiter gesteigert, Nach amt- 
5 lichen, allerdings weit zurückliegenden Angaben wurde für 1920 
mit einem Betriebsverlust von 16 Milliarden Mark ge- 
rechnet. Dieser Zustand wird auf absehbare Zeit nicht, voll- 
Ks kommen beseitigt werden können, wohl aber ist die Verwal- 
tung bestrebt, ihn zu mildern. Das kann nicht auf der Aus- 
en: oder Einnahmenseite allein geschehen, sondern nur 
durch. gleichmäßige Besserung beider Seiten des Etats. Was 
- zur Minderung der Ausgaben durch Vereinfachung und: Ver- 
 billigung der Organisation geschehen soll, wird an anderer 
- Stelle besprochen. Die Verbesserung der Einnahmen durch 
Erhöhungder Tarife ist eine sehr zweischneidige Maß- 
_ nahme.“ Die Verwaltung ist sich wohl bewußt, daß Tarif- 
Enöhungen eine sehr ümerwünschte weitere Belastung der 
- Volkswirtschaft. bedeuten, die mit mathematischer Scherer 
zur Erhöhung der Kosten aller Lebensbedürfnisse und zu 
*, einer Verteuerung der Lebenshaltung führen muß. Deshalb 
3 ‚haben sich Stimmen aus allen Lagern, ganz besonders aber 
aus den Kreisen des Handels und der Industrie, gegen weitere 
_ Tariferhöhungen ausgesprochen. Andererseits sollte aber 
_ grundsätzlich ein kaufmännisches Verkehrsunternehmen seine 
2 Beförderungspreise so stellen, daß "nicht nur die Kosten ge- 
‚deckt werden, sondern auch mindestens eine Verzinsung des 
- Anlagekapitals erreicht wird, und es erscheint unbillig, der 
_ Reichskasse, also allen Steuernzahlern, Fehlbeträge aufzu- 
b bürden, die gerechterweise die Benutzer der Eisenbahn 
treffen müssen. "Die Reichseisenbahn hat einen Mittelweg 
eingeschlagen und sich zu sehr wesentlichen Tariferhöhungen 
entschlossen, die aber immer noch einen großen Teil dies Be- 
ebsverlustes ungedeckt lassen. 


3 _ Die Gütertarife hatten seit dem Kriege schon zahlreiche 
_ Änderungen Benphgemache, Am 1. August 1917 wurde eine 
#Verkehrssteuer von 7% eingeführt, dann folgte am 1. April 
1918 eine Ei aan) Erhöhung, am 1. April 1919 eine 
solche von 60%, am 1. Oktober 1919 von 50%, am 1. März 
1920 von 100%. Alles in allem waren hiermit die Tarife auf 
sechsfachen Betrag der Friedenspreise gestiegen, und da- 
E hatten sie mit der durehschnittlichen Viertewerung der Güter, 
- oder — anders ausgedrückt — mit der Entwertung des Geldes, 
nicht einmal Schritt gehalten. Alle diese Erhöhungen sind durch 
prozentuale Steigerung durchgeführt worden. Die Plötz- 
lichkeit des Bedürfnisses nach höheren Einnahmen und die 
Unsicherheit der allgemeinen Wirtschaftslage zwangen hierzu, 
 wiewohl durch diese rohe Form der Tarifänderung eine für 
‚die Volkswirtschaft sehr empfindliche Verschiebung in dem 
stvollen Bau der deutschen Tarife, insbesondere eine zu 


te Entfernungen eintrat. Der längst gehegte Plan, diese 

»stände durch ah isohe Einarbeitung der bis- 
rigen Zuschläge in die Tarife zu beseitigen, ist 
' mühevoller Arbeit der ständigen Tarifkommission und 


des "Ausschusses der Verkehrsinteressenten verwirklicht 
worden. “ Diese Arbeit hat zugleich zur Vollendung 
' schon früher allgemeinen Durch- 


begonnenen 


stoffe des Rohstofftarifs und die Düngemittel enthält. 


> Belastung der Massengüter und der Beförderung auf 


prüfung der Allgemeinen Tarifvorschriften und der 
Güterklassifikation, die nicht mehr in allen Punkten mit 
den heutigen Verhältnissen im Einklang standen, Anlaß ge- 
geben. Die Finanzlage der Eisenbahnen zwang vor allem auch 
dazu, zahlreiche Vergünstigungen und Ermäßigungen, die 
jetzt entbehrlich schienen, aufzuheben und bei einzelnen Gü- 
tern eine den jetzigen- Warenpreisen entsprechende Auftarifie- 
rung vorzunehmen. Bei anderen Gütern mußten aus wirt- 
schaftlichen Gründen Ermäßigungen eintreten. Alles in allem 
legt die Neuordnung die jetzigen Frachtsätze zugrunde und 
zielt nicht sowohl auf eine allgemeine Erhöhung der Frachten 
als vielmehr auf eine gerechtere Verteilung der eingeführten 
Erhöhungen. hin. Es zieht sich durch die neue Tarifregelung 
das Bestreben hindurch, die billigen Klassen angemessen 
herabzusetzen und die weiten Entfernungen zu schonen, zum 
Ausgleich aber die teuren Klassen und die nahen Entfer- 
nungen schärfer zu erfassen. Es ist dieses Ziel dadurch ver- 
veicht worden, daß die Tarife für Stückgut und Wagenladungen 
staffelförmig gebildet wurden, und zwar in stärkerem Maße 
bei «en. billigen Massengütern. Zur Vermeidung unerfreu- 
licher Rückwirkungen ist dem Anstoßveerfahren vor der Durch- 
"echnung der Vorzug gegeben worden. Die Einzelheiten der 
neuen Tarifgestaltung sind in dieser Zeitung in einer Reihe 
von Aufsätzen den Lesern mitgeteilt worden (Nr. 65, S. 713, . 
Nr. 70, 8. 763, Nr. 75, 8. 813, Nr. 80, 8. 863, Nr. 86, S. 939 d. Ztg.). 
Hier soll deshalb nur daran erinnert “werden, daß für Eil- 
und Stückgut, wie bisher, eine allgemeine und eine ermäßigte 
Klasse gebildet. und daß die Wagenladungsklassen (allgemeine 
Klasse und Spezialtarife 1 bis 3) durch eine fünfte vermehrt 
worden sind, die in der Hauptsache die unverarbeiteten Roh- 
Für 
alle fünf Klassen A bis E bestehen Nebenklassen. Die Tier- 
tarife sind erheblich erhöht worden, weil der Verkehr mit 
diesem im Preise außerordentlich gestiegemen Gute eine 
schwerere Belastung vertragen kann, und weil die bisherigen 
Tiertarife die Selbstkosten nicht überall ausreichend deckten. 
- Von großer. Bedeutung ist die zur besseren Ausnutzung der 
Wagen eingeführte Bindung der Fracht an das Ladegewicht 
der Wagen, wobei als Normalladegewicht nicht mehr 10 t, 
sondern 15 ti angenommen worden sind. Ausnahmen sind für 
die Übergangszeit und zur Vermeidung von Härten zugelassen 
worden. 

Der neue Tarif ist zum 1. Dezember in Kraft gesetzt wor- 
den, und schon ‘ist wieder von newen Tariferhöhungen die 
Rede. Der aus dem Sachverständigenbeirat des Reichsver- 
kehrsministeriums gebildete Tarifausschuß hat in seiner Be- 
ratung vom 25. November folgende Entschließung gefaßt: 

„Der Tarifausschuß hält für die Deckung des Eisenbahn- 
defizits neben einer sorgfältigen Einschränkung der Ausgaben 
auch eine Erhöhung der Tarife, und zwar sowohl der Per- 
sonentarife wie besonders der Gütertarife für unvermeidbar. 
‚Die Tariferhöhung soll, zum mindesten im Güterverkehr, nicht 
in der Form eines allgemeinen prozentualen Zuschlages vor- 
genommen werden, sondern im Wege einer Abstufung je nach 
der Tragfähigkeit der einzelnen Güter erfolgen. Die Tarif- 
erhöhung soll so durchgeführt werden, daß die Mehrein- 
nahmen den Teil des Fehlbetrages decken, der nicht durch 
Ersparnis- oder andere Maßnahmen getilgt werden kann. Es 
erscheint erwünscht, mit der Durchführung dieser Maßnahme 
wicht bis zum Beginn des newen Haushaltsplanes zu warten.“ 

Die Personentarife haben durchgreifende organische 
Veränderungen nicht erfahren. Der Gedanke, durch Staffe- 
lung der Tarifsätze, durch Einführung von Ermäßigungen. 
für häufige Reisen oder durch andere Maßregeln die Beson- 
.derheiten des Geschäftsverkehrs, des Nah- und des Fern- 
verkehrs bei der Fahrpreisgestaltung in gerechter Abwägung 
ihrer Bedürfnisse und ihrer Tragfähigkeit zu berücksichtigen, 
ist zwar in der Presse vielfach erörtert worden; bisher hat 
man sich aber mit prozentualen Zuschlägen beholfen. Im 
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Anfang des Jahres 1920 waren die Tarifsätze, die bis zum 
31. März 1918 in dem vier Wagenklassen noch 2 N, 3,10 M, 
4,70 A und 7,80 M für 100 km betragen: hatten, bereits auf 
4,05 M, 7,40 MM, 12 M und 27 M gestiegen; am 1. März 1920 
wurden sie mit einem weiteren Zuschlag von rd. 100 % belegt. 
Der Berliner und Hamburger Vorortverkehr blieb zuerst 
“noch verschont‘ und erhielt erst am 15. Juni einen 50proz. 
Zuschlag. Die privaten. großstädtischen - Verkehrsunterneh- 
mungen (Straßen-, Hochbahnen usw.), die hauptsächlich wegen 
der maßlosen Forderungen des Pieersenals in eine schlimme 
Finanzlage. geraten sind und schon zum Teil den Betrieb 
haben winsbellen müssen, führen lebhafte Klage über die 
Billiskeit dieser Fahrpreise, die ihnen weinen-großen Teil des 
Nahverkehrs entziehen. Ganz besonders richtet sich die Klage 
gegen die Preise der Zeitkarben, die, auf die einzelne Fahrt 


bezogen, so niedrig sind, daß die seit dem Kriege ein- 
geetretene- Entwertung‘ des Geldes kaum zum Aus- 
druck kommt. Richtig ist, - daß die, Stadt- und _Vor- 


orttarife der Reichseisenbahnen die Betriebskosten noch wie- 
niser decken als die Tarife des Fernverkehrs; das war aber 
schon in Friedenszeiten der Fall: Die Gründe, die aber da- 
mals für eine Begünstigung der Ansiedelung der Bevölkerung 
außerhalb der „Großstädte sprachen, sind heute nicht etwa 
fortgefallen, sondern angesichts der Wohnungsnot und 
Rückgangs des Gesundheitsstandes in der Großstadt ungemein 
verstärkt worden. Die Reichsbahnverwaltung hat aber doch 
einen. neuen Tarifaufschlag zum 1. Januar 1921 beschlossen, 
nämlich die Einführung seines Einheitssatzes 
von 50 3 in. der. 3. und *von 70 9% in. der’ 2, Wagen- 
klasse ım Stadt- und Ringbahnverkehr. Man erwartet starke 
Mehreinnahmen yon dieser Maßregel, da sich die meisten 
Fahrten bisher in der billigeren ersten Zone abspielten. Im 
Vorortverkehr werden die genannten Preise von 50 und 70 8 
als Mindestfahrpreise «eingeführt. 


Der Personenverkehr, der am meisten der Beobach- 
tung und der Kritik des Publikurs ausgesetzt ist, hat- Ende 
1920 ein wesentlich anderes Aussehen als vor einem Jahre. 
Hier zeigt es sich, daß der Geist der Zucht und Ordnung, durch 
den sich die deutschen. Eisenbahnen früher auszeichneten, noch 
nicht ganz erstorben ist. Nach Rückkehr der alten bewährten 
Fachleute in ihre früheren Stellungen und nach Eintritt einer 
gewissen Beruhigung der Gemüter ist allmählich «ine Besse- 
rung des äußeren Zustandes und-des Betriebes der Züge ein- 
gekehrt. Im allgemeinen wird wieder pünktlich gefahven. Die 
Züge sind sauberer, besser beleuchtet, das. Inventar weniger 
beschädigt als früher. Seitdem die Heizvorrichtungen, nament- 
lich die. Heizschläuche, wieder in Ordnung sind, ist. die 
Beheizung der Züge besser, Die Diebstähle haben etwas nach- 
gelassen; die strengen Aüfsichtsmaßnahmen der Verwaltung, 
insbesondere die Einsetzung von Diebstahl-Überwachungs- 
abteilungen, das scharfe Vorgehen gegen ungetreue Bedien- 
sbetete haben Früchte getragen. Im Bezirk der Eisenbahn- 
direktion Berlin konnte z. B. im Menat Juli 1920 segienüber 
dem Monat Juni ein Rückgang der Diebstähle um 20%, gegen- 
über April um 50% festgestellt werden. Am meisten ist noch 
das Stückgut der Beraubung ausgesetzt, während 
Gepäckverkehr eine merkliche Besserung wezeigt hat. Die 
Überfüllung der Züge, die im vorigen Jahre oft lebensgefähr- 
liche Formen annahm, hat: nachgelassen, wobei natürlich die 
Erhöhung der Fahrpreise erheblich mitgewirkt haben mag. 


Der Fahrplan ist notgedrungen immer noch dürftig und legt 
dem reisenden Publikum manche Opfer an Zeit und Bequem- 
lichkeit auf. Im Anfang des Jahres war die Verkehrslage am 
schlechtesten. In Bayern mußte der Personenverkehr am 
13. Januar auf mehrere Tage ganz eingestellt werden, damit 
der Güterverkehr notdürftig aufrechterhalten” werden konnte, 
In den Sommermonaten war “ine. Besserung ‚der Versorgung 
der Eisenbahnen mit Kohlen zu beobachten. Der Hoffnung, 


daß nun eine wesentliche Ausgestaltung. des Fahrplans mög- 


sich im e 


des 


den. 


. noch nicht gelungen, die Tschechoslowakei zur Durchführung 


‚allgemeinen den Beifall der Versammlung, die ihrerseiti 
volle Anregungen gab. Für besondere Aufgaben im. 


Ich sein wurde ist durch ‚das Kikomen“ von. 1 Spa’ ein a 
bereitet worden; nur bei äußerster Sparsamkeit ist es gelungen, Ir 
den re Fahrplan aufrechtzuerhalten. und für den _ 
internationalen Durchgangsverkehr, der - nach Wegfall der 

durch den Krieg gezogenen Schranken einer Belebung drin- 

gend bedurfte, einige meue Verbindungen einzurichten. Auf 

Betr eiben der nie wurde am 1. April-ein dreimal wöchent- 

lich verkehrender Luxuszug von Paris über Straßburg-Kehl 
eingeführt, der sich in zwei Teile gabelt, von denen der-eine 
über 'Hof-Eger-Prag nach Warschau, der ‚andere über Ulm- - 
München nach Wien fährt. Im Sormerfahrplan wurde wieder r 
ein durchgehender Schnellzug nach Italien hergestellt, der in 
54 Stunden Berlin mit Rom ülter Hof-Brenner verbindet und in. 
Verona Anschluß nach Venedig und Mailand hat. Zu erwähnen 
sind ferner die Verbindungen von Amsterdam nach Genua über 
Duisburg-Frankfurt-Karlsruhe-Basel, der Schnellzug London- 
Ostende-Wien über die rechte Rheinseite und die Verbindung 
Berlin-Amsterdam über Bentheim. In die direkten Schnell- 
züge ist der Schlaf- und Speisewagenbetrieb nach und nach 
wenn auch nicht in friedensmäßigem, so doch in ausreichen 
derem Umfange als im Vorjahre, wieder aufgenommen wor- 
‚Der außergewöhnliche Andrang zu den Schlafwagen 
nötigte zeitweilig dazu, die Unterscheidung zwischen Bett: 
karten 1. und 11. Klasse fallen zu lassen und alle Schlafabteile 
doppelt zu besetzen, dafür aber. den Bettipreis und Fahrpreis 
1. Klasse zu erheben. Erst in jüngster Zeit sind auf Drängen 
der Verkehrsinteressenten wieder öcl hlafwagenplätze ER 
II. Klasse, je nach der Besetzung mit einem oder zwei Bette 
eingeführt worden. ‘Der Preis beträgt im ‚etwa 
40 M für die II. und 80 A für die I. Klasse, Leider ist ‚es 
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von Durchgang szügen Berlin-Wien über Böhmen zu bewegen. 
daher muß dieser Verkehr immer noch über Passau gekeiteh 
werden. Auch Polen hat, gelinde gesagt, ein sehr gering 
Entgegenkommen gezeigt und die Verbindung Ostpreußens m 
dem Mutterlande durch den sogenannten polnischen Korrider : 
lange Zeit hindurch verhindert, so daß die Züge über Hinter 
pommeın geleitet wurden, und im übrigen die Ostseeschiffahr ; 
helfen mußte. Erst in letzter Zeit ist es gelungen, die 
stimmung Polens zur Wiederherstellung der Zugverbin ng 
nach Königsberg über Konitz zu erlangen, , 


Dem Werkstättenwesen wurde im Be die 
größte Aufmerksamkeit zugewendet. Am 19. Januar ander 
unter Vorsitz des damaligen Ministers der öffentlichen As 
beiten, Oeser, und unter Teilnahme der Vertreter der Staats- 
ehe, der ‘beteiligten Angestelltenverbände und des 
Privatimdustrie Beratungen über eine: „Denkschrift,- betr. d i 
Neuordnung der Verwaltung der Eisenbahn-Hauptwerkstätte 
der pveußisch-hessischen Staatseisenbahn-Verwaltung sh 
Die in der Dienkschrift niedergelegten Vorschläge fanc 


wesen: wurden Ausschüsse eingesetzt und die in ihnen t 
Beamten von. ihren ee ee Pen 


maikeiäihee errolles. Siudienmaterael für ‚den Neck 
des Wierkbetriebes und des Stoffwesens zusammengetr 
dessen Weiberbearbeitung in Banzenallet Hinsicht gute Fri 
tragen wird. | Be LER x 


Im April ördiele ein Erlaß. die hc von 3 


sie in, allen Werkstätten der Trdichsißinhanhen 
wird. Der Erlaß gibt auch das ganze Programm für « ie 1 
triebliche und. ee en des. au 


die Spitze der Musterwerke gestellten drei Leiter mit 
P- as „Werkdirektor“ ‚haben die in den Richt- 


n SE Ein ku ne Muster eier Privak 


riebe. Dazu gehört auch dig Schaffung einer 
heitlichen Spitze und die Vermehrung der  tech- 
chen Kräfte in. Leitung, Büro und _ Aufsicht 


“eben “in der alten. Ordnung "nicht unterzubringen 
a), ohne die die schwierigen und umfangreichen, über Jahre 
naus laufenden Aufgaben, die Eisenbahn werke mit best- 
öglichem technischem und finanziellem Wirkungsgrad ar- 
ten zu lassen, nicht bewältigt werden können. 
Die 'Fühlungnahme mit allen Zweigstellen der Bei 
bahnen zur Sicherung der Einheitlichkeit im Werkwesen 
n den letzten Wochen des Berichtsjahres besonders in die 
cheinung getreten durch Besprechungen der Vertreter der 
igstellen der BReichseisenbahnen. Hierbei wurden z. B. 
3 ‚Grundlagen des Gedingeverfahrens in einem eleichmäßie 
; Beamten aller Zweigstellen und Gewerkschaftsvertretern 
und Arbeitern aller preußischen und außerpreußischen Eisen- 
ven des Reichs zusammengesetzten. Ausschuß durchberaten 
und zu günstigem Abschluß ‚geführt, = 
)ie—- Arbeiterschaftt zeigt in serfreulicher Weise mehr 
in den ersten. Zeiten nach der Revolution den Willen zur 
rbeit. Die Betriebsräte wachsen nach und nach in ihre 
gaben hinein, Die leitenden Beamten. genießen wieder 
T Ansehen, es sind Anfänge einer Besserung der Disziplin 
rkennen. Wenn die Ernährungs- und Bekleidungs- 
‚sich ; glinstiger gestaltet, (darf man auch hinsichtlich der 
g der Leistungen in den. Eisenbahnwerken _bei gleich- 
iger Besserung der Wirtschaftlichkeit vertrauensvoll in 
ukunft blicken. 
r die diesjährigen Leistungen u Werketäiten 
ie Entwicklung des Betriebsmittelparks 
jen. hier, teilweise unter Wiederholung der an anderen 
ell, en dieses Aufsatzes gemachten Angaben, noch folgende 
Mi "Zusammengestellt: ‚Der Bestand an Fahrzeugen hat 
ı seit dem Kriege folgendermaßen gestaltet. Es betrug 
am 1. 4. 1914 am.i. 4. 1920 


okomotiven u. Triebwagen 15592180 23549 


ersonenwagen . .» .......450%0 36 800 
un ee 12140 _ 8 600 
a ee 2.85, 4 AN etwa 487 000 


en: der Lokomotiven (Prozentsatz der 
; ebsunfähigen Maschinen) betrug am 1. 4. 1914: 19%, am 
1920: 44%. Die gesteigerten Ausbesserungsleistungen 
upt- und Neben werkstätten spiegeln sich in der Zahl 
entlich im Durchschnitt als ee ausgehenden 
©. Ke Zahl Be 


1914 1920 
ar ee a 22688 550 
„ Personenwagen . . : 2674 - 2200 
= Güterwagen > .-16%4 16000 Ber 
rdem- wurde die Privatindustrie mit der Ausbesserun g 
Betriebsmitteln beauftragt. Der durchschnittliche, 


iche AnOEaHE I. a Tergges und nicht bahn- 


earidai Kihzelberichte dieser Zeitung zeigen, 
ie Eisenbahnerbewegung auch im Jahre 1920 
, aus den Bahnen ruhiger Entwicklung geworfen; vor 
ren es die preußisch-hessischen astseisenbaktene 
Ei Arbeitskämpfen des Personals und den durch - 
. Wirren hervorgerufenen Arbeitseinstellungen zu 
Schon die ersten J anuartage standen im 
Sturms. Bekanntlich hatten im preußischen 


‚Breslauer Hauptwerkstätte Gebrauch gemacht wurde. 


‚der Organisationen“ an den Pranger. 


zurückkehrten, 
-| allgemeinen - wiederhergestiellt war. 
| verdient die Haltung, die ein Teil der im Gewerkschaftsbund 
"deutscher Eisenbahnbeamten organisierten Beamten bei diesen. 
wilden Streiks einnahm. 
„wurde von ihnen „Streikneutralität“ beobachtet. 


Sehließung 
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Ministerium der öffentlichen Arbeiten am 2. Dezember 1919 
Verhandlungen über den Abschluß eines Lohntarifvertrages 


— des ersten für die Lohnempfänger der preußisch-hessischen 
Staatseisenbahnen — begonnen. Bei der Schwierigkeit und der 
Fülle dies Stoffes kamen die Verhandlungen trotz aller Be- 


‚mühungen der Verhandlungsparteien gur langsam vorwärts. 


Kommunistische und andere ordnungsfeindliche Elemente be- 
nutzten die verständliche Spannung, mit der,die Arbeiter- 
schaft die Verhandlungen verfolete, um das Personal durch 


-unriehtige Mitteilungen über den Stand der Verhandlungen 


und die Absichten der Behörde zu erregen. Wilde Lohnstreiks 


waren die Folge, die zwar den Charakter von Lohnbewegungen 


trugen, tatsächlich aber politischen Zwecken diemen sollten. 
Die Arbeitsniederlegungen nahmen vor allem in den ver- 


"kehrs- und wirtschaftspolitisch wichtigen ‚Direkiionsbezirken. 


Elberfeld, Essen und Cöln, sowie in Teilen. des Bezirks 
Münster einen bedrohlichen Umfang an. In Breslau kam es 
nur zu kürzeren Arbeitseinstellungen: in den Woerkstätten und 


im Betriebe; auch in den: Bezirken Stettin und Kattowitz gärte, 
es. Im Bezirke Frankfurt (Main), dem Herd der radikalsten 


Strömungen unter den Eisenbahnern, griff man zu der Waffe 


der passiven Resistenz, von der vorübergehend auch in einer 
Alles 


das geschah gegen: den Willen der Zentralorgane der Eisen- 


bahnergewerkschaften und zu einer Zeit, als die bevollmäch- 


tigten Arbeibervertreter mit dem Ministerium in den Tarif- 
verßandlungen standen, und obwohl der Arbeiterschaft vom 


1. Januar ab Abschiagszahlungen auf die ihnen durch den 
Tohntarif zuzuwendenden Lohnerhöhungen gewährt wurden. 
- Die schwere Not des Landes veranlaßte die Beichsregierung . 


und die preußische Staatsregierung am 11. Januar zu weinen 
gemeinsamen Aufruf, in dem die Arbeiter auf die rückwir- 
Köndie, Kraft der neuen Tariflöhne — und zugleich die un- 
ruhig „gewordene Beamtenschaft auf die ihr zugesagte 
Tewerungszulage von 150.% — hingewiesen wurden. : Der 
Aufruf entkleidete die Bewegung des wirtschaftlichen Cha- 
rakters und stellte die gewissenlosen Stneikhetzer „außerhalb 
Der Hinweis auf die 
der Rückbeförderung harrenden 400 000 Kriegsgefangenen. und 


“die Androhung strenger Maßnahmen trugen ohne Zweifel dazu 


bei, daß die Eisenbahner zur Besinnung kamen und zur Arbeit 
so daß Mitte Januar der Arbeitsfrieden im 
Besondere Erwähnung 


In Frankfurt (Main) und Breslau 
Diese sollte 
darin -bestehen, daß die Beamsen zwar ihren eigenen Dienst 


weiter taten, aber keine Arbeiten: der Streikenden verrichteten; 
de Neutralität sollte aber nur für den wirtschaftlichen, nicht 
| aber auch für einen politischen. Arbeiterstreik gelten. Inwie- 
| weit in den bezeiehneten Bezirken und vielleicht auch ander- 
wärts hiernach gehandelt worden ist, 
näheren Kenntnis. 


entzieht sich der 


- Eine neue Erscheinung in diesen Arbeitskämpfen war die 
Am 15: Ja- 


von Werkstätten, 
nuar schloß die Eisenbahndirektion Cöln, nachdem 
'si6 die Arbeiterschaft unter Androhung der. Ent 
lassung vergeblich zur Wiederaufnahme der Ar- 


beit aufgefordert hatte, vorüb ergehend die Hauptwerkstätte 


| Erefeld-Oppum. Die Hauptwerkstätte Nied bei Frank- 


furt (Main), in der seit Jahresbeginn. zunächst „nach Vor- 
schrift“ und dann ‚nach verschärfter Vorschrift“ gearbeitet, 
mit anderen Worten passive Resistenz geübt worden war, 
wurde nach vergeblicher Androhung der Schließung am 
17. Januar derart geschlossen, daß den Arbeitern unter Veer- 


"zieht auf weitere Dienstleistungen mit 14-tägiger Frist ge- 
kündigt wurde. Kurz darauf ordnete der Minister auch weitere 


Werkstättenschließungen an, weil er die allzu geringen Lei- 


_ ’ 


Nr. 


2 


stungen der Werkstätten, soweit sie auf der Arbeitsunlust der 
Belegschaft und der durch die Demobilmachungsvorschriften 
hervorgerufenen Überfüllunge der Werkstätten beruhten, vor 
dem Lande nicht länger verantworten konnte. So wurden 
am 26. Januar die Hauptwerkstätten Berlin 1 und 2, Breslau 
2 und 4, Darmstadt 1 &nd 2, Frankfurt (Main), Gotha, Jena, 


Königsberg (Pr.), Salbke, Sebaldsbrück und Stargard, sowie 


am 8. Februar Breslau 1, Delitzsch, Frankfurt (Oder), Göttingen, 
Grunewald, Halle, Harburg, Limburg, Magdeburg-Buckau und 
die Nebenwerkstätte Berlin Lehrter Bahnhof vorübergehend 
geschlossen. Betriebsschädlinge, also Hetzer und Nichtstwer, 
waren von der Wiederaufnahme ausgeschlossen; die übrigen 
Arbeiter wurden, soweit es die dem Bedarf angepaßten neuen 
Belegschaftszahlen gestatteten, bei der Wiedereröffnung der 
Werkstätten nur unter der Bedingung wieder eingestellt, daß 
siß sich zu einer Arbeitszeit von acht Stunden ausschließlich 
der Pausen verpflichteten und sich mit der Wiedereinführung 
der seit der Revolution aufgehobenen Akkordarbeit einver- 
standen erklärten. Die Maßnahme war von vollem Erfolg be- 
gleitet, da die Meldung der Entlassenen den Bedarf überstieg, 
und da die Arbeitsleistungen in den geschlossenen sowie den 
übrigen von den überzählisen Arbeitern befreiten Haupt- und 
Nebenwerkstätten sich angemessen hob. Der Versuch der 
revolutionär gesinnten Kreise, die Arbeiterschaft aus diesem 
Anlaß ir einen Generalstreik zu hetzen, schlug völlig fehl. 

Kaum waren die Nachwirkungen der Januarstreiks und der 
Werkstättenschließungen überwunden, da ventfesselte “der 
Kapp-Putsch am 13. März die politischen Leidenschaften von 
newem. Der Deutsche Eisenbahnerverband, die größte und 
überwiegend aus Arbeitern bestehende Organisation, verkün- 
deete schon. am Abend desselben Tages den Generalstreik gegen 
die weuen Machthaber. Nach vergeblichen, auf den Rücktritt 
Kapps abzielenden Verhandlungen schlossen sich am folgen- 
den Nachmittage die- Gewerkschaft Deutscher Eisenbahn- 
beamten und die Gewerkschaft deutscher Lokomotivführer 
an; „auf dem Dienstwege“ erließen sie gemeinsam ein Rund- 
telegramm, durch das sie — ohne Angabe von Gründen — die 
Einstellung des Eisenbahnbetriebes mit Ausnahme - der 
Arbeitier-, Lebensmittel- und Kohlenzüge anordneten. Am 
16. März veröffentlichten diese drei Gewerkschaften im Ver- 
ein mit der Gewerkschaft Deutscher Eisenbahner, dem Allge- 
meinen Eisenbahnerverband und dem Verband des Deutschen 
Verkehrspersonals einen Aufruf, durch den sie die Eisen- 
bahner „zum Generalstreik auf der ganzen Linie“ aufforderten. 
Für den Direktionsbezirk Berlin, als den «eigentlichen Macht- 
bereich der Regierung Kapp, ordneten sie die vollständige 
Stillegung des Betriebes an, während sie im übrigen den not- 
dürftigsten Verkehr auch weiterhin zuließen. In welchem 
Maße der Generalstreik wirksam war, 
Tagen herrschenden Verkehrs- und Nachrichtensperre nicht 
genauer bekannt geworden; man kann aber annehmen, daß 
die Generalstreikparole in Norddeutschland den beabsichtigten 
Erfolg hatte; in #achsen und Baden beschränkte man sich auf 
einen 24-stündigen Proteststreik. 

Am 16. März abends ordnete der preußische Eisenbahn- 
minister Oeser unter Hinweis auf den Rücktritt der Kapp- 
Regierung die sofortige Wiederaufnahme des Eisenbahnbe- 
triebes an. Das an die Direktionspräsidenten gerichtete Tiele- 
gramm enthielt u. a. folgende Weisung: „Anordnungen hierzu 
‚sind von den verwältungsseitig bestellten Organen pflicht- 
gemäß zu treffen und Einmischung Unberufener in die Lei- 
tung des Betriebes zurückzuweisen.“ Die Gewerkschaften 
waren indessen nicht gewillt, das Heft aus der Hand zu geben. 
Sie waren der Meinung, nicht der Minister habe den Streik 
zu beenden, sondern „die dazu berufenen gewerkschaftlichen 
Organisationen“. Die Gewerkschaft deutscher Lokomotiv- 
führer erließ deshalb im Einvernehmen mit den übrigen Ge- 
werkschaften am 17. März abends ein Telegramm, in dem sie 
zur Fortsetzung des Generalstreiks aufforderte, Gestützt auf 
den Umstand, daß Kapps Rücktritt damals noch nicht zur voll- 


8. 755/19%0 d. Zte.). 


ist bei der in jenen 


Zeitung-des Vereins 


endeten Tatsache geworden war, war in dem Telegramm «in- 
leitend gesagt: „Telegramm Oseser irreführend, daher nicht 
beachten.“ Noch an demselben Tage verfügte die aus den 
sechs Gewerkschaften gebildete Generalstveikleitung die Auf- 
hebung dies Streiks „mit sofortiger Wirkung“, da der. Rück- 
tritt Kapps inzwischen tatsächlich erfolgt war. Indessen 
schloß sich der freigewerkschaftliche Deutsche Eisenbahner- 
Verband diesem Vorgehen nicht an, sondern trat als Glied 
des Allgemeimen Deutschen Gewerkschaftsbundes für die von 
diesem beschlossene Fortsetzung des Generalstreiks zur Durch- 
setzung pelitischer Forderungen ein. Der Deutsche Eisen- 
bahnerverband forderte insbesondere: 1. Rücktritt des Mi- 
nisters Oeser. 2. Entlassung und Bestrafung der Beamten, 


die der Regierung Kapp Dienst geleistet hätten. 3, Wieder- 


einstellung der vom Verband noch namhaft: zu machenden, 
gelegentlich der Werkstättenschließungen entlassenen Veer- 
bandsfunktionäre. 
auf die Beamtenanwärter. 5. Bezahlung der Streiktage. 
6. Schleunige Verabschiedung des Beamtenrätegesetzes. Nach- 
dem die Verhandlungen der noch im Geweralstreik beharren- 
den Gewerkschaften mit der Reichs- und der Preußischen 
Staatsregierung zu der Vereinbarung der bekannten „acht 
Punkte“ „geführt hatten, ordneten nunmehr auch der Allge- 
meine Deutsche Gewerkschaftsbund, die Arbeitsgemeinschaft 
freier Angestelltenverbände und der Deutsche Beamtenbund 
die sofortige Beendigung des Generalstreiks an. Leider war 
die Angelegenheit hiermit noch nicht beendet, da die durch 
den Kapp-Putsch ausgelöste kommunistische Gegenbewegung 


Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


4. Ausdehnung des Betriebsrätegesetizes. 


Der 


. r- 


das Wirtschaftsleben und insbesondere den geregelten Eisen-_ ; 


bahnbetrieb in Teilen von Mitteldeutschland und vor allem im 
Ruhrrevier noch auf Wochen hinaus hemmte,. 

Mit diesen Sturmtagen. waren die Störungen des Eisenbahn- 
betriebs bis zum Jahresschluß im wesentlichen beendet. Was 
noch folgte, war mehr von örtlicher Bedeutung. Erwähnt sei 
nur der unter Teilnahme der Eisenbahnarbeiter im Juni in 
Ludwigshafen unternommene Generalstreik aus Anlaß der 


Verhaftung von Gewerkschaftsführern durch die Besatzungs- _ 


behörde. Dagegen schlossen sich die Eisenbahner dem einen 


ausgesprochen politischen Charakter tragenden Generalstreik 


in Württemberg Ende August nicht an, sondern hielten den 


Betrieb unter dem Schutze der „Verkehrswehr“ aufrecht (vgl. 
Auch die eigenmächtigen Eingriffe von _ 
Eisenbahnern in Kartoffel-, Waffen- und Munitionstransporte 


konnten ohne tiefergehende Störungen des Eisenbahndienstes 
zurückgewiesen. werden. (Vgl. 8. 669, 687, 695/6, 728 und 769 
d. Ztg., Jahrg. 1920.) Erfreulicherweise haben sich die Eisen- 
bahner am 9. November, von verschwindenden Ausnahmen ab- 
gesehen, ihrer Dienstpflicht nicht entzogen. 
hoffen, daß die im November ausgebrochene Bewegung unter 


Es ist auch zu - 


den Eisenbahnbeamten und -arbeitern für die Erhöhung der 


Tewerungszulagen einen friedlichen Abschluß finden wird, 


wenngleich nicht verkannt werden soll, daß es schwer sein 
wird, bei der Notlage des Personals und der Finanznot: des 


Reiches einen für das Personal und die Allgemeinheit erträg- 
lichen Ausgleich zu schaffen. 


‘Während die Reichsgewerk- 


schaft der Eisenbahnbeamten ihre Haltung von «einer Ur- 


abstimmung ihrer Mitglieder abhängig gemacht hat, enthält 
der „Deutsche Eisenbahner“, das Organ des über seine halbe 


Million. Mitglieder zählenden Deutschen Eisenbahnerverbandes, _ 
in Nr. 50 vom 11. Dezember weinen Leitartikel, in dem die Be- 
schlüsse des Reichstags vom 4. Dezember als unbefriedigend 
bezeichnet werden, zugleich aber vor Sonderaktionen gewarnt 
wird, da der Verbandsvorstand nach Erschöpfung aller Ver- 


handlungsmöglichkeiten „zur gegebenen Stunde die geeignete 
Parole“ ergehen lassen werde. 
also den deutschen Eisenbahnen und damit dem deutschen 
Volke von neuem kritische Stunden bevor. 


Die Gewerkschaftsbewegung des Jahres 
stand im Zeichen! des Zusammenschlusses, Der 
Revolution in Preußen - Hessen ent- 


nach der 


a 


Um die Jahreswende stehen - 


1920 
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 standene Gewerkschaftsbund deutscher Eisenbahnbeamten 
bildete sich zur Reichsgewerkschaft deutscher Eisenbahn- 
_ beamten und -Anwärter um; ver setzt eich nunmehr aus neun 
besonderen Fachgewerkschaften zusammen und 
 Zentralorganisation der Beamtengewerkschaften dar. Mit der 
— Umbildung war zugleich die Einbeziehung; der wichtigen Ge- 
-  werkschaft deutscher Lokomotivführer verbunden, die ‚eine Zeit 
lang abseits gestanden hatte. Auf der anderen Seite nahm 
_ der Deutsche Eisenbahnerverband den in der Hauptsache süd- 
deutschen Verband des deutschen Verkehrspersonals in sich 
auf und vermehrte damit seine Mitgliederzahl um rund 100 000 
auf mehr als eine halbe Million Köpfe, Mit dieser Ver- 
7 schmelzung sind sämtliche freigewerkschaftlich organisierten 
— Eisenbahner unter eine Leitung gekommen. Trotz aller 
AR radikalen Gegenströmungen hat in dem Veerbande noch immer 
die gemäßigte, 
 delnde Richtung die Oberhand; dies zeigt sich insbesondere 
in einem Beschluß der außerordentlichen Generalversammlung 
in Dresden (September 1920), durch den der vom Vorstand 
 herbeigeführte Ausschluß eines kommunistischen Verbands- 
- mitgliedes und Agitators mit 137 gegen 9% Stimmen gebilligt 
—- wurde; dies läßt aber 
19. November erkennen, durch den allen Mitglvedern, die sich 
kommunistisch betätigen, insbesondere für den Anschluß an 
die dritte Internationale arbeiten, der Ausschluß aus dem Ver- 
- band angedroht wird. 
. ‚ vember 1920.) Unverkennbar hat die gemäßigte Richtung aber 

einen schweren Stand. Während. der Deutsche Eisenbahner- 


dem Allgemeinen deutschen Gewerkschaftsbund, und die 
Gewerkschaft deutscher Eisenbahner und. Sinnebedhiensieheh 
den christlichen Gewerkschaften und mit diesen dem 
Deutschen Gewerkschaftsbund angeschlossen sind, hat sich 
dritte sroße Arbeiterorganisation, der Allgemeine 
i Eisenbahnerverband, dem gegen Jahresschluß gegründeten 
parteipolitisch und religiös neutralen Gewerkschaftsring 
_ deutscher ° Arbeiter-, Angestiellten- und Beamtenverbände 
angeschlossen. Diese drei _ Eisenbahnergewerkschaften 
‚beschränkten sich ursprünglich auf die Veertretung der 
beiterinteressen; allmählich sind sie aber dazu über- 
gegangen, auch Beamte als Mitglieder aufzunehmen. Neuer- 
dings ist ihr Streben nach Einbeziehung der Beamten und da- 
mit auch der Wettkampf mit der Reichsgewerkschaft der 
_ Eisenbahnbeamten und -Anwärter besonders scharf hervor- 


Wir können diesen ee nicht verlassen, ohne auf eine 
merkenswerte Neubildung hinzuweisen, die das gesamte 
erkehrspersonal auf kreigewerkschäftlicher Grundlage zu- 


ustrieorganisation zusammenfassen. will. Sie beruht auf dem 
schluß der Dresdener Generalversammlung des Deutschen 
Eisenbahnerverbandes, gemeinsam mit dem Deutschen Trans- 
portarbeiterverband einen „Deutschen Verkehrsbund“ 
_— mit zunächst 14 Million Mitgliedern zu - gründen, der sich 
aus dem Personal der Verkehrsbetriebe des Reiches, 
„Länder, Provinzen, Gemeindeverbände und Gemeinden, sowie 
dem Personal der privaten. Transport- und Verkehrsbetriebe 
7 zusammensetzen soll. An die Spitze des Deutschen Verkehrs- 
bundes ist Brunner, der bisherige erste Vorsitzende des 
Deutschen Eisenbahnerverbandes, berufen. Ob und wie diese 
neue Arbeitsgemeinschaft bereits in Tätigkeit getreten ist, 
entzieht sich zunächst noch unserer Kenntnis. 
Mit der Gewerkschaftsbewegung Hand in Hand ging die 
Entwicklung der Lohntarifverträge der” Eisenbahnarbeiter. 
Württemberg und Baden, wo solche Verträge bereits be- 
nden, wurden sie im Anfang des Jahres mit: rückwirkender 
aft vom 1. April bzw. 1. März ergänzt bzw. erneuert. , 
Pı senßen wurde ein vom 1. Januar ab gültiger Tarifvertrag 
ge: März vereinbart; für Bayern und Sachsen geschah 
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_ 


- dasselbe am 


stellt die’ 


nach gewerkschaftlichen Grundsätzen han- 


auch ein Vorstandsbeschluß vom’ 


(„Deutscher Eisenbahner“ vom 27. No- 


. verband der freigewerkschaftlichen Gewerkschaftszentrake, 


ichst in Form einer Arbeitsgemeinschaft und künftig als In- . 


der 


< räte Sebild: et; 


Bun; 


26. 
I Ze und 24. Februar. Nach dem Übergang 
4. März 


der Staatseisenbahnen an das Reich trat an Stelle dieser Einzel- 
verträge der Beichslohntarif-Tieilvertrag vom 5. August, der 
im wesentlichen Lohn und Arbeitszeit zegelt; die übrigen Be- 
stimmungen sollen in den zurzeit schwebenden weiteren 
Reichstarifverhandlungen vereinbart werden. 


Am 4. Februar 1920 ist das Betriebsrätegesetz nach 


langwierigen parlamentarischen Verhandlungen zustande ge- 


kommen. Auf Grund des $ 61 des Gesetzes haben die zustän- 
digen Landesregierungen. die Einsetzung der Betriebsräte im 
Bereich der ehemaligen Staatseisenbahnen „nach Verhandlung 
mit den. beteiligten. wirtschaftlichen Vereinigungen der Arbeit- 
nehmer“ im Verordnungswege geregelt. Diese sogenannten 
Betriebsräteverordnungen — je eine für die Arbeiterschaft 
der Werkstätten und für alle sonstigen Arbeiter — 
sind mit Rücksicht auf die bei ihrem Erlaß 
kurz _ bevorstehende -Verreichlichung der Staatseisen- 
bahnen nach einem einheitlichen Muster abgefaßt; sie weichen 
nur so weit voneinander ab, wie die Veerschiedenheiten in der 


"Verwaltungs- und Personalorganisation der Staatseisenbahnen. 


es bedingen. Nach den. Betriebsräbeverordnungen ist bei jeder 
Eisenbahndienststelle und -werkstäite, sowie bei jeder Be- 
hörde, die in der Regel mindestens 20 Arbeiter oder Arbei- 
terinnen beschäftigt, ein. Betriebsrat zu errichten, der nach 
der Arbeiterzahl der Dienststelle aus 3 bis 12 Mitgliedern 
besteht. Wo weniger als 20, aber mindestens 5 wahlberech- 
tiete Arbeiter (d. h. mindestens Achtzehnjährige, die im 
Besitz- der bürgerlichen Ehrenrechte sind) beschäftigt wer- 
den, wird; an Stelle des Betriebsrats ein Obmann gewählt, 
vorausgesetzt, daß mindestens drei der Arbeiter wählbar sind 
(d.h. 24 Jahre alt sind, 3 Jahre im Eisenbahndienst und 
6 Monate bei ihrer Dienststelle beschäftigt sind). Die Mit- 
glieder des Betriebsrats (der Obmann) werden von den wahl- 
berechtigten Arbeitern der Dienststelle aus ihrer Mitte nach 
den Grundsätzen der Verhältniswahl in unmittelbarer und ge- 
heimer Wahl auf die Dauer eines Jahres in ihr Ehrenamt 


berufen. Die gesetzlichen Aufgaben. des Betriebsrats sind be- 


kannt; immerhin sei bemerkt, daß sie sich nach den Betriebs- 
räteverordnungen teils auf sogenannte Verwaltungs- 
angelegenheiten, insbesondere auf die Wirtschaftlich- 
keit und die Betriebsführung, teils auf sogenannte Arbeiter- 


angelegenheiten erstrecken, d. h. solche, die das Recht 


des Arbeitsvertrags und das Wohl der Arbeiterschaft an- 
gehen. Zur Erfüllung seiner Aufgaben steht dem Betriebsrat 
der Weg der Verhandlungen. mit den Vertretern der Eisen- 
bahnverwaltung sowie im Berufungsverfahren bei der höheren 
Instanz (Eisenbahndirektion) zu. In Arbeiterangebegenheiten 
kann der Betriebsrat außerdem die zuständige Schlichtungs- 
stelle anrufen; in Veerwaltungsangelegenheiten ist das Schlieh- 
tungsverfahren nicht gegeben, hier ist vielmehr die im Be- 
rufungsverfahren ergangene Entscheidung der Verwaltung 
maßgebend und unanfechtbar. Außer den örtlichen Betriebs- 
räten, die sich nur mit den Angelegenheiten der Arbeiter ihrer 
Wahlbezirke zu befassen haben, sind durch die [Betrielbsräte- 
verordnungen, in Anlehnung an die Verwaltungsorganisation 
der ehemaligen Staatseisenbahnen, für den Bereich der ver- 
schiedenen Verwaltungsinstanzen noch besondere Betrielbs- 
und zwar bei der Zweigstelle Preußen-Hessen 
für jede Eisenbahndirektion ein Bezirksbetriebsrat und ein 
Werkstätten-Bezirksbetriebsrat (je 5 bis 12 Mitglieder), ferner 
für den Gesamtbereich der Zweigstelle ein Hauptbetriebsrat 
(20 Mitglieder) und ein Werkstätten-Hauptbetriebsrat (14 Mit- 
glieder). Die Bezirksbetriebsräte vertreten die Arbeiter des 
Direktionsbezirks in den Angelegenheiten, die über den. ört- 
lichen Bereich eines Betriebsrats hinaus von Bedeutung sind; 
während die Hauptbetriebsräte in den Angelegenheiten zu- 
ständig sind, die über-den Bereich eines Bezirksbetriebsrats 


Nr: 1 ai 
hinausgehen. Außerdem wirken die Bezirks- und Haupt- 
betriebsräte in dem Berufungsverfahren mit. Da die Ein- 


richtung der Betriebsräte bei den Reichseisenbahnen erst seit 
verhältnismäßig kurzer Zeit besteht, kann über ihre Bewäh- 
rung noch nichts berichtet werden. Übrigens ist beabsichtigt, 
nach Ablauf der einjährigen Wahlperiode eine einheitliche 
Betriebsräteverordnung für die Beichseisenbahnen in Kraft 
treten zu lassen, Nach $ 104 Ziffer II des Betriebsrätegesetzes 
sind bei den ehemaligen Staatseisenbahnen, ebenfalls im Ver- 
ordnungswege, Sonderschlichtungsausschüsse er- 
richtet (z. B. ein Hauptschlichtungsausschuß bei der” Zweig- 
stelle Preußen-Hessen des Beichsverkehrsministeriums und 
eine Schlichtungsstelle bei jeder Eisenbahndirektion); auch 
hier steht die Vereinheitlichung der Schlichtungsstellen usw. 
von Reichs wegen bevor. Ihren: Abschluß wird die gesetzliche 
Ordnung der Personalvertretung nunmehr in Bälde auch be- 
züglich der Beamten finden, nachdem sein vom Reichs- 
ministerium des Innern ausgearbeiteter Gesetzentwurf über 
die Beamtenvertretung dem Reichskabinett in den letzten 
Tagen des Jahres vorgelegt worden ist. 

Im Lehrlingswesen sind im Laufe des Jahres wesent- 
jiche Fortschritte zu verzeichnen. Die starke Begrenzung in 
der Anzahi der Lehrlinge — es durften Ostern 1920 an 
Scehlosserlehrlingen wieder nur 3% der. Anzahl der Schlosser 
eingestellt werden — übt weiter ihre gute Wirkung. Die über- 
starken Kriegsjahrgänge sind zum Teil schon ausgeschieden 
oder scheiden bald aus. Bereits von Ostern 1921 ab werden 
fast überall die Lehrlingswerkstätten wieder nur normal besetzt 
sein. In dem am 26. März 1920 abgeschlossenen preußisch- 
“bessischen Lohntarif wurden zum ersten Mal auch grund- 
legende Fragen des Lehrlingswesens tariflich geregelt. Ab- 
gesehen von kleineren Änderungen entsprechen die Bestim- 
mungen zum Teil-wörtlich den bis dahin gültigen Vorschriften. 
Neu ist-u. a., daß eine Annahmeprüfung stattzufinden hat, und 
daß Söhne von Eisenbahnbediensteten nicht mehr bevorzugt 
werden. 


Die praktische Ausbildung in der hingswerkeikite 
erfolgt nunmehr nach dem Erlaß vom 10. 11. 1920 — E II 27 
Nr. 15 471/20 — methodisch und auf Grund-eines sorgfältig durch- 
gearbeiteten Planes. Es ist dank der Mitarbeit ausgezeichneter 
Fachleute aus allen Kreisen und Gegenden dem Deutschen. 
Ausschuß für technisches Schulwesen (Verein deutscher In- 
genieure) möglich gewesen, im Herbst 1920 die mühevolle 
Arbeit eines einheitlichen Übungsplanes für Lehrlinge der 
maschinentechnischen.. Großbetriebe abzuschließen. Hierbei 
hat auch das Reichsverkehrsministerium mitgewirkt. Der 
Übungsplan ist mit den durch die Besonderheit des Eisenbahn- 
betriebes etwa erforderlichen Ergänzungen auch für die Eisen- 
bahn-Lehrlingswerkstätte vorgeschrieben worden, so daß der 
Eisenbahnverwaltung damit die besten und neuesten Erfah- 
rungen der Großindustrie auf diesem Gebiete nutzbar gemacht 
werden. 

Die theorstische Ahehiidang der Lehrlinge ist 
durch den. Erlaß vom 14. Januar 1920 — VI. 65. 141,9 (E.8t. 
Bl. 8.5) auf eine nene Grundlage gestellt. Es soll grundsätz- 
lich nunmehr. in entsprechender‘ Weise wie bei privaten 
maschinentechnischen. Großbetrieben die theoretische Ausbil- 
dung in bahneigenen Werkschulen verfolgen, da der öffent- 
liche Fortbildungsschulunterricht für Eisenbahnzwecke nicht 
mehr genügt und der Besuch auch für die Eisenbahnlehrlinge 
mancherlei Nachteile mit sich bringt. Trotz der erheblichen 

- Schwierigkeiten ist es möglich gewesen, allein im Laufe 
dieses Jahres bereits in 23 Werkstätten bahneigene _Weerk- 
schulen ‚(Abteilung I für Lehrlinge) zu eröffnen. Der Lehr- 
plan. ist nach Vorschlägen des Werkschulausschusses unter 
Mitwirkung :von Fachleuten aufgestellt. An den Beratungen 
des Woeerkschulausschusses beteiligten sich auch Vertreter 
außerpreußischer Zweigstellen. 

Mit dem gleichen Erlaß erfolgte auch die uenandiehs der 


beider Eisenbahndirektion Berlin“ an, Es sollen | 


Zeitung dei Vereins 
Deutscher Sue 


früheren sogenannten Heizerkurse zur theoretischen Ausbil- 
dung von I ee in die Werkschule, 
Afteilane IH : 
Auch dieser Lehrplan ist im er eche beraten 
unter Mitwirkung von Vertretern der Gewerkschaft deutscher 
Lokomotivführer und. außerpreußischer Zweigstellen. Dureh 
das Entgegenkommen des preußischen Ministers für Handel 
und Gewerbe ist es möglich geworden, dort, wo die Abtei- 
lung II in der Eisenbahmwerkstätte noch nicht oder nur 
weniger vollkommen hätte eingerichtet werden können, den 
Unterricht an eine öffentliehe Fachschule anzugliedern, jedoch 


; mit dem Eisenbahnlehrplan und unter Mitaufsicht der Eisen- 


bahnverwaltung. Ende 1920 bestanden insgesamt bereits 1642 ; 
Werkschulen der Abteilung II. r 


Die Jugendpflege ist weiter ausgebaut. Nachdem im 
Winter 1919/20 eine Anzahl Eisenbahnbediensteter im Auf- 
trage des Ministeriums aneinem Jugendpflegekursus teilge- - 
nommen haben, sind besonders im Eisenbahndirektionsbezirk 
Berlin mit Erfolg mancherlei Einrichtungen zum Nutzen der 
Lehrlinge geschaffen oder vervollkommnet worden, wie ge 
meinsames Musizieren, Lesen von Schriftstellern, Theaterauf- 
führungen, Turnübungen, Wanderfahrten u. dergl. In den 2 
noch zu verwähnenden Einführungskursus in Lehrlingswesen 
und Psychotechnik im Herbst 1920 wurde auch ein Vortrag 
mit anschließender Sn über ee J N 4 
pflege eingefügt. i iR 

Eine Maßnahme von Tragweite ist auf er 
schem Gebiet durch den Erlaß vom 18. Dezember 1920 — 
E. II. 27 Nr. 16590 — getroffen worden. Der Erlaß ordnet 
die Einriehtung «einer. „Psychotechnischen Ver- 
suchsstelle der Reichseisenbahnverwaltung | 


hier u. a. einheitliche Verfahren für Eignungsprüfungen er- 
mittelt, solche Prüfungen selbst ausgeführt, Vorschläge für 3 
die praktische Ausbildung von Beamten und Arbeitern beson- 
ders in den Werkstätten and im Betrieb ausgearbeitet und alle ' 
sonstisen einschlägigen Arbeiten erledigt werden und zwar 3 
in gleicher Weise für maschinentechnische, bau- und betriebs- ' 
technische und rein verwaltungstechnische Gebiete. Der Ver- ä 
suchsstelle werden auch die Begabtenprüfungen Hochbe- 
fähigter für einen beschleunigten Aufstieg in der technischen 
Laufbahn obliegen. Die Reichseisenhahnverwaltung hat damit. 
als erstes großes Verkehrsunternehmen des In- und des Aus- | 
landes eine Zentralstelle für die Prüfung der psychotech- 
nischen Forschungsergebnisse und für ihre Nutzbarmachung = 
in der Praxis eingerichtet. — Das bei der Eisenbahn-General- | 
direktion Dresden seit mehreren Jahren bestehende, mit gutem | 
Erfolg. arbeitende Prüflaboratorium für Berufs- 
eignung‘ ist in seinem Aufgabenkreis durch Zuteilung 
psychotechnischer. ‚Lehrlingsprüfungen bedeutend: erweitert | 
worden. BET. 
Um Werkitälienaifichtkhedente und Demeter in st 
ihnen neuen psychotechnischen Gebiete einzuführen und gleich- 
zeitig die Kenntnis der besten und neuesten Verfahren für die ' 
praktische und theoretische Ausbildung von Lehrlingen, Zög- | 
lingen "und Maschinenbaubeflissenen zu vermitteln, veran- 
staltete das Reichsverkehrsministerium im September 1920| 3 
einen dreitägigen Ausbildungskursus. Der Besuch war aus 
allen Teilen Deutschlands und von allen Zweigstellen so stark, 
daß zwei Parallelkurse mit etwa je 100 Teilnehmern stati- 
finden mußten. Zu dem Vortrag von Professor a 
über Eignungsprüfung und zur Besichtigung der Versuchs 
einrichtungen des psychobechnischen Laboratoriums der Teech- 
nischen Hochschule in Charlottenburg war auch der Beichs- 
verkehrsminister, Exzellenz Groener, persönlich ‚erschienen. A 
Die durch den Krieg bei den Eisenbahndirektionen zum Teil 


schwierigen Personal-, Be und Re j 
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wieder aufgenommen, 
nschule“ ist nach Einrichtung der Eisenbahn-Werk- 
1 jetzt in „Eisenbahn verwaltungsschulen“. umgeändert. 
ichtsveranstaltungen von Verbänden und Gewerkschaften 
nach Maßgabe des dienstlichen Interesses und der zur 
ng stehenden Mittel unterstützt; so die Vierwaltungs- 
nie. „und RR Verband deutscher Bisenbahnfachschulen, 


Ben FR ‚Ist a en Verhandiun- 
zwischen den beteiligten Ländern zu Gunsten der Mittel- 
‚beendet ‚worden, Sie ist für den direkten west-Östlichen 


‚die Strecke bis Berlin um 395—36 km, die Fahrt um 


gischen ‚Staaten und Sachsen, die -aus naheliegenden 
2er AR Linie Se Tori gaben, bekämpft. 


in ir be en en im. Okea, Bode- und 
perren eingerichtet werden. Die Bauten sollen im 
" Notstandsarbeiten baldigst bei Peine in Angriff 
. werden. 
naufstellung ist bei den jetzigen - ‚schwankenden 
sehr unsicher. - 
chätzt U wobei für; ‚die zweite Hälfte der Bau- 


R 


einsamer Arbeit von en ee: Praktikern 
in. Pen: letzen, u: ke Behungen, für eine al Berufs- 


2) tlich zu nee and zu een ohne die 
er Arbeitsausführung 


I, früher BR Ergebnisse. QEeWONnNEeN WOT- 
wir Br An ‚noch in den ee stecken, 


es nerellen, ob sie wish, für eine runde 
ppe unerläßliche Haupteigenschaften besitzen. In 
fällen können darüber hinaus auch noch die feineren 
aften festgestellt werden. Dies ist für die Bierufs- 
3 on ober ee aner, und wirtschaftlicher Bedeutung. 


er Lehrlinge folgenden Beschluß I hat: er be: 


Aurch ärztliche Duemehung, ee Anh durch 
DS Sresnetische! ne der geistigen a 


ige, die ‚die en ee die 


Gewerkschaften Deutschlands, 


an Bad Die "Piorkowski 1919, 8. 62. 


Die frühere Bezeichnung | zeit auf einen wesentlichen Preisabbau gerechnet wird. 


am vorteilhaftesten. weil sie, mit der südlichen ver-' 


den. verkürzt; sie wurde aber von Braunschweig, den 


Man schätzt die Bauzeit auf 10-25 Jahre. 


-Die- ‚Gesamtkosten sind auf 436 Milli- 


in dem betreffenden, 


en Deutschlands in Nürnberg. als Pünkt XII- be- 


er Wissenschaft sind für en Beruf Merk 


Alle 
Neu- und Umbauten werden für das- Tausend-Tonnen-Schiff 
eingerichtet. 

Die übrigen deutschen Kanalpläne, von denen 
in dem letzten Jahresrückblick. berichtet wurde, haben sich 
verdiehtet und werden von den zuständigen Stellen weiter 
verfolgt... Hat man doch auch in diesem Jahre wieder die 
Erfahrung gemacht, welch hohen Wert die Wasserstraßen 
durch geschickte Verkehrszuweisung zur Entlastung der 
Eisenbahnen haben. In München ist beim Verkehrsministerium 


als Untergruppe der dem Reichsverkehrsministerium unter- 


stellten 'Schiffahrtsabteilung eine Schiffahrtsgruppe 
Süd gebildet worden, der die Bearbeitung der süddeutschen 
Schiffahrtsfragen obliegt. Die Bodenseeschiffahrt ist 
mit den Staatsbahnen auf das Reich übergegangen. 

Wenn wir. die Entwiekelung der Eisenbahnverhältnisse 
im Deutschen Reich während des Jahres 1920 zusammen- 
fassend betrachten, so ist das Bild trotz der großen finan-' 
ziellen‘ Verlustwirtschaft doch nicht mehr ganz so trübe wie 
vor einem Jahre. Der Betrieb ist pünktlicher und zuver- 
lässiger, der Fahrplan vtwas reichhaltiger geworden, vor 
allem aber hat sich das Personal nach den Unruhen der ersten 
Monate wieder mehr an Arbeitsfreude, Ehrlichkeit und Ord- 
nung gewöhnt. So konnte der Reichsverkehrsminister- in 
einem Erlaß an alle Eisenbahnbediensteten jüngst anerkennen, 
daß die Ordnung im Eisenbahnwesen wieder aufzuleben be- 
ginnt. Er ermahnte ‚das Personal, daß es den immer noch 
hervortretenden Verstößen gegen Recht und Ordnung mit 
vollem Nachdruck entgegentrete und seine Pflicht, in selbst- 
loser Weise für die ihm anvertrauten Personen und Güter zu 
sorgen, immer besser erfülle. Wenn diese Mahnung in steigen- 
dem Maße befolgt wird, so wird dies zur Gesundung der ge- 
samben deutschen Wirtschaftsverhältnisse wesentlich beitragen. 
ER Re (Schluß folgt.) r 


am 


_ Psychotechnische Berufs- une Eignungsprüfungen. 


Vom 6: cheimen. Baurat Dr.-Ing. Schwarze, Ministerialrat im Reichsyerkehrsministerium. 


ur dasie erden solche Berufsprüfungen schon seit 
einigen Jahren angewandt understrecken sich nicht nur auf 
Lehrlinge, sondern auf Arbeiter und Angestellte aller Art. 
Während des Krieges sind‘ Kraftfahrer und Flieger psycho- 
technisch untersucht worden, und im Auslande ist man auf 
den Vorsprung, den Demtschland bislang noch hat, bereits 
sehr aufmerksam’). Es wird aller Mühe und der Bereitstellung 
genügender Mittel bedürfien, daß wir hierbei nicht vom Aus- 
land überflügelt werden. 

Die preußisch-hessische Staatsbahnverwaltung hat schon im 


‚ vergangenen Jahre im Bezirk Berlin alle Bewerber um Lehr- 


lingsstellen in dem Psychotechnischen Laboratorium der 
Teeehnischen Hochschule untersuchen lassen; in diesem Jahre 
wird sein Teil-der Bewerber wieder dort, der andere Teil, um 
Vergleiche anstellen zu können, in dem Institut für ange- 
wandte Psychologie untersucht. Im ersteren Fall wird nach 
dem Verfahren von Prof. Dr.-Ing. Schlesinger und Dr. med. 
Moede, in dem zweiten Fall nach dem von Dr. Lipmann und 
Gewerbeschuldirektor Stolzenberg ausgearbeiteten Verfahren 
gearbeitet. - 

. Im Sep! ember 1920 veranstaltete das Reichsverkehrsministe- 


2) Z. B. in Japan, Finnland und Sehvscden: Nach Me Bannese 
der Tageszeitungen hat auch die Masaryk-Akademie in Prag 
ein staatliches psychotechnisches Laboratorium eingerichtet, 
in dem Intelligenz- und Eienunesprüfungen im weitesten Um- 
fange für die gesamte Tschechoslowakei “eingeführt werden 
sollen. Sogar die Sowjetregierung plant die Einführung be- 
währter deutscher psychotechnischer Verfahren im Rußland 
und hat zu Studienzwecken. einen wissenschaftlichen Beamten 
nach Deutschland entsandt. 


# 
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Dekan der Vereins | 
_ Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


Nr. ı : Er 


rium «einen mehrtägigen Einführungskursus in psychotech- 
nische  Eignungsprüfungen für Werkstättenaufsichtsbeamte 
und Dezernenten an Eisenbahndirektionen?). Der Kursus war 
aus ganz Deutschland so stark besucht, daß er in zwei Teilen 
abgehalten werden mußte. Bei der Eisenbahn-Generaldirektion 
in Dresden wurde unter Förderung des Eisenbahndirektions- 
präsidenten Ulbricht 1918 in’ Laboratorium für Eignungs- 
prüfungen eingerichtet‘). Es kommen hier besonders An- 
wärter für den Lokomotivfahrdienst in Betracht. Durch Er- 
laß des Reichsverkehrsministers vom 18. Dezember 1920 ist 
das Arbeitsgebiet jetzt auch auf Lehrlingsprüfungen ausge- 
dehnt. Die Anwendung der psychotechnischen Prüfverfahren 
wächst im In- und Ausland von Tag zu Tag. Besondere Er- 
folge hat auch die Große Berliner 
Laboratorium verzielt?). 

Um auf Grund der vorliegenden Erfahrungen in der In- 
dustrie, bei Verkehrsverwaltungen und in wissenschaftlichen 
Instituten nunmehr wein für die Reichseisenbahnverwaltung 
geeignetes Verfahren auszubilden und die Möglichkeit und 
Zweckmäßigkeit der Anwendung in den verschiedensten Zwei- 
gen des Betriebs-, Werkstätten-, Veerwaltungs- und Verkehrs- 
dienstes gründlich zu untersuchen, hat sich das Reichsver- 
kehrsministerium zur Einrichtung einer "eigenen psychotech- 
nischen Versuchsstelle entschlossen. Dies ist durch folgenden 
Erlaß’des Reichsverkehrsministers vom 18.. Dezember 1920 — 
E. II. 27. Nr. 16590 — geschehen: 

„Nachdem die psychotechnischen Untersuchungsverfahren im 
Kriege bereits mit Nutzen angewandt und nunmehr für Frie- 
denszwecke genügend durchgebildet sind, halte ich den Zeit- 
punkt für gekommen, auf psychotechnischem Gebiet auch bei 
der Eisenbahnverwaltung planmäßig in größerem Umfange 
als bisher Erfahrungen zu sammeln. Zu diesem Zweck wird 
hierdurch zum 1. Februar 1921 eine „Psychotechnische 
Versuchsstelle der Reiehseisenbahnverwal- 
tung beider Eisenbahndirektion Berlin“ (ab- 
sekürzt „Psytev“) eingerichtet. Der Versuchsstelle werden 
zunächst folgende Geschäfte zugewiesen : 

1. Ermittelung „eeigneter Verfahren für die Eignungs- 
prüfung bei der Einstellunz von Werkstättenlehrlinsen. 

2. Ermittelungs oeeigneter Voerfahren für die Eisnungs- 
prüfung bei der Auswahl der Bewerber um Stellen des Werk- 
stätbenbetriebes 

3. Ermittelung seeigneter Verfahren bei der Auswahl von 
Bewerbern für einen beschleunisten Aufstiex. besonders sut 


?) Zeitung des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltunsen 
1920, .8. 707. 

*) Schreiber: „Zeitschrift des Vereins deutscher Ingenjeure“ 
1918, S. 446 und 1919, S. 653. 

5) „Die rationelle Ausbildung des Fahrpersonals für Straßen- 
bahnen auf psychotechnischer Grundlage vom Tramm, Be- 
triebsingeniewer, Leiter der Fahrschule und psychotechnischen 
Prüfstelle der Großen Berliner Straßenbahn“ (Zeitschrift 
„Praktische Psychologie“ 1919, S- 18—83.) 


Eisenbahnreklame. : AR - Er 


Von Eisenbahnobersekretär Ziemer in Dresden. 


Die ungünstire Wirtschaftslage zwinst die Leitunz der vom 


Reiche betriebenen Großunternehmen (Post und Eisenbahn), 
mit allen Mitteln. das bestehende Mißverhältnis zwischen Ein- 
nahmen und Ausgaben zu vermindern. Wenn auch die Er- 


füllung der Kulturaufgaben der oberste Grundsatz für die 


Betriebsführung sein und bleiben muß, so können die Ver- 
'waltungen doch fernerhin nicht mehr darauf verzichten, Ein. 
nahmequellen zu eröffnen, deren Ausnutzung man bisher gern 
dem geschäftlichen Unternehmungsgeiste des Privatkapitals 
überlıieß. Die Reichspostverwaltung ist auf diesem Gebiete 
bahnbrechend vorgegangen, indem sie das Bedürfnis des Han- 
dels und der Industrie, ihre Erzeugnisse anzupreisen, aus- 
siebig ausnutzte und ihre öffentlichen Geschäftsräume für die 
Anbringung von Anpreisungen. zur Verfügung stellte und die 
Postbriefkästen und die Bestellwagen mit Reklame versah. 
Daß diesem Beispiele auch die "Verwaltung der Reichs- 
eisenbahnen folgen würde, war.anzunehmen, In der „Braun- 
schweigischen Landeszeitung“ wird nun die Frage der Post- 
und Eisenbahnreklame unter „der Überschrift: „Der Staat auf 


Straßenbahn in ihrem 


| Bahnhofs Eichkamp eingerichtet werden. 


befähister Bediensteter mit handwerksmäßiger Vorbildung 
(Erlaß der Zweigstelle Preußen-Hessen vom 24. August 1920, 
Nr, — IV, 46.,.136. 1085 — EaAN.- Bl. 8 15).. 

4. Ausführung von Eignungsprüfungen und Ausbildung von 
Prüfbeamten -im Eisenbahndirektionsbezirk Berlin; für die 
übrigen Bezirke auf Ansuchen der betreffenden Eisenbahn- 
direktionen, soweit jeweils genügend Beamte und. Versuchs- 
einrichtungen zur Verfügung stehen. Ausarbeitung von An- 
weisungen für Prüfbeamte und Vorschriften für die Durch- 
führung der Prüfungen. 

5. Ermittelung von Grundsätzen und Maßstäben für die Be- 
wertung der Prüfunssergebnisse. 

6. Überwachung und Berichtigung der Ergebnisse der Eig- 
nungsprüfungen in bezug auf die spätere Bewährung der Ge- 
prüften in der Praxis. 

7. Ermittelung der Begriffe- Mindest-, Mittel- und. Hoch- 
leistung in den verschiedenen Dienstzweigen. 

8. Ausarbeitung von Vorschlägen für die praktische Aus- 
bildung von Beamten und Arbeitern, besonders in den Werk- 
stätten und im Betriebe, nach psychotechnischen Gesichts- 
punkten. 

9. Aufstellung von Anleitungen für vorteilhafte Lern- und 
Ausbildunesvwerfahren. 

: 10. Ermittelung und Durchbildung geeigneter Prüfeinrich- 
ungen. 

11. Verfoleung der einschlägisen Veröffentlichungen Sowie 
der Erfahrungen bei den Prüfstellen der Industrie, der wissen- 
schaftlichen Anstalten und der Behörden in bezug auf Nutz- 
Barnschung für das Eisenbahnwesen. | 

12. Sonstige der Versuchsstelle vom Reichsverkehrsministe- 
rium zugewiesenen Arbeiten. | 

Eine Ergänzung’ dieses Verzeichnisses oder eine Übertra- 
gung einzelner Arbeiten auf das Prüflaboratorium für Berufs- 
eienunge bei der Risenbahn-Generaldirektion in Dresden bleibt 
vorbehalten. 

Die neue Versuchsstelle wird der Eisenbahndirektion Berlin 
anmerliedert. 

Der hauptamtliche Leiter, ein Fisenbahnbeamer mit voller 
akademischer Bildung und besonderer wissenschaftlicher Be- 
tähieune, untersteht ‘dem Präsidenten dieser Fisenbahndirek- 
tion und ist unmittelbarer Vorgesetzter der ihm überwiesenen 
Beamten und Arbeiter. Hierzu sehören, abeesehen von Büro- 
und anderen Hilfskräften, mindestens ein maschinentech- 
nischer, ein bau- und betriebsteehnischer und ein verwaltungs- 
technischer Beamter mit wissenschaftlicher Befähigung als 

Tilfsarbeiber sowie nebenamtlich sein Psychotechniker mit ärzt- 
licher Vorbildung. = 

Die Versuchsstelle ist befugt, mit den Generaldirektionen 

isenbahndirektionen, zentralen Ämtern und mit eleich- und 
nachseordneten Stellen “anderer Behörden unmittelbar ir 
Schriftwechsel zu treten und Angaben für die Durchführung 
ihrer Arbeiten einzufordern. Berichte an höhere Stellen und 
an das Reichsverkehrsministerium sind, sofern nicht in ein: 
zelnen Fällen anderweite Anordnungen getroffen werden 
durch die Hand des Präsidenten der Eisenbahndirektion Berlir 
vorzulesen. 

Die Beziehungen zu der senannten Hisepbahräirekuon in 
übrisen werden durch besonderen Erlaß geregelt.“ - 


Die Versuchsstelle wird voraussichtlich ‚in der Nähe dies 


der Inseratensuche“ in abfälliger Weise Einen behandelt 
Diese Ausführungen, die auch in anderen Tageszeitungen ab. 
gedruckt worden "sind, können. schlechterdings nicht unwider 
sprochen kleiben, da eimmal die Endziele der Reichspost- unt 
Eisenbahnverwaltungen auf diesem Gebiete doch noch cal 
nicht bekannt geworden sind und andererseits ie geschil! 
derben Gefahren, die aus der geplanten. Einrichtung angeblielf 
unbedingt entspringen müßten, schwarz in schwarz semal 
erscheinen. 

Inwieweit die Einführung von Streckenreklame bealbsiehtig! 
sein soll, entzieht sich meiner Kenntnis, Ich glaube aber alı! 
sicher annehmen zu dürfen, daß die Reichseisenbahnverwal 
tung nie daran gdacht hat, in geschmackloser, den Schönheits | 
sinn der Reisenden verletzender Weise Schilder mit den An! 
preisungen irgendwelcher Art in endloser Reihe zu beide 
Seiten der Zugläufe aufzustellen, lediglich zu dem Zweck, dir 
Einnahmen des Verkehrsunternehmens zu verbessern. Wen 
übrigens, wie in der „Braunschweigischen Landeszeitung‘ 
ausgeführt wird, die Staaten. einst zum Heimat Vers 


ir 


en die Verunstaltung von Stadt und Land erlassen haben, | 
bestehen diese Gesetze wohl auch für die Reichseisenbähn- 
rwaltung. Eine „Verschandelung der Natur durch den Post- 
Eisenbahnfiskus“ ‘haben wir jedenfalls nicht zu be- 
Ichten. Eine arge Übertreibung liegt auch in der schreck- 
ten Aussicht, „man wird Reklameschilder sehen, wohin 
schaut“. Nein! Derartige Befürchtungen dürfen wir 
im Vertrauen auf die umsichtise Leitung unserer Ver- 
sanstalten von vornherein fallenlassen. Es gibt aber, 
mentlich für die Eisenbahnverwaltung, noch so viele Mög- 
chkeiten, aus der Annahme von Anpreisungen Einnahmen: für 
geldbedürftige Staatskasse zu schaffen, so daß dies ohne Ver- 
ıng des Schönheitsgefühls der Reisenden geschehen kann. 
Eine großzügige Leitung der Reklameämter, denen Künstle- 
he Beiräte beigegeben werden müssen, wäne allerdings 
edingunge für die geplantie Einrichtung. Daß man einem 
Reisenden nicht zumuten. darf, auf einer "Yielstündigen Eisen. 
bahnfahrt an der gegenüberliegenden Wand des Wagenabteils 
s marktschreierische Plakat irgendeines Genuß- oder Schön- 
itsmittels, eines mehr oder weniger nützlichen Gebrauchs- 
nstandes oder einer fragwürdigen Heilmethole wieder und 
er zu erblicken, darüber kann kein Zweifel bestehen. Da- 
gen wird auch der wiederholte Anblick eines künstlerisch 
wandfreien Bildes, das unter Darstellun®e einer schönen 
andschaft die Vorzüge eines Bade- oder Kurortes anpreist, 
immer nur beruhigend und wohltwend wirken. Auch 
reckenreklame ist nicht gänzlich zu verwerfen, Nur darf 
den Eindruck der Natunschönheit nicht störend beein- 
ussen. Dies dürfte aber vor allen Dinsen kurz vor der 
n ahıt in die Stationen, wo der landschaftliche Charakter 
Umgebung ohnehin nach und nach verschwindet, kaum 
ch der Fall sein. Die bisher schon übliche Reklame anf den 
ahnhöfen, die heute im Wege der Verpachtung an Privat- 
iternehmen vergeben ist, würde durch die Zentralisierung 


_ Nachrichten. 


Vereinsgebiet. 
_ Deutschland. 


Zur Eisenbahnbeamtenbewegung. - Nachdem der Reichs- 
kehrsminister sich noch zum Schluß des vergangenen Jahres 
Öönlich mit dem Eisenbahnervertretern über die Lage aus- 
prochen und ihnen gegenüber die Absicht der Regierung, 
‘otlase- der Beamtenschaft nach Möglichkeit abzuhelfen, 
t hatte, haben am 3. Januar Verhandlungen der Reichs- 
erung mit allen Gewerkschaften stattgefunden. Es -wurde 
lossen, daß am 5. Januar im Reichsverkehrsministerium 
onderte Verhandlungen mit der Reichsewerkschaft deut- 
Eisenbahnbeamten seführt werden sollten; am 7. wer- 
lann im Reichsfinanzministerium die Besprechungen mit 
Deutschen Beamtenbund beginnen. Ein Aufruf der 
ba hnerverbände ermahnt die Eisenbahnansestellten zur 
'e und fordert sie auf, den Gang der Verhandlungen. nicht 
ch unbedachte Handlungen zu stören. Das Ergebnis der 
timmunen, die die Beichsgewerkschaft deutscher Eisen- 
hnbeamten hat stattfinden lassen, ist in ihrer Gesamtheit 
nicht bekannt. Die Teilergebnisse zeigen, daß die Eisen- 
r sich an der Abstimmung sehr stark beteiligt haben. und 
sich dort, wo Zahlen bereits bekannt sind, fast überall 
Mehrheit, zum Teil sogar eine sehr starke Mehrheit, für 
treik ergeben hat. 


Unterstützung von  Kleinbahnen. Das Preußische 
a tsministerium hat in seiner: Sitzung vom 22. Dezem- 
AR sich damit einverstanden erklärt, daß ein Gesetzent- 
f in der Landesversammlung winsebracht wird, wonach 
Unterstützung notbeidender nebenbahnähnlicher Klein- 
nen Darlehen zu günstigen Bedingungen bis zu 40 Millionen 
zur Verfügung gestellt werden. Die Darlehen werden 
‚100 Millionen Mark betragen, von denen das Reich ein 
‚ Preußen zwei Fünftel, die Provinzen ebenfalls zwei 
| zur Verfügung stellen. 


Inführung einer Abfertigungsgebühr von 40 3 für Ge- 
und Expreßgutsendungen. Vom 1. Februar 1921 ab ist 
de Abfertieung von Gepäck- und Expreßeut, auch bei 
mbehandlung und Rücksendung von Gepäck- und Expreß- 
sowie bei der Nachsendunge von Fu dsachen eine Ab- 
ngsgebühr von 40 3 zu erheben, die im Gepäckschein 
‚der Paketkarte besonders auszuwerfen ist, Wenn zu 
Send ung Reisegepäck mehrere Gepäckscheine verwendet 
ist die Gebühr nur für einen Schein, dagegen bei 


1921 ab die Haftpflicht 


der Reklamen in s«inheitlichere Wege seleitet werden, die 
künstlerische Reinheit der Aushänge bliebe gewahrt, und die 
Einnahmen würden vermehrt, Auch im inneren Dienste der 
Verkehrsverwaltungen lassen sich noch durch Anbringung 
von Reklamen auf den Beförderungsurkunden (Fahrkarten. 
Gepäckscheinen), durch vorteilhaftere Verteilung der Inserate 
in den Eisenbahnfahrplänen usw, Einnahmen in beträchtlicher 
Höhe erzielen, ohne daß das Gefühl des Reisenden verletzt 
wird. Die Frage, ob auch die Anbringung von Plakaten an 
Güterwagen zu empfehlen ist, muß durch Fachmänner ıent- 
schieden werden. 

Auch anderweit bieten sich für die Reichseisenbahnverwal- 
tung wohl noch verschiedene Möglichkeiten, die in ungesundem 
Verhältnis zu den Betriebsausgaben. stehenden Einnahmen zu 
verbessern, ohne die „namentlich ben Post und’ Bahn gewohnte 
Peinlichkeit und Vornehmheit der Gesinnung“ zu verletzen. 
Keinesfalls trifft die Behauptung zu, „man. wolle durch Re- 
klamen die Schulden decken“, aber die wirtschaftliche Lage 
nötigt dazu, das Verhältnis der Einnahmen zu den Ausgaben. 
mit "allen erlaubten Mitteln zu bessern, und der Plan, durch 
Anbringung von gut, dabei aber vornehm wirkenden Re- 
klamen neue Einnahmen zu schaffen, kann nicht von der Hand 
gewiesen werden. Er ist nicht als . ‚die Bankrotterklärune der 
Monopolisierung und Sozialisierung“, sondern als der wohlge- 
meinte Versuch anzusprechen, unsere wirtschaftliche Lage zu 
bessern. Aufdrinsliche oder durch Form oder Inhalt ab- 
stoßende Anpreisungen müssen, natürlich ausgeschlossen sein. 
Dann wird auch die neue Maßnahme ein Schritt zur Gesun- 
dung unserer Volkswirtschaft sein und nicht „zur Ver- 
elendune deutschlandschaftlicher Schönheit, zur Verschande- 
lung deütscher Sitte und zur Zerstückelung des letzten Fetzens 
von Würde, der dem durch Krieg und Revolution zerrütteten 
Deutschland verblieben. ist“, wie "sich die „Braunschweigische 
Landeszeitung“ ausdrückt. i 


Expreßeut für jede Paketkarte zu erheben. Bei der 
Abfertigung von Reisegepäck auf Freikarten oder. Freischeine 
bleibt die Abfertigungssebühr für Sendungen innerhalb der 
zusselassenen "Gewichtserenze des Freigepäcks außer Ansatz. 
Nur wenn die Gewichtsgrenze überschritten ist und Gepäck- 
fracht erhoben werden muß, ist auch die Abfertisungszgebühr 
zu berechnen. Das sleiche gilt für die Freigepäcksendungen 
auf Grund des Militärtarifs. Die Abfertigeungsgebühr unter- 
lieet der Verkehrsabgabe. 


— Der Berliner Weihnachtsverkehr. Der erwartete Ansturm 
zu den Züsen: hat, wie die Reichshauptstädtische Korrespon- 
denz schreibt. die Eisenbahnverwaltung in der diesmaligen 
Weihnachtszeit gerüstet „gefunden. Sie hat ‚durch Einlegen 
von Vor- und Nachzüsen den großen Festverkehr bewältigt. 
Daß diese Vorsorge nötie war, zeigt die Zunahme des Veer- 
kehrs „essenüber dem Vorjahre. Über 1000 Personen inehr 
haben Berlin verlassen, um das Fest bei Verwandten außer- 
halb zu verleben. Am Heilirabend wurden über 50000 Pier- 
sonen abzefertist. Insgesamt fuhren von den. Berliner Fern- 
bahnhöfen vom 21. bis 24. Dezember 174273 Personen ab. Der 
Hauptverkehr ‘spielte sich auf dem Stettiner und dem Schle- 
sischen Bahnhof ab, wo 30880 und 23 787 Fahrgäste befördert 
wurden. .Den dritterößten Verkehr wies der Bahnhof Frie- 
drichstraße auf. der 12262 Personen beförderte, mithin eine 
Zunahme von 3762 Personen gegenüber dem Voriahre aufwies. 
Obwohl Kopfstatiomen. von den Reisenden besonders bevorzugt 
werden, rückt dennoch der Bahnhof Friedrichstraße von Jahr 
zu Jahr für den. Fernverkehr mehr in den Vordergrund. 
Auch die Benutzung der Reisebüros hat in diesem Jahre wie: ie 
erheblich: zugenommen; es wurden 18371 Fahrkarten aus- 
seweben. 


— Beschränkung der Haftpflicht der bahnamtlichen Rell- 
fuhrunternehmer. Wie der Handelskammer zu Berlin mitge- 
teilt wird, hat die Eisenbahn mit Wirkune vom 1. Januar 
der bahnamtlichen ‚Rollfuhrunter- 
mehmer für Verlust, Minderung und Beschädigune der Güter 
bei der Anfuhr zur Bahn auf den Betrag von 20 Mark für 
das Kilogramm beschränkt. Die Bahnspediteure sind jedoch 
verpflichtet. höherwertioe Güter auf Wunsch sesen das ört- 
liche Risiko zu versichern. Sie werden dafür mit Zustimmung 
der Eisenbahn eine Versicherungs&ebühr von 1 vom Tausend 
des anserebenen Wertes berechnen. Bei der Abfuhr der 
Güter bei der Bahn bleibt es bei den bisherigen. Haftungs- 


bestimmungen. 


_ Das deutsch- -schweizerische Luftabkommen. Das deutsch- 
schweizerische Luftabkommen ist in "Berlin ratifiziert 
worden. Es verfolgt den Zweck, den Luftverkehr zwischen 


Er 
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dem Deutschen Reich und der Schweiz zu fördern und ist nur 
ein provisorisches. Das Übereinkommen findet nur auf die 
privaten Luftfahrzeuge Anwendung, die als solche durch die 
zuständigen Behörden eines der beiden. Vertragsstaaten in die 
amtlichen Register eingetragen sind. Jeder der beiden Ver- 
tragsstaaten verhält das Recht, mit seinen Luftfahrzeugen das 
Gebiet des anderen Staates frei zu überfliesen, soweit nicht 
die schweizerische und die deutsche Resierung aus militäri- 
schen oder aus Gründen der öffentlichen Sicherheit das Über- 
fliegen sewisser Teile ihres Gebietes werbieten. Für den 
Verkehr der Luftfahrzeuge sind genauere Bedinsunsen in 
dem Abkommen festgelegt. Alle Landunasplätze, welche den 
einheimischen privaten Luftfahrzeusen ohne oder gesıen Be- 
zahlungs zur freien Benützune offen stehen, sollen unter den 
gleichen Bedingungen den Luftfahrzeugen des anderen Staates 
offen stehen. Die Luftfahrzeuge beider Staaten haben sowohl 
bei ordentlichen Landungen als bei Notlandunsen Anspruch 
auf gleiche Hilfeleistung wie die einheimischen Flüezeuge. 
Die Grenze zwischen den Vertragsstaaten darf nur zwischen 
den im gemeinsamen Einverständnis zu bestimmenden Punkten 
überschritten werden. Jeder Vertragsstaat bezeichnet auf sei- 
nem Gebiete einen oder mehrere Landunesplätze, die bei An-. 
kunft-und Abfahrt im internationalen Verkehr zwischen 
beiden Staaten zu benutzen sind. Die zwischen den beiden 
Vertragsstaaten verkehrenden: Luftfahrzeuge dürfen. Personen 
und Waren von einem Lande ins andere befördern unter Aus- 
schluß des internen Verkehrs im Hoheitsgebiete des anderen 
Vertragszegners. Die Beförderung von Postsendunsen unter- 
lvert besonderen Abmachunseen zwischen den beiderseitigen 
Postverwaltungen. Das Abkommen soll solange in Geltung 
bleiben, als es nicht von. seinem der beiden ne mit drei- 
monatiger Frist zekündiet wird. = 


— Wiederherstellung des,rumänischen Eisenbahnwesens mit 
deutscher Hilfe. Für die Maßnahmen, die von der rumänischen 


Regierung zur Wiederherstellung des Verkehrswesens er- | 
griffen sind, üst ein Kredit von 9 Millionen Lei bewilligt 


worden. Das rumänische Verkehrsministerium wurde von der 
Regierung ermächtigt. die Verhandlungen mit den heran- 
gezogenen ‚deutschen Firmen durch Unterzeichnung der Veer- 
träge zum Absehluß zu brinsen. Es handelt sich um. die 
Ausbesserunsg von zunächst 300-Lokomotiven Die Arbeiten 
sind drei bekannten deutschen Firmen übertrasen worden. 
Als Hauptbeteiliste kommen die Prometheus-Werke ‘6. m. 
SH: Hannover-Herrenhausen in Frage. 


— Personalnachriehten. Der Ministerialrat im preuß. Ministe- 
rium der öffentlichen Arbeiten, Geheimer Oberbaurat Dr.-Ing. 
Kunze, ist unter Bewilligung des sesetzlichen Ruhegehalts 
aus dem Staatsdienste ausgeschieden. ee 

Im Bereich des Reichsverkehrsministeriums Fweineielie 
Preußen-Hessen sind folsende Änderunsen eingetreten: Der 
Regierungsbaumeister des Maschinenbaufaches Oberbeck in 


Witten ist mit der Wahrnehmung der Geschäfte des Vor-- 


standes des Eisenbahn-Werkstättenamts b daselbst beauftragt. 
—  Viersetzt sind: Die Regierunssräte Dr. jur. Rapmund., 
bisher in Königsberg (Pr.), als Mitelvied der Eisenbahndirek- 
tion nach Breslau, Kilian, bisher ın Hannover, als Mitglved 
der Eisenbahndirektion nach Mainz und Dr. jur. Heyse, bis 
her in Erfurt, als Mitelived der Eisenbahndirektion nach Han- 
nover, die Regsierunss- und Bauräte Ahlmeyer, bisher in 
Schweidnitz, als Vorstand des. Eisenbahn-Betriebsamts nach 
Köslin, Claus, bisher nm Köslin, als Mitelied (auftrw.) der 
Eisenbahndirektion nach Frankfurt (Main), Clemens, bis- 
her in Köln, als Oberbaurat (auftrw.) der Eisenbahndirektion 
nach Essen, Schulzendorf, bisher in Schneidemühl, nach 
Eberswalde als Vorstand eines Werkstättenamts bei der Eisen- 
bahn-Hauptwerkstätte daselbst. Hansarter, bisher in Ber- 
lın, als: Bevollmächtigter des Eisenbahn-Zentralamts nach 
Essen, und Iltgen, bisher in Trier, als Mitslved (auftrw.) 
des Eiısenbahn-Zentralamts nach Berlin, die Regierungsbau- 
meister des Eisenbahnbaufaches Steemayer. bisher in 
Crefield, als Vorstand des Eisenbahn-Betriebsamts 2 nach 
Stralsund, Borchsert,. bisher in Hannover, als Vorstand 
(auftew.) des Eisenbahn-Betriebsamts nach Schweidnitz, und 
Rempp, bisher in Münster (Westf.). zur &eneral-Betriebs- 
leitung West nach Essen, der Regierungsbaumeister des Eisen- 
bahn- .und Straßenbaufaches Paul Werner, bisher in Glei- 


witz, zur Eisenbahndirektion nach Königsberg (Pr.), die Re-. 


gjerungsbaumeister des Maschinenbaufaches Schleifen- 
heimser, bisher in Königsberg (Pr.), als Vorstand (auftrw.) 
des 'Eisenbahn-Maschinenamts 1 nach "Trier, Wolfsane 
Röhlser, bisher in Witten, nach Berlin als Vorstand tauftrw.) 
eines Werkstättenamts bei der Eisenbahn-Hauptwerkstätte 1 
daselbst, und Wahrendorf, bisher in Hannover, als Vor- 


— stand (auftrw.) des Eisenbahn-Maschinenamts nach Stettin, der. 
Eisenbahn-Rechnungsdirektor Haubrichs, bisher in Elber- 


Rn 


‚stand des Eisenbahn-Werkstättenamts in 


wurde zunächst die Vereinbarung setroffen, daß das Überein 


. eines von Wien nach Bukarest verkehrenden besonderen D 
Zuges, der am 16. Januar zum erstenmal von Wien ‚abgeht! 


- Wagen von den drei beteilisten Staaten beigestellt; Gleich. 


rumänische und österreichisch-deutsche Wirtschaftsabkömme! 


' den.‘ Die beiden Begierunsen verpflichteten sieh ferner, 


“einfachung der Zollabfertieung an der Grenze und auf 
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feld, zur. Direktion der aa rahrten nach Saschricheen, d 
Vorstand reines Maschinenamts Lunz, bisher in Schwiebu 
als Vorstand des Eisenbahn-Maschinenamts nach Crefeld, der 
Regierunesassessor Dr. jur. Holtz, bisher in Breslau, zur 
Eisenbahndirektion nach Königsberg (Pr.). — Der b: : 
Begierungsbaumeister Simon Bär-ist bei diem. Eisenbahn. 
Zentralamt in Berlin zur Beschäftigung im. Reichseisenbahn- 
dienst einberufen. — Dem Oberbaurat Teuscher bei der 
Eisenbahndirektion in Kattowitz, den Mitgliedern der Eisen- 
bahndirektionen Geheimen Bauräten "Broustin u 
Klüsche in Essen, dem Geheimen Baurat Heuer, Vor- 
Mainz, den Re- 
gierungs- und Bauräten Wimmer. Mitglied der Eisenbahn- 
direktion in ‚Stettin, Irmisch, Vorstand des Eisenbahn- 
Betriebsamts 2 in Stralsund und Hädicke, Vorstand des 
Eisenbahn-Betriebsamts 1 in Dessau sowie dem Eisenbahn- 
direktor Marx, Rechnungsdirektor bei der Direktion der 
Saarbahnen in Saarbrücken, ist die nachgesuchte Entlassung 
aus dem Reichseisenbahndienste mit Ruhegehalt und dem Be- 
gierungsbaumeis er des Eisenbahnbaufaches Drinha usen 
bisher ın Berlin, ohne Ruhesehalt erteilt, & 
Bei der Eisenbahn-Generaldirektion in Dresden ist der Re 
gierungsassessor Schmidt zur Betriebsdivektion Leipzig Hi 
am 1. November v. J. versetzt worden. . | 
‚Der Eisenbahnbauinspektor ‘des inneren Diese B rekle 
bei der Eisenbahn-Generaldirektion in Stuttgart ist mit dei 
Wahrnehmung der. Geschäfte des Vorstands der Eisenbahnte 
graphen-Inspektion Cannstatt beauftragt worden. 


N > 


Österreich. 


Dee as Verkehrsabkommen zwischen Oslerr eich, Ungarn une 
Rumänien (vgl. Nr. 93/1920, S. 1018 d. Zte.).- Im Laufe. dei 
‘yon Ungarn, Österreich und Rumänien geführten Verhand 
lungen, betreffend die Aufnahme des Eisenbähnverkehrs 


kommen über den Warenverkehr “zwischen Ungarn und Rumä| 
nien am 1. Januar 1921 ins Leben tritt. Im Sinne des Über 

einkommens. betreffend die Aufnahme des Warenverkehrs mi 
Österreich, das ebenfalls am 1. Januar 1921 in Kraft getretei 
ist, wird - der Verkehr mit. geschlossenen Zügen abgewicke 
zu deren Beförderung die österreichischen Staatsbahnen di 
notwendiee Kohle liefern. Der aus Paris/Ostende nach Wie 
'verkehrende Expreßzug erhält den Anschluß dureh Binstellun) 


‚Die Kohle wird von den österreichischen Staatsbahnen, „di 


laufend mit diesen Veerhandlungen, kam auch zwischen Öste 
reich und Ungarn eine. Vereinbarung bezüglich der aus Südi 
slawien über Szabadka nach “Österreich beförderten Getreide 
und Mehllveferunsen zustande. Schließlich wurde en | 
Österreich und Ungarn auch eine Vereinbarung getroffen, be‘ 
treffend die „eoienseitigen Ausbesserungen ' der im un ne 

verkehr verwendeten Eisenbahnwagen. & Sı 


— Das Ergebnis der Ssterreichiachnnennt chen Wirtschaft 
verhandlungen. Die Wirtschaftsverhandlungen, die in de 
letzten Tasen in Wien zwischen Vertretern ‘der. österreichi 
schen und ungarischen - Regierung geführt worden sind. (v, 
‚Nr. 92/1920, 8. 1009 d. Zte.), wurden vorläufig abseschlossei 
Man. hat sich über die besprochenen Frassen vollständig &| 
einist und sein vorläufiges Handelsübereinkommen  abgt| 
‚schlossen, das sıch in der "Hauptsache an das Österneichisch| 


‚anlehnt. -Außerdem sind Übereinkommen über die Ord 
des österreichisch-ungärischen und österveichisch-ungari S 
rumänischen Eisenbahnverkehrs, ferner über die Handhab 
der paßpolizeiliehen Vorschriften und über den Sehutz 
gewerblichen. und literarischen Urheberrechts geschlossen w: 


- Verhandlungen über folgende Fragen zu treten.: Ein Übe: 
kommen. wesen Erleichterung des kleinen Grenzverkehrs, ein 
S Vereinbarung über die möglichsts Beschleunigung und 


Bahnen, eine Abmachune über die. Vermeidunz von Zollk 
traventionen, über die Zusammenlegung von "Zollämter 
der Grenze, über ein Tierseuchenübereinkommen und eine. 
machuns über die gegenseitige Anerkennung von. Tr 
prüfungszeiehen und Zeugnissen. ER 


= Der Zugverkehr auf den Stanlshahnen ad x Süd 
in den Weihnachtstagen. - Angesichts der “anhaltend 
stigen Verkehrslage war die Staatseisenbahnverwaltung : 
in. diesem Jahre noch nicht in der Lage, Vorkelnan pad 


reffen. Um 
verkehr möglichst sentgegenzukommen, wurden. den- 
und Personenzüsen im Rahmen der zulässigen Zug- 
* Verstärkungswagen beigegeben. Die, Staatsbahn- 
1 nen sind ferner ermäc tigt, em in ehe UN- 


ererkehr in solchen Zeiten sine: 
äB besonders schwach besetzte Personenzüge des Nah- und 
averkehrs entfielen, wodurch der Kohlenmehrverbrauch für 
in Verkehr gesetzten auberfahrplaumäßigen Züge wieder 
eingebracht werden mußte. Die Betriebsdirektion der 
dbahn konnte mit Rücksicht auf die durch die Kohlen- 
pheit bedingte Einschränkung der Zugbelastungen -wie 
regen. Wagienmangels während' dies Weihnachtsverkehrs 
“eine Vermehrung der Züge noch der Wagen eintreten 
_Es konnten daher sowohl zu den. Schnell- wie auch 


Blätter melden, das Handelsministerium habe der Kom- 
on für Außenhandel mitgeteilt, es sei grundsätzlich nicht 
wünschenswert zu erachten, die Ausfuhr über Wien zu 
ichtern; Im Interesse der Tschechoslowakei liege es, daß 
adel und Gewerbe sich nach und nach  vom- Wiener 
henhandel befreiten. Das Ministerium mache im beson- 
en darauf aufmerksam, daß in der letzten Zeit die direkte 
chfuhr nach Südslawien mittels Bahn - ermöglieht und 
dem der Weg auf der Donau über Preßburg eröffnet 
‚sei. er r 


or des Kaikernhahnverkehrs, Mit: dem 
Jahr wurde der seit zwei Jahren unterbrochene Bahn- 
ehr durch den Karawankentunnel wieder aufgenommen. 
r direkten kurzen Verbindung Deutschlands mit Kroa- 
ind Südslawien über die Tauernbahn Villach-Aßling, bis 
‚cher Station der österreichische Bahndienst hersestellt. 
raucht der Warenverkehr nicht mehr den kostspieligen 
“über, . Wien- Marburg zu nehmen. _In Kärnten plant 
Bau von Lagerhäusern. Villach und Klagenfurt 
‚künftigen, Umschlagplätze_ werden. 


at für Handelsstatistik. Aus: Anlaß a sründenden 
mmlung des neu errichteten Beirats für Handels- 
"begrüßte der Bundesminister für Handel und. Ge-- 
dustrie und Bauten Heinl die Mitglieder des neuen 
mit einer längeren Anspräche, im der ser beachtens- 
‚usblicke. über" die handelspoltischen Absichten der 

bot. _ Ministerialrat Dr. -Rothe besprach in 
Rede die Aufgaben des ‘Beirates für Handelsstatistik° 
srterte die bei der Ermittlung, der Handelswerte zu 


in, die einer zutreffenden Ermittelung von Durch- 
swerten im Wege der Schätzung im allgemeinen und 
ndere im Hinblick auf die: gegenwärtige starke Beweg- 
der Preislage und des Standes der Währungen be- 
1, und- begründete die Notwendigkeit der Ermittlung 
nbeitswerten für tunlichst kurze Zeiträume. Die nächste 
be des. Beirates sei die ‚Ermittlung der Handelswerte 
Se N ne des en im 


re ZU erstatten. Weiter sel Ach er 
edern Gelesenheit zu bieten, an der allfälligen. 
: der gesetzlichen Bestimmungen der Außenhandels- 
d es, statistischen Warez Dee usw. mitzu- 


chen Dienst in seinem [Bestreben nach Schaffung einer 
und. allen Anforderungen voll entsprechenden öster- 
In Handelsstatistik aufs tatkräftigste zu unterstützen 
m Zwecke auch in der Geschäftswelt das Inter- 


nd zu heben. Kommerzialrat Berl dankte dem Vor- 
n für seine wertvollen Ausführungen und gab der 
Ausdruck, ‚daß der Reparationskommission die Er- 
der österreichischen Handelspolitik in Form_fort- 
Berichte über die wirtschaftliche Lage zur Kennt- 
d- Sur so an der Hand dieser Unterlagen die 


denen dem Sräckeren N Se 


Di ee des‘ ekechiächen Handels von Wien: 


htenden: Grundsätze. Hierbei wies er auf die Schwierig- | 


Bitte an- die Mitglieder des Besahon: den . ‚handels-. 


rständnis für den Wert der Handelsstatistik zu 


Nr. 1 


Wirkung des Vertrages von St. Germain deutlich vor Augen 
geführt werden sollen, um sie auf Grund der vorliegenden 
Bilanzergebnisse davon zu überzeugen, daß obne den. Anschluß 
an das Deutsche Reich eine Lebensmöglichkeit für den öster- 
reichischen Staat nicht gegeben sei. 


"Bedeutende Glimmerfunde in Deutschösterreich. In 
ER ‚Zeit sind bemerkenswerte Funde von technisch 
verwertbarem Glimmer in Weststeiermark gemacht wor dien. 
Glimmer ıst eins der wichtissten Isoliermittel in der elektro- 
technischen Industrie. Ganz Europa ist in diesem Erzeugnis 
‘auf die Eiufahr aus den Kolonien angewiesen. Es wäre des- 
halb von ganz besonderer Bedeutung, wenn die Österreichischen 
Lagerstätten eine solche Ergiebigkeit aufweisen würden, daß 
dieser Rohstoff als Ausfuhrware in Betracht käme. Professor 
Dr. H. Mohr (Graz) erstattete am 17. Dezember in der gemein- 
samen; Sitzung der Geologischen, der Mineralogischen. Gesell- 
schaft und des Österreichischen Ingenieur- und Architekten- 
. vereins (Fachgruppe der Berg- und RT) über diese 
ee onen Funde- Bericht. = 


= Österreichs Eisenerzbergbau, Über den österreichischen 
Eisenerzbergbau im Jahre 1919 sind einer statistischen Zu- 
sammenstellung des vom Staatsamte für Handel und Gewerbe, 
Industrie und Bauten herausgegebenen ersten Jahrsanges 1920 
der „Mitteilungen über den. österreichischen Bergbau“ nach- 
folgende Angaben zu ıentnehmen : In ganz Österreich wurden 

5 ‚Betriebe gezählt, und zwar je einer in Salzburg, Kärnten 
he Tirol und zwei in Steiermark. Sie beschäftieten zusam- 
men 2592 Personen, die an Löhnen und Gehältern 17,32 Mil- 
lionen' Freonen ‚bezogen. Die Jahresgewinnung an Roherz be- 
lief sich auf 2,5 Millionen Meterzentner. Der Eisengehalt be- 
trum -847 087 Mölerzentuer. der Mangangehalt 52670 Meter- 


zentner. Der Wert des gewonnenen Roherzes ist mit 29,91 Mil- 


-liomen Kronen beziffert. Am Werk seröstetes Roherz lieferten. 
Steiermark und Kärnten 337 000 Meterzentner, woraus 257 150 
Meterzentner Rösterz gewonnen wurden. Der Inlandabsatz an 
Roberz betrug 1,756 Millionen Meterzentner im Weerte- von 
21,039 Millionen Kr onen, jener an Rösterz 108 889 Meterzentner 
im Werte von 23,8 Millionen Kronen. An das Ausland wurden 
45.239 Meterzentner Roherze im. Werte von 0,54 Millionen 
Kronen und 142412 Meterzentner Rösterze im Werte von 2,56 
Millionen Kronen abgesetzt. Tr: 


— Internationalisierung der Donaunebenflüsse? Die tsche- 
.choslowakischen Vertreter der interalliverten Donaukom- 
mission. werden, wie das „Neue 8 Uhrblatt“ in Wien von 
unterriehteter Seite erfährt, in den allernächsten Tagen bei 
der Kommission seine Forderune nach Internationalisierung 
der drei wichtigsten Nebenflüsse der Donau in Österreich, 
des Inn,der Enns und der Salzach stellen. Die tschechi- 
schen‘ Vertreter dränsen darauf, Vorbeusungsmaßreseln für 
den Fall zw treffen, daß Österreich infolge Ausnutzung der 
 Wasserkräfte auf die tschechische Kohle nieht mehr im glei- 
chen Maße angewiesen wäre wie bisher. Durch eine Inter- 
nationalisierung der Enns, der Salzach und des Inn würden 
die Elektrisierungsprojekte der Republik Österreich hinfällig, 
da die Ausnutzung der Wasserkräfte dieser Flüsse hierdurch 
durchaus gehindert würde. 


2 Kohlenverldoteiine Hierüber äußerte sich der Sektions- 
chef Ins, Enderes wie folgt: Bei den Verhandlungen, die 
über die Kohlenversorsung in Prag seführt worden sind, hat 
sich sehr bald- herausgestellt. daß der Kernpunkt der augen- 
‚blicklichen. Schwierigkeiten in der Eisenbahnverkehrsfrage 
liest. Einerseits leidet Österreich unter Lokomotivmangel, da 
es trotz srößter Anstrengungen den Stand an dienstfähigen 
Lokomotiven in den letzten Monaten nicht genügend erhöhen 
konnte; denn bei vielen Kompensationsverträgen mußte Öster- 
reich für Lebensmittel, Mineralöl, Kohle usw. besonders Aus- 
 besserungen an Lokomotiven und Wagen anbieten. Gerade 
‚diese Leistune Österreichs wurde von den vertragschließenden 
Teilen sehr hoch gewertet. Sowohl die Staatsbahn werkstätten 
als manche Privätwerke arbeiten mit dem srößten; Hochdruck 
in diesem Sinne. Anderseits leidet die Tschechoslowakei unter 
Kohlenwagenmangel. Dieser Zustand könnte behoben werden, 
wenn die tschechische Eisenbahnverwaltung Österreich Loko- 
-motiven zu leihen vermöchte, um den Stillstand vieler Wagen 
-rasch zu lösen. Bedawerlicherweise herrscht aber gleichzeitig 
auch beiden tschechischen Bahnen. Lokomotivmangel. In- 
- folgedessen mußte man sich hinsichtlich der Beschaffung der 
-Wasen für die böhmischen Kohlengebiete darauf beschränken, 
auch minder wirksame Mittel zu verabreden. In dieser Hin- 


2 sicht "haben die österveichischen Staatsbahnen die Bereitwillig- 


"keit bekundet, über den Umfang der jetzt schon geübten Auf- 
träge hinaus im Einvernehmen mit den tschechischen. Eisen- 
ne ee noch weitere Bere zu treffen, die geeignet 


Pa 
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sind, den Rücklauf der leeren: Kohlenwagen nach Böhmen 
möglichst zu beschleunigen. Insbesondere werden die schwe- 
ren Behinderungen des Vierkehrs auf der Strecke Lundenburg- 
Straßhof sofort auf Grund gegenseitiger Vereinbarungen durch 
Ausnahmemaßregeln gelindert werden. Auch soll dafür ge- 
sorgt werden, daß durch Vormeldung der rückkehrenden 
Kohlenwasen deren Abholuns auf tschechischem Gebiete er- 
leichtert und beschleunigt wird. Im übrigen hat sich heraus- 
gestellt, daß die gesteigerte Arbeit der Österreichischen Werk- 
stätten in nicht zu ferner Zeit Österreichs Lokomotivstand 
doch soweit bessern dürfte, daß die jetzigen Güterstauungen 
behoben werden, insbesondere wenn scharfe Einhaltung der 
verfüsten Verkehrseinschränkungen es erleichtert. Auch die- 
serhalb ist die gegenseitige Unterstützung vereinbart worden. 
Anderseits haben. die tschechischen Viertreter die überaus an- 
©enehme Feststellung gemacht, daß die beschleunigte Durch- 
führuns des Rübenverkehrs dessen Dauer stark abgekürzt hat. 
Es ist zu hoffien, daß schon in den nächsten Tagen die Zahl 
der für die Rübensendungen sebundenen Wasen vermindert 
und daher die Zahl der für Kohlensendungen freiwerdenden 
Wasen in gleichem Maße sesteigert werden wird. 

Es wird demnach die Schwierigkeit in der Kohlenversor- 
gung, soweit sie nur auf verkehrsbechnische Ursachen zurück- 
zufühn en ist und nicht etwa rein Rückgang der Förderung ein- 
tritt, wohl nur kurze Zeit andawern und dann wieder ein den 
jetzigen Verhältnissen angemessener, sozusagen normaler Zu- 
stand erreicht werden. 

Die neue Zuweisung von 100000 Tonnen oberschlesischer 
Kohle an Österreich ist für unser Ministerium in mehrfacher 
Hinsicht von erößter Bedeutung. Zunächst vergibt sich eine 
Belastung unserer Eisenbahnen unmittelbar durch den Trans- 
port dieser Kohlenmensen, mittelbar aber auch noch durch die 
Verkehrsbedürfnisse einer gesteigerten industriellen Tätiskeit. 
Es wird der angestrengten Arbeit, insbesondere aber auch der 
verständnisvollen und opferwilligen Mitwirkung unseres ge- 
samten Personals bedürfen, wenn wir in verhältnismäßig 
kurzer Zeit einer solchen. Anforderung serüstet Segienüber- 
stehen sollen. Anderseits aber ist eine solche erhöhte Kohlen- 
zuweisung selbstverständlich auf das freudigste zu beerüßen, 
denn neben der Belebung jener Industrien, die heute noch still- 
stehen, wird auch ine bessere Versorgung solcher Erzeu- 
sungesstätten möglich sein, deren Erzeugnisse für die Eisen- 
bahnen lebenswichtis sind, Gießereren, Blechwalzwerke und 
viele andere Zweige der Eisenindustrie, dann aber auch Loko- 
motiv- und Wagenfabriken werden nun endlich doch etwas 
besser in der Lage sein, unsere Werkstätten und unseren 
Fahrpark mit ihren bisher so spärlich welieferten Erzeug- 
nissen zu versorgen. Dies würde eine merkbare Linderung 
einer unsener größten Sorgen bedeuten. Von besonderer 
Wichtiekeit ist auch noch, daß eine erhöhte Zuweisung ober- 
schlesischer Kohle an Österreich die Gelegenheit bieten wird, 
den Eisenbahnen statt der schlechten Kohle, mit der sie jetzt 
zu fahren sezwunsen sind, bessere Kohle zu sieben, so daß 
unsere schwer leidenden Lokomotivkessel im Betrieb länger 
aushalten. Sind doch jene Schäden, die auf schlechte Kohle 
zurückzuführen sind, Rohrrinnen, Risse in den Fewerbüchsen 
und dengleichen, „enenüber der Friedenszeit auf das Vıierfache 
gestieeren.. Eine Ausgestaltung unseres Schnellzugsverkehrs 
ıst überhaupt nur mit guter Steinkohle möglich. 


Ungarn. . 


— Enquete über den Durchfuhrverkehr. Im Ungarischen 
kaufmännischen Landesverbande fand in Sachen des Durch- 
fuhrhandels eine Sitzung statt, an der unter anderen auch die 
Vertreter der’ Staatsbahnen teilnahmen. Der stellvertretende 


Staatssekretär des Finanzministeriums, Theodor König, be-- 


tonte, daß die Regelung des Zollrechts schleunisst vorgenom- 
men werden müßte; ferner führte er aus, daß man das Aus- 
fuhrverbot für wichtisste Lebensbedarfsartikel, in denen. die 
Nachfrage des Auslandes die ungarische Erzeusune stark über- 
steigt, vorläufie noch aufrecht verhalten müsse, Sekretär 
Stefan Horvath wıes darauf hin, daB Ungarn so bald wie 
möglich aus seiner wirtschaftlichen Vereinsamung heraus- 
treten, Handelsverträge mit den Nachbarstaaten oder zum 
mindesten den Verkehr erleichternde Übereinkommen schlie- 
Ben müsse. Auch müsse der Paßzwang aufgehoben, die Brief- 
und Depeschenzensur &emilderet und der Fremdenverkehr er- 
leichtert werden. Schließlich seien auch eine Revision der 
Ausfuhrgebühren und eine Reform des Zollrechts notwendige. 
Schließlich berichtete der Sekretär der ungarischen Staats- 
bahnen, Nanassy, daß die auf den direkten Verkehr bezüglichen 
Vereinbarungen mit den Nachbarstaaten schon in kürzester 
Zeit eimer. friedlichen Lösung zugeführt werden würden, 


' Ungarn geblieben ist, noch immer von den Südslawen bese 


‚Lohnforderungen der Angestellten und die hohen Preise de 


‚Hauptstadt möge während des’ jetzigen Winters die Hälfte di 


‚stimmen, daß die Gesellschaft fortan nenn Monate hindur 


einstimmig angenommen, 


“hagen haben die dänischen Staatsbahnen einen Verlust 


— Die Kohlennot und ihre Folgen. Die in Ungarn herr- 
schende Kohlennot gestaltet sich zu einer allgemeinen Gefahr 
die die Industrie und die Eisenbahnen in gleicher Wieis, 
schwer trifft. Die ungarische Industrie ist überdies mit ihren 
Rohstoffen auf die Nachfolgestaaten angiewiesen, und leidet 
unter deren Absperrung. Nicht nur an Steinkohle, sonder: 
auch an Holz fiehlt es; letzteres wird weder aus der Slowake; 
noch aus Siebenbürgen und Slawonien zugeführt: Da nun 
hochwertige Kohlen sebiet von Pecs (Fünfkirchen), das 


ist, nimmt es kein Wunder, wenn der Eisenbahnverkehr erh: 
lich eingeschränkt werden muß und die ungarische Maschin 
industrie, die sich in Friedenszeiten im Auslande des bes 

Rufes erfreute, den vielseitigen, namhaften Bestellungen a 
Maschinen und Reparaturarbeiten keine Folse leisten kann. 


— Die Lage der Straßenbahnen. Die überaus verwickelt 
Lage der Budapester Straßenbahnen konnte bisher noch imme: 
keiner endgültigen Lösung zugeführt werden. Da die Ver 
handlunsen längere Zeit in Anspruch nehmen dürften, die 
Hauptstadt aber im Sinne des Vertraxes der Straßenbahngese 
schaft am 1. Januar 1921 sich darüber äußern muß, ob 
von. ihrem Rechte, im Jahre 1923 die Straßenbahn abzulö 
Gebrauch machen will oder nicht, hat die Verkehrsabteil 
vor allem zu dieser Frage Stellung _senommen, Der Antrag 
dieser Abteilung lautet dahin, daß die Hauptstadt von dem im 
Rede stehenden Rechte Gebrauch machen uud ihre Absicht, 
die Straßenbahnen im Jahre 1923 abzulösen, kundeeben so! 
Unter anderem kam auch die Frage der Übergabe der Stra 
bahnen an wine französische Finanzgıuppe zur Sprache, 
teilte der Bürgermeister der Hauptstadt mit, daß diese 7 


EN 


auf gegeben worden sel. 


— Falernakonaler Warenmustermarkt. Die Budapester 
Handels- und Gewerbekammer hat in ihrer letzten Vollver- 
sammlung beschlossen, in. der ersten Hälfte dieses Jahres 
12. Warenmustermarkt zu veranstalten. Dort wird ausschließ; 
lieh die ungarische Industrie vertreten sein, während in der 
zweiten Hälfte des Jahres ein groß angelester internationa 1 
Warenmustermarkt veranstaltet werden soll. 


— Budapester städtische Verkehrsfragen. Di® Frage der 
Erhöhung der Straßenbahntarife wurde in dei 
jünest abgehaltenen Sitzung der Verkehrskommission ‚ein 
ssehend: besprochen. Die Abteilung beantragte mit Rücksicht 
auf den erheblichen Fehlbetrag der Stadtbahnen, auf die 


Materialien hin, die Taariferhöhune zu bewillisen, mit d 
Zusatz jedoch, daß auch den pensionverten. öffentlichen Ange 
stellten Fahrtbegünsticrungen sewährt würden. -Außerdem 
solle die Unternehmung dazu verpflichtet werden, die bereit 
fälligen Gebühren von 5% Millionen Kronen bis 31. Janus 
1921 zu entrichten. Nach längeren Verhandlungen lehnte die 
Kommission die Anträge der Abteilung ab und nahm eine 
Vorschlag an, nach dem der Tariferhöhung nur in dem Fa 
stattgiegeben werden kann, wenn festgestellt werde, daß 
vorgelesten Angaben hinsichtlich der wirtschaftlichen L 
der Unternehmuns der Wahrheit entsprechen und wenn. si 
die Unternehmung verpflichte, die im Laufe der Erörteru 
geäußerten sozialen Aufgaben durchzusetzen. 

Die Zahnradbahngesellschaft machte den Vor 
schlag, 150000 K. zur Erhaltung des Winterbetriebes verwe 
den zu wollen, falls die Hauptstadt die übrigen Kosten deck 
würde. Danach einem Erlaß des Handelsministers die 
sellschaft nicht gezwungen ist, den Verkehr:das ganze J 
über aufrechtzuerhalten, schlug die Verkehrsabteilung vor, 


Betriebskosten decken, jedoch solle der Handelsminister 


auf eigene Kosten den Betrieb zu führen und die Haupts 
nur die Kostien für drei Monate zu tragen habe. Ein Antr 
die Entscheidung des Handelsministers abzuwarten, wurd 


Uebrige europäische Länder. | 


—40 Millionen Verlust der dänischen Staatsbahnen an am ‚ri 
kanischen Kohlenbestellungen. Nach Nachrichten aus Kop: 4 


40 Millionen Kr. an amerikanischen Kohlenbestellungen. zu 
klagen. Die Staatsbahnen kauften ‚seinerzeit eine halbe Mi 
Tonnen Kohle in Amerika zu einem Preis von 33 D. für 
Tonne. Es bedeutet das im ganzen seine Summe von 100 Mil 
nen Kr. Die Kohlen sollten allmählich bezogen. werden 
noch für einen guten Teil in das Jahr 1921 hinein reichen 


schen ist der Preis so bedeutend „esunken, daß man 
n obigen Verlust der Staatsbahnen an diesem ee 
Bet Dr. 3 


- — Neue Gütertarife im Schmeflschen Verkehr mit Deutsch- 
d über Sassnitz, Die in Deutschland mit dem 1. Dezember 
insetührten, umfassenden Tarıtänderunsen bewirkten vom 
jleichen Tage ab auch eine bedeutende Frachterhöhung im 
Vechselverkehre Schwedens und Deutschlands. 
dung eines Min: estwagengewichtes von 15 t zur Erlangung 
jes billiosten Tarifes ist bloß für deutsche Strecken durchge- 
hrt. Auf schwedischer Seite gilt nach wie vor der billigste 
Tarif bei 10 Tonnen-Ladungen, Die schwedisch-deutschen 
 Wechselverkehrstarite berücksichtigen die: geänderte deutsche 
üterklasseneinteilunge noch nicht. Die Verhandlungen, die 
m Dezember ihren Anfang nehmen sollten, dürften auf einen 
Q Ulständig neuen Güterwechselverehrstarif hinauslaufen. Bis 
ieser zustande kommt, bleibt es bei der bisherigen. Güterein- 
eilung, wobei der vorhandene unmittelbare Tarif besondere 
deutung ‘behält für solche Güterarten, welche in Deutsch- 
ds eigenem Verkehre nunmehr höher tarifiert sind, Es ist 
her von. Vorteil, daß die schwedischen Versender in mög- 
chst großem Umfange sich der unmittelbaren Tarife bedienen. 
Veiter muß man möglichst unmittelbar an die schwedische 
tation schicken lassen und‘ Umbehandlung in der deutschen 
renzstation vermeiden, da andernfalls Verteuerune eintritt, 
in So als die günstige Wirkung der Staffeluns geschmälert 
. Dr. S. 


— Verbesserte Eisenbahnverbindungen Schwedens mit 
Deutschland. Fahrplankonferenz in Bern. Von der zwischen 
em 30. November und 3. Dezember in Bern abgehaltenen 
ten Fahrplankonferenz hat der schwedische Vertreter die 
achricht heimgebracht, daß die längst gewünschten vierbesser- 
Zugverbindungen mit Deutschland auf zufriedenstelbende 
Veise geordnet seien. Schweden bekommt wieder unmittelbare 
Yerbindung mit Hamburg, und die Reisezeit von und nach 
erlin wird bedeutend verkürzt. Deutschland hat weiterhin 
auch einige“ Züge umgelest, so daß über Hamburg auch un- 

are Verbindunsen mit Köln und Frankfurt erpeicht 
Ten, : 
Unter den allgemeinen Fragen, die auf der Konferenz be- 
adelt wurden, war die nach der Länge der Fahrplanperioden 
vohl am wichtigsten. Die Konferenz beschloß sich dahin 
szusprechen, daß die Fahrpläne nur einmal im Jahre wech- 
eln sollen und zwar am 1. Juni, nicht am 1.-Mai. Der nur 
inmalise Fahrplanwechsel bedeutet aber nicht, daß die An- 
l der Züge das ganze Jahr über. unverändert bleiben soll, 
dern man war sich auf der Konferenz, die im aus, gesproche- 
n Zeichen der Sparsamkeit stand, darüber einig, daß 
zelnen Verwaltungen nach Schluß der Reisezeit etwa üb ern 
üssige Züge einziehen sollen, wovon die Reisenden natürlich 
n geeigneter Weise zu verständigen wären. Die Schweiz wird 
mnächst den. Antrag bringen, die in mehreren Staaten wie 
gien. Schweiz, Frankreich, Italien schon durchgeführte 
ündise Eisenbahnzeit alleemein einzuführen. Über die 
urchführung der Sommerzeit wurde Einigung nicht erzielt. 
Dr. 8. 


= Neuorganisation des französischen Eisenbahnwesens. Dr 
zte große französische Eisenbahnstreik (vel.:. Nr. 36/1920 
497 d. Zte.) war bekanntlich unter der Parole der Natio- 
jerung der Eisenbahnen geführt worden. Wie wenig den 
nern der Eisenbahnerbewegung mit dieser Forderung ernst 
, zeigte aber die Tatsache, daß die Gewerkschaften es ab- 
hnten, über einen schon vorher von der Regierung ausge- 
eibeten ' Entwurf zu verhandeln. Dieser ist also damals 
ne Mitwirkung des Personals fertiggestellt und sodann dem 
rlament - vorgelegt worden. Das Abgeordnetenhaus hat 
wischen den von der Regierung mit den Eisenbahngesell- 
Schaften vereinbarten Entwurf durehberaten und gutgeheißen. 
Um seinen Inhalt zu verstehen, muß man an die seit dem 
hre 1883 bestehenden Verträge erinnern, die bis jetzt noch 
lten und an sich noch bis zum Heimfall der Eisenbahnen an 
Staat, d. h. noch etwa 30 Jahre, gelten sollten. Der Staat 
ährleistete eine Mindestverzinsung, die von den. meisten 
schaften mit Ausnahme. der Nordbahn und der Paris- 
-Mittelmeerbahn in Anspruch genommen wurde, aber 
Rückkauf angerechnet werden sollte. Während des 
jenes hat der Staat etwa 5 Milliarden an Zinsgarantien 
eben müssen. Vor 10 Jahren kaufte der Staat die sehr 
echt arbeitende Westbahn zurück. 
der Bestimmung, daß die Eisenbahnen in ‘etwa 30 Jahren 
Staat zufallen sollen, ist durch die newe Regelung nicht 
ttelt worden. Andererseits ist aber auch ein sofortiger 
ckkauf nicht erwogen worden, da der Wunsch, zum Staats- 
‚ebe überzugehen, nur wenige Vertreter hat. Man will 
€ mit der Zuschußwirtschaft brechen und den Bahnen so 


Die Bestim- | 
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hohe Tarife zugestehen, daß sie sich selbst erhalten können, 
In kurzer Zeit wird sich Frankreich hiernach sehr be- 
deubender Tariferhöhungen erfreuen. Zum Ausgleich der 
Betriebsergebnisse der besseren und der schlechteren Linien 
sollen die Gesellschaften sich zu einer Interessenge- 


"meinschaft. verbinden, der auch die Staatsbahn beitritt. 


Die wirtschaftlich schwächeren Bahnen werden auf diese 
Weise von den stärkeren mit durchgeschleppt. Der Staat wird 
seiner Zinsbürgschaft enthoben. Er verzichtet aber auch auf 
Rückforderung der den Gesellschaften vorgeschossenen 5 Milli- 
arden Franken, während diese ihm ihre Forderungen gegen 
das Deutsche Reich abtreten. Zum Ansporn für bessere 
Leistungen wird durch ein Prämiensystem den mit größeren 
Betriebsübenschüssen abschließenden Bahnen die Möglichkeit 
zur Ausschüttung höherer Dividenden gewährt. Der dritte 
Teil der Prämien soll dem Personal zugute kommen. 

Di& oberste Leitung des Betriebes wird unter Aufsicht des 
Staabes durch ein Direktionskomitee von 48 Mitgliedern 
und einen obersten Eısenbahnrat „eführt. Das Komitee ist 
vollziehende Behörde; der Rat ist ein größerer Ausschuß, be- 
stehend aus den 48 Mitgliedern. des Direktionskomitees, aus 
42 Vertretern des Personals und aus 30 Mitgliedern der 
eroßen wirtschaftlichen Interessentenverbände. Die Beschlüsse 
des Rates müssen vom Eisenbahnminister senehmist werden, 
sodaß der Staat, wenigstens theoretisch, eine große Machtvoll- 
kommenheit besitzt. Der Staät hat also an Einfluß gewonnen, 
er ıst seiner Zinsbürgschaft ledig, und die Einheitlichkeit des 
Eisenbahnbetriebs ist mehr als bisher gewährleistet. Diese - 
Errungenschaften kosten dem Staat 5 Milliarden Franken und 
dem französischen Volke hohe Tarife. Das Gesetz ist nunmehr 
dem Senat überwiesen worden. 


— Der Flugzeugverkehr London-Paris hat sich seit Januar 
1928 ziemlich anstandslos abgewickelt, obwohl während neun 
Monaten fast 4% tausend Flüge ausgeführt worden sind. Nun 
hat der'am 14. Dezember v. J. in London bei der Abfahrt ein- 
getretene Unfall, dem vier Personen zum Opfer fielen, be- 
rechtistes Aufsehen erregt und sogar zur irrisen Mitteilung 
Anlab sesreben, daß der Gesamtdienst eingestellt worden sei. 
Tatsächlich hat aber nur die Airco (Aircraft Manufacturing 
Company), der dieser Unfall mit einem sroßen Handley-Page 


"Fahrzeug passierte, den Betrieb, und zwar nicht wegen dieses 


Unfalles, sondern weil die Linie mit Verlust arbeitete, ein- 
sesbellt. Sie war allerdings die bedeutendste der Gesellschaf- 
ten, von denen neun den regelmäßigen Verkehr zwischen Lon- 
don und Cricklewood einerseits und Paris und Brüssel ander- 
seits besorgen. Daß Unfälle zur Steigerung der Rentabilität 
von Flugverkehrsgesellschaften nicht beitragen, läßt sich vor- 
aussehen, umsomehr wenn, wie im vorliegenden Falle, in Folge 
des Todes. des Piloten und Führers, die Ursache dies Unfalles 
nicht festgestellt werden kann. Die anstandslose Beförderung 
von über 4000 Fahrgästen über mehr als 500000 km Gesamt- 
entfernung mittels Handley-Page Maschinen binnen. Jahresfrist 
deutet auf die Güte der Flugzeuge dieser Gesellschaft hin. 
Gerade die eroße Konkurrenz zwingt zu niedrigen Tarifen 
und verschuldet dadurch, daß alle Flugzeusgesellschaften- nur 
mit staatlicher Unterstützung den Betrieb aufrecht erhalten 
können. Im Gegensatze zu Frankreich, wo aus militärischen 
Rüeksichten auch der zivile Fluszeugverkehr staatlich „e- 
fördert wird, hat aber Mr. Churchill, der Staatssekretär für 
Luftfahrwesen in Eneland, die Erklärung abgegeben, daß das 
Zivilfluszeuswesen sich künftichin selbst verhalten müsse. : 
Wie im Überseeverkehr werden auch bei den Fluglinien die 
bevorzugt werden, die bei größter Beqwemlichkeit und mög- 
lichst verbürgter Sicherheit, die rascheste Fahrt gestatten. 
Geeignete Plätze für Abfahrt und Ankunft und die Fahrt in 
möglichster Flughöhe erhöhen die Fahrtsicherheit. Ob und 


wann die in Frankreich kürzlich erreichte Höchstgeschwindig- 


keit von über 309 km in der Stunde für den regelmäßigen. Luft- 
verkehr wird dienstbar gemacht werden können, ist allerdings 
noch sehr fraglich. L. R. 


— Die rumänischen Eisenbahnen. Über die Frage der Über- 
lassung der rumänischen Eisenbahnen an ein französisch-eng- 
lisches Konsortium ist, wie die „D. All. Ztg.“ mitteilt, inner- 
halb der politischen und wirtschaftlichen Kreise Rumäniens 
ein heftiser Streit entbrannt. Während die einen in einer sol- 
chen Konzession ein Mittel gegen die gegenwärtige unhaltbare 
Lass der Eisenbahnen serblicken, welche das rumänische Wirt- 
schaftsleben aufs schwerste schädiet, sehen die andern, und 
unter ihnen vor allem die liberale Partei, darin eine Voer- 
letzung der Rechte des Landes. Man wirft der Regierung vor, 
sie habe es mit.der Desorganisation der Eisenbahnen soweit 
kommen lassen, um dann den Appell ans Ausland als einzigen 
Ausweg hinzustellen. Infolge der Opposition hat die Re- 
gherung bis jetzt nur die Abtretung der Werkstätten der Staats- 
eisenbahnen beschlossen. R 


Nr. 


) Ä E ee: 


ae. Dance Bistabahnverwultungen n 


— Ein aufsehenerregender russisch-amerikanischer Pacht- 


und Lieferungsvertrag. Ein amerikanisches Syndikat, als 
dessen Vertreter Mr. Vanderlip mit der russischen Sowjeb- 
regierung verhandelt und kürzlich auf der Rückreise Stock- 
holm berührt hat, hat einen Pachtvertrag über ganz Ostsibirien 
samt der Kamtschatka-Halbinsel auf 60.Jahre abgeschlossen. 
Es handelt sich um ein Gebiet.von nicht weniger als 400 000 
englischen Quadratmeilen, also nicht viel kleiner als ganz 
Schweden, Norwegen und Finnland zusammengenommen. Als 
Gegenleistung verpflichtet sich das Syndikat, Rußland Waren 
zu liefern im, Werte von 3 Milliarden Dollar. Auf die Einzel- 
heiten dieses Abkommens, das in Amerika ungeheures Auf- 
schen hervorgerufen haben soll und politisch von der größten 
Tragweite werden kann, da es die Frage der Vorherrschaft im 
Stillen Ozean kräftig berührt, einzugehen, müssen wir politi- 
schen Zeitungen überlassen. . Hier mag es von Interesse sein, 
anzufühnen, inwieweit sich Rußland nach diesem Lieferungs- 
vertrage in Eisenbahn- und Verkehrsmaterialien einzudeeken 
vor hat. In der Lieferungsliste sind enthalten: 5000 Lokomo- 
tiven, 50000 Güterwagen, 2000000 t Schienen, 350 kleinere 
Lokomotiven, 10000 Lastautomobile, 100 Ozeandampfer von 
10000 # und darüber, 100 Flußdampfer, 2000 Motorboote, 500 
elektrische Lokomotiven, 10000 Aeroplane, 2500 Personenauto- 
mobile, 5000 Straßenbahnwasen, 30000 Trelesraphen- und Fern- 
sprechapparate, 5000 Stück - selbsttätise-. Blocksysteme, 1008 
Bagger für Eisenbahnen, 6 000 000 t Kohle_ usw. 

Ob das Konsortium, welches hinter Vanderlp steht, für ein 
solches Unternehmen kapitalkräftig senur üst und ob die 

amerikanische Regierung nicht Einspruch erheben wird, muß 


sich erst noch herausstellen. Dr. 8. 
Bücherschau. 
— Kritik des Taylor-Systems. Zentralisierung, Taylors 


Erfolge, praktische Durchführung des Taylorsystems, Aus- 
bildung des Nachwuchses von Gustav Frenz, Berlin. Ver- 
lag von Julius Springer, 1920. Preis 10 MM. 

Im 1. Kapitel untersucht der Verfasser die Möslichkeit 
einer weitgehenden Organisierung, Spezialisierung und Typi- ' 
sierung der deutschen Maschinenindustrie nach amerikani- 
schem "Muster und die Zweckmäßigkeit der von Rathenau vor- 
seschlanenen zentralisierten Leitung der Gütererzeugune und 


kommt zu dem Schluß, daß weder die bei weitgehender Spezi-_ 


alistierung der Erzeugung mögliche Unterteilung der Arbeit, 
noch die Zusammenfassung s„leichartiger Betriebe zu Groß- 
unternehmungen für Deutschland vorteilhaft sei. Das 2. Ka 
pitsel behandelt die Leitsätze des Taylorsystems. - Gut e_ Ar- 
beitsvorbereitung und Unterteilung im Sinne Taylors werden 
auch für den deutschen Maschinenbau als zweckmäßige Mittel 
zur Leistungssteigerung erkannt. Der Verfasser warnt vor 
der Übertragung der in der Massenherstellung gemachten Er- 
fahrungen auf den allgemeinen Maschiwenbau und. vor „Über- 
organisation“. 
eines Prämien- oder Differentiallohnsystems aufgebaut seien, 
untersucht der Verfasser die Möglichkeit der Übertragung 
eines derartigen Systems auf deutsche Verhältnisse und ist 
der Ansicht, daß die Einführung an dem Widerwillen der ' Ar- 
beiter scheitern. würde und auch aus sozialen Gründen uner- 
wünscht se. Das 3. Kapitel behandelt die praktische 
Durehführung einer Organisation und einer wirtschaftlichen 
Pertisung. Vorbedinguns für den Erfolg. ist die genauestie 
Kenntnis des umzubawenden Betriebes und die Mitarbeit der 
vorhandenen‘ Beamten. Sehr ausführlich werden -die Auf- 


gaben und .der gegenseitige Zusammenhang der technischen | 


Abteilungen eines Werkes dargelegt. Ein besonderer Ab- 


schnitt behandelt die Anforderungen, die an die Werkstatts-, 


beamten und Arbeiter zu stellen sind. Im 4 Kapitel wird 
äne Ausbildung des Nachwuchses in Leitung und Werkstatt 
behandelt. 

Die Aufschrift des . Buches ist insofern zu umfassend ge- 
wählt, als die (Beurteilung des Taylorsystems lediglich vom 
Standpunkt der Einführbarkeit im deutschen Maschinenbau 
erfolet. Die Gedanken 'Taylors sind aber anwendbar auf 
jedes Gebiet. Andererseits bietet das Buch auch weit mehr, 
FR die Hauptaufschrift andeutet, nämlich: Vorschläge, wie 

die Gedanken, die der Verfasser vom Taylorsystem auf die 
Werke des allgemeinen Maschinenbaus übertragen wissen will, 
in die Tat umzusetzen sind. Frenz ist sich bewußt, daß er 
dem Widerspruch Vieler herausfordern wird. Das Gefühl, 
.daß sein Urteil nicht auf Theorie, sondern auf praktische Be- 
triebserfahrung gegründet ist, verleiht ihm das Rüstzeug zum 
Kampfe. Alle Örzanisationsbestnebungen betrachtet er nicht 
vom Standpunkt des Organisators, also gewissermaßen von 
oben, sondern vom Standpunkt des in eine Organisation hin- 
einzuzwängenden Arbeiters oder Angestellten, also in ihrer 


letzten Auswirkung auf Arbeiter und Meister, Und darin 


Kan Be ehRr Darstellungen. 


' gleichen Sammlung über die Grundlagen der Elektrotechn 


Da die Erfolge Taylors auf die Einführung 
"arbeiten und über das Nivellieren. 


dungen im Text 


‘schen Kartenwerke gemeinverständlich zu unterrichten. 
. Verfasser hebt die Notwendigkeit hervor, künftig auch 
‚Reiches 1 :.100 000 eingehend erläutert ist. 


‚graphischen. Spezial- und Übersichtskarten nach ihrer 


3 Herstellung. von Krokis und Karten behandelt werden 


liegt der ee Wert ds Buches; denn dabei Fomen die 
reichen Lebenserfahrungen «eines Werkstättenbetriebsmann N 
über die Kunst des Umgehens mit Arbeitern, über die Behand 
lung der Meister, die Ausbildung des Nachwuchses und di 
Anf orderungen, die am einen Werkbeamten zu stellen. siı 
zutame, 
Wer sich mit der Umstellung eines Betriebes im Si 
Taylors beschäftigt, ‚sollte das Buch. beachten. En 
"Aus. 2. und Geisteswelt. ne wissenschaft 
Verlag und Dru 
von B. 6. Teubner in Leipzig und ‚Berlin. Ladenpreis 
8,50 M, kart. 2,30.M, zuzüglich Trewerungszuschlag. 
424, Bändchen. Elektrische Kraftübertrarung 
Von Paul Köhn, Ingenieur, Zweite Auflage. Mit 133 Al 
bildungen im. Text. 1919. 
Das Bändehen bietet auf knappem Baum «ein gutes, über 
sichtliches Bild der wissenschafilichen Grundlasen en 
technischen Mittel zur Erzeugung, Fortleitung und Umwan 
lung des elektrischen. Stromes. Der. Verfasser verweist d 
jenigen, welche sich über den vorgeschriebenen Rahmen ı 
Leitfadens hinaus über die Einzelheiten der elektrisch 
Kraftübertragung unterrichten wollen, auf die Bändchen 


elektrische Maschinen, Drähte und Kabel, Elektrische Lie 
und Kraftanlagen und. ihre Instandsetzung, Dampfmaschiner 
und. Wärmekraftmaschinen. = 

916. Bändehen. Einführune in die Technisch 
Wärmselehre (Thermodynamik). Von Riehard Vater 
Geh.- Bergrat, ord. Professor an der Technischen Hoct 
schule, Berlin. Zweite erweiterte Auflage, bearbeitet‘von D 
Fritz Schmidt, Privatdozent an der Tiechnischen Hoch, 
schule Berlin. Mit 46 Abbildungen im Text. 1920. 

Der Verfasser und sein Nachfolger in der. Herausgabe de 
vorliegenden Bändehens haben besonderes Gewicht darauf ge 
lest, -das darin behandelte Gebiet durch ausgiebige Vorfüh: 
von Beispielen nutzbar zu machen, indem mit Recht dar. 
hinsewiesen ist, daß erst der Nachweis der praktischen 
wendbarkeit der Gesetze und Regeln der ‚Wärmelehre i 
Bedeutung in vollem Umfange erkennen läßt. In 7 Abschnitt 
sind. der Zustand und die Zustandsänderungen der. Gase 
Wärme und Arbeit, der Carnotsche. Kreisprozeß, die | 
‚die Entropie, das S, T-Diarramm und das J, S-Diagramm b 
handelt. Die Verw endung der höheren Mathematik ist 
das unbedingt Notwendige beschränkt. Das Bändchen erm 
licht es, schnell einen guten Überblick über das Gebiet d 
technischen Wärmelehre zu gewinnen. 

608. Bändehen. Die Landmessung. Von | 
Suckow, Geheimem Finanzrat und vortragendem Rat 
Finanzministerium. Mit 69 Zeichnungen im Text. 1919, 

Das Bändchen stellt einen Teil der vom Verfasser bear 
teten Leitfäden über Vermessungs- und Kartenkunde dar, di 
der Sammlung. angehören. Es "unterrichtet im wesentliche 
über die geometrischen und trigonometrischen Horizontalau 
nahmen.nach den verschiedenen Verfahr. en einschließlich de 
Auftragung und Flächenberecehnung sowie der Absteckungs 
Die übrigen Zweige de 
‚Vermessungswesens sind den Gebieten zugeteilt worden, 
denen sie in engster Beziehung stehen; so sind die Behaı 
lung der trigonometrschen Punktbestimmung mit überschüss 
Messungsenrgebnissen, der trigonometrischen und baromet 
schen Höhenmessunsg und der "Tachymetrie anderen Bänd 
überwiesen worden... In die hier behandelten Gebiete ve 
sich der Leser mit Hilfe des vorliegenden ‚Bändehens aut 
schnell einzuarbeiten. Be 

610. Bändchen. Karienkunde T: Einfühnne in a 
Kartenverständnis. Von Dr.-Ing A, Egerer, Finanzrat i 
Stuttgart, Vorstand der Topographischen Abteilung de 
Württembergischen, en Landesamtes. Mit 49 Au 
Das Bändehen trägt dem Bedürfnis ee Krise R 
nung, sich über Inhalt und Herstellung der amtlichen. S 


karbenkundliehen Unterricht in -höheren, mittleren und Vo 
schulen besondere Sorgfalt zuzuwenden. Der Stoff ist in, 
vorliegenden Bändchen in der Weise seordnet, daß nach ei: 
einleibenden, Abschnitt über die topographischen Grundbi 
griffe zunächst der Kartengrundriß an der Hand der Pra 
Bischen Meßtischblätter 1 :25 000 und der Karte des Deutsche 
Daran schlie 
sich zwei Abschnitte über die Darstellung der Bodenfo: 
und den Gebrauch der Karte. In drei Anhä 8 
ein Überblick über die sonstigen amtlichen deutschen 


stehung, ihren Zeichen, ihrer Geländedarstellung und. ( 
duierung gegeben. ‚In einem zweiten Bändchen (611) wi 
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Pr Änderung von Stationsnamen, 


. nbahn- Generaldirektion Karlsruhe. In- 
folge Verreichlichung der Eisenbahnen treten vom 1.-Januar 
- 1921 ab folgende Änderungen der Stationsbezeichnungen «in: 
Die an der Strecke Heidelberg-Würzburg gelegene Station 
 „Adelsheim Bad. Stb.“ erhält die Bezeichnung „Adelsheim 
Nord“ Das Stationgamt und Güteramt „Basel Bad. Stb.“ ser- 
halten die Bezeichnung „Basel Bad. Bf.“ Das an der 
= ‚Strecke Basel-Konstanz gelegene Stationsamt „Beringen Bad. 
=  Stb.“ erhält die Bezeichnung „Beringen Bad. Bf“ Das 
an der Strecke Heidelberg-Mannheim gelesene Stationsamt 
nenn Bad. Stb.“ erhält die Bezeichnung „Fried- 
richsfeld (Baden) Süd“ Das an der Strecke Heidel- 
- berg-Würzburg gelegene Stationsamt „Heidingsfeld Bad. Stb.“ 
erhält die Bezeichnung „Heidingsfeld West“ Das an 


_ denbach M.N.B.“ erhält die Bezeichnung „Laudenbach 
 (Bergstr.)“ und das an gleicher Strecke gelegene Stations- 
amt „Friedrichsfeld M.N. B.“ die Bezeichnung „Friedrichs- 
- feld (Baden) Nord“ Das an der Stvecke Basel-Konstanz 
- gelegene Stationsamt: Neuhausen ‚Bad. Stb. “ erhält die Bezeich- 
‚nung „Neuhausen Bad. B£.“. 


3 Erweiterung der Abfertigungsbefugnisse von Stationen. 


— Südbahn-Gesellschaft. Vom 10. Januar 1921 ab 
_ werden die Abfertigungsbefugnisse der in km 32,402 und 


- der Strecke Heidelberg-Darmstadt gelegene Stationsamt „Lau- 


me — = rn oe m Sn nn En 


© Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Kottingbrunn und Sollenau Südbahnhof dahin abzieändert, daß 
in den beiden Stationen a) die Fahrkartenaussabe durch die 
Station, b) eine beschränkte Gepäcksabfertigung (Aufnahme 
durch die Station gegen Nachzahlungsschein, Ausfolgung durch 
den Kondukteur) und e) eine beschränkte Güterabfertisung im 
Sinne der „Kundmachung, betreffend den Gepäckgutdienst von 
und den Eilgutdienst nach Haltestellen“ erfolgen wird. 

Österreichische Staatsbahnen. Ab 1. Januar 
1921 sind in der an der Strecke Wien-Nordwestbahnhof- 
Landesgrenze (gegen Schattau) zwischen der Station Jiedlesee 
und der Haltestelle Strebersdorf gelegenen, bisher nur für den 
Personen- und Gepäckverkehr eingerichteten Station Jedlers- 
dorf die Auf- und Abgabe von Frachtgutwagsrenladungen, je- 
doch nur im Verkehre mit der Hauptanstalt für Sachdemobili- 
sierung Strebersdorf, der d. ö. Landwirtestelle Strebensdorf, 
der A.-G.. für Tiefbohrtechnik und Maschinenbau Trauzl 
& Co. Strebersdorf, den österr. Fiat-Werken, der semeinnütz. 
Baugenossenschaft für Eisenbahner, der Kraftfutterfabrik 
Brüder Taußky und der Bauunternehmung Rella & Co., ferner 
der Bezug von Teer in Kesselwagen ım Verkehr mit der 
Firma Posnansky & Strelitz zugelassen. Die Fracht wird unter 
Zugerundelegung der im Kilometerzeiger für die Linien der 
österr. Staatsbahnen für Jedlersdorf ausgewiesenen Entfer- 
nungen und der Gebührenberechnunestafeln im Abschnitt VII 
des Gütertarifes der österr. Staatsbahnen berechnet. 

Im übrigen selten die allgemeinen reglementarischen und 
tarıfarischen Bestimmungen. 


ca 


Mn: Anderweitige Einbeziehung einer 
2 Station. 


Ei l. Januar 1921 wird die peälzische 
tion Waldmohr in das Saargebiet 
bezogen und erhält als Station der 
bahnen die Bezeichnung „Jägers- 


E 
E 


2 _ Direktion der Saarbahnen. 


E 2. Güterverkehr. 


6 üterver kehr - bad.-schweiz, 
3: Schweiz. 
i Auf 1. Januar 1921 wird zu den all- 
m. Tarifvorschriften nebst Güter- 
ssifikation der schweiz. Eisenbahnen 
IV. Nachtrag ausgegeben. Er ent- 
t in der Hauptsache eine Neuauflage 
. Verzeichnisses der sperrigen Güter. 


= Karlsruhe, den 24. Dezember 1920. (3) | 


- Eisenbahn-Generaldirektion. 

| Deutscher. Seehafenverkehr mit Süd- 
deutschland. 

4 tie, EM liekeit vom 1. Januar 1921 
im Bereich der: Eisenbahn-Ge- 
Et vekticn Karlsruhe die Namen der 
tiomen Adelsheim Bad. Bf., Friedrichs- 
d Bad. Bf., Heidinesfeld Bad. Bf., 
adenbach M.N. B. und Friedrichsfeld 
N. B. geändert. Näheres im Gemein- 
Den. Tarif- und Verkehrsanzeiger. 
16 vom 1. Januar 1921 ab durchge- 
inte Erhöhung der Entfernungen‘ für 
badische Station Kehl um 2 km eilt 
Big auch für die Station Kehl 


3 (1) 
Ha nnover, den 28. Dezember 1920. 
? Eisenbahndirektion. 


? > Deutsch-schwedisch-norwegischer 
Güterverkehr. 
Die im Verkehr mit den badischen 
Stationen auf schweizerischem Gebiet 


33,382 der Linie Wien-Spielfeld-StraßB „elegenen Stationen 


(15) 


Übergänge . 


. witz-Lindenau 


und den badisch-sch weizerischen Über- 
ganesstationen - zu berechnenden Wäh- 
runeszuschläge werden vom 1. Februar 
1921 an geändert und zwar durchweg um 
Seringe Beträge ermäßigt. 

Nähere Auskunft erteilen dıe Abfer- 
tigunesstellen. (9) 

Altona, den 28. Dezember 1920. 

Eisenbahndirektion, 
namens der Verbandsverwaltungen. 


Verbandsgütertarif zwischen Deutsch- 

land einerseits, Dänemark, Schweden 

und Norwegen anderseits. Teil I, Ab- 
teilung B. 

Vom 1. Februar 1921 an werden die 
Bestimmunsen: über die Abrundung des 
der Frachtbereehnung zuerunde zu le- 
senden Gewichtes [S 1 (1) und (2)] 
nach Maßgabe des deutschen Eisenbahn- 
Gütertarifes Teil I Abt. B geändert. 

Nähere Auskunft erteilen die Dienst- 
stellen. (10) 

Altona, den. 29. Dezember 1920. 

Eisenbahndirektion, s 
namens der Verbandsverwaltungen. 


Weehselverkehr Sachsen-Bayern (pfälz. 
Netz) Tarifheft SB. 


Mit sofortiger Gültigkeit werden bei 
‚einer größeren Anzahl pfälzischer Sta- 


tionen die Dienstbeschränkungszeichen 
ergänzt bzw. abgeändert. Näheres ıst 
aus unserem Verkehrsanzeigser und aus 
dem Tarifanzeiser der Preuß. Hessi- 
schen Staatseisenbahnen zu ersehen, 
Dresden, am 29. Dezember 1920. (7) 
E.-Gd.als geschäf tsführtende Verwaltung. 


Entfernungsänderungen im Veckelirs 
mit Plagwitz-Lindenau. 

Am 1..März 1921 treten infolge Ver- 
einieungs der Güterabfertieungen Plae- 
Preuß. Staatsb. und 
Plagwitz-Lindenau Sächs. Staatsb, zum 


"Amtliche Bekanntmachungen 


Teil Erhöhungen der Tarifentfernungsen 
um 1 km in Kraft, die teilweise mit 
Frachterhöhunien verbunden sind. Nä- 
here Auskunft erteilt unser Verkehrs- 


bureau, Wiener Str. 4, LI. (13) 
Dresden, am 30, Dezember 1920, 
Eisenb.-Gen.-Dir 
Staats-- und Privatbahn - Güterverkehr 


Tfv. 5. 

Mit Gültiskeit vom 1. Januar 1921, 
soweit nıcht im Tarif ein anderer Zeit- 
punkt angegeben ist, werden folgende 
Nachträge heraussieseben : 

1. Zu Heft BI (Teilhefte BI 6. 7, 
9, 10,12, 15, 17 und 21) Nachtrag 13. 
Preis für die Gesamtauseabe 1,— MM 
für jedes Einzelheft 10 8. 

2. Zu Heft BII (Teilhefte B II 1—64) 
Nachtrag 13. Preis für die Gesamt- 
ausgabe 7,— M, für die Einzel- 
hefte BII 32 2,— M, BIL 50 150 M 
Me für die übrigen Einzelhefte ie 

S. 

Die Nachträge enthalten neben bereits 
veröffentlichten Änderungen : und Er- 
eänzungen 

a) Änderungen bei der Muskau- 
Teuplitz-Sommerfelder Eisenbahn 
(Erhöhungen, eültize vom 1. Ja- 
nuar 1921 ab), 

b) Ergänzungen infolge Eröffnung 
der Teilstrecke ÜCelle-Ütze der 
Nebenbahn Celle-Braunschweig, 

c) Neue Stationen, 

d) Änderungen der Stationen der 
Eckernförde - Kappelner Kreis- 
bahn (gültix vom 1. Juli 1920, 

I. V. A. Nr. 477/1920), 

e) Sonstige Änderungen. 

Auskunft oeben. die bebeiligten Güber- 
abfiertigungen. sowie das Auskunfts- 
. büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 

Berlin. den 22. Dezember 1920. (11) 

Eisenbahndirektion. 


IN: 4 


Deutsch-dänischer Gütertarif. Teil LI. 

Vom 1. Februar 1921 an treten er- 
höhte Frachtsätze im Verkehr mit Sta- 
tion Krautscheid der Brölthaler Eisen- 
bahn in Kraft. Gleichzeitig werden 
die Umladegebühren in Hennef (Sieg) 
erhöht. 

Die Währungszuschläge für den Ver- 
kehr mit den badıschen Stationen auf 
schweizerischem Gebiet und den ba- 
disch-schweizerischen Übergangsstatio- 
nen werden vom 1. Februar 1921 an 
Seändert. 

Im Nachtrag VI vom 1. XII. 20° wer- 
den einige Druckfehler, betreffend ein- 
zelne Frachtsätze bei den Stationen 
Ludwigshafen (Rhein) Hbf. und Giu- 
liniwerk, Pirmasens, - Skjörping und 
Skagen berichtist. 


Nähere Auskunft erteilen. die Kr 


stellen. 
Altona, den 24. Dezember 1920. 
Eisenbahndirektion, 
namens der Verbandsverwaltungen. 


Gemeinschaftliches Heft CIb (Stations- 
tariftafeln usw.). — Tfv. 200. 

Mit Gültiskeit vom 1. Januar 1921 ab 
werden die im Verkehr mit den Bahn- 
höfen der Lokalbahn Müllheim-Baden- 
weiler zu erhebenden Frachtzuschläge 
erhöht. 4 

Näheres enthält der Tarifanzeiger. 
Das alsbaldige Inkrafttreten der Erhö- 


hunsen gründet sich auf die vorüber-: 


sehende Änderung des $ 6 der Eisen- 
bahn-Verkehrsordnuns, (R. G. Bl. 1914, 
Seite 455). Auskunft geben auch die 
beteilisten Güterabfertigungen sowie 


das Auskunftsbüro, _ hier, "Bahnhof 
Alexanderplatz. (20) 
den 31. Dezember 1920. _ 
Eisenbahndirektion. 


Deutscher Seehafenverkehr mit Süd- 


deutschland. 
Mit sofortiger Gültigkeit ist das Be- 
schränkungszeichen „Rd“ bei einer 


Reihe süddeutscher Stationen zu än- 
dern, desgleichen ist das Zeichen „OK“ 
bei der Station Blieskastel zu strei- 
chen. Es ist nachzutragen: bei Blies- 
dalheim das Zeichen „OK“ und bei 
Berg (Lauterbure) Grenze (Pfalz) das 


Zeichen „Bes“, (21) 
Hannever, den 3. Januar 1921. 
Eisenbahndirektion. 
. Graz-Köflacher Eisenbahn. = 
Gütertarif, Teil IL Einfüh- 


rung des Nachtrages I. 

Mit Gültigkeit vom 10, Januar1921- bis 
auf Widerruf längstens bis 31. Dezember 
1921 wird zu dem vom 28 Dezember 
1920 bis auf -Widerruf längstens bis 
3l. Dezember 1921 gültigen Gütertarif 
der Graz-Köflacher Eisenbahn, Tarıf 
Teil II und Kilometerzeiger „ein Nach- 
trag 1] eingeführt. 

Dieser Nachtrag enthält Abs 
sen der Gebührenberechnungstafeln. für 
einzelne Ausnahmetarife und ist durch 
Vermittlung der Stationen und durch 
dıe Zentralverkaufsstelle für Tarifie in 
Wien, I. Biberstraße 16. zum Preise 
von,K. 10.— für das Stück zu beziehen. 

Wien, am 27. Dezember 1920. (16) 


Südbahn-Gesellschaft. 
Gütertarif. BeilsHr: Eintuh> 
rune des Nachtr agıes 1. 

Mit Gültigkeit vom 10. Januar 1921 bis 
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auf Widerruf längstens bis 31. Dedember 


1921 wird zu dem vom 15. Dezember _ 


1920 bis auf Widerruf längstens bis 
31. Dezember 1921 sültisen Gütertarif 
der Südbahn, Tarif Teil II für die Öster- 
reichischen Linien ein N achtrag I ein- 
seführt. - 

Dieser Nachtrag enthält. Abilerun- 


»gen der Gebührenberechnunestafeln. für 


einzelne Ausnahmetarife und ist durch 
Vermittlung der Stationen und durch 
die Zentralverkaufsstelle für Tarife in 
Wıen, I. Biberstraße 16, zum Preise 
von K. 12.— für das Stück zu beziehen. 

Wien, am 27. Dezember 1920, 


3. Personen- und Gepäckverkehr. 


Personen- und Gepäcktarif Teil II der 
ehemal. preuß.-hess. Staatsbahnen. 
Vom 1. Februar 1921 ab wird für jede 
Gepäck- und Expreßeutsendung eine 
Abtertigsungsgebühr von 40 S-erhöben. 
Erfurt, den 29. Dezember 1920. (5) 
Eisenbahndirektion, namens der 
. 'ehemal. preuß.-hess. Staatsbahnen. 


Vom 1. Februar 1921 an werden die 
Gebühren nach dem Sächsischen Per- 
sonen- und Gepäcktarf, Teil II, $ 39 


"Ziff. 1, für Aufbewahmung von Fahr- 


rädern der Inhaber von Zeitkarten auf 
12 AM für eine Monatskarte und 3 MH 
für eine Wochenkarte erhöht. Die Haf- 
tung der Eisenbahn für ein Rad wird 
vom gleichen Tage an von höchstens 
100 M auf höchstens 500 4M erhöht. 
Nähere Auskunft erteilen die Stationen. 
Dresden, am 30. Dezember 1920. - (4) 
Eisenbahn- Gener: aldirektion. 


Personen: und Gepäcktarife, Teile II 
für den Binnenverkehr der ehemal. 
preuß.-hess, und‘ der oldenburgischen 
Staatsbahnen sowie der Mecklenburg- 
Schwerinsehen Landeseisenbahn. 
Die Fahrpreisermäßisuns für Gesell- 


schaftsfahrten in 4. Klasse wird zum | 


1. Februar 1921 aufgehoben. (8) 
Erfurt, den 31. Dezember 1920. 
Eisenbahndirektion, 

namens der beteiligten Verwaltungen. 


Durchgehende Abfertigung von Per- 
sonen und Reisegepäck im Verkehr 
zwischen Berlin, Leipzig, Dresden und 
Wien über die Tschechoslowakei. 
Am 10. Januar 1921 tritt ein vorläufi- 
ser Tarıf für den ‘oben bezeichneten 
Verkehr in Kraft. Nähere Auskunft 
erteilen die genannten Stationen und 
dıe Verkehrskontrolle I in Dresden-A., 
Strehlener Straße 1. (6) 
Dresden, am 30. Dezember 1920. 
Eisenbahn-Generaldirektion, 


als geschäftsführende Verwaltung. - 


Südbahn-Gesellschaft. — Personen- und 
Gepäcktarif, Teil ]I. 


Erstreckung der Gültigkeit. 


der Tarife, 
Die mit Wirksamkeit vom 16. April 
1920 bis auf Widerruf zur Einführunse 


- gebrachten Fahrpreise und Beförde- 


rungspreise für Hunde, Reisegepäck und 
Expreßgut finden weiterhin, längstens 


bis 31. Dezember 1921, Anwendung. . (14) 
Wien, am 21. Dezember 1920.  - 
Preußisch-Sächsischer Staatsbähn-. Pri- 


vatbahn-, Personen- und Gepäckverkehr. 


Vom 10. Pebruar 1921 ab erhöhen sich 


die Personenfahrpreise im Verkehr mit 


Geh. Oberregierungsrat Dr. v. 


4 


oebotauf Lieferung vonNut 


stoffe, - 


der Kleinbahn 
delegen-Wittingen um 20 & bis 
2 AM 50 83 in der 2. und um 20 8 bis 
2 M 10 31m der 3. Wagenklasse. (22) 
Nähere Auskunft erteilt die Kleinbahn. 
Hannover, dien. 8. Januar 1921, 
Eisenbahndinektion. 


Bismalnk- Gar-° 


4. Verdingungen. 

Die Ausführung der Zimmer- und 
Stakerarbeiten (etwa 1700 m altes Bau- 
holz nach Liste sägen und abbinden. - 
400 qm Fußboden- und Schalbretter lie- 
fern und «inbauwen) zum Umbau des 
Speisehauses bei der Erweiterung der | 
Hauptwerkstätte am Bahnhof Pader- 
born Hbf. soll vergeben werden. 

- Zeichnung, Berechnungen und Be- 
dingungshefte können im Geschäfts- ; 
zimmer «des Baubüros b eingesehen und 
letztere, soweit der Vorrat reicht, 
gegen post- und bestellveldfreie Bar- 3 
einsendung von 20 M bezogen werden. 

Die Angebote sind bis 22. "Januar 1921 
vorm. 11 Uhr an die unterzeichnete 3 
Dienststelle postfrei einzusenden. 4 

Mit dem . Angebot sind zugleich 
Bretterproben. einzureichen. Zuschlags- 
frist 4 Wochen. ae BE 
Wochen. 

Paderborn, den 38. Diezember a 

Baubüro b_ 
des Eisenbahn-Werkstättenamts 8 


Unser Holzbedarf für die Zeit vom 
1.1..1921° pas 31.83.1925; und zwar 
oefähr: > ; 
15 cbm Bichenkantholz. 

30 cbm Eichenbohlen, _ 
180 cbm Tannen- und- Kiefernkant 
holz, Spaltbordbretter, Fußboden- 
bretter, Tannmen- und Kiefern- 
bretter besäumt, - 3 
10500 Ifdm. Dachlatten, a 
latten, Fußleisten- _ E 

soll vergeben werden. = 

Die een er 
beim Zentralbüro hierselbst, Bismarck- 
platz Nr. 1, zur Einsicht offen und kön 
nen, solange der Vorrat reicht, gege 
Einsendung von 6,00 M in bar ‘(nich 
Briefmarken) von dort bezogen werde 

Angebote mit der Aufschrift: „An 


holz“ sind bis zum 20. Januar 191 
vormittags ll Uhr, an die. unte 
zeichnete Direktion (Bismarckplatz 1 
einzusenden. Zuschlagfrist Innerhal 
14 Tagen. 
Essen, den 30. Dezember 1920. . 
Eisenbahndirektion. 


5. Verkauf von Altmaterial. S 3 


Abfälle von Leinen, E 
Plüsch .p. p. Glasbrocken, Altgummi, 
Schmelztiegelabf. älle, Kohlenstifts ishe 
am 20. Januar 1921, vormittags 11 Uhr, 
im Empfangssebäude, I. Stock Zimmer 
22. Termin angesetzt. Angebotsbogen 
nebst Bedingunsen können im Pförtner- - 
zimmer des Direktionsgebäudes, I. Ein- 
gang, eingesehen oder zum Stückpreise” 
von 6 MA bei porto- und bestellgeldfreier" 
Baneinsendung ‘der Gebühren von un 
serm Zentralbüro bezogen werden, Zu- 
schlagsfrist bis 10. Bebruar. 1921 seinsch! 

Kattowitz, im Dezember 19%. (18) 
‚ Eisenbahndirektion,. 


itter in“ Berlin. 
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setzung des in Budapest sitzenden - 
Generalsekretariats der Donaukom- 
mission. — Betriebseinstellung der 
Eisen- und Maschinenfabriken. 


‚Österreich: Die Wagenzählungen 
in den Nationalstaaten. — Erleich- 
terte Abfertigung im Eisenbahn- 
verkehre zwischen Österreich "und 


merun-Eisenbahngesellschaft. 
Bücherschau. 
Amtliche Bekanntmachungen. 


Vom Geheimen Oberre 
(Schluß 


_ Wir wenden uns nun den übrigen Mitgliedern des Vereins 
eutscher Eisenbahnverwaltungen: zu. 

Die Organisa tion der österreichischen Staats- 
ahnen hat im Berichtsjahre keine großen Veränderungen 
urchgremacht. Zu erwähnen ist die Übernahme der 
Aufsichtsgeschäfte der bisherigen Generalinspektion der 
Ösperneichischen Eisenbahnen durch das KStaatsamt für 


erkehrswesen, ein Anfang des geplanten Abbaues der 
ewallungsorganisation. Mit der Annahme der neuen 
sterreichischen Verfassung hat das Staatsamti den 


Namen seines Bundesministeriums für Verkehrswesen an- 
genommen, Der vortreffliche Staatssekretär Ludwig Paul 
ist am 1. Juli durch den Tod aus seinem mit großer Geschick- 
 liehkeit in schwerer Zeit verwalteten Amt gerissen worden; 
" zu seinen Nachfolger wurde der frühere Leiter der Abteilung 
für Personalfragen, Dr. Karl Pesta, ernannt. Offenbar 
7 für diese Wahl der Wunsch mitbestimmend, einen in 
sonalfragen erfahrenen und bewährten Beamten an die 
tze der Dear zu A da diese ERragen für den 


"Nach Anhörung = Eeenzie können. Ne die 
1 den Besonderheiten des Eisenbahnbetriebes begründet sind, 
eingeführt werden. Die Verwaltung hat sich bemüht, die 


Rückblick auf das Jahr 1920. 


gierungsrat Dr. v. Ritter. 
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aller Art zu heben. Zur Fortbildung tüchtiger Kräfte sind 
Sonderkurse über Verkehrs- und Tarifwesen eingerichtet wor- 
den; zur materiellen Unterstützung des Personals ist den Eisen- 
bahnern der frachtfreie Bezug von Lebensmitteln bis 500 kg 
für das Jahr zugestanden worden; es genießt außerdem mit 
seinen Angehörigen Fahrpreisvergünstigungen, die sich bis 
auf Arbeiter nach zweijähriger Dienstzeit erstrecken. 

Die neue Besoldungsordnung hat eine gründliche 
Umwälzung in den Anstellungs- und Besoldungsverhältnissen 
dies Staatsbahnpersonals gebracht. Es bedurfte langwieriger 
Verhandlungen mit den Personalorganisationen, um die zum Teil 
überspaunten Forderungen aller Angestelltengruppen auf das 
richtige Maß zurückzuführen und eine für alle Teile annehn- 
bare Einigung zustande zu bringen; der jetzige Bundesminister 
Dr. Pesta hat sich als Leiter der Personalabteilung des Staats- 
amts für Verkehrswesen sehr darum verdient gemacht. Die 
Besoldungsordnung, die rückwirkend vom 1. Januar 1920 ab 
in Kraft gesetzt worden ist, bricht mit der bisherigen Eintei- 
lung in Beamte, Bahnoffiziantinnen, Unterbeamte und Diener 
und kennt — neben vorübergehend zu bestimmten Zwecken an- 
gestellten Hilfsbediensteten — nur noch unwiderruflich an- 
gestelle Beamte und die zur Ergänzung des Be- 
amtenkörpers angenommenen Beamtenanwärter. Wäh- 
rend früher zwar die Gehaltssätze in den einzelnen Dienst- 
klassen für die Beamten gleich waren, aber die Vorrückungs- 
möglichkeit in besser bezahlte Stellen von der Vorbildung ab- 
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hing, hat man jetzt diesen Unterschied fallen lassen. Es 
steht grundsätzlich jede Stelle allen Beamten mit entsprechen- 
der Eignung ohne Rücksicht auf ihre Ausbildung offen. Der 


Aufstieg geschieht durch Beförderung, die immer mit einem 


Wechsel in der Verwendung verbunden ist und das Vorhanden- 
sein einer offenen Stelle voraussetzt. Im allgemeinen soll die 


Besetzung von Stellen dureh Beförderung aus dem Beamten- 
Zur Einstellung von Personen aus. 


körper heraus erfolgen. 
anderen Berufsarten in höhere Posten der 'Staatsbahnverwal- 


tung soll nur ausnahmsweise geschritten werden. Die Hilfs- 
bediensteten erlangen schon durch zweijährige wununter- 


brochene Tätigkeit, die aber erst vom 18. Leb@fitjahre rechnet, 
Anspruch auf unkündbare Anstellung. 

Die angestellten Beamten werden nach ihrer Dienstverrich- 
tung, nach der für diese erforderlichen Vor- und Ausbildung 
und nach der Verantwortlichkeit ihrer Stellung in 19 Ver- 
wendungsgruppen eingeteilt. In einer Anlage zur Besoldungs- 
ordnung sind alle zu den einzelnen Gruppen gehörenden Dienst- 
stellungen mit großer Ausführlichkeit und vielem Scharfsinn 
zusammengestellt. Das Gehalt wird durch das feste Anfangs- 
gehalt und die alle zwei Jahre anfallenden Vorrückungszu- 
lagen (10% des Anfangsgehaltes) bestimmt; zu diesem Grund- 
gehalt tritt noch ein Ortszuschlag. Ein Höchstgehalt ist nicht 
festgesetzt. Die Vorrückungszulagen endigen mit 
35. Dienstjahre und betragen dann 160% des Anfangsgehaltes. 
Das niedrigste Anfangsgehalt beträgt 3000 K. mit je 300 K. 
Vorrückungszulagen, das höchste 23000 K. mit je 2800 KR. 
Vorrückungszulagen. Bei Beförderung in eine höhere Gruppe 
wird das erworbene Grundgehalt um den Unterschied der An- 
fangsgehälter der verlassenen und der erreichten Gruppe ver- 
mehrt; die weitere Aufrückung geschieht nach den Vor- 
rückungszulagen der höheren Gruppe. Bei der gleichfalls zu- 
lässigen Versetzung in eine niedrigere Gruppe bleibt das bis- 
herige Gehalt bestehen, nur rückt der Beamte künftig nach 
den Vorrückungszulagen der niedrigeren Gruppe vor. 

Diese Besoldungsordnung, die einen schr bedeutsamen Fort- 
schritt für die Organisation der Österreichischen Staatsbahnen 
Garstellt, wird. der Verwaltung natürlich eine sehr starke 
finanzielle Mehrbelastung auferlegen. Die Überführung der 
Bediensteten in neue Gruppen wird sich schwierig und zeit- 
raubend gestalten und soll durch seine besondere Ausführungs- 
vorschrift durchgeführt werden. ; 

Die Betriebsmittellage ist immer noch äußerst 
gespannt. Die Aufteilung der Betriebsmittel der alten Mon- 
archie unter Österreich und den Randstaaten wird durch eine 
aus Vertretern aller dieser Verwaltungen bestehenden Kom- 
mission bearbeitet, die sich auch mit der Frage des Wagen- 
austauschs und der Freizügigkeit der Wagen befaßt. Die Ar- 
beiten schreiten aber nur langsam vorwärts, Die Leistungen 
der Betriebsmittelfabriken sind: zurückgegangen, ein Brand 
der Staatsbahnwerkstätte in Floridsdorf am 3. Januar hat 
überdies sehr “zur Unzeit 31 Lokomotiven beschädigt. Die 
Wiederherstellungs- und Ausbesserungsarbeiten wurden zwar 
nach Möglichkeit gefördert. Außerst hemmend wirkte aber 
die Tatsache, daß die Regierung: dem Ausland für die dringend 
benötigten Lieferungen an Kohlen, Öl und Lebensmitteln als 
Gegenleistung Reparaturarbeiten an Betriebsmitteln, die sehr 
begehrt waren, anbieten mußte, so daß die Tätigkeit der Bau- 
anstalten den Österreichischen Betriebsmitteln nicht in aus- 
reichendem Maße zugute kommen konnten. Dieser Mangel 
an Betriebsmitteln, verbunden mit ungenügender Kohlen- 
zufuhr, hat den Betrieb auf den Österneichischen Eisenbahnen 
sehr ungünstig beeinflußt. Der Vertra& mit der Tsschecho- 
slowakei über Kohlenlieferungen wurde zwar über das Jahr 
1920 hinaus verlängert, konnte aber wegen der eigenen Not- 
lage der Tischechoslowakei nicht immer innegehalten werden. 
Wiederholt mußten die Staatsbahnen durch allgemeine Ver- 
kehrssperren die Beförderung wenigstens der lebenswichtigen 
Güter sichern. Die Ende 1919 für die Weihnachtszeit einge- 
führte Sperre im Personenverkehr mußte bis in die ersten 


. 16. bis 25. Februar wurde der Güterverkehr gesperrt. 


dem 


Der Winterfahrplan konnte in etwa dem gleichen Umfange 


. günstige Finanzlage nötig gewordenen Tariferhöhungen 


 fermungen (bei Stückgut über 400 km — in Klasse II über 


‚triebsveerluste und der Kosten der Besoldungsreform sich nicht 
‚hohen Verkehrslasten hinwies, wurde schon zum 15. Dezember 


; arbeitung bisher noch nicht stattgefunden. Sie sind im Früh- 


; ne Zeitung des Vereins n 
ig * 2 St Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


Januarwochen hinein immer wieder verlängert werden. & om 

anz) 
besonders kritisch war die Lage im Bezirk Innsbruck, wo zu 
noch häufigeren Einschränkungen des Verkehrs geschritten 
werden mußte als in den übrigien. Landesteilen. Als dann all- 
mählich der Personenverkehr wieder auf genommen wurde, 
geschah es auch nur in beschränktem Umfange: Der Sonn- 
tagsverkehr fiel längere Zeit, ganz aus; die meisten großen 
Schnellzüge wurden nur an einigen Wochentagen gefahren, 


und die Folge war eine große Überfüllung. Die Platzkarten, 


die für einzelne Schnellzüge in beschränkter Anzahl im vor- 
aus verkauft wurden, bildeten einen beliebten Gegenstand des 
Schleichhandels, was die Verwaltung wiederum durch Aus- 
stellung auf den Namen zu verhindern suchte. Die Strafge- 
bühr, die von Reisenden ohne gültige Fahrkarte erhoben wird, 


‚wurde von 6 auf 20 K. erhöht. Allmählich hat sich im Laufe 


des Jahres aber die Verkehrslage wieder gebessert, wenn 
auch immer wieder schwierige Zeiten zu überwinden Warend 
so z. B. Ende November, wo wiederum der allgemeine Güter 
verkehr eine Zeitlang völlig gesperrt werden mußte. Da- 
gegen konnte die in der Urlaubszeit drohende und von der 
Verwaltung angekündigte Sperre des Personenverkehrs, are 
den Sommerfrischlern sehr unangenehm „geworden wäre, 
noch vermieden werden, da die Kohlenlage sich günstiger ge- 
staltet hatte als befürchtet wurde; Nach und nach konnte auch‘ 
der Fernverkehr erweitert werden. Neue Schnell-, 
zugsverbindungen wurden eingerichtet, so z. B. zwischen Wien 
und dem Salzkammergut, Wien-Gastein, Wien-Meran über 
Bruck-Loeben, Wien-Budapest und Wien-Innsbruck (täglich). 
Ferner wurde erst zweimal und dann dreimal wöchentlich 
direkte Verbindung Wien-Paris über den Arlberg und die 
Schweiz eingerichtet. Eine andere Verbindung mit Paris führt 
dreimal wöchentlich über München und Straßburg. Der ei 
kehr mit Italien hat sich sehr gehoben. Außer den Verbin- 
dungen über Tarvis und den Brenner gehen auch, Züge über 
Wien, Laibach, Loitsch nach Triest. Für einen Teil dieses 
Verkehrs hat Italien die Gestellung von Verkehrsmitteln und. 
Kohler übernommen, deren erhöhte Kosten durch Erhebung 
besonderer Zuschläge gedeckt werden. &n Ei 

Alles in allem üst in der Verkehrslage Österreichs eine 
langsame aber ständige Besserung zu beobachten gewesen. 


4 


aufrecht erhalten werden, er ist sogar gegenüber dem Sommer- 
fahrplan: noch etwa verbessert worden. - ER 
Auch in Österreich waren die durch die außerordentlich un- 


durch prozentuale Zuschläge zu den Fmiedenstarifen durchge 
führt worden. Wie in Deutschland machte sich auch hier das 
Bedürfnis geltend, die durch diese Form der Erhöhung einge- 
tretenen Härten zu mildern. Das ist für den Güterver- 
kehr durch eine organische Durcharbeitung der bisherigen 
Vorschriften zu neuen Tarifgrundlagen geschehen, 
die durch Beschluß der Nationalversammlung vom 19. August 
mit Gültigkeit vom 15. Oktober 1920 ab eingeführt wurden. 
Für Fracht- und Eilgut Sind je eine allgemeine und seine er- 
mäßigte Klasse vorgesehen, für Wagenladungen 6 Klassen, 
nämlich die Wagenladungsklassen A, Bund C und die Spezial- 
tarıfe 1 bis 3. Die Sätzs sind gestaffelt. Für weitere Ent- 


300 km —, in den Wagenladungsklassen in kleineren Staffe- 
lungen) sind fallende Sätze gebildet. Schon während der 
Verhandlungen über die Einführung des neuen Tarifes stellte 
sich heraus, daß eine neue Erhöhung zur Deckung der Be- 


würde vermeiden lassen. Trotz der Warnung des Tarifaus- 
schusses, der auf die schweren wirtschaftlichen Folgen der 


eine neue Erhöhung von 50% der neuen Sätze durchgeführt.) 
Bei den Personentarifen hat eine organische Durch- 
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jahr 1920 wiederum‘ durch prozentuale Zuschläge von 50% 
erhöht worden. 

Zur Beratung der Staatseisenbahnverwaltung bei der Fort- 
"bildung der Tarife ist die Einsetzung eines ständigen Ver- 
kehrsbeirats in Aussichv genommen. Eine kommerzielle 
_ (Güterbewegungs-) Statistik, die die erforderlichen Unter- 
Besen zur Beurteilung der Verkehrslage liefern soll, ist ein- 
führt worden. 

_ Die österreichischen Staatsbahnen haben erkannt, daß ihnen 
fast mehr noch als anderen Verwaltungen der Übergang zum 
elektrischen Betriebe Vorteile bieten kann. Fehlt 
es doch in Österreich an namhaften eigenen Kohlenwerken, 
_ während andererseits die zahlreichen Wasserkräfte eine reiche 
Quelle von ‚Betriebsstoff in sich schließen und die vorwiegend 
ebirgigen Strecken des Eisenbahnnetzes sich für die elek- 
ische Zugförderung ganz besonders gut eignen. Die Er- 
schließung dieser Wasserkräfte und der Umbau der Linien 
rfordern allerdings in den heutigen Zeiten gewaltige Mittel, 
deren. Bereitstellung nicht einfach ist. Die Verwaltung hat 
aber eingesehen, daß. sie vor Opfern nicht zurückschrecken 
darf, wenn dieses beste Mittel zur Gesundung der Eisenbahn- 
inanzen nicht unausgenutzt bleiben soll. So ist ein um- 
ssendes elektrisches Programm aufgestellt worden, das die 
unächst’ in Angriff zu mehmenden Arbeiten festlegt. An 
größeren Wasserkraftwerken sollen jetzt gebaut werden: «in 
aftwerk am Spullersee im Vorarlberg für 4400 PS, eine 
zweiterung des schon bestehenden Werkes am Rwezbach in 
ol, das gegenwärtig nur die von dem Österreichischen 
Staate inzwischen — unter Übernahme des Tiroler Aktien- 
besitzes — in Betrieb genommene Mittenwaldbahn mit Strom 
versorgt, ferner ein Werk an-der obersten Stufe des Stubach- 
tales bei Salzburg für 6000 PS und ein Werk am Mallnitzbach 
in Kärnten für 5900 PS. Die elektrische Ausrüstung ist in 
ster Linie vorgesehen für die Strecken Salzburg-Schwarzach- 
" Veit-Wörgl, Schwarzach-St. Veit-Villach, Attnang-Puch- 
eim-und für die Arlbergbahn Innsbruck-Landeck-Bregenz. 
ie Kosten dieser Bauten und der elektrischen Streckenaus- 
tung sind mit 3560 Millionen Kronen veranschlagt, von. 
enen 353 auf Kraftwerke, 1296 auf die Streckausrüstung und 
11 auf die Beschaffung von Betriebsfahrzeugen entfallen. 
‚sollen durch «eine Investitionsanleihe gedeckt werden. 
ch die Verwirklichung dieser großen Pläne hoffen die 
reichischen Staatsbahnen, sich allmählich vom Ausland 
‚ im Innern, von. politischen und wirtschaftlichen Ein- 
griffen freimachen zu können. 

- In Ungarn haben sich die Verhältnisse schon Ende 1919 
h Beendigung der Schreckensherrschaft der Räterepublik 
eder in ruhigere Bahnen lenken lassen. Die seit der Neu- 
nung eingesetzte Regierung hat sich im neuen Jahre immer 
ar durchzusetzen und die wiederhergestellte Ordnung allen 
feindungen zum Trotz zu festigen gewußt.: Die monar- 
sche Staatsordnung ist grundsätzlich wieder eingeführt 
/orden, wenn auch das Land vorläufig noch unter einem Ver- 
eser steht, der bis zur endgültigen Wahl des ungarischen 
önigs die Regentschaft führt. Von den Gegnern «einer fest- 
ügten Staatsordnung wurden allerdings der neuen Regie- 
dauernd Schwierigkeiten bereitet, und auch die inter- 
nalen sozialistischen Verbände haben zur Beseitigung des 


unermeßlichen Schaden bereitet. Dieses Mittel ist, mag 
zu der neuen Regierungsform stehen wie man will, ein 
st bedenklicher, allen Regeln des Selbstbestimmungsrechts 
ölker hohnsprechender Eingriff in die inneren Ange- 
heiten. eines souveränen Staates, den Ungarn mit großer 
raft abzuwehren und schließlich zu überwinden verstanden 
. Die frühere Organisation der Königlich ungarischen 
atsbahnen ist im großen Ganzen wiederhergestellt worden. 
Leitung der. Dirk = in eh die vertretungsweise 


ä E93 


Mangel an Kohlen, 


er j Nr. 2 


schweren Zeiten verwaltet worden ist, wurde dem Ministerialrat 
v.Kelety übertragen. Die Verwaltung wurde von den revo- 
lutionärsten Elementen gesäubert;; die Rädelsführer der Sowjet- 
regierung wurden bei einer besonders dafür eingerichteten 
Kommission von 15 Mitgliedern. unter Anklage gestellt. Die 
überspannten Löhne" der Werkstättenarbeiter wurden um 30 
bis 50% ermäßigt, N 

‚Der von der Entente dem ungarischen Staate aufgezwungens 
Frieden reiht sich in seinen vernichtenden Bestimmungen 
den Friedensschlüssen mit dem Deutschen Reiche und mit 
Österreich würdig an. Lange haben die ungarischen Staats- 
männer versucht, sich dem Zwang zu entziehen und mildere 
Bedingungen durchzusetzen; es ist ihnen dies aber nur in ganz 
unwesentlichen Punkten gelungen. Schließlich haben sie der 
Gewalt weichen und den Schmachfrieden annehmen und rati- 
fizieren müssen. Die Bestimmungen des ungarischen Friedens- 
vertrages sind denen der übrigen Friedensschlüsse im wesent- 
lichen nachgebildet. Wie ungeheuerlich die Verluste an Land 
und Eisenbahnen gewesen sind, ergibt sich aus folgender Zu- 
sammenstellung, die erkennen läßt, daß Ungarn nicht einmal 

ein Drittel seines Gebietes und nur 36,4% seiner Eisenbahnen 
behalten hat. Ungarn verfügte vor dem Kriege auf einem 
Flächeninhalte von 324762 qkm über ein Eisenbahnnetz von 


22164 km, welches sich jetzt folgendermaßen verteilt: 


Längeder Länge der 

Staat  Flächen- Eisen- Eisen- 

inhalt, bahnen bahnen 
5 qkm km in. % 
Tschecho-Slowakei 48 374 3247 14,7 
= Rumänien . 96 123 5151 23,2 
Südslawien 713 392 5709 25,7 
Ungarn 106 873 8057 36,4 


Die Verminderung desBetriebsmittelpark. es ist dem 
ungarischen Verkehrswesen besonders verhängnisvoll ge- 
worden. Von den den Staatsbahnen nach dem Kriege ver- 
bliebenen 4949 Lokomotiven, 12255 Personen- und Gepäck- 
wagen und 103 837 Güterwagen besitzt Ungarn nach einer im 
Anfang des Jahres erschienenen Zusammenstellung heute nur 
noch 1490 Lokomotiven (darunter nur 410 betriebsfähige), 
13193 Personen- und Gepäckwagen (1734) und 30386 Güter- 
wagen (23274). Da für den notdürftigsten Betrieb mindestens 
‚das Doppelte an Betriebsmitteln gebraucht wird, ist die Ver- 
kehrslage eine verzweifelte geworden. Dazu kommt der 
da die ungarischen Kohlenberg- 
werke auch fast ‚gänzlich in die Hände der Feinde überge- 
gangen sind. Im Laufe des Jahres mußte daher bis in die 


‚letzten Jahreswochen hinein immer wieder zu dem Mittel der 
 Verkehrseinstellung gegriffen werden, damit die wichtigsten 


Lebensmittel- und Kohlentransporte durchgeführt werden 
konnten. Die starke Erhöhung der Tarife (am 
11. August im Güterverkehr + 300%, im Personenverkehr 
+200:%) hat die gewünschte Besserung der Staatsbahnfinanzen 
in Ungarn ebensowenig herbeiführen können wie in anderen 


" Ländern. Die Preise für Rohstoffe und Löhne sind hier in 


fast noch erschreckenderer Weise in die Höhe geschnellt als 
anderswo. Trotz der Lohnerhöhungen ist die -Notlage der 
Eisenbahner sehr traurig, ungeachtet aller Versuche der Ver- 
waltung, meben. den Lohnaufbesserungen auch durch andere 
Mittel, wie Lebensmittelzuteilungen und dergl, zu helfen. 


- Neverdings ist; der Beschluß gefaßt worden, die Angestellten 


am Reingewinn des Eisenbahnbetriebes zu beteiligen; in 
welchem Ausmaß dies geschehen soll, steht noch nicht fest. 
Trotz der jetzigen Verlustwirtschaft ist aber den Angestellben 
jetzt schon ein Vorschuß von 500 bis 1500 K. auf diese Be- 
teiligung in zwei Raten bewilligt worden, die im September 
und Dezember ausbezahlt werden sollten. 

Alles in allem ist es also kein sehr erfreuliches Bild, das 
die ungarischen Staatsbahnen im verflossenen Jahre geboten 
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obachtet worden. . Es wird berichtet, daß das rollende Eisen- 
bahnmaterial in steigendem Maße in Stand gesetzt werden 
konnte, und daß sich der Erfolg schon in den Bahnhöfen be- 
merken läßt, 


Lokomotiven verstopft waren. Im den staatlichen Werkstätten 


soll trotz des erheblichen Kohlenmangels’an der Ausbesserung 


der ‚Betriebsmittel schr fleißig gearbeitet werden. Ein unge- 


achtet des Protestes der Gewerkschaften und eines Teils der 
Arbeiter eingeführtes Akkordsystem hat sich vorzüglich be- 


währt. Auch die Betriebslage scheint in den letzten Wochen 


etwas besser geworden zu sein. Das sind Lichtblicke, die auch. 


in Ungarn auf «ine -allmähliche Gesundung des Eisenbahn- 
wesens hindeuten. 


Die größte Privateisenbahn des Vereins Deutscher. Eisen- 


bahnverwaltungen, die österreichische Südbahn, ist 
fast mehr noch‘ als die anderen Eisenbahnunternehmungen 
- durch den Zerfall der österreich-ungarischen Monarchie be- 
troffen worden. Ihr Netz fällt in das Gebiet von vier Staaten 
(Österreich, Ungarn, Italien, Südslawien), die einander zum Teil 


noch als wirtschaftliche Gegner gegenüberstehen, jedenfalls aber 
noch nicht zur Schaffung einheitlicher Grundsätze für die Gestal- 


tung der Zukunft der Südbahn zu gelangen vermochten. Nach 
Artikel 320 des Friedensvertrages von Saint-Germain soll die 
administrative und teehnische Organisation der Bahnen, die 


in mehreren Staaten gelegen sind, für jedes Netz durch Über- 


einkommen zwischen Gesellschaft und Staat geregelt werden. 
Streitpunkte werden durch Schiedsrichter entschieden, die der 
Völkerbund ernennt. Die französische Regierung, die wegen 
der starken französischen Kapitalbeteiligung das größte Inter- 
esse an der finanziellen Gesundung der Südbahn hat, hat Ver- 
tneter der Gesellschaft und! der beteiligten Staaten nach Paris 
geladen und dort eine vorläufige Vereinbarung zustande ge- 
bracht, das sogenannte Regime provisoire, das der Gesellschaft 
die Möglichkeit verschaffen soll, finanziell über die Zieit: bis 
zur endgültigen Regelung der Verhältnisse gemäß Artikel 320 
hinweg zu kommen. Der Obligationendienst soll bis auf wei- 
tepes eingestellt bleiben; 
triebsfonds auf und überwachen die Geschäfts- und Betriebs- 
führung durch eine gemeinsame Kommission unter dem Vor- 
sitz einer fünften Macht (Frankreich?). Das Regime provi- 
soire ist vor kurzem endgültig in Kraft getreten, nachdem 
Südslawten und Italien, die sich zurückhaltend verhielten, ihre 


Zustimmung erteilt haben. Dagegen hat Italien unter Hinweis > 


auf ‘die Schwierigkeit ‘der jetzigen Lage die Rückgabe der 
von den Staatsbahnen in Betrieb genommenen Strecken der 


Südbahn bis zur endgültigen Regelung nach Artikel 330 ab- | 


gelehnt. Sachlich ist also die Lösung der Südbahnfrage 
kaum weitergekommen. 


Die Dampfischiffahrt auf der Donau hat sch im vergan= 
genen Jahre — auch für den Personenverkehr — lebhaft ent- 


wickelt. Das englische Kapital hat nach diesem entwicklungs- 
fähigen Unternehmuns: gszweige die Hand ausgestreckt; an der 
Spitze steht eine große Trustgesellschaft, das River-Syndikat, 
das unter Führung des Sir Frederik Bes durch Erwerb von’ 


Aktien Kiknihlich: maßgebenden Einfluß auf die Sehiffahris-- 


sesellschaften nehmen will. 


Kapital zugunsten der englischen Geldgeber erhöht hat. In 
ähnlicher Weise sind 25000 Aktien der Donau-Dampfschiff- 
fahrtsgesellschaft in englische Hände übergegangen, Es sollen 
mit diesen neuen Geldmitteln die Einrichtungen, insbesondere 


der Schiffpark dieser Unterne »'hmungen. erweitert werden. Die 


unter der Leitung des englischen Admirals Troubridge ein- 


gesetzte Donaukommission hat ihren Sitz in Budapest erhalten. 


In den Niederlanden ist das gesamte Eisenbahn- 
netz jetzt zu einer Betriebsgemeinschaft zusammengeschlossen. 
Die beiden kleineren Netze der Nordbrabant-Deutschen Eisen- 


bahn und der Zentralbahn sind in den Betrieb der Staatseisen- | 


bahnbetriebsgesellschaft übernommen worden, so daß sie nach 
außen hin als selbständige Bahnen ausgeschieden sind. Die 
2 


| eier großen, seit 1917 zu einer. Interiensengeineinsehail® ver: 


deren Gleise bisher mit kranken Wagen und 


"bahnen betrieben. 


' das bisherige Verhältnis ?/ : 
Aktien (Namensaktien) werden durch ‚dem Staat übernommei 


-selben Kapitals erhalten; darüber hinaus teilen sich Sta 


schaften 6% % für die Inhaberaktien erhalten. 


- Ministers unterworfen, ebenso Erweiterungsbauten und N: 


die vier Staaten bringen einen Be- | anlagen. Dieses Übereinkommen soll von. er Gesellschaf 


durch weitgehende Zugeständnisse sehr- ‚entgegengekon 


der letzten Zeit Vorschläge für einen neuen Lohntarif au 
‚gestellt; 
‚klassen, 
| Klassen eingeteilt werden. 


F finden zurzeit Verhandlungen zwischen ‚Ihnen ed den. 
 sonalvertretungen hierüber statt. 
Der Anfang ist mit der Unga- | 
rischen Fluß- und Seeschiffahrt A.-G. gemacht worden, die ihr günstig. Die Eisenbahnen haben seit dem Kriege ihre P 

_sonentarife um etwa 75%, ihre Gütertarife um 70 ven 40\ 
erhöht. 
- Jändischen Häfen ‚sind 
| wörden. 


nach der Schweiz mit Genua in erfolgreichen Weitbeweı 


"Wert der Mark eingerechnet werden. 


Doikung des Vereine > 
Deutscher Eisenbahnyerwaltungen 


bundenen Gesellschaften, die Staatseisenbahnbetriebsgesell- 
schaft (SS) und die Holländische Eisenbahngesellschaft (HISM ) 
haben jetzt ein Netz von. 2200,5,km und 1489,5 km; davon sind 
2535,95 km Hauptbahnen und 30, 36 km Nebenbahnen ; auber: 
dem werden von beiden Gesellschaften: noch 203,62 er Klein- 
Das Betriebsjahr 1919 Died den Gesell- 
schaften eine Betriebseinnahme von. 156 425 080 Fl., gegen.da 
Vorjahr eine Mehreinnahme von 244 %. Die Ausgaben sind 
aber noch stärker, nämlich um 36% %, gestiegen, so daß de 
Überschußemit Nebeneinnahmen auf rund 13% Millionen san 
Da an Pacht für die Bahnen, Abschreibungen und Anleih 
zinsen 28% Millionen erforderlich waren, ist rechnerisch ei 
V@lust von rund 14% Millionen Gulden entstanden, der iı 
Verhältnis zum Aktienkapital (SS: 18 Millionen, HSM: 22 
Millionen) zu tragen ist.‘ Infolge der Zahlungen, die 
Staat für die militärische Inanspruchnahme der Eisenbahne 
leisten mußte, konnten die Gesellschaften je 3% Dividend 
verteilen. In dem bisherigen Verhältnis der Eisenbahngesel . 
schaften. untereinander und zum Staate steht jetzt eine wi 
tige Änderung bevor. Das Aktienkapital der SS soll auf) 
das der HSM auf 50 Millionen Gulden erhöht werden, sö da 
°/s gewahrt bleibt. Die neue 


der eine Sprozentige -Dividende den alten Inhaberaktien gx 
währleistet. Nach Zahlung dieser 5% soll der Staat 1% de 


und Gesellschaften gleichmäßig in dien Gewinn, bis die Gesell 
Der: Rest wi 
zwischen Staat und Gesellschaften im Verhältnis von 4 :5. vw 


teilt. Der Staat bekommt durch die  Neuordnu 
einen größeren Einfluß auf die  Gesellschaf 
Diese sind verpflichtet, auf Wunseh der , 


gierung den Betrieb anschließender Neben- und Kleinbahne 
zu übernehmen. Tarifänderungen sind der Genehmigung - 


nicht gekündigt werden dürfen. 

‘Zur Begelung der Dienstverhältnisse de Bisenbat 
personals hat eine mit Königl. Erlaß vom 17. Juli 19 
eingesetzte Kommission im Einvernehmen mit den Vertreter 
des Personals Vorschläge ausgearbeitet, die gegenwärtig 
Prüfung durch den Minister und die Direktionen. der Eis 
bahngesellschaften unterliegen. Danach würde dem Perso 


werden. Zur Begutachtung der Lohn. und Gehaltsverhält 
ist.schon im vorigen Jahre ein Lohnra t eingeführt 
den, dessen dauernde Beibehaltung beantragt ‘wind. Er ha 


danach sollen die Eis enbahnbeamten in 16 Lohn 
das Werkstättenversonal mit Stundenlohn in s 
Die. vorgeschlagenen - Lohnsi 
werden von den Gesellschaften für zu hoch gehalten; 


Die Finanzlage ist, in. Hold 


wie. gesagt, 


Zur Hebung der Wettbewerbsfähigkeit der nie 
aber ermäßigte Frachtsätze ers 
Sie haben den Häfen gestattet, sogar im Ve, 


treten. Mit. Deutschland wurde seit dem 1. ‘September 
ein neuer Tarif mit direkter. Abfertigung eingeführt. 
Schwankungen der Valuta wird durch Berechnung 
dener Sätze, A bis J, Rechnung ‚getragen, dis. Je a 


Eine mach Amerika a er die ‚den do: 


er System beauftragt worden, 
zuerst auf. den Ge he Rotterdam und 


er vierhiäftsleen überhaupt — antep dem hohen Va- 
ah! zu leiden gehabt. Die Fremdenindustrie ist erheblich 
ückgegangen. Deutsche und: Franzosen, die bisher zur Be- 
‚erung der Sommer- und Winterkurorte erheblich beitrugen, 
en wegen des hoben- schweizerischen Frankenkurses 
ößtenteils dem Lande fernbleiben. Auch ein Teil der 
weizer nutzt die Geldkonjunktur zum Besuch der Nachbar- 
der aus, anstatt in der Heimat zu bleiben. 
liegen neben dem Hotelgewerbe fast 
nen, selbst die früher für vorzüglich finanziert 
6 tenden, 'darnieder; teilweise Sind sie völlig zu: 
mengebrochen, teilweise lassen sie sich nur durch 
jerungsmaßnahmen, die der Bund ihnen zugestanden. hat, 
ürftig aufrecht erhalten. Das Jahr 1920 hat an diesem 
tand keine Besserung gebracht. Auch die Schweizerischen 
Bundesbahnen haben trotz der am 1. August d. J. vorgenom- 
‚enen Tariferhöhung, die nur eine Mehreinnahme von 10 bis 
gebracht hat, mit schweren Sorgen zu kämpfen. Die 
schlußrechnung für 1919 zeigte zwar gegenüber 1918 weine 
W. Besserung. Der Überschuß der Einnahmen über die 
sgaben betrug 50,8 Millionen Franken, 29,3 mehr als im 
jahre und 43,8 mehr als der Voranschlag vorsah; die 
jebszahl sank von 90,98 auf 85,12%. Die Gewinn- und 
lustrechnung schließt aber noch mit einem Ausgabenüber- 
von + Millionen. Franken. ab, So Seh 2a: ‚Passiysaldo 
Über die 


eht nr rn . Nach Ausweis der von den $.B.B. 


er ron ex 'jm. EraHahr Der Monat November 


nn dem des J ahres 1918 sogar ‚noch etwas zurück- 


- 5. a. Voreinfschie g Ser ee ani- 
n stößt aber bei den örtlichen Interessentenkreisen auf 
tan. Im ae ist der von ‚der ae. 


pre 

on, die ich heizt mit der ag befaßt, die Fotläße 
ns zum Teil wiederherstellen wird. Der Zentrali- 
des Beschaffungs- und Weerkstättendienstes bei der 
Bu aoe, ist ZUSSEDIER wor den. Auch „die aus der 


e> ntrolle). soll ee Ei Überfluß an sonsl N 


seitigt werden. Die Bautätigkeit wird nach 
‚eingeschränkt. In dem Bauvoranschlag für 1921 
früher beschlossene Neubauten zurückgestellt und 
hen nur für den zweigleisigen Ausbau von Durch- 
und für die Durchführung des Elektrisierungs- 
Be Mittel bereitgestellt wörden. 


Der elektrische Betrieb | 


alle Berg- | 


>»b nI8s®- Bi: 1920 sind Shschkießenile Zahlen noch“ 


T- wieder einen Rückgang gebracht, so daß das Gesamt- 


auch von politischen, 


| pläne ins: Leben, 
 Ansarbeitungen Anlaß gaben, aber wohl wegen Mangels an 


Regierung von privater Seite lebhaft weiterbietrieben. 


Das Eisen- 


bahnnetz des Kantons Bern, insbesondere die Lötschberg- 
bahn, sind fast, ganz dem elektrischen Betriebe übergeben 
worden. Der neue Zentralbahnhof in Interlaken wurde er- 
öffnet, der meue Bahnhof in Thun ist im Bau. Am 1, Juli 
ist der Gotthardtunnel zum ersten Male von regelmäßigen 
Zügen. elektrisch befahren worden. Das Kraftwerk am Ritom- 
see südlich von Airolo, der als Speisebeeken unter Ausnutzung 
des Gefälles des Foßbaches dient, liefert den elektrischen 
Strom. Es wird nicht mehr lange dauern, bis die 103,90 km 
lange Bergstrecke Erstfield-Bellinzona dem elektrischen Be- 
trieb vollständig übergeben sein wird. Im übrigen ist der 
‘Verkehr auf der Gotthardbahn zurückgegangen, er leidet unter 
dem Wettbewerb der Brennerlinie, der die infolge der 
schlechten Valutaverhältnisse niedrigeren Tarife zugute kom- 
men. Die für 1920 vorgesehene Ermäßigung der Bergzu- 
'schläge auf der Gotthardbahn um 35% ist im Einverständnis 
mit der italienischen Regierung aufgeschoben worden. 

Der Betrieb auf den 8.-B. B. spielt sich im allgemeinen 
mit großer Zuverlässigkeit und Pünktlichkeit ab. Im Laufe 
des Betriebsjahres konnte er durch Einfügung wichtiger neuer 
Verkehrsverbindungen: verbessert werden. 

Die Nordischen Länder waren, begünstigt durch die 
wirtschaftlichen. Vorteile, die sie sich während des Krieges 
‚errungen, vor allem bestrebt, die abgebrochenen Vierkehrsver- 
bindungen wieder anzuknüpfen und neu entstandenen Handels- 
verhältnissen und Verkehrsbedürfnissen. Rechnung zu tragen. 
Auf dem Gebiet des Handels bot sich ihnen die Aussicht, von 
dem Erbe der im Weltkrieg unterlegenen Staaten, vor allem 
Deutschlands, einen Deil an sich zu ziehen. Der im Weltkriege 
besonders fühlbar gewordenen Abhängigkeit vom Ausland in 
der Brennstoffversorgung suchten sie durch fortschreitende 
Ausnutzung vorhandener Naturkräfte entgegenzuwirken. 
-Wenn auch teilweise einheimische Brennstoffe, wie Holz und 
Torf, zur Ergänzung herangezogen werden konnten, so litt 
der Verkehr doch stark unter dem Kohlenmangel und der 


- Kohlentewerung, die sogar zu fühlbaren Verkehrseinschrän- 
8; 8 


kungen führten. Fast in allen nordischen Ländern traten 
‚mehr oder weniger empfindlich störende Personalbewegungen 
ein, die, an der Forderung von Lohnerhöhungen, Teewerungs- 
-zulagen, des Achtstundentages usw. anknüpfend, letzten Endes 
umstürzlerischen Absichten, Soziali- 
 sierungswünschen u. a. beeinflußt wurden. Die erhöhten 
Kosten für Personal und Brennstoffe in Verbindung mit der 
allgemeinen: Teuerung zwangen die nordischen Länder zu 
‚weiteren, teilweise. bedeutenden Tariferhöhungen, die z. B. in 
Finnland bald 500% der Tarife des Jahres 1897 ausmachen. 


RER Gh weden ist eifrig bemüht, mit der Elektrisierung seiner 


"Bahnen Ernst zu machen. Zunächst soll. mit der westlichen 


 Stammbahn Stockholm-Gotenburg begonnen werden. Das von 
den Vereinigten Staaten, die Schweden als Stützpunkt ihrer 


russischen Handelspläne ausersehen haben, unterstützte Be- 


streben, ‚sich nach Erholung und Festigung .der Verhältnisse 


in Rußland weinen. möglichst großen Anteil am russischen 
"Markte zu sichern, rief großartige Hafen- und Ostseefähren- 
die teilweise zu bedeutenden technischen 


 verfügbarem Kapital sich: zunächst nicht verwirklichen lassen 
werden. Auch ein Fährenprojekt nach England, als Glied 


- eines großen Durchgangverkehrs durch Schweden nach Ruß- 


land gedacht, wird trotz Yonläu jet Ablehnung der englischen 
Per- 
 sonalbewegungen, die Einführung des Achtsiundentages, die 
“Gewährung von Lohnerhöhungen und Tewerungszulagen 
‚ließen die Vierkehrskosten steigen und zwangen zu weiteren 
 Tariferhöhungen. Die vom Staatsbahnpersonal erzielten Vor- 
"teile reizten das Personal des großen Privatbahnnetzes zu 
den gleichen Forderungen. Da die Privatbahnen noch mehr 
‚als Staatsbahnen mit einem angemessenen wirtschaftlichen Er- 
'gebnis rechnen müssen, standen hier der Gewährung ganz an- 
dere Bedenken gegenüber. Der drohende Streik konnte noch 
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Yen 
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zu guter Letzt durch Verweisunge an ein Schiedsgericht ver- 
mieden - werden. Die Staatsbahnen suchen fortdauernd 
mit Erfolg ihre wirtschaftlichen Verhältnisse zu bessern, vor 
allem durch Einschränkung des im Kriege zu stark ange- 
schwollenen Personalstandes, durch sachgemäße Betriebs- 
führung, durch Schaffung eines gemeinsamen Wagenambtes, 
Erhöhung der Tarife und teilweise durch Einschränkung des 
Zugverkehrs. Auf dem Gebiete des Güterverkehrs hat 
Schweden durch Annahme der durchgehenden Luftdruck- 
bremse, deren Einführung tatkräftig betrieben werden soll, 
einen bedeutsamen Schritt nach vorwärts getan. 

Norwegen ist im Berichtsjahre ebenfalls bestrebt ge- 
wesen, die durch den Krieg geschaffene Lage auszunutzen 
und durch Übernahme des baitischen Handels das Erbe Ham- 
burgs anzutreten. Kohlenmangel führte zu sehr empfindlichen 
Verkehrseinschränkungen. Die Personalschwierigkeiten waren 
in Norwegen besonders groß. Sie wurden durch eine Gesamt- 
kündigung der großen Eisenbahnervereinigungen am 15. Juni 
eingeleitet und führten schließlich am 1. Dezember zu einem 
Streik mit politischem Einschlag, der aber bereits am 15. De- 
zember von der Arbeiterschaft verloren gegeben und abge- 
brochen werden -mußte. Auch in Dänemark sind die Bestre- 
:bungen, den baltischen Handel unter Ausnutzung der günsti- 
geren geographischen Lage sich anzweignen, hervorgetreten. 
Kohlenmangel verursachte indessen auch hier große Verkehrs- 
schwierigkeiten. 

Ir Finnland tritt besonders der Wunsch hervor, im 
Wettbewerb mit den in verschiedener Hinsicht günstiger ge- 
legenen baltischen Häfen sich besonders für den Handel von 
und nach Rußland bis nach Sibirien hinein den Durchgangs- 
verkehr zu sichern. In diesen Sinne schweben große Hafen- 
pläne, besonders für Helsingfors, und daneben bedeutende 
Eisenbahnprojekte; doch scheinen diese die augenblicklichen 
wirtschaftlichen Kräfte des Landes zu übersteigen. Dring- 
licher ist zurzeit die Wiederherstellung der durch den Aufruhr 
früherer Jahre geschädigten Bahneinrichtungen. 

Trotz der Beschönigungen durch die französische 
Presse und trotz des Versuchs der Regierung, durch äußere 
Erfolge das nationalistische Gefühl der Franzosen wachzu- 
halten und sie dadurch über die schwierige wirtschaftliche 
Lage hinwegzutäuschen, scheintin Frankreich ein Gärungs- 


prozeß im Werden zu sein, der vielleicht diesem Lande, das 


durch die Gunst der Verhältnisse und durch fremde Hilfe 
einen ungeahnten Machtzuwachs erhalten hat, starke Rück- 
schläge bringen wird. Im Eisenbahnwesen ist es schon zu 
schweren Kämpfen gekommen, die allerdings durch die Zähig- 
keit und Tatkraft der Regierung bisher überwunden werden 
konnten. Ein im Februar auf der Paris-Lyon-Mittelmeerbahn 
unter nichtigen Vorwänden hervorgerufener Streik ließ 
sich verhältnismäßig schnell unterdrücken; schwerere Wunden 
schlug dem französischen Wirtschaftsleben der Anfang Mai 
ausgebrochene Generalstreik. Dem Namen nach ging es — 
neben Lohnfragen — um die Forderung der Nationalisierung 
der Eisenbahnen. Daß dies nur ein Vorwand war und es 
sich in Wirklichkeit um eine Machtprobe handelte, bewies der 
Umstand, daß die Regierung ein Nationalisierungsprogramm 
schon vorher ausgearbeitet hatte, die Gewerkschaften aber 
Verhandlungen darüber ablehnten. Nach dem Programm sollte 
ein erweitertes Direktorium für alle Eisenbahnen unter Be- 
teiligung von Vertretern der Regierungen und des Personals 
eingeführt werden. Die Confederation Generale du Travail 
organisierte Sympathieausstände fast aller wichtiger Arbeiter- 
gruppen; nach und nach wurden die Metall-, Arsenal-, Hafen-, 
Elektrizitäts-und Bergarbeiter mit hineingezogen. Die Regierung, 
gestützt durch das Parlament, blieb fest; das Publikum stand 
auf ihrer Seite und .brachte tätige Hilfe, so daß der Streik 
allmählich abbröckelte und am 22. Mai endgültig abgebrochen 
wurde. Die Rädelsführer sind verhaftet und wegen Gefähr- 
dung der Staatssicherheit unter Anklage gestellt worden. Ein 
inzwischen von dem Abgeordneten Loucheur eingebrachter 


die feierliche Erklärung abgegeben, daß die früheren Reichs- 


.straßen auszubauen und zu verbessern. 


' der Schweiz und Hollands, die in den französischen Plänen 


‚bände, das Streckenpersonal, 


. sonal zu militarisieren, vergehlte ihre ae nicht. 


Gesetzentwurf sieht eine Umwandlung aller Eisenbahnen ein- 


"schließlich der Staatsbahnen in eine Aktiengesellschaft vor 


mit einem Kapital von % Milliarde Franken. Für.das Per- 
sonal, das sich genossenschaftlich zusammenschließen soll, 
sollen Arbeiteraktien ausgegeben werden, um ihm die Gewinn- 
beteiligung zu ermöglichen. Nach einem anderen Vorschlage 
ist eine Finanzgemeinschaft zwischen den Gesellschaften vor- 
gesehen, dergestalt, daß die Überschüsse der wirtschaftlich 
stärkeren Gesellschaften zur Deckung der Fehlbeträge der 
schwächeren verwendet werden sollen. Die Regierung’ soll 
ihrer Zinsbürgschaft enthoben werden, dafür aber auf Rück- 
forderung der während des Krieges für garantierte Zinsen. 
gezahlten 5 Milliarden Franken. Terz In den letzten 
Tagen des Jahres ist bekannt geworden, daß dieser letztere 
Vorschlag im -Abgeordnetenhause verhandelt und gebilligt 
worden ist, und daß sich der Senat zurzeit mit der Beratung 
der Vorlage befaßt. Das neue Jahr wird also aller Wahr- 
scheinlichkeit nach bedeutungsvolle Änderungen in der fran 
zösischen Eisenbahnorganisation bringen. 

Die Eisenbahnfinanzen leiden auch in Frankreich 
Not. Der Gesamtverlust der großen: Gesellschaften für 1920. 
wurde auf 2134 Millionen Franken geschätzt. Die Ausgaben 
für das Personal sind von 800 Millionen auf 2,3 Milliarden 
Franken gestiegen. Bei Jahresbeginn wurden die Tarife für 
Gepäck, Güter und Pakete um 115% erhöht, die Personen- 
tarife in der III. Klasse um 45%, in der II. um 50% und in 
der I. um 55%. Auch in Elsaß-Lothringen sind ähnliche 
Tariferhöhungen eingeführt worden. Hier hatte Frankreich 
bekanntlich im Jahre 1919 anläßlich eines politischen Strei 


bahnen vom Staate betrieben werden sollten. Neuerdings 
scheint diese Zusage der Regierung leid geworden zu sein, 
denn die Zeitungen berichten von «einem Plan, die Bahnen‘ 
teils an die Ostbahn, teils an die P. L.M.-Gesellschaft zu ver- | 
pachten. Unter den größeren Bauplänen Frankreichs ist 
außer dem Ausbau mehrerer Verkindungsbahnen über die 
Vogesen vor allem das Projekt einer Verbesserung der west- 
östlichen Linien zu nennen zur Hebung des Verkehrs zwische 
Bordeaux und der Schweiz (die sogenannte Suisse-Oc6an. 
Linie). Ferner hat Frankreich die Absicht, seine Wasser: 
Der Rhein-Marne. 
Kanal wird erweitert, Straßburg soll zum Mittelpunkt eine: 
Großverkehrs werden; seine Häfen werden ausgestaltet; ein. 
leistungsfähiger Stichkanal soll den Rhein, nördlich von Bas 
ausgehend, mit Straßburg verbinden trotz des Widerspruchs 


das Wasser entzogen wird, erblicken. 
Das italie n ISC n © el, Kann auf kein 2 


syndikat er ok Lohnznechie von durchschnittlich h 
200 Lire monatlich. Durch den Achtstundentag und die frü- 
heren Erhöhungen der Personalkosten hatten sich die Finan- 
zen schon so ungünstig gestaltet, daß die Verwaltung 
Annahme der Syndikatsbedingungen für gleichbedeutend. 
einem völligen Zusammenbruch erklärte. Die Forderun. 
wurden daher abgelehnt, ein von dem - Eisenbahnersyndi 
bis zum 15. Januar ar ee Ultimatum nicht beachtet. 


Bahner: keine allgemeine inne die ro Ver- 
die höheren Stationsbeamt« 
blieben ihm fern. Auch die Drohung der Regierung, das Per- 


Sndanseäbsnch Seweiht rar, Am 29, J anuar tin ie er al 
gebrochen und die Arbeit wieder aufgenommen werden. Di 


Regierung hatte einen großen Sieg errungen. und hätte ihn 
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usnutzen müssen. Durch die Schwäche des Kabinetts Nitti 
_ verwandelte sich aber der Erfolg in eine Niederlage. Das 
reikrecht der Eisenbahnarbeiter wurde tatsächlich anerkannt, 
ie Rädelsführer blieben im Dienst, die Löhne während der 
BE reikzeit wurden: zwar nicht den Arbeitern selbst, wohl aber 
In eine Arbeiterkasse „bezahlt. Diese in der rechtsstehenden 
« Presse viel getadelte” Schwäche rächte sich im Laufe des 
Jahres, wo immer wieder aus fadenscheinigen Gründen wilde 
i Streiks heraufbeschworen wurden, die das Verkehrswesen 
schwer schädigten, so vor allem vom 20. bis 22, April und 
Mitte Juni. Immer war es Oberitalien, das sich am unruhigsten 
| zeigte. Die Folge dieser Unsicherheit hat auf die italienischen 
Eisenbahnen eine recht traurige Wirkung gehabt. Die Ver- 
3 _ kehrsverhältnisse, die sich in den letzten Friedensjahren so 
auffallend gebessert hatten, sind wieder tiefer gesunken denn 
I, so daß die Fachpresse von einem „Eisenbahnelend“ 
sprechen konnte. Unpünktlichkeit, Überfüllung, Unsauberkeit, 
 Unehrlichkeit der Beamten sind unerträglich geworden. Die 
„ schlechten Finanzen haben zu winschneidenden Tarifer- 
“höhungen gezwungen. Mit Ausnahme von einigen lebens- 
_ wichtigen Gütern, die geschont werden mußten, sind die frü- 
_ heren prozentualen Tariferhöhungen von 40% erst auf 100% 
53 ‚und bald darauf (16. April) auf 180% gesteigert worden. Am 
16. November 1920 trat die neweste Erhöhung der Gütertarife 
ein, durch die die. Fraehtzuschläge für lebenswichtige ‘Güter 
(Kohlen, Lebensmittel, Futtermittel usw.) auf 200, "und für 
le übrigen Güter auf 300% festgesetzt wurden. Die Per- 
 sonentarife erfuhren eine Erhöhung um 60% in der III., 100 % 
in: der II. und 120 % in der I. Wagenklasse Die Seen desider 
sind. ‚erhöht, die Lieferfristen verlängert worden. Die Staats- 
_ bahnverwaltung hat aber, wie anerkannt werden muß, große 
Anstrengungen gemacht, um den Verkehr allmählich wieder 
‚heben. Die internationalen . Beziehungen zu dem Norden 
wurden mit allen Mitteln, gefördert. Die Brennerlinie hat 
nn auch, unterstützt durch die Wirkungen der hohen schwei- 
erischen Valuta auf dem Gotthardnetz, einen großen Auf- 
schwung genommen. Der Hafen von Triest ist durch Ver- 
sserung seiner Anlagen und, durch Schaffung günstiger 
arife für den Wettbewerb mit den norddeutschen Häfen ge- 
gneter gemacht worden. Mit dem alten Verbündeten ‘und 
Erzfeind wurden gute Schnellzugverbindungen eingerichtet. 
Diesen Verkehr fördert die italienische Regierung durch Her- 
be von Kohlen und Betriebsmitteln. Der Ausbau der Fretdil- 
yahn über Tolmein-Karfreıt-Tarvis soll den Verkehr unter 
Umgehung von Südslawien den italienischen Strecken zu- 
führen. In Südtirol sind mehrere neue Linien zur Hebung 
s Fremdenverkehrs teils geplant, teils schon in Angriff ge- 
nommen worden. Die Elektrisierungspläne der 
 Staatsbahnen schienen eine Zeitlang zu stocken. Die unge- 
heuere Steigerung der Kohlenpreise hat aber diese Frage neu 
ufleben lassen. Es ist jetzt ein Arbeitsplan für die Elektri- 
sierung aufgestellt worden, wonach ein Teil der Arbeiten von 
ler Staatsbahn selbst ausgeführt und der übrige Teil Privat- 
nternehmern übertragen werden soll. In eigener Regie wer- 
1054 km ausgerüstet, darunter die wichtigsten Strecken, 
i6 die Brennerlinie, Genua-Pisa, Savona-San Giuseppe usw. 
en Privatunternehmern sollen vorläufig 815 km übertragen 
den. Gegenwärtig werden nur einige Strecken Norditalicns 
[ailand-Varese-Porto- Ceresio, Mailand-Leceo-Sondrio, Colico- 
Chiavenna, Bussoleno-Turin-Ronco und Novi-Genua) elektrisch 
trieben. In einigen Jahren wird.das elektrische Netz, wenn 
Programm rechtzeitig durchgeführt wird, 2000 km be- 
en. Die für eine Geschwindigkeit von 100 kmiSt. einge- 
hteten Lokomotiven sind schon zum Teil im Bau. Der 
afen von Genua, der schon im Jahre 1919 auf Grund von 
erträgen zu einem Einfuhrhafen ersten Ranges für die 
hweiz gemacht worden ist, wird durch großzügige Neu- 
uten erweitert. Allerdings hat auch dieser Verkehr unter 
Unsicherheit der Eisenbahnzustände und unter den billi- 
Tarifen der belgischen und holländischen Häfen ge- 
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litten; es sollen aber, wie kürzlich in erneuten Verhandlungen 
mit der Schweiz vereinbart wurde, alle denkbaren Maßnahmen 
getroffen werden, um diesen Mißständen abzuhelfen. 

Nach Überwindung der ersten Schwierigkeiten des Wieder- 
aufbaus scheint Belgien aus dem Kriege in seinem Ver- 
kehrswesen gestärkt hervorgegangen zu sein. Die Abgabe 
zahlreicher, durchweg besserer deutscher Wagen und Loko- 
motiven hat den belgischen Betriebsmittelpark verbessert. Die 
deutschen Kriegsbahnen sigdl dem Lande in den Schoß gefallen. 
Weiter hat die Abstimmung in den Kreisen Eupen und Mal- 
medy, mag sie auch noch so rechtswidrig beeinflußt worden 
sein, ein blühendes deutsches Land mit guten Bahnen dem 
Königreich einverleibt. Jetzt hat Belgien auch noch die Zu- 
teilung der von Stolberg ausgehenden, in den deutschen Kreis 
Monschau führenden zweigleisigen Bahn, dem klaren Wortlaut 
des Versailler Vertrages zuwider, erreicht, und es ist nach 
den bishergen Erfahrungen -nicht anzunehmen, daß die deut- 
schen Proteste etwas nützen werden. Der Verkehrsaufschwung 
der belgischen Bahnen ist ein gewaltiger, Beispielsweise be- 
trugen die Augusteinnahmen (1920) 83 Millionen Franken 

gen. 38.Millionen im Vorjahre. Die Einnahmen der ersten 
8 Monate des Jahres 1920 stiegen auf die noch nicht erreichte 
Höhe von %-Milliarde Franken. Die belgischen Staatsbahnen 
waren bis in das Jahr 1920 hinein mit der verhältnismäßig 


‚geringen Tariferhöhung von 40 bis 68% gegenüber den Frie- 


denstarifen ausgekommen. Am 1. Februar wurde die Erhöhung 
auf 100%, am 1. Juli auf 200% gesteigert, nur inzelne 
Massengüter der IV. Klasse wurden in Ladungen von zehn 
Tonnen auf nur 150% erhöht. 

„Gegenwärtig schweben Meinungsverschiedenheiten zwischen 
“dem Personal und der Verwaltung. Das erstere verlangt 
die gesetzliche Festlegung des Achtstundentages und droht mit 
Streik; es ist anzumehmen, daß €s angesichts der internatio- 
nalen Regelung dieser Frage durch das Arbeitsamt in Genf 
zu einer Einigung kommen wird. 

Von den spanischen Eisenbahnen wird gemeldet, daß 
die Verkehrsverhältnisse sehr schlecht sind und einer. gründ- 
lichen Reform- bedürfen. Mit den in ausländischen Händen 
befindlichen Eisenbahnen ist das spanische Volk nicht zu- 
frieden; es wird gegen die von den Gesellschaften über die 
bereits bewilligte l5prozentige Erhöhung hinaus geforderten 
Tarifsteigerungen Widerspruch erhoben und die Freimachung 
von den Unternehmungen gefordert, denen man vorwirft, daß 
sie weniger auf die Förderung der spanischen Verkehrsinter- 


‚essen als auf geschäftliche Erfolge bedacht seien. Der schon 


längst geplante Ausbau des spanischen Eisenbahnnetzes scheint 
im verflossenen Jahre um keinen Schritt vorwärts gekommen 
zu sein; auch für die sehr notwendigen Ergänzungen und 
Verbesserungen des rückständigen Eisenbahnmaterials ist zu 
wenig geschehen. 

Die Regierung der Tschechoslowakei war eine der 
ersten unter den. neugebildeten Staaten, die trotz der inneren 
Schwierigkeiten, mit denen sie beim Aufbau der neuen Staats- 
bahnverwaltung zu känıpfen hatte, mit Eifer an der Anknüp- 
fung von Verkehrsbeziehungen mit den anderen Ländern gear- 
beitet hat. Die im Jahre 1919 begonnenen Vereinbarungen 
über durchgehenden Verkehr auf der Grundlage des Inter- 
nationalen Übereinkommens sind weiter ausgedehnt worden. 
Das’ tschechoslowakische Eisenbahnnetz bedarf aber eines 
starken Ausbaus zur Erschließung bisher nöch ungenügend 
bedienter Gebiete und zur Verbindung der einzelnen Landes- 
teile untereinander, unter Berücksichtigung der neuen poli- 
tischen Gesichtspunkte. Es sind für 1921—24 großzügige 
Baupläne mit einen Kostenaufwand von 6% Milliarden Tsch. 
Kronen aufgestellt worden; für 1920 waren 943 Milli- 
onen Kronen bereitgestellt. In erster Linie handelt es sich 
um die Schaffung einer guten Verbindung von Prag mit der 
Slowakei und Karpatho-Rußland. In Böhmen und Schlesien 
sollen die bestehenden Linien erweitert und verstärkt werden. 
Eine Verbindung der Kohlengebiete von Teschen und Karwin 


Zei tung den. Vere 
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wird geplant; die Bahnhöfe und Verkehrsmittel Prags sollen 

umgestaltet werden; zwei. Lokomotivfabriken (Prag und 
Brünn) und drei Wagenfabriken werden gebaut. Allerdings 
sieht es mit den Finanzen, wie überall, nieht sehr günstig aus. 

Schon im Voranschlage für 1920 war wein Verlust von_270 
Millionen Kronen vorgesehen, der aber erheblich überschritten 
worden ist. Der Vorsuschlag für 1921 reehnete mit einem Be- 
triebsüberschuß von 166 Millionen Kronen, der aber durch Ab- 

striche auf der Ausgabenseite uhd Zusätze auf der Ein- 
nahmenseite auf 265 Millionen erhöht worden ist. Allerdings 
scheint dabei eine Verzinsung des Anlagekapitals noch nicht 
berücksichtigt zu sein. Im Anfang des Jahres 1920 war eine 
Tariferhöhung um rund 100 % im Güterverkehr und um 50 % 
im Personenverkehr in Aussicht genommen, deren InkKraft- 
treten aber bis in die Mitte dies Jahres hinausgeschoben wor- 
den ist. Ein weiterer Zuschlag von 50% zu den Gütertarifen 
wurde von der Geschäftswelt energisch bekämpft und ist fallen 
gelassen worden. Ebenso wurden die Ausnahmetarife fast 
sämtlich aufrecht erhalten. Eine bedeutende Herabsetzung 
der heutigen Gübertarife wird am 1. April 1921 mit der Her- 
ausgabe der neuen Tarifvorschriften insofern in Kraft treten, 
als von da ab die Tarife im Verkehr mit staatseigenen: Lokal- 
bahnen, insbesondere mit der Kaschau-Oderberger Bahn, durch- 
gerechnet werden sollen, woraus sich eine Ermäßigung je nach 
der Entfernung bis zu 30—40 % 'ergibt. 

Ein Gesetz, betreffend die : Übernahme von Privat- 
bahnen in Staatsbetrieb, ist dem Abgeordnetenhause vorgelegt 
und trotz des Widerspruchs .der deutschen Minderheit vor 
kurzem angenommen worden. Die Verstaatlichung soll mit 
den tschechischen Linien der Kaschau-Oderberger Bahn, deren 
Rechtsverhältnisse noch ziemlich ungeklärt zu sein scheinen, 
beginnen. Die Außig-Teplitzer Bahn, die sich immer durch 
vorzügliche Betriebsergebnisse ausgezeichnet hatte, hat gegen- 
über dem Vorjahre 34 % Minderertrag gehabt, konnte aber 
doch noch 5% Dividende verteilen. Die Buschtiehrader Bahn 
hatte dagegen einen Fehlbetrag von 11,4 Millionen Kronen 
und konnte zum ersten Male seit einem halben Jahrhundert 
keine Dividende abwerfen. Nach den letzten Nachrichten hat 
sich im Jahre 1920 der Verkehr sehr lebhaft entwickelt, so 
daß trotz der hohen Ausgaben mit einem Betriebsüberschuß 
gerechnet wird. Zweifelhaft ist aber, ob-der Betriebsverlust 
des Jahres 1919 voll wird eingebracht werden können. 

Das S. H. S.-Königreich hat sich nach langen Ver- 
handlungen über die Aufteilung der Gebiete am Adriatischen 
Meer mit Italien geeinigt... Die Südslawren zugefallenen 
'Landesteile bedürfen einer besseren Ausstattung mit Eisen- 
"bahnen, wenn eine ausreichende Verbindung der neuen Adria- 
häfen mit dem Hinterland und im Durchgangsverkehr nach 
Norden gesichert werden soll. Die Häfen Buceari und Por- 
tore sollen ausgebaut und durch eine neue Bahnverbindung 
zwischen der Eisenbahnlinie Stein-Laibach und Eisenkappel 
über Neustift, Leutsch und Remischniggraben sefördert wer- 
den. Auch der sehr günstige Hafen; von Cattaro soll für den 
Handelsverkehr erweitert und der Ausgangspunkt einer Linie 
nach Belgrad werden, die das Gebirge bei Cattaro in einem 
‚10 km langen Tunnel durchschneiden und durch Bosnien über 
Visegrad führen soll. Die Verbindung mit der Adria soll vor 
allem dem Absatz der reichen Landesprodukte (Reis, Obst, 
Getreide, Mimeralschätze) dienen, deren Verwertung jetzt unter 
den unzulänglichen Beförderungsmitteln leidet... Für sine 
elektrische Eisenbahn Belgrad-Spalato soll der Strom aus | 
einem großen Kraftwerk gewonnen. werden, das die gewalti- 
gen Wasserkräfte bei Jaice in Bosnien. ausnutzen wird. In 
.. dem 'alt-serbischen Gebiet wurde der Bau der Transbalkan- 
strecke Skoplje (Usküb)-Durazzo und Monastir-Durazzo fort- 
gesetzt. Die Eisenbahndirektionen Laibach und Agram haben 
- am 15. August d. J. für die im Kriege erworbenen Landes- ' 
teile eine Tariferhöhung von 125 % eingeführt. 

Die Nachrichten über die Eisenbahnen der übrigen 
Balkanländer sind auch in diesem Jahre sehr spärlich " 


"sind, von denen die Fachpresse jetzt berichtete, ist nicht‘: 


-angeschlossenes Veerkehrsnmetz nach Norden auszudehnen - "DK Y 5 


' mit Monastir, mit Xanthi und Gjewgjeli an der serbisc. 


‚Netzes mit.dem thessalischen Netz geplant und begonnen; sie 


Verbindung 


‚land von drei internationalen Durchgangslinien durchzo 
. Triest-Mailand), 2. Piräus-Walona «(mit Dampffährenver 


Konstantinop: el. 


‚stätben. an eine englisch-französische Finanzgruppe gekommen 
Guardian“ 


Re ‚ihrer Betriebsmittel deutschen Firmen und den. Skodawer 


‚Sowjetregierung «in 
gebrochen ist, 


Sn dureh. das. aus dem Abbruch a Da 


Gehksben. BR Orisntalleshen aha sind dureh 
Verkauf der Aktienmehrheit an. eine französische Finanz- 
gruppe unter Führung der Banque Frangaise pour le Com- 
.merce et Y’Industrie übergegangen. Auch auf die griechi- 
‚schen Eisenbahnen scheint Frankreich seine Hand legen 
zu wollen. Bei Jahresbeginn sind 50 französische Techniker’ 
nach Athen zur Prüfung der Möglichkeit einer Be 1 
der griechischen Eisenbahnen übergesiedelt, Ob auf dere 
Wirken die umfangreichen Eisenbahnbaupläne zurückzufül 


geteilt worden. Jedenfalls beabsichtigen die Griechen, 
vor kurzem an die übrigen europäischen Bahnen noch nich 


dadurch auch die ihnen durch den. letzten Krieg zugefalle 
‚Gebiete weiter zu erschließen. Das mazedonische Eisenb: 
netz besaß schon vor dem Kriege drei Linien, die Salo 
Grenze vorhanden. Längst wurde die Verbindung. die 
ist jetzt durch Eröffnung der Strecke Saloniki-Papapuli voll- +. 
endet worden. Die weiteren Baupläne umfassen eine Ver- 
bindung des thessalischen Netzes von Kalambaka aus übeı 
Kotschani mit der Linie Saloniki-Monastir, eine Abzweigun 
dieser Linie bei Kotschani nach Werria, einem anderen Pun 
der Linie Saloniki-Monastir, und Verbindungen von Lar: 
nach Demenitza an der Linie Kalambaka-Kotschani und 
Janina nach Kalambaka. Andere Projekte zielen auf «i 
des adriatischen Hafens Walona mit  Athe 
(Piräus) und auf eine Verbesserung der Bahnverhältnisse in 
. Ostmazedonien hin, wo der Hafen von Kawala mit Drama ver- 
‚bunden und eine Verkürzung der Verbindung Salonikı- ram 
in Angriff genommen werden, soll. rer Si 


Wenn diese Pläne oder die von anderer Seite oe 
Konkurrenzlinien durchgeführt sein werden, wird Griech 


werden, nämlich 1. Piräus-Athen-Larissa-Gjewgjeli (‚Belgra 


dung nach Italien — Otranto? —) und! 3: ea a 

Die Rumänen haben, wenn, die ee zu, 
treffend sind, in ihr durch den. Krieg zerrüttetes Prob 
wesen noch keine rechte Ordnung zu bringen vermocht; vor 
allem sind die Betriebsmittel in verwahrlostem Zusta: 
Hier scheinen ıes die Engländer zu sein, die sich i in erster L 
darum bemühen, maßgebenden Einfluß auf die Eisenbahnen 
gewinnen. In den politischen und wirtschaftlichen Kre 
Rumäniens ist über die Frage der Überlassung der Eisenbah 
an das Ausland ein heftiger Streit entbrannt; der regierend 
Partei wird vorgeworfen, daß sie es zu ‚diesem Eisenbahnelen 
‚habe kommen. lassen, um die Eisenbahnen dem Ausland 
überliefiern. _Bis jetzt ist es nur zu einer Abtretung der Wer 


die die Wiederherstellung der Betriebsmittel an Ort und $ 
übernehmen will... Nach winer Meldung. des „Manch: 
handelt es sich zunächst um 5000 Lokomotive 
30 000 Güterwagen und 3000 Personenwagen. Deutsche Blä 
meldeten aber auch, daß die rumänische Regierung einen 


'in Böhmen zur Wiederherstellung übertragen habe. Bei 
Skodawerken sind 80 und bei den Baldwinwerken i in Am 
50 neue Lokomotiven bestellt ‚worden. Be: 


Über die russischen Bißeabann ern 
Aringt verhältnismäßig wenig in die Öffentlichkeit. Die 
lichen Nachrichten lassen "aber erkennen, daß unter : 
“namenloses Verkehrselend h. 
Die Eisenbahnlinien des Gouvernements Pe 
burg sind völlig zerstört, der Oberbau zerfällt überall 


80% schadhaft sein, 200. Maschinen werden monatlich 
jet len » Die- Kohlen sind SPRAIBESRErHIR, 


ur der. Nikolaibahn ar täglich , «ein paar Züge, 
den übrigen Linien aur-l bis 2 wöchentlich. Die Tarife 
, wenn. dis Nachrichten stimmen, im Personenverkehr um 
00 %, im Güterverkehr um 3400 % erhöht worden, womit der 
aller Tariferhöhungen erreicht sein dürfte. Die 
regierung hat eingesehen, daß es so nicht weitergehen 
n und wendet rücksichtslose Strenge an. Die Kommissionen 
Ausschüsse, die sich an die Ania des Eisenbahn wesens 
1lt hatten, sind abgeschafft und durch eimen General- 
ktor versetzt worden. Die männliche Bevölkerung von 16 
45 J Br eng zur lee der Eisenbahnen 


bei 
eison- ee zur ba! mipehaik- eines 
ats wird die Entlassung ausgesprochen, wiederholte Ver- 


n ee Jekaterinburg zu eröffnen, die eine 
ie Hälfte verkürzte Verbindung Moskaus mit dem Ural 
tellt und die a aus Saurier Be edern 


ing der en Nalnrschätze zu Be 
Händelsbeziehüngen mit Rußland anzuknüpfen, finden 
‚er Sowjetregierung wroßes äußeres Entgesenkommen. 
urde sogar über die Zuteilung einer Konzession an ein 
er isch-amerikanisches Konsortium zum Bau seiner fast 
0 Meilen langem. bis nach Sibirien hineinreichenden Nord- 
Bei der Unzuverlässigkeit der jetzigen Macht- 
und der Unsicherheit der Verhältnisse überhaupt ist 
& sehr zweifelhaft, inwieweit diesen Nachrichten Glauben 
Ben ist und auf die Verwirklichung der ee 


Wie Balen in en en J Ahresberichie. mitgeteilt wur ‘: ist 
englischen Regierung für die Entscheidung über die 
künftige Gestaltung ikrer Eisenbahnpolitik eine zweijährige 
b ch vorbehalten worden. Einstweilen: hat sie ein 
Verkehrsministeri um gebildet, das die Auf- 
ber das Eisenbahnwesen führt und die Vorarbeiten für 
dgültige Regelung der Eisenbahnfrage macht. Seine 
igkeit hat allerdings keine gute Presse gefunden. Die 
verfälligkeit und der Umfang der Behörde, deren prak- 
her Wirkungskreis in keinem Verhältnis zu der großen 
pieligkeit des Apparates stehen soll, wird getadelt. Beim 
eisen 6 ein. Eisenbahtbeirgt gebildet 
,„ dem 12 Eisenbahndirektoren und 5 Vertreter der 
rschaft angehören. Die Eisenbahngiesellschaften sind 
h wegen der Unsicherheit ihrer Zukunft in Sorge; sie 


ich abgerundete, nach einheitlichen Gesichtspunkten 


 tistik die Lebenshaltung nur etwa 125% 


erkehrsministerium ständige Fühlung hält; letzteres hat 
Eee Een, daß keine ee ohne . 


4 gewesen. 
en a in 5 Ru ae Serien} } 
be Netze bilden sollen. Die Leitung jeder Gruppe soll 


Be der Aktionäre und des Personals zu- 


Genelischatten kritisiert, 3 es steht noch nicht fest, 5 
St E 


ob sie in dieser Form dem Parlament vorgelegt; werden soll, 
und wie dieses sich dazu stellen. wird. 

Der Eisenbahnverkehr hat sich in England sehr 
lebhaft entwickelt. Nicht nur, daß die Industrie des Landes 
nach Beendigung der durch den Krieg eingetretenen Stockun- 
gen mit Hochdruck arbeitet und die Eisenbahnen für ihre 
Transporte stark in Anspruch nimmt; auch von der Schiffahrt 
ist ein großer Teil des Güterverkehrs auf die "Eisenbahnen 
übergegangen, weil die Seetarife in weit höherem Maße ge- 
‚stiegen sind. Die Regierung hat hier regelnd eingegriffen 
und gewisse Güter zwangsweise auf die Beförderung. durch 
die Schiffahrt verweisen müssen. Die Löhne sind nach 
dem Kriege um etwa 100% gestiegen, während nach der Sta- 
des Friedensstandes 
beträgt. Eine weitere Belastung der Eisenbahngesellschaften 
ist durch die Einführung des Achtstundentages einge- 
treten. Die Materialien- und Kohlenpreise sind seit 1913 gleich- 
falls sehr erheblich, letztere nämlich von 10% sh auf 26% sh für 
die Tonne, in: die Höhe gegangen. Es ist daher erklärlich, 
daß ‚die Eisenbahneinnahmen nicht in gleichem Verhältnis ge- 
wachsen sind wie die Ausgaben. Seit dem Oktober 1919 sind, 
wie sich aus einer kürzlich erschienenen Zusammenstellung 
ergibt, die englischen Eisenbahnausgaben, auf das Jahr be- 
zogen, um folgende größere Beträge gestiegen: für Bau- und 
Betriebsstoffe um 12 Millionen Pfund Sterling, für Kohlen um 
3,5 Millionen, für Zulagen an Weerkstättenarbeiter um 4 Milli- 
-omen, für Zulagen an die Angestellten nach den Vereinbarun- 
gen mit den- Organisationen um 4,5 Millionen, für Zulagen an 
das Lokomotivpersonal um 2 Millionen, für Zulagen auf Grund 
von Beschlüssen des Lohnamts um 7 Millionen, für Erhöhung 
der Zulagen entsprechend den. höheren statistischen Kosten 


_ der Lebenshaltung um 6,8 Millionen, für Betriebsmitbelmiete 
um 0,75 Millionen, für Erhöhung der Stewern usw. um 3,2 Mil- 


lionen, zusammen also um 43% Millionen Pfund Sterling. Der 


gesamte Fehlbetrag, der in: dem Rechnungsjahr 1920/21 ent- 


stehen wird, wird auf 54,5 Millionen Pfund Sterling geschätzt, 
er fällt nach den Abmachungen mit den Gesellschaften der Re- 
gierung zur Last. Diese hat daher den Tariflyeirat beauf- 
tragt, Vorschläge wegen einer Erhöhung der Frachtsätze zu 
machen. Im letzten Jahre hatten die Gesellschaften noch Über- 

schüsse erzielt, die ihnen eine Verzinsung des Anlagekapitals 
mit 1% bis 102 % gestattet . haben. Der anfänglich sehr 
‚schlechte Zustand des Betriebsmittelparks hat sich im Laufe 
‚des Jahres gebessert. Die verliehenen Wagen und Lokomotiven 


‚sind allmählich zurückgekommen, die Fabriken haben erheb- 


liche Bestellungen an neuen Betriebsmitteln. bereits ausgeführt 
und sind jetzt noch mit Aufträgen voll beschäftigt. Auch 


die großen Heereswerkstätten sind auf den Bau von Eisen- 
 bahnbetriebsmitteln umgestellt worden. 
' Trotz der Unsicherheit ihrer Zukunft haben die Eisenbahn- 


gesellschaften die Durchführung großer Baupläne in An- 
‚griff genommen. Es sind vor allem die großen Ergänzungs- 
bauten der London- und Nordwestbahn zu nennen, die Neu- 


bauten der Großen Westbahn in Wales mit einer newen Brücke 
über den Severn und die Verbesserung der Verkehrsverhält- 


nisse in Cardiff, Newport und Llanelly. Die Gesellschaften 
haben Anspruch darauf, daß ihnen die für solche Zwecke be- 
‚nötigten. Summen bis zum Schluß der zweijährigen Entschei- 
 dungsfrist verzinst werden. 

Nach dem großen Verkehrsstreik des vorigen Jahres 
ist es in der Arbeiterbewegung im Jahre 1920 vorwiegend ruhig 
Ein Ende Mai ausgebrochener Streik wurde sehr 
bald! als aussichtslos abgebrochen. In Irland ist es infolge 
der politischen Unruhen. in den. letzten Wochen zu großen 
"Verkehrsstörungen gekommen. Sie begannen damit, daß die 
'Eisenbahner unter dem Druck der Sinnfein-Bewegung sich 
weigerten, Regierungstransporte durchzuführen, ‚dann aber 
auch den allgemeinen Verkehr stillegten. Durch eine auf 
Grund eines Sondergesetzes erlassene Kabinettsordre ist den 
„militärischen Befehlshabern die Befugnis erteilt worden, von 


- 
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den irischen Eisenbahnen Besitz zu ergreifen. Auch wird 
erwogen, die den Gesellschaften während des Krieges zuge- 
standenen Zahlungsleistungen einzustellen... Am Schluß des. 
Jahres waren diese irischen Eisenbahnfragen noch ungelöst. 

Es sind zur Beilegung von Lohnstreitigkeiten von der eng- 
lischen Regierung Lohnämter errichtet worden, die eine 
gewisse Gewähr gegen plötzlich auftretende und sogenannte 
wilde Streiks bieten sollen; ob sie allerdings gegen die auch 
in letzter Zeit wieder unter der englischen Arbeiterschaft 
zutage getretenen Unruhen dauernd helfen werden, kann nur 
die Zukunft lehren. 

In den Vereinigten Staaten von Amerika ist 
durch das Bundesgesetz vom 28. Februar 1920. (Transportation- 
Act 1920) dem Bundesbetrieb, der durch die Proklamation des 
Präsidenten Wilson vom 26. Dezember 1917 auf Grund der 
ihm durch Gesetz vom 29. August 1916 verliehenen Befug- 
nisse eingeführt wurde und somit über zwei Jahre gedauert 
hat, ein Ende gemacht worden. Der Bund hatte bekanntlich 
am 28. Dezember 1917 den Betrieb auf eigene Rechnung und 
Gefahr übernommen und den Eisenbahnen einen Reingewinn 
nach dem Durchschnitt der drei letzten Jahre gewährleistet. 
Wie sehr nicht nur die öffentliche Meinung, sondern auch die 
Ansichten der maßgebenden Persönlichkeiten der Union bis 
zu ihrer höchsten Spitze über die zukünftige Gestaltung der 
nordamerikanischen Eisenbahnen bis zuletzt geschwankt 
haben, ist den Lesern dieser Zeitung bekannt. Schließlich 
wandte sich aber die allgemeine Ansicht immer deutlicher der 
Wiedereinführung des Privatbahnsystems zu. Eine Rundfrage 
bei 5922 Zeitungen ergab «eine Mehrheit von 83% für die 
Rückgabe der Eisenbahnen an die Gesellschaften, und- der 
Kongreß entschied sich mit überwältigender Mehrheit in 
diesem Sinne. Nach dem newen Bundesgesetz sollte die Abwick- 
lung der finanziellen Beziehungen zwischen dem Bund und 
den Eisenbahnen innerhalb von sechs Monaten durchgeführt 
werden. Die Gesellschaften haben nach Ausgleich der gegen- 
seitigen Forderungen ihr Guthaben ausbezahlt erhalten, wät- 
rend ihre etwaigen Restschulden an den Bund erst innerhalb 
von zehn Jahren gezahlt zu werden brauchen. Die vom Bund 
eingeführten Tarife sind bis auf weiteres in Kraft geblieben. 
Für etwaige notwendige Beschaffungen und Anlagen haben die 
Gesellschaften Anspruch auf Gewährung von Darlehen zu 6% 
auf fünf Jahre. Diese Bestimmungen bedeuten für den Bund 
eine erhebliche finanzielle Belastung; für die Gesellschaften 
bieten sie die Möglichkeit einer baldigen Wiederherstellung 
der durch den Krieg gestörten Verhältnisse und einer Hebung 
ihres Kredits. Von Wichtigkeit sind auch die Bestimmungen 
über die Errichtung von Schlichtungsämtern und sines 
Eisenbahn-Arbeitsamts, das aus drei Vertretern der 
Gesellschaften, drei der Angestellten und aus drei vom Präsi- 
denten der Vereinigten Staaten ernannten Mitgliedern besteht. 
Es sollen. in diesem Kreise die Streitigkeiten zwischen den 
Unternehmern und dem Personal beseitigt werden. Die Auf- 
sichtsbefugnisse des Bundes sind durch eine Reihe 
newer Bestimmungen erweitert worden. Mit dem Gesetz vom 
28. Februar 1920, das sich als ein Kompromiß zwischen den 
vom Senat und vom Repräsentantenhaus eingereichten. Ent- 
würfen, der Cummins-Bill und der Esh-Bill, darstellt, hat die 
schon mehrere Jahre vor dem Kriege begonnene Bewegung 
über die Eisenbahnpolitik ihren Abschluß gefunden. 

Ein Rückblick auf den zweijährigen Zeitraum des Staats- 
betriebs bietet kein verfreuliches Bild. In den Jahren 1918/19 
haben gegenüber den beiden Vorjahren die Betriebseinnahmen 
nur um 31%, die Ausgaben um 61% zugenommen. Der Be- 
triebsüberschuß ist um 68% zurückgegangen. Der Fehlbetrag 
des Staatsbetriebes, einschließlich der Verzinsung für die in 
dieser Zeit aufgewendeten Kosten für Neuanlagen, ist von dem 
Berichterstatter des Senats auf 904 Millionen Dollars ange- 
geben worden, obwohl in den Monaten Januar und Februar 
1920, auf die sich der Staatsbetrieb noch ausgedehnt hat, sich 
die Ergebnisse schon wieder etwas günstiger gestaltet haben. 


Der Personenverkehr hat sich während des Bundesbetriebs um. 
20%, der lohnendere Güterverkehr nur um 2% gegenüber 
1916/17 gehoben. 


Nachwirkungen des Krieges, unter der flauen Lage des Welt-5 
marktes und der allgemeinen Geldentwertung zu leiden. Die 
Betriebsmittel sind stark verschlissen, 27% der Güter- 
zuglokomotiven sollen unbrauchbar geworden sein. Während 
des Staatsbetriebes sind nur 100 000 Güterwagen und 2000 Lo- 
komotiven beschafft worden, weniger als die Gesellschaften 
in einem Jahre zu beschaffen pflegten, und kein einziger’ 
Personenwagen! 
Weise fühlbar. 

aussohüsse, denen neben Vertretern der Eisenbahngesell-” 
schaften auch solche des Handels und der Industrie angehören, 
ins Leben gerufen worden, die durch zweckmäßige Verfügung” 
über den Güterwagenpark die Verkehrsnot bessern sollen. Die 


stellten sind seit 1913 um 1,4 Milliarden Dollar gestiegen. Der 
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Einstweilen haben die Eisenbalmen. dier Union noch unter den 


Der Schwellenmangel macht sich in ernster 
Vor kurzem sind Wagenverteilungs- 


Ausgaben für die Löhne der 1,9 Millionen Eisenbahnange- 


Durchschnittslohn hat sich von 757 auf 1500 Dollar, also um 
rund 100% gehoben, während die Preise der allgemeinen 
Lebenshaltung nach der Statistik nur um 85,7 % gestiegen sind. 
Im Monat Juni 1920 waren die Ausgaben gegenüber dem Vor- 
jahr um 33,4, die Einnahmen nur um 16,9% in die Höhe ge- 
gangen, die Tarife sind nur um etwa 40% erhöht worden; 
allerdings wird vom Bundesverkehrsamt gegenwärtig eine 
weitere Erhöhung um 28% erwogen. Der im April ausge” 
brochene große Eisenbahnerstreik endete zwar mit 
einer Niederlage der Angestellten, er verursachte aber der 
allgemeinen Volkswirtschaft und den Finanzen der Eisenbahn- 
gesellschaften großen Schaden. Überhaupt berichtet „Railway 
Gazette“, daß die reichen Zuwendungen, die die Arbeiterschaft hf 
von der Regierung erhielt, eine Beruhigung der Gemüter 
nicht herbeizuführen vermocht haben. Die Gärung ist noch 
allgemein und ist ein bedrohliches Anzeichen für die Zukunft. 
Von Interesse ist ein in großem Umfange in Nordamerika 
mit , mechanischer und selbsttätiger Feuerbe- 
schickung unternommener Versuch; 3717 Lokomotiven. 
sind für diese Betriebsart ausgerüstet worden. Als Ergebnis 
wurde festgestellt, daß zwar ein 10-—40prozentiger Mehrver-' 
brauch an Fewerungsmaterial, dagegen aber eine weit größere, 
Ersparnis an Personalkosten eingetreten ist. : 
Wie wir schon im Laufe der Besprechungen der Breigniese 
bei. den einzelnen europäischen Staaten gesehen haben, hat im 
Jahre 1920 der durch den Krieg teils ganz ‚unterbrochen, ei 2 
stark behinderte internationale Verkehr n immer 
steigendem Umfange wieder aufgenommen werden können, zu- 
nächst durch Einzelvereinbarungen benachbarter Länder. Das 
Berner.Zentralamt für den internationalen 
Eisenbahntransport hat zwar noch nicht ganz die 
regelnde und leitende Stellung wieder eingenommen, die ihm 
nach dem Internationalen Übereinkommen von 1890 zukommt, 
die Entente hat aber ihre ablehnende Haltung gegen das Amt, 
das sie anscheinend auszuschalten beabsichtigte, inzwischen 
aufgegeben. Von der Ausarbeitung eines neuen Übereinkom- 
mens, das im Friedensvertrag vorgesehen ist, und dem die 
Mittelstaaten beizutreten verpflichtet sind, verlautet noch 
nichts; dagegen ist in einer Besprechung zwischen franzö- 
sischen, belgischen und deutschen Eisenbahnverwaltüngen, die 
Anfang März 1920 unter Vorsitz der Schweiz stattfand, aus- 
drücklich festgestellt worden, daß das J. Ü. und die einheitz 
lichen Zusatzbestimmungen unverändert fortbestehen ; die von 
Frankreich, Belgien und Luxemburg für den Verkehr mit dem 
besetzten deutschen Giebiet aufgestellten provisorischen Über- 
einkommen seien daher nicht aufrecht zu erhalten. Auch die 
von dem Internationalen Transportkomitee ausgearbeiteten 
einheitlichen Bestimmungen wurden wieder in Kraft gesetzt. 
Am Ende des Jahres ist nun auch Norwegen dem J. Ü. bei- 
getreten und hat dadurch eine fühlbare Lücke in ‚dem Umfang 
seines Geltungsbereichs ausgefüllt. : R 


ns 


I Jahrgang 
13. Januar 1921. 


! Aimähligh fangen auch die Verwaltungen der «einst feind- 
chen Staaten an, sich zur Besprechung internationaler Ver- 
kehrsfragen wieder an «einen Tisch zu setzen, wobei die 


"spielt. Anfang Dezember ist in Bern zum ersten Male seit 
\ sechs Jahren wieder eine internationale Fahrplan- 
"konferenz zur Vorbereitung des durchgehenden Verkehrs 
im Jahre 1921 zusammengetreten. 
- Die Tätigkeit des Vereins Deutscher Eisenbahn- 
_ verwaltungen wurde durch den bei der Besprechung der 
einzelnen Vereinsverwaltungen geschilderten, immer noch recht 
‚betrüblichen Stand des Eisenbahnwesens naturgemäß auch in 
starkem Maße behindert. Die Sitzungen seiner Ausschüsse 
- mußten auf das unbedingt nötige Maß beschränkt bleiben; für 
größere Umgestaltungen und wirklich schöpferische Arbeit 
war noch kein Raum. Im Laufe des verflossenen Jahres wuchs 
aber unverkennbar die Erkenntnis der Notwendigkeit, die Be- 
re der Eisenbahnverwaltungen unabhängig von allen po- 
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‚In erster Reihe unter den Frasen, von denen die. wirtschaft- 

che Zukunft Griechenlands ganz besonders abhängig ist, 

steht diejenige der Herstellung eines aenen Eisenbahnnetzes. 

s einerseits mit den schon im Innern des Landes bestehen- 

den Strecken und anderseits mit den großen internationalen 

& in Verbindung gebracht, die Handelswege von Mitbel- 
Di 


= 


suropa bis an die Pforten des Morgenlandes verlängern wird. 
308 Gebietsvergrößerunge, die Griechenland zufallen wird, er- 
ichtert die Verwirklichung dieser Pläne und ermöglicht es, 
dem neuen Bahnnetze «in gewissermaben endeültiees Aus- 
hen zu verleihen. Die ‚griechische Regieruns hat erkannt, 
welche Bedeutung diese Eisenbahnfrage für sie besitzt, und 
it ihre Anstrengungen vermehrt, um ıhre Lösungs zu be- 
<UNISEN. 
In den Vordererund ist die Fraxe Ar Verlängerung des 
jechischen eg ale Der nach den Balkan- 
Mazedonien: nunmehr an 
Schienenwegen 


‚Grenze (österreichische Gesellschaft) "und der dritte führte 
on Saloniki nach Xanthi (französische Gesellschaft). 
iese drei Linien entsprachen aber einerseits den wirtschaft- 
chen Interessen der Gegend nicht vollständig, und anderseits 
blieben sie ohne Verbindung mit Alt-Griechenland. Um diese 
erbindung zu bewerkstellisen und die gesamten griechischen 
inien in a Sa zu a Rn daß daraus % beiden 


nien in. ne genommen Were 
Der dringlichste und auch der leichteste ‚der zu bewerk- 
ellioenden Bauten war der Anschluß von Saloniki an 
as thessalische Netz, um dadurch Griechenland mit 
Europa zu verbinden. Der schon vor dem Ausbruch des 
Krieges begonnene Bau der Strecke von Papapuli nach 
aloniki wurde inzwischen von der französischen Gesell- 
haft, der diese Unternehmung übertragen worden, vollendet. 
Es handelte sich ferner darum. dem sanzen Norden und 
ordwesten Griechenlands das Eisenbahnnetz zu werschaffen, 
s ihm fehlte. Die Linie von Thessalien ging nicht über Kalam- 
ka hinaus und konnte dem internationalen Durchgangsverkehr 
ahezu keinen Dienst leisten. Das erste ‚Projekt sah deshalb 
Verlängerung dieser Linie durch eine Teilstrecke vor, 
& von Kalambaka ausgehend, sich gegen Norden nach 
'tschani wendete und von da, bei Sorovitsch, sich 
die ‚Eisenbahn Saloniki-Monastir angliederte. Gleichzeitig 
. eine Abzweigung vorgesehen. um Kotschani und 
rria auf der gleichen Linie 'Saloniki-Monastir mitein- 
er in Verbindung zu setzen. Die vorgesehene Länge 
rug für das erste Teilstück 166 und für die Abzweigung 
otschani-Werria 77 km. Um endlich das thessalisch-maze- 
ische Netz zu vervollständieen, hatte man eine andere An- 
lußlinie ‚vorgesehen, dıe Larissa mit Demenitzaan 


Bir: entnehmen diese Ausführungen der Zeitschrift für 
internationalen Eisenbahntransport. die sie ihrerseits aus 
fsätzen geschöpft hat, die im „Temps“ erschienen sind. 
Schriftl. 
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Schweiz als Vermittler eine dankenswerte und glückliche Rolle‘ 
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litischen Fragen nach fachlichen und wirtschaftlichen Gesichts- 
‚punkten zu regeln und demgemäß alle bestehenden gemeinsamen 
Einrichtungen der Eisenbahnverwaltungen zu fördern und aus- 
zubauen. Es mehren sich deshalb erfreulicherweise neuerdings 
auch die Anzeichen, daß den Einrichtungen und Zielen des 
Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen auch in den ihm 
bisher ferner stehenden Kreisen erhöhtes Interesse zugewendet 
wird. Der Verein ist seinerseits durchaus gewillt, seine Ein- 
richtungen der neuen. Entwicklung der politischen und wirt- 
schaftlichen. Verhältnisse anzupassen und alle Hindernisse zu 
beseitigen, die sich seinem weiteren Ausbau entgegenstellen 
könnten. Es erscheint daher die Hoffnung berechtigt, daß die 
Gedenkfeier des 75 jährigen Bestehens, die der Verein im Laufe 
dieses Jahres, verbunden mit seiner ersten Vereinsversamm- 
lung seit der Kriegszeit, begehen will, der Beginn eines Neuen, 
segensreichen Entwickelungsabschnittes sein wird, im Dane 
des völkerverbindenden Verkehrs! 


Die griechischen Eisenbahnen). 


der seplanten Linie von Kalambaka nach Kotschani verband. 
Die Länge dieser Teilstrecke war auf 113 km berechnet. Eine 
westlich von Kalambaka geplante Linie, um diesen Ort mit 
Janina zu verbinden, würde eine Trasse von 105 km be- 
sitzen. 

Hinsichtlich Ost-Mazedoniens sind zwei Linien vorgesehen. 
Die eine, dazı bestimmt, Drama mit dem Hafen von Ka- 
walla zu verbinden, würde eine Strecke von 42 km dar- 
stellen; die andere, 134 km lang. dazu bestimmt, durch eine 


kürzere Linienführunz die Linie Saloniki-Drama zu berich- 


tisen, würde um den Golf von Orfano herumgehen und nicht 
weit von Drama in Anchista endigen. 

Seit 1913 waren alle diese Pläne vollständig fertiggestellt; 
allein infolee der Ereignisse konnte keines davon, mit Aus- 
nahme der Teilstrecke Papapuli-Saloniki, ausgeführt werden. 

Immerhin war dieses Prosramm, so umfangreich es er- 
scheint. noch sehr unvollständige. Neue Studien, namentlich 
in bezug auf die westlichen Geeenden, haben den ersten Plan 
erweitert, Da die Verbindungen mit Konstantinopel weiner- 
seits, mit Belerad und Wien anderseits, durch die bestehenden 
Linien bereits „esichert waren, beschäftigte man sich vor- 

zussweise mit der Aufgabe, das griechische Bahnnetz mit 
dem Hafen von Vallona und von dort aus mit dem italieni- 
schen Bahnnetze zu verbinden. Hier waren drei Linien vor- 
gesehen, von denen aber nur zwei erstellt werden; denn auf 
die dritte, die nur eine Variante darstellt, wird wahrscheinlich 
verzichtet werden müssen. Die erste dieser drei Linien- geht 
von Janina aus. steiet: durch das Drintal nach Norden, führt 
nach Argyrokastro und wendet sich von da nach 
Vallona. Die zweite geht ebenfalls von Janina aus, 
zyeht sich südlich, führt na Arta, nimmt schräge Rich- 
tun& nach Osten, erreicht Karpenision und eliedert sich 
endlich bei der Station Linokladi an die große Linie 
Saloniki-Athen an. Die dritte, von Vallona ausgehende 
Linie führt nach Tepeleni, dann in die Nähe von Premeti 
und von Koritza und endiet in Metzovo an der zukünf- 
tioen Linie Janina-Kalambaka. 

Wie ‚man sieht, bezwecken diese drei epirotischen Linien 
eine Verbindung zwischen Vallona und dem Piräus; die Aus- 
führunz bedinet die Erweiterung der Spurweite der thessali- 
schen Eisenbahn von 1 m auf 1,44 m zwischen Kalambaka und 
Demirli. Die Entfernung von Vallona nach dem Piräus über 
Teepeleni, Metzovo. Kalambaka würde ungefähr 621 km be- 
tragen, von denen 235 km neu zu bauen und 82 zu erweitern 
wären. Dieser Weg hat vor allen andern den Vorteil, der 
kürzeste zu sein. dagegen aber den Nachteil, Janina, die 
Hauptstadt des Epirus, beiseite zu lassen und keinerlei Veer- 
besserung hinsichtlich der Abgeschiedenh£it, in der sich die 
Bevölkerung des südlichen Epirus und West-Thessaliens be- 
findet, herbeizuführen. Er kann nur als internationale Straße 
ohne Berücksichtieune der örtlichen Interessen betrachtet 
werden. Die Entfernung von Vallona nach dem Piräus über 
Argyrokastro, Janina, Kalambaka würde ungefähr 655 km 
betragen, wovon 267 neu zu bauen wären. Schließlich würde 
Vallona durch die Linie Janina-Argyrokastro- Karpenision- 
Linokladi mit 405 km newer Strecke auf eine Entfernung von 
628 km vom. Piräus gebracht. 

Drei große Linien erster Ordnung werden in vielleicht naher 
Zeit, nachdem dieses Programm vollständig durchseführt ist, 
Griechenland durchziehen. Die eine, die vom Piräus ausgeht, 
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über Athen, Larissa, Ghewgeli Belerad, Triest, Mailand führt, | 


wird Paris in direkte und rasche Verbindung mit dem großen 
Hafen des Ägäischen Meeres bringen. Die zweite dieser eroßen 
internationalen. Linien wird vom Piräus über eiwen. der oben 

angeführten Wege nach Vallona führen und sich durch eine 
Dampffährenverbindung, die ihren Endpunkt aller Wahr- 
scheinlichkeit nach in Otranto haben wird, über Vallona 
hinaus verlängern (die Entfernungen .betrasen ungefähr 
-1900 km Paris-Otranto, 620 km Valona-Athen und:90 km 
Otranto-Vallona). Die dritte» der in diesem _ Programm 
aufgestellten großen internationalen Linien wird endlich die- 
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. Le 3 
Die Neuregelung der Bestimmungen 
De 
Wir erhalten von der Eisenbahndirektion Elberfeld die 
nachstehende Zuschrift: 

In letzter Zeit sind in der Tagespresse ährtach A terlnn- 
gen über die von der Eisenbahnverwaltunz beabsichtigte 
Neureglung der Bestimmungen: über diie Haftpflieht der Eisen- 
bahn bei Verlust, Minderun« oder Beschädieung von Gütern 
giemacht worden, die die Absichten der Eisenbahnverwaltung 

verschieden, teils günstig, teils uneünstie beurteilen. Unter 
anderem lehnen Zeitungen, die der Eisen- und Stahlindustrlie 
nahe stehen, die Neureglung ab, obwohl gerade diese Industrie 
von der geplanten Änderung nur Vorteil haben wird. Um 
diese unzutreffenden und teilweise schiefen Auffassungen 
riehtie: zu stellen und unnötige Beunruhisune in den Kreisen 
der Verkehrstreibenden zu vermeiden, erscheint es notwendig, 
nochmals auf die Gründe für die geplante Neuregelung eIn- 
zusehen. 
Bereits in dem Aufsatz in Nr. 70 dieser Zeitung, in dem 
die bisherige Entwicklung: der Sache wineiehend dargestellt 
worden ist, war „esaet, daß die Ausleeune des Begriffs 
„Kostbarkeit‘“, dien ordentlichen Gerichten vorbehalten war, 
wodurch in der Handhabuns der Bestimmungen eine gewisse 
Unsicherheit 'enöstand. Um diese -zu beseitigen, wurde der 
Begriff mit Gültüekeit vom 1. März 1919 dahin festgelest, daß 
hierzu alle Gegenstände zu rechnen waren, bei denen der 
Wert für 1 kz BReingewicht des unverpackten Gegienstandes 
150 .M überstier. Auf diesen Höchstbetrag wurde die Haft- 
pflicht der Eisenbahn für den Vierlust usw. derartiger Güter 
beschränkt. 

Durch die in der Foloe eintrietende weibere\ u heromäht, 
liche Preissteiserung für fast sämtliche Waren wurde die 
Zahl>der Güter, die nach diesem Maßstab als Kostbarkeiten 
ojalten, ständie ewößer; ein Umstand, der zu lebhaften Be- 
schwerden und Anträcen auf Änderung der bestehenden Be- 
stimmunsen Anlaß cab. Ansereet wurde teils die Wiederein- 
führung des früheren Zustandes, teils die Erhöhune der 
Werterenze. Erstere Regelung würde wieder die frühere: Un- 
eewißheit hervorrufen, wann und inwieweit eine Haftpflicht 
der Eisenbahn besteht, und die Entscheidung hierüber dem 
freien Ermessen des Richters überlassen. ein Zustand, dessen 
Beseitisung von den Verkehrstreibenden selbst! „gewünscht 
wurde. Die Erhöhung der Wertgrenze anderseits verbot die 
Finanzlasce der Eisenbahnen, deren Haftpflicht hierdurch 
noch insofern erweitert worden wäre, als sie auch für die 
Güter vollen Schadensersatz hätte leisten müssen, für die 
nach ständiger reichsgerichtlicher Entscheidung eine Haft- 
pflicht nicht anzierkennen‘ war, Vielmehr machten die 
ständige Zunahme der Unreselmäßirkeiten im Eisenbahn- 
verkehr. die trotz aller Maßnahmen nieht wirksam verhindert 
werden konnten, und die infolge der dauernden Preissteise- 
rung aller Waren stets anwachsenden Schadensforderunsen 
eine Herabsetzung der Haftpflicht zur gebieterischen Pflicht. 
In. welchem Umfange der Haushalt der Eisenbahnverwaltune 
durch Ersatzleistungen belastet wird, eronbt nachsteltende Zu- 
sammienstellung, die nur die im Eisenbahndirektionsbezirk 
Elberfeld ‚gezahlten Ersatzleistungen: enthält: 


| 


Summe der 


Zahl der Ent- 
Jahr | schädigungs-.| 8°zahlien Ent- 
: aatraon schädigungen 

| © in Mark 
1910 3245 348 946 he 
1911 7128 527 424 
1912 8 898 667 364 
1913 8000 705 577 
19128 3 ee 5933 460 533 
191977... 7683 728 776 
III Era 9053 1538 858 
IN cn Re 15311 7 808 907 . 
1918 15651 11 624 223 
1919 26 566 21499836 : 


- werden nicht nur für Griechenland, das damit eine newe 
der Gewerbsamkeit und des Reichtums erschließt, bedeutsam 


.europas wichtig sein, denen neue und bequemere ‚ Verbindun- 


über die Haftpflicht der Eisenbahn. 


.nalabteilunsen mit Zweigstellen auf den größeren Bahnhöfen ° 


Jassıung wurde „regen alle Bedienstete vorgegangen, die 


Tenige von. Rom über Pd und Pen Su Konslankinepe 
‘sein. Hier besteht aber noch in anderes Projekt für eme Ab- 
kürzung zwischen Monastir und Vallona, das fast vollständige 
| außerhalb des eriechischen Gebietes ausgeführt würde, = 
So stellt sich das zu vollbringende Werk in seinem Umfange 
dar. Die aus seiner Durchführung sich er "gebenden. Erfolge 3 


sein. Sie werden. auch für ale Staaten - -Mittel- und ‚West-" 


gen an dem östlichen Teile des Mittelmeeres ‚gegeben werden. F 


is 


Das Jahr 1919 zeigt also gegen 1918 «ine Steigerung de: 
gezahlten Entschädigungen um rund 100%. Hierbei ist noch 
zu berücksichtigen, daß „erade über besonders hohe, im die 
Millionen: gehende Beträge, Rechtsstreite aus diesem Jahre 
anhängie sind, diie die Gesamtsumme für das Jahr 1919 noch 
erheblich erhöhen ‘werden. Selbstverständlich hat die Eisen- 
bahnverwaltunge kein Mittel unversucht gelassen, um der zu- 
mwehmenden Unregelmäßigkeiten Herr zu werden. So wurden ° 
auf den größeren Bahnhöfen besondere Überwachungskom- 
mandes eingestellt; aus den Kreisen der Eisenbahnbeamten 
wurden Krimina heamte auseebildet, bei den Eisenbahn: 
direktionen besondere Diebstahls-Überwachunges- und Krimi 


Mit rücksiehtsloser Schärfe und sofortiger Br 
sich - 
an Eisenbahndiebstählen. beteiliet hatten... Allen diesen Maß- 
nahmen Blieb jedoch bei der alleemein vesunkenen Moral, 
unter deren Auswirkunsen die Eisenbahnverwaltunge bei’ 
ihrem weitverzweieten Betriebe und ihrem | vieltausendköpfi- 
gen Personal nicht weniger als jeder andere Betrieb zu leiden ” 
hatte, ein durchschlasender Erfolg versagt. Wenn auch die 
Zahl (der Unregelmäßiskeiten abnahm, so wuchsen die (Bie- © 
träste der Ersatzforderunxen durch die Preissteigerung immer 
weiter. Die vorgenommenen Tariferhöhungen. konnten die 
Mittel für diese oesteirerten Aufwendunsen nicht liefern, da 
die Mehreinnahmen dureh vermehrte Betriebsausgaben. mehr 
als aufgezehrt wurden. Es blieb somit nur übrig. da man 
die Stemerzahler hierfür nieht keranzıehen kann,-vielmehr ‚der. 
einene Betrieb die erforderlichen Mittel schaffen muß, eine 
allgemeine Tariferhöhung aus diesem Anlaß vorzunehmen oder > 
die Haftpflicht der Eisenbahn herabzusetzen. Eine ermeute 
. Belastung der Gesamtheit der Verfrachter aus diesem Grmun 
durch eine allgemeine Tariferhöhung wäre unbillig; gewes 
Weit „epechter. ıst das zweite Mittel, die. Herabsetzung de) 
Haftpflicht. Hierdurch tritt zwar für gewisse höherwertige 
Güter infolge der notwendig. werdenden ‚Versicherung ‚eben-“ 
falls eine Vertewerung im der. Beförderung. wein. Sie. be- 
schränkt sich jedoch auf diejenigen Güter, en "Wert 
bestimmte Grenze übersteigt, und die infolge ihrer hohen Be 
raubunessefahr die hohen Schadensersatzleistungen erforder- 
lich machen. Sie trifft also leistungsfähige Schultern, umd. 
zwar ererade diejenieen Güter, zu deren "Gunsten sie not- 
wendie ist. Maßechend hierbei mußte der Grundsatz bleiben, 
-die hauptsächlichsten Nahrungsmittel keinesfalls zu verteuern 
a auch Massengüter von jeder Frachtvertenerung = 
Assen. 


Aus dıesen De, heraus ist in Aussicht @enom 
die Haftpflicht der Eisenbahn entsprechend der. der Rei 
post auf 20 AH für 1 kr Rohstewicht zu beschränken, Hierbei 
wird also für Lebensmittel, Massengüter usw. in gleichem Um- 
fange wie bisher ohne jede Fracht verteuerung ae 
haftet. Für höher wertise Güter tritt eine weitergehende Haf- 
tung nur dann ein, wenn der Wert des Gutes versichert wird. 
Die Versicherung soll eine freiwillige sein. Dem. Versender 
bleibt es unbenommen, das Gut zu versichern oder das Risiko 
selbst zu tragen. Die Versicherung kann, um die Verfrachter 
nicht zu zwingen, umständliche _ und vielleicht auch teure 
Preisversicherungen eingehen zu müssen, in einfachster Fo 
unmittelbar bei Aufsabe des Gutes zu billisen Viersich }: 
sätzen genommen werden, Bei Bemessuns der durch die 
sicherung eintretenden ‚Verteuerung ist ferner zu berücksis 
tiven, daß auch jetzt bereits für viele Güter wegen der zw 
felhaften Haftpflicht der Eisenbahn die ‚private Versiel 
rung üblich geworden ist. 


Es ist billige zu sagen, „die ee wolle sich 
ihrer Verpflichtungen entziehen“ oder -„sie begünstige 
verewige die Unmoral“. Schöne Worte über die Hebung 
Moral tun es: hier nicht. Die Geschädigten. verlansen. 
und nicht Worte; dieses muß beschafft werden. Ernstlich wire 
wohl niemand glauben, daß wegen der herabgeminderten 
tung die Eisenbahnen nicht nach wie vor mit allen Mitte: 


einserichtet. 


ahrgang 
uar 1921. 


Poseniber Br bitkeren 
eirbeit, das Geld zur Bezahlung der Ersatzleistunsen 
an auueaen. muß jede Kritik verstummen, solange kein. an- 


eNechriohten: 


Vereinsgebiet. 


Deutschland. 


2 Zur" Tr sk abann a egunE (vel. Nr. 1,8. 18 d. Zte.). 
- Die Verhandlungen zwischen dem 16er Ausschuß der Eisen- 
- bahnerverbände und der Reichsreeierung haben nach sehr 
gr chwierigen, unter dem Vorsitz des Staatssekretärs Stieler 
 sepflogenen Besprechungen zu einer Verständigung geführt. Den 
- Eisenbahnbeamten ‚ist, entsprechend der Ortsklasseneinteilune 
eine Erhöhung ihrer Bezüse in der Weise zusebilliot worden, 
"daß der Tewerungszuschlag in Ortsklasse A auf 70%. in B 
auf 65 %, in © auf 60 %, in Dund E auf 55% erhöht werden 
st. Eine in der Presse verbreitete Nachricht, daß diese Ver- 
ndieung unter Überstimmung ' eines Teiles der Eisen- 
hnervertreter durchoesetzt worden sei, ist nicht zutreffend, 
Imehr wird amtlich mitgeteilt, daß sich die vier Eisen- 
hnerorsanisationen in allen Fragen verständiet haben und 
r das Zustandekommen der Vereinbarung gleichmäßig die 
Verantwortune tragen. Allerdings erklären gewisse radikale 
Gruppen die Zuseständnisse für ungenüsend, so der erwel- 
= rte Vorstand des Deutschen Eisenbahnerverbandes und der 
Aktionsaussehuß der vier sroßen Organisationen der Eisen- 
- bahner des Westens, die das Ergebnis der mit der Regierung 
‚getroffenen Vereinbarungen ablehnen und im Fall einer An- 
hme «eine „Sonderaktion“ ankündısen. Trotzdem darf man 
en, daß durch das sehr entgegenkommende Zugeständnis 
Regierung die Beweeune und die Unzufriedenheit zum 
and kommen werden. Die für die deutsche Finanzwirt- 
aft verantwortlichen Organe werden nur unter den aller- 
‚wersten Bedenken diese erneute große Ausgabe auf sich 
mmen haben, zu deren Deckune es an Mitteln fehlt. Die 
jerung wird die Vereinbarung zunächst noch den gesetz- 
benden Körperschaften zur Stellungnahme vorlegen. 


Sgiterverkehr swäschen Böleien. Frankreich, Luxemburg 
und Deutschland einschließlich des Saargebiets. Für den 
erverkehr zwischen den genannten Staaten sind die regle- 
nentarischen Bestimmunsen für den Eil- und Frachtgutverkehr 
t lebenden Tieren, Fahrzeugen und Leichen herausgegeben 
worden. Danach treten zu dem bisherigen Internationalen 
T bereinkommen die , wiehtisen Bestimmungen, mach denen 
ückgüter und Wagenladunsen nach und von Frankreich mit 
enauen Anschrift des Empfängers versehen sein müssen, 
bezus auf die Frachtbereehnung werden die in Mark be- 
hneten Sätze in Frankreich, Belgien usw. in Franken- 
hruns umgerechnet. wobei die umrechnende Eısenbahnver- 
tung den Kurs feststellt. Die Beträge von Nachnahme- 


5 aneaseben werden, den Umrechnungskurs gibt jedoch 
rechnende Verwaltung und nicht das Versandland an. 
Dieferfristen werden für Beleien für Eilgut um 2 und 
Frachteut um 4 Tage verlängert, die sich ohne weiteres 
24 Stunden vermehren, wenn ein gesetzlicher Feiertag in 
‚Lieferfrist fällt. 
uf weiteres eine 10tägige Zuschlagsfrist festgesetzt! wor- 
Weiterhin werden noch »enauere Anweisungen bezüglich 
 Verfügungsrechts des Absenders und der Interessen- 
ration als Zusatzbestimmungen zu dem Internationalen 
einkommen aufgenommen. 2 s 


-— Erhebung einer "Verkehrssonderabgabe im Memeleebiet. 
f Verordnung des Gouverneurs des Memelsebiets wird mit 
kung vom 1. Januar 1921 bei allen auf den Eisenbahnen 
emelgebiets auf Frachtbrief oder ähnlichen Urkunden 
n Gütern eine Sonderabgabe erhoben. Sie beträgt 
en se Stüekgut auf den Eisenbahnen und Wasserwegen 
emvelnebiets oder über See einkommenden oder ausgehen- 
Gütern 5 % für jedes Kilogramm; bei Lebensmitteln 1 s. 

° Massengüter wird eine Gebühr von 50 M für den Wagen 
en; Ermäßigungen sind für einzelne Güter (Baumateria- 

ebensmittel, Düngemittel, DR u. del.) zusselassen. Die 


Beube beträgt 50 RR i 
ni ernehmerfahrscheine. 


in London, das schon vor dem Kriege internationale 
‚ sind, wie die 


4 


ungen müssen in. Zukunft in der Währung des Veersand- 


In Deutschland und im Saargebiet ist 


„Reichshauptstädtische : 


"kehrsbüro der Eisenbahndirektion Berlin anzumelden. 


Beuthen (Oberschl.), 
 weiler.. 


- Resierunesbaumeister des Maschinenbaufaches 
2. Zt. in ‚Berlin. 
ur. Calmberg, bisher in Hannover, als Mitelied der Eisen- 


Nr. 


derer Weg gewiesen wird, die Ersatzleistungen für Verlust 
usw. von Gütern in ein Verhältnis zu den Frachteinnahmen 
zu Ben das dem früheren Brietensverhältnis entspricht, 


Korrespondenz‘ mitteilt, von der Eisenbahnverwaltung durch 
Vermittlune des Mitteleuropäischen Reisebüros für Strecken 
der deutschen Eisenbahnen besondere Fahrscheine überlassen 
worden, die im Kopf den Aufdruck ‚„Cooks Touren“ und da- 
runter dıe Firma des Mitteleuropäischen Reisebüros tragen. 
Diese Fahrscheine haben auf der Rückseite die Wegevorschrift 
und den Wortlaut der Fahrscheine in enslischer Sprache. Den 
Veertretungen des Mitteleuropäischen Reisebüros, die Fahr- 
scheine für ausländische Strecken unter 'eiener Firma aus- 
gelben, ıst westattet worden, auch die deutschen Fahrscheine 
in ihre Heftumschläge einzuheften, ohne daß es der Verwen- 
dung des Heftumschlages des M. E. R. bedarf, und) zwar werden 
sich die einzelnen Büros durch folsende Farben: unterscheiden 
Reisebüro Cook & Son, grüner Heftumschlae, Nordisches ee 
büro, Bennet-Reisebüro, Schwedisches Reisebüro und Verkehrs- 
büro „Norden“, die beiden letzten in Berlin, rote Heftum- 
schläge, Amtliches Reisebüro für Norwegen in Berlin, grauer 
Heftumschlag. 


— Winterzuschlage Bei Beh ntlichen Rollfuhren. Wie die 
Eisenbahnverwaltung der Handelskammer zu Berlin mitteilt, 
hat sie -sich entschlossen, auch’ den Bahnspediteuren zw. ge- 
statten, infolee von Schnee und Glätte einen Zuschlag zu den 
Rollsebühren zu erheben. Der Zuschlag beträgt 50 % des 
Roll»eldes., SE 


— Die Neubestellungen auf die Niederschriften der ständigen 
Tarifkommission der Deutschen Eisenbahnen für das Jahr 
19231 sind bis-spätestens zum 15. Februar d. J. bei dem N 

er 
Jahresbezugspreis beträgt 100 M. dieser Betrag. würde bis 
zum voreenannten Zeitpunkt «ebührenfrei bei der. Hauptkasse, 
Berlin W 35, Sehöneberser Ufer 1—4, einzuzahlen sein. Die 
Zahlung kann auch eeleistet werden; 1. an jede Beichsbank- 
stelle auf das Girokonto der Eisenbahn-Hauptkasse Berlin 
unter gleichzeitiger Benachrichtigung der letzteren; 2. an 
edes Postamt durch Zahlkarte ‘oder an das Postscheckamt 
Berlin durch Überweisunz auf das Postscheckkonto Berlin 
Nr. 2909 der Eisenbahn-Hauptkasse. Dabei würde in jedem 
Falle zur Vermeidung von Rückfraeen senau. der Name und 
Wohnort des Einzahlers und der Grund der Zahlung anzu- 
eben sein. 


— Personalnachrichten.e Im Bereich des Reichsverkehrs- 
ministeriums, Zweisstelle Preußen-Hessen, sind folgende Än- 
derungen emesetreten: Es sind planmäßige Stellen ver- 
liehen worden: a) für Mitelieder der Eisenbahndirektionen 


und des Eisenbahn-Zentralamts den Regierungs- und Bauräten 


Clausin Frankfurt (Main), Fatken in Königsberg (Pr.), 
Schmelzer und Wilhelm Neumann in Berlin; b) für 
Vorstände der Eisenbahn-Betriebsämter: den. Regierungsbau- 
meistern ‚des Eisenbahnbaufaches Borchert in Schweidnitz, 
Dr. -Ing. Schütz in Meseritz und Rosien in Schwiebus so- 
wie den Eisenbahninsp: ektoren Maschke in Insterburg, 
Thiersch in Frankenbere (Eder) und Robert Köhler in 
Ortelsburg; ec) für Vorstände der Eisenbahn-Maschinen-, Werk- 
stätten- usw. Ämter: den Regierungsbaumeistern des Ma- 
schinenbanfaches Erwin Rosenthalin Gleiwitz und Ober- 


beck in Witten sowie den Eisenbahninspektoren Gräfe ın 


Jena, Heydemann in Schneidemühl und Bückart in 
Opladen; d) für Regierungsbaumeister: den Regierungsbau- 
meistern des Eisenbahnbauf aches Georg Neumann in 
Seib m Trier und Frings in Ahr- 
den Begierungsbaumeistern des Eisenbahn- und 
Straßenbaufaches Karl Fröhlie h in Berlin, Gerteis in 
Frankfurt (Main) und Voseler ın Weißenfels sowie dem 
Dähnick, 

— Versetzt sind: der Regierungsrat Dr. 


bahndirektion nach Mainz und der Resierungsbaumeister des 
Eisenbahnbaufaches Seib, bisher in Saarbrücken, zur Eisen- 
bahndirektion nach Trier. — Zu Regierungsbaumeistern sind 


ernannt worden: die Reg jerungsbauführer des Eisenbahn- 


und Straßenbaufaches Dietrich Hacks aus Trier .und 


‚Dr.-Ing. Heinrich Meyer aus Loxstedt, Kreis Geestemünde. 


-Im "Bereich des Reichsverkehrsministeriums, Zweigstelle 
even; sind folgende Änderungen eingetreten: Am 1. Januar 


| d. J..ist der mit dem Titel und Rang eines Geheimen Rates 
Dem bekannten Reisebüro C6ok 


bekleidete Ministerialrat Eduard Ritter v. Weiß auf sein 


"Ansuchen auf Grund des 8 29 des Staatsvertrages wegen. Über- 


ganges der einzelstaatlichen Eisenbahnen auf das Reich unter 


Nr..2 


Anerkennung seiner vorzüzlichen Dienstleistung in den 
dauernden Ruhestand versetzt. Befördert 
sind zu Regierungsräten in etatsmäßiger Weise und zwar a) 
mit Wirkung vom 1. April 1920 an: der Direktionsrat des 
Reichsverkehrsministeriums, Zweigstelle Bayern, Karl 
Schneider, der Vorstand der Bauinspektion I Schweinfurt 
Direktionsrat Joseph Bleibinhaus, der Vorstand der Bau- 
inspektion Ansbach Direktionsrat Max Wild, der Direktions- 
rat des Beichsverkehrsministeriums, Zweigstelle Bayern, Jo- 
hann Hellenthal, der Vorstand der Betriebsinspektion 
Schwandorf Direktionsrat Otto Semmelmann, der Vor- 
stand der Bauinspektion II Kaiserslautern Direktionsrat Jo- 
hann Kohl, der Vorstand der Betriebs- und Bauinspektion 
Nördlingen Direktionsrat Friedrich Will, der Vorstand der 
Werkstätteninspektion BResensburz Direktionsrat Ludwir 


Fische r, der Vorstand der Maschineninspektion Rosen- 
heim Direktionsrat August Rauch beim Reichsver- 
kehrsministerium, Zweigstelle Bayern, der Vorstand der 


- Werkstätteninspektion I Kaiserslautern Direktionsrat 
Ernst Bühler. der Vorstand der Maschineninspektion 
Weiden Direktionsrat Eugen Konrad,’ der Direktions- 
rat des Maschinenkonstruktionsamtes beim _ Reichsver- 
kehrsministerium, Zweigstelle Bayern, Friedrich Hörmann, 
der Vorstand der Werkstätteinspektion I Weiden Direktions- 
rat Richard Aldingser, der Vorstand der Werkstätte- 
inspektion II Regensbure Direktionsrat Johann Hübner, 
der Vorstand der Werkstätteinspektion Aussburg Direktions- 
rat Friedrich Fettinger, der Vorstand der Betriebs- 
inspektion Schweinfurt Direktionsrat Wilhelm Völcker, 
der Vorstand der Maschineninspektion I München Direktions- 
rat Johann Mühl, der Vorstand der Neubauinspektion Mün- 
chen für den elektrischen Eisenbahnbetrieb  Direktionsrat 
George Naderer.der Vorstand der Neubauinspektion Tutzine 
für den elektrischen Eisenbahnbetrieb Direktionsrat Karl 
Knie, der Vorstand der Maschineninspektion Bambere Di- 
rektionsrat Leo Schlosser, der Vorstand der Werkstätte- 
inspektion I München Direktionsrat Geore Rau, der Vorstand 
der Weerkstätteinspektion II München Direktionsrat Hermann 
Angerer; b) mit Wirkung vom 1. September 1920 an: der 
Vorstand der Bauinspektion II Schweinfurt Direktionsrat 
Joseph Schelbert. der Vorstand der Werkstätteinspektion 
Ludwigshafen Direktionsrat Adolf Kummer; e) mit Wir- 
kuns vom 1 Dezember 1920: der Direktionsrat des Reichs- 
verkehrsministeriums, Zweigstelle Bavern, Max Völcker 
und der Vorstand der Bauinspektion Bambere Direktionsrat 
Karl Horbelt; d) mit Wirkung vom 1. Januar 191 an: 
der Direktionsrat des Reichsverkehrsministeriums. Zweiestelle 
Bavern, Dr. Emil Wehrmann und der Vorstand der Ma- 
schineninspektion Resensbure Direktionsrat August Fried. 

— Gestorben ist der Regierungsrat Otto Rathmayerıin 
Beddeburg 

Bei der Eisenbahn- Geseke Dresden ist der Vor- 
stand des Bureaus für Arbeiterversicherung, Eisenbahndirektor 
Schöne, zum Reejerungesamtmann befördert worden. — Der 
Bauamtmann Hofmann beim Bauamt Döbeln II ist zum 
Neubauamt Bad Lausick versetzt worden. 


* 


Österreich. 


— Die Wagenzählungen in den Nationalstaaten. Auf Ver- 
anlassung einer hierfür eigens gebildeten Ententekommission 
wurde, wie wir der „Neuen Freien Presse“ entnehmen, eine 
Zählung der Wasen in den mitteleuropäischen Staaten vor- 
genommen. Diese Zählung hatte auch den Zweck. Ordnune in 
die Fahrbetriebsmittelverhältnisse zu brinsen und die Rück- 
gabe von Wawen. die sich nicht; rechtmäßiz auf einem Ge- 
biete befinden, einzuleiten. Von den Nationalstaaten ist die 
Tschechoslowakei fast die einzige, die sich mit den recht- 
mäßisen Eigentümern der Waeen ins Einvernehmen wesetzt 
hat und sie für deren weitere Inanspruchnahme ‚entschädigte. 
Österreichische Eisentümer von Waren, die sich in Polen und 
Südslawien befinden, waren bisher noch nicht in der Lage, 
ihre Waren aus diesen Ländern zurückzubekommen oder 
Pachtverträse, die’ihnen eine Entschädieune für die weitere 
Benutzung der Wasen gewähren. abzuschließen. Auch in Ru- 
mänten befindet sich noch immer eine erhebliche Zahl öster- 
reichischer Fahrbetriebsmittel, die zum Teil in hohem Maße 
reparaturbedürftir sind und die Stationen verstopfen. Wie 
wichtige die Rücksabe von Waesen für die österreichischen Be- 
sitzer ist, @eht auch aus der starken Steieerung der Waeen- 
preise hervor, die @ich bis in die letzten Wochen forteesetzt 
hat. Ein Kesselwasen, der zum Beispiel im Jahre 1914 für 
6500 K. »ebaut werden konnte. bedinst jetzt einen Aufwand 
von 700000 K. Im eleichäön Verhältnis sind auch die Kosten 
der Güter- und Personenwasen sestieeen. 

— Erleichterte Abfertigung im Eisenbahnverkehre zwischen 
Österreich und Ungarn. In dem kürzlich abgeschlossenen 


34 


‚ der Verwaltung der Privatbahnen durch den Staat (vgl. Nr. % - 


Zeitung des Vereins Er 
Deutscher Eisenbalnverwaltungen. E 


u 


Verkehrsübereinkommen zwischen Österreich and ae 
das einen Bestandteil’ des neuen österpeichisch- ungarischen 
Wirtschaftsabkommens bildet, ist ine Bestimmung ent- 
halten, derzufolge für den Personen- und Güterverkehr 7 
zwischen den beiden Staatsgebieten sowie zwischen dem Ge- 7 
biete des einen Teiles und dritten Staaten über das Gebiet des 
anderen Teiles nach Maßgabe des bestehenden Bedürfnisses 
und-soweit es die Währungsverhältnisse zulassen, direkte Ta- 
rife erstellt werden sollen. Bis zur Einführung solcher di- 
rekter Tarife wird durch Schaffung entsprechender Tarif- 
behelfe für eine Erleichterung in der Frachtberechnung vor- 
gesorgt werden. Wie verlautet, werden bereits in der nächsten 7 
Zeit die Österreichischen und ungarischen Eisenbahnverwal- 
tungen: zusammentreten, um zunächst solche vorläufige Tarif- 
behelfe für die wichtigsten österreichisch-unearischen Ver- $ 
kehrsverbindungen auszuarbeiten. Diese Tarifbehelfe dürften 3 
in Schnittform, und zwar dergestalt angelegt werden. daß die” 
Teilfrachtsätze für die österreichische Strecke in Öösterreichi- 
scher,.-die für die ungarische Strecke in ungarischer Währung ° 
zur Verlautbarung selansen. Hierbei soll es jedoch freige- 
stellt werden, die Gesamtbeförderungsgzebühren auch in der | 
Währungs des die Einhebung besorgienden Staates zu entrichten. 
Durch diese Neueinführung wird die Möglichkeit für eine vor- R 
gängige Ermittelung der Beförderungsgebühren auch rück- 
sichtlich der ausländischen Strecke zeseben sein. Überdies 
wird infolge der wieder ermöglichten durchgehenden Ab- 
fertieung zweifellos eine Verkürzung der Beförderungsdauer 
erveicht werden. | 


— Der Verkehr über Aßline. Die in jüngster Zeit zwischen 
der Staatsbahndirektion Villach und der südslawischen DS 
rektion in Agram wegen Freimachung des Schienenweges 
über Aßling geführten Verhandlungen haben zu einem be- | 
friedienden Ergebnis geführt. Dadurch, daß der Verkehr 
über Aßline und damit auch auf der Wocheiner Linie nunmehr. “ 
wieder zur Eröffnung: gelansen kann, wird nicht nur seine be- 
deutende Veerkehrserleichterung auf der sehr stark überlasteten 
Staatsbahnstrecke über Tarvis,-sondern auch auf, der eben- 
falls übermäßig in Anspruch senommenen Südbahnstrecke # 
nach Triest erzielt werden. 


— Ernennungsbefugnis des Bundesministers für Verkehred i 
wesen. Auf Grund des Artikels 66, Absatz 1, des Gesetzes” 
vom 1. Oktober 1920 (Bundes- Verfassungsgesetz) wurde zu- 
folge Entschließung des Bundespräsidenten vom 20. Dezember 
1920 bis auf Widerruf den Mitgliedern der Bundesreeierung 
das Recht, in ihrem Ressort die Bundesbeamten von der’ 
siebenten Rangklasse — diese eingeschlossen — abwärts so-' 
wie alle sonstiren Bundesangestellten mit Ausnahme der fach- 
technischen und rechtskundigen Mitglieder des Patentgerichts- 
hofes und der Hochschulprofessoren unter Beobachtunx der 
bestehenden allgemeinen Vorschriften 'zu ernennen. Im 
Ressortbereiche des Bundesministeriums für Verkehrswesen 
erstreckt sich diese Übertragung des Ernennungsrechtes auch’ 
auf die unter die Besoldungsordnune der Staatseisenbahnver- 
waltune (vel. Nr. 74/1920 8. 803 d. Zte.) sowie auf die unter 
die Besoldungsordnunge der Postverwaltunge fallenden Be- 
diensteten der ersten 18 Verwendungeseruppen mit Ausnahme. 
der Vorstände der Staatsbahndirektionen und der Posiag 
direktionen. = 


Tschecho-slowakisches Gebiet. 


RR Verstaatlichung der Privatbahnen. Die Reichenberger i 
Handels- und &ewerbekammer hat zur Fraxe der Übernahme 


Jahrg. 1920, S. 1029) folgende Ausführungen gemacht: Wie” 
bekannt. hat die Resierung vor einicer Zeit im Aboeordneten- 
hause eine Gesetzesvorlage betreffend die Übernahme der 
Privatbahnen durch den Staat auf Rechnung der Konzessio- 
näre eingebracht, ohne daß diese Vorlage den wirtschaftlichen” 
‚Interessenvertretungen vorher zur Beeutachtung übermittelt 
worden ist. Der Veerkehrsausschuß der Reichenberger Handels- 
kammer hat in seiner @estrigen Sitzung gegen diese Gesetzes- 
vorlaee Stellun® genommen und beschlossen, eine Petition an 
die beiden Häuser der Nationalversammlung zu richten, worin 
die Ablehnung der Vorlage zefordert wird. Pie tschechischen 
Mitglieder des Ausschusses stimmten dem Beschlusse insofern 
zu, als sie wohl die Verstaatlichung, d. h. die volle Einlösung 
der Privatbahnen forderten, die in dem Gesetzentwurfe vor- 
oesehene Sequestration jedoch ebenfalls ablehnten. ra 

Der Bericht des Verkehrsausschusses bemerkt einleitend, 
daß die im Motivenberichte zur Gesetzesvorlage angeführten 
Gründe für die Sequestration — und einer solchen komme di® 
in der Vorlage vorgesehene Übernahme ‚der Verwaltung 0: 
'sleich — nicht stichhaltig sind. Für eine so einschneidend® 
Entziehung des Verfügungsrechtes über das Privateigentum 
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jegen weder rechtliche noch wirtschaftliche Gründe vor. Die 
Sequestration sei in der Eisenbahnbetriebsordnung als die 
-schärfste Strafe gegen eine Privatbahn gedacht, welche ihren 
Verpflichtungen nicht nachkomme; hierzu habe aber keine 
der noch bestehenden Privatbahnen Anlaß geweben. Anderer- 
seits werden in dem Momente, in dem die Vorlage Gesetz wird, 
die Aktien und Prioritäts-Obligationen der Privatbahnen schon 
- aus dem Grunde eine empfindliche Entwertung erfahren, weil 
den Aktionären jeder Einfluß auf den Ertrag und die Bilanz 
der Bahnen entzogen wird und nach diesen Erfahrungen kein 
_ Vertrauen zu der staatlichen Verwaltung bestehen kann. Keine 
 Privatbahn werde mehr für Investitionen in größerem Um- 
_ fange, die sie nicht aus eigenen Mitteln bestreiten kann, einen 
Kreditgeber finden, und die Entwertung der Aktien werde ins- 
besondere bei den im Auslande ansässigen Aktionären leb- 
- hafte Beunruhigung hervorrufen, und es ist keine übertriebene 
- Befürchtung, wenn man annimmt, daß eine solche Maßnahme 
‚der Reeierung, die sich über das, was bisher Recht und Gesetz 
_ wan. hinwegsetzt, den Kredit des Staates im Auslande emp- 
- findlich berühren wird. Die Folge davon wird aber die 
— Allsemeinheit in der Zurückhaltung des Auslandes bei der 
Gewährung von Krediten, in der Verschlechterung des 
 Kronenkurses und infolgedessen in- einer Verteuerung der 
g Auslandsbezüge zu spüren bekommen. 
— — Wenn der Staat die Absicht habe, zum reinen Staatsbahn- 
system überzugehen, dann solle er die Privatbahnen gleich 
voll einlösen und ihr Anlagekapital nicht erst durch eine Maß- 
_ _ mahme entwerten. die mit allen bestehenden Rechtsgrundsätzen 
in krassem Widerspruche steht. Im übrigen habe sich der 
 Staatsbetrieb gegenüber dem Privatbetriebe bisher nicht be- 
währt. Der Bericht fordert somit die gänzliche Ablehnung 
der Vorlage und für den Fall, als es zu dieser nicht kommen 
- sollte. ihre Abänderung in mehreren Anträgen, von denen der 
 wichtieste der ist. daß die endgültiee Entscheidung der all- 
fälligen Differenzen zwischen den Konzessionären und der 
Staatseisenbahnverwaltune nicht dem Eisenbahnministerium, 
das in diesem Falle Partei ist. sondern einem Schiedsgerichte 
_ übertragen werde, was übrigens kein Novum bedeute. Schließ- 
dJieh fordert der Bericht für den Fall der Übernahme der 
,  Aussig-Teplitzer Eisenbahn _die Errichtung einer Staatsbahn- 
- direktion in Teplitz. 


= Ungarn. 


— Dr. Ludwig v. Hegyeshalmy — Handelsminister. Der 
‚  Reichsverweser hat Dr. Ludwig Hegyeshalmy zum Handels- 
, Minister ernannt, der nunmehr zum zweiten Male in dieser 
‚ Eigenschaft sein Amt antritt. Der neue Handelsminister hat 
' schon seit längerer Zeit auf dem Gebiete des Verkehrswesens 
' eine ersprießiiche Tätigkeit entfaltet; er bekleidete im Jahre 
1910 die Stelle des Präsidentenstellvertreters der ungarischen 
'  Staatsbahnen und war im verflossenen Jahre kurze Zeit hin- 
' durch Handelsminister. Durch seine umfassende Bildung, 
' seine Fachkenntnisse und sein starkes Organisationstalent 
. wird er in seiner neuen Stellung dankenswerte Dienste leisten 
5 können 


= — Schlafwagenverkehr auf den Staatsbahnen. Zwischen der 
Station Budapest-Westbahnhof und Szeged wurden — mit 
| Ausnahme der Sonn- und Feiertage — mit den täglich ver- 
 kehrenden Zügen 716 und 717/a, und mit den zwischen Buda- 
 pest-Ostbahnhof und Sätoraljauihely, gleichfalls mit Ausnahme 

der Sonn- und Feiertage, täglich verkehrenden Zügen 428/a 
ad 429 vom 15. Dezember v. J. ab je ein Schlafwasen der 
Internationalen Schlafwagengesellschaft in Verkehr gesetzt. 
 aeriren stehen Reisenden der I. und II. Klasse zur 
 Verfüsung, die eine direkte Fahrkarte I. oder II. Klasse für 
die ganze Linie Budapest-Szeged bzw. Budapest-Sätoralja- 
_ uihely lösen, auch wenn sie unterwegs ein- oder aussteigen. 
er Preis der Bettkarten beträgt nach Szewed I. Klasse 9,60, 
Klasse 7,60, nach Sätoraljauihely I. Klasse 13,50, II. Klasse 
0,80 französische Franken, die auch nach dem Tageskurse 
n ungarischen Kronen entrichtet werden können. 


— Einstellung und Wiederaufnahme des Personenverkehrs. 
h einer Verordnung der Direktion der Königl. ungarischen 
atsbahnen wurde mit Rücksicht auf die schwierige 
hlenlaee, insbesondere aber wegen der während der 
ihnachts- und Neunjahrsfeiertage sich verringernden 


lusgenommen — der Fernpersonenverkehr vollstän- 
"eingestellt. In dieser Zeit blieben am 25. und 26. Dezember, 
ner am 1. und 2. Januar die für die Sonntage, an den 
ven Tassen aber die für die Sonnabende _fest- 
tzten Beschränkungen bestehen. Am 4. Januar wurde der 


hlenförderung. vom 23. Dezember 1920 bis 3. Januar 1921 
uf sämtlichen Linien der Staatsbahnen — die D- und Eilzüge . 


Personenverkehr wieder aufgenommen. Die für den Sonn- 
abend und Sonntag festgestellten Einschränkungen bleiben’ auch 
weiter in Gültiekeit. An Sonnabenden werden infoloedessen 
nur die Lokalzügse, an Sonntagen diese Züse nur 
in beschränkter Zahl verkehren. Die Betriebsdirektion 
der Südäbahngesellschaft hatte vom 25. Dezember 
bıs zum 2. Januar 1921 auf ihren Linien gleichfalls den Per- 
sonenverkehr mit Ausnahme des Nachbarverkehrs eingestellt. 
Am 3. Januar wurde der Personenverkehr im bisherigen Um- 
fange wieder aufgenommen, 


— Fahrpreisermäßigungen für Schüler, Die Gültiekeits- 
grenze der Schülerabonnementskarten wurde nach einer Ver- 
ordnung des’ Handelsministers von 80 Kilometer auf 120 Kilo- 
meter ausgedehnt. Außerdem können die Schüler und deren 
Eltern, die nicht am Sitze der betreffenden Lehranstalt 
wohnen, behufs Versorgune ihres Bedarfes an Lebensmitteln 
und Kleidern monatlich zweimal mit einer halben Fahrkarte 
der betreffenden niedrigeren Wagenklasse von ihrem Wohn- 
orte nach dem Sitze der Lehranstalt reisen. Diese Begünsti- 
sung kann von den Schülern auch während der Schulferien in 
Anspruch genommen werden. Es ist eine mit Photographie 
versehene Lecitimation erforderlich, die. von der Direktion 
der Staatsbahnen ausgestellt wird. 


. > 

— Handelsminister Hegyeshalmy über den freien Verkehr. 
Der jüngst ernannte Handelsminister Dr. Ludwiz v. Hegyes- 
halmy hat sich über den freien Handel folgendermaßen ge- 
äußert: Ich bin davon überzeugt, daß der Handel nur dann 
den ihm „ebührenden Platz vollkommen ausfüllen kann, wenn 
er seinen Beruf auf Grund des freien Wettbewerbes erfüllen 
kann. Dieser Grundsatz kann jedoch plötzlich, ohne jeden 
Übergang nicht verwirklicht werden. nachdem die Kriesswirt- 
schaft den Handel notwendigermaßen in Fesseln geschlagen 
hat. Diese können nur stufenweise „elöst werden. Alles muß 
aufsreboten werden, um den freien Handel auf der ganzen Linie 
wieder ins Leben zu rufen, und es unterliegt keinem Zweifel, 
daß dieses Ziel wird erreicht werden können. Auch die Auf- 
"nahme des wirtschaftlichen Verkehrs mit den Nachfolsestaaten 
‚halte ich für dringend notwendig. Daran, daß dies bisher 
nieht erfolgt ist, sind nicht wir, sondern die betreffenden 
Staaten schuld, die — gewiß aus politischen Gründen — einen 
ziemlich zurückhaltenden Standpunkt eingenommen haben. Da 
aber auch diese Staaten unberechenbare Schäden erleiden und 
sie von unserer Seite bezüclich der Aufnahme des Verkehrs 
im wohlaufsefaßten Interesse unseres Vaterlandes das weitest- 
gehende Entgegenkommen finden werden, ist kaum daran zu 
zweifeln; daß der. Verkehr in kurzer Zeit eröffnet werden 
wird und die normalen Zustände des Wirtschaftslebens auch 
auf diesem Gebiete wiederkehren werden. 


— Wiederherstellunz der Tokajier Eisenbahnbrücke.° Die 
Tokajer Eisenbahnbrücke wurde wieder in betriebsfähigen 
Zustand gebracht und dem Verkehr übergeben, so daß der di- 
rekte Eisenbahnverkehr mit Debreezen wieder hergestellt 
worden ist, 


— Materialbestellungen in Deutschland. Die ‚ungarischen 
Staatsbahnen haben in Deutschland behufs Herstellung von 
Fahrbetriebsmitteln sowie Halbfabrikaten Räder im Werte 
von vierhundert Millionen Kronen angekauft. Den Gegenwert 
hat ein holländisches Finanzkonsortium den ungarischen 
Staatsbahnen auf zwei Jahre vorgestreckt. Dieses Geschäft 
wurde durch ein Wiener Bankhaus vermittelt. 


— Aufnahme des Güterverkehrs zwischen Ungarn und Ru- 
mänien, Im Verlaufe der von ungarischer, österreichischer 
und rumäniscwer Seite in Angelegenheit der Aufnahme des 
Eisenbahnverkehrs gepflogenen Verhandlungen (vgl. Near 
S. 14 d. Zte.) wurden mehrere wichtige Vereinbarungen ge- 
troffen. Es wurde beschlossen, daß die zwischen Ungarn und 
Rumänien über die Aufnahme des Güterverkehrs abge- 
schlossene Vereinbarung am 1. Januar 1921 in Kraft treten 
soll. Der Güterverkehr wird vorläufig über Lököshäza und 
Biharkeresztes abgewickelt. Es wurde ferner zu dem aus 
Paris-Ostende bis Wien verkehrenden Expreßzug durch Ein- 
stellung eines aus Wien nach Bukarest fahrenden D-Zuges, 
der zum ersten Male am 16. Januar von Wien abgeht, ein 
Anschluß hergestellt. Geregelt wurde außerdem auch die 
Frage der Durchfuhr der Güterwagen zwischen Ungarn und 
Rumänien, die Frage. wie die bisherigen Wagenschulden der 
Rumänen getilet werden sollen. Im Anschluß an die Ver- 
handlungen ist auch zwischen Ungarn und Österreich eine 
Vereinbarung zustande gekommen bezüglich der aus Süd- 
slawien über Szabadka nach Österreich gehenden Getreide- 
und Mehlsendungen. 4 £ 2 
Die Entwürfe der formellen Übereinkommen sind "bereits 
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a zu den kleinsten . Einzelheiten Aust efich ausstearbeitet 
und durch die bei den Beratungen persönlich anwesenden 
Bevollmächtigten der beteilieten Regierungen unterzeichnet 
worden. Demzufoloe brauchen die betreffenden Überein- 
kommen nur noch sehörig verlautbart zu werden, um nach 
Ablauf der oesetzlich ET Frist sofort in Kraft zu 
treten. 

— Zusammensetzung des in. Budapest sitzenden General. 
sekretariats der Donaukommission. In der in Wien. abgehal- 


tenen Vollversammlung der Internationalen Donaukommission.- 


wurde unter anderem der Personalbestand des in ‚Budapest ein- 
- gerichteten Generalsekvetariats festgestellt. 
neben dem Generalsekretär, dem französischen Korvetlen- 
kapitän Alexis Baule, vier Abteilungschefs, vier Beamte 
I. Klasse, zwei Beamte II: Klasse und fünf Beamte III. Klasse 
ihr Amt versehen. Zum Chef der Verwaltungsabteilung wurde 
Linienschiffsleutnant Graf Henri Augustin Millmann, zum 
Chef der Schiffahrtsabteilung Ingenieur 
bestellt, 


— Betriebseinstellung der Eisen- und Ma hinenfahriken. 
Die Eisen- und Maschinenfabriken sind gezwungen worden, 
ihren. ‚Betrieb infolge Kohlenmangels vom 20. Dezember bis 
zum 10, Januar 1921 einzustellen. Die Einstellung des: Be- 


triebes berührt am empfindlichsten die Maschimenindusirie, in. 


der:— die staatlichen Werkstätten IWEDBERTIEIER — etwa 
40 000 Arbeiter ansestellt ‚sind, 

— Verlängerung der Güterver kehrseinächr änkung. Nach 
einer Verordnung der Direktion der König!l. en 
Staatsbahnen wurde die Einschränkung (vel. Nr. 93/1920, 8. 
1020 d. Ztg.) des Güterverkehrs — mit Ausnahme BRE Lebens- 
mittelsendungen und Brennstoffe — infolse des Kohlenmansiels 
auf unbestimmte Zeit verlängert. 


— Personalnachriehten. ‚Der Direktorstiellvertreter der kom- 
merziellen Hauptabteilung der- ungarischen Staatsbahnen, 
Ienaz Feleki, wurde auf eigenes Verlangen in den Ruhe- 
stand versetzt. Feleki hat Jahrzehnte hindurch eine besonders 
ersprreßliche Tätiekeit entfaltet. Mit ihm scheidet einer dier 
tüchtigsten ‘Beamten aus dem Dienst, — Ernannt wurden. 
Oberinspektor Desider Garda zum Debreezener Betriebs- 
leiter und Oberinspektor Arpäd Kubänyizum Betriebsleiter- 
Stellvertreter derselben Betriebsleitung, ferner Oberinspektor 
Eduard Wolter, Leiter der Verkehrsabteiluns FlIa, zum 
Stationschef des Budapester Westbahnhofes. — Der pensio- 
nıerte Oberinspektor der unearischen Staatsbahnen Johann 
Zucker ist am 21. Dezember im 84. Lebensjahre gestorben. 

Die Generaldirektion der Ersten Donau-Dampfschiffahrt- 
gesellschaft hat in ihrer jüngst abgehaltenen Sitzung den 
Generalstabsobersten Geza v. Dormändy zum Direktions- 
"stellviertreter bei der ‚Verkehrsdirektion für Unearn ernannt. 


Uebrige europäische Länder. 


— Neue Gütertarife bei den schwedischen Staatsbahnen. 
Gothenburger Hafenbahn. Die Eisenbahndirektion lehnt 
in einem an das Verkehrsministerium erstatteten Bericht den 
von der Handelskammer eingebrachten Vorschlag einer vor- 
läufigen Regelung der Frachttarife für verschiedene Vierkehrs- 
zweige und verschiedene Waren, wobei die infolge der hetzten 
Frachterhöhungen eingetretenen Schwieriskeiten in der Landes- 
ernährung beachtet werden sollten, ab. In diesem Bericht wird 
hervorgehoben, daß die Frage der Einführung einer neuen Ta- 
rifierung von der Direktion aufgegrifftn. sei, und daß der Vor- 
schlag des Tarifierungsausschusses daher augenblicklich der 
Prüfung bei-der Direktion unterlieee. Auf Grund der voll- 
ständig geänderten Preisverhältnisse müssen die vom 
Tarifierungsausschuß vorgeschlagenen _ Sätze einer durch- 
omeifenden Umarbeitung unterzogen werden. Bei dieser Um- 
arbeitung wird die Direktion natürlich die vom Tarifierungs- 
ausschuß entwickelten Gesichtspunkte der Staffelung auf 
srößere Entfernungen und der geeigneten Anpassune der 
Tarifsätze an die verschiedenen Güter möglichst berücksich- 
tisen. Es soll hierbei auch „eprüft werden, inwieweit Vier- 
schiebunsen in der vom’ Ausschuß vorgeschlagenen Güterein- 
teilung auf Grund der geänderten Verhältnisse vorgenommen 
werden müssen. Die Eisenbahndirektion beabsichtigt, diese 
Prüfung schleunigst durchzuführen. Die Forderung einer 
vorläufigen Regelung der Frachtsätze sei unter diesen Um- 
ständen nicht vertretbar, da ja mit einer längeren Dauer einer 
solchen vorläufigen Regelung doch nicht zu rechnen sei. Was 
die hervorgehobenen Schwierigkeiten der Ernährung des Lan- 
des als Folsien der letzten Frachterhöhungen betneffe, so 'er- 
klärt sich die Direktion bereit, SFR Gründe des Tarifierungs-, 
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! teiligten die Tarife und Abgaben hochzuhalten, einnimmt 5 


Danach werden 


Otto Popper. 


ausschusses in dem Maße zu beachten, wie dies mit den wi: 
schaftlichen Bedürfnissen der Staatsbahnen vereinbar sel. 

|Bezeichnend für den erundsätzlichen Standpunkt, den 
schwedischen Staatsbahnen bei der Notwendigkeit, auch ent-' 
gegen den dringenden- Wünschen und Anforderungen der Be- 


ist Ihre Stellungnahme in der Frage der Gothenburger Hafen- 
bahnen. Mit Rücksicht auf. die hohen Betriebskosten: die 
‚Hafenbahnen hat die Eisenbahndirektion ‘ab 1. Januar 1921 
“besonderen hierfür geltenden Sätze bedeutend erhöht. In ih 
Besründung. hebt die Eisenbahndirektion hervor, daß sie b 
der allgemein. genenwärtig hervortretenden. Betonung der Er- e 
werbsinteressen darauf sehen. müsse, daß die Staatsbahnen min- 
- destens ihre Selbstkosten im Hafenverkehr gedeckt Pre 
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— Personalentlassungen bei den schwedischen Staatsbahnen, 
Die Bezirksverwaltungsbehörden haben der Eisenbahndirektion” 
angezeigt, daß infolge Verkehrsrückganges bei den; Bezirken’ 
nunmehr „außerordentliches“ Personal überflüssig sei. Zum 
Ausgleich dieses Überschusses könne man die entsprechende‘ 
Anzahl Aspiranten entlassen. Die Eisenbahndirektign 
daraufhin den Linienverwaltungen mitgeteilt, daß aus wirt 
‚schaftlichen Rücksichten auch Entlassungen außerordentlichen 
Personals nicht zu vermeiden seien. Doch sollen Familien 
väter und versoreungspflichtiges Personal in: letzter‘ Linie 
daran kommen, und. es soll durch Benehmen zwischen den 
‚Bezirken und durch entsprechende Personalverschiebungen d 
. für gesorgt wenden, daß die jüngeren vor den älteren en 
lassen werden. Nichtannahme einer RE gilt als, Kün- 
dieungsgrund, E Dr. Ss 


- — Einsehränkung der Fr Afahrvers ine auf den schweä 
disehen Staatsbahnen. Die schwedische Eisenbahndirektion hat 
nunmehr bei der Regierung ihren schon länger angekündigten 
Antrag auf Einschränkung der Freifahrtvergünstigungen ein- 

gebracht. Die Regierung schlägt teilweise die Aufhebung 
Rechtes von nieht am Dienstorte wohnhaften Bedienstetien- 
ständiee Freifahrt zwischen Wohn- und Dienstort vor, ! 
die Herabsetzung der jetzt vorgeschriebenen Altersgrenze fü 

“die Ausfolgunge von Haushaltfneischeinen an nicht selbstve 
sorgende, zu Hause befindliche Kinder von 20 auf. 18 J al 
- teils endlich eine Einschränkung der Vergünstigung, 
haltfreischeine für weibliche Bedienstete zu erhalten, für, 
Fall, daß es sich um eine Haushaltvorsteherin in einer Famil 
mit Kindern unter 18 Jahren handelt. Weiter hat die Eisen 
bahndirektion in ihrem Schreiben an den Chef des Verkehrs. 
departements angeregt, daß die Ausfertigung von Jahreska 
der Staatsbahnen an die Mitelieder gewisser Ausschüsse - 
an Beisitzer ganz eingestellt werden - ‚möchte, und daß Fri 
fahrtvergünstieungen, die verschiedenen, in mehreren Staat 
verwaltungeszweisen ang Sesbellben (sich an Zahl auf über 
belaufienden) Personen, wie  Landeshauptleuten, Bischöfe 
Landesvögten und Provinzialstaatsanwälten zukommen, ‚Jd 
oetößtem Umfange abgestellt werden: müssen. Daß von seite 
dies Personals sich bereits Äußerungen des Protestes bemer 
bar machten, bevor nur der Antrag erschien, kann ‚nicht über. 
.ragchen. = 


— Srhöhnie der Gütertarife in Polen. Die Frachtsätze um 
- Gebühren des Gütertarifes für Polen, die seit 1. J uli 1 
bereits einmal erhöht wurden, sind, wie wir dem Allg. Ta: 
Anzei@er entnehmen, mit Gültiekeit vom 1. Dezember 19 
-mewerlich, und zwar um 100 %, erhöht, somit verdoppelt 
den. Eine Ausnahme bilden nur die Frachtsätze für Wag 
ladungen von. Stein- und Braunkohlen, Koks und Briket! 
wie von Holz und Hölzern, als Scheit- und Rundholz, un 
2,5 m lang. Für diese Artikel gelangt bei Frachtzahlung. T 
ganze Wagenladungen eine neue Spezialklasse A zur Anwen: 
dung, die nichts anderes ist, als die um 50.% erhöhte allgeme Ve 
 Tarifklasse VI. Ebenfalls mit 1. Dezember 1920 ist auch « 
Erhöhung der Nebengebühren, und zwar um 50 %, eingetret 
‚nur die „V'er-, Aus- und Überladegebühr“ sowie die „Gebü 
für die Aufbewahrung der aa Pa ‚eine 2 
höhung um 100%. 


— Instandsetzung der umanlachen Beiriehsmikiel TR: 
dıe aus anderer Quelle stammende Mitteilung in: Nr; 1, 
d. Zte., die mit nachstehender Nachricht im ‘Widersp 
steht). Der Bietriebsmittelpark der rumänischen ‚Staatsbahn 
sowohl Lokomotiven wie Wagen, war infolee des Kriege 
sehr schlechten Zustand geraten, und die Aufgabe, ihn wiede 
instand zu setzen, übertrifft die Leistungsfähigkeit der rumi 
nischen Eisenbahnwerkstätten, obgleich diesen, namen 
denjenigen in Bukarest (Grivita) das Lob nicht versagt wer 
den kann, daß sie seräumie und mit allen neuzeitlichen Ei 
"richtungen versehen sind, wie sie zur Instandhaltung eine 
‚Betriebsmittelparks vom Umfange des rumänischen ‚erfo o 


itelparks verhandelt, Se dies® a er haben, nun- 
hr zu dem Ergebnis 'seführt, daß die Arbeiten an vier 
lische Firmen, unter denen merkwürdigerweise die an 
ter Stelle stehenden dieses Fachgebiets nicht vertreten 
.d, und an wine Anzahl französische Firmen, 
meider und Batienolles, sowie an eine Bukarester Maschinen- 
fabrik übertragen worden sind. Es händelt sich dabei um die 
eezune von 5000 Lokomotiven, 30000 Güter- und 3000 
Personenwasen, einschließlich Lieferun® der Ersatzteile und 
Rohstoffe und Stellung der nötigen Maschinen und sonstigen 
mlagen. Die Arbeiten werden der Bescheunigung halber 
rumänischen "Werkstätten ausgeführt, und zwar hat die Re- 
rung den englischen Unternehmern acht und den franzö- 
chen vier Werkstäiten zur Verfügung westellt. Man er- 
artet mit Bestimmtheit, daß auf diese Kr die Eisenbahnen 
Rumäniens alsbald “wieder zu voller Leistungsfähickeit oe- 
»racht werden können, und sicht dies als den ersten ' Schritt 


nter dem Kriege sehwer selitten hat, aber bei dem natür- 
"lichen Reichtum des Landes alle Möglichkeiten einer günstigen 
icklung: bietet. Nur ist der Rumäne selbst nicht im- 
e, diese Entwickelung herbeizuführeg.. Der Engländer, 
die rumänischen Wirtschaftsenselesenheiten in die Hand 
mmen. zu haben scheint, wird dies schon eher f. ertir brin- 
‘och sollte sich Rumänien darüber klar sein, daß es 
‚davon keimen Nutzen haben wird, sondern daß England 
seiner bekannten eigennützigen Pohtik nur zu gern Rumä- 
zu seinem ‚eigenen Vorteil ausbeuten wird. 


iritöthöhung in Rumänien. Die rumänische Resierung 
wie wir dem Alle. Tarif-Anz. entnehmen, am 8, Dezember 
- folgende Verfüsung erlassen : „Hierdurch wird die 
ehmisung erteilt, daß die gegenwärtig in Kraft stehenden 
altarife der rumänischen Eisenbahnen für Reisende, Ge- 
unde und Güter um 100% erhöht werden, mithin von 
unten anseschenen Tage angefangen die Gebühren dop- 
‚lt anzuwenden sind. Ausgenommen von dieser Erhöhung 
den die Artikel Brennholz und’ Lebensmittel. für welche 
ondere Vorschriften gelten. Die gleiche Erhöhung wind 
auch auf alle Regietaxen, Nebengebühren, Frachtzuschläge, 
anipulationsgebühren, Ein- und Ausladekosten, Wagenstand- 
{ der, "Wägegebühren sowie auf alle anderen Gebühren, 
elche in den gegenwärtig in Kraft befindlichen Eisenbahn- 


ei Die Erhöhung eilt. auch für jene abarıngen: 
den verschiedenen Konventionen mit den rumänischen 
en Den wurden. Set werden. er die 


IENSO- ie De für Wochen: krbeiler- und Schülerkar ten. 
Dies ; Maßnahme trıtt am 15. Dezember 1920 in Kraft. Y 


und Güterverkehr zwischen Finnland und 
"Nach. Artikel 37. des Friedensvertrages zwischen 


Personen- 
and. 


Der 


Baden Fragen im Ausschuß nicht behandelt sind, 


eingesetzt werden, 


venze nach Rußland überschreiten ‚können. 


‚erheit zugunsten. des finnischen Staates. 


Di ‚sondern müssen in Rajajoki Beenden von. 
D ä 


ER de ee "Bahn. - Wie 


aser Bahn mit schwedischen Fabriken einen Vertrag über 


x: = Dr Eisenbahnen von Sudswestafrika. 


darunter » 


zum Wiederaufbau des’ rumänischen: Wirtschaftslebens an, das. 


nnland und Rußland ist ein gemischter Ausschuß für die 
dnung besonderer wirtschaftlicher Fragen einzusetzen. In- 
Igedessen kann vorderhand kein Handelsaustausch zwischen 
nd und Rußland in. Frage kommen, so lange die be- 


uß soll nach Inkrafttreten des Friedens so schnell wie 


finnische Eisenbahndirektion schlägt in einem Schrei- 
sn an den Staatsrat vor, daß bei dem kommenden Wiechsel- 
erkehr mit Rußland die Reisenden in Station Rajakoki um- 
- sollen. Auch "Güter sollen hier umgeladen werden, 
del llen unter gewissen Bedingungen und nach Überein- 

an en mit den Zoll- und Grenzbehörden Güter auch in di- | 

en finnischen Eisenbahnwagen geren Miete und Sicherheit 
Wenn der 
en nicht innerhalb 15 Taxen zurückkehrt, verfällt die 
Dagesıen können 
von Rußland nach Finnland vorderhand nicht unmittel- 


. nach. Lüderitzbucht und 4330 t nach Walfischbucht. 
Teil dieser Güter, der aus Durban und Aleoa kam, wurde in 


- „Handelsmuseum“ meldet. hat die Verwaltung der Wladi- 


ng von 1000 Lokomotiven geschlossen; die ersten 150- 
and ai dieser Lieferung sollen schon Anfang. 1921 in“ 


Fremde Erdteile. 


Ein Bericht des 
Britischen Handelsbevollmächtigten in Kapstadt beschäftigt 
sich eingehend mit den Bahnen des Südwestafrikanischen 
Schutzgebiets, des ehemalien Dieutsch-Südwestafrika. Er gibt 
zunächst eine kurze Beschreibung der Entstehung dieser 
Bahnen, deren von Haus aus militärischen Charakter er be- 
tont, unter der deutschen Herrschaft und schildert dann die 
Veränderungen während des Krieges. 1915 erbauten die Eng- 
länder die 503’ km lange Bahn Prieska-Upington- Kalkfontein 
in Kapspur und, stellten so eine Verbindung zwischen den 
Bahnen von Süd- und Südwestafrika her.- In demselben J ahre 
lesten sie die 193. km lange Strecke Karibib-Swakopmund in 
Kapspur um. Auch von der Walfüschbucht bis Swakopmund 
bauten. sie eine 37 km lange Eisenbahn in der eleichen: Spur- 
weite. Die Leitung des Eisenbahn wesens im Schutzgebiet Süd- 
‚westafrika ist der Verwaltung der Eisenbahnen von Südafrika 
übertragen. Seitdem. die Feindseliekeiten eingestellt; worden 
sind und das Besatzungsheer zurückgezogen ist, hat sich Han- 
del und Wandel wieder gehoben, und der Verkehr auf den 
Eisenbahnen nähert sich wieder früheren Verhältnissen. So- 


"wohl der Personen- wie der Güterverkehr nimmt zu, nachdem 


er zunächst, namentlich als Folge der Veerringerung der Stärke 
des Heeres, der einen lebhaften Verkehr hervorgerufen hatte, 
‚auf allen Gebieten zurückgegangen war Die vor dem Kriege, 
also von Deutschland erbauten Eisenbahnen in Südwestafrika 
sind nach englischem Urteil die Vierkörperune seiner baulichen” 
Höchstleistung, die Betriebsmittel lassen jedoch zu wünschen 
übrig, wahrscheinlich weil sie während des Krieges herunter- 
sewirtschaftet worden sind und nichts zu ihrer Auffrischung 
»eschehen ist. Damit ist es auch begründet, daß die Lokomo- 
tiven häufig die Werkstätten zu Instandsetzungsarbeiten auf- 
suchen müssen. Die Werkstätten in Usakos sind in eutem Zu- 
stande und sind in den letzten zwei Jahren ausgebaut worden. 
‘In ihnen sind fünf Vollspurlokomotiven aus Überbleibseln von 
Maschinen, die im Kriese zerstört worden sind, zusammen- 
sıebaut worden. Nach einem Bericht des Generaldirektors der 
Südafrikanischen -Eisenbahnen und Häfen, der, wie schon er- 
wähnt, auch‘ die Bahnen von Südwestafrika leitet, hat das 
Schutzgebiet ein Eisenbahnnetz von 2281 km, von denen 158 
Kilometer Privatbahnen, die. übrieen Staatsbahnen sind. Von 


| letzteren waren Ende März 1919, dem letzten Zeitpunkt, für den 


“ein Bericht vorlıest, 11 km in Kapspur und 45 km in 60-cm- 
Spur außer Betrieb; von den verbleibenden 2067 km Staats- 


‚bahnen waren 1558 km Kapspur-, 509 km 60-cm-Spurbahnen. 


Die Unterhaltung der Eisenbahnen machte in der Dünen- 


strecke wegen der Wanderdünen besondere Schwieriskeiten: 


neuerdings ist es gelungen, diese — wenigstens zum Teil — 


. zu beseitigen, indem die Dünen. mit schwerem Kies bedeckt wor- 


. den sind. ‘Das. Wandern ist dadurch sehr herabgesetzt worden, 
und man will dieses Verfahren daher fortsetzen. Ehe berichtet 
„werden kann, daß eordnete Verhältnisse eingetreten sind, 
"müssen noch sehr umfanereiche Wiederherstellunesarbeiten 
ausgeführt: werden; aber erst wenn der Verkehr sich sehr 
“wesentlich wieder gehoben haben wird, werden die sehr r- 
heblichen Anforderungen -serechtfertist erscheinen, die hierfür 
-nötie sind. iBei zumehmendem Verkehr wird es auch erforder- 
lich werden, die einstweiligen. Brücken und Durchlässe, die die 
‘Stelle der. im Kriege zerstörten Bauwerke einnehmen, durch 
Dauerbauten zu ersetzen. Um den Verkehr der Eisenbahnen 


' von Süd- und Südwestafrika zu beben und um mit der Küsten- 
- schiffahrt in Wettbewerb treten zu können, hat man seit 1916 


Sondertarife für den Übergangesverkehr von den südafrikani- 
schen Bahnen nach „ewissen Orten des Schutzgebiets einge- 
führt. Trotzdem 'beförderte die Küstenschiffahrt in dem am 
30, Juni 1919 zu Ende wegangenen Betriebsjahr 4080 + Güter 
Ein kleiner 


Kapstadt umgeladen und setzte den Weg über Land fort. Die 
. Küstenschiffahrt wird ohne fiesten Fahrplan von kleinen 
 Dampfern von 600 bis 700 t bedient, die nach Bedarf alle zwei 
bis drei Wochen verkehren. 


-— Kamerun-Eisenbahngesellsehaft. Die Verwaltung teilt 
‚über den Stand der Entschädigungsfrage folgendes mit; In 
‚Sachen der Schadenanmeldung für die Industriebetriebe der 
Kamerunbahn, zu denen der umfanereiche Waldbesitz, wert- 


. volle Ölpalmenpflanzungen und große Waldbestände gehörten, 


‚ist im Wege der Vortentscheidung von der zuständigen Spruch- 
'kommission der Kolonialzentralverwältung des Wiederaufbau- 


| ministeriums der Gesellschaft eine Teilzahlung von annähernd 


2 Millionen Mark zugesprochen worden, deren baldiger Über- 
weisung entgegengesehen wird. Weitere Teilzahlungen sind 
‚zu erwarten, sobald eine entsprechende Entscheidung in Sachen 
. der Schadenanmeldung für den eissentlichen Bahnbesitz ge- 
troffen ist. Auf welche Summe die der Gesellschaft schließ- 


Nr.”2 


ee 


lich zufließende Entschädigung sich belaufen wird, und wann 
darüber verfügt werden kann, läßt sich zurzeit noch in keiner 
Weise übersehen. Da auch in anderer Hinsicht besondere Mit- 
teilungen nicht gemacht werden können, glaubt die Verwal- 
tung vorerst keinen Anlaß zur Einberufung einer General- 
versammlung zu haben. Sie hat die vor einiger Zeit ıns Leben 
getretene Interessengemeinschaft der Aktionäre entsprechend 
unterrichtet, und diese wird, da sich ihre Vertreter von der 
Zwckmäßigkeit der Stellungnahme der Verwaltung überzeugt 
- haben, ihre Tätigkeit nunmehr einstellen. 


Bücherschau. 


— Ein einheitliches zeichnerisches Verfahren zur Ermitte- 
der Zugförderungsarbeit sowie des 
Ein Beitrag zur graphischen 
. Hierzu 17 Tafeln. ‘Von 
Dr.-Ing£ W. Müller, Regierungsbaumeister in Wiesbaden. 
1920. Preis 20 N. 

Mit der vorlienenden, von gründlichem Eingehen .auf den 
Stoff zeugenden Arbeit, die der Verfasser bei der Technischen 
Hochschule zu Darmstadt zur Erlangung des Lehrrechts ein- 
eereicht hat, sollten sich vor allem diejenigen Verkehrsleute 
vertraut machen, deren Aufgabe es ist, genaue Fahrpläne für 
die Praxis aufzustellen und die Zugförderungsarbeit der 
Dampf- oder elektrischen Bahnen zu ermitteln. 
züglich diesen Zwecken dienende, mit großer Sachkenntnis 
vorgeführte zeichnerische Verfahren zu seinem Vorteil viele 
Ähnlichkeiten mit der graphischen Statik der. Baukonstruktio- 
men aufweist, dürfte es dem technisch vorgebildeten Eisen- 
bahnfachmann ein leichtes sein, sich die vom Verfasser auf- 
gestellten Richtlinien zur Beherrschung der Bildrechnung zu 
eiven zu machen und demzufolge die zeichnerische Rechnung 
überall dort nutzbrinsend für die Praxis zu verwenden, wo 
die Zahlenrechnune zu zeitraubend ist und schließlich auch 
nicht mehr die genügende Sicherheit verbürgt. 
wird in dem Buche als besonderer Vorzug der Bildrechnung 
hervorgehoben, daß sich diese dem tatsächlichen Kräftespiel 
der Zugbewegung besser anpaßt als die rein zahlenmäßige 


lung» der Fahrzeiten, 
Kohlen- und Stromverbrauchs. 
Dynamik des Eisenbahnbetriebes. 


Verlag von H. Prickarts, Mainz. 


Rechnung. 


Als hervorstechendes Merkmal der Schrift mag hervorge- 
hoben werden, daß der Verfasser für die genaue Ermittelung 
der so außerordentlich wichtigen See — der Zeit- 
recht 
zeichnerisches Verfahren ersonnen hat, nach dem die Zeit- | 0,6% 
wegselinie unmittelbar aus der Linie der Beschleunigungeskräfte 
Fahrzeuge 


weezelinie — ein selbständiges, 


für - Dampf- oder slektrische 


werden kann. 


Die Zuverlässirkeit des Verfahrens ist verbürgt. 
Odenwaldbahn wurden für die Personwenzüge 453 und 462 
zwischen Wiebelsbach-Heubach und Eberbach die Fahrzeiten 
für alle Stationsabstände nach dem zeichnerischen Verfahren 
des Verfassers ermittelt und am 19. Februar 1920 durch fach- 
männische Begleitung dieser Züge festgestellt. daß die Ergeb- 
nisse der Versuchsfahrten mit denen der Bildrechnung senau 
In welcher Weise sich auf das Verfahren 
zur Ermitteluns der Fahrzeiten in einheitlicher Weise weitere 
zeichnerische Verfahren zur Bestimmung der Zueförderunes- 
arbeit, der lebendigen Kraft sowie des Kohlen-, Wasser- oder 
Stromverbrauchs aufbauen, ist in dem Werke angeweben, so 


übereinstimmten. 


behandeln. 


nachzuholen. 


zuschlag. 


‘ Zahlen. 


Da das vor- 


Einheit abzulesen. 


Mit Recht 


zeitersparendes 


aufgetragen 


Auf der 


daß schließlich auch die von der Zugkraft abhängigen Selbst“ 4 
kosten des Zug- und Rangierbetriebes ermittelt werden kön- 
nen. Die auf 17 Tafeln gebrachten zahlreichen Berechnungs- ° 
beispiele sind mit den für die jeweiligen Rechnungen ver- 
forderlichen Angaben versehen; ganz ausführlich jist hierbei ° 
der Dampfzugbetrieb behandelt. 4 

Für eine zu erwartende Neuauflage des Werkes wäre an- 
zuregsen, den elektrischen Zugbetrieb etwas einsehender zu 
Nebenher sei bemerkt, daß im Inhaltsverzeichnis. 
leider nicht angereben ist, auf welchen Seiten die aufgeführten 
Absehnitte zu finden sind; auch dies wäre beim Neudruck 
Alles in allem eibt ‚das Buch wertvolle An- 
vegungen, die dem Studierenden und dem im Betriebe stehen 
den Fachmann viel Nutzen brinzen können. 

— Santz-Multiplikator, 
Santz, Oberingenieur in Berlin. 
Springer i in Berlin W 9. Preis zeb. 30 MN, zuzüglich Teuerunges h 


Die das gesamte Zahlenreich umfassende Rechentafel er- 
möglicht das unmittelbare Ablesen des Ergebnisses aller 
Längen-, Flächen-, Inhalts-, Gewichts- und Preisberechnungen, 
wie überhaupt der Multiplikation und Division beliebie vieler 
Bemerkenswert ist, daß die vorhandenen 2015 Ein- 
heitszahlen nicht in arithmetischer Reihe 1 — 
usw.) steigen, sondern in geometrischer Reihe, bei der 
jede folgende Einheit gegenüber der vorhergehenden immer 
um den gleichen prozentualen Betrag wächst 
Durch diese Maßnahme ist gegenüber den arithmetisch ange- 
ordneten Rechentafeln der Vorteil genaueren Ablesens des” 
Ergebnisses erreicht worden. 
eine Einheit nicht unmittelbar zur Ablesung vor, so muß ent- 
weder interpoliert werden, oder man beenügt sich damit, dass 
“Ereebnis bei der nächst höheren oder tieferen vorhandenen 
Dabei ist man bei arithmetisch an- 
seordneten Tafeln über die Größe des Fehlers im Zweifel, 
denn‘dieser ist an den einzelnen Stellen ‘der arithmetischen 
Reihe verschieden groß, weil der Unterschied z, B. von. 
1 auf 2 100%, von 2 auf 3 50 %, von 3 auf 4 33% %. von 4 auf 
25%, von 10 auf 11 10% usw. beträgt. 
kann bei der im „Santz-Multiplikator“ gewählten geome tig 
schen Reihe, wo auch immer ein Zwischenwert aus der 
nächst höheren oder tieferen vorhandenen Einheit abzelesen 
wird, der Fehler- eine gewisse „leichbleibende prozentuale 
Größe nicht übersteigen, die für den vorliegenden Zweck nach 
den Darlegungen des Urhebers so gewählt ist. daß der Unter- 
‚schied zwischen aufeinanderfolgenden Einheiten nur rund 
"beträgt. Solli® in. besonderen Fällen diese Genauigkeit 
nicht genügen, so läßt Sich auch der genaue Wert aus der 
Rechentafel ermitteln. Bi 

Die nach einiger Übung erreichbare sachgemäße Benuteual 
‚der aus der Praxis entstandenen 202 Seiten umfassenden hand- 
lichen Rechentafel dürfte besonders bei Bestandsaufnahmen, 
Kalkulationen und Kontrollen usw. gute Dienste leisten und 
viel Zeit und Mühe bei solchen Rechnungen ersparen, zu deren 
Durchführung der Rechenschieber ‚oder die Rechenmaschine 
nicht benutzt werden können. 
nunestafeln bietet die vorliegende Rechentafel allerdings nicht 
vollwertieen Ersatz. Der Preis darf in Anbetracht der hohen 
Herstellungskosten. die bei Anfertigung eines so umfang- 
reichen und schwierigen Tabellenwerkes naturgemäß entstehen 
müssen, niedrig genannt werden, zumal das Werk. nach allen 
Richtungen in einwandfreier Aufmachung erscheint. _ = 
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D.R.G.M. Rechentafel von Adolf 
1920. Verlag von Julius 
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Findet man in Rechentafeln 


Im Gegensatze hierzu 


Für .die üblichen Lohnberech- 


Amtliche Bekanntmachungen 


1. Gebühren. 


Deutscher Eisenbahn-Gütertarif Teil II. 

Mit Gültiekeit vom 1. Februar 1921 
wird die Überfuhrgebühr zwischen dem 
Bahnhof Königsbere (Pr.) Süd und der 
Ladestelle Aschhof auf 35,90 M (33.50 
Mark ohne Verkehrssteuer) erhöht. Nä- 
heres im Tarif- und Verkehrsanzeiser 
der : ehemalic preußisch - hessischen 
Staatseisenbahnen und bei den beteilie- 


ten Stationen. (30) 
Königsberg (Pr.), den 3. Januar 1921. 
Eisenbahndirektion, 


namens der beteiligten Verwaltungen. 
DEE nn m mm m nn nn super 


2. Güterverkehr. 


Mitteldeutsch-Südwestdeutscher 
verkehr. 
Am 1. Februar 1921 werden die badi- 


Güter- 


schen Stationen Neuenburg und 'Win- 
tersdorf in den Tarif auf genommen. 
Ferner wird die Station. Salzungen in 
gleicher Weise wie die Kaliversand- 
stationen ‘mit besonderen Entfernungen 
nach badischen Nichtverbandsstationen 
ausgerüstet. Auch werden die im Ver- 
kehr nach diesen Stationen bestehenden 
Beschränkungen in der Abfertieungs- 
befugnis. aufgehoben. : (33) 
Erfurt, den 4. Januar 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Binnen-Tiertarif für die vollsrnrie>r 
Linien, Teil II. 
Tiertarif, Teil II. 
deutscher Tiertarif, Teil II. 
Mit sofortiger Gültigkeit erhält unter 


Staatseisenbahnen zu ersehen, auch 


Bayerisch-Sächsischer 
Sächsisch-Südwest- _ 


„B. Besondere Taritvorschristen. 

Grundsätze für die Trachtberer ei 
der erste Satz der Ziff. 2 folgende neue 
Fassung: „Die Beförderung von leben- 
den Tieren in bahneigenen Käfigen 
ändert nichts an der Frachtberechnung 
nach $ 26 der Allgemeinen Tarifvor- 
schriften im Deutschen Eisenbahn-Tier- 
tarif, Teil I.“ Außerdem treten im 
Sächsisch - Südwestdeutschen Tiertarif 
verschiedene Änderungen und Ergär 1 
zungen in Kraft. Näheres ist aus unse- 
rem Verkehrsanzeirer und aus dem 
Tarifanzeieer der Preußisch Hess 00M 


ben unsere Stationen Auskunft. 
Dresden, am 4. Januar 1921. . 
Eisenbahn-Generaldirektionn, 
als geschäftsführende re 


.. 


im fast vollendeten 62. Lebensjahre. 


rechter Mann dahingegangen. 


Altona, den 7. Januar 1921. 


3. Nachrufe. 


Am 6. Januar 1921 starb nach langer schwerer Krankheit 
der Regierungs- und Baurat _ 
Herr Paul Kiehl, 


Vorstand des Eisenbahn-Werkstättenamtes Harburg 


Über 25 Jahre hat der Verstorbene im Dienste der preußischen Staats- 
Deisenbahnverwaltung und im Reichseisenbahndienst gestanden und seit dem 
1. April 1905 der Eisenbahndirektion Altona angehört. 
und strenge Pflichterfüllung zeichneten ihn aus. 


Reiche Sachkenntnis 
”Mit ihm ist ein gerader, auf- 


Sein Andenken wird bei uns stets in Ehren gehalten werden. 


(31) 


Der Präsident, 


die Mitglieder und Hilfsarbeiter der Eisenhahndirekäor 


35 Breslau, den 6. Januar 1921. 


Güterverkehr (Fortsetzung). 


Bayerischer Lokalbahn-Schnittarif. 
Auf den Seiten 27—31 des Tarıifs 

‚in der Spalte „Raddrücke“ die Vor- 

e, welche auf 5000, 5500, 5600 oder 


0 lauten, abzuändern auf 6250 kg. 


abzuändern sind jedoch die Rad- 


Bayreuth Hbf.. Cham, Erlangen, 


. Zu ergänzen ist auf Seite 21 des 
ifs nach Wachenroth:- 
Vaffenbrunn |OR, W] | Cham | 8. 
 Nachzutragen ist auf Seite, 26 des 
zifs nach dem Absatz Bayreuth- 
ıImbach : Dergsiendorf - Kalteneck : 
ernzell, Desgendorf Hafen, Egine, 
enstein, Hensersberg, Iggensbach, 
engine, Schöllnach, Schwanenkir- 
en, Seebach (Ndb.) und Tittling Bhf. 
IV. Seite 3 des Nachtrags II ist unter 
nahmetarife zu ergänzen: 
Für Steinkohlen usw. siehe „Be- 
deres Tarifheft, enthaltend Aus- 
hmetarif 6, gültig vom 1. Oktober 
und „Absatz a) des Abschnitts 
snahmetarife‘ im Nachtrag II 
des Lokalbahn-Schnittarifs.“ 
ben, 7. aar 1921. ke 
'arifamt des R: V.M., 2 


cher Eisenbahn-Gütertarif Teil 1. 
; Gültigkeit vom 1. Februar 1921 
die - Überführungs-Gebühren 
sc. dem Bahnhof "Königsberg 
) Lizent und der Ladestelle u 


B henalie ee 
 Staatseisenbahnen und bei den 
gten Stationen. (28) 
berg (Pr.), den 3. Januar 1921. 
Eisenbahndirektion, 


kvorträge bei den Anschlußstatio- 


- Nerdhausen -Werniseroder 


in das Tarifheft I 


- Kleinlaufenburg 


| 
so 


Am 31. Dezember 1920 verstarb in Wernigerode im 70. een 
der Geheime Baurat a.D. 
Herr Gustav Wegner. 


Der Verstorbene ist über 40 Jahre im Staatseisenbahndienste und übe! 

EB Jahre als Mitglied-der Eisenbahndirektion Breslau tätig 

W 1.Oktober 1916 trat er in den Ruhestand. Er hat sich in langjähriger, treuer 

| - Bilichterfüllung große Verdienste um die Staatseisenbahnverwaltung erworben. 
Sein liebenswürdiges Wesen sichert ihm bei seinen früheren Amtsgenossen 

und ‚Untergebenen ein dauerndes ehrendes Gedenken. 


gewesen. Am 


(32) 


Der Präsident 
und die oberen Beamten des Direktionsbezirks Bregae: 


- Vorbehaltlich der Gemehmigung der 
Landesaufsichtsbehörde welangen ab 
15. Januar d. J. ım Binnen- und di- 
vekten Güter-Verkehr neue Umlade- 
und Rollbockgebühren zur. Einführung. 


Nähere Auskunft we die unter- 
zeichnete Direktion. (29) 
Wernigerode, den 4. Januar 1921. 


Eisenbahn- 
‚Gesellschaft, 
Die Direktion. 

Badischer Gütertarif. Wechselgüter- 

tarife. 

Mıt, Wirkung vom 1.. Februar 1921 
werden Eilstückgutsendungen nach 
ohne Bahnhofibezie- 
hung im Frachtbrief auf Kleinlaufen- 
burg Gbf. absiefertigt. (35) 

Karlsruhe, den 3. Januar 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


Gemeinschaftliches Heft CIb (Stations- 
tariftafeln usw.). Tfv. 200. 

Vom 1. Januar 1921 ab wird im Ver- 
kehr mit Brandenburg Altstadt (Station 
der Brandenburgischen sStädtebahn) 
kein Frachtzuschlae mehr erhoben. Nä- 
heres enthält die am 3. 1. 21 erschei- 
nende Nummer des Tarıfanzeisers. Aus- 
kunft geben auch die beteiligten Güter- 
abfertisungen sowie das Auskunfts- 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 


Berlin, den. 30. Dezember 1920. (23) 
- Eisenbahndirektion. 
Ostdeutsch - Südwestdeutscher Güter- 
verkehr. 


Vom 1. Februar 1921 ab wird die 
Station Hartlieb des Eisenbahndirek- 
tionsbezirks Breslau in die Tarifhefte 
1, 2 und 4 aufgenommen. Ferner wer- 
dien. vom 1. Januar 1921 ab die badischen 
Stationen Neuenburg und Wintersdorf 
einbezogen und 
oleichzeitix die Entfernungen für die 
Stationen Kehl, Kehl Grenze, Neuen- 


kehrsanzeiger 


Nr. 2 


burg Grenze, Weil-Leopoldshöhe Grenze 
und Wintersdorf Grenze seändert, Für 
den Tarifpunkt Breisach Grenze tneten 
veue Entfernungen ab 1. Februar 1921 
in Kraft. 

Näheres enthält der Tarif- 
der ehemalie 
hess. Staatseisenbahnen. 

Breslau, den 29. Dezember 1920, 

Eisenbahndirektion, 
namens der beteilisten Verwaltungen. 


und Vier- 
prieuß.- 
(26) 


Westdeutsch-Sächsischer Güterverkehr. 

Mit Gültiekeit vom 10. Jamuar 1921 
werden einige Tarıifpunkte für die Um- 
behandlung von Sendungen nach und 
von Belgien und Frankreich in den Ta- 
rif aufeenommen. Näheres enthält 
unser Verkehrsanzeigier und der Tarif- 
und Verkehrsanzeiger für den Bereich 
der ehemalie preußisch-hessischen 
Staatseisenbahne en, auch gibt unser Ver- 
kehrsbüro, Wiener Str. +II, Auskunft. 

Dresden, am 4. Januar 1921. (25) 

Eisenbahn-Generaldirektion. 

vamens der beteiligten Verwaltungen. 


Pfälzisch-Bayerischer Güterverkehr. 
Tarif vom 1. August 1916. 

Mit Gültigkeit vom 1. Januar 1921 
tritt der Ausnahmetarif 6 für Gaskoks 
-— im Nachtrag 3 Seite 9 — außer Kraft 
und wird durch. folgenden mewen Aus- 
nahmetarif 6 ersetzt: 

Ausnahmetarıf 6 
für folgende Brennstoffe: 


A, Steinkohlen ; 


Steinkohlenbriketts; 
Steinkohlenkoks; 
Braunkohlen, auch pulverisiert:; 
Braunkohlenbriketts (auch Darr- 
stein und Naßpreßsteine) ; 
Braunkohlenkoks (Grudekoks)*); 
B. Gaskoks. 
Anwendungssbedingunsen: 
1. Frachtzahlung 
a) bei Steinkohlen, Steinkohlenbri- 
ketts, Braunkohlen und Braun- 
kohlenbriketts für das wirklich 
verladene Gewicht, mindestens 
für das Ladessewicht des verwen- 
deten Wagens, bei Wagen mit 
weniser als 10 t Ladesewieht für 
mindestens 10 t, - 
b). bei Steinkohlenkoks und »Gas- 
koks für das wirklich verladene 
Gewicht, mindestens für das 
Ladesewicht des verwiendeten 
Wasens, jedoch wird 
für Wasten mit einem Lade- 
sewicht von mehr als 10 t 
aber weniser als 15 t das 
Ladegewicht nur für 10 t, 
für Wagen mit einem Lade- 
@ewicht von 20 t und mehr 
das Ladegewicht nur für 15t 
senechnet, 
c) bei Braunkohlenkoks für das 
wirklich verladene Gewicht min- 


*) Anmerkune: Unter den Begriff 
Steinkohlen;, Braunkohlen, Stein- und 
Braunkohlenkoks des Ausnahmetarifs 
6 fallen auch Kohlenschlamm und 
Schlammkohle, ferner Peinkoks, Gene- 
ratorkoks, Kleinkoks, Kokserieß, Kokis- 
SrTus, Koksklein, Kohlenlösche, Koks- 
staub, Kohlenstaub usw., sofern diese 
Stoffe zu Heiz- und Brennzwecken ver- 
wendet werden. Bei Verwendung sol- 
cher Sendungen zu andern gewerblichen 
(z. B. zum Ausstreuwen von Gießenei- 
formen) Zwecken, die im Gegensatz zu 
den eigentlichen Brennistoffen verpackt 
zur Beförderung aufgeliefert werden, 
ist die Tarifklasse D (Abteilung A des 
Alleemeinen Frachtsatzzeisers) anzu- 
wenden, 


Bi 


er Z 


Zeitung des Vereins »- 
Deutscher ie ae 


destens für 10 t für den Fracht- 
brief und Wagen. 

2. Die Frachtsätze werden nur ge- 
währt für Sendungen, die im In- 
land verbraucht werden, und zwar: 

a) sogleich bei der Abfertigung, 
wenn der Frachtbrief den Voer- 
merk „zur Verwendung ım In- 
land“, oder bei Sendungen, die 
aus dem Ausland eingehen, den 
Vieermerk „zur Verwendung im 
Deutschen. Reich“ trägt, oder 

b) nachträglich im Erstättungswege, 
wenn der Empfänger innerhalb 
drei Monaten nach Ablauf des 
Versandmonats die Verwendung 
ım Inland nachweist; 

e) für Sendungen von den Wasser- 
umsehlassstellen (zu vergl. Ziff. 
Ib des Geltungsbereichs) nur 
dann, wenn die Kohlen- und 
Kokssendungen auf dem Wasser- 
wege angebracht sind und die ab- 
sehenden Sendungen im Fracht- 
brief zusätzlich als „Wasserum- 
schlassgut“ bezeichnet sind. 
Außerdem finden. sie Anwendung 
auf Brikeits welche in den 
Hafenstationen aus zu Schiff an- 
oekommenen Stein- und Braun- 
kohlen hergestellt sind und ab 
da mit' der Eisenbahn weiter- 
gehen. Ist es versehentlich unter- 
blieben, den Vermerk „Wasser- 
umschlassgut“ im Frachtbrief an- 
zubringen, so finden diese Fracht- 
sätze des Ausnahmetarifs nach- 
träglich im Erstattungsweee An- 
wendung, wenn der Empfänger 
innerhalb drei Monaten nach Ab- 
lauf des Versandmonats die An- 
kunft der Kohlen usw. auf. diem 
Wasserwegse nachweist. 

Die Eisenbahn behält sich das 
Recht vor, einen Nachweis über 
den Verbleib und dıe Herkunft 
-des Gutes zu fordern. Als In- 
land gilt das Gebiet des Deut- 
schen Beiches. 

3. Für Sendungen nach deutschen Sta- 
tionen, die nieht auf deutschem Ge- 
bvet lieg en und für Sendungen nach 
Stationen auf deutschem Gebiet, die 
ausgeführt werden sollen, gilt der 
Ausnahmetarif nicht. Im Verkehr 
nach diesen Stationen ist die Fracht 
nach Tarifklasse D (der Spalte B 
Frachtsätze für Steinkohlen usw.) 
zu berechnen. 

Frachtberechnung. 

Die Fracht wird nach den Entfer- 
nungen des Kilometerzeisers und den 
Frachtsätzen des nachstehenden Fracht- 
satzzeizers berechnet. 

Geltunesbereich: 

Der Ausnahmsetarif sılt 
1. für die unter A genannten Brenn- 

stoffe : 

a) von den Gewinnunssstätten : 
Eichhöfen (Opf.),  Gundelsdorf, 
Haidhof, Hausham, Peißenbere, 
Penzberg Gbf.. Ponholz, Schaftlach, 
Schirnding, Schliersee, Schwandorf, 
Schwarzenfeld und! Stockhleim (Ofr.), 

b) von den Wasserumschlagstellen, 
soweit die Kohlen usw. auf dem 
Wasserwege eingegangen sind: 

Aschaffenburg Süd, Bamberg, Kit- 
zingen, Marktbreit. Ochsenfurt, 


Schweinfurt Stadt und Würzburg: 


sowie Maximihlansau und 
Speyer Hafen, 
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; 


ec) von den Grenzstationen.: 
Esser, Eisenstein, 
Furth i. Wald, Passau, Salzburg 
und Simbach (Inn), 
nach sämtlichen Stationen mit 
Wasenladungsverkehr. 
1). für Gaskoks von und nach allen 


Stationen mit Waeenladungsver- 
kehr. 
Frachtsatzzeiger. j 
1. Der Frachtsatzzeiger — seither 


„Kilometertariftafel“ im Nachtrag 3, 
Seite 9 bleibt unverändert. Die Fracht- 
sätze sind nach wie vor zu verdoppeln. 
München, den. 27. Dezember 1920. (27) 
Tarifamt b. Reichsverkehrsministerium, 
Zweigstelle Bayern. 


Tfv. 5. Staats- und Privatbahn-Güter- 

verkehr Heft CIL Tifv. 200. Wechsel- 

verkehr deutscher Eisenbahnen unter- 
einander Heft CH. 

Mit Gültigkeit vom 15. Januar 1921 
wird in dem Ausnahmetarif La für 
Rundhölzer zu Grubenzwecken unter © 
als Erzerubenanschlußstation Binger- 
brück nachgetragen. Auskunft geben. 
die beteiligten Güterabfertigungen so- 
wie das Auskunftsbüro, hier, Bahnhof 


Alexanderplatz. (39). 


Berlin, den 8. Januar 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Staats- und Privatbahn-Güterverkehr, 
Heft A, Anhang 4, Stationstarif — 
Tfv. 200 —. 

Am 15. Januar 1921 erscheint der 
Nachtrag 5. Preis für 1 Stück 120 A. 
Der Nachtrag enthält außer den bereits 
veröffentlichten noch die aus den Ge- 
bietsabtretungen sich ergebenden Ände- 
runeen. (Ein Verzeichnis der Statio- 
nen, im Verkehr mit denen nach dem 
Deutschen Eisenbahn-Gütertarif, Teil I, 
Abteilung B v. 1. 12. 20, Abschnitt „A. 
Allgemeine Tarifvorschriften“ $ 9c ein 
Ladegewicht von mehr als 10 t wegen 
des »eringeren Raddruckes nicht ausge- 
nutzt werden kann, wird in dem in 
nächster Zeit ıerscheinenden Nachtrag 6 
bekanntgereben werden.) Auskunft 
geben auch die beteiligten. Güterabferti- 
gungen sowie das Auskunftsbüro, hier, 
Bahnhof Alexanderplatz. (40 

Berlin, den 7. Januar 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Staats- und Privatbahn-Güterverkehr 


Mit sofortiger Gültirkeit werden die 


Stationen Königin Luisegrube Ostfeld 


zu 110, Königin Luisegrube Südfeld zu 
110 und Koksanstalt Glückauf bei 
Königin Luisegrube Südfeld zu 110 des 
Direktionsbezirks Kattowitz in den 


. oben genannten Verkehr aufgenommen. 


Näheres durch den nächsten Tarıf- und 
Veerkehrsanzeiger. 

Auskunft geben die aren Güter- 
abfertigungen sowie das Auskunfts- 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 

. Berlin, den 4. Januar 1921. (43) 
Eisenbahndirektion. 


Gemeinschaftliches Heft CIb (Stations- 
tariftafeln usw.) — Tfv. 200, 

Mit Gültigkeit vom 15. Januar 1921 ab 

werden im Verkehr mit den Bahnhöfen 

der Nordhausen-Wernigeroder Eisen- 


bahn die Gebühren für die in Nord- . 


hausen oder Wernigerode erforderliche 
Umladung aus den Vollspurwagen in 
die Schmalspurwasen oder umeekehrt 
sowie für die Gestellung von Roll- 
böcken erhöht. 


Franzensbad;- 


» vorübergehende Änderung des $ 6 der 


fertigungssebühren erhoben. 


wie Expreßgut zur Durchführung? 


. IV herausgegeben. 


anzeivers. Das alsbaldige Inkrafttreten 
der Erhöhungen gründet sich auf die 
vorübergehende Änderung des $ 6 der 
Eisenbahn-Vierkehrsordnung R.-G.-Bl. 
1914, Seite 455). — Auskunft geben auch 
die "beteiligten Güterabfertigungen s0- 
wie das Auskunftsbüro, hier, Bahnhof 
Alexanderplatz. (41) ) 
Berlin, den 10. Januar 1921. 4 
 Eisenbahndirektion. 


Gemeinschaftliches Heft CIb (Stations‘ 
tariftafeln usw.) — Tiv. 200. = 

Zu Nr. 283 v. 13. 12. 20 dies deutschen 
Reichs- und Preußischen _Staatsan- 
zeigers, vierte Beilage, letzte Seite, Ab- 
schnitt 12. — Die unter der Überschr 
„Reinickendorf - Liebenwalde - Groß 
Schönebecker Eisenbahn“ bekanntee 
sebene Einführung von Frachtzu- 
schlägen für Wagenladungen ist zum 
]. Januar 1921 eenehmiet - worde 
Näheres enthält die am 10. Januar 1 
erscheinende Nummer des  Tarifan- 
zeigers. Das alsbaldige Inkrafttreten 
der Erhöhungen sründet sich auf die 


Eisenbahn-Verkehrsordnung (R.-G.-Bl 
1914, Seite 455). — Auskunft geben auch 
die beteiligten Güterabfertigungen. so- 
wie das Auskunftsbüro, hier, Bahnhof 
Alexanderplatz. ) 
Berlin, den 6. Januar 1921. 

- Eisenbahndarektion. 


4. Personen- und Güterverkehr. 


Mit Genehmigung der Aufsichts- 
behörde werden mit Wirksamkeit vom 
1. Februar d. J. für jede Abfertigung 
von Gepäck und Expreßsut 40 % Ab- 


Das alsbaldige Inkrafttreten ie 
Maßnahme gründet sich auf die vor 
übergehende Änderung des $& 6 der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung. (44) 

Die Direktion 
Ruppiner -Eisenbahn, 


Nebenbahn Waldhof-Sandhofen. 
Am 1. Februar d. J. erscheint der 
Nachtrax V zum- Tarif, mit welchem 
Erhöhungen der Fahrpreise für N j 
Schüler- und Arbeiterwachenkaglerien 


langen. 

N fähere Auskunft erbait die Betriehl 

leitung in Mannheim-Sandhofön. (37) 
Bahngesellschaft Waldhof. S 
Bekanntmachung. 

Am 15. Januar 1921 wird der an ac 
Bahnstrecke Paderborn-Soest : : gelegene 
Haltepunkt Elsen für den Gepäck- halt 
Expreßgutverkehr eröffnet, (24) 

Cassel, den 31. Dezember 1920. 

Eisenbahndirektion. 


Personen und Gepäcktarif, Teil II der 
ehemal. preuß.-hess. Staatsbahnen. 
Am 1. März 1921 wird der Nachtrag 

Er enthält eine Er. 

weiterung der [Bestimmunsen über die 

Ausgabe von Arbeiterrückfahrkarter 

und seine Erhöhung der Preise für die 

Karten. Nähere Auskunft erteilt uns: 

Verkehrsbüro. 

Erfurt, den 4. Januar 1921. 

Eisenbahndirektion, namens der A 

preuß.-hess. Staatsbahnen. E 


? 
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LX1. Jahrgang 


usbau oder Wiederabban des Reichs- 
eisenbahnsystems? 

hruns der ‚Berliner Hoch- Bid Unter- 
orundbahn durch bebaute  Viertel.: 
Eine Förderung der. fachlichen 
Ausbildung von Handwerkslehrlingen 
und jugendlichen Facharbeivtera in. 


-  verkehrsministerium. — Zur Eisen- dier 
-  bahnbeamtenbewegung. — Schlich- 
tung von Streitigkeiten aus dem not. 
: Tarifvertrage, — Anregungen zur 

4 Erhöhung der Wirtschaftlichkeit. — 
_ Wochenfeiertage. — ‚Betriebsräte. 
- — Eisenbahndirektion in Trier. — 


biet: Die 


Österreich: ‚Temerensszulagen . a 
 Unfallsrenten von Eisenbahnbedien-. 


bahnen durch den Staat. — Erzwun- 
gene Weiterbeförderung eines Per- 


Schiffahrtspolitik Österreichs 
als Ursache seiner Nahrungsmittel- 


ne slowakisches Ge- 
Zukunft der Kaschau- 
Seehenper Eisenbahn. — Vorläufig 
keine Verstaatlichung. der Aussig-. 


\ ® Inhalt: 


Der ungarısche Donauverkehr im 


ersten Halbiahre’ 1920. ==: Porto- 
steten und ihren Hinterbliebenen. . freiheit .und.: Eisenbahnbegünsti- 
— Ablehnung einer geldlichen Un- sungen. — Aufhebung der Kriegs- 
terstützung , der Wiener Straßen- zollbehandlung. — Die Zollverhält- 


nisse Ungarns. 
Uherre seuropäische Länder: 


- Berufsschulen durch Eisenbahn- und sonenzuges. — Wirtschaftliche An-. Erfahrungen bei: schwedischer 
Bere verwaltung. : näherung der Mittelmächte. — Ein Bahnunterhaltung. Asbestonschwel- 
Nachrichten. > r vergessenes Kanalprojekt Kaiser Enten: Weichenmerkpfähle. —  Um- 
Deutschland: Anlage C_ zur Josefs II. — Vorläufige 75prozen- legungs des schwedischen ‚Staats- 
- Eisenbähn - Verkehrsordnung. — tiee Erhöhung der Speditions- etatsjahres, — Diesel - elektrische 

_ Bildung seiner Elektrizitätsabteilung gebühren. — Bau seines Kraftwierkes Eisenbahn-Motorwagen?’ in Schwe- 

=: Rn einer Bauabteilung im Reichs- \ am Achensee. — Zusammenbruch den. — Eine weitere Bahnverbin- 


dung zwischen Frankreich und dem 
Elsaß. — Neue Gütertarife der Eeng- 
:lischen Eisenbahnen. — Rückgabe 
serbischer Betriebsmittel. — Rumä- 
nische und südslawische .Direk- 
tionen der Donau-Dampfschiffahrts- 
Gesellschaft. — Über die allgemeine 


© &iterverkehr nach Ungarn, Südsla- Teplitzer und Buschtiehrader Bahn. Verkehrslage in Rumänien. -— Das 
wien und Rumänien. — Zur Ver- Ungarn: Das deutsch-ungarische Verkehrswesen in Sowjetrußland. 
kehrslage im Ruhrrevier. — Zeit- Wirtschaftsabkommen. — Außer- , — Der Verfall des russischen 

. schrift für Kleinbahnen. — Verein kraftsetzung des mit Österreich ab- ‚Eisenbahn wesens. 

für Eisenbahnkunde. — Fremden- »eschlossenen Handels- und Ver- Fremde. Erdteile:. 'Schnellbah- 
verkehr. — Ausstellung der Was- tragsabkommens. — Erleichterung nen für New-York.: . 
ereiranen- „und ' Energiewirtschaft bei der Ausstellung‘ der Auslands- " Bücherschau. 

"München. 1921. — . pässe. — Die amtliche Meldung der Amtläche Mitteilungen. 


‚Personalnach- 


io Politiker, die trotz aller Warnungen erfahrener Eisen- 
n fachmänner glaubten, das Eisenbahnproblem durch Um- 
ıdlung der Staatseisenbahnen in Reichseisenbahnen mit 
'Federstrich lösen zu können, haben sich schwer ge- 
ht. Wie die Entwickelung der Dinge zeigt, ist man an 
Lösung der schwierigsten Teile des Problems,: vor allem 
der Eanung der Finanzen des neuen Unternehmens vorbei- 
‚Die ‚Verlustwirtschaft der Reichseisenbahnen ist 
oond groß und gefahrdrohend. Amtlich berufene Stel- 

n und die breite Öffentlichkeit befassen: sich mit den Maß- 

ahmen, mit denen man dem Übel beizukommen hofft. Wie 
aupt im gegenwärtigen, inhaltsschweren Abschnitte des 
ng der deutschen Eisenbahnen die Meinungen auseinander. 
u Seite hofft man durch Ausbau des noch unvoll- 
nen Eisenbahneinheitswerks bei möglichster Schonung 
= Reich überkommenen Betriebsformen den noch un- 
"Aufgaben gerecht werden zu können. Auf der ande- 
eite hält man als Heilmittel systemändernde Betriebs- 
en für notwendig, die auf einen Wiederabbau des eben 
u geschaffenen, gemeinwirtschaftlichen Reichseisenbahn- 
ehmens und des darin verkörperten ‚bisherigen Staats- 
hnsystems hinauslaufen würden. _ 
ächlich würde, darüber darf man sich nicht. länschen, 


nach an Auslande Reisenden. — 


srdeganges Deutschlands, so gehen auch über den Werde- 


Amtliche Bekanntmachungen. 


Ausbau oder Wiederabbau des Reichseisenbahnsystems? 
Vom Staatsminister a. D. Wäürkl. Geh; Rat W. Hoff. 


wendig zum Zusammenbruch des unmittelbaren Beichseisen- 
bahnsystems führen :müssen. Ebenso unbestreitbar ist aber 
auch der Nutzen für Reich und Volk, wenn es gelingt, das 
große Werk in vollem Umfange lebens- und leistungsfähig 
zu machen. 


2 Der Ausbau des. Reichseisenbahnsystems. 


‚Obgleich unsere Zeit namentlich auch auf dem Gebiete der 
Wirtschaft überreich ist an Plänen umwälzender Art, hat doch 
der gesunde Grundsatz, mit den einfachsten und natürlichstien 
Mitteln. des Ausbaues des Bestehenden dem Ziele zuzu- 
steuern, seine Zugkraft noch nicht ganz verloren. Er gilt 


„vielen auch heute noch als Richtschaur. für die Durchführung 


der Eisenbahnreformen, die noch der Lösung harren. Auch die 
von der BReichseisenbahnverwaltung untemommenen Schritte 
und in jüngster Zeit angestellten Vorarbeiten. scheinen von 
dem gleichen Gedanken eingegeben zu sein. 

Im ersten Jahre ihrer Wirksamkeit hat die Reichseisenbahn- 
verwaltung das ernste Bestreben der Staatseisenbahnverwal- 
tungen, in-.dem durch Krieg und politische Wirren äußerst ge- 
schwächten Betriebe der Eisenbahnen — dem 
Fahr- und Verkehrsdienste— wieder leidliche 
Ordnung zuschaffen, mit Erfolg fortgesetzt. Es wider- 
spricht dem Tatsachen, wenn von einem außerhalb der Eisen- 


ortsetzung der bisherigen Verlustwirtschaft naturnot- | bahnverwaltung stehenden - Befürworter eher Befor- 


Nr. 3 nr d .— 


men behauptet: wird, unsere Eisenbahnen seien „betrieblich 
zerrüttet“. Vörurteilsfreie und verständige Überlegung muß 
anerkennen, daß es unserem Eisenbahnverwaltungskörper ge- 
lungen ist, den Eisenbahnbetrieb trotz des ungeheuren  Veer- 
schleißes und Verlusts am technischen Apparat: wieder so 
leistungsfähig zu machen, wie es auch den Eisenbahnverwal- 
tungen anderer vom Kriege kaum so stark betroffener Länder 
nur eben möglich gewesen ist. Zu diesen betrieblichen Erfol- 
gen haben, wie jeder unbefangene Eisenbahnfachmann aner- 
kennen muß, die einheitlichen Verwaltungseinrichtungen im 
Betrieb und Verkehr, insbesondere die zentralen Betriebs. und 
Verkehrsleitungen wesentlich beigetragen. Das gleiche gilt 
von: der bezirklichen Regelung dieser Dienstzweige. Solche 
Erfolge sind eine deutliche Mahnung, gerade auf diesem wich- 
tigsten Gebiete des Eisenbahnwesens mit schonender Hand 
auszubauen und zu vervollkommnen, hingegen sich von Um- 
wälzungen fernzuhalten, deren Tragweite nicht abzusehen ist, 
und die unter allen Umständen: Erschütterungen in dem fest- 
gefügten Verwaltungskörper zur Folge haben würden, Er- 
schütterungen, unter denen wir bereits mehr als genug ge- 
litten haben. 

-Überaus betrüblich und Dee ist hingegen noch 
immer und mit jedem Tage fühlbarer die Finanzlage der 
Reichseisenbahnen. Die bisherige Verlustwirtschaft 
darf nicht fortbestehen, sie fordert gebieterisch Abhilfemaß- 
nahmen. Es versteht sich von selbst, daß eine so_ungeheuer 
große Verlustwirtschaft, wie sie die Eisenbahnverwaltung be- 
treibt, von den übelsten Folgen für die gesamte Geschäfts- 
führung begleitet sein muß. Wo die Geldmittel in solchem 
Umfange fehlen, wo der tägliche Betrieb nur mit rückzahl- 
baren Zuschüssen — die Eisenbahnverwaltung macht täglich 
rund 44 Mill. #4 Schulden — aufrecht erhalten werden kann, 
muß es der Verwaltung, und zwar sowohl der obersten Lei- 
tung als auch erst recht den Bezirksverwaltungsstellen an der 
nötigen Bewegungsfreiheit fehlen. Dies ist die Wurzel 
des Übels, undhiermußdas Gesundungswerk 
beginnen, wenn es von wirklichem Erfolg begleitet 
sein soll. 

Nach Art. 89 und 92 der Reichsverfassung sind die Reichs- 
eisenbahnen vom Reiche als eine einheitliche Verkehrsanstalt 
zu verwalten, und zwar nicht etwa als ein Erwerbsunternehmen 
derart, daß sie dem Reiche zur Füllung seiner leider leeren 

. Kassen Gewinne eintragen sollen, sondern vielmehr als ein 
im weitesten Sinne des Wortes gemeinwirtschaftliches Unter- 
nehmen, das der Volkswirtschaft dienen und nur seine eigenen 
Ausgaben aus seinen eigenen Einnahmen bestreiten soll. Diese 
Verfassungsbestimmungen verschaffen der Reichseisenbahn- 
verwaltung eine große Erleichterung gegenüber den früheren 
Staatseisenbahnen, die Jahrzehnte lang Überschußverwaltun- 
gen waren und alljährlich namhafte Beträge an die allge- 
meinen Staatskassen abführten. Die Reichseisenbahnen sinc 
danach grundsätzlich sin wirtschaftlich selbständiges 
Unternehmen und als solches in der Lage, der Gemeinwirt- 
schaft in noch größerem Grade zu dienen als die früheren 
Staatseisenbahnen. Darin werden sie durch die Reichsver- 
fassung nicht nur nicht behindert, sondern: wesentlich be- 
günstigt. 

Leider erfüllen aber die Reichseisenbahnen so lange, wie 
sie eine Verlustwirtschaft betreiben und bei der allgemeinen 
BReichskasse gewaltig hohe Geldmittel zu ihrer Betriebsfüh- 
rung borgen, die verfassungsmäßige Voraussetzung nicht. Das 
allein ist der eigentlicheGrundder Unzufrieden- 
heit mit unserem Eisenbahnwesen, und Abhilfe 
ist nur möglich, wenn die Ursachen dieses Borgsystems aus 
der Welt geschafft werden. Worin diese Ursachen: der Haupt- 
sache nach bestehen, ist-in dieser Zeitung deg öfteren «in- 
gehend dargelegt worden. Es sind die Nachwirkungen aus der 
Kriegszeit und aus der Zeit politischer Wirren, die über- 
hastete und unzureichend vorbereitete Überführung der Staais- 
eisenbahnen auf das Reich, vor allen Dingen aber die damit 
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gesamten Wirtschaftsleben. geltenden, überdies in. der Reichs- 


' Übels die innere Formung des Eisenbahnverwaltungskörpers 


-Reichsressorts zu treffen oder zu veranlassen sind, betreffen 


' sönlichen als auch dier sachlichen, ist eine besonders schwie- 


| organisatorischer Art, die Mehrarbeit und Personalzuwachs 


nachgeordneten Stellen überträgt. — Einer gerechten, aber be 
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im Zusammenhang stehende völlige Virnashläee ug des im 


verfassung verbrieften Fundamentalgrundgesetzes, daß meue 
Ausgaben nicht ohne gleichzeitige deckende Einnahmemaß- 
nahmen bewilligt werden dürfen. Es muß immer wieder auf 
diese Darlegungen verwiesen und immer wieder Se 
hoben werden, daß mit diesen hauptsächlichsten Ursachen des 


nichts zu schaffen hat, daß es sich dabei vielmehr um Auf- 
gaben,  Entschließungen, Handlungen und Unterlassungen dier 
Reichsleitung, der Regierung und des Parlaments handelt, 
und daß es darauf ankommt, an oberster Stelle die 
Grundsätze gesunder Wirtschaftsgebarung 
durchzuführen. - 

‘Die. Maßnahmen, die zu diesem Zwecke von. den zuständigen 


erstens die Verminderung der Ausgaben, 
zweitens die Erhöhung der Einnahmen und 
drittens die genaue Abgrenzung der Eisenbahnfinanzen von 
den allgemeinen Reichsfinanzen. 
Nach den newesten Kundgebungen der Reichsleitung ist man ° 


Base EN ANNE N 


Rt 
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allen; diesen Gebieten bewußt, und es sind nunmehr auch unab- 
weisbar nötige Regelungen im Werke, an denen man) unter 
Verkennung ihrer De leider schon zu lange vorbei- 
gegangen ist. 3 
Die Verminderungder Ausgaben, sowohl der per-, 
rige, aber keinesfalls unmögliche Aufgabe. Zwar steigen 
die Bezüge der (Beamten und Arbeiter mit der ei 
Geldentwertung immer noch, aber es sollte doch die Frage : 
nicht ununtersucht bleiben, ob man nicht in der Zusammen- | 
fassung der Dienstorte in möglichst wenige Besoldungs- und 
Lohnklassen dem Druck der politischen Parteien allzu sehr 
nachgegeben hat und zum Nachteil der großen Städte zu weit 
gegangen ist. Als wirksamer wird! sich das nachhaltige Be- 
streben der Verwaltung erweisen, die Kopfzahl zu vermindern. 
Von der im Werke befindlichen scharfien Revision der Dienst- 
einteilungen und des immer wieder anschwellenden Geschäfts- 
gebarer® bei allen Behörden und den vielen Tausenden von 
Dienststellen, von der planmäßigen Wiedereinführung eines” 
humanen Arbeitsverdingsystems und von anderen geeigneten” 
Maßnähmen darf man sich beträchtliche Erfolge ‚versprechen, E 
wenn: es eine geschickte Disposition. versteht, jede Lücke, die” 
durch den natürlichen Abgang entsteht, ohne Heranziehun 
von neuen Kräften auszufüllen. 


sich der Wichtigkeit von durchgreifenden Maßnahmen auf 
% 


doppeltem Nutzen sein. Zu warnen ist vor Maßnahmen, auch” 
bedingen; ein sparsam ingerichteter  Verwaltungsapparat 
pflegt auch sparsame Anordnungen für die Ausführung zu 
treffen, während kostspielige Verwaltungsapparate, wie die 
untrügliche Erfahrung lehrt, den Haushalt nicht nur durch ihren 
eigenen hohen Aufwand, sondern auch dadurch außerordent- 
lich belasten, daß ihre eigene Unwirtschaftlichkeit sich auf di 


sonders strengen Nachprüfung bedarf es bei den sachlichen 
Ausgaben. Sie sind noch ungleich stärker als die persönlichen 
Ausgaben gewachsen: Das gilt namentlich ‘von den Preisen 
der 2202 een Mehrzahl der ee und 


Konjankturgewinne ab, die een hoch sind. 4 | 
gesichts solcher Zustände muß die Reichs- 
eisenbahnleitung zeigen, daß auch sie des 
kaufmännischen Geistes, der in erster Linit 
den Vorteildeseigenen Geschäfts im Augehat 
nichtentbehrt. Sie muß sich bewußt sein, daß sie. mäclh 
tigen Verkaufsvereinigungen gegenübersteht, denen sie ihre 
Machtfülle als Verwalterin einer gemeinwirtschaftlichen Ver- 


Vertreterin der ER "Volkswirtschaft, a 2 hat 
olehe die Pflicht, nicht nur den Nutzen der Eisenbahn- 
tung wahrzunehmen, sondern auch preisregelnd zu 
ken. Läßt sich die Eisenbahnverwaltung von diesem Richt- 
durch keinerlei politischen Druck abdrängen — wozu 
auch unter dem parlamentarischen Regierungssystem die 
(raft besitzen muß —, so wird der Erfolg nicht ausbleiben. 
)er gewichtigste Posten unter den. sächlichen. Ausgaben ist 
"Unterhaltung der Eisenbahnfahrzeuge, das Werk- 
‚ättenwesen. Angesichts des ungeheuer großen Ver- 
hleißes des Fuhrparkes, der erstaunlich hohen Materialpreise 
‚der überaus starken Änderungen bei der Belegschaft der 


chäden unserer Zeit auf diesem Gebiet besonders stark in 
ne ee und, trotz. otioher en 


enbahnwerkstätten ausdem gesamtenübri- 


een der ee aingen die ( er “= 
inektoren dier Werkstätten bleiben und — unter der Ober- 
ng der für die Gesamtverwaltung des Bezirks verant- 
lichen Präsidenten — in unmittelbarer, lebendiger Voer- 
dung mit ihren. betriebsbechnischen und betriebsmaschinen- 
hnischen Fachgenossen das Ausbesserungswesen leiten. Ein 
rischaftlicher Fehlgriff deshalb, weil der Aufwand an Ver- 
gspersonal und Verwaltungskosten gewaltig gesteigert 
ohne daß der eigentliche Unterhaltungsaufwand ingend- 
che Einschränkung erfahren würde, die nicht ebensogut, 


‚gar sicherer ‚bei der bisherigen. Betriebsform alt wer- 


Ü nem Experiment, einen Staat im Sinate zu Echäffen, Abstand 
hm men, Dede sich seine Baches ige Rückwirkungen auf die 


L aber hoben Preise aller ee und Teistungen 
zeugen, Geräten und Materialien ermutigen wahrlich 
,‚ auf diesem Wege fortzuschreiten. Vom wirtschaft- 
tandpunkte betrachtet wäre im Gegenteil der Gedanke 


me Tiaferröchände haben der Fe ahırernhliung 
ückgriff auf den Wettbewerb der einzelnen Lieferwerke 
änzlich unterbunden, und es wäre dringend‘ wünschens- 
‚ daß sie wieder sicherere Unterlagen für die wirklichen 
und Gewinne der Privatwerke erhielte. Ein Vorgehen 
nbahnverwaltung in dieser Richtung. könnte große 
tlche Erfolge ‚versprechen. 
die Steigerung der Betriebseinnahmen änlangt, so wird 
dem, der klar in die Zukunft schaut und es aufrichtig 


‚ über die mekohnaz! der oe ıcnlarıte 


usbesserungswerke kann es nicht wundernehmen, daß die | 


| hangwesen, Lagerplätze, 


en erweisen, Ein solcher 


und mißachtet. 


»in Herz und Sinn einzuprägen. 


. die 
Beichsaufgaben. Das Reich wird auch künftig genötigt 
‘sein, die Eisenbahnyerwaltung in gewissen Fällen an der Er- 


rem FBShBNgSEn meins, die neue ie Veer-, 


ng von einem Alpdruck empfunden werden. Bei | 


voller Würdigung der Nachteile, die der Wirtschaft durch so 
starke Tariferhöhungen; entstehen, kann doch die Erkenntnis 
nicht abgeschwächt werden, daß es eine Unmöglichkeit ist, 
ohne diese Maßnahme dem drohenden Zusammenbruch der 


 Eisenbahnfinanzen vorzubeugen. Es ist ein Unding, daß unsere 


Reichseisenbahnen «eine die Finanzen zermürbende Verlust- 
wirtschaft führen und trotzdem geringere Transportsätze er- 
heben als die Eisenbahnen aller anderen großen Länder der 
Welt. Nicht der Steuerzahler, sondern der Verkehrsinteressent 
muß die Kosten der Eisenbahnleistungen tragen. Privatver- 
waltungen schlagen zu diesen Kosten. noch ihren. Gewinn hin- 
zu. Des Gewinns bedarf es bei dem Reichsunternehmen nicht, 
aber die Selbstkosten muß auch dies Unternehmen aufbringen, 
und es wäre ein schwerer ‘Fehler, wollte man: bei dem nach 
schon allzu langem Zögern begonnenen Werke halbe Arbeit 
machen. Die Verkehrswelt muß sich zu ihrem eigenen Besten 
mit dem Unabänderlichen abfinden ; sie wird, der bitteren Not 


gehorchend, auch mit dieser Kufloae fertig werden, wie sie 


mit manch andevem fertig geworden ist, — Daß auch die ande- 
ren Einnahmequellen der Eisenbahnverwaltung aus den. Vier- 
trägen über Bahnhofswirtschaften, Bahnhofsbuchhandel, Aus- 
Privatanschlußgleise, Speise- und 
Schlafwagenbetriebe den Zeitverhältnissen entsprechend so ser- 


: güebig wie möglich zu machen sind, ist selbstverständlich. Die 


Eisenbahnverwaltung darf in allen diesen Geschäften nicht 
den Vorwurf auf sich laden, daß ihr der kaufmännische Geist 
mangelt. Sie darf sich keinesfalls irgendwelchen Luxus auf 
Kosten der Eisenbahnkasse gestatten. 2 

Zu diesen wichtigen und wirksamen. Maßnahmen der Herab- 


minderung der Ausgaben und der Erhöhung der. Einnahmen 


des Eisenbahnbetriebes muß als dritte Maßnahme die genaue 
Abgrenzung der Eisenbahnfinanzen von den, 
allgemeinen Reichsfinanzen: durch ein zur 
Ausführung des Art. 2% der Verfassung zu er- 
lassendes Reichseisenhbahnfinanzgeseiz tre- 


ten. Eine reinliche Scheidung zwischen beiden Verwaltungen 


ist mehr denn je zuvor unabweisbar nötig. Nach der noch so 
kurzen Geschichte der Reichseisenbahnen findet ihre Eigen- 
schaft als gemeinwirtschaftliche Verkehrsanstalt und Dienerin 
der Volkswirtschaft das größte Verständnis im Volke, in 
seiner ‚Parlamentsvertretung und seiner Regierung. Leider 
aber ist die andere Eigenschaft der Eisenbahnverwaltung, 
nämlich die eines wirtschaftlich selbständigen Unternehmens, 
das seine Ausgaben aus den eigemen Einnahmen‘ bestreiten 
muß und nicht auf Kosten der Sfenerzahler. betrieben werden 
darf, nicht nur nicht volkstümlich, sondern wird unter dem 
Druck parteipolitischer Strömungen geflissentlich übersehen 
Es ist dringend ratsam, die Verfassungsvor- 
schrift noch einmal mit voller Deutlichkeit der Allgemeinheit 
Das neue Reichseisen- 
bahnfinanzgesetz wäre hierfür die geeignete Stelle. 
Es hätte weiter insbesondere folgende Punkte zu regeln: 

1. Die endgültige Festsetzungder Eisenbahn- 
kapitalschuld. Was den Eisenbahnen in der Zeit der 
schwersten Not abgenommen und an Verlusten aller Art zuge- 


fügt ist, muß ihr erstattet werden, wie es bei den freien 


Unternehmen geschehen ist. Was bei der Übernahme der 
Eisenbahnen auf das Reich aus Erwägungen rein politischer 
Art vom Reiche über die Eisenbahnschuld: hinaus übernommen 


ist, wird dem Unternehmen. nicht zur Last gesetzt werden 


können. Dagegen wird die Eisenbahnverwaltung die zur Bie- 
triebsführung vom Reiche geleisteten. Zuschüsse als eine Art 


Kapitalserhöhung übernehmen müssen. 


2, Die Festsetzung genauer Richtlinien für 
finanzielle Behandlung gemeinsamer 


füllung seiner Aufgaben: zu beteiligen. Nur dürfen ihr dabei 
von Reichswegen keine Lasten aufgebürdet werden, die sie alıs 
eine wirtschaftlich selbständige Verkehrsanstalt nicht auf sich 
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nehmen kann. Dahin werden gehören: Bau und Betrieb von 
Eisenbahnen aus anderen als gemeinwirtschaftlich-verkehrs- 
politischen Gründen, Freifahrtbewilfigungen an Nichtange- 
hörige der Eisenbahnverwaltung, Beschäftigung von überzähli- 
gem Personal aus Erwägungen allgemein politischer Art und 
andere aus Staatsnotwendigkeiten entspringende Auflagen. 
Um nur ein Beispiel anzuführen, sei auf das Dankschreiben. 
- des Reichsverkehrsministers Gröner vom 12. November v. J. 
verwiesen. Wenn darin ausgesprochen wird, daß ein Über- 
schuß von Menschen, der auf die Demob ilmachungs- 
maßnahmen zurückzuführen sei, moch nicht habe abgie- 
stoßen werden können, so ist der Einwand berechtigt, daß der 
Aufwand für diesen Menschenüberfluß nicht in den Rahmen 
dessen fällt, was Art. 92 der Reichsverfassung der Eisenbahn- 
verwaltung auferlegt, 

Voraussichtlich wird durch das Aufstellen solcher Richt- 
linien eine beträchtliche Entlastung der Eisenbahnen erzielt 
werden. ER ; 

3. Die Begrenzung des Zinsen- und Schulden- 
tilgungsdienstes der Eisenbahnverwaltung. 
Es wird anzustxeben sein, die Eisenbahnschuld auch äußerlich 
dadurch zu kennzeichnen, daß nach dem Vorgange anderer 
Länder „Reichseisenbahnanleihen“ aufgenommen 
werden. Ist die Wirtschaftsgebarung der Reichseisenbahnen 


durch besonderes Gesetz mit dem Art. 92 der Verfassung ın 


Übereinstimmung gebracht, so bietet das Reichseisenbahnunter- 
nehmen eine geeignete, vertrauenerweckende Grundlage für 
Kapitalsanlagen. An dem Erfolge von Aufnahmen von BReichs- 
eisenbahnanleihen dürfte nach einer solchen gesetzlichen Ord- 
nung angesichts des Vertrauens, das unsere Staatseisenbahnen, 
die Bestandteile der Reichseisenbahnen, seit Jahrzehnten ge- 
nossen haben, nicht zu zweifeln sein, namentlich dann nicht, 
wenn außer einer angemessenen Verzinsung ein fester Til- 
gungsplan, vielleicht mit mäßig hohen Prämien, vor- 
gesehen würde. ‚Die allgemeine Reichsschuld würde beträcht- 
lich vermindert und die Reichskasse von dem newen lästigen, 
ja gefahrdrohenden Kostgänger befreit werden, was auch zur 
Wiederbelebung des allgemeinen MBeichskredits beitragen 
würde, 

4. Die Ansammlung und Zweckbestimmung 
der Eisenbahnreserve sowie die Verwendung 
der Jahresüberschüsse des Betriebes. Ist auch noch 
so großer Wert darauf zu legen, die Eisenbahnverwaltung 
vorerst von beträchtlichen Ansammlungen für die Zukunft frei 
zu halten, so wird schon zum Zwecke der Stärkung des Kre- 
dits eine mäßige Reserve umentbehrlich sein. Es wäre ferner 
zu erwägen, ob nicht eine Gewinnbeteiligung des 
Eisenbahnpersonals am Betriebsüberschuß ‚ermöglicht 
werden könnte. Vielleicht könnte ein Teil des Betriebsüber- 
schusses ein für allemal als Anteilsgewinn des Eisenbahnper- 
sonals bezeichnet und etwa derart zur Verteilung gebracht 
werden, daß jeder Beamte und Arbeiter nach einer bestimmten 
Beschäftigungsdawer — z. B. nach 5 oder 10 Jahfen — seinen 
Anteil erhält. Wäre die Gewinnbeteiligung, — wie überhaupt 
jede. Arti solcher sozialen Einrichtungen — auch aller Vor- 
aussicht nach für den einzelnen nicht sehr erheblich, so würde 
sie doch gerade bei der großen Masse des Personals wirksam, 
dabei einfach und klar, verursachte keinerlei nennenswerte 
Verwaltungskosten und vermiede außerdem auch andere Nach- 
teile, wie Mißgunst und Argwohn, die. anderen Gewinnibeteili- 
gungsarten nur zu sehr anhaften. 

5. Die Art der Einfügung des Haushalts und 
der Reehnung der Eisenbahnen in den allge- 
meinen Haushalt ünd die allgemeine Rech- 
nung. Dieser Regelung wird allem Anschein nach eine über- 
trieben große Bedeutung beigelegt. Insbesondere glaubt man 
in der haushaltsmäßigien Behandlung die Grenzen der Zu- 
ständigkeit des Reichsfinanzministers für seine Mitwirkung 
in Eisenbahnangelegenheiten zu finden, Tatsächlich wird in 
der Gegenwart diese Zuständigkeit durch die Defizitwirtschaft 


nach seiner Meinung unwirtschaftlich sind und die Zuschuß 


‚auf. die Wirtschaftsgebarung, weniger auf die Form ı 


-v.J.) ausführlich dargelegt ist, genau so wie die Leitung jed v 


nehmens, 


- töricht, unkaufmännisch. 
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der Eisenbahnverwaltung gefordert und bestimmt. Solange die 
Eisenbahnen zu ihrer Betriebsführung Zuschüsse des Reichs 
in Anspruch nehmen, has der Finanzminister die Pflicht dez 
eingehenden Mitwirkung bei der Eisenbahnfinanzgebarun, 
und des Einspruchs gegen Maßnahmen und Anordnungen, di 


leistung des Reichs ungünstig beeinflussen oder gar zum Zu 
sammenbruch der Finanzen führen könnten. Bedarf aber di 
Eisenbahn verwaltung" aauhb ihrer Wiedergesundung solcher Zu 
schüsse nicht mehr, erfüllt sie die Vorschrift im Art. 92 der 
Reichsverfassung, so entfällt die Notwendigkeit jener inte 
siven Mitwirsnag des Finanzministens; seine Mitarbeit wir 
auf die Überwachung der finanziellen Rückwirkungen d 
Handlungen der Eisenkahnverwaltiung auf die Finanzen de 
übrigen Reichsressorts eingeschränkt, wie er andererseits b 
seinen Handluneen die kückwirkungen auf das Eisenbal 
ressort nicht außer acht lassen darf. Es liegt also bei « 
Eisenbahnverwaltung selbst, sich und ihren Verwaltung 
körper wırwschaftlich selbständig zu machen; es kommt n 


Haushalts an: nur darf diese Form die Eigenwirtschaft ein 
sich selbs+ unterhaltenden Eisenbahnverwaltung nicht unter 
binden oder beschränken. ee 
6. Die Einsetzungeines Reichseisenbahnau 
sichtsrats. Die Leitung des Riesenbetriebs der Eise 
bahnen bedarf, wie in dieser Zeitung (Nr. 72 vom 23. Oktob 
anderen Großbetriebes einer dawernden „wirksamen Über 
wachung durch ein sachverständiges Organ, dem 
zugleich die Aufgabe obliegt, jeder Vernae 
lässigunge des Art: 9 der Reichsverfassun 
rechtzeitig durch Ablilfemaßnahmen vorz 
beugenundsodennachteiligen Folgen parte 
politischer Strömungen zu begegnen. Wie 
Dinge liegen, ist ein wirtschaftliches Gedeihen der Rei 
eisenbahnen nur möglich, wenn Vertreter der am Fortbeste 
einer leistungsfähigen Eisenbahnvervmaltung zumeist bete 
ten Volkskreise, nämlich der V'erkehrsinteressenten, des Bis 
bahnberufs und der Lieferwerke, an der Wirtschaftsführ: 
der Eisenbahnen in: einer als Arbeitsgemeinschaft eingerich 
ten Beratungs- und Aufsichtsstelle tätig mitwirken. Der A 
gleich der einander widersprechenden Forderungen dies 
Volkskreise ist der Boden gedeihlicher Wirtschaftsführung 
letzten Endes des Fortbestandes des BReichseisenbahnun 
An der dazu gesetzlich berufenen Stelle wird ı 
Spiel der Kräfte unter der ausgleichenden Leitung des für die 
gesamte Betriebsführung verantwortlichen Ministers jede 
Teil nur das an Forderungen durchsetzen, was das Gan 
tragen kann. N 
Eine so geartete gesetzliche Regelung der finanzpolitise 
Geschäfte der Eisenbahnverwaltung würde auch die ebenf: 
noch ausstehende Neuordnung des Verwaltungskörpers, m. & 
die einheitliche Verwaltungsordnung d 
Reichseisenbahnen wesentlich erleichtern. 
Als oberster Grundsatz dieses neuen Verwaltungswe 
sollte gelten, daß ein Überzentralismus und ein Übeı 
dezentralismus gleich gefährlich sind. Geräuschvoll i 
freilich der Ruf nach Dezentralisation, aber es darf nicht ü 
sehen werden, daß die freie Wirtschaft, aus der dieser Rı 
‚soweit er das Eisenbahn wesen betrifft, besonders laut erscha 
bei sich selbst immer stärkere und mächtigere Einheitsverbä 
aller Art schafft. Solchen Vorgängen gegenüber Einheits 
riehtungen im Eisenbahnwesen aufzugeben, wäre geral 
Ebensowenig darf der 
nach Dezentralisation überspanntem Partikularismus, vor 
in einem neueren Aufisatze der Wirkli Geh. Rat Dr. Kirchh 
.nachdrücklichst warnt, Vorschub leisten. In der Eisenbahn 
waltung kann zwischen Zentralisation und Dezentralisation 
der mittlere Weg zum Ziele führen. Einheitserrungenschaf 
‚die sich bewährt haben, wären beizubehalten, wobei inder 
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sehr wohl erwogen werden könnte, ob es notwendig ist, alle 
Einrichtungen solcher Art bei der Zentralleitung zu ver- 
einigen, oder ob nicht auch außerhalb des größten Bestand- 
teils der Reichseisenbahnen, der preußischen Staatsbahnen, 
.: bestehende Einheitseinrichtungen für das Ganze nutzbar ge- 
? macht werden können, ob beispielsweise nicht die bayerischen 

Konstruktionsämter unter Entlastung des Eisenbahnzentral- 
_ amts als Konstruktionsämter für das ganze Reichsgebiet aus- 
zubauen wären. ‘Auf der anderen Seite wäre dem Drange der 
Bezirksverwaltungen näch Selbstbetätigung und Bewegungs- 
‚freiheit soweit irgend möglich Rechnung zu tragen. Eine 
solche in der neuen Verwaltungsordnung zum Ausdruck ge- 
brachte Absicht würde zur vollen Wirklichkeit werden, wenn 
_ erst einmal der schwerste Stein des Anstoßes, die wirtschaft- 
 liehe Unselbständiskeit und Gebundenheit der Zentralleitung 
Ri und die zwangläufig noch stärkere Unselbständigkeit der Be- 
- zirksverwaltungen mit dem Aufhören der Defizitwirtschaft 


Te 


_ und der Zuschußleistungen aus der allgemeinen Reichskasse 


ea aus dem Wege geräumt sein wird. ‘ 
Die gesamte Organisationsarbeit aber müßte ‚von der Er- 
a kenntnis getragen sein, daß noch auf lange Zeit weise und 


53 ernste Sparsamkeit, harte Beschränkung auf das Allerdring- 
 lichste die Richtlinie der Eisenbahnverwaltung sein muß. Die 
Neuordnung darf weder eine Erhöhung des Verwaltungsauf- 
'wandes verursachen, noch darf die Selbstbetätigung irgendeiner 
_ Verwaltungsstelle dem Ergebnisse des Gesamtunternehmens 
3 abträglich sein. Wenn die berufenen Organisationen sich diese 
e bitteren Wahrheiten vor Augen halten, und wenn sie die 
chen Erfahrungen, die unsere früheren Staatseisenbahnen, 

die größeren wie die mindergroßen, mit Verwaltungsgebilden 
der verschiedensten Art semacht haben, richtig bewerten, 
_ werden sie über manche Meinungsverschiedenheiten, bei 
‚denen nicht selten der Verwaltungsformung größere Bedeu- 
ng beigelegt wird, als ihr tatsächlich zukommt, hinweg- 
E samen. und eine Verwaltungsordnung der Reichseisenbahnen 
schaffen, die für das Ganze und für die einzelnen Gebiete gute 
Früchte tragen. wird. 


BL DE ehe des Reichs- 
Le  eisenbahnsystems. 


E "Nicht den Weg des Ausbawes der in der Reichsverfassung 
 verbrieften. unmittelbaren Verwaltung der Eisenbahnen als 
= einer einheitlichen Verkehrsanstalt durch das Reich gehen 
j _ verschiedene in der Öffentlichkeit bekannt gewordene Re- 
® _ formpläne, wozu insbesondere die Vorschläge von R. Melchior, 
# "vom Geheimen Rat v. Völcker und von Zeis zu rechnen sind. 
_ Mögen die Ausgangspunkte der Vorschläge verschiedener Art 
sein, im Endergebnis sind alle diese Pläne systemändernd, 
Be _Gemeinwirtschaftlichkeit des Reichseisenbahnunter- 
 mehmens mehr oder minder einschränkend. Die empfohlenen 
neuen. Betriebsformen bedeuten, daran kann keine Dar- 
 stellungsart, sei sie auch noch so geschickt, etwas ändern, den 
ersten Schritt des Wiederabbaues des eben erst geschaffenen 
_ Reichseisenbahnsystems. - 
a überwiegende Mehrheit unserer ee wird 


{ geknüpft ‚waren, nur in Prdge een könnte, wenn das 
jetzige System an sich unhaltbar wäre, oder wenn die vor- 
Ihlapenen neuen Systeme die Wiedergesundung der Reichs- 
nbahnen mit Se brächten ee wenigstens ganz außer- 


En und die Wirtschäftsführung Eh in gesunde "Bähnen 
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‚ das Eisenbahnwesen im Parlament zu vertreten. 


E* ee wenn die Reichsleitung sich von en 


mache die Lösung unmöglich, würden alsdann die Reform- 
pläne eine denkbare Lösung \bedeuten oder ermöglichen? 
Man wird die Frage verneinen müssen, wenn man sich die 
Beformpläne in ihren Grundzügen vergegen wärtigt. 
Unmittelbare Träger der Eisenbahnverwaltung wären nach 
dem Vorschlage Völckers fünf bis sieben regionale, gemischt- 
wirtschaftliche, finanziell selbständige  Eisenbahngesell- 


‚schaften, von deren Stammkapital das Reich, um wenigstens 


scheinbar dem Art. 89 der Reichsverfassung zu genügen, mit 
51% beteiligt wäre. Diesen. Gesellschaften hätte das Reich 
seine Eisenbahnen gegen Pachtzins zur Verfügung zu stellen. 


Die Generaldirektionen der Eisenbahngesellschaften wären 


mit ihren Aufsichtsräten die eigentlichen Betriebsführer und 
Verwalter. Einer Spitzengesellschaft wären gemeinsame 
Regelungen vorzubehalten. Dem. Reichsverkehrsminister 
würde die Beteiligung an der laufenden Betriebsverwaltung 
abgenommen, er hätte die’ obersten Richtlinien der Verkehrs- 
und Personalpolitik festzusetzen, die Aufsicht zu führen und 
Eine ähn- 
liche Betriebsform scheint Zeis im Auge zu haben. Auch die 
Reformplänre Melchiors sind ähnlich geartet,. Er will außer 
einer Reichseisenbahngesellschaft sieben gebietliche Eisen- 


bahngesellschaften — je eine für etwa 8000 km Bahnlänge — 


bilden, fügt aber sogleich noch wbensoviele Betriebswerk- 
stätbengesellschaften hinzu, richtet außer einer Zentraldirektion 
mit ihrem Aufsichtsrat 14 Generaldirektionen mit ebenso- 
vielen Aufsichtsräten ein und überträgt den Generaldirektionen 
im wesentlichen die Befugnisse, die bisher dem Minister zu- 
standen, will die leitenden Posten in der Zentralverwaltung 
und den Generaldirektionen mit erstklassigen Kauf- 
leuten und Organisatoren besetzen und nimmt für 
diese Persönlichkeiten die Anstellung auf Privatdienstver- 
trag mit ähnlichen Bezügen (Gehalt und Tan- 
tiemen), wie sie die Privatindustrie gewährt 

in Aussicht. Den Reformplänen ist gemeinsam die Beseitigung 
einer straffen Oberleitung durch den Minister, die Bestellung 
von Generaldirektionen als finanziell selbständigen Verwaltern 
von Teilgebieten und die Beibehaltung der bis jetzt unmittel- 
bar unter dem Minister als, tragfähige Verwaltungskörper 
wirkenden Bezirksverwaltungen (Eisenbahndirektionen) als 


- künftig den Generaldirektionen nachgeordnete Ausführungs- 


organe. 

Dies sind die Grundzüge der BReformpläne. Sie können 
gerade unter den heutigen -Zeitverhältnissen bei einsichtigen 
Eisenbahnfachmänern und Wirtschaftspolitikern nur die aller- 
schwersten Bedenken auslösen. 

1..Der gemeinwirtschaftliche Charakter der 
Reichseisenbahnen würde mit der Aufteilung des Unter- 
nehmens in wirtschaftlich-finanziell autonome Betriebe auf- 
gegeben; er entfiele mit dem ersten Schritt der mehr oder 
minder starken Gewinnbeteiligung des Privatkapitals. Hin- 
weise auf eine denkbare Art von Sozialisierungsplänen anderer 
Betriebe, z. B. der Kohlenbergbaubewirtschaftung, sind ab- 
wegig; was bei heutigen Privatbetrieben einen Aufbau be- 
schränkter Gemeinbewirtschaftung bedeuten würde, wäre bei 
dem gemeinwirtschaftlichken Reichseisenbahnbetriebe sin 
starker Abbau und würde der Zeitströmung zuwiderlaufen. 

2. Mit der Aufteilung der Reichseisenbahnen in gebietlich 
abgegrenzte, selbständige Gesellschaften würde das immer 
noch ihren Hauptbestandteil bildende preußische Staatsbahn- 
system, das Werk Bismarcks und Maybachs, zerschlagen; die 


Einheitlichkeit des Betriebs- und Verkehrs- 


dienstes, der Seele des Transportgeschäfts, würde durch 


. die Neubildung hemmender Gebietsgrenzen auf das schwerste 


beeinträchtigt, die gleichmäßige Berücksichtigung der Forde- 
rungen des Wirtschaftslebens in den einzelnen. Gebieten würde 
unmöglich gemacht. Die Stärke und Nachdrücklichkeit des 
Verlangens nach solch gleichmäßiger Behandlung in allen 
preußischen Provinzen und allen bisher unterschiedslos be- 


dachten anderen Gebieten wird namentlich von Völcker ver- 


Er FRE 


NE 3 


kannt und unterschätzt. Tatsächlich aber wären große Un- 
gleichheiten zu befürchten, weil die Betriebsunternehmen der 
"verschiedenen Gebiete niemals gleichwertig und gleich 
leistungsfähig sein ‘könnten, und weil überdies die ausgleichend 
anordnende Öberleitung fehlen würde und, selbst wenn man 
sie schaffen wollte, ihre Anordnungsbefugnis gegenüber der 
geldlichen Selbständigkeit der Teilunternehmen wenig Bedeu- 
tung hätte, Ein Rückfall in Zustände, die man mit der Ver- 
staatlichung der Privatbahnen für überwunden hielt, wäre 
Euysrmeidbar. Selbst der so schädliche und immer wieder 
in breitester. Öffentlichkeit beklagte Wettbewerb des 
Umfahrens und der Umleitungen und der so nach- 
teilige Widerstand der einzelnen Gebiete gegen die von jedem 
geldlichen Interesse freizuhaltende gegenseitige Betriebsaus- 
hilfe in Zeiten der großen Wellenbewegungen des Verkehrs 
würde wieder aufleben. Wie groß. diese unserer Wirtschaft 
drohenden Nachteile wären, kommt auch dadurch zum Aus- 
druck, daß Zeis dem von mir aus anderen Gründen empfoh- 
lenen Eisenbahnaufsichtsrate als. hauptsächlichste Aufgabe 
die "Überwachung der vorgeschlagenen Gesellschaften nach 
der Richtung übertragen will, „daß aus gegenseitigen Wett- 
bewerbsabsichten keine Schädigungen der am Verkehr be- 
teiligten Volkskreise entstehen“. Aber auch «ine solche 
Überwachung würde das Übel nicht hintanhalten können. 
Schwere Schädigungen des Betriebs- und Verkehrsdienstes 
wären nicht abzuwenden, die mühsamst .wieder geschaffene 
Ordnung wäre aufs neue gefährdet. 

3. Jeder Erfahrung und jedes Überblicks Enbangeind ist der 
Gedanke und Vorschlag Melchiors, außer den sieben Eisen- 
kahnsstehressellenhäfien noch ebenso viele Werk- 
stättenbetriebsgesellschaften mit der gleichen 
Anzahl von Generaldirektionen und Aufsichtsräten einzu- 
richten. _ Es ist dies ein im wahrsten Sinne des Wortes büro- 
kratischer Schematismus, der nur Geldvergeudung und schwere 
Unzuträglichkeiten im Gesamtbetriebe ‘der Eisenbahnen zur 
Folge haben würde. Daß aber ein solcher Plan überhaupt 
gemacht werden konnte, ist ‚bezeichnend für die Strömungen | 
unserer Zeit. Ein jeder will ändern, ohne sich der Trag- 
weite seiner Vorschläge auch nur entfernt bewußt zu sein. 

4. Einfach und durchsichtig, auf das sparsamste einge- 
richtet soll nach den Regeln der Verwaltungskunst das innere 
Gefüge eines Betriebsunternehmens sein. Das gerade Gegien- 
teil ist bei den Reformplänen der Fall. Das vorgeschla- 
gene Verwaltungsgefüge ist so verwickelt 
und undurchsichtig wie nur denkbar. An der 
Spitze eine ganz unmögliche Zweiteilung, die auch der Staats- 
minister Oeser, nachdem diesem Nichtfachmann, aber tüchtigem 
Wirtschaftspolitiker über. ein Jahr ein Einblick in das Ge- 
triebe der preußischen Staatsbahnen wie keinem vordem ver- 
stattet war, mit‘ der abfälligsten Beurteilung verwirft (Frank- 
furter Zeitung vom 27. Juli v. J.).. Zwischen unförmigen 
Zentralstellen und den Generaldirektionen keine klare ‘Schei- 
dung der Zuständigkeit, ohne die eine gedeihliche Betriebs- 
führung unmöglich ist. Ein Wust von nebeneizander wirkenden 
Organen, die einen ungehewerlichen Ballast von Vielkonferen- 
zerei und Vielschreiberei verursachen würden. Daneben. ein 
unvermeidbar gewaltig großes Abrechnungswesen bei jeder ein- 
zelnen Gesellschaft, ohne das nach der Natur des Eisenbahn- 
veerkehrs ein wirtschaf tlich selbständiger Eisenbahnbetrieb nun 
einmal nicht geführt werden kann. Endlich als ausführende 
Bezirksverwaltungsstellen Eisenbahndirektionen, die an Selb- 
ständigkeit wesentliche ‚Einbuße erleiden, dafür aber infolge 
der Aufteilung dies bisherigen Einheitsgebiets in Teilgebiete 
eine Unmasse von neuen Geschäften der Auseinandersetzung 
im Nahverkehr zugewiesen erhalten würden. Das ist keine 
Klarheit, sondern größte Unklarheit. 

Deiner wird heutzutage über Unfähigkeit und Hilflosigkeit 
des bisherigen Eisenbahnverwaltungskörpers, obgleich er 
große Erfolge durch mehrere Jahrzehnte aufweist, über plötz- 
lich über ihn gekommene bürokratische Engherzigkeit und 


 männischer Geschäftsführung“ nichts gegeizt; aber soviel sbeht 


. verweitläufigen. 


 waltungen des Auslandes, namentlich Englands und -Nord- 


legen zu helfen. 


wäre. Das Gesamturteil aber ist dies: 
.schäftsleitungen zeigtsich störend ein Büro- 


Männern das berechtigte Streben, in der Laufbahn bis zu den 


DE Zeitu RER 
Deutscher Eisenbalnvorwaltun we 


Unbeholfenheit Su ßerösiemiEch viel re und 
ben, daneben aber mit dem billigen Schlagworte von „kauf- 


fest; die Reformpläne würden die Masse der Geschäfte außer- 
ordentlich vergrößern und die Geschäftshandhabung ungemein 

Dies gilt namentlich auch von dem Vor- 
schlage Melchiors. Der Verfasser dieser kritischen Betrach- 
tung des Reformwerks kann deshalb, so ungern er von seiner 
Person spricht, nicht zu bemerken unterlassen, daß er in amt- 
lichem Auftrage häufig durch Augenschein untersucht hat, wo 
und wie bei Anderen Erwerbsunternehmen, freien und) staat- 
lichen, der Geschäftsapparat einfacher sei als bei unseren 
Eisenbahnen. Mit der Geschäftsführung früherer Privat 
bahnen starken kaufmännischen Einschlags vertraut, in orga- 
nisatorischen Arbeiten nicht ungeübt, hat er bei einer großen E 
Zahl anerkannt bestgeleiteter Privatwerke aller Zweige und 
Gebiete Dieutschlands, bei manchen Betriebsverwaltungen des 
Reiches und der Bundesstaäten und bei vielen Eisenbahnver- 


amerikas, Studien der erwähnten Art in der ernsten Absicht 
vorgenommen, zu lernen, um bei uns die bessernde Hand an- 
Manches Gesehene war gut, besser als bei 
uns, und ist in unsere Geschäftsführung eingeführt worden; 3 
vieles hätte er getadelt, wenn er dafür zuständig gewesen 
in allen Ge- 


kratismus, und der kaufmännische 
dem Verwaltungsbürokratismus wie eine 
Unkederandern. Beide, Kaufmannund Eisen- 
bahnfachmann, haben ten Grund, jeder vor 
seiner Tür von Zeit zu Zeit Era zu 
kehr on. Nur-tritt das Ungetüm bei dem Geschäftsmann 
nicht an das grelle Licht der Öffentlichkeit, er schlägt die 
Kosten auf seine Preise; die Erhöhung der Eisenbahnpreis 4 
der Tarife, ist vor aller Welt zu begründen. = 
Nach diesem Befunde wäre ein großer Erfolg kaufmä 2 : 
nischer Elemente in der Eisenbahnverwal- 
tung kaum zu erwarten. Freilich geht Melchior davon aus, 
daß der Kaufmann die ihm zugedachten Auf gaben mit größe- 
rem Erfolge als der Eisenbahnberufsmann lösen würde, wenn 
er am Überschuß und selbst am .Minderverlust geldlich inter- 
essiert und um das Vielfache besser gestellt würde, als dieser. 
Wie aber der Eisenbahnfachmann, sei er Verwaltungsmann, 
Techniker oder Eisenbahnpraktiker, noch nicht der erfolg- 
reiche Organisator und Leiter einer Großbank wäre, Wenn er 
mit gleichartigem, hohem Einkommen an ihre Spitze. träte, 
ebensowenig wird der denkende Kaufmann sich zutrauen, ohne 
Fachkenntnisse und Erfahrungen seinen Eisenbahngroßbetrieb - 
zu formen und zu leiten. Beide Männer würdennach 
aller Wahrscheinlichkeitmitihren Reformen 
und Verwaltungskünsten Schiffbruch leiden, 
Die Eisenbahnverwaltung hat heute noch keinen Mangel an 
Männern der Verwaltung, Technik und Praxis, die auch den 
allerschwierigsten Ben vollauf gewachsen sind. Es wäre 
ein schwerer Fiehler, durch Fernhalten tüchtiger Eisenbahn- 
fachmänner von den leitenden Posten gerade bei diesen 


gleicht 


obersten Stellen aufzurücken, zu unterbinden und ihre Dien 
freudigkeit durch ungerechte Biehandleng auf eine harte P 
zu stellen. Mit dem Vorschlage .Melchiors würde viellei 
die Zahl der sog. neuen reichen Leute durch eine 
zahl von Eisenbahnmagnaten vermehrt werden, aber. die Au 
tät der leitenden Stellen würde infolge des geldlichen Int 
esses der entscheidenden Persönlichkeiten nicht nur nicht 
stärkt, sondern — schon angesichts der Masse an Beamten. Ü 
Arbeitern und deren nicht immer erfüllbaren Wünschr 
völlig untergraben werden. Die Größe ‚einer solchen. Gef ı 
wäre nicht auszudenken. Be 7 
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‚Verwaltungsausgaben, die mit der Einführung der 
 Reformpläne verbunden sein würden. Völcker meint, mit 
einer Neuordnung der inneren Verwaltungsordnung könnten 
_ nicht‘ unmittelbar Milliarden gespart werden. Durchaus 


überhaupt nichts gespart, wohl aber würden sie 
einmalig und dauernd den Verwaltungsaufwand um ungezählte 
Millionen steigern. Wenn nach genauer Durcharbeitung sol- 

‚her Pläne ein Kostenüberschlag von den berufenen Eisen- 
bahnfinanzmännern auf gestellt würde — was keinesfalls unter- 
assen werden dürfte —, würden vielen die Augen weit ge- 
öffnet werden. Das Gesundungswerk der Eisenbahnen würde 
ne neu® hohe Summe auf der Ausgabenseite finden, für die 
B dann auch noch Deckung schaffen müßte. 

6. Dies Gesundungswerk der Finanzen, der 
— Kernpunkt der Eisenbahnfrage, kommt bei den 
- Reformplänen nicht auf seine Rechnung. Die Wurzel des 
- Übels bleibt unberührt, die Kostspieligkeit der eigenen Vor- 
' schläge trägt nur nöch zur Erschwerung des schwierigen 
- Werkes bei. Nirgends ist üen vorgeschlagenen Betriebs- 
rmen eine nicht auch bei dem bestehenden Verwaltungs- 
‚stem vorhandene Einrichtung der Möglichkeit eigentümlich, 

zur Wiederherstellung des Gleichgewichts zwischen den 


würde. Es sei denn, daß man der Meinung wäre, eine nicht 
mehr reichsunmittelbare Verwaltung der Eisenbahnen würde 
n Forderungen des Personals und der Lieferwerke auf der 
egen Tariferhöhungen auf der anderen Seite schärfer und 
mit mehr Erfolg entgegentreten können als die unmittelbare 
_ Reichseisenbahnverwaltung. Zuzugeben wäre für diesen Fall, 
daß allerdings die ehemaligen Privatbahnen — abgesehen von 
einer dünnen Schicht überreich bezahlter leitender Personen 
% — die große Masse der Angestellten und Arbeiter erheblich 
© ungünstiger gestellt hatten als die Staatsbahnen; aber es wäre 

sehr fraglich, ob bei der heutigen Lage der Dinge — man 
denke nur an die allgemeinen Besoldungsregelungen und an 
4 e allgemeinen Lohntarifverträge — die Verwirklichung 
- gleicher Absichten überhaupt noch möglich sein könnte. Eben- 
so mag zugestanden werden, daß die Eisenbahntarife der 
- Privatbahnen fast durchweg höher waren. als die der Staats- 
bahnen; führten doch, wie ein Einblick in die kurze aber 
"inhaltsreiche Abhandlung im Archiv für Eisenbahnwesen. von 
1905, 8. 80 f. ergibt, selbst Privatbahnverwaltungen, die über 
17% Dividende verteilten, ihren Aktionären gegenüber bittere 
Klage, daß sie durch die Tarifpolitik der Staatsbahnen leider 
. Tarifermäßigungen genötigt seien; aber auch für diesen 
all wäre die Frage aufzuwerfen, ob nicht unsere freie Wirt- 
haft, seit Einführung des Staatsbahnsystems an die Stetig- 
mäßig hoher Tarife gewöhnt, die Gemeinbewirtschaftung 


l 


‚und 1832 in Betrieb genommenen Stadt- und Ringbahn, war, 
‚abgesehen von der durch besondere Umstände erleichterten 
Durchquerung, eine weitere Durchdringung der Innenstadt ver- 
sagt. Der Bau weiterer Dampfschnellbahnen innerhalb der 
ene bebauten Stadtteile hätte, da man doch nur Viaduktbahnen, 
ni cht aber Tunnelbahnen hätte zur Ausführung bringen dürfen, 
d u große Zerstörungen angerichtet. Erst die Einführung 
elektrischen Betriebes, der auch die Unannehnmlichkeiten 

des: Lokomotivbetriebes beseitigte, . machte das Vordringen 
" Schnellbahnen in die Innenstadt möglich. Die elektrischen 
nen beanspruchen wegen ihrer Bauart weniger Geviert- 
um für ihren Weg als die Dampfbahnen, die die von ihnen 
hfahrenen Flächenräume des Stadtgebietes in der Regel 
h der Höhe nach völlig für sich in Anspruch nehmen. Für 


*) Vom technischen und städtebaulichen Standpunkt. Von 
P. Wittig, Geh. Baurat, Direktor der Hochbahngesellschaft. 
Der Zirkel, Architekturverlag. Berlin. eo 
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_ ziehtig!. Aber mit ‚diesen Reformplänen würde unmittelbar 


Einnahmen und Ausgaben der Eisenbahnverwaltung führen 


‘einen Seite und der Abneigung der Verkehrsinteressenten 
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durch das Reich noch immer als erträglicher bevorzugen 
würde. RER 
"Nach alledem darf man sich darüber keiner Täuschung hin- 
geben, daß das ungeheuer große Betriebsdefizit der 
Reichseisenbahnen durch die Reformpläne an sich in keiner 
Weise gemindert, sondern vielmehr noch be- 
'trächtlich erhöht würde, und daß daher das eigentliche 
-‚Gesundungswerk unentwegt seinen Fortgang nehmen müßte. 
7. Ernste Sorge würden endlich die Reformpläne angesichts 
"der Notwendieckeit verursachen, die Eisenbahnschuld zu ordnen 
und neue Geldmittel zu beschaffen, um werbende und dort, wo 
es nottut, auch nicht voll einträgliche "Erweiterungs- und 
Neuanlagen zu schaffen. Ein in ungleichwertige und ungleich 
leistungsfähige Teile zerstückeltes Eisenbahnwesen würde 
aber selbst im Falle.eines nicht gänzlichen Mißlingens der 
Pläne auf lange Zeit keine vertrauenerweckende 
-Betriebsform bilden, um darauf Kapitalsaufnahmen von 
nennenswerter Höhe zu bewerkstelligen. Das Reich würde- 
auch weiterhin die Kapitalschuld tragen müssen, die bereits 
geleisteten. Betriebszuschüsse nicht zurückerhalten und noch 
vor neue Hilfsleistungen an die notleidenden Teile gestellt 
werden, sofern es dazu überhaupt noch imstande sein ‚sollte. 


Schlußwort. 
Vergegenwärtige man sich an der Hand vorstehender Be- 
trachtungen die ungeheuer großen Nachteile systemändernder 
Reformpläne und die gefahrvollen Folgen eines Experimen- 
tierens auf einem so gewaltigen Wirtschaftsgebiete, so wird 
einsichtigen Eisenbahnfachmännern und Kennern des Wirt- 
schaftslebens kein Zweifel darüber aufkommen können, daß 
die Wiedergesundung unserer Reichseisenbahnen nicht in der 
 Zerstückelung, sondern allein in dem Ausbau des bestehenden 
‘Systems gesucht werden muß. Dieser Aufbau ist auf dem 
durch die Reichsverfassung geschaffenen Boden keine Un- 
möglichkeit. Er ist, wie in unseren Betrachtungen nicht ver- 
"kannt wird, äußerst schwierig, aber er stellt auf keinen Fall 
größere Forderungen an weite Volkskreise, als Lösungen 
durch andersgeartete Beiriebsformen, und er vermeidet neue, 
gefährliche Erschütterungen? Je eher die berufenen Stellen 
an diese dringlichste Aufgabe der Eisenbahnpolitik heran- 
treten, und je restloser sie durchgeführt. wird, desto größer 
"ist die Aussicht auf den Erfolg. Darum gilt ses, nicht noch 
länger zu zögern, sondern zu handeln! Das ist, wie wohl 
außer Zweifel steht, der Wunsch der großen Mehrheit des 
Volkes, dem einer der ältesten Befürworter des Reichseisen- 
bahngedankens Wirkl. Geh. Rat Dr. v. d. Leyen noch kürzlich- 
mit den Worten Ausdruck gegeben hat, daß es der Reichseisen- 
 bahnverwaltung gelingen möge: „das deutsche Eisenbahn- 
wesen, dieses von ler ganzen Welt bewunderte Unternehmen, 
_ wieder auf feste Füße zu stellen und neuem Blühen und Ge- 
_deihen zuzuführen“, 


Führung der Berliner Hoch- und Untergrundbahn durch bebaute Viertel”). 


Der ersten Berliner Schnellbahn, der in den Jahren 1872 | das neue Verkehrsmittel braucht lediglich eine Durchfahrt mit 


dem erforderlichen lichten Bahnprofil über ‚oder unter der 
Erde freigeleet zu werden. Freilich sind auch diese beschei- 
deneren Ansprüche bei den verwickelten Verhältnissen einer 
Millionenstadt nicht leicht zu verfüllen. Dies gilt insbesondere 
auch für Berlin, wo bei dem Bau der Hoch- und Untergrund- 
bahn immer wieder neue technische Aufgaben gelöst werden 
mußten. Es ist nun außerordentlich lehrreich und anziehend, 
neben den bis in ihre Einzelheiten schon oft geschilderten 
technischen Wesenszügen der Hoch- und Untergrundbahn “*in- 
- mal in einem freien Überblick unter so sachverständiger Füh- 
rung, wie sie das vor kurzem srschierene Buch Witties bietet, 
ihren Werdegane mehr vom Standpunkt des Städtebauers 
zu betrachten und hier zu erkennen, wie nicht immer. die reine 
 Zweckmäßiekeit oder auch der Zufall, sondern in großem Um- 
fanee die bis in das frühe Mittelalter zurückreichende bau- 
geschichtliche Entwicklung Berlins die Linienführung der 
Bahn ‚entscheidend beeinflußt haben. Umgekehrt sind vom 
Standpunkt des Städtebauers die tiefgreifenden Umgestaltun- 
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gen Dedeitnmeg an: die das Städtebild vicht nur durch die 
Bahnbauten selbst, sondern vornehmlich auch durch die Wie- 
derbebauung der der Bahn zunächst geopferten Grundstücke 
erfahren hat, und bei denen sich das Unternehmen um die 
künstlerische Neugestaltung der Stadtteile — oft unter erheb- 
lichen Opfern — unbestireitbare Verdienste erwarb. ; 
Bekanntlich ist der Man«el an durchgehenden "breiten 
Straßenzüsen im Innern Berlins die Ursache, daß der Schöpfer 
des elektrischen Bahnbetriebes, Werner von Siemens, seine 
— im Buche nachgebildeten — ersten Schnellbahnentwürfe für 
die Friedrichstraße und die Leipziger Straße nicht schon im 
Anfang der achtziger Jahre verwirklichen und Berlin mit der 
ersten Schnellbahn der Weelt ausstatten konnte, So entstand 
die erste Hochbahn erst zwei Jahrzehnte später und zwar, wie 
die dem Buche beigegebenen Pläne dartun, ziemlich weit vom 


Stadtinnern entfernt im Zuge der bis auf @eringe Reste ver- | 


schwundenen Stadtmawer des 18. Jahrhunderts, vom Stralawer 
Tor im Osten bis zum Halleschen Tor, wo die Bahn in ihrer 
sanzen Ausdehnune offene Wese fand. Die weithin sicht- 
baren Viadukte, Brücken und Bahnhöfe der Hochbahn boten 
. eine neue Bereicherung des Stadtbildes. Bei der Weiter- 
führung der Linie nach-dem Westen und mehr noch bei ihrem 
Vordrinsen in die Innenstadt wurden an zahlreichen Stellen 


Eingriffe in das Privateisentum erforderlich. Das Buch zeist 


an einer Reihe von Beispielen, wie Häuser durchfahren wer- 
den. mußten, die dann als Torhäuser aussestaltet ihren ur- 
sprünglichen Wohnzwecken erhalten bleiben konnten, da die 
störenden Einflüsse des |Bahnbetriebes, Geräusche und Er- 
schütberuneen. durch Trennung der Viadukte von den Grund- 
mauern der Häuser ferngehalten wurden. An anderen Bei- 
spielen ist dargetan, wie ganze Häuserreihen von den Über- 
ganesrampen der Hochbahn zur Tiefbahn durehbrochen wer- 
den mußten, so die Hinterhäuser der Köthener Straße und 
ein RT Block von Wohnhäusern an der nen 
straße. 

Bei der Einführune der Bahn in die Innenstadt her dem 
Leipziger Platz hindurch vergab sich, wie Wittir ausführt. nur 
dureh zwei zufällise Bawereienisse, den Neubau des Hotels 
Fürstenhof und die-Erweiterung des Warenhauses Wertheim, 


die Möglichkeit der Linienführung unter diesen Gebäuden hin- 


dureh in die Voßstraße. Ohne diese zufällisen Begebenheiten 
wäre ein recht unbequemer und kostspieliser Umweo über den 
Potsdamer Platz unvermeidlich jwewesen, Der Bau seiner 
Untererundbahn in der 22 m breiten Leipziser Straße wurde 
noch 1903 von den Behörden nach dem damalisen Stande der 
Technik nicht für aneäneiz erachtet. Heute haben sich die 
Baumethoden derart vervollkommnet, daß die Tiefbauwer auch 
in den engsten Straßen und unter den schwierigsten Verhält- 
nissen — wie die im Buche gexebenen Beispiele beweisen — 
mit voller Sicherheit an re Aufisaben herantreten. Bei 
der Unterfahrunr der genannten Großbanten wurden mit aus- 
gıezeichnetem Er folxe neuartige Bauverfahren zur Anwendune 
nebracht, die, in dem Buche zusammen mit fesselnden Bildern 
und Skizzen anschaulich erläutert, einen lebendisen Eindruck 
von der Größe der Aufsaben und der Mächtiekeit dieser unter- 
irdischen Tunnel und Bahrhofsanlasen gewähren. Daß «es 
hier durch geschickte Baukonstruktionen eelunsen ist, die 
Übertragung von Bahnseräuschen auf die Hotel- und Ge- 
schäftsräume eänzlich hintanzmhalten, befreite nicht nur die 
Bahnsesellschaft von der Zahlung beträchtlicher Entschädi- 
sunessummen, sondern bedeutete einen dawernden. wichtigen 
- Fortschritt für die Ausführune von Schnellbahntunneln im 
bebauten Stadtsebiet. 

Die zahlreichen Hansdurchfahrungen und sonstieen Ein- 
eriffe in das Privateigentum, die. — zum Teil in. tewerster 
Stadteesend — voreenommen werden mußten, spielten natür- 
lich bei der-Feststellun® des Bauprocramms eine gewichtiee, 
oft ausschlaggebende Rolle; entschied doch die Belastung 


Staatliche Förderung der fachlichen Ausbildung von Handwerkslehrlingen und jugendlichen 
Facharbeitern in Berufsschulen durch Eisenbahn- und Bergverwaltung. | 


Von Bonewald, Eisenbahn-Inspektor im Zvaiphe werkalpemaniebersum. 


Die sich in allen Kreisen der Bediensteten und Arbeiter in 
Staats- und Privatbetrieben mehr und mehr Geltung ver- 
schaffende Einsicht. daß nur «in praktisch und theoretisch 
planmäßig ausgebildeter Arbeitnehmer in seinem Fache Tüch- 
tigses leisten kann, stellt Arhbeitzeber und -nehmer vor nene 
Aufgaben. Eine gute Fachausbildune kann nur nach be- 
stimmten und einheitlich aufgebauten Lehrplänen erfoleen und 
erfordert Geldmittel, die der Arbeitnehmer trotz seines höhe- 
ren Einkommens nicht allein aufbringen kann. Hat die 
ee die Verpflichtung, die Kosten für 


lich unbewußt — in den Ring der alten Wallstraßen gelang 


mit den on runder werkekoeb um die es sich ‚handelias 
unter Umständen über die Wirtschaftlichkeit des ganzen 
Unternehmens. Die rechtliche Lage war dabei für das Unter- 
wehmen trotz des Enteisnungsrechts schwierig genug, : Meist 
gelang es im Wege fr£ier Verständigung in ı den durchfahrenen 1 
Häusern wein Gast- oder Mietrecht zu erlangen; in anderen 
Fällen wurden die ancekauften Häuser nach Ausführung „der 
Untertunnelung wieder verkauft mit dem grundbuchlich ein- 
getragenen Recht, in dem Tunnel die Bahn dauernd zu be 
treiben. Die hier eeltenden Hauptgesichtspunkte sind in dem 
Buche in einem besonderen Absehnitte kurz erläutert. Br: 

Die Schwierigkeiten, die bei der Fortsetzung der Bahn in” 
den inneren Kern der Altstadt zu überwinden waren, ind E 
aus einem farbigen Plan, der die heutige Stadtbebauung mit 
Eintragung der Stadtbefestigune zur Zeit des großen Kur- 
fürsten wiedereibt, mit besonderer Deutlichkeit zu erkennen. 
Hier ist gezeigt, wie die Linie der Untergrundbahn — eigen 


und wie dıe Bahn dami# in sın von alters her bestehendes 
Verkehrsbett der alten Festung hineingelenkt wurde, die auch 
schon die Linrenführuns der Stadtbahn. in ihren Bann gezosen a 
hatte. Daß der Bahnbau in den engen Straßen des älteren i 
Berlins bei dem wasserführenden Untergrund besondere Inse- 
nieurkunst »erforderte, führen die Beispiele des Buches klar 
vor Augen. Größere Fineriffe in vorhandene Bebauunsen - 
machte die Untertunnelung der Spree zwischen den Bahn- 
höfen Inselbrücke und Klosterstraße notwendig. Das Wittie- 5 
sche Buch zeigt u. a. einen Vorschlag für die Neubebauung 
eines von der ‘Schnellbahn unterfahrenen umfanereichen Bau- ° 
blocks, der das Stadtbild an weithin sichtbarer Stelle neben 
der Spree einmal neu gestalten wird. Noch stärkere städte- 
bauliehe Umgestaltungen wird die unterirdische Verzweigung 
der Bahn in der Klosterstraße im Gefolge haben, wo die Zu- 
sammenfassung der an der Stelle der ehemaligen Kunstschule, 
des Staatsarchivs und des Lagerhauses. zu errichtenden Bau- 
lıehkeiten zu einem sewaltigen einheitlichen Bau bereits in 
die Wege «eleitet ist. Die wichtiesten Vorschläge für die 
Bebauung sind durch Wiedergabe von Skizzen namhaftester 
Architekten erläutert. 

Bemerkt man. welche Schwierigkeiten die Linienführung 
einer Schnellbahn in der Innenstadt neben den schon geeschil- 
dierten noch durch das Eindringen der Bahntunnel in den Be- 
reich der Rohrleitungen und Karäle der großstädtischen Vers 
sorgungsnetze fand, die in weiber Ausdehnung umgelest 
werden mußten. so ist leicht zu verstehen, daß der Schnell- 
bahnbau außerhalb der: Stadt zur Erschließung von Siedlunes- 
gebieten nur etwa den vierten Teeil der im Stadtinnern aufzu- 
wendenden Kosten erfordert. An den Beispielen von Neu- 
Westend und Südwilmersdorf-Dahlem macht das Buch, unter- 
stützt dureh interessante Übersichtspläne, auch die Bedeutung 
= Schnellbahnen für die Erweiterungen der Siedlung sgebiete. 
klar. 

Eine bedeutende Fülle von Stoff ist auf ensstem Raum in 
dem Buche verarbeitet, das sich nicht auf die Banten der 
eigenen Bahnunternehmung beschränkt, sondern auch die wich- 
tigeren Ansführungsweisen der übrigen Berliner Schnellbahn- 
unternehmungeen, sodann auch die charakteristischen Merkmale 
anderer in. und ausländischer Schnellbahnen berührt. In vor- 
bildliieher Weise ist überall in Wort und Bild das wirklich ° 
Wesentliche herauseeeriffen und zum Verständnis gebracht 
Nur so’konnte der starke Eindruck eines geschiossenen Über- 
blieks über das weite Gebiet erreicht werden. Besondere 
Frende werden dem Leser die trefflich ausgewählten zahl- 
reichen Bilder und Zeiehnunsen machen, mit "denen das Buch 
oeschmückt ist. Bei den vielen Berührungspunkten, die sein 
Inhalt mit den Aufsaben des eroßstädtischen Eisenbahnwesens 
überhaupt hat, wird es in den es hochwillkommen 
sein. 


die theoretische Ausbildun« ihrer andwerkiiehäinee ala n 
zu tragen. so schlägt die Preußische Bergverwaltung hierbei 
einen anderen Wege ein. Es erscheint daher lehrreich. das 
von der Bergbehörde für die Einrichtung besonderer Fach- 
schulen und das für die Aufbrinsung der. hierfür er iOE 
lichen Mitel beabsichtigts Verfahren kurz darzustellen IR 


*) Vel. „Das beremännische Bildunssmerenk von Heine 
Rürup, Essen 1920 —, Verlag des Gewerkvereins christliche 


Bergarbeiter Deutschlands, N Schützenbahn 64. 
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Die ‚yon der Eisenbahnverwaltung anerkannte Notwendie- 
keit, ihre Handwerkslehrlinge außer in den allgemeinen 
Wissensfächern theoretisch-fachlich für ihren späteren Eisen- 
‚bahnberuf ‚in eigenen. Werkschulen vorzubereiten, hat auch 
die Preußische Bergverwaltung aus der gleichen Erwägung 
heraus veranlaßt, für die jugendliehen Bergarbeiter und die 
gewerblichen Arbeiter der Bergwerkbetriebe des rheinisch- 
"westfälischen Industriegebietes eigene bergmännische Fort- 
bildungsschulen einzurichten. Diese gleichen Zwecken die- 
‚nenden bergmännischen. Fortbildungsschulen sollen nach den 
von den ‚Bergbehörden in besonderen Ausschüssen aufine- 
stellten Richtlinien und Lehrplänen arbeiten. Das Ziel dieser 
Schulen ist die sachgemäße Weiterbildung der bergmännischen 
Jugend nach einem Lehrplan, der in allen Stufen den Beruf 
des Bergmannes als Mittelpunkt hat und- dessen Aufgaben 
eründlich behandeln und vertiefen soll. Diese eingehende 
Schulung für den Beruf soll die Arbeitsfreude und das Ver- 
‚antwortlichkeitsgefühl .des Schülers wecken und ihn verständ.- 
‚nisvoll darauf hinleiten. seine Arbeitskraft und besondere 
‚Geschicklichkeit in den Dienst der Volksa@esamtheit zu stellen. 
‚Sie soll den Jungen ferner durch Einführung in das Wesen 
‚der Staatsgemeinschaft lehren, seine persönliche Wünsche den 
 naer des allgemeinen Wohls anzupassen und unterzu- 
en. 

Als Trägerin der Schuleinrichtungen ist die Beresewerk- 
‚schaftskasse**) vorgesehen, welche alle zu errichtenden berg- 
männischen Fortbildungsschulen unterhält und hierdurch auch 
an der Verwaltung paritätisch- beteiliet wird. Aus Zweck- 
mäßigkeitsgründen tritt für die am linken Niederrhein zu 
errichtenden ‚Schulen der niederrheinische Bergschulverein 
ein. Zur Regelung der äußeren Schulverhältnisse werden be- 
‚sondere örtliche Schulvorstände unter Zuziehung auch der 
"Ortsgemeindevertreter gebildet, da auf die Mithilfe der Ge- 


> **) „Berggewerkschafts- oder Bergbauhilfskassen sind „e- 
meinnützige Fonds. die durch Abgaben von der Produktion 
‚der Bergwerke begründet sind und dazu dienen, u. a. @emein- 
nütziee Anstalten zur Förderung des. Bergbaues, z. B. Berg- 
‚schulen, zu unterhalten. 

_ Die Bergbauhilfskassen haben juristische Persönlichkeit und 
werden von den beteiligten Bergwerken besonders nach Maß- 

abe eines vom Handelsminister genehmisten Statuts verwaltet. 
"Die Aufsicht führt ein vom Oberbereamt ernannter Kommissar. 
_ Die Verhältnisse der Kassen sind durch Gesetz vom 5. Juni 
‚1863 geregelt.“ (v. Bitter, Handwörterbuch der Preußischen 
erwaltung, 1911, S. 244.) 


2 


Nachrichten. 


x Vereinsgebiet. 
® Deutschland. 


2 Anlage C zur Eisenbahn-Verkehrsordnung. Das Reichs- 
 verkehrsministerium hat unterm 3. Januar einige Änderungen 
und Ergänzungen der Anlage € zur Eisenbahn-Verkehrsord- 
zung verfüst. Das Nähere geht aus der Bekanntmachung in 
Nr. 5 des Reichs-Gesetzblattes hervor. 


 _— Bildung einer Elektrizitätsabteilung und einer Bau- 
abteilune im Reichsverkehrsministerium (vol. Nr. 78/1920, 
8. 847 d. Zte.). Unter Aufhebung des Erlasses vom 15. Sep- 
‚tember 1920 ist mit Wirkung vom 1. Januar 1921 im Reichsver: 
kehrsministerium (Hauptstelle) eine Elektrizitätsabteilung ein- 
gerichtet worden, welche die Bezeichnung W Ia erhalten hat 
und der Wasserstraßenabteilung des Reichsverkehrsministeriums 
angegliedert worden ist. Ihr obliest der Bau der Wasser- und 
-Dampfkraftwerke, die weitere Ausgestaltung der Brennstoff- 
"wirtschaft und die Verwertung, der gewonnenen Kraftmengen 
einschließlich der Stromlieferungen an die Reichseisenbahn- 
"verwaltung. Die Frage des Baues und des Betriebes der elek- 
trischen Bahnen ist von der Abteilung E VII (Maschinen- 
pechnische Abteilung) zu behandeln. Zur Bearbeitung der dem 
ichsverkehrsminister nach D. 2 der Anlage zur vorläufigen 
srwaltungsordnung vorbehaltenen Aufgaben ist eine Bau- 
ellung gebildet worden, die die Bezeichnung E VIII er- 
lten. hat. 
_— Zur Eisenbahnbeamtenbewegung (vgl. Nr. 2, Seite 33 
d. Zte.). Der Widerstand gegen die von dem Sechzehneraus- 
Schuß der Eisenbahnerverbände und der Reichsregierung ab- 
hlossenen Vereinbarung hat sich nicht beseitigen lassen, 
d es sind neue Verhandlungen und neue Zugeständnisse der 
‚eruns notwendig geworden. Die Tewerungszuschüsse sind 
'h den am 14. Januar ‘in der Reichskanzlei zum Abschluß 
brachten langwierigen Verhandlungen in den unteren 


w 
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gezogen werden, 
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meinden durch möglichst kostenfreie Bereitstellung der Schul- 
räume usw. nicht verzichtet werden kann, 

Dis jugendlichen » Bergarbeiter werden unter Berücksichti- 
gung der besonderen für den Berebau vorliegenden Arbeits- 
verhältnisse möglichst jährlich nur in 20 Unterriehtswochen 
zu 36 6 Stunden unterrichtet werden können, um so mehr 
als die Unterernährung gerade der Jusend im Industriegebiet 
und der Mangel an Schulräumen und Lehrkräften diese Ein- 
schränkung zunächst gebieterisch fordern. 

Der Unterricht soll außerhalb der Arbeitszeit erteilt und 
nicht als solche bezahlt werden, da von Arbeitgeberseite die 
Übernahme dieser - Lasten mit Rücksicht. auf die freiwillige 
Übernahme der sonstigen allgemein hohen Kosten für die 
Schuleinrichtung abgelehnt worden ist. 

Soweit es nach den eesetzlichen und ortsstatutarischen Ver- 
ordnungen durchführbar ist, sollen alle jugendlichen Berg- 
arbeiter zwangsläufig zum Besuch der Fachschule verpflichtet 
werden. Im Interesse der Jugendlichen soll, um ihnen weite 
und öfters nicht pünktlich zurückzulegende Wege zur Schule 
zu ersparen. abweichend von dem allgemein sültisen Grund- 
satz des Schulbesuchs am Beschäftisungsort, die Teilnahme 
am Unterricht in der Schule des Wohnorts „estattet werden. 

Die für die Schule und die Schüler erforderlichen Lehr- 
und Lernmittel werden von der Bergsewerkschaftskasse auf 
eisene Kosten beschafft und- kostenlos an die Schüler abge- 
@eben. Die Schulen sollen mit Ostern des Jahres beeinnend 
drei aufsteirende Klassen — Unter-. Mittel- und Oberstufe — 
erhalten, in die der Schüler nur nach Erreichung des Klassen- 
zıels aufrückt, andernfalls er bis’ zur verlangten Reife in der 
. von ihm besuchten Klasse bleibt. Der Schule wird noch eine 
Vorschule — besondere Klasse — angeeliedert, um zunächst 
alle nicht zu Ostern die Volksschule verlassenden Junsen 
und die für die Unterstufe nicht reifen Schüler auf diese 
vorzubereiten. 

Unterricht wird in alleemeiner Berufskunde, verbunden mit 
Bürgerkunde, und besonders in der Berebaukunde, verbunden 
mit Skizzieren, in der deutschen Sprache und im Rechnen 
erteilt werden. Zur -Erweiterung des Gesichtskreises der 
Schüler sind Besichtisunsen industrieller Werke, von Samm- 
lunsen und Museen vorgesehen. Spiel und Sport sollen An- 
rerune und Abwechslung für die Schüler bringen. 

Zur Erteilung der berebaulichen Berufskunde sollen erfah- 
rene und Lehrbegabung besitzende Betriebsbeamte heran- 
während. für die weitere Lehrtätigkeit 
Berufslehrer nebenamtlich verpflichtet werden. 


Klassen weiter erhöht worden. Die Erhöhuns soll, betragen: 
in der Ortsklasse A 70%, inB 697% in C 65%. inD 60% 
und in E 55%. Für die Arbeiter sind die Teuerungszu- 
schüsse für die Stunde erhöht worden: in Ortsklasse A um 
60 3. in B um 50, in C um 40, in D um 30 und in E um 20 %. 
Der Sechzehnerausschuß hat im Verein mit dem Deutschen 
Eisenbahnerverband, der Gewerkschaft deutscher Eisenbahner 
und Staatsbediensteter und dem Allgemeinen: Eisenbahnerver- 
band einen Aufruf erlassen, in dem die Eisenbahner zur Ruhe 
und Besonnenheit ermahnt werden. Das Ergebnis der Veer- 
einbarunsen wird zur Annahme empfohlen. In gewerkschaft- 
lichen Kreisen ist man sich darüber klar, daß es gänzlich aus- 
geschlossen. wäre, etwa zum dritten Male neue Verhandlungen 
unter Ablehnung der bereits getroffenen Abmachungen zu er- 
zwingen. daß also die Verwerfung der Vereinbarungen einem 
Streik eleichkäme, der sich angesichts der Größe des bisher 
Erreichten nicht mehr rechtfertigen lassen würde, und dessen 
Erfol& sehr unsicher wäre. Die Vertreter der Länder haben 
über das Ergebnis der Verhandlungen beraten: sie haben 
eessen die in diesen Verhandlunzen s„etroffene Verabredung, 
die für die Länder von schwerwiegenden Folgen begleitet ist, 
ernste Bedenken. Wenn sie gleichwohl bereit waren, ihr zu- 
zustimmen. dann seschah das unter folgenden Bedingungen: 

1. Die durch die* bisherige Verabredung veranlaßte Mehr- 
belastune ist eine. Obergrenze, über die unter keinen Um- 


“ständen hinausserangen werden darf: 


2. die Deckune der durch die Erhöhung der Teuwerungszu- 
schläge dem Reich, den Ländern und den Gemeinden ser- 
wachsenden Ausgaben erfolgt durch den Ertrag neuer Stemern 
und sonstirer neuer Einnahmen. Diese Steuern und Ein- 
nahmen sind in demselben Gesetz festzulegen. durch das_die 
Auseabe bewilligt ‘wird. Bis zum Fließen der neuen Ein- 
nahmen sind die den Ländern und Gemeinden durch die Er- 
höhunge der Teuerungszuschläge «rwachsenden Ausgaben 
durch das Reich zu erstatten. 


— Sehlichtung von Streitigkeiten aus dem Tarifvertrage. 
Der Reichsverkehrsminister hat die- für. die Schlichtung von 
Streitiekeiten aus dem Tarifvertrage mit Ausnahme des Ge- 
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dingeverfahrens in den Werkstätten vereinbarten Bestimmun- 
gen den nachgeordneten Stellen jetzt- bekanntgegeben und. sie 
beauftragt, sie im Einverständnis mit den vertragschließenden 


Arbeitnehmervereinigungen schleuniest in Vollzug zu setzen. 


Zur Schlichtung der genannten Streitigkeiten werden folgende 
Ausschüsse errichitet:: 
I. Tarıfausschüsse bei den- Eisenbahn-Generaldirek- 
tionen und Eisenbahndirektionen, : 
I. ein Haupttarifausschuß beim BReichsverkehrs- 
minister in Berlin. 

'1.Der Tarifausschuß besteht aus einem unparteiischen 
Vorsitzenden, aus drei von der Verwaltung berufenen Be- 
amten. und aus drei Vertretern der für die Eisenbahndirektion 
oder Eisenbahn - Generaldirektion zuständigen _vwertrae- 
schließenden Arbeitnehmervereinisunsen. Der unparteiische 
Vorsitzende wird auf Anfordern des Präsidenten der Eisen- 
bahn-Generaldirektion oder Eisenbahndirektion von s«inem 
vom Reichsverkehrsminister zu bestimmenden Regierungs- 
präsidenten,. in dessen [Bezirk Teile des Direktionsbezirks lie- 
gen, aus der Zahl derjenigen Beamten der Regierung bestellt, 
die die Befähigung für das Richteramt oder den höheren 
Verwaltungsdienst haben. An Stelle der Regierungspräsiden- 
ten kann, wenn am Sitze der Eisenbahn-Generaldirektion: oder 


Eisenbahndirektion ein Verwaltungszerichtshof besteht, dessen 


Präsident um Bestellunz des Vorsitzenden aus der Zahl der- 
Tenigen ihm unterstellten Beamten, die die Befähirune für 
das Richteramt oder den höheren. Verwaltungsdienst haben, 
ersucht werden. 
2. Der Tarifausschuß hat die Aufxabe, Streitiekeiten in den 
Angelegenheiten des & 1, S 2 Ziffer 1, $ 3 Ziffer 4, & 4!) 
Ziter 1, 2.3,:86,%8 7, 88 89.810, 8 11 Ziffer 1,2, 3, 4, 
& 12 Ziffer 1,4 5, 6, 8 13 Ziffer 2, 3, 4, 8 14 Ziffer 2, 3, 
4:=8.15. 8 47, 8.39, 8 31 endeültir zu entscheiden, wenn sie 
nicht über den Bereich der Eisenbahn- Generaldirektion oder 
Eisenbahndirektion hinaus von Bedeutung sind. 


B. 

1. Der Haupttarifausschuß besteht aus einem nn- 
pärtelischen Vorsitzenden, aus drei vom Reichsverkehrs- 
minister ernannten Beamten und aus drei von den vertrag- 
schließenden Arbeitnehmervereiniseungen bezeichneten Ver- 
tretern. 

Der unparteiische Vorsitzende wird auf Abtordern des 
BReichsverkehrsministers vom Präsidenten des Oberverwal- 
tungsgerichts in Berlin aus der Zahl derjenigen Beamten 
dieses Gerichts bestellt, die die Befähigung für das Richter- 
amt oder den höheren Veerwaltungsdienst haben. 

2. Der Haupttarifausschuß hat die Aufgabe: 

a) Streitiekeiten "der unter A Ziffer 2 bezeichneten Art 
endgültig zu entscheiden, wenn sie über den Bereich 


einer Eisenbahn-Generaldirektion oder Eisenbahndirek- 


tion hinaus von Bedeutung sind, 

bei gemeinsamem Antrag des Reichsverkehrsministers 
und der vertragschließenden Arbeitnehmervereinigun- 
sen, falls Entscheidunsen seines Tarifausschusses in 
offenbarem Widerspruch zu Bestimmungen des- Tarif- 
vertraes ‘stehen. diese Entscheidungen. einer Nach- 
prüfung zu unterziehen mit dem Rechte, sie mit Rück- 
wirkung aufzuheben oder abzuändern, 

c) dem Reichsverkehrsminister Entscheidungen grundsätz.- 
lieber Art, deren Veröffentlichung ihm angezeigt er- 
scheint, zu diesem Zweck zu übermitteln, 

d) Anrecunoen auf Fortbildung des Tarifvertrags zu »eben. 

Soweit Streitiekeiten der unter 2a bezeichneten Art dem 

Haupttarifausschuß nicht unmittelbar zugeleitet werden, ist 
der Tarifausschuß verpflichtet, die bei ihm anhängigen Strei- 
tiekeiten dieser Art vor einer endeültigen Entscheidung diem 
‘Haupttarifausschuß zu unterbreiten, wenn eine der Parteien 
oder einer der Beisitzer dies mit der Begründung beantragt, 
‚daß die Erledigung der Angeleossenheit über den Bereich seiner 
-Eisenbahn-Generaldivektion. oder Eisenbahndirektion hinaus 
:von Bedeutung ist. Hält sich der Haupttarifausschuß bei 
einer ihm vorliesenden Streitigkeit nicht für zuständig. so hat 
er die Angelegenheit an den Tarifausschuß zur endgültigen 
Entscheidung abzutreten. 


b 


— 


-- Für jedes Mitelsed der Ausschüsse ist gleiehzeitig ein erster 
und zweiter Stellvertreter zu bestellen. 


D. 

1. Die Ausschüsse haben stets unter Leitung des unpar- 
teiischen Vorsitzenden zu verhandeln und abzustimmen. Der 
"Ausschuß ist befugt, zur Aufklärung der in Betracht kommen- 
‘den Verhältnisse Auskunftspersonen vorzuladen und zu ver- 


nehmen. Ein gültiger Beschluß kann nur gefaßt werden, 


1) Streitirkeiten aus 8 4 Ziffer 5 werden durch; Vierein- 


.barung des Reichsverkehrsministers mit den vertragschließen- 


-den Arbeitnehmervereinigungen erledigt. 


i 


; Aue zur Verfügung und trägt die für 


| Direktionsbezirken möglich erscheint, Infolgedessen ist m 


'Buß- und Bettag, wo er gesetzlicher Feiertag ist, und, 


sowie der Neujahrstar zu „elten haben. Den Eisen! 


Fr Zeiting des Yoarafnı, er 
_ Deutscher nn 


2. Der Vor vertritt den Auserhüß ER a fi i 
die laufenden Geschäfte und beraumt die Sitzungen an. 
en gleiche Stimme wie jedes andere Mitglied. 

Die Verwaltung stellt die erforderlichen Geschäftsräum 

n unp& 
teiischen Vorsitzenden ‚entstehenden Kosten.  Sonstige_n« 
wendige Kosten der Geschäftsführung werden je hälftie v 
der Verwaltung und den vertraeschließenden Arbeitnehn 
vereinigunsen, von letzteren zu gleichen: Teilen, getra 
Aufwandsentschädisungen und Reisekosten behält jede Pa 
für ihre Vertreter auf sich. 

4. Die Ausschüsse können von jeder Eisenbahn-Genera 
direktion oder Eisenbahndirektion, von der für sie zuständi 
beteiligten vertragschließenden Arbeitnehmervereinigung 
von jedem einzelnen beteiligten Arbeiter angerufen wert 


Die vorbezeichneten sehggse sind für die in u 
wiesenen Streitirkeiten ausschließlich zuständig. Für Streiti 
keiten aus $ 20 finden die Bestimmungen. der Betriebsr 
verordnunsen Anwendung. Streitiekeiten anderer Art sin 
.Verwaltungsangelegenheiten, für die die Anrufung «#i 
Schlichtungsstelle unzulässig ist. Soweit sich jedoch aus 
nieht den Ausschüssen ZULCLwIesenen. Vertragsbestimmun 
Streitirkeiten ergeben, - die ihrem Wiesen ‘oder Inhalt n 
nicht ledielich Verwaltungsangelegenheiten sind, sollen 
durch besondere Einigung zwischen. dem BReichsverke 
minister und den vertragschließenden. Arbeitnehmervere 
gungen dem zuständigen Tarifausschuß zur = 
scheidung überwiesen werden. 2 Beer. 


Pr2 


F, 

Im Falle der Aufhebung des Tiere werden die 
-fugnisse der Ausschüsse durch besondere Vereinbarung 'zwi- 
schen den vertraeschließenden Parteien sereeelt.. Kommt eine 
solche Vereinbarunsz nicht zustande, so sind die Tarif: 
schüsse nur zur Erledigung derjenigen Streitigkeiten 
ständig, die während der Güligkeitsdaner - Tarifvertr 
entstanden sind. 


/— Anregungen zur- Erhöhung der Wirtschaftlichkeit. 5 
Reichsverkehrsministerium, Zweigstelle Preußen-Hessen, 
folgenden Erlaß an die nachgeordneten Stellen gerichtet: Bei 
den Bestrebungen, das Milliardendefizit der Reichseisenbahnen n 
durch Erhöhung der Wirtschaftlichkeit des Betriebes herabzu 
mindern, ist mir, wie ich schon in wiederholten Erlassen m 
Ausdruck oebracht habe, die Mitarbeit jedes einzelnen Bedie n- 
sbeten erwünscht, mae diese in Anträgen auf Besserung un 
zweckmäßiger Anordnungen und Einrichtungen oder in: der 
Anzeise von Unresielmäßickeiten bestehen. - re 
Wie die Kommissionen zur Nachprüfung der’ Wirtschaftlie h- 
keit festgestellt haben, werden derartige Anregungen aus den 
Reihen des Personals von den Stellen, an die sie weric! 
werden, nicht immer mit der ihnen gebührenden Beachtu 
behandelt, oft sogar als unbefuste Einmischune in den 
schäftseanz beanstandet. Da eine solche Nichtachtunge. 
Mitarbeit des Personals dazu führen kann, daß Besserun 
‚vorschläge überhaupt nicht mehr „emacht werden, was 
im Interesse der Hebung der Wirtschaftlichkeit des Betrieb 
äußerst bedauern würde, mache ich es allen  Dienststel £ 
- Ämtern und Direktionen ausdrücklich zur Pflicht, solchen _ 
trägen die gebührende Aufmerksamkeit zu schenken und 
Bediensteten, die eine Anregung segeben oder _Unregelmä, 
keiten zur Anzeige Bee haben, in jedem Falle eine 
wort zu erteilen. 


— Wochenfeiertage. Die Zweigstelle Preubene -Hessen 
Reichsverkehrsministeriums hat folgenden Erlaß an die na 
geordneten Stellen gerichtet: Wie aus den auf den Erlaß 
32. Oktober 1920 — IV. 48. 143 — eerstatteten Berichten ! 
vorgeht, liegen die örtlichen und konfessionellen Verhältni 
in den Direktionsbezirken so verschieden, daß. eine ein 
liche Festsetzung der Wochenfeiertage kaum für einen ei 
zelnen Bezirk, ‚geschweige denn für eine größere Zahl 


den vertragschließenden Arbeitnehmervereinigungen eine 
einbarun« setroffen worden, nach der als allgemein cü 
Wochenfeiertage Oster- und -Pfineıstmontae, Himmelfahrts 


sie auf Wochentage fallen. die beiden Weihnachtsfeiert 


direktionen soll es überlassen. bleiben, im Benehmen mit « 
Arbeitervertretung für ihren Bezirk oder Teile davon 
meben noch höchstens zwei weitere Wochenfeiertage fü 
Jahr nach den besonderen Bedürfnissen ihres Gese 
bereichs_ festzusetzen. NO Ra hierfür. ist Be 


‚orten FR :VOr 1. Kan 1914, wie: die Een eirhiehen 
a eiertage gefeiert wurden. Wegen der politischen. Feiertage 
bleibt weitere Entschließung vorbehalten. -- 

Hiernach ist es angängig, daß z. B. im Bezirk dr Eisen- 
yahndirektion Köln, soweit dort der Karfreitag nicht als ge- 
tzlicher Feiertag valt, auf die Feier dieses Tages verzichtet 
d dafür neben dem Fronleichnamstage noch das 
lisenfest als Feiertag im Sinne des 8 13 Ziffer 4 des Reichs- 
ohntarifrertra@s angesehen wird, während in einem anderen 
ezirk außer dem Karfreitag noch der Fronleichnamstag oder 
an dessen Stelle ein anderer katholischer Feiertag als Wochen- 
 feiertar gilt. In Bezirken oder an Orten, in denen bisher 
katholische Feiertage nicht eferert wurden, - verbleibt es 
hierbei; für. sie “würde demnach nur die Festlegung des Kar- 
freitags als Wochenfeiertags in ‚Betracht kommen. 


_ Betriebsräte. Der Reichsyerkehrsminister hat folsenden 
rlaß an alle Dienststellen gerichtet: Geleitet von dem Be- 
reben, eine Beteiligungs der Arbeiterschaft in Angelegen- 
‚reiten, die zum gesetzlichen Aufsabenkreis der Betriebsver- 
'petungen gehören, auch bei den Ämtern (Inspektionen), denen 
Betriebsräte für den Bezirk nicht zur Seite stehen, zu gewähr- 
eisten, ordne ich nach Verhandiungs mit den wirtschaftlichen 
hereinigungen der Arbeitnehmer zum sofortigen Vollzuge 
E chstehendes an: Will ein Amt (Inspektion) in AÄnselegen- 
Bat eiten, die zum setzlichen Aufgabenkreis der. Betriebsver- 
petungen gehören un über den Bereich seines Bezirks hinaus 
von. Bedeutung‘ sein können, eine «einheitliche Anordnung 
ffen. so muß es die Angelesenheit der Direktion vorlegen. 
„eine Anseleosenheit jedoch nur für seinen Bezirk oder 
Teile desselben von Bedeutung, und handelt ‚es sich nicht 
islich um die Weitergabe von Verfügungen vorgesetzber 
Een, so ist der Amts- oder Inspektionsvorstand. verpflichtet, 


orher in Verbindung zu treten, z. B. durch Einberufung der 
orsitzenden (Betriebsobmänner) zu gemeinsamer Verhand- 
Jung‘ durch Besprechung in Sitzungen der örtlichen Betriebs- 
vertretungen oder der Betriebsausschüsse oder durch DBe- 
rechung nur mit den Vorsitzenden. Sollte in Ausnahme- 
len eine. Beteiligung aller in Betracht kommenden ört- 
chen Betriebsvertretungen nicht möglich sein, so ist min- 
tens mit den hauptsächlich in Betracht kommenden Be: 
gebsvertretungen in Verbindung zu treten. 


—E Eisenbahndirektion in In ier. Der bisherigen. 8 tamm- 
1 Be rkehrerainieh ach Erlaß-vom 24. Dezember 
die end 'Eisenbahndirektion in 


- Güterverkehr nach Era Südslawien. und Rumänien. 
Güterverkehr mit Ungarn kann, wie die Reichshaupt- 
tädtische Korrespondenz schreibt, nunmehr in vollem Um- 
Ange wieder aufgenommen werden, da die Wasengestellung 


rliest. Der Verkehr nach Südslawien ist über die Strecken 
Südbahn und über die Österreichischen Staatsbahnen in 
vollem Umfange wieder aufgenommen worden; er unterliegt 
Iso im Durchgang über diese Bahnen keinen Einschränkun- 
ı mehr. Sendungen nach Südslawien über- Strecken der 
*ischen. Eisenbahnen dürfen noch nicht angenommen wer- 
‚weil die Gleisverbindungen zwischen Ungarn und Süd- 
ien immer noch unterbrochen sind. Die ungarischen 
tseisenbahnen weisen solche Sendunsen bereits an ihren 
tationen zurück. Der. Güterverkehr mit Rumänien ist 
‘ch nicht aufgenommen worden. und es können daher unter 
en Umständen deutsche oder fremde Wacen für Sendungen 
ch Rumänien gestellt werden. Alle dahingehenden Anträge 
Verkehrstreibenden werden daher abgelehnt. 


Zur Verkehrslage im Ruhrrevier wird unterm 13. d. M. 


nanschlüsse größtenteils durchgeführt wurde, gestaltete 
Kohlen- und Koksversand etwas günstiger. Die Eisen- 
striebsverhältnisse bleiben aber nach wie vor äußerst @e- 
3 So daß in den letzten Taxen wieder umfangreiche 
ie verhängt werden mußten. Durch die verschiedenen 
hen Streiks wurden Ausfälle verursacht. Die Wagenge- 
llung bezifferte sich werktäglich (d. h. ohne Berücksich- 
' des Feiertaoes am 6. Januar) auf 20187 (18835) 
e Fehlziffer auf 3368 (6514) Wasen. Die Läagerbe- 
igerten sich um etwa 20000 # auf 903475 t am 
an Der Rheinwasserstand war seit dem niedrigsten 
ind Ende vorigen Jahres bisher nur um rund 50 cm gestie«en, 
r Pegel befindet sich ‘also immer noch um etwa 1,20° ın 
dem normalen Stand. Die Leistung der Kipper in den- 
urg-Ruhrorter Häfen nahm von 15643 t auf 1849 t 
glich zu, Ebenso konnte der Umschlag in den Kanal- 
näfen, von 13895 t auf 20568 t gesteigert. werden. 


ER 


‚an den Kongreß als ein entschiedener Gegner 


: die Sendunsen nach Ungarn keiner Einschränkung mehr. 


ssen berichtet: Da an den Feiertasen die Bedienung der- 
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. — Zeitschrift für Kleinbahnen. Mit dem Schluß des ver- 
ansenen Jahres hat die im preußischen Ministerium. der 
a entlichen Arbeiten unter der Schriftleitung von Exzellenz 
Dr. v. d. Leyen herausgezebene Zeitschrift für Kleinbahnen 
(Verlag Jul. Springer) ihr Erscheinen eingestellt. Sie ist vor 
27 Jahren, also etwa beim Inkrafttreten dies preußischen Klein- 
bahnsesetzes, geeründet worden und hat seit dieser Zeit das 
Kleinbahnwesen des In- und Auslandes in größeren und 
kleineren Abhandlungen, in Mitteilungen über die (Gesetz- 
gebung und Rechtsprechung, in Besprechungen über die Neu- 
erscheinungen der Fachliteratur und in einer sehr wertvollen, 
lange Jahre hindurch von dem Wirkl. Geh: Oberbaurat Blum 
bearbeiteten Zeitschriftenschau behandelt. Bis Ende 1919 war 
die Zeitschrift zugleich Organ des Vereins deutscher Eisen- 
bahn- und Kleinbahnverwaltungen. Dieses Verhältnis wurde 
aufgelöst, als der Verein in der „Verkehrstechnik“ ein eigenes 
Organ erhielt. Vom 1. Januar’ 1921 an hat das Archiv für 
Eisenbahnwesen «es übernommen, zusleich die Frasen 
zu behandeln, die bisher vorzussweise in der Zeitschrift für 
Kleinbahnen erörtert worden sind, u 


— Verein für Eisenbahnkunde. In Aaet am 14. Dezember v. J. 
unter dem Vorsitz des Geheimen Oberbaurat Hoosen abae- 
haltenen Sitzung des Vereins für Eisenbahnkunde sprach der 
Wirkl. Geh. Rat Professor Dr. vv der Leyen. über den 
Einfluß des Weltkrieges auf die Eisenbahnen 
der Vereinigten Staaten von Amerika. Das 
Gebiet der Vereinisten Staaten ist, auch nachdem sie in den 
Weltkriex eingetreten. sind, von den Kriessereienissen . ver- 
schont geblieben. Gleichwohl hat der Kriege auf die dortigen 
Eisenbahnen nicht nur auf ihre Wirtschaft und ihre Finanzen, 
sondern auch auf ihre Organisation einen starken Einfluß ge- 


den in Betracht kommenden örtlichen Betriebsvertretungen-+ übt, und es ist während und infolge des Krieges eine grund- 


sätzliche Reform des Eisenbahn wesens zustandeeekommen. 
Schon vor Ausbruch: des Krieses befanden sich die Eisen- 
bahnenin einer Krisis; ihre Finanzlage hatte sich verschlech- 
tert, die Bautätickeit war zurückgegangen, die Beschaffung 
neuer Betriebsmittel begegnete Schwieriskeiten. Ein Ver- 
such, durch: Erhöhune ıhrer Tarife ihre Lage zu verbessern, 
scheiterte 1911 und zum zweiten Male im Jahre 1914 an dem 
Widerstand des Bundesverkehrsamtes. Im September 1914 
riefen sie die Hilfe des Präsidenten Wilson an, obwohl dieser 
sich in seinen Wahlneden und seinen ersten beiden : Botschaften 
der sroßen 
Privatbahnen bekannt hatte, deren Macht unter allen Um- 
ständen gebrochen werden müsse. Wilson stellte sich jetzt 
unter den Einfluß der sroßen Finanzmächte, denen er auch 
schon bei der Erlaubnis zur Waffenausfuhr und zur finan- 
ziellen Unterstützunz der Entente willfährir newesen war, 
auf die Seite der Eisenbahn, und seinem Eintreten war es zu 
danken, daß das Bundesverkehrsamt nunmehr die Erhöhung 
der Tarife genehmigte, Aueh "weiberhin bewies Wilson den 
Eisenbahnen seine Gunst und änderte seine Stellung. erst, als 
im August 1916 bei dem Kampfe der Eisenbahnarbeiter um 
den Achtstundentax diese mit dem Generalstreik drohten. 
Wilson, dem happtsächlich daran gelegen war. bei der bevor- 
stehenden Präsidentenwahl etwa 1800000 Stimmen zu c- 
winnen, setzte beim Kongreß das Gesetz vom 3. September 
i916 durch, durch das alle Forderungen der Arbeiter sen:ch- 
mist wurden. Nachdem die Vereinisten Staaten im Frühjahr 
1917 in den Weltkrieer eingetreten waren, verschlimmerte sich 


aufs neue die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Eisen- 


bahnen. Sie erwiesen sich unfähig, den Ansprüchen der 
Landesverteidirung und des Verkehrs zu genüsen,. gerieten 
aufs neue in eroße finanzielle Schwieriekeiten, Da half ihnen 
Wilson wiederum, indem er am 26. Dezember 1917 in einer 
feierlichen Proklamation an das Land verkündete, daß er am 
28. Dezember die Eisenbahnen in die Verwaltung des Bundes 
mehmen werde. Er ernannte seinen Sehatzsekretär und 
Schwiegersohn Mc. Adoo zum Generaldirektor, der durch rück- 
-sichtsloses und energisches Vorgehen im Betrieb Ordnung 
. schaffte, die Tarife nochmals erhöhte und die Löhne der Ar- 
beiter steiserte. Die Bundesverwaltung dawerte bis zum 29. Fe- 
bruar 1920, 2 Jahre und 2 Monate. Ein Versuch Mc. Adoos 
unter Zustimmung seines Schwiegervaters, die Verstaatlichung 
der Eisenbahnen vorzubereiten, scheiterte am Widerstand des 
Kongresses, dagegen verabschiedete dieser nach langen Vier- 
handluneen ein die ganzen Eisenbahnverhältnisse neunregeln- 
des Beförderungsgesetz vom 28. Februar 1920, dessen Inhalt 
der Vortra«ende erläuterte. Die Eisenbahnen wurden ihren 
- früheren Eigentümern unter sehr vorteilhaften Bedincsungen 
am 1. März 1920 zurückgezeben, ein newes Gesetz über Schlich- 
tung der Arbeitsstreitiekeiten erlassen, und durch eine neue 
- Novelle zum Bundesverkehrsgesetz wurden die Eisenbahn- 
tarife’ geordnet. die Finanzverwaltung der Eisenbahnen seiner 
- scharfen Aufsicht des Bundesamtes unterworfen und seine 
. neue organische Gliederung des ganzen Eisenbahnnetzes der 
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Yaltanz des Vereins . 
$ Deutscher Bisenbahnverwaltungen. 
— a 


Vereinigten Staaten vorbereitet. Über die Bewährung der 
neuen gesetzlichen Bestimmuncen läßt sich noch nichts sagen. 
Es sei eine eigenartige Erscheinung, so bemerkte der Vor- 
tragende am Schluß, daß die Regierung der beiden großen 
Länder des Privatbahnsystems, Großbritannien und die Vier- 
einieten Staaten, während des Krieges zur Staatsverwaltung 
übergegangen seien, ein Zeuenis, daß Deutschland mit seinem 
Staatsbahnsystem auf dem richtisen Wese sei. Eine Gesun- 
dung unserer durch den Kriege und die Revolution darnieder- 
gesangenen Eisenbahnen könne nur herbeigeführt werden, 
ER der Staat, jetzt das Reich, die Verwaltune in der Hand 
ehalte, 


— Fremdenverkehr. Im Sinne der Fürsorge für den Fremden- 
verkehr hat, wie wir dem „Handelsmuseum‘“ entnehmen, die 
Handelskammer München auf einer kürzlich in Triest 
absehaltenen zwischenstaatlichen Beratunz über Verkehrs- 
wesen zu wirken «esucht. Die Herstellune bequemer und 
rascher Verbindungen zwischen München und Triest könnte 
Bayern und das übrige Deutschland zum Durchgangsland. für 
den Fremdenverkehr Nord- und Nordwesteuropas nach den 
Mittelmeergebieten machen. In diesem Fall würden alle 
Reisenden, trotz der anders „erichteten Bemühunsen Frank- 
reichs und der Schweiz, den Wee über Bayern und den 
Brenner oder die Tauern der weiteren Fahrt über den Simplon, 
Mont Cenis und Gotthard vorziehen. Hierzu sei aber vor 
allem notwendige, daß man die Reisenden in Deutschland, 
Deutschösterreich und Italven nicht wie bisher durch klein-. 
liche Erschwerunseen bezüslich Einreise- und Aufenthalts- 
bewillisunsen, Zollrevisionen usw. belästise. Dies «elte be- 
sonders von den fremdenfeindlichen Plackereien der Reisen- 
den an den Grenzen Bayerns, wodurch z. B. Reisende aus den 
böhmischen Bädern nach der Schweiz oder solche aus Holland 
a Oberitalien vom Betreten bayerischen Bodens abgehalten 

würden. = 


— Ausstellunz der Wasserstraßen- und Energiewirtschaft 
München 1921. Bayerns Volkswirtschaft hat unter der ver- 
kehrsseoeraphischen Lage sowie. unter der Kohlenarmut 
des Landes zu leiden. Die Folgen des Krieees haben 
. diese Nachteile wesentlich verschärft. Mit wachsendem Nach- 
druck wird daher auf die nationale und internationale Bedeu- 
tung des Großschiffahrtsweoes Rhein-Main- 
Donau hingewiesen und dessen baldieer Ausbau nach den 
Plänen des Main-Donau-Stromverbandes im bayerischen. deut- 
schen und europäischen Interesse „efordert. Die Verwirk- 
lichune dieser Pläne rückt Bayern in den Mittelnunkt des 
europäischen Wasserstraßenverkehrs und beseitist die Trans- 
portnot. Bavern wird eine Brücke nach dem südöstlichen 
Europa, insbesondere nach dem Balkan. Eine Wiederaufrich- 
tung des bayerischen Wirtschaftslebens erfordert die restlose 
Ausnützune der vorhandenen Naturkräfte, Angesichts der 
Kohlenkrise müssen die wirtschaftlichen Kräfte des Landes 
durch eine eroß anseleote Enercriewirtschaft zusam- 
mensefaßt und für die Alleemeinheit nutzbar gemacht werden. 
Ausbau der Wasserstraßen und Wasserkräfte. Verbeilunz der 
elektrischen Arbeit über das sanze Land und Einführun® einer 
rationellen Wärmewirtschaft sind die Forderunsen des Tazes. 
Es wird beabsichtiet. diese Probleme und deren umfassende 
Lösune dem eanzen Volke durch eine im Juni 1921 in München 
stattfindende Ausstellung vor Aussen zu führen. Unter Be- 
teilisung der wirtschaftlichen Or&anisationen der Donauländer 
soll ferner die verkehrswirtschaftliche Bedeutunz der 
Donauwasserstraße von Ulm bis Sulina durch die 
Ausstellung veranschaulicht werden. ‘ Belehrende Vorträge 
werden das -Geschaute ergänzen. ärliche Führunsen von 
Vereinen, &ewerkschaften und Schulen, Kinoaufnahmen und 
Lichtbilder aus den Gebieten der Technik und Schiffahrt 
sollen alle diese weitschauenden Pläne zum geistinen Eisien- 
tum der Allsemeinheit machen. 

Die Ausstellungslertune besteht aus dem Ministerialdirektor 
Dr. v. Graßmann für den Rhein-Main-Donau-Stromverband 
und dem Geheimen: Oberbaurat Dr.-Ing. Schmick für den 
bayerischen Enereiewirtschaftsverband. Die ‚Geschäftsstelle 
der Ausstellung befindet sich im Ausstellunespark München. 

— Personalnachrichten. Im Bereich des Reichsverkehrs- 

ministeriums, Zweigstelle Preußen-Hessen, sind folsende 
Änderunsen «eingetreten: Beauftraert sind: der Begie- 
runesbaumeister des Eisenbahnbaufaches Fichelscher in 
Bremen mit der Wahrnehmung der Geschäfte des Vorstandes 
der Eisenbahn-Bauabteilunz in Sebaldsbrück. der Regierungs- 
baumeister des Maschinenbaufaches Heinemann in Leipzie 
mit der Wahrnehmung der Geschäfte des Vorstandes des Eisen- 
bahn-Maschinenamts daselbst. — Der Resierungsbaumeister 
des Eisenbahnbaufaches Kilıan, bisher in Altona, ist. zum 
Eisenbahn-Betrjebsamt nach Hamburg versetzt. — Der Regie- 
rungsbaumeister des Eisenbahn- und Straßenbaufaches Bern- 


‚Staaten, zu denen Gebietsteile der ehemaligen österreichisch- 


“ährlich: a) für Witwen oder Witwer 360 K, D für Wais 


hard Nöldeke ist bei der Eisenbahndirektion in Münster 
(Westf.) zur Beschäftigung im Reichseisenbahndienst ein- 
berufen. — Zu Regierungsbaumeistern sind ernannt: 
die Regierungsbauführer des Eisenbahn- und Straßenbaufaches - 
Rudolf Lavezzari aus Mardebure und Dr.-Ing. Jakob May 
aus Mayen, sowie der Rerierungsbauführer des Maschinenbau- 
faches Hermann Pabst aus Nordhausen. — Dem Regierungs- E 
baumeister des Eisenbahnbaufaches Stapelman bisher 
in Duisburg, und dem Regierungsbaumeister des aschine ii 
baufäches Lipperheide, bisher in Berlin, ist. die nach- 
gesuchte Entlassung aus dem Reichsdienste erteilt worden. 

Im Bereich des Reichsverkehrsministeriums, Zweigstelle 
Bayern, ist die erbetene- Entlassung aus dem Reichseisenbahn- 
dienst zum Zwecke dies Übertritts in den Reichspostdienst be- 
williet worden: dem Direktionsrat der Direktion München 
Robert Pöperlein, dem Ditektionsrat der Direktion Augs- 
burg Robert Vorhölzer und dem Regierungsrat der Divek- 
tion Ludwigshafen Albert Lehr sowie dem Vorstand der’ 
Bauinspektion II Kaiserslautern Regierungsrat Johann Kohl 


/ Österreich. 


ee Teuerunzsiularen zu Unfallsrenten von Kisenhahnbeiicne K 
steten und ihren Hinterbliebenen. Auf Grund des $ 8 des” 
Gesetzes vom 16. April 1920, St.-G.-Bl. Nr. 196, wurde im u 
ordnungswege ee angeordnet: > : 

2 81 2 

(1) Die als Träger der Sedzlchen Untellverar un der 4 
Bediensteten der Österreichischen Eisenbahnen "wirkende An- 
stalt ist verpflichtet, beim Zutreffen .der in den Absätzen 2 
und 3 dieses Paragraphen sowie der im 2. Absatze des 8 6 
aufgestellten Voraussetzungen zu jeder Rente eines nicht mehı 
im Heilverfahren stehenden Verletzten, die mehr als die Bars ß 
Vollrente beträgt, und zu jeder Rente der im $ 3 bezeichnete 
Hinterbliebenen eine Teewerungszulase zu leisten. 3 

(2) Die Teueruneszulage zebührt, wenn der» Renten- 
empfänser selbst oder, sofern es sich um Hinterbliebenen- 
renten handelt, der Bedienstete, aus dessen eesetzlicher Unfall- 
‘versicherung der Rentenanspruch der Hinterbliebenen abee- 
leitet wird, im Zeitpunkte der Verunelückunge oder des spä- 
tren Ausscheidens aus dem aktiven Dienste seinen ständigen 
Dienstort im Gebiete der nunmehrisen Republik Österreich 
hatte, und wenn der Rentenempfänger die österreichische 
Staatsbürserschaft besitzt. 

(3) Der Anspruch auf die Tewerungszulage besteht nicht 
wenn der Rentenempfäneger seinen vollen Lebensunterhalt aus 
Arbeits- oder anderweitisem Einkommen bestreitet. 

(4) Nach Maßsabe von einschlägisen Vereinbarungen mit 


unesarischen Monarchie sehören, kann unter der Voraussetzung 
der Gegenseitigkeit die Teuerungszulage auch solchen Benten- 
empfänsern gewährt werden, bei denen im Absatz 2 ange 
führte Voraussetzungen nicht zutreffen. Ebenso kann dure 2 
Vereinbaruneen mit. solchen Staaten die Anwendung diese 
Verordnung auf solche, den Voraussetzunsen des Absatzes 2 
entsprechende BRentenempfänger ausgeschlossen werden, 
ihren ständisen Wohnsitz im Gebiete dies betreffenden & 
ländischen Staates haben. sofern sichergestellt wird, daß & 
diese Personen die Vorschriften dieses ausländischen Staat eg 
über Unfallsrenten und Tewerungszulaeen zu ‚diesen unein- 
geschränkt in gleicher Weise angewendet werden wie auf di 
eigenen Staatsansehörigen des betreffenden Staates, und so- 
fern diese Vorschriften für die Rentenempfänger nicht un 
eünstiser sind, als die entsprechenden Vorschriften in de T 
Republik Österreich. 


89, 
(1) Bei den Renten der Verletzten beträgt die Yu 
a) für Verletzte mit einer Rente von mehr als drei Vierte 
der Vollrente jährlich 1200 K., wobei die Jahresrente san 
Zulage nicht weniger als 2400 K. im Jahre betragen ‚darf; 
b) für Verletzte mit einer Rente von mehr als zwei Drittelt 
mit einschließlich drei Vierteln der Vollrente ‚iährlich 900 K. 
wobei die Jahresrente samt Zulage nicht weniser als 1800 8 
betramıen darf; 
c) für Verletzte mit einer Rente von mehr als der H 
bis einschließlich zwei Dritteln der Vollrente ‚„ährlieh 600° 
wobei die Jahresrente samt Zulage nicht weniger als 1200 
betragen darf. 
(2) Bei Verletzten, die nach $ 6, vorletzter Absatz 
Unfallversicherunesgesetzes die anderthalbfache Vollrente 
ziehen, wird der Mindestsatz der Zulage nach. Ser einf: 
Vollrente bemessen. 


88, 
( 1) Bei Renten der Hinten a die Zul 
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20 K., ce) für Doppelwaisen 360 K., d) für Eltern oder Groß- 
ltern 360 K. 12 

(2) Die Jahresrente samt Zulage darf bei, einfach ver- 
Bisten Kindern nicht weniser als 360 K, bei den übrigen 
Jinterbliebenen nicht weniger als 720 K betragen, jedoch 
lürfen die Renten und Zulagen aller Hinterbliebenen zusam- 
nen den der Rentenberechnung zugrunde gelegten Jahres- 
ırbeitsverdienst der Person nicht übersteigen, aus deren ge- 
etzlicher Unfallversicherung der Rentenanspruch der Hinter- 
jliebenen abgeleitet wird. Lei 

E: 


_ Bentenempfängern, die einen gesetzlichen oder statutarischen 
Ruhe- oder Versorgunesssenuß und zu. diesem eine Treuerungs- 
zulage beziehen, wird diese auf die Teuwerungszulage zur 
Unfallsrente bis zur Hälfte der letzteren Teewerungszulage 
angerechnet. ®. 

& 85. 


(1) Die Zuerkennung der Tewerungszulagen an die im In- 
ande wohnhaften anspruchsberechtigten Personen erfolgt 
dureh die Anstalt von Amts wegen. 2 
(2) Den im Auslande wohnenden anspruchsberechtigten 
Rentenempfängern wird di® Teuerungszulage von Amts wegen 
nur dann, wenn der Anstalt die Anspruchsberechtigung be- 
kannt ist, sonst nur auf Antrag des Rentenempfängers zuge- 
sprochen. ©“ 2 ei 
ee Erfolst die Zulagenzuerkennung auf Antrag, so ist für 
en vor Stellunz des Antrages gelegenen Zeitraum die Zu- 
oe nur im Höchstausmaße von drei Monatsbeträgen zu leisten. 
(4) Auf die Teeuerungszulage sind die von der Anstalt für 
den eleichen Zeitraum freiwillig geleisteten Treuerungszu- 


a anzurechnen. Er 

(1) Die Bestimmungen der vorliegenden Verordnung finden 
auf solche österreichische Eisenbahnbedienstete. die in einem 
bei einer territorialen Arbeiter - Unfallversicherungsanstalt 
versicherten Eisenbahnbetrjebe verunglückt sind oder ver- 
unglücken, und auf ihre Hinterbliebenen keine Anwendung. 
(2) Die Bestimmungen dieser Verordnung finden keine An- 
wendung auf Rentenzahlungen aus Anlaß von Unfällen, die 
sich erst nach dem 31. Dezember 1920 ereignen. werden. 


1 
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Die tatsächlichen Auslagen, die dem Versicherungsträger 
aus der Leistung der Teuerungszulagen erwachsen, werden auf 
lie bei ihm versicherten Eisenbahnunternehmungen alliährlich 
in gleicher Weise umpelest wie die sonstigen Auslagen der 
‚Anstalt. = { 

Hinsichtlich der Tewerungszulagen und des Verfahrens zu 
ner Feststellung sowie hinsichtlich der Leistung der Umlage 
ı ihrer Bedeckune finden die einschlägigen Bestimmungen 
; Unfallversicherungsgesetzes entsprechend Anwendung. 


i iese Verordnung tritt rückwirkend. vom 5. Mai 1920 in 
raft und gilt bis zum 31. Dezember 1923. 

re Rhichnung einer zeldlichen Unterstützung der Wiener 
In den letzten Tagen hat 


“enne die soziale Wichtigkeit der städtischen Straßenbahnen 
ind! die Notwendiekeit der -Aufrechterhaltung ihres Betriebes 
m erschwinglichen Preisen an. Sie bringe gewiß dem Werte 
lieser Verkehrseinrichtuns das vollste Verständnis entgegen, 
nüsse aber darauf verweisen, daß ihre eigenen Veerkehrs- 
mternehmungen große Fiehlbeträge aufweisen, und daß viel- 


otwendig werden dürfte, um die neuen Forderungen der 
Terkehrsangestellten decken zu können. Die Regierung sche 
ich daher gezwungen, in erster Linie für ihre eigenen Be- 

bsmittel Sorge zu tragen. Wenn aber darauf verwiesen 
e., daß die Regierung die Lokalbahnen unterstütze; so 
& es sich hierbei um die Einhaltung der durch die 
sarantie „esetzlich festeelesten Pflieht des Staates. 
ge Unterstützungen würden den Lokalbahnen nicht ge- 
"Im übrigen gehören die städtischen Straßenbahnen 


N 


Österreich. Aus diesen Erwägungen heraus habe der 
terrat den Beschluß „gefaßt, daß. die Regierung für die 
er Straßenbahnen keine Zuschüsse bewilligen könne, und 


93 


eicht eine newerliche Steigerung der Tarife der Staatsbahnen - 
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daß dies schon aus dem Grunde ganz unmöglich sei, da hierfür 
kein Kredit ausgeworfen erscheine und keine Deckung vor- 
handen sei. | BERBEE 


— Erzwungene Weiterbeförderung eines Personenzuges. Bei 
dem Personenzuge, der am 4. Januar machts von Wien nach 
Graz fuhr, gab es unterwegs aufregende Szenen. Bis Bruck 
an der Mur gin« die Fahrt anstandslos vonstatten. Dort wei- 
gerte sich das Lokomotiv- und Fahrpersonal, infolge des auf 
der Südbahn auszebrochenen Streikes, den Zus weiterzuleiten, 
Der Reisenden bemächtigte sich große Aufregung. Sie nahmen 
gegen die Zugbegleiter eine drohende Haltun« ein. Diese 
zogen sich schließlich in den Dienstwagen zurück. Der 
Lokomotivführer mußte die Fahrt fortsetzen. In Judendorf 
wiederholte sich der Vorfall. bis die Zuebegleiter sich ent- 
schlossen, weiterzufahren. In Gösting gab es abermals erregte 
Szenen. Die Reisenden umrinsten die Streikenden, die nicht 
weiberfahren wollten, und bedrohten sie mit Bevolvern und 
Stöcken. Der Oberkondukteur erhielt mit einer Handtasche 
einen Schlag auf den Kopf. Nach seinstündieem Aufenthalt 
mußte sich das Personal dem Willen der Reisenden füsen. 
Der Zur rollte ohne Auftra&x des Beamten ab und traf zesien 
9 Uhr früh. in Graz ein. Die ausständisen Eisenbahner er- 
warteten ihn. Bei der Ankunft kam «es zu einer Prüselei 
zwischen den Reisenden und den Eisenbahnern. Schließlich 
mußte Gendarmerie und Sicherheitswache 'einschreiten, die 
vier Verhaftunsen vornahmen 


— Wirtschaftliche Annäherung der Mittelmächte. Über diese 
Frage hat der frühere Österreichische Justizminister Klein, 
wie wir dem „Handelsmuseum“ entmehmen, fol&endes ausse- 
führt: Der wechselseitise wirtschaftliche und geistige Ver- 
kehr Deutschlands und Dseutschösterreichs sei eine Lebens- 
notwendiekeit für beide Staaten. Er müsse ständix besser 
ausgebaut werden, und zwar könnten dies beide Staaten auch 

ssenwärtie tun, ohne deshalb von der Zustimmune der En- 
tente abhängir zu sein. "Die Angleichune der deutschen und 
deutsch Österreichischen Gesetzeebunge auf dem Gebiete des 
Handels. Verkehrs, Hochschul- und Büchereiwesens sowie der 
Sozialpolitik gehe Hand ın Hand mit der freien Zusammen- 
arbeit der Einzelpersönlichkeiten und privaten Verbände in 
Wissenschaft. Technik, Literatur und Kunst. Wesentlich wäre 
aber zur Förderung des Verkehrs eine Erleichterung der 
Grenzüberschreitung, die an der Grenze beider deutscher 
Staaten sesenwärtir fast ebenso schwieric sei wie an den 
"anderen Grenzen Deutschösterreichs und im Gessensatz zu den 
vom Völkerbund seplanten Erleichterunsen im Paßwesen 
stehe. Durch solche nicht zu beanstandende Vorbereitungen 
werde nach dem Muster des früher eeteilten Polen jener 
leidenschaftliche Anschlußwille aufrechterhalten, der, bei 
einer etwas eünstiveren Lage als der sesenwärtigen, trotz 
der Friedensverträge zum Ziel führen Könnte. 


— Ein vergessenes Kanalproiekt Kaiser Josefs II. General- 
konsul Max Kutschera schreibt im ..N. W.-Taeblatt“ im An- 
schluß an «einen kürzlich abgedruckten Aufsatz „Ein ver- 
sressenes Kanalprojekt Kaiser Josefs II. von Ingenieur Otto 
Böhm“, in welchem dire Absicht des Volkskaisers besprochen 
wird, Budapest durch einen Kanal mit dem Adriatischen 
Meere zu verbinden, foloendes: ..Eines uns viel mehr angehen- 
den Kanalproiektes desselben Schätzers der Menschen. wurde 
aber nicht Erwähnung setan, das zum Teile socar ausceführt 
wurde und uns allen als Wiener-Neustädter’Kanal 
recht eut bekannt ist, Dieser Kanal sollte eins Wasserstraße 
werden, die, von Wien anssehend, unter Benutzung verschie- 
dener natürlicher Wasserläufe, darunter auch der Kulpa. bis 
Porto R& (in der Bucht von Bucceari bei Fiume) führen würde, 
wo der Umschlaeplatz seplant war... Das vollständig ausge- 
arbeitete Projekt. das jedenfalls noch in irgendeinem Staats- 
archiv in Gesellschaft vieler andrer. wahrhaft zenialer Öster- 
reichischer Entwürfe schlummert. war @zeradezu meisterhaft 
auseearbeitet. So war beispielsweise zur Überwindung der 
letzten Wasserscheide hinter Finme ein Tunnel’ geplant. ein 
kühner Gedanke,- der, soweit mir bekannt, in der damalisen 
Zeit noch nirgends ausgeführt war. Aber auch die Aus- 
nutzung der Wasserkräfte war damals schon in 
Betracht genommen worden, wie die jetzt noch bestehende Be- 
triebsstätte in Wien an der Ecke der Neulinggasse und Bahn- 
oasse (früber Am Kanal) beweist, die durch das Wasser des 
Nenstädter Kanals betätirt wird das noch vor unzefähr 60. 
Jahren bei seinem Anuslaufe in die Wien unter der Stubentor- 
brücke seine Mühle trieb. Dieser Wien-Neustädter Kanal 
wurde. als erste Teilstrecke des Wien-Fiume-Kanals, gebaut 
und im Jahre 1785 feierlich eröffnet. In den Reden, die dabei 
«sehalten wurden, kamen die weitsehenden Erwartungen zum 
Ausdruck, die man diesem Schiffahrtswege enteeoenbrachte, 
der unsere Stadt zu einem Welthandelsplatze größter Beden- 
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tung machen sollte. 
die napoleonischen Kriege und dann die Eisenbahnen. 
mangel hatte, wie stets in Österreieh, die Ausführung der 
fruchtbringendsten Gedanken verhindert, und so blieb von 


diesem großen Plane nur sin stilles Wasser übrige, das sich 


auf Landischaftsbildern sehr idyllisch ausnimmt und nur Ziegel 


nach Wien trug. Auch letzteres hörte auf, als vor bald einem 


halben. Jahrhundert die Aspangbahn teilweise ‚im Kanalein- 
schnitt sebaut wurde, die aber auch insofern sein Schicksal 
teilte, als auch sie ursprünglich viel weiter führen sollte. Hieß 
sie doch anfänglich ‚Bahn Wien-Novi‘. Sie kam aber auch nur 
bis in die Neustädter Gegend“, : 


Vorläufige 75prozentige Erhöhung der Speditions- 
rebühren. In der kürzlich abzehaltenen Vollversammlung des 
Vereins der Wiener Spediteure wurde über die Maßnahmen 
beraten, welche durch die in den hetzten Tagen einsetretenen 
Erhöhungen der Beamtengehälter und der Arbeiterlöhne um 
mehr als 100%. sowie durch die fortschreitende Verteuerung 
aller Betriebsmittel und Erfordernisse notwendix seworden 
sind. Die Versammluns faßte einstimmie den Beschluß, den 


derzeit in Kraft stehenden, Mindesttarif für die Wiener Platz- 


spesen den gesenwärtigen Verhältnissen anzupassen. Da je- 
doch die Neuauflage dieses Tarifes einige Zeit erfordert, kam 
man dahin überein, bis zum Erscheinen des neuen Tarifes mit 
Gültirkeit vom 1. Januar 1921 zu den bisherigen Speditions- 
spesen aller Art einen 7T5prozentisen Zuschlar in der Weise 
zu berechnen, daß zu den Gesamtbeträsen aller Spesennoten 
der vom 1. Januar d. J. ab eültise Zuschlae von 75% hinzu- 
gerechnet wird. Befreit von diesem Zuschlage bleiben alle 
Fracht- und Zolleebühren, die auf diese bezürlichen Barvor- 
lagen und‘ Kassenabfertisunesgebühren, Versicherungs- 


-gebühren aller Art und der bis Ende Februar. zu berechnende 


" Witterungszuschlag. Anträge. die eine weitergehende Er- 
höhung der Speditionssätze_ forderten, wurden. von der Ver- 
sammlung abselehnt. 


— Bau eines Kraftwerkes am Klhensee. Die Stadt Inns- 
bruck hat, wie wir dem Verordnungsblatt für Eisenbahnen. 
usw. entnehmen, im vorigen Jahre den Achensee samt allem 
Zubehör, den Hotels, der Schiffahrt und ausgedehntem Grund- 
besitz, zu dem Zwecke angekauft, um sich das Wasser des 
- Achensees zur Gewinnung slektrischer Kraft dienstbar zu 
machen. Die Vorbereitunren hierzu sind nun schon weit fort- 
‚geschritten, die Stadt Innsbruck ließ bereits die Pläne für das 
große Achenseekraftwerk bei der politischen Behörde über- 
reichen. Zwerst soll das eigentliche Seewerk errichtet werden, 
"bestehend aus dem Bau einer Sperre am Seeabfluß bei Scho- 
lastika, der Herstellung einer Wasserentnahme am Seespitz 
ın. der Gemeinde Eben, dann dem Wasserstollen vom Seende 
bis zum Wasserschloß und dem Druckschacht, der vom Wasser- 
‘schloß zum Krafthaus an der linken Lehne des Inntales ober- 
halb Jenbach hinabführt. 


richtung «eines Pumpwerkes bei Achenkirch, das dem abee- 
zapften Achensee aus einem der Gebiresbäche neues Wasser 


zuführen soll, und als dritter und vierter Teil des Baues ist 
die Errichtung eines newen kleineren Werkes am Ampelsbach 


gedacht, durch welches die Leistung des Achenseewerkes auf 
20000 PS „efördert werden soll. Allen Arbeiten geht die 
"Absenkung des Achensees bis auf 5-m voran. Der See wird 
zirka 10 m unterhalb des derzeitigen. Wasserspiesels ange- 
:bohrt, um ım Bedarfsfalle eine noch weitergehende Aus- 
nutzung des Sees erreichen zu können, denn durch sein großes 
Speichervermögen würde das Achenseewerk in der Lare sein, 
den übrigen Werken Nordtirols zur wasserarmen Zeit im 
Winter Kraft zuzuführen. Deshalb wird das Krafthaus des 


Werkes bei vollem Ausbau mit voller Maschinenleistune aus-. 


gestattet. werden, so daß Kraftspitzen bis zu 100000 PS ge- 
deckt werden können. Die Erhebungen im Achentale be- 
gannen am“6, Dezember 1920. - 


. — Zusammenbruch der Schiffahrtspolitik Österreichs als Ur 


: sache seiner Nahrungsmittelnot. Darüber sprach dieser Tage 
Chefredakteur Max Schloß im Klub österreichischer Eisen- 
bahn-. und Schiffahrtbeamten und Staatsbeamtenkasino. 
warf der früheren Regierune, insbesondere den österreichi- 
schen Delegierten bei den Friedensverhandlungen von St. Ger- 


main, nicht nur Unkenntnis über die Wichtiekeit der See-- 


schiffahrt für den Torso Österreich vor, sondern vor allen 


dem damalisen Staatssekretär des Äußern, Dr. Ludwie Bauer, 


. daß nur eine verfehlte Spekulation auf eng® Freundschaft mit 
Italien, ihn zum vollständigen Verzicht auf Österreichs 
‚ Flottenmaterial, und auch auf jede Möglichkeit künftirer 


Sicherung von Hafenplätzen in Triest, veranlaßt’habe. Wäh- 


rend Tschechien sich .dort die beste Mole für den Verkehr 
eigener Schiffe sesichert habe, sei dies von ösberneichischer 


.. . Kaiser Josef II. starb; dann kamen | 
Geld- 


T Die Nutzhöhe des Druckstollens: 
beträgt 400 m, die Leistune des Seewerkes ereibt also rund. 
‚12000 PS. Der zweite Teil des Achenseewerkes ist die Er-. 
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früher so geordneten administrativen Verhältnisse im Trie 
Hafen derart schlecht geworden, daß sie die des Hafens 
Genua noch überträfen, und Schiffe wochenlane vor T 
liegen müßten, bis ihnen endlich ein Platz angewiesen we 
Italien habe es ohne Widerstand der früheren Regierung %& 
reicht, daß es bei den bedeutendsten Schiffahrtgesellschaft 
bestimmenden Einfluß erlangte und dadurch in die Lage ve 
setzt wurde, anstatt Triests Venedig zu bevorzugen und 


‚ Wichtigkeit seiner Seeschiffahrt den Verkauf von Ak 
seiner Schiffahrtgesellschaften an Ausländer untersagt 
sei dieser von der österreichischen » Regierung eher zefö: 
worden, vielleicht in der Voraussetzung, daß der Binn 
" wasserstraßenweg Rhein-Donau über Rotterdam die Nahrung 
mittel- und Rohstoffversorgung gestatten werde Nun 
es sich aber erwiesen, daß vor Ausbau des‘ Main-Donaulk 
dieser Wee für Massengütertransport untauglich sei und 
vorgenommene Leitung über Rotterdam dem Österreichis 
Staat viele Millionen gekostet habe. Während die Schv 
in Erkenntnis der Notwendiekeit von direkten Schiffahrt 
bindungen nun energisch außer der schon vorgenommen 
Sieherung einen Seehafen, Basel. als Ausgangspunkt für 
Verkehr nach der Nordsee, und eine Kanalverbindung 
Laeo- Maggiore zum Hafen von Mailand: und auf diesem, Ww 


wenie um die Aussestaltung der Wasserwege. 
Sende berichtet über den Versuch Österreichischer Marıı 
offiziere, entsprechende Förderung durch die Österrei 
Regieruns zu erlangen, um Österreichs Seetransporte 
Auslande unabhängig zu machen. Man hätte diese Aktion 
monarchische bezeichnet und ihr_jede Unterstützung ve 
Da auch der srößte Teil des Donau-Schiffparks Öste 
verloren. gegangen sei, sei es leider auch hier vollständig 
das wenig wohlwollende Entsesenkommen der Nachbarsta 
angewiesen; ein enger Zusammenhang der Nahrungs- 
‚Rohstoffmittelnot mit der Schwierigkeit der Zufuhr auf de 
Wasserweee sei unleuebar ‘vorhanden. = 
Bei der an den Vortrar anschließenden Wechselrede wul 
betont, daß der Vreerkauf der Aktien des österreichischen Lo 
der beste, wenn nicht einzige Weg gewesen sei, das ge 
Schiffsmaterial nicht, wie es von Deutschland gefordert wo 
den war, der Eıtente ausliefern zu müssen. Durch den 
teilweisen Verkauf von. Aktien sei Österreich, wenn | 
nieht mehr ausschlargebend, so doch weiterhin. an se 
ältesten Schiffahrtlinie beteiligt. Zweifellos sei aber T 
mangels eines Hinterlandes und durch die Berbrn par 
nediges gegen früher arg im ae L. 


Techecho- slowakisches Gebiet. 


en Die Zukunft der Kaschau-Oderbereer Risenbahn. "Die 
Eisenbahngesellschäft hielt unter dem Vorsitze des Vizeprä v3 
denten Dr. Alexander Popovies eine außerordentliche Vo 
versammlung ab, deren Gegenstand die Neubesetzung 
der Direktion und in dem Aufsichtsrat freirewordenen St 
bildete. Nach den Ausführungen des Präsidenten ist die 

wärtiee Lage dieser Gesellschaft foleende: Das tschee 
Eisenbahnministerium hat das Personal der Kaschauer 
triebsleitung am 18. März v. J. dem Stande der doı ti: 
tschechischen Staatsbahndirektion zugeteilt und die bis 
. diesem Zeitpunkte durch die eenannte Betriebalein 
walteten Strecken der Verwaltung der tschechischen 
bahnen unterstellt. Nach der am 27. Juli 1920 erfoleten 
scheidung des Obersten Rates wurde die neue Staatserenz 
dem strittisen Teil Oberschlesiens auf die Weise festoe 
daß nunmehr nicht nur die östlich von Csacza wele; 
Linien, sondern auch die Hauptlinie Oderberg-Csaez 
hiermit :as ganze Netz der Eisenbahn in das Gebi 
tschechoslowakischen Republik fallen. Das Bestrebe 
- Direktion, bei den beteilieten Rerierungen die Vorausset 
"zur. Wiederaufnahme des finanziellen Dienstes zu 
scheiterten. In jüngster Zeit wurde bekanntlich 
Nr. 73/1920, S. 1019 d. Zte.) von der: tschechischen Re 
der tschechischen Nationalversanmlung ein Geset 
unterbreitet und von.ihr angenommen; durch den da 
bahnmınisterium ermächtigt wird, den’ Betrieb der au 
Gebieie de: tschechischen Republik befindlichen Privat! 
auf Rechnung der betreffenden Gesellschaften in. st: 
Verwaltungs zu übernehmen. 

Die cher hat die Geheimen Räte Dr. Ru 
Sieghart und Dr. Alexander Popovies, den Staatssekretä 2 
Kornel v. Tolnav und den Kommerzienrat Isidor Ma e 
Mitgliedern der Direktion, Dr. Aladär Szelauyı. und Dr 


"Miteliedern des Aufsichtsrates einstimmig gewählt. 
n wurde Geheimer Rat Dr. Rudolf Sieghart zum Präsi- 
ı und Geheimer Rat Dr. Alexander Popovies zum Vize- 
ienben ‘der Direktion ‚wiedergewählt. 


- Srläufie keine Verstaatlichung der Aussig-Teplitzer und 
- Buschtiehrader Bahn. Der Eisenbahnminister hat nach 
acer Zeitunesmeldungen gesenüber einer Abordnung von 
tellten der Aussig-Teplitzer Eisenbahn, die unter Füh- 

von deutschen sozialdemokratischen Parlamentariern bei 
m vorsprach. erklärt, daß die Aussig-Teplitzer und die 

;htiehrader Eisenbahn vorderhand nicht in staatliche Veer- 
altung. übernommen worden. 


Ungarn. 


= Das deutsch-unzarische Wirtschaftsahkömmen. Der neue 
utsch-ungarische Handelsvertrag ist nach langen Verhand- 
inen zustandegeekommen und in Ungarn im Verordnungs- 
e ‚im Kraft gesetzt, worden. Die Verordnung enthält so- 
hl die ungarische wie die deutsche Fassung des ‚ Abkommens, 
‚dem der Grundsatz der Meistbegünstisung zum Ausdruck se- 
ist. Der Handelsvertrag enthält Bestimmungen über 
Aus- und Durchfuhrverbote, über- Zölle, -Zollförmlich- 
ten, Verbrauchsabgaben und andere Stewern, über Erwerb 
- Besitz von beweelichem und unbeweglichem Vermögen, 
Gewerbe und Industrie, landwirtschaftliche Absaben, 
ın und sonstige Lasten, ferner über Zulassung und Be- 
ung von Schiffsmannschaften und Ladungen sowie über 
derung von Personen auf dem Land- und Wasserwene. 
nahmen von diesen Grundsätzen sollen nur gewährt wer- 
soweit es sich um Begünstigungen handelt, die von einem 
"beiden vertragschließenden Teile dem anderen auf Grund 
bestehenden oder in Zukunft vereinbarten Zollvereini- 
' zugestanden sind. Der Vertrax enthält ferner Bestim- 
gen über die Regelung des wechselseitiven. Verkehrs 
‚wischen beiden Ländern, damit er durch keinerlei Ein-, Aus- 
ınd Durchfuhrverbote gehemmt wird, es sei denn, daß wein be- 
rs ausdrücklich bestimmter Grund hierfür vorliegt. Beide 
agschließenden Teile verpflichten sich grundsätzlich hin- 
itlich der Ein- und Ausfuhrbeschränkungen stufenweise 
ehterungen einzuführen and ihren Einfluß „geltend zu 
, um nach Tunlichkeit besondere Vergünstigungen an 
‚Abnehmer in dritten Staaten auszuschalten und den unmittel- 
en Verkehr zwischen Deutschland und Ungarn zu gewähr- 
Schließlich enthält der ee zum Abkommen allge- 
Übergangsbestimmungen, Z 


- 


A Berkrafisetzung des. mit Österreich abgeschlossenen 
ndels- und Vertragsabkommens. Die ungarische Regierung 
; dem Österreichischen Ministerium des Äußern zur Kennt- 
-»ebracht, daß sie nicht in der Lasse sei, das Handels- und 
ehrsübereinkommen zwischen. Österreich und Ungarn, 
das im Laufe des Dezember Verhandlungen zwischen 
eich und Ungarn stattgefunden haben (vel. Nr. 93, 
,„ Jahrg. 1920 d. Ztg.), ihrers seits zu ratifizieren und in 
treten zu lassen. Ungarischerseits wurden die wirtschaft- 
a Vierhandlungen in der Voraussetzung geführt, daß Öster- 
‚sieh bereit erklären würde, über de Erfüllung der sich 
em Friedensvertrage ergebenden Verpflichtungen freund- 
tliche Verhandlungen mit Ungarn zu pflegen, und es 
arauf Gewicht gelegt, einen mörlichst kurzen Kün- 
ermin zu vereinbaren, wobei kein Zweifel darüber 
_ wurde. daß Ungarn von diesem Kündisungsrechte 
»ebr 2 machen werde, wenn in der westungarischen Frage 
ine Lösung anders als durch freundschaftliche Verständigung 
€ igeführt werden sollte. Da diese Voraussetzung nicht ein- 
n ist, müßte die ungarische Regierung den eben erst ab- 
senen Vertrags sofort kündigen, weshalb sie es vorzog, 
Ratifizierung abzusehen. 


X ichterung bei der Ausstellung der Auslandspässe. 
ter des Innern hat gegenüber der bei der Ausstellung 
ndspässe bisher befolsten Praxis wesentliche Er- 
ngen eingeführt, indem er vom 1. Januar 1921 ab das 
"ausschließlich dem Minister des Innern und der Buda- 
)berstadthauptmannschaft vorbehaltene Recht zur Aus- 
lung ‚von Pässen dem Wirkungskreis der Behörden unterer 
überlassen hat. Seit 1. d. M. gehört daher die Aus- 
g der Pässe nach den europäischen Staaten und den Ver- 
n d der Polizeistadthauptmannschaften. Die in der 
lverordnung ausgeführten Bestimmungen - tragen 
zur ee der Ausstellung der ee 


Staaten von Amerika in den Wirkungskreis der. Vize- 


— Die amtliche Meldung der nach dem Auslande Reisenden, 
Nach einer Verordnung des Handelsministers sind die mit 
den Expreßzügen nach dem Auslande Reisenden verpflichtet, 
sich vorher amtlich zu melden. Diese Verpflichtung zur vor- 
herigen Meldung mit den Pässen trägt zur Erleichterung der 
Reise bei, weil bei dieser Gelegenheit die Pässe schon mit der 
Austrittsklausel versehen und die Gebühren erhoben werden. 
Durch diese Verfügung wird an der Grenze größeren Vier- 
spätungen, die infolge der während kurzer Dauer an der 
Grenze vorzunehmenden Kontrolle der zahlreichen. Reisepässe 
entstehen, vorgebeugt, Wenn diese Kontrolle der Reisepässe 
vor Abgang der Züge erfolgt, müßte das Publikum zumindest 
drei Stunden vorher am Bahnhofe erscheinen. Nunmehr 
können sich die Reisenden die Austrittsklausel bereits zwei 
bis drei Tage vor der Abreise verschaffen. Es ist Vorsorge 
getnoffen,. daß die Adfertisung der Pässe rasch erledigt wird. 


0 Der ungarische Donauverkehr im ersten Halbjiahre 1920. 


‚Obwohl der Donauverkehr im Vergleich mit dem der Friedens- 


zeiten infolse des sYedrosselten Wirtschaftslebens in erheb- 
liehem Maße eingeschränkt wurde, kann dennoch eine _lang- 
same, aber allmähliche Zunahme des Donauschiffsverkehrs 
verzeichnet werden. Nach den Verkehrsangaben des er sten 
Halbiahres 1920 verkehrten: 


Tonnen Güter ‚Beisende 
- jm Februar ee ee 710300 34 610 
BerMarz 2 ee rt 28.558 9828 
FSADEL: : 25 293 96 400 
22. Mai: ; 38 512 71483 
= ums, >83:792 133401 
Ye duli- 2% 2 15 244 186 047 
Anfang des Jahres konnten unzarische Schiffe‘ nur öster- 


reichische und deutsche Häfen anlaufen; seit April laden sie 
aber auch in Preßburg; mit den Häfen der unteren Donau 
hingesen kann. von einem normalen Verkehr kaum die Rede 
sein. Der ungarische Verkehr gelangte allmählich unter ene- 
lische Kontrolle, indem vier ‚englische Schiffahrtunter- 
mehmungen einen erheblichen Teil der Aktien der meisten 
Binnenschiffahrtgesellschaften erwarben. Ein Teil der durch 
Serbien und Rumänien beschlagnahmten Schiffseinheiten wird 
werden in den Dienst der ungarischen Volkswirtschaft zestellt 
werden. 


— Portofreiheit. und Eisenbahnbegünstigungen. Der Mi- 
nisterrat hat auf Vorschlae des Handelsministers He eyeshalmy 
beschlossen, die Portofreiheit zu beseitigen und die Eisenbahn- 
begünstigungen s stufenweise einzustellen. Beide Verfügungen 
bilden einen bedeutsamen Schritt auf dem Wege zur Regelung 
der Finanzen des Landes. 

— Aufhebung der Kriegszollbehandlung. Das Ministerium 
Be: unter Nr. 7423/1914 M.E. eine Verordnune erlassen, wo- 
nach die Bestimmungen der erloschenen Handelsyerträge mit 
dien gegren die Monarchie Kriege führenden Staaten bei der Zoll- 
behandlung gewisser Waren bis auf weiteres zu berücksich- 
tigen sind. Diese Verordnune hat nun das Ministerium mit 
der unter Nr. 10880/1920 M. E. heraussegebenen Verordnung 
außer Kraft gesetzt. Es sind demnach auch auf die erwähnten 
Waren die alloemeinen ‚Sätze "des autonomen . Zolltarifs 
(G. A. LIII: 1907) anzuwenden. 


Die Zollverhältnisse Ungarns. Seitdem Ungarn im Jahre 
1918 seine Selbständigkeit erklärte, wurde sowohl das Wirt- 
schaftsbündnis, wie auch die semeinsamen Zollgerenzen mit 
Österreich geiöst. Die gemeinsamen Zollerenzen gesen Öster- 
reich und gegen die von den Rumänen, Südslawen und 


‘Tschechen besetzten Gebiete wurden aber tatsächlich erst 


durch die Verordnung des Finanzministers vom 5. Oktober 1919 
aufgehoben. Nach.dieser Verordnung sind für Waren, die aus 
dem Gebiete der ehemalisen Monarchie oder aus den besetzten 
Teilen des Landes eingeführt werden, die allgemeinen Sätze 
des autonomen Zolltarifs anzuwenden. Der Gesetzartikel 203 
vom 4. September 1920 ermächtigt die Regierung, den 'wehe- - 
malisen österreich-ungarischen Zolltarif nötigenfalls abzu- 
ändern. Derzeit sind für Ungarn demnach die Bestimmungen 
des Zolltarifs maßgebend, die früher für die ehemalige Mo- 
narchie bestanden haben. Für Waren, die aus Österreich und 
den übrigen Nachfolsestaaten oder aus den gewesenen feind- 
lichen Staaten eineeführt werden. gelten die Sätze des auto- 
nomen Zolltarifs. Als der Friedensvertrag von Trianon rati- 
fiziert wurde, hörte die Bevorzugung Deutschlands grund- 
sätzlich auf, weil die zollpolitischen Bestimmungen im Viertrag 
der Entente die Meistbegünstigung gewährleisten. Als Grund- 
lages dienen das Zolltarifgesetz und Ausführungsvorschriften. 
Da die Zölle nach Artikel XVII des Zolltarifgesetzes in Gold- 
münzen zu entrichten sind, werden bei Zahlung in Banknoten 
zu den in den Tarifen befindlichen Sätzen noch Zuschläge ge- 
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rechnet, die von Zeit zu Zeit im Verordnungswege geregelt 
werden. Anfangs wurden 200 en seit Februar 1920 weitere 
500%. und seit Juni 1900% Zuschläge zu den Zollsätzen 
des alten Zolltarifs gerechnet. Die Zölle für gewisse Lebens- 
mittel, Getreidearten, Mehl, Petroleum usw. sind im Verord- 
DNUNGSWIEgI® aufgehoben worden. Die grundsätzlichen Zoll- 
entscheidungen werden durch gemeinsame Zollkommissionen 
getroffen. 


Uebrige europäische Länder. 


— Erfahrungen bei schwedischer Bahnunterhaltung. As- 
bestonschwellen. Weichenmerkpiähle, Über die Erwartungen, 
mit denen die schwedischen Bahnen seinerzeit an die sog. As- 
bestonschwellen herangetreten sind, haben wir früher (siehe 
diese Zte. 1913 S. 550, 1916 S. 117) berichtet. Leider haben die 
schließlichen Erfahrungen &@en Erwartungen nicht entsprochen. 
Der Jahresbericht für 1919 der Staatsbahnabteilung teilt hier- 
über mit: Am Schlusse des Jahres 1917 wurden im Berggleis 
der ‘Strecke Aby-Norrköpins-Fiskeby 50 Stück Asbeston- 
schwellen, geliefert von der Asbestongesellschaft Berlin, ver- 
lest. Die Schwellen waren mit Unterlagplatten für Schienen, 
Form 1896, versehen. Sie zeigten schon. während des Jahres 
1918 Neigung, an den Kanten bei den Unterlagplatten ausein- 
anderzugehen, wobei die Schwellenschrauben mehrmals ge- 
lockert wurden. Während des Jahres 1919 wurde seine fort- 


gesetzte sehr schnelle Zerstörung: der Schwellen sowohl an 


den. Unterlagplatten als auf den ganzen Überseiten der 
Schwellen festgestellt. An seinem Teil der Schwellen ist die 
Zerstörung so weit vorgeschritten, daß die Eiseneinlagen sicht- 
bar sind und die Schwellenschrauben ihren Halt verloren 
haben, weshalb ein Teil der Schwellen ausgewechselt werden 
mußte. Asbestonschwellen dieser Bauart dürfen daher weiter 
nicht mehr zur Anwendung kommen. 

Um die Gefahr der Unfälle, welche von den crebräuchlichen 
Holzmerkzeichen an Weichen herbeigeführt. werden, für das 
Rangierpersonal zu vermindern, wurden im Jahre 1919 Ver- 
suche mit Merkzeichen an den Schienen in roter Emailfarbe 
oemächt. Die Versuche wurden in- verschiedenen Stationen 
mehrerer Bezirke semacht und haben kein zufriedenstellendes 
Ergebnis gebracht. So zeiste ıes sich, daß die gemalten Merk- 
zeichen nach verhältnismäßıg kurzer Zeit so durch Öl, Ruß, 


Resen und Staub verunreinist waren, daß sie nahezu nicht 


mehr kenntlich waren. Zur Winterzeit, wenn die Schienen 
überschneit waren, war es sehr schwer, die Lage der Merk- 
zeichen zu erkennen. Dazu kommt, daß dıe Merkzeichen für 
das Personal im Zug nicht sichtbar sind, das somit nicht mit 
Sicherheit unterscheiden kann, ob Fahrzeuge über das Merk- 
zeichen hinausstehen oder nicht. Da’ die durch die Entfernung 
der Merkpfähle gewonnenen Vorteile die vielen Nachteile, die 
das Fehlen eines ganz deutlichen Merkzeichens mit sich brinet 

nicht aufwiegen, wurden die alten Holzpfähle : ein- 
gesetzt. , Dr. S. 


— UImlerune des schwedischen Staatsetatsjahres.. Der 1919 
eingesetzte Ausschuß zur Erörterung der Frage der Umle&ung 
des Etatsjahres hat nunmehr den Vorschlag eingebracht, das 


Etatsjahr so schnell wie mörlich auf den 1. Juli bis 30. Juni. 


umzulesen. Die Veränderung soll sich auf die ganze Staats- 
verwaltung beziehen einschließlich der werbenden Betriebe. 
Der Übergang zu dem neuen System soll erst im Jahre 1923 
erfolgten. Dr. ‘Ss. 


— Diesel-elektrische Eisenbahn-Motorwagen in Schweden. 
Die Versuche der schwedischen Staatsbahnen mit Diesel- 
elektrischen Eisenbahn- Motorwagen auf voll- und schmal- 
spurigen Nebenlinien, die schon einige Jahre zurückreichen, 
sind, wie wir der Schweiz. Bauzeitune entnehmen, in den 
letzten. Jahren mit großem Erfolge fortsesetzt worden. Neben 
den Wasen mit 75 PS-Maschinen sind inzwischen solche mit 
120 PS-Leistung in Betrieb genommen’ worden, die nach einer 
Mitteilung der „Z. d. V. D. L“ bei vollspuriger Bauart rund 
32,85 t Dienstgewicht und 85 m Radstand aufweisen und wie 
die zuerst gebauten Fahrzeuge mit V-förmie anseordneten 
Sechszylinder-Maschinen versehen sind. Diese leisten bei 
200 mm Zylinderdurchmesser und 240 mm Hub rund 120 PS 
und verbrauchen rund 190 s/PSh Brennstoff bei 56 at Einblase- 
druck. Das Anlassen der Maschinen «erfolgt mit Hilfe der 
damit sekuppelten Dynamo, deren Spannung bis zu 550 Volt 
regulierbar ist. Es ist nunmehr auch der Bau von Motor- 
wa®en mit Achtzylinder-Maschinen von 160 und 250 PS beab- 
sichtist, von denen die größeren für Züge bis zu 300 Personen 
bestimmt sind. 


 — Eine weitere Bahnverbindung nischen Frankreich und 
dem Elsaß. Im „Moniteur du Comerce“ wird der Vorschlag 
gemacht, die während des Krieges hergestellte Feldbahn von 


ı Montbeliard nach [Burnhaupt im Elsaß, die von Montbelia X 


 stioen Einriehtungen sind noch vorhanden. Die Trasse mü 


Verkehrsministerium einsesetzten Tarifbeirats von allen 


‚soll dem Tarifbeirat als Unterlage für seine Verhandlun 


' Nebenklassen, besondere Klassen für Sendungen von 4 t, ı 


"Sprengestoffe und andere „efährlichen Güter und Holz. 


‚Blatte zufolge Bürgschaft gegeben, daß die neuen Direkt: 


bis zur ehemaligen Landesgrenze dem Laufe des Rhein-Rhone 
Kanals folet, um sich dann über La Chapelle-sur-Rougemon 
bis zur ehemaligen Front bei Sennheim  hinzuziehen, »wiede 
auszubessern und in Betrieb zu setzen. Die Bahn ist 
Kriegsende nicht mehr im Betrieb, aber die Gleise und 


einisermaßen abgeändert werden, weil für den Normalbetr 
einige Kurven zu klein sind und an einigen Stellen das Gefä 
zu steil. Perner muß im Thurtale’ ein neues Teilstück 
Sennheim mach Bollweiler hergestellt werden, um so «ine 
direkte Verbindung zwischen dem Netze der Paris-Tvon Mitt 
meerbahn und der Linie Basel-Straßburg zu ‚erhalten, wie 
man vernimmt, wird der Vorschlag ernstlich geprüft. Be 


— Neue Gütertarife der englischen Eisenbahnen. Die eng 
lischen Eisenbahngesellschaften haben’ um die J ahreswende 
ihre Vorschläge für die Neugestaltung der englischen Güte 
tarife veröffentlicht; sie sollen nunmehr auf Wunsch des 
teiligten erörtert werden. Das Ergebnis dieser Erörteru 
dienen, die in der zweiten Hälfte des Januar beginnen soll 
Die Angelegenheit scheint‘ also. als sehr 'eilix betrieben 
werden, ja man kann "bei der Wichtigkeit, der Sache ı 
sogar von seiner Übereilung sprechen. An Stelle der be 
henden 9 Güterklassen sollen nach dem Vorschlag 21 tre 
indem die jetzt bestehenden Klassen zum Teil weitergeglied 
werden; dazu treten noch, ähnlich den bisherisen deutse 


2 t und unter 2 t. Die Veröffentlichung erschöpft die 
Erörterung stehenden: Fragen noch nicht; zu den unerledigten 
Punkten gehören die ermäßigten Frachten für Güter, bei denen 
der Eisseß@tümer die Gefahren der Beförderung trägt — own 
risk rates —, Tarife für leer zurückgehende Packung 


neue Einteilune der Güter wird zwar manchen Widersp 
hervorrufen. es wird aber-die bestimmte Erwartung aus 
sprochen, daß sie letzten Endes sowohl die Eisenbahnen 
die Veerfrachter befriedigen wird. & 


— Rückgabe serbischer Betriebsmittel. Die Ye 

gierung hat der serbischen mitgeteilt, daß sie bereit sei, il 
die im Kriege erbeuteten und bisher zurückeehaltenen Bis Se 
bahn-Betriebsmittel und sonstiges Eisenbahnsut zurückzı 
geben. Auch wünsche sie, daß der Verkehr zwischen. bei : 
Ländern, der in der letzten. Zeit unterbrochen war, wie 
aufgenommen werde. 


N 


— Rumänische und stidslawische Direktionen der Dona 
Dampischiffahrts-Gesellschaft. „Szorat“ erfährt, die Dorn 
Dampfschiffahrts-Gesellschaft habe beschlossen. in Belg 
für Südslawien und wahrscheinlich in Braila oder Galatz 
Rumänien eine besondere Direktion zu errichten. Die meuk 
Direktionen ‘würden mit der Wiener Zentraldirektion der & 
sellschaft im gleichen Range sein. Die in dieser Frage 
Rumänien und Südslawien geführten Verhandlungen 
noch nicht abgeschlossen worden, doch sei auf beiden Se 
Wohlwollen vorhanden. Die Donau-Danipfschiffahrts- 
schaft wolle im Laufe des Jahres 1921 zwei neue Schif 
werften erbawen sowie die Lokalschiffahrt auf der unte 
Donau ins Leben rufen. Die Gesellschaft hat dem erwähn 


ausschließlich nationalen Charakter haben und selbst in 
ministrativer Hinsicht nicht von der Wiener Zentraldirek 
abhängig sein werden. 


— Über die allgemeine Verkehrslage in Rumänien sch 
die „Wirtschaft“: Die Transportmittel befinden sich inf 
Arbeiter- und Materialmangsels in einem. sehr. ‚schlechten, 
Eisenbahnen in seinem trostlosen Zustande. In jeder eröße 
Station Kesen zu Dutzenden unbrauchbare Lokomotiven, 
es können daher, obwohl Wasen in senüzender Anzahl \ 
handen wären, keine Züge zusammengestellt werden. Größe 
Firmen lassen deshalb auf eigene Rechnung Lokomotiven 3 
bessern, wie z. B. Schenker & Co. in\Bukarest, um ihre Dr 
porte durchführen zu können, doch werden ihnen diese | 
von der Bahnverwaltung abgenommen, so daß auch die 
den Spediteuren eingerichteten Bahnverbindungen zwise 
den Donauhäfen und iv rgievo auf sehr unsicherer und 
stimmter Grundlage aufgebaut sind. Dieser Mangel an ! 
motiven macht sich auch im Personenverkehr stark bem: 
bar. Die Instandhaltung der Wagen, Kesselwagen und - 
magazine ist ebenfalls nicht zufriedenstellend. Man si 
den wenigen fahrenden Zügen beschädigte Wagen (Sei 
wände, Dach. Boden aufgebrochen), obwohl ganze Reihen u 
beschädigter guter Wagen in den Stationen stehen. Die 
Kriege zerstörten Brücken sind größtenteils nur durch 
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? zsrliche, Notbrücken ersetzt; überall kann man die Hilf- 
 l]ösiekeit und Unordnung und die "Gleichsültigkeit verantwort- 
_ licher Kreise wahrnehmen. Die Schlepper und Kälhne sind 
in einem besseren Zustande und wurden für: die Getreide- 
 ausfuhr so gut wie möglich vorbereitet, sind aber auch In 
r  ungenügender' Anzahl vorhanden. 
ae Das Verkehrswesen in Sowietrußland. Die amtliche rus- 
 sische Zeitung „Ekonomitscheskaja Shisn“ bespricht in meh- 
- reren Aufsätzen, deren Inhalt in der Zeitschrift „Das Handels- 
museum“ wiedergesseben wird, die Lage des russischen Ver- 
_ kehrswesens. Zum Wiederaufbau der Eisenbahnen wurden 
vor einigen Monaten mehrere Fabriken eingerichtet, in denen 
insgesamt 32 000 Arbeiter beschäftigt waren. Die Pläne für 


diese Fabriken hatten allerdings eine um 18000. Arbeiter | 


größere Zahl vorgesehen. Aber auch die Zahl der tatsächlich 

geleisteten Arbeitstage blieb noch hinter der in Aussicht ge” 
- nommenen Anzahl bedeutend zurück. So ist es auch erklärlich, 
- daß die Leistungen dieser Fabriken, z. B. der Moskauer Wagen- 
fabrik, bedeutend geringer waren als in Friedenszeiten, da 
zwölf Wasenfabriken jährlich etwa 40000 neue Güterwagen 
erstellten. In ähnlich ungünstiser Laee wie die Eisenbahnen 
findet sich auch der Verkehr auf den Wasserstraßen. Der 
Bestand der Naphtha-Flotte auf der Wolga wurde für Sommer 
1920 mit 190. Fahrzeugen angegeben, während deren Zahl vor 
dem Weltkrier um vieles größer war. Wenn trotzdem die 
Ausfuhrzahlen von. Naphthaerzeuenissen nicht ungünstig 
"waren, sei dies auf den Umstand zurückzuführen, daß sich 


een noch in Privathänden befanden, daher in Ord- 
unge waren und sogleich zur Naphthabeförderung verwendet 
; E erden. konnten. Seither hätten die Bolschewisten auch hier 
viel. ‚heruntergewirtschaftet. An der ukrainischen Südwest- 
ıhn haben die Polen bei ihrem Rückzug arge Zerstörungen 


eo Der Verfall des aan Eisenbahnwesens. Unter der 
Überschrift „Die Gebrechen des russischen Eisenbahn wesens“ 

berichtet die Ostdeutsche Morgenpost (Beuthen O.-Schl.) nach 
‚einer russischen Quelle über das Versagen des Kommunis- 
mus in Rußland und über seine Wirkungen auf das Verkehrs- 
W sen. Die Bolschewisten fanden bei ihrem Regierungsantritt 
in bereits durch den Krieg heruntergewirtschaftetes, von 
Haus aus wenig leistungsfähiges Eisenbahnnetz vor, dessen 
"Wiederaufbau ihnen eine gute Gelegenheit für den. Beweis der 
Richtigkeit ihrer Theorien hätte geben können; aber seit drei 
"Jahren kämpft die Sowjetregierung gegen den Niederg ang dies 
isenbahnwesens, ohne bisher greifbare' Ergebnisse erzielt zu 
ben. Der Gebrechen, an denen das russische Eisenbahn- 
esen krankt, sind gar zu viele. Ein paar der bolschewisti- 
en Wirtschaftszeitung „Ekonomitscheskaja Sheen“ :ent- 
mmene Zahlen mösen zur Veranschaulichun® dienen: Im 
pril 1916 wurden auf den russischen Eisenbahnen täglich 
3 407 Wagen beladen, im April 1920 sind es nur noch 7909. 
' Die an einem Tage zurückgeleste Strecke einer Lokomotive 
machte im April 1916 119 km aus, vier Jahre später sind es 


halır 1916 27, im Fraliahr 1 1920 9 gesunde Lokomotiven. 
el; Zahl der nicht verwendungsfähigen Lokomotiven betrug 


FR im Januar 1920 ... 583% 
> im Februar . ; . 60,8 % 
im März ° BERSE . 611% 
im April. Be Nee. 60,7, 
im Mai. . / a. 595% 


kam: Diese Daten) eh allerdings keinen An- 
uch auf Zuverlässigkeit, da die von amtlicher bolsche- 
istischer Seite veröffentlichten Angaben »einander oft wider- 
rechen. Immerhin geben sie ein Bild von den herrschenden 


ı$ 
. 9 


ständen 
EB lenthelben herrscht Arbeitermangel auf den Strecken und 
den Werkstätten, obwohl die Zahl der Eisenbahner von 


gen ist; dabei ist das russische Eisenbahnnetz durch den 

lust von Polen und der baltischen Randstaaten in dieser 
beit bedeutend zusammengeschrumpft. Nicktsdestoweniger 
te das Eisenbahnkommissariat im Jahre 1920 über einen 
ansel an 52 915 Arbeitern! Große Sorge macht den: Bolsche- 
ten die gerade in diesem Jahre ständig zunehmende Waren- 
ung auf den Bahnhöfen. Die Betriebsmittel werden nicht 
enutzt. Besonders stark ist dieser Mißstand seit dem April 
rscheinung getreten, in welchem Monat trotz des Mangels 
" Betriebsmitteln leere Wasen auf den Strecken zu laufen 
annen. Die Zahl der gesunden und nicht ausgenutzten 
agen betrug 30000. Dies erklärt sich hauptsächlich durch 
eenlust der russischen Arbeiter. Für das Ver- 
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‚die Tankdampfer zur Zeit der Besetzung. Batums durch die | 


= ur Im selben Zeitraum ist die Zahl der ee 


646 Personen im Jahre 1914 auf 181606 im Jahre 1920 ge- 


ae | Nr, 3 


pflesungskommissariat waren z. B. im April 33 060, Mai 45 794 
und Juni 1920 22120 Wagenladungen zu verladen, es wurden 
aber nur 24700 Wagenladungen — 74,6% im April, 27621 
— 60,3% im Mai und 12 916 =58,4% im Juni 1920 verladen. 

Trotz des sroßen Mansels an Brennstoffen ist der Verbrauch 
auf den russischen Eisenbahnen höchst unwirtschaftlich. - Bei 
13 Eisenbahnen Rußlands haben die Lokomotiven in den ersten 
vier Monaten des Jahres 1920 7,9 Millionen Kilometer weniger 
zurückselegt als im Fahrplan vorgesehen. Da ihnen aber der 
‚Brennstoff auf Grund der planmäßisen Leistungen zugewiesen 
wird, folgt, daß sie zu viel Brennstoff erhalten. Eine von 
Trotzki eingesetzte Kommission hat festgestellt, daß die 
Bahnen auf 100 Lokomotivkilomeber 24,6 cbm Brennholz ver- 
brauchen dürfen. Sie haben aber in den genanngen vier Mo- 
naten- im Durchschnitt 55,6 ebm, also weit mehr als das 
Doppelte verbrannt. Im J ahre 1913, also als noch geordnete 
Verhältnisse herrschten, betrug der Bedarf nur 6,7 bis 10,6 ebm. 
Es ist wohl anzunehmen, daß der Mehrverbrauch nicht nur 
auf unsachgemäße Bedienung der Lokomotivfeuerung, sondern 
auch darauf zurückzuführen ist, daß große Mengen dieses 
Brennholzes ihrer eigentlichen Bestimmung entzogen und an 
anderer Stelle verbrannt worden sind. 

Von Überschüssen kann unter solchen Umständen natürlich 
keine Rede sein. Während der Fehlbetrag der bolschewistischen 
Eisenbahnen im Jahre 1918 „nur“ 6,5 Milliarden Rubel betrug, 
ist er im Jahre 1920 auf 51 Milliarden angewachsen. Ange- 
sichts dieses Betrages wollen die Bolschewisten überhaupt auf 
die spärlichen Einnahmen verzichten; die Taseszeitunsen 
haben bereits berichtet, daß die Eisenbahnen für den. Per- 
sonen- und Güterverkehr kostenlos zur SE NETERZUNg Sestellt 
werden sollen. 

Die vorstehenden Mitteilungen ereänzen und bestätigen die 
Berichte, die bisher in dieser Zeitung über die russischen 
Eisenbahnen und die auf ihnen herrschende Mißwirtschaft ver- 
öffentlicht worden sind. 


® 


Fremde Erdteile. 


.— Schnellbahnen für New-York. Das Lob, daß sie groß- 
zugie zu planen verstehen, kann’man den Amerikanern nicht 
‚versagen; das beweisen wieder einmal die Entwürfe, die für 
die Entwickelung des Stadtschnellverkehrs von New-York von 
einem zu diesem Zweck eingesetzten. Ausschuß aufgestellt 
worden sind, Sie gehen von dem riehtisen Gesichtspunkt aus, 
daß die Verkehrsmittel nicht hinter der Vergrößerung der 
Stadt und der Zunahme ihrer Bevölkerung nachhinken dürfen, 
sondern ihr vorauseilen sollen. Die Entwürfe versuchen da- 
her, ausgehend von der bisherigen Entwickelung des Groß- 
stadtverkehrs, das Verkehrsbedürfnis bis 1945 zu befriedigen. 
1910 wurde berechmet, daß für 1920 die Gesamtzahl der auf 
Hoch-, Flach- und Tiefbahnen in Groß-Newyork beförderten 
Personen 2,6 Milliarden betragen würde, und diese Voraus- 
sagune ist mit ziemlicher Genauickeit erfüllt worden: die Zahl 
betrug für das mit dem 30. Juni 1920 zu Ende zesangene Jahr 
2,4 Milliarden. Für 1945 wird bei einer Bevölkerungszahl von 


9,5 Millionen ein Verkehr von 5 Milliarden Personen erwartet, 


Um ihn zu bedienen, müssen nach den erwähnten Planungen 
21 zweigleisige Unterwassertunnel, neun Schnellbahnen mit 
gegen 1350 km Gleislänge und drei Straßenbahnen quer durch 
die Insel Manhattan erbaut werden; für die Schmellbahnen 
sind zum Teil mehrgeschossige Anlagen mit sechs und. acht 
Gleisen in Aussicht genommen. Da vom ersten Auftauchen 
eines Verkehrsentwurfs bis zur Eröffnung des Betriebes, wie “ 
die Erfahrung gezeist hat, zehn Jahre vergehen, müssen nach 
dem Bericht des Ausschusses auch die von ihm vorgeschlage- 
nen Arbeiten zum Ausbau des städtischen Schnellverkehrs- 
netzes alsbald in Angriff genommen werden, damit sie, nach 
und nach erbaut, bis 1945 beendet sind. 

Der Grundgedanke der neuen Verkehrspläne ist der, daß die 
Stadtteile Bronx, Queens, Brooklyn und Richmond in solchen 
Abständen von gleichlaufenden Schnellbahnen durchschnitten 
werden, daß kein Bewohner dieser Stadtteile mehr als 10 Mi- 
nuten Anmarsch zu den Bahnhöfen dieser Bahnen hat, die 
alle ohne Unterbrechung nach Manhattan, dem Hauptgeschäfts- 
viertel durchgeführt sind. Auf dieser langen, schmalen Insel 
besteht die größte Verkehrsschwierickeit darin, daß in einem 
gewissen Teil 11 Längsstraßen den Verkehr von 150 Quer- 
straßen bedienen müssen, wobei deren Länge 160 km und 
520:km beträst, sodaß sich die Länge der dem Verkehr dienen- 
den zur Länge der von ihnen bedienten Straßen ungefähr wie 
1:3 verhält. Hier muß also der Verkehr unterirdisch vor sich 


- gehen, und da ein Gleispaar zu seiner Aufnahme nicht aus- 


reicht und die Breite des iBahnkörpers durch die Straßenbreite 
begrenzt ist, müssen die Gleise in mehreren Stockwerken über- 
einander angelegt werden, Für die Quwerrichtung sind die 
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schon erwähnten Stufenbahnen — moving platforms — in 
Aussicht genommen, - 

Zur Zeit verbinden 34 Gleise Manhattan mit Bronx, Queens 
und Brocklyn. Der Bau von 21 neuen zweigleisigen Tunneln 
bedeutet also weit mehr als eine Verdoppelung. Von Brooklyn 
aus soll dann eine Anzahl dieser Schnellbahnen, wiederum 
unter Wasser, nach der Insel Richmond fortgesetzt werden, 
die auf diese Art ihren ersten Anschluß an’ das Groß-New- 
yorker Schnellbahnnetz erhalten würde. Die jetzigen Schnell- 
bahnen des sog. Dual-Systems haben etwa 1000 km Sr ae 

sodaß auch hier dıe Länge durch die Neuanlasen mehr 
verdoppelt werden würde. Ob diese Neubauten Hoch- Ba 
Tiefbahnen werden sollen, kann bei dem heutigen Stande der 
Vorarbeiten noch nicht gesagt werden. 

Die Kosten für diesen Ausbau des Stadtschnellverkehrsnetzes 
sind natürlich schwer zu veranschlagen, namentlich da sich 
dis Ausführune über einen Zeitraum von 25 Jahren erstrecken 
soll. .Nach Vorkriegspreisen werden sie auf 175 000000 D. 
geschätzt, bei jetzigen Preisen rechnet man mit der doppelten 
Höhe. In der Erwartung, daß die Preise nicht weiter steigen 
können, die in dem Ausschuß-Bericht ausgesprochen wird, kann 
‚man. sich aber sehr täuschen, denn an anderen Stellen ‚sehen 
die Preiserhöhunsen auch weit über das Doppelte der Vor- 
kriegspreise hinaus, und Amerika wird von dieser Welle auch 
nicht verschont bleiben. 


Bücherschau. 


— Lehrbuch der Rechenvorteile, Schnellrechnen und Rechen- 
kunst. Von J. Boiko. Berlin 1920. Verlar B. G. Teubner, 
Leipzig und Berlin. Preis (kart.) 2,80 M + 100% Teuerungs- 
zusehlae. 

Das 115 Seiten starke Bändchen bringt für alle praktischen 
Rechnungen des #äglichen Lebens und für die meisten wissen- 
schaftlichen Aufsaben der Mathematik und Technik leicht 
faßliche Winke zum Schnellrechnen. Für Studierende und 
Lehrer, für Kaufleute, Techniker, Gelehrte, kurz für alle. die 
in ihrem Beruf mit Rechnungsarbeiten geplagt sind, bildet 
das Lehrbuch «ein äußerst schätzenswertes Hilfsmittel zur 
Ausnutzung aller erdenklichen Vorteile und Erleichterungen, 
die als tägliches Rüstzeug für jeden Rechner ebenso will- 
kommen wie umentbehrlich sind. Von den «einfachsten Bei- - 
spielen der Addition und Subtraktion beginnend, bis zu den 
schwierigsten Rechenarten des Potenzierens und Wurzelaus- 
zıehens wird eine Fülle von Methoden, Regeln und Lehrsätzen 
gegeben, die es wohl jedem nach kurzer Übung ermöglichen, 
vielfach durch reines Kopfrechnen, in anderen Fällen durch 
kurze Einzelnotizen, die Ergebnisse in kürzester Frist oft mit 
verblüffender Einfachheit zu ermitteln. Ist es z, B. nicht ein 


Genuß, zw rechnen: 
103 x 142 = 103 -+ 42 = 145° 
32242 126 
14626 
oder: 


36? = 36 +6 = 42x 3, = 1%, dazu 62= 1296. 

Warum dies so sein muß, lese man auf Seite 16 und* 52 
nach. Die sorgfältig ausgewählten Beispiele und die ein- 
Sehende Darstellung” der "Gedankenvorgänge des Rechners 
ermöglichen es jedermann, auch ohne besondere Vorkennt- 
nisse das Lehrbuch mit Erfolg zu verwenden. Ganz beson- 
ders verdient hervorgehoben zu werden, wie der Verfasser 
allen - individuellen Eigenheiten der Rechner nachgeht und 
den Leser auf alle nur erdenklichen Formen des Zählens, 
Gruppierens und Rechnens „mit den Augen“ oder „im Unter- 
bewußtsein“ hinweist. Dabei zeigt sich. aber auch in weisem 
Maßhalten der Meister, der die zu erstrebenden Vorteile sorg- 
sam gegen etwa entstehende Nachteile abwäsgt. 


Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Anderane von Stationsnamen. 


Eisenbahndirektionsbezirk Osten in Ber- 
in. Der an der Strecke Frankfurt (Oder)-Guben gelegene 
Haltepunkt Krebsjauche erhält von sofort ab die Be- 
zeichnung Wiesenau (Kr. Guben). 


Rundschreiben der Geschäftsführenden Verwaltung sind er- 
lassen worden: 


Die Fler zen Air die der en Errnren £ 


& RT. Zeitung des Verei 
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- Zerlegungen u. dgl. erzielbaren Vorteile sind durchweg leicht 
faßlich. und überzeugend dargestellt. Abgesehen von ganz 
wenigen, durch die Drucklegung veranlaßben Unschönheiten, 
würde vielleicht nur noch bei dem Beispiel 52 X 56 auf S. 15 
eine Erläuterung der in zweiter Linie empföhlenen verein 
fachten. Vervielfältigung mit 5, die erst auf S.22 näher AK lag 
wird, für manchen Leser ‚empfehlenswert sein. 
- Das inhaltreiche und anregende ‚Werk wird sicher vier 
Freunde finden und sollte eigentlich in keinem Rechnungsbüro 
und keiner Kalkulaturstelle, in keinem Kontor, in keiner Fach-, 
Hoch- und Fortbildungsschule nn Sr ; 


— Der Slantsvertran über die Keichsstuenbahnde: Von Dr. 
"Th. Kittel, Oberregierungsrat. Verlag von Julius Springer, 
Berlin 1920. Preis 4 MN. 


In ‚dem 54 Seiten starken Büchlein will der Verfasser, wie 
er im Vorwort hervorhebt, nicht die vielen aus den. Bestim- 
mungen der neuen Reichsverfassung über das Eisenbahn wesen 
und aus dem Staatsvertra« über die Übernahme der az 
eisenbahnen auf das Deutsche Reich sich ergebenden wich- 
tigen Fragen der Verkehrspolitik und des öffentlichen Recht 
in wissenschaftlicher Weise gründlich erörtern, sondern de 
Eisenbahnstellen, die mit dem Staatsvertrag zu tun haben, 
und den Beamten und sonst Beteiligten, deren Recitek mel 
durch den Vertrag berührt wird, ein Hilfsmittel zum prak- 
tischen Gebrauch sseben, durch das ihnen das Verständnis des 
Staatsvertrages erleichtert wird. Das Buch bringt zunächst 
eine kurze Einleitung über die Entstehung und Be 
des Staatsvertrags, dann das Gesetz betreffend den Staats 
vertrag über den Übergang der Staatseisenbahnen auf. Er 
Reich vom 30. April 1920 nebst dem Staatsvertrag selbst, Tee 
das zwischen den Vertragschließenden vereinbarte Schluß- 
protokoll und am Schluß eine Zusammenstellung der das 
Eisenbahnwesen betreffenden Bestimmungen der Reichsver- 
fassung. Die einzelnen Paragraphen des Staatsvertrages und 
des Schlußprotokolls sind eingehend erläutert. Diese Er- 
läuterungen gewinnen dadurch besonderen Wert, daß sie von 
einem hervorragenden Fachmann herrühren, der die gan en. 
‚umfangreichen Vertragsverhandlunsen an maßgebender Stell 
mitgemacht hat und dadurch zur Erklärung dessen, was W: 
und Zweck der Vertragschließenden war, besonders beru 
ist. Die Bemerkungen sind kurz gefaßt, klar und übersie 
lich. Auf ihren sachlichen Inhalt näher einzugehen, erüb: 
sich. Nur auf seinen Punkt sei kurz hingewiesen, in dem si 
die Auffassung nachträglich geändert hat. Zu 8 13 über di 
Aufsicht über Privateisenbahnen sagt der Verfasser: „Art. 95 
R. V. bringt nicht klar zum Ausdruck, ob das Reich die Auf- 
‘sicht nur auf den dort senannten Sachsebieten — als Ober- 
aufsicht nach Art des bisherigen BReichseisenbahnamts_ - 
neben der sonstigen Beaufsichtigung durch die Landes- 
reeierung, oder ob das tReich allein die „gesamte Aufsicht 
führen soll. $ 13 des Vertrages entscheidet in letzterem Sinn.“ 
Wenn man auch ursprünglich auf diesem Standpunkt stand 
und darauf auch die Fassung des $ 13 zurückzuführen ist, SO 
ist es doch heute immer noch fraglich, ob es zweckmäßig ist, 
die Aufgabe des Reiches bei der Aufsicht über die Privat 
eisenbahnen so weit zu fassen. Man kann den Art. 9 
- Reichsverfassung auch so auffassen, daß die darin enthalte 
Aufzählung der Aufsiehtsbefugnisse des Reiches eine 
schöpfende ist und nicht nur Beispiele anführt. i 
die vom Beich ausgeübte Aufsicht im wesentlichen eine € 
bahntechnische Aufsicht, wie sie früher dem Reichseisenba, 
amt zustand, während die sonstige, insbesondere finanzie 
Aufsicht nach wie vor den Ländern zustehen würde. — 
Buch wird jedem, der mit der Auslegung ae Staatsvertr 
zu tun hat, höchwillkommen Sein. 


Nr. 1139 vom 7. Jannar 1921 an die Mitglieder des Eau 
ausschusses, betreffend Neubesetzunge der durch den Tod 
ledieten Stelle des Generalsekretärs. ‚des Vereins (abges 
am 10. Januar d. J.). ee: 

Nr. I 169 vom 6. Januar 1921 an die am Vereinsreiseverke 
vor Kriegsausbruch beteiliost gewesenen Verwaltungen, Br 
treffend dıe Rostabnechnung aus dem Ve 2 
gesandt am 12. J anuar 1% 
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" verbunden bleiben. 


Lippstadt, den 11. Januar 1921. 


IA 


I 


Nach längerem Leiden verstarb hier am 10. Januar’ 


Herr Eisenbahndirektor Friedrich Schönfeld. 


BE . Mit ihm ist eine weit über ihren engeren Wirkungskreis hervorgetretene 
ausgeprägte Persönlichkeit dahingegangen. Vor allem galt sein Interesse der 
Westfälischen Landes-Eisenbahn, der er 83 Jahre lang seine Kräfte gewidmet 
hat. Seiner unermüdlichen Tätigkeit und seiner bedeutenden Begabung ist 
die Entwickelung unseres Unternehmens vorzugsweise zu danken. 


Amtliche Bekanntmachungen 


1. Nachruf. 


Mit der 


Geschichte der Landeseisenbahn wird der Name des Verstorbenen unlöslich 


(82) 


Der Aufsichtsrat und der Vorstand 
der Westfälischen Landes-Eisenbahn-Gesellschaft. 


UEETERTETTE EEE SE TSETER ET ERTEILEN NEE EEE 


‚ 2. Aenderung von Stationsnamen. 
‚ Der an der Strecke Frankfurt (Oder)- 
‚Guben gelegene Haltepunkt Krebs- 
‚Jauche erhält von sofort ab die Be- 
meinung Wiesenau (Kr. Guben). (47) 
' Charlottenburg, d. 30. Dezember 1920. 
“= Eisenbahndirektion. 


‚3. Verzögerungsgebühren f. Fristüber- 


1 


‚schreitungen in der Wagenbenutzung 
auf den Strecken der österr. Staats- 
ja: bahnen. 

© Österr. Bundesministerium 

ae f. Verkehrswesen. 

‘Da der Kriegszustand in Österreich 
‚mit dem Inkrafttreten des Staatsver- 
‚trages von St. Grermain förmlich sein 
‚Ende erreicht hat und die Behinderung 
des regelmäßigen Betriebes durch Krieg 
und.Abrüstung nunmehr beseitigt ist, 
‚werden die österr. Staatsbahnen vom 
'L Januar 1921 angefangen in "allen 
‚Fällen von Fristüberschreitungen in 
der Wagenbenutzung, die nicht durch 


Ursachen begründet sind, die überein- 
'kommengemäßen Verzögerungsgebühren 
wieder entrichten. (65) 
_ Wien, am 10. Januar 1921. 


“ 

e 4. Gebühren. 

 — _Meppen-Haselünner Eisenbahn. 
Am 5. März 1921 tritt eine Erhöhung 
a anzebühren auf Bahnhof Meppen 
| ıshafen ein. ; 

i 

" 


% 


Meppen, den 3. Januar 1921. 
©, Der Betriebs-Direktor. 


5, Erweiterung der Abfertigungs- 
_ befugnisse von Stationen. 


"Eröffnung der Station Naundorf (Elster) 
für die Abfertigung von Wagen- 
‚ladungen sowie Stückgutsendungen von 
mindestens 2000 kg von und nach der 
I Emanuelgrube. 
: Am 1. Februar 1921 wird die zwischen 
‚den Stationen Mückenberg und Ruhland 
echts der Bahnstrecke Falkenberg- 
Kohlfurt gelegene Station Naun- 
rf (Elster), welche bisher dem 
Tsonen-, Gepäck- und. Expreßgutver- 
‘ diente, auch als Tarifstation für 


von und nach der dort; angeschlossenen 
smanuelerube eröffnet werden. 

© bisherige Abfertigungshilfsstelle 
Sci (Elster) wird gleichzeitig 


andere im $ 11 des V.W. Ue. angeführte 


Nähere Auskunft erteilen die Dienst- | 
stellen. (67) 


Mit demselben Tage wird die Station 
Naundorf (Elster) in den Staatsbahn- 
Privatbahn-Gütertarif, den  Ost-Mittel- 
deutsch - Sächsischen Gütertarif, den 
Mitteldeutsch-Bayerischen Gütertarif und 
den Mitteldeutsch - Südwestdeutschen 
Gütertarif aufgenommen. 
Über die Höhe der Tarifsätze geben 
die Dienststellen Auskunft. (62) 

Halle (Saale), im Januar 1921. 

Eisenbahndirektion. 


6. Güterverkehr. 


a) Gemeinschaftliches Heft CIb 
(Stationstariftafeln usw.) Tfv. 200. 
b) Staats- und Privatbahn-Gütertarif, 

Teil II. — Tfv. 1504. 
Mit Gültickeit vom 17, Januar 1921 ab 
werden die im Verkehr mit den Bahn- 
höfen der Niederlausitzer Eisenbahn zu 

erhebenden Frachtzuschläge erhöht. 
Näheres enthält die am 17. Januar 
1921 erscheinende Nummer des Tarıf- 
ANZELHETS. Das alsbaldise Inkraft- 
treten der Erhöhungen sründet sich auf 
die vorübergehende Änderung des $ 6 
der Eisenbahn-Verkehrsordnune (R.-G.- 
Bl. 1914, Seite 455). Auskunft geben 


‚auch die beteilisten Güterabfertigungen 


sowie das Auskunftsbüro, hier, Bahn- 

hof Alexanderplatz. (61) 
Berlin, den 13. Januar 1921, 
Eisenbahndirektion. 


Gemeinsehaftliches Heft CIb (Stations- 
tariftafeln usw.). — Tfv. 200. 
Mit Gültigkeit vom 12. Februar 1921 
ab werden die im Verkehr mit den 
Bahnhöfen der Liegnitz - Rawitscher 
Eisenbahn zu serhebenden Frachtzu- 
schläge erhöht. 
“Näheres enthält die am 17. Januar 
1921 erscheinende Nummer des Tarif- 
anzeisers. Das alsbaldige Inkraft- 
treten der Erhöhungen gründet sich auf 
die vorübergehende Änderung des & 6 
der Eisenbahn-Verkehrsordnung_ (R.-G.- 
Bl. 1914, Seite 455). — Auskunft geben 
auch die beteilisten Güterabfertigungen 
sowie das Auskunftsbüro, hier, Bahn- 
hof Alexanderplatz. (60) 
Berlin, den 13. Januar 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Ostdeutsch- und mitteldeutsch-südwest- 
deutscher Tiertarif. 

Mit sofortiger Gültigkeit werden die 
Besonderen Ausführungsbestimmungen 
„Zu I. Eingangsbestimmungen“ aufge- 
hoben, 

Perner werden die Besonderen Tarif- 
vorsehriften durch Sonderbestimmungen 
für die Beförderung von Pferden in 
Bahnstallunsswagsen auf den pfälzi- 
schen und bayerischen Strecken ergänzt 
und die Überführungsgebühren für 


Nr: 3 


Breslau Viehhof geändert. Näheres im 
Gemeinsamen Tarif- und Verkehrsan- 
z<eiser und bei den beteilisten Dienst- 
stellen. (57) 
Erfurt, den 11. Januar 1921. 
Eisenbahndirektion, 


Westdeutsch - Sächsischer . Güterverkehr. 

Mit Gültiskeit vom 20, Januar 1921 
werden die Stationen Bümmerstede und 
Osternbure:- des Eisenbahndirektions- 
bezirks Oldenburz in den Tarif aufge- 
nommen. Das Tarifvorwort, betreffend 


Bekanntmachungen über Änderungen 
und Ergänzungen des Tarifs wird 
gleichzeitix geändert und ereänzt, Nä- 


heres erhält der Tarif- und Verkehrs- 
Anzeiger für den Bereich der ehemalige 
preußisch-hessischen Staatseisenbahnen. 
der Tarif- und Verkehrsanzeiser der 
Saarbahnen und unser Veirkehrsan- 
Zeiger. (51) 
‚Dresden, am 11. Jannar 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion, 
namens der beteilisten Verwaltungen. 


Binnen-Gütertarif _für die vollspurigen 
Linien, Teil II, Heft I. 

In Übereinstimmune mit dem Deut- 

schen Eisenbahn-Gütertarif, Teil I, Ab- 

teilung B, werden mit sofortiger Wir- 


kung im Abschnitt X des Neben- 
gebührentarifs die Webühren für 
Deekenmiete bei Entfernungen von 1 


bis 200 km nach denen für die Entfer- 
nung von 201-8300 km abgeändert. Nä- 
heres ist aus unserem Vierkehrsanzeiger 
zu ersehen, auch „eben die Stationen 
Auskunft, (54) 
Dresden, den 14. Januar 1921. 
Eisenbahn-Generaldinektion. 


Niederlausitzer Eisenbahn. 

Mit Gültiekeit vom 24. Januar d.J. 

werden mit Genehmieuns der Aufsichts- 

behörde die bisherisen Frachtzuschläse 

im  Binnen- und Woechselverkehr wie 
folgt erhöht: 

a) Güterverkehr 


1. Eilstückgut ! 400 
2>=Frachtswmckeute a, 27.000,22. 00085 
3. Wagenladungsklassen A-E. 
und der Ausnahmetarife 
(außer Kohlen) ar DO 
4. Kohlen; ee er 
für je angefangene 100 kg. 
Tierverkehr 
1. für jede Abfertigung nach den 
' Stücksätzen ER ee 
3. für jede Abfertigung nach den 
Ladungssätzen . Bar: 


Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhungen gründet sich auf die vorüber- 
sehende Änderung des $S 6 der Eisen- 
bahn-Verkehrsordnungs (R. G. Bl. 1914. 
Seite 455). 

Berlin, den 12. Januar 1921. 

Die- Direktion. 


Reichseisenbahnen, sächsisches Netz. 
Binnen - Gütertarif- für die 
vollspurigen Linien, Teil II. 

Heft. 

Die Anwendungsbedingungen des 
Ausnahmetarifs 6 für Steinkohlen usw, 
werden mit sofortiger Wirkung dahin 
ergänzt, daß, wenn bei Nichtausnutzung 
des vorgeschriebenen Ladegewichts die 
Berechnung für das wirklich verladene 
Gewicht der Sendung nach den Bestim- 
mungen und Frachtsätzen der Klasse D 
für Kohlen seine niedrigere Fracht er- 
eibt, diese berechnet wird. (50) 

Dresden, am 12. Januar 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


Nr. 3 


Deutsch-dänischer Gütertarif, Teil I. 

Die Frist für die vorübergehend ein- 
seführte Tarifierunz von frischen Kar- 
toffeln nach Ausnahmetarif 4 wird bis 


längstens 31. Dezember 1921 verlängert. 
In Nachtrag V wird der Schnittfracht-. 


satz I Haderslev Statsbad, bei. Aus- 
nahmetarif 4 von 89 in. 69 'berichtigt. 


Altona, den 12. Januar 1921. (56) 


Eisenbahndirektion, 
namens der Verbandsverwaltungen. 


Gemeinschaftliches Heft-CIb (Stations- 


tariftafeln usw.). — Tfv. 2 
Mit - Gültiekeit vom 1. Januar. 1921 


ab treten foloende Änderuneen «in: 


a) Im Verkehr mit den Bahnhöfen 


der Nebenbahn Wiesloch-Meckes- 
heim-Waldanselloch -wird der 
Frachtzuschlag für Kalk im Veer- 
sand von den Stationen Baiertal 
und Wiesloch Stadt auf 40 \für 
100 kz ermäßigt. 

b) Es werden erhöht die in den Ab- 
schnitten II und II bei Frank- 
furt (Main) und Offenbach (Main) 


angegebenen Zuschlaes- und 
Hafenfrachten. für die Klassen A 
und An. 


Näheres enthält dıe am 30. 12. 20 er- 
scheinende Nummer des Tarifanzeigers. 
Das alsbaldige Inkrafttreten der Erhö- 
hunsen eründet sich auf die vorüber- 
oehende Änderung des 8 6 der Eisen- 
bahn-Veerkehrsordnune (R. G. Bl. 1914, 
Seite 455). — Auskunft geben auch die 
beteilisten Güterabfertigungen sowie 


das Auskunftsbüro, hier, Bahnhof 
Alexanderplatz. (48) 
>erlin, den 27. Dezember 1920. 


Eisenbahndirektion. = 


Tfv, 1101. Deutscher Eisenbahn- 


Gütertarif, Teil IL, besonderes Tarifi- 


heft für den Ausnahmetarif 6 (für 
Steinkohlen, Braunkohlen usw.) für den 
Staats- und Privatbahn-Güterverkehr 
(Tfv. 5) sowie die Wechselverkehre 
Norddeutschland-Bayern r. d. Rh., Nord- 
deutschland-Sachsen und: Norddeutsch- 
land-Baden, Württemberg, Pfalz. 
Ab 1. Februar 1921 wird die bisherige 
Abfertigunsshilfsstelle Naundorf 
(Elster"als Versandstation der dort 
anseschlossenen unter IV. 1a — Seiten 
4/5 — des Tarifs (Geltungsbereich, Ver- 
sand von den Gewinnungsstätten) 'ein- 
bezogen. (45) 
Halle (Saale), den 9. Januar 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Staats- und Privatbahn-Güter- und Tier- 
verkehr, ost - mitteldeutsch - sächsischer 
üterverkehr. % 

Die an der Eisenbahnstrecke Falken- 
- berg-Köhlfurt zwischen den Stationen 
Mückenbere und Ruhland belesiene Ab- 
fertigungshilfsstelle Naundorf (Elster), 
dıe bisher nur zur Abfertieung von Per- 
sonen, Gepäck und Expreßsut diente, 
wird am 1.-Februar 1921 als Tarifstation 
für die Abfertigung von Wasenladun- 
oen sowie Stückgutsendungen von min- 
destens 2000 kg .ın einem Wagen von 
einem Absender an einen Empfänger 
von und nach der dort angeschlossenen 


Emanuelerube eröffnet und in die oben- 


bezeichneten Verkehre einbezogen. Nä- 
here Auskunft über die -Frachtsätze er- 
teilen die Güterabfertigungien. (70) 
Halle. (Saale), 15. Januar 1921. 
Eisenbahndirektion. 
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7. Personen- und Gepäckverkehr. 


‘ Niederlausitzer Eisenbahn. _ 
Mit Gültiekeit vom 1. Februar d. I: 
wird mit Genehmigung der. Aufsichts- 


behörde im Binnen- und Woechselver- 


kehr für jede Abfertigung von Gepäck 
und Expreßgut eine Abfertigungsgebühr 
von 0,40 M erhoben. 

Das  alsbaldige Inkrafttreten dieser 
Maßnahme gründet sich auf die vorüber- 
gehende Änderung des $ 6 der Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung. (69) 

IBierlin, dien 18. Januaf 1921. 

Die Direktion. 


Vom 1. Februar d. J. ab wird im Ge- 
päck- und Expreßgutverkehr der Vor- 


wohle-Emmerthaler Eisenbahn für jede 


zur Auflieferung kommende Gepäck- 
und Expreßgutsendunge wine Abferti- 
sungsgsebühr von 0,40 AM erhoben. 

Das alsbaldige Inkrafttueten. der 'Ta- 
rifmaßnahme gründet sich auf die_ vor- 
übergehende Änderung des $ 6 der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung. - (71) 

Eschershausen, den 18. Januar 1921. 


Vorwohle- Emmerthaler Eisenbahn- . - 


Gesellschaft. 
Die Direktion. 


Im Binnen- und direkten Verkehr der 
badischen Nebenbahnen : Achern-Otten- 
höfen, Biberach-Oberharmersbach, Hal- 
Krozinsen-Münstertal- 
Sulzburge, Mosbach-Mudau, Oberscheff- 
lenz-Billisheim und Rhein-Ettenheim- 
münster werden mit Wirksamkeit vom 
1. Februar d. J. die Abfertigungs- 
sebühren für jede Abfertigung von Ge- 
päck und Expreßeut von 20 8 auf 
40 3 erhöht. Das alsbaldige Inkraft- 
treten dieser Maßnahme begründet sich 


auf die vorübergehende Änderung des 


8 6 der Eisenbahn-Verkehrsordnung. 
Berlin, den 17. Januar 1921. (72) 
Deutsche Eisenbahn - Betriebs - Gesell- 
schaft, Actiengesellschaft. 


Personen- und Gepäcktarif,. Teil I, für 

a) den -Binnenverkehr der Eisenbahn- 

direktion Oldenburg, Heft 1, b) deu 

Preußisch - Hessisch - Oldenburgischen 
Verkehr, Heft 1. 

Vom 1. Februar 1921 ab wird für jede 
Gepäck- und Expreßgutsendung seime 
Abfertigungssebühr von 40 4 erhoben. 

Oldenburg, ‘den 14, Januar 1921. (63) 

Eisenbahndinektion, 
namens der beteiligten Verwaltungen. 


Vom 17. Januar ab: verkehrt in den 


Zügen D/75/179/180/76 zwischen Mann- 


heim und Berlin, Mannheim ab 7.4 Nm 
Berlin Potsd. Bf. an 9.25 Vm, Berlin 
Potsd. Bf. ab 9.39 Nm, Mannheim an 
1145 Vm, ein Schlafwassen L/II. Klasse; 
Nähere Auskunft erteilt unser Veer- 
kehrsbüro. (66) 
Karlsruhe, den 17. er 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


 Preußisch-Sächsischer Staatsbahn- 

Spr ivatbahn - Personen- und Gepäck- 

verkehr, 

Vom 1. März 1921 ab erhöhen sich die 
Personenfahrpreise im Verkehr mit der 
Kleinbahn Bielstein - Waldbröl 
über Nümbrecht um 40° % bis 50 3 im 
ll. Klasse und um 30 3 bis 40 83 in 
1ll.: Klasse sowie die Beförderungs- 
preise für Hunde um 20 3_bis 30 8. 


Nähere Auskunft ‚erteilt die Klein- 


bahn. 
Hannover, den 15. Januar 1921. 5 
Eisenbahudirektion. (68) 


_— 


der Bestimmungen ‚und der Tarifsätz 
für Arbeiterrückfahrkartien enthält. 


. gen und der "Tarifsätze für Arbeit 


3 Schüler- und Arb: eiterkarter 


Preußisch-Hessisch-Oldenburgischer 
Personen- und Gepäcktarif, Tas > 
43° Mertıt- 7 Be: 

Die Fahrpreisermäßigung für Ge 
schaftsfahrten in 4. Klasse wird 
1. Februar 1921 aufgehoben. 
Oldenburg, den. 14. Januar 1921. 
Eisenbahndirektion, 


Preußisch-Hessisch- Oldenburgischer | 
Personen- und Gepäck-Tarif, Teil 
Heft 1 vom 1. 4. 1918. 

Am 1. März 1921 wird ein newer Nacl 
trax III herausgegeben, der Änderunge 


"Oldenburg, den 12. Januar 1921. ( ) 
Eisenbahndirektion. nn 


Mit Genehmigung der Aufend h 
behörde werden. mit Wirksamkeit v 
1.:Pebruar d. J. für jede Abfertieu 
von Gepäck und Expreßgut 40 83 A 
fertisunessebühr erhoben. : 
* Das alsbaldiee Inkrafttreten di 
Maßnahme eründet sich auf die v 
übergeehende Änderung des 86 d 
Eisenbahn- -Verkehrsordnung. 

Die Direktion der‘ Paulinenaue- 
SSBFODDIN und Löwenberg - Lindo 
-Rheinsberger Eisenbahn. 


Personen- und Gepäcktarif, Teil II, 
den  Binnenverkehr der  Eisenba 

direktion Oldenburg, Hefte 1 und 3. 

Am 1. März 1921 werden der N 
tra« IV zu Tarifheft 1 und der N 
trag. III zu Tarifheft 3 herausgiege 
enthaltend Änderuneen der Bestim 


rückfahrkarten. Die Preise de 
beiterrückfahrkarten erhöhen sich 
1.- März durchweg, _Arbeiterrück: 
karten’ auf Entfernungen bis 20 
werden vom 1. März ab nicht. mehr 
Segiehen. 
Nähere Auskunft erteilt unser 
kehrsbüro. 
‚Oldenburg, den 18. J: annar 1991. 

; Eisenbahndirektion. 


Binnen- und direkter Personen-, 
Gepäck- und Expreßgutverkehr d 
Halberstadt-Blankenburger Eisenb 

Vorbehaltlich der Genehmigung 
Aufsichtsbehörden wird vom 1, Peb 
d.h sabstur jede Gepäck* und Exp 
gutsendung eine AbierH au a 
von 40 3 erhoben. 

Blankenburg (Harz), 10, Tuner 19% 

: Direktion ° 
der Halberstadt-Blankenburger Ei 
- bahn-Giesellschaft. 


Preußisch-Sächsischer Staatsbahn- 

Privatbahn - Personen- und Gepäck- 

verkehr. 

Vom 15. Februar 1921 ab ah 

a) im. Veerkehr mit der 

häuser Kleinbahn die I 

sonenfahrpreise um 50 % bis 

49 8 in 2. KL, um 40.3 bis 

60:0 11:35 Kl, und die Befö 

.- ‚rungspreise für Hunde um. 50 
bis 1 M. EB 

b) im Verkehr mit der N bs 

‚Waldhof - Sandhofen 

Fahrpreise für die Mo na 


50:y.. E; 
Nähere Auskunft erteilen die, 
triebsleitungen. der beiden Bahnen. 
Hannover, den 11. Januar 1921. 
Eisenbahndirektion. - 
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3 % Österreich: Erhöhung der Lager 


durch eine englische Gesellschaft. 
— Die Erhöhung des Straßenbahn- 


Von den amerikanischen Eisen- 
Amerikanischer Güter- 


bahnen. 


8 gelder und Wagenstandselder auf ® 
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er : bereits amı I Oktober 1919 in: den Ruhestand ren 
p iechen Ministeriums dr öffentlichen ee, Wirk- 
licher Geheimer Rat Dr.-Ing. Wichert, hat zum 1. Januar 
en nun auch den Vorsitz in der unter ihm zu großer Blüte 
twickelten Deutschen Maschinentechnischen Gesellschaft 
rgelegt. Hiermit hat eine außergewöhnlich arbeits-, 
7 auch erfolgreiche und verdienstvolle öffentliche Lauf- 
_ ihren Abschluß gefunden. Der maßgebende ‚Einfluß, 
Wichert jahrzehntelang nicht nur innerhalb der Eisen- 
erwaltung, sondern auch darüber hinaus. auf weite 
& der deutschen Industrie ausgeübt hat, und das An- 
und die Achtung, deren er sich aueh menschlich er- 
as ee Anlaß zu einem ausführlichen Rückblick auf 


Br „Was“ bei dem "Schaffen. ist EM „Wie“ und Br 
nderheit des Wirkungskreises; hierbei können Maßstab 
und Urteil zuweilen noch sehr beeinflußt werden. „Nicht 
also durch eine momentane Inspiration, noch unvermutet und 


Exzellenz Wichert.. 
Ein Lebens- und Zeitbild. 
Von. Dr.-Ing. Schwarze. 


auf einmal, sondern. durch folgerechtes Bemühen. bin ich zu 
einem so eerfreulichen Resultat gelangt“, sagt Goethe einmal 


über sine wollendete Arbeit. Dieses Wort läßt sich 
"auch auf Wicherts Lebenswerk anwenden. Auch bier 
finden wir einen dem Jagen nach raschen _ äußeren 
Erfolsen abholden Sinn, viel Arbeit und - Mühe und 


im ganzen ein folgerechtes Aufbauen auf einer zuverlässigen 
Grundlage. Diese legte er besonders sorgfältig auch in bezug 
auf. eine weitgehende Kenntnis der praktischen. Weerkstätten- 
tätigkeit, viel weiter, als dies heute von maschinentechnischen 
Oberbeamten in Staats- und ‚Privatbetrieben gefordert wird. 
Solche gründlichen praktischen Kenntnisse sind ihm gleich 
‚manchem der Führer auf dem Gebiete der Technik aus jener 
Zeit — genannt seien hier Krupp, Borsig, Hoppe, Pintsch — 
eine große Unterstützung, wenn nicht Quelle und Vorbedin- 
gung für die späteren. Leistungen gewesen. Die Bestätigung 
hierfür gibt uns eine Betrachtung seines Ausbildungsganges, 
wobei sich uns zugleich ein wichtiger Abschnitt deutscher 
Eisenbahngeschichte entrollt. 

Karl Wichert, am 10. Mai 1843 in. Königsberg geboren, 
kam nach dem Besuch verschiedener Elementarschulen 1851 
auf das Kniephöfische Gymnasium und darauf nach: längerer 
Krankheit 1853 auf die Loebenichtsche Realschule, die er 
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S NRE= a = Jelkine. En weteie 
vr EEE, _ Deutschen Bisonbahnverwaltung 


alsdann bis Michaelis 1859, das letzte halbe Jahr in der 
Prima, besuchte. Er hat also im wesentlichen «ine realistische 
Schulbildung genossen. 

Das Jahr 1856 bis 1857 hatte in Deutschland weinen leb- 
haften Aufschwung des Maschinenbaues - webracht.. Anfang 
der fünfziger Jahre hatte Borsig seine große Maschinenbau- 
anstalt und Eisengießerei in Moabit eingerichtet und liefierte 
bereits 150 bis 160 Lokomotiven ihrlich, Krupps Gußstahl- 
fabrik leete den Grundstein zu hr Weltruf, und das 1837 
in Elbing gegründete Schichau-Werk leistete bald auch auf 
dem Gebiete des Lokomotivbaues Bedeutendes. 
Redtenbacher, :Karmarsch, Poncelet, Eytelwein und andere 
stellten durch theoretische Forschungen die Trechnik auf eine 
wissenschaftliche Grundlage und hoben sie dadurch auch in 
den Augen der Nichtfachleute über ihre handwerksmäßige 
Herkunft hinaus. In einer solchen Zeit, in der sich auch 
politisch durch das Eingreifen Bismarcks bereits newes Leben 


zu vegen begann, wählte sich Wichert die Technik als Lebens- 


beruf. ‘Trotz der angeführten Zeitverhältnisse erschien dies 
für den Sohn eines hohen Justizbeamten damals immerhin 
ungewöhnlich und läßt auf eine ausgesprochene technische 
Neigung schließen. Er trat also für ein Jahr als Volontär 
bei dem Universitätsmechäniker in Königsberg in die Lehre. 
Dieser rühmt ihn in dem -Abgangszeugnis als einen tpeuen, 


sehr fleißisen und mit seltenen praktischen Ta-: 


lenten begabten jungen Mann. 'Wichert besuchte, nun be- 
reits ausgerüstet mit guten praktischen ‚Kenntnissen, ‘von 
Mich»elüs :1860 bis 1861 die Prima der Provinzial-Gewerbe- 
schule in Königsberg, bestand hier die Abiturientenprüfung 
und studierte dann bis zum Herbst 1864 an dem Gewerbe- 
‚. Institut in Berlin das Maschinenbaufach. 
In der Absicht, sich dem Eisenbahndienst zu widmen, ar- 


beitete er zunächst ein Jahr als Schlosser in der BReparatur- 


werkstätte zu Königsberg der damaligen Königlichen Ost- 
bahn!), und lernte dann in dem Amtsbezirk des Maschinen- 
meisters Vogt in Königsberg den Fahrdienst praktisch 
kennen. Im Juni 1865 wurde Wichert mit einem Jahresein- 
kommen von 200 Talern zunächst auf einjährige Probe, und 
- 1866 Sest als. Lokomotivheizer in Königsberg angesteilt?). 
Nach der im August 1866 mit „sehr gut“ bestandemen Loko- 
motivführerprüfung führte er die Lokomotive auch eine Zeit- 
lang selbständig. 
Schon im September 1867 erhielt er, als der damalige Werk- 
meister Callam nach Berlir versetzt wurde, den Auftrag zur 


Wahrnehmung der Geschäfte eines Werkmeisters und Ober- 


lokomotivführers, und im Frühjahr 1868 die Anstellung als 
Werkmeister in der Reparaturwerkstätte in Königsberg. Nach 
diesen Durchgang'sstellen erfolgte ein Jahr später die Er- 
nennung zum Maschinenmeister und am 1. Oktober 1873 zum 
Assistenten des Obermaschinenmeisters bei der Eisenbahn- 
direktion in Bromberg. Wichert hatte hier u. a. mebenamtlich 
auch die Bauüberwachung der von der Firma °-Schichau in 
Elbing an die Deutsche Eisenbahnbaugesellschaft für die Ost- 
bahnverwaltung zu liefernden Tendermaschinen. auszuführen 
und war Vorstand des maschinentechnischen Büros der Ost- 
bahndirektion. 


Eisenbahnbüro des ‘ Handelsministeriums eine Maschinen- 
meisterstelle geschaffen, und die Wahl fiel hierbei auf 
Wichert. Am 1. Dezember 1875 trat er sein newes Amt an. 


Die Berufung Wicherts nach Berlin geschah in einer eisen- 
bahnpolitisch ungemein bewegten Zeit, ebenso bedeutend 
wegen dier führenden Persönlichkeiten wie der-Tragweite der 
oft heiß umstrittenen: Fragen. Schon bald: nach dem Kriege 


1) Die Direktion hatte damals ihren Sitz in Bromberg. — 
Der maschinentechnisehe Oberbeamte dort war der Ober-Ma- 
schinenmeister Graef. Präsidenten der Ostbahn waren später 
u. a. zunächst Wex, dann Pape. 

2) Als Wert der’ ersten Uniform waren schon vorher „23 Tlr. 
21 Ser. 9 Pf.“ an die Stationskasse einzuzahlen gewesen, 


1870/71 hatte Bear TECH, dan Bestimmungen der re 
tikel 41 bis 47 der Reichsverfassung über das Eisenbahnwesen 
durch Schaffung einer besonderen Reichsbehörde mehr Leben 
‚und Wirkung zu verleihen. Im Juni 1873 wurde durch Gesetz 
ein BReichseisenbahnamt. ins Leben gerufen; das Ziel, 
größere Einheitlichkeit in die etwa % selbständigen ur d 


Männer wie | Privatbahnen in Reichsbesitz hin. 


- Diesem Ziel strebte nun die preußische Eisenbahnpolitik zu, 


- selbständigen Ministerium, dem der öffentlichen. Arbeiten, ; 
| staltet wurde. Sein erster Chef war Maybach, der seit der 


doch die meisten Direktionen ge gen die Aufnahme von Lehr- 


' bildeten Arbeitern fühlbar mache. Ungeachtet aller Einwän: 


Im “August 1875 wurde in dem technischen 


eine 


gleichberechtigten Eisenbahnverwaltungen. zu bringen, wurde # 
aber nur unvollkommen erreicht. Maybach, seit 1874 Prö 
sident der neuen Beichseisenbahnbehörde, arbeitete im Ein- 
vernehmen mit Bismarck auf eine Überführung der vielen 
Als dem langen: hin- und da 
herwosenden politischen Kampf hier nun im J ahre 1876 
schließlich der Erfolg versagt. blieb, kam für Preußen die 
Verstaatlichung der Eisenbahnen seines Gebiets ın Frage. 


Hierfür bedurfte es der Ausschaltung mancher Widerständ le 
und zugleich eines ‘Spielraums für die in Tiechnik und Ver. 
waltung sich regenden Kräfte, als endlich ‘das bisher dem. 
Handelsministerium angegliederte Eisenbahnwesen zu ein: em 


28. März 1878 bereits als Achenbachs Nachfolger das Handels s% 
ministerium geleitet hatte. r 
Größere Umwälzungen als in dem Jahrzehnt von 1873 * 
1883 hat das deutsche Eisenbahnwesen bis zu diem heutige 
Tage noch nicht wieder erfahren. — In eine solche Zeit sa 
sich Wichert in Berlin gestellt?). Für seine Kenntnisse und 
Fähigkeiten bot sich hier ein fast unbegrenztes Arbeitsfeld. 
Galt es doch gerade im Eisenbahnmaschinenwesen zum Teil 
vollständig Newes zu schaffen und dabei auch vorbereit nd 
den. Grund für den künftigen großen Staatsbetrieb zu legeı 2 
- Als Beispiel weitsichtigen: Schaffens aus jener Zeit m 
dienen, daß Wichert seine Aufmerksamkeit der Heranbildung 
eines «eigenen Handwerkernachwuchses in den 'Eisenbahn- 


_ werkstätten zuwandte. Der für das Lehrlingswesen der Eisen: 


bahnverwaltung jahrzehntelang richtunggebende bekannte Er- 
laß vom 21. Dezember 1878, der Maybachs Unterschrift träg 

ist Wicherts Werk. Der an die Königliche Direktion 
Niederschlesischen Eisenbahnen gerichtete Erlaß faßt 
nächst ausführlich die gegen eigene Lehrlinge in. den Ei se 
bahnwerkstätten vorgebrachten Gründe zusammen; hatten ‚sich 


lingen ausgesprochen ; man wollte Lehrlinge höchstens so weit 
zulassen, als sich an einzelnen Orten ein: Mangel an ausg 


und in klarer Erkenntnis der Pflicht zur Unterstützung d 
Handwerkerstandes heißt es jedoch in dem Erlaß: „Ich kann 
diesen Standpunkt nicht als richtie anerkennen, muß die Au 
bildung von tüchtigen Handwerkern vielmehr als eine Au 
gabe betrachten, welche die Eisenbahnverwaltung, vor al 
die Staatseisenbahnverwaltung, welche die» ausgebildet 
Kräfte in erheblichem Umfange in Anspruch nimmt, zu fö} 
Gern sich mit angelegen sein lassen soll.“ E 
Dem Erlaß waren ausführliche Grundzüge beigegeben. 8 
sind sor gfältig und weitsichtig durchgearbeitet und konn 
zum Teil noch bis heute wörtlich beibehalten werden. / 
ein Lehrvertrag ist vorgeschrieben. Heute erscheint uns di 
selbstverständlich, aber selbst noch die Novelle vom 17. Jı 
1878 zur Gewerbeordnung hatte die privatrechtliche Ei 
schaft des Lehrverhältnisses weder geändert, noch den 
schluß eines Lehrvertrages durch die späteren gesetzlic 
Bestimmungen auch nur begünstigt. Der Erfolg hat Wi 
recht gegeben, und es kann nicht hoch genug eingesch 
werden, was diese Maßnahmen volkswirtschaftlich dem d 
schen Handwerk und der Industrie in den vielen Jahren 


3) Eine ausführliche Schilderung jener Zeitverhältn 
und wertvolle «ıeschichtliche Beiträge hierzu gibt Jungni 
in seinem Buch: Staatsminister Albert v. Marbach, Stutt 
und HR Ba Cotta. ; Be: 
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utzen. gebracht haben‘), deeken sieh doch noch heute in dien 
jesten unserer großen Industriewerke die Maßnahmen zur 
Heranbildung des Handwerkernachwuchses ganz mit Wicherts 
Leitsätzen von 1878. BArn 
- Im September 1878 wurde Wichert vom Minister Maybach 


auf der Industrieausstellung dort zur Darstellung gelangenden 
Fortschritten der Technik“, und im September 1880 erhielt er 
ou ehrenvollen Auftrag, „sich über die auf der Düsseldorfer 
sewerbeausstellung ausgestellten neueren Erfindungen auf 
dem Gebiete der Eisenbahntechnik und deren praktische Ver- 
wendbarkeit durch eigene Anschauung sin Urteil zu bilden“. 
"Wichert war im Ministerium auch an»den maschinentechnischen 
Vorarbeiten für die neue Stadt- und Ringbahn in Berlin und 
‘an den Entwürfen für Lokomotiven und Wagen beteiligt. 

- Als ein Ergebnis seiner Arbeiten auf dem Gebiete dies Fahr- 
zeugbaues dürfte eine sehr gründliche Abhandlung aus jener 
Zeit über‘ Einrichtung und Ausstattung von. Personenwagen 
usehen sein’). In dieser, auch eisenbahngeschichtlich höchst 
bemerkenswerten Studie erörtert er u.a. den damals lebhaften 
Streit, ob für Wagen das „Coupee“- oder das „Interkommuni- 
tionssystem mit Seitengängen nach Heusinger von Waldegg“ 
rzuziehen sei. Es wird auch mitgeteilt, daß in Preußen 
die Bieleuchtung der Wagen auf Anregung Friedrich Wil- 
helms III. erfolst ist‘). Wir ersehen aus dem Aufsatz auch, 
daß es damals bereits u. a. „Kurs-, Salon-, Aussichts-, Restau- 
:ations- und Schlafwagen“ gab. Die Berechtigung der letzteren 
erkennt Wichert schon in jener frühen Zeit an, und die Ent- 
wicklung hat ihm auch hierin recht gegeben. 

Nach der Verstaatlichung der wichtigsten Privatbahnen war 
1. April 1880 eine neue Organisation der Eisenbahnver- 
tung in Verbindung mit einer anderen Abgrenzung der 
ektionsbezirke in Kraft getreten). Am 15. Oktober 1881 
at Wichert als ständiger Hilfsarbeiter zu dem am 1. Oktober 
Iben Jahres neu eingerichteten Betrüebsamt für die Ber- 
'Stadt- und Ringbahn über und wurde bereits 1883, erst 
rig, zum Mitglied der Eisenbahndirektion Berlin ernannt. 
in demselben Jahre erhielt er auch mit dem Titel eines 
bahndirektors den Rang der Räte vierter Klasse. 

nd in Preußen der Abschnitt von etwa 1873 bis 1883 
iptsächlich unter dem Zeichen der großen äußeren Eisen- 
mpolitik, so ist das folgende Jahrzehnt kaum minder 


Garbe sagte in seinem Buche über das Lehrlingswesen 
zeitgemäße Ausbau des gesamten Lehrlingswesens für 
strie und Gewerbe“ (Berlin 1888, Dierie & Siemens) 
ts 1888: „Für den Schreiber dieser Zeilen, welcher die 
erordentlichen Erfolge der Staatseisenbahnverwaltung seit 
zu 10 Jahren sich entwickeln sieht, und der das Glück 
in wenig im Sinne jemer hochherzisen Bestrebungen mit- 
zu dürfen, besteht seit 6 Jahren kein Zweifel darüber, 
© hier gesrebenen Beispiele, die Unterrichtsmethode und 
machten Erfahrungen aller Art in weiten Schichten des 
ikbetriebes nur kopiert beziehentlich sinngemäß benutzt 
werden brauchen, um zu ähnlichen Erfolgen zu führen.“ 
„Vortrag, gehalten im Verein für Eisenbahnkunde in 
zlın am 13. September 1881. Annalen für Gewerbe und 
uwesen 1881, Band I, Heft 7. — Auch als Sonderdruck er- 
eNeNn. - : 
‚Schreiben des Kabinettsministers v. Bodelschwingh vom 
November 1844 an. die Minister des Innern und der Fi- 
inzen; „Des Königs Majestät halten es der Sicherheit und 
astandes wegen für wünschenswert, daß die Eisenbahn- 
en während der Fahrt erleuchtet werden.“ Fast belusti- 
‚wirkt es heute, daß Deeckenlaternen vielfach für zu ge- 
lich gehalten wurden, und daß dieshalb bei einigen Bahnen 
baternen außerhalb des Wagens an den Seiten angebracht 
und das Licht durch schräg gestellte Spiegel in das 
Te geworfen wurde, ; 
Es wurden zunächst Eisenbahndirektionen geschaffen in 
n, Breslau, Bromberg, Cassel, Elberfeld, Frankfurt und 
over. Hierzu kamen dann etwas später noch Magdeburg 
die beiden Cölner Direktionen. (Jungnickel a. a. O. 
90.) Die Angabe von Jungnickel, daß auch damals 
die Eisenbahndirektion Stettin eingerichtet wurde, dürfte 
Form nicht zutreffen. Die Gründung ist erst 1895 


nach Paris entsandt „zum Zweck der Kenntnisnahme yon den 


wichtig durch höchst bedeutende Fortschritte in der inneren 
Entwicklung. Neben den Maßnahmen zur Verschmelzung der 


vielen Privatbahnen zu einem einheitlichen Verwaltungskörper 


heben sich aus der Geschichte jener Zeit vor allem die lang- 
jährigen mühevollen Arbeiten zur Einführung einer selbst- 


tätigen Zugbremse und serbitterte Kämpfe um die Wahl der 


Bauart ab. Bereits im Jahre 1881 hatte das Ministerium einen 
Ausschuß eingesetzt zur Leitung von. Versuchen mit ver- 
schiedenen Bremssystemen nach einem von Vertretern sämt- 
licher preußischen Eisenbahndirektionen vereinbarten Plan. 
Auf Grund dieser Versuche, von demen besonders wichtige, 
auch in der technischen Literatur später mehrfach erörterte 
bei Halensee unternommen wurden‘), fiel in Preußen die Wahl 
auf die Carpenterbremse, die dann im Jahre 1883 zunächst bei 
den schnellfahrenden Personenzügen und in den folgenden 
Jahren dann auch bei den übrigen Personenzügen zur Ein- 
führung gelangte. Mitglied dieses Ausschusses wurde später 
auch Wichert. Er hat sich sehr eingehend‘ mit den Brems- 
wagen beschäftigt und eine Reihe von Arbeiten hierüber ver- 
öffentlicht?). Mehrfach sogar persönlich gehaltenen Angriffen 
aus den bei der Wahl der Bremsart nicht berücksichtigten 
Kreisen in Fachzeitschriften. trat er mit überlegener Sach- 
kenntnis und sehr entschlossen entgegen. An. zahlreichen 
Bremsversuchen war die Eisenbahndirektion Berlin durch 
ihren maschinentechnischen Dezernenten Wichert führend be- 
teiligt. Zu einer besonders umfangreichen Arbeit, deren Er- 
'nebnisse in einer seflruckten Dienkschrift!?) zusammen»efaßt 
sind, gab ein auf der Gemeralversammlung des Vereins 
Deutscher Eisenbahnyerwaltungen am 26. Au- 
gust 1886 im Stuttgart gefaßter Beschluß Anlaß, die Be- 
‚stimmungen in den „Technischen Vereinbarungen“ über die 
‚Anzahl und Verteilung der Bremsen in den Zügen zu ändern. 
Die preußische Staatseisenbahnverwaltung versagte aber ihre 
Zustimmung, „weil weder die finanzielle Tragweite des Ent- 
wurfs, noch auch übersehen werden. könnte, ob demselben 
schon im nächstliegender. Zeit durchweg würde entsprochen 
werden können“. Indes ordnete der Minister der öffentlichen 
Arbeiten eine Beratung der Frage durch Vertreter der ver- 
schiedenen Eisenbahndirektionen'') an. Bei der Prüfung der 
Voraussetzungen für die erwähnten Vereinsbeschlüsse ent- 
standen insbesondere Zweifel über die Richtigkeit der Zahlen- 
werte, ‚die bislang. für den mittleren Reibungskoeffizienten 


. zwischen Rad und Bremsklotz sowie zwischen Rad und Schiene 


angenommen waren. Solange man über die Größe . dieses 
Koeffizienten fm im unklaren war, stand auch jede sich darauf 
gründende Berechnung der Bremsprozente auf ganz unsiche.. 
ren Füßen. Die Denkschrift gibt zunächst die mit Hilfie der 
Integralrechnung durchgeführte Ableitung für fm, sodann eine 


_ 


.°) Glasers Annalen 1886 Bd. 18, 8. 185 und 229. 

.°) Glasers Annalen 1884 Bd. 14, 8. 106—113: Die kontinuier- 
liche automatische Luftdruckbremse System Carpenter. — 1886 
Bd. 18, S. 46-47: Verhütung von Unfällen durch Benutzung 
durchgehender Bremsen. — 1886 Bd. 18, S. 61: Die Verwen- 
dung von Luftdruckbremsen bei den Alpenbahnen. — 1886 Bd. 18, 
S. 108-112 und 228—230: Über den Umfang der bisherigen 
Einführung durchsehender Bremsen bei den Personmenzügen 
der preußischen Staatısbahnen. — 1886 Bd. 19, S. 81—89 und 
S. 178—179: Die Ermittlung des Bremsweges und der Brems- 
dauer für Eisenbahnzüge mit durchgehender, selbsttätiger 
Luftbremse. 

10) Königliche Eisenbahndirektion Berlin: Versuche zur Er- 
mittlung der. Reibungskoeffizienten zwischen Rad und Brems- 
klotz und Rad und Schienen. — Berlin 1888. Gedruckt bei 
H. 8. Hermann. (34 Seiten Text, 1 Zeichnung der Versuchs- 
anordnung — das Blatt trägt die Unterschriften von Schrey 
und Leißner — und über 40 Tafeln mit den bei den Veersitchen 
gewonnenen Zahlenwerten und Schaulinien.) 

1) Es waren die der Eisenbahndirektionen! Berlin, Brom- 
berg, Cöln (linksrh.), Elberfeld, Erfurt und Magdeburg. Vgl. 
die Denkschrift der, Eisenbahndirektion Berlin: Ergebnisse 
der Beratungen’ betr, die in den Eisenbahnzügen erforderliche 
Bremskraft und die notwendige Verminderung der größten 
zulässigen Fahngeschwindiekeit. 
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kritische geschichtliche Darstellung früherer Arbeiten‘) und 
schließlich die Beschreibung der unter Wicherts Leitung durch- 
sseführten Versuche: Eine Versuchsachse war auf einer Räder- 
 drehbank aufgespannt, und ein Stahlgußbremsklotz wurde mit 


genau bemessenen Belastungsgewichten gegen.die Lauffläche 


des Radreifens gedrückt, während eine elektromagnetische 
Einrichtung die verschiedenen Werte aufzeichnete. Die Ver- 
suche wurden bei den verschiedensten Geschwindigkeiten und 
mit nassen und trockenen Reibungsflächen vorgenommen. Auf 
Grund der vielen, mit Sorgfalt durchgeführten Versuche 
kommt die Denkschrift zuletzt zu dem wichtigen Schluß, daß 
die von der technischen Kommission des. Vereins Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen angewandte Formel für den Reibungs- 
koeffizienten besonders für größere Geschwindigkeiten be- 
trächtlich zu große Werte ergab, und daß die bei den Vier- 
suchen gefundene sogenannte Berliner Formel .brauchbare 
Mittelwerte auch für ungünstige Verhältnisse lieferte. Wichert 
hat das Wesentlichste hiervon unter seinem eigenen Namen 
noch besonders veröffentlicht'?). Diese bedeutende wissen- 
schaftliche Arbeit stellt eine Doktordissertation im besten 
Sinne dar und hätte allein schon eine mehr als ausreichende 
Begründung für .die spätere Verleihung der Würde eines 
-Ehrendoktors abgeben können. 

Wichert bemühte sich ferner, der bei 
Staatsbahn eingeführten (Garpenter-Bremse durch eine neue 
Bauart die Vorzüge größerer Schnellwirkung und geringeren 
Luftverbrauchs zu verschaffen. Er yar, wie Kunze aus- 
führt‘*), wohl der erste, der Ende der 80er Jahre mit seiner 
Dreikammerbremse den Weg angab, wie man den Luftwer- 
brauch der Zweikammerbremse «einschränken und mit der 
Wirkung der Einkammerbremse von. Westinghouse in Über- 
einstimmung 'bringen konnte. Kunze bemerkt ausdrücklich, 
daß es bei weiterer Entwickelung dieser in ihrer Wirkung 
verheißungsvollen Bremseinrichtung vielleicht schon vor 


Jahren möglich gewesen wäre, der Lösung der Bremsfrage 


um vieles näher zu kommen. 

Wichert hat dann dawernd führend an der Entwicklung des 
Bremswesens bei den Eisenbahnen weitergearbeitet. Auf 
diesem Gebiete gilt er mit Recht als eihe der hervorragendsten 
' Fachesrößen. Auch die Entwicklung und Einführung der durch- 
Sehenden Güterzugbremse in Deutschland hat Wichert wesent- 
lich und stets führend und fördernd beeinflußt. Dabei sind 
die deutschen Verwaltungen jetzt in der Hauptsache die Wene 
gewandelt, die Wichert schon vor etwa drei Jahrzehnten als 
richtig anerkannt und bezeichnet hatte, die aber damals — 
sehr zum Schaden der Verwaltung und des Bremswesens — 
leider nicht beschritten wurden. 

In die Zeit von Wicherts Tätigkeit als Mitglied der Eisen- 
bahndirektion Berlin fallen auch seine Arbeiten zu einer ein- 
heitlichez Regelung des Werkstoffwesens für den Betrieb und 
die Werkstätten. 

Das erfolgreiche Schaffen Wicherts wurde Anlaß, daß sich 
seinen Fähigkeiten bald ein noch größerer Wirkungskreis er- 
öffnete. Im: Jahre 1889 erhielt er neben dem Geh. Oberbau- 
rat Stambke auf persönliche Anordnung des Ministers von 
Maybach'°) die zweite maschinentechnische Ratsstelle im Mi- 
nisterium der Öffentlichen Arbeiten. 

Die im Jahre 1895 durchgeführte Neugliederung der Staats- 
eisenbahnverwaltung lag in großem Umfange auch auf ma- 
schinenbechnischem Gebiet, und Wicherts Arbeit war es be- 


12) Von Poiree 185l auf der Lyoner Bar von Douglas 


Galton 1878 und 1879 auf verschiedenen, englischen Eisen- 
bahnlinien, von Verderber auf der Ungarischen Staats- 
bahn und von Scharff auf der ee Oderberger Bahn. 

33)=Glasers Annalen 1886 Bd. 19, 8. ı 

12) Dr.-Ing. BB Kunze: Die Kunze a Glasers 
Annalen 1918 Bd. 82 und Sonderdruck, Verlag von F\, C. Glaser, 
Berlin 1918. 

15) Durch Umwandlune einer bautechnischen Ratsstelle, die 
infolge Auflösung der Abteilung für die Privateisenbahnen 
verfügbar geworden war. (Müller, Glasers Annalen 1919 
Band 85, S. 9.) 


der preußischen. 


- geführt worden. 


 bautechnisch vorgebildeten und beanspruchten Direktors deı 


‚hinausgeschoben werden, und dies war um so leichter dur 


am 28. März 1907, 


 deutungsvollen Arbeiten der preußisch-hessischen Staats: 


“und wichtigste der zu lösenden Fragen war die der du 


‚alle deutschen Bahnverwaltungen schon seit fast zwei $ 


r ei 
sonders zu danken, daß sich diese einschneidende Umwälzi 
auch hier ohne Störung vollzog. Als besondere Anerkennung 
dieser schwierigen und umfangreichen Arbeiten für die Bias 
führung der neuen Veerwaltungsordnung wurde ihm im Jum 
1895 der Rote Adlerorden III. Klasse mit der Schleife we 
liehen. Die zweite Klasse desselben Ordens mit Eichenlaub 
erhielt er beim Krönungs- und Ordensfest 189. 

Die folgenden Jahre waren dem weiteren Ausbau und der 
ee des Eisenbahnmaschinenwesens gewidmet, 
Manche große, vortrrefflich eingerichtete Hauptwerkstätte is 
in dieser Zeit entstanden, wie Opladen, Trier und andere 

Aus dem Jahre 1897 Task eine größere Arbeit von Wicher t 
vor über „Neuere Anordnungen für die Dampfheizung bei. den 
preußischen Staatseisenbahnen‘“°). Wie hier ausgeführt ist, 
wurde der Buntscheckigkeit der Heizungs@inrichtungen i 
den: Personenwagen. der preußischen Staatsbahnen aus der 
Zeit vor und während der Verstaatlichung 1887 ein Ende be 
reitet und mit Aufwendung von mehreren Millionen Mark d 
Dampfheizung in allen Personenzügen eingeführt. Bei d 
ersten. vierachsigen Durchgangswagen für D-Züge kam au 
Grund eingehender Studien des Geh. Baurat Büte ei 
Niederdruckheizung zur Anwendung. Sie hatte jedoch no« 
mancherlei Nachteile, unter denen der eimer ungenügendt 
Regelung besonders zu Klagen Anlaß gab. Da machte 
Wichert Anfang des Jahres 1894 en Vorschlag, Heizrohre 
mit verschiedenen großen Heizflächen zu verwenden. Um ein 1e 
dreifache Wärmeabstufung zu erreichen, genügen zwei Heiz 
rohre, von denen das eine %, das andere % der ganzen er- 
forderlichen Heizfläche enthält. Diese Wichertsche Anordauni 

ist dann bei sämtlichen Durchgangswagen der D-Züge ein- 


Die Geschäfte der technischen Eisenbahnabteilung des 1 \i- 
nisteriums hätten bereits seit Jahren einen derartigen | Umfa 
angenommen, daß eine Teilung erfolgen mußte. Überstie, 
doch die Arbeiten, zumal bei den raschen Fortschritten 
maschinen- und elektrobechnischem Gebiet, schließlich auch 
größte Leistungsfähigkeit jedes in der Hauptsache immerh 


übergroßen Bauabteilung. Die Schaffung einer beson 
maschinentechnischen ' Abteilung konnte daher nicht längeı 


führbar, als in Wichert ein hervorragender Leiter hie 
vorhanden war. Er wurde am 20. Juli 1904 zum Ober 
direktor mit dem Range seines Rats erster Klasse ernannt, « 
Auszeichnung, die, wie damals die Norddeutsche Allgeme, 
Zeitung schrieb, einem maschinentechnischen Beamten; 
erstenmal zuteil wurde, und in der meben der persönlic 
Ehrung gleichzeitig die verdiente Anerkennung für das 
samte maschinentechnische Fach zu serblicken sei. Am 26.M 
1905 ‚erfolgte. die Ernennung zum Dirigenten der newen A 
teilung und, nachdem im Haushalt 1907 die neue Stelle ein 
Ministerialdirektons genehmigt war, die Ernennung zu die 
Im März 1906 "verliehen ihm der Re 
und Senat der Technischen Hochschule - zu Charlottenb 
wegen seiner Verdienste um den deutschen ur 
schinenbau die Würde eines Doktor-Ingenieurs ‚ehre 

Zeiten größter, auch nach außen besonders hervor 
Unternehmungen sind dann wieder die Jahre von etwa 1910 
ab. Genannt seien hier zunächst die umfangreichen und 


bahnverwaltung auf dem. Gebiete. des Bremswesens, w< 
Wichert führend und fördernd mitgewirkt hat, Die schwie 


gehenden Güterzugbremse, deren möglichst baldige Einführ 


zehnten. für dringend notwendig erklärten. Daneben galt 
die im Betrieb vorhandenen verschiedenartigen Bremsbaua 
unter Vereinigung ihrer Vorzüge und Vermeidung ihrer Mä; 
zu vereinheitlichen und überdies eine für schnellfahrend 


*) Glasers Annalen 1897 Bd. 40, 8. 201-206. 
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! 8 geeignete Bremse mit genügend kirzen Bremswegen 
2 Bohhften. Erreicht wurden die erstrebten Ziele mit Hilfe 
‚der r Kunze Knorr-Bremse, die nach den grundlegenden Angaben. 
es Geheimen Oberbaurats Dr.-Ing. Kunze!) durch das Eisen- 
 ensralami in Gemeinschaft mit der Knorr-Bremse A.-G. 
in Berlin in mehr als sechsjährigen, langwierigen, mühsamen und 
nee Versuchen durchgebildet und erprobt wurde, und 
ach sehr eingehender Prüfung auf deutschen, öst. erneichischen 
End ungarischen Flachland- 3 Gebirgsstrecken durch die zu- 
ndigen deutschen, Österreichischen und ungarischen Eisen- 
_ bahnfachausschüsse als die zur Einführung geeignetste Güter- 
zugluftdruckbremse befunden wurde. Die Mittel zur allge- 
meimen Einführung der durchgehenden Güterzugbremse in 
_ Preußen wurden im Jahre 1918 durch den preußischen Landtag 
b ewilligt, nachdem schon vorher mit der Einführung der 
. "Kunze Knorr-Bremse für Personenzüge und Schnellzüge vor- 
Hegangen war. 

Hierdurch gelangten Maßnahmen zur Einführung, die von 
‚alle rgrößter Bedeutung für die Betriebssicherheit, Leistungs- 
a ähigkeit und Wirtschaftlichkeit der Pisenbahnen. sind, und 
deren erfolgreiche Durchführung in erster Linie Wichert zu 
danken ist. Niemand anders als Wichert, der selbst so manches 
ahr schöpferisch im Bremswesen gewirkt hatte, war sach- 
verständiger und berufener, bei Maßnahmen von solcher Trag- 
weite und solcher Bindung der Eisenbahnverwaltung: namens 
derselben für die Zukunft das entscheidende Wort zu sprechen. 
Die bereits 1910 eingeleiteten Arbeiten sind selbst während 
des Krieges fortgesetzt worden. 

Im Jahre 1912 erhielt der Eisenbahndirektionsbezirk Danzig 
&ı ‚erste Hauptwerkstätte in Danzig. Die Eröffnung fand 
8. Juni 1912 statt und wurde in feierlicher Weise zu- 
en mit der Einweihung der newen Weichselbrücke be- 
= Der en T. Breitenbach, selbst ‚ein ee 


Wi ichert ad denen dies: ehe. Die Stadt 
E22 ‚ die durch ihren Oberbürgermeister Scholtz vertreten 
ehite in Freude und Dankbarkeit die beiden Genannten 
en daß die neue Weichselbrücke Althof-Troyl-Breiten- 
-Brücke und eine Hauptverkehrsader an dem neuen Werk- 
engelände Wichert-Straße benannt wurde. 
- Eine Maßnahme von großer Bedeutung betraf auch das 
Groß-Berliner Eisenbahnwesen. Dem ständig wachsenden 
Verkehr ‚genügten die Betriebsverhältnisse nicht mehr, ins- 
besondere gewährleistete die Dampflokomotive für die Zu- 
t nicht eine ausreichend schnelle Zugfolge. In der Thron- 
vom 15. Januar 1912 wurde deshalb eine Vorlage über 


" Ring- und Vorortbahnen angekündigt und beim Land- 
, März 1912 eingebracht. Die Gesetzesvorlage stieß im 
rdnetenhause auf lebhaften Widerspruch, und «s be- 
langer und äußerst schwieriger Verhandlungen, ehe 
"Widerstand überwunden werden konnte. Die Vorlage 
‚sorgfältig vorbereitet und begründet; trotzdem mußten 
ı nachträglich umfangreiche und verwickelte Ermittlungen 
Berechnungen angestellt werden, um die von den Gegnern 
Vorlage ‚vorgebrachten Bedenken zu widerlegen. Das 


nie Ben Ale en Leiter der SD mentkehrisehen. Re 
Nach etwa ee Bananen Be ae 


eines eknischen Betriebes auf den Berliner Stadt-, ne 
In | Vorortbalnen unter vorläufiger Beschränkung auf die 


an Kunze: Die Kunze Knorr-Bremse. Annalen für 

erbe und Bauwesen 1918 Bd. 82 und Sonderdruck, Verlag 

} 18 © Glaser, 8. 3. 
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von den Stadt- und Ringbahnzügen befahrenen Strecken. Die 
Vorlage der Staatsregierung war damit zwar nicht in vollem 
Umfange Gesetz geworden, doch war, wie in einem dem 
Kaiser erstatteten Bericht ausgeführt ist, die Einführung des 
Staatsbahnen dem 
Grundsatz nach sichergestellt und damit ein sehr wichtiger 
Schritt zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der 
Reichshauptstadt getan. Der Kampf um die Vorlage war 
außergewöhnlich heftig gewesen und schien sich zeitweise 
zu einer großen wirtschaftlichen Auseinandersetzung zwischen 
Lokomotiv- und Elektrizitätsindustrie zu gestalten. Selbst 
militärische Bedenken wurden geltend gemacht, die aber der 
Kriegsminister durch persönliches Eintreten für die Vorlage 
zerstreute; 

. Groß wie. der Erfolg war auch die Auszeichnung, die 
Wiehert hierfür zuteil wurde. Unter dem 5. Juni 1913 erhielt 
er Jen Charakter als Wirklicher Geheimer Rat mit dem Prä- 
dikat „Exzellenz“ verliehen. Eine andere Ehrung war ihm 
kurz zuvor zuteil geworden, die aus der Dankbarkeit und 
Verehrung der höheren maschimentechnischen Beamten der 
Staatseisenbahnverwaltung entsprungen war. Diese nahmen 
die Vollendung des 70. Lebensjahres am 10. Mai 1913 zum 
Anlaß, um ihrem höchsten maschinentechnischen Beamten in 
einer künstlerisch ausgeführten Se ihre Glückwünsche 
und ihren Dank auszusprechen. 

2 ahre aufreibender Arbeit und her Entschlüsse 
bar gannen dann mit dem großen Krieg. Die Leistungen der 
Eisenbahnen in jener Zeit fanden begeisterte Anerkennung. 
Trotz aller Schwächung, besonders auch im Bereich des Eisen- 
 bahnmaschinenwesens, durch Entziehung der besten Lokomo- 
tiven und Beamten, trotz der sich von. Tag zu Tag steigernden 
 Sehwierigkeiben infolge immer knapper werdender Rohstoffe 
und der sich ständig verschlechternden Ensatzstoffe war es 


„mit fast übermenschlichen Anstrengungen Dank der guten 


‚Organisation und der Opferbereitschaft möglich, bis zum 
Kriegsende einen hinreichenden: Maschinenbetrieb durchzu- 
führen. ‘Erst als dann in jemen. bösen Novembertagen der 


. allgemeine Zusammenbruch erfolgte, wurde auch das Eisen- 


bahnwesen in Mitleidenschaft gezogen. Doch auch da hielt 
Wichert stand. Der Sechsundsiebenzigjährige unterzog sich 
noch der schweren, bitteren Aufgabe, zu retten, was zu retten 
war, und unter veränderten Verhältnissen neu und mühsam 
wieder aufzubauen. Als ein kleines Beispiel hierfür sei an- 
geführt, daß er schon im Dezember 1918 den Ver fasser, dieser 
Zeilen zu einer Denkschrift über eine Neug estaltung dıes 
Lehrlingswesen anregte und, nachdem die hierin entwickelten 


- Grundsätze für Übergangsmaßnahmen und besonders für die 


künftige Regelung des gewerblichen Nachwuchses seine Bilhi- 
gung gefunden hatten, später noch selbst die sich daraus ser- 
gebenden einleitenden Erlasse im März 1919 vollzog. 

Wir haben gesehen, daß besonders wichtige Arbeiten des 

Jungen Hilfsarbeiters und Dezernenten in den ersten Jahren 
in- Berlin auf dem Gebiete des Lehrlingswesens, des Berliner 
Stadt- und Ringbahnbetriebes und des Bremswesens lagen. 
Ein. eigenartiger Zufall hat es gefügt, daß gerade diese drei 
Gebiete auch in. den Jahren des: Wirkens im Vordergrund 
stehen, ihnen zum Teil ihr besonderes Gepräge geben sollten. 
. Nach einem längeren Urlaub trat Wichert am 30. September 
1919 in den Ruhestand. 
. Das Bild seines Lebens würde unvollständig sein, wenn wir 
nicht auch seiner langjährigen Tätigkeit als Vorsitzenden des 
angesehenen Vereins deutscher Maschinen-Ingenieure, jetzt 
Deutsche Maschinentechnische Gesellschaft, gedenken würden, 
deren Ehrenmitglied er seit einer Reihe von Jahren ist. 


18) Ausgeführt BER den Entwürfen von Geh. an Ernst 
Schwartz. Künstlerische Randbilder erinnerten an die Stätten 
der Haupttätigkeit Wicherts. Die Namen aller Widmer waren 


in ‚Zäerschrift auf besonderen Tafeln beigefügt. 
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Zeitung des. Vereins s 
Deutscher Kisenbahnverwaltungen. 


Möchte der von Exzellenz Wichert der Eisenbahnverwaltung 
weit über den Kreis der Maschinentechnik hinaus aufgeprägte 
Geist vornehmer Sachlichkeit, Gerechtigkeit und hingebender 
Arbeit zum Wohle der Allgemeinheit aufs meue jetzt die 
Kräfte wecken und stärken, die zum Wiederaufbau unseres 


Zur Verbesserung des 


Nicht winreißen,. sondern aufbauen! Betrachten wir doch ° 
die Sache vom kaufmännischen Standpunkt, und lassen wir uns 
nicht von kleinlichen, aus Unbequemlichkeiten entsprungenen 
Bedenken leiten, deren Beseitigung vielleicht gar nicht so 
schwierig ist, wenn nur die richtigen Leute vor die Lösung 
der Aufsabe gestellt werden. | 

Die Eisenbahnen webrauchen, wie allbekannt, Einnahmen, 
viel Einnahmen, um "eb yensfähig zu bleiben; es sollte daher 
keine Einnahmequelle verstopft werden, flösse sie auch noch 
so spärlich. Man mache die Quelle reichlicher flıeßen. Es 
ist zwar richtie, daß eine bessere Wirtschaftlichkeit nicht nur 
durch Vermehrung der Einnahmen, sondern auch durch Veer- 
minderunge der Ausgaben zu ver reichen ist; doch wird wohl 
keiner der Nachnahmegesner behaupten wollen, daß durch 
Beseitigung der Weertnachnahmen auch nur eine Arbeitskraft 
erspart werden kann. Dagegen läßt sich eine Förderung des 
Nachnahmeverkehrs und damit eine Erhöhung der Einnahmen 
ohne Vermehrung der Arbeitskräfte und ohne weitere Aus- 
gaben erreichen. Es ist doch zu bedenken, daß nach Fortfall 
der Wertnachnahmen nur «ein Teil, und vielleicht nicht einmal 
der erößere des Nachnahmeverkehrs ausgeschaltet worden ist. 
Die zahlreiehen Nachnahmen der Rollfuhrunternehmer sollen 
mach den gemachten Vorschlägen doch bestehen bleiben, die 
sogenannten Güterabfertisungsnachnahmen müssen _beibe- 
halten werden, und bei dieser Gelegenheit möchte ich noch auf 
die Vorfrachten der 270 Kleinbahnen hinweisen, die auf den ! 


Übergangsstationen als Nachnahmen zu behandeln sind. Wenn 
den Güterkassen bei Abwickelunge der Wertnachnahmen 


Schwierigkeiten entstehen, so liegt das wohl an. einer. ge- 
wissen -Schwerfälliekeit der Kassenführung bei Eisenbahnen 
überhaupt, Man sehe den Ursachen der Schwierigkeiten nach 
und beseitige sie, indem man den Kassendienst beweglicher 
gestaltet. Wer Rosen pflücken wıll, muß auch die Dornen 
mit ın Kauf nehmen. . Bei der Postverwaltunge würde man 
wohl nicht auf den) Gedanken kommen, den Nachnahmever- 
bi aufzuheben, weil er gewisse Schwierigkeiten ın sich 
JLre" 

Der Nachteil, der den Eisenbahnen durch ‚Beseitigung der 
Wertnachnahmen erwächst, liegt zun.nicht allein in der Preis- 
gabe der Nachnahmegebühren,. es seht ihnen auch der Zins- 
senuß verloren für die Zeit, die zwischen Einzahlung des Be- 
trages durch den Empfänger und Auszahlune an den Vier- 
sender liegt. Viel zu wenige oder meist gar nicht wird jedoch 
der Umstand gewürdigt, daß den Eisenbahnen in den. Wert- 
nachnahmen win zinsfreies Betriebskapital zur Verfügung 
steht, das sie sonst den eigenen Einnahmen: entnehmen oder 
sıch in anderer Weise beschaffen: müßten. Welche Bedeutung 
dieser Umstand erlangen kann, kann ich, da mir für die Eisen- 
bahnen hierüber kein statistisches Material zur Verfügung 
steht, nur an den Ausweisen der Postverwaltung zeigen. Nach 
dem statistischen Jahrbuch für das Deutsche Reich von 1915 
betrugen die bei der Postverwaltune' ieineegansenen Nach- 
nahmen des Jahres 1913 für das Deutsche Reich 1573 Millionen 
Mark. An gleicher Stelle sind die Ausgaben der Postverwal- 
tunpe mit 830 Millionen Mark angegeben. Es brauchte mithin 
die Postverwaltung zur Bestreitung der laufenden Aussaben 
eigenes Betriebskapital überhaupt nieht zur Verfügune zu 
halten. Ich kann einen‘ zleichen Beweis für die Eisenbahnen 
nicht führen, glaube aber annehmen zu können, daß auch bei 
diesen der Nachtahmeverkehr so bedeutend ıst, daß. er nicht 
leichten Herzens aufgegeben werden sollte. Auf die Ersetzung 
der Einnahmen aus Nachnahmegebühren durch solche aus 
‚einer Zwangsversicherung geche ich, weil dieser Vorschlag 
abseits des zu behandelnden Themas liest, nicht «ein. 

Nach dem Vorhergesagten stehe ich auf der Seite der Nach- 
nahmefreunde, ohne dabeı das Gefühl zu haben, „Gerichts- 
vollzieher‘‘ der Versender zu sein. Die Frage ist nicht vom 
Beqwemlichkeitsstandpunkt des (Beamten, sondern vom Zweck- 
mäßıiekeitsstandpunkt der Verkehrsanstalt zu betrachten. 
Andere Anstalten, die sich berufsmäßig mit dem Geldüber- 
weisunssverkehr befassen, würden den: von den Eisenbahnen 
aufsenebenen Verkehr mit Vergnügen an sich ziehen, sich 
wohl bewußt, welchen großen Vorteil sie hierdurch erlangen. 


*) Vol. Nr. 5% 8.50 and Nr. 80, 5. 867, Jahrg. 1920 d. Ztg. 


aber, mit dem sich die Erinnerung an die Geschichte und 
-Glanzzeit unseres Vaterlandes und unseres deutschen Eisen- 


2 Unterlagen. 


. von der Ausfertigung der Nachnahmebegleitscheine entlastet 


“letzteren können mit mehr Ruhe, als es bei den Versandstellen 


Vaterlandes und des Verkehrswesens nötig sind. Ihm selbst 


-bahnwesens mit den großen Persönlichkeiten jener Zeit ‘so 
eng verknüpft, sei ein freundlicher Lebensabend beschieden! 


Nachnahmewesens’*). 


Der ohnehin dürre Stamm des Eisenbähnverkehre würde aber. 
um einen noch grünen Zweig ärmer geworden sein. Im wei- 
teren Verlaufe meiner Ausführungen werde ar daher nur 
noch versuchen, mich dem Gedankengange des Herrn Vosel 
(Heidelberg) anzupassen. Da kann ich, ohne mich zum Ver- 
fechter dieser Idee zu machen, die Herrn Domsch (Schwarzen- 
bere Sa.) aufgietauchten Zweifel zum erößten Tieil beseitigen. 
‚Bei Überweisung der Nachnahmen “durch die Empfangs- 
abfertigunge an den Versender würde die Wertnachnahme bei = 
der Versandabfertigung keine Bedeutung mehr haben, nur noch 
Kontrollzwecken dienen, und brauchte daher weder im ein 
Nachnahmebuch noch in ein Kreditkonto, wohl aber in, das 
Versandbuch eingetragen zu werden. Die Wertnachnahmen 
bildeten also keine. Entlastung der Veersandabfertigung mehr. 
sondern müßten der Empfangsabfertigung, weil von dieser - 
gezahlt, entlastet werden. Das Verfahren setzt eine Trennung 
der Nachnahmen in den Versand- und Empfangsbüchern nach 
Rollfuhr-, Güterabferligungs- und Wertnachnahmen voraus. 
Was den unterlassenen Überweisungsvermerk im Frachtbrief 
anbelangt, so brauchen hierdurch Rückfragen nicht zu ent- 
stehen. Fehlt ‚der Vermerk, so wird mit Postanwieisung über- 
wiesen. 
Auch bei Erhöhley oder Minderung der Nachnahme und bei 
Annahmoverweigerung sehe ich keine Schwierigkeiten. Da, 
wie schon bemerkt, die Wertnackhnahme, bei der Versandstelle” 
kein® kassenmäßige Predeutung haben‘ ‘würde, wärs bei dieser 
Sa Änderung nur im Versandbuch vorzunehmen; bei der 
Fimpfänosstelle aber in allen dafür in Frage kommenden 
Bei Annahmeverweigerungen wäre‘ die Nach- 
nahme einfach zu streichen oder abzusetzen; soll jedoch” 
das Gut unter Nachnahmebelastung weibergiesandt werden, SO 
ist die Nachnahme für die ‘erste Abfertigung zu streichen, für 
die Weiterabfertisung wird aber die Nachnahme wiedier be- 
deutungslos wie bei der ersten Abfertisung, nur die Vor- 
fracht würde eine Güterabfertigungsnachnahme werden. Man 
muß einen solchen Vorschlag nicht von vornherein ablehnen, 
sondern verstehen ‘wollen. Die Durchführbarkeit des Vor- 
schlages steht meines Erachtens außer jedem Zweifel. Trotz 
dem kann ich dem. Verschlage nicht das ‚Wort reden. Meinen 
Ausführungen\ wird man entnommen haben, welche Wichtig- 
keit ich den eingezogsenen Wertnachnahmen als einem den 
Eisenbahnen zur Verfüsung stehenden Betriebskapital bei- 
messe. Durch die sofortige Absendung der Nachnahmen an 
den Versender wird dieses Betriebskapital den Eisenbahnen 
entzogen und der Postverwaltung zuseführt. Das Geld, das’ 
die Postverwaltung aus dem Geldüberweisungsverkehr ver- 
dient, können die Eisenbahnen, wenigstens zum Teil, durch‘ 
Erhebung. einer. Schreibgebühr für die Benachrichtigung der 
Versandstelle über die "erfolgte Einzahlung der Nachnahme 
selber verdienen. Die Benachrichtigung müßte zu einer zwin- 
senden Vorschrift gemacht werden. Nach diesen Darlegungen 
ergeben sich für mich folgende Forderungen: 
1. Beibehaltung und weitere Förderung des Wertnach- 
nahmeverkehrs. 

2. Zahlung der Nachnahmen durch die Versandabfertigung 

Ä wie bisher, jedoch nur nach Eingang einer Benachrich- 
tigung von der Empfangsabifertigung. 5 
Nachnahmebegleitscheine werden im innerdeutschen Ver 
kehr nicht mehr ausgefertigt. Sie werden ersetzt durch 
die Benachrichtigung der Empfangsabfertigung, die über 

- jede Wertnachnahme; die höker als 10 MN ist, aussefertigt 
und der Versandstelle mittelst Dienstkarte übersand 
wird. Beträge bis 10 .M werden sofort ausgezahlt. 
Für die Benachrichtigung wird seine Gebühr erhoben, d B 
von; der Nachnahme sekürzt wird. \ 
5. Erhebung der Nachnahmeprovision für alle Nachnahme 
einschließlich Spediteurnachnahmen, ausgenommen, Güter- 
abfertigungsnachnahmen. 
Nach diesen Forderungen würden die Versandabfertisnne 


werden, wodurch eine beschleunigte Abfertigung und Arbeits 
verleeung nach den Empfangsstellen erreicht wird. Die 


möglich ist, die Benachrichtigung ausfertigen. 
ATMErSCIV. ET, Berlin. 
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Als im Jahre 1919 das englische Verkehrsministerium ge- 
oründet wurde, gab ihm das seinschlägsise Gesetz eine Frist 
von zwei Jahren, um Vorschläge für die zukünftise Gestaltung 
der englischen Eisenbahnen zu machen. Lange hat das Mi- 
nisterium das Land im ungewissen über seine Fiäne gelassen, 
und lange hat man sich in England dien Kopf zerbrochen, mit 
_ welshen Plänen es eines Tages die Öffentlichkeit überraschen 
_ würde, ob es eine Verstaatlichung der Eisenbahnen, also die 
eührung des durch und für den- Krieg; veschaffenen Staats- 
_ betriebes in. einen Dauerzustand mit Übergang des Eigentums 
den Eisenbahnen auf den Staat oder die Rückkehr zum 
 Privatbetrieb der Vorkriesszeit vorschlagen, oder ob es etwa 

«einen dritten Ausweg aus den bestehenden Schwierigkeiten 
_ finden würde. Jetzt ‚endlich hat das Verkehrsministerium auf 
B fehl des Könies eine Denkschrift herausgegeben, in der es 
ine eraaken über die Zukunft der enelischen: Eisenbahnen 


“ Der esesuke der Denkschrift ist der, daß die Eisen- 
bahnen von Großbritannien, also von England, Schottland und 
_ Wales, in eine Anzahl von Gruppen zusammengefaßt werden 

Ben. wobiei die Netze der einzelnen Gesellschaften in ihrem 
"Bestande verhalten bleiben, mit ihren Nachbarn aber so ver- 
schmölzen- werden sollen, daß abgerundete Eisenbahnnetze 
entstehen. Ganz läßt sich der Gedanke, den so webildeten 
pr ruppen abgeschlossene Verkehrsgebiete zuzuweisen, nicht 

lurehführen, weil die Netze der verschiedenen Gesellschaften 
jmeinander übergreifen. Das erstrebte Ziel bei der Abgren- 
n& der- Gruppen besteht darin, einen wirtschaftlichen Be- 
eb zu ermöglichen und den Wettbewerb unter dien. Gruppen, 
‚weit tunlich, zu beseitisen. Es wird zunächst vorgieschlagen, 
f Gruppen für England, eine für die Ortsbahnen von Lon- 
n, eine für ganz. Schottiand zu bilden. Von den fünf eng- 
chen Gruppen haben vier ihren Ausgangspunkt in London; 
ie sind nach Himmelsriehtungen eingeteilt: Süden, Westen, 
lordwesten, Osten, während die fünfte, die nordöstliche, das 
Netz der Nordostbahn und der. Hull- und Barnsley-Eisenbahn 
un faßt, also im wesentlichen den Nordosten von England 
jenseits der Linie Hull-Leeds und! entlang der Ostküste bis 
B erwick bedient. Die Südgruppe, bestehend aus den Netzen 
ler Südost- und Chatam-Eisenbahn, der Brichton- und Süd- 
sten-Eisenbahn und der Südwest-Eisenbahn, bedeckt den 
nzen Süden von England von der Mündung der Thiemse bis 
‘ Halbinsel Cornwall, wobei in letztere allerdings auch die 
ur Westeruppe gehörende Große Westbahn eindrinst. Zur 

Pigrunpe ehören dann noch die Verbindungen von London 

am und Chester durch die Große Westbahn und 
en von Wales. Die Nordwestgruppe schiebt sich 
artix zwischen die Westgruppe auf der einen. Seite und 
 Ost- und Nordgruppe auf der anderen Seite ein; sie um- 
ßt dire Netze der Nordwest- und der Midland-Eisenbahn, der 
meashire- und Yorkshire-, der Nordstaffordshire- und der 
mess-Eisenbahn, also im wesentlichen die Verbindung von 
don mit Manchester, Liverpool und Leeds und die weiter 
Norden reichenden Eisenbahnstrecken entlang der Weest- 
ste bis Csrlisle, sowie die Verbindung der Humbermündung 
‚Manchester und Liverpool. Die Ostgruppe endlich bedeckt 
Land von der Themsemündung, entlang der Ostküste, bis 
und Leeds, weiterhin auch bis zur Linie Neweastle-Car- 
isle mit den Netzen der Großen Nordbahn, der Großen Zen- 
bahn ünd der Großen Ostbahn. Mit dieser Zusammen- 
2 Ir der Eisenbahnen zu Gruppen greift die Regierung 
Gedanken auf, den die Eisenbahngesellschaften selbst, 
Eh nicht ın so umfassendem Maße, schon wıederholt zu 
rirklichen gesucht haben. Es handelte sich bei ihren frü- 
n, auf dieses Ziel gerichteten Plänen immer nur um ein 
ammenarbeiten einzelner Netze, nicht um weime planmäßige 
einigung der Eisenbahnen des ganzen Landes. Das Par- 
ment hat sich diesen Plänen immer widersetzt, und es ist 
her eine offene Frage, wie tes:sich zu dem Vorschlag der 
ierung verhalten wird. 


Die Gruppen sollen auch die kleineren. in en Gebiet ge- 
nen Vollspurbahnen winschließen, nicht :aber die Klein- 
ınen, Das Ministerium hofft, die Eisenbahngesellschaften 
einem freiwilligen Zusammenschluß veranlassen zu können, 
sich aber, falls das nicht innerhalb angemessener Zeit 
at, durch ‚ein Gesetz die Befugnis erteilen lassen, den 
mmenschluß zu erzwingen. Die Bedingungen der Veer- 
ne sollen dabei durch ein Gericht festgesetzt werden. 
_ wird zugegeben, daß die Gruppen auch nach anderen Ge- 
htspunkten abgegrenzt werden könnten, durch die vielleich: 
richtigere Zusammenfassung der Eisenbahnen zu Gruppen 
den werden könnte; doch wird der Umstand, daß bei 
- vorstehend wiedergegebenen Vorschlag ‚die Netze der 
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einzelnen Gesellschaften unberührt bleiben, manche Schwierig- 
keiten beseitigen, die bei einer Aberenzung der Gruppen allein 
nach Betriebs- und Verkehrsrücksicehten entstehen würden. 
Es wird. den Gruppen überlassen, durch Austausch von Strek- 
ken, die in benachbarte Verkehrssebiete eingreifen, für eine 
bessere Abrundung ihrer Netze zu sorgen. 

Für jede Gruppe soll eine Direktion — Board of Mana- 
sement — eingesetzt werden, die der Einheitlichkeit und auch 
der Sparsamkeit halber bei allen Gruppen aus nicht mehr 
als 21 Mitelvedern bestehen soll. Hierbei soll eine erund- 
lesende Neuerung eingeführt werden, indem die Arbeitnehmer, 
Beamte. und Arbeiter, an der Leitung der Eisenbahnen be- 
teiliet werden sollen. Eine solche Direktion soll nach diem 
Vorschlag der Regierung aus Vertvetern der Aktionäre, die 
die Mehrzahl bilden sollen, sowie aus Viertretern der Ange- 
stellten bestehen, von denen ein Drittel leitende Beamte und 
zwei Drittel Arbeiter sein sollen... Die Beamten sollen sich 
die übrigen Mitelveder der Direktion. selbst zuwählen, wäh- 
rend die Arbeitervertreter von den Arbeitern sewählt werden 
sollen. Es handelt sich also hier trotz des Ausdrucks „mana- 
gement“ nicht eigentlich um eine Direktion, sondern mehr 
um einen Verwaltungsrat für die Gruppen. : 

Durch Gesetz sollen die Tarife im Personen- und Güter- 
verkehr so festwesetzt werden, daß die Gruppen bei euter 
Leitung so viel verdienen, wie die in ihnen zusammenstefaßten 
Eisenbahnen zu einem noch festzusetzenden Zeitpunkt vor 
dem Kriese verdient haben. Gelingt es, diese Einkünfte noch 
zu übertreffen, so soll der Staat an. den Mehrerträgen beteilist 
werden. Der Anteil des Staats soll aber nicht dien allgemeinen 
Staats seinkünften zuseführt werden, sondern es soll aus ihm 
ein Grundstock gebildet werden, mit dessen Hilfe, das Veer- 
kehrswesen ın bisher zurückgebliebenen Bezirken sefördert 
werden soll. 


Für die Festsetzung der Tarife  ıst die Mitarbeit «eines 
Tarıfbeirats: in Aussicht genommen. Es wird zuse- 
geben, daB die Tarıfe der englischen Eisenbahnen zur Zeit 
noeh auf unbefriedisiendien Grundlagen aufgebaut sind; wenn 
aber der jetzt bereits arbeitende Tarıfbeirat des Verkehrs- 
ministeriums seine Erörberungen beendet hat, hofft man, Vor- 
schläse für eine Gesundune des Tarifwesens der englischen 
Eisenbahnen machen zu können. Die Tarife müssen das 
Gleichgewicht zwischen Einnahmen und Ausgaben innerhalb 
der einzelnen Gruppen herstellen. Sie sollen nicht ein für 
allemal festgesetzt werden, sendern es soll die Möslichkeit 
bestehen, sie jeweils den Verhältnissen anzupassen: wie das 
zu geschehen hat, namentlich welche Stelle für derartige Fest- 
setzungen zuständig sein soll, kann heute noch nicht anse- 
geben werden. - Staatsbeihilfen für die Eisenbahnen werden 
von vornherein abgelehnt. 

Die Einnahmen der Eisenbahnen werden natürlich‘ den 
Schwankungen von Handel und Verkehr foleen. Um die Be- 
nutzer der Eisenbahnen vor Übervorteilune durch die Ge- 
sellschaften zu schützen. muß letzteren die Verpflichtung auf- 
erleot werden, daß sie ıhr Unternehmen mit Sachkunde und 
nach wirtschaftlich riehtigen Gesichtspunkten führen. Andrer- 
seits muß die Berufune an einen Richter vorgesehen werden. 
wenn der Minister es ablehnt, auf ihren Antrag die mit der 
Überprüfung der : Tarife beauftragte Stelle in Tätigkeit zu 
setzen. 

Die jetzt bestehenden Einrichtungen zur Schlichtung von 
Streitiekeiten zwischen den Eisenbahngesellschaften und ihren 
Arbeitern, die Lohnämter u. derel., sollen in dem neuen 
Gesetz, das die Eisenbahnverhältnisse regeln soll, „ver- 
ankert“ werden. 


Die Tätiekeit des Staates gegenüber den Eisenbahnen soll 
sich nach drei Richtungen erstrecken; er soll einerseits die 
Interessen dies Staates, andr erseits die der ‚Benutzer der Eisen- 
bahnen wahrnehmen und für einen wirtschaftlichen Betrieb 
der Eisenbahnen sorgen. Zu Gunsten der Allnemeinheit muß 
also der Staat von den Eisenbahngesellschaften verlangen 
können, daß sie: ihre Netze so betreiben, wie es das Verkehrs- 
bedürfnis erfordert, ferner daß alle Maßnahmen zur Sicherung 
des [Betriebes getroffen werden. Gegen unbillige Vorschriften 
des Staates in diesen Beziehungen soll: Berufung an ein Ge- 
richt Zulässig sein. Erhöhungen des Anlagekapitals der Eisen- 
bahnen, sowie die Art, wie solche Erhöhungen aufgebracht 
werden, sollen der staatlichen Genehmigung bedürfen, ebenso 
soll der Staat einen Einfluß auf die Ansammlung von Rück- 
lagen für Ernewerung der Bahnanlagen u. dergl. haben. Er 
soll ferner befust sein, Vorschriften für den einheitlichen Bau 
und die einheitliche Ausrüstung der Eisenbahnen zu verlassen, 
soweit diese auf die Wirtschaftlichkeit des Betriebes von Ein- 
fluß sind. Er soll endlich das Recht haben, das Zusammen- 
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arbeiten der Eisenbahnen zu fördern, also darauf zu dringen, 
daß sich die verschiedenen Unternehmungen einen gemein- 
samen Wasgenpark schaffen, daß die Werkstätten gemein- 
schaftlich benutzt werden, daß eine Gesellschaft der anderen 
die Mitbenutzung ihrer Gleise «estattet, und daß da, wo der 
Wettbewerb zu unwirtschaftlichem Betrieb führt, der Ver- 
kehr zuammen«eleet und die Einnahmen semeinschaftlich ver- 
waltiet werden. Um die Eisenbahnen überwachen und die 
Allsemeinheit über deren Verhältnisse unterrichten zu können, 
soll der Minister befugt sein, ihnen Vorschriften über ihr 
Rechnungswesen und ihre Statistik zu machen. 

Die Kleinbahnen — Light Railways — sollen, wie 
schon erwähnt, in die Gruppenbildung nicht mit einbezogen 
werden. Von ihnen sagt die Denkschrift, daß- sie stark auf 
die Unterstätzung der benachbarten Hauptbahnen angewiesen 
sind; letztere müssen vor dem Wettbewerb der Kleinbahnen 
geschützt werden, der ihnen dann entstehen kann, wenn sich 
etwa mehrere strebsame Kleinbahnen zu einem größeren Netz 
zusammenschließen. Wenn aber der Nachweis erbracht wird, 
daß eine Kleinbahn sıch in ihren Betriebsformen denen einer 
Hauptbahn nähert oder mit ihr in Wettbewerb tritt, so soll 
die Hauptbahn berechtigt sein, die Kleinbahn unter billisen 
Bedingungen in ihr Netz aufzunehmen. Im Gesensatz zu dem 
Verhalten des Staates gegenüber den Hauptbahnen wird: den 
Kleinbahnen, die im Interesse der Landwirtschaft oder ande- 
rer Gewerbe nötig werden, eine staatliche Geldunterstützung 
in Aussicht gestellt. Es wird für klus bezeichnet, unter 
Umständen auch die Kleinbahnen zu Gruppen zusammenzu- 
fassen; die Erfahrung hat schon bewiesen, daß dies mit gutem 
Erfolg geschehen kann. Es muß überhaupt das Ziel der 
Eisenbahnpolitik des Ministeriums sein, die Entwickelung des 
Kleinbahnwesens in dem Sinne zu fördern, daß diese so billig 
wie möglich webaut, .ausserüstet und betrieben werden. Um 
diesen Gedanken durchführen zu können, kann es nötige wer- 
den. die jetzt bestehende Kleinbahn-Gesetzgebung zu ändern. 

Viele englische Eisenbahnen besitzen und betreiben be- 
kanntlich Kanäle und Häfen. Über die Regelung der gesetz- 
lichen Grundlasen für diese «eht die Denkschrift ganz flüch- 
tie hinweg. Es wird wegen der Häfen der Wunsch ausıse- 
sprochen, daß dem Verkehrsministerium in bezue auf die- 
jenieen, die im Besitz von Eisenbahngesellschaften sind, die- 
selben Bechte eingeräumt werden, die es gessenüber dien sonsti- 
sen Häfen besitzt, Die Fraxe der Kanäle wird als äußerst 
verwickelt bezeichnet; sie wird bereits von einem Ausschuß 

im Ministerium erörtert, und erst wenn dieser seinen Bericht 
en hat, soll der Re Selung der einschläsissen Rechtsver- 
"hältnisse näher «etreten werden, 

Die ganze Denkschrift macht einen etwas flüchtigen Ein- 
druck; es wird in ihr selbst zum Schluß ausgesprochen. daß 
sie die Angelesenheit nicht werschöpfend ‚behandeln könne. 


Nachrichten. 


Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


— Der Reichsverkehrsminister in Hamburg. Am 24. d. M. 
fand eine Aussprache zwischen den Vertretern der Hamburger 
Handelskammer und dem Reichsverkehrsminister Groener. 
statt. Auf eine Anreeuns Max Warbures hin betonte der 
Minister u. a., daß er bestrebt sei, die Staatsverwaltung 
zu einem nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten geleiteten 
Staatsbetrieb zu eestalten. Sein Ziel sei, die finan- 
zıelle Autonomie der Eisenbahnverwaltung 
wiederherzustellen. Bei Besprechung des zwischen Hamburg 
und dem Reiche abzuschließenden Staatsvertrages über die 
Verreichlichune der Wasserstraßen sagte der 
Minister, daß er es als vornehmste Aufgabe seines. Ministe- 
riums ansehe, Hambure in seiner Eigenschaft als Een main 
des Weltverkehrs zu fördern. 


— Wasserstraßen in Reichsverwaltung. Die Dresdner Be- 
ratungen der Vertreter des Reichsverkehrsministeriums und 
der Länder haben zu einer Einigung «eführt. Am 1. April 
d. J. wird nach Zustimmung der Volksvertretungen die Ver- 
waltune der Wasserstraßen. einschließlich der Strom- und 
Schiffahrtspolizei sowie die Befugnisse hinsichtlich der See- 
zeichen und des Lotsenwesens auf das Reichsverkehrsministe- 
rium übergehen, wobei »ewisse administrative Befugnisse den 
Landeszentralstellen verbleiben, . Die einstweilige Verwaltung 
der Reichswasserstraßen durch die mittleren und unteren Be- 
hörden der Länder erfolet auf Kosten des Reiches. Die dabei 
ee Fragen werden durch Staatsverträge Klärung 
inden: 


. Stellunenahme zu der Denkschrift nicht fehlen lassen; schon 


der Leitung der Eisenbahnen teilnehmen sollen, werschnupft 


' lesende Umwälzungen im Eisenbahnwiesen im Gange sind. 


Frankreich wenigstens das Gesetz angenommen ist, das eine 


„ein rein formelles Hindernis, und es wäre unverantwortli 
sich gegen eine vorteilhaftere, auch gegen die Schweiz v 
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Wahrscheinlich hat man mit ihrer Veröffentlichung nur dem 
Drängen der öffentlichen Meinung nachgeben wollen, die 
immer dringender eine Aufklärung über die Absichten der . 
Regierung in bezug auf die Regelung der Eisenbahnfrage - 
forderte. Die Denkschrift soll nun jedenfalls ein Versuchs 
ballon sein, der die Allsemeinheit veranlassen soll, zu den 
Plänen der Regierung Stellung zu nehmen. Auf Grund der” 
so herausgselockten Ansichten beachtlicher Stellen außerhalb 
der Regierung wird diese dann jedenfalls ihre endgültigen 4 
Pläne bearbeiten. Die öffentliche Meinung hat es an einer 


liegen Gegenvorschläge für die Zusammenfassung der Eisen- 
bahnen zu Gruppen vor, so z. B. in einer Denkschrift des 
Britischen Industrie-Verbandes. Die Eisenbahngesellschaften 
sind zunächst etwas aufgebracht über die Pläne der Regierung 
und werfen die Frage auf: Wie kommt die Gesetzgebung dazu, 
in die Rechte der Eisenbahngesellschaften einzugreifen und 
z. B. über die Überschüsse des Eisenbahnbetriebes zu ver- 
fügen, wenn jede Gegenleistung dafür von vornherein ab- 
sselehnt wird? Auch die Bestimmung, daß die Arbeiter an 


in den Kreisen der Eisenbahngesellschaften. Sie bedeutet ein 
Entgegenkommen gegen die von seiten der Arbeiter erhobenen 
Forderungen, deren Führer, Thomas, bei einer Tagung ‚des In- 
ternationalen Transportarbeiterverbandes in London im No- 
wember 1920 den Kampf um das Recht der Arbeiter, an der 
Leitung der Eisenbahnen teilzunehmen, angesagt hat. Zu den 
sprinsenden Punkten der Denkschrift oehört auch die wieder: 
holt betonte Notwendigkeit, sparsam zu wirtschaften. 

Auffallend und interessant ist es, daß in den vier e £ 
am Weltkrieg beteiligt gewesenen Ländern zur Zeit grund- 


In den beiden Ländern englischer Zunge, England und Nord 
amerika, deren e„emeinsames Kennzeichen bisher darin be- 
stand, daß das Eisenbahnwesen vollständig privatem Unter- 
nehmungsgeist überlassen wurde, besteht diese Umwälzung 
darin, daß die bisher selbständigen Eisenbahngesellschaften 
unter größerem oder geringerem staatlichen Zwang zu Grup- 
pen zusammengefaßt werden sollen. In Deutschland und 
Frankreich, wo in Deutschland der Staatsbahngedanke schon 
längst die Oberhand hatte, während in Frankreich die Staats- 
bahnen nur seinen etwa dem Netz einer Gesellschaft ent- 
sprechenden Bruchteil des gesamten Eisenbahnnetzes aus- 
machen, wird ine vollständige Vereinheitlichung. des Eisen- 
bahnwesens angestrebt. In beiden Ländern sind die ersten” 
Schritte auf diesem Wege schon seetan. Im Deutschland ha fi 
das Reich die Eisenbahnen bereits übernommen, während in 
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— Der Rhein-Schelde-Kanal. Vom Niederrhein na man 
der „Schweiz. Verkehrs-Korrespondenz“: "Über die zweck 
mäßigste Führung des Rhein-Schelde- Kanals, dessen 
Bau im Veersailler Friedensvertrag vorgesehen ist, scheint man 
sich in Belgien selbst, das den meisten Vorteil davon hab en 
würde, noch car nicht recht klar zu sein. Während die Regie- 
rung sich auf die Ausmündung des Kanals in Höhe von Ruhr 
ort Ffestoeleot. hat, wünschen im Lände selbst weite Kreise, 
wie die Verhandlun sen im Parlament letzthin gezeist haben 
eine südlichere Führung des Kanals durch das eigentliche In- 
dustrie- und Kohlengebiet hindurch und demgemäß «ine Mün- 
dung in den Rhein etwa bei Neuß oder bei Köln. Die belgische 
Regierung sträubt sich einstweilen noch gegen den von seht 

maßgebenden und sachverständigen Kreisen geforderten, wirt- 
schaftlich und Een erheblich überlegenen südliche e 


Bau des „in Höhe von Ruhrort“ men Rhein- Schel e- 
Kanals fordern kann. Allem Anschein nach aber ist dies nu U 


erwünschtere Linienführung nur aus dem einzigen Grunde 

sträuben, damit man nicht eingestehen muß, daß man be 
Entwurf des Friedensvertrages eine unkluge Übereilung 
gangen hat, die der Verbesserung bedarf. Rein rechtlich 
ZWAar Deutschland keineswegs gezwungen, einen andere 
Kanal als den ,ın Höhe von Ruhrort“ mündenden de 
Belsiern zuzu gestehen, da aber Deutschland selbst grö 
Interesse daran hat, reinen möglichst leistunesfähisen R 
Schelde-Kanal zu besitzen und seine wirtschaftlichen Int 
essen in dieser-kHinsicht sich mit denen Belgiens vollkomme 
deeken, so ist von seiten der deutschen Regierung schwerlich 
irgendwelcher Widerstand zu erwarten, wenn Beleien sich 
besseren Einsieht fügt und nachträglich die südlichere “üh 
rung begehrt, die, im Gegensatz zu ‚dem bei Ruhrort en de 
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er. ehe Ausmündung des Kanals hei Köln oder ear 

noch weiter südlich, bei Wesseling, wie sie zeitweilig vorge- 

schlagen wurde, kommt ja wohl h£ute kaum noch in Frasıe, 
‚sei itdem Oberbürgermeister Adenauer erklärt hat, daß Köln 

_ kein Interesse an diesem Kanal habe, der reinen ziemlich hohen 
- Anstieg über die Wasserscheide nötig machen und demgemäß 

technisch, finanziell und allgemein volkswirtschaftlich zu 

_ manchen ernsten Bedenken Veranlassung geben würde. Aber 

= nicht zu großer Entfernung von Köln müßte die Kanal- 

weisung chi trotzdem gewünscht ‘werden, und die Aus- 
ündung der Wasserstraße in den Rhein bei Neuß scheint 
her unbedinet am vorteilhaftesten für Europa zu sein. 

Der bei Köln oder Düsseldorf liegende Beginn des Rhein- 

chelde-Kanals scheint aber auch aus einem Grunde, auf den 

R den bisherigen Erörterungen noch nicht hingewiesen wurde, 

on größter Allsemeinbedeutung zu sein. Bekanntlich ist 

In bisher der Hauptstützpunkt dies ‘direkten Rhein-Seever- 
ehrs, und auch Düsseldorf spielt eine verhältnismäßig nicht 

bedeutende Rolle als Rhein-Seehafen. Wenn nun der bis- 

‚herige Rhein-Seeverkehr sich über eine bescheidene Bedeutung 

nicht zu entwickeln vermochte (1913: 515130 t Gesamtverkehr. 

als Höchstleistung), so war vor allem der Umstand schuld, 
daß ver sich auf zu kleinen Fahrzeugen abspielen mußte, 

8 hiffe über 1000 t# Fassungsvermögen, die erst einen wirklich 
ntablen Transport auf dem Unterrhein möglich machen (wo 

Durehsehnittseröße der üblichen Schleppkähne 1500 bis 

1700 t beträgt), sind unter den Rhein-Seedampfern nur selten 

zu finden. Die Durchschnittsgröße der 1914 vorhanden ze- 

esenen 62 Rhein-Seedampfer betrug nur 912 t Fassungsver- 
nögen, der kleinste brachte es sogar nur auf 342 t. Der Grund, 
shalb größere Fahrzeuge für den Rhein-Seeverkehr meist 
cht in Betracht. kommen können, lest in dem verhältnis- 

iBig bedeutenden Tiefgang, den ihre Stabilität auf See er- 
fordert. Der erößte aller Rhein-Seedampfer, die: „Bingen“ 

1770 + Fassungsvermösen und 779 Netto-Reg.-T., hat z. B. 

t weniger als 4,3 m Tiefgang. Bedenkt man nun, daß die 

ale Mindesttiefe in der Unterrhein-Fahrstraße nur 3,0 m 
ägt, so kann man selbst ermessen, wie oft oder richtiger 
selten ein derartiger Dampfer zu verkehren vermag. Das- 

‚gilt für die anderen größeren Rhein-Seedampfer, von 

men z. B. die wenigen über 1300 t# großen im Jahre 1913 nur 

162 Tagen zu fahren vermochten. _ 

Ersibt sich hieraus naturgemäß schon eine einendk 

irtschaftlichkeit des Betriebes, so müssen sich die wirklich 

seführten Transporte überdies durch das verhältnismäßig 

; Risiko der Reisen vertewern. Ein größerer Rhein-See- 

pfer, der bei gutem Wasserstand des Stromes tief ins 
innenland «indringt, um vielleicht Köln anzulaufen, 
mer.-Gefahr, daß ihm während der Reise das hohe Wasser 
egsackt und daß er dann vielleicht wochen- oder monate- 
untätie ireendwe im Hafen liesen muß, bis endlich ein 
üsend hoher Wasserstand ıhm die Rückfahrt ermöglicht. 

; Fahrt der tiefgehenden Rhein-Seedampfer in den Fluß 

gleicht also der Expedition in eine Mausefalle, und daß 

ein wirklich eroßzüsiser Rhein-Seeverkehr nicht recht 
twicklungsfähig- ist, hegt ohne weiteres auf der Hand. 

dieser Hinsicht könnte nun ein Rhein-Schelde-Kanal, der 
licht zu großer Entfernung von. Köln in den Rhein mündet, 
z unschätzbare Dienste leisten — vorausgesetzt allerdings, 
er in ausreichenden Größenverhältnissen angeleot ist, um 
fen von mehr als 3 m Tiefgang eine sichere. Durchfahrt 

Sewähren. Da der Kanal einen gleichbleibenden und ver- 

Bliehen Wasserstand aufweisen würde, könnte das zurzeit 
ich bestehende Risiko vieler dampferfahrten mit 

. Schlage schwinden, denn ein Dampfer von. mehr als 

t, dem der Wasserstand im natürlichen Strom vielleicht 
ährend der Liegezeit in Köln oder Düsseldorf weezusacken 
roht, würde immer nocı in der Lage sein, rechtzeitis den 
ee zu gewinnen, die Mündung des Rhein-Schelde- 
anals, falls dieser etwa auf der Höhe von Neuß, an der 
stmündung, den Rhein verläßt, und durch den Kanal hin- 
rch, unabhängig von allen Schwankungen des Wasserstandes, 
lie ! ordsee neuerdines zu gewinnen. 

; Di ieser Gesichtspunkt dürfte bedeutsam genug sein, um auch 
ron ihm aus die wichtige Frage des Rhein-Schelde-Kanals 
al zu betrachten, was bisher noch nicht geschehen ist. 

‘ohnehin sehr schwerwiegenden Gründen, die für eine 

smündung des Rhein-Schelde-Kanals nicht bei Ruhrort, son- 

ei Neuß in den Rhein sprechen, fügt sich somit ein 

Glied an, dessen wahrhaft europäischer Wichtigkeit sich 

i eurteiler wird entziehen. können. 
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- Shtsche Lokomotiven für Java. Nach einem amerika- 
ehen Bericht (Engineering News-Record vom 2. Dezember. 
| hat Krupp bei ‘der Vergebung von elektrischen Lokomo- 
‚ für die 'javanischen Staatisbahnen den Sieg über seine 
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läuft 
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amerikanischen Mitbewerber davongetragen, die darüber natür- 
lich nieht wenig ergrimmt sind. Es handelt sich um die Liefe- 
rung von 83 Lokomotiven. Wenn auch, sagt die Zeitschrift 
„Engineer“, aus der -unsere Qwelle die Nachricht entnommen 
hat, der schlechte Stand der Mark der Hauptgrund sewesen sein 
mag, der Krupp in dien, Stand gesetzt hat, die amerikanischen 
Mitbewerber zu unterbieten, so ist es doch immerhin höchst 
bemerkenswert, daß eine deutsche Fabrik überhaupt in der 
Lase ist, einen so umfangreichen Auftrag zu angiemessenem 
Preis zu übernehmen. Der Wunsch, das deutsche Erwerbsleben 
möste so am Boden liegen, daß es für eimen Wettbewerb mit 
dem ausländischen überhaupt nicht in Frage kommt, ist augien- 
scheinlich der Vater des Gedankens, der sich in dem englischen 
Erstaunen über die Möglichkeit deutscher Beteiligung an reinem 
solchen Auftrage zu erkennen gibt. Hoffen wir, daß dem deut- 
schen Großgewerbe,noch mehr solcher Aufträge zu lohnenden 
Preisen zufallen mögen, so daß England und Amerika sich an 
den ihnen unangenehmen Gedanken gewöhnen müssen, daß 
neben ihnen auch noch andere Völker vorhanden sind, die den 
Weltmarkt mit Großlieferungen bedienen können. 


— Personalnachrichten. Im Reichsverkehrsministerium ist 
der Regierungsrat Osthoff zum Ministerialrat ernannt 
worden. 

Im ‚Bereich des Reichsverkehrsministeriums, Zweigstelle 
Preußen-Hessen, sind folgende Änderungen eingetreten: 
Ernannt wurde: der BReeierungs- und Baurat Caesar, 
zurzeit in Kattowitz, zum Oberresierunesbaurat. — Ver- 
setzt sind: der Regterungsrat Jaquet, bisher in Berlin, 
als Mitglied der Eisenbahndirektion nach "Halle (Saale), der 
Regierungssbaumeister des Maschinenbaufaches Usbeck, bis- 
her in Leipzig, als Mitglied (auftrw.) der Eisenbahndirektion 
nach Breslau. Einberufen- zur Beschäftigung im 
Reichseisenbahndienst sind die BResierungsbaumeister des 
Eisenbahn- und Straßenbaufaches Dr.-Ing. Heinrich Meyer 
bei der Eisenbahndirektion in. Altona und Dr.-Ing. Jakob May 
bei der Eisenbahndirektion in Köln. 


Österreich. 


— Erhöhung der Lagergelder und Wagenstandgelder auf den 
österreichischen Eisenbahnen. Die säumige Ausladung der 
Eisenbahnwagen durch die Empfänger sowie die verzögerte 
Abfuhr der Güter aus den Eisenbahnmasazinen hat dazu ge- 
führt, 'daß Tausende von Wasen unverhältnismäßie lange 
Zeit in beladenem Zustand in den Stationen: verhalten und 
hierdurch ihrer weiteren Verwendung entzogen werden. Da- 
runter leidet vor allem der Zuschub der Lebensmittel und 
der Kohle, auch die rechtzeitige und rasche Rückstellung der 
Wagen an die Nachbarstaaten wird behindert. Um die un- 
bedinet notwendige rasche Entladung der Wagen zu erreichen, 
mußten die Lasrerselder und Wagenstandgelder auf eine solche 
Höhe sebracht werden, daß eine Benutzung der bahneizenen 
Magazine oder der Eisenbahnwasen für die Lagerune von 
Gütern im Preise höher zu stehen, kommt als die Überführung 
und Einlagerung in Privatmassazine. Die in Rede stehenden 
Gebühren wurden daher auf das fünffache Ausmaß der 
gessenwärtige in Geltung. stehenden Sätze erhöht. Die neuen 

bühren erreichen ungefähr das Fünfzigfache der im Jahre 
1914 seltenden Ansätze. Sobald eine wesentliche andauernde 
Besserung der Verhältnisse eingetreten sein wird, soll die 
Maßnahme sofort wieder „emildert oder auch ganz aufgehoben 
werden. Im Falle der Anhaltung von Sendungen in Unter- 
wegstationen infolge eines Beförderungshindernisses tritt die 
: vorerwähnte Erhöhung der Gebühren auch derzeit nicht ein. 


 — Streik der Postbediensteten wegen einer inneren Dienst- 
‚angelegenheite Der Bundesminister für Verkehrswesen hat 
sich zum Gegenstand des Streites in folgender Weise neäußert: 
„Als die Postanstalt aus dem Bundesministerium für Handel, 
Industrie, Gewerbe und Bauten ausgeschieden und meinem Ge- 
schäftskreise angegliedert wurde, entstand bei der Mehrzahl 
der Postangestellten der Wunsch nach Gleichstellung mit den 
Eisenbahnangestellten. Die Eisenbahnansestellten sehören 
| mit Ausnahme eines großen Teiles der Beamten des Ministe- 
riums und der Direktoren der Staatsbahndirektionen nicht zu 
den pragmatisierten Beamten und haben seit jeher einen 
eigenen Status webildet. Es erschien. ahrladenk daß auch 
die meuhinzugekommenen Betriebsbeamten des Postdienstes 
nach derselben Besoldunesordnung behandelt werden, wie die 
anderen Betriebsbeamten des Verkehrsdienstes. Da aber der 
einzelne durch die Dienstpragmatik, bestimmte Rechte erwor- 
ben hat, die man ihm billiserweise nicht nehmen konnte, wurde 
der: Ausweg sefunden, daß jene Beamten, die weiterhin unter 
der Dienstprasmatik verbleiben wollen, dies bekanntzugeben 
haben. Hierbei hat sich die Miehrzahl für die Entpragmatisie- 
rung ausgesprochen, 


-stande: 


‚ aufzubauen sein, und es sollen dabei die Wünsche beider Teile 
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Nun ist die Frage aufgetaucht, wie der Nachwuchs zu behan- 
deln sei. Unter Nachwuchs ist hier jene Grupge von bereits 
in den Staatsdienst aufgenommenen Anwärtbern zu verstehen, 
die noch nicht definitiv angestellt sind, und Personen, die 
künftig in den Staatsdienst eintreten. In der Richtung einer 
einheitlichen Betriebsführung und eines reibungslosen Arbeitens 
läge es, daß die in einem und: demselben Betriebszweige wir- 
kenden Beamten derselben Dienstkategorie angehören. Bei 
der Post war dies nach der Trennung der -Beamtenschaft in 
zwei verschiedene Status nicht zu erreichen, wenngleich ses RR 
Zyel seiner künftigen Organisation erscheinen muß. Jedenfalls 
aber erscheint es zweckmäßig, den Nachwuchs in die Besol- 
dunssordnung einzureihen, weil damit allmählich die Gleich- 


heit der Dienstanstellunz in diesem a Ay na herbei- 


geführt wird. 

Diesen meinen Standpunkt habe ich. wiederholt und auch 
öffentlich vertreten. Leider ist die Frage, ob Besoldungsord- 
nung oder Dientpragmatik, nun zu einem Politikum geworden, 
was kein vernünftiger Mensch besreifen kann. Denn schließ- 
lich ist nicht einzusehen, warum der Wunsch, nach dieser oder 
jemer Gehalts- und Vorrückungsordnung behandelt zu werden, 
ein politisches [Bekenntnis sein soll. Nun ist aber von dien. 
beiden Streitbeilen die Sache zu seiner politischen Macht- und 
Erfolgfrage gemacht worden. Ich wollte die. Lösung des 
Streites aus rein sachlichen Erwägungen nach meinen 
ebien seschilderten Auffassungen herbeiführen. Sollte eine 
Ausschaltung der politischen Gründe nicht mörlich sein, so 
müßte auch die Regierun« zu der politischen Haltung der 
Streitteile Stellung nehmen, und für diesen Fall habe ich 
bereits »estern dem Bundeskanzler mein Amt zur Verfürung 
sestellt.“ 

Im Ministerrat wurde vor allem die Notwendiekeit betont, 
bei’ Behandluns der Angelegenheit die Möglichkeit auszu- 
schalten, daß diese rein innere Dienstanselegenheit auf das 
politische Gebiet hinübergespielt werden könne. Die Ent- 
scheidung über die Behandlune des Beamtennachwuchses bei 
der Post dürfe auf keinen Fall für den einen oder den anderen 


Streitteil einen politischen Erfol« bedeuten, sonst wäre an. 


einen geordneten Dienstegans überhaupt ım Staatsbetriebe nicht 
mehr zu denken. Auf dieser Grundlage und unter der Voraus- 
setzung, daß die im Gegensatz befindlichen Beamtengruppen 
sich dieser Auffassung unterordnen, wird die Möglichkeit zu 
ei ra Ver handlung ‚ven mit den! beteiligten. Beamtensruppen 
erblickt 

Angesichts dieser Auffassung des Kabinettsrates wurde von 
einer Erörterung des Rücktrittsangebotes des Bundesministers 
Dr. Pesta vorläufte Abstand genommen, 


Nach lanswierisen Vorkandiuneen ist der Streik en 
worden, und zwar kam die Einigune- in fol@ender Form zu- 


Der Ministerrat ist auf Grund des von ihm eingeholten 
Bechtsentachtens von Mitgliedern des Verwaltungsgtrichts- 
hofies und mit Rücksicht auf die bestehenden dienstlichen Ver- 
hältnisse zur Überzeugung »elanet, daß die ISchaffung seines 
erundsätzlich alle Ansestellten der Post-. Telegraphen- und 
Telephonanstalt »erfassenden einheitlichen Dienst- 
rechtes für den Betrieb den Wünschen aller Angestellten. 
gemäß anzustreben ist. Dieses neue Dienstrecht wird im 
wesentlichen auf der Besoldungsordnung der Postangestellten 


(Abänderung des $ 30) entsprechend berücksichtist werden. 
Der auf die Besoldung bezügliche Abschnitt dieses Gesetzes 
soll durch Verordnung unter Mitwirkun« des Hauptaus- 
schusses abseändert werden können. 

Der sogenannte Nachwuchs erhält, da er nunmehr in 
die neue Besoldunssordnung überzufühnen ıst, alle ihm nach 
der Besoldungsordnune zukommenden Bezüge. Die Ange- 
stellten, die nicht optionsberechtiet waren und nach Ablauf 
der Optionsfrist: zu ständigen Aushilfsdienern bestellt wurden, 
erhalten die Nachträge nach der newen Besoldungsordnung., 

Aus Anlaß des Verhaltens bei dieser Bewesuns wird kein 
Bediensteter einer dienstlichen Maßreselunz unterworfen wer- 
den, noch eine Schädisune in «eldlicher Hinsicht erleiden. 


— Südbahn. Die Südbahnverwaltun« teilt mit: Nachdem 
nunmehr auch die südslawische Regierung ihre Bevollmäch- 
tieten ernannt hat, 1st die Einberufung der Konferenz wegen 
Erriehtung des Regime PrOVISO1D® für Sonnabend, den 5. Fe- 
bruar, nach Wien in Aussicht genommen. 

E= Auflösung der Direktorenkonferenzen. Laut Beschlusses 
aller beteilieten Verwaltungen sind die „Österreichische“ und 
die „Gemeinschaftliche Eisenbahndirektorenkonferenz“ mit 
ale Dezember 1920 aufiselöst worden. Daher haben auch alle 
von diesen Konferenzen eingesetzten Komitees. soweit sie 
noch in Tätiekeit waren, mit demselben Tage ihre Arbeiten 
eingestellt. Die Abwicklung der noch anhängisen Geschäfte 
der beiden Direktorenkonferenzen, insbesondere die. Aufteilung 
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der ım J ale 1920 aufgrelaufenen Kosten, wird die Direktion 
Wien Nordost als letzte geschäftsführende Direktion der ke 
den Direktorenkonferenzen besorgen. 


— Der Plan der Erriehtung einer österreichischen Reederei- 
gesellschaft. Laut Zeitungsmeldungen führt die Kreditanstalt 
Verhandlungen mit der United American Line, die dem Harri- 
man-Konzern angehört, und der Hamburg-Amerika-Linie 
wesen Gründung "einer Reedereigesellschaft für Österreich, 
Die Verhandlungen sind noch nicht-abgeschlossen. Es ist aber 
wahrscheinlich, daß sie zu einer Verständigung führen; werden. 
Nach dem Friedensvertrag ist es möglich, daß auch Staaben, 
die nicht an, das Meer angrenzen, wenn sie einen in ihrem Ge- 
biete gelegenen Hafenort aufzuweisen haben, eine Reederei 
errichten und Schiffe in Verkehr bringen, welche die Flagge 
ihres Landes führen. Als ein. solcher Hafenort könnte auch 
Wien in Betracht kommen, da Schiffe aus dem Schwarzen 
Meere donauaufwärts bis Wien gelangen können. Österreich 
würde dann eine Flotte besitzen, die seine Flagge führt und 
den Seeverkehr pflegt. Diese Schiffe würden in den Dienst 
der Versorgung mit Lebensmitteln und Rohstoffen: gestellt 
werden und das internationale Frachtgeschäft vermitteln. 3 


— Tunneldurchschlag. Der Durchschlag des 1250 m langen 
Landecker Tunnels der Reschen-Scheideek-Bahn 
ist wie wir dem Verordnungsblatt für Eisenbahnen, Schiff- 
und Luftfahrt entnehmen, dieser Tage erfolgt. Der Vortrieb 
des Tunnels wurde im Jahre 1918 von der damaligen Militär- 
bauabteilung der Reschen-Scheideck-Bahn in Aneriff senom- 
men. Im November 1918 serfolete die Einstellung des Baues, 
der im Juli 1920 durch das Staatsamt für Verkehrswesen 
wieder aufgenommen wurde. Die Arbeiten machten so rasche” 
Fortschritte, daß in knapp sechs Monaten der N 
erfolgen konnte. 


— Ministerialrat Dr. Friedrich Boschan 7. Im Alter von 
noch nicht 50 Jahren ist kürzlich der zuletzt dem Ministerium 
für Äußeres zugeteilt gewesene Ministerialrat Dr. Friedrich‘ 
Boschan nach kurzem Unwohlsein gestorben. Dier. Verstor- 
bene war lange Zeit im Eisenbahndepartement des Finanz- 
ministeriums tätig gewesen, -wo er sich namentlich mit den 
Angelegenheiten der Südbahn und der anderen Privatbahnen 
befaßte. Er galt als einer der hervorragendsten Eisenbahn- 
juristen. Während des Krieges hat er sich auch eingehend 
mit den verwickelten Fragen der Orientbahnen berchaf 
Nach seiner Zuteilung zum Ministerium des Äußern wurde er 
mit > Angelegenheiten betraut, die das Eisenbahnwesen 
betrafen. 4 


— Personalnachrichten. Der Bundespräsident hat anläßlich 
der Auflösung des Personalstatus der technischen Beamten 
der Binnenschiffahrtsinspektion im Bundesministerium «für 
Verkehrswesen und des Fachstatus. der Staatsbeamten der 
Gemeralinspektion der Österreichischen Eisenbahnen am 
22. Dezember 1920 ernannt: zu Ministerialräten im Bundes- 
ministerium für Verkehrswesen : den Hofrat und Binnenschiff- 
fahrtsinspektor Ine. Karl Ebner; die Hofräte der General- 
inspektion der österreichischen Eisenbahnen Ing. Hermann 
Baravalle, Ing. Eugen Austin, Ing Karl Soyka, 
Ing. Hugo Luithlen und Ing. Adalbert Stieglitz; — 
zum ÖObersanitätsrate im Bundesministerium für Verkehrs 
wiesen mit dem Titel’und Charakter eines Hofrates: dien Ober- 
inspektionsrat der Generalinspektion der österreichischen 
£isenbahnen Dr. med. Sieemund Fried; — zu Sektionsräten 
im Bundesministerium für Verkehrswesen mit dem Titel 
eines Ministerialrates; die Oberinspektionsräte der General 
inspektion der Österreichischen Eisenbahnen mit dem Titel 
eines Ministerialrates Dr, Karl Suchof sky und Dr. Max 
Obentraut; — zu Sektionsräten im Bundesministerium für 
Verkehrswesen: die Oberinspektionsräte der Generalinspektio N 
der österreichischen Eisenbahnen Dr. Leopold Dautz und 
Dr. Erich, Roskoschny; — u Oberbauräten im Bundes- 
ministerium für Verkehrswesen: die Oberinspektionsräte der r 
Generalinspektion der Österreichischen Eisenbahnen Ing. Dias 
nislaus Husnik, Dr. techn. Ing. Franz Gebauer. Ing 
Robert Peer, Ing. Johann Milde sowie den Oberinspektions- 
rat der Generalinspektion der österreichischen Eisenbahne n 
mit dem Titel eines Oberbaurates Dr. techn. Ing. Friedrich 
Steiner. 7 

Der Bundesminister für Verkehrswesen hat den Oberbau ai 
des Binnenschiffahrtsinspektorates Ing. Leonhard Roesler 
zum Oberbaurate, die Inspektionsräte der Generalinspektion 
der östereichischen Eisenbahnen Inz. Johann Schwanzer, 
Ing. Rudolf Lorenz, Ing. Heinrich Kiessewetter, 
Ing. Friedrich Steinhäusl und Ing. Werner Nouackh 
zu Bauräten im Bundesministerium für Verkehrswees on 
überstellt. 

Der Titel eines ren mit Nachsicht der Taxe“ wurde 


verlieben: den Zentralinspektoren der österreichischen Staats- 
ihnen Dr. Emil Mark und Dr. Alois Fellner, dem mit 
dem Titel eines Oberbaurates ausge2eichneten Zentralinspe »ktor 
de ‚österreichischen Staatsbahnen Inge. Oskar Winter, dem 
it dem Titel eines Regierungsrates ausgezeichneten Zentral- 
1 Bere der österreichischen Staatsbahnen Dr. Franz Wen- 
era 
7 Der Titel eines Regierungsrates mit Nachsicht der Taxe 
i eı verlieben: dem mit dem Titel eines Medizinalrates aus- 
ezeichnweten Chefarzte der österreichischen Staatsbahnen Dr. 
ranz Horn. 


- Ungarn. 


— Der neue ungarische Zolltarif. Das Handels- und Finanz- 
inisterium haben mit der Ausarbeitung des neuen ungari- 
en Zolltarifs begonnen, wobei die fachmännischen Gut- 
ehten und die Wünsche der beteilieten Wirtschaftskreise be- 
ksichtigt wurden. Von den Interessenten wurden vier Zoll- 
listen vorgeschlagen, und zwar: 1. eine Liste von zollfreien 
aren, wie Lebensmittel, Kohle, Brennholz; 2. eine Liste 
er Waren, für die ein ermäßigter Zoll zu zahlen ist, z. B. 
albfabrikate und Rohmaterialien; 3. eine Liste der Luxus- 
tikel; 4. eine Liste aller übrigen. Waren mit einem dreißig- 
hen Zollaufgeld, w wie in Österreich. 


u Ungarisch-polnische Handelsvertragsverhandlungen sind 


orteile beimißt. Nach Abschluß dieses Vertrages soll Ungarn 
zunächst in Besitz erheblicher Naturschätze, in erster Beike 
ner entsprechenden Menge Kohlen und Holz gelangen. Ander- 
eits ist. Aussicht vorhanden, den ungarischen industriellen 
ZeUSENISSeN ein umfangreiches Absatzaebiet zu erschließen. 
n eroßer Wichtiskeit ist, daß es trotz anfänelicher Schwie- 
ekeiten gelungen ist, die polnäsch- ungarische Handelskammer 
‚errichten. 


- Neue Zugverbindung zwischen Sätoraljaujhely und Mis- 

ez. Die Stadtverwaltung von Sätoraljaujhely hat an die 
iskolezer Betriebsleitung eine Eingabe «„erichtet, in der er- 
L cht wird, die Eisenbahnverbindung zwischen Sätoraljaüjhely 
iskolez und Budapest bequemer und rascher zu gestalten. In 
er Eineabe wird um Einstellung eines neuen Zunes — statt 
_Vormittagzues — in der Verbinduns Säatoraljaüujhely- 
liskolez-Budapest ersucht. Die von der Betriebsleitung aus- 
eArbeitete Fahrordnune wurde der Direktion der Staats- 
hnen bereits zur Genehmigung unterbreitet. 


Der Schwellenbedarf der Staatsbahnen. Der Landes- 
jerungskommissar für Forst- und Holzangelegenheiten hat 
'Sieherunsz des Schwellenbedarfes der Staatsbahnen ange- 
Inet, daß die Forstbesitzer innerhalb 8 Tagen ihre Schwellen- 
rräte dem Holzverwertunesamte anzumelden haben. Diese 
e ordnung bestimmt zugleich die zu zahlenden Preise für die 
f den Eisenbahn- oder Schiffsstationen einzulagernden 
reiten Sowie auch die Maße der Weichenschwellen. 


_Weinausfuhr, Die Landesfachkommission für die Wein- 
sfuhr hat die Bewillieung zur Ausfuhr von 90 000 hl Wein 
ilt. Die Weinausfuhr hat in den jüngsten Tagen großen 
fang angenommen. 


Einführung neuer Schnellzüge zwischen Budapest und 
en. Nach einer Mitteilung der Direktion der ungarischen 
'Staatsbahnen wird : zwischen. Budapest Ostbahnhof und Wien- 
Westbahnhof in jeder Richtung wöchentlich dreimal ein neuer 
vellzugs in Verkehr gesetzt werden. Die Züge werden 
erwegs nur in Komärom und Györ (Raab) halten und nur 
asen 1./II. Klasse und Schlafwaswen führen. Die Reisepässe 
‚das Handgepäck werden während des Aufenthaltes auf der 
tion Bruck-Kirälyhida im Zuge geprüft. Für die Zoll- 
sion des aufzugebenden Handgepäcks haben die Reisenden 
äbestens 2 Stunden vor .Abfahrt des Zuges zu sorgen. Das 
hreeld sowie die Gepäckfracht werden in französischen 
anken festsestellt.e. Für die Benutzung von Schlafwagen- 
zen sind ‚besondere Zuschlagsebühren zu entrichten. Die 
6 haben in Wien in beiden Richtungen unmittelbaren An- 
uß nach Brüssel-Ostende-London über Nürnberg-Frank- 
En und nach Paris über München-Stuttgart-Karlsruhe- 
raßburg. 


ft 

Ein ungarischer Vorsitzender in der internationalen 
naukommission. Im Sinne der Bestimmungen der Donau- 
ssion ist der Vorsitz alle 6 Monate abwechselnd in der 
phabetischen Reihenfolse der in der Kommission vertretenen 
ten von deren Vertreter zu fük TEN. Im Sinne dieser Be- 
immungen wurde das Präsidium der internationalen Donau- 


erzeit im Zuse, denen man besonders wichtige wirtschaftliche. 


behalten. . 
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kommission dem Vertreter Ungarns, Staatssekretär v. Miklös, 
übergeben. Der bisherige Vorsitzende Admiral Troubridge 
begrüßte bei diesem Anlaß in warm empfundenen Worten den 
newen Präsidenten, wobei er unter anderem hervorhob, daß 
er sein Amt beruhist und mit aufrichtiser Freude dem: newen 
Präsidenten anvertrawe, der als genauer Kenner der Donau- 
fragen und überzeugter Verfechter der Idee für die Freiheit 
der Wasserstraßen eilt. Edmund v. Miklös stehe ferner kraft 
seines Charakters und seiner seistisen Eigenschaften in 
weitesten Kreisen im berechtieten hohen Ansehen. 

Der neue Präsident erwähnte in seiner Antrittsrede, daß er 
sich der schweren Aufgabe, die seiner harre, bewußt sei; die 
freundliche Unterstützung des bisherisen Vertreters jedoch 
werde ihm Kraft verleihen, daß er — „estützt auf die hin- 
gebungsvolle Mitarbeit des Beamtenkörpers — erfolgreiche 
Arbeit zu leisten imstande sein und.dem Endztiel, die inter- 
nationale, freie Schiffahrt auf der Donau und ihren. Neben- 
flüssen auf eime möglichst hohe Stufe zu bringen, zusteuern 
werde. ‘ Er stelle als überzeugter Anhänger der .Internatio- 
nalisierung der Wasserläufe und der freien Schiffahrt seine 
Dienste’zur Verfügung und ersuche schließlich um die freund- 
liche Mithilfe aller Beteilisten. 


— Übernahme der Ausforschung der Erdgasquellen durch 
eine englische Gesellschaft. Die weltberühmten Siebenbürgener 
Erdgasquellen sind Ungarn infolre des grausamen Friedens 
von Trianon entrissen worden. Zwar dienen als Ersatz die 
ım Alföld und in den südlichen Teilen jenseits der Donau er- 
forschten Erdgasqwellen, doch stößt deren weitere Ausforschung 
auf vollständige unüberwindbare Schwierigkeiten. da der unga- 
rischen Resrerunz die nötigen vielen hundert Millionen nicht 
zur Verfügung stehen, zumal das inländische Kapital für 
andere Zwecke vorbehalten werden muß, zu deren: Lösune das 
ausländische Kapital nicht zu beschaffen ist. In dieser sch weren 
Lagie hat die ungarische Resierune mit einer auf dem Gebiete 
der Erdölindustrie erfahrenen und erfolgreichen großen eng- 
liıschen Finanzeruppe durch Vermittlung des früheren Finanz- 
ministers Dr. Johann Teleszky einen Vertrax seschlossen, 
dessen Hauptbedingunsen folgiende sind: „Die „D’Arey Explo- 
ration Co. Ltd.“ übernimmt auf dem Alföld und im südlich 
des Bälatonsees ljegenden Gebiete des Dunäntuül (jenseits des 
Donaugebietes) die Forschungsarbeiten, für welchen Zweck sie 
mindestens 100 000 Pfund Sterling zur Verfüsung stellt. Ein 
Drittel der entdeckten Quellen kann die Gesellschaft zur Aus- 
beutunz übernehmen; ein weiteres Drittel erhält sogleich der 
ungarische Staat kostenlos: das letzte Drittel wird zum Zwecke 
von Verhandlungen über die etwaige Übergabe 2 Jahre lang 
der ungarischen Reeierung zur völlix freien Verfügung vor- 
Sollten die Forschungen schon vor Ablauf der fest- 
sesetzten dreijährigen Syndikatszeit zu entsprechendem Er- 
sebnis führen, so verpflichtet sich das Syndikat, die Ausbeutung 
auf dem ihm übergebenen Gebiet sofort aufzunehmen, wobei 
die möglichst billise Versorzsunz der benachbarten Städte und 
der Hauptstadt mit Erdeas zugesichert wird. Wenn die For- 
schungen von Erfolz begleitet sind, hat das Syndikat mit einem 
Grundkapital von mindestens einer Million Pfund Sterling eine 
ungarische Aktiensesellschaft zu gründen, wobei die unga- 
rische Resierungs 10% Aktien erhält, und es ihr zusteht, 25% 
der Aktien zum Aussabekurse zu erwerben. Zur Versorgung 
der Hauptstadt steht es dem Finanzminister frei, auch auf dem 
der Gesellschaft zur Erforschunz überlassenen Gebiet eigene 
Quellenforschungen zu veranstalten. Für den Schutz der In- 
dustrie wird Sorge getragen: ferner ist die Gesellschaft ver- 
pflichtet, in der zu gründenden Aktiengesellschaft zum über- 
wıieeenden. Teil ungarische Staatsaneehörige als Beamte und 
Arbeiter anzustellen und den vntlassenen Staatsbeamten so 
lange den Vortritt zu gewähren. bis der Beamtenkörper min- 
destens zu einem Drittel aus früheren Staatsbeamten besteht. 
Im übrisen bleibt. der Gesetzartikel V1/1911 hinsichtlich des 
Erdeases in Kraft.“ Der Vertrag ist auf 50 Jahre geschlossen 
worden. Im Falle, daß die zu gründende Gesellschaft bis zum 
Ablauf der ersten 20 Vertraesjahre in ihrem Erdöl- und Gas- 
»eschäfte nachweislich mindestens 4 Millionen Pfund Sterling 
angelest hat kann der Finanzminister den Vertrag unter un- 
veränderten [Bedineunsen auf 25 Jahre verlängern. 

In der Nationalversammluns wurde dieser Vertrag ange- 
nommen. Staatssekretär Bökh erwähnte in seiner Rede, daß 
der amerikanische Sachverständige Cunningham erklärt habe, 
daß es sich um sein vorzüsliches -Erdgas handle, das zu den 
erößten Schätzen Ungarns »ehört. Das Gesetz betr. den Über- 
lassungsantrae ist unterm 29. Dezember 1920 veröffentlicht 
worden. 


— Die Erhöhung des Straßenbabntarifs. Magistraisrat Anton 
Till untberbreitete in der jüngst abgehaltenen Ge neralver- 
sammlung dem Stadtausschuß die Vorlage über die Erhöhung 
des Straßenbahntarifs und empfahl die Tariferhöhung unter 


der Bedingung zu beschließen, daß die Straßenbahnen ver- 


% 
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pfliehtet seien, den rückständisen Beteiligungsbetrag der 
Hauptstadt, der 42 Millionen Kronen beträgt, in Raten, deren 
erste 5600000 K betragen würde, voll zu bezahlen, ferner die 
Verkehrsstewer abzuliefern, für ‚öffentliche Beamte und Ar- 
beiter den derzeitigen Tarif bestehen zu lassen und auch den 
Pensionären Berünstircungen zu eewähren. Dr. Ludwig 
Kollär lehnte es ab, die ungesetzlich zustande. gekommenen 
vereinisten Straßenbahnen als Veerhandlunespartei anzuwer- 
kennen. Er wünschte, man möge jede Verhandlung ablehnen, 
bis der Rechtszustand hergestellt si. Er nahm gerien jede 
Tarıferhöhung; Stellung und stellte den Antrag, den. Handels- 
minister zu ersuchen, eine Klärung in dieser Frage herbei- 
zuführen. Die Vorlage wurde indessen angenommen und 
später von dem Handelsminister genehmigt. 


— Das Straßenbahnproblem. In der Generalversammlung 
der Hauptstadt wurde kürzlich der Antrag dies Magistrats bietr. 
„Regelung des Rechtsverhältnisses der. Vereinisten Stadt- 
bahnen“ verhandelt. Im Sinne des Antrages sollte die Haupt- 
stadt den Vertrag der Straßen- und Stadtbahnsesellschaft am 
1. Januar 1921 kündisien und alle Vorbereitungen treffen, da- 
mit die beiden elektrischen Eisenbahnen am 1. Januar 1923 
ın betriebsfähisem Zustande in den Besitz der Hauptstadt 
übernommen werden können. Dir Masistrat wird angewiesen, 
ım Interesse der Ablösuns auch bei den übrigen elektrischen 
Eisenbahnen die nötioen Sehritte einzuleiten. 

Ursprünglich hatte der Magistrat, 
Standpunkt der Verkehrsabteillung und der Zwölfer- 
kommission, sich gesen die Kündisung der Verträge ausge- 
sprochen, schließlich war aber der Standpunkt der Kom- 
mission durchgedrungen. 
Anton Till, der den Standpunkt der Sektion und des Ma- 
oeistrats begründete, Konstantin Zielinszky serörtberte die 
Notwendiekeit der Verstadtlichung der elektrischen Straßen- 
bahnen. Dr. Ludwie Kollär sprach sich ‚segen die Kindi- 
gung der Verträge aus, weil ım Falle der Ablösung der Eisen- 
bahnen die Hanptstadt ungeheure materielle Opfer brinzen 
müßte, um ‘die in trostlosem Zustande befindlichen Eisen- 
bahnen in betriebsfähisen Zustand zu brinsen. Dr. Anton 
Eber beschäftigte sich vom finanziellen Gesichtspunkte mit 
der Vorlage und billigste den Entschluß der Hauptstadt, sich 
freie Hand zu siehern und die Verträge zu kündisen. Redner 
besprach sodann die Finanzlage der Hauptstadt, die ange- 
sichts der ausländischen Schulden als eine sehr schwieriee 
bezeichnet werden müsse. In der Überzeugung, 
schwebenden Frasen im Laufe der seinzuleitenden Unterhand- 
lunsen selöst und alle Schwieriekeiten behoben werden 
könnten, stimmte er für die Annahme der Vorlasen. Nach 


„eingehender V erhandlung dieser Frage wurde die Masistrats- 


vor lage einsti immie an SENOMMEN. 


— Der Flugpostverkehr. Die Ungarische Luftverkehrs- 
gesellschaft hat mit Rücksicht auf die Einschränkung des 
Eisenbahnverkehrs vorläufic an Samstagen und Sonntagen 
Postflüge 1. von Szegied nach Budapest und umgekehrt, 2. von 
Szombathely nach Budapest und umgekehrt einseführt. Die 
von Szegied und Szombathely abgehenden Fluszeuge können 
Post nur nach Budapest befördern, hingesen nehmen die von 
Budapest nach Szombathely abgehenden Flugzeuge Post auch 
für Gvör und Päpa, die von Budapest nach Szewed absiehenden 
Flugzeuge auch für Nagykörös und Kiskunfelegyhäza mit, 
die auf diesen Stationen abgieworfien wird. Die Szeaeder und 
Szombathelyer Station lassen täglich je ein Flugzeug abgehen, 
die andern. Taeıs die Rückfahrt antreten. Die Budapester 
Station bringt täglich zwei Flugzeuge nach Szeged und Szom- 
bathely in Verkehr; beide Flugzeuge kehren am andern Tax 
zurück. Anläßlich der Einführuns dieser Postflüge erteilt 
die Ungarische Luftverkehrsgesellschaft dem Publikum Rat- 
Schläge darüber, wie es sich im Falle von Zwangslandungen 
zu verhalten habe. wenn nämlich der Führer infolge. un- 
vorhergesehener Ursachen seine Fahrt: unterbrechend eine 
Landung vorzunehmen beabsichtigt. Verunglückt die Ma- 
-schine, muß man in erster Reihe der Brandgefahr beneenen. 
‚Wenn die Insassen verletzt sind, müssen sie sofort mit größter 
Vorsicht herausgehoben werden. Mittels Teelephons oder auf 
anderem Wege sind Tragbahren zu beschaffen. Brennt die 
Maschine, ist der Brand mit Sand, Erde und feuchten Tüchern 
zu dämpfen. Das Flugzeug ist zu bewachen, und die Gen- 
darmerie ist zu verständisen. Die internationale Bezeichnung 
der ungarischen Flugapparate ist ein an der Flugfläche an- 
gebrachter Buchstabe I. 


Südslawisches Gebiet. 


— Die Verkehrsstockungen auf den südslawischen Sidbahn- 
strecken. Eine interministerielle südslawische Verkehrskom- 
mission hat ein Protokoll über die Verkehrssch wieriekeiten 
anläßlich der zollamtliehen Abfertigung veröffentlicht. ke 


ne 


im Gegensatz zu dem 


Die Vorlage vertrat Masistratsrat. 


daß alle. 


Bremsungen unterworfen werden kann, ohne daß an den . 


.Handhabuna der Bremse ist ein besonders hoher Grad 


: durch die Beförderun oszeiten verkürzt. 


Vale des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


Haupkerände für die Verkehr wurden bezeichneb 
der Mangel an Zollmagazinen und Zollrevisoren in Laibach 
und Marburg; die Ungleichheit in der Zollabfiertigung in ver- 
schiedenen Zollämtern, besonders in Kroatien, in der Back: 
usw., die für die Verzollung verschiedene Erfordernisse in di 
Frachtpapieren aufstellen und häufix ganze Wasenladunge 
zurücksenden; die Überfüllung der Stationen und Züge n 
Reisegepäck, das als Eileut befördert wird. Als dringen 
Maßnahmen werden Vermehrung des Zollpersonals und 
Baulichkeiten, einheitliche Instruktionen an alle Zolläm 
Erleichterungen in der Besehaffune von Frachturkunden u 
Einschränkung des Eilgutverkehrs auf Sendungen mit / 
gutbegleitadressee an bestimmte Adressaten in Re 1 
genommen. m E 


Uebrige’europäische Länder. 


— Die Kunze-Knorrbremse an den Güterwagen der schwe 


_ dischen Staatsbahnen. Der Beschluß des schwedischen Reie s 


tages vom Jahre 1919, die Druckluftbremsung ieinzuführen, 
deutet einen Markstein in der Entwicklung des schwedischen 
Eisenbahn wesens. Bei den sengien. Veerkehrsbeziehungen 
zwischen dien schwedischen Staatsbahnen einerseits und den 
schwedischen Privatbähnen, den. norwegischen, dänischen und 
deutschen Eisenbahnen anderseits und bei der alleemeinen 
Aufmerksamkeit, welche die Sache gegenwärtig auf sich Schi 
hielt ses die schwedische Staatsbahn für angezeiet, das meue 
Bremssystem praktisch vorzuführen. Es seschah dies vor einer 
großen Anzahl von Vertretern der Regierung, des Beichstages 
des Generalstabs, der Presse, der norwegischen, dänischen und 
deutschen Eisenbahnen, der schwedischen Privatbahnen u. 
am 9. bis 13. August 1920 auf der Strecke. Bräcke-Ange, "D 
Strecke war insofern für die Vorführung besonders'geeign 
als sie auf ungefähr 20 km eine fast ununterbrochene Neeig 
von 1 %o aufweist. Zu den Messungen: waren u. a. der schwe- 
dische Staatsbahndynamometerwagen lit "Bor Nr. 2249 und. d 

preußische Staatsbahnmeßwasen Nr. 8952 verwendet. N 
eingehenden Vorträgen. Beschreibungen und Vorführung 
der Bremse und ihrer Wirkunssart wurden zwei Probefah 
vorgenommen bei 45 und 60 km Stundengeschwindiekeit unı 
20 bzw. 33 Bremsprozenten. Den Vortrag über die-Entwie 
lung der Bremsfrage hielt der Direktor W. Hildebrand 
Knorr-Bremse A.-G. in Berlin. Die Bremsversuche bezog 
sich Insbesondere auch auf die Frage der Eignung: der Bre 
für lange und schwere Züge in starken Neigungen und für 
Fälle, in denen der Lokomotivführer sich mit voller 
schwindigkeit einem Stationssignal nähert im Glauben, 
Station ungehindert durchfahren zu können, und plötzlich 
stellt wird, bevor er noch die Geschwindiekeit durch 
kräftige Bremsung auf einen niedrieen Wert Zurückfühn 
konnte. Obwohl gerade der letztere Fall für lange Güterzüge 
einer der sehwierigsten ist, verlief die: Probebremsung elatt 
Auch alte übrigen Versuche haben voll befriediet und’ 
wiesen, daß die Bremskraft auch bei langen Zügen nach 
lieben seregelt werden kann, daß der Zug ‘den kräfties 


und Stoßeinrichtungzen »efährliche Beanspruchungen auft 
und ohne daß die vorhandenen Bufferfedern durch kräftige 
ersetzt zu werden brauchen, daß auch bei vwerhältnism 
niedrieer Bremsuns befriedigende Bremswege erreicht 
den, und daß die Bremse nicht erschöpft werden ‚kann. 
besondere Vorzüre der Kunze-Knorrbremse ergaben sich: 
Durchschlagseschwindigkeit ist auch bei Betriebsbremsu 
verhältnismäßie eroß, der Luftverbrauch bei Vollbremsu 
isti verhältnismäßig gering, bei belasteten Wagen wird erhö 
Bremskraft erzielt. so daß die Bremswassenzahl verhält: 
mäßie niedrig gehalten werden kann; der Personenzuebr 
kann ungefähr die gleiche Wirkungsweise seseben werden wi 
einer Güterzuebremse, so daß Personen- und Güterwagen 
beliebiger Zahl zusammengekuppelt werden können, 


Geschicklichkeit nicht erforderlich, und das Personal f 
sich mit dem neuen Bremssystem leicht zurecht. 

Bei den für den verflossenen Weihnachtsverkehr wie in 
früheren Jahren so auch diesmal eingelegten Eileüter. 
hat es sich sehr eünstie fühlbar gemacht, daß diese 
diesmal ausschließlich mit Waren aussestattiet werden Ko: 
ten, die für das neue Kunze-Knorrbremssystem ein@erie 
sind. ‚Infolgedessen konnte den! Zügen eine größere Gieschwi 
diekeit als im Vorjahre verliehen werden, und es wurde 


Es hat sich newerdings ein weiterer Grund ergeben: di 
sich schon so eilix wie möglich »eförderte. Einführung 
Druckluftbremse weiter zu beschleunigen und zwar im 
sammenhange mit der Beförderung von frischem Fleis 
Fisch nach Deutschland. Die deutschen Eisenbahnbehör: 


n nämlich erklärt, daß s sie nicht für Ankunft dieser Sen- 
n in guter Verfassung haften können, sofern die Wagen 
at mit einer solchen Bremse versehen sind. Sendungen 
frischer Waren werden nämlich in Deutschland mit 
% üterzügen befördert, die ausschließlich mit Wagen mit ge- 
; em Bremssystem ausgerüstet sind, wodurch es ermög- 
oht re: diese Züge mit einer den Personenzügen vengleich- 
en 'Gesehwindiekeit durehzuführen. Deutschland hat es den 
iwedischen. Staatsbahnen daher nahegelegt, für diese Sen- 
en ausschließlich Wagen mit Druckluftbremse zu ver- 
en, Schweden erkennt diese Forderung als begründet an. 
Einführung der Druckluftbremse ist nunmehr soweit vor- 
ehritten, daß 1090 Wagen mit Leitungen und Vorrichtungen 
diese Bremsart ausgerüstet sind, und da die Staatsbahnen 
on vorher ungefähr 1500 Wagen mit Druckluftbremse 
n, so verfüsen sie jetzt über nahezu 2600 so ausgestattete 
nen. ‚Obgleich diese Anzahl nur ein Zehntel des ganzen 
atsbahmgüterwagenbestandes ausmacht, so konnten doch 
)ruckluftbremswagen in: geschlossenen Züsen für gewisse 
ransporte wie Zuckerrüben in Schonen, Weihnachtseilgüter- 
ge und EITIRS Holzmasse- und Bauholztransporte angewen- 
werden. Die Eisenbahndirektion hat beim Reichstag 
tel für ee beschleunigte Einführung der Druckluftbremse 
‚gefordert. Dr, S 


Schwedisches Staatsbahnbudget. Mit Rücksicht darauf, 
aß die meisten Transporte auf der Strecke Luleä-Riksgränsen, 
amentlich der Transport von Erz, durch Abkommen an ge- 
feste Transportabgaben gebunden sind, und die Staats- 
hnen als Entgelt die Sicherheit der Deckung eines etwaigen 
riebsverlustes bei diesem Verkehr haben, hat sich die 
nbahndirektion entschlossen, für das Jahr 19231 sowohl 
den Berechnungen der Einnahmen wie der Ausgaben den 
ehr auf der Riksgränsbahn vom übrigen Verkehr auszu- 
eiden und als Einkommen auch gewisse Fordemingen wiegen 
getrebenen (Betriebsvierlustes auf den Erzbahnen für das 
ahr 1920 einzusetzen. Der Umstand, daß die Luossavaara- 
inavaara-A.-G. bisher ihre Ersatzpflicht für den entstan- 
n Verlust nieht anerkannt hat, so daß die Sache richter- 
er Prüfung unterstellt werden mußte, bildet kein Hinder- 
daß die Staatsbahnen: die Forderung für den Betriebs- 
[ust im Erztransport des vergangenen Jahres als Ein- 
mmen: im nächsten Jahr einstellen. Die Direktion ist der 
cht, daß die Weigerung der Gesellschaft jeder Begründung 
bestehenden Abkommen entbehrt, und daß die Forderung 
Staatsbahn sanz sicher ist.‘ 
s voraussichtliches Ergebnis di Staatsbahnbetriebes ım 
hre 1921, ausschließl. Erzbahnen, gibt die Direktion fol- 
de“ Beträge an: Einnahmen 333,5 Mill. Kr, Ausgaben 
Mill., also 31,5 Mill. Kr. Überschuß. Dieser Überschuß 
5 gerade das in den Staatsbahnen ausschl. Erzbahnen 
geleste Anlasekapital verzinsen. Die Eisenbahndirek- 
‚erinnert jedoch daran, daß seine Fortdauer oder eine wei- 
Verschlechterung der s„esenwärtixz herrschenden Dse- 
sion im Jahre 1921 die Einnahmen unter die berechneten 
ıterdrück®n ‚kann, und daß ein solcher” Fehlbetrag nur 
ise durch seine voraussichtliche Minderune der Ausgaben 
reglichen werden könnte, sowie daß bei stark zurückgehen- 
D. Konjunkturen, wenn die Erzbahnen außer Rechnung ge- 
, werden, in Betriebsveerlust bei dien Staatsbahnen ent- 
‚, wird. Die Direktion erklärt jedoch, daß sie in einem 
chen. Falle, da nach einer Äußerung des Reichstages beim 
atsbahnbetrieb kein Verlust auftreten soll, an die Regierung 
- Anregune von Tarißerhöhungsmaßnahmen herantreten 
um das wirtschaftliche Ergebnis zu bessern. 
das Ergebnis des Staatsbahnbetriebes für 1922 betrifft, 
nt die Direktien, daß die Unsicherheit der in diesem 
wirkenden wirtschaftlichen “Einflüsse kaum geringer 
für frühere Jahre. Jedoch will es der Direktion 
scheinen, als ob nunmehr nicht bloß das Gleichgewicht zwischen 
nnahmen und‘ Ausgaben. gewonnen ist. sondern daß auch 
der "Verzinsung des in den Staatsbahnen niederseleeten 
als entsprechender Ertrag zu erwarten ist. Da die Jah- 
n rzinsung des Staatsbahnanteils an den Staatsschulden am 
llusse des Jahres 1921 etwa 37 Millionen Kr. erreichen wird, 
schlägt dieDirektion in annäbernder Übereinstimmung mit 
Berechnung für 1921 vor, daß in dias Reichsbudget für das 
1922 folgende Beträge aufgenommen werden: Einnahmen 
ug Betriebsausgaben 320 Mill, also eye 
Tr 


a EEE x 
— Zweifel über das System der Elektrisierungz der schwe- 
'hen Staatsbahnen. Der letzte Reichstag hat. für die „Elek- 
erune der Strecke Stockholm-Göteborz bekanntlich 75 Mil- 
nen Kronen genehmiet. Der technische Teil der Auf abe 
en vollkommen «cklärt, und nach Auffassung der Eisen- 
rektion. schien kein Grund vorhanden, für die Fortsetzung 
Blekieisierung der Staatsbahnen. ein anderes Stromsvstem 


X Nr. 4 
in Anwendung zu bringen, als den an der Reichserenzbahn 
schon mit besonders gutem Ergebnis angewendeten Einphasen- 
wechselstrom. Zwar "hatten einive-Berater vorgeschlagen, auch 
Firmen, die das Gleichstromsystem vertreten, zum Angebot 
zuzulassen, aber die Eisenbahndirektion verhielt sich ableh- 
mend, da ein Hinausschieben des Entschlusses über die Strom- 
systemfrage die an sich schon schwierige Aufgabe der Elektri- 
sierung der schwedischen Staatsbahnen nur erschweren und 
verwirren würde, ohne entsprechenden Gewinn zu bringen. 
In diese Verhältnisse hat nun die Studienreise des Gemeral- 
direktors Granholm der schwedischen Staatsbahnen (in /Be- 
„leitung mit dem Chef des elektrotechnischen Bureaus der 
Eisenbahndirektion Öfverholm), von der wir S 1020/1920 d. Zte., 
berichteten, scheinbar einen Umschlae zugunsten des Gleich- 
stromsystems gebracht. Die von der Studienreise Heimgekehr- 
ten scheinen sich darüber im klaren zu sein, daß man die Sache 
neu untersuchen müsse. Es werden daher bereits Stimmen 
laut, die es befürworten, die Elektrisierung der Bahnstrecke 
Stoekholm-Göteborg noch hinauszuschieben. Die Voraussetzun- 
gen, die den Wirtschaftlichkeitsberechnungen zugrunde lagen, 
und denen noch zu der Zeit des Antrages und der Genehmigung 
durch den Reichstae eine zewisse Berechticung zukam, seien. 
andere veworden. Von dem während der Hochkonjunktur herr- 
schenden Verkehre auszehend, rechnete man mit einer für die 
Zukunft gleichbleibenden oder gar noch wachsenden Verkehrs- 
stärke. Aber diese Erwartungen seien nunmehr sehr unsicher. 
Der Koniunkturniedergange habe sich auch schon im Eisenbahn- 
verkehr „eltend zemacht, und der starke Verkehr, der Vor- 
aussetzung ist, wenn eine Elektrisierung wirtschaftlich sein 
soll, sei augenblicklich nicht mehr gegeben. Weiter ausschlag- 
sebend waren die hohen Kohlenpreise; aber diese seien gie- 
fallen, und es sei nicht ausgeschlossen, daß man in absehbarer’ 
Zeit wieder auf einen so niedrigen Kohlenpreis zurückkommt, 
daß der Gewinn der Elektfisierung im Verhälteis zum Dampf- 
betrieb sehr zerine wird und keine Verzinsung des auf die 
Elektrisierung verwendeten Kapitals mehr erzielt wird. Da zu- 
dem dem Gleichstromsystem aunmehr so große Vorteile, in- 
sonderheit in bezug auf Störungen der Telegraphen- und Tele- 
phonleitungen, zuerkannt werden, daß sein Mitbewerb gesichert 
scheine, dürfe man überhaupt nicht mehr die Sache so be- 
treiben. wie es bisher vorgesehen war. Man müsse dabei zu- 
gleich bedenken, daß das Gleichstrorisvstem, falls ihm der 
Vorzug gegeben würde, zur Zeit von schwedischen Werkstätten 
nicht seliefert werden könne, weil diese auf diesem Gebiete 
nicht soviel Erfahrung besitzen, daß sie mit ausländischen und 
insbesondere mit amerikanischen Firmen in Wettbewerb treten 
können. In den segenwärtisen Zeiten der Geldknappheit eine 
Anleihe von 75 Millionen aufzunehmen, die dann größtenteils 
außer Landes fließe, sei keine gute Wirtschaft. Es sei da 
besser, die Sache aufzuschieben. Bis dahin könne sich dann 
auch die schwedische Industrie einrichten, und es könne eine 
Lieferung von großer wirtschaftlicher und nationaler Bedeu- 
tung der - heimatlichen Industrie „erettet werden. Dr.S: 


— Der französische Zwei-Meere-Kanal. Der alte Wasser- 


. straßenpionier Mahaut, der sich vom gewöhnlichen Seemann 


zum Journalisten und zum Vorkämpfer der Wasserstraßen 


.. Frankreichs emporgearbeitet hat und der seit 1875 die Projekte 


der Schiffbarmachung der Loire bekämpft, weil nur ein Seiten- 
kanal hier wirksam sein könne, hat in einem Schreiben an die 
Regierung darauf bingewiesen, daß die Verbindung des Mittel- 
meeres mit dem Atlantischen Ozean durch den Zwei-Meere- 
Kanal von der Loire zur Rhone heute unerläßlich wei. Dieser 


. Kanal müsse von. Marseille aussehen und in Nantes ausmünden. 
-Er würde in fünf Abschnitte zerfallen, nämlich Marseille- 


Arles, Arles-Lyon, Lyon-Roanne, Roanne-Briarre und Briarre- 
Nantes. Durch diesen Kanal würde die Entfernung Marseille- 
Havre um 100 km verkürzt und er würde drei Meere miteinander 
verbinden, nämlich das Mittelmeer, die Nordsee und den Atlan- 
tischen Ozean. Die Häfen von Paris, St. Nazaire, Havre und 
Marseille würde er in direkte Verbindung miteinander bringen. 
In Lyon, das zu einem großen Binnenhafen würde, müßte der 
Verkehr der Provinzen des Nordens und Ostens und derjenige 
a wa-Holland,.D Deutschland und der Schweiz zusammen- 
treffen. 


 — Betriebsergebnisse englischer Eisenbahnen. Zum ersten 
Male seit der Begründung des Transportministeriums wies der 
Monatsbericht der britischen Eisenbahnen für den Monat. Sep- 
tember eins Mehreinnahme über dem von der Resie- 
rung garantierten Gewinn hinaus auf. Diese Garantie beläuft. 
sich, wie der Transportminister kürzlich mitgeteilt hat, auf 
300 Millionen Pfund im Jahr, so daß demsegenüber der Sep- 
temberüberschuß mit etwas unter 228500 Pfund nur sehr un- 
bedeutend ist. Er dürfte sich auch wahrscheinlich in den fol- 
senden Monaten nicht wiederholt haben. Der Kohlenstreik hat 
den Eisenbahnen einen Verlust an Einnahmen von schätzungs- 
weise 8 Millionen Pfund gebracht, Infolge der Steigerung der 
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Zeitung des Vereins — 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


Indexzahlen für die Lebenshaltung, demen bekanntlich die so- 


senannten gleitenden Lohnsätze angepaßt sind, muß auch für 


den Monat Oktober mit einer bedeutenden Erhöhung der zu 
zahlenden Löhne gerechnet werden. Die unter der Garantie 
bestehende und noch nicht geleistete Entschädigungsverpflich- 
tung für die Mehrkosten für die während der letzten Jahre 
verzögerten Materialerneuerungen werden gegenwärtig, von 
einem unter dem Vorsitz Lord Colwyns stehenden besonderen 
Komitee festsiestell. Der unter diesem Titel an die Eisen- 
bahnsesellschaften zu zahlende Betrag schwankt zwischen 140 
und 400 Millionen Pfund. 


Der neue Transportsesetzentwurf, welcher über das Schick- 


sal der zukünftigen Gestaltung der Eisenbahnkontrolle in Eng- 
land zu entscheiden haben wird (vgl. den Aufsatz auf IS. 67 
dieser Nummer), befindet sich gegenwärtig in [Bearbeitung 
und wird wahrscheinlich in der nächsten Session dem Unter- 
haus vorgelegt werden. Es wurde bereits anderweitige mit- 
ebeilt, daß das Parlamentsmitglved Thomas auf dem in der 
vergangenen Woche in London abgiehaltenen Eisenbahner- 
kongreß darauf hinwies, daß bei dieser Neuregelung die Eisen- 
bahnarbeiter wesentlich mitzuwirken haben würden und seine 
Beteiligung an der zukünftigen Verwaltung der britischen 
Eisenbahnen fordern. 


— Eisenbahnunfälle in England und Amerika. Das Jahr 
19% ist für die englischen Eisenbahnen in bezug auf Unfälle 
ein glückliches „ewesen: es sind nur vier Reisende tödlich 
verunglückt. Es wird in dieser Beziehung allerdings noch 
von den Jahren 1901 und 1908 übertroffen, die ohne Todes- 
fall verlaufien sind; auch 1909 mit einem tödlichen Unfall und 
1916 und 1918 mit je dreien sind als noch glücklichere Jahre 
zu verzeichnen. Abgesehen von den Jahren 1904, 1908 und 
1909 bedeutet 1920 insofern eine Höchstleistung in bezug auf 
Betriebssicherheit, als nur ein Zugunfall vorkam, bei dem 
Reisende getötet wurden. Das Jahr 1917 steht dem Jahre 1920 
in dieser Hinsicht zwar sleich; der Unfall jemes Jahres for- 
derte aber 12, der dieses Jahres dasessen nur 4 Opfer. Er 
ereienete sich am 17. Juli auf der Lancashir und Yorkshire- 
Eisenbahn, wo ein Zur bei auf Halt stehendem Signal ausfuhr 
und infolgedessen mit «einem anderen Zug zusammenstieß. 
Außer diesem Unfall auf den Fernbahnen ist noch einer auf 
den Londoner elektrischen Schnellbahnen zu verzeichnen, wo 
beim Überfahren eines Prellbocks eine Dame „ietöbst) wurde, 

Zu eleicher Zeit mit diesen Angaben über die Unfälle des 
Jahres 1920 veröffentlicht Railway Gazette einige Mitteilungen 
über die Ergebnisse der Untersuchung von Eisenbahnunfällen 
durch das Verkehrsministerium, das die in dieser Beziehung 
früher vom Handelsministerium ausgeübten Befugnisse über- 
nommen hat. Das Vierkehrsministerium hat im Jahre 1920 
19 Eisenbahnunfälle untersucht; die darüber weröffentlichten 
amtlichen Berichte beziehen sich auf diejenisen, die sich bis 
in den Oktober ereignet haben. 11 von diesen Unfällen be- 
standen in Zusammenstößen, 3 In Enteleisungen. 5 im Auf- 
fahren auf Prellböcke. Von drei von diesen: Unfällen wurden 
Personenzüse betroffen. Von den Zusammenstößen waren 
drei auf das Überfahren von Haltesisnalen, einer auf falsche 
Sıenalstellung, einer auf falsche Weeichenstellung, dıe bos- 
hafterweise herbeigeführt _ war,“ einer auf eine im Haupt- 
oleis stehende, bei Nebel’ in Vergessenheit geratene Leer- 
lokomotive, einer auf Versagen der Blockeinrichtung, einer 
darauf zurückzuführen, daß der Führer aus Furcht vor einem 
Zusammenstoß von der Lokomotive absprang, ohne den Dampf- 
hebel zu schließen. Zwei Entgleisungen kamen beim Auf- 
schneiden von Weichen vor, bei einer wurde die Weiche unter 
dem Zuge umsiestellt. 

Wenn die Eisenbahnen der Viereinisten Staaten wesentlich 
höhere Unfallzahlen. aufweisen, so darf man bei ihrer Würdi- 


eunge den Unterschied in der Größe der Eisenbahnnetze nicht ° 


außer acht lassen. Das Bundesverkehrsamt hat kürzlich den 
Bericht über 1919 weröffentlicht, in welchem Jahr bei Zug- 
unfällen 110 Reisende «etötet wurden. 1917 waren es 131, 
1918 war die Zahl mit 286 Todesfällen selbst für Amerika, 
außerordentlich hoch. Das muß wohl mit dem starken Kriegs- 
verkehr zusammenhängen, der zu zwei schweren Zugzusam- 
menstößen mit allein 68 und 101 Toven führte. Die Zahl der 
bei Zugunfällen verletzten Reisenden ist! jedoch in den drei 
Jahren ungefähr dieselbe „ieblieben; sie betrug 1917: 4460, 
1918: 4655 und 1919: 4549. Todesfälle von Eisenbahnbedien- 
steten bei Zugunfällen kamen 1917: 439 mal, 1918: 547 mal, 
1919 dagessen nur 359 mal vor; die Zahl der Vierletzungen von 
Bediensteten war 4214, 4179 und 2955. , Auch hier schneidet 
das Jahr 1919 wesentlich günstieer ab als seine 'beiden Vor- 
zänger, wahrscheinlich eine Folge davon, daß die durch den 
Krieg hervorserufene Hochflut überwunden war und sich im 


Gegenteil infolge von wirtschaftlichen und Veerkehrsschwierig- - 


keiten eine Ebbe bemerkbar machte. Die Zahl der Zugunfälle 
war 24595 im Jahre 1918 und 35596 im Jahre 1919. Diese 


bahn, bedeutend verkürzt, also auch unter dem Gesichtspun 


hohe Zahl hängt vermutlich insofern mit, der Tieuerung zu- 
sammen, als das Bundesverkehrsamt als nfälle nur solche 
verzeichnet, bei denen der Sachschaden eine gewisse Höhe er- 
reicht hat. Bei den jetzigen, Preisen überschreitet er natü r- 
lich diese Grenze heute in vielen Fällen, in denen er frü 
darunter blieb. Nicht recht zu erklären ist aber dabei 
Sinken der Zahl von Zusammenstößen von 8715 ım Jahre 1 
auf 6904 im Jahre 1919 bei sheichzeitisem Anwachsen der 
Zahl der Entgleisungen von 13586 auf. 15 897. E 


— Ein russischer. ERREENEE Während des Krieges 
wurde in’ Rußland eine Eisenbahnbrücke s„ebaut, die nicht 
allein wegen ihrer Länge von 2561 m und wiegen der in di 
Bauzeit zutage getretenen Schwierigkeiten Beachtung verdient, 
sondern auch weil sie die Entfernung zwischen Moskau und 
Tscheliabinsk, dem Anfansspunkt der Transsibirischen Eise 


dies internationalen Verkehrs von Wichtiekeit ist. Die Brücks 
führt, wie wir den Baseler Nachrichten. entnehmen, bei Sim- 
birsk über die Wolgra und. soll eine viel weiter südlich 
bei Batraki gelegene alte und schwache Brücke ersetzen, 
Außer der Verkürzung der Fahrstriecke fällt noch der weitere 
Umstand in Betracht, daß beim Neubau auch auf die Sch ve 
Lokomotiven des transsibirischen. Bahnnetzes Rücksicht ge- 
nommen ist. Bis. jetzt hatten zwei Bahngesellschaften, die 
Moskau-Kasanbahn, und die Wolea-Bugulmabahn, ihren End- 
punkt auf einem der beiden Wolgaufer, und die Verbindune 
zwischen den zwei Kopfstationen wurde mittels Fähren auf- 
rechterhalten, was bei hohem Wasserstande und bei Eisgang 
mit eroßen Schwieriskeiten verbunden war. Die einzelnen 
Bogen der newen Brücke haben eine Spannweite von 1584 m. 
und die Kosten beliefen sich nach der französischen Zeitschrift 
„Genie Civil“ auf 40 Millionen Franken. Während des Baues 
kamen schwere Erdrutsche vor infolse des Eindringens von 
Wasser in den Bahndamm. Die Brücke bildet ein Glied in 
den neuen Eisenbahnbauten, die vor dem Krieg in Rußland 
beschlossen wurden und die bereits fertix waren, als die allen 
solehen Unternehmungen Einhalt sebietende Revolution aus- 
brach. Wenn für das ehemalige Zarenreieh wieder ruhisere 
Zeiten angebrochen sind, gedenkt man das Eisenbahnnetz voll- 
enden zu können; dadurch soll ein rascher Abtransport von 
Bodenerzeugnissen aus dem südöstlichen und südlichen Ruß: 
land sowie die Ausbeutung der reichen Berewerke im Ural- 
gebiet ermöglicht werden. Ferner hofft man: auf diesem Weoe 
Baumwolle aus Turkestan und Buchara auf den westeu: 0= 
päischen Markt bringen: zu können. 2 


Fremde Erdteile 


— Untertunnelung des Suezkanals? Wie die „D. Alle. BR 
mitteilt, verlautet aus emelischen Regierungskreisen, daß 
‚eine - Untersuchungskommission den ‘ Bau eines Tunnels 
unter dem Swezkanal empfohlen hat, um einen direkten 
Eisenbahnverkehr zwischen Ägypten und Palästina nö 
zu machen. Die enelische Reeierung soll dem Plane zuse- 
um und die erforderlichen Vieerhandlungen ‚eingeleitet 3 
aben. 


— Eisenbahnen in Syrien. Die franzögiarhe Regierung bie- 
abeichiiet den Bau von zusammen etwa 300 km Eisenbahnen 
in Syrien, die Beirut mit Sidon und ‚Tripoli, sowie letzteren 
Ort, mit Homs verbinden sollen. 


— Unfall auf der Chicago-, Milwaukee- und St. Paul-Bahn 
Einen lehrreichen, wenngleich für die Milwaukee-Bahn recht 
kostspieligen Beitrag zur Frage der Stromrückgewinnung bei 
elektrischen Gebirgsbalmen erbrachte im Juni 1920 der Unfall 
eines 2500-t-Güterzugies dieser Bahn *). Der Unfall erfolgte 
dadurch, daß der Führer der elektrischen Lokomotive beim Ab- 
wärtsrollen des Zuges in 22% Neigung die Bedienung der 
Bremsumschaltung zur Stromrückgewinnung, die bei einer. K 
schwindiekeit zwischen 24 und 323 km/St. (!) geschehen sollte 
infolge der großen Beschleunigung des Zuges verpaßte, Bei 
dem Versuch, die Triebmotoren bei 32 km/St. gegen das Netz 
zu lesen, löste der‘ Überstromschalter aus, und, durch die 
Geschehnis verwirrt, zog der Führer die Luftbremse zu spä 
an. Eine Schnellbremsung bei 57 km/St. hatte ansesichts de 
Umstandes, daß der Zug nur aus Wagen mit Handbremsen b 
stand, keinerlei Wirkung, und so sauste der ganze Zug die 
20 km ge Neigung abwärts, wobei in Kurven und Weichen 
die Güterwagen zur Enteleisung kamen oder umschlugen und 
auch Zerstörungen einzelner Oberbaustrecken, der Fahr- und 
Speiseleitungsmaste eintraten. Einzig die elektrische ‚Loko 
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'*) Electric Railway Journal vom 21. 8. %. 


jotive (Bauart 2D + D2) kam ohne Schaden davon. Sie hatte 
h Aufzeichnung des Geschwindigkeitsmessers maximal 
) km/St. erreicht und konnte erst nach 15 km weiterer Fahrt 
sesetzt werden. R 
jeser Unfall gibt der Beurteilung der Stromrückgewinnung 
ouen Stoff. Er zeigt erstens, daß ‚es sehr bedenklich ist, den 
zum größten Teil auf das Lokomotivgewicht abstützen 
ı wollen. Dieser Umstand war jedenfalls auch der Grund, 
weshalb man dem: fraglichen Zuge hinten eine Mallet-Dampf- 
okomotive als Rückenbremse beigegeben hatte, die natürlich 
beim Eintritt der Wagenentgleisungen wirkungslos blieb, und 
Een Mannschaft froh war, von dem unheilvollen Zug abge- 
ennt zu werden und die eigene Lokomotive zum Halten: ge- 
bracht zu haben. Der Unfall zeigt ferner, daß Nutzbrems- 
schaltungen, die Schaltmanöver durch den Führer bedingen, 
oefährlich in der Anwendung sind. Hierzu müssen dıe bis jetzt 
skannten Gleichstrom- und "Woechselstromschaltungen ge- 
chnet werden. 
Beim Drehstrombetrieb und ‘dem Betrieb durch Phasen- 
umformerlokomotiven ist die auch hier bestehende Schwäche, 
ir innerhalb gewisser Geschwindigkeitsgrenzen Nutzbremsung 
ermöglichen, durch die selbsttätige Wirkung der Schaltung 
niser groß. Immerhin haftet auch diesen Schaltungen, 
nso wie einer Kurzschlußbremsung der Lokomotivmotoren, 
& eisenbahntechnische Schwäche an, die am besten durch 
Einrichtung einer durchgehenden Güberzug-Luftbremse be- 
hoben wird. Man brauchte dann den Elektrotechniker beim 
ntwurf der Motoren und Schaltungen nicht mit Rücksicht- 
nahmen zu quälen, die letzten Endes praktisch doch nichts 
"ollwertiges im rauhen Eisenbahndienst ergeben. 
ee : A. Marschall. 


_ Von den amerikanischen Eisenbahnen. In. den Vereinigten 
‚aten. besteht ebenso wie in Deutschland, England, Frank- 
eich, Italien. eine sehr erhebliche Wohnungsnot; die Schuld 
daran tragen, so wurde von dem Wiederaufbauamt von Sach- 
tändigen behauptet, die Eisenbahngesellschaften, da sie 
eins Anzahl von Beschränkungen für die Beförderung von 
"Baustoffen eingeführt baben. Die Eisenbahngesellschaften 
d dagesten ihrerseits bemüht, den erhöhten Amforderungen 
Verkehrs zu entsprechen, ohne die ihmen fehlenden Be- 
obsmittel durch Neuanschaffungen zu ersetzen, indem sie die 
handenen Betriebsmittel gründlicher auszunutzen ver- 
;hen. Die hierfür aufgestellten Riehtlinien kommen darauf 
us, daß die Tagesleistung eines Güterwagens auf rd. 50 km 
höht und daß die Ladefähigkeit mit: 30 t angesetzt wird. Die 
5he der letzteren Zahl macht es unmöglich, in bezug auf die 
istung, ausgedrückt in dem täglich zurückgelegten Weg, 
nen unmittelbaren Vergleich mit den Leistungen der Güter- 
en in Deutschland anzustellen, wo sie 54 km beträgt (Ztg. 
Ver. Deutscher Eisenb.-Verw. Nr. 84 v. 20. Nov. 1920, S. 917). 
n das angedeutete Ziel erreicht wird, bedeutet das eine 
serung der Wagenleistungen um 40 %; die Ausnutzung des 
aoenparkes muß also jetzt recht mangelhaft sein; und es ıst 
- daß es unmöglich ist, einen. Wagenpark zu "beschaffen, 
i der jetzigen, stark unter dem Höchstmaß bleibenden 
utzung dem Verkehrsbedürfnis genügen könnte. Anderer- 
wäre es ein sehr günstiges Ergebnis, wenn man eine Ver- 
no des Wagenparks um 40% nur durch zweckmäßige 
obsmaßnahmen vermeiden und trotzdem dasselbe Ergeb- 
i6 mit dieser Verstärkung erreichen könnte. Die Eisen- 
hnoesellschaften haben die Empfänger und Versender von 
übern gebeten, sie bei ihren: Bestrebungen. in. dieser Richtung 
"unterstützen. Der Eifer, den sie dabei entwickeln, wird 


‚der bekannten Zeitschrift, Engineering News-Record, die 
isenbahngeseilschaften nicht sehr günstig gesinnt zu sein 
cheint, als ein Zeichen seines schlechten Gewissens ausgelegt. 
e Gefahr einer Verstaatlichung der Eisenbahnen. wird als 
nicht überwunden angesehen, und bei dem Beweis, ‚daß 
Eisenbahnen der Vereinigten Staaten in ihrer jetzigen 
m das Verkehrsbedürfnis zu befriedigen vermögen, einom 
, den sie jetzt zu führen versuchen, handelt es sich für 
um einen Kampf ums Dasein. Um ihre Uneigennützigkeit 
ihr Bestreben, lediglich dem: Verkehr zu dienen, zu zeigen, 
n die Eisenbahngesellschaften — ein ganz ungewöhnlicher 
ange — beim Bundesvierkehrsamt den. Antrag sesbellt, die 
iffsfrachten auf den großen Seen herabzusetzen, um den 
kehr von der Eisenbahn auf den Wasserweg abzulenken. 
rscheinlich liegen. die Verhältnisse so, daß die Eisen- 
den Verkehr ohne Mitwirkung der Wasserstraßen nicht 
bewältigen können ; ihre Unfähigkeit tritt aber weniger, 
icht auch gar nicht in. die Erscheinung, wenn nach der 
ngung des Verkehrs auf den Wasserweg bloß noch. so- 
von für sie übrig bleibt, wie sie in ihrem jetzigen 
ntergewirtschafteten Zustand zu bewältigen vermögen. 
Interstützt werden die Eisenbahnen in ihren auf bessere 
ausnutzung &erichteten Bestrebungen z. B. von den Bau- 
ehmern. Eine große Vereinigung dieser Kreise hat so- 
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wohl ihre Mitglieder als auch die der Vereinigung nicht ange- 
hörenden Unternehmer aufgefordert, den Eisenbahnen Unter- 
lagen über bevorstehende Eisenbahntransporte zu liefern. Sie 
sollen Ausgangspunkt, Ziel und Umfang der Sendungen und 
die Zeit, über die sıe sich verteilen, angeben. Dadurch soll 
den Wasgenverteilungsausschüssen, die kürzlich ins Leben ge- 
rufen worden sind und in denen neben Vertretern der Eisen- 
bahnsesellschaften und Unternehmer, Fabrikbesitzer und Ver- 
tpeter des -Handels sitzen, die Möglichkeit gegeben werden, 
die nötigen Vorbereitungen zur Beschaffung und Gestellung 
der Wagen zu treffen. Da auf Anordnung des Bundesverkehrs- 
amts Kohlentransporte eine Zeitlang ein Vorreeht vor allen 
anderen hatten — ob diese Maßnahme noch besteht, ist nicht 
bekannt geworden —, mußten alle anderen Verfrachter im Ein- 
vernehmen. mit den Eisenbahnen besondere Anstrengungen 
machen, um ihre Güter durchzubringen. 


-— Amerikanischer Güterverkehr. Die Bestrebungen der 
amerikanischen. Eisenbahngesellschaften, die Leistungsfähig- 
keit ihres Güterwasenparks zu steigern. haben in den ersten 
acht Monaten, seit der Staatsbetrieb aufgehoben ist, also im 
Zeitraum März— Oktober 1920, ganz hübsche Erfolge gezeitigt. 
Das Ziel ist bekanntlich, eine Durchschnittsbeladune der 
Güterwagen mit 30 t und eime tägliche Fahrleistung von 
30 Meilen (48,3 km) zu erreichen. Eine Steigerune von 35,9 km 
auf 44,1 km und von 28,3 t auf 29,6 t hat sie diesem Ziel schon 
etwas nähergebracht. Der amerikanische Betriebsmittelpark 
ist infolse der Überanstrengung, der er im Kriese ausgesetzt 
gewesen ıst, den heutigien Anforderungen des Betriebes nicht 
mehr 'stewachsen, ihn zu verstärken, hat ‘aber wegen des 
Mangels an Rohstoffen und Arbeitskräften, wegen der Teue- 
rung, auch wegen der schwierigen wirtschaftlichen Lage der 
Eisenbahnen, die die Geldgeber davon zurückhält, den. Eisen- 
bahnsesellschaften neue Mittel zur Verfügung zu stellen, ge- 
radezu unüberwindliche Schwierieckeiten, und an Stelle der (Bie- 
schaffung neuer Betriebsmittel muß daher eine stärkere Aus- 
nutzung der vorhandenen treten. Die Steigerung der Leistungen 
der Güterwagen um 10% entspricht ja der Veermehruns ihrer 

„Zahl um den gleichen Betrag. 

Der Verkehr, der eine Zeitlang abgeflaut hatte, hat im Laufe 
des Jahres 1920 wieder stark zugenommen, und im Herbst 1920 
war er wieder auf eine Höhe ansewachsen, die sogar die 
Kriesshochflut des Jahres 1918 übertraf. In den ersten drei 
Wochen des Oktober wurden wöchentlich mehr als eine Million 
Güterwagen zur Beladung sestellt, in der vierten Woche ging 
die Zahl wıeder' zurück, und der Rücksans hat seitdem ange- 
halten. Die Zahl der zur Beladung „estellten Wagen blieb in 
der vorletzten Oktoberwoche um 65 965, in der letzten Oktober- 
woche um 55412 hinter der Zahl der angeforderten zurück. 
Damit ist der Begelzustand, wie er vor dem Kriege herrschte, 
wieder erreicht. Solche Leistungen sind nur möglich bei 
innisem Hand in Hand arbeiten der Eisenbahngesellschaften 
mit den Versendern von Gütern und! bei erhöhten Leistungen 
der Arbeitskräfte, wobei natürlich auch die Eisenbahnverwal- 
tungen- es nicht daran fiehlen lassen dürfen, alle Maßnahmen 
zu treffen. die die Ausnutzung ihrer Anlagen bis auf das 
äußerst mörliche Maß zum Ziel haben. Bei einer Versamm- 

lung der Vereinigung der Eisenbahnbetriebsbeamten in New- 

York hat der Vorsitzende mit einer gewissen Dankbarkeit auf 
die Unterstützung hingewiesen, die die Eisenbahnen in dieser 
Beziehung bei der Allsemeinheit und den Arbeitern gefunden ‘ 
haben. Die schlimmste Verkehrsnot, soweit sie durch Wagen- 
mansel bedinst ist, soll nunmehr überwunden sein. 


—  Eisenbahndienst und Politik. Die Verstaatlichung der 
Eisenbahnen, die in Kanada im Gang ist, hat zu einer 
eigenartisen Streitfrage »eführt. In England und! seinen Sie- 
delungen ist von jeher als Grund gegen die Vierstaatlichung 
der Eisenbahnen ‘die Besorgnis angeführt worden, daß der 
Eisenbahnbetrieb dadurch in das Gebiet: der Politik hinein- 
gezogien werden könnte. In Kanada ist die Interceolonial- 
Eisenbahn schon von jeher seine Staatsbahn gewesen, und: ihren 
Angestellten war es, um ein Hineintragen der Politik in das 
Eisenbahnwesen zu werhindern, untersaset, eine Wahl zum 
Parlament anzunehmen oder sich ähnlich politisch zu betä- 
tigen. Nun: soll diese Vorschrift auch auf die newerdings ver- 
staatlichten Eisenbahnen ausgedehnt werden, deren Länge 
unsefähr die Hälfte ‘des kanadischen Eisenbahnnetzes von 
een 60000 km ausmachten, und neben denen nur noch die 
Kanadische Paeific-Eisenbahn als einzige Privatbahn bestehen 
bleibt. Einem Abgeordneten der Arbeiterpartei zum Provin- 
ziallandtag von Manitoba ist aufgegeben. worden, zwischen 
seinem Sitz im Landtag und‘ seiner Beschäftigung im Staats- 
eisenbahndienst zu wählen. Man verwahrt sich dabei aus- 
drücklich dagegen, daß man in die politischen Rechte der 
Eisenbahner eingreifen wolle; diese können zwar wählen, wen 
sie wollen, aber wenn ein Eisenbahner sich in den Dienst 
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einer politischen Partei stellt, verquickt er, so ist die amtliche | 


Meinung, Eisenbahndienst und Politik, und‘ er muß aus dem 
ersteren ausscheiden. Die Regierung nimmt den Standpunkt 
ein, daß die Angestellten der Eisenbahnen politisch ganz neu- 
tral sein müssen. Die Führer der Eisenbahner-Gewerkschaften 
widersprechen dieser Ansicht und werden dabei von den son- 
stigen Arbeiterverbänden: unterstützt, ‚Um ihrem Standpunkt 

Geltung zu verschaffen, drohen sie, wie es heute üblich ist, 
mit eimem Ausstand. Was würden wohl die Beamten, Ange- 
stellten und Arbeiter 
sagen, wenn ihnen ihre politischen Bechte so verkümmert 
werden sollten? Dabei hat England, und mit ihm seine über- 
seeischen. Siedelungen, immer für ein Land besonderer poli- 
tischen Freiheiten gegolten. 


— Bau von Eisenbahnwerkstätten auf Jamaika. Die Gesetz’ 
oebende Körperschaft von Jamaika hat 100000 Pfd, Sterling 
für den Bau von Lokomotivschuppen und Eisenbahn werk- 
stätten in Kingston für die Staatsbahnen ausgeworfen. Die 
Arbeiten sind noch nicht ausgeschrieben. 


— Bahnbau in Südamerika. Die Regierung von Bolivien 
hat einem argentinischen Unternehmer dien Bau einer 92 km 
langen Eisenbahn von Tupiza in Bolivien nach La Quiaca in 
Argentinien übertragen. Bolivien ist bekanntlich, absesehen 
von diem erheblich kleineren Paraguay, der einzige Binnenstaat 
Südamerikas, und muß daher bestrebt Sein, da ihm eine eigene 
Küste fiehlt, sich durch Eisenbahnen einen Ausweg an die 
Küste zu suchen. Der nähere Weg an die Küste führt nach 
Westen, und hier bestehen auch schon drei Eisenbahnverbin- 
dungen, nämlich nach Mollendo in Peru und nach Arica und 
Antofagosta in Chile. Von diesen ist diejenige nach Arica die 
kürzeste. Die Gebirsiskette, die Südamerika auf der Westküste 
begleitet, lest dem Bahnvau und -betrieb erhebliche Hinder- 
‘“ nisse in den Weg. Diese fiehlen allerdings auf dem Wege nach 
Osten, doch ist hier die Entfernung bis an die Küste viel 
größer, und es sind hier Hindernisse anderer Art, dichte Ur- 
wälder, Sumpf- und Fieberstrecken zu überwinden. Die be- 
kannte Madera-Mamore-Eisenbahn verbindet Bolivien. mit Bra- 
silien, die eingangs genannte Eisenbahn soll dagegen die Ver- 
bindung mit Argentinien. herstellen, dessen Eisenbahnen in 
La Quiaca ihren nördlichsten Punkt erreichen. Die Baustoffe 


in den Staatsbetrieben Mitteleuropas 
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dazu liefert die Regierung, und der Bau sollte alsbald nach 


der Vergebung der Arbeiten im Herbst 1920 in Angriff ge- 
nommen werden. Für den ganzen Bau ist! eine Frist von zwei 
Jahren gesetzt; Teilstrecken sollen je nach der Fertigstellung, 
die erste innerhalb vier Monaten nach Abschluß des Vertrags, 
in Betrieb genommen werden. Im ersten ‚Betriebsjahre führt 
der Bauunternehmer den Betrieb der Bahn und sorgt auch 
für deren Unterhaltung, dann seht Betrieb und Unterhaltung 
auf den Staat über. 
an einen anderen Unternehmer vergeben, doch kam es damals 
nicht zur Ausführung, und der Vertrag wurde aufgelöst. Diem 
neuen Vertrag lesen im wesentlichen die alten Entwürfe zu- 
grunde; nur einzelne Vertragsbedingungen sind neu „efaßt 
worden. Die Haftsumme des Unternehmers beläuft: sich auf 
etwa 80000 Dollars; sie scheint nach einem Betrag von 5% 
der Baukosten bemessen zu sein, so daß sich diese auf 1,6 Mil- 
lionen Dollars belaufen dürften. 


Allgemeines. 


— Torffeuerung bei Lokomotiven, 
Hanomag sind, wie W. Hempel in den Hanomag-Nachrichten 
mitteilt, auf der Kleinbahn Wilstedt-Zeven-Tostedt vom 10. 
bis 13. Februar v. J. Leistungsversuche mit Torf, Kohle und 
Koks an einer C-Tenderlokomotive von 36 t Dienstgewicht 
und rd. 200 PS Leistung angestellt worden, die folgende ‘Er- 
gebnisse geliefert haben: 


trek- Verbrauch 
Zug- | Gesamt- | Heiz- la : 

. 7 . 3 u 
gewicht | 3, ge leistung | wert insgesamt ; PS-st’ 
t km PS-st | keal-kg kg kg 
260 36,8 | 190. |: 2792 Torf 1100 5,8 
219 36,8 160 4694 en a 5,8 
247 35 176 2605 Torf 1100 6,5 
261 35 190 7000 Rohe al 2,3 


Bei diesen Versuchen gelang es, einen für die Leistung 


der Lokomotive schweren Zug auch bei Feuerung mit unver- | 
mischtem ' Preßtorf einwandfrei zu befördern, allerdings bei ' 


N 


Der Bahnbau war schon einmal im Jahre 1919 | 


Auf Veranlassung der. 


 Grundgeschwindigkeit richtet sich nach Zuggewi< 


unter 


Zeitung aa Ve PR 
Deutscher Pen on 


größter Aufmerksamkeit a Führen und des Heizers, di 
darauf achten müssen, daß das Fewer nicht zu stark herunter 
brennt und sich Löcher in der brennenden Schicht bild 
durch die zuviel Luft zugelassen werden kann. Schon 
Betrieb mit: Preßtorf beansprucht demnach die für Kohle 
baute Feuerung den Heizer bis aufs äußerste, so daß man au 
die Dawer kaum ohne selbstiätige Beschickung oder eine % 
zweiten Heizer auskommt. (Ztschr. d. V. d. Ing.) 


— Bildung der Fahrpläne, Hisrüber. verbreitet sich Be 
gierungsbaumeister Dr.-Ing. Krieger. Frankfurt (Main 
ausführlich im Heft 13 des Jahrganges 1919 des „Organs fü 
die Fortschritte des Eisenbahnwesens“ Der Fahrplan soll 
aufgestellt werden, daß 1. Stockungen im Betriebe vermie 
werden und der Verkehr möglichst „leichmäßie über ı 
ganzen Tax verteilt wird; 2. der Verkehr den Erfordernis 
angepaßt wird, die zu venschiedenen Tageszeiten eintre 
3. angemessene Fahrgeschwindigkeiten erzielt werden. 
Darlegungen, die den Stadtschnellverkehr allerdings & 
Betracht lassen, unterscheiden zwischen dem regelmäß 
gen Fahrplan bei wenige schwankendem Vierkehr, und deı 
Bedarffahrplan für unreselmäßisen Verkehr. — 

Der Bedarffahrplan kann starr oder unstarr s 
Der unstarre entsteht durch Imeinanderfügen der Zug 
für regelmäßige und: Bedarfzüug« Ein großer Nachteil & 
selben ist, daß bei Änderung auch nur eines einzisen Z 
planes oft die Durchführbarkeit aller anderen unmöglich 
macht wırd; auch ıst die Aufstellung der Diensteinteilun 
für die Lokomotiv- und Zugemannschaften erschwert. D 
gegenüber bietet der unstarre Fahrplan den Vorteil, daß j 
Fahrplanlinie der Eigenart der Züge oder Zugarten € 
sprechend durchgebildet werden kann. Wie unstarre Bedari 
fahrpläne für zweigleisiee oder eingleisire Bahnen auszu 
gestalten sind, ist durch Tafelabbildungen erläutert. + 

Der gleichfalls im Bilde vorgeführte starre Bedarffahr- 
plan ist nur als Gerippe zu betrachten, das durch Ane 
anderneihen einzelmer ‚Zugpläne entsteht, unter der Vors 
setzung, daß die-Züge in genau gleichen Abständen verkeh 
und gleiche Fahrzeiten und Aufenthalte haben würden. 
derartige Pläne die Eigenart der Züge nicht berücksichtigt 
können, sind sie nur als Behelfe anzusehen; erst durch Em 
passung der wirklichen "Zugpläne des regelmäßigen Verkehr 
in das Fahrplangerippe wird ein-solcher Behelfplan für de 
Betrieb nutzbar gemacht. Die unstarren Pläne werden zwe 
mäßig für reine Durchgangsstrecken, die starren für alle 
deren Strecken gewählt. Der seiner Grundlage nach stark 


Fahrplan ist in der Durchführung der beweglichste. ° 


ehr ins einzelne „gehend, bespricht der Verfasser di 
Regeln der Fahrplanbildung, vorerst für zweigleisi 
Strecken; nach Erörterungen über die Zwgdichte, - Grunk 
geschwindigkeit und Blocklänge sind Anweisungen über di 
Einordnung von schnellen Zügen und langsamen Zügen, 
durchgehenden Güterzügen und schließlieh von Nah 
zügien gegeben. Erheblich schwieriger ist die Fahrplanbil 
für eingleisige Strecken. Dabei sind die Strecke! 
hältnisse, die Bahnneigungen und die Aufenthalte an 
Kreuzungsstellen in besonderem Maße zu berücksichtige: 

Die Zuefolge ist durch den Verkehr „egeben; 


Zugkraft und den Steigungsverhältnissen der Bahn. Bei 
stimmung der Streckenabschnitte für die Zugsicher 
ist auf Gleichmäßigkeit der Abschnitte zu sehen. Für 8 
gungen sind sie besonders zu ermitteln. 
Nach Festlegung der Streckenabschnitte kann das feste Fa 
plangerippe für zweieleisige Bahnen nach der Bere 
nung der Fahrzeiten bildlich dargestellt werden. Beim 
füssen schneller Züge in dieses Gerippe ist darauf Bed3 
zu mehmen, daß tunlichst wenige feste Fahrplanlinien 
schnitten, d..h. zerstört werden; um dies zu erreichen 
Umständen sogar, eine teilweise Verringerung 
Grundgeschwindigkeit in den Kauf zu nehmen. Die Z 
menfassunge mehrerer Schnellzüge zu einem Bündel erw 
sich hierbei als wirksam. 
Da die Reise geschwindigkeit der langsamen Perso 
züge und die Grundegeschwindiekeit der durchgehe: 
Güberzüge meist mit der dem festen Fahrplan zugrunde 
legten. Geschwindigkeit übereinstimmen, werden ihre P 
in die festen Pläne des Netzes „elegt. Die Fahrpläne 
Nahgüterzüge können wegen ihrer : zahlreichen und: la: 
Aufenthalte zwischen die festen. Pläne des Netzes eingesch 
werden. um nicht wegen kleiner belegter Tieilstrecke: 
viele Pläne zu zerstören. 
Bei der Bildung der Fahrpläne für eingleis: 
Strecken ist die zweckentsprechende Lage der Kreuzung 
besonders wichtig, Beim Vorhandensein von Ausfahrsi, oT 
Senügt es, Aufenthalte für Kreuzungen nur in einer 'Fahı 
richtung vorzusehen. Im übrigen sind die Art ge Veerkg TS 


sten: die Übersichtlichkeit der Strecke und die 
leisanlage von starkem Einfluß auf die Fahrplangestaltung. 
vermeiden sind planmäßige Aufenthalte auf Neisunsen 
in der Hauptrichtung der Vollzüge. Zu empfehlen ist, 
fahrplanmäßigen Aufenthalte auf übersichtlichem Gelände 
nd dort vorzusehen, wo die Lokomotive nahe bei dem Haupt- 
bäude hält-oder der krumme Strang einer Eineangsweiche 
befahren ist. 

0 bwohl dureh Einschalten von „Zwischenplänen“ die Lei- 
' stune der einen Fahrrichtung -auf Kosten. der anderen ge- 
gert werden kann, bleibt die Leistung der Gesamtstniecke 
on unberührt. Gesteigert werden kann die Gesamtleistung 
 eingleisisen Strecke durch Einfüsen eitf@s oder mehrerer 
„Zwischenblockstellen ohne Ausweiche“ zwischen. zwei Kreu- 
zungspunkten. Das Verhältnis der gewöhnlichen Leistung zur 
teigierten hängt von der Zahl der Zwische: enblocke ab. Da 
Vorhandensein mehrerer Zwischenblock& "ohne. Ausweiche 
 Lokomotivumlauf ungünstix beeinflußt und eine Erwei- 
rung der Kreuzungsbahnhöfe erforderlich macht, sollten 
Ö hstenfalls drei solcher Zwischenblocke vorgesehen werden. 

m Einfügen schneller Züge in den starren Fahrplan ist 
schen. daß die für dessen Ausnutzung zweckmäßieste 
ge des Schnellzusplanes dann erzielt ist, wenn durch ihn 
Eekverbindung des durch die festen Pläne „ebildeten 
recks hergestellt ist; dies wird mit Rücksicht auf die 
undgeschwindiekeit und die Bemessung der Aufenthalte in 
g Kreuzungen. der festen Pläne nicht immer zu erreichen 


E in starnes Fahrplanzerippe bildet zwischen zwei Knoten- 
unkten ein Berk losseneg Ganzes. cn in einem Knoten- 


Rechtspflege. 


Zum - eisenbahnrechtlichen Begriff der „Kostbarkeiten“. 
Haftungsfrage bei Zusammenpackungvon 
tbarkeiten mit geringwertigeren Gegen- 


Zu der vielumstrittenen Kostbarkeitsfrage im straf- 
lichen Sinne hat das Reichsgericht vor kurzem eine neue 
ntscheidung von erundierender Bedeutune »efällt. Es ist 
rfach die Ansicht vertreten worden, daß beim Abhanden- 
nen: von Frachtstücken, die neben kostbaren Sachen 
Sachen von geringerem Werte enthalten, die Eisen- 
n, wenn den Vorschriften über die Versendung von Kost- 
‚eiten nicht genügt worden ist, jedenfalls die beigepackten 
iger wertvollen Gegenstände, die an sich nicht als 
ostbarkeit anzusprechen sind, ersetzen müsse. Diese Mei- 
hat das Reichssericht für aunrichtis erklärt und aus- 
chen, daß jede Haftung der Bahn weefällt, wenn auf 
rachtstück als Ganzes der Begriff „Kostbarkeit“ 
ft. Es handelte sich um folgenden Sachverhalt: 
e am 9. Oktober 1918 in Krefeld als Frachtgut nach «einer 
hen Station aufgesebene Kiste im Gewicht von 44 kg, 
ven Inhalt „Seidenwaren“ angegeben waren. ist nicht an- 
immen. Die Empfängerin der Kiste, die Firma K. & 8. 
dz, klagte deshalb gegen den preußischen Eisenbahnfis- 
aud " mind: 29600 AM Schadensersatz. Die Eisenbahn 
jef sich hiergesen darauf, daß es sich bei dem verloren- 
agemen. Frachtgut um Kostbarkeiten eehandelt habe und 
terlassen worden sei, diese Eigenschaft und’ den Wert im 
chtbrief anzugeben. 
im Werte von 1528 M und 401 m Cachemir im Werte von 
28138 NM. Während das Landgericht Köln dem Grunde nach 
ten beklasten Eisenbahnfiskus zum Schadensersatz verurteilte, 
das Oberlandesgericht‘ Köln umgekehrt entschieden und 
laose abrewiesen. Die letztere Entscheidung ist 
Reichsgericht durch Zurückweisung der klägerischen 
ion bestä tigt worden. In seinen Entscheidungs- 
nden führt der höchste Gerichtshof aus: Maßzebend ist für 
Beet ee lediglich der eisenbahnrechtliche Ge- 
h Die in Betracht kommenden Bestimmungen 
HER. SS 96, 54 EVO.) sind zu dem Zwecke getroffen, 
© Eisenbahn bei ihrer weitgehenden Haftung aus dem 
ee 208 in die Lage versetzt werden soll, die vorge- 
Sicherungsmaßreseln anzuwenden, um nicht mit 
densersatzansprüchen belastet zu werden, die ungewöhn- 
ch sein können und zur Zeit der Versendung nach Um- 
und Gewicht des Frachtstückes nicht ohne weiteres zu 
yarten sind. Es kommt demnach im wisenbahnrechtlichen 
® für den Begriff Kostbarkeit darauf an, ob das betref- 
s Frachtstück im Vergleich zu anderen gewöhnlichen Sen- 
en von gleichem oder annähernd eleichem Umfange und 
cht einen Rügewöhnlich hohen Wert hatte. Im gegen- 


Unstreitie enthielt die Kiste 101 m‘ 


wärtigen Falle handelte es sich um ein Frachtstück von lm 
im Geviert von geringer Höhe und 44 kg Gewicht, das einen 
Wert von. 29 667 M hatte. In Betracht zu ziehen für die Frage, 
ob der Begriff Kostbarkeit gezieben ist, ist nur das TF'rracht- 
stück als solches, und es ist nicht, wie im Schrifttum 
vertreten wird, ein Unterschied dahin zu machen, daß in einem 
Falle, wo in einem Frachtstück Gegenstände, die für sich nicht 
den Beeriff der Kostbarkeit erfüllen, mit Kostbarkeiten zu- 
sammengepackt und versandt sind, die gesetzlichen Bestim- 
munsen die Haftpflicht nur bezüglich der letzterwähnten 
Gegenstände ausschlössen. Vielmehr ist die Haftpflicht der 
Bahn in einem solchen Falle ganz ausgeschlossen, sofern der 
Beeriff Kostbarkeit für das Frachtstück als solches zutrifft. 
Es kann daher im gegenwärtigen Falle nicht darauf ankommen, 
daß die 101 m Satin für sich wohl den Begriff der Kostbar- 
keit nicht erfüllen könnten. vielmehr steht nur zur Entschei- 
dung, ob der Begriff Kostbarkeit für das ganze Frachtstück 
als solches zu bejaben ist. Dies ist aber der Fall. . Es ergibt 
sich bei dem Frachtstück für das Kilorramm ein Wert von 
etwa 650 M. Der Umstand, daß dieser außerordentliche Wert- 
satz sich nur durch dıe Valutaverhältnisse sebildet hat, ist 
nicht.von entscheidender Bedeutung. Es ist mit Rücksicht hier- 
auf jetzt allerdings zu fragen, ob dieser hohe Woertsatz im 
Vergleich zu den Sendunsen anderer Waren von gleichem oder 
annähernd oleichem Umfang und Gewicht, die aus demselben. 
Grund ebenfalls wine große Preisverschiebung aufweisen, 
gleichwohl noch als ein so außergewöhnlicher angesehen 
werden muß, daß er auch in Berücksiehtieung der Preisver- 
schiebung bei Absendung nicht ohne weiteres zu erwarten 


war. Diese Frage mußte für das hier in Betracht kommende 
Sa lück bejaht werden. (Aktenzeichen: I. 131/20. — 
. 10. 20.) - K..M.-L. 


— Beschränkung der Haftpflicht der Eisenbahn bei Beförde- 
rung von Kostbarkeiten. Das Reichsgericht hat nunmehr die 
mit Spannungs erwartete Entscheidung in der ‚sogenannten 
„Kostbarkeitsfrage“ gefällt. Bekanntlich handelt“es sich um 
die Gültiskeit der Nachtragsbestimmung zu $ 54 der Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung vom. 10. Ausust 1919. Der höchsbe 
deutsche Gerichtshof verneint das Recht der Eisenbahn, 
den Begriff der Kostbarkeiten dahin festzuleeeen, daß unter 
diese Bezeichnung alle Gegenstände zu rechnen sein sollen. 
bei denen der Wert für 1 Kilogramm 150 N übersteigt. Mit 
der Ungültigkeit der erwähnten Tarifvorschrift ist gleich- 
zeitie die im Tarif ausgesprochene Beschränkung der 
Haftune der Bahn auf höchstens 150 N für das Kilo- 
eramm der als „Kostbarkeit“ verfrachteten Waren hin- 
fällig seworden. Es bleibt mithin nach wie vor der Aus- 
lesung durch den Richter vorbehalten, den Begriff der Kost- 
barkeiten zu bestimmen. Die Rechtsprechung‘ des Beichs- 
gerichts hat ihn. bisher dahin erläutert, daß als Kostbar- 
keiten im Sinne der Eisenbahn-Verkehrsordnung alle re- 
genstände zu betrachten sind, deren Wert im Verhältnis zu 
ihrem Umfang und Gewicht ungewöhnlich hoch ist. 

. Veranlassung zur Entscheidung der in Rede stehenden Frage 


durch das Reichsgericht boten zwei Haftpflichtprozesse gegen 


den Beichseisenbahnfiskus. In beiden Fällen handelt es sich 
um den Verlust von mehreren Tausend Zigaretten, die nicht 
unter den von der Eisenbahn für Kostbarkeiten vorgeschrie- 


‚benen Verfrachtungsbedineungen versandt worden sind. Der 


Eisenbahnfiskus lehnt jede Ersatzleistung ab, weil die Sen- 
dungen nur als „Ziearren und Zigaretten“ im Fraehtbriefe 
aufgeführt worden sind, ohne die für die Versendung von 
Kostbarkeiten vorgeschriebene Weertangabe. Nach seiner Be- 
hauptunz hätten die Waren gemäß Nachtrag 5 us 54 EVO. 
als Kostbarkeiten behandelt werden müssen. 

Die Oberlandesgerichte Cassel und Hamburg haben über 
die aufgeworfiene Frage ganz verschieden „eurteilt. Das 
Oberlandeseericht Cassel hat auf Grund der geltend 
gemachten Ersatzansprüche angenommen, daß die Zigaretten 
einen Wert von 300 bis 422 NM das Kilogramm hätten und 
deshalb auf jeden Fall zu den Kostbarkeiten zu rechnen seien. 
Infolgedessen ist dieses Gericht zur Abweisung des Klägers 
schon aus diesem Grunde gekommen. In dem anderen Falle 
hat das Oberlandesgericht Hamburg den beklagten 
Eisenbahnfiskus zum Ersatz des Schadens in Höhe von. 4438 M 
verurteilt und dazu ausgeführt, daß die Eisenbahn die Fest- 


legunge des Begriffs der Kostbarkeiten nicht beliebig be- 


schränken oder "ausdehnen könne. Die verlorengesangenen 
Zigaretten, die einen Wert von etwa 260 MN das Kilogramm 
hätten, seien keine Kostbarkeiten. Der Fiskus hafte deshalb 
nach den allsemeinen „esetzlichen Bestimmungen. Das 
Reichsgericht ist dem ‚Urteil des Oberlandesgerichts 
Hamburg beigetreten und! hat in beiden Fällen den Be- 
klaeten zum Ersatze des Schadens verurteilt, aus folgen- 
den Entscheidungsgründen: Der erkennende Senat ist 25 Fe 
Überzeurung gekommen, daß der Nachtrag 5 zu $ 54 E 

am 10. August 1919 jormelle Gültigkeit erlangt hat, Be 
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rielle Gültigkeit aber nicht in Anspruch nehmen 
kann, weil die Eisenbahn sich dadureh mit dem zwingenden 
Rechte des Handels und. Eisenbahnverkehrs in Widerspruch 
setzt. Im Handelssesetz ist der Eisenbahn die Verpflichtung 
auferlegt, für Schäden durch Verlust oder Beschädigung des 
Gutes aufzukommen. Allerdings sind Ausnahmen seemacht 
durch’ die Vorsehrift des $ 429 Abs. 2 HGB. (Angabe des 
Wertes bei der Verfrachtunge von Kostbarkeiten). Aber 
was Kostbarkeit ist, darf die Eisenbahnver- 
waltung nicht von sieh aus einseitig bestim- 
men. Der Begriff der Kostbarkeit ist nicht anders zu be- 
stimmen als bisher im gewöhnlichen Eisenbahnfrachtgeschäft, 
und das richtet sich nach der allgemeinen gesetzlichen Re- 
selung. Woenn die Eisenbahn saet, spe hafte nicht für Waren, 
die mehr als 150 MA für das Kilogramm wert sind und bei 
denen die für Kostbarkeiten in Betracht kommenden Vor- 
schriften nicht erfüllt sind, so tub sie setwas. was ihr nicht 
erlaubt ist. Es ist ihr das verwehrt durch $ 471 des Handels- 
oesetzbu@hs. Mithin ist die Sache so zu betrachten, als wenn 
die Nachtragsbestimmunge zu 8 54 der EVO. nicht bestände. 
Und es muß untersucht werden, ob die in Verlust gieratenen 
Zigaretten nach allgemeinen Rechtserundsätzen als Kostbar- 
keit zu betrachten sind. In dieser Beziehung kommt das 
Reichsgericht im Anschluß an die Judikatur des I. Zivilsenats 
zu der Ansicht, daß das nicht der Fall ist. (Aktenzeichen: 
I. 257/20. 354/20. — 8. Januar 1920.) ITeM--E: 


Bücherschau. 


— Handbuch der Ingenieurwissenschaften in fünf Teilen. 
Erster Teil: Vorarbeiten, Erd-, Grund-, Straßen- und Tunnel- 
bau. Fünfter Band: Tunnelban, Bearbeite# von Dr.-Ing. 
und Dr. phil. E. h. Karl Brandanu (F), Dipl.-Ing. Karl Im - 
hof und Dr.-Ing. E. h. Ernst Mackensen (T), mit einem 


Nachtrae von Dr.-Ing. Erich v. Willmann, herausgegeben. 


von L. v. Willmann, Geh. Baurat und ord. Professor a. D. 
der Technischen Hochschule zu Darmstadt. Vierte vermehrte 
Auflage. Mit 607 TDextabbildungen, vollständieem Sachver- 
zeichnis und 14 lithographierten Tafeln sowie kurzen Lebens- 
beschreibunsen und Bildern des seitherigen Bearbeiters Dr.- 
Ing. E. h. Ernst Mackensen (T) und des während der Druck- 
lesung verstorbenen Dr.-Ing‘ und Dr. phil. E. h. Karl Bran- 
dau (7). Leipzig 1920. Verlag‘ von Wilhelm Enselmann. Preis 
seheftet 44 MN, zebunden 56 MN, zuzüglich 50% Teuerungs- 
zuschlae. 

Der Tunnelbau von Mackensen gehört dem klassischen Be- 
stande der bauteehnischen Literatur an; in ihm hat Mackensen 
seine vielseitigen Studien und reichen eigenen Erfahrungen 
auf dem Gebiete des Tunnelbaues niedergelest. Von seinem 
literarischen Lieblingswerke schied ihn das Schicksal, als er 
im Jahre 1909. mitten ın, den Arbeiten der Bagdadbahn, in Kon- 
stantinopel vom Tode ereilt wurde. Auch seinen Nachfolger 
Brandau deckt seit 1917 dae Erde. Der Herausgeber ist einem 
überaus sympathischen Zuge »efolet, indem er die Bildnisse 
der beiden Meister der Tunnelbaukunst mit einem kurzen 
Lebensabriß dem Werke vorangestellt hat. So ;werden sie 

auch nach ihrem Tode noch anspornend auf die jüngere Gene- 
ration der Fachseenossen einwirken. 

Schon die 1902 erschienene dritte Auflage hatte einer macht- 
vollen Entwicklune des Tunnelbauwes Rechnung zu trasen, die 
wesentliche Erweiterungen und Umgeestaltungen des Werkes 
erforderlich machte. Die Großstadtschnellbahnen haben dem 
Tunnelbauer große und zum Teil völlixe neue Aufgaben «e- 
stellt, die zu neuen Baumethoden:' führten. - Diese Entwicklung 
ıst auch heute noch nicht abgeschlossen. Die elektrische Be- 
triebsweise hat die Übelstände des Dampfibetriebes in Stadt- 
und Pernbahntunneln um so kräftiger hervortreten lassen; 
die Frage der Tunnellüftung ist damit stärker in den Vorder- 
grund gerückt worden. Auch hierüber war in dem Lehrbuch 
ausführlicher zu verhandeln, und schließlich wurde noch den 
maschinellen Hilfsmitteln des Tunnelbaues den Bohr- 
maschinen, der erforderliche Raum gewidmet, wenn auch die 
Einzelheiten anderen Abschnitten vorbehalten blieben. Diesen 
neuzeitlichen Entwicklungsvorgänsen ist auch in der vor- 
liegenden Neuauflage volles Augenmerk zugewendet. Das 
sebotene Gesamtbild der Tunnelbaukunst ist durch eine sroße 
Zahl neuzeitlicher Beispiele erläutert, von demen die wichtig- 
sten in ihren verschiedenen Bauabschnitten durch sämtliche 
Kapitel hindurch verfolgt werden können. Wer dann noch 
weiter in den: Stoff eindringen will, findet in reichhaltigen 
Literaturvierzeichnissen dafür alle wünschenswerten Hinweise, 


Diese Verzeichnisse sind in ihrer Reichhaltiekeit besonders 


wertvoll. Dem erößer gewordenen ‚Stoffgebiet entspricht die 
Vermehrung der Textabbildungen von 289 auf 607 und die der 
Tafeln von 11 auf 14. 

Der Aufbau des Stoffes ist aus der früheren Auflage im 


. denen jedoeh die technischen Waissenschaften: nicht „erastet 


- zusekommen ist der Abschnitt über wirtschaftlichen Baube- 


: Zeitung des Frersink v 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen, 


wesentlichen beibenalten; an die Stelle der früheren „Abe 
schnitte“ ist jetzt eine Karpitelteilune getreten: das erste oib 
nach einer geschichtliehen Einleitung eine Übersicht über die 
bergmännischen Arbeiten und ihre Hilfsmittel; ihm folg 
im zweiten. die Vorarbeiten des Tunnelbaues und die Bearbe: 
tung der Bawentwürfe. Das dritte wendet sich den eigent 
lichen Tunnelarbeiten zu, die nebst den Tunnelbrüchen une 
den Wüederherstellungsarbeiten in diesem Kapitel ausgiebige 
‚Besprechung finden, während im vierten die Hilfsanlagen € 
die Ausführuns von Tunnelbauten und für die Erforderni S 
des Tunnelbetriebes — Lüftungs, Kühlung. Wasserhaltung, Be 
leuchtung, Anordnung der Werkplätze betreffend — zusam 
meneestellt und behandelt sind. 

Da die Drucklesung der Handschrift, die bereits im Sommeı 
1915 fertig vorlag, infolge des Krieges nur langsam vonstatten 
ging, so wurde "noch ein Nachtrag erforderlich, dessen. Ab: 
fassung Regierungsbaumeister Dr.-Ing. Erich v. Willman 
übernommen hat. In diesem sind die newesten Fortschrit 
und die neueste Literatur berücksichtigt. ze] 


pitels findet sich die Wiedergabe einiger Fachausdrücke 

deutscher, französischer, englischer und italienischer Sprache, 
Das Werk macht auch : in seiner neuen Fassung den Ver- 

fassern alle Ehre. = 


— Taschenbuch für Bauingenieure. Unter Mitwirkung von 
Dr.-Ing. Fr. Bleich-Wien, Geheimer : Hofrat Prof. a. D. Th 
Böhm-Dresden, Geh. Rat Prof. Dr.-Ing. E. h., Dr. der techn. 
Wissensch. E. h. H. Engels- Dresden, Geheimer Hofrat Prof 
Dr. jur. A. Esche-Dresden, Geheimer Hofrat Prof, Dr.-Ing 
E. h. M. Förster-Dresden, Prof. Dr.-Ing, W. Gehler-Dresden, 
Geheimer Hofrat, Geheimer Baurat Prof. E. Genzmer-Dresden, 
Geheimer Baurat, Beratender Ingenieur Th. Köhn 7-Berlin, 
Prof. Dr.-Ing. Fr. Kögler-Freiberg, Ing. B. Löser-Dresden, 
Geheimer Hofrat Prof. G. Lucas-Dresden, Dr.-Ing. Max Mayer- 
Dortmund, Baurat Dr.-Ing. A. Schreiber-Dresden, Baurat 
E. Ventzel-Leipzig herausgegeben von Dr.-Ing. E. h. Max 
Foerster, Geh. Hofrat, ord. Prof. für Bauingenieurwesen 
an der Tiechnischen Hochschule Dresden. Dritte. verbesserte 
und erweiterte Auflage. Mit 3070 Textfisuren. In zwei Teilen. 
Berlin, Verlag von Julius Sprin«er. 1920. Preis gebunden, 
einfache Ausg: abe 56 M, zweifache Ausgabe 60 M. 

Das Taschenbuch umfaßt ‚nunmehr nicht weniger -als 
2250 Seiten Text. hat aber dennoch an Handlichkeit nicht ein. 
gebüßt, wenngleich es der Bezeichnung eines Te 
einigermaßen entwachsen ist. Die erste Auflage erschien : 
Jahre 1912. wenige Jahre vor dem Kriege; zwischen dieser 
und der jetzigen liegen -die schweren Kriesseneienisse, in 


haben. Bestand schon vor dem Kriege das Bedürfnis, die 
Hilfswissenschaften und die eigentlichen Fachgebiete des Bau- 
ingenieurs vornehmlich in ihren Wissenschaftsergebnissen 
knapp und übersichtlich zusammenzufassen, so ist es durch 
den unglücklichen Ausgang des Krieges noch verstärkt wor- 
den, der nach Wiederherstellung des inneren Gleichgewichts 
zur Sammlung und rastlosem Schaffen zwinst, dem das vor 
liegende Buch auf seinem Gebiete ein wesentliches Hilfsmittel 
sein soll. 

In fortschreitender Entwicklung: und im weiteren Ausbau 
des Stoffgebietes — namentlich bei der zweiten Auflage — be 
handelt das Taschenbuch neben den Hilfswissenschaften der 
Mathematik und der Mechanik die Gebiete der Restirkeitslehre, 
dies Eisenbetonbaues in seiner Theorie und Anwendung im 
Hochbau und Brückenbau — in drei getrennten Abschnitten —, 
ferner die Baustoffe, Geodäsie, Hochbaukunde, der Konstruk- 
tionselemente dies Eisenhochbaues, des Weerkstattbaues, der 
Maschinenbaukunde, der Betriebswissenschaft, des Wasser- 
Erd- und Tunnelbaues; ferner die Bebauungspläne, die 
Wasserversorgung und Kanalisation der Städte. Ein Abschnitt 
Staats- und BRechtskunde beschließt das Werk, dem im übrigen 
noch ein übersichtliches Sachreeister beinefügt ist. Außer 
den eigentlichen Ingenieurwissenschaften sind hiernach auch 
eine Anzahl Grenzgebiete behandelt, auf denen sich der Bau 
ingenieur ebenfalls in gewissem Um: anse zu Hause fühlen 
oder Belehrung suchen muß. Das gilt vor allem für die den 
Hochbau. das Maschinen- und Werkstättenwesen und das Be- 
bauungswesen der Städte betreffenden Abschnitte. —Von den 
Bauweisen, soweit die Baustoffe in Betracht kommen, hat im 
letzten Jahrzehnt die mit Eisenbeton eine früher ungeahn & 
Entwicklung erfahren, zu der insbesondere auch die höher 
entwickelten theoretischen Grundlagen immer neue Anregung 
zesreben. haben. Die betreffenden Kapitel haben daher serheb 
liche Erweiterungen, zum Teil Neubearbeitungen erfahren. 
Vollkommen neu bearbeitet sind in der dritten Auflage ferner 
die Abschnitte Trägerlehre, Graphostatik, (Festigkeitslehne, 
Statik der Baukonstruktionen und Eiserne Brücken. Neu hin: 


trieb, während die Kapitel: Baustoffe, Konstruktionselemente 


Nr.:4 


*% en Alle, een Abschnitte haben. soweit er- 
derlich, zeitsemäße Ergänzungen «erfahren. Von der Um- 
taltung des "Kapitels über Staats- und Rechtskunde mußte 
esehen werden, da die neue Reichsverfassunz während der 
ıcklesung des Werkes noch nicht abgeschlossen war. Fertig- 
ungseründe sind es auch, di& eine etwas geänderte Auf- 
€ derfolge der Stoffgebiete zur Folge gehabt haben. Trotz 

er Schwierigkeiten _der Herstellung des Buches in so 
werer Zeit hat die Verlagsbuchhandlung es vermocht, es 
n gleich hervorragender vorbildlicher Weise auszustatten wie 

früheren Auflagen. - Das bedeutsame Werk, dessen reichem 
Be eobiet die ersten Fachleute ihre besten Kräfte zugewendet 
wird sich in seiner newen Auflage in noch erhöhtem 
faße wie in den früheren als unentbehrlicher Rateeber für 
Yissenschaftliche und praktische Betätigung im Ingenieur- 
n. erweisen. 


Teubners Technische Leitfäden, Band 7. Erdbau, 
Stollen- und Tunnelbetrieb. Von Dipl.-Ing. Alfred 
rk,o.ö. Professor der Deutschen Technischen Hochschule 


Br 


indschreiben der Geschäftsführenden Verwaltung sind er- 
lassen ner 
Nr, 111 7 vom 14; 7 anuar' 1921 an sämtliche Vereinsverwal- 
noen, betreffend Einziehung newer Beiträge zur Bestreitung 
der Kosten des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen 
Ppeeandt am 19. ar d. T ); 


a am 18. J anuar d. J. $ 
r. 111-9 vom 21. Januar 1921 an die Eisenbahndirektion 
Arte und abSehriktlich an sämtliche SngTer waltungen, 


1. Güterverkehr. 
schaftliches Hett GIb (Stations- | 
tariftafeln usw.) Tiv. F 
Gültigkeit vom 1. Februar 1921 


? (rd der im Versand von den Stationen 
$ loch Stadt und Baiertal für Kalk in 


und 


- aufgehoben. 


ze 
heres Erihafe ER am 24, j* 21 er- 
ene Nummer des Tarifanzeigers, 
ren Inkrafttreten der Erhö- 
grü En censcher 


BI. 1914, 
— Auskunft oeben auch die 
ee ungen: ‚Sowie 


1St ‚die 


| 


deutsch-Bayerischen und den. .Mittel- 
- deutsch-Südwestdeutschen Güterverkehr 
sowie für den Preußisch-Hessisch-Baye- 
rischen Tierverkehr und den Ostdeutsch- 
Mitteldeutsch - Südwestdeutschen 
Tierverkehr enthaltenen Entfernunsen 
und Frachtsätze für die Station Plag- 
witz-Lindenau Preuß, 


Dresden, am 24. Januar 1921. 
Generaldirektion, 
E namens der beteiligten Verwaltungen. 


Lokalbahn-Schnittarif. 
I. Auf Seite 35 Absatz 6 des Hauvt- 
-tarifs und auf Seite 6 des Nachtraes Il 
Station 
Karseth mit Wirksamkeit vom 1... Fe- 


. Adressenverzeichnis 


in Prag. Mit 110. Abbildungen. 
Leipzig und Berlin. 1920. 


Die Leitfäden wenden sich, an die Studierenden, überhaupt 
an alle die, welche knapper, aber wissenschaftlich einwand- 
freier Belehrung über das Wesentliche des Gebietes bedürfen, 
das den Gegenstand ihrer theoretischen Ausbildung und prak- 
tischen Tätigkeit bildet. Danach war dem Verfasser der 
Rahmen für die zu bearbeitenden Leitfäden gesteckt. Auch 
das vorliegende Wierkchen war daher an gewisse Grenzen ge- 
bunden. Es behandelt vorwiegend nur das rein Bautechnische, 
das Entwerfen und Herstellen der Erd-. Stollen- und Tunnel- 
bauten, deren wirtschaftliche Seite an anderer Stelle beleuchtet 
werden soll. Weiterhin sind die Massenermittelung und -ver- 
teilung im vorliegenden Heft behandelt, de Kostenberechnung 
jedoch wird ebenfalls an anderer Stelle vorgetragen. In dem 
angegebenen Umfange erfüllt das Werkchen in trefflicher 
Weise alle berechtigten Ansprüche; es w ird Studierenden wie 
Ausführenden ein willkommenes Mittel ı seln, um sich nach dem 
Wunsche des Verfassers Gehörtes, Gesehenes und Gelerntes 
in Erinneruns zu bringen 


Verla® von B. G. Teubner, 


f} 


Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


betreffend das Verzeichnis der Eisenbahnstationen mit „leich- 
lautender oder Maag Namensbezeichnung (abgesandt am 
24, Januar d. 

NT IEL 212 vom 31. Januar 1921 an sämtliche Vereinsver- 
waltungen, das Eisenbahn-Zentralamt in Berlin und die im 
der Wagenverwaltungen ansesebenen 
vereinsfremden Verwaltungen (abgesandt am 24. Januar d. J.): 

Nr. IV 5 vom 20, Januar 1921 an die Vereinsverwaltungen, 
die im IV. Vierteljahr 1920 zahlpflichtige Bekanntmachungen 
in en ee erlassen haben (abgesandt am 24. Ja- 
nuar 


_ Amtliche Bekanntmachungen 


a) Gehör: der ım Verkehr mit den 

| Bahnhöfen Dossenheim (Bergstr.) 
und Schriesheim für Schotter und 
| Steingrus zu erhebende Frachtzu- 


schlag von 35 3 auf 465 3 für 
100 kg; i 
b) ermäßigt: der im Verkehr mit 
Stb, ohne Ersatz . „den Bahnhöfen der  Butzbach- 
i (92) Licher Eisenbahn für alle Er- 


zeuenisse und Abfälle aus Basalt- 
steinbrüchen (in Wagenladungen) 
von:30 3 auf 15 3 für 100 ke. 
-Näheres enthält die am 20. Januar 1921 
erschienene Nummer. des Tarifanzei- 
"ers. . Das alsbaldige,Inkrafttreten der 
Erhöhungen sründet sich auf die vor- 
‚ übergehende Änderung des $ 6 der 
Eisenbahn-Verkehrsordnun® (R.-G.-Bl. 


-Stadtamhof- 


skunftsbüro, mr, Bahnhof brvar 1921 zu streichen. 1914, Seite 455). — Auskunft geben auch 
terplatz. Se 7284) II. Seite 30 des Haupttarifs ıst bei die beteiligten Güterabfertigungen so- 
den 21. Januar 1921. Rötberbach_b. Lindau der größte zu- wie das Auskunftsbüro, hier, Bahnhof 
- Eisenbahndirektion. : lässive Raddruck auf 6250 kg.zu ändern. Alexanderplatz. (81) 
Fan u Se we . München, 24. Januar 1921. (94) (Ber rlin, den 20. Januar 1921. 
2 re: en, — Bayern = Tarifamt beim R.V. M., ZzB. . Eiseni RT SEN 
tsrh. Netz, — Bayern pfälz. Netz, Binnen-Gütertarif für die vollspurigen 5 A NE 
& 8 I dd nn 8 Linien, Teil II, Heft 2 R Bnschweigische Landes - Eisenbahn. 
er scher und Mitteldeutsch Südwest- Vom 30. Januar 1921 an wird vegel- Zum 1. Januar d. J. ist ein newer 
scher Güt N Preubßisch-Hes: mäßiger Milchverkehr auf dem Perso- Binnen-Gütertarif erschienen. Die 
er üterverkehr, Preußise es menhaltepunkt Wintersdorf zuge- Ausführungsbestimmungen zur Eisen- 
Bayerischer Tierverkehr, Ost- lassen. Wegen der Frachtberechnung bahn-Verkehrsordnung sind gemäß E,- 


h- und Mitteldeutsch-Südwestdeut- 
scher Tierverkehr. 

irkung vom 1. März 1921 erhält 
ıtion Plagwitz-Lindenau Sächs, 
zeichnung Plazwitz- 


kunft. 


Dresden, den 


25. 


wird auf unsern Verkehrsanzeisier ver- 
wiesen, auch geben die Stationen Aus- 


Januar: 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


nau. Gleichzeitir werden die 
ifheften 7, 8, 9 und 11B für 
tation vorgesehenen Entfernun- 
rchweg um 1 km srmäßist und 
” “den Tarifen für den Mittel- 


ab wird 


Gemeinschaftliches Heft CIb (Stations- 
tariftafeln usw.). 200. 
Mit Gültigkeit vom 1. Februar 1921 


V.-0. 8 2 genehmigt. Der Tarif kann 
zum Preise von 3 MN bezogen werden. 
Braunschweig, den. 15. Januar 1921. 


(93) © Die Direktion. (73) 


Preußisch-Hessisch-Sächsischer Tier- 
verkehr. Gemeinsames Heft. 
Mit Gültigkeit vom- 24. Januar 1921 
werden die im Nachtrag II auf S. 18 


— Tfv. 


Nr. 4 


Yortäng des Vereing.. 
Deutächer Eisenbahnverwaltu 


für die Niederlausitzer Eisenbahn vor- 
gesehenen Frachtzuschläge erhöht. Das 
alsbaldise Inkrafttreten der Erhöhun- 
gen gründet sich auf die vorüber- 
»ehende Änderung des $ 6 der Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung (R.'G. Bl. 1414, 
S. 455). Näheres ist aus dem Tarif- und 
Verkehrsanzeiger der «ehemalig Preu- 


Bisch-Hessischen Staatseisenbahnen und . 


aus unserem Vierkehrsanzeiger zu 'er- 
sehen, auch geben die Stationen Aus- 
kunft. (75) 
‚Dresden, am 18. Januar 1921. 
Eisenbahn-Generaldirekilon, 
als geschäftsführende Verwaltung. 
Böntscher Seehafenverkehr mit 
Süddeutschland. 
Mit sofortiger Gültigkeit werden die 


Stationsnamen verschiedener Saarbahn- 


stationen geändert. 
Ferner ist bei den badıschen Stationen 


Kleinlaufenburg Gbf. und Kleinlaufen-- 
burg Pbf. das Zeichen „Bes“ nachzu- 


ist bei 
(74) 


tragen. Das gleiche Zeichen 
Bröckingen zu streichen. 
Hannover, den 15. Januar 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Binnen-Giütertarif für die vollspurigen 
Linien, Teil IL, Heft 1. 

Mit sofortiger Wirkung werden im 

Nebensebührentarif, Abschnitt I, Ziff. 2, 

die Preise der Vordrucke für Fracht- 


briefe der tschechischen Staatsbahnen 


unter (2) um je 25 Heller und diejenigen 
unter (3) um je 50 Heller für ein Stück 
erhöht. 
Dresden, am 19. Januar 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


Gütertarif für die Oberschlesische 
“-Sehmalspurbahn. 

Mit Gültigkeit vom 1. Februar 1921 alb 
tritt Nachtrag III in Kraft. Vom Teil 
F. Tariftabellen erhält der Abschnitt IV 
Bahnhofsfracht eine andere Fassung. 
Stücke des Nachtrags sind zum Preise 
von 25. 3 bei der Stationskasse (Schmal- 
spurbahn) in Beuthen (Oberschl.) er- 
hältlich. (82) 

Kattowitz, den 20. Januar 1921, 
Eisenbahndirektion (Schmalspurbahn). 


Ostdeutseh-Bayerischer Güterverkehr. 

I. Mit sofortiger Wirksamkeit wird 
die Station Hartlieb (Bsl) OR in den 
Tarif aufgenommen. Die Tarifentfer- 
nungen sind zu bilden durch Anstoß von 
7 km an die Entfernunsen für Brockau. 
Die Verkehrsleitung ist die gleiche wie 
für Brockau. 

1l. Mit sofortiger Wirksamkeit. wird 
dıe Station Obermenzinse -(Bay) OR in 
den Tarif aufgeenommen. Die Tarifent- 
fernungen sind zu bilden durch Anstoß 
von 3 km-an die Entfernungen von 
Allach oder München-Laim. Die Ver- 
kehrsleitung ist die gleiche wie für die 
Anstoßstation. 

Ill. Die Station Schrepau (Bsl) ist in 
den Bezirk der Direktion Osten. über- 
EREANKEN, 6) 

München, 21. Januar 1921. 

Tarifamt beim R. V.M. 2. B. 


Österreichiseh-ungarisch-schweizerischer 
Eisenbahnverband. 
Eisenbahn sütertarif, Kilometerzeiger, 
Heft A (Verkehr mit Österreich), gültie 
vom 1. Januar 1914. 
tarıf, Kilometerzeiger, Heft B (Ver- 
kehr mit Ungarn), gültirvr vom 1. Mai 
1914. Eisenbahngütertarif, Teil I, Ab- 


Herausgegeben im. Auftrage des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen 

Geh. Oberregierungsrat Dr, v. m in Berlin. 
Für den Anzeigenteil verantwortlich F, Luckhardt, Berlin so. 

Verlag von Julius Springer in Berlin W. — Druck von H. 8. Hermann & 60 R Berlin SW. 


von dem verantwortlichen Schriftleiter, 


(76) 


Eisenbahnsüter- 


- sehende Abfertigung 


teilung B, allgemeine Tarifvorschriften 


und Güterklassifikation, gültige vom 
ge nn 19172 
Aufhebung von Tarifen. 
Mit Wirksamkeit vom 1. Januar 1921 
werden die obenbezeichneten Tarife ein- 


schließlich der zugehörigen im Ver- 


fügungswese durchgeführten Maßnah-- 


men ohne Ersatz aufgehoben. (85) 
Wıen, am 14. Dezember 1920. 
Österreichische Staatsbahnen, 


namens der beteiligten Verwaltungen. 


2. Personen- und Gepäckverkehr. 


Binnentarif der Oschersleben- 
5 Sehöninger Eisenbahn _ 
Vorbehaltlich der Genehmigung der 


Aufsichtsbehörde werden vom 1. Fe- 


bruar d. J. ab die Fahrpreise erhöht. 
Braunschweig, den 19. 1. 21. (83) 
Der Vorstand. 


Neuhaldensleber Eisenbahn. 

Vom 1. Februar 1921 ab wird für jede 
Gepäck- und Expreßgutsendung «eine 
Abtfertisungssebühr von 40 3 erhoben. 
Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhuns eründet sieh auf die vorüber- 
sehende Änderung des $ 6 der a 
(R.-G.-Bl. 1914, S. 455). 77) 
Neuhaldensleben, 19. Januar 1921. 

Die Direktion 
der Neuhaldensleber Eisenbahn- 
Gesell haft. 


Vom 1. Februar d. J..ab wird- im Ge- 
päck- und Expreßeutverkehr der Neben- 
bahn Möckmühl-Dörzbach für jede zur 
Aumflieferune kommende Gepäck- und 


Expreßsutsendung - eine Abfertigungs- 
sebühr von 0,40 M erhoben. 
Das alsbaldiee Inkrafttreten der 


Tarifmaßnahme eründet sich auf die 
vorübergehende Änderung des $S 6 der 
Eisenbahn- Verkehrsordnung. (78) 
Berlin, den 20. Januar 1921. 
Deutsche Eisenbahn-Betriebs-Gesell- 
schaft Aetiengesellschaft. 


1. Deutsch-Tschechoslowakiseher Perso- 
nen- und Gepäckverkehr. 
2. Vorläufiger Tarif für die 'durch- 
- von Personen- 
und Reisegepäck zwischen Berlin, Dres- 
den und Leipzig einerseits und Wien 
über die Tschechoslowakei andererseits, 
‚Vom 1. Februar 1921 an wird die Ab- 
fertigungsgebühr von 40 3 für jede 
Gepäcksendung auf allen deutschen 
Stationen erhoben. (80) 
Dresden, am 20. Januar 1921, 
Eisenbahn-G: eneraldirektion, 


als geschäftsführende Verwaltung. 


Ami 
mungen über die Ausgabe von Arbeiter- 
rückfahrkarten. geändert. Die 'neuen 


\ Bestimmungen sehen in der Hauptsache 


meben einer Erweiterung des Kreises 
der Bezugsberechtisten erhöhte Preise 
vor.. Nähere Auskunft erteilen die 
Stationen. (79) 
Dresden, am 20. kr 1921. . 
Eisenbahn-Generaldinektion. 


Thüringische Nebenbahnen (Tfv. 2192). 

Ab 1. Februar 1921 treten. im Wechse]- 
personenverkehr zwischen der Mühl- 
hausen-Ebelebener Eisenbahn «einerseits 
und der Greußen-Ebeleben-Keulaer: und 
Hohenebra-Ebelebener Eisenbahn. ande- 
perseits ermäßiste Fahrpreise in Kraft, 


März 1921 erden die Bestim- : 


dagegen werden die Expreßgutfrachten 


Ds 


gune von Gepäck und Expreßgut 40 


. preßgutsendung versetzt. 


ab gleichem Tage erhöht. Das alsbaldıak 
Inkrafttreten der. Erhöhungen sründes 
sich auf die vorübergehende Änderung 
des & 6 der EVO. (R.-G.-Bl. 1914, S. 455) 
Berlin, den 25. Januar 1921. 
Centralvcrwaltung für- Sekundärbahn 
Herrmann Bachstein, 

zugleich namens der Mühlhausen-Ebe- 
lebener Eisenbahn, ; 


Neubrandenburg-Friedländer Eisenba hi 
Vom 1, Februar 1921 ab wird für } 


Das- alsbaldigee Inkrafttreten der 
höhung gründet sich auf die vorü 
gehende ee des $ 6 der E' 
(R.-G.-Bl. 1914, S. 455). { 
Berlin, den B5, "Januar 1921. 
Centralverwaltung für Sekundärbahner er 
lferrmann Bachstein. 


Crefelder Eisenbahn. 
Vorbehaltlich der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde werden mit Wirkun 
vom 1. Februar d. J. für jede Abfert 


AÄbfertigungsgebühren erhoben. 
Crefeld, den 21. Januar 1921. 
. Die Direktion. 


Preußisch - Sächsischer Staatsbahn - P 
vatbahn-Personen- und Gepäckverkeh 
- Vom 1. März 1921 ab erhöhen sich di 
Personenfahrpreise im Verkehr 
Stationen der Greifenberge 
Kleinbahn um 1 M.40 3 bis 2 4 
70 3 in 2. Kl. und um 1 M 40 3. bie 
2-M 0 3: KE 
Nähere Auskunft erteilt die Bere \ 
direktion der : Vereinieung hinterpom 
merscher Kleinbahnen ın Stettin. (9 
Hannover, den 24. Januar 1921. 
- Eisenbahndirektion. 


(X 


Binnentarif für die Hessischen Neben- 
bahnen im Privatbetrieb. - 
Vorbehaltlich der®Genehmigung. dur 
die Aufsichtsbehörde wird ab 1. Feb 
4. J. die Einschreibegebühr von 20 
durch eine Abfertisunessebühr von 40 
für jede aufgelieferte Gepäck- und 


Darmstadt, am 20. Januar 1991. j 
_ Süddeutsche Ricoiihalın Gesellschatll 
-. Die Direktion. 


* Bentheimer Kreis-Bahn. 
Vorbehaltlich der Genehmigung "du 
die Aufsichtsbehörde werden mit Wi 
samkeit vom 1. 2. d. J. für jede Abferti 
gung von Gepäck- und Expreßgut 40 # 
Abfertigungsgebühr erhoben. “ 

Das alsbaldige Inkrafttreten 4 
Maßnahme gründet sich auf die vor 
gehende Änderung. des $ 6 der E 
bahn- Verkehrsordnung. 

Bentheim, den 19. Januar 1921, 

Betriebs-Direkt, 


Gemeinsamer Binnenrtarif. der Bregtal 
beit Kaiserstuhlbahn ‘und Zell- Todt 
nauer Eisenbahn. | 
An Stelle der bisherigen Einschreil € 
gebühr von 20 3 wird ab 1. Feb 
1. J. eine Abfertigungszebühr von w 
für jede aufsselieferte Gepäck- und E 
preßeutsendung erhoben. “4 
Die Abweichung von 8 6 (5) E. V. 0. 
senehmigt. 
Darmstadt, am 20. Taler 1921. 
Süddeutsche Bisenbaln-Össellschaft, 
Die Direktion. : 


PB, 
: = Schniftleitung: Berlin W. 9, Köthener Str. 28/29. 
Se re Berlin, den 3. Februar 1921. : LXI. Jahrgang 
Inha 1 € 2 
: en in. 2ER "Technischen ; Österreich: Engquete Er Bien- - — .Dauernde Wanderausstellung in 
= Ver inbarungen vom J. ahre 1909. bahntarife. — Güterverkehr. mit Ungarn. — Die Lase der _ungarl- 
3 dem 8. H.S.-Staate. — Wasserkraft- schen. Donauschiffahrt. 
NS und ‚Schutzkleidung. En Su aponen Bode a nen önter: BR =, ee = he ee: 
reichischen odenkreditansta .— erschiebunsen in den wirtschaft- 
N Verkehr a Eisenbahmlirek ion Luftverkehr. . Außergewöhnlich liehen Betriebsergebnissen  schwe- 
ungs jahre 1919 und. 1913. hohe Preise Bi: der "Salzbursier discher Staatsbahnen. — Eisenbahn- 
AS] ee aßenpahn, — Die en des Ken in Schweden, == ee 
Kerzuon en. uftverkehrs in-  Österrei6 en ergebnisse „der -. Schweizerischen 
utung der es nn Te ie - Frachtzuschlag für Steinkohlen- Bundesbahnen im Jahre 1920. — 
PIC, \ transporte über den Semmering. Kanadische Aussichtswagen in Ita- 
J)eutschland: - Eisenbahn - Vier- Ungarn: Wichtise ‚Mitteilungen des lven. — Freie Fahrt für englische 
= ehrsordnung. — Erhöhung der Handelsministers. — Güterverkehr = Parlamentsmitglieder. _ Neue 
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Das Signalwosen in den Technische Vereinbarungen vom Jahre 2909, 
Von Dr. Hans 3.55 "Martens. 


Fe Tran hung des Vereins Ders Eisenbahnver- kaüpften Bande so gut wie zerrissen sind und einstweilen 
tungen vom 3./5. September 1908 zu Amsterdam ist die | nur langsam und unvollkommen _wiederhergestellt.. werden 
ch heute gültige Fassung der „Technischen können, dringlicher und wichtiger denn je. Neue Aufgaben 
barungen über den Bau und die Be-| sind else der in den letzten Jahren; gemachten Erfahrungen 
einrichtungen der Haupt- und Neben- a eknnen. Der Verein sollte nicht zögern, sich tat- 
ne (T. V.) beschlossen worden. Unter dem 1. Januar kräftig an die Bearbeitung der neu zu schaffenden oder um- 
olgte die Herausgabe der neuen T. V. von der geschäfts- | zuformenden Einrichtungen zu machen. Die Schwierigkeit der 
den Verwaltung, wodurch die in der Vereinsversamm- | europäischen wirtschaftlichen Verhältnisse drängen auf Ver- 
vom 28 m. Juli 1896 zu [Berlin beschlossene Fassung un- 'einfachung und Vereinheitlichung der EisenbgAntechnik und 
- Zwischen beiden ‚Fassungen liegt also, abge- | des Eisenbahnverkehrs, und deshalb wäre es sehr zu wün- 
von. einigen. Nachträgen, wein Zeitraum von 12 Jahren, | schen, daß der Verein. seine Einrichtungen weiter ausbaute, 
2 Neufassung der T.V. wird von den. beteiligten Verwal- und daß die bisher noch abseits stehenden Nachbarländer, die 
N er Dank begrüßt. worden sein, und die mühevolle | rein sachliche und wirtschaftliche Pläne im Eisenbahnverkehr 
verfolgen, sich ihm unter Ausschaltung’ politischer Gesichts- 
BE oe aan eh Aigen Verkehr auf dien | punkte anschlössen. Mit dem Nieuaufbau und Wiederaufbau 
d Nebenbahnen des Vereins Deutscher Eisenbahn-'| des Vereins wird eine Neuberatung der T. V. verbunden wer- 
gen hinsichtlich der technischen Einrichtungen zu | den müssen. Der neweste Stand der Meinungen in T’heorie 
d die Betriebssicherheit zu erhöhen“. | und Praxis des Eisenbahnwesens wird in eine Neufassung 
en sind‘ weitere 12 Jahre ins Land gegangen, der | der T, V. hineinzuarbeiten, die „bindenden“ Bestimmungen — 
tscher Eisenbahnverwaltung oen ist auch von den | Druck mit fetter Schrift — werden zu erweitern sein, wenn 
eltkrieges "nicht unberührt „geblieben. Er hat | auch das Mißliche, das in jeder bindenden Bestimmung liegt, 
seines Geltungsgebiets verloren. Andererseits | die nur zu leicht geeignet ist, die freiere Entwiekelung zu 
ein Aufgaben heute, wo die durch das Berner hemmen, nicht verkannt werden soll. Bisher ist der Haupt- 
en und. andere internationale Vereinbarungen | anteil der bindenden. Bestimmungen auf den Abschnitt B, 
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Bau und Unterhaltung der Fahrzeuge, ee be denen 
die Übereinstimmung einer großen Anzahl baulicher: Einzel- 
heiten der Fahrzeuge die Voraussetzung für den beschleu- 
nigten und einfachen Übergang von Personen und Gütern 
ohne Wagenwechsel und Umladung von einer Vereinsbahn auf 
die andere ist. ‘Weniger tritt dieser Zwang in die Erschei- 
nung bei den Abschnitten A Bau und Unterhaltung der Bahn, 
C Teelegraphen-, Signal- und Sicherungswiesen und D !Betriebs- 
dienst; am meisten noch im Abschnitt A für das Gleis. 

"Wünschenswert muß aber die  weitestgehende Vereinheit- 
lichung im Signalwesen, der Seele der Sicherheit im Betriebs- 
dienste, erscheinen. Häufig laufen die Lokomotiven benach- 
barter : Verwaltungen zum Nutzen eines guten Dienstplans, 
der gleichbedeutend mit Sparsamkeit in der Personal- und 
Lokomotivgestellung sowie im Kohle- und Ölverbrauch ist, 
nicht unbeträchtliche Strecken auf den Nachbarbahnen. Dem 
Lokomotivführer die Beachtung von Signalen zweier ver- 
schiedener Signalordnungen zumuten, heißt die Betriebssicher- 
heit herabsetzen. Diese Erkenntnis hat im In- und Ausland 
dazu geführt, auf größtmögliche Einheitlichkeit im Signal- 
wesen örtlich zusammengeführter und gemeinschaftlich be- 
triebener Strecken von an sich‘ fremden Bahnverwaltunger; 
hinzuarbeiten; die geschichtliche Entwicklung des deutschen 
Signalwesens, die vor dem Weltkriege bekannt gewordenen 
neuzeitlichen Bestrebungen gleicher Richtung in Amerika, 
Österreich und Frankreich - sind die klassischen Zeugen 
hierfür. 

Erleichtert werden die Aufgaben zur Ver ns des 
Signalwesens durch die Klärung der Anschauungen über die 
Grundzüge einer Signalordnung. Mag die Persönlichkeit des 
leitenden Signaltechnikers noch so kraftvoll sein und das 
eigene Urteil zu behaupten wissen, sie wird sich einer Reihe 
von signaltechnischen Grundsätzen nicht verschließen können, 
die wegen ihrer Allgemeingültigskeit bereits internationales 
Gemeingut der Eisenbahnen hätten werden müssen. Bereist 
man in- und ausländische Bahnen, so ist man erstaunt über 
die noch immer bestehende Mannigfaltigkeit der Signalformen 
und findet den Schlüssel zu der geringen Anzahl bindender 
Bestimmungen über das Signalwesen in den T. V. in den 
Bedenken aller Art gegen Änderungen, in der Furcht vor 
dem Verdacht der Nachahmung oder des Mangels an eigener 
Gestaltungskraft und letzten Endes in dem Sieg der „erfahre- 
nen“ Altfesten über die jüngeren Neuwilligen. Erst in den 
letzten. Jahren vor dem Weltkriege sah man vielfach tief ıein- 
sehneidende Umwandlungen in den Signalordnungen vor sich 
gehen, nachdem der dichtere und schnellere Zugverkehr förm- 

‚lich dazu gedrängt hatte, das vorhandene Signalwesen keiner 
strengen Durchprüfung zu unterziehen. Den eigentlichen An- 
stoß gaben die hohen Schnellzugsgeschwindigkeiten, in denen 
sich In- und Auslandeisenbahnen zu überbieten suchten. Das 
Gebot der Sparsamkeit wird diesem Wettrennen eine wohl- 
tuende Beschränkung auferlegen, und doch sind die Fahr- 
geschwindigkeiten noch hoch genug, die Verbesserung des 
Signalwesens grstrebensweert erscheinen zu lassen. Der Wekt- 
krieg hat diese Arbeiten wohl zu verzögern, aber nicht zu 
unterdrücken vermocht. Hatte langie Jahre die heilige Scheu 
vor dem Überlieferten es zu verhindern vermocht, am Signal- 
wesen, den Grundfesten der Betriebssicherheit, die oft be- 
denklich erschüttert schienen — zu rütteln, so scheint doch 
die Erkenntnis heranzureifen, daß Grundsätze und Signal- 
formen, welche die wissenschaftliche Signaltechnik als theo- 
retisch und praktisch richtig bezeichnet, möglichst bald zur 
Einführung angenommen werden müssen. Auch hat die Er- 
fahrung gelehrt, daß die Furcht vor der von ängstlichen Na- 
turen als so gefahrvoll bezeichneten Übergangszeit bei der 
«„Einführung neuer Signalbilder beim kraftvollen Zugreifen 
hicht gerechtfertigt war. Nun ist in der ‚Psychologie eine 
Helferin') erwachsen, die gestattet, auch über Signalbilder ob- 


2) Zu vergleichen Nr. 6/1919 dieser Zeitung: Die Psycho: 
log1e der Eisenbahnsi gnale auf der Grundlage des Versuchs. 
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 jektive, vom Su Biokiesen Thal eines Sachverständigen. una 3 


‚drei Stellungen .als"Ersatz für das zweiflügelige Hauptsignal 


“um das in Beschaffung kostspielige und so viel teure Hand 


‚schwedischen Staatseisenbahnen oder Entwicklung einer Weiß- # 


‘als Merklicht an den Zügen und Ersatz durch weine signal- 


- Zeitung de Vereins E- 
Dear BiSubahnverwaltungen, { 


hängige Gutachten aufzustellen. 

Die Neubearbeitung der T. V. wird ichies Signalfragend 
zur Entscheidung bringen müssen, jene von allgemeimer, 
grundlegender Bedeutung zunächst, ‘damit das Ergebnis der - 
Beratungen. als „bindende“ Bestimmungenin die T. V. auf- 
genommen werden kann. Als solche der Lösung noch war- 
tenden Aufgaben seien genannt: die klare Begriffsbestimmung : 
von Signal und Merkzeichen und ihr Einfluß auf die Ge- 
staltung der Formen und die Verwendung der Liehterfarben 
für beide; der Entwurf eines einflügeligen Hauptsignals mit 


Die Beseitigung des zwar ehrwürdigen, aber nicht mehr zu 
rechtfertigenden dreiflügeligen Hanptsignals. Die Berichti- E 
gung?) der Dunelsignale für freie Fahrt im durchgehenden 
Gleis (Fahrt mit unverminderter Geschwindigkeit) und. für 
freie Fahrt in die Ablenkung (Fahrt mit ermäßigter Gesch E 
digkeit) am Hauptsignal, ‚damit. bei teilweise erlöschenden 4 
Signallicht sich‘ das zweitgenannte Signalbild (zwei. grüne. 
Lichter übereinander) nicht in das erstgenannte (ein grünes 
Licht) verwandelt und dadurch eine Vorbedingung zu einem 
Unfall. geschaffen wird. Der Entwurf seines dreistelligen 
Vorsignals, dessen Notwendigkeit in den letzten Jahren nicht 
mehr bezweifielt wird. Der Entwurf eines Durchfahrsignals 3 
an (Bahnhofseinfahrten, wozu die zweckmäßige Vereinigung 
des Einfahrhauptsignals und Ausfahrvorsignals am-Mast des - 
Einfahrhauptsignals schon längst den. Anstoß gegeben haben 
sollte. Die Ausnutzung der Fortschritte der Leuchttechnik, 


arbeit erfordernds Petroleum nach Möglichkeit durch zentral- 
erzeugte Leuchtmittel zu ersetzen. Die Anwendung von Blink- 
lieht nz Erfüllung mannigfacher Forderungen: Kennzeich- 
nung nicht erwarteter Notsignale, Unterscheidung des Rot 
und Grün selbst für Rotgrünblinde nach dem Vorgehen der 


Rot-Signalordnung?) ohne Grün, Beseitigung des grünen Lichts 


fremde Merklichtfarbe. Das sind wahrlich der Aufgaben 
genug, die eingehende Beratungen der Signalfachmänner der 
bisherigen Vereins- und anderer an den Verein vielleicht An- 
schluß suchender Verwaltungen erforderlich erscheinen lassen. 

Aber neben diesen sachlichen Gründen wird auch die äußere 
Form des Abschnitts Signalwesen in den T. V. seine gänzliche 
Neubearbeitung notwendig machen, für die die nachebehendeng 2 
Betrachtungen einige Anregung bieten mögen. B 

Dje”bindenden Bestimmungen für das Signalwesen in 
schnitt C. Telegraphen-, Signal- und ee der | 
T. V. vom Jahre 1909 sind für: 


_ Hauptbahnen 


Nebenbahnen 

S 144. a 
@) Die Stationen sind mit 
Einfahrsignalen zu versehen,‘ 

‘(*) Bewegliche Brücken und In Sehienenhöhe gelegene. 


Bahnkreuzungen EP BE. 
sowie außerhalb der Stati- GERIET Sn 
onen gelegene unverschlosse- R “ A 


ne Weichen > 
- . Sind durch Hauptsignale zu 1 decken. | Be 
e) Hauptsignale dürfen, wenn sie Halt zeigen, von Zügen, 


Aa ae sie gelten, eat ‚überfahren ‚werden, i ee 


Suse 
@) Jet et : > U 
; -Rot bedentet FR Halt. 


Das ish. gewiß. eine necht ‚kleine Anzahl; die aber in den 
E; v ‚vom ‚Jahre 1897 beschränkt war. auf « ei. 


2) Zu er ärken: "Neue. norwegische Signalordnung. am 
Organ, Heft 24. 1920. . ER 

3) Zu vergleichen Nr. 44 bis 46, 1917 dieser Zeitung: 
Signalordnung np grünes Licht. BR 


& St 818. _ 
Er) Zu Sichteignalen für die Züge dürfen bei Dunkelheit 
nur die Farben weiß, grün und rot verwendet werden und 
a muß ausdrücken 

. Rot — „Halt“. 


Neben. den wenigen bindenden. Bestimmungen enthalten die 
a an, noch eine große Anzahl von nichtbindenden Bestim- 
mungen, deren Beachtung empfohlen wird; einige hiervon 
‚sind aber beiriebsnobwendig und werden önde Kraft er- 
jalten müssen. 
Das Signal für Shlsnkende Fahrten ist nicht zu entbehren, 
mag es nun für den. Lokomotivführer als Langsamfahr- oder 
reines Wegsignal gelten sollen. Die Signalordnuhgen 
D eutschlands, Österreichs, Dänemarks, Englands und Belgiens 
be Beim seine Unentbehrlichkeit. Der letzte Absatz von 
144 (t) wäre dementsprechend abzuändern; die Ziffer 1 
irde bindend werden. 
B" P> älteren T. V. schreiben Vorsiguhle nur dann vor, wenn 
„das ‚ rechtzeitige Wahrnehmen des Hauptsignals nicht -ge- 
sichert erscheint“. Die neuen T. V. schreiben für jedes Haupt- 
nal ein Vorsignal vor. Bei Ausfahrsignalen wird es für 
he Stationen "empfohlen, die von Zügen ohne Aufenthalt 
chfahren werden. Es kann kein Zweifel bestehen, dab 
se Bestimmungen bindend werden müssen. 
ach $ 44 (’) soll das Vorsignal die Halt- und Fahr- 
llung ‘des Hauptsignals anzeigen. Diese unter dem Druck 
üblichen zweistelligen Scheibenvorsignals abgefaßte Vor- 
ft muß ergänzt werden durch den: Zusatz, daß die Fahr- 
lung. für Fahrt im durchgehenden Gleis und in die Ab- 
ung am Vorsignal angekündigt werden muß. Denn die 
wendigkeit der Vorbereitung auf: den dritten Begriff „Ab- 
nkende Fahrt“ am Hauptsignal ist so klar erkannt,.daß die 
e estaltung des dreistelligen Vorsignals nicht mehr lange auf 
ich warten lassen darf. Wenn auch die Tiechniker-Versamm- 
in _ des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen vom 
e 1912 eine befriedigende Form a ssstelligen. Vor- 
mals noch nicht hat zu Versuchen vorschlagen können, so 
d doch diese Frage nach dem iBeschluß „ins Auge zu 
‚en sein“, d. h. sie wird kaum je wieder vor ihrer Lösung 
ı der Tagesordnung verschwinden. Die Neufassung us 


g des reignale unter Ba echendei Änderung der 
veihe (b) berücksichtigen müssen. 

er den Abstand des Vorsignals vom Hauptsignal sagen 
# ar: im Se 144 0): »Der Abstand zwisehen nn und 


ar benötigt, um vor en nr zum Halten 
mmen“ Die Bestimmung bringt sprachlich nicht ganz 
zum Ausdruck, was sie sagen will; sie müßte etwa Iaabenn 
er Abstand zwischen Haupt- und os soll mindestens 
eich dem längsten Bremsweg sein, dessen ein am Vorsignal 
s voller Seneckengeschwindiekeit gebremster Zug bedarf, 
r dem Hauptsignal zum Halten zu kommen.“ Die bei 
chiedenen Neigungen und Fahrgeschwindigkeiten «in- 
den Bremswege sind aus einer den T. V. beigefügten 
wegtafel zu entnehmen. Auf Grund dieser Werte lassen 
ch Bremswegabstufungen bilden, die über längere Strecken- 
ehnitte möglichst in einer Größe als Abstand des Vor- 
s vom Hauptsignal anzusetzen sind, um dem Lokomotiv- 
: die Streckenkenntnis zu erleichtern; das Vorsignal 
er die Auf. E99 eines Bremsmerkzeichens- mitüber- 


en Signale“ er = muß z. T. indend. wer: der 
3 "wichtige bindende Vereinbarungen ergänzt werden. 
Satz „Für die Hauptsignale wird die Flügelform em- 
% muß, He der Rede uupg der ee für = 
Auch 


.der Abstand zwischen Vorsignal und Hauptsignal aber 


| 
Z 
| 
an 


| der erste Satz in. Ziffer 2 ist zur bindenden Vorschrift zu 


erheben. Über die Form des Vorsignals sagen die T. V. 
nichts ; die oben genannte Techniker-Versammlung hatte sich 
eingehend mit ihr beschäftigt, aber die wohl nicht alle Signal- 
und Maschinentechniker befriedigende Antwort niedergelegt, 
daß das vorhandene Vorsignal. (das in mannigfachen Formen 
vorliegt) an Sichtbarkeit genüge. Da das Vorsignal nach des 
Engländers H. R. Wilson Ausspruch „der Schlüssel zur 
Situation für den Lokomotivführer‘“ (Bulletin, 1908, Nr. 8) ist, 
als 
Bremsweg, wie die Praxis lehrt, nicht immer ausreicht, so 
muß von ihm eine möglichst gute Fernsichtbarkeit verlangt 
werden. In der empfehlenden Form muß diese Forderung 
mindestens in die T. V. Aufnahme finden. 

Von weittragender Bedeutung ist die Vorschrift, daß die 
Tagsignale nicht durch die Farbe, sondern nur durch die 
Form ausgedrückt werden sollen. Man sollte jedoch hinzu- 
fügen, daß die Fernsichtbarkeit der Haupt- und Vorsignale 
durch zweckmäßige Wahl des Standorts — Schattenriß am 
Himmel -— ‚und der Farbe — Gegensatz zum Hintergrund — 
möglichst zu erhöhen ist. Der Grundsatz „die Form und nicht 
die Farbe bei Tagsignalen“ verlangt eine sorgfältige Durch- 
bildung der drei Gruppen: Haltscheiben, Langsamfahrscheiben 
und Merktafeln; Für die erste Gruppe eine sich in der 
Wegerechten lang ausstreckende geometrische Figur — ein 
auf die Langseite gelegtes Rechteck —, für die zweite Gruppe 
eine um sinen Mittelpunkt sich gleichmäßie verteilende 
Fläche; die besten Vertreter sind der Kreis, das Quadrat auf 
eine Seive oder übereck gestellt und das Eis cheeitine Dreieck, 
auf eine Seite oder eine Spitze gestellt. . Für Merktafeln bleibt 
nun noch eine in der Senkrechten lang ausgestreckte Fläche 
übrig, d. h. ein auf die kleine Seite gestelltes langgestrecktes 
Rechteck. Auch ein gleichschenkliges Dreieck mit großer 
Höhe, auf die Grundlinie oder Spitze gestellt, oder Dreieck 
und Quadrat senkrecht übereinander angeordnet geben den 
Eindruck der senkrecht langgestneckten Fläche. Wenn der 
Leser sich die Formen der drei Gruppen nebeneinander auf- 
skizziert, so wird ihm der auffallende Unterschied besonders 
deutlich erscheinen. Daß nicht alle vorhandenen Signale und 


.. Merkzeichen dieses leichtverständliche Unterscheidungsmerk- 


mal tragen, wird dem Signalkenner dabei gegenwärtig werden 
Der $ 145 (!) wird eine Einschränkung erfahren müssen für 

den Standort der Hauptsignale, etwa wie folgt: „Zum Nutzen 

der Fernsichtbarkeit darf für Hauptsignale ausnahmsweise 


' mit Gemehmigung der obersten Aufsichtsbehörde von dieser 


Vorschrift abgewichen werden; denn tatsächlich sind Haupt- 
signale, um sie rechtzeitig dem Lokomotivführer sichtbar zu 
machen, abweichend von jener Vorschrift aufgestellt. 

Eine weitere Ergänzung wird in Ziffer (?) einzufügen sein: 
„Die Signalbilder der Vorsignale bei Tage und: bei Nacht 
sind ungefähr in Augenhöhe des Lokomotivführers anzu- 
bringen“. Dieser allgemeingültigen Anschauung wird man 
die b»indende Kraft nicht versagen können. 

: An der einzigen bindenden, die Dunkelsißnale angehenden ° 
Bestimmung in den neuen T. V.: „Rot bedeutet‘ stets Halt“ 
läßt sich erkennen, wieviel noch von der ungeheuren Mannig- 
faltigkeit der Eisenbahnsignale früherer Zeiten (50 bis 60) 
sich bis in unsere Tage hinein erhalten hat, und wie das 
Festhalten am Altgewohnten verhindert, in großzügiger Ein- 
heitlichkeit auf den Strecken der YVereinsverwaltungen Farben 
für die Dunkelsignale zu verlassen, deren Mängel zweifelsfrei 
sind, und solche anzunehmen, deren Brauchbarkeit für den 
Eisenbahnbetrieb in langen Jahren des Versuchs erwiesen ist. 
So sollte ungeblendetes (weißes) Laternenlicht zu Signal- 
befehlen aus Gründen, die an dieser Stelle keiner Erläuterung. 
mehr bedürfen, nicht mehr verwendet werden: Amerika, 
England, Dänemark, die Schweiz, Italien kennen weißes 
Signallicht nicht mehr. Die Neufassung der T. V. muß das 
bindende Verbot weißen Signallichts bringen. Daß man von 
der Einigung über die Lichterfarben bei Abfassung der T.V. 


"Nr. 5 


vom Jahre 1909 noch weit entfernt war, zeigt: das Fallenlassen 
der bindenden Bestimmung in den alten T. V., ‘die zu Sicht- 

signalen für die Züge bei Dunkelheit nur die Farben Weiß, 
Grün und Rot zuließ. In der Form dieser Bestimmung ähnlich, 
aber sachlich verändert werden die zulässigen Lichterfarben 
Rot, Grün, Gelb (Orange, Brandgult, Amber-coloured)- auf- 
geführt werden müssen mit dem Zusatz, daß gegen Blink- 
licht, sowohl in ungeblendetem, weißem wie farbigem Licht, 
nichts einzuwenden sei. Die Vorschrift erscheint dringend 
geboten, um die Einführung des Blinklichts in den Eisen- 
bahnsignaldienst nicht zu hindern. Die Verwendung gut be- 
leuchteter Tagessignale, selbst wenn sie signaltechnisch ein- 
wandfrei wären, wird für die weitere Zukunft wegen der 
allgemeinen und noch large andauernden Weltarmut und 
daraus folgender hoher Betriebskosten für die großen Leuchi- 
quellen kaum noch in Frage kommen. 

Satzteil in $ 145 (?) wäre daher entbehrlich, muß aber bis 

auf weiteres beibehalten werden mit Rücksicht auf die vor- 

handenen Signale dieser Art. Erforderlich aber ist ein Hin- 
weis, daß beleuchtete Tagessignale für Geschlossen fahrende 

Züge unzulässig sind. Die Begründung liegt in ihrer mangel- 

haften Fernsichtbarkeit. _ 

Im Zusammenhang mit den Dunkelsignalen ist die Hervor- 
»hebung des Unterschredes zwischen Signallicht und Merklicht 
zweckmäßig. Damit die grundsätzliche Bestimmung ausge- 
sprorchen werden kann, daß die Signallichterfarben, die einen 
„ Befehl oder eine Erlaubnis ausarücken, nie zu Merklichtern 
verwendet werden dürfen, die lediglich einen wichtig zu 
wissenden Zustand kenntlich machen sollen. Um ein Beispiel 
anzuführen: Die Laterne am Hauptsignalmast gilt dem Zuge 
entgegen für den Lokomotivführer einen Befehl durch rotes 
oder grünes Signallicht, während sie nach rückwärts durch 
volles oder weißes Sternlicht den jeweiligen Zustand, in dem 
sich das Signal befindet (Halt oder Freie Fahrt), dem Bahn- 
hofspersonal übermittelt. 

Für die Zugsignale lassen sich auch einige allgemein gül- 
tige und deshalb allgemein anzuerkennende Vorschriften als 
bindend aufnehmen. Hier wird man sich zunächst einmal 
klar werden müssen, daß die Lokomotivlaternen an der Spitze 
des Zuges kein Signallicht geben, sondern nur „zur Kenn- 
zeichnung der Spitze des Zuges“ dienen sollen, also. Merk- 
lichter sind, ebenso wie die Kennzeichnung des Zugschlusses 
nach vorwärts in der Fahrtrichtung tatsächlich sein Merklicht 
ist, während die „nach hinten rotleuchtenden Laternen“ sein 
richtiges Signal,’nämlich das Haltesignal für einen Folgezug 
darstellen. 2 

Wenn der Grundgedanke Boden gewinnt, daß möglichst 
wenige Signale im eigentlichen Sinne am Zuge gegeben wer- 
den sollen, so kommt man von den sogenannten Signalen (die 
nur Merkzeichen sind) zur Bekanntgabe eines nachfolgenden 
oder in entgegengesetzter Richtung kommenden Zuges los und 
behält als wirkliche Zugsignale nur den Zugschluß und die 
Spitze des Zuges bei der Fahrt auf dem unrichtisen Gleis 
übrig. Für beide als Haltesignal anzusprechende Signale ist 

nur rotes Licht, Äber nicht in Veerbindung mit andersfarbigem 
‘ Licht, zulässig. Das Doppellicht Rot-Weiß an der Lokomo- 
tive, Signal 15 b im Signalbuch‘) der deutschen Eisenbahnen 
bei Fahrt auf falschem Gleis, vor einigen Jahren auf An- 
regung der Lokomotivführer eingeführt, hat wenigen prak- 
tischen Nutzen für die Betriebssicherheit durch Beleuchtung 
der Strecke durch €ine weißleuchtende Laterne, wirkt mehr 
psychologisch-beruhigend auf den Lokomotivführer, stellt 
aber ti.eoretisch ein falsches und praktisch ein in Fern- 
wirkung recht mangelhaftes Signalbild dar. Der Gefahrzu- 
stand der Fahrt auf falschem Gleis kann nur wirksam durch 
rotes Gruppenlicht und nur solches angezeigt werden, das 
Signal- und Merklicht zugleich ist, wenn auch in überwiegen- 
der Bedeutung des Signalbildes für unbedingtes Halt. 


*) Zu vergleichen Nr. 13/1909 dieser Zeitung: „Die Signale 
15b und 18. des deutschen Signalbuches.“ 


die Ziffer 3 im $ 146 „Zu Lichteignalen für die Züge solle 


auf weite Entfernung die Zuggattung hätten erkennen können. 
Wenn konstruktiv- und betrieblich “ keine Schwierigkeiten zu 


Der entsprechende | 


. der Ausmerzung 


 kerauszunehmen, um letztere beiden. dem Abschnitt Betriebs“ 


Die Signale mit Horn und Mundpfeife sind im $ 143. Trnd 


 gleisen, namentlich für schmellfährende Züge, nur eine seh 


‘Daß 
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bei Dunkelheit nur die Farben Weiß, Grün und Rot ver: 
wendet werden“ gestrichen werden muß, folgt aus den-vorher- 
gehenden Darlegungen. 

Theoretisch erscheint es günstig, 
fahrende Züge (Schnell-- und Personen und lang- 
samfahrende Züge (Güterzüge) durch auffällig vonein- 
ander unterschiedene Gruppierung der Laternen an der 
Spitze des Zuges kenntlich zu machen. Mancher Unfall hätte’ 
sich vielleicht vermeiden lassen, wenn die Signalwärter schon 


bei Dunkelheit schnell- 


befürchten ‚wären, könnte man zwei Lichter in Senkrecht- 
stellung (Dänemark) und zwei Lichter in Wagerechtstellung 
als zweckdienliche Gruppenlichter empfehlen. Da diese 
Frage noch nicht genügend stadiert ist, so kann wein sie kenn- 
zeichnender Schriftsatz in’ die T. V. zurzeit noch nicht aufge: 
nommen werden. Aber die Fachgenossen vom Betriebs- 
mäschinen- und Signaldienst mögen sich der Frage annehmen, 


'um über sie durch praktische Versuche ein Urteil zu gewinnen. Rn 
. Man wird sich der Forderung nicht verschließen können, daß 


der $ 146, Ziffer 1 und 3 sorgfältiger Umarbeitung bedarf, 

‚Mit einer sachlichen Ergänzung und Berichtigung der T. V. 
entsprechend den neuzeitlichen Anschauungen im Signalwesen 
wird seine sorgfältige Durchprüfung hinsichtlich der Anord- 
nung des ganzen Abschnitts und sprachlicher Härten: sowie 
von gut ern setzbaren Fremdwörtern vorzu- 
nehmen sein. = 

"Zunächst ist es ratsam, dem Abschnitt wegen RS Bedeual 
des Signalwesens die Überschrift ‚Sirualwegen®; zu geben und 
demgemäß das Telegraphen- und Sicherungswesen aus ihm 


dienst und Bau an Unterhaltung der Bahn einzureihen oder 
selbständig erscheinen zu lassen; denn die S 141, Telegraph 
und Fernsprecher, $ 148, Weisken und Signalsicherungen, : und 
$ 148, Streckenentlastung, sind z. T. un. u a 
sicherungstechnische Angelegenheiten. 


bare Signale“ aufgeführt. Ganz abgesehen davon, daß es nur 
tragbare Signalmittel gibt, und daß Horn- und Mundpfeife D- 
signale hörbare Signale sind, handelt es sich nur um ganz be e= 
stimmte Signale, die in der Überschrift gekennzeichnet werden N 
sollen. Es sind nämlich Signale von der Strecke aus gemeint, 
die an den Zug gegeben werden. Es ist auch ganz unwesent- 
lich, wer sie gibt. Es kann im Notfalle jeder beliebige Eisen- 
bahner sein. Die Überschrift würde besser lauten: „Außer 
ordentliche Signale auf der Strecke“. | 

Demgegenüber handelt es sich im S 144 „Feststehend [e 
Signale“ um ordentliche, ortfeste Signale. Das Wort „test 
stehend“ ist hier eime sprachliche Härte, Der Wnterschied 
zwischen ordentlichen und außerordentlichen Signalen müßt 
sowohl in den T!V. als auch in einer Neufassung der Signal 
ordnung mehr herausgearbeitet; werden. So würde die (r 
schrift, „Ordentliche Signale den $ 144 inhaltlich völlig « 
schöpfen. 

Die "Weichensignale sind in diesem 8 144 nieht richtig ein- 
geordnet, wenn man sich erinnert, daß die Weichenlaterner 
lediglich Merkzeichen darstellen, die in durchgehenden Haupt- 


untergeordnete Rolle spielen. Formsignale mit tag- und nacht 
gleichen Signalbildern, wie sie an Weichen üblich sind, könne 
als Signale im eigentlichen Sinne nicht angesprochen werden 
Wenn auch im Sprachgebrauch der Ausdruck Weichensig 
beibehalten werden wird, bis eine sprachbequeme, sachl 
treffendere Bezeichnung gefunden. worden ist, so wird. 
Merkmal für die Stellung der Weichen deswegen doch k 
Signal, was immer im Gedächtnis zu behalten ist. 2 

“Wie im Signalbuch, werden auch in den T.V. die. Bestin 
mungen über das Vorsignal nach denen über die Hauptsigı 
gebracht... Es ist folgerichliger und der Wirklichkeit mo at 


2 Bt, wenn das Voreignal vor den Häuptsienalen sr ochen 
di da es von den Zügen früher erreicht wird als das Haupt- 


Der Übersichtlichkeit wegen seien alle Abänderungs- und 

\  Ergänzungsvorschläge für den N Signalwesen ZU- 

 samm engestellt: 

a Neue Überschrift: „C. Signalwesen“, 

2. $ 141 fällt im Abschnitt € fort und wird an anderer Stelle 
B; _ eingereiht. 2 

2, Neue Überschrift üeR N 148: 

B. auf der Strecke“. ; 

u 4. Neue Überschrift des $ 144: „Ordentliche Signale“. 

5. Der Absatz C.: Weichensignale wird im $ 144 gestrichen 

und ‚als neuer $ 147 mit der Überschrift '„Merkzeichen an 

u hinter $ 146 aufgenommen. 

6. $ 144 (!) erhält folgende bindende Neufassung: 

„Mit den Hauptsignalen sollen nachstehende Signale 

gegeben werden können: 

a) Der Zug soll vor dem Signal halten ; 

ob) Ger Zug darf an dem Signal in der Hauptrichtung 

> (Geraden) vorbeifahren ; 2ER 

€) der Zug darf an dem Signal in der Ablknkung von der 
— Hauptrichtung vorbeifahren. 


nkerordenlliche Signale 


7. $ 14 (®) letzter Satz wird abgeändert in: „Vor Ausfahr- 


A signalen, für solche Bahnhöfe, die von Zügen ohne Auf- 

- enthalt durchfahren werden, sind Ansfahr-Vorsignale 

. aufzustellen“. 

BR 144 (‘) wird nach Neufassung des letzten ee bindend, 

. & 144 (?) wird in folgender Ergänzung und Neufassung 

bindend: „Das Vorsignal soll anzeigen: 

- a) die Haltstellung des Hauptsignals; 

5) die Fahrstellung des Hauptsignals für die Fahrt in der 
er Geraden; 

- €) die Fahrstellung des Hauptsignals für die Fahrt in 

"die Ablenkung, 

. Der jetzt unter B stehende Knschnitt Vorsignale ist als 

3. Abschnitt A zu bringen, während jetziger Abschnitt A 

 Hauptsignale die Bezeichnung B erhält. 

8144 E), erster Satz erhält den. Wortlaut: „Der Abstand 

zwischen Haupt- und ‚Vorsignal soll mindestens gleich 

dem längsten Bremsweg sein, dessen ein am Vorsignal 

aus voller Streckengeschwindigkeit gebremster Zug be- 

darf, um vor et Bann zum Halten zu en 


P unsere eckenabeohäitie: eh nur eine Stufe de 


- wend en“, 


"Neue Überschrift des $ 145: „Standort, Form und Farbe 
‚der ordentlichen Signale“, - 


8 145 (‘) erhält folgende, bindende Neufassung: „Haupt- 
 „signale und Vorsignale sind grundsätzlich auf der Seite 
5 des Standes für den Lokomotivführer, bezogen auf 
die Fahrt der Lokomotive mit dem Schornstein voran, 
_ unmittelbar meben dem zugehörigen Gleis oder über 
dessen Mitte aufzustellen. ‘Jedoch darf zum Nutzen der 
Ei  Pernsiehtbarkeit von dieser Vorschrift für Hauptsignale 
ausnahmsweise mit Genehmigung der obersten Aufsichts- 
 behörde abgewichen werden. Das Vorsignal ist möglichst 
„in Augenhöhe des Lokomotivführers“ anzubringen. Die 
DB; Signale benachbarter Gleise sind so aufzustellen, daß sie 
Bi! von den Zügen aus et miteinander verwechselt werden 


er können“. 


Sl 145 (?) wird in folgendem Wortlaut für die beiden 
= ee Sätze bindend; für den letzten Satz gilt die 


 Abstandes zwischen re und Hauptsignal zu ver- | 


er empfehlende Form; 


Nr.’5 


„Die Signalbilder an Haupt- und 
Vorsignalen sollen bei Tage nur durch die Form und 


nicht durch die Farbe ausgedrückt werden. Für. die 
Hauptsignale ist nur die Flügelform anzunehmen. Die 


Pernsichtbarkeit der Haupt- und Vorsignale ist durch 
zweckmäßige Wahl des Standorts und des Anstrichs zu 


erhöhen“, 


*:I6, 


17. 


19. 


20. 


21. 


+24. 


. 8 146 (?) wird in der bisherigen Form ungültig und lautet 


- (stehe vorstehenden Punkt 14) folgende Ergänzung: 
‚wird empfohlen, für die Haltsignale eine in der Wage- 
‚rechten langgestreckte Fläche, | 
 signale eine um ‚einen Mittelpunkt gleichmittig gelegene 


Laternenlicht ist als Sienallicht verboten. 


- Gruppe mit 


18- 


verwendet werden. 


$.145 (?) erhält hinter den beiden Sätzen in newer Fassung 
„Es 
für die Langsamfahr- 
Fläche und für die Merkzeichen eine in der Senkrechten 
langgestreckte Fläche zu verwenden“. ? 

$ 145 (*) wird in bindender Form lauten: „Als Signal- 
lichter bei Dunkelheit dürfen nur die Farben Rot, Grüu 
oder Gelb verwendet: werden. Weißes, ungeblendetes 
Blinklicht, so- 
wohl in ungeblendetem weißem wie farbigem Licht, Ist 
als Signal zulässig. Rot bedeutet stets Halt und darf in 
andersfarbigen Lichtern nicht verwendet 
werden“. 

S 145 (°) erhält den bindenden Zusatz: „Für geschlossen 
fahrende Züge dürfen beleuchtete Tagesformsignale bei 
Dunkelheit nicht verwendet werden‘, 

S 145 (*) erhält den neuen Wortlaut: „Zur Kennzeichnung 
der Stellung der Weichen empfehlen sich tag- und nacht- 
gleiche Merkzeichen“. 

Als Fußnote zu $ 145 (*) gilt die Erläuterung: *) Signale 
erteilen seinen Befehl oder eine Erlaubnis; Merkzeichen 
machen «inen betrieblich wissenswerten Zustand kennt- 
lich. Br 
Eine neue Ziffer (°) des $ 145 wird als bindiende Bestim- 
mung lauten: „Signallichterfarben dürfen nie zu Merk- 
lchtern. verwendet werden“. 


. $& 146 erscheint in neuer Überschrift: eanale und Merk- 


zeichen am Zuge“. 


S 146 (!) lautet im ernsten Satz in newer Fassung: En 


- Zuge sollen folgende Signale und Merkzeichen geg eben 


werden können“, 


Die Ziffern e und d im $ 146 (') fallen fort. 


in der bindenden Ersatzfassung: „An Zügen darf rotes 
Licht.nur in der Bedeutung des unbedingten Haltsignals 


‘Für Merklichter sind die Signal- 
farben Rot, Grün und Gelb unzulässig“. 


Da außer Zweifel steht, daß bei einer Neufassung der T.V. 


alle Vereinsverwaltungen noch nicht imstande sein werden, 
den neuzeitlichen Anschauungen entsprechend niedergelegten 
Bestimmunger. mit dem Tage ihrer Gültigkeit nachzukommen, 
so muß in die Vorbemerkungen ein Hinweis auf serleichternde 
Übergangsbestimmungen und den endgültigen Zeitpunkt, an 
dem alle Signaleinrichtungen im Sinne der T.V. ausgebaut 
sein sollen, aufgenommen werden. 


Die hier niedergelegten Gedanken glaube ich den Eisenbahn- 


verwaltungen als ein Teilergebnis einer langjährigen Tätig- 
keit im Betriebsmaschinenfienst und beruflicher Liebhaberei 
nicht vorenthalten zu sollen. Sie mögen Studienunterlagen und 
Anregung 
wesens Sein. 
‚einem Gebiete neu beleben, das im Weltkrieg naturgemäß in 
den Hintergrund getreten ist, dem jetzt aber die gemein- 
sam» kraftvolle Arbeit der Fachleute des Signal- und Be- 
triebsmaschinendienstes gelten muß. 


& zugleich für die Weiterentwicklung des Signal- 
Sie möchten den Kampf der Anschauungen auf 


= 


Nr. 5 De 


'Dienst- und Schutzkleidung. we 


Von Eisenbahn-Obersekretär Balzer, Erfurt. 


Die Überführung der Eisenbahnen auf das Reich dürfte u. a. 
auch weine #«inheitliche Regelung der Dienst- und Schutz- 
kleidung sowehl in ihrem Schnitt, ihrer Farbe, wie auch in 
ihrer Beschaffung und Abgabe an die Bediensteten bedingen, 
da.gerade hinsichtlich der Dienst- und Schutzkleidung von den 
Eisenbahnverwaltunsen der einzelnen Länder sehr verschieden 
verfahren wird. Zur Vereinfachung und Vereinheitlichune in 
dieser wichtigen Angelegenheit sowie zur Verminderung der 
retzt außerordentlich hohen Auseaben für Dienst- und Schutz- 
bekleidung mit beizutragen, ist der Zweck der nachstehenden 
Ausführungen. 

In letzter Zeit sind aus Beamtenkreisen mehrfach Stimmen 
laut geworden, die in der Uniform wine „Lakatrenkleidung“ 
sehen und sie daher ganz beseitigt wıssen möchten; ihrer An- 
sicht nach genügt eine Dienstmütze, zu der höchstens noch eine 
Armbinde zu treten hätte. Diese- „Demokratisierung“ „eht 
meines Erachtens zu weit. Für die Beamten des äußeren Be- 
trrebs- und Abfertigungsdienstes hälte ich eine Dienstkleidung 
(Uniform) zur Wahrung der nötigen Autorität und zur besseren 
Erkennbarkeit für das Publhkum nach wie vor für notwendig. 
Es genügen aber neben einer Dienstmütze eine einneihige Joppe 
aus dunkelblauem Tuch mit Umlesekragen, eine schwarze 
Tuchhose und ein Mantel aus schwarzem Tuch mit blauem 
Kragen. Auf die bisherise „Galakleidung“ wird der größte 
Teil der Beamtenschaft gern verzichten; sie bedeutete für den 
Beamten nur eine große Ausgabe, hing aber die meiste Zeit 
im Schranke und war dort der Gefahr des Mottenfraßes ausge- 
setzt. Auch mit einer Verminderung der bisherigen zahl- 
reichen und zudem auch sehr teuer 'gewordenen Abzeichen 
werden die meisten Beamten gern einverstanden sein. Die 
neuen Verhältnisse zwingen besonders den Beamten, auch an 
seinen Ausgaben für Kleidung zu sparen. 

Die Lieferung der Dienstkleidung serfolst bei den ehemaligen 
preußischen Staatsbahnen durch: die .Kleiderkasse, der als Mit- 
glieder fast alle Unterbeamten und Hilfsbeamten (Anwärter) 
aneehören, während die zum Traeen seiner Uniform verpflich- 
teten mittleren Beamten berechtigt sind, ihre Dienstklei- 
dung aus der Kleiderkasse zu beziehen. Die Mitglieder ent- 
riehten vierteljährliche bzw. monatliche Beiträge zur Kleider- 
kasse. Zu diesen (Beiträgen leistet die. Verwaltung einen jähr- 
lichen Zuschuß — Staatszuschuß —. Für den Gesamtbetrag — 
Beiträge und Staatszuschuß — und darüber hinaus können die 
Mitelieder Dienstkleider aus der Kleiderkasse beziehen. Ein 
Mehrbetrag ist von ihnen nachzuzahlen, während ein etwaiges 
Guthaben vor dem Kriege zucunsten der Kleiderkasse verfiel 
(seit 1916 wird sein etwaiees Guthaben zurückgezahlt oder gut- 
geschrieben, da während des Krieges nicht alle Mitglveder mit 
Dienstkleidunge beliefert werden konnten). Der offenbare 
Zweck dieses Verfahrens, die Mitglieder — Unterbeamte und 
Anwärter — zu zwingen, jährlich mindestens für einen. be- 
stimmten. Betrag Dienstkleider aus der Kleiderkasse zu be- 
ziehen, damit sie im Dienste in eimer möglichst guten, Uniform 
erscheinen, läßt sich unter den. heutigen Verhältnissen nicht 
mehr rechtfiertisen. In seiner einseitigen Anwendung nur auf 
Unterbeamte und Anwärter „ibt ıer' einerseits zu Berufungen 
Anlaß, andererseits kann er insofern umgangen. werden, 
als die Mitglieder für Beiträge und Staatszuschuß Dienst- 
kleider beziehen und sie an Private weiterverkaufen. Sollte 
nicht der vorbesprochene Zweck, sondern die Absicht, den 
Mitgliedern den Bezug von Dienstkleide rn aus der Kleider- 
kasse zu erleichtern, bei der Wahl des jetzigen. Verfahrens 
ausschlaggebend @ewesen sein, so wäre dem enteesienzuhalten, 
daß diese Erleichterung, (neben dem Staatszuschuß) den Bie- 
diensteten viel besser in einer. längeren Tilgeungsfrist mit 
kleinen Ratenzahlungen gewährt werden kann. Man sehe also 
auch bei den Unterbeamten und Anwärtern von der Einziehung 
von Beiträgen zur Kleiderkasse ab; sie verursacht den. Sta- 
tionskassen, der Hauptkasse und der Kleiderkasse eine bedeu- 
tende- Arbeit und bietet zudem keine ausreichende Sicherheit 
für die Bezahlung der bezogenen Dienstkleider. Auf wine 
solche Sicherheit kann wie bei den mittleren, auch bei den 
unteren Beamten unbedenklich verzichtet werden. Den soge- 
nannten Staatszuschuß löst man am besten durch eine Fr- 
höhung der Betriebszulage ab, oder man zahlt ihn als Teil des 
Gehalts sofort mit diesem aus; seine jetzige umständliche An- 
forderung, Nachweisung und Verrechnung entfüele damit oder 
würde doch wesentlich vereinfacht. Damit käme man zugleich 
den Wünschen der Unterbeamten und Anwärter entgegen, die 
Tetzt fortgesetzt auf eine Auszahlung ihres Kleiderkassengut- 
habens drinsen und mit seiner Übertragung auf das folgende 
Jahr allgemein nicht einverstanden sind, Im übrigen stelle 
man es auch diesen Beamten frei, ihre Dienstkleidunge aus der 
Kleiderkasse zu beziehen, deren Aufgabe es nur sein kann, 


vertraglich an Schneiderunternehmer und liefern dieser, die 


.bestände gegen Feuer und Einbruch, Schaden durch Motte 


‘Kleidung jeder Bedienstete den Wunsch hat, von der Ver =. 


- sorders die Leiter größerer Dienststellen sind nicht immer in 


nis für die finanzielle Tragweite einer. Überanforderung 
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eine möclichst gute und billige er zu en, 5 
Z ahlungsbedingungen zu lvefern. 3 

Die ‘Beschaffung der Dienstkleidung seitens der Kleider- : 
kasse erfolgt in der Weise, daß das Eisenbahn-Zentralamt die \ 
für den ganzen ehemaligen preußischen Staatsbahnbereich er- 
forderlichen. Stoffe und Zutaten beschafft und auf die am Sitze 
der Eisenbahndirektionen befindlichen Kleiderlager vwerteil 
Die Direktionen vergeben die Anfertigung der Diensik leide 


nötigen Stoffe und Zutaten außer Nähgarn. :Dieses Verfahren 
bedingt bei jeder Direktion geeignete, gut gesicherte Lager- 
räume mit seinem Lagerverwalter und den erforderlichen Ar- 
beitern,- eine umständliche Abrechnung mit den Sehneiderunter- 
nehmern über die verbrauchten Stoffe und Zuliaten, Revisionen 
der Lagerbestände sowohl bei den Kleiderlagern wie bei den 
Schneiderunternehmern und weine umfangreiche Rechnungs- 
legung der Kleiderkasse gegenüber. dem Zentralamt und der E 
Oberrechnungskammer. Die mit dieser zentralen Stoffbeschaf- 
fung beabsichtigte Verbilligung der Dienstkleidung ist nur 
eine scheinbane, weil diesen: Ersparnissen erheblich höhere 
Unkosten gegenüberstehen — {Gehälter und Löhne für die 
Laserbeamten und Arbeiter, Zinsen für die bezahlten, hoch- 
wertig:en Stoffbestände, Kosten der Einrichtung und Unterhal 
tung der Lagexräume, Mieten für die Lagerräume — auch der ° 
staatseigenen —, Gebühren für die Versicherun®e der Stoff- 3 


und Mäusefraß usw. —. Auch hier. läßt sich eine Verein 
fachung des Kleiderkassenwesens und eine bedeutende Erspar- 

nis für die Verwaltung dadurch erreichen, daß man den 
Schneiderunternehmern die Beschaffung der erforderlichen £ 
ee und ihnen Güte und Farbe der Stoffe vor- 
schrei a» 


Übermäßigen Gewinnen der Schneiderunternehmer 
> diesem Stoffbezuge kann dadurch vorgebeugt werden, daß 
die Verwaltung sich. das Recht vorbehält, die Originalrech- 
nungen der Stofflieferanten einzusehen. Durch diese Verein- 
fachung würde neben einer Verminderung an Beamten und 
Arbeitern und dem Wegfall der vorbezeichnieten Unkosten auch 
der wohl bei allen Direktionen bestehende große Mangel an 
Büroräumen semildert werden, da die Räume der Kleiderlage j 
für Bürozwecke frei würden. 3 

Neben der vorstehend behandelten Dienstkleidung komm 
ncch die sogenannte staatseigene Dienstkleidung in Frage, die 
bestimmten Bedienstetenklassen der ehemaligen preußischen 
Staatsbahnen zum Schutze gesen Witterungseinflüsse oder zum 
Schutze bei der Arbeit gegen Nässe, Schmutz oder Verletzun- 
gen unentgeltlich vorgehalten wird, z. B. Wintermäntel, Pe 
und Filzstiefel für Lokomotiv- und Zugbegleitpersonale so 
für bestimmte im Außendienst tätige Stations- und Abferti- 
gungsbedienstete, Sommermäntel für Hilfsbeamte, Regenmäntel 
für Rangierbedienstete, Schutzanzüge, Holzschuhe mit Leder- 
schäften, Schürzen, Handschuhe usw. für gewisse Arbeite 
eruppen. E 
ee Schnitt dieser ee ist im Läufe der Jah 
den ‚Bedürfnissen angepaßt worden, so daß sich Vorschläg 
hierfür erübrigen. Dagegen bilden die Bestimmungen über” 
den Kreis der mit dieser Schutzkleidung auszurüstenden Be- 
dienstetenklassen eine nie versiegende Quelle von Berufunge 
und von Anträgen auf Belieferung derjenigen Klassen, Br 
nach diesen Bestimmungen keinen Anspruch auf Schutz 
kleidung haben. Diese Berufungen und Anträge sind um so 
leichter zu verstehen. als bei den jetzigen hohen Preisen 


waltung mit Schutzkleidung ausgerüstet zu werden, um seine 
eigene Kleidung zu schonen. Ob man nicht besser getan. hätte, 
die Ausrüstung mit Schutzkleidung von Anfang an nur t 
das Lokomotiv- und Zugbegleitpersonal zu beschränken, und b 
nicht die Verhältnisse noch zu einer derartigen Einschränkung 
zwingen werden, will ich hier nicht erörtern. Fest steht aber, 
daß auch bei Berücksichtigung der jetzt »eltenden Bestimmun- 
gen noch wesentlich an dieser Schutzkleidung gespart werden 
kann, wenn die Anforderungen der Dienststellen örtlich nach- 
seprüft werden und der unumeänglich notwendige |Bedarf an 
Hand der Dienstausteiler, Diensteinteilungen usw. gemei n- 
schaftlieh mit den Dienststellenvorstehern ermittelt wird. Be- 


der Lage, sich um die Anforderungen der Schutzkleider 'e 
sehend zu kümmern; sie müssen sich auf die mit der Anf 
derung betrauten Bediensteten verlassen, die diese Anford 
rungen trötz aller Amtsblattverfügungen. nicht mit der. ge 
wünschten Sorefalt bewirken, weil ihnen das nötine Voenstä; 


jetzt so hochwertigen. Schutzkleidung fehlt. Eine weitere E 
sparnis wird sich noch dadurch erreichen lassen, daß "man 


= 


als Eigentum überläßt. 


mindern würden. 


_ kleiderstoffe vorher Gesagrte. 
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Stationsname 


Cassel Oberstadt. . . . 
BBöttingen:.. 2... 
“Nordhausen .. . .... 
Soest ... 
2 Paderborn 


a LEER) 


Lippstadt 
Sangerhausen 
Northeim 


RE 
EL TR 


a 


za Eschwege . a 
Warbure. 29 22er 
Kreiensen . 


ı Alfeld 
Seesen 
| Heiligenstadt ... . . 
Eereysan. ‚0.0.00. 
BHöster 2.2.2... 
2 _Cassel-Bettenhausen. i 
iresek en. re 
osteroder ne. 
\ Bad vlanges Br. 
- Einbeck. ... ee 
BEN ADBEIEN en 

Cassel- Wilhelmshöhe 
‚ Herzberg 
Hofgeismar 
Kemefelde 2-..:.#2. 3.2, 
eisikchhain., u... 
e a aaaasen 


RS en act De 


LER TRR U a VE Tu, 


KA a 


a en 
Melsungen. >..°.',.. 
a ee FRE 
Biedenkopf 
‚Frankenberg. : . . . 
Sennelager 
N RE 
 Berga-Kelbra 
Duderstadt 
_Niederhone 


Elan. War ur 
Rotenburg. = 0.) -; 
"Bad Sassendorf :. .. . 
r Banistcheim RI TE 
' Brakel. 


SEO N 


BT DT EEE 


| 1919 


2 448 860 
» 954 336 
884 190 
749 185 
687 741. 


669 016 
601 836 
352 735 
334.699 
314 738 
301 504 
265 356 


197 532 
195 932 
192 955 
183 789 


174 558 
170 477 
163 823° 


152401 
152 193 
150 106 
148 311 
146 557 
145 622 
143 973 
143 781 
140 111 
140 109 
| 184881 
134286 


130 426 
| 126 200 
| 124 315 
123 851 
122 226 
= 121:972 
| 121 300 
118 606 
117517 
117 276 
111.970 


111307 

108 194 
106212 
106.086 
"104281 
102 760 
"100.492 


240 637 _ 


180412 


153425 


Sch kleidung nach einer längeven Tragoiitt den. Bediensteten 
Dann. hätten diese ein Interesse an 
einer schonenden Behandlung dieser Kleidungsstücke, wodurch 
sich die Ausgaben für Unterhaltung und Neubeschaffung ver- 
Für die Beschaffung der Stoffe zu diesen 
_ Sehutzkleidern gilt das für die Beschaffung der übrigen Dienst- 


Was die Schutzkleidung für Arbeiter: anbelangt, so müßten, 
. wollte man. allen‘ Anträgen auf Belieferung 
sämtliche Arbeiter damit ausgerüstet werden. 
): weitgehende Ausrüstung ist bei der heutigen: mißlichen Finanz- 
tage des Reichs selbstverständlich nicht möglich. Nach meiner 
- Ansicht dürfte es aber sowohl ım Interesse der in Frage kom- 
menden Arbeiter wie auch im Interesse der Eisenbahnverwal- 
tung liegen, wenn diese Schutzkleidung durch weinen sent- 
L; sprechenden Lohnzuschlag abgelöst und den Arbeitern die 
Möglichkeit gegeben würde, preiswerte Arbeitskleidung ent- 
weder gegen Barzahlung von der Kleiderkasse oder von ver- 
a. _ traglich zu verpflichtenden | Fabriken, dıe sich mit der Anferti- 
Brunn von Arbeitskleidung befassen, direkt zu ı beziehen. 


E- "Wenngleich der Direktionsbezirk Cassel infolge seiner Lage 
"außerordentlich stark am Durchgangsverkehr nach allen Rich- 


‚tungen beteiligt ist, So dürfte doch. die Gegenüberstellung der 


Verkaufte Fahrkarten 


h) 


kassen. (besser: 


entspr echen, "wird. 


Eine so 


| samkeit, 
B jetzigen Zeit, 


‚Bild „eben, 


Zusammenstellung A. — 


das 


Nr. 3 


Eine beide Teile — Verwaltung und Bedienstete — befrie- 
- digendee Lösung dieser zweifellos wichtigen Bekleidungsfrage 
wırd sich am besten erneichen lassen durch Beratungen in 
seinem Ausschusse, dem sowohl Vertreter der Verwaltung wie 
auch der Beamtenschaft angehören, und zwar aller auf das 
Reich überführten Eisenbahnen, bei denen zum Teil Kleider- 


Dienstklkeiderverwaltungen) nicht bestehen, 


sich mit 
Deutschland annähernd deckt. 


der 


bekanntlich 


deren alleemeine Einrichtung sich aber nicht umsehen lassen 
Die Reselung der Schutzbekleidung für Arbeiter dürfte 
zweckmäßile dem Ausschus se für die Beratung des endgültigen 
Reichslohntarifs zu übertragen und in diesem Tarife der Kreis 
der mit Schutzbekleidune auszurüstenden Bed»rensteten festzu- 
lesen, sein, sofern nicht, wie bereits vorgeschlagen, die Schutz- 
kleidung durch entsprechend höhere Löhne ersetzt wird. Auf- 
gabe dieser Ausschüsse wird es sein, neben der Vereinheit- 
lichung auf größtmöglichste Einfachheit der 
Schutzkleidung und der für ihre Verwaltung erforderlichen 
Einrichtungen hinzuwuken, denn Einfachheit bedeutet Spar- 
und Sparen ist 


Dienst- und 


das erste Gebot der 


Ener Verkehr im En Panndrehtionabenirk Cassel während der Rechnungsjahre 1919 und 1913. 


1913 und 1919 im eigenen ‚Bezirk verkauften Fahrkarten ein 
allsemeinen Entwicklung 


im 


Güterverkehr in Wagenladungen und t 


1919 Bemerkungen 
| 
1913 Empfang | Versand | Empfang | Versand | 
1827737 124302 54 937 54 253 32939 | 
723199 116500 41 558 165 836 65 466 
739 360 285 003 44365 | 298 754 "96800 
475 245 '83 667 53 342 136 450 51195 > 
638 204 102 200 54 475 118324 | 52176 ‚einschl. Paderborn Nord 
| u. Casseler Tor 
587 164 64 741° 27 262 92152 42787 : | einschl. Marburg-Süd 
869 171 98 061 48 190 115 209 62 568 | einschl. Westf. L. E. B. 
338 659 63 700 45 882 82 190 65 758 
330 267 66 870 31 507. 149 081 48 232 
268 739 50 740 47 345 124 929 73450 | 
276 462 41 438 9740 59531 | 13655 
SD5711 | 35.049 16 801 75464 | 25562 | einschl. Warburg Altstadt 
195089 21418 25 576 29 448 44904 | 
188 016 58 661 47 788 69 425 41 598 
137 724 15 534 20 926. 12 455 21814 | 2 
119 345 46 811 26 110 46 845 20180 ‚einschl. Corbach Süd 
146 351 5498 - 25 640 9932 16 716 
163 732 62862 |. 29550 .113 077 ‚48 771 
158 365 13422 |” 10982 12500 7389.| 5 
197.511 | 32 655 52 901 51 453 16425 | einschl. Heiligenstadt Ost . 
153810 .,: 110308 9103 164065.| 12435 
131782 34 346 27524 53 550. 46 357 
201086 251478 E65 61 198 286 105 990 
105 586 | 45 566 100 173 162 784 260245 | _ er 
130559 | 43 860 56 283 66 190 97475 ‚einschl. Osterode Süd 
140068 | 1229 5 487 25 414 9000 | 
142556 | 26 547 44 889 89514 - 43160 | einschl. JImebahn 
108 419 25235 |... 9049 518343 18 296 
164550 | 44829 | 101819. 52.001 65764 | . RRER 
143735 ı 19 992 33 495 21678 38812 |einschl. Herzberg Schloß 
105 241 12 872 16.059 24 802 14 929 
"154 247 11 862 4 962 19551 6709 
131338 | 24041 | 28 810 24613 30 308 
100 079 | Sa | 22 797° 42 945 45 244 en Nord u. 
| E7 : N u u8. 
107582 18747 © - 18058 18527 13720 |einschl. Westf. L.E. B. 
70 294 12274 || 11784 20 035 10 799 | 
104 264 2)196 10428 21 226 15 678 
120 297 23 000 i 101 200 49 332 212 993 
101 508 8.056 .4 628 8 n Re er 
125 052 13 513 10 447 17 187 7 ? 
5B 207 19 008 8.608 17 833 2055 |einschl. Westf. L.E.B, 
110.013 46 159 97072 | 120125 16 508 
96034 15 255 14399 13 . ’% 2 
128267 25 167 21767 -| 33 957 \ 
3 : er 16 367 | Zuckerfabrik hat den 
143.036 . 7 958 13 522 | 31185 63 ER 
64 741 39571 | 10354 | 52 223 41475 | 
96 265 16283 16683 23 209 17870 
39 098 12 518 "5487. 17 212 8133 
99 739 9313 8722 18 697 13 469 
89 356 34 896 38715 71682 37910 | 
106 374 — — —_ _ | Nur Personenverkehr 
96 324 | 8900 \ 13 516 14 622 26536 \ 


en 


1913 wurden im Direktionsbezirk Cassel 23 651 990 und 1919; 
27 172 020 Fahrkarten verkauft, 1919 also 3520080, d. s. rd. 
13% mehr, während die Zunahme von 1912 zu 1913 nur 515 #51, 
d.-s. %.von 1911 zu 1912 aber 1331 212 gleich 5,5 % betrug. 
Die V arm hrung an Stationen (479—446 — 33, früher 3 bzw. 3) 
durch weweröffnete Nebenbahnstrecken und Haltiepunkte kann 
unherücksichtigt bleiben, weil der Verkehr der neuen Bahn- 
höfe im großen und ganzen von dien benachbarten auf dıs 
newen Stationen übergegangen ist. Die in den letzten sechs 
Jahren neu in Betrieb genommenen Strecken (Kirchhain- 
Gemünden [Wohra] 1._5. 1914, Heiligenstadt-Schwebda 1. 10, 
1914, Velmeden-Eichenberg 1. 12. 1915 und: Brilon Wald-Cor- 
baeh 2. 4. 1917) haben nur 25 Bahnhöfe 4. Klasse, im übrigen 
Haltepunkts. 

In der beigefügten Zusammenstellung A sind nur die Sta- 
{tionen: mit einem erößeren Verkehr als 100000 Fahrkarten 
aufgeführt, ferner ist die Anzahl der Fahrkarten mitgezählt, 
die von den Fahrkartienausgaben der Staatsbahn für Rechnung 
von Privatbahnen verkauft wurden. So verkaufte z. B. Soest 
1919 für die Westfälische Landeseisenbahn 102723 Fahrkarten. 
Dis Spalten 5 bis 8 umfassen den Wagenladungsverkehr. 

Der Fahrkartenverkauf hat. abgesehen von Cassel-Betten- 
hausen, Cassel-Wilhelmshöhe, Leinefelde, Frankenberg, Duder- 
stadt, Niederhone und Harleshausen, überall zugenommen. Die 
Gründe hierfür dürften in vermehrten Fahrten auf kürzere 
Entfernungen, besonders zum Beschaffen von Lebensmitteln, 
zu suchen sein. 

Der Güterverkehr bildet im allgemeinen kein erfreuliches 
Bild, denn außer in Cassel Oberstadt, Corbach, Seesen, Cassel- 
Bettenhausen, Cassel- Wilhelmshöhe, Biedenkopf, Sennelager. 
Berga-Kelbra-ist er erheblich zurückgegsansen. Der wirt- 
schaftliche Niedergang nach dem Friedensschluß in Versailles 
gibt hierfür eine genügende Erklärung. 


Zeitung des Vereins” 
Denker isenbakuiyar role , 


ie tete Nr B. “2 
Stationen, die zwar keinen Personenverkehr über 100 000 Fahr- 
karten, wohl aber Güterverkehr über 50 000 t im Empfang oderg 

Versand bei Wasenladungen gehabt haben. 


# 
se 


umii un 4 ee 


8, Stationsname ee Be 
aa ‚Empfang! Versand |Empfang) Versand 
1 Cassel Unterstadt. . | 453 647 124399 | 512132 | 128801” 7 
2 | .Bischofferode _ Kreis ‚8013 | 68035 
Worbis. .....| 14245 | 158165 wi 
3 | Niedergebra al 62517: 157.333 5478 | 2924575) 
4 | Niedersachswerfen . | 14331 | 155518 | 20771.| 801432) 
5 | Ihringshausen 31556 | 132157 50284 | 199 668 Be 
6. |. Kleinbodungen:. 3445 | 112257 12830 | 313824) 
7 Sollstedt „+. .&.. 45 978 111 408 53 526 | 113 948 1 % 
8 | Frielendorf. 6508 | 110517 | 10307 | 932963) 
9 | Volpriehausen 30746 | 109421 | 55553 | 2071921) 
192 -Bauteln ren 37 574 97640 | 62637 | 2387719 
11 Salzdetfurth 22 764 87727 | 35504 1107 IE f 
12 | Bernterode. .. .. 57640 ° 87501 42616 | 87661) 
13 | Bleicherode Ost . .| 84832 73995 | 88669 | 1279245 ° 
14 , Gr. Almerode Ost und e 
West nen 13 445 75 313 27 360 | 133 487 
15 | Großbodungen . 16 815 60911 11758 | 865051) 
16.4 Ereden ss 22 54 508 30.437 86 571 99 5241) ° 
17 | Oberkaufungen. . 6 051 53163 | 10874 | 626723) 
18 | Stadtoldendorf . 16542 | 51071 37096 | 1281139) 


Zusammenstellung C. 


1) Kaliversand. 2) Gipsversand.- 2) Braunkohlenversand *$) Kalk- 
versand. 


| Stückgut Wagenladungen Dienstgut Vieh (Stückzahl) 
| IN £ 
Jahr R j a & = ß ieh Klei N) h 
: u N r u En h i | roßvie einvie 
| Empfang Versand Empfang Versand | Empfang Versand \ Empfang orand ‚Versan 14 
N - | | 
1919 364415 | 36333535 | 4 523 275 5670112 | 1209862 622795 | 41 674 61 567 | 117 162 . 98566 - 
1919:2..1,22.518 7022742502251 6.605 712 6 973 773 > 2203 411 1 784 667 84 177 112 851 624 678° 396 448 
ä | j | Ser] - | = g 
au | | i j 5 ! a 2 
_ | 154 287 138 913 2082477 | .1303661 993 549 | 1161 872 | 42 503 51284 | 507 516 | 297 832 
in %o 29,8 27,7 31:5 18,7 45,1 | 65,1 50,5 | 45,4 81,2 | 75, ii E 
Die neuen Kalistationen Bischoff erode, Niedergebra und | Frielendorf zugenommen. Bei Großalmerode Ost und West a 
Kleinboduns:en waren 1913 noch nicht voll im Betriebe, ver- | ist der Versand von fewerfestem Ton — hauptsächlich Aus- 


sandten daher 1919 mehr als 1913, während es bei den älteren 
Stationen mit Kaliversand, die unter Nr. 7, 9, 11, 13, 15 und! 16 
genannt sind, umsekehrt war. Ebenso verhält es sich mit den 
Stationen, wo Gips und Kalk die Hauptfracht bilden, nämlich 
Niedersachswerfen, Banteln und Stadtoldendorf. (Bei Ihrings- 
hausen hat die Braunkohlenförderunge abgenommen, bei 


Bedeutung der Güterzugnummern. 


® 


. Als. Folgeerscheinung des Krieges mit seinen verschiedenen 
Militärfahrplänen und Transvorten in den Plänen von Güter- 
zügen hat sich bei vielen der Begriff für die den bürgerlichen 
Gütberzugfahrplänen beigesetzten Nummern verwirrt. Man be- 
geenet häufig der Ansicht, daß der Fahrplan die Nummer 
trage, “Dies ist irrig. Während bei den Militärfahrplänen die 
Fahrpläne selbst numeriert sind, und der Inhalt und das Ziel 
der. Züge jedesmal unter besonderer Fahrtnummer bekannt- 
gereben werden, also zwei Nummern nötir sind, eiht es im 
bürgerlichen Fahrplan nur eine Nummer, die zemäß F.V. 
5° der Zug führt, der dann weiter semäß Sana "einen Fahr- 
plan erhält. Die Aufgaben der Zuenummer sind nach F.V. 
S @: durch die &.B. V. zu reeeln. 

.Seret man dafür, daß die drei Begriffe Nummer, Fahrplan 
und Benutzung »eines Zuges wieder stets überall klar aus- 
einandergehalten werden, ‚so bleiben in Zukunft manche 
Schwieriekeiten erspart, unter denen heute einzelne Bezirke 
leiden. Mit der Unklarheit über den Begriff der Zugnummer, 
verbunden mit der durch das Vorplanfahren nahezu völlie 
untergrabenen Achtung vor dem Güterzuefahrplan, hängt 
nämlıch die vielfach eingerissene Unsitte zusammen, erste, 
zweite, dritte usw. Vor- und Nachzüse auf weite Entfernungen 
einzulegen, ohne Fahrplan. und oft noch mit Frachten, 
die in keiner Weise den G.B.V. 4 für den Hauptzug ent- 
sprechen. 

Vor- und Nachzüse sind an und für- sich erlaubt und im 


| 


iandsware — erheblich zurückgegangen. 
Zum Schluß sind noch die Gesamtzahlen im Gabe ver 
1919 und 1913 gesienübergestellt worden (Zusammenstellung C.). 
Auch hieraus geht die traurige wirtschaftliche Lage unseres 
en. genügend hervor. "Dis 


y 


N; 


£ 


85% der F. V. erwähnt. SL sind aber Sonderzüge und müssen 
„emäß F.V.S$ 65° einen Fahrplan erhalten. Der im Absatz 3 
des & 65 vorgesehene Fall scheidet auf belebten Streeken- und 
auch bei größeren Entfernungen aus. Im Bezirk Frankfurt 
ist deshalb ein entsprechendes Verbot ergangen. 
Hält man Nummer und Fahrplan: überall klar auseinander, so 
wird in der Regel selbst für den unerwünschten. Fall. daß ein 
Vor- oder Hauptzus mit dem Ziel X im Plane eines Zuges a 
dem Ziel Y eingelegt werden muß, die Angabe der Fracht i 
Einlecun ostelegeramm sich erübrixen, eine Angabe, der a we: - 
dem nach den Erfahrungen stets nur ein bedingter Wert beizu- 
messen ist. Daß an einzelnen Stellen Ausnahmebestimmungen 
noch als zweekmäßir erachtet werden, ändert an der grund- 
sätzlichen. Seite der Frage nichts, da im Betriebe nicht all 
über einen Kamm geschoren werden kann. Hier und 
mögen sich auch aus dem augenblicklich mehr oder wenig 
eroßen Durcheinander der Güterzugnummern bei unerfahrenen 
Beamten in der ersten Zeit gerinse Schwierigkeiten ergeben. 
Diesem Übelstand wird- aber bald abgeholfen sein, da nach 
dem sehr zu beerüßenden Erlaß E. IV. 47, Nr.3375 ve 
31. 12. 20 die Nummern richtungsweise meu geordnet we) 
sollen. \ 2 
Hand in Hand mit der Umnumerierung der Güterzüge m 1) 
seprüft werden, ob reichlich Bedarfsfahrpläne für die einzel- 
nen Richtungen vorhanden sind. An einzelnen Stellen besteht 
eine Be Scheu vor der Vermehrung der Bedarfsfahrpläne 


ir 


| 


über das unbedingt notwendige Maß 

ebenfalls auf dem laufenden gehalten werden. müssen. Die 
archt vor der Mehrarbeit muß aber überwunden werden, weil 
e jetzt vielfach "beliebte Benutzung von F.M.-Plänen doch 
aus manchen Gründen unerwünscht ist, und andererseits ein 
gut ausgearbeitetes Bedarfsfahrplannetz zwischenzeitliche 
-Fahrplanänderungen sehr erleichtern kann. 


hinaus, da diese natürlich 


Nachrichten. 
Erz TR Vereinsgebiet. 


Deutschland. 


| °— Eisenbahn-Verkehrsordnung. Mit Rücksicht auf die 

 Mehrarbeit, welche die Behandlung der Unbestellbarkeits- 
Smeldunsen den Eisenbahndienststellen verursacht, ist $ 81 (!) 
der Eisenbahn-Verkehrsordnung dahin ergänzt worden, daß 
klie Eisenbahn, wenn das Ablieferuneshindernis nicht durch 
hr Verschulden veranlaßt ist, neben Erstattune der «r- 
= wachsenen Frachtkosten, Nebengebühren und Auslagen für 
‚= dis Benachrichtigung des Absenders eine im Tarif festzu- 
7 setzende Gebühr verlangen kann. - \ 


= — Erhöhung .der Gütertarife. Der Veerkehrsbeirat im Reichs- 
verkehrsministerium hat die Tarifunterkommission beauf tragt, 
-eofort einen Entwurf über die neuen Gütertarife fertiezu- 
stellen, die voraussichtlich am 1. April in Kraft treten werden. 
Da der neue Gütertarif nicht eine einheitliche Erhöhung der 
Frachtenpreise, sondern wine Abstufung ‘entsprechend der 
-Hochwertigkest der Waren. vorsieht, werden Voertreter von 
Handel und Industrie an den Vorberatungen teilnehmen, 

= Er - Ehe , 
© — Prüfung der Lage dersReichseisenbahnen. Die zur Grün- 
dung der Möglichkeiten für die Besserune der wirtschaftlichen 
Lage der Reichseisenbahnen gebildeten drei Ausschüsse sind, 
wie in Ergänzung früherer Angaben. mitgeteilt wird, folgen- 
dermaßen „estalbet: ne 
Der erste ist dr Tarifausschuß unter Leitung von 
Staatssekretär Stieler (Vertretung Ministerialdinektor 
Pape). In ihm werden die Fragen der Notwendiekeit und 
Möglichkeit einer Erhöhung der Güter- und Personentarife- 
behandelt. AR 
_ Der Wirtschaftsausschnß, geleitet von Ministerial- 
direktor Holtze, behandelt die Möglichkeiten einer -Steige- 
rung der Einnahmen aus dien sonstigen Einnahmequellen der 
Reichseisenbahnen, ferner die Notwendigkeit aller persön- 
liehen und sächlichen Ausgaben der Reichseisenbahnverwal- 
fung, die Möglichkeiten ihrer tunlichsten Einschränkung und 
Een die Fragen einer Preissenkung der wichtigsten 
NONS Bis 
= Der Werkstättenausschuß, unter Leitung von 
isterialdirektor Anger, beschäftigt sich mit der wirt- 
ftlichen Gestaltung des Werkstättenwesens. 


& 


Zur Neuordnung der Reichseisenbahnen. Die Handels- 
ammer zu Leipzig richtete am 24. Dezember in bezug 
auf den Wiederaufbau des deutschen Verkehrswesens an die 
tsehen Handelskammern ein Rundschreiben, in dem die 
enden Fragen als die Hauptfragen bezeichnet werden: 
_ Aberenzung von Zentralisation und Dezentralisation 
nentlich betreffend allgemeine Aufsicht und Leitung, Tarif- 
4 Fahrplanwesen, Betriebs-, Verkehrs- und Bauführung, 
Personalwesen, Finanzgebarung. — 2. Neueinteilung der Eisen- 

hnbezirke und preußisches Direktionssystem oder Gruppen- 
System mit Generaldirektionen zwischen Reichsverkehrs- 
nisterium und Direktionen. — 3. Fürsorge dafür, daß die 
chseisenbahnen ihre Ausgaben selbst bestreiten und ihre 
Schulden selbst verzinsen und tileen. — 4. Kaufmännische 
schaftsführung der Eisenbahnen in privatwirtschaft- 
en Gesellschaftsformen oder in reichsunmittelbarer Ver- 
tung. — 5. Entpolitisierung der Reichseisenbahnverwal- 


Generaldirektionen. 
i8 Leipziger Kammer bat die übrigen Kammern, zu den 
chenden Hauptfrasen baldigst Stellung zu nehmen, und 
rte es für zweckmäßig, das Ergebnis ihres Rund- 
eibens, zur Grundlage eines geschlossenen Vorgehens der 
ındeiskammern zu machen und erforderlichenfalls zur münd- 


en Erörterung zu stellen. 
Vertretung des Deutschen Reiches (Reichseisenbahn- 


us) im Saarbeckengebiet. Nach dem Übergang der Saar- 
nen in die Nutznießung des Völkerbundes sind zur Ver- 


= 


—ı 
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| Über den angeschnittenen Gegenstand könnte man noch be- 
deubend uwehr schreiben. Ich habe mich aber absichtlich kurz 
gefaßt, damit das Wenige zunächst von denen. gelesen wird, 
die es hauptsächlich angeht, nämlich von den Beamten des 
äußeren Dienstes, und diese zu weiterem ‚Nachdenken anregt. 
Frankfurt a. M., Januar 1921, Koester 


Saarbeckengebiet die Eisenbahndirektionen Trier und Lud- 
wigshafen nicht mehr zuständig, da sich nach den bestehen- 
den, auf 8 6 Abs. 2 der vorläufigen Veerwaltunesordnung vom 
26. April 1920  (Reichs-Gesetzbl. S. 797 ff.) beruhenden bis- 
herigen Verwaltungsordnungen deren Vertretungsbefuenis 
auf die Eisenbahnstrecken ihres Bezirks beschränkt. In Ab- 
änderung dieser Bestimmung hat der Reichsverkehrsminister 
daher die ihm im Geschäftsbereich der Reichseisenbahnver- 
waltung verfassungsmäßig zustehende Vertretung des Deut- 
schen Reiches (Reichseisenbahnfiskus) für das Saarbecken- 
gebiet auf die Eisenbahndirektion Trier übertragen und sie 
bevollmächligt, das Deutsche Reich (Reichseisenbahnfiskus) 
im ISaarbeckengebiet zu vertreten, seine Rechte wahrzunehmen, 
Willenserklärungen jeder Art für es abzugeben und entxegen- 
zunehmen, insbesondere bei Erwerb, Übertragunz und Ver- 
äußerung von Grundeigentum oder bei sonstigen Grundange- 
legenheiten vor den Grundbuchbehörden. 


— Berliner Nordsüd-Untergrundbahn. Die Untergrunibahn- 
bauten in der südlichen Friedrichstraße, die als schwierigster 
Teil dieses Bauabschnittes bei den ursprünglichen Arbaiten 
noch zurückgestellt worden waren, sind, nachdem die .Be- 
tonierungsarbeiten der angrenzenden: Tunnelstrecken zum Teil 
bereits fertiggestellt sind, nunmehr auch in Angriff genommen 
worden. Die drei großen, mehrere Stockwerke hohen Rammen 
sind schon aufgestellt worden, und es sollen jetzt mit ihnen 
die Pfähle für den großen, etwa 150 m langen Pfahlrost «ein- 
serammt werden, für den ungefähr 1200 Pfähle von 4 bis 12 m 
Länge erforderlich sind. Vor diesen Arbeiten mußten aber 
die Bodenmassen bis zur Höhe der Tunnelschle ausgeschachtet 
und sleichzeitig auch die Wasserhaltungen für die Absenkung 
des Grundwassers eingebaut werden. Bei den Schachtarbeiten 
ist man in etwa 4m Tiefe auf eine noch gut erhaltene Straßen- 
decke, Schotterung’und kleineren hölzernen Brücken, gestoßen, 
über deren Herkunft man zunächst im Zweifel war. Da die 
Friedrichstraße die älteste Straße in dieser Gegend ist und 
zwischen Alt-Berin und der Ortschaft Tempelhof nur 
sumpfige Wiesen lagen, schließt man, daß es sich um die 
erste Pflasterdecke der Friedrichstraße handelt, die ım Laufe 
der Zeit wegen des darunterliessenden. Moores sank und immer 
neue Auffüllungen erforderlich machte. Diese Straßendecke 
wäre also ım Laufe der Zeit um ungefähr 4 m sesunken. Die 
für den Rost erforderlichen Pfähle werden in nächster Nähe 
aus Eisenbeton hergestellt und gegen die schädlichen Einwir- 
kungen der Moorsäure durch eine Asphaltschicht geschützt. 


 — QLandes-Baugenossenschaft württembergischer Verkehrs- 
beamter und Arbeiter. Unter diesem Namen wurde am 13. Ja- 
nuar 1921 in Stuttgart eine große Genossenschaft ins Leben 
serufen. An allen wichtiveren Orten sollen Zweigntieder- 
lassungen, nötigenfalls Tochtergenossenschaften bestellt wer- 
den, die in der Hauptsache selbständig arbeiten, die größeren 
‚Finanzseschäfte jedoch durch die Muttergenossenschaft aus- 
geführt werden. Auch die Aufnahme von bestehenden Ge- 
nossenschaften und der Anschluß an solche ist ins: Auge Se- 
faßt.. Der Zweck der Genossenschaft ist die Beschaffung von 
gesunden, zweckmäßig eingerichteten Eisenheimstätten in 
ganz Württembere für Beamte und Arbeiter. aller. Veerwaltun- 
gen und Korporationen sowie Privatangestellte. _ i 

Bei der Gründung waren. Vertreter des Ministeriums des 
Innern, der Eisenbahn-Generaldirektion Stuttgart, der Ober- 
postdirektion Stuttgart,“ der Landesversicherungsanstalt 
Württemberg und der Stadtverwaltung Stuttgart anwesend.. 
Ebenso waren Vertreter vieler Beamtenorganisationen und 
‚sonstieer beteilieter Verbände, Vereine und Genossenschaften 
sowie Angestellte aller Verwaltungen zahlreich zugegen, 
welches für das Zustandekommen der „eplanten Genossenschaft 
lebhaftestes Interesse zeisten, und welches dadurch zum Aus- 
druck kam, daß die Verwaltungen bei der Wahl der Aufsichts- 
ratsmitelieder Sitze im Aufsichtsrat annahmen. Aber auch 
die jetzt schon aus allen Teilen des Landes einlaufenden 
Beitrittserklärungen zeugen von dem Verständnis für die Not- 
wendiekeit eines solchen Unternehmens. 7 

Bei der heutinen denkbar schwierigen Finanzlage des Landes 
und der schweren Krisis im Baugewerbe können nur Abhilfe- 
‚maßnahmen aus der Wohnungsnot, wirksam getroffen werden, 
die auf breite Grundlase gestellt sind und dadurch die Gewähr 


ung des Deutschen Reiches (Reichseisenbahnfiskus) im ! für eine ersprießliche Tätigkeit bieten. Die Landes-Bau- 
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genossenschaft wird «durch ihre Ausdehnung und Großzügig- 
keit in der Erfassung ihrer Aufgabe von besonderer Bedeu- 
tung sein. Durch ihre Unternehmungen. soll der Wohnungs- 
not und ‘der Arbeitslosigkeit Sestewert und die Bautätigkeit 
gefördert. werden. “Bereits im kommenden Frühjahr dürfte 
.in eiwer größeren Anzahl von Orten, an denen die Wohnunes- 
not ee stark fühlbar ist, mit Neubauten begonnen 
werden. 


— Vereinigung Deutscher Reisebüros. Zur Hebung des Ver- 


kehrs, Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes im Reise- 
bürowesen und zur Wahrung der wirtschaftlichen und Standes- 
inveressen soll mit dem Sitz ın Berlin eine „Vereinigung Deut- 
scher Reisebüros“ ins Leben gerufen werden. Die gründende 
Hauptversammlung soll dem Vermehmen nach am 19. Februar 
ın ‘Berlin stattfinden. 


— Ein Reichsverband für das Verkehrswesen Deutschlands 
ist in München kürzlich gegründet worden. Der Verband soll 
ansesichts- der andawernden Erhöhungen der Gebühren für 
Post. Eisenbahn, Telesraphie, Fracht und Zoll die Interessen 
der Allgemeinheit wahren. 


— Lieferung von Lokomotiven nach Spanien. Nach dem 
Blatte „Economista“ wurden: im Wettbewerb um die Lieferung 
von Lokomotiven und Tendern an die spanischen Eisenbahnen 
nur deutsche und belgische Angebote berücksichtigt, besonders 
die deutschen. Die amerikanischen, französischen und eng- 
lischen Angebote scheiterten an den hohen Preisen und zu 
langen Lieferfristen. 


— Staatssekretär v. Frauendorfer, der zum 1. Februar 1921 
in den Ruhestand zu treten beabsichtigte, wird, wie die „D. 
Alle, Zeitung“ meldet, vorläufir noch in seinem Amte als 
Leiter der Zweigstelle Bayern des Reichsverkehrsministeriums 
verbleiben. Er folgt damit einem Wunsche, der von maß- 
ssebender Seite an ihn «erichtet wurde, 


— Der Ministerialrat Dr.-Ing. e. h, Kunze, Geheimer Ober- 
baurat im Beichsverkehrsministerium, Zweigstelle Preußen- 
Hessen, ist am 1. d. M. in den Ruhestand «etreten. Kunze 
wurde am 23. Juli 1854 in Uthleben, Kreis Sangerhausen, ge- 
boren. Nach Beendigung des Studiums trat er in den Dienst 
der preußischen Staatseisenbahnverwaltung, wurde im Juni 
1880 zum Regierungs-Maschinenbauführer und im April 1887 
zum Regrerungssbaumeäster ernannt. Er fand zunächst im ma- 
schinmentechnischen Büro der Eisenbahndirektion Altona mit 
Ausarbeitung von Entwürfen für die umfangreichen Erweite- 
rungen der Hauptwerkstätten zu Neumünster und Wittenberge 
Beschäftigung und kam sodann im Februar 1897 nach Erfurt 
zur Wahrnehmung ser Geschäfte des Vorstandes der dortigen 
Maschineninspektion. Im Juni desselben Jahres wurde er zum 
Eisenbahn-Bauinspektor ernannt und ihm vom 1. Oktober 1897 
ab die Stelle eines Bauinspektors bei der Eisenbahndirektion 
Erfurt verliehen. Nachdem ver vom Februar 1898 bis März 
"1901 bei der Eisenbahndirektion Berlin tätig gewesen war, 
wurde er als Hilfsarbeiter in die Eisenbahnabteilungen des 
‘Ministeriums der öffentlichen Arbeiten berufen und dort 1905 
zum Begierungs- und Baurat ernannt. Vom Oktober 1907 ab 
‚war er wiederum, seit dem 1. Juni 1909 als Mitelved, bei der 
Eisenbahndirektion Berlin, dann vom 1. April 1910 ab bei dem 
Eisenbahnzentralamt tätige. 1911 verfolgte seine Berufung in 
..das Ministerium der öffentlichen Arbeiten unter Ernennung 
zum Geheimen 'Baurat und Vortragenden Rat. Als solcher 
wurde er zum Vertreter des Ministers im Vorstandsrat des 
Deutschen Museums in München sowie im internationalen und 
deutschen Verband für Materialprüfungen der Technik be- 
‚stellt. Er war ferner Mitglied der Kommission zur Beaufsich- 
tigung der technischen Versuchsanstalten und »ehörte, anfangs 
‚als ständiger Kommissar, dann als Stellvertreter des Vor- 
stehers der Abteilung für MaschineningenVeurwesen, dem tech- 
nischen Oberprüfungsamte an. 'Im Juli 1915 wurde er zum 
Geheimen Oberbaurat ernannt, und im. August 1917 verlieh 
ıhm Bektor und Senat der Teechnischen Hochschule in Aachen 
in Anerkennung seiner hervorragenden Verdienste um die 
Vervollkommnung der Luftdruckbremse die höchste akade- 
mische Auszeichnung, den Dr.-Ing. ehrenhalber. 

Nach dem Umsturz stellte Kunze seine nie ermüdende Ar- 
beitskraft in den Dienst des Wiederaufbawes des schwer dar- 
nlederliesrenden Vaterlandes, bis ihn jetzt die Rücksicht auf 
seine weschwächte Gesundheit veranlaßte, die Versetzung in 
den däwernden Ruhestand nachzusuchen. Er kann auf ein 
Leben reich an Arbeit, aber auch reich an Erfolsen zurück- 
‚blieken. Bereits in seiner Jugend machte’Sich der Grundzug 
seines Wesens, sein zähes und zielbewußtes Festhalten an dem 


einmal als richtig Erkannten bemerkbar, und schon als junger 


bekannt. Bereits als Hilfsarbeiter im Ministerium der öffent- 


- der nach ihm benannten Bremsbauart ausgerüstet werden. Die 


schnellfahrende Züge (Schnellbahnbremse). Be 


mäßister Weise, berufen. 


Baumeister fiel er seinen Vorgesetzten durch seine Tüch 


keit und Vielseitigkeit auf. . _ - : a 
Kunze Ki der Schöpfer zahlreicher Weerkstattsbauten, 
Wasserstatiönen und, maschineller Anlagen anderer Art, die 


nicht nur durch Zweckmäßigkeit;, sondern auch durch arch 
tektonische Formgebung auffallen. Sein Lebenswerk aber 
die Erfindung und Durchbildung einer durchgehenden Luft- 
druckbremse für Güterzüge, die unter den schwierigsten: Be- 
triebs- und Witterungsverhältnissen den höchsten Forderungen 
betriebstechniseher und wirtschaftlicher Art genügt, Die ist 
nach em Erfinder und der bei der Erfindungsdurchbildun 
beteiligten Firma unter dem Namen „Kunze Knorr-Bremse* 


lichen Arbeiten; begann er mit :den Versuchen. . Mit unver- 
wüstlicher Zähigkeit, unbeirrt durch Fehlschläge, wie sie bei 
der Durchführung jeder großzügigen Erfindung unvermeid- 
lich sind, unberührt durch Widerstände und Quertreiberei 
seiner Gegner, die seine Verdienste zu schmälern versuchten, 
hat er sein Werk zielbewußt durchgeführt und die Genug- 


tuung verhalten, daß die deutschen Eisenbahnfahrzeuge mit 


Kunze-Knorr-Bremse ist aber nicht nur für Güterzüge 4 


eignet, sondern auch für Personenzüge und namentlich fi r 


Als Mensch ist Kunze, ein. Freund der Natur, voll _Begeist 
rung für alles Schöne, ein gerader, aufrichtiger Charakter, 
der sich bei jedermann Liebe und Achtung zu verschaff: en 
wußte. Wenn ihn nunmehr seine Gesundheit nötigt, seinen 
maßsgebenden Arbeitsposten zu verlassen, so begleitet ihn: der 
herzliche Wunsch seiner zahlreichen Mitarbeiter, Freunde und 
Verehrer, daß es ihm noch recht lange vergönnt sein möge, 
sich an den Erfolgen seines Lebenswerkes zu erfreuen. 7° 


 _— Personalnachrichten. Im Reichsverkehrsministerium ist 
der Direktionsrat Dr. Homberger zum Oberregrerungsrat 
ernannt worden. <= i = 3 
Im Bereich des Reichsverkehrsministeriums, Zweigstelle 
Preußen-Hessen, sind folgende Änderungen eingetreten: Der 
Regierungsbaumeister des Eisenbahn- und Straßenbaufaches 
Friedrich vom Baur ist bei der Eisenbahndirektion Köln zur 
Beschäftigung im Reichseisenbahndienst einberufen. — Der 
Regierungs- und Baurat Kiehl, Vorstand des ‚Eisenbahn- 
werkstättenamts in Harburg, ist gestorben. _ . E 

Im Bereich des Reichsverkehrsministeriums, Zweigstelle 
Bayern, ist der Vorstand der ‚Betriebsinspektion _Aschaffen- 
bur« Regierungsrat Georg Martin an die Betriebsinspektion 
III München. als deren Vorstand und der Eisenbahnassessor 
der Bahnbauinspektion Hof Leonhard Schmidt an die Direk- 
tion Nürnberg, beide in gleicher Diensteigenschaft und in etats- 

Bei den Saarbahneen sind durch Verordnung der Begierungs- 
kommission des Saargebiets ernannt worden: Oberregrerungs- 
rat Dr. Fischer zum Präsidenten der Direktion der Saa 
bahnen, Regierungs- und Baurat Richard zum ÖOberregi. 
rungsbaurat. Regierungs- und Baurat Grehling zum  Mit- 
elied der Direktion der Saarbahnen, Direktionsrat Nick- 
laus zum Regierungsrat und Mitglied der Direktion der 
Saarbahnen und Regierungsbaumeister Dette zum Vorstand 
eines Werkstättenamts. Be 


Österreich. 


— Enquete über Fisenbahntarife. Eine 'Enqwete über - 
Einwirkung der Eisenbahntarife auf das Wirtschaftsle) 
findet, wie das Verordnungsblatt für Eisenbahn, Schiff- ı 
Luftfahrt mitteilt, im Laufe des Februar im Bundesminister! 
für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten statt. 


— Güterverkehr mit dem S.H.S.-Staate.- Wie der A’ 
Tarif-Anz. von zuständiger Seite erfährt, wird der unmi 
bare Güterverkehr zwischen Österreich und dem ‘8. H. S.-Sta 
gegenwärtig ausschließlich über die Südbahnhauptst 
(Übergang Spielfeld) abgewickelt. Ein Verkehr zwischen de 
österreichischen und den S.H.8.Staatsbahnen über die vo 
den letzteren (Staatsbahndirektion . Agram) verlautbar 
Übergänge Assling und Unter-Drauburg (bzw. Assling Rei 
evenze und Lavamünd Reichsgrenze) findet derzeit noch 
statt. Wohl sind Verhandlungen mit der Staatsbahndirektio 
'"Agıram eingeleitet worden, um wenigstens provisorisch el 
direkten Verkehr zwischen den beiderseitigen Staatsbahn 
strecken über Assling in die Wege zu leiten, diese haben jedoc 
bisher, wie im Gegensatz zu früheren Nachrichten (vgl. Nr 
S. 34 d. Ztg.) mitgeteilt wird, zu einem befriedigenden Erge 
nis nieht geführt. Aus diesem Grunde konnten den Fra 
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nungsvorschriften der S. H.8.-Staatsbahnen entsprechende 
timmungen von den österreichischen Staatsbahnen bislang 
‚verlautbart werden.“ - 


| - Wasserkraftobligationen der Allgemeinen österreichische 
Bodenkreditanstalt. Im Juli 1920 wurde unter Beteiligung 
Ss Staates, des Landes Oberösterreich, der Linzer Tramway- 
d Elektrizitätsgesellschaft und der Österreichischen Waffen- 
briksgesellschaft die mit einem voll eingezahlten Kapital 
‚50 Millionen. ‚Kronen 
asserkraft- und. Elektrizitäts-A.-G.“ in Linz Seeründet. 


. Die 
auptaufgabe der neuen Gesellschaft besteht in der 


Ver- 


ücksicht auf die hohe volkswirtschaftliche Bedeutung der 
hon in Ausführung begriffenen Anlage haben sich das 
) \ die Allgemeine österreichische 
Bodenkreditanstalt bereit erklärt, der Gesellschaft je ein Dar- 
hen: von 100 Millionen Kronen zur Verfügung zu stellen und 
diese Weise die Finanzierung des Werkes zu ermöglichen. 
© betreffenden Darlehen sind auf sämtlichen Liegenschaften 
Gesellschaft sowie auf dem zu errichtenden Elektrizitäts- 
ko hypothekarisch sichergestellt. Das Land Oberösterveich 
die Stadtgemeinde Linz haben überdies der Allsemeinen. 
rpeichischen Bodenkreditanstalt gegenüber die solidarische 
Haftung für die pünktliche Verzinsung und Rückzahlung des 
uf die |Bodenkreditanstalt entfallenden Teilbetrases von 
100 Millionen Kronen übernommen. Die Österreichische Boden- 
itanstalt schreitet daran, auf Grund dieses Darlehens eine 
e Sonderausgabe ihrer Kommunalobligationen unter der 
ichnung „Waserkraftobligationen“ auf den Markt zu 
gen. Ein Teil der Ausgabe dürfte im Auslande unteree- 
bracht werden, zu‘ welchem - Zwecke die Obligationen neben 
m deutschen auch einen französischen und enelischen Text 
tufweisen werden. Die neuen Wasserkraftöbligationen der 
‚Allsemeinen Österreichischen Bodenkreditanstalt werden 
ndelsicherheit - genießen, "mit 4% % verzinslich und in 
stens 60 Jahren. mit dem Nennwert rückzahlbar sein. 


- Luftverkehr. Die fortgesetzten Bemühungen maßseben- 
Y Kreise, die Grundlagen für einen österreichischen Luft- 
rkehr und die Einschaltung Österreichs in das Internationale 
tverkehrsamt zu schaffen, haben, wie der Österreichische 
gtechnische Verein mitteilt, nunmehr zu dem Erfolee ze- 
art, daß die Entente beschlossen hat, eine Anzahl Flugzeug- 
npen und sonstiger für den. Betrieb von Fluchäfen not- 
’endiger Anlagen von der allgemeinen Vermichtung auszu- 
hmen. In diesem Sinne werden für Luftverkehrszwecke frei- 
geben: in Wien (Flugfeld Aspern) zwei einzelne und ein 
oppelflugzeugschuppen, ein Materialdepot, ein Autoschuppen, 
eme Ausbesserungswerkstätte für Motoren, eine solche für 
#iuszeuge, Kanzleien für die Direktion und für die Zoll- 
‚behörde, Mannschaftsunterkünfte und die Benzinanlaee; in 
"a2 zwei Flugzeugschüppen und die Nebeneebäude für 
serungen, Direktion usw.; in Klagenfurt ein Flue- 
huppen und Nebenbauten. Zur Begründung eines Lufl- 
in Innsbruck wurden .zwei Luftzeugschuppen be- 


mt. 


- Außergewöhnlich hohe Preise auf der Salzburger Straßen- 
n. In Salzbitrg kostet nun nach der durch den. Gemeinde- 
bewilligten Preiserhöhung die Fahrt für eine Zone 2 K 
‚ für zwei Zonen 4 K, ein Preis, der in Anbetracht der 
der Zonen. selbst im Vergleich mit den hohen Preisen 
ener Straßenbahn sehr hoch ist. Es werden Karten- 
ke 50 und 100 Fahrkarten mit 40% Preisermäßieune 
egeben, 


der hohen Preise nicht ausreichend benützt werden 
den. Betrieb nach einer kurzen Probezeit unter den 
Tarifen ganz einzustellen. 


die Aussichten des Luftverkehrs in Österreich. Hofrat 
Deutelmosser, Vorstand der Abteilune für Luftfahr- 
slegenheiten des Bundesministeriums für Verkehrswesen, 
‚sich kürzlich über den Stand und die Aussichten des 
verkehrs. Er verwies zunächst darauf, daß Eneland und 
eich ie Führung im Flugwesen übernommen haben 
deutlich erkennbaren: Bestreben, die großen, den Erd- 
spannenden Luftverkehrshnien in ihre Hände zu be- 
en und dadurch die Kolonien enger an das Mutterland 
üpfen. Vorerst hat England, so führte er dem „Newen 


" den ersten Bedarf des Luftverkehrs eingerichtet 
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Wiener Tagblatt“ zufolge aus, einen regelmäßigen Verkehr 
mib dem Festlande eingerichtet, vor allem die Verbindung 
London-Paris, die bereits seit anderthalb Jahren in Betrieb 
sbeht. Andere ständige Verbinduneen führen nach Brüssel, 
nach Holland und nach der Schweiz, wobei nicht weniger als 
neun Gesellschaften an dem von London. ausgehenden Vier- 
kehre beteiligt sind. Auch Frankreich pflegt und fördert den 
Luftverkehr im Heimatlande und in den Kolonien. Die Luft- 
verkehrslinie Paris-Straßburg-Prax ist bereits im Betriebe 
und soll bis Warschau verlängert werden. Eine zweite Linie 
ist nach dem Balkan init Konstantinopel als Endziel geplant. 
Amerika mit seinen "großen Entfernungen scheint für den 
Luftverkehr ganz besonders geeignet. Tatsächlich st dort 
auch die Postbeförderung mit dem Flugzeuge bereits am wei- 
testen fortgeschritten, wobei trotz der sseringen Portosätze 
schon im ersten Jahre Reingewinne durch die Luftpostlinien 
erzielt werden konnten. 

In Deutschland wird: an dem Ausbau des Luftverkehrs mit 
Eifer gearbeitet, soweit es die Fesseln der Friedensbedin- 
gungen zulassen. Vor kurzem erst hat die „Deutsche Luft- 
reederei“ in Berlin das millionste Kilometer in der Post- und 
Persomenbeförderung mit ihren Flugzeugen zurückgelegt. 

. Wenn: in den übrigen Staaten ie Entwicklung des Luft- 


verkehrs so-rasch vorwärtsschreitet und sogar in dem gleich, 


uns durch den Friedensvertrag so sehr gefesselten Deutschen 
Reiche ein gewisser Erfolg zu verzeichnen ist, warum ist bei 


‘uns nicht einmal der Beginn «ines Luftverkehrs zu ver- 


zeichnen? Nun, es ist nicht Trägheit, die daran Schuld trägt, 
Gegenwärtig allerdings lasten auf uns die harten Bedingungen 
des Friedensvertrages, die unsere Luftfahrindustrie vollständig 
zu vernichten drohen. Müssen doch nach Artikel 148 des 


. Friedensvertrages alle „ehemals militärischen Flugzeuge, aber 


auch alle Fluszeugschuppen und sonstisen für die Luftfahrt 
erforderlichen. Einrichtungen und Geräte abzeliefert werden. 
Da Österreich keine zivilen Luftfahrzeuge besaß, bleibt uns 
aus dem reichen Bestand der ehemaligen Luftfahrtruppen 
nicht einmal jene bescheidene Zahl von Flugzeugen, die für 
werden 
könnten. Das im Artikel 147 ausgesprochene Verbot des Baues, 
der Ein- und Ausfuhr von Luftfahrzeugen beraubt uns auch 
der Möglichkeit, neue Flugzeuge zu bauen oder bewährte Flug- 
zeuge aus dem Auslande einzuführen. Dieses Verbot gilt nach 
dem Friedensvertrag auf die Dawer von sechs Monaten nach 
dessen, Inkrafttreten, wurde aber von der Botschafterkonferenz 
in Paris auf unbestimmte Zeit verlängert. ‚weil wir unserer 
Pflicht der Ablieferung des Luftfahrmaterials innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist von drei Monaten nach Beglaubigung 
des Voertrages nicht nachgekommen seien. Trotz bestem 
Willen war aber diese Frist nicht einzuhalten. Noch viel 
härter als diese‘ Verbote erscheint aber die Bestimmung, daß 
alle abgelieferten Flugzeuge und Motoren der Zerstörung an- 
heimfallen, und daß diese Zerstörung von denselben Arbeibern 
vorgenommen werden soll, die mit’ihrer Hände Fleiß diese 
Wunderwerke der modernen Technik „eschaffen haben. 

Wie sich diese Verbote auf unsere Industrie äußern, läßt sich 
denken. Der Stock bewährter und vorzüglicher Facharbeiter, 
über welche unsere Flugzeugindustrie verfüst, verläuft sich 
nach und nach, so daß es schwer sein wird, die Erzeugung 
von. Luftfahrzeugen und Motoren in alter. Weise wieder aufzu- 
nehmen, wenn die Frist der Verbote abgelaufien sein wird. Vor 
allem aber ist unsere Industrie ausgeschaltet aus dem steten 
Wettbewerbe ın der Schaffung newer Bauarten, die den For- 
derungen der nunmehr friedlichen Luftfahrt entsprechen. Der 
Vorsprung, den unsere Gegmwer durch diiese Verbote gewonnen ' 
haben, wird nur in emsieister Arbeit und Schaffenskraft wieder 
eingebracht werden können. ' | 

Die Vorarbeiten für die. zukünftige Betätieunge im Luft- - 
verkehr erfolgen von allen an der Luftfahrt beteilisten 
Kreisen. Sowohl Wien als auch die Länder und! deren Haupt- 
städte haben die Wichtiekeit der Errichtung von Flushäfen 
erkannt und bestreben: sich, die bestehenden Anlagen zu er- 
halten und neue Flugplätze zu schaffen. Besondere Bemühun- 
gen werden gemacht, um den ausgezeichneten Flugplatz in 
Aspern zu erhalten und entsprechend auszusestalten. Ober- 
magistratsrat Dr. Held, der städtische Referent für die Luft- 
fahrt, bemüht sich in dankenswerter Weise in dieser für Wien 
so wiehtigen Angelegenheit und wird hierbei vom Österreichi- 
schen flugtechnischen Verein und vom Österreichischen Aero- 
klub kräftie unterstützt. Wenn. die großen politischen Stürme 
im Osten Europäs ausgetobt haben, und wenn wieder normale. 
Handelsbeziehungen die Völker verbinden werden, dann wird 
und muß die kürzeste Verbindung von West und Ost durch 
das Donautal führen und Wien €in Hauptflughafen für diese 
Strecke werden. In Erkenntnis dieser Entwicklungsmöglichkeit 
haben. sich auch bei uns bereits eine Reihe ernster Unter- 
nehmungen gebildet, die die Vorarbeiten für einen regel- 
mäßigen Luftverkehr aufgenommen haben, und die es sich 
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als Bicniere des heimischen Luftverkehrs zur Aufgabe ge- 
stellt haben, die durch sie zu schaffenden Verkehrslinien nach 
Aufhebung der verhängten Sperre 
das seine Maschen über das Festland zu legen besinnt. Im 
Vereine mit dem aus Vertretern der werschyedenen Inter- 
essenten an der Luftfahrt gebildeten „Fachausschuß für Luft- 


fahrangelegenheiten“ hat das Bureau für Luftfahrangelegen- | 


heiten im Bundesministerium für Verkehrswesen in langwie- 


risen Arbeiten die Grundlagen „eschaffen, auf denen sich auch ; 


in Österreich der Luftverkehr wird \entwiekeln, können. 


— Frachtzuschlag für Steinkohlentransporte über den Sem- 
meringe. Mit Gültiekeit vom 1. Februar 1921 bis auf Wider- 
ruf gelangt für Steinkohlentransporte, welche für Bechnung 
eines und desselben Adressaten in geschlossenen Zügen über 
den Semmerine befördert werden, zu den Frachtgebühren be- 
hufs Deckung der erhöhten Beförderungskosten auf der Berg- 
strecke noch ein Zuschlag von 20 K. für die Tonne zur Ein- 
hebung, 


Ungarn. 


— Wiehtige Mitteilungen des Handelsministers. In der Voll- 
versammlune der Budapester Handels- und Gewierbekammer 
hielt Handelsminister Ludwig v. Heseyeshalmy eine auf- 


sehenerregende Rede, in der er sich als Anhänger des freien 
Im weiteren Verlaufe seiner Rede erwähnte . 


Handels bekennt. 
er, daß Unsarns Kohlenförderuns bereits 1820 Wasen täglich 
seen 2500 Wasen des Friedensstandes Ibetrage. 

Auf dem Gebiete des Verkehrs — sagte der Handels- 
minister — stehen wir vor großen und schwierisen Aufgaben. 
Doch muß festgestellt werden, daß während der letzten Zeit 
auf diesem Gebiete eroße, wichtiges Arbeit verrichtet wurde. 
Der regelmäßise Frachtverkehr kann bereits ohne größere 
Beschwerden abgewickelt werden und — wenn Kohlen in gıe- 
nügender Menge vorhanden sind — wird auch der Personen- 
verkehr wieder besser durcheeführt werden können. Die 


Wagen sind nach Möglichkeit ausgebessert, und die betreffen-. 


den Verhältnisse sind bei uns viel besser, als in den Nachbar- 
ländern. Der Minister äußerte sich dann über den Vertrag, 
den die unearischen Staatsbahnen mit fremden Staaten abae- 
schlossen haben. Angebliche Mißbräuche, die .ın dieser An- 


gelegenheit begangen wären, und die in der Tagespresse so’ 


viel ISstaub aufgewirbelt hätten. seien aus der Luft secriffen. 
Demgegenüber stellte der Handelsminister fest, daB dies das 
beste Geschäft sei, daß der ungarische Staat seit I ängerer Zeit 
abgeschlossen habe. Es handelt sich hier eigent ich um zwiei 
Verträge. um einen holländischen Kreditvertrag und einen 
Warenheferungsvertrag, der mit seiner deutschen "Firma abge- 
schlossen wurde. Auf Grund des holländischen Kreditver- 
trages erhielten wir hundert Millionen Mark — und nicht um 
eine Milliarde oder anderthalb Milliarden, wie einige Blätter 
angaben — ohne jede Garantie, einfach auf die Unterschrift 
des ungarischen 'Handelsministers, gegen Zinsen, während 
z. B. die französische Regierung für eine in der Schweiz abae- 
schlossene Anleihe 15 % bezahlt. Von der Ausschreibuns eines 
Wettbewerbes konnte unter den jetzigen Verhältnissen, wo 
die Materialpreise von Tag zu Taxe steigen und die Arbeits- 
1öhne ungeheuer in die Höhe einsen, nicht die Rede sein. Der 
Minister nimmt auf das nachdrücklichste seine Vorgänger so- 
wie auch die Beamten, die bei diesem Vertrag mitgewirkt 
haben, gegen die Verdächtigunsen in Schutz, denen einzelne 
Blätter Raum gegeben haben. Der Handelsminister und sämt- 
liche mitwirkenden Beamten haben hierbei ausschließlich die 
Interessen des Landes vor Augen sehabt. 


— Güterverkehr zwischen den Eisenbahnen der tschecho- 
slowakischen Republik und Ungarn. Für den Eil- und Fracht- 
güterverkehr der vorgenannten Eisenbahnen sind vorläufige 
Bestimmunsen ins Leben sietreten. Nach diesen wird der 
gesenseitise Güterverkehr über die Grenzstationen Sätoral- 
jaüjhely, Sätoraljatihely-Guärtelep  (Slovensk6 nov& mesto) 
und Hidasnemeti oder Hernädcsäny (Cana) abgewickelt weer- 
den. Die Bedineunsen des semeinsamen Güterverkehrs sind 
daher ın Zukunft nicht bloß für den Verkehr über Szob, Pärkä- 
nynäna, Pozsonylisetfalu, Salgötarjan und Bänreve, sondern 
auch für+-den Verkehr über Hidasn6meti, Hernädesäny und 
Sätoraljaujhely bzw. Sätoraljaüjbely-Gyärtelep gültig. Die 
Parteren haben im Frachtbriefe dıe Grenzstation VOrZU- 
_ schreiben, über welche die ISendung zu "befördern ist. 


— Der inkatisbiinalmische Handelsvertrag. Die mit der 
polnischen Regierung schon vor längerer Zeit gepflogenen 
Verhandlunsen ° haben das Eroebnis gezeitigt, daß die unga- 
rische Reeierung eine Einladung an die -polnische Regierung 
und deren Vertneter zur Führung. direkter Verhandlungen in 
Budapest ergehen ließ. Infolge dieser Einladung sind die 
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einzufügen in das Neetz, 


‘ Aktienesesellschaft 


. genommen, wobei zu einem der Vizepräsidenten Greree) K 


' den Fremdenverkehr durch verständige Maßnahmen zu h 
" Es sollen ständig& Ausstellungen und Warenmustermessen 


wagen ganz aus dem Verkehr 


‚ Wasser von 600 Wärme lieferte. E den 1 
 lesenheit Versuche gemacht, diese einer Tiefe von 25 m 


sparen. Auf diese Weise könnten aus den noch zu erschli 


Yaltnar des Vereins 
Deutscher Eisonbahnverwal 


Bevollmächtigten der polnischen Regierung in Budapest. 
ee Die direkten Verhandlungen “wurden ' bereits 
‚eleite ; 3 


G =. 


— Schiffsverkehr erh Budapest und Belsrad 
1. Februar ab wird der direkte und regelmäßige Dampackı f 
‚verkehr auf der Donau von Budapest über Baja ı nach Belg 

wieder durchgeführt. 

— Die Enquete über die Wasserkräfte inv Mosoner Don uz 
hat unter Vorsitz des Staatssekretärs v. Tahy und unt 
teiligunge der Vertreter der interessierten Staaten, Kom 
und Städte wie auch der Vertreter der Donauwasserkr: i 
im Ackerbauministerium stattsefund 
Bei diesem Anlasse wurden. sämtliche schwebenden Frag: 
Verhandluns gezogen und erledigt. j 


a Peilnahme Ungarns an der Mitteletironässchen Te 
graphenkonferenz. An der in Prax abeehaltenen Mit 
europäischen Telegraphenkonferenz hat Ungarn ebenfalls 


aus Budapest ernannt wurde. 


“— Hebung des Fremdenverkehrs. Die ‚zur Boaufsichtieil 
des Fremdenverkehrsamtes entsandte Kommission hielt jün % 
eine Sitzung ab, in welcher der Vorsitzende feststellte, daß 
Ungarn bisher so gut wie nichts im Interesse des Frem 
verkehrs geschehen sei. Er führte aus, daß man nun bes 
sein müsse, die bisherigen Unterlassungen *eutzumachen 


anstaltet werden. _ Hinsichtlich der im Frühjahr zu ver: 
staltenden Orientmesse sind derzeit Verhendlunsen im Zu 
Die Beteiligung des Handels und der Industrie Ungarns 5 
der Warschauer Messe ist in Aussicht genommen, “ 


— Bau von Kleinbahnen im Jahre 1920. Im werflosse 
Jahre sind trotz eingetretener Kohlennot und maneels & 
Rohstoffen folgende Kleinbahnen sebaut worden: die lam 
wirtschaftliche Kleinbahn Adäcs-Oleamajor, die Verbindung 
strecke Adäes-Visznek, die landwirtschaftliche Klein 
Detk-Markaz-Ugra. die Strecke Besed-Szües und ne Seilba 
Apez-Zaeyvaszäntö- Rözsaszentmärton. & rn 


— Bautätiskeit der Maschinenfabrik der unzarisaken 
bahnen. Nach einer Mitteilun® des Diretors dieser Fabrik I 
sie trotz vieler erheblichen Hindernisse im verflossenen- 2; 
ersprießliche Tätiekeit entfaltet. Die Fabrik verfertigt n 
lich durchschnittlich fünf Lokomotiven; außerdem werd 
ihr zehn Lokomotiven für die südslawischen Btaatsbahnen 
gıebessert. 3 


— Einziehung staatlicher Personenkraftwagen. In 
jüngst abgehaltenen Konferenz wurde der Beschluß 
ım Auftrage des Ministerrates die Zahl der im Verkehr. ! 
lichen staatlichen Personenkraftwagen derart zu verminden 
daß jedes Ministerium nur einen Wagen für amtliche D 
zwecke in Betrieb behalten soll, während die übrieen 51 
gezoeen und die durch 
frühere Regierung bestellten 23: Personenkraftwagen der 
führenden Firma zurückgegeben werden sollen. 

— Thermalquellen im Dienste der Motorkräfte, Wä 
der im Lukäcobade in Budapest vorgenommenen Aus 
rungsarbeiten wurde sein neuer Thermalbrunnen gebohrt 
‘ Es wurden bei ‘dieser 


sprinsende Quelle teils zur Heizung, teils für motorise 
Zwecke zu benutzen» Nach Ansicht der Fachleute ist es 
lieh, durch sachzemäße Anusnutzunz der Thermalw 
bestände 10 000--20 000 Wagen inländischer Kohle zu 


den Thermalqwellen von ungefähr 700 Wärme ohne jedes 
material Kraftwerke von «erheblicher Leistungsfähiskeit 
Betrieb gesetzt werden. Nach Behauptung ungarischer 
logen sind im Donau-Theiß-Becken — in beträchtlicher TI 
zwar — ansehnliche Mensen Thermalwassers zu gewär 
Die auf Grund dieser Quellen. auszubauenden Kraftanla 
bieten anderer. Heizung gegenüber den Vorteil, daß ihr 
trieb sich zunächst viel einfacher gestaltet und diese W. 
kraftanlagen unerschöpfliche Kraftquellen- bedeuten, ‚wäh 
die Förderung der Kohle, des Petroleums ‘oder des Öls_ 
den heutigen Verhältnissen ° im kohlen- und ölarmen 
mit fast unüberwindlichen Schwierigkeiten. verbunden 


— Dauernde Wanderausstellung in Unseenr Der unte 
Präsidium des ungarischen Handelsministeriums. she ' 
ungarisch Doörfverband veranstaltet au Unterstützun 


hrgang 
war 1921. 
rischen Bieting eine AR: 6 Monate En Sehinte Wander- 


Zur Ausstellung selansen in ernster Reihe land- 
;haftliche Maschinen und Geräte. 


‚Die Lage der ungarischen Donauschiffahrt, Ds Gerücht, 
im verflossenen Jahre in den Wirtschaftskreisen \ ver- 
{ war, als wäre der ungarische Donauverkehr völlig 
englische Kontrolle selangt, und die Mehrheit der von 
en Donauschiffahrtoesellschaften aussegebenen Aktien seien 
n den Engländern ‚erworben worden, and keine Bestätigung. 
r hat eine englische Gruppe einen ansehnlichen Teil der 
n der -Königl. Ungarischen Fluß- und Seeschiffahrtgesell- 
ft ausgegebenen Aktien-erworben, jedoch ist die Mehrzahl 
- Aktien in den bisherisen Händen geblieben. Hinsichtlich 
Königl. Ungarischen Fluß- und Seeschiffahrt- Aktiengesell- 
ft ist das Aufsichts-, Kontroll- und Tarifoberhoheitsrecht 
Regierung unversehrt aufrechterhalten worden, 


 UVebrige europäische Länder. 
Verschiebungen in den wirtsehaftlichen Betriebsergeb- 
en schwedischer Staatsbahnen. Wir haben schon im vori- 
N Jahrgang d. Zte. ss8l unter: der Überschrift „Billigere 
reise in Seh weden. usw.“ auf gewisse Verschrebunsen in 
n wirtschaftlichen Betriebsergebnissen schwedischer Staats- 
anen hingewiesen. Es zeigt sich, daß die schwedische Aus- 
immer mehr die Neieung hat, sich auf Kosten der Ost- 
‚auf die Westküstenhäfen zu übertragen, und daß dem- 
preehend auch die wirtschaftlichen Erzebnisse der beteilig- 
ı Eisenbahnen Wandlunsen erfahren. Der Jahresbericht der 
wedischen Staatsbahnen für 1919 gibt nun besonders inter- 
nte Zahlen, die den in den letzten Krisenjahren einge- 
ee ungeheuren Umschwune in' den Voraussetzungen für 
wirtschaftlichen Eisenbahnhetrieb bei Linien starken 
"schwachen Verkehrs grell beleuchten. Dieser Umschwung 
'gleiehen Tarifen und Löhnen einerseits veranlaßt durch 
auf Gründ der hohen Tariflage veranlaßte Einkommen- 
rung bei dien guten Bahnen und anderseits durch die außer- 
hnlich in die Höhe „esehraubten Betriebskosten bei den 
echten Bahnen. Wenn man so die wirtschaftlichen Ergeb- 
e für die Jahre 1913 und 1919 bei einer Gruppe in der 
el ertragveicher Staatsbahnteile mit denen seiner Grunpa 
shaftlich schwachsestellter vergleicht, so findet man, daß 
Beispiel: die Gruppe der Staatsbahnlinien Stoekholm- 
eborg, Järna-Malmö und Göteborg-Trälleborg, die 1913 eine 
nbeinnahme von 415 Millionen, 30,5 Millionen Betriebs- 
‚einen Reiwertrag von 11 Millionen und eins Verzinsung 
13 % brachte. im Jahre 1919 eine Gesamteinnahme von 
- Millionen, 134,5 Millionen Betriebskosten, einen: Rein- 
von: 30,2 Millionen und eine Verzinsune von + 9.91 % 
s. Gleichzeitie brachte die Gruppe der Strecken Bräcke- 
(en, Östersund-Wilhelmina und Bräcke-Boden-Haparanda 
tenlinien im Jahre 1913 eine Gesamteinnahme von 7,7 
en. 8,7 7 „Millionen Betriebskosten und 1 Million Verlust 
0,95 % Verzinsung nnd im Jahre 1919 eine Gesamtein- 
on 25,3 Millionen, 44,5 Millionen [Bietriebskosten und 
ionen Verlust oder — 13,5 % Veerzinsung. Es zeit 
im Jahre 1919 wie schon in den Vorjahren. daß die 
n Bahnen «in gutes wirtschaftliches Betriebser@eb- 
rten, während auf dem ausgesprochenen Norrlands- 
, die vom südlichen Netz wirtschaftlich mitgetragen 
ollen, die Verluste-ungehieuer gestiegen sind. Dr. S. 
Bisenbahnbauten in Schweden. Der schwedische Ver- 
Ellen hwierrkenten ad die großen RES 
für ‚Eisenbahnzwecke ausgesprochen. vor allem an- 
der in Norrland laut gewordenen Befürchtungen. daß 
erung durch die Geldknappheit sich gezwungen sehen 
ie umfangreichen norrlärd'schen Eisenbahnbauten ab- 
Die Frage der Einschränkungen als Folge der 
Efiyieriekeiten spiele auf allen Gebieten der 
waltung und nicht allein bei den Eisenbahnbauten 
Rolle, Es sei zu hoffen,-daß mindestens die schon in 
g esetzten Arbeiten noch vollendet würden. Die Frage 
Umbanes des Bahnhofes Stockholm, die schon seit Jahren 

ttelpunkte des Interesses steht, werde wahrscheinlich 
 verfolet werden, wenn es auch nicht ausze- 
daß sie schon dem nächsten Reichstae vorgelegt 
Es hänge dies eben von der Laxe des Anleihemarkties 
Chef der Staatseisenbahnbauten Forelmarck teilte mit, 
den für die Vollendung der Norrlandbahnen anfgestell- 
ns hlägen keine erößeren Ersparnisse wemacht werden 
wäre auch wecen eintretender Arbeitslosiekeit 
eten, eine Arbeit an einem Orte einzustellen und 
anderen Notstandsarbeiten in Ganz zu setzen. 


-ın Lazarettzüssen benutzt. 


Inwieweit bei den Eisenbahnbauten Arbeitslose untergebracht 
werden könnten, hänge ganz von den. bewilligten Mitteln ab. 
Über die Blektrisierungsarbeiten Stockholm-Göteborg ver- 
lautet von zuständiger Seite, daß keine Absicht bestehe, diese 
Arbeiten abzubrechen. Doch seien Untersuchungen im Gange. 
mit Rücksicht auf die Geldknappheit die erforderlichen Mittel 
zu begrenzen. Bureauchef Öfverholm in der Eisenbahndirek- 
tion hat, auf Befragen mitgeteilt, daß durch die Untersuchun- 
gen, welche durch die Erfahrungen der Studienreise in Ame- 
rika weranlaßt seien (siehe diese Zte&. 1920, S. 1020), ein 
Aufschub der Einleitune der Elektrisierungsarbeiten nicht zu 
gewärtigen sel. Br. 


— Betriebsergebnisse der Schweizerischen Bundesbahnen im 
Jahre 1920. Die über die Betriebsergebnisse der Bundesbahnen 
allmonatlich herausgegebenen Nach weisungen sind. für De- 
zember: 1920 erschienen und lassen jetzt einen Überblick über 
den sesamten Jahresabschluß zu. Hiernach sind die Hoff- 
nungen, die man bei Beginn des Jahres 1920 hessen konnte, 
nieht erfüllt worden, wıe sich aus den nachfolgenden Zahlen 
ergibt, die die Einnahmeüberschüsse der einzelnen Monate, ver- 
elichen mit denen ‘Ges Vorjahres, darstellen» 


Überschuß der Betriebseinnahmen. 
1919 


1920 

Fr. Fr. 
Januar . — 3051 422.63 709 420,11 
Februar — 4651 797,84 2764 204,98 
März 617 880.83 2 992 836,67 
April 5:871 808,17 7.096 918,23 
Mai 7 994 62624  — 2 044 034,39 
Juni 6 3847 831,78 4 278 315.85 
Juli 8 665 586.66 6 920 916,84 
August 9 069 659,81 7 464 230,99 
September 7 822 385.08 7 766 441,81 
Oktober . 584 947,33 5 094 000,— 
November ‘\ 3 576 257.95 171 000,— 
Dezember . 13 890 940,80 4 143 000, — 
Gesamtüberschuß 57 238 704,18 47 357 251 .09 


Im Anfang des Jahres war &esrenüber den ersten Monaten des 
Jahres 1919, die sehr unzünstige Zahlen aufwiesen, eine merk- 
liche Besserung vorhanden, die sich aber im Mai infolge dies 
plötzlichen Anschwellens der Betriebsausgaben um rd. zehn 
Millionen Franken in einen Betriebsverlust von über zwei 
Millionen Franken verwandelte. Mit Ausnahme des Oktobers 
haben dann die Bundesbahnen in keinem Monat mehr. die 
Überschüsse des Jahres 1919 erreichen können, so daß sich 
dier Gesamtüberschuß um rd. 10 Millionen Franken niedriger 
hält als der ‘vorjährise. Wie- sich aus den Einzelnach- 
weisungen ergibt, sind die absoluten und kilometrischen Ver 
kehrseinnahmen. aberesehen von einer kleinen Schwankung im 
Dezember, während des ganzen Jahres höher gewesen als ini 
Jahre 1919. so daß die sewaltige Steieerune der Ausgaben. 
vor allem der Personal- und Materialkosten für die schlechten 
Jahresersebnisse verantwortlich zu machen sind. 


— Kanadische Aussichtswagen in Italien. Die Aussichts- 
wasen der Kanadischen  Pazifie-Eisenbahn, die vor dem 
Kriese auf den Strecken Wien-Buchs und Wien-Triest ver- 
kehrten, wurden bei Ausbruch des Krieges von den Öster- 
reichern beschlaenahmt und längere Zeit während des Krieoes 
Nach Einstellung der Feindselis- 
keiten wurden sie ihrer Eisentümerin in gutem Zustand wieder 
überwiesen; diese hat sie an die italienischen Staatsbahnen 
verkauft, bei denem sie, ihrem Zweck und ihrer Bäuart ent- 
sprechend, auf landschaftlich bevorzugten Strecken ver- 
kehren. Ihre erste Fahrt haben sie im August v. J. zwischen 
Neapel und Genf über Rom, Florenz, Venedig und Mailand 
zurückselest, um dis Vertreterinnen einer amerikanischen 
Fräuenvereinieung zu der Internationalen Frawentagung in 
Kristiania zu bringen. Die Wazeen haben wegen ihrer beson- 
deren Bauart in Italven ziemliches Aufsehen erregt. 


— Freie Fahrt für englische Parlamentsmitglieder. Ein 
Ausschuß des englischen Parlaments, der über die Vergütungen 
für die Mitelieder beraten soll. hat newerdings empfohlen, den 
Parlamentsmiteliedern freie Eisenhahnfahrt "zwischen London 
und ihrem Wahlbezirk zu gewähren, eine Anneleorenheit, die 
schon seit längerer Zeit zur Erörterung steht. Dabei wird 
darauf hingewiesen, daß der Wert dieser Vereünstigung, in 
barem Gelde ausgedrückt, für die einzelnen Mitslveder sehr 
verschieden sein kann, je nachdem sie in Städten oder länd- 
lichen Bezirken gewählt sind. Ein Abgeordneter für Birming- 
ham z. B. würde nur freie Fahrt zwischen London und Bir- 
mineham beanspruchen können. Im Süden von England gibt 
ICs dageoen ländliche Wahlhezirke, die so zerstreut liegen und 
von einem so weitverzweieten Netz von Eisenbahnen. durch- 
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zogen sind, daß freie Fahrt nach. dem Wahlbezirk gleichbe- 
deutend mit freier Fahrt auf dem größten Teil des Eisenbahn- 
metzes von .Südensland sein würde. „hailway Gazette“, die 


die Interessen der Eisenbahngesellschaften immer tatkr äf tie. 


daß die sich hieraus verzebenden 
Schwierigkeiten gebührend gewürdigt ‘worden sind, - als der 
Ausschuß den Vorschlax machte, den Abe«eordneten freie 
Eisenbahnfahrt zu gewähren. Die Hauptsorge der Eisenbahn- 
gresellschaften ıst dabei natürlich die, daß ihnen durch Gesetz 
die Verpflichtung, die Abgeordneten auf Freikarte ohne Ent- 
sehädigung zu befördern, auferlegt werden könnte. Die Be 
messung eimer Entschädigung an die Eisenbahngesellschaften 
würde jedenfalls die einzige Schwierigkeit stein, die der Ge- 
währung freier Fahrt an einen Abseordneten für einen so 


vertritt, glaubt nicht, 


weitverzwieigten Wahlkreis,, wie er oben andeutunesweise be- 


schrieben worden ist, entgegenstehen würde. Solange nicht 
ein Gesetz etwas anderes vorschreibt, könnten die Eisenbahn- 
ssesellschaften natürlich erwarten, daß ihnen für die Frei- 
karten der Abgeordneten wine angemessene Entschädigung 
gewährt würde. 


— Neue Dampfer für den Kanalverkehr und sonstige Neue- 
rungen der Großen Ostbahn. Die englische Große Ostbahn 
hat unter den englischen Eisenbahnen durch den Kries inso- 


fern am meisten gelitten, als der Verkehr nach dem Pestlande;, 


den sie bediente, ganz unterbrochen war. Allmählich hat sie 
diesen Verkehr wieder aufgenommen und dabei den Vor- 
krieeszustand zwar noch nicht sanz, aber doch annähernd 
wieder erreicht. Dazu hat sie vor allem einige Dampfer als 
Ersatz für Kriegsverluste beschaffen und in Dienst stellen 
müssen; eins dieser Schiffe, Antwerpen, ist im Sommer, in 
zweites, Bruges, ist im Herbst 1920 abzeliefert worden, und 
ein drittes, Malines (Mecheln) sollte Anfang 1921 abgeliefert 
werden. Mit diesen Dampfern wird, worauf schon ihr Name 
hinweist, der Verkehr zwischen Harwich und Antwerpen be- 
dient. Der Zug in der Richtung nach dem Festlande verläßt 
Londen um 830 abends; 
morgens; der Anschlußzus verläßt Antwerpen um 1039 und 
erreicht über Brüssel, Namur, Lüttich, Verviers Köln um 73 
Uhr abends. Der Gegenzue fährt um 1038 vorm. aus Köln ab 
und ist um 722 abends in Antwerpen; die Überfahrt dawert 
von SW Uhr bis 6% morgens; um -s% Uhr ist der Anschlußzug 
in London. Da die Seefahrt in beiden Richtungen nachts er- 
folgt, ıst besonders für die Beqwemlichkeit der Reisenden Se- 
sorgt, insbesondere sind dıe Dampfer ausgrebiz mit Schlaf- 
kabinen ausgestattet, Es sind 263 Schlafplätze 1. und 102 
Schlafplätze 2. Klasse, teils in Kabinen mit einem, teils in 
solchen mit zwei und vier Betten vorzesehen. Der Dampfer 
Bruges hat 3000 t, ıst 101,26 m ans und 13,12 m breit. Seine 
Turbinen leisten 12500 PS und können ihm eine Geschwindig- 
keit von 21,5 Knoten verleihen. Er ist mit Einrichtungen für 
drahtlose Telegraphie und Unterwassersignale ausgestattet. 


Die Türen in den Schotten können von einer Stelle geschlossen - 


werden, wodurch der Dampfer in 10 dieht oegeneinander ab- 


geschlossene Räume geteilt wird.“ Die Türen können aber 
auch an Ort und Stelle von Hand bedient werden; so daß. 


niemand eingeschlossen werden kann; sıe fallen aber, nachdem 
Sie so oeöffnet ‚sind. wieder zu. In den Anschlußzügen von 
London kann alsbald nach der Abfahrt die Hauptmahlzeit, 
das englische Dinwer, eingenommen werden. während es in der 
Gegienrichtunge alsbald nach Abfahrt des Dampfers aufge- 
tra@en wird. 
die. Fahrgäste frühstücken. 

Um ihren Strecken Verkehr Snzufihn en, hat die Große Ost- 
bahn ins Felixtowe unmittelbar bei. Harwich einen großen 
Gasthof angekauft, der für einen der schönsten an der Ost- 
küste von England, namentlich auch wegen seiner Lage auf 
hoher Klippe, gilt. Er üst von London bequem zu erreichen 
und dient daber vielen Londonern als Ziel ihrer Wochenende- 
Ausflüge. Harwich und Pelixtowe sind dureh den: Fluß Orwell 
voneinander getrennt, auf dem die Ostbahn einen Flußdampfer- 
verkehr unterhält. 

Da die Einführung elektrischen [Betriebes in England zur- 
zeit erheblichen Schwieriekeiten beweenet, hat die Große ÖOst- 
bahn die Strecke Liverpool. Street-Bethnal Green so ausgebaut, 
daß mit Dampfbetrieb in der Stunde 24 Züge in jeder Richtung 
fahren können. Die Kosten für diesen Ausbau haben nur 
80.000 £ betragen. Die Signale werden‘ zwar nach wie vor 
ven Hand bedient; es sind aber an den Sicherunsseinrich- 
’ tungen eine ganze "Anzahl! Verbesserungen „etröffen worden, 
die. die Leistungsfähiekeit der Strecke erhöhen. Die Züge 


werden von kleinen Tienderlokomotiven mit drei Triebachsen 


befördert, deren Entwurf aus dem J ahre 1386 stammt, von 
denen man also kaum sagen kann, daß sie neuzeitliche Loko- 
motiven darstellen. Um den dichten Verkehr etwas zu be- 
schleunigen, halten die von dem Kopfbahnhof Liverpoolstreet 
ausgehenden Züge nicht am allen Bahnhöfen bis Bethnal 
Green, wo sich die Strecke verzweigt und von wo je zwei 


Ev 


' Durchlauf die deutschen "Gütertarife und die dieutsche Wäh 


die Überf ahrt dauert von 1030 bis 830 - 


- zulässig. 


tungen und für den ganzen - Durchlauf alleinige Anwend: 


früher in jedem Falle notwendie war, von dem genannten 


In dem Zug von Harwich nach London können 


von den in 10 Minuten verkehrenden RER nach Enfield e: 
Pälaca Gates, je zwei nach "Walthamstow und Chingfi 

weiterfahren. Bei einigen dieser Züge kann die Lokomotit 
auch von einem Führerstand am hinteren Ende des Zuges 
Hilfe von Druckluftübertragung gesteuert werden, so dal 
Zug ohne umzusetzen in beiden. Richtungen fahren kan 


— Güterverkehr Polens mit der Freien Stadt Danzig. 
Zusammenhang mit der am 1. Juni 1920 erfolgten Einfüh 
der einheitlichen allpolnischen Tarife für- die Beförde 
von Personen, Gepäck und Gütern ist das Eisenbahn 
sterıuum in Warschau mit der vorläufigen Verwaltun® 
Freien Stadt Danzig in Verhandlung” getreten, um den 
schluß eines neuen "Übereinkommens für die Abwicklun 
Eisenbahntransporte im wegenseitisien Nachbar- und D; 
gangsverkehr herbeizuführen. Nach längeren Verhandlun 
wurde, wie der Allg. Tarifanzeiger (Wien) nach dem „Mo 
Polski“ berichtet, ein Einvernehmen im Sinne der: von 
polnischen Regierung unterbreiteten Vorschläge erzielt, 
Grund dessen seit 1. September 1920 für den genannten Gü 
verkehr folgende Grundsätze in Geltung stehen: x 

Im Nachbarverkehr zwuüschen dem Eisenbahngebieiei 
Freien Stadt Danzig und den Eisenbahnen des polnise 
Staates werden für die Linien der letzteren ohne Rück 
auf die Verkehrsrichtung die polnischen Tarife und die 
nische Währung angewendet. während für den Danz 


rung in Kraft stehen. 

Der Frachtberechnung werden für den Done Dus 
lauf die kilometrischen Entfernungen des Kilometerze: 
für Polen (Gruppe A, B, C), für die Danziger Strecke 
der deutschen Tarife zugrunde selegst. 2 

Die Fracht wird durch die Versandstation bis zum Ta ri 
schnittpunkt (Grenzstation) nach den Tarifen der Versar 
bahn in Frankatur, von dort ab durch die Empfangssta 
nach den Tarifen der Empfangsbahn in Überweisung berech 
und erhoben. Abweichende Vorschriften des Versenders. übe 
die Berechnung und Erhebung-der Frachten und sons 
Gebühren sind unzulässig. Barvorschüsse, Nachnahmen 
Anvabe des Interesses an der Lieferung sind auseieschloss 
Die Abtretung von Ansprüchen aus dem Frachtvertrage 
einen anderen als den Versender oder Empfänger ist 


Im Durchgangsverkehr zwischen Putzg und andere 
nischen: Stationen Pommerns und den "Sonstinen Stat 
Polens über das Gebiet der Freien Stadt Danzig finden 
polnischen Tarife und die polnische Währung in beiden R 


Die Beförderung erfolgt sowohl im Nachbar- wie im Du 
sanesverkehr mit internen, direkten, unmittelbar an‘ 
eigentlichen Empfänger gerichteten Frachtbriefen, so daß 
Neuaufgabe in den Polnisch-Danziger Übergangsstationen, 


Als derzeitige Übergangssta 


punkte an sich erübrigt. 
Altmühle, Dirs 


(Tarifischnittpunkte) sind zu nennen; 
Hohenstein, K1.-Katz und Kokoschken. 

Für den Güterverkehr zwischen Deutschland und 
Freien Stadt Danzig sind für die Gesamtstrecke (somit 
schließlich der polnischen Durchsangslinien) die deut 
Gütertarife unter Durehrechnung der Fracht 
wenden. Die Sendungen sind mit durchgehenden deuts 
Frachtbriefen direkt bis zur Bestimmungsstation abzufe, 


— Erhöhung der Zollzuschläge in Polen. Der pol 
Finanzminister hat mit Wirkung vom 10. Februar d. J. 
Goldzuschlae bei Zollzahlungen. mit Papiergeld von 900% 
1900% (d. h. auf das Zwanziesfache des Zolles) ‚erhöht. 
jenisen Waren, die spätestens am 9. Februar 1921 lau 
gabestempel der Eisenbahn. von seiner deutschen Gren 
aufgegeben sind, werden noch nach den bisherigen Sätz n 
sefertigt. 


— Erhöhung der Eisenbahntarife in Rumänien. In 
8. 37 d. Zte. hatten wir eine dem Alle. Tarif-Anz 
nommene Verfüsune mitgeteilt, der zufolge am: 15. Di 
1920 eine Erhöhung der: Tarife um 100 pCt. eintreten 
Wie nun der genannten Quelle von der „Sartia“ A. 
Bukarest gemeldet wird, wurde die Einführung der 100 
zentigen Tariferhöhung auf den 1. Januar 1921 versch« 
Erst: von diesem Zeitpunkte angefangen sind. demnach, 
den in Nr. 2, S. 37 d. Zte. enthaltenen Ausnahmen. ab 
die tarıfmäßıigen Gebühren verdoppelt anzuweden. 

Weiter Be der Bi Tenmt Anz, a hr die ‘ 


20prozentiger ecke in Kraft getreten sein soll, 


ty 
LER ZA, 


‘von Prämien. an die Angestellven der Staatsbahnen 


Verbesserung ihrer ‚Bezüge und Erhöhung ihrer 
gen dienen soll. Eine. Bestätigung dieser 1etzt- 


inten Nachricht steht noch aus. 


>. Fremde Erdteile. 


Das Eisenbahnnetz Palästinas. Über die gegenwärtige 
ehnung der in Palästina erbauten Eisenbahnlinien macht 
„Handelsmuseum“ folgende Angaben: Es gibt 
t in Palästina folgende Bahnlinien: Rafa (Greuzstation)- 
d (Lydda) 115 km, der Eli-Ballah (südlich von Ghaza)- 
esseba 50 km, Ludd-Jerusalem 67 km, Ludd-Jaffa 19 km, 
dd-Haifa 100 km, Haifa-Derla 161 km, Afule-Nablus 77 km, 
dije-Tulkarm 19 km. Demnach: beträgt die Länge des 
ten Schienennetzes Palästinas augenblicklich 608 km. 


Die Lokomotivausfuhr der Vereinigten Staaten. Eine gute 
nnzeichnung für die Rolle, die unter den Ausfuhrwierten dis 
qualifizierte Eisenverarbeitung in der neuesten Zeit.spielt, 
, wie die „D. Allg. Ztg.“ schreibt, die in folgender Tabelle 
ergegebene Übersicht über die Zahl der von den Ver- 
gten Staaten in den letzten. acht Jahren ausgeführten 
ıpflokomotiven. Wenn die dort aufgeführten Zahlen auch 
_ die wirtschaftliche Bedeutung dieses Ausfuhrpostens 
en des Fehlens von Werten und Gewichten keinen Auf- 
uß geben, so sind sie doch ein augeenfälliger Beweis für 
Rangstellung, welche sıch die Lokomotivindustrie der 
non auf dem Weltmarkt unter den wirtschaftlichen Wir- 
gen des Weltkrieges schaffen konnte. Während des Krieges 
‚die Union-das einzige Land, das Lokomotiven in größeren 
en für die Ausfuhr liefern konnte. Davon machte Eng- 
917 ausgiebig Gebrauch. Im Jahre 1918 wurden nicht 
iger als 241 Lokomotiven aus den Vereinigten Staaten nach 
d gesandt; ohne Zweifel waren dies Neubauten der 
anischen Werke auf englische Bestellung. Die Über- 
hweigt sich leider über die Ausfuhr in den Jahren 
—18 aus. Aber 1919 war bereits fast eine Verdoppelung 
ckzahl gegenüber der für 1912—14 ermittelten Durch- 
Jahreszahl erreicht. Die Ausfuhr für die ersten acht 
zeigt abermals eine beträchtliche Zunahme. Die nord- 
kanische Industrie sieht der Weiterentwicklung des Aus- 
chäfts in diesem Zweige ihrer Betätigung mit. großen 
ungen entgeoen. Für die Zukunft rechnet sie hauptsäch- 
englischem Wettbewerb, wenngleich sie auch die neuer- 
‚ Erfolge Kanadas befürchtet, das jüngst die Ausfuhr von 
notiven aufgenommen hat. 
; Ausfuhr der Vereinigten Staaten an Dampflokomotiven 
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Allgemeines. 


— Eisenbahngüterwagen aus Eisenbeton. Ein für #5 t 
Ladegewicht eingerichteter, in Nr. 91, Jahrg. 1919 d. Ztz. be- 
reits erwähnter Güterwagen aus Eisenbeton ist seit längerer 
Zeit auf der Illinois-Zentralbahn im Betriebe und soll sich 
awch schweren Anforderungen gewiächsen zeigen. Wie wir 
der Zeitschr, des Vereins Deutscher Ingenieure entnehmen, 
verträgt der von der Conerete Car Co. ini Chicago herge- 
stellte Wasen eine Überlastung von 10%; er ist 12,66 m 
lang, 3,12 m breit und mit 145 m hohen Bordwänden ver- 
sehen. Das verhältnismäßig schwere Eisengewicht von: 24,3t 
hofft man bei Herstellung weiterer Wagen auf etwa 21 t 
herabsetzen zu können, Ein dem gleichen Zwecke dienender 
Güterwagen aus Eisen wiegt nach der Zeitschrift „Beton und 
Eisen 20,I% % 

Der Wagenkasten besteht aus einem gleichzeitig als Kan- 
tenschutz dienenden Eisengerippe; Wände und- Boden sind 
mit Eisenbeton. ausgefüllt, Die mit Rippen versehenen Wände 
des Wagens haben eine Stärke von 4 cm; der Kasten/’boden 
ist 5 cm stark und kreuzweise mit Eisendraht von 6 mm 
Durchmesser bewehrt. Zur Verwendung gelangte Leichtbe- 
ton, der nach einem Verfahren von St, J. Hayde aus ge- 
branniten, porigen Tonstütcken. hergestellt ist und bei einem 
spezifischen- Gewicht von 1,6 nach 28 Tagen 300 kg/qem 
Druckfestigkeit aufweist. Der Wagen hat awei zweiachsige 
Drehgestelle, die den Kasten mittels eines gleichfalls aus 
Eisenbeton hergestellten Laufgerüstes aufnehmen, 


— Schwere Schienen auf der Pennsylvania-Eisenbahn. Das 
Gewicht der Schienen allein ist zwar kein Maßstab für ihre 
Tragfähigkeit, neschweige denn für die Güte des Oberbaus, es 
gibt aber doch immerhin einen Begriff, ob es sich um seinen 
Oberbau für schwieeren oder leichten Betrieb handelt. Es hängt, 
abgesehen vom Einheitsgiewicht des Schienenstoffs, das nur 
innerhalb sehr enger Grenzen schwankt, von der Größe des Quer- 
schnitts ab, doch ist dieser wiederum nicht allein maßgebend 
für die Entscheidung über die Frage, ob eine Schiene richtig 
entworfen ist; ihre Eienung zur Aufnahme der auf sie ein- 
wirkenden ‚Kräfte hängt mindestens ebenso, wenn nicht noch 
mehr, von der richtisen Verteilung der Massen auf den Quer- 
sehnitt ab, und es muß dabei nicht nur darauf hingezielt wer- 
den, daß ein mörlichst großes Trägheitsmoment entsteht, son- 
dern es muß auch auf die Vorgänge beim Walzen Rücksicht 
genommen werden. Andererseits bedingt eine schwere: Schiene, 
auch wenn sie das erößtmöslienste Trägheitsmoment hat und 
sonst richtie entworfen ist, noch nicht einen guten, lei- 
stungsfähigen Oberbau; dazu gehört vielmehr, daß alle Teile, 
Schienen, Schwellen, Laschen und sonstiges Kleineisenzeug, 
richtie gegeneinander abgestimmt sind. Immerhin ist es in- 
teressamt, die Zunahme des Schienengewichts zu verfolgen, und 
die Amerikaner lesen immer besonderen Wert darauf, eimer- 
seits weil es ein sinnfällises Merkmal ist, andererseits, weil 
sie auf diesem Gebiete ziemlich große Zahlen erreicht haben, 
und -für große Zahlen und Superlative haben sie nun einmal 
eine besondere Vorliebe. Dieser können sie hier um so mehr 
frönen, als das Gewicht nach ihrem Maß in Pfund auf 
das Yard ausgedrückt, doppelt so große Zahlen ergibt, als die 
Angabe nach unserem Maß in Kilogramm auf 1m. Der Vor- 
liebe für große Zahlen entspricht es auch, daß sie bei Loko- 


-motiven und Eisenbahnwasen nicht wie wir die Achsen, son- 


dern die Räder zählen. Bei der Pennsylvania-Eisenbahn wur- 
den im Jahre 1875 Breitfußschienen von 30 kg/m Gewicht ver- 
leet; 1884 traten an ihre Stelle solche von 35 kg/m Gewicht. 
+886 wurde das Schienengewicht auf 37,5 kg/m erhöht, und 
schon nach Jahresfrist trat eine weitere Erhöhung auf 42,5 
ke/m ein. Ein, Gewicht von 50 kg/m, also 100 Pfund auf 
1 Yard, wurde 1892 erreicht, und seit 1914 wurden in scharfen 
Krümmungsen und steilen Neigungen Schienen von 65 kg/m Ge- 
wicht verlegt, während sonst für die Hauptgleise 62,5-Kg/m- 
Schienen. verwendet werden. Bis zum. 1. Oktober 1920 waren 
44 % der Gleise mit den letztgenannten: schweren Schienen. aus- 
sestattet, und im Bezirk Neuyork waren es sogar 75 %. Wäh- 
rend des genannten Zeitraums ist auch die Zahl der Schwellen 
sehr erheblich vermehrt; nach amerikanischem Gebrauch wird 
deren Zahl, nieht wie bei uns auf die Schienenlänge, sondern 
auf die Meile Gleis angegeben, wobei die Amerikaner wieder 
die Genucrtuung haben, mit großen Zahlen aufwarten zu 
können. Bei der Vermehrung der Schwellen hat man beson- 
ders eine Verringerung des Schwellenabstands am Stoß. ıer- 
reicht, der .schwebend ausgeführt wird. Die Laschen scheinen 
ursprünglich sehr kurz gewesen zu sein; denn es wird be- 
richtet, daß die Schwierigkeiten, die das Auffinden der rich- 
tioien Stoßverbindung bot, erst aufgehört haben: oder wenig- 
stens auf ein erträgliches Maß zurückgeführt worden sind — 
denn der Entwurf einer allen Ansprüchen genügenden Stoß- 


Nr. 5 re I ge 


verbindungren ist namentlich in Amerika eine noch ungelöste | 
Aufgabe —, als man sie so lang machte, daß sie auf den Stoß- 
schwellen aufruhen. Die Pennsylyania-Eisenbahn eilt als eine 


der führenden Gesellschaften in den Vereinigten Staaten und 


ist bemüht, diese Rolle nicht nur auf dem Gebiete des Veer- 
kehrs, sondern auch in bezug auf ihre technischen Einrichtun- 
oen zu erhalten. Die Verstärkung des Oberbaus, entsprechend 
der Zunahme der Zug-, namentlich der Lokomotivgewichte und 
det erhöhten Fahrgeschwindigkeit, ist zwar in “erster Linie 
eine Frage der Betr jebssicherheit; von fast ebenso großer Wich- 
tiekeit aber ihre wirt tschaftliche Bedeutung. Die schweren 
Gleise sind zwar in_der Anlage sehr tewer, sie erfordern aber 
SeTINKerTe Unterhaltungskosten nr leichtere, und für die Unter- 
“haltung haben die Amerikaner immer wenige übrige. Sie 
scheuen im allsemeinen nicht vor hohen Anlagekosten "Zurück, 
wenn dadurch der Aufwand für die Unterhaltung gespart 
wird, welch letzterer bei den hoben: Löhnen in den Vereinigten 
Staaten besonders ins Gewicht fällt. Dann’ wirtschaften sie 
aber ihre Gleise, Maschinen und sonstigen Anlagen schnell‘ 
herunter und ersetzen sie zu einem Zeitpunkt durch neue, ın 
dem nach deutschen Begriffen die Lebensdauer durch «eine 
eründliche Instandsetzung noch erheblich verlängert werden 
könnte, Möslich, daß wir in Deutschland dureh die Steigerung 
der Arbeitslöhne, die bei den Unterhaltungsarbeiten besonders 
stark ins Gewicht fallen und gegen die die Kosten für die 
Beschaffung der dabei zu verwendenden Ersatzteile zurück- 


treten, auch zu einer ähnlichen Auffassung von der Wirt- 
sehaftlichkeit gezwungen werden. . 
Rechtspflege. 


— Verlust bei mangelhafter Verpackung. Im Bezirk der 
Eisenbahn-Generaldirektion in Schwerin sind hinsichtlich der 
Bedeutung eines im Frachtbrief enthaltenen Anerkenntnisses 
der „mangelhaften Verpackung“ einer Sendung folgende be- 
merkenswerte Urteile ergangen: 

Fall 1. Die Firma Gebr. E. in E. sandte am 30. Mai 1919 
eine Expreßsendung an die Firma L. & Co. in B. die Manu- 
fakturwaren enthielt. Auf der Paketadresse befand sich als 
Anerkenntnis der absendenden Firma Gebr. E. der Vermerk 

‚mancselhaft in Papier verpackt“. Die Umhüllung bestand 
aus mittelstarkem. Packpapier und war von 5 mm starkem 
Papierbindfaden ‚umschnürt. Auf der Empfaneısstation B. 
wurde ein Mindereewicht von 10 ks festgestellt; 
sich, daß 
und wieder anseknotet war. 


Dureh Urteil des Landserichts in Hannover vom 29. Oktober 


1920 ist die Klage der Firma L. & Co. auf Ersatz von: 883,50 MN 
für die fehlenden Manufakturwaren mit folgender Begründung 
abeewiesen: „Wie die Paketadresse ergibt, hat der Absender 
auf ihr erklärt, daß die Sendung mangelhaft in Papier ver- 
packt sei. Diese Erklärung ist von der Versandstation auf 
Grund des $ 62 Absatz 2 der Eisenbahnverkehrsordnung. ge- 
fordert worden. Nach dieser Vorschrift muB das ‘Gut, soweit 
es seine Natur fordert, gegen Verlust, Minderung oder Be- 
sehädieune sicher verpackt sein. Ist dies nicht der Fall, so. 


kann die Eisenbahn verlaneen, daß der Absender im Fracht- 


briefe die Mängel der Verpackung anerkennt. Im vorliegen- 
den .T'all - erfordert die Natur der versendeten Manufaktur- 
waren, was keiner besonderen Ausführung bedarf, eine Ver- 
packuns zum Schutze gegen Verlust, Minderung 20deN, Be- 
schädigung. 

Wie dis Sendung bei der Auslveferung verpackt gewesen ist, 
ist aus der Aussage des Packmeisters nicht mit voller Sicher- 
heit zu entnehmen. Es muß aus ihr jedoch seschlossen wier- 
den, daß die Verpackung in Papier mit Verschnürung vor- 
oenommen worden ist. , Eine derartige Verpackune hat die 
Eisenbahn mit Recht als nicht sicher bezeichnet. Sie schützt 
weder seven Beschmutzung oder sonstise Beschädigung, noch 
vor allen Dingen wesen Diebstahl, da die Feststellung des 
Inhalts und seine Entwendung besonders ‚erleichtert ist. - Nach 
S 86 Absatz 2 der Eisenbahnverkehrsordnung wird daher ver- 
mutet, daß der Schaden, der durch den Verlust entstanden ist, 
aus der mit der mangelhaften Verpackung verbundenen Ge- 
fahr entstanden ist. Als Schaden Im Sinne dieser Vorschrift 
ist auch der dureh Dritte verübte Diebstahl anzusehen. Die 
Klägerin hat die genannte Vermutung nicht entkräftet, da 
sie den Beweis, daß. die Entwendung nicht aus der mit der 
mancelhaften Verpackung verbundenen Gefahr entstanden ist, 
nicht erbracht hat. Die Klage war nach alledem abzuweisen.“ 

Fall 2. Aus einem von der Firma $. in F. am 30. August 
1919 an die Firma W. in P. als Eilfrachtgut versandten, drei 
Stücke Tuch enthaltenden Ballen fehlte bei der Ankunft in 
P. ein Stück Tuch von 13 m Länge. Die Firma W. verlangt 
hierfür Ersatz in Höhe von 520 M von der Eisenbahn. Auf 


- daß das Paket ‚mangelhaft in Papier verpackt“ sei, 


es ergab 
an der seinen Stelle der ‘Bindfaden. durchgerissen 


Yolkunk de; Versinh 
ni Bisenhahnverwalt 


ee AL Tachtstileker nur in aan und Treinen ne 
alloemeiner Erklärung vom 10. August 1919.“ j 
Das Amtsgericht Schwerin (Mieckl.) hat die Klage mit 
scheidung vom 22. September: 1920 unter folgender Begründ 
abgewiesen: „Die Eisenbahn haftet vorliegendenfalls 
S 86, Absatz (1), Ziffer 2 nicht, denn die Absenilerin hat a 
‚dem Frachtbrief ausdrücklich die Erklärung abgegeben, d 
die Frachtstücke ın Papier und Leinen gepackt seien; die 
Verpackung ist aber nach der Natur der Ware (wertvol 
Tuchstoff) nicht ausreichend, denn sie begünstigt dadurch, d 
sie leicht zu zerschmeiden ist und den Wert des Inhalts 
läßt, weil sie seine Formen nicht verhüllt, den Diebstahl, 
gerade auch Diebstahl gehört zu den Gefahren, die für 
Verlust kausal sein können, vgl.: Eger, Eisenbahnverkeh: 
ordnung 3. Auflase (1910), Anmerkune 458, Absatz 4 und 
dort angeführte Entscheidung des. Reichsoberhandelsgeri 
Band 6, Seite 175. 
- Einen. schlüssigen Gegenbeweis gegen die Vermutung 
S S6 Absatz 2 der Eisenbahnverkehrsordnung, daß der Sch: 
aus dieser Gefahr entstanden ist, hat die Klägerin nicht 
seboten. Denn wenn die Verpackung in Leinwand allgemen 
üblich wäre; und das Tuch sachgemäß in undurch sichti 
Leinwand eingenäht gewesen wäre, so schlösse das na 
obigen Ausführungen die Vermutung nicht aus. Danach 
die Klage abzuweisen.“ Pf 
Fall 3. Die Firma 6. in B.- hatte ein Paket mit Waren i 
Gewicht von 43 ke an die Firma M, in $. zum Versand & 
bracht. Bei Ankunft in S. wurde ein Mindersewicht 
6% ka festgestellt. Es fehlten aus der Sendung 6 Stück 
‘grathosen zu je 24 M und 2 Stück blaue Hosen zu je 26, 
Das Paket war nur in Wellpapier verpackt und die & 
dende Firma hatte im Frachtbriefe die Erklärung abe 


Durch Entscheidung des Amtsgerichts Schwaan vom 2 
tember 1920 ist die Firma M, mit ihrer Klage auf Scha 
ersatz abgewiesen. Inder Begründung des Urteils heißt es 
Firma hat seibst bei der Absendung anerkannt, daß das 
mangelhaft in Papier verpackt sei. Ob sie eine Verpae 
‘m Leinwand nicht beschaffen konnte, ist für die Haftung 
Eisenbahn gleichgültig und würde nur zur Frage komm 
bei einem etwaigen Anspruch der Klägerin seien die 
wesen mangelhafter Verpackung. Nach $ 86 der Eisen 
verkehrsordnung haftet die Eisenbahn nicht für den Se 
der aus der mit der manselhaften Beschaffenheit der 
packung entstandenen Gefahr entsteht, und es wird, fal 
Schaden den Umständen nach aus dieser Gefahr ents 
konnte, vermutet, daß er aus dieser Gefahr entstande 
Da nun sehr wohl durch weine mangelhafte Verpacku ng 
Papıer die Ausführung eines Diebstahls begünstigt wen 
konnte, beziehungsweise bei einer Verpackung in P 
‚leichter eine Beschädigung der Umhüllung eintreten k 
als bei einer Verpackung in. Leinewand, so kommt der 
bahn die eben angeführte Vermutung zugute, Kläseri 
daher mit ihrer Klage und zwar nach 8 9 der Zivilp 
ordnung kostenpflichtis abzuweisen. 

Fall 4. Es handelt Ach um eine Sendung von 8 
Wollearn an die Firma R. in 8, die bei dieser mit «@ 
Mindergewicht eingegangen war. Auch die Klage ‘ 
Firma auf Schadensersatz ist durch Urteil des Amtsger 
Schwerin vom 20. November 1919, wie folet, ab&ıewiesen 
Voraussetzungen des $ 86 Absatz a; Ziffer 2 der Eise 
verkehrsordnunge für die Haftbefreiunz der Eisenbahn 
gegeben. Die Ware (8 Ballen Wollsarn) ist nach dier 
klärung des Absenders in den Frachtbriefen als manselhaf 
packt zur Beförderung aufgegeben. Der Schaden, der nac 
Behauptung der Klägerin auf eine Beraubung der F 
güter zurückzuführen ist, konnte aus der mit der mangelh 
Verpackung — Papierverpackung mit Bandeisen umschnü 
verbundenen Gefahr entstehen, da die Papierverpackung 
Ausführung des Diebstahls berünstiete, und nach de 
mutung& des 8 86 Absatz 2 muß davon ausgerangeen w 
daß er aus dieser Gefahr entstanden ist. Ein schlüss 
Gegenbeweis ist nicht angetreten. Die Darlegung, d. 
„ Verpackung sachgemäß und allgemein üblich giewese 
reicht nicht aus zu einer Widerlegung des $ 86 der Eisen 
verkehrsordnung, Absatz 2. Die Behauptung aber, d 
Beraubung durch Leute der Eisenbahn, für die sie ha. 
geführt sei, schwebt in der Luft, ist nicht unter Bew 
stellt. Es ist durchaus nicht ausgeschlossen, daß drit 
sonen sich unbemerkt Zugang zu den Transportgüter 
schafft und sie beraubt haben. Die Klägerin kann sich dahı 
nicht auf die Bestimmung des $ S6 Absatz 3 der Eisenbab 
 verkehrsordnung berufen, sondern war ohne weiteres 
ihrer Klage abzuweisen.“ a 


‘ 
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_ Bücherschau. EEE 


. las Mawäon..- Leben und Tod am Sädnol Mit 
rlaınken, garınier | 5. Kanoramen, 6, bunten En ‚und 


stralier Douglas Mawson hatte schon die Forschungs- 
Sir Ernest Shackletons nach dem Südpol in den 
en 1907 bis 1909 mitgemacht. Trotz der damals erlitbenen 
n und Entbehrungen veifte nach kurzer Ruhezeit in dem 
ste des jungen Gelehrten der Plan, eine neue Expedition 
FE ortsetzune seiner Südpolarforschungen auszurüsten. Da 
"auf die Teilnahme Shackletons nicht rechnen konnte, wurde 
‚bald die Seele und der Leiter des kühnen Unternehmens, 
s die geographische Wissenschaft wieder um äußerst wert- 
e Kenntnisse bereichert hat. Er mußte sich zwerst der 
erstützung der Regierung. und der wissenschaftlichen Ge- 
schaften versicheın, um die moralische und finanzielle 
berlag'e für seine Forsehungsreise zu bekommen. . Die Bie- 
ung der von ihm zur Vorbereitung des Unternehmens, 
"Gewinnung von Teilnehmern, zur Erwerbung eines geeig- 
‚Schiffes und aller übrigen für die Reise erforderlichen 
jellen und wissenschaftlichen Hilfsmittel unternomme- 
- Schritte, bis schließlich im Jahre 1911 die Fahrt von 
stralien (Tasmania) aus ihren Anfang ‚nehmen ‚konnte, 
tet an sich schon eimen äußerst interessanten Einblick in 
schweren Aufgaben, die an die Umsicht und Arbeitskraft 
verantwortungsvollen Leiter eines solchen Unternehmens 
tellt werden.. 

& Schilderung der Forschungsreise selbst, auf deren 
zelbeiten hier nicht näher eingegangen werden kann, hält 
, Leser in atemloser Spannung. Mawseon ist nicht nur ein 


ier, allen Strapazen und Entbehrungen trotzender Tatkraft, 
dern auch sein fesselnder Schriftsteller, der es versteht, 
ser die Eigenart der antarktischen Welt, ihres Tuer- 
s, ihrer Naturschönheiten und ihrer grausigen Gefahren 
ulich und lebendis  vorzuführen. Einige Teile des 
es stammen auch aus der Feder von Mitarbeitern. Das 
‚ist aber aus einheitlichem Guß und schon rein sprach- 
und darstellerisch ein treffliches Werk. Der Humor 
t nicht ' zu kurz, und selbst die übermenschhchen An- 
unsen und Entbehrunsen, denen die Forscher ausgesetzt 
en sind, werden mit Selbstverständlichkeit und ohne 
nrediekeit geschildert. Wir erleben mit ihnen die qual- 
-Märsche durch Nacht und Eis, den Kampf mit der Kälte 
dem Hunger, dem hoffnungsvolle Menschenleben zum 
"fallen, a dei Ss „ren, der DE Deiien nur dank 
> ent- 


Becher der rielesszeit an. Die Photographien und 
cke sind künstlerisch und gewähren uns Einblick in 
rbenprächtigen Naturschönheiten der Polarwelt. Es ist 
enuß, einmal wieder ein Buch zu les sen, das uns fern 


m ebens rd cs chältlicher ung sin: 
. Es ist ein ebenbürtiges Gegenstück zu dem Werke, 
em vor Jahren der Nordpolarforscher Nansen berech- 
Peuisshen erregt hat, RL kann ‚jedem, De Sinn für 


1% 


I-Eisen unter besonderer Berücksichtigung der breit- 
nschigen und der parallelflanschigen I-Eisen. Von Dr.- 
Richard Sonntag, Regierungsbaumeister a. D., Be- 
der Ingenieur, V.B.I. in Berlin-Friedrichshagen. Mit 
ihlentafeln, 8 schwarzen und 7 farbigen Tafeln und 
bbildunsen. Berlin 1920. Verlag des Vereins deutscher 
sure, Berlin NW. 7. Kommissionsverlag von Julius 
7, Berlin W. 9. Preis 30 N. 
; technische und wirtschaftliche Unzulänglichkeit der 
hen I- Träser-Normalprofilreihen hat seit längerer Zeit 
sıbesserung des Walzverfahrens und Ausbildung zweck- 
er Qwerschnitte gerichtete Bestrebungen bervortreten 
Mehrere deutsche Walzwerke haben mit Erfolg die 
en. technischen Schwierigkeiten, die insbesondere der 
en Herstellung breiterer Flansche und schwächerer 
Be rebstanden. überwunden und so der“Fortentwick- 
er I- Prägerformen den Weg geebnet. Für die nunmehr 
zenden newen Trägerreihen wurden verschiedene Vor- 
ye ausgearbeitet, ohne daß es zunächst zu gelingen 
1, die auch hier dringend erwünschte Einheitlichkeit 
usetzen. Außer in geschäftlichen Widerständen lag da- 
Schwierigkeit in dem Fehlen eines zuverlässigen Ver- 
zum mnaeitweise der technischen und wirtschaftlichen 


der Stegsstärke, 


an voller wissenschaftlicher Begeisterung und unermüd- 


 Veergleichsorundlage werden die wichtigsten 


Uberlegenheit. eines bestimmten Entwurfs. Zur Klarlegung 
dieser Frage beigetragen und Wiege für \die folgerichtige 
Durchbildung eines umfassenden  Walzplans gewiesen zu 
haben, ist das Verdienst der vorliegenden beachtenswerten 
Arbeit von Sonntag. 

Die Untersuchung geht aus von den in der Durchführung 
des Walzverfahrens liegenden Bedingungen für die Ausge- 
staltung und die Beschaffenheit des Walzerzeugnisses. Dabei 
werden die grundlegenden Unterschiede zwischen den Kaliber- 
und den Universalwalzwerken dargelegt. Nach einer prüfen- 
den Betrachtung der bisherigen Entwicklung der verschie- 
denen Walzverfahren kommt Sonntag zu dem Ergebnisse, daß 
bei einem zweckdienlich durchgebildeten Universalwalzwerke 
keinerlei Schwierickeiten für die Ierstellung einwandfreier 
I-Träger jeder gewünschten Form, insbesondere, mit parallel- 
flächiseen, bis zu etwa 50 cm breiten Flanschen bestehen, dab 
aber auch die Erzeugnisse der Kaliberwalzwerke hinsichtlich 
der Flanschbreite und. der Flanschneigung 
noch nennenswert verbessert werden könnten. Waren somit 
die durch die Herstellung bedingten Beschränkungen in der 
Formgebung nahezu bedieutungslos geworden, so ergab sich 
nunmehr die Aufgabe, die vorliegenden Möglichkeiten durch 
zweckmäßise neue Trägerformen voll auszuschöpfen. Anzu- 
streben ist zunächst die weitestgebende Ausnutzung der 
Festiekeit des in dem Träger enthaltenen Baustoffes für die 
am häufigsten vorkommenden: Belastungsfällee Die Unter- 
suchung der sich hieraus vrgebenden Forderungen führt 
Sonntag mit Hilfe eines von ihm in seiner früheren Arbeit 
(„Biegung, Schub und Scherung“ 1909, Verlag Wilhelm Ernst 
& Sohn, Berlin) entwickelten Verfahrens durch. Die. rechne- 
rischen Ermittlunser werden durch von dem Verfasser vor- 
SENOMMENE Formänderungsv ersuche bestätigt, über deren 
Durehführuns und Ergebnis berichtet wird. Für die Auswahl 
der wirtschaftlich zweckmäßigsten, aus den ‘in .den Grund- 
zügen nunmehr festgelesten Trägerformen benutzt Sonntag 
als Vergleichsmaßstab eimerseits den „Nutzungserad“ (n—= 
Wer und J:F) und andererseits den neu gewonnenen Be- 
griff des „Gütegrades“ (n=n:R). Auf.der so geschaffenen 
deutschen bisher 
hergestellten oder vorgeschlagemwen I-Trägerreihen einander 
ssegenübergestellt, darunter auch eine beachtenswerte von dem 
Verfasser entworfene Reihe. Durch zeichnerische Darstellung 
der maßsgebenden Querschnittsfestwerte auf einer Anzahl vor- 
züglich ausseführter farbiger Tafeln ist dem. Leser ein klarer 
Überblick über die sonst verwirrende Fülle von Zahlenwerten 
ermöglicht. Das Ergebnis seiner Untersuchungen faßt Sonn- 
tax in wertvollen Vorschlägen für die Vereinheitlichung und 
den weiteren Ausbau der I- Trägerreihen zusammen. Dis 
bedeutsame Arbeit wird nicht nur den Walzwerken, dem seisen- 
verbrauchenden Gewerbe und den Behörden ein erwünschter 
Ratgeber für die weitere Bearbeitung der vorliegenden Frae® 
sein, sondern ihr Studium sei auch den Studierenden des Bau- 
ingenteur- und, Hüttenfachs zur Vertiefung des teehnisch-wirt- 
schaftlichen Dienkens empfohlen. Dr. Gaede. 


— Die Gestaltung der Bogen im FEisenbahngleise. Von 
Richard Petersen, o. Professor in Danzie. Berlin und Wies- 
baden 1920. C. W. Kreidels Verlag. Preis 4 M. 

Der Verfasser geht von der Tatsache aus, daß die Bögen 
schnellbefahrener Haupteleise, auch solehe mit Übergangs- 
bosen, im allgemeinen nicht befriedigen. Die Gründe sicht 
er in dreierlei: 

-l1. in den Abweichungen der wirklichen Gleislage von der 

geplanten; 

2. in der Abweichung Dr Resultierenden aus Fliehkraft 
und Gewicht von der Gleismitte, weil selten die (re- 
schwindigkeit gerade der Überhöhung entspricht; 

3. in den Stoßwirkungen im Übergang, auch bei Übergangs- 
bösen. 

Punkt 1 ist eine Frage der Gleisunterhaltung. 

Zu Punkt 2 sentnimmt der Verfasser aus den bestehenden Be- 
stimmungen, die durch sehr anschauliche Schaubilder mit Ein- 
tragung der Grenzzustände erläutert sind, daß eine Winkel- 
abweichung von 0,05 gleich etwa 3° nicht störend empfunden 
wird. Wichtig und wohl wenig bekannt ist der Nachweis, daß 
zwar auch enge Bögen mit hoher Geschwindigkeit befahren 
werden. können, wenn die Überhöhung entsprechend gewählt 

wird, daß aber dann der Spielraum der zulässigen Geschwin- 
difkeit nach oben und unten immer geringer wird, widrigen- 
falls große StoßBwirkungen entstehen. Immerhin scheint man 
hier, meines Erachtens, bei Stadtbahnen u. U. doch weiter 
gehen zu können, als der Verfasser vorschlägt. weil die weit- 
aus meisten Züge sich in der Geschwindigkeit an der betref- 
fenden Stelle sehr gleichen. Bei den’ sehr seltenen Ausnahmen 
entstehen dann wohl Stöße, aber solche nimmt man beispiels- 
weise beim Autoverkehr in Bögen ganz gewohnheitsmäßig in 
Kauf. Die wirkliche Grenze scheint hier erst durch die Be- 
triebsgefahr großer seitlicher Kräfte auf die ‚Schienen, vor 


Ne 


allem nach außen, gegeben; eine Betrachtung hierüber wäre 
eine willkommene Ergänzung. 

Nach einem kurzen Abschnitt über die Spurweite kommt der 
Verfasser auf den wichtigsten Punkt 3, den Übergangsbogen. 
Der, Verfasser geht hierbei von sejnen Erfahrungen bei der 
Elberfelder Schwebebahn aus, bei der die Verhältnisse ein- 
facher Legen, indem der hängende Wagen sich jeweils der 
Geschwindigkeit und der Krümmung entsprechend schief 
stellen kann, Für die Übergangsbögen ereiıbt sich hierbei, 
daß ihre Länge mindestens einer Doppelschwingung des als 
Pendel zu betrachtenden Warens entsprechen muß, und daß 
die. Eigenschwingungsdauer nicht unter 3 sec. heruntergehen 
darf, wenn sie noch nicht unangenehm wirken soll. Legt man 


diese Ersebnisse auch für Standbahnen zugrunde und erhöht 


die: 3 sec. zur Sicherheit auf 3,6, so ergibt sich die höchste 
einfache Bedingung, daß die Länge des Übergangsbogens in 
Metern gleich der Geschwindigkeit in Kilometern sein muß. 
Die Schlüsse, die der Voerfasser im weiteren daraus zieht, 
sind sehr bedeutsam. Die bisherigen Übergangsbögen sind 
danach ausnahmslos zu kurz. Man müßte sie - wesentlich 
länger machen. Wie weit das bei bestehenden Gleisen mög- 
lich ist, wegen der dazu notwendigen starken Veerschrebung 
des Gleises nach Innen, ist eine Frage für sich. Bei mewen 
Bahnen ist es jedenfalls möglich. Der letzte Teil des Buches 
ist der Aufstellunz entsprechender Formeln mit Beispielen 
zewidmet. Der Verfasser behält die übliche kubische Parabel 
bei, verfolgt sie aber auf eine viel größere Strecke als bisher. 
Bei einem Ablenkungswinkel von rd. 24° genen die Anfangs- 


richtung haben nämlich alle kubischen Parabeln, weil sie ein- | 


ander ähnlich sind, den kleinsten Krümmungshalbmesser, von 
da ab nimmt dieser wieder zu. Es empfiehlt sich daher, bis 
hierhin die kubische Parabel und von da ab den Kreis zu be- 


nutzen. Bögen unter 48° ganzem Zentriwinkel bestehen über- - 


haupt nur aus zwei Übergangsbögen. An Hand aufgestellter 
Tabellen wird gezeist, daß die Behandlung solcher Bögen so- 
wohl auf dem Plan wie beim Abstecken nicht schwieriger ist, 
als der üblichen Kreisbögen. 


Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Erweiterung der Abfertigungsbefugnisse von Stationen. 


Eisenbahn-Generaldirektion Dresden. Vom 
30. Januar 1921 ab ist die Beförderung von Milch von und 
nach dem Personenhaltepunkt Wintersdorf zugelassen. 

Eisenbahn-Generaldirektion Stuttgart. 
1. Februar 1921 ab ist der än- der Strecke Stutteart-Ulm 
zwischen den Stationen Obereßlinsen und Altbach selegiene, 
bisher nur der Abfertigune von Personen dienende Halte. 
punkt Zell für die unbeschränkte Abfertigung won Per- 
sonen, Reisegepäck, - Expreßgut und. Kleinvieh in Einzel- 
sendunsen im Binnenverkehr der Eisenbahn-Generaldirektion 
Stuttgart eröffnet worden. 

Eisenbahndirektionsbezirk Halle (Saale). 
Vom 1. Februar. 1921 ab ist die zwischen. den Stationen Mücken- 
berg und Ruhland rechts der Bahnstrecke Falkenberg-Kohl- 
furt gelegene Station Naundorf (Elster), welche bisher 
dem Personen-, Gepäck- und Expreßg utverkehr diente, auch 
als Tarifstation für die Abfertisung von Wagenladungen so- 
wie Stückgutsendungen von mindestens 2000 ke in einem 
Waesen von einem Absender an .eimen. Empfänger von und 
nach der dort angeschlossenen Emanwelerube eröffnet worden. 
Die bisherige Abfertigungshilfsstelle N aundorf (Elster) 
wird gleichzeitig aufgehoben. 

Österreichische Südbahn- Gesieitechätt Die 
in Nr. 64 der Vereinszeitung 'bekanntgegebenen. Abfertigungs- 


Amtliche Bekanntmachungen 


1. Aenderung von Stationsnamen. | 


Die Bahnhöfe « 
Gollmütz (Bezirk Posen) an der Strecke 
Wierzebaum-Schwerin, 
Kalau (Pos.) an. der Strecke Topper- 


zeichnung 
Gollmütz (Kreis 


Meseritz, Paradies (Kreis Meseritz), Venwaltungsgebiet der 
Paradies (Pos.) an der Strecke Topper- Schönfeld (Netzekreis), über. 

Messeritz, Stöwen (Netzekreis). (116) Hannover, den 22. Januar 1921. 
Schönfeld (Pos) an der Strecke Charlottenburg, den 25. Januar 1921. Eisenbahndirektion. 
Schneidemühl-Konitz, Eisenbahndirektion. 


| zu den Vorschlägen des Verfassers Stellung zu nehmen. 


 Feldweiten. reichen beim Träger mit 2 Öffnungen vom Sp 


zugrunde „elegt. 


bau yon Professor Dr. Winkler zugrunde gelegt. 
‚retischen Teil ist ein Rechnungsbeispiel beigefügt, in den 


Vom | 
lottenbureg). 
. der Strecke Wierzebaum-Schwerin, 


Aungen, betreffend. Antrag 


Stöwen (Bez. Bromberg) an der Strecke 
Schneidemühl-Kreuz 
erhalten vom 1. Februar 1921 ab die Be- 


Schwerin Nebel, 
Kalau (Kreis Meseritz), 


Zelte Yen Warst 
a Ze 


Die Eirerbehnverwakangen waren nicht nkın ko 


Dr.-Ing. Bäsele 


= Tabellen der Maximalquerkräfte und Maximalmomente 
durehlaufender Träger mit 2, 3 und 4 Öffnungen verschiedene 
Weite bei gleichmäßig verteilter Belastung. Von Dipl,-Ing 


“W.Kapferer. Mit 15 Textabbildungen. "Berlin 1920. Ver 


lage von Wilhelm Ernst & Sohn. 
lich Tewerungszuschlag. 

"Das Büchlein enthält zur Berechnung durchlaständeie 
von 2, 3 und 4 Öffnungen von versehiedenem Größenverhä 
von Querschnitt zu Querschnitt fortschreitend, die Querkrä 
und Momente, einschließlich der Höchstwerte, sowohl 
Eigengewicht als auch für gleichmäßig verteilte Nutzlast. 


Preis geh. 12,50 M; zu. 


weitenverhältnis 1: lüber 1 ::14,1 : 12 usw. bis 1 : 2% 
die 3- und 4feldrigen Träger Ist rec Anordn 
Beim Dreifeldträger reichen die Span 
weitenverhältnis 1: l1über : 11,1 : 12 usw. bs1 :2. 8 
die 3- und 4feldrigen Träger ist symmetrische Anordım 
1219-19 :1 usw. bis 1:05 05:1. Die ee 
die die Querkräfte und Momente ermittelt sind, folgen eina 
in 'Zehnteln der Spannweitben, teilweise auch, dichter. 
über 100 Seiten Tabellen umfassenden Teil sind die statischer 
Berechnungsweisen voraufgeschickt, nach denen die Tabe 
ermittelt sind. Aus den: allgemeinen Formeln für einen. du 
laufenden Träger von beliebiger Felderzahl sind die für 
in den Tabellen zugrunde welegten Felderzahlen entwicke 
Der Ableitung der Formeln wurden die Vorträge nr Brüc 
em th 20: 


eine Eisenbetondecke auf Balken mit fünf Stützen bei be 
stimmten Entlastungsverhältnissen durchserechnet ist. Di 
Tabellen lassen sich auch zur Berechnung von Gitterträ 
verwenden., Sie erleichtern die rechnerischen Ermittelung 
in der Praxis für einschlägige Fälle in hohem 


befugnisse der Güterladestelle St. Mardalena sind aud 
auf die Auf- und Abgabe von Stückgütern ausgedehnt word en 


Änderung von Stationsnamen. 


Eisenbahndirektionsbezirk Osten (Ch 
Die Bahnhöfe Gollmütz (Bezirk Posen 
Kalau (Pos) an 
Stnecke Topper-Meseritz, Paradies - (Pos.) an der St 
Topper-Meseritz, Schönfeld {Pos.) an der Strecke Schnei 
mühl-Konitz und Stöwen (Bez. Bromberg) an der Str 
Schneidemühl-Kreuz erhalten vom 1. Februar 1921 ab die 
zeichnung Gollmütz (Kreis Schwerin [Warthe]). Kalau (K 
Meseritz), Paradies (Kreis Meseritz), Schönfeld (Netzek 
Stöwen (Netzekreis). Vom gleichen Zeitpunkte ab erhält ( 
an der Strecke Guben-Bentschen. gelegene Haltepunkt Po 
en Nettkow die Bezeichnung Schless 

le) oW. 


Rundschreiben der Geschäftefähräiien Verwaltung il 
lassen worden: 

Nr. III 17 vom 21. Januar 1921 an säritiiche Vereinsver 
es Eisenbahn-Zentralamts in 
lin namens der Eisenbahndirektion Osten auf schleunige 
arbeitung des V.W.Ü. mit dem Ziele Arne "Vie 
fachungen (abgesandt am 27. Januar d. J.). 


Deutscher Sechafenverkohni mit 


deutschland. 
‘Mit sofortiger "Gültigkeit ist der 
tionsnamen Waldmohr-Jägersbung 


al ägersbung (Saar)“ zu ändern. 
Die Station seht gleichzeitig & 


an. der Strecke: eben. Bentschen 
\o Haltepunkt Polnisch Nettkow 


©. 


nune Schlesisch Nettkow. 
Jottenburg, 25. Januar 1921. aus) 
erg GERD: 


Erweiterung der Abfertigungs- 
‚befugnisse von Stationen. 


Ben Süidbahn-Gesellschaft. 

rung der Abfertigsunssbefugnisse 
Güterladestelle ISt. Magdalena. 
Abfertigungsbefugnisse ‘der in km 
der Linie (Maribot)-Bleiburg- 


men Föderlach-Faäkersee und Vil- 
ern ‚gelegenen Suter 
& 3 


St. Macdalena Er 
vom 1. ‚Februar 1921 dahin ver- 


Auf- und habe von Frachteütern 
nachstehend angeführten Firmen 
nden wird ünd zwar: 1. The 
e “ Partington Paper Pulp Com- 
Limited in Manchester, General- 
1 für en se 


en Herne Einrich- 
ı benötigt werden, sind von der 
Abgabe ausgeschlossen. 
21. Januar-1921. 


BR Er 


| >. “ehterverkehr- - 


iftafeln usw.) — Tfv 
ültigkeit vom 1. Februar 1921 


‚.- der : Altona - Kaltenkirchen- 
er Eisenbahn) bei 
ndungen. ZU 
chläse erhöht, und zwar ° 

- Steinkohlen, Braunkohlen, 
:s. und Preßkohlen aller Art 
.10 S’auf 30 8 für 100 kg, 
‚alle übrigen Güter von 11 3 
I für 1 kg. 

; enthält: die, am Sı, 1. A ‚er 
"Nummer des Tarifanzeigers. 
aldige Inkrafttreten der Er- 
ründet sich auf die vorüber- 
nderung des $S 6 der Eisen- 
hı sordnung (R.-G.-Bl. 1914, 
 Güterabf: ertigungen 
ü ; De 
(118) 


bahnen. 
g vom 1. März 1921 wer- 


.. 


indenau Preuß. Stb.. und 
enau Sächs. ‚Stb. unter 
inune - Plagwitz- -Lindenau 


Plagwitz Lindenau 
„Verkehr mit den ‚Sta- 
km er- 


am 2 5.7: anuar' 1921. 
ab: In Geperaldirektion 
rn: 


£n 


t vom 1. Februar 921 ab die Be- -| 


ic en-(Franzensfeste) zwischen den 


in dieser Güterladestelle” 


u) E 


Ehatiliches Heft CIb (Stations- 
n n die im Verkehr mit Stellingen - 


Wasen- 
erhebenden . 


5) — Auskunft sieben: auch. die 
& sowie 
Bahnhof 


*" Siehsische Sinatseisen. jr 


a Baer‘ ‚Güterabfertigungen 


i6 Entfernungen der seit: 


117) 


‘ für die neue Station | 


< 


Änderung des : 


Nr. 5 


Pfälzisch-Bayerischer ‚Tierverkehr. 
. Mit Gültigkeit vom 'L. Februar 1921 
werden besondere örtliche Bestimmun- 


- gen für die. Stationen. Landau (Pfalz) 
‘ Hbf., Ludwigshafen (Rhein). Hbf., Pir- 


masens -und Zweibrücken eingeführt; 
ferner wird für die Station Rülzheim 
direkte Abfertisunssmörlichkeit über 
Neu-Ulm-Bretten-Germersheim 'geschaf- 
fen und die Station Kellmünz in den 
Tarif aufgenommen. & (112) 
München, den 25. Januar 1921. 
Tarifamt beim RVM, ZB. 


Deutscher Eisenbahn- Gilera Teil. I, S 


©. „Abteilung. A und B (Tiy. 2). 
Am 1. März 1921 treten in Kraft: 


1. zum -Deutschen Eisenbahn-Güter- 


-tarif, Teil I, Abteilung .A vom 
1. Mai .1917 der Nachtrag VII, 
2. zum Deütschen Eisenbahn-Güter- 
-tamif,. Teil I, Abteilunz B 
Es Dezember 1920 der Nachtrag E 
Die Nachträge enthalten Änderungen 
und Ergänzungen der - Eisenbahn-Voer- 
kehrsordnung, der Ausführungsbestim- 
mungen und der Anlage € zur Eisen- 
bahn-Verkehrsor dnung, der allgemeinen 
Tarifvorschriften nebst Gütereinteilung 
und des Nebengebührentarifs. Die ANp- 
führungsbestimmungen sind gemäß $ 2 


“dieser Ordnunz genehmigt worden. 


Das Inkrafttreten, der‘ Tariferhöhun- 


gen mit verkürztber Veröffentlichungs- . 


frist ist auf Grund der vorübergehenden 
S 6 der Fisenbahn-Ver- 
kehrsordnunge (R.-G.-BL 1914, S. 455) 
senehmist worden. 
erteilen die Verkehrsbüros der deut- 
schen Eisenbahnverwaltungen. (119) 
Berlin, den 29. Januar 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Westdeutsch-Südwestdeutscher Verkehr. 

Mit Gültiekeit vom 1. Februar 1921 
werden die Tarife wie folst geändert 
und ergänzt: 

1. für Breisach Grenze werden neue 
Entfernungen eingeführt. 

3, Die Stationen Uslar Stadt, Bümmer- 
stede und Osternburg werden in die 
Tarifhefte 1, 2 und 4 einbezogen. 

3. Infolge Einbeziehung ‚der Station 
Waldmohr-Jä ägersburg jm das Netz 
der Saarbahnen werden die dadurch 

nötigen Änderungen des gemein- 

samen „Nachtrages zu den Tarif- 
heften 5, 6 und 8 durchgeführt. 
Näheres bei den beteiligten. Abferti- 


gungen und in der nächsten Nummer 


des gemeinsamen Tarif- und Verkehrs- 
ARZELDETS. 114 


Frankfurt (M.), den 26. Januar, 1921. 


Eisenbahndirektion. 


20010 —— 


Deutscher Seehafenverkehr mit Süd- 

de#tschland. 

Mit sofortiger Gültigkeit werden für 
Blumensendungen _als beschleunigtes 
Eilgut nach Kopenhagen Stationsfracht- 
sätze von Schaffhausen mit Umbehand- 


| lung in Stutteart Hbfl nach ‚Warne- 


münd®e eingeführt. 
Näheres im gemeinsamen Tarif- und 
Verkehrsanzeiger. (110) 
Hannover, den 27. J: anuar 1921.: 
Eisenbahndirektion. 


akcher Risenbahn-Gütertarit, 
Teil II, re Heft A. — 
Mit sofortiger Gültigkeit werden in 
das im Abschnitt „5. Frachtberechnung 
für Saatkartoffeln“ enthaltene „Voer- 


-_ siehtsbehörde 


vom a 5 £ 
|. zuschläse im Wiechselverkehr wıe folgt 


' übergiehende Änderunz des $ 6 


Nähere Auskunft : 


ab . wird der 
Braunkohlen 


zeichnis der landwirtschaftlichen Zen- 


'tralstellen, die zur Abstempelune von 


Frachtbriefßen oder zur Verleihuns von 
Stempeln berechtigt sind“ als. Zentral- 


‘stellen für Deutschland aufgenommen: 


„Die Deutsche Landwirtschafts-Gesell- 
schaft, der Bund der Landwirte und die 
Kartoffelbaugesellschaft e. V., sämtlich 


» in Berlin“. 


- Näheres enthält die am 27. Januar 
1921 erschienene Nummer’ des Tarif- 
anzeigers.. Auskunft „eben. auch die 
beteiligten Gütenabfertigungen sowie 
das Auskunftsbüro, hier, Bahnhof Alex-. 
anderplatz. (101) 
Berlin, den 23. Januar 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Reinickendorf- Lichenwald® Groß 
- Sehönebecker Eisenbahn. 
Mit Gültigkeit vom 1. Februar 1921 
werden mit Genehmisung der Auf- 
die bisherisen Fracht- 


erhöht: 

a). Für alle Wagenladungsklassen 
einschl. Ausnahmetarife, AUsQe- 
nommen Steinkohlen, Braunkoh- 
len, Koks und Preßkohlen 60 S 
‘je 100. kg 

») Seinkohlen. Braunkohlen, Koks 
und Preßkohlen 56 3 je 100 ke. 

Das alsbaldige Inkrafttreten dieser 

Maßnahme gründet sich auf die Er 
er 
Eisenbahn-Verkehrsordnung., . (104) 
an den: 27. Januar 1921. 

Die Direktion. 


Mitteldeutsch- Bayerischer Güterver kene 
Am 1. Februar 1921 tritt der Nach- 

trae 15 ın Kraft. Er enthält außer 

Änderungen der Tariftabellen meue 

Entfernungen für die Stationen der 

Halberstadt-Blankenburger Eisenbahn. 
Erfurt, den 22. Januar 1921. (103) 
£ Eisenbahndirektion, 


Westdeutseh-Sächsiseher Güterverkehr. 
Mit Wirkung vom: 1. März 1921 wer- 


den infolse Vereinigung der beiden 


Gütberabfertigungen in Plagwitz-Lin- 
denau die für Plagwitz-Lindenau Sächs. 
Bf. bestehenden Tarifentfernungen 
durchwes um 1 km ermäßigt; die neue ' 
Stationsbezeichnung lautet Plagwitz- 
Lindenau. 
Dresden, am 25. Januar 1921. 
Eisenb.-Gen.-Dir., (100) 
namens der beteiligten Verwaltungen. 


Ost-mitteldeutsch-sächsischer Verkehr, 
2 


eft 2, 

Mit Gültiskeit vom 1. Februar 1921 
werden. die Stationen der Strecke Mans- 
feld-Wippra des Eisenbahndirektions- 
bezirks Magdeburg in den Tarif einbe- 
ZOSEN. 99) 
Auskunft geben die beteilisten Gü- 
terabfertigungen sowie das Auskunfts- 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 

. Berlin, den 25. Januar 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Mit Gültigkeit vom 4, Februar d. J. 

Ausnahmetarıf 6a für 
und Braunkohlenbriketts 
im Binnenverkehr der Gera-Meuselwitz- 
Wuitzer Eisenbahn von Wuitz-Mumsdorf 
nach Genra-Pforten. ohne Ersatz aufge- 
höben. Das alsbaldise Inkrafttreten der 
Tarifänderung gründet sich auf die 


vorübergehende Änderung des $ 6 der 
-E.V.O. Nähere Auskunft verteilt dire 


unterzeichnete Direktion. (98) 
Gera-R., den 26. Januar 1921. 
Gera-Meusel witz-Wuitzer 
Eisenbahn- Aktiengesellschaft. 


Die Direktion, 


EN 


N. 


7 ? 2 Zeitung di Vereines 
_Döttscher Bischhabnveryalt 


Gemeinschaftliches Heft CIb (Stations- 
tariftafeln usw.) — Tfv. 200, Gemein- 
sames Heft A. Tiv. 200. 

Mit Gültiekeit vom Be Bebruar 1921 
wird der Binnenverkehr der Bent- 
heimer Kreisbahn in den Staats- und 


Privatbahn-Güterverkear aufgenommen: 
Hierdurch treten in den obengenannten 


Heften Änderungen sin, die durch den 


nächsten Tarıf- und Verkehrsanzeieer 


bekannteegieben werden. Auskunft oe 


ben auch. die beteiligten Güterabferti- ; 


gungen sowie das Auskunftsbüro, hier, 
Bahnhof Alexanderplatz. 

‚Berlin, den 31. Januar 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Mitteldeutsch - Bayerischer und 
deutsch-Südwestdeutscher Güterverkehr, 
Mit Gültigkeit vom 1. Februar 1921 
wird die Station Naundorf (Elster) des 
Direktionsbezirks Halle (Saale) in die 
vorgenannten Verkehre einbezogen. Nä- 
heres durch die beteilisten Abferti- 
gungen. (106) 
‚Erfurt, den 25. Januar 1921 
or 


Aufhebung -des Tierverkehrs auf Bahn- 
hof Dortmund-Eving. Staats- und Pri- 
vatbahn-Tierverkehr, 

Der ‘Bahnhof Dortwund-Evinge wird 


mit Wirkung vom 1. April 1921 für den ' 


Tierverkehr seschlossen. 
Essen, den 30. J anuar 1921. 
Eisenbahndirektion. 


121) 


4. Personen- und Güterverkehr. 


Westfälische Landes-Eisenbahn. 
Personen- und Expreßgutverkehr., 
Vorbehaltlich staatlicher Genehmi- 

gung werden am 1. März d. J. im Bin- 
nen-Verkehr der Westfälischen Landes- 
Eisenbahn die Fahrpreise “der . Zeit- 
karten wie folet erhöht: 

dem Fahrgelde für Monatskarten 
- werden 20: Einzelreisen, 

dem Fahrgelde für Monatsneben- 

karten werden 15 Einzelreisen, 
dem Fahrgelde für Schülermonats- 
karten werden 10 Einzelreisen, 
dem Fahrgelde für Schülermonats- 
karten für das zweite und jedes 
folgende Schulkind derselben Fa: 
milie werden 8 Einzelreisen, 
dem Fahrgelde für 
werden 7 Einzelreisen 
zugrunde „elest, 
Von demselben Zeitpunkt ab. w a ım 


Expreßgutverkehr von und nach _Sta-. 


tionen der Westfälischen Landes-Eisen- 
bahn zu den jeweilieen Frachtsätzen 
der Reichseisenbahnen ein Frachtzu- 


schlag von 22 3 für je 10 kg erhoben. - 


Lippstadt, den 27. Januar 1921. 


-Die Direktion. (125) 


5. Personen- und Gepäckverkehr. 


Preußisch-Sächsischer Staatsbahn - Pri- 
vatbahn-Personen- und Gepäckverkehr. 
‘Vom 1. März 1921 ab erhöhen sich im 
‚Verkehr mit der Steinhuder 
Meer-Bahn die Personenfahrpreise 
um 60 3 bis 6 #10 3 in 2. Kl. und um 
50 3 bis 4 M in. 3. Kl. sowie die Beför- 
derungspreise für Hunde um 60 3. 


Nähere Auskünfte erteilt die Direk- 


tion der Steinhuder Meer- "Bahn in Wun- 

storf. (113) 

Hannover, den 28. Januar 1921. 
‚Eisenbahndirektion. 
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3 Für den Anzeigenteil verantw 


(124) 


Mittel- 


Wochenkarten ; 


Deutscher Eisenbahn-Personen- und 
. Gepäcktarif, Teil I (Tfv. 200). 

"Zum 1. März 1921 wird der Tarif neu 
ausgegeben. Die Neuausgabe, durch die 
der eleichnamiee Tarif vom 15. Juli 
1919 nebst Nachträgen I—IV aufge- 
hoben wird, enthält u. a. Änderungen 
und Ergänzungen der Eisenbahn- -Ver- 
‚kehrsordnung und der - Ausführungsbe- 


Ra Zusleich mit er Taritorive 


Stimmungen hierzu sowie der Anlagen =; 


des Tarifs. Insbesondere tritt eine Er- 
höhung der Gebühren für 


preisermäßigungen. Die Ausführungs- 
'bestimmungen zur Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung sind „semäß $ 2 dieser Ordnung 
genehmigt worden. 

°- Das Inkrafttreten der  Tariferhöhun- 
sen mit werkürzter, Veröffentlichungs- 


Frist ist auf Grund der vorüber gehenden. SR 


Änderung des $”6 der Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung 
genehmigt worden. 
; Nähere Auskunft. 
kehrsbüros der deutschen Eisenbahnver- 


waltungen. (120) 
-Berlin, den 29. I. anuar. 1921. 
SR: Eisenbahndirektion. 
 Binnentarif der. ler Eisenbahn-_ 


sesellschaft. 
- Vom 1. Februar 1921 ab wird für jede 
(epäck- und. Expreßgutsendung seine» 


Abfertigungsgebühr von 40.3 erhoben. 


Das alsbaldige Inkrafttreten der Erhö- 
hung gründet sieh auf die vorüber- 
sıehende Änderung des 8 6 der E. V.O. 


euere, 27.. Januar 1921. (111) 
Direktion 
der Lausitzer Eisenbahngesellschaft. 


Georgsmarienhu sa Bisenhakn. A 
Mit Gültiekeit vom 1. Februar d. J.: 
wird mit Genehmigung der Aufsichts- 
behörde im Binnen- und. Weechselver- 
kehr für jede Abfertigung von Gepäck 
and Expreßgut eine Abfertigungsgebühr 
von 0,40 NM. erhoben. 

Das alsbaldige Inkrafttreten dieser 
Maßnahme ‚gründet -sich auf En vor- 
übergehende Änderung des $: der 
Fisenbahn-Verkehrsordnung. er 

Georgsmarienhütte, 24. Januar 1921. 

Direkit10n 
Y Geongsmarienhütten-Eisenbahn. 


Peutobur ger Wald- -Eisenbahn. 
Vorbehaltlich der Genehmieung der 
Aufsichtsbehörde werden mit Wirkung 
vom 1. Februar d. J. für jede Abterti- 
gung von Gepäck und Expreßsut 40 8 
Abfertigungessebühren erhoben. (107) 
Gütersloh, den -20. Januar 1921. 
Die Sense 


Zum 1..März 19241 wird der Tarif 
mit dem Freistaat Danzig (Personen-, 
- Gepäck und - Expreßgutverkehr über 
Swinemünde Seeweg) neu. herausge- 
geben. Der neue Tarif wird durch die 
Aufnahme einer Beihe bedeutenderer 


Orte Westdeutschlands in weit eröße- 


. rem Umfange erscheinen. 


Im Osten Deutschlands wird der Tarif 


durch die Einbeziehung. von Libau 
erweitert. Es werden durchgehende‘ 
- Fahrkarten nach Danzig (Zoppot) und 
Libau ausgegeben. Ihre Geltungsdauer 
el im Verkehr mit ‚Danzig (Zop- 
An Tage und im er mit en 

Ss Tage 

Aue der Fahrt ach ass ind Pillan. 
in beiden Richtungen angelaufen. h 


Sonderzüge _ 
ein und eine ‚Einschränkung der Fahr- 


ee die. Ver : 


in Kraft. 


(R.-G.-Bl. 1914, S. 455) a: 


Aund Expreßaut eine. 
‘ gebühr .von 40 3 erhoben. 


& Rinteln-Stadthagener Bes 1- 


- vatbahn- Personen- und Gepäckverl 
E% Vom 5% B3 


- menfahrpreis 3. Kl. um 50 2. 


Rune 11 Uhr und die ZU. 


- stättenhofe und im Häuptmag 


Ku 


- von 3 


wird «ine gerinefüsrise Erhöhu 
den Fahrpreisen durehsseführt, die 
«ine Neuvermessung der Strecke Iw 
münde Hauptbahnhof-Hafen veran 
ist. Nähere Auskunft erteilen di. 
.büros und Vertretungen des No: 
‘schen Lloyd und unser Verke 
-Sbettim, im Januar 1921. Ken 
EEFT . Eisenbahndirektion. © = 
-- - Brohltal- Tisenbalse z 
Mit dem 1. März d. J. tritt eine 
höhung der. Fahrpreise sowie € 
derung der Bestimmung über Mi 
von Handgepäck in die Personen 
Nähere Auskunft ertei 
‚Bahnyverwaltung in Brohl.  : 
Köln, den 26,”Januar 1921. 
= - Der Vorstand. 
Mit Wiking vom 1, en - 
"wird für. jede Abfertigung von 
Abferti, 


Rinteln, den 31. Januar 1921. 
‚Gesellschaft. _ 
Pi eußisch- -Sächsischer - "Staatsbahn 


März 1921 ab erhöht 
Verkehr mit der Kleinbahn 
vyılle- Schlangenkad der 


Auskunft erteilt- die. Betriebsleitun 
Kleinbahn. x 
Hannover, den 29. I anuar 1 

: Eisenbahndinektion. 


6. Verdingungen. 


Die Lieferung. von : 
3) 15000 t St inschlag ı.K 
‘ b) 10000 cbm Oberbaukies 


je 6 Äh zu & SIEH D. in Bi —_ nich | 
Briefmarken — von der Kan; ei beze 
gen werden. 

Die sind mit entsp 
Aufschrift ‚versehen und versie; 
zu dem -Eröffnungstermin an. da 
-nungsbüro hier einzusenden, 
die zu.& bis zum. 14. Febr 


; Yuschissetriek: je: 3 Wochee 
 urierh, den 29. Januar 1921. 
 Eisenbahndirektion. 


Dis in: Dane ai 


gernden " Werkstattmaterialiena 
aller Art ‚sollen a > 
3 . erden. 5 


Können von unserm: Material Te 
- hier, Karlstraße 16, gegen au N 
M in bar. nicht in Bri 
bezogen werden. = 
' Verschlossene. Angebote m 
spätestens 28. Februar d. J., ı 
11.Uhr, hier eingehen; der Zu 
folet bis 7. März d. 
Oldenburg (Oldbg.), 
EN _ Bisenbahnd 


Bi: u =, 
‚Die Verkehrsmittel in Volks- und, 
- - Staatswirtschaft. Von S$ax. 
ae Band. er el 
Ersparnisse mit Rangierwinden. 
Erfahrungen aus Betriebsunfällen. 
Der Dowald-Kugelrollenlauf, 
Nachrichten. _ > 
Deutschland: ° Änderung der 
- Eisenbahn-Verkehrsordnung. — Der 
Reichsvyerkehrsminister über die zu- 
 künftise Reichseisenbahnpolitik. ‘— 
"Eine Verkehrsbesprechung in Bam- 
berg. — Überlassung von Liegen- 
» schaften der Reichseisenbahnver- 
waltung an andere Reichsverwal- 
 tungen- "und Verwaltunsen der Län- 
der. — Arbeiterrückfahrkarten. — 
"Neue Zusverbinduns zwischen Ber- 
- iin und "Ostpreußen. — Aufhebung 
der freien Fahrt für Kriegsbeschä- 
.diete, — Gesen eine allgemeine 
Vertewerung der Güterfrachten. — 


Zweiter | 


E 


Berlin, den 10. Februar 1921. 


Inhalt: 


Österreich: Die Mariferhöhungen 
der Staatsbahnen. — Erhöhung der 
Ausfertigungsgebühren bei Gewäh- 
rung außertarifmäßiger Fahrbegün- 
stieungen. — Bezue von Ruhe- "und 
Versoreungspenüssen im Auslande. 
— Aussestaltung des Eisenbahnver- 
kehrs. — Österreichisch-adriatischer 
Güterverkehr. — Die Elektrisierung 
der Wiener Stacbr — Personal- 
„nachrichten. 


Tschecho- so hen Ge- 
biet: Eine Vertretung ‚der deut- 
schen Reichseisenbahnen in Prag. 


Ungarn: Direkte Zusverbindungsen 


von Budapest nach Paris und Ber- 


lin. — Ausweise für Öffentliche An- 
gestellte und Militärpersonen auf 
der Südbahn. 
Haftung der Eisenbahnen für Ge- 
päck. — Erhöhung des Zollaufgeldes. 
— Die Frage der Elektrisieruns der 
— . Vorbereitung des 
neuen ungarischen Zolltarifs, — 


— Beschränkung der’ 


) 
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kommens. -— Deutsches Muster- 

warenlaser in Budapest. — . Der 

Güterveıkehr mit Polen. 
‘Niederlande: Eisenbahnerver- 


sammlungen. 

Übrige urnauschs Länder: 
Großer Betriebsverlust der däni- 
schen Staatsbahnen. — Bahnen in 
Südjütland. — Die Grenzbahnauf- 
gaben im schwedischen Regierungs- 
bezirk. Bohuslän. — Schwedische 
Privatbabhnen. — Verteilune von 
Branddepots auf das schwedische 
Eisenbahnnetz. — Bau neuer Wacen 
der schwedischen. Staatsbahnen in 
eigenen Staatsbahnwerkstätten. — 
Unmittelbare  Verkehrsverbindung 
Helsinsfors-Berlin? —  Maneel an 
Heizstoff in Rußland. — Von den 
russischen Eisenbahnen. 

Fremde Erdteile: Die amerika- 
nischen Eisenbahnen im Jahre 1921. 

Allsemeines, ; 
Rechtspflege, 
Bücherschau. 


. Sonderzugverkehr zur Leipziger Staatsbahnen. 
Frühjahrsmesse. — Staatsminister 
a. D. Frhr. v. Soden f. — Personal- 


nachrichten, zerischen 
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Im Jahre 1918 ist der erste Band der zweiten, neubearbei- 
en Auflage des bekannten Werkes von Dr. Emil Sax , ‚Die 
kehrsmittel in Volks- und Staatswirtschafi“ ärschienet 
die, allgemeine ‘Verkehrslehre behandelt. Er ist in den 
ummern 60 und 61 des 59. Jahrganges dieser Zeitung (vom 
und 16. August 1919) besprochen worden. 


beinahe zwei Jahren ist der zweite Band: „Land- und 


folge des Kriegsausganges eingetretenen Ereignisse ist, 
rn Verfasser in der- Vorbemerkung erwähnt, der Druck 
weiten Bandes lange unterbrochen und weiterhin sehr 
gehalten ‚worden. Der Aufschub des Druckes hat es er- 


1 Veränderungen Rechnung zu tragen, die e: Krieg und 
» Folgen ‚mit sich gebracht haben. 


ı behandelnde Teil erörtert zunächst die wirtschaftliche 
| ng er Verkehrswege in Vergangenheit und Gegen- 


Ratifizierung des ungarisch-schwei- 
Güteraustauschüberein- - 


Dis Verkehrsmittel in Volks-"und Staatswirtschaft. Von Sax. 


Vom Wirkl. Geh. Oberregierungsrat Herrmann, Berlin. 


Nach Verlauf 


asserstraßen, Post, Telegraph, Telephon“ erschienen*). Durch ° 


glicht, in kurzen Zusätzen den politischen und wirtschaft- | 


liederung des Stoffes ist im wesentlichen dieselbe ge- 
wie in der ersten Auflage. Der die Land- und Wasser- 


im Binnenlands erörtert. 


Amtliche Mitteilungen. 
‘Amtliche Bekanntmachungen, 


Zweiter Band. 


von Landwesen bewirkten Verkehrserleichterung nicht in den 
wirtschaftlichen, sondern in den übrisen sozialen Beziehungen 
und vornehmlich der staatlichen Entwicklung lag. Weitere 


. Ausführungen gelten dem Einfluß der Wasserstraßen auf das 
. gesamte Wirtschaftsleben, 


je der, zumal bei unvollkommenen 
Landtransportmitteln, außerordentlich groß ist. Die Natur 


bietet selbst die für der Verkehr geeigneten Wege und wich- 
tiee Beweguneskräfte 
‚können.in den verschiedensten Größenabmessungen hergestellt 


(Strömung, Wind); die Fahrzeuge 
werden. Diesen Vorzüsen sesenüber. ist die mangelnde 


Sicherheit, Schnelligkeit und Regelmäßigkeit der Beför derung 


und die Unterbreehunz des Verkehrs durch Vereisung im 


Winter oder Wassermangel während der trockenen Jahreszeit 
von geringerer Bedeutung. Der Wasserweg ist das für Massen- 
leistung g6eignetste und, wo er von Natur aus in der er- 
wünschten Beschaffenheit vorhanden ist, wohlfeilste Beförde- 
rungsmittel. Der wichtigsten aller Wasserstraßen, dem Meere, 


‚gelben die folgenden, besonders anresenden Darlegungen, die 
zu dem Satze führen: 


„Die Seeschiffahrt, insbesondere in 
ihrer technischen Vollkommenheit, hat im Verein mit den 


Eisenbahnen jene ökonomische Umwälzung hervorgebracht, 


die zu den Wirtschaftszuständen der Gegenwart führte.“ 
Weiterhin wird die Bedeutung der künstlichen. Wasserstraßen, 
Die technischen. Voraussetzungen 
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für die Anlage derartiger Straßen werden auseinandergesetzt, 
ihre wirtschaftliche Bedeutung wird gewürdigt. Abschließend 
wird dargelegt, daß bis zum Beginn der Eisenbahnzeit die 
natürlichen und künstlichen Wasserstraßen im Binnenlande 
im Verein mit der verbesserten Wegsamkeit der Landstraßen 
eine Zwischenstufe der Entwicklung von der alten se 
schlossenen zur Weltwirtschaft herbeigeführt habe. Die 
folgenden Erörterungen betreffen das Verhältnis der Kanäle 
zu den Eisenbahnen in den entscheidenden wirtschaftlichen 
Umständen und die Verkehrsteilung zwischen Eisenbahn und 
Wasserstraße, also Fragen, die die Eisenbahn unmittelbar be- 
rühren. Zutreffend wird ausgeführt, daß die Eisenbahnen 
das vollkommenere Verkehrsmittel bilden, weil sie sich den 
Verkehrsbedürfnissen “in örtlicher Beziehung besser an- 
schmiesen können, weil sie sich über alle Landesteile ver- 
zweieen können, weil ihr Betrieb von den Witterungsverhält- 
nissen so gut wie unabhängig ist, weil im allgemeinen die 
Ladekosten seringer sind. Demgegenüber sind die Vorteile 
der Wasserstraßenbenutzun®e durch Fahrzeuge jedermanns zu 
beliebigem Verkehr mit Selbststellung der Zugkraft, Möglich- 
keit des Landens an jeder Stelle von geringerer Bedeutung. 
Soweit nicht schon diese Umstände für die Wahl des einen 
oder des andern Verkehrsmittels maßgebend sind, werden die 
Kosten der Beförderung den Ausschlag geben. (Bezüglich der 
Anlasekosten nimmt der Verfasser an, daß sie, soweit ledis- 
lich die Kosten für den Güterverkehr verglichen werden, für 
beide- Verkehrsmittel etwa „leich hoch sind, daß sogar im 
Laufe der Zeit das Verhältnis sich etwas zum Nachteil der 
künstlichen Wasserstraße verschoben hat. Demgesenüber 
fallen zugunsten der Kanäle die geringeren Betrtebskosten in 
die Wagschale. Soweit die Kostenfrage maßgebend ist, kommt 
der Verfasser zu dem Ergebnis: , „Unter gleiehen Voraus- 
setzungen, d. h. wenn man auch bei Wasserstraßen, wie es bei 
den Eisenbahnen geschieht, die Verzinsung und Tilgung des 
Anlasekapitals nebst den gesamten Erhaltungskösten in An- 
rechnung brinst, sind bei schwacher Frequenz die Eisen- 
bahnen im Vorteil, bei mittleren Verkehrsstärken nähert sich 
das Kostenverhältnis der’ Gleichstellung und erst bei sehr 
sroßen Frachtmengen sind die Kanäle, entsprechende Lei- 
stungsfähiskeit und volle Ausnutzung vorausgesetzt, über- 
legen.“ Man wird diesen Ausführungen zustimmen können, 
Die foleenden eingehenden. Untersuchunsen beschäftigen sich 
mit der Verkehrsteillung zwischen Eisenbahn und Wasser- 
straßen, insbesondere den natürlichen. Der Verfasser kommt 
hier zu folgendem einwandsfreien Ergebnis: „Der Schiffahrt 
auf den ‘geeigneten Flüssen’ (und im durchsehenden Verkehre 
über sie verbindende Kanäle) bleibt der Verkehr in den 
großen Massenartikeln des Welthandels auf weitere Ent- 

fernungen sroßenteils, der Transport der wohlfeilsten Schwer- 
 güter, abgesehen von kurzen Entfernungen, beinahe aus- 
schließlich vorbehalten, soweit die Bestimmungsorte der 
Güter ım direkten Schiffsverkehr oder mit werhältnismäßie 
kurzem Bahnanschluß erreichbar sind.“ Zutreffend wird 
darauf hingewiesen, daß der Wasserwee unter Umständen 
ohne Beeinträchtigung seiner Wettbewerbsfähigkeit eine ge- 
wisse größere Längenausdehnung aufweisen kann als die 
wesentlich gradlinise Eisenbahn, daß in einzelnen besonderen 
Fällen sogar große Umwege kein Hindernis für die Benutzung 
des Wässerweges bilden (Verkehr zwischen Nordostdeutsch- 
land und dem rheinisch-westfälischen Industriegebiet über 
Rotterdam). Abgeschlossen werden die Untersuchungen über 
“die wirtschaftliche Bedeutung der Land- und Wasserstraßen 
durch Erörterunsen über die Stellung der Landstraßen im 
Verkehrsleben der Gegenwart. Wir sehen hier ein vielfach 
wechselndes Bild, - hervorgerufen durch die Einwirkung 
anderer Verkehrswege, meuer Verkehrsmittel. Die Eisen- 
bahnen nahmen den Landstraßen den srößten Teil des Fern- 
verkehrs. Dagegen wuchs mit dem Aufschwung des Wirt- 
schaftslebens der Nahverkehr der Landstraßen. Ein Teil des 
Güternahverkehrs wurde wiederum ‘durch Kleinbahnen und 
Privatanschlußbahnen den Landstraßen entzogen. Neuerdings 


- den. ee die. Te der Landeaßen- a 
wachsen. Die Entwicklung ist hier, soweit insbesonder 
Kraftwagen in Betracht kommen, noch lange nicht ; 
"schlossen. Man wird mit dem Verfasser darin übereinsti 
können, daß die Anwendungsmöglichkeiten, ‚die sich 
neuen Verkehrsmittel darbieten, durchaus noch nicht ‘erschö D 
sind, und daß die Landstraßen eine nicht geringe Belebun 
erfahren werden, das in ihnen ‚angelegte Kapital eine we 
‚liche Steigerung seiner Nutzungen erzielen wird. 


. Der zweite Abschnitt behandelt die Versus 
and. und Wasserstraßen. Bei den Landstraßen wird zwise 
Hauptstraßen, Nebenstraßen und. Nachbarschaftswegen. 
Gemeindewegen unterschieden und dargelegt, daß die Ver. 
kehrsbedeutung der ‘Landstraße maßgebend ist für die Gü 
‚derung der Wegeverwaltung und für die Beschaffung a 
Mittel zur Anlegeung der Landstraßen. Daran schließen ı 
gedrängte Darstellungen der einschlägigen Gesetzgebung 
Frankreich, England, Deutschland und Österreich. Weite 
wird erörtert, welcher Finanzgrundsatz jeweils für die 

waltung der Landstraßen maßgebend sein muß, nach wele 
Gesichtspunkten die Wegegebühren festzusetzen sind, ir 
welchem Umfangs eine delegierte Verwaltung in Betrach 
kommt. Eingehende Untersuchungen gelten der Frage, 
‚die Mittel für die Anlage und die Erhaltung der Straßen 
beschaffen sind, inwiefern namentlich gewissen Verke 
kreisen eine ihrem besonderen Interesse entsprechende hö 
Belastung zugemutet werden kann. Das gilt bezüglich d 
Unterhaltungskosten hauptsächlich auch von den Kraftwa 
die die Landstraße besonders stark in Anspruch nehm« 
Abschließend wird dann der Straßenpolizei, insbesondere € 
Sicherheitspolizei gedacht. Auch hier machen die. neuzei 
lichen Verkehrsmittel des Fahrradss und des Kraftwag 
besondere Anordnungen erforderlich; bei der Ausdehnun 
Kraftwagenverkehrs ist vielfach sogar eine SCHERE 
Regelung nötig geworden. 


- In dem Abschnitt über die a der. art A 
werden ‘zunächst die für die Verwaltungszuständigkei : 
den. Finanzgrundsatz maßgebenden "Umstände eingehend 
örtert, und zwar durchweg im Vergleich mit den für die 
‚ waltung der Landstraßen maßeebenden Grundsätzen 
"würde zu weit führen, die geistvollen Darlegungen 
zelnen wiederzugeben. Nur darauf möge kurz hingewies 
werden, daß die Ausführungen des Verfassers übe 

Schiffahrtsabgaben sich im "wesentlichen mit den vie) 
‚strittenen Ausführungen von Peters decken. Bei. den Wa 
straßengebühren wird zwischen den Gebühren für die 
liche Ortsveränderung auf dem Wasserwege (Fahrtgebi 
und-den Gebühren für die Anstalten und. Vorkehrun 
Lande bei der Einleitung und Endigung“ der Tran 
(Hafengebühren) unterschieden. Bei den  Hafengel 
werden die Gebühren für die Benutzung der Seehäfe 
sprechend der Eigenart der Seeschiffahrt und. ‚der übe: 
den. Bedeutung der Seehäfen für das Wirtschaftsleben 
‚ders eingehend behandelt. Nach der Ansicht des Verf ı 
„ist, im ı allgemeinen die tatsächliche Gestaltung de = 


aaa Sicht als eine befriedirende an iereennenh ‚sie 
vor allem ‚eine außerordentliche Verschiedenheit Ne 


Er den- Wössenaben En ‚der. Schiffahrt, ich 
werden. hier u. a. „Franen berührt, wie die der 


Nee che: Gebilde ehren De a 
Völker verschiedener ransz miteinander verbindet 


RE der en. sowie in der Stre OM- 
re N ‚nach. dem ge an unter- 


resentlich en 
eiches Arbeitsfeld für ES Be eseiale ne sans, 


in. er (Seite: 123) echräibt: Wen man u aber zu ver- 
en haben. wird, wenn England und die Vereinieten. Staaten 


r Genüge gelehıt. Der Aussang des Krieges wird für die 
srnationale Verwaltung mit Bezug auf die Seesehiffahrt auf 
lange Zeit hinaus bestimmend sein. 
pe jalismus hat seine Kriegsziele erreicht, alles andere war 
.B lendwerk und Mittel zum Zweck. Wie er den Grundsatz der 
iheit des Meeres auslegen und (unter dem Deckmantel 
es „Völkerbund“) handhaben wird, ist leicht vorauszu- 
en.“ Eine eingehende Behandluns wird dem deutschen 
chsgesetz vom 24. Dezember 1911 über die Schiffahrts- 
abgaben gewidmet. Der Inhalt des Gnesetzes geht, was vom 
Verfasser zutreffend. hervorgehoben wird, weiter, als die 
Überschrift des Gesetzes annehmen läßt. Wie weit zurück 
> egen doch jetzt die anschaulich geschilderten Kämpfe um die 
Jegung des Beeriffes ‚besondere Anstalten‘ im Artikel 54 
rüheren- Reichsverfassung. 
Inhalt des Gesetzes inzwischen durch die Übernahme der 
> n allgemeinen Verkehr dienenden Wasserstraßen auf das 
Reich und durch die im. Versailler Frieden erzwungene ‚Inter- 
onalisierung‘ der großen deutschen IStröme geändert wor- 
. Am Schlusse dieses Absehnittes wird die weltwirtschaft- 
he Eau per walloR behandelt. Es sind Fragen von 


egender Weise erörtert nn: So die Spezialisierung 
Ss Verkehrs. in bestimmten Versand- und a et fen, 


en SE der ernisschlichsten eins il Ver- 
auchsgebieten usw. Es handelt sich zumeist um Vierhält- 
e, die sich einer ‚entscheidenden Beeinflussung durch die 
altung und insbesondere die Hafenverwaltung entziehen, 
wird dem V erfasser auch darin beipflichten müssen, daß 


{ en Reederei der denischen Hafenstädte in dem Panktd 


der 
Hier 
w 2 


Der er dritte Koschnitt behandelt die Ökonomik 
nlage und Erhaltung der Land- und Wasserstraßen. 
a aunächet für die Landstraßen ee nn. 


g der ee beein, ee örtlichen Verhält- 

 Wegegebiste von Einfluß auf die Anlagen und Er- 
sten sind, welche Gesichtspunkte für die Ökonomie 
ßenbaus und der Straßenerhaltung maßgebend sind. 
Ko ser vera Grundlinien der a 


Verkehrswege bedingten Einschränkungen und Ab 
"Das gilt — wie am Schlusse dieses Abschnittos 
ind. — für die Trassierung selbst wie für die Ab- 
"die Anlage- und. Unterhaltungskosten. Während 
6 die. Unterhaltungskosten der Landstraßen im 
BR aber: Umständen ‚bis. 1 der Baukosten 


u ‚auch die Seeschiffahrt Sen 


ch in die Weltherrschaft zur See teilen, hat der Weltkrieg 


Der aneelsächsische Im- : 


In wesentlichen Punkten ist 


ER Welthäfen : am besten. durch z zen der am Beet 


weisen haben. 2 x i ” 


_ Fortschritte des Maschinenbaues gewesen. 


mit wie sch. ns htirliche Versöhiedenheit | 
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betragen, stellt sich das Verhältnis bei Kanälen auf % bis 1%. 
"Wieiterhin wird erörtert, welchen Einfluß die Art der Anlage 
‚der Wasserstraße auf die Ökonomie des Verkehrs hat (Zahl 
der Schleusen, Vermehrung des Zuewiderstandes durch Ver- 
engerung des Querschnittes). Endlich wird auch die Regu- 
lierung der Flüsse im Zusammenhange mit der Größe des 
Verkehrs behandelt. 


Besonders. frisch und anschaulich ist. der vierte Ab- 
Er: Ökonomik der Seeschiffahrt. Wir sehen, daß die 
Seeschiffahrt anfänglich keine selbständige wirtschaftliche 
Rolle spielt, sondern einen Bestandteil: der Handelsunter- 
mehmung bildet, daß sich vielmehr erst im Laufe der Zeiten 
.dıe Reederei als ausschließliches Transportunternehmen ent- 
wickelt, daß die mit der Seeschiffahrt verbundenen erhöhten 
Gefahren zu wirtschaftlichen ae führen, die für andere 
Wirtschaftszweige vorbildlich geworden sind. In der See- 
schiffahrt zuerst entstanden, Kapitalsksellsckakten mit: be- 
'schränkter Haftung; die Seeversicherung war das Vorbild für 
Transportversicherung überhaupt und für verschiedene andere 
- Zweige der S Schadensversicherung; in der Seeversicherung ent- 
wickelten. sich die Anfänge des Versicherungswi OSENS für die 
Angestellten. Da bei der Seeschiffahrt der volle freie Wett- 
bewerb am meisten von allen Wirtschaftszweisen zur Ver- 
wirklichung kommt, macht sich bei ihr das allgemeine Inten- 
sitätsgesetz des Verkehrs ganz besonders geltend. Die An- 
passung an die vorhandenen Verkehrsbedürfnisse ist mehr 
als bei anderen Vierkehrsunternehmungen geboten. Da ferner 
die Seeschiffahrt der weltwirtschaftlichen Entwicklung der 
"Gegenwart besonders unterworfen. ist, ist sie auch den 
Schwankungen in dem Gange der Weltwirtschaft, den Wirt- 
en lickrigen wehrlos preisgegeben. Weiterhin wird geschil- 
dert, welche Hauptgesichtspunkte für den Wirtschaftsplan 
‚der Schiffahrtsunternehmunsen in ihren Beziehungen zur 
Schiffstechnik maßgebend sind. Da bei der Seeschiffahrt eine 
Einwirkung auf die Beschaffenheit des Verkehrsweses nicht 
in Frage kommt, handelt es sich lediglich um die Fahrzeuge 
und die motorische Kraft. Bei den. Fahrzeugen hat im Laufe 
der Zeit eine immer weiter gehende Spezialisierung der 
Schiffstypen stattgefunden. Schon der Umstand, ob über- 
wiegend Personen- oler Güterverkehr zu bewältigen ist, wirkt 
bestimmend auf den Bau. Bei den dem Frachtverkehr aus- 
schließlich dienenden Fahrzeugen ist man in meuerer Zeit 
immer mehr zum Bau von Schiffen für besondere Güterarten 
übergegangen. In diesem Zusammenhange wird ferner dar- 
‘gestellt, wie das Verhältnis zwischen Dampfschiffahrt und 


 Segelschiffahrt sich nach ökonomischen Gesichtspunkten ent- 


wickelt hat. Es wird nicht allgemein bekannt sein. daß noch 
um die Jahrhundertwende sich Dampfschiffahrt. und Segel- 
schiffahrt der gesamten Handelsmarine im N:ettoraumgiehalt 
die Wage zehalten hat. Vor Beginn des Weltkrieges war die 
BSegelschiffahrt auf '/; des Umfanges der Dampfschiffahrt gie- 
sunken. Man wird mit dem Verfasser annehmen dürfen, daß 
dieses Verhältnis sich als Dauerzustand behaupten wird. 
Weiterhin wird die Steigerung der Schiffsgrößen erwähnt, 
deren wirtschaftliche Vorteile sich vor allem in einer Ver- 
 minderung der auf die Einheit des Fassungsraumes kommen- 
den Baukosten zeigen. Die Entw icklung vom Holzschiff zum 
Eisenschiff und Stahlschiff wird geschildert. Auch "des 
Schiffes aus Eisenbeton wird gedacht. Von besonderer Wir- 
kung auf die Wirtschaftlichkeit der Seeschiffahrt sind die 
\ Kurz, aber an- 
schaulich wird geschildert, wie diese Fortschritte in drei 
Richtungen sich bewegen: den Vorriehtungen und Mechanis- 
men, ‚der Dampferzeugung, der Umsetzung in Bewegung und 
der Übertragung der Bewegung auf das schwimmende Sehiff. 
Der Frage der Fahr geschwindigkeit unter Berücksichtigung 
ökonomischer Gesichtspunkte gelten die weiteren . Darlegun- 
gen. Mit zunehmender Fahrgeschwindigkeit ‚wächst auch der 
Widerstand des Wassers gegen die Sehiffsbewegungen. Um 
ihn zu überwinden; sind nicht .nur größere Antriebskosten 


Be 


EIERN RE aa 5 EEE a DW 

3 a2 EB x 2 43 FR Aa 
ee ee Rec Zeitung des Vere e 
104 SEE 3 3 Deutscher ee 


(Vermehrung des Brennstoffverbrauchs) ‚erforderlich, son- 
dern auch Verstärkungen der Konstruktion (Steigerung der 
Baukosten). Von besonderer Bedeutung ist es, daß «ine 
Steigerung in den Größenverhältnissen innerhalb gewisser 
Grenzen die durch Steigerung ‚der Geschwindigkeit verur- 
'saächten höheren Kosten ausgleicht. Dieser Vorteil kann 
allerdings nur in den Richtungen des stärksten Verkehrs 
erzielt werden. Eine Steigerung (der Geschwindigkeit über 
18 Knoten ist nach dem Verfasser für den : allgemeinen Ver- 
kehr nicht empfehlenswert. Für die Wahl der im einzelnen 
Falle vorteilhaftesten Geschwindigkeit ist aber auch das Be- 
triebssystem entscheidend. In der Seeschiffahrt werden zwei 
Betriebssysteme unterschieden: die Linienschiffahrt und die 
freie Schiffahrt, Erstere „bietet ihre Dienste den Veerkehrs- 
_interesenten in regelmäßigen Fahrten zwischen bestimmten 
Häfen mit bestimmter Fahrtdauer und in: der Regel auch mit 
'genauem Zeitplan an“. Die freie Schiffahrt dagegen „über- 
nimmt unter dem allgemeinen, Wettbewerb jeweils nach 
Richtung und Gegenstand wechselnde Transporte in fall- 
weisem Vertragsabschlusse“. 
triebssysteme hat; der Verfasser anschaulich geschildert. Im 
Zusammenhange mit den vorangehenden Erörterungen über 


die Fahrgeschwindigkeit mag hier nur hervorgehoben wer- | 
den, daß die fast ausschließlich dem Frachtverkehr dienende 


er Schiffahrt sich mit einer geringen Fahrgeschwindig- 
keit begnügen kann. Anders die Linienschiffahrt, die be- 
rufen ist, „diejenigen Transporte zw besorgen, bei welchen 
Regelmäßigkeit, Pünktlichkeit und Schnelligkeit vom Ver- 
kehrsbedürfnisse erfordert sind, wie der Personen- und Post- 
verkehr“, und der Verkehr bestimmter Gütergattungen. Über- 
zeugend wird dargelegt, daß die Eigenart der Linienschiff- 


fahrt — die sich übrigens teilweise mit Eisenbahnunterneh- 
mungen zur Erleichterung eines durchgehenden Verkehrs 
verbunden. hat — zu einer Konzentration im Großbetriebe 


drängt. Es genügt hier, die Namen. Hamburg—Amerika-Linie 
und Norddeutscher Lloyd zu nennen, 


Eingehende Darstellung finden die Maßnahmen, die darauf 
gerichtet sind, „bei gegebener Beschaffenheit der Schiffe und 
ihrer Verwendung nach. dem Betriebssystem den Güterauf- 
wand für die Betriebsleistungen auf das erreichbare Mindest- 
maß einzuschränken“ Es wird dargelegt, daß der Hauptteil 
der Kapitalkösten auf die Fahrzeuge, ihren Bau und ihre Er- 
newerung kommt. _ Diese Kosten sind’ um so größer, je kürzer 
das nicht lediglich nach technischen, sondern jedenfalls bei 


der Linienschiffahrt überwiegend nach wirtschaftlichen Er- . 


wägungen zu bemessende Durchschnittsalter des Schiffes 
ist. Die Betriebskosten sind bei der Seeschiffahrt im wesent- 
lichen Spezialkosten (bei der freien Schiffahrt noch mehr 
als bei der Linienschiffahrt). Das gilt von den, Ausbesse- 
rungskosten kaum weniger als von den Arbeitskosten. 
Für die Dampfschiffahrt kommt an entscheidender Stelle 
der. Brennstoffverbrauch in Betracht. Betragen doch 
bei den Schnelldampfern die Brennstoffkosten reichlich 


ein Drittel der gesamten Betriebskosten. Anschaulich 
wird dargelegt, mit welchen Mitteln eine möglichst gün- 
stige Beschaffung und Ausnutzung der ‚Brennstoffe 


erzielt wird. Auch die Verwendung flüssiger Brenn- 
stoffe wird hierbei erörtert, — Von besonderer Bedeutung 
ist das Verhältnis zwischen den festen und den weränder- 
lichen Kosten. ‘Hier tritt ein erheblicher Unterschied 
zwischen der Linienschiffahrt und der freien Schiffahrt zu- 
tage. Da die während der ertraglosen Zeit auflaufenden 
Kapital- und allgemeinen Vierwaltungskosten auf die Fahrt- 
leistungen der nutzbaren Zeit aufzuteilen sind, hat die Dauer 
der ertraglosen Zeit eine besondere Bedeutung. Nach dem 
Verfasser macht .die- ertraglose Zeit bei den Eildampfern 
der europäisch-amerikanischen Linienfahrten etwa % des 
Jahres, bei den kombinierten Personen- und Frachtdampfern 
1% des Jahres aus, während sie bei der freien Schiffahrt we- 
sentlich geringer ist. Diese Verhältnisse sind von beson- 


derer Wichtigkeit nich 
"ob eine bestimmte Fahrt unter den gegebenen Umständen der n 
‚erwünschten Ertrag abwirft oder:nicht, sondern auch für die 
Betrieb einzustellen oder ob selbst der Betrieb mit Verlus 


‘Kostenverhältnis der Entschluß zum Auflegen des Schi 


„einander von Bedeutung. - I: 


der die weiteren Darlegungen sewidmet sind. Hier wir 


nungen des Verkehrs bei der Schiffahrt auftreten. , Von be 


Die Eigenart der beiden Be- | nung bei der Personenbeförderung 


'tenmarkt und seine Teilmärkte und über die Grenzen des 


‚man mit dem Verfasser annehmen dürfen, daß die: weitere 


Br 


t nur für; die oa der Ta 


Beantwortung der Frage, ob bei ungünstieer" Konjunktur der 


der Einstellung des Betriebes vorzuziehen sei. Bei der Segel 
schiffahrt fällt dem Reeder mit Rücksicht auf das erwähnt: 


am leichtesten. Auch für die Wahl der Fahrgeschwindig! eit; 
ist das Verhältnis der verschiedenen. Kostenbestandteile Züg 


- Die Ergebnisse der - vorstehend , Trash en 
sind maßgebend für die Preisgestaltung der Seeschiffahi 


untersucht, in ' welcher Gestalt die allgemeinen Preiserschei- = 


sonderer Wichtigkeit ist hierbei, daß die Preisbildung unter 
dem Drucke «eines allseitigen wirksamen Weettbewerbes 
erfolgt. Anschaulich wird dargetan, wie die Wertberech- 
sich in sviner Wei 
durchsetzt, die dem Eisenbahnverkehr fremd ist. Im Güter- 
verkehr wird die Wertklassifikation durchweg mit einem Ge- 
wichts- und Raumtarif verbunden. Die neben den allge- 
meinen Tarifsätzen vorkommenden besonderen Vertrags- und 
Rückvergütungstarife spielen bei der Seeschiffahrt ‘eine 
wesentlich größere Rolle als im Binnenverkehr, Weiterhin 
wird die Bedeutung der Differenzialtarife für die Preisge- 
staltung der Seeschiffahrt erörtert. Abgeschlossen werden 
diese Darlegungen durch Untersuchungen - über ‘den Frach- 


Konkurrenzbetriebes. Hier wird ausgeführt, wie die nament- 
lich auf dem Gebiete der Linienschiffahrt zur Herrschaft ge- 
kommene Konzentrationsbewegung immer mehr dazu ge- 
führt hat, von einem rücksichtslosen und übermäßigen Wett- 
bewerbe abzusehen und durch die verschiedensten Arten von 
Kartellen (Preiskartelle, Fahrplankartelle, Gebietskartelle, 
Abrechnungskartelle) eine zweckmäßige Verkehrsteilung 
vorzunehmen und deren Vorteile womöglich durch Be -; 
gemeinschaften zu steigern, Mit Recht hebt der Verfasser 
hier hervor, daß der Wettbewerb der freien Schiffahrt die 
Ausbeutung der durch die Vereinbarung zwischen. den betei- 
ligten Linien geschaffenen Monopolstellung verhindert, und 
daß sich dadurch eine von der Kartellbildung in der Güter 
erzeugung abweichende Sachlage ergibt. 

Den Schluß des vierten die Ökonomik der Seeschiffahrt me 
handelnden Abschnittes machen kurze Darlegungen über den 
Einfluß mariwepolitischer Maßnahmen des Staates auf den 
Schiffahrtsbetrieb. Hier kommen zwei verschiedene Arten 
der staatlichen Unterstützung der Schiffahrt durch Geldzu- 
wendungen in Frage: einerseits die Gewährung eines ver- 
tragsmäßig festgesetzten Jahresbeitrages (Subvention) an 
Linienschiffahrtsunternehmungen, die bestimmte Fahrte 
zwischen 'bestimmten Häfen mit bestimmter Geschwindig 
auszuführen sich verpflichten, andererseits die Gewährung 
von. Bauprämien und Fahrtprämien. Die Subventionierung 
im ernsten Sinne rechtfertigt sich vielfach durch die Wich- 
tigkeit, die ein regelmäßiger und schneller Post- und Per- 
sonenverkehr für. die staatlichen und. wirtschaftlichen In- 
teressen auch in solchen Verkehrsbeziehungen "haben kann, 
in »demen: wegen nicht ausreichender Stärke des Verkehrs d 
Kosten den erzielbaren Ertrag übersteigen. Dagegen wir 
Entwicklung des Wirtschaftslebens der Gewährung ‚von Bau- 

und Fahrtprämien, wie sie hauptsächlich in Frankreich gie- 
Eh worden äst, ein Ende machen wird. Er 


Der’ fünfte Absehnitt behandelt die Ökonomik dei 
Binnenschiffahrt und des Straßenfuhrwerks, Die in der Un- 
tersuchung über die Ökonomik der Seeschiffahrt | gewonnenen 
Lehren gelten im allgemeinen auch für die Binnenschiffahr 
soweit nicht Unterschiede in den technischen und wirtschaft- 


' 
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hen Grundlagen der beiden Verkehrszweige ihre Folgen 
tend michen. Anschaulich ‚wird geschildert, inwieweit 
in technischer Hinsicht auf den Schiffbau und die Fort- 
bewegung der Fahrzeuge zutrifft; und inwieweit die wirt- 
schaftlichen Unterschiede von Bedeutung sind für die Frage 
_ «der Scheidung in freie und Linienschiffahrt, in Klein- und 
Großunternehmung, sowie für die Frage der Fahrgeschwin- 
diekeit. Besonders fesselnd sind die sich anschließenden Er- 
örterungen über die Kosten der Binnenschiffahrt und die 
_ Preisbildung. Es ist von nicht geringem Reize, zu ver- 
3 ‚folgen, wie-infolge des Überganges von der früheren exten- 
; siyien Wirtschaftsgestaltung zur jetzigen intensiven, das Ver- 
iltnis der Kostenbestandteile sich völlig umgekehrt hat. 
s mag der Hinweis genügen, daß man auf dem 'Erie-Kanal 
‚den sechziger Jahren des vorigen Jahrhunderts als Kapi- 
talkosten 15 %, Personalkosten 30 %, Traktionskosten 50 % 
der Gesamtkosten rechnete. Bezüglich‘ der Schwankungen 
der Wasserfrachten kommt der Verfasser zu dem Ergebnis, 
daß ihre obere Grenze durch die Eisenbahntarife, ihre 
untere dureh die Selbstkosten gezogen ist. 
'frachten können sich jedoch den Bahnfrachten nie völlig 
gleichstellen, sondern müssen hinter ihnen um denjenigen 
Betrag zurückbleiben, der den Frachtgebern für die mit dem 
_Wassertransporte verbundenen Nachteile -Ersatz bietet.“ 
Man wird diesen Ausführungen nur zustimmen können. Die 
folgenden Erörterungen über die Frage, ob die schädlichen 
] olgen des Wettbewerbes in der Binnenschiffahrt nicht größer 
sind als ihre Vorteile, und ob die Organisation an. die Stelle 
des 'ettbewerbes zu treten habe, bieten zu eingehender Be- 
‚handlung hier keinen Anlaß. Der Verfasser kommt schließ- 
zu dem einwändfreien Ergebnis, daß kein ausreichender 
nd vorliege, die Privatwirtschaft auch für die Schiffahrt 
ungeeignete -Wirtschaftsform zu erklären und ihre Er- 
$ durch den Stäatsbetrieb zu fordern. Die den fünften 
A schnitt abschließenden Erörterungen über die Ökonomik des 
ß traßenfuhrwerkes behandeln das Straßenfuhrwerk mit tieri- 
I: Ber Zugkraft, die Kraftwagen, endlich die Regelung des 
| Ef entlichen. Straßenfuhrwerks und die Preistaxe. 


Der s sechste Abschnitt „Zur Geschichte des Straßen- 
Wesens und der Wasserstraßen“ gibt zunächst eine gedrängte 


alten Kulturvölker bis in das 19. Jahrhundert. Mit Recht 
t der Verfasser hervor, daß die Leistungen des 19. Jahr- 
deris auf dem Gebiete der alten Verkehrsmittel den Eisen- 
nen gegenüber meistens viel zu wenig gewürdigt werden. 
den sich anschließenden kurzen Mitteilungen. über die 
chichte der Wasserstraßen wird anschaulich geschildert, 
che Hemmnisse die Flußschiffahrt im Mittelalter insbe- 
dere im. Stapelvecht, im Umschlagsrecht und in den Fluß- 
len fand, wie die Beschränkung des Baues von Kanälen 
u f das Flachland durch..die Erfindung (der Kammerschleuse 
eitigt wurde, und daß erst das 19. Jahrhundert die 
olle Entwicklung der Flußschiffahrt gebracht ‚hat. Die mit- 
teilten Zahlen über die Kapitalaufwendungen einzelner 
er für ihre Wasserstraßen vervollständigen das Bild die- 
Entwicklung riecht glücklich. 
ermit schließt der erste, den Land- und Wasserstraßen 
dmete Teil des zweiten Bandes. 
Der zweite, etwas kürzere Teil behandelt „Post, Telegraph, 
phon“*), Der erste Abschnitt erörtert die Stellung 
Nerkehrsanstalten in der Volks- und Staatswirtschaft. 
hst wird die Bedeutung dieser Verkehrsmittel für den 


kun Der Verfasser gebraucht grundsätzlich 
usdruck „Telephon“. -Er beruft sich auf O. Sarrazin als 
„berufensten Richter“ dafür, daß das Wort Fernsprecher 
"verunglückte Wortbildung sei und daß keine Rede davon 
könne, daß der Fernsprecher je das Tielephon verdrängen 
de. Die Entwickelung des Sprachgebrauches in Deutsch- 
läßt aber doch Zweifel an der Prophetengabe des sprach- 
waltigen Herrn Sarrazin aufkommen. 
meint, ‚das „klansschöne“ (!) Telephon brauche unser 


unserer Kabelverbindungen geschädigt hat, 


„Die Wa SSEeT- 


stellung der Entwieklung der "Landstraßen. von den Zeiten. 


Und wenn der Ver- | 


Nachriehtendienst geschildert, dem ja Velen ph und. Fern- 
sprecher ausschließlich, die Post ganz überwiegend dient. 
Ein möglichst vollkommener Nachrichtenverkehr ist nicht nur 


für das Wirtschaftsleben, sondern in nicht geringerem Maße 


für die Lebenstätigkeit eines entwickelten Staatskörpers von 


_allergrößter Bedeutung. Welche Wichtigkeit im Kriege der 


Nachrichtenübermittlung 'beiwohnt, wie sehr uns der Verlust 
ist ja allen noch 
in frischer Erinnerung. Mit Recht bezeichnet es der Ver- 
fasser geradezu als einen Glücksfall, daß die drahtlose Tele- 
graphie bereits soweit ausgebildet war, daß sie einigermaßen 
den Verlust der Kabelverbindungen ausgleichen konnte. 


- Wenn Post, Telegraph und Fernsprecher sich auch begrifflich 
als Nachrichten veerkehrsmittel gleichstehen, so weisen sie doch 
‚hinsichtlich der (Bedürfnisse, denen sie dienen, und hinsicht- 


lich der Art ihrer Benutzung erhebliche Verschiedenheiten 
auf. Das Unterscheidende erblickt der Verfasser darin, daß 
die Post ein allgemeines, allen Mitgliedern der Volksgemein- 
schaft eigenes Bedürfnis befriedigt, daß Telegraph und Pern- 
sppecher . dagegen einem besonderen Vieerkehre dienen, daß 
sie diejenigen Nachrichten vermitteln, deren schleunigste 
Übermittlung ihren Wert ausmacht, Ein weiterer wichtiger 
Unterschied besteht darin, daß die Bedeutung des Teelegraphen 
mit der Entfernung steigt, die der Post nicht. Welche Um- 
wälzung im Nachrichtendienst durch den Fernsprecher her- 
vorgerufen worden ist, beweisen überzeugend die mitgeteilten 
Zahlen. Hier sei nur hervorgehoben, daß Ende des ersten 
Jahrzehnts dieses Jahrhunderts die Gesamtlänge der Fern- 
sprechleitungen in allen Ländern der Erde etwas über 43 Mil- 
lionen Kilometer, die Länge der Telegraphenleitungen etwa 
12% Millionen Kilometer betrug und daß in Europa im Durch- 
‘schnitt von 100 Mitteilungen 72,2 auf die Post, 1,6 auf den 
Telegraphen und 26,2 auf den Fernsprecher kamen. In dünn- 
besiedelten ‚Ländern wie Schweden und Norwegen beliefen 
sich die durch den :Fernsprecher vermittelten Naehrichten so- 
gar auf 72 und 61,9%. Wenn die Post auch zum größten 
Teil dem Nachrichtenverkehr dient, so darf doch ihre Bedeu- 
tung für den Geld-, Paket- und Personenverkehr nicht unter- 
schätzt werden. Die Entwicklung der Postanweisungen, 
der Postvorschüsse, der Postnachnahmen und des Postscheck- 
dienstes berechtigen den Verfasser zu der Ansicht, daß die 
Post aufgehört hat, lediglich Verkehrsanstalt zu sein, daß sie 


auch zur Postbank geworden ist. 


Der zweite Abschnitt, der sich mit den allgemeinen 
Verwaltungsgrundsätzen beschäftigt, gibt zunächst eine nä- 


. here theoretische Begründung dafür, daß Post, Telegraph und 


Fernsprecher gemeinwirtschaftlich zu verwalten seien, und 
belegt das durch die Erfahrungen, die man in einzelnen Län- 
dern mit der privatwirtschaftlichen Verwaltung, insbesondere 
der Telegraphen, der Überseekabel und der Fernsprecher ge- 
macht hat. Die Frage, ob unmittelbarer oder delegierter 
Betrieb vorzuziehen sei, ist nicht wohl gleichmäßig für Post, 
Telegraph und Fernsprecher zu beantworten. Bei der Post 
findet sich heute fast ausnahmslos der unmittelbare Staats- 


. betrieb auch dort, wo früher delegierte Verwaltung in Form 


der Verpachtung oder Belehnung vorgezogen war. Bei den 
Telegraphen, den Seekabeln und’dem Fernsprecher findet die 
delegierte Verwaltung in umfangreichem Maße Anwendung, 
obwohl mancherlei Unzuträglichkeiten dieser Verwaltungsart 
den Übergang zur Eigenverwaltung geboten erscheinen lassen. 
Weiterhin wird dargelegt, daß nur bei zentraler Verwaltung 
die vorher erörterten Zielpunkte der Verwaltung dieser Ver- 


nationales Gewissen wirklich nicht zu beschweren, so erinnert 
das doch wiederum bedenklich an den Standpunkt der Berliner 
Akademie der Wissenschaften. — Zuweilen: ist der Verfasser 
enteleist. -So schreibt er nicht nur Fernsprechverbindung 
LS, 358), Fernsprecheinrichtungen (S. 354), Fernsprech wesen 
(8. 354), sondern er gebraucht auch wiederholt das entsetzliche 
Wort Fernsprecher (S. 355. 369, 370, 371). — Erscheint übrigens 
‘dem Verfasser auch das von ihm stets bevorzugte „Dezennien“ 
klangschöner als das schlichte deutsche „Jahrzehnte“? 
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kehrsmittel sich folgerichtig durchführen lassen. Durch eine 
gedrängte Übersicht des Postzwanges in den wichtigsten KUTO- 
päischen Staaten werden die Darlegungen glücklich ergänzt. 
In den sich anscließenden Erörterungen: über die “Wahl 
des Finanzgrundsatzes wird überzeugend dargetan, daß weder 


für die Post noch für den Telegraphen und den Fernsprecher- 


der- Grundsatz des öffentlichen Gebrauchsgutes in Aussicht 
zu ‚nehmen ist, weil es an der nötigen Gleichmäßigkeit oder 
Verhältnismäßigkeit des allgemeinen Gebrauches fehlt, und 
reil der Wegfall jedes Sonderentgeltes zu einer unwirtschaft- 
 liehen Benutzung der Verkehrsmittel führen würde, Den 
Ausgangspunkt der gemeinwirtschaftlichen Verwaltung muß 
vielmehr die öffentliche Unternehmung bilden. „Mit der kul- 
turellen Entwicklung und der gleichmäßigen verdichteten 
Ausbreitung des Verkehrsmittels über das Staatsgebiet wird 
der Übergang zum. Gebührenprinzipe zur Notwendigkeit.“ 
. Freilich gilt dies „nacheinander“ nicht allgemein für alle 
Zweige des Nachrichtendienstes; vielmehr rechtfertigt sich 
vielfach ein „mebeneinander“ der beiden Finanzgrundsätze, 
Der Verfasser weist zutreffend nach, daß für die Fahrpost 
und die überseeische Telegraphie der Grundsatz der öffent- 
lichen Unternehmung geboten sei, daß für die nicht-über- 
seische Telegraphie der Gebührengrundsatz mit voller Kosten- 
deckung am Platze sei, daß bei der Briefpost dagegen aus 
Gründen der Wirtschafts- und Kulturpflege unter Umständen 
auf einem G@ebührensatze beharrt werden könne, der gegenüber 
verhältnismäßig hohen Eigenkosten nicht die volle Deckung 
der Betriebskosten mit sich bringt. Den- Schluß dieser Erörte- 
rungen macht der Hinweis, daß der Nachrichtenverkehr mehr 
noch als jeder andere Verkehr auf eine Überwindung der 
durch die Landesgrenzen gebildeten Schranken hindrängt. Das 
Bedürfnis nach zusammenhängender Beförderung, Überein- 
stimmung der Beförderungsweise. und planmäßigem Zusam- 
menwirken belrufs Erleichterung und Verbilligung des Ver- 
kehrs hat verhältnismäßig früh zu zwischenstaatlicher Ord- 
nung des Nachrichtendienstes geführt. 

In dritten Abschnitt, der sich mit den. wirtschaft- 
lichen Grundlagen der Tarifsysteme beschäftigt, werden zu- 
nächst die Elemente des Tarifsystems behandelt. Die Tarif- 
grundlagen werden auf drei Kategorien zurückgeführt: 
„erstens die Konsequenzen des Finanzprinzips für die Preis- 
höhe, zweitens die Gesichtspunkte, welche der Ausfluß der 
 Preisgesetze des Verkehrs und der gemeinwirtschaftlichen 
Preisbildung sind, drittens betriebsökonomische Rücksichten.“ 
Die folgenden Untersuchungen betreffen zunächst den Nach- 


richtendienst, dem gegenüber die andern Verkehrszweige der 


Post grundsätzliche Abweichungen aufweisen. Im Nach- 
richtenverkehr macht ‚sich mit zunehmendem Verkehr immer 
mehr das Bestreben geltend, von der örtlichen Kosten- 
gestaltung ganz abzusehen und die Entfernung bei der Preis- 
feststellung zu vernachlässigen. Dies rechtfertigt sich durch 
den. Umstand, daß beim Brief- und Telegrammverkehr mit 
wachsender Verkehrsstärk6 die eigentlichen Beförderungs- 
kosten rascher abmehmen als die Kosten bei Aufnahme und 
Abgabe der Nachricht. 
Entfernungstarif- über den Zomentarif zum Einheitstarif, und 
zwar zum Einheitstarif nieht mur für die einzelnen Länder, 
sondern schließlich für ganze Weltteile. Wenn sich diese 
Entwicklung im Trelegraphenverkehr weniger als im Brief- 
verkehr durchgesetzt hat, so erklärt sich dies durch die Not- 
wendigkeit des Umtelegraphierens und der Umschaltung in 
allen den Fällen, wo zwischen zwei Stationen nicht ein eigener 
Draht zur Verfügung steht, sowie durch den Einfluß des 
Wertgesichtspunktes. Im überseeischen Vierkehr kommen die 
mit den. Kabeln verbundenen großen und mit der Entfernung 
wechselnden Kapitalkosten hinzu. Von Einfluß auf die 
Kosten und deshalb auf den Preis ist auch das Maß, in dem 
die Betriebsanlage und -leistungen beansprucht werden. Bei 
der Post kommt wesentlich das Gewicht der Sendungen in 
Frage, beim Telephon und Fernsprecher die Zeit, die das Ab- 


\ 


a und das Grrheh beansprucht. Die Entwick 
| lung hat'aber auch hier, wenigstens im Postverkehr, dazü 


Maße der Nutzung durch eine Gebühr nach der Zahl der ge 


Die Entwicklung führt vom reinen 


geführt, einen Durchschnitt in dem Maße der Nutzung der 
Berniehsanlagen für die Preisbemessung zugrunde zu legen 
‚(einfacher Brief). Im ‚telegraphischen Verkehr dagegen hat 
sich durchweg «ine genaue Abstufung, der Gebühren von Wort 
zu Wort des Depeschentextes (Worttarif) durchgesetzt. Nur 
daß teilweise die bei jeder Depesche ohne Unterschied ihrer 
Länge erfolgende gleiche Beanspruchung des Betriebes durch 
Erhebung einer gleichmäßigen Grundlage neben. dem reinen 
Werttarif oder durch Erhebung einer Mindestgebühr für ein 
bestimmte Zahl von Worten abgegolten wird. Eine eingehende 
Behandlung hat der Verfasser den Fernsprechgebühren ge 
widmet, Hier weist namentlich die Kostengestaltung‘ Beson- _ 
derheiten auf, die von der Kostengestaltung im Telegraphen- 
verkehr erheblich abweichen. Von einem näheren Eingehen 
auf die durchaus fesselnden Untersuchungen wird hier ‚abge- 
sehen werden können. Der Verfasser kommt zu dem — wohl 
einwandfreien — Ergebnis, daß die Preisbemessung nach dem 


führten Gespräche neben einer Grundgebühr sich rechtfertige, 
Einen Gegenstand weiterer Erörterungen bilden die-durch be- 
sondere Verhältnisse einzelner Verkehrsgattungen hervorge- 
rufenen Preisabweichungen. Höhere als die gewöhnlichen 
Preise werden erhoben für Postsendungen, für deren, Pin- 
treffen am Bestimmungsorte ein überdurchschnittliches Maß 
von Bicherheit von den Verkehrsinteressenten begehrt wird, 3 
sowie für Briefe, die schneller als gewöhnlich befördert wer- 
den. Preisermäßigungen sind üblich für Postkarten, Druck- 
sachen, Geschäftspapiere und Warenproben. Ähnliche Ab- 
weichungen finden sich im telegraphischen Verkehr (dringende 
Depeschen, Zeitungsdepeschen usw.). Abgeschlossen wird 
dieser Abschnitt: durch kurze Angaben über das Paketporto, 
über Geld- und Wertsendungen und die Gebühren ‚bei der 2 ; 
somenbeförder ung. 


Der vierte Abschnitt behandelt Be Zielpunkte der 
Verwaltungsökonomik. Der Verfasser. will hier die zahl- 
veichen Maßnahmen der Verwaltungsökonomie bei der Post, 
dem Telegraphen und dem Fernsprecher auf ihre leitenden 
Gesichtspunkte zurückführen. Ein Eingehen auf alle Einzel- 
heiten würde natürlich über den Rahmen des Werkes hinaus- 
gehen. Aber man wird zugeben müssen, daß der Verfasser 
seiner Aufgabe gerecht geworden ist, soweit das die Ver- 
hältnisse überhaupt gestatten. Bei der Fülle der Einzelheiten, 
die hier behandelt werden, muß auch. die vorliegende Be- 
sprechung sich mit allgemeinen Hinweisen begnügen. Zunächst 
wird die Ökonomie der Anlage und des Betriebes erörtert. Da 
der Anteil der Personalkosten an den Betriebskosten bei de 
Post, dem Telegraphen und dem Fernsprecher weit grö, 
ist, als bei Sndesen Verkehrsmitteln, sind eine ökonomis 
Ordnung des Dienstes und die volle, Ausnutzung der Arbei 
kräfte von besonderer Wichtigkeit. Weiterhin wird die V 
einfachung der Abfertigung ‚behandelt, die bei der Mass 
hafügkeit des Nachrichtenverkehrs, insbesondere des Br 
verkehrs, von außerordentlicher Bedeutung ist. Hier ist 
nächst die Frankatur durch Briefmarken zu erwähnen, die 
Behandlung jedes «einzelnen freizumachenden Brieies 
Schalter entbehrlich macht. Ihre volle‘ Wirkung! kann 
Markenfrankatur nur ‚ausüben, wenn: die Frankierung Vo 
mit sich bringt (indirekter Frankaturzwang durch Erhe 
eines höheren Portos für nicht frankierte Briefe) und wen 
ein möglichst einfacher Tarifaufbau (Einheitstarif !) die 
rechnung des Portos und die Nachprüfung. der Frankatur 
leichtert. Anders im teleg graphischen Verkehr. Hier hat 
hinsichtlich der Maßeinheit gerade aus ökonomischen Grün 
den Standpunkt der Durchschnittsbehandlung (Einheit 
depesche) verlassen und ist fast überall zum Worttarif übe 
gegangen, der ein Herabgehen der Durchschnittswortzahl m 
sich bringt. Eine Markenfrankatur würde im telegraphischen 
Verkehr schon deshalb wenig Bedeutung haben, weil di 


eg wird, Die beirielieökonomischen Sesichläpnnkte. die 
- Binnen verkehr zu fortschreitender Vereinfachung des 
rifwesens führten, machten sich auch im internationalen 
rkehr geltend. Internationale Tarifeinheit und gleiche 
erkehrsvorschriften bringen nicht nur den Verkehrtreiben- 
den, sondern auch der Ver kehrsverwaltung Vorteile, Für die 
| erwaltungsökonomie war es von größter Bedeutung, als man. 
von der Abrechnung jeder einzelnen Sendung absah und in 


- 


‚der Bigelmäßigkeit. der en Verkehrsbeziehungen 


hebt der Rs Ent Recht or daß bei der Pie 
stellung ihre Rückwirkung auf die Bigenkosten nicht über- 

hen ihren! darf, und daß die fast bei jeder Forderung einer 
_ Tarifherabsetzung gehörte Behauptung, die infolge der Preis- 
i - ermäßigung zu erwartende Verkehrssteigerung werde in 
* kurzer Zeit den Ausfall in den Einnahmen ausgleichen, keinen 
spruch auf allgemeine Gültigkeit habe. Das beweist schon 
e Hillsche Postreform. Im allgemeinen wird das Ergebnis 
des Betriebes den Maßstab für die Beantwortung der Frage 
‚liefern, ob die Verwaltung ihrer Aufgabe gerecht geworden 
‚ist. Indessen ist zu beachten, daß nicht nur fehlerhafte Tarif- 
sungen, sondern unter Umisfänden auch die Rücksicht auf 
eimmite gemeinwirtschaftliche Zwecke von entscheidendem 
Einfluß auf die Gestaltung der Einnahmen sein können. Von 
den einzelnen Zweigen. des Postbetriebes stellen nach Ansicht 
s Verfassers im allgemeinen die Zeitungsbeförderung und 
er Paketdienst Verlustbetriebe dar. 


‚Der fünfte und letzte Abschnitt gibt einen ge- 
lrängten Abriß der Entwicklungsgeschichte der Postanstalt. 
Von dem gleichen Abschnitt der ersten Auflage weicht er 
Zah durch einige inzwischen notwendig gewordene Er- 
yänzungen und durch die Fortführung der geschichtlichen 
ntwicklung bis zur Gegenwart. Wir erfahren, daß im. Alter- 
| um schon die Herrscher des großen Perserreiches eine Staats- 
ie p ost ins Leben gerufen haben, daß der cursus publieus des 
Tömischen Kaiserreiches in der Blütezeit hinsichtlich der tech- 
nischen Mittel und*der Verwaltungsgrundsätze bereits eine 
"weitgehende Übereinstimmung mit den «eigentlichen. Posten 
späterer Zeiten aufweist, daß aber auch die römische Staats- 
ost das Schicksal des untergehenden Römerreiches geteilt 
- Im Mittelalter entwickelte sich erst verhältnismäßig spät 
5 organisierter Nachriehtenverkehr, aber „nicht von der 
ıtralgewalt des Staates aus, sondern seitens besonderer: 
teressenkreise, die mit der Zunahme der Kultur das Ver- 
kehrsbedürfnis zuerst in dem Grade zu empfinden begannen, 
sie sich selbst die Befriedigungsmittel schufen, während 


'h nicht reif erschienen“. So entstanden die Universitäts- 
be ee, die ee des deutschen ae und die Dr 


Ländern, lc ie Keine der en Entw in 
sich tragen.“ ‚Die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung 
‚chte es mit sich, daß diese Staatsposten, die anfänglich nur 
mtlichen Zwecken dienten, 
stbar gemacht wurden. Im Kampf mit den alten Boten- 
alten siegten schließlich überall die Staatsposten. Weitere 
tz der gebotenen Kürze überaus anschauliche und fesselnde 
rlegungen zeigen, wie sich die Postanstalten in Frankreich, 

hs land, dem heiligen römischen Reiche deutscher Nation, im 
de uischen Bunde, daneben insbesondere in Österreich und 


die Staaten, zersplittert in lauter Grundherrschaften, hierfür 


‘bald dem allgemeinen Verkehr 
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Preulen bis ıns 19. Jahrhundert hinein entwickelt haben. 


| Daran schließt sich eine gedrängte Geschichte der Portotarife 


‚ein und zur internationalen Telegraphenunion 


ein gar trüber Ausklang gewesen. 


- vorliegenden Bande bemeistert worden ist. 


“Buches durchaus „kritisiert“ werden? 


in denselben Ländern. Auch eine kurze Darstellung der Ent- 
wicklung der Telegraphengebühren wird gegeben. Weiter- 
hin wird geschildert, wie der dem Nachrichtenwesen eigene 
Drang nach zwischenstaatlicher Regelung zum Weeltpostver- 
geführt hat. 
Daran schließen sich kurze Angaben über die weitere Ent- 
wicklung in Deutschland und Österreich bis zur Gegenwart. 
Was uns die Zeit nach dem Weltkriege an Verschlechterungen 
und Verteuerungen im Post- und Telegraphenverkehr gebracht 
hat, hat nur kurz angedeutet werden können. Es wäre sonsi 
Abgeschlossen wird der 
Albriß der Entwicklungsgeschichte der Postanstalt und damit 
der vorliegende Band durch kurze Mitteilungen über die Ent- 
wicklung des Nachrichtenverkehrs durch den Fernsprecher 
und die Funkentelegraphie. Auch die Bedeutung des Nach- 
richtendienstes für den hinter uns liegenden Krieg ist kurz 
gestveift. 


Die chenden Mitteilungen über den Inhalt des zweiten 
Bandes des Saxschen Werkes sind, ebenso wıe das bei ' der 
Anzeige des ‚ersten Bandes der Fall war, ihrem Umfange nach 
weit über das sonst Üblhche hinausgegangen. Sie sollen dazu 


dienen, dem Leserkreise dreser Zeitung wenigstens ein allge- 


meines Bild von dem gewaltigen Stoffe zu geben, der in. dem 
Darin erblicke ich 
das beste Mittel, zum Studium. des Werkes selbst anzuregen. 
Ein Vergleich mit den entsprechenden Abschnitten des 
ersten Bandes der ersten Auflage läßt ohne weiteres er- 
kennen, daß es sich zum großen Teil nicht um eine neue Be- 
arbeitung, sondern um ein ganz neues Werk handelt. Das gilt 
insbesondere von den Untersuchungen, die sich mit dem Voer- 
kehr auf den: Wasserstraßen beschäftigen. Nur das eingehende 
Studium des Werkes selbst läßt erkennen, welche reiche Fülle 
des Stoffes hier zusammengetragen, geistvoll durchgearbeitet 
und meisterhaft dargestellt ist. Für die Abschnitte über die 
Post und den Telegraphen hat sich eine ebenso gründliche 
Umgestaltung nicht als notwendig erwiesen. Selbstverständ- 
lich, daß die seit dem Erscheinen der ersten. Auflage inner- 
halb eines Zeitraums von 40 Jahren eingetretenen Änderungen, 
insbesondere die Umigestaltungen des Nachrichtendienstes 
durch den Fernsprecher und die Funkentelegraphie die ge- 
bührende Berücksichtigung gefunden haben. - 
Ich habe bei den eingehenden Mitteilungen über den Inhalt 
des Werkes davon abgesehen, kritische Bemerkungen einzu- 


‚flechten und möchte von derartigen Bemerkungen auch. jetzt 


Abstand nehmen. Nicht als ob überhaupt kein Anlaß dazu 
vorläge. Wer sich eingehend mit dem Werke beschäftigt, 
wird den Ausführungen des Verfassers nicht in allen Einzel- 
heiten beistimmen können, wird vielleicht hier und da — auch 
in bezug auf das sprachliche Gewand — etwas zu bemängeln 
haben. Aber das hier hervorzuheben, würde mir als ein über- 
hebliches Besserwissenwollen erscheinen, das gegenüber einem 
so hervorragenden Werke, wie dem vorliegenden, nicht am 
Platze wäre. Muß denn auch bei jeder ‚Besprechung seines 
Darf man sich nicht 
auch bei einem wissenschaftlichen Werke ohne Vorbehalt der 
‚Freude über das Geheistete hingeben? Ich kann, wie bei.der 
Anzeige des ersten -Bandes, auch hier mur sagen: es ist ein 
gutes, ein vortreffliches Werk, das uns Sax mit dem zweiten 
Bande seiner Verkehrsmittel geschenkt hat. 

Die beiden ersten Bände der neuen Auflage berechtigen zu 
den ‚höchsten Erwartungen für den dritten, den Eisenbahnen 
gewidmeten ‚Band, Hoffentlich wird er uns bald beschert, 
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= Ersparnisse mit Rangierwinden.' 


In Nummer 62/1920 d, Ztg. berechnet Regierungs- und Bau- 
rat Sarrazin die Ersparnis durch Beschleunigung des Zug- 
lanfs, die eintritt, wenn Güterzüge das Ausrangieren mitzu- 
nehmender Wasen auf kleineren Stationen nicht "mehr selbst 
besorgen müßten, sondern sich darauf beschränken- könnten, 
die für die Station bestimmten Wagen abzusetzen und die_mit- 
gehenden, die vor Ankunft des Zuges mit Hilfe von Rangier- 
winden schon bereitgestellt worden sind, einfach aufzunehmen. 
Er benutzt dazu das Beispiel einer 60 km langıen, ‚eingleisigen. 
Nebenbahn mit fünf Bahnhöfen vierter und zwei Bahnhöfen 
dritter Klasse, setzt die Aufenthaltszeiten unter den neuen 
Betriebsverhältnissen mit 15 und 10 Minuten an und findet 
eine tägliche Ersparnıs an Fahrzeit von 300 Minuten —=5 Stun- 
den. In Betracht kommen 13 Güterzüge mit durchschnittlich 
50 Achsen. Die Vorteile des vorgeschlagenen Verfahrens sieht 
. er darin, daß 1. Personal erspart wird, 2. Lokomotiven gespart 

werden, 3. der Wagenumlauf beschleunist wird. Die beiden 
ersten Punkte belegt er dann mit Zahlen, meint aber, daß 
„sich der gewaltige Vorteil zu 3. nıcht in Zahlen umsetzen“ 
lveße und läßt ihn deshalb x seiner weiteren Rechnung 
heraus. 

Ganz so aussichstlos Atscheint Ne jedoch nicht und soll im 
folgenden annäherungsweise versucht werden: 

a) Nach Z.d.V.D.E.V. 1919, Seite 993 und 1916 (neuere 
Werte lassen sich hinreichend sicher zurzeit nicht beschaffen) 
von rd. 550 000 Güterwagen mit 1120000 Achsen 16578 Mil- 
lionen Achskilometer geleistet worden, so daß sich unter Zu- 
erundelesunge von 15 km/Std. Beiseeeschwindiekeit eines 
Güterzuges die tägliche Laufzeit eines Warens im Jahres- 
durehschnitt?) von 2,7 Std. ersibt. Die Einnahmen aus dem 
Güterverkehr haben 1521 Millionen Mark betragen. Demnach 
stellt sich 1916 der Be a einen. Wagen in einer 
Wagenlaufstunde auf 550.000 . 365. 2,7 = 2,8. Vollbrächte man 
ein und dieselbe Transportleistunge ın kürzerer Zeit, so hätte 
man die gleiche Frachteinnahme, könnte aber in den. ersparten 
Stunden weitere Transportleistung vollbrinsen und weitere 
Einnahmen erzielen. 

In dem Er, Beispiel beträgt die durchschnittlich 
res 23 Minuten/Zug. Soll auch hier- 
von nur der gleiche Bruchteil wıe oben als neue Lauf zeit 
nutzbar gemacht ie so ergibt sich eine mö«liche 

2 8 


— 2) IHN 7 n W 
60.24 0,12 M für jeden Waren, der 


über diese Strecke läuft, dh. im Jahr 25..13.365.0,12 — 
14200 N. 

b) Setzt man die Aultenihalereren mit 10 und 15 Minuten 
an: (nach Sarrazin) und die Fahr geschwindiekeit mit 
20 km/Std., so findet sich eine neue BReisedawer für den Zur 


von 5.10 +2.15+ un 9360 Min. =4Std. 20Min. Demnach wäre 


sie bislang 260+23=283 Min. =4 Std. 43 Min. gewesen. Die gesamte 
Tagesleistung von 50.60.13 = 39000 Wagenachskilometern 
würde früher in 283.13 — 3679 Minuten vollbracht worden 


39000. 60 
3600 636 Wasenachs- 


kilometern vergibt, während die gleiche Leistunz nach Einfüh- 
rung der Rangierwinden nur 260.13 — 3380 Minuten erfordern 
30000. 0. _. 95 
-3380 Se 
Wagenachskilometern folst. Das ist ein stündlicher Zuwachs 
von 56 Wagenachskilometern. oder rd. 9%. der Stundenleistung. 
Unter der Annahme gleicher Beladung der Wagen und zlieichen 
Frachtertrages wird die Einnahme nur von der Kilometerzahl 


289° 
100 = 05 # 


ersparte Laufzeit = 


Mehreinnahme von 


sein, was €ins Stundenleistung von 


würde, woraus eins newe Stundenleistune von 


abhängıie, also für eine Wagenlaufstunde um 


‘) Zahlenwerte nur mit dem Rechenschieber ermittelt. 
?2) Das Jahr ist hier und im folgenden mit 8365 Tasen an- 
gesetzt. 


Erfahrungen aus Betriebsunfällen. 


Von Bauamtmann Dr, -Ine. Uhlich, Riesn® 


In vorbildlicher Weise ist der Grundsatz, Einzelfälle der 
Praxis zum Nutzen der Allsemeinheit darzubieten, in der 
BRechtswissenschaft durchgeführt. Sachverständige Berichte 
über wichtige Entscheidungen bilden einen wesentlichen Be- 
standteil- juristischer Literatur. Selbst nichtjuristische Ver- 
öffentlichungen, Fachblätter anderer Berufszweige, 
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steigen. Mit dieser erhöhten Stundenleisiter als inkhsit ließe 
sich nun z. B. in der jetzigen (längeren) Fahrzeit, also mit 
‚der gleichen Dienstzeit von Personal und Lokomotiven wie 
"heute ein möglicher Mehrvyerdienst im Jahre von 
0,25. 29/0. 25.13.365= » 140000 #H erzielen. Nimmt man aber 
auch hier an, daß sich die Dienstzeitersparnis bei Personal 
und Lokomotiven infolge erhöhter Stundenleistung nur zum. 
eleichen Teile wie oben bei der Laufzeit der Wagen in mewen 
Frachtertrag wirklich "umsetzen läßt, so könnte man immer 
aa, auf eine tatsächliche jährliche ee un ‚von 


.140 000 — 15 800_.M rechnen. 


A Schließlich läßt sich noch ein Anhalt dafür gewinne: 
welche Ersparnis an Wagen eintreten könnte, wenn 
man den Wasenumlauf auf der Musterstrecke beschleunigt. 
Bei früherer Gelegenheit ist für 1916 die Zahl. der auf dem | 
Netz des Staatsbahnwagenverbandes tatsächlich gestellten 
Wagen aller Größen im Tagesdurchschnitt zu 137 500 ermittelt 


550 000 
‘worden. Das ergäbe eine mittlere Umlaufszeit von 7 187 7500. 


4.0 Tagien — 5760 Minuten. Geht ein Wagen während ein 
Umlaufes einmal über die Musterstrecke, so verkürzte er 

unter den newen Beriebsverhältnissen seine Umlaufszeit um 
23 Minuten, also auf 5760 — 23 — 5737 Minuten. Gieschähe Ent- 
sprechendes_ mit allen überhaupt vorhandenen Wagen, so be- 


000..24.60 _ 199.051 Wagen 


5737 
0) 
täglich, während sie ohne diese Beschleunigung eben a 5 . 


— 137 500 betragen würde, Der schnellere Wagenumlauf, die 
Gewinnuäg von 23 Minuten, um ‚die jeder Wagen bei jedem ” 
Umlauf eher wieder verfügbar wird, hat die eleiche Wirkung, 
wie wenn täglich 138051 — 137 500 — 551 Wasen besonders. ge- 
stellt würden. (Bei viertägrisem Umlauf müßte hierzu ein 
Wagenpark von 51.4= » 2200 Stück vorgehalten werden, der 
nach den Preisen von 1916 schon 2200. 4000 — 8 800.000 M er- 
fordert haben würde und heute auf über. 100 Millionen zu‘ 
stehen käme. Hier offenbart sich die „ewaltige allge- 
meine Bedeutung winer Beschleunigung des Wagenumlaufs.) 
Über die Musterstrecke gehen aber täglich nur 25.13 — 325° 
Wagen, so daß sich durch die Beschleunigung des Umlaufs 
hier nur rn —13 Wagen mehr verfügbar vergäben. Bei 
viertägigem Wagenumlauf entspräche dies 13.4— 5 Wagen, 
die demnach weniger vor „ıehalten werden müßten. - Ihr Be- 
schaffungswert würde sich 1916 auf 5.4000 — 20 000 M stellen. 
Rechnet man nun für Verzinsung‘, Abschreibung und Unter- 
haltung 10%, so ergäbe sich hieraus eine jährliche Ersparnis 
von 2000 MN. 
d) Setzt man nun noch, um’ die von Sarrazin. für 1920 1 
rechneten Werte zum Verg leich auf ‚dien. Preisstand von 1916 
zu bringen, die Stundenkosten. für einen Bremser mit 0,8 
und für eine Lokomotive einschl. Besatzung, aber: ohne die 
Kosten für Betriebsstoffe, mit 5,0 M an, so ergibt sich täglich 
bei fünf Stunden ersparter Fahrzeit. eine jährliche Kosten- 
ersparnis für die ersten beiden Punkte von u 
08.5.5.%8.12+5.0.5.26. 12 — 6240 + 7800 — 14.040 N, 2 
also zusammen nur rund ebensoviel, wıe bei dem: dritten Punk! b 
allein (14200 M). \ 
"Wenn nun auch nicht außer acht gelassen werden darf, daß die 
ansestellten Ermittlungen an manchen Stellen nur sehr ange- 
nähert zutreffen werden, so vermögen sie.doch vielleicht einen, 
Anhalt zu geben, „wie gewaltig der Vorteil zu 3.%, d. h. aus 
einer Beschleunigung des Wagenumlaufs tatsächlich erwartet 
werden darf. — Ob man die Sarrazinschen Voraussetzungen als 
stichhaltir wird anerkennen können, ob namentlich Fe 
und - Dienstplan für Personal und Lokomotiven es zulassen 
werden. die rechnungsmäßig ersparte Fahrzeit von nur 23 Mi- 
nuten für einen Zug in sleichem Maße anderweit dienstlich 
nutzbar zu machen, ist eine andere, allgemein wohl nicht leicht 
zu. beantwortende Frage, die hier nur aufgeworfen werden 
soll... Dr.-Ing. Gläsel, Drei ; 


trüge dıe Warenresialuse jetzt — 


| zeitungen nehmen gern ansehe Besprechungen. über r 
die für ihren Leserkreis bemerkenswerten Urteile oder Erschei- 
nungen auf dem Gebiete der Rechtsprechung oder Verwaltung 
auf. Was tut im Vergleich hierzu die Technik und düe ihr nahe 
stehenden Zweige? Wo kann der Jünger der Technik zur je: 
gänzung seiner nur langsam zu gewinnenden Eigenerfahrungen 


ale - 


a 
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ich Belehrung holen? Wohl berichtet gelegentlich eine Fach- 
eitschrift über einen 'Bauunfall, den Einsturz einer Decke, 
auffällige Frosterscheinungen u. del. Wohl bemüht sich «in 
aus der Praxis berufener Hochschulprofesson, von seinen prak- 
tischen Erfahrungen mitzuteilen. Im allgemeinen aber bevor- 
zugt die technische Literatur das mit Erfolg Geschaffene, das 
Entstehende oder das Geplante. Past liegt eine Scheu darüber, 
Mißlungenes zu berichten. Und doch ist der Fehler der beste 
er u eister. Gerade ein Beruf, dessen erfolgreiches Wirken 
Ire 


f in der Erfahrung wurzelt, sollte die Schätze der Er- 
'hrung — nicht nur der günstigen — sorgfältiger sammeln. 
Es ist nicht Aufgabe. dieser Zeilen, diesen allgemeinen Ge- 
danken allgemein weiterzuspinnen. Sie sollen sich auf ein 
, Sondergebiet des Eisenbahnwesens beschränken. 
‚= _ In wohldurchdaehten, durch die Jahre hindurch erprobten 
‚ Dienstanweisungen ist der Eisenbahnbetrieb geregelt. Voran 
die  Fahrdienstvorschriften. Nichts erscheint einfacher, als sie 
ich. einzuprägen und nach ihnen den Dienst.zu tun. Und troiz 
der Unfälle und Betriebsstörungen weiß man den erfahrenen 
3etriebsbeamten zu schätzen. Fälle grober Nachlässiekeiten 
Secheiden aus der Betrachtung aus. Auch ist im Sinne vor- 
liessender Abhandlung die Bedeutung eines Unfalles nicht nach 
Zahl der Toten oder der zertrümmerten Wagen zu bewerten, 
‚ wie es die Öffentlichkeit gern tut. Jeder, der Gelegenheit 
r Teilnahme an Unfalluntersuchungen «ehabt hat, weiß, daß 
lfach gerade bei anscheinend leichten Fällen, beinoch gnädie 
abgelaufenen Störungen oder gar dann, wenn nur „beinahe“ 
r Eres Sa Dre: sich ar, a a Verkettungen und 
Verwicklungen ergeben, deren Erforschung schwer, und deren 
Aufklärung lehrreicher ist als der glatte Verstoß eines «ein- 
Inen gegen eine bestimmte Vorschrift. Ein Unfall sei vor- 
ekommen: Er wird untersucht, der entstandene Schaden be- 
' hoben, die Opfer entschädigt, der Schuldige bestraft: örtliche 
BE Verbesserungen, die sich als zweckmäßig herausstellen, wer- 
den ausgeführt, die Dienstvorschriften eingeschärft. In den 
| 
I 
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Tageszeitungen und der Fachpresse erscheint vielleicht bei 
wichtigen: Fällen «in kurzer amtlicher Bericht. Und dann? 
Meist wird die Sache damit abgetan sein; der Fall gerät über 
anderen in Vergessenheit; der Vorgang wandert zu den Akten, 
J nd einige Zeit darauf passiert an anderer Stelle etwas Ähn- 
iches. Hier sollte eingesetzt werden. Was nützt es, wenn die 
‚ertvollen Erfahrungen, die im Laufe der Jahre gesammelt 
erden könnten., auf den keinen Kreis der unmittelbar Be- 
eiligten beschränkt bleiben. Wem auch nur einmal die Folsen 
ines Verstoßes am praktischen Beispiel zum Bewußtsein ge- 
ührt worden sind, dem werden sich die betreffienden Biestim- 
ineen weit schärfer einpräsen als bei selbst wiederholtem 
sen. Deshalb lasse man die Unfälle, so betrüblich sie sind, 
ıostens dadurch segensreich wirken. daß aus ihnen weite 
e1se Erfahrung schöpfen können zur Verhütung neuer Fälle, 
Wie kann, das steschehen? Es ist natürlich Unsinn, wahllos 
® Fälle durch Umlauf. der Akten bekanntgeben zu wollen. 
erwirrung und Abstumpfung wären die Folge. Sachver- 
indise Bearbeiter müssen beauftragt werden, die wichtie- 
„ lehrreichsten Fälle herauszuschälen und nur sie. aber in 
klarer, sachgemäßer Darstellung herauszugeben. Dabei wer- 
den nicht alle aus der gleiehen Bearbeitung den gleichen 
Nutzen ziehen; für den Fahrdienstleiter stehen andere Fragen 
m Vordergrund als für den Bahnmeister. Dem ist Rechnung 
ragen. Die Unfalluntersuchung muß als Glied der prak- 
h-wissenschaftlichen Betriebsbelehrung ausgebaut werden, 
darf nicht als Polizist zur Ermittlung eines Schuldigen 
heinen: Verschiedene Wege sind gang'bar; mehrere davon 
ssen sich gleichzeitig beschreiten. Es seien folgende ange- 
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ie -jetziee Anordnung der Schiebetüren der bedeckten 
Güterwagen ist wohl so alt, wie die Bauart dieser Wagen 
selbst. Solange die Wagen neu, die Türrollen rostfrei und 
16 Laufschienen unbeschädigt sind, mögen sie wohl ihren 
veck erfüllen, jedoch hält dieser Zustand nicht allzulange 
‚Die u ützten Laufschienen werden sowohl in den 
iladegleisen als auch an den Güterböden. wenn die Lauf- 
cken nicht ganz sorgfältig aufgelegt werden, durch die 
einrädrisen, "mit schweren Gütern beladenen Sackkarren 
icht beschädist. Die Folge ist dann, daß die Türen sich‘ 
wer bewegen lassen und nur zu oft mit Hammer, Brech- 
ange oder ähnlichen Werkzeugen seöffnet und geschlossen 
den müssen. Das erfordert natürlich Zeit, und infolge- 
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Der Dowald-Kugelrollenlauf, 
‚eine Neuerung in der Bauart der Schiebetüren der bedeckten Güterwagen. 


Von Eisenbahn-Verkehrsinspektor Joost. ae. 


1. In regelmäßigen Zeitabständen werden, etwa als Anlase 
zu den Amtsblättern, Zusammenstellungen bemerkenswerter 
Vorkommnisse dem gesamten: Personale bekanntgegeben mit 
kurzem Hi is auf die einschlägigen Bestimmungen, in Ein-. 
zelfällen auch mit Anleitungen. wie trotz des herannahenden 
Unfalles nachteilige Folgen doch noch hätten verhütet werden 
können, 

2. Bekannteabe einzelner Fälle in der Eisenbahnfachpresse*) 
nach Vorbild der Urteilveröffentlichungen in juristischen 
:Faehblättern. — R 
. ER Aufsätze allgemeiner Betrachtung über einzelne Bestim- 
mungen im Anschluß an die aus Unfällen über diese gewon- 

-nene Kritik, gegebenenfalls verbunden mit Abänderungsyor- 
schlägeen. 27 
- 4, Sammluns von sachlich geordneten Unterlagen für spätere 
Neuauflasıen der Vorschriften oder für Verbesserung der bau- 
lichen Einrichtungen. r 

5. Verwertung in Unterrichtskursen der Verwaltung. 

6. Verwertung in Fortbildungskursen der Fachvereine. 

‘7. Besprechungen in regelmäßigen Zeitabständen mit Ver- 
tretern der wichtigsten Dienstzweige, den Vorständen beson- 
ders wichtiger Dienststellen oder dergl. 

Gewiß werden auch durch diese Maßnahmen: Versehen nicht 
beseitist werden. Aber der Vorschlag soll einen Weg weisen. 
dem Personal durch Aufklärung das Veerhüten von Versehen 
zu ‚erleichtern. Wohl jedes wichtige Gesetz hat den Verfasser 
eines Kommentars gefunden. Wer schreibt einen Kommentar 
zu dien Fahrdienstvorschriften? Eine Gefahr kann in dem 
Vorschlag erblickt werden: der Öffentlichkeit, die jetzt nur 
von den weniesten Unfällen etwas erfährt, Häufung und 
Unsicherheit vorzumalen. Hier wird es Aufgabe der Ver- 
öffentlichungen sein, in Art. und Auswahl diesen Eindruck zu 
‚vermeidien und im Gegenteil allmählich auch in weiteren 
Kreisen die Erkenntnis zu verbreiten, wie hoch die Sicher- 
heitsmaßnahmen und -vorschriften der Eisenbahnen entwickelt 
sind. Dann: werden vielleicht auch mit der Zeit die wilden 
Larenurteile sedämpft werden, die nach jedem Unfall in voller 
Unkenntnis alles besser wissen. Die Scheu, Unfälle im eigenen 
Bereiche vor der Fachwelt bekannt werden zu lassen, kann 
nicht ausschlaggebend sein, einen Fortschritt abzulehnen. Es 
bleibt ja unbenommen, vom Bahnhof A, der Strecke B C, dem 
Fahrdienstleiter N und dem Reisenden O zu sprechen. Doch 
sollte man auch dieses Versteckspielen bleiben lassen, wenig- 
stens hinsichtlich der Ortsangaben. Es kommt auch hier letzten 
Endes auf Auswahl der Fälle und Art der Darstellung an, 
welcher Eindruck erweckt wird. Deshalb muß zum Schluß 
nochmals nachdrücklichst die grundlegende Voraussetzung für 
eine volle Auswertung des Vorschlages betont werden. Zur 
Mitarbeit an dieser wichtisen Aufgabe sind die besten Kräfte 
gerade gut venug. Man. übertrage sie einzelnen Beamten, die 
sie in Liebe zur Sache übernehmen, und überlasse sie nicht der 
rein geschäftsmäßigen Erledigung. Wird das Verfahren sein- 
heitlich im Eisenbahnwesen durchgeführt, dann kann es zu 
einer Quelle nutzbringender Erfahrungen für die Gesanitheit 
werden. 

*) Die Anregung, mehr als bisher durch Schilderung geeig- 
neter Einzelfälle die bei Eisenbahnunfällen gesammelten Er- 
-fahrungen der Fachwelt zugänglich zu machen, kann nur be- 
grüßt werden. Unsere Zeitung wird, solchen Schilderungen, 
-deren Spärlichkeit auch von der Schriftleitung als Mangel 
empfunden worden ist, ihre Spalten gern zur Verfügung 


: 'stellen. D. Schriftl. 


« 


‚dessen sind Zugverspätunsen nicht selten auf die jetzige 
Rollenanordnung der Schiebetüren zurückzuführen. Zur Auf- 
 rechterhaltung eines geordneten Betriebes müssen Zugver- 
spätungen, die immer eine gewisse Betriebsgefahr in sich 
schließen, nach Möglichkeit vermieden werden. Zu berück- 
siehtigen ist ferner, daß ein aus dem Plan gedrängter Güter- 
zug infolge der erforderlichen Überholungs- und Kreuzungs- - 
verlegunsen oft derart ins Hintertreffen gerät, daß die hier- 
durch bedingte Dienstverlängerung: des Lokomotiv- und Zug- 
berleitpersonals nicht unerhebliche Mehrkosten verursacht. 
. Auch werden durch das gewaltsame Öffnen der Türen  Be- 
schädigunsen an Türen und Wagenwänden "hervorgerufen, 
die erhebliche Ausbesserungskosten erfordern und die Waser 
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dem Verkehr oft längere Zeit entziehen. Vom Verkehrs- 
standpunkt aus muß bei der jetzigen Anordnung der Schiebe- 
türen besonders der Übelstand noch hervorgehoben werden, 
daß bei etwas hartem Aufprallen der Wagen, na tlich beim 
Verschieben über Ablaufberge, die. Rollen leicht aus der 
Gleitschiene gehoben werden, und daß dann häufig - große 
Teile der wertvollen Ladung — erwähnt seien nur Getreide 
jeglicher Art, Obst. Kartoffeln und dengl. in loser Schüttung — 
für .die Volksernährune verloren sehen und von der Eisen- 
bahn bezahlt werden müssen. Um welche erheblichen Schäden 
es sich hierbei handelt, wäre bei den Eisenbahndirektionen 
und -Verkehrsämtern.. unschwer. festzustellen. Wenn diese 
Übelstände durch seine zweckmäßigere Anordnung der Rollen- 
führung an den Schiebetüren beseitigt werden könnten, würde 
dıes sowohl für den Betrieb als auch für den- Verkehr einen 
nieht zu unterschätzenden Fortschritt bedeuten. 

Nun haben seit einiger Zeit die Dowäldwerke in Bremen 
einen neuen Schiebetürbeschlag unter dem Namen „Dowald- 
Kugel-Rollenlauf“ hergestell, mit dem bereits eine 
beträchtliche Zahl Güterwagen versuchsweise ausgerüstet ist, 
und durch den die den Schiebetüren bis jetzt anhaftenden 
Mängel mit einem Schlase beseitigt werden. Dabei ist die 
neue Anordnung verblüffend einfach.- Eingeschlossen in ein 
festes Eisengehäuse von ungefähr 40 mm Höhe, das mit dem 
an die Tür genieteten Aufhängeeisen ein Ganzes bildet, be- 
findet sich eine in Stahlkugeln eingebettete Rolle. Diese be- 
rührt nirgends die Gehäusewandunsen; dadurch wird der 
seitliche Druck senkrecht zur Laufbahn so übertragen, daß 
die Türen stets lotrecht hängen müssen und sin Ecken oder 
Klemmen vollständig ausseschlossen ist. 
sich eine mit diesem Türbeschlag versehene Schrebetür leicht 
öffnen und schließen läßt. Die Tür wird aufgehängt, da die 
Rollen nicht mehr unten sondern oben an der Tür angebracht 
sind. Es fällt somit die jetzige untere Rollengleitschiene, 
die, wie oben erwähnt, oft beschädiet wird, fort, und auch die 
obere Rundeisen-Führungsstange, die nur an zwei Punkten 
befestigt. werden kann und wegen ihrer großen Länse leicht 
verbogen wird, fällt wege. Dies ist besonders vorteilhaft; denn 
durch das Verbiegen der oberen Rundeisen-Führun osstange 
wird die Tür aus ihrer wagerechten Stellung „ebracht und 
ungansbar. 

An Stelle der oberen Rundeisen-Führunesstan®e wird eine 
U-förmige Laufschiene für die Rollen angebracht. Sie liegt 
oben vollkommen geschützt, kann also nicht wie die jetzige 
Rollengleitschiene durch Anfahren oder sonstwie beschädigt 
und auch nicht verbogen werden, weil sie in ihrer ganzen 
Länge am Wasen befestist ist. — Zur Führung der Tür, die’ 
nun anstatt oben, unten liegt, dienen zwei breite Klammern, 
die unten an der Tür angenietet sind und sich in der unten 
am. Wasen angebrachten” Führungsschiene bewegen. Diese 
Führungsschiene ist ein starkes U-Eisen von gleichem Quer- 
schnitt wie das obere U-Eisen für die Lauf. schiene und ersetzt 
das Winkeleisen, das jetzt den: Wagenboden gegen die Türe 
hin abschlveßt, steht also nirgends vor und ı1st so kräftige oe- 
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Änderung der Eisenbahn-Verkehrsordnung. Das Reichs- 
verkehrsministerium hat unter dem 18, Januar 1921 einige Än- 
derungen der Eisenbahn- Verkehrsordnung vorgenommen. Das 
Nähere „eht aus der er ın Ir 8 des Reichs- 
gesetzblattes hervor. 


—. Der Reichsverkehrsminister über die zukünftige Reichs- 
eisenbahnpolitik. Anläßlich der Anwesenheit des Reichsver- 
kehrsministers Gröner fand in Hamburg, wie in Nr. 4, S. 68 
d. Ztg, bereits kurz erwähnt wurde, am 24. Januar in der 
Handelskammer eine Aussprache über aktwelle Fragen aus 
dem Verkehrswesen statt. Der Minister gab ein Bild von 
der segenwärtigen Lage des Verkehrswesens in Dieutschland, 
und hob hervor, daß er seine Ausführungen nicht als Minister, 
sondern als Leiter eines großen Betriebes mache, der vom 
Standpunkt der Rentabilität die wirtschaftlichen Tatsachen 
betrachtet. Er. betonte, daß es ihm wesentlich darauf an- 
komme, den Eisenbahnapvarat in Ordnung zu bringen. Erst 
in zweiber- Linie stehe die Frage, wie durch organisatorische 
Änderung der Betrieb wirtschaftlicher gestaltet werden könne, 
Das Defizit der-Eisenbahn rühre von der Überspannung in 
den Jahren 1917/18 und den Erscheinungen der Revolution 


‘sichert durch zwei Begrenzungsbleche, die an der inneren 


Handgriff auf- und abbewegt werden. 


Es leuchtet ein, daß 


wählt, daß Beschädigungen "beim - En: na Kusladen von 
Gübern ausgeschlossen sind. Die unten an der Tür ange- 
brachten Eisenklammern, die zu ihrer Führung dienen, ver- 
hindern auch ein unbeabsichtigtes oder gewaltsames Ausheben E 
der Tür. Hiergegen wird aber die Tür außerdem noch ge- 


Türwand oben angebracht sind, und die beim Ausheben der 
Tür unter die oben selagerte U-förmige Laufschiene stoßen, ; 
Da die mit „Dowald-Kugel-Rollenlauf“ versehenen ‚ Schiebe- 
türen leicht laufen, lag die Gefahr nahe, daß bei einem un- 
beabsichtigten Zuschlagen der Türen, wie es im Betrieb © 
vorkommt und bei so leicht laufenden Türen noch häufi 
sein würde, Verletzungen im Wagen befindlicher und heraus- 
schauender Personen mehr als jetzt vorkommen. könnten. Um” 
dies zu vermeiden, sind die Türen mit einer Feststellvor- 
richtung gegen unbeabsichtistes Zuschlagen versehen, und 
zwar ist an dem an der Tür unter dem Überfallhaken - befind- 
liehen Handgriff ein Feststellriegel befestigt. Der Handgriff 
ist beweglich gemacht; der Feststellriegel an ihm hängt durch 
sein Eigengewicht herunter, kann aber durch den beweglichen 
Unterhalb der Lau 
bahn der unteren Führungsschiene befinden sich 3 Nocke 
Beim Öffnen der Tür ist der Handgriff mit dem Feststel 
riegel anzuheben und über den ersten. und zweiten Nock 
hinweezuführen ; auf diese Weise kann die Tür durch eine 
leichten Stoß geöffnet werden. Der Feststellriegel fällt hinter 
den 3. Nocken ;. die Tür bleibt in dieser Stellung stehen. Der 
zweite Nocken dient dazu, die Tür (beim Verladen von Vieh) 
300 mm” geöffnet zu halten. Um ein Öffnen und Schließen 
der Türen vom Innenraum des Wagens aus zu ermöglichen, 
ist der Feststellriegel innen mit zwei Aussparungen versehen. 
Durch Hineinfassen in diese Aussparungen und Aufheben 
des Riessels kann man unter Mitbenutzung des an der Innen-° 
seite der Wagentür befindlichen Ringes die Tür vom Wagen- 
innern leicht öffnen und schließen. 
Wer gesehen hat, wie tadellos die mit „Dowald-Kuge 
Rollenlauf“ versehenen Schiebetüren laufen, und wie AUSsge- 
zeichnet dabei die Türen gegen unbeabsichtigtes Zuschlagen‘ 
und Ausheben gesichert sind, ist überzeugt, daß sich diese, 
Schiebetüranordnung sehr bald allgemein einführen wird, zu- 
mal damit noch eine wesentliche "Vereinfachung und Ve 5 
billigsune im Wagenbau eintritt. Ferner wird ein Außer 
betriebsetzen der Wagen infolge Beschädigung der Schiebe- 
türen, was jetzt sehr oft vorkommt, selten sein, wodurch 
auch noch eine viel größere Ausnutzungsmöglichkeit ‚der 
Güterwagen gewährleistet ist. Auch bei den Schiebetoren der 
Güterböden: hat sich der „Dowald-Kugel-Rollenlauf“' bestens 
bewährt. Das Bewegen dieser schweren Tore erfordert 
der alten Rollenführung ganz besondere Kraftaufwendung, 
wohingegen die mit „Dowald-Kugel-Rollenlauf“ versehenen 
Tore sich spielend öffnen und schließen lassen. Die allge- 
meine Einführung dieses newen Rollenlaufs im Bereich der 
deutschen Reichseisenbahnen darf daher wohl als gesiche : 
angesehen werden. 


mit der Überflutung an. Personal sowie der Valutaverschlee 
terung her. Die schematische Durchführung des Achtstundeı = 
tages sei bei der Eisenbahn nicht möglich. Sie mache « 

unmöglich, den Betrieb wieder auf die alte Höhe zu bringen. e. 
Erfreulicherweise sei «eine erhebliche Steigerung der Lei- 
stunsen und der Williekeit ‘des Eisenbahn pensonals zu 
zeichnen. Die mangelhafte Wagengestellung habe y 
‚Grund vornehmlich in dem Fehlen ausreichend leistu 
fähieer Lokomotiven. Was die  Tariferhöhung betreffe, so 
habe die letzte unter gleichzeitirer ne des Verkeh 

eine Erhöhung der Einnahmen, und zwar um 100%, gebrae 

Die Reichseisenbahnverwalt ung könne jedoch nicht gesun 
wenn sie nicht vom Reichsfinanzminister loskomme; sie 
finanzuwelle Autonomie erhalten. Zur Frage der Entschär 
Hamburgs im Zusammenhange ‘mit der Verreichlichun. 
merkte der Minister, daß er in dieser“Beziehung nicht i 
Lage sei, von dem abgeschlossenen Vertrag. 'abzu weic 
Die Tariferhöhung müsse kommen, sonst werde eine . Decku 
des Diefizits der Reichseisenbahn nicht möglich sein. Man 
absichtige, durch die Tariferhöhung zwei Drittel und durch 
Sparsamkeitsmaßnahmen ein Drittel des Defizits zu decke ; 
In welchem Maße eine Ausgestaltung des Eisenbahn verkeh 
möglich sein werde, hänge von der Entwicklung der 
motivfrage ab. Er selbst schenke den Dingen stärkstes Int 
esse und verfolge u. a. den Plan, ganze. Schlaf waren ! 
größter Beschleunigung zwischen den großen Veerkehrsmi 
punkten einzurichten. In seinem Schlußworte. betonte die: 
nister nochmals, daß er den Wünschen und Anregungen. 
burgs weritehende Berücksichtigung zuteil‘ Ben 


en Er sche es als seine vornehmste Aufgabe an, .die 
jerseeischen Beziehungen Deutschlands und insonderheit 
Bes als Knotenpunkt des Weltverkehs nach Kräften 
u fördern it; | 


he werden die Leiter der Verkehrsverwaltungen in Bam- 
zu einer Besprechung zusammentreten, an der auch der 
eichsverkehrsminister teilnehmen wird. In erster Linie wir 
er Betriaebs- und Verkehrsangelegenheiten 
rhandelt werden, wobei auch naturgemäß die Frage der 
iriferhöhungen berührt werden wird. Die Annahme, daß 
er die Tariferhöhungen, soweit sie mit der Erhöhung der 
amtengehälter zusammenhängen, Beschlüsse gefaßt werden 
irden, trifft nicht zu,“zumal für diese Fragen nicht die 
EVER NEEOnE. sondern das Reichsfinanzministerium zu- 
Überlassung von Lieg®@nschaften der Reichseisendahn- 
altung an andere Reichsverwaltungen und Verwaltungen 
Länder. Nach Erlaß des Reichsministers der Finanzen 
m 24. Dezember 1920 seschieht die Überlassung reichs- 
jener Liegenschaften (Grundstücke, Gebäude, Räume usw.) 
die einzelnen Reichsressorts zur Benutzung grundsätzlich 
nlos; ausgenommen hiervon sind die Beichs-Post- und 
sraphenverwaltung und die Reichseisenbahnver- 
ltung, weil-diese auf eigene Rechnung wirtschaften. 
Wo bisher Liegenschaften der Reichseisenbahnverwaltung an 
dere Reichsverwaltungen unentgeltlich überlassen sin!, 
ssen demnach vom 1. April d. J. ab Gebühren erhoben 
rden, die durch Vertrag festzusetzen sind. Ebenso ist die 
ichseisenbahnverwaltung bei Inanspruchnahme von Liegen- 
ften anderer Reichsverwaltungen zur Entriehtune «einer 
Vergütung verpflichtet. Das gleiche Verfahren ist bei In- 
spruchnahme oder Überlassung von Liegenschaften zwischen. 
er Reichseisenbahnverwaltung und den. Verwaltungen der 
‚Länder zu beachten. Entgesenstehende Vereinbarungen sollen 
(d gelöst werden. 


| 


‚Neue Zugverbindung zwischen Berlin und Ostpreußen. 
h den sogenannten polnischen Korridor soll nunmehr 
rt, die endeültice Bestimmung über Ausdehnung der Rück- 
rkarten getroffen. Nach den neuesten Bestimmungen ist 
Begriff Arbeiter auf sämtliche gegen Lohn oder Gehalt 
»häftigten Personen sowie auch auf solche Personen aus- 


lehnt worden, die sich in Lehrstellen. befinden. In Anbe- 
icht der außergewöhnlichen Verhältnisse im Wohnungs- 


n ist auch der Geltungsbereich dieser Arbeiterrückfahr- 
en von 50 km auf 100 km erhöht worden, wobei noch aus- 
klich betont wird, daß auch über die .Entfernung von 
) km hinaus bis zu 250 Tarifkilometern Entfernung Arheiter- 

ahrkarten, jedoch mit besonderer Genehmigung der zu- 
ndioen Eisenbahndirektion erteilt werden können. Die Ar- 

rrückfahrkarten werden verabfolgt gegen einen besonde- 
I Ausweis, auf dem der Arbeitgeber bestätigen muß, daß 
* Ausweisinhaber bei ihm beschäftiet ist, während die zu- 


er am Orte wohnhaft ist. Im allgemeinen gelben die 
jeiterrückfahrkarten 7 Tage einschließlich des Lösungs- 
es; sie dürfen jedoch nur an Tagen; vor und nach Festen 
6 an Sonn- und Festtagen benutzt werden, Die Berliner 
Ring- und Vorortbahnen sind ebenso wie der Hamburg- 
onaer Stadt- und Vorortverkehr wegen des dort bereits be- 

den Ausnahmetarifs von der Benutzung der Arbeiter- 
ahrkarten ausgeschlossen. Der Übergang in eine höhere 
enklasse sowie die Benutzung von Schnellzügen ist im 
emeinen nicht zugelassen. Ebenso ist auch eine Fahrt- 
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"Neue Zugverbindung zwischen Berlin und Ostpreußen 
‚ den ‚sogenannten polnischen Korridor soll nunmehr 
für die minderbemittelte Bevölkerung eine verhältnis- 

chmelle und billige Reiseverbindung geschaffen wer- 

Nach einer Mitteilung des Reichsverkehrsministeriums 

eabsichtigt, ein Personenzugpaar, das auch die vierte 
enkla sse führt, auf dem direkten Reisewegie über Konitz- 
demühl nach und von Eydtkuhnen swinzurichten. Dir 
menzüge werden als Nachtzüge gefahren und legen die 
> in etwa 18 Stunden zurück. Der eine Zug (Personen- 
' soll von Charlottenburg um 11.17 nachts, von Frie- 
Be 11.40 und Schles. Bhf. 12.00 nachts abfahren. Er 


De 


— a VerEchräbesprechunghn Bamberg. Im Laufe dieser - 


tändige Ortspolizeibehörde bescheinigen muß, daß der Arbeit- 
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“ 
trifft in Cüstrin um 1.51 nachts, in Schneidemühl 5.56 früh, 
Dirschau 8.44 vorm., Marienburg 10,59, Köniesberg 2.00 nach- 
mittags, Insterburg- 4.06 und‘ Eydtkuhnen 6.01 abends ein, Der 
Gegenzug soll: von Eydtkuhnen um 9.08 abends abzehen und in 
Insterburg um 11.16 nachts, Königsberg 1.25, Marienbur& 520 
früh, Schneidemühl 10,40 vorm, 'Cüstrin 241: nachm. und 
Schles. Bhf. 4,00 nachm. «eintveffen. Über den Zeitpunkt des 
Verkehrs der neuen Züge ist noeh nichts genawes bestimmt, 
Tedoch ist zu erwarten, daß die Verständigune mit den Polen 
so zeitig erfolst, daß der Verkehr mit den Zügen wie beab- 
sichtigt bereits am 15. d. Mts. aufgenommen werden kann. 
Auch dıs Benutzung dieser Personenzüge wird wie die der 
übrigen Schnellzüge durch den polnischen Korridoer ohne Paß- 


vısum des polnischen Konsulats möglich sein, 


— Aufhebung der freien Fahrt für Kriegsbeschädirte. Dis 
Eisenbahnverwaltung haite, wie 'erinnerlich, bei Kriegsaus- 
bruch den verwundeten Soldaten auf der Berliner Stadt- und 
Ringbahn sowie auf bestimmten Vorortstrecken freie Fahrt 
gewährt, Diese Vergünstigune, die vielfach mißbraucht 
‘worden ist, hat sich nunmehr, nachdem der größte Teil der 
Kriegsbeschädigten zur Entlassung gekommen üst, als über- 
flüssir erwiesen. Sie -ıst daher aufgehoben worden. Von 
nun an müssen die wenigen noch in Berliner Lazaretten be- 
findläichen Verwundeten Fahrten auf der Stadt- und Rinebahn 
sowie auf den Vorortstrecken wieder selbst bezahlen. Sie 
haben, falls sis sich noch im Militärverhältnis befinden, An- 
spruch auf Beförderung zu Sätzen des Mihtärtarifs, benötigen 
jedoch hierzu eines besonderen Ausweises ihrer vorgesetzten 
Dienststelle, der mit Lichtbild und Unterschrift des Inhabers 
und dem Siegel der Dienststelle versehen sein muß. 


— Gegen eine allgemeine Verteuerung der Güterfrachten. 
Der Reichsverband der deutschen . Industrie schreibt: „Es 
scheint eeplant zu sein, zur Deckung des Eisenbahndefizits 
alle Güterfrachten um 100% zu erhöhen. Gegen eine so starke 
und schematische Erhöhung werden von der deutschen In- 
dvstrie die eernstesten Bedenken erhoben. Es soll nicht ver- 


- kannt werden, daßı dıe Eisenbahnverwaltunge vor der Not- 


wendigkeit steht, für ihr Milliardendefizit eine Deckung zu 
beschaffen. Mit einer Erhöhung der Eısenhahnfrachten wird 
man. sich also abzufinden haben. Diese darf aber keine iallee- 
meine schematische sein. Eine durchgehende 100prozentige 
Erhöhung der Gütertarife würde nur alle Preise wieder in 
dis Höhe treiben und damit die von allen. Seiten als notwendig 
bezeichnete Preissenkung aufhalten. Viel eher. wäre darüber 
zu sprechen, verschiedene Prozentsätze der Frachterhöhune 
für die einzelnen Tarifgruppen je nach der Tragfähigkeit 
der Güter zu vereinbaren Es wird außerdem zu. verlangen 
sein, daß auch die Erhöhungen bei zunehmender Entfernung 
staffeförmig herabsehen. 

Außerdem ist darauf hinzuwieisen, daß die Ergebnisse der 
letzten beiden Jahre, die die Eisenbahnverwaltung für die 
Besründung der Frachtenerhöhung anführt, kein richtiges Bild 
über die künftüis nötigen Ausgaben geben, weil t 

l. anzunehmen ist, daß die unnötige Personalvermehrung ını 
Laufe der Zeit verschwindet; 2. die durch die Verluste im 
Kriege und durch die Abgabe des besten Materials auf Grund. 
des Friedensvertrages herbeigeführte Vertewerung der Unter- 
haltunes- und Betriebskosten infolge Aufbesserung und Er- 
neuerung des Betriebsparks mehr und mehr in Wegfall kommt; 
3. die Preise für die hauptsächlichsten Materialien — ausge- 
nommen allerdings die Kohle — in der letzten Zeit schon be- 
trächtlich heruntergesangen sind; 4. die Wirkung der Fracht- 
erhöhungen ab 1. Dezember v. J. bisher noch nicht in Erschei- 
aune treten konnte, weil die Feststellung der Ergebnisse sehr 
lange dawert; 5. der Vierkehr in den letzten Monaten eine Zu- 
nahme erfahren hat und auch weiter erfahren. wird, wenn mehr 
Kohle für die Industrie zur Verfügung steht, wodurch wieder 
eine Verbilizung des Betriebes entsteht. 

Man darf annehmen, daß der Ausschuß der Verkehrs- 
interessenten diesen Erwägungen sich nicht verschließen und 
nur solchen Frachterhöhungen zustimmen wird. die nach ge- 
nawer Prüfung der Sachlage wirklich unumgänglich nötıg 
sind.“ 


— Sonderzugverkehr zur Leipziger Frühiahrsmesse Die 


"Bewältieung des Verkehrs zur Leipziger Frühjahrsmesse wird 


mit Hilfe eines erweiterten Fahrplans bequemer und umfang- 
reicher als bisher durchgeführt werden können. Vorläufig 
sind Meßsonderzüse von München, Nürnberg, Stuttgart, Karls- 
ruh@a, Mannheim, Frankfurt (Main), Mainz, Köln, Düsseldorf, 
Münster (Weestf.), Hannover, Hamburg, Altona, Rostock, Ber- 
lin, Breslau und Dresden sowie von Amsterdam, Kopenhagen, 
Stockholm, Prag und Wien in Aussicht genommen. Nach den 
gleichen Orten gehen Rücksonderzüge von Leipzig aus. Zur 
Wahrung der Interessen des Auslandsverkehrs nahmen ahıı 
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; Reh UhE .des Vereime 
Dart Eiseubuhnverwaltung 


einer Besprechung fast aller deutschen Eisenbahndirektionen 


im Leipziger Hauptbahnhof Vertreter der holländischen, dä- 
nischen, schwedischen und Beutsch-österneichischkng Eisenbahn- 
ver waltungen. teil. 


— Staatsminister a. D. Frhr. v. Soden 7. In Tübingen ist 
am 8. Februar nach längerem Krankenlager, unmittelbar vor 
seinem 75. Geburtstag, der frühere langjährige Kabinettschef 
des Königs, Staatsminister a. D. Frhr. Julius v. Soden ge- 
storben. Frhr, y. Soden führte von November 1900 bis zum 
Juni 1906 das Ministerium des Auswärtigen und war damit, 
ohne die Bezeichnung zu führen, der Verkehrsminister des 
Landes. Die Aufgabe war für ihn. wicht leicht, 
rasenden Eigenschaften, vor allem seine Abeekehrtheit von 
jedem bürokratischen Wesen, sein Bestreben, die Dinge frisch 
und natürlich, wie sie sind, zu nehmen, erleichterten sie ihm. 
Für alle Zeit ist seime Ministertätiekeit durch die Einführung 
der Einheitsmarke „ekennzeichnet, die ihm nach man- 
cherlei Schwieriekeiten „elane. nachdem sie schon unter 
Miittnacht und Podbielski angebahnt worden war. Einen Mark- 
stein in der Geschichte der deutschen Eisenbahnen bildet es 
auch, was Frhr. v. Soden auf dem Gebiet der Vereinheit- 
lichung des Eıisenbahnwesens Deutschlands unter- 
nommen hat, ganz wesentlich weiterblickend, als es die Vier- 
waltung unter Mittnacht gewesen war. Auf’der Heidelberger 
Ministerkonferenz vom 29. September 1904 hat Frhr, v. Soden 
dem Gedanken der Betriebsmittelgemeinschaft die Wege ge- 
ebnet. Seine Bemühungen waren so wenir wie die des ıhm 
nachfolgenden Ministeriums Weizsäcker fruehtlos, wenn auch 
das Endziel erst unter ganz anderen Verhältnissen errieicht 
wurde, Im Verkehrswesen Württemberes hat Frhr. v. Soden 
namentlich auf dem Gebiete des Nebenbahnwesens und der 
Bahnerweiterungsbauten fördernd „searbeitet. Bei.allem, was 
er in die Hand nahm, zeigte er die gesunde Initiative, die 
seine oanze Natur auszeichnete und in ıhrer Abkehr von 


schematischem Formelwesen auch bei den parlamentarischen ' 


‚erhandlungen erfrischend wirkte. 


— Personalnachrichten. Im Reichsverkehrsministerium ist 
der Regierungsrat Dr. Kieschke zum Oberregierungsrat 
ernannt worden. 

Im Bereich des Reichsverkehrsministeri jums, Zweigstelle 
Preußen-Hessen, sind folgende Änderungen eingetreten: Er- 
nannt sind: zum Oberresierungsrat der Begierunes- und 
Baurat Clemensin Essen, zu Eisenbahnverkehrsinspektoren 
die Eisenbahninspektoren Albert, unter Versetzung von 
Schneidemühl nach Lyek und Übertragune der Stellung des 
Vorstandes des Eisenbahnverkehrsamts daselbst, und Kuhl, 
unter Versetzune von Berlin nach Allenstein und Übertragung 
der Stellung des Vorstandes des Eisenbahnverkehrsamtes da- 
selbst. — Planmäßiee Stellen sind. verliehen worden: für 
Mitglieder der Eisenbahndirektionen den Regierungsräten Dr. 
jur. Busch ın Köln und Dr. jur. Sehunck in Trier sowie 
dem Regierunes- und Baurat Carl Cramer in Leinhausen; 
für Vorstände von Eisenbahnmaschinenämtern -dem Benie- 
rungsbaumeister des Maschinenbaufaches Ssehlemmer in 
Hirschberg (Schlesien) unter Übertragung der Stellune des 
Vorstandes des Eisenbahn-Maschinenamtes daselbst und dem 
Eisenbahninspektor Rückert in Berlin unter Übertragung 
der Stellung dies Vorstandes des Eisenbahn-Maschinenamtes 4 
daselbst; für Regierungsbaumeister dem Regierungsbaumeister 
des Fisenbahnbaufaches Otto Braun in Altona. — Der Re- 
eleruness- und Baurat Albert Eegert in Köln ist mit der 
Wahrnehmung der Geschäfte eines Miteliedes bei der Eisen- 
bahndirektion daselbst beauftragt worden. — Versetzt sind: 
die Begierunesräte Arnold, bisher in Mardeburg, als Ober- 
Terjemunesrat (auftrw.). der Eisenbahndirektion nach Berlin, 
Dr. jur. Behr», bisher in ‚Stettin, als Mitelied der Eisen- 
bahndirektion nach Halle (Saale), Marenbach, bisher in 
Essen, nach Schwerin (Meckl.) zur Eisenbahn-Generaldirektion 
daselbst, die Resjerunesbaumeister des Maschinenbaufaches 


Kleinow, bisher in Hirschberg (Schlesien) und Ernst 
Schröder, bisher in Stettin, zum Eisenbahn-Zentralamt 
nach Berlin. — Der Regierungsbaumeister des_Maschinenbau- 


faches Garben ist unter Verleihung seiner planmäßisen 
Stelle für Regierunsbaumeister und Überweisung nach Hirsch- 
ber (Schlesien) in den Reichseisenbahndienst übernommen 
worden. — Zur Beschäftigung im Reichseisenbahndienst sind 
einberufen worden: der Resierunssbaumeister des Eisenbahn- 
und Straßenbaufaches Kurt Ehrenbere bei der Eisen- 
bahndirektion in Halle (Saale) und der Reowerunsbaumeister 
des. Maschinenbaufaches Hermann Pabst bei dem Eisenbahn- 
Zentralamt in Berlin. — Dem Geheimen Baurat Paul 
Krause, Vorstand eines Eisenbahnwerkstättenamts in 
Eberswalde, ist die nacheesuchte Entlassung aus dem BReichs- 
eisenbahndienst mit Ruhegehalt erteilt worden. 

Bei der Eisenbahn-Generaldirektion in Stuttgart ist der 
Fisenhbahnbaninspektor Künlen seinem Ansuchen ent- 


Seine hervor- 


freie 


-50 % ‚erhöht. 


‚lassen : 


"lande, d. 1. in allen Staaten außerhalb der Republik Ö 
reich, nur mit unserer Bewillieung bezogen werden. 


.lande befindliche Waisen ist, solange die bezuesberechti 
für ihren Unterhalt sorgende Mutter im Inlande wohnt. 


sprechend von den Geschäften des Vorstands des Brücken 
"büros entbunden worden. An seiner Stelle ist mit diesen 
‚schäften der Eisenbahnbauinspektor Lechler bei der Bi 


bahn-Generaldirektion el worden. & 
Österreich. a 
:— Die Tariferhöhungen der Stantshahnen.- An 1. Feb 


wurde die Verordnung des Bundesministeriums für Verk 
wesen vom 28. Januar 1921, betreffend die Erhöhung d 
Gütertarife und der Expreßeutgebühren der Öster 
schen Staatsbahnen und der vom Staate betriebenen Prix 
b&hnen, soweit bei diesen der Staatseisenbahnverwaltung 

Tarifierungsnecht zusteht, veröffentlicht. In D 
führung des. vom Hauptausschusse des Nationalrates in 
Sitzung vom 26. Januar 192] im Sinne des Gesetzes 
13. April 1920, St.G. B. Nr. 180, gefaßten Beschlusses, 
mit Gültiekeit vom 15. Februar d. J. 1. die Frachtsätze ı 
Gütertarifes ‚der österneichischen Staatsbahnen und der 
Staate ‘betriebenen Privatbahnen, soweit bei diesen der $ 
eisenbahnverwaltune das freie Tarifierungsrecht zusteht, 
Ven; dieser Erhöhung. bleiben die nachstehe 
Güter ausgenommen: [Beenren, ‚Brot, Fleisch *"(ausgenon 
Wildpret), frisch, geräuchert, oepökelt, sesalzen, Sowie 
frierfleisch und Büchsenfleisch, Gemüse, Getreide und Hü 
früchte sowie Mahlprodukte aus Getreide und Hülsenfrüch! 
Kartoffeln, Kondensmilch; Kunsthonig, Marmelade in H 
packung, Milch, Rahm und Molke in Blechkannen, Obst, S 
Speck, Speisefett und Zucker, ferner leer zurückzehende Mil 
»efäße und Brotumschließungen, dann Holz, Kohle und 
weiter Bruchsteine, Mawer- und Dachziegel. Sand, Schoti 
Torf, sowie die übrigen im Ausnahmetarif 17, I des 
tarifes der Östereichischen Staatsbahnen aufsezählten Ge 
stände, schließlich Kalk und Gips zu Bauzwecken und Zem 
9. Unter Aufrechterhaltunge der Anwendungsbedingungen Y 
den. die Frachtsätze der im Ausnahmetarıf 16 des Güter 
der österreichischen Staatbahnen anseführten Güter, sowe 
sie gemäß. Ziffer 1’ von der- Erhöhung nicht ausgenom 
bleiben. sowie die Frachtsätze des Ausnahmetarifes 18 
25%, die Frachtsätze des Ausnahmetarifes 17, I mi 
hinaufgesetzt. 3: Die Gebührenansätze für Expreßen 
werden in einem solchen Ausmaße erhöht, daß sie die Fr 
sätze für das gewöhnliche Eilgut im allgemeinen um 25% 
übersteigen. Ya A 


— Erhöhung der Austeftieuness ante bei Gewährung 
außertarifmäßiger Fahrbegünstigungen. Vom Bundesmini 
rium für Verkehrswesen wurden angesichts der stetie 8 
senden Hienstellunas- und Ausfertieunsskosten der -Fal 
begrünstisungsdrucksorten mit Wirksamkeit vom 1. März d. 
die zuletzt mit Dienstanweisung vom 25. Februar 1920 & 
gesetzten Ausfertisungseebühren bei der Gewährung & 
tarifmäßiser Fahrbegünstigung sen für jede Person in 
I. bis III. Wasenklasse wie folet erhöht, und zwar: 

1. bei Einzelanweisunsen auf freie Fahrt auf 60, 40 ı 
20 K; 2. bei Einzelanweisungen auf ermäßiste Fahrt au 
20 und 10 K; 3. bei Jahresfreikarten auf 300, 200 und. 100 
4. bei Damerfreikarten mit Gültickeit bis 6 "Monate sowie 
bei ermäßigten. temporären Karten auf 150, 100 und 50 R 

Die bezüglich®der geänzlichen Befreiung von der. Entricht 
.der Ausfertigungsgebühren instruktionsgemäß bestehen 
Bestimmungen bleiben. auch weiterhin in Geltung. ; 


er Bezus von Ruhe- und Versorgungsgenüssen im Ausl 
Das Bundesministerium für Verkehrswesen hat an alle Eis 
bahndienststellen dieserhalb folgende Dienstan weisung 


I. Ruhe- und Versor aus den bei der Staatse: 
bahnverwaltung bestehenden Versorgungsfonds Sowie, E 
zungen solcher Genüsse aus Betriebsmitteln dürfen im 


„enommen ist mit Rücksicht auf den bestehenden Frei 
keitsvertrag (Erlaß des k. u. k. Ministeriums des Äußern 
21. November 1852, R. G. Bl. Nr. 236) der Bezug von Ru 
und Versorgungsgenüssen im ehemalissen Königreiche Sachse 
Die schon z. Zt, im Auslande lebenden Empfänger von Ru 

und Versorgungsgenüssen bedürfen für den Weiterbezug di 
Genüsse in demselben ausländischen Staate keiner Be 
gung. Zum Genusse von Erziehungsbeiträgen durch im A 


besondere Bewillieung nicht erforderlich. Andiersteitis is 
die Bewilligung zum Genusse im Auslande ‚auch hingich 
jener Erziehungsbeiträge anzusuchen, die für eine im In 
lebende Waise angewiesen sind, dieren Mutter zwar o 


er s 
it der Weise soret, ‘jedoch im Auslande lebt. Zum 
‚und Bezuge. von Waisenpensionen oder -provisionen 
der Dawer des Aufenthaltes der Waisen im Aus- 
"ist ohne Rücksicht auf den Aufenthalt des Vormundes 
Kurators die Bewilligung wrforderlich, 
je Gesuche um die Bewılligung zum Bezuge von Ruhe: 
 Versorgungsgenüssen im Auslande sind von den erst in 
"Genuß ‚solcher Bezüge tretenden Personen - bei jener 
stelle der Staatseisenbahn verwaltung einzureichen, die 
N ‚Zwerkennung des. betreffenden Bezuses zuständic- ist; 
im Genusse von Ruhe- und Versorgungsgenüssen ste- 
Personen haben beim Abgange vom Inlande in das 
sland oder von einem ausländischen in einen anderen aus- 
dischen Staat derartige Gesuche bei der Staatsbahndinektion 
on-Nordost (Abteilung IX für. die Liquidierung von Ruhe- 
- Versorgungsgenüssen) einzubringen. Von den wemannten 
Ile en sind die Gesuche nach Vormahme der allenfalls er- 
derlichen Erhebungen, die sich auf das unumgänglich not- 
dies Maß, insbesondere auf die Feststellung der die Ver- 
sung ‚des Ansuchens bildenden Umstände, zu beschränken 
äben und mit der größtmöglichen Beschleunigung zu pflegen 
uns zur Entscheidung vorzulegen, 
I. Für die Auszahlung der eingangs bezeichneten Ruhe- und 
Versorgungsgenüsse und von Haftpflichtrenten an im Aus- 
6 lebende Bezugsberechtigte selten die folgenden |Bestim- 


‚ahlung «rfolet - gegen vorher einzusendende, eloen- 
' gefertigte, ungestempelte Quittung des Bezugsberech- 
1. Diese Quittungen sind mit einer frühestens vom Tagıe 
Fälligkeit des Bezuges datierten. Legalisierung der Unter- 
nit ‚durch die zuständige österr. Vertretunsshbehörde ‘oder 
' mit der im allgemeinen Konsulargebührentarif (Gesetz 
0 22. Januar 1912 R. G. Bl. Nr. 40, II. Abteilung, Post- 
ümer 30) vorgesehenen Bestätieune (Ausfertieung eines 
ebensattestes) bzw. mit der Bestätigung der sonst nachzu- 
senden Bezugsbedingungen (Witwenschaft, Unversorgtheit, 
(dauer der Bedürftigkeit) zu versehen. Die genannten 
tätigungen sind in der Regel von den österreichischen 
etungsbehörden zu erteilen und sind auch dann, wenn 
ezugsberechtiste sich nicht am Sitze einer solehen Be- 
aufhält, als Beglaubigung der Fertigung eines örtlichen 
es unbedingt ‚erforderlich. Nur in jemen Fällen, wo 
a seibringung der Bestätigung für dire Partei mit unver- 
br ismäßig großen Schwierigkeiten (Zeitverlust und Bar- 
gen) verbunden ist kann im Wese der für die Liqui- 
ung zuständigen Direktion bei uns um die ausnahmsweise 
stattung angesucht werden, .die erwähnten Bestätieungen 
solche anderer Organe (Orts-Polizeibehörde, Gericht, 
indevorsteher [Magistrat], Pfarramt u. dgl.) zu versetzen 
rdnunge des k. k. Finanzministeriums vom 8. Oktober 
G. BI. Nr. 187 und vom 21. Dezember 1911, R. &. Bl. 
für den Bezug fortlaufender Gnadensaben im Aus- 
- seltenden Vorschriften der .„Normativbestimmungen 
die Erteilung fortlaußender Gnadengaben“ (Normalien- 
ung, Band I, Teil. III, Nr. 220) "werden durch die vor- 
nde Verfügung nicht berührt. 


usgestaltung des Eisenbahnverkehrs. Im Dezember 
sind die Verhändlunsen der Internationalen Fahrplan- 

enz zum Abschlusse gekommen und haben eine wesent- 
' Vermehrung des Schnellzugverkehrs in Österreich mit 
Wahrscheinlichkeit in die Nähe gerückt. Die Verwirk- 
der bestehenden Pläne hängt allerdinss davon ab, ob 
d Kohle zur Verfügung stehen wird, und ob die er- 
hen Betriebsmittel bis dahin verfügbar sein werden. 
Werkstätten wird mit Anspannung aller Kräfte an 
usbesserung der Lokomotiven und Wagen gearbeitet. 
‚neuen Zugverbindungen, die womöglich schon vom 
an eingerichtet werden sollen, werden auf dem Grund- 
ıfgebaut, ‚daß eine schärfere Trennung der D- und 
108 vorgenommen wird, so daß für den Verkehr ins 
land fast ausschließlich D-Züse in Betracht kommen. Der 
wöchentlich verkehrende D-Zux nach Krakau und 
schau soll täglich geführt wianden. Ferner ist ein zweites 
zuepaar vom Franz Josefs-Bahnhof über Gmünd nach 
| Aussicht genommen, dessen Ankunfts- und Abfahrts- 
stiger liessen, indem die Abfahrt von Wien um 1 Uhr 
nuten. nachmittags erfolgen solle. Ein newer D-Zug soll 
) Vien über Lundenbung-Brünn-Prag nach Bodenbach De- 


\ und ee von Rodenbach uber Dresden Hadr 
"Vom Westbahnhof werden die dreimal wöchentlich 
nden D-Züge über Salzburg-Innsbruck in die Schweiz 
ach Frankreich täglich geführt werden. Der bestiehende 

von Wien Südbahnhof über Tarvis nach Italien soll 

verkehren, eine schnelle Zugverbindung von Holland 
a 'Bresenz, Arlberg nach Innsbruck ist ebenfalls 
cht RELONNfaen. 
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Im ersuaisehen Reiseverkehr soll ein durchlaufender 
Sehnellzusverkehr zwischen den österreli- 
chischen Landeshauptst ädten «ingerichtet werden. 
Es soll ein täglicher Schnellzug von Graz über Bruck, Selzthal, 
Pyhrnbahn nach. Linz mit einer Abzweisung von Selzthal 
über Bischofshofen nach Salzburg und Schnellzusanschluß von 
‚Bischofshofen nach Innsbruck und [Bad Gastein »eführt wer- 
den. - Zwischen Linz, Salzburg und Innsbruck sollen. mehr Ver- 
bindungen über Salzburs hergestellt werden. 

Im Sommer soll auch der Personenzugverkehrin 
das Salzkammergut eine Aussestaltune verfahren. Es 
wird außer einer durchsehenden Verbinduns von Graz in der 
Hauptreisezeit ein täglicher D-Zus von Wien. über Attnanz 
nach Bad’ Aussee weführt werden, der nur in. Amstetten und 
Linz Aufenthalt hat. Von Innsbruck wird ein täglicher D-Zux 
seführt werden, der mit einer Abzweieune von Schwarzach- 
St. Veit nach Bad. Gastein eine Verbindung - von München nach 
Bad Gastein herstellt; auch ist eine Verbesserung der Ver- 
bindung von Wien nach München über Salzburg vorbereitet. 
Weitere Verbesserungen des Verkehrs sind auf der Südbahn- 
strecke über Klaseenfurt, Aßlıine, Görz nach Triest in Vor- 
bepeitung, doch bedarf es noch hierüber Verhandlungen mit 
Südslawıen. 

Selbstverständlich soll, wenn die bereits hinsichtlich der 
internationalen Anschlußzüge erwähnten Vorbedinsunsen, die 
auch für den innerösterreichischen Verkehr selten, erfüllt 
sind, auch der Nahverkehr eine entsprechende Ausgestaltung 
erfahren. Das Endergebnis der in diesem Sommer zur Ver- 
wirklichunsg- vorbereiteten Pläne würde Österreichs Eisenbahn- 
verkehr, der bis jetzt etwa 30% der Verkehrsdichtickeit vor 
dem Kriege beträgt, auf 55 bis 60% steigern. 

Die Vermehrung des innerösterreichischen Eisenbahnver- 
kehrs setzt auch voraus, daß die Länder die in den. letzten 
Jahren geübten Albsperrungsmaßregeln nicht wiederholen. 
Heute besteht allerdings ein«a Grenzkontrolle nur noch an 
der steiermärkischen und Vorarlberger Grenze, aber man 
muß darauf sefaßt sein, daß mit Beginn der Reisezeit wieder 
newerliche Verschärfungen von den Ländern einseführt wer- 
den. Darüber soll in einer Aussprache, welche das Bundes- 
ministerium mit den Vertretern der Länder in der nächsten 

Zeit herbeiführen will, Klarheit gewcnnen werden. 

— Österreichisch-adriatischer Bliterverkehr. Mit 1. Veh 
d. J. ist sein einstweiliser Eisenbahnrütertarif für den be- 
zeichneten Güterverkehr zur Aussabe „elangt, der direkte 
Fraehtsätze in Lirewährung für die Beförderung von Eil- und 
Frachtgeütern "zwischen Triest einerseits und Stationen der 
österreichischen Staatsbahnen, der Südbahnsesellschaft (öster- 
rejichische Stationen), ‚der Graz-Köflacher Eisenbahn, der 
Leoben-Vordernberser Eisenbahn und der Wien; Pottendorf- 
Wiener Neustädter Bahn anderseits enthält. Empfindlicheren 
Kursschwankungen, die eine Erhöhung oder Herabsetzung der 
Frachtsätze erforderlich machen, wird für die Folge flurch 
Verlautbarungs prozentweller Zu- oder Abschläge Rechnung 
getragen werden. Abdrucke dieses Tarifes sind bei den be- 
teilieten. Verwaltunsen sowie durch Vermittlung der betei- 
heten Stationen und weiter auch bei der Zentralverkaufisstelle 
für Tarıfe in Wien, 1. Bez., Biberstraße 16, zum Preise von 
150 K für das Stück erhältlich. 


— Die Elektrisierung der Wiener Stautbahn. Für die Wieder- 
eröffnun® des Betriebes der Stadtbahn hat kürzlich Dr.-Ing, 
Friedrich Merkl in der „N. Fr. Pr.“ erwägenswerte Vor- 
schläges erstattet. Er sieht von einer Betriebseröffnune als 
Dampfbahn wegen der Schwieriskeit der Kohlenbeschaffung 
und ihrer Kosten vollständig ab. Mit Rücksicht auf die gegen- 
wärtie außerordentlich hohen Kosten der Ausrüstung einer 
Strecke zur elektrischen Vollbahn und der Stromzuleitungen 
von entfernter selewienen‘ Kraftzentralen: tritt er auch gegen 
die übliche Stromzuführune sein, obwohl sıe bei häufiger Zug- 
folge technisch und kaufmännisch die beste Lösung ergeben 
würde. Dasesen hält Merkl es für wirtschaftlich und mög- 
lieh, daß man dis während der Nacht nicht benötigte elek- 
trische Kraft in Speicherbatterien sammle, um nach dem be- 
währten Muster der preußischen. Staatsbahnen die Stadtbahn 
mittels Triebwasen zu betreiben. Wenn auch gegenüber dem 
Betriebe mit der elektrischen, die Akkumulatorenlokomotive 
teuerer sei, wären dafür ihre Motoren und-übrigen Einrich- 
tungen: billiger. Auch könnten die verhältnismäßig hohen 
Verluste in den Speicherbatterien durch Stromrückgewinn im 
Gefälle teilweise wettgemacht werden. Da hierbei die Stadt- 
bahnanlagen bis auf die Einrichtung einfacher und billiger 
Ladestationen unverändert benutzt werden könnten, wäre eine 
vollständisse Anpassung an’ die Verkehrsbedürfnisse und die 
jederzeitige Auflassung schlechter Linien zugunsten _ver- 
kehrsbedürftigerer möglich. Der Verkehr könnte im gleichen 
Maße wie der Ausbau der für Wien erforderlichen Wasser- 
kräfte fortschreiten und diese dabei bei Tag und Nacht voll- 


e) 
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ständige ausgenutzt werden, was die sicherste Gewähr für. die 
Einträglichkeit eines Elektrizitätswerkes eibt. Auch der mit 
der Dampflokomotive unwirtschaftliche Verschubdienst und 
der Betrieb auf kurzen Lokalbahnstrecken wäre mit Kraft- 
speicherlokomotiveen zu. biesorgen. : 
‘Wenn aber endlich doch zum Betriebe der Stadtbahn mittels 
direkter Stromzuführune. übergegansen werden könne, wären 
auch die an elektrisch betriebenen Fernbahnen anschließenden 


Lokalbahnen mit den von der Stadtbahn freiwerdenden Kraft- 


speicherlokomotiven und Triebwasen zu betreiben. 

Zu gleicher Zeit hat der Präsident des Wasserkraft- und 
Elektrizitäts-Wirtschaftsanlies, Abgeordneter Dr. Ellen- 
bosen, über die Erfolelosiekeit berichtet, ausländisches 
Kapital für den Ausbau der Wasserkräfte zu-erlansıen, wobei 
die Regierung fürchte, dafür eime Anleihe zu beseben, während 


die Österreichische Bodenkreditanstalt für den Ausbau anderer . 


Wasserkräfte binnen wenisen Tagen 14 Milliarden Kronen 
Obligationen habe begeben können, Dr. Ellenbogen berechnet 
mit 224 Millionen Kronen den Schaden Österreichs, weil man 
versäumte, fünf Milliarden Kronen zu 4% zu beweben, was 
jährlich 200 Millionen Kronen an Zinsen: gekostet hätte, 
während der Brennstoff jährlich 424 Millionen Kronen er- 
fordert. Eine elektrische Lokomotive koste @egenwärtie in: 
der Schweiz eine Million Franken, was zum Kurse von 98.35 K 
für den Franken 98350000 K ereibt, während die <}eiche 
Lokomotive- ın Österreich nur 30 Millionen koste, also um 
68350000 K wieniser. Dahei seien vom 1. Febrvar bis zum 
1. Oktober 1920 die Kosten des mechanischen Teiles einer 
Lokomotive um 199%, des elektrischen Teiles um 95% ge- 
stiegen, was für 20 elektrische Güterzuglokomotiven für die 
Bieergstrecke monatlich 22 Millionen. Gewinn vergeben hätte. 
Daß die Wasserkraftwerke vorerst in den Alpen. und nicht 
eine‘ Wasserkraftanlage in Wien errichtet wurde, begründet 
Dr. Ellenbogen damit, daß bisher" weder die technischen noch 
die politischen Fragien vollständige „eklärt seien und es füg- 
lich einerlei sei, wo mit Investitionen besonnen werde, um 
Kostenersparnisse zu erzielen. (Stimmt nicht, da durch Ver- 
wendung des elektrischen Stromes bei Gebirgsstrecken in den 
Alpen, wohin sich die Kohlenzufuhr am meisten verteuert, 
am sparsamsten gewirtschaftet würde). Man hoffe übrigens 
in absehbarer Zeit auch Wien und das Industriegebiet aus zu- 
nächst ‘nelesenen Wasserwerken mit Elektrizität von rund 
300000 PS versorgen zu können. Dann wird man auch in 
Wien von dem Stadtbahnverkehr mit Akkumulatorlokomotiven 
absehen können. : BR: 


—- Personalnachrichten. Verliehen wurde; der Titel eines 
Sektionschefs dem AMinisterialrate im Bundesministe- 
rium für Verkehrswesen Ing. Johann Rihoschek; der Titel 
und Charakter eines Ministerialrates den Sektionsräten 
ım (Bundesministerium für Verkehrswesen Otto Pilz, Dr. 
Karl Allgeäuer und Dr. Franz Srbik sowie dem Ober- 
baurate in diesem Ministerium Ing. Aueust Kroitzsch; der 
Charakter der V. Rangsklasse dem Sektionsrate im Bun- 
Jesministerium für Verkehrswesen Dr. Viktor Hiller; der 
Titel eines Ministerialrats dem SNektionsrate im !Bun- 
desministerium für V erkehrswesen Dr. Gustav Huber; der 
Titel und Charakter eines Hofrates dem mit dem Titel 
eines Regierungsrates bekleideten StaatSbahndirektorstellver- 
treter Dr. Artur Kapaun; der Titel eines Hofrates dem 
nautischen Oberinspektor im Bundesministerium für Verkehrs- 
wesen Bernhard Jüle und dem mit dem Titel eines Regierungs- 
rats ausgezeichneten Zentralinspektor der Österr. Staatsbahnen 
Dr. Franz Hilscher; der Titel und Charakter eines Sek - 
tionsrates den Ministerialsekretären im Bundesministe- 
rıum für Verkehrswesen Theodor Zsibrita, Dr. Richard 
Katzıantschitsch, Dr. Friedrich Steiner und Dr. 
Oskar Keidel; der Titel seines Sektionsräates den Mi 
nisterialsekretären im Bundesministerium für Verkehrswesen 
Dr... Ernst Appelt, Dr Karl WenzF und’ Dr. Artur 
Mascha; der Titel und Charakter eines Oberbaurates 
den Bauräten im Bundesministerium für Verkehrswesen Ing. 
Emmerich Hegenbarth, Ing. Alfons Obermayer, Dr. 
techn. Ine. Ewald Bine, Inge. Josef Hoschtalek, Ing: 
Hugo Ullmann und Ing, Otto Schießel; der Titel eines 
Öberbaurats den DBauräten. im 
Verkehrswesen Ins. Heinrich Kiessewetter, Ine. Frie- 
drich Steinhäusl, Ing. Rudolf Sequens, Inge. Gustav 
Perner und Ing. Emmerich Karner; der Titel und  Cha- 
rakter eines Baurates dem Maschinenoberkommissär im 
Pundesministerium für Verkehrswesen Ing. Walter Fikeis; 
der Charakter der VIll. Ransklasse ‚den. Rechnungsrevi- 
denten im |Buntesministerium fü ür Verkehrswesen Ferdinand 
Kretschmer, Alois Kallischek, Alfred Rybicezka, 
Ernst . B ottenstein, Egon. Axmann und Friedrich 
Pirker; der Titet und Charakter eines Hilfsämter- 
direktors dem Hilf: sämterdirektionsadjunkten ım Bundes- 
ministerium für Verkehrswesen Viktor Diener. _ 


_Bundesministerium für 


- ausgezeichneten Oberstaatsbahnräte Ing. Hans Lein, 


- der Ministerialsekretär Johann Frevborn, der mit 


Sehläfrig, die Staatsbahnräte Ing. Friedrich Hroma 


 kommissäre der 


"Dr. Wilhelm Fıelbineer, ferner die Bahnoberkom 


 Sceheidl, Dr. Hermann Schumy, Josef Hahn, -Dr. 


 dolf Kotzmann; zu Bauräten die Staatsbahnrä 


österreichischen Staatsbahnen Ing. Ernst Winkler und 


Bundesministerium für. 


Frxedrich Vomber 2 und Ing. Alexander Lehne Ts 


Genehmigt wurde: die Einseihuhn ‘in die 111. Ba 
klasse ad peısonam der Sektionschefs im: Bundesmi 
rium für Verkehrswesen Ing. Friedrich Fiseher- Zi 
hartbure und Ing. Bruno Enderss; desgleichen’i 
IV. Rangklasse ad personam des "Ministerialrates m 
Verkehrswesen Dr. Paul Hop 
gartner und des mit dem Titel eines Hofrates 'bekleid 
Staatsbahndinektors Dr. Gustav Scheikl; die Einreihung‘; 
die V, Rangklasse ad personam unter gleichzeitiger Vie 
leihung des Titels eines Hofrates mit Nachäicht: der 
des mit dem Titel ‚eines Regierungsrates bekleideten S 
ee Ines osef Kordin; die 
reihune in die V. Rangklasse ad personam der mit dem 
und Charakter eines Hofrates bekleideten. Staatsbahndir 
stellvertreter Dr, Hugo Niedermoser und Ing. 
Siegmund. . Fr 

Ernannt wurden: zum Sektionschef: im Bı 
ministerium für Verkehrswesen der mit dem Titel ne - 
tionschefs bekleidete Ministerialrat Dr. Walter Rodier; ı 
Ministerialräten im Bundesministerium für Verke 
wesen die mit dem Titel und Charakter eines Ministerialrat 
bekleideten Sektionsräte Dr. Hans Jaschke und Dr. An 
Stumpf, der mit dem Titel eines Ministerialrates ‚bekle 
Sektionsrat Dr. Karl-Suchofsky, der Oberstaatsbal 
Adolf -Grundl, der. Sektionsrat Carl Mersi, 
mit dem Titel eines Ministerialrates bekleidete Sekt 
rat Dr. Max Obentraut, der Öberstaatsbahnrat 
Ferdinand Titze und der Sektionsrat Dr. Guido G 
hold, der Oberbaurat Inge. Karl Hohenegger, die 
dem Titel und Charakter eines Ministe rialrates. bekleidete 
Oberbauräte Ing. Rudolf Lessel und Ing. Franz Hölz 
huber. die mit dem Titel eines Zentralinspektors beklei 
deten Oberstaatsbahnräte Ing. Justus Schubert und 
Max Singer sowie die mit dem Titel eines Oberbau 


Alois Bierbaumer und Dr. techn. Ing. Max Pe ent; 
Hofrate der mit dem Titel und Charakter eines Hofrats 
kleidete Obersanitätsrat im Bundesministerium für Verk 
wesen Dr. med. Andreas Bogdan; zuSektionsräten 
Bundesministerium für Verkehnswesen die mit dem Titel 
Charakter eines Sektionsratas bekleideten Ministerialsekr 
Dr. Friedrich Much und Ing. Friedrich Hohenbü 


Titel eines Oberxstaatsbahnrates bekleidete Staätsbal 
Dr. Julius Vollhofrer und der Ministerialsekretär Dr. 
helm Rottleuthner; zu Oberbauräten im Bun 
ministerium für Verkehrswesen die mit dem Titel und C 
rakter eines Oberbaurates bekleideten Bauräte Ing. 
Gärtmwer, Ing Ludwie Friedberger, Ing. Rich 
Trost und Ins. Karl Schnürer, der mit dem Titel € 
Öberstaatsbahnrates‘ bekleidete Staatsbahnrat- Ing. Fried: 


und Inge. Felix Pollak, der mit dem Titel eines Obers 
bahnrates bekleidete Staatsbahnrat Ing. Friedrich Schus 
die Staatsbahnräte Ing Hugo Fechtner und Ing, V 
Jank sowie die Bauräte Ing. Johann Schwanzer 
Ing. Rudolf Lorenz; zu Ministerialsekretä 
die mit dem Titel eines Staatsbahnrates bekleideten Bahn 
österreichischen Staatsbahnen Dr. 
Dolpv. Dr. Ernst Jaroschin, Dr. Günther Berka 


‚der Österreichischen Staatsbahnen Oswald Just. Dr. 
Kovacs. Dr. Maximilian Matiej, Dr. Rudolf Moßm 
Dr. August Saal, Dr. Bernard Großmann, Dr. H I 
Karplus, Dr. Josef. Trebesiner,-Dr.: Adolf. Fr 

Dr. Erwin Naswetter, Dr. Benno Hummel, Dr. R 


Pflichtenheld, Dr. Ernst Altenberger und - 


Karl Machan und Ing. Anton Korber, die mit dem ] 
eines Staatsbahnrates. bekleideten ‚Bauoberkommissärel = 


Josef Cinibulk, ferner der Assistent der technische 
schule in. Wien Inge. Karl Tindl sowie die Bauoberkom 
säre der österreichischen Staatsbahnen Dr. techn Ing. I 
Riepl und Ing. Erwin Deinlein. schließlich die 
schinenoberkommissäre der österreichischen Staatsbahnen 


- Tschecho-slowakisches Gebiet. 


.— Eine Vertretung der de chanr Reichseisenbahnen 
Prag. Vom Prager Tarif- und Speditionsanzeiger. 
wird uns geschrieben: Mit Zustimmung des tschechoslo 
sehen Eisenbahnministeriums haben die deutschen Bei: 
“bahnen: einen ihrer Beamten, und”zwar den Verkehrsi ; 
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tag von der Biss Bähn-Generakiinektiön Dresden, nach 
bgeordnet, um die wirtschaftlichen und freundnachbar- 
ungen zwischen den beiderseitigen. Verwaltungen 
dern. Ei el ‚Freyiag war, wie wir erfahren, früher 


en Pabben-. reichlich Gelenenheit, “dureh ständiee 
—- mit den Kreisen des Handels und der Industrie 
Wünsche und. Beschwerden a zu lernen und ins- 


rungen zu sammeln, die“ ihn. zum aserzlehen Rap räter. 
ıd Förderer der ‚deutsch-tschechoslowakischen Verkehrs- 

n erscheinen lassen. Inspektor Freytag, welcher der 
tschen Gesandtschaft in Prag zuseteilt ist, hat sich auch 
Entgegennahme von Wünschen der Verkehrsinteressenten 
terklärt, soweit es sich um Angelegenheiten der deut- 
hen Reichseisenbahnen handelte (Adresse: Deutsche Ge- 
dtschaft, ERARR ee Havliöekplatz 7.) 


BI 


Fr unDrn 


Aut. der an a am 1. bis 
ember v. J. sind mit Vertretern der Tischecho- 
ischen - Eisenbahnen Vereinbarungen über eine vom 
d. J. ab ins Leben tretende direkte Zugver-- 
zwischen Budapest und Paris sabeieschlossen 
Die Züge werden über Preßburg, Prag, Ever, 
= Stuttgart, Karlsruhe und Straßburg seführt. 
Fahrt von’ Budapest nach Paris wird 49 Stunden dauern. 
Umsteigen erfolgt.nur einmal, und zwar in Prag. Eine 
te dinekte Zugverbindung, die am 1. Juni ins Leben tritt, 

wischen Budanest und Berlin «eingerichtet werden. 
Zug wird von Konstantinopel ab laufen und über Sofia 
grad. in Budapest '«intreffen und ohne Aufenthalt 
chen ‚Budapest und Karlsbad weitergeführt werden. 


else. für öffentliche Angestellte und Militärper- 
uf der Südbahn. Nach einer Mitteilung der Südbahn- 

‚on ‚werden die von der Direktion. der Staatsbahnen. mit 
ot; Esche versehenen Ausweise Öffentlicher Beamten, 
ne und Militärpersonen für das Jahr 1921 mittels 
Einlage auch für die Südbahnlinien gültig gemacht wer- 
Anspruch auf diese Ausweise haben diejenigen, für die 
, im J ahre‘ 1920 ein solcher bestand. 


chränkung der Haftung der Eisenbahnen für Gepäck. 
und eines Erlasses des Handelsministers ist mit Wirk- 
‘vom 15. Januar d. J. die Haftung der Eisenbahnen 
lust, Gewichtsverminderune (Teilverlust) oder Beschä- 
von PoRepäck auf höchstens 50 K für 1 kg festgie- 


q ‚rhöhung es Zellaufseides Der 'bei Zahlung 2 Zölle in 
snoten zu entrichtende Zollaufschlag wurde mit Wirksam- 
m 1. Januar 191: ab von 1900% auf 2400 % erhöht. 
nach beträgt der Gesamtbetrag des in Banknoten zu ent- 
i "Zolles das fünfundzwanzigfache dies tarıfmäßigen 
ie Frage er ektsisieruhr ‚der Se alchahnen. Es 
dieser Stelle bereits wiederholt darauf hingewiesen, 
- Eisenbahnverkehr infolge der niederschmetternden 
kammer und der Knappheit an Kohlen nicht 
lten werden kann und aus diesen Gründen die 
erung der Eisenbahnen in den Vordergrund des all- 
_ Wirtschaftslebens tritt. Bekanntlich betrug der 
Kohlenverbrauch in Friedenszeit auf den Linien ‘des 
en Eisenbahnnetzes durchschnittlich 22% (des ge- 
ohlen verbrauchs, d. h. 33 Millionen von rd. 15 Mil- 
'onnen,. Wird nun außer dem’ Umstand, dab die nur 
hränkten Maße zur Verfügung stehende Braunkohle 
Zur Beförderung der Güterzuglokomotivien ver- 
in Erwägung: gezogen, daß zum Dampfbetrieb 
Lokömorivanten ausländische Kohle von hohem Heiz- 
inibed. t herangezogen werden muß, so liegt es klar 
ee daß dias einzige Mittel, den Betrieb unseres 
verkehrs zu sichern, in der Elektrisierung der 
ven besteht. Es ist daher mit Genugtuung zu be- 
ß der neue 'Handelsminister. Ludwig Hegyeshalmy 
ochwichtige Frage einer zufriedenstellenden Lösung 
n. beabsichtiet. — Es besteht ferner die Absicht, die 
"in der Giegend von ‚Keeskemet, Debrecen und im 
- Komitat ‚bereits 'erschlossenen und noch zu er- 
den Erdgasquellen in elektrische Kraft umzusetzen, 
eb mit herangezogen werden soll. Die 
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ausführlichen Entwürfe ‚eines Programms der E ende 
der ungarischen Staatsbahnen sind beneits fertiggestellt, und 
es unterlieet keinem Zweifel, daß diese für das gesamte 
Wirtschaftsleben wichtige Frage in Kürze verwirklicht wer- 
den kann. 


- — Vorbereitung des neuen ungarischen 
dien Bestimmungen des Friedensvertrages von Trianon ist 
Ungarn zwar verpflichtet, den autonomen Zolltarif, der für 
das frühere große gemeinsame Zollgebiet aufg ‚estellt wurde, 


Zolltarifs. Nach 


‚sechs Monate nach Inkrafttreben des Friedensvertrages noch 


bitehen. zu lassen. trotzdem muß mit den Vorarbeiten des 
selbständigen ungarischen. Zolltarifs begonnen. werden, zumal 
da dis Vorbereitung eines tadellosen Zolltarifs viele Monate 
in Anspruch nimmt. Es schien daher angebracht, die zoll- 
‘politische Zentrale zur Stellungnahme in dieser hochwichtigen 

Frage zu ersuchen, die jüngst diesem Ersuchen der Fachleute 
entsprechend seine Sitzung abgehalten hat, in der nach den 
Ausführungen hervorragender Fachleute der Direktor der 
Zollzentrale Geza Zenozel in großen Zügen das Arbeitspro- 
gramm der Vorbereitungen entwickelte, Schließlich berichtete 
Kammersekretär Dr. Artur Szekely über die Vorarbeiten, die 
zu den mit den Nachfolsestaaten zu vereinbarenden Handels- 
verträgen im Gange sind. Zunächst dürfte der Handelsvertrag 
mit der Tschecho-Slowakei zum Abschluß kommen. 


».— Ratifizierung des ungarisch - schweizerischen Güteraus- 
tauschübereinkommens, Aus der Schweiz ist an die unga- 
rische Regierung die telegraphische Nachricht „ekommen, 
daß die zwischen den Bevollmächtisten Ungarns und der 
Schweiz Ende Dezember 1920 zustandegekommenen : Verein- 
‚barungen über den gegenseitigen Warenaustausch im Auftrag 
des Bundesrates vom Leiter des volkswirtschaftlichen Depar- ° 
tements unterfertiet worden sind. Im Sinne des bis 31. März 
d. J. geltenden Übereinkommens verpflichtet sich die eidge- 
nössische Regierung zur Erteilunz von Ausfuhrbewillisungen 
für 30 Wasenladungen Kondensmilchh, 50 Wagenladungen 
Ammoniaksoda und für Mühlenbeuteltuch. Ferwer werden aus 
dem Möbel«einfuhrkontingent, das die eidgenössische Regie- 
rung feststellen wird, 20% der ungarischen Möbelausfuhr 
vorbehalten. Hingegen verpflichtet sich die ungarische Re- 
gierung, der Ausfuhr von 200 Wagenladungen Mais, 200 Wagen 
Hafer, 10 000 hl Wein und Glühlampen im Werte bis 200 000 
Franken die Bewilligung zu erteilen. Das ungarische Güter- 
verkehrsbüro fordert im Zusammenhang hiermit die unga- 
rischen Kaufleute auf, die ihre bereits früher in der Schweiz 
zekauften Waren bisher nicht hereinzubringen wermochten, 
die Menge und Are dieser Waren unverzüglich dem Büro an- 
zumelden. ; 


— Deutsches Musterwarenlager in Budapest. Da Ungarn 
zurzeit von den westlichen Märkten. abgeschnitten ist, beziehi 
es den erößten Teil jener Waren, die in Deutschland erzeugt 
werden, über Wien. Um diesem Übelstande abzuhelfiem, „e- 
denkt der Deutsch-Österreich-Ungarische Wirtschaftsverband 
in Budapest Musterwarenlager zu errichten. Es wäre dann 
möglich, den ungarischen Kaufleuten deutsche Erzeugnisse 
direkt zukommen zu lassen und ihnen deren Einkauf zu ver- 
mitteln, Die Verordnung über die Vormerkelager dürfte den 
Wiıtschaftsverband veranlassen, große Sammellager einzu- 
richten, die auch dem Durchgangshandel gute Dienste leisten 
könnten. 


— Der Güterverkehr mit Polen. Die Miskolezer an: 
und Gewerbekammer hat zur Aufnahme dies direkten Wirt- 
schaftsverkehrs mit Polen einen Entwurf ausgearbeitet. 


Niederlande. 


— Br bahnerverdannnlungen. Am Sonntag, diem 30. Januar. 
ee vom Eisenbahnpersonal zwei Versammlungen abge- 
halten. Die eine des Beamtenverbandes und des Neutralen 
Verbandes tagte in Utrecht und befaßte sich mit: den nach- 
folgenden "Wünschen : 1. Gleichstellung der‘ Pensionsregelung 
dies Eisenbahnpersonals mit der mewen Regelung bei den 
Staatsangestellten; 2. völlige Einführung der newen Bestim- 
mungen betr, die Dienst- und Ruhezeiten "(diese ist wegen 
Mangels anrgeübtem Personal durch zahlreiche ‚Beurlaubungen 
verschoben worden; 3. Mitbestimmungsrecht des organisirten 
Personals bei der Verwaltung der Eisenbahnen. Dieses 
letztere wird durch das neue Abkommen zwischen dem Staat 
und den Eisenbahnverwaltungen, infolge dessen die Regie- 
rung sechs Stellen im Aufsichtsrat‘ zu besetzen hat, ermöglicht. 

"In Amsterdam behandelte die Versammlung des Nieder- 
ländischen Vereins des Eisenbahnpersonals (soz. dem.) das 
„Eisenbahnelend“. Die Ernennung «eines Anısschusses‘ dureh 
den Minister zur Untersuchung der Ursachen » des Elends 
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wurde mit Genugtuung: begrüßt. Auch ner wurde der Wunsch 
auf Bewilligung seines Mitbestimmungsrechts bei der Veer- 
waltung der Eisenbahnen ausgesprochen und auf die Nicht- 
befolgung der Bestimmungen über die Dienst- und Ruhezeiten 
hinsewiesen. Die heutisen Eisenbahnverhältnisse müssen — 
nach ' der Meinung der Versammlungsteilnehmer . — Haß und 
Widerstand erregen. Im übepeen ist. in der Eisenbahner- 
beweeung seit der Feststellung der newen Lohnsätze und der 
newen Dienstverhältnisbestimmungen (Ende Diezember) «ine 
ziemliche Ruhe eingetreten. NE 


Uebrige europäische Länder. 


x 


— Großer Betriebsverlust der dänischen Staatsbahnen. Die 


dänischen Staatsbahnen haben nach einer kürzlich weröffent- 


lichten Übersicht im Monat November 1920 seinen Fehlbetrag 
von 8 Millionen Kr. gehabt. Für April bis November macht 
der Pehlbetras 18400000 Kr. aus. Man erwartet für den rest- 
lichen Teil des Betriebsjahres Dezember bis März einen noch 
srößeren Fehlbetrage. Das Ergebnis ist um so merkwürdiger, 


als die Tarife während des Jahres bedeutend erhöht wurden 


und zwar für den Personenverkehr um 33% und für den 
Güterverkehr um 50 %. Dr. S: 
— Bahnen in Südjütland. Nach Ingeniören ist dıe bisherige 
Länge der dänischen Staatsbahnen. (2107 km) mit der in der 
Nacht vom 16. auf 17. Juni 1920 erfolgten Übernahme früherer 
deutscher Reichsbahnen in Südjütland um ungefähr 250 km 
gewachsen. Die Grenze sieht westlich etwa 4 km südlich der 
Station Tondern und Östlich unmittelbar südkch der Station 
‚Pattburg. Von den übernommenen Bahnen sind »doppelgleisir 
Tondern-Grenze (etwa 4 km) und Pattburg-Tingleff (unge- 
fähr 15 km), die übrigien Teile sind eingleisig. Dr. 8 


— Die Grenzbahnaufgaben im 
bezirk Bohuslän. Über die brennenden Eisenbahnaufgaben im 
Regüverungsbezirk Bohuslän und deren Zusammenhang mit 
dem skandinavischen Auslandverkehre haben wir 8.. 906/1920 
d. Ztg. nach „Svenska Daebladet“ eingehend berichtet. Dem 
gleichen Blatte entnehmen wir über den newesten Stand der 
Sache folgendes: Die schwedische Eisenbahndirektion hat 
nunmehr den eingeforderten Bericht über die Eingaben der 
Länsresierung von Gothenburz und Bohus semacht, die da- 
hin zielen, daß im Zusammenhangse mit den Erhebungen über 


die Zusammenknüpfung des schwedischen und norwegischen - 


Eisenbahnnetzes eine allseitise und voraussetzungslose Unter- 
suchung vom Staate aus erfolgen möchte, wie das Bedürfnis 
des Eisenbahnverkehrs für Vette, Bullaren und Söderbygden 
am besten befriedigt werden könnte. Die Direktion gibt eine 
Übersicht dessen, was in der Sache der Zusammenknüpfung 
der Eisenbahnnetze bisher geschehen ist. Von norwegischer 
Seite ist kürzlich eine Anregung insofern erfolgt, als die 
Hauptdirektion der norwegischen Staatsbahnen in Schreiben 
vom 3. September und 27. Oktober v. J. mitteilte, die Haupt- 
direktion beabsichtige, in den 'Staatsanschlag für 1921/22 ge- 
wisse Beträge für Einzeluntersuchungen teils der Linie 
Fredrikshald-Bullaren, teils der Linie über Svinesund einzu- 
setzen. Da die Frage der Zusammenknüpfungs damit wieder 
dringend seworden ist, will sich die schwedische Staatsver- 
waltung de nordnung der Maßnahmen nicht entziehen, die 
für den Teil hwedens erforderlich sind, um soweit Klärung 
zu serhalten, daß £in Beschluß über die seeignetste Art der 
Zusammenknüpfung «ıeefaßt werden kann. Da | 
hebungen mehr von verkehrstechnischen und volkswirtschaft- 
lieben als technischen Gesichtspunkten ausgehen müssen, und 
da man im Zusammenwirken mit den norwegischen Behörden 
erst ermitteln muß, inwieweit diesen verschiedenen Gesichts- 
punkten Bedeutung zuzumessen ist, stellt «die Direktion. der 
schwedischen Regierung anheim, der norwegischen Regierung 
die Bildung eines gemischten schwedisch-norwegischen: Aus- 
schusses vorzuschlagen mit der Aufgabe, Vorschläge über die 
Zusammenknüpfung der beiden Eisenbahnnetze zu en 
IP, Ss: 


— Schwedische Privatbahnen. Zurzeit finden bei der 
schwedischen Eisenbahndirektion Untersuchungen über die 
Tarifverhältnisse der schwedischen Privatbahnen statt. _ Aus 
Anlaß der hohen Kohlenpreise, die in letzter Zweit - bei ge- 
wissen Privatbahnen auftraten, sind von einem Teil der 
Eisenbahnveerwaltungen gewisse Angaben verlangt worden. 
Von : Januar bis September 1920 betrugen die Einnahmen 
der schwedischen Privatbahnen 209,99 Millionen Kronen, die 
Ausgaben 188,91 Millionen Kronen, der Übenrschuß also 
21,08 Millionen Kronen. Im; gleichen Zeitraum des Vorjahres 
war der Gewinn 4,84 Millionen Kronen. Dr. Ss 


genau 50 Depotstellen. werden. 


- rollenden Materials veranlaßt hat. Aus eleichem Anlaß 


schwedischen Regierungs- . 


glücksfällen. 


‚bis die Gesellschaft den Bedarf als dringend erkennt. 


_ ganges die Unterhaltung des-rollenden Materials weiter 


Nach N achrichten aus Helsingfors schlägt der deutsche 


. Züge zur Verfügung 


solche - Er- . 


-— Verteilung von Branddepots auf das Schwedische Rise y 
bahnnetz, Der eigenartige Gedanke, über das ganze sch 
dische Eisenbahnnetz zum öffentlichen Nutzen .Brandde 
auf die wichtigsten Eisenbahnknotenpunkte zu verteilen mı 
auf Staatskosten einzurichten (vgl, Nr 40/1920, 8. 467 d. Zte 
ist nunmehr zur Ausführung bereit. Die Eisenbahndirektu 
hat bei der Reeierung entspreehenden Antrag sestellt,. Au 
die Privatbahnen, die dabei ihrer eigenen Branddepots ve 
lustie sehen, haben keinen Einspruch erhoben, Es s 
Die Einrichtungskosten ®i 
schlveßlich der Beschaffung -von Eisenbahn wagen ünd | 

eieneten Gleisen belaufen sich auf 2 794 000 Kr, Dr. 

‘Bau neuer Wagen der ehweischen Stantsbahnciil 
chen Staatsbahnwerkstätten. Die schwedischen ‚Priv 
werkstätten haben. sich an die Regierung mit der Bitte 
wendet, es möchten 'zur ungestörten Aufpechterhaltung 
Privatwerkstättenbetriebes Wagenbestellungen gemacht we 
den. Die Eisenbahndirektion hat hierauf erwidert, daß vorde 
hand keine Wagen bei‘ Privatwerkstätten bestellt werd 
könnten. Der Reichstag habe für das laufende Jahr 19 6000 
Kronen für Anschaffung rollenden. Materials angewiesen, un 
hiervon seien 9000000 für -»Wagenanschaffungen bestimn 
Über 1965 000 Kr. für Anschaffung von 115 Güterwagen un 
zwei Personendrehgestellwasen aus Stahl hat die Direktic 
schon verfügt. Von den übrigen verfürbaren Mitteln sin 
gefähr 1800000 Kr, für Erzwaeen vorgesehen. Von ı 
Neuanschaffungen sind 90 ‚Wagen bei den eigenen Staats 
werkstätten bestellt, weniger wegen dringenden Wage 
darfes, als um dem Werkstätten- und Maschinenpersonal 
schäftigung zu verschaffen, da der Verkehrsrückgang 
Minderung der Werkstättenarbeiten für Unterhaltung 


die Eisenbahndirektion noch weitere Wasien um run 
rechneten Betrag von 27 000 000 Kr. bei den Pass W 
stätten herstellen lassen. Die zwei Personendrehsestellwa 
sind bei den Wasenfabriken in Görlitz bestellt. Man | 
nämlich für angezeigt gehalten, bei den Staatsbahnien in 
derartise Wagen in ihrer praktischen Verwendung zu 
proben. Solche Wagen haben sich sowohl in Europa wi 
Amerika immer mehr eingeführt, teils auf Grund ihrer er 
ren Slärke, teils auf Grund ihrer größeren Sicherheit bei 
Nachdem so die "Wagenherstellung in ei 
Staatsbahnwerkstätten mit Mitteln bedacht ist, 
andere Wagen als Erzwagen nur noch 2500000 Kr. übrig 
der Anschaffung von Erzwagen soll nach Übereinkunf 
der A.-G. Loussavara-Kirunavara so lange gewartet w 


übriebleibenden Betrax von 2500000 Kr. hält die Eisen 
direktion nicht für übermäßig groß, um ihn nicht für w 
Waeenherstellung in #«isenen Staatsbahn werkstätten oyi 
halten für den Fall, daß ‘auf Grund weiteren Verkehr 


nehmen sollte. Die Priyatwerkstätten sehen sonach vo 
hand leer aus, Bey Dr 


—  Unmittelbare Verkehr sverbindung He -B 
treter in Riea eine unmittelbare Verkehrsverbindung He 
fors-Reval-Riga-Kowno-Berlin vor. Deutschland würde 
£ stellen. Solange noch „eine D 
fährenverbindung Reval-Helsinsfors mangelt, müßten 
die Dampferfahrten dem Zugfahrplan anpassen. . Dr. 


— Mangel an Heizstoff in Rußland. Eine Kundeebui ‚de, 
Regierung an alle Gouvernements- und Kreiskomitees 
schäftist sich mit dem Mangel an Heizmaterial, der 
dings drohenden Umfang annehme, den Bahnverkehr lahml: 
die Einfuhr von Nahrungsmitteln verzögere und zur Kü: 
der Rationen zwinge. In den nächsten zwei Monaten ı 
die Sowietpartei daher ihre ganze Kraft auf die Ver 
gung der Eisenbahnen mit, Heizmaterial 
einigen. Vom erfolgreichen Verlauf der Holzbereitste 
und Anfuhr hänge die Ausführune des Planes für den 
aufbau der Industrie- und des Verkehrswesens und 
fuhr von Brot zu den Verbrauchsmittelpunkten für das 
laufende Jahr ab. Bis zum 1. Januar sei ein Fünftel 
angefahren worden, was laut Auftrag des Verteiäieue 
anoefahren werden sollte. 


— Von den russischen Eisenhaknen} Nach Nachaucle a 
Helsingfors ist Trotzki vom Posten als Volkskomm 
in Rußland zurückgetreten. Der frühere Kommissar 
Permbahn, namens Emisjanow, ist sein Nachfoleer, 
Änderung der. Sowjeteisenbahnpolitik ist nicht anzunm 
Emsjanow hat in einem Berichte ein überaus -düstepes 
von dem Stande der russischen Eisenbahnen entworfen, 
wird nach seiner Ansicht mindestens 5 Jahre daweı , bi rd 


rn | Ne 


esmäßioe Verhältnisse auf diesem Gebiete hergestellt sind. 
der ne im Frühjahr befürchtet man sine 
Katastrophe, da die Schwellen ‚schon solange auf der Strecke 
begren, daß sie durchmorscht sind. Augenblicklich wird der 
Verkehr durch mächtige Schneefälle stark behindert. 120 000 
iter wären, erforderlich, um die Bahn vom Schnee fnei- 
Nach - Erzählungen russischer Flüchtlinge aus 
we ist der Straßenbahnverkehr wegen Breennstoff- 
mangels eingestellt, der Vorortverkehr nur zeitweise im Be- 
trieb. Man kann bei Benutzung eines Vorortzuses unelaub- 


Bahn stehen, und das Zugpersonal holt sich Holz von irsend- 
einer verlassenen, halb niedergerissenen Villa. In Peters- 
burg und an. der Grenze rüstet man sich eifrig für die Wieder- 
ö» der Verbindungen mit Finnland. Bahnhöfe und 
Güterhallen werden. ausgebessert, Züge in Ordnung „ebracht, 
verwendbare Wagen von anderen Bahnen. gesammelt. Man 
hofft vor allem, 50000 Klafoer Brennholz und große Mengen 
von Finnland hereinzubekommen. Als Ausfuhrwanen 
en Tabak und Roßhaare, die auf Lager sind, genannt. 
Man betrachtet Finnland als Fenster gegen Europa hin, da 
die Verbindungen über Estland sehr schwierig sind. 
‚Ob das aufsehenerregende russisch-amerikanische kache 
und Lieferungsübereinkommen, von dem wir in Nr, 1, S. 
d. Ztg. berichteten, und das. auch großartige eenahnliäfe 
runeen umfassen sollte, schon zum Abschluß sebracht ist 
oder nicht, ist nicht festzustellen. Der stellvertretende Vor- 
ind des höchsten Wirtschaftsrates in Rußland, Lomow, 'er- 
ärt, daß das Abkommen mit Vanderlip über die Ausnutzung 
von Kamtschatka und Ostsibirien jetzt im einzelnen ausge- 
en sei und einen Zeitraum von 60 Jahren umfassen solle, 
Bette hat der aus Amerika ausgewiesene Sowietgesandte 
Martens erklärt, daß die Sowietregierung infolge seiner Aus- 
‚weisung befohlen habe, alle Verträge zwischen Sowjet- und 
amerikanischen Firmen, die sich zusammen auf 55 Millionen 
‚Dollar belaufen, aufzuheben. Im übrigen geht die Sowiet- 
megierung nach wie vor mit allen möglichen Konzessions- 
bietunsen zu Markte. Nachdem Krassins Sendung in 
‚London. mißglückte, soll zunächst an Deutschland und Skan- 
dinavien bei der Einrichtung einer russischen Industrie ‘ge- 
acht sein. Die möglicherweise kommende Wiedereröffnung 
ußlands für den Welthandel ist schon jetzt Gegenstand all- 
einer Mißgunst. Vor allem hat man Amerika im Ver: 
ht, daß es trotz aller gesienteilisen Angaben den Handel 
mit Rußland anknüpfen und dabei England und Deutschland 
vorkommen möchte. Nach Nachrichten aus Amerika soll 
russisch-amerikanische Handel schon in nächster Zeit 
die Ostseehäfen und Odessa eingeleitet werden. | 
h Nachrichten über Helsinsfors ıst unlängst zwischen 
und. Nowgorod tin großes Eisenbahnunglück 
sekommen. Benzin, das den Bawern im Austausch sesen 
nsmittel geliefert werden sollte, explodiertee Von 
eisenden sind 68 tot. ITS 


Fremde Erdteile. 
Die amerikanischen Eisenbahnen im Jahre 1921. In einer 
rsten Nummern dieses Jahres wirft die New York Tribune 
Ausbliek auf die Entwieklung des amerikanischen Eisen- 
wesens im kommenden Jahre. Die Hauptaufgabe der 
nbahnen wird danach sein, die 6 %, die das neue Verkehrs- 
iR als angemessene Verzinsung der in den Eisenbahnen 
Iren Werte bezeichnet, zu verdienen. Das wird 
fig sein, wenn, wie zu erwarten, die Einnahmen zu- 
Ehen, weil der. Verkehr voraussichtlich an Umfans ver- 
wird. Das Ziel, 6% herauszuwirtschaften, muß daher 
h Verminderung der Ausgaben, also durch Sparsamkeit 
u erreichen gesucht werden. Auch weine gründlichere Aus- 
ıng aller vorhandenen Anlagen bis an die Grenze ihrer 
Leistungsfähigkeit wird nötig sein. ‚Anderseits erwartet 
man auch ein Fallen. der Preise und dadurch ein Sinken 
"Betriebsausgaben. Es steht z. B. in Aussicht, daß die 
Kohlen 1 Dollar für die Tonne billiger werden, was sehr 
. lieh ins Gewicht fallen wird. 
; Beziehungen zwischen den Eisenbahngesellschaften als 
beitgeber und ihren Arbeitnehmern haben sich schon im 
e 1920 webessert, nachdem sie durch einen Streik stark 
üttert worden waren. . Weitere Besserung wird für 1921 
erwartet. Etwaige Streitiekeiten sollen örtlich, nicht für das 
sanıze Land geschlichtet werden; der in dieser Beziehung ge- 
° Anfan$ deutet darauf hin, daß diese Regelung sich 
*n wird. Viele Bestimmungen, die, aus der Zeit des 
betriebes stammend, die Leistungen der Arbeitnehmer 
nstie beeinflussen, werden voraussichtlich beseitigt wer- 
_ Möglicherweise wird auch «ine Herabsetzung der Löhne 


liehe Sachen erleben. Plötzlich bleibt der Zus mitten auf der' 


‚sowie Ausbau der Werkstätten, 


-Vıielleicht wird das 


In bezug auf große, einmalige Aussaben wird besondere 
Vorsicht walten müssen. Es wird also ebenso: wie im Vor- 
jahre große Zurückhaltung bei Neuanlagen und bei der bes- 
seren Ausrüstung der vorhandenen Anlagen weübt werden 
müssen. Nur die Neuanlagen können geschaffen werden, die 
zur Beseitigung der jetzt herrschenden. Übelstände, namentlich 
der Überbeanspruchung von (Bahnhofsanlagen, unerläßlich 
sind ‚und die weine bessere Ausnutzung dieser "Anlagen und 
damit höhere Einnahmen ermöglichen. Es werden also etwa 
folgende Maßnahmen durchgeführt werden: Verbesserungen 
in der Bauart der Lokomotiven, vermehrte Verwendung 
schwerer Lokomotiven, Umbau von Streckenteilen mit un- 
günstigen Steigungs- und: Krümmungsverhältnissen, Veer- 
mehrung von Abstelleleisen und sonstigen Bahnhofsanlagen 
Verbesserung der Signal- 
anlagen und der Einrichtungen für die Zugleitung. Nament- 
lich "wird aber auf eine bessere Unterhaltung aller Anlagen 
Bedacht zu nehmen sein; diese hat im Kriege infolse des 
Mangels an Arbeitskräften, Baustoffen und Ersatzteilen be- 
kanntlich sehr «elitten. 

Der Wagenpark wird erheblich verstärkt werden müssen, 
Im. Jahre 1920 sind nur 50000 Güterwagen, 1500 Lokomotiven 
und 1000 Personenwagen beschafft worden. Die ärgste 
Stockung im Verkehr wird als beseitigt angesehen, seit im 


‚November an die. Stelle des Wagenmansels Wagenüberschuß 


setreben ist; dies ist wohl so zu verstehen, daß es mit Freuden 
begrüßt wird, daß an Stelle des ungewöhnlichen Wagen- 
mangels wieder ein Zustand getreten. ist, der den Vorkriegs- 
verhältnissen entspricht, so daß also zwar kein. wirklicher 
Wagenüberfluß vorhanden ist, daß aber nicht mehr Waeen 
fehlen, als es unter reorelmäßisen Verhältnissen der Fall war. 
Im Kriege sind viele neue Kohlenbergwerke eröffnet worden ; 
die Folge ist, daß in der zweiten Hälfte des Jahres 1920 die 
Kohlenförderung eine Höhe erreicht hat, die bis jetzt erst 
einmal übertroffen worden ist. Zur Bewältig ung des Kohlen- 
verkehrs ist natürlich eine vermehrte Anzahl von Kohlen- 


wagen nötig, und diese muß ebenso wie eine Anzahl Kühl- 


wagen, an denen erhöhter Bedarf ist, erst noch beschafft 
werden. Da aber die Kosten, namentlich für Bauten, im 
Fallen begriffen sind, wird es klug sein, mit Neubauten und 
Beschaffungen nicht zu eılie vorzusehen, sondern eher abzu- 
warten. 


Die Eisenbahngesellschaften waren schon vor dem Ks 
auf dem Wese, in eine Notlage zu wseeraten; diese Lage ist 
durch den Krieg noch verschärft worden. Den Eisenbahnen 
gelang und selingt es nicht mehr, die nötigen Mittel für 
Bauten und Beschaffungsen, die zu Lasten des Anlarekapitals 
ziehen, aufzubrinsen. I\Sie können daher nicht, wie es richtig 
wäre, mit dem Umfang ihrer Anlagen dem zu erwartenden 
Verkehr vorauseilen. Das Gesetz von 1920 wird, so erwartet 
man, diesem Zustande ein Ende machen, indem es darauf 
hinwirkt, daß die Leistungen der Eisenbahnen angemessen 
bezahlt werden. Die Gestaltung der Verhältnisse in dieser 
Beziehung hänest aber nicht nur von der Entwickelung der 
Dinge in den Vereinigten Staaten ab, sondern die wirtschaft- 
liche Lage der ganzen Welt wird hierauf von Einfluß sein. 
Zvel, daß nämlich die 'Eisenbahnwerte 
6% «inbrinsen, im Jahre 1921 noch nicht erreicht werden, 
aber man wırd ihm doch näher kommen. Die erwartete Ab- 
wärtsbeweesunge im Preise des Geldes wird den Kredit der 
Eisenbahngesellschaften erhöhen, und so wird sich die Lage 
der Eisenbahnen verbessern, obgleich die Preise sinken, wäh- 
rend letzterer Vorgang sonst den gegenteiligen Erfolg hat. 

Obgleich wir keine Veranlassung haben, den. Amerikanern 
Gutes zu wünschen, wollen wir doch die Hoffnung aussprechen, 
daß die gute Zuversicht, die sich in. dem vorstehend wıieder- 

gegebenen, von einem 'Börsenfachmann verfaßten Ausblick 
zu erkennen „ibt, berechtist sein möse; denn die wirtschaft- 
lichen Verhältnisse aller. Völker der Welt hängen so eng 
zusammen, daß eine günstige Entwickelung der Dinge in den 
Vereinigten Staaten ihre Rückwirkung auf das deutsche Wiırt- 
schaftsleben nicht verfehlen wird. 


Allgemeines. 


— Starke Triebwagenzüge. Bei Lokomotivbetrieb, sowohl 
mit Dampf als mit Elektrizität als Zugkraft, ist die Länge der 
Züge bekanntlich in natürlicher Weise durch die Last begrenzt, 
die die Lokomotive zu befördern vermag. Bei Triebwagen- 
zügen kommt diese Grenze nicht in Frage; man kann vielmehr 
geradezu beliebig viele Triebwagen und dazu eine angemessene 
Zahl von motorlosen Beiwagen, wenn sie nur in die elektrische 
Verbindung mit dem Führerstand einbezogen sind, zu einem 
Zug zusammenstellen, vorausgesetzt, daß dadurch die Lei- 
stungsfähilckeit des Kraftwerks und der Stromzuleitunsz nicht 
überschritten Rn und daß die Bahnsteielänge- die Abferti- 


Nr. 6 


gung so langer Züge zuläßt, daß endlich auch die Signalein- 
richtungen entsprechend ausgebildet sind. In Berlin haben die 
längsten Züre der Hochbahn sechs Wagen, und die Bahnsteige 
der neueren Haltestellen würden noch «eine Vermehrung dieser 
Zahl um zwei zulassen. In England. haben Züge mit bis zu 
zwölf Wagen zeitweilig im regelmäßigen Betrieb gestanden, 


und bei einieen besonderen Gelegenheiten ist diese Zahl sogar 
In. Amerika verkehren auf den 


noch überschritten worden. 1 
städtischen Schnellbahnen meist 10-Wagenzüge, und diese Zahl 
mag im allgemeinen als Höchstgrenze gelten. Es ist geradezu 
als erstaunlich zu bezeichnen, wenn Railway Gazette zu be- 
iichten vermag, daß auf einer der Chicagoer 'Schnellbahnen im 
vergangenen Sommer 20-Wagenzüge nach einem der am See 
zelesenen Ausflugsorte in Verkehr gesetzt worden. sind, ohne 
daß sich dabei Anstände ergeben hätten. Railway Gazette sagt 


selbst, daß diese Tatsache mit besonderem Interesse zu ver-' 


zeichnen sei, und sıe ist auch wirklich eine außergewöhnliche 
Leistung. Maßgebend für die Länge der Züge auf Hoch- und 
Untergerundbahnen wird meist. die Länge der Bahnsteige sein, 
und diese lassen sich, wenn der zunehmende Verkehr die Ein- 
stellung längerer Züge bedingt, als der vorhandenen Bahn- 
steirlänge entspricht, bei Anlagen unter Tag nur mit außer- 
ordentlichen, bei Anlagen über Tag nur mit recht erheblichen 
Schwieriekeiten verlängern. Ein Hindernis für eine Verlänge- 
rung der Züge über eine gewisse Grenze hinaus können auch 
die Signaleinrichtungen bilden, doch lassen sich diese schon 
eher so umbauen, daß längere Züge verkehren können. Die 


Schwieriekeiten in dieser Beziehung werden aber dadurch er- 


höht, daß so lange Züge wohl nur auf Strecken mit stärkstem 


Verkehr in Frage kommen können, und bei solchen Betriebs- ; 


verhältnissen spielt die Zeit, die der Zug insbesondere zur 
Räumung eines Stationsabschnittes braucht, und die natürlich 
in einem gewissen Verhältnis zur Bahnsteiglänge bzw. zur 
Zuglänge steht, eine wichtige Rolle. Wenn auch in Berlin in 
den verkehrsstarken Stunden eine Verlängerung der Züge der 
Hoch- und Untergsrundbahn zuweilen recht erwünscht wäre, 
so ist doch unter den heutigen Verhältnissen eine Erhöhung 


der jetzt mörlichen Zahl von Wagen in Anbetracht der kost-- 


spielisen baulichen Maßnahmen, die ihr bei einer Anzahl von 
Stationen vorausgehen müßten, ganz ausgeschlossen. Eın 
Triebwagenzug mit 20 Wagen ist für unsere Schnellbahnver- 
hältnisse etwas so außergewöhnliches, daß der deutsche Fach- 
mann, geneigt ist, den englischen Bericht über den Verkehr 
solcher Züge in Amerika nur mit Staunen, wenn nicht sogar 
mit Mißtrauen aufzunehmen. 


Rechtspflege. 


— Verlust beim Transport von Wein auf der Eisenbahn. Im 
Juni 1919 empfing die Firma M. K. & Co. in ıB. von dem 
Weingutsbesitzer H. in C. zwei Wagenladungen Wein 
in Fässsern.. An der einen Waeenladung, die 6 Fässer im 
Gewichte von 6950 kg enthielt, fehlten 1509 Liter, bei 
der anderen, zu der 7 Fässer gehörten, war ein Verlust 
von 321 Litern eingetreten. Für den Ausfall verlangt die 
Klägerin unter Zugrüundelegung eines Preises von 4,13 M, für 
das Liter 7557 M. Schadenersatz vom Eisenbahnfiskus. 
Landgerichtund Kammergericht in Berlin haben 
die Schadenersatzklage abgewiesen. Das Kammergericht 
sieht eine bestimmte Ursache für das Abhandenkommen des 
Weins als nicht erwiesen an. Es sei wohl möglich, daß an 
dien Fässern, die im Juni 1919 befördert wurden und 14 Tage 
unterwegs warnen, infolge der Hitze die Dauben zusammen- 
getrocknet und durchlässig geworden seien. Der Berufungs- 
richter gibt aber auch die. Möglichkeit zu, daß unterwegs aus 
den Fässern abgezapft worden sei. Endlich führt er aus, daß 


bei 2 Fässern, an denen Stab- und Daubenbruch ersichtlich 


gewesen sel, der Gewichtsverlust durch eine Beschädigung 
beim Aufladen, oder durch mangelhafte Verladung herbei- 
»eführt sein könne. Deshalb erachtet er dıe Befreiungsvor- 
schrift des -& 459 Nr. 1 und 3 HGB. zugunsten der Beklagten 
für anwendbar. Gegen dieses Urteil hat 
Erfolg Revision beim ‚Reiehsgericht eingelegt. Der 
höchste Gerichtshof hat das Urteil des Kammer T- 
eerichts aufzehoben, soweit darin die Klage in Höhe 
von 3692 M. abgewiesen worden war. In diesem Umfange ist 


«ter Rechtsstreit zur anderweiten Entscheidung an das Kam- 


mergericht zurückverwiesen worden. In seinen Entschei- 
dunesgründen führt das Beichsgericht u. a. aus, daß 
die Anwendung der Befreiungsvorschrift des 8 459 Nr. 1 HGB. 
nicht durchweg 'bedenkenfrei ist. Denn. nach dieser Vorschrift, 
die dem $ S6 der Eisenbahnverkehrsordnune entspricht, haftet 
bei‘ Gütern, die in. offenen Wagen befördert werden, die 


Eisenbahn nicht für den Schaden, der aus der mit dieser 


Beförderungsart verbundenen Gefahr ‚entspringt. Die Eisen- 


bahnverkehrsordnung ‚macht aber eine Ausnahme von. 


8 . E 


— 


_Daubenbruch der Gewichtsverlust auch durch eine Bes 


die Klägerin mit 


de a en dee wenn autfajlonder ae 
lust“ oder „Abgang ganzer Stücke“ in Frage kommt. 
„auffallender“ Gewichtsabgang Ist ein solcher zu verste 
‚der „dasjenige Maß übersteigt, das mit den Gefahren 
regelrecht verlaufenden Beförderung verbunden zu sein pf 
‚und in ihm seine Erklärung findet. Im vorliegenden F 
ist das Fehlen von 1509 Litern und 321 Litern als „auf 
im Sinne der erwähnten Bestimmungen zu bezeichn 
solchen Fällen haftet also die Bahn, wenn — u 
Voraussetzung ist gegenwärtig von Bedeutung — die 
sache des Verlustes unaufgeklärt -Beblien 
‚Im weiteren führt das Reichsgericht hierzu aus, das ! 
fungsgericht habe nicht feststellen können, ob tatsächli 
Eintrocknen der Dauben oder ein Berauben der Fässer 
gefunden habe. Trotzdem habe_ der ıBerufungsrichter 
irrtümlich die Haftungsbeschränkunmg auch bei 
- fallendem Gewichtsverlust eintreten lassen, indem er s 
die bereits erwähnte Reichsgerichtsentscheidung bezog 
Tenem Falle war ein Möbelwagen verbrannt, und infolged 
konnte dort nicht mehr von «einer unaufgeklärt greblie 
Ursache des Vrerlustes gesprochen werden. Das Urteil 
Kammergerichts wäre mithin dem ganzen Umfange nae 
zuheben. gewesen. Doch das Berufunsssericht wendet 
gunsten des Beklagten noch die Befreiungsvorschrift des 
Nr, 3 HGB. ($ 86 Nr. 3 EVO.) an. Diese freilich nur = 
als zwei Fässer bei der Ankunft in B. Stab- und 
bruch aufwiesen. Es geht davon aus, daß nach Abs 
IIdes Gütertarifs Teill Abteilung B dem Abs 
selbst die Verladung der Güter obgelegen 
und deshalb die Eisenbahn nach- der obem senannten 
freiungsvorschrift nicht hafte für den Schaden, der aus 
mit dem Aufladen oder mit einer mangelhaften 
ladung verbundenen: Gefahr entstehe. Weiter berücksichti 
es, daß nach $ 459 Abs. 2 (8 86 Abs. 2) in Ansehung solche 
Schäden, die aus der fraglichen Gefahr entstehen ko 
die Vermutung besteht, daß sie aus dieser Gefahr 
‚wirklich entstanden sind. Demgemäß gelangt 
dem Ergebnis, daß an den beiden Fässern mit Stab- 


gung beim Aufladen oder durch mangelhafte Verladung 
beigeführt sein könne und der Beklagte hierfür nie 
"haften brauche. — Somit erstreckt sich nun die Haft bief 
‚unge des Beklagten, soweit sie aus $ 459 Nr. 3 HGB 
Nr. 3 EVO.) hergeleitet wird, nur auf die beiden Fä 
Stab- oder Daubenbruch, also auf die: Fässer Nr, 82 und 
ersten Wasenladung, aus denen zusammen: 894 Liter Wei 
handen gekommen sind. Unter Zugrundelegung des mi 
Klage seforderten Wertes von 4,13 M. für das Liter entfall 
. VON der Klagesumme auf die beiden Fässer 3692,22 M. 7 
‘Höhe dieses Betrages mwebst Zinsen ist daher die Klages 
 weisung g„erechtfertist und die dagegen gerichtete Re 
als unbegründet zurückzuweisen. Wegen der klägerise 
Mehrforderung ist das Vorderurteil aufzuheben und a 


is Be inpgcht zurückzuverweisen, 
mehr zu prüfen haben, ob der vom Beklagten en 
gemachte Befreiungsgrund des $ 459 Nr. 4 HGB. ($ 86 & 
EVO.) — außergewöhnliche ILeckage — durchgreif 
nötirenfalls, ob der Beklarte sich mit Recht auf & 
‚nicht erkennbare Mängel der Veerpackung, $ 456 HGB 
‚EVO.), berufen kann. (Aktenzeichen: I. 140/20. — 242 


Bücherschau. 


— Jahrbuch des Norddeutschen Lloyd. 1919/20. Die der 
Seeschiffahrt unter besonderer Berücksichtigung des 
deutschen Lloyd und die Folgen des Krieges. Bremen 
Kommissionsverlag Franz Leuwer, Bremen. Preis 60 F 
schließlich Tewerungszuschlae. 5 

Dieses Jahrbuch, das in seinem Speziellen Teil Rh, 
teilunssen über den Betrieb und die Verwaltung des ] 
- deutschen Lloyd’ enthält, bringt in seinem Teil A wie 
Fülle interessanter Aufsätze, deren Bedeutung weit üb 
Rahmen ähnlicher Veröffentlichungen hinausgeht. _Ga 
sonders gilt dies von dem Leitaufsatz des Generale 
Philipp Heineken über die deutsche Handelsschif 
Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft. In den 
Tagen des vergangenen J ahres wurde es "bekannt, 
neken sein Amt als ‚Generaldirektor des Lloyd auf 
‚beabsichtigt. Das bedeutet einen großen Verlust ni 
für das Unternehmen, dessen Seele er war, sondern 
deutsche Verkehrswesen. überhaupt. Wir dürfen hof 
die schwer zu “rsetzende Arbeitskraft. dieser. führende 
weitblickenden Persönlichkeit dem deutschen Wirtscha 
auch an anderer Stelle nach wie yor Sn bleiben 


Re ren eine der wich- 
ne, von \ AT der Entente uns auf- 
‚rieges, werden uns vorgeführt. Dann werden 
TER Wirkungen des Friedensvertrages und 
' strengen, mit den Bestimmungen des Ver- 
Einklang zu bringenden Auslesung in klarer 
Bl ‚Weise ollen. Kintind, Wir erfahren dabei 


ya =, Bauch Fe er die diesen Dee 


nieht verzweiflungsvoll gestimmt. 
r neues Leben sich zu regen. Sehr beachtenswert ist 
eineken über das Eindringen fremden Kapitals in 
Wirtschaft. sagt, und was unter dem Schlagwort 
ii ‚manchem von uns er BON 22 betont, 


ve en Er zu en eh hat. Er hält 
te Selbsthilfe für durchaus ausreichend und warnt 
z vielfach en — . gesetzlichen Regelung, 


‚ahlveichen. lapen Aufsätzen ° des Tahrbuchs 
h die überzeugenden Darlegunren des 
remer Kanalvereins Dr. Flirel über die Not- 
ines Schiffahrtsweses von Rheinland-Westfalen 
= großen Seehäfen ren und er er- 


emen: a: Shave rum. 
aussestattete Werk enthält 24 Bildertafeln, 
= Se epmueen, 


34 re Sc Ing, "M, a 'beh, aut. 
ür Maschinenbau und Elektrotechnik. Zweite, 
1920. Verlas von 


Hape ER "102 Seiten er Buches war 
£ en: in . weit- 
E erenWit- 


lustrio en 
i bschnitt brinet Anfschlüese: über die Zunahme 


darfs der Be 2 deren Ursachen, 


& von. Stationsnamen. ‚ 
rektionsbezirk Stettin. 


V. Klasse Gersdorf (Bez. Köslin) 
Kr. Dramburs) seändert. 


: von Stationsnamien. GE 


. Februar 1921 
bweise des Stations- 

„Bous (Saar)“ 
2 2 Fyi u i 
3 I: anuar. 1921, 


“ziumkarbid zur 
Schweiz. 


höhunsen 
durchgeführt. 


int ein | ’ 


die ne 


chaft ferner stehen, höchst lesenswert. Sie, 
Es besinnt 


Geschäfts- 


unter | 


Die Be - 
m der Strecke Falkenburg (Pom.)-Poizin ge- 


DEeuer ER ‚3 Fin Kal- 
Ausfuhr. 
Ferner werden ‚sofort, auf 
1. März und 1. Mai 1921 einige unbe- 
deutendere, teilweise mit kleinen Er- 

verbundene n 


Näheres in- unserem raritänzeiget: 
Karlsruhe, 30. Januar 1921. 
Eisenbahn- Generaldirektion. 


Nr. 6 


HiRee if die neuen ek oohenischen und metallureischen 
Verfahren und die Notwendigkeit niedriger Kraftpreise. Der 
zweite Abschnitt ermittelt die @estehuneskosten der Kilo- 
wattstunde bei Wasserkraft- und Wärmekraftwerken. Er- er- 
örtert die Belastungsschwankunsen in den Elektrizitäts- 
werken und den Beeriff der Abfalikraft bei Wasserkraft- und 
Dampfkraftwerken und streift dabei auch die Fragen des 
Einflusses der Abfallverwertuns auf die Tarifpolitik und die 
Anpassung der Industrie an die Abfallkraftverwertung. Dem 
schließen sich zusammenfassende Darlegungen über die Be- 
deutung der Kohle und ‘der Wasserkräfte für die Weltkraft- 
wirtschaft an. Der dritte Abschnitt behandelt das Problem 
der Abfallkraftverwertung in der Wärmetechnik; damit 
hängen zusammen. Erörterungen über die Wärmeausnutzung 
in industriellen Feuerungen: über Vorwärmer, Abhitzkessel 
und die Abfallkraft von Koks- oder Hochöfen und, schließlich 
über die Brennmaterialveredelung und ‘Verwertung der Ab- 
fallkohle. Der vierte Abschnitt befaßt sich.mit der Dampf- 
verwendune zur Krafterzeugune, zu Koch-, Heiz- und Trocken- 
zweeken und enthält ‚Angaben über den Wert des Dampfes 
und erwärmten Wassers als Heizmittel. Der Verfasser kommt 
zu dem Schluß, daß ein Überblick über das ganze Gebiet der 
Kraft- und Wärmewirtschaft im Dampfbetriebe lehrt, daß der 
Haushalt der Krafterzeusung, für sich betrachtet, dank der 
rastlos fortschreitenden Entwicklung der Technik bis nahe 
= u gelangt ıst, dıe das Höchste des Erreichbaren 
arstellt 


Im ‘fünften Abschnitt ist die Wärmewirtschaft in der 
Dampfmaschine besprochen; ver enthält bemerkenswerte Vor- 
schläge über die Ausnutzung der Abwärme oder des Ab- 
da von Dampfmaschinen oder Dampfturbinen in den 
verschiedensten : Industriezweigen. Der sechste und 
siebente Abschnitt zeben Richtlinien für die künftiee Ent- 
wieklung der Abfallkraftverwertung, für die Aufspeicherung 
und Fortleitüng” der Abwärme und damit im Zusammenhang 
für die Neugestaltung von Dampf-Elektrizitätswerken. Zum 
Zwecke „emeinsamer, möglichst vollkommener Ausnutzung 
des Brennstoffes ist die Vereinigung verschiedener Industrie- 
anlagen dringend empfohlen. So könnten zweckdienlich z. B. 
Dampf-Elektrizitätswerke mit irgendwelchen in der Nähe ge- 
legenen Heizungsanlasen oder Badeanstalten verbunden wer- 
den, dereestalt, daß die Abwärme des Elektrizitätswerkes zur 
Deckung des Wärmebedarfs solcher Anlagen verwendet wird. 


Der SchluBabschnitt befürwortet eine staatliche Einfluß- 
nahme auf die Kraftwirtschaft unter Wahrung .der privat- 
schaftlichen Interessen auf Grund einer genauen Kraft- und 
Wärmestätistik; auch die Vorschläge zur Schaffung «eines 
staatlichen Kraftverwaltungsamtes und schließlieh zur Ver- 
besserung der Kraftwirtschaft im alleemeinen werden berührt. 


-Diese Andeutuneen über den Inhalt des recht belehrenden 
Baches, mören venügien, um diis Wichtiekeit' eines schleuniren 
und vollkommenen Ausbaues der Abfallkraftverwertung für 
unsere darniederliexende Wirtschaft darzulegen. Weite Ver- 
Brehane ist dem Buche zu wünschen. 


e Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


eher ung der N rschennzebehenike von Stationen. 
ehr Generaldirektion Stuttgart. Die 
Stalion- Leinfelden, die bisher nur für die Abfertigung 
von. Personen, Reisegepäck, Expreßgut und Kleinvieh in 
Einzelsenduneen einserichtet war, ist vom 10. Februar 1921 ab 
für: den Gesamtverkehr eröffnet "worden. 


ig 


Amtliche Bekanntmachungen ee 


| Deutscher Seehafenverkehr mit Süd- 
deutschland. 
- Mit sofortieer Gültigkeit werden die 
=. baverischen Stationen Erlenbach (Main) 
St 250 kz und Obermenzinge „OR“in den 
Tarif aufgenommen. 
Ferner ist das Diehstbädchränktinge- 
| zeichen „OR“ bei der badischen Station 
x Unteruhldingen in „OK“ zu ändern. 
Näheres im Gemeinsamen Tarif- und 
Verkehrsanzeiger. (130) 
ee - Hannover. den 29. Januar 1921. 
BEE! ZH. “ N 7 #5, Eisenbahndirektion, 5 


aus‘ der 


t Änderungen 


(129) 


Nr. 6 


3. Nachruf. 


= e S Po RS v 


Der Geheime Regierungs- und Baurat . 


Herr Theodor Dane 


. in.Köln ist am 28. Januar d. Js. im 70. Lebensjahre gestorben. 
Seit dem 1. April 1907 war er im Bezirk der hiesigen Eisenbahndirektion 
und zwar mit geringer Unterbrechung als Vorstand des Beiriebsamts 2 Elber- 


‚Teld tätig. 


Am 1: Oktober 1914 trat er in den Ruhestand. 


Sein liebensw ürdiges Wesen sichert ihm a uns und seinen ehemaligen. 


Untergebenen ein dauerndes Gedenken. 


Elberfeld, den 1. Februar 1921. 


Der Präsident 


> | (132) 


und die höheren Beamten der Eisenbahndirektion Elberfeld. 


Staats- und Privatbahn-Güterverkehr 


Tiv. 5. 
‘Mit Gültierkeit vom 1. Februar 1921 


Güterverkehr (Fortsetzung). 


Gemeinschaftliches Heft CIb (Stations- 
‚ tariftafeln usw.) — Tfv. 200, 

Mit Gültieckeit vom 8. Februar 1921 
werden die im Vrerkehr mit den Bahn- 
höfen der Oschersleben - Schöninser 
Eisenbahn. zu erhebenden : Frachtzu- 
schläge für die mehr als 30 km be- 
r 1; ler Be LER en er- 
Oht. 


Näheres enthält die am 7. 9, 21 a 


schienene Nummer des Tarifanzeigers. 
Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhunsen gründet sich auf die vorüber- 
gehende Änderung des $ 6 der: Eisen- 
bahn- Verkehrsordnung (R.-G.-Bl. 1914, 
Seite 455). — Auskunft geben auch‘ die 
beteilisten Güterabfertigrunsen sowie 
das Auskunftsbüro, hier, . Bahnhof 
Alexanderplatz. h (131) 
Berlin, den 2. Februar 1921. - 
Eisenbahndirektion. 


Staats- und Privatbahn- Gütertarif, 
Heft C1. 

Mit Gültigkeit vum 15. Februar 1921 
wird die Station Lendringsen als Sam- 
mellagerstation in den Ausnahmetarif 1a 
für Rundhölzer zu Grubenzwecken auf- 
SeNOMMEN. -(140) 

Elberfeld, den 1. Februar 1921. 

Eiseubahndirektion. 


Württ. Binnen-Gütertarif. _ (Tfv. 39a.) 
Am 10. Februar 1921 wird die Station 
Leinfelden in den Tarif aufgenommen 
und dıe Station Unteraichen gestrichen. 
Näheres in unserem Tarifanzeiser. . 
Stuttgart, 31. Januar 1921. (138) 
Eisenbahn- Generaldirektion. : 


ey 


Staats- und Privatbahn-Güterverkehr 


v.D. : 
Ost-mitteldeutsch-sächsiseher Verkehr 


- Heft 1 und 2. 

Unsere Bekanntmachung vom 20. De- 
zember 1920 — Nr. 8, Tfb. 12 — wird 
: "dahin ereänzt. daß mit Gültiekeit vom 
1. März 1921 sämtliche Entfernungen 
für die Sfation Plagwitz-Lindenau Pr. 
Stb. in den Heften BI7 und BII 1-64 
sowie im Tarifheft 2 für den ost-mittel- 
deutsch-sächsischen Verkehr ohne Er- 
satz aufgehoben werden. 
Plagwitz-Lindenau Sächs. Stb. erhält 
zum gleichen. Zeitpunkt die Bezeich- 
nung Plaswitz Lindenau.. (137) 

Auskunft geben die beteilisten Güter- 
abfertigungen 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 

Berlin, den 3, Februar 1921. 

Eisenbahndirektion. 


A Herausgegeben im Auftrage des Vereins Deutscher Hlsenbahnrerwallungen 
R b von dem verantwortlichen Schriftleiter, 


Die Station . 


sowie das Auskunfts- 


3 anzeiger. 


wird der Binnenverkehr der Bentheimer 


Kreisbahn in den oben genannten Ver- 
kehr aufsenommen. Die hierdurch ein- 


tretenden Änderungen werden durch. | 
und Verkehrs- 


den nächsten Tarif- 
anzeicer bekanntseseben werden. 
‘Auskunft geben die beteilieten Güter- 
abfertisunsen sowie das Auskunfts- 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 
Berlin. den 3. Febmar 1921. (136) 
Eisenbahndirektion. 


"Nordwestdeutsch-bayerischer Güter- 
tarif. 
Mit sofortiger Gültirkeit werden die 


Stationen Obermenzing und Uslar Stadt 


in den Tarif einbezogen. 

Näheres \bei den beteilisten Abferti- 
gungsstellen und in der nächsten Num- 
mer des gemeinsamen Tarif- und Ver- 
kehrsanzeigers. (139) 

Frankfurt (Main), 31. Januar 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Pfälziseh-Württ. Gier verkehr; 
Die Station Waldmohr, die die 


‚Bezeichnung Jäsersburg erhalten 


hat, wird mit Gültigkeit vom 1. Februar 
192] an im Tarif eestrichen; sıe ist 
in das westdeutsch - südwestdeutsche 
Tarifheft 8 einbezogen worden. Soweit 
hierdurch Tariferhöhunsen eintreten, 
gelten die bisherigen Entfernungen 
noch bis 31. März 1921. (135) 
Stuttgart, den 1. Februar 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


Pfälzisch-Württ. -Rüterverkehr. 
Mit Gültiskeit vom 10. Februar. 1921 


.an wird die Station Leinfelden in den 


Tarif aufgenommen. Näheres bei den 

Dienststellen und in unserem Eh 

Stuttgart. den 5. bebrear 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


. Erste Donau-Dampfschiffahrts- 
Gesellschaft. ® 


bührentarifes für die Lager- 


häuser in Wien. II. Praterkai, 


Fruehtplatz. 


Am 15. Februar 1921 wird ein "neuer 


Gebührentarif für die Lagerhäuser der 


Ersten Donau-Dampf: schiff ahrts-Gesell- 


schaft in Wien, Il. Praterkai Frucht- 
platz, eingeführt, weleher Gebührenan- 
sätze-uni Bestimmungen enthält. Durch 
diesen Tarif wird der gleichnamige 


ho 


Geh. Oberregierungsrat Dr. v. 
Für den Anzeigenteil verantwortlich PB. LUCHBAREN Berlin SO. 26. 
‘Verlag von Julius Springer in Berlin W, — Druck von H. 


Einführung eines neuen Ge-.|.: 


Tarif vom 16. November 1920. aufge- 


. Hermann & Co, in Berlin Bw. 


E Gemeinschaftliches Heft CIb (Stati 


- Überführung ven Wagenladungen 


„Aites Ausziehgleis“ eine. ‚Gebühr 


Alexanderplatz. 


a unserer Kanzlei 


hier; Karlstraße 16. gegen Eins 
von 3 f 


Ritter. in Berlin. 


Zeitung des: Verei 
Deutscher Eisenbahnverw. 


stelle für Tarife in Wien, 
straße 16,,zum Preise von 3 K- 
Stück zu beziehen, 

Wi Len, am 3 Februar 192. 


Staats- und Prirathn-Güterre 
Mit: Gültiekeit vom 1. März 1921 
ein Berichtigungsblatt zum Nachtr: 
gültix vom 1. November 1920, una 
zu den Teilheften B II 51, 52, 54, 55% 
62 herausgegeben. - Auskunft gebe 
beteiligten Güterabfertigungen er 
das ° Auskunftsbüro, bier, Ba 
. Alexanderplatz. 
Berlin, den:31. Januar 1991, 
. Eisenbahndirektion. 


. tariftafeln usw.) — Tiv. 200. 
Vom 7. März 1921 ab wird für 


schen Mainz- Kastel und der Lade 


30 M für den Wagen erhoben, 
“ Näheres enthält die am 10. Febru 
1921 erscheinende Nummer des T 


Erhöhungen gründet sich 

vorübereiehende Änderung des $& 
. Eisenbahn-Verkehrsordnun& (R. G. 
1914, Seite 455). Auskunft. geben 
die beteiligten Güterabfertigungen 
wie das Auskunftsbüre, hier, ii 


Berlin, den 8. Februar 1921. 
en en >; 


4. Verdingungen. 


Die Lieferung von E 
a) 15000 t Steinschlag 1. Kl 
b) 10000 cebm Oberbaukies 
soll öffentlich vergeben werden. 
Die Verdingungsunterlagen kö 
.hier einge 
auch gegen postfreie Einsendun 
ie6 M zua oderbinbar —n 
Briefmarken — von der Kanzle 
gen werden. _ h 
Die Angebote sind mit entspree 
Aufschrift versehen und versieg 
zu dem’ Eröffnungstermin an da 
nungsbüro hier einzusenden, un 
die zu: 3 bis zum 14. Februa 
mittags 11 Uhr und die zub 
15. Februar. vormittags‘ 11 Uhr. 
Zuschlagsfrist: 16:3 Wochen 
Erfurt, den 29, Iaanar 1921, 
4 Eisenbahndirektion. 


gr Kraden 


können von unserm Materia 


M in bar. nicht In Er 
bezogen werden. 

‚ Verschlossen®. Anoehhle müss 
spätestens 28. Februar d. J.; ‚vor 
11 Uhr, hier eingehen; der z 
‚folgt bis 7. März d.J. 

‚Oldenburg. (OrApR-N 28. Jar 


ae bei St ‚Eisenbahn. 


SE enso stehen im N: 1 Vereins 


Ritter, Geh. ‚Oberregierungsrat in Berlin, als Schriftleiter. — Verlag von J ulius S prin ger in Berlin W, 9. | 


‚Berlin, den 17. Februar 1921. 


Inhaltı =: 


Österreic h: er Be 
über Frasen des 
Schweres Eisenbahnunglück bei Fe- 
.ixdorf. —. Südbahn-Gesellschaft. — 


verkehrs mit Südslawien.. “Er> 


Verkehrs, — 


Wiener Personenbeförderungspreise. i 
U ngarn; Regelung des Eisenbahn- 


leiehterune bei der Reise von 1 Bada- 


Schriftleitung: Berlin W. 9, Köthener ‚Str. 28/29. 


> 


LXI. Jahrgang 


. — Schiedisgerichts- 
im Lohnstreit zwi- 


Winterfahrplan. 
entscheidung 


. schen den schwedischen Privatbah- 
men und ihren Bediensteten. 


—— Die 
Erdrosselung der Gotthardlinie. — 
Nachrichten von den schweizeri- 
schen Eisenbahnen, — Die Finanz- 


.. lage der französischen Eisenbahnen. 


hertarite: — ° Keime ee x pest nach Wien, — Rechtzeitige — . Normung der französischen 
Vorläufie Aufsabe des Re — \ier- Eisenbahnschienen. — Personenver- 
länserune der Gültigkeit der Staats- .kehr zwisehen Frankreich und Ita- 
€ -. balın- Abonnementskarten. — . Der lien. — Der englische Bergarbeiter- 
N klren Gepäck " Verkehr mit ausländischen . Zah- . streik und die Eisenbahnen. — Vom 
Boneit. —.Der a von. lungsmitteln. — Aufruf: des Han- ‘ englischen Signalwesen. — Fin- 
dielsministers an die 'Eisenbahnbe- nische Pläne. einer Eisenbahn nach 

diensteben. — Abgabe von Schuhen . Petjenga. 

a Eisenbahnangestellte. — . Neue 

ie der ee —_ - Frachtbriefmuster, Zollfreiheit. Fremde Erdteile: Das Pro- 


den Staatsbahnen. — „Adria“ See- 
— _Be- .  schiffahrts - Aktiengesellschaft. _— 


für amerikanische esaben.: —. 
Die 'Fahrpreisvergünstieungen auf 


sramm (des 'belsischen Kolonial- 
ministerns Franck. 


Rechtspflege. z 


Haftpflicht dier 


bahnkunde zu Berlin. - — Eisen- 
: ktor nat t; — Perso- 
REIN Klagen über 


berer Zeit, de Geshichie und Die ans der 
Fachschulen darzustellen haben wird, wird sicher- 
ganz besonderes Kapitel den Werkschulen widmen 
ie bilden ‚eine Neuerscheinung, deren Anfänge be- 
jege zu verzeichnen ‚waren, die aber in letzter 
sdeutende Förderung erhalten. haben, so daß 
von einem besonderen Gliede in. ‚der Kette 
1 sprechen können. 
Privatindustrie den Werkschulgedanken auf- 
d ‚zu übergegangen ist, in größerem Umfange 
€ deren Unterrichtszielen für die eigene In- 
ichten, um sich für "die Zukunft einen Stamm 
beite: 'heranzubilden. und damit ihre Lei- 
cherzustellen, konnten die Reichseisenbahnen 
aatliche. wirtschaftliche Unterwehmen nicht 
ollten sie nicht mit ihren Facharbeitern 
in n der Privatindustrie, ein a erwera g aus- 
itzen* lem en 


eh tellane Aller a hlägtgeh 
s.. Lehrlingswesen der BReichs.isen- 
ihrer -praktisehen und schulmäßigen 
das im Verlage von. Julius Springer, 
2er Handbuch ö EURO " Dr.-Ing. Schwarze, 


„Austrlazüge.‘ — 
Waesenstandseldes 
Ödenbur s-Ebenfurter Eisenbahn: 
“Übrige seur 2 an se Länder 
N 


Erhöhung des 


auf der Raab- | Pücherschau. 


Amtliche Mitteilungen. 


schwedischen K2 Amtliche Bekanntmachungen. 


/ 


Die, Srinde: die s sonst noch für die Einrichling der Werk- 

‚schulen mitsprachen, müssen. doch durchweg recht schwer- 
 wiegender- Natur gewesen sein, sonst hätte sicherlich nicht die 
Industrie bei der jetzigen Geldeniwertung und den gewaltigen 
"Kosten, welche die Schulen” erfordern, diesen Weg «inge- 
schlagen. - Eine wesentliche Förderung des Werkschul- 
gedankens erfolgte durch die eifrige und gründliche Arbeit 
des Deutschen Ausschusses für Technisches Schulwesen, 
‚sessen Tätigkeit sich aber nicht allein auf die Anregung zur 
Gründung. von besonderen Schulen für die einzelnen Zweige 
der Industrie beschränkte, der vielmehr seine Arbeit jetzt auf 
den inneren Ausbau des Unterrichts legt.- Noch bevor der 
von ihm bearbeibete Lehrplan, der ein Beispiel für die Durch- 
führung des Unterrichts sein ‘sol, in der Öffentlichkeit eer- 
schien, hatte sich bereits der Aus eschuß für die Werkschulen 
der Reichseisenbahnen mit der gleichen Frage der Schaffung 
eines "Lehrplanes für seine Schulen eingehend beschäftigt.- Die. 
Frage ist soweit geklärt, daß die Ziele nunmehr festliegen, 


Ma sat. Ku an der Preußisch-Hessischen 

Staatseisenbahnver altune“. Es beschäftigt sich außerdem . 
"auch mit der» handwerksmäßig en Ausbildung der Lehrlinge - 
im allgemeinen ‚und im besonderen mit allen Bestimmungen: 

und eieigbinnpen der Pflichtf. ae ee 2 


en 


2 + 


Pas des Vereins * 
Deutscher Kisenbahnverwaltung 


wenn auch die Bearbeitung im einzelnen, besonders die engere 
Auswahl und die Verteilung der vorgesehenen Stoffe auf die 
zur Verfügung stehenden vier Lehr- und Schuljahre noch einer 
weiteren Bearbeitung vorbehalten bleiben. Bei der Beurtei- 
lung des neu aufzustellenden Lehrplanes ist es angebracht, 
auf die wesentlichsten Gesichtspunkte näher einzugehen und 
damit zum Verständnis des Planes, der vielleicht dem Unein- 
geweihten recht weitgehend! erscheinen wird, beizutragen und 
etwaige Bedenken, die noch vorhanden sein könnten, gleich 
zu beseitigen. 

„Nicht für die Schule, sondern. für das Leben lernen. wir!“ 
Das ist ein pädagogischer Grundsatz, der vielfach in großen, 
aus Stein gehauwenen Buchstaben unsere Schulhäuser ziert, 
aber wohl von keiner Schulgattung so streng beachtet und 
durchgeführt wird, wie von den gewerblichen Lehranstalten, 
und hier wieder von den Werkschulen; er gehört also auch 
an die Spitze der Lehrpläne. Nach ihnen werden die Schüler 
unmittelbar für den praktischen Beruf vorgebildet, und Werk- 
statt und Schule gehen einander ergänzend, unterstützend und 
fördernd Hand in Hand; denn. hier gilt es vor allem, den 
Schüler für seinen künftigen praktischen Beruf mit den 
nötigen Kenntnissen und Fertigkeiten auszurüsten, um ihn 
möglichst leistungsfähig zu machen. 
beherrscht auch vollständig alle Unterrichtsfächer. 
. Als solche kommen in Betracht: 


1. Berufs- und Bürgerkunde Anschließen Deutsch 
Schriftwerk, 

2. bürgerliches und technisches Rechnen einschließlich haus- 
wirtschaftlicher und Werkstattbuchführung, < 

3. Fachkunde «einschließlich Naturlehre, Werkstoffkunde, 
sowie allgemeiner und Eisenbahnmaschinenlehre, 

4. Zeichnen, 

5. Turnen. 

Zur Verfügung stehen wöchentlich 9-10 Unterrichts- 

stunden, die, wenn irgend möglich, an einem geschlossenen 

Tage liegen sollen, was bei einer ausreichenden Abwechselung 

zwischen geistiger Arbeit, Zeichnen und auch körperlicher 

Bewegung ohne Bedenken durchgeführt werden kann. i 


Zu 1. Berufs- und Bürgerkunde einschließlich Deutsch 
und Schriftwerk. 
Für dieses Fach sind nach dem Erlaß des Preußischen 
Handelsministers vom 1. Juli 1911 folgende Aufgaben gestellt: 


a) das Verständnis der Schüler für ihren Beruf nach Mög- 


lichkeit zu vertiefen und sie zu denkendem, pflicht- 
hewußtem Arbeiten zu erziehen (Fachkunde) ; 
b) die für den einzelnen notwendigsten Kenntnisse des ge- 
schäftlichen Lebens zu übermitteln (Geschäftskunde) ; 
c) den Zusämmenhang des einzelnen und seiner Berufs- 
arbeit mit dem Gemeinschaftsleben in Familie, Schule 
und Werkstatt, in Gemeinde, Staat und Reich zum Be- 


wußtsein zu bringen, das Werden und Wesen wichtiger ° 


Einrichtungen des öffentlichen: Lebens zu. erklären, die 
Ehrfurcht vor der Verfassung und Rechtsordnung, die 
Liebe zu Heimat und Vaterland zu pflegen und Ziele 
für die freudige Mitarbeit im Staate vor Augen zu 
stellen (Bürgerkunde). 

Die zur Lösung dieser Aufgaben herangezogenen Stoffe 
schließen sich eng an das Nächstliegende, an die Berufswahl 
und den Eintritt in die Weerkstattschule an, 

“Zunächst gilt es, bei dem jungen Menschen für ‘sein beruf- 
lich sittliches Leben die Grundlage zu schaffen und die hier- 
für vorhandenen Keime zu wecken und zu pflegen. Der Ernst 
des Lebens tritt an ihn heran; sein früherer Jugendmut will 
ihn mitunter verlassen; er bedarf eines sicheren Haltes und 
der Stütze, die ihn vor sittlichen Verirrungen bewahren. Aus 
der Lebensgeschichte von Männern. die in seiner Heimat eine 
geachtete Stellung infolge ihres Fleißes, ihrer Ordnung und 
Ausdauer einnehmen, lernt er die Tugenden kennen, die auch 


£ Vorbilder; sie wirken außerdem in hohem Maße erzieherü 


-pflege, Erhaltung der Gesundheit, 


Rechte, die sich in der Beziehung des Berufs zum Gemeinsch 
Dieser Gesichtspunkt | 


und 
einzelnen Parteien, die ja im politischen Leben vorha 
menschlichen Gesellschaft; 
zum Manne herangereift ist. 


| einzelnen gedeihen soll. 
zuwendet, muß sich auch auf sein ENZETES und weiteres 


machen durch 


. Reiches einführt. 


- Ausdruck. 
| Derselbe schließt sich aufs engste an die Berufs- 
. Bürgerkunde an. Die Schüler sollen hierbei lernen, die 


| den schriftlichen . Arbeiten selbständig und ohne wese: 


‘ wählen. _ Ferner kommt in Betracht der Bericht, wie 


ihn. vorwärts bringen können. Hier bieten sich’ reichlich $ 
und viele Vorbilder für sein sittlich religiöses Leben und Ha 
deln. Die Jugend begeistert sich recht leicht für derart 


Von großer Bedeutung für die Arbeitsfreudigkeit und L 
stungsfähigkeit sind aber auch Belehrungen über Körper 
Ernährung, Hygiene 
Kleidung, Wohnung und Lebensweise, Die Gesundheit ist ( 
Grundvermögen des einzelnen und damit des Volkes; We 
zu zeigen, sie zu erhalten, ist Aufgabe der Schule. Die J ahre« 
Entwickelung, in denen sich der Lehrling befindet, bezeich: 
man sonst meist als Flegeljahre; hier ist also gewisserm 
eine fest umgrenzte Anstands- und Sittenlehre erforder. 
die ihm zeigen soll, wie sein Verhalten in der ‚Werkstatt, € 
Schule, in der Gesellschaft und Öffentlichkeit sein muß, d 
mit er einen Anspruch als gesitbeter Mensch erheben. kan nn. 


“Ein Einblick in die geschichtliche Entwicklung #«inze elne 
Einrichtungen, besonders des. Wirtschaftsiebens sowie ı 
gewerblichen Betriebsart der Vergangenheit und Gegenv 
wird viel zum Verständnis der Stoffe beitragen; sie gehör 
also auch in den Lehrplan einer Berufsschule. Die Pflichten u 


leben: ergeben, sowie die Einrichtungen in Gemeinde, Pro’ 
Staat und Reich werden eingehend zu behandeln sein, dam 
sich bei ihm die Überzeugung befestigt, daß er später zur 

arbeit an den öffentlichen Angelegenheiten berufen und d 
mit für sie mit verantwortlich sei. Das Hineinziehen } 
Parteipolitik in. die Schule wird streng zu vermeiden. sein, be 
sonders bei einer streng sachlichen Behandlung der Zielet 


sind und daher auch in der Schule nicht ausgesohalbe# we 
können. 

Der künftige Facharbeiter En aber auch ein. Glie 
Familienbande werknüpfe 
Jüngling mit Vater und Mutter, ‚Bruder und Schweste; 
die Gründung eines eigenen Hausstandes denkt er, we 
Die Familienverbände wied 
bilden die Gemeinde. Wer das Leben in der politischen 
meinde denkend und aufmerksam betrachtet, erkennt, daß 
Auge des Gesetzes wacht, und daß Friede und Ordnung 
schen müssen, wenn das Wohl der Gesamtheit und das 
Die: Liebe, die er seiner 


terland erstrecken; berechtigter Stolz soll ihn erfüll 
dem Gedanken, daß auch er dessert Wohl zu fördern 
ist. Das alles“sucht die Werkschule dem Jünglinge k 
den. Unterricht in Staats- und Bürge 
sowie in der Gesetzeskunde, die ihm die Staatseinrich 
vergegenwärtigt, ihn in. die Verwaltung des Staa Ss 


» Das berufliche, das Familien- und das staatsbürger ol 
Leben stellt aber auch Anforderungen | an’ seine _ 
keit und Gewandtheit im mündlichen und. schriftli 
Dazu dient der, Unterricht im- Schriftverl 


tigsten im bürgerlichen und beruflichen Leben vorko: 


Fehler anzufertigen. und sich über Dinge ihres Anscha 
und Erfahrungskreises klar und bestimmt auszudrücken 
die Sprachfertigkeit, die erfahrungsgemäß recht viel zu 
‚schen übrig läßt, zu heben, ist der mündliche Vort 
Schüler in allen Unterrichtsfächern ausreichend zu pf 
die Sprachübungen sind ‚gleichzeitig die Vorbereitung 
Niederschriften. Als Form der schriftlichen: Arbeiten 
wohl der Brief. wie auch Schriftsätze- aus dem bürger 
‚Geschäftsverkehr sowie dem mit Gericht und Behörd 


Ausübung des Berufs erforderlich ist, und zuletzt der 
aufsatz im Anschluß an die Fachkunde; einen wesen 


rkereiten bilden dabei dis Werkstattvorgänge ge. 
ichtige: Rolle im. bürgerlichen "wie im beruflichen 
men die Forlracke ein; sie sind ihrem Zwecke, In- 


£ “ abet ee ae daß alle Arten. von m 
r Bee ‚ausgefüllt werden. Zeit- und auch Gelder- 


en sie “finden nur, soweit sie este sind, im a 
ıB an die Darstellung der schriftlichen Aufgaben statt. 
Zusammenhange mit der Berufs: und Bürgerkunde ist 
las Wesentlichste aus dem Gebiete der Eisenbahnkunde 
E Mn Beiri Ser die ng de Penn gs für den 


En te der naeh Zeit. ehe ee Wwer- 
entsprechender Gelegenheit, und wenn es nicht anders 
€ ‚freiwillige. Be der. J ern Hier 


Zu 9, Be ee 


=. notwendigen Be eaken? erehen, aid zu 
nd inzelne Einrichtungen. des gewerblichen und öf- 
Be an der Zend nn Rechenbeispiele 


Er a dr one von angewandten Aufg ga 
r Flächen- und 'Körperberechnung, der Mechanik, 
zeitslehre usw. unter Benutzung der gebräuch- 
ellen zuwendet. - Aus. der Werkstatt selbst werden 

en die Arbeitszeit der wichtigsten auszuführen- 
\rbei en, der Material-, Lohn- und Unkostenberechnung 
n sein. Sie geben einen Einblick in den Geschäfts- 
Pal auch en wirken zur ZUhMEen Be. 


ei Fällen ein baren zu einem 
ee Bes 2 eanh. Wichtig 


die Grundlage für ein Eardikies Privatwirt- 
t, und das Verständnis“ für die Werkstatt- 


kennen lernen. 
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buchführung, soweit die Führung einzelner Bücher aus der 
Material- und Werkzeugausgabe usw. in Betracht kommt. 

Die hauswirtschaftliche Buchführung hät die Aufgabe zu 
sparsamer, zweckentsprechender Verwendung des Einkom- 
mens für den eigenen Bedarf und für den Haushalt anzu- 
leiten. Die Werkstattbuchführung will den Schüler vertraut 
machen mit einer geordneten, in der Werkstätte üblichen. 
Buchung aus der Material- und . Werkzeugkontrolle, und 
ihm Sicherheit in übersichtlichen er er in die Ar- 
es verleihen. 


-Zu 3. Fachkunde. 


Das”Ziel des Unterrichts in der Fachkunde muß sein: das 
Verständnis der Schüler für ihren Beruf zu vertiefen und 
sie zu denkenden und pflichtbewußten Facharbeitern zu 'er- 
zwehen, im- besonderen, sie mit allen in ihrem Berufe zur Be- 
arbeitung vorkommenden Rohstoffen vertraut zu machen. und 
ihnen das‘ Verständnis für die von ihnen angewandten Ar- 
beitsarten mit.der gebräuchlichen Werkzeugen und Maschinen 
zu ‚etschließen ‚und sie außerdem noch in den Herst ellungs- 
‘gang der wichtigsten Erzeugnisse ihrer Werkstatt einzu- 
führen. Sie erhalten einen Überblick über die Bauart und 
Einrichtung. der Betriebsmittel sowie der Maschinenanlagen | 
des Eisenbahnbetriebes. „Der Unterricht hat tunlichst von 
dem Verfahren der Werkstatt auszugehen, das für den Lehr- 
ling Notwendige zu betonen und nach Möglichkeit einfache 
Versuche, Proben, Modelle, Zeichnungen usw.‘ zu verwenden.“ 
Zum vollen Verständnis der Werkstofflehre, der. Arbeitsvor- 
gänge und der Maschinenkunde sind lerne Kenntnisse 
aus der Naturlehre (Physik und Chemie) erforderlich. Bei 
der knappen zur Verfügung stehenden Zeit ist aber‘ ein be- 
sonderer Unterricht in diesen Fächern nicht möglich; es ist 
‚daher notwendig, ihn mit der eigentlichen Fachkunde in 
direkte Verbindung za bringen. Das hat den Vorteil, daß die 
Schüler gleich die Anwendung der Naturlehre auf die Praxis 
Ein weiterer Vorzug der unmittelbaren Ver- 
einigung dieser beiden Fächer besteht darin, daß der Unter- 
richt i in der Fachkunde, der vielleicht sonst ohne die Anschau- 
ung trotz seines natürlichen Reizes leicht ermüdend' wirkt 
und damit an Interesse verliert, Abwechselung erhält und da- 
mit belebend und befruchtend wirkt, Auch bei den Beleh- 
rungen über die Arbeitsvorgänge ist ein umfangreicher An- 


- schauungsunterricht durch Vorführung der verschiedenen Me 


thoden in der Werkstatt selbst notwendig. In dem Lehr- 
- plane müssen daher dahingehende Bestimmungen etwa von 
folgender Art enthalten sein: 

„Alle Arbeitsvorgänge werden in ihrer Mining bei rıich- 
. tiger und falscher Ausführung unter Benutzung der verschie- 
denen Werkzeuge und der wichtigsten Maschinen bei gleich- 
zeitiger Anwendung des gebräuchlichsten Materials sowohl in 
gutem wie in schlechtem Zustande auch bei verschiedener 
Qualität in der Werkstatt — soweit es nur möglich ist = 
"vorgeführt. Diese Versuche bieten reichlich Stoff und Gele- 
genheit zu Spreebübungen, zu Niederschriften und auch für 
das. Fachrechnen.* 

Hierdurch tritt nicht nur eine enge Verbindung mit der 
‚Werkstatt, sondern auch eine Verknüpfung der einzelnen Un- 
echtefächer miteinander ein, die sich ebenfalls gegenseitig 


ergänzen und damit bei sparsamer Ausnutzung der Zeit zu 


den möglichst höchsten Unterrichtsergebnissen führen. Die 
Durchführung «ines: solchen Unterrichts .bereitet in den 
Werkschulen keine besonderen Schwierigkeiten, da: die Mög- 
lichkeit einer Vorführung jederzeit gegeben ist; es bedarf 
hierzu nur einer vorherigen Verständigung ‚und Anweisung 
. des Lehrmeisters, damit die entsprechenden Vorbereitungen 
so getroffen werden, daß der Unterricht selbst voll ausgenutzt - 
wird. Das Unterrichtergebnis wird um so sicherer und auch - 
‚größer sein, wenn außerdem der praktische Ausbildungsgang 
in der Werkstatt und der Lehrstoff in der Schule zeitlich 


Rat herläufen. Auch dies ist durchführbar, da ja 


® 
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sonstigen Fortbildungsschulen, solche der verschiedensten 


Betriebe zu berücksichtigen sind. Dieser Gesichtspunkt der 


engsten Verbindung von Schule und’ Werkstatt war sicherlich 
auch mit ausschlaggebend für die Verbreitung. des Weerk- 
schulgedankens und die Gründung eigener Schulen, die einen 
mit Verständnis, also denkend arbeitenden Facharbeiterstand 
heranbilden wollen. Der Erfolg des. Unterrichts und die 
Arbeitsfreudigkeit werden erhöht und Gau die Arbeitslei- 
stung in der Werkstatt gesteigert. 

Wünschenswert ist «es, wenn den Schülern neben ihrem 
Schulunterricht in. ihrer freien Zeit auch, noch die Möglich- 
keit geboten wird, zur Erzielung einer klaren Vorstellung 
und gründlichen Vertiefung ihrer Kenrtnisse _ selbst prak- 
tische Versuche in einem Laboratorium oder einer Arbeits- 


stube durch: Bau von Apparaten vorzunehmen. Diese hierbei 


selbst gefundenen Lehrsätze auf Grund eigener Arbeit wer- 
den unauslöschliches Eigentum bleiben. Derartige Übungen 


können ohne Bedenken den Werkschulen als Einrichtungen“ 


der Jugendpflege zur Ausnutzung der freien Zeit nicht warm 
genug empfohlen werden. Viele gute Apparate und ‚zahl- 
reiche Lehrmittel, die hier A werden dem sonstigen 
Schulunterricht wieder zugute kommen. 


Zu 4, Zeichnen. 5 % 7 


Der Zeichenunterricht soll den Schüler in den Stand setzen, 


Werkzeichnungen richtig zu lesen und womöglich selbst- 


Werkzeichnungen für dıe landläufigen Arbeiten seines Berufs 
anzufertigen. Für die Lehrlinge der Eisenbahn werkstätten 
ist von diesen Zielen besonders das erste wichtig, weil sie 
in der Werkstatt bei ihren Arbeiten sich durchweg der Zeich- 
nungen bedienen; der Lehrling muß also Zeichnungen ver- 
stehen und richtig beurteilen;können. Die Fähigkeit selbst 
Zeichnungen anzufertigen, braucht nicht in dem Maße geübt 
zu werden, daß er darin eine besonders große Geschicklich- 
keit erhält. Das Lesenlernen der Zeichnungen wird 
erreicht durch planmäßige Übungen mit Werkzeichnungen. 
Als erstes Mittel dient hierfür das Skizzieren nach gegebenen 
Modellen, die, nach ihrer Schwierigkeit im Zeichnen : ge- 
ordnet, einen Aufbau darstellen ünd von €infachen Schnitten 
“ zu Durchdringungen führen sollen. Die. Schule soll nicht 

Zeichner heranbilden, sondern Facharbeiter, die imstande sind, 
die von ihnen auszuführenden Arbeiten aus der Zeichnung 
richtig zu verstehen, und dazu ist. die Modellaufnahme nur 
eine, aber auch eine wichtige Aufgabe. 
bildet die Anleitung für das genaue Messen: und die richtige 
Bemaßung eine wichtige Aufgabe; denn Vollständigkeit der 
Maße ist sowohl für die Herstellung wie für die Skizze erfor- 
derlich. Nur ein Teil der Skizzen braucht als Reinzeichnung 
ausgeführt zu werden. Eine besondere Übung darin ist 
' wegen der damit verbundenen Zeitaufwendung gänzlich aus- 
geschlossen und auch überflüssig, weil der Schüler später nur 
selten in die Lage der Verwendung kommt. Neben der Mo- 
dellaufnahme sind aber zur Bildung des Vorstellungsver- 
mögens, das für ein Zeichnungslesen vorhanden sein muß, 


noch weitere Übungen erforderlich. Durch Modellieren mit 


leicht zu behandelndem Material nach einer gegebenen Skizze 
soll der Schüler zeigen, ob er die Form, die Zusammen- 
setzung der einzelnen Teile richtig aufsefaßt hat. Als weitere 
Übungen kommen noch in ‚Betracht das Hinzufügen von newen 
Rissen und Schnitten in Zeichnungen, bei denen sie absicht- 
lich fortgelassen waren. Ebenso wichtig ist es, Schnitte in 
Ansichten und Ansichten in Schnitte umzubilden; hierzu wer- 
den vorteilhaft einzelne Zeichnungen aus der Praxis heran- 
gezogen. Übungen im Gedächtniszeichnen nach vorher ge- 
zeigten und genau besprochenen Modellen bieten weitere 
Möglichkeit zur Bildung des Raumvorstellungsvermögens. 
Den Schluß des Zeichenunterrichts bildet dann das Heraus- 
ziehen von Einzelteilen aus gegebenen Werkzeichnungen, die 
gleichfalls nach der Schwierigkeit auszuwählen und anzu- 
ordnen sind. Da im Werkstattbetriebe die Arbeiten nur nach 


= A 
nur die Wünsche «einer Werkstatt ad Seht, wie bei den | R echiiez we de so ist neben.der Därste 


' dells über das Material, die Herstellung der Zeichnung, 


‚gens und; damit des Lösens von Zeichnungen. 


‚digkeit, der gleichmäßigen, einseitigen und ermüdenden _ 


schaften, die auch ein tüchtiger Facharbeiter in dör Werks 


‚daß ausreichend hauptamtliche, für ihren Unterricht geprü 
Bei der Aufnahme 


Durchführung dringend notwendig, soll nicht von vornhe 
‘jedes Unterrichtsergebnis und auch die Schuldisziplin info 


Boltian 48 Vereins 
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lung der Zeichnung auch noch eine Besprechung des N 


spätere praktische Ausführung usw. notwendig. Alle di 
Maßnahmen werden dann zu einem vollständig klaren B 
führen. Bei einem vierjährigen Unterricht an den We 
schulen wird die zeichnerische Darstellung daher zweckmäßig 
vorwiegend in den beiden ersten Jahren zu pflegen sein, : 
in den letzten dagegen zurückzutreten zu Gunsten umfa 
reicher Übungen in der Bildung des Raumvorstellungsve 7 


Zu 5. Turnen. 


Die alten Römer prägten das Wort: „daß nur in ein 
gesunden Körper ein gesunder Geist wohnen könne“, 
trafen hiernach ihre Erziehungsmaßnahmen. Dieses W. 
wird immer, so lange die Menschheit besteht, seine Gültigk 
behalten. Wir Deutschen haben diesem so überaus wichtig 
Teile einer ausreichenden körperlichen Erziehung der 
gend bis jetzt zu geringe Aufmerksamkeit zugewendet; es 
denn, daß wir die frühere militärische Ausbildung als @ 
ausreichende»betrachteten. Die Erkenntnis von der Notw 


beit in der Werkstatt ein Gegengewicht zu schaffen, zws 

zur Einführung eines regelmäßigen Turnunterrichts auch ü 
den Werkschulen, in denen er als Pflichtfach erteilt w. 
Er hat außerdem auch noch Aufgaben zu lösen in ı 
Willensbildung, in der Erziehung zur Überlegung, zur E 
schlossenheit, zu Mut und Kameradschaftlichkeit, alles Eig 


notwendig braucht.-. So soll der Turnunterricht ergänzend 
ausgleichend auf die Gesamterziehung des Lehrlings wirk 
besonders dann, wenn €inzelne andere Unterrichtsfächer. S 
nicht in dem Maße vermögen, wie er mit seinen Zielen ı 
Bildung körperlicher Eigenschaften und der Erziehung. 
sittlichen Tugenden. 3 

Der Lehrplan gibt uns also einen Einblick in den Unterri 
in der Werkschule; überall wird das praktische Leben 
rücksichtigt und die Schüler für dieses erzogen; e 

‚Diese Ziele können natürlich nur mit Hilfe eines gut v 
gebildeten und für seine Aufgabe auch begeisterten Le 
körpers ‚erreicht wierden. Da in den nächsten Jahren aus rı 
finanziellen Gründen wohl aber wenig Aussicht vorhanden 


Gewerbelehrer angestellt werden können, so werden sich 
Schulen zunächst mit einer größeren Zahl von nebenamtlich 
Kräften begnügen müssen; (diese heranzubilden ist zunäc 
Aufgabe der Verwaltung. Neben 'Gewerbelehrern, die vor. 
bildet sind, und Berufslehrern, die einige Erfahrung im Unt 
richt ‚erwachsener Schüler besitzen, wird aber -noch- 
größerer Teil der Lehrer aus den Fachkreisen der Eisenb 
beamten auszuwählen sein. Für diese ist eine. Einführu 
in den Gedankenkreis der Schüler sowie eine Anleitun 
der methodischen Behandlung der einzelnen im Lehrplan 
geschriebenen Unterrichtsstoffe und die Gelegenheit zu 
tischen Übungen im Unterrichte und «seiner schultechnise 


Umerfahrenheit der Lehrer in Gefahr gebracht werden. 
Unterrichtserfolge sind mit ‚der Lehrerbildungefrage? 
trennlich verbunden. = 

- Mit der Einrichtung von. Werkschulen haben die Eisenb 
a E einen Weg beschritten, der ihrer Ansicht 
nur zur Förderung ihrer gesamten: Erzeugnisse und 
Hebung unseres wirtschaftlichen Lebens und damit 
Wohle des ganzen Volkes führt. Alle maßgebenden St 
sind zu der Überzeugung gekommen, daß die Wiederauf 
frage unseres Wirtschaftslebens und die Lebensfäl 
unserer Industrie u..a. auch eine Erziehungs- 
Bildungsfrageist; der Weg zur früheren 
führt demnach über die Schule 


N 


3 
In Nr. 71 ee 1920 d. Ztg. imarneln zwei offenbar mit 
dem. Fahrkartenverkauf genau vertraute Einsender, daß die 
Fahrkartenaussabe nach dem- Vorschläge des. Obersekretärs 
Ziemer (Nr. 49 d. Ztg.) eine Verlangsamung serenüber dem 
er reinen Handverkauf bedeuten würde. Durchführbar- 
keit und Wirtschaftlichkeit des Ziemerschen Verfahrens seien 
damit überhaupt in Frage gestellt. Ferner geben die beiden 
Einsender €in ziemlich übereinstimmendes Bild der geistigen 
und körperlichen Beanspruchung des Fahrkartenverkäufers. 
Der Schalterbeamte muß daneben aber auch Fahrpreise von 
Sonderkarten, z. B. Kinderkarten, ausrechnen, für zusammen 
auszugebende Fahrkartenbündel den. Gesamtpreis feststellen, 
Geld herausgeben und oft fr&nde Geldsorten umwechseln, alles 
zieht nur in drängender Hast, sondern auch mit dem hammen- 
en Bewußtsein, daß er für jedes Versehen selbst auizukom- 
men. hat. Weitere Hemmungen und Ablenkungen ergeben die 
tausend Fragen, Wünsche und Beschwerden der Reisenden. 
er Fahrkartenverkäufer ist ja der erste Beamte, mit dem der 
ahrgast in Berührung kommt. Der Harmlose und Unbeholfene 
holt sich schon am Schalter jede denkbare Auskunft, der 
‚Nörgler lädt dort seine Beschwerden ab. Auch die körperliche 
Anstrengung ist dabei nieht gering. Der Weeze vom Schalter- 
fenster an den Fahrkartenschrank und zurück summiert sich 
‚bei ungünstigen Verhältnissen sicher bis zu mehreren Kilo- 
metern Tagesleistung. Auch das Eindrücken des Tagesstempels 
1 von Hand ist keine so un- 
. scheinbare Arbeit, wie es auf 
den ersten Blick scheinen 
möchte. Beweis dafür ist die 
Hornhaut, die mancher Fahr- 
kartenverkäufer am Zeigefin- 
ser der rechten Hand als Be- 
 rufsmerkmal trägt. Steht noch 
dazu‘ die Stempelmaschine un- 
günstig, so daß der Vreerkäufer 
mit erhobenem Arm stempeln 
muß, so kann diese Teilarbeit 
stark ermüden. 

Im folgenden soll daher der 
Versuch "gemacht werden, den 
Fahrkartenverkauf vom Stand- 
punkt der zweckmäßisen Ar- 
beitsgestaltung aus zu behan- 
deln. Oder, um .die Frage 

agwortärtie z zu stellen: Wie würde En Taylor den Fahr- 
enveıkauf eingerichtet haben? Ganz allgemein lassen sich 
E ee dann Sch Selen s 


nommen. ee 

wird zur Überwachung und Abrechnung eine Maschine in 
„den Bedienungsgang eingeschaltet, so muß sie einfach 
und äufer wirken, dab sIe mit dem. oewieetesten Hand- 


8 ee Er sei als gefälliger Frelskban angenom- 
, die Außenwände tragen die Merktafeln für ankommende 
"abgiehend® Züge sowie die Aushangfahrpläne.__Der Aus 
beamte kann zugleich Wechselgeld halten. Über den 
ern der Fahrkartenschalter hängt eine Aufschrift: „Aus- 
künfte in der Eingangshalle!“ Um dem Fahrkartenverkäufer 
edienuneswege zu ersparen, muß die jetzt übliche flächen- 
_ Anordnung der Fahrkartenschränke verlassen werden. 
Schränke erstrecken sich jetzt mit einem Flächenausmaß 
zu T gm 3 m tief in den Schalterraum hinein. Solchen 
nm gegenüber sei darauf. hingewiesen, daß der neben- 
end skizzierte, drehbare Kartenschrank bei 30 cm Länge 
 Gefachseite und 1 m Höhe eine nutzbare Fläche von 
n enthält. In den allermeisten Fällen “wird ein solcher 
‚ Sehrank genügen, in Ausnahmefällen kann die Höhe noch 
‚ etwas vergrößert oder zu beiden Seiten des Schalterfensters 
 jeein Drehschrank angeordnet werden. Auch ein Mischbetrieb 
denkbar, wobei dem Drehschrank gegenüber in Reichnähe 


Auch für kleineren Bedarf ist der Drehschrank leicht 
ırichten, z.B. mit Dreiecksanordnung. Der sezeichnete 
S Be erfordert eins kreisförmige Grundfläche von. 
m’ Durchmesser. Um den Kraftbedarf zum Drehen 
en in den Grenzen des Zuträglichen zu halten, 


Mit diesem _Vorschlage soll die Erörterung über diesen 
Pnstand abgeschlossen werden. D. Schriftl. 


hschrank mit den gängigsten Kartensorten anzuordnen 


Der Fahrkartenverkauf®). 
Von Dr.-Ing. Bloss, Regierungs- und Baurat in een 


bietet die Technik in Gestalt von Kugellagern und Entlastungs- 
vorrichtungen (etwa s«lektromagnetischer Art) Mittel genug. 
Können im weiteren Verlauf die Verwaltung der Kartenbe- 
stände und die Abrechnung so singerichtet werden, daß 
mehrere Schalterbeamte aus einem Schranke verkaufen dürfen, 
so wird der’ Drehschrank ortsfest eingebaut; sonst kann er 
durch ein leichtes, rundes Drahtgeflecht verschlossen und mit 
Flaschenzügen oder Aufzügen bewegt werden, wobei er sich 
immer noch handlicher erweisen wird als der Flachschrank 
mit seiner geringen Aufstandfläche. Am Drehschrank kann 
nun der Schalterbeamte sitzend arbeiten. Der Fußboden des 
Schalterraumes ist gegen den Vorraum erhöht, so daß Karten- 
schrank, Stempelmaschine und Zahltisch in bequeme Höhen- 
lage zweinander kommen. 

Eine eingehende Betrachtung erfordert die Maschine in der 
Fahrkartenausgabe. Ziemer schlägt vor, die Einnahmebeträse 
durch +in® Registrierkasse nachzuweisen und aufzurechnen. 
Aber wohl mit Recht ist behauptet worden, daß die Einstellune 
des. Fahrpreises am Tastenwerk der Kasse die Abwickeluns 
unerträglich verlangsamen werde. An demselben. Übelstiande 
krankt sicher auch der Vorschlag des Oberkassenvorstehers 
Brill in Nr. 71 dieser Zeitung, der eine neue Maschine 
empfiehlt, die die Fahrkarte erst bei. der Ausgabe druckt und 
dabei gleichzeitig den Fahrpreis auf «einem fortlaufenden 
Prüfstreifen aufdruckt. Das Aussuchen und Einlesen der 
Druckstöcke wird bei diesem Verfahren sicher aufhältlich sein. 
Auch die Verbilligung des Druckes, die Brill äusrechn&t, ist 
wenig wahrscheinlich. Es ist von vornherein nicht anzunehmen, 
daß der Einzeldruck am Schalter wohlfeiler sein soll als die 
Reihenherstellung in der Druckerei. Grundsätzlich erscheint 
es nun keineswegs ausgeschlossen, den Vorschlag Ziemers da- 
hin zu erweitern, daß die Einstellung des Zahlbetrages selbst- 
tätig erfolgt. Man braucht sich hierzu nur vorzustellen. daß 
dio Kontrollkasse mit dem Fahrkartenschrank durch elektrische 
Leitungen so verbunden ist, daß beim Herausziehen ‚«iner 
Karte aus dem Schranke ein Stromschluß betätigt wird, der das 
Tastenwerk der Kontrollkasse dem Fahrpreis entsprechend um- 
stellt und zugleich den Betrag auf den Prüfstreifen aufdruckt. 
Indessen würde eine solche Einrichtung reichlich teuer und 
verwickelt werden und schon gegen Umordnungen und Preis- 
änderungen störrisch sein. 

Man wird also die Ansprüche etwas ermäßigen müssen. Es 
dürfte zweckmäßig sein, die sofvrtge Aufrechnung.der Ein- 
nahmebeträge fallen zu lassen, den Prüfstreifen als Kassen- 
beleg beizubehalten. Hierzu könnten die Fahrkarten mit einem 
kleinen Prüfabschnitt versehen werden, der beim Aufdrucken des 
Tagesstempels von der Stempelmaschine zugleich abgeschnitten 
wird. Die Prüfabschnitte fallen in ein verschlossenes Käst- 
chen; von bier laufen sie in einem Kurbelwerk zwischen zwei 
Walzen durch, wobei sie auf den Prüfstreifen fortlaufend auf- 
geklebt werden. Dieses Aufkleben geschieht erst am Ende 
der Dienstschicht. Durch «in Fenster kann der Schalterbeamte 
den. Vorgang überwachen sowie die Einzelbeträge feststellen 
und aufrechnen. Wird jedoch beim Aufkleben zugleich «ein 
Kassenzeichen fortlaufend aufgedruckt, so kann der Beamte 
vertrauensvoll die Aufrechnung der Verkehrskontrolle über- 
lassen, und er wird sieh auf die Feststellung seiner Tagesein- 
nahme sowie der Zahl der verkauften Fahrkarten beschränken. 
In Streitfällen bleibt ihm die Nachprüfung des Prüfstreifens 
unbenommen. Dieser wird daher dureh einen schmalen Schlitz 
hindurch mit Schlußzeichen und Unterschrift des Beamten be- 
zeichnet. 

-Die geschilderte Stempelmaschine hätte drei Öffnungen zu 
erhalten, nämlich für gewöhnliche Fahrkarten. für Kinder- 
karten und für Buchkarten, die gleichfalls mit einem Prüf- 
abschnitt zu versehen wären. KRückfahrten wären der er- 
wünschten Einfachheit zuliebe abzuschaffen. Selbstverständ- 
lich müßte die Stempelmaschine selbsttätig eingerichtet wer- 
den. was durch sein kräftiges Federwierk oder auf elektrischem 
Weges leicht geschehen könnte. Erweitert man ferner die Auf- 
gabe der Stempelmaschine noch dahin, daß sie auch das Ver- 
waltuneszeichen mit aufdruckt oder besser ausstanzt so hat 


‚man alle Grundlagen beisammen,:um Unterschlagungen zu ver- 


hindern und der Fahrkarte erst nach dem Durchgang durch 
die Stempelmaschine Geldwert zu verleihen. Es sind sonach — 
abgesehen von der sofortigen selbsttätigen. Aufrechnung — 
alle jene Sicherungen und Geschäftserleichterungen erreich- 
bar, die Ziemer und Brill für ihre Vorschläge in Anspruch 
nehmen. Dabei wird aber die Stempelmaschine sicher keinen 
‚Zeitterinkt verursachen, die sonstigen Erleichterungen werden 
dagesen eher zu einem Zeitgewinn, d. h. zur Beschleunigung 
‚der ARE ZUNE führen, 1 
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Neue Signalordnung der norwegischen Staatsbahnen. 


Um die Ausarbeitung der newen norwegischen Sienalordnung 


haben sich in erster Linie der norwegische Verkehrsdirektor . 


Ingier und der Stellwerkingenieur Lindboe verdient gemacht. 
Das Einfahrsignal soll mindestens 200 m vor der letzten 


Stationsweiche aufgestellt werden. Da dieser Abstand zu Ver-. 


schiebezwecken unter Deckung des Einfahrsignals dienen soll, 
so dürfen Züge oder Lokomotiven, die das Signal in Haltstel- 
lung vorfinden, ihm nicht näher kommen als etwa 20 m. Wo 


es wünschenswert ist, können diese Punkte durch mehrkantise 


Holzsäulen mit blauen und weißen Feldern bezeichnet werden. 
In der Nacht werden sie nicht beleuchtet, 

Jıedes Einfahrsignal hat sein Vorsignal, das Aukibi, ob 
das Einfahrsienal „Halt“ oder „Fahrt frei anzeiet.. Der 
Abstand zwischen Haupt- und Vorsignal -beträst mindestens 
300. m, riehtet sich aber im übrigen nach den Streckenverhält- 
nissen und dem Bremswege. Ausfahrsignale können ange- 
ordnet werden. “Unbedingt sollen sie vorhanden sein auf 
Doppelbahnen, in Verzweigungsstationen und in Stationen 
mit spitz befahrenen Ausfahrweichen. Auch das Ausfahrsienal 
kann ein Vorsienal bekommen, entweder am Einfahrsignal- 
mast oder.an besonderem Maste. 5 

Das Voısignal zeiet folgende Bilder: 


Vorsienal bei Nacht: 


Hauptsignal: Vorsignal bei Tage: 
Brandgelbe runde | Zwei brandgelbe 
„Halt“. Scheibe mit weißem | Lichter in Schräg- 


Rand. stellung. 
-„Fahrt frei“ oder | Wagerecht liegende | Zwei grüne Lichter 
„Vorsicht‘. Scheibe. in Schrägstellung. 


Rücklicht besteht nicht. Am Vorsignal findet Blinklicht 
Anwenduns, teils aus wirtschaftlichen Gründen*), aber haupt- 
sächlich, um die Vorsignale von anderen Signalen zu unter- 
scheiden. Um die Lage des Vorsignals hervorzuheben, kann 
an der Vorderseite des Sienalmastes eine weiß und schwarz 
gestrichene große Tafel angebracht werden.’ 

Das Einfahrsignal zeigt folgende Bilder: 


bei Tage: bei Nacht: 


wagrechter Flügel 
rechts vom Maste. 
Flügel unter 45° 
„schräg nach oben. 
2 Flügel unter 45° 
schräg nach oben. 


Hält. 


Vorsicht beiEinfahrt 
in die Ablenkung. 
Fahrt frei durch die 
Gerade, 


rotes ‚Licht. 


grünes Licht. 


Zwei grüne Lichter 
senkrecht über- 
‚einander. 


Rücklicht bei „Halt“: ungeblendetes weißes Licht, bei „Vor- 
sieht“: Sternlicht, bei „Fahrt frei“: zwei Sternlichter. Im allge 
meinen wird bei Einfahrsignalen festes Licht angewendet, 
doch kann das rot6 Licht auch Blinklicht sein**). Das Ein- 
fahrsignal gibt also an, ob in der-Geraden oder in der Ab- 
lenkung einswefahren wird, bezeichnet aber sonst bei mehr- 
eleisioen Stationen das Einfahrgleis nieht näher. Wo darüber 
hinaus die Wegbezeichnung für notwendig erachtet wird, 2e- 
schieht dies durch Anbringung großer, bei Dunkelheit beleuch- 
teter Nummerntafeln an der äußersten Stationsweiche oder 
auch am Einfahrsignalmaste. Das Einfahrgleis ist auf diesen 


*) Bei der großen Entfernune der Vorsignale von der Sta- 
tion ist es begreiflicherweise zeitraubend und . kostspielig, 
täglich .die alten Petroleumlampen zu füllen und anzu- 
zünden und auszulöschen. Abgesehen vom Zeitverlust beim 
Ganze zu den Signalen hinaus kommt es natürlich nicht selten 
vor, daß das Glas verrußt und auseinandersprinst, ohne daß 
dem Mangel -gleich abzeholfen wird. 
‘erfordert bekanntlich besonders wenige Pflege. 

**) Auf den schwedischen Staatsbahnen wird auch an den 
Hauptsienalen in großem ' Umfange Blinklicht ‘angewendet, 
nämlich bei 63% aller Hauptsignale, aber da nur für „Halt“, 
d. h.-mit rotem Blinklicht.  Fahrsignale gibt man mit festem 
erünen Lichte. Auf solche Weise wird eine scharfe Unter- 
scheidung zwischen dem Halt- und Bahneig erreicht. 


Nachrichten. 


Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


— Die neuen Eisenbahn- Gütertarife. Wie die en 
städtische Korrespondenz“ ‚erfährt, hat der Verkehrsbeirat den 
Vorschlägen der Ständigen- Farifkommission DEU& Abände- 


' fahrt in Ablenkung. 


Blinklichteinrichtüung 


Zeitung 'ere; 
ee Bisenbahnyerwalt 


fl De n 


mib an arabischen Ziffern nach beiden Fahrrichtungen hin g 

£:- Br 

Se Ausfahrsü gna be zeigen, ‚soweit nötig, -folg 
er: 


bei ‚Nacht: & 


_— 


- bei Tage: 


wagrechter Flügel 
rechts vom Maste. 
Flügel unter 45° 
schräg nach oben. 

2 Flügel unter 45° 
schräg nach oben. | 
a ER I# 


Halt. “ 


a Licht. 
Vorsicht bei Aus- grün SL chi? 2 
Fahrt frei bei Aus- 


Zwei grüne Lich 
fahrt i inder Geraden. 


senkrecht über- 
einander. 


Rücklicht haben die Ausfahrsignale nieht. Erweist sich 
Abzweigungsstationen die Angabe der Strecke, auf welche 
"Ausfahrt gegieben ist, als nötig, so kann dies durch Anordnu 
tafelförmiger Signale nach Art der oben beschriebenen Nu 
merntafeln. am Ausfahrsignalmaste erfolgen. Bei gegebeı 
Ausfahrt zeigt die Tafel nach der Station zu ein oder zwe& 
Buchstaben, welche die betreffende Hauptstrecke bezeichn 
Bei Nacht ist die Tafel beleuchtet. - ga 
Die Ausfahrsignalmaste und die Wepweisersituele könn 
auch als Verschiebesignale benutzt werden. Bei Ruheste 
und wenn. Verschiebungen zuselassen sind, erscheinen dann. 
Stelle des Wegsienales besondere Zeichen. “ 
Die neue norwegische Sienalordnung wendet abweichend 
dier früheren norwegischen und vielen ausländischen N. 
Ordnungen zwei Flügel für die Einfahrt in das gerade Gl 
mit der größten zugelassenen Geschwindigkeit und einen Fli 
für die Einfahrt in Ablenkung an. Es ist dadurch die Gef: 
daß das Erlöschen eines Lichtes an einem mehrflügel 
Signal ein Signalbild gibt, das größere Geschwindigkeit er 
als der betreffenden Fahrstraße zukommt, vermieden u 
Übereinstimmung der Anzahl der Flügel und Lichter in 
Tag- und Dunkelsisnalbilde erreicht. 
Die norwegische Signalordnung schließt TAN nicht völl 
für Deutschland u. a. angenommenen Grundbedeutu 
Signalfahrten (,Halt“ rot, „Vorsicht“ ‚brandgelb, „Fah 
grün) an, sondern läßt z. [B. bei Handsignalen auf 
Strecke auch noch weiß zu. Daß diese’ Anordnung vorde 
noch etwas verwickelt erscheint, mae an .Übergangsverhä 
nissen liegen. Im übrigen vertritt das neue norwegise 
Signalwesen offenbar einen völlig meuzeitlichen. Standpun 
und bietet insbesondere in seiner Anwendung von ‚Blink liel 
-in seiner besonderen. Flügelanordnung, in seiner ‚Verwendu 
von Wegweisern u. a. viel, was auch bei uns Aufmerksamkı 
verdient. Das dreistellige Vorsignal hat die 'norwe 
Sienalordnung nicht angenommen, vor allem. weil ma 
fürchtete, damit dem Vorsignal zu sehr die Bedeutung 
Hauptsignals anzuweisen, eine Rolle, zu der es sich we; 
weiter Entfernung von der Station nicht eionet. Auch zu 
führung des „Durchfahrsignals“ konnte man sich vor 
wesen besonderer norwegischer Stations- und Personal 
hältnisse nicht entschließen. 
"Die Durchführung der neuen Snstndnnie wird rec 
spielig werden. Allein Norwegen scheint jetzt an Auf, 
herantreten zu können, an die es a vor diem Wel 
nicht wagen durfte, a 
- Was die Betriebskraft für die SE und Weichenake 
Betrifft, so scheint man in Norwegen den elektrischen al 
insbesondere für größere Stationen, vor dem mechanischen 
Vorzug zu geben. Die elektrischen Anlagen haben ‚sich & 
unter schwierigen Schneeverhältnissen erfahrungsgemäß 
völlie betxirebssicher erwiesen. Die Durehführung au Be 
fangreicher elektrischer Sicherungsanlagen ist leicht. 
sonderer Vorzug erscheint es, daß die elektrische An 
Stellwerkgebäude viel weniger Platz verlangt als eine 
nische. Die neue Sicherungs- und Sienalordnung soll sch 
nächster Zeit zur Einführung kommen. Eine verhältnisı 
bedeutende Anlage ıst zur Ausführung u 
sieht mit Spannung den ee Erfa 
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rungsvorschlägo gegenüber gestellt, „die die vorgesehe 
60-90 % betragenden Erhöhungen des ersten Vorschlages 
Ständigen Tarifkommission auf 55—85 % vermäßigen 
Auch in diesen Abänderungsvorschlägen werden di 
Stückgutklassen am stärksten von der Erhöhung 

und zwar sollen sich deren Frachten um 85% des 
geltenden Tarifs erhöben. Massengüter (Klasse 
Wasenladungen) sollen eine Frachterhöhung. von - 
halten, ee Seien, die BeSSEiEr KEIN für 


BE ehueite und der Tiertarif um 55% erhöhen sollen. 
Bei atung dieser beiden, "Vorschläge ‚hat, wie wir hören, 
in eichsverkehrsminister die Sachverständigen der In- 

der Handels, der Arbeitnehmer, Beamten usw. zu einer 
zung geladen, die am 15. und 16. d. M. in Berlin statt- 
Während der ursprüngliche Vorschlag der Stän- 
£ ' Tarifkommission aus. der geplanten Erhöhung der 
tertarife eine Mehreinnahme von 9 Milliarden erzielen 
Ilte, würden die Vorschläge des Verkehrsausschusess eine 


yalter Bahnhof aufgestellten. Schlafwagen zum Übernachten 
r die fremd in Berlin eintreffenden Reisenden (vgl. u. a. 
4, 8. 47, Jahrg. 1920 Bi Zte.) sind in letzter Zeit in so 
ringem Umfan nee in Anspruch genommen worden, daß sich 
ı weitere Bereithaltung nicht mehr empfiehlt. Ursprüng- 
h auf fast allen Fernbahnhöfen aufgestellt, mußten diese 
hlafwagen, die der Steuerung der angeblich vorhandenen 
otelnot entgegenwirken sollten, nach und nach aus den er- 
ähnten Gründen wieder zurückgezogen werden. Die Wagen 
dem Anhalter Bahnhof, di6 nun ebenfalls nicht mehr vor- 
alten werden, waren die letzten dieser Art, so daß nunmehr 
ı Gelegenheit zum Übernachten auf den Bahnhöfen selbst 
erlin aufgehört hat. 


- Vorläufig keine De nenzuryoftinden zwischen Berlin 
stpreußen. Zwischen Berlin.und Ostpreußen sollte, wie 
Nr. 6. 8. 111 -meldeten, auf dem direkten Wege über 
| idemühl-Konitz-Marienburg ein Personmenzug „efahren 

jen, der neben den auf dieser Strecke geschaffenen Schnell- 
bindungen auch «eine Verkehrsmöglichkeit für die 


1 ngwierigen Verhandlungen die Schnellzüse zwischen Berlin 
. Ostpreußen Ende v. J. wieder eingelegt werden konnten 

+ zurzeit noch kein Personenzue zwischen  onberäi 
d Berlin. Wegen dieses Zuges kam «es erneut zu lang- 
X en Berlandlüägen, in deren Verlauf die Polen zunächst 


D. en hiiebiich Koridärs ae: Die vollständig fest- 
egten Fahrpläne, die auch die Zustimmung der Polen fan- 
© mußten nun noch, nachdem sie vom Beichsverkehrs- 
er genehmigt waren, auch von dem polnischen. Minister 


t, wie wir De versagt worden, Der Er: rl, also 
fie noch nieht verkehren können. Im Gegensatz hierzu 
e polnische Verkehrsbehörde Deutschland gezwungen, 
zwischen Berlin und Warschau seinen Schneilzug ver- 
zu. lassen, der in beiden Richtungen nahezu unbesetzt. 
also- völlig Harektapel Ast. z 


Überführ ungsgebühr en fü ür Gepäck und Expreßgut. Nach 
isenbahn- Verkehrsordnung wird zur Beförderung von 

esepäck und Expveßgut eine Zu- und Überführungsgebühr 
‚ben, wenn das Gepäck von einer Fernstrecke nach einer 
hieden,, 1e nachdem a Zuführung zwischen den rz 


erfolgt oder von Fk ch A Vorsrbähnhof di 
rung mit Fuhrwerk oder Gepäckträger notwendig ist. 


1. der Rxpreßgulsendung für Sendungen hie 30 ke auf 


mehr o ‚erhoben. den; Ei Zweiten: Falle, wenn die. 


5 = ‘om 1. März d. J. ab ‚neu «eregelt. Danach können 
g ee in en Zügen wie bisher 2 dene 


in der Einfährtshalle des Hauptbahnhofes in 
.d  Überfahren des Prellbocks. Die, beiden 
% den 'erbeblich beschädigt. Die zwei ersten’ 
rter Klasse, fuhren direkt “ineinander, ‚wurden 
völlie zertrimmert. Eine Frau wurde ge- 
‚wurden verletzt, davon 12 schwer. An- 
& Luftdruckbremse versagt, so daß der Zug . 
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irde weniger, also nur .8 Milliarden Mehreinnahme | 


in brdchlstenren mehr. Die in Berhn. auf dem 


nderbemittelte Bevölkerung bringen sollte. Während nach. 


tation oder umgekehrt abgefertigt wird. Diese Gebühr. 


Kiste von Kahrkabten in den Zügen wird mit Gül-. Diehetchlefälle festgestellt, 


ER unfälle. Der am 11. d. M. in Leipzig 1 Uhr 
seingetroffene Personenzug Dresden-Leipzig ver 


; Re einlief: Die als schwerverletzt 


% 
“ 


Aimselsferiän? Peikonen befinden sich, unter der Voraus- 
setzung, daß Komplikationen nicht eintreten, außer Lebens- 


sefahr, 


Am 12. d. M., vormittags 4 Uhr 50 Min, fuhr der von 


aM Gladb ach kommende Personenzug 398° auf den abge- 


'rissenen Zueteil des Gz. 8102 auf, wodurch Insgesamt eine 
"Lokomotive und 9 Wanen enteleisten. Da die Trümmer der 
entgleisten Wasen in das benachbarte Gleis hineinragten, wur- 
den die Wagen des zu gleicher Zeit von der Unfallstelle nach 
M.-Gladbach fahrenden Personenzuses 431 zum Teil an der 
Seite aufgerissen. Insgesamt wurden drei Reisende schwer 
und ‚einer leicht verletzt. Der Materialschaden ist ziemlich 
bedeutend. Die Schuldfrage ist noch nicht geklärt. 


 — Patentwesen. Es ist wiederholt vorgekommen, daß die 
von Eisenbahnbediensteten dienstlich angeresten Neweruns 

und Verbesserungen im Eisenbahnwesen dureh Dritte (Liefer- 
werke) zum Patent oder Musterschutz angemeldet worden sind, 
Um dieses zu verhindern, ist den Erfindern zu empfehlen, 
Neuerungen und Verbesserungen, die sich voraussichtlich zur 
Einführuns bei der Eisenbahn eigmen könnten, bevor sie zur 
Ausführung oder Durchbildung an Dritte weitereegeben Wier- 
den, in öffentlichen Druckschriften derart zu beschreiben, 


‚daß danach die Benutzune durch andere Sachverständige mög- 


Jieh «erscheint (8 2 des Patent-Ges. vom 7. April 1891). Die 
- Erfindungen gelten alsdann nicht mehr als neu und können 
von. Dritten nicht mehr mit Erfolge zum Patent angemeldet 
werden. 


— Vertreter der Binnenschiffahrt über die Tarifpolitik der 
Eisenbahnen. Am 12. d. Mts. tagte im Berliner Rathaus eine 
Konferenz der Vertreter der deutschen Hafenstädte und 
der Binnenschiffahrtsinteressenten. Der Referent, Direktor 
Brandenbure, wandte sich scharf gegen die Tarifpolitik 
‚der Eisenbahnen, die eine unheilvolle Wirkung auf die Binnen- 
schiffahrt ausübe. Es wurde folgende Entschließuno andıe- 
nommen : 

- „Dis heutiee Versammluns protestiert auf das lebhafteste 
und entschiedenste gegen dıe durch die Tarıfpolitik der Eisen- 
bahn verursachte Belastung der Allsemeinheit der Steuer- 
zahler, die aueh eine Lahmlesuns der Binnenschiffahrt und 
eine Verödune der Wasserstraßen und Hafenanlagen zur Folge 
gehabt hat. Sie verlangt mit aller Entschiedenheit, daß die 
Eisenbahn, die mit der Rücksichtnahme auf das Wirtschafts- 
leiben beeründete, aber falsche und für die Binnenschiffahrt 
ruinös wirkende Tarifpolitik endlich aufgibt und ihre Tarif- 
sätze gemäß $ 92 der Reichsverfassung mindestens ihren wirk- 
lichen Selbstkosten entsprechend erhöht. Als Ausgleich für 
die durch den Staffeltarif einzetretene Verbillisune der Eisen- 
bahnfrachten für Massensüter auf weite Entfernung und die 
dadurch behinderte Wettbewerbsfähiskeit der Binnenschiff- 
fahrt muß eine Ermäßisune der Eisenbahnfrachten nach und 
von Binnenumschlaesplätzen und eine Ermäßigung der Ab- 
fertigungsgebühren, die bei einem gebrochenen Verkehr 
doppelt in Betracht kommen, gefordert werden. Ferner muß 
auch die Aufhebung der Begünstieung der Spediteufe im 
Sammelladungsverkehr verlangt werden, die eine Konkurrenz 
der “Eisenbahn in ihrem sisenen Betriebe zum Vorteil einer 
‚Berufsgruppe auf Kosten der Stewerzahler bildet und bereits 
zu einer völlisen Ausschaltung des hochentwickelten. Eilfracht- 
 dampferbetriebes seführt hat. Endlich wird verlangt die Auf- 


bebung der Verkehrssteuer nicht nur auf den natürlichen, 


‚sondern auch auf den künstlichen Wasserstraßen. Die an den 
"Wasserstraßen liegenden Städte haben ein eroßes Interesse 
daran, daß die wit den größten Opfiern durchgeführten .Kanal- 
bauten und Hafenanlagen ihrer Bestimmung nicht entzogen, 


und die darin investierten Kapitalien nieht nutzlos preisge- 


gelben. werden. = 


— Die Diebstähle bei der Eisenbahn. Im Bereich der ehe- 


mals. preußisch- hessischen “ Eisenbahnen (Beichsverkehrs- 
ministerium, Zweigstelle Preußen-Hessen) wurden, wie die 
Tagespresse mitteilt, im Jahre 1920 nicht weniger als 233 975 
Be a ers auf: 

GEpBack re en 7842. 033%), 


Expreßeut 6 246 ‘ 2,6 %), 
Eilstückaut s2 701 (34.6 %), 
- Frachtstück aut 124678 (52,2 %), 
- Waeenladungen -17509.(:73:%), 


- Die Zahl der ermittelten Diebe beträgt 17140, davon ent- 
Falken auf Eisenbahnbedienstete 8806, auf Personen außerhalb 
des Eisenbahndienstes 8334 Köpfe (48,6%). Wegen Diebstähle, 
Schiebungen und Bestechungen wurden im Jahr 1920 .emt- 
lassen 5770 Eisenbahnbedienstete, darunter 456 (7,9) Beamte 


und 5314 (92,1%) Hilfsbeamte und Arbeiter. 
.— Beamtenstatut für die Beamten des Saargebiets. Die 
 Regierungskommission des Saarzebiets hat im Verordnunges- 


" wege ein Beamtenstatut für die Beamten des Saangebiets, mit 
‚ Ausnahme der riehterlichen Beamten, der Beamten der Zen- 
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tralverwaltung und der: Landräte erlassen, das also auch auf | 


die Beamten der Eisenbahnverwaltung Anwendung findet, 
nachdem sie den vorgeschriebenen Beamteneid „eleistet haben, 
der dahin lautet, daß der Beamte der. Regierungskommission 
als Vertreterin des Völkerbundes Gehorsam den Gesetzen und 
gewissenhafte Erfüllung seiner Dienstobliegenheiten „elobt. 
Die Beamten der Regierung des Saargebiets, mit Ausnahme 
der Zentralverwaltung, sollen in erster Linie aus den, Ein- 
wohnern des Saargebiets 'entnommen werden, im Bedarfs- 
falle aus Deutschen, die außerhalb des Saarzebiets wohnen. 
Die Amtssprache ist die deutsche Sprache, die Unkenntnis 
einer anderen Sprache soll dem Beamten nicht zum. Nachteil 
sseneichen. Die Vorschriften über die Personalverhältnisse 
der Beamten, ihre Besoldung, das Disziplinarwesen usw. sind 
denen. des Deutschen Reiches nachgebildet. Die deutschen. 
Gesetze werden im alleemeinen für anwendbar erklärt, vor- 
behaltlich der Anpassung an die besonderen Verhältnisse des 
Saarzcebiets. Das Reichsbesoldunsssesetz vom 30. April 1920, 
das preußische Besoldungsg#esetz vom 7. Mai 1920 sowie die 
entsprechenden baverischen Gesetze sollen sinngemäß ange- 
wendet werden. Das Gehalt und die Zulagen sind nack diesen 
Gesetzen zu bemessen; den 'Beamten wird die Aufrecht- 
erhaltung ihrer Gehälter, Ruhegehälter, Hinterbliebenenbezüre 
usw. zugesichert. Die Verbesserung der, Gehälter, Ruhe- 
gehälter usw., die durch deutsche Gesetze in Zukunft einze- 
führt werden, sollen durch die Resierungskommission zeprüft 
werden, damit die Beamten des Saargebiets nicht schlechter 
grestellt werden. Auch über dıe Bilduns von Verwaltungs- 
räten, Beamtenausschüssen und Beamtenvwereinigungen sind 
durch das Statut Bestimmungen verlassen worden. 


— Die Finanzierung des Neckarkanals. Die „Frankf. Ztig.“ 
meldet aus Stuttgart: Über dıe Finanzierung des Neckarkanals 
erfahren wir, daß die gesamten Baukosten nach neweren 
Berechnungen auf 1% Milliarden Mark veranschlaet werden. 
Die Kosten sollen Jurch Gründung einer. Aktiensesellschaft, 
an der sich das Reich, dıe interessierten Länder und die Stadt- 
semeinden beteiligen sollen, und für die ein Aktienkapital von 
500 Millionen Mark vorzesehen ist, sowie durch Auscabe von 
einer Malliarde Mark Obligationen aufgebracht werden. Das 
Reich wird für die „esamten Oblisationmen die Zinsengarantie 
übernehmen und rechnet darauf. daß dazu noch die Garantie 
der Länder kommt. An dem Aktrienkapital wird das Reich 
sich mit 50% beteilisen, und wenn die Länder ein zleiches 
tun, in ungünstisen Jahren auf die Verzinsung seines Aktien- 
anteiles verzichten. Die Aktiensesellschaft soll den ganzen 
Kanal bis Plochinsten einschließlich der Kraftwerke bawen. 
Die Einnahmen aus der Stromzsewinnung sollen zum Betrieb 
und zur Unterhaltung der Wasserkraftwerke und zur Ver- 
zinsune und Amortisation des „esamten Baukapitals heran- 
sezoren werden. Der Betrieb und die Unterhaltungs der Schiff- 
fahrtsstraßen soll aus den Schiffahrtsabgaben bestritten werden. 


— Beschränkung der Haftpflicht der Bahnspediteure. Über 
die Gründe, die zu dieser, bereits in Nr. 1, S. 43 d. Zte. mitge- 
teilten Maßnahme seführt haben, veröffentlicht die Berliner 
Handelskammer folgendes: Wie die Eisenbahndirektion Ber- 
lin uns am 20. Dezember 1920 mitweteilt hat, ist die Vereinigung 


Deutscher .Bahnspediteure wiederholt vorstellie „eworden, 


die Haftunz der bahnamtlichen Rollfuhrunternehmer für 
Schäden, die während des An- und Abrollens der Güter nach 
und von den Bahnhöfen entst&hen (Verlust, Minderung und 
Beschädigung), durch Festsetzung eines Normalsatzes als 
Haftungshöchstgrenze zu beschränken. Der Antrag ist be- 
gründet worden mit der seit den letzten Jahren bestehenden 
Unsicherheit der Transporte auf den Straßen, der vermehrten 
Diebstahls- und Beraubungsgefahr und mit der großen Wert- 
steiserung fast aller Güter, darch die die Aufwendungen der 
Spediteure zur Befriedigung von Entschädigunssansprüchen 
um sein - Vielfaches vermehrt, ohne durch eine Erhöhung der 
Rollgelder abgerolten zu werden. Außerdem hätten die freien 
Spediteure in allen größeren Orten schon seit längerer Zeit 
ihre Haftungsverpflichtung eingeschränkt, so in Berlin, Ham- 
burg, Breslau, Leipzig und Stettin auf 120 N für das Kilo- 
gramm. Es könne den Bahnspediteuren, die dureh ihren Roll- 
fuhrvertrax als Beauftragte der Eisenbahn im Sinne des 85 
der Eisenbahn-Vierkehrsordnung gelten und nicht in der Lasse 
sind, ihre Haftungsverbindlichkeiten selbständie zu reseln, 
nicht zusemutet werden, die Lasten der vollen Haftuns noch 
jetzt wie vor dem Kriege zu tragen. 

Die Eisenbahnverwaltung „glaubte, sich den vorgebrachten 
Gründen nicht verschließen zu sollen und den Wünschen der 
Bahnspediteure so weit entgegenzukommen, als die bestehen- 
den. Bestimmungen dies zulassen. Eine Milderung der 
Haftungsverpflichtung bei den von der Eisenbahn abzu- 
rollen-den Gütern konnte nicht in Frage kommen, weil auf 
diese Güter die. eisenbahnfrachtlichen Bestimmungen des 


Handelsgesetzbuches und der Eisenbahn- -Verkehrsordnung An- 


a — 


Deutscher Eisenbahnverwaltu 


ohne weiteres geändert werden können. 


'schaftslebens an, 


‚geschnittene Frage der Berechnung des wirklichen We: 


Zeitung des Vereins 


'wendung.finden, die sich bis zur Ablieferung der Sendungen 
an die Behausung erstrecken, und diese Bestimmungen nich 
Dagegen bestanden 
keine Bedenken, eine Änderung der Haftverbindlichkeiten bei 
den zur Bahn anzurollenden Gütern eintreten zu lassen, 
weil bei diesen ein Frachtvertrag noch nicht zustande a 
kommen ist und daher nicht die Bestimmungen der Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung, sondern die des Handeiegesszi as 
über den Landfrachtvertrag selten. 

Von diesen Gesichtspunkten ausgehend, hat daher die Eis en- 
bahndirektion sich entschlossen, die Haftung der bahnamt- 
lichen Rollfuhrunternehmer für Verlust, Minderung und Be 
schädigung bei der Anfuhr der Güter zur Bahn vom 1. Januar 
1921-ab auf den Betrar von 20 # für das Kilogramm zu be 
schränken. Die Bahnspediteure sind jedoch verpflichtet? 
höherwertise Güter auf Wunsch gegen das örtliche "Risiko. 
mit 1 vom Tausend zu versichern. 


— Verein für Eisenbahnkunde zu Berlin, An 8.d.M. h 
in diesem Bankdirektor Dr. Bonn (Deutsche Bank) über 
„Geld und Wirtschaft“. Der Redner knüpfte seine Aus- 
führungen\an diejenigen Erscheinungsformen unseres Wirt 

welche dessen radikale Umwälzung “ 
Ausdruck gelangen lassen und unsere Zeit als  eıme Über- 
ganesperiode kennzeichnen. Er legte alsdann die Gründe des 
Niedergangs unserer Währung dar, die auf der Inflation nd 
der Passivität der 'Zahlungsbilanz beruhten. Im einzelnen 
sing Dr. Bonn «ein auf die Zahlen der amtlichen Handels“ 
statistik, der zufolge der Passivsaldo der Handelsbilanz vom 
1. Januar 1919 bis 30. Juni 1920 den Betrag von 58 Milliarden 
erreiche. Unter Berücksichtigung des „gerade in dieser Zeit- 
spanne besonders schwunghaft gewesenen illegeitimen 
Ausfuhrhandels (Loch im Westen) müßte demnach der wirk- 
liche Passivsaldo der Handelsbilanz bei Zugrundelegung von 
amtlichen Zahlen etwa 70 Milliarden betragen haben. Da uns 
vom Auslande Valutenkredite nicht «eingeräumt seien, » so 
müsse daher die „Auslandsanleihe“, die wir in dieser Zeit 
in Markwährung im Wese der Interessenahme des Ausland 
an der Mark erhalten hätten, -unter den genannten Vorau 
sotzungen 70 Milliarden Mark übersteigen, zumal aus. de 
Ausfuhrvaluten auch noch andere Zahlungen eleistet wor 
seren (Frachten, Rückzahlungsen von Kriegsvalutenkrediten 
usw.). Zum Schluß streifte Dr. Bonn die von Rathenau an- 


der Währung. den Rathenau auf 30% ansetzt, und verneinte 
die Lösbarkeit dieses Problems unter Hinweis darauf, aß 
der wertvollste Aktivbesitz des deutschen Volkes ein rechne 
risch u erfaßharer — weil nämlich funktioneller — Wert 
sel. d. die Arbeitskraft. Gerade in diesem Umstande er- 
blickte Redner etwaige — noch nicht greifbare — Möglich- 
keiten für eine Regeneration unserer Währung. D- 


— Fisenbahndirektor Schönfeld f. Wie unsere Leser aus 
dem Nachruf des Aufsichtsrats und des Vorstandes der West- 
fälischen Landes-Eisenbahn-Gesellschaft in Nr. 3 d. Zte. ®@ 
sehen haben werden, ist der Eisenbahndirektor Schönfeld am 
10. Januar d. J., an welchem Tage er sein 70. Tebensiahll 
vollendete, gestorben. Die Bedeutung dieses Mannes recht- - 
fertigt es, wenn wir hier einen kurzen Abriß seines Lebens 


neben. 

Nach dem Besuch der Technischen Hochschule in Stuttea 
trat Schönfeld als Eisenbahringenieur bei der damaligen Cöln- 
Mindener Eisenbahn ein. Nach deren Verstaatlichung wal 
er bei der rechtsrheinischen Eisenbahndirektion zu Cöln, zu- 
letzt als Sektionsbaumeister beim "Bau der Westerwaldbahn, 
tätie. Im Jahre 1883 wurde er von der Warstein-Lippstad! 
Eisenbahngesellschaft zum Betriebsleiter ihrer 31 km lan 
Nebenbahn Lippstadt-Warstein gewählt. Er ist seit di 
Zeit im Dienste dieser Gesellschaft, der späteren Westfälisch 
Landes-Eisenbahn, tätig gewesen. Nebenbei war er von 18 
bis 1893 Generalbevollmächtigter der Eisenbahnbau- und 
triebsgesellschaft Soenderop & Co. in Berlin. Für die 
Firma entwarf und leitete er die Bauausführungen der Kerke 
bachbahn. der Eckernförde-Cappelner Schmalspurbahn, 
Weimar-Rastenberger Eisenbahn und der Kreis-Alteı 
Schmalspurbahn; ferner hat er für die Firma verschiede: 
Bahnen in Deutschland, Dänemark und Österreich behu 
Nachsuchuneg der- Konzessionen zum Bau und [Betrieb ; 
jektiert; auch führten ihn die Geschäfte der Firma in Ei 
bahnangelegenheiten nach Bulgarien und Spanien. Diese 
fangreiche Tätigkeit hinderte ihn aber nicht, den Ausbau 
die Erweiterung der Warstein-Lippstadter Eisenbahn. zu 
treiben. Im Jahre 1895 entwarf er das Projekt für die Balı 
strecke Lippstadt-Beckum, kurz darauf foleten die Ent 
Soest-Belecke-Brilon, _Warendorf-Neubeckum, . Sennelag 
Wiesenbrück. Borken-Burgsteinfurt,, Stadtlohn-Vreden. 
Neubeckum-Münster. Vorwiegend seinen Bemühungen ge 
Be die beteiligten Kreise, Gemeinden und die. Provii R 
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len ale Hauptbeteiligte für die Finanzierung dieser Strecken 
zu gewinnen. Bis zum Herbst 1903 waren sämtliche Neubau- 
‚strecken mit einer Gesamtlänge von 235 km dem Betriebe 
an di "Durch den Ausbau der Strecken ist das Erwerbs- 
ben in den von den Bahnen durchzosenen Gebieten außer- 
‚ordentlich gefördert worden. Schönfelds Lebensarbeit „alt 
‚der fortschreitenden. Entwickelung der Westfälischen Landes- 
Eisenbahn, um die er sich hervorragende Verdienste «er- 
‚worben hat. 
In dem weiteren Kreise seiner Berufsgenossen ist Schönfeld 
"bekannt geworden durch seine rege Mitarbeit bei den Ver- 
unsen des Vereins Deutscher Eisenbahn- 
en itungen, an dessen Versammlungen er seit 1890 
fast regelmäßig teilgenommen hat. Als Mitglied des Aus- 


schusses des Eisenbahnverkehrsverbandes hat- er gleichfalls 
persönliche Liebenswürdigkeit sichern ihm bei dem Verein 
ein ehrendes Andenken, 
t der ÖOberresierungsbaurat Friedrich Fuchs zum Mini- 
alas ernannt -worden. 
er Hessen. sind foleende Änderungen eingetreten: der 
'Regierunesrat Drache, bisher in Breslau, ist als Miterlved 
entire Dr. jur. William Krueger in Berlin, 
Dr. jür. Josef Kaumanns in Essen, Dr. jur. Hermann 
R 
Kattowitz sind unter Beilegung der Dienstbezeichnung Re- 
‚sierungsassessor dauernd in den Reichseisenbahndienst über- 
und Straßenbaufaches Dietrich Hacke ist bei der Eisenbahn- 
direktion in Trier zur Beschäftigung im Reichseisenbahn- 
“Nach Auflösung der Zweigstelle Sachsen des. Reichsver- 
rsministeriums sind am 1. Januar 1921 zur Eisenbahn- 
Friedrich und Bassenge als Abteilungsleiter, und zwar 
re als Leiter der neu gebildeten Etatabteilung, letzterer 
Be Dr. jur. et phil. v. Schroeder, Regie- 
runesrat Dietzschold und Rechnungsdirektor Krieg. 
Regierungs- und Baurat Mayer, Mitglied dieser Behörde, 
Ki Oberregierungsbaurat ernannt worden. — Versetzt sind 
Dr Berke in Elsaß-Lothringen, zuletzt bei der Reichs- 
eisenbahnzweiestelle in Karlısruhe, je in die Stelle eines Mit- 
ienstlichen Gründen mit seinem Einverständnis der Eisen- 
bahnbauinspektor Brodersen bei der Eisenbahn-General- 


lange Jahre gewirkt. Seine verdienstvolle Tätigkeit und seine 
— Personalnachrichten. 

Im Bereich des Reichsverkehrsministeriums, "Zweigstelle 
‚der Eisenbahndirektion nach Erfurt versetzt worden. — Die 
I Jaeger in Frankfurt (Main) und Friedrich Leonhard in 
‚nommen worden. — Der Regierungsbaumeister des Eisenbahn- 
‚dienst einberufen. 

eneraldirektion in Dresden. übergetreten: die Ministerialräte 
Leiter der neu gebildeten Werkstättenabteilung, ferner 
Bei der Eisenbahn-Generaldirektion in Stutteart ist der 
Regierungsbaurat Scheuffele und der Regierungsrat 
Dr. Becker, vormals Mitelied ‘der Generaldirektion der 
glieds der Eisenbahn-Generaldirektion. Stuttgart, ferner aus 
ektion Stuttgart zur Bauinspektion Crailsheim. 


R Österreich. 
ei 


— Bundesminister Pesta über Fragen des Verkehrs. Im 
Finanz- und Budgetausschuß hielt am 1. Februar bei der Be- 
ung des Voranschlages ‚des Verkehrswesens Bundesminister 
a eine längere Rede, in welcher er viele wichtige Fragen 
‚ Eisenbahnverkehrs und der Donauschiffahrt eingehend be- 
Teuchteie, Unter anderem bemerkte er, wie wir der. Wiener 
jen Presse entnehmen, folgendes: „An Kursverlusten für 
ı Staatseisenbahnbetnieb allein muß ein Betras von weit über 
erden Kronen angesprochen werden, der zum größten 
2 . die aus dem Auslande zu beziehende Kohle bestimmt 
ist, ie jetzise präliminarmäßiee Ertrassrechnung der öster- 
Decken Staatsbahnen weist unter Einrechnung des ersten 
trags zum Staatsvoranschlage 1920/21. eine Ausgaben- 
‚sun von 8,6 Milliarden Kronen und «eine Gesamteinnahme 
von 5.1 ‚Milliarden Kronen auf, so daß sich ein Abgang von 
35 Milliarden Kronen ergibt. Dieser erhöht sich durch den 
Idendienst um weitere 100 Millionen Kronen. Eine 
1 naufsetzung der Personentarife der österreichischen Staats- 
‚ welche in der laufenden Verwaltungsperiode keinerlei 
Eehölunn erfahren haben. ist vorerst nicht beabsichtigt. Zur 
Beratung des Bundesministeriums in allen die Öffentlichkeit 
prührenden Fragen steht die Einsetzung eines ständigen Bei- 
es in allernächster Zeit bevor. In seinen weiteren Aus-' 
rungen gibt der Minister eingehende Aufklärungen über die 
onalwirtschaft im alleemeinen, den Personalabbau und 
- verschiedene Besoldungsfragen. Er erwähnt, daß die 
£keit im Bau- und Bahnerhaltungsdienste noch immer von 
“ Ungunst der Preisentwicklung auf allen Gebieten des per- 
chen und sachlichen Aufwandes beherrscht werde. Diese 
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‚Beim er Kinieterium: 


-schlossenen Warenkontingentabkommens zu dienen 


'netzes' durch‘ den Bau neuer Eisenbahnlinien wird, 
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Preisentwicklung sei am treffendsten dadurch gekennzeichnet, 
‚daß ein Gleiskilometer neuer Oberbau, der im Frieden 27.000 
bis 30000 K gekostet hat, sich derzeit auf 2,8 bis 31 Millionen 
Kronen stellt. In seinen weiteren Ausführungen erörtert der 
Minister die Kohlenfrage, insbesondere die noeh immer un- 
zulänglichen Kohlenzuweisungen. Ferner beleuchtet er die 
Schwierigkeiten in der Lokomotiv- und Wagenwirtschaft sowie 
die Tätigkeit im Werkstättendienste. Diesem Zwecke diene 
insbesondere die Einführung von Überzeitarbeit, für welche 
den Bediensteten «ine Arbeitsprämie und «ine verbilligte 
Lebensmittelzubuße zugestanden wurde, 

Die Wiederaufrichtung unseres durch die Bestimmungen des 
Staatsvertrages von St. Germain schwer zetroffenen Verkehrs- 
wesens ist eine besonders wichtige und schwierige Aufgabe 
der stäatlichen Verkehrsverwaltung. Unser Streben muß vor 
allem darauf gerichtet sein, die durch den Zerfall eines 
einheitlichen Wirtschaftsgelbietes jäh abgerissenen Verkehrs- 
beziehunsen zu den einzelnen. selbständir gewordenen Teilen 
wieder anzuknüpfen. Der Erreichung dieses auch den 
siegreichen Mächten erwünschten Zieles setzt freilich der 
Staatsvertrag von Saint-Germain selbst -die größten Hinder- 
nisse entgegen, der bei Bestimmung der politischen Staats- 
grenzen Österreichs auf die durch Jahrhunderte eingelebten 
wirtschaftlichen Zusammenhänge und die diesen angzepaute 
Konfiguration der Verwaltung keinerlei Rücksicht genommen 
hat. Immerhin sind wir im abgelaufenen Jahre auf dem Wege 
der Herstellung normaler Verkehrsbeziehungen zwischen 
unseren näheren Nachbarn einigermaßen fortgeschritten. So 
sind vor kurzem zwei wichtige Verkehrsvereinbarungen mit 
der ungarischen und rumänischen Regierung zustande ge- 
kommen. Die „Austria“-Züge haben namentlich der tatsäch- 
lichen Ausführung des im Sommer 1920 mit a are: 

ußer- 
dem wurde ein Übereinkommen für den gegenseitiven Wagen- 
übergang zwischen Österreich. Ungarn und Rumänien abse- 
schlossen. In jüngster Zeit kam ferner seine Vereinbarung 
über die Aufnahme des Verkehrs mit J ugoslawien über Aßline 
zustande, durch welche die seit mehr als zwei Jahren voll- 
kommen  ausgeschaltete Karawankenbahn dem Verkehre 
wiedergegeben wurde. Wenn sich daran eine weitere Verein- 
barung, betreffend den Verkehr über die Wocheinerbahn, 
schließt, hätten wir für den Verkehr von und nach Triest 
wieder alle früheren Wege zur Verfügung. Unter den be- 
stehenden Verhältnissen wäre das für unsere Lebensmittel- 
versoreune von erößter Bedeutung. Wir sind daher auch an 
die italienischen Staatsbahnen mit einer entsprechenden An- 
resung herangetreten. Auch mit dem tschecho-slowakischen 
Eisenbahnministerium stehen wir wegen Regelung der Eisen- 
bahnanschlüsse in Verhäandlunsen. Hinsichtlich Westungarns 
ist selbstverständlich alles vorbereitet, um in dem Zeitpunkte, 
in dem das Burgenland unserem Bundesstaate tatsächlich ein- 
verleibt wird. dort den Eisenbahnbetrieb zu übernehmen und 
in klagloser Weise weiterzuführen. Einen Gegenstand schwerer 
Sorge bildet für die Regierung die Südbahn. deren uneestörter 
Weiterbetrieb für uns von allergrößter Wichtigkeit ist. Auch 
im abgelaufenen Jahre konnte die Südbahn ihren Betrieb nur 
mit Inanspruchnahme staatlicher Vorschüsse aufrechterhalten. 
Diese verzinslichen und in zwanzig Jahresraten rückzahlbaren 
Vorschüssee betraren annähernd 600 . Millionen Kronen. 
Übrigens werden demnächst in- Wien internationale V'erhand- 
lunsen über «ein provisorisches Arrangement beeinnen, das 
die Lage der Südhbahn bis zu ihrer definitiven Regelung nach 
dem. Friedensvertrage sicherstellen soll. 

Was die Elektrisierung der Staatsbahnen anlangt, betont 
der Minister, daß der im Staatsvoranschlage eingesetzte Be- 
trag. von 500 Millionen Kronen eine Kürzung des für das Ver- 
waltunesjahr ermittelten Geldbedarfes um ‚mehr als die Hälfte 
darstellt, was auf die Verwirklichung des gesetzlichen Bau- 


. programms zurückwirken mußte, zumal seit dessen Erstellung 


die Steiserung der Preise und Löhne ununterbrechen und in 
steiler Kurve anhielt. Es war, daher die Einhaltung des dem 
Gesetze zugrunde lierenden A’rbeitsplanes im laufenden Ver-, 
waltungsjahre auch nicht annähernd möglich. Die vom Ab- 
geordneten Dr. Ellenbogen beantragte Erhöhung des Kredits 
von 500 auf 1200 Millionen Kronen bedeutet die Befreiung von 
den finanziellen Beengungen, unter denen die Elektrisierungs- 
anbeiten bisher zu leiden hatten. Der Minister könne daher 
diesen Antrag nur auf das wärmste beerüßen und die Ver- 
sicherung geben, daß sein Ressort alles "aufbieten werde. um 
die im Interesse des Wiederaufblühens unserer darnieder- 


„liegenden Volkswirtschaft gelegene eheste Einführung der 


elektrischen Zugförderung auf den Staatsbahnen zu sichern. 
Den-Kern der mit Eifer betriebenen Bautätiekeit bilden die 
Arbeiten für die Elektrisierung der Arlbergbahn. Der Minister 


.oibt sodann eingehende Aufschlüsse über den Stand der Ar- 


beiten für die Arlberebahn und die Linie Steinach-Irdning- 
Attnang-Puchheim.- Eine Ausgestaltung unseres Verkehrs- 


da die 


+ 


"Nr.-7 


" Preise das Fünfzig- bis Sechzigfache der een, im 
Jahre 1914 betraxen, schwerlich in großem Umfange durch- 
oeführt werden. 


des Bundes, wie etwa die Ausbeutung eines Kohlenvorkom- 
mens oder dergleichen zu fördern geeignet Sind. Es hat sich 
übrisens in manchen Fällen gezeigt, daß die örtlichen Inter- 


essenten, deren wirtschaftliche Lage vielfach eine erhebliche ‘| 


Kräfticune erfahren hat, aus eigenen Mitteln die Herstellung 
neuer Bahnen vorbereiten. Solche Bestrebungen sınd auf das 
wärmste zu begrüßen, und der Minister werde alles aufbieten, 
solchs Bestrebungen tatkräftigst zu fördern. Nach wie vor 
lege er Wert därauf, daß beim Ausbau des Bahnnetzes in dem 
dureh -dıe Verkehrsinteressen des Bundes „ebotenen Rahmen 


Rücksicht auf die Wünsehe der Bundesländer senemmen und 


namentlich bezüglich der Art der finanziellen Sicherstellung 
- gegebenenfalls Verhandlunsen durchseführt werden. Bezüg- 
lieh der vom Berichterstatter besprochenen Herstellung einer 
die Stadt Klagenfurt mit dem Lavanttale verbindenden (Bahn- 
linie ist zu bemerken, daß im Sinne der Regierungserklärung 
vom 29. Mai 1920 sogleich nach der Übernahme der Verwaltung 
eims Verstärkung der Studienabteilune in Klagenfurt verfücst 
wurde, damit die technischen Vorarbeiten sobald als 
zum Abschluß gebracht werden. 


Der Minister bespricht hierauf die Bedeutung und die Auf- 


saben des-Fremdenverkehres und gibt nähere Auskünfte über 
das Vertragsverhältnis zum österreichischen Verkehrsbüro. In 
Besprechung der Angelesenheit der Luftschiffahrt verweist 
er darauf, daß die drückenden Besiimmunsen, die uns durch 
den Staatsvertrag von Saint-Germain in bezug auf die Luft- 
schiffahrt dermalen noch auferlest sind, Österreich die Mög- 


lichkeit einer praktischen Betätigung auf diesem Gebiete über- | 


haupt nehmen. Was die Donauschiffahrt betrifft, sind die 
Grundlagen für die endgültige Ordnung der- Rechtsverhältnisse 
-der Donauschiffahrt durch die in Gemäßheit des Friedensver- 
trages international festzustellende neue Donauakte erst zu 
schaffen. Die V erhandlungen, an denen Österreich teilnimmt, 
haben im Sommer des Vorjahres in. Paris begonnen und sind 
bis zur Erstellung eines ersten Entwurfes dieser Akte ge- 
dieben. Die weitere Beratung des Entwurfes werde in der 

nächsten Zeit in der Statubenkonferenz, die für Anfan« April 
dieses Jahres in Aussicht genommen ist und in Paris statt- 
finden soll, in Anerıff genommen werden. Die Donauakte 
hat nach dem Friedensvertrage ınsbesondere auch die Rechte 
und. Pflichten der Internationalen Donaukommission- hinsicht- 
lieh der Überwachung und Kontrolle der Donauangelesen- 
heiten festzustellen, eine Tätigkeit, die der Kommission auch 
schon dermalen auf Grund des Friedensvertrages bis zur Gut- 
heißung der newen Akte vorläufig obheet. Die aus der Inter- 
‚alliierten. Donaukommission hervorgegangene Internationale 
- Donaukommission hat bereits drei Tagungen abgehalten, von 
denen die beiden ersten in Paris, die dritte im Dezember des 
vorıgen Jahres in Wien stattgefunden hat. Unsere Deleration 
in der Pariser Konferenz ist unter Betonung der überragenden 
Bedeutung der Stalt Wien als Donauhandels- und Umschlag- 
platz für die Bestimmung dieser Stadt zum Ort des ständisen 
Sitzes dieser Kommission winsetreten. Die Entscheidung 
über diese Frage ist indessen auf die zweite Tagung veer- 
schoben worden. Die Donauschiffahrt hat auch im Vorjahre 
-wieder ın maßgebender Weieise im Dienste der Lebensmittel- 
versorgung Österreichs gestanden. Die ın letzter Zeit in bezug 
auf dıe Kohlenfrage und den Wasserstand fühlbar gewordene 
Besserung läßt für die nächste Zukunft auch seine gründliche 
Rückwirkung auf unsere Lebensmittelversorgung sowie auf 
die alleemeine Verkehrslage erhoffen. 

In bezug auf den Eisenbahnverkehr ist die Lage Österreichs 
ebenso wie auf den meisten anderen Wirtschaftsgebieten wohl 
eine ernste, aber doch keine verzweifelte. Der Eisenbahnver- 
kehr Österreichs erreichte infolge der anhaltenden Kohlennot 
um die Jahreswende 191920 seinen Tiefpunkt. In dem Maße, 
als ‚sich im Frühjahr und Sqmmer 1920 der Kohlenzulauf 
-besserte, hob sich auch der Zugverkehr. Es wär möglich, die 
-drückendsten Verkehrsbeschränkungen nach und nach abzu- 
bauen, den Auslandsgeüterverkehr in vollem Umfange wieder 
zu eröffnen, ım Inlandverkehr die Gütersendungen mit nur 
sierinefürigen Ausnahmen freizuseben und den Personenver- 
kehr allmählich auszusestalten. Die Leistung an Bruttotonnen- 
kilometern hat sich gegenüber dem Tiefpunkt vor Jahresfrist 
fast“ verdoppelt und beträgt heute nahezu fast zwei Drittel 
-der Friedensleistunge. Die Besserung ist ungeachtet des Um- 
standes eingetpeten, daß Österreich an den Folgen des Staats- 
vertrages von Saint-Germain schwer zu tragen hat und obwohl 
die ‘Hilfe noch ausständie ist, - die wir von den Mächten auf 
Grund dieses Staatsvertragies'mit- Recht erwarten dürfen. So- 
‘bald einmal durch diese “auswärtice Hilfe unsere . wirtschaft- 
liche Lage «ine Entspannung erfährt, Industrie und Handel 
-wieder ungehindert sich entfalten "können, wird auch der 
:Eisenbahnyverkehr: -zu..seiner früheren Höhe und Dar 


Vorläufig müssen wir uns auf jene Linien 
. beschränken, die ein ganz bestimmtes lebenswichtiges Interesse | 
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möglich I 


vom 5. auf dem, 6. Februar ereignete sich auf der ‚Sün 


die durch ungewöhnlich 
- worden waren. 
Bruck nach Wien verkehrende Schnellzue soll am W 
Südbahnhof um 9 Uhr 49 Min. abends eintreffen. Er hatte 


" Lokomotivführer des Güterzuges hatte jedoch das Halte: 


. wurden schwer beschädigt. - 3 z 


. Regime provisoine ist mit en ab 1. ‚Januar 


u nur im Vorkauf zu M% Stück 7 K 


f ; 
Tarif der RACUSCRER Autobusse. Mir die, Zo; Y 


BR E Heine‘ des Versi 
% Deutscher Eisenbahnverwa‘ ung 


en Die a ist zielbemuß 


| strebt, alles vorzubereiten, um für diese Zeit gerüstet zu seh 


‚and die volkswirtschaftlichen Aufaaben der Eisenbahl 
‚erfüllen. : 


Schweres Eisenhaknuneliick bei Felixdort. I der 
"station Felixdorf (40 km von. Wien entfernt, au 
re nach Wiener Neustadt) ein ‚folgenschwerer Eise 
"unf. 
Verursacht wurde das Unglück, “wie das 31. Va 
- blatt mitteilt, durch ein Zusammentreffen widriger Um: 
starken Schneefall herbeig { 


Der aus Italiei über Klagenfurt, 


eine mehr als dreistündige Verspätung, die dadurch her 
führt wurde, daß der Schnellzus in vielen Stationen, 
laut Fahrplan zu durchfahren hat, aufgehalten wurde, 
die Verständigungsmittel der Stationen untereinander ini 
des Schneefalles nicht funktionierten. Als der Schnellzug 
Station Felixdorf durchfuhr, war es %1 Uhr nachts. Ind 
Station sollte er. mit dem Güterzug Nr. 811 kreuzen, der, 
Wien kommend, dort auf einem Ausweichgleise st. 


übersehen und war zu weit in die Station hineingefahren 
diesem Augenblick brauste der Schnellzug durch die $ 
und stieß mit voller Fahrgieschwindigkeit auf den Güte 
Die Wirkung war furchtbar. Beide Lokomotiven wurden 
ständig zertrümmert und ebenso die ersten Wagen des Sch L- 
zuges. Die Personenwagen schoben sich förmlich inein In! 
und türmten sich dann auf, die rückwärtisen Wagen wur 
aus dem Gleise geschleudert und stürzten um, mit ungeh: 
Krachen singen einiee Güterwagen in Trümmer. Em 
Chaos bedeckte das Bahngelände und die Lage wurde 
noch " entsetzlicher, daß nahezu . vollständige Dunke 
herrschte, da die wenigen in der Station brenmenden 
das dichte Schneetreiben nicht zu durchdringen verm 
Nach dem amtlichen Bericht der Südbahn sind 5 Re 
erötet, 16 schwer und zahlreiche leicht verletzt worden. 
den Schwerverletzten sind nachträglich zwei ihrer Verl 
erlewen. Die Lokomotiven beider Züge und acht. W 


— Südbahn-Gesellschaft. Die Südbahndirektion t 
‘Die von den Regierungen der an der: Südbahn territor 
‚teiligten Staaten zur Beratung über das Regime Pro 
ernannten Vertreter traten vor einigen Tagen. mit den 
tretern der Association nationale und der Südbahn-Gesells 
zu mewerlichen Vollsitzungen zusammen, in denen ü 
Vorschläge der in der Sitzung vom 5. Februar eingese 
Komitees, betreffend die noch offen sebliebenen Puuktc, 
vollständiee Einigung erzielt wurde. Die staatlichen 
treter werden. nunmehr die Zustimmung ihrer BRegieru 
zu dem ‚Beratungsergebnis einholen. Das Inkrafttreten ı 


‚vorgesehen. % 
Wie schon frähen Berichte werden die vier Staaten 
an dem Südbahnnetz beteilist sind, zur Betriebsführu 
‚die Dauer des vereinbarten provisorischen - Ab 
schüsse im Gesamtbetrage von 12 Millionen Franken, 
wirkend ab- Januar 1921, leisten. Durch. dieses: einstweil 
Abkommen wird die Möglichkeit der finanziellen und 
strativen Vorbereitung der künftigen Intemationalis 
ons Südbahn gegeben. 
en Wiener Personenbeförderungspreise. Seit ‚der in 
vom 26. Juni v. J. besprochenen Erhöhung der Wiener St 
bahntarife haben newe Lohn- und Gehaltsansprüche u 
Vertewerung des Brennstoffes und dadurch des elektı 
Stromes weitere Fahrpreiserhöhungen notwendig gem 
Die neuen Fahrpreise sind am 26. v. M. in Kraft ge 
Frühfahrscheine, nur im Vorkauf zu 10 Stück vrhä 
kosten nun 3 K anstatt 1.80 K; Tagesfahrscheine bis %X1 
5 K anstatt 3 K; im Verkauf zu 10 Stück 4,50 RK: 
260 K; Abendfahrscheine ab %10 bis Betriebsschl 
früher 4 K:;; Nachtfahrscheine 10 K, bisher 6 K; 


liok 600 K, i } 
monatiger Gültiekeit, nun Dh an ss En ) 
a 380, = gegen früher 150, 00 230 es Bei Umrechnı 

se anuar. u J- 


nicht a erscheinen. 


erhöht und z.B. die Strecke Westbahnhof-Kreuzung 
In dere Zone gerechnet wird, macht sich diese Erhöhung 


mittel auf schreckliche Weise fühlbar. 
werk, Zu B. Autotaxi, Zwei- u 
2 . Erhöhung der Fahrekiihren auf das dreißisfache 
ns lichene längst nicht mehr zufrieden und bean- 
hen das fünfzigfache. Man hat sich notgedrungen ihre 
zung längst abgewöhnt, und «es ist nur überraschend, 
en so viele internationale Fremde, Preistreiber und 
vorhanden sind, die Existenz der Lohnfuhrleute bei 
\ hen Preisen zu ermöglichen. Wenn auch die Stadt- 
‚. bei ihrer unglücklichen Anlaee, die um, anstatt durch 


nur beschränkte Hilfe bieten würde, wäre ihre ‚eheste 
nn doch für die durch die Fahrtverteut- 


ö Zeit vertagt zu sein, und auch ein. Abbau der Fahr- 
t um so weniger zu erwarten, als auch die gegen- 


n-als unzureichend ‚bezeichnet wird, 


Ieopell,S ockert. 


\ en 


lung Be De enbohnrerkelirg mit Südslawien. Vor 


en, ung der een Bahnen Ver hand- 


3 im Wege Sehtz Der Verkehr Sartre, in er En jel- 
te « dies. Nebruar Au eyorien werden. 


chterung des Verkehrs für die Budapest-Wiener Ex- 
wurde die Maßnahme getroffen, daß bei der Ertei- 
’aßvisums gleichzeitig auch das Visum der Grenz- 
mten auf den Paß gedrückt wird. Hierdurch sind die 
ı in den Grenzstationen a aut aralele en verbun- 


tige Aufgabe des ee Da die mit Ge- 
an Beisenden häufig ee zu De im . nhsf 


men veranlaßt, En ee Bablikum Bau 


Rn der Are zwei Stunden vor Abfahrt Nas 
T r Abfahrtstation durch. die Eisenbahn zu erfolgen 


6 epäcks von der. Ebah verweigert ide, Die 
haben sich daher — insofern es sich um Reisegepäck 
‚eigenen Interesse uuelın st an die Frist von 


re zu halten. 


oller Verordnung des Handelsministers wurde 

der Jahres- und zeitweilisen Freikarten (ein- 
der Ausweise zur Lösung halber Karten), ferner 
zu «ermäßigten Preisen bis zum 15. Februar veer- 
; Verlängerung erstreckt sich nicht auf die Aus- 
öff jentlichen ‚Beamten und ihrer Familienange- 


ehr mit ausländischen Zahlungsmitteln. Das 
Öff: icht: «ine Regierungsverordnung, die den 
chen Zahlungsmitteln regelt. «Im Sinne 
nen - Forderungen von in anderen Staa- 
'Südslawien,. Rumänien, der Tschecho- 
ansässigen. 
mit Zustimmung der Budapester Haupt- 
-Ungarischen ‚Bank gutgeschrieben wer- 

juskün discher -V' uten, - ausländischer 


- 


auf 7 K, für 3 auf 10 K und für 4 und mehr Zonen : 
- und Mariahilfer Straße, etwa 200 Schritte lang, als. 
für den ‚verarmten Mittelstand einzig möglichen Beförde- 


Bonstires Lohn-: 


Einspänner, sind mit der | hat anläßlich seiner Ernennung zum Handelsminister 


Stadtzentrum führt, wad. bei ebenfalls erhöhten Fahr- 


1 
und a ung von De erisprender : 
Ihre Elektrisierung scheint leider auf unab- 


‘sein jedes einzelnen die 
geprüften Vaterlandes wieder herstelle. 


Erhöhung seitens der betriebführenden Straßenbahn- 


-Handelsministers wurden die Stempelgebühren .der 


Zeit wurden in Szabadka von. Kommissionen der unga- 4 


ommission ZU Anakfen, Diese een dns 
Januar zum Abschluß. gebracht. so daß > ee 


chterung bei der Reise von Budapest nach Wien. | 


eilig ehe RER = sich die Direktion 


de Gültigkeit der ee Khonnements- 12 


| Ebenfurter 


Personen-—in ungarischer | 
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= er = 


Schboks und dicker Srecheel ist ebenfalls die Zustim- 


' mung der Budapester Handelsanstalt erforderlich. Zuwider- 
ae werden mit einer Geldstrafe belegt. 


- — Aufruf des Handelsministers an die Eisenbahnbedienste- 
ten. Handelsminister Ludwig v. Hegyeshalmy 
an alle 
Eisenbahnbeamte und -bedienstete einen Aufruf gerichtet, in 


dem er auf das infolge des ungevechten Friedensvertrages ver- 


‚stünnmelte Netz der ungarischen Staatsbahnwen hinweist. Er ıer- 
mahnte das Personal, den alten guten Ruf der Eisenbahnange- 


stellten wieder herzustellen und das zu jeder Zeit bewährte 


Vertrauen in ihre Tätigkeit wieder zu befestigen. Ein jeder 


" müsse für seinen Tieil und von seiner Stelle aus am Wieder- 


aufbau des Eisenbahn wesens und an der Ernewerung der alten 
Gewissenhaftigkeit und Pflichttreue mitwirken. Er gab der 
Hoffnung Ausdruck, daß sein Mahnruf in dieser ernsten Zeit 
die erwartete Wirkung zeitigen werde, damit in erster Reihe 
der ehrliche Wille und das unerschütterliche Pflichtbewußt- 
sittliche Gesundung des schwer- 


— Abgabe von Schuhen an Eisenbahnangestellte. Zur Linde- 
rung ihrer wirtschaftlichen. Not wurden vor kurzem an sämt- 
liche Angestellte der ungarischen Staatsbahnen Schuhe zu 
äußerst ermäßigten Preisen verteilt. 


Nach Verordnung des 
Fracht- 
briefe von 30 H. auf 1K. 50H. und von 1 K. 20 H. auf 6 K. 
erhöht; doch können alle überstempelten Muster — soweit der 


Vi OLrät, reicht — verwendet werden. Es gelangen jedoch auch 


— Neue Frachtbriefmuster. einer 


.den neuen Gebührensätzen im Wert entsprechende Muster in 


‚den Verkehr, die nur hal so groß sind wie die alten. Sie 
weisen auf beiden Seiten schwarzen Druck in ungarisch-deut- 
scher Fassung auf. 


— Zollfreiheit für amerikanische Liebesgaben. Der Finanz- 


 minister hat. gestattet,. daß die aus Amerika für Private ein- 


gehenden Liebesgaben, deren Gewicht 50 kg nicht übersteigt, 
zollfrei behandelt werden, und daß in solchen Fällen keine 
Einfuhrbewilligung notwendig ist. Als Liebesgaben sind nur 
Bedarfsartikel der ersten Lebensnotwendigkeit, also Kleider, 


"Wäsche, Lebensmittel, Seife, Saatkorn und land’wirtschaftliche 


neräte zu. betrachten. 


— Dis Fahr  eehietieugen auf den Staatsbahnen. Der 
Ministerrat hat auf Antrag des Handelsministers die bisher in 
Geltung befindlichen Vergünstigungen zum größten Teil end- 
gültige aufgehoben. Im Anschluß an diese Verfügungen hat der 
Ministerrat den Preis der Abonnementskarten, ebenso wie dies 
mit den resselmäßigen Karten schon vorher erfolgt ist, um 
300% erhöht. 

Trotz dieses Entschlusses treffen dennoch von einzelnen 
Gruppen der öffentlichen Beamten Gesuche um Ausdehnung 
solcher Fahrbeeünstigungen ein. Von zuständiger Seite wird 
daher auf den Umstand hingewiesen, daß solche Gesuche voll- 
ständig zwecklos seien. Dasselbe gelte auch von den zeit- 
weiligen Freikarten, die einzelne in der Umgebung der Haupt- 
stadt wohnende Beamte zur Fahrt nach Budapest und zurück 
erhielten. Diejenigen, die bisher im Genusse dieser Begünsti- 


gungen waren, werden sie vorläufig auch weiter erhalten. 


Andere aber können darauf unter keinen Umständen zählen. 


— „Adria“ Seeschiffahrts-Aktiengesellschaft. Der Verw NE 
tungsrat der Gesellschaft hat beschlossen, das Kapital von 
10 auf 20 Millionen Lire zu ‘erhöhen. Hiervon werden den 
Aktienbesitzenn. 35000 Aktien im Verhältnis von einer newen 
Aktie für zwei alte zum Kurse von 200 Lire für die Aktie 
zum Bezuge angeboten. Dies Bezugsrecht ist bei der Banca 
Commereiale Triestina in Triest auszuüben. Für Reehnung 
des genannten Instituts kann die Option in Budapest bei der 
Pester Ungarischen Kommerzialbank ausgeübt werden. 


— „Austriazüge“. Der Verkehr dieser unlängst eingeführten 
Züge wurde vorläufig eingestellt, weil die Durehfahrten durch 
Ungarn insofern auf "Hindernisse stießen, als der gegenseitig® 
"Wagenaustausch an der. ungarisch-rumänischen Grenze ver- 
tragswidrig durchgeführt wurde. \ 


— Erhöhung. des Werensinndzeldes auf der Raab- bdenhere 
Eisenbahn. Infolge eingetretener Verkehrs- 
störungen wurde vom 24. Dezember 1920 ab das ım Tarif, 
Teil IB, Abschnitt D—10, lit. b—-g sowie im Abschnitt D—11° 
festgesetzte Lager- und "Wagenstandgeld auf den Stationen 
der Dane: Sa Eisenbahn auf das Fünffache 
erhöht. x 


Nr. 7 | = 


I me me 


Uebrige europäische Länder. 


‚— Klagen über den schwedischen Winterfahrplan. Über 
diese Frage haben wir in Nr. 68, 81 und 92 Jahrg. 1920 d. Ztg. 
eingehend berichtet und auch darauf aufmerksam „gemacht, 
daß die Klagen über Vierkehrseinschränkunsen nicht zur 
Ruhe kommen. Neuerdings hat die Handelskammer in Gothen- 
burg wegen Wiedereinstellung der: Tagesschnellzüge auf der 
Strecke Stockholm-Gothenburgs Klagen vorgebracht. Der 


gsegenwärtise Zustand sei für die Reisenden allgemein so un-. 


leidlich, daß er nur als zufällige. und durch seine Notlase ver- 
anlaßte Maßnahme zu: verteidisen sei. Da der eigentliche 
Grund dieser Zugeinziehungen, nämlich die hohen Zugförde- 
runeskosten, infolge des starken Preisfalls von Kohle und 
anderem Material in hohem Grade „eschwunden sei, so könne 
der gegenwärtige Zustınd- nicht weiter vertreten werden: Die 
Eisenbahndirektion hat hierauf erwidert, daß der Verkehr 
die Neigung habe, weiter zurückzugehen, und zwar treeffie dies 
auch für Strecken zu, die, wie die Streeke Stockholm-Gothen- 
burg, zu den einträslichsten gehören. Die Eisenbahndirektion 
könne jedoch nicht jede einzelne Strecke nach ihrer Wirt- 
schaftlichkeit für sich behandeln. Die »einträglicheren Bahn- 
strecken müßten natürlich der Wirtschaftlichkeit: der 
schwächeren aufhelfen. Wie der Reichstar erst 1918 mit 
voller Bezugnahme auf derartige Fragen ausgesprochen habe, 
müßten dip Staatsbahnen aus rein erundsätzlichen Erwägun- 
gen nicht nur ihre eigenen Betriebskosten decken, sondern auch 
soweit Ertrae abwerfen, daß das in den Staatsbahnen als Ge- 
samtheit niedereeleete Kapital verzinst werde. Selbstver- 
ständlich werde die Eisenbahndirektion bei Aufstellune «es 
Fahrplanes Bahnstrecken, die sich gut rentieren, vor solchen, 
dıe mit Verlust abschließen, bevorzugen. Doch müsse die 
Direktion auf den Verkehrsbedarf des ganzen Staatsbahn- 
netzes sehen und müsse notgedrungene Einschränkungen 
einisermaßen „leichmäßig verteilen. Die beiden zwischen 


Stockholm und Gothenburg sehenden Fernzugpaare genüsen. 


mach Ansicht der Direktion für die jetzigen ungüstigen Vier- 
hältnisse ım sanzen Geschäftsleben des Landes in erträg- 
licher. Weise dem für die nächste Zeit vermutlich stark zu- 
rückgehenden Verkehrsbedarf. Vor dem Sommer sind Schnell- 
zugseinleeunsen nicht zu erwarten. Erst mit dem 1. Juni sollen 
neues Züge eingelegt werden, sofern nicht. der immer mehr 
hervortretende Rückeane im sanzen Geschäftsleben eine Min- 
derung von Einkünften und Verkehr hervorruft. 

Auf ine Einsabe der Vereiniguns für Handel und In- 
dustrie hat die Eisenbahndirektion serwidert, daß eine Senkune 
der Personentarife mit Rücksicht auf. die Wirtschaftlichkeit 
der Staatsbahnen nicht durchführbar sei ohne Auscsleich in 
Form seiner Erhöhuns der Gütertarife. Es seien aber schon 
jetzt Stimmen für eine Änderung soerade in umsekehrter 
Richtung laut geworden. d. h. 
tarıfe bei etwaiser Erhöhung der Personentarife. Die Eisen- 
bahndirektion ist auch der Ansicht, daß bei der: jetzioen ver- 
schlechterten Geschäftslase der Gütertarif viel mehr be- 
lastend wirke als der Personentarif. Sie kann daher vorder- 
hand keine Senkung. der Personenfahrpreise in Aussicht 
stellen. Dr. S 


a Schiedsgerichtsentscheidung im Lohnstreit zwischen den 
schwedischen Privatbahnen und ihren Bediensteten. 
in Nr. 92, S. 1010 Jahre. 1920 berichteten, haben sich die 
: Privarbahnverwaltungen und die Vertreter der Personal- 
orecanisationen am 8. Dezember seeinigt, ihre Sache einem 
Schiedssericht zu unterbreiten. Damit war die unmittelbare 
Streikeefahr abzewendet. Die Verhandlungen dauerten sehr 
lange, und erst am 30. Dezember verfolgte der Schiedsspruch, 
der, wie in solchen Fällen ja naheliewend, sich auf mittlerer 
Linie bewegt und die bisherigen Festsetzungen über die Ab- 
hänsickeit der Teuerungszulage von der Indexzahl der So- 
zialdirektion ergänzend auf Verhältnisse ausdehnt, die beim 
letzten Übereinkommen der Parteien noch nicht vorauszu- 
sehen waren, zuceleich aber eine Erhöhung der serinssten 
Emkommen vorsieht. Der Beschluß kam zustande durch die 
ausschlagsebende Stimme des Vorsitzenden : Direktor Ceder- 
bore. Der Schiedsspruch nimmt auch Rücksicht auf die wirt- 
schaftliche Leistungsfähiekeit der einzelnen Bahngruppen 
derart, daß er die wirtschaftlich schwächsten Bahneruppen 
ausnimmt. Er bedeutet im wesentlichsten eine 'entschiedene 
Absage gegenüber den wirtschaftlich undurchführbaren For- 
derungen des Privatbahnpersonals, in gleicher Höhe wie das 
Staatsbahnpersonal entlohnt zu werden. (Vgl. Nr. 88. 8. 970 
Jahrg. 1920 d. Zte.) DTEN, 


»— Die Erdrosselung der Gotthardlinie. Die „Schweizerische 
Verkehrskorrespondenz“ schreibt: Schon steht der Schweiz 
wieder eine neue erneute- schwere Beeinträchtigung ihrer 
internationalen Verkehrsstellung bevor. Der Verkehr von 
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‘Änderung eintreten, indem die neuen Expreßzüge Ostend 
‘der bisher über den Gotthard laufenden 


‚nationalen Verkehr hat ihren Grund nicht nur in den betr 


“Frankreichs, den englischen Verkehr über Paris zu leiten, 


‚Erwartungen entspricht, die man vielerorts an den Beitri 


‚ben nach wie vor auf gewisse Monate beschränkt. Der 


für seine Senkung der Gütber-: 
-ıst ein neuer direkter Schnellzusr 


"Der jetzt schon mit direkten Wasen verkehrende Schnel 


Wie wir 
‘Paris-Schweiz-Wien täglich verkehren, statt wie bisher ı 


‚dieser Stelle wiederholt berichtet worden. 


Kassenscheine ausgegeben. auf die in der Zeit vom ! 


Zeitung des Vereins 
. Deutscher in 


Enrlend über Belgien nach dem Balkan de bisher d 
den Gotthard-Kontinental-Expreß mit Anschluß an den 
plon-Orient-Expreß vermittelt. Darin wird- demnächst 


Brüssel-Köln-Wien in Wien direkte Fortsetzung nach den ve 
schiedenen Balkanrichtungen erhalten, was wohl den We; 

Schlafwagenk 
Ostende-Konstantinopel und Ostende-Bukarest zur Folge 
wird. Diese erneute Umfahrung dier Schweiz durch den 


technisch günstigeren Verhältnissen der deutschen Route, s0 
dern zum Teil sicherlich auch in der schlechten Führung 
Gotthard-Kontinental-ExpreßB durch Frankreich auf d 
Strecke der elsaß-lothringischen Bahnen und die noch imm 
sehr. unerfreulichen Zoll- und Paßkontrollverhältnisse in \ 
Ludwig. Außerdem war infolge des unverhüllten Bestreben 


der Fahrplangestaltung dies Orient-Simplon-Expreß viel 7 
wenig Rücksicht auf den Anschluß des Gotthard-Kontinent i 
Expreß genommen worden. A 

Es muß schon eingestanden werden, daß diie Entwicklu n 
die die Dinge von Tag zu Tax mehr nehmen, recht wenig dx 


der Schweiz zum Versailler Völkerbund hinsichtlich _« 
durch die engere Fühlungenahme der Völkerbundsmiteli 
erleichterten Verständigung über die internationalen 
kehrsverhältnisse knüpfte; recht wenig aber auch den 
wartungen, die man da und dort bezüglich einer Erhel 
Basels zum idealen europäischen. Verkehrsmittelpunkt d 
den Übersansz Elsaß-Lothrinsens an Frankreich heste. — 
scheint im Geeenteil feststellen zu müssen, daß Frank 
auch in der Verkehrspolitik den „leich einseitie national 
Standpunkt einzunehmen „ewıillt ist, wie in der Rheinfr 
Durch Vernachlässigung der für die Bedienung der Gotth 
bahn so wichtigen Zufahrtslinie von Belsien über die € 
lothringischen Bahnen zugunsten der weiter westlich ; 
senen Linien Naney-Belfort-Lötschbere oder gar Parı 


-plon oder Mont-Cenis würde Basel schließlich. gänzlich aus 


zeschaltet. 


- — Nachrichten von den schweizerischen Eisenbahnen. 

Entwurf für den am 1. Juni 1921 einzuführenden Person 
zuefahrplan ist vor kurzem den Kantonsregsierungen 
Prüfung überreicht worden. Bekanntlich soll er zum € 
Male als Jahresfahrplan, also mit Gültirkeit bis 
31. Mai 1922 aufgestellt werden. Damit ist natürlich 
zesagt. daß alle in den Fahrplan aufgenommene Züge 
rend des eanzen Jahres verkehren sollen. Einzelne, 
deren Zwecken. wie dem Sommerverkehr. dienenden Züg 


Fahrplan enthält eine größere Zahl wesentlicher Verb 
rungen, zumal für den durchgehenden Verkehr. Zu erwä 
Berlin- Frankfurt-B 
Zürich, ab Berlin 6,50%, Frankfurt 7,20, Basel an 1,38, 
an 4,45. In umgekehrter Richtung verläßt der Zug 
11,40 und ist in Berlin am folsenden Tace um 9.34 morg 


Berlin-Stutt zart- Zürich erhält durchlaufende Wacen 
Mailand. Auch ein newer Nachtschnellzus München- 
über Lindau -St. Margrethen erhält durchgehende W 
München-Mailand. Vom 1. Juni ab soll der direkte Schne 


mal wöchentlich. Besonders viele Verbesserungen sind f 
in den letzten Jahren etwas vernachlässigten Gotthardver 
vorgesehen. — Über die Finanzlage der 8. B.B. is 
Die Verwal 
hat zur Beschaffung von Geldmitteln wieder. 6 proz 


29, Januar schon 115 Millionen Franken gezeichnet wort 
sind. Die Arbeiten zum elektrischen Ausbau des B 

bahnnetzes erfordern aber sehr erhebliche Mittel. Die 
kürzung des Bauprogramms von 30 Jahren auf 15 Jah 
dingt eine scharfe Anspannung der Finanzen, zumal. i 
die bisher ausgeführten Arbeiten gezeigt haben, daß die 
sprünglichen Kostenanschläge infolge der Steigerung 
Personal- und Materialkosten bedenklich überschritten we 
mußten. S6 betrugen die Elektrisierungskosten für die 
strecke Erstfeld-Bellinzona einschließlich der Reparatuı 
stätte Bellinzona 97 Millionen Franken statt der 
schlagten 38.5 Millionen. _ Angesichts des in jüngster Zei 
obachteten Sinkens der Kohlenpreise ist angeregt worden, 
der Durchführung des Bauprogramms etwas langsam 
Schritt zu halten. Auch ist darauf hingewiesen worden, 
die schweizerischen en a Ausrüstungsfirmen durcl 


nächtieen Ausdehnung Eee "Werke gezwungen sein Wü 
die leicht zu einer u einer: en e 


iekeiten führen könnte, wie sie das Hotelgewerbe 
am Nachlassen des Fremdenverkehrs durchgemacht hat. 
jese Gefahr wird allerdings von einem der führenden Werke, 
»r Firma Brown, Boveri & Co, in Baden, in Abrede gestellt. 
ie S. B. B. haben mit amerikanischen Gruppen Verhand- 
ingen wegen Gewährung einer Anleihe von 300 Millionen 
ranken unter gleichzeitiger Lieferung von Rohmaterialien 
9d Halbfabrikaten für die Elektrisierung ‚eingeleitet. Dem- 
wenüber wird darauf hingewiesen, daß eine solche Anleihe 
‚cht unter 7% oder 8% Zinsen unterzubringen wäre, wäh- 
nd, wie schon erwähnt, die 6prozentigen Kassenscheine 
ıhr stark gezeichnet worden sind, so daß es zweifelhaft ist, 
) nicht der schweizerische Geldmarkt das erforderliche Ka- 
| zu günstigeren Bedingungen aufbringen könnte. - Eine 
ntscheidung. über diese für die Finanz- und Wirtschafts- 
ylıtik des Bundes sehr folgenschwere Frage scheint noch 
cht endeültix getroffen worden zu sein. Einem in der 
undesversammluns gestellten Antrag®e entsprechend wird 
m Bundesrat über das Elektrisierungsproeramm und die 
nanziellen Folsen der Umstellung des Dampfbetriebs in den 
ektrischen Betrieb Bericht erstatten und insbesondere eine ver- 
eichende Gegenüberstellung der Zugbeförderungskosten vor- 
sen auf der Grundlage der Dienstkohlenpreise von 150, 110 
ıd 70 Fr. für die Tonne. Im allgemeinen konnte aber der 
orsteher des Eisenbahndepartements Segienüber geäußerten 
weiteln feststellen, daß die Elektrisierung bisher als über- 
schend gut gelungen zu bezeichnen sei. — Einstweilen ist 
6 Verwaltung der S. B. B. bemüht, ihre hohen Betriebsaus- 
ben durch Vereinfachung der Organisation,. insbesondere 
; Verminderung der Zahl des Personals, zu ermäßigen. 
ch den Achtstundentax und die geringeren Leistungen der 
agestellten sind die persönlichen Ausgaben fortwährend ge 
‚egen, während die Betriebsleistungen zurückgegangen sind. 
8 Fahrleistungen des Zugpersonals betrugen .z. B. im Jahre 
2a 50500 km jährlich für den Kopf, im Jahre 1919 dagegen 
ir 30500 km, sie sind also um 36,7% zurückserangen, wäh- 
ind die Kopfzahl nur um 9,9 vermindert worden ist. Die 


7 Gesamtausgaben. Die Tewerungszulagen sind von ri. 
onen Franken im Jahre 1919 auf rd. 117 Millionen im 
hre 1920 sestiegen. Bekanntlich ist die Verwaltung zurzeit 
einer Untersuchunz des Personalbestandes auf den 'in- 
Inen Dienststellen beschäftigt, um. zu starke Personal- 
tzunsen festzustellen und zu beseitisen. — Die Finanzen 
- schweizerischen Eisenbahnen sind durch die ihnen ge- 
stzlich auferlesten Leistungen zugunsten der Post stark 
astet. Die Eisenbahnen haben nach dem . Eisenbahn sesetz 
n 1872 die Bahnpostwagen und das Becleitpersonal frei zu 
fördern. Dasesen wird für die Beförderung von Post- 
en über 5 kg eine Entschädigung bezahlt, die bei der 
_B. für 1921 auf rd. 5 Millionen Franken veranschlast 
während die Selbstkosten (31,03 Cts. für das Achskilo- 
) so viel höher sind. daß die Entschädigung für 1921 
jonen höher sein müßte, wenn die gesamten Ausgaben 
EeB.B. ım Interesse der Post erstattet würden. Gregen- 
te wird die Frage einer Abänderung des Gesetzes auf der 
Cundlage der Selbstkosten erwogen. — In der Bundesver- 

© ist mewerdingss wieder die Ermäßigung oder Be- 
Sitigung der Schnellzugszuschläge, wenigstens auf 
@ nahen Entfernungen bis 10 km, angeregt worden. Die 
Srwaltung scheint aber dieser Änderung ablehnend gegen- 
verzustehen. wenieer aus fiskalischen, als aus Betriebsrück- 
Shten, damit die Schnellzüge nicht allzusehr durch den Nah- 
\ r belastet werden. — Der Verkehr auf der Rhäti- 
shen Bahn hat sich in der letzten Zeit wieder erfreulich 
ehoben. Nach dem vom Verwaltungsrat gemehmisten Vor- 
) ‚ist für 1921 ein Betriebsüberschuß von. 1722000 Fr; 
Budget für 1920 nur 254 000 Fr. 


esehen, während das 


huß veranschlast hatte. 


Die‘ Finanzlage der französischen. Eisenbahnen. Aus 
<iem Aufsatz des Dr. Hans Kroll in der Zeitschrift „Wirt- 
=n entnehmen wir. daß die Abschlüsse der franzö- 
Eisenbahngesellschaften ' für 1920 _vorausichtlich 

Bere Fehlbeträge aufweisen werden. Diese werden 
85 san Schalt bei den Staatsbahnen auf 529, bei der Nordbahn auf 
. bei der Orl&ansbahn auf 400, bei der P.-L.-M.-Bahn auf 
ı der Ostbahn auf 280, bei der Südbahn auf 101 Millionen 
N. Die Gesellschaften behaupten, daß die Fehlbeträge 
h geworden seien, weil die Regierung auf ihre Anträge 
iriferhöhune nicht rascher eingegangen sei. — Im Inter- 
Außenhandels haben die Eisenbahnverwaltun- 

hlossen, für Ausfuhrgüter eine Frachtermäßigung von 
tzusetzen, die BER bei einzelnen Tarifklassen auf 


rmung der Bertsosischen: Eisenbahnschienen. Vom 
schen. Kriegsministerium sind, wie wir der: Zeitschrift 


breonalkosten betrugen 1913 nur 47.7 %, 1919 dagessen 60,29 % 


deutscher ‚Ingenieure. entnehmen, auf Grund von 


Nr. 7 


Vereinbarungen zwischen den Verwaltungen der sechs großen 
französischen Eisenbahnen im Jahre 1919 Normen für vier 
verschiedene Schrenenausführunsen festgelest worden. Da- 
nach sollen in der Regel nur noch verwendet werden Schienen 
von 26 kg/m Gewicht für Schmalspurbahnen, von 36 kg/m für 
vollspurise Bahnen mit schwachem und von 46 ke/m für solche 
mit starkem Verkehr; außerdem sind für Gleise in Tunweln 
Schienen von 55 kg/m Gewicht zugelassen. Die Abmessungen 
der Normalschienen sind nachstehend zusammengestellt. 


Schienengewicht . ...... . kg/m | % 36 46 55 
ganze Höhe a a een, ke mm | 110 128 | 145: | 155 
Kopfhonas er. a £ 34 40 | 48 53 
era: Re x Bla 
Fußhöhe bis Stegansatz R 17,3. 17.20: 1-22 27 

we Rante.. 2.2.5: 4 8 10 10,5! 15 
Kopfbreite a ee 50 58. |- 62 62 
Stegbreite in der Mitte... .. ,„ 10 13 15 19 
Enbbreteor au... 2. ns 5 100 115 | 134 | 134 


Die Laschen sind ebenfalls genormt; die Neigung der An- 
lage am Kopf und Fuß der Schiene ist bei allen Größen auf 
1:4 festeesetzt. Die Laschendicke beträgt 20, 26 und: 30 mm. 
letzteres Maß silt auch für dıe Tunnelschiene. 


— Personenverkehr zwischen Frankreich und Italien. Der 
durchgehende Schlafwagen im Luxuszus Paris-Rom wird 
newerdings statt nach Taranto nach Brindisi geführt. Er ver- 
läßt Paris Donnerstags 11.40 Uhr, trifft in Rom Freitag 
7.30 Uhr und in Brindisi Sonnabend 11.16 Uhr ein. Der Gegien- 
zur fährt aus Brindisı um 6.% Uhr ab, erreicht Rom um 
8.55 Uhr und trifft in Paris um 8.% Uhr ein, 


— _Der englische Bergarbeiterstreik und die Eisenbahnen. 
Der Streik der englischen Bergarbeiter im vergangenen Herbst 
hat einen sehr verderblichen Einfluß auf den “englischen 
Eisenbahnverkehr gehabt. Der Ausstand besann am 16. Ok- 
tober und dawerte drei Wochen. Im September hatten die 
Eisenbahnen, deren Dividende von der Regierung wewähr- 
leistet wird, einen Überschu8 von 228500 Pfund Sterling 
eehabt, im Oktober und November mußte die Regierune je 
rund 4,0 Millionen zubüßen. Die Einnahmen aus dem Per- 
sonenverkehr sanken von rd. 11.1 Millionen im September auf 
rd. 88 und 4,9 Millionen im Oktober und November. wobei 
allerdings zu berücksichtigen ist, daß um diese Jahreszeit 
der Erholunssverkehr, der im Sommer einen bedeutenden 
Einfluß auf die Einnahmen aus dem Personenverkehr hat, 
stark zurückgeht. Die Einnahmen aus dem Güterverkehr be- 
trugen im September rd. 17,1 Millionen. im Oktober und No- 
vember aber nur rd. 13,0 und 12,2 Millionen. Dabei waren 
dis Tonnenkilometer im Kohlenverkehr in den am 7. November 
zu Ende serangenen vier Wochen um 69%. der sonstige Erz, 
Eisen- und Mineralverkehr um 19%. der Stückgutverkehr um 
8% gesunken. Außer auf die Kohle bezog sich der Rück- 
cane in der Versendung namentlich auf Eisenerze, Eisen und 
Stahl und Kalk. Die Durchschnittsbelastung der Wagen sank 
dabei von 5,44 t auf 452 t. 

Die Auszaben der Eisenbahnen haben in den Monaten Sep- 
tember, Oktober und November 20,6, 21,4 und 212 Millionen 
Pfund Sterline betragen, sind also trotz des Verkehrsrück- 
gangs gestieren. In den acht mit November zu Ende gesan- 
genen Monaten des Jahres 1920 betrug der sesamte Über- 
schuß der Eisenbahnen 8612383 Pfund Sterling, und die Re- 
gierunz mußte, um ihren Verpflichtungen nachzukommen, 
25 501617 Pfund Sterline zuschießen. Von der seitdem ein- 
getpetenen Erhöhung der Kohlenförderung erwartet man eine 
wesentliche Besserung der Verhältnisse. Die Freude darüber, 
daß der Monat September zum erstenmal eine Mehreinnahme 
über den von. der Regierung sewährleisteten Betrag aufwies 
(s. Zte. d. Ver. Deutscher Eisenbahnverw. Nr. 4 vom 27, I. 
1921) war also von kurzer Dauer. 


— Vom englischen Signalwesen. Die Darstellung, die Dr. 
Hans A. Martens in Nr. 5 d. Ztge. vom 3. Februar‘ 1921 vom 
Sienalwesen in den Technischen Vereinbarungen vom Jahre 
1909 gibt, und die Forderungen, die er daran knüpft, werden. 
zum Teil bestätigt, zum Teil ergänzt durch einen Überblick 
über den Stand des englischen Signalwesens, den Railway 
Eneineer aus Anlaß des Jahreswechsels bringt. Diese Fach- 
zeitschrift beklagt zunächst, daß der Krieg die Fortschritte 
auf dem Gebiete des Sienalwesens aufgehalten hat, erachtet 
es aber nach diesem Stillstand für um so dringlicher, daß 
nunmehr tatkräftir an "die Fortbildung dieses Zweiges des 
Eisenbahnwesens herangegangen wird, und begrüßt mit 
Freuden die Einsetzung eines Sonderausschusses, der die Veer- 
einheitlichung des Signalwesens der englischen Eisenbahnen 
vorbereiten sol. In bezug auf. Eimheitlichkeit liegen ja die. 


Verhältnisse in England infolge der. Zersplitterung 
Eisenbahnen in das Eigentum «einer verhältnismäßig eroßen 
Zahl von Gesellschaften besonders im argen. Für die Zu- 
kunft wird daher ein lebhafter Fortschritt erwartet, nicht daß 
neue Fragen auftreten werden, sondern daß bereits sestellte 
Aufsaben gelöst oder für horse stelöste bessene Lösungen | 
oefunden werden. 


Railway Engineer redet ‚dem dreistelligen Sıenal das Wort. 
Seit seiner Einführung auf einer der Londoner Untergrund- 
bahnen vor 9 bis 10 Jahren ist in dieser Beziehung nur wenig 
seleistet worden. Bis Ende 1919 können nur drei Fälle an- 
gegeben werden, wo in England dreistellige Signale einge- 
führt worden sind; von ihnen sind zwei Armsignale, eines 
ist ein Lichtsignal gewesen. Aus der vereinzelten Ausführung 
muß peschlossen werden, daß es sich nur um Versuche ge- 
handelt hat. Im Jahre 1920 sind jedoch bei drei Eisenbahnen 
dreistellige Signale in größerer Zahl aufgestellt worden. So- 
weit sie Armsignale waren, lassen die drei Stellungen nach 
dem Muster der zwei deutsche n und der drei amerikanischen 
ım oberen Quadranten, während sonst in England auch der 
untere Viertelkreis zur Aufnahme des Signalarms dient. Aus 
‚diesen Neuanlagen seht jedenfalls hervor, daß das Armsienal 
mit drei Stellungen in England Beachtung findet. Im Zu- |. 
sammenhang damit steht die Frage, ob auch hei zweistelligem- 
Armsıgnal der Übergangs vom unteren zum oberen Viertelkreis 
gemacht werden soll. Beim dreistellisen Armsignal kann man 
wohl wegen der senkrechten Armstellung, die immer sichtbar 
ist, wenn sie die Verlängerung des Mastes bildet, nicht aber 
"wenn sie mit ihm zusammenfrele, nur der obere Viertelkreis. 
in Frage kommen, und‘ so wird die weitergehende Einführung 
“dreistelliser Sionale im Zusammenhane mit den Bestrebungen 
-zur Vereinheitlichung ım Sienalwesen für das zweistelliee 
Armsienal wohl den Erfole haben, daß auch‘ für dessen 
Schrässtellung die Richtung nach oben diejenige nach unten 
verdrängt. Die Lichtsignale werden zwar in ihrem jetzigen 
Zustande für befrredieend erklärt, doch wird auch ihre Fort- 
entwickeluns für nötig erachtet. 

Zu den Fragen, die in Zukunft bearbeitet werden müssen, 
gehört auch der Kraftantrieb für Sienal- und Weichenstell- 
werke. Bis jetzt spielte für die Bedienung der Weichen und 


Sıenale die Entfernung zwischen dem. Stellwerk einerseits, 


‚dem Signal oder der Weiche andererseits eine wichtige Rolle. 
Mit .der Vervollkommnung der: Kraftübertragung, namentlich 
auf elektrischem Wegie, hat sie an Bedeutung starlk einsebüßt. 
Sie kommt nur noch insofern ın Frag 
beeinflußt, natürlich auch insoweit sie auf den Betrieb ein- 
wirkt und die Kraft, die der Stellwerkswärter aufwenden muß, 
von ihr abhängt. Diese Rücksichten, nicht die Entfernung, 
“werden. also in Zukunft maßgebend sein. 


Während des Krieges sind aus Erspär nisrücksichten eine 
Anzahl Sienalstellen, ve rmutlich. Blockstellen, EINKEZOKEN 
worden. Die uneünstigen wirtschaftlichen Verhältnisse 
‚zwingen zur: Erörter ne & der: Frage, ob auf diesem: Wege 
weiter fortge schr itter werden kann, Betriebliche Gründe 


werden freilich in de = meisten Fällen gegen AaTuRS Maß- 2 


nahmen sprechen. 


‚.—, Finnische Pläne einer Eisenbahn nach Petienga. 
finnische, Presse ‚erörtert die Möglichkeit, unter den jetzigen - 
„Veerhältnissen 


gin Banomat stellt fest, daß das neu einverleibte Petjenga- 
gebiet ohne Eisenbahnen «eigentlich recht’ wertlos sei. 
es ist sehr fraglich, ob der Staat die Kosten tragen kann, und 
ob genügend seinheimisches Privatkapital sich findet. Bietet 
sich keine Möglichkeit, so muß ausländischem ;, Kapital die 
Türe geöffwet werden. Ven anderer Seite hört man auch 


schon, daß sich ausiändische Geldleute für den Plan inter- 
essieren. Eine Gruppe hat sich erboten, eine Bahn Rovaniemi- 


Petjenga zu erbauen gegen das Recht, die staatlichen Wälder 
im nördlichen Finnland und in Lappland abzuschlagen. Doch 


gilt sie nicht als genügend kapitalkräftig, weshalb Verhand- 


lungen noch nicht angieknüpft wurden. Dr 


Fremde Erdteile. 


— Das Programm des belgischen Kelonialministers Franck. 
Am 9. Dezember v. J. leste der beleische Kolonialminister. 
Franck dem Parlament SEIN Neues Programım vor; es enthält, 
wie wir einem Berichte der „African World“ vom 18, Dezember , 
1920 (8. 291) entnehmen, im wesentlichen folsende Forderun- 
gen: 1. Umbau der Linie Matadi - Leopoldville mit seinem 
Kostenaufwand von etwa 100 Millionen Franken. 2. Verlän- 


gerung der Katangabahn (Linie von der Rhodesischen Grenze | 
nach Bukama) nach einem Punkte am oberen Kongo, der den.| ° 


SelNZT 


| sischen Anschlußlinie an die Lobito- oder Bengwellab 


‚Der erste Streckenabschnitt erfordert etwa 125 M 
' Franken. 


ikasee . herstellen. 


,‚ als sie die Kosten 


Die : 


eine Bahn nach Petjenga zu bauen, die unge- 
fähr 150 Millionen finnische Mark kosten würde. Die Helsin- In 


Aber 


freien Schürfrecht geöffnet, so wären dort schon 
| ‚standen. 
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ikdampferh. ddneruden ! Zugang leben Voramssicht 
Kosten 30 Millionen Franken. 3. Bau der Strecke Tschi 
- Ruwe (20 Millionen Franken) und Vollendung der | 


bald die portugiesische Strecke dieser Bahn hergestell: 
- wird. 4. Vermehrung der Eisenbahnfahrzeuge und D. 
der Oberkongo- und großen Seen-Eisenbahnen, 25 M 
Franken. 5. Ausbau der Magumbebahn und des Haf 
. Boma, 3 Millionen Franken. 6. Neubau des ersten Abs 
der Bahn vom Unterkongso nach Katanga*) (850 km), d 
Katangabezirk mit dem Kasaistrom verbinden soll; 
215 Millionen Franken. 7. Herstellung einer Eisenba 
oberen Kongo nach den Goldgruben von Kilo**) und 
Es bestehen hier zwei Pläne; der ein® en 
Konzession der Oberkongobahn für eine Eisenbahnh 
Stanleyville zum Albertsee enthalten; der andere ist Ei 
der Comminiöre-Gesellschaft und führt über Pr 
Nepoko, Kilo und Moto, mit einer Abzweigung nach ] 
8 Neubau der Strecke Kabalo-Kongolo zur Verbindu 
Lukusabahn (Kabalo-Tang sanjikasee) mit der Strecke Ko 
-Kindu der Oberkongoeisenbahn. Baukosten 20 Mi 
Franken. Diese Linie soll eine durchgehende Schienen 
dung zwischen Kindu am Kongo und Albertville am ı 
9, Weitere Ausrüstung der sch 
Ströme und ihrer Häfen mit Schiffahrtszeichen USW. 
onen Franken. 10. Vermehrung der Flottille der 
"Nationale de Transports Fluviaux (Sonatra) und Ver 
"rungen im Betriebsdienst auf den kleinen Strömen, 
liowen Franken. 11. Neubau von Landstraßen und ihre 
rüstung mit mechanischen Fahrzeugen und Rastplätz 
Karawanen, 40 Millionen Franken (10 Millionen fü 
Provinz). 12. Öffentliche Arbeiten und sanitäre. Mi 
an den größeren Plätzen, 30.Millionen Franken. 

Die Ausführung dieser Arbeiten, die gleichzeitig 
führt werden sollen, erfordert. rund 660 Millionen 
‚und etwa 10 Jahre Zeit. Beim Parlament soll zunä 
Bewillioung einer Anleihe von 300 Millionen Franken 
gesucht werden. Die Vollendung der großen Eisenbahn 
vom Unterkoneo nach Kantanga, vom Oberkongo ı 
Ehen von Kilo und der Bengwellaeisenbahn «e 
natürlich weit größere Geldsummen. Der frühere Ko 


| minister Renkin hob hervor, daß Belgien im Jahre 1913 % 


für 1 Milliarde Franken Kolonialerzeugnisse eingefü 
währen! die eigene Kolonie diese Gesamtmenge nah 
vollem Umfange hätte liefern können. Ohne die Kon. 
habe Belgien keine Zukunft; die Kolonie brauche 3 
belgischen Staate keine finanzielle Unterstützun 
- Kolonie brauche, sei das Geld belgischer Kapita 
dustriekapitäne, fähige, tatkräftige und unternehme 
.niere! Der Staat hätte nur einen "festen, einfachen ke 
Pa eluingckörpen zu schaffen, dessen Pflicht ‚wäre. 
-Einseborenen gesund zu machen, zu ernähren und zu, ‚er. 
außerdem hätte er das Verkehrswesen Zu OTEAnISIe 
die Tarife festzusetzen. Der einzelne solle alles tun, 
Erzeucung in der Kolonie so weit wie möglich zu 
Der Kongo sei ein großer Bergbau- und Ackerbaubez 
sollte den Ackerbau entwickeln und versuchen, die 
‚eingeborenen Landbawern zu steigern; die Eingeb 
‚dürften nicht bloß „elöhnte Piersonen sein. BRenkin * 
ferner daran, daß er nach dem Fehlschlage des Baumw: 
Masumbebezirk die Hilfe eines Kentuckypflanze 
ich‘ genommen habe und nunmehr dank seiner Mi 
große Mengen Baumwolle im Sankuru- und Maniemabez 
gebaut würden; die Eingeborenen nehmen jetzt am 
bau. großes Interesse, und infolge seimer Entwicklung 
‚der Kongo in wenigen Jahren einen großen Teil < 
- wolle liefern, die Belgien braucht. Die Kongogoldfelde 
reicher, als man heute- annehme; hätte der. Staa 


Aber dies hätte eine Menge Albbenteurer 3 
gelockt, und der Staat habe das mit Recht werhütet 
Ausbeute der Kilo-Moto-Goldfelder vom Jahre 192 
mit 16 Millionen Franken bewertet sei, so seien 
 Feingold 3444 Fr, zugrunde gelest; da aber anfangs - 
 Feingold zu 7800 Fr. verkauft sei, könne der Ertrag d 
felder statt auf 16 auf 36 Millionen Franken ben 3 
„Wenn ne Rede mit neuzeitlichen Einrichtungen, aus r 


-1919- die an bereite am 300 000 Fr. 


**) Vgl. Jahrg. 1919, 8. 353 d. Zte. 
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See S : Nr. 


Rechtspflege. “ 
des Spediteurs® wegen mangelhaft ausgeführter 
In welchem -Umfange kann die 


dingungen ablehnen? Wem.lieert 
flichtune ob, die zur Versendung 
nden wertvolleren Sachen der Bahn 
iber als „Kostbarkeiten“ zu bezeich- 
Klägerin übertrug im März 1918 der Firma Z. 
ie Beförderung seiner Anzahl Sachen. von Berlin- 
nach Wernberg. Gleichzeitig g gab sie Auftrag 
‚herung des eberie: in Höhe von 20 000 
‚bei benutzte sie ein Vertragsformular der beklag- 
editionsfirma. Auf der Vorderseite des Formulars 
aß der Beklagte die Ausführung des Umzugs „zu 
i en und ‚umstehenden Bedingungen“ übertragen 
a Rückseite waren verschiedene Bestim- 
uckt, nach denen die Haftung flür Schäden 
nn auf keinen Fall die Höhe der Transportkosten 
en sollte, Dieses ‚Formular hat die Klä ‚gerin nur. auf 


E Namensnnt, terschrift. et rninke Stelle. freige- 
Bei der Ankunft des Transports am Bestimmungs- 
i ndrei wertvolle Teppiche. Die Klägerin 

ni "Beklagte für den Verlust der Teppiche in Flöhe 
en Mark in Anspruch. Sie behauptet, die Beklagte 
Versicherungsvertrag nicht ordnungsgemäß ver- 
urch den Verstoß zeren die Versicherungsbedin- 
Verlust der Versicherungssumme herbeiseführt. 
richt Berlin. hat die beklagte Firma verurteilt. 
hierzu. hat das Kammergericht die Ansprüche 
bgew jesen. Das Kammer gericht untersucht zu- 
e, ob die Beklagte aus dem Transportvertrage 
t dann aus: Bestandteil des Vertrages 
‚auf der Rückseite des von der Klägerin 
ulars abgedruckten Bestimmungen gertvonlen. 
h Fettdruck 'hervorsehobenen Satze sei auf sie 
e besondere Unterzeichnung möge 
icherheit. vongesehen. sein, sie sei aber nie ht 
{ ‚um Den Geltung zu verschaffen, en 


ee a, Außerdem Hs re der Be- 
mangelhaft ausgeführte Versicherung ab. 
‚der Klägerin - -hat das Reichsgericht 
mergerichts aufgehoben und die 
; folgenden Entscheidungsgründen an das 
erieht zurückverwiesen: Ein Rechtsirrtum ist in 
nicht zu finden, die sich mit der Wirksam- 
der Vorderseite unterzeichneten Vertrags- 
- An ihrer Tragweite wird auch 
Ändert, daß der Vordruck Lücken aufweist 
älle, auf die es für das Vertragsverhältnis 
ankam. Weiter ist in dem angefochtenen 


Busch die Bestimmung der Umzugsbedin- 


Hallıne rn Bekhıpten ee. Eee ne 
Verlust erweislich von der Beklagten verschuldet 
® bekämpft diese Auffassung. Die Aus- 
durch das Kammergericht ist jedoch 
E Für sie spricht der Wortlaut. Er 
zu einer irgendwie einschränkenden Aus- 
Infehr das Kammergericht zutreffend betont, 
harfe Ausdruck, „auf keinen Fall“ solle die 
Transp- rtkosten hinauszehen, darauf hin, 
er Beklagten in dieser Weise beschränkt 
‚weit es zulässig war, so daß die Be- 
ur fürden Fall ausgeschlossen 
wesetzlicher Vertreter der Beklagten die 
orsätzlich verletzte. Im übrigen sollte die 
er Beklagten aufgehoben werden, nicht 
‚aus $ 429 HGB. ergab, sondern auch so- 
auf den SS 276, 278 BGB. beruht. Auch der Zwick 

er richt für diese Auffassung. Denn die 
hr. Beklagte bestand offenbar darin, daß 
38 ute einen Schaden herbeiführte, für 
une der gesetzlichen Vorschriften einzu- 
„diese Erwägung führt dazu, daß die Re- 
ist, soweit eine Haftung der Beklagten 
fte Ausführung des Transportes in Frage 


DT ‚insoweit nicht noch der 
ee 'Oberlandesgericht mit Recht 
ER ein . Verschulden . ° der _Be- 


sächlicher Zusammenhang mit der Ent- 
s nicht erwiesen sei. 
Be a ET 


sfirma ihre Haftung auf Grund der 
klagte ihr beschränkt haftete, 


Das Kammergericht 2 


prüft. a AP Sb die Beklagte für eine etwa anzunehmende 
Veränderung des Versicherungsvertra@es verantwortlich ist, 
und es verneint auch. diese Frage. Insofern ist seinen Aus- 
führungen jedoch nicht in vollem Umfanse beizutreten, Wie 
das Kammergericht sagt. ist anzunehmen, daß die Klägerin dis 
Versicherung serade deshalb. genommen habe, weil die Be- 
Es zieht daraus ‘mit Recht die 
Folserung, daß die Beklagte eins besondere Sorgfalt auf den 
Abschluß. "des Versicherungsvertrages habe verwenden und 
alles habe tun müssen, um der Klägerin für den Fall, daß 


. sich ein Schaden oder Verlust ereab, den Anspruch aus der‘ 


Versicherung zu verschaffen und zu erhalten. Die Beklagte 
mußte hrernach den Versicherungsvertrae vor allem so ab- 
schließen, daß die Klägerin uch für den Fall gesichert wurde, 


daß die Voraussetzungen vorlagen, die die Haftung der ' Be- 


klagten. selbst einschränkten, und sie mußte den Bedinsunsen, 
von denen die Versicherunesgesellschaft ihre Haftung ab- 
hängigs machte — insbesondere auch hinsichtlich der Über- 

gabe von Kostbarkeiten und dergl. — genügen. 

Nun macht aber die Revision mit Recht sseltend, vom 
Kammergericht sei das Vorbringen der Klägerin nicht richtig 
Sewürdigt worden, wonach die Beklagte” es "verschuldet haben 
soll, daß segenüber der Bahn, sowie gegenüber der Veersiche- 


rungsoesellschaft Förmlie h keitenversäumt seien, die 


der hohe Wert der Teppiche notwendig gemacht hätte, Es 
handelt sich darum, ob die Teppiche „Kostbarkeiten“ waren 
und infolgedessen. besondere Angaben hätten acmacht werden 
müssen. Das Kammergericht meint hierzu, wenn es versäumt 
ser, die Teppiche als Kostbarkeiten zu bezeichnen, so fall» 

dıes ze der. Beklagten, sondern der Klägerin selbst zur Last. 
Dabei ist jedoch nicht beachtet, daß die Klärerin dien Inhalt der 
er eh nmuingen nicht kannte. Die Beklaste hatte, 
wie dargeleet ist, dafür zu sorgen, daß die Versicherung in 
einer ‚der Sachlage entsprechenden Weise erfolete. Und wenn, 
um eine wirksame Versicherung zu erzielen, nach irgend weel- 
cher Richtung besondere Angaben gemacht werden mußten, 
dann war .es ihre Sache, dafür zu sorgen, daß dies geschah. 
Soweit Zweifel bestehen konnten, mußte sie daher sich selbst 
Aufklärung, verschaffen. 
weisen, auf welche Umstände es ankam, und sie veranlassen, 
ihr nähere Angaben zu machen. Sie konnte auch nicht ıer- 
warten, daß die Klägerin die Bestimmungen des Handels- 
gsesetzbuchs und der Eisenbahn- Verkehrsordnung über die Be- 
förderung von Kostbarkeiten kannte oder damit rechnen: würde, 
daß auf die Beachtung dieser Bestimmungen es auch nach dem 
Versicherungsvertrage ankommen könnte. Das Kammersericht 
‚wird daher erneut zu prüfen haben, ob anzunehmen ist, daß 
die Versicherungsgesellschaft nach den V- ersicherungsbedin- 
gungen für den Verlust der Teppiche nicht oder doch nücht 
in voller Höhe Ersatz zu leisten hat. In diesem Umfänge 


müßte die Beklagte alsdann Ersatz leisten. (Aktenzeichen: 
E ‚183/20. — 15. 11. 20.) ; "Ru4M--: 
BES Plionerschan: 
— Opfrechlesien. ein Land deutscher Kultur. Heimatverlae 


Oberschlesien G. m. b. H., Gleiwiiz 1921. 

Diese Veröffentlichung "ist eine Werbeschrift, die in dieser 
für das Schicksal Oberschlesiens und des Deutschen Reiches 
so kritischen Zeit Interesse für dieses 'heißumstrittene Land 
wecken und zur Förderung der deutschen Proparanda dienen 
soll. In einer Reihe von Aufsätzen und Gedichten wird uns 
die seschichtliche Entwiekelung Oberschlesiens und seiner 
Volkswirtschaft vor Ausen weführt, die einzelnen Gewerbe 
und Industrien beschrieben, bemerkenswerte landwirtschaft- 
liche Schönheiten und Erzeuenisse der Kunst werden- in Wort 
und Bild vorgeführt, und durch dies alles wird in dem Leser 
der Gedanke gefestigt, daß dieses Gebiet deutscher Kultur und 
deutscher Wirtschaft uns nicht verloren gehen darf. Beson- 
ders zu rühmen ist der reiche und schöne Bilderschmuck. ins- 
besondere die als Anhang dem Werke beisefüsten Nach- 
bildunsen bemerkenswerter Gemälde und Erzeugnisse des 
Kunstgewerbes oberschlesischer Künstler. Möchte auch dieses 
Werk dazu beitragen, weitere Stimmen von Oberschlesiern für 
das Deutschtum zu gewinnen! 

— Über Riffelbekämpfung mit Schienenschleifwagen und 
Riffelmessung auf Straßenbahnen mit besonderer Berück- 
Sichtigung eines neuen Riffelmeßapparates. Von beh. aut. 
u. beeid. Zivilingenieur Franz Schrey, Oberinspektor der 
Städtischen Straßenbahnen in Wien, IX]8, Schwarzspanier- 
straße 15. Selbstverlag des Vierfasses. 


Diese kleine Schrift behandelt die Kostenermittlune der 
Riffelbeseitigung auf nassem und trockenem Wege durch 
Schienenschleifwagen mit Steinrutschern sowie einen Kosten- 
vergleich der Riffelhobelung mittels Handbetriebs auf Straßen- 


Sie mußte die Klägerin darauf hin- 


Nr. 7 


bahnen, Die Frage der Riffelmessung ist besonders behandelt | 
und «in neuer Riffelmeßapparat in Wort und Bild näher be-. 
Die Arbeit ist das Ersebnis eingehender Unter- 
suchungen, die unter Leitung des Verfassers von den Städti- 
schen Straßenbahnen in Wien durchgeführt wurden. 
Messungstabellen und 
Straßenbahnverwaltungen ist 
die Schrift von großem Interesse; sie wird aber auch von den 
Schmirgelsteine USW, 
herstellen, nicht unbeachtet bleiben können. 


schrieben. 
zur Erläuterung Originalaufnahmen, 
Zeichnungen eingefügt. Für 


Firmen, die -Schienenschleifmaschinen, 


Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Nr. III 30 vom 6. Februar 1921 an sämtliche Vereine 
‚ betfeffend die Niederschrift Nr. 2 des Unterausschus 
zur orberatung von Anträgen, betreffend die Zeitung 
Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltunsen, München, 26. 
nmuar 1921 (abgesandt am 12. Februar d. J.); 

Nr, III 32 vom 8. Februar 1921 an sämtliche Vereinsverw 
tungen, betreffend die Niederschrift Nr. 73 des Satzunesa 
schusses (München, 27./28. Januar. 1921) an am 12, K- 


Rundschreiben der Geschäftsführenden Verwaltung sind ser- 


lassen worden: 


Nr. IV 11 vom 3. Februar 1921 an sämtliche am VRV. vor 
Krieosausbruch beteiligt gewesenen Verwaltungen, einschl.* 
österr. Staatsbahndirektionen, betreffend die Rest- 
abrechnung aus dem Vereinsreiseverkehr, zu unserm Rund- 
schreiben vom 6. September 1920, Nr. I 105 (abgesandt am 


der ıehem. 


9, Februar d. J.); 


Amtliche Bekanntmachungen 


1. Uebergang von Stationen an 
andere Verwaltungen. 


Ostdeutseh-Südwestdeutscher Güter- 

verkehr. 

Di6 pfälzische Station. Waldmohr- 
Jägersburg ist an die Verwaltung der 
Saarbahnen übergegangen und hat die 
"Bezeichnung °  „Jägersburg“ serhalten. 
"Ferner ° ist die Station Schrepau der 


“ehemalige preußisch-hessischen Staats- . 


bahnen in den Bezirk ‚der Direktion 
Osten übergegangen. (148) 
Breslau, den 4. Februar 1921. 
Eisenpahndirektion, 
namens der beteilieten Verwaltungen. 


2. Erweiterung der- Abfertigungs- 
befugnisse von Stationen. 


Binnen-Güter- und Tiertarif für die 
schmalspurigen Linien des ‘sächsischen 
Netzes. 

Vom 1. März 1921 ab erhalten dıe 
Bahnhöfe Bärenstein b. Glashütte (Sa.), 
Häselich und Weesenstein volle Abferti- 
eunesbefugnisse. Die bisherigen Be- 
schränkunsen — vgl. besondere Aus- 
führunesbestimmunsen zu 8 53 der 
Eisenbahn-Verkehrsverordnung — fal- 


len weg. (172) 
Dresden, am 9. Februar 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 
3. Güterverkehr. 
Mitteldeutsch-südwestdeutscher Güter- 


verkehr. 

Am 10. Februar wird die Station 
Bugeinsen in Baden in den ordent- 
lichen Tarıf aufgenommen. Zugleich 
wird sein Stationsfrachtsatz für Blumen- 
sendungen als beschleunistes Eileut 
mit besonderer Wegevorschrift von 
Schaffhausen nach Berlin Anh. Bf. ein- 
eeführt. 

Näheres bei den beteilisten Abferti- 
eunssstellen. (147) 

Erfurt, den 5. Februar 1921. 

Eisenbahndirektion, 


Ihr sind 


lauten: 


tung 


bruar d. J.). 


Tfv. 53 Gütertarif für den Binnenver- 
kehr der Ben Kreisbahn Bk. 14 
59). 

Durch die Gültiserklärungs.des- Güter- 
tarifs für den Staats- und Privatbahn- 
verkehr auf den Binnenverkehr der 
Bentheimer Kreis-Bahn ist der. Güter- 
tarıf für den Binnenverkehr der Bent- 
heimer Kreis-Bahn vom 1. April 1918 
am 1. Februar 1921 -außer Kraft DIe- 
treten. (150) 

Bentheim. den 3, Februar 19%, 

E Betriebs-Direktion. 


Badisch-Württ. Güterverkehr, 

Auf den 10. Februar 1921 wird die 
württ. Station Leinfelden in den Tarif 
einbezogen. Näheres in unserem Tarif- 
Anzeiger, (151) 

Karlsruhe, den 8. Februar 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


Binnen-Gütertarif der Westfälischen 
Landes- Eisenbahn. 

Für den Binnen-Güterverkehr der 
Weestfälischen Landeseisenbahn s„elten 
dieselben Frachtzuschläge, wie sie im 
Deutschen Eisenbahn-Gütertarif Teil II, 
Heft -GIb: Frachtsätze. in Abschnitt B 
unter lfd. Nr. 99 festgesetzt sind. Im 
Verkehr zwischen Bahnhöfen, für die 
verschiedene Frachtzuschläge gelten, 


sind stets die höheren Frachtzuschläge 


zu erheben. 
Nähere Auskunft erteilt die unter- 
zeichnete Direktion. 168 
Lippstadt, den 8. Februar 1921. 
Die Direktion - 
der Westfälischen Landes-Eisenbahn. 


Ostdeutsceh-Bayerischer Güterverkehr. 
Ab 1. März 1921 wird die Station Alt 
Rosenberg (Kz) OR in den Tarif auf- 


genommen. Die Tarifentfernungen sind 


zu bilden durch Anstoß von 6 km an die 
Entfernungen für Rosenberg‘ (Ober; 
schlesien) oder von 7 km an die Ent- 
fernungen für Bankau. Die Verkehrs- 


leitung ist die gleiche wie für die An- 


stoßstation. 2) 
München, 9. Pebresr 1921. 
Tarifamt beim R.V. N 


Berichtigung. 


. Durch ein Versehen des Setzers bei Anstahn der Korvek- 
turen ist in der Nr. 6 $S. 111 d. Ztg. der Sinn der dritten M 
keilung dadurch. EnRStHt, ‚worden, et die ursprünglich. 


i gestellten beiden Zeilen der folgenden Mitteilung gesetzt wu 
den. Die ersten beiden Zeilen der dritten. Mitteilung müs 


— Arbeiterrückfahrkarten. Das Reichsverkehrsministe 
hat nunmehr, wie die Beichshauptstädtische Kor 


ist aus dem Tarif zu streichen. 


t bach und Niederschopfheim beschrä 


2.8. > 


Zeitung des Nah 
. Deutscher Eisenbahnverwa 


\ 
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Pfälzisch- Bayörischer Güterverkehr. 
& Tarif vom 1: August 1916. 

1. Mit ‘sofortiger Wirksamkeit w 
die Station Obeımenzine in den Tar 
einbezosen. In Kilometertafel I (Se 
30) ist daher näachzutragen: 
Die Gesamtentfer unge 
werden gebildet durc 


Bayerische Anstoß 
| Station - .| von | an die Entfernunge 
| km | der Station 
Obermenzig 3 a 
OR °  München-Laim 


2. Die Station Waldmohr.Jägersb 


8. Die Station Berolzheim hat die Be ' 
zeichnung „Markt ‚Berolzheim (Mfr 
erhalten. (160) 

München, den 1. enar 1921. 

- Tarifant beim Reichsverkehr 

._ ministerium, 
EN Bayern in München, 


Badischer Binnen: und Gütert 
Badische Staatsb. — Bad. Privatneb 

‘Auf 1. April 1921 wird der Ausnah m 
tarif 6 für Kohlen auf den Versand v 
den Wasserumschlaestellen Karlsru 
Hafen, Kehl, Mannheim, Mannheim Jn 
Maxau, "Rheinau, Rheinau Hafen ı 
von den Gew:innungsstätten - Genge 


Die bisherige Gültigkeit des Ausnahme 
tarifs ab allen Binnenstationen L| 
damit für Kohlen aufgehoben, wodur 
Tariferhöhungen intreter. 
Karlsruhe, den 9. Februar 1921. - 
Eisenbahn-Generaldirektion, 


Preußisch-Hessisch-Sächsischer Ti 
verkehr. Gemeinsames Heft. 
"Mit Wirkun® vom 1. April 1921° 
der Bahnhof Dortmund-Eving a 
Tierverkehr geschlossen. 
: Dresden, am 8. Februar 191. 4 

°  Eisenbahn-Generaldirektion, 
als geschäftsführende Verwalt 


Ze 
uXT. Jahrgang 
1 "Februar" 1921. 


vollendeten 54. Lebensjahre 


Wertschätzung und Liebe erworben. 


Altona, den 10. Februar 1921. 


. 


Mit sofortiger Gültigkeit wird 


Warenverzeichnis 
Anwendungsbedingungen 
Geltungsbereich 
Frachiberechnung 


. Dieser ist wie folgt zu ergänzen: 


palte 1 Ex 


„WA, OR, Bes’ nach,utragen. 


ıR“ in „OK“ abzuändern. 


— München, den 1. Februar 1921. 
ER 
% bi Filderbahn. 

Mit Genehmigsuns der Aufsichtsbe- 
hörde wird die Station Unteraichen für 
‚ den Tier- und Güterverkehr am 10. Fe- 
bruar geschlossen. Zum gleichen Zeit- 
punkt wird die Reichsbahnstation Lein- 


[fv. 216. Rheinisch - Bayerischer Güter- 
verkehr. Tarif vom 1. Februar 1917. 
Mit Gültiekeit vom 1. Februar 1921 
wurde Obermenzing als südliche und 
ägersburg (Saarbahn) i 2 
"erbandsstation in den Tarif ein- 
DEZOSEN. x 5 


Auskunft über a Entfernungen er- 
en die Abfertigungsstellen. (154) 
München, den 27. Januar. 1921. 


 Tarifamt beim RVM, ZB. 


einschaftliches Heft CIb (Stations- 
„. tariftafein usw.). — Tfv. 200. 
it Gültigkeit von 1. März 1921 an 


Stadt und 
chlackensteine in Wagenladungen zu 
-hebende Frachtzuschlag von 60 4 auf 
40 3 für 100 kg ermäßigt. 

äheres enthält die am 10. Februar 
1 erschienene Nummer des Tarif- 
Auskunft geben auch die 
igten Güterabfertigungen sowie 


2: s 4. Nachruf. e | 5 
ERENTO EEE 


- Am 9. Februar 'verschied nach kurzer schwerer Krankheit im fast 


\. : - den übrigen Stationen — 
3. Sonstige Eıgänzungen und -Berichtigungen: : - 
Seite 29 (Kilometertafel I). Bei Rohrbach St 250 kg sind die Beschränkungszeichen 


als nördliche 


der Regierungs- und Baurat 


Herr Gustav Thimann, 
Mitglied der Eisenbahndirektion Altona... 


. Über 25 Jahre hat der Verstorbene im Dienste der preußischen Staats- 
eisenbahnverwaltung und im Reichseisenbahndienst gestanden und seit dem 
1. Oktober 1911 der Eisenbahndirektion Altona angehört. 
Pflichttreue und voller Hingabe hat er sein wichtiges Amt versehen und sich 
besonders auch’durch die Vornehmheit seines Charakters unser aller dauernde 


Mit vorbildlicher 


Wir werden dem Entschlafenen stets ein ehrendes Andenken bewahren! 


. (157) 


Der Präsident, | 
die Mitglieder und Hilfsarbeiter der Eisenbahndirektion. 


2 $ 
a ; 


br Güterverkehr (Fortsetzung). 
"Badisch-Bayerischer Güterverkehr. Tarif vom 1. Dezember 1909. 

1. folgender Ausnahmetarif neu eingeführt : 

Ausnahmetarif7 

für Erze usw. 


wie beim Ausnahmetarif 7 
im Heft CIl, Ausnahmetarife, 


2. Die Station Obermenzing in den Tarif aufgenommen. 


Seite 26. Kilometertafel I 


2 3 | 4 5 
‚Obermenzing OR - .  Geroldshausen 287 
2; Heidingsfeld West Bes 276 
Reicheuberg b. Würzburg 281 


München-Laim | 4 | 


eite 45-217 -(Kilometeriafel li). Bei Unteruhldingen ist das Beschränkungszeichen 


- Tarifamt beim Reichsverkehrsministerium, Zweigstelle Bayern in: München. 


ST (153) 
das Auskunftsbüro hier, - Bahnhof 
Alexanderplatz. (152) 

Berlin. den 8. Februar 1921. 
Eisenbahndirktion, _ 
Deutscher Seehafenverkehr mit Süd- 
deutschland. 


Mit sofortirer Gültisckeit wird die 
württembergische Station Leinfelden 
OK in den Tarif aufgenommen. 
Näheres im Gemeinsamen Tarif- und 
Verkehrsanzeiger. “ ... (158) 
- Hannover, den 9. Februar 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Südbahn-Gesellschaft. 
Güterverkehrim Durehzue 
über die Streeke Innichen- 

Brenner. 

Ab 15. Februar 1921: ist im Verkehre 
zwischen östlich _ von Vierschach 
(Innichen) einerseits und nördlich von 
Brenner anderseits gelegenen in- oder 
ausländischen Stationen die “Transit- 
strecke -Innichen-Brenner in bezug auf 
die bei Beförderung von Leichen, 
lebenden Tieren und Gütern über diese 
Transitstrecke zur Anwendung gelan- 
genden reglementarischen Bestimmun- 
gen und Tarife wie eine österreichische 
Südbahnstrecke zu behandeln. 

Bei Anwendung des Gütertarifes der 
Südbahn für die Österreichischen Linien 
wird die Fracht für die über die 
Sıreck6 Innichen-Brenner im Transit 
beförderten Transporte in der Weise 
ermittelt, daß die sich auf Grund des 


-Preßburg), Budapest (exkl. 
- pest Donauuferbahnhof) für den Fracht- 


! über die 
Innichen-Brenner er- 
gebende Gesamtentfernune der Fracht- 
Berechnung zugrunde gelegt wird. 

. Außerdem werden alle infolge der 
Durchfuhr durch das italienische Zol- 
gebiet aus Anlaß der italienischen Zoll. 


Südbahn-Kilometerzei SETS 
Transitstrecke 


abfertigung nach dem Tarife der 
italienischen Staatsbahnen auflaufende 
Gebühren sowie die nach den für 
Italien. geltenden Gesetzen und Ta- 
rifen erwachsenden Barauslagen den 
Parteien angelastet. 

Wien, am 9. Februar 1921. (171) 


Erste Donau-Dampfschiffahrts- 
Gesellschaft. 
Lagerhausordnung und Ge. 
bührentarife für die Lager- 
häuser der Ersten Donau- 
Dampfschiffahrts - Gesell- 
schaft in Linz (Donaulände), 
gültig vom 15. September 1912. 

Mit Wirksamkeit vom 1. Februar 1921 
wird die Gebühr für Versicherung »e- 
gen Brandschäden laut Nachtrag IV 
obigen Tarifes vom 15. Juli 1919 für 
angefansene K 100.— des versicherten 
Wertes und angefangene 30 Tage auf 
18 öst. Heller erhöht. _ (145) 
__Wien, am 31. Januar 1921. 


Erste Donau-Dampfschiffahrts- 
Gesellschaft. 
Eröffnung der Güterannahme 
im Frachtsutverkehr. 

Mit 15. Februar 1921 wird die Güter- 
annahme vorerst an- den »esellschaft- 
lichen Stationen Regensburg, 
Passau, Linz, Wien (exkl. Donau- 
kaibahnhof), Bratislava (Pozsöny, 
Buda- 


gutverkehr zwischen diesen Stationen 
untereinander sowie von diesen Sta- 
tionen nach Belcrad eröffnet. 

Für die betreffenden Transporte gel- 
ten bis auf weiteres noch die bisherigen 
Gebührensätze und Veerfrachtungsbedin- 
guUnLen. 

Auskünfte, über die Annahme von 
Schleppladungen zur Beförderung (auch 


- in anderen Verkehrsbeziehungsen) erbeilt 


die gesellschaftliche Direktion. 
Wien, am 11. Febmar: 1921. (165) 


Bayerischer Lloyd, Schiffahrts- 
Aktiengesellschaft. 
Güterannahme. Wir „eben hiermit 
bekannt, daß wir dis Güterannahme in 
den. Stationen Regensburg, Pässau, Linz, 
Wıen und Budapest für den Verkehr 
zwischen diesen Stationen untereinander 
und für den Verkehr von diesen Sta- 
tionen. nach Belgrad am 15. Beftuar 

1921 eröffnen, 

Der Schleppladungsverkehr ist auf 
allen Strecken nach wie vor offen. 
Regensburg, 12. Februar 1921. __ (164) 

Südbahn-Gesellschaft. 
Gütertarif,Teil II, vom 15. Dezember 1920. 
Tariferhöhung. 

Mit Gültiskeit vom 15. Februar 1921 
bis auf Widerruf bzw. bis zur Durch- 
führung im Tarifwese, längstens bis 
3l. Dezember 1921, werden sämtliche 
Gebühren des Gütertarifs der Südbaan- 
Gesellschaft für die österreichischen 
Linien mit nachstehenden Ausnahmeu 
um 50% erhöht und zwar: 

unsrhöht bleiben die Ausnahme- 
tarıte D.6. 7a. Th. 8& 9-10.&%5 
13, 14, 15 und 17 Artikelgruppe I; 

um 155% werden erhöht die 
Frachtsätze des Ausnahmetarifes 
17 Artikeleruppe II; 

um 253% werden erhöht die 
Frachtsätze des Ausnahme. 
tarifes 16, 
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9) Siehe jedoch 
auch Ausnahme- 
tarif 6, 9 und 11. 


10) Siehe jedoch 
auch ÄAusnahme- 
tarif 13 und 14. 


il) Siehe jedoch 
auch Ausnahme- 
tarif 5. 


12) Siehe jedoch 
auch Ausnahme- 
tarif 6, 9 und 10. 


Tarifermäßigun gen im Güterverkehre. 
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Wien, am 31. Januar 1921. 


5. Personen- und Gepäckverkehr. 


Preußisch-Sächsischer Staatsbahn- 
Privatbahn- Personen- und Gepäck. 
verkehr. 

Düe Tariferhöhung mit Stationen der 
Steinhudser- Meerbahn tritt "be- 
reits am 15. Februar d: J. in Kraft. 

Hahnovek, 12. Februar 1921. (167) 

Eisenbahndirektion. 


Preußisch-Sächsischer Staatsbahn- 
..Privatbahn-Personen- und Gepäck- 
verkehr. - 

‘Vom 16. März'1921 ab eier sich 
im Verkehr mit der Kleinbahn 
Greifswald-Woleast die. Fahr- 
preise um 2 A 30 $£ in 2. Klasse und 

um 1 N 50 3 in 3. Klasse. 

"Nähere Auskunft erteilt dire Ver- 
einieuns pommerscher Kleinbahnen in 
Stettin. =: (163) 

Hannover, den 10. Februar 1921. 

‚Eisenbahndirektion 


Be Sächsischer Staatsbahn- 
Privatbahn - Personen- und Gepäck- 
verkehr. 

Vom 1. April 1921 ab erhöhen sich im 
Verkehr mit der Kleinbahn Haus- 
dorf - Wüstewaltersdorf die 
Personenfahrpreise 
1,00 M. und in 3. Klasse um 70.43 sowie 
die Beförderungspreise für Hunde’ um 
80 8. und für Expreßsut um 40°3. für 
10 Kk& (166) 

Hannover, den 11. Febmar 1921. 

Eisenbahndirektion. 

Ab 1. März 1921 ändern sich die im 
Sächsischen Eisenbahn-Personen- und 
Gepäcktarif, Teil DI, zu 8 12 aufge- 
führten »Sonderzugssebühren im : Veer: 
kehr ‘der’ in" der reckechoskowaker 


> "Herausgegeben im Käfirexe a8. Vereik "Deutscher Eisenhahnverwa en: PAR 
von ‚dem -verantwortlichen 'Schriftleiter, Geh, ‚Oberregierungsrat- ‚Dr. v, Baier: in. Berlin. BES 


in: 2. Klasse um 


\ 


lieoenden deutschen Stationen wunter- 
einander ohne Berührung deutschen Ge- 
biets, sowie die im Verkehr über die 
Landesgrenze mit bestimmten Stationen 
vorgesehenen Zuschläge. "Nähere Aus- 
kunft erteilt die Verkehrskontrolle I; 
Dresden-A., Strehlener Str. 1. (169) 
Dresden. am 12. Februar er 
(Eisenb.- Gen--Dir. 


Eisenbahn- Poräunen: nd: eeklait. - 
Teil: II, für den Binnenverkehr der 
vorm. "Sächsischen Staatseisenbahnen. 
Mit Gültiekeit vom. 14. Februar 1921 
ab tritt, nachstehende ‚besondere Aus- 
führungsbestimmung6 zu $42 in Kraft: 
„6. Die Eisenbahn kann nach ihrem Er- 
messen- auch -bei ‚bahnlagerndem- Ex- 
preßgut den Empfänger über die An- 
kunft benachrichtisen. Auf den Beeinn 
der Abnahmefrist ist die Benachrichti- 
sung ohne Einfluß.“ (149) 
Dresden, am 8 Februar 19. ES 
Eisenbahn-Generaldirektion. Ei 


/ 


Y 


> 6. Verdingungen. = 


Aus früheren‘ Verlosungen und aus 
der Restkündigung der. ‚472zinsigen |- 
Prioritäts-Obligationen (I. Emission) - 

„der ‘ehemaligen Braunschweigischen. | - 
Eisenbahn gesellschaft sind ‘ nach-: 
stehende Obligationen rückständig: 

z Aus der Kündigung 

zum 1. April 13 zu "soo AM 
Nr. 2554; 
zum 1. April 14 zu. 1500 M\ 
Nr. 2837, 
‚zum d April 1915 zu 1500 HE 
Nr. 1590, - 2 
“zum-l. April aa. ZA 3000. H 
Nr. 175, Ba EEE 


Für den Anzeigenteil ‘verantwortlich F. Luckhardt, Berlin 80.26. 


Verlag von Julius Springer in Berlin W. — Druck von H. 8. Hermann & Co. in Berlin SW. er 


vilegs vom. 16. Juli ‚1874 


_ Umgehungsbahn sollen vergeben w 


men: _ Briefumschlag a che ke 


2 zum I> Ir 1918 - zu 300 
Nr. 10249, 10250. 
Sie werden wiederholt und re Ö 

: Bemerken aufgerufen, daß ihre V 
zinsung mit dem 31. März ‚des Jah 
ihrer Verlosung ‘oder ihrer Kündieu: 
aufgehört hat und gemäß $ 7 des. 
jeder 
spruch aus ihnen srlischt, wenn 
10 Jahre lang alljährlich einmal öf 
lich aufgerufen und dessenungeacht 
nicht spätestens binnen  Jahresfri 
nach ‚dem letzten - öffentlichen Aufn 
zur Einlösung vorgelest sein‘ werd 
Die Einlösung der Obligationen h: 
nach den- Vorschriften der 881 ‚bis 
der Verordnung -über Maßnahm : 
"sen die Kapitalflucht vom 24. OÖ! 7 
1919 (R. G."BL 8.1820) zu erfo 
-Nichtbankiers haben - daher den " 
"papieren ein vom Finanzamt bestätige: 
 Stückeverzeichnis “ = ‚der Vierordn 


zur ee der "Wegeüberfährn 
‚in. Teilpunkt 120 +40. der südliel 


den. Die Angebotsmuster 
" porto- und bestellgeldfreie 
dung von 6,00 M von der. Eisenbahn 
hanabbeikuıng in Michendorf. zu bezieh 


lieh Semacht, sind bis 28.. Februa 18 
"vormittags 11 Uhr, postfrei an di 
& Sinzusenden.  Zuschla, 


KR = 


- Zeitung des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


"Herausgegeben im Auffrage des Vereins 
"von Dr. v. Ritter, Geh. Oberregierungsrat-in Berlin, als Schriftleiter. — Verlag von Julius Springer in-Berlin W, 9, 
Schriftleitung: Berlin W.9, Köthener Str. 28/29. 


| ® studie. 


Beschlüsse des Ban osReeehnasee des 
eins Deutscher Eisenbahnverwal- 


bi Der- ns Triebosestellzus für die 
Berliner Bell, Ring- und Vorort- 
- bahnen. 


| ‚Gründung eines Instituts für Verkehrs- 
_ lehre in Köln. : 


| Nachrichten. - 
7 Deutschland: 
® & "Eisenbahn-Verkehrsordnung. — Die 
"Erhöhung der Eisenbahntarife, — 
- Ersparnisse im Eisenbahnbetrieb. — 
en des Geschäftsver- 
= kehrs. — Zugverbindung -Berlin- 


Gebiet. Großfeuer auf dem 
issherser: Ransrerbahnhof. — 
Zugverkehr ‚Paris-Berlin-Warschau, 
_ — Stand der Frachtverhältnisse auf 
der Elbe, — Exzellenz Fleck. 
28 sterreich: Wirtschaftlicher 
Reiseverkehr mit Unsearın — 
' = Kohlenversorgung und Ausbau der 
 Wasserkräfte.e — Einschränkung 
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| Slaftelung car Stetiekeit? Eine Tarif- 


Anlage © zur 


Ungarn: 


„Riga. — Paßkontrolle im besetzten. 


Berlin, den 24. Februar 1921. 


Inhalts: 


bahnen. — Bestellung eines Ööster- 
reichischen Verbindunesbeamten 
beim Eisenbahnministerium ın Prae. 
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des. Güterverkehrs auf den Staats- 


Ex Er fo Nr. 80/1920 ‚dieses Blattes findet sich ein Aufsatz von 
Reinhold Melchior über die Personentarifreform, der soviel 
4 Interessantes enthält, daß noch einige weitere Bemerkungen 
zu diesen Gegenstande am Platze erscheinen. Melchiors Vor- 
hlag kennzeichnet sich als «in verfeinerter Leistungstarif 
it Abwehrcharakter in den niederen und Werbecharakter in 
den höheren Entfernungsstufen. -Der Tarifvorschlag bedeutet 
\ insofern einen erheblichen Fortschritt, als er den ersten Ver- 
N such es Bruches mit dem reinen Kilometertarif darstellt. 
Auch der Kilometertarif war als Leistungstarif gedacht, ging 
rt von dem Gesichtspunkt aus, daß jeder ohne Rücksicht auf 
“. ie beanspruchte Menge für gleiches Geld grundsätzlich gleiche 
Leistung erhalten sollte. Der wirtschaftliche Grundsatz der 
® orteilhafteren Bedienung der „besseren Kundschaft“ kam 
abei ebensowenig zu seinem Recht, wie das Verhältnis 
2 zu ischen Einnahme und. Gesichungskosten. 5 . Insof: ern wär der 
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ie nicht von der len gig einigen darstellt, 
: bei kürzerer - Falıt Be ins tg fallen als bei 


laufenden schwach gebrochenen Linienzug, 


Amtliche Bekanntmachungen. 
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ı ee 0... Staffelung oder Stetigkeit? 
Be Eine Tarifstudie. 


Von Friedrich: Hasse, Regierungsbaumeister 2. D. 


schlag, jedoch. mit dem Unterschied, daß die Abfertigungsge- 


bühr ihrer finanziellen Wirkung nach ersetzt ist durch einen 
Zuschlag, der mit steigender Entfernung allmählich sinkt, so 
daB der Einheitspreis für geringere Entfernungen merklich 
höher ist als für größere. Die von Melchior grundsätzlich bei- 


behaltenen, nur etwas anders auf gebauten Schnellzugzuschläge 


werden davon nicht berührt. 
Zahlenmäßig ist Melchiors Tarifvorschlag an der erwähnten 
Stelle ausreichend belegt, so daß man sich danach ein Urteil 


-über die finanzielle Tragweite der geplanten Unterschiede 


bilden kann. Der Grundgedanke ist zweifellos richtig durch- 
geführt und in der umstehenden Tafel der besseren An- 
schaulichkeit-halber- zeichnerisch verfolgt. Man gewinnt die 
geplanten Zuschläge, indem man die ihnen entsprechende 
Strecke der wagerecht aufgetragenen Länge hinzufügt und die 


sich durch den Schnitt mit der Geraden des fingierten kilo- 


metrischen Einheitssatzes ergebende Ordinate senkrecht über 
die wirkliche Streckenlänge stellt. 

Man erhält so für alle vier Klässen einen gleichartig ver- 
‚der nach . Über- 
schreitung. der Streckenlänge von 450 km in eine Gerade über- 
geht. Wirklich einfach ist infolgedessen die Berechnung nur 


- ; ee 3 ER RE SR Seit des Vereins 
Nr. 8 , - i Deutscher Eisenbahnverwaltu 


für Strecken über 450 km, die weit über der Durehschnitts- |. weise muß man zur Berechnung des Tarifsatzes für eine L ai 
reiselänge liegen, also nur einem sehr geringen Bruchteil aller | von 200 km vorweg 150 km abziehen, zu diesen 60 km 
Reisenden dienen können. Dagegen ist die Berechnung für | schlagen und dann noch denjenigen Bruchteil, der dem 
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50 
alle Zwischenstufen unter 450 km sehr verwickelt und gestattet teiligen Abstand bis zum nächsten Breehpunkt entspricht 2 


überhaupt keinen allgemeinen maihematischen Ansatz, weil | im vorliegenden Falle 50/100 :20. Es kann also keine 
es sich eben um einen unstetigen Linienzug handelt. Beispiels- | davon sein, daß das reisende Publikum wie bisher die 
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I trösten, daß dies. bei den Gütertarifen auch nur in sehr be- 
 scheidenem Maße der Fall ist, und daß dort dem Publikum 
‚fertig ausgerechnete Tariftabellen zur Verfügung stehen. 
- Wenn man einmal soweit geht und die Notwendigkeit erkannt 


.i - Berechnung nicht mehr so zugänglich sein kann wie der alte 
- Kilometertarif, dann tut man aber auch besser, ‚gleich ganze 


Arbeit zu machen und statt des unbeqwemen und unübersicht- 


lichen Staffelsystems das zu setzen, was der Mathematiker 


Abhängigkeit der bedingten Größe von den bedingenden. 
Bedingend ist hier die Entfernung im Zusammenhang 
_ mit den grundsätzlich bei geringerer Entfernung höheren 
Selbstkosten, die bei steigender Entfernung allmählich geringer 
werden. Bedingtist der danach zu bildende Fahrpreis. Die 
Aufgabe lautet also: Eine Kurve zu finden, die im Nullpunkt 
beginnt und zuerst rasch, dann allmählich langsamer ansteigt, 
und zwar soll dieses Steigen stetig abnehmen. Dieser Be- 
dingung entspricht in einfachster Form die Parabel beliebigen 
rades, ausgedrückt durch die Gleichung: 


le 


arabel, der Regler für die Schnelligkeit des Ansteigens und 
die allgemeine Form, a ist der Festwert, durch den im vor- 


lassenabstufung hergestellt werden wird. Es liegt nahe, zu- 
nächst an die geläufigste Form der quadratischen Parabel zu 


| Betracht kommt, denn sie würde bedeuten, daß bei vier- 
'acher Strecke nur das Doppelte des Fahrpreises der, einfachen 
u zahlen ist, was nicht mit dem Zweck des Tarifes vereinbar 


erlaufen und die Parabel ersten Grades, die gerade Linie, 
das Sinnbild des reinen Kilometertarifs darstellt, muß die 
gesuchte Parabelform von gebrochenem Grade sein und ihrer 


wischen wert bietet sich mit der Gleichung: 


3 - on 


Ker in. RE Schreibung: 


En 2 x=a yon 

ö zweite Schreibung ist gewählt, weil sie für das Aus- 
hnen der Einzelwerte bequemer ist, Diese sogenannte semi- 
bische Parabel kommt den gestellten Anforderungen schon 
ntlich näher. 


_ Hier, wo es sich nur um eine grundsätzliche Ermitt- 
‚handelt, ur der Versuch mit der semikubischen 


1% Diese Kurve ist in ge bereits Srwähnten Zeichnung mit vier 


‚net und SEIN. Die erwähnten ee von a ent- 


man die Dein abgreift ana ich die zugehörigen 
i ichen Streckenlängen dividiert. Die sich : hieraus er- 
‚gebenden Einheitspreiskurven sind im oberen Teil der Zeich- 
ber einer neuen x-Achse er ebenso die Ein- 


4 hat, einen Tarif zu schaffen, der der allgemeinen öffentlichen 


eine Funktion nennt, nämlich eine zwangläufige und stetige 


Hierin = x die erste Bedingung der‘ Länge und n der Grad der 
jegenden Falle die Beziehung zum Fahrpreise und die. 


denken; man sieht aber auf den ersten Blick, daß diese nicht 


ein würde. Da die Parabeln höheren Grades noch flacher 
Br IV SIT 


‚ennziffer nach zwischen-1 und 2 liegen. Als bequemster 


‚den Abfertigungsdienst stellt. 


Eine feinere Ausarbeitung wird vielleicht | 
inen anderen Grad ?/s, °Ja oder dergl. zum Ergebnis. 


12 Züge untereinander. 
verschiedenen Festwerten (a— 1;%0, 1,80, 2,40 und 3,60 MN) be- 


‘ Personenzugfahrkarten 2. Klasse sein, 
" fahrkarten 2. Klasse mit dem Festwert 2,40 M berechnet sind, 
‘so daß Personenzugfahrkarten 2. Klasse mit Schnellzugfahr- 


> Nr. 8 


ist, so’kann man auch gegen den „Wurzeltarif“ einwenden, daß 


er der rechnerischen Nachprüfung der Allgemeinheit nicht 
offensteht, weil die praktische Fertigkeit im Ausziehen von 
Kubikwurzeln erheblich weniger verbreitet ist als die Kunst 
des Lesens. Es war aber bereits dargetan, daß auch der Staffel- 
tarif keine ganz einfache Berechnung gestattet und jedenfalls 
dazu zwingen würde, Kilometertariftabellen auszuhängen. Wenn 
man aber einmal einen Tarif einführt, demzuliebe etwas der- 


 artiges nötig ist, so soll man auch den Tarif so fein ausbauen, 


daß der Erfolg die Mühe lohnt. Zudem verfügt die Eisenbahn 
als überwiegend technisches Unternehmen über eine Auslese 


an mathematisch geschulten Kräften, die ihr Können gern in 


den Dienst dieser-wirtschaftlichen Aufgabe stellen werden. 

Es bedarf nun des Eingehens auf die Klassenabstufungen, 
die in den erwähnten Festwerten bereits in Erscheinung ge- 
treten sind. Hier muß zunächst eine grundsätzliche Wirt- 


 schaftsfrage geklärt werden. Die Abwanderung in die 4. Klasse 


hat bereits einen Umfang erreicht, der weniger zahlenmäßig 
als sozial in Erscheinung tritt, weil die minderbemittelten 


' Sehichten jetzt andere sind als früher. Infolgedessen wird die 


Abwanderung zum Teil durch Aufstieg ausgeglichen. Wird 
aber jetzt die 4. Klasse nur mäßig, die 3. Klasse dagegen schon 
fühlbarer verteuert, so steht zu befürchten, daß diese beiden: 
Klassen, die zusammen den Ertragsfaktor der Personenzüge 
ausmachen, nicht mehr den Erlös liefern, den man haben muß, 
um das erstrebte Ziel zu erreichen. Es erscheint deshalb rat- 


- sam, an dieser Stelle einen energischen Schritt zu machen und 


die Personenzugklassen 3 und 4 nach süddeutschem Muster 
tarifarisch miteinander zu verschmelzen. Über die technische 
Möglichkeit bleibt Erörterung an anderer Stelle vorbehalten. 
Es darf überhaupt befremden, daß Melchiors Tarifvorschlag, 


so feinsinnig er auch ausgearbeitet ist, nicht an die Verein-- 


fachung der Klassenunterschiede herangeht. -Er hält zwar 
daran fest, daß die Einheitssätze zweinander in einfacher, 
zahlenmäßıger. Beziehung stehen, so daß beispielsweise 
164 10 —ag und aa a ergeben, er nimmt aber die 
Beibehaltung der 4. Wagenklasse als etwas notwendig Ge- 
gebenes hin. Infolgedessen fehlt der vereinfachende Ausgleich 
für die hohen Anforderungen, die Melchiors Tarif — nament- 
lich mit den Kilometerheften und den Halbpreiskarten — an 
Diese werden weit höher sein 
als die bisherigen und die erhofften Mehreinnahmen infolge 
des Mehrbedarfs an Schaltern, Personal usw. zu einem’ großen 


- Teil wieder aufzehren. Hierauf ist in keiner Weise Rücksicht 


genommen. Eine Tarifreform ohne wesentliche abfertigungs- 
technische Vereinfachyngen erscheint deshalb nicht denkbar. 
E® ist nun gerechtfertigt, auch die Schnellzugzuschläge unter 


‚einem höheren Gesichtspunkt zu betrachten. Der Zuschlag trägt 


jetzt die ausgesprochenen Merkmale der Abwehr auf kurze 
und der. Werbung für längere Strecken und bildet dadurch be- 


reits ein Korrektiv des reinen Kilometertarifs der Personen- 


züge. Werden aber diese Merkmale, wie ersichtlich, bereits in 


‘den allgemeinen Tarif eingearbeitet, so bedarf man ihrer nicht 


mehr in solcher Schärfe für die Abgrenzung der verschiedenen 
Hierdurch rechtfertigt sich der Vor- 
schlag, innerhalb des neuen Tarifs die proportionale Beziehung 
zwischen Personenzug und Schnellzug wieder herzustellen und 
durch geeignete Wahl der Festwerte die einfache zahlenmäßige 
Abstimmung nicht nur auf die einzelnen Klassen, sondern auch 
auf die Zuggattungen untereinander zu erstrecken. In’ der 
Tabelle ist der Vorschlag gemacht, die 3. Klasse der Personen- 
züge mit dem Festwert 1,20 N, für Schnellzüge mit dem Fest- 
wert 1,80 AM zu berechnen; dies soll gleichzeitig der Satz für 
während Schnellzug- 


karten 3. Klasse identisch sind. Ferner berechtigt ?2 Fahr- 
karte 3. Klasse zum Übergang aus Personenzug 3, Klasse in 
Schnellzug 3. Klasse sowie zum Übergang vom remeh 
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3. Klasse auf Schnellzug 2. Klasse. 
Übergangskarten, Zuschlägen usw. in einer bisher nicht er- 
reichten Weise vereinfacht. Wie der Erlös der einzelnen 
‘Klassen zu dem Melchiorschen Tarif steht, geht aus der Zeich- 
"nung hervor. Die 3. Klasse Personenzug liegt durchweg über 
‘4. Klasse Personenzug nach Melchior, aber auf größere Ent- 
fernungen tiefer als dessen Tarif der 3. Klasse. 2. Klasse Pier- 
sonenzug (—3. Klasse Schnellzug) liegt etwa in der Mitte 
zwischen 2. und 3. Klasse nach Melchior und übersteigt dessen 
 Personenzugtarif 3. Klasse ziemlich genau um den von ihm 


vorgeschlagenen Schnellzugzuschlag, kommt also zahlenmäßig 


zu’ fast demselben Endergebnis. 2. Klasse Schnellzug deckt 


sich in den mittleren Entfernungen fast genau mit 2. Klasse 


‘Personenzug nach Melchior unter Hinzureehnung seines 
"Sehnellzugzuschlages, geht aber auf größere Entfernungen 
‘erheblich weiter herunter, bringt also auch hier den werben- 
den Charakter wirksamer zum Ausdruck. 

Die Beibehaltung «einer 1. We als SE 
lichkeit hinzunehmen, erscheint ebenfalls nicht ratsam, denn 
wenn wirklich die Zahl der zahlenden Reisenden 1.»Klasse 
gegen früher gestiegen ist, so ist die technische Abgrenzung 
der 1. und der 2. Wagenklasse schon jetzt sehr unsicher. 
"Welcher zahlende Fahrgast 1. Klasse hat es noch nicht erlebt, 
daß ihm infolge von Überfüllung Reisende 2. Klasse oder. gar 
3. Klasse in das Abteil hineingesetzt wurden? “Wenn einmal 
“Klassenunterschiede nach: dem‘ Geldbeutel gemacht werden 
sollen, um den Staat zu bereichern, so müssen auch die tech- 
nischen Mittel dafür bereitgestellt werden. Dies kann aber 
im Zeichen der Kohlennot, also noch auf Jahre hinaus, nicht 
geschehen: Infolgedessen hat die 1. Klasse in der bisherigen 
Form in dien Schnellzügen des gewöhnlichen Verkehrs keinen 
"Raum. 

Man kann vielleicht — ähnlich dem belgischen. neserver 
die Einrichtung treffen, daß vier zahlende Fahrgäste, die ein 
Abteil für sich haben wollen, dies mit wechs Fahrkarten er- 
kaufen und ‘damit den verbrieften Anspruch erlangen, daß 

"ihnen niemand anders hineingesetzt wird. Dies würde-für den 
“einzelnen einem tarifarischen Festwert von 3,60 M und der 
dazugehörigen Kurve entsprechen, die etwas höher liest als 
“der :fin$ierte Personenzugtarif 1. Klasse nach Melchior. Für 
-die Ausrüstung unserer Züge und die Abfertigung: des regel- 
- mäßigen Verkehrs ist die 1. Klasse in ihrer jetzige Form 
- jedenfalls nicht zweckmäßig. Auch repräsentative Rücksichten 
“vegen das Ausländ dürfen hier nicht mitsprechen, im Gegen- 
“teil müßten die Ausländer eigentlich froh sein, daß sie in dem 


armen Deutschland nieht auf’ Holzbänken fahren müssen. Der 


Reserv6- Tarif 1. Klasse liegt höher als Melchiors Tarif für 
 Personenzüge, ‚aber niedriger als dessen Schnellzugtarif,; <ben 
‘deshalb, weil er praktisch vom einzelnen nicht erhoben werden 
"kann, sondern immer gleich in einer Mehrheit auftritt und da- 
“durch bei vereinfachter Erhebungstechnik bereits mit einem 
“geringeren Erlös wirtschaftlich gerechtfertigt ists : 

© Für weitergehende Bedürfnisse in bezug auf: persönliches 
-Behagen wird man später doch wohl auf die Luxuszüge zu- 
“ rückgreifen müssen. Im Rahmen der Tarifreform hat jeden- 


“falls die 1. Wagenklasse keinen Anspruch auf breiten Raum. 


- Auch die Abgeordneten werden es nicht als Zurücksetzung 
“ empfinden, wenn sie diese Klasse nicht mehr vorfinden und so 
“ dem Volke, 

kommen, , 

“ Aueh.die von Melchior vor ea Ta een 
‚für stärkere Benutzung zeigt als Hauptmerkmal die. Unüber- 
"sichtlichkeit, Man kamn zwar beim gewöhnlichen Tarif einen 
Kilometertabellen-Aushang: fertig berechnen, nicht aber alles, 
"was an Ermäßigung geboten werden soll, auf. gleiche Formeln 
bringen. Es wird also-eine weitgehende Vermehrung der Aus- 
 Kunftsstellen notwendig, die‘ den erhofften Mehrerlös zum Teil 

„wieder aufzehrt. Antch hat es vom sozialen Standpunkt aus 


5 etwas. Unbefriedigendes, daß jemand-mur-deshalb, weil ses ihm . 


- an Vorbildung fehlt, #inen’verzwickter Tarif vechnerisch zu 


Damit ist das Lösen von. 


'meterheft ist erheblich größer als für den Käufer einer Fahr- 


dureh Lichtbild gegen Mißbrauch gesichert werden. 


gegeben. 


das sie vertreten, a an ‚dieser Stelle näher- n 
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verfolgen, ‚verhältnismäßig mehr. bezahlen soll als ein ande 
‚der. sich in solchen Irrgängen zurechtfindet, Aus diesem 
Grunde darf für die Fahrpreisermäßigungen keine Einrichtung 
geschaffen werden, die schwieriger zu übersehen ist als etwa 
das frühere zusammenstellbare Fahrscheinheft oder das 
badische ‚Kilometerheft. Allerdings bestehen gegen das Kilo- 
meterheft an sich schwere abfertigungstechnische Bedenken, 
denn die Abfertigungsdauer für einen Reisenden mit Kilo- 


karte. Ob bei dem ailgemeinen Rückgang der Personalleistung 
die Schalter einer solchen verstärkten Belastungsprobe SiS 
setzt werden können, chne daß es zu ernsten Zwischenfällen 
kommt, erscheint mehr als fraglich. - 
Wenn man einmal eine Einrichtung trifft, die für die Ei 
bahnverwaltung den Vorteil schaffen soll; daß sie vorzeitig 
in den Besitz des Geldes kommt, und aer Barverkehr auf 
größere handliche Einheiten beschränkt wird, so richte man 
sie auch gleich so großzügig ein, daß auch das "Publikum einen 
fühlbaren Vorteil davon hat, une daß die ihm zugemuteten | { 
anderweiten Lasten sich verkrößern. Dies wird in der voll- 
"kommensten Form erreicht durch eine Art von Kreditbrief, ° 
der bis zum völligen Verbrauch durch.allmähliches Arche 
ähnlich wie-beim Kilometerheft wegwendet werden kann, aber 
mit dem Unterschied, daß er in bezug auf die Klassen freizie 
ist. Die Ermäßigung wird dadurch geschaffen, daß er einen 
bestimmten Wertaufdruck in Mark — beispielsweise 1000 M — : 
erhält, aber um soviel billiger verkauft wird, als die Verwal k 
tung den durch die Vorausbezahlung erlangen Vorteil ein- 
schätzt, also vielleicht bei 1000 M für 900 M, bei 2000 M für 
1700 A usw. Der Kreditbrief muß natürlich persönlich für ” 
den Inhaber und seine Begleiter gelten und gegebenenfalls 
Eine 
ängstliche Beschränkung der Begleiter ist nicht erforderlich, 
weil die Zahl derjenigen, die sich zu einer gemeinsamen. Reise 
verabreden können, praktisch selten über die Größe einer 
Familie hinausgehen wird. 
Die Freizügigkeit innerhalb der Klassen hat einen Vorteil 
für die Verwaltung insofern, als derjenige, der eine gesamte, 
Summe vorausbezahlt hat, sich leichter zur Benutzung einer 
| höheren Wagenklasse entschließt als derjenige, der das Geld 
dafür von Fall zu Fall bar aus der Tasche nehmen muß. Außer- 
dem wird Druck- und Schreibwerk dadurch wesentlich verein- 
facht. Im übrigen ist der Abfertigungsdienst genau der gleiche 
wie bei den Kilometerheften. Will man Schalterüberlastungen 
vermeiden, so muß man die Abf: ertigung von solchen Kredit- 
briefen besonderen Schaltern zuweisen und gegebenenfalls den 
Anspruch auf Abfertigung 10 Minuten vor Abgang des Zuges 
‚verfallen lassen, Derjenige, dessen Zeit so kostbar ist, daß er 
‚erst später zur Bahn kommen kann, mag auch die ‚erhöhten! 
: Kosten einer gewöhnlichen Fahrkarte tragen. Bestimmungen 
über Rückerstattung oder Übertragung nicht ausnutzbarer 
‚Reste und dergl. mögen erörtert werden, wenn ein solcher For 
schlag : ‚bestimmtere: Formen annimmt..2 > Sr 
Zum Schluß sei noch «ein wichtiger Vereinfachungshinweis. 
Es hat sich infolge der Geldentwertung allgemei 2 
der Brauch eingebürgert, die Mark als einen Groschen anzu- 
sehen. Die, Eisenbahnverwaltung hat das schon früher 
dem Pfennig getan, indem sie die Fahrpreise auf ganze Zehner 2 
abrundete, wodurch ihre Rechenarbeit sich um eine Dezimale, 
also durchschnittlich um den dritten Teil der ‚geltenden Ziffe: 
‚vereinfachte. Heute rückt das Komma auch in den Eisenba) 
tarifen durchschnittlich um seine Stelle -nach rechts. Es e 
spricht - ‚der bisherigen. Übung, wenn ‘man die Abrundungs- 
gepflogenheiten. gleichfalls nachrücken läßt und die Fahr- 
: preise nicht mehr nach ganzen Zehnern, ‚sondern . ‚nach. ‚ganzen 
Mark abstuft. ‚Diese Entlastung werden nieht nur die-Schalter- 
'beamten freudig begrüßen, sondern: auch beim Publikum, wi d 
sie le überwiegend angenehm er machen, weil dei 
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v Dr RER Vorichläg- ist einer von den vielen, die 
schon gemacht sind oder noch gemacht werden können und 
“ ‘erhebt nicht den Anspruch auf endgültige Richtigkeit und 
 Zweckmäßigkeit. -Er läßt aber erkennen, wie vielfältig die 
i“ "Gesichtspunkte sind, die bei einer solchen Reform beachtet 
| werden. müssen, und wie sehr man daneben greifen kann, wenn 
“man hierbei nicht die größte. Vollständigkeit anstrebt. Liegt 
auf der anderen Seite das Bedürfnis vor, die Einnahmen der 
Verwaltung bald erheblich zu steigern, so ist es zweifellos 
‚ noch immer das kleinere Übel, sich zuttächst noch einmal mit 
' einem prozentualen Zuschlag zu begnügen und die dadurch 
gewonnene Aufschubfrist zu einer durchgreifenden Umbildung 
unter Berücksichtigung aller Einflüsse zu verwenden. Erst 
mit einem so durchgearbeiteten Tarif wird die Verwaltung 
dem Wirtschaftsleben diejenige Sicherheit ‘und Ruhe ver- 
' ‚schaffen, die es ‚unbedingt von ihr beanspruchen darf. 
in » = 


Ser; E * # 
un. > - FE 


Schluß bemerkung der Schriftleitung. 


= EHlerr Melchior, dem wir von vorstehenden. Darlegungen 
Kenntnis gegeben haben, hat dazu eingehend Stellung genom- 
“men; Aus Raummangel beschränken wir uns darauf, aus seiner 
Antwort das folgende anzuführen : 
SE „Der von mir vorgeschlagene Personenzustarif sucht sich 
in allen Entfernungsstufen der Tragfähigkeit des Verkehrs 
unter Berücksichtigung der Selbstkosten der Bahn'anzupassen. 
| Darum die vorsichtig®e Abstaffelung mit wachsender Ent- 
fernung. Dr. Hasse irrt, wenn er dem Tarif Abwehrcharakter 
| in den niedrigen Entfernungsstufen zuspricht. Das gilt nur 
‚für die Schnellzugzuschläge. die als zusätzliche Einnahme- 
- auelle den Nahverkehr abwehren, den. Verkehr auf große Ent- 
fernungefi aber begünstigen- sollen. Daraus ergübt sich ein 
Wesensunterschied zwischen Personenzug- und Schnellzug- 
tärif, mit dem es sich nicht recht verträgt, die Schnellzugfahr- 
preise in ein gleichbleibendes Verhältnis zu den Personen- 
 Zugfahrpreisen zu bringen. Da der Personenzugstarif für kurze 
Entfernungen weder abwehrend wirken soll, noch darf, könwen 
1 für seine Bildung Parabeln, wie Hasse sie vorschläct, kaum 
\ zugrunde. geleot werden. Denn diese ergieben, wie seine 
Schaulinien. - -zeigen, für den- Nahverkehr Sätze, die die jetzt 
geltenden um ein Mehrfaches übersteigen. Auch flacher ver- 
rende Parabeln würden hier kaum befriedigen. Für die 
Anwendung der Parabel sind Gründe mathematischer Ästhetik 
af anscheinend mitbestimmend. Ist es da nicht besser, eine Kon- 
Struktion zu wählen‘: de "mit-einfachster Rechenkunst beizu- 
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# a sieh. dee Vereins Deutscher Eisenbahnver- 


waltune hat am 27. und! 28. Januar 1921 in München seine 
‚de, 3. Sitzung, abgehalten und folgende Beschlüsse gefaßt: 

Br: 1.An Stelle des am 2. Oktober 1920 verstorbenen General- 

B|. = sekretärs Burmeister wurde der bisherige Vorsteher 

| en. des Vereinsbüros Herr Nether, einstimmig zum Ge - 

Ei . ; neralsekretär des Vereins sewählt. 

2. Der Ausschuß genehmigte die Vorschläge des zur Vor- 

7 beratung verschiedener, die Zeitung des Vereins betrief- 
 —- fender Anträge 'einsesetzten Unter 'ausschusses. Er bil- 

 Aligte insbesondere die Grundsätze und Richtlinien für 

-die Weiterführung der Vereinszeitung in wirtschaft- 


= licher und schriftstellerischer Beziehung und erteilte 
u auch dem’ bereits ausgeführten Beschluß des Unter- 

, =  ausschusses, die Zeitung vom }+ Januar d. J.-ab nur 
noch einmal "wöchentlich in entsprechend erweitertem 
. Umfange erscheinen zu lassen, die nachträgliche Geneh- 

By  mieung.. :-Um «eine engere Fühlungnahme Zwischen den 


- - Verwaltungen; und der Schriftleitung zw gewinnen, 
sollen die. nichtreichsdeutschen Verwaltungen ersucht 
__ werden, geeignete Persönlichkeiten als “Verbindungs- 
 glied zu bestimmen, eine "Einrichtung, die sich bei den 
-dentschen Verwaltungen sehr gut bewährt hat. Ferner 
"wurden die Sätze für die Schriftstellervergütungen den 
Sheutigen -Zeitverhältnissen - eätsprechend “erhöht.: _Um 
die Neuausgabe . .des Koch’schen Stationsverzeichnisses 
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*, Nr. 
on ist? Das Nächhechuan und- Vorausberechnen der 
Fahrpreise ist leicht möglich, wenn in die Kursbücher Ta- 
bellen, die die Fahrpreise für alle Entfernungsstufen ent- 
halten, aufgenommen werden und ebensolche Tabellen an: den 
Schaltern aushängen. Daneben bedarf es dann an den Schal- 
tern für den Verkehr im Reichsbahnsebiet nur noch der An- 
gabe der Tarifkilometer nach allen Stationen, für die Fahr- 
karten ausgesieben werden. Es wird sich im übrigen als nütz- 
lich erweisen, jeder Fahrkarte die Kilometerzahl, auf Grund 
deren der Fahrpreis berechnet ist, aufzudrucken. 


Die "Beibehaltung der IV. neben der III. Klasse habe ich 
deshalb als selbstverständlich behandelt, weil die Abschaffung 
einer dieser Klassen, wie man auch den Tarif gestaltet, zu 
erheblichen. nicht ausgleichbaren Mindereinnahmen “führen 
muß, und das offenbar jetzt auch die Meinung der maßseben- 
den Stellen ist. Die Mitführung der I. Klasse ist bereits stark 
eingeschränkt. Ihre völlige Beseitigung wäre aber. wohl ein 
Fiehler. Solange sie aber noch besteht, ist nicht einzusehen, 
warum sie nicht in. den Tarif organisch hineinsearbeitet 
werden soll. 


-Das von mir in Vorschlae sebrachte System von hei 


ermäßigungen in Form von Kilometerheften und Halbpreis- 


karten für reselmäßige [Benutzer der Eisenbahn ist notge- 
drungen nicht ganz einfach. Diejenigen Personen, -die von 
den empfohlenen Vergünstisunsen vorwehmlich Nutzen ziehen 
werden, werden aber nicht vıel Zeit gebrauchen, um heraus- 
zufindem, wie sie am besten auf ihre Rechnung kommen. Man 
kann. ihnen überdies mit vernünftir abgefaßten Merkblättern 
zu Hilfe kommen. Für die aus dem Kilometerheftverkehr sich 
ergebende Mehrbelastung des Schalterbeamten habe ıch durch 
feste Zuschläge für jede Fahrteintragung bereits einen Aus- 
gleich vorgesehen. Die Verausgabung von Karten zum halben 
Preise wäre ebenso wie die Auseabe von Kinderfahrkarten 
zu handhaben. Die statt der Kilometerhefte und Halbpreis- 
karten von Hasse empfohlenen. Eisenbahnkreditbriefe würden 
die Reisenden der höheren. Klassen, die auf weite Entfernun- 
gen reisen, ganz einseitix begünstigen, die: anderen hätten 
nur geringe oder gar keine Aussicht, von der Einrichtung 
Nutzen zu ziehen -— es sei denn, sie wird zu einem System 
von der Art ausgebaut, wie ich es empfohlen habe. Durchaus 
am Platz ist Hasses Anresung, die Fahrpreise auf runde Be- 
träge aufzurunden. Zu'empfehlen wäre, Beträge bis 3 NM auf 
volle 20 3, Beträge über 3 M bis 20 MA auf volle 50 3 und 


Beträge über.20 NM auf volle Mark aufzurunden.“ 


Beschlüsse des Satzungsausschusses des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


tunlichst zu beschleunigen, wurde der Schriftleiter. be- 
auftraet, ‘die noch bei einzelnen Verwaltungen be- 
stehenden Schwieriekeiten in der Aufstellung des Stof- 
fes durch. mündliche Besprechung an Ort und Stelle zu 
beheben. 

3. Zur Beseitigune der in der Vereinsabrechnung entstan- 
denen Zahlunesstockungen hatte die Geschäftsführende 
Verwaltung des Vereins beantragt, den Barausgleich 
für die gesamte Vereinsabrechnung an Stelle“ der im 
Art. 4? dies Vereinsabrechnungsübereinkommens festge- 
setzten Gruppenviermittlung sstellen (vel. auch den Auf- 
satz in Nr, 29, Jahrgang 1918 d. Zte. künftig durch nur 
eine Vermittlungsstelle. und zwar durch die Preu- 
Bische Staatsbank (Seehandlung) in Berlin bewirken: zu 
lassen. Da hierdurch der Erfüllungsort für ..die 
Schuldzahlungen allgemein nach Berlin: verlegt werden 
würde, käme "allerdings für die entfernt gelegenen Ver- 
waltungen. stark in Frage, ob die bisher geltenden Zah- 
lünssfristen (Art. 4°? des VAUÜ.) noch ausreichen, _Der 
Ausschuß hatte gegen die beantragte Regelung grund- 
sätzlich keine Bedenken. Über. dies Vorschläge, durch 

“welche Maßnahmen eine Verlängerung der Zahlunes- 
fristen zu vermeiden sei, wurde indes noch keine end- 
gültige Einigung erzielt und deshalb die Anselegsenheit 
einem Unteraussehuß zur weiteren Erledigung 

-- übertragen. Dieser wurde für dem Fall, daß 'er. zu 


* 


- gekuppelt.. 
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einem »instimmigen Beschluß kommen sollte, ermäch- 


tigt, das Erforderliche vorläufig und versuchsweise SO- 
fort in Kraft zu setzen, 

4. Dem gleichen Unterausschuß wurden auch die von der 
Geschäftsführenden Verwaltungen beantragten Änderun- 
gen und Ergänzungen des “Vereins-Abrechnungs- Über- 
einkommens zur Beratung -und weiteren Behandlung 
überwiesen, der bei dieser Gelegenheit den gesamten 
Inhalt des Übereinkommens, überprüfen soll 


Der elektrische Triebgestellzug für die 


Im Anschluß an die Mitteilungen in Nr. 98, Seite 1342 dies 
Jahrgangıs 1914, in Nr. 83, Seite 858 des Jahrganes 1919 und in 
den Nrn. 58, 67, 81 und 88 des Jahrgangs 1920 dieser Zeitung. 
soll nachstehend auf Grund einer von Keoierungs- und Bau- 
rat Wechmann verfabten, in der Zeitschritt „Verkehrs- 
technik“ weröttentlichten Abhandlung über die selektılschen 
Triebgestellzuge, wie sie einstweilen für einen Teil der Ber- 
liner nördlichen Voro:rtstrecken ins Auge gefaßt sind, näheres 
berichtet werden. In Erinnerung zu bringen. ist, daß diesen 
elektrischen Zügen der Beiriebstrom als 15600-voltiger 


Wechselstrom bei 16% Perioden mittels einer Kettenokerlei-- 
Der Gedanke, die Triebachsen 


tung zugeführt werden soll. 
nicht in der bisher üblichen Weise unter einem Personenwagen 
anzubringen, sondern außerhalb des Wagenzuges in einem 
besonderen Gestell — dem Lriebgestell — zusammenzufassen 
und darin durch eine hochgelasente Triebmaschine antreiben 
zu lassen,- stammt bekanntlich vom Geheimen ÖOberbaurat 
G. Wittfeld. 

Es ist beabsichtigt, sogenannte Triebgestell -G an z züge 
und bei schwächerem Verkehr‘ Triebgestell - Halb züse' in 
Dienst zu stellen. Ein Triebgestell-Ganzzug wird aus zwölf 
dreiachsigen Personenwagen und zwei Triebgestellen bestehen, 
von denen das eine an der Spitze und das andere am Ende 
des Zuges sich befindet. Um den Ganzzug einschließlich, der 
beiden Triebgesielle auf die Länge von rund 150 m zu bringen, 
werden in die Zugmitte zwei dreiachsige Personenwagen 


längerer Bauart gestellt; im übrigen können die gewöhn-. 


lichen dreiachsisien Vorortwagen, wie sie zurzeit reichlich 
zur Verfürung stehen, verwendet werden. Da von den län- 
seren Mittelwagen, die nur 2 Abteile mehr als die gewöhn- 
lichen Vorortwaeen führen, zurzeit nur zwölf Stück vor- 
handen sind, könnten hierfür ohne weiteres auch gewöhnliche 
dreiachsige Personenwaeen swingestellt werden. Zu seinem 
Troebzestell-Halbzus gehören ein Triebzestell mit sechs :an- 
»ehänsten dreiachsisen Personenwagen. 

Wollte man die Züge durch. elektrische Triebwagen, 


wie sie bisher bei allen elektrischen Schnellbahnen Verwen- 


dune finden, befördern, so könnten selbsverständlich die vor- 
handenen Personenwagen nicht in der Anzahl Verwendung 
finden, wie beim Verkehr mit Triebsestellen. Augenschein- 
lich aus diesen Erwägungen und der damit. verbundenen 
sroßen Kostenersparnis dürfte man vorderhand von der Ein- 
stellung von Triebwagenzügen, mit denen jedoch auch für die 
vorliegenden Zwecke Versuche angestellt worden sind, abge- 
kommen sein.’ Die mit Triebwagenzüsen zu verzielenden An- 
laufbeschleunigungen sind naturgemäß höher als die mit 
Trrebgestellen" zu rreichenden. Die Triebgestelle sollen 
jedoch auf den meisten Vorortstrecken 'eine Anfahrbeschleu- 
nisune von 028 m/sek? bei jeder Witterung werbürgien. 
Als Vorteil des. Triebgestells mar aufseführt werden, 
daß die Trrebmaschine hochliegend, also ibequem zu- 
gänelich angeordnet und gesren die Fahrzeusachsen cut ab- 
sefredert 1slt, 
rung von Güterzügen verwendet werden kann, und schließ- 
lich, daß ein Tıtebgestellzug bedeutend leichter ist als ein 
Triebwazenzug. Das Gesamigew icht eines 149 m lansen Trieb- 
sestell-Ganzzuges mit zwei Triebgestellen-- und zwölf unbe- 
setzten dreiachsigen Personenwagen beträgt: 301 t; das -Gie- 
samtgewicht eines 134 m langen Triebwagenzuges, bestehend 
aus vier Triebwagen und acht leeren. dreiachsisen Personen- 
waeen, stellt sich auf rd. 393 t. Der Triebwagenzug hat da- 
nach ein um 30% größeres Gewicht; er bietet andererseits 
nur 11% mehr Plätze für Fahrgäste. 

Die Waxen des -Triebsestellzug 
Die gewöhnliche Kurzkuppelung ist nur in der 
Werkstatt zu lösen. Um nun jederzeit und ohne Schwierizkeit 
den Ganzzue in die beiden Halbzüge zerlesen zu können, ist 
zwischen den beiden Mittelwagen des Zuges eine Laneckupps- 
lung gewöhnlicher Bauart vorgesehen. Die beiden Mittelwagen 
sind nach der Zugmitte hin mit je einem Führersiand versehen, 
damit ein Halbzug auch von hier aus ‚gestewert werden kann. 


Berliner Stadt-, Ring- und. Vorortbahnen. 


 gestellzug wird nur die dritte Wagenklasse führen. 


-Führerstandwagen, ein Personenwagen mit einem Fah: 
-Stromabnehmer durch eine mit Kuppelung versehene 


‚als Trockentransformator ausgeführt ist und sich als so 
wird die Fahrdrahtspannung (15000 Volt) auf die Motorspai 


 Zuggeschwindigkeit von 60 km in der Stunde zu leisten. 


sich Kurbeln, die mittels Stangen’ die Kurbeln ‚der Triebac 


 abnehmer erforderliche Preßluft wird in einer auf dem T 


' Vorortstrecken Stett. Bhf.-Hermsdorf und Stett. Bhf.-Ber 


‚morgens vor Geschäftsbeginn, während der Mittagszeit 
ferner, daß das Triebzestell auch zur Beförde- 


26 Halbzügen hingearbeitet ; TE; 
rechten Verkehr und drei in Bereitschaft stehen, während : 


es sind Im allgemeinen kurz: 


‚aller mit TE zu versehenden he 


Zeitu ung des Vere 
_ Deutscher Eisenbahnverwa 


3. 5. Die schinlerirten Nebenbehinen Mosbach-Mudan 
Möckmühl-Dörzbach wurden den Vereinsba y: 
der. Deutschen Eisenbahn-Betriebsgesellschaft_ 
rechnet. Desgleichen genehmigte der Ausschuß den } 

- trag der Gera-Meuselwitz-Wuitzer Eisenbahn auf An 

-  schluß an. den Verein gemäß $ 6 der Satzungen. Diese 
beiden Beschlüsse unterliegen satzungsgemäß die 
Bgm. Abstimmung unter den euer wal 

gen. 


Der Halbzug rd danach in der einen Fahreichtung von. 
Triebgestell gezogen, in der anderen von dem Triebg 
seschoben. Es bleibt abzuwarten, wie «sich eine sol 
Betriebsweise im  Dawerverkehr bewähren wird. 4 
zwischen dem 1. und 2. sowie zwischen dem 11. und 12. 
eines Ganzzuges befinden sich Langkuppelungen, dam 
täglich zu untersuchende Triebgestell nicht mit sämtlie 
Beiwagen, sondern nur mit seinem Führerstandwagen 
sammen in den Untersuchungsschuppen: gefahren werden | 


Der für den Vorortverkehr in Aussicht genommene ie 
dem Triebeestell befindet sich stets der bereits erwi 


abteil. Auf dem Wagendache dieses Führerstandwagens 
je zwei Scheren-Stromabnehmer angeordnet. Das Triebg 
ist niedrig gehalten, so daß der Fahrer in der Aussicht 
die Strecke nicht behindert wird. Der Betriebstrom läuft 


spannungsleitung zum Triebgestell hinüber, wo sämtliche 
Antrieb erforderlichen Ausrüstungsteile_ untergebracht 
und gelangt hier zum Ölschalter und dann zum Transforı 
der im Gegensatz zu den. üblichen in Öl stehenden Umfo: 


bewährt haben soll. -In diesem Transformator, dem durch 
elektrisch angetriebenes Gebläse Kühlluft zugeführt 


nung (70—700 Volt) herabgesetzt. Die mit Reihenschlußse 
tung, Wendespulen und einem besonderen Querfeld vers 
Triebmaschine vermag auf die Dauer 365 Kilowatt bei 


Motorwelle treibt über ein Zahnräderpaar eine im Ra 
des Triebgestells gelagerte Blindwelle an. Die Zahnrad 
setzung beträgt 1 :3,54.. Außen an dier Blindwelle bef: 


drehen. 


In jedem Führemsiand Aust ein klein RE leicht geha e1 
Fahrschalter mit Haupt- und Fahrtwendewalze eingebaut. 
Spannung des Stewerstromes beträgt 200 Volt. Es bef 
sich in jedem Führerstand die Meßgeräte — - Spannungsze; 
Stromzeiger — und die zur Bedienung der Luft- und ! 
bremse nötigen Vorrichtungen. Die zur Betätigung der 
druckbremse, des Ölschalters, der Sandstreuer und der $ 


sestell befindlichen elektrisch angetriebenen Luftpumpe 
zeugt, ‚deren Steuerung selbsttätig durch einen Druckı 
aa, Die : Züge srhalten elektrische Beleuchtung und 

eIZUNng. 


Auf den zurzeit in Unwanlling befindlichen 32,78 km la; 
werden im allgemeinen nur in den verkehrstarken Stu 


abends nach Geschäftsschluß, G an z züge, im übrigen I 
züge verkehren. Es wird auf die Einstellung; von insg 
hiervon sollen 18 im 


sich in. Ausbesserung befinden können. Zur Verfügung ste 
bis jetzt drei von der Allgemeinen Elektrizitäts-Gesellse 
ausgerüstete Triebgestellhalbzüge und zwei von den Siem 
Schuckertwerken ausgerüstete Triebwagen-Halbzüge. Mit 
Lieferung der für die fehlenden 21 Halbzüge erforderlie 
elektrischen Triebgestelle und sonstigen Einrichtungen & E 
außer den genannten. Firmen. die Bergmann-Elektrizitätswe 
und die Maffei-Schwartzkopffwerke betraut worden. 


Die Betriebkraft wird “einem bestehenden Krafty 
Gestalt von Drehstrom entnommen. Der Drehstrom 
einem an der Strecke anzuordnenden Umformerwerk 
fachen Wechselstrom von niedriger Periodenzahl umzufo: 
zu diesem Zwecke ist beabsichtigt, drei Einankerumf. 
von je 2000 Kilowatt Dauerleistung aufzustellen. Die 


4 


1 größte Steigung von 10 °% und der kleinste 

Re von 300-m befinden sich in der Nähe 

s Bahnhofs Gesundbrunnen. Die Fahrzeiten werden bei 

D) en Feel, um. 17 bis 22% kürzer sein als beim 
rie 


Gründung eines Instituts 


her ehioiichen Zeitung‘ Nr. 72 vom 28. Januar 1921 
ve breitet sieh Dr. Ernst Esch, Mitglied des Reichswirtschafts- 
‚ rates, über die bevorstehende Gründung eines Instituts für 
A Verkehrslehre in Köln. Die Entstehungsgeschichte und der 
Zweck der Gründung verdienen in: weitesten Kreisen, be- 
sonders in Eisenbahnfachkreisen. bekanntgegeben und in 
4 rer vollen Bedeutung gewürdigt zu werden. 
— Der Verfasser schreibt foloendes: „Die wissenschaftliche 
srforschung dies Verkehrswesens und die Nutzbarmachung der 
gebnisse für. die Praxis sind bisher an den deutschen Hoch- 
ulen sehr in den Hintergrund getreten. Nur an wenieen 
chschulen wurden Vorlesungen über Eisenbahn und Schiff- 
ırt gehalten. jedoch ohne daß diese Probleme mit den 
rigen Verkehrsfragen in systematischen Zusammenhang ge- 
cht wurden. Das: sesamte übrige Transportwesen, bei- 
pielsweise die Spedition in ihren verschiedenen Arten, das 
aft- und Luftfahrwesen, fand. von einigen Vorlesungen 
‚den Güterverkehr abgesehen, keine wissenschaftliche Be- 


ch jedoch die wissenschaftliche Erforschung wichtiger 
en. des Verkehrswesens als ‚unbedingt notwendig er- 
esen. Auf Anregung des Leiters des Instituts für See- 


Professor Dr. Harms, entwickelte sich in deutschen Speditions- 
en der Gedanke, eine Gesellschaft zur Förderung eines In- 
ätuts für Verkehrslehre zu gründen. Die Anregung fand 
ebhaften Anklang. Nachdem es gelungen ist, weiteste Kreise 
Pr die Gründung eines Instituts für Verkehrslehre zu inter- 
ssieren, hat der Verwaltungsrat der genannten Gesellschaft 
eschlossen, die Gründung des Instituts vorzunehmen. Die 
ußerordentliche Bedeutung, die Köln im deutschen und inter- 
ationalen Wirtschaftsleben erlanet hat, ließ diese Stadt als 
nders »eeionet für das Institut erscheinen. Dazu aber 
noch das Vorhandensein der Kölner Universität mit ihrem 
ozeichneten Ausbau der wirtschafts- und sozialwissen- 
tlichen Fakultät, dem bereits vorhandenen umfangreichen 
'haftsarchiv. -Für die Wahl Kölns war endlich von Be- 
ıno, daß die angesehensten Schiffahrtsunternehmun gen, 
' die größten deutschen Speditionshäuser in Köln Sitz oder 
_ Niederlassung haben, so daß den Studierenden Gelegenheit 
ur praktischen Vertiefung der erworbenen theoretischen 
enntnisse geboten werden kann.- Die Gründung des Instituts 
Il nunmehr in Köln erfolgen. Die Verwaltung der Stadt 
ı hat dem Gedanken der Gründung des Instituts lebhaftes 
esse entgegengebracht. Hoffentlich werden auch die 
verorädneten die erbetene finanzielle Unterstützung des 


M zu den ersten.Einrichtungskosten des Instituts sowie 
m einen Jahresbeitrae von 50000 M — bewilligen. Die 
ölner Handelskammer hat eine jährliche Unterstützung von 
zugesagt. Von einer größeren. Anzahl Handels- 


Aussicht gestellt worden. Das Institut söll sich zwei 
Aufgaben widmen: der Gründung eines Verkehrs- 
und der Verkehrslehre. Den Studierenden der Ver- 
rıssenschaften soll ein Diplomexamen den erfolgreichen 
uß ihrer Studien bezeugen, für Weiterstrebende soll der 


wesen das Ziel sein. Die Vorbildung soll dieselbe sein 


rin “bei -den 


as ee neriom "hat schon vor Jahresfrist 
pgen Anteil an den Bestrebungen der Gesellschaft genommen 
nd sein Interesse in der lebhaftesten Weise bekundet. In der 
märdigen Gründungsversammlung am 22. Februar 1920 auf 


Nachrichten. 
..  Vereinsgebiet. 
‚Deutschland. 


Anlage c zur ‚Eisenbahn-Verkehrsordnung. Das Reichs- 
terium hat unterm 7. d. Mts einige Änderungen 
gänzungen der Anlare C zur 'Eisenbahn- Verkehrsord- 
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Bei dieser ern ist hinzuweisen auf eine im ersten. 


andlung. In der Praxis des deutschen Verkehrswesens hat: 


„nd Weltwirtschaft in Kiel, Geh. Regierungsrat 


tuts — es handelt sich um einen einmaligen Beitrag von- 


ern im Reich ist gleichfalls” die Unterstützung des In- 


* der Staatswissenschaften mit dem Hauptfach Ver- 


Studienenden der. Handelshochschule und der Uri- 
n 4 Das Institut wird = diem in nu ttelbaner Nähe der 


Nr. 8 


Heft des laufenden Jahrgangs der Elektrotechnischen Zeit- 
schrift erschienene kurze aber inhaltreiche Abhandlune, in der 
wieder einmal die Streitfrage, ob die Einstellung von Trieb- 
gestellzügen oder die von Triebwaeenzüsen für die 
Berliner Stadt- und Vorortbahnen zweckdienlicher und vor 
allem EaaNcher sei, angeschnitten wird. 


für Vorkehrslehre in Köln. 


der Wartburg in Eisenach führte Gieh. Regierungsrat Dr. Sarter 
im Auftrage des Reichsverkehrsministeriums aus, ‚daß die 
wissenschäftliche Durchdringung des Stoffes und die starke 
Klammer, die durch die newe Gesellschaft um das sanze Ver- 
kehrssewerbe select wird, vom Standpunkte der Reichs- und 
Staatsverkehrsverwaltung nur aufs innigste besrüßt werde. 
Besonders in dem Ausenblick, wo in Parallele zu dieser 
Aktion des Zusammenschlusses des deutschen Verkehrsse- 
werbes aller Länder und Stämme das sroße Werk der Ver- 
einheitlichung des deutschen Verkehrswesens seinem Abschluß 
nahesteht. _ 

Gemäß $ 1 der damals beschlossenen Satzungen hat die Ge- 
sellschaft die Aufgabe, befruchtend auf die Erforschung unee- 
klärter Fragen «des Kontinentalverkehrs 'einzuwirken und da- 
für Sorse zu trasen, daß die Ersebnisse und Erfahrungen 
dieser Forschung der Allsemeinheit zugute kommen. Darüber 
hinaus ist jetzt beabsichtigt, den internationalen Verkehr — 
als mit dem kontinentalen ene zusammenhängend — in die 
wissenschaftliche Erforschung mit einzubeziehen, ein Schritt, 
der im Interesse des Wiederaufbaues Deutschlands, insbe- 
sendenpe der Wiedereroberune des ihm sebührenden Platzes im 
Weltverkehr, nur beerüßt werden kann. Das Ineinander- 
ereifen der verschiedenen Verkehrsmittel, der Eisenbahn, des 
Wasserstraßen-, Luft- und Postverkehrs ist von internationaler 
‘Bedeutung und wohl wert,.in Anbetracht der gänzlich ver- 
änderten Weltkarte Gegenstand eines besonderen Studiums 
Semacht zu werden. 

‚An der Spitze der Gesellschaft steht sein Präsident, ihm zur 
Seite ein Verwaltungsrat. Als erster Präsident leitet zurzeit 
die Geschäfte Herr Erwin Soest in Hasen, der in rastloser, 
sedankenvoller Arbeit und zielbewußter Initiative In stän- 
dieer Fühlungnahme mit Herrn Professor Dr. Harms und mit 
Unterstützung des Syndikus Dr. Esch die von ihm herrühren- 
den Gedanken und Pläne einer baldigen. Verwirklichung ent- 
gessenführt. Der Verwaltungsrat setzt sich aus 5 'bis 20 Mit- 
eliedern zusammen; das _ Reichsverkehrsministerium ist 

satzungsmäßig durch einen Beauftrasten mit aleichen Rechten 
wie die übrissen Mitelieder vertreten. Die Höhe des jährlichen 
Mitelüederbeitrags ist freiem Ermessen. anheimoestellt der 
Mindestbeitra& beträst 200 AM; dureh eine einmalige Zahlung 
von 3000. AM wird die lebenslängliche Mitgliedschaft erworben. 

"In dem Gedanken, daß es heute die Aufgabe aller Staats- 
bürger sein muß, an der wirtschaftlichen Aufwärtsbewegung 
und Gesundune unsefes Verkehrswesens mitzuwirken, wird 
jede Mitarbeit, insbesondere durch Zeichnune :von Beträgen, 
dankbar beerüßt. Natursemäß wird seitens der Gesellschaft 
jedoch auch ganz besonders Wert gelegt auf die nicht nur 
"finanzielle Unterstützung derer, die ein hervorr aoendes Inter- 
esse an einem „eresielten Verkehrswesen haben, und deren 
Beruf mit dem Verkehrswesen — in jeder Form — verbunden 
ist. Hier bietet sich demnächst auch für die Fachgenossen sein 
reiches Arbeitsfeld in Wort und Schrift. Die Gesellschaft zur 
Förderung eines Instituts für Verkehrslehre heißt alle herz- 
lich und dankbar willkommen, die mit ihm an der baldisen 
Verwirklichung und dem Ausbau des zesteckten be- 
deutsamen Zieles mitarbeiten wollen: die Schaffung 
einer Stelle für Erforschung, Lehre nnd Auskunft über den 
sesamten kontinentalen und internationalen. Verkehr, in der 
- Theorie und Praxis vereint das Ergebnis ihrer Arbeit zum 
Besten der Allgemeinheit darbieten, 

Für heute soll dieser kurze Hinweis zenüsen, die Aufmerk- 
samkeit auf die Neueründune zu lenken mit dem Wunsche. der 
Gesellschaft neue Freunde zu erwerben. Näheres wird dem- 
raiden durch, eine besondere Weerbeschrift _ bekanntgegeben 
werden. 


e - 


Reeierungsrat Rudolf Meyer, Essen (Ruhr). 


nung verfügt. Das Nähere geht aus der Bekanntmachung in 
Nr. 18 des Reichsgesetzblattes hervor. 


— Die Erhöhung der Eisenbahntarife. Am 15. Februar trat 
unter dem Vorsitz des Staatssekretärs Stieler der Sachver- 

' ständieenbeirat des Reichsverkehrsministeriums zusammen, 
um zu den.vom Ministerium und der Ständigen Tarifkom- 
"mission ausgearbeiteten Vorschlägen für die "Erhöhung der 
- Gütertarife sein Gutachten ahzuseben. In der Eröffnungsrede 
machte der. Staatssekretär auch Mitteilungen über die beab- 
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Zeitung des. tr h 
Denlächer Eisenbahnverwaltun 


sichtigte BRanene der Personentärife, Dis Feen: 
bahnverwaltung führt demnach, wie bei der” ‘Neuordnung der 
Gütertarife ab 1. Dezember 19%, eine orsanische Neuordnung 
der Personentarife durch. Die neuen Fahrpreise sollen sich 
auf Einheitssätzen aufbauen, die betragen werden: 
‘  für,die 4 Klasse 13, für die 3. Klasse 19,5, 

für die 2. Klasse 32,5 und für die erste Klasse 585.48 

je Kilometer. 

Gegenüber den Friedensfahrpreisen bedeuten diese Sätze 
eine Steiserung von 550% für die 4. ünd 3. Klasse, von 662 % 
für die zweite und 735% für die 1. Klasse. Die Schnell- 
zugszuschläge werden unter Beibehaltung des bisherisen 


3- Zonensystems (bis 75, bis 150. und br 150: km) erhöht . 


auf 8 M, 16 M und 24. MA in der 1. und 2 
8 M und 12 M in der 3. Klasse; 

Die neuen Fahrpreise sollen am 1. Juni 1921 in Kraft treten 

Zur Erhöhung der Gütertarife machte Staats- 
sekretär Stieler folgende Ausführungen: Die Tatsache, daß 
due Eisenbahnverwaltun® mit ihren Preisen noch nicht den 
stark gestvegenen Selbstkosten „efolet sei, sei die Haupt- 
ursache ihres Finanzelends. Der Defizitwirtschaft müsse an- 
gesichts der allgemeinen deutschen Finanzlage ungesäumt sein 
Ende gemacht werden. Die Sparmaßnahmen, die die Eisen- 
bahnverwaltunge in Angriff genommen habe, reichten allein 
dazu nicht aus. Eine allgemeine Erhöhung der Gütertarife 
sei daneben nicht zu umsehen. Die starken: wirtschaftlichen 
Bedenken eines solchen Vorgehens habe die Eisenbahnver- 
waltung nicht verkannt. Man habe jedoch nur die Wahl, die 
Fehlbeträge durch Steuern aufzubıingen oder die Einnahmen 
den Ausgaben durch Tarifierhöhungen anzupassen. 
Reichsregierung: habe sich für das letztere entschieden, und 
auch der Tarifausschuß des Wirtschaftsbeirats habe sich dafür. 
ausgesprochen. Im Haushaltsentwurf für 1920 sei mit einem 

‘\ehlbetrag von 14,4 Milliarden Mark gerechnet, der sich nach 

dien bisherigen Betrietsergebnissen zwar um 489 Millionen 
verringern werde, andererseits verursache aber die Anfang 
Januar - beschlossene Erhöhung der Teuerungsszulasen einen 
Aufwand von 1,33 Milhar den, so daß der Gesamtfiehlbetrag 
vermutlich 15.24_Milliarden betragen werde. Im Haushalts- 
entwurf: für 1921 seien vor allem die Ausgaben «nergisch 
herabsesetzt worden, allein der Eisenbahnverwaltuns seien 
hierbei durch die Verhältnisse ziemlich enge Grenzen siezogen. 
Hinsichtlich der persönlichen Ausgaben rechne man mit seiner 
weiteren Verringerung des Personals, bei der dis Lage des 
allgemeinen Arbeitsmarktes indes nicht außer. acht „elassen 
werden dürfe. Von einem Abbau der Löhne und Gehälter 
könne nach der Preislage der notwendisen Lebensbedarfs- 
artikel und der Lohnpolitik der Industrien nicht die Rede sein. 

Bei den sachlichen Ausgaben habe der - Preisrücksang man- 
cher Artikel eine Erleichterung sebracht.e Angesichts der 
noch Jahre fortzusetzenden erhöhten Leistungen. für die 
Wiederinstandsetzung des durch den Krieg heruntereewirt- 
schafteten Apparates wären aber diese Ersparnisse noch nicht 
von entscheidender Bedeutung. Alles in allem hoffe die Eisen- 
bahnverwaltune in absehbarer Zeit durch Sparmaßnahmen 
etwa fünf Milliarden erzielen zu können. Ungedeckt blieben 
sonach von dem Jahresergsiebnis 19% noch zehn Milliarden. 
Der Haushaltsentwurf für 1921 sehe an. Ausgaben 31,18 Mil- 
lıiarden vor. Die Einnahmen seien auf 16,8 Malliarden DIE- 
sehätzt, also auch hier ein Fehlbetrag von rund 14 Milliarden. 
‚Die Ständige Tarifkommission habe auf Vorschlag der Eisen- 
bahnverwaltung eine nach Tarifklassen abgestufte prozentuale 
Erhöhung von +«twa. 75% empfohlen. Danach würde der 
Güterverkehr eine Mehreinnahme von 9 Milliarden Mark sr- 
‚warten lassen, / 

Für den Ausschuß der Verkehrsinteressenten der Ständisen 
"Tarifkommission berichtete Geheimer Kommerzienrat Arn- 
hold-in überaus bemerkenswerten Ausführungen über die 
Arbeiten dieses Ausschusses. Diese haben: dazu geführt, eine 
Tariferhöhung um nur 65% zu empfehlen. i 

In der eingehenden Aussprache, am der Vertreter aller 
Wirtschaftskrise sich beteiligten, wurde die Notwendiekeit 
einer starken Tariferhöhung von allen Redhern anerkannt, 
‚ von vielen Seiten jedoch gegen eine Erhöhung um 75% starke 
Bedenken zum Ausdruck gebracht. 


. Klasse und auf 4 N, 


Unter Ablehnung eines Antrages aus der ana ern auf. 


Erhöhung aller Tarifklassen um 100 % und der von der Eisen- 
bahnverwaltung vorgeschlagenen Erhöhung um durchschnitt- 
Jieh 75% wurde mit eroßer Stimmenmehrheit der Antrag des 
Ausschusses der Verkehrsinteressenten auf Erhöhuns der 
Gütertarife 
"empfohlen, 

In - Anbetracht as ehe der irechäftliechn Ent- 
Swacklung hielt die Versammlung die Beschränkung dieser 
Maßnahme auf zunächst in Jahr für ratsam, Ferner wurden 
eINiQO Abweichungen von dieser Tarifmaßnahme zugunsten 
‚Ostpreußens sowie der Volksnahrungsmittel und, dier Dünge- 
mittel befürwortet. x 


‚ rium ist auch die Frage angeschnitten worden, wie mai 
dabei zwei Möglichkeiten ins Auge siefaßt, nämlich einmal « 


‚da. der. technische Betrieb in dien Personen- und Güterbah 
‚höfen stets ein Mindestmaß von; Kräften hu 


Die 


motivfabriken: zu errichten, um auf diese Weise die gegen- 
. wärtig 


alles vielmehr durch Anforderune bei der Zentrale, und zwar & 


. bahndirektionen folgenden Erlaß gerichtet: Die Wirtscha 


überflüssig geworden sind oder doch wegen ihres gering 


Zurückstellung 
- Bediensteten, über Ordenkauszeichnunstr und ähnliche m@ 


- Dienststellen ohne hinneichenden. Grund. von Meldungen häufig 
um durchschnittlich 65%. zur Durchführung 


hohen Botenlöhne wirtschaftlicher ‚erfolgt. 


> ar nisse im Risenbahnbetrieb. In Ge Metsan sitz E 
gen des Verkehrsbeirates im Reichsverkehrsmini 


trächtliche Ersparnisse im Betrieb der Reichseisenba 
machen könne. Wie der B; ‚B: Zte,“ mitgeteilt wird, hat-.n 


Personalverringerung und dann die Umstellung des Repara 
wesens. 2 

(Bei der Pemsohalveringerung wird man kaum ine erheb- 
liche Herabsetzung der Zahl der Beamten, vornehmen. könn 


‚erfordert, das 
Gefahr für die Sicherheit auf den Strecken nicht weitere 
schränkt werden kann. Dagegen wird sich wahrscheinlich 
Verringerung der rund 70- bis 80 000 Hilfsbeamten, die frü 
als Anwärter zu den Arbeitern zählten, ‘vornehmen. las: 
Diese Hilfsbeaimten, die den Nachwuchs des technischen un 
Verwaltunespersonals- ‚darstellen, zählen jetzt als Beamte 
werden auch entsprechend besoldet. Vor allen Dingen -aber 
und’ dieser Wunsch wird auch von zahllosen Beamten u 
stützt — wıll man sobald als möglich die Hilfskräfte aus 
Betrieb entfernen, die yiel dazu beigetragen haben, die 
sicherheit in der Gepäck- und Güterbeförderung zu - steige 
Es sind gegenwärtig noch viele Zehntausende von Hilfskräft 
im Dienst, deren ‘Entlassung durehgieführt wird, sobald 
jetzt begonwene Verteilung der Beamten aus den Dee 
Personal über den Etat hinaus besitzen, in diejenigen Dir 
tionen, die unter Beamtenmangel leiden, durchgeführt ist. 

Schwieriger ist die Frage einer Umstellung des ee 
wesens zu lösen, Nach den Statistiken, die die, einzelnen Di 
tionen aufgestellt haben, läßt sich feststellen, daß die Priv. 
industrie "bei Ausbesserungen Preise verlangt, die zum Te 
die Eisenkosten der Reparaturen der Reichswerkstätten bis z 
45 % übersteigen. - Der vor, einiger Zeit aufsetauchte V« 
schlag, den Reparaturbetrieb sanz in Privathand zu vw 
führen, dürfte deshalb beim Reichsverkehrsministerium kei 
wegs auf Gegenliebe stoßen. Man ist’ hier vielmehr der - 
sicht, daß die Reparaturwerkstätten stärker ausgebaut werden 
müssen, und ein. Prorekt, das: dem Reichsfinanzministeri m 
vorgselegien hat, beabsichtigt sogar, eigene. staatliche Loko 


sehr hohen Verdienste der Privatindustrie auszu 
schalten. Vor allem wird ‚eine  gänzliche Umstellung des 

Werkstättenwesens verlangt. Bisher durften die Leiter 
einzelnen ‘Betriebe ohne Genehmigung des Ministeriums wed 
selbst Material beschaffen, noch den. Werkstättenbetrieb selbst 
durch Neuanschaffungen: von Maschinen“ usw. erweitern. . Da 


nur im Rahmen des: Etats beschafft werden konnte, sind die 
Eisenbahnwerkstätten zum großen Teil veraltet und unw E 
schaftlich. Diese Fragen werden in besonderen Ausschüssen 
jetzt durchsesprochen und dann. in Form detaillierter Vor- 
schläge dem a ut zur weiteren Prüft 
vorgelegt werden. 3 


— Vereinfachung des Gehören ‚Der Rache 
kehrsminister, Zweigstelle Preußen-Hessen. hat an die E 


kommissionen meines Ministeriums: haben ‚bei den. Prüfung 1 
über die Wirtschaftlichkeit in einzelnen Bezirken festgestellt, 
daß der Geschäftsganz bei den. Dinektionen, Ämtern und - 
Dienststellen noch nicht überall auf die Grundsätze einer eI- 
höhten Wirtschaftlichkeit eingestellt ist. ‚Insbesondere ist 
aufgefallen, daß bei den Dienststellen und in den Büros 
Ämter und der Direktionen in. den Fristenverzeichnissen n 
häufig Fristen für solche an die Ämter und die Eisenbahn- | 
direktionen zu fertigende Meldungen : und Nachweisungen 

notiert werden, und -den Ämtern und Eisenbahndirektion eh 
Berichte erstattet und Nachweisungen eingereicht werden, die 
unter Berücksichtigung; der, heutigen Zeitverhältnisse entwed 


Wertes in keinem Verhältnis zu dem durch die Aufstellung 
erersanhben Arbeitsaufwand stehen, so z. 'B. Meldungen über 
vom Waffendienst, von. Kontrollversamm- 
Jungen, Nachweisune sen der zum Heeresdienste ‚einberufenen g 


Ferner, ist festeestellt worden, daß einzelne Direktionen ı 


Abschriften sich zurückbehalten oder den Melduneen unnössee e- 
weise mehrere Abschriften beifügen. Auch haben die Pri 
fungsen ergeben, daß Ortsbriefe vielfach nöch durch Boten 
ausnetragen werden, obwohl ihre Bestellung durch die Reichs- 
post unter [Benutzung der Dienstmarken: in Anbetracht 
Die Direkion 
werden beauftragt, dafür zu sorgen, daß die Ortsbriefe N 
'solehen Fällen der Post übergeben. werden. _- a; 
Schließlich ‘ist eine unwirtschaftliche Vergendung 
Arbeitskraft bei Men an- einigen Orten auch von den Bezirks 
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2 hünsen der Arbeiterpensionskasse angewendeten Ver- 
fahren aufgefallen, Vorladungen vor Dienststellen oder vor 
 Bahnärzte in der Weise zu bewirken, daß der Vorzuladende 
zuerst von. der den Auftrag zur Vorladung gebenden Stelle eine 
Benachrichtigung von der bevorstehenden Untersuchung und 
‚Vernehmung und sodann die Vorladung selbst in seinem beson- 
; deren Schreiben durch die vernehmende Stelle erhält. Eine 
- Zusammenfassung beider Schreiben ist „geboten. 
Die Eisenbahndirektionen werden beauftragt, unter Berück- 
- sichtigung der vorstehend, aufgeführten Beispiele eine #«in- 
 sehende Prüfung dahin vorzunehmen, inwiefern eine Verein- 
 fachung des Geschäftsganges und seine Anpassun?e an die 
_ Grundsätze einer erhöhten Wirtsehaftlichkeit möglich ist und 
- mir bis zum 1. Märzd. J. Bericht zu erstatten, was hierzu ver- 
- amlaßt worden ist. € 


ar — . Zugverbindung Berlin Riza) Zurzeit verkehren ent- 
gegen anderer Zeitungsnachrichten keine direkten Züge zwi- 
- schen Berlin und Riga. 
dings die. Eisenbahnverwaltung die Schaffung einer solchen 
Schnellzusverbindung dadurch, daß einige Wasen des "Ost- 
‚preußen-Schnellzuses .Berlin- Eydtkuhnen, u. a. auch‘ der 
 Sehlafwasen Berlin-Eydtkuhnen, in anderen Züsen bis nach 
: Riga befördert. werden sollten. Diesem Antrage ist aber, wie 


“ -die Reichshauptstädtiseche Korrespondenz meldet, bisher ‘von 
= der kurländischen Eisenbahnverwaltunge noch nicht statt- 
gegeben worden. Dagegen soll auf der Strecke Wirrballen- 


ion eine Schlafwagenverbinduns der Internationalen Schlaf- 
> wagengesellschaft geschaffen werden, wodurch . zwar eine 
gute, aber keine durchgehende V; erbindung zwischen Berlin 
und Riga erzielt werden wird. Diese Verbindung wird. vor- 
7 aussichtlich vom 15. März ab täglich bestehen. Allerdings 
- müsesn dann die Reisenden in Wirballen-Eydtkuhnen an der 
u  ostpreußischen Grenze den Zug. w echseln. 


— Paßkontrolle im besetzten Gebiet. Im besetzten rheini- 

schen Gebiet findet in letzter Zeit an. verschiedenen Tagen 
wieder ‚eine schärfere Paßkontrolle statt. Amtlicherseits wird 
E hrauf hingewiesen, daß Pässe und Personalausweise vom 
- Tage der Ausstellung ab höchstens ein Jahr Gültiekeit haben. 
Jeder, der ins besetzte Gebiet reist, prüfe vor der Abreise 
seine Papiere daraufhin, ob sie noch gültig sind. Wer ohne 
- Ausweispapiere oder mit ungültisen (abgelaufenen) Ausweis- 
 papieren betroffen “wird, setzt sich der Gefahr aus, daß er 
mit einer sofort zu’ vollstreckenden Gefängnisstrafe von 
mehreren Tagen belegt wird. Zur Reise in das besetzte Gre- 
 biet genügt ein gültiger Personalausweis. Ausgenommen ist 
das Saargebiet, wo Paß- und Visumzwang besteht. 
Zu Großfeuer. auf dem Könissheiger Rangierbahnhof. Auf 
dem angierbahnhof in Königsberg (Preußen) brach am 
15. d. M,. nachts ein Großfewer aus. Funken einer Lokomotive 
jelen auf einen 300 m langen Schuppen und setzten ihn, von 
‚schwerem Sturm begünstigt, schnell in Brand. Der Schuppen 
enthielt außer großen Mengen alter Akten, die zum Ein- 
 stampfen bestimmt waren, zahlreiche wertvolle Baustoffe, die 
gleichfalls zerstört wurden. Der Se age beläuft sich auf 
ebwa 2 Millionen Mark. 
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=: — Zugverkehr- Paris-Berlin-Warschau. 
En Paris-Berlin-Warschau wird von Paris am 15. März ab- 
“fahren. Er wird Anschluß an die Züge London-Ostende- 
Berlin und Brüssel-Berlin haben und. ungefähr 10 Wagen 
- (45 Achsen) stark sein. Die Abfahrt von Berlin nach War- 

"schau über Posen wird um 4 Uhr nachmittags erfolgen. 


3 zB, März abfahren. = 


Stand der- Frachtverhältuisse auf der Elbe. Der schon in 
2 letzten Dezembertagen wieder aufgenommene Schiffahrts- 
betrieb auf der Elbe konnte den ganzen Januar hindurch ohne 

" Störungen aufrechterhalten werden. Die Fortdawer der milden 
Witterung läßf ‚erhoffen, daß mit winer längeren Unter- 
 bvechung des regelmäßigen Schiffahrtsbetriebes jetzt nicht 
mehr serechnet zu werden braucht, zumal die im ersten 
Drittel. Januar noch wenig‘ günstigen Wasserstandsverhält- 


nisse sich wesentlich gebessert haben, so daß jetzt bei voll- 


 schiffigem Wasser die Tragfähigkeit der Kähne voll Aausge- 
_ autzt werden kann; letztere Tatsache hat auch zur Folge, daß 
gegenwärtig überreichlich Kahnraum, welcher Anfang Januar 
noch knapp war, zur Verfügung steht. -Das Ladungsangebot 
war im Laufe des Januar, insbesondere unter Berücksichti- 
gung der Jahreszeit, nicht unbedeutend. Seit dem 15. Januar 
int ‚auf Veranlassung der interalliierten Kommission für die, 
- Elbe die Verkehrssteuer aufgehoben, deren Fortfall eine 
wesentliche Ermäßigung der Frachten bedeutet. Im Eilver- 
ehr sind en die EN RONRER, „welche De anereearz 


u 


Vor einiger Zeit beabsichtigte aller-_ 


Der Be direkte 


Der 
=$ Zug wird von Berlin aus 3 Schlafwagen und ungefähr 5 Wagen 
1. und 2. Klasse führen. Der Gegenzug‘ soll von’ Warschau am’ 


Nr. 8 


© — Exzellenz Fleck. Am 20. Februar hat der frühere lang- 


jährige "Unterstaatssekretär im preußischen Ministerium der 


öffentlichen Arbeiten, Wirklicher Geheimer Rat Carl Fleck, 
sein. 80. Lebensjahr vollendet. Anläßlich seines Übertritts in 
den Ruhestand ıst in dieser Zeitung (Nr. 75/1910, Seite 1199 ff.) 
seine Bedeutung für das preußische Eisenbahnwesen ausführ- 
lich gewürdigt worden. Heute wollen wir an einige wesent- 
liche Punkte seines Lebens erinnern, für das so recht das 
Bibelwort. gilt, daß es Mühe und Arbeit gewesen ist. 

Fast ein halbes Jahrhundert hat der Jubilar der pr eußischen 
Staatseisenbahnverwaltung angehört. Seit 1875 war er im 
Ministerium der öffentlichen Arbeiten als Sheet, Befe- 
rent, Chef der Verkehrsabteiluns und seit 1896 als Unterstaats- 
sekretär tätig. Das Gebiet auf dem er sich zuerst an. leitender 
Stelle hervortat war das Tarifwesen. Er war die treibende und 
führende Kraft bei der Durchführuns der Tarifreform am 
Ende der 70er Jahre, bei der Herstellung der materiellen Ein- 
heit. und der Weiterbildung der preußischen Personen- und 
Gütertarife nach dem Verstaatlichungswerk. Er ist der -Ver- 
fasser des* Gesetzes über die Bezirkseisenbähnräte und den 
Landeseisenbahnrat, der Va:ier der Güterbewegungsstatistik. 
Seine Tätiekeit als Voısitzender des Lanmdeseisenbahnrats, der 
die großen Erfolge dieser Behörde wesentlich mitzuyerdanken 


"sind, sbteben bei allen Bieteilieten noch in lebhafter Erinne- 


rung. Seine Ernennung zum Unterstaatssekretär brachte Fleck 
an die- Spitze der Eisenbahnabteilungen des Ministeriums der 
öffentlichen Arbeiten. Als erster Ratgeber und ständiger Ver- 
treter des Ministers hatte er die Aufgabe, die gesamte admini- 
strative und technische Leitune der preußischen Eisenbahn- 
verwaltung zu überwachen. Bei seinen reiehen Kenntnissen 
und Erfahrungen, seiner bedeutenden Arbeitskraft und seinem 


- nie ermüdenden Fleiß war er für diesen verantwortungsvollen 


Posten geeignet wie kein anderer. Seine stets „leich- 
bleibende Liebenswürdiskeit und sein‘ eesıen jedermann be- 
tätıgte Herzenssüte haben ıhm in ungewöhnlichem Maße die 
Liebe und Verehrung und das Vertrauen des großen Dr 
seiner Mitarbeiter und Untergebenen «eingetragen. 

Auch als Fachschriftsteller hat sich Fleck einen Namen 'er- 
worben. Die seiner Feder entstammenden zahlreichen Gesetz- 
entwürfe und Denkschriften waren mustergültige Schöpfungen; 
sein vorzüglicher Kommentar zum Eisenbahnbetriebsreglement 
hat trotz der späteren Änderung unserer Veerkehrsordnung 
-seine Bedeutung auch heute noch nicht verloren. 

Die Tätigkeit Flecks fiel in die Zeit des beispiellosen Auf- 
schwungs der preußischen Staatseisenbahnen, zu dem er wie 


wenige durch seine leitende Mitarbeit beigetragen hat. Den 
Zusammenbruch unseres Vaterlandes . wird dieser echte 
deutsche Mann besonders schwer empfunden haben. _ Möchte 


‚es ihm noch vereönnt sein, sich an der Wiedergesundung 
unseres Wirtschaftslebens und an einem neuen Aufschwüng 
des Eisenbahnwesens, ‚dem er seine ganze Lebenskraft ge- 
ie hat, zu erfreuen! E 


Österreich. 


a Wirtschaftlicher Reiseverkehr mit Ungarn, Zwischen 
Österreich und Ungarn sind, betreffend den wirtschaftlichen 


- Reiseverkehr zwischen den beiden Ländern, Grundsätze ver- 


«inbart worden, welche in: einem Protokoll niedergelegt und 
von beiden Regierunssen durch ein Übereinkommen vom 31. De- 
zember 1920 für beide Staaten werbindlich gemacht wurden. 
Wie die Kammer für Handel, :Gewerbe und Industrie erfährt, 
sind die wesentlichen Punkte dieses Übereinkommens  fol- 
sende: Der Sichtvermerk wird beibehalten, jedoch wird ge- 
schäftlich Reisenden (Kaufleuten, Fabrikanten, Gewerbetrei- 

benden, Handlungsreisenden u. del.) Kegien. Vorlage der. Ge- 
werbelegitimationskarte das Visum für eine einmalioe Reise 
ohne Verzögerung erteilt. Bei «eschäftlich Reisenden, ' die 

keine Gewerbelegitimationskarte besitzen, wird das Visum auf 
Grund der Empfehlung der zuständisen Handelskammer er- 
veilt, Geschäftsreisende oder Firmen, die der Vertretungsbe- 
hörde bekannt sind, benötigen diese Empfehlung nicht. An 

vollkommen verläßliche Personen können auf deren Wunsch - 
Dawervisa erteilt werden, welche für die Dauer von höchstens 

sechs Monaten zu beliebi2 of{tmaligem Grenzübertritt beriech- 

tigen, „wenn dies die Rücksicht auf die unsestört® Aufrecht- 

erhaltung des wirtschaftlichen Verkehres zwischen Österreich 

und Ungarn erfordert“. Das Zutreffen dieser Voraussetzung 

ist auf Verlansen der Paßstelle durch eine Bestätigung: der: 

zuständigen Handelskammern nachzuweisen. In rücksichts- 
würdigen Fällen und insbesondere dann, wenn der Sichtver- 

merkswerber seinen Wohnsitz nicht am. Stammorte der Ver- 

tretungsbehörde hat, kann vom persönlichen Erscheinen der 

Partei Abstand genommen werden, 


Zeitung den Vereins 


Nr. 8 — .150 are Deutscher: Eisenbahnverwaltun 
— Kohlenversorgunge und Ausbau der Wasserkräfte.. Aus eh daß Sr nalie in Oslerreich‘ die leistungsfähigsten i 


der Rede des Bundesministers für Handel, Gewerbe und In- 
dustrie Heinl ım Finanz- und Budgetausschuß am 31. Januar 
1921 seien folgende Ausführungen hervorgehoben : „Nach dem 
Zusammenbruch Österreichs mußte unsere Kohlenwirtschaft 
einem vollständigen Wiederaufbau unter wesentlich veränder- 
ten Grundlagen unterzogen werden. Es galt zunächst, für die 
Hebung. der Förderung im Inlande, gleichzeitig aber für seine 
aussiebige Erhöhung und Regelung der Zufuhren vom Aus- 

d vorzusorgen. Bei ihren‘ Maßnahmen zur Hebung des 
österreichischen Kohlenberesbaues hat sich die Berg- 
wesensverwaltune zum Ziel gesetzt, die Förderung des Ööster- 
reichischen Kohlenbergbawes. die im Jahre 1919 nur 2 077.000 t 
betragen hat, binnen fünf Jahren auf das Doppelte zu steigern. 


Der günstige Erfolg des abgelaufenen Jahres, in dem 2533 000 t 


- Hauwerk 


- 24.450 t betrug, 


Kohle, also um 22% mehr als im Vorjahre erzeugt worden - 


sind, läßt dieses „esetzte Ziel erreichbar erscheinen. Leider 
ko 

Neue Kohlenbergbaue sind auf einer Reihe‘ kleinerer Vor- 
kommen, insbesondre in Steiermark, dann aber auch im Be- 
reich des niederösterreichischen Kohlengebietes, eröffnet WOT- 
den. Zur Förderung der wiırtschaftlichen- Bewertung der 
Kohle ist auf Anregune des Ministeriums die Gesellschaft für 
Wärmewirtschaft gegründet worden. Was den Erzberebau 
anbelangt, so konnte der Rückschlag, den dieser nach dem Um- 
sturze erlitten hat, noch nicht wettsemacht werden; insbe- 
sondere bleibt dıe Erzeusung von Eisenerzen wegen des durch 
den Kohlenmansel hervorgerufenen Stillstandes der Hochöfen 
noch weiter hinter dem Friedensstande zurück. Das vonalters- 
her bekannte Go1lderzvorkommen, der Hohen Tauern verdient 
eins erößere Beachtung, weil bei dem heutigen Stande des 
Aufbereituneoswesens Erze mit S bis 10 x Gold in der Tonne 
sicher schon mit  wirtschaftlichem Erfolge ver- 
arbeitet werden können. - Der Staat hat sich daher an dem be- 
deutendsten Unternehmen dieser Art, der @ewerkschaft Rat- 
hausberz in Böckstein, beteiligt und die Kosten für die Aus- 
Sestaltung dieses Berebaues auf sich genommen. Die staat- 
lichen Kupfererzbercsbau«e bei Buxlers-Kitzbühel in 
Tirol werden zeitgemäß ausgestaltet werden. Eine besondere 
Bedeutung wird *in Zukunft der Ausbeutung der Öl- 
schiefer zukommen, die besonders in Tirol seit langer Zeit 
zur Gewinnung von Ichthyol verwertet werden. 

Im Vordergrund der Kohlenversorgung Österreichs steht 
nach wie vor die Einfuhr von Kohle aus dem Auslande. 
Aus der Tschecho-Slowakei ist: die Gesamteinfuhr an Kohle 
und Koks in’ den Jahren 1919 und 1920 fast gleich geblieben, 
eins Steigerung war nicht zu erzielen. 
stalbete 
Während dıe Einfuhr sus diesem Gebiete im Januar 1919 nur 


und erhielt sich in dieser Höhe ununterbrochen bis zum 
jetzigen Zeitpunkte. Sie hat sich sogar im laufenden Monat 
weiter erhöht. Schließlich haben wir den: Bezug einer ver- 
hältnismäßiz kleineren Menge von monatlich 12000 + durch 
Kompensationsvertrag mit Polen gesichert, deren. Ablieferung 
stets glatt und voll vor sich geht. Die weitere Lieferung 


dieser Kohle bis Ende Juni dieses Jahres wurde:am 8. Januar . 
durch einen Kompensationsvertrar wieder wesichert, die Menge 


socar um «ein geringes. auf 13500 t monatlich, erhöht. - Die 
Kohlenlage Österreichs stellt sich daher zegenwärtie fol SEn- 
dermaßen dar: Der volle monatliche Brennstoffbedarf Öster- 
reichs wurde mit 1 326 950 t ermittelt, deren vollständige Auf- 
bringung ‘das wirtschaftliche Leben in Österreich ohne Ein- 
schränkung ermöglichen würde. Diesem Bedarfe stand im 
Januar 1919 eine selveferte Menge von 361 046 t und im De- 
zember 1920 von 556 284 $ gegenüber, was einer Deckung des 
vollen Bedarfes zu Beginn des Jahres 1919 von 272% und am 
Ende des Jahres 1920 von 41,9% entsprechen würde. Es hat 
also die Kohlenbelieferung Österreichs eine Steigerung von 
54% erfahren. Die gelieferten Mengen sind jedoch noch bei 
weitem ‚nicht ausreichend, um «ein einigermaßen senegeltes 
wirtschaftliches Leben zu ermöglichen. 


-. Der Minister 'bespricht sodann in Ergänzung der Ausfüh- 


rungen des Absseordneten Dr. Ellenbogen die Maßnahmen, ‚be- 


treffend den Ausbau der Wasserkräfte In Österreich sind 
derzeit rund 460 Elektrizitätswerke‘ im Betrieb, von denen 
430 Werke elektrischen Strem zum Zwecke der Absabe an vier- 
schiedene Verbraucher erzeugen. Von diesen Elektrizitäts- 
unternehmungen benützen unsefähr 350 Werke das Wasser als 
treibende Kraft, während rund 80 Elektrizitätsunternehmungen 
Dampf- oder Explosionsmotoren als Betriebskraft benützen. 
Die Wasserkraftanlagen haben der überwiegenden Mehrheit 
nach- nur eine verhältnismäßig - kleine, Ausbaugröße, da: die 
350 Wasserkraftwerke iniseesamt nur eine Leistuns von rund 
200 000 Pferdekräften aufweisen. Die kalorisch oder sonst 
motorisch betriebenen 80 Werke haben eine Leistungsfähickeit 
von insgesamt nicht ganz 300 000 Pfeerdekräften, so daß es sich 


‘ Industrie und unsere Landwirtschaft kann jedoch nicht allzu. 7 


entfallen von der Kohlenförderung nur 135 000 t auf Stein- 


Weit günstiger ge- . 
sich der Bezug an Brennstoffen aus Oberschlesien. 


stieg sie im Mai 1920 auf 200000 t monatlich. 


'Elektrizitätswerke nicht mittels Wasserkraft, sondern mittels 

‚kalorischer Kraft. betrieben. werden. Der Minister betont die 
volkswirtschaftliche Notwendigkeit des ehesten Ausbaues der 
heimischen Wasserkräfte und verweist darauf, daß die Auf. 
bringung des hierfür erforderlichen Kapitals auf besondere 
Schwierigkeiten stößt. Die angestellten Untersuchungen haben 

gezeigt, daß das Auslandkapital auf recht günstige Ergebnis 
rechnen könnte, wenn es-sich ernstlich zur Beteilieung an de 
Ausbau unserer Wasserkräfte entschließen sollte. Unse 


lange darauf warten, ob wir auch in dieser Beziehung auf aus- 
ländische Hilfe rechnen können, und es wird daher die Regi 
rung Mittel und Wege finden müssen. um Inlandkapital für d 
Wasserkraftnutzung beweglich zu machen- und zwar, wenn _ 
nicht anders, so durch Unterstützung des Staates selbst. Be 

_ Einsehränkfing des Güterverkehrs auf den Stanicbahne 
Die Kohleneingänge der Österreichischen Staatsbahnen « x: 
reichten selbst bei Lieferung des vollen Kontingents nicht jene 
Menge, die erforderlich gewesen wäre, um den Güterverkehr 
ın dem vor kurzem etwas srößerem Umfange aufrechterhalten 
zu können. Die Staatsbahnverwaltung hatte daher eine Ein- 
schränkung. des Güterverkehrs bis 12. Februar verfüst u 
nur die Beförderung von Lebensmitteln, Brennstoffen, Ver- 
packungsmitbeln für zugelassene Güter, - Füttermitteln, U 

‚zugsgut, Kesselwanen, Eisenbahndienstgut und Pe - 
für Bergwerksbetriebe zugestanden. Im Verkehre mit 5 
Tschecho-Slowak®#i und im Verkehre mit De 
land bestanden keine Beschränkungen. ‚Die übrigen Aus- 
landverkehre waren für diese Zeit ganz eingestellt oder. wi 
der Verkehr nach Ungarn über Bruck-Kiralyhida auf eini 
Artikel beschränkt. Weiter mußte wegen örtlicher Schwierig 
keiten in Passau der ee nach. dieser Sir 
angessellt werden; 

— "Bestellung eines österreichischen Verbindungsbean nten- 
beim Eisenbahnministerium in Prag. Um die Behandlung der 
laufenden Angelegenheiten aller Fragen des gesenseit 
Eisenbahnverkehrs mit der tschechoslowakischen Repu 
möglichst zu erleichtern, hat das Bundesministerium für Ver- 

»kehrswesen eins eigiene Vertretung beim Eisenbahnministerium 
-in Prag bestellt. Mit der Führung der Geschäfte ist der In- 
spektor der österreichischen Staatsbahnen Johann Schnabel 
(Anschrift:. Prag. Eisenbahnministerium) betraut worden, 
Dieser wird auch berufen sein, von dem verfrachtenden Pub) 
'kum Wünsche, die sich auf die Abwicklung von Transport: 
aus der Tschechoslowakei nach Österreich beziehen, unmittel- 
bar entgegenzunehmen und an die zuständigen Stellen. di 
tschechoslowakischen Eisenbahnen weiterzuleiten. 


> -- Abbruch einzelner Strecken der Wiener Stadtbahn. D 
Dornröschenschlaf, in den die Stadtbahn seit Jahr und T 2 
versunken ist, soll zu Ende gehen. Man denkt nicht an eine 
Wiederaufnahme des "Verkehrs, sondern an die Auflassung 
einzelner Linien und an deren: Abbruch und Verwendung der 
so gewonnenen Baustoffe zu anderen Zwecken.‘ Vor mehr 
als zwanzig Jahren wurde dieses Verkehrsunternehmen de 1 
Betrieb übergeben. Bald waren allerdings auch weitere Kreise 
‚sich darüber im klaren, daß es nur eine strategische Bahn 
anlage sei, eine rasche Verbindung der aus dem Norden i 
Wien mündenden Eisenbahnen mit den nach Süden und Westen 
führenden Linien, aber immerhin bildete die Stadtbahn eine 
Bereicherung der alles eher denn zahlreichen Verkehrsmög- 
fichkeiten in Wien, und besonders an Sonntasen, aber auch 
wochentags im Früh- und Abendverkehr, ventlastete sie die 
Straßenbahn ganz wesentlich. Während des Krieges wurde 
sie sofort dem ursprünglichen Zwecke dienstbar gemacht und, 
abgesehen von w«inigen armseligen Versuchen, auch Zivil- 
reisende wieder zu befördern, ist sie seither außer Betrieb. | 
Zwischen den Schienen wuchert Gras. .die Baulichkeiten un f 
die Gleise beginnen Spuren des Verfalls zu zeigen, ud heute 
ist die als Untergrundbahn sebaute Wientallinte vielfach 
Verkehrshindernis geworden, denn die Übergänge über 
Unterpflasterg gleise sind nicht .allzu zahlreich, Verschied 
Pläne sind in der letzten Zeit aufsetaucht und wieder 
worfen worden, und heute lehnen es alle berufenen Ste 
ab, das Erbe der Verkehrskommission anzutreten, namentli 
die Gemeinde Wien. Jetzt rächt es sich, daß man im ‚Heı 
einer Zweimillionenstadt ein solches Unternehmen nicht 
Haus aus auf den elektrischen Betrieb eingerichtet hat. 
die Dampfkraft mangelt es an Kohle, die Elektrisier 
"scheitert an den Kosten und der Ausbau der Wasserkräfte 
ferne Zukunftsmusik. So denkt man allen Ernstes da 
uneinträgliche Linien aufzulassen, Ziegeln, Steine und E 
herauszubrechen und als Baustoffe für andere Bauten zu 
wenden. Soweit die Stadtbahn Reisende an .die Vollbah 
heranbrineen kann, soll sie erhalten bleiben. 


A 


Der Kampf um die zollamtliche Hausbeschau. Eine Reihe 
ı Beschwerden, die über die Handhabung der Hausbeschau- 
hriften beim Zolloberamte Wien laut wurden, veranlaßten 
ia Handels- und Gewerbekammer, im Einvernehmen mit dem 
auptverband der Industrie eine” Aussprache zwischen den 
ıteressenten und den maßgebenden Vertretern des Bundes- 
dnisteriums für Finanzen herbeizuführen. Sektionschef Dr. 
ehauberger setzte die Gründe auseinander, welche das 
wndesministerium für Finanzen: dazu: bestimmt haben, das 
(ausbeschauwesen umzugestalten. Das Bestreben gehe dahin, 
18 Hausbeschauen, die teils in den Verhältnissen besründet, 
als, darüber hinausgchend, eine ungeheure Ausdehnung an- 
nommen haben, wieder allmählich auf das Maß der Vor- 
riegszeit zurückzuführen, um das Zolloberamt Wien und 
essen Zweigstellen während der amtlich festgesetzten Dienst- 
tunden nicht jener. l von Beamten zu ientblößen, die not- 
rendie sind, um die regelmäßige Abfertigung jener Parteien 
a ermöglichen, welche eine zollamtliche* Abfertigung ihrer 
iter in ihren Geschäftslokalen weder wünschen noch für not- 
vendig erachten. Gegenwärtig seien in der Güterbewegung 
ahezu 9% als Zolleüter anzasprechen. Die Güterstauungen 
en Räumen des Zolloberamtes, dessen Zweigstellen und 
den Bahnhöfen seien unleidiich und führten ununter- 
hen zu heftigen Beschwerden von seiten der Parteien und 
' Transportanstalten. Je elatter und schneller sich die Ab- 
‚ertigungen auf den Amisplätzen abwickelten, desto weniser 
_ insbesondere für Massengüter die Abfertigungen im 
usbeschauwege erforderlich. Keineswegs sei jedoch daran 
cht, den Ansuchen um gerechtfertiste Hausbeschauen 
t zu willfahren, noch weniger aber die Zollbeamten in 
n Einkünften zu verkürzen, 
er hierauf folgenden Aussprache wurden diese Grund- 
(28 von den anwesenden Vertretern aus Interessentenkreisen 
lioend zur Kenntnis genommen. Der Vertreter des Bundes- 
inisteriums für Verkehrswesen Ministerialrat Rinaldini er- 
9 die Frage, inwiefern die Eisenbahnverwaltungen durch 
'hre’ Organe zu einer Beschleunigung und Vereinfachung der 
bfertigung beitragen könnten. Er erklärte sich bereit, 
den Anwesenden bestellte Delegierte zu einer Sonder- 
ine im Bundesministerium für Verkehrswesen beizu- 
Sämtliche Interessenverbände und Körperschaften 
n zu einer gemeinsamen ‘Beratung eingeladen, um ihnen 
enheit zu geben, zu diesen Fragen Stellung zu nehmen. 


Fahrpreisbegünstigungen auf den Landesbahnen. Die 
rösterreichische Landesverwaltungskommisson hat be- 
ssen. allen Lehrern des flachen Landes eine 50prozentige 
reisermäßiceung auf den niederösterreichischen Landes- 
n zu gewähren. 


bei den D-Zügen Wien-Warschau und Wien-Budanest. 


gen Nr. 205 (Wien Nordbahnhof-Warschau) und Nr, 9 
ı Ostbahnhof-Budapest). die Auflieferung des Reisege- 
wegen der erforderlichen Zollbehandlung bereits zwei 


11 


vorgegangen werden. 

Xaiser-Ferdinands-Nordbahn. Der Verwaltungsrat dieser 
noch Kohlenbergwerke und dazugehörige Schleppbahnen 
‚betreibenden Gesellschaft hat in seiner Sitzuug vom 22. Januar 
D ossen, den Sitz der Generaldirektion nach Mährisch 
Öi zu verlesen. Direktor Bergrat Ing. Franz Pospischil 
Generaldirektor ernannt worden. 3 ! 

Beschluß des Verwaltungsrates ist der erste Schritt 
awandlung der Gesellschaft in ein tschechisches Unter- 
1. Es ist beabsichtigt, die Direktion in Wien in naher 
lkommen aufzulassen und dort nur ein kleines Bureau 
en. Der langjährige Direktor Dr. Patzau wird nach 
& der juristischen und finanziellen Angelegenheiten 
den Ruhestand treten. 


icksichten nötigenfalls mit FahrtausschließBung gemäß S 


ar 


'Tschecho-slowakisches Gebiet. 


führung eines neuen Eisenbahn-Betriebsreglements. 
8 Februar wurde in Königgrätz eine Sitzung des Trans- 
omitees der tschechoslowakischen Eisenbahnen abgehal- 
der der Entwurf zu einem neuen tschechoslowakischen 


taatsbahndirektion Wien-Nordost verlautbart, daß beiden. 


151 


Nr. 8 


Eisenbahnbetriebsreglement _ fertiggestellt wurde. Dieser 
Entwurf wird nach Genehmigung durch den Ministerrat vor- 
Aussichtlich mit Gültigkeit vom 1. Mai 1921 in Kraft treten. 


 — Besteuerung der Wasserkräfte. Den Handelskammern 
wurde der Entwurf einer Wasserkraftsteuer zur Begutachtung 
übergeben, durch die jede tatsächliche Pfierdestärke mit 2 h 
und zwar nach der Möglichkeit vollster Ausnützung der Bie- 


‚triebsanlage, bestewert werden soll, damit ein. Verlorengsehen 


überschüssiser Wasserkräfte vermieden würde. Wasserkräfte 
unter 1 PS sollen überhaupt, sonstige Wasserkraftanlagen nur 
dis ersten sechs Monate Stewerfreiheit genießen. Die Wasser- 
kraftsteuer ist als Gegenstück zur Kohlensteuer geplant. Man- 
nimmt an, daß in der Tschechoslowakei 150 000 PS unter Zu- 


" grundelegung von 300 Arbeitstagen 7 Millionen eis 


Kronen tragen würden, = 


Ungarn. 


— Die Königlich Ungarischen Staatsbahnen auf dem Wege 
der Reorganisation. Aus der überaus schweren Lage, in 
welche die ungarischen Betriebe infolge des Kriegsverlustes 
und der Verheerungen der Revolutionen „eraten sind, schei- 
wen die Königlich Ungarischen Staatsbahnen (Mäv.) sich zuerst 
zu erholen. Auch ausländische Autoritäten geben zu, daß bei- 
nahe wunderbar die Spannkraft ist, mit der die Mäy. trotz 
Mängels an entsprechenden Mitteln die Verwüstungen und 
Plünderungen »zu überwinden und sich zu rüsten vermögen, 
um im beginmenden internationalen Eisenbahnverkehre als 
ernster Faktor mitwirken zu können. : Unser Berichterstatter 
hatte Gelegenheit, mit einer führenden Persönlichkeit der 
Mäv. über jene großen Aufgaben zu sprechen, die in Hinsicht 
auf die wirtschaftliche Entwicklung in Zukunft der Mav. 
harren. Dieser ausgezeichnete Kenner des Verkehrswesens 
erklärte. unserem /Beriehterstatter folgendes: 

„Bei den ungarischen Staatsbahnen geht die Arbeit'der Re- 
organisation eifrig von statten. Es muß zwar zugegeben 
werden, daß wir mit den gegebenen Verhältnissen rechnen 
müssen, doch innerhalb dieses Rahmens können wir mit 
Freuden feststellen, daß die Leistungsfähickeit der Mäv. von 
Tag zu Tag zunimmt, und unaufhörlich können wir dem 
Reisepublikum die eine oder andere kleinere neue Bequem- 
lichkeit bieten, deren Aufhören seinerzeit jedermann schmerz- 
lich empfand. Im Gegensatz zu dem Vorjahre reisen wir in 
diesem Winter bereits in gut geheizten Wagen. Es muß zwar 
zugegeben werden, daß diese meistens nur mit zusammenge- 
flickten, blechernen Fenstern versehen sind, doch sind auch 
diese zum-Festhalten der Wärme geeignet. Man. hilft sich ıeben 
so, wie man kann; die Hauptsache ist, daß die Hilfe in. der 
Tat serfolet. 

- Gegenwärtig beschäftigen wir uns mit der Vorbereitung der 
Verwaltung der Mäv. zur Aufnahme des internationalen Ver- 
kehrs. Die jetzige Verschlossenheit des Landes kann bis in 
Ewigkeit nicht dawern, und die Schranken der Grenzsperren 
müssen doch einmal fallen. Es ist zweifellos, daß mit den 
Nachbärstaaten zuerst die. Eisenbahnen die gegenseitige Be- 
rührung aufnehmen: werden. und wir müssen uns. vorbereiten, 
damit dieser Übergang ohne Erschütterung vor sich gehe. 
Wir halten die Verwaltung der Mäv. zur Durchführung dieser 
Absichten auch ohne besondere Verfügungen für fähig. Eine 
gute Wirkung übte die unlängst vorgenommene neue Ein- 
teilung der Linien der einzelnen Betriebsleitungen aus, wo- 
durch die sich stellenweise zeigende Überbürdung behoben 
und die Arbeitsteilung in ein richtiges Verhältnis gebracht 
wurde, Besonders überlastet erschien die Zentralbetriebs- 
leitung, da jeme Linien, die aus dem Liniennetze der abge- 
trennten Zagraber, P6cser und Szabadkaer Betriebsleitungen. 
Ungarn verblieben, in den Wirkungskreis derselben über- 
wiesen wurden. Einen Teil dieser Linien und, einige der 
Zentralbetriebsleitung erhielt nun die Betriebsleitung Buda- 
pest (linksuferie), deren Sitz übrigens in Pozsony (Preßburg) 
ist, Demnach fielen die vom Westbahnhof abzweigenden Linien 
bis Cegled und Szolnok, Lajosmizse und Esztergom dieser,.Be- 
triebsleitung zu. Insbesondere befreite die Teilung der haupt- 
städtischen Bahnhöfe die überbürdete Zentralbetriebsleitung 
von vieler Arbeit, da gleichzeitig mit der newen Einteilung 
die Stationen Budapest Westbahnhof, Rakos Rangierbahnhof, 
Budapest-Lipötväros, Budapest-Angyalföld, Budapest Csäszär- 
fürdöszan auf die Betriebsleitung Budapest (linksuferig) 
übergingen. € % # 

Gleichzeitig wurde auch die Frage geklärt, ob bei der 
Mäv. Überfluß an Personal vorhanden ist oder micht. In 
dieser Fraoe mußten wir zur Einsicht kommen, daß, obwohl 
infolge Ausweisungen von Eisenbahnbediensteten aus den be- 
setzten Gebieten jetzt ein zahlreicheres Personal als in der 
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En 


Seas npenheit zur NE steht, von ‚einem Überfluß an 
Personal tatsächlich nicht die Rede sein kann, Dies erklärt sich 
aus dem Umstande, daß die Mäv. infolge der Gebietsabtren- 
nungen sehr wichtige Betriebe und Werkanlagen verloren hat, 
Zu deren Ersatz mußte sie entweder ‚die in ihrem Besitz ver- 
bliebenen “erweitern oder an Stelle der verlorenen neue ins 
Leben rufen. Die Eisenbahner aus den: besetzten Gebieten 
werden. daher teils in diesen (Betrieben, teils dort verwendet, 
wo das Personal infolge Überbürdung und Entbehrungen sich 
erschöpfte, und wo. neue Arbeitskräfte zum Ersatze "der in- 
folge dessen eingetretenen. Abgänge benötigt würden. Die 
Lage gestaltet sich heute bereits dermaßen, daß einige Be- 
tiVebsleitungen, z. B. die Budapester (linksuferig), um Perso- 
nalvermehruns nachsuchten., 

‘Für die Aufrechterhaltungz des Betriebes nieltadie Schwel- 
tenfrage natürlich eine überaus wichtige Rolle. Infolge des 
Vierlustes der Waldungen und der evenzenlosen Vertewerung 
aller Holzgewinnung mußte man zur Einsicht kommen, daß 
wir am zweckmäßigesten vorgehen, wenn die Schwellen in eige- 
ner Reeie erzeugt werden. Zu diesem Behufe entschlossen 


wir uns zum Ankaufe von Wäldern, deren Ausbeutung bereits 


beesann. Die Tränkunge der Schwellen wird durch . unsere 
Tränkunssanlaee in Dombovär, -die von "Baesinsky, dem che- 
maäalısen Betriebsleiter in Zaerab, mit den modernsten Maschi- 
nen ausgerüstet „und seitdem auch ergänzt worden ist, ohne 
besondere Schwüeriekeiten durcheeführt. Durch die Tränkung 
der Trelegraphenstangen erweist diese Anlage auch der Kegel. 
une. Post sehr nützliche Dienste. Wir hoffen zuversiehtlich, 
daß hierdurch der Mangel an Schwellen bald Ibehoben wird, 
um die Bahn so weit in guten Zustand sebracht werden kann, 
daß die Mäv. den Amsprüchen des internationalen Verkehrs 
"in jeder Beziehuns gewachsen sein wird. 

In Anbetracht der Aufnahme des internationalen Vier- 
kehrs haben wir auch weue Lokomotiven in Betrieb „estellt, 
von denen zwei in unserer Maschinenfabrik hergestellt wur- 
den..die übrigen aber aus Deutschland stammen. Wir sind be- 
strebt, auch den Mängeln des Wagenparks mit jedem 
Mittel Abhilfe zu schaffen. Wir sollen einige Tausend Wasen 
von den. Rumänen zurücklbekommen, im Weoe der Bestellune 
werden wir dann einises Hundert erhalten, außerdem arbeiten 
unsere Werkstätten unaufhörlich an der Herstellung und Repa- 
ratur von Wagen. - Hier werden- nicht nur die eigenen Fahr- 
zeuge, sondern auch sein Teil des Wagenparkes der südsla- 
wischen Staatsbahnen wıiederhereiestellt, wofür uns Südsla- 
wien wöchentlich aus den Pe6eser Kohlensrubem- 50 Waeen 
Kohle liefert. FR: 

Wie aus dem Obenstehenden ersichtlich, verzweifelt die 
Mäv. nicht, sondern verbessert ihre Lage durch zielbewußte 
Selbsthilfe. Man muß nur arbeiten, 
Hilfe nahe.“ i 


— Ermäßigung der Frachtsätze im Durchgangsverkehr. Für 
jene Waren, die über Budapest befördert und hier vorüber- 


nehend in Öffentlichen Laeerhäusern eingela«ert werden, e- 
langen die Reexpeditionsbegünstisungen zur Anwendung. Die 
hiervon betroffenen Waren sind vorwieeend Getreide, Hülsen-- 


früchte, Ölkuchen und Samen. 


=— Bau landwirtschaftlicher Kleinbahnen. Derzeit befassen 
sich insbesondere Großgrundbesitzer und Landwirte mit dem 
Bau landwirtschaftlicher Kleinbahnen. _So beabsichtigt man 
in der Umsebune von Szered und Hodmezövasäarhely land- 
wirtschaftliche Kleinbahnen zu bauen, auf denen auch der 
Personenverkehr eingeführt werden wird, 


‘— Zollmaßnahmen. 
gen autonomen Zolltarif übernommen hat, 
segsenüber Deutschland seine alloemeinen Sätze angewendet, 
‚selbstredend mit Berücksichtieung der Meistberünstierung. 
Newerdines wird eine staffelförmige Neuregelung des Zoll- 
tarıfs geplant. 
keit der Artikel zwischen. 900 bis 6900 % betragen. 


:— Versorgung der ungarischen Industrie mit preußischer 


Kohle. Die Landes-Kohlenkommissien, der es gelungen ist, 
sich 25000 t preußischer Kohle zu verschaffen, “erhielt die 
Mitteilung, 
Ungarn für den Monat Februar 20 000 t Kattowitzer Kohle zu- 
©ewiesen hat. Einen vorwiesenden Teil dieser Kohlenmense 


»rnalten die Eisen- und Maschinenfabriken, die ihren Betrieb 


wieder aufgenommen haben. Derzeit sind ‚Verhandlungen im 
Gange, um eine größere Menge Koks aus dem Auslande zu 
erhalten. h 


— . Die Budapester Stecbesbahntrase Der hauptstädtische 
Magistrat hat im Sinne des Beschlusses der Stadtverordneten- 
‘versammlung (vgl. Nr. 4 S. 73 d. Ztg.) der Straßenbahn- und 
Stadtbahnsesellschaft die Verträge gekündigt. Nach Genehmi- 


“ 


und dann ist auch die 


Da Unearn einstweilen den ehemali- 
werden derzeit 


Die Zuschläge werden je nach der Wichtig- 


daß die Pariser Wiedergutmachungskommission 


| .30:000 Arbeitern das Brot entzogen wurde? 3, Ist es wah 


essen mit, den beiden Gesellschaften aufnehmen. 4 


es nächsten 10-15 Jahre vollauf zu 


läßt, 


Be “ Internationaler Flugplatz ; in Budapest. 


‚Falle es gelingen. werde, 


Zeitung des Verckal R. 
‚Deutscher Eisenbahnyerwalt 


sung. dee auf. dıe Straßenbahnfrage’ ersehen Beschh 
dier ‚Stadtverordnetenversammlung “wird. die Hauptstadt « 


-— Ausbau des Budapester Handelshafens RE, ins St oc 
gerabenen ‚Verhandlungen über den Ausbau des hauptstäc 
schen Hafens sind wieder in Gang gesetzt worden. Die E 
stadt nimmt den: Standpunkt «in, daß der Hafen mit 
DT von 300 .Millionen Kronen soweit aus 

serden könnte, daß er imstande wäre, den ee 
senügten. Zu 
Betrag würde die Hauptstadt aus eigenen Mitteln 100 Millie 
beitragen, falls die Regierung auch 100 Millionen beiträg 
die restlichen 100 Millionen der Hauptstadt als Vorschuß über 
Die Ergebnisse der bisherigen Verhandlungen werd 
jetzt von, der Regierung einer eingehenden Prüfung | un 
ZODEN. : 


Der an 
minister ersuchte den hauptstädtischen Magistrat zur E 

tung eines internationalen Flusplatzes um Überlassung 
hierzu geeigneten Geländes. In .dieser Angelegenheit w 
eine Versammlung von Fachmännern abgehalten und der 
schluß wefaßt, dem Ersuchen des Handelsministers Fole 

leisten. _ Die. ungarische Regierung hat die Absicht, diese 
Flugplatz noch im Laufe dieses Jahres zu N Ss 3 ; 


— Der Wolt- Bieder männsche Vertrag. er der N 
sammlung richtete jüngst der. Ab«eordnete Max Hermann 
den Handelsminister folgende Fragen: 1. Ist es wahr, 
die Staatsbahn eine Lieferung im Werte von 100 Millionen N 
‘ohne Konkurrenzau sschreibung einer unbekannten k 
Asenturfirma übertragen hat? 2. Ist ss ’wahr, daß dureh 
ausländischen Auftrag die heimische Industrie geschädigt 


die Staatsbahn die bestellten Waren überzahlt, dadurch 
Staatskasse geschädist. namens des Staates ein Valuta 

übernommen und den Vertrag in einem ungünstigien Zeitpu | 
abeeschlossen hat, als ein Preisrücke ang voraussichtlich 
4. Ist es wahr, daß die ungarischen Unternehmungen, di 
dieses Lieferungen Offerten gemacht hatten, durch unrich 
Aufklärunsen über. den Bedarf der Staatsbahnen ‚irreg 
wurden? k 


Handelsminister Ludwig‘ v.. Heeyesh Se y:+ teilte 
der. Beantwortung dieser Interpellation mit, daß ser die vo 
Verantwortung für diese von seinem Vorgänger &eschloss 
Vereinbarungen übernehme, da er sie für vorteilhaft 
Aus dem vom Präsidenten der Staatsbahnen einseforde 
Bericht habe er entnommen, daß die Staatsbahnen durch 
# Verträge ‘keinesweos‘ seschädiet. worden. seien. Obweh 
sentschen Ausfuhrpreise damals niedriger. als die im Ve 
.sesto@sietzten gewesen seien, habe (dennoch das durch 
Lief: eranten übernommene Risiko in irgendeiner Form ve 
werden müssen. Der Hanclelsminister. wies im weiteren 
lauf seiner Rede auf den trostlosen Zustand der Staatısb 
hin. Dem Kriege und den Revolutionen sei noch die 
nische Besetzung gefolgt, und nach der Räumung des ] 
dureh die Rumänen sei das Eisenbahnnetz fast ‘ohne 'bra 
bares Material gewesen. Die zur Behebung dieser Übelst 
mit "inländischen Firmen  eingeleiteten Verhandlungen 
erfolglos verlaufen. Dasselbe Los hätten die mit mehre 
großen ausländischen Firmen gepflogsenen Verhandlungen | 
-habt. Eine ‘Ausnahme hiervon: bildeten die Verhandl ni 
mit der Firma Biedermann. ‘ Deren Antrag bestand darin, 
sie der Staatsbahn in Holland:einen Kredit von 100 Milli 
Mark beschaffen. wolle, dessen Valuta zur [Bezahlun® de 
_ zuliefernden Waren zu verwenden sei, Die 100 Millionen ! 
sind-im Jahre 1921 in drei Raten flüssie zu machen, und. 
‚Staatsbahn hat den. kreditierten ‚Betrag mit, T9: zu verzinsel 
Diese Anleihe ist in zwei Raten, die Hälfte in zwei, die 
Hälfte in drei Jahren zurückzuzahlen. Im Anschluß an 
Kreditvertraxr wurde auch ein Warenliefierungsvertrag 
schlossen, wonach die Firma Biedermann Eisenwären i im We 
‚von 65 und Öl im Werte von 85 Millionen Mark zu liefern 
Sodann erwiderte der Handelsminister auf die an ih 
richtete Frage, daß der Auftra« tatsächlich ohne Konku 
ausschreibung erteilt worden ist, was bei größeren Beste 
zen seit Kriegsausbruch. üblich. war; lieferungsfähige i 
dische Firmen gab «es nicht. Die. ‚Staatsbahn war alsc 
zwunsen, ihren Bedarf im Ausland zu deeken. Über 
Valutarisiko bemerkte der. Handelsminister, daß Ungaı 
seine Valuta zu verbessern, übeı 
'kein Risiko haben werde, Seine Rechte und Interessen kt 
leicht gewahrt werden, da der Vertrag jederzeit auf. 30 
„nekündigt werden könne. In Beantwortung der. letzten. 
führte der Handelsminister aus, daß er keine Kenntnis 
habe, daß irgendeiner inländischen Firma falsche Au 


der Anerkennine für den en en identen Ber is: 
Kelety. . Seine Erklärungen wurden von. der 
ationalversammlunz r zur Kenntnis genommen. 


Vebrige Suropäische Länder. 


3S = -Fährenverbindung ‚Schweden- England. Die Verhand- 
lungen über die Schaffung einer Fährenverbindung, von denen 
wir zuletzt ın“Nr. 93, S. 1021, Jahrg,; 1920 d. Zte. berichteten, 
haben in London am 11. Januar ihnen Anfang genommen und 
wurden nach kurzer Daur wieder geschlossen, ohne zu einem 
bestimmten Ergebnis geführt zu haben. Es war dies angeb- 
sch auch war- nicht beabsichtigt; es zellte: sich vielmehr zu- 
hst darum -handeln,. die Beteilieten zu einer- Aussprache 
zusammenzuführen. An der Spitze der-schwedischen. Sach- 
rständigen stand .der Bürochef der Eisenbahndirektion Nils 
hiberg. Es kommt damit das Interesse, das auch die Eisen- 
 bahndirektion der Sache zuwendet, zum Ausdruck . Bindende 
"Weisungen scheinen die schwedischen Vertreter nicht gehabt 
‘zu haben. . Es. wurde. dies in Preßäußerungen ausdrücklich 
S Sestellt gegenüber . einer .stark hervörtretenden Gegner- 
haft, die :vor allem der wirtschaftlichen. Seite der Sache 
4 ‚grobe - Bedenken - enteesenbrinst und von. der. Fährenverbin- 
ung eine erhöhte, nicht wünsehenswerte Einfuhr und. damit 
Yen. Mitbewierb für die an sich schon in bedrängter Lage 
sfindliche schwedische Industrie fürchtet... Die. Gegenseite 
te dagegen seltend, daß es sich. bei dem Unternehmen 
sich ‘sehon nicht um etwas handele, was von heute auf 
ongen ‘verwirklicht werden könne, da ja allein schon der 
enbau ein paar. Jahre beanspruche. Für die gegenwärtige 
helskrise ‚sei die Sache daher an. sich nicht von Belane. 
Rn: könne auch A rus eh are ‚geöffnet und Gais 


sein. Drittel von eg ganzer Rustshr En Groß- 
itannien gegangen. und die Bedeutung -des englischen 
irktes für Schwedens Ausfuhr, werde künftie noch mehr 
rvortreten. Die Ausfuhr nach England an Holzwaren und 
zmasse habe in den letzten Jahren stark zugenommen. 
h für schwedisches Eisen sei England Hauptabsatzgebiet. 
ür die ‚schwedischen Landwirtschaftserzeuenisse, insbeson- 

Butter, Fleisch und Eier, werde der englische Markt nach 
jerkehr regelmäßiger Verhältnisse mindestens . seine 
ere Bedeutung erlangen, um so mehr als der deutsche 


d verschlossen. sei. 
"Eine sroße Dampffährenlinie biete unzweifelhaft 
Er asntliche: Vorteile für den Wäarenaustausch,.. insonder- 


it seit die nahezu unleidlichen Hafenverhältnisse mit ihren 


ee eunzen die Umladung” und Einlagerung . ver- 
t. haben. Viele von den Waren, die Schweden ausführt, 
empfindlicher Natur und werden durch eine schnelle Be- 
erung. in durchigebenden Wagen in ihrer Beschaffenheit 
winnen. Die dabei erzielten höheren Preise würden beson- 
s der schwedischen Landwirtschaft zugute kommen. : Daß 
wirtschaftliche. Ergebnis -vorderhand nicht sichergestellt 


hr außer acht gelassen worden sei. Dieser werde aber bis 
zur etwaigen Fähreneröffnung nach Festisung der Verhält- 


tung. annehmen. ° = - 3 Dr. 5 


.— Morkpulverfabrik der schwedischen Staatsbahnen in Häst- 
 hagen.: Dis von der Aktiensesellschaft Torv für Rechnung 
schwedischen Staatsbahnen engelegte Torfpulverfabrik 
ı Hästhagenmoor (Station Vislanda) ist nunmehr fertig 
türzlich von der Eisenbahndirektion übernommen wor- 
-Die Fabrik arbeitet nach ‚dem Ekelundschen Verfahren, 
ELLE billige Massenerzeurung dureh bis ins einzelne durch- 
ihrte maschinelle Anordnung und mit eeringstem Per- 
alaufwand anstrebt. 
möglich an der Luft getrocknet. der. trockenste und beste 
d als Stücktorf. verwendet; soweit er iv der Nähe Absatz 
let, und das übrige wird zu Torfpulver und Briketts vier- 
tet. Zuerst. wollte man nur 'Torfpulver herstellen, da 
dies als ein idealer Lokomotivbrennstoff erwies; als man 
fand. daß der troekenste Torf mit Vorteil für gewisse 
5 verwendet werden kann, stellte man. Stücktorf und Torf- 
er her, beides für Rechnung der Staatsbahnen. Die Häst- 
ioenanlaoe, die mit neuen, nach Angaben Ekelunds erbauten 
Schinen und -Vorrichtungen arbeitet, kann etwa 30 000 t Torf 
Jahre herstellen. Die Schwierigkeit, daß der feinverteilte 
bei, Troesuung in Öfen und bei Anwendung zu großer 


ırkt auf Grund. der ungünstigen Valutav erhältnisse vorder- _ 
Ensland sci der einzige möslıche Er- 


Be ehouren Arbeitskosten. und den immer wiederkehrenden | 


sei nur darauf zurückzuführen, daß der Durehgangsver- . 


nisse in. Rußland sicher eine e nicht mehr zu vernachlässigende . 


‚Grundsätzlich wird der Torf so weit 


‚verstorbenen ersten Vorsitzenden Sanitätsrat Dr. Gaye 
arzt in Stettin, 


‘war leider nicht vertreten. 
-Railway Temperance Union zählt gegenwärtig 64000, der 
holländische Verband 21140. der dänische 640, der schwedische 
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Wärme leicht Feuer fängt, ist auf sinnreiche Art umgangen. 
Die Torfmenge, welche durch Ne und Verbrennung 
in den Öfen verloren geht, erreicht nur 7%. Man hat serade 
in dvesem Punkte eine Unlöslichkeit der Aufgabe für möglich 
gehalten. Da die Anlage mitten. in die Krisenzeit fiel, ist sie 
natürlich sehr tewer geworden. Das Abkommen lautet auf 
675000 Kr., aber die Gesellschaft hat schon; 300 000 Kr. dar- 
über ausgezahlt und hofft, daß die Staatskasse im Hinblick 
auf die sehr Bee arbeitende Anlage den Schaden ensetzt. 
| Dr. 8, 
— Frächtberinstigungen der belgischen Bisenindustrie. 
Nachdem der belgische Eisenbahnminister im Laufe einer Be- 
sprechung mit den belgischen Großindustriellen kürzlich eine 
Ermäßigung der Frachttarife für zur Ausfuhr bestimmte Eisen- 
erzeugnisse zugesagt hatte — ihr Betrag ist noch nicht fest- 
selegt, doch soll eine Ermäßigung der jetzigen Gebühren unı 
60% in Aussicht genommen. sein —, entschied der Minister in 
dieser Woche, auf Grund eines neuen Antrages der beleischen 
Eisenwerke, daß die beleischen Erzfrachten für Bezüse 
aus Luxemburg ermäßigt werden sollen. Für die Erzbezüse 
der belgischen Hochöfen. sollen in Zukunft die vor dem Kriege 
berechneten: Sonderfrachten mit einem Zuschlage von mr 


. 150% wieder in Kraft gesetzt werden, was gegenüber den heu- 


tısen Tarifen eine merkliche Verbillieung bedeutet. Mit dieser 
letzteren Maßnahme hofft die belgische. Regierung offeubar 
auch die Beschwerden der belgischen een duetene geren. 
den seplanten beleisch-luxemburgischen Zollverband zu £ni- 
kräften,. die bekanntlich dahin. lauteten, daß die luxem- 
burgische Eisenindustrie wesen der größeren „Billigkeit ihrer 
Erzbezüge nach etwaiger Beseitigung der zwischen. Belien 
und Luxemburg bestehenden Zollerenzea ein erhebliches Über- 
gewicht am beleischen Markt erhalten würde. Die semcldeten 
Tarifmaßnahmen der beleischen Resierung bedeuten vorläufig 
jedoch eine nicht unerhebliche Verstärkung des Wettbewerbs- 
vermössens der belgischen. Eisenindustrie am internationalen 


Ausfuhrmarkt für Eisenerzeugnisse. 


Direkte Eisenbahnverbindung Paris-Moskau. Im -Zu- 
sammenhans mit. der Wieder. aufnahme der Handelsbeziehungen 
zu Rußland bemüht sich, wie die „D. Alle. Zte.“ meldet, die 
Internationale Schlafwasen-Gesellschaft, die direkte Eisen- 
bahnverbindung zwischen Paris und Moskau wieder herzu- 
stellen. Die Züge sollen nur aus Wagen der Internationalen 
Sehlafwasensesellschaft bestehen und- lediglich der Benutzung 
durch französische Kaufleute vorbehalten bleiben. 


== Die Verluste der französischen Eisenbahnen (vol. Nr. 7, 
S. 133 'd. Zte.). In der Sitzung der Finanzkommission des 
Senats am 11. d.. M. ist festgestellt worden, daß infolse des 
Aechtstundentages die Verluste der französischen. Eisenbahnen 
seit 1920 drei Milliarden 100 Millionen Franken. betragen. Im 
Jahre 1921 wird das Defizit für den Tax auf S Millionen 
Franken beziffert. ’ a 

; BE ; 

— Sommerzeit in Fr Yankreich. Es ist beschlossen worden, 
auch in diesem Jahr die Sommerzeit durchzuführen. In’ der 
Nacht vom 14. zum 15. März wird die Zeitreehnune um eine 


Sunnde vor, gerückt werden. 


— Der Internationale Eisenbahn- Alkoholgegner- Verband, bei 
Gelegenheit des Stockholmer Internationalen Kongresses gegen 
‚den, Alkoholismus 1907 von Eisenbahndirektor de Terra 
ins Leben gerufen, hat vor «einigen Monaten in Bellinzona 
Seine. erstg Tarune nach diem Krüege aboehalten. Vertrieten 
waren En®land, Holland, Frankreich, Österreich, die skandi- 
navıschen Staaten und die Schweiz. An Stelle des RR ern 
ahn- 
wurde Herr: Karl Weber, Angestellter der 
Schweizerischen Bundesbahnen, gewählt. Zweiter Vorsitzen- 
der blieb Dr. Bek6s, Bahnarzt in. Wien, Schriftführer wurde 
Herr von,der Horst (Holland), Kassenwart Herr Beauchamps 
(Paris). Der deutsche  Eisenbahn-Alkoholgeoner-Verband 
Die englische United Knigdom 


2400, dier finnländische 300 und der schweizerische 740 Mit- 
glieder. Die Miteliederzahl des norwegischen Vierbandes ist 
nicht angegeben. "Die eroße Mitgliederzahl des englischen 
Verbandes erklärt sich bekanntlich aus seinem langjährigen. 
Bestehen und dem Umstande, daß nicht wie bei den anderen 
Verbänden von allen Mitgliedern grundsätzliche Enthaltung 
vom Alkoholgenuß verlangt wird, "hauptsächlich aber wohl 
daraus, daß seinen Mitglvedern allerbei [Wohlfahrtseinrich- 
tungen: Kranken-, Sterbe- und sonstige Hilfskassen offen- 
stehen, die ihnen als Angestellten der englischen Privatbahnen 
von großem Nutzen. sind, Der deutsche E. A. V., dessen: Vor- 


‚Italiens. 


= winnen. 
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gehen in den meisten Staaten Europas Nachahmung gefunden 


hat, . zählte vor dem Kriege schon weit über 1000 Mit- 
glieder. d. T. 


— Finanzergebnisse der schweizerischen Eisenbahnen 1913, 


1918, 1919. In dem schweizerischen Handelsamtsblatt hat das 
Inspektorat für Rechnungswesen 


und . Statistik des veid- 
genössischen Eisenbahndepartements eine Zusammenstellung 
veröffentlicht, die ein Bild über die Finanzergebnisse aller 
schweizerischen Eisenbahnunternehmungen in den Jahren 
1913, 1918 und 1919 gewährt. Während wir an dieser Stelle 
wiederholt über die finanzielle Lare der 8.-B. B. berichten 
konnten. umfaßt diese Statistik auch die Privatbahnen. 
Die Bundesbahnen erscheinen mit einer Betriebslänge von 
2882 km, die Privatbahnen mit 3063 km. Unter den letzteren 
finden wir 35 vollspurige Eisenbahnen (885 km), 67 Schmal- 
spurbahnen (1520 km), 15 Zahnradbahnen (117 km). 37 Straßen- 
bahnen (492,2 km) und 49 Drahtseilbahnen (485 km). Das 
gesamte schweizerische Eisenbahnnetz, sinschließlich der 
städtischen Straßenbahnen und Bergbahnen, umfaßte demnach 
194 Unternehmungen mit 5945 km Betriebslänge. 

Die Betriebsrechnung, d. h. der Vergleich der Be- 
triebseinnahmen mit den Ausgaben, weist in allen Gruppen 
noch einen Überschuß auf, nämlich insgesamt im Jahre 1913: 
89,768 Millionen Franken, 1918: 29,789 Millionen und 1919; 
63,129 Millionen. Der Tiefstand von 1918 ist also wieder über- 
wunden worden. Die Steigerung des Überschusses beträgt 
112%. Sehr viel 'bedenklicher sieht die Gewinn- und 
Verlustrechnung aus, bei der u. a. die Verzinsung der 
Anleihen und schwebenden Schulden, die Tileung des Anlase- 
kapıtals und die Speisung der Erneuerungs-, Tilgunes- und 
Reservefonds erscheinen. Hier ergibt nur das Jahr 1913 einen 
Reingewinn von 2,677 Millionen, während im Jahre 1918 ein 
Verlust von 66,507 Millionen und im Jahre 1919 «in solcher 
von 39,305 Milliomen eingetreten ist. Auch hier eine Besse- 
rung im letzten Jahre, und zwar von 69%. Bechnet man die 
Verluste früherer Jahre hinzu, so erreichten die schweize- 
rischen Eisenbahnen Ende 1919 ein Passivsaldo von 215 Mil- 
lionen Franken. Die Denkschrift berechnet außerdem noch 
auf anderer Grundlage die Verluste, die die Eisenbahnen seit 
1913 ‚erlitten haben, indem sie zu dem eigentlichen Passivsaldo- 
noch die Herabsetzung der Nominalwerte der Aktien, den 
Ausfall von Dividenden, die Schuld- und Zinsennachlässe, die 
Albnahme der Reservefonds und Aktivsaldi einzelner Bahnen 
und: die Vermehrung der zu tilsenden Verwendungen hinzu* 
rechnet; sie gelanst auf diese Weise zu einem sesamten rech- 
nerischen Verlust von 254,6 Millionen Franken. Für die 
schweizerische Volkswirtschaft tritt zu diesen rechnungs- 
mäßısen Krieesschäden noch hinzu die Mehrbelastune in Form 
von Tariferhöhunsen (1919: 150 Millionen), die Entwertung 
des ın den Eisenbahnunternehmunsen angelesten Kapitals, 
die. Zinseinbußen des Bundes, der Kantone und Gemeinden. 
Alles in allem ein unerfreuliches Bild, und es wird erläuternd 
bemerkt, daß der Wiendepunkt zur Besserung noch nicht ein- 
getreten ist, daß die allgemeine Wiedersesundung der ’Bahn- 
unternehmungen erst mit dem Waıederaufleben der Weltwirt- 
schaft und mit dem Rückgang der Preise möglich sein wird, 
und daß damit ein sparsamer Haushalt und ernste Pflicht. 
erfüllung durch das Personal verbunden sein müssen. 


seitens 
Wie seinerzeit Preußen den längsten Wee über Oder- 
berg nach Süden, Österreich, unterstützt von Sachsen, jenen 
über Tetschen und Bodenbach nach Norden bevorzuste, tritt 
nun Italien für den: Vieerkehr über den Brenner und. Tirol «ein. 
Wenn auch die Südbahn vorerst noch Privatba blveb, ist 


“- Bevorzugung des Güterverkehres . über Tirol 


ihm die 139 km lange Streeke Ala-Brenner ynter allen Um- 


etänden: schon für die Einhebung staatlicher Gebühren wert- 
voll seworden, Die den Triester Irredentisten vorausgesarte 
Benachteilisune Triests im Falle seiner Itallanısierung scheint 
eingetreten zu sein. Nur Tschechien und Südislawien zeigen 
Interesse an dem Bestande Triests als hervorragender See- 


hafen. da die Slawen ihre Bestrebungen gewiß nicht aufgeben 


werden, an dem Besitz des italienischen „Mare nostra“ teilzu- 
nehmen und Triest dadurch schließlich auch politisch zu 'ge- 
Der Besitz des Hinterlandes gibt ihmen eine bevor- 
zuebe Stellung. Vorläufig scheint man in Italien diese Ein- 
flußnahme der 
schätzen. Man tritt vielmehr weiter für Vemedie und auch 
Genua ein, deren Hafenanlagen während des Krieges gelitten 


- haben, und fordert, insbesondere zur Befruchtung Venedies, 


im ‘Einvernehmen mit den nördlich der Alpen gelegenen Län- 
dern den Verkehr über den. Brenner. 
schen und italienischen Interessen hierin vollständie überein. 
Infolge des Verlustes der deutschen Handelsflotte dürfte vor- 
erst ein "bedeutender Teil des Orientverkehrs Deutschlands 
über den Brenner absewickelt werden. Nicht genug an dem, 
gehen auch schon gegenwärtige Waren aus Südböhmen über 
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- Bayern und Tirol nach Italien, nd. elbeivsnständlich wii 


‚gewesen wäre. 


beherrschende "Republik ‚war. 


verhältnismäßig niedrieen Stand von 30 Goldpesos fü 


‘auf 70 bis 90 Franken für die Tonne. 


eine” ganze Reihe von varlamentarischen und. Regie 


Slawen auf ein Gedeihen Triests zu unter-. 


Dabei stimmen die deut- 


Yoltnnk des- Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwali 


der norddeutsche Verkehr um so mehr diesen Weg nehm 
Italien soll nun außerdem die Fertigstellung des von der 
reichisch-unearischen Monarchie stets zurück gestallten 
der Linien Landeck-Mals und Landquart-Mals betreiben, 
beide die kürzeste Verbindung von Bregenz und der Ostsch 
über Bozen, Trient und das Suganatal nach Venedig vermit! 
Dadurch würde auch ein Großteil des Verkehrs der Boden 
%one, d. i. Württembere, Baden und Bayern, der Gotth 
Simplon- und Lötschberglinie entzogen, wobei Bregenz 
besondere verkehrspolitische Stellung eingeräumt würde 
käme endlich auch der eroßzüsise Plan Guyer Zellers € 
kürzesten Verbindung von Paris und London über die Schw 
Meran und Bozen nach Venedig, wenn auch in beschränl 
Maße, zur Ausführung. Das neue Österreich ‘bleibt dabe 
gesehen von der kurzen Strecke Bregenz-Beschenpaß, 
ständier auseeschlossen. Selbstverständlich entspricht 
den, südslawischen Ansprüchen auf Triest noch den Tries 
selbst diesie offensichtliche Benachteiligung Triests-zugu 
Venedies, und man ist daher dort gemeinsam bestrebt, € 
und insbesondere seine Häfen auch politisch unabhängige 
machen, um mit dem Hinterlande nach freiem Ermessen 
träge schließen zu können. Dazu wird Italien gewiß 
Zustimmung verweisern, das die Eisenbahn-, Verk 
Tarif-, Schiffahrts-;, Hafeen- und endlich auch‘ Fremden 
kehrspolitik zum besten Venedies aufbaut. Venedies H 
anlagen werden beschleunigt ausgebaut, neue Länien wi 
Fahrt sollen dort ihren ee erhalten und Ven 
jene Stellune &esichert werden, die angesichts. des Weettst; 
Fiumes mit Triest keinem dieser beiden Häfen je erreie 
Venedie soll der Rang zurückgegeben we: 
den es einst. unter den Seehäfen besaß, als es noch 
Leopold Stocker 


— Starker Rückgang der Seefrachten im Terester Sch 
verkehr. Aus Triest wird gemeldet: Im adriatischen Schift 
verkehr ist ein newerlicher Sturz der Seefrachten eingetret« 
und die meisten Raten haben sich i in drei Monaten um dieHäl: 
ermäßiet. Die Ursache .lieet in der Weltkrise des Frach 
marktes, die durch die eroßen- Schiffsbauten und den w 
lieh eingeschränkten Seeverkehr ausgelöst wurde. 
Nordamerika-Triest stellt sich gegenwärtig auf durchsch 
lich -15 Dollar für die Tonne, ver drei Monaten ware: 
Sätze doppelt so hoch. In dem gleichen Zeitraum ha 
die Kohlenfracht Nordamerika-Triest von 18 auf 9 - 
-und die Getreidefracht von. X auf 10 Dollar ermäßiet, 
-jst die Fracht Triest-Nordamerika von 5 bis 6 Pfund 
auf 2% Pfund Sterl. für die Tonne herabserangsen. In 
welben Verhältnis sind auch die a Südam 
Triest gesunken, und die Fracht für Fleisch ist- auf 


Lonston (1015 ke) gesunken. dia Fracht Te 


— Polnische Bahnen. Die russische Zeitung „Rul“ behaur 
trotz aller Ableuonunsen der polnischen Presse, daß eine V: 
pachtung der polnischen Bahnen an eine zu diesem Zw 
zusammen getretene amerikanische Unternehmervereinigun 
Ganee sei. Die polnische Rerierune führe mit einer ganz 
Reihe amerikanischer Geldleute Verhandlungen, und ein 
eültiner Vorschla® dieser amerikanischen Finanzeruppe 
vor. Die Unternehmervereinigung will die Bahnen 
30 Jahre pachten und alle Eisenbahnbeamten und Bediensteten 
die über 50 Jahre alt sind, entlassen. Dafür wollen die Ame 
kaner eine Pachtsumme von 500 Millionen Dollar zahlen, 
' Reihe neuer Bahnen bauen und das dafür erforderlich 
“terial aus Amerika einführen. Außerdem übernehmen 
volle Büreschaft für die Aufrechterhaltung des regelmä 
Personen- und Güterverkehrs. Nach Kenntnis des „Rul“ s 


gruppen begeisterte Anhäflger des Planes sein. 


gemeinen Streik zu stehen. A 8. Behr stneikten. di 
meister und ein Teil der Arbeiter der Lokomotiywerkstät 
in der Station Warschau Central. Mit ihnen vereiniete 
bald die Kohlenarbeiter. Die Verwaltung ergriff gegı 
den Streikenden entschiedene Maßnahmen, und alle St: 
den wurden am gleichen Tage unter Auszahlung eines 
wöchisen Lohnes entlassen. Am 9. Februar streikte 
"Teil der Bediensteten und Arbeiter der Stationen : Warse 
Central, Pelzewisna und Praca, was übrigens dem 
mäßigen Zueverkehre auf allen Linien keinen Eintr. 
Im‘ Laufe des Tages kam ein Teil der _Streikenden ‚wied 0 
Arbeit. Die Verwaltune in Radom wandte sich .mit der / 
kündigung an die Streikenden, daß alle Rädelsführer 
mehr aufgenommen werden, bei den übrigen ‚werde De 
jeden“ einzelnen die Wiederaufnahme von der Prü 

Fall zu Fall durch a a ne aphnEreR 5 


ebruar 1921. 


Die Zeitung „Sozialistischer Arbeiter“ fügt hinzu, daß der 
nbahnerbund die endgültige Entscheidung über den Streik 
f den März verlegte, um der Regierung Zeit zu lassen zur 
füllung aller Forderungen, welche ihr von den. Eisenbahn- 
itern schon im Januar vorgelegt wurden. Zugleich erhob 
r Verband Einspruch gegen das Treiben der Kommunisten 
und verurteilte entschieden eigenmächtige Streiks, wie solche 
von Zeit zu Zeit in verschiedenen Werkstätten ohne IVenntnis 
ges Verbandes vorkommen. Dr. 8. 
 — Die erste Lokomotivfabrik in Polen. Die A.-G. zur Her- 
allung von Lokomotiven ist die erste Unternehmung in Polen, 
die Lokomotiven für die polnischen Eisenbahnen bauen wird. 
Wie wir der Zeitschrift „Der Eisenbahnbau“ entnehmen, hat 
je mit der Regierung einen Vertrag geschlossen, der unter 
instigsten Bedingungen den Absatz der Produktion für zwölf 
re, Geldunterstützungen durch die Regierung zur Her- 
lung der Werke, Stewererleichterungen und billige Roh- 
offe sichert. Die Fabrik wird in Charzow (Galizien) in der 
\ähe des Dombrowaer Kohlenreviers erbaut werden. Sie soll 
9 Lokomotiven jährlich herstellen, und wird wohl somit die 
älfte des Bedarfs des polnischen Staates decken können. Die 
sel, Tender usw. sollen von der A.-G. der Kessel- und. 
hanische Werke von W. Pfitzner u. K. Gamper in.Sosnowice 
d Dombrowa bezogen werden, wodurch die - Installations- 
‚sten bedeutend verringert und die Herstellung von 
okomotiven zwei Jahre früher begonnen werden können. Die 
Gesellschaft hat nach der „Bresl. Ztg.“ von der Regierung eine 
Bestellung auf 1200 Lokomotiven erhalten, die im Laufe von 
Jahren geliefert werden müssen. Mit der Lieferung der 
ten Lokomotiven soll bereits im laufenden Jahre begonnen 
den. Das Aktienkapital der Gesellschaft wird 75 Millionen 
k (150000 Aktien zu 500 MA) betragen, soll aber später 
öht werden. Das ganze Kapital wurde von der Galizischen 
ank, der Handelsbank in Warschau und 'von einer Gruppe 


nischer Bürger aufgebracht. 


Von den russischen Bahnen. Nach Nachrichten aus Riga 
ht die Sowjetpresse gegenwärtig großen Lärm, wegen 
ner Brennstoffnot bei den russischen Eisenbahnen. Die An- 
hl der Eisenbahnen, die den Betrieb eingestellt haben, ist 
heinander auf 31 angewachsen. Die Mehrzahl der übrigen 
bezüglich ihres Heizmaterials. von der Hand in den 
Sogar. einige unmittelbar in Moskau anschließende 
ahnen sollen nur für einige Stunden mit Heizstoffen ver- 
sehen sein. Nach Nachrichten der Petersburger „Pravda“ 
rden infolg6 der Heizstoffkrisis die Vorortzüge auf der 
ikolai- und Nordwestbahn eingestellt. In Fernzügen ist das 
en nur für dienstliche Zwecke und mit besonderer Erlaub- 
zugelassen. 3 a 
Nr. 14 der „Isviestia“ findet sich wohl zum ersten Male 
; drei Jahren ein.Fahrplan für den Moskauer Fernverkehr 
1. Januar 1921 abgedruckt. Er gibt über die gegenwärti- 
ı Verkehrsmöglichkeiten in Rußland Aufschluß, wenn er 
ch natürlich durch die bestehende Heizstoffkrisis längst um- 
geworfen sein mag. Es verkehren zwischen Moskau und 
tersburg zwei Zugpaare, ein Postzug und wein gemischter 
5. Auf der Moskau-Kursker Bahn werden nach Charkow 
ch, nach Boston zweimal in der Woche Züge abgetertigt. 
ichtung Losowaja, Jekaterinoslaw und Sebastopol besteht 
ar keine geordnete Verbindung. Zwischen Moskau und 
ii Nowgorod verkehrt täglich ein Zugpaan, abwechselnd 
>ost- und ein gemischter Zug. Auf den Nordbahnen wird 
ch ein Zugpaar verzeichnet in der Richtung über Wologda 
Wiatka nach Omsk, nach Archangesik und nach Kineschma 
f der Kasanbahn gehen dreimal ‚wöchentlich Züge, einer 
n bis Taschkent. asan, Rostow wird täg- 
f der Moskau-Kiew-Woro- 
Bahn geht jeden zweiten Tag ein Zug bis Kiew, auf 
AL bis Baratosg: 
nac 


anderbahn werden als ‚„Schnellzüge“‘s bezeichnet. 
 Schnell- und Postzügen verkehren Wagen besonderer 
Bezeichnung der ehemaligen internationalen Gesellschaft. 
ie lettische Zeitung „Latw Sargs“ bringt nach der russı- 
n Zeitung „Rul“ eine schauderhafte Schilderung der Ver- 
szustände in Rußland und berichtet von großen Schnee- 
men, die fast alle Bahnen. verschneiten. Auf der Moskau- 
asaner Bahn sollen in der Zeit des letzten Schneesturmes 
200 Reisende erfroren sein, die aus Furcht, sich zu ver- 
die Wagen nicht verließen. Nach neweren Moskauer 
hrichten fürchtet man die Einstellung des Verkehrs auf 
sibirischen Bahn. x ‘ , 
Nach Mitteilung der „Krasnaja Gazeta“ sind die Arbeiten 

‚Ischorsker Fabrik, die für die Unterhaltung der Eisen- 


ahrzeuge große Bedeutung hat, eingestellt. In den Puti- 
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Nr. 


lowwerken arbeiten nur einige Werkstätten, und auch diese 
werden bald schließen. 

Wegen des Mangels an Heiz- und Beleuchtungsstoffen wur- 
den in der Nacht vom 14. auf den 15. Februar in dem ganzen 
Gebiet der Sowjetrepublik die Uhren um eine Stunde vorge- 
schoben. 

Nach Nachrichten aus Rußland, die über Helsingfors ein- 
laufen, wird die Angabe, daß Unberhandlungen. zwischen der 
internationalen Schlafwagengesellschaft und der Sowjetregie- 
rung über "Einführung von Schlafwagenzügen Paris-Moskau 
geführt werden, bestätigt. Die Zeit, der Einführung wird 
vorderhand nicht bestimmt, sondern es werden nur Vorberei- 
tungen. getroffen, um den Verkehr so schwell wie möglich ser- 
öffnen zu können. Die Unterhandlungen werden durch den 
Umstand, daß die Sowjetregierung alle Fahrkartenpreise auf 
den russischen Bahnen abgeschafft hat, erschwert. 

Nach ebenfalls über Helsingförs eingelaufenen Nachrichten. 
wird in den Sowjetzeitungen die wirtschaftliche Lage gegen- 
wärtig außerordentlich düster geschildert. Der nächste An- 
‚ laß ist der Mangel an Brennstoffen, der nunmehr seinen Höhe- 
punkt erreicht zu haben scheint. Infolgedessen wird nun 
tatsächlich der Verkehr auf einer Bahn nach der anderen 
eingestellt. Neuerdings ist dies auch auf der für den Ge- 
treideverkehr wichtigen -Linie Moskau-Omsk geschehen. Die 
brachliegenden Bahnstrecken umfassen weite Gebiete, zu- 
sammen 12 Bezirke, darunter dıe Ukraine. Man erwartet, daß 
‚der Verkehr auch auf der wichtigen Moskau-Kursker Bahn 
eingestellt wird. Ebenso wurde bei der letzten Sitzunz ds 
Petersburger Exekutivausschusses festgestellt, daß der Ver- 
kehr auf allen von Petersburg ausgehenden Bahnen aufhören 
muß. Auf Grund der Veerkehrseinstellungen bekommen die Städte 
keine Lebensmittel mehr: und stehen vor vollständiger Hun- 
ssersnot. Der LebensmittelversorgungsausschuB der Haupt-' 
städte erklärt ebenfalls der Regierung gegenüber, daß die 
Lage 'entsetzlich ist. Ein- Sonderausschuß tritt unter Lenins 
Vorsitz täglich zusammen und versucht Rettungsmaßnahmen 
zu treffen. Unter anderem hat Lenin befohlen, daß die Ver- 
waltung aller Bahnen den Militärbehörden unterstellt werden 
soll. ‘Die Brotrationen werden herabgesetzt und für alle 
gleichgemacht. - Auf den noch betriebenen Bahnen werden 
nur Lebensmittel befördert... Unter den Arbeitern besteht 
eine starke Bewegung mit dem Ziel, die Lebensmittelverwal- 
tung den Fachverbänden zu überlassen. Das Aufhören des 
Eisenbahnverkehrs hat auch einen verhänenisvollen Einfluß 
auf die zurzeit vor sich gehende Demobilisierung. Die Sol- 
datentransporte bleiben auf einer Mense Statiowen stecken, 
ohne Möglichkeit weiter zu kommen. Die-Regierung hat den 
Exekutivausschuß telegraphisch angewiesen, an den betreffen- 
den Orten Räume und Eßgelesenheiten in der Nähe der 
Stationen für die Soldaten herzurichten. Das Mißvergnügen 
| der Soldaten äußert sich gegenüber der unschuldisen Orts- 
bevölkerung, die selbst hungert und in Kälte und Finsternis 
sitzt. Nach den neuesten Nachrichten ist Innerhalb weniger 
Tage der ganze Verkehr auf sämtlichen Bahnen Rußlands 
wessen Brennstoffmansels eingestellt worden. 

Die Nachrichten .über Schienenbestellunsen der Sowjet- 
resierung im Auslande kommen nicht zur Ruhe, Die russische _ 
Eisenbahnkommission in Stockholm übergibt dem Rostabureau 
folgende Mitteilungen über die Arbeiten der ausländischen 
Eisenbahnausschüsse Sowjetrußlands. Diese selbständige 
"Kommission hat die Aufgabe, alle Bestellungen an Eisenbahn- 
' material außerhalb Rußlands in die Hand zu nehmen, einge- 
rechnet die Ausbesserung russischer Maschinen im Auslande. 
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| Vor allem sollen 2000 Güterzugelokomotiven für 500 Millionen. 


schwedische Kronen, für 60 Millionen Kronen Lokomotivteile 
für Ausbesserungen an Lokomotiven in Rußland und für 
15. Millionen Kronen Zubehör für Pumpwerke geliefert 
" werden. Außerdem soll die Kommission den Bau von weite- 
ren. 4 bis 5000 russischen Maschinen außer Landes einleiten. 
- Von den ersteren 2000 Lokomotiven sind 1000 in Schweden 
und 1000 in Deutschland bestellt. Von der schwedischen. Lie- 
ferung werden die ersten im Sommer fertig und die ganze Lie- 
ferung bis 1995. Die ganze Konstruktionsarbeit für diese 
beiden Bestellungen ist in die Henschelschen Werkstätten in 
Cassel verlegt. Die Lieferung von Deutschland ist seit der 
zweiten Dezemberhälfte im vollen Gang, und. im Januar wer- 
den. 1500 t Eisenbahnmaterial nach Rußland geschickt. 3 
Bestellungen der Pumpeinrichtungen sind im wesentlichen in 
Schweden untergebracht. Was die Ausbesserung von. Lokomo- 
tiven betrifft, so sind schon 200 Maschinen nach Estland zur 
Ausbesserung geschickt, und mit einer der größten englischen 
Unternehmungen, Armstrong, ist ein Abkommen über die Aus- 
besserung von 1500 Lokomotiven getroffen. Schließlich 
schweben Verhandlungen wegen Ausbesserung von 2 bis 3000 
Maschinen in Deutschland,-Norwegen und Dänemark, Dr, $, 


Die 


"Zeitung des Vereine . 


Be 


Deutscher Eisenbabnverwaltun, 


® 


Fremde Erdteile. 


— ‚Benguella-Eisenbahn. - Auf: der alljährlichen a 
lichen Hauptversammlung der: Gesellschaft T anganjika 
Concessions, ltd, die am 26. Januar d. J. in London 
-aberehalten wurde, berichtete Rob.: Williams, . wie .die 
„Times“ vom 27. Januar meldet, auch über die wirtschaftliche . 
Lage der Katanga-Gesellschaft Union Miniere und der Ben- 
g uella- Eisenbahn, deren letzter Geschäftsbericht sich dieses 
‘Mal auf die letzten 18 Monate bis zum 30. Juni 1920 erstreckt. 
"Protz der in der Berichtszeit erfolgten Verkehrssteigerung 
bei der wenannten Bahn ist die Lage sehr schwierig, da der 
Wert des Escudo auf dem Weltmarkt (sonst 5 Esc.—1 £) auf 
‚den 8. Teil (40 Ese.—=1 £) gesunken ist. Die Vollendung der 
Bahn bis zu den Gruben im Katangabezirk werde Besserung 
durch Schaffung eines umfangreichen, hochzahlenden Erzyer- 
.kehrs bringen. _Personen- und Güterverkehr stelsen ständig; 
. der Personenverkehr ist ın vier J ahren von 107 000 auf 
- 200 000 ‚Reisende, der Güterverkehr in derselben Zeit von’ 
45000 auf 93000 t beförderte Güter siestiegen. Im Hafen 
von Cobito umfaßte der Verkehr: 1918 73 Dampfer und 171 
Sesselschiffe, 1919 135 Dampfer und 249 Senelschiffe; der 
Ertrag des dortigen Piers im Jahre 1919 war mehr als 
„doppelt so hoch wie im Vorjahr. Die fertige Betriebsstrecke 
endet nach wie vor bei km 520, die Erdarbeiten sind bis 
km 637 vollendet. In der Berichtszeit) scheint ein Fortschritt 
bei den Bauarbeiten nicht stattgefunden zu haben. Bi 


 Schiffahrtslinie New York-Neapel- Genua. Die United: 
"Siates Mail Steamship Company wollte am 20. Januar ihren 
“reßselmäßigeen Verkehr von New York über Neapel nach Genua. 
"eröffnen. Als erster Dampfer sollte die Matoika, der frühere 
deutsche Dampfer Princess Alice, verkehren. 


— Eisenbahnerstreik in Australien. 


“ohne jeden Eisenbahnverkehr geblieben. Die Verluste, die 


dadurch herbeigeführt worden sind, werden als ungeheuer be- 


. zeiehnet, von den nicht in Geldwert auszudrückenden, da- 
durch. verursachten. Unbeqwemlichkeiten gar nicht zu reden. 
- Dureh- private Vermittelung ist ein Abkommen mit den Strei- 
kenden zustande gekommen, als dessen Folge diese die Arbeit 
wieder aufgenommen haben. Die Regierung erkennt nun- 
mehr dien Achtstundentag an, und dem Schiedsgericht ist wegen 
der Festsetzung der Bezahlung für Nachtarbeit freie Hand 
gelassen. Die Res£lung gilt als ein Sieg.über die radikalen 
. Elemente unter den Streikenden. Es-ist auffallend, daß in 


- Australien, das als ein soziales Paradies gilt, derartige Lohn- 


kämpfe noch nötig sind, insbesondere daß der Achtstunden-' 
. tar verst: Jetzt dort zur Anerkennung. kommt. 


Rechtspflege. 


— Waehsende Ausdehnung des Begriffs „Kostbarkeiten“ 
durch die allgemeine Geldentwertung. (Entscheidung des! 


Reichsgeriehts vom 29, 9. 20, Akt.-Z.: I 110/20.) Der Kauf- 
mann K. hatte am 31. Dezember 1918 zwei Kisten mit seidener' 
" Damenkonfektion einem Spediteur in Köln für die Firma K. 
in-Köln mit der Eisenbahn übersandt: Eine der beiden Kisten: 
ist verlorengesangen. Sie enthielt Taillekleider, Unterröcke' 
und: Kleiderröcke. Die Firma K. hat im Klagewege 23468 MN 
- Schadenersatz vom Eisenbahnfiskus beansprucht. Dieser lehnt 
‚die Erstattung des Schadenz: ab, weil die Sendung als Kosi- 
- barkeit im Sinne des 8 54, 2 B..Ziff. 1 EVO. anzusehen ist. 
--Das- Landgericht Köln hat den Beklagten dem Klageantrage 

gemäß verurteilt, das Oberlandesgericht Köln dagessen hat die 
Klage abgewiesen. ‘Ebenso. hat das Reichsgericht auf 
-Klaceabweisung erkannt, aus 
.scheidungsgründen: „Der Begriff der Kostbarkeit ist 
vom - Berufungsrichter nieht verkannt. Nach seiner Fest- 
stellung »betrug der Wert der Sendung 345 M für das Kilo- 
- gramm der Brutto- und 400 N für das der Nettosendung. Ob 
.es- auf letzteres oder auf ersteres ankommt, braucht nicht 
- sentschieden - zu werden, 
- zum Berufungsrichter. annimmt, daß das Frachtgut dann .als 
-Kostbarkeit im Sinne der Eisenbahnverkehrsordnung anzu- 
. sehen ist, wenn- das Frachtstück- als solches, wie @s bei der 
; Eisenbahn zur Versendung selangt ist, im Vergleich zu an- 
--deren : Frachtstücken nach Umfang und Gewicht 'einen unge- 


wöhnlieh hohen Wert hat, so muß im vorliesenden Falle eine |: 


Sendung mit einem Bruttogewicht‘ von 345 NM für. das Kilo- 
gramm nach der ständigen Rechtsprechung des Reichsgerichts 
als Kostbarkeit angesprochen werden. Solange’ nieht die all- 
gemeine Gheldentwertune durch eine entsprechende Vergröße- 
run® der Einkommenverhältnisse allgemein ausgeglichen ist, 


"steigendem Maße Gegenstände, die es bisher nicht waren, K< 


345 M für das. Kilogramm. bei- weitem den: Satz, mit, .d 
Entschädigung die Bahnyerwaltune im allgemeinen beim 
‚lust-von Gütern zu rechnen hat. 


‘wewöhnlichen Gütern unverhältnismäßie gesteigert,‘ so 
‚auch ‚bei ihnen: die von der. Eisenbahnverwaltung zu  leis 
Schadenersatzeumme einen unverhältnismäßis hohen- We 


"gungssumme 


‚Dresden als. Berufungsinstanz hat die Abweisung auf folge: 
- Tatbestand. näher zu ersehen ist: 


. Verzicht auf weitere Ansprüche angeboten wurde, unter V 


‘blickt werden könne, läßt sich nicht, wie der Kläger‘ 
-srundsätzlich, sondern nur unter Berücksichtigung der’ 
'stände des einzelnen Falls entscheiden. 


Intelee Unee SE "wenn -z. B. derjenige, der die Abfindung mit Verzieht auf 


ist ganz Westaustralien um die Jahreswende 14 Tage lang | 


"annimmt, so wird in der Regel anzunehmen sein, daß ein”Ve 
-oleich nicht zustande eekommen ist; und der Empfänger zw3 


übermittelt, und der Empfänger sich im "Anwortbrief - Se 


lehnend ausfällt. 2 


.des Beklagten, daß der: Beklagte die 6992,60 N nur vergle 
.|. weise gewähren und in’ der "Quittung den Verziehtsver 


und den Zusatz zum Quittungsvordruck 
weitere Ansprüche“ gesehen und gelesen, als ‘er. die Quitt 
unterschrieb. Seine Behauptung, er habe diesen‘ Zusatz ‘ 
sehen, kann nicht der Wahrheit entsprechen und 'entsprich 


"seine Mehrforderun«e von 6118,60 M auszuhändigen, Er-v 


-Es ist klar, daß die Erlangung dieser ‘Summe einen gr 
folgenden : Ent-- 


‘führen, dessen Auscang, wie er als erfahrener. Geschäfts 
- wußte, sich nicht sicher voraussehen ließ. Wenn er in s 


schrieb, so entschred er sich. dahin, daß er auf Pax 
Denn auch wenn man im Gegensatz |. 


‘wurde, nicht entgehen zu "lassen. An die. Wirksamkeit sein 


j Vorbehalts, den er, in unvereinbarem Widerspruch mit di« 
-seiner Haltung, seiner. Unterschrift der Verzichtserk 


-findung als eine bloße Abzahlung zu behandeln und’ wegen 


Anschein. zu- unterstützen, 
gleichsabschluß noch &inen Brief an den Beklagten geschrieh 


Fe ee 


wovon jedenfalls gesenwärti& noch nicht: die Rede sein: ka 
hat die allgemeine Geldentwertung.zur Folge, daß in -ımn 


barkeiten im. Sinne der. Eisenbahnyerkehrsordnung werde 
Auch ‘nach heutigen Begriffen überschreitet ein Wert 


Bereits früher an der G 
der .Kostbarkeit stehende Güter ‚werden. infolge der. Aa 
meinen Geldentwertung in ihrem Werte im Vergleic 


Vergleich zu- ‚den; Sonst ZU. , ra 
darstellt.“ Se FR BERG M. 


—_ Anubis einer zum - Vergleich : angebotenen Entse 
„unter Vorbehalt weiterer Ansprüche“. 

Kläger. hatte eine Entschädieunessumme von-13111,20 aM 
dem Eisenbahnfiskus gefordert, aber nur 6992,60° M: vergle ; 
weise bezahlt erhalten. Die auf: Zahlung der Mehrforde 
von 6118,60 M gerichtete Klage wurde in ‚erster und Zwei 
Instanz abgewiesen. Das -Sächsische -Oberlandesgericht. 1 


Entseheiduneseründe: oestützt, aus ‚denen 2 


„Der Kläger hat eine Summe, die ihm ee ge 


behalt weiterer Ansprüche angenonmen.‘ Die Frage, ob 
einem solchen "Verhalten das Eingehen auf den - Vergleich 


Vielfach werden 
Umstände allerdines so lesen, daß die Frage zu verneinen- 


Mehrforderuns anbietet, die Summe persönlich dem Gegen 
übergibt und dieser sie.unter Vorbehalt Seiner, Mehrforder 


die Summe- wieder zurückgeben muß; aber seine weite 
gehenden Ansprüche nicht verloren hat. Ebenso würde zu ‚en‘ 
scheiden sein, wenn der ‘Geber-die Summe dureh die Post mit 
der entsprechenden brieflichen Erklärung . dem BEmpfän 


weiteven Ansprüche vorbehält.. Denn der Vergleich unter 
wesenden kann erst mit der Antwort des Empfängers ‘zustand 
kommen, und er kommt nicht zustande, da die Antwort 


Der Kläger aber ist trotz seines Vorbehalts auf den V. 
gleichsvorschlag eingegangen. Er wußte aus dem einen Brie 


anbringen werde. Er hat auch in dem Schriftstück, das’ 
der Bote des Beklagten brachte, das Wort „vergleichswei 
„unter ' Verzicht ' 


nicht. Der Zusatz war deutlich mit Tinte geschrieben, 
der Kläger hat seine Quittungsunterschrift so. dicht. dar 
gesetzt, daß er mit der Feder fast bis an den Zusatz h 
„ekommen ist. Der Kläger wußte also genau, ‘daß der 
nur den Auftrag hatte, ihm die 6992,60 M senen Veerzich 


auch, daß ihm nur ein Bote gessenüberständ, mit dem er ni 
verhandeln konnte. Ohne Werzicht auf die Mehrforderun 
durfte ihm der :Bote die Abfindung "nicht aushändigen, ohn 
diesen Verzicht konnte der Kläger die 6992,60 M nicht erlang 


Vorteil für den Kläger bedeutete, denn die Zahlung wurde 
eutwilig angeboten, ‚er brauchte deshalb nicht den Proze 
Zwaneslage die Abfindune nahm und den Verzicht un 


gleich einging, um sich ‚den Vorteil der Erlangung der. 
trächtlichen Abfindungssumme, . die ihm  streitlos " gebo 


hinzufügte, hat er. selbst nicht geglaubt.. Er hat zwar du 
diesen Vorbehalt den Anschein. zu erwecken versucht; \ 
dächte er, der Kläger würde sich bereit finden lassen, die. 


Mehrforderung. weiter mit. dem Kläger. zu streiten. Um 
"hat er - hinterher nach de 


er 


Geschäftsmann hat er aber ganz genau‘ gewußt. daß £r 
ich auf eine solche Wendung in der Auffassung des Be- 
ben nicht rechnen durfte, und daß das. Rückzugswefecht, 
_ dem er seine Mehrforderung aufgab, eben nur sein. Schein- 
fecht war, das ihn wegen der Mehrforderung. nicht mehr 
m Siege führen konnte, ? 


mme in die Hand zu bekommen, ist aus seinem Verhalten 
Boten gegenüber zu entnehmen. Er hat dem Boten nicht 
(wie £s von seinem Standpunkte aus natürlich gewesen 
6) offen erklärt, daß er die Abfindung. nur.unter Vorbehalt 
Mehrforderung annehme, denn. dann hätte ihm der. Bote 
Abfindung selbstverständlich ‚nicht ausgezahlt. Er hat 
ijehmehr dem Boten die Quitiung ausgehändiet, als wenn sie 


Big "sehalten, hat sie arglos — ohne.den Vorbehalt des 
gers zu bemerken — entgesengenommen und das Geld da- 
r hinseseben. Wenn der Kläger später dem. Beklagten. die 
ückzahlung der Abfindung brieflich angeboten hat, .s6 ist 
raus nur zu entnehmen, daß er von der durch .die. Unter- 
‚shrift des Vierzichts und der Annahme des Geldes netroffenen 
atscheidung hat abgehen wollen. Dieser Versuch ist rechtlich 
feutungslos, der Kläwer vielmehr an’ den :ab«eschlossenen 
ergleich gebunden.“ RE te 5 

Keine Haftpflicht der Eisenbahn für Wiegefehler: Kläger 
‚ef .ım Herbst 1919 bei der beklagten Kleinbahn zwei 
en Kartoffeln auf. Er gab das: Gewicht im: Frachtbrief 


| 


ınden war, wurde die Verwiegung auf der Empfangs- 
tation vorgenommen. Nachträglich stellte sich- heraus, daß 
‚Gleiswage beschädigt war, und daß infolee der Beschädi- 
0 bei den kläserischen Wagen eine Gewichtsdiffereenz von 
- Zentnern entstanden war. Kläger verlangte, da er laut 
"reinbarunge mit dem Empfänger nur: das eisenbahnseitie 
rmittelte Gewicht bezahlt bekommen hatte, Schadensersatz 
en ‚der Beklagten. Das Landgericht Insterburg ab der 
Jase-statt, das Oberlandesgerieht Königsberg hob jedoch das 
Trbeil mit folgender Begründung auf: 
„Zwischen den Parteien ist ein Frachtvertrae zustandese- 
ommen. . Der Kläger verlangt auf Grund dieses Frachtver- 
rages Ersatz dies ihm entstandenen Schadens in Höhe von 
{ 7 M. die den ihm entgangenen Kaufpreis für 66 Zentner 
artoffeln (1 Zentner zu 9,50 MA) darstellen. Das Landge- 
icht hat lediglich einen Schaden von 541,50 A für 57. Zentner 
estgestellt und dem Kläger auch nur den Anspruch in dieser 
(6 zuerkannt. Der Kläger hat sich durch das Urteil nicht 
‚eschwert gefühlt und Berufung nicht eingelegt. Es handelt 
ch mithin jetzt nur noch um den Ersatz für den entgangenen 
‚aufpreis von 57 Zentnern Kartoffeln ($ 536 Z.P.O.). 
‚Kläger hat 215 Zentner Kartoffeln nach: Insterburg ge- 
kt. Die’ amtliche Verwiegung auf der 'Gleiswage des 
bahnhofes in Insterburg hat aber nur ein Gewicht von 
Zentnern -festgestellt. Wie dieses Mindergewicht ‘ent- 
ıden ist, steht mit Sicherheit nicht fest. Der-Kläger stützt 


fi dıer Übernahme «durch ‘die Bahnverwaltung bis zur Ab- 
ferung an den- Empfänger beraubt sei, ferner auch darauf, 
B das Mindergewicht — und dies hat die (Beklagte zuge- 
eben — auf die mangelhafte Beschaffenheit 
sr Gleiswasce zurückzuführen sei. - Soweit der 
Anspruch auf Beraubung svestützt ist ($ 456 HGB. 
EVO.), fehlt es aber an jedem Beweisantritt dafür, daß tat- 
ächlich weniger Kartoffeln in Insterburg. angekommen, als 
Adamsheide aufgegeben sind. Offenbar ist der Kläger gar 
deht in der Lage, einen solchen Beweis zu führen. ‚Sein auf 
jereinbarung gestützter Anspruch ist daher unbegründet. 
Ibesründet ist auch sÖin auf unrichtige Gewichtsfeststellung 
ützter Schadensersatzanspruch., Die Verpflichtung 
Eisenbahn zur Verwieegunge ist nur «iın® 
enverpflichtung (8 58, Abs. 3,.77 Abs. EVO.) 
rfolet lediglich zum Zwecke der Fracht- 
'hnung (8 70 EVO.) und zur Sicherung des Beweises 
das .Gewicht;des Gutes bei beendeter Beförderung mit 
sicht auf & 4338. HGB. 8 97. Abs. 1 und 2°Z. 4 EV.) 
£: EVO.3. Aufl.‘zu $& 77. Anm. 397). en 
‚stellt ein Versehen bei der Gewichtsaufstellung auch 
n eine Verletzung der durch den‘ Frachtvertrag be’ 
leten. Verpflichtungen dar, wenn durch dieses ; Versehen 
n den Parteien erstnebte Zweck des Vertrages, die recht- 
Beförderung des Frachtgzutes an den: Bestimmungsort, 
ächtigt wird. Erfüllt aber die Bahn trotz der unrich- 
Gewichtsfeststellung ihre. Verpflichtung, das Gut recht- 
"und. riehtig abzuliefern, so haftet sie auf Grund der 
en Verwierung lediglich für die zuviel erhobene Fracht 
"0.), nicht für sonstige Schäden. Sie ist insbesondere 
r.den Schaden verantwörtlich, den der Fraehtberech- 


bei: der Erfüllung eines Kaufvertrages zugrundelest. 


Wie hoch der Kläger den Vorteil anschlug, die Abfindungs-: 


Ordnung wäre, und der einfache Mann hat sie für ordnunges- 
‚brauchte, zu dem sie nicht bestimmt war. 


.an einem ursächlichen Zusammenhang zwischen der Handlung 


icht an, und da auf der Versandstation eine Gleisware nicht - 


en Anspruch einmal darauf, daß’ der Wagen in der Zeit. 


dadurch erleidet, daß er-im Vertrauen auf die bahnamt- 
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liche Gewichtsermittelung das in Wirklichkeit falsche Gewicht 
ter E rer ‚(Vel. 
Urteil des Oberlandesgerichts Königsberg vom 27. Juni 1916 
in Pos. Monatsschrift 16, S. 67, und Rechtspr. der Oberlandes- 


- gerichte, Bd. 34, S: 387; Senckpiehl in Eisenbahnr. Entsch., 
" Bd 2258 308.) 


Ebensowenig ist die Bahnwage eine öffient- 
liehsa.-Einrichtung, um das Gewicht einer Ware mit öffent- 
lichem Glauben festzustellen. Die Verwierung bildet 
keinen besonderen Werkvertrae, für dessen 


 nichtordnungsmäßice Erfüllung die Bahn als 


Unternehmer nach 8 6383-635 BGB. haftet, son- 
dera-dient lediglich zur Feststellung der 
Frachtgebührnisse, \ ER 5 
‚Auch auf $ 831 BGB. kann der Anspruch des Klägers nicht 
gestützt werden. - Sein Schaden ist nicht durch eine "Unter- 


‚lassung der Kontrolle der Wage oder durch nnrichtige Ge- 
- wichtsfeststellung entstanden, sondern erst dadurch, daß der 


Kläger das-bahnamtlich ermittelte Gewicht der Kartoffeln im 


- Vertrauen auf dessen Richtiekeit einem neuen Vertrage zu- 


grunde legte, die Gewichtsangabe also zu einem Zwecke ge- 
-Es fehlt demnach 


der -Angestellten der Beklagten und dem Schaden (vel. das 
oben’ zitierte Urteil des Oberlandesgerichts Köniesberg). : Die 
Klage war daher abzuweisen. (27.1. 21.) = Sch, 


pP 


Bücherschau.. E 


> Taschenbuch für das Reichsverkehrsministerium 1920/21. 


‚Praktischer Ratgeber, bearbeitet auf Grund amtlicher Unter- 
- Jagen unter Mitwirkung von Referenten im Reichsverkehrs- 


ministerium, von Walter Pietsch. 1921. 


; Verlae für Politik 
und Wirtschaft G, m. b. H., Berlin. : 


.. Der: Verfasser, der sich schon als Herausgeber eines sehr 
- brauchbaren kleinen Kommentars zur 


; Eisenbahnverkehrs- 
ordnung bekannt gemacht hat und ein alter Mitarbeiter unserer 


- Zeitung ist, hat €s verstanden, auf dem knappen Raum dieses 


Taschenbuchs "eine Menge für den Handgebrauch des‘ Eisen- 
bahners nützlichen Stoffes zusammenzutragen. Außer einem 
Kalendarıum finden wir u.a. ein Verzeichnis der Postgebühren, 


- eine Zinstabelle. vergleichende Übersichten über die Maße, 


Währunsen und Zeiten der europäischen Länder. Dann. foleen 
Abschnitte über die Verwaltung, die Personalangelegenheiten 
im Eisenbahnwesen, über den 'Bau, Betrieb und Verkehr, das 
Werkstättenwesen - und die Wohlfahrtseinrichtungen. Die 
wichtigsten Bestimmungen über die Besoldungen und die Ein- 


- stufung der Eisenbahnangestellten, die Stewervierhältnisse, die 


Organisation der Behörden der Eisenbahnverwaltungen werden 
mitgeteilt; der Staatsvertrag über den Übergang der Beichs- 
eisenbahnen auf das Reich ist wörtlich abgedruckt.- Über das 
Bildungs- und Unterrichtswesen,. den neuen Güter--und Tier- 


. tarif, das Betriebsrätegesetz, den Stand: der elektrischen Zug- 


förderung in’ Deutschland, die Werkstättenneuordnung und an- 
‚dere wichtige Gebiete des -Eisenbahnwesens - sind in--diem 
Taschenbuch aus der sachverständigen Feder der mit diesen 
Fragen vornehmlich beschäftigte» Referenten in knapper Form 
Darstellungen enthalten, die eine sehr zuverlässige und klare 
Übersicht über- den Stand dieser Fragen bieten, die uns heute 
beschäftigen. Man darf wohl.sagen, daß es dem Herausgeber 
»elungen ist, in gesehickter Auswahl des Stoffes das Beste 
zu bringen, was sich in dem engen Rahmen dieses zum täg- 
lichen Gebrauch bestimmten Büchleins zusammenfassen ließ. 


‚Möge der Erfolg nicht ausbleiben, der es dem Herausgeber 
"ermöglichen wird, auf diesen ersten Jahrgang alljährlich neue 


. Ausgaben folsen zu lassen. 


- — Die, Maschinistenschule. . Vortıäge. über die Bedienung 
von Dampfmaschinen. und Dampfturbinen zur Ablesung der 
Maschinistenprüfune.: Von F. O0. Morener Gewerberät, 
Leiter der Heizer- und Maschinistenkurse in Chemnitz. Mit 
119. "Textabbildungen. 1920. Verlag “von Julius Springer, 
Berlin W9, Preis 8:H.2=. 3. "3°! er } 
‚Das. vorliegende Buch ist eine Ergänzung der bereits in 
zweiter Auflage. erschienen .‚Heizerschule“, in der die vom 
Verfässer gehaltenen Vorträge über. die Bedienung. von 
Dampfkesselanlagen und Niederdruckheizungen zusammen ge- 


.faßt sind. Ähnlich, allerdings in erweiterter Form, sind in 
- der „Mäschinistenschule“ die Vorträge des Verfassers. über die 


Bedienung von Dampfmaschinen und, Dampftürbinen wieder- 
seoseben. Klar und leicht faßlich sind die Vorgänge im 


- Dampfzylinder und der ursächliche .Zusammenhang- dieser 


Vorgänge mit dem. Aufbau einer Dampfmaschine erklärt. Der 


- Maschinist- bernt, wie- bei resielmäßiger Wartung -und -auch 


während der Ausbesserungsarbeiten der ordnungsmäßige 


"Gang ‚der Dampfmaschine aufrecht zu ‚erhalten ist; "Daß, bei 
den dureh die "heutigen- Kohlenpreise bedingten hohen - Ge- 


gen zu erreichen, mit Nutzen aus 
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unse des Dampf! es auf wirtschaftlichstes BR, 


der Dampfmaschine zu”halten ist, wird dem Maschinenwärter 


aufs eindringlichste eingeprägt. Vor Augen geführt wird 


ihm die Wichtigkeit der Vermeidung von Dampfverlusten in- 


folge undichter Kolben, des leichten Ganges der Kolben- 
stange, der durch zweckentsprechende Auswahl der Stopf- 
büchsen zu erreichen ist und des richtigen Einstellens des 
Steuerungsmechanısmus beim Nacharbeiten von ausgearbeite- 
ten Lagerstellen im Kreuzkopfbolzen, Kurbelzapfen und in 
den Gelenken des Steuwerungsrestänges. Der Verfasser be- 
handelt die verschiedenen Steuerungsarten: die winfache 
Schiebersteuerung, bei den Expansionssteuerungen die Meyer- 
und die Rider-Stewerung, ferner die an-den Wolfschen Loko# 
mobilen und an Lokomotiven und Schiffsmaschinen vielfach. 
verwendeten Kolbenschiebersteuerungen mit Regelung der 
veränderlichen Füllungen mittels des Achsen- oder Flach- 
reglers, und schließlich die Veentilsteuerung und die Kulissen- 
und die Lenkersteuerung für die Umkehrung “der Drehungs- 
- richtung einer Dampfmaschine. Aus der Erwägung, daß bei 
den Kondensationsmaschinen die Naßluftpumpe bei lässiger 
Wartung häufig Betriebsstörungen veranlaßt, war die Naßluft- 
pumpe sowie das Umschalten der Kondensationsmaschinen auf 
Auspuffbetrieb besonders eingehend zu erläutern. Bei der 
Besprechung der Dampfmaschinenbauarten sind die Weechsel- 
strom- und Gleichstromdampfmaschinen. liegender und senk- 
rechter Bauart (Schiffsmaschinen) behandelt. 

In dem Abschnitt über die Dampfturbinen sind die 
Hauptarten der Turbinen mit Druck- und Geschwindigkeits- 
abstufungen des Dampfes, die Parsonsturbine von Brown, 
Bowerie & Co. die Curtisturbine der Allgemeinen Elektrizi- 
täts-Gesellschaft in Berlin, die Turbinen vereinister Bauart 
der genannten Firmen und die aus der Maschinenfabrik von 
E. Nacke, Coswig in Sachsen stammende, für kleine und mitt- 
lere Leistungen eingerichtete Dampfturbine mit wiederholter 
Beaufschlagune des Laufrades-und schließlich die Rückwärts- 
turbine für Schiffe berücksichtist. Bei Besprechung der Ober- 


flächenkondensation ist auch auf die Rückkühlung des Kühl 
In dem Abschnitt 
über die Schmieröle, die Druckölschmierung bei Dampftur-- 


wassers in ‚den Kühltürmen eingegangen. 


bimwen, die verschiedenartigen Schmiergefäße und die. Graphit- 
schmierung für Dampfzylinder ist im Hinblick auf die hohen 
Preise und die Knappheit des Schmieröls auch den besonders 
in den Kriegsjahren viel angewendeten Dampfentölungsan- 
lagen Aufmerksamkeit geschenkt. In einem Anhane sind für 
den Anfänger einige wichtige technische Fachausdrücke er- 
läutert. Vorstehende Auslese aus dem Inhalt möge genügen. 

Das treffliche, belehrende Buch wird zweifellos beitragen, 
einen tüchtisen Heizer- und Maschinistenstand zu erziehen. 
Auch der Dampfkesselbesitzer, Betriebsbeamte, Maschinen- 
meister und Lampfmaschınenmonteur darf in dem Bestreben. 
eine wewissenhafte und wirtschaftliche Bedienung der Dampf- 
maschinen unter möglichster Fernhaltungz von Betriebsstörun- 
dieser Quelle schöpfen. 
Druck und Ausstattune des 147 Textseiten umfassenden 
Buches sind einwandfrei; weiteste Verbreitunze ist ihm zu 
ee Der Preis ist in Anbetracht der Zeitverhältnisse 
niedrig. 


— Der „Badische Eisenbahner-Kalender“, 12. Jahrgang, 1921, 
Preis 8 M. Herausgegeben von NBRechnungsrat August 
Harefner ın Karlsruhe G. Braunsche Hofbuchdruckerei und 
Verlag in Karlsruhe (Baden), Karl-Friedrich-Straße 14. Neben 
dem Besoldungsgesetz und verschiedenen aus Anlaß der Ver- 
reichlichung entstandenen Gesetzen und Verordnungen aller 
Art für Beamte und Arbeiter enthält der Kalender ein Ver- 
zeichnis der obersten Beamten des Beichsverkehrsministe- 
riums, des Eisenbahn-Zentralamts und der Eisenbahn-General- 


divektion Karlsruhe nach dem neuesten Stand und der Dienst- 
altersfolge.. Besonders wertvoll ist das vollständige. Ver- | 


zeichnis aller newen Gesetze, Verordnungen und Verfügungen 
dies Reichs, der obersten Reichseisenbahnverwaltung‘ und der 
Eisenbahn-Generaldirektion, die im letzten Jahre in den 
Reichs-, Verordnungs- und Nachrichtenblättern zerstreut er- 
schienen und ohne ein solches Hilfsmittel meist nur schwer 


zu ermitteln sind. Durch kurze Stichworte sind die lexikon-. 


artig zefaßten Artikel übersichtlich und leicht auffindbar an- 


geneben. Ein sicherer, unentbehrlicher Führer in der Hoch- x 
Auch sonst ist viel Wissenswertes, 


flut der Vorschriften. 
namentlich auch über die Besoldungs- und Rechtsverhältnisse 
der :Eisenbahner “enthalten. Eingestreute literarische Bei- 
träge bereichern noch den Inhalt. 


— Berechnung elektrischer Förderanlagen. Von Dipl.-Ing. 
E. G. Weyhausen und Dipl.-Ing.‘ P. Mettgenberg. 
Mit 39 Tiextabbildungen. 1920. Verlag von Julius Springer, 
Berlin W9. Preis 14 M. 

Die vorliegende Arbeit setzt die Kenntnis vom Aufbau der 


Förderanlagen in bäutechnischer Beziehung voraus und be- 


handelt ausschließlich die bei der Berechnung : 


schwindigkeit, Weg und Zeit wird gezeigt, wie dan 


‚ lung der Bewegungsverhältuisse ist vom einfachsten Fa 
. gegangen; der Verfasser legt dar, daß bei elektrische 


"seilberechnung. 


‚macht. 


| mungen, 


. für Tarife, Wien I, Biberstraße 16, käuflich, 


‚schienen, der die bisher in: Kraft geipetenen Auang 


 narchie und Übersichtskarte der elektrischen Eigenanla, 
.in Wien. Preis je 80 Kronen. Im Wissensschaftlichen Ko 
-Kriegsministeriums wurden unter anderen wirtschaftsst: 


‚nicht der Verlag für Fachliteratur sich der Aufga 


Jahre an ihrer Zusammenstellung arbeitete, hat sich 


ne des Vor 
Deutscher Eisenbahnverws 


in Frage kommenden mechanischen und mathemat 
Probleme unter besonderer Berücksichtigung des elek 
rischen Antriebes. Im Anschluß an «ine Übersicht 
einfachen Grundbeziehungen zwischen Besehleunigun 


schwindiekeitsschaubilder zu entwickeln sind. Bei 


trieb der Förderanlagen. unter Zugrundelegung eines- 
bleibenden dynamischen Momentes, also auch mit‘ 
bleibender Beschleunigung und er genügen 
gtenechnet werden könne. .In den für die Praxis best 
Berechnungen genüge es in den meisten Fällen, die nae 
windung der Beschleunigungsperiode erreichte Gesch 
keit als gleichbleibend bis zum Beginn der V 
rungsperiode zu betrachten. = 

Weiterhin ist die Behandlune der Hrächertemo 
der Aufbau der Momentenschaubilder gezeigt, wobei 
wähnen ist, daß bei Förderanlagen unter Moment im ® 
Sinne das von den bewegten Massen herrührende und v. 
Antriebmaschine zu überwindende Moment zu versteh 
Auch wird die Gestaltung solcher Momentenschaubil 
deren Berechnung bei Anlagen mit zylindrischen Trom 
und Treibscheiben oder bei Anlagen mit konischen Trom 
bei eintrümiger oder doppeltrümiger Förderung vorge 
Es foleen die Momentendiagramme für Anlagen mit B 
oder für solche mit Köpescheiben, weiter Angaben fü 
Aufstellung von Leistungsschaubildern und über die E 
Der Leser wird dann ausführlich mi 
Gang der Berechnung von sanzen Förderanlagen unter 
rücksichtisung der verschiedenen vertrauf 
Im Schlußabschnitt ist kurz auf die Ermittelu 
Kraftverbrauchs und - ' Wirkungsgrades elektrischer 
anlagen eingangen. 

Den auf diesem Sondergebiete - der Technik tä 
gieenieuren ist das Buch ein wertvolles Hilfsmittel. D 
daß sich die Verfasser bei ihren Untersuchungen in 
dehntem Maße der Bildrechnung bedienen, wird 
besonders wertvoll. 


a Allgemeiner Tarif für die Befürderuhe von. 
Leichen und Tieren auf den polnischen Staatsbahnen 
auf den normalspurigen, im Staatseigentum stehenden 
bahnen und für Rechnung der Eigentümer betriebenen 
bahnen, gültig vom 1. Juni 1920. 

Nachdem der Verlag des „Alloemeinen Tarifa 


bereits im vorigen Jahre den neuen gemei 
Tarıf, Tel II. der  südslawischen Staatsbahn 
deutscher Sprache herausgegeben hat (vgl. N 


8. 894, 1920 d. Ztg.), ist er jetzt mit einer deutschen 
setzung des neuen polnischen Gütertarifs „efolgt. 
Vorwort wird auf die großen Schwierigkeiten hinge 
die nicht nur in sprachlicher Hinsicht, sondern 
wegen der nachträglich immer wieder erschienenen 
rungen dem Herausgeber entstanden sind. Trotz d 
‚wegen vielleicht noch bei der Ausgabe vorhandenen 
miekeiten ist diese Veröffentlichung äußerst wertvoll ı 


-Beförderungsbedingungen (Transportreg 
im zweiten Teil der alloemeinen und besonderen Tarif 
dann eine Güterklassifikation und schließ: 
Tarifsätze für die Eilgutklasse und die 7 allgemeinen 
klassen. Der Tarif ist in der Internationalen Verkau 


Inzwischen ist bereits ein erster. N schtrage zu dem 


Ergänzungen enthält. A 


= Übersichtskarte der Elektrizitäts- und Er - 
Nationalstaaten der früheren österreichisch-ungaris 


früheren österreichischen Länder. Verlag für Fachlite 


für Kriegswirtschaft des ehemaligen österreichisch-unga 


schen Arbeiten auch die vorgenannten beiden Übersic 
ausgearbeitet, Durch den Zusamn!enbruch Österreich 
wären diese wertvollen Unterlagen verlorengegang: 


zogen hätte, eine Sichtung und Herausgabe dieser Be 
zumehmen. Der Verfasser der beiden. Karten Haup! 
Techn. Viktor Stöger, der mit großer Mühe während 


'besonderts Verdienst erworben, da die Karten eine gu 
sicht über das bearbeitete Wirtschafisgebiet a 


> 


lie Aufnahme von amtlichen ‚Bekanntmachungen auf 


woch. vorm. 9 Uhr festgesetzt. 


sonbahndirektionsbezirk 


Mn Mit sofortiger Gültigkeit hat der Bahnhof Herms- 


Be, (Ostpr.) 


ug u führen. 


Erweiterung der Abfertigungs- 
efugnisse von Stationen. ge 


a 1. März d. J. wird der in kmst. 
91 der Strecke Marienburg- 
rschau ' gelegene Personenhalte- 
)  Kalthof für den Eil- und 
I ehtstückgutverkehr eröffnet. Güter 
Einzelsewicht von mehr als 100 ke 
bahnlagernd gestellte Güter sind 
eschlossen. (187) 
anzig, den 16. eier 1921. = 
Se für das, er 


Erweiterung der nn 
gnisse der Station Apollensdorf. 
ib Gültigkeit vom 15. März 1921 wer- 
die Abfertigungsbefugnisse der 


i und. ee a vechis der 


ne a: an- 
ssenen Werke und Lagerplätze 
ahin erweitert, daß auch Stück- 
gen von mindestens 2000 ke 
em Wagen -von einem Absender 
1. ‚en Empfänger abgefertigt wer- 
len können, jedoch sleichfalls nur nach 

den Ba Seeehiasenen N 
RR 


Eiesbadickln. ea: 5 


Cu 


zwischen Deutschland 
seits, nik - Schweden und 
egen anderseits. ‚Verbandsgüter- 
; arif Teil I, Abt. B. 

März 1921 treten Bestimmungen 
‚direkte Frachtberechnung für 


den. 15. Februar 194. 
Eisenbahndirektion, ö 
der Verbandsverwaltungen. 


E chaftliches Heft CIb (Stations- 
afeln usw.) — Tfv. 200. 

igkeit vom 21. Februar 1921 
n die im Verkehr mit den 
; der Braunschweig-Schönin- 
Bisenbahn zu erhebenden Frachtzu- 
ür die mehr als 30 km be- 


den Stationen Klein-Witten- 


De Se er 


. nahmeschluß für ‚die htlichen 
: Bekanntmachungen. 


lets erscheint, wird "die Schlußfrist für 


Änderung von Stationsnamen. 


an 'der Bahnstrecke Allenstein-Osterode Nr. -1V.° 
tpr.) die Dahnhofsbezeichnung „Hermsdorf-Schönfelde (Kr. 


lassen worden: 


Bunaschroihen der Geschäftsführenden Verwaltung 


sind er- 


- Nr. II 36 vom 14. Februar 1921 an'.dıe Mitglieder des Aus- 
schusses für technische Angelegenheiten, betreffend „Beson- 
deres Gemeralsekretariat für die technischen Angelegenheiten 
des‘ Vereins“ (abvesandt am 18. Februar d. J.); 

Nr. 111 39 vom 17. Februar 1921 an sämtliche V.ereinsverwal- 
tungen, betreffend Abstimmung 


über (die Beschlüsse des 


Satzunssausschusse® zu Ziffer VII und VIII der Niederschrift 


bruar d 


Königsberg | waltungen, 


1921 erscheinende Nummer des Tarif- 
anzeieers. Das alsbaldige Inkraft- 
treten der Erhöhungen gründet sich auf 
die vorübergehende Änderung des & 6 
der Eisenbahn-V'erkehrsordnung /R.-G.- 
Bl. 1914, Seite 455). — Auskunft «eben 
auch die beteilisten Güterabfertisunsen 
sowie das Auskunftsbüro, hier, Bah 
hof Alexanderplatz. 
Berlin, den 15, Februar 1921. 
Eisenbahndirektion. 


- Deutsch- nordischer Verbandsgüter- 
tarif, Teil I], Abt. B. 

Am 15. März d.J. tritt. ein Änderungs- 
und Ereänzungsheft in Kraft, das im 
wesentlichen die wichtiesten durch den 
weuen Deutschen Eisenbahn-Gütertarif, 
Teil IB vom 1. Dezember 1920 -be- 
dinsten Änderunsen und. Ergänzungen 
(meistens Erhöhunsen) enthält. 

Nähere Auskunft erteilt unser Ver- 
kehrsbüro. (175) 

Altona, den 15. Februar 1921. 

Eisenbahndirektion, __ 
namens der Verbandsverwaltungen. 


Doutsch-schwedisch nass essscher 
Gütertarif, Teil II, vom 1. Juli 1920. 
Am 15. März d. J. tritt ein Ausnahme- 


tarif 3 für bestimmte Eisen- und Stahl- 


waren, Glaswaren. für Papier und 
Pappe, Töpfer- und Steinzeugweschirr 
in Kraft. nach welchem die Fracht auf 
der nordischen Strecke nach einer der 
schvredischen und nerwegischen Binnen- 
tarifierunz entsprechenden niedrigeren 
Klasse als der für ee Güter in der 
Verbandsklassifikation - - vorgesehenen 


berechnet wird. 


Nähere Auskunft erleilt unser Veer- 
kehrsbüro. (177) 
Altona, den 15. Februar 1921. 
- -  Eisenbahndirektion, 
namens der Verbandsverwaltungen. 


ER Württembergischer 
‘ Güterverkehr. 
Ab 15. Februar 1921 wird die Station 
Obermenzine OR mit den um 3 km er- 
höhten, Entfernungen der Station 


‚München-Laim in den Tarıf einbezogen, 


München, 4. Februar 1921. - (179) 
Tarifamt b. Reichsverkehrsministerium, 
Zweigstelle Bayern in München, 


Binnen-Gütertarif für die vollspurigen 
Linien. Teil IL, Heft 2 
Am'‘i. März 1921 werden die Bahn- 


höfe Plagwitz-Lindenau Sächs. Stb. und 


.# 


SIT, 
“Nr. II 42-vom -18. 


E- Nr7 73, München, den 27/28. Januar 1921 (abgesandt am 21. Fe- 


Februar 1921 an sämtliche Vereinsver- 


. wird ; 
. (Sa.) eine Entfernung von 164 km ein- 


“ (Nebenbahn Vaihinsen 


betreffend Namensänderung des Vereins (abgie- 
sand am 21. Februar d. J.); 

18. vom 19. Februar 1921: an die außerreiehsdeutschen 
Vereinsmitglieder, betreffend die Zeitung des Vereins Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen (abgesandt am 21. Februar 1921). 


Amtliche Bekanntmachungen 


Plagwitz-Lindenau Preuß. Stb. zusam- 
menselest. Die Stationen, deren. Ent- 
fernunsen sich im Verkehre mit Plas- 
witz-Lindenau nach. unserer Bekannt- 
mäachung vom 30. Dezember 1920 um 
1 km ändern, sind aus unserm Veer- 
kehrsanzeiser zu ersehen, auch erteilen 
die Stationen Auskunft.  Gieichzeitig 
für : Plagwitz-Lindenau-Kamenz 
seführt. (178) 
Dresden, am 16. Februar 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion, 


- Wechselverkehr Sachsen-Bayern (pfälz. 
. Netz). Sachsen-Baden, Sachsen-Württem- 


berg, Tarifhefte 8, 9 u. 11B. 
- Mit sofortiser Gültiskeit werden bei 
den Stationen Leipzie: Connewitz (Tarif- 
hefte 8, 9 u. 11B), Reichenbach-Steegen 
(Tarifheft SB) und» Unteruhldinsen 
(Tarifheft 9 B)die Dienstbeschränkungs- 


zeichen gestrichen bzw. abgeändert. Am 


1. März 1921 wird die Station Leinfelden 
(Filder)-Lein- 
felden-Neuhausen (Filder), in das \Narif- 
heft 11 B einbezosen. Näheres ist aus 
unserem Verkehrsanzeiger und aus dem 
Tarifanzeigeer der vormalig Preuß.- 
Hessischen Staatseisenbahnen zu. er- 
sehen. (180) 
Dresden, am 15. Februar 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion, 
als geschäftsf. Verwaltung. 


Gemeinschaftliehes Heft CIb 
(Stationstariftafeln usw.) — Tfv. 200. — 
Mit - Gültiekeit vom 21. Februar 1921 
ab werden die Bestimmungen über die 
Erhebung von Frachtzuschlägen im Ver- 
kehr mit den Bahnhöfen der Westfäli- 
schen Landeseisenbahn seändert. Nä- 
heres enthält die am 21. Februar 1921 


"erscheinende Numn.er des Tarifanzei- 


wers. Das alsbaldiee Inkrafttreten der 
Erhöhunsen gründet sich auf die vor- 
übergehende Änderung ‘des S 6 der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung (R.-G.-Bl. 


‘1914, Seite 455). — Auskunft geben auch 


die beteilieten Güterabfertigungen so- 


‚wie das Auskunftsbüro, hier, Bahnhof 


Alexanderplatz. (183) 
Berlin, den 16. Februar 1921. 


Eisenbahndirektion. 


Güterverkehr bad.-schweiz. Übergänge- 
Schw®iz 

Mit sofortiser Gültiskeit werden ‚die 

Frachtsätze” des Sp.-T.. lila zwischen 


Basel Bad. Bf. und einigen in der Nähe 


Nr. 8 


von Schaffhausen, Singen und Kon- 
stanz gelesenen schweiz. Stationen 
etwas erhöht und die besonderen . Be- 
stiimmungen für die Linie Luzern- 
Brienz eeändert, Näheres in unserem 
Tarifanzeiser, (184) 
Karlsruhe, den 17. Februar 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


> 


Erste Donau-Dampfschiffahrts- 
Gesellschaft. 
Dokaleutertarıf-PREI PL APEB; 
Teil IL Teil III (Spezialtarif Nr. 1 
für die Beförderung von Ketreideus w.) 
und Teil IV (Spezialtarif Nr. 2 für 
dıe- Beförderune von Holz). Ände- 
runs der Verhältniszahlen 
zurErmittlune der Gebühren; 

Vom 1. März 1921 bis auf weiteres 
zelten foleende Verhältniszahlen; 
Zur Umrechnung auf Piennige .'. . 10 
österr Heller . 36 
Gechoslv. Heller -8 


” „ n 


n ” b>] 

= k „ Uüngar. Heller . 30 
5 n „ Lara, 22... 5,5 
ü Bahn 10 


Im übriren bleiben die "Bestimmunge en 
der Kundmachune (307) im  Verord- 
-nungsblatt Nr. 67 vom 10. Juni 1920 vor- 
läufie ungseändert in Kraft. 

Aufgehoben werden mit 1. März 921 
die Kundmachung (435) im  Verord- 
nungsblatt Nr. 102 vom 31. August 1020 
sowie der zweite Absatz der Küund- 
machung (446) im Verordnunesblatt 106 
vom 11. September 1920 - (betreffend ' 
Verhältniszahl zur Umrechnunz "auf 
Para). 

Zum Lokalegütertarif Pets #AHwS&B: 
sowie .zum. Lokaleütertarif 'Leil II 
werden in 
sichtlich mit Gültiekeit 
1921, Nachträge in Kraft 
Änderungen bzw. Ergänzungen eınzel- 
ner‘ Bestimmungen sowie teilweise 
Änderuneen der Gebührensätze ent- 
halten: werden. 

Der Tag der Einführung dieser Nach- 
träge wird noch sesondert veröffent- 
licht werden. (186) 

Wıen, am 20. Februar 1921. 


vom 1. April 
treten, welche 


Süddeutsch-österreichischer Verkehr. 

Tarif.für dire Beförderune von Gütern 
zwischen Stationen der Österreichischen 
Staatsbahnen usw. einerseits und -Sta- 
tionen der Lokalbahnen Reutte-Schön- 
bichl Reicherenze und Reichsrenze bei 
Grießen-Reutte (Mittenwaldbahn) usw. 
anderseits vom 1. Januar 1921. 

Erhöhung der Teilfrachtsätze 
Hellern sowie Ereänzungen und 
richtiguneeen des Tarifes. 

.A. Erhöhungen und Ergänzungen. 

Mit Gültiskeit vom 1. März 1921 bis 
auf Widerruf bzw. bis zur Durchfüh- 
rune im Tarifwege längstens bis 1. Fe- 
bruar 1922 treten teilweise Erhöhungen 
„ der‘ Teilfrachisätze in Hellern in: 
Kraft, u. zwi > = 

Um Kunfiıpe vom’ Hundert 
werden erhöht die Eil- und Frachtstück- 
gut-Klassentarife und die Artikeltarife 
Nr.49,.:6,2.11: 19, 719,214,715,-10, 016.3. 21, 
22.28, 23a und zwar für Gipsbauplatten. 
USW., Melasse, Rınde (Borke), 24, 25, 


in 
Be- 


der nächsten Zeit, voraus- . 


26,.27 sowie die besonderen Frachtsätze . 


für Salz, Rinde, rohe und Zement; 
Um Fünfundzwanzig 
Hundert wird erhöht der Artikeltarif 
Nr. 80; 
-Ym- Fünfzehn vom Hundert 
werden erhöht die Artikeltarife Nr. 18, 
und zwar für Gips, gemahlen oder ge- 
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vom. 


* 


e 
— 160 °— 


brannt, 


NT232, 

Bei Ermittlung der hiernach sich er- 
sebenden Teilfrachtsätze werden die im 
Endergebnisse entfallenden Bruchtbeile 
auf ganze Heller aufgerundet: 


Auf Seite 2 des Tarifes ist im Vor- 


worte erster Absatz, 3. Zeile, bei dem 
Worte ‚Tarifs“ ein „*)“ anzubringen 
und am Fuße der Seite als Anmerkung 
aufzunehmen: „*) Für den Verkehr mit 
der Station Brenner Übergane siehe je-. 


doch 11. Besondere Bestimmunsen unter 


C auf Seite 4 des Tarifs“. 


Auf Seite 4 des Tarifes. ist a 


Schlusse einzuschalten: 


„GC. Besondere Bestimmungen. 


für Brenner Übergang. 
- 1. Die Sendunsen werden mit inter- 


nationalen Frachtbriefen nach den Be- | 


stiimmuneen des internationalen Über- 
einkommens über den Eisenbahn-Fracht-- 


verkehr vom 14, Oktober 1890 samt allen . 


Nachträgen und Zusatzbestimmungen 
befördert, insofern in den nachstehen- 
den Bestimmungen nicht Abweichungen 
enthalten sind. 

9%. Die Sendungen wnterliesen in 
beiden Richtungen bis Brenner Über- 
eange für Fracht, Nebengebühren und 
Barauslagen ausnahmslos dem Franka- 
turzwanee. Die ab dieser Übergangs- 
station erwächsenden Frachten, -Ge- 
bühren, 


3. Die Belastune ne Sendungen mit 
Nachnahmen (Nachnahmen nach Ein- 


, gane und Barvorschüssen) sowie die 


Ansabe des Interesses an der Lieferung 
sind verboten.“ . 
B. Druckfehlerberichtigungen. 
Auf Seite 3 unter I (Alleemeine Be- 


stimmungen), ‚Ziffer 1, 4. Zeile, ıst 
„Seite 3 auf „Seite 4“ und auf Seite 6 
in . der - Anmerkung „Ba—5“ auf 


„B-a-—4° zu berichtigen. - 

Ferner ist auf Seite 6 beim Artikel 
Holz unter f) (Eisenbahnschwellen) die 
Ziffer „24” aus Spalte 6 in die Spalte 7 
zu übertragen. 

Auf Seite 7 ist in der Anmerkung 
unter *) „B—a—5“ auf „Ba=4 und 
auf Seite 8 beim Artikel Kraut die 
Ziffer „16a“ in Spalte 4 auf SIT abzu- 
ändern. 

Auf Seite 9 ist beim Artikel Zement 
unter b) hinzuzufügen: „oder unver- 
packt“ und die Ziffer „17“ in-den Spal-. 
ten 5 und 6 auf’ „24“ zu berichtiven, 

Auf Seite 10 ist bei dem Beispiel. 
unter 3b) die Fracht von „3030 K 60h. 


EDIT M 203% 
auf „3028 K50h und im Beispiel 5a): 


5235. M. 30: > “ 
die Fracht von „47 M 60 35“ auf „479 M 


60 3“ und .auf Seite:16 in der An- 
merkune. „Punkt 1% auf „Punkt. 2“ 
richtigzustellen. : u (173) 


Wien, am 12. Februar 1921, - 
Österreichische Staatsbahnen, 


. namens der beteiligten Verwaltungen. 


3. Verdingungen. kr . 

‘ Die Lieferune und Bearbeitung von 
rd. 10,50. cbm (730 m) Tannenrund- und 
Kantholz, 650 qm Schalbrettern und 
260 qm :einlaeriger Dachpappe für höl- 
zeıne Überdachungen von Träger- 
stapeln auf Bahnhof Tempelhof soll in 
einem Lose öffentlich vergeben werden. 


% 


% 


zum Düngen und Kalk, ‚ge- 
brannter, gemahlen zum  Düngen und 
. amts eingesehen werden, auch kö 


- den, 


det im Zimmer 17 zu vorbenannter 


Invalidenstr. 51. 


dingungsunterlagen und Zeichnu 


Auslasen und Zölle werden 
überwiesen. 


geben oder versiegelt und mit 


.1921. 


. werden. 


Zeitung des Veraik 
De Eisenbahnverwaltun 


Die Verdinsunesunterlasen könne 
Zimmer 3 des unterzeichneten Bet: 


Angeboishefte, soweit solche „ 
seen Zahlung von 7,80 4 
Kanzlei. Zimmer 60,. hierselbst. nr 02 

werden.‘ Die Beträre sind in bar 
zahlen oder porto- und bestellgeldfr 
(Briefmarken auszeschlossen) einzu 
senden. Die Angebote sind verse 
sen, mit der Aufschrift „Angebo 
Herstellung von Überdachuneen für 
Trägerstapel auf Bahnhof Tempe 
versehen, bis zum 18 März d. J. 
11 Uhr.nach hier einzureichen. Die 
nung der eingegangenen Angebote | 


in Gegenwart der etwa erschiene 
Bieter statt. Zuschlagsfrist 4 Woch 
Eisenbahn- Betriebsamt 10, BerlinN 


Dis Manerarbeiten einschl]; Tiefe un, 
der Baustoffe für das Stellwerk „Friw“ 
auf Bahnhof Friedrichstraße in Be 
sollen Öffentlich verdungen werden, 

Umfang des Objektes  ungefäh 
330-cbm umbauten Raumes. Die Vi 


lesen im Geschäftszimmer der u 
zeichneten Bauabteilung aus. Das 
„ebotheft: kann vom 22. Februar 1921 
zum Preise von 18 NM ge&en post- 
bestellveldfreis Bareinsendung de; 
trages bezosen werden. 
Kröffinung der Angebote am$. ‚März 

mittags 12 Uhr 
im Geschäftszimmer der  Bauabtei 
Die Angebote sind dort pünktlich ab 


senden, Zuschlagsfrist bis zum 1. 
Frist 


die Vertragserfüll 
5 Wochen. ‚Fe 


Eisenbahnbauabteilune Dre 
Berlin, Prinz- "Lowis-Berdinand-Str. 


Am 7.. März 1921, vormittaes 11 - 


für 


sollen öffentlich vereeben werden: & 


Waschbecken, emaıll., Beile, 
draufen. Bohrknarren,  Brustled 
Schrothämmer, Handhämmer, - S 


hacken, Platthacken. . Maßstäbe, Fl: 
und Kreuzmeißel, Handsägen, Fu 
schwanzsägen,  Erdschaufeln, - Schi 
schaufeln, «#is., Kohlenschaufeln ® 
‚Kohlenlader, Kohlenläffel, Müllse 
pen,  Vorhaneschlösser, Schrat 
schlüssel, verstellbare, Schraubenz 
Aktentaschen f. Zueführer, Wäs 
taschen aus Segeltuch, Kneifzan 
Flachzangen, Gasbrennerzangen, Rund 


Zangen, Kom binationszangen, Zwick 
zangen, _Kohlensch aufeln für Lo 
‚motiven, ‘Dornschlüssel, Messin 


hahnschlüssel, Waeenkratzen, Schla 
kratzen, Gashahnschlüssel für Loko 
tiven und Wagen. R 
. Bedingunsen und Zeichnungen ki 
in unserem chnungsbüro ein£ 
oder für 7 M 20 3 in bar von unse 
Zentralbüro — Zimmer 236 — 7 


Die Gegenstände, von ee Z, 
nungen gewünscht. werden, sind bei. 
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a. Die Propaganda für Ordnung und Leistung als industrielles Instrument. 
Bi Se | Von Dr. Hans A. Martens. 
3 Er Das Beste, was man tun kann, ist, in unserem eigenen Leben | Hier liegt alles Ziel der industriellen Propaganda. Sie allein 
= den alten deutschen Fleiß, der für weite Kreise zum Spott 


geworden ist, in Ehren zu halten und nicht zu verzweifeln. 

Denn trotz alledem bleibt mein gutes Zutrauen zu dem 

j Kerne der Nation unerschütterlich. 

a Heinrich.von Treitschke. 1876. 
Die politische Macht der seit Jahren von unseren Gegnern 
gegen unser Vaterland in allen Weltteilen betriebenen Kultur- 

| Se haben wir erst im Weltkriege und nach Friedens- 

 schluß in ihrer vollen Auswirkung zu erkennen vermocht, 

‚leider zu spät. Die kaufmännische Propaganda für den 

 Warenvertrieb, die Reklame, ohne die nur halbes Geschäft 

möglich ist, liegt der Erkenntnis des Durchschnittsdeutschen 

‚ schon näher. Aber notwendiger als diese ist uns eine Propa- 

 ganda für vernunftgemäße Denk- und Lebensweise, die sich 


| 


‚ über alle Wolkkschichten ausbreiten muß. Sie nur vermag die 
neue und dech so alte Arbeitsethik zu begründen, deren Teeil- 
 kräfte, gesteigerter Arbeitsertrag und gut entwickelter Ge- 
| meinsinn die Verbesserung der Lebensbedingungen bringen 
werden. Oder auf eine andere Formel gebracht: Arbeitsam- 
keit: und Sparsamkeit werden in mühsamen Jahren uns aus der 


‚Armut zum Wohlstand führen. Jenes in besseren Zeiten in 
‚ lebensleichter Auffassung so oftgesprochene Wort: „Was der 
| Mensch braucht, muß er haben“, gilt heute nur in Dr. Jennys 
‚ Umprägung: „Was der Mensch braucht, muß er — schaffen!“ 


‚vermag den Wiederaufbau Deutschlands zu beschleunigen, 


nachdem sie ihm die zuverlässige Grundlage geschaffen hat. 
Wer in der Seele des.Volkes zu Hause ist und in. ihr zu 
lesen versteht, weiß, wie Millionen über Millionen sich nach 
politischer Rube und Ordnung und fleißiger Arbeit mit aus- 
reichender Bezahlung sehnen, bereit sind, für alle diese Werte 
einzustehen, und — doch der nächsten Hetzrede eines ge- 
schickten Redners oder einem die politische und wirtschaft- 
liche Kindheit des Durchschnittsdeutschen gerissen ausnützen- 
den Aufsatz rettungslos verfallen. Wenn man selbst die 
dumpfe Verzweiflung der Erwachenden kennt, sie wie ein 
schwankes Rohr von Irrlehren zu verständigen Gedanken, von 
krassem Materialismus zu edler Berufs- und Lebensauf- 
fassung unstät sich neigen sieht, so meint man, es muß Tag 
und Nacht ein Heer wahrer Volks- und Menschenfreunde am 
Werke sein, um sich einer Lebensaufgabe als Werber für 
Ordnung und Leistung zu widmen. Nicht selten habe ich die 
große Enttäuschung einzelner aus den werktätigen Volks- 
schichten, die mir ihr Vertrauen schenkten, miterleben dürfen : 
die Erteuchtung, daß hinter allen Schlagworten des Tages 
nur gleißender Schein der Versprechungen, aber kein wahres 
Licht des Heils schimmert, ‘bedeutete für mich in dunkelster 
Öds der Gesenwart ein Aufleben, einen Strahl der Hoffnung, 
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und manche Stunde lehrreichen Gedankenaustausches mit 
politischen Gegenfüßlern. ließ die hier eg Gre- 
danken beranreifen. 

Viel Aufklärungsarbeit ist in allen Volksschichten zu 
"leisten; denn der Kern der hier zu Buche stehenden. Propa- 
ganda ist der Kampf gegen die Phrase und der Kampf für 
die Verbreitung der ‚Wahrheit. Nur soll man nicht glauben, 
in Hochmut und Dünkel befangen, daß nur die unteren Volks- 
schichten der Aufklärung bedürftig wären. Das wäre schon 
der erste unverzeihliche Fehler mit dem Todeskeim für den 
Erfolg. Bis weit in die Oberschichten hinein fiehlt es an einer 
Kenntnis dessen, was nottut. Man soll auch nicht glauben, daß 
über den Umweg der „Hebung der Allgemeinbildung“ durch 
Volkshochschulkurse Nennenswertes und vor allem, worauf 
es ankommt, in kurzer Zeit Ersprießliches ‚erreicht wird. Es 
liegt mir fern, die Bemühungen von Volksfreunden und amt- 
lieben Stellen zu verkleinern, die auf diesem Wege zum Ziele 
zu kommen versuchen. So umentbehrlich gewiß Literatur und 
Kunst zur Erziehung zu idealer Lebensauffassung ist, die 
unserem Volke in der schweren Enttäuschung nach beispiel- 
losem, vereeblichem vierjährigem Ringen fast ganz verloren 
gegangen: ist, so sicher steht doch fest, daß der krasse Nütz- 
lichkeitsstandpunkt (nicht zu verwechseln mit ödem. Genüß- 
lingstum) nachdrücklich betont werden muß bei allen Be- 
mühungen um die Volksbildung. Weil wir bettelarm sind. 
Die Erziehung zu selbständigem, politischem und wirtschaft- 
lichem Denken, zur Schlichtheit in der Lebensführung, zur 
Sparsamkeit aus dem eigenen Geldbeutel und aus den geschäft- 
lichen und öffentlichen Kassen hilft uns mehr als die B>- 
schäftigung mit den. schönen Künsten, die doch nur die Stun- 
den der Muße ausfüllen sollen. Aber den Müßiggang können 
wir uns im weltwirtschaftlichen Streit nicht leisten in einer 
Zeit, wo jede Nachricht aus dem Lager unserer Gegner uns 
zur Anspannung aller Kräfte und zur Verlängerung unserer 
täglichen Arbeitszeit ‚anspornen sollte; denn „time means 
money“. Die strenge Abgrenzung des Lebensnotwendigen 
vom Lebensangenehmen muß unermüdlich in das deutsche 
Volk eingehämmert werden. Denn wie lange soll es noch 
‚dauern, bis unser Volk in seiner Gesamtheit die Nichtigkeit 
alles dessen begreift, was es an nichtswürdigen Schiebern mit 
so neidischen Augen sieht und so heiß begehrt, angefangen 
mit der unvermeidlichen Zigarette, die schon jeder deutsche 
Hosenmatz zwischen den. Lippen haben muß, bis zum Neger- 
schmuck an.den Fingern und Handgelenken, ohne den man 
in keine Diele gehen kann, wo man für elenden Surius immer 
ein paar schmutzige Lappen in der wohlgefüllten Brieftasche 
bereit hat. Um am andern Morgen mit Männerstolz für Ge- 
halts- und Lohnerhöhung einzutreten. Wie lange noch? Wann 
wird endlich die Erleuchtung dämmern, daß wir bettelarm 
sind und uns nur wieder großhungern und 
können wie einst in friederizianischer Zeit? Unerbittlich muß 
das Evangelium der produktiven Arbeit und der Sparsamkeit 
gepredigt werden, unaufhörlich müssen die Wirtschaftszu- 
sammenhänge — selbst für die einfachsten fehlt jedes Be- 
greifen in weitesten Kreisen aller Bevölkerungsschichten — 
in breitester Öffentlichkeit besprochen wierden. 

Jeder, der sein Land und Volk liebt, muß an dieser Propa- 
ganda für Ordnung und Leistung mithelfen: unbeirrt um 
Gunst und Beifall oder Abneigung der Amtsgenossen und 


‚Arbeitskollegen muß er an dem Zielgedanken festhalten, ihnen 
in Wort und Tat Ausdruck zu verschaffen suchen; unbiegsam 


wie ein in die Erde gestoßener Speerschaft muß sein Urteil 
über „Arbeits und spare‘ dastehen. Wienn auch bis zum Über- 
druß seit dem für uns unglücklichen Ausgang des Weltkrieges 
zu Arbeit und Sparsamkeit ermahnt worden ist, so steht doch 
fest, daß alles Ermahnen nur geringen Erfolg gehabt hat. 
Folgt daraus die eiserne Pflicht der Weitenermahnung; denn 
nichts ist verkehrter als die Biedermeieransicht, das Gute und 
Notwendige werde sich schon allein durchsetzen. _ 

Alle diese Wiederaufbauwerbearbeit steht hoch über den 


Kreisen der Bevölkerung, die es ernst meinen mit des Va 


 Partei- und Cliqwentum begründet hat und aufrechterh 


‚Par tei sind.“ 


' Verstehen zu untergraben sich bemühen, die wachsa 
Männer dürfen nicht müde werden, das Gegenfeuer an. 


deutsche Volk, wissen wir Eisenbahner am besten. 


großarbeiten 


: erben breitet eich aus, ein Zeitungshetzartikel, 3 
tausend Augenpaaren | 
‚Köpfe. 
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politischen Parteien, so daß die gemeinsame Arbeit aus alle 


landes Ertüchtigung, selbstverständlich ist. Die W 
„klassenbewußtes Proletariat“ und Bürgertum müssen & 
gehen in dem eimen Wort „nationalbewußtes Volk“. 
dies zum Teil Verbedingung für ein gutes Gelingen sein, 
sie nicht vorhanden ist, muß gewiß eins der Endziele 
die Überwindung der unseligen Klassenfremdheit, die ja un 


„Bs ist ganz in der Ordnung und unvermeidlich, daß wir 
nach Parteien trennen. Aber wehe ups, wenn wir nicht 
erst Amerikaner und erst an zweiter Stelle Anhänger | 
Wann „werden die Deutschen den Sinn 
im Jahre 1902 von Roosevelt im Lande der Sterne und St 
an seine Mitbürger gesprochenen Worte beherzigen? Mö 
die Wege auch mannigfach auseinandergehen, die Ansich 
im Fließen sein, so gibt es doch nur einen leuchtend 
Pharus am Meere des natfonalen Lebens: des Vaterland 
Wohl. ‚ < 2 E 
Die Werbearbeit für Ordnung und Leistung an erster Stellk 
in die Industrie zu verlegen, folgt aus ihrer Ubsraces em 
Stellung in der Volkswirtschaft. In ihr strömen die M 
zusammen, mit Kopf und Hand Werte schaffend und a 
lehrung und Aufklärung bedürftig, nach ihnen suchend. 
der Werkgemeinschaft ist am leichtesten die persönliche F 
lung, auf der sich das Vertrawen. aufbaut, herzustellen. D 
wird ein Vortrag mit Aussprache belebender, nachhalti 
wirken, als in der Fremde des Vortragssaales mit beliebig | 
zusammengewürfelter Zuhörerschaft. So kann man sageı 
daß die Werbetätigkeit in den Industriewerken, von Leit 
und Arbeiterwertretung gemeinsam aufgenommen, die Ke 
zellen für Arbeit und Leistung bilden wird, die sich 
lebensfähigen Ganzen aneinander krystallisieren werden. 
den Industriewerken, überhaupt in- allen großen Betrieb: 
des Handels und Verkehrs nur ist jene erfolgverspreche 
Arbeit möglich, die Plato in so wundervoller Weise „S 
in der Seele“ genannt hat. Wenn auch immer wieder Kr. be 
offen und heimlich am Werk sein werden, die gemeinsan 


zünden und zu unterhalten und die. Hoffnung auf ein | 
schlagen des Windes nicht verlieren. Daß die Eisenbal De 
mit ihrem Heer von Beamten und Arbeitern, in ihrer Vorran 
stellung im Wirtschaftsleben, in erster Kampfreihe für Or 
nung und Leistung zu finden. sein müssen, weiß das ga 


"Bei der Umsetzung der Werbegedanken in die Tat taue 
zwei Fragen auf: Wie weit soll der Rahmen der Werbearb: 
gespannt werden, und in welcher Weise soll praktisch 
worben werden, d. h. welches sind die Werbemittel per: 
lieher und sachlicher Natur? Die Werbearbeit zerfällt in d 
nach großzügigem Programm aufgestellte und in die an 
von Tagesfragen von mehr örtlicher Bedeutung zu leist 
N Seren: Ein Gerücht, gewollt ur 


gierig verschlungen, beunruhigt 
Alles dies ist geeignet, die Ruhe und Ordnung 
Werk zu stören, verführt zu überflüssigem Geschwätz 

Stello des Schaffens, vermindert die ig m 


Gerüchte nachgehen, sie, - wenn nö deren A 
schriftlich festnageln, das Äußerste aus dem Geschwätz h« a 
holen, die Wahrheit erschürfen und den Befund der zustä 
digen Stelle zur Schlußbehandlung zuführen. Bei dieser , 
wird sich zeigen, was der Betriebsrat unter Mitarbeit vers 
Sachverständig und charakterfest, wie er sein muß, bes« 
um der Arbeiterschaft Ansehen und Wohlergehen un 
Werkes Gedeihen, sinnend, im kleinen es 
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amm Sein. 

Propaganda in unserem Sinne Er Erziehungsarbeit. Wie 
sorgfältig zusammengestellte Bücherei die Leser- 
ge einde im Sinne der gedruckten Gedanken still und unmerk- 
lich beeinflußt und zum Nachdenken annegt, so wird äußerlich 
| ihr Bücherverzeichnis die Erziehungsrichtung erkennen 
lassen. Die einzuleitende Propaganda wird in gleicher Weise 
nach festumrissenen. Riehtlinien zu leiten sein. Zwei Haupt- 
ruppen lassen sich in ihr unterscheiden: In der ersten die 
stellung des einzelnen als Staatsbürger zu Land und Volk 
ind als Hausvater. In der zweiten Gruppe der einzelne als 
erufler. Dort als Ziel die Hebung und Pflege des Gemein- 
‚ das Sicheinfühlen in die Verantwortung für die Fa- 
lie, im engeren und für das Volk im weiteren Kreise, hier 
Ziel die Bereicherung des Fachwissens und Könnens neben 
der Vertiefung des Verständnisses für den Beruf. Bleibt Zeit 
ig und liest das Bedürfnis vor, so mag für die Stunden 
oher Erholung gesorgt werden: Vorträge über Natur und 
Kunst, Pflege des Männergesangs und der Orchestermusik 
' versöhnenden Ausgleich der Klassenunterschiede und zur 
wicklung des Werksinns in der Aufmachung heiterer Ge- 
liskeit. Man wird verwundert ausrufen: „Das alles sollen 
‚wollen ja die Volksbildungskurse und: Volkshochschulen 
isten.“ Diese mögen ruhig ihre Ziele erstreben. Aber so- 
nge allzuviele weltfremde (das Programm vieler Volks- 
ldungsabende zeugt für die. Weltfremdheit der gutmeinenden 
olksbeglücker) Philologen, Pädagoxen-und Künstler in. ihnen 
en und lehren, die die Bedürfnisse des Volkes nur wenig 
nnen, die kaum einem Arbeiter die Hand geschüttelt und 
ir ‚selten die werktätige Bevölkerung bei der Arbeit aufge- 
t haben, wird alles Mühen bei bestem Willen umsonst 
in. Sicherlich müssen Fachgelehrte ihre Wissensgebiete vor- 
‚gen, und auch bei der Werbearbeit im kleinen Rahmen der 
zelnen Werkgemeinschaft kann man ihrer nicht entraten. 
amit kommen wir zur Hauptfrage: Wer soll die Werbearbeit 
ten, und wer soll Werber sein? Darauf gibt es nur eine 
ntwort: Leiter der Werbearbeit kann nur der mitten in. den 
nternehmungen stehende, Fachmann sein; für die Industrie 
schließlich Eisenbahnen der ana Er, der 
täglich. mitten unter den Männern der schaffenden Hand 
ht und am besten weiß, wo sie der Schuh drückt. 


Venn auch nicht wi Run Beet ist, so steht doch 


eier ER mit der Päiebechaf ne. an 
ihren. Nicht mebenamtlich kann die, Leitung dier Propa- 

ıda, betrieben. werden, denn zu ihr gehört eine volle Arbeits- 
Eine ‚besondere Stelle ist zu schaffen und mit reich- 


r zu en unbeugsam an ihren! a Sıeg 
üben. Wenn man den eindrucksvollen Propagandarednern 
lächerliche Arsikel in ee Straßen Berlins zuhört, was 


bange sein, daß Beh Naturen ich Befähigung auch in 
Betrieben. finden lassen. Und letzten Endes und allen 
tes kann man jene Anpreiser als letzte Reserve für 
10 Zwecke betrachten: Sie würden ihre Sache auch in 
Anderter Rolle Au er wenn ihr Beier mit dem 


ersticken müßte. 
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gehören natürlich wissenschaftliche Sendboten auf die Redner- 
bühne, und es wird der Propaganda- "Leitung obliegen, diese zu 
gewinnen. 

Für große Verwaltungen mit vielen Betrieben wird eine 
gewisse Einheitlichkeit und Stetigkeit in der Propaganda für 
Ordnung und Leistung wünschenswert sein. Nur darf dies 
Bestreben nicht dazu führen, die Propaganda in die Eisen- 
bahn-Normalie hineinpressen zu wollen, die mit vielen gutge- 
meinten Weisungen von der Zentralstelle und ebensovielen 
Bierichten von unten nach oben jedes frische Regen endgültig 
Richtlinien in weiten Umrissen, und alles 
übrige den leitenden Beamten der einzelnen Gheschäftsbe- 
reiche überlassen, das ist die Parole, die zum Erfolge führt. 
An ihnen Früchten werdet ihr sie erkennen! Nämlich in wel- 
chem Maße Ordnung und Leistung, Sparsamkeit und Arbeit- 
samkeit in den ‚Betrieben. wiederkehrt. 

Nichts vermag die Wucht des gesprochenen. Worts zu 
übertreffen. Und doch vermag ses nicht immer alle Ohren zu 
erreichen, die zu hören bereit sein müßten.. Und nur zu ft 
blesbt es Schall und Rauch; vermag wohl in der Gunst des 


 Augenblicks mit een) aber gegen die nach dem Vor- 


trag herankriechenden Gegenkräfte kann das in ihm gespro- 
chene. Wort nicht mehr wirken. So kann die serfolgheischende 
Propaganda des gedruckten Wortes — und Bildes — nicht ent- 
raben: „Was man schwarz auf weiß besitzt, kann man Kgiebrost, 
nach Hause tragen.“ Um es noch einmal in nachdenklicher 
Stunde allein oder im Kreise der Verwandten und Bekannten 
durchzugehen. Deswegen ist es eine gute Gewohnheit mancher 
Kanzelredner, ihre Ansprache der Gemeinde gedruckt für bil- 
liges Geld oder umsonst mit auf den Weg zu geben. Und 
nie habe ich mehr bedawert, daß ein gesprochenes Wort nicht 
im Druck festgehalten wurde, als nach jenen Weihnachtsweihe- 
worten, die mein damaliger tveuer Mitarbeiter und! Ausschuß- 
obmann über „Arbeit und Liebe zu den Brüdern“ in der 
Werkkantine 1.4. 1919, aus dem Herzen zu den Herzen kom- 
mend, gesprochen hatte. 

Daß die Propaganda durch die Tageszeitungen und Ge- 
werkschaftsblätter mit ihren Unterhaltungsbeilagen sowie 
Fachzeitschriften. sprechen muß, bedarf keines Beweises. In 
leidenschaftsloser, ruhiger Sprache wird sie teils belehnrend, 
teils unterhaltend im Wurf Hegende Tagesfragen beleuchten, 
ärrtümliche Auffassungen, aufreizende Schlagworte energisch 
bekämpfen, wo ses nottut, die geschichtliche Entwicklung ohne 
gelehrten Bombast en immer vornehm und volkstüm- 
lich-verständlich in der Ausdrucksweise, frei von ätzender, 
bissiger Polemik. Die besten Schriftsteller von Ruf aus Pol- 
tik, Volkswirtschaft und Technik, bahneigne und bahnfremde, 
werden: gerade gut genug sein, um mit treffsicherem Wurf 
den Lasso zu schwingen, der die Köpfe und Herzen der Leser 
einfangen wird. In nachahmenswerter Weise wird in den 
Fabrikzeitungen einiger Industriewerke wirksam für Ordnung 
und Leistung geworben. Die Aufsätze, z. T. im Werk verfaßt, 
z. T. anderen Zeitschriften entnommen, machen durch ihre 


‚ beichtverständliche Sprache und ihre Kürze tiefen Eindruck. 


Die Eisenbahnen haben: die Absicht, eine Werkzeitung zu 
schaffen; die guten. Vorbilder erleichtern: diese Aufgabe. 
Nicht selten sind die Anlässe, wo die Aufklärungs-Propa- 
ganda mit größter Beschleunigung einzusetzen. hat, Ergebnisses 
‚wichtiger Verhandlungen in Lohnangelegenheiten, mit Span- 
nung erwartete Entscheidungen auf Anträge gehören z. B. 
hierher. Dabei muß sie, wie immer sachlich zuverlässig, 
packend in der Darstellung bleiben. Denn ihr Losungswort 
muß auch hier sein: Nicht übertölpeln, um «einen Augen- 
blickserfolg zu ‚erzielen, sondern. überzeugen, um Dawerfrucht 
zu ernten! Neben kurzen mündlichen Erläuterungen ist das 
Flugblatt das geeigmetste Werbemittel, das schnell vor die 
wartenden Augen kommen muß. Das übliche Schnecken- 
tempo des behördlichen Amtsschimmels, von an der Be- 
schleunigung gänzlich uninteressierten Beamten geritten, ist 
hier nicht brauchbar. Alles muß in den Händen der Propa- 


- ein Betriebsverlust für 
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ganda-Männer bleiben, vom ersten Entwurf der Veröffent- 
lichung bis zu ihr selbst. Fernsprecher, Teelegraph und Buch- 
druckpresse — mit Schaudern denkt man in diesem Augen- 
blick des beliebten „Umdrucks“, der langsam und mit jedem 
' Blatt unleserlicher werdend „mebenamtlich“ angefertigt wird 
— werden. ausgiebig benutzt: In wenigen Stunden ist die Be- 
kanntgabe möglich, früher als durch die Großorganisationen 
der Arbeitnehmer, die zumeist den Vogel abschießen. 


Ein wertvoller Bundesgenosse ist dem gesprochenen und 


gedruckten Wort das Bild. Die Geschäftsreklame bedient sich 
seiner seit langem ausgiebig, und die Psychologie hat sich 
der Erforschung ihrer Grundlagen in .den letzten, Jahren be- 
mächtigt. So liegt der Gedanke nahe, für den Entwurf des 
Propaganda-Bildes für unsere Zwecke sich die Mitarbeit von 
Reklamefachleuten zu sichern. ‚Erst verhältnismäßig spät, im 
Weltkriege, ist in Deutschland in. breitener Öffentlichkeit das 
Bild zur Erläuterung weltwirtschaftlicher Vorgänge und Zu- 
stände von den amtlichen Stellen verwendet worden. Amerika 


Das Eisenbahnpostgesetz von 1875 und die deutschen Privateisenbahnen. 


Von Eisenbahndirektor 


Die in Preußen selesenen Privateisenbahnen werden für 
ihre Leistungen für die Zwecke des Postdienstes auf Grund 
des Eisenbahnpostgesetzes aus dem Jahre 1875 entschädigt. 
Diese Vergütungssätze deckten schon vor Ausbruch des 
Krieges nicht annähernd-die reinen Selbstkosten der Eisenbahn- 

verwaltungen, und die Priyateisenbahnen strebten daher schon 
seit Jahren eine Erhöhung dieser nicht mehr zeitgemäßen 

Sätze an. 

‚Während des Krieges ei nach demselben mußten auch dıe 
Privatbahnen zu wiederholten, durchgreifenden und einschnei- 
denden Tariferhöhungen schreiten, um das Gleichgewicht zwi- 
schen Einnahmen und Ausgaben herzustellen. Nur eine, unter 
normalen Verhältnissen weniger ins Gewicht fallende Ein- 
nahmeqwelle blieb ganz unberechtisterweise und ohne Veer- 
schulden der Privatbahnen von dieser Erhöhung verschont; 
die Entschädigungssätze für die Leistungen für Zwecke des 
Postdiensties, Und doch ist heute, nachdem zahlreiche Privat- 
bahnen am Hungertuche nagen, ständig weitere Betriebsein- 
schränkunsen und Stilleeung ganzer Bahnstrecken verfolgen, 
auch die Frage der Erhöhung der postseitigen Vergütungs- 
sätze von ausschlaggebender Bedeutung. 

Ich möchte zunächst an Hand praktischer Beisgiele den 
Nachweis erbringen, wie sich die tatsächlichen, der Eisenbahn- 
verwaltung entstehenden Selbstkosten des Betriebes zu den 
von der Beichspostverwaltung gezahlten Gesamtvergütungen 
stellen. Die Betriebsausgaben eines in der Mark Brandenburg 
sielegenien, rd, 40 km Streckenlänge umfassenden, in sich abge- 
“ schlossenen Nebenbahnnetzes stellten sich im Bechnungsjahr 
1919/20 auf 1514953,36 M, bei einer Leistung von 3234 939 
Nutzachskm macht das 0,468 A auf ein Nutzachskm aus. 

Für die Reichspostverwaltung wurden 155 000 Nutzachskm 
geleistet, wovon 54,25% (Verhältnis der benutzten Wagen- 
zur Gesamtwagenlänge 83 : 15,3 m) auf die Reichspostver- 
waltung entfallen. Für die Reichspostyerwaltung beträgt der 
Betriebsaufwand demnach: 


0,468 .155 000. M 
5425 % 
Vergütet wurden für den Postpäckereiverkehr, Lauf- und Zeit- 
mieten einschl. der Kosten für "Beleuchtung der Postabtbeile 
im BRechnungsiahr 1919/20 insgesamt 777,01 SA, so” daß sich 
wen in Höhe von 38575,94 M 
ergibt. 


Bei dieser Berechnungsart der durchschnittlichen Betriebs- 
kosten ist, — das sei besonders hervorgehoben — die Ver- 
zınsung des Anlagiekapitals gänzlich außer Betracht »„e- 
blieben und nur die Ausstattung des Erneuwerungsfonds be- 
rücksichtigt. _Der oben: errechnete Betriebsverlust stellt also 
die der Eisenbahnverwaltung tatsächlich entstehenden reinen 
!Betriebsselbstkosten dar. Infolge der sprunghaften Steige- 
rung der Materialpreise, Gehälter und Löhne haben: sich die 
Betriebsausgaben während des sanzen Jahres 1920 weiter in 
aufsteigender Richtung bewegt; dadurch mußten sich natür- 
lich dire von der Privatbahn aus den Leistungen für Zwecke 
des Postdienstes aufzuwendenden Selbstkosten weiter ver- 
höbhen. In der Zeit vom. 1. April bis 31. Dezember 1920 
wurden — wieder ohne Verzinsung 


—=39 352,95 M; 


liche Eingehen in Begreifen und Gedächtnis. “Für veränd, 


ganda im Entwurf vor sich. Und nun Ihr, Maschineningenieu 


- Widerstrebens bald nz an sich ziehen. 


Wünsch, Finsterwalde 


:1,186 MN für 1 Nutzachskm verausgabt, wovon 116250 Nı 


- gleichem Maße wıe die Reichsbahnen. dienenden Privatibahn 


' minister vertvieben. 


des Anlasekapitals — 


“ 


muß in der Bildteklame ae eorbsldlichen Meister genommk ı 
werden: das Burlesk-Bizarre gibt dem Bild auf wahrhei 
treuer Grundlage erst die richtige Durchschlagskraft, das lieb- 


liche Zahlenreihen bleibt natürlich die mathematisch-ert 
Schaulinie das beste Hilf; smitbel der Statistik. 


Mehr ist nicht nötig zu sagen. Wer sehen will, der si 
das Gebäude der geplanten, so dringend notwendigen Pro 


und Betriebsräte von Industrie und Eisenbahn, die ihr e 
Volk und Vaterland mit ganzer Seele liebt, werdet zu Bau- 
leuten an jenem Gebäude. Heraus vor die Front! Greift in 
flammender Begeisterung zu, und laßt euch nicht entmutige 
durch anfänglichen’ Widerstand oder Mißerfolg. Jedes Re 
muß erstritten werden. Hat man erst die Katze mit siche 
Griff am Schwanz gepackt, so wird. man den Balg trotz al 
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3487 719 M bei einer Leistung von 2940199 Nutzachskm 0 


achskm auf die Reichspostverwaltung entfallen. Das ergibt: : 


116 250 .1,186 M 
54,25% 


päckereiverkehr usw. in dem ten Zeitraum ins 
samt 582,75 M, so daß für diese meun Monate ein Betriebsver 
lust von 74 213,08 M verbleibt. Diese 40 km lange Privatbz 
hat also für die Zeit vom 1. April 1919 bis 31. Dezember 1 
— also 1% Jahre — einen .Betriebsverlust in Höhe 
112 789,02 M zuzüglich der aufgelaufenen Zinsen zu bue 
der von der Reichspostverwaltung erstattet werden müßte 

Es liegt auf der Hand, daß den Privat-Eisenbahnverwaltun- 
sen nicht zussemutet werden. kann, diesen unhaltbaren Zust: I 
weiter zu ertragen und sich zu Leistungen auf Grund ein« 
Gesetzes für verpflichtet zu halten, das als gänzlich veral 
und den heutigen Zeit- und Teuerungsverhältnissen in kein 
Weise Rechnung tragend angesprochen werden muß. Man 
denke: 11414878 M Selbstkosten : der Eisenbahnverwal 
stehen 1359,76 M Einnahmen gesrenüber. Mit anderen Wo 
die Reichspostverwaltung bezahlt anstatt 100% der Sel 
kosten nur ca. 1,2% und bleibt rd. 98,8%, was bei einer e 
länge von rd. km|, wie vorstehend errechnet, in 1% J. 
112 789,02 M ausmacht, der Eisenbahnverwaltung schuldig 


Auf der anderen Seite liegt es doch im ureigensten Inte 
esse des Postfiskus selbst, die dem Volkswirtschaftsleben : 


7 795, 83 St. Vergütet wurden für den P st: 


lebensfähig zu erhalten. Dazu verlangt die Gerechtigkeit 
meinwirtschaftlicher Tarifbildung, daß kein Gut auf Kos 
eines anderen Gutes befördert werden darf, daß also 
destens nicht absichtlich und dawernd eine Beförderung un 
den Selbstkosten stattfindet. Dieser im Eisenbahnwesen gelb 
Grundsatz wird doch auch — das beweisen die wiederho 
Erhöhungen des Posttarifs — von dem Herrn Reichs 


Dis Priyatbahnen sind der Ansicht, daß für ihre Leistun 
für Dritte mindestens die reinen Selbskosten vergütet wer: 
müssen, und daß dem entgegenstehende Abmachungen 
Verträge, weil sie auch nach kaufmännischen Grundsätze 
gegen Verkehrssitte und BRechtssefühl verstoßen, null 
nichtie sind. Dieser Rechtsstandpunkt, der neuerdines a 
von der Reichseisenbahnverwaltung mit allem Nachdruc 
aller Schärfe den Privatbahnen gegenüber zum Ausdrue 
bracht wird, muß gerechterweise auch den um ihre Exi 
schwer ringenden Privateisenbahnen ihren Interessen 
oegenüber zugebilliet werden. Denn für die Private 
bahnen ist auch die Reichspostyerwaltung — darüber beste 
kein Zweifel — Interessent, wie jeder andere. Die Rei 
eisenbahnverwaltung, auch dieses verdient hervorgehobe 
werden, ist entschlossen, bei Verlängerung von Verträgen: 
sich für etwaige Betriebsverluste für die zurückliegend 
triebszeit schadlos zu halten und nur unter dieser Bedi 
zu weiteren Leistungen für Dritte bereit. S 


Aufgabe der Reichspostverwaltung bzw. der gesetzgebend dx 
Körperschaften wird ıes Sein, schnellstens Mittel und vn P 
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finden, um die zahlreichen, von den verschiedenen Privatbahn- 
erwaltungen geltend gemachten. Forderungen auf Ersatz des 
tstandenen Betriebsverlustes zu begleichen. In zweiter Linie 
ssen dann die vernichtend wirkenden, geradezu vorsint- 
tlichen Entschädigungssätze durch neue dergestalt ersetzt 
rden, dB - 

1. für den Postpäckereiverkehr die jeweilige in Geltung be- 
_ findlichen Stückgutsätze des öfftentlichten Verkehrs, 

2. für Lauf- und Zeitmieten eine für das Nutzachskm festzu- 
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io Schadensersatzansprüche seven die Eisenbahn wegen 
schädigungen von Fässern und Vierlustes der in den Fässern 

haltenen Flüssigkeiten haben sich in der letzten Zeit un- 
ewöhnlich vermehrt. Diese Erscheinung läßt sich nicht als 
ällix bezeichnen. Sie muß eine bestimmte Ursache haben. 
s Publikum und zum Teil auch die Gerichte neigen dazu, 
artige Erscheinungen aus «einer rohen Behandlung der 
ter durch die Eisenbahnbediensteten in der. in Betracht 
ommenden Zeit herzuleiten. Wenn man aber Gelegenheit hat, 
ltere Prozeßakten und ältere Gerichtsentscheidungen durch- 
esen, so wird man finden, daß das Publikum vor 10 oder 
15 Jahren genau so über die „neuerdings“ eingetretene lieb- 
re Behandlung der Güter durch die Eisenbahnbediensteten 
klagt wie heute. In der Behandlung der Fässer auf der Eisen- 
jahn kann somit die Ursache der ganz außerordentlichen Ver- 
hrung der Ansprüche dieser Art nicht liegen. 


t zu erfahren, ob die Beobachtung auch sonst gemacht 
ist die Ursache der Häufung der Schadensfälle in der 
schlechterung des Faßmaterials zu finden. Die Her- 
Nlungskosten und damit die Preise für Fässer sind so außer- 
ntlich gestiegen, daß der Handel die gebrauchten Fässer 
zum äußersten ausnutzt und sie auch dann noch benutzt, 
‘sie früher bereits längst als unbrauchbar verworfen 
n. Bei neuen Fässern bewirken die gesteigerten Kosten. 
Materials und der Herstellung minderwertigere Arbeit, 
wendung seringwertigeren Holzes und Sparen an Material. 
Fässer sind: infolgedessen den Anforderungen, welche die 
enbahnbeförderung an sie stellt, nicht so gewachsen wie 
früher. Daß diese Verhältnisse und nicht die Behandlung 
yährend der Eisenbahnbeförderung die Ursache der Schadens- 
‘sind, ergibt sich auch daraus, daß die Häufung der 
densfälle nicht in der ersten Revolutionszeit, in. der aller- 
"auch auf der Eisenbahn manches drüber und drunter 
ing, eintrat, sondern erst jetzt einsetzte, nachdem die Aus- 
kung der — etwa im Winter 1919 — sprunghaft in die 
he seransienen Rohstoffpreise insbesondere Holzpreise, im 
verblichen Leben fühlbar wurde. Die Geschäftswelt spart 
tdem an dem Faßmaterial nach Möglichkeit. Die Verluste, 
notwendigerweise infolgedessen. bei der Beförderung von 
issiokeiten in Fässern eintreten müssen, sucht sie nach Mög- 
keit auf die Eisenbahn abzuwälzen. Hierbei macht sie sich 
der Eisenbahn nicht gerade günstigen gesetzlichen  Be- 
mmunsen, die vielfach"durch eine der Eisenbahn nachteilige 
uslesung dieser Gesetzesbestimmungen durch die Gerichte 
ungünstiger gestaltet werden, zunutze. s ve 
> wird Sache der Bediensteten der Eisenbahn, die mit der 
förderung der Fässer befaßt werden, sein, durch aufmerksame 
handlung der Sendungen und Beachtung aller zugunsten der 
Risenbahn ergsansenen Vorschriften -die Schadensersatz- 
che tunlichst abzuwenden. Die Bediensteten können 
urch“der Bahn Millionen sparen. Gefüllte Fässer, deren 
affenheit wegen Schmutzes oder aus anderen Gründen 
; erkennbar ist, dürfen nach der Ausführungsbestimmung 
'$ 62 EVO. nur angenommen werden, wenn der Mangel 
m Frachtbrief anerkannt ist. Diese Bestimmung stellt 
Ausnahmeanordnung dar. Das gleiche gilt vielmehr 
ch 8 62 Abs. 2 EVO. für alle Fälle, in denen der Zustand 
; Fasses manselhaft ist, d. h. nicht geeignet erscheint, um 
Gefahren der Beförderung standzuhalten. Hierher «e- 
alte gebrauchte Fässer, Fässer mit schlechten (ge- 
nen oder losen) Reifen, mit Daubenbrüchen und was der 
el mehr sind. Hierher gehören z. B. auch sehr große 
er (Stückfässer), bei denen die Reifen nicht durch Kram- 
gen das Loslösen gesichert sind. 
len diesen Fällen muß verlangt werden, daß der Ab- 
er im Frachtbriefe den Mangel anerkennt. Die 
es Mangels muß genau bezeichnet werden. Wenn die 
ennung des Mangels im Frachtbriefe durch den Absender 
‚so ist nach $ 86 Abs. 1 Ziff. 2 EVO, die Eisenbahn 
1% Bi Ne x 
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weit ich habe beobachten können, und es wäre mir inter- 
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‚setzende Gebühr, für. deren untere Grenze die jeweiligen 
Selbstkosten des Betriebes maßgebend sind, treten, während 

3. die Kosten der Beleuchtung den Tagespreisen jeweilig 

anzupassen sind. 

Aber Eile ist dringend geboten, denn der Kreis der not- 
leidenden Bahnen wächst ständig. Bayern und Württemberg 
haben. schon vor langer Zeit, wenn auch unwesentlich, die Ge- 
bühren erhöht. Nur die in Preußen gelegenen Bahnen mar- 
schieren hintenan. 


Die Haftung der Eisenbahn für Verluste aus Fässern. 


Von. Rechtsanwalt Sommerfeldt in Essen. 


x 


von der Haftung für allen Schaden befreit, der aus der mit 
deın Mangel verbundenen Gefahr entsteht. Ohne ein solches 
Anerkenntnis ist die Rechtslage für die Eisenbahn ungünstiger. 
Nach $ 84 EVO. haftet die Eisenbahn grundsätzlich für allen 
Schaden, der durch Verlust, Minderung oder Beschädisung des 
Gutes während der Beförderung entsteht. Die Eisenbahn hat 
demgegenüber nachzuweisen, daß einer der Ausnahmefälle 
vorliegt, durch den ihre Haftung ausgeschlossen ist. Dieser 
Nachweis ist meistens sehr schwierig zu führen. Nun bestimmt 
S 86 Abs. 1 Ziff. 4 EVO., daß die Eisenbahn. nicht haftet bei 
Gütern, die vermöge ihrer eigentümlichen. natürlichen Be- 
schaffenheit der besonderen Gefahr ausgesetzt sind, Verlust, 
Minderung oder Beschädigung, namentlich Bruch, außer- 
sewöhnliche. Leckage zu erleiden, für den Schaden, der aus 
dieser Gefahr entsteht. 

In der Rechtsprechung herrscht Streit darüber, ob Flüssig- 
keiten in Fässern zu den leicht verletzlichen Gütern im Sinne 
des $ 86 Ziff. 4 EVO. zu rechnen sind. Die Mehrzahl der 
Gerichte hat es bisher angenommen. so Landeericht Kiel in 
der Entscheidung vom 10. 10. 18 (Soergel’ 20, 309), Land- 
gericht I Berlin vom 24. 1. 16 (Eger XXXIIL 300), Ober- 
Landesgericht Kiel vom 12. 6. 19 und 9. 10. 19 (V. Z. 19%20,_ 
S..281), Ober-Landesgericht Hamburg (V.Z. 1920, S. 331) ; dem- 
gegenüber hat das Reichsgericht in der Entscheidung vom 
14. 4, 20 (RGE. 98 S. 339) sich dahin ausgesprochen, daß es 
darauf ankomme, ob das Faß in gutem und für die Eisen- 
bahnfahrt genügend wıderstandsfähisem Zustande war, und 
ob es ordnungsmäßie werladen und befestigt war. Diesem 
Standpunkte des Reichsgerichts hat sich der Kommentar von 
Staub zum HGB. in der newesten Auflasxe anseschlossen 
(Anm. 9 zu 8 459). Bei-der Stellung, die das Reichsgericht 
einnimmt, steht zu erwarten, daß eine Reihe von unteren Ge- 
riehten die Frage nicht mehr selbständig prüfen, sondern sich 
kritiklos dem Standpunkte des Reichsgerichts anschließen 
wird. Herr Büchler ist in dieser Zeitung (1920 S. 726) vom 
Standpunkte des Praktikers aus der Entscheidung des BReichs- 
gerichts bereits entgegengetreten und hat nachgewiesen, daß 
sie erheblichen Bedenken. unterliegt und sich mit den prak- 
tischen Erfahrungen, die mit der Beförderung derartiger 
Güter gemacht werden, nicht vereinigen läßt. 

‚Die Entscheidung hält in der Tat einer kritischen Prüfung 
nicht Stand. Nach Ziffer 4 8 S6 EVO. ist die Haftung der 
Bahn ausgeschlossen bei Gütern, die vermöge ihrer eigentüm- 
liehen natürlichen Beschaffenheit der besonderen Gefahr aus- 
Sesetzt sind, Verlust, Minderung oder Beschädigungen, nament- 
lich Bruch, außergewöhnliche Leckage zu, erleiden, für den 
Schaden, der aus dieser Gefahr entsteht. 

Es liegt ohne weiteres auf der Hand, daß Flüssiekeiten zu 
derartigen Gütern. gehören. Anders als die meisten festen 
Güter, die ein Beharrungsvermögen besitzen, haben die Flüs- 
siekeiten das Bestreben, auszufließen und auszulaufen. Wo 
sich nur eine Öffnung des Behältnisses (ein Loch, ein Riß, 
eine Spalte) findet, sickern, tropfen, sprudeln sie”Beraus. Nur 
das sie umgebende Behältnis hindert sie an dem Entweichen. 
Nach der erwähnten Entscheidung des BReichsgerichts vom , 
14. 4. 20 kommt es nun darauf an, ob das Faß, in dem sich 
die Flüssigkeit befindet, in gutem und für die Eisenbahnfahrt 
Senügend widerstandsfähigem Zustande sich befunden hat. 
Das Reiehsgericht sieht Flüssigkeit und Faß zusammen als 
Gut im Sinne des $ 86 Ziff. 4 EVO. an und prüft die Be- 
schaffenheit des Fasses, nicht der Flüssigkeit, für die An- 
wendbarkeit des 8 86 Ziff. 4. Ich halte diesen Standpunkt 
nicht für richtir. Wenn auch nach der in Rechtsprechung 
und Schrifttum herrschenden Auffassung auch das Faß als 
Gut anzusehen ist, so ist wirtschaftlich und auch wohl im 
Sinne des $ 86 EVO. das Gut die zu befördernde Flüssickeit. 
Daß diese der besonderen. Gefahr des Verlustes vermöge ihrer 
eieentümlichen, natürlichen Beschaffenheit ausgesetzt ist, be- 
darf keines Beweises, Damit ist aber die Anwendbarkeit des 
S 86 Ziff. 4 EVO. gegeben. 
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. Wenn das Behältnis derartig ist, daß der Veerlust aus der 
Gefahr des 8 86 Ziff. 4 nicht entstehen konnte, so kann $ 86 
Ziff. 4 nicht angewendet werden. Das ist z. B. der Fall, 
wenn es sich um Flüssigkeiten in festverschlossenen Flaschen 
handelt; dawesen kann dasselbe von Fässern nicht behauptet 
- werden.  Zugunsten der Eisenbahn streitet hier die Vermutung 
des $ 86 Abs. 2 EVO. wonach, wenn ein Schaden aus der 
Gefahr des 8 86 Ziff. 4 entstehen. konnte, vermutet wird, daß 
er aus dieser Gefahr entstanden ist. Der praktische Kern 
dieser Bestimmung ist, daß nicht die Eisenbahn zu beweisen 
hat, daß das betreffende Behältnis schadhaft gewesen ıst, SOn- 
dern daß ihr bewiesen werden muß, daß das Behältnis der- 
artig war, daß ein Ausfließen von Flüssigkeiten ausgeschlossen 
war. Wenn ses sich um Flüssickeiten in wohlverschlossenen 
Flaschen handelt, wird die Rechtsvermutung des $ 86 Abs. 2 
widerlegt sein. Für Flüssigkeiten in Fässern kann. man 
gleiches nicht annehmen. Auch das bestzebaute Faß bietet 
keine unbedingte Sicherheit gesen das Auslaufen der Flüssig- 
keit. Selbst wenn man mit dem Reichsgericht das Faß als 
Gut im Sinne des $ 86 Ziff. 4 ansehen will, so ist. auch das 
Faß als solches, ganz unabhängig von der in ihm enthältenen 
Flüssiekeit vermöge seiner eigentümlichen natürlichen Be- 
schaffenheit der besonderen Gefahr der Beschädigung aus- 
gesetzt. Bchon die eigenartige unförmige Gestalt des Fasses 
bedingt dies: [Bei kleineren Fässern (etwa bis 350 1 in- 
schließlich) ist freilich die” aufrechte Verladung zulässig. 
Größere Fässer so zu verladen, muß als fehlerhaft bezeichnet 
werden, (OLG Naumburg v. 31.1. 12). Mögen derartige Fässer 
im Wagen noch so sorgfältig festgemacht sein, so können sie 
trotzdem bei der Beförderung mit ihren unvermeidlichen Er- 
schütterungen ins Rollen geraten. Nicht nur Ransierstöße, 
sondern die Beförderung in langen Gefällstrecken mit gewöhn- 
lichen Betriebsbremsungen können die schweren Fässer aus 
ihrer Lage bringen. Winn die Fässer (ein »sefüllbes Stückfaß 
wiegt mehr als 20 Ztr.) mit Boden oder Dauben an andere 
Güter anecken, werden. Beschädigungen entstehen, die ein Aus- 
laufen der Flüssigkeit zur Folge haben. Starke Hitze läßt die 
Faßdauben “eintrocknen und erzeugt Risse. Besonders eilt 
dies, wenn dıe Fässer bei Beförderung im offenen Wagen der 
Sonnenbestrahlung ausgesetzt sind. Große „gefüllte Fässer 
haben durch die Schwere ihres Inhaltes einen außerordentlichen 
Druck auszuhalten. Sie strecken sich infolgedessen bei der 
Bahnbeförderung und werden schlanker. Dadurch werden dı 
Reifen locker und verschieben sich nach den sich verjüngen- 
den Seiten. Die Dauben. verlieren ihren Halt und werden un- 
dicht. Dies gilt besonders, wenn die Reifen, was 


Sparsame Wirtschaftsführung. s 
Vom Eisenbahnbetriebskontrolleur Möller, Mainz. ö 


Die äußerst ungünstigen Betriebsergebnisse der Reichseisen- 
bahnen zwingen zur Herabminderung notwendiger und zur 
Vermeidung unnötiner Aussaben. Die nachstehenden. Erörte- 
rungen sollen diesem Zweck dienen, indem einige Punkte aus 
dem weitverzweigten Gebiet des Betriebs- und Ver waltungs- 
dienstbes hervorgehoben, werden, an denen m. E. der „Spar- 
hebel“ angesetzt werden kann. 


1. Einschränkung der Drucksachen. 


3) Nachweisung der Bedarfsleerwagenzüce, 
die im Bereich des deutschen Staatsbahnwagenverban- 
des zu befördern sind (Lwn), herausgegeben vom 
Eisenbahn - Zentralamt Berlin etwa alle 1—2 Jahre, 
Zur Vorbereitung dieses Druckstückes findet seine von 
allen Verwaltungen beschickte mehrtägige Konferenz statt, 
deren Kosten auf ‚etwa 5000 NM zu veranschlassen sind. 
Die Druckkosten dürften sich auf rd. 60000 #, -dier 
Wert der zu ührer Bearbeitung aufzuwendenden : Zeit bei 
den Direktionen und dem Zentralamt auf rd. 10000 M 
belaufen; die Gesamtherstellungskosten betragen mithin. rd. 
75 000 M. Das Druckstück ist m. E. in. der jetzt vorliegenden 


‚Form entbehrlich. Die darin enthaltenen Fahrpläne stimmen : 


zu einem erheblichen Teil schon bei Herausgabe der Nach- 
weisung nicht mehr, da die häufig notwendig werdenden Fahr- 
planänderungen nicht berichtigt werden. In langjähriger 
praktischer Ausübung des Dienstes habe ich die Erfahrung 


gemacht, daß die Lwn von den äußeren Dienststellen nicht’ 


benutzt wird, da hier der Fahrplan genüsende Auskunft gibt, 
welche Pläne zur ‚Beförderung leerer Wassen vorhanden sind. 
Möglich, daß die Lwn von einigen. leitenden Stellen für not- 
wendig @ehalten wird ; erfahrungsreiche Beamte verschiedener 
Eisenbahndirektionen "sprachen; ihr jedoch „elegentlich eines 
Meinungsaustausches jede Daseinsberechtigung, ab. Schlägt 
man zwischen beiden ren den Mittelweg ein und erkennt 
an, daß die Lwn manches Beachtenswerte enthält, was bei 
ihrem Wegfall in irgendein anderes Druckstück auf ge- 
nommen werden müßte, so kommt man zu dem Vorschlag, sie 
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großen Fässern notwendig ist, durch Krampen gegen Vier : 
schieben nicht gesichert sind, Bei französischen Fässern, 
genannten Oxhoftfässern, ist zu beachten, daß sie möglichs 
leicht gebaut sind, besonders schwach sind sie in der Bauch- 
gegend. Für sie besteht die 'Beförderungszefahr besonders 
Auch an, die Undichtigkeit und die Lockerung der Spunde muf 
gedacht werden. Überschaut man alle Möglichkeiten, so 
man, nicht anders sagen, als daß ein Faß ein Gut ist, ER. ver 
möge seiner eigentümlichen natürlichen Beschaffenheit de 
bedateren Gefahr der Beschädigung im Sinne des 886 zitt.. 
ausgesetzt Ist. 1 

Dier Vollständigkeit halber sei darauf hingewiesen, a bei 
der Beförderung von Fässern in offenen Wagen auch 8 
Ziffer 1 anzuwenden ist. So hat das Landgericht Essen, Urteil 
v. 27. 9. 1920, in einem Falle. in dem auf offenem Wagen ver 
ladene Fässer angebohrt und beraubt worden sind, die Kla ‚o 
abgewiesen. Bei selbstverladenen Gütern kommt $ 86 Ziffer 3 
zur Anwendung. Es liegen. verschiedene Entscheidungen vor 
in denen aus diesem Gesichtspunkte seren die Eisenbahn « er 
hobene Klagen abgewiesen worden sind. L 


Das Reichsgericht hat in einem Urteil vom 11. Pebruar 19% 
in Sachen Elektron gegen Eisenbahn, das m. W. bisher ni 
veröffentlicht worden ist, die rechtliche Gestaltung ım Falle 
der Versendung von Flüssiekeiten in sogenannten Kessel 
wagen oder Topfwasen geprüft und ist dabei zu dem Ergebnis 
gekommen. daß es sich in Wirklichkeit um ein unverpacktes 
Gut handelt, bezüglich dessen die Unwerpaektheit im Fracht 
brief durch die Bezeichnung „Kesselwasen“, „Topfwasen“ 
erkannt ist. Das Reichsgericht hat demzufolge 8 86 Ziffer 
EVO: für derartige Sendungen für anwendbar erklärt. D 
tatsächlichen Unterlagen, von denen das Reichsgericht bei d 
Kessel- und Topfwaeen ausgeht, sind genau dieselben wie 
Faßseudungen. In Durchführung der Rechtsgedanken 
Reichsgerichts muß man deshalb 8 86 Ziffer 2 auf alle F 
sendungen anwenden. Das Anerkenntnis der Unverpackth 
lvest in der Bezeichnung des Gutes als Faß. 


Eine wesentliche Voraussetzune für die Durchführune 
Rechte der Eisenbahn in Schadenfällen bildet eine sorgfä 
und zenaue Aufnahme des Sachwerhalts. Die Formulare 7 
Aufnahme des Tatbestandes sind nicht recht praktisch, da ı 
zu einer oberflächlichen Erledigung verleiten. Ein gen 
Befundprotokoll unter Angabe der Anschriften der als Ze 
in Betracht kommenden Bediensteten, soweit nicht wört 
Wiedergabe der Angaben der wichtigsten Zeugen angebracl 
ist, erleichtert die prozessuale Durchführung erheblich. 


so zu gestalten, daß sie für einen längeren Zeitraum benutz] 
ist, und daß Neuausgaben nur etwa alle 5—10 Jahre erford 
lich werden. Beschränkt man sich z. B. im Zugverzeic 
auf dıe notwendiessten Angaben und läßt die dem fortwäh 
den Wechsel unterworfenen Fahrzeiten weg (für die nur 
jeweilige Fahrplan maßgebend ist), so würde folgende ( Ge 
staltung denkbar sein: - 


5a ,®3 
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a) Nach dem Ruhrbezirk: 
Mainz Bischofsheim — ÖOber- 
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Wedalla naar 2 33213 4 14 
| 83225 | 
Erfurt Gerstungen — Bebra — \ 
Cassel-V. — Da 
(Buhr) ul: e... 1) 81400 4 16 
31408 
usw. 
b) Nach Oberschlesien: 5 
Hannover Seeize — Lehrte — 
nn + 3Fal- 
kenberg — Kohlfurt Be 
URN ’ 33211 2 4 |. 
’ 33217 un 
usw. 


Die durch diese Änderung zu erzielenden Vorteile sind: Be- 
schränkung des Umfangs auf etwa ein Drittel der jetzigen 
Druckstärke und langjährige Gültigkeitsdauer. : (Berichtigun- 
n werden selten notwendig und können den beteiligten 
ellen schriftlich bekanntgegeben werden.) 

-b) Allgemeine Fahrordnung: (Eingeführt und bei 
dem Fahrplanwiechsel neu herausgegeben von den früheren 
preußischen Direktionen, von den süddeutschen Verwaltungen 
dagegen nicht.) Sie wird in- weiten Kreisen des be- 
‚teiligten Personals für überflüssig Wwehalten. Daß sie 
vom Streekenkundigen . Fahrpersonal und vom  Stations- 
"personal nicht gebraucht wird, kann wohl nach prak- 
| hen Erfahrungen ‘als sicher angenommen werden. 
Als Hilfsmittel zur Erlangung der Streckenkunde dürfte 
‚sie in folgender veränderter Form genügen: Läßt man 
"Spalte 1 (Bezeichnung der Züge) künftig wegfallen, oder faßt 
darin. enthaltenen Angaben unter Weglassunge der Zue- 


| 
| 
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die 
nummern etwas allgemeiner, so kann die Vorschrift für eine 
Reihe von Jahren ihre Gültigkeit behalten, und die bisherigen 
ährlich zweimaligen Neuausgaben werden: erspart. 


e) Wartezeitenvorschriften: Diese vebenfalls 
weimal jährlich neu aufzulegende Drucksache könnte 
vohl entbehrlich gemacht werden, wenn man die darin 
enthaltenen Bestimmungen allgemeiner Art im Anhane 
m Fahrplanbuch, die Wartezeiten der einzelnen Züge da- 
gegen im Fahrplanbuch am Fuße des Fahrplans unterbringt, 


I 10 
| Wz Eisenach 502 @0) 
- Das. heißt, der im Kopfe des Fahrplans genannte Zug wartet 
n Eisenach 10 Minuten auf Pz. 802, wenn dieser nicht mehr 
830 Min. Verspätung hat. Freier Raum zu diesen kurzen 
Kußbenverkungen ist bei allen Fahrplänen vorhanden. Wird 
der Fahrplan eines Zuges geändert, so hätte künftig der be- 
irbeitende Fahrplanbeamte auch gleich die Wartezeit nach- 
zuprüfen und die etwaige Änderung derselben mit der Fahr- 
anänderung bekannt zu geben. . 
) Gedruekte. Diensteinteilungen für Zug- 
d Lokomotivpersonal werden von einzelnen Direk- 
nen nicht mehr herausgegeben, während sie eine Anzahl 
derer Direktionen nach wis vor herstellen läßt. Sie können 
n. E. ohne jeden Nachteil wegfallen, da sie schon bei der Aus- 
abe vielfach nicht mehr stimmen. Man fordere Berichte aller 
Bisenbahndirektionen darüber ein, um die Erfahrungen der- 
enigen Eisenbahndirektionen, die schon bisher auf die Druck- 
gung verzichtet haben, verwerten zu können, 
2) Die Verteilungslisten über das zesamte 
Fahrplanmaterial sollten einer sehr scharfen Prüfung 
unterzogen werden, um der Verschwendungt die bei Verteilung 
s teuren Materials teilweise noch getrieben wird, ein Ende 
machen. Man vermeide ferner in jedem Druckstück alle 
erflüssisen Anecaben und. wende diejenige Form der Dar- 
llune an, die am wenigsten Raum beansprucht. Es ist z.B. 
acht einzusehen, daß eine Eisenbahndirektion zu ihrem Heft 4 
er Güterbeförderungsvorschriften 117 +58 — 175 Druckseiten 
nötig hat, während sine andere  Eisenbahndirektion 
t gleicher Betriebslänge und sehr starkem Güterzugverkehr 
91 Druckseiten auskommt. Ferner ist kein Grund dafür 
nnbar, weshalb eine andere Eisenbahndirektion im ge- 
nten Heft 4 bei etwa 70% aller aufeeführten 
terzüge die Benutzungsvorschrift „Wagen aller Art“ 


° Nachrichten. 
Be: _ Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


— Der Haushalt der Reichseisenbahnen für 1921. Im ordent- 
hen Haushalt betragen die Einnahmen 27604 Millionen 
12640 Millionen gegen 1920), die Ausgaben 31182 Millionen 
- 1819 Millionen), so daß zur Deckung des Fehlbe- 
ges ein Reichszuschuß von 3578 Millionen erforderlich ist. 
. 1920 betrug der Reichszuschuß 14400 Millionen. Veran- 
schlagt sind die Einnahmen aus dem Personen- und Gepäck- 
erkehr mit 5300 Millionen (+ 1365' Millionen), aus dem 
üterverkehr 21 500 Millionen (+ 10801 Millionen). Dabei sind 
; reinnahmen aus der am 1. April 1921 eintretenden Er- 
Dung der Gütertarife und aus der kurze Zeit später ın 
aft tretenden Erhöhung der Personen-, Gepäck- und Expreß- 
ttarife eingerechnet. Durch Vermehrung der Betriebsein- 
hmen um 12639. Millionen, der eine Ausgabevermehrung 
on nur 1513 Millionen gegenübersteht, wird der Fiehlbetrag 
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drucken läßt, denn es ist ja eigentlich selbstverständlich, daß 
ein Zug Wagen aller Art befördern darf, wenn keine Be- 
sehränkuneen in den Güterbeförderungsvorschriften: ent- 
halten sind. Der Spaltenbau dieses Heftes 4 ist nieht bei 
allen Eisenbahndirektionen 'winheitlich. Die beste Raumaus- 
nutzung und Übersichtlichkeit scheint mit nachsteleender 
Form ‚erreichbar zu sein, die in dem mir vorliegenden Heft 4 
einer Eisenbahndirektion angewendet ist: 


Gattung Zug- : f 
Zusammen- emerkungen 
unl Nr. Strecke lung 
‘ BdD7523 | [KölnsEifeltor-] -|1. Bingen und U.) Wird in Brühl 
Bingen-Bischofs- 


2. Aschaffenburg 
u. Mannheim 
bunt. 


ausgelastet 
heim 


USW. 


Die Spalte Bemerkungen enthält u. a. auch die Beschränkungen 
in der Benutzung der Güterzüge, Angaben über Vormeldung 
u. dgl. (Druckstärke nur 84 Seiten). ; 


2. Beseitigung aller nicht unbedingt nötigen Meldungen, Nach- 
weisungen und sonstigen regelmäßig wiederkehrenden Berichte. 


Hier muß .m. E. die Ausmerzung von oben her einsetzen, 
weil jede Dienststelle oder Behörde eine von ihr zu erstattende 
Meldung solange für notwendig hält, wie sie von einer höhe- 
ren Stelle angeordnet ist. Ein Beispiel zur näheren Erläute- 
rung: 

Das Eisenbahn-Zentralamt fordert von allen Eisenbahndirek- 
tionen täglich telegraphische Meldung des Dienstkohlen- 
bestandes, was folgende Wirkung hat: 


Etwa.500 Verbrauchsstellen im Deutschen Reich sr- 
mitteln täglich den Bestand. Aufwand je % Arbeits- 


stünde zu 3 ee edlen 25 1500: M 

500 Telegraphen- oder Telephonbeamte „eben die 
Meldung an die D. weiter, Wert der Arbeitszeit. . 300 „, 

Etwa 30 Beamte (aller D.) stellen die Meldungen der 
Verbrauchsstellen zusammen, je #2 Stunde. . .. 1% „ 

Übermittlung von 30 Tielegrammen täglich von den D. 
nach Berlin, Aufnahme, Bestellung durch Boten 100 „ 
Papierverbrauch täglich etwa . ET 30- 
Zusammen 2050 M 


Es ist somit zur Ausführung der an sich einfach erscheinen- 
den Sache werktäglich für 2000 M und an 300 Arbeitstagen 
für rd. 600000 M Arbeit zu leisten. Ob der Nutzen dieser 
Arbeit dem Aufwand entspricht. kann zwar von Außenstehen- 
den nieht beurteilt werden, man sollte jedoch annehmen, daß, 
solange der Kohlenbestand einer Direktion reine gewisse Reich- 
weite hat (etwa über 10 Tage), die monatlich zweimal zu 
erstattenden schriftlichen Meldungen genügen müßten, da die 
Veersanddispositionen doch jedenfalls für einen längeren Zeit- 
raum (monatlich) getroffen werden. . e 

Wenn die gesenwärtige überall tätigen Sparkommissionen 
und alle Behörden und Beamten, denen es mit der „sparsamen 
Wirtschaftsführung“ wirklich ernst ist, einmal gründlich alle 
Zweige des Eisenbahndienstes nach überflüssigem Schreib- 
werk absuchen, werden sie sicherlich reichen Erfolg haben. 


‚im ordentlichen Haushalt um fast 11000 Millionen vermindert. 


Die persönlichen Ausgaben stellen sich in der Gesamt- 
summe auf 1086 Millionen (+ 405 Millionen), Unterhaltung 
und. Ergänzung der Ausstattungsgegenstände sowie _ Be- 
schaffung der Betriebsstoffe erfordern 5434 Millionen, Unter- 
haltung, Erneuerung und Ergänzung der baulichen Anlagen 
4098 Millionen, Unterhaltung, Erneuerung und Ergänzung der 
Fahrzeuge und der maschinellen Anlagen 8166 Millionen (+ 523 
Millionen). An Fahrzeugen sollen ausMitteln des ordentlichen 
Haushalts beschafft werden: 806 Lokomotiven und Trieb- 
waeen, 980 Personenwasen, 235 Gepäckwagen und 8580 Güter- 
waeen im Gesamtwert von 2263 Millionen (im Jahre 1920 be- 
true der Gesamtwert 10115 Millionen, wofür beschafft 
werden sollen 2820 Lokomotiven. 3659 Personenwagen, 1824 
Gepäckwasen, 54555 Güterwagen). Diese Fahrzeuge bilden 
den Ersatz für die ordnungsmäßige Ausmusterung im.Jahre 
1921. Aus allgemeinen Reichsmitteln,. die als Ersatz für 
Fahrzeuge zur Verfügung zu stellen sind, die an den Feind- 
bund abgeliefert oder in Verlust geraten sind, sollen beschafft 
werden 9%0 Lokomotiven, 1344 Personenwagen, 1000 Gepäck- 
wasen und 11378 Güterwagen im Gesamtwerte von 2830 Mil- 
lionen. Sollten wegen der Abgabe von Fahrzeugen auf Grund 
des Friedensvertrages oder aus anderen Gründen weitere Be- >» 
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schaffungen ‘notwendig werden, so bleibt die Anforderung 
der hierfür erforderlichen Mittel vorbehalten. i 

Die BReichseisenbahnen haben die vom Reiche in Anrech- 
nung auf den Erwirbspreis der Eisenbahnens übernommenen 


schwebenden und fundierten Schulden der Länder, ferner die - 


Fehlbeträge der Rechnungsjahre 1920 und 1921, die Mehraus- 
gaben im außerordentlichen Haushalt dieser Bechnungsjahre 
u. a. m. zu verzinsen; dafür sind erforderlich 2230 Millionen 
(+ 300 Millionen). 

Im außerordentlichen Haushalt, dessen Bedarf auf 3130 Mil- 
lionen veranschlagt ist, sind zur Deckung 3126 Millionen 
(+ 1142 Millionen) Zuschuß erforderlich. Der Gesamtzuschuß 
beim ordentlichen und außerordentlichen Haushalt beträgt 
6704 Millionen (— 9679 Millionen). 

Das Personal ist für 1921 auf insgesamt 997 721 Köpfe oder 
46658 weniser als für 1920 veranschlagt. Trotz der Zunahme 
der Vierkehrs- und Betrvebsleistungen und trotz der durch Neu- 
eröffnungen um rund 110 km größeren ‚Betriebslänge soll eine 
Verminderung des Personals ın dem angegebenen Umfange 
erveicht werden. 

Im ordentlichen Haushalt der Reichseisenbahnen für 1920 
betragen . die fortdauernden Ausgaben 29400 Millionen siegien 


7500 Millionen im Vorjahre, die Einnahmen 15000 Millionen 


gegen 5900 Milliomen im Vorjahre. Gegen das Jahr 1919 sind 


höher die fortdawernden Ausgaben um 21,8, die Einnahmen | 


am 9,1, der Zuschuß um 12,7 Milliarden. 
diem Personen- und Gepäckverkehr 
8985 Millionen (+ 2300 Millionen), aus dem Güterverkehr 
10700 Millionen (+ 6716 Millionen). Die persönlichen Aus- 
gaben erfordern 9728 Millionen (+ 6508 Millionen). Die Er- 
höhung des durehschnittlichen Lohneinkommens werursacht 
für 1920 seine Mehrausgabe von rund 1000 Millionen. Der Be- 
darf für die Erneuerung des Oberbaus stellt sich um. 1644 Mil- 
lionen Mark höher als ım Jahre 1918 Die Zinsen für 
a) 16900 Millionen schwebende Schulden, b) 13 200 Millionen 

fundierte Schulden der Länder, e) für Pehlbeträge in 1920 
betragen Inseesamt 1930 Millionen. 
kaufsieldes (8900. Millionen) erfordert 377 Millionen. 


“ — Sonderzugverkehr nach Oberschlesien. Zu der bevor- 
stehenden Abstimmung in Oberschlesien hat die Eisenbahnver- 
waltung zur Sicherstellung der reehtzeitisen Beförderung und 
des Eintreffens ım Abstimmungssebiete selbst umfangreiche 
Maßnahmen. getroffen. Den Schwerpunkt des eissentlichen 
Abstimmungsverkehrs, der mit dem 8 d. M. einsetzt, bildet 
ein Sonderzugprogramm von etwa 250 Sonderzüsen aus allen 
Gegenden Deutschlands. _ Die Stimmberechtieten aus Ost- 
preußen selansen zum Teil über den Soewer Pillau-Swine- 
münde nach Berlin, von wo aus ihre Weiterbeförderung in 
Sonderzügen verfolgt, oder sie benutzen die Schnellzüge Ost- 
preußen-Berlin. Jeder Sonderzux hat einen entsprechenden 
Gegenzug, so daß diejenigen Reisenden, die zuerst in das Ab- 
stimmungsgsebiet befördert werden, auch zwerst wieder ‘die 
Rückreise antreten können. Die Abstimmunessfahrscheine 
werden nur durch die beteiligten Organisationen ausgegeben 
und lauten auf bestimmte Tage und Züge in beiden Fahrt- 
richtungen. Zur -glatten Durchführung des Abstimmungsver- 
kehrs wird, wie wir erfahren, die Eisenbahnverwaltung eine 
scharfe Kontrolle über die Einhaltung des Tages und Zuges 
ausüben. 

Jeder Zug wird etwa 850 bis 1000 Reisende befördern. Trotz 
der hierdurch bedingten Länge der einzelnen Züge wird für 
die ausreichende Erwärmung der Wagenabteile durch Ein- 
stellen 'besonderer Heizkesselwagen Sorge „wetraswen werden. 
Ebenso wird auch dafür gesorgt werden, daß die Wagen out 
im Stand und gut beleuchtet sind, 
Verpflegung während der Reise ist nesorgt, besondere Rück- 
sicht ist hierbei bei der Bemessung der Aufenthalte auf den 
Verpflegungsstationen genommen worden. An der Gpenze 
des Abstimmungsgebietes findet eine Kontrolle statt. Die 
Sonderzüge werden mit größter Pünktlichkeit verkehren kön- 
wen, da sie bei der Beförderung den Vorrang vor allen übri- 
sen Schnell-, Personen- und Güterzügen haben. 


— Verkehrslage im Ruhrrevier. Wenn auch besondere 
Schwierigkeiten in der Abwicklung des Eisenbahnbetriebes 
am ‘Ruhrbezirk in der vergangenen ‘Woche nicht vorhanden 
waren, so mußte eine kleine Einschränkung in der Wasen- 
gestellung doch beibehalten werden, weil infolee des weiteren 
Sinkens des Rheinwasserstandes das Frachtenaufkommen so 
hoch war, daß der Andrang bei voller Wagengestellung nicht 
hätte "bewältiet werden können. Der Verkehr nach Norden 
und Osten, das sind die Linien, die von dem Übergange des 
Rheinwasserverkehrs auf die Bahn nicht berührt werden, 
wurde in werstärktem Maße abzewickelt. Für Kohlen, Koks 
und Briketts wurden in der vergangenen Woche im arbeitstäg- 
lichen Durchschnitt 25833 Wagen (gerechnet zu 10 t) ange- 
fordert. Gestellt wurden arbeitstäglich durchschnittlich 21 533 


Die Einnahmen aus 
sind veranschlast auf 


Die Verzinsung des Rest- | tion Halle eine Zusammenstellung aller in diesem Jahre 


Rz zwischen Berlin un 


nur um 9.27 in [Bitterfeld und trifft in Leipzig um 10.41 vo 


- Aufenthalt: 
 Groß-Laichterfelde-Ost. 


Leipzig 11.39 vorm., der auch auf den vorgenannten Zwise 


Auch für eine ausreichende: 


für die Beibehaltung des Zweiklassensystems auf den 


. Einführung gelangenden Güterversicherung werden ge 


"Wagen: (Höchstleistung am 18, eat 23 450 Wagen). 
gleichen Zeitraum des Vorjahres betrux die Durchschn 
sestellunge 17898 Wagen. Die Lagerbestände haben 
1004134 auf, 976 003 :t abgenommen. Der Rhein wassersta 
neht anhaltend weiter zurück, infolgedessen haben die Ei 
schränkungen in der Abladung erheblichen Umfang & 
nommen. Bei Ralzig liegen große Mengen Kähne, die zu 
abseladen haben und infolgedessen vor der Fahrt durch 
Gebirgsstnecke weleichtert werden müssen. Der Kahnr 
wird infolgedessen täglich knapper, ebenso die Schleppk 
es konnten an den Kippern. der Duisburg-Ruhrort be 

äten noch arbeitstäglich 33131 (35025) t umgeschlagen wie 
den. Die Umschlagleistung in den Kanalzechenhäfen er 
sogar eine Geringe Steigerung von 32005 auf 322270 t. = 


— Zur Tariferhöhung der Eisenbahnen. -Der bayerisch 
Landeseisenbahnrat faßte in der Angelegenheit der von di 
Reichseisenbahnverwaltung geplanten Tariferhöhune _ (voll 
Nr. 8, 8. 147 d. Ztg.) eine Entschließung, derzufolee er 
der Notwendiekeit einer neuerlichen Erhöhung nicht 
schließt, jedoch mit Rücksicht auf die aus einer solchen 
ergebenden wirtschaftlichen Wirkungen die dringende Bitt 
erhebt, bei der Tariffestsetzung die Schwierigkeiten de 
Volksernährune möglichst zu berücksichtigen und über si 
durchschnittliche Erhöhung von 65% "bei den Gütertar 
und von rund 30% bei den Personentarifen nicht hinau 
gehen, weiteren Erhöhungen künftig mit allem Nachdruck 
entgegenzuwirken und auf "die Durchführung von Ersparungen 
in genauer Würdigung aller Verhältnisse mit Energie Bedacht 
zu "nehmen. Weiter ersucht der Landeseisenbahnrat den Aw 
nahmetarif VI (Kohlen) weiter dadurch zu ermäßigen, d 
für Entfernungen, über 400 km die Anstoßsätze geringer 
gesetzt werden und Nahrungs- und Dünzemiel von Tarı f 
erhöhungen auszuschließen. ; Se 


— Zur Mustermesse in Leipzig "bringt die Fisenbahndi re) 


Frühjahrsmesse verkehrenden Sonderzüge. Nach dieser Zu 
zusammenstellung wird in der Zeit vom 3. ‚bis zum 12, März 
Leipzig täglich in jeder Richtun 
ein Zug giefahren. Der Sonderzug in der Richtung 
Leipzig fährt vom Anhalter Bahnhof um 7.50 vorm. ab, 
auf dem Leipziger Hauptbahnhof ein. Der Zug in der Gegen 
richtung fährt um 6. 14 abends von Leipzig ab, trifft um 92 
abdis. in Berlin ein-und hat auf folgenden Zwischenstatione e 
Delitzsch, Bitterfeld, Wittenberg, Jüterbog ur 

Vom 4. März ab verkehrt noch sein 

zweites Zugepaar, ab Anhalter Bahnhof 8.36 vorm. 


stationen hält; und in der Gegenrichtung ab Leipzig 
nachm. an Berlin. 7.50. abds., letztsenannter Zur hat n: 
Bitterfeld Aufenthalt. Alle Züge sind zuschlaepflichtig. 
der Hinfahrt werden nur Fahrkarten bis nach Leipzig 
gegeben. Zur Bewältigung des erfahrungsgemäß sta 
Reiseverkehrs zur Messe werden außerdem von Aach 

üsseldorf, Köln, Frankfurt (Main), Stuttgart, Ludwigsh 
Mannheim, München, Breslau, Münster und Hamburg ‚am 
stimmten Tagen Schnellzüge mit Kurswagen und an ein 
Tagen sogar Schlafwagen gefahren werden. 


r 


— Die Einheitsklasse auf den Berliner Stadtbahnen ists scho | 
wiederholt Gegenstand eingehender Beratungen im Reich 
‚verkehrsministerium gewesen. Eine Reihe Erwägungen ha 
aber, wie wir der „Deutschen. ‚Allgemeinen Zeitung“ 
nehmen, dazu geführt, daß von der ansestrebten Ve 
fachung Abstand genommen worden ist. Da die verfüg 
Wasen 3. Klasse nicht ausreichen, müßten zur Durchfüh 
der. Einheitsklasse alle verfügbaren Wagen 2. Klasse um 
baut werden. Die hierfür aufzuwendenden Mittel kö 
aber zurzeit nicht aufgebracht werden. Als weiterer G 


ortbahnen soll dieser ausschlaggebend sein: Der dur 
Abschaffung der 2. Wawenklasse bedingte Ausfall erheb) 

Mehreinnahmen müßte unbedingt wine Steigerung der he 
noch werhältnismäßıs- billissten eg in der 
Wagenklasse nach sich ziehen. = 


— Neue Frachtbriefmuster. Infolge der voraussichtli 


Änderungen des Frachtbriefmusters und der Eisenbahnpz 
karte notwendige. Die. Eisenbahnverwaltung empfiehlt d 
bei Beschaffung oder Neudruck von ae ‚den 1 
nur für kürzere Zeit zu decken. - 


— Neuordnung der Reichseisenbahnen; In ie Fra 
die hen re ana 


’ e 4 — 


una reßB (Mamnheim) und näherer grundsätzlicher Dar- 
legungen über die Stellungnahme des Würtiembergischen 
Handelskammertags durch dessen Geschäftsführer Dr. Klien 
auf dessen Antrag einstimmig folgenden Beschluß: 

„Die Vereinigung erblickt in der Sanierung des deutschen 
Eisenbahnwesens eine der wichtigsten und unentbehrlichsten 
Mi oraussetzungen zum Wiederaufbau des deutschen Wirtschafts- 
ens. Die derzeitigen ernsten finanziellen Schwierigkeiten 
Reichseisenbahnen — die sich aus der ungeheuren Über- 
ung und Abwirtschaftung der Eisenbahnen während des 
eges, aus der finanziellen Überlastung der Reichseisen- 
bahnen bei der vertraglichen Überführung des bundesstaat- 
chen Eisenbahnbesitzes auf das Reich, aus der Schwächung 
Eisenbahnen durch die Wirkungen dies Friedensvertrages, 
N er auch aus den sesamtwirtschaftlichen Verhältnissen 
unserer Zeit, wie sie sich aus Revolutions- und Übergangswirt- 
schaft ergeben haben und in einer ungeheuren Preissteigerung 
der Materialkosten wie auch der Personalkosten zum Ausdruck 
mmen — können dauernd niemals durch ständige Tarif- 
öhung, sondern nur durch gründliche Reorganisation be- 
itiet werden. Solange diese Reorganisation noch nicht voll- 
zogen ist und Tariferhöhungen nicht entbehrt werden können, 
müssen sie als befristebe Notmaßnahmen eintreten und zur Ver- 
meidung schwerer Schädigung des Wirtschaftslebens auf das 
geringstmögliche Maß beschränkt bleiben. Aber auch diese 
Neubelastung sollte erst dann in Kraft gesetzt werden, wenn 
"sich die Wirkung der letzten Tariferhöhung vom Dezember 
1920. einigermaßen mit Sicherheit übersehen läßt, wenn der im 
Gang befindliche Preisabbau — der nicht durch einschneidende 
Tariferhöhungen unterbrochen werden sollte — überblieckt 
den kann, und wenn das Ergebnis der Verhandlungen über 
unerfüllbaren Pariser Forderungen, von dem der wirt- 
schaftliche Wiederaufbau abhängig ist, feststeht. 

Bei der Reorganisation der deutschen Eisenbahnen ist an 
dem System der BReichseisenbahnen selbst grundsätzlich fest- 
halten. Aufs nachdrücklichste wendet sich die Vereinigung 
en Vorschläge, die eine unmittelbare oder indinekte Zer- 
lagung des deutschen Eisenbähnbesitzes oder die Über- 
hrung der Reichseisenbahnen. in semischtwirtschaftliche 
» gar privatwirtschaftliche Gebiete anstreben. Im Interesse 
“einheitlichen deutschen Wirtschaftspolitik ist neben der 
ken, zielbewußten Zusammenfassung des deutschen Eisen- 
‚hnibesitzes die Ermöglichung einer gesunden. Diezentralisa- 
on in dem Sinne anzustreben, daß angemessen sroße Eisen- 
ıhnverwaltungsbezirke (im Rahmen erweiterter Kompe- 
nzen und einheitlicher Richtlinien seitens des Reichsver- 
ministeriums) eine größere Selbständigkeit und Beweg- 
'eit zur Anpassung an die für die einzelnen Wirtschafts- 
. bestehenden besonderen ‚wirtschaftlichen Verhältnisse 
. EL, 4 

n ur sorgfältigen Vorbereitung ‚der von, der Vereinigung süd- 
eutscher Handelskammern weforderten grundlegenden 
anisation der Verwaltung der Finanzen des deutschen 
enbahnwesens sind die fähigsten Eisenbahnfachmänner zu 
Se und die Mitwirkune maßgebender- Vertreter von In- 
und Bankwelt (zur Wahrung verstärkter Be- 
une ‚kaufmännischer Grundsätze) sicherzustellen. % 


Beuthäufzabe. Die Deutsche Maschinentechnische Ge- 
schaft hat als Bieuthaufgabe für das Jahr 1921 die Bear- 

ng des Entwurfs zu Anlagen für die wirtschaftliche Ver- 
ng: ‚des Eisenbahnschrotts bestimmt... Um seinen Teil 
70000 t) des bei den deutschen Eisenbahnen sewon- 
nen Schrotis nutzbringender als bisher zu verwerten, soll 
va die Hälfte zu Blechen und dergleichen ausgewalzt oder 
schmiedet, die andere Hälfte in Elektrostahl zu Stahl- 


Bi elektrisch anzutreiben, wobei «ine ausreichende 
kraft von 20 m Gefälle zur Verfügung steht. Eine 
an k aftanlage von einem Drittel der Wasserleitung ist als 
shilfe vorzusehen. Bei allen Anlagen ist möglichste Er- 
nis an menschlicher Arbeitskraft anzustreben. 


Beteiligung steht auch Fachgenossen frei, die nicht Mit- 
er der Gesellschaft sind, aber zur Zeit der Ablieferung 
usarbeitung die Mitsliedschaft der Gesellschaft erlangt 
Die Arbeiten sind bis zum 7. Oktober 1921 an die Ge- 
stelle der Deutschen Maschinentechnischen Gesellschaft, 
nSW., Lindenstr. 99, einzusenden. Regierungsbauführer, 
wünschen, daß ihre Bearbeitung der Preisaufgabe zur An- 
ıhme als häusliche Probearbeit für die zweite Staatsprüfung 
aschinenbaufach dem preußischen Minister der Öffent- 
Arbeiten, dem sächsischen Finanzministerium oder dem 
en Ministerium der Finanzen von der Gesellschaft 
ereicht werde, haben das zu vermerken. Das Ausschreiben 
in Glasers Annalen für Gewerbe und Bauwesen, Jahr- 
1. Heft, veröffentlicht. 


1% 


uß für Eisenbahnzwecke verwendet werden. Das Walz- | 
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—  Personalnachrichten. Be Reichsverkehrsministerium 
ist der Oberregierungsbaurat Mawtin zum Ministerialrat er- 
nannt worden. 

Im Reichsverkehrsministerium, Zweigstelle Preußen-Hessen, 
sind folgende Änderungen eingetreten: Der Oberregierungsrat 
Brückner, bisher in Erfurt, ist zur Eisenbahndirektion 
nach Altona versetzt. — Einberufen zur Beschäftigung im 
Reiehseisenbahndienst sind die BRegierungsbaumeister des 
Eisenbahn- und Straßenbahnbaufaches Rudolf Lavezzari 
bei der Eisenbahndirektion in Cassel und August Henkes 
bei der. Eisenbahndirektion in Hannover, 

Der mit dem Titel und Rang eines Regierungsdirektors be- 
kleidete Oberregierungsrat der Eisenbahndirektion Ludwies- 
hafen (Rhein) Wilhelm Staby ist zum Ministerialrat des 
Reichsverkehrsministeriums, Zweigstelle Bayern, in setats- 
mäßiger Weise befördert worden. 

- Der BRegierunes- und Baurat beim Maschinentechnischen 
Büro der Eisenbahn-Generaldinektion in Dresden Reinhold 
Leo Adalbert Schulz ist zum Eisenbahn-Zentralamt in Ber- 
‚lin versetzt worden. 
0} 


Österreich. 


— Erfahr ungen aus Betriebsunfällen. Zu dem in Nummer 6, 
Seite 108, der. Vereinszeitung unter dieser Überschrift erschie- 
nenen Aufsatz von Dr.-Ing. Uhlich „seht uns vom Bundes- 
ministerium für Verkehrswesen foloende Mitteilune zu: 

Der Verfasser dieses Aufsatzes spricht den Gedanken aus, 
man möge dıe Unfälle, so betrüblich sıe sind, wenigstens da- 
durch segensreich wirken lassen, daß aus ihnen weilte Kreise 
 Erfahruns schöpfen. können zur Verhütung neuer Unfälle Zu 

- diesem Zwecke schlägt der Verfasser unter anderem vor; „In 
reselmäßiesen Zeitabständen werden, etwa als Anlage zu den 
Amtsblättern, Zusammenstellunsen - bemerkenswerter Vor- 
kommnisse dem wesamten Personale bekanntsegieben mit 
kurzem Hinweise auf die einschlägisen Bestimmungen, in «ein- 
zelnen Fällen auch mit Anleitungen, wie trotz des heran- 
nahenden Unfalles nachteilise Folgen doch noch hätten ver- 
hütet werden können.“ 

Dieser sehr begrüßenswerte Vorschlag ist im Bereiche der 
österreichischen Staatseisenbahnverwaltung bereits seit Jahren 
verwirklicht. Das frühere k. k. Eisenbahnministerium hat, 
nachdem eine Anzahl von Staatsbahndirektionen im eigenen 
Wirkungskreise an die Verfassung und Ausgabe von „Unter- 
richtsblättern“ seschritten war, in der Erwägung, daß die 
möglichste Verbreitung der Kenntnisse über die Ursachen vor- 
sekommener Unfälle u. del. das sicherste Vorbeugungsmittel 
für die Vermeidung gleicher oder ähnlicher Erelenisse bilde, 
im Jahre 1900 einheitliche Grundsätze für die Erstellung der 
Unterrichtsblätter aufgestellt und sämtlichen unter stellten 
Staatsbahndirektionen die jeweilige Herausgabe solcher Unter- 
. richtsblätter aufgetragen. Der unter dem 36. Januar 1900 er- 
gangene Erlaß hatte folgenden Wortlaut; 

„Die von «einzelnen k. k. Staatsbahndirektionen bereits De- 
übte Herausgabe von Umnterriehtsblättern als Beilage zum 
Amtsblatte wird hiermit für alle k. k, Staatsbahndirektionen 
als obligatorisch erklärt. In den Unterrichtsblättern sind die 
einzelmen Eisenbahnunfälle und Betriebsereisnisse mit ihren 
Ursachen und Wirkungen in klarer und leieht verständlicher 
Eorm zu beschreiben und, anschließend daran, Jene Stellen der 
einschlägisen Instruktionen und Vorschriften, gegen welche 
‚hierbei verstoßen wurde, zu bezeichnen. Für die Form dieser 
Mitteilungen und für die Anordnung des Stoffes hat das im 
Anhange beigegebene Muster*) "zur Richtschnur zu dienen. 

Der Stoff für die Unterrichtsblätter ist einerseits den Er- 


- hebungsakten über die im Amtsbezirke vorgekommenen Eisen- 


bahnunfälle und Betriebsereignisse, andererseits den von der 
k. k. Generalinspektion der Österreichischen Eisenbahnen an 
die Bahnverwaltungen serichteten Erlassen, womit fallweise 
rene Unfälle und Betriebsereienisse bekanntgegeben werden, 
welche bezüglich ihrer Ursachen und Eigenart neue Momente 
bieten, zu entnehmen, wobei aber eine Wiederholung diesselben 
Falles zu vermeiden ist. Außerdem haben die k. k. Staats- 
bahndirektionen die Unterricehtsblätter gegenseitig auszu- 
tauschen und daraus auch jene Fälle, welche nicht aus den 
. Erlassen. der k. k. Generalinspektion hervorgehen, in die Bei- 
lage des eigenen Amtsblattes aufzunehmen. Die Unterrichts- 
blätter sollen zunächst den Dienstvorständen des exekutiven 


- Betriebsdienstes zur Orientierung dienen, ob bei diesen rück- 


sichtlich des eigenen Dienstzweiges in der Auffassung und 
*) Als Muster er der Abdruck eines Unterrichtsblattes der 


St.B.D. Linz beigegeben, die als erste solche Unterrichts- 
blätter herausgegeben hatte. 


_ 
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Anwendung der Instruktionsbestimmungen volle Klarheit 
herrscht. Überdies sollen aber die Unterrichtsblätter auch zur 
Belehrung des übrigen beim exekutiven Betriebsdienste in 
Verwendung stehenden Personals dienen, und ses ist für die 
Erreichung dieses Zweckes seitens der k. k. Staatsbahndirek- 
tionen in geeigneter Weise vorzusorgen; insbesondere ist dies- 
bezüglich die entsprechende Benutzung der Unterrichtsblätter 
bei der zufolge Erlasses vom 17. Mai 18398, Z, 4578, vorzu- 
mehmenden Schulung und Prüfung des Personals zu Vv erfügen. 
Die k. k. Staatsbahndinektionen haben auch dafür zu sorgen, 
daß die Dienststellen der Exekutive mit der ‚entsprechenden 
Anzahl der Unterrichtsblätter beteilt werden.“ 
- Im Anschluß sei noch darauf hingewiesen, daß die öster- 
reichische Staatseisenbahnvrerwaltung späterhin auch für Jen 
kommerziellen Dienst eine ähnliche Einrichtung durch Ein- 
führung von Belehrungsblättern für den Transport- und 
Reklamationsdienst geschaffen hat. Der einschlägige Erlaß 
des Eisenbahnministeriums vom 25. Februar 1913 lautet: 
„Nach Art der mit dem Erlasse vom 26. Januar 1900 einge- 
führten Unterrichtsblätter, durch welche einzelne Eisenbahn- 
unfälle und Betriebsereicnisse unter Erörterung ihrer Ür- 
sachen und Wirkungen dem Personal zur Kenntnis gebracht 
werden sollen, sind künftiz von sämtlichen Direktionen auch 
Belehrunssblätter für den Transport- und Reklamationsdienst 
als Beilage zu den Amtsblättern in zwangloser Folge heranıs- 
zugeben. Der Stoff für diese Belehrungsblätter ist den bei 
der Aktenbehandlung in den Direktionen, insbesondere bei 
den Gruppen für den Reklamationsdienst, dann den bei der 
aktiven Kontrolle und bei dien Stationsrevisionen ssemachten. 
Erfahrungen über wiederholte folgenschwere oder eigenartige 
Verstöße gegen die bestehenden Vorschriften für den kominer- 
zrellen Dienst zu entnehmen und durch instruktive Schilderung 


des einzelnen konkreten Falles zur Belehrung des Persönales 
zu verwerten Die Belehrunssblätter sind, ebenso wie die ein-. 


gangs erwähnten Unterrichtsblätter, dem beteiligten Personale 

nachweislich zur Kenntnis zu bringen. Die Dienstvorstände 
und Schulbeamten haben jeden einzelnen veröffentlichten Fall 
zum Anlaß «eingehender Erörterung, Aufklärung und  Beleh- 
rung zu nehmen und namentlich auf die in ähnlichen Fällen 
zu vermeidenden Fehler hinzuweisen. Bietreffs der äußeren 
Form sind die für die Unterrichtsblätter aufgestellten Muster 
sinngemäß zu verwerten.“ 


— Die Kohlenlage (vgl. auch die naeh Mitteiline). 
Die Belieferung Österreichs mit Kohle ist in den letzten 
Wochen stark zurückgegangen. Die Ausfälle in- der Anliefe- 
rung bewegen sich zwischen 7000 und 10000 t oberschlesischer 
Kohle. Die Südbahn, die verhältnismäßig wenige Vorräte 
mehr hatte, konnte infolgedessen nicht in der entsprechenden 
Weise belvefiert werden. Es kommt auch hinzu, daß auf der 
Südbahn. sich zahlreiche Stauungen im Güterverkehr „eltend 
machen, die wegen Mangels an rollendem Material nicht leicht 
behoben werden können. Aus all diesen Gründen mußte zu- 
nächst getrachtet werden, diesen Verkehrsstauungen zu be- 
geenen. Da für den ‚Güterverkehr mit Mischkohle und nicht 
mit hochwertiger Kohle gearbeitet wird, ist die jetzige 
Knappheit an hochwertiger Kohle, welche für den Personen-, 
namentlich für den Schnellzugverkehr, ausdrücklich notw endig 
ist, dazu benutzt worden, um seine Einschränkung des Per- 
sonenverkehrs vorzunehmen. Allerdines sind die V orräte an 
Mischkohle auch nicht sehr bedeutend. Sie. betragen etwa 
4000 t. Man: ist angesichts dieser Lage darauf angewiesen, 
zeitweilig seine möglichste Einschränkung im  Personen- 
zugverkehr vorzunehmen. Von langer Dauer dürfte aber dieser 
Zustand nicht sein, und man Technet damit, daß schon 
in allernächster Zeit infolge der niewen Banläufe die Schwierig- 
keiten behoben sein werden. 


— Einschränkungen im Zugverkehr wegen Kohlenmangels. 
‚ Die Betriebsdirektion der Südbahn teilt mit, daß wegen 
Kohlenmangels vom 22. Februar angefangen der Verkehr der 


Schnellzüge Wien-Leoben-Villach-Tarvis (Rom) Nr. 1/1101 und 


1102/2 (ab Wien Südbahnhof 7 Uhr 45 Minuten früh bzw. an 
9 Uhr 40 Minuten abends) und von Mittwoch, dem 23. Februar, 
angefangen der Verkehr der D-Züge Wien- Triest-Zagreb 
(Agram)-Belgerad Nr. 3 und 4 (ab Wien Südbahnhof 7 Uhr 
20 Minuten früh bzw. an 10 Uhr abends) bis auf weiteres ein- 
gestellt wurde. Dagegen wurde vom Dienstag, dem 22. Februar, 
angefangen der Verkehr der durchlaufenden Waeen nach 
Klag enfurt und Villach bei den Personenzügen Nr. 31 (ab 
Wien Südbahnhof 8 Uhr 10 Minuten früh) und Nr. 36 (an Wien 

Südbahnhof 7 Uhr 45 Minuten abends) wieder aufgenommen. 
Bei Verschärfung der Kohlenkrise muß mit seiner weiteren 
Einschränkung des Schnellzus- und eventwell auch des Per- 
sonenzugverkehres gtenechnet werden, worüber weitere Vier- 
ständigung noch ergehen wird. Auch die österreichischen 
Sta atsb ahnen sahen sich zu vorübergehenden Einschrän- 
kungen des Zugverkehrs auf zahlreichen Linien genötigt, 


ID .— 


- Aufgabe- und Bestimmungsort der Güter innerhalb des 


bahnen im 


-tragen und: jene Punkte, die in den Beratungen der Komite 
‚noch offen geblüeben waren, eingehend, erörtert. Hierbei wur 


‘ Vertreter werden nunmehr die Zustimmung ihrer Regierung 


Zeitung des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen 


 —  Zugverkehr nach an über Wiener-Neustadt. 
Betriebsdirektion der Südbahn teilt mit, daß vom 17. Februar 
an-auf der Linie Wiener- Neustadt-Nagy Kanizsa nebst den 
Balaton- (Plattensee-) D-Zügen Nr. 301 und 302, denen. Ver- 
kehrstage und Fahrordnung unverändert bleiben, nachstehende” 


Die e 


Personenzüge verkehren: Zur Nr. 333/313 ‘ab Wiener Neu 
stadt um 3 Uhr 40 Min. vormittags bis Ödenburg mit -An- 
schluß nach Budapest, Zux Nr, 315a-ab Wiener-Neustadt um 
3 Uhr 15 Min. nachmittags bis Szombathely (Steinamanger), 
dann Zuge Nr. 306a von Szombathely, an Wiener-Neustadt um 
11 Uhr 15 Min. vormittags und Zug Nr. 320/320a von. Ödenbung” 
mit Anschluß von Budapest, an Wiener-Neustadt um 4 Uhr 
35 Min. nachmittags. Die bisherigen Züge Nr. 306, Wiener 
Neustadt an 7 Uhr 54 Min. vormittags, und Nr. 343, ab Wiener 
Neustadt 11 Uhr 50 Min. vormittags, entfallen. 


— Einsehränkung des Schnellzugverkehrs auf der Westbahn, 
Wewen Kohleuknappheit unterblieben auf vorläufig acht Tage 
von Donnerstag, dem 17. Februar, an. die Tagesschnellzüge 
Wien-Salzburg-Innsbruck in beiden Richtungen. A 


— Eine Landesfrachtabgabe. Der Landtag von Nieder- 
österreich-Land wird sich mit der Einführung «einer Landes- 
frachtabeabe beschäftigen, leren Wirkung auch für dem ge 
samten Handel in Niederösterreich von weinschneidender Be- 
deutung ist, da alle Transporte in Niederösterreich durch. diese 
Absabe sehr erheblich verteuert werden. Nach dem vom 
Finanzausschusse des Landtages beschlossenen Wortlaut des 
Gesetzes trifft diese Abgabe jeden, der ım Gebiete von N ee ; 
österreich-Land Güter, die auf Eisenbahnen, Schiffen o.er 
Flößen befördert werden, aufgibt oder empfängt. Diese Ab- 
gabe beträgt 5% des Beförderungsprieises und ist, wenn de 


bireties von Niederösterreich-Land liest, sowohl vom Aufgeber 
wie vom Empfänger zu entrichten, Sie wird von dem 1. 
kehrsunternehmen, das die Güter befördert, eingehoben und 3 
das Land abgeführt. Von der Abgabe befreit sind die Be - 
förderung des «efällten Holzes auf Waldbahnen zur Sammel- 
stelle, die Beförderung von Bodenfrüchten auf landwirtschaft- 
lichen Bahmen und die ‘Befötderung von .Gütern auf Wierk- 
inneren Betriebe von vewerbe a 
und zur Herstellung von Bauten. 


'— Die Verhandlungen über die Südbahn. Die von den Re 
sterungen der von der Südbahn durehzosenen Staaten zur Be- 
ratung über das Regime provisoine entsandten Vertreter sind 
mit den Viertretern der Association Nationale und der Süd- 
bahngesellschaft zu newerlichen Plenarsitzungen zusammex- 
getpeten. In diesen Sitzungen wurden die Vorschläge der in 
der Plenarsitzung vom Februar eingesetzten Komitees, derei 
Arbeiten die ganze Zw ischenzeit voll beanspruchten, vorg 


in allen Fraxen eine Einigung & erzielt. -Die staatlich 
zu dem. Beratungsergebnis einholen, Das Inkräfttreten d 
Resume provisoire ist mit URN EBER vom 4. Januar 1% 

an . vorgeschen. ‘4 


— Zulassung von Alan höherer deverheinuied R. 
die technischen Hochschulen. Mit Verordnung wurde den 
Absolventen der höheren Gewerbeschulen, die die Reife 
prüfung an diesen Anstalten bestanden haben, die Zulassung 

zum Studium als ordentliche Hörer an .den, technischen Hoch 
en unter gewissen Bedingungen ermöglicht. Hierdu 
wird einerseits ein alter Wunsch der Absolventen der höher 
Gewerbeschulen in zeeisneter Form verwirklicht, ande 
erfolgt hiermit ein weiterer Schritt auf dem Wiege zur A 
gleichung des Österreichischen Schulwesens an jemes 
Dieutschen Reiche. 


— Aufnahme des Schiffahrtsdienstes auf der ganzen Donau 
Sämtliche Donauschiffahrtsgesellschaften sind, wie verlaube! 
darin übereingekommen, den Frachtdienst auf der ganz 
Strecke am 15, Februar aufzunehmen. Maßsebend für di 
Entschluß war zunächst die Rücksicht auf den Zustand 
Eisenbahnen in sämtlichen Donaustaaten, als dessen Fo 
ungeheure Mengen, von Lelbensmitteln,;, Rohstoffen und Wa 
aller Art der Abbeförderung vergeblich harren, während ( 
Wasserweg infolge der im Winter getroffenen umfangrei 
Vorbereitungen im laufenden Jahre über sesteizerte Tr. 
portmittel verfügen dürfte. In zweiter Reihe trug zur 
schleunisten Aufnahme des Güterverkehres der eün 
Wasserstand der Donau bei. Die deutschen, Österreichi 
und ungarischen Schiffahrtsgesellschaften lveßen: bereits. 
kündigen, daß sie die Waärenaufnahme für die Statio: 
Regensburg, Passau, Linz, Preßburg und Budapest am 15. 
bruar eröffnen. Die Aussichten für die diesjährigen 


halinisee sind günstiger geworden, da infolge der 

ätigkeit der Internationalen Donaukommission und der mit 

den beteiligten Kreisen in den Donaustaaten setroffenen Ver- 
barungen in diesem Jahre sämtliche Schiffahrtswesellschaf- 

n ihren Dienst bis Galatz werden ausdehnen können. Die 
rsonenfahrten wenden voraussichtlich Anfang März 
genommen werden. 


_— Verhandlungen über die Aufteilung des Donauschiffs- 
parkes. In Paris wird in der nächsten. Zeit der in Artikel 300 
des Friedensvertrages von Saint-Germain eingesetzte amerika- 
nische Schiedsrichter Walter Hinss die Entscheidung über 
dis Aufteilung des Fuhrparkes der Donau-Dampfschiffahrts- 
gesellschaften fällen. Bekanntlich haben die Südslawen und 
Rumänen zahlreiche Schiffe, die österreichischen und deut- 
schen Donau- Dampfschiffahrtsgesellschaften gehörten, be- 
schlagnahmt. Der amerikanische Schiedsrichter ‚wird jetzt 
ntscheiden, inwieweit solche Beschlagnahmen aufrechtzu- 
erhalten und welche Schiffe zurückzugeben sind, beziehungs- 
weisse welche Entschädigung zu gewähren ıst. lines hat vor 
kurzem auch die Entscheidung über strittige Fragen der Auf- 
teilung des deutschen Schiffsparkes gefällt. Zu den. Verhand- 
lungen sind als Vertreter der Österreichischen Regierung 
Sektionschef Dr. Ondrazek und Generaldirektor Hofrat 
Csatary, ferner noch als Viertreter des Bayerischen Lloyd 
eheimrat Dr. v. Donle6 nach Paris abgenveist. 


E- Verhandlungen über. den österreichisch-tschechischen 
‚nschlußverkehr. Dieser Tage sind Vertreter des österreichi- 
ohen Bundesministeriums für Verkehrswesen unter Führung 
es Sektionschefs Müller-Martini nach Prag gereist, um 
ort über die Regelung des österreichisch- tschechischen An- 
hlußverkehrs Verhandlungen zu führen. Zwischen Öster- 
en und der Tischecho-Slowakei bestehen sechs Eisenbahn- 

chlüsse, und die Besprechungen in Prag haben den. Zweck, 
n heutigen einstweiligen Verkehrszustand zu einem endgül- 
sen umzuwandeln und die „etroffienen Vereinbarungen. in 
en Staatsvertrag niederzulesen. Sollte man.zu eimer Eini- 
£ über die Hauptpunkte „gelangen, unter denen die Wahl 
Stationen für den Betriebswechsel im Vordergrunde steht, 
rden später die Einzelbesprechungen »seführt werden. Für 
Fall, daß eine Verständieung sich nicht als möglich er- 
iSen sollte, speht der eererHag die Einberufung eines 
h jedsgerichts vor. 


Begünstigungen für die Beförderung von Kriegerleichen. 
Die Österreichische Staatseisenbahnverwaltung hat für das 
hr 1921, ähnlich wie in den Vorjahren, für die Beförderung 
Kriegerleichen folgende Beeünstigungen sewährt: Für 
; Beförderung von Leichen „efallener oder im Felde ver- 
bener Teilnehmer am Weltkriege 1914—1918, ferner solcher 
nehmer an diesem Kriese, die in Ausübung ihrer Militär- 
stpflicht im Hinterlande verstorben sind, wird die Fracht 
nm der erstem Begräbnisstätte nach der Heimat auf den 
ecken der österreichischen Staatsbahnen und der in ihrem 
‚Betriebe stehenden Privatbahnen zu den um 50% gekürztben 
tarıfmäßiren Frachtgebühren berechnet. Dre Sendung muß 
sewöhnlichem Frachtbriefe mit der Inhaltsangabe „Krieger- 
he“ zur Beförderung als Frachtgut auf gegeben. werden, und 
s dem Leichenpasse_ muß zu entnehmen sein, daß es sich 
die Leiche eines Krieesteilnehmers handelt. Die Fracht 
rd für jede Leiche besonders berechnet, auch wenn mehrere 
eichen in einem Wagen werladen „werden. Den Begleitern 
ı Kriesserleichen wird auf die Dauer des Bestehens dieser 
ehtbesünstisun® wine 50prozentige Fahrpreisermäßisung 
zwar in jedem Falle für eine Begleitperson auf Grund 
. der Stempel- und Ausfertigungssebühr unterliegenden 
elanweisungen: für die Hin- und Rückfahrt gewährt. 


Probefahrt mit einem Speichertriebwagenzug. Dieser 
6 wurde unter Beteiligung des Bundesministers für Ver- 

en Dr. Pesta eine Probefahrt mit einem Speicher- 
riebwasenzusr auf der Strecke St. Pölten-Traismaner unter- 
Dieser Zu kann als erster Vorläufer der Elektri- 
rung der Staatsbahnen angesehen werden. Die elektrische 
ısrüstung der Speichertriebwagenzüge, von demen noch 
tere drei im Bau sind. wurde der A. E.G.-Union-Elektri- 
atätsgesellschaft. die Lieferung und der Einbau der Speicher 
Akkumulatorenfabriks-Aktiengesellschaft in Wien über- 
en. Die Einrichtung von Personen- und Güterwagen. für 
® Bildung von Speichertriebwagenzügen erfolet ın der 
jaatsbahnwerkstätte St. Pölten. Der in Probe genommene 
 Eiebwagenzug. ist für den ‚Personenverkehr in der 
ecke Salzburs-Hallein bestimmt. 


- Das Schieksal des Wiener Flughafens. Beim Bürgermeister 
sumann sprachen Vertreter. der österreichischen Inftschiff- 
hrt vor, um auf die große Gefahr aufmerksam zu maclhıen, 
; den heimischen Lufiverkehrsinteressen durch die von der 


berger Eisenbahn vorschußweise zur Verfügung. 


9% 


Entente beabsichtigte Niederlegung fast der gesamten Baulich- 
keiten auf dem Flugfelde. Aspern drohe. Der Bürgermeister 
erklärte, daß er wiederholt bei der Ententemission in Wien 
vorgesprochen habe, um über ihre Absichten Klarheit zu er- 
langen. Seine Schritte hätten auch insofern Erfois gehabt, alıs 
eine mildere Auslegung der Friedensvertragsbestimmuneen in 
Aussicht ‚gestellt wurde. Leider habe aber die Botschafter- 
konferenz nur eine sehr kleine Anzahl Flugzeugscehnppen auf 
dem Wiener Flusfelde von der Vernichtung ausgenommen, 
und dies nur unter Bedingungen, die kaum annehmbar ;er-: 
scheinen. Er sei daher in Angelegenheit der Abtragung der 
Asperner Schuppen neuerdings in einer Eingabe an die inter- 


alliierte Kontrollkommission herangetreten. worin er für die 


unversehrte Erhaltun« des gesamten Flughafens eingetreten 
sei. Schließlich gab der Bürgermeister noch die Zusicherung, 
daß er auch weiterhin nichts unversucht lassen werde, um der 
Stadt Wien die ihr zukommende Bedeutung im künftigen Luft- 
verkehre zu sichern. 


Tschecho-slowakisches Gebiet. 


— Betriebsübernahme und Prioritätenumwandlung der 
Kaschau-Oderberger Bahn. Die Gesellschaft versendet 'hier- 
über die foleende Mitteilung: „Die priv. Kaschau-Oderberger 
Eisenbahn hat am 7. Februar unter dem ‚Vorsitze des Präsi- 
dienten Dr. Rudolf Sieghart eine Direktionssitzung abgehal- 
ten, in welcher die Einberufung einer außerordentlichen Gene- 
ralversammlune für den 4. März 1921 beschlossen wurde. Auf 
der Tagesordnung dieser Generalversammlung steht vor allem 
die Genehmieung des Berichts über die bisher mit der Regie- 
rung der tschecho-slowakischen Republik s„epflogenen Ver- 
handlungen, welche am 25. Januar 1921 zum Abschlusse eines 
Betriebsvertrages samt Ausführungsvereinbarungen 
seführt haben. Das tschecho-slowakische Eisenbahnministerium 
wurde nämlich durch das Gesetz vom 22. Dezember 1920, 
Nr. 690, ermächtigt, Privatbahnlinien — allenfalls auch ohne 
Zustimmung des Konzessionärs — ın die staatliche Veerwal- 
tung zu übernehmen. Die tschecho-slowakische Staatsbahn- 
verwaltung hat jedoch diese Übernahme, was die Kaschau- 
Oderberger Bahn betrifft, nicht einseitig, sondern im Einver- 
nehmen mit den Konzessionären verfügt und einen förmlichen 
Betriebsvertrag abgeschlossen, der nähere Bestimmun- 
wen über die Betriebsübernahme sowie über die Grundlagen 
der künftiseen finanziellen Verwaltung der Gesellschaft ent- 
hält. Auf Grund dieses Vertrages wurde die Verwaltung der 
Kaschau-Oderberger Bahn mit 1. Februar - 1921 von der 
tschecho-slowakischen SiaatsLahnverwaltung übernommen. 
Für den Fall der Genehmigung des Betriebsvertrages nebst 
Ausführungsbestimmungen durch die außerordentliche Gene- 
ralversammlung, beantragt die Direktion im Hinblick auf die 
mit der Regierung der tschecho-slowakischen Republik abge- 
schlossenen Vereinbarungen seine weit ausgreifende finanzielle 
Transaktion, durch welche sämtliche Prioritätsobligationea 


' der Kaschau-Oderbenger Eisenbahn auf tschecho-slowakische 


Währungs umgewandelt werden sollen. . Zu diesem Zwecke 
werden zunächst sämtliche noch unverlosten Obligationen so- 
gleich zur Rückzahlung verlost werden, wobei die Rück- 
'zahlunssbeträge unter Anwendung des Umrechnungsschlüs- 
sels von 1 Gulden — 2 unge. Kronen, 1 Mark = 1 ung. Krone 
94 H. und 1 K. = 1. une. K in ungarischer Währung ausge- 
zahlt werden sollen. Die hierfür erforderlichen Beträge 
stellt die tschecho-slowakische Regierung der Kaschau-Oder- 
j Allen jenen 
Prioritäten jedoch, welche auf diese „Rückzahlung verzichten, 
wird das Recht eingeräumt, ihre Obligationen auf tschecho- 
slowakische Währung abstempeln zu lassen, und zwar derart, 
daß je 1 Gulden auf 2 isch.-sl. Kronen, je 1 Mark auf 1% 
tschecho-slowakische Kronen und je 1 Krone auf 1 tsch. ee; 
Krone umgewandelt wird. Die tschecho-slowakische Republik 
büret für die Verzinsung und Tilgung der so auf tschecho- 
slowakische Kronen. umgewandelten Prioritätsobligationen 
und übernimmt für dien Fall der Verstaatlichung der Kaschau- 
Oderberger Eisenbahn die Selbst- und Alleinzahlung. Die 
tschecho-slowakische Regierung hat sich überdies. verpflichtet, 
der Kaschau-Oderberger Eisenbahn die Mittel vorschuß vreise 
zur Verfügung zu stellen, um rückwirkend vom 1. Juli ab und 
weiterlaufend das Erfordernis für - den Prioritäten- und 
Aktiendienst unter Zugrundelegung des Wertverhältnisses von 
1 Gulden — 2 ung. Kronen, 1 Mark — 1,%4 ung. Kronen und 

1 K. — 1 ung. Krone zu decken, wobei für die Aktien: eine 
Gesamtjahresdividende von 16 ung. Kronen für die Aktie 
angenommen wird. Die Direktion erbittet sich von der 
außerordentlichen Greneralversammlung die Ermächtigung, 
die zur Durchführung dieser Bestimmung des Betriebsver- 
trages erfoderlichen Maßnahmen im eigenen Nr igen 
zu treffen.“ 


Nr. 9 ie — 


Ungarn. 


— Denkschrift der Budapester Handelskammer über Tarif- 
reform. Die "Budapester Handelskammer hat soeben eine 
Dienkschrift. verteilt, in der deren Verfasser, Schriftsieller 
Alexander Gyömrei, sieh mit der Tarifreform der ungarischen 
Staatsbahnen befaßt. Er wvierweist in der Denkschrift auf den 
Umstand, daß infolge der eingetretenen Umwälzung im un- 
« oarısehen Wirtschaftsleben einerseits die Warenklassifizie- 
rune, anderseits die Grundlage der Tariferstellung einer ein- 
@ehenden Reform unterzogen werden muß. Das derzeitige 
Tarifsystem war auf die wirtschaftlich-poltische Gemein- 
schaft mit Österreich zugeschnitten. Eine grundsätzliche Re- 
form der Tarife muß schon aus dem Grunde vorgenommen 
werden, weil die wirtschaftsgeosraphische Beziehung Groß- 
ungearns und die Wertverhältnisse sämtlicher Güter wesent- 
liche Veränderungen erfahren haben. Die Verschiebungen 
in den Wertverhältnissen glaubte man dadurch wettzumachen, 
‚daß man die Gütertarife stufenweise erhöhte. Der Yerfasser 
befürwortet, nicht nur die Frachtsätze für ‘dıe einzelnen. 
Tarifgruppen je nach der Tragfähigeit der Güter zu verstellen, 


sondern die Warenklassifizierung selbst wesentlich zu ver-. 


einfachen. Mit Rücksicht auf die Verkleinerime des Land- 


„ebretes schlägt er vor, die bisher bestandenen Staffeltarife 


fallen zu lassen und erundsätzlich zum einheitlichen Kılo- 
metertarıf überzusehen. 

Die Dinkschrift befaßt sich noch mit der Beerünstizung 
des Reexpeditionsverfahrens, dem bei einem Einheitsbareme 
nicht mehr die Bedeutung beigemessen werden darf, der ihm 
beim Staffeltarıif zukommt. Schließlich nimmt der Verfasser 
Stellung genen den nicht mehr 
zwischen der Bahn und der Binnenschiffahrt. 


— Unmittelbare Eisenbahnverbindung zwischen Ungarn und 
Südslawien, Zwischen den südslawischen und ungarischen 
Vertretern wurden seit Wochen in Szabadka Verhandlungen 
Sepflogen, die nunmehr zu seinem Abkommen zwischen 
den beiden Reeverunsen führten, demgemäß in kürzester Zeit 
zwischen Ungarn und Südslawien ein direkter Eisenbahnver- 
kehr eingeführt wird. Zunächst werden folgende Strecken 
dem Verkehr überseben: 
Zagreb-Budapest über Gyek6önyes und die Bahnverbindung 
mit Ost-Ungarn über Szeged. Später soll auch die Südbahn- 
strecke Budapest-Laibach über Prag eröffnet werden. 


— Die Kontrolle der aus den besetzten Gebieten Einreisen- 
den. Nach «einer Regierungsverordnunz werden die bisher 
eültigen Verfügungen über die Kontrolle der-aus den be- 
setzten Gebietem Einreisenden geändert, Demnach werden 
nunmehr ‚auch solehe Einreisende einer Kontrolle unterliegen, 
die sich in Ungarn ansiedeln wollen. In Lököshäzä, Bihars- 
Keresztes, Szeged und Hidas-Nemeti wurden Kontrollstellen er- 
richtet, gegien deren [Bescheid durch das Landesamt für das 
Flüchtlingswesen an den Minister des.Innern Berufung ıein- 
sselegt werden kann. 


— Sozialistischer Verband der Angestellten der elektrischen 
Bahnen. Der Handelsminister hat den Landesverband der 


Angestellten der ungarischen elektrischen. und Vizinalbahnen, 


der eine vevolutionäre Tätigkeit entfaltet hat, aufselöst. 


— Lagergeld. Dieses wurde für die in den Magazinen der 
Königl. ung. Zollämter untersebrachten Waren nach einer 
Regierunesverordnung mit Wirksamkeit vom 15. Bebruar 1921 
auf 1 K. für 100 kg und den Tag festgesetzt. 


— Luftpostverkehr zwischen Miskolez und Budapest. Im 
‚März d. J. wird ein fahrplanmäßiger Luftverkehr zwischen. 
Miskolez und [Budapest eingeführt -werden. Anfangs wird 
sich der Luftverkehr nur auf die Beförderung von Postsen- 
dungen und Personen erstrecken. Die Fahrt wird nur ine 
Stunde beanspruchen. { 


— Kohlen- und Erdölvorkommen im Komitat Sälvos. Auf 
dem Gebiete des Salvoser Komitats wurden Kohlen- und Erdöl- 
vorkommen festgestellt. Eine Sachverständisenkommission 
/ wurde in dieses Gebiet entsandt. 


— Die Budapester Orientmesse, Die Budapester le 
und Gewerbekammer veranstaltet in der Zeit vom 14. bis 
27. Maı d. J. ihre XII. Warenmustermesse, diesmal wieder als 
Orventmesse. Die Messe wird in sechs Hauptgruppen Sebeilt, 
und zwar: 1. Glas-, Porzellan-, Majolika- und Tonindustrie, 
2. Papier-, Schreibwaren- und eraphische Industrie, 3. Dextil- 
und Lederindustrie, 4. Nürnberger, Galanterie-, Spielwaren-, 
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' Holz- und Möbelindustrie, 5. chemische, pharmazeutische, 


daß die Kammer ausschließlich eine wirtschaftliche Auf, 


zeitgemäßen Wettbewerb: 


Belgrad-Budapest über Szabadka; 


begrüßte Staatssekretär Aladör v. Nävay die neue Kam 


"wurden. 


| lös erklärte, daß der Umfang der diesjährigen Mai 


Zeilare des Verei 
- Deutscher Eisenbahnverwaltu 


metische und Lebensmittelindustrie, 6. Eisen-, Metall- un 
elektrotechnische Industrie. Außer den Hauptgruppen werde 
dire Schnellbausysteme, die kleingewerblichen Maschinen un 
Geräte in besonderem Rahmen ausgestellt, und zum erste 
Male gelangen die Gärtnerartikel und -materialien zur V. 
führung. Das Büro der Messe hat seine Tätigkeit im ‚Gebä 

der Handelskammer bereits begonnen. = 


— Bildung der Unsariäch franzerehben Handeick si } 
Unter reger Beteiligung der kommerziellen und industri 
Kreise hat im Beisein der Vertreter der französischen und 

ungarischen Regierung die eründende Gemeralversammlu 
ur Ungarisch-französischen Handelskammer stabtgefun 
Sie wurde durch Dr. Oskar Charmant eröffnet, der in s 
Rede den Vertretern der französischen Regierung für ihr 
scheinen dankte. Er wies darauf hin, daß die Aufgabe der 
eründenden Handelskammer sei, die Entwicklung der w 
schaftlichen Beziehunsen zwischen Ungarn und Frankre 
herbeizuführen und gab der Hoffnung Ausdruck, daß die fr 
zösische Nation dem ungarischen Staate bei dem Wieders 
seines Wirtschaftslebens hilfreich zur Seite stehen w 
Staatssekretär Tibor .v. Scitovszky erwähnte, daß un 
den genenwärtigen Verhältnissen im erster Reihe Frankre 
Ungarn bei dem Wiederaufbau seines Wirtschaftslebens w 
sam unterstützen könnte. Im weiteren Verlauf seiner Bed 
dachte er der umerträglichen Lasten des Ungarn 
Friedens. © 

Der französische Kommissar Maurice Foue st führte 


zu verfüllen habe. Frankreich sei bereit, Unsarn mit allen v 
fügbaren Mitteln beizustehen. Schließlich gab er der Ho 
nung Ausdruck, daß die Kammer «in ernster Faktor der fraı 
zösisch-ungarischen Freundschaft werde und wünschte 
Kammer besten Erfolge. Hierauf „gelangte der Entwurf 
Satzungen zur Annahme, und os ee die Wahlen vor; 
nommen. 


Zum Präsidenten wurde ans Dr. Alexander v.M 
lekoviıts, zum Präsidenten- Stellvertreter Dr. Oskar Ch 
mant gewählt. Geheimer Rat Dr. Alexander Matlekovits 
nunmehr eine Rede, in der er hervorhob, daß die Bewegu 
zur Sehaffung von internationalen Handelskammern als 
erfreulich zu begrüßen sei. "Die Ungarisch-französische H. 
delskammer bilde die Grundlage eines lebhaften Handel 
Ungarn, das durch seine blühende Landwirtschaft reic 
ausfuhrfähig: sei. Wolle, Rohhäute und Tabak seien gesue 
Handelsartikel in Frankreich. Anderseits biete Ungarns 
brauchsfähiekeit ein reichliches Absatzgebiet für die fr. 
sische Industrie, wobei auch der Beruf ee in bezus 
den Zwischenhandel zu berücksichtigen’ wäre. Zum Schl 


— Angriffe gegen den Wolff-Biedermannschen Vertrag 
der jüngst abgehaltenen Natüonalversammlung führte der 
geordnete Paul Sändor wein Zahlenmaterial gegen den 
Nr 8, 8. 152 d. Ztg. erwähnten Vertrag der Staatsbahnen ı 
der Firma Wolff-Biedermann ins Treffen und versuchte na 
zuweisen, daß der Staat durch den in Rede stehenden 
trag‘ um dreiviertel Milliarden: Kronen geschädigt word 
sei. Er führte in seiner Rede die Fehler des Vertrages 
Besonders verwies er auf ‘den Umstand, daß die Preis 
Mark festoiesetzt wurden, was eroße Kursschwankungen 
Folge hat. Die Staatsbahnen haben, — führte ver ferner 
— keine Kaution oder Vierzugsstrafe bedunsen; die *i nz 
Sicherheit der. Lieferuie bilden die - hohen Preise, D 
Redner versuchte einzeln nachzuweisen, daß die von der F 
Wolff-Biedermann gelieferten Waren bedeutend über 
So wurden Siederohre für 12000 K. gekauft, d 
Tagespreis 3570 K. beträgt. Abgeordneter Paul Liptäk 
maliger Staatssekretär, erwiderte in seiner Rede, daß 
Abschluß des Vertrages sehr dringend war, da der D 
tionspräsident der Staatsbahnen die Absicht vertreten ha 
daß, wenn der Vertrag nicht zustande komme, der Deus 
betrieb eingestellt werden müßte. 


— Ungarns Teilnahme an der Mailänder Warenmuster 
An der in diesem Jahre in Mailand abzuhaltenden War 
mustermesse wird auch Ungarn teilnehmen. Der Direk 
der ungarisch-italienischen Handelskammer Dr. Elemör 


Warenmustermesse den. der vorjährigen Messe bedeutend 
treffen wird. Er bemerkte ferner, daß es der Kamm 
lungen sei, den ungarischen Ausstellern en 
Räume zu sichern. 


. UVebrige europäische Länder. 

= Von den baltischen Bahnen. Die lettländische Resierune 
hat, wie der „D. Alle. Zte.“ unterm 16. d. M. aus Iliga ge- 
meldet wird, das auf _der Konferenz in Helsinefors darch die 
bgeordneten der. baltischen Staaten ausgearbeitete Abkonunen 
über die Organisation eines Zentraleisenbahnbüros 
aller an der Konferenz beteiligten baltischen Staaten 
nterzeichnet. Der Sitz des Büros wird Riga sein. Die Br- 
nnung des Direktors wird nach Unterzeichnung des Ab- 
mmens durch die anderen baltischen Staaten erfoleen. 

Die lettisch-russische Eisenbahnkonferenz 
hert sich ihrem Ende. Die Beilegung der noch vorhandenen 
Streitfragen und die‘ Unterzeichnung dies Vertrages über die 
Wiederaufnahme der Eisenbahnverbindung zwischen beiden 
ıaten wird, da der Sowjetvertneter Han.tzki-F ürstenbere 
en nach Riga zurückgekehrt ist, demnächst erwartet. 


j 


— Die Wirtschaftlichkeit der russischen Bahnen nach Trotzki 
und die Wirklichkeit. In der Zeitung „Rul“ sibt der In- 
genieur dies russischen: Verkehrswiesens Kraß foleende bezeich- 
E- Äußerungen über die Frage der russischen: Lokomotiven. 

agen: 

Der Zustand der Fahrzeuge der russischen Bahnen ist nach 
, Worten Trotzkis befriedigend, die Zahl der aus den Werk- 
tten kommenden Lokomotiven. und Wagen hat sich gehoben, 
; der Zustand wird sich weiterhin bessern . infolge VOTgE- 
mmener Umformungen im Lokomotivbau und infolge des 
ntreffens newer ausländischer Lokomotiven. Ist das richtig? ? 
ı Frage der Ausbesserungen auf russischen Bahnen war 
er ein Sorgienkind der Sowjetmachthaber und veranlaßte 
zu allen möglichen Maßnahmen. So erstattete im Früh- 
hr 1919. ein besonderer Eisenbahnausschuß der Regierung 
nen Sonderbericht über die Ergebnisse der Untersuchung der 
usbesserungs- und Neubauarbeiten am Fahrzeugbestande der 
ıssischen Bahnen in den südlichen Fabriken, Als Ursachen 
er seringen Leistung wurden aneegieben: ungenüsende Er- 
ıng, geringer Tagelohn bei vollkommener Gleichgültig- 
gegenüber der geleisteten Arb: eit, lan.ges Anstehen für 
nsmittel und Ausführung vollkommen dienstfremder 
eiten für Nebenbezahlung während der Dienstzeit. Die 
ndlassen des Berichtes waren allen klar, aber zusestanden 

fte natürlich nur das werden, was nicht die Grundlasen 
> "wirtschaftlichen. Sowjetpolitik ıberührte. Freilich, die 
sportverhältnisse wurden immer schlechter. Die Material- 
Träte der Fabriken gingen unvermeidlich zu Ende, eine 
ige Eisenbahnindustrie besteht in Rußland nicht mehr und 

8 sogenannte Vereinfachung des Systems des Lokomotiv- 
nues bei Belassung von nur zwei bis drei Arten war ein er- 
nsemwer Schritt, weil für die Ausbesserune die Ersatzteile 
ten. Einfache Ausbesserungen der Buchsen und Wagen- 
en, Flickarbeiten u.a. wurden früher unterwess ausgeführt, 
muß das Fahrzeug in die Werkstätte. Die Zahl dieser 
Br neen Wasen ist ungehewer, und die Vergrößerung der 
der aus den Werkstätten kommenden Wagen ist kein 
is der Besserung der 'Transportverhältnisse. Was die 
sbesserung der Lokomotiven betrifft, so, erforderte eine 
ptuntersuchune und Erneuerung, einer einzieen Maschine 
Jahre 1919 2100 000 Rubel. In seiner neweren Nummer der 
dhewistisch angehauchten. Zeitung „Nowij Put“ finden. sich 
er Lokomotivausbesserung folgende Angaben: Die beiden 
sten von früher her noch ausgestatteten russischen Fabriken 
how und Putilow bringen monatlich drei Maschinen aus 
 enuchmr. Nimmt man: an, es gibt in Sowjet- 

land zehn soleher Fabriken, so sind es 15 Lokomotiven. 

mt man an, daß die Kaufkraft des Geldes seit 1919 hundert- 
ch "vermindert ist, so kostet die Ausbesserung dieser 15 Ma- 
hinen 72 Milliarden Rubel. Die Anwendung des Verein- 
ungsverfahrens auf Lokomotiven ist eine Frage der fer- 
- Zukunft. Die Äußerung einer beliebigen Zeitung, 
zt in Rußland schon bei der Untersuchung die Loko- 
E: eine. einzige Bauform umsebaut werden, ist Un- 
kann eine leichtere Personenzugmaschine der 

Ibanart nicht so umbauen, daß sie eine schwere Güterzug- 
five wird oder umgekehrt. . Die Frage der auslän- 
Lokomotiven steht schon. seit drei Jahren auf dem- 
eck ; ‚es hat keinen Wert, das Märchen-immer wieder 
zählen: „man sagst, daß in diesen Tagen die Handelsbe- 
gen eröffnet werden, sie werden abgeschickt weer- 
... 88 folgen dann „astronomische Ziffern‘. Und was 
in Wirklichkeit die Sowjetbahnen vor? Dr. 8. 


Die Neuregelung des griechischen Eisenbahnwesens. Die 
enbahnen. Griechenlands haben dureh den Krieg schwer ge 
n; Unterhaltungsarbeiten, ebenso alles, was zum Ausbau 
nlagen nötig gewesen wäre, ist unterblieben, und die 
eamten und epellven, haben es verlernt, ihren Dienst 
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pflichtgemäß zu erfüllen. Um die Eisenbahnen wieder in die 
)he zu bringen, ist Anfang Januar 1920 die Stelle eines 
„Gremeraldirektors der Hellenischen S:aatsbahnen“ geschaffen 
und auf Zeit einem französischen‘ Fachmann übertragen wor- 
den. Er hat zur Erfüllung der ihm obliesenden Aufgaben einen 
Stab von 42 französıschen Eisenbahnbeamten mitgebracht, Mit 
diesen hat er als ‚erstes ein Gesetz ‚entworfen, das das grie- 
chische Eisenbahnwesen neu regeln soll und dessen Annahme, 
wenn auch nicht ohne Schwieriekeiten, durchgedrückt. Es 
seht davon aus, daß die 3000. km Vollspurbahnen Griechen- 


lands, die bisher in eine eanze Anzahl von Einzelnetzen vier- 


fielen, zu einem einheitlichen Netz unter staatlicher Leitung 
verschmolzen werdet. Der Betrieb soll durch den Staat ze- 
führt werden, doch ist dies nicht als Dawermaßnahme, sondern 
nur bis zu dem Zeitpunkt in Aussicht genommen, wo die Ein- 


nahmen wieder auf der Höhe sind. 


Das neue griechische Eisenbahngesetz sieht neben dem 
Generaldirektor einen Verwaltungsrat für die Leitung der 
Eisenbahnen ver; er besteht aus vier ständigen Mitelvedern, 
höheren Beamten der Staatsbank, des Wirtschaftsministeriums 
und des’ Rechnunsshofes und dem Generalstabschef, und acht 


"nichtständigen, alle Jahre zu einem Drittel wechselnden Mit- 
‚gliedern, die der König auf Vorschlag des Ministerrats beruft. 


Der Verwaltunesrat ernennt die Beamten, entscheidet über die 
Ausführung von Arbeiten bis zum Betrage von 100 000 Drach- 
men, prüft den Haushaltsvoranschlag und die Abrechnung, 
reselt die Geldwirtschaft und beesutachtet die Tarifvorschläse. 
Alle Rechte und Pflichten der Eisenbahnen, die das Staats- 
bahnnetz bilden, und die im Gesetz namentlich aufgeführt sind, 


sehen an die juristische Person über, die durch‘ das Gesetz 


„Hellenische Staatseisenbahnen“ &oeschaffen 


i worden ist. 


Die Einnahmen und Ausgaben der Staatsbahnen sollen voll- 


_ständie setrennt von den sonstigen Geldern des Staates ver- 


waltet werden; sogär Überschüsse kommen nicht der Staats- 


. wirtschaft zugute, sondern. werden einer Rücklage zugeführt; 


überschreitet diese einen bestimmien Betras, so sind die Far ife 
herabzusetzen, ebenso sind sie zu erhöhen, wenn diese Rück- 
lase beinahe serschöpft ist. Außerdem soll innerhalb gewisser 
Grenzen jedes Jahr eine Anpassung der Tarife an die Ein- 
nahmen und Ausgaben vorgenommen werden, doch können ge- 
ringere Schwankunsen: auch durch Inanspruchnahme einer zu 
diesem Zweck oeschaffenen besonderen Rücklage auszerlichen 
werden. Ehe diese Rücklagen aber bedacht werden, sind 109% 
des Überschusses der Reineinnähmen an die Arbeiter und Be- 
amten zu überweisen, die je nach der Länge ihrer Eisen! bahn- 
dienstzeit in verschiedener Höhe an diesen Zuweisungen teil- 
nehmen. Zur Deckuns® von. Fehlbeträgen sind zunächst die 
Rücklagen in Anspruch zu nehmen; reichen diese nicht aus, 
so streckt der Staat die erforderlichen Mittel zur Aufrecht- 
erhaltung des Betriebes vor, und weiter können Schuldver- 
schreibungen zu diesem Zwecke ausgegeben werden. 

Die Newerungen, die das Gesetz vorschreibt, erfordern er- 
heblichen Aufwand, denn der Staat übernimmt mit den Eisen- 
bahnen, die das Staatsbahnnetz bilden, nur Schulden. 
Schätzunosweise werden für das [Betriebsjahr 1920/21 40 Mil- 
lionen Drachmen als Zuschuß für die Betriebsmittel gebraucht. 
Der Staat hat diesen Betrag nicht verfügbar und wird daher 
eine Anleihe aufnehmen müssen; 'es wird aber die Befürch- 
tung aussesprochen, daß ihm das nicht gelingt, und für diesen 
Fall sollen die zukünftigen Ergebnisse des Eisenbahnbetriebes 
in der Art an eine Gesellschaft verpfändet werden, daß diese 


. die nötigen Mittel vorstreckt und dafür das Recht erhält, den 


Eisenbahnbetrieb zu übernehmen, wenn ihre Vorschüsse bis 
zu einem gewissen Zeitpunkt nicht zurückgezahlt werden. Ob ‘ 
diese Aussicht verlockend genug ist, um Kapital zu gewinnen, 
darf wohl ansezweifelt werden. Sowohl diese Art, die xeld- 
lichen Schwierigkeiten zu beheben, als überhaupt, die Besorg- 
nis, daß es dem Staate möglicherweise nicht gelingen werde, 


.40 Millionen aufzubringen, werfen in scharfes Schlag] ıcht 


auf die Zerrüttung der eriechischen Staatswirtschaft, die nie 
elänzend gewesen ist, im allgemeinen, und auf die Lage der 
Eisenbahnen innerhalb der griechischen Volksw irtschaft im 
besonderen. Technische Hilfe zu dem Zwecke, sich aus dieser 
üblen Lage herauszuarbeiten, war die Entente, wie aus der 
Abordnung französischer Fachleute nach Griechenland hervor- 


‘geht, zu stellen bereit; mit Geld auszuhelfen, geht aber wahr- 


scheinlich über die Ansprüche hinaus; die Griechenland an 
seine Bundesgenossen stellen darf. Ob unter diesen Umständen 


die Neuregelung den gewünschten. Erfolg haben wird, scheint 


zum mindesten zweifelhaft. 

Die Verschmelzung der Leistungen der einzelnen Netze zu 
einer gemeinschaftlichen Leitung, wobei eine gewisse Selb- 
ständigkeit der Einzelnetze aufrechtzwerhalien war, war keine 
leichte Arbeit; sie ıst aber von den Franzosen alsbald durch- 
seführt worden, indem sie eine Landesverwaltung geschaffen 
haben, die das Zusammenarbeiten der Einzelnetze nach ein- 
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heitlichen Gesichtspunkten sowie die Durchführung des Be- 
triebes zu überwachen hat. Daneben bestehen Bezirksstellen, 
die nach den Anweisungen der Oberbehörde den Betrieb ört- 
lich leiten. Eine der Hauptaufgaben der letztgenannten Stelle 
ist die Aufstellung newer, einheitlicher Dienstvorschriften. 
Diese Arbeit scheint tretz ihrer Schwierigkeit schon ziemlich 
weit vorgeschritten zu sein, weit schwieriger wird es aber 
sein, diese Vorschriften durchzuführen und die Vereinheit- 
lichung der Einrichtungen der Einzelnetze durchzusetzen. 

Bei der Neuregelung der griechischen Eisenbahnen hat, wie 
es bei der Auswahl der zu diesem Zwecke berufenen Personen 
kaum anders zu erwarten war, Frankreich in vielen ‚Bie- 
zıehunsen als Muster gedient. Das gilt namentlich von dem 
Verwaltungsrat, der neben den Ministerien und dem General- 
direktor stehend, auch ın Frankreich newerdines ein«eführt 
ist, und von der Beteiligung der Arbeiter und sonstigen Eisen- 
bahnangestellten an den Einnahmen, die in Griechenland über 
das Maß dessen, was den französischen Arbeitern zugestanden 
worden ist, noch erheblich hinauszugehen scheint. 


Fremde Erdteile. 


— Elektrisierung der Südafrikanischen Eisenbahnen. Die 
Verwaltung der Südafrikanischen Eisenbahnen schreibt eine 
Anzahl Lieferungen für die Einrichtung elektrischen Betriebes 
auf den’ Strecken Kapstadt-Simonstown und Durban-Pieter- 
maritzburg aus. Es handelt sich dabei um die Lieferung von 
Triebwagen, Triebgestellen, elektrischen Einrichtungen: für 
Personenwagen, Ausrüstung von Kraftwerken, die Lieferung 
von Dampfkesseln und Ausstattungsgegenständen für Kessel- 
häuser, ferner um die Lieferung von elektrischen Personen-, 
Güterzug- und Verschrebelokomotiven, Umformer usw. Die 
Ausschreibungsunterlagen können zum Preise von 5 £5 sh. 
für den ersten und 2 £ 2 sh. für jeden: weiteren Abzug vom 
High Commissioner for the Union of South Africa, 32 Victoria 
Strieet, SW 1, London, bezogen werden. Technische Auskünfte 
erteilt die bekannte Firma Merz & Me Lellan (unter derselben 
Anschrift), die das Amt eines beratenden Insenieurs für die 
Einführung elektrischen Betriebes auf den südafrikanischen 
Eisenbahnen ausübt. Die Angebote sind bis zum 3. Mai :in- 
zureichen. Die Verwaltung der Südafrikanischen Eisenbahnen 
lehnt die Verpflichtung ab, das billigste Angebot anzunehmen. 
Die Kosten für die Entnahme von bis. zu drei Ansebotvor- 
drucken werden bei Einreichung wines Angebots zurück- 
erstattet. 

Nach den Vorarbeiten für die Einführung elektrischen Be- 


triebes auf den Eisenbahnen Südafrikas, die vor einiger Zeit 


von der obengenannten Insenieurfirma angestellt worden sind, 
ist als Triebkraft Gleichstrom mit 300 Volt Spannung in Aus- 
sicht genommen. Die beiden zunächst zu ıelektrisierenden 
Strecken sind nur kurze Teilstrecken, mit denen man augen- 
blicklieh einen. Versuchsbetrieb einrichten will. Die erste 
Fernstrecke, die elektrisch betrieben werden soll, ist Durban- 
Glencoe, von der die jetzt ausoteschriebene Strecke Durban- 
Pietermaritzburg «ein Teilstück ist. Die Güterzüse und die 
Fernpersonenzüg®e sollen mit elektrischen Lokomotiven beför- 
dert werden,. für den Vorortverkehr von Kapstadt sind da- 


gegen Triebwasenzüge in Aussicht genommen. Für die Güter- 


zuglokomotiven wird bei 120 t Gewicht eine Zugraft von 22 t 
gefordert; die entsprechenden Zahlen für die Personenzug- 
lokomotiven sind 72 t und 13,6 t. Die Personenzüge sollen mit 
45 bis 48 km, auf besonders günstisen Strecken mit bis 90 km 
Geschwindigkeit fahren. Von den Güterzuglokomotiven wird 
verlangt, daß sie auf der Wagrechten Züge von 1200 t Gewicht 
mit 65 km, solche von 1800 t mit 50 km. Geschwindiekeit be- 
fördern können. ‚Im allgemeinen soll mit den Güterzüsen eine 
Geschwindigkeit von 32 bis 37 km «eingehalten werden. 


— Eisenbahnbauten in Niederländisch-Indien. 
schen Siedelungen Hollands ist ein lebhafter Ausbau des 
Eisenbahnnetzes teils beabsichtigt, teils bereits im Gange. 
Auf Java sollen eine Anzahl Strecken mit starkem Verkehr 
mit zweiten Gleisen versehen werden; eine Anzahl größerer 
Bahnhöfe soll umgebaut und erweitert, werden, und auch 
eina Anzahl Streckenmeubauten ist geplant. Auf Sumatra 
soll der Eisenbahnneubau im Jahre 1921 456 km mit einem 
Kostenaufwand von rd. 50 Millionen Gulden umfassen, Ein 
Bauprogramm für die nächsten zehn Jahre enthält Entwürfe 
für Eisenbahnen in einer Gesamtlänse von 2700 km. Auf 
Born®so liegt schon seit 1914 der Entwurf einer Dampf- 
straßenbahn ‘vor, er ist aber bis jetzt noch nicht zur Ausfüh- 
rung „ekommen. 
mit einem Aufwand von 15 Millionen Gulden sebaut werden. 
Das Zehnjahre-Programm sieht’ zunächst den Bau von Eisen- 
bahnen in einer Länge von: 1300 km vor. Auf Celebes ist 
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98,5% ausgegeben und mit 5% werzinst werden. 


Vereinigten Staaten. die als Klasse 1 bezeichnet werden, etwas 


„bahn. Nach einer Presseinformation der Direktion der Penn- 


In den indi- 


Im Jahre 1921 sollen 220 km Eisenbahnen: 


eine Entscheidung fällt, müssen sie in den unteren Instanz 


Zeitung des Varsive 
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das Eisenbahnwesen noch sehr im Bücksand, diese el 
besitzt nur eine Dampfistraßenbahn zur Verbindung der Haupt- 
stadt mit dem Mittelpunkt der landwirtschaftlichen Erzeugung, 
Auch hier soll eine ganze Anzahl Eisenbahnen „gebaut wer 
den, so daß nach Ausführung der jetzt aufgestellten Planung 
diese Insel ein Eisenbahnnetz von 1100 km Länge besit 
wird. Für die kleineren Inseln sieht das Zehnjahre-Programm 
Eisenbahnbauten mit zusammen 500 km Länge vor. E 

— Japanische Eisenbahnanleihe. Die en Regierung 
beabsichtiet, eine Anleihe im Betrage von 33,2 Millionen Y 
(1 Yen Gold — 4 M nach Friedenswährung) aufzulesen, 
Mittel zum Neubau von Eisenbahnen, zum Ausbau bestehender 
Anlagen und zum- Einlösen. seiner Anleihe aufzubringen, die 
von einer verstaatlichten Eisenbahn übernommen werden 
mußte. Die Schuldverschreibungen sollen zum Kurse von 
Hierdurch 
wird die Höhe der japanischen Eisenbahnanleihen im laufen- 
den Rechnungsjahr auf 80 Millionen Yen gebracht werden, so 
daß zur Erfüllung des Jahresvoranschlags, der für Eisenbahn- 
bauten und Verbesserungen 100 Millionen. vorsah, noch 20 Mil- 
lionen aufgenommen werden können. Dieser Betrag an aber 3 
erst im nächsten Rechnungsjahr begeben werden. 


— Leistungen der Pennsylvania-Eisenbahn. In den Be 
neun Monaten des Jahres 1920 haben die Eisenbahnen der 


über eine halbe Billion Tonnenkilometer „geleistet. Davon sent- 
fallen allein 11,3% auf die Pennsylvania-Eisenbahn. Ber 
dieser bestehen die Güterzüge im Durchschnitt allerdings nur 
aus 37,6 Wagen; da sie aber im Durchsehnitt mit 34,2t beladen 
‚sind, befördern sie die immerhin ansehnliche Durchsehnitslas fe 
von 872 t. Die allgemeimen Durchschnittszahlen der amerika- 
nıschen Eisenbahnen sind demgesenüber 35,4 Wagen im Güter» 
zus, 28,9 t# auf den Wagen und 74 t Nutzbelastung jedes 
Güterzuges. Der allgemeine Durchschnitt hat also die Aus 
nutzung der Güterwagen mit 30 t, das Ziel, das sich die Ver- 
einisung der Betriebsbeamten wesetzt hat, noch nicht ‚erreicht, 
die Pennsylvania-Eisenbahn hat es dagegen schon erheblich 
überschritten. Das Verdienst dieser Eisenbahn bei Erreichung 
dieser Leistungen, das darin besteht, daß sie ihre Anlagen 
nach richtigen Grundsätzen betreibt und so bis zum äußersten 
ausnutzt, soll durchaus nicht unterschätzt werden, sie wird 
aber in diesen Bestrebungen ohne ihr Verdienst stark dadurch 
unterstützt, daß die Güter, die sie befördert, zum großen "Teil 
Kohle und Erze: sind, also schwere Massengüter, die nicht nur 
die Ladefähickeit der Wagen voll auszunutzen sestatten, son- 
dern zum Teil sogar in geschlossenen Zügen befördert werden, 
wodurch höhere Leistungen ‚ereicht werden als bei einem Ver- 
kehr mit leichteren Gütern, die aus «iner größeren Zahl von 
Einzelsendungen bestehen. : 


— par. itätischer Einigünksausschuß der Pennsylvania- Eisen- 


sylvania-Eisenbahnsesellschaft hat diese mit der gewerkschaft- 
lieben Vertretung ihres Lokomotiv- und zn ber peu 
(51.000 Mann — 20% des Gesamtpersonals) ein am 1. 
d.:Js- in Kraft. „etpetenes Abkommen folgenden Trchategs 
schlossen: Als Mittel zur Verwirklichung des Grundsatzes 
friedlichen Beilegungz von Arbeitsstreitiekeiten wird ein p3 
tätıscher Ausschuß (Joint Reviewing Committee) eingeset 
diessen Aufgabe ‚es ist, in gemeinsamen Verhandlungen & 
Streitigkeiten und Beschwerden über Dienstvorschriften- 1d 
Arbeitsbedinsungen sowie Disziplinarangelegenheiten zu 
schlichten. Der Ausschuß besteht aus je zwei Vertretern der 
vier Direktionsbezirke. der Gesellschaft (Eastern, Central, 

Northwestern und Southwestern Region) sowie aus den 
werkschaftlichen Obleuten des Lokomotiv- und Zugbegleit - 
personals. Die Vertreter beider Teile haben gleiches Stumm- 
recht; gültige Beschlüsse können nur mit zwei Dritteln. aller 
Stimmen gefaßt werden. In allen zu seiner Zuständigkeit ge 
hörenden Angelesienheiten, mit Ausnahme der “Disziplinar- 
sachen. stimmt der Gesamtausschuß ab; seine Entschei- 
dungen gelten auch für künftige Fälle gleicher Art. Bei DiszE 
plinarsachen wird anders verfahren; um das ihnen inne 
wohnende persönliche Moment zu berücksichtigen, stimmen 
hier die Vertreter der Gesellschaft und des Personals aus de 
beteiligten Direktionsbezirk nicht mit; vielmehr wirken sıe 
im Ausschuß als Sachwalter der Parteien, so daß also nur e 
übriren Ausschußmitglieder zur Fällung der Entscheidung b 
rufen sind. Auf diese Weise hofft man die Disziplinärsache 
einwandsfrei zu erledigen, Der Ausschuß soll sich ferner m 
der Untersuchung und Verbesserung der Methoden befasse 
die bei der Gesellschaft vor dem Kriege zur Beilegung 
Arbeitsstreitigkeiten und Beschwerden des Personals dien 
Bevor der Ausschuß in. den vorerwähnten Angelegenheite 


zwischen Gesellschaft und Personal erörtert sein. Zu diesem 
Zweck finden monatliche Zusammenkünfte zwischen 1. jedem 
Betriebsdirektor (Division Superintendent), 2, jedem Ober- 
, batriebsdinektor (General Superintendent) und 3. dem General- 
direktor eines jeden Direktionsbezirks und- den beteiligten 
werkschaftsvertretern statt. Hierbei werden die streitisen 
"Angelesenheiten erörtert und, anscheinend. ohne förmliches 
Verfahren, erlediet. Die Entscheidung des Ausschusses kann 
nur gegen Verfügungen der Generaldirektoren angerufen wer- 
den. Die Personalvertreter sind also in allen Instanzen zur 
‚ Mitwirkung bei der Erledigung der bezeichneten Streitigkeiten 
i "und Beschwerden berufen, vor allem aber ıst ihnen sein Mit- 
eelimmungsrecht bei der endgültigen. Entscheidung. dieser 
Anselessenheiten durch den paritätischen Ausschuß #inge- 
 Fäumt. Auch die Sitzungen dieses Ausschusses finden monat- 
' lieh statt. Die Vereinbarungen (agreements), die bei den all- 
monatlichen Verhandlungen. der Betriebsdirektoren, Oberbe- 
 triebsdirektoren und Generaldirektoren mit der Prersonalver- 
tpetung zustandekommen, treten zwar sogleich in Kraft, sie 
müssen aber unverweilt dem Ausschuß mitgeteilt werden, der 
| = ihre Bestätigung oder—Abänderune entscheidet. 'Grund- 
sätzliche Entscheidungen, dıe auf diese . Weise sefällt werden, 
ind in allen vier Direktionsbezirken der Gesellschaft für alle 
Ih hwebenden und künftigen Streitfälle gleicher Art maßzebend. 
je Direktion der Gesellschaft hebt in ihrer Mitteilune her- 


tenmal in der Geschichte der amerikanischen Eisenbahnen 
‚ein volles Mitbestimmungsrecht in allen. seine Wohlfahrt und 
‚seine Arbeitsbedingungen angehenden Angelegenheiten einge- 
räumt sei. Die Direktion ist davon überzeugt, daß durch das 
Abkommen nicht nur jede Streikgefahr ein für. allemal ausge- 
schaltet ist. sondern daß damit auch die Notwendiekeit ent- 
fällt, überhaupt noch sogenannte Streikabstimmunsen unter 
em. beteiligten Personal zu veranstalten. 

Die Einsetzung des paritätischen Ausschusses gründet sich 
Bu: auf die 88 301/303 des Transportation Act 


920. wonach die Einrichtung von Schlichtungsausschüssen 
ür Streitiekeiten über „Beschwerden, Dienstvorschriften oder 
rbeitsbedingungen“ in das Belreben der Parteien sestellt ist. 
ür- Lohnstreitigkeiten sind diese Ausschüsse in- 
dessen nicht zuständig; sie gehören. vor das Forum des durch 
bezeichnete Gesetz ins Leben serufenen Eisenbahn- 
Beer der Vereinieten Staaten. (Vel. Archiv für 
enbahnwesen 1920, S. 776ff.) Die von der Gesellschaft 
die Errichtung des paritätıschen Ausschusses geknüpften 
Erwartuneen sind also wohl mit der sich aus dem Gesetz er- 
& renden. Einschränkung zu verstehen. R. 


Der Mitteilung 
N über diesen Gegenstand in Nr. 4 7 Die fügen wir noch die 
aus Amerika nach England berichtete Nachricht hinzu, daß 
es sich dabei um zwei Lokomotivbauarten gehandelt hat, von 
‚denen die eine von Deutschland aus mit 25 000 Dollar, die 
andere mit 22000 ar angeboten ra während die 


| as die en weh so , ein Wartreier 
der holländischen Regierung, der sich anscheinend zu dem 
;wecke, Einkäufe zu machen, ın Amerika aufhält, überhaupt 
icht ernsthaft in Frage kommen. Außer den schon erwähnten 
Lokomotiven — nach einer Quelle 83, nach einer anderen 
Stück, die nach der letzteren zusammen „egen 2000 000 
ler kosten — sind noch 600 Güterwagen, 25000 t Stahl- 
hienen und 5000 t eiserne Träger für die Eisenbahnen Javas 
ze Deutschland vergeben worden. 
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Allgemeines. 


_ — Lokomotiv-Feuerbüchsen aus Flußeisenblech. Über dıe 
kom ‘mit flußeisernen Feuerbüchsen auf den. Loko- 
 motiven der Orl&ans-Bahn berichtet, der „Schweiz. Bauzeitung“ 
gemäß, Ingenieur Paul Conte in der „Revue Generale des 
ıemins de Fer“ vom August 1919. Aus den sehr umfang- 
Bei. == Versuchen, deren erste aus dem Jahre 1907 stammen, 
_ geht hervor, daß Feuerbüchsen ganz aus Flußeisen oder nur 
m 13 kupferner Rückwand sich sehr gut’ als Ersatz für kupferne 
verwenden lassen. Die Lebensdauer der flußeisernen Büchsen 
sheint selbst größer zu sein, als die der kupfernen. Ein: 
‚esentlicher Vorteil ist das viel geringere Gewicht und der 
el niedrigere Preis der flußeisernen Fewerbüchsen.  Drer 
"Bericht weist jedoch ausdrücklich darauf hin, daß flußeiserne 

ee: nur dann :zur Anwendung kommen sollten, wenn 
Möglichkeit besteht, die Lokomotivkessel stets mit heißem 
sser zu speisen und zu waschen. 
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vor, daß dem beteiligten Personal mit diesem Abkommen zum- 
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— Gewinnung und Verwertung von Alt- und Abfallstoffen. 
Bei der heutigen gespanntem wirtschaftlichen Lage müssen 
alle Mittel ausgenutzt werden, um die Ausgaben der auf 
Erwerb gerichteten Unternehmen herabzusetzen und ihre Ein- 
nahmen zu erhöhen. Einnahmequellen müssen dabei heran- 
gezogen werden, die man in den’guten, hinter uns lvegenden 
Zeiten ‚wenn auch nicht unbeachtet „gelassen, so doch nicht 
so gewürdigt hat, wie sie es verdienen. Zu ihnen gehört die 
Bewirtschaftung der Alt- und Abfallstoffe. Daß man ihren 
Wert mewerdings richtig erkennt, beweist die soeben gestellte 
Beuth-Aufgabe (Glaseıs. Annalen, Heft 1 vom 1. Januar 
19231), die den Entwurf zu Anlagen für die wirtschaftliche 
Verwertung von 'Eisenbahnschrott fordert. Bei den ameri- 
kanischen Eisenbahnen haben von jeher die Altstoffe eine 
große Rolle gespielt, weil man. dort die Unterhaltung stark 
vernachlässigte und abgenutzte Gegenstände nur ungern und 
wenige ausbesserte, sondern sie lieber zu den. Altstoffen nahm 
und sie durch neue ersetzte. Newerdings kommt man auch 
dort zu der Erkenntnis, daß sich aus den Altstofflagern, die 
infolge dieses Ver fahrens sehr umfanereich sind, manches 
Wertvolle gewinnen läßt. Bei den hohen Preisen aller Roh- 
stoffe können dadurch viele Ersparnisse erzielt werden. Die 
Altstoffe werden, um dies zu ermöglichen, zunächst song- 
fältig ausgelesen. Alte Träger werden z. B. verwendet, um 


andere zu verstärken, solche” von Eisenbahnbrücken, die den 
meuzeitlichen Lasten nicht mehr gewachsen sind, können zu- 
weilen für 'Straßenbrücken verwendet werden. Namentlich 


dis Einzelteile der Signal- und sonstiren Sicheruneseinrich- 
tungen lassen sich häufig mit geringen Nacharbeiten, die nur 
wenig Kosten verursachen, zu anderen Zwecken wieder ver- 
wenden, wodurch bei dem hohen Preis dieser Teile betracht- 
liche. Ersparnisse erzielt werden. Bei der Lehish Valley- 
Eisenbahn ist z. B. eine ihrer sroßen Holzbrücken mit etwa 
16500 cbm Holz abgebrochen worden, davon konnte fast die 
Hälfte wieder verwendet werden, und außerdem wurden noch 
730 getränkte Pfähfle und 7200 Zaunpfosten gewonnen. Die 
Eisenteile, Schrauben, Muttern, Unterlaescheiben ergaben eine 
Ausbeute von über 100 t. Der Wert des gewonnenen Holzes 
betrug etwa 51650 Dollar. Beim Abbruch eines anderen Bau- 
werks, das ungefähr 50 cbm Holz enthielt, wurden rd. zwei 
Drittel dieser Menge mit einem Aufwand von 100 Dollar ge- 
wonnen und zu nochmaliser Verwendung vorbereitet; meu 
hätte man für dieses Holz 700 bıs 1000 Dollar bezahlen müssen. 
Unter diesen Umständen wird wohl auch der geradezu als 
Roheit zu bezeichnende Gebrauch aufhören, alte Güterwagen 
zu verbrennen, und an seine Stelle wird win sorgfältiges 
„Ausschlachten“ treten, das zum Gewinn mancher wertvollen 
Teile und mancher kostbaren Rohstoffie führen kann. 


— Eine Lokomotive mit Dampfturbinenantrieb ist vor 
kurzem auf den schweizerischen Bundesbahnen in .den Be- 
trieb eingestelli worden, damit durch Versuchsfahrten ihre 
Bauart erprobt werden kann. Die Lokomotive ist nach einem 
Entwurf von Zoelly in den schweizerischen Lokomotivwerken 
in Winterthur erbaut worden, wobei eine ältere Lokomotiv- 
bauart der Bundesbahnen als Grundlage diente. Die Turbine 
hest quer vor dem vorderen Kesselende und überträst ıhre 
Arbeit auf eine Blindachse, die oberhalb des Radgestells liegt 
und durch Kuppelstansen mit den Kuppelachsen verbunden 
ist. Die Turbine macht 8000 Umdrehunsen in der Minute, 
woraus sich bei dem sewählten Übersetzungsverhältnis eine 
Stundenseschwindiekeit von 78 km ergibt. Der Kessel ist mit 
Überhitzer ausgerüstet, unter dem Kessel befindet -sich ein 
Kondensator. Das Wasser wird wieder in den Tender zu- 
rückeeleitet, der in besonderer Weise so ausgebaut ist, daß 
das Wasser zwecks Kühlung in dünnen Strömen vom Tender-- 
dach herunterrieseln kann. Da kein Blasrohr vorhanden ist, 
wird das Fewer durch «einen besonderen, durch : Vientilatoren 
erzeugten Luftstrom und einen Bläser angefacht und unter- 
halten. Bei den Versuchsfahrten. soll die Lokomotive im Ver- 
gleich zu gleichsroßen Verbundlokomotiven eine Brennstoff- 
ersparnis von 3% gezeist haben, auch soll sie bes hohen Ge- 
schwindiekeiten wegen des Fehlens hin- und hersehender 
Teile sehr ruhige und sanft laufen. 


Rechtspflege. 


— Haftung der Eisenbahn bei Beschädigung leicht zerbreeh- 
licher Güter durch Rangierstöße. Eine Wagenladung mit 
100 Kisten Eier wurde von Insterburg nach Chemnitz auf- 
nereben und kam am Bestimmungsort beschädigt an. Die 
Klage auf Schadenersatz wurde vom Landgericht dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt; das Oberlandes- 
gericht gab ihr nur zu drei Vierteln "ihrer Höhe statt. Das 
Reichsgericht hat ‘mit Urteil vom 18. Dezember 1920 — 
Aktenzeichen I. 156/1920 — die Entscheidung des Oberlandes- 
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serichts aufgehoben aus folgenden Entscheidungsgründen, aus 
denen sich auch der nähere Tatbestand ergibt. 

„Das angefochtene Urteil ist In folgender "Weise begründet: 
Die Beschädigung der Eier sei darauf zurückzuführen, daß 
der Bahnwagen einen außergewöhnlich heftigen - doppelten 
Verschubstoß “erlitten habe, und zwar wahrscheinlich erst 
nach der Ankunft in Chemnitz und sicher nicht vor der Bie- 
förderung von Insterburg ab. Die dabei eingetretene Be- 
schädisung der Kisten selbst sei aber nicht so 'erheblich, daß 
sich annehmen lasse, die Stöße würden auch, für andene als 
leicht- verletzbare Güter verderblich geworden sein. Der 
Schaden sei aber dureh ein ‚Verschulden der Bahn entstanden. 
‚Die Aufschrift „vorsichtig rangieren“ habe karauf hinge- 
“wiesen, daß beim Verschieben Sorgfalt geboten sel. Wenn 
der Wagen trotzdem einen ungewöhnlich heftigen, doppelten 
Verschubstoß erlitten habe, so sei die Ursache im Zweifel 
darin zu finden, daß die erforderliche Vorsicht nicht beob- 
achtet sei. Vorkommnisse, bei denen sehr heftige Verschub- 
stöße sich nicht vermeiden ließen, ‚bildeten eine vwierhältnis- 
mäßig seltene Ausnahme. Daher sei es Sache der Bahn, dar- 
zutun, daß im einzelnen Falle aus bestimmten Gründen der 
Stoß nicht vermeidbar gewesen sei. Sie sel auch zur Auf- 
klärung imstande, der Absender und der Empfänger nicht. 
Der Beklagte habe aber insoweit michts vorgebracht. Es 
liege aber nichts dafür vor, daß grobe Fahrlässigkeit gegeben 
sel. Der Beklagte hafte daher nur im Rahmen des 8 457 
Albs. 1 HGB. Zudem habs der Absender selbst schuldhaft 
sehandelt, denn er habe die Eierkisten nicht so verstaut, daß 
sie dest gelegen hätten. Dieser Umstand habe bei der Ent- 
sbehung des Schadens mitsewirkt. Die Haftung der Bahn sei 
daher auf % des Schadens zu beschränken. 

Die Revision des Klägers wendet sich zunächst gegen die 
Annahme, daß die Verladung mangelhaft erfolgt sei. Sie 
weist darauf hin, daß unstreitie der Wagen vollständig aus- 
genutzt war. Allein damit war nur gesagt, daß weitere 
Kisten in den Wagen nicht hineinsinsen. Es ergab. sich nicht 
daraus, daß keine Lücken mehr blieben zwischen den Kisten 
oder zwischen diesen und den Wagenwänden. Das ®©ber- 
landessericht hat auf Grund der Aussagen des von ihm vier- 
pommenen Sachverständigen angenommen, daß solche Lücken 
bestanden und insofern fehlerhaft gehandelt ist, als sie nicht 
ausgefüllt waren, Hierbei handelt es sich um Erwägungen 
tatsächlicher Art, die mit der Revision nicht angefochten 
werden können. 

Sodann beanstandet die Revision des Klägers noch die Auf- 
fassung des Berufungsgerichts, wonach der Bahn keine srobe 
Fahrlässigkeit zur Last falle. Awmch : hier handelt es sich 
aber im wesentlichen um ine tatsächliche Beurteilung. Die 
annefochtene Entscheidung ist einwandfrei begründet, indem 
sesaot Ist, es liege nichts‘ dafür vor, daß der "Schaden durch 
Unfug oder srobe Fahrlässickeit herbeigeführt sei. Es ergibt 
sich daraus, daß wein erhöhter Grad der Fahrlässiekeit nicht 
oegreben war. Auf die weiteren Erwägungen des Oberlandes- 
serichts hierzu kommt es daher nicht an. Die Revision des 
Klägers ist mithin unbegründet. 

Von dem Beklasten wird zunächst geltend gemacht, daß 
nach den Feststellungen des ÖOberlandesgerichts zu seinen 
Gunsten auch die Nr. 3 der $S 459 HGB., 86 EVO., eingriffe. 
Das ist an sieh richtig, ändert aber nichts daran, dab die 
Haftung des Beklagten dann gegeben ist, wenn der Schaden 
von der Bahn verschuldet ist. Die Entscheidung hängt daher 
davon ab, ob die Revision insoweit begründet ist. Die Be- 
schädigune der Eier ist durch einen ungewöhnlich: heftigen, 
doppelten Vierschubstoß verursacht. Auf welche Umstände 
aber dieser Stoß selbst zurückzuführen ist, ist von dem Ober- 
landesgierieht nieht festgestellt. Infolsredessen sind auch be- 
stimmte Feststellungen nicht getroffen, inwiefern den Leuten 
der Eisenbahn ein Verschulden zur Last fällt. Es ist lediglich 
aus der Tatsache, daß die Eier"zum großen Teil beschädigt 
sind, der Schluß gezogen, daß der doppelte Veerschubstoß un- 
gewöhnlich heftig war, und daraus dann weiter die Annahme 
hergeleitet, daß er verschuldet sei. 

Diese. Begründung wird von der Revision des Beklagten 
mit Recht beanstandet. Nach den bisherigen Feststellungen 
des Oberlandlesserichts liegt nicht mehr or, als daß die 
Gefahr sich verwirklicht hat, die sich daraus vergab, daß die 
Eier eine leicht zerbnechliche Ware sind. Die Bestimmungen. 
des $ 459 HGB., besonders auch die Nr. 4 daselbst, sind nur 
darauf berechnet, die Eisenbahn davor zu schützen, daß sie 
haftbar gemacht wird, wenn sich wine Gefahr verwirklicht, 
die’ sich aus der besonderen Art eines Gutes oder seiner Vir- 
packung vergibt. Man darf daher aus dem Eintritt eines Scha- 
dens nicht auf in Verschulden. schlıeßen. Wenn man das 
tun wolte, so würde der Zweck vereitelt, den. der $ 459 HGB. 
verfolet. Seinen Bestimmungen. liegt offenbar die Erwägung 
zugrunde, daß im 'Eisenbahnverkehr ein gleichmäßiger, glatter 
Verlauf ‘nicht zu erzielen ist. Es handelt sich um einen 
Massenbetrieb, bei dem es zudem noch darauf ankommt, daß 
die Arbeiten schnell erledigt werden. Wenn alles so ver- 
läuft, wie ses eigentlich geschehen sollte, dann. werden auch ' 
zerbrechliche Güter unbeschädigt an ihr Ziel gelangen, und 


. getroffen, daß die Eisenbahn bei ihrer weitgehenden Haftu 


ach eine mangelhafte Valid wird, . wenn nicht gar u 
-eroße- Fehler gemacht sind, nicht schaden. Aber Unregel- 
"mäßiekeiten lassen sich eben nicht vermeiden. Namentli 
werden die Verschubstöße oft mehr oder weniger heftig.a 
fallen, und sie werden oft so sein, daß ein Gut, das der Gef 
des Bruches ausgesetzt ist, dadurch Schaden erleidet. 
bloß daraus, daß ein solcher Schaden eingetreben, ist, 
nicht gefolgert werden, sein. Verschubstoß sei übermäßig hefti 
gewesen, und er sei, von besonderen Umständen abgeseh 
nur durch ein schuldhaftes Verfahren zu erklären. (Vgl. RG 
Bd. 64-8. 169.) In der vorliegenden Sache war eine sol 
‘Beurteilung um so weniger gerechtfertigt, als das Oberland 
gericht sich ausdrücklich auf den Standpunkt stellt, daß 
dere als leicht zerbrechliche Güter durch den Verschubs 
noch nicht beschädigt sein würden, und es weiter festges 
hat, daß die Verladung eine mangelhafte war, wodurch die 
Gefahr, die sich aus der Beschaffenheit des Gutes ergab, noch 
vergrößert wurde. 2 
Das angefochtene Urteil war mithin, 
teil des Beklagten ergangen ist, auf dessen Revision auf. 
heben, ‘ Eine Entscheidung in der Sache selbst war aber n 
nicht möglich, da immerhin die Mögrlichkeit besteht, daß. 
vom Kläger weiter angetretene Gutachtenbeweis dazu fü 
ein Verschulden der Leute des Beklagten festzustellen. Die 
Sache war daher an das  Oberlandesgericht 0 
weisen. % } N nn 


— Zum Begriff der Kostbarkeiten. Ve a 
Seidenwaren ging eine im Gewicht von 44 kg verloren. D: 
Klägerin verlangt auf Grund des Frachtvertrages Sehad. 
ersatz in Höhe von 29 667,25 M von dem beklagten Eisenbahn: 
fiskus. Während das Landgericht die Klage dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärte, wies. das Oberlandessericht sie 
kostenpflichtige zurück. Das Reichsgericht bestätigte die 
Klageabweisung mit Urteil vom 4. Oktober 1920, Aktenzeichen 
I 131/1920, aus nachstehenden Entscheidungsgründen, aus denen 
sich auch die weiteren Einzelheiten des Tatbestandes ergeben: 

„Beklagter lehnt seine Haftpflicht aus dem Eisenbahnfracht- 
vertrage unter Berufung auf $467 HGB. 896 E.V.O. in Ver 
bindung mit 8 54 (2). B Ziffer 1-und Ausführungsbestimmu 
IIl 1 zu S 54 ab, weil es sich bei dem verloren gegangen 
Frachtgut um Kostbarkeiten gehandelt habe und unterlassen 
-sei, diese Eigenschaft und den Wert im Frachtbrief zu I 
zeichnen. Daß letzteres nicht geschehen ist, ergibt der vw. 
sielegte Frachtbrief. Das Oberlandesgiericht hat im Gegensa 
zum Landetericht den Standpunkt des. ‚Beklagten gebilligt und 
deshalb die Klage abgewiesen. Dem Oberlandesgericht war 
im Ergebnis beizutreten. Maßgeblich ist für den Begriff Kos 
barkeit lediglich der eisenbahnrechtliche Gesichtspunkt. D 
ın (Betracht kommenden Bestimmunsen sind zu dem Zwec 


soweit es zum Na 


aus dem Frachtvertrage in die Lage versetzt werden soll, d 
‚vorgesehenen Sicherungsmaßresieln anzuwenden, um nicht mit 
Schadensansprüchen belastet ‘zu werden, die ungewöhnlich 
hoch sein: können, und zur Zeit der Versendung nach Umfang 
und Gewicht des Frachtguts nicht ohne weitenes zu verwa ven 
sind. Es kommt demnach im «eisenbahnrechtlichen Sinne fü 
den. Begriff Kostbarkeit darauf an, ob das betreffende Fracht 
gut im Vergleich zu anderen gewöhnlichen Sendungen von 
eheichem oder annähernd gleichem Umfang und: Gewicht e 
ungewöhnlich hohen Wert hatte. Im gegenwärtigen Falle 
delt es sich um eine Sendung Seidenwaren, deren Gesamtw: 
nach der von der Klägerin als Anlage zur Klage mitseteil 
Rechnungsaufstellang zur Zeit der Versendung 29 667,25 
betrug. . Wie diese Rechnunssaufstellung serner ergibt, setzte 
sich der Gesamtwert von. 29 667,25 MN zusammen aus 1528, 
für 101% Meter Satin und 28 138,35 M für 401% Meter Ka 
mir. Das Gewicht der Kiste 1163 mit diesen. beiden Sor 
Seide war, wie sich aus dem vorgelegten Frachtbrief ar 
44 kg. .Der Umfang der Kiste war nach den Darlegunge 
der Klägerin in ihren Schriftsätzen vom 5. und 6. März 19 
die nicht bestritten sind, 1 Meter im Geviert. Die Höhe d 
Kiste ergibt sich nicht ziffernmäßig aus den. Akten, kann & 
keine erhebliche gewesen sein, da bei den in Betracht ko 
menden 53172 Meter dünner Seide von etwa I Meter Bri ei 
die Kiste nur eine geringe Höhe zu haben ‚brauchte. Es han- 
drelte sich danach bei der Kiste 1163 um sin Frachtstück 
1 Meter im Geviert von geringer Höhe und 44 kg Gewie ] 
das einen Wert von 29 667,25 M hatte. In Betracht zu ziehe 
für die Frage, ob der Begriff, Kostbarkeit gegeben, ist 
das Frachtstück als solches, und es ist nicht, wie im Schrif 
vertreten wird (Eger E.V.O. Anm. zu $ 946, Rundnage 
Anm. 5, Staub $ 467 HGB. Anm. 5), er Unterschied. dahin: 
machen, daß in einem Falle, wo in einem Frachtstück Ge 
stände, die für sich nicht den Begriff der Kostbarkeit erfülber 
mit Kostbarkeiten zusammen: verpackt und versandt sind, 
Bestimmungen des $ 467 HGB., SS 9, 540 E.V.O. die 
pflicht nur bezüglich der letzteren ausschlössen. Vıielm 
‚ist die Haftpflicht in solchem Falle ganz ausgeschlossen, ı 
ern der Berriff Kostbarkeit für ee Frachtstück als so 
utrifft, Es kann daher im gegenwärtigen Falle nicht da 


en. daß die 101% Meter Satin für sich wohl dien Begriff 
Kostbarkeit nicht erfüllen könnten, vielmehr steht nur zur 
tscheidung, ob der Begriff Kostbarkeit für das ganze Fracht- 
k als solches zu bejahen ist. Dies ist aber der Fall. Es 
sich bei einem Gewicht des Frachtstücks von 4 ke und 
Gesamtwerte von 29 667,25 M für das Kilogramm ein 
i von etwa 650 A; dabei hatte das Frachtstück nur den 
ngen Umfang einer flachen Kiste von 1 Meter im Geviert, 
Umstand, daß dieser außerordentliche Woertsatz sich nur 
h die Valutaverhältnisse gebildet hat, ist nicht von ent- 
eidlender Bedeutung. Es ist mit Rücksicht ‚hierauf jetzt 
dines zu fragen, ob dieser hehe Wertsatz im Vergleich 
den Sendungen anderer Waren von gleichem oder an- 
ernd gleichem Umfang und Gewicht, die aus demselben 
nde ebenfalls eine große Preisverschiebung aufweisen, 
ichwohl noch als ein so außergewöhnlicher angesehen wer- 
. muß, daß er auch in Berücksichtigung der Preisverschie- 
ng bei Absendung nicht ohne weiteres zu erwarten war. 
se Frage mußte für das hier in Betracht kommende Fracht- 
k bejaht werden.“ 


- Haftung der Bahn für Benässung einer Tabaksendung. 
hs deutsche Viersicherungsgesellschaften nehmen den 
rttembergischen Fiskus für den Schaden an einer 
baksendung in Anspruch. Und zwar handelt es sich um 
Ballen Rohtabak, die im Juni 1917 in Drama (Bulgarien) 
ch Stuttgart verladen worden sind. Als der Tabak am 
immungsort ankam, stellte es sich heraus, daß er durch 
erheblich selitten hatte. Für den der Zigaretten- 
ik Waldorf-Astoria entstandenen Schaden for- 
die Klägerinnen aus abgetretenen Rechten Schadensersatz 
m Betrage von S5778 M. 
schdem Landgericht und! Oberlandesssericht Stuttgart die 
zunächst abgewiesen hatten, hat das Reichsgericht 
rteil des Oberlandesgerichts aufgehoben und die 
zur anderw-eiten. Verhandlung und Entscheidung an das 
ungsgericht zurückverwiesen. Durch Urteil vom 11. Juni 
erklärte darauf das Oberlandesgericht den Klageanspruch 
Grunde nach für gerechtfertigt. Das Oberlandes- 
Ticht sieht nunmehr für erwiesen an, daß die. Beschädigung 
s Tabaks während: der Beförderung zwischen Simbach und 
attgart durch anhaltende, heftige Begengüsse infolge Ent- 
no dies Dachbelags des Gütberwasens eingetreten ist. Den 
stunaosbeweis der Eisenbahn lehnt der Vorderrichter mit 
rt Erwägung ab, daß nicht mangelhaftes Dachbelagmaterial 
;, Ursache des Schadens gebildet habe, sondern das Fehlen 
achbelags. Ein Beweis für das Abhandenkommen des 
belags dureh’ höhere Gewalt sei nicht erbracht. Auch sei 
t ein Mangel der Verpackung ursächlich für den Schaden 
en, noch die natürliche Beschaffenheit dies Gutes. Mit- 
hafte die Bahn gemäß der $8 456, 469 HGB., SS S4, 100 
/0. für den einwetretenen Schaden. Die vom Beklagten 
dieses Urteil eingelegte Revision ist jetzt vom 
chsgericht mit folgenden Entscheidungs- 
ünden zurückgewiesen worden : „Die Ausführungen des 
landesgerichts werden durch die Revisionsangriffe nicht 
üttert. Verfehlt ist die Bezugnahme auf $ 86 E.V.O. 
459 HGB. Denn in $ 51 Ziffer 3 des deutschen Eisen- 
ngütertarifs ist bestimmt, daß die Frage, ob die Beförde- 
" in offenen oder in bedeckten Wagen eintritt, sich nach 
Verlangen des Absenders richtet, sofern die Bahn ihm 
richt, Letzteres hat offenbar das Oberlandesgericht an- 
ommen, wenn «es davon spricht, daß die Bahn in Drama 
Absender einen gedeckten Wagen „zur Veerfü- 
C £ £ estellt hai“. Die gedeckten Wagen sind dem Absender 
besondere Bestellung zur Beladung überwiesen wor 
ie Bestellung lautete auf deutsche Wa- 
Der Antrag des Absenders auf Zurver- 
eine BeINES bedeckten Wagens 
te sonach weiter. Mithin brauchte der Absender 
S Gut nicht so zu verpacken, wie wenn. es-in einem offenen 
befördert werden sollte, Da sich auch sonst keine 
nkeit im Urteil des Oberlandesgerichts erblicken läßt, 
des beklagten Fiskus zurückzu weisen.“ 
zeichen I. 247/20. — 20. 12. 20.) 


7 Film eine Kostbarkeit im Sinne des Eisenbahnrechts. 
h einer neuen Reichsgerichtsentscheidung ist der Film 
Kostbarkeit im Sinne der Bestimmungen der SS 54 B 1, 9%6 
senbahn-Verkehrsordnung. Das bedeutet für die Ver- 
von, Films die Fflicht, dieses Gut in Gemäßheit der 
en. Bestimmungen. (Angabe des ‚Wertes usw.) ver- 
, zu lassen, um im Fall eines Verlustes Schadensensatz- 
he sewen die Bahn mit Erfolg geltend zu machen. 
r hat sich das ss icht in einem Bechts- 
„lo BISSREEnE ASDUNE mit der 
hat der IBie- 
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bahn. gegen unverhältnismäßig hohe Schadensersatzforderun- 
gen, mit denen bei der Eingehung des Beförderung SVertrages 
nicht gerechnet werden konnte, Eine Kostbar keit liegt 
mithin dann vor, wenn der Wert einer Sendung nach Umfang 
und’Giewicht im Vergleich zu anderen Sendungen ein UNVier- 
hältnismäßig hoher ist, Wenn der Berufungsrichter dies im 
vorliegenden Falle unter Zugrundelegung der Beststellung 
bejaht hat, daß bei einem Gesamtwert von 8000 NM auf das 
Kilogramm der Bruttosendung ein Wert von 380,90 M entfällt, 
so ist hierin ein Rechtsverstoß nicht zu erblicken. Auch: die 
von der Klägerin behauptete Tatsache, daß die Films seit 1910 
bis 1918 eine Wertsteieerung von 500 % erfahren haben, 
ist bedeutungeslos. Trütt bei einer einzelnen Ware eine 
un verhältnismäßig hohe Wertsteigerung ein, so schließt dies 
nicht aus, daß solche Ware, die bei dem niedrissen Preise noch 
nicht als Kostbarkeit anzusehen war, nunmehr zur Kostbar- 


keit im Sinne dıer Eisenbahn- Verkehrsordnung wird.“ (Akt.- 
Zeich. I. 221/20. — Urteil vom 8. I. 21.) 
— Haftung der Eisenbahn für Reisekoffer. Ein pho- 


tographischer-Apparat ist keine Kostbar- 
keit. Ein als Gepäck aufgegebener Koffer im Gewicht von 
23 kg ist verloren gegangen, Kläger verlangt dafür Schadens- 
ensatz in Höhe von 4252 M. Das Landgericht Han- 
nover wies die Klage in Höhe von 280 MH ab, erklärte aber 
im übrigen die Ansprüche dem Grunde nach für genecht- 
fertigt. Die Abweisungz der 230 M bezieht sich auf; einen 
photographis chen ‚A pparat, den das Landgerichlt 
als „Kostbarkeit“ ansieht, und für dessen Beförderung die 
besonderen eisenbahnrechtlichen Vorschriften. hätten beachtet 
werden müssen. Auf die Berufung des Klägers hat das 
Oberlandesgericht Celle die Ansprüche des Klägers 
ım vollen Umfange anerkannt. Das Reichs- 
g6ericht hat nunmehr die Entscheidung des Oberlandes- 
gerichts mit folgenden Entseheidunesgründen ge- 
billigt: „Bei der Beurteilung der Frage, ‘ob der photogra- 
phische Apparat, für den der Kläger einen Wert von 280 MH 
in Ansatz bringt, während der Beklagte einen solchen von 
1000 N für angemessen hält, und düe bei der Firma H. ze- 
kauften Wäschegegenstände, die der Beklagte für ausge- 
sprochene Luxusware ansıeht, als Kostbarkeit im Sinne der 
Eisenbahnverkehrsordnuns: in Betracht kommen, befindet sich 
der Berufunssrichter durchaus im Einklans! mit der stän- 
diesen Rechtsprechung des Reichsgerichts. Danach entscheidet 
Gewicht und Umfang des der Bahn zur Beförderung über- 
gebenen einheitlichen -Guts, d.h. des Gepäckstückes als solchen 
und sein Wert für das Kilogramm, verglichen mnit dem Weert, 
mit dem gewöhnlich die Eisenbahn bei Verlust von beför- 
derten Gepäckstücken zu rechnen hat. Nach der Reststellung 
dies Berufungsrichters stellt sich der Wert des verlorengegan- 
genen Gepäckstückes auf 184,91 M für das Kilogramm, und 
wenn man, für den photographischen Apparat statt 280 M 
1000 M in Ansatz brinst, auf 215 NM. Wenn bei diesen Werten 
das Berufungsgericht den [Begriff der Kostbarkeit im ver- 
kehrstechnischen Sinne verneint hat, so ist ein Reechtsirrtum 
nicht ersichtlich.“ (Aktenzeichen: I. 2531/20. — 15. 12. 20.) 


 Bücherschau. 


A. Bond. Bei den Helden der Technik. Deutsche Ausgabe 
von M. Pannwitz: Mit 24 Tafeln und zahlreichen Alb- 
bildungen im Text. Dritte Auflage, Stuttgart 1921. Kosmos, 
Gesellschaft für Naturfreunde. Geschäftsstelle; Franckhsche 
Verlagsbuchhandlung. Preis sieb. 19,50 M. 

Zwei junge Leute, fast noch Knaben, werden. von. einem 
Onkel mit 1000 Dollar in der Tasche nach Neuyork auf ein® 
Ferienreise „eschickt. Er hat den praktischen und streb- 
samen Sinn der beiden Freunde richtig eingeschätzt; Sie be- 
nutzen Zeit und Geld nicht, um sich den flüchtigen materiellen 
Genüssen der Großstadt hinzugeben, sondern um die Arbeits- 
stätben und die Arbeitsweise der modernen Technik kennen zu 
lernen. Mit Zähligkeit und, Schlauheit wissen sie sich — zum 
Teil sogar dadurch, daß sie sich als Arbeiter verdingen — in 
die Werkstätten Eingang zu verschaffen. Mit offenen Augen 
dringen sie in. die Geheimnisse der neuzeitlichen Arbeitsweise 
beim Bau von Tunneln, Brücken, Wolkenkratzern ein; sie 
halten die Anstrengungen der körperlichen Arbeit tapfer aus 
und bestehen unerschrocken die mit ihrer Tätigkeit verbun- 
denen Gefahren. Nach Ablauf ihrer Ferienzeit kehren sie ge- 
reift heim, beseelt von dem Wunsche, ihre Zukunft der T'ech- 
nik zu widmen. { 

In dem Gewande dieser Ferienreise werden dem Leser in 
anschaulicher, allgemein verständlicher Weise die technischen 
Geräte, Arbeiten und Verfahren „eschildert, die bei diesem 
eroßen modernen Bauten üblich sind. Treffliche Bilder ser- 
leichtern das Verständnis, In erster Linie ist das Buch für 
die veifere Jugend bestimmt, die mit der Technik des täglichen 
Lebens bekanntgemacht werden soll. Aber auch allen übrigen 
en der Technik kann diese fesselnde Schrift empfohlen 
werden: 


_ 


Kos 


Nr. 
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Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Rundschreiben der Geschäftsführenden Verwaltung 


riassen worden: 


Nr. II 16 vom 22. Februar 1921 an die Mitelyeder des Aus- 
gegenseitigen Wagen- 
benutzung, betreffend Antrag der Eisenbahndirektion 
der Lübecek-Büchener Eisenbahngesellschaft 
höhung der Vergütungssätze für die Wiederherstellung 
Rundschreiben vom 


schusses für Angelegenheiten der 


und 


Wiasen (Anlage V 


zum VWÜ.), 
27. Mai 1919; \ 


Amtliche Bekanntmachungen, 
1. Nachruf. 


vgl, 


Ze tung des Vereins: x - 
N Dasche: Hissnbabnns wol 


; sind 5 Nr, 


ausschusses für 


Üssıen 
auf Er- 


von 


| am 1. März d. J.). 


Am 23. Februar 1921 verstarb in Breslau im 66. Lebensjahre 
der Oberbaurat z. D. 


Herr Otto Lehmann. 


Der Verstorbene ist über 42 Jahre im Staatseisenbahndienste, davon über 
16 Jahre als Mitglied der Eisenbahndirektion Cassel und der ‚ehemaligen Eisen- 


bahndirektion Posen ıätig gewesen. 


Am 1. April 1920 trat erin den einst- 


weiligen Ruhestand. Er hat sich in langjähriger treuer Pflichterfüllung große 
Verdienste um die Staatseisenbahnverwaltung erworben. Sein’ liebenswürdiges 
Wesen sichert ihm bei seinen früheren Amtsgenossen und Untergebenen ein _ 


dauerndes ehrendes Gedenken. 
Breslau, den 25. Februar 1921. 


(294) 


Der Präsident 
und die oberen Beamten des Direktionsbezirks Breslau. 


GREEN UERERESENSTEE SEE EEEBESESENTTTT EDER SEEEEESTTEENEPTERTER 


2. Güterverkehr. 
Betrifft: Deutsch-Niederländischer 
Güterverkehr. 

Für die auf niederländischem Gebiet 
gelegenen deutschen Strecken. 


Kaldenkirchen/Straelen Grienze- 
Venlo und » _ 

Bocholt/Borken (Westf.) Grenze- 
Winterswyk 


und umgiekehrt werden vom 1. April 


d. J. ab die Frachten nach den nieder- 
ländischen Binnentarifen erhoben. 
Vom gleichen Tage ab scheiden die 
Stationen Venlo K. M., Venlo (lrh.) und 
Winterswyk aus sämtlichen Tarifen 
als deutsche Verbandsstationen aus und 
sehen in den deutsch-niederländischen 
Verbandsgütertarif als niederländische 
Veerbandsstationen über. 
Köln, den 21. Februar 1921. 


(191) 
Eisenbahndirektion. 


Gemeinsames Heft A. — Tfv. 20. 

Zur Ausstellung der Beglaubisung 
auf den Frachtbriefen über die Eieen- 
schaft der Kartoffeln als anerkanntes 
Saatgut ist in Bayern nicht mehr die 
Bayerische Landessaatstelle in Mün- 
chen, sondern mur die ‚Bayerische Lan- 
des-Saatzuchtanstalt in Weihenstephan 
bei Freising ermächtigt. Näheres ent- 
hält die am 24. Februar 1921 erschei- 
nende Nummer des Tarifanzeigers. 
Auskunft geben auch die beteiligten 
Güterabfertieune sowie das Auskunfts- 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 


Berlin, den 21. Februar 1921. (189) 
Eisenbahndirektion. 
Staats- und Privatbahn-Tierverkehr. 


(Nr. 1504 des Tarifverzeichnisses.) 
Mit Gültirkeit vom 1. April. 1921 


wird (die Mindestsebühr für Sonder- 
Viehzüge erhöht auf 75 .Ä für das 


Tarifkiılometer und .1800 M im ganzen. 
Auskunft geben die beteiligten Güber- 
abfertisunsen sowie das Auskunfts- 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 
Berlin, den, 23. Februar 1921. (190) 
Eisenbahndirektion. 


Westdeutsch-Sächsischer Güterverkehr. 

Mit Gültigkeit vom 1. März 1921 wird 
die Station Kappeln. (Schlei) der 
Eekernförde-Kappelner Freisbahn in 
den Tarif aufgenommen. Näheres ent- 
hält unser Verkehrsanzeiger und der 
Tarif- und Verkehrsanzeiser für den Be- 
reich der ehemalige preußisch- hessischen 
Staatseisenbahnen. 

Dresden, am 23. Fahrıraz :921.. :={196) 

Eisenb.-Gen.-Dir. 


namens der beteiligten Verwaltungen. 


Am 1. April 1921 treten in Kraft: 

l.Zum Deutschen Eisenbahn-Güter- 
tarıf, Teil I Abt. B vom 1. Dezem- 

ber 1920 der Nachtrag 11. 

2. Zum Deutschen  Eisenbahn-Tier- 
tarıf Teil I vom 1. Dezember 1920 
der Nachtras I. 

Die Nachträge enthalten Änderun- 
gen und Ergänzungen der Allsemeinen 
Tarifvorschriften und des Neben gebüh- 
rentarifs, wobei auch Tariferhöhungen 
eintreten. Es werden rhöht: Die 
Mindestfrachten für Stückeut, die 
Schutzwagengebühr und die ermäßieste 
Deckenfracht (8 6 @), 11 0), @), 14, 
34 (*), 37 (a), 54° der Allgemeinen Ta- 
rifvorschriften im Deutschen Eisen- 
bahn-Gütertarif Teil IB) sowie fast 
sämtliche Nebengebühren im Güter- 


III 54 (abeesandt am 26, Februar d. J.); 2 
Nr. IV 23 vom 24: Februar 1921 an die Mitelieder des Unt 

eute) 
Bundesministeriun., Südbahn, 
Unearische Staatsbahn, Buschtehrader Eisenbahn, Niederl: 
dische Staatsbahn und Reichsverkehrsministerium, Zweigs 
Bayern), betreffend den Geldausgleich für die gesamte V 
-einsabrechnung dureh nur eine Vermittlunosstelle (abgesanc 


- 1. April 1921 die in den Ausführun 


für 1 Stück von 040 M auf 060 . 


"nung (R.-G.-Bl. 1914, S. 455) senehm 


- Berlin. von dem Auskunftsbüro (Bal ın 


w 
en 


(Österreichis 
Kaschau-Oderberser Eisenba 


Vereinsabrechnung 


4 


und Tierverkehr. 
hierüber erteilen die 
der deutschen Eisenbahnverwaltung 
Auch im -Deutschen Eisenbahn-P 
sonen- und Gepäcktarıf, Tal Iv 
1. März 1921 werden mit Wirkune von 


bestimmungen zu $ 33, 44 und 46. 
Eisenlbahn- Verkehrsordnung festoes 
ten Nebengebühren in Anlehnuug ; 
die Erhöhungen im Güterverkehr, wi 
folet, heraufeesetzt: 
1. In der Ausführungsbestimmung 2 

S 33 der Eisenbahn Verkeines ee 
“die Gebühr unver d) für Ausfül 
lung» der Vordrucke zu Zoll 

und. Steuerpapieren, $ 

für 1 Stück von 0,40 M auf 


von Dopmelvorschri 
> a d) bezeichneten “ . 
drucke, 


2. in der Ausführunesbestimmung 
zu 8 44 der Eisenbahn- Verkehrs 
nung 
den Srandrellsrta von 10 M auf 20.00 

3. in der Ausführungsbestimmung 
$ 46 der Eisenbahn-Verkehrsordnung 

der. Standeeldsatz für die erste 
34 Stunden von 10 M auf 20,00 

Die Änderungen der Ausführungs 
stimmunsen zur Eisenbahn-Verkeh 
ordnung sind gemäß $ 2 dieser 
nung genehmigt. Ebenso ist die ver 
kürzte Veröffentlichungsfrist 
Grund. der vorübergehenden Knde 
des $ 6 der Eisenbahn-Verkehrso: 


Druckabzüre der Tarifnachträge k 
nen vom 25. März 1921 an von 
deutschen Eisenbahnrerwaltungeen, 


hof Alexanıderplatz), käuflich bezog 


werden. (197 
Berlin, den 26. Februar 1921. B 
Eisenbahndirektion. 


Vorbehaltlich der Genehmigung d 
Aufsichtsbehörde treten in bezug 
Entfernungs- und  Pfennigzuschl 
für den Binnen- und direkten Güb 
verkehr ab 1. April ds. Js. Änderu: 
‚ein, 

Nähere Auskunft erteilt die unte! 
zeichnete Direktion. 

Nordhausen - Wernigeroder | 
Eisenbahn-Gesellschaft., 
Die Dinektion. 


Westdeutsch - Se Ver 

Vom 1. März 1921. an wirds 
württembergische Station Leinfelden 
die Tarifhefte 4 und 8 einbezogen. 


rn. für Ronheide (Her) 
rath) Grenze an Aachen wird von 
ıf 6 km berichtist 

äheres bei den beteiligten Abfer- 
3 Ben und. in der nächsten Nummer 
s gemeinsamen Tarif- und Verke hrs- 
1Zeioers. 

"rankfurt (Main), 24, Febr. 1921. (199) 
Bisenbahndirektion. 


sch Sächälächer Güter verkehr. 
it Wirkung vom 1. April 1921 wer- 
die Tarifentfernungen für die 
nzstationen Venlo KM. Venlo 
inksrh.) und Winterswyk aufgehoben. 
at werden Tarifentfernungen 
' Grenzpunkte Kaldenkirchen 
} se Sirsrlen Grenze, Bocholt Grenze 
ıd Borken (Westf.) Grenze seinge- 


enthält der Tarıf- und 
ehrs-Anzeioer für den Bereich der 
alix preußisch-hessischen Staats- 
enbahmen und unser Veerkehnsan- 
De, auch eibt unser Verkehrsbüro, 
Der Straße 411, Auskunft. 
sden, am 26. Februar 1921. (207) 
- Eisenbahn-Generaldirektion, 

NenS der beteilisten Verwaltungen. 


Vechselver Eahr Sachsen-Bayern 
rechtsrh. Netz, Tarifheft 7B. 
Wirkung vom 1. Mai 1921 wird in 
 Kilometertafel I die. Anstoßent- 
nung der Station Bürgstadt an die 
tion Gemünden. (Main) in 86 km be- 
Big, Dadurch tritt eine Frachter- 
ung «ein, 

den, am 24. Februar 1921. (206) 
ısenbahn-Generaldirektion, 
: geschäftsführende =V: erwaltung. 


it dem 1: April ds. Js. werden bei 
feldbahn, len oman: 


ut = 25. Februar 1921. 
hun 


m ! See 102 tritt ech II 
Nachtrag VII mit erhöhten deut- 

2 ‚ Schnittfrachtsätzen i in Kraft. 

here Auskunft erteilt unser Ver- 


sbüro. 
(200) 


on, den 27. Februar 1921. 
— Eisenbahndirektion, 
mens ‚der Verbandsverwaltungen. 


nur der Cöln-Bonner 
Bisenbahnen. 

& Neuausgabe des zum 1. Dezember 
>. angekündigten Binnengütertarifs 
-Bonner Eisenbahnen wird vor- 
htlich erst zum 1. April ds, Js. er- 
Der Tarif. wird auch die bei 
eichseisenbahnen zur Einführuns 
de Erhöhung der Frachtsätze 


Auskunft. erbeilt das Veer- 

büro in Köln, Ubierring 11. 

, den 24, Februar 1931. (203) 
nn r Cöln-Bonner Eisenbahnen. 


inien, Teil II, sn 1. 
1.1, März a Nächtrag ai 


-tineen-Kandern, 


- ordnung (R.-G.-Bl. 1914, 


— 19 — 


Teil I, Abt. B, in Kraft tretenden teils 
erhöhten, teils neuen - Nebengebühren 
und zwar die Preise für Vordrucke 
usw., die Gebühren für die Ausführung 
nachträglicher Verfügungen usw. und 
die Gebühr für nicht begründete Fest- 
stellung des Tatbestandes bei Gütern 
gelten vom genannten Tage an auch im 
Binnenverkehr des sächsischen. Netzes. 
‚ Dresden, am 28. Februar 
Eisenb, -Gen.-Dir. (210) 


Yars 1. el 1921 ab werden vor- 


behaltlich der Genehmigung der Auf- 


sichtsbehörde ım Binnen- und Über- 
gangssverkehr der Rinteln-Stadthagener 
Eisenbahn die Frachtsätze des Güter- 
und Tiertarifs in derselben Weise wie 
bei der Reichsbahn srhöht. Nähere 
Auskunft verteilen die Dienststellen. 
Rinteln-Stadthagsener Eisenbahn- 
Gesellschaft. - = (2211) 
ralee lee Änderung der 
Frachtsätze ım Tier- und Güterverkehr 
treten im Verkehr mit Stationen der 
Vorwohle-Emmerthaler Eisenbahn ab 


1. April d. J. Frachterhöhungen sin. 
Nähere. Auskunft erteilt dıe unter- 
zeichnete Direktion. Das alsbaldiee 


Inkrafttreten der Tarıfmaßnahme erün- 
det sich auf die vorübergehende Ändie- 
rung des S 6 der Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung (R.-G.-Bl. 1914, S. 455). 
Eschershausen, den 24. Februar 1921. 
Vorwohle-Emmerthaler Eisenbahn- 


Gesellschaft. 219) 
Die Direktion. 
ne eh eine der 


Frachtsätze im Tier- und Güterverkehr 
treten im Verkehr mit Stationen der 
badischen Nebenbahnen Achern-Vtten- 
höften, |Biberach-Oberharmersbach, Hal- 
Krozingien-Münstertal- 
Sulzburs, Mosbach-Mudau, _ Oberscheff- 
lenz-Billisheim und Rhein-Ettenheim- 
münster ab 1 .April .d. J. Fräacht- 
erhöhunsen wein. Nähere Auskunft er- 
teilt die Unterzeichnete. Das alsbaldise 
Inkrafttreten der Tarıfmaßnahme grün- 


det sich auf die vorübergehende Ände- 


6 der Eisenbahn-Verkehrs- 
S. 455). 
Berlin, den 24. Februar 1921. 
Deutsche Eisenbahn-Betriebs-Gesell- 
schaft 22(9214) 
Aktiengesellschaft. 


rung des 8 


Infolge allgemeiner Änderung der 


- Frachtsätze im Tier- und Güterverkehr 


treten im Verkehr - mit Stationen der 
Nebenbahn Möckmühl-Dörzbach (Jagst- 
talbahn) ab 1. Apml d. J. Fracht- 
erhöhungen ein. Nähere Auskunft er- 
teilt die Unterzeichnete. Das alsbaidige 
Inkrafttreten der Tarifmaßnahme srün- 
det sich auf die vorübergehende Ande- 
rung des $ 6 der Eisenbahn-Vierkehrs- 

ordnung (R.-G.-Bl. 1914, S. 455). 
Berlin, den. 24. Februar 1921. (213) 
Deutsche Eisenbahn-Betriehs- - 

Gesellschaft 

Aktieng »esellschaft. 


 Marif für die Gülerereibehn nach 
dem Zsechopautale, 

Am 1. April 1921 tritt- zu obigem 
Tarife der Nachtrag II in Kraft. Er 
enthält erhöhte Frachtsätze für die 
ordentlichen Tarifklassen und die Aus- 
nahmetarife. Ihre Einführuns mit 
verkürzter Frist gründet sich auf die 
vorübergehende Änderung des $ 6 (5) 
Eisenbahn - Verkehrsordnung. Der 


' Nachtrag kann nach dem 20. März 1921 


durch unsere Wirtschaftshauptver' wal- 


.hier, {Bahnhof Alexanderplatz. 


Nr. 
tung in. Dresden bezogen werden. In- 
zwischen 'rtbeilb unser Vierkehrsbüro, 
hier, nähere Auskuntt. (218) 


Dresden, am 2&. Feyruar 1921. 
Eisenb.-Gen.-Dir. 


Ost-mitteldeutsch-sächsiseher Verkehr, 
Heft 2. 

Mit Gültiskeit vom 1. März 1921 wer- 
den die Entfernungen für die Station 
Braunschwieig Nordost seändert. 

Auskunft geben die beteiligten Güter- 
abfertigungen sowie das en 
(216 
Berlin, den 26. Februar 1921. 

Eıisenbahndirektion. _ 


Reichseisenbahnen-Sächsisches Netz. 

Am 1. April 1921 treten zum a) Bin- 
nen-Gütertarif für «die  vollspurigen 
Linien, Deil II, Hefte 1 und 2, b) Güter- 
und Tiertarif für die schmalsparigen 
Linien,. Teil IL, und e) Tarıf für die 
schmalspurigen Nebenbahn  Klingen- 


. thal-Untersachsenberg-Georgenthal 16 


ein Nachtrag in Kraft. Die Nachträge 
enthalten neben den bereits durch Be- 
kanntmachung «eingeführten Änderun- 
gen und Ergänzungen hauptsächlich er- 
höhte Fraechtsätze und Nebengebühren. 
Gleichzeitig werden die Frachtsätze im 
Binnen-Tiertarif, Deil IL, erhöht. Zur 
Emitteluns der erhöhten Frachtsätize 
wird eine Umrechnunestafel zum Tier- 
frachtzeiger vom 1. Dezember 1920 aus- 
geneben. Die Einführung der Tarif- 


erhöhuneen mit verkürzter Frist grün- 


det sich auf die vorübergehende Ände- 
rung des $ 6 (5) der Eisenbahn- Ver- 
kehrsordnung. Die Tarifnachträge 
können nach dem’ 20. März 1921 durch - 
unsere Wirtschaftshauptverwaltung in 
Dresden und durch die Stationen bezo- 
gen werden. Inzwischen erteilt unser 
Verkehrsbureau, hier, nähere Auskunft. 


Dresden, am 28. Februar 1921. (219) 
- Eisenb.-Gen.-Dir. 
Deutsche Eisenbahn-Güter- und Tier- - 


tarife, Teile II. 

Vom 1. April 1921 ab worden dıe 
Frachtsätze im Güter- und Tierverkehr, 
wie folgt, erhöht: 

a) Güterverkehr 
bei den Stückgutklassen le, I und 

II um rund 85 %, 

bei der Klasse A um rund 80 %, 
bei der Klasse B um rund 75 %, 
bei der Klasse C um rund 70%, 
bei der Klasse D um rund 60%, 
bei der Klasse E um rund 50 %. 

b) Tierverkehr 
bei allen Klassen um 55 %. 


Aus diesem Anlaß werden "zum 
1. April 1921 neu ausgegeben > 
1.der Fracehtsatzzeiger (Heft 


ClIa, Tfv. 200) unter Aufhebung 
des vom 1. Dezember 1920 sültisen 
Frachtsatzzeigers; 
3,eine Umrechnungstafel zum 
Tierfrachtzeiger vom l. De- 
zember 1920. (Tfv. 1504 a). 
Die Ausnahmetarifie werden’ 
ebenfalls vom 1. April 1921 ab verhölt 


werden. Die Erhöhung wird durch- 
schnittlich etwa 55% ‘der jetzigen 
Sätza betragen. Besondere Bekannt- 


machung dieserhalb folst. 
Die verkürzte Veröffentliehunesfrist 
ist auf Grund der vorübergehenden 


- Änderung des $ 6 der Eisenbahn-Ver- 


kehrsordnung (R.-G.-Bl. 1914, S. 455) 
genehmigt. 
Die newen Drucksachen können etwa 


vom 20. März 1921 ab von den deut- 


“schen Eisenbahnverwaltungen. in Ber: 


lin vom Auskunftsbüro (Bahnhof 


180 


Zeitung des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltunge t 


Nr. 
Alexanderplatz), käuflich bezogen 
werden. : 
Berlin, den 25. Februar 1921. (193) 
Eisenbahndirektion. 


Süddeutseh - österreichischer Verkehr. 
Tarif für die Beförderung von Gütern 
zwischen Stationen der österneichischen 
Staatsbahnen usw. einerseits und Sta- 
tionen ’der- Lokalbahnen Reutte-Schön- 
bichl BReichsgrenze und Reichsgvenze 
bei Grießen-Reutte (Mittenwaldbahn) 
usw. anderseits vom 1. Januar 1921. 
Berichtigung einer Kundmachung. 
Von der in Nr. 8 d. Ztg. unter Nr. 173 
verlautbarten Erhöhung der Tieilfracht- 
sätze in Hellern bleiben unberührt 
die Artikel: i 
Fette der Bost F— 7 — a mi 
Ausnahme von Lebertran, Medizinal- 
tran und Tran, gehärtet aus den Ar- 
tikeltarißen 11 und 21, sowie Fette der 
Pot Fr — T—- bundF —_ 7 —«& auf- 
genommenen Degras, gereinigtes  Ab- 
stoßfett, Kmochenfett, Walkfett und 
Wollfiett (Wollwaschfett) aus den Ar- 
tikeltarifen 12 und 27; 
GipsundKalk,gebrannter, 
aus dem Artikeltarife 16a; 
Holz aus Post H —-— 13 — ab 
und ce aus den Artikeltarifen 15 
und'22; 
Holzaus Post H — 14 aus den 
Artikeltarifen 16a und 24; 
Kleie aus Artikeltarıf 16a; 
Kohle, mineralische, 
dem  Artikeltarif 16a; : 
Salz aus Artikeltaıf 5 sowie 
die besonderen Fracht- 
sätze auf Seite 22 des Tarifes; 
Zement aus den Artikeltarifen 
16a und 4 sowie die beson- 
deren Frachtsätze auf 
Seite 23 des Tarifes; 
ferner die Artikeltarife 14, 
26 und 30. . 2 
Auf Seite 24 des Tarifes ist bei 
„Koks“ der Teilfrachtsatz in Hellern 
für den Verkehr zwischen Simbach 
österr. Staatsbahnen Übergang und 
Leermo00s von „838“ auf „939° zu be 
richtigen. 
Wien, am 19. Februar 1921. (198) 
Österreichische Staatsbahnen, 
namens der beteiligten Verwaltungen. 


AUS 


Süddeutsche Donau-Dampfschiffahrt- 
Gesellschaft. 
Gütertarif, Teil-I, 
Abteilung B, vom 1. April 18. 
Gütertarif, Teil I, vom 
: 1. April 1918. 

Ausnahmetarif für die Beförderung 
von Getreide usw. vom 1. Mai 1918: 
Ausnahmetarıf für die Beförderung 
von Holz usw. vom 1. Juni 1918. Ände- 
rung der Verhältniszahlen. Einfüh- 
rung von Nachträgen. 

Ab 1. März 1921 bis auf weiteres be- 
tragen die Verhältniszahlen zur Um- 
rechnung in: 


Pfennis 10 
österreichische Heller 36 
ungarische Heller 30 


tschechoslowak. Heller 8 
Para EEE DE x 
\Baniı 
Im übrigsen- bleiben die Bestimmungen 
der Bekanntmachung 59 ın der Zei- 
tung des Vereins deutscher Eisenbahn- 
verwaltunsen Nr. 41 vom 16. Juni 1920 
in Geltung. 
Die Bekanntmachung 854 in der Ver- 
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. stimmungen 


r q 
einszeitung Nr. 65 vom 8.. September 


1920 und die in der Bekanntmachung 974 
in. der - Vereinszeitung Nr. 68 vom 
18. September 1920 festgesetzte Verhält- 
niszahl für Para werden mit 28. Februar 
1921 aufgehoben. 

Zum Gütertarif, Deil I, Abteilung B, 
und Gütertarif, Teil II, kommt voraus- 
sichtlich zum 1. April 1921 je ein Nach- 
trag zur Einführung, 

Die Nachträge enthalten teilweise 
Änderungen und Ergänzungen der Be- 
stimmungen, Gebühren und Tarif- 
ziffern. 

Der Zeitpunkt der Einführune 
Nachträge wird noch besonders 
lautbart. 

München, den 21. Februar 1921. 


Lloyd, Schiffahrts-Aktien- 
gesellschaft. 
Gütertarif, Teil I, Abteilung 
L. April 1918. 
Ausnahmetarif für die Beförderung von 
Getreide usw. vom 1. Mai 1918. 
Ausnahmetarif für die Beförderung von 
Holz usw. vom 1. Juni 1918. 
Änderung der 
Ermittlung der Gebühren. 
Vom 1. März 1921 bis auf weiteres 
selten folgende Veerhältniszahlen : 


Bayerischer 


B vom 


Pfennigse ; 10 
österreichische Heller 36 
cechoslovakische Heller .. 8 
ungarische Heller . . . ..30 
Para Re ET 5,5 
Ban”, : 10. 


Im übrigen bleiben: die Bestimmungen 
der Kundmachung (587) Zeitung .des 
Vereins Deutscher Eisenbahnverwal- 
tungen Nr. 40 vom 12. Juni 1920 vor- 
läufig ungeändert in Kraft. 

Aufsehoben werden mit 1. März 1921 


die in der Kundmaechuns (834) in der. 


Zeitung des Vereins Deutscher Eisen- 
bahnverwaltungen Nr. 63 vom 1. Sep- 
tember 1920. festgesetzten Vrerhältnis- 
zahlen. sowie im zweiten Absatz der 
Kundmachung (881) in-der Zeitung des 
Vereins Deutscher Eisenbahnverwal- 
tungen Nr. 68 vom 18. September 1920 
der erste Satz (betreffend Verhältnis- 
zahl zur Umrechnung auf Para). 

Nachnahmen und Barvorschüsse sind 
unzulässig. 

Im Verkehr mit Belgrad besteht Fran- 
kierungszwang. 

Zum Gütertarif, Teil I, Abteilung B 
wird in der nächsten Zeit, voraussichtlich 
mit Gültigkeit vom 1. April 1921, Nach- 
trag III in Kraft treten, welcher Ände- 
rungen bzw. Ergänzungen einzelner Be- 
stimmungen sowie 
rung der Gebührensätze enthalten wird. 

Der Tag der Einführung dieses Nach- 
trages wird noch gesondert veröffent- 
licht werden. 

Regensburg, 20. Februar 1921. (205) 


an ENT Tara FRE CT TORTE TEE ET EEE nennen 


3. Personen- und Gepäckverkehr. 


Reinickendorf-Liebenwalde-Groß 
Schönebecker Eisenbahn. _ 
Die ım Binnentarif enthaltenen Be- 
über die Auseabe von 
Monatsnebenkarten werden ab 
1. April 1921 außer Kraft sesetzt. Von 
diesem "Zeitpunkt 
mebenkarten nicht mehr zur Ausgabe. 
Diese Maßnahme hat die Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde «efunden. - (217) 
‚Berlin, den 1. März 1921. 
Die Direktion. 


Verhältniszahlen zur ? 


teilweise Ände-. 


»elansen Monats- - 


re 


Staatsbahnen-Personen- und Gepäck - 
tarif Teil II der ehemaligen preuß,. 
hess. Staatsbahnen. 

Vom 1. April d. J. werden Alonats 
mebenkarten nicht mehr ausg: egeben, 
‚Erfurt, im Februar 1921. (209 
Eisenbahndirektion. BL 


Binnen-Personen-Tarif der Lausitzer 
Eisenbahngeseilschaft. : 
Vorbehaltlich der Genehmigung N 
Aufsichtsbehörde werden voraussicht 
lich zum 1. April 1921 anderweite Be 
stimmungen .und Fahrpreise für At 
beiterkarten sowie die Wochentahr 
karten 4. Klasse eingeführt. (274 
Sommerfeld, 28. Februar 1921. 2 
Direktion der Lausitzer 
Eisenbahngesellschaft. 
Dentsch Tachechosiowakı sr ee 
Personen- und Gepäckverkehr. 
Vom 15. März 1921 an re 
Überführungsgebühren für  Beisege 
päck ın ‚Berlin wie folgt: e 
Für Sendur«sen im Gewicht ne 
30 kg 3,00 M, 
für mehr als 30 ke bis 40 kg 4.50 4 
für jede weiteren 10 kg 1,00 A meh 
Dresden, am 23. Februar 1921. (192 
Eisenb.-Gen.-Dir., 
‚als geschäftsführende Verwaltung. 


4. Verdingung. 


Die Maurer- und Nebenarbeiten fü 
das Stellwerk -„„Frie“ auf Bahnhof Fr 
drichstraße in Berlin sollen öffentl 
verdungen werden. Umfang des 
tektes ungefähr 260 cbm umbau 
Raumes. Dies Verdingungsunterla 
und Zeichnungen liegen im Geschä 
zimmer der wnterzeichneten Bauab 
lung zur Einsicht aus. Die Atge 
hefte können von dort vom 4, 3,1 
ab zum Preise von 15,— M für 
Angebotheft gegen post- und beste 
greldfreie Bareinsendung des Betra@k 
bezogen werden. Die Eröffnung de 
Angebote findet am 18. 3. 1921 mi 
12 Uhr im Geschäftszimmer der B 
abteilung statt. Die Angebote sin 
dort pünklich abzugeben oder ver 
gelt und mit - entsprechender A 
schrift postfrei einzusenden. Zuschlaes 
frist bis zum 3. April 1921. Frist 
die Vertragserfüllung 5 Wochen. (1% 

Eisenbahn-Bauabteilung Berlin, 
Prinz- Louis-Ferdinandstraße 12. 


Die Ausführungen der Uferbefe 
gune in km 41,3 bis 41,6 -+750 
Monzingen der * Strecke. Pu 
Saarbrücken, bestehend in: 

310 cbm Beton 

1300 qm Böschungsmauerwerk 
soll einschließlich Lieferung der 
stoffe vergeben werden. h 

Bedingungen und üÜbersichtss 
können gegen porto- und. bestelle: 
freie .Einsendung von 10 MA in 
(nicht in Briefmarken) nur durch. 
Zentralbüro der Eisenbahndirek 
Trier bezogen werden. ö 

Angebote sind versiegelt unter 
' Aufschrift „Angebot auf Herste 
der Uferschutzmauer bei Monzing 
bis zum 16. März nachmittags 12% 
dem Zeitpunkte - der Eröffnung 
selben auf Zimmer Nr. 27, porto- 
bestellgeldfrei an uns einzusenden, 

Trier, den 23. Februar 1921. ( 

Eisenbahndirektion. 


Berlin. 


| Be aantrieb für Ablaufberge. 
ndesminister Dr. Pesta über die Veer- 
kehrseinschränkungen. 

haftlichkeit der |Bahnhöfe 3. und 
4. Klasse mit vereinistem Dienst. - 
Vors hläse zur Änderung der allge- 
| en Bedingungen für die Zu- 
assuna von Privatanschlüssen und 
4 wirtschaftlichen Gestaltung der 
Gleisanschlußverträge. 
Rückblick auf die Entwicklung der 
ampfschiffahrt auf der Donau. 


hrichten. 


seutschland: Die Verkehrskon- 
_ ferenz in Barcelona. — Seuchenbe- 
kämpfung bei der Eisenbahn. — 
4 Der ee und die Ab- 
stimmun, — Der _ verbesserte 
merfshrplan und die Tarif- 
‘ erhöhunz im Vorortverkehr. — 
Gera - Meuselwitz - Wuitzer Eisen- 
bahn. — Überfall auf einen fahren- 
den Güterzug. — Streik bei der 
- Mitropa.. — Ergebnis des Weettbe- 
werbs um den Schinkelpreis für 
1921 des Architektenvereins in Ber- 
lim — Geheimer Rat v. Weiss, — 
 Personalnachrichten. 


Ungarn: 


ARTE EEE 
Er Serinca ar ZIEH 


Berlin, den 10. März 1921. 


Inhalt: 


nahme einzelner Verkcehre. — 
Durchführung von Hausbeschauen. 
—  Newes ‚Eigentumsmerkmal an 
den. österreichischen Eisenbahn- 
wagen. —  Südbahngesellschaft, 
Güterverkehr im Durchzus über die 
Strecke Innichen-Brenner. — Die 
Wiener Handelskammer SEEN EINE 
neuerliche Erhöhuns “der Post-, 
Telegeramm- und Fernsprechgebüh- 
ren sowie der Gütertarife. — Kaiser 
‚Ferdinands-Nordbahn. — Neue Bers- 
baugsesellschaften. 
Tschecho-slowakisches Ge- 
biet: Errichtung ines Zentral- 
eisenbahnrates und der Direktions- 
eisenbahnräte. — Der erste Eisen- 
bahngütertarıf im Verkehr mit dem 
 Auslande. — Vierhandlungen über 
den. österreichisch-tschecho-slowaki- 
schen Anschlußverkehr. 
Ungarns Eisenbahnver- 
kehr mit dem Auslande. — Die Ver- 
‚wertung der 
quellen. — Die „Adria“-Schiffahrts- 


Aktien-Gesellschaft. — Verlust von 


Fabrikanlassen nach dem Trianoner 
Friedensvertragre. — Ausnutzung der 
staatlichen Torfanlagen. — Über- 
siedlung der ungarischen Unterneh- 


elektrischen : Kraft- . 


Zeitung des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 
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LXI. Jahrgang. 


tivwechselverkehr. — Voraussicht- 
liche Eröffnung schwedischer Eisen- 
bahnstrecken. Neubauanträse.. — 
Keine Tarifherabsetzung auf schwe- 
dischen Staatsbahnen. — Ungünstige 
Kohlenseschäfte der schwedischen 
Staatsbahmen. — Absehaffuns der 
Frawenabteile in schwedischen 
Eisenbahnzüsen? — Libau als rus- 
sischer Transithafen und Freihafen. 
— Die finnischen Eisenbahnen und 
dive Erhöhunsen ihrer Tarifie. — Biel- 
zischer Kanalverkehr. — Die fran- 
zösischen Eisenbahnen während des 
sischen Eisenbahnen während des 
Krieges, — Über die Zukunft der 
'Gotthardlinze. — Elektrisierung der 
Rhätischen . Bahn. — Rom-Meer- 

“ hafen. — Polnischer Eisenbahner- 
streik. — Aufhebung der Zwangs- 
zubeiluns des Verkehrs an die eng- 
lischen Eisenbahnen. — Von den 

. russischen Bahnen. — Der Zustand 
des russischen Eisenbahnmaterials. 
Stand an Lokomotiven. 


Frem die Erdteile: Indische 
Eisenbahnplänee -— Die Eisen- 
bahnen von Siam. — Die Zunahme 


des amerikanischen Verkehrs im 
Swezkanal. — Erhöhte Ausgaben der 


7 Wagenabteille. — 


x Dis. Neugestaltung des Unterrichts im Eisenbahndienste ist 
ie nur eine rein ideelle, sondern vorwiegend auch eine 
; Notwendiekeit von weittragender wirtschaftlicher Be- 
tung. Sie deckt sich daher mit der zeitgemäßen Forde- 
' nach einer wirtschaftlichen Ausgestaltung des Verwal- 
betriebes, 
o jetzige Art des Unterrichts ist unzweckmäßig. Sie ist 
überall die gleiche. Ein mit Dienstgeschäften an sich 
chon reichlich versorgter Beamter, dem meist die nie geübte 
des freien Vortrags versagt ist, ruft in einer passenden 
Pause sein Personal zusammen; liest ihm Teile aus einer 
vorschrift vor und erläutert sie, soweit es ihm nötig 
t. Durch gelegentliche Zwischenfragen kann er sich 
überzeugen, daß ein großer Teil seiner Hörer dier Vor- 
tesu - überhaupt nicht „efolgt ist. Das Personal empfindet 
ie übliche Unterrichtsmethode unbewußt und mit Recht als 
tig: n Zwang. Der Unterricht wird aber auch in. newerer 
durch zahlreiche Momente außerordentlich erschwert. Die 
iche Überlastung des Lehrers, Unreeelmäßigkeiten im 
ebe, Zugverspätungen, unerwartet eingelegte Sonderzüge 
El. lassen an einen regelmäßigen Unterricht oft nicht 
. Der dauernde Zustrom unausgebildeten, newen Per- 
besonders von den Bahnmeistereien zu den Stationen, 
ert den _ Fortgang des Unterrichts, weil es besonders 


eri icksie ohlägt, werden muß. Auch die in den Zeitverhältnissen | 
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Wiederauf- Schwedisch-norwegischer Lokomo- I! Amtliche Bekanntmachungen. 


Der Unterricht im Eisenbahndienst. 
Von Bahnhofsvorsteher Neuhahn-Ruhbank. 


begründete Unterschätzung geistiger Arbeit, die sich suggestiv 


als berechtigt in vielen Gehirnen festgesetzt hat, ist dem 
Unterrichte 'hinderlich. 

Die wichtigste Vorbediagung für eine neue Unterrichtsart 
ist die Auswahl einer beschfänkten Zahl tüchtiger Lehrkräfte, 
die über ein umfassendes Allgemeinwissen verfügen, Men- 


schenkenntnis, Herzensbildung sowie Interesse und Verständ- 


nis für die newe Methode besitzen. Auch müssen sie einen 
temperamentvollen, freien Vortrag halten können. Da nun 
Lehrpersonen, die derartigen Anforderungen genügen, selten 
und jedenfalls nicht auf allen Stationen vorhanden sein wer- 
den, empfiehlt sich die Einstellung von Wanderlehrern, wie 
Herr Dr. Busse bereits in Nr. 10 dieser Zeitschrift von 1920 
vorgeschlagen hat. Auf großen Stationen wäre der Unter- 
riecht einem ständigen Lehrer zu übertragen. Zwischen der 
Gesamtheit der Lehrpersonen eines Direktionsbezirks wird 
eine Verbindung derart geschaffen, daß sie sich in regel- 
mäßigen Zusammenkünften über Unterrichtsfragen besprechen 
und bestimmte Weisungen von dem Unterrichtsdezernenten 
empfaneen können. Es wäre also die Schaffung eines, im In- 
teresse der freien Lehrtätigkeit nicht zu ‚straff zentralisierben 
Unterrichtssystems zu erwägen. 

Die Methode gliedert sich nach drei Stufen der geistigen 
Entwicklung der Hörer, entsprechend einer von mir au 
anderer Stelle psychologisch eingehend begründeten Theorie, 


Nr. 


Sie geht von der Voraussetzung aus, daß der Geist der Schüler 
zunächst noch wenig: geschult, aber entwicklungsfähig ist. Sie 
bezweckt, der Theorie entsprechend 
1. die Erweiterung des «eistinen Horizontes durch Beobach- 
tung mit Hilfe der Sinne und durch Belehrung, d. h. 

die Stoffsammlung, 
die Stärkung des Gedächtnisses durch die Suggestivwir- 
kung der Wiederholung des Gedankens und die Beobach- 
tung der Regeln von der Ideenassoziation, d. h. 


die Stoffaufbewahrung, 


»— 


3. die Befähigung, durch Vergleich und Auslese aus diesem 
Stoff neue Gedanken (Urteile) zu erzeugen, d. h. 
die Stoffverarbeitung. 

Das Ziel der ersten, geistigen Entwicklungsstufe ist die 
dauernde Errerung und Steigerung des Interesses. Der Lehr- 
stoff, den die Vorschriften des Betriebsdienstes hierfür bieten, 
ist schier unerschöpflieh an Möglichkeiten phantasievoller 
Darstellung. Aus ihm werden zunächst die einfachen, auf 
sinnlicher Wahrnehmuns beruhenden Kenntnisse zusammen- 
oefaßt, zum Kegenstande des Unterrichts gemacht, Der Lehrer 
beschränkt sich zunächst darauf, sich in die Seele seiner Hörer 
hineinzufühlen. um dort ein als vorhanden vorauszusetzendes 
Gefühl möglichst stark zu erregen, und so den Schüler von 
der Notwendigkeit der zu ermittelnden Kenntnisse zu über- 
zeusen. Sind so die geistieen Hemmunsen überwunden, dann 
seht er dazu über. am Objekt, am Modell oder am Bild seinen 
Vortrag zu erläutern. Der Schüler soll auf diese Weise mit 
allen Einrichtungen, von der einfachsten bis zur schwieriesten, 
in geordneter Reihenfolee so vertraut gemacht werden, daß 
er sie aus dem Gedächtnis senau beschreiben kann. 

In der zweiten Entwickelungsstufe wird vorwiegend - das 
Gedächtnis gepflegt. Der hierbei zu benutzende Wissens- 


9 ji‘ ; - Zeitung des Vereins 


tige Antwort selbst finden, die, wenn mehrere irrige Be 


i Gedächtnis haftet. 


Wagenantrieb für Ablaufberge. 


Deutscher Eisenbahnverwaltunge er 


stoff ist nicht nur nach seiner an sondern. vo 
allem nach seiner Wichtiekeit und fortschreitenden Entwick 
lung in aufsteigender Linie zu verarbeiten. Auch hier i 
zwerst das Interesse zu wecken und dann ein praktischer Fa 1, 
in Anlehnung an die Dienstvorschrift, durch Frage und Ant 
wort zu entwickeln. Die Hörer sollen auf die Frage die rich 


um so eindrucksvoller wirkt und im 
Sie haben selbst den richtigen Wege zu 
finden; der Lehrer leitet sie nur und gibt acht, daß sie ihn 
nicht verfehlen. Diese Methode wirkt Wunder, sie fördert 
das Selbstbewußtsein und die Sicherheit der Schüler und ruf 
einen Wettkampf um die Erreichung des Zieles hervor. An 
schließend wird die theoretische Vorschrift vorgetragen, di 
dann um so fester im Gedächtnis haftet. Um den wichtigsten 
Lehrstoff, insbesondere Zahlen und fest einzuprägende Sätz K 
dem Gedächtnis dauernd einzuverleiben, bedient man sich deı 
aus häufiger Wiederholung entspringenden Suggestivwirkung 
des Gedankens und der hier nicht zu erläubernden Regeln d Ö 2 3 
Mnemotechnik. { 
In der dritten. Entwickelunges sstufe endlich kann sich der 
Lehrer damit befassen, die Urteilskraft seiner Schtild ET 
d. h. die schöpferische Produktion eigener Gedanken durch 
Ableitunz aus dem aufeespeicherten Wissensstoffe heran zu. 
bilden. Er wird hier nicht mehr mit dem Verstand als mit 
dem Gefühl des Schülers rechnen, an Stelle des Frage- und 
Antwortspiels den zusammenhängenden, logisch entwickelten 
Vortrag setzen und nur noch reine Verstandesfragen stel 
um die Urteilsfähigkeit : seiner Schüler zu bilden und’ 
prüfen. Für diesen letzten Teil des Entwickelungssang 
müssen die höheren, leibenden Grundsätze als Motive für de 
Unterricht gewählt werden, der Zweck des Vortrags muß lang - 
sam und folgerichtig entwickelt werden. i 


worten gegeben wurden, um 


Vom Geheimen Baurat Heinrich. : - 5 


Auf der überwiegenden Mehrzahl der deutschen Verschiebe- 

bahnhöfe erfolgt das Rangieren mit Hilfe von Ablaufbergen, 
die auf neuzeitlichen Bahnhöfen im allgemeinen unmittelbar 
an die Einfahrgleise anschließen. Die angekommenen Züge 
- werden nach Entkupplung in Waeengruppen durch sine 
Rangierlokomotive über einen Ablaufbere (Eselsrücken) &e- 
drückt, von dessen höchstem Punkte ab die Wagen durch 
Schwerkraft in die Verteilungseleise laufen. In letzteren 
werden sie durch auf die Schienen gelegte Hemmschuhe, in 
seltenen Fällen durch Bedienung der Bremsen zum Stillstand 
gebracht. 


Die Höhe der Ablaufberge wird auf Grund praktischer Er- 
fahrungen zunächst so bemessen, daß bei sewöhnlichen 


Witterungsverhältnissen die Wagen mit dem erößten Weg- 


widerstand (Krümmungen, Weichen, Länge des Weges) bis 
an das Ende der Verteilungsgleise laufen. Das hat natürlich 
zur Folge, daß diejenigen Wagen, die einen gerinsen Weg- 
widerstand zu überwinden haben, oder die in schon ziemlich 
gefüllte Gleise laufen, wegen ihrer großen Geschwindiekeit 
stark auf die Hemmschuhe auflaufen. Um die Geschwindig- 
keit solcher Wagen nicht zu groß werden zu lassen, sind am 
Fuße des Ablaufberges in der Regel Gleisbremsen vorgesehen, 
durch die «ine teilweise Abbremsung der Geschwindigkeit 
erreicht werden kann. 


Im praktischen Ablaufbetrieb «entstehen dadurch viele 
Schwierigkeiten, daß die verschiedenen Waeen nicht gleich 
schnell ablaufen; leere Wagen laufen langsamer als beladene ; 
sie werden daher leicht von schweren, schnellaufenden Wagen, 
zum Teil schon in den Verteilungsweichen wingeholt und 
kommen ferner häufig nicht an das Ende der Verteilungs- 
gleise. So entstehen entweder große Lücken in ‘den Gleisen, 
die ein Zusammendrücken durch besondere „Spitzendrücker- 
lokomotiven“ erfordern, oder die Wagen, die sich eingeholt 


' Zweifellos werden auch dureh die nur auf ein Rad des Wag 


‚, gen der Ladung hervorgerufen, die ein Überlasten 


haben. müssen zum Teil „falsch“ laufen, weil es ae 
gelingt, die Weichen zwischen solehen Wagengruppen umzu 
stellen; zuweilen treten. auch Entgleisungen ein. In allen 
Fällen wird die Leistungsfähiekeit des Ablaufberges und da 
mit des ganzen Rangsierbahnhofes stark herabgesetzt, zent 
abgesehen von der Erhöhung der Betriebskosten. 

Vielfach wird, um die geschilderten Mißstände zu ver 
meiden oder zu verringern, zur Erhöhung des Ablanfbergh 
Seschritten. Dies hat aber zur Folge, daß dann die gutla 
den Wagen oder Wagengruppen eine überaus große Gesch 
diekeit annehmen, die zu sehr heftigen Aufläufen sowohl 
die Gleisbremse als auch auf die Hemmschuhe in den. V 
teilungsgleisen führt. Diese heftigen Aufläufe verursach 
nicht nur viele Wagenbeschädigungen, sondern noch häufig 
Beschädigungen der Ladung, die immer wieder zu Klagen 
Interessenten und zu Entschädigungsansprüchen Anlaß ge 


wirkenden Hemmschuhe viele nicht bemerkbare Verschieb 


Wagenseite und damit ein Heißlaufen der Achse zur Fk 
haben. können oder die sogar Anlaß zu Unfällen geben. Sel 
wenn die Ladung nicht beschädigt wird, so #ntstehen g 
Kosten durch das „Regulieren“ verschobener Ladungen. 
vielen Rangierbahnhöfenemüssen dauernd „Regulierkolonn: 
beschäftigt werden. An verschiedenen Stellen mußte von di 
weiteren Erhöhung der Ablaufberge abgesehen werden, we 
sie die Hebung oder den Neubau umfangreicher Brückenanlag 
verursacht hätte. Die große Höhe der Ablaufberge und d 
dadurch bedingten steilen Rampen haben in vielen Fällen zu 
Folge, daß nur sehr schwere Lokomotiven zum Drücken Y 
wendet werden können; in manchen Fällen, in. denen 
Rangierabteilungen von rückwärts auf den Ablaufberg _ 
zogen. werden müssen, kann wegen der starken Steigung nit 
ein voller Zug bearbeitet werden. Auch hierdurch wird 


Be ‚die Teistungsfähigkeit des Bahnhofs herabgesetzt, und 
E Betriebskosten werden erhöht. 
ine sefährliche Verstärkung der durch en lechilaktönds 
agen hervorgerufenen Schwierigkeiten tritt durch Gegenwind 
bei stärkerem Frost ein, wenn das Öl in. den Achslasern 
änet steif zu werden. Die Beeinträchtigungen der Lei- 
osfähigkeit der Rangierbahnhöfe sind dann so- bedeutend, 
ß- bei starkem Verkehr Betriebsstockungen*) in größerem 
Umfanse hervorgerufen werden können, die den Wagenumlauf 
unheilvoll beeinträchtigen, zu einer wesentlichen Erhöhung 
der Betriebskosten führen und wegen starker Verspätungen 
oße Verstimmungen beim Personal, insbesondere dem Zug- 
ersonal hervorrufen. So hoch kann man die Berge nicht 
achen, daß auch in diesem Fall die Wagen ihr Ziel erreichen. 
Denn bei besserem Wetter würden zu große Geschwindigkeiten 
m den oben serläuterten schädlichen sn erreicht werden. 


EL: ee 


en. Ber 


Abb 2. Aufsicht. RT 
Er (Volllauf) Hakengleikbahr, | Sau) 2 
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Scheltleiste 
Spill 1 (Volllauf) : 


u’ 5m für die Abb.1bis. 
"76 20cm für Abb.H 
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n hat zwar zwei verschieden hohe Berge nebeneinander 


EN erungsverhältnissen, der niedrigere im Sommer benutzt 
; man hat auch die Verwendung von Eisenkonstruktionen 
ein der Höhe "der Ablaufberge vorgeschlagen, 
och kann man durch solebe Mittel nicht die Tatsache be- 
igen, daß leichte Wagen eben langsamer als schwere laufen, 
daß solche Wagen verschiedener Lauffähigkeit im Zuge 
ach unmittelbar nebeneinander stehen. 
s Hauptnachteil: des jetzigen Verfahrens muß angeführt 
en, daß zwecks Erreichung der nötigen Geschwindig- 
n beim Ablauf wegen der verhältnismäßig wenigen 
en mit großem Wegwiderstand auch alle übrigen Wagen 
die eleiche Höhe gehoben werden müssen. Die auf diese 
2ise nutzlos erzeugten Energien müssen unter Gefährdung 
Ladungen. und der Wagen selbst durch Abbremsen wieder 
ichtet werden. Es ist schwer, diesen Nachteil zahlen- 
ig zu erfassen. Man kann aber eine gewisse Vorstellung 
‘ die Energieverluste erhalten, wenn man bedenkt, daß 
102. größeren und mittleren deutschen Rangierbahnhöfen 
er ee etwa en Wagen ‚ablaufen (im 


ng legt. von denen der höhere im Winter bei schlechten 
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Juli 1918 belief sich diese Zahl auf 220 000 Wagen; es handelt 
sich bei beiden Zahlen nur um den Ablauf von den Haupt- 
ablaufbergen in die Richtungsgleise). 

Dr.-Ing. Bäseler hat in der Zeitung des Vereins Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen 1918, Nr. 20 u. 21, zur Lösung der 
geschilderten Schwierigkeiten eine zwangläufige Ablauf- 
anlace vorgeschlagen; doch krankt dieser Vorschlas an zu 
verwickelten Einzelheiten, als daß man sich bisher zur ver- 
suchsweisen Ausführung hätte entschließen können. 

Das nachstehend beschriebene Verfahren*) läuft darauf hin- 
aus, unter Beibehaltung eines mäßie hohen Ablaufberges, 
der den Wagen eine mittlere Ablaufgeschwindigekeit erteilt, 
durch eine einfache, leicht zu handhabende und leicht zu 
unterhaltende Vorrichtung nur den schlechtlaufenden Wasen 
eine nach der Art des Wagens (leer, leicht beladen) und den 
Widerständen des Laufweges (viele Krümmungen, viele Wei- 
chen, Länge des Weges usw.) abgestufte „Zusatzgeschwindig- 
keit“ zu erteilen. Bei gewöhnlichen Witterungsverhältnissen 
würden im allgemeinen wohl nur die leeren Wagen «einen 
Antrieb erhalten müssen, bei schlechtem Rangierwetter (Frost, 
-Gegenwind oder dergl.)‘ dagegen auch die leicht beladenen 
Wagen. 

Etwa 12 m unterhalb des höchsten Punktes des Berges 1,75 
(oder 1,85 m) von Gleismitte entfernt, wird «ein elektrisch an- 
zutreibendes Spill I (Vollauf) angebracht, an dem sein Draht- 
sell hängt, dessen freies Ende einen nach Art der Zughaken 
webildeten Haken enthält. Unterhalb der Steile, an der die 
Wagen anfaneen von selbst abzurollen, steht ein Rangierer, 
der an der hinteren Stirnseite der schlecht laufienden Wagen 
den. Haken anbrinet. In dem Augenblick des Anleoens läßt 
der Rangierer durch Betätigen eines der an der „Schaltleiste“ 
angebrachten Schalthebel das Spill I (Vollauf) anlaufen und 
erteilt damit dem oder den Bahnwagen die erforderliche Ge- 
schwindigkeit. Zur Vermeidung heftiger Stöße muß das Spill 
so konstruiert sein, daß die Umdrehungsgeschwindiekeit all- 
mählich zunimmt. In diesem Fall wird es nicht nötig sein, 
an dem Haken eine Federung anzubringen. Der Haken fällt. 
“wenn der Wagen etwa in Höhe des Spills angekommen ist, 
von selbst herab und wird von einem am obersten Ende des 
Berges stehenden leichteren Spill I (Leerlauf) vermittels 
eines leichten Seils wieder emporsezosen, damit er für die 
nächste Benutzung wıeder werwendungsbereit ist. Da es 
“nieht möglich sein wird, den Haken so schnell wieder nach 
‚oben zu befördern, daß der nächste Wagen durch dasselbe 
Spill I (Vollauf) seinen Antrieb bekommen kann, so ist es 
nötig, auf der andern Seite ‘des Gleises eine &leiche Kon- 
“struktion anzubringen, die abwechselnd mit der vorher be- 
schriebenen arbeitet. (Spill IL.) 

Der Haken ist so auszubilden, daß ser hinter einem vor- 
springenden Teile der Rückwand des Wagens (Nietkopf, 
Schraubenmutter, schmales Winkeleisen u. dgl.) Halt findet . 
(siehe Einzelheit des Antriebshakens).. Bei Personenwagen 
. wird es zuweilen in Frage kommen, den Haken an einem 
Trittbrett angreifen zu lassen. 

Der Rancierer führt den Haken mit der rechten Hand, geht 
einen bis drei Schritte abwärts, um die richtige Stelle zum 
Anbringen des Hakens je nach der Größe der zu erteilenden 
- Zusatzgeschwindigkeit zu wählen. Beim Anlegen des Hakens 
greift er mit der linken Hand an die vordere untere Kante 
_ der Schaltleiste und betätigt durch einen Hebel die Antriebs- 
vorrichtung des unteren Spills I (Vollauf). Gleichzeitig mit 
dem Anlaufen des unteren Vollaufspills wird das ent- 
sprechende Leerlaufspill I rückwärts bewegt, damit das Nach- 
 laßseil sich abwickelt. In dem Augenblicke, in dem der An- 
trieb für den Wagen senügt, spätestens wenn der Haken in 
Höhe des Vollaufspills angekommen ist, wird der Schalthebel 
zurückgelegt, und die Spills I hören auf zu laufen. Um den 


*) ‚Vol. Über die Ausgestaltung der Verschiehehahneie 
BRN, des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen 1920, 
Nr. 79. 
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Haken wieder in die Ausgangslage zurückzubringen, wird 
durch Betätigen eines Schalthebels an der hinteren unteren 
Kante der Schaltseite die Rückwärtsbewegung beider Spills I 
(das Leerlaufspill zieht den Haken, das Seil des Vollaufspills 
wickelt sich ab) eingeleitet, die durch eine zweite Betätigung 
des hinteren Schalthebels zum Stillstand kommt. Damit der 
Rangierer die Einschaltung an verschiedemen Stellen vor- 
mehmen kann, sind Schalter in etwa 50 cm Abstand anzu- 
bringen. Um ein Bücken des Rangierers beim Aufnehmen 
des Hakens zu vermeiden, ist bei der Spillanlase II die 
„Hakengeleitbahn“ ansteigend angeordnet (in der Ansicht der 
Deutlichkeit halber nur punktiert nach Linie c—d angedeutet). 
Die besondere Schaltleiste fällt in diesem Falle fort, weil die 
Schalthebel an der Unterseite der Gleitbahn angebracht wer- 
den können. Diese Ausführungsform der Spills II hat den 
Nachteil, daß das Einführen des Hakens in die Hakengleit- 
bahn (an Stelle e—f) jedenfalls ohne einen besonderen Mann 
nicht möglich ist. Außerdem muß das Spill mit Rücksicht 
auf die Breite der ansteigenden Gleitbahn auch etwas vom 
Gleise abgerückt werden (1,835 m). Dieser vergrößerte Ab- 
stand ist nicht vorteilhaft, weil mit vergrößertem Abstande 
dıe senkrecht zum Gleis, also; auf Abziehen des Hakens vom 
Wagen wirkende Komponente der Zugkraft größer wird. 
Verschiedene Einzelheiten der Konstruktion werden erst 
nach Vornahme von Versuchen zweckmäßig aussebildet wer- 
den können. So wird man nur durch Versuche feststellen 


Bundesminister Dr. Pesta über die Verkehrseinschränkungen. 


Die Kohlenmenge, die den Österreichischen Bahnen seit 
längerer Zeit unverändert zur Verfügung steht, wäre schon 
seit einigen Monaten auch dann ungenügend, wenn sie tat- 
sächlich fortlaufend mit 100% 
aber nicht der Fall. Im vorigen Frühjahr und Sommer konn- 
ten wir ınfolee des an und für sich noch nicht so sroßen 
Verkehrsbedürfnisses und infolge lansandauernder, die Be- 
völkerung schwer bielastender Vierkehrseinschränkungen ins- 
besondere auch im Personenverkehr einen Vorrat von etwa 
100000 t Kohle ansammeln, mit dem wir in den Winter «ein- 
Setreten sind. Während nun seit dem Herbst das Verkehrs- 
bedürfnis in einer vom allgemein volkswirtschaftlichen Stand- 
punkt aus gewiß werfreulichen Weise ziemlich rasch gestiegen 
ist, sind in den Monaten November und Dezember trotz aller 
Bemühungen des Kohlenamtes im Handelsministerium erheb- 
lich weniger Kohlen an die Eisenbahnen seliefert worden, 
als ihnen auf dem Papier zustehen. Infolgedessen haben 
sich die Kohlenvorräte rasch vermindert und- am 1. Januar 
nur noch ungefähr 32000 +4 betragen. Damals bestand aber 
noch die Hoffnung, daß die angeblich schon erfolgte Beendi- 
gung der Zuckerkampasne in Böhmen uns eine rasche Zu- 
nahme der Koblenlieferungen aus Böhmen bringen werde. 
Diese Hoffnung hat sich nicht verwirklicht, und wir’haben im 
Januar um so mehr von unseren Vorräten leben müssen, als 
wir gleichzeitiz auch Ungarn und Südslawien auf begründeten, 
dringenden Wunsch des Volksernährungesamtes Kohlen für 
Beförderung umentbehrlicher Lebensmittel. zur Verfügung 
stellen mußten, die ursprünglich auf der Donau hätten heran- 
gebracht werden sollen, infolge des ungünstigen Wasserstan- 
des aber stecken geblieben waren. Leider haben die letzten 
. Monate noch sehr ungünstig in zwei anderen Beziehungen „e- 
wirkt. Wiederholte, langandauernde Schneefälle haben den 
Verkehr außerordentlich gehemmt und insbesondere auch den 
Rücklauf der Kohlenwasen nach 
günstige beeinflußt. Überdies hat die lange wasserarme Zeit 
im heurigen Winter durch die Notwendieckeit der Verwendung 
harten ‘Wassers unseren Lokomotivkesseln außerordentlich 
viele kleine Schäden (Rohrrinnen und dergleichen) zugefügt. 
Es ist ein Glück, daß wir nach lansem Bemühen schon vor 
Weihnachten zur Einführung von Überzeitarbeit in den Staats- 


bahnwerkstätten gelangt und dadurch in die Möglichkeit. ver- 


setzt worden waren, die Leistung an Lokomotivausbesserun- 
gen sehr erheblich zu steigern. Wäre dies nicht geschehen, 
so hätte sich in der letzten Zeit selbst bei genüsender Kohlen- 
lieferung sein Lokomotivmangel fühlbar machen müssen, der 
uns in dieselbe Lage gebracht hätte, in der wir uns jetzt be- 
finden. 

Ich kann nur feststellen, daß wir mit den uns tatsächlich 
gelieferten, ja nicht einmal mit den uns vereinbarungsgemäß 


abgeliefert würde. Das ist 


den Förderungsorten un-. 


'Drosselung des Zulaufes entschließen: Diese Maßna 


können, ob es zweckmäßi& ist, dem Haken etwas remanent 
Magnetismus’ zu erteilen, damit auch dann, wenn an verei 
zelten Wagen die oben angegebenen Nietköpfe u. dgl. feh 
sollten, ein Festsitzen gewährleistet ist. _Es könnte zu di 
Zweck auch in Frage kommen, an der ‚Greiffläche G (siehe 
Einzelheit des Antriebshakens) eine Nut zur Einkeilung ei 
Hartholzstückes zwecks Vergrößerung! der Reibung vorzi- 
schen. E 
Praktische Versuche werden auch ermeben ob es nich ) 
teilhaft ist, das Anlegen des Hakens immer an derselb 
(höchsten) Stelle durch einen Rangierer vornehmen zu. 
und die Betätigung aller Schaltungen durch einen zweiten 
Rangierer zu bewirken. Man könnte z. B. in der Nähe de 
Buchstaben a u. b der „Aufsicht“ Führerstände mit Schalk 
kurbeln wie bei Straßenbahnwagen aufstellen; die Größe 
Antriebes, die nach obiger Beschreibung durch die Wahl 
Entfernung beim Anlegen des Hakens von Spill I (Vollauf) 
bewirkt wird, würde dann in einfacherer Weise durch Dreh 
der Schaltkurbel in die einzelnen Fahrstellungen verre 
werden können. Die Schaltleiste würde dann fortfallen. 2 
Der beschriebene Wagenantrieb kann bei allen neu U 
bauenden Bahnhofsanlagen, ferner auch bei all denjenige 
bestehenden Ablaufanlagen angewendet werden, bei dener 
die Abdrückgleise vor dem höchsten Punkte des Per zu- 
sammengeführt ‚sind. 


zugesicherten Kohlenmengen das jetzige Verkehrsbedürfmk 
nicht mehr zu bewältigen vermöchten. Die Eisenbahnye: 
tung hat allen zuständigen Stellen schon seit langer Zeit d 
Tatsache immer wieder schriftlich und mündlich zur Kenn 
gebracht, jedoch ohne Erfolg. Die für uns so wertvolle 0 
schlesische Aushilfe krankt ‘an dem- Fehler, daß man | 
die einsichtigen Vorstellungen der über österreichische V: 
hältnisse unterrichteten Ententestellen diese Aushilfe an 
Bedingung geknüpft hat, daß nicht nur die gesamten 100 
Tonnen ausschließlich in Österreichischen Kohlenwage 
geholt werden, sondern, daß auch ein gewisser Teil der 
mal uns zustehenden Kontingentkohle, der bisher in ös 
reichischen Wagen hereinsebracht wurde, auch weiterhin : 
solchen Wagen befördert werde. Wir mußten daher 
Deckung des Ausfalles an Österreichischen Wagen sole 
gemeinsamen Wagenparkes heranziehen, was selbstverstä 
lich auf den Rücklauf solcher Wagen nach den böhmise 
Kioohlenorten schädigend wirkte, Dies „ab dem: P 
Eisenbahnministerium Anlaß zu einer Beschwerde 
schlechten Rücklauf der Kohlenwagen und zur Voerfüg 
daß nur 80% von der täglich zurücksestellten Menge an leere 
Kohlenwagen beladen nach Österreich austreten dürfen. 
Verfügung: hat uns praktisch nicht sehr geschädigt, wei 
gerade zu jener Zeit schon wieder in. die Lage kamen,-a 
dings unter schwerer Beeinträchtisune unseres Inland 
kehrs, große Warenmengen nach Böhmen abzuschieben. 
hat das Prager Ministerium diese Verfügung nach ganz sn 
Zweit zurückgezogen. 5 

In den letzten Wochen begann sich nun eine beder 
Anstauung von Wagen einzustellen, da, die unter den. jet 
Verhältnissen, insbesondere infolge des Veerlustes ihrer M 
burger Werkstätte, halb&elähmte Österreichische Südba 
Tag zu Tag weniger leisten konnte. So sammelte sich 
der Südbahn selbst und in den Bereichen der Nachbardi: 
tionen in kurzer Zeit eine eroße Menge von Güterwase 
die nicht weiterbefördert werden konnten. Die von uns 
fügten Verkehrseinschränkungen verloren ihre Wirkun 
von den Nachbarstaaten nicht mit gleichen Maßnahmen 
gegangen wurde — Wir mußten uns daher ischließli 


die gewünschte Erleichterung gebracht, und es wird 
sichtlich bald möglich sein, die Verladung der ges 
Güter in den Nachbarstaaten wieder zu gestatten. Be 
Die Österreichischen Bahnen brauchen monatlich 100 
Kohle mehr als sie bisher erhielben. Das Kohlenamt 2 


Kohle bisher nicht erhalten hat, diese : Erhöhungen. uns 
Bahnkohlenlieferungen zugesagt. Damit ist das dring 
Bedürfnis befriedigt. Darüber hinaus brauchen wir aber a 
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"Vorräte für den nächsten Winter, und die berufenen | stand unserer Lokomotiven und Wagen bei unserer Kohlen- 
en, Entente und die Nachbarstaaten, müssen uns nun end- | versorgung insofern eine Rolle spielt, als uns ein besserer 
mehr Kohle geben, da.es doch auf die Dawer nicht angeht, | Erhaltungszustand der Maschinen und Wagen gestatten würde, 
; die Mehrlieferurigen an die Eisenbahnen aus dem Bedarf | über kritische Zeiten leichter hinwegzukommen. Wir können 
7 Industrie entnommen werden. Zur Bildung »enügender Vor- | aber durch Ausbesserungen und Umgestaltungen angesichts 
fe müssen wir durch sieben Monate je 15000 t erhalten. | der außerordentlichen hierzu erforderlichen Aufwendungen 
Vorratswirtschaft ist im Interesse der Kohlenersparung | solange keine Abhilfe schaffen, als nicht die endgültige Auf- 
m höchster Bedeutung, denn ohne sie kann es vorkommen, | teilung des ehemals gemeinsamen Besitzes an. Eisenbahnmate- 
ß einzelne Stationen plötzlich ohne Kohle sind und unter | rial zwischen den Nachfolgestaaten erfolgt ist. Auch die Süd- 
brauch von mewerlichen Kohlenmengen schleunigst belie- | bahn hat unter dem Materialmangel und dem Mangel an Aus- 
werden müssen, während die Vorratswirtschaft die ge- | besserungsmitteln schwer zu leiden. Während sie früher 35 
ntliche und zweckmäßige Kohlenzufuhr gestattet und Ver- | Güterzüge im Tage führte, gehen heute oft nur 13 über den 
:sschwieriekeiten auch ohne Einschränkungen zu bewälti- | Semmering, und die Staatsbahnen müssen daher einen Teil der 
n erlaubt. Güter, die früher auf der Südbahn rollten, übernehmen, Auch 
Es soll nicht in Abrede gestellt werden, daß auch der Zu- | das versehärft unsere Verkehrsnot. 
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Wirtschaftlichkeit der Bahnhöfe 3. und 4. Klasse mit vereinigtem Dienst. 


Von Regierungs- und Baurat Leopold Sarrazin. 


E° Wirtschaftlichke itszahl der Bahnhöfe. | sämtlicher Köpfe geteilt werden, muß die vorgeschriebene 
Personalbestand der Bahnhöfe richtet sich nach der | tägliche Arbeitszeit, zurzeit 8 Stunden, herauskommen. x kann 
enge der zu leistenden Arbeiten. Die Wirtschaftlichkeit er- | auch Wirtschaftlichkeitszahl genannt werden. Die wichtigste 
ert, möglichst viel Arbeit in «einer bestimmten Zeit zu | Frage ist nun, diese Zahl richtig zu bestimmen. Nach meinen 
ten. . Dieses auf den ‘Bahnhöfen zu erzielen, ist Sache | Erfahrungen ist auf .eınem Bahnhofe, der gerade den. An- 
Dienststellenvorsteher, die die Diensteinteilungen auf- forderungen der Wirtschaftlichkeit genügt, x — 50; darunter 
ellen. Die Prüfung der Diensteinteilungen durch die Vor- | wird die Wirtschaftlichkeit „rößer, darüber kleiner. In 
setzten muß ein Ergebnis darüber zeigen, ob die beste | meinem Bezirke schwankt die Zahl zwischen 30 und 200. 
tsverteilung erreicht ist, kurz a op Dar nn en en ee die Es Be enge Per- 
schaftlich arbeitet. In dem einen Falle verdient der | sonal ‘erforderlich machen, nicht unberücksichtiet bleiben. 
Nenststellenvorsteher ein Lob, im andern Falle muß den | . ERS Eh Ps i 
Enden der perihgen Wirtschäftlichkeit essen wer 1 2. Anzahlder Stellwerke. Die für den Betrieb auf- 
Be: einen Eralmesscr fiir die Seardschafflichkeit eines gewendete Zeit auf gen en 3. und ge mit ver- 
RR Ei 5 u > | einietem Dienst, vorhin BB genannt, setzt sich zusammen. aus 
n: DE = Ei ee m Dienst zu leistende | der Arbeitszeit der Fahrdienstleiter für den Betrieb und der 
er au us a 2 R $ Bei : ar Bet = En ee „| Arbeitszeit der Weichensteller. Die Zahl der Weichensteller 
a; Verkehr, = Die Furden "Bötrieh Eeklise a) EI En Bag ger en der En nn vn ne 3 
Bere Seren: ve edge hal . und 4, Klasse haben wohl durchweg entweder 2 Stellwerke 
immt durch die nötigen Zugmeldungen und Rangier- | „der ein einziges. Sie besitzen entweder 2 Endstellwerke zu- 
beiten, die durch den Fahrdienstleiter ausgeführt werden. wear: Be lecn der Mi dan Zee 
ee role Drensksanden: der. Weichensteller. | Famen a Eimer Beichisste 0 In der 210 oder 4 Dnusie = 
Een en Verkehr : EE Des Sichteh eich in der werke, von denen eins zugleich Befehlsstellwerk ist, oder nur 
ee as ae Na Ben rät 1 setzt sieh | ea Stellwerk. Nach meinen Beobachtungen verhält sich die 
Er ache nac d Ken oki 2% B. er el are ie Fahr- für den Betrieb aufgewendete Zeit eines Bahnhofs mit zwei 
amen aus der | Sen zE "B nenatist Eee Stellwerken und einer Befiehlsstelle zu der auf einem Bahn- 
a vorhanden Ahshilfen und der Güterboden. | Nofe mit einem Stellwerk 
eiter. ‚Nennt man nun die für den Betrieb notwendige | auf einer eingleisigen Hauptbahn mit 32 Zügen wie 5:3 :1 
DB, die Anzahl der ee F, eE a en eo auf einer eingleisigen Hauptbahn mit 12 Züsen wie 9:5:1 
ndete Zeit x, die Anzahl der sämtlichen auf dem Bahn- | ps kostet also die Abfertigung eines Zuges auf dem zuerst 
beschäftigten Köpfe K, so ist folgende Gleichung richtig: | „enannten Bahnhof 5 bzw. 9mal, auf dem in zweiter Linie 
= = B+F-x_ 8 genannten Bahnhof 3 bzw. 5mal so viel wie auf einem Bahn- 
x =8 


Fig hof mit einem Stellwerk. Daraus ist zu ersehen, wie die 
F x sind die vesamten geleisteten Dienststunden, getrennt Wirtschaftlichkeit durch die Anzahl der Stellwerke beeinflußt 
"Betrieb und Verkehr. Wenn diese durch die Anzahl | 


wird. 


N 
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_ Vorschläge zur Aenderung der allgemeinen Bedingungen für die Zulassung von Privat- 
 anschlüssen und zur wirtschaftlichen Gestaltung der Gleisanschlußverträge. 

Er f. x u X . b R 

der Neubearbeitung der allgemeinen Bedingungen für | bei Herausgabe der newen Bedingungen, mit denen sie bekannt- 
üne von Privatanschlüssen, die mit einem erläuternden gegeben wurden (März 1919), schon etwas überholt waren, bei 
srialerlaß vom 24. März 1919 — V.55 D.3520 — heraus- | stetigem, wenn auch langsamem Fallen der Löhne-und Ma- 
ben wurden, sind einheitliche Gehaltssätze und Preise terialpreise den tatsächlichen Ausgaben bald wieder angepaßt 
Bewachung und Bedienung, für die laufende bauliche‘| und hätten für längere Zeit als Norm dienen können, 
haltung der Gleise und Weichen, für Gangbarhaltung, | bis die, auf Seite 2 (oben) des eingangs erwähnten Ministe- 
mierung und Erleuchtung der Weichen sowie für die An- | rialerlasses, in Aussicht genommen® Herabsetzung infolge 
hlußfracht (Anrückegebühr) festgelegt worden. Diese Ein- | eines allgemeinen Abbaues der Gehälter, Löhne und Preise 
jeitssätze erscheinen zum Teil im Veertrage selbst (Anschluß- | als geboten erschienen wäre. SR 

cht), hauptsächlich aber in der einen Bestandteil des Ver- Die Lage hat sich jedoch inzwischen durch Ereignisse veer- 
bildenden Leistungsübersicht. Zur Zeit der Neu- | schiedener Art derart verändert und verschlechtert, daß die 
rbeitune war die ganze wirtschaftliche Lage «ine | neuen Einheitssätze bei weitem nicht mehr mit den tatsäch- 
dere als heute. Die Löhne und vor allem die Preise für | Jichen Ausgaben in Einklang zu bringen sind, was sich aus 
die wichtigsten in Frage kommenden Stoffe, wie Kohle, | folgenden Beispielen. leicht erkennen läßt. 

jermaterial usw. waren noch nicht derartigen, rasch auf- 1. Für Bewachunzr und, Bedienung ist als Gehalt eines 
aderfolgenden, ungeheuren Preiserhöhungen are Weichenstellers oder Bahnwärters ein Satz von 5000 M an- 
rfen. wie dies heute der Fall ist. Es kamen damals aus- genommen, der sich bereits heute auf über 10 000 NM erhöht hat. 
chende Lebensmittelzufuhren aus dem Auslande zu er- a a : SRar, Wann 
winelichen Preisen, es war ferner genügend Aussicht vor- -2. Für bauliche Unterhaltung ist eın, Aa von 2 5 
nden, daß sich durch Auslandsanleihen usw. in absehbarer | 1 ifd. m Gleis (Anschluß- und Weicheng eise) estgelegt 
die Lage bessern würde, so daß mit einem baldigen worden. Bei einem .Lohnsatz von rd. 5,00 MlStunde würden 
au der hohen Löhne und einem Rückgang der Preise mit | damit zurzeit noch nieht einmal 5 Minuten Arbeitszeit eines 
ser Zuversicht werechnet werden konnte, Unter diesen Arbeiters im ganzen Jahre bezahlt. Wenn das Anschlußgleis 
Voraussetzungen hätten sich die Gebührensätze, die allerdings | In jedem Jahre auch nur winmal notdürftig durchgearbeitet 
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werden soll, dürfte mindestens das 12-15fache an Zeit 
und Geld aufzuwenden sein. 


3. Auch die Vergütungen für Gangbarhaltung, Schmierung 
und Beleuchtung der Weichen dürften‘sich bei den ganz er- 
heblich gestiesenen Preisen für Schmiermaterial und Be- 
leuchtungsstoffe bereits um ein Mehrfaches höher stellen. 


4. Als Anschlußfracht (Anrückegebühr) werden bei.«iner 
Entfernung bis zu 1,0 km von Mitte -Empfangssebäude bis 
Mitte Übergabestelle 1 M für einen Wagen erhoben — für jedes 
angefangene weitere Kilometer: 0,40 Wi. mehr. Dieser Satz 
müßte „leichfalls wesentlich erhöht und den Selkstkosten mehr 
angepaßt werden, zumal auch die allgemeinen tarifmäßigen 
Frachtsätze seither wiederholt heraufgesetzt worden sind. 
Gerade bei der Anrückegebühr für Zustellung und Abholung 
der Wagen dürften der Eisenbahnverwaltune bezüsl. der 
Gleisanschlüsse bei weitem die größten Fehlbeträge. erwachsen. 


Es sind leider früher sehr viele Gleisanschlüsse genehmigt» 
wurden und noch vorhanden, dıe — einseitis angeschlossen — ' 


nur ein Gleis für Zustellung und Abholung aufweisen, wodurch 
das Rangiereeschäft äußerst erschwert und durch Vor- 
rangieren, Abstellen auf anderen Gleisen usw. sehr zeit- 
raubend und kostspielise für die Eisenbahnverwaltung wird. 
Eine Handhabe, für derartise Mehrleistungen auch besondere 
Bezahlung zu verlangen (außervertragliche Ransierzebühr 
nach Zeit), bietet der $ 19 der allem. Bedingungen in seiner 
Tetzigsen Fassung nicht. Vielleicht wären hier einvehendere 
Bestimmungen als Erweiterung des betreffenden Paragraphen 
angebracht. 

Aus vorstehenden Beispielen ist unschwer zu verkenhen, daß 
die Eisenbahnverwaltung bei der großen Anzahl von z. Teil 
sehr umfangreichen Gleisanschlußanlagen dauernd mit 
ganz erheblichen Verlusten arbeiten muß, wenn sie die be- 
stehende Vertraesform beibehalten und sieh auf — für län- 
sere Zeit — feststehende Vergütungssätze festlegen will. Die 
Unwirtschaftlichkeit der Gleisanschlußverträse sowie über 
haupt aller Verträge mit feststehenden Preissätzen reicht be- 
reits fast bis zum Beginn des Krieges zurück, seit an Stelle 
der ruhigen, stetigen und nur unmerklichen Schwankungen 


unterworfenen Verhältnisse die jetziven unruhisen Zeiten mit ° 


ihren fortwährenden Steiserunsen aller Löhne und Preise 
getreten sind. In den ersten Jahren setzten diese zwar lang- 
samer ein; seit geraumer Zeit jedoch ‘in derartie kurzen 
Zwischenräumen, daß kein Kaufmann oder kaufmännisches 
Unternehmen sich längere Zeit an Preisvereinbarungen halten 
kann. Da die Staatsbahnverwaltung als ein -staatliches Unter- 
nehmen mit kaufmännischem -Charakter anzusehen ist, bei dem 
Einnahmen und Ausgaben unter allen Umständen in Einklang 
gebracht werden müssen, wäre ‚es in wirtschaftlichem Inter- 
esse angezeigt, zu erwäcen, ob und wie den Gleisanschluß- 


verträgen eine allen Zeiten und .Lagen gleichmäßig gerecht | 


werdende Form seseben werden könnte, Im Folsenden soll 
versucht werden, hierzu einige Vorschläge zu machen. 

Bei einer Neuregelung müßte davon aussesansen werden, 
vor allem die allgemeinen Bedingungen für die Zulassung von 
Privatanschlüssen, auf denen die Gleisanschlußverträge auf- 
gebaut werden. derart zu ändern, daß in ihnen feste Gebühren- 


sätze nicht mehr erscheinen. Wenn diese Bedingungen crund- - 


lesender Vorschriften baulicher, betrieblicher und verkehrs- 
technischer Art sowie Klarstellung der Rechte und Pflichten 
der beiden Vertragschließenden enthalten, dann wäre dem 
eigentlichen Zweck völlige genügt. Nebenbei könnte auch eine 
öftere Auflage, wie sie bei jeder Änderune der Gebühren 
notwendig "werden würde, vermieden werden. 

Kommen wir nun zu den Verträgen selbst. Sie bestehen 
aus dem Vertrag an sich und der zugehörigen, einen beson- 
deren Teil des Vertrages bildenden Leistungsübersicht. Der 
Vertrag enthält im großen und ganzen Vorschriften und Ab- 
machungen und lest an Gebühren eigentlich nur die Anschluß- 
fracht (Anrückesebühr) fest. In der Leistunesübersicht da- 
geren sind die Leistungen der Eısenbahnverwaltung näher 
erläutert und die Gebühren hierfür unter Zugrundelerung der 
Einheitssätze (aus den allgemeinen Bedinsungen) berechnet. 
Auf Grund dieser Leistungsübersichten sind die Anschluß- 
inhaber bisher. verpflichtet, je nach Vereinbarung, halbjährlich 
oder jährlich im voraus die Beträge an die zuständige Eisen- 
bahnhauptkasse einzusenden. 


Der Vorschlag geht nun dahin, auch in die Leistungsüber- 


sichten keine festen Gebührensätze aufzumehfhen, sondern die- 
selben so zu o„estalten, daß sie lediglich die Leistungen der 
Eisenbahnverwaltung übersichtlich zusammenstellen und er- 
läutern. Den Gleisanschlußabteilungen der Direktionen liest 
dann ob, von Halbjahr zu Halbjahr zwischenzeitlich 
auf Grund der eigenen Selbstkosten unter Berücksichtigung 


. Leistungsübersicht) findet so eine einfache Lösung. N 


eines Ve ae ee Gobihrensät 
prüfen, und — wenn erforderlich — neu festzugetzen, I "Di 
Gebühren für Nr. 5 A der Leistungsübersicht terhal 

der Sieherungsanlagen“ wären, da hier die Leistungen 
schiedenartiger als bei den vorhergehenden Nummern 
Leistungsübersicht sind,-am einfachsten und zweckmäß 
prozentual. ie nach dem Fallen oder Steigen der 
und. Preise, neu festzulegen. Auch die Frage bezüglie 
Berechnung der Leihsebühr für Vorhaltung von "Obe 
stoffen gem. F. O. III, Abschn. P, Ziff. 4 (Nr. 5 B 


dem Wortlaut der Finanzordnung sollen 8% des Wert 
den die Stoffe zur Zeit der Verleihung ha 
in Ansatz gebracht werden. Wenn auch hier nicht von 
jahr zu Halbjahr neue Festsetzungen nötie werden dür: 
so könnten doch in gewissen Zeiträumen — etwa alle 2 
3 Jahre — die Materialwerte auch prozentual nach 
Steissen oder Fallen der Materialpreise neu ermittelt und 
Berechnung zusrunde geleet werden. “in 

Sollte seitens des Beichsverkehrsministeriums eine einhe 
liche Regelung der Gebührensätze für alle Direktione 
für erforderlich gehalten werden, so dürfte sich auch dies 
der vorhandenen Zwischenzeit (1. April bis 1. Oktober) w 
schwer durchführen lassen. Da jedoch die Löhne und P 
fast überall dieselben sind, dürften die bei den Direktione 
ermittelten Einheitssätze kaum sehr große Unterschiede unte 
sich aufweisen. so daß man diese Festsetzungen den einzelne 
Direktionen überlassen könnte. Die Betriebsämter hätt 
hierauf, unter Verwendung der jeweils geltenden Gebüh 
sätze, und unter enester Anlehnung an die Leistungsübersicl cht 
— sesebenenfalls auf besonderem. ähnlichem Formular 
halbjährlich Rechnungen aufzustellen und sie den Anschlge 
inhabern bis 20. März und 20, September (oder früher) 
übersenden. Zahlunz wäre bis 1. April und 1. Oktober VOrTZU- 
schreiben. Die Prüfung und Feststellung der ziemlich € 
fachen Rechnungen kann bei den Ämtern "selbst erfolgen 


bleibt nach wie vor bei 1: ee Ein Mehrbedarf an 


Personal tritt also nicht ein. 


Auf diese Weise ist es für absehbare Zeit allein möglid # 
die Einnahmen aus den Gleisanschlüssen dauernd in Ein 
klang mit den Aufwendungen der Verwaltung zu bringen u 
Fehlbeträge zu vermeiden, die auf viele Millionen Mark 
lich eingeschätzt werden können. Die Aussicht, daß dure 
diese Gebührenerhöhungen und. durch die vorgeschlasenen 
Vertragsänderungen ein Einfluß auf die Preisgestaltung der 
Lebensmittel und Bedarfsgegenstände ausgeübt werden kö 
darf wohl als unzutreffend und stark übertrieben bezeie 
werden. Die Gleisanschlußinhaber sehören zum we 
„rößten Teile der Industrie und dem Handel an und erzi 
heute, wre in den letzten Jahren, mehr denn ie ganz € 
liche, sehr häufie übermäßige Reingewinne. Werden die 
bühren für die Gleisanschlüsse umgerechnet auf die An 
der zuzustellenden und abzuholenden Wagen. so dürften ; 
die einzelnen Wasen und viel mehr noch auf die darin 
ladenen Waren und Gegenstände derartig geringe Bet 
entfallen, daß diese kaum nennenswert ins Gewicht fa 
Die Preissteireruneen sind auf ganz anderen Gebiete: 
suchen. Wegen der bisherigen erhöhten Gebührensätze 


ist auch anzunehmen. daß bei der. vorgeschlagenen Neu: 
lun& keine Schwieriekeiten seitens der Interessenten gem 
werden. Jeder klar denkende Geschäftsmann muß sich sagen 
daß er von der Eisenbahnverwaltung in der Jetztzeit ni 

die Beibehaltung fester vertraglicher Gebührensätze v } 
een kann. während er für sich selbst bereits seit era 
Zeit alle derartigen langfristigen Vereinbarungen ablehnt 
muß ferner einsehen, daß die Verwaltung nicht länger 
den ungeheuren Fehlbeträgen, .wie bisher, weiter ar 
kann, welche letzten Endes doch wieder auf irgendeine 
vom Volk und also auch von ihnen selbst durch Steuern 
andere Abgaben ausgeglichen werden müssen. Wie hoe 
übrigen das Vorhandensein eines Anschlußgleises und di 
mit verbundenen Vergünstigungen seitens der Anse 
inhaber selbst eingeschätzt werden, geht. am besten dar: 
hervor, daß diese ihren Mitbenutzern sehr hohe, zu 
Teil unzeheuerliche Preise in Rechnung stellen und so 
erheblichen Nutzen und Gewinn aus den Anlagen ziehen. = 


Fr. E. Ohlsen, “techn. Eisenbahnsekretär, Breslau, 


IT Jahrgang. E a 
' 10. März 1921. er, ® 


g& " Das Jahr 1818 kann insofern mit Recht als Geile der 
D Dampfschiffahrt auf den mitteleuropäischen Strömen be- 
zeichnet werden, da zu jemer Zeit die ersten Dampfschiffe auf 
de m Rhein und der Elbe erschienen sind. Auch auf der Donau 
fehlte es seitdem nicht an schüchternen Versuchen, mit kleinen 
| Fahrzeugen auf kurzen, betriebsgünstisen Strecken ; allein aus- 
hlagsebend für die Entwiekelung der Dampfschiffahrt auf 
18 Donau blieb die günstig ausgefallene Probefahrt von Wien 
nach Budapest mit einem von den englischen Schiffbauern 
John Andrews und Josef Prichard auf der Erdberger Lände, 
Wien, erbauten Dampfer namens „Franz der Erste“, der die 
ahezu 300 km lange Strecke talwärts am 17, September 1830 
in 14 Stunden, stromaufwärts einise Tage später in 48 Stunden 
820 Miswuten zurückleste. Wenn man die starke Strömung be- 
_ rücksichtist, die auf “der. Strecke. Wien- Gönyö (auf dem halben 
Wege von Wien nach Budapest gelegen) herrscht, so ist dies 
angesichts des aus Holz gebauten plumpen Schiffskörpers für 
den Beeinn als eine canz achtungswerte Leistung zu be- 
"zeichnen. Dieses Schiff bildete das Eigentum des unter der 
Firma „Erste Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft“ im Jahre 
1829 mit einem Aktienkapital von 100 000 Gulden Konventions- 
ünze gegründeten Aktienvereins, der vom 17. September 1830 
‚an gerechnet ein Privilegium auf 15 Jahre für Befahrung der 
“Donau und ihrer Nebenflüsse in Österreich und Ungarn erhielt. 
Dies Privilerium bedeutet jedoch kein allgemein ausschließen- 
‚des Vorrecht, sondern schützte die Gesellschaft nur gegen die 
Konkurrenz mit Schiffen von der mit Patent vom 11. April 
1828 privilegierten Bauart und war an bestimmte Auslands- 
bedingungen sebünden. Im Jahre 1831 -angefangen: cing es 
mit der Entwicklung der Ersten Donau-Dampfschiffahrts- 
= ellschaft zuerst langsam und dann mit den Erfolgen stei- 
gend rascher vorwärts, so daß beispielsweise im Jahre 1845 
= h Ablauf des Privilesiums das Aktienkapital bereits auf 
$ 1.000.000 Gulden Konventionsmünze, die Schiffsflotte auf be- 
‚reits 23 Dampfer und 33 Warenboote gestiegen war. Alleir: 
große Schwierigkeiten waren in diesem ersten Schiffahrts- 
Zeitraum zu überwinden, die in der ungezügelten Wildheit der 
Donau und der Abgeschiedenheit vieler der von ihr durch- 
lossenen Gebiete bestanden. Schon die obere Donau mit ihrer 
starken Strömung. den gefürchteten Felspartien des Struden 
und. des Wirbel, dem ewig wechselnden Fahrwasser im All- 
"nodaleebiete der Strecke Preßburs-Gönyö, welche Hindernisse 
! ls stellenweise zu länger andawernden Betriebseinstellun- 
gen führten, gaben große Aufgaben zu lösen. Das’ crößte Er- 
ne bildete jedoch die Kataraktstrecke Moldava-Turn- 
everin, die infolse der engen, klippenreichen Fahrbahn im 
reißenden Strome: bis in die vierziger Jahre des letzten Jahr- 
hunderts nur stromabwärts, und dies nur bei höherem Wasser- 
tande mit Dampfern, durchfahren werden konnte. 
aher in dieser ersten Entwicklunsszeit der Donaudampfschiff- 
a ahrt mit zwei voneinander setrennten Betriebsstrecken rech- 
en n, mit der oberen und mittleren Betriebsstrecke bis Mol- 
dova und der unteren von Turn-Severin bis zur Sulinamün- 
une. Dazwischen lag die Sperre der Katarakte. 
"Während der Verkehr auf der österreichischien und mehr noch 
f der ungarischen Donau dank den setroffenen umsichtigen 
Bnahmen der Verwaltune ständie wuchs, litt die damals 
ch in tiefster Unkultur befindliche und durch den russisch- 
kischen Krieg (beendet durch den. Friedensschluß von 
Adrianopel am 8. Juni 1833) stark mitgenommene Ufer- 
völkerung der unteren Donauländer, sowie das dortselbst 
und herflutende türkische und russische Militär an Cholera. 
Pest und andere Seuchen. was den türkischen Behörden der 
damaligen Zeit häufig willkommenen Anlaß bot, durch lane- 
andauernde Quarantänen die arewöhnisch beobachtete Aus- 
breitung des österreichischen Einflusses einzudämmen. Glück- 
‚licherweise hat die Erste Donau-Dampfschif fahrts-Gesellschaft 
gleich vom Beginn ihrer Tätiekeit an einen einflußreichen 
ürsprecher in Graf Stefan Szecheny gefunden, der mit der 
enden Liebe zu seinem Vaterlande den senialen [Blick 
_ verband, mit dem er den großen Wert der Donauschiffahrt bis 
zum Schwarzen Meere für die Gesamtmonarchie erkannte, Er 
"überzeugte sich persönlich hiervon, daß die ungeheuren Ver- 
kehrsschwieriekeiten auf der Donau nur durch ein großzücig 
angelestes und mit ersten Hilfsmitteln aussestatbetes Schiff- 


| -fahrtsunternehmen bewältiet werden könnten. und trat mit“ 


_ Feuereifer für die Förderung der Interessen der Ersten Donau- 
- Dampfschiffahrts-Gesellschaft volltätig ein. Seiner Anregung 
ist es zu danken, daß der Palatin von Ungarn und einfluß- 
reiche Maenatenkreise sich für die Donauschiffahrt zu inter- 
essieren begannen und daß die genannte Gesellschaft in Un- 
> die nötigen Landungsplätze für Budapest, den gemauerten 


Man mußte . 
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' Ein Rückblick auf die Entwicklung der Dampfschiffahrt auf der Donau. 


Vom Ing. Hermann v. Littrow, Linz a. D. 


e4 


. Kai nächst der Kettenbrücke und die Zuweisune von Kohle 


'kischen rechten Donauufers veranschaulicht. 


und Holz von den Kameralgüterverwaltungen erhielt und die 
Behörden die Anweisung bekamen, den sesellschaftlichen Be- 
diensteten in ihren berechtigten Wünschen entgegenzukommen. 
Sein Bestreben ging dahin, über die Donau einen Verbindunges- 
wege mit Konstantinopel und die Levante zu schaffen, und er 
veranlaßte die Erste Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft. 
nach und nach 6 Seedampfer anzuschaffen, um die Linie 
Galatz-Konstantinopel und von da Anschlußfahrten im Ver- 
kehr mit Smyrna, Saloniki und Trapezunt zu unterhalten. 
Wohl wissend, welche Schranke die Katarakte dem unsehin- 
derten Verkehr mit dem Orient entgegenstellen, bereiste er 
mit dem Ingenieur Beszedes schon im Jahre 1830 auf seiner 
Fahrt nach Konstantinopel zu Waeen die Kataraktenstrecke 
Moldova-Turn-Severin, und wenneleich diese Reise wenige 
praktischen Erfolg für die Verbesserung der Fahrlinie ergab, 
so war sie doch Veranlassung, daß die herrliche linksseitige, 
nach seinem Namen benannte Uferstraße „eschaffen worden 
ist, die wenigstens dıe Beförderuns der Reisenden und drin- 
senden Güter über Land ermöglichte. Die Bezwingung der 
Schiffahrtshindernisse auf den Katarakten berewärts durch 
Dampfschiffe ist erst einem späteren Zeitpunkt vorbehalten 
gewesen, vorläufix geschah die Beförderung der Reisenden 
und Waren, wenn sie nicht über Land erfolste, auf Flößen, 
die zu Tal durch Ruder und stromaufwärts durch Ochsenzug 
weitergeschafft wurden. Leider konnte die Seeschiffahrt nicht 
die Aufgabe erfüllen, die bei ihrer Schaffung der Ersten 
Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft vorgeschwebt hatte, näm- 
lich einen zweckentsprechenden Anschlußdienst an die Donau- 
schiffahrt zu bilden. Die Hemmnisse, welche die Katarakte 
und die häufigen Quarantänen an der unteren Donau bildeten, 
die erschwerenden Maßnahmen, welche die diesem Österreichi- 
schen Unternehmen abholden türkischen und russischen Be- 
hörden trafen, wie das absichtliche Versandenlassen der Sulina- 
barre, das Verbot der türkischen Regierung an ihre Unter- 
tanen, die Österreichischen Schiffe zu benutzen, und damit im 
Zusammenhange die heimliche Wühlarbeit des englischen Wett- 
bewerbs usw. veranlaßten die Verwaltung auf Anresune des 
österreichischen Regierungsvertreters im Jahre 1844, ihren 
Besitz von 6 Seeschiffen an dıe Gesellschaft des österreichi- 
schen Lloyd in Triest abzutreten, weil sich der Schiffahrts- 
verkehr nach der Levante jedenfa ‚lIs einfacher leiten und ab- 
wiekeln ließ als über die Donau. Die weitere. Aufrecht- 
erhaltune des Schiffsanschlusses Braila-Galatz-Sulina-Konstan- 
tinopel durch den Lloyd wurde hierbei vertra@smäßie ge- 
sichert. Mittlerweile setzte die Verwaltung der Ersten Donau- 
Dampfschiffahrts-Gesellschaft die Vermehrung ihrer Fluß- 
schiffflotte und die Vervellkommnung ihrer Betriebe beharrlich 
fort. Die Trennung des Personenverkehrs vom Güterbetriebe 
wurde mehr und mehr durchseführt und dadurch eine raschere 
Beförderung der Reisenden erzielt. Es war schon in der 
ersten Entwicklung der regelmäßigen Personenschiffahrt für 
die Reisenden ein sroßer Fortschritt, auf einfachen Deck- 
sehiffen mit Frachteütern zusammen befördert zu werden, 
selbst wenn sie mehrere Tage und Nächte hindurch in den 
Unterdecksalons sitzend untergebracht waren, wenn man sich 
dasesen die frühere Beförderungsart mit Wagen in dem bei 
Resenwetter unweesamen Sandboden Mittelungarns und auf 
den weglosen, unsicheren Strecken der Walachei und des tür- 
Von der zweiten 
Hälfte der vierziser Jahre ansefang-en, wurde ein wesentlicher 
Fortschritt für die Bequemlichkeit der Reisenden durch den 
Bau von Decksalons für den- Aufenthalt bei Tage und von 
besonderen Schlafstellen unter Deck veschaffen. was für die 
fahrplanmäßisen Nachtfahrten auf den langen Strecken eine 
eroße Annehmlichkeit bedeutete. Auf der Kataraktstrecke 
wurden seitdem ebenfalls erößere Errungenschaften erzielt. 
So machte, nachdem einige Jahre vorher bereits die Bezwin- 
ung der- Strömung auf der Teilstrecke Tissovica-Drenkova 
bergfahrend durch den Dampfer Ludwie gelungen war, der 
damalige Inspektor der unteren Donau Lazarich mit dem 
kräftieen Frachtdampfer Erös einen Versuch. die gefürchtete 
Berefahrt durch das Eiserne Tor auf der rumänischen 
rechten Uferstrecke zu bewältigen, der vollständig «elang. 
Hiermit war die Verbindung zwischen dem Westen und dem 
Orient über den Donauweg eigentlich geschaffen. namentlich 
nachdem die Erste Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft mit 
eigenen Mitteln die Absprengung von Felsen in der Fahrbahn 
vorgenommen hatte, wodurch die Fahrt schon bei 2,5 m Or- 
sovaer Peselstand gegen frühere 3.1 m möglich wurde. Ein 
weiterer Fortschritt erfolete gegen die Mitte der fünfzioer 
Jahre dadurch, daß die beiden seichtgehenden Dampfer Irlas 
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und Tachtalıa dem Betrieb übergeben wurden. Für Nieder- 


wasser wurde von der Gesellschaft eine Anzahl bequemer 
Reisewagen beschafft, um auch bei diesem Zustande der Donau 
die Reise zu ermöglichen. Dies war schon (deshalb nötige, 
weil zu jener Zeit die Elbverbindung ab Budapest und Wien 
zeschaffen worden war, die über Hamburg eine schnelle Ver- 
bindung mit Konstantinopel herstellte. Für den Güterverkehr 
wurden für die Eiserne Tor-Fahrt Lichterboote eingestellt, die 
mit Ruder zu Tal, mit Ochsenzug zu Berg werkehrten, wenn 
die Dampfer nicht fahren konnten. Eine "srößere rheinische 
Dampfschiffahrtsgesellschaft studierte damals einen Verkehr 
vom Rhein über den Main und den Ludwigskanal nach Kon- 


Nachrichten. 


Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


Die Verkehrskonferenz in Barcelona. Der Völkerbund 
hat eine Konferenz nach Barcelona einberufen, um die in der 
Völkerbundsakte vorgesehene allgemeine Verkehrs- und 
Transitfreiheit ihrer Veerwirklichung zuzuführen. Das Pro- 
cramm der Konferenz umfaßt die Aufstellung von. Entwürfen 
zu einem Woeltvertrag über die Freiheit des Durchgangsver- 
kehrs sowie zu einer internationalen BRechtsordnune für die 
sehiffbaren Wasserstraßen, die Eisenbahnen und die Häfen. 
{ Eine Einladung zur Teilnahme an die Konferenz, die am 
'10, März beeinnt, ist auch der Deutschen Regierung zugegan- 
sen und von ihr angenemmen worden. Die Angelesenheit ist 
für Deutschland insofern von besonderer Bedeutung, als es 
durch den Viertrag von Versailles verpflichtet‘ worden ist, 
jedem allgemeinen Übereinkommen über die internationale 
Resselune des Durchgangsverkehrs, der Schiffahrtswege, der 
Eisenbahnen und Häter beizutreten, das zwischen den alluer- 
ten Mächten mit Zustimmuns des Völkerbundes binnen fünf 
Jahren nach Inkrafttreten des Versailler Vertrages albge- 
schlossen wird, 


- — Seucehenbekämpfung bei der Eisenbahn. Die neuerdings 
aus dem Osten drohende Seuchiengefahr, die Einschleppung 
des Fleckfiebers und der Cholera haben, wie wir der „Beichs- 
hauptstädtischen Korrespor.denz“ entnehmen, weine verschärfte 
Anwendung der vorbeugenden Maßnahmen zur Bekämpfung 
dieser Seuchen auf der Eisenbahn‘ zur Folge „ehabt,‘ Die 
Dienststellenvorsteher sind angewiesen worden, ihr Augen- 
merk auf die regelmäßise Desinfiekton der Wasren, Bahnnöfe, 
Aborts usw. zu richten, während d+e Zugbeamten usw. in den 
Fernzügen auf etwa kranke Reisende achten sollen, für deren 
Überführung ın Krankenhäuser u. a. der Bahnhofsvorsteher 
des nächsten Bahnhofes Sorge tragen muß. Endlich müssen 
auch die Anlagen zur Versorgung der Reisenden mit Trink- 
wasser in gutem Zustande sein und wirklich einwandfreies 
Wasser liefern, 


— Der Eisenbahnverkehr und die Abstimmung. Am Mitt- 
woch dieser Woche, dem 9. d. Mts., beginnt auf den deutschen 
Eisenbahnen die [Beförderung der Abstimmungsberechtigten, 
die in 12 Tagen, d. h. am 20. d. Mts., dem Abstimmunestage 
“selbst, beendet sein muß. Schon am folgender Tage beginnt 
die Rückbeförderung, für die weitere 12 Tage vorgeschen, 
sind. Die Hin- und Rückbeförderung der Abstimmungsbe- 
rechtigten nach Oberschlesien wird die deutschen Eisenbahnen 
außerordentlich belasten. Soweit wie möglich soll der öffent- 
liche Verkehr unter dieser außerordentlichen Anforderung 
nicht. leiden, doch ist es nicht ausgeschlossen, daß infolge 
der Überlastung der Eisenbahnen mit dem Ausfall einzelner 
Züge zu rechnen ist. Soweit dies bis jetzt zu übersehen ist, 
wird dies zunächst nur auf der Strecke Berlin- Hagen 
notwendige werden. Da auf dieser Strecke mit einer außer- 
gewöhnlich großen Belastung durch den Albstimmungsver- 
kehr zu rechnen ist, werden zunächst vom Mittwoch, dem 9. 
ab die Schnellzüge D. 32, ab Potsdamer Bahnhof 12.20 nachm., 
und D 31, an Berlin 6.26 abds.,»zwischen Berlin und Hagen 
ausfallen. 


— Der verbesserte Sommerfahrplan und die Tariferhöhung 
im Vorortyerkehr bildeten, wie die „Reichshauptstädtische 
Korrespondenz“ mitteilt, kürzlich den Gegenstand von: Be- 
ratungen in einer Mitglieder versammlung des Zweckverbandes 
des Ostens, auf der auch von der Durchführung von Siedlun- 
sen im Kreise Niederbarnim berichtet wurde. Auf «ine Ein- 
gabe an die Eisenbahndinrektion Berlin hatte diese eine Ab- 
ordnung des Verbandes zu seiner Besprechung winseladen, in 
der erhebliche Verbesserungen des Fahrplans der östlichen 
Strecken zum Sommer oder, soweit dies möglich ist. auch | 


-fahrts-Gesellschaft eine neue Konzession, die ihr auch 


stantinopel. Die Verkehrsunterbrechung 1848-49 no der 
der Eisenbahnen ließen diesen Plan nicht zur Durchfüh 
kommen. Im Jahre 1846 erhielt die Erste Donau-Dampfse] 


Verkehr auf Theiss und Save auferlegte. Nach dem 
1848 hob sich der Verkehr ungemein, so daß im Jahre 
das Gesellschaftskapital bereits 60 Millionen Kronen betrı 
die Gesellschaft nicht nur 108 Dampfer und 464 Güterbo 
sondern auch eine eigene Eisenbahn Mohäes-Pees für 
Kohle bauen konnte und in diesem Jahre 0,5 Milhonen 
sende sowie eine Million Tonnen Güter beförderte. 


sofort zugesagt wurden. Diese Verbesserungen sollen vo 
allen Dingen den Anliegern der Strecke Strausberg-Da, 
dorf-Müncheberg zugute kommen, die bis jetzt noch 
Fernverkehr nbehoren die jedoch in absehbarer Zeit aue 
den Vorortverkehr einbezogen werden sollen. Ferner w 
auf dieser Besprechung den Vertretern des Zweckverbande 
die Einrichtung direkter Zige von Rüdersdorf nach Ber 
und erhebliche Verbesserungen auf der Werneuchener Stroc € 
zugesagt. Hinsichtlich der Tariferhöhung wurde die Einf 
rung einer solchen als zum 1. Juni in Aussicht genommen 
zeichnet, über ihre voraussichtliche Höhe tedoch nicht: 
sprochen, dagegen sollen die Monatskarten einer völligen N 
ordnung unterzogen werden, wobei mit einer völli 
Abschaffung der Monatsnebenkarten gerechnet 
werden muß. - 

— Gera-Meuselwitz-Wuitzer Eisenbahn. Der Sitz der Di 
tion und der Verkehrskontrolle dieser Eisenbahn ist am 1. J 
nuar 1921 von Berlin nach Ger&a-R. verlegt worden. De 
sesamte Schriftwechsel ist an die obige Direktion nach Grera-R, 
zu richten. Düe Adresse für sale DR ist 
in Jedem Falle Gera-R. Süd. Br 


— Überfall auf einen fahrenden Güterzug. Nachdem 
Überwachung. der «Güterbahnhöfe Berlins durch hierzu 
stimmte, mit besonderen Befugnissen ausgserüstete Beamte 
sehr verschärft worden ist, daß erößere Diebstähle nicht m 
unentdeekt ausgeführt werden können, scheinen jetzt sich 
sefährlichen Burschen auf eine neue Art des Güterdiebsta 
auf die Beranubung fahrender Züge, „eworfen zu haben. N 
dem in der Nacht zum 5. März bei Lichtenberg der Ver 
einer Beraubung des dort langsam fahrenden Güterzuges 
macht worden ist, wurde in der darauf folgenden Nacht : 
der Strecke Berlin-Bernau versucht, einen zwischen den 
tionen Pankow und Blankenburg infolge einer Steigung 
langsamer Fahrt sezwunsenen Güterzug zu berauben. In 
Nähe der Industriebahn bemerkten Überwachungsbeam 
gegen 10 Uhr abends, wie aus einem Wagen des Güterzug 
‚Gegenstände auf den Bahnkörper seworfen wurden, wob 
‚mehrere Männer versuchten, diese beiseite zu schaffen. 
den Tätern selang es allen bis auf einen, die Flucht zu 
greifen. Dieser, der Arbeitslose Hackbarth aus Panko 
wurde verhaftet und in das Untersuchungssiefänenis ein 
liefert. ‘Er bestreitet, obwohl er auf frischer Tat abgefa 
‚wurde und noch im Besitze eines Brecheisens, einer Ze 
und-einer Blendlaterne war, irgend etwas mit der Tat e 
zu tun zu haben. Bei der Absuchung der Strecke wurden Bi 
123 Autoreifen, 3 Kisten Butter und sein Koffer sefunden. A 
gesichts dieser sich in letzter Zeit häufenden Überfälle 
She Überwachung der fraglichen Strecken angeo -dn 
worden 


— Streik bei der Mitr opa. Ein unter. ‚den ma 
Ansestellten bei der Mitropa ausgebrochener Streik hat & 
auf den Speisewagenbetrieb übergegriffen. Am Stettin 
Bahnhof in Berlin haben sich, wie wir der „Berl. Börs.-Ztg 
entnehmen, am 4. März die Lagerverwalter der Gesellscha 
dem Streik angeschlossen, so daß die nach Warnemünde, S 
nitz, Stettin und Danzig laufenden Speisewagen keinen P 
viant erhielten und ihre Reise daher nicht antreten konnte 
Auch auf anderen Strecken mußten. Züge ohne. Speisewag 
abfahren, da streikende Aufseher der Mitropa die Übernahn 
von Proviant verhinderten. Die Schlafwagen. der M 
tropa verkehren noch regelmäßige. Im übrigen hat sich 
Streiklage bei der Gesellschaft nicht verändert. Die Direkt; 
hat allen Angestellten, die bis zum 7. März die Arbeit ni 
aufgenommen hätten, mit sofortiger Entlassung gedroht. N 
Verhandlungen im Reichsarbeitsministerium stehen bevor 

Wie wir hören, sind es weniger Lohnfragen als Meinu 
verschiedenheiten anderer Art, die den Streik hervorger 
haben. Die Angestellten verlangen. Mitbestimmungsrechte, die 
weit über die Vorschriften des Betriebsrätegesetzes hinausge 
und die BE der. Direktion sehr stark behint 
würden, - 
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Ergebnis des Wettbewerbs um den Schinkelpreis für 1921 
Architektenvereins in Berlin. Für die Aufgabe auf dem 
et des Eisenbahnbaues „Südliche Umgehungslinie am 
nkenheimer Tunwel“ ist nur ein Entwurf von Regierungs- 
führer Hans Blanckenhorn in Cassel eingegangen, 
- die Schinkeldenkmünze' zuerkannt wurde. 


- Geheimer Rat v. Weiss. Am 1. Januar 1921 ist der Ge- 
me Rat Eduard Ritter v. Weiss, Ministerialrat beim Reichs- 
kehrsministerium, Zweigstelle Bayern, in den Ruhestand 
reten. v. Weiss ist am 27. November 1856 in Weiten (Opf.) 
oren. Nach Vollendung seiner Studien an der Tech- 
schen Hochschule in München trat er im Herbst 1878 bei der 
erischen Eisenbahnverwaltung ein, wurde 1884 maschinen. 
hnischer Assistent und 1888 Abteilungs-Maschinenmeister 
‚der Gemeraldirektion in München, der er von da ab bis 
ihrer Aufhebung im Jahre 1907 ständige ansehörte. Im 
hre 1902 wurde er zum Oberregierungrat und Vorstand der 
aschinenabteilung ernannt und 1904 zum Regierunssdirektor 
ördert. Bei der Auflösung der Generaldirektion der Staats- 
enbahnen im Jahre 1907 wurde v. Weiss als Ministerialrat 
das bayerische Verkehrsministerium übernommen, wo ihm 


rde. v. Weiss hat sich infolge seiner hervorragenden Sach- 
ntnis und Arbeitskraft in. den ihm übertragenen leitenden 
lungen große Veerdienste um die Entwicklung: des baye- 
hen Eisenbahnwerkstätten- und Maschinenwesens +r- 
orben. Zu Beginn des Jahres 1906 war er in die Reihe der 
ferausseber der „Eisenbahntechnik der Gegenwart“ winge- 
ten. Mitelved dies Beirates des „Organ für die Fortschritte des 
enbahnwesens“ war er seit dessen Neuordnung am 
Januar 1908, nachdem ver zuvor schon seit 1906 in der 
ftleitung tätie gewesen war. Dem Tiechnischen Ausschuß 
Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltunsen gehörte v. Weiss 
1893 an. Am den Arbeiten des Ausschusses und zahl- 
er Unterausschüsse nahm er registen Anteil und förderte 
‚ gestützt auf seine langjährigen Erfahrungen, in hervor- 
nder Weise, sei es daß ıer als Vorsitzender die Verhand- 
en leitete, sei es, daß er als Mitelied seine unermüdliche 
itskraft zur Verfügung stellte. So war ses eine selbstver- 
dliche Pflicht, daß der Technische Ausschuß v. Weiss mit 
serößten Ehrung, die er erteilen kann, auszeichnete, indem 
ihn im Jahre 1901 zum Mitelied des Preisausschusses 
hte. Sein Ausscheiden aus der Veereinstätigkeit hinterläßt 
» fühlbare Lücke und wird von allen, die mit ihm in jahre- 
jsem Zusammenarbeiten verbunden wanen, lebhaft be- 
rt, denn die Mitelieder der Tieehnischen Vireinsaus- 
sse haben nicht nur einen hervorragenden Fachmann ver- 
, sondern auch einen liebenswürdigen, hochzuverehrenden 
en, 'der immer bereit war, sich auch außerdienstlich 
n Freunden zu widmen. 


- Personalnachrichten. Im Bereich des Reichsverkehrs- 
nisteriums, Zweigstelle Preußen - Hessen, sind  fol- 
de Änderungen eingetreten: Es sind ernannt worden: 
sterungs- und Baurat Schreier in Berlin zum Ober- 
unssbaurat und der Regierungsbauführer des Eisenbahn- 
traßenbaufaches Werner Metzig aus Neiße zum Re- 
ssbaumeister. — Planmäßige Stellen sind verliehen 
: für Mitelieder der Eisenbahndirektionen dem Re- 
und Baurat Lüders in Berlin; für Vorstände der 
n-Werkstättenämter dem Regierungsbaumeister des 
menbaufaches Heilbronn in Glückstadt. — Der Re- 
ossbaumeister des Eisenbahn- und Straßenbaufaches 
> Busse in Berlin ist der Eisenbahndirektion in Berlin 
häftigung überwiesen. — Versetzt sind: der 
jerungsbaurat Bethke, bisher in Berlin, zur Eisen- 
ektion nach Frankfurt (Main), die Regverungs- und 
 Schulzendorf, "bisher in Eberswalde, nach 
als Vorstand eines Werkstättenamtes bei der Eisen- 
auptwerkstätte Berlin-Tempelhof, und Rupp, bisher 
in nach Eberswalde als Vorstand eines Werkstätten- 
bei der Eisenbahn-Hauptwerkstätte daselbst, der Bau- 
/alter Fröhlich, bisher in Trier, nach Coblenz als 
and des dorthin verlegten bisherigen Eisenbahn-Betriebs- 
5 Trier 3, künftigen Betriebsamts Coblenz 2, die Regie- 
ssassessoren Dr. jur. Karl Fischer, bisher in Berlin, 
rstand (auftrw.) des Eisenbahn-Verkehrsamts nach 
nd Warnke. bisher in Frankfurt (Main), zur Eisen- 
ektion nach Altona. — Der Regierungs- und Baurat 
er nn, Mitglied der Eisenbahndirektion in. Altona, ist 
torben. ’ 

ı Bereich des Reichverkehrsministeriums, Zweigstelle 
ern, wurden in gleicher Diensteigenschaft in ‚etatsmäßiger 
berufen: der Vorstand der Bauinspektion ‚Bayreuth Re- 
ungsrat Ludwie Bauer an das Bauamt beim Reichsver- 
'sministerium. Zweigstelle Bayern, und der etatsmäßise 
lerungsbaumeister der vorm. Reichseisenbahnen in Elsaß- 
ingen Johann Seuffert in München an die Bauirspek- 


Referat über Werkstätten- und Materialwesen übertragen - 


tion Bayreuth als deren Vorstand; der Regierungsrat der 
Eisenbahndirektion Ludwigshafen (Rhein) Christian Wel- 
zel an die Eisenbahndirektion Würzburg und der Vorstand 
der Betriebsinspektion Bamberg Direktionsrat Dr. Gustav 
Ecceard an die Eisenbahndirektion Ludwigshafen (Rhein). 

Dem Ministerialdirektor Lupfer in der vormalisen Zweig- 
stelle Württemberg des Reichverkehrsministeriums und dem 
Direktor vv. Knapp, Vorstand der Betriebsabteilung der 
Eisenbahn-Generaldirektion Stuttgart, isst die nachgesuchte 
ya ee aus dem Beichsdienst mit Ruhegehalt srteilt 
worden. - 


Österreich. 


— Aus den Beratungen des Hauptiausschusses. Bei der Be- 
ratung über die Vorauszahlung an die unter der Besoldungs- 
ordnung stehenden Angestellten . wurde an die Regierung die 
Anfrage gerichtet, wie sie sich zur Forderung nach hundert- 
prozentiger Erhöhung der Teeuerungszulagen vom 1. März 
d. J. ab stelle. Die Minister für Finanzen und Verkehr ser- 
klärten, daß sie erundsätzlich für die Erfülluns dieser For- 
derungen seien. Sodann wurden vom Hauptausschusse die 
Vorausbezahlungen für die der Besoldungsordnung unterstell- 
ten Staatsangestellten genehmigt. Bei der Beratung über die 
von der Regierung erstatteten Dieckungsvorschläge, betreffend 
eine lineare Erhöhung der Gütertarife, wurde der Antrag oe- 
stellt, eine solche abzulehnen und die Regierung zu beauf- 
tragen, bei der Überprüfung der Eisenbahngütertarife nach 
Maßerabe der vom Hauptausschusse bereits grundsätzlich be- 
schlossenen Staffelung mit Anslassung der Tariferhöhung bei 


“unentbehrlichen Bedarfsartikeln eine Deckung von drei Mil- 


liarden in Aussicht zu nehmen. Dieser Antrag wurde ange- 
nommen. 


— Die Verkehrsverhandlungen mit der Tschecho-Slowakei 
und Italien. In den letzten Tassen hat das Bundesministerium 
für Verkehrswesen Verhandlungen mit den tschechischen 
leitenden Eisenbahndienststellen und der italienischen Militär- 
mission geführt. Der Zweck der Besprechungen 'war, die Be- 
schränkungen, die Österreich für seinen inneren Verkehr ge- 
troffen hat, auch auf den Nachbar- und Durchzugsverkehr der 
Tschecho-Slowakei und Italiens anzuwenden, wodurch diese 
Maßregeln sowohl in Bezug auf ihre Dauer als auf ihre Wirk- 
samkeit sehr gefördert werden. Der tschechische Verkehrs- 
minister hat sich auch bereit erklärt, die Wünsche Österreichs 
nach ausreichender Versorgung der Eisenbahnen mit Kohle 
und insbesondere mit besserer Kohle kräftig zu unterstützen. 


— Südbahn. Über die Sitzung des Verwaltungsrates am 
23. Februar 1921 wurde folgende amtliche Mitteilung werlaut- 
bart: Der Verwaltungsrat hat in seiner heutigen Sitzung 
unter Vorsitz des Präsidenten Dr. Weber den Bericht «e- 
nehmigend zur Kenntnis genommen, den Generaldirektor Dr. Fall 
über das Ergebnis der Anfang Februar in Wien abgehältenen 
Beratungen üker das Regime provisoine erstattet hat. Die 
übrigen Verhandlungsgegenstände bezogen sich auf Ange- 
legenheiten der laufenden Geschäftsgebarung. — Nach einer 
Mitteilung der „Newen. freien Presse“ in Wien ist der ur- 
sprüngliche Plan, einen Betriebsfonds von 12 Millionen fran- 
zösischen Franks zu bilden, fallen. gelassen worden. Es wird 
keins: bestimmte Summe ausgeworfen, sondern die einzelnen 
Staaten, durch deren Gebiet die Linien der Südbahn laufen, 
werden nach der Länge ihres Netzes und der Dichtigkeit des 
Verkehrs vorschußweise jene Summen beistellen, die mit 
Rücksicht auf die Kassenbestände zur Fortführung des serenel- 
ten Betriebes erforderlich sind. Diese Vorschüsse werden 
als Darlehen behandelt. Es wird ausgemacht, daß sie ver- 
zinst und getilet werden sollen, doch wird über die Art der 
Verzinsung und Tileung vorerst noch keine Vereinbarung ge- 
troffen. Das Regime provisoire läuft bis Ende 1922. Es ist 
jedoch ausgemacht, daß es auch früher außer Kraft treten soll, 
wenn die endgültige Ordnung vorher in Wirksamkeit sesetzt 
ist. In der Sitzung wurde berichtet, daß die Delegierten der 
Staaten erklärte haben, sie werden ihr möglichstes tun. damit 
innerhalb der Frist ‚bis Ende 1922 die endgültige Regelung 
tatsächlich so rasch als möglich in Wirksamkeit gesetzt werden 
könne. Ähnliche Erklärungen wurden von den Vertretern der 
Pariser Association Nationale abgegeben. ‚Hinsichlich des 
Beitrages Italiens ist die Lage insofern eine verschiedene, 
als Italien die Linien der Südbahn auf seinem Gebiet im Bie- 
trieb genommen hat. Die Vereinbarungen gehen dahin, daß 
Italien, solange es den Betrieb dieser Linien hat, den Bre- 
triebsverlust A fonds perdu tragen, und außerdem für die Be- 
nutzung der Linien eine mit der Südbahn zu vereinbarende 
Vergütung bezahlen wird. Wenn aber die Linien der Südbahn 
zurückgegeben werden, wird Italien ebenso Vorschüsse leisten 
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wie die anderen Staaten. Die Frage der italienischen Annui- 
tät wurde in den Verhandlungen nicht berührt. Dagegen 
wurde im Verlaufe der Verhandlungen wiederholt erklärt, die. 
italienische Regierung habe die Frage der Annuität bereits 
studiert und sei zu Verhandlungen mit der Südbahn und der 
Association der Prioritäre bereit. Die Aufteilung des Prio- 
ritätendienstes fällt nicht in das provisorische Arrangement. 
Für diesen Zweck geben die Regierungen keine Vorschüsse. 
Der Zinsendienst wird in dem Augenblick aufgenommen 
werden. wo der Südbahn die hierfür notwendigen finanzrellen 
Quellen zur Verfügung stehen werden, was im Laufe der Ver- 
handlunsen über das endgültige Abkommen oder auch bereits 
früher im Falle einer Einigung über die italienische Annuität 
erfoleen kann. Auf Grund der getroffenen Vereinbarungen 
wird der Verwaltunssrat der Südbahn eine Änderung der Zu- 
sammensetzunge erfahren. Die Zahl der Mitglieder bleibt un- 
verändert mit. 25. von welchen 13 Mitglieder frei - gewählt 
werden, je zwei Mitglieder werden von jedem Territorialstaat 
ind vier Mitelieder von der Pariser Association der Prioritäre 
entsendet. Hinsichtlich der Vertretung der Prioritäre in der 
Verwaltung der Südbahn wurde bedungen, daß, wenn eine 
andere Organisation einen entsprechenden Anteil an dem Obli- 
oationskapital erhält, sie auch «einen entsprechenden Anteil 
an der Besetzung der Verwaltunssratsmandate erlangen sollte. 
Die Südbahn wird demnächst eine außerordentliche General- 
versammlung einberufen, auf deren Tagesordnung die Statuten- 
änderungen und Neuwählen in den Verwaltungsrat stehen. wer- 
den. In der letzten Sitzung des Verwaltungsrates wurde ferner 
noch über die am 15. Februar in Kraft getretene Tariferhöhung 
berichtet. Die Tarife sind grundsätzlich um 50% erhöht 
worden. Eine Anzahl von Waren, namentlich Kohle, wurde 
freinelassen, bei anderen beträgt die Erhöhung 25 und 15%. 


— Verdunkelunz der Wagenabteile. Anläßlich vorgekom- 
mener Meinungsverschiedenheiten zwischen Reisenden wurde 
die Frage aufgeworfen, ob und unter welchen Voraussetzun- 
gen die vollständige Verdunkelune «eines Wasenabteils zu- 
lässig ist. Da weder das Eisenbahnbetriebs-Reglement noch 
die Vorschriften: für den Verkehrsdienst Bestimmungen dar- 
iiber enthalten, hat das Bundesministerium für Verkehrswesen 
angeordnet, daß die Beleuchtung der Wasenabteile zur Wah- 
rung der persönlichen Sicherheit der Reisenden und wegen 
der Beaufsichtigung des Handgepäcks im allgemeinen auf 
mindestens „halbdunkel“ belassen werden müsse. Die voll- 
ständige Verdunkelung eines Wagenabteils ist nur mit Zu- 
stimmung aller Mitreisenden „estattet. x 


— Wiederaufnahme einzelner Verkehre. Der Verkehr des 
Luxuszugees Wien-Paris, der vorübergehend auf der 
Strecke Wien-München eingestellt war, ist nunmehr in der 
ganzen Strecke Wien-Paris und umgekehrt dreimal wöchent- 
lich wieder aufgenommen worden. In der Richtung von Mün- 
ehen nach Wien verkehrte dieser Luxuszug zum erstenmal 


wieder Sonntag, den 27. Februar (Wien Westbahnhof an 10 
Uhr 30 Minuten abends), in der Gegenriehtung von Wien West- 


bahnhof (ab 7 Uhr 30 Minuten früh) nach München (Paris) 
zum «erstenmal wieder Dienstag, den 1. März. — Seit Sonn- 
tag, dem 6. d. M., verkehren die D-Züge Wien-Triest- 
Zacereb-Belerad Nr. 3 und 4 wieder, und zwar Zug 
Nr. 3, Wien, Südbahnhof ab 7 Uhr 20 Minuten früh jeden Sonn- 
tag, Mittwoch und Freitag, und Zug Nr. 4, Wien:Südbahnhof 
an 10 Uhr abends, jeden Dienstag, Donnerstag und Sonnabend, 
erstmals 8. März. Gleichzeitig wurde auch der Verkehr. der 
Prage-Belgerad-Triester Schnellzüge welche 
die Südbahnstrecke Leoben-Bruck-Graz-Spielfeld-Marburg als 


Züge 1108/7 und 8/1107 an den gleichen Tagen wie die D-Züge. 


Nr. 3 und 4 durchfahren, wieder aufgenommen. ; 


— Durchführung von Hausbeschauen, Dieser Tage fand 


eine von der Handelskammer im Einvernehmen mit dem Haupt-, 


verbande der Industrie und dem Gremium der Wiener Kauf- 
mannschaft veranstaltete Beratung über die Handhabung der 
Hausbeschawen statt, bei der sämtliche in dieser Frage be- 
teiligten Verbände vertreten waren. Die bereits in Nr. 8 
d. Ztg. erwähnten Beschwerden richten sich hauptsächlich 
dagegen, daß vielfach Hausbeschauen für die Abfertigung 
von kostbaren und heiklen Artikeln, wie Damen- und Herren- 
wäsche, Damenkleider, Pelzkonfektion, Ledergalanterie- 
waren, Photoartikel usw., nicht bewilligt wurden, und daß auch 
die sonstigen Beschränkungen der Hausbeschauen dem Handeı 
schweren Schaden zufügen. Insbesondere wurde auch über 
die zeitraubende Art der Einreichung der Gesuche geklast und 
‘ das dringende Begiehren gestellt, daß die zollamtliche Beschau 
für ausfuhrfreie Güter eanz fallen möge. Der Vertreter des 
- Finanzministeriums bezeichnete den gegenwärtigen Zustand 
nur als einen Schwebezustand, der in kürzester Zeit sein Ende 
- finden werde, da das Finanzamt in Übereinstimmung mit den 
oeäußerten Wünschen der Interessenten daran denke, die Zoll- 


vorbeschau für ausfuhrfreie Waren abzuschaffen. Auch 
Frage, wie die heute bsi (ler Finreichunz der Gesuche re 
mäßig 
können, werde unverzüsliceh geprüft und einer beschleunig 


des. Finanzamtes ersucht, dafür Sorge zu tragen, daß in 


in der Bewilligung von Harnsbeschauen Platz greifen kö 


 rigkeiten‘ in der Bewilligung von Hausbeschauen \ereite 


‚bahnen auflaufenden Gebühren sowie den nach den für Itali 


-durch die fast ausschließlich oder doch zumindest überwiegt 
- gewerbliche oder industrielle Kreise getroffen werden, 


-der gemenwärtig nur in Anzahlungen der beteili 1eten 


‚liehten.. Eisenbahnlinien soll die Verlosung und Tilgung % 


Zeitung des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltu; 


entstehenden  Zeitversäumnisse vermieden we 
Erledireung zugeführt werden. . Diese Erklärungen wur 


von den .Interessenten dankbar begrüßt und der Vertr 
Übergangszeit, wenn schon nicht das alte Entgegenkommei 


wenigstens im Sinne der Absichten des Finanzamtes den 
verlässigen und dem Zollamte bekannten Firmen keine Sch, 


werden. & z 2 
— Neues Eigentumsmerkmal auf den österreichischen Eisen 
bahnwagen. Alle Eisenbahnwagen, lie von nun an für d 
österreichischen Staatseisenbahnverwaltung "meu herges 
werden oder auf andere Weise in ihr unbestrittenes Eigen 
gelangen, von ihr gemietet oder als Privatwasen in ihre 
Fahrpark aufgenommen werden, werden das neue. Eigentums 
merkmal „B. B. Österreich“ tragen. Die Änderung 
bisherigen Eigentumsmerkmale auf den schon im Bet 
stehenden Wagen wird allmählich durchgeführt werden, 


— Südbahngesellschaft. Güterverkehr im Durehzug über 
Strecke Innichen-Brenner. Vom 15. Februar 1921 ab ist 
Verkehre zwischen den östlich von Vierschach (Inni 
einerseits und nördlich von Brenner andererseits gelegen 
in- ‚oder ausländischen Stationen, die Durchgangsst 
Innichen-Brenner in bezug auf dıe bei Beförderung 
Leichen, lebenden Tieren und Gütern über diese Durchgan 
strecke zur Anwendung gelangenden rerlementarischen 
stimmungen und Tarife wie eine Österreichische -Südba) 
strecke zu behandeln. Bei Anwendung des. Güterverkeh 
der Südbahn für die österreichischen Linien wird die Fr 
für die über die Strecke Innichen-Brenner im Durchean; 
verkehr beförderten Transporte in der Weise ermittelt, 
die sich auf Grund des Südbahnkilometerzeisers über 
Durchgangsstrecke Innichen-Brenner ergebende Gesamte 
fernung der Frachtberechnung zugrundegelegt wird. Auß 
dem werden die Parteien mit allen infolge der Durch 
durch das italienische Zollgebiet aus Anlaß der italienise 
Zollabfertisung nach dem Tarife der italienischen St 


sseltenden Gesetzen und Tarifen erwachsenden Barausl 
belastet. : E 


— Die Wiener Handelskammer gegen eine neuerliche 
höhung der Post-, Telesramm- und Fernsprechgebühren soy 
der Gütertarife. Die Kammer für Handel, Gewerbe und 
dustrie in Wien hat umgehend bei allen maßgebenden Ss 
mit Nachdruck dasesen Einspruch erhoben. daß für 
Deekung solcher Kosten, die zweifellos von der Allgemeinh 
getrag@en werden müssen, Maßnahmen in Aussicht ste 


hat darauf verwiesen, daß eine weitere Erhöhung der 
Telegramm- und Fernsprechgebühren sowie der Güte 
die Regiekosten wirtschaftlicher Betriebe in einer Wei 
lastet, die vom Unternehmer auf keinen Fall getragen we 
kann. Die Kammer hat gegen eine Durehbrechung des ı 
haltener Zusicherung „emäß strenge befoleten Grundsaf 
daß durch solche Erhöhungen lediglich ein Gebarungsa 
für die Regie- und Personalerfordernisse der bezügliche 
stalten gedeckt werden soll, aus fiskalischen Gründe 
schärfsten Widerspruch erhoben. “Sie hat sich entschied 
gegen verwahrt, daß eine einseitige Belastung besti 
Schichten -stattfinden soll, und alle wirtschaftspolitische 
sichtspunkte, die gegen eine Verteuerung des Verkehrs, b 
ders bei den geoenwärtieen Verhältnissen, in Frage ko: 
@eltend gemacht. Sie hat die nachdrückliche Forderun, 
gestellt. daß der im Bundeskanzleramt sefaßte Entse 
einer Erhöhung der Post-, Telegramm- und Fernsprech 
bühren unbedingt fallengelassen wird, und bei diesem A 
meuerlich ausdrücklich betont, daß bezügliche Veerordnu. 
jedenfalls an die vorhergehende Einholung eines Guta«el 
Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie geb 
sind... Fr 


Bu 
De 


— Kaiser Ferdinands-Nordbahn. Die Verwaltung 
Bahn teilt mit: Der Verwaltungsrat hat beschlosse 
außerordentliche Generalversammlung für den 2. Apr 
einzubernfen und ihr eine provisorische Änderung der Ge 
schaftsstatuten vorzuschlagen. Bis zur endgültisen Re 


folnestaaten einfließenden Einlösungsrenten für die ve 
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Aktien ausgesetzt werden. Weiter sollen bis zu dieser end- 
»ültisen Regelung die Betriebsüberschüsse bis zur Höhe der 
ı Geschäftsjahr verrechneten Erträgnisse der Einlösungs- 
penten in statutarisch festzusetzenden Prozentsätzen dieser Er- 
träognisse zur Bildung eiwes Aktientilgungsfonds und zur Ver- 
j une einer Dividende für die nicht getilgten Aktien verwen- 

let werden. Aus dem sonach verbleibenden Resie der Betriebs- 
iberschüsse wird,‘ wie bisher, die Superdividende für die 
Aktien und Genußscheine bestritten. 


— —_ Neue Bergbaugesellschaften. Im Kohlenbergbau ist eine 
Reihe neuer Gesellschaften ia Gründung begriffen. Die „Mon- 
tana“ Bergbaugesellschaft errichtet für ihre steierischen 
Braunkohlengruben «eine Aktiengesellschaft, die „Ste1- 
Tische Bersbau-A.-G.“, nachdem sie bereits kürzlich 
hren niederösterreichischen Kohlenbergbau: bei Gaming in die 
neugegründete „Österreichisch-schweizerische Bergbaugesell- 
haft“ eingebracht hat. In Oberösterreich ist der Braunkohlen- 
rebau St. Radegund in Betrieb gekommen. Zur Ausbeutung 
sselben ist unter der Firma St. Radegunder Braun- 
kohlen-, Glas- und Tonwerke A.-G.“ eine neue Ge- 
sellschaft in Gründung. : Zur Ausbeutung des Braunkohlen- 
abkommens bei Kulma in Niederösterreich wurde die Nieder- 
österreichisch Bersbausesellschaft Kulma_ ge 
sründet. Am Untersbere in Salzburg hat die Firma B. Wetz- 
"lor einen Bauxitbergbau in Betrieb gesetzt. Zur Ausbeutung 
des Braunkohlenwerkes Pichl in Steiermark und des Magnesit- 
rkommens in St. Martin wurde eine Gewerkschaft unter der 

ma „Österreichische Maenesitindustrie-und 
Kohlengewerkschaft“ gegründet. Im Grazer Revier 
eind in letzter Zeit die Braunkohlenbergbaue bei Schweinz, 

Ratten, Mellach-Dillach bei Reitt und hei Rahsberg mit vor- 
ufie kleiner Förderung in Betrieb gekommen. Die Januar- 
rderung an Kohle betrug 2289216 Meterzentner gegen 
349468 Meterzentner im ‚Dezember 1920. 


A Tschecho-slowakisches Gebiet. 


Erriehtung eines Zentraleisenbahnrates und der Direk- 
onseisenbahnräte. Das Amtsblatt vom 16.. Februar 1921 ent- 
lt. wie wir dem „Globus“ entnehmen, die Verordnung der 
ojerung der Tsschechoslowakischen Republik über die Er- 
chtung wines tschechoslowakischen Zentrai-Eisenbahnrates 
1d von Direktionseisenbahnräten. Hiernach wird beim 
isenbahnministerium in Prag sin tschechoslowakischer 
enbahnrat errichtet. Dieser setzt sich zusammen aus 69 
Mitgliedern und aus der gleichen Anzahl von Ersatzmännern. 
Die Mitglieder und die Ersatzmänner ernennt der Eisenbahn- 
inister, und zwar so, daß jedes Mitglied seinen bestimmten 
Tsatzmann hat. Der Eisenbahnminister ernennt von- dieser 


im Einvernehmen mit dem Handelsminister aus den. Ver- 
tretern der Handels- und Industriekreise 25 Mitglieder 
und 25 Ersatzmänver; ER 

b) im Einvernehmen mit dem Finanzminister aus den Ver- 
“ #retern der Finänzkreise 4 Mitglieder und 4 Eısatz- 
a a 

<) im Einvernehmen mit den Minister für öffentliche Ar- 
- beiten aus den Vertretern dier diesem Ministerium unter- 
& stehenden technischen Fächer 12 Mitglieder und 12 Er- 
'  satzmänner; a x BT 

= d} im Einvernehmen mit dem Landwirtschafisminister aus 
7 den Vertretern der landwirtschaftlichen Kreise 16 Mit- 
glieder und 16 Ersatzmänner; Er 
selbständig nach freiem Ermessen 12 Mitglieder und 
12 Ersatzmänner. se h 
)er tschecho-slowakische Zentraleisenbahnrat ist berufen, 
dem Ministerium Gutachten abzugeben and Anfragen, sowie 


=, 


erium zu riehten, soweit sie Angelegenheiten des Handels. 
"Industrie, des Bergbaues, des (tewerbes, der Land- und 
stwirtschaft und der Ernährung der Bevölkerung betreffen. 
io Miteliedschaft des tschecho-slowakischen Zentraleisen- 
jahnrates ist ein Ehrenamt, mit dem keine Vergütung vier- 
ünden ist. Mitxlieder, welche an dem Orte, wo der Zentral- 
onbahnrat tagt (d. i. in Prag) nicht wohnen, erhalten für 
Dauer der Sitzungen, an denen sie teilnehmen, Diäten, 
enn sie nicht ohnedies aus der Staatskasse eine ander weitize 
hädigeun® beziehen. Die Höhe der Diäten wird vom 
nbahnministerium festgesetzt. Außerdem wird ihnen die 
»ebühr für die Reise aus ihrem Wohnorte zur Sitzung 
zurück vergütet. - - 

on einzelnen Direkticenen der Staatsbahnen - werden: Be- 
ıingskörperschaften beigexeben, die den Namen Direk- 
nseisenbahnräte führen. Die Direktionseisenbahn- 
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Anträge in allgemeinen Eisenbahnungelegenheiten an das Mi- 


räte sind berufen, Gutachten, Anfragen und Anträge wegen 
wichtiger Eisenbahnfragen örtlicher Natur auszuarbeiten oder 
in solehen Angelegenheiten, welehe ausschließlich in die 
Machtsphäre der Direktion fallen. Tariffragen sowie alle 
Frasen allgemeiner Natur, die den Kreis «eines einzelnen Be- 
zirkes überschreiten, sind von den Verhandlungen der Direk- 
tionseisenbahnräte ausgeschlossen, 


a ni 


— Der erste Eisenbahngütertarif im Verkehr mit dem Aus- 
lande. Das Eisenbahnministerium teilt, wie wir dem „Globus“ 
entnehmen, mit: Mit Gültiskeit vom 1. März 1921 wird im 
Tschecho-slowakisch-Adriatischen Verkehr zwischen Triest 
und Stationen der tschecho-slowakischen Republik ein neuer 
Eisenbahn-Gütertarif für die Beförderung bestimmter Waren- 
gattungen eingeführt. Es ist dies der erste Eisenbahn-Güter- 
tarif im. Verkehr mit dem Auslande, der nach dem Umsturz in 
Kraft tritt. Es mußten viele und große Schwieriskeiten, so- 
wohl politische, . als auch valutarische überwunden werden, 
bevor zwischen den beteiligten Staaten und’ Eisenbahnverwal- 
tuneen nützliche Unterlasen für die Ausarbeitung geschaffen 
werden konnten. Die Kursschwieriekeiten, die durch . das 
Steigen und Fallen der einzelnen Währunsen entstanden, haben 


“eine einheitliche und ständige Berechnung der Frachtsätze un- 


möglich gemacht. Trotzdem ist es gelungen, im gegenseitigen 
Einvernehmen die schweren Hindernisse zu beseitisen, und 


der Tarif wurde in einer einheitlichen Währung erstellt. Nach 


bisheriser Gepflogienheit wurde auch in diesem Falle die vor- 


‚teilhafteste Währung der beteiligten Staaten. d. i. die Lire- 
‚währune gewählt. 


Um die Entwertung des direkten Tarifes 
durch Kursänderungen zu umgehen, wurde die Umrechnung 
der werschiedenwertisen Frachtsätze auf eine semeinsame 
Währung bereits von vornherein auf Grund eines bestimmten, 
festen Kurses vorgenommen. Außerdem wurde zwischen den 
beteilisten Eisenbahnen «eine Vereinbarung dahin erzielt, 
empfindliche Kursänderungsen durch kundgemachte prozen- 
twelle Zu- und Abschläge zu den »eltenden Frachtsätzen hintan- 
zuhalten, so daß der Tarif stets dem Verhältnis der eingerech- 
neten Valuten angepaßt sein wird. Der Tarif enthält 55 Aus- 
nahmetarife für aus- oder eingeführte Waren. Er ist nicht 
schablonenmäßige erstellt, sondern unter besonderer Berücksich- 
tisune der inländischen Warenwerte und ihrer wirtschaft- 
lichen Bedeutung. : Obwohl die finanzielle Lage des Staates 
zur besonderen Sparsamkeit in allen Zweigen der öffentlichen 
Verwaltung. zwingt, wurden trotzdem, um die Weettbewerbs- 
fähisckeit im Handel und Gewerbe zu ermöslichen und zu 
kräftisen, für alle Wareneattungen prozentwelle Ermäßigun- 
gen eewährt. Gleichzeitixr wurde auch erreicht. daß die be- 
teiligten ausländischen Bahnen in gzleichem Verhältnis ver- 
mäßıete Frachtsätze eingerechnet haben. Vom Standpunkte 
der tschecho-slowakischen Staatsbahnen ist der neue Tschecho- 
slowakisch-Adriatische Tarıf „leichsam eine Sammlung der 
Ausfuhrtarife für die konkrete Beförderung unserer Waren 
in das Ausland und für die Einfuhr von unsererseits benötig- 
ten Rohstoffen. 

In den Tarif sind nahezu alle Stationen der Hauptstrecken 
der tschecho-slowakischen Staatsbahnen einbezogen, ferner diie 
wiehtigseren Stationen der staatlichen Lokalbahnen sowie Sta- 
tionen der Buschtehrader und Aussig-Teplitzer Eisenbahnen. 
Der erstellte Tarıf ist derart eingerichtet, daß rach Bedarf 
auch weitere. Stationen ohne jedwede Schwierigkeit aufge- 
nommen werden können. Die Rechtsgrundlage für diesen 
Tarif bildet wesentlich „das Berner Internationale Überein- 
kommen über den Eisenbahnfrachtverkehr‘ vom 14. Oktober 


18%. 


— Verhandlungen über den österreichiseh-tschecho-slowa- 
kischen Anschlußverkehr. In den letzten Tagen haben beim 
tschecho-slowakischen Eisenbahnministerium in Prag, die in 
Nr, 9, S. 171 d. Ztg. erwähnten Verhandlungen über die Rege- 
luns der Eisenbahnanschlüsse zwischen Österreich und der 
Tschecho-Slowak«i stattsefunden, zu denen das Bundesministe- 
riıum für Verkehrswesen den Sektionschef Dr. Otto Müller- 
Martini und die Ministerialräte Dr. de Martin, Sedlak und Ri- 
naldini entsendet hatte. Die Verhandlungen wurden vom 
Eisenbahnminister Dr. Burger mit einer Begrüßungsansprache 
eineeleitet, in der der Minister die besondere Bedeutung- her- 
vorhob, die der Hebung und möglicehsten Erleichterung des 
Senenseitisen Verkehrs in beiderseitinem Interesse zukomme. 
Es wurde über die Wahl der Gemeinschaftsstationen für die 
wichtigsten Eisenbahnverbindungen zwischen den beiden 
Staaten eine Einigung erzielt; außerdem sind die Grundsätze 
vereinbart worden, nach denen die Regelung des Gemein- 
schaftsdienstes in einem demnächst abzuschließenden. Staats- 
vertrae® erfolgen soll. Auch sind mehrere Einzelmaßnahmen 
vereinbart worden, die bis zum Zustandekommen dieses 
Staatsvertrages und der auf seiner Grundlage zu ‚erstellenden 
tatsächlichen Anschlußverträge eine Verbesserung der gegen- 
seitioen vorläufigen Anschlußverhältnisse herbeiführen sollen. 


u 
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Ungarn. 


— Ungarns Eisenbahnverkehr mit dem Auslande. Eine 
führende Persönlichkeit des ungarischen Eisenbahnwesens 
. Außerte sich hierüber folgendermaßen: Mit Deutschland 
hat Ungarn das unter den obwaltenden Verhältnissen not- 
wendie erscheinende Eisenbahnübereinkommen bereits abge- 
schlossen, das den Untertanen beider Länder sowohl im 
Güter- als auch im Personenverkehr die gleiche tarifarische 
Behandlung zusichert. Der Abschluß des Eisenbahnüberein- 
kommens mit Österreich wird dadurch verhindert, daß der 
Handels- und Zollvertrag, dessen Teil das Eisenbahnüberein- 
kommen bilden sollte, aus politischen Gründen bisher nicht 
zustande gekommen ist. 
Verhandlungen zwecks Abschlusses eines provisorischen Han- 
dels- und Zollvertrases, in dem manche Bestimmungen auch 
hinsichtlich des Eisenbahnverkehrs enthalten sein sollen. 
Doch ist dies von keiner größeren Bedeutung, da Polen und 
Unesarn nicht unmittelbare Nachbarn sind. Es handelt sich 
bloß um die Regelung des Durchgangsverkehrs. In gleicher 
Weise wird mit Italien verhandelt, das zwar nicht Nachbar- 
staat, doch bereitwillig «emeigt ist, mit Unearn übereinzu- 
kommen. Wichtiser wäre aber die Regelunz des Bahnver- 
kehrs mit der Tschecho-Slowakeı, Südslawien 
und Rumänien, die Ungarns. unmittelbare Nachbarn sind. 
Die Verhandlungen mit den zuwerstgenannten beiden Staaten 
sind bereits weit fortgeschritten; mit Rumänien sind hingegen 
nicht einmal die Grundrisse eines Übereinkommens festgestellt 
worden. Bis zu einem gewissen Grade besteht zwar auch mit 
Rumänien eine Bahnverbindung; so z. B. wird der unlängist in 
Dienst „estellte Orientexpreßzur bis Arad durch ungar'sches 
Lokomotiv- und ungarısches Bahnpersonal seführt. 


— Die Verwertung der elektrischen Kraftquellen. Hinsicht- 
lich der Verwertung der elektrischen Kraftqwellen wird im 
Handelsministerium ein Gesetzentwurf ausgearbeitet, dessen 
Riehtlinien folgende sind: 1. Sämtliche Kraftquellen, wie 
elektrische Kraft, Kohle, Petroleum, Erdeas usw. werden 
der staatlichen Aufsicht unterstellt. 2. Es soll ein Gesetz über 
dıe elektrische Kraft geschaffen werden, das auf das ganze 
Land aussedehnt wird. 3. Die elektrische Kraftsewinnung 
wird aus den Staatsmonopolen ausgeschaltet, doch steht dem 
Staate das Recht zu, die betreffende private elektrische An- 
lage nach Ablauf einer gewissen Zeit abzulösen. 4. Mit Rück- 
sicht auf die große Bedeutung der elektrischen Kraftquellen 
für das Land sichert der Staat den zu errichtenden Elektri- 
zitätswerken seine weitgehende materielle Unterstützung zu. 


— Die „Adria“-Schiffahrts-Aktien-Gesellschaft hat auf cer 
jüngst abegiehaltenen Generalversammlung beschlossen, seine 
Dividende von 15%, das sind 30 K. für die Aktie, auszu- 
schütten und das Aktienkapital von 10 Millionen Kronen in 
10 Millionen Lire umzuwandeln, 


— ‚Verlust von Fabrikanlagen nach dem Trianoner Frie- 


densvertrage. Infolge der Verstimmelungs Ungarns sind der- 
zeit außer den Tabakfabriken nur noch 213 Eisen- und Metall- 
fabriken, 121 Holzgzewerbe-, 162 Tonwaren-, 15 Zement-, 
13 Glas-, 35 Teextil-, 22 Papier-, 50 Vervielfältisungs-, 27 Le- 
der-, 582 Lebensmittelverarbeitungs- und 40 chemische Fabri- 
ken: ın ungarischem Besitz. 


— Ausnutzung der staatlichen Torfanlagen. Behufs Nutz- 
barmachung der in der Gegend des Plattensees, und Isaszeg 


befindlichen: staatlichen Torfanlasıen hat das Ackerbaumini-- 


sterium mit der Kreditbank, der .Commerzialbank und der 
Hangya-Genossenschaft einen Vertras abgeschlossen, wonach 
die vertragschließenden Unternehmunsen mit der Förderune 
und Nutzbarmachunge der obengenannten Torfanlagen: betraut 
werden, wobei der Staat auch seinen etwaieen Gewinnanspruch 
hat. Die Unternehmungen verpflichten sich, den Torf nicht 
nur zu Heizzwecken auszunutzen, sondern auch dessen Neben- 
produkte zur Erzeugung von Teer, Teeröl, Sulfid und anderen 
Stoffen zu verarbeiten. z 

— üÜbersiedlung der ungarischen Unternehmungen der 
Staatseisenbahngesellschaft. Die ehemalige ° privilegierte 
Österreich-Ungarische Staatseisenbahngesellschaft hat be- 
kanntlich ihre ungarischen Untermehmungen, die auf be- 
setzbem Gebiete liessen, mit mımänischem Kapital in ‘eine 
Aktienwesellschaft umgewandelt. Die Gesellschaft wird jetzt 
ihren Sitz von Budapest nach Bukarest. verlegen. 


— Die Internationalisierung der Drau und Save. Im Sinne 
des Friedensvertrags von; Trianon wurde die_-International- 
sierung der Drau und der Save unter gewissen Beschrän- 
kungen ausgesprochen. Die Uferstaaten und ihre Schiffahrts- 
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gesellschaften haben großes Interesse daran, 
flüsse des Donau-Theißbeckens in dem Maße 
siert werden, wie die Hauptflüsse selbst es sind. Diesen 
strebungen arbeitet aber. jetzt die serbische Regierung - 
genen, um den Verkehr auf der Drau und der Save zum aus- 
schließlichen Rechte der serbischen Schiffahrt. zu gestalten. 
Dies . begründet die serbische Regierung mit dem Umsta 
daß sich in Kroatien seit Jahren ein riesiger Vorrat an ; 
und Holzwaren aufgestapelt hat, für dessen Ablieferung sich” 
jetzt ein engiebigies Absatzgebiet eröffnete. 3 


langem Leiden im 62. Lebensjahre der Oberinspektor 
Königl. Ungarischen. Staatseisenbahnen, 1 
Kelenyi in Sopron (Ödenburg), wo er am 5. Juni 1859, gebo: 
war. Nachdem sr 1881 als Werkstättenpraktikant in d 
Dienst der Königl. 
treten war, führten 


Mit Polen begannen unlängst die . 


-schen den schwedischen und norwegischen Staatsbahnen ist 
"Abkommen getroffen worden über gemeinsame Anwendu 


beider Länder soll auf der Streeke des anderen Landes weit 


Zeitung des Vereins , 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 
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“ 


daß alle Neben- 
internationali- 


— Edmund Kelenyi }. Am 20. Dezember 1920 starb n ch 


Insenieur ° Edmu 


Ungarischen Staatseisenbahnen ein 
ihn seine technischen Studien n 
Deutschland. Er studierte in München und in Aachen und 
warb auf der Tiechnischen Hochschule zu Aachen 1886 das 
Maschinen-Ingenieurdiplom. Zur Direktion der Ungarischen 
Staatseisenbahnen zurückkehrend, übernahm er 1892 die Lei 
tung der Wagenkonstruktions- und Beschaffungsabteilung 
Hier war sein Wirken von großen Erfolgen begleitet ı 
segeensreich für die Ungarischen Staatseisenbahnen bis 
seinem Übertritt in den Ruhestand am 31. Dezember 19 
Gern stellte Kelenyi seine Arbeitskraft auch außerdienstli 
zur Verfügung; so übernahm er mehrere Jahre hindurch d 
Schriftführeramt in der Maschimenabteilung des Ungarisch. 
Ingenieur- und Architektenvereins. Seit 1910 nahm er reg 
Anteil an den Arbeiten des Vereins Deutscher Eisenbahn 
waltungen und war-auch Mitarbeiter unserer Zeitung. Se 

reiches Fachwissen. sicherte ihm die größte Wertschätzung 
aller Kollegen. Seine lauteren Charaktereigenschäften. 

sein liebenswürdiges Wesen, verbunden mit köstlichem Hu 
erwarben ihm viele Freunde, die alle schmerzlich davon 
rührt wurden, daß dieser treffliche Mann in der leizten Z 
seines Lebens noch so schwer hat leiden müssen, bis ihn 
Tod erlöste. Weit über die Grenzen seines . Vaterlandes 
Kelenyi bekannt und beliebt gewesen, und jeder, der 
kennen gelernt hatte, wird sein Andenken in hohen Ehr 


halten. 


— Personalnachrichten, Ministerialrat Josef Szala 
Leiter der finanziellen Hauptabteilung der ungarischen Staa 
bahnen, ist infolge seiner Krankheit aus dem Dienste gesc 
den. An seine Stelle wurde königlicher Rat Karl Prets 
Direktorstellvertreter, der bereits seit 40 Jahren im Dien 
der ungarischen Staatsbahnen steht, ernannt. Die früh 
Betriebsleiter Franz Just, Georg MasırevLe h, Romn 
Medanich und Stefan Vigyäkö, die der Bauh: 
abteilung der Staatsbahnen zugeteilt waren, wurden zu D: 
torstellvertretern ernannt. * & = 
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 Vebrige europäische Länder. 


— Sehwedisch-norwegischer Lokomotivwechselverkehr. 


von elektrischen Lokomotiven auf der Lirie Abisko-N 
von dem Tage der Einführung des elektrischen Betriebes 
der Linie Narvik-Rikseränsen ab. Das Lokomotivpe 


fahren, aber der Zugleiter soll in Riksgränsen wechseln, -1 
betreffenden Lokomotivpersonale müssen also auch die Stre 
‚des anderen Landes kennen, ebenso wie, die ‚Signalordnu 
Sicherheitsvorschriften und Dienstvorschriften. Auf fremd 
Boden soll das Personal den Landesbehörden ‚zehorche 1 
den Landessesetzen unterstehen. Disziplinarisch unter 
es jedoch nur der eigenen Verwaltung _ . DE* 

- Da 


__ Voraussichtliche Eröffnung schwedischer Eisenba 
streeken. Neubauanträge. Nach Berechnung der schwiedis 
Staatsbahndirektion kommen folgende ım Bau. befi ale 
Staatsbahnteile zur Eröffnung: vor Ende Mai 1921 die 
Gällivare-Porjus, 53 km lang, von:der sog. Inlandba 
Asarne-Svee, 102,3 km lang, von der Staatsbahn Sveg-B 
Umeä-Holmsund, 15,8 km lang, und F 
a 

' , September 1920 eingereichte Neubauanschla, 
gs eine ar: 


2 Kr. i *. 5 . ı 
2000 Kr, für 1921, Rest 1922), 1.500.000 Kr. für die 
spurige Bahn Tranäo-Aneby und Sandsjö-Sävsjö (1922). 


En er rn 193° — 
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endung der Strecke Sveg-Brunflo 3 427 000 Kr. (1 800.000 i. J. 
‚ Best 1922). Fortsetzungen: Sveg-Hede 1500000 (1922), 
ndbahn Volgsjön-Gällivare 4000 000 Kr. (1922), Forsmo- 
Hoting 3000000 Kr. (1922), Hällnäs-Siensele 3000000 Kr. 
(1922). Neues rollendes Material 12 300 000 Kr. (3 250 000 1921, 
Rest 1922). Einführung der durchgehenden Luftdruckbremse 
7000000 Kr. (1450000 Kr. 1921, Rest 1922). Für vorläufige 

inleitung der Westküstenbahn in. die Staatsbahnstation von 
Gotlhenburg und damit zusammenhängende Arbeiten sollen über 
die Mittel aus dem Ermewerungsfonds noch 2300 000 Kr. für 
des der beiden Jahre 1921/22 verlangt werden Dr. 8. 


- — Keine Tarifherabsetzung auf schwedischen Staatsbahnen. 
Anläßlich der jetzigen gedrückten Lage der Eisenindustrie in 
hweden, und da die jetzigen Eisenbahnfrachten von den Be- 
ligven nahezu als prohibitiv bezeichnet, werden, so hat das 
isenkontor eine schleunige Herabsetzung der Tarife für die 
ohstoffe und Erzeugnisse des Eisengewerbes angeregt. Es 
das wieder einer der vielen Versuche, gegen die gegen- 
tigen hohen Frachtsätze anzukämpfen. Die Eisenbahn- 
ktion erwiderte, daß sie eine Herabsetzung der Tarife für 
n einzelnen Nahrungszweig des Landes unter keinen Um- 
ändeen gutheilsen könne, obgleich sie die schwere Belastung 

schwedischen Erwerbslebens durch die gegenwärtigen 
\arife einsehe. Eine Herabsetzung für einen einzelnen Nah- 
nogszwieig würde eine Flut weiterer Gesuche zur Folge haben. 
ne allgemeine Herabsetzung sei aber nicht angezeigt, da die 
aßsebenden Stellen wiederholt betont hätten, daß die Staats- 
hbnen das aufgewendete Anleihekapital verzinsen müßten. 


Ungünstige Kohlengeschäfte der schwedischan Staats- 
ihnen. Wir haben S. 16 d. Ztg. von einem 40-Millionen-Ver- 
der dänischen Staatsbahnen an amerikanischen Kohlen- 
erungen berichtet. Es scheinen uun. auch die schwedischen 
nen nicht ohne Schaden davongekommen zu sein. Nach 
klärungen, die der Oberdirektor Virgin in der Eisenbahn- 
ktion abgegeben hat, befanden sich die Bahnen in überaus 
wieriger Lage, da sie Gefahr liefen, überhaupt keine Kohlen 
bekommen. Amerika war zu der, Zeit, als die Kohlenbe- 
eHungen gemacht werden mußten, so gut wie das einzige 
and, von dem Kohlen zu bekommen waren.. Die Preise 
hwankten zwischen 335 und 36,5 Dollar für die englische 
onne cif schwedischer Hafen und hatten einen Mittelpreis 
161 Kr. für die Metertonne. Immerhin scheinen die schwe- 
schen Staatsbahnen mit großer Vorsicht vorgegangen zu sein, 
als die Preise zu fallen begannen, konnten von einem Ge- 
teinkauf von 634000 t 139000 t zurückgezogen werden, 
ergleichsw£ise sei erwähnt, daß die Bergslagsbahnverwaltung 
othenburg-Dalarna-Gävle im Jahre 1920 114330 + Steinkohle 
einen Mittelpreis von 173,77 Kr. für die Tonne eingekauft 
t, während für die Staatsbahn zum Viergleich 668 000 t für 
Kr. Mittelpreis angegeben werden. Alles in allem ist die 
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en. Gaswerke, Industrien usw. verhältnismäßig recht gut 
wongekommen, wenn sie auch Verluste erlitten hat. Dr. S. 

— Abschaffung der Frauenabteile in Schwedischen Eisen- 
hnzügen? In einem Umschreiben an die Bezirksverwaltungen 
ebt, die Eisenbahndirektion hervor, daß anscheinend Frauen- 
bbeile entbehrt werden können, da mehrere wichtige Züge 
Iche Frauenabteile nicht besitzen, ohne daß Klagen laut 
urden. Die Eisenbahndirektion veranlaßt die Bezirksver- 
gen, zu prüfen, inwieweit sich auf den Linien, auf 
ı zurzeit Frauenabteile nicht geführt werden, ein Mangel 
erkbar gemacht habe, und ob in dem Zügen mit Frawen- 
‚en diese ohne nennenswerte Unannehmlichkeit für die 
en aber zur größeren Beqwemlichkeit der übrigen Reisen- 
en in. Abteile für Nichtraucher umgewandelt werden könnten. 


\ — Libau als russischer Transithafen und Freihafen. Mehrere 
glieder des sowjetrussischen Handelsausschusses sind in 
bau eingetroffen, um die Eignung dieses Hafıens zum Transit- 
afen. zu untersuchen. Mehrere Magazine wurden vermietet, 
ad es sind Vorbereitungen getroffen. worden, um Güter in 
zur. Weiterbeförderung nach Sowjetrußland aufzu- 
. Der lettische Handelsminister Behrsin stellte bei 
Besuche in Libau der dortigen Kaufmannsvereinigung 
Aussicht, daß Libau in allernächster Zeit als Freihafen ein- 
htet werden solle. Die lettische Regierung würde zur 
irklichung des Unternehmens unter gewissen Bedingun- 
as Gebiet des alten Kriegshafens an die Libauer Börse 
ten. Die Börsenmitglieder sollen hierauf bereits einen 
schuß eingesetzt haben; mit der Aufgabe, Satzungen aufzu- 
ler, Kapital zu beschaffen, die im Hafengebiet vorhandenen 
en zu Warenmagazinen umzubauen und neue zu er- 
- Für den Transithandel nach Osten würde ein Frei- 
ern ein solcher unter den jetzigen schwierigen wirt- 
ichen Verhältnissen zustande kommen könnte, ven 
‘ößter Bedeutung werden. Nach Angabe des Börsenaus- 
2 Ss soll die Absicht bestehen, ausländisches Kapital für 
age zu gewinnen. 5 Dr. 8. 


edlische Staatsbahn im Vergleich zu den Verlusten anderer‘ 
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— Die finnischen Eisenbahnen und die Erhöhungen ihrer 
Tarife. Der auf dem Gebiete des Eisenbahn wesens bekannt 
Schriftleiter und Volkswirtschaftler C, E. Holmberg äußert 
hierüber im finnischen „Teknikern“ Ansichten, die in gegen- 
wärtigen Zeitläuften allgemeiner Tariferhöhung allgemeine 
Beachtung verdienen. „Die unmittelbaren Erträgnisse einer 
Eisenbahn sind von geringerer Bedeutung als der Nutzen, 
den die Bahn bringt durch Erhöhung des Bodenwertes und des 
Wertes der Ackerbau- und Walderzeugnisse, durch Aneiferung 
der Unternehmungslust, Hebung des Umsatzes aller von der 
Bahn. beförderten Waren, Ermöglichung industrieller Anlasıen 
u. a. Der mittelbare Nutzen zeigt sich weiter in einer Sen- 
kung der Preise für viele Waren und durch erhöhten Umsatz 
in all dem, was zur Notdurft des Lebens gehört. Schon die 
Ersparnis an Zeit, die durch schnellere Verbindungen zustande 
kommt, bedeutet in der Wirtschaft eines Landes unerhört viel. 
Das Land zieht sich sozusagen zusammen, und die Menschen 
kommen @inander näher. Bei der weiteren Entwicklung des 
finnischen Eisenbahnnetzes muß der mittelbare Nutzen 
der Eisenbahnen eine entscheidende Rolle spielen, denn «es 
sind in Finnland nur noch wenige Bahnen denkbar, deren 
Verkehr einen nennenswerten unmittelbaren Ertrag abwerfen 
könnte. Aber auch bei den schon fertisen Bahnen sind alle 
Umstände, die auf den unmittelbaren Nutzen der Bahnen hin- 
wirken können, von außerordentlicher Bedeutung, in erster 
Linie für die Wirtschaft des ganzen Landes. Auch in Finn- 
land, wie in anderen Ländern, z. B. Dänemark, wird jetzt der 
Umstand, daß der Eisenbahnverkehr darniederlieet, und die 
Güterwagen in Masse auf den Stationen ungenutzt herum- 
stehen, hauptsächlich den hohen Tarifen zuseschrieben. Trotz 
der umerhörten Preise aller Bedarfsartikel lohnt es sich für 
den. privaten Geschäftsmann nicht, solche Waren. befördern zu 
lassen. Und unter solchen Umständen hat man jetzt die Tarife 
neuerdings erhöht. Wie die Ackerbaudirektion nachgiewiesen 
hat, werden die nunmehr erhöhten Tarife auf die Ackerbau- 
erzeugnisse die Wirkung haben, daß dier in Ostfinnland oft auf- 
trebende Futtermangel durch den reichlichen Rauhfuttervorrat 
im südlichen Österbotten nicht ausgeglichen werden kann, und 
daß die Anwendung niedrigprozentiser Düngemittel auf Grund 
der hohen Frachten für Bauern, die etwas weiter von der Bahn 
liegen, unmöglich gemacht wird, obwohl diese Düngestoffe 
von großem Wert sind. 


Finnland hat nach sehr gründlichen und sachkundieen Er- 
hebungien im Jahre 1897 durch einen eroßen Eisenbahnans- 
schuß neue Tarife für seine Eisenbahnen aufstellen lassen, die 
für längere Strecken weinen Nachlaß vorsahen und 17 Jahre 
galten. Am 9, Diezember 1914 begann die lanze Reihe der 
Tariferhöhungen, die jetzt so weit vorseschritten sind, daß 
die ursprünglichen Personentarife um 500 bis 600% und die 
Gütertarife um etwa 400% erhöht sind, wozu noch die Er- 
höhungen infolge geänderter Klasseneinteilung der Güter 
kommen. Alle Verfasser, welche die volkswirtschaftliche Be- 
deutung der Eisenbahnen behandelt haben, heben hervor, daß 
eine Herabsetzung der Frachtkosten für ‚Verbrauchsartikel 
eine Senkung der Verkaufspreise bedeutet. Die Absatzmög- 
lichkeiten für Güter wachsen mit dem Quadrat der Verbesse- 
rung des Verkehrsmittels, also im gleichen Verhältnisse, wie 
die Fläche eines Kreises mit dem Halbmesser zunimmt. Es 
liest also sowohl im Interesse der Verbraucher, wie der Er- 
zeuger, also des ganzen Landes, daß die Kosten für Transporte 
aller Art auf den Eisenbahnen auf das geringste Maß zurück- 
geführt werden. Wenn: die Eisenbahn, als Geschäft für sich 
betrachtet, mit Verlust geht, so ist das verhältnismäßig von 
geringerer Wichtigkeit. Die Monopolstellung der Staats- 
bahnen bringt die Verpflichtung mit sich, in erster Linie die 
Landesinteressen zu berücksichtigen und nicht für einen guten 
Rechnungsabschluß der Eisenbahndirektion zu sorgen. Eine 
Senkung der Eisenbahnfrachten und Fahrpreise ist daher eine 
der ersten Maßnahmen, die zur Verbesserung der wirtschaft- 
lichen Verhältnisse Finnlands ergriffen werden müssen. Es 
kann dabei ohne Gefahr auch soweit gegangen werden, daß 
die Eisenbahnen auch einmal mit Verlust arbeiten. Dir er- 
höhte Verkehr und die Unternehmungslust, der Nutzen des 
Landes bei guten und billisen - Beförderungsmöglichkeiten, 
der Einfluß der Eisenbahnen auf den. Wohlstand des Volkes 
werden diesen Verlust mehr als aufwiegen. Dr. 8. 


— Belgischer Kanalverkehr. Im Sommer 1921 haben die 
Dampfer der belgischen. Staatsbahnen 16 259 Personen von Ost- 
ende nach Dover befördert, eine Zahl, die den durchschnitt- 
lichen Friedensverkehr weit übertrifft. Die Staatsbahnver- 
waltung hat deshalb beschlossen, die Nachtverbindunsen über 


den Kanal wieder aufzunehmen und dadurch auch den. Post- 


verkehr wieder auf den Friedensstand zu bringen, Briefe, 
die in Belgien abends zur Post gegeben werden, werden nun- 
mehr wieder am folgenden Morgen mit der ersten Post in 
London dem Empfänger: zugestellt werden. ln 
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— ' Die französischen Eisenbahnen während des Krieges. | in der Natur der Verhältnisse vorgezeichneten Entwicklung 


Über dieses I:hema hat, wie wir dem „Temps“ entnehmen, der 
Generalsekretär der Orleans-Gesellschatt Peschaud einen 
Vortrag gehalten, in.dem er die Leistungen der französischen 
Eisenbahnen tür militärische Zwecke gewürdigt und einig® 
inveressante Mitteilungen gemacht hat, von denen wir folgende 
wıeaer@eben: Die Anstrengungen der Eisenbahngeselischafven 
erreichten im Jahre 1915 inren Hohepunkt. Unter anderem 
gelang es der Nordbahn, in 114 lagen eine doppelspurige 
Hauptbahn von 88 km Länge mit Bahnhöfen, Telegraphen- 
anlagen, Wasserveısorgung zu bauen, die einen Verkehr von 
144 Zügen täglich bewältigen konnte. Eine Strecke von 37 km 
Länge wurde von der Osıbahn in kaum drei Monaten fertig- 
oestellt. Gewaltız waren die kisenbahnleistungen zur Be- 
förderung der amerikanıschen Armee. lm Oktober 1918 wur- 
den durchschnittlich in jeder Minute des Tages und der Nacht 
7 Mann, 2 Ptierde und 7 t Heeresgut ans Land gebracht. Alles 
in allem haben die Eisenbahnen während des Krieges einen 
Veıkehr bewältigt, der durchschnittlich den des Jahres 1913 
um 50 % übertraf, auf der besondens belasteten Nordbahn so- 
gar um 200 %, trotz der Verminderung ihrer Strecken, ihres 
Personals und ihrer Betriebsmittel. — Bei den französischen 
ep sind 6235 Angestellve dem Kriege zum Opfer ge- 
allen. > 

Über den gegenwärtigen Zustand der Eisenbahnen sagt der 
Berichterstatter, daß er wieder fast normal sei. Die bei der 
Nord- und Ostbahn zerstörten 3000 km Strecke (etwa 7 ihres 
Netzes), 1510 Brücken, 12 Tunnel, 590 Gebäude und 150 Wasser- 
anlagen sind sämtlich wiederhergestellt. Die finanzielle Lage 
ist weniger erfreulich. Die Kriegszerstörungen werden auf 
7 Millionen Franken geschätzt; der Fehlbetrag hat 4 Milliarden 
erreicht. Die Gesellschaften erhoffen eine endgültige Sanie- 
rung von der großen Neuordnung dies französischen Eisen- 
bahnwesens, über die in dieser Zeitung bereits ausführlich 
berichtet worden ist. 


— Über die Zukunft der Gotthardlinie schreibt die „Schwei- 
'zerische Verkehrs-Korrespondenz“: „So erfreulich es ist, daß 
— wis «inmer Mitteilung der Gemeraldirektion der Bundes- 
bahnen an die Presse zu entnehmen ist — von einem Wegfall 
der im Gotthard-Kontinental-Expreß laufenden Schlafwagen 
Ostende-Konstantinopel und Ostende-Bukarest vorläufig nicht 
die Rede sein kann, so wird die neue Verbindung England- 
Ostende-Brüssel-Köln-Wien-Balkan auf jeden Fall doch eine 
beträchtliche Verkehrsminderung des GotihardexpreB zur 
Folge haben. Nun kann man allerdings in dieser Beeinträch- 
tieung der Gotthardlinie nur eine Folge der allmählichen 
Wiederkehr normaler Verhältnisse erblicken, die dem inter- 
nationalen Verkehr gestatten, die kürzesten. und betriebs- 
teehnisch günstigsten Linien zu wählen — die Verbindung von 
England über Ostende-Köln-Wien nach dem Balkan ist in der 
Tat nicht unwerentlich kürzer als die über Ostende-Basel- 
Gotthard-Mailand-Beigrad — Wenn das aber auch in diesem 
besonderen Fall des England-Belgien-Orient-Verkehrs zum 
Teil zutreffen sollte, so gilt es jedenfalls nicht für den Veer- 
kehr von England über Belgien-Gotthard nach Italien und 
Transit: Die Ursache für die Entwertung der Gotthardlinie 
auch. im englisch-beleisch-italienischen Transitverkehr liegt 
vielmehr in ganz bestimmten verkehrs- und wirtschaftspoliti- 
schen Tendenzen unseres westlichen Nachbars. 
Überganges des bedeutenden und blühenden elsaß-lothringi- 
schen Wirtschaftsgebietes an Frankreich hat sich der wirt 
schaftliche Schwerpunkt Süddeutschlands nach Osten zu ver- 
schoben, was sich auch verkehrspolitisch in einer östlichen 
Verschiebung geltend macht. War bisher das Rheintal zwi- 
schen Frankfurt und Basel mit seinen beiden Stammlinien die 
natürliche Ader für den Verkehr Deutschlands mit Italien über 
Gotthard, so zielt heute der deutsche Verkehr entweder nach 
dem Bodensee und ven da über den Arlberg (Reschenscheidegg- 
Meran) oder nach München und von da über den Brenner nach 
Italien. Dazu kommt noch, daß das ganze Rheintal — im 
oberen Teil durch den Übergang Elsaß-Lothringens an Frank- 
veich, im mittleren und unteren Teil durch die Besetzung des 
linken Rheinufers durch Frankreich (und England) — auf 
Jahrzehnte hinaus Krisengebiet geworden ist, und daß 
Deutschland nach Möglichkeit danach trachten wird, seine 
Hauptverkehrswege außerhalb desselben nach Osten zu zu 
verlegen (der ‘Verkehr Berlin-Gotthard wird künftig voraus- 
sichtlich weniger über Frankfurt-Basel, als über Stuttgart- 
Zürich gehen). : 

Für diesen infolge des Kriegsausganges unvermeidlichen 
Wegfall eines Großteils des früheren deutsch-italienischen 
Verkehrs könnte die Gotthardlinie nur dadurch entschädigt 
werden, 
rheinische und. belgische Verkehr. mit seinen Transitan- 
schlüssen über. sie geleitet und Belgien-Luxemburg-besetztes 
Rheinland-Saargebiet-Lothringen-Elsaß das nördliche Einzugs- 
und Transitgebiet für die Gotthardlinie würden. Einer solchen 
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„liche Paß- und Zollformalitäten so große Schwierigkeiten D 
reitet, daß derselbe schließlich die hindernisfreie Stree) 


Infolge des 


Es erschien eine von Pilsudski und dem Ministervorsitzen 
daß in vermehrtem Maße der holländisch-nieder- 
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steht aber der französische Protektionismus und dessen Be 
eleiterscheinung auf dem Gebiete der Verkehrspolitik, die ein- 
seitivr nationale französische Verkehrspolitik entgegen; Wie 
Frankreich im Wirtschaftsleben nur darauf bedacht ist, se 
eigene Volkswirtschaft zu schützen und zu steigern, SO 28€ 
sein Bestreben auch in der Verkehrspolitik darauf aus, all 
seiner Einwirkung zugänglichen Verkehr in sein konzent! 
sches Verkehrsschema «einzuordnen. Das französische Vei 
kehrsschema ist ein von dem Herz Frankreichs, von Paris 
nach allen Richtungen ausstrahlendes Linienbündel. Heu 

ist Frankreich dadurch, daß es in den Besitz der el 
lothringischen Bahnen gelangt ist, selbst in der Lage, den 
her über Belgien-Luxemburg-Lothrineen-Elsaß - fließen 
englischen Durchgangsverkehr über Paris zu lenken, in 
es auf der Strecke der elsaß-lothringischen Bahnen 
Durchgangsverkehr durch schlechte Zugführung und umstän 


über Havre-Boulogne oder Calais-Paris einschlägt. _ 

Weiterführung des auf den französischen Radiallinien fließe 
den Verkehrs (Paris-Vallorbe-Simplon-Italien und Paris-E 
fort-Lötschberg-Italien, ferner Parıs-Basel-Arlberg-Wien) Vv. 
mag die Schweiz nicht genügend für die Entwertung der Gott 
hardlinie zu entschädigen, schon deswegen, weil. finanziell, 
und betriebstechwische Gründe Frankreich eher veranlass 
werden, den französisch-italienischen Verkehr zum größ 
Teil über den Mont-Cenis und den Verkehr von Paris na 
Wien über Straßbure-München zu leiten. Es liegt daher 
höchsten Interesse der Schweiz, daß der Gotthardlinie d 
neben dem holländisch-niederrheinischen noch einzig verb 
bende beleisch-lothringische Einzugs- und Durchzugsgeh 
durch die Verkehrspolitik Frankreichs nicht auch noch y 
sperrt werde. Wenn irgendwo, so bestünde hier eine A: 
eabe des Völkerbundes, dem wir seit dem 16. Mai zugehöre 
nämlich die Aufgabe. „eine gerechte Behandlung des, Verke 
aller Mitelieder des Völkerbundes sicherzustellen“, wie es 
Artikel 23 des Paktes heißt. Wie in der Zonen- und Rh 
frage wäre auch hier die Schweiz bei der Wahrung ihrer y 
kehrspolitischen Lebensinteressen des Schutzes gegen die € 
seitigen Bestrebungen ihres westlichen Nachbars bedürf 
Auf alle Fälle aber ist dem Lande mehr damit gedient, we 
es auf die ihm drohenden Gefahren aufmerksam gemacht, 
wenn es durch ängstliches Vertuschen der Tatsachen. 
seine wirkliche La&e im Unklaren gehalten wird. Aus 
Kenntnis seiner Lage allein entsteht ihm der Anstoß 
Widerstand gegen die sein Veerkehrsleben und damit sein 
Volkswirtschaft sefährdenden ausländischen. Bestrebungen.“ 


- — Elektrisierung der Rhätischen Bahn. Am 10. Febru 
fand die Abnahme der 42 km langen Strecke Landquart-Th 

der Rhätischen Bahn statt. Die gesamte Fahrleitungsanla 
‘üst, wie auf den Sirecken. Bevers-Filisur und Filisur-Thus 
von der A.-G. Kummler & Matter in Aarau ausgeführt word 
"Von dem insgesamt 277 km langen Netz der Rhätischen Bah 
verbleiben nur noch 77 km zu elektrisieren. EN e 


— Rom-Meerhafen. Wie wir der „Schweiz. Verkeh 
korrespondenz“ entnehmen, verhandelt Italien durch Vermi 
lung des Prinzen Orsini segenwärtix in London zur Erl: 
gung der nötiren Kapitalien für den Ausbau des Hafens v 
Ostia zu einem geroßen römischen Meerhafen. der imstan 
wäre, die größten Seeschiffe aufzunehmen. Die Kosten wü 
sich auf 100 Millionen Lire belaufen. Es handelt sich darı 
die seit Jahrhunderten angesammelten Anschwemmungen 
Tiber auszubaggern und so 25 km von der römischen Hau 
stadt entfernt einen großen Handels- und Industriemittelp 
aufblüben zu lassen. Auch würde der Tiber bis nach 
für größere Schiffseinheiten zugänglich gemacht. So. 
ein Plan endlich verwirklicht, für den im Laufe der 
hunderte schon verschiedene Päpste «eingetreten sind, © 
zum Ziele zu gelangen, BE: 


— Polnischer Eisenbahnerstreik. Am 23. Februar be: 
nach „Rul“ im Warschauer Gebiete ein Streik der Eisenbahn 
bediensteten. Die Regierung ergriff sofort die tatkräftı 
Maßnahmen. Um Mitternacht, als die Maschinisten ihre L 
motiven in die Depots fuhren und die Bediensteten die 
‘tionen verließ;n, wurden Streifwachen der Militärpolizei 1 
ihre Privatquartiere geschickt. Die Streifwachen führten d 
Streikenden sofort zurück und zwangen sie, die Lokomboti 
wieder in Gang zu setzen und wieder an die Arbeit zu ge 


unterschriebene Ankündigung, wonach auf allen Staat 
Privatbahnen das Kriegsrecht erklärt wird. Die Bahnhöfe 
"militärisch besetzt. Es wird angenommen, daß in den ] 
vinzen die Eisenbahnbediensteten, deren- Gesinnung „weib 
mäßigter ist, sich nicht am Streik beteiligen werden. D 


andlunssen zwischen dem Eisenbahnministerium und den Strei- 
kenden haben begonnen. Nach Nachrichten vom 24. Februar 
ist der Eisenbahnerstreik in Warschau “und Skierniewize schnell 
niedergeschlagen worden. Infolge der Verhängung .des Krieos- 
zustandes über alle polnischen Bahnen haben die Militär- 
behörden erklärt, daß alle Handlungen, welche die Sicherheit 
und Ordnung des Eisenbahnverkehrs bedrohen, darunter auch 
die Aufhetzung zu Eisenbahnstreiken und das eigenmächtiga 
Verlassen der Arbeit. mit dem Tode bestraft werden, und daß 
die Schuldigen vor Militärgerichte gestellt werden sollen. Es 
et als unzweifelhaft, daß der Streik der Eisenbahnbediensteten 
Beziehung zu kommunistischen Umsturzplänen steht. 
eolad Poranny“ behauptet, daß der Streik auf einen Wink 
von Moskau begonnen wurde, und daß die Abgesandten der 
Sowjetregiierung in Riga die Verhandlungen absichtlich in die 
Länge zogen im Hinblick auf die von ihnen vorbereiteten 
Eisenbahnerstreiks,. Nach Warschawer Nachrichten des „Rul“ 
steht es fest, daß der allgemeine Eisenbahnerstreik das Er- 
gebnis kommunistischer Verhetzung ist. Am 27. Februar kam 
aus Moskau ein Radiotelegramm, das den Streikenden jede 
Unterstützung versprach. Trotz Streikerklärung besteht der 
Eisenbahnverkehr fast in vollem Umfange weiter. Die Re- 
gierung seht nach wie vor tatkräftig vor. Auf Anordnung 
‚der Militärbehörden wurde der ganze Hauptausschuß des 
Eisenbahnerverbandes mitsamt seinem Vorsitzenden festgie- 
nommen. Nach Nachrichten über Stockholm hat der Beschluß 
der Regierung, dem Eisenbahnerstreik mit der Erklärung des 
Belagerungszustandes entseeenzutreten und die Eisenbahnen 
zu militarisieren, unter den. Arbeitern eine zur Gewalt nei- 
=. Bewegung hervorgerufen. Sie drohen den General- 
10 ik zunächst für zwei Tage zu erklären, sofern die Regie- 
ung auf ihrem Beschluß stehen bleibt. Eine Abordnung, die 
en Ministervorsitzenden sprechen wollte, wurde nicht vor- 
elassen. Dr. 


rb der englischen Eisenbahngesellschaften unter einander 
sofern ausgeschaltet worden, als.für den Verkehr zwischen 
2 ei en die au mehrere ee 2 ee sind, 


smensen freigemacht wurde, Diese Zwangszu weisung 
Verkehrs hat sich sich als Krieesmaßnahme bewährt; sie 
die Leistungsfähigkeit der Eisenbahnen ‚erhöht und manche 
sparnisse zur Folge sehabt. Von seiten der Verkehrstreiben- 
2 ist aber nach, Beendigung des Krieges. so wird wenigstens 
Sg Eisenbahnkreisen behauptet, die Aufhebung dieser Be- 
alle sr sefordert worden; da es diesen aber gleich- 

liix sein kann, auf welchem Wege ihre Güter das Ziel er- 
chen, ist es wahrscheinlicher, daß die Forderung, die Vor- 
iften über die Zwangszuteilung des Verkehrs zu besei- 
en, von den Eisenbahngesellschaften ausgegangen ist, die 
eder freie Hand in bezug auf den Wettbewerb zwischen den 
vschiedenen, die gleichen Endpunkte verbindenden Strecken 
Beben Prollen. Da der Staat. ihnen ihre Pan zurzeit 


Se auf eigene ee barnehiren de Mit Wir- 
ne vom 1. März d. J. ist nunmehr die erwähnte Verkehrs- 
Schränkung aufgehoben worden. Zeitweilig war angenom- 
en worden, daß ‚die Zwangszuteilung des Verkehrs eine 
2) uermaßnahme sein würde, doch hat sich diese Annahme als 
irrig erwiesen, und man kehrt nun in England zu dem Vor- 
kriegszustand allmählich wieder zurück. Der bedeutendste 
Schritt auf dem Wese zu einem endeültieen Zustande steht 

ber noch bevor, nämlich die Rücküberweisung der Eisen- 
Daher, an die Gesellschaften, die für Mitte August in Aus- 
t Senommen ist, wenn man sich nicht mittlerweile zu einer 
En Regelung des englischen Eisenbahnwesens ent- 


nen 
' — Von den russischen Bahnen. ‘Nach Mitteilung der 
svestia“ Nr. 25 ist laut „Rul“ an einigen Punkten des russi- 
hen Eisenbahnnetzes der Mangel an Holz so groß, daß dıe 
nen das Holz auf so große Entfernungen herbeiführen, 
ıB allein für den Transport bis zu 65% des Wertes des be- 
irderten Holzes draufgehen. Infoleedessen wird häufig 
solchem Holz der Vorzug gegeben, das, unabhängige von der 
haffenheit, leicht zu befördern ist, ein Umstand, der auf 
Lokomotivleistungen äußerst ungünstige einwirkt. „In den 
tischsten Momenten kommt ganz feuchtes Holz“. _ Gegen- 
rtig wird in einer ganzen Reihe von Eisenbahnen der Niko- 
w-, Kiew-Woronesch-, Kasan- ‚und Permbahn Holz solcher 
enschaft anceliefert, daß 40% mehr Heizmaterial aufge- 
endet werden und Halt auf- tor Strecke zum Dampfmachen 
inden muß und die Lokomotive infolge von Rohrrinnen 
den leiden.“ Nach Nachrichten aus Riga hat eine in Preters- 


- fahrt von Helsinsfors nach Rußland antrat. 
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burg aufgestellte Kommission festgestellt, daß 80% des für die 
Eisenbahnen bestimmten Brennmaterials gestohlen. werden. 
Im Rjäsandistrikt wird der Eisenbahnverkehr nur dadırch auf- 
rechterhalten, daß das Zugpersonal auf jeder Station den Heiz: 
vorrat der Lokomotive mit den dürftigen Holzmengen ergänzt, 
die die benachbarten Bauern sammeln. 

Nach Nachrichten, die der „Temps“ der bolschewistischen 
Presse 'entnimmt, soll Stinnes mit dem russischen Volkswirt- 
schaftssowjet Verhandlungen über Verpachtune der Briansker 
metallurgischen Fabriken führen. Die Sowjetregicrung würde 
sich hierbei zur Belieferung der Fabriken mit Rohstoffen ver- 
sorgen, während Stinnes seinerseits veıspricht, die Fabriken 
so instand zu setzen, daß im ersten Jahre der Konzession 70, 
im zweiten Jahre 200, im dritten. 1200 Lokomotiven und allmäh- 
lich bis zu 8000 Lokomotiven und 80000 Wasen jährlich im 
Maximum s„eliefert werden. Ein Drittel des Erirases führt 
Stinnes, wenn diese Nachrichten überhaupt zutreffend sind, an 
die Sowjetkasse ab. Dr. 8 


— Der Zustand. des russischen Eisenbahnmaterials. Stand 
an Lokomotiven. Die Sowjetmachthaber in Rußland haben 
eine Abneigung dagegen, Fremde, deren Kommunistische Ge- 
sinnung nicht streng beglaubigt ist, in derzeitige russische 
Zustände hineinblicken zu lassen. Es soll in dieser Beziehung 
gar nicht schwer sein, unmittelbar mit dem Sowjetkriminal- 
recht wesen „Spionage ım Dienste ausländischer Kapitalisten“ 
in Widerstreit zu kommen. Entschieden haben die Sowjet- 
machthaber mit diesem Heimlichkeitsverfahren sinigsen Er- 
fole „ehabt, und es hat ziemlich lange gedauert, bis aus dem 
Wust sich oft unmittelbar widersprechender Nachrichten die 
Sowfetmißwirtschaft in ihrem sanzen Umfange festgestellt 
wurde. Der von Petersburg nach Helsinsefors anläßlich von 
Verhandlungen „esandte russische Diplomatenzug, gab «ine 
recht nette Stichprobe des Zustandes russischen Fahrmaterials 
ab, wobei aber doch noch anzunehmen ist, daß für einen sol- 
chen Zug das beste sich bietende Fahrmaterial zusammenge- 
stellt worden sein wird. Über diesen Zug erfahren wir über 
Helsingfors: einen betrüblichen Beweis von dem russischen 
Elend bot der Diplomatenzue, der am 23. Februar seine Rück- 
Es zeigte sich 
nämlich, daß das russische rollende Material von so schlechter 
Beschaffenheit ist, daß die Reise auf mehreren Stationen 
wegen Ausbesserungen unterbrochen werden mußte. Schon 
als man nach zwei Stunden in Rihimäki ankam, mußte man 
an einen Aufenthalt denken. Um Mitternacht war man in 
Lahtis, wo die Wagenachsen endeültiz streikten. Die Lager 
waren warm selaufen, und das Personal mußte einige Stun- 
den der Instandsetzung der Wagen widmen, die trotz Ausbesse- 
rung in Helsingfors sich weigerten, ihre Pflicht zu tun. Lang- 
sam setzte dann der- Zug mit den baufällisen Salonwagen 
seine Fahrt fort und kam am Vormittag nach Wiborg, von wo 
aus dann die Fahrt zur Grenze am Tage angetreten wurde.“ 

„Rul“ bringt in Nr. 88 genaue Angaben über den gegen wär- 
tisen Lokomotivenbestand in Rußland. Er war in der Zeit vom 
1, November bis 1. Dezember (Tagesmittel) folgender: allge- 
meiner Lokomotivbestand 17810; von diesen sind in laufen- 
der oder zufälliger Ausbesserung 1200, in mittlerer Ausbesse- 
rune 1517, in Hauptausbesserung 629; ın Erwartung der lau- 
fenden oder zufällisen Ausbesserung 764, mittlerer Ausbesse- 
rung 1890, Hauptausbesserung 2048. Im. ganzen sind 10198 
oder 57,3 % der Lokomotiven ausbesserungsbedürftig. Im Ok- 
tober waren ‚es im Mittel 55,9%, am 1. April 60,7, am 1. Ja- 
nuar 58,1%. Die Erhöhung der Zahl der ausbes serungsbedürf- 
tiven Lokomotiven im Oktober vrk’ärt sich durch den -Ein- 
schluß ausbesserungsbedürftiger 'Lokomoitiven, die sich in 
den Magazinen der Kursker Bahn befanden. Außerdem sind 
einserechnet auch 113 zur Verwendung fertige, aber noch in 
kaltem Zustande befindliche Maschinen der Südostbahnen. 
Der Lokomotivpark ist folgendermaßen verteilt. An lauf- 
fähisen Maschinen sind 7346 vorhanden; von diesen sind für 
"Personen- und gemischte Züge bestimmt 965, für Güter-, 
Militär- und Sanitätszüge 3779; für Lebensmittel-: und Arbei- 
terzüge 540. für Verschiebe- und Übersabezüge 1664, für 
Nachschub 113.* Im ganzen sind an Lokomotiven, die nach 
ihrer Klasse und Reihe für Güterzüge geeignet sind, 5637 vor- 
handen. Außer 10198 ausbesserungsdedürftigen Maschinen 
sind 266 vorhanden, die zur Abschreibung bereit sind, und 265. 
die zur Verwendung fertig sind, aber noch in kaltem Zu- 
stande sich befinden, Dr. 
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Fremde Erdteile. 


— Tndische Eisenbahnpläne. Nach einer Beutermeldung will 
die englische Regierung das indische E’senbahnnetz durch .Er- 
weiterung der Spur auf wichtigen Verkehrsstrecken leistungs- 

.fähiger gestalten. Die Vollspur soll auf folgenden ‚schmal- 
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spurigen (1 m) Strecken eingeführt werden: 1. auf der Jodh- 
pur-Durbar-Eisenbahn. von der englischen Grenze nach Kucha- 
man Road einschließlich der Strecke Balotra-Jodhpur; 2. auf 


der englischen Strecke zwischen der Grenze von Jodhpur und- 


Hyderabad; 3. auf dem Strecken Kuchaman Road-Bandikui 
und Bandikui-Rewari. Endlich soll eine neue volllpurige 
Bahn von Rewari nach Delhi gebaut werden. 


— Die Eisenbahnen von Siam. Ein Bericht des englischen 
Konsuls in Bangkok enthält einen Überblick über die Lage 
des Verkehrswesens in Siam. Danach bestanden bis Anfang 


dieses Jahrhunderts in jenem Lande keine anderen Verkehrs- . 


mörlichkeiten als zu Wasser, und nur im Norden des Landes, 
wo es keine Kanäle gibt, führten eine Anzahl Straßen, von 
fünf bedeutenden Städten ausgehend, in verschiedenen Rıck- 
tungen je etwa 30 km ins Land hinein. 

Die Nordbahn - reicht bis Lampans (Lampun), das etwa 
650 km nördlich von Banekok im Innern des Landes liegt. Die 
meisten Güter für Lampang und seine Umgebung werden mit 
der Eisenbahn angefördert, aber deren hauptsächliche Bedeu- 
tung besteht darin, daß sie die große Reis bauende Ebene des 
inneren Siam zwischen Bangkok und dem nahezu 400 km ent- 
fernten Pitsannlok erschließt. Etwa 70 km nördlich von 
Bangkok zweigt von der Nordbahn eine Strecke in östlicher 
Richtung nach dem 200 km weit nordöstlich von der Haupt- 
stadt gelegenen K.orat ab. 

Die Südbahn hat 1903 Petehabur, etwa 115 km von Bangkok 
entfernt, erreicht. Die 'Bauarbeiten ruhten dann 'bis 1909, wo 
zur Fortsetzung des Baus von der Regierung der Vereinisten 
Malayenstaaten, dis nötigen Mittel seliehen wurden. 1918 
wurde der Anschluß an die Eisenbahn dieses Staates herg«e- 
stellt. Man kann jetzb mit der Bahn von Baneckok über 
Penang bis Singapore reisen. Weitere Verbindungen zwischen 
Singapore und der siamesischen Grenze über Kelantan und 
Pahang sind in Vorbereitung. Der siamesische Eisenbahn- 
komimnissar hat im Jahre 1918 eine Reise durch die Malayen- 
staaten gemacht und dabeı erkannt, daß es nötıg ıst, Straßen 
als Zubrinser für die Eisenbahn zu bauen. Die Herstellung 
einer Bahnverbindune zwischen Siam und den Malayenstaaben 
wird, so erwartet man, den Handel zwischen beiden Ländern 
mächtig fördern und des weiteren Siam in bessere. Verbindung 
mit der Außenwelt bringen. - 


— Die Zunahme des amerikanischen Verkehrs im Suezkanal. 
Die „Schweizerische Virkehrs-Korrespondenz“ schreibt; 
„Während die Flagge der Vereinisten Staaten im Jahre 1912 
nur auf: fünf Schiffen mit zusammen etwa 3000 t Gütern im 
Suezkanal erschien und der amerikanische Verkehr im Kanal 
damals gleich Null war, ist er im Jahre 1918 auf 7600 t »e- 
stiegen, im Jahre 1919 _ bereits auf 168,200 t und im Jahre 1920 
erreichte »er sogar 725000 t. Die Seemächte werden also 
künftis mit der amerikanischen Konkurrenz in der Schiffahrt 
nach dem äußersten Osten rechnen müssen. 


— Erhöhte Ausgaben der amerikanischen Eisenbahnen. Nach 
einer vom Bundesverkehrsamt kürzlich veröffentlichten Statis- 
tik, haben sich die Unterhaltungskosten für die Lokomotiven und 
Wagen der Eisenbahnen der Vereinigten Staaten in den 11 ersten 
Monaten des Jahres 1920 von 630 000 000 Dollar im Jahre 1917 
auf 1443500000 Dollar erhöht. In die Zwischenzeit fällt der 
Staatsbetrieb der amerikanischen Eisenbahnen, und diesem 
wird nun die Schuld an dieser Vermehrung der Ausgaben, der 
keine Erhöhung der Leistungen „egienübersteht, beigemessen. 
Ganz trifft dieser Vorwurf natürlich nicht zu. Die Zahl der 
Ansestellten an den als Klasse I bezeichneten, also an den 
bedeutendsten Eisenbahnen hat um 277 000: zugenommen; ins- 
gesamt beträgt die Zunahme 16 %, in manchen Dienstzweigen 
aber bis 43%. Sie ist auf die Einführung des achtstündigen 
an. Stelle des zehnstündigen Arbeitstages, auf den Ersatz des 
Stücklohnes durch Stundenlohn, der die Leistungen um 10 bis 
50% herabgesetzt hat, und darauf zurückzuführen, daß un- 
nütze Arbeitskräfte singestelli worden sind. Millionen 
werden; an Werkstättenarbeiter für Arbeiten »ezahlt, die sie 
nicht ausführen. Railway Age bemerkt bei Besprechuns 
dieser Verhältnisse, die Eisenbahnen seien den Gesellschaften 
zurückgeseben worden, weil man glaube, - sie können von 
ihnen vorteilhafter als von der Regierung betrieben werden, 
aber das sei nur möglich, wenn ihnen freie Hand s„elassen 
werde, die Maßnahmen zu ergreifen, die sie zur Erhöhune der 
Leistungsfähiskeit und Wirtschaftlicheit des Betriebes für 
erforderlich halten. Wirft die Schilderung der Zustände in 


bezug auf die Zahl und Leistungen der Arbeiterschaft ein in- 


teressantes Streifbild auf Amerika, das erkennen läßt, daß 
die Verhältnisse in dieser Beziehung dort nicht wesentlich 
anders liegen als bei uns, so scheint die Schlußbemerkung von 
Railway Age darauf hinzudeuten, daß die Eisenbahnen in 
Amerika,-dem Land der Freiheit, durch behördliche Maß- 


-für alle australischen Bahnen. die schon von jeher die Ei 


denen der (Bundesstaaten. hatte das Ergebnis, daß die Versuche 


-sonderheit auf die eigene Erklärung des 


ee im eschiichen also vermutlich das neue 
kehrssesetz, in der Freiheit in, bezug auf ihre Entschlie 
sen so behindert werden, daß sie nicht immer die Maßnahr men 
ergreifen können, die sachlich richtig sind. er. 


— Von den australischen Eisenbahnen. Nach einem Beni 
des Statistischen Amts für den Staatenbund von Australi 
umfiaßten die Eisenbahnen von Australien im Jahre 1919 
Netz von 36460 km Länge; die Betriebsleistung betrug 
Milliomen Tonnenkilometer, Die Baukosten dieses Netzes 
laufen sich auf rd. 225 Millionen Pfd. Sterl., das sind 
Durchschnitt 6175 Pfd, für 1 km. Die Einnahmen haben 
Millionen, die Ausgaben 19 Millionen betragen, was eine 
triebszahl von 75,09 % ergibt. Die Ausgaben verteilen sie 
auf Unterhaltung mit 3,9, auf Lokomotiv- und Wagenkosten 
mit 9,0, auf Betriebsausgaben mit 5,3 und auf sonstige Aus 
gaben mit 0,9 Millionen "Pfd. Sterl. Nachdem noch die 
zinsung des Anlassekapıtals gedeckt ist, verwandelt sich 
Überschuß von 6,3 Millionen in einen Fehlbetrae von 
2,7 Millionen. — Die Frage einer einheitlichen Spu: 


bahnverwaltungen und die öffentliche Meinun® jenes Erd 
lebhaft beschäftiet hat, ist immer noch nicht, entschie 
weder in dem Sinne, daß man sich für eine der in Fr: 
kommenden Spurweiten als Einheitsspur entschlossen hat, 
daß man etwa zu dem Entschluß gekommen wäre, die F 
ruhen zulassen. Eine Besprechung der Bundesbehörden mit 


mit einer dritten Schiene fortgesetzt und auf weitere Stnecken, 
namentlich auch auf einen Güterbahnhof ausgedehnt werder 
sollen. — Die Einführung elektrischen Betriebeg 
auf den Vorortbahnen von Melbourne macht: Fortschri 
im August ist die Strecke nach Williamstown für den Vierkee, 
elektrischer Züge eröffnet worden, und für den Novemb 
wurde die Eröffnung der Strecke nach Coburg in Aussi 
»estell. Die Züge fahren mit einer Geschwindiekeit 
35 km in der Stunde: sie bestehen in dien verkehrsstar. 
Stunden aus 6, sonst aus 4 Wagen. — Bei der Eröffnung ® 
Eisenbahn von Cairus nach Wumulgai an der Nordos 
küste von Queensland wies der Eisenbahnminister \G 
Bundesstaates darauf hin, daß die Eisenbahn trotz ihrer | Q 
rinoen Länge von großer Bedeutung für den durchgehen 
Verkehr sei. Wenn erst die noch bestehende Lücke von © 
150 km Länge bis Rockhampton geschlossen sei. werde 
neue Eisenbahı die Möglichkeit bieten, von Cairus an 
Nordostküste von Queensland über Südwales und Vieto: 
ferner unter Benutzung der australischen Querbahn oh 
Unterbrechung bis Perth an der Westküste von Westaustrali 
zu reisen, also fast ganz Australien auf eine Entfernung, 
nahezu 6500 km zu : durchqueren. Nach Eröffnung: dieser Ei 
bahn wird das Bahnnetz von Queensland 9170 km umfas 
womit dieser Staat in bezug auf die Länge seiner Ei: 
bahnen an die erste Stelle unter den Bundesstaaten aufrücl 
würde. — Die Ansicht ist weit verbreitet, daß- Australien 
Land ist, in dem die: ı sozialistischen Theorien 


Schwieriekeiten zwischen den” Eisenbahnarbeitern und ihre 
Arbeitgebern, den Eisenbahnverwaltungen. nicht aus, Ers 
verlangen eine Verkürzung der Arbeitszeit, die jetzt scho! 
der Regel acht Stunden täglich "beträgt. Auf Bahnhö 
kamen bis vor kurzem Dienistschiehten bis zu 12 Stunden v« 
doch ist die Höchstgrenze newerdings auf 10-Stunden hera 
sesetzt worden. Jedenfalls handelt es sich dabei um eiı ne 
durch Ruhepausen unterbrochenen Dienst auf sehr verkehr 
schwachen Bahnhöfen. Behördlich ist festgesetzt worden, 
an-den bestehenden Verhältnissen nichts geändert, daß 
Achtstundentag” jedoch als die Regel angesehen "werden. 
— In Neuseeland sind im August “erhöhte T 

eingeführt worden. Die Steigerung‘ Be 40 °% 
Frachten, 25 % beim Personenverkehr. 


Rechtspfiege. 
— Verlust bei mangelhafter Verpackung. Gegen d 
Nr. 5d. Zte., S. 96 unter Fall 2 angeführte Urteil des ( 
serichts Schwerin ist von der Klägerin Berufung einge 
worden. Diese ist durch das Urteil des Landgerichts Schw: 
vom 6. Januar d. J. unter folgender Begründung zurücl 
wiesen: „Das Berufungsgericht nimmt Bezug auf die 
treffenden Gründe des angefochtenen Urteils und verw. wel 
‚Spediter 
Frachtbrief, worin die Art der Verpackung als ma 
eharakterisiert ist, Danach entfällt der Schadenser: 
spruch der Klägerin und «es vernotwendigt sich des 
weisung der Berufung". 


— 


lassen worden: 


bach Bungesant am 5. März d. J.); 


| ‚ Aenderung. von Stationsnamen. 


om 15. März 1921 ab erhält der 
der -Bahnstrecke Cölleda - Laucha 
nstrut) belegene Bahnhof Saubach die 


ichnung „Saubach (Thür.)“. 
p: ırfurt, den 1. März 1921. 
Eisenbahndirektion. (232) 


2. Gebühren. 
_ Deutscher Eisenbahn-Gütertarif, 
Re Teil II. 
Mit Gültiekeit vom 15. März 1921 
rd die Überfuhrgebühr zwischen dem 
Bahnhof Könicesberg (Pr.) Süd und 
Ladestelle Aschhof auf 4110 A 
8,40 M ohne Verkehrssteuer) erhöht. 
es ım Tarif- und Verkehrsan- 
ger der ehemalige preußisch-hessi- 
schen. Staatseisenbahnen und bei den be- 
si en Stationen. (221) 
Erigeberg (Pr.), 26. Februar 1921, 
Eisenbahndirektion, 
et: mens der Bea Verwaltungen. 


u B - » 


ern > Abfertigungs- 
befugnisse von Stationen. 


& Reichseisenbahnen, 

- an der Strecke Basel Bad. Bahn. 
äckingen zwischen den Stationen 
pl Bad. Bahnhof und Grenzach ge- 
en Haltepunkt Grenzacher 


s zur Abfertieung von Personen 
ach Maßgabe der „Vorschriften über 

Eueong von Personen. Reise- 
ick, Expreßgut, Milch, Hunden und 
eimitteln nach und von Haltestel- 
ür den Vorortverkehr“. Die Abfer- 
£ von- 3Gepäck, . Expreßgut, Milch, 


esrube. den 4. März 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


4. Güterverkehr. | 


ts- und Privatbahn-Gütertarif, 
Heft CH. 
238 Gültigkeit vom 15. März 1921 
lie Station Meggen (Westf.) als 
ubenanschlußstation in den Aus- 
etarif 1a für Rundhölzer zu Gm- 
wecken aufgenommen. (241) 
E Elberfeld, den 3. 3. März 1921. 
ee; Eisenbahndirektion, 


Mit Gültigkeit vom 11. März d. J. 
Smmt : zum Binnentarif der Gera-Meu- 


EN r. III 28 vom 28, Februar 1921 an sämtliche Vereinsver- 
tungen, betreffend Wechsel in der Betriebsführung der 
enbahnen Arnstadt-Ichtershausen und Ilmenau-Großbrei- 


‚£frist 


rn erhält eb 17. März 1921 die Be- 
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Amtliche Mitteilungen ion Geschäftsführenden Verwaltung. 


’ Ennäschreiben der ende Keen Verwaltung sind er- Nr. III 63 vom 3. März 1921 an sämtliche Vereinsverwaltun- 


sen, das Eisenbahn-Zentralamt Berlin und die im Adresenver- - 


zeichnis der Wagenverwaltungen angesebenen vereinsfremden 
Verwaltungen, betreffend Neubeschreibung des Fahrparks der 
Republik Österreich mit dem Eigentumsmerkmal B.B. Öster- 


‚reich (abgesandt amd. März d. J.). 


selwitz-Wuitzer Eisenbahn der Nach- 
trag IX zur Einführung. Durch diesen 
Nachtrag treten Änderungen der Fracht- 
berechnune im Güterverkehr in Kraft, 
Nähere Auskunft erteilt die unterzeich- 
nete Direktion. (229) 

Grera-R., den 3. März 1921. 

Bi Gera-Meuselwitz-Wuitzer 
-Eisenbahn-Aktiengesellschaft 
Die Direktion. 


Eisern-Siegener Eisenbahn. 
Binnentarif. 

‚Zu dem Tarife für die Beförderung 
von Personen und Gütern im Binn£en- 
verkehr vom 1. August 1918 wird vor- 
behaltlich der Genehmigung der Auf- 
sichtsbehörde am 1. April 1921 der 
Nachtrag V «eingeführt, wodurch Ta- 
riferhöhungen: eintreten. 

Die Abkürzung der Veröffentlichungs- 
gründet sich auf die vorüber- 
sehende Änderung des 8 6 der Eisenb,- 
Verkehrsordnung (R.-G.-Bl. 1914, S. 455). 
Auskunft erteilt. die unterzeichnete Di- 
rektion. (220) 

‚Siegen, den 1. März 1921. 

jegener Eisenbahn-Gesellschaft. 
Die Direktion. 


Mitteldeutsch-Bayerisceher Güter- 

verkehr. 

- Mit Gültigkeit vom 10, März 1921 wird 

die Station Obermenzing des bayerisch- 

rechtsrh, Netzes der Reichseisenbahnen 

in den direkten Verkehr «einbezogen. 

Näheres durch die beteiligten Güterab- 

fertigungen. (226) 
Erfurt, den 28. Februar 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Deutsch-dänischer Kohlentarif. 
Am 1. April 1921 tritt Nachtrag XI 


mit ‚rhöhten Frachtsätzen in Kraft. 
Nähere Auskunft erteilt unser Ver- 
kehrsbüro. (225) 
Altona, den 28. Februar 1921. 
- Eisenbahndirektion, 


namens der Verbandsverwaltungen. 


Nordhausen-Wernigeroder Eisenbahn- 
Gesellschaft. 
- ‚Vorbehaltlich der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde erscheint mit Gültig- 
keit vom 1. Mai 1921 für den Binnen- 
Tarif unserer Bahn Nachtrag VII, durch 
den Erhöhungen im Personen-, Gepäck-, 
Expreßgut-, Tier- und Güterverkehr 
durchgeführt werden. 
Wernigerode, im Februar 1921. 
Die Direktion. 


Zum 1. April d. J. enscheint zu 
unserem Binnengütertarif, zum Güter- 


(223) : 


Amtliche Bekanntmachungen, 


tarif Lübeck-Büchen-Eutin-Lübeck und 
zum Tarif für die Kleinbahn Lübeck- 
Begeberg je ein Nachtrag, der die aus 
Anlaß der Erhöhung der Beförderungs- 


"preise ım Güter- und Tierverkehr auf 


den deutschen Eisenbahnen zur Er- 
hebunz g„elangenden neuen Frachtsätze 
enthält. Das alsbaldise Inkraftsetzen 
der Erhöhungen gründet sich auf die 
vorübergehende Änderung des 8 6 der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung., 

Abdrucke der Näachträse können von 
uns geeen Kostenerstattung. bezogen 
werden. Über die Höhe der Sätze 
erteilen auch die Dienststellen Aus- 
kunft, (222 

Lübeck, den 26. Februar 1921. 

Die Direktion 

der Lübeek-Büchener Eisenbahn- 

sesellschaft. 


% 
Westdeutsch-Südwestdeutscher 
Verkehr. 

Mit Gültigkeit vom 1. April 1921 wer- 
den die Entfernungen und Frachtsätze 
der Stationen Venlo l. rh. und Winters- 
wyk aufgehoben. Daresen werden 
gleichzeitig die Tarifpunkte Borken 
(Westf.) Grenze und Kaldenkirchen 
Grenze in die Tarife aufgenommen. 
Demzufolge werden vom 1. April 1921 
an. von der Grenze bis Venlo und Win- 
terswyk die höheren Frachtsätze der 
niederländischen Binnentarife: erhoben. 
Die verkürzte Veröffentlichungsfrist 
ist auf Grund der vorübergehenden 
Änderung des $ 6 der Eisenbahn-Vier- 
kehrsordnung (R.-G.-Bl, 1914, S. 455) ge- 
nehmigt. Näheres bei den beteiligten 
Abfertisungen und in der nächsten 


Nummer des gemeinsamen Tarifan- 
ZEILETS. (227) 
Frankfurt (M.). 28. Februar 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Nordwestdeutsch-Bayrischer Güter- 

verkehr. 

Mit Gültigkeit vom 1. April 1921 wer- 
den die Entfernungen und Frachtsätze 
der Station Winterswyk aufgehoben. 
Dagegen wird gleichzeitig der Tarif- 
punkt Borken (Westfalen) Grenze in 
den. Tarif winbezogen. Demzufolge wer- 
den vom 1. April 1921 an von fer Grenze 
bis Winterswyk die höheren Fracht- 
sätze des niederländischen. Binnentarifs 
erhoben. Die _ verkürzte Veröffent- 
lichungsfrist ist auf Grund der vorüber- 


gehenden Änderungen des $S 6 der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung (R.-G.-Bl. 
1914, S. 455) genehmigt. Näheres bei 


den beteiligien Abfertieungen und in 
der nächsten Nummer des gemeinsamen 
Tarifanzeigers (228) 
Frankfurt (ML). 28. Februar 1921. 
Eisenbahndirektion. 
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Tierverkehr Basel/Waldshut-Schweiz. 
Zum provisorischen Tarif vom 
22. Oktober 1917 für die Beförderung 
lebender Tiere auf den schweizerischen 
Bahnen ist auf 1. März 1921 der IV. 
Nachtrag erschienen. Er enthält die 
für eine An schweizerischer Pri- 
vatbahnen seit Inkrafttreten des III. 
Nachtrages eingetretenen Änderungen: 
und Ergänzungen. (240) 
Karlsruhe, den 1. März 1921. ' 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


Ostdeutsch- und Mitteldeutsch - südwest- 
deutscher Tierverkehr. 

Mit Gültiekeit vom 1. April 1921 wird 
die Mindestgebühr für Sonderzüge für 
lebende Tiere auf 75 AM für das Tarif- 
kilometer und 1800 NM im ganzen erhöht. 

Ferner wird mit- sofortiser Gültig- 
keit der Frachtzuschlae im Verkehr mit 
der Löwenbergs-Lindow-Rheinsberger 
Bahn aufgehoben und die Anstoßent- 
fernung für Kehl von 77 km auf 75km 
erhöht. (233) 

Erfurt, den 3. März 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Württ. Binnengütertarif (Tfv. 39a). 
Mit Gültiekeit vom 15. März 1921 
wird die Mindestfracht für Sonderzüse 
auf 75 M für das Tarifkilometer und 
den Zug und 1800 M im ganzen erhöht. 
Stuttgart, den 4. März 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


Deutsch-dänischer Tiertarif. 

Mit sofortiger Gültiekeit wird die 
Station Gjedser der. dänischen Staats- 
bahnen in den Tarif einbezogen. 

- Am 1. April. 1921 tritt Nachtrag vIl 
mit erhöhten deutschen Schnittsätzen in 
Kraft. (238) 

Nähere Auskunft erteilt unser Veer- 
kehrsbüro. 

Altona, den 28. Februar 1921. 

Eisenbahndirektion, 


namens der Verbandsverwaltunsen. 


Deutsch-schwedisch-norwegischer 
Verbands-Gütertarif, 
‚ Teil II vom 1. Juli 1920. 

Im Verkehr mit Schweden und Nor- 
wesen ist bei Sendungen, für die 
die deutsche oder nordische Fracht 
frankiert werden soll, auch die Fracht- 
briefvorschrift - „granko deutsche 
Fracht“ oder „franko nordische 
Fracht“ zugelassen; bisher mußte dıe 
zu frankierende Teilfracht in seiner be- 
stimmten Summe anzesseben werden. 

Altona, den 28. Februar 1921. (239) 

Eisenbahndirektion, 
namens der Verbandsverwaltungen. 


Niederlausitzer: Eisenbahn. 

Die am 1. April d. -J. auf den 
deutschen Reichsbahnen seintretende 
Erhöhung der Güter- und Tier- 
tarife tritt mit Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde vom gleichen Zeit- 
punkt ab und im gleichen Umfange 
:auch für unsern Binnenverkehr in 
Kraft. 

Die verkürzte Veröffentlichungsfrist 
ist auf Grund der vorübergehenden 
Änderung des $S 6 der Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung (R.-G.-Bl. 1914, Seite 455) 
»enehmigt. (230) 

Berlin, den 28. Februar 1921. 

Die Direkiion. 


Herausgegeben im: Auftrage des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen 
von dem verantwortlichen Schriftleiter, 


(236) 


— 198 — a 


“Preußisch Horsiech- Bayerischer 
Tierverkehr. 


Mit Gültickeit vom 1. April 1921 wird 


die Mindestsebühr für Sonderzüge auf 
75 N für das Tarifkilometer und 1800 MN 
im ganzen ‚erhöht. (244) 
Erfurt, den 2. März 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Staats: und: Privathahn Güterverkehr 
Tv. 5 


v.5. 

Mit Gültigkeit vom 1. März 1921 wird 
die Grenzstation „Wehrse Grenze“ (Sta- 
tion‘ der Liegnitz-Rawitscher Eisen- 
bahn) als Tarifstation in den Staats- 


und Privatbahngüterverkehr aufgenom- 


men. Bis zur Herausgabe eines Nach- 
trages ist die Entfernung zu bilden 
durch Anstoß von 5 km an die Station 
Weehrse. 

Auskunft seben die beteilieten Güter- 
abfertisungen sowie das Auskunfts- 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 

Berlin, den 28. Februar 1921. (245) 

Eisenbahndirektion. Ö 


Vom 1. April 1921 ab werden, vorbe- 
haltlich der Genehmigung, der Auf- 
sichtsbehörde, die bei den Beichseisen- 
bahnen zur Einführung selansenden 
Tariferhöhunsen auch in unserem 
Binnen- und Wechselsüterverkehr durch- 
geführt. Nähere Auskunft wird durch 
uns erteilt. (246 

Blankenburg, Harz, 3. März 1921. 

Direktion 
der Halberstadt-Blankenburger Eisen- 
bahn-Gesellschaft. 


5. Personen- und Güterverkehr. 


Mecklenburg-Preußisch-Oldenburgisch- 
Sächsischer Staatsbahn- und Privat- 
bahn-Personenverkehr. 

Mit Gültigkeit vom 1. April d. J. er- 
scheint zum Tarif, Heft 1, der einige 
Änderunsen der Besonderen Ausfüh- 
rungsbestimmungen enthaltende Nach- 


trar 2. Weiter wird.das Heft 2, Preis-. 


tafeln, neu herausgegeben, durch das 
die Fahrpreise in Mecklenburg auf die 
Preise der übrisen deutschen Reichs- 
bahnen herabgesetzt werden. = (243) 
Schwerin, den 3. März 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion, 
namens der beteiligten "Verwaltungen 


6. Personen- und Gepäckverkehr. 


Aufhebung der Monatsnebenkarten!' 

Mit Ende März d..J. werden für das 
Gebiet der 
Monatsnebenkarten aufzehoben. Es 
werden daher von diesem Zeitpunkte 
an auch im Berliner Vorortverkehr 
a Monatsnebenkarten mehr ausge- 
geben. 


Nähere Auskunft ertailt unser Ver 
kehrsbüro. (224) 


Berlin, den 1. März 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Personen- und Gepäcktarif f. d. Olden- 
burgischen Binnenverkehr., : 
Teil II, Heft 1 und 3. 
Preußisch-Hessisch-Oldenburg. 
Personen. und Gepäcktarif, 
Teil IL, Heft 1. 

Die in den Tarifteilen I, Heft 1, 
unter „Besondere Ausführungsbestim- 
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mungen zur Eisenbahn- Verkeit S 
nung, Zu $ 12.“ für Inhaber von 
karten aufseführten timmun; 
„B. Monatsnebenkarten“, 
Preistafeln für Monatsnebenkarten ı 
dieim Heft3 zum Personentarif fürd 
Oldenburg. Binnenverkehr, Nach 
III, im Verkehr zwischen Geestemi 
Fähre und Nordenham aufgefül 
Preise für Monatsnebenkarten we 
mit Ende März 1921 aufgehoben. 
Monatsnebenkarten werden nach 
Monat März 1921 überhaupt nicht n 
ausgegeben. 
Oldenburg, den: 2. März 192, 
Eisenbahndirektion. 


Frankfurt-hessisch-badischer 
Personenverkehr. 
Die besondere Ausführungsh 
mung zu $ 12 Eisenbahn-Verkeh 
nung „B. .Monatsnebenkarten“ 
am 1. April 1921 aufgehoben. 
Mainz, den 3. März 1921. 
Namens der beteiligten Verwaltunge 
‚ Eisendahndirektion. 


7. Verdingung. 


. Für die Stellwerke „Friw“ und „F 
auf Bahnhof Friedrichstraße in Berlin 
sollen Öffentlich verdunsen werd 
als Los I: die Zimmerer- und Stak« 
arbeiten, Los II: die Dachdecker- 2 
Klempnerarbeiten, Los III: die ß 
ler-, Schlosser- und Glaserarbeiten 
Los IV.: die Anstreicherarbeiten. 
Verdingungsunterlagen und Zeich 
gen liesen im Geschäftszimmer © 
unterzeichneten Bauabteilung zur Ei 
sicht aus. Die Angebothefte könn 
soweit der Vorrat reicht, vom 15. Mi 
1921 ab zum Preise von 10 #1 für ca 
Los gegen post- und bestellgeldfr 
des Betrages bezog 
werden. Die Eröffnung der Angebt 
findet am 31. März 1921 mittags 12 
im Geschäftszimmer der Bauabtei 
statt. Die Angebote sind dort pünk 
abzugeben oder versiegelt und mit 
sprechender Aufschrift rostfrei @inz 
senden, 
Zuschlagsfrist bis zum 2. April! 
Frist für die Vertragserfüllung je dı 


Wochen. 
Eisenbahnbauabteilung 
Berlin, Prinz-Louis-Ferdinand-Str. 


8. Verkauf von Altmaterial, F 


Verkauf von 32 ausgemusterten RR 
‘ und Personenwagen, 
Es findet am 30. März d. J. 


bäude, hier W35, Schöneberger 


Eröffnung von Kaufgeboten Fe 
Kaufzebote sind bis zu genan 
Zeitpunkt gebührenfrei, versiegelt 
mit der Aufschrift „Angebot auf 
stemusterte Eisenbahnwagen“ an 
einzureichen. . Angebotbogen 
Verkaufsbedingungen können ü 
schäftszimmer 258 eingesehen 
gegen portofreie Einsendung von 
zuzüglich 0,60 M Portogebühren & 
(nicht in Briefmarken) von uns 


zogen werden. ° Zuschlagsfrist | 
20. April d. J. (281, 
‚Berlin, den 3. März 1921. a 
Eisenbahndirektion. 
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on Vernehmen nach soll zum 1. J uni d. J. wieder weine 
Tariferhöhung im Personenverkehr bevorstehen. Der sich 
Be ährend vergrößernde Pehlbetrag der Reichseisenbahnen 
En es wohl auch nicht zulassen, von der Anwendung dieses 
Mittels zur Erzielung erhöhter Einnahmen abzusehen. Nur 
kommt es darauf an, wie der Tarif erhöht wird, und in 
dieser Beziehung dürfte seither viel zu schematisch vorge- 
gangen worden sein. Mit der prozentualen Erhöhung der 
Fahrpreise kann es auf die Dawer nicht weitergehen, wenn 
der Verkehr nicht erdrosselt werden soll. Im Güterverkehr 


ist man ia schon früher teilweise von der starren Kilometer- 


‚berechnung durch Einführung der Staffeltarife abgewichen. 
Etwas ähnliches könnte man auch im Personenverkehr ver- 
‚suchen. Wenn jemals, so wäre jetzt die Zeit zur Ein- 
‚führung «eines sich in mäßigen’ Grenzen ‚bewegenden, Zonen- 
tarifs günstig. Eine Erhöhung des "Fahrgeldes wird von 
‚solchen Reisenden, die die Eisenbahn nur für wenige Kilo- 
meter benutzen, nicht so drückend empfunden, wie von solchen, 
ie eine Fahrt von hunderten von Kilometern zu machen 
"haben. Solange daher an gleichmäßigen kilometrischen Sätzen 
festgehalten wird, muß die Eisenbahn darauf verzichten, den. 
| den 'mit kurzer Fahrstrecke so zu belasten, wie es er- 
forderlich und nach den jetzigen Geldverhältnissen zulässig 
wäre, weil sonst für den Fernverkehr unmögliche Beförde- 
reise en würden. Will man daher möglichst 


Von Oberbahnverwalter Th. Bühn, Ludwigshafen (Rhein). 


hohe Einnahmen ohne die Gefahr der Lahmlegung des Vier- 
kehrs erlangen, so ist die Einführung seines Tarifs notwendig, 
der die kurzen Reisen zugunsten der längeren belastet, d. h. 
mit anderen Worten, eines gsestaffelten Zomentarifs. 
Wie ich mir «einen solchen. Tarif denke, sei im folgenden zu- 
gleich unter Gesenüberstellung mit den durchschnittlich 
für je 10 km bisher efHöbenen Fahrpreisen näher veran- 
schaulicht. 

Der Tarif besteht aus 23 Zonen zu je 10 km und 
l Zone zu 20 km für die I. Klasse (bisher IL. Klasse), aus 
22 Zonen zu je 10 km und 1 Zone zu 30. km für die II. Klasse 
(bisher III. Klasse), aus 21 Zonen zu je 10 km und 1 Zone 
zu 40 km für die III. Klasse (bisher IV. Klasse) und umfaßt 
die Entfernungen von 1—250 km. Über 250 km erfolgt die 
Berechnung durch Zusammenstoß des Tarifs für&&0 km mit 
dem des überschießenden Entfernungsteiles.. Die bisherige 
I. Klasse entfällt. Wie die Berechnung vorgenommen wurde, 
will ich hier übergehen, um-mich möglichst kurz zu fassen, 
und daher nur die Gegenüberstellung folgen lassen. Aus ihr 
ist zu ersehen, daß die Erhöhung gegenüber den bisher durch- 
schnittlich für Entfernungsstufen von je 10 km erhobenen 
Tarifen bei Entfernungen von 1-100 km allmählich zu- 
nimmt, dann von 101-160 km allmählich wieder ab- 
nimmt, um bei 161 km in eine Minderung überzugehen, 
die bis 50 km immer erößer wird. Die Hälfte der aus- 
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geworfenen Sätze eilt für Kinderfahrkarten mit ee | zu niedrie als zu warn geschätzt wäre. ana Tele eine 


daß hierbei eine vorherige Aufrundung der nicht auf volle 
Mark ausgehenden Sätze auf volle Mark stattfindet. Eine 
Kinderfahrkarte IL. Klasse (bisher III. Klasse) für 71—80 km 
(voller Preis 13,50 MA) würde daher 7,00 M kosten. Der 
Zonentarif würde sich folgendermaßen z„estalten : 


Zonentarif und Gegenüberstellung mit dem bisherigen Tarif: 


höhung der Tarife für Arbeiterfahrkarten. das Wort rede, : 
geschieht dies deswegen, weil viele Arbeiter heute eine 
Verdienst von 25—830 000 M haben und eine Mehrbelastung 
leicht besser ertra@en. könnten als mancher Gewerbetrei 

Aber auch noch auf einem anderen. Gebiete, das ich 


I. Klasse mr 1I. Klasse) I. Klasse (bisher IH. Klasse) III. Klasse (bisher IV. Klasse) iR 
N Br N, daher | Berechnung daher | Berechnung | daher 
144 05 Zonen- . | weni- SER Zonen- ‚| weni- 4, | Zonen- 

Em bisher tarif mehr ger a | bisher tarif mehr ger er bisher. tarif mehr 

1— 10 | 1.89 2.50 0.61 — tt) 1.13 1.50 0.37 — 1 4025 2070 | 1.— _ 0.30 
11 20 4.04 5.50 1.46 = 11— 20 2.58 3.50 0.92 — 17:20 1.62 2.50 0.83 
21— 30 6.43 8.50 2.02 — 21— 30 4.02 5.50 1.48 = 21 30: 2,62 4— 1.38 
3l— 40 8.83 11.50 2.62 — 3l— 40 5.48 -7.— 1 1.59 RT, 3: = 40% 3.04 5.— 1.46 
41— 50 | 11.36 14.— 2.74 — a a ER N 9I,— a — 41— 50 4.48 6. 1.52 
51— 60 | 13.66 17.— 3.34 — 51— 60 8.32 10.59 2.18 — 51— 60 5.40 7.— 1.60. 
61— 70 | 16.04 19.50 3.46 61— 70 980° | 12.— 2.20 61— 70. | 6.20 8.— 1.80 
71— 8011852 3 3.48 — 71— 80 11.29 1350 Zar — 71-803) 22714 9.— 1.86 
81—=90:.:20,84 24.50 3.66 81I— 90 12.70 15.— 2.30 — 81— 90 8.08 10-— | 1.92 
91—100 | 23.22 .— 3.78 78 — 91—100 14.19 16.50 ‚2.31 91—100 8.86 | 1L1l.— 2.14 
101—110 | 25.64 29.— 3.36 — 101—110 15.54 17.50 ° 1.96 — 101=110 9.88 11.50 1.52 
111—120 | 23.— Bl 3.— = 111—120 17.06 19.— 1.94 > 111—120 10.76 125 1.24 
121—130 | 30.42 33.— 2.58 121-2130 18.48 20 1.52 —_ 121-130 1, 11:62 12.50 ‚0.387 
131—140 | 32.78 3 2:23, — 151—140 19.88 231. 1.12 — 131-140 17324871213, 0.52 
141—150 | 35.22 | 36.50 1.28 5 141—150 21.40 22.— 0.60 - — |) 141—150 18:38.2-18,50 0.12 
151 —160 | 37.62 33.— 0.38 — || 151—160 22.34 23.— 0.16 _ 151—160 14.40 14.50 0.10 
161—170 | 40.— 39.50 — 0.50 161—170 24.18 24.— — 0.15 || 161—170 15.20 ‘15.— = 
171—180 | 42.44 41.50 — 0.94 171—180 25.74 25.50 — 0.24 171—180 16.24 16.— = 
181—190 | 45.20 43.50 — 1.70 181—190 27.12 26.50 — 0.62 -181—190 17.08. 16.50 = 
191—200 - 47.18 45). — SE 2.18 191—200 283.60 27.50 = 1.10 191—200 17.86 17:— — 
201-210) 49.54 46.50 = 3.04 201—210 30.06° 28.50 == 1.56 201—210 18.88 1 17.50 == 
211—220 | 51.96 47.— — 4.96 211—220 | 31.46- | 29.50 — 1.96 211—25V | 21.07 18.— = 
221—230 | 54.34 . | 47.50 = 6.34 221—250 54.30 30:.— — 4.30 e = Sr IE 
231—250 | 57.96 | 48.— =: 1,9:08 Es Br = ee: = Be 


Die Wirkung dieses Zonentarifs sei an einigen Benlen 
erläutert. Eine Fahrkarte III. Klasse von Pirmasens nach 
Hauenstein (29 km) kostet jetzt 4,60 M, sie würde nach dem 
s Zomentarif (II. Klasse) 5,50 A kosten, daher Mehrune 0,90 M; 
eine Fahrkarte II. Klasse Pirmasens-Darmstadt (169 km) 
stellt sich jetzt auf 40.30 M, nach dem Zonentarif (I. Klasse) 
auf 39,50 M. daher Minderung 1,30 A; eine Fahrkarte II. Klasse 
Pirmasens-Dresden (701. km) kostet jetzt 168 M, nach dem 
Zonentarif (I. Klasse) würde sie für 250 -+ 250-201 km 
— 2X 48 446,50 — 142,50 M, d.h. 8,50 M weniger kosten 
ala bisher. Nach dem Zonentarif träten daher für Entfer-: 
nungen über 160 km allmählich steigende, für: große Entfer- 
nungen beträchtliche Ermäßigungen sein, ohne daß die kurzen 
Entfernungen übermäßig belastet würden. Eine mäßige. 
Belastung ist aber für diese ganz am Platz, demn es ist eime‘ 
Tatsache, daß die Eisenbahn serade bei kurzen, Reisen unter 
den „esenwärtisen Verhältnissc#® nicht auf ‘ihre Kosten 
' kommt. Trotz obiger Ermäßigung für größere Entfernungen. 
würde sich das finanzielle Ergebnis des Zomentarifs ganz 
überraschend günstige gestalten. Nach genauen Ermittlungen | 
betrug z. B. der Verkauf an gewöhnlichen Fahrkarten 1T3 
11. und IV. Klasse im deutschen Binnenverkehr (ohne 
Wechsel- und Auslandsverkehr) bei der Station Pirmasens für 
das Vierteljahr Juli/September v. J. — 110257 Stück; hiervon 
107 946 St bis 250 km und 2311 Stück über 250 km. Hier- 
für wurden eingenommen 662 039 M. Diese 110 257 Fahrkarten 
wurden nun in den Zonentarif eingeordnet und der Ertrag 
nach dem neuen Tarif srmittelt, Das Ergebnis waren 
747803 M, daher 85764 AM mehr bei einer Station und in 
einem Vierteljahr. Hiermit wären aber die finanziellen 
- Wirkungen noch nicht erschöpft. Eine Umrechnung der ge- 
wöhnlichen Fahrkarten nach den Gesichtspunkten des Zonen- 
tarıfs müßte unbeding+4 auch eine solche der viel zu: billigen 
Arbeiterfahrkarten im Gefolge haben, so daß «ein 
Mehrerträgnis von 100000 M bei Senännben Station wohl eher 


Ds 


dieser deloneihert kurz berühren möchte, könnte die 
führung eines Zonentarifs vielleicht von N utzen sein, 
lich auf dem Gebiete der Verausgabung und Verrechnung 
Fahrkarten. Jeder Sachkundige weiß, welche Arbeit es ko 
bis z. B. 100 Fahrkarten seedruckt, verteilt, ausgegeben, 
Erlöse verbucht, abgeliefert und. kontrolliert sind. Diese 
beiten könnten auf ein weit Seringeres Maß zurückgef 
werden, wenn man sich mit Hilfe des Zonentarifs zu” fo 
‚dem, allerdings umwälzenden: Verfahren 'entschlösse. 
Für den Verkehr von 7 Stationen untereinander. si 
Kombinationen möglich. Es sind daher 126 verschi 
Fahrkarten zu drucken und auszugeben. Diese 126 verschi 
denen Fahrkartensorten würden sich auf 21 vermindern F: 
Berücksichtigung der Leitungswege), wenn den Fahrka 
nur noch die Bestimmunesstation _ (nicht ‚auch 
„Abgangsstation) aufoedruckt werden könnte, Diese Mög] 
‚keit wäre durch den. Zonentarif gegeben. Durch Einfü ru 
desselben würden die jetzt nach Hunderten zählenden 
' schiedenen Fahrpreise auf 57 und swinschließlich der Ki 
fahrpreise auf 69 vermindert werden, so daß es möglich v 
einen Apparat (Fahrkartendrucker) herzustellen, die: 
Fahrkarten nicht nur, wie jetzt üblich, das Datum, so) N 
gleichzeitig auch die Abgangsstation un 
Fahrpreis aufdruckt, ohne daß dem Fahrkartenau 
eine Mehrarbeit entsteht. Mit demselben Hebeldruck w 
aber auch noch «in Zählwerk in Tätigkeit gesetzt, 
die verausgabte. Karte registriert, und nach "welchem 
Kassenschuld festgestellt werden kann. Die Fahr. 
brauchten. alsdann auch keine fortlaufenden N 
mern mehr zu tragen, sie wären überhaupt so lange: 
lose Papierstücke, wie sie nieht durch den Fahrkartend 
‚gelaufen wären und ihnen dadurch Abgangsstation, Pre: 
‚ Datum aufgedruckt an Vor wären. AU 
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hierdurch teils wegfallen, teils sich bedeutend vereinfachen. 
Es wäre hierzu gar kein verwickelter Apparat notwendig; 
der Fahrkartendrucker, wie ich ihn mir denke, wäre sogar 
ziemlich einfach. Er sei hier an Hand beifolgender schema- 
_ tischer Zeichnung kurz beschrieben. 

'$ Der Apparat hätte die Form eines vorn 7 cm, hinten 21 cm 
f hohen und (z. B. für 45 Fahrpreise) 105 cm breiten stufen- 
| 5 förmigen Kastens, auf dem die verschiedenen "Fahrkarten- 
= hebel in 3 Reihen. übereinander ( 1° 15 in einer Reihe) an- 
' geordnet wären. Ein Apparat für die Höchstzahl an Fahr- 
‚ preisen (69) hätte 160 cm Länge bei gleicher Höhe wie oben. 
‘Bei Verausgabung einer‘ Fahrkarte würde nun der Beamte 
diese dem Fahrkartenschalter, in welchem sie sich wie seit- 
"her (jedoch ohne Nummer) befände, entnehmen. - Im Fahr- 
kartenschaälter wäre bei jeder Station und bei jeder Klasse 
— eine Nummer angebracht, die den Hebel bezeichnet, der 
dem für die betreffende Fahrkarte in Betracht kommenden 
Bra hrpreis entspricht. In den unterhalb dieses Hebels A 
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- befindlichen. Schlitz B wird nun die Fahrkarte N eingeführt 
und der Hebel mit einem kurzen Ruck aus der Ruhestellung 
a in die Stellung a? nach vorwärts bewegt. Der Arm © des 
 Hebels bewegt sich hierbei nach abwärts und schlägt auf den 
Stift des Stahlstempels D, der die Typen für den Aufdruck 
_ des Namens der Abgangsstation sowie des Fahrpreises für 
die in Frage kommende, der Fahrkarte wie bisher aufge- 
‚druckte Bestimmungsstation trägt. Hierdurch erfolgt der 
- Aufdruck der Abganoststation sowie des Fahrpreises. Der 


. 


— Hohe Fahrgeschwindigkeiten und lange Fahrten ohne Auf- 

enthalt haben. von jeher bei den englischen Eisenbahnen eine 
große Rolle gespielt. Unsere deutschen Eisenbahnen konnten 
zur Zeit der Blüte des deutschen Verkehrswesens vor dem 
Kriege den Vergleich mit denen jenseits des Kanals sehr wohl 
aushalten, es wurde aber bei uns von diesen beiden Kenn- 
_ zeichen eines auf der Höhe stehenden Eisenbahnbetriebes 
nicht so viel Aufhebens gemacht wie in England. Das mag 
_ damit zusammenhängen, daß in England infolge des dort herr- 
-schenden Systems der Privatbahnen dem Wettbewerb und der 
» eine ganz andere Bedeutung zukommt als in Deutsch- 


_ zugkräftiges Mittel, um Reisende anzulocken und sie der 
Wettbewerbsstrecke abspenstig zu machen. Um diese Ver- 
- kürzung zu erreichen, gibt es zwei Wege: Fahren mit hoher 
- Geschwindigkeit und Wegfall bzw. Abkürzen der Aufenthalte. 


land. Eine Verkürzung &er Reisezeit ist natürlich ein sehr- 
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Ambos M bildet hierbei das Widerlager für die Fahrkarte. 
Nach Loslassen des Hebels geht er selbsttätie in die Ruhe- 
stellung zurück. Auf der sternförmig ausgefrästen Achse des 
Stempels D sitzen drei Rädehen in Form eines zehnstrahlisen 
Sterns Dt, die an ihrer Peripherie die Zahlen 0-9 tragen. 
Durch diese Rädchen erfolet, gleichzeitig mit dem Aufdruck 
des Preises und der Station, der Aufdruck des Monats und 
der Tageszahl. Zum Wechseln. der letzteren ist @8 NUT #er- 
forderlich, eine Schraube, die vor den Rädchen sitzt (in der 
Abbildung nicht gezeichnet), etwas zu lösen, das erste Rädchen 
um einen Zahn weiterzudrehen und sie wieder festzu- 
schrauben. Zu diesem Zwecke kann der Deckel des Kastens 1% 
hochgehoben werden. Beim Vorwärtsbewegen des Hebels A 
nimmt der Sperrkegel E, der in die Zähne des Sperrades F 
eingreift, dieses Rad mit und dreht es um seinen Zahn herum. 
Dadurch dreht sich auch das auf gleicher Achse sitzende 
Zahnrad G, das unten in das kleine Zahnrad H eingreift, das 
seine Drehung durch Vermittlung des Rades J auf die Räder 
des Zählwerks K überträgt. Das Einerrad des Zähl- 
werks wird beim jedesmaligen Vorwärtsbewegen des Hebels 
um einen Zahn weitergedreht, das Zehnerrad nach zehn, das 
Hunderterrad nach hundert Bewegungen. usw. Das Zählwerk 
geht bis 100000. Da z. B. der Schalter 1 der Station Pir- 
masens in der am häufigsten vorkommenden Entfernungs- 
zone II (11-20 km, III. Kl.) in 3 Monaten 7262 Fahrkarten 
verkauft hat, so wäre das Zählwerk zu dem in Frage kom- 
menden Fahrpreishebel (2,50 M) erst nach 41 Monaten ab- 
gelaufen und müßte wieder auf 1 eingestellt werden. Zähl- 
werk und Hebel sind von Schutzblechen umgeben, die einen 
widerrechtlichen Eingriff zum Zweck der Fahrgeldhinter- 
ziehung ohne sichtbare Verletzune unmöglich machen. Von 
dem Zifferblatt L des Zählwerks kann nun täglich oder in 
größeren Zwischenräumen die Summe der verkauften Fahr- 
karten abgelesen werden. Die Gegenüberstellung dieser 
Summe mit der beim vorhergehenden Kassenschluß durch das 
Zählwerk angezeigten ergibt die Anzahl der für den Zeit- 
abschnitt verkauften Karten und die Vervielfältigung mit den 
für die betr. Hebel in Frage kommenden Fahrpreisen das 
Kassensoll. Fahrkartenbücher, Fahrkartennach weisungen 
und Rechnungen könnten für die in den Bereich des Zonen- 


 tarifs (1—250 km) fallenden Stationsverbindungen entfallen, 


und diese dürften 80% "des gesamten Verkehrs ausmachen, 
Das an die Verkehrskontrolle I abzuliefernde Monatsrechnunes- 
werk würde sich für diesen Verkehrsteil auch für die größte 
Station auf ‚ein einziges Blait beschränken, auf dem die letzte 
Nummer des Vormonats sowie die letzte Nummer des abge- 
laufenen Monats bei den 'inzelnen Zonenfahrpreisen auf 
Grund des Zählwerks vermerkt und hieraus die Monats- 
schuldiskeit gezogen: wäre. "Welche Vereinf. achung in der 
Herstellung der Fahrkarten eintreten würde, ist oben schon 
bemerkt. Einschränkend würde hier nur die Notwendigkeit 
des Aufdrucks von Wegebezeichnungen auf die Karten wirken. 


Schnellzüge auf den englischen Eisenbahnen vor und nach dem Kriege. 


Beide Wege lassen sich natürlich vereinigen. Daß in Eng- 
land in dieser Beziehung vor dem Kriege Bedeutendes ge- 
leistet worden ist, wollen wir auch bei unserer jetzigen Stim- 
mung ‚gegen dieses Land nicht verkennen. Aber auch in Eng- 
land hat das Eisenbahnwesen durch den. Krieg und seine 
Folgeerscheinungen schwer gelitten, und das macht sich nach 
außen hin namentlich auch im Fahrplan bemerkbar. Zahlen- 
mäßig sind die einschlägigen Verhältnisse aus den, nach- 
stehenden drei Zusammenstellungen zu ersehen, die sich auf 
eine Veröffentlichung im Engineer stützen. _ u 
Zusammenstellung I und II unterscheiden sich nur insofern 
voneinander, als sie sozusagen dieselbe Sache von zwei ver- 
schiedenen Seiten ansehen. Zusammenstellung I enthält die 
schnellsten Fahrten ohne Zwischenaufenthalte, die vor dem 
Kriege von den größten englischen Eisenbahngesellschaften 
ausgeführt wurden; ihnen sind die entsprechenden Zahlen — 
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Entfernung, Fahrzeit, Geschwindigkeit — für den Anfang 
1920 segenübergestellt. Zusammenstellung II enthält umge- 
kehrt die schnellsten Fahrten ohne Zwischenaufenthalte An- 
fang 1920 und ihnen gegenübergestellt die entsprechenden 
Zahlen aus der Vorkriegeszeit. Zusammenstellung III endlich 
zählt die 50 englische Meilen (80,5 km) übertreffenden Fahrten 
ohne Aufenthalt vor dem Kriegs und Anfang. 1920 auf. 

Zu den Zusammenstellungen noch einige erläuternde Be- 
merkunsen! Die Große Wstbahn hatte im Juli 1914 begonnen, 
ihren berühmten „Cornish Riviera Expreß“, der England won 
London nach Penzance, also auf seinem- breitesten Teil durch- 
quert und fast seine äußerste Weestspitze erreicht, täglich, 
also auch Sonntags, verkehren zu lassen. Nachdem der Zug 
im Kriese aufgelassen worden war, ist er nunmehr wieder 
aufgenommen worden, allerdings mit einer Verlängerung der 
Fahrzeit um 10 Minuten, die sich aus einer Verkürzung der 
Fahrzeit um 5 Minuten. auf der Endstreeke zwischen Plymouth 
und Penzanee und einer Verlänserung um 15 Minuten auf 
dem vorhergehenden Teil zusammensetzt. Die Große Weest- 
bahn, immer eine führende Gesellschaft in England, hat auch 
die aufienthaltlose Fahrt zwischen London und- Exeter wieder 
aufgenommen. Die 2795 km lange Strecke wird in 3 Stunden 
15 Minuten, also mit 86,0 km Stundengeschwindiskeit gegen 
3 Stunden und 932 km Gesehwindiekeit vor dem Kriege, 
zurück selest. 

Außer den in den Zusammenstellungen Sntreführien Fahrten 
auf große Entfernungen ohne Aufenthalt bestanden vor dem 


I. Schnellste Fahrten. 
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"Kriege noch weitere- Verbindungen, die aber deshalb 
die Zusammenstellung aufgenommen worden sind, w 


betr. Züge nur vorübergehend in der Hauptreisezeit Vi 


kehrten. Sie seien hier besonders aufgeführt: 


: Leeds- London 316,0 km in 3 Stunden 35 Min. oder 


Von diesen Fahrten ist im Sommer 1919 noch köide W 
aufgenommen. worden. Die Fahrt London (St. Pane 
‚Shipley war ein Teil der Fahrt des Schottland-Expreß 
Midlandbahn, der zur Bedienung des Verkehrs nach 
fahrt aus London vrst wieder in Carlisle an der schot 
Grenze hielt, also sanz England von Süd nach Nord 
Reisende aufzunehmen oder abzusetzen, durcheilte; de 
enthalt in Shipley war nur aus Betriebsrücksichten 
Solche Aufenthalte werden newerdings den Reisenden gar 
bekanntgegeben, um sie nicht in Versuchung zu führen 
Zug nach dem Bahnhof, wo nur Betriebsaufenthalt stattfi 
zu benutzen. Man ist newerdings auch in England dazu 
Serangıen, gewisse Züge dadurch zu entlasten, daß man 
stimmte Veerkehrsbeziehunsen von ihnen ausschließt. So 
scheinen z. B. gewisse Züge der Großen Nord- und der 


London-Rhyl 336,9 km in 3 Stunden 58 Min. oder 
84,8 km Stundengeschwindigkeit, 
Rhyl-London 328,0 km in 3 Stunden 54 Min. ‚oder ı 
84,0 km Stundengeschwindigkeit, 
London-Shipley 331,7 km in 4 Stunden 5 Min. Br m 
81,1 km Stundengeschwindigkeit, E= 


88,4 km Stundengeschwindigkeit, 


e 
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Ef = Ent: Vor dem Kriege 155 Anfang 1920 i 
Gesellschaft | Strecke fernung Fahrzeit - Fahrzeit 
n km/Std. 
km Std. | Min. | 1..Stdk 
Mortostbahnremn me a | Darlington-York ar Be 71,2 0 43 a ee 
Gr. Centralbahn. ..... „|. Leicester-Nottingham. . . .. . 36,2 0 22 ‚98,7 0 
Gr, Westbahn in a0 Paddington- Bristol (über Bath). 190,4 2 0 95,1 2 
London- und Nordwestbahn . . Willesden- OHYyenty ii, ac 142,5 1 32 92,9 — 
Gr; Nordbahn WS ee Grantham-King’s Cross... ... 169,9 1 50.42.9917, 2 
Kaledonische Eiserfbahn .. =. „+. Forfar-Perth 7... 2... 00,8 523 0 34 92,3 = 
London- und Südwestbahn . . . | Basingstoke-Vauxhall. ...... 74,9 0 AITNGSERYLD Fr 
Midiandbahh un en St. Pancras-Kettering.... ..... 115,9 1 16 90,8 1 
London- und Yorkbahn. ....  Manchester-Liverpool. .. ... . 59,6 0 40 89,4 DER 
Südost- und Chathambahn . . ..| Tonbrigde-Ashford . ....... 42,7 0 DIS]: 88,2 0 
Glasgow- und Südwestbahn . . | Kilmarnock-Dumfries. ...... 2.934 1 04 87,9 1 
Gr. Süd- und Westbahn. .. . . | Ballybrophy-Mallow. . . . .... 125,8 1 28 85,3 — 
Gr OStDabn FR en ELincolnSpalding Na 2. 61,6 0 44 285 — 
Beigktonbahn. 2.2 ren Yictoria-Brigskton 7: 4.., 5 265 82,1 1 0 8 1 
Gr.:Nordbahn' von Irland = 72) -Belfast-Portadown . 22.2 40,2 0 30 --80,5 0 
Hull-und Barnsleybahn .... . Hemsworth-Howden . ...... 40,2 0 30 80,5 = 
Somerset- und Dorsetbahn . . . | Poole-Everereech. .. ...... 65,2 0 51 76,6 — 
Nordbritische Bahn. . . „| Haymarket-Cowlairs .. . 2... 70,2 0 53 80,5 1 
Gr. Nordbahn von Schottland. . Huntley-Aberdeen «2,2... 0, 65,2 0.1 54 72,5 _ 
Midland- und Gr. Westbahn . . | Mullingar-Athlone. . ....:... 45,1 0 38 752 —_ 
Furnessbahn 2 son. 35 Windermere-Oarnforfh ...... 45,5 0 40° 68,1 — 
Midland- und Südwestbahn (Ver- = 
ee SR Andover-Swindon. ......... 52,7 0 48 65,8 — 
Hochlandhahn- ze 2: era. Berth-BlairtAtholl®. 29 ER 56,8 0) 45 75,9 0 
Kambrische Bahn. .. .... ...l Oswestry-Moat Lane.: . . 2... 54,9 0 54": 60,7 Se! 
II. Schnellste Fahrten. as 
| Ent- _ „Anfang 1920 
Gesellschaft Strecke fernung Fahrzeit wos r Fahrzeit 
km Std. | Min. we Std. | Min 
Br.Genträlbahn 7-2... 22. Woodford-Deicesfer a 54,7 0 36 91,1 0 
GE Westbahn.. u air Paddington-Taunton ....... 230,2 2::1%788 87,4 > 
MNordostbahn „eis, 2 " Darlinston-York- 21.172257 ER 73,2. 0 5l 83,7 0 
Gr-Norübähl 2. var as Peterborough-Finsbury Park .. 118,7 1 26 82,8 1 
London- und Nordwestbahn . . | Willesden-Rugby . ........ 124,8 1 Bla 82,1 1 
Mialamabahhr u... a EI St. Pancras-Kettering. =... .. --115,9 a | 26 80,8 1 
Gr. Nordbahn von Irland : . . . | Dublin-Drogheda .. ....... "5ll 0 38 80,7 0 
Glasgow- und Südwestbahn .. Glasgow-Ayr . 2. ...... j ‘66,8 0 50 80,2 0 
Südost- und Chathambahn . . . | Vietoria-Margate - . .. 22... 119,1 1 80.: 79,4 3 
Londön- und Yorkbahn. . .. . . | Manchester-Liverpool. .. . . Be 59,6 0 45 7,4 1-0 
London- und Südwestbahn . . . | Waterloo-Salisbury . ....... 134,8 1 43 73,4 1 
Gr. Süd- und Westbahn. ... . Maryborough-Dublin ....... 82,1 1 03: 21 1 
Nördbritische Bahn. ... :» . Glasgow-Edinborough ...... 76,1 - 1 0 76,0 1 
Gr. Oätbahn. m Sue Liverpoolstreet-Colchester . . . . 83,3 1 06 75,7 1 
Kaledonische Bahn. .. . .. . Aherdeen-Perthl , Sr 17 40 144,5 1; 14.08 75,4 1 
London-,  Brigkton- a wur er 
küstenbahn ER, Vietoria-Brighton. . .. : A, 82,1 1 05 a | 


N 


= 
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TH Il. Längste aufenthaltlose Fahrten. 


| Ent- 


2 Vor He Rage Anfang 1920 
Gesellschaft Strecke ' fernung : 
el km/Std Fahraen km/Std. 
km | Std. | Min. Std. | Min. 
wewWestbaähn. . .. . un. London-Plymouth. :.. » 2... ... 363.6 4 07 83,2 

” ndon- und Nordwestbahn . . ı London- -Liverpool ME en 309,1 3 28 89,4 E = | > 
EHndon-Grawer. 254,4 2 öl 89,3 3 14 78,6 

Nrdbahn .% ..... a. 0%. Wakefield-London . ....... 283,1 „ 09 89,7 _ — _ 

E ame er Eondon-Granthäm .. ......80% 169,9 1 50 EHI O 04 82,1 

Beebähn Ca N Rotherham-London.. ... 2... 260,8 2 57 88,9 2 Ex Su 
a Leicester-London. ......... 159,4 1 45 297,0 1 59 80,3 
eshtralbahn.*. -... 08°. Bondon Sheffield: ..:.2..2 „2: 265,2 2-| 57 89,8 4 >> = 
ee TE London-Leicester. .. : ..:... 165,8 1 50 90,5 1 56 85,7 
sledonische Bahn. . . ..... . DIEHSIE ROSEN 1. ee 242,7 3 00 80,8 — — 
EEE ARTE AR Carlisle-Stirling. .°.. X... . 189,6 2 17 82,9 3 07 60,7 

RE EB ET Newcastle-Edinburgh. .. .... 199,4 2 18 87,1 2 25 82,9 

ndon- und Südwestbahn London-Bournemouth. . . . ... se 1199 2 00 86,9 —_ — _ 
x: Salisbury-Exeter . . . . . .12.% 141,7 1 36 87,4 2 00 71,0 

2 ordbritische Bahn,®.®. Garlisle-Edinburgh ........ 158,2 D) 15 :#70;2 Be = = 
EN, Edinburgh-Dundee . ....... ‚95,4 1 20 71,5 1 27 65,7 
Hasgow- "und Südwestbahn Kilmarnock-Carlisle. . . . ....... 146,9 1 46 83,1 ee Age — 
Br... = Kilmarnock-Dumfries. ... . . . 93,4 1 04 87,9 1 18 71,8 
E:. 55 2 Thunles-Duhlin: rı... <serzn en 139,7 1 40 83,7 1 50 76,2 
dost- und Chathambahn . . . | Deal-Victoria .. . ... 2.2.2... 135,6 | 48 75,4 _ = — 
ee... S E Victoria-Margate . .. ...... 119,1 1 30 79,4 1 30 79,4 

‚ondon-, Brighton- und Süd- | | 
küstenbahn. .. ...... . @lapbam-Frattion',... . . 20.0208 130,8 1 47 73,3 — —_ — 
London-, Brighton- und Süd- 

Beabahn ..:;, 10... 2. esoria-Pratton::2...... 2... 22.20.08 .136,4 — a = 1 50 74,4 
Bahn 5: London-Harwich . . . .-. . . F 111,1 1 22 31 I — — _ 
SE ee Eondon-Ipswich- 4... 110,7 1 24 78,9 1 28 75,4 

merset- und Dorsetbahn Balsoole ste see 107,9 1 39 65,4 — — .— 
Balh-Blandiorthe 1... 02.0 84,9 _ — — 1 28 58,0 

land- und Gr. Westbahn” Dublin Mullingär -- 2... ... .. oe 80,5 1 14 69,2 1 10 | 68,9 


Betriebsrücksichten und sogar am Bahnsteig gehalten 
d, und auf der Nordwestbahn ist die tatsächlich längste 
fernung, die ohne Anhalten durchfahren wird, London 
Euston)-Crewe, 254,4 km. während im öffentlichen Fahrplan 
die Strecken London-Holyhead und London-Carlisle als auf- 
haltslos durchfahren erscheinen. Auch sonst kommt bei 
igen langen Fahrten ohne Zwischenhalt zur Bedienung des 
kehrs ein Aufenthalt unterwegs nach Bedarf vor. 
Der in der Zusammenstellung I an erster Stelle aufgeführte 
g, der schon 1902 eingerichtet wurde, galt vor dem Kriege 
den schnellsten Zug in Europa. Die Fahrt Paddington- 
unton in Zusammenstellung II nimmt insofern eine Sonder- 
ung ein, als auch in Taunton der betr. Zug nicht hielt; 
setzte dort nur Wagen nach dem bekannten „slip“-Ver- 
fahren ab und hatte seinen ersten Aufenthalt erst in Exeter. 
andelte es sich bei den vorstehend besprochenen Schnell- 
hauptsächlich um solche, die von London ausgehen 
‚dort endigen, jedenfalls aber im wesentlichen um solche, 
auf das Netz weimer Eisenbahngesellschaft beschränkt 
iben, so bestand vor dem Kriege auch noch weine Anzahl 
rverbindungen durch Schnellzüge zwischen den Netzen 
schiedener Gesellschaften, die zum Teil den Verkehr zwi- 
zwei Punkten, ohne London zu berühren, vermittelten, 
| einander berührende Gesellschaftsnetze miteinander in 
Verbindung brachten -sder sonst eine Lücke überbrückten. 
6 verdanken ihren Ursprung dem Wettbewerb der Gesell- 
2 ften untereinander, die sich teils zur Abwehr, teils aber 


|ossen, gewisse Betriebseinrichtungen gemeinschaftlich zu 
tzen. Anfangs wurden durchgehende Wagen von einem 
tz auf das andere übergeführt; sie bildeten die Vorläufer 
die ‚durchgehenden Züge der Vorkriegszeit, die aus Wagen 
 Seitengane zusammengesetzt waren und Speisewagen 
en. Diese Art des Verkehrs hat durch den Krieg noch 
> gelitten als die zwerst behandelten Züge auf den Haupt- 
B ern. Während letztere im Wiederaufbau begriffen 
‚ ist bei den Querverbindungen in dieser Beziehung noch 
t viel geschehen. -Es wird in gewissen. Kreisen die Be- 
htung ausgesprochen, daß der Querverkehr bei einer 
algen Verstaatlichung ‚der englischen Eisenbahnen oder bei 
n Einteilung in Bezirke, die nach geographischen und 
schaftlichen Rücksichten, nicht nach den jetzigen wıllkür- 
n Eigentumsgrenzen eingeteilt sind, stark eingeschränkt 
l itten werden könnte, doch wird von anderer Seite 
Be als unnötig angesehen und das Gegenteil er- 


| zum Angriff zu Verbänden mit dem Ziel zusammen- 


Die zwei wichtigsten Querverbindungen sind diejenigen 
zwischen dem Norden und Westen von England, zwischen den 
Netzen der Großen Westbahn, der London- und Nordwestbahn 
und der Midlandbahn unter Benutzung des Tunnels unter der 
Mündung des Severn in das Meer und über Birminsham und 
Derby. Auf beiden Verbindungen verkehrten vor dem Kriege 
zusammen 45 Schnellzüge. doch mußte deren Zahl im Kriege 
stark eingeschränkt werden. Die 669,8 km lange Strecke 
Liverpool - Crewe - Shrewsbury - Hereford - Bristol - Plymouth 
wurde früher in 8% Stunden. zurückgelegt; jetzt braucht man 


zu der Fahrt 9 Stunden. 40 Minuten. Noch größer ist die Ver- 


längerung der Fahrzeit auf der Strecke Bristol-Crewe-Edin- 
burgh, auf der 635,9 km vor dem Kriege in 9% Stunden, An- 
fang 1920 in 12% Stunden durchfahren wurden. Auf .der 
2725 km langen Strecke Cardiff-Manchester ist die Fahrzeit 
von 4% auf 54 Stunden verlängert worden. Eine Zeitlang 
verkehrte ein Schnellzus Plymouth-Liverpool, der die 192,4 km 
lange Strecke Bristol-Shrewsbury ohne anzuhalten durchfuhr. 
Im Zusammenhang ‚damit steht ein Schnellzug der Großen 
Westbahn zwischen Birminsham und Cardiff über Worcester ; 
er brauchte früher für die 190,3 km lange Strecke 3 Stunden 
10 Minuten, während jetzt die Fahrzeit auf 4Stunden 12 Minuten 
verlängert ist. Nur Montags verkehrt ein Zug mit 3% Stunden 
Fahrzeit. Speisewagen werden auf dieser Strecke nicht mehr 
geführt. Unter Benutzung der Midland-Bahn bestehen die 
Verbindungen Bristol-Derby-Leeds-Newcastle, 471,7 km, früher 
in 7 Stunden 10 Minuten, jetzt in 9 Stunden 12 Minuten; 
Bristol-Leeds, 327,6 km, früher in 4 Stunden 32 Minuten, jetzt 
in 5 Stunden 32 Minuten; Bristol-Carlisle-Glasgow, 698,3 km, 
früher in 9 Stunden 50 Minuten, jetzt in 11 Stunden: 40 Minuten. 
Vor vielen Jahren ließ die Midland-Bahn den besten ihrer 
Schnellzüge Birmingham ohne anzuhalten durchfahren, um zu 
verhüten, daß dort Reisende auf die Nordwestbahn übergingen, 
gewiß ein eigenartises Ersebnis der Verkehrspolitik einer 
englischen Eisenbahngesellschaft. 

In Verbindung mit der Somerset- und Dorset-Eisenbahn 
wird eine Verbindung Bournemouth-Bath-Birmingham- Leeds, 
eine Entfernung von 450 km, betrieben, die jetzt in "8% Stunden 
gegen 6% Stunden vor dem Kriege durchfahren wird, Im 
Sommer 1919 ist der Speisewagenverkehr zwischen Derby und 
Bournemouth wieder aufgenommen worden. Ferner ist an 
der Verbindung Southampton-Andover-Cheltenham-Manchester 
— 362,2 km, früher in 5 Stunden 57 Minuten, jetzt in 7 Stunden 
50 Minuten — die Midland- und Sidwest-Verbindungsbahn 
beteiligt. 

‘Während die Verwaltung der englischen Eisenbahnen unter 
Leitung stand, sind gewisse Verkehrsbeziehungen 
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bestimmten Strecken. zugewiesen worden; darunter hat nament- 
lich .der Quwerverkehr von Lancashire und Yorkshire mit 
Schottland gelitten. Am wenigsten ist davon noch die Veerbin- 
dung Leeds-York-Edinburgh-Glasgow betroffen worden, wo 
die Gesamtstrecke — 447,2 km — in 6 Stunden 26 Minuten und 
die Deilstrecke Leeds-Edinbureh — 3711 km — in 4 Stunden 
32 Minuten zurückgelegt wird. Auf der Gesamtstrecke ist die 
Fahrzeit nur um 1 Minute, auf der genannten Teilstrecke aber 
um 18 Minuten verlängert worden. Entlang der Westküste 
besteht Schnellzugverbindung von Liverpool über Preston 
und Cärkeis nach Glasgow — 155,8 km — und zwischen Liver- 
pool und Edinburgh — 353,8 km; auf beiden dawert die Fahrt 
6 Stunden 20 Minuten statt 4 Stunden 50 Minuten. Der durch: 
gchende Verkehr Liverpool-Hellifield-Carlisle-Glasgow und 
Liverpool-Hellifield-Carlisle-Edinburgh ist aufgegeben wor- 
den. Die durchgehenden Züge von Manchester auf demselben 
Wege über Hellifield und Carlisle nach Glasgow und Edin- 
bureh — 388,0 und 360,2 km — sind jedoch beibehalten worden. 
Die Fahrzeit, die früher auf beiden Strecken 5% Stunden be- 
trug, ist auf 7 Stunden 58 Minuten und 7 Stunden 33 Minuten 
verlängert worden. 

Zwischen Liv örpool und Newcastle bestehen zwei Verbin- 
dungen, die eine über Manchester, Leeds, Harrogate, Stockton 
unter Mitwirkung der Nordwestbahn und der Nordostbahn, die 
andere über Normanton und York unter Beteiligung der Lan- 

cashire- und Yorkshire- und der Nordostbahn. - Erstere ist 
286,6 km lang, letztere 6,4 km länger. Auf der ersteren ist 
die Fahrzeit von 4% Stunden auf 5 Stunden 53 Minuten, auf 
der letzteren von 4 Stunden 40 Minuten auf 5 Stunden 18 Mi- 
nuten verlängert worden. Zwischen Newcastle und Sheffield, 
die 204 km voneinander entfernt sind, verkehrte früher ein 
Schnellzus in 2 Stunden 52 Minuten, zu dem die schon er- 
wähnte, am schnellsten durchfahrene Strecke Darlinston-York 
gehörte. 

DiesGreat Central-Eisenbahn hat ihren Durchgangsverkehr 
Manchester-Sheffield-Grimsby-Cleethorpes wieder aufsenom- 
men und ihn gegenüber der Vorkrieeszeit sogar beschleunigt; 


dıe Fahrzeit auf der 181,1 km langen Strecke ist von 3 Stunden: 


35 Minuten auf 3% Stunden herabgesetzt worden. Auf der 
Streeke Liverpool-Hull, die 204,1 km lane: ist, ist die Fahrzeit 
dasiesen von 3 Stunden 29 Minuten auf 4 Stunden 33 Minuten 


erhöht worden. Der durchgehende Verkehr Manchester- 
Sheffield-Lineoln-Yarmouth ist noch nicht wıeder aufge- 
nommen. E 


Die Große Westbahn und die London- und Südwestbahn 
arbeiten zusammen bei einem Verkehr (mit Speisewagen) 
Bournemouth-Southampton-Oxford-Shrewsbury-Birkenhead, wo 
436,7 km in 7 Stunden 21 Minuten zurückgelest wurden, jetzt 
in 8 Stunden 13 Minuten zurückgelest werden. Der Durch- 
gangsverkehr —Bournemouth-Manchester über Southampton- 
Wolverhampton ist noch nicht wieder aufgenommen. 

Im Herbst 1913 wurde der Verkehr zwischen Portsmouth 
über Romsey-Salisbury-Bath-Bristol und Cardiff, 219,3 km, 
sehr sefördert. Die Fahrt dawerte mit dem kürzesten Zug 
4 Stunden 52 Minuten. Im Laufe des Krieses wurde die Fahr- 
zeit auf 5 Stunden 27 Minuten erhöht, hauptsächlich dadurch, 
daß zwischen Trowbridge und Salisbury wegen der dort an- 
gelegten Truppenlager wiederholt gehalten werden mußte. 

Einige Jahre vor Ausbruch des Krieges wurde ein durch- 
gehender Verkehr Wolverhampton-Bristol-Penzance, eine Ent- 
fernung von 514,0 km, durch Eröffnung der neuen Strecke 
der Großen Westbahn zwischen Birmingham und Bristol über 
Stratford-on-Avon und ' Cheltenham ermöglicht. Zugleich 
machte die große Weestbahn ein Mitbenutzungsrecht, das lange 
— fast ein halbes Jahrhundert — seruht hatte, auf die Strecke 
der Midland-Bahn zwischen Standish (südlich "Gloucester) und 
Yate geltend, von wo der Anschluß nach Bristol erreicht 


wurde. Im Kriege wurde der durchgehende Verkehr auf dieser: 


Strecke ganz «eingestellt. Der Verkehr Wolverhampton-Pen- 
so ist mit einer Fahrzeit von 9 Stunden 25 Minuten siegen 
9 Stunden 3 Minuten vor dem Kriege wieder aufeenommen 
erden Der sog. Shakespeare-Expreß zwischen Birkenhead 
und Woeston-super-Mare und «einige andere Virbindungen. 
zwischen Bristol und- Birmineham ruhen jedoch noch. 

Zur Herstellung einer Verbindung zwischen der Großen 
Westbahn - und der. Great Central-Bahn ist seinerzeit die 
13,7 km lange Stwecke Banbury-Woodford, an der keine 
Zwischenhaltestellen Gegen, die also eine reine Verbindungs- 
bahn: ist, gleichzeitig mit der Einführung der Great Central- 
Bahn nach. London gebaut worden. Über diese Strecke führt 
die Virbindung Bristol-Bath-Banbury-Sheffield-York. Ein 
Nachtschnellzugspaar legt die 422,2 km lange Strecke in der 
Richtung nach Norden in 7 Stunden 13 Minuten, vor dem 


 Peterborough und Rugby, wo 81, 7 km in 1 Stunde 6 Min 


schaften 'arbeiten in weitgehendem Maße einander. in die H 


‘diese auch an sich von erheblicher Bedeutung fürs 2 


Krieee: 7 Stunden 5 Minuten, in der Gegenrichtung ana Stu 
dien. 48 Minuten, vor dem Kriege: 6 Stunden 55 Minuten, z 
rück. Ein Tagesschnellzug "Manchester-Sheffield- Banb 
Bristol — 397,3 km in 6 Stunden 11 Minuten — wurde 
Sommer über Taunton und Barnstaple bis nach dem Bad 
Ilfraeombe an der Küste von Cornwall durchgeführt und 
so auf seine 503,9 km lange Fahrt in 10% Stunden. 
Schließlich seien noch einige aufgelassene Quwerverbindunger 
aufgeführt. Um die Bewohner von Lancashire zu ihrer 
holunz an die Südküste zu bringen, ließen die Nordwest 
und die (Briehtonbahn gemeinschaftlich den „Sonderzug 
dem sonnigen Süden“ von. Liverpool über Manchester 
Brighton nach Eastbourne verkehren, der London in Wil 
und Addison-road berührte und über East Croydon weiterfu 
Die Durehganes- und Speisewagen stellte die Nordwesib 
Auch die Londoner, namentlich die Bewohner des West 
konnten diese Verbindung gut benutzen, indem sie den Zu 
Addison-road bestiegen. Die Fahrt auf der 399,3 km la 
Strecke dauerte 6 Stunden 40 Minuten. Auch die Verbind 
zwischen Deal-Dover-Folkestone und den Hauptstreceken 
Nordwestbahn, der Großen Nordbahn und der Midland 
berührte London und zwar in Herne Hill, Ludgate Hill, K 
Cross, Kentish Town und Willesden. Auf dieser. Veerbind 
konnte man von Deal nach Manchester, 367,9 km, in 7 Stund 
en von Deal nach Leeds in 8 Stunden 32 Min 
ahren 


Eine der längsten Querverbindungen auf engtechen B 
— Eneland hier in dem dort üblichen engeren Sinne vers 
den — war Barry-Neweastle mit 572,3 km, die in 9 Stu 
3 Manuten zurückselest wurden: die Verbindune führte 
Cardiff, Gloucester, Cheltenham, Banbury, Sheffield und Y 
an ihr waren die Barry-Eisenbahn, die Große Weesibahu 
Great Oentral-Eisenbahn, die Midlandbahn und die Nor 
bahn beteilist. Um die Spitzkehre in Kinsham (früher 
ping-Norton-Junction) zu vermeiden, hatte die Große \V 
bahn dort eine Umsehungssstrecke sebaut. 

Die Einstellung des Verkehrs der Großen Obere von 
wich nach dem Festlande hat auch die Einstellung der Ver 
dungen York - Doncaster - March - Bury-Ipswich-Harwich u 
Birmingsham-Rueby-Peterborougeh-Harwiech zur Folge „eh 
erstere war 354,2 km, letztere 295,0 km lang; die Fahrt eva 
auf, jener 5 Stunden 27 Minuten, auf dieser 5- Stunden 9° 
nuten. Bemerkenswert war die Fahrgeschwindigkeit zwisch 


zurückgelegt wurden. 


Die "Beschäftigung mit den vorstehend behandeken V 
hältnissen ist in doppelter Beziehung interessant. Sie 
einerseits, daß, obgleich England vor einer unmittelbare 
rührung mit den Schrecken des Krieges verschont geblieb 
ist, sein ‚Eisenbahn wesen unter dem Krieg und seinen Folg 
schwer gelitten hat. Andererseits‘ werfen die „:eschildert 
Zugverbindungen ein scharfes Licht auf das Zusammenarbe 
der enelischen Eisenbahngesellschaften. Diesen wird ı 
vorgeworfen, daß jede ihr Netz gegen das der anderen Bahn 
abschließe, daß jede nur daranf bedacht sei, ihrem Netz 
kehr zuzuführen und zu erhalten und daß Verkehrsbedür 
nur dann befriedigt werden, wenn die Erfüllung de 
treffenden Wünsche den einseitigen Vorteil der Eisenb, 
gesellschaft wahrt,. der die Erfüllung dieser Wünsche zuf. 
Die Schilderung der vorstehenden aufgeführten Quwerverbi 
dungen, wobei übrigens der Begriff „quer“ so zu verst 
ıst, daß- er sich auf einen von einem "Eisenbahnnetz auf 
andere überspringenden Verkehr beziehen soll, wenn er : 
die Insel Großbritannien in der Längsrichtung dure 
zeigt, daß das Ggenteil der-Fall ist: Die Eisenbahnge : 
und Hand in Hand miteinander. Ob dieses gemeinschaft 
Arbeiten durch eine Zusammenfassung der Eisenbahne 
es durch Verstaatlichung, sei es durch Schaffung von E 
bahn-,Provinzen“, an erheblichem Grade gesteigert we 
könnte, ist zweifelhaft. Es kommt dabei nicht nur auf 
guten Willen der Beteiligten an, sondern auch darauf, 
Bedürfnis, Qwerverbindungen zu schaffen, vorliegt, d 
groß ist, daß es die Aufwendungen, die zu seiner Befried 
nötig sind. zu rechtfertigen vermae, daß also den Kosten 
Querverbindungen entsprechende Einnahmen segenübersteht 
Man darf dabei nicht außer acht lassen, daß dem Verkeh: 
Mittelpunktes, der Ilauptstadt eines Landes, mit den sonst 
Nebenbrennpunkten des Verkehrs weit höhere Bedeutung 
kommt, als dem Verkehr der letzteren untereinander, 


kehrsleben eines Bander 


= Nr. 71, 148, Jahtg: 1919 d. Ztg. wird die Hauptursache 
er „vielen en und Verluste“ im Güterbe- 
'örderungsdienst auf den Mangel eines zuverlässigen Wagen- 
rerschlusses zurückgeführt und dabei die Minderwertigkeit 
ler sowohl vor als auch während des Krieges verwendeten 
‚Verschlüsse betont.. Über letztere Ansicht wird in Fach- 
reisen — soweit die Praxis in Betracht kommt — kein 
‚Zweifel bestehen, es wird dieser Mangel aber mehr oder 
weniger solange bestehen: bleiben, wie den Wagenverschlüssen 
überhaupt nur ine ‚symbolische Bedeutung beigemessen 
werden kann und auf eine unbedingte Sicherheit gewährenden 
Verschluß verzichtet werden muß, Es wird sich daher zu- 
nächst nur darum handeln können, einen Verschluß zu  ver- 
wenden, dessen Verletzung sofort erkennbar ist und nicht 
eckt werden kann, so daß eine Unreselmäßiskeit früh- 
ee ea und deren Ursache alsbald nachgegangen 
' n kann. 


a ach 8 4 der Beförderungsvorschriften, Heft 1, sind Ver- 

aus Blei mit Schnur oder Draht zu verwenden. Diese 
stimmung wurde während des Krieges auf Verschlüsse aus 
en. ausgedehnt. Wie schon die Bleiverschlüsse, insbe- 
dere diejenigen, zu de eren Befestigung umsponnener Eisen- 
ht verwendet wurde, in Fachkreisen. Gegenstand scharfer 
rurteilung wurden, so war @s — wie bereits eingangs er- 
hnt — noch mehr deer Fall bei denjenigen Verschlüssen, die 
hrend des Krieses aus Mangel an Blei eingeführt wurden. 
Jıese werden zwar nach und, nach wieder verlassen, aber 
ur, wenn nicht alle Anzeichen trügen, um wieder durch Blei 
ensetzt zu werden, wobei in Ermangelung guter Schnur auf 
die „Drahtplombe“ zurückgegriffen werden wird, womit wir 
wieder beim schlechtesten Verschluß, der je 
winmalbesta nd, angelangt wären; denn bei keinem Ver- 
uß läßt sich ein unbefugtes Öffnen und dessen Unsichtbar- 
achung leichter durchführen als bei der Drahtplombe. Nach 
Be ineiden des Drahtes genügt es, mit einem scharfen Werk- 
eur (ein Nagel kann angewandt werden) an der Drahtein- 
führungsstelle die Plombe nur soweit zu öffnen, daß eine bis 
zwei Umwindungen des Drahtes in die Plombe eingeführt 
verden können. Hierauf :wird die Plombe an der verletzten 
‚Stelle wieder zusammengedrückt und — der Draht sitzt wieder 
fest. Eine derartige Verschlußverletzung kann unterwegs nie 
tdeckt werden, weil die Untersuchung der Verschlüsse mit 

hierzu erforderlichen Genauigkeit wegen Zeitmanzels 
nieht möglich ist. 


An ihrer Stelle wäre der im Bereiche der Eisenbahngeneral- 


Die Fahrdienstvorschriften (F.V.) schreiben im Abschnitt 6 
, in welcher Weise die Stamm-, Kurs- und Verstärkungs- 
n mit Laufschildern außen und innen zu versehen 
93, 3-6), und wie’ die Wagenabteile in solche für Frauen, 
hlraucher und Raucher einzuteilen sind (8 9, 9-11). Es 
zur Genüge bekannt sein, wie schwer es ist, die rich- 
Durchführung dieser Bestimmungen, die im Interesse 
‚es geordneten Personenverkehrs liegen. dauernd aufnecht- 
erhalten. Immer wieder werden die Bestimmungen über 
die Anbringung der Laufschilder und die Einteilung der 
genabteile bei den Personenzügen von den verschiedenen 
rfür verantwortlichen Bediensteten (Rangiermeistern, 
agenmeistern, Aufsichttsbeamten, Zugführern usw.) außer 
‚cht gelassen; immer wieder muß durch besondere Verfügun- 
em ‚auf die 8$S 91 und 93 der F. V. hingewiesen, die schuldigen 
ediensteten zur Rechenschaft gezogen werden. 
st, es nun immerhin noch möglich, dem $ 93 der F.V. be- 


tung zu verschaffen und seine Durchführung sicherzu- 
en, so ist dies außerordentlich schwer bei dem $ 91 der 
. bezüglich der Einteilunx der Personenwagenabteile, 
gstens soweit es sich um stärkere Züge handelt. Bei 
urzen, regelmäßig auf einer Strecke pendelnden Personen- 
en ist eine einwandfreie, den Bestimmungen entsprechende 
nteilung imfnerhin noch durchzusetzen: Hier achten. die 
ediensteten. auf den Zuebildungsstationen und die solche 
er gewöhnlich auch regelmäßig begleitenden Zugpersonale 
auf eine einwandfreie, bestimmungsmäßige Einteilung der 
4 bieile, Es liegt dies daran, daß kei solchen kurzen Zügen 


lich der Laufschilder durch fortwährende Belehrung usw. 


Ein neuer Güterwagenverschluß. 


wie die nachstehende Abbildung zeigt, aus einem 21 cm langen, 
0,8 em breiten Blechstreifien c, an dessen einem Ende sich eine 
Kapsel a, am anderen Ende ein gefederter Widerhaken d be- 
finden. Dieser Widerhaken _ wird durch Umbiegen des 
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Innenseite der Plombe. nat. Grösse. | 
Blechstreifen nach innen, nachdem letzterer durch die 
Wagenösen durchgeschoben ist, in den auf die Rückseite der 
Kapsel befindlichen Schlitz b soweit eingeführt, bis er hörbar 
einklinkt und und sich damit an einem in der Kapsel befind- 
lichen Ansatze festkrailt.e. Dadurch ist der Verschluß ge- 
sichert; er kann nur noch durch Abscheren des Blechstreifens 
©elöst, dann aber nicht mehr festsemacht werden, Zur 
Kennzeichnung des Verschlusses, der ohne jegliches 
Werkzeug angelegt wird, dient an Stelle des Datums der 
Abfiertisung — wie beim ‚Merzschen Blechsiesel — eine auf 
dem Blechstreifen eingepräste Kontrollnummer und der 
Name der Abfertieungsstelle. 

Der Vorteil dieses Verschlusses in zweifacher Hinsicht liegt 
auf der Hand. Erstens ist sein verletzter Veerschluß als sol- 
cher sofort erkennbar, weil die entzweigeschnittenen Teile 
nicht wieder zusammengefügt werden können. Und zweitens 
ist, was als wesentlich bezeichnet werden muß, bei dem 
„Hakenverschluß“ keine Zange‘ nötig, woraus folgt, daß die 
Anlesung dieses Wagenverschlusses erheblich weniger Zeit 
erfordert, als Verschlüsse, zu deren Festlegung Verschluß- 
zaneen notwendie sind, daß also nicht nur Personalkosten, son- 
dern auch die Kosten für die Beschaffung und Unterhaltung 
der Werkzeuge erspart ‚werden, Kosten, welche die Erträg- 
nisse aus dem sesammelten Blei verbrauchter Plomben veich- 
lieh aufbringen. 

Der „Hakenverschluß“ dürfte demnach für die Eisenbahn- 
verwaltung vorerst nicht nur der sicherste, sondern auch 
der billisste von allen bis heute bestehenden Wagenver- 
schlüssen sein. 


ktion Stuttgart mit gutem Erfolge verwendete Sog. Stuttgart, Januar 1921. 
enverschluß* zu empfefflen. Dieser Verschluß besteht, Finkbsiner, Obergübervorsteher. 
Bildung der Personenzüge. = 


P} Von Eisenb.{Betriebskontrolleur Hildebrand, Frankfurt (Main). 


wesen ihrer geringen Wasenzahl ein Überblick leicht möglich 
ist, der sofort eine Unreselmäßiskeit feststellen läßt, und 
daran, daß bei solchen reselmäßig pendelnden Züsen das Zug- 
personal sleichsam mit dem Wagenpark verwachsen ist und 
ihm naturgemäß viel mehr Liebe und Sorgfalt als anderen 
Zügen ansedeihen läßt. Auch bei den D-Züsen ist die Ein- 
teilung und deren Übersicht leichter, da bei diesen Zügen, 
von. Ausnahmen abgesehen, die Außen- und Innenbeschilderung 
des ganzen Wasens auf „Raucher‘ oder „Nichtraucher“ lautet. 
und hieraus sich auch die Einteilung der Abteile von selbst 
ergibt. Es kann sich dann nur darum handeln, im Inneren 
der Wagen bei einzelnen Abteilen besondere Beschilderungen 
anzubringen, wenn dies erforderlich wird, z. B. für Frauen, 
oder ‘wenn in einem A.B. Bü. ein Abteil 1. Klasse als 

Raucher“, das andere als „Nichtraucher“ kenntlich zu machen 
ist, Jedenfalls ist es aber bei den D-Zügen auch bei etwas 


Aufmerksamkeit und. gutem Willen leicht möglich, den Be- 


stimmungen des $ 91 der F.V. zu entsprechen. 

Anders ist es dagesen bei größeren, weitere Strecken durch- 
laufenden Personenzügen, Fernzügen usw., bei denen ein Zug- 
personal vielleicht alle zwei bis drei Wochen kursmäßig den- 
selben Zug begleitet. Bei solchen, nicht ohne weiteres zu 
überblickenden, viölleicht 20 oder mehr Personenwagen. 
starken Zügen, ist es für den Zugführer und für die übrigen, 
die richtiee Zusammenstellung des Zuges überwachenden Be- 
amten (Kontrolleure, Zuerevisoren usw.) tatsächlich schwer, 
die. richtige Einteilung der Wagenabteile festzustellen. Bei 
diesen Zügen kann nur durch besondere Aufschreibungen und 
Berechnungen die Einteilung gemäß 891 der F.V, festgelegt 
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werden. Ich habe aber bisher noch niemals festgestellt, daß ! 


von dem Zugpensonal derart eingehend vorgegangen würde. 
. Vielmehr helfen sich die Personale gewönlich so, daß sie bei 
jedem einzelnen Wagen. feststellen, ob er für sich richtig ein- 
geteilt ist und beseitigen gegebenfalls Unreselmäßigikeiten 
an jedem einzelnen Wagen, ohne Rücksicht darauf, ob nun 
auch das richtige Verhältnis für die Gesamtzahl der Wasen, 
d. h. den ganzen Zug, besteht. wie es $ 91 der F. V. vorsieht. 
Bei einem derartigen Verfahren kann jedoch das Ergebnis 
nur ausnahmsweise und zufällig richtig sein. 


Um die unbedingt notwendige Ordnung bei der Personen-. 


zugbildung auch in die vorgeschriebene Einteilung der Wagen- 


abteile zu bringen, ist es also notwendig, eine Anordnung zu 


treffen, die das Zugpersonal (Zugführer) zwingt, die richtige 
Einteilung seines Zuges vorzunehmen oder nachzuprüfen, und 
die auch die den Personenzugdienst überwachenden ‚Beamten 
(Kontrolleure, Zugrevisoren wsw.) in die Lage versetzt, ohne 
stoße Umstände und möglichst rasch die - richtige Einteilung 
örtlich fiestzustellen. Ein solches Mittel wäre ohne Einfüh- 
rung einer newen Drucksache durch eine kleine Erweiterung 
dies "Personenwagenzettels (8 62 der F.V.) gegieben. Der Per- 
sonenwagenzettel ist deswegen für den gedachten Zweck. das 
geeignetste Mittel, weil er den Zugführer so wie so zwingt, 
den Zug abzugehen und sich die einzelnen Personenwagen 
näher anzusehen. Er enthält bereits die Nummern der 
Wagen, ihre Eigentumsmerkmale und ihre Gattungszeichen, 


-— erspart mithin die Wiederholung von Angaben, die bei beson- 


deren Aufschreibungen für die richtige Einteilung der Abteile 
nochmals erforderlich würden. 

Der Personenwagenzettel müßte, 
ebenfalls serecht zu werden, folgendermaßen erweitert 
werden : 


um dem newen Zweck - 


Zeitung des Verei 
Deutscher Seen er 


schwunden ist oder demnächst doch vollständie verschwinde en 


wird. 

Es ist klar, daß-der Zusführer durch Ausfüllunge der vor- 
seschlagenen neuen Spalten des Personenwagenzettels ein- 
fach gezwungen; wird, der richtigen Einteilung der Abteil 
seines Zuges die größte Aufmerksamkeit zu «schenken, und 
daß dem Zugführer, dem an der Ordnung des von ihm ge- 
führten Zuges gelegen ist (und dies ist doch wohl ausnahms- 
los der Fall), ein’: Hilfsmittel an die Hand gegeben ist, eine 
richtige Einteilung ohne besonders zu führende Aufschrei- 
bungen zustande zu bringen. Weiter wird es dem Zugführer 
und den Zugschaffnern ohne weiteres ermöglicht, unterwe 
stets nachzuprüfen, ob während des Laufes des Zuges V. 
änderungen an der Beschilderung der Abteile vorgenomm 
wurden. Dies ist deswegen von größter Wichtigkeit, weil 
durchaus keine Seltenheit ist, daß von Unberufenen die 
schilderungen entfernt oder umklappbare Schilder umge 
und auf diese Weise beispielsweise Nichtraucherabteile 
Raucherabteile umgewandelt werden. Ferner ist es durch 
diese Aufschreibungen auch den Zugbildungs- und Zugend- 
stationen möglich, nachträglich die richtige Zusammenset or 
des Zuges auch bezüglich der Einteilung der Abteile na 
prüfen und so noch "nachträglich in besonderen Fällen Fest- 
stellungen, die jetzt garnicht mögrlich sind, zu machen. »D 
ist dadurch der Fall, daß Zugbildungs- und Zugendstation 
ein Stück des Personenwagenzeitels erhalten. Würde es für 
nötig gehalten, zeitweise oder dauernd bei den Eisenbahn- 
direktionen ine Nachprüfung vorzunehmen, ob die .Bestim- 
mungen des 8 91, 1-11 der F.V, beachtet: wurden — und 
diese Nachprüfung wäre m. E. durchaus angebracht —, so 
wäre nur anzuordnen, daß eine weitere Pause dies Personen 


wagenzettels von dem Zugführer angefertigt und dem. Fahr- 


rm. 


| 12 3 13 
2.Kl. 3. Kl. | BR. | 
Spälten 1—11 wie re er 
! E Abteile | davon für Abteile davon für Abteile davon für Bemerkungen 
bisher im Nich im Nich im Nich - 
ganzen Raucher] Nicht“ ganzen ke A ganzen ‚Raucher Re 
zusammen: | | | 2 
Falls Frauwenabteile einzurichten sind, wäre dies nachricht- | berichli beigefügt würde, ‚ebenso wie es jetzt bereits mit den! 


lich in Spalte 13 (Bemerkungen) oder unter Spalte 12 zu ver- 
merken. Für die erste Wasenklasse wurde keine Spalte vor- 
gesehen, da diese Klasse mittlerweile aus den Personenzügen, 
um die es sich nach vorstehenden Ausführungen bei der vor- 
geschlagenen Neuerung fast ausschließlich handelt, ver- 


Nachrichten. 


Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


— Aufhebung des Generalverkehrsamts. Das von dem preu- 
Bischen Minister der Öffentlichen Arbeiten mit Erlaß vom 
21. Juni 1917 beim Eisenbahn-Zentralamt eingerichtete Gene- 
ralverkehrsamt ist aufgehoben. worden. Die von ihm noch zu 
erledigenden Geschäfte wurden dem Eisenbahn-Zentralamt in 
Berlin übertragen. 


- 


— Zugverbindungen für die Umleitine von Güterzügen (Um- 
leitungszugverbindungen).. Die Fahrplanbücher für Um- 
leitungsgüterzüge, die bei den westlichen Eisenbahndirek- 
tionen seit einer Reihe von Jahren aufgestellt wurden, ver- 
ursachen erhebliche Arbeit und hohe Druckkosten. Beide 
stehen in keinem richtigen Verhältnis zu ihrem Nutzen, Der 
Reichsverkehrsminister hat daher mit Erlaß vom 3. d. M. fol- 
Sendes "bestimmt: 

1. Besondere Fahrplanbücher für Umleitungsgüterzüge sind 
in Zukunft nicht mehr zu drucken. 

2. Auf den Strecken, die für Umleitungen erfahrungsgemäß 
häufiger in Betracht kommen, ist die Zahl der Bedarfszüge so 
reichlich zu bemessen, daß erforderlich werdende Umleitungen 
durch das Fehlen solcher Bedarfspläne nicht in Frage gestellt 
werden. Die Aneinanderreihung der Bedarfspläne der Teil- 
strecken ergibt den Umleitungsfahrplan. 

. Die hauptsächlich für Umleitungszwecke aufgestellten 
Fahrpläne können im Fahrplanbuch und im bildlichen Fahr- 


Befehlen A, den Vorsichtsbefiehlen, den Kreuzungsbefiehlen 
usw, geschieit. Auf alle Fälle aber würde durch die vor- 
geschlagene Maßnahme dem $ 91 der F, V. mehr Geltung Ver- 
schafft, als das jetzt der Fall ist. a 


ES 


plan einen Zusatz erhalten, der auf den: Zweck hinweist, z, B.: 
7752, Perngüterzug nach Bedarf (für Umleitungen). 

4. Für Umleitungen über kurze Strecken wird im allgemeine 
die Herstellung einer ausreichenden Zahl von Bedarfszügien’ 
ohne weitere Vorbereitungsmaßnahmen. SRrNÜLKEN. 

5. Da bei Umleitung. des Durcheangseüterverkehrs u P 
längere Strecken nach dem freien Ermessen der Bahnhöfe, 
die die Verhältnisse auf den anschließenden Umleitungs- 
strecken nicht zu übersehen vermögen, leicht Schwierigkeiten, 
entstehen können, so sind für alle solche Fälle, in denen er- 
fahrungsgemäß öfter Umleitungen erforderlich werden können, 
besondere Vereinbarungen und Anordnungen nötig, die als 
„Zugverbindungen für die Umleitung von Güterzügen (U m 
leitungszugverbindungen) — UZV“ zu bezeichnen sind. 
diese Zugverbindungen sind die im Erlaß vom 31. Dezember 
1920 — E. IV. 47. 3375 — festgesetzten Zugsnummern von 50001 
bis 80000 zu verwenden. Die Bildung der Nummer der Um- 
leitungszugverbindung aus derNummer des umzuleitenden Zug 
durch Voransetzung der ersten Ziffer wird anheimgestellt. 

6. Die für Umleitungsten vorgesehenen Bedarfszugfahrpläne 
sowie die UZV sind bei dem: Güterzugfahrplankonferenzen zu 
beraten und spätestens mit der Herausgabe des neuen Fahr- 
plans fertiezustellen. Diese Bedarfsfahrpläne für Umleitungs- 
zwecke sind bei Neuaufstellung des Fahrplans nach Möglie 
za schonen, ebenso auch bei Benutzung für reselmäßi 

üge, 

7. Die ausschließlich für militärische Zwecke vorgesehenen 
Bedarfszüge (M vor der Nummer) — vel. Erlaß vom 29. Ok- 
tober 1920 — E. A. 3433 — sind für Umleitungen nicht zu be- 
nutzen, da sie nicht in dem Fahrplanbuch für Güterzüge ent- 
halten ‚sind und da durch sie auch die Güterzügse des öffent- 
lichen Verkehrs stellenweise beeinträchtigt werden. 


Bei der Verschiedenheit der Verhältnisse wird davon ab- 
en, ein einheitliches Muster für Umleitungszugverbin- 
vorzuschreiben. Falls nicht besondere Gründe dagegen 
pechen, ist aber ein diesem Erlaß beigefüster Vordruck zu 
nutzen, weil für die Beamten der mittleren Direktionen, 
it den Bestimmungen der westlichen, östlichen und süd- 
hen Direktionen zu arbeiten haben, Einheiilichkeit auch in 
zug auf die äußere Anordnung der Anmweisune erwünscht 
cheint. Die Vorbemerkungen sind nach dem dem vorbe- 
chneten Muster beigefügten Verteilungsplan von den 
neraldirektionen und Direktionen zu bearbeiten. Es ist bei 
ver Aufstellung zu berücksichtigen, daß mit dem Vorhanden- 
n von Zugleitungen und Oberzugleitungen nicht immer ge- 
hnet werden kann. we 
Die Zugverbindunsen können auchbei plötzlichen Strecken- 
ungen (durch Unfälle und dergleichen) Verwendung fin- 
. Doch wird es sieh hier im wesentlichen um die Einhal- 
1% der in Spalte 4 des soeben erwähnten Verbindunesplans 
nzahl der täglich umzuleitenden Züge) vorgesehenen Zug- 
len handeln. Darüber hinausgehende Umleitunsen werden 
er Verschiedenheit der Fälle von den Oberzugleitungen 
zu regeln sein. Es bleibt den Eisenbahn-Generaldirektionen 
Eisenbahndirektionen überlassen, nach Bedarf Vorbe- 
ungsmaßnahmen nach Erlaß vom 16. September 1920 — 
V. 41. 1213. — anzuordnen. .- 
Die Umleitungszugverbindungen brauchen, falls dadurch 
Verringerung der Druckkosten eintreten sollte, nicht für 
; Direktionsbezirk zusammengefaßt zu werden, sondern 
inen nach Strecken setrennt aufgestellt werden. Auf die 
Drinsung besonderer Vermerke in den Fahrplanbüchern am 
Be der Züge, die für die Umleitung in Aussicht genommen 
 kann,verzichtet werden. Den. Dienststellen und Ämtern 
die UZV nur für die Strecken zu überweisen, die für sie 
etracht kommen. Etwa von den Gieneralbetriebsleitungen 
ihren gesamten Bereich aufgestellte UZV sind in der 
el nur den zugeteilten Direktionen, nicht aber den Dienst- 
en und Ämtern zu überweisen. 
In. dringenden Fällen haben die Übergangsbahnhöfe, im 
en im allgemeinen die Zugleitungen und Oberzugleitun- 
die Umleitunsen zach Maßgabe der Umleitungszugverbin- 
sen zu veranlassen. Für alle Umleitunsen, die voraus- 
ehtlich längere Zeit hindurch erforderlich werden, sind ge- 
Bis besondere Vereinbarungen zwischen den Direk- 
n d Generalbetriebsleitungen zu treffen. 
. Ein. Stück der UZV ist dem Reichsverkehrsminister vor- 
en, je ein Stück ist dem Merkbuch und dem Fahrplanbuch, 
Bahnhöfen mit mehreren Aufsichtsbezirken auch dem 
planbuch eines jeden Aufsichtsbezirks beizugeben. — Die 
nbahn-Generaldirektionen und Eisenbahndirektionen haben, 
eit angängig, die vorbezeichneten Regeln bei den Fahr- 
beiten für den nächsten Sommerfahrplan zu berücksich- 
‚Spätestens mit dem nächsten Winterfahrplan sind die 
hriften bei allen Verwaltungen durchzuführen. Falls 
eine Verbesserung der Umleitungszugverbindunsen als 
äßige herausstellen sollte, sieht der Reichsverkehrs- 
er‘ Vorschlägen bis zum 1. September entzegen. 


_ Der Ergänzungsetat der Reichsbahnen, Unter diesem 
wort schreibt die „D. Allg. Ztge.“: Zum Entwurf des 
ıshalts der Reichseisenbahnen für das Rech- 
br 1921 wird dem Reichstag ein Ergänzungsetat zu- 
durch den der Reichszuschuß zur Deckung der Mehr- 
n im außerordentlichen Haushalt auf 5646 Millionen 
ellt wird. Außerdem wird im ordentlichen Haushalt 
Chuß von 3578 Millionen zu leisten sein. Diesen Riesen- 
gegenüber ist zu bemerken, daß im Vergleich zu den 
sunsen für 1920 die Forderungen beim außerordent- 
aushalt zwar um 1983 Millionen. höher angesetzt 
mußten, hingegen ‘im Ordinarium 10821. Millionen 
ter veranschlagt wurden, so daß als Schlußergebnis der 
mtzuschuß um 7159 Millionen hinter dem Vorjahre zu- 
bleibt, Ohne Kenntnis der spezialisierten Ausgabenbedürf- 
liegt die Folgerung nahe, daß die gewaltigen unge- 
Mehraufwendungen im Extraordinarium auf eine ge- 
Freigebigkeit in den. Bewillisungen zu weiterem Aus- 
" Reiehseisenbahnen zurückzuführen sind. Diese An- 
> ist aber allem Anschein nach nicht zutreffend. Die 
serung der Mehrausgaben ist vielmehr in der Hauptsache 
ı die gegen früher sehr ın die Höhe gesangenen Gesamt- 
für alle Bauausführungen bedingt. So sind z. B. die 
tkosten für die Erweiterung des Bahnhofs Friedrich- 
in Berlin um 31,7 Millionen höher als früher genehmigt, 
rn "worden. Natürlich kann die Verwaltung der 
isenbahn sich nicht darauf beschränken, lediglich be- 
gonnene Bauarbeiten fortzusetzen, sondern muß auch 
chen newen Ansprüchen Genüge leisten, In dieser Be- 
£ scheint aber mit äußerster Zurückhaltung verfahren 
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— Eröffnung der Güternebenbahn Ozgersheim-Rheinvorland 
Am 15.. November v. J. ist die 7,34 km lange, unter Staatsver- 
waltung stehende vollspurige Güternebenbahn Oggiersheim- 
Rheinvorland, mit den. Stationen Oggersheim, Oppau- Edigheim 
und Ludwigshafen (Rhein)-Anilinfabrik eröffnet worden. Sie 
schließt in Oggersheim an die Hauptbahnstrecke Ludwieshafen 
(Rhein) -Worms an, und es finden auf sie die in der Eisenbahn- 
Bau- und Betrijebsordnung für die Haupt- und Nebeneisen- 
bahnen, Bayerns enthaltenen Bestimmungen für Nebenbahnen 
Anwendung. Eisenbahnwagen mit einem Raddruck von mehr 
als 8000 kg und mit einem größeren festen Radstande als 5,6. m 
können auf der Nebenbahn nicht befördert werden. Bei der 
Ladung offener ‚Wagen ist das Lademaß I anzuwenden. 
In OppauwEdigeheim und Ludwigshafen ( Rhein)-Anilinfabrik 
findet Vieh- und unbeschränkte Güterabfertigung statt. Die 
Station Oppau-Edigheim dient dem öffentlichen Verkehr, die 
Endstation Ludwigshafen (Rhein)-Anilinfabrik nur dem Ver- 
kehr der Badischen Anilin- und Sodafabrik. Der Personen-, 
Gepäck- und Expreßgutverkehr für OppawEdigeheim wickelt 
sich wie seither auf der schmalspurisen Nebenbahn Ludwigs- 
hafen (Rhein) -Frankenthal-Großkarlbach ab. Fahrzeuge vnd 
Gegenstände, die nur auf festen Rampen. ver- oder entladen 
werden können, sind zur Beförderung zu@elassen. Die neue 
Strecke wird der Betriebsinspektion I Ludwigshafen (Rhein) 
"zugeteilt. Die Oberleitung des ‚Betriebs und der Verwaltung 
ist der Eisenbahndirektion Ludwigshafen (Rhein) übertragen. 


— Bahnsteigmarken. Zur Verminderung des. Verbrauchs 
von Fahrkartenpappe soll, wie die Reichshauptstädtische 
Korrespondenz mitteilt, demnächst auf dem Görlitzer Bahn- 
hof in Berlin ein Versuch gemacht werden, statt der bisher 
üblichen Bahnsteiskarten Metallmarken zur Auseabe zu 
bringen, die die Reisenden zum Betreten. des Bahnsteiges 
berechtigen sollen. -Die Marken ‘werden etwa. die Größe eines 
Zweimarkstückes haben; sie sind aus Aluminium geprägt und 
tragen auf der Vorderseite den Aufdruck „Bahnsteigmarke, . 
Berlin Görlitzer Bahnhof“, während die Rückseite der Marke 
den Reichsadler zeigt. Die Marken, die nur zum Betreten der 
Bahnsteige des vorgenannten Bahnhofs berechtiren, werden 
von den Fahrkartenschaltern gegen die Gebühr von 50 3 aus- 
gegeben, beim Betreten des Bahnsteigs vorgezeigt und bei 
dessen Verlassen an der Sperre abgegeben. 


— Zur Verkehrslage im Ruhrgebiet wird unterm 10. d. M. 
aus Essen berichtet: Die allgemeine Verkehrslage ist infoloe 
der stark verminderten Aufnahmefähigkeit der Wasserstraßen 
nicht sehr befriedigend. Auch der bahnseitige Abtransport 


.von den Zechen wird dadurch beeinträchtist. Der Wasserstand 


des Rheins geht anhaltend, wenn auch lanesam weiter zurück, 
so daß Kahnraum- und Schleppkraftmangel leider auch auf 
den Kanälen weiter zunehmen. Welche Schwierigkeiten 
die Besetzung der Duisburg-Ruhrorter Häfen zur Folge haben 
wird, ist noch nicht zu übersehen. Die Betriebslage der Eisen- 
bahn gestaltete sich auch in der letzten -Woche günstig, so daß 
es gelang, die Wagengestellung noch weiter um 1000 t zu ver- 
bessern. Für Kohlen, Koks und Briketts wurden in der ver- 
gangenen Woche im arbeitstäslichen Durchschnitt 26 642 
Wasen (gerechnet zu je 10 t) angefordert. Gestellt wurden 
arbeitstäglich durchschnittlich 23 369 Wagen (Höchstgestellune 
am 4. März 24565). Im gleichen Zeitraum des Vorjahres be- 
trug die Durehschnittsgestellune 29 135 Wagen... Die Halden- 
bestände, die am Schluß der Woche 972564 t betrusen, bleiben 
in unvermindertem Maße bestehen. Die Kipperleistungen in 
den Duisburg-Ruhrorter Häfen gingen von 28573 t weiterhin 
auf 27312t zurück. Der Umschlas der Kanalzechen hat sogar 
eine wesentliche Einbuße zu verzeichnen, denn im Vergleich 
zur Vorwoche wurden rund 7000 t weniger, nämlich 23159 t, 
umgeschlagen. - = 


— Der Nordseebäderdienst des Norddeutschen Lloyd soll im 
kommenden Sommer im wesentlich erweiterten Umfange be- 
trieben werden. Der Lloyd beabsichtigt, wie früher, seine 
Fahrten über See von Bremerhaven und Wilhelmshaven nach 
Wangerooge auch in diesem Jahre Mitte Juni wieder aufzu- 
nehmen und bus, Mitte September durchzuführen. Die regel- 
mäßigen Fahrten von Bremerhaven über Helgoland nach Nor- 
derney, die im Vorjahre auf den Monat August beschränkt 
bleiben mußten, werden von Ende Juni bis Anfang Septem- 
ber an zwei Tagen jeder Woche ausgeführt, Sonntags jedoch 
nur von Bremerhaven nach Helgoland und zurück... Neu hin- r 
zu Kommt eine Linie von Bremerhaven über Helgoland nach” 
Borkum, die allerdings vorläufig nur an wenigen Tagen im 
Juli und August sefahren. wird. Die Einrichtung dieser 
Linie wird gleichzeitig einige. Tagesrückfahrten von Borkum 
nach Helsoland ermöglichen. Alle näheren Angaben sind in 


dem demnächst erscheinenden Fahrplan für die Seebäder- 
dampfer des Norddeutschen Lloyd, der Interessenten auf 


Wunsch kostenlos zugestellt wird, enthalten, 


Nr. 11 
— Personalnachrichten. Im Bereich des BReichsverkehrs- 
ministeriums, Zweigstelle Preußen-Hessen, sind folgende 


Änderungen eingetreten: Der Regierungs- und Baurat Theo- 
dor Richard in Saarbrücken ist zum Oberregierungsbaurat 
und der Regierungsbauführer des Eisenbahn- und Straßenbau- 
faches Alfred Prehm aus Potsdam zum Regterungsbau- 
meister ernannt worden. — Planmäßige Stellen sind verliehen 
worden: für Mitglieder der Eisenbahndirektionen dem Regie- 
rungs- und Baurat Hesse in Köln; für Vorstände der Eisen- 
bahn - Betriebsämter den Regierungsbaumeistern des Eisen- 
bahnbaufaches Ruckes in Magdeburg und Budde in Op- 
peln; für Vorstände der Eisenbahn-Werkstättenämter dem Re- 
gierungsbaumeister des Maschinenbaufaches Metzkow in 
Berlin Grunewald: für Regierungsbaumeister den Regierungs- 
baumeistern des Eisenbahnbaufaches Meth in Oppeln und 
Janssen in Rheine. En 

Im Bereich des Reichsverkehrsministeriums, | Zweigstelle 
Bayern. wurden in gleicher Diensteseigenschaft in planmäßi- 
ger Weise berufen: der Vorstand der Maschineninspektion 
Weiden Begierungsrat Eugen Konrad an die Materialien- 
inspektion Nürnberg als deren Vorstand und der Vorstand der 
Werkstätteninspektion II Weiden Direktionsrat Ernst Berg 
'an die Maschineninspektion Weiden als deren Vorstand. — 
Der mit dem Titel und Rang eines Regierungsrates bekleidete 
Direktionsrat Andreas Beilhack, Vorstand der Werkstätten- 
inspektion III München ist auf sein Ansuchen in den dawern- 
den Ruhestand versetzt. worden. 


Österreich. 


— Organisationsänderung. Um ie bestehenden Verkehrs- 
schwieriekeiten einheitlich und wirksam bekämpfen zu 
können, hat es sich als notwendig erwiesen, die Handhabung 
aller jener besonderen beförderungsdienstlichen Maßnahmen, 
durch die dieVerkehrsabwıckiung ausschlaggebend beeinflußt 
“werden kann, der opersten Leitung des Vierkehrsdienstes zu 
übertragen. Der Bundesinınisier für Verkehrswesen hat dem- 
cemäß das Departement 16a mit dem Wirkungskreise, der 
den oben sekennzeichneten Angelegenheiten entspricht, aus 
dem Verbande der kommerziellen Sektion losgelöst und es 
dem Verbande der Verkeh:rssektion einverleibt. 


— Erhöhung des Selbstkostensatzes. Mit Wirksamkeit vom 
1. März d. J. wird unter Aufhebuns der Dienstanweisung des 
Staatsamtes für Verkehrswesen vom 13. April 1920 nach- 
stehendes verfügt: In jenen Fällen, in denen bisher der Selbst- 
kosten- (Regie-) Satz von 4 Mellern für 100 kg und 1 km zu 
berechnen war, ist, sofern sich nicht die tarıfmäßige Fracht 
billiger stellt, der Einheitssatz von 20 Hellern für 100 kg und 
1 km als newer Selbstkostensatz zu berechnen. Als geringster 
Frachtsatz sind 2 K, als gerinsste Frachtsebühr 4 K zu be- 
rechnen. In diesen Sätzen ist die Frachtsteuer, sofern die 
betreffenden Sendungen dieser Stewer unterliegen, als einge- 
rechnet anzusehen. Die Frachtsätze sind für alle Entfernungen 
kilometrisch (nieht nach Zonen) zu ermitteln. Auf diese Er- 
höhung des Selbstkostensatzes ist auch beim Abschlusse von 
Lieferungsverträgen usw. sowie dann Bedacht zu nehmen, 
wenn bei Erteilung von Begünstisungen der Selbstkostensatz 
zu wahren ist. Die der Erhöhung des Selbstkostensatzes im 


Sinne der Bestimmungen des Amtsblattes des Staatsamtes für 


Verkehrswesen, 18. Stück aus 1920, Nr. 34, entspriechende Er- 


höhung des Personaleinheitssatzes bleibt "einer besonderen 


Verfügung vorbehalten. 


— Zwangsweise Veräußerung unbezogener Wagenladungen. 
Die „Staatskorrespondenz“ schreibt: Auf den Wiener Bahn- 
höfen steht ständig eine große Anzahl von beladener Wagen, 
die von den Parteien, teils aus Mamgel der erforderlichen Ein- 
fuhrbewillisung, teils aus anderen Gründen nicht bezosen 
werden. Die so entstandene Staufracht behindert nicht nur 
in hohem Maße die Abwicklung des Verkehrs, sondern ruft 
auch infolge des Stillstehens so vieler beladener Wagen einen 
empfindlichen Wagenmangel hervor. Die fortdauernde Ent- 
zrehung einer großen Anzahl von Wagen aus dem Verkehre 
kann gerade bei den heutigen Verhältnissen auch der Allee- 
meinheit gegenüber nicht verantwortet werden. Namentlich 
bilden die aus dem Auslande ohne die erforderlichen Einfuhr- 
bawillieungen «eingelanSten Zollgutwagen einen großen Teil 
dieser Staufracht, da diese Wagen vielfach nicht innerhalb 
der in den Vorschriften ‚über die Ein-, Aus- und Durchfuhr 
von Waren über die Grenzen Österreichs festgesetzten vier- 
zehntägigen Frist. zur Wiederausfuhr oder Einlagerung g„e- 
langen. In den nächsten Tagen soll daher eine Aufnahme 
dieser Zollgutwagen erfolgen, um gegen die länger als 14 Taxe 
unbezogen stehenden Wagen mit der Verfallserklärung vor- 


En Bi u en, 


Bel 


 güter, die länger als sieben Tage unbezogen stehen, erforder- 


. kehrszeiten der Züse in der 12-Stunden-Zeitrechnung — 6 Uhr 


- konnten. 


"newen Fahrplanzeit zurechtfinden wird, die für die Fahrpläne 


“nationalen Fahrplankonferenz ersucht wurde, den Regierungen 


an den Grenzen abzubauen. Hingegen wird auf die Möglich- 
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„Zeitung des Vereins N, 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 
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zugehen. Gleichzeitig mit dieser Maßnahme werden Wagen- 
ladungen, auch wenn sie einer Einfuhrbewilligung nicht be- 
dürfen, ferner Wagen mit Inlandgütern, die länger als sieben 
Tage unbezogen stehen, erforderlichenfalls nach vorheriger 
Verzollung bahnseits-der Veräußerung zugeführt werden. Da 
mit Rücksicht auf den unaufschiebbaren Bedarf dieser Wagen 
für andere dringende Sendungen die vorherige Benachrichti 
gung des Absenders oder Empfängers, um weitere Verzöge 
rungen zu vermeiden, untunlich sein wird, muß in diesen 
Fällen von jeder Benachrichtigung abgesehen werden. Es 
liegt daher zur Vermeidung der angeführten Zwangsmaß- 
nahmen im s«igensten Interesse der Parteien, Wagenladungs- 


lichenfalls nach vorheriger Verzollung unverzüglich zu be- 
ziehen und zu entladen und rücksichtlich jener Zollgutwagen, 
die einer Einfuhrbewillisung bedürfen und länger als 14 Tage’ 
unbezogen stehen, unverzüglich deren Neuaufgabe behufs 
Weitersendung in das Ausland oder deren Einlagerung in ein 
Zollager zu veranlassen. - 1 


— Einführung der 24stündigen Zeitreehnung auf den Staats- 
bahnen, Zeitungsmeldungen zufolge wird der am 1. Juni 
d. J. zur Ausgabe selansende Fahrplan der. österreichisehen 
Eisenbahnen nicht mehr die bisher übliche Angabe der Ver.’ 


früh bis 5 Uhr 59 Minuten abends und 6 Uhr abends bis 5 Uhr” 
59 Minuten früh — enthalten, sondern. die Abfahrts- und An- 
kunftszeiten der Züge nach der 24-Stunden-Rechnung angeben, 
Bisher war bekanntlich in den Fahrplänen «ie Nachtzeit durch 
Unterstreichung der Minutenziffern kenntlich gemacht, was 
den Nachteil hatte, daß leicht Verwechslungen unterlaufen 
Auch war trotz aller Genauigkeit bei Zusammen- 
stellunz und Überprüfung der Aushängefahrpläne ufd Kurs- 
bücher das Übersehen eines Nachtstriches nicht ausgeschlossen, 
was dann zu sehr unliebsamen Folgen führen konnte, 4 

Es ist zu erwarten, daß sich die Bevölkerung rasch in der 


eine wesentliche Vereinfachung bedeutet und) in vielen Län- 
dern bereits eingeführt ist. Die Anrerune zur Einführun® 
der 24-Stundenzeit im Eisenbahnverkehr ist von der General- 
direktion der Südbahngesellschaft auf der letzten europäischen 
Fahrplankonfierenz in Bern durch seinen Antrag vegeben wor- 
den, mit welchem die Generaldirektion der schweizerischen 
Bundesbahnen als. geschäftsführende Verwaltung der inter- 


jener Staaten, welche noch an der zwölfstündigen Tages- und 
Nachtzeit festhalten, die Einführung der 24-Stundenrechnung, 
wenigstens im Eisenbahnverkehr, zu empfehlen. y 


— Abbau der Behinderungen des Reiseverkehrs. Bei Be 
ratung des Staatsvoranschlages im Nationalrat führte der 
Bundesminister für Inneres folgendes aus: Was die Frage 
des Reiseverkehrs anbelangt, so wird der Verkehr über unsere 
Grenzen durch die geltenden Reisevorschriften, wonach von 
jedem Reisenden Paß und Sichtvermerk gefordert werden, 
stark und vielleicht mitunter in einer über das sachlich an 
sich notwendige Maß hinausgehenden Weise behindert. Öster- 
reich hat jedoch diese Vorschriften nur notgedrungen er- 
lassen, nachdem alle anderen Grenzstaaten ihm auf diesem 
Wege vorangegiangıen waren. Im Interesse der Hebung des‘ 
Verkehrs mit Deutschland ist das Bundesministerium für 
Inneres im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für 
Verkehrswesen. nach Kräften bemüht, die Paßbehandlung an 
den Öösterneichisch-deutschen Übergangsstellen zu erleichtern. 
Der Touristenverkehr soll soweit als irgend möglich von den 
durch die Reisevorschriften gegebenen Behinderungen befreit 
werden. Zu diesem Zweck wurden bereits durch das Bundes- 
ministerium für Äußeres bei der deutschen und italienischen 
Regierung Schrite unternommen. Das Ministerium- für 
Inneres ist überhaupt bestrebt, die gegenwärtigen Beschrän- 
kungen der Freizügiekeit nach Möglichkeit abzubauen, von 
dem Grundsatz geleitet, daß Österreich als kleiner, wirtschaft- 
lich schwacher Staat. auf den Verkehr mit dem Ausland an- 
gewiesen ist und alles daransetzen muß, möglichst bald zur 
vollen Freizügigkeit, wie sie vor dem Kriege «eherrscht hat, 
zurückzukehren. Die Beratungen der letzten Pariser Ver- 
kehrstagung berechtigen zu der Hoffnung, daß sich auch die 
anderen Staaten bereitfinden werden, den Weg des Abbaues 
der Verkehrsbeschränkungen zu betreten, und daß das System 
der Verkehrserleichterungen auf den nahe bevorstehenden 
weiteren internationalen Tagungen einen Ausbau verfahren 
wird. { nn Ze 

Wegen Regelung des Sommerreiseverkehrs im Jahre 1921 
wurden Verhandlungen mit den Ländern bereits vor längerer 
Zeit eingeleitet. Das Bestreben geht dahin, die BReisebe:- 
schränkungen als solche und insbesondere die Schwierigkeiten 


p von Einschränkungen des längeren Aufenthalts in Ge- 
den, wo Wohnungsmangel herrscht oder wo die Er- 
hrungsverhältnisse besonders ungünstige sind, im Inter- 
s6 der einheimischen Bevölkerung noch kaum verzichtet 
erden. können, . 


— Teilweise Einstellung des Eisenbahngüterverkehrs. Vor 
ırzem wurde «ine Sperre des Eisenbahnverkehrs von 
orden nach Süden vorgenommen, um die Stauung der 
über, namentlich auf den Strecken der Südbahn, zu überwin- 
n. Die Maßresel war von Erfolg begleitet und wahrschein- 
ch dürfte binnen kurzer Zeit der Verkehr in der Richtung 
ord-Süd wieder voll aufgenommen werden. Dagegen ergab 
ch eine neue Stockung auf den Strecken von Wien nach 
em Westen, da der Verkehr nach und von Deutschland 
ber Passau und der südslawische Verkehr eine starke Be- 
bune erfahren hat. Deshalb dürfte für einige Tage der 
üterverkehr auf den Strecken von West nach Ost gesperrt 
erden. Ausgenommen bleiben ‘Lebensmittel, Kohle, Koks, 
rdöl, Druckpapier, Saatgut und Eisenbahndienstmaterial. 
an hofft, daß die Stockung bald überwunden und demnächst 
sr Verkehr auf allen Linien im gesamten früheren Umfange 
jeder hergestellt werden. wird. 


— Erleichterungen in der zollamtlichen Abfertigung von 
usfuhrgütern. Bisher mußten Ausfuhrsendungen, die in Wien 
ad in sonstigen Stationen am Sitz eines Zollamtes zur Auf- 
abe gelangten, vor der Aufgabe der Beschau durch das Zoll- 
mt unterzogen werden, während dort, wo sich kein Zollamt 
findet, die Prüfung auf die Ausfuhrfähigkeit durch das 
| amt der Versandstation vorgenommen wurde. Zur Be- 
tigung eimer ungleichmäßigsen Belastung der Ausfuhrgüter 
arch Zustreifkosten u. dgl. wurde nun allgemein, also auch 
ir Wien, verfüst, daß Ausfuhrgüter von der Versandstation 
ıf ihre Ausfuhrzulässiekeit zu prüfen sind und «ine vor- 
srige zollamtliche Abfertigung künftig unterbleibt. In 
ällen der Ausfuhr von Waren in Teilsendungen auf Grund 
ner Ausfuhrbewillioung obliegt dem Versender, jede Tieil- 
enge auf dem Rücken der Ausfuhrbewällisung selbst abzu- 
/hreiben. Deminach sind künftichin Ausfuhrwaren vor der 
‚ufgabe ins Ausland dem Zollamte nieht mehr zu stellen und 
‚ıch nicht mehr im Wege der Hausbeschau zur Abfertigung 
bringen. Zur Hintanhaltung von Mißbräuchen ist für eine 
ksame, die Interessen der Exporteure aber in keiner Weise 
seinträchtisende Aussicht Vorsorge getroffen. In der Not- 
'endiekeit der Einholung von Ausfuhrbewilligungen für Ver- 
»tswaren tritt eine Änderung natürlieh nicht ein. 


— Schnellzug Wien-Tarvis (Rom). Nach einer Mitteilung 
sr Betriebsdirektion der Südbahn verkehrt seit 10. März der 
Shnellzux Wien-Leoben-Villach-Tarvis (Rom) Nr. 1/1101, 
= hnhor ab 7 Uhr 45 Min. früh, wieder jeden Diens- 
'Q, Donnerstag und Sonnabend und der Gegenzug Nr. 1102/2 
N Bu März wieder. Er kommt jeden Montag, Mittwoch und 


5 
reitag um 9 Uhr 40 Min. abends in Wien-Südbahnhof an. 
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— Personalnachrichten. Verliehen wurde: dem Ministerial- 
kpetär im Bundesministerium für Verkehrswesen Dr. Walter 
lonk der Titel eines Regierungsrates mit Nachsicht der 
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:  Tschecho-slowakisches Gebiet. 

- — Kaschau-Oderberger Eisenbahn. In der letzten auber- 
| entlichen Generalversammlung der Kaschau-Oderberger 
senbahn wurden, wie die Tagesblätter in Wien berichten, 
© von der Verwaltung gestellten, aus den bisherigen Ver- 
fentlichunsen bekannten Aufträge gemehmigt. Eine an die 
erwaltung serichtete Anfrage über die finanzielle und recht- 
che Lage der Aktionäre und Prioritätenbesitzer der Gesell- 


% 


haft beantwortete Präsident Dr. Rudolf Sieghart in folgen- 
»r Weise: 


ustand, den dieses Übereinkommen schafft, ist unter 
mständen den letztem zwei Jahren voller Rechtlosigkeit 
ıd voller Zinsenlosigkeit vorzuziehen. Aktionäre und 
ioritäbenbesitzer sehen nunmehr endlich wieder festes Land. 
'h glaube, daß dies eine nicht hoch- genug einzuschätzende 
tsache ist. Die Verhandlungen mit der tschecho-slowaki- 
‚hen Regierune, die sich über ein Jahr hinzogen, eelangten 

" keinem glücklichen Stern zum Abschluß. Die tschecho- 
owaki Regierung hatte durch das Gesetz vom, 22. De- 
‚mber 1920 sich selbst die Befugnis erteilt, jede Privatbahn 
ıf dem Gebiete der tschecho-siowakischen Republik zu_ ver- 
aatlichen. Dieses Gesetz bezog. sich wohl in erster Linie 
HE die Kaschau:Oderberger Eisenbahn und war geeignet, diem 
zch die Verfügungen der Regierung geschaffenen tatsäch- 


& 


900° ER 


Nr. 11 


lichen Zustande die gesetzliche Grundlage zu geben. Wir 
standen nun vor der Frage, ob wir streng an dem früheren 
Rechtsstandpunkte festhalten und dadurch weime sich bietende 
günstige Gelegenheit gegiebenenfalls gänzlich in den Wind 
schlagen oder uns aufs Gebiet von Verhandlungen mit der 
tschecho-slowakischen Regierung begeben wollen, ehe sie von 
der ihr durch die Gesetzgebung verliehenen scharfen Waffe 
amtlichen Gebrauch machte. Wir haben uns für den Ver- 
handlungsweg entschieden, angesichts des überaus unsicheren 
Zustandes, den der Friedensvertrag für alle durch die neue 
Ordnung der Dinge Betroffenen steschaffen hat. von der 
Erwägung geleitet, daß eine durch Vergleich erzielte, bis zum 
Juli.1919 rückwirkend s„estaltete Wiederaufnahme des Ver- 
zinsungs- und Tilgungsdienstes einer unabsehbaren Reihe von 
Prozessen vorzuziehen sei, die bestenfalls zu Urteilen führen 
könnten, deren Vollstreckbarkeit „egen den beatus possidens, 
gegen den tischecho-slowakischen Staat, überaus zweifelhaft 
sein würde. B 

Was dıe Silberprioritäten betrifft, so mußten wir uns vor 
Augen halten, daß, seit es in Österreich und Ungarn eine 
Kronenwährung gab, die Silberprioritäten der Kaschau-Oder- 
berger Eisenbahn niemals anders als im Vreerhältnis ein Silber- 
gulden — 2 K eingelöst worden waren, auch in den Kriegs- 
jahren nicht, wo sich doch schon «in erhebliches Agio des 
Silbers gegenüber dem Papiergelde entwickelt hatte. Niemals 
war seoen diese Einlösungsform der zerinsste Widerspruch 
erhoben worden. Von der tschecho-slowakischen Regierung 
nunmehr wirkliches Silber oder den entsprechenden Mehrwert 
zu erlangen, war unter diesen Umständen trotz aller Be- 
mühungen nicht durchzusetzen. Nicht ganz se stand die Sache 
bei den Markprioritäten. Ich möchte hier zunächst einen Irr- 
tum richtiestellen, der in der Öffentlichkeit, namentlich in der 
deutschen Presse vielfach Verbreitung siefunden hat und zu 
ganz unverdienten und unbegründeten Einwendungen gegien 
den vorliegenden Vergleich geführt hat. Es wird nämlich viel 
fach angenommen, daß die Markprioritäten einen Goldanspruch 
hätten. Nichts kann unrichtiger sein. Der Text der Priori- 
tätenobligationen spricht ausdrücklich von „Mark deutscher 
Reichswährune“ Damit ist der Anspruch des Gläubigers klar 
umschrieben: er hat Mark der jeweils „geltenden deutschen 
Reichswährung zu bekommen. Kein Mensch vermag zu be- 
haupten, daß die Mark, die heute im Deutschen Reiche um- 
läuft, eine goldgedeckte Note und in ihrem Werte dem Golde 
eleichzustellen ist. Es war doch von vornherein keinesfalls 
zu erwarten, daß ein fremder Staat, der auf deutsche Reichs- 
währung lautende Schuldverpflichtungen «iner Privatgesell- 
schaft ablösen sollte, die Gläubiger dieser Gesellschaft auf der 
Grundlage einer höherwertigen Währung zu entschädigen veer- 
pflichtet wäre, als sie das Deutsche Reich seinen Bürgern 
darbietet. Von Gold kann also wohl nicht die Rede sein. 

Wird einmal dieser Irrtum ausgeschaltet, so gestaltet sich 
dıe ganze Frage viel einfacher. Unzweifelhaft ist der An- 
spruch des Prioritätseläubigeis auf Zahlung in Mark; aber 
dieser Anspruch richtet sich zunächst gegen die Gesellschaft, 
und die Gesellschaft ist zahlungsunfähig. Alle Bemühungen, 
die Nachfolgestaaten aus dem Titel der Garantieverpflichtung 
heranzuziehen, waren vergeblich. Jeder Staat hat eine solche 
Verpflichtung „latt abgelehnt und der unklare Text des 
Friedensvertraes hätte uns als letztes Mittel nur die Anrufung 
eines Schiedsrichters des Völkerbundes gewährt. Gegenüber 
dieser theoretischen Möglichkeit steht die praktische Erwä- 
gung, daß dem Markprioritätenbesitzer auf der anderen Seite, 
und zwar zu einem Umrechnungskurse in tschecho-slowakı- 
scher Währung, der ziemlich genau dem jetzigen Kursver- 
hältnis in d&r Markwährung entspricht, neue Rechte gewährt 
werden gegenüber einem durch die Friedensverträge nicht 
belasteten Staatswesen mit einer Valuta, die gegenwärtig der 
des Deutschen Reiches ungefähr gleichwertig ist.- Es gibt 
eben keimen Vergleich, bei dem nicht jeder Teil von seimen 
ihm berechtigt erscheineuden Ansprüchen etwas nachlassen 
muß. Dies kann um so leichter geschehen, wenn dieser An- 
spruch praktisch kaum verwirklicht werden kann. 

Ich möchte nun in die Erörterung jener Bedenken eintreten, 
die dahin gehen, daß beim Vergleich die Aktionäre gegenüber 
den Prioritätseläubigern schlecht weggekommen seien. Ich 
bin weit entfernt, zu bestreiten, daß die Aktionäre beim 
eanzen Lauf der Dinge vorerst nicht gut fahren. Ich kaun 
Ihnen aber versichern, daß nach meiner Kenntnis der Dinge 
schlechterdines für die Aktionäre nicht mehr erreicht werden 
konnte, Während des Krieges erhielten die Aktionäre normal 
16 K. für die Aktie abzüglich der Couponstempelgebühr. Dann 
wurde durch zwei Jahre jedo Dividendenzahlung eingestellt, 
und nun bietet die tschecho-slowakische BRegierung an, VOr- 
schußweise die Beträge zur Verfügung zu stellen, damit rück- 
wirkend vom 1. Juli 1919 ab und weiterhin eine Jahresdivi- 
dende von 16 ungarischen Kronen bezahlt werden kann. Hätte 
dieses Angebot, worüber hinauszugehen die tschecho-slo wa- 
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kische Regierung sich entschiedenst wehrte, abgelehnt werden 
sollen? Und was dann? Aus dem Titel der Garantie war eine 
Zahlung weder von Ungarn, noch von Österreich, noch wen der 
Tschecho-Slowakei in "gütlichem Wege zu erzielen. Es hätte 
allerdings der Weg offengiestanden, das Angebot des tschecho- 
slowakischen Staates, vorschußweise Beträge für eine Divi- 
dende von 16 ungarischen Kronen zu leisten, zurückzuweisen, 


um den Versuch zu machen, die Zahlung höherer Beträge ' 


von irgendeinem der Staaten aus dem Titel der Garantielast 
zu erzwingen. Aber diese Möclichkeit steht ja offen, auch 
ohne daß von dem heroischen Mittel Gebrauch gemacht wird, 
das Anerbieten des tschecho-slowakischen Staates abzulehnen, 
denn trotz der vorschußweisen Zahlungen dureh den tschecho- 
slowakischen Staat für Zwecke der Dividenden bleibt, kraft 
ausdrücklicher Vereinbarung, der Rechtstandpunkt der Gesell- 
schaft und der Aktionäre wegen der Zahlungsverpflichtung 
des tschecho-slowakischen Staates aus dem Titel der Kon- 
zessionen überhaupt sowie wegen der Währung hinsichtlich 
des Niennwertes, der Dividenden, der Verzinsung und Tilgung 
der Aktien vollkommen unberührt. Es ist also die rechtliche 
Lage der Aktionäre ‘gegenüber jener, wie sie vor der Ver- 
einbarung gestanden hat, in keiner Weise verschlechtert. Neu 
hinzugekommen ist das Anerbreten des tschecho-slowakischen 
Staates, ‚Beträge vorzuschießen, aus denen den bisher diyi- 
dendenlosen Aktien eine Dividende von 16 ungarischen Kronen 
bezahlt werden kann. Wir haben uns nun nicht für berechtiet 
erachtet, da eine darüber hinausgehende Zusicherung der 
tschecho-slowakischen Regierung ausenblicklieh nicht zu er- 
zwelen war, das die Lage der Aktionäre in* keiner Weise 
beeinträchtigende Angebot der tschecho-slowakischen Regıie- 
rung zurückzuweisen. Da eine Umwandlung der Aktien 
gegenwärtig überhaupt nicht in Frage steht. greift der Aktio- 
när, der seine fälligen Coupons in ungarischen Kronen in 
Empfang nimmt, nach keiner Richtung der Zukunft vor. Wir 
wollen nur die Erwartung aussprechen, daß xs weiteren Veer- 
: handlunsen mit der tschecho-slowakischen Regierung, für die 
das Tor offengehalten wurde, gelingen wird, für die Aktionäre 
ein besseres finanzielles Ersebris zu erzielen.“ 

Der Präsident leet sodann "ausführlich dar, daß die tschecho- 
slowakische Republik für die Verzinsung und Tileune der auf 
tschecho-slowakische Kronen umgewandelten Prioritätsobliea- 
tionen bürgt, ferner für den Fall der Verstaatlichung der 
Kaschau-Oderberser Eisenbahn die Selbst- und Alleinzahluns 
dieser Schuldtitel übernimmt und bemerkt zum Schluß: „Wir 
können historisch Geschehenes nicht unzeschehen machen, wir 
waren in einer Lage, aus der man ohne Opfer nicht” heraus- 
kommen konnte. Ich glaube. daß ses gelungen. ist, diese Opfer 
auf ein durchaus erträglicehes Maß zu vermungern. Viele andere 
Interessenten haben weit mehr auf geben müssen. Eine sichere 
Gegenwart ıst immerhin besser als eine unsichere Zukunft.“ 

— Errichtung einer Autoverkehrsliniee. Um den Anschluß 
der Ortschaften Dittersbach, Hohenleipa. Herrnskretschen 
(böhmisch-sächsische Schweiz) mit der 
Strecke lvegienden Stadt Böhm.-Kamnitz zu ermörlichen und 
um zwischen der Bahnstation 'Böhm.-Kamnitz und den oben 
angeführten Gemeinden eine recelmäßise und schnelle Vier- 
bindune zu schaffen, wird die Errichtung eines Autoomnibus- 
verkehrs auf der Strecke Böhm. Kamnitz-Dittersbach- Herrns- 
kretschen für kommendes Frühjahr geplant. 


Ungarn. 


» 

— Zusammenfassung mehrerer Abteilungen bei der Direk- 
tion der Staatsbahnen. Der bedauerliche Umstand, daß das 
Eisenbahnnetz Ungarns infolge des ungerechten Trianoner 
Friedensabschlusses auf ein Drittel des früheren Bestandes 
zusammen geschrumpft ist, veranlaßte die Direktion der könig- 
lich ungarischen Staatsbahnen dazu, mehrere Sektionen mit 
ähnlichem Wirkungskreise zusammenzufassen, und dadurch 
eine Verminderung der Angestellten und auch der sachlichen 
Ausgaben zu erzielem. Diese Reorganisation wird stufenweise 
durchgeführt. Der ‚erste Schritt in dieser Richtung wurde be- 
reits gemacht, indem in der kommerziellen Hauptabteilune 
die Sektionen Nr. IX, X und XI zu einer einzigen Sektion ver- 
schmolzen wurden. Weitere Zusammenfassungen stehen 
bevor. x 
h $ 

— Einstellung des Güterverkehrs auf den Linien der Staats- 
bahnen. Laut einer Mitteilung der Staatsbahndirektion wurde 
wegen außerordentlichen Kohlenmangels der Güter- und Eil- 
sutverkehr sowohl für Stückgut als auch für Wagenladung 
vom 26. Februar an auf sämtlichen Linien der ungarischen 
Staatsbahnen bis auf weiteres 'eingestell. Eine Ausnahme 
hilden Lebensmittel, Sanitätsmaterial, Kohlen und Brennholz, 
die zur Beförderung von ‚Gütern erforderlichen Ladegeräte, 


ne 


an der Hauptbahn- 


kehr wird von der zur Verfügung stehenden Koiupes 


tiere) 


lassen. 
bedingt verboten. 


'wesenheit des englischen Hochkommissars Hohler 
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Leichen und Särge.. Da befindliche Güter. ira e1 
weiterbefördert. Die von der Direktion bis zum 24. Pebrv 
ausnegebenen Transportbewilliigungen sind auf die Dauer 
Verkehrsbeschränkung ungültige. ne 


— Regelung des inranisch sid löyaschen? Eisenbahn 
kehrs. Gegenüber der von Belgrader Blättern _werbre 
Nachricht, nach der die Aufnahme des ungarisch-südslawis 
Eisenbahnverkehrs von ungarischer Seite verzögert werde 
stellt das Ungar. Tielegr.-Korresp.-Büro fest, daß am 21. Ol 
tober v. J. in Paris ein Übereinkommen zwischen Ung 
und Südslawien über die beiderseitige Aufnahme des 
sonen- und Frachtverkehrs zustande kam. Dieses Übere 
ne wurde am 3. Dieezember vy. J. von der Be 
Regierung genehmigt, während die Genehmigung seitens Sür 
slawiens bis zum heutigen Tage nicht erfolgt ist. Weitere 
Verhandlungen in dieser Amselegenheit wurden . dann 
Szabadka „iepflogen, wo die grundsätzliche Vereinbarung‘ 
roffen wurde, daß der Eis enbahnverkehr am 1. Februar d. 
wieder aufgenommen werden soll. . Zur Besprechung 
nischer Fragen machten die ungarischen Staatsbahnen 4 
Vorschlag, am 17. Januar d. J. eine neue Zusammenkunf 
Szabadka zustandezubringen; die Einladung wurde aber voi 
der südslawischen Regierung abgelehnt. Alle Versuche Un 
garns zur Wiederaufnahme des südslawischen Eisenbahn 
kehrs blieben erfolglos, 


Gi 

— Der Zugverkehr zwischen Miskoles und Hidasnema i. 
Die Direktion der Staatsbahnen wird — abweichend von 
ursprünglichen Plan — ein zweites Personenzugpaar zwische 
Miskoles und Hidasn&emeti in Verkehr stellen. Infolgiede: 
stehen dem Reisenden nach Oberungarn täglich "zwei 
paare zur Verfügung. 

— Zur Hebung des Fremdenverkehrs werden von der Re 
rung jetzt schon Vorarbeiten in die Wege geleitet. Sie 
ziehen sich in erster Reihe auf die Einführung mehrerer ne 
ee und Personenzüge. 


— Die Übertr agung von Kusfuhrbwslkrense Der Finan 7 
minister hat eine Verordnung erlassen, wonach die Über 
sung von Ausfuhrbewillisungen an andere Personen, in 
sondere aber der Handel mit solchen, ein Mißbrauch ist, 
neben den strafrechtlichen Folgen auch diie Nichtigkeit (An 
nulierung) der Ausfuhrbewilligune nach sich zieht. Die Br 
laubnis zur Übertragung von Ausfuhrbewillisungen muß ber 
en Be werden, die die Bewilligung ausge 
stellt hat. 


— Einstellung der Güteraufnahme. Die Direktion der 
Staatsbahnen hat die Güteraufnahme der für die Stationen 
Strecke Bekösesaba-Szeged bestimmten Sendungen bis 
weiteres eingestellt. or 2 

— Fahrplankenferenz in Budapest. Bei der Direktion 
ungarischen Staatsbahnen werden demnächst in Sachen 
Umänderung der Fahrpläne Beratungen »epflogen; . werde 
an denen die Abordnungen sämtlicher Betriebsleitungen 
nehmen. Die Einstelluns weiterer Persönenzügs in den. 


abhängen. ; 
— Regelung der Einfuhr von Vieh und tierischen P 
dukten. Nach einer Verordnüne des -Ackerbaumini 
dürfen lebende Tiere aus dem Auslande nur auf Grund 
tierärztlichen Kontrolluntersuchung weinseführt werden. D 
Einfuhr von Tieren mit z„espaltenen Klauen (Rind 
Schafen, Ziegen und Schweinen) aus den besetzten Gebi 
ist nur mit besonderer Erlaubnis des Ackerbauministers b% 
stattet. Zur Einfuhr einhufiger Tiere (Pferde. Esel, 
ist keine besondere Bewilligung erforderlich, 
werden -die Pferde einer Molleinprobe unterworfen. Tier 
Rohprodukte und. seuchenverbreitende Gegenstände werdk 
nur nach vorheriger veterinärpolizeilicher Behandlung 
Aus Rußland, Polen und Belgien ist die Einfuhr 
Aus Bulgarien, Serbien und Grieche: 
ist sie an die Erlaubnis des Ministers @ebunden. 
— Einsetzung der Britisch-Ungarischen Handelskamm 1 
Unter dem Vorsitz des Grafen Albert Apponyi Nur in . 
ad 
Einsetzung der Britisch-Ungarischen Handelskammer . s 
Die Generalversammlung wurde bei reger Beteiligung 
politischen und finanziellen Kreise der Hauptstadt im Name 
des vorbereitenden Komitees vom Abgeordneten Sändor 
öffnet. Der Vorsitzende führte in seiner Rede aus, 
'Kammer berufen sei, dem wirklichen Frieden Dienst« 
leisten. Ungarn wolle sich mit allen De _ Fr 


“ 


Diane FE berechtigten Bestrebungen: stellen. Indem 
- fuhr der Redner fort — unter jenen, die uns _ihre 
schaftliche Rechte entgegenstreckten, in erster Reihe 
nächtige britische Nation begrüßen können, so fühlen wir 
in unserer Zuversicht bestärkt, daß wir einen würdigen 
in der Reihe der Kulturvölker wieder einnehmen 
rden. Sodann wurde Graf Albert Apponyi unter stürmi- 
m ‚Beifall zum Präsidenten der Kammer sewählt. "Dieser 
sodann in englischer Sprache ine Eröffnungsrede, in 
er auf die wirtschaftliche und politische Bedeutung der 
ı Kammer hinwies, um die volkswirtschaftlichen - EA, er- 
dungen. Bi dem britisohen: ae zu vertiefen. 


oh: ae en ee sein 
ner. begrüßte im Namen der ungarischen Re- 
- Legationsrat Wilhelm v. Pruttkay die neue Kammer, 
£ der aus 50 Mitgliedern bestehende Präsidialrat gewählt 


Srliufiges Händelsihersinkommen zwischen Ungarn 
Die polnisch-ungarischen Wirts chaftsverhand- 
rden auf der beabsichtigten Buealärs: für beide 
Monaten - ablaufendes abge- 
en, s r 


Handelsübere inkommen. 


Die Beförderung oberschlesischer Kohle nahm am 
war d. J. ihren Anfang. Bisher sind 78 Wagen Koks 
berschlesien angelangt. Den größten Teil dieser Sen- 
en erhielten die ungarischen Hüttenwerke, die schon. seit 
ten ihren Betrieb wegen \Kohlenmansgels einstellen 
en. Unabhängig von den deutschen. Kokssendungen hat 
mamuränyer Eisenwierk A.-G. ein Abkommen mit der 
o-sSlowakischen Republik getroffen, das dem Werk auf 
Id einer Gegenleistung eins größere Menge Koks sichert, 
aß auch die Rimamuränyer Werke ihren Betrieb wieder 
ehmen können. 


ee "Postanweisungsverkehr schen Deutschland und 

Nach einer Ministerialverördnung werden Postaı- 

Een aus Ungarn nach Deutschland "wieder zugelassen. 

Höchstbetrag ist einstweilen auf 500 MN für die einzelne 

weisung beschränkt. Der Höchstbetrag einer Postan- 

Er: Deutschland nach Ungarn ist auf 4000 K, er- 
vorden, 


Niederlande. 


— Vlissingen-Queenborough. Die Volksvertretung hat einen 
\ tz entwurf genehmigt, durch den die Regierung ermächtigt 
‚ die 4000 im Besitz der Eisenbahngesellschaften befind- 

n Aktien der Dampfischiffgesellschaft , ‚Zeeland“ zu 

übernehmen (1 000 000 fl.) und dieser Gesellschaft einen 

uß von 2400000 fl. zu gewähren. Hierdurch ist vor- 
das Weiterbestehen der auch für Deutschland: wıchtisen 
iger Verbindung mit England gesichert. Nach der Mei- 

der Eisenbahnsesellschaften ist eine Fortsetzung des 
bes von Vlissingsen aus aus eisenbahn wirtschaftlichen 

n nicht zu verteidigen, so daß — weil die Eisenbahn- 

schaften mit ihren 4000 Aktien über die Hälfte des 

apitals verfügten — entweder die Liquidation der 
rtsgesellschaft oder die Verleeune des Betriebssitzes 
van Holland drohte. Hieraus würden für die Pro- 
and beträchtliche Nachteile entstehen, und daneben 
on auch seschichtliche und patriotische Gründe bei dem 
r Regierung mit. Für das Reich bildet diese Hilfe- 
nalen. keinen finanziellen Vorteil. * 


nd. eek sind in mafeichk betreffend een 
, des zinslosen Reichsvorschusses für Nebenbahnen in 
BR nöeren ı um AR. fl. und bumekfend es 


dänischen Staatsbahnen im Betriebsjahr 1919/20. 
bis 31. März.) Das Betriebsjahr brachte ebenso wie 
vorausgehenden Jahre den dänischen Staatsbahnen 
Diese Verluste, 1916/17 mit 1,8 Millionen Kronen be- 
d, wuchsen in den weiteren Jahren auf 10,3 und 16,1 
en und erreichten endlich im Berichtsjahre bei 138,7 
Einnahmen und 164,3 Millionen Ausgaben die Höhe 
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von 25,6 Millionen Kronen. Auf das Bahnkilometer bezogen 
sind die betreffenden Zahlen 63 629, 75 388 und 11759 Kr. Mit 


diesem ‚betrüblichen Ergebnis für 1919/20 befindet sich die 
dänisch®Staatsbahn in Gesellschaft der meisten europäischen 
Bahnen. Der Grund liegt in. den Nachwirkungen des Welt- 


krieges, in dem sinkenden Geldwert, in der Steigerung der 
Preise der Rohstoffe und der Arbeitskräfte, vielleicht auch 
im Rückgang der Arbeitsleistung des Personals nach der 
starken Ausnutzung der Kriegsjahre. Solange diese Kriegs- 
folgen nicht ver schwinden, versprechen sich die dänischen 
Staatsbahnen selbst bei sehr hohen Tarifen kein befriedigen- 
des. Betriebsergebnis. Das uneünstige Ergebnis war auch 
mit hervorgerufen durch Lohnerhöhungen infolge des Ge- 
setzes vom 12. September 1919. 

Die Beschaffung von Brennstoffen war im Berichtsjahre 
durch die schwierigen Verhältnisse des englischen Kohlen- 
marktes sehr erschwert. Die Kohleneinfuhr von Deutschland 
war so gut wie eingestellt. Es wurde daher an amerikanischen 
Bezug gedacht, da aber auch hier Schwierigkeiten auftraten, 
kamen nur kleine Mensen amerikanischer Kohle zur Anliefe- 
rung. Die Einkaufspreise der Kohle wechselten zwischen 
105 und 175 Kr. für die Tonne und betrux im Mittel 124 Kr. 
gegen 120 im Vorjahre. Verbraucht wurden etwa 330 000 t. 
Die Ausgabe für die verbrauchte Tonne Kohle hat sich seit 
1913/14 ungefähr versechsfacht. 

‚ Die Materialpreise in Öre auf das Kilogramm waren 1919/20 
(in. Klammern 1913/14) Stangeneisen 57 (12), Flacheisen 63 (15), 
Gußeisen 84 (29), Bremsklötze 56 (22), Radbandagen aus 
Tiegselstahl 85 (28), del. aus Martinstahl 61 (15), Eichenplan- 
ken 42 (12), Föhrenplanken 11 (10), kupferne Fewerbüchsen- 
platten 251 (174), Zylinderöl 112 (53), Beleuchtungsmineralöl 
85 (24). Die Preise sind gegen das Vorjahr (vel. Jahrg. 1920, 
S. 906 d. Ztg.) teilweise sehr gefallen. Dir Mitbelpreis für 
Stahlschinen, vor dem Weltkriege 89 Kr. die Tonne, ist wie 
im Vorjahre 269 Kr. geblieben, der für ungetränkte dänische 
Schwellen, früher 4,16 Kr. das Stück, 9 Kr. wie im Vorjahre. 
Im Berichtsjahre fand weine weitere Erhöhung der Tarife 
statt auf Grund des Gesetzes vom 4. Oktober 1919; sie trat im 
Ortsverkehr am 15. Oktober, im Durchgangsverkehr am 1. No- 
vember in Kraft und hat die Erwartun eo, daß sie ungefähr 
15 Millionen Kronen einbringen sollte, nicht enttäuscht. Nach 
bisherigen starken Zuseinschränkungen fand am 1. Oktober 
1919 eine Fahrplanerweiterung statt, die die täglich gefahr:nen 
Personenzuskilometer von 19842 auf 22001 km brachte. Die 
Arbeitszeit bei den Maschinenwerkstätten wurde mit. Beginn 
des Berichtsjahres von 49,5 auf 48 in der Woche herabgesetzt, 
was eine Verringerung der Leistung zur Folge hatte. Wie 
schon das Vorjahr, stand auch das Berichtsiahr im Zeichen 
wachsender Lohnforderungen. Die Stundenlöhne für Hand- 
werker und ungelernte Arbeiter standen 1918/19 noch auf 
135 und 124 Öre, im Januar 1920 auf 228 bzw. 218. Das fest 
angestellte Staatsbahnpersonal hat sich vom Vorjahre bis. zum 
Ende des Berichtsjahres von 15 850 auf 16714 vermehrt. Die 
wirkliche Länge der vomStaate betriebenen Eisenbahnen ausschl. 
Hafenbahnen war bei Beginn des Berichtsjahres 2108 km und 
hat sich im Laufe des Jahres nicht vermehrt. In Dänemark 
gibt es außer den Staatsbahnen noch 2226 km Privatbahnen. 
Die vom Staate betriebenen Wasserüberfahrten hatten mit 
Ausnahme der außer Betrieb befindlichen Linie Korsör-Kiel 
am Ende des Berichtsjahres 170 km Länge und 32 Fähren und 
Schiffe. Die Anzahl der Lokomotiven war 651 (i. Vorj. 624), 
dıe Anzahl der Zuekilometer 12,14 (11) Millionen, der Per- 
sonenkilometer 1,16 (1,02) Milliarden, der Tonnenkilometer 
796 (676,7) Millionen. An Einnahmen wurden aus dem: Per- 
sonenverkehr 55,3 (40), aus dem Güterverkehr 77,2 (47,6) Mil- 
lionen Kronen erzielt. Die Staatsbahnen haben im Berichts- 
jahre ihr bisher größtes und ernstestes Eisenbahnunglück ser- 
lebt, das Eisenbahnunglück bei Vigerslev am 1. November 1919, 
bei 40 Toten und einer großen Anzahl von Verwundeten. ‘Bei 
einer Reihe unglücklicher Umstände bildete fehlerhafte 
Blockbedienung die Hauptursache. Dr. S. 


— Amerikanisches Urteil über das elektrische System der 
schwedischen Riksgränsbahn. Eine amerikanische Fach- 
größe, “Ingenieur F. H. Shephard der .Westinghouse 
Electrical  Manufacture Comp., an der Spitze eines ameri- 
kanischen Studienausschusses, der auch roch‘ Deutschland 
und die Schweiz besuchen soll, hat Schweden bereist und 


sich bewundernd über die elektrischen Einrichtungen der 
schwedischen Riksgeränsbahn ausgesprochen. Auch die 
besten amerikanischen Bahnen, sagt Shephard in nicht ganz 


gewöhnlicher Überwindung der nshkdnisölen Neigung, nur 
das eigene als das bestes und größte anzuerkennen, stehen der 
schwedischen Bahn weit nach. Die Schweden rühren nach 
seiner Ansicht nur zu wenig die Trommel, und es sei daher der 
hohe Standpunkt Schwedens auf dem Gebiete der Elektrisie- 
rung über dem Ozean. außer in den vngsten Fachkreisen viel 
zu wenige bekannt. Was Ingenteur Shephard an dem schwedi- 
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schen System am meisten ansprach, ist Jessen Ausdehnungs- 
fähigkeit, d. h. es besitzt Entwicklungsmöglichkeiten und kann 
in Verkehrshinsicht nötieenfalls auch gesteigerten Ansp@tichen 
genügen. Man: braucht daher nicht zu fürchten, daß eine nach 
diesem System gebaute Bahn in wenig Jahren unzeitgemäß 
sein und Umlegunsen oder Verbesserungen verlangen wird. 
Auch sine der heikelsten Seiten der Aufgabe, nämlich der 
Schutz gegen Störung der Telephon- und 'Delegrapbenlinien, 
ist in Schweden auf sinnreiche Art »elöst. "Diese 


— Die Elektrisierung der Paris-Lyon-Mittelmeerbahn. Un- 
abhängig von den großen Projekten der Kraftausbeutung an 
«er oberen Rhone, hat sich die Paris-Lyon-Mittelmeerbahn- 
Gesellschaft, wie wir der „Schw. Verk. Korr.“ entnehmen, 
zwei Staustufen gesichert, die eine in der Geeend von Culoz 
in der Chautagne und die andere im Defil&e von Donzere. Der 
Verwirklichung der Anlagen steht nichts im Weee und die da- 
selbst zu gewinnende Kraft genügt für die Elektrisierung des 
ganzen Netzes der Parıs-Lyon-Mittelmeerbahn. Zu Zeiten von 
Niederwasser erhalten die beiden Kraftanlaren Zuschüsse 
aus den weiber oben in den Alpen liegenden Kraftwerken, 


— Die Neuordnung der französischen Binnensechiffahrt. 
Während der Kriegszeit wurde, wie die „Schweizerische Veer- 
kehrskorrespondenz“ schreibt, in Frankreich der «esamte Bin- 
wenschiffahrtsbetrieb durch die Militärbehörden winer strengen 
Verordnung unterworfen, die auch nach dem Waffenstillstand 
in-Kraft behalten wurde, auf Grund des Dekretes vom 31. De- 
zember 1919, zur Durchführung der Verpflegung, zur Versor- 
gung des Landes mit Brennmaterialien, und zur Wiederher- 
stellung der einst besetzten Landschaften. Da diese aus mili- 
tärıschen Gründen srlassenen V'erordnuneen sich mit der. Zeit 
überlebt hatten, hat die BReeierung schon im vergangenen No- 
vember angefangen, der Binnenschiffahrt wieder einen Teil 
ihrer früheren Freiheiten einzuräumen. Man fand «es aber 
notwendie, in Erwartung des Inkrafttretens des im Entwurfe 
liegenden Binnenschiffahrtsgesetzes einige Vorschriften, die 
sich namentlich auf die Befrachtung, dse Sehiffsmiete und 
den Fraehtbrief beziehen, weiterhin in Kraft zu lassen. Ein 
weiterer Ministerialerlaß, hat am 6. Januar 1921 den Interes- 
senten die Möglichkeit gegeben, selbst Organe einzustellen, vor 
denen die Schiffer und ihre Auftraggeber frei über dıe Fracht- 
bedingungen verhandeln können. Es ist also vorgesehen wor- 
den, daß auf die Anreerune der lokalen Vereinigungen in den 
hauptsächlichsten Handelszentren Frachtbüros s„eschaffen 


werden, die aber unter der Kontrolle der Verwaltung stehen. ' 


Diese Frachtbüros sollen später zu eigentlichen Frachtbörsen 
ausgebaut werden. 


— Arbeiterfahrkarten in England. Durch ein Gesetz vom 
Jahre 1883 wurde den enelischen. Eisenbahngesellschaften vor- 
geschrieben, daß sıe jeden Tag in beiden Richtungen einen 
billisen Zus, d. h. einen solchen, bei dem der Fahrpreis 
1 Penny auf die Meile (5,3 8 für das Kilometer), den damals 
und auch bis vor kurzem noch zültigen BRegelfahrpreis der 
3. Klasse, nicht überschreitet, verkehren lassen sollten. Für 
die Fahrten in diesen Zügen sollte die durch ein Gesetz von 
1842 eingeführte Verkehrssteuwer in Höhe von 5% des Fahr- 
preises nicht erhoben werden. Für den. Fall, daß die Eisen- 
bahnsesellschaften der ihnen durch diese Bestimmuns auf- 
erlesten Verpflichtung nicht nachkämen, sollte das Handels- 
amt, das damals für Eisenbahnan.elegenheiten zuständig war, 
berechtigt sein, die Einlegsung solcher Züge zwischen 6 Uhr 
abends und 8 Uhr morgens zu verlangen und die angemessenen 
Fahrpreise für sie festzusetzen. 
diese Anweisungen nicht befolgsten, sollten des Vorteils ver- 
lustix gehen, daß die Veerkehrssbeuer von den Fahrkarten zu 
1 Penny die Meile nicht erhoben würde. . Bei Erlaß dieses 
(Gesetzes ließen 11 Eisenbahngesellschaften in London. und 
seiner Umgebung bereits 110 Arbeiterzüee täglich verkehren. 
Es war nämlich schon seit den sechziger Jahren durch Sonder- 


gesetze einigen Londoner Vorortstrecken bei Erteilung der 


Genehmigung durch das Parlament die Verpflichtung auferlegt 
worden, solche Züge in Verkehr zu setzen, und es hatte sich 
daraus ein lebhafter Verkehr, zum Teil zu sehr niedrigen 
Preisen ıentwickelt. So kostete z. B. eine Hin- und Rückfahrt 
von Edmonton bis Liverpool Street, eine Entfernung von 
14 km, nur 2 Pence. 1913 hatte die Zahl der Arbeiterzüge in 
Großlondon .1001 erreicht; sie verbanden 553 Bahnhöfe und 
Haltestellen mit London, und in 285 von ihnen überschritt der 
Fahrpreis nicht 2 Pence für Hin- und Rückfahrt. Die Zahl 
der Benutzer der Arbeiterzüge in England und Schottland be- 
trux damals 255 684 307, sie ist bis 1919 auf 411 904039. »„e- 
stiegen. ? | 

In bezug auf die Berechtigung zur Benutzung der billigen 
Züge waren die Eisenbahneesellschaften immer sehr nach- 
sichtig, Bei manchen Gesellschaften galten alle Züge als 
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billige, die ihr Ziel vor 8 Uhr erreichten, bei anderen alle, die 
vor 8 Uhr abfuhren, und jedermann, der bereits um diese Zei 
eine für englische Gewohnheiten sehr frühe Stuude, fah 
wollte, konnte des Vorteils der billigen Fahrt teilhaftig 
werden. a 
° Die englischen Eisenbahnen haben von Haus aus keine € 
heitlichen Tarife für die Arbeiterzüge. In einem Drittel 
Fälle gilt die Bestimmung, daß für den Preis einer einfachen 
Fahrkarte 3. Klasse die Hin- und Rückfahrt zurückgelegt wer: 
den kann. Für den billigsten Preis galt bis vor kurzem 
Verbindung Enfield-Town und Liverpool Street, 17,3, km, 
% Pence für Hin- und Rückfahrt. Neuerdings sind die Pre 
der Arbeiterkarten anderweit geregelt worden. Im Laufe 
Krieges sind nämlich die Personentarife der englischen Eis 
bahnen erhöht worden, und zwar am 1. Januar 1917 die Pre 
der gewöhnlichen Fahrkarten um 50%, im Mai 1918 die 
Dauerkarten um 10 und 20%, je nachdem es sich um E 
fernungen unter oder über 20 km handelte. Die Arbeiberfa 
karten. werden von dieser Erhöhung nicht berührt. Am 1.8 
tember 1920 sind die Preise der gewöhnlichen Fahrkarten 
175%, die der Dawerkarten zu 150% der ursprünglichen Kosten 
festgesetzt worden, und Jieses Mal hat man auch die Arbeite { 
karten dazu herangezogen, den Eisenbahnen höhere Ein 
nahmen zu verschaffen. Dies war nämlich in Anbetracht d 
gestiegenen Betriebskosten das Ziel der Tariferhöhungen- 
1920, während diejenigen von 1917 und 1918 den Zweck hat 
den Verkehr einzudämmen und die Eisenbahnen zu entlas 
Der neue Tarif beginnt mit 3 Pence für 2 Meilen (25,5 4 fü 
32 km) und steigt von Drittel- zu Drittelmeile um %# Peı 
bis zu 6 Pence für 4 Meilen (51 8 für 6,4 km). Auf gr 
Entfernungen kommt zu dem Betrag von 6 Pence für 
halbe Meile über 4 Meilen ein Mehrbetrag von % Penny (2} 
für das Kilometer). Die Erhöhung der alten Fahrpreise so 
dabei 200 v. H. nicht überschreiten. Die englischen Arbe 
fahren also immer noch recht billig. Ihr Lohn betrug vol 
dem Kriege in der Regel 20 bis 25 Shilling die Woche für un 
oelernte und das Doppelte für gelernte Arbeiter; bis m 
Sommer 1920 war 


der Wochenlohn "eines u ngelernte 
Arbeiters auf 3 Pfund Sterl. 10 Shilling und_der eines 
lernten Arbeiters entsprechend gestiegen, SO. daß 
elaubte, ihnen eine‘ Erhöhung des Fahrpreises zumuten 
dürfen. 


— Eisenbahnforderung vor dem englischen Parlament. 
ihren Verpflichtungen gegenüber den Eisenbahnen in be 
auf die Gewährleistung der Dividende in Höhe derjeni 
des letzten Vorkriegsjahres nachzukommen, hat die engl Sc 
Regierung, nachdem ihr durch den Staatshaushalt für 
laufende Jahr bereits 22000000 £ bewilligt worden w3 
eine Nachtragsforderung von 21.000000 £ vor das Parlam 
gebracht und ihre Bewilligung durchgesetzt. Diese Erhöh 
der staatlichen Leistungen zugunsten: der Eisenbahnen 
rd. 100% scheint ziemliches Aufsehen, und natürlich un 
sames, erregt zu haben, und der Veerkehrsminister hat ve 
sucht, die öffentliche Meinung zu beschwichtigen, indem er 
einer Rede vor dem Parlament zur Begründung dieser Fo ech 
rung dargelegt hat, man dürfe die Nachforderung von 21 Mi 
tionen nicht unmittelbar mit den. bereits bewılligten. 22 
lionen vereleichen, sondern müsse dabei bedenken, daß es 
um die Deckung eines Fehlbetrages bei einem Einkommen 
-325 Millionen und einer Ausgabe von 275 Millionen hand: 
Beide Zahlen zusammen ‚ergäben 600 Millionen, und 
diesem Betrag machten die 21 Millionen nur 3,5% aus, — 
etwas ‚kühne Darstellung der tatsächlichen Lage der Ding 
Die wirtschaftlichen Verhältnisse der englischen Eisenbah 
haben sieh gegen Ende des Kalenderjahres 1920 sehr erhebl 
verschlechtert. Auf Grund der Gewährleistung ihrer Dis 
dende hatten die Eisenbahngesellschaften für ‚den Deze: 
eine Forderung von 7024246 £ an die Regierung, 
379501 £ auf die Eisenbahnen von Irland entfielen. D 
"Betrag ist erheblich höher als derjenige für die vorherge: 
genen acht Monate des am 1. April 1920 begonnenen I 
nungsjahres: der letztere betrug 25 501 617 £, also durchs 
lich 3187702 £ auf den Monat, und der. Dezember hat 
«einen auf mehr als das Doppelte ‚erhöhten Staatszuschuf 
fordert. Die Gesamtleistung des Staates für die ersten n 
Monate des Maushaltsijahres 1920/21 beträgt demnach 325 
Pfd. Sterl.; diesem Betrag steht ein Betriebsüberschul 
nur 5648137 £ gegenüber. Beide‘ zusammen ergebe: 
37 280 000 £ den Betrag, dessen die Eisenbahnen zur Zahlı 0 
der Dividende in der Höhe derjenigen des J ahres 1913 be 
fen, wobei 894000 £ auf die mit 5% gewährleistete Ve@ 
sung des seither erhöhten Anlagekapitals entfallen. 
Leistungen. des Staates zugunsten der Eisenbahngesellse 
werden anscheinend für die Staatskasse sehr lästig, und 
Ministerium hat einer Gesellschaft gegenüber die Höh. 
deren Forderung für den Dezember beanstandet und 
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zur Beseitigung der Ausstände zunächst nur einen sehr «r- 
heblich geringeren als den geforderten Betrag ausgezahlt. Da 
dies gerade in die Zeit fällt, wo die Gesellschaft erheblicher 
flüssiger Mittel zur Auszahlung der Dividende bedarf, emp- 
findet sie dieses Verhalten doppelt unangenehm, 
Der starke Rückgang der Einnahmen der englischen Eisen- 
bahnen wird außer auf die allgemeine Teuerune und die 
hohen Löhne auch auf das Darniederlieeen. von Handel und 
Wandel in England, sowie auf eine Anzahl besonderer Vor- 
kommnisse zurückgeführt. Dem iBergarbeitenstreik fallen 
_ Mindereinnahmen der Eisenbahnen von 8000000 £ zur Last. 
Der Aufstand in Irland, als die Eisenbahnarbeiter sich weiger- 
ten, Heeresgerät zur Bekämpfung des Aufstandes zu beför- 
dern, bedeutete einen Ausfall von 2000 000 £. Das Darnieder- 
liessen des Handels brinet für die Monate Dezember 1920, 
_ Januar-Februar 1921 einen Fehlbetrag von 12000000 £ mit 
sich. Dazu kommt noch, daß die Eisenbahngesellschaften zur- 
zeit außer«ewöhnlich hohe Aufwendungen für Unterhaltungs- 
zwecke machen, weil sie jetzt das nachholen, was in dieser 
"Beziehung in den letzten 6% Jahren versäumt worden ist. Bei 
der heutigen Tewerung fallen diese Ausgaben mit dem Mehr- 
fachen der früher für die Unterhaltung aufgewendeten Be- 
träge ins Gewicht. 


+Q 


schaften. in den‘ersten neun Monaten des am 31. März zu Ende 
wehenden Bechnungsiahres ohne den Staatszuschuß erzielt 
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haben, ist sehr gering, wenn man bedenkt, daß ihm Betriebs- 
einnahmen von. 192 Millionen und Betriebsausgaben von 186 
Millionen ge&enüberstehen. Der Personenverkehr hat 89 Mil- 


 lionen, der Güterverkehr 101 Millionen gebracht. Von den 
einen. entfielen 59 Millionen auf den Betrieb im  allge- 


meinen, 45 Millionen auf den Lokomotiv-Betriebsdienst, 37 
Millionen auf die Unterhaltung und Ernewerung des Wagen- 
parks, 28 Millionen auf die laufende Unterhaltung der Strecke 
und der sonstigen festen Anlagen. 7,5 Millionen an Stewern 
j und Abgaben. 
— Um das englische Eisenbahnwesen wieder in Ordnung zu 
bringen, wird gefordert, daß einerseits die Eisenbahnfrage 
‚von der Politik getrennt wird, doch andererseits den Eisen- 
 bahngesellschaften die Möglichkeit geseben wird, ihre Aus- 
‚gaben: herabzusetzen. Deren Höhe ist sehr wesentlich durch 
je hohen Löhne verursacht, und ein Abbau auf diesem Gebiete 
ird für nötig, anscheinend auch für mözlich „ehalten. Die 
huld an den hohen Löhnen wird von seiten der Eisenbahn- 
ssellschaften der Regierung in die Schuhe geschoben. Ihre 
Wirkung auf die geldlichen Ergebnisse des Eisenbahnbetriebes 
kann auch durch die wiederholten Tariferhöhungen, die im 
Jahre 1920 eingeführt worden sind, nicht ausgeglichen werden, 
obgleich diese so sind, daß sie als unerträglich bezeichnet 
‚werden. Eine @lsbaldigee Regelung der Eisenbahnfrage wird 
daher für unerläßlich gehalten, und man sieht auf allen Seiten 
it eroßer Ungeduld dem Gesetzentwurf, den. die Regierung 
hierüber vorlegen muß, und seiner Beratung im Parlament 
entgegen. Das Gesetz, das daraufhin beschlossen: werden wird, 
muß die Eisenbahnpolitik der englischen Regierung einerseits 
‚ und die Verhältnisse der Eisenbahngesellschaften anderer- 
seits auf viele Jahre hinaus festlegen und wird damit einen 
wesentlichen Einfluß auf das gesamte englische Wirtschafts- 
‚ Jeben haben. 


| Fa „Traders’ Tickets.“ Die englischen Eisenbahnen haben 


die eigenartige Einrichtung, Gewerbetreibende, die ihnen viel 
" Frachten. zuwenden, dadurch zu belohnen, daß sie ihnen: Fahr- 
rien zu ermäßigten Preisen überlassen. Vor dem Kriege 
ar der Mindestbetrag, der zur Inanspruchnahme von solchen 
Traders’ Tickets“ berechtigte, 300 Pfd. Sterl.; im Kriege 
rde er auf 500 Pfd. Sterl. und, als die englischen Güter- 
fe im Januar 1920 erhöht wurden, auf 750 Pfd. Sterl. fest- 
tzt. Die Erhöhung dieses Betrags bedeutet nicht etwa, daß 
Kreis der Berechtizten enger gezogen wurde, sondern der 
‘höhte Betrag entsprach ungefähr derselben Frachtmenge 
‚vorher der niedrigere. Bei der nochmaligen Erhöhung 
Gütertarife am 15. September 1920 wurde der Betrag, der 
Inanspruchnahme von „Traders’ Tickets“ berechtigt, auf 
Pfd. Sterl. festgesetzt. Dabei wird aber newerdings nicht 
ehr verlangt, daß der Handeltreibende für diesen Betrag 

achten bezahlt, sondern es genügt, daß sein Verkehr diesen 
Wert erreicht, gleichviel ob er oder andere die Kosten tragen. 
ob es sieh um Empfang oder Versand handelt. Machen die 
, Frachten eines Unternehmens das Mehrfache von 1000 Pfund 
Sterling aus, so kann es eine entsprechende Anzahl von Fahr- 

: zu ermäßigten Preisen lösen, die nicht nur der Be- 
zer selbst, sondern auch seine Angestellten benutzen dürfen. 
{ Vergünstigungen, die in dieser Beziehung gewährt werden, 
‚sind bei den verschiedenen Eisenbahngesellschaften verschieden. 
Gutachten des Tarifbeirats beim Verkehrsministerium, das 
a Grundlage für die Erhöhung der Güterfrachten am 1. Sep- 
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= Der Überschyß von. 5648137 £, den: die Eisenbahngesell- 


‚ dern geradezu in das Gegenteil verkehrt werden. 


2 mber 1920 sebildet hat, führt als Beispiel die London und: 


Nordwestbahn an. Bei dieser werden für Dauerkarten an die 
Massenverbraucher gegenüber den Preisen gewöhnlicher 
Dawerkarten Nachlässe gewährt, die bei Entfernungen von 
80 km (50 Meilen) beginnend und bis 1000 km (600 Meilen) 
reichend sich zwischen 85 und 50% in der 1. und zwischen: 
32 und 54% in der 3. Klasse bewegen, ohne daß aber «in gxe- 
setzmäßiger Zusammenhang zwischen Entfernune und Er- 
mäßigung zu erkennen wäre. Daraus, daß die Vergünstirung 
erst bei 80 km Entfiernung einsetzt, geht deutlich hervor, daß 
die Fahrkarten nicht für die Fahrt zwischen Wohnung und 


‘ Arbeitsstätte, sondern für häufig wiederkehrende Geschäfts- 


peisen auf erößere Entfiernunssen bestimmt sind. 

Um den Wert dieser Fahrkarten zu ermäßigten Preisen zu 
würdigen, muß auf die Preise der gewöhnlichen Dauer- 
karten «eingegangen werden. Sie werden bei allen ENg- 
lischen Eisenbahngesellschaften. mit Gültigkeit für ein. Jahr, 
für ein halbes und ein Vierteljahr, bei einigen; auch für einen 
Monat ausgegeben. Feste Grundsätze für die Bemessung des 
Preises scheinen nicht zu bestehen, nur insofern herrscht 
Gleichmäßigkeit, als die Ermäßigung mit der Entfiernung zu- 
nimmt. Bei kurzen Entfernungen beträet der Preis, auf die 
Woche berechnet, zuweilen soviel wie der von sechs Rückfahr- 
karten, aber auf weite Entfernungen sinkt er zuweilen so weit 
daß man die Karte eine ganze Woche zum Preis einer Hin- 
und Rückfahrt benutzen kann. Um wieder die London und 
Nordwesstbahn als Beispiel anzuführen, so betragen bei ihr die 
Preise der Dawerkarten, nachdem sie im Mai 1918 erhöht 
worden waren, auf Entfernungen von 80 km (50 Meilen) bis 


640 km. (400 Meilen) in der 1. Klasse rd. 43 Pfund 
Stering bis 188 Pfd. Sterl.,. 10 Shillin»e wund in 
der 38. Klasse td, 80: .Bfa,  Sterl:» 7. .,Shilline bis 


122 Pfd. Sterl. 15 Shilling. Die Entfernungen: auf die in 
England Dawerkarten ausgegeben werden, liegen zum Teil 
weit jenseits der Entfernungen, die in Deutschland für eine 
regelmäßig wiederholte Benutzung der Eisenbahnen in Frage 
kommen*). So ist es z. B. nichts ungewöhnliches, in Briehton 
zu wohnen und täglich oder wenigstens mehrere Mal die 
Woche nach London zu fahren. Die Entfernung beträgt rd. 
82 km, und die London, Brighton und Südküstenbahn setzt 
ihren Stolz darin, diesen Weg in einer Stunde zurückzulegen. 
Eine Jahresdauerkarte London-Brighton kostet 1. Klasse 
34 Pfd. Sterl. 12 Shilline und 3. Klasse 28 Pfd. Sterl. 
16 Shillinse oder 15 Shillinge 5 Pence und 11 Shilling 
1 Pence die Woche. Eine Fahrkarte zur einmalisen Hin- 
und Rückfahrt kostet aber schon 22 Shillins 6 Pence und 
12 Shilling 7% Pence, so daß bei nur zweimaliger Benutzung 
in der Woche der Besitzer reichlich auf seine Kosten kommt. 
Seit der Erhöhung des Preises der Dauerkarten im Mai 1918, 
die mit 10% bei Entfernungen unter 20 km (1272 Meilen) und 
20 % bei größeren Entfernungen erheblich hinter der Erhöhung 
des Preises der gewöhnlichen Fahrkarten um 50% zurückblieb, 
haben. viele Fahrgäste Dawerkarten. gelöst, die vorher mit ge- 
wöhnlichen Fahrkarten reisten. Ihre Zahl hat infolgedessen 
von 569310 im Jahre 1913 auf 901 802 zugenommen. Seit dem 
1. September 1920 sind die Preise der Dawerkarten um -50% 
der Sätze, die vor dem Mai 1918 galten, erhöht worden, und 
die Trader? Tickets sind ihnen sefolet, indem ihr Preis zu 
sS0% der gewöhnlichen Dawerkarten festgesetzt wurde. 


— Die Aktionäre der englischen Eisenbahnen. Die veng- 
lischen Eisenbahngesellschaften weisen immer mit einer ge- 
wissen Genugtuung darauf hin, daß sie das Eigentum der 
kleinen Spaver, also nicht in den Händen des Großkapitals 
sind, das heute heftigen Angriffen ausgesetzt ist, und dessen 
Verdienste von gewisser Seite nicht nur nicht gewürdigt, ıson- 
Bei den. 
Generalversammlungen der englischen Eisenbahngesellschaf- 
ten, die wie alljährlich im vergangenen Februar stattgefunden 
haben, ist wieder betont worden, wie weite Kreise an dem 
Anlasekapital der englischen Eisenbahngesellschaften beteiligt 
sind. Der Jahresbericht der Südostbahn enthält z, B. die Mit- 
teilung, daß von den 28190 Besitzern ihrer verschiedenen 
Arten von Aktien 15 509 — oder mehr als die Hälfte — Aktien 
im Werte von unter 500 Pfd. Sterl. besitzen, während die Zahl 
der erößeren Aktionäre mit 5000 Pfd. Sterl. und mehr Aktien- 
besitz nur 1015 beträgt. Bei der Brightonbahn sagte der Vor- 
sitzende, die große Mehrheit der Aktionäre seien Personen. mit 
beschränkten Geldmitteln. Bei der Nordschottischen. Eisen- 
bahn haben 1380 oder über 58% der Aktionäre weniger als 
500 Pfd. Sterl der gewöhnlichen Aktien im Besitz, während 
bei den Vorzugsaktien die entsprechenden Zahlen 2597 und 
62% sind. Diese Zahlen beweisen, daß das Aktienkapital der 
genannten Gesellschaften in kleinen Beträgen auf zahlreiche 
Einzelbesitzer verteilt ist, und das gleiche gilt auch von den 
übrigen Gesellschaften. In diesem Zusammenhang wies der 


*) Siehe Nr. 74 dieser Zeitung vom 9. Oktober 1920, S. 810. 
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Vorsitzende bei der Generalversammlung der Kaledonischen 
Eisenbahngesellschaft darauf hin, daß die Gesellschaft 37 000 
Aktionäre habe, aber nur 29000 Arbeitskräfte beschäftige, Bei 
den anderen Gesellschaften lägen sicherlich. die Verhältnisse 
ebenso, und, es sei nicht einzusehen, folgerte der Vorsitzende, 
warum die Regierung alle ihre Aufmerksamkeit den Forde- 
rungen der Arbeiter widme, die Interessen der Aktionäre aber 
außer acht lasse. Letztere fühlten. sich durchaus als die Eigen- 
tümer der Eisenbahnen; mit ihrem Geld sind diese gebaut 
worden, sie stellen die Geldmittel, die zum Betriebe nötig sind, 
und es wird an vielen Stellen, wohl sogar an den meisten, die 
Bedeutung der Eisenbahnen Englands als auf Erwerb gerich- 


teber Unternehmer weit stärker als ihre Eigenschaft als ein 


Hilfsmittel, vielleicht das wichtigste, zur Förderung. des Wirt- 
schaftslebens des ganzen Landes, betont. 


— Tariferhöhungen in Rumänien. Der Alle. Tarif-Anzeiger 
erfährt aus Bukarest, daß zu den Sätzen des Lokaltarıfs der 
rumänischen Staatsbahn, die mit Wirksamkeit vom 1. Ja- 
nuar 1921 um 100 % erhöht wurden, außer einem 20 prozentigen 
Zuschlag, der vrerteljährlich als Prämie unter das Personal 
verteilt wird, bereits seit 1. Mai v. J. eine 5 prozentige Gebühr 
für die Arbeiterkasse zur Erhebung selanst. Sowohl der 
20 prozentioe Zuschlag als die 5 prozentige Gebühr werden 
von den um 100% ıerhöhten Tarifsätzen berechnet, auf den 
Fraehtbriefen wıesondert eingesetzt und mit der Fracht zu- 
sleich erhoben. 


Fremde Erdteile 


— Eine neue Hoangho-Briücke. 
Deutscher Ingenieure entnimmt der Zeitung Engineering 
News-Record folgende Mitteilung: Der Bau einer Brücke über 
den Hoangho im Zuge‘ der Eisenbahn Pecking-Hankou wird, 
wie amerikanische Fachblätter nach einem Bericht des ameri- 
kanischen Handelsattach6s in Peking vom November 1920 mit- 
teilen, durch die chinesische Regierung ausgeschrieben. Die 
vorhandene erste Brücke, die seinerzeit zur Hälfte von bel- 
gischen, zur andern Hälfte von französischen Firmen AUSQIE- 
führt worden ist, genügt den gesteigerten Verkehrslasten nicht 
mehr und soll daher durch einen wesentlich trasfähıgeren 
Neubau ersetzt werden, dessen Kosten bei rd. 3 km Länge des 
Überbaues auf 15 bis 20 Mill. Dollar geschätzt werden. Die 
alte Brücke, die etwa 3,4 m über Hochwasser liegt, war eine 
a Balkenbrücke mit kleineren Spannweiten auf Schraub- 
pfählen. 


— Vom Bau der Ostnigerischen Eisenbahn. Die Gleisspitze 
der Ostnigerischen Eisenbahn!) soll nach eimer Mitteilung in. 
der Zeitschrift „United Empire“ (Bd. 12, Nr. 3 vom Febr. d. J 
S. 108), den Benue bereits im Jahre 1922 erreichen, aber der 
dortige Brückenbau (bei Abinsi), wird kaum vor 1928 für den 
Verkehr vollendet sein. Zurzeit werden Bohrungen ausge- 
führt, um die günstigste Stelle für den Brückenbau ausfindig 
zu machen. Mit Rücksicht auf die Schiffahrt des Benuwe muß 
der Überbau in beträchtlicher Höhe und Lichtweite über dem 
Strom angeordnet werden, auch scheint sich in der Mitte des 
Stromes ein tiefer Kolk zu befinden, der zu einem kostspieli- 
sen Brückenbau mit weitgespanntem Tragwerk nötiet. ES 
wird seplant, die Ostnigerische Eisenbahn von Enugu nach 
der Station Kakurı der Westnigerischen Eisenbahn ‘zu 
führen, und eine Abzweigung nach Bukuru anzulegen. Durch 
diese Verbindung sollen wıchtige Vorteile erreicht werden, 
besonders hinsichtlich der Kohlenzufuhr auf den westlichen 
Bahnstrecken. Die Verlängerung nach Bukuru wird die Zinn- 
felder von Bauchi mit der Kohlengrube von Enugu verbinden. 
Die Beförderung der Kohle aus dem Hafen Port Harcourt ist, 
wie sich herausgestellt hat, mit mancherlei Schwieriekeiten 
verknüpft; denn die |Boote, die auf dem Niser verkehren, 
können die Kohle nicht unmittelbar bis "Baro, dem End- 
punkt der Eisenbahnstrecke Miana-Baro, befördern; die Ver- 


» hältnisse werden sich erst !bessern, wenn die westliche und 


die ‘östliche Linie der Nigerischen Eisenbahnen unmittelbar 
mit einander verbunden sind. B. 


— Die Tlenhahnen von Neuseeland. Das Eisenbahnnetz 
von Neuseeland hatte Ende März 1920 eine Länge von 4840 km, 
d. s. 20 km mehr als am Anfang des Betriebsjahres. Das 
Anlagekapital einschließlich desjenisen für die Dampfschiff- 
fahrtanlagen auf dem Wakatipu-See betruxr 36 167681 Pfund 
Sterline. Die Jahreseinnahmen beliefen sich auf 5,75, die 
Ausgaben auf’4,10 Millionen Pfund ‚Sterling, so daß sich ein 
Überschuß von 1,65 Millionen oder eine Betriebszahl von 71,36 
Prozent gegenüber 66,32 % im ‚Vorjahre ergab. Das Anlage- 
kapital hat sich mit 452%, im Vorjahre mit 4,65 % verzinst. 


') Vgl. Nr. 33, 8.338, Jahre. 1919 d,_Zte. 


- die Bahnhofsanlasen - erweitert, Wohnungen gebaut w 


Die Zeitschrift des Vereins 


_M. in Ch. erhielt am 21. August 1915 aus I. eine Eierse 


"Reichsgericht eingelegt. Der höchste Gerichtsho 


daraus weiter die Annahme hergeleitet, daß er we 


‚unbeschädigt an ihr Ziel gelangen, und auch eine mange 


‚nicht vermeiden. 


Zeitung Ge Vorenat 
Doutschen Eisenbahnverwalt tung‘ 


Infolge Kohlenknappheit mußte vom 2, Juli bis 97. Sept 
der Zugverkehr stark eingeschränkt werden, und so sch: 
denn das Betriebsiahr 1919/20 bei gesen 12 Millionen Zu 
metern mit einer Minderleistung von: rd. 110 000 Zugkilom 
ab. Für Neuanlagen sind 160 323 Pfund Sterling aufgeweı 
worden, wofür Betriebsmittel, Wierkzeugmaschinen bese 


sind. In den eigenen Werkstätten der Eisenbahn wurde ı 
Anzahl Lokomotiven und Güterwagen sıebaut, während anc 
Betriebsmittel bei fremden Werkstätten bestellt waren. 

Der Eisenbahnminister von Neuseeland beklagt in sei 
Jahresbericht zwar diie schwierige Lage der unter seine] 
tung stehenden Eisenbahnen, blickt aber trotzdem zuve 
lich in die Zukunft. Der Verkehr leidet sehr unter ı 
ungenügenden Umfang der baulichen Anlagen, die aber 
der schwierigen Zeitverhältnisse nicht erweitert werden 
nen, Im vergangenen Jahr sind überdies durch Übersch 
munsen starke Betriebsstörungen verursacht worden. Inf: 
des Wüederauflebens der Schiffahrt, das die Ausfuhr von 
frorenem Fleisch ermöglichte, nahm der Viehverkehr im 
gangenen Jahr stark zu. Die Hebung der Bautätigkeit 
Anlaß zu einer Steigerung der Holzbeförderung. Im e 
und Erzverkehr ist ein Rückgang zu verzeichnen als 
des Manstels an Arbeitskräften. in den Ber&werken. Der 
tneideverkehr ‘hat zugenommen. Den Arbeitern und : 
stellten wurde durch ein Gesetz eine Erhöhung ihrer Eink 
zugestanden, auch wurden ihnen Tewerungszulagen gewä 
Die Ruhegehälter mußten ebenfalls erhöht werden, doch 
diese Erhöhung weder der Eisenbahnverwaltung, noch d 
Ruhegehaltskasse zur Last; sie werden: anscheinend aus & 
semeinen Staatsmitteln getragen, aus denen auch ein Bei 
von 75000 Pfund Sterling zu den Ruhegehältern gewi 
a während die Mitglieder 104 130 Pfund Be 

Trachten. 


Rechtspflege. 


— Haftung der Bahn für zerbrochene Eier. Der Kaufn 
von 100 Kisten. Die Eier sind mach der Behauptung 
Klägers auf dem Bahnhcf in Ch. oder kurz vorher dad 
beschädigt worden, daß der Wagen, in dem sie sich befan 
einen übermäßig heftisen Verschubstoß er 
hat. Das Landgericht Ch. hat, die gegen den Eisenbahnf 
erhobenen Schadenser: satzansprüche dem Grunde nach für 
rechtfertigt erklärt. Das Oberlandesgericht‘ D. dagegen 
den Anspruch des Klägers nur im Umfange des ersten 
satzes von 8 457 HGB. (Ersatz des gemeinen Handelswe 
zudrei Vierteln dem Grunde nach anerkannt: Die 
schrift „vorsichtig rangieren“ habe darauf hingewiese: 
beim Verschieben Sorgfalt geboten sei. Wenn der Wagen 
dem einen heftigen. doppelten Verschubstoß erlitten ha 
sel die Ursache im Zweifel darin zu finden, daß die erf 
liche Vorsicht nicht beobachtet sei. Es liege jedoch ni 
dafür vor, daß grobe Fahrlässigkeit gegeben sei, dei 
hafte die Bahn nur im Rahmen von $ 457 Absatz 1 HGB 
dem habe der Absender selbst schuldhaft gehan 
denn er habe die Eierkisten nicht so, verstaut, daß sie 
selessen hätten. 
Gegen dieses Urteil haben beide Pärteien Revision 


die Revision des Klägers als unbegründe 
ruückgewiesen. Auf die Revision dies beklagten 
bahnfiskus ist das Urteil, soweit zum Nachteile des Bxkla 
erkannt ist, aufsehoben und die Sache zur ander 
Verhandlung und Entscheidung an das Oberlandesgerie 
rückverwiesen worden, mit fo olgenden Entscheidu 
eründen: „Das Oberlandesgericht hat lediglich aus de 
sache, daß die Eier beschädigt sind, den Schluß gezowen, 
der. doppelte Veerschubstoß "ungewöhnlich heftie war, 


Diese Begründung wird mit Recht beanstandet. Den- € 
mungen. des 8 459 HGB. liegt offenbar die Erwägung zu 
daß im Eisenbahnverkehr ein gleichmäßiger, glatter V 

nicht zu erzielen ist. Es handelt sich um einen Massenbet: 
bei dem »es zudem noch darauf ankommt, daß die ‚Arbe 
schnell erledigt werden.” Wienn alles so verläuft, wie es eig 
lish geschehen sollte, dann werden auch zerbrechliche 


Verladung wird, wenn nicht gar zu große Fehler gemacht 
nicht schaden. Aber Unregelmäßigkeiten lassen sich 
Bloß daraus, daß ein sölcher Schade: 
@etreben ist, darf nicht, gefolgert werden, ein Verschubs 
übermäßir heftis gewesen und er sei, von besonderen 
ständen absesehen, nur durch ein. schuldhaftes Verfahren 
erklären. Das angefochtene Urteil war deshalb, sow 


nsten des ‚Beklagten ergangen ist, aufzuheben. Die Zu- 
verweisung war geboten, da der vom Kläger angetnetene 
achterbeweis dazu führen kann, ein Verschulden der Tseutbe 
en festzustellen.“ _ (Aktenzeichen: I. 156/20. — 


_ Haftung der Eisenbahn für die Beschädigung eines 
'erdes. Eine Schadensersatzklage wegen Verletzung eines 
erdes bei der Eisenbahnbeförderung wurde vom Land- 
ieht Leipzig durch rechtskräftiges Urteil vom 27. Dezember 
abgewiesen, dessen Gründe nachstehend wiedergeneben 
rden:. „Dürch die Aussagen der beiden Zeugen und Sach- 


Verletzungen des Pferdes dadurch herbeigeführt worden 
‚daß es heftig angestoßen oder sestürzt ist. Indes lassen 
"aus ihren Bekundungen keine sicheren Schlüsse darüber 
ehen, wodurch dieser Stoß oder Sturz veranlaßt worden; ins- 
ondere, ob er auf ein Verschulden des Beklasten, seiner 
mten oder Angestellten zurückzuführen ist. Es spricht 
ıB eine große Wahrscheinhehkeit dafür, daß der Sturz oder 
dureh eine stärkere Erschütterung des Wagens verur- 
ht worden ist, aber sicher ist dies nicht. Und auch eine 
ETE Erschütterung des Wasens muß durchaus nicht immer 
‚schuldhaftes‘ Verhalten des Eisenbahnpersonals beruhen. 
uch beim gewöhnlichen sachgemäßen Eisenbahnbetrieb sind 
rwaeen durch das Anfahren und Anhalten der Züse und 
Verschieben einzelner Wasen sewissen stärkeren Er- 
itterungen ausgesetzt, mit denen der ‚Versender seines 
rdes rechnen muß, und die einen heftigen Stoß oder Sturz 
Tieres zur Folge haben. können. Das sind Gefahren, diee mit 
tissen Tiertransporten erfahrungsgemäß verbu nden 
ıd es muß deshalb gemäß 8459 Abs.2 HGB. und 86 


Abs. 2 


Esuinz neuer Sirveken. zu den Vereinsbahnstrecken. 


‚, 7,34 km lange are Güternebenbahn Ogeers- 
im-Rheinvorland, die am 15. November 1920 für 
öffentlichen Güterverkehr in Betrieb genommen wurde, 
den Vereinsbahnstrecken des Reichsverkehrsministeriums, 
gstelle Bayern, zugerechnet. 

Die zur Beseitieunge von schienengleichen Kreuzungen im 
>hf. Klotzsche verlegte, am 7. März 1921 dem Betriebe über- 
ne Strecke zwischen Klotzsche und Weixdorf der 
spurlinie Klotzsche-Schwepnitz ist mit 0,49 km den Ver- 
sbahnstrecken. der Eisenbahn-Generaldirektion Dresden zu- 
hnet worden. Vom gleichen Tage ab ist der neue Bahn- 

Weixdorf in Betrieb genommen und der bisherige 
tepunkt gleichen Namens eingezogen. 
er wird am 1. April 1921 die 12,25 km lange vollspurige 
bahnstrecke Meinsdorf - Jeber- Ber&frieden 
en öffentlichen. Personen-, Güter- und Tierverkehr in Be- 
genommen und ist vom gleichen Tasse den Vereinsbahn- 
en-der Eisenbahndirektion Halle (Saale) zuzurechnen. 


' iterung der Kireriennechetdenissn von Stationen. 


Ss nbahndirektionsbezirk Halle (Saale). 

tigkeit vom 15. März 1921 ab sind die Abfiertigungsbe- 
isse der zwischen ‘den. Stationen Klein-Wittenberg und 
(Anh.) rechts der Bahnstrecke Wittenberg-Roßlau ge- 
Station Apollensdorf, die bisher dem Wagen- 
c rkehr der angeschlossenen ‚Werke und Laserplätze 


5 


ständigen kann zwar als bewiesen angesehen werden, daß 


sind,. 


Nr. 41 


EVO. vermutet werden, daß der der Klage zugrunde Hasena 
unaufeeklärte Unfall auf diese, dem Transport eissentümlichen 
Gefahren zurückzuführen ist. Der Beklagte haftet deshalh 
semäß $ 459 Abs. 1 Ziff. 5 HGB. und 86 Abs. 1 Ziffer EVO. 
für den durch diesen Unfall entstandenen Schaden nicht.“ 


Bücherschau. 


— Sächsischer Eisenbahnkalender, Nachschlase-, Hand- und 
Merkbuch auf das Jahr 1921. Bearbeitet von Max Hultsch, 
Obergütervorsteher bei der‘ Eisenbahn-Betriebsdirektion 
Dresden-A. Verlax von 0. Heinrich, Dresden-N. 6. Preis 
7,50 M, gebunden 850 M. ‚ 

Dieser Kalender hat sich seit seinem Bestehen immer mehr 
als guter Freund und Ratgeber der sächsischen. (Beamten be- 
währt. Neben den üblichen Übersichten, Dienststellen- und 
Fristenverzeichnissen usw. bringt die diesmalige Ausgabe dien 
Staatsvertrag betr. den Übergang der Staatseisenbahnen auf 
das Reich; die vorläufige Verwaltungsordnung der Reichs- 
eisenbahnen ; dıe Zuständigkeiten und die Glivederunz des 
Reichsverkehrsministeriums; die Generalbetriebsleitungien ; 
das Gesetz über die Eisenbahnaufsieht; die Verordnungen über 
die Bildung von Betriebsvertretungen nach dem Betriebsräte- 
oesetz vom 4. Februar 1920 im Bereich der Sächsischen Staats- 
eisenbahnverwaltung; die Ausführungesbestummungen zu den 
Betriebsräteverordnungen und schließlich das Besoldungs- 
sesetz vom 30. April 1920. Wie in den Vorjahren können wir 
auch diesmal die Beschaffung des Kalenders jedem Eisen- 
bahner empfehlen. 


_ Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Be 2000 kg in einem Waßsien von einem Absender an einen 
Empfänger absefertigt werden können, jedoch gleichfalls nur 
nach und von den angeschlossenen Werken und Lagerplätzen. 


Eisenbahn-Generäaldirektion Karlsruhe. Der 
an ‘der Strecke Basel Bad. Bahnhof-Säckingen zwischen den 
Stationen Basel Bad. Bahnhof und Grenzach gelegene Halte- 
punkt Grenzacher Horn, der bisher nur zum Ein- und 
Aussteisen solcher Reisenden. nedient hat, die sich bereits auf 
einer anderen Station die Fahrkarte gelöst hatten, erhält vom 
17. März 1921 ab die Befugnis zur Abfertigung von Personen 
nach Maßgabe der „Vorschriften über die Abfertigung von 
Personen, Reisegepäck, Expreßgut, Milch, Hunden und Arznei- 
mitteln nach und von Haltestellen für den Vorortverkehr“. 
Die Abfertigung von’ Gepäck,—Expreßgut, Milch, Hunden und 
Arzneimitteln bleibt ausgeschlossen. 

Eisenbahndirektionsbezirk Köniesberg 
(Pr.). Am 15. März 1921 ist der zwischen den Bahnhöfen. Nor 
kitten und Insterburg an der Hauptbahnstrecke Königsberg 
(Pr.)-Eydtkuhnen gelegene Personenhaltepunkt Wald- 
hausen, der bisher nur dem Personen-, Gepäck- und Stück- 
er diente, als Bahnhof IV. Klasse auch für die Ab- 
fertieung von Wasenladungen eröffnet worden. Die Abferti- 
gung von schweren Maschinen und Fahrzeugen, zu deren Ver- 
und Entladung eine Kopframpe oder eine Seitenrampe erfor- 
derlich ist, sowie von Sprengstoffen ist ausgeschlossen. 

Eisenbahndirektionsbezirk Erfurt. Seit 
15. März 1921 führt der an der Bahnstrecke Cölleda-Laucha 
(Unstrut) belegene Bahnhof Saubach die (Bezeichnung 
„Saubach (Thür.)“. 


Amtliche Bekanntmachungen. 


Eu 7 Gü 2 keh werden im Verkehr mit der Hoyaer | oehende Änderung des $ 6 der Eisen- 
1. Güterverkehr. - Eisenbahn die  Frachtzuschläge im bahn-Verkehrsordnung (R.-G.-Bl. 1914, 
; 33% Güterverkehr (hier nur für Wagen- S. 455). — Auskunft geben auch die be. 


Näheres enthält 
on 1504. 
Bee vom T, April 1921 ab 


-ladungen im Verkehr mit Hoya) sowie 
im Tierverkehr erhöht. 

der Tarifanzeiger. 

Das alsbaldige Inkrafttreten 

höhungen gründet sich auf die vorüber- 


ee Güterabfertigungen sowie das 

Auskunftsbüro, hier, Bahnhof Alexan- 

derplatz. - (276) 
Berlin, den 11, März 1921. 
Eisenbahndirektion. 


der Er- 


RT 


2. Nachruf. 
ELSE 2 ET ET ER BEE ERRETTN LT ANSSTN J 


Am 8. März d. Js. verschied nach kurzer Krankheit in Hannover im 
81. Lebensjahre der Königliche Oberbaurat a. D. 


Max Taeglichsbeck. 


Der Verstorbene hat seit dem 1. April 1901 bis zum Übertritt in den 


tuhestand am 1. April 1906 der hiesigen Eisenbahndirektion angehört. 


Er hat 


sein verantwortungsvolles Amt in vorbildlicher Pfliehttreue und mit bestem 


Erfolge verwaltet. 


Durch seine liebenswürdigen Eigenschaften als Mensch 


und Mitarbeiter hat er sich ein dauerndes Andenken gesichert. 
Hannover, den 12. März 1921. 


Der Präsident 
und die höheren Beamten der Eisenbahndirektion. 


(274) 


3. Eröffnung von Strecken. 


Am 1. Apnil 1921 wird die normal- 
spurige Bahnstrecke (Roßlau-) Meins- 
dorf-Jeber: Bergfrieden. 
bahn mit den (Bahnhöfen IV. Klasse 
Thiessen und Jeber-Bergsfrieden für 
den ‚Personen-, Güter-, Gepäck- und 
Privattelegrammverkehr sowie für die 
Abfertigung von Leichen und lebenden 
Tieren. eröffnet. 

Ausgeschlossen ıst auf der Station 
Thiessen die Annahme und Ausliefe- 
rung von Tieren in mehr bödigen 
Wagen und Fahrzeugen, zu deren Vier- 
und Entladung eine Rampe erforderlich 
ist, auf den Stationen Thiessen und 
Jeber-Bergfrieden die Annahme und 
Auslieferung von Sprengstoffen und 
Gesenständen, zu deren Ver- und Ent- 
ladunge eine Feuwerrampe erforderlich 
ı1st. 

Die Züse werden nach den besonders 
veröffentlichten Fahrplänen verkehren. 

Für die neue Bahnstrecke haben Gül- 
tigkeit: die Eisenbahn-Bau- und Be- 
triebsordnung vom 4. November 1904 
und die Eisenbahn- Verkehrsordnung 
vom 23. Dezember 1908. 

Über die Höhe der Tarifsätze geben 
die Dienststellen Auskunft, _ (251) 

Halle (Saale), den 5. März 1921. 

Eisenbahndirektion. 


4. Aenderung von Stationsnamen. 


Der an der Strecke Albendorf-Berle- 
burg gelegene Bahnhof IV. Klasse 
Schwarzenau Westf. erhält ab 1. April 


1%21 die Bezeichnung Schwarzen- 
au/Eder. (278) 
Cassel, den 7. März 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Güterverkehr (Fortsetzung). 


Gemeinsames Heft A, 
(Stationstariftafeln usw.) — Tfv. 200. 
Mit Gültigkeit vom 14. März 1921 ab 
werden 

a) im Verkehr mit allen Bahn- 
höfen der Altona-Kaltenkirchen- 
Neumünster Eisenbahn, 

b) im Verkehr mit einigen Bahn- 
höfen der Elmshorn-Barmstedt- 
Adesloer Eisenbahn, 

die Gebühren für die mit Rollfuhrwerk 
in Altona oder Neumünster erfolgende 


Überführung von jStückgütern von 
90 83 auf 120 3 für 100 ka ‚erhöht. 
Gleichzeitig wırd die Mindestgebühr 


für die Frachtbriefsendung erhöht von 
6083 auf WO 8. 

Näheres enthält die am 14. März 1921 
erscheinende Nummer des Tarifanzei- 
ser. Das alsbaldige Inkrafttreten der 


Erhöhungen gründet sich auf die vor- 
übergehende Änderung des 8 6 der 
Eisenbahn-Verkehrsordnunge (R.-G.-Bl. 
1914, S. 455). — Auskunft geben auch 
die beteiligten Güterabfertigunsen so- 
wie das Auskunftsbüro, hier. Bahnhof 
Alexanderplatz. (277) 
Berlin, den 10. März 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Staats- und Privatbahngüterverkehr. 
Mit Wirkung vom il. April 1921 ab 
beträgt die Hafenbahnfracht in den 
Duisburs-Ruhrorter Häfen ; 
82,10 M (einschließlich 
steuer) und 
30,00 M (ohne Verkehrssteuer). 
Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhungen eründet sich auf die vorüber- 
gehende: Änderung des $ 6 der Eisen- 
b: ahnverkehrsordnung, 0 (247) 
Essen, den 5. März 1921. 
5 Eisenbahndirektion. 


Mitteldeutsch-Bayeriseher Güter- 
verkehr. 

Mit Gültigkeit vom 15. März 1921 
werden die Stationen Kaderschleuse 
des Direktionsbezirks Masdebure und 
Hüttenrode der Halberstadt-Blanken- 
burger Eisenbahn in den vorgenannten 
Verkehr einbezosen. 

Näheres durch die beteiligten Ab- 
fertigungen. (249) 

Erfurt, den. 4. März 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Richtungsweise Auflieferung der 
Frachtstückgüter nach Breslauer Bahn- 


höfen. 
Die durch unsere Bekanntmachung 
vom 11. März 197. mit Wirkung 


vom 19.'März 1917 eingeführte rich- 
tungsweise Versandbeschränkunge für 
Frachtstückgüter nach den Breslauer 
Bahnhöfen wird aufgehoben. _ 

Wir verweisen auf die Bekannt- 
machung im Gemeinsamen Tarif- und 
Verkehrsanzeiger für den Güterverkehr. 

Breslau, den 9. März ‘1921. (275) 

Eisenbahndirektion. 

EEE VERLEGEN ST I EEE TEE ee BE ER EA 
Wechselverkehr Sachsen-Bayern 
(rechtsrh. Netz), Heft 7B, Sachsen- 
Bayern (pfälz. Netz), Heft 8 B, Sachsen- 
Baden, Heft 9 B und Sachsen-Württem- 
berg, Heft 11 B; Westdeutsch-Sächsi- 
scher Verkehr; Verkehr Gera-Meusel- 
witz: -Wuitzer Eisenbahn-Sächsische 
Staatseisenbahnen, 

Mike Gültigkeit vom 21. März 1921 
werden die Entfernungen für die Statio- 
nen der Gera-Meuselwitz-Wuitzer Eisen: 
bahn erhöht. Näheres ist aus unserem 
Verkehrsanzeiger und aus dem Tarif- 
und Verkehrsanzeiger der preußisch- 
hessischen Staatseisenbahnen zu er- 


Verkehrs- ° 


für Augsburg, 
. Brückenau, Burgbernheim, Deg; 


Zeitung des Verei = 
Deutscher En 


n 
sehen, auch erteilen die Dienst 
Auskunft. Das alsbaldige Inkrafttre 
der Tariferhöhung gründet sich auf 
vorübergehende Änderung des $ 6 
Dresden, am 11, März 1921, 
Eisenb.-Gen.-Dir. 


Mit "Gültigkeit vom 15. April 
werden die auf Seite 19 des Nachtr 
unter lfd. Nr. 77 (Schmalspurbahne 
Direktionsbezirks Erfurt) aufgefü 
Umlade- und Rollbocksebührensä 
höht und zwar 

für die Güter der Gruppe 1 (Ste 

grus usw.) von 8 auf 10 4, 

für die Güter der Gruppe 2 

und Holzwaren usw.) von 30% 

40 8, 3 
für die Güter der Gruppe 3 (so 

Waseenladunsen) von 24 auf 

Das alsbaldige Inkrafttreten de 
höhung gründet sich auf die vo 
Sehende Änderung des 8 6 der ] 
bahn-Verkehrsordnune H# Reichs- 
blatt 1914, S. 455). 

Erfurt, den 8. März 1921, 

Eisenbahndirektion. 


Güter- und Tiertarif für die sch 
spurigen Linien des sächsischen Ne 
der Reichseisenbahnen. 
. Mit Gültigkeit vom L. April 1921 
den folgende Änderungen durchge 
a) Ziffer (3) der besonderen "A 
rungsbestimmungen zu $ 54 EVO 
S. 5 verhält folgende Fassung: (3) 
weit sie nicht auf Rollfahrzeuge 
fördert werden, können unver 
Güter, namentlich solche, deren 
dung besonders schwierig ist, z. B. 
Topfgeschirr, Glas, Schiefer, schi 
weise verladene Granitpflasterste 
Ziegel, Blechabfälle, Alteisen, M 
menteile, Dünger (Mist), Dün 
Stroh und Heu, auf den schmalspu 
Linien im Übergangsverkehre n 
vollspurigen Linien zurückg 
werden.“ b) Ziffer £ des N 
»ebührentarifs auf Seite 9 wird 
folsende ersetzt: „4. Für das Un 
der Güter in Wagenladungen von 
spurwagen auf Schmalspurwagen 
umgiekehrt wird berechnet: bei 
holz 40 8, bei anderen Gütern 
für 100 kg.“ «) in Ziffer 5 der 
Tarifstelle werden die Gebühre 
für die- Benutzung usw. von Rol 
zeugen von 15 M in: „30 d\ 

1Min: „2 M“ geändert. Di Se 
Ausführungsbestimmung ist nae 
EVO. zenehmigt. Die Einführun 
Gebührenerhöhung mit verkürzte 
gründet sich auf die vorüberge 
Änderung des 8 6 (5) EVO. 
Dresden, am 8. März 1921. 

Bisenbahn-Generaldirektion. 


Gemeinsames Heft R: 
Anhänge 4 undd5. — Tin: 
Mit sofortiger Gültigkeit werd« 
ändert oder ergänzt die Bestim 
Basel, Boden 


Eger, Großhesselohe, Heidin; 
Kirchenlamitz, Landau (Isar), N 
gen, Neuötting, Passau, Salzburg, 
Wasserburg (Inn), Wolnzach 
Würzburg. = 
Näheres ‘enthält die am 12. M 
erscheinende Nummer des Ta 
Sers. Auskunft geben auch 
een Güterabfertigungen SO 
Auskunftsbüro, hier, Bahnhof 
derplatz. 
‚Berlin. den 7. ‘März 1921. K 
Eisenbahndirektion. 


n-Gütertarif für die vollspurigen 
Linien, Teil II, Heft 2. 
Infolge der am 1. März 1921 erfolgten 
sammenlegune der vorm. preußischen. 
sächsischen Güterabfertigungen in 
witz-Lindenau — zu vel. auch Be- 
tmachung vom 30. 12. 1920 — und 
gleichzeitix eintretenden Abferti- 
ung des „gesamten  Eilgutverkehres 
ung werden die im Anhang zum 
n Tarif enthaltenen Eilstückgut- 
für den Verkehr mit den Lade- 
en I, IL und III in Plagwitz-Linde- 
mit sofortiger Wirkung aufgehoben. 
esden, am 9. März.1921. (270) 
Eisenb.-Gen.-Dir. 


Gemeinschaftliches Heft CIb 
onstariftafeln usw.) —. 
‚Gültigkeit vom 17. März 1921 ab 
ie in Gernrode (Harz)-- zu- 


bahn zu srhebenden Umladege- 
ihren für Wagenladunsen für 100 k& 

öht von 24 3 auf.35 3. Gleichzeitig 
d die Mindestgebühr für den Wagen 
öht von 20 AM auf 30 NM. Näheres 
lt die am 17. März 1921 erscheinende 
Das als- 
diee Inkrafttreten der Erhöhungen 
ndet sich auf die vorübergehende 
derung des S 6 der Eisenbahn- Ver- 
rsordnung (R.-G.-Bl. 1914, 8. 455). 
ınft geben auch die beteiligten. 
erabfertisungen sowie das Aus- 
ftsbüro, hier, Bahnhof Alexander- 


BE a (279) 
lin, den 12. März 1921. 
a Eisenbahndirektion. 


ner des Tarifanzeisers. 


estdeutsch-Südwestdeutscher 
Be Verkehr 5 = =: 
'Würkung vom 15. April 1921 
rden die Entfernungen der Stationen 
peld Nord um 5 km, Crefeld West 
‚4 km und St. Hubert um 2 km erhöht. 
 werkürzte Veeröffentlichunesfrist 
f Grund der vorübergehenden 
ng,des $S 6 der Eisenbahn-Ver- 
rdnung = (R.-G.-Bl. 1914, S. 455) 
niet. Näheres bei den beteiligten 
igungen undin der nächsten Num- 
es gemeinsamen Tarifanzeigers. 
ınkfurt (M.), 8. März 1921. - (256) 
 Eisenbahndirektion. 


16. Rheinisch-Bayerischer Güter- 


t Gültigkeit 
n in der Kilometertafel II die 
onen Venlo und Venlo 
ren Grenze und Straelen Grenze 
getragen. Entfernungen für Kal- 
nkirchen. Grenze — Kaldenkirchen + 


alsbaldige Inkrafttreten der Maß- 
6 gründet sich auf die vorüber- 
nde Änderung des $ 6 Eisenbahn- 
ehrsordnung  (R.-G.-Bl. Dr 
2 ae i ( DH 


en, den 28. Februar 1921 
Tarifamt b. RVM. ZB. 


Badischer Tiertarif und Tiertarif 
aden-Bad. Privatnebenbahnen. 
sofortiger Wirkung werden die 
mmunsen über die Frachtermäßi- 
|  Weidetiere durch Aufnahme 
rkgräfler landw. Gauverbandes 
ungviehweide Hagenbach (Amt 
h) ergänzt. (257) 
sruhe, den 4. März 1921. 

E Bisenbahn-Generaldirektion, 
“ Su 2 pe - “ 


eh die vorm. preußische Eilgutab- . 


Tiv. 200. -| 


- Gernrode-Harzeeroder ' 


sth.) gestrichen und. dafür Kal- 


= Straelen Grenze — Straeien + e 


BANN 


Nr. #1 


 Transportreglement der schweizer. 
r: Eisenbahnen, 

Mit 15. März 1921 wird Nr. XXXVd 
der Anlage V durch Aufnahme von 
„Plastammit“ und „Simplonit“ ergänzt. 
Näheres in unserem Tarifanzeiger. 

Karlsruhe, den 8. März, 1921. (258) 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


nn 


Mitteldeutsch-südwestdeutscher 


Gütertarif. 


‚Am 16. März wird die württember- 
gische Station Leinfelden in den Tarif 


aufgenommen. 


(264) 


Erfurt, den 9. März 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Deutscher Eisenbahn-Personen- und Gepäcktarif, Teile I und: II. 
Mit Wirkung vom 1. April 1921 an treten Erhöhungen des Gepäck- und Expreß- 
guttarifs und damit folgende Änderungen des Deutschen Eisenbahn - Personen- und 
Gepäcktarifs, Teil I, vom 1. März 1921 in Kraft: 


8 32. 
1. Die Ausführungsbestimmung 2 erhält folgende neue Fassung: 


‚2. Die Gepäckfrachtsätze ergeben sich aus der nachfolgenden Übersicht. Ab- 
weichungen werden in den Tarifteilen II veröffentlicht. 
Gepäcktarif. 
Gewichtsstufen: 
DL Bea, z2 56) nette 
: Gepäckfracht für Sendungen im Gewicht von: 

Auf Tarifentfernungen . EIIERTETRTETIERIEITETIERIETIET 
(Zone) eMiaAlors 2 E eäieHl oa 24 20 

-Oomo => 28 "0 || Mo MO | mo 

Almalaanlast/isn le S ls Ira lm lnm 

Mark 
Be E ben - % 

Zone U 1 VO rm N 3,0. 30| 30| 30| 351 451. 50 55 60 65 
K IE. 51 -RO 30| 45| 601 80] 95) 12 | 14 11517 | 19 
I I 101-1500, aus 351 65 9 call ar) a 
& IV 151-200. Seen 501 90114 }ı8 | = 126 | 30 . 85 | 89.1. 43 
; V. 201250: es 6,012 |17 123 | 28 | 33 | 89 | 44 | 50 | 55 
£ VL 951-300 m au aa 7 ia 1107|) 54|0|60 
5 VH 301-850 Yan 8,5 | 17 |24 1732 40 | 48 56 | 63 71 Rt 
eV 351-400 1.9519 728° 137 | 46 | 55 | 64. | 73 | 82 | 91 
e IX 401-450 „or. 2r. 11 21 32 |42 52 62) 72.1.8353 1 93.|105 
5 XA461-- 500 2 | |35 147 | 58 | 69 | 8ı | 92 |104 | 115 
XI-501—600 Mu. er 14 27 41 54 67 80 93.1107 1120 |133 

ATI :601-—-700: Sa se 17 32: |48 | 63 79 9 |110 |126 ‚141 157 
ER 701-8007 5, ne 19 37 55 18 91 109 127. | 145 ı 163 181 
„ XIV 801 und mehr km. .| 5 [49 |73 |97 |121 1145 |169 |193 1217 |241 


Für Sendungen über 100 kg-wird die Fracht durch Zusammenstoß der Sätze für 


je 100 kg und für das ‚überschießende Gewicht ermittelt. 


Dabei werden für Mehr- 


gewicht von 1—30 kg in den ersten beiden Entfernungszonen folgende Änstoßfrachten 


angewendet: 
Auf Tarifentfernungen ı bis 10 kg | 11 bis 20 kg | 21 bis 30 kg 
” _  — - > — 
(Zone). Mark 
Zone E 1-50 kml, 1,5 2,00 | 2,5 
ZT 51100 See Ne 2,5 4,5 6,00 


Die durch Zusammenstoß der Frachtsätze sich ergebende, auf 50 „) auslaufende 
Gesamtfracht über 10 Mark wird auf volle Mark aufgerundet. 

2. Die Ausführungsbestimmungen 3 und 4 sind zu streichen. 

3. Die Ausführungsbestimmungen 5—10 erhalten die Nummern 3—8. 


4.In 


der Ausführungsbestimmung 4 (bisher 6) 


ist im letzten Absatz der 


Ziffer (1) die Mindestfracht von 2,40 in 3 46 zu ändern. 


5. In der Ausführungsbestimmung 5 (bisher 7) ist im ersten Absatz der Einheits- 
satz der Fahrradkarten von 1,60 Ab in 2 Je zu ändern. 
40 


An Stelle der Ausführungsbestimmung 7 treten die folgenden Ausführungs= 


bestimmungen 7—11: 
% 
n 


Die Expreßgutfracht wird für je 10 kg erhoben. 


Bei der Gewichtsermittlung wird auf 10 kg nach oben aufgerundet. 
8. Die Frachtbeträge werden bis zur Höhe von 10 6 auf den nächsthöheren 


durch 50. 3 

- gerundet. | 

9. Die Mindestfracht beträgt 3 #. 

N I0. 
1% 
erhoben.“ 


teilbaren Betrag, bei Beträgen über 10 


N auf ganze Mark auf- 


Die Fracht wird für eine Mindestentfernung von 10 km berechnet. 
Außer der Fracht wird für jede Sendung eine Abfertigungsgebühr von 50 


Die bisherigen Ausführungsbestimmungen 8—11 erhalten die Nummern 12—15. 

Die in den Tarifteilen ‚II enthaltenen Expreßgutsätze werden auf Grund des 
erhöhten FEinheitssatzes von 3,6 „3 für 10 kg und 1 km neu berechnet, | 

Die Änderungen der Ausführungsbestimmungen zur Eisenbahn-Verkehrsordnung 
sind gemäß $ 2 Eisenbahn-Verkehrsordnung und die verkürzte Veröffentlichungsfrist 
auf Grund der vorübergehenden Änderung des $ 6 a.a.0©. (R. G. Bl. 1914, Seite 455) 


genehmigt worden. 


Berlin, den 9. März 1921. 


(269) 


Eisenbahndirektion als geschäftsführende Verwaltung.: 


ISO 


a0 


Binnen-Gütertarif für die vollspurigen 
Linien, Teil II. Heft 1. 
Binnen? Tiertarif für 
Linien, "Teil II. 

Mit Gültigkeit vom 15. - April 192} 
wird, der Regelung in den übrigen 
deutschen Tarifen entsprechend, die 
Mindesgebühr . für Sonderzüge auf 


75 M für das Tarifkilometer und 1800 . 


Mark im sanzen wrhöht. (261) 
Dresden, am 9. März 1921. 


Eisenbahn-Gen.-Dir. 


Staats- und un: -Güterverkehr 
Tiv 

Mit Wirkung vom 1. April 1921 schei- 
den die Stationen VenloK.M., Venlo 
(linksrh.) und Winterswyk aus dem 
Tarif für den obenbezeichneten Ver- 
kehr aus. Als Ersatz werden mit Gül- 
tigkeit vom gleichen Tage die Grenz- ' 

punkte DBochholt Grenze, Borken 
(Westf .) Grenze, Kaldenkirchen Grenze 
und Straelen Grenze in den coben- 
genannten ‘Verkehr aufgenommen. Nä- 
heres durch den nächsten Tarif-Ver- 
kehrsanzeiser. 

Auskunft geben die beteiligten Güter- 
abfertisungen sowie das Auskunftsbüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. (263) 

Berlin, den 10. März 1921 

Eisenbahndirektion. 


Ruppiner Eisenbahn. - Löwenberg- 
Lindow-Rheinsberger Eisenbahn. 
Mit Genehmisuns der Landesauf- 
sichtsbehörde tritt zum 1. April 1921 
ein newer Binnen-Gütertarif in Kraft, 
der neben mehreren Änderunsen der 
besonderen Bestimmungen auch Tarif- 
erhöhunsen von gleichem Umfange, 
wie sie bei den BReichseisenbahnen al 
1. April 1921 eingeführt werden, ent- 
hält. (267) 

Neuruppin und Rheinsberg, 
ım März 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Tfv. 86. Binnen-Gütertarif der 
Elmshorn-Barmstedt-Oldesloer Eisen- 
bahn. Teil II. 

Am 1. Aprild.J. tritt der Nachtrae X 
zum Gütertarif für den |Binnen-Veer- 
kehr vom 2. Januar 1917 in Kraft, Der- 
selbe enthält die auf den deutschen. 
Eisenbahnen. an !diesem Taste eintre- 

tenden Tarifierhöhunsen. 

Nähere Auskunft erteilt die unter- 
zeichnete Direktion. 

Das alsbaldise Inkrafttreten der 
Tarıfmaßnahme <sründet sich auf die 
vorübergehende Änderung des $ 6 der 
EVO. (R.-6.-Bl. 1914, S. 555). 

Elmshorn, den 9. März 1921. 
Elmshorn-Barmstedt-Oldesloer 

bahn. 
Die Direktion. 


Eisen- 


Staats-- und Privatbahn-Güterverkehr, 
Staats- und Privatbahn-Tierverkehr 
und Ost-Mitteldeutsch.-Säecehsischer 

Güterverkehr. 

Am: 1. April 1921 wird die Teil- 
strecke Roßlau (Anhalt)-Meinsdorf- 
Jeber-Bersfrieden der Neubaustrecke 
Roßlau-Wiesenburz als Nebenbahn mit 
den Bahnhöfen IV. Klasse Tihiessen. 
und Jeber-Bergfrieden für den Güter- 
und Tierverkehr eröffnet und in den 
oben bezeichneten Tarif einbezosen. 
Ausgeschlossen ist auf. der Station 
Thiessen die. Annahme und Ausliefe- 
rung von Tieren in mehr bödigen 
Wasen, sowie von Fahrzeugen, zu deren 


Herausgegeben im Auftrage des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen 

Geh. Oberregierungsrat Dr. v. ae in Berlin. 
en Anzeigenteil verantwortlich F. Luckhardt, Berlin SO. 

W, — Druck von H.S8. Hermann & a ‘in Berlin SW. 


von dem en Schriftleiter, 
Verlag von Julius Springer in Berlin 


die vollspurigen - 


Ver- und Entladung eine Rampe verfor- 
derlich ist. Sprenestoffe und Gegen- 
stände, zu deren Ver- und Entladung 
eine Feuerrampe erforderlich ist, 
werden weder in Thiessen noch in 
Jeber-Bergfrieden angenommen und 
ausgeliefert. Im- deutschen Eisenbahn- 
Gütertarif, Teeil I, Heft B, ‚Entfernun- 
gen, Kilometertafel I, Teilheft BT ist 
neu aufzunehmen: 
-- a) Seite 5 hinter Jakobsthal: 
Jeber-Bergfrieden: 


Roßlau (Anhalt) 5 km 
Mseinsdorf 13 km 
Thiessen 5 km 


übrige Stationen Nr, 730 "Heft BI 0 — 
15 km. 
b) Seite 10 hinter Thekla: 
Thiessen : 
Roßlau (Anhalt) -lt.km 


Meinsdorf . ARE Ss km 
Jeber-Berofrieden 5 km 
Übrige Stationen Nr. 730, Heft B IL 30 

= 10 km, 
Nachzutrasen ist . 

Seite 9 bei Roßlau (Anhalt) 
Jeber-Bergfrieden . . ... 15 km 
Tihiessen 11 km 

Seibe 7 bei Meinsdorf 
Jeber-Bergfrieden rk 
Thiessen 8 km 


In dem Sationekart ist in der alpha- 
betischen Beihenfolse nachzutrasen.: 

Jeber-Bergfrieden [Hl] Spreng- 

stoffe und Gegenstände. zu deren 

Ver- und Entladung eine Feuer- 


rampe erforderlich ist, ausgie- 
schlossen. 

Thiessen [H1] einböd. - ©. R. 
Sprensstoffe und. Gegenstände, 


zu deren Ver- und Entladung 
eine Feuerrampe erforderlich ist, 
ausgeschlossen. 
Halle (Saale), den 9. März 1921. (265) 
Eisenbahndirektion. 


Ausnahmetarif 6 für Steinkohlen usw. 

für den Staats- und Privatbahngüterver- 

kehr sowie die Wechselverkehre Nord- 
deutschland-Bayern usw. 

Mit Gültigkeit vom 15. März 1921 
wird die Station Laudenbach (Kr. 
Witzenhausen) in den vorbezeiechneten 
Ausnahmetarif für Kohlen als Ver- 
sandstation aufgenommen. 

Über die Höhe der Fraclisätze geben 
die beteiligten Dienststellen Auskunft. 

Cässel, den 7. März 1921. (268) 

Eisenbalhndirektion. 


Westdeutsch-Sächsischer Güterverkehr. 

Mit Gültiskeit vom 15. Mai 1921 wer- 
den die Tarifentfernungen einiger Sta- 
tionen der Crefielder Eisenbahn und 


der Saarbahnen - geändert, womit 
Frachterhöhungen verbunden sind. 
Näheres enthält der Tarif- und Ver- 


kehrs-Anzeiser für den Bereich . der 
ehemalixc _ ppreußisch-hessischen Staats- 
Eisenbahnen, der Tarif- und Verkehrs- 
anzeiger der Saarbahnen und unser 
Veerkehrsanzeiger. (253) 
Dresden, am 8. März 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion, 
namens der beteiligten Verwaltungen. 


Preußisch - Hessisch - Sächsischer Tier- 
verkehr, Gemeinsames Heft. 
Sächsisch-Südwestdeutscher Tiertarif, 
Teil II. 

Mit Gültigkeit vom 15. April 1921 
wird, der Regelung im Deutschen Eisen- 
bahn-Personen- und Gepäcktarif, Teil I, 
entsprechend, die Mindestsebühr für 


und Luftfahrt Nr. 9 vom 


‚ tralverkaufsstelle für Tarife in Wier 


‘am 1. Juni 1921 in Kraft; sie we 


oder durch Nachträge zu den Ta 


Zeitung des Vereielt 
Deutscher Eisenbahnverwalt 


Sonderzüge auf 75 M für das Tarifkil 
meter und 1800 NM im ganzen erhöht, 
resden, am 8. März 1921. - (25. 
Eisenbahn-Generaldirektion, j 
namens der beteiligten Verwaltungen 


Südbahn-Gesellschaft. — Gütertarif, 
Teil II für die österreichischen Lini 
vom 15. Dezember 1920. 
Ausgabe eines NachtragesII 
Mit Gültigkeit vom 15. März 1921 bi 
auf Widerruf längstens bis 31. Dezen 
ber 1921 wird zu dem vom 15. De 
ber 1920 gültiven Gütertarıf, Teil 
für die Österreichischen Linien der 
'bahn-Gesellschaft ein Nachtrag II 
oeführt. 
Dieser Nachtrag enthält im alle 
meinen die Durchführung der im. Ve 
ordnungsblatt für ee Bi hiff 
© ua 
1921 verlautbarten Dareöhun S 
wie «einzelne Änderunsen und Er 
zungen hinsichtlich der besonde: 
Nebengebühren (Abschnitt TI) und 
örtlichen Gebühren und Bestimmungen 
(Abschnitt- VII). = 
‘ Dieser Nachtrag ist durch die Zem 


I. Biberstraße 16 oder im Wege der be 
teilisten Stationen zum Preise voı 
40 K. für das Stück erhältlich. (260) 

Wien, im Februar 1921. E 


5. Personen- und Gepäckverkehr. 


Am 31. März 1921 werden die Monats 
nebenkarten aufsehoben. Vom 1.Apı 
1921 an werden Schülerrückfahrka 
zum Besuch des Elternhauses ausg 
ben. Nähere Auskunft erteilt die Ver- 
kehrskontrolle I, Strehlener Straße 

Dresden, am 10. März 191. X 

Eisenb.-Gen.-Dir. ° ; 


Deutsche Eisenbahn-Personen- und 

Gepäck-Tarif e, Teil I und II. . 
Im Bereich der deutschen Reichs 
eisenbahnen werden die Personen-, € 
päck- und Expreßzruttarife erhöht, 
Erhöhungen treten im Gepäck- 
Expreßerutverkehr am 1. 
ril 1921, im Personenverk« 


oder im Verfügsungswege ee ü 

Nähere Auskunft erteilen die 

kehrsbüros. 

Berlin, den 8. März 1921. * | 
Eisenbahndirektion, N 

für die Verwaltung der Reichs 

eisenbahnen. 


6. Verdingung. _ a 


Die Erd-, Beton- und Nebenarbeib em 
zur Herstellung der Straßenüberführu 
in Teilpunkt 114 + 38 der südlichen 
gehungsbahn Michendorf - Mahls 
sollen vergeben werden. Die Angeb 
muster sind ‚gegen porto- und beste 
geldfreie Bareinsendung von 6 M 
der Eisenbahribauabteilung in M 
dorf zu beziehen - : 


Briefumschlag als solche. kenntlie 
macht, sind bis zum 29. März 1921, 
mittags 11 Uhr, postfrei an die 
‚abteilung einzusenden. 
Michendorf, den 7. März 1921. 
Eipenbebap Sun 


= 


° verwaltung. 
(Schluß folgt.) 
Reichsverkehrsministers 


olge der Durchführung des Frie- 

asvertrages. 

eichisch - deutsches 

abkommen. 
> Be kerbenstonckasse “der . ıehe- 

Sen - bayerischen usb 
APR). 


‚Wirtschaf tS- rung 


Schweiz-Paris. 


a _ Zeitung des Vereins 
"Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


‚Lebensmittelverkehr aus Italien. — 
Beendigung des Streiks bei 


Österreich: Verwaltungsstelle für 

das Burgenland. 
der D-Züge Wien-Innsbruck- 
—  Verbrecherische 
Änderung (des Hoheitszeichens auf 
österreichischen Eisenbahnwasen. — 


Herausgegeben im Auftrage des Vereins 

Fon er v. Ritter, Geh. Oberregierungsrat in Berlin, als Schriftleiter. — Verlag von Julius Springer in Berlin W. 9, 

BR. Schriftleitung: Berlin W.9, Köthener Str. 28/29. r 
Berlin, den 24. März 1921. 


Inhalt: 
Saargebiets durch die Eisenbahn- 


LXI. Jahrgang: 


Staatsbahnen. — Die Güterstatistik 
Ungarns für das Jahr 1920. — Ver- 
sorgung der Eisenbahnangestellten 
mit Schuhen. —_ Ermäßigung der 


Beschleunister 


der 


zum Etat der Reichseisen-- Mitropa. — Das Schinkelfest des Preise für Gas und elektrischen 
hn en - Archibektenvereins in Berlin. — Strom zugunsten der Budapester 
a2e der ungarischen Eisenbahnen Personalnachrichten, ; Eisenbahner. — Die Deutsch-Unga- 


rıische Handelskammer in Budapest. 
— Der Donauhafen in CUsepel bei 
Budapest, — Die Niederdruck- 
Wasserkräfte in Unearn. — Fund 
von Torflagern ın Keeskem6t. — 
Auswandererverkehr. 


— Wiedereinfüh- 


: Graz-Köflacher Bahn. — Kohlen- Niederlande: Zur Neuregelung 
= ER - .bestellungen in Holland. — Die des ‘Verhältnisses zwischen Staat 
sehland: Neuer Lohntarif. Pariser Verhandlungen über die und  Eisenbahngesellschaften. — 


ur Aufhebung der Monatsneben- 
; — Seeweg Swinemünde- 
a — Der Ruf nach der 
Einheitsklasse im Berliner Stadt-, 
"Ring- und Vorortverkehr. — Eisen- 
bahnunfälle. — Beschlagnahme der 
nbahn in Mülheim. — Wechsel 
er Verwaltung mehrerer Eisen- 
nen. —- Abwicklung des Vier- 
hrs zwischen Deutschland und 
Polen. — Der erste internationale - 
Zug Paris-Warschau. — Protest rn 
en die Aufhebung der Monats- 
karten. — Zollvorschriften. im 
erkehr mit dem Memelsebiet. — 
hebung der Kohlensteuer des 


richten. 
biet: 


mit Österreich. 


kehrs. — 


 fähiekeit der 


ırbezirk geltend. Denn die Wirkung war hier daß 
en nicht Se in Ber uns re Menge 


Ententekohlen abfahren, es müßte ı nur dir Toko- 
OULV park des Ruhrbezirks um eine entsprechende Anzahl 
ko otiven vermehrt werden. Ob das schwierig sei und 
' Kosten andern innerdeutschen Verkehrs geschehen 
une 2 zur ech, sie en auf ihrem Schein, 


Donauschif fahrt. 


Ungarn: Newe vorüber sehende Ein- 
- stellung des Eil- und Frachtgutver- 
Maßnahmen der "Staats- 
bahnen „esen Diebstähle, 
behandlung von Ausfuhrsendungen. 
Der Handelsminister 


Kleiderstoffe für 


Maschinenf abrık der 


 Holland-Hamburg. 
Übrigeeuropäische Länder: 


— Personalnach- 


Tschecho-slowakisches Ge- Neue Eisenbahnfähre. — Güterzug- 
Einführung des Internatio- bremse in Schweden. — Finanz- 
nalen Übereinkommens im Verkehr sorzen (der französischen Eisen- 


bahnen. — . Vogesenbahnen. — 
- Dieutsche Lokomotiven für Spanien. 
— Betriebsergebnisse der englischen 
Eisenbahnen im Jahre 1919. — Die 
lettischen Eisenbahnen. 
Fremde Erdteile: Eine Anleıhe 
für die Eisenbahnen in Chile. 


—. Zoll- 
äber die 


Lieferungen an die Staatsbahnen. — Alloıemeines. 
Eisenbahnange- Rechtspflege. 
stellte. — Erhöhung der Leistungs- Bücherschan. 


Amtliche Bekanntmachungen. 


> Lokomotivmangel. Ä 
(Alte Gedanken zu einer alten Streitfrage.) 


. Vom Oberbaurat Bode, Königsberg. 


man. ak eine beinahe dramatische Wirkung ausgelöst, und 
es ist vielleicht nicht unnützlich, über diesen Begriff einige 
Worte zu sagen, obgleich neues kaum noch dazu zu sagen ist. 

Es gibt wohl kaum ein Schlagwort im Eisenbahnverkehrs- 
leben, mit dem soviel Mißbrauch getrieben wird wie mit dem 
Begriff: Lokomotivmangel. Lokomotivmanıgel, wenn er tat- 
sächlich im eigentlichen Sinne des Wortes bestehen sollte, 
stellt stets nur ein Anzeichen der Verkehrskrankheit dar; 
und es ist eine falsche Diasnose, die Krankheit allein auf 
dieses eine Anzeichen zurückführen zu wollen; noch falscher 
aber ist es, von seiner radikalen Beseitigung, die meist ein 
Ding der Unmöglichkeit sein wird, die Heilung der Krankheit 
zu erwarten. _ j 

Wie fängt der sogenannte Lokomotivmangel an? "Ein grö- 
ßerer Rangzserbahnhof läuft infolse plötzlich ansteigenden 
Verkehrs oder infolse von Betriebsstockungen an anderer 
Stelle voll, so daß die Züge nicht mehr glatt verarbeitet 
werden können. Darob große Aufregung beim Betriebsamt 
und der Direktion, der Bahnhofsvorsteher wird vernommen 
und erklärt selbstverständlich als die einzige Ursache: zu 
wenig Rangiermaschinen, und als das einzige Heilmittel: 
mehr Rangiermaschinen. Daß die wirkliche Ursache viel 
mehr die der sesteigerten Beanspruchung nicht mehr genü- 
gende Leistungsfähiekeit des Bahnhofs ist, daß bei verstän- 
digen, durchdachter Ausnutzung der vorhandenen Rangier- 


Nr. 12 N | 29 


maschinen wohl auch erhöhte Leistungen mit ihnen erzielt 
werden könnten, daß der Bahnhof nach seiner Anlage das 
gleichzeitige Arbeiten einer vermehrten Zahl von Rangier- 
lokomotiven gar nicht zuläßt, daß also die Mehreinstellung von 
Ransierlokomotiven nur ihre schlechtere Ausnutzung zur 
Folse haben würde, nicht aber eine Beseitigung der Schwie- 
riokeiten, die eben auf «inem ganz anderen Gebiet. liegen 
— das festzustellen und danach zu verfahren, wird mit Ge- 
schick vermieden, und alle örtlich Beteiligten sind sich darin 
einig, ansefangen vom Lokomotiv- und Rangierpersonal bis 
hinauf zum Oberbahnhofsvorsteher. Es wird ‚eben örtlicher 
Lokomotivmangel behauptet, und damit ist. die Frage schnell 
erledigt. Der Maschinenamtsvorstand oder Lokomotivdezer- 
nent schaffe also Rangiermaschinen ! 

Daß in solchen Zeiten, wenn der Verkehr stockt. wenn die 
Züge nicht rollen, sondern stundenlang vor den. venrstopften 
Bahnhöfen warten müssen. der Lokomotivverbrauch steigen 
muß, und zwar in demselben Maße wie die Umlaufszeit der 
Lokomotiven infolge des stockenden Laufes der Züge, ist 
natürlich und leuchtet jedem Sachverständigen ein. Und selbst- 
verständlich kommt es dann vor. daß Züge nicht planmäßis 
abfahren können, weil die Bespannung fehlt. Daß es in sol- 
chen Fällen oft genug auch an der nötigen Zugmannschaft 
fehlt, wird in der Regel von der Station verschwiegen. Es 
ist viel bequemer und macht einen besseren Eindruck, die 
zeitweiliee Verlegenhkeit auf ein anderes Gebiet abzuschieben. 
Also werden Lokomotiven angefordert. Daß aber die vor- 


liegenden Bahnhöfe ebenfalls verstopft sind, was durch eine 


kurze telephonische Anfrage schnell festzustellen wäre, daß 
es also fast zwecklos ist, Züge auf die Strecke hinauszujagen, 
da sie sich doch nur um wenige Blockstrecken vonschieben 
können und so auch noch die Strecke verstopfen, das wird 
nicht beachtet. 

Selbstverständlich ist es in solcher Lage schon gewagter, 
zu sagen, es besteht kein Lokomotiymangel, oder die Bereit- 
stellung weiterer Zugmaschinen Sei zwecklos und deshalb 
abzulehnen. Etwas Wahres ist an dem Lokomotiymangel. 
Man muß sich nur klar darüber sein, daß ein Mehr von Zug- 
lokomotiven im allgemeinen nur eine örtliche, vor allen Din- 
gen eine nur sehr vorübergehende Erleichterung schafft. 
Nach kurzer Zeit werden auch diese mehr eingestellten Zug- 


lokomotiven verarbeitet sein, ohne daß das Grundübel be- - 


"seitiet ist. Dazu ist nötig, daß man den Stier bei den Hörnern, 
nicht aber beim Schwanze packt. Denn der Lokomotivmangel 
oder, richtiger ausgedrückt, das zeitweilige Fehlen ton Zug- 


bespannunge ist nicht die Ursache, sondern die Folge . 


der. Verkehrsstockung. Es ist aber zwecklos, zu versuchen, 
eine. Folseerscheinung zu beseitigen, wenn man nicht 
Ursache des Übels beikommen kann. Der Lokomotivmangel 
ist dee Folge erhöhten Lokomotivverbrauchs, und dieser 'ent- 
steht, wie schon oben hervonsehoben, dadurch, daß die Züge 
nicht rollen, sondern lange Unterwegsaufenthalte erleiden, 
weil die Bahnhöfe: oder die Strecken das Mehr an ihnen zu- 
gemuteten Leistungen nicht schaffen können. Das führt zu 
einer Verlängerung der Umlaufszeit der Lokomotiven und 
damit zu seinem erhöhten Verbrauch an Lokomotiven, wo- 
durch schließlich Fehlzahlen in der Deckung des Lokomotiy- 
bedarfs entstehen, 


In dieser Bezifhung liegen die Verhältnisse bei den Loko- 
motiven genau wie bei den Wagen. Wenn sine Hoch- 
konjunktur im Eisenbahnverkehr eintritt, die "sich stets 
in. einem erhöhten Wasenbedarf ausdrückt, so weht die 
Sache solange gut, wie die betrieblichen und Verkehrs- 
einrichtungen der Strecken und besonders der Bahn- 
höfe (denn diese letzteren sind im allgemeinen ausschlae- 
ssebend) den erhöhten Anforderungen senüsen können. Auch 
der erößere Wagenbedarf kann bei unserem, in Anbetracht 
des gegen die Vorkriegszeit verringerten Gesamteisenbahn- 
verkehrs reichlichen Wagenpark in der Regel zunächst be- 


friedigt werden. Die Sachlage ändert sich aber sofort, sobald 


' auch andere Gebiete notleidend werden, gelingt es viell 


. unmöglich ist, soviel Wagen heranzuschaffen, daß die Wa 


‚durchzubringen, «wie es jetzt im Ruhrbezirk der Fall 


wird sagen, die Ursache sei ein ungenügender Wagenpark, & 


auf die Lokomotiven übertragen. 


der 
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die. Strecken und Bahnhöfe den Verkehr richt ehe aufnehı 

können, sobald Stockungen eintreten und die Züge mehr 
stehen als rollen. Der Wagenumlauf verlängert sich, 
der Wasenbedarf «eht plötzlich in die Höhe; es treten F 
zahlen in der Wagengestellung ein. Durch weitere Zufü 
von Wagen zu dem notleidenden Gebiet, wodurch freilich 


für eine kurze Zeit noch Erleichterung zu schaffen. 
bald aber muß auch dieses Mittel versagen, einmal 


anforderungen, die in solchen ‘Zeiten in Wagenüberford 
rungen: seitens der Wagenverbraucher auszuarten pflegen, 
ihrer vollen Höhe befriedigt werden könnten, vor allen 
gen aber, weil eben die Leistungsfähigkeit der Strecken 
Bahnhöfe, die doch begrenzt ist, den außerordentlich & 
genen Betriiebsanforderungen gegenüber nicht mehr «en 
Die Betriebsnöte können dann so ungeheuerliche Formen 
nehmen, daß es z. B. nicht mehr gelingt, die Leerwagen 


Das führt natürlich wieder zu einer Erhöhung der Frehlzahle 
in der Wasensestellung. Kein vernünftiger Mensch 


müßten mehr Wagen beschafft werden. Der Wagenman 
ist eben nur scheinbar, die Wagendeckung ist nicht n 
eine Funktion des Wagenparks, sondern sie ist eine Funktio 
der betrieblichen Leistungsfähigkeit des notleidenden Bezirk 
geworden. Durch eine, wenn auch nur örtliche Veermeh: 
des Wagenparks kann man dem Übel nicht beikommen. Dal 
die erhöhte Zahl der Wagen, die diesem Kampf zwisch 
Wagenanforderung und Wagenzuführung geopfert we: 
zu einer ganz unbefriedigenden und demnach unwirtsch 
lichen Ausnutzung der Wagen. führt, weil sie eben mehr stehe 
als rollen, darauf sei nur andeutungsweise hingewiesen. 

Diese Ausführungen lassen sich von Anfang bis zu 
- Es kann natürlich « 
wirklichen Lokomotivmangel geben, wenn und solange 
Zugbespannung fehlt, die sonstige glatte Durchführung 
Züge aber nach der Leistungsfähiekeit der Streeken un 
Bahnhöfe nicht in Frage gestellt ist. Ist das nicht mehr 
Fall, so wird, wenn ich so sagen darf, aus dem wirkli 
ein scheinbarer Lokomotivmangel.e. Die Lokomotivumla 
zeiten, wie sie in den Lokomotivdiensteinteilungen festge 
sind, verlängern sich um das Doppelte und Dreifache, 
planmäßig vorgesehenen Zugbespannungsen fehlen, weil 
dafür bestimmten Lokomotiven nicht mehr rechtzeitig an 
Lokomotivwendestationen eintreffen oder zu den He 
stationen zurückkehren ; es müssen: die vorhandenen Be: 
verwendet werden, die nunmehr für die in solchen Z 
stets zahlreichen Bedarfszüge nicht mehr zur .Verf 
stehen. Es bleiben Züge stehen oder müssen mindestens 
oder weniger lange auf die Bespannung warten. Lokom 
mangel! Und doch nur scheinbar. Selbst wenn noch. 
Lokomotiven eingespannt werden, dieser Lokomotivz 
wird dadurch nur auf kurze Zeit gemildert, sehr bald 
die vorherige Lage sich. wieder eingestellt haben. Denn ı 
die Lokomotivgestellung ist in solcher Lage nicht mehr 
Funktion des Lokomotivparks, sondern nur noch eine so 
der betrieblichen Leistungsfähickeit der Eisenbahn. 


Und damit komme ich zu dem Anfang meiner Aüsführun 
zurück. Es ist in hohem Grade bedenklich, eine solche 
kehrsnot, wie sie vor Weihnacht "im Ruhrbezirk bes 
hat — ich nehme an, daß sich die Verhältnisse inzw 
mit der Wiederaufnahme der Wasserverfrachtungen von 
entspannt haben, es konnte aber bei länger andawerndem 
auch anders kommen, und Derartiges Kann sich na 
wiederholen — allein oder mindestens im wesentlich 
«ine Lokomotivfrage darzustellen. Man ist doch: wo 
rechtigt, zu bezweifeln, daß dadurch, daß man den Loko 
park des Ruhrbezirks um 70 bis 80 Lokomotiven vers | 
derartige Betriebsschwierigkeiten dauernd beseitigt werdet 


M. E. ENT man in liher Lage 
hi ch. an dx 'Lokomotivfrage anzuschneiden, da 


> Das 
jeutet, den: Kopf in Her Sand stecken. Man ER char 
"Mut haben, der Wahrheit ins Gesicht zu sehen und sie 
tig en. betriebs- 

: en ‚ein 


und  verkehrstechnischen Einrichtungen 
Maximum ee Pa nychnaR ein- 


ae ebene le Maß er ehe cher 
de und stets nur kürzere Zeit andauernde Höchstanforde- 
ioen. Denn das würde eine nicht zu verantwortende, höchst 
N rtschaftliche Festleesung sroßer Geldmittel bedeuten. Daß 
ch diesen gesunden Grundsätzen insbesondere für den. Ruhr- 
zirk verfahren ist, daß alles geschehen ist, um allen. voraus- 
sehenden Verkehrsanforderungen entsprechen zu können, 
rd der Eisenbahnverwaltung nicht bestritten werden. können. 
das aber anerkannt werden muß, so wird kein ver- 
tiger Mensch verlangen können, daß darüber hinaus um- 


Eich zu. Ban des vorigen Jahres meine Abhandlung „Be- 
uni des Schiebertums und Schleichhandels“ in Nr. 3 des 
ahnbundesblattes veröffentlichte, stand diese Volksseuche 
vollster Blüte. Inzwischen ist vornehmlich als Folge des 
ürftig verstopften Loches im Westen und durch die Frei- 
von bish. er bewirtschafteten Waren ein gerinwes Abebben 
hawesens zu beobachten. Hierzu mag auch. die Er- 
tnıs des Eisenbahnpersonals beigetragen haben, daß es 
ter Linie selbst durch diese Seuche geschädigt werde 
l sie daher auch aus eigenem Interesse zu bekämpfen habe. 
sm an. das von der zweiten Volksseuche, den Diebstählen, 
ı sagen kann. ist zum mindesten zweifelhaft. Soweit ich 
‚der ‚Bearbeitung der Entschädigunssanträgse zu beur- 
vermag, ist ein nennenswerter Rückgang der Diebstähle 
zu verzeichnen. Soweit ein solcher durch mehr oder 
er zuverlässige Statistiken berechnet worden ist, rührt 


rk Breslau ist die Zahl der bei der Direktion selbst 
be teten Anträge seit September 1919 annähernd die 
seblieben. Durch die Abgabe der Anträge bis 3000 MN 
erkehrsämter ist die Zahl auf ungefähr die Hälfte 
angen, die Gesamtzahl dürfte sich aber kaum ver- 
BB SAN eh rn allein von 


920688 M Ein Juli 1491030 M 
1116 864 „, 2 „ Amusust 361 263 „, 
1135715 „ „ September 832902 „, 

3193524 ,: : „ Oktober 955 758 „, 
‚1545065 „, =, November 670613. „, 
a „ Dezember 741739 


Im Jahre 1920. 12699 886 . 7 


sehen hieraus, um welche erheblichen Beträge es sich 
lt, wenn man die gesamten Reichseisenbahndirektionen 
imtliche Verkehrsämter sowie die mit der Befugnis zur 
ändigen Erledigung von Erstattungsanträgen ausge- 
en erößeren Abfertigeungen berücksichtigt. Wir sehen 
es Anwachsen der Entschädigungsbeträge 
t zu Monat. Trotz der Abgabe der Hälfte der An- 
seit" Juli 1920 an die Verkehrsämter sind die Entschädi- 
summen über die Hälfte hinausgegangen, sie haben 
"weiterhin erhöht. Hieraus ergibt sich, daß die seit 
als zwei Jahren mit einem verhältnismäßig großen Per- 
ufwand und mit ganz erheblichen Kosten eingeführte 
hlsbekämpfung nicht den Erfol& gezeitigt hat, den man 
von in Wirklichkeit versprochen hat. Der Zweck 
sr Abhandlune soll nun’der sein, kritisch zu betrachten, 
die Ursachen dieses nicht weezuleuenenden ; geringen 
sein können. Zuvor möchte ich auf die bisher De- 
oden - eingehen. An den Direktionssitzen befinden 


Ba leicht die ee ne erwecken kann, daß' 


zu vertreten. Die Eisenbahn kann; sich mit ihren viel- 


hl in erster Linie von dem Verkehrsrückgange her. Im- 


ER | RRRR. Nr, 12 


; ne f 

fangreiche Einrichtungen. geschaffen und erhebliche Mittel 
aufgewendet werden, um eine außergewöhnliche Verkehrsnot, 
die überdies unzweifelhaft in absehbarer Zeit von selbst 
mildere Formen annehmen muß, zu beseitisen. Es verbietet 
sich das schon dadureh, daß es natürlich nicht möglich ist, 
die erforderlichen baulichen Ausführungen und sonstigen 
Beschaffungen so schneil zu bewirken, daß sie noch zur Ab- 
stellung der zeibweiligen Verkehrsnot wirksam werden. 


Vielleicht wäre es gelungen, die Ententekommission von 
ihren Ansprüchen: abzubringen, wenn man sich scharf auf den 
Standpunkt gestellt hätte, daß es nicht verlanet werden könne 
und auch praktisch unmöglich sei, die an sich ausreichenden 
Betriebs-- und Verkehrseinriehtungen der Eisenbahnen des 
Ruhrbezirks noch weiter auszubauen, um sie den ganz außer- 
gewöhnlichen Anforderungen anzupassen, daß deshalb diese 
vorübergehende Verkehrsnot als unvermeidlich ertragen wer- 
den müsse. So aber hat diese nicht nur nicht sich mit dem 
Ausfall an Kohlenabfuhr absefunden, sie hat vielmehr 
eine seoen ihre früheren Forderungen noch verstärkte Kohlen- 
lieferung verlangt, denn — es lag ja nur Lokomotivmangel 
vor! Dieses Wort müßte verpönt werden, wie seinerzeit im 


- Kriege, als der Feldeisenbahnchef seine Anwendung für die 


Eisenbahnen des besetzten westlichen Gebietes verboten hatte. 


Die Erfolge der jetzigen Diebstahlsbekämpfung. 


Vom Eisenbahn-Obersekretär Zedligk- ‚Breslau. 


' sich er (außerplanmäßigen) Dezernenten unterstellte 
. Überwachungsabteilungen (Uwa), die auf größeren Orts- und 


Umladebahnhöfen Güterschutzstellen emgerichtet haben. 
Außerdem verfüst die Uwa über einen Stab sogenannter 
Diebstahlskontrolleure, die entweder den Verkehrsämtern 
oder erößeren [Bahnhöfen zugeteilt sind. Die Aufgabe dieser 
Stellen ist in großen Zügen folgende: Bei der Uwa als Zen- 
trale des Direktionsbezirkes sehen die Fehl- und Beraubungs- 
meldungen der Abfertigungsstellen ein. Auf die Fehlmeldun- 
sen über wenieer wertvolle Stückgüter wird oft verzichtet. 
Da allgemeine Anweisungen über die Verwertung dieser 
Meldungen fehlen, wird ihre Bearbeitung bei den UÜwas ver- 
schieden sein. Man wird sie ın erster Linie zu statistischen 
Zwecken benutzen, um mit ihrer Hilfe die am meisten »e- 
fährdeten. Strecken oder Abschnitte oder die am meisten der 
Beraubung unterliesenden Kurse festzustellen. Durch die 
hrerdurch erzielte Einkreisune dieser Bezirke versucht man 
dem Tatorte und schließlich dem Täter auf die Spur zu 
kommen. Meines Wissens hat man hierdurch nennenswerte 
Erstebnisse in dieser Beziehung kaum erzielt. Der Erfolg 
liegst wohl auch hauptsächlich nur darin, durch das Bekannt- 
werden der besonders sefährdeten Gebiete und Kurse Maß- 
nahmen vorbeueender Art zu treffen. Man wird also 
z. B. versuchen, entweder die Kurse zu ändern, auf andere 
Züge zu verlegen, oder sie zeitweise begleiten oder beobachten 
zu lassen. Gelingt es hierbei, eine gewisse Eindämmung dieser 
Diebstähle zu erreichen, so wäre ja schon ein Erfolg anzu- 
erkennen, wenn nicht etwa dadurch nur eine Verschiebung 
auf andere Gebiete und Kurse erreicht wird und das Spiel von 
newem losgeht. Dann wäre allerdings der Erfolg gleich Null. 
Beim Fehlen oder Berauben besonders wertvoller Stücke oder 
ganzer Ladungen setzt die Üwa mitunter ihre Diebstahls- 
kontrolleure auf die Spur, die nötigenfalls den Wagen oder 
das Stückgut von der Absangsstation an verfolgen. Auch 
hier ist der Erfolge m. W. bisher nur gering gewesen, wenig- 
stens sind statistische Zahlen hierüber nicht bekanntgegeben 
worden. Überhaupt sind die Fälle, wo die Überwachungs- 
organe selbst Bueeemaßigkeiten aufgedeckt haben, - recht 
spärlich. N 

Dagegen hat sich Ar Tätiekeit 'erfahrener Diebstahlskon- 
trolleure bei der Verfolgung und Aufdeckung angeze jeter 
Unregelmäßigkeiten, soweit mir bekannt wurde, bewährt. Es 
ist nicht selten, daß durch Not und Vi erführung verleitete 
Bedienstete, vom Gewissen »epeinigt oder im Ärger über Mit- 
schuldige, besangene Unredlichkeiten von selbst eingestehen. 
Daraufhin geschickt eingeleitete Untersuchungen durch vr- 
fahrene Untersuchungsbeamte können oft weit zurückliegende 


 Bandendiebstähle ans Tag eslicht bringen und der Verwaltung 


einen erheblichen Teil des Raubes wieder zuführen. Auf diese 
Weise sollen im Jahre 1920 bei den 238 975 gemeldeten Dad 
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stählen 17140 Diebe ermittelt worden sein. Diese krimina- 
listische Tätigkeit nimmt die Diebstahlskontrolleure meist 
derart in Anspruch, daß sie zu anderen Arbeiten kaum 
moch herangezosen werden können. Die Tätigkeit der 
örtlichen Überwachungsstellen erstreckt sich 
hauptsächlich auf den örtlichen Nachtdienst, die (Beerleitung 
von Zügen und die Ausführung besonderer von der Üwa an- 
geordneten Revisionen. 


Das wären in großen Umrissen die Aufgaben des Über- - 


wachungsdienstes, wie er sich bisher abgespielt hat. Daß 
hiermit aber nicht (der erwartete Erfolg erreicht wird, spricht 


der. Reichsverkehrsminister in seinem Erlaß vom 31. Dezember 


1920 offen aus, in dem ver gleichzeitig versucht, newe Richt- 
linien zu geben und die ‚bisher als wenig zweckentsprechend 
erwiesenen Maßnahmen aufhebt. 
Im folgenden will ich meinerseits den Ursachen der nicht 
ausreichenden. Erfolge der jetzigen. Methoden der Diebstahls- 
bekämpfung nachgehen und dabei die ministeriellen neuen 
Anreeungen besprechen. Die Personalausw ahl muß 
eine besonders sorgfältige sein. Das Diebstahlsdezer- 
nat sollte man möglichst erfahrenen Praktikern übertragen, 
die selbst den Abfertigungsdienst draußen. kennengelernt haben 
und deshalb selbst Anregungen und Vorschläge zur Vermei- 
dung der verschiedenen Fehlerquellen ‘geben können. 
dem Diebstahlsdezernenten zugeteilten Güterkontro 1- 
leure müssen g«iche Erfahrungen besitzen, wie vorstehend 
für die Dezernenten gefordert wurde. Sie müssen im Abferti- 
eungsdienst längere Zeit Unreselmäßigkeiten bearbeitet 
haben und möglichst auf einer größeren Abfertigung Bühnen- 
meister gewesen sein. Umsicht, schnelle Entschlossenheit, 
Ausdauer und sicheres Auftreten muß von ihnen erwartet 
werden. Daß die übrigen selbständige Gebiete bearbeitende 
Beamten’der Uwa ibenfalls im praktischen Abferti- 
gungs- und Beförderungsdienst erprobte mittlere Beamte sein 
müssen, damit sie sich in sämtliche Vorgänge schnell hinein- 
denken können, versteht sich von selbst. Als Diebstahls- 


kontrolleure «eignen sich, gleichfalls nur im. praktischen _ 
Dienst bewährte Beamte, die sein bestimmtes und entschlossenes 


Auftreten besitzen. Sie müssen vornehmlich im Bodenauf- 
sichts- und Fehlmeldedienst tätige gewesen sein. Als Leiter 
der Güterschutzstellen kommen nur erprobte Bahn- 
hofs- oder Gütervorsteher in Frage, die genügend Umsicht und 
Entschlossenheit besitzen. Im Falle eines schnellen Eing reitens 
müssen sie mit sicherem Blick die Lage erfassen und ohne 
langes 
können. Daß ihnen hierbei genügendes Hilfspensonal zur 
Seite gestellt wird, ist selbstverständiich. Vor allem aber 
muß das gesamte Personal vertrauenswürdig und moralisch 
gefestigt sein, damit es nicht letzten Endes selbst verleitet 
wird, nicht nur dem Diebesgesindel Vorschub zu leisten, son- 
dern schließlich sogar selbst mitzutun. In jetziger Zeit fällt 
es allerdings sehr schwer, eine größere Zahl von. Bediensteten, 
auf die man jederzeit fielsenfiest bauen kann, zu gewinnen. 
Ehe man sich aber mit sogenannten „unsicheren Kantonisten“ 
einläßt, verzichte man lieber auf «ein umfangreiches, nur un- 
nötig Geld verschlingendes Personal und besnüge sich mit 
einigen kleineren, dafür aber gänzlich zuverlässigen Trupps, 
die man unvermutet einmal da und einmal dort auftauchen 
läßt. 


In Erkennung dieser Sachlage hat auch das Ministerium die 


Einrichtung von besonderen Streiftrupps angeordnet, die 
unter Leitung seines energischen Überwachungsbeamten eine 
verschärfte äußere Kontrolle der Dienststellen und Züge 
durehführen. sollen. Hierbei darf diese Kontrolle nicht etwa 
durch die Uwa dadurch unwirksam gemacht werden, daß feste, 
leicht bekannt werdende Pläne für diese Streifen festgelegt 
werden, sondern diese Trupps müssen unvermutet da und 


dort auftreten können und nur an allgemeine Richtlinien . 


oebunden werden. Sie können sich durch Tagebücher über 
ihre Tätiekeit ausweisen. Nur wenn sie einmal ganz be- 
stimmte Aufträge ausführen sollen, wird hiervon «abzu- 
weichen sein. Be 

- Der ‘Hinweis des Ministers auf die ° Verwendung von 
Wächterhunden ist ebenfalls ein Zeichen des Fortschritts; 
denn ein Hund hört und sieht unter Umständen mehr als eine 
Schar Wächter, sein Unterhalt ist verhältnismäßig gering und, 
was das beste ist, er kann nicht selbst zum Stehlen verleitet 
werden. Diese Hunde werden die Anschaffungskosten bald 
bezahlt machen. 5 


Soviel von der «eigentlichen Überwachung. Diese ist aber | 


nieht das wesentliche bei dem Bestreben, die Zahl der Dieb- 
stähle einzuschränken. - Der Kernpunkt ist die Hebung 
der Moral des Personals, ist_der, ‚durch geeignete, 
beugende Maßnahmen das Übel an der Wurzel zu fassen und 
dem Personal die Möglichkeit zu mehmen, Diebstähle auszu- 
führen. Auch hier geht der Minister in seinem jüngsten Er- 
laß bahnbrechend vor, indem er es als besonders wichtig be- 


Die 


‚Dann erst, werden sie frei von jeder Hemmung arbeiten 


Besinnen die notwendigen Maßnahmen ergreifen 


dem Gange des Dienstes einige Beispiele sieben. 


vor- | 
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zeichnet, daß den Fehlerquellen nachgegangen und i 
durch geeignete Maßnahmen entgegengewirkt wird. Hi 
bedürfe es einer vermehrten (dezentralisierten) Kontr 
desinneren Dienstes der Dienststellen, des Lad 
Zugpersonals. Es sei deshalb für jedes Verkehrsamt sein 
dem. Abfertigungs-, Lade- und Beförderungsdienst beso 
vertrauter Beamter zu bestimmen, der die Tätigkeit der - 
fertigungsstellen, des Zug- und Ladepersonals ständig 
Tag und Nacht zu kontrollieren und Verbesserungen 
Dienstes anzuregen hai. Im übrigen bestimme sich 
Tätigkeit, die von den Güterkontrolleuren bei der Eisen 
direktion überwacht wird, nach der Anweisung für die 
kontrolleure. Wenn dem Gedankengange des Ministe 
richtig gefolgt wird, kann. mit dieser Anordnung viel € 
werden. Nicht gefällt mir hierbei die „Absicht, diese Be 
durch die Güterkontrolleure bei den Eisenbahndirekti 
überwachen zu lassen. Ein Beamter, der die richtige _ 
führung des Dienstes überwachen und der Verbesserung, 
Dienstes anregen soll, muß doch selbst in allen Zweigen v 
kommen erfahren sein, muß den gesamten Abfertigungs- ® 
Beförderungsdienst erprobt haben, muß auch ein reiches 
meimes Wissen besitzen und ein besonders heller Kopf 
der «eigene Gedänken entwickeln kann. Er muß s 
dem befähigsten Dienststellenleiter gewachsen sein und 
ohne sich einer Blamage auszusetzen, auf vorhandene Mä 
in seinem Bereiche hinweisen können. : Andernfalls 
diese Maßnahme, wie leider so manche andere, von: vorn 
zur "Bedeutungslosigkeit, _der betreffende Beamte abe 
Karikatur herabgedrückt werden. Diese besonders befä 
Köpfe sind zum 'mindesten den Güterkontrolleuren „leiehzu 
stellen. Ich gehe sogar noch weiter. Man sollte sie, um si 
weder durch besondere, auf anderen Gebieten lienende 
träge der. Amtsvorstände, noch durch Eingriffe der ve 
denen Dezernenten in ihrer eigentlichen Tätiekeit zu 
dern, als Beauftragte des Ministers einsetzen un 
höchstens dem Direktionspräsidenten unmittelbar unters 


nutzbringend wirken können. Die Unterstellung unt 
Güterkontrolleure würde nur Reibungen veranlassen, 
Sache selbst wenige dienen und die betreffenden Beamten 
eine Stellung herabdrücken, die sie von vornherein zu 
deutungslosigkeit verurteilt. Da man derart befähigte B 
nicht in allzu großer Zahl vorrätig haben wird, wird ma 
vielleicht teilweise auf die vorhandenen Güterkontrolleure zu 
rückgreifen müssen. Wenn man erst erfahrene Praktikeı 
Diebstahlsdezernenten hat, wird man auch den seine 
andern der den Üwas zugeteilten Güterkontrolleure 
freigeben. können. Anch unter den Entschädigungsbea 
werden sich hierfür geeignete Persönlichkeiten finden 
besonders wenn sie die hier gekennzeichnete praktische 
fahrung besitzen. Es erscheint auch nicht notwendig, j 
Veerkehrsamt einen solchen Beamten zuzuweisen, im @ 
teil rate ich dringend ab von einer Unterstellung "unter 
Verkehrsamt, das sie leicht zu anderer Tätigkeit very 
und sie in ihrer eigentlichen Tätigkeit nur: behindern 
Es genügen für eimen Direktionsbezirk 2: bis 3 solcher 
amten. Ihr Dienstort wäre derart zu wählen, daß sie von 
aus in kurzer Zeit ihren Bezirk bereisen können. "und 
möglichst wenig Fahrzeit verloren geht. Hierbei brauch 
sich nicht an die Direktionssrenzen anzuklammern, 
man lege hauptsächlich Wert darauf, den Bezirk mö 
um den Wohnort zu lesen, Vor allem möse man nicht 
Fehler der alten Zeit verfallen, einem Manne, der 
leisten soll, möglichst viel Kontrolle, viel Mißtrawen. entg 
zubringen, sondern wenn man «einmal ihn als leistungs 
und vertrauenswürdig erkannt hat. dann soll man auch 
Vertrauen bis zur Übertragung größtmöglicher Selbstän. 
und Verantwortung steigern. Nur dann wird man Erfo! 
Wohle des Ganzen erreichen, nicht aber durch halbe, vo: 
herein zur Erfolglosiskeit verurteilte Maßnahmen. 
Welche Aufgabe erwartet nun diese Leute, die 
sein sollen, Mittel und Wege zu finden, um den Wied« 
‚eines geregelten. und gesicherten Abfertigungs- und ). 
rungsdienstes- zu ermöglichen? Ich will im folgenden na 


Zuerst kommt die Annahme des Gutes. Hier b 
‚bereits die Fehlerquellen; Beim Stückgut ist dies einn 
genaues Verwiegen ‘oder sogar eänzliches Unterbleib 
‚Veerwiegens, „wenn der Absender ‚bereits das Gewicht 
‚geben hat. Dies kann, wenn der‘ Absender oder dessen” 
sonal diese Gewohnheit kennt, von vornherein zu unrie 
‚Gewichtseintragung und zu Ersatzansprüchen führen. V 
Sorelosigkeit bei der Besichtigung der äußeren: Bese 
heit —  Veerpackung, Bezettelung — des Gutes, Unter. 
der 'Anerkennung der mangelhaften oder des Feh 
‚Verpackung. Abstempelung der Frachtbriefe oder 
nahmebücher, ohne.daß das Gut den Güterboden berü: 


ene Rollkutscher bringen entweder aus eigenem An- 
oder mit Hilfe des Bahnpersoenals die angenommenen 
wieder unbemerkt auf ihren Wagen. Also bereits hier 
- die Fehlerqwellen scharf ein. _ | 
bh der Annahme wird das Gut entweder sofort in die 
tgestellten Wagen sekarrt, dabei absichtlich oder unab- 
ch verkarrt. um mit geschickt untergeschobenen Fracht- 
en an Hehler verschoben zu werden. Oder das Gut wird 
die für die verschiedenen Richtungen bestimmten Lager- 
ze Sekarrt oder auch wieder verkarrt, um dann in Ruhe 
ubt oder ganz gestohlen zu werden. 
uf welchen Abfertisungen ist nun die Verladung direkt 
‚der Annahmeluke zum Wagen oder erst über den Lager- 
tz zweckmäßig? Welche Maßnahmen‘ sind bei jeder G.-A. 
ermeidung gewollter und ungewollter Verschleppungen 
treffen? Dabei muß jede G.-A. besonders nach ihren ört- 
en Verhältnissen behandelt werden. Welche besondere 
nahmen sind für besonders wertvolle und der Gefahr des 
bstahls besonders ausgesetzte Güter, wie Tabakwaren, 
xtil-, Schuhwaren, Lebensmittel, Spirituosen, zu treffen? Ich 
lte es für notwendig, Güter dieser Art stets erst in beson- 
 werschließbare Räume zu bringen und von dort aus die 
ferladung vorzunehmen. Hier muß ‚es nicht in erster Linie 
schnelle, sondern vornehmlich auf sichere Beför- 
rung ankommen. Dieser Grundsatz müßte notgedrungen auch 
sämtlichen anderen Gütern vorherrschen. Erst wenn man 
ich von sichtbaren Erfolgen und von einer wirklichen 
& der Moral des Personals sprechen kann, darf man 


abgestempeltes Duplikat oder «einen Stemp@labdruck in 
Annahmebuch verhalten, dann hat die Bahn auf jeden 
für das Gut aufzukommen. Welche Möglichkeiten be- 
en nun, den Frachtbrief verschwinden zu 
en? Dies kann bereits kurz nach Annahme des Gutes 
hehen. Es wird meistens dann eintreffen, wenn das mit 
Rollpersonal unter einer Decke steckende Annahmeper- 
1 dem Anroller das Gut wieder zugesteckt hat. Dieser 
t seinem Auftragseber gegrenüber einen Ausweis in dem 
gestempelten Duplikatfrachtbriefe oder Quittungsbuche. 
Frachtbrief kann aber auch nach der Abfertigung im 
verschwinden, wenn er zur Verladung herauskommt. 
diesem Falle wird er bei den von der Annahmeluke aus 
Jadenen. Gütern — ob richtige verladen oder absichtlich 
karrt — oft durch einen bereits vorbereiteten, an einen 
hler gerichteten Frachtbrief ersetzt. Drittens kann er 
unterwegs auf einer Umladestation oder gar erst auf 
Empfangsstation beim Entladen verschwinden. Mittel 
Wege, um das dann überzählig gewordene Gut in Sicher- 
zu bringen, gibt es für den — oder besser die. — Täter 
n Menge. Das Verfahren, mit dem Gut auch die Fracht- 
jefie verschwinden zu lassen, ist sehr beliebt, da dann. der 
b tahl oft erst nach Monaten, wenn der Empfänger dem 
nder den Nichteingang anzeigt und letzterer daraufhin 
ehforschungen nach dem Gute bei der Versandstation an- 
lt, bekannt wird und Nachforschungen‘ nach so langer 
; stets erfolglos sind. ; ) 
Jeshalb muß diesem Bestreben des Personals, die Fracht- 
fe verschwinden zu lassen, in erster Linie begegnet 
en. Es muß also der Frachtbrief möglichst bald dem 
nahmepersonal entzogen werden. Der Wichtigkeit des An- 
‚ne edienstes entsprechend ist dieser ausschließlich von Be- 
mten (Lademeistern oder Ladeschaffuern) wahrzunehmen, 
se Beamten dürfen außer dem Karrpersonal andere Be- 
nstete an der Annahmestelle auf keinen Fall dulden. Da- 
sofort nach der Annahme des Gutes der Frachtbrief bis 
seiner Einlösung dem Bodenpersonal entzogen werden 
in, dieses aber dabei nicht ohne Begleitpapier gelassen 
d. erscheint die von 0.G.V, Saatmann in Hagen (Westf.) 
\r. 22/1920 d. Zt. eingehend beschriebene Einführung von 
echtbriefdoppeln (Frachtbrief und Ladekarte) 
‚empfehlenswert. Die Vorteile sind so bedeutend, dab es 
wundert, daß dieser Vorschlag nicht wenigstens ver- 
weise in bestimmten Verkehren zur Ausführung 
ist. Dieses Verfahren ist entschie- 
em von E.O. 8. Siemes in Nr. 52/1920 d. Zte. 
lagenen vorzuziehen. Die von Siemes befürchtete 
erigkeit in dem Viersande sämtlicher Papiere kann ich 
anerkennen. Die Ladekarten übergibt man nicht dem 
ührer, sondern steckt sie kurz vor dem Verschließen ın 


en im Stückgutwagen anzubringenden Kasten, nachdem 
nach der Reihenfolee der Stationen sortiert sind. Der 
führer erhält nur die Frachtbriefe über Wagenladungen 

ein Verzeichnis der im. Zuge laufenden Stückgutwagen. 
adekarte über Wagenladungen wird zweckmäßig als 


‘ worden. 
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Beklebezettel benutzt. Zu diesem Zwecke 
Güterwagen mit dem in Nr. 16/19%0 d. Zte. beschriebenen 
Zettelhalter au®ustatten. Meines Wissens hat bereits 
eine große Zahl der Güterwagen einen solchen oder einen 
ähnlichen; wenigstens ist er mir häufig im Krieessebiet be- 
gegnet. Dadurch würde die Zahl der überzähligen Ladungen 
wesentlich herabgedrückt und das Schreiben von Beklebe- 
zetteln um die Hälfte verringert werden, da man nur noch 
für eine Wagenseite einen solchen zu schreiben braucht. 
Fehlen die Frachtbriefe beim Eingange der Wagen auf der 
‘Bestimmungsstation, dann geben die Ladekarten genügend 
Aufschluß über die Zugehöriekeit der Sendung. Die Absen- 
der müßten außerdem verpflichtet werden, innen im Wagen 
Versandstation und’ Datum, Versender, Empfänger und Emp- 
tangsstation. auf einem an die Wand zu klebenden. Zettel an- 
zugeben. Ich glaube, daß dadurch einer der größten Fehler- 
quellen begegnet würde. : 

.Der Annahme des Gutes und der Beförderung der Fracht- 
briefe in den Abfertigungsraum folet das Verladen der 
Stückgüter Die sicherste Verladung ist die Ver- 
ladung nach vorheriger Lagerung auf dem Sammelplatz; die 
schnellste und bei seringem Schuppenraum die notwendige 
Veerladeweise ist die unmittelbar von der Annahmeluke zum 
Wagen. Da aber in der Gegenwart unbedingt die erößtmög- 
liche Sicherheit der schnelleren Beförderung vorzusehen hat, 
damit dem Personal die Gelegenheit zur Unredlichkeit mög- 
lichst genömmen wird, muß man, soweit genügend Schuppen- 
raum vorhanden ist, in erster Linie die Verladunge vom 
Lägerplatz aus vornehmen. Grundsätzlich muß man nur nach 
solchen Stationen Gut unmittelbar in den Wagen verladen, für 
die erfahrungsgemäß an einem Tace mindestens win 
Wagen mit Orts- oder Umladegut vollgeladen werden 
kahn. ; 

Alles andere Gut ist vorerst auf bestimmten Plätzen zu 
lagern, dort zu sammeln und erst zu verladen, wenn ein voller 
Wagen nach einer Station mit Orts- oder Umladegut abge- 
richtet werden kann. Die Ladekarten sind in den Lade- 
meister- oder Abfertigungsräumen, die nur von den hierzu 
berufenen Bediensteten betreten werden dürfen und bei 
Nichtbesetzung abzuschließen sind, nötigenfalls in ver- 
schließbaren Regalen aufzubewahren. Die Durchführune 
dieser Maßnahme ist durch das Aufsichtspersonal bzw, ° die 
Dienststellenleiter streng zu überwachen. Kleinere Stationen, 
die keine Orts- oder Umladewagen bilden können, verladen 
ihr Aufkommen. an Stückgut auf die nächstgelegene Umlade- 
station. Zu diesem Zwecke verkehren täglich je nach Be- 
darf auf jeder Strecke ein oder mehrere Wagen für Gut nach 
dieser nächsten Umladestation und darüber hinaus. In diese 
sind auch die für die Zwischenstationen bestimmten Güter 
einzuladen. Diese Wagen sollten in der Jietztzeit so lange die 
einzigen Lauf- (Kurs)wagen bilden, bis die Moral des 
En soweit gefestigt ist, daß wir allmählich wieder zu 
deh jetzigen langen Kursen zurückkehren können. Denn «s 
ist allgemein bekannt, daß die Kurswasen — sowohl Ek als 
auch. Sk— den erößten Anreiz zum Bestehlen bieten, und daß, 
da jede Station, meist ohne daß das Zugpersonal sich darum 
kümmert, ein- und ausladen kann, eine Kontrolle dieser Kurse 
unmöglich ist. Angesichts dieser allgemein bekannten Tat- 
sache muß als höchst bedenklich bezeichnet werden, daß bis- 
her noch nicht mit dem Abrichten von Kursen auf lange 
Strecke gebrochen wurde. Wie leicht ist es, wenn in einem: 
solchen Stückgüterzuge 6—10 und mehr Kurswanen laufen, 
aus einem Wasen statt einer Kiste zwei herauszunehmen und 
sie dann später verschwinden zu lassen. Dies kann jede 
kleinste. Zwischenstation tun. - Man sollte also, wie eben aus- 
geführt, nur noch Kurs- oder Sammelwasen zwischen zwei 
Abzweigstationen. verkehren lassen, die ledielich das von 
oder nach den kleineren Zwischenstationen, die keine selb- 
ständigen Orts- oder Umladewaseen bilden können, bestimmte 
Gut aufnehmen. Hier wird es sich um ein oder zwei Wagen 
handeln, die täglich in einem bestimmten Zuge hinter dem 
Packwasen laufen und unter ständiger Aufsieht des Zug- 
führers ‘oder Packmeisters sind. Nur dieser darf aus den 
unter. Umständen durch Schlösser zu verschließenden Wagen 
Gut herausgeben. Leider ist unsere Verwaltung zu wenig 
beweglich, als daß sie ein solches Verfahren, auch wenn sie 
es für notwendig erachtet. in kurzer Zeit einführen könnte. 

Die nach bestimmten Orts- und Umladestationen abgerich- 
teten Stückgutwagen sind sicher zu verschließen. Es 
ist eine eroße Zahl von Verschlußvorrichtungen angeboten 
Sie widerstehen aber fast alle dem von unserem 
fachmännischen Diebessesindel kunstgerecht ®eführten Ham- 
wher oder dier (Brechstange nicht. Ich halte weinen drei- bis 
fünfmal durch die Verschlußösen gezogenen 4—-5 mm starken 
Eisendraht (nötisenfalls mit Hilfe einer Wickelmaschine) 
noch für den sichersten Verschluß. Auch für Wagenladungen 
‚eignet er sich. 


sind sämtliche 


{ 
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Einen: besonderen Abschnitt möchte ich noch den dem Dieb- 
stahl vornehmlich ausgesetzten wertvolleren Gütern 
widmen. Es sind dies u. a. Lebens- und Genußmittel, Spiri- 
tuosen, Textil- und Tabakwaren, Konfektion, Lederwaren u. 
dergl. Hinsichtlich dieser Güter hatte ich bereits bei der Be- 
sprechung der Vierladunge der Stückgüter gefordert, daß sie 
stets von der Annahmeluke durch bestimmte, vertrauenswür- 
diese Bedienstete nach einem verschlossenen Lagerraum ge- 
bracht werden sollten, wo sie nur an bestimmten Tagen — 
vielleicht an zwei der Woche, ähnlich dem Feuergut — ın 
besondere Orts- oder Umladewagen oder in einem an diesem 
Tase in dem Stückgüterzues laufenden besonderen Sammel- 
waeen verladen werden. Zweckmäßig hat die Annahme sol- 
cher Güter auch nur an diesen Tagen zu einer bestimmten 
Stunde, die sich nach der Abfahrtszeit des Zuges richtet, zu 
geschehen. Dies Verfahren ist derart durchzubilden, "daß 
diese Güter bis zum Zielorte nur in solchen ständie unter 
Verschluß zu haltenden‘ Wagen laufen. Am Zielorte sind sıe 
gleichfalls. bis zur Ausgabe in einem verschlossenen Raume 
unterzubringen und nur von einem hierzu besonders bestimm- 
ten Bediensteten zu einer bestimmten Tagesstunde auszu- 
gıeben. Er 

Da zurzeit nur die angemessene Lieferfrist des $ 428 des 
HGB. besteht, könnte die unter Umständen eintretende Beför- 
derunesverzögerung noch als angemessen betrachtet werden. 
Sollten’ aber die Lieferfristen der VO. wieder eingeführt 
werden, wonach die Geschäftswelt ständig drängt, so müßte 


Rede des Reichsverkehr ir Groener zum Etat der Reichseisenbahnverwaltung. 


Am 17. März hat der Reichsverkehrsminister Gröner bei | Zr sleatien ihzhichren: Hier ah ich Wege einschl 


der Beratung über den Eisenbahmetat im Deutschen Reichs- 
tag eine längere Rede gehalten, die wir nach dem Wortlaut 
der „D. Alle. Zte.“ wiedergeben: 

„GSelegentlich‘ ‚der Beratung meines Etats möchte ich über 
einige Punkte programmatische Erklärungen abgeben. Ich 


lege darauf besonderen Wert, damit die Öffentlichkeit darüber. 


unterrichtet wird, wie die Verkehrsverwaltune vorzugehen be- 
absichtiet. Die beiden Etats sind In ihrer Wesensart srund- 
verschieden. Der Etat für 1924 bedeutet ein. Programm, das 
Programm der finanziellen Gesundung unserer Reichseisen- 
bahnen. Sie werden finden, daß wir ehrlich bemüht sind, _die 
Finanzen der Reichseisenbahnen in möglichster Bälde wieder 
gesund zu machen. Auch die Finanzgebarung beabsichtigen 
wir auf seine neue wirtschaftliche, mehr kaufmännische Basis 
zu stellen. Das Eisenbahnfinanzeesetz ist in Vorbereitung und 
wird, wie ich hoffe, in möglichster Bälde dem Reichstag zu- 
gehen. Wir wollen dıe Eisenbahnen betreiben als Großbetrieb 
nach wirtschaftlichen, technischen und: kaufmännischen Grund- 
sätzen. Der wesentliche Inhalt des Gesetzes wird sein die Ab- 


srenzung (des Eisenbahnhaushalts egien den übrigen Reichs-. 


haushalt und damit die Erledieuns des Verhältnisses 
Reichsfinanzverwaltung. 

Ferner kommt in Betracht die Gesslang des Haushalts, die 
Festsetzung des Anlasekapitals, der Wert der aberetretenen 
Strecken usw., auch sollen newe Grundsätze aufgestellt werden 
für die Unterscheidungen im ordentlichen und außerordent- 
lichen Etat. Die Aufbringung der Mittel für den außerordent- 
lichen Etat wird sin besonderes Kapitel des (Gesetzes bilden, 
ebenso die Bildung seines Rücklagefonds, und Bestimmungen 
über die Verzinsung und Tilgung der Eisenbahnschuld. Es 
werden auch Bestimmungen zu treffen sein, obwoh) wir vor- 
läufig noch nicht soweit 'sind, über die Verwendung ‚der Über- 
schüsse, Dazu kommen (die Bestimmungen, die notwendige sind, 
um auch in der Tarifgestaltung dem Einfluß des Reichstags 
die Tür zu öffnen. Ich bin der Auffassung, daß dieser Einfluß 
unentbehrlich ist, daß er i 
Grenzen halten darf, die die Beweglichkeit der Verwaltung 
nach Maßgabe der Entwicklung des Wirtschaftslebens gewähr- 
leisten. Die wichtigste Aufgabe der Reichseisenbahnvrerwal- 
tung ist zurzeit einmal die finanzielle Gesundung apr Reichs- 
eisenbahnen, dann aber de Gesundung des ganzen 
technischen Apparates, die Wiederherstellung hoher 
Leistungsfählskeit. Wir sind entschlossen, auf diesen beiden 
Wegen stramm vorwärts zu gehen, und hoffen, Ihnen in 
Bälde entsprechende Leistungen vorlegen zu können. Zur Ör- 
canisationsfrage möchte ich betonen, daß die organisatorischen 
Maßnahmen nicht absolut dringend waren; sie mußten zurück- 


zur 


stehen genenüber den anderen Aufgaben der Gesundune des | 


‘ Apparates und der Gesundung der Finanzen. Unter der Vor- 
aussetzung, daß wir in beiden Beziehunssen im. Laufe des 
Jahres 1921. weitere erhebliche Fortschritte machen werden, 
wie es ja auch den Anschein hat, habe ich die Absicht, auch 
ın orgeanisatorischer Beziehung ein beschleunigtes Tempo ein- 
zuschlagen. 
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‚aber alles vorzubereiten, daß wir jederzeit bereit sind 


der Direktionen erhöhen, ihnen weitere-Befugnisse übert 


zogen, und vor allem werden die Direktionen und dem 


die Schreibarbeit vermindert "wird. 


‚oder wie Sie 


von 
sehens mit der Diezentralisation. 


‚. die mich mit Arbeiten belasten und das Ministerium 
sich aber andererseits nur ın den. 


Ich hoffe, 


Wir sınd entschlossen, keine starre und straffe 


Zeitung des ns 
Deuiichen Biscnhahnver wal 


an eine entsprechende Erhöhung der Frühere Li e 
fristen für Stückgüter gedacht werden; denn- vor. 
muß bei diesen der Grundsatz Geltung behalten: Größ 
liche Sicherung des Gutes weht vor der größtmö 
Schnelligkeit der Beförderung. 
‚Sollte sich die eben beschriebene Beförderungsart 

wertvollen Güter nieht überall durchführen lassen, s 
von der Stelle aus, die- diese Beförderungsweise verl 
muß, das Kontrollzettelverfahren anzuw | 
Das heißt, sie sendet an die folgenden Umladestaiionen ı 

die Zielstation eleichlautende Kontrollzettel als Telegramm 
brief, die von jeder dieser Stellen an die nächste U 
station unter Angabe der Nummer des \Bingangs- und 
gangswagens, -Zuges sowie -Tages und des Befundes 
zusenden sind. Den von der ersten Station erhaltenen 
trollzettel senden diese Stationen mit dem gleichen 
sungsvermerk an die Viersandstation zurück, die säm 
Zettel behufs etwaiger Auskunftserteilune monatswieise 
melt. Die Zielstation sammelt die von der Ausgangsst, 
über sämtliche Umladestationen gesangenen Zettel ‚eh 
monatsweise zu Auskunftszwecken. Ist eine der in 
kommenden Stationen saumselig, so können noch die. a 
Pine en. 


Ken und eine "rfoleversprechende Unteminiide ; 
einleiten. Bee 


nv 


® % 


die darauf abzielen, möglichst provinzielle Selbstverw 
einzuführen. Wir werden dabei natürlich nicht vorübergeh 
können an der ganzen Entwicklung unseres Wirtschafts! 
Sie alle wissen, daß Bestrebungen im Gange sind, Wirtse 
provinzen zu bilden. Ich halte. es nicht für eine wichtige. 
gabe der Eisenbahnverwaltung, in dieser Entwicklung 
Wirtschaftsbetriebes. etwa die Führung zu übernehmen, 


Anforderungen der FSU N des Wirtschaftslebens 
zu entsprechen. 

‚Wir werden Arkansas mit BR organisatorischen Maß 
nicht an der obersten Spitze, sondern draußen bei den ü 
sten Dienststellen und in allererster Linie die Selbst 
digkeit der Dienststellen, der Ämter und demnächst 


Auf diese Weise werden die Arbeiten von oben nach un 


auch das Ministerium entlastet. Ich halte diesen Wee | 
allem deshalb für geboten, weil dadurch auch am schn« 
In Verbindung mit 
Diezentralisation der Verwaltung wird zu erwägen 
welche Aufgaben für größere Wirtschaftsgebitte del 
werden können an führende Direktionen, Gruppendirekti 
es nennen wollen. Ich will dabei 
unerörtert lassen: die in der Presse 
oetpeteme Anschauung über . die Bil 
Gemeraldirektionen. Wir sind noch nicht 
absolute - Klarheit darüber zu besitzen und sein 
tiges Urteil haben zu können. Überall bei meinen Be 
stoße ich auf ein eroßes Verständnis für diese Art des 
Ich würde außeror 
dankbar sein, wenn auch in der breiten Öffentlichkei 
tisch. mitgewirkt wird an dieser Arbeit, die von unten anf: £ 
muß. Wenn ich aber tagtäglich Stöße von Briefen bekor 


läufie ganz 
fach zutage 


tensiv in Anspruch nehmen, und zwar mit Arbeiten, die 
lich beim Ministerium selbst gar nicht erledigt werden I 
sondern draußen in. der Dienststelle erledigt werden mü: 
so wäre ich hier für eine Änderung außerordentlich da 

daß es ohne bürokratische Hemmungen 
wird. Die eu LEIDEN! müssen natürlich. 


behalten erden, A man muß sie uf Sußeres N 
schränken, damit die schnelle Prsgende der ee 
sichert wird. 


gaben der re el es wenn man 
welche ungeheure Menge von Beamten und Arbeitern der 
waltung untersteht, und daß es sehr schwierig ist, ein« 
Veerwaltung in einem Unternehmen zusammenzufassen. = 
verständlich ist dies nur möglich, wenn im Personal R rh 


daß in einem "Staatsbetrieb der Staatsged : 
In der Beziehung kann ich nac] 


daklir. - 
voranstehen DR: 


re 
und öhrlicher Überzeugung sawen, daß bei den deut- 
Eisenbahnern bereits wieder, der alte Sitän für 
torität und Ordnung im Wachsen ist. Es ist 
‚selbstverständlich, daß unter den Wirkunsen der Revo- 
tion und den politischen Erscheinungen der Zeit nach der 
evolution das Vertrauen zwischen Persenal und den verschie- 
en Dienststellen erschüttert war bis hinauf zur Verwaltung. 
W ar also eine meiner ersten Aufgaben, dieses Vertrauen 
v der herzustellen, und ich bemühe mich in persönlicher Füh- 
angnahmse überall darauf hinzuwirken, daß es wieder herge- 
lt wird. Denn ich bin der Auffassung, der Sinn für Anuto- 
kann nur wachsen, blühen und gedeihen auf dem Boden 
Vertrauens, SOnSt nicht. Die. Arbeitswilliokeit beim Per- 
Fist dauernd im Zunehmen, das wird wohl jeder feststellen 
en, der eine Reise macht. Zweifellos sind durch die Teue- 
sverhältnisse die Beunruhigunsen im Personal noch nicht 
z seschwunden, ich möchte aber annehmen, daß die von 
erung und Parlament im Januar gemachte Aktion eine Be- 
heung in das Personal auf lange Zeit hinaus hineingetragen 
Ich halte es für meine ganz besondere Pflicht, auf allen 


tze zu stehen, und ich würde es deshalb auch durchaus be- 
Ben, wenn wir in der Lage wären, auf dem Gebiet des 
'hnungsbaus unserm Personal ı öglichste Vorteile zu ver- 
fen. Ich habe mich selbst”bemüht bei meinen vielen 
n, Einblick in die Wohnungsverhältnisse zu gewinnen, 
ch bin sehr gern bereit, Anreeunsen auch aus diesem 


use zu folgen und Mittel anzufordern, solange ich nieht 


st in der Lage bin, sie aus den Einnahmen meiner Verwal- 
‘ zu decken. Auch auf dem Gebiet der Befruchtung der 
ustrie hat die Reichseisenbahnverwaltung unendliche Auf- 

. Wir sind wohl die größten ‚Besteller, und es wird meine 
z besondere Sorge sein, daß alles geschieht, um die Indu- 
ie frühzeitig und fortlaufend mit Aufträoen ‘zu versehen. 

darf annehmen, daß die geringen Differenzen über die 
sfrage bei Lokomotiven bald überwunden sein "werden. 
- Gesamtzustand unserer Eisenbahnen bes- 
‚sich. Ich bin der festen Überzeugung, daß die Über- 
me der Eisenbahnen auf das Reich nicht nur seine politische 
- wirtschaftliche Notwendigkeit war, sondern auch einen 
tt vorwärts bedeutet für unser nesamtes Wirtschaftsleben 
Verkehrsleben. Etwas Geduld ist allerdings nötig. Ich 
en Eindruck, als ob wir etwas ungeduldix sind und 
ben, die Wirkungen «ines vierjährigen Krieges, der Re- 
tion. und der Nachrevolutionszeit im Handumdrehen über- 
den zu können. Bei etwas Geduld werden wir auch die 
'schritte auf dem Gebiete des Eisenbahnwesens zusehends 
ennen. Wir werden im Sommerfahrplan eine erheb- 
1C Vermehrung der Personen- und Schnell- 
126 versuchen, immer unter der Voraussetzung, daß unsere 
lenlage sieh nicht weiter ungünstig entwickelt. Auf. dem 
des Güterverkehrs haben wir zurzeit eine solche Ent- 
Br daß ich nur mit Vertrauen in die Zukunft sehen 
Selbstverständlich liegt noch vieles im argen. Auch 


UX En die an ben des Friedensvertrages über das 
1dk S- und Eisenbahn wesen in die Regelung der Eisenbahn- 
tief eingreifen, wird die Lage der ungarischen Eisen- 
‘durch diese. Bestimmun een im Grunde ge- 
n wenig: geändert. Umsomehr sind aber die ungarischen 
ı empfindlich «etroffen und vor eine fast unlösbare 
Eureh den. Umstand gestellt, daß die ai den u 


, Bisenbahnnetzes in nicht are als sec h zi © 
schneiden. Die ungarischen Bahnen werden dem- 
een sein, anstatt der vorherigen sechsundzwanzig 
S tationen nachher mit sechzig zu arbeiten. Das unga- 
nbahnnetz wird an der neuen deutsch-österreichi- 
ee 10, an der tschecho-slowakischen 12, an der 
22. und an der südslawischen Grenze "16; insge- 
EN shlufnunkte an die Eisenbahnen der Nachbar- 
ı haben. Um den Verkehr über diese Punkte möglich 
können, wäre es natürlich nötig, an diesen Punk- 
ensovielo Grenzstationen einz' richten. 
s muß bemerkt werden, daß der Friedensvertrag einst- 
a licht auf der ganzen. Linie durchgeführt worden ist. 
Ä nnte Westungarn, das der Deutsch-österrei- 
Republik zugesagt worden jst, stent noch immer unter 
Regierung. Der österreichisch-ungarische Eisen- 
verkehr "wickelt sich daher noch immer über die bisheri- 
wohleingerichteten vier Grenzstationen ab. Gerade diesem 
stande kann es zugeschrieben werden, daß unter‘ allen 
arstaaten eben Deuts chösterreich ‚derjenige ist, der einen 


bieten der materiellen Fürsorge für das Personal an der’ 
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Diebstähle-und Beraubungen kommen immer noch vor, Wir 
gehen aber in schärfster Weise vor gegen das Personal, das 
sich Unregelmäßigkeiten zuschulden kommen läßt, Schon seit 
Frühjahr vorigen Jahres bemerken wir weine stetige, langsame 
Besserung. Die Frage der Beamten liegt mir besonders am 
Herzen. weil neuerdings Bestrebungen im Gange sind, in die 
Beamtenschaft eine gewisse Uneinigkeit hineinzubri ingen, eine 
oewisse Scheidung zwischen den unteren, mittleren und höhe- 
ren Beamten, Es ist Aufgabe der Verwaltung, allen solchen 
Bestrebungen entgegenzutreten und dafür zu sorgen, daß wir 
einen einheitlichen Beamtenkörper haben; der Tüchtige muß 
vorankommen, und jeder, der sich bewährt, muß ohne Rück- 
sicht auf weine Herkunft weiter kommen. Zur Lösung der 
schwierigen volkswirtschaftlichen und verwaltungstechnischen 
Aufgaben bedürfen wir ganzer Persönlichkeiten, sie missen 
frei sein von allen Hemmungen. Ich werde mich eifrig be- 
'mühen, solche Persönlichkeiten heranzubilden und heranzu- 
ziehen und hoffe, daß auch die Ernennung eines newen techni- 
schen: Staatssekretärs in dieser Beziehung meues Blut und 
neuen Schwung in die Verwaltung himeinbrinst. Ich möchte 
nicht schließen, ohne der glänzenden Leistungen der preußi- 
schen Staatsbahnen zu gedenken, die sie einst, namentlich im 
Kriege gezeigt haben, so daß wir das Veertrawen haben können, 
daß wir auch auf dem Gebiete des Verkehrswesens vorwärts 


kommen.“ 


Im Laufe der Debatte hat der BReichsverkehrsminister 
Groener noch wiederholt das Wort ergriffen. Aus seinen Aus- 
führunsen heben wir noch folgende bemerkenswerte Äußerun- 
sen hervor: „In den Werkstätten hat die Leistung auf den 
Kopf des Arbeiters in der Tat die Qualität der alten Friedens- 
leistung wieder erreicht, die Zahl der ausgehenden Lokomo- 
tiven bleibt nur etwas unter dem Durchsehnitt von 1913 zurück. 
Dieses erfreuliche Ergebnis führen wir auf die Einführung 
des Gedingeverfahrens. zurück, Ich wünschte, daß dieses Ver- 
fahren auch in den übrigen Zweigen möglichst bald eingeführt 
werden kann, .insbesondere auf "den Güterböden, damit auch 
dort die alte Friedensleistung wieder erreicht wird.“ 


„Beim Finanzministerium habe ich in der Fertigstellung: des 
Etats stets die allergrößte Förderung sefunden. Der Ausbau 
der Eisenbahnanlagen im Industriegebiet wird meine ganz be- 
sondere Sorge sein. Bezüglich des Streikrechts hat die Reichs- 
regierung einen klaren und festen Standpunkt eingenommen 
und ausgesprochen. Ich als Ressortminister habe nicht den 
mindesten Anlaß, auch nur einen Strich von dieser Stellung- 
nahme abzuweichen. Die Wirkung der sogenannten Sanktio- 
nen auf den Eisenbahnverkehr läßt sich zurzeit noch nicht be- 
urteilen. Den Sparsamkeitstrieb, der im Krieg und während 
der Revolution verloren segangen ist, müssen wir unserm 
sanzen: Personal erst wieder einimpfen.“ 

Der Etat wurde mit einer Reihe von Entschließungen des 
Ausschusses, die sich namentlich mit der Verbesserung der 
Wohnungsverhältnisse der Eisenbahner und mit der schonenden 
Durchführung der Tariferhöhungen befassen, bewilligt. 


beieutenden Güterverkehr mit Unkan aufrecht erhalten kann. 
Auch in Betreff der südlichen Grenze ist der Friedensvertrag 
noch nicht durchgeführt worden. Das durch die südslawische 
Armee besetzte Baranyazsebiet ist nämlich noch nicht ge- 
räumt worden; infolgedessen kann statt der festgesetzten süd- 
lichen Grenze vorläufig noch nur die weiter nordwärts gele- 
EENE Demarkationslinie in Betracht gezogen werden. 

Es braucht wohl nicht näher erörtert zu werden, daß der 
Dienst auf den Grenzstationen bedeutend vielseitiger und um- 
ständlicher ist, als auf einer anderen, wenn auch größeren 
Station. Die Durchführung des Wagenüberganges, die Güter- 
übergabe und -übernahme, verschiedene Umbehandlungen, die 
Zuganschlüsse, die Regelung des Betriebswechsels und in 
erster Linie die Zollbehandlune, machen den Dienst auf den 


‚Grenzstationen so vielseitig, daß zu diesem Dienste bisher nur 


die tüchtigsten Beamten, und auch diese erst nur dann mit be- 
friedigsendem Erfolge verwendet werden konnten, wenn sie 
bereits genüssende praktische Erfahrungen „esammelt hatten. 
Jetzt werden die ungarischen Bahnen auf einmal gezwungen 
sein, statt an 26, an 60 Grenzstationen fachgebildetes Personal 
in Dienst zu stellen. Tatsache ist jedoch, daß ein kleiner Teil 
des Eisenbahnpersonals — aber darunter eben mehrere der 
in den Grenzstationen angestellt gewesenen Beamten — in den 
besetzten Gebieten zurückgeblieben ist und infolgedessen nicht 
einmal die Gesamtzahl des. alten Personals der Grenzstationen 
den ungarischen Bahnen. zur Verfügung steht. Wenn aber 
auch das erforderliche Personal zur Verfügung stände, könn- 
ten die Schwierigkeiten nicht überwunden werden, und zwar 


No 


aus dem Grunde, weil die neu festgesetzten Grenzen Ungarns 
die Bahnlinien gerade bei solchen Stationen schneiden, die mit 
ihrem gegenwärtigen unzulängliehen Ausbau und ihren Ein- 
richtungen zur Abwickelung eines normalen Grenzübergangs- 
verkehns durchaus nicht geeignet sind. Die an der neuen 
Grenze gelegenen letzten Stationen der ungarischen Bahnen, 
nicht weniger auch die gegenüberliegenden Endstationen der 
Bahnen der Nachbarstaaten sind — mit Ausnahme von vier 
— ganz kleine Stationen mit 3 bis 6 Gleisen, die höchstens 
zur Aufnahme von 2 bis 3 Zügen geeignet sind, den Forde- 
rungen eines beträchtlichen Übergangsverkehrs aber in keiner 
Weise entsprechen. Diese kleinen. Stationen könnten als 
Grenzstationen nur dann ausreichen, wenn sie zu diesem 
Zwecke zuerst gehörig eingerichtet und ausgebaut würden. Es 

wäre allerdings” nötig, in diesen Stationen Drehscheiben, Gleis- 
“ brückenwagen, Umladungsräumlichkeiten anzulegen, Zoll- und 
sonstige Abfertigungsräume zu errichten, und vor allem wären 
diese Stationen selbst durch Ausbau von Gleisen in genügen- 
der Anzahl zu erweitern, damit dort der Zugverkehr und Ran- 
gierdienst abgewickelt, sowie die Zoll- und sonstigen Mani- 
pulationen vorgenommen werden können. 

Unter den gegenwärtigen schwierigen wirtschaftlichen und 
finanziellen Verhältnissen sind aber weder die Nachbarstaaten, 
noch insbesondere Ungarn in- der Lage, die: Einrichtung und 
den Ausbau der 60 Grenzstationen in absehbar er Zeit durch- 
führen zu können. Hierzu fehlen in erster Reihe die nötigen 
Materialien. Es kann demzufolge die Frage des Grenzüber- 
gangsverkehr einstweilen nur auf die folgenden zwei Arten 
gelöst werden. Erstens könnte der Grenzverkehr derart »e- 
regelt werden, daß auf jeder Strecke nicht die unbedeutende 
Endstation, sondern die von der Grenze nötisenfalls auch 
weiter gelegiene, erste große Station als „Grenzstation“ .be- 
zeichnet wird und die Züge der: Nachbarbahnen über die 
Grenze ganz bis zu diesen Stationen einfahren. Der Betriebs- 
wechsel, sowie die Zollbehandluns — mit einem Wort der 
Tanze, eigentliche Grenzstationsdienst sollte dabei in diesen 
Stationen vorgenommen werden. Mit Rücksicht jedoch darauf, 
daß eine derartise Lösung der Frase aus politischen Rück- 
sichten sehr -bedienklich erscheint und besonders gieeienet ist, 
die kaum eentschlummerten Gegensätze der Nationalitäten 
wieder zu wecken und dadurch die friedliche Beziehunsen 

sefährdenden Reibungen hervorzurufen, sind alle die Staaten 


Österreichisch-deutsches 


Wir heben aus dem zwischen Österreich und dem Deutschen 
Reiche mit Wirksamkeit vom 1. September 1920 bis zum Ab- 
schlusse eines endeültisen Handelsvertrases abneschlossenen. 
vorläufisen Abkommen, nachstehende das Verkehrswesen be- 
treffiende Bestimmunsen. hervor: 

Artikel 17. 

(1) Die vertragschließenden Teile kommen dahin überein, 
daß auf den Eisenbahnen im Personen- und Gepäckverkehr 
hinsichtlich der Abfertigung, der Beförderungspreise und der 
mit der Beförderung zusammenhängenden öffentlichen Ab- 

gaben kein Unterschied zwischen den Bewohnern der Gebiete 
der beiden Teile gemacht werden sol. 

(2) Sendungen, die in Österneich aufseliefert ‚werden. und 
nach Deutschland oder durch Deutschland nach einem dritten 
Lande. zu befördern sind, werden bei Erfüllung der sleichen 
Bedingunsen auf den deutschen Bahnen weder in bezug auf 
die Abfertigung noch hinsichtlich der Beförderungspreise oder 
der mit der Beförderunze zusammenhänsenden . öffentlichen 
Abgaben. ungünstiger behandelt werden. als gleichartige ein- 


| 


keimische Sendungen in derselben Richtung und auf derselben . 


Vieerkehrsstrecke. Das zleiche wird auf den österreichischen 
Bahnen für solche Sendungen gelten, die in Deutschland auf- 
geliefiert sind und nach Österreich oder durch Österreich nach 
einem dritten Staate befördert werden. 
findet wechselseitig auch Anwendung auf Sendungen aus dem 
Gebiete des einen Teiles, die mit anderen Beförderunesmitteln 
über die Grenze in. das Gebiet des anderen Teiles gebracht 
und dort auf die Eisenbahnen aufgeliefert werden. 

(3) Insbesondere sollen folgende Bedingungen für die An- 
wendung von Eisenbahntarifen, Ermäßigungen der Beförde- 
rungspreise oder sonstigen Begünstieungen für den Verkehr 
der gleichartigen Sendungen aus dem Gebiete des anderen 
Teiles unwirksam sein. a) die Bedinguns der inländischen 
Herkunft oder die Forderung einer solchen. Bezeichnung des 
Gutes, die einem gleichartigen Gute des anderen Teiles nicht 
zugänglich ist. 
sei denn, daß es sich um die Bedingung der. Anbringung von 
Gütern zu Schiff oder um die Bekämpfung eines vorüber- 
gehenden besonderen Notstandes handelt, oder daß die Tarife 


b) Die Bedingung der Aufgabe am Orte, «s 


Dieser Grundsatz . 


bestrebt, von > Anwendung dueses. Verfahrens, wo mö 
‚ Abstand -zu mehmen. 


‚Bere Stationen im Betriebe „ehalten werden und der & 


die direkten Tarife einzurechnen. 


= 
ER Dölkang di Vereii 
"Deutscher Eisenbahnverwaltı 


Eine andere und — nachdem es keine weiteren Mög] k 
ten gibt — die seinzie mögliche Lösung dieser Frage ist d 
aus den zahlreichen Übergangsstationen einstweilen in € 
Richtung tatsächlich nur eine oder zwei verhältnismäßig 


seitioe Überganesverkehr ausschließlich über diese Sta 
gerichtet wird. Sie sind mit den noch vorhandenen | 
womöglich auszubauen und einzurichten, während in den 
gen Übersangspunkten -jeder Verkehr vollkommen - 
brochen wird. In der Tat ist der Verkehr zwischen Un 
und den einzelnen Nachbarstaaten derzeit auf diese We 
gereselt, ausgenommen der Verkehr zwischen Ungarn r 
Deutschösterreich, der — wie bereits oben erwähnt — n% 
immer über die alten, w ohleingerichteten. Grenzstationem \ 
gewickelt wird. 

Der öhechöldswelserch in sa EN, jet 
weilen noch derart schwach, daß von den 12 Übergang 
nen 9 zur Abwicklung des wenig bedeutenden Übergan; 
stes vorläufig noch benutzt werden können.‘ Wenn abe 
normalen Verkehrsverhältnisse wieder hergestellt Wie: 
dann werden Stationen niedersten Ranges, wie z BR 
eseny, Oroszvär, Szob, Hidasnemeti usw. mit ihren gexeny 
tionen Einrichtungen bei der Abwickelung des. Übergang 
kehrs ausgeschaltet werden müssen. - 

An der ungarisch-rumänischen Grenze sind nur drei 
an der ungarisch-südslawischen Grenze bloß vier Überga 
punkte, wo derzeit der Verkehr aufrecht erhalten wird. 
übrigen — zusammen. 33 — Übergansspunkte sind völlie au 
Gebrauch gesetzt; in diesen Punkten ist jeder Verkehr, 
mehreren sogar auch die Schienenverbindung abgebroche 

Mit der Anßersebrauchsetzung der Übergangswege ver] 
selbstverständlich auch. die nach diesen Übergangspun 
führenden meisten Linien ihre Bedeutung. Es braucht 
näher bewiesen werden, daß dies mit dem Verlust ein 
deutenden Teiles des gesamten Eisenbahnnetzes gleichh 
tend ist, und dadurch die Leistungsfähickeit aller beteilig 
Eisenbahnen wesentlich vermindert und somit letzten Ende 
bedeutende wirtschaftliche Kapitalien vergendet werden. 


Dr. BeIR, Nana 


Wirtschaftsabkommen. 


für Bahnen untergeordweter Bedeutung allgemein durch 
Vorschrift der Aufgabe am Orte dem Durchgangsverkehr 
enthalten werden. ce) Die Bedingung, daß der Rohstoff 
das Halbfabrikat für das begünstigte Gut ganz oder zu eine 
Teile auf inländischen Strecken befördert worden ist. 


Artikel 18 


(1) Für Ben Personen- und Gepäckverkehr sollen, N | 
die Verhältnisse sestatten, nach Maßgabe des tatsäch 
Bedürfnisses direkte Tarife hergestellt werden. 

(2) Auf Verlangen des anderen Teiles sind die "bei 
brochener Abfertisune sich versiebenden Frachtsätze au 


Artikel 19. 


= der Beiräsrang wird erundsätzlich keine Dr 
der Güter des eigenen. Landes ee Gütern. ‚des ‚ande 
stattfinden. 5 | SET 
Artikel DE Br - 


(1). Beide Tieile werden den Eisenbahnverkehr zwisch 
beiderseitigen Gebieten gegen Störungen und Behinde: 
sicherstellen. 

(2) Bei der Wan wird den Bedürfnissen die 
Binnenverkehres und der Ausfuhr nach den Gebieten n. de 
anderen Teiles gleichmäßig Rechnung getragen werden. 

(3) Den. Bedürfnissen des ‚durchgehenden. . Vierkehres 
durch „gesicherte _Zugverbindung sowie durch Herstellu 
einandergreifender Fahrpläne für den Personen- un SA 
verkehr tunlichst Rechnung getragen werden. er) 


Artikel 21. 


Die vertragschließenden Teile werden. "dahin wirken, daß 5 
gegenseitige Eisenbahnverkehr durch Herstellung unmi 
barer Schienenverbindungen möglichst erleichtert wird. 


falls sollen, sofern. keine zwingenden Hindernisse vente 


stehen, die Bahnen des seinen mit denen des anderen " 


 zusammengeschlossen und Einrichtungen für den uan 


baren Übergang von Personen und Gütern aus dem Gebiet 
einen in das Gebiet des anderen Teiles getroffen we 
; BD Art 


> 


bei wird nach Möglichkeit auch die Überführung der Be- 
erungsmittel zugelassen werden. 


Be; Artikel 2. 
) Für den Personen- und Güterverkehr, der zwischen 
enbahnstationen, die in diem Gebiete des einen Teiles ge- 
n sind, inmerhalib dieses Gebietes mittels ununterbrochener 
Bahnverbindung stattfindet, werden die Tarife in der gesetz- 
en Landeswährung dieses Gebietes auch dann aufwestellt 
erden. wenn die für den Verkehr benutzte Bahnverbindung 
ganz oder teilweise im Betriebe ‚einer Bahn steht, dje in dem 
ebiete des anderen Teiles ihren Sitz hat. 

(2) Im Verkehr zwischen den zunächst der Grenze gelesenen 
beiderseitisen Abfertigungsstellen dürfen «die im Personen- 
und Güterverkehr zu entrichtenden Gebühren mit den sesetz- 
lichen Zahlungsmitteln jenes Teiles beglichen werden, in 
ssen Gebiet die Zahlung zu serfol&en hat, auch wenn der 
rif auf die gesetzliche Währung des anderen Teiles lautet. 
48) Die hier geregelte Annahme von Zahlungsmitteln soll 
Vereinbarungen der beteilisten Eisenbahnverwaltunsen 
die Abrechnung in keiner Weise vorgreifen. 

re i Artikel-2. 

) Die vertragschließenden Teile werden dort, wo an ihren 
nzen unmittelbare Schienenverbindungen vorhanden sind 
ein Übergang der Transportmittel stattfindet, Waren, 
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in denselben Wagen nach einem Orte im Innern befördert 
rden, anı welchem sich sein zur Abfertigung befugtes Zoll- 
‚befindet; von der Abladung und- Beschau an der Grenze 
Owıe: vom Packstückverschluß freilassen, wenn jene Waren 
dnungsmäßige zum Eingang angemeldet sind. 
(2) Waren, welche in vorschriftsmäßis verschließbaren 
nbahnwasen durch das Gebiet seines der vertragischließen- 


soeben ihren Geschäftsbericht für das Jahr 1919 veröffent- 
cht, in dem sich die durch den Krieg und die revolutionäre 
mwälzung eingetretenen Verhältnisse in vielfacher Hinsicht 
I interessanter Weise wiederspiegeln*). Bei der Abteilung A, 
16 die Aufgaben einer ISonderanstalt im Sinne der Reichsver- 
erungsanstalt zu erfüllen hat, betrug die Mitzlieder- 
z&hl im Jahresdurchschnitt 63119 (34977) männliche und 
41 (16471) weibliche, zusammen 74 360. (51448) Versicherte. 
‚Gesamtzahl der Versicherten ist daher gegenüber dem 
rjahr 1918 um-nicht weniger als 22 912 gestiesen, die sämt- 
auf die männlichen Versicherten entfallen, da die weib- 
en Versicherten um 5230 abgenommen haben. Die «e- 
tige Zunahme der männlichen Mitglieder ist in erster Linie 
die durch die Einführung des Achtstundentages notwendige 
mehrung der Arbeitskräfte und auf die Einstellung von 
egsbeschädisten zurückzuführen. 
a Rentenempfängern aus der Abteilung A, wobei 
den Waisen-Bentenempfängern die Zahl der Waisenstämme 
echnet ist, waren am Ende des Jahres 1919 vorhanden 
7 (4984), so daß sich die Zahl der_ Rentenempfänger 
enüber dem Vorjahr um 383 (333) erhöht hat. Die Aus- 
für Rentenleistungen betrusen 1599077 (705154) M, 
daher gegenüber dem Vorjahr uni 893923 M gestiegen, 
ahrend die Steigerung im Jahre 1918 gegenüber dem Jahr 
7 nur 61643 A betrug. Diese hohe Steigerung ist haupt- 
hlich auf die durch die Reichsverordnunz vom 21. August 
I. I erhöhten Zulagen zu den Renten aus der Invaliden- 
herung zurückzuführen. 
Beiträgen wurden aufgebracht von den versiche- 
xspflichtisen Mitoliedern 857621 (520680) A. von den 
Sicherunesberechtigten (weiterversicherten) Mitgliedern 
974 (34778) AM und von den arbeitsebenden Verwaltungen 
641 (520687) M. Die versicherungspflichtigen Mitglieder 
. die arbeitgebenden ‚Verwaltungen haben daher je um 
941 A mehr an Beiträgen gezahlt als im Vorjahr, während 
den versicherungsberechtisten Mitgliedern die Beitrags- 
nahmen um 1804 NM zurückgegangen sind. Die Vermehrung 
Beitragseinnahmen ist durch die starke Zunahme der ver- 
Sicherungspflichtigen Mitglieder verursacht. Der weitaus 
größte Teil der Beiträge entfällt auf die Höchstlohnklasse V 


1 1 4822350 M. or 
Die Einnahmen überstiegen die Ausgaben um 236500 
37246) M. Das Gesamtvermögen der Abteilung A 
sich am Schluß des Jahres 1919 auf 10638 705 (10 490 520) 
‚beziffert, wovon 1303 236 (1264217) M auf das Gemein- 
mögen und 9335 468. (9 226 303) M auf das Sondervermögen 


\ ) Die Zahlen in Klammern beziehen sich auf das Vorjahr. 


Iche in vorschriftsmäßig verschließbaren Wasen einsehen. 


En ve a a 
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den Teile ausgeführt oder nach dem Gebiete des änderen 
Teiles ohne Umladung durchgeführt werden, sollen von der 
Abladung und Beschau sowie vom PackstückverschlußB sowohl 
im Innern als an den Grenzen freibleiben, wenn sie ordnungs- 
mäßige zum Durchgang angemeldet sind. H 

(3) Die Verwirklichung der vorstehenden Bestimmungen ist 
jedoch dadurch bedingt, daß die beteiligten Eisenbahnverwal- 
tungen für-das rechtzeitige Eintreffen der Wagen mit un- 
verletztem Verschlusse am Abfertigungsamt im Innern oder 
am Aussangsamt verpflichtet sind. 

(4) Die von einem der vertragschließenden Teile mit dritten 
Staaten über die Zollabfertigung vereinbarten weitergehenden 
Erleichterungen finden auch bei dem Verkehr mit dem 
anderen Teile unter Voraussetzung der Gesenseitickeit An- 
wendung. . 

(5) Die in Absatz 2 vereinbarte Befreiung der auf Eisen- 
bahnen durchlaufenden Güter von der zollamtlichen Beschau 
eilt nicht, wenn Anzeisen oder begründete Vermutungen einer 
beabsichtioten. Zollübertretung vorliegen. 

(6) Für die Zollabfertisung im gegenseitigen Eisenbahn- 
verkehr und Schiffsverkehr selten die bisherigen Bestim- 
mungen. 

(7) Der zollfveie Wiedereintritt von Sendunsen, die in dem 
Gebiete des einen vertragschließenden Tieiles zur Beförderung 
mit der Eisenbahn aufgeliefert und durch das Gebiet des 
anderen Teiles nach dem Ursprungsgebiet befördert worden 
sind, wird von den Zöllverwaltungen zugelassen werden, :so- 
bald ses sich bei solehen Beförderunsen handelt: a) um die 
Ausführung von Abmachunsen zwischen den österreichischen 


"und deutschen Eisenbahnen über die Verkehrsteilung und Voer- 


kehrsleitung oder b) um den Verkehr der Stationen des einen 
vertragschließenden Teiles, die in dem Gebiete des anderen 
Teiles liegen, 3 
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entfallen. Der Vermösenszuwachs betrug daher im Jahre 
1919 nur 148185 M, während er im Jahre 1918 338 780 MA, im 
Man 1917 494875 MH und im Jahre 1916 491101 AM betragen 
atte. 

Die Ersebnisse des von der .Abteillun® A s«inseleiteten 
Heilverfahrens waren auch im Jahre 1919 befriedigend. 
Von den wesen Lunsen- und Kehlkopftuberkulose einer 
ständigen Heilbehandlung zuseführten 115 (88) Mitgliedern 
ist bei S6 (69), von den wesen anderer Krankheiten in Heil- 
behandlunz «enommenen 63 (56) Mitgliedern bei 54 (46) ein 
voller Heilerfola erzielt worden. Der Kostenaufwand für 
das Heilverfahren belief sich bei den wegen Tuberkulose be- 
handelten Mitgliedern auf 863 (660) M, bei den wegen anderer 
Krankheiten behandelten auf 291. (236) MN. insgesamt auf .553 
(434) M für eine Person. Die Gesamtausgaben für Heil- 
verfahren haben 138 956 (81756) AM betragen. : Die Aufwen- 
dunsen für Heilverfahren sind also sesenüber dem Vorjahr 
sowohl für die behandelte Person als im ganzen erheblich 
angewachsen. 

Die Abteilune B hatte am Schlusse des Jahres 33729 
(28501) Mitelveder, und zwar 33513 (28354) männliche und 
216 (147) weibliche. Wie bei der Abteilung A ist, wenn auch 
nicht im eleiehen Umfanee, bei der Abteilung B die Zahl 
der Mitglieder erheblich und zwar um 5159 sestiegen. Wäh- 
rend bei der Abteilune A die Steioerung ausschließlich auf 
die männlichen Mitelieder entfiel, haben hieran bei der Ab- 
teilung-B auch die weiblichen Mitglieder Anteil. 

An Rentenempfängern waren am Ende des Jahres 
vorhanden 8228 (8173). und zwar 1943 (1993) Zusatzrenten- 
empfäneer, 3410 (3391) Witwenzusatzrentenempfänserinnen 
und 2875 (2789) Waisenzusatzrentenempfänser. Die Zahl der 
Rentenempfänser überhaupt hat daher um 55 zugenommen, 
und zwar entfällt die Zunahme ausschließlich auf die Witwen- 
und Waisenzusatzrentenempfängeer, während die Zahl der 
Zusatzrentenempfänser abgenommen hat, eine -Erscheinung, 
die auch in. den Jahren 1917 und 1918 zu beobachten war. 

n laufenden Beiträcen haben die Mitglieder 
1041 039 (678 817) M#, die Verwaltungen 2131331 (1357 635) M. 
entriehtet. Die Mehrleistungen an Beiträgen „egenüber dem 
Vorjahr haben daher bei den Mitgliedern 362222, bei den 
Verwaltungen 773696 MA betragen, was sowohl auf die Zu- 
nahme der Mitglieder als auch auf den starken Übertritt von 
Mitgliedern in eine höhere Lohnklasse zurückzuführen ist. 
Die eleiche Erscheinung zeiete sich bereits im J ahre 1918. 
Der Übertritt in eine höhere Lohnklasse erfolgte nämlich bei 
29743 Mitgliedern, und zwar bei 29434 in die ab 1, Juli 1919 
neu angefügte höchste Lohnklasse XVI mit 3000 M. Dieser 
Übertritt außengewöhnlich vieler Mitglieder in die höchste 
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- worden ist. 


Lohnklasse ist auf die im SM kute des Jahres erfolgte Sriader: 
holte Erhöhung des Lohneinkommens zurückzuführen. Von 
den am Schluß des Jahres vorhandenen 33 729 Mitgliedern war 


demnach der weitaus erößte Teil, und zwar 29743, in der 
höchsten Lohnklasse versichert. 
Das Gesamtvermögsen der Abteilung .B hat am 


Schlusse des Jahres 38 473692 (35166014) M betragen, sich 
demnach um 3307678 (2223893) A vermehrt. -. Von dem Ge- 
samtvermögen sind'28 823 097 (262554857) M in Reichs- und 
Staatsanleihen. darunter 12191300 MN Kriegsanleihen, und 
8670614 (8910427) M in Darlehen angelegt. 

An Rentenbeträgen wurde aus der Abteilung .B be- 
zahlt: für Zusatzrenten 841538 (8207143) M, für laufende 
Witwenzusatzrenten 602 840 (558796) A, für einmalige Ab- 
findungsen an Witwen 75787 (30614) AM. für Weaisenzusatz- 
renten 110 627 (91.699) NM und für Sterbegelder 26 576 (32935) 


Mark. Das Ansteigen der Ausgaben an Renten wegrenüber - 


dem Vorjahr, .das sich hier am stärksten . bei den Witwen- 
renten und Abfindunsen zeist, hält sieh in normalen Grenzen. 
Durch den ab 1. April 1920 erfolsten Überrang der baye- 


Nachrichten. 


Vereinsgebiet, 
Deutschland. 


— ‚Neuer Lohntarif, In Nr. 12 des Reichs-Verkehrs-Blattes 
wird der zwischen der Reichseisenbahnverwaltung einerseits 


. and dem Deutschen Zisenbahner-Verband, der Gewerkschaft 


deutscher Eisenbahner und Staatsbediensteter und dem Allge- 
meinen Eisenbahner-Verband andererseits abgeschlossene 
Lohntarifwertrae vom 11. März 1921 weröffentlicht, in den auch 
der Lohntarif-Teilvertrag vom 5. August 1920 eingearbeitet 
Auf den Inhalt des newen' Veertrages werden wir 
noch ausführlicher zurückkommen. 


— Zur Aufhebung der Monatsnebenkarten schreibt die 
„beichshauptstädtische Korrespondenz“: Die Aufhebung der 
Monatsnebenkarten, die auf den deutschen Eisenbahnen mit 
Ende d. M. zur Durchführung gelangen soll, hat auch in Berlin 

in den Kreisen der Vorortbewohner, die durch ihren Beruf 
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Er täglichen Fahrt nach Berlin gezwungen sind, einen star- 


ken Nachklangs wefunden. Zahlreiche Verbände haben sich 
in Eingaben und Denkschriften an die Eisenbahnverwaltung 
gewendet, um die Aufhebung der in Aussicht genommenen 
Maßnahme herbeizuführen. Alle diese Eingaben, auch der 
Appell des Deutschen Städtetages werden hierin: keine Ände- 
rung mehr bringen können. Mit der Aufhebung der Monats- 
nebenkarten, die besonders die in den Vororten wohnenden 
Familien’ mit mehreren berufstätisen Personen schwer 
trifft, muß zum 1. April, also noch vor der Einführung der 
neuen Tarife im Personenverkehr gerechnet werden.. Auf die 
Eingaben sind durchweg ablehnende Bescheide erteilt worden. 


— Seeweg Swinemünde- Danzig-Liban. Wie die BReichshaupt- 
städt. Korrespondenz meldet, erscheint zum 1. Juni d. J. im 
Personen-, Gepäck- und Expreßgutverkehr mit Danzig und 
Libau über Swinemünde Seewes ein neuer Tarif. Für diesen 
selten jedoch jetzt schon folgende Ausführungsbestimmun.en 
zur Eisenbahn-V erkehrsordnung, die soeben veröffentlicht 
werden. Danach werden Fahrpreisermäßigunsen überhaupt 
nur für Kinder gewährt. Die Fahrkarten nach Danzig selten 
vier, dıe nach Libau acht Tage. Da die Fahrpreise ‚für die 
beiden Vreerkehrsmöslichkeiten nach Libau eleich sind (über 
Danzig oder Pillau), so «elten die Fahrkarten für diese 
Strecken nach Wahl der Reisenden. ‘Die Fahrt darf auf den 
Eisenbahnstrecken nur einmal, und zwar innerhalb der Gel- 
tungsdawer der Karte, unterbrochen werden. In Zoppot ist 
die Fahrtunterbrechung ausgeschlossen. : Das Handgepäck, 
welches auf den Dämpfer mitgenommen wird, darf höchstens 
25 kg wiegen. Die Abfertigungsgebühr für Gepäck auf dem 
Dampfer beträgt 1 AM, die Mindestgebühr für Expreßgut 6 N. 
Zollamtliche Abfertigung findet auf dem, Dampfer statt. Eine 
polnische Paß- und Zollrevision findet dagegen auf. diesem 
Wege nicht statt. Für die Überladung des Beisegepäcks und 
des Expreßgutes wird in Swinemünde eine Gebühr erhoben, 


die für die ersten 30 kz Gepäck 3 NM und für ee weiteren | 


10 kz 60 3 beträgt. 


— Der Ruf nach der Einheitsklasse im: Berliner Stadt-, 
Ring- und Vorortverkehr ist in letzter Zeit mehrfach laut ge- 
worden. Demgegenüber muß aber festgestellt werden, schreibt 
die Reichshauptstädt. Korresp., daß das Bedürfnis nach einer 


über den Übergane der Staatseisenbahnen auf das 


‚und im Schlußprotokoll zu $ 12 des letzteren. 


‚beiterpensionskasse für das ganze Reichspostgebiet die 


‚der bisherigen Staatseisenbahnen gesetzlich gewährleist 


. Beförderung in der 2. Wagenklasse nach wie vor besteht 
daß im Berliner Ortsverkehr auf der Eisenbahn die Nach 


schwer beschädist, zum Teil vollständig zertrümmert, wo 


. von französischen und belgischen. Truppen besetzt wo 


0 Zeitung des Were 
Dessche Eisenbahnverwal 


NAT ihn und Posten. auf das Heich, ist | 
rische Arbeiterpensionskasse in ihrer Selbständigkeit nicht } 
rührt worden. In $40 Abs. 1 des Staatsvertrags vom 30.T 


und in $ 12 des Staatsvertrags vom 19. III.: 1920 ü 
Übergang der Post- und Telegraphenverwaltung Baye 
«as Reich ist vielmehr bestimmt, daß das Reich die 
fahrtseinrichtungen der Länder (bzw. der bayerischen: I 
und Telegraphenverwaltung) übernimmt und sie auf G 
der Gesetze, Satzungen und Bestimmungen unter Wahrung 
Rechte der Beamten, Angestellten und Arbeiter weiterfi 
Vertrages 
daß zur Überführung d 
in eine allgemeine 


dazu noch ergänzend vereinbart, 
bayerischen Arbeiterpensionskasse 


stimmung des Ausschusses der: bayerischen Arbeiterpensi: 
kasse ‚erforderlich ist. Durch diese Bestimmungen ist 
weitere SelbständiSkeit der einzelnen Arbeiterpensions) 


nach der 2. Klasse nicht zurückgegangen ist, vielmehr 
etwas zugenommen hat. In einzelnen Tagesstunden übe 
‘auf mehreren Strecken, u. a. besonders stark auf der Ring 
allerdings das Bedürfnis nach den Wagen 3. Klasse, doch 
diesem Bedürfnis nach Möglichkeit Rechnung getragen 
den. In diesen Stunden, zur Zeit des Arbeiterberufsverk: 
werden auf den besonders in Anspruch genommenen St 
Einsatzzüge eingelegt, die den Zugabstand der regelmäßig 
kehrenden Züge teilen. Diese Einsatzzüge führen au 
dritte Wagenklasse, wodurch z. B. auf dem Nordring e 
wird, daß von insgesamt 132 Personenwagen, die stün 
gefahren werden, 114 Wagen 3. Klasse und nur 18 W. 
Klasse enthalten. Auch auf anderen Strecken, die : 
era haben, werden in dieser Zeit Wagenzüge 
gelegt, die nach Möglichkeit nur aus Wagen 3. Klasse beste 
Leider ist zurzeit der (Bestand an -betriebsfähigen W; 
3. Klasse noch nicht ausreichend, um überall dem Bedi 
entsprechend Entlastungszüse mit nur ‚3. Klassewagen ber 
zustellen. Hierin wird jedoch schon in kürzester Frist 
Abhilfe seschaffen werden. können. Ebenso wird auch 
sucht werden, durch seine Verstärkung der Züge eine w 
Entlastung der Besetzung der einzelnen Wagen zu erzi 
Hierzu sind die Vorarbeiten bereits im Gange. 


— Eisenbahnunfälle. Bei Halle ereignete sich in 
Nacht vom 15. auf. den 16. März ein schweres Eisen 
unglück. Zwischen Ammendorf und Merseburg enteleis 
von Halle kommender Gütersonderzue und stürzte 
Böschung hinab. Der um die „leiche Zeit auf dem zv 
Gleise fahrende Eilgüterzug 6091, der von Merseburg kam 
leiste eleichfalls und stürzte "nach der anderen Seite 
Durch den Unfall wurden der Zueführer des Güternso: 
zuges, der Lokomotivführer des Eilgüterzuges, sowie «@i 
letzteren Zug mitfahnender Viehbegleiter etötet und eine . 
zahl Pferde zerqwetscht, außerdem sechs Bahnbeamte se 
verletzt; sie fanden Aufnahme in der Klinik in Halle, 
Materialschaden ist. bedeutend; es-sind im ganzen 30 W. 


Beide Gleise waren zeitweilig gesperrt. Der Verkehr ı 
durch Umleitung der Züge aufnecht erhalten. Veranlassun, 
dem schweren Unelück ist Bahnfrevel. Unbekannte 
haben 'an der Unfallstelle an beiden Gleisen die, Schienen. 
lockert, die dann nachgaben, als die Güterzüge darüberfı 
Bei Heringen, dicht vor Sangerhausen, ereignete sic 
16. März gleichfalls ein. Eisenbahnunglück. Ein Güterzug 
dort beim Passieren einer Weiche einem anderen Güterz 
dıe Flanke. Ein Bremser wurde getötet, ein anderer ve 
2. Personenverkehr ‚wurde dureh Umsteigen. aufpec) t 
ten. 5 


" — Beschlagnahme der Fissdbalie in Mülheim; Am 18. 
ist der westliche Teil Mülheims mit dem [Bahnhof Spelk 


Die Besetzung erstreckt sich zurzeit.auf den Bahnhof Spe 
einschließlich der Zugangswege und der näheren Umge 
Ein: Befehl des Kommandeurs der alliierten Truppen wi 
angeschlagen, nach. welchem das Personal sämtlicher 
kehrsanstalten (Eisenbahn, Post, a 
unterstellt ist. > 


— Wechsel in der Verwaltung mehrerer “Tisenhahues 3 
1. Aprild. J. werden die bis dahin von der Zentralverwalt N 
en ee Hermann Bachstein in Berlin verwalt 


De Tchlenshäusen und b) Ban Größhn reiten- 
Eisenbahn von der Süddeutschen Eisenbahn-Gesellschaft 
nstadt übernommen. Am gleichen Tage wird die eben- 
isher von der vorgenannten Do lvekwaluie betriebene 
ensleber Eisenbahn von der Neuhaldensleber Eisen- 
sellschaft in Neuhaldensleben in eigenen Betrieb über- 
Arorden, Ihre Verkehrskontrolle ist bereits am 


-J. von ‘Berlin nach XNeuhaldensleben verlert 


Abwicklung des Verkehrs zwischen Deutschland und 
Die „Mitteilungen der Handelskammer zu Berlin“ 
Bee: Es finden demnächst zwischen den deutschen und 
schen Eisenbahnen Verhandlungen darüber statt, wie der 
hr zwischen Deutschland und Polen . aufgenommen 
en Sol Die deutschen Eisenbahnen vertreten den Stand- 
daß alle Übergänge geöffnet werden müssen, w ährend 
‚polnischen Eisenbahnverwaltungen nach den bisherigen 
andlungen nur folgende Übergänge öffnen wollen: Ra- 
sch, Fraustadt, Bentschen, Schneidemühl (für Richtung 
berg und Konitz), Kreuz (Riehtung Posen), Lauenburg 
chtung Danzig) und Karthaus. Die in Ostpreußen zu 
nden. ‚Übergänge sind noch nicht bekanntgegeben. 
‘ Anfrage des Landesausschusses der preußischen. Ilan- 
amınern hat sieh die Handelskammer dahin geäußert, daß 
rom verkehrstechnischen »und allgemeinwirtschatftlichen 
punkt aus sehr zu begrüßen wäre, wenn sämtliche .Über- 
e für den Verkehr mit Polen: freigesieben würden. Dies 
‚nicht nur im Interesse der Frachtverbillisung, sondern 
h der Schnelliekeit der Beförderung. ‘Bei Freigabe sämt- 
 Eisenbahngrenzübergänge könnte auch die Da: 


ur einzelne Bere an den ea nikieken frei- 
,‚ so können zahlreiche Sendungen nur auf großen Um- 
nm über die wenigen für ar Verkehr aa banen Dee 


es Se z. B, eine ndıne von man nach 
anf dem Wege über. den nächsten Grenzübergang 
au-Grenze nur 62 km zurückzulegen haben, während 
weg über den zurzeit nur freigegebenen Übergang 
eid emühl 155 km beträgt. an 
& bisher freigegebenen Disesinse auf den Hauptstrecken 
em wichtigsten Verkehrsbedürfnis wohl Rechnung 
es lassen sich aber die zahllosen Erschwerungen. und 
verungen des Verkehrs, insbesondere der Grenzbezirke, 
vermeiden, wenn auch die Übergänge der Neben- 
1. dem Verkehr eröffnet werden, z. IB. Bütow für die 
"Pr. Stargard-Rügenwalde, Schlochau für die Strecke 
-Graudenz, Birnbaum für die Strecke Meseritz-Posen, 
y für die Strecke Jarotschin-Oels-Breslau und Costau für 
Strecke Posen-Jarotschin-Kreuzburg-Beuthen. Gerade die 
12 des Übergangs Costau bedeutet für die betroffenen 
Eder: Provinz Posen eine wesentliche Euatperteuerung, 


h achtverteuerungen inäftien zwar im Verkehr nach 
den ausländischen Käufer, dagegen fallen sie in umge- 
ar Richtung, z. B. beim Bezuge von: Holz, landwirtschaft- 
Zeugnissen usw., dem deutschen Handel zur Last, was 
gen Beispielen näher ausgeführt wurde. Klagen über 
htvertewerungen sind uns gerade in letzter Zeit mehr- 
egangen, weshalb wir beim Reichsverkehrsminister 
ee Schritte unternehmen werden. 


etwaine ns rkeiten der Eher Fun zu 
eln. Bei den vermutlich noch bestehenden engen wirt- 
ftlicehen Beziehungen zwischen der ehemaligen Provinz 
d den angrenzenden Bezirken des Deutschen Reiches 
Vermehrung der Grenzübergänge nur zu begrüßen. 
rde damit aber auch ‚eine Errichtung weiterer Zollämter 
ollnebenstellen erforderlich sein. Wenn auch die Lei- 
higkeit der polnischen Bahnen nicht gerade hoch zu 
schlasen sein wird. so mögen für Polen in erster Reihe 
politische Gesichtspunkte maßgebend dafür sein, den 
it dem Dieutschen Reiche soweit: wie möglich zu er- 
damit die ehemals deutschen Bezirke in wirtschaft- 
iehung‘ ‚fester an ihr neues Mutterland 


enüber ie aber von deutscher Seite danach ge- 
‚den, die Verkehrswege tunlichst zu verbessern, weil 
teile im Verkehr mit Polen auch dem Durchgangsver- 
h Polen mit den. Gebieten des Deutschen Reiches im 
ließlich zusute komm£n, die an sich schon infolge 
T ne: durch den polnischen Korridor schwer be: 
en ABA PL 4 
Be ernutiosile Zug Paris-Warschau, der über 
i ist am 15. März zum ersten 


= igabe der Grenzübergänge an den BEDeUbaUDSITeoKEN 


nekettet 
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Male aus Paris abgefahren (ab 
ab London 2% nachm, ab Brüssel 12,10 nachts). Der 
Zug führt nicht weniger als dvei Schlafwagen, und 
zwar zwischen Calais, -Ostende, Paris nach Warschau. 
Diese Wagen werden von der Internationalen Schlafwagen- 
gesellschaft . gestellt, während die Mitropa, für die Strecke auf ' 
deutschem Boden zwischen Köln und Schwiebus einen Speise- 
wagen «einstellt. Die Benutzung dieser Schlafwaren verur- 
sacht neben den nicht unbedeutenden Preisen für die Fahr- 
karte selbst noch erhebliche Kosten für die Bettkarten. Diese 
kosten auf der Strecke Paris-Warschau 171. Fr. (829,35 .M). 
Ostende-Warschau 145,80 Fr. (707,70 M) und Calais-Warschau 
155,60 Fr. (754,70 M). Die für Berlin in Frage kommenden 
Sätze betragen für den Bettplatz Berlin-Paris 113,15 Fr 
(548,50 M). "Berlin-Östende 83,65 Fr, (405,70 M), Berlin-Calais 
101,45 Fr. (491, 95 MN) und Berlin-Warschau 54,15 Fr, (251,65 #). 
Zu dıesen Preisen, tritt noch eine Verkehrssteuer auf franzö- 
sischem Boden von 0,25 Fr. und eine Vormerkeebühr, die nach 

Entfernung gestaffelt et und 3—5 Fr. kostet. "Der erste dieser 
internationalen Züge ist also am 16 d. M. über die Stadtbahn 
eefahren, (ab 200. 5,23 nachm., Friedrichstraße 5,38, Alexan- 
derplatz 5,45 und ab Schlesischer Bahnhof 6,10 abends). Am 
folgenden Tage, dem 17., vollendete er mittags um 1,08 in 
Warschau seine weite Reise. Die erste Fahrt in der Gegen- 
richtung begann am 18. d. M., 8,20 abends, und endete am 20., 
4,45 nachm. in London, 7,05 abends in in Paris. Der Zue führt 
als Luxuszug (der erse „nach dem hans auf den deutschen 
Bahnen) nur die 1. und 2. Wagenklasse, die Schlafwageen nur 
die 1, Klasse. 


Paris 5,45  nachm., 


Protest gegen die Aufhebung der Monatsnebenkarten. Der 
Märkische Verband zur Wahrnehmung gemeinsamer Interes- 
sen (Verein der Vororte Berlins) nahm in seiner Hauptver- 
sammlung eiesen die bereits vom 1. April d. J. eintretende 
Einziehung (der Monatsnebenkarten im Eisenbahnverkehr 
Stellung, 

Es wurde darauf hingewiesen, daß durch diese Maßnahmen 
zahlreiche Familien, die drei bis vier erwachsene und berufs- 
tätige Kinder haben, die seit Jahren täglich die Bahn benutzen 
müssen, durch 'den Fortfall der Monatsnebenkarten in ihrer 
Existenz so schwer geschädigt würden, daß sie nicht länger 
in ihrem Vorort wohnen bleiben, könnten. Andere Familien, 
die nach vielen Mühen eine Wohnung im Vorortgebiet er- 
halten haben und zum 1. April hinausziehen, sind durch diese 
unerwartete Neubelastune in große Sorge geraten, da sie mit 
dieser überaus hohen J Alre yernerung: nicht Serechnet 
haben. Beı der herrschenden Wohnungsnot, von der Berlin 
am meisten betroffen werde, sei es eine „ewagte Politik, 
weitere Mehrbelastungen den Vorortbewohnern aufzulegen, 
die sie notgedrungen dazu zwingen müssen, ihre Vorortwoh- 
nung wieder aufzugeben und sich nach einer solchen in Berlin 
umzusehen. Der Vorstand wurde beauftragt, sofort eine Pro- 
testaktion in die Wege zu leiten und dem Reichsverkehrsmini- 
ster In einer eingehend begründeten Eingabe die dringende 
Forderung vorzulegen, von dieser, alle bisherisen Vorteile ’ 
und: Errungenschaften des Vorortverkehrs vernichtenden Maß- 
nahme abzusehen. Auch andere Kreise sollen veranlaßt 


werden, sich einer allgemeinen Protestkundgebung anzu- 
schließen. 
— Zollvorschriften im Verkehr mit dem Memelgebiet. Das 


Landesfinanzamt, Abteilung für Zölle und Verbrauchsabgaben, 
ın Königsberg hat zur Beachtung für die deutschen Eisenbahn- 
dienststellen folgendes bekanntgegeben : 

1. Bei dem Eisenbahngüterverkehr von Ostpreußen nach dem 
 Memelgebiet handelt es sich um den Versand von Waren 

aus dem freien Verkehr des Zollinlandes nach dem Aus- 
lande. Jeder Ausfuhrsendung ist ein statistischer Aus- 
fuhranmeldeschein und eine Ausfuhrerklärung beizugeben. 
Für die Ausfuhrerklärungen ist kein besonderer Vordruck 
vorgeschrieben, 

2. Im Verkehr vom Memelsebiet nach Ostpreußen greifen 
bei der Einfuhr die für den gebundenen Verkehr vorge- 
sehenen, Bestimmungen der Eisenbahnzollordnung Platz. 
Die Einfuhr erfolgt mit Begleitschein oder Begleitzettel. 

3. Im Verkehr vom Memelgebiet durch Ostpreußen nach 
Polen und umgekehrt, bei dem es sich um die Durchfuhr 
aus dem Ausland durch das Inland nach dem Ausland han- 
delt, sind deutsche Zollpapiere nach den Bestimmungen 
der Eisenbahnzollordnung für den gebundenen Verkehr 
‘erforderlich. 

4. Im Güterverkehr von Deutschland durch Polen und Ost- 
preußen nach dem Memelgebiet, sind die unter 1, ange- 
sebenen Zollpapiene beizugeben. 

5. Waren, die aus dem Memelgebiet durch Ostpreußen und 

Polen nach Deutschland versandt werden sollen, unter- 
liegen der Behandlung nach der Eisenbahnzollordnung, 
Zollpapiere wie zu 2, (Passageattest), 
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Außerdem ist im Vierkehr mit Ostpreußen nach dem Memel- 
gebiet und von Deutschland durch Polen und Ostpreußen nach 
em Memelgebiet die Zulassung der Warenausfuhr meistens 
von seiner Ausfuhrbewillisung des Beichskommissars für Aus- 
und Einfuhrbewilligung abhängig zu machen, im Vieerkehr vom 
Memelgebiet nach Ostpreußen und vom Memelgebiet durch 
Ostpreußen und Polen nach Deutschland ist seine besondere 
Einfuhrbewillisune erforderlich. Die Warendurchfuhr bedarf 
keiner ausdrücklichen Genehmigung. 


Erhebung der. Kohlensteuer des Saargebiets durch . die 
Eisenbahnverwaltung. Auf Anordnung der. Reeierungskom- 
mission für das Saargebiet ist seit 1. März d. J. die Erhebung 
der Kohlensteuer durch dıe Eisenbahn entfallen. Für Kohlen- 
und Kokssendungen, die vom genannten Tage ab der Eisen- 
bahn im Saarngeebiet zur Beförderung "übergeben werden, wird 


demnach von der Eisenbahn keine Kohlensteuer mehr ver- 


rechnet. 


— Beschleunigter Lebensmittelverkehr aus Italien. Der 
Handelskammer zu Berlin ist auf ihre Vorstellungen von der 
Eisenbahndirektion München mitgeteilt worden, daß vom 
1. April 1921 ab zur besseren Durchführung der Transporte 
aus und nach Italien günstisere Beförderungskurse verein- 
bart wurden. Der Umschlag der Sendungen wird von 'Kuf- 
stein nach München werlegt, wodurch. die aus der Umbehand- 
lung der Sendungen in Kufstein entstehenden Transportver- 
zöSerungen und "Verkehrsschwierigkeiten vermieden werden. 
Eine Reexpedition. der Sendungen in Kufstein ist nach‘ Ver- 
einbarung zwischen ir bayerischen und österreichischen 
Eisenbahnverwaltung vom 1. April nicht mehr zugelassen, da 
dieser Bahnhof sich räumlich für ‚imen Handelsumschlag 
eroßen Umfanges nicht eignet. Zur reibungslosen Durchfüh- 
rung der Maßnahmen ist es erforderlich, daß dıe in Berlin und 
im Westen Deutschlands ansässıiren Interessenten ihre Trans- 
porte möglichst direkt nach der endeültigen Bestimmungs- 
station adressieren und die zollamtliche Erledigung der Eisen- 
bahn überlassen, die die Waeen je nach der Betriebslage zur 
Veerzollune in Kufstein oder nach München überweisen wird. 
Die Einfuhrkontrolle wird an der Grenze oder vom 1. April 
auch in München vorgenommen werden, Für den Lebensmittel- 
verkehr von Neapel oder von Villa San Giovannı ab sind 
newe verbesserte Fahrpläne vom 1. April d. J. ab aufsestellt 
worden, so daß die Transporte eine weit kürzere Reisedawer 
haben und in Berlin, Anhalter Bahnhof, schon um 5 Uhr früh 
eintreffen. 


— Beendigung des Streiks bei der Mitropa (vel. Nr, 10, 
Seite 188 d. Ztg.).. Auf Antrag der Direktion der Mitropa bei 
dem BReichsarbeitsminister ist ein Schlichtungsverfahren ein- 
geleitet worden. Der Schlichtungsausschuß hat am 10. März 
seimen Schiedsspruch „efällt. Das Mitbestimmungsrecht der 
Betriebsvertretungen wird nicht, wie von den Ansestellten 
verlangt worden war, über das gesetzliche Maß hinaus aus- 
gedehnt. Eine mäßige Erhöhung der Gehälter der Angestell- 
ten und der Zulagen für die Ehefrawen wurde zusebilliset. 
Sofortige Wiederaufnahme der Arbeit, keine Maßregelungen 
lediglich aus Anlaß der Arbeitsniederlesung. Die Streiktage 
werden nicht bezahlt. Auf dieser Grundlage ist der Betrieb 
ın vollem Umfange wieder aufgenommen worden. 


— Das Sehinkelfest des Architektenvereins in Berlin fand 
am 3. März, dem Geburtstage seines geistigen Ahnherrn, unter 


reger Bieteiligung der Mitglieder statt. Wie wir dem Zentral-” 


blatt der Bauverwaltung “entnehmen, erstattete in der Fest- 
sitzung im Saale des Potsdamer Hauptbahnhofes zunächst der 
kürzlich wiedergewählte Vorsitzende, Ministerialdirektor a.D. 
Dorner, den Jahresbericht. Den: Festvortrax hielt der 
Reichsverkehrsminister. Exz. Groener, über Bau und Be- 
trieb der ‚Eisenbahnen im Kriege. Er führte unserer Quelle 
zufoloe folgendes aus: Die Eisenbahnen, denen während der 
Kriesszeit 1870/71 im wesentlichen nur die Heeresversorgung 
zufiel, sind dureh ihre, Entwicklung und die hinzutretenden 
Aufgaben im Weltkriege zu einem wichtiven Werkzeug der 
Kriesführung selbst geworden. Diese Aufg ‚aben standen unter 
«dem vorher nicht genug Sewürdigten Einfluß von —„,Masse und 
Treehnik“ und machten die Eisenbahnen zum Bewegungs- 
apparat der Millionenheere bis in die Schlacht hinein und von 
Kriessschauplatz bis zu Kriegsschauplatz. Die Aufgaben be- 
zogen sich ferner auf die Wiederherstelluns zerstörter Linien 
und Schaffung neuer Verbindungen zur Bewältisung der Ver- 
kehrssteigerung in einem Ausmaß, an das niemand trotz der 
umfassenden Vorbereitung im Frieden hätte denken können. 
Wie nun, und mit welchem Erfolge die Aufgaben gelöst sind, 
schilderte der Vortragende aus seinen eigenen Erfahrungen 
als Feldeisenbahnchef heraus durch eingehende Darlegung 
der Organisation, deren Erweiterung auf Grund der bestens 
bewährten Dienstvorschriften ihm persönlich zu danken ist 


-Teehnik darstellt. 


dorff, bisher in Coblenz, zur Eisenbahndirektion nach Tri 


_Trierenberg in Berlin ist unter Beilegung der Diens 


; et worden, 


"Unterricht unter dem Vorsitz des Landesverwalters  Sektio: 


” ER Deutscher Eisenbahnverwaltung 


(Eisenbahntransportabteilungen, Militär = Genekaldirekti 
usw.), durch Gegenüberstellung des Betriebs- und Baupersona 
von 32000 Mann am Anfang des Krieges und des Eisenbahne 
heeres am Ende mit 532 000: Köpfen, wovon etwa die Hälf 
Nichtdeutsche waren, sowie durch Beschreibung der gewal 
gen Mittel an Oberbaumaterial, Kriegsbrücken,. Lokomoti 
Feldbahnen und technischen Betriebseinrichtungen, Trotz aw 
tretender Hemmungen seien die schönen Erfolge errung 
durch das rühmlich hervorzuhebende Zusammenarbeiten ı 
Berufsführer mit dem technisch gut vorgebildeten BResery 
Offizierkorps und durch die erstaunlichen Leistungen der £1 
ßeren deutschen Brückenbauanstalten und Tiefbauunterne 
muneen. Dann führte der Vortragende seine Zuhörer auf 
einzelnen Kriegsschauplätze nach Belgien und Frankreie) 
nach Rußland und nach dem Balkan, beschrieb dıe Eigena 
jedes Kriegsgebiets und führte eine Reihe von Lichtbild 
bemerkenswerter Brückenbauten im Westen und Osten 
Die Kriegsleistungen der Eisenbahnen haben sich von 19 
dauernd gesteigert, bis im Jahre 1917 eine Überspannung ei 
getreten sei durch die räumliche Ausdehnung der Kriegsunte 
vehmuneen. Trotzdem sei es ım erheblichen Umfange ge 
gen, in den besetzten Gebieten auch den öffentlichen Verke] 
in wirtschaftlicher Weise durchzuführen und dem Frieden 
betrieb nicht nachstehende Leistungen aufzuweisen. Auch d 
letzten eroßen Offensiven im Jahre 1918 haben die Den 
bahnen noch voll auf ihrem Posten gefunden. Den Schluß 
fesselnden Ausführungen bildete die Schilderung der dp 
großen Bahnbauten über die deutsch-belgische Grenze, wo in 
besondere die Linie Aachen-Vise-Tongern mit ihren Brück 
und Tunneln. ein Ruhmesblatt in ar Geschichte dentael 


== Per sonalnachrichten. Der ee: Walt 
Pietsch im Reichsverkehrsministerium ist zum Regierung 
rat ernannt worden.‘ 
Diem Regierungsrat Hans Oppermann ın "Berlin ist, el} 
planmäßige Stelle für Mitelieder der Eisenbahndirektion 
verliehen. worden, — Versetzt sind: der Oberbaurat Barse 


die Regierungsbaumeister des Eisenbahnbaufaches 
stadt, bisher in Betzdorf, zur Ei n8 
Berlin und Steuernagel, bisher in Rheinbach, zur Eise 
bahndirektion nach Köln. — Der Gerichtsassessor Dr.>47 


bezeichnung Regierungsassessor dawernd in den Reichseise 
bahndıenst übernommen. dem Bee jerungsbaumeister. dh 
Maschinenbaufaches Schwartz kopff, "bisher ın 
(Saale), ist die nachgesuchte Entlassung aus Sr Reichsdien: 


Österreich. Be ne 


— Verwaltungsstelle für das Burgenland. Gemäß 8 AR 
satz 2, des Bundesverfassungsgesetzes vom 25. Januar 19 
über die Stellung,des Burgenlandes als selbständiges u 
gleichberechtigtes Land im /Bund und über ı seine vorläuf 
Einrichtung hat der Nationalrat die im Gesetze yorgeseh« 
Anzahl von 12 Mitgliedern und 6 Ersatzmännern der Veerwi 
tungsstelle für das. Burgenland gewählt. E 

Am 15. März fand im Bundesministerium für Inneres 


chefs Dr. Robert Da vy die Konstituierung der Vierwaltun 
sbelle für das Burgenland statt, zu der alle gewählten 
glieder erschienen waren. Die Vierwaltungsstelle wird v 
nun an vermögs gesetzlicher Vollmacht als eine in Be Y 
Eigenschaft beschließende Körperschaft bis zur Wahl 
Landtags die burgenländischen Gesamtinteressen zu re 
haben. Der Landesverwalter und dve Verwaltungsstelle hab 
die gemeinsame Obliegenheit, der Bundesregierung bei d 
vorläufigen Notsesetzgebung für das Burgenland zu ‚helf: 
denn die Bundesregierung darf Verordnungen, die das. ech 
des Burgenlandes ändern, jeweils nur im Benehmen mit di 
nunmehr gebildeten Verw altungsstelle erlassen. “ Sr 
— Wiedereinführung der D- Züge Wien- Innsbruck 
Paris. Die seit dem 24. Februar d. J. eingestellten Nae 
schnellzage D205 und D206 Wien Westbahnhof-Innsbru 
Zürich-Paris und umgekehrt verkehren seit 17. März wie 
In Innsbruck haben die Züge in beiden Fahrtrichtunge: 
mittelbaren Anschluß ü ber den Bauen nach und ‚von 
tirol und Italien. 
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— Verbrecherische Änderung, as Höheitspeichens. auf öst 
reichischen Eisenbahnwagen. Vor dem Wiener Schöff: 
'gerichte wurde dieser Tage folgende Diebstahlsangeleg 
verhandelt. Angeklagt sind der LagerBauyeinaag 


Re = 


Speditionsfirma Leinkauf Moritz Wischowitzer, der Magazin- 
meister der Nordwestbahn Franz Schwarz und der Magazin- 
meister bei Leinkauf Franz Machart sowie der Arbeiter Josef 
Vleek wegen Diebstahls. Vor einiger Zeit drang die auf- 
enerregende Meldung in die Öffentlichkeit, . daß öster- 
chische Eisenbahnwagen fälschlich mit dem Hoheitszeichen 


„wodurch diese Wagen für den Österreichischen Staat verloren 
gegangen sind. Als Täter wurden die vier genannten Per- 
sonen verhaftet und unter Anklage gestellt. Wie die An- 
 klageschrift ausführt, besitzt die Firma Leinkauf auf dem 
Nordwestbahnhof ein Magazin, von dem aus die Bahn- 
serlungen unmittelbar abgefertist werden. Für Sendungen 
h Polen wurden ausschließlich polnische Wagen verwendet. 
Polen hatte nämlich beim Umsturz die -auf seinem Gebiete 
‚befindlichen Wagen des österreichischen Staates mit Beschlag 
belegt. Die Wagen wurden als Beutesgut erklärt und mit der 
Bezeichnung „P. K. P.“ sowie dem Hoheitszeichen, dem pol- 
ischen Adler, versehen. Polen hielt aber auch wiederholt 
sisenbahnwagen, die aus Österreich kamen, zurück. _Infolse- 
essen wurde von der Bahnverwaltung verfügt, daß zu Güter- 
endunsen nach Polen nur Wagen verwendet werden dürfen, 
die aus diesem Staate nach Österreich gekommen waren. 
Wischowitzer versuchte nun vorerst, österreichische Bahn- 
bedienstete zu bestechen; und als dieses Mittel nicht ausreichte, 
verfiel er auf den Gedanken, sich die für die Gütersendungen 
“der Firma Leinkauf nötigen Wasen auf folgende Art zu ver- 
chaffen: Er schlux dem Magazinmeister Schwarz vor, auf 
Vasen das Österreichische Eigentumsmerkmal zu beseitinen 
d an dessen Stelle „P. K. P.“ zu setzen. Schwarz ging 
rauf ein, und nun wurde Vleek ins Vertrauen gezogen, der 
e Schablone anfertigete und dann mit Zustimmung der beiden 


nannten meist um die Mittagsstunde oder abends nach 
'beitsschluß die Änderung auf den Wasen vornahm. Diese 


(geänderten, mit dem polnischen Hoheitszeichen versehenen 
Wagen wurden beladen und nach Polen absiefiertigt. 

Der Bahnschreiber K, sah eines Tages Vleek, wie er Wawen 
malte, und erstattete Anzeige. Es wurde nun fiestoestellt, 
Schwarz falsche Eintragunsen gemacht, um den Abgang 
Er Wagen zu verschleiern. Machart soll von den Vorgängen 
ßt und wiederholt den Aufpasser «gemacht haben, wenn 
k die Wagen bemalte, 

16 die Erhebungen ergaben, waren auf diese Weise 
österreichische Wagen mit den polnischen Abzeichen ver- 
hen worden. Vier Wagen im Werte von 1600000 K waren 
eneits in Polen seinsietroffen und konnten nicht mehr sicher- 
stellt werden. Sechs Wagen wurden auf der Strecke auf- 
halten und zurückbefördert, drei Wagen standen noch auf 
m Nordwestbahnhof. Vleek erhielt von Wischowitzer für 
ie Bemalung eines jeden. Wagens 300 K, Schwarz für den 
agen 2000 bis 2500 K. Machart soll einmal 1000 K erhalten 
ben, Wischowitzer ließ sich von den Kunden der Firma, 
nen er durch die Fälschunsen eine schnellere Beförderung 
ihrer Güter ermöglichte, 10000 K für den Wagen als Ent- 
lohnung ausfolgsen. 2 3 
Moritz Wischowitzer wurde zu 3 Jahren, Franz Schwarz 
18 Monaten und Josef Vloek zu 1 Jahre schweren Kerkers 
rurteil. Franz Machart wurde freigesprochen. 


— Graz-Köflacher Bahn. Der Verwaltungsrat der Graz- 
(öflacher Eisenbahn- und Bergbau-Gesellschaft hat in seiner 
zung vom 21. Februar 1921 in Ansehung der Ausdehnung 
Bergbaubetriebes sowie der baulichen Ausgestaltung der 
Eisenbahnlinien und der damit eingetretenen Erweiterung des 

schäftskreises den Beschluß gefaßt, den Titel der „Direktion 
az* in „Generaldirektion der Graz-Köflacher 
isenbahn- und Bergbau-Gesellschaft“ abzu- 
dern, an welche alle Zuschriften zu richten sind. 


Kohlenbestellungen in Holland. Die Schwierigkeiten, 
chen die österreichische Industrie bei dem Bezuge von 
ohle aus der Tschecho-Slowakei begegnet, und die durch 


barag holländischer Kohle setätigt. 
die nach Österreich gelangen soll, stammt 


ke: den 
it ichen holländischen Gruben. 


aus 


a Verhandlungen wurden, wie die „Neue Freie Fresse“ be- 

chtet, auf Grund des Artikels 300 des Friedensvertrages vor 

amerikanischen Schiedsrichter Hines geführt, der 

Sntscheidung über die strittigen Eigentumsfragen und über 
B | 


» 


polnischen Staates versehen, nach Polen abgegangen seien, 


- Die Pariser Verhandlungen “über die Donauschiffahrt. 


die 
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die sogenannte Verteilung des Donauschiffsparkes zu treffen 
hat... Am den Besprechungen nahmen außer den Vertvwetern 
Österreichs, jene Deutschlands, Frankreichs, Ungarns, der 
Tsschecho-Slowakei, Rumäniens und Griechenlands teil. Die 
meisten Staaten hatten schon vorher ihren Standpunkt in 
schriftlichen Darstellungen bekanntgegeben, und ses handelte 
sich nun darum, daß die Absesandten der beteilisten Staaten 
ıhre Anschauungen vor dem Schiedsrichter mündlich zu ver- 
treten hatten. Eine Entscheidung hat der amerikanische 
Schredsrichter noch nicht getroffen. Am 1. April wird in 
Paris die Donaukonferenz abgehalten, auf deren Tazesord- 
nung die zweite Lesung der Donauakte steht. Zu dieser Taguns 
wird sich namens der Österreichischen Regierung Sektionschef 
Ondraezek begeben. 


— Personalnachrichten. Der Oberstaatsbahnrat Valentin 
Köck ist zum ordentlichen Professor für Straßen- und Eisen- 
bahnbau an der ‚Technischen Hochschule in Graz ernannt, 
unter sleichzeitiser Verleihung des Titels Oberbaurat. 


\ 


Tschecho-slowakisches Gebiet. 


— Einführung des Internationalen Übereinkommens im Ver- 
kehr mit Österreich. Im Prager „Globus“ wird eine Kund- 
machung veröffentlicht, laut welcher zwischen Tschecho-Slo- 
wakeı und Österreich das Internationale Übereinkommen 
über den Eisenbahn-Frachtverkehr (Berner Übereinkommen) 
mit Gültigkeit vom 15, März 1921 eingeführt wird, Von diesem 
Tage an sind ım Verkehr mit Österreich internationale 


‘Frachtbriefie anzuwenden. 


Ungarn. 


— Neue vorübergehende Einstellung des Eil- und Fraehtgut- 
verkehrs. Nachdem vor wenigen Wochen die ungarischen 
Staatsbahmen infolge der herrschenden Kohlennot den Güter- 
verkehr auf ihren Li®ßen, von wenigen Ausnahmen absesehen, 
gänzlich eingestellt (vel. Nr. 11, S. 210 d. Ztge.) und dessen 
Wiedereröffnung erst vor einigen Tagen verfügt hatten (von 
der Beförderung sollen jedoch auch in Zukunft Zellulose, 
Textilabfälle, Harz, Bauxit und Geschosse ausgeschlossen 


"bleiben), ıst von der ungarischen Staatsbahndirektion in Bu- 


dapest neuerdings eine vollkommene Verkehrssperre vom 
16. März 1921 angefangen bis auf weiteres angeordnet worden. 
von der nur Lebensmittel und Brennmaterial ausgienommen 
bleiben. Auch der Verkehr mit Österreich und der Tschecho- 
Slowakei wurde vorläufig eingestellt. 


— Maßnahmen der Staatsbahnen gegen Diebstähle.. Die 
Diebstähle und Beraubungen im Güter- und Gepäckverl;ehr, 
deren Umsichsreifen im Kriege den Eisenbahnverwaltungen 
vrele vernste Sorgen bereitete, haben mit der. Beendigung des 
Krieoes und nach dem Friedensschluß nicht gänzlich aufoehört. 
Es wurden noch vor kurzem viele Beraubungen und Diebstähle 
festsestellt, die Diebe aber nicht ermittelt, wodurch zahlreiche 
Ersatzansprüche der Geschädigten entstanden und ein kaum 
zu bewältigender Aufwand von Schreibarbeit und Geldmitteln 
verunsacht wurde. Sowohl mit Rücksicht auf die Eisenbahn- 


verwaltung als auch auf das Ansehen des anständigen *Deils 


des Eisenbahnpersonals sah sich die Direktion der Staats- 
bahnen veranlaßt, gegen die Eisenbahndiebe scharf vorzu- 


gehen. Es wurde zu diesem Zweck ein beweglicher Bahn- 
schutzdienst, das ist eime aus Eisenbahnbeamten sebildete 


Sicherheitstruppe „ebildet, deren Aufgabe es ist, die |Bahn- 
gebäude und sonstigen Anlagen, Lagerhäuser, ankommende 
und zur Aufgabe sselansende Wagenladungen, Stückgüter und 
Gepäcksendungen zu beaufsichtigen, die Bahnhöfe unvermutet 
abzusuchen und das Eisenbahnpersonal zu überwachen.  Seit- 
dem diese Eisenbahnsicherheitstruppe ihre Tätigkeit begonnen 
hat, haben sich die Beraubungen und Diebstähle wesentlich 
verringert. In Anerkennung (der gewissenhaften _ Dienst- 
leistung der organisierten Sieherheitstruppe hat der Handels- 
minister jedem «einzelnen. Mitgliede dieser Eisenbahntruppe 
seinen Dank ausgesprochen. 


—  Zollbehandlung von Ausfuhrsendungen. Der Finanz- 
minister hat eine Veerordnung erlassen, laut deren im Falle, 
daß es an dem Aufgabeort ein Zollamt gibt, dieses für die 
Durchführung der Ausfuhrzolluntersuchung maßgebend ist. 
Wenn es am Aufgabeorte kein Zollamt gibt, die Ware aber 
noch vor der Grenzstation am Sitze eines Zollamtes oder einer 
Zollamtsexpositur ausgeliefert wird, so ist zur Durchführung 
der Untersuchung das durch die Beförderung berührte Zollamt 
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zuständig. Im Schiffsverkehr ist diese Untersuchung bei der — Fund von Torflagern in Karim Auf a Sri je 
Einladung vorzumehmen. Die Verordnung trat am 1. März | Wiese bei Keeskemet ist man ‚anläßlich des Bohrens. v 
in Kraft. ; Brunnen auf ein Torflager gestoßen, durch welches me 


-—— Der Handelsminister über die Lieferungen an die Staats- 
bahnen. Im Zusammenhange mit der Angelegenheit der Liefe- 
rungen für die Staatsbahnen: (vgl. Nr. 
klärte der Hamdelsminister, daß, wo es möglıch sei, die Natural- 
bedürfnisse der Staatsbahnen im Wege öffentlicher Ausschrei- 
bung gedeckt würden, wo es aber nicht möglich sei, der bis- 
heriee Brauch beibehalten werden müsse. Solange der Mangel 

-an Materialien so groß und die Rohstoffe in zu geringer Menge 
vorhanden seien, um den Bedarf zu decken, solanze die Preis- 
vierhältnisse so unsicher seien, sei keine Änderung in der Mate- 
rialbeschaffune für die Staatsbahnen zu erwarten. Auch müsse 
der Umstand berücksichtigt werden, daß Ungarn nur wenieis An- 
xebote erhalten und die einlangenden Ansebote hinsichtlich 
der Preise den Vorbehalt machten, daß diese auf der Grund- 
lage der zur Zeit der Lieferungen bestehenden Preisverhält- 
nisse berechnet werden sollten. Die Verwaltungs ist demnach 
gezwungen, ihren [Bedarf so zu decken, wie dies eben die Ver- 
hältnisse „iestatten. 


Kleiderstoffe für Eisenbahnangestellte. _Der 
minister hat über die Beteiligung der Eisenbahnangestellten 
und Pensionäre an der Versorgung mit Kleiderstoffen eine 
Verordnung srlassen. Auf diese Stoffe kann jeder Beamte 
und Pensionäre Anspruch erheben, der auf Versorgung mit Na- 
turalien Anspruch hat. Jeder erhält ohne Rücksicht auf den 
Familienstand Stoff für einen Herrenanzux oder ein Damen- 
kleid zu besonders ermäßigten Preisen. 


— Erhöhung der Leistungsfähigkeit der Maschinenfabrik 
der Staatsbahnen. In jüngster Zeit ist es gelungen, die Lei- 
stungsfähigkeit der Maschinenfabrik der Staatsbahnen derart 
zu erhöhen, daß sie nunmehr monatlich nicht nur fünf Loko- 
motiven für die ungarischen Staatsbahnen fertigzustellen im- 
stande ist, sondern außerdem noch zehn Lokomtiven für dıe 
südslawischen Staatsbahnen auszubessern vermag. 


— Die Güterstatistik Ungarns für das Jahr 1920. Das Buda- 
pester Hauptzollamt hat eine Güterstatistik für das Jahr 19% 
herausseseben, die mehrere Bände umfaßt und eins Übersicht 
über die wirtschaftlichen Bewegungen, die im verflossenen 
Jahre auf den ungarischen Außenhandel von Einfluß waren, 
enthalten. Der Statistik entnehmen wır, 
des unearıschen Staates aus den. Einfuhr- und Ausfuhrzöllen 
im Jahre 1920 sieh auf 658 055 857 K bezifferten. Von dieser 
Summe entfallen 654 827 000 K auf die Einfuhr und 3218 000 K 
auf die Ausfuhr, wobei berücksichtigt werden muß, daß im 
Januar des verflossenen Jahres noch der ordentliche Zoll- 
tarıf eültie war, während von Februar bis Ende Mai der um 
500%, vom Juni bis Ende des Jahres die um 1900 %. erhöhten 
Sätze des Zolltarıfs erhoben wurden. 

— Versorgung der Eisenbahnangestellten mit Schuhen. Nach 
einer Verfügung der Direktion für die auf ungarischem Ge- 
. biete lenenden Südbahnstrecken wurden deren Angestellten 

Schuhe zu sehr mäßıgen Preisen verabfolgt. 


' = Ermäßigung der Preise für Gas- und elektrischen Strom 
zugunsten der Budapester Eisenbahner. Der hauptstädtische 
Magistrat hat eine Kundmachung veröffentlicht, laut welcher 
Gas und elektrischer Strom 
den Eisenbahnanzestellten vom 1. Januar 1921 an zu beson- 
ders ermäßieten Preisen oeliefert wird. 


— Die Deutsch-Ungarische Handelskammer in Budapest hat 
ihre Tätigkeit bereits aufgenommen. Es ist an alle Firmen, 
die für den Absatz ungarischer Erzeugnisse in Deutschland 
und den Bezus von Waren aus Deutschland Interesse haben, 
ein Aufruf ergangen, der Kammer ihre genaue Adresse unter 

- Bekanntgabe, ob und für welche Waren sie als Abnehmer oder 
Vertreter in Frage kommen, mitzuteilen. 


Der Donauhafen in Üsepel bei Budapest, der schon im 
Vorjahre hätte beendet sein sollen, kann infolge Materialman- 
&sels auch in diesem Jahre nicht fertiggestellt werden. Derzeit 
werden mit einer deutschen Finänzgruppe Verhandlungen „e- 
pflosen, um den Hafenbau in Csepel zu finanzieren, 


— Die Niederdruck-Wasserkräfte in Ungarn werden auf 
1700000 PS «eschätzt. Davon sollen für die Eisenbahnen 
245 000 PS nutzbar gemacht werden. Derzeit ist man mit der 
Ausarbeitung eines Projektes über die Nutzbarmachung dieser 
Wasserkräfte beschäftigt. Für die Umgestaltung der unga- 
rischen Staatsbahnen auf selektrischen Betrieb sollen 
200 000 PS nutzbar gemacht werden, 


9, 8. 172 d, Zter) er- 


Finanz- 


daß die Einnahmen - 


den in der. Hauptstadt wohnen- 


eine durehschnittliche Tiefe von 4 m. 


folgenden Jahren 3% % nicht “übersteigt, ihre Konzessio: 


samten Betriebes beschäftigen sollen. 


.mur zwischen 


fahren, ohne zu wenden. ER 


8. Februar d. J. meldet, daß der Verband der Bi 


tausend Wagen Brennmaterial ersetzt werden können. 


:— Auswandererverkehr. Die ungarische Regierung 3 
Cunard-Linie die Bewilligung zur Beförderung von unga 
schen Aus- und Rückwanderern über Triest, Cherbourg, Rotte 
dam und Hamburg mach und von N ordamerika ıe erteilt. Die’ B 
willigung gilt für ein Jahr bis Ende 1991 VE: 


x = Niederlande. 

— Zur Neuregeiiue des Verhältnisses zwischen Staat um 
Eisenbahngesellschaften. Bei der schriftlichen Beratung üb 
den Gesetzentwurf, betreffend die neuen Verträge mit de 
Eisenbahngesellschaften (siehe Nr. 93, S. 1020, Jahrg. 1! 
dieser Zeitung). wurde seitens der Volksvertretung bemer 
daß — obwohl der Staat bei den ‚Verhandlungen mit den 


sellschaften nicht ganz frei war, wegen der Bestimmung, : 
die Gesellschaften. falls ihre Dividende in zwei “«inand 


kündigen können — die Vorteile eines gemischten Betriebe 
womit man sich grundsätzlich einverstanden erklären - könnt 
wieder preisgegeben würden. durch Gewährleistung eines Mi 
mums Dividenden an die Privatteilhaber des gemischten | 
triebes. Auch sind gegen die Erhöhung der während 
Krieges gewährleisteten Dividende von 4% auf 5% groß: 
schwerden erhoben worden. Ob der Einfluß des Staates in’ 
NR, genügend gesichert sei, wurde bezweifelt. 


a ara Auch mi den. Interessen a 


— Holland- Hamburg. Anläßlich einer En nied 
ländischer Kaufleute und Industrieller nach Hamburg ist ei 
besonders gut ausgestattete Holland-Nummer der „Hamburg 
Nachrichten“ erschienen. Neben einem Überblick der a 
Beziehungen zwischen Holland und Hamburg und einer gro! 
Zahl Besonderheiten ‚verschiedener Art bringt die Numm 
einen sehr interessanten Aufsatz des Bürgermeisters ı 
Groningen über. Schiffahrts- und Eisenbahnverkehr zwisch« 
Groningen und Nordwestdeutschland. In ihm wird besonde 
neben anderen Möglichkeiten auf die große Zukunft der ni 
lichen niederländischen Provinzen infolee der Hebung 
Handels- und Reiseverkehrs mit Deutschland hingrewie: 
wenn #«inmal der die Zuiderzee abschließende Damm fertig 
und die doppeleleisige Eisenbahnlinie darüber geleitet s 
wird. Diese Linie wird eine Schnellverbindung bilden niel 
Holland, seinen nördlichen Provinzen ° 
Deutschland, sondern. auch mit ‚Nord- und Mittelengland ü 
Ymuiden und Hamburg. 


Uebrige europäische Länder. 
Neue Eisenbahnfähre. Auf der Örlonswerh ist 
Diampffähre vom Stapel gelaufen, die die Züge der Dänisch 
Staatsbahnen über den “Kleinen Belt befördern soll. 


Dampfer ist nach den allerneuesten Grundsätzen gebaut. 
hat an jedem Ende eine ae ‘kann also bin- u N 


— Güterzugbremse in Schweden. "Dapens Nyheier® 
sich dem Vorgehen der Staatsbahnen, die sich’ für die Ku 
Knorr-Bremse entschieden habe, nicht ohne weiteres 
schließe. Die Staatsbahnen verständigten den. Verband 
Jahre 1918 über ihr Vorhaben, die K.-K.-Bremse einzufüh 
ohne sie jedoch um ihre Ansicht zu befragen. 1919. bewil 
das Parlament für die Ausrüstung ihres Wagenparkes mi 
Bremse eine Gesamtsumme von 30 Milliowen Kronen, vo; 
als erste Rate 3,6 Millionen für das Jahr 1919 bereit geste 
wurden. Nachdem hat der Veerband sich mit der Angelegen 
befaßt und einen Sonderausschuß ernannt, nach dessen 
mittlung die Privatbahnen rd, 25 Millionen Kronen aufzuw 
den hätten, wenn sie ‚ebenfalls die Bremse einführen würd 
In‘ einer Versammlung im Januar 1921 machten die Verti 
der Privatbahnen Bedenken und Widerspruch geltend 
anderem ‚wurden. die Vertpeter der Staatsbahnen um 

ersucht, wie sich die norwegischen und ur Staa 
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zu der Bremsfrage stellten, ohne jedoch weine Mitteilung 
zu erhalten. Der Berichterstatter bezweifelt, daß diese 
Staaten sich Schweden anschließen und weist auch auf den 
influß hin, den $ 370 des Friedensvertrages in der Ange- 


‚neuten Betrachtung bedürfe, 


- — Finanzsorgen der französischen Eisenbahnen. Der Be- 
 triebsverlust der Eisenbahnen, der im Jahre 1920 auf über 
3100 Millionen gestiegren ist, und in diesem Jahre etwa S Mil- 
 lionen Franken je Tag betragen soll, hatte, wie wir der 
Zeitschrift „Der Wirtschaftsdienst“ entnehmen (vgl. auch 
Nr. 8, 8. 153 d. Ztg.), kürzlich dazu geführt, daß die Finanz- 
kommission des Seimats sieh mit den Maßnahmen beschäftigt 
hat, die zur Beseitigung dieser furchtbaren Mißstände .er- 
- griffen werden sollen. In Anbetracht des immer erößer wer- 
- denden Fehlbetrags hielt es die Kommission bereits jetzt schon 
“für dringend erforderlich, daß zu seiner Beseitigung die bis- 
‚herisen Arbeitsverhältnisse geändert und in geeigneten Fällen 
- Überstunden eingeführt werden müssen. Mit der allergrößten 
- Strenge müssen die Viergünstigeungen, die bei den verschiede- 
‚nen Eisenbahngesellschaften einer großen Zahl von Angestell- 
ten gewährt sind, aufgehoben werden. Die Kemmission hat 
beschlossen, daß der Arbeitsminister im Einvernehmen mit 
den Direktionen der verschiedenen Eisenbahnnetze Maßnah- 
men vorschlagen soll, von denen sich die Regierung eine 
durchgreifende Änderung der Verhältnisse verspricht. 


 — Vogesenbahnen. Durch die jetzige Zugehöriekeit des 


kehrsfragen spruchreif geworden, - welche bisher noch im 
Hintergrunde des Interesses standen. Nicht nur politisch, son- 
dern auch verkehrstechnisch, bieten die Vogesen der freien 
Entwicklung Frankreichs nach dem Osten einen Widerstand. 
- Inwiefern es der Verkehrspolitik Frankreichs gelingen wird, 
die durch die schwierigen geographischen Verhältnisse be- 
dingte wirtschaftliche Absonderung des Elsaß zu beheben, wird 
rst die nach der Vollendung der geplanten Vogesen-Durch- 
stiehbahnen «eintretende Entwicklung des Handels zwischen 
em Elsaß und Inner-Frankreich lehren. 
Zunächst ist nur eine nördliche und südliche Vogesenbahn 
rhanden. 
hrend im Süden die Bahn Mülhausen-Remiremont weine Ver- 
dune über die Vogesen ermörlicht. Daß diese beiden räum- 
ch so weit voneinander setrennten Linien nicht in der Lage 
nd, wirtschaftlich für den regen. Handel des Elsaß ausge- 
utzt zu werden, hat sich aus der genauen Prüfung der Ver- 
kehrsverhältnisse der letzten Jahre erwiesen, und man plant, 
aher bekanntlich zur -Abstellung der bestehenden wirtschaft- 
lieh-verkehrstechnischen Mängel den Bau mittlerer Vogesen- 
rehstichbahnen. Das französische Parlament hat die Pläne 
iner Bahn Colmar-Remiremont und Schlettstadt-Markirch- 
t. Die zur öffentlichen Erörterung gestellt. Praktische Arbeit 
; bisher noch nicht geleistet worden, weil die Verwirklichung 
‘ Pläne vorläufig noch an der finanziellen Frage scheitert. 
ch vorsichtiger Schätzung erfordert die Durchführung des 
Plans, wie er dem französischen Parlament. vorgelegen: hat, 
negefähr einen. Aufwand von 300 Millionen Franken, über 
ren Aufbrineung die Meinungen in der Öffentlichkeit aus- 
inandergehen. 
in eigenartiser, aber wohl nicht von- vornherein zu ver- 
rfender Vorschlag zur Finanzierung der Bahnbauten geht 
dahin, daß man für den Personen- und Güterverkehr eine 
eitlieh beschränkte Übertaxe erheben solle, um aus diesen 
hrbeträgen gegenüber den Tarifen anderer Bahnen die An- 
gekosten der Neubauten allmählich zu decken. Es wäre Auf- 
6 einer eingehenden Prüfung der in Frage stehenden. Ver- 
nisse, ob diese geplante Maßnahme wirklich Vorteile mit 
‚brinsen würde. $Selbstverständlich darf die Übertaxe nicht 
er sein als der Fahrpreis auf einer der bereits vorhandenen 
seren Bahnstrecken. Im französischen Senat sind Strömun- 
n zu finden, die diesen Plan zu fördern suchen. Man glaubt 
; Vorteil wirtschaften zu können, wenn nach. Festsetzung 
r zu erhebenden Übertaxe die beteiligten Gemeinden und 
epartements Anleihen aufnehmen, die durch diese Übertaxen 
deckt werden. können. : : : 
Die ganze Verkehrsfrage Inner-Frankreich-Elsaß ist nicht 
ein von örtlicher Bedeutung. Die Schaffung einer guten 
Ehindng durch die Vogesen würde auch den an das Elsaß 
orenzenden Handelskreisen erwünscht und von wirtschaft- 
m Nutzen sein. 


i 


Deutsche Lokomotiven für Spanien. Die englische Tages- 
se verzeichnet mit neidischer Erregung die Vergebung 
' Anzahl von Lokomotiven für die Eisenbahnen Spaniens 
deutsche Werke. Überdies wollen die spanischen . Eisen- 
nen 3500 Wagen im eigenen Lande bauen lassen, und Fne- 
nd scheint mithin bei ihrer Belieferung mit Betriebsmitteln 


esenheit haben könnte, so daß die ganze Frage «einer er- 


' hat, zugefallen sind, nur Genustuung empfinden. 


Elsaß zu Frankreich, schreibt die „D. Alle. Zig, sind Ver-_| „eliefiert werden. 


Preisen angeboten worden, die um 10% hinter den vom 


Die Nordbahn verbindet Straßburg mit St. Die, - 


der Eisenbahnen zu machen. 


ganz ausgefallen zu sein. Bei dem Ausschließungsrecht, das 
Ensland für den Handel der ganzen Welt in Anspruch nehmen 
zu dürfen glaubt, ist es darüber natürlich sehr Sckränkt, der 
deutsche Lokomotivbau kann aber auf die Tatsache, daß ihm 
so erhebliche Aufträge gerade für Spanien, das während des 
Krieges stets eine deutschfreundliche Haltung eingenommen 


\ | Da die mit 
ihnen bedachten Werke außerhalb des neu besetzten Gebietes 


liegen, besteht auch keine Gefahr, daß die nunmehrige poli- 


tische Lage etwa eine Aufhebung der Aufträge zur Folge 
haben könnte. Sie verteilen sich wie folgt: 

Die Madrid-Zaragoza-Alicante-Eisenbahn hat bei Henschel 
& Sohn 25 Lokomotiven, Bauart 2-—4—0, bestellt; sie sellen 
3,75 Pesetas/kg kosten, während der Preis für die zugehörigen 
Tender 2,50 Pesetas/kg beträgt. Die Madrid-Caceras und Por- 
tugal-Gesellschaft hat an die Sächsische Maschinenfabrik vorm. 
Rich. Hartmann 8 Lokomotiven, Bauart 0—4-0, zum Preise 
von 440 Pesetas/kg mit Tendern für 3,00 Pesetas/ke vwer- 
geben. Dieselbe Gesellschaft bezieht von den Linke-Hoffmann: 
Werken 6 Lokomotiven, Bauart 2-3—0, zum zleichen Preis, 
Die Andalusische ‚Eisenbahngesellschaft hat ihre Bestellungen 
von Lokomotiven, Bauart 2>—4-0, mit 10 Stück an Schwartz- 
kopff, 15 Stück an Borsig und. 10 Stück an die Hanomae zum 
Preise von 4,10 Pesetas/kg verteilt; die zugehörisen Tender 
kosten 2,75 Pesetas/kg. Kleine Bestellungen von einer und 
vier Lokomotiven sind noch an Henschel & Sohn und an die 
Linke-Hoffmann-Werke ergangen. Die Lieferfristen schwän- 
ken zwischen sechs und zehn Monaten. 

Die erwähnten 3500 Wagen sollen innerhalb seines Jahres - 
Sie sind von den spanischen Firmen zu 
Aus- 
land seforderten zurückbleihen. 


— Betriebsergebnisse der englischen Eisenbahnen im Jahre 
1919. Das englische Verkehrsministerinm entwickelt eine 
große Vorliebe für Statistik und fordert nieht nur von den 
Eisenbahnverwaltungen umfangreiche statistische Berichte ein, 
wozu ihm das sein Dasein begründende Gesetz das Recht ver- 
leiht, sondern veröffentlicht seine statistischen Zusammenstel- 
lungen auch, um, wie es selbst angibt, der Alleemeinheit einen 
Einblick in das innere Getriebe der englischen Eisenbahnen 
zu gewähren. und damit die Möglichkeit zu bieten. sich selbst 
ein Bild von den wirtschaftlichen und sonstigen Verhältnissen 
Eine ‚der mewesten Veröffent- 
lichungen des Verkehrsministeriums auf diesem Gebiete ist 
ein statistischer Bericht über Anlagekapital, Einnahmen, Aus- 
gaben und Verkehr der englischen Eisenbahnen im Jahre 1919, 
der erste ein abgeschlossenes Jahr umfassende Bericht seit 
dem Jahre 1913, der aber auch in seinen Angaben beträchtlich 
über die Vorkriegs-Veröffentlichungen hinausgeht. Ihm seien 
die nachstehenden Zahlen ‚entnommen. Re, . 
Bis zum 31. Dezember 1919 belief sich das genehmiete An- 
lagekapital der Eisenbahnen des Vereinioten Königreichs auf 
1415 000 000 £, wovon 1202900000 £ tatsächlich verausgabt 
waren. Der Zuwachs seit 1913, also in der Krieeszeit, hat 
20 000.000 £ betragen, was als sehr gerine 'zu bezeichnen ist. 
Das angelegte Kapital verteilte sich auf die einzelnen Betriebs- 
zweige der Eisenbahngesellschaften wie folst: 


Gesamt- Zu- (+) oder Ab- 
x aufwand nahme (—) seit 1913 
e in Millionen Pfund 
Eisenbahnen ER + 12,9 
Pferde und Straßenfahr- 
ZEN E arnenrn a 0,8 + 02 
Schiffe und Werkstätten für 
diese aa Vai, 5,5 SE UrT 
Kanäle RER iR 8.6 
Häfen und Werften 52,8 48, 
Gasthäuser ne 8,6 + 05 
Elektrische Kraftwerke 6,2 1e 1,6 
Grundbesitz, der nicht einen 
Bestandteil der Eisen- 
bahnanlasen bildet 431 + 30 
Andre Gewerbe .. .. . 0,1 DER 
Beteiligung an anderen 
Gesellschaften . . . .- 20° en 
Sonderzwecke IE 1,9 0,1 
Verschiedenes Be SD 
. zusammen 1202,9 + 20,0 


Die Zahlen geben ein kennzeichnendes Bild von der viel- 


‚seltigen Betätigung der englischen Eisenbahngesellschaften, 


die sich bekanntlich nicht auf den Bau. und, Betrieb von Eisen- 
bahnen beschränken, sondern auch das Speditionsgeschäft und 
das Gasthauswesen, namentlich aber auch die Schiffahrt mit 
allem, was dazu gehört, betreiben. Daß ihr Dampferbesitz der 
einzige Posten. ist, bei. dem eine Abnahme des Anlagekapitals 


EINE. ; Se 


ee 


en SZeitane ‚des V 
_ Deutscher Eisenbahnverwaltung 


zu verzeichnen ist, beleuchtet die Folgen ‚des U-Bootskrieges. 
Bezeichnend ist auch der Umstand, daß seit 1913 keine Äuf- 
wendunsen für die Kanäle gemacht worden sind. Viele von 
diesen, die schon bei Entstehung der Eisenbahnen vorhanden 
waren, sind bekanntlich von den englischen Eisenbahngesell- 
schaften erworben worden, aber nicht um von ihnen betrieben, 
sondern um stillgelegt zu werden; die Gesellschaften wollten 
dadurch einen lästigen Wettbewerb beseitigen. 

Die englischen Eisenbahnen werden bekanntlich, ohne daß 
an den Eigentumsverhältnissen etwas geändert worden ist, 


Seit Ausbruch des Krieges insofern auf Staatskosten betrieben, 


als der Staat den. Gesellschaften die Dividenden: des Jahres 1913 
sewährleistet, dafür aber das Recht hat, daß alle seine Trans- 
porte ohne Fracht- oder Fahrgeldberechnung ausgeführt wer- 


den, Ohne diese nicht berechneten Kosten ergibt sich folgende . 


Verteilung der Einnahmen und Ausgaben der englischen 
Eisenbahn oesellschaften. 
Einnahmen Ausgaben 
in Tausenden Pfund 
Aus dem j 
Eisenbahnbetrieb . SE SALE LT -. 171.93 
‚Betrieb von Personenfahrzeugen auf 
der Straße EEE 105 129 
Dampferverkehr 2 2.828 3128 
Kanäalbetrieb" ur. 22230 ‚328 734 
. Hafeenbetrieb 4933 5509 
Gasthausbetrieb Aue 6.225 5,445 
sonstigen Geschäftsbetrieb . - . NEE RR 
zusammen 199 879 187 058, 


woraus sich ein Überschuß von 12821000 £ ergibt, der durch 
Einnahmen besonderer Art im Betra& von 4513 000 £ noch auf 
17 334 000 £ erhöht wird. 

Die Zuschüsse der Regierung zur Erfüllung ihrer Verpflich- 
tung in bezug auf die "Gewährleistung der "Dividende haben 
sich auf 60227 000 £ belaufen; davon gehen 24 491 000 £ für 
der Regierung geleistete Dienste ab, SO daß ein Überschuß von 
35 736000 £ verbleibt. Dieser gibt zusammen. mit dem oben 
nachgewiesenen Betriebsüberschuß einen "Cesamtüberschuß 
von 53 070 000 £, so daß sich das in den Eisenbahnen angelegte 
Kapital mit 4,4% verzinst hat. Dabei muß beachtet werden, 
daß sich die Ausgaben seit 1913 mehr als verdoppelt haben, 
daß aber die Güterfrachten im Jahre 1919 noch auf der Frie- 
denshöhe geblieben waren — sie sind seit Anfang 1920 erhöht 
worden — und daß die Personenfahrpreise um 50% höher als 
1913 waren. 

Der Gesamtüberschuß wurde wie folgt verwendet: Feste 
Ausgaben. (Zinsen, Mieten usw.) 1911000 £, Dividenden 
49 852000 £, Rücklagen 1 343 000 £ und Vortrag auf neue Rech- 
nung 36 000 an 

Die Betriebszahl war 94%, gegen 64% im Vorjahre. 
bei darf nicht außer acht velassen werden, daß nur ein Über- 
schuß von 12821000 £ wirklich aus dem Betrieb herausgewirt- 
schaftet worden ist, so daß Üie Betriebsergebnisse selbst das 
Anlagekapital nur mit etwa 1%, verzinst hätten. Wären für 
die Reesieruneisstransporte Gebühren erhoben worden, ohne daß 
der Staat die Dividenden sewährleistet hätte, so wäre vielleicht 
eine „eringe Verbesserung dieser Zahl entstanden; im 
wesentlichen. ist aber die Möglichkeit, eine angemessene Divi- 
diende zu geben, nur durch den Staatszuschuß geboten worden. 

Im Jahre 1919 hat die Zahl der beförderten Reisenden 
1135 111 568, 162 422356 mehr als ım Jahre 1913 betragen. Be- 
zeichnend für englische Verhältnisse ist die Verteilung dieses 


Zuwachses auf die verschiedenen Wagenklassen; er betrug in | 


der 1. und 3. Klasse 18114 724 und 150 209 502 Reisende, wäh- 
rend die 2. Klasse eine Abnahme von 5 901 870 Reisenden auf- 
zuweisen hatte. 

Der sesamte Güterverkehr, einschließlich des Regierungs- 
verkehrs. aber ausschließlich des ohne Frachtberechnune be- 
sorgten Eigenverkehrs der Gesellschaften, umfaßte 310 888 764 t, 
d. s. 59131 354 t weniger als 1913. Der Stückgutverkehr hatte 
um 1158 605 t zugenommen, der Vierkehr mit Kohle, Koks und 
sonstieen Brennstoffen dagegen um 45447 018 t, der Verkehr 
mit Steinen und Erzen um 1485794 t abgenommen. Auch 
der: Tierverkehr war zurückgegangen. 


— Die lettischen Eisenbahnen. Nach seiner Meldung des 
„Temps“ vom 18. d. M, hat sich der Betriebsleiter der letti- 
schen Eisenbahnen, Herr jBlodneeks, zurzeit in Paris auf der 
Durchreise zur Internationalen Verkehrskonfenenz in Barce- 
lona, einem Berichterstatter 
lischen lettischen, Eisenbahnverhältnisse wie folgt geäußert: 
Nach der »endeültisen Befreiung dies Gebiets der lettischen 
Republik von der bolschewistischen Herrschaft, vor etwa 
anderthalb Jahren, wurde die Betriebsführung der lettischen 
Eisenbahnen vom lettischen Eisenbahnministerium übernom- 
men. Das Bahnnetz befand sich in seinem sehr schlechten Zu- 
stande, als natürliche Folge des Krieges, der deutschen Be- 


nicht mehr fern, wo direkte Wagen zwischen Paris‘ und 
‚verkehren werden, 


‘werden die lettischen Bahnen. instand setzen, auch yon 


Da 


schen maßgebenden Stellen in jeder Weiss bemüht gewe 


' Unterhandlung. Um die Anleihen zu tileen, soll eine Rü 


gegenüber über die augenblick- 


Sean nd a bolschewistischen Here ee: 
können die bisher erzielten Ergebnisse in der \Betriebsleitung 
durchaus befriedigen. Es ist eine direkte Verbindung zwise 
Riga und Berlin geschaffen, allerdings vorläufig no6 
Wagenwechsel an der deutschen Grenze, Jedoch ist die 


Das Gesamtnetz der lettischen Bisenbähnen zerfällt in 
Gruppen: 900 km mit russischer Spur, 950 km mit Vollspur 
und .1000 km mit Schmalspur. — Der gesamte Verwalt 
apparat mußte einer Neuorganisation unterworfen wer 
An Stelle des durchaus verfehlten russischen Systems hat m 
die- amerikanischen Verwaltungsmethoden unter Anpas 
an die besonderen örtlichen Verhältnisse übernommen. 
wichtigste Arbeit beim Wiederaufbau. war naturgemäß 
nächst die Instandsetzung der gesamten Betriebsanlagen 
Brücken, Bahnhöfe, Werkstätten. Zurzeit sind 14 Werkstäti 
in. Betrieb mit inssiesamt 2000 Arbeitern. Die leistungsfähig 
befindet sich in Libau. Demnächst werden auch die gr 
Werkstätten in Dwinsk mit seiner jährlichen Arbeitsleisu 
von 300-850 Lokomotiven in Betrieb genommen werden, 


Nachbarstaaten erteilte Aufträge auszuführen. 


Wenn auch die lettischen: Eisenbahnen Santeikentin 
werden sie in Bezug auf die Wirtschaftsführung doch 
großes kaufmännisches Unterwehmen verwaltet, d. h. die 
nahmen sollen unbedingt die Ausgaben decken. Dies be 
eine möglichste Steigerung der produktiven Arbeit. Sie 
unter anderem durch sin sorefältig ausgebautes Prämie 
system, mit dem bisher gute Erfolge erzielt sind, errei 
werden. [Besondere Schwierigkeiten macht die Brennstoff 
schaffung. Der große Waldreichtum des Landes liefert zy 
vorzügliches Brennholz für die Lokomotiven. Zu starke E 
eriffe in diese Haupteinnahmequelle des Landes empfehl 
sich jedoch nicht. Es müssen daher andere Mittel gesuch 
werden, um dem Mangel an Kohle, die zu hohen. Preisen ei 
geführt werden müßte, abzuhelfen. Die Eisenbahnver 
tung wurde so dazu gedrängt, die Elektrisierung sämtl 
Linien ins Auge zu fassen.. Der bereits ausgearbeite Pl: 
sieht die Nutzbarmachung der Wasserkräfte der Dwina vo) 
Es bedarf nur der Unterstützung durch ausländisches Kapi 
um den Plan durchzuführen. 

Durch seine geographische Lage ist Teitland das aan 
Durehgangsland zwischen Rußland und dem westliche 
Europa. Die lettischen Eisenbahnen haben diesen Gesi 
punkt nie aus dem Auge verloren. Durch das russisch- 
tische Eisenbahnübereinkommen vom 23. Februar 1921 ist 
Bedürfnissen des Güterverkehrs von und nach Rußland 
vollem Umfange Rechnung getragen. Das Abkommen 
aufgebaut auf ‚den Grundsätzen. des Berner Übereinkom 
Das lettische Gebiet wird von drei eroßen Eisenbahnl 
durchzogen, die Rußland den: Weg nach dem Westen öf 
die Linie Riga-Orel, die Linie Moskau-Windau und die 
Petersburg-Warschan. Sie haben für den Güterverkehr & 
große Bedeutung. Im Güterverkehr von Rußland spielt 
zeit bearbeitetes Holz die Hauptrolle. Das russisch-lett: 
Übereinkommen sichert vollkommene Freiheit des Durchgan 
verkehrs und stellt, ohne jeden Zuschlag, für alle russi 
Waren den sehr herabsesetzen Tarif der lettiischen Eis 
bahnen zur Verfügung. Hieraus geht hervor, daß die 


sind, das berechtigte Verlangen Rußlands und Westeuro 
den beiderseitisen Warenaustausch zu fördern, nach bes 
Kräften zu befriedigen. 5. RI 


Fremde Erdteile. 


Eine Anleihe für die Eisenbahnen von Chile. Der Kar 
von Chile .hat eine Anleihe für Eisenbahnzwecke in Höhe 
25 000 000 Dollar genehmigt, und der Staatsrat hat zu di 
Gesetz seine Zustimmung segeben. Der Finanzminister $ 
mit Newyorker und europäischen Banken wegen Unterbi 
gung dieser Anleihe, die mit 8% wverzinst werden s0] 


lage geschaffen werden, der 15 % der Boheupakmen sr, 
bahnen zugeführt werden sollen, 


< “) 


Allgemeines. 
= Erofechutz, für issnbakntahkrruret Zu diesem & A 
satze des Herrn Regierunes- und Baurats Krohn in 
Jahrg. 1920 d. Ztg., schreibt uns Regierungs- und 
Ryssel "Vorstand des Eisenbahn-Maschinenamtes Ful 
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Auch ich halte die Aufstellung der Gautschschen Fewer- 
löscher in den D-Zügen aus denselben Gründen wie der Herr 
Verfasser für wertlos und daher überflüssig. Dasselbe Urteil 
darf auch, wie vom Verfasser, von den Trockenlöschern an- 
genommen werden. Die Veranstaltung eines Preisausschreibens 
bei der Fachindustrie erscheint mir jedoch im Gegensatze zu 
dem Vorschla@e des Verfassers für überflüssig, da ein brauch- 
"barer Feuerlöscher sich in einer geeigneten „Kübelspritze“ 
Eieten dürfte, die in entsprechend leichter Bauart auszuführen 
und an Stelle der jetzigen Fewerlöscher aufzustellen wäre. 

- Geeigmete Vorschläge wird jede Fewerspritzenfabrik auf 
Wunsch liefern; recht brauchbare Kübelspritzen hatte seiner- 
zeit dem Werkstättenamt Oppeln d+e Fewenspritzenfabrik in 
- Patschkau (Schlesien) geliefert, die dort zum Feuerschutze für 
- die Büro- und Magazinräume beschafft wurden. Jedenfalls ist 
eine derartige Kübelspritze bedeutend handlicher und wirkt 
‚erheblich sicherer als die jetzigen unhandlichen Feuerlöscher. 
"Ihre Füllung müßte natürlich auf den Zugbildungsstationen 
vor Beginn einer jeden Fahrt durch Aufstellung-entsprechen- 
der Vorschriften und deren Überwachung gewährleistet 
werden. a 
 ——- Prüfung von Hochspannungsleitungen. Auch bei abge- 
Erecen Netz ist der Hochspannungsmonteur noch oft der 
Gefahr einer Verletzung durch elektrostatische Ströme aus- 
gesetzt. Daher erscheint es geboten, vor Beginn einer Arbeit 
an einer in Betrieb gewesenen Hochspannungsleitung diese 
auf etwa noch vorhandene statische Ladungen zu untersuchen. 
In der am 10. Märzd. J. erschienenen Nummer der „Elektro- 
"teelmischen Zeitschrift“ findet sich die Beschreibung eines 
neuen Prüfinstruments für Spannungen, mit dem es möglich ist, 
jede Hochspannungsleitung vor ihrem Berühren. auf ihren. Lade- 
zustand hin zu untersuchen. Etwa vorhandene Ladeströme 
_ werden durch Aufleuchten einer Gieißlerschen. Röhre kenntlich 
gemacht, welche an einen Kondensator ganz geringer Kapazı- 
tät angeschlossen ist, der von den statischen Strömen der 
Hochspannungsleitung aufgeladen. wird. . Eine besondere 
Schutzyorrichtung verhindert das versehentliche Berühren 
pannungführender Tieile. 


 — Die telegraphische Rückmeldung der Züge bei Block- 
störungen. Solange die Streckenblockeinrichtung in Ordnung 
t, findet auf den damit ausgerüsteten. Strecken die Rück- 
neldung der Züge durch die Blockbedienung statt. Die neu- 
itigen Streckenblockeinrichtungen zwingen. bekanntlich den 
dienenden Beamten zwangsläufig zu einer bestimmten 
eihenfolses der Handlungen, so daß die Entblockung der rück- 
jegrenden. Strecke — d. i. die Rückmeldung des Zuges — erst 
erfolgen kann, wenn das Einfahrsignal auf Halt zurückgestellt 
_ worden ist. (S. Fahrdienstvorschriften S 16 (3).) Anders wird 
_ die Sache, wenn infolge von Störungen die Blockbedienung 
icht erfolgen kann und die Rückmeldung ausnahmsweise von 
einem anderen Beamten telexraphisch ausgeführt wird. Hier 
liest die Gefahr sehr nahe, daß der'durch die Blockstellung 
_ vielleicht etwas aus dem Gleichgewicht gebrachte Signalwärter 
das Einfahrsignal versehentlich auf Fahrt stehen läßt, der 
" rückmeldende Beamte aber (Fahrdienstleiter), der gewöhnlich 
mit der Rückmeldung nichts zu tun hat, nicht daran denkt, sich 
von der Zurückstellung dies Einfahrsignals zu überzeugen. 
Für den folgenden Zug stehen dann. Vor- und Hauptsignal 
ohne Auftrag des Fahrdienstleiters auf Fahrt, was bei besetz- 
en Einfahrgleisen in der Regel zu Zusammenstößen führt. 
'atsächlich bildet das hier beschriebene Verfahren. häufig die 
_ Ursache von Zuggefährdungen; dem Schreiber dieser Zeilen 
sind aus jüngster Zeit wieder zwei Fälle bekannt geworden. 
Wie kann nun einer Wiederholung derartiger Unfälle mög- 
_ liehst vorgebeugt werden? Vielleicht wird eine Ergänzung der 
Vorschriften in der Richtung angezeigt sein, daß die Rück- 
meldung stets, auch bei Blockstörungen, von demselben Be- 
diensteten auszuführen ist, dem sie im regelmäßigen Betriebe 
obliegt. Geschieht die Rückmeldung von einem Endstellwerk 
aus, das nicht dfirch Morseleitung mit der rückliegenden Zug- 
folgestelle verbunden ist, so hätte der Signalwärter dem Fahr- 
ienstleiter eine telephonische Meldung, etwa in folgender 
orm zu erstatten: „Zug X hier, Schlußsignal vorhanden, Ein- 


f “ 


- die telegraphische Rückmeldung erfolgen dürfen. 
er % nd e- . ’ + * 


Rechtspflege. 


— — Die Bedeutung des Umfanges der Sendung in der Kost- 

barkeitsfrage. Nach der Rechtsprechung des Reichsgerichts 
dem Richter vorbehalten, in jedem einzelnen Falle zu be- 
stimmen, ‘ob die verlustig gegangenen Versandstücke die 
‚Eigenschaft der Kostbarkeit im eisenbahnrechtlichen Sinne für 


“fahrsignal auf Halt.“ Erst nach Eingang dieser Meldung ne 
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Maßstab. hierfür ist, daß 
der Wert des Stückes in Verhältnis zum Umfang 
und Gewicht ein besonders hoher sein muß. Dabei ist 
das Verhältnis zwischen Wert und Gewicht allein noch nicht 
ausschlaggebend. Der Wert kann im Vergleich zum Gewicht 
außerordentlich hoch sein, und doch ist die Frage der Kost- 
barkeit zu verneimen, wenn der Wert der Sendung im Ver- 
hältnis zu ihrem Gesamtumfange kein auffälliver ist. Das 
kann — wie der gegenwärtige Streitfall lehrt — der Fall sein, 
wenn Gegenstände, die an sich Kostbarkeiten sind, mit anderen 
Sachen verpackt in einem Koffer versandt werden und das 
ganze Gepäckstück 'verlorengeht. Fräulein ©. in Hannover 
hatte einen Koffer im Gewicht von 30 kg nach B. aufgegeben 
und mit 1000 versichern lassen. Nach Verlust des Koffers 
verlangt sie vom Eisenbahnfiskus Ersatz in Höhe von 
6000 AM, Den Wert des Koffers mit Inhalt gibt sie mit 11493 N 
an. Das Landgericht Hannover hat den Anspruch der Klä- 
gerin in Höhe von 5000 A anerkannt. Das Oberlandesgericht 
Celle wies die Klägerin ab, weil sie den Koffer, in dem be- 
sonders wertvolle Sachen enthalten waren, nicht- als „Kost- 
barkeit“ aufgegeben hatte. Auf die Revision der Klägerin 
hat das Reichsgericht den Anspruch im vollen Um- 
fange dem Grunde nach für ge rechtfertigt erklärt 
und ın seinen Entscheidungssründen unter anderem 
ausgeführt: „Das Oberlandesgericht sagt zwar zutref fend, daß 
es auf das Verhältnis des Wertes zum Umfane und Gewicht 
des Gepäckstückes ankomme. Es hat aber nur geprüft, welchen 
Wert der Handkoffer der Klägerin im Verhältnis zu seinem 
Gewicht hatte, und es hat ihn als Kostbarkeit angesehen, da 
sich sein Wert auf 380 M für sein Kilo belaufe, Das Ober- 
landesgericht hat also nicht untersucht, ob das Gepäckstück 
auch mit Rücksicht auf seinen Umfane.als Kostbarkeit an- 
zusehen war. Um festzustellen, ob eine Sache Kostbarkeit 
1st, genügt es nicht, den Geldwert festzulegen. Vielmehr ist 
eine Sache nur dann als Kostbarkeit anzusehen, wenn sie im 
Vergleich mit der Gesamtheit der anderen Dinge einen: beson- 
ders hohen Wert hat. Ihr Wert muß verglichen werden mit 
dem Durchschnittswert anderer Sachen von eleichem Umfang 
und Gewicht. In der vorliesenden Sache handelt es sich um 
einen Handkoffer, der ganz verschiedenartiee Gesenstände 
enthalten haben soll. Darunter befanden sich einige kleine 
Sehmuckgegenstände aus Edelmetall, deren Wert aber nur auf 
zusammen: 475 M angegeben ist.. Ein weiterer Gegenstand, 
der vielleicht für sich allein betrachtet einen besonderen Wert 
hatte, war ein Weißfuchspelz. Der sanze übrige Inhalt be- 
Stand aus Gebrauchsgegenständen mehr oder weniger win- 
facher Art, insbesondere aus Kleidungsstücken, Wäsche, 
Schreibmaterialien und dergleichen sowie «einieen Lebens- 
mitteln. Auch zwei seidene Abendkleider sind dabei aufge- 
führt, deren Wert von durchschnittlich 1250 M aber kaum über 
den eines Wollkleides hinausging. Die eroße Anzahl. der 
Sachen ergibt ohne weiteres, daß das Gepäckstück einen sehr 
erheblichen Umfang hatte, zumal einzelne Sachen, wie z. B. 
ein Schirm, zu ihrer Verpackung seinen großen Raum erfor- 
derten. Im Verhältnis zur Gesamtheit sind daher diejenigen 
‚Teile der Sendung, die einen besonderen Wert haben mochten, 
ohne große Bedeutung. Bei dieser Sachlage kann nicht ange- 
nommen werden, daß das Gepäckstück als Ganzes verglichen 
mit sonstigen Gegenständen von gleichem Umfange seinen be- 
sonderen Wert „eehabt hätte. Es läßt sich daher nicht als 
Kostbarkeit im Sinne des Gesetzes ansehen.“ (Aktenzeichen : 
I: 261/20: == 2221. 21.) K. M.-L. 

# 


sich in Anspruch nehmen können. 


— Reichsbeamtenrecht. Zuständigkeit im Disziplinarver- 
fahren gegen einen vom Reich übernommenen Staatseisen- 
bahnbeamten. (Urteil des Reichsdisziplinarhofs in Leipzix 
vom 14. Februar 1921 — F. 4/21.) Der Angeschuldigte war 
früher als Beamter im sächsischen Eisenbahndienst tätig und 
erlangte auf Grund der Vorschrift in $ 25 des durch Reichs- 
gesetz vom 30. April 1920 (RGBl. 8. 773) mit Gesetzeskraft 
ausgestatteten Staatsvertrags über den Übergang der Reichs- 
'eisenbahnen auf das Reich am 1. April 1920 die Eigenschaft 
eines BReichsbeamten. Gegen ihn ist durch Verfügung des 
Reichsverkehrsministerium vom 5. Juli 1920 wegen einer 
Straftat, deren er sich während der Beschäftieunse im sächsi- 
schen Dienst schuldig gemacht haben soll, die Einleitung des 
förmlichen Disziplinarverfahrens angeordnet worden. In der 
"nach Durchführung der Voruntersuchung eingereichten An- 
schuldigungsschrift wird der Vorwurf des, Dienstvergehens 
aufrechterhalten und die Entfernung des Angeschuldigten aus 
dem Amte beantragt. Die Disziplinarkammer zu Leipzig hat 
sich durch Urteil vom 11. November 1920 für sachlich unzu- 
ständig erklärt. Gegen diese Entscheidung liegt die rceht- 
zeitie erhobene Berufung des Beamten der Staatsanwaltschaft 
vor, mit welcher der Antrag verbunden ist, das angefochtene 
Urteil aufzuheben und die. Disziplinarkammer zur Enischei- 
dung. in der Sache selbst anzuweisen. 


BE EN B* Er en % 
T N = a a R TER 
Nr. 12 0 = ie Er EN Deutscher Eisenbahnverw. 
De konnte ger ‚Brfolg nicht versagt werden. E ER wech ee a 
ie Disziplinarkammer führt in Übereinstimmung mit «einer Me a ae : 
Entscheidung des Disziplinarhofs vom 19. Mai 1854 — vel. Bücherschau. 


Schulze, Rechtspr. des Disziplinarhofs S. 23 — zutreffend aus, 
daß den Gegenstand eines Dienststrafverfahrens vor 
Reichsdisziplinarbehörden nach $ 72 verb. mit $ 10 des Reichs- 
beamtengesetzes nur Verfehlungen bilden können, welche ein 
Reichsbeamter während seiner Beschäftigung im Reichs- 
dienst beeangsen hat. Aus dem Landesdienst in den Reichs- 
dienst übergegangene Beamte können daher der Regel nach 
vor jenen Behörden nieht wesen solcher Dienstvergehen zur 
Verantwortung sezosıen werden, deren sie sich in ihrem 
früheren Amt schuldig gemacht haben. . Allein für die 
Anwendung dieses. Grundsatzes ist in Fällen der vorliegenden 
Art jetzt kein Raum mehr. 
ausgeschlossen erachtet werden, weil die Eisenbahnunter- 
mehmen der an dem ‘erwähnten Staatsvertrag beteiligten Län- 
der als Ganzes mit allen Rechten und Pflichten. auf das 
Reich übergegangen sind und dieses insbesondere dureh die 
Übernahme der Eisenbahnbeamten deren Dienstherr sewor- 
den ist. ($ 1Nr. 2 und $ 25 Nr. 1 des Vertrages). Der da- 
durch nahegeleste Gesichtspunkt einer Gresamtrechtsnachfolge 
begegnet, soweit das- Dienstverhältnis der Beamten in Fraee 
kommt, erheblichen Bedenken, zu denen namentlich der Um- 
stand Veranlassung bietet, daß die Beamten mit der Über- 
nahme gemäß $ 25 Nr.2 des Staatsvertrags Reichsbeamte im 
Sinne von Art. 129 der Reichsverfassung und des Reichs- 
beamtengesetzes geworden sind, und daß das Dienstverhältnis 
hiedurch auf eins neue Grundlage ssestellt worden ist. Da- 
Segen ist mit der Anklage und abweichend von dem Stand- 
punkt der Disziplinarkammer anzunehmen, daß die Zuständig- 
keit der Reichsdisziplinarbehörden durch die dem $ 35 des 
Staatsvertrags zu’entnehmende Bestimmung erweitert worden 

und nunmehr den vom Reich übernommenen Eisenbahnbeamten 
gerenüber auch wegen der noch im Landesdienst beoan- 
Senen Dienstpfliiehtverletzungen beeründet ist. Der $ 5 
schreibt allerdings ausdrücklich nur soviel vor, daß ein in 
den Ländern am 31. März 1920 anhängiges förmliches Dis- 
ziplinarverfahren nach den. Landesgesetzen zu erledieen ist. 
Die Tragweite der Vorschrift neicht jedoch über diese An- 
ordnung hinaus. Es ergibt sich aus ihr mittelst Schlusses vom 
(segenteil der BRechtssatz, daß in allen anderen als den in 
$ 35 bezeichneten Fällen ohne Rücksichtaufden Zeit- 
punkt der Verfehlunge die Ausübung der Dienststraf- 
sewalt nach Reichsrecht erfolgen solle. Dämit werden auch 
diejenieen Fälle, in welchen ein vom Reich übernommener 
Eisenbahnbeamter sich im Landesdienst eines Dienstver- 
&ehens schuldig gemacht hat, der sinngemäßen Anwendung der 
S 72 fo. des Reichsbeamten.gesetzes unterworfen. Die Er- 
wägung, daß derartige Veerfehlungen nach der Übernahme der 
Beamten in den Reichsdienst noch zutage treten und im Inter- 
esse der Aufrechterharkung idder Ordnung; jdes Öffentlichen 
Dienstes disziplinares Einschreiten notwendig machen würden, 
lag für die an dem Staatsvertrag beteiligten B% ertragschließen- 
den — zumal unter den heutisen V. erhältnissen — zu nahe, als 
daß sie sich ihr bei der Einigung über den $ 35 entzogen haben 
könnten. 

Da die Disziplinarkammer sonach mit Unrecht ihre Zustän- 
digkeit verneint hat, so war das angefochtene Urteil aufzu- 
heben und die Sache zur weiteren Verhandlung und Entschei- 
dung an die Vorinstanz zurückzuverweisen. 

— Krankheit oder Unfall. Im Juli 1919 hat Revident N. 
Lienz auf einer Dienstreise schlechtes Fleisch genossen nd 
starb an den Folgen. Die Berufsgenossenschaftliche Unfaü- 
versicherunssanstalt lehnte jede Leistung ab, da es sich um 
Krankheit und nicht um einen Unfall handle, Der hiersegen 
eingebrachten Klage auf Zahlung der gesetzlichen Rente 
wurde durch das Schiedsgericht Folge stesieben. Die Urteils- 
begründun«e stützt sich im wesentlichen auf folgende Erwä- 
gungen: In dem Genusse der verdorbenen Fleischspeise auf 
einer Dienstreise. der sich Revident N. infol&e seiner dienst- 
lichen Eigenschaft nicht entziehen konnte und auf welcher er 
genötigt war, seine Mahlzeiten außer Haus einzunehmen, ist 


ein „zeitlich und örtlich begrenztes Ereienis“, somit ein Un- 


fall zu erblicken. Das Sachverständigengutachten und die 
Amssagen der behandelnden Ärzte ergaben, daß ein ursäch- 
licher Zusammenhang zwischen Erkrankung und Tod besteht, 
weshalb der Witwe ‚die angesprochene gesetzliche Rente zu- 
zwerkennen war. 2 


Amtliche Bekanntmachungen. 


Polen für Sendungen, die auf der pol- 

Grenzstation 
übergehen, ist nach „Bomst Übergang“ 
bzw. nach „Stentsch Übergang“ zu be- 
Entfernungen 
hiermit in den Ostdeutsch- Bayerischen 


1. Güterverkehr. nischen 


Östdeutseh-Bayerischer Güterverkehr.. 
Güterverkehr mit Polen. 


HL Die 
Die deutsche Fracht nach und von 


rechnen. 


© 


Sıe kann zwar nicht deshalb für. 


den 


€ ee, ll mu he kmh iu iii ee 


liche Anleitung zur Selbstausbildung in allen Fäche 


. Kleiber, Professor in München. herausgegeben von Le 


verbessern zu können. Aber oft fehlt es an Zeit und Gelk 
- lieh, die hohen Kosten für einen derartigen Schulbesuch 


. NISSIE SIE HEIL die eine ; ehe und gründliche Ausbildı n 


‚werden die vier Grundrechnungsarten und das Auflösen 


'von der Stereometrie wird erst später die Rede sein, In 


‚rein wissenschaftlichen Gebiete durch die aus der Praxis 


"deekungeen sowie über Lebensbilder berühmter Technik 


— Teehniseher Selbstunterricht für. dns deutsche Volk. 
Hilfswissenschaften. der Technik. Unter Mitarbeit von Joh: 


Karl Barth. Verlag R. Oldenbourg in München und Berlin 
Vorstufe, 1. Brief, geheftet 6 M. Das Werk erscheint et 
4 Bänden von inse@samt 18 Briefen zu je 6 NM. Gliederun. ung 
Werkes: 1. Technische Hilfswissenschaften (Vorstu 
e ae a und Baustoffe; 1. Bautechnik ; IV. Ele ok 
echni ee 


Die Technik spielt in der heutigen Wirtschaft zweite 
eine immer größere Rolle. Sie beschäftigt eine ungezäl 
Menge von Handwerkern und Arbeitern, unter denen es 
viele tüchtige und strebsame Leute gibt, die sich gern auf 
wissenschaftlichen Gebiete der Technik. weiter ausb 
möchten, um ihren Wirkungiskreis erweitern und ihre Ste 


heit, geeienete Fachschulen zu besuchen, oder es ist unm 


zubringen. Deshalb ist es mit Freuden zu begrüßen, daß « 
das vorliegende Werk mit geringen Kosten Gelegenheit 
boten wird, auf dem Wege des Selbstunterrichts sich Ken 


sie “über eine 1chniehs Tachoidan 
„Technische Selbstunterrieht“ von Nutzen. sein. | 4 
anderen Gebieten, so ist auch beim „Technischen Selhet er- 
richt“ die altbewälirte Briefform gewählt. Jeder Brief ent 
hält mehrere Abschnitte verschiedener Wissensgebiete, auße 

dem seine Reihe belehrend unterhaltender Aufsätze über alle 
meine technische, technisch-soziale und Vechnisch 
liche Fragen, über die Erfolge berühmter Techniker un 
finder, Erfinderschutz, - Ipohnusche Rechts- und 7 

fragen usw. - £ 


Der erste Brief wird durch eine Era Erläuterune RS Bi 
griffs der Technik eingeleitet, dann folgt ein Arbeitspla 
eine Anleitung zur zweckmäßigen Benutzung der Unterri 
briefe. Der Unterricht beginnt mit dem Lehrfach „ 
matik“ Zunächst wird: der Schüler in die Grundbegrif: 
Arithmetik und Algebra ingeführt, im zweiten Absel 


facher Gleichungen „elehrt. Eine Reihe durchgerechne 
Aufgaben erleichtert das Verständnis, Übungsaufgaben ; 
die Möglichkeit, das Erlernte anzuwenden. Das zweite 
fach ist die Geometrie, und zwar zunächst nur die Planimetri 


Abschnitten werden die Linien und Winkel sowie die eb 
Figuren behandelt. Einfache Konstruktionsaufgaben werde 
sıelöst. Das dritte Lehrfach betrifft die „Chemie“. Der 
Abschnitt handelt allgemein von den Stoffen und deren Ej 
schaften, der zweite von chemischen Verbindungen. 
weiterer Abschnitt bespricht das chemische Arbeiten un 
hält. wiederum Übungsaufgaben, die den Lernenden zur 
dium anspornen und das Gelernte befestigen sollen. 


Damit ist'der wissenschaftliche Stoff des ersten Briefes ; | 
steschlossen. Die Anleitungen und Erläuterungen sind so ; 
faßt, daß jedes Wort beachtet werden muß. Diese kurze Fo 
hat den Vorteil, daß nichts Unnützes nesagt und der Schü 
nieht abgelenkt wird. Andererseits hat der [Bearbeiter 


nommenen Übungsaufgaben . so änteressant wie möglic 
staltet. Die Lösungen der Aufgaben werden spät 
Briefen gebracht, so "daß der Schüler i in der Lage ist, die E 
tiekeit seiner Berechnungen später nachzuprüfen. Als A 
zum ersten Heft sind Aufsätze über Erfindungen und 


gegeben. 

Der „Deehnische Selbstunterricht für das let Volk ‚gibt 
nach seinem ‚ersten Heft durchaus das. was er verspricht, fü 
alle die, die mit Ernst und Ausdauer an das Selbststudii 
herangehen. Er sei allen 'Gewerbetreibenden, Arbeitern, 
gestellten und Lehrlinsen in technischen Werkstätten, 
lesientlieh empfohlen. - 


4 


. Gütertarif aufgenommenen. Static \ 
werden durch Anstoß ‚von 12 kn 
Bomst bzw. von 14 km an Sten 1 
bildet. AAN 

München, 11. März 1921. 
Tarifamt_ beim R.V.M. Z 


Bentschen 


dieser 


Sr 


7 


ı& 
I 
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Neubrandenburg-Friedländer Eisenbahn. 
_ Ab1. April 1921 werden die Fracht- 
Sitze des Binnengsütertarifs erhöht. Nä- 
heresdurch die beteiligten Dienststellen. 
Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhunge gründet sich auf die vorüber- 
sehende Änderung des $ 6 der EVO. 
(R.-G.-Bl. 1914, S. 455). - (295) 
"Berlin, den 19. März 1921. 

Centralverwaltung für Sekundärbahnen 
Herrmann Bachstein. 


Süddeutsche 


Donau-Dampfschiffahrt- 
RN Gesellschaft 
N Gütertarif Teil, 


? Abteilung A, gültig vom 
-Schiffahrtbeginn 1912 5 
Der Abschnitt C des Tarifs, Über- 
nahmemeldekarten, wird aufgehoben. 

- Der Abschnitt D, Vorschriften über 
bedingungsweise zur Beförderung zuge- 
lassene Gegenstände, wird in Ab- 
schnitt C geändert. (301) 
neben, en 16. März 1921. 

zZ. 31 040/T/15. 


Dahme-Uckroer Eisenbahn. 
Gemäß dem Vorgehen der Reichseisen- 
ahnen werden auch für den Bin- 
Den- u „dl Weiechselverkehr der diesseiti- 
gen n am 1. April d. J. die Fracht- 
sätze im Güter- und Tierverkehr ent- 
sprechend erhöht. 
&rteilen. unsere Dienststellen. 

_ Die Abkürzung der Veröffentlichungs- 
frist ist auf Grund der vorübergehenden 
Änderung des $ 6 der Eisenbahn-Ver- 
gehrsordnung (R.-G.-Bl, 1914, S. 455) ge- 
aehmigt worden. (299) 
ame (Mark), den 17. März 1921. 

’ Die Direktion, 


en % $ 

Die am ae pl 1921 auf den. deut- 
eintretende Er- 
Güter- und  Tiertarife 
ritt vom lescken Zeitpunkte ab und 
im gleichen Umfange auch für unseren 
Binnenverkehr in Kraft. (300) 
, Georgsmarienhütte, 16. März 1921. 
Die Direktion 

der Georgsmarienhütten-Eisenbahn. 


i 


den mit sofortiger Wirkung auf 75 
Mark für das Tarifkilometer und auf 
1800 A im ganzen erhöht. 

' Die Bahnbewachungsgebühr bleibt un- 
verändert. (298) 
Karlsruhe, 15. März 1921. 

» Eisenbahn-Generaldirektion. 


Badischer Gütertarif. 


r 
EB 3 Ererelder. Eisenbahn. 

in 1. April 1921 tritt vorbehaltlich 
der Genehmigung unserer Aufsichisbe- 
hörde zum Binnengütertarif der Nach- 
fra« 12 — enthaltend erhöhte Über- 
führungsgebühren und erhöhte Fracht- 
'zuschläge — in Kraft. (255) 
‚ Crefeld, den 14. März 1921. 

u: _ Die Direktion. - 


» 
= 


14 Südharz-Eisenbahn. 
er April 1921 erscheint zum Bin- 
rtarif der Nachtrag 5, mit wel- 
’hem Erhöhunsen zur Durchführung 
men. Ferner werden zu diesem 
itpunkte die Sätze des Tiertarifs ver- 
aa Im direkten Güterverkehr treten 


FE 
E% 


| 
| 


‚bestehenden. 


— Nähere Auskunft. 


ie Mindestbeträge für Sonderzüge _ 


- den Staats- 


237 


gleichzeitig Erhöhungen der Umlade- 
sebühren und der im Verkehr mit der 
Halberstadt-Blankenburger Eisenbahn 
bei Tarifbildung über die Südharzbahn 
besonderen Zuschlags- 
frachten ein. Das alsbaldige Inkraft- 
treten der Erhöhunsen gründet sich auf 
die vorübergehende Änderung des $ 6 
der EVO. (R.-G.-Bl. 1914, S. 455). (294) 
Berlin, den 19. März 1921. 
Centralverwaltung für Sekundärbahnen 
Herrmann Bachstein. 


Sn 


Niederlausitzer Eisenbahn. 

Mit Gültigkeit vom 1. Aprii d. J. 
wird der Frachtzuschlag für Braun- 
kohlen im Versand der Sta- 
tion Luckau von 0,56 MN auf 0.26 N 
und der Frachtzuschlag für Ziegelsteine 
alleemein von 0,60 MN auf 0,40 .M 
für je angefangene 100 kg ermäßist. 

Berlin, im März 1921. (282) 

Die el, 


Teutoburger Wald-Eisenbahn. 

Mit Wirkung vom 1: April d. 3. tritt 
vorbehaltlich der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde zu unserem Binnen- 
tarıf sein Nachtrag, der die aus Avlaß 
der Erhöhung der Beförderungspreise 
im Güter- und Tierverkehr auf den 


deutschen Eisenbahnen zur Erhebune 


selangenden newen Frachtsätze und Zu- 
schläge enthält, in Kraft. 
Nähere Auskunft erteilen die Dienst- 
stellen. (284) 
Gütersloh, den 15. März 1921. 
Die Direktion. 


Eisenbahn-Gütertarife, 

Teile II. 

Im Anschluß an unsere Bekannt- 
machung vom 25. Februar 1921, betref- 
fend die Erhöhung der Frachtsätze im 
Güter- und Tierverkehr wird hierdurch 
bekanntsieneben, daß der neue Fracht- 


- Deutsche 


satzzeiger (Preis 1,80 M) auch für den 


Binnenverkehr der Neubrandenburg- 
Friedländer, der Neuhaldensleber, «er 
Osterwieck - Wasserlebener Eisenbahn 


' der Rhene-Diemeltalbahn und der Süd- 


Von den - Aus- 
Gültickeit 


harz-Eisenbahn : gilt. 
nahmetarifen werden mit 


vom 1. April 1921 die Ausnahmetarife 


2d,-7. Tb, Te und 7d um 55%, 5 um 
50%, 56 und 7a um 60% erhöht. Bei 
den "Ausnahmetarifen 1a und 18 wird 
die Fracht nach den erhöhten Fracht- 
sätzen der Normalklasse D berechnet; 
der Ausnahmetarif 2d wird auf Ent- 
fernungen bis zu 100 km eingeschränkt, 
die Saarstationen scheiden aus. Der 
Ausnahmetarif 5 wird auf Kies, Sand, 
Grand, Steingrus und Steinsplitt zum 
Betonbau ausgedehnt. Bei dem Aus- 
nahmetarif 7a erfolgt die Berechnung 
künftig nach den Entfernungen und 
einem Frachtsatzzeiger. 

Die newen Frachtsätze und die son- 
stigen Änderungen ergeben sich für 
und Privatbahn-Güterver- 
kehr aus dem Nachtrag 1 zum Heft 
Tfv. 5CII (Preis 90° 3),: für den 
Wechselverkehr deutscher Bahnen unter- 
einander aus dem Nachtrag 1 zum Heft 
Tfv. 200 CII (Preis 80 3), die vom 
20, März ab durch das Auskunftsbüro 
Berlin, Alexanderplatz, und durch die 
Güterabfertieungen bezogen werden 
können. 

Für die übrigen Binnen- und Weechsel- 


verkehre werden die Änderungen dureh 


Nr. 12 


Nachträge oder die Tarif- und Yer- 
kehrsanzeiger bekanntgeseben. 


nzei (283) 

Berlin, den. 13. März 1921. 

Eisenba hndir ektion. 
Tonsräthrtesiäche Schmalspurbaht: 

Am.1. Mai d. J. tritt zu dem Güter- 
tarıf für die oberschlesische Schmul- 
spurbahn vom-1. April 1920 der Nach- 
trage IV in Kraft. 

Der Nachtrag enthält neben einigen 
kleineren Änderuneen in den Bestim- 
mungen der Abteilune A die wichtige 
Neuerung unter Abteilung Bb „Güter- 
klassıfikation“, daß die Frachtberech- 
nung für die Folge nach den 3 Tarif- 
klassen A, .B und C zu erfolgen hat, daß 
also eine neue Tarıfklasse „C* hinzu- 
gretreben. Ist, außerdem unter Abteilung 
F „Tariftabbellen‘“ neue erhöhte Fracht- 
sätze für dıe Tarifklassen A und B so- 
wie Sätze der newen Tarifklasse C. 

Über die Höhe der Frachtsätze geben 
bis zum Erscheinen des Nachtrags IV 


im Druck das Verkehrsamt. Beuihen 
0./S. (Schmalspurbahn) sowie ' unser 
Verkehrsbüro Auskunft. Abdrücke des 
Nachtrages sind. demnächst bei der 
Stationskasse Beuthen O.[S. (Schmal- 
-spurbahn) zu. haben. (253) 


Kattowitz, den 15. März 1921. 
Eisenbahndirektion. 
(Schmalspurbahn.) 

Deutsche Eisenbahn-Gütertarife, 
Teile II. 

In der zum‘ 1. Aprıl 1921 m Kraft 
tretenden newen Abteilung B des Aus- 
nahmetarifs 5 für Kıes usw. zum Beton- 
bau (vgl. unsere Bekanntmachung vom 
13. März 1921) werden in Abänderung 
der ın den Nachträsen zu den Ileften 
Tfv. 5 CII und T£fv. 200 CiIL enthal- 
tewen Fassunz' hinter den Worten 
„2. Steingut, Steinsplitt eingeschaltet 
„— Abfall bei der Herstellung von 
Steinschlag aus Bruchsteinen und bei der 
sonstiwen Bearbeitung von Steinen —-“, 

Auskunft geben die beteiligten Güter- 
abfertisungen sowie das Auskunfts- 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 


Berlin,. den 21. März 1921. (308) 
Eisenbahndinektion. 
Deutsche Eisenbahn-Tarife, Teile T. 


In der Ausführungsbestimmuns II 
(1) zu 8 54 der Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung, in der Ausführungssbestim- 
mung 3 zu $ 30 der Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung und in der Ausführunasbestim- 
mung 4 zu S 40 der Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung werden die Worte: 

„d. h. Gegenstände, bei denen der 
Wert für Ike Reingewicht des un- 
verpackten Gegenstandes (soge- 
nannte innere Verpackuns sılt. nicht 
als Ware) 150 M übersteigt“ 
und in der Ausführungsbestimmung II 
(1) zu $S 54 der Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung ferner die Worte: 


„mit dem Zusatze: „Wert über 
150 MN für 1 ke“ 
gestrichen. 


Die vorstehenden zemäß $ 2 E.V.O. 
genehmigten Änderungen. treten mit 


Gültigkeit »vom 25. März d. J. ab m 
Kraft. (307) 
Berlin, den 16. März 1921. 


Eisenbahndirektion. 


Deutsche Eisenbahn-Gütertarife, 
Teile II. 
Mit Wirkung vom 1. Mai 1921 werden 


“ die Entfernungen nach und von Brei- 


Nrr1l2 


sach Ort, --Gottenheim, { 
Ihringen und Wasenweiler neugebildet 
durch Anstoß nachstehender Kilometer- 


zahlen an die Entfernungen für Frei- 


burg: 
für Brejesch durch Anstoß von 
m 
für Gottenheim durch Anstoß von 
12 km 


für -Hugstetten durch Anstoß von 


km, 
für Ihrinsen durch Anstoß von 
18 km, 2 
für Wasenweiler durch Anstoß von 
15 km. 


Die Entfernungen dieser Stationen 
unter sich und mit Freiburg bleiben be- 
stehen. 

Die Entfernung Breisach-Köndrin- 
gen wird auf den gleichen Zeitpunkt 
von 38 in 43 km oeändert. Die Neben- 
bahnzuschläge fallen fort. Durch die 


Änderungen treten Tarifermäßigungen, 


zum Teil auch Erhöhungen ein. Nähe- 
res enthält die nächste Nummer unseres 
Tarifanzeigers. 


Auskunft verteilt auch unser Güter- ' 


tarıfbüro. (297) 
Karlsruhe, den 12. März 1921. ; 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


Gemeinschaftliches Heft CIb 
(Stationstariftafeln) — Tifv. 200. 
Ost-Mitteldeutsch-Sächsischer Verkehr, 

.. Heit 1 und 2. — Tiv. 220. 

Mit Gültiekeit vom 21. März 1921 
werden die Entfernungen und Umlade- 
gebühren für den Verkehr mit den 
Stationen der Gera-Meuselwitz-Wuitzer 
Eisenbahn erhöht. . Näheres enthält die 
am 17. März erscheinende Nummer des 
Tarifanzeisers. Das alsbaldige Inkraft- 
treten der Erhöhungen gründet sich auf 
die vorübergehende Änderung des $ 6 
der ‚Eisenbahn-Verkehrsordnung (R.-G. 
Bl. 1914, S. 455). — Auskunft geben 
auch die beteiligten Güterabfertigungen 
sowie das Auskunftsbüro, hier, Bahn- 


hof Alexanderplatz. (292) 
Berlin, den 17. März 1921. 
Eisenbahndirektion. 
Brandenburgische Städtebahn Aktien- 
gesellschaft. 


Mit Gültiekeit vom 1. April 1921 wer- 
den die Güter- und Tiertarife für den 
Binnen- und direkten Verkehr der Bran- 
denburgischen Städtebahn mit Gemeh- 
misung der Aufsichtsbehörde auf die 
neuen Sätze der Reichsbahnen serhöht. 
Die besonderen Fracht- (Pfennig-) Zu- 
schläge der Brandenburgischen Städte- 
bahn bleiben in. jetziger Höhe bestehen. 
Verkürzte Veröffentlichungsfrist gemäß 
8 6 der Eisenbahn-Verkehrsordnung, 


Näheres Auskunft erteilen die beteilig-. 


ten Dienststellen. (289) 
Berlin, den 14. März 1921. 


Die Direktion. 


Binnengütertarif 

der Zschipkau-Finsterwalder Eisenbahn. 

Die am 1. April 1921 auf den deut- 
‚schen Reichsbahnen eintretende Fracht- 
erhöhung tritt vom gleichen Zeitpunkte 
ab und im gleichen Umfange auch für 
unseren Binnenverkehr in Kraft. Die 
verkürzte Veröffentlichungsfrist ist auf 
Grund der vorübergehenden Änderung 
des $ 6 der Eisenbahn-Verkehrsordnung 
(R.-G.-Bl. 1914, S. 455) genehmigt. (293) 

Finsterwalde, den 16. März 1921. 

> Die Direktion 

der Zschipkau-Finsterwalder Eisenbahn. 


Herausgegeben im Auftrage des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen 

von dem verantwortlichen Schriftleiter, 
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Hugstetten, Ä 


Penn Hisenbihn IE 


Vom: 1... April „des, ab werden 
die Tarife im ‚Güber- "Tier-, -Gie- 
päck- und Expreßgutverkehr. im 
gleichen Umfange wie bei den 
Reichseisenbahnen vrhöht. Die  bis- 


her erhobenen besonderen Fracht- 
zuschläge im Güterverkehr bleiben da- 
neben bestehen. 

Ferner treten mit dem 1. Juni dk 
auch im Personenverkehr die gleichen 
Tariferhöhungen wie bei den Reichs- 
eisenbahnen in Kraft. 

Das alsbaldige Inkrafttreten dieser 
Tarifmaßnahmen gründet sich auf die 
vorübergehende Änderung des $ 6 der 
Eisenbahn - Verkehrsordnung (Reichs- 
Gesetzblatt 1914, Seite 455). 2.1230) 

Perleberg, im März 1921. 2 

Die Direktion \ 
der Prignitzer Eisenbahn-Gesellschaft. 


Preußisch-Hessiseh- Bayerischer ; 
Tierverkehr. 

Mit Gültigkeit vom 1. April 1921 wer- 
den die im Verkehr mit Hoya zu erhe- 
benden Frachtzuschläge erhöht. 

Näheres bei den beteiligten Abferti- 
gungsstellen. (308 

Erfurt, den 17. März 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Braunsehweig-Schöninger Eisenbahn. 
Vom 1. April 1921 ab werden die bei 
den Reichseisenbahnen zur Einführung 
gelansenden Tariferhöhunsten aueh in 

unserem Binnenverkehr durchgeführt. 
Braunschweie, 19. März 1921. 
Der Vorstand. : 


Oschersleben-Sehöninger Eisenbahn. 
Vom 1. April 1921 ab werden die bei 
den Reichseisenbahnen zur Einführung 
srelangenden Tariferhöhunsen auch in 
unserem |Binnenverkehr durchgeführt. : 
Braunschweig, den 19. März 1921. 
Der Vorstand. (305) 


Süddeutsche 


Gesellschaft. 
Begrenzung der Haftpflicht. 


Bei Schäden, die an Gütern vor Ab- 


schluß des Frachtvertrages ($ 20 des 
Betriebs-Reglements) durch Verlust, 
Minderung oder Beschädigung ent- 
stehen und von der Gesellschaft zu. Be 
treten sind, haftet diese nur bis 
Höchstbetrag von 120 M oder 120. k 
(österreichischen, - ..  tschecho-slowaki- 
schen, ungarischen, jugoslawischen) für 
100 kg je nach der in der Versand- 
station geltenden Landeswährung. Die 
snächnns 1181 in der Zeitung 
des Vereins Deutscher Eisenbahnver- 
waltungen Nr. 87. vom 15. November 
1919 wird unter einem aufgehoben. 
München, im März 1921. Z. 31 an 
1 


2. Personen- und Güterverkehr. 


Eisern-Siegener Eisenbahn. 
Binnentarif. 

Zu dem Tarife für die Beförderung 
von Personen und Gütern im Binnen- 
verkehr vom 1. August 1918 wird. vorbe- 
haltlich der Genehmigung der Auf- 


\ 


sichtsbehörde am 1. Juni 1921 der Nach- 


trag VI eingeführt, wodurch Tarifer- 
höhungen eintreten. -(290) 
Siegen, den 16. März 1921. 
Eisern-Siegener Eisenb. Gesellsch. 
Die Direktion. 


Geh. Oberregierungsrat Dr. v. 


e 


(304) 


Donau- Dampfschiffahr t- 


- $ ' F 


Ritter in Berlin, h D 
26. NEE 


werden die Gepäck- 


- Änderung des $ 6 der Eisenba 


- burg und Höchst Köniz len di. 


können, solange der Vorrat reicht, 


Angebote mit der Aufschrif 5 
‚gebotauf a vo N 


& - Deutscher Beben 
: 3. Personen- und Gepäckve 
N iederlausitzer Eisenbahn, 

"Mit Gültigkeit vom 1. Apri J 
und Expreßgui 
tarife ergänzt und erhöht. 
Die verkürzte Veröffentlichun, 
ist auf Grund der vorüberge 
kehrsordnung (R. Gr. -Bl. 1914, 
senehmist, 


a den 19. März 1921. 
2 Die Direktion. ’ 


Personen- und Gepäcktarif, Teil I 
ehemal. preuß.-hess. Staatsbahnen 
Zum 1. April d. J. wird der I 
trag V herausgegeben. Er enthäl 
Bestimmungen über die Ausgabe 
Schülerrückfahrkarten. 3 
Erfurt,. den 19, März 1921. 
Eisenbahndirektion. = 


Württembergische Nebenbahn N 
Am 1. April d. J. werden im Binn: 
verkehr der Härtsfeldbahn, Stroh3 
bahn und Beutlingien-Gönninger - ‘B 
die Tarife für Expreßgut und Gep: 
erhöht. Näheres hierwegen ist bei 
unterzeichneten Direktion zu erfah: 
Stuttgart, den 21. März 1921. 

Direktion i 
der Württembergischen Nebenbah 


Proußisch-Sachsiächer Staatsbah 
re nr und Gepäe 


‘Vom 1. April 1921 u erhöhe e 
im Verkehr mit den Klein 
Bremen-Thedinghausen, _Cassel 


sonenf ahrpreise und die Beförder 
gebühren für Hunde und Expreßgut. 
Nähere Auskunft erteilt die Ak 
gasel für Bahn-Bau und B 


in Frankfurt (Main), Moselstr. 
Hannover, den. 15. März 1921. 


Eisenbahndirektion. j 


L 


4 Verdingung. = 


Unser Holzbedarf für die Zeit. 
1. 4. 1921 bis 30. 6. 1921, und. zwi vr 
sefähr: - 
30 ebm- Richenkänihoie, 
35 cbm Eichenbohlen, 2 
285 cbm Tannen- und Kıefe: 
holz, Spaltbordbretter, Fu 
bretter, Tannen- und Kief 
bohlen und -Bretter (besäum 
29000 Ifd.m Dachlatten, 8 

:latten, Fußleisten > = 

soll vergeben werden. 
Die Verdingungsunterlagen { 
beim Zentralbüro hierselbst, Bi 
platz Nr. 1, zur Einsicht offe 


gegen vorherige Einsendung von 6,0 
in bar .(nicht Briefmarken) von 
bezogen werden. ; 


holz“ a bis Zum 8. 


einzusenden. 
14 Tagen... 

Essen, den 12. März oa 

: aha nee : 


Herausgegeben im 


von Dr. v. Ritter, Geh. Oberregierungsrat in Berlin, als 


Nr. 13. 


Zeitung des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


Auftrage des Vereins 
Schriftleiter. — Verlag von alias Springer in Berlin W. 9, 


. Schriftleitung: Berlin w. 9, Köthener Str. 28/29. 


Berlin, den 31. März 1921. LXI. Jahrgang. 
Sr. Inhalt: 
_ Verwaltung nd Bewirtschaftung der bahnen“ in Österreichische Bun- matiomen. — Drahtloser Telegra- 
"Reichseisenbahnen. desbahnen, — Einführung der phenverkehr. — Zufuhr von preu- 
2 "Bundesminister Dr. Pesta Hber Pen _ 24-Stundenzeit („Veerkehrszeit‘). — Bischer Kohle. — Die Frage des 
des österreichischen.  Verkehrswesens._ a Er Ba — a freren Verkehrs — Verpachtung 
FEN 11, -bahndiebstähle auf der. steirischen ‚des ° Fernsprechnetzes mund der 
Zu Autosnne Je ae Süidbahnssrecke. — Fahrbegünsti- drahtlosen Telegraphenanläsen. — 
Pius, & 2 - gUNgSwesen. ©. —. „Tagesschneilzug. Neues Kohlenbergewerke im Arader 
E.. 3 ee En Staat- ae — Amerikanische Wolle 
Nachrichten. ; icher Lastkraftwagenverkehr. -_ — ür Witwen von Eisenbahnbeam- 
Deutschland: Einrichtung eines = - Die Bedeutung des Fremdenver- ten. — Königlich Ungarische See- 
technischen Staatssekretärs, Tei= )ı -  -kehrs für Wien. — Adam Wein- schiffahrts-A.-G. „Adria“. — Per- 
us der Bee Ab- berger 7. — _Personalnachrichten. sonalnachrichten. 
teilung des Reichsverkehrsministe- Tschecho-slowakisches@e Niederlande H 
sche&. = V- Ss ' e- N : ollands Ent- 
Be hl; De neuen ae »biet.: Verkehrsbeirat. — Franka- scheidung in der Rheinfrasee. 
S FR Bee Be ee a: ME turzwang für Kohle und minder- Übrige europäische  Län- 
Br ee Fr ge 1 in wertige Brennstoffe. — Einführung der: _Notstandsmaßnahmen. bei 
en oo x ie den Ei an: der  vierundzwanzigstündigen schwedischen Bahnen. — Betriebs- 
he nkeeilen, = era Bähnzeit, ; kosten sparende Newerungen bei 
- führung: der Platzkarten. — Keine Ungarn: Die Frage der Grenzan- ‚den schwedischen Staatsbahmen. — 
Beseitigung der Nonatskarten &; ' schlüsse. — Regelung der Zollauf- Die Lage der nelischen Eisen- 
kenn ährung im Saargebiet. gelder. — ee, Un- bahnen und die Börse. 
5 2 2 garns. — Ausbesserung südslawi-. Ann rt RR 
| er Tenlehumege ur do, "ramde Brüsetle Ku, dr 
Geheimer Baurat Dr.-Ing. Kem- er ‚ motiven ungarischen en en ne Damen 
x | — Ungarisch-Adriatischer Eisen- Rechtspfleae, - 
5 Bann : SER ar et bahnverband. — Rechtsspruch über Stiche Mirssionse 
sterreich: Abänderung der Be- die innerhalb ‘einer festgesetzten BETT x ee 
- zeichnung „Österreichische -Staats- “ Frist zu erledigenden Parteirekla- Amtliche Bekanntmachungen. 
er Verwaltung und Bewirtschaftung der Reichseisenbahnen. 
nn E om Staatsminister a. D. Wirkl. Geh. Rat Hoff, 
n dem Aufsatze: „Ausbau oder Wiederabbau des Reicheisen- | schäftshandhabung des Verwaltungskörpers Mängel folgen- 


u Reformvorschlägen, die eine grundsätzliche Änderung 
R  Verwaltungssystems betreffen, Stellung genommen. 
t eingegangen ist in der Abhandlung auf empfohlene 
regelungen innerhalb des Rahmens des 
tehenden Verwaltungssystemes. Manche 
7 Anregungen sind aber von solcher Bedeutung und Trag- 
3 ie, daß es nützlich und notwendig ist, sich Klarheit über 
u verschaffen, damit das begonnene Gesundungswerk nicht 
'alsche Bahnen geleitet wird und womöglich schweren Schaden 
richtet. - Der erste Platz gebührt hierbei einigen Ausfüh- 
ngen in einer von der „Frankfurter Zeitung“ weröffentlich- 
" Flugsehrift: „Die Verlustwirtschaft der Verkehrsbetriebe. 
nn R "Melchior und Staatsminister Oeser. 

Be; Zwar tritt in dieser Flugschrift Oeser den. Re- 
Pm länen  Melchiors  nachdrücklichst entgegen, - was 
ıkenswert ist und den Beifall erfahrener Eisenbahnfach- 
inner findet. Aber es werden dabei in dem Bestreben, die 
er des J ahres ‚1919 nicht gerade zu rechtferti- 
doch erklärlich zu machen, an 'einigen Stellen. Ein- 
TR in der  Verw altung und Wirtschaftsführung 
senbahnen in einer Form ‚besprochen, die 
cht die Schlußfolgerung zuläßt, daß‘ in der Ge- 


systems?“ in Nr. 3 dieser Zeitung vom 20. Januar d. J. 


Frankfurt a. M., 


hur 


schwerster Art gerade auf dem Gebiet der Wirtschaftsführung 
vorhanden seien. Mehr denn je ist es geboten, solchen Aus- 
führungen, die in die breite Öffentlichkeit gelangt sind, nach- 
zugehen und zu untersuchen, wie solchen Mängeln, wenn sie 
tatsächlich vorhanden sein sollten, abzuhelfen wäre. Diese 
Aufklärung ist zwingende Pflicht in einer Zeit, in der das 
Gesundungswerk notgedrungen Anforderungen in kaum noch 
‚erträglicher Höhe, an die am Eisenbahnwesen beteiligten 
Volkskreise stell. Hierzu einen Beitrag zu liefern, ist der 
Zweck dieser zweiten Abhandlung. 


1. Die Leitsätze der Eisenbahnverwaltungs- 
ordnung auf wirtschaftlichem Gebiete. 


Bie Flugschrift beschäftigt sich zumeist mit der Verwal- 
tung des Großbetriebes der preußisch-hessischen Staatseisen- 
bahnen, die am 1. April 1921, gleich den anderen Staatseisen- 
bahnen, auf das Reich übergegangen sind: und vorerst noch 
im allgemeinen nach den Grundsätzen der bisherigen Verwal- 
tungsordnung verwaltet werden. Diese Verwaltungsordnung 
"sel, so meint ÖOeser, „rein verwaltungstechnisch“; 
sie betrachte die Eisenbahn „im Grunde genommen ausschließ- 
‚lich als Verwaltung, die schön sauber in Ordnung zu halten 
ist, aber nicht als eine wirtschaftliche, auf Erwerb gerichtete 
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Unternehmung allergrößten Stils.“ Mit anderen Worten heißt 


dies: die Eisenbahnen werden verwaltet, aber 


nicht als ein Großbetrieb bewirtschaftet. 


Wer so über die Verwaltungsordnung der Eisenbahnen 
denkt, vergegenwärtigt sich nicht, daß das Organisationswerk 
einer Zeit entstammt, in der die Erträgnisse des 'Unterneh- 
mens nicht befriedigten und‘ das Parlament, wie auch die 
breite Öffentlichkeit nachdrücklichst größere Wirtschaftlich- 


keit verlangten. Erst recht aber übersieht er die Erfolge, 
die unsere Eisenbahnen seit dem Beginn der Wirksamkeit 


des Organisationswerkes in günstigen und weniger günstigen 
Zeiten ‚erzielt haben, die untrüglichsten Zeichen ge 
sunder Bewirtschaftung. Tatsächlich hat das Werk 
es den Eisenbahnen ermöglicht . und ‚erleichtert, nicht nur 
ihren großen volkswirtschaftlichen und sozialen Aufgaben 
vollauf gerecht zu werden, sondern auch von. Jahr zu Jahr 
sehr beträchtliche Überschüsse für allgemeine Staats- 
zwecke abzuwerfen. In den letzten zehn Jahren vor dem 
Ausbruch des Krieges (1904—1913) hat die Benve 6,80; 7,13; 
7,07; 6,10; 4,78; 5,94; 6,47; 7,20; 7,17; 6,39 Prozent des Anlage- 
wertes betragen. Wahrlich ansehnliche Zahlen! Sie sind noch 
höher zu bewerten, wenn sie mit den Dividenden der Privat- 
unternehmen verglichen werden, die den Gewinn des Aktien- 
kapitals darstellen, während der Anleihetell des Anlage- 


kapitals der Regel nach wesentlich geringer verzinst wird. | 
Wenn die Überschüsse der Eisenbahnen in der Kriegszeit her- 


abeingen und sich zuletzt in Mindererträge verwandelten, so 
war dies hauptsächlich die Folge davon, daß die Eisenbahn- 
tarife auch nicht entfernt in dem Maße gesteigert wurden, wie 
die Preise in der Gesamtyirtschaft, insbesondere bei den 
Kriegsbetrieben. Jedenfalls wäre es grundfalsch und unge- 
recht, diese Folge der. Kriegswirtschaft dem ea 
werk aufzubürden. 


Kein eisenbahnkundiger Wirtschaftspoltiker kann im un- 
klaren sein, daß die großen Erfolge nicht durch die Gunst 
der Verhältnisse unseren Eisenbahnen in den Schoß gefallen 
sind, daß vielmehr ihre Verwaltung und Bewirtsehaftung nach 
den Leitsätzen, die im Organisationswerk vorgezeichnet sind, 
wesentlichen Anteil daran haben. Diese Leitsätz ©, be- 
stehen. darin, daß auf der einen Seite alle Landesteile, 
ob verkehrsreich oder verkehrsarm, von der Eisenbahnver- 
waltung gleichmäßig zu behandeln sind, und daß 
zu diesem Zwecke die Wirtschaftsführung auf 
einen günstigen Erfolg des Gesamtunterneh- 
mens gerichtet sein muß, daß aber auf der anderen Seite 
ein solcher Erfolg nur erreichbar ist, wenn das Organisations- 
werk allen Gliedern des gewaltig: großen Verwaltungskörpers 
Geist und Sinn für verständige Sparsamkeit 
und Wirtschaftlichkeit eingeprägt und in ihm dau- 
ernd lebendiz hält. 

Um dieses Ziel — in Wahrheit eine Bewir eohaktine 
nach allergrößtem Stil — sicherzustellen, beschränkt 
sich das Organisationswerk — im Gegensatz zu allen. frühe- 
ren, weniger erfolgreich und darum recht kurzlebig ge- 
wesenen Organisationen — nicht auf die rein verwal- 
tungstechnische Seite, die eigentliche Verwaltungs- 
ordnung, sondern es regelt zugleich in einem besonderen 
Teile, der Finanzordnung, die Wirtschaftsgebarung und 
die _ Rechnungsformen, und zwar sowohl großzü gig 
auf das Ganze sgerichte, als auch  tiefgreifend 
bis in alle Einzelheiten der Geschäftsvorgänge, Exhat 
damit gerade die wirtschaftstechnische Seite stark 
in den Vordergrund gerückt. Überflüssiger' Ballast 
ist über Bord geworfen. Was verblieben ist und dem 


Laien zum Teil als „fein saubere Ordnung“ ‘erscheinen 
mag — übrigens «ine für alle Wirtschaftsunternehmen. 
empfehlenswerte Eigenschaft —, ist in Wirklichkeit eine 


der festen Säulen, ohne die «ine gedeihliche Bewirtschaftung 
des Großbetriebes der Eisenbahnen, dem kein anderes zur 
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klaren und großangelegten 


"unterwehmungen) nicht zu scheuen, und ist gerade w 


bahnverwaltungen dies In. und Auslandes mit vorbildlich g 


"meint, es habe ihn „als wirtschaftlich orientierten Mann | 


- weniger vorteilhaft gearbeitet werde als in jener mit neue: 


und dort relativ teuer gearbeitet wird? 


‚Augen, wie unklug es ist, über die inneren Einrichtungen 
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Seite gestellt ren kann, und der daher mehr noch als oder 
andere auf ‚Ordnung halten muß, unmöglich "wäre, > 
Das von solchen Leitsätzen zielbewußt durchsetzte, nach“ 
Plänen ‘ des Staatsminister 
v. Thielen. eines der hervorragendsten Verkehrsmänner 
Wirtschaftspolitiker -Deutschlands, geschaffene Organisatio 
werk ist im gleichen Geiste und Sinne, wie der Vierfa 
dieses Aufsätzes, einer der wenigen noch lebenden Mitarbei 
an dem Werke, in langjähriger Tätigkeit an leitenden Stel 
beobachtet hat, mit dem Fortschreiten seiner Aufgaben. ste 
ausgebaut ‘worden. Es zeigt nichts von Rückständig 
braucht den Vergleich mit den bestgeleiteten großen Priv 


der Grundsätze, Einrichtungen und Erfolge seiner W 
schaftsführung bis in die Kriegszeit hinein für manche Eis 


wesen. 

An diesen Tatsachen ist nieht zu rütteln, 
Die Flugschrift kennt alle diese Vorgänge, Einrichtung 
und Erfolge nicht, betrachtet sie nicht in ihrer auf Vol 
wirtschaft und jStaatsfinanzen ausgeübten Gesamtwirkung, 
befaßt sich vielmehr mit Dingen, die nicht im gering 
sten für die ‘Richtigkeit der Annahme sprechen, daß d 
Organisationswerk die Eisenbahnen nicht als ein auf Er 
gerichtetes Unternehmen allergrößten Stils betrachte. O 


# 


geradezu zur Verzweiflung gebracht, daß die einfachsten re 
nerischen Dinge, ohne deren Kenntnis ein kaufmännis 
Vorgehen allerdings schwer ist, hinter einem diebten Schle 
zu liegen schienen“. Er tadelt den Mangel des rechnerisch EN 
Nachweises darüber, ob und inwiefern bei der Unterhaltung 
der Fahrzeuge in dieser Werkstatt mit älteren Einrichtung 


Einrichtungen, ferner ob und mit wieviel größerer Wirtscha 
lichkeit ältere Lokomotivtypen durch neue ersetzt werd 
könnten, und ‘er wirft die Fragen auf: „Wieviel kostet 
Lokomotivkilometer vor dem Personen- und vor dem Gü 
zuge, mit dieser oder jener Lokomotive? Welches Rangi 
system stellt sich am billigsten? Ist es möglich, eimen Dim 
tionsbezirk in wirtschaftlicher Hinsicht mit einem and ' 
zu vergleichen und festzustellen, warum hier relativ billig 
"Wenn ich fests 
daß auf diese und viele ähnliche Fragen eine exakte_ 
wort nicht zu erhalten ist, so werden Geschäftsleute a 
die Hände über dem Kopf zusammenschlagen; aber es ist 
wendig, diese klaffende Lücke aufzudecken, um zu ze 
in welcher Richtung ‘ sich die Neuorga 
sationzu bewegen hat.“ 

Diese Ausführungen treffen den Kern an Aufgaben und 
Einrichtungen der Verwaltung nicht: aber sie führen d 
Eisenbahnfachmann ‚so recht klar . und sindringlich 


Verwaltung und darüber, warum sie so und nicht anders 
schaffen sind, so wenig und dies Wenige so selten in 
Öffentlichkeit zu bringen. Sie bestärken die Allgemei 
in der Meinung, es fehle dem Eisenbahnverwaltungskö 
der „kaufmännische“, das soll heißen, der echte wirtse 
liche Geist und Sinn. Gibt es doch Kreise, die trotz aller 
folge der Eisenbahnen einen wesentlichen Teil der Schi 
an der heutigen Verlustwirtschaft gern dem Verwaltu: 
körper zur Last legen möchten, die ihn als rückständig p 
trachten und es so darstellen, als ob er kurzsichtig, in selb 
gefälliger Zufriedenheit, ja Saumseligkeit und Bequemli 
keit unter tunlichster Schonung des Denkvermögens : 
und nichts weniger als wirtschaftlich gedeihlich. 
So ungerechte und ungiereimte Anschauungen er 12 
dem ganzen Inhalt der Flugschrift von Oeser sicherlich nic 
geteilt; aber sie erhalten immer wieder neue Nahrung, we 
nicht Entstehen, "Wesensart, Ziele und Erfolge der inne 2 
Verwaltungs- und Wirtschaftseinrichtungen ‚ohne Un 


Allgemeinheit veranschaulicht werden. ie Dinge liegen 


en leider allzuleicht ins Blaue hinein beurteilt, Unsere 
bahnfachleute haben daher allen Anlaß, ihr Licht nicht 
unter den. Scheffel zu stellen, sondern vielmehr dienen, die sich 
mit Vorliebe an dem Schlagwort der „kaufmännischen Gie- 
schäftsführung“ berauschen, unverdrossen vor Augen zu 
führen, daß auch «ein Beamtenkörper wahrhaft wirt- 
schaftliche Einrichtungen schaffen kann, in Wirklichkeit 
geschaffen hat und mit Erfole zu handhaben weiß, soweit 
nicht Rücksichten. gemeinwirtschaftlicher Art entgegenstehen ; 


Rücksichten, die der Geschäftswelt nicht so große Sorgen zu ' 


bereiten pflegen. 

Tatsächlich ist in der Eisenbahnverwaltung alles das vor- 
enden: was sie zur Bewirtschaftung des Eerachmong 
nach Art des guten Kaufmanns, worauf es ankommt, ge- 
braucht. Nichts fehlt ihr, was andere Großbetriebe, beispiels- 
weise die Postverwaltung, besitzen und was innerhalb der 
Ssrenzen des Möglichen und Vernünftigen beschafft werden 
ann. Nur darf man bei der. Beurteilung der Eisenbahnver- 
waltung nicht den Maßstab gewöhnlicher. oder gar kleinster 
Verhältnisse anlegen. Vielmehr muß man sich vor Augen 
alten, daß der Eisenbahnbetrieb von ganz ungewöhnlicher 
Hröße ist, daß es sich nicht um ein örtlich begrenztes und 
laher leichter übersehbares Werk, sondern um «ein sich von 
len äußersten Grenzen des Ostens und Nordens durch ver- 
sehrsdichte und verkehrsundichte Gebiete bis zum äußersten 
Westen und Süden weitmaschig hinziehendes und dennoch 
inheitliches Verkehrsunternehmen handelt, das viele 
'ausende von örtlichen Betrieben zum Teil sehr bedeutenden 
Imfangs umschließt, und zu dessen Bewirtschaftung außer 
‚ler Zentralleitung die Bezirksverwaltungen berufen sind, denen. 
ach ihrer Zusammensetzung durch befähigte Kräfte: aller 
achrichtungen und nach ihrer Zuständigkeit zahlreiche und 
wichtige Aufgaben zur eigenen Erledigung oblvegen. Man 
auß sich klar darüber sein, daß das Organisationswerk eines 
lchen Betriebes mit seinen eigenartigen Aufgaben, dem ge- 
altig großen Umfang der Geschäfte und der Riesengröße des 
chnischen Apparats nur auf wahrhaft großzügigen Vier- 
altungs- und. Wirtschaftsgrundsätzen aufgebaut sein darf, 
enn. das Ganze und nicht minder jeder Teil gedeihen soll. 
Diese großzügige Auffassung hat sich die Flugschrift in 
@n angeführten Auslassungen nicht zu eigen gemacht. Nur 
wird es auch erklärlich, daß sie für die noch ausstehende 
uo uorganisation der Rejchseisenbahnen zu Anregungien 
„die, wie in den folgenden Abschnitten dieser Abhand- 
ung est wird, zu dem Gegenteil von dem führen wür- 
en, was gefühlsmäßig als großzügige Verwaltung und Be- 
' En: empfunden, aber in: ihrem Wesen nicht richtig 


| 


Keine Bezirksertragsberechnungen.. 


_ wichtigste der in der Flugschrift aufgeworfenen #ein- 
Verwaltungsfragen ist die Frage nach der relativ bil- 
n. oder teuren. Arbeit der einzelnen Bezirksverwaltungen, 
Ben a der bisherigen preußisch-hessischen Staatseisen- 
ıımen also jedes der 21 nach ihrer Veerkehrsdichte und Ver- 
‚sh nach ihrer Größe und Streckenbeschaffenheit völlig 
Ü ‚leichen Eisenbahndirektionsbezirke. Die erste und haupt- 
‚chlichste Voraussetzung für die exakte, d. i. ziffernmäßige 
2 santwortung dieser Frage ist die Ervechnung der Rentabili- 
 & jedes Bezirks. Ist aber eine solche Berechnung an sich 
08. lich, und könnte sie, wenn sie möglich wäre, zur Beurtei- 
ng des‘ größeren oder geringeren wirtschaftlichen Ver- 
“ändnisses, Sinnes und Wirkens der einzelnen Bezirksyer- 
Albungen irgendwie dienlich sein? 
Es ‚gab eine Zeit, in der die Staatsbahndirektionsbezirke wirt- 
haftlich. selbständig waren. Sie hatten ihren eigenen Haus- 


Er 


cht wie der äußere Eisenbahnbetrieb vor aller Augen und . 


und en. ihre eigene DB. Sie buchten alle 
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reebnung jedes Bezirks mit jedem. anderen ermittelt — an- 
teilig zustanden; selbstverständlich waren infolgedessen die 
Bezirksverwaltungen bei der Beurteilung aller Tarifmaß- 
nahmen. von dem Einfluß auf den Ertrag des eigenen Bezirks, 
nicht des Staatsbahngebiets als einer Verkehrseinheit geleitet. 
Jeder Bezirk hatte natürlich seinen eigenen Führpark, kontrol- 
lverte dessen Benutzung in jedem anderen Bezirke, hielt auf be- 
schleunigsten Rücklauf und verursachte, namentlich im Wagen- 
park, starke Leerläufe. In jedem Bezirk gab es Konstruk- 
tions- und Beschaffungsstellen. für den. technischen Apparat; 
die Bauarten zeigten infolgedessen große Unterschiede, was 
die gemeinsame Benutzung erheblich erschwerte. Über den 
durchgehenden Zugverkehr, über die Grenzbahnhöfe zwischen 
den Bezirken und über andere gemeinsame Anlagen wurden. 
Albrechnungen aufgestellt, die häufig die glatte Betriebsdurch- 
führung störten und behinderten, 

Ob solche Ertragsberechnungen in früherer Zeit für den 
tarifarischen Wettbewerb mit den Privatbahnen nötig und 
brauchbar waren, sei dahingestellt; jedenfalls käme gegen- 
wärtig ein solcher Zweck nicht mehr in Frage, Selbstver- 
ständlich waren die Rechnungsergebnisse der Bezirke, im 
ganzen und auf Strecken-, Verkehrs- und Leistungseinheiten 
zurückgeführt, verschieden. Hingegen ergaben die Ertrags- 
berechnungen nicht, konnten auch nicht ergeben, inwieweit 
die Verschiedenheit des Erträgnisses auf die Eigenart der 
Verkehrs- und Streckenverhältnisse jedes Bezirks oder auf 
eine ungleichwertige Wirtschaftshandhabung durch die Be- 
zirksverwaltungen zurückzuführen waren. Nur die Wahr- 
nehmung war allgemein, daß diese Art der Rechnungsführung 
gewaltig große Arbeit und Kosten verursache, 
mithin vor der Zerrissenheit zur, — der Privatbahnen nicht 
viel voraus habe. 

Bedenklicher 
Bevölkerung und 


die Unzufriedenheit der 
insbesondere der freien Wirt- 
schaft mit solchen Zuständen. Der Allgemeinheit 
kam es darauf an, daß der Verkehr ohne Rücksicht 
auf irgendwelche Innerlandgrenzen ‚gleichmäßig bedient 
werde. Wie die Postgebühren sinheitlich waren, so 
verlangte man auch einheitliche Eisenbahngebühren, gleiche 
Tarif- und andere Gebührensätze, gleiche Wagen- und Güter- 
klassen. Dazu trat das weitere Verlangen, daß der Lokomo- 
tiv- und insbesondere der Wagenpark, ohne Rücksicht 
auf seine Zugehörigkeit zu diesem oder jenem Bezirk, bis zur 
höchsten Leistungsfähigkeit ausgenutzt werde, und daß auch 
bei zeitlichen. und gebietlichen Weiellenbewegungen des Ver- 
kehrs usw. in dem einen Bezirk Mangel, in dem anderen Aus- 
kömmlichkeit oder gar Überfluß herrsche. 

Es kann nicht wundernehmen, daß die Eisenbahnverwaltung 
— auf ihr eigenes gutes Gesamtwirtschaftsergebnis bedacht 
und vom allgemeinen Wirtschaftsleben nicht abseits, sondern 
mit ihm in lebendiger Fühlung stehend — die solchem Fort- 
schreiten hinderlichen Bezirkssysteme immer mehr «ein- 
schränkte, die Einheitssysteme hingegen stetig ausbaute 
und damit die gesamte Volkswirtschaft der Vorteile des 
Großbetriebes möglichst gleichmäßig veilhaftig machte. Es 
sei vor-allem an den unabsehbar großen Nutzen der Gleich- 
mäßigkeit der Personen- und Gütertarife aller 
Klassen und aller Bezirke erinnert; Maßnahmen, die nur 
dadurch möglich gemacht werden konnten, daß das ganze 
große Gebiet mit seinem betrieblichen und wirt- 
schaftlichen Gesamterfolge, trotz der größten Ver- 
schiedenheit der einzelnen Gebietsteile, als ein Einheits- 
gebiet angesehen wurde, und die naturnotwendige, denkbar 
größte Verschiedenheit der Rückwirkung der Einheitsmaß- 
nahmen auf die nach Verkehrsart und Verkehrsdichte un- 
gleichen Bezirke völlig außer acht blieb. Das gleiche gilt 
von der Loslösung fast des gesamten Güter- 
wagenparks aus der Zugehörigkeit zu den 
einzelnen Bezirken und seine Freizügikeit 
in der Benutzung und Unterhaltung im ganzen Gebiete; es 


war 
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gilt weiter von Verkehrsleitungen und Zugein- 
richtungen lediglich nach der betrieblichen 
Zweckmäßigkeit des Gesamtgebiets, nicht der einzelnen 
Bezirke. Um solche Großtaten durchführen zu können, waren 
auch andere Einheitsmaßnahmen nötig, Die 
Bauart des’ Fuhrparks und der Sicherungs- 
anlagen mußte so einheitlich wie möglich werden; Bahn- 
strecken, die noch in voller Ordnung waren, wechse lten 
mit großem Geldaufwande den Oberbau, ge 
waltig große Gleis- und Rangieranlagen; Um2 
gehungs- und Entlastungsbahnen, kostspie- 
lige Brückenwerke wurden aus wohlerwogenen Grün- 
den des durchgehenden Verkehrs und: der Gesamtwirtschaft 
in Bezirken, die vielleicht auch heute noch nur 
mit wenigen Kilometern am Massenverkehr 
beteiligt sind, ausgeführt und manche davon mit 
starkem Fuhrpark und Bedienungspersonal ausgerüstet. 
- Und wiederum gestützt auf die Erfolge des 
Gesamtunternehmens traten auf der anderen 
Seite hier. und dort in den Bezirken zu den  vor- 
handenen neue Bahnlinien, deren Uneinträglichkeit zum 
' wesentlichen Teile gerade infolge der einheitlich bemessenen 
Grundsätze der Tarife, der Beamtenbesoldungen, Arbeiter- 
löhne und anderer Aufwandssummen 
Ehemalige Privatbahnunternehmungen und vom Staate 
erbaute Bahnlinien wurden je nach dem Gesamtplan hier zer- 
legt und dort zusammengeschlossen, und überall traten an die 
Stelle der verschiedenartigen Grundsätze der Privatbahnwirt- 
schaft die der Gesamtwirtschaft der Statseisenbahnen. 
Diese nur bruchstückweise angeführten Vorgänge im 
Werdegang unserer Eisefbahnen werden ausreichen, um auch 
dem Laien verständlich zu machen, daß in ‚einem solcherart 
entstandenen und solcherart nach dem Gesamterfolge 
einheitlich geleiteten Verkehrsunternehmen 
— genau so wie bei der Postverwaltung — für Ertragsberech- 
nungen der Bezirks verwaltungen, denen die Bestimmung 
der wesentlichsten Faktoren der Einnahmen und Ausgaben’ 
entzogen sind, kein Raum ist.- Sie wären, abgesehen von 
mancherlei Nachteilen betrieblicher Art, 
1. wenn überhaupt, so nur mit ‚unkontrollierbaren Schätzun- 
gen wesentlicher Rechnungsposten möglich, deshalb 
3 für die Beurteilung des wirtschaftlichen Wirkens der Be- 
zirksverwaltungen unbrauchbar, ferner 
3, für. die Entschließungen der Zentralleitung bei der ihr 
vorbehaltenen Festsetzung allgemeiner Art unzulänglich, 
wenn nicht völlig wertlos, und 
4. unter allen Umständen mit einem ungeheuer großen Auf- 
wande von Arbeit und Kosten verbunden; ein Bürokratis- 
mus im übelsten Sinne des Wortes. 
Aus diesen Gründen kennt‘ das 
Eisenbahnen, genau so wie das der Postverwaltung, keine 
Ertragsberechnungen für 
Gesamtbezirk. Das ist keine‘ „klaffende 


für den 


Lücke“, sondern eine sehr verständige und echt wirtschaftliche 
Maßnahme einer eisenbahnfachkundigen Verwaltung. 


Es wäre win betrieblicher und wirtschaftlicher Fehler 
bedenklichster Art, dem- Gedanken nachzugehen, Bezirks- 
ertragsberechnungen mit allen den Voraussetzungen 
und Folgewirkungen, ohne die solche Abschlüsse in 
nur einigermaßen brauchbarer Gestalt nicht möglich 
wären, wieder einzuführen. Das wäre kein Fortschritt, aber 
ein ‚bedenklicher Rückschritt. Eine der stärksten Säulen am 
Verwaltungsbau der Eisenbahnen nach 
könnte damit zertrümmert werden. 


3. Praktische Wirtschaftskontrolle. 


Selbstverständlich ist «s dem Organisationswerk nicht 
fremd, daß es zur Betätigung und Überwachung der Wirt- 
schaftlichkeit im Gesamtgebiete und in den Bezirken wirk- 


 samer Einrichtungen bedarf. Die Zentralstelle trifft 


zirksverwaltungen müssen dauernd über die Wirtschaft 


licher Wirksamkeit geschaffen. Die Bezirksverwaltu 


im voraus feststand. | 
auf die Kopfzahl des Personals in den verschiedenen D 
‚die Menge und Art des verbrauchten Materials, die Wieder 


zum Stücklohn in. den Ausbesserungswerken, Gütense 


| andere für die Wirtschaftsführung wichtige Dinge. 
| angeht und Nutzen verspricht, werden mit den Erge 


 kilometern und anderen! festen oder veränderlichen G 
 Gesamtbezirk sowohl als auch für die einzelnen Bezi 
Organisationswerk der 


die Direktionsbe- 
zirke, sondern nur eine Ertragsberechnung. 


oder gar vorbeugend eingreift, nicht erst den Zeitp 


| nützes Nachhinken bedeuten. würde, Die Wirtschaftskot 
allergrößtem Stil 


| Wirksamkeit, und das Organisationswerk hat die Grund 


ee Zeitung des Ver: 
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Anordnungen wirtschaftlicher Art, aber auch den Be: 
waltungen obliegen bedeutsame Aufgaben in der 
schaftung großer Verkehrsgebiete. Zentralleitung u 


des Unternehmens unterrichtet sein und nach Richtl 
wirtschaften, die der, jeweiligen Lage 
sprechend gleichartigsindund einem Ge 
ziel zusteuern. ; % 

Die bereits erwähnte Finanzordnung hat dies 
richtungen und damit für alle Stellen dem Boden erspr 


halten von der Zentralleitung das, was sie zur Betrieb 
rung brauchen, teils durch Wirtschaftspläne nach dem 
aufwande, teils durch Verteilungspläne nach der. Stellen. 
Kopfzahl des Personals in den verschiedenen Dienstzwe 
nach der Zahl und Art der Fahrzeuge und Geräte, nach 
Menge und Art der Bau- und Betriebsstoffe usw. auf G 
genauer Anschläge zugeteilt. Durch Unterverteilungspl 
bestimmen die Bezirksverwaltungen die Grenzen der E 
bewirtschaftung der Aufsichtsbezirke (Amtsbezirke) und 
die wichtigeren Vorgänge auch der ausführenden Stelle 

Der wirkliche Aufwand unterliegt der steten. 
wachung, und dies üst von Anfang an nicht nur. auf 
den Rechnungen erscheinenden Ausgabeposten, sonde: 3“ 
Regel’ nach sogar vornehmlich, auf die Ursach 
des Geldaufwandes gerichtet, und zwar je nach den Umstän 


zweisen und bei den vielen Tausenden von Dienststell 


wendung des Altmaterials, die Vertragspreise, das Ver 
nis der eigenen zur Unternehmerarbeit und des Tage 


und auf den Bahnstrecken, die Länge der unterhalten: 
umgebauten Gleise, die Zahl und Art der kleinere 
größeren Ergänzungen, die Zahl der unterhaltenen Fal 
das Fortschreiten nutzbringender Verbesserungen, die 
musterung älterer Fahrzeuge, die Ausnutzung der Züge soV 


der Lokomotivkraft und Wagentragfähigkeit und: 18 


der Erhebungen auch Vergleiche nach der Bahn- oder 
länge, nach Lokomotiv-, Zug-, Wagenachs-, Personen-, T< 


angestellt. Die gewonnenen Durchschnittszahlen 
denen. der Vergangenheit gegenübergestellt, und zwar 


auch für Gruppen von Bezirken, je nachdem sie bei 
oder jenem der Wirtschaftzweige als vergleichbare 
geeignet erscheinen. £ ne - 
Vor allen Dingen wird bei einer solchen, led 
praktischen Zwecken dienenden Wirtsch 
kontrolle Wert darauf gelegt, daß sie möglichst 
verweilt einsetzt, der frischen Tat auf dem Fı 


‘wartet, an. dem ein Jahresrechnungsabschluß zusam 
bar ist und im raschlebigen Verkehrsbetriebe sich 
schaftlichen und betrieblichen: Verhältnisse bereits 
ändert haben können, daß ein Nachforschen. nach den 
von unwirtschaftlich ‚erscheinenden Handlungen nu! 


sind daher in der Regel nach Monats- und andere: 
abschnitten eingerichtet. Sie sind zwischen. der Zen 
und den Bezirksverwaltungen, zwischen diesen und de 
sichtsorganen und zwischen allen leitenden, verwalten 
beaufsichtigenden Stellen und dem ausführenden Die 


dafür geschaffen, daß sie streng durchgeführt wer 
Zu solchen schriftlichen Überweisungsplänen, Ra 
und Kontrollen tritt die in weitestem Umfange vo: 


N 


bendige Verbindung durch Revisionen und Besich- 
gungen.der obersten Leitung in den Bezirken, der Be- 
sverwaltungen bei den Aufsichtsstellen und beider im 
Bendienst. Solche lebendige Dienstüberwachung, für die 
. Einrichtungen und Kräften nicht fehlt, soll jederzeit in 
Wirksamkeit sein, keine Anstrengung scheuen und voraus- 
schauend und vorbeugend eingreifen, wo es angezeigt ist. Sie 
d zu jeder Zeit des Tages und der Nacht, bei günstiger und 
günstiger Witterung, an. schwächeren Stellen stärker als an 
deren, am Werke, vieltausendmal wirksamer als papierene 
achweise aller Art, zu denen ganz besonders auch parlamen- 
tarischer Drang nach rednerischer Mitbetätigung so oft An- 
- Die so gearbtete Wirtschaftskontrolle ist, wie der Erfolg 
lehrt, von großem Nutzen gewesen. Sie mag nicht selten un- 
"bequem sein, hat auch schon den Vorwurf der Fiskalität, das 
Gegenstück zum Vorwurf mangelnder Bewirtschaftung, auf 
ich greladen, wird aber schwerlich durch irgendeine anders-. 
artete, ein gutes Wirtschaftsergebnis verbürgende Newein- 
‚htung ersetzt werden können. Sie ist das nach der Eigenart 
s Eisenbahngroßbetriebes an sich Gegebene. Natürlich muß 
‚ mit den Aufgaben der Verwaltung fortschreitend, stetig 
sgebaut und insbesondere der durch den Übergang der 
atseisenbahnen auf das Reich sowie durch andere politische 
rgänge meu geschaffenen Sachlage ‚angepaßt werden, wie 
‚in mehreren Artikeln dieser Zeitung bereits ausführlich 
gelegt ist. Hier bietet.sich für die von der 
chseisenbahnverwaltung geplante Neu- 
ganisation, um diese unter die Maßnahmen, 
zur Wiedergesundung der Finanzen nötig 
d, mit wirklichem Erfolge einzureihen, ein 
»t aussichtsreicher Betätigung. Re 


Selbstkostenberechnungen für einzelne 
E Geschäftszweige. 


Nicht auf einwandsfreien Tatbeständen und Feststellungen 
die Wirtschaftskontrollen fußen die Selbstkostenberech- 
ngen für einzelne Geschäftszweige des tausendfältig in- 
ergreifenden Gesamtbetriebes der Eisenbahnen. Die 
en. des Ineinandergreifens und der gegenseitigen Beein- 
& sind so unbestimmt und veränderlich, daß es sich bei 
erausschälen der Selbstkosten wahrlich nicht, wie die 
remeinheit annimmt und auch Oeser zu meinen scheint, 
“ ie einfachsten rechnerischen Dinge“, sondern im Gegen- 
il um äußerste schwierige finanztechnische 
! ragen handelt, deren Lösung im Laufe der Jahre 
 tüch: gste Männer der Wissenschaft und Praxis auf den Plan 
n hat und noch immer mit verwickelten Aufgaben. be- 
ig | | | 
cht einmal die Zerlegung der Selbstkosten in die beiden 
Ben Geschäftszweige des Eisenbahnbetriebs, in 
e für den Personen- und für den Güterver- 
ist ohne grobe Schätzung möglich, weil ein sehr großer 
 Gesamtaufwands gemeinsam ist und es kein Mittel 
‚ die auf diesen oder jenen Teil entfallenden Kosten bei 
m Entstehen rechnerisch zu erfassen. Würde aber dennoch 
‚ mit erheblichem Kostenaufwande Unterlagen und 
te für solche Selbstkostenberechnungen zu schaffen, und 
sich alsdann, wie zahlreiche Versuche und Betrach- 
en sachverständiger Kreise vermuten lassen, ergeben, daß 
Personen verkehr in sehr vielen Gebieten, vielleicht auch 
imtgebiete, mehr kostet als er einbringt, und daß bei 
tigen Zuständen der Unterschied zwischen ihm und 
iterverkehr noch größer ist als vor dem Kriege, so 
damit für die Wirtschaftsführung der Eisenbahnen wenig 
nnen. Denn niemand kann wissen und berechnen, 
€ ' Güterverkehr erst der Personenverkehr hervorruft, 
hen: Personenverkehr der Güterverkehr bedingt, mit 
en Worten, inwieweit der uneinträglichere Personenver- 
Quelle und Bedingung des Güterverkehrs ist. Überdies 
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ist allgemein bekannt, daß für die Bedienung des Personenver- 
kehrs und die Bemessung der Fahrpreise letzten Endes Er- 
wägungen volkswirtschaftlicher. Art ausschlaggebender sind 
als die vermutlichen Selbstkosten. Hohe Kostenaufwendungen 
für die Ermittlung solcher Selbstkosten wären unter diesen 
Umständen kaum zu rechtfertigen. . ? 

Nicht wesentlich anders sind die Selbstkostenberechnungen 
anderer, begrenzterer Betriebszweige zu beurtei- 
len, wie des Personen- und des Güter zu g dienstes im ganzen 
und zerlegt auf Wegeeinheiten, namentlich auf Lokomotiv- 
oder Wagenachskilometer, oder gar, wie in der Flugschrift 
verlangt zu werden scheint, auf die Leistungen von einzelnen 
Lokomotivarten im Personen-, Güterzug- und Rangierdienst. 
Der Eisenbahnfachmann kennt die Schwierigkeiten solcher 
Berechnungen, wie beispielsweise der in der Flugschrift als 
so leicht ermittelbar gedachten Leistungswerte der 
Lokomotiven. Er weiß, mit welcher Mannigfaltigkeit 
und Veränderlichkeit der. Leistungen der Lokomotiven zu 
rechnen ist. Setzen sich doch die Lokomotivkilometer aus 
den Leistungen vor den Zügen, im Vorspann- und Schiebe- 
dienst, aus den. Leerfahrten, aus dem Rangierdienst auf den 
Bahnhöfen und Anschlußgleisen, aus dem Bereitschaftsdienst. 
(Dampfhalten) und aus anderen Leistungen auf den Bahn- 
höfen zusammen. Und muß doch, da im allgemeinen der Zug- 
dienst weniger Lokomotivdienststunden erfordert als der 
Dienst auf den Bahnhöfen und Anschlußgleisen, für die 
größere Dienststundenzahl, statt der nicht serfaßbaren wirk- 
lichen, eine rechnungsmäßige Lokomotivkilometerzahl nach 
angenommenen Durchschnitten ermittelt werden, Werden doch 
die Kosten des Lokomotivkilometers stark beeinflußt von der 
Zuggeschwindigkeit und Zugstärke, die örtlich und zeitlich 
verschieden und wechselreich sind, ferner von der Beschaffen- 
heit des Heiz- und Schmiermaterials, von der Vernichtung der 


lebendigen Kraft durch ungünstioe Stvecken- und Witterungs- 


verhältnisse, durch Bremsen auf den Bahnhöfen, von der Art 
der Unterhaltung und von manch anderem, was ebensowenig 
ziffernmäßig greifbar ist. Giehört doch zu den Selbskosten des 
Lokomotivkilometers auch ein Teil der Kosten des gesamten 
örtlichen und des Veerwaltungsdienstes, deren Zerlegung nur 
auf Annahmen beruhen. kann. 

‚Die unter solchen und noch anderen schwierigen Umständen 
ermittelten Selbstkostensätze können dem im Eisenbahndienste 
stehenden Fachmann nur als rohe Durchschnitts- 
werte gelten und nur allgemeine Anhalts- 
punkte für seine Geschäftshandhabung bieten, zumal dar- 
über, ob diese oder jene Art der Ermittelung die zweck- 
mäßigere oder richtigere ist, die Meinungen der Sachverstän- 
digen oft auseinandergehen. Zuverlässigere Grundlagen sind 
für ihn die in übersehbaren Grenzen im täglichen Dienst 
gewonnenen Erfahrungen und die Ergebnisse praktischer 
Versuche, denen mit Recht so große Bedeutung beigelegt 
wird und erhebliche Geldopfer gebracht werden. Viel kommt 
auch auf die Diensthandhabung durch die berufenen Stellen 
und das Bedienungspersonal an. Wo insbesondere die Leitung 
und Aufsicht gut bestellt ist, wird das Urteil.darüber, welche 
Lokomotivgattungen für diese oder jene der verschieden- 
artigen Dienste in einem Leistungsbezirke mit größerem oder 
geringerem Vorteile verwendet werden können, der Wirklich- 
keit nahekommen. Diese Urteile, gestützt auf wirtschafts- 
technische Wahrscheinlichkeitsrechnun gen, werden auch die 
untrüglicheren Unterlagen für die Entschließungen der kon- 
struierenden und beschaffenden Stellen über Bauänderungen, 
Ausmusterungen und Neubeschaffungen bieten. Daß es aber 
an der geeigneten. Leitung und Aufsicht durch voll befähigte 
Kräfte in unserer Eisenbahnverwaltung fehle, wird. niemand 
mit Grund behaupten können. 

Wenn dessenungeachtet sich im Fuhrpark noch eine An- 
zahl älterer Fahrzeuge befindet und Ausbesserungswerke so- 
wie mechanische Einrichtungen hier oder dort nicht mehr 
voll den modernsten Anforderungen entsprechen, so ist der 


_— 


Nr, 13 


Grund dafür auf keinen Fall der „dichte Schleier“, hinter dem 
sich „die einfachsten rechnerischen Dinge“ verbergen. An 
Anträgen und Plänen für Verbesserungen, Neubeschaffungen, 
Erweiterungs-, Umbauten und Neubauten, mit völlig hin- 
reichendem Zahlenmaterial begründet, wird es auf maschinen- 
technischen wie auf bautechnischen und anderen Gebieten des 
Eisenbahnwesens, für die Srlbstkostenberechnungen ebenso 
schwierig sind, nicht gefehlt haben und nicht fehlen. Dafür 
bürgt die Zusammensetzung und Besetzung der leitenden und 
beaufsichtigenden Stellen mit geschulten und befähigten Kräf: 
- ten und das natürliche Bestreben jeder Stelle, das eigene Wirt- 
schaftsgebiete an allen Fortschritten, soweit irgend möglich, 
teilmehmen zu lassen. Wohl aber wird das Gebundensein 
der Verwaltung an die jeweilige Finanzlage dem Stattgeben 
der Anträge Grenzen gezogen haben, die es nicht gestatteten, 
den Fuhrpark und die anderen technischen und mechanischen 
Anlagen in allen ihren Teilen und an allen Orten, den 
gewaltigen technischen Fortschritten folgend, stets: auf 
modernster Höhe zu halten. Genau so ist es in der freien 
Wirtschaft; auch bei ihr gibt es Anlagen und Einrichtungen, 
die nicht mehr dien modernsten Anforderungen entsprechen ; 
auch dort gibt es neuere und ältere Werke und Werksteile, 
mitunter sogar noch solche aus altersgrauer Zeit, in denen 
übrigens manchmal nicht schlecht, sondern sogar gut und recht 
einträglich gearbeitet wird. Bei der Übernahme der Privat- 
bahmwen in Staatsbesitz ist nicht ‚beobachtet worden, daß die 
baulichen Anlagen und der übrige technische Apparat dieser 
Unternehmen vollkommener und moderner seien. als bei den 
Staatseisenbahnen. Sie waren im allgemeinen weniger gut, 
und es hat sehr bedeutender Geldmittel bedurft, um sie auf 
den Stand der Staatseisenbahnanlagen zu bringen. Seitdem 
sind im Staatsbahngebiet gewaltig große bauliche Anlagen 
durch Erweiterungs- und Neubauten entstanden und im Fuhr- 


Bundesminister Dr. Pesta über Fragen des österreichischen Verkehrswesens. 


Die Spezialberatung des Budgets, Kap. „Verkehrswesen“ im 
Nationalrat. gab dem Minister Anlaß zu längeren Ausführun- 
sen: Der Minister betonte zunächst, der Abgang von 6,3 Mil- 
lıarden Kronen beim Verkehrswesen. verringere sich auf 
Grund der Ertragsvrechnung auf 4 Milliarden. - Die Ursache 
der auffallenden Verschlechterung des Betriebserfolges liege 
tedoch nicht so sehr in dem Emporschnellen der‘ Personalaus- 
gaben, als in den Sachausgaben und dem Sinken der Währung. 
Die Personalausgaben stellen sich eigentlich in ihrem „Ver- 
hältnisse zum Vorjahre günstiger, da sie im Vorjahre 63% der 
Gesamtausgaben, in diesem Jahre nur 53% betragen. Immerhin 
haben sie die Höhe von 5 Milliarden serreicht. Trotzdem 
blicke der Minister der Entwicklung der Personalwirtschaft 
in den Verkehrsbetrieben, insbesondere bei den Eisenbahnen, 
für die Zukunft hoffnungsvoll entgegen, 

Im August 1920 ist es gelungen, die neue Besoldungsordnung 
bei den Eisenbahnen durchzuführen. Sie kennzeichnet sich 
dadurch, daß sie nicht, wie die alten Systeme, Personen je 
nach ihrer Vorbildung in verschiedene Kıruppen, Rang- oder 
Dienstklassen. teilt, sondern daß sie die für die Abwicklung 
jeder Dienststelle notwendigen, Verrrichtungen je nach ihrer 
Wertigkeit in 19 Klasser einordnet. Die Aufstellung dieser 
Reihungsordnung bedeutet die schwerste Arbeit, da sie nicht 
nur die Kenntnis der vielgestaltigen Verrichtungen des Be- 
triebsdienstes voraussetzt, sondern auch vom Personal, das 

in allen. Teilen der Vorbereitung an der Arbeit mitwirkte, 
‘ enößte Einsicht und Selbstverleugnung erforderte. Die Eisen- 
bahnerschaft hat ganz richtig im Kampf um die Erreichung 
eines den fast wöchentlich wechselnden Anforderungen anzu- 
passenden Existenzminimums das Schwergewicht auf die Er- 
höhung der abbaubaren Teuerungszulagen gelegt. Es ist klar, 
daß auch die Eisenbahnerschaft "nicht ‘daran denken kann, an 
dieser durch die Tewerungszulagen hervorgerufenen Gleich. 
machung der Bezüge festzuhalten, sondern daß mit der Rück- 
kehr normaler Verhältnisse durch den Abbau des Teuwerungs- 
zulagensystems das ursprüngliche Abstufungsverhältnis 
wiederhergestellt werden wird. Dadurch, daß das neue 
Sy stem nicht von Personen ausgeht, sondern von den notwen- 
digen Einzelvorrichtungen, ist für die Verwaltung die Mög- 
lichkeit gegeben, die Personalwirtschaft wieder auf jene oe- 
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‚Kostenaufwand und die Einnahmen des Gesamtunternehme 


‚daß aus Rücksichten auf die Parlamentspolitik noch. inner“ 


‚rein übernehmen, sonst lohnt es der ungeheweren Mühe nich 
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park durchgreifende Verbesserungen chat wor so 
daß es bei einem Vergleiche mit den freien Unternehmen 
ohne allen Zweifel voll bestehen würde. Inwieweit es unseren 
Reichseisenbahnen gelingen wird, nach den gleich PN 


Grundsätzen wie die Staatsbahnen is Anlagen zu em 
newern, auszubauen und 


zu erweitern, wird in aller- 
erster Linie von der Entwickelung ihrer Finan- 
zen abhängig sein. An iBauprogrammen aller Art, 
gestützt auf auskömmliche Wahrscheinlichkeitsberechnun- 
gen, wird es ihr noch weniger als den Staatseisenbahne 
fehlen, um so mehr aber leider am den Greldmittel 
Diese zu beschaffen und danach die gesamte Bewirtschaft 
der Eisenbahnen auf der Einnahme- und Ausgabeseite einz 
richten, wird zu den obersten Zielen der Reichseisenbahn- 
politik hören i u 

Schlußwort. “ 

Nur in kurzem Abriß konnte das gewaltig große Gebiet « der 

Verwaltung der Bewirtschaftung der Eisenbahnen besproc 
werden. Der beabsichtigte Zweck ist erreicht, wenn die Erkenn 
nis sich verbreitet, daß eine Nenner der Verwaltun 
vor allen Dingen der Rechnungsmethoden, keine „klaffend 
Lücke“, keine für die Wirtschaftsführung wesentlichen Mäng 
aus der Welt schaffen kann, weil sie auf diesem Gebiet; & 
allerwenigsten vorhanden sind. Was uns not tut, ist die volle 
Rückkehr zu dem im Organisationswerk der bisherigen Staats- 
eisenbahnen weise und zielsicher verankerten Grundsätze, ı 


mit einander in Übereinstimmung zu halten. Daß die 


oberste Grundsatz nicht mehr gebührend beachtet wird, 


auf Kosten einer unsicheren Zukunft gewirtschaftet wird, da- 
rob müßten unsere „Geschäftsleute die Hände 
über dem Kopf zusammenschlagen“ u 


sunde Grundlage zu stellen, ohne die eine Ordnung in die 
Frage undenkbar ist: das ist einerseits die dem tatsächlie 
Bedürfnis angepaßte genaue Festsetzung der für jede Due: 
stelle notwendigen Anzahl der Personen, andererseits die Fı 
stellung der in dieser Dienststelle zu besorgenden, verschie 
zu wertenden Verrichtungen. Diese besonders im Eisenba 
betriebe äußerst umfangreiche und mühevolle Arbeit ist ı 
Bereiche der Staatseisenbahnverwaltung weit fortgeschrit 
und: wird in etwa zwiıi Monaten vollendet sein. 

Sie wird die Grundlage dafür bieten können, um zu 
teilen, wo und inwliewelt ein Prersonalabbau möglich 
Diese Feststellungen wierden es aber auch in Zukunft daue 
verhindern, daß wir zu solchen Ungehewerlichkeiten selange 
wie wir sie im alten Rangklassensystem heute erleben, 
z. B. in einer Rechnungsabteilung einer Wiener staatliche 
Unterbehörde 60 Rechnungsdirektoren sitzen, und daß- 
dıese Zahl, wenn. nicht vorher das alte System zu Grabe $ 
tragen wird, nach der nächsten Beförderung noch auf © 
höhen kann. Durch - Festsetzung einer Bezugserhöhung | na 
Ablauf von zwei Jahren innerhalb der Verwendungsgru) 
bis zur Vollendung der Dienstzeit entfällt auch die Notwen 
keit der Wiedereinführung der sogenannten automatischen - 
förderungen, die den Anfang zum Zusammenbruche des al 
Rangklassensystems bedeutete und jede Arbeitsfreude des. 
dirensteten zu töten seelenet war. 

‚Wenn sich die übrigen staatlichen Verwaltungszweige, 
allgemeinen dieses neue Besoldunessystem überhaupt zu «ei 
machen wollen, um aus dem vollständig zusammengebrochene 
Rangklassensystem herauszukommen, so mögen sie ‚es u: 
vollziehen, daß sie das System vollkommen. unverfälscht ı 


die mit der Einführung verbunden ist. Mit Bezug au 
Bemerkung eines Redners stellt der Minister fest, daß 
zehn Jahren die Neuaufnahme von Juristen im staatlie 
Eisenbahndienste gesperrt ist, wovon  mur aus. zwinge 
Gründen bekpangen worden ist. 
Bei Besprechung der, Kohlenwirtschaft SE 


noch mehr kostet. Die Kohlen vers der Fioenbaki 


+ ang 
März 1921. 


t, wenn auch. was die Menge betrifft, günstiger als im Vor- 
jahre, doch für den mittlerweile angewachsenen Verkehr 
nicht ausreichend, und es ergaben sich deswegen-!n den letzten 
Wochen umfangreiche Stauungen auf den östernveichischen 
eh: die durch den Unfall auf der Südbahnstrecke 
bei Felixdorf eine wesentliche Verschärfung erfahren haben. 
Es ist jedoch gelungen, in kurzer Zeit die Verkehrslage so- 
7 weit zu bessern, daß zunächst die Freigabe des gesamten 
® Kohlenverkehrs und später auch des übrigen Güterverkehres 
verfügt werden konnte. Die Schwierigkeiten, die sich der 
_ glatten Abwicklung an der ungarisch-rumänischen Grenze ent- 
ö gegenstellen, sind leider noch "nicht gänzlich behoben, doch ist 
es in den letzten Tagen selunsen, die ungarischen Staats- 
bahnen zur Führung von wöchentlich zwei Austriazügen aus 
Österreich nach Rumänien zu bewegen. 


Was die Wagenwirtschaft der Staatsbahnen anlangt, 
besteht der nach dem Zusammenbruch aus unseren Mitteln be- 
schaffte Wagenpark aus rund 300 Personen-, Dienst- und Post- 
wagen und etwa 3200 Güterwagen, zu ı denen 300 Leihwassen und 
17 Privatgüterwagen kommen. Der in Anhoffune raschester 
Lieferung im Spätherbst 1919 beschlossene Ankauf von 1205 
-Kohlenwagen der Compagnie Auxiliaire in Paris hat die: Er- 
_ wartungen nicht erfüllt. Abgesehen davon, daß mehr als ein 
Shalbes Jahr nach Abschluß des Kaufvertrages erst die Hälfte 
- der Wasen sreifbar wurde, ließen die immer schlechtere Be- 
8 schaffenheit der uns zur Verfüsung »„estellten Wagen und 
die mit dem bei uns bereits rollenden Fahrzeusen sıemachten 
& Erfahrungen es unbedingt ratsam erscheinen, auf den we iberen 
_ Ankauf solcher Wagen zu verzichten. Es gelangten daher im 
ganzen nur 600 dieser Wasen zur Übernahme. Als erfreulich 
| Wenn es „gelten, daß von den Güterwasen der österreichischen 
Leihgesellschaften von uns ‚ein Teil erfaßt und zur Anmietung 
gebracht werden konnte. 


= Im übrigen sind auch die umfangreichen Arbeiten der seit 
Oktober 1919 unter dem Vorsitze Francis Dients in Wien tagen- 
den Fahrparkaufteilungskommission soweit sediehen, daß eine 
endeültise Aufteilung eines beträchtlichen Teiles der Güter- 
wagen der ehemaligen k. k. Staatsbahnen und der von ihr be- 
r  iriebenen Lokalbahnen mit dem 1. April 1921 zur Durchfüh- 
rung gelangen wird. Von-dieser buchmäßigen, 54736 Wagen 
betragenden Aufteilungssmasse sollen uns 11409 Wagen zu- 
fallen. Jedenfalls wird unser eigener Fahrpark eine beträcht- 
liche Steigerung erfahren. Um aber überhaupt eine wirtschaft- 
"liche Ausnützung des-Wagenparks zu erzielen, bedarf es vor 
allem seklärter Verkehrsbeziehungen zwischen den neuen 
staaten. Wenn es auch trotz unserer ständigen. Bemühungen 
isher nicht gelungen ist, völlige geklärte Verkehrsbeziehungen 
it den neuen Staaten zu erzielen, so kam doch im Laufe des 
'etzten Jahres eine ganze Reihe von Vereinbarungen wagen- 
ienstlicher Natuf zustande, die zur Erleichterung sowohl 
es Wasenumlaufes als überhaupt zu Verkehrserleichterungen 
‚geführt haben. Leider sind wir nicht zuletzt durch die un- 
"günstiee Ernährungslase ständige dazu gezwungen, trotz der 
nehr als mißlichen- Wasenlage zur Abholung der für ıns be- 
en Fuer Ye ee Wagen zuzuführen. as 


ar Verminderung der Ausbesserun esrückstände 
nußte ein zehnstündige Überzeit arbeit in der Woche für die 


hanswerkstätten nieefährt een Dank der unter der 
_ Arbeiterschaft geübten Aufklärungstätigkeit - und des mit 
. 1. Juli 1920 abgeschlossenen neuen Kollektivvertrages ist eine 
vennenswerte Mehrleistung erzielt worden. Die Leistungs- 
teigerung infolge des Gedingevertrages beträgt rund 25 %, 


x leistung des Vorjahres. Die allgemeine Preissteiserung macht 
sich natürlich auch bei den im Werkstättendienst verarbeiteten 
- Baustoffen und Ersatzteilen und bei den zur Ausgestaltung 
serer Werkstättenanlagen beschafften maschinellen Anlagen 
und sonstigen Inventarien nackaltend „geltend. Der Preis der 
RB neubestellten Fahrzeuge erhöht sich gesrenüber Dezember 1919 
bei Lokomotiven und Teendern um das 3,4- bis 7 4Afache, bei den 
Tsonen- und Güterwagen um das 7,5-, beziehungsweise 6fache 
S ‚Dezemberpreises. Dies bedeutet gegenüber den Friedens- 
isen bei Lokomotiven und Tendern das 37,4-, bezrehungs- 
1se 60fache, bei Personen- und Güterwagen das 37,4-, be- 
1 »hungsweise 51,2fache. Weitere Preissteigerungen mußten 
Zuge der eben beendeten Preisverhandlungen hinsichtlich 
‚newen Wagenbestellungen zussestanden werden, nach wel- 
en die im April bis Juni zu liefernden Güterwagen um rund 
% mehr kosten werden als die im Dezember 1920 seliefer- 
n. Damit wird der Güterwagenpreis das rund Achtzigfache 
S Friedenspreises betragen. 

P* Tätigkeit im Bau- und Bahnerhaltungsdienst 


infolge der Überzeitarbeit rund 31% der Durchschnitts- - 
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mußte unter den jähen Steigerungen. der Löhne und der Mate- 
rialpreise auf das, aus Sicherheitsgründen unerläßliche Maß 
eingeschränkt werden. Einen namhaften -Aufwand, rund 
20 Millionen, erforderte im laufenden Verwaltungsjahr die Be- 
hebune der durch die katastrophalen Hochwässer vom Septem- 
ber 1920 hauptsächlich an den im Enns-, Traun- und Salzachtal 
gelegenen. Strecken. verursachten Beschädigunsen. 


. Der Minister bespricht sodann die im Bereiche der Staats- 
bahnen zur Behebung der außerordentlich fühlbaren Woh- 
nungsnot getroffenen Maßnahmen. Bisher wurden mit 
einem Kostenaufwande von mehr als 69 Millionen Kronen über 
2000 Wohnungen durch Bau neu veschaffen und fast 1900 Woh- 
nungen durch Kauf oder Umgeestaltun« von Gebäuden und 
durch Anmietung cewonnen. Das Ministerium werde auch 
den Wünschen des Personals nach Förderung des wenossen- 
schaftlichen Siedlungswesens Rechnunz trasen. 


Der Minister kommt sodann auf die in den letzten Monaten. 
durchgeführten Tariferhöhungen zu ‚sprechen und betont, daß 
sich die Staatseisenbahnverwaltung im Sinne eines am 26 Ja- 
nuar d. J. gefaßten Beschlusses des Hauptausschusses gegien- 
wärtige mit einer neuerlichen Umarbeitung des Österreichischen 
Staatsbahngütertarifes befaßt, wobei in Fühlunenahme mit 
den berufenen Interessentenkreisen vorgecansen werden wird. 
Die Personentarifie haben im laufenden Verwaltunssjahr keine 
Erhöhung erfahren. Die Staatseisenbahnverwaltunz habe 
auch den Privatbahnen die Erhöhung von Tarifen, jedoch nur 
Segen Widerruf, gewährt, um die Bahnen zu Tarifreeulierun- 
sen in Anpassune an herantretende volkswirtschaftliche Be- 
dürfnisse verhalten zu können, 


Was die tatsächliche Gestaltune des Transporterfol- 
ges betrifft, läßt der zunächst allerdings nur für einige Mo- 
nate vorläufig ermittelte Erfole den Schluß zu, daß der Vor- 
anschlar nicht nur erreicht, sondern sogar in erfreulicher 


Weise überboten werden wird. Der Mehrerfolge beträgt bis 


Ende des laufenden Jahres rund 600 Millionen Kronen. Hier- 
bei habe sich neben der bemerkbaren Zunahme der Frequenz 
auch zweifiellos die fördernde Wirkung jener Maßnahme sel- 
tend gemacht. die in der besonderen Einrichtuns einer aktiven 
Wasenkontrolle zur Erzielung eines bedeutenden Warenum- 
laufes und einer äußeren Gebührenkontrolle bestehen. 

Die geocraphische Lage Österreichs räumt ihm die Stellung 
eines wichtigen Durchzugssebietes im europäischen Vierkehr 
ein. In der Förderunz und möclichsten Erleichterung des 
Durchzusverkehres muß unsere Verkehrspolitik ihre vorzüg- 
lichste Aufsabe erblieken, und wir sind bestrebt, sie durch 
Wiederanknüpfung und mörlichst rege Gestaltung unserer 
Verkehrsbeziehungen. Vereinheitlichungz der frachtrechtlichen 
Grundlagen und Ausbau direkter Tarife mit dem Ausland zu 
erfüllen. 


Für den Verkehr mit dem Süden konnten wir im Wege einer 
Vereinbarung mit der südslawischen Verkehrsverwaltunz den 
mehr als zwei Jahre verschlossen gewesenen Weg über Rosen- 
bach-Aßline freimachen, so daß nun seit dem 21. Februar die 
Karawankenbahn für diesen Verkehr verfüsbar ist. Die Ver- 
handlunsen mit der tschecho-slowakischen Resierunge über 
die endeültise Reselunz der Eisenbahnanschlußverhältnisse 
haben wein befriedirendes Ersebnis „ezeitist, das in «einem 
förmlichen Staatsvertrag niedergelegt werden soll. 

Auch im Rahmen des Völkerbundes werden wir die Inter- 
essen unseres Verkehrs zu. vertreten suchen. Der ersten, in 
Barcelona tagenden Generalkonferenz des Völkerbundes für 
Verkehr und Transit wird durch unsere Vertreter eine aus- 
führlicehe Denkschrift überreicht werden. Wir haben unser 
Bestreben auch darauf gerichtet, den Güterverkehr zwischen 
den Nachfolsestaaten auf sine ‚einheitliche Grundlage zu 
stellen, und sind dafür wingetreten. daß das Internationale 
Übereinkommen ohne Einschränkungen und Abänderunsen 
Anwendune finde. Es wurde zunächst erzielt, daß die Nor- 
men des Internationalen Übereinkommens für den öster- 
reichisch-unearischen Güterverkehr ab 1. März 1921. für den 
österreichisch-tschecho-slowakischen Verkehr ab. 15. März 1921 
zur Anwendune selansen. Wir hoffen, im Einvernehmen mit: den 
beteilisten Eisenbahnverwaltungen. zu erreichen. daß in* Zu- 
kunft für den zwischenstaatlichen Verkehr aller Nachfolge- 
staaten untereinander einheitliche frachtrechtliche Normen 
festoiesetzt werden. 


Was die Ausgestaltung der tarifarischen Beziehungen mit den 
Nachbatstaaten anbelanet, verweist der Minister auf den mit 
1. Febmar zur Einführung oelaneten neuen Gütertarif im 
Verkehre mit Triest, der für Österreich mit Rücksicht auf die 
hierdurch verbilliete Einfuhr von Lebensmitteln über Triest 
von Bedeutung ist. Gesenwärtie schweben Verhandlungen 
mit der tschecho-slowakischen Eisenbahnverwaltune über die 
Einführung eines direkten Gütertarifes, dessen Heraussabe 


‚zweifellos einem Wiederaufleben ‘der seinerzeit bestandenen 
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vesen Verkehrsbeziehungen zwischen diesen Gebieten för- Bodeneinrichtungen für Zwecke des ziailen Luftverke 


derlich sein wird. 

Die Regierung ist genötigt, der Sü dbahn, deren Autkrschh 
erhaltung bei unserer Transvort- und Ermährungslage von 
oerößter Wichtigkeit ist, Vorschüsse zur Bedeckung .von Per- 
sonalmaßnahmen. zu neben. Diese Vorschüsse belaufen sich 
schon auf nahezu 900 Millionen Kronen. Die Verhandlungen 
über ein vorläufiges Übereinkommen, :das den Bestand. des 
Unternehmens unter Mitwirkung aller beteiligten Staaten bis 
zur vendeültisen Regelung sicherstellen soll, haben seither 
stattgefunden und zu einer befriedigenden Vereinbarung De- 
führt, 

Was die Privatbahnen betrifft, ist das Ministerium, wenn 
es auch die Notlage dieser Unternehmungen anerkennen muß, 
doch im Hinblick auf die Staatsfinanzen außerstande, mit 
Geldaushilfen nach dem Muster der Südbahn einzugreifen. Die 
in letzter Zeit mit dem Finanzministerium sepflogenen Ver- 
handlungen haben zur grundsätzlichen Feststellung verschie- 
dener Maßnahmen für die Lokalbahnen geführt. Das Ver- 
kehrsministerium ist damit befaßt, den Bahnen die betreffen- 
den Entscheidungen zukommen zu lassen, durch welche ihre 
Finanzen seine Aufbesserung erfahren sollen. 


Die Elektrisierung der Staatsbahnen nimmt trotz der 
bestehenden Hemmunsen einen befriedigenden Fortgang. Der 
Minister stellte mit Befmedigung fest, daß der ursprünglich 
eingestellte Elektrisierungskriedit von 500 Millionen Kronen, 
der sich als gänzlich unzulänglich erwiesen hat, vom Budget- 
ausschusse aus eigenem Antrieb auf 1200 Millionen Kronen 
erhöht wurde. 

Der Minister legt sodann dar, daß sich dire Verhältnisse für 
die Herstellung neuer Bahnen im Laufe des letzten 
Jahres wesentlich verschlechtert haben, indem sich die Anlage- 
kosten gerenüber dem Preise des Jahres 1914 etwa um das 
Sechzigfache gesteigert haben. Mit Rücksicht auf die unge- 
heure finanzielle Notlage des Bundes ist daher die Aufnahme 
einer Lokalbahnaktion dermalen unmörlich und können Geld- 
mittel des Bundes für solche Zwecke nur in Ausnahmefällen 
und auch da nur in. bescheidenstem »- Ausmaß  aufgewendet 
werden. 

Der Minister bemerkt sodann, daß in Ausführung des Frie- 
densvertrages der größte Teil der aus den ehemaligen Heeres. 
beständen stammenden Flugzeuge und Motoren bereits zer- 
stört worden sei und der Rest in das Ausland abbefördert 
werde, Da «s uns durch den Friedensvertrag verboten ist, 
Luftfahrzeuse für Zwecke des friedlichen Verkehres selbst 
zu erzeugen oder aus dem Ausland einzuführen, und da auch 
die Frage der Erhaltung einiger Flugzeughallen und sonstiger 


Zur Auflösung der Zweigstelle Sachsen des! ‚Reichsverkehrsministeriums. = 


Am 1. April 1920 wurden die Sscheisehen Staatseisenbahnen 
in die Verwaltung des Beiches übernommen, am 31. Dezember 
1920 die Zweigstelle Sachsen des Reichsverkehrsministeriums 
aufgelöst, und am 31. März 1921 werden die Letzten technischen 
Oberbeamten der bisherigen "Eisenbahn-Landesäaufsichts- 
-behörde Sachsen aus dem Dienste scheiden. Damit verschwin- 
det Sachsen aus der Eisenbahngeschichte Deutschlands, in der 
es 85 Jahre lang seine wesentliche und namentlich im Anfang 
der Eisenbahnentwickluns führende Stelle innesehabt hat. Ist 
doch die erste Dampfeisenbahn Deutschlands eine sächsische 
Linie (von Leipzig nach Dresden 1835) sewesen, der erste 
deutsche Eisenbahntunnel in Sachsen »erbaut, und sind doch 
die ersten großen gewölbten Brücken für die Eisenbahnen in 
Sachsen entstanden, das in seinem Eisenbahnnetz eine Fülle 
namhafter Stein- und Eisenbrücken aufweist. Von Anfang an 
bis jetzt ist die Pflege des Eisenbahnwesens von dem Lande 
Sachsen als besonders wichtise Aufsabe erkannt und sowohl 
der Entwicklung des Eisenbahnnetzes unter zweckmäßieer An- 
schmiegung:an die jeweiligen Verkehrsverhältnisse und die fort- 
schreitende industrielle: Entfaltung des Landes als auch dem 
Ausbau neuzeitlicher Bahnhöfe für die erößeren Städte die 
eingehendste Aufmerksamkeit geschenkt worden. Stets war 
die Landesleitung unter venständnisvoller Förderung der Ge- 
danken maßgehbender und ausgezeichneter Eisenbahntechniker 
bemüht, das Eisenbahnwesen Sachsens auf seimer Höhe zu 
halten und damit die Wohlfahrt des Landes auf eine immer 
höhere Stufe zu heben. Es sei hier vor allem an das uner- 
müdliche und von reichem Erfolge gekrönte Wirken Koepckes 
erinnert, dessen reicher: Geist 40 7. ahre lang dem technischen 
Eisenbahnwesen Sachsens das Gepräge gegeben hat. Vor und 
neben ihm ist noch weine lange Reihe verdienter Männer der 
Technik im gleichen Sinne tätig gewesen, ‚die, wenn auch nach 
außen weniger hervortretend, doch wesentlich aan beine- 


‚sprechend, zum größten Teil auch über unser Gebiet 23 


-nehmende Abordnung ist unter Hervorhebung der Bedeı 


gestalten und nicht nur dessen! 


‚sachlich in Verbindung gestanden. haben, unvergessen bie 


der Landesleitung, der beiden Männer zu „edenke: 


Österreich noch nicht geregelt ist, war bisher eine praktist 
Betätigung auf dem Gebiete des Luftverkehres in Öste 
nicht möglich. Jedoch ist zu erwarten, daß nach Aufhebı 
der bisherigen Beschränkungen noch in diesem Jahr w 
stens ein, bescheidener Luftverkehr in -Österreich einset 
uns die Teilnahme am Weltluftverkehr ‚ermöglicht sein: ' 
welcher, der geographischen Lage unseres Landes 


muß, 

Die Fragen der Donäudamfschitfährt werden dure 
international. festzustellenden Donauakte geregelt we 
Die diesbezüglichen Verhandlungen, an demen Österreich 
nimmt, sind zur Erstellung eines Entwurfes erster Lesung 
diehen, welche Anfang April in Paris einer zweiten - 
unterzogen werden wird. Die Über warkung und Überprü 
der Donauangelegenheiten wird unvorgreiflich der end 

sen Pestsetzung der neuen Donauakte schon dermalen 
Er internationalen Donaukommission besorgt. Diese Doı 
kommission hat bereits drei Tagungen abgehalten; ihre R 
und Pflichten sind laut Friedensvertrag in der neuen D 
akte endgültig festzusetzen, in welch letzterer auch die 
des Sitzes der Kommission zu lösen sein wird. Unsere an 
Pariser Konferenzberatungen über das neue Donaustatut 


Wiens als Donauhafen und Umschlagplatz nachdrücklichs 
die Bestimmung dieser Stadt zum Standsitze der internat 
len Donaukommission eingetreten. Angesichts der unm 
bar bevorstehenden Wiederaufnahme der Donauschiffahrt 
infolge der Besserung der Kohlenlase und des Wasserstand 
EINB- OEWISSE Erleichterung bezüglich der allgemeinen Ve 
kehrslagie erhofft werden. 

Der Friedensvertrag gibt uns das Becht, eine Tau 
schiffahrt unter österreichischer Flagge zu 


Kauffahrteischiffe werden wir bereits 
bestande- einer ösberreichischen Seehandelsflotte _ tatsä 


Eiratan von " "Österreichern stehende, teils zur ee JUL 
durch Österreicher in Aussicht genommene Kauffahrteischi 
eibt, die heute noch unter fremder Flagge fahren müssen. 

Auf die Anfrage eines Abgeordneten, der auf Zeitungsna 
richten hinwies, “wonach die österreichischen Eisenbahnen 
pfändet werden. sollen, erklärte der Minister, es sei i 
einer Verpfändung "nichts bekannt. Als selbstverst 
setze er voraus, daß die Regierung, ehe sie sich zu eine 
chen Schritt entschließen würde, nur im Einvernohas 
dem Nationalrate- NOreSDeN würde, 


ee 


ee haben: das. isenbah we Suährene allsei 
sehen, sondern: auch & 
mein das Ansehen der Technik und des technischen Sta 
zu heben. Ehre ihrem Andenken! Sie werden, in den 
ihrer Standesgenossen und aller derer, die mit dem "bau 
betriebstechnischen Eisenbahnwesen Sachsens ‚persönlich 

Unumgängliche Ehrenpflicht aber ist es. zu dem jetzi 
Zeitpunkte des Ausscheidens der Eisenbahnen. Sachsen 


Fürsorge die sächsischen Eisenbahnen in dem letzte 
zehnt anvertraut gewiesen sind, der Vortragenden Ri 
Finanzministerium. Geheimen Rats Dr.-Ing. © h. 
Krüger und Geheimen |Baurats Emist. Toller, ı 
dem 31. März d. J. den Dienst. verlassen und in den 
stand treten. er 
Hans Manfred Krüger, im J ahre 1852 in Dresden ‚bore 
trat 1875 nach Beendigung seiner Studien an der Drest 
Technischen Hochschule in den. Eisenbahndienst des 
schen Staates und. zeichnete sich durch seine umf 
Kenntnisse und hervorragenden Leistungen bald_dera 
daß ihm vom Jahre 1888, ab seine ununterbrochene. 
schwieriser und bedeutender Entwürfe und Bauten 
wurde (Oschütztalviadukt bei Weida, Gerüstpfeiler 
Mittweida-Markersbach im Erzgebirge, Elbbrücke | 
witz, Eisenbahnelbbrücke in. Dresden, Umbau der 
Bahnhöfe rechts der Elbe), nach deren "Abschluß ser 
Vorstand des Brückenbaubüros und 1903 als Referen i 
Eisenbahn-Neubanlinien des Landes a ‚die drei en st 


Landes USE Hab Ha = sich: a A Gele; 
seinen - weitausschauenden Studien und GES ur 


taltung des Verkehrswesens Dresdens und des anschließenden 
Ibtals, deren Ausführung aber nun, da der unglückliche 
jegsausgang die stetige Weiterentwicklung hemmt, kaum je 
erwärten ist, Seit 1903 auch Mitglied des Technischen 
erprüfungsamtes, übernahm er 1915 in diesem die Stellver- 
petung des Präsidenten. 1913 verlieh ihm die Technische 
Hochschule Dresden. in -Anerkennung seiner ausgezeichneten 


919 nahm ihn der Sächsische Ingenieur- und 'Architektenver- 
in die Reihe seiner Ehrenmitglieder auf. 

Ernst Hugo Toller ist im Jahre 1853 in Altenburg ge- 
open, studierte an der Technischen Hochschule Dresden die 
auingenreurwissenschaften und wurde 1874 bei der vormali- 
en Leipzig-Dresdnwer Eisenbahn-Kompagnie angestellt, mit 
er 1876 in den sächsischen Staatsdienst übergegangen ist. 
n reiches Wissen und seine außergewöhnliche Begabung 
ßen ihn nach erfolgreicher Betätigung bei den Neubaulinien 
eida-Mehlteuer, Geithain-Leipziz und Mügeln-Nerchau zur 
itarbeit an den Dresdner Bahnhofsumbauten geeignet sr- 
cheinen, bei denen er 18838 bis 1895. hauptsächlich den Bau 
jes Rangierbahnhofes und des Elbumschlaghafens in Dresden- 
edrichstadt ausführtee Hieran schlossen sich fünf Jahre 
hnunterhaltungs- - und Betriebsdienst als Vorstand des 
senbahn-Bauamts Altenburg I. 


Nachrichten. 
Vereinsgebiet. 


Deutschland. 


 — Einrichtung eines technischen Staatssekretärs, Teilung der 
schinentechnischen Abteilung des Reichsverkehrsministe- 
s. Der Herr Reichspräsident hat den Gebeimen Oberbau- 
Kumbisr zum Staatssekretär in. den Eisenbahnabteilun- 
des BReichsverkehrsministeriums ernannt. Dieser wird 
r den Geschäften des technischen. Staatssekvetärs die Lei- 
‘ der Betriebsabteilung E IV übernehmen. : 
e bisherige maschinenteehnische Abteilung wird mit als- 
iger Wirkung in eine Werkstättenabteilung (E VII) und 
"Betriebsmaschinenabteilung (E VIla) zerlegt. 
Die Werkstättenabteilung umfaßt die Geschäfte des Baus, 
Beschaffung und Unterhaltung der Fahrzeuge sowie die 
eraufsicht über die Haupt- und Nebenwerkstätten. Sie unter- 
ıt der Leitung des Ministerialdirektors Anger. 

Die 'Betriebsmaschinenabteilung umfaßt die Angelegen- 
ten. des Betriebsmaschinendienstes einschließlich der Be- 
ebswerkstätten,: den Bau und Betrieb elektrischer Bahnen 
sowie die Brennstoffwirtschaft, soweit sie in den. Eisenbahn- 

teilungsen des Ministeriums bisher bearbeibet worden ist. Die 
itunge der Abteilung wird dem bisherigen Präsidenten des 
snbahnzentralamts Gutbrod übertragen. 

 Geschäftskreis des technischen Staatssekretärs umfaßt: 

i. die Oberleitung der Abteilungen E IV, E Vlla und E VIII; 
allgemeine Aufsicht über das Weerkstättenwesen nach 
1 besonderen Anweisungen des Ministers; 3. technische Orga- 
sationsfragen; 4. die Oberaufsicht über die technische Aus- 
ung des Personals; 5. die Wirtschaftlichkeit bei technischen 
ebeitsvorgängen; 6. die Verwertung des technischen Fort- 
hritts, insbesondere die Nutzbarmachung newer Erfindungen; 
die Bearbeitune der Einzelpersonalien , der technischen 
:jisenbahnbediensteten, sow£it a) sie der Reichsverkehrs- 
er sich vorbehalten hat, b) sie Bedienstete der Haupt- 
‚des Reichsverkehrsministeriums betreffen ; 8. die (Bearbei- 
ng von Sonderaufträgen. 


aili 


BIELE 


= Die neuen Betriebsräte- und Schlichtungsverordnungen 
für die Reichseisnbahnen. Die von uns bereits angekündig- 
ten einheitlichen Verordnungen über die Betriebsräte und 
"die Schlichtunesausschüsse für die Reichseisenbahnen (vgl. 
Nr. 1,8.10d. Zte.) sind nınmehr erschienen. Die „Verordnung 
e Bildung von Betriebsvertretungen im Bereich der 
hseisenbahnverwaltung ist am 3. d, M. vom Reichs- 
) rsminister auf Grund des 8 61 des DBetriebs- 
setzes verlassen und im 
3 veröffentlicht worden. Nach der Verordnung 
örtliche Betriebsräte bei dem Eisenbahndienststellen und 
örden, ferner Bezirksbetriebsräte bei den Eisenbahn- 
eraldirektionen, Eisenbahndirektionen und Betriebsdirek- 
‘sowie ein Hauptbetriebsrat beim Reichsverkehrsmini- 
m in Berlin zu errichten; ihre Aufgabe besteht in Wahr- 
mune der wirtschaftlichen Interessen der Arbeiter gegen- 
der Eisenbahnverwaltung und in der Unterstützung der 
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Verdienste die Würde eimes Doctor-Ingenieurs ehrenhalber, 


| über Arbeitervertretungsen im Bereich der 


Reichs-Verkehrs-Blatt 
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]| Anfang 1901 wurde Toller zur Leitung des für die Bahnhofs- 
bauten in Leipzig errichteten sächsischen Neubauamtes be- 
rufen; er hat diese gewaltige Aufgabe mit dem ihm eigenen 
organısatorischen Geschick angefaßt, mit seiner reichen 
Schaffenskraft sefördert und mit hohem Pflichtbewußtsein 
fast bis zu Ende geführt, so daß dies als sein Lebenswerk zu 
gelten hat. Bemerkenswert ist die auf seine Anregung wäh- 
rend des Baues des Hauptbahnhofs vorgenommene Angliede- 
rung einer Haltestelle für eine künftige, dem Vorortverkehr 
dienende Untergrundbahn. 1912 wurde Toller in die General- 
direktion Dresden als Vorstand der IV. (Neubau-) Abteilung 
und 1915 als Vortragender Rat und Referent für die drei süd- 
westlichen Betriebsdirektionsbezirke in das Finanzministerium 
berufen, um in immer größerem Wirkungskreise kritisch und 
schöpferisch tätıg zu sein. 

Vorbildlieh in der tatkräftigen Voeerfolgung als richtir ver- 
kannter Ziele, haben die Genannten ihr reiches Wissen und 
Können langıe Jahre hindurch- in den Dienst des Eisenbahn- 
wesens Sachsens gestellt, wobei sie sich in ihren Entschlie- 
Bungsen stets von den Gesichtspunkten der Betriebssicherheit, 
Zweckmäßiekeit und Wirtschaftlichkeit leiten ließen. Streng 

gegen sich selbst, aber gerecht und wohlwollend gegen alle 
strebsamen Mitarbeiter, erfreuen sie sich deren größter Weert- 
schätzune und Zuneisuns. Allseitise Anerkennung und 
Dankbarkeit begleiten sie in den Ruhestand. le 


Verwaltung bei der Erfüllung der Betriebszwecke. Mit dem 
Inkrafttreten der newen Verordnung treten die Betriebsräte- 
verordnungsen der Länder, sowie alle früheren Verfügungen 
Reichseisenbahn- 
verwaltung außer Kraft. Die Wahlen zu den neuen Betriebs- 
räten sind spätestens sechs Wochen nach der Veröffentlichung 
der Verordnung vom 3. d, M. einzuleiten. Mit Vollziehung 
der Neuwahlen hören die vorhandenen: Betriebsvertretungen 
sowie alle noch bei den Zweigstellen oder Direktionen der 
Reichseisenbahnverwaltun® vorhandenen <Arbeitervertretun- 
oen sonstiger Art (z. B. Direktionsarbeiterräte und Direk- 
tionsbeiräte, Büros zur Vertretung der Arbeiterinteressen, 
Vertrauensmänner der Arbeiterschaft und dergleichen) zu be- 
stehen auf. Mit der endeültigen Bildung des Haftıptbetrnebs- 
rats scheiden auch die Veertreter der Arbeiterschaft aus der 
Personalvyertetung beim : Reichsverkehrs- 
ministerium aus, so daß diese dann nur noch 
aus Vertretern der Beamten und Beamtenanwärter besteht. 
Die von uns gemachten Angaben. über die bisherigen Betrrebs- 
räte (vel. S. 9/10a. u. V.) treffen im wesentlichen auch für die 
newen Betriebsräte zu. Doch ist dıe Trennung der Bezirks- 
und Hauptbetriebsräte nach solchen für die (Betriebs- und die 
Werkstättenarbeiter fortsefallen; beide Arbeitersruppen 
werden vielmehr fortan in demselben Bezirks- bzw. Haupt- 
betrtebsrat vertreten sein. Die Trennung besteht aber in- 
sofern fort, als in diesen Betriebsräten je eine Abteilung für 
die Betriebs- und die Werkstättenarbeiter gebildet wird. Jede 
dieser Abteilungen ist ausschließlich für die Angelegenheiten 
zuständig, die die Verhältnisse der Arbeiter ihrer Gruppe 
berühren; während der gesamte Bezirks- bzw. Hauptbetriebs- 
rat nur für die den beiden Arbeitergeruppen gemeinsamen An- 
gelerenheiten zuständig ist. 


In dem Berufungsverfahren für Verwaltungsangelesen- 
beiten und dem Schlichtunssverfahren für Arbeiterangelegen- 
heiten nimmt Sachsen. eine Sonderstellung ein. Kommt näm- 
lich über sine Verwaltungsangelegenheit eine Einigung 
zwischen dem "Bezirksbetriebsrat und der Direktionsinstanz 
nicht zustande, so haben die Eisenbahn-Gentraldirektionen, 
außer der in Dresden, sowie die Eisenbahndirektionen die 
Sache dem Reichsverkehrsminister, die sächsischen Betriebs- 
direktionen dasegen der Eisenbahn-Generaldirektion in 
Dresden zur Entscheidung vorzulegen. Der Reichsverkehrs- 
minister oder die Gemeraldirektion in Dresden entscheidet 
endeültio nach Verhandlung mit dem bei ihnen bestehenden 
Betriebsrat. Kann über eine Arbeiterangelegenheit eine Eini- 
gung in der Direktionsinstanz nicht erzielt werden, so wird 
die Angelegenheit ebenfalls dem Reichsverkehrsminister, bzw. 
ir Sachsen der Generaldinrektion zur Entscheiduag überwiesen; 
die Entscheidung des Ministers kann durch ten Hauptbetriebs- 
rat, die der Dresdener Generaldirektion aber durch den Be. 
zirksbetriebsrat in Dresden durch Anrufung der zuständigen 
Schlichtungsstelle angefochten werden. Andererseits nehmen 
die Zweiestellen Preußen-Hessen und Bayern im Hauptbe- 

triebsrat eine Sonderstellung ein; in diesem wird nämlich für 
erstere ein selbständiger Ausschuß von 15 und für 
letztere ein solcher von 5 Mitgliedern gebildet. Sind in dem 
insgesamt aus 25 Mitgliedern bestehenden Hauptbetrfebsrat 
nicht genug Vertreter für Preußen-Hessen und ‚Bayern vor- 
handen, so werden die fehlenden Ergänzungsmitglieder aus 
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den nicht sewählten, aber noch wählbaren Personen .der ent- 
sprechenden Vorschlagsliste der Reihe nach hinzugezogen. 
Jeder dieser Ausschüsse tritt — am Sitz der Zweigstelle — 
zusammen, wenn 'es sich um Angselenenheiten handelt, ‚die 
über den Bereich eines Bezirksbetriebsrats, jedoch nicht 
über den Bereich der Zweigstelle hinaus von Bedeutung sind. 
Ihre Beschlüsse in solchen Angelegenheiten gelten als Be- 
schlüsse des Hauptbetriebsrats. 

Zugleich hat der Reichsverkehrsminister die Ausfüh- 
rungsbestimmungen zu den Betriebsräteverordnungen 
der einzelnen Länder aus Anlaß der Vereinheitlichung dieser 
Verordnungen "neu herausgegeben. _ Diese Ausführungsbe- 
stimmungen sollen im gemeinsamen Interesse der Reichseisen- 
bahnverwaltung und der wirtschaftlichen Arbeitnehmerver- 
einieungen eine einkeitliche und überall gleichmäßige Anwen- 
dung und Auslegung der neuen Verordnung sicherstellen und 
ein "aufrichtiges Vertrawensverhältnis zwischen den Verwal- 
tungsstellen und den Betriebsräten dauernd erhalten. Soweit 
durch die Ausführungsbestimmungen Gegenstände behandelt 
und entschieden werden, die nach der Betriebsräteverordnung 
einem besonderen Spruchverfahren unterliegen, bleibt dieser 
Rechtsweg, wie der Minister hervorhebt, in vollem Umfange 
offen. Die Ausführungsbestimmungen verfolgen in diesem 
Rahmen nur das Ziel, solche Streitigkeiten nach Möglichkeit 
im beiderseitisen Interesse zu vermeiden und den Eisenbahn- 
Dienststellen Richtlinien dafür zu „eben, welchen Standpunkt 
sie einzunehmen haben, bevor der Rechtsweg beschritten wird. 

Außerdem hat der Reichsverkehrsminister am 5. d. M. seine 
im Beichs-Verkehrs-Blatt Nr. 14 veröffentlichte „Wahlord- 
nune für die Betriebsvertretungen und 
die Sonderschlichtunesausschüsse bei der 
Reichseisenbahnverwaltung“ erlassen. Sie schließt 
sich den Betriebsräte-Wahlordnungen ‘der bisherisen Staats- 
eisenbahnverwaltungen an und ergänzt sie durch einen Ab- 
schnitt über die Wahl zu den Sonderschlichtungsausschüssen 
(SS 41/46). Bemerkenswert hieraus ıst, daß die Wahl der zur 
Besetzung der Stellen der Arbeitnehmer-Beisitzer bei den Son- 
derschlichtungsausschüssen der: Reichseisenbahnverwaltung 
(siehe unten) heranzuziehenden Arbeitervertreter in einem 
Wahleang zueleich mit der Wahl der sesamten. Betriebsver- 
tretunsen nach den Grundsätzen der Verhältniswahl in un- 
mittelbarer und geheimer Wahl stattfindet. 

Zugleich hat der Reichsverkehrsminister auf Grund des 
$S 104, Ziffer II, des Betriebsrätesesetzes und des Artikels 4, 
Nr. 2, der Verordnune zur Ausführuns des Betriebsrätege- 
setzes vom 14 April 1920 (R.-G.-Bl. S. 522) eine. einheitliche 
„Verordnung für drfe Errichtun« von Sonder- 
schliehtungsausschüssen für Streitigkeiten 
zwischen der Reichseisenbahnverwaltung 
undden von ihr beschäftigten Arbeitern“ am 
6. d. M. erlassen. (Reichs-Verkehrs-Blatt Nr. 15.) Danach 
ist für den Verwaltungsbereich jeder FEisenbahn-General- 
direktion und jeder Eisenbahndirektion eine Schlich- 
tungsstelle und beim Reichsverkehrsministerium in 
Be ein Hauptschlichtungsausschuß zu er- 
riehten. 
einem unparteiischen Vorsitzenden und sechs Beisitzern, von 
denen drei der Arbeiterschaft und drei der Reichseisenbahn- 
verwaltung an®ehören. Den Vorsitzenden und seinen Stell- 
vertreter bestellt nach Anhöruns des Präsidenten der Eisen- 
bahn-Generaldirektion oder Eisenbahndirektion sowie der be- 
teilisten wirtschaftlichen Vereinigungen der Arbeiter dıe 
oberste Landesverwaltungsbehörde des Landes, in dem sich 
der Sitz der zuständisen Direktion befindet. Die drei [Bei- 
sitzer der Eisenbahnverwaltung sowie drei Ersatzmänner be- 
stellt der zuständisse Direktionspräsident. Neun Arbeitnehmer- 
'beisitzer werden von den Arbeitern nach der oben ıerwähnten 
Wahlordnune aus ihrer Mi+te zewählt. Von ihnen werden zu 
den einzelnen Sitzungen der Schlichtungsstelle je drei Ver- 
treter jedes Direktionsbezirks nach der aus der Wahlberech- 
nung sich sergebenden Reihenfolee als Beisitzer in der Weise 
herangezosen. daß nach jeder Sitzung der nach der Reihen- 
folge erste Vertreter ausscheidet und dafür der nach ‘der 
Wahlberechnung nächstfolgende «eintritt. Der Hauptschlich- 
tungsausschuß taet in der "Besetzung mit einem vom Reichs- 
arbeitsminister zu bestellenden unparteiischen Vorsitzenden 
und sechs Beisitzern, von denen je drei der Reichseisenbahn- 
verwaltung und der Arbeiterschaft ansehören. Die Beisitzer 
der Eisenbahnverwaltung werden vom Reichsverkehrsminister 
bestimmt, während die Arbeitnehmerbeisitzer von den Arbei- 
tern. der Reichseisenbahnverwaltung nach der erwähnten 
Wahlordnung aus ihrer Mitte gewählt werden. Diese Beisitzer 
werden in gleicher Weise wie die Arbeitnehmerbeisitzer der 
Schlichtungsstellen abwechselnd zur Besetzung des Haupt- 
schlichtungsausschusses herangezosen. Die Amtsdawer sämt- 
licher Vorsitzenden und Beisitzer beträgt: ein Jahr. Die Aus- 
schüsse sind für alle Streitigkeiten aus dem ee 


Die Schlichtungsstellen tagen in der Besetzung mit 


ist Indes von dem Eisenbahnpersonal der dringende W 


zuständie, bei denen nach Zelda Recht die Anmie ; 
Schlichtungsbehörden zulässig ist. Die im Reichslohnt: ar 
vereinbarten Schlichtungsstellen (Tarifausschüsse, Geding 
ausschüsse) gehen jedoch dien. Sonderschlichtungsausschüsse 
vor. Die Bezirksschlichtungsstellen der Verordnung sind 
ständige für die Streitigkeiten, die nicht über’den Direkt 
bezirk hinaus von. Bedeutung sind, der Hauptschlichtung 
'schuß da®ßsesen für die über den Bereich «einer Eisenbahr 
Generaldirektion oder Eisenbahndirektion hinausgreife: 
Stneitickeiten. Das Recht der Anrufuns dieser So 
schlichtungsausschüsse regelt sich für den Geltungsbe 
‚dies Betriebsrätegesetzes nach der oben behandelten Betr 
räteverordnung, im übrigen nach den für sonstige Strei 
keiten „getroffenen Vorschriften. Mit Zustimmung 
Anrufung Berechtisten können . die Sonderschlichtung 
schüsse auch von. wirtschaftlichen Vereinigungen ange 
werden. Gegen die Schiedissprüche der Ausschüsse finde 
Revision nicht statt. Sie sind bindend, soweit ihnen dure 
setzliche Vorschrift oder durch Vereinbarung der Parte: 
bindende Wirkung beisıeleet ist, oder soweit die Parteien sie 
ihnen unterworfen. haben. Die fehlende Unterwerfung unt 
einen Schiedsspruch kann dadurch ersetzt werden, daß de 
Schiedsspruch für verbindlich erklärt wird; für die Verbi 
lichkeitserklärung gelten die gesetzlichen Vorschriften, Die 
Bereich der Reicheisenbahnverwaltung erlassenen älte 
Verordnungen über das Schlichtungswesen verlieren ihre G 
tiekeit mit dem Inkrafttreten der einheitlichen Schlichtun 
verordnung, Der Tag des Inkrafttrretens wird vom Reichsy 
kehrsminister bestimmt. Die an diesem Tage anhängigen Ve 
fahren sehen in der Laxe, im der .sie- sich befinden, von 
bisher zuständieen Stellen - auf die ‚Sonderschlichtung: 
schüsse über; ıhre weitere Erledigung regelt sich nach 
Vorschriften der neuen Verordnung. 

— Der kommunistische Aufruhr, der seit der Woche 
Ostern vorwiesend. in Mitteldeutschland tobt, aber anscheinen 
mit dem gleichzeitig in Berlin und anderen Teilen des Reich 
beobachteten Bewegungen im Zusammenhang steht, hat au 
erhebliche’ Störungen in dem Eisenbahnbetrieb gebracht, Aı 
einzelnen Strecken mußte der Zugverkehr eingestellt wer 
Von. verbrecherischer Hand wurden zahlreiche Anschlä 
gesien fahrende Eisenbahnzüse gemacht und Eisenbahnanlas 
zerstört, Wenn auch der Aufruhr den Höhepunkt überschri 
zu haben und es der RBeichscewalt gelungen zu sein sche 
allmählich die Ordnune wieder herzustellen, so kann man & 
doch heute von dem Verlauf der Ereisnisse kein zuverlä 
Bild machen, da die Berichte der Tageszeitungen zum 
voneinander abweichen und wine amtliche Darstellung 
noch nicht vorliegt. Wir beenügen uns deshalb heute mit.di 
kurzen Mitteilung und behalten. uns vor, sobald einwand!' 
Nachrichten zur Verfüsung stehen, ausführlicher übe 
Einwirkungen des Putsches auf die Eisenbahnen zu beris 

— Trebensmittelausschüsse bei den Risenbahndienststel 
Auf «eine Eingabe des Deutschen Irdustrie- und Hande 
hat der Reichsverkehrsminister folgende Antwort ertei 

„Die in dem dortisen Schreiben bezeichneten Wohlf. 
einriehtuneen zur besseren ee des Eisenbahnpers 
mit Gegenständen des täglichen Beda ü 
während des Krieses als unabweisba 
@oestellt hatte, sind gesenwärtie im Abbau beeriffen. F 
angeordnet, daß dieser Abbau mit Beschleunigung zu En 
geführt wird. Einkäufe unter Verwendung staatlicher ( 
finden schon. seit längerer Zeit nicht mehr ‚statt, SOWE 
nicht zur Aufreehterhaltung des Betriebes einer. 
dringend notwendiger Speiseanstalten für das Fahrpers 
fortgesetzt werden müssen. 

Wenn geeenwärtig noch Gegenstände der oben erwähı 
Art durch staatliche Einrichtungen an das Personal abgese 
werden, handelt es sich um die Auflösung alter Bestände, 


„eäußert worden, an denjenisen Orten, an denen leist 
fähine Konsumvereins oder sonstige Selbsthilfeeinrichtu 
nicht vorhanden sind, durch Bildung wirtschaftlicher Ve 
eunsen auf genossenschaftlicher Grundlage die Selb 

sorgung des Personals ohne staatliche Zuschüsse weiter 
betreiben. Diese ledirelich aus der Notlage des Person 
heraus beabsichtigten Selbsthilfeeinrichtungen sollen 

Kleinhandel keineswees beeinträchtieen, was auch i im Hi 
auf ihren immerhin beschränkten Geschäftsbetrieb im. 
meinen nicht geschieht. Ich sehe mich nicht in der 
derartige Selbsthilfeeinrichtun gen des Personals, soweit 
aus eigener Kraft entstehen, zu verbieten. “ 


. Die Wiedereinführung der Platzkarten. In den $e 
zügen auf den deutschen Eisenbahnen war vor dem K 


die Ausgabe von Platzkarten eingeführt, wodurch den R 


Ben die Möglichkeit gegeben RE sich rechtzeitig einen 
Platz in dem von ihnen benutzten Schnellzuge zu sichern. 
- Diese Platzkarten werden nunmehr auf einzelnen Schnellzug- 
strecken wieder eingeführt. Für Berlin erhalten versuchsweise 
die vom Potsdamer und Anhalter Bahnhofe. ausgehenden 
 Schnellzüge im Vorverkauf gegen keine besondere Gebühr 
Platzkarten. Sie gelangen gleichzeitig mit der Lösung der 
- Fahrkarten zur Ausgabe. Die Gebühr ist nach den einzelnen 
Klassen „estafbelt und beträgt für die Karten. der srsten 
_ Wacenklasse 6, für die der 3. Waseenklasse 4 und für die 
"Karten der 3. Klasse 2 M. Die Platzkarten werden nur von 
den Büros und Verkaufsstellen des Mitteleuropäischen Reise- 
- büros ausgegeben und zwar erstmalig für die Züge, die Berlin 
im Laufe des 4. April verlassen. Der Vorverkauf beeinnt für 
diese Züge am 1. und endet am 3. April um 4 Uhr nachmittags, 
also noch vor Schluß der Büros. Die Inhaber von Platzkarten 
müssen sich jedoch schon auf der Abgangsstation im Zuge ein- 
} inden- da sonst ihr Recht auf die Plätze 'erlischt. Im Falle 
der Nichtbenutzune des Zuges, für den die Platzkarte gilt, er- 
_ lischt der Anspruch auf den Platz, eine en des Be- 
 trages 1St ausgeschlossen. 


— Keine ‚Beseitigung der Monatskarten. In den Tages- 
 zeitungen tauchen hier und dort Nachrichten auf, nach denen 
die Eisenbahnverwaltung die Monatskarten zu beseitigen die 
_ Absicht haben soll. Diese Nachricht, die lebhafteste Unruhe 
En weiter Kreise der Bevölkerung „etragen hat, ist selbstvier- 
'ständlich unrichtig. Es handelt sich anscheinend um eine 
- Verwechslung mit den Monatsnebswenkarten, die bisher in 
einzelnen Teilen Deutschlands an Angehörige eines Haus- 
= zu ermäßigten Preisen ausgegeben wurden, wenn für 

eine Person dieses” Hausstandes bereits eine vollbezahlte Mo- 
 matskarte gelöst worden war. Diese Nebenkarten werden zum 
kommenden 1. April aufgehoben. An eine Beseitigung der 

_ Monatskarten denkt niemand. 


— — Frankenwährung ir Saargebiet. Die Regierungskom- 
mission des Saargebiets erläßt eine Verordnung, wonach vom 
1. Mai 1921 ab sämtliche Einnahmen, gleichviel welcher Art, 
‚der Eisenbahn- sowie der Post- und Telegraphenverwaltung 
Sr Franken. zu erheben, ferner das Personal dieser Verwal- 
 fungszweiges in Franken zu besolden ist. Hierzu teilt die Regie- 
_  rungskommission folgendes mit: Bei Ausarbeitung des Haus- 
haltsetats für das Geschäftsjahr 1920/21 gelangte die Regie- 
tungskommission zur Peststellung, daß die großen öffentlichen 
Betriebe, wie die der Eisenbahn, des Post- und Telegraphen- 
N VESENS bezüelich ihrer Haushaltspläne seit langem der nun 
nmal notwendigen Stetigkeit entbehren, infolge” des schwan- 
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olgt zurzeit ein großer Teil der Zahlungen, insbesondere 


erwaltung die Frankenwährung aufzustellen. Infolgedessen 
nd vom 1. Mai 1921 ab alle Gebühren des IBahn-, Post-Tele- 


amte Personal der betreffenden Verwaltungen erhält seine 
hälter und Löhne in Franken ausgezahlt. Da sich die Re- 
neskommission der großen Verantwortung, welche d 
rwaltung des Saargebietes in sich schließt, wohl bewußt ist, 
at sie sich zur Herbeiführung einer geordneten Finanzee- 
rune dazu entschlossen, in den einzelnen Betrieben Fran- 
währung einzuführen. Mit Rücksicht auf das Wohlergehen 
sesamten Bevölkerung faßte sie jedoch den Beschluß, 
® besondere Kommission damit zu beauftragen, zu prüfen, 
velche Erleichterungen und Milderungen jenen Bevölkerungs- 
hiehten zuteil werden könnten, die durch en allgemeinen 
ankenumlauf geschädigt ‚werden. 


— ie Einführung der "Sommerzeit. Die Berliner 
Tandelskammer richtete am 11. Februar d. J. an das Reichs- 
pisterium des Innern folgende Eingabe: 


mmerzeit gemacht worden sind, waren sehr gute. Demae- 
äß haben wir uns auch wiederholt für die dauernde Einfüh- 
der Sommerzeit eingesetzt. Dem einmütisen ‚Wunsche 
Arbeitsebern und Arbeitnehmern folsend, können wir 
ht umhin, erneut und nachdrücklich für die Wiederein- 
rung der Sommerzeit einzutreten. . In seltener Überein- 
mmung hat es die städtische Bevölkerung begrüßt, daß ihr 
Zeit, in der sie das Tageslicht nach Abschluß der Berufs- 
eit genießen konnte, durch die Sommerzeit verlängert wor- 
n ist. Unzweifelhaft hat die Arbeitsfreudigkeit und das 
ohlbefinden der Stadtbevölkerung dadurch «erheblich „e- 
T Bei: Einmal as hierzu die erweiterte Möglichkeit, 
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-heime Oberbaurat Max Kumbier ist am 


‘examen im März 1897. 


m Wechsels und des Tiefstandes der Valuta. Übrigens - 


Kohleneinkäufen, in Franken. Die Regierungskommission 
rachtet es nun als nicht zu umgehende Maßresel, für den ze- 
amten Haushaltsetat der Eisenbahn-, Post- und Telegraphen- 


ramm- und Telephonwesens in Franken zu erheben. Das ze- | 


ie Erfahrungen, die von Handel und Industrie mit der. 


-mehmen soll. 
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der Natur aufzunehmen, auf der anderen Seite ist von medizi- 


nischen Sachverständigen der hygienische Vorteil der längeren 


Sonmenbestrahlung betont worden, der für die gerade jetzt 
so schwer darniederliegende Volksgesundheit eine starke Hilfe - 
zu bieten geeignet ist. Weiterhin bringst die Sommerzeit den 
Gewinn für den einzelnen und für die Volkswirtschaft mit 
sich, daß Licht und Kohlen damit gespart werden. Im Sommer 
1918 wurden bei den. Gasanstalten Groß-Berlins infolge der 
Sommerzeit täglich 400 t, das sind 7—8 % des Gesamtverbr auchs 
erspart, Widerstand gegen die Sommerzeit hat im Gegensatz 
zu Industrie und Handel die Landwirtschaft „geleistet. Zuzu- 
„eben ist, daß bei manchen Arbeiten, besonders dem Grasschnitt 
und dem Melk oesehäft, die Landwirtschaft außerstande ist, die 
Sommerzeit ohne «erhebliche Nachteile anzunehmen, wenn 
nicht dire Milechzüsie verlegt werden. Wir glauben, daß in An- 
betracht der erheblichen Vorteile der Maßregel, Schwierig- 
keiten, die sich einer Verlegung der Züge entgerenstellen, 


behoben een sollen. 


Staatssekretär Kumbier. Der zum technischen Staats- 
sekretär im Reichsverkehrsministerium ernannte bisherige Ge- 
28. Oktober 1867 in 
Bischofswerder bei Liebenwalde (Havel) geboren. Während 
seiner Schulzeit besuchte er das Andreas-Realeymnasium in 
Berlin, das er im Oktober 1886 nach bestandener Abschluß- 
prüfung verließ. Er studierte in den Jahren 1856—90 auf der 
Technische Hochschule in Berlin-Charlottenburg und bestand 
SEeln erstes Staatsexamen im Juni 1891, sein zweites Staats- 
Als Regierungsbaumeister war er 
zunächst bei .der Betriebsinspektion lin Königsberg (Pr.) in 
den Jahren 1897—1899 als Hilfsarbeiter tätig, und wurde im 
Juni 1899 zur Eisenbahndirektion Berlin versetzt und hier 
hauptsächlich in ‚den Betriebsdezernaten beschäftigt. Im 
Jahre 1902 wurde er in das preußische Ministerium der öffent- 
lichen Arbeiten als Hilfsarbeiter berufen. Dort bearbeitete 
er unter der vortreffläichen Leitung des Geheimrats 
Blum bau- und betriebstechnssche Fragen, Im April 
1907 wurde K. nach Erfurt versetzt, wo er zunächst 
als Vorstand das WBetriebsamt I übernahm und später 
(1, Oktober 1909) als Mitglied zur Eisenbahndirektion 
übertrat. Im Juni 1912 wurde er ins Ministerium der öffent- 
lichen Arbeiten als Befrerent berufen und dort am 1. Januar 
1913 zum Geheimen Baurat und Vortragenden Rat ernannt. 
Geheimer Oberbaurat ist er seit Januar 1917. Im Ministerium 
hat K. die Baureferate für die Bezirke Cassel, Posen und 
Stettin, später Königsberg, Danzig und Bromberg und zuletzt 
Berlin, Köln und Saarbrücken bearbeitet. Im Mai 1920 wurde 
Kumbier zum Stellvertreter des Ministerialdirektors der Be- 
triebsabteilung bestellt und vertauschte sein bisheriges Bau- 
referat mit dem Referat für den Personenzugfahrplan für die 
südlichen deutschen Bezirke. 


Mit Ausbruch des Krieges ist Kumbier dem Feldeisenbahn- 
chef im Großen. Hauptquartier vom preußischen Ministerium 
der öffentlichen Arbeiten als beratender Eisenbahntechniker 
zugeteilt worden, eine Stellung, die er bis zum Kriegsende 
bekleidet hat. Die dort zu lösenden Aufgaben wurden mit 
der Dauer des Krieges immer umfangreicher und verwickelter. 
Als sich nach Beendigung des Vormarsches der Stellungskrieg 
entwickelte, galt es, für die besetzten Gebiete eine neue Orga- 
nisation zu schaffen und neben dem eigentlichen Militär- 
betrieb auch den Verkehr der Zivilbevölkerung zu bedienen. 
Es wurde zunächst im Westen die Eisenbahn-Militär-General- 
direktion in Brüssel eingerichtet und dann auf dem östlichen 
und südöstlichen Krieesschauplatze ähnliche Behörden ge- 
schaffen. Die Organisation dieser Militärbehörden, die oberste 
Leitung und die Beaufsichtigung ihrer Tätigkeit gehörten zw 
den Aufgaben des Feldeisenbahnchefs, und es ist noch in 
aller Erinnerung, wie sehr gerade von fachmännischer Seite 
seine organisatorische und leitende Tätigkeit bewundert wor- ° 
den ist, Geheimrat Kumbier hat in Unterstützung des Feld- 
eisenbahnchefs an den damals errunsenen Erfolgen erheblichen 
Anteil gehabt. Mit statmenswerter Arbeitskraft hat er sich 
in die vielseitigen, ihm zum Teil fermwerliegenden Gebiete des 
Eisenbahnwesens eingearbeitet, die neben den eigentlichen 
bau- und betrüebstechnischen Auf gaben von den. Militäreisen- 
bahnbehörden im Rahmen des Militärbetriebes bearbeitet wer- 
den mußten : Maschinen wesen, Personalien, Tarifwesen, Wagen- 

ienst, Finanzwesen ’usw. Die Referenten für alle diese 
Fächer haben damals mit aufriechtiger Bewunderung beobachten 
können, wie Kumbier in alle diese neuen Aufgaben, sobald sie 
hervortraten, himeingewachsen ist. Gerade die Viel- 
seitirkeit dieser Tätiekeit war «eine vortreffliche, nur 
selten gebobene Schule für einen Staatssekretär, der die Ober- 
leitung über Referate veıschiedener Fachrichtunsen über- 
Man wird in der Annahme nicht fehlgeben, daß 
der damalige Chef des Feldeisenbahnwesens, Reichsverkehrs- 
minister Groener, die Fähigkeiten seines fachmännischen Be- 
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raters in täglicher Zusammenarbeit erkannt hat, und daß dies 
bei der Auswahl Kumbiers für den neugeschaffenen Staats- 
sekretärposten mit maßgebend gewesen ist. 


— Geheimer Baurat Dr.-Ing. Kemmann feiert am 1. April 
die jährige Wiederkehr des Tages, an dem er ..zum stellver- 
tretenden Schriftleiter der Zeitung "dies Vereins Deutscher Esen- 
bahnverwaltungen bestellt wurde. Ein Vyerteljahrhundert hin- 
durch hat Dr. Kemmann vier Schriftleiter mit seinem wert- 
vollen, sachverständigen Rat ständige unterstützt und sie in 
Behinderungsfällen vertreten. Die Zeitung verdankt ihm aber 
nieht nur wegen dieser Mitwirkung in ihrer Leitung ungemein 
viel, sondern sie besitzt zugleich in ihm. einen ihrer ge- 
schätztesten und bedeutendsten Mitarbeiter. Unsere Lesere 
werden sich der zahlreichen Aufsätze aus seiner Feder 
erinnern, die, durch Form und Inhalt gleich ausgezeichnet, ‚sich 
stets ver heblich aus dem Rahmen der meisten übrigen Aufsätze 
heraushoben und jedenfalls zu dem Besten «ehören, was unser 
Blatt veröffentlicht hat. Weniger in die Augen fallend, aber 
darum nicht minder wertvoll war Kemmanns Mitarbeit bei der 
Bücherschaun. Es ist überaus wichtig, in einem Fachblatt seine 
selbständige, sachverständige und nicht bloß aus der von der 
Verlagsbuchhandlung mitgeschickten „Musterrezension“ ge- 
schöpfte Beurteilung eines neuerschienenen Werkes zu finden. 
Die in den letzten Jahrzehnten besonders zahlreich winge- 

sangenen Newerscheinungen auf technischem Gebiet sind fast 
alle durch K.s Hände segangen. Manche wurden auf seine 
Veranlassung dem von ihm ausgewählten besonderen Spezia- 
listen zur ‚Besprechung weitergeweben, eine sehr große Zahl 
ist aber von ihm selbst besprochen worden, was immer eine 
Gewähr für eine gerechte und sachkundige Beurteilung bot. 

Wie hoch die Geschäftsführende Verwaltung des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen die Tätiekeit des Jubilars 
einschätzt, zeigt das nachstehende Schreiben, das sie anläßlich 
dieses Gedenktages an ihn serichtet hat, 

„Hochverehrter Herr Geheimrat! Am 1. April werden 
35 Jahre verflossen sein, seit Sie sich als technischer 
Schriftleiter in den Dienst der Zeitung des Vereins: Deut- 
scher Eisenbahnverwaltungen westellt haben. In dieser 
langen Zeit haben Sie sich um das Blatt, und: damit um 
den Verein selbst, dureh kürzere und längıere Vertretungen 
des Schriftleiters und dureh dessen ständige Beratung und 
Unterstützung e„roße Verdienste erworben, für die wir 
Ihnen im Namen des Vereins Deutscher Eisenbahnver- 
waltungen heute unseren aufrichtigen Dank aussprechen. 
Der Verein schätzt sich glücklich, eine so ausgezeichnete 
und alleemein als Autorität anerkannte Kraft für die 
technische Bearbeitung seines 
hofft, sich dieser wertvollen Mitarbeit noch lange erfreuen 
zu dürfen. wez. Wulff“ 


Österreich. 


_ Abänderung der Bezeichnung „Österreichische Staats- 
bahnen“ in Österreichische Bundesbahnen. Die Verordnung 
des Bundesministers für Verkehrswesen vom il. März 1921 


über die Abänderung der Bezeichnung. der Österneichischen ° 


Staatsbahnen hat folgenden Wortlaut: 
Im Sinne des Bundes- Veerfassungsgesetzes vom 1. Oktober 
1920, B. G. Bl. Nr. 1, und des Verfassungsgesetzes vom 1. Ok- 
tober 1920, betr effend den Men zur bundesstaatlichen 
Verfassung, B. 6. Bl. Nr. 2 ($ 8),-wird verordnet: 

Die österreichischen Staatsbahnen haben vom 1. April 1921 
angefangen die Bezeichnung „Österreichische Bundesbahnen“ 
zu führen, Demgemäß ist von diesem Zeitpunkte ansiefansıen 
bei Bezeichnung von ‘Dienststellen der Österreichischen Bun- 
deesbahnen, bei Anschriften, bei Diensttiteln aktiver Beamter 
usw. das bisher gebrauchte Wort „Staatsbahn“ durch „Bundes- 
bahn“ zu ersetzen. So wenden insbesondere die Staatsbahn- 
dinektionen die Bezeichnung „Bundesbahndirektion“ und die 
Staatsbahndirektoren den Titel „Bundesbahndirektor“ führen. 
2 ne erhalten das 


Österreich 

Drucksorten mit der alten Firmenbezeichnung werden auf- 
sebraucht, Stempel, Plombierzangen, Übernahme- (Markier)- 
hämmer u. dgl. erst bei notwendigem Ersatz durch solche mit 
der meuen Firmenbezeichnung versetzt und Aufschriften an 
Gebäuden, abgesehen von begründeten Ausnahmefällen, an- 
a notwendiger Erneuerung dieser Aufschriften ab- 
SeAnüertt. x 7 


— Einführung der 24- Stundenzeit („Verkehrszeit“), Das 
Bundesministerium für Verkehrswesen hat nachstehende Vier- 
omdnung vom 19, März 1921 erlassen: 


ee, 


_ verhältnisse. im kommenden Winter und zur Herbeifü 


Orsans zu besitzen und 


sonders Durehzugsgüter wurden in ‚Frohnleiten. Hl 2 
und in einem eigenen Lokal verwahrt und in der Nacht. 


Eisentumsmerkmal 


Gemäß dem Beeschlusse : 


I 


Zeitung des ri 
Deutscher Eisönbahnverw t 


des Ministerrats vom 15. Februar 1921 ist auf ie: } 
und Lokalbahnen, bei der Post-, Telegrapken-, Fernspree 
und Rohrpostverwaltung, bei den vom Nitaate betriebeı 
Schiffahrtsunternehmungen und im Bereiche des Luftfa 
‚wesens um Mitternacht vom 31. Mai zum 1: Juni von der bis 
herigen Stundenzählung mit zweimal 12 Stunden auf d& 
ununterbrochene Stundenzählung von 0 bis 4 ‚von Mittern 
über Mittag bis Mitternacht überzugehen, 


— Siüdbahn. In der dieser Tage unter Vorsitz des Präs 
ten Dr. ’Weeber abgehalterien Sitzung des Verwaltungs 
"berichtete der Generaldirektor Dr. Fall, daß die italienische 
die ungarische Regierung und ebenso die Association N 
nale in Paris die ihnen vorbehaltene Genehmigung zum 
gime provisoire erteilt haben, und daß noch die Genehmie 
der südslawischen und der österreichischen Regierung 
stehe. Der Generaldirektor berichtet ferner, daß vom 
nischen Schatzministerium die Südbahngesellschaft und di 
sociation Nationale zur Besprechung der Annuitätenfrage 
den 30. März nach Rom ‚eingeladen wurden. Demzufo 
werden sich Präsident Dr. Weeber und Gemeraldirekt 
Dr. Fall in Begleitung der ‘Direktoren Dr. Grabscheid 
Dr. Goetz nach Rom begeben. Die übrigen Verhandl 
gegenstände bezogen sich auf > Angelegenheiten der lauf 
den Geschäftsgebarung. 


— Sommerzeit. Der Wiener Stallisenat hat den Bese. 
gefaßt, an die Bundesregierung nachstehendes Ersuche 
richten: In Anbetracht der ungewissen Kohlenversorgun 


einer günstigeren und gesundheitlich besseren Wirtse. 
führung in den einzelnen Haushalten wird die Regierun 
Ren sofort a Wegen . Einführun 

Et 


ee der een in ganz ee u 

windliche Schwierigkeiten entgegenstehen sollten, die La 
behörden zu ermächtigen, in ihrem Bereiche die Einfüh 
der Sommerzeit anzuordnen und gleichzeitig die in B 
kommenden staatlichen Verkehrsanstalten Aanzuweisen, 

Falle der Einführung der Sommerzeit den Landesbehörd: 
die weitestgehende Unterstützung angedeihen zu lasse 


— Eisenbahndiebstähle auf der steirischen Südbahnstr 
Nach Zeitungsmeldungsen haben die fortwährenden E 
bahndiebstähle die Zentraldirektion der Südbahn ver. 
ein Sicherheitsreferat in Graz einzurichten. Nach lan 
gen Erhebungen ist es im Vierein. mit der Gendarmerie 
gen, eine höchst wefährliche Eisenbahndiebesband 
schädlich zu machen. Der Schaden, den die Südbahn du 
Treiben dieser Bande verlitt, beträgt Hunderttausends 
Kronen, . Bis -jetzt wurden 37 Personen, zum größten 
Bedienstete der Südbahnstationen Graz und Frohnleite 
haftet. Viele Miglieder dieser Bande, die früher völlig 
los waren, sind jetzt Besitzer von Grund und Bode 
Mitglieder der Bande arbeiteten mit großer Findigcke 


Fuhrwerk weegeführt. Ein großer Teil der Beute w 

Graz veräußert. Auch das Reisegepäck war nicht s® 
Wiederholt wurden Frachtzüge, gewöhnlich ‘solche, die 
lange Strecken und über Anschlußbahnen liefen, umgeze 
So daß ganz falsche Gepäckstücke am Bestimmungsor 
kamen. Meist war dann schon sine längere Zeit verst 
er der Abgang g solcher Stücke festgestellt werden konnt 


— Fahrbegünstigungswesen. Die Direktion der Eise: 
Wien-Aspang hat den Beitritt der Schneebergbahn (auss 
lich der Zahnradstrecke) zum Fahrbegünstigungsverban 
reichischer  Verkehrsunternehmungen angemeldet. 


— Tagesschnellzug Wien-Salzburg-Innsbruck, Sei 22. | 
d. J. verkehrt der Schnellzug Wien Westbahnhof ab 8 
früh wieder täglich, ausgenommen Sonntag, bis Salzb 
kunft 2 Uhr 50 Minuten nachmittags) und jeden Mont 
woch, Freitag bis Innsbruck a gs "leicht 


ee Döner. onen 'von \ Innsbruck 


7 „Uhr 20 Minüten früh). 


— Staatlicher Lastkraftwa enverkehr. Seit A, T 
ist in der Strecke Payer eh So „dal 
birge versuchsweise “zunächst für die Dauer 
Monaten der staatliche Lastkraftwagenverkehr in V 
Ds Personen-, Reisegepäck- und Postbeförderung 
worden. BE REN a 


Die Bedeutung des Fremdenverkehres für Wien. Unter 
- Vorsitze seines Präsidenten Oberkurators Steiner hielt 
Tage der Landesverband für Fremdenverkehr in Wien 
Niederösterreich seine sehr stark besuchte Generalver- 
amlung ab. In der Eröffnungsrede kennzeichnete der Vor- 
tzende die hohe Bedeutung des Fremdenverkehres für das 
amte Staatswesen und erwerbenden Stände Der 
ige Fortschritt des Fremdenverkehres, der derzeit schon 
% der Friedienszahl erreicht, sei umsomehr zu begrüßen, 
‚der Zustrom aus den newen Nationalstaaten den untrüglich- 
Beweis liefert, daß Wien nach wie vor der Mittelpunkt 
Handelsverkehrs geblieben ist. 

r vom Generalsekretär Regierungsrat Gerenyi erstattebe 
h esbericht weist auf die erhebliche Besserung der Verhält- 
im Eisenbahnverkehr und hinsichtlich der Unterbringung 
d Verpflesung der Fremden in den Hotels hin. Die in Wien 
tlich sezählten 382000 Fremden, deren Jahresumsatz init 
als zwei Milliarden zu beziffern ist, bekunden die große 
ehungskraft der Stadt Wien. . 


Ing. Adam Weinberger 7. Am 5. Februar d.J. werschiei 
 Vorstandsmitglied des nl Vereins für Kälte- 
ustrie, :Ing. Adam Weinberger, der an dem Ausbau 
r Kälteindustrie in Österreich und auch im Auslande.her- 
agenden Anteil genommen hat. [Eine große “Anzahl von 
lanlagen in Österreich, insbesondere auf den seit dem 
s 1899 gebauten österreichischen. Kriegsschiffen, wurden 
er seiner Führung durch die Firma Bromovsky, Schulz & 
ir in Wien, in deren Diensten er stand, ausgeführt. Auch 
en Kraftanlagen für die Tunvelbauten dar ‚Alpenbahnen. 
den Anlasen der Entbenzinrerunssanstalt in. Drohobvez 
an den Ölausrüstungsstationen für den Lokomotivbetrieb 
alizien hat Ing. Weinberger mitgearbeitet. 


‚Personalnachrichten. - Verliehen wurde: Der Titel eines 
ktionschefs dem Direktor des Elektrisierungsamtes der 
eichischen Staatsvahnen Ministerialrate Ing. Paul 
ttes, der Titel eines Ministerialrates mit Nachsicht. der 
x dem mit dem Charakter.der fünften Rangklasse beklei- 
n Sektionsrate Dr. Viktor-Hiller sowie den Sektions- 

Dr. Viktor Kraus, Dr. Karl Hardt-Stremayr, 
ur. et phil. Arnold Minibeck, Dr. Josef Maschek, 
Zboerowski, Dr. Josef Augste und Dr. Rudolf 
67T, sowie den Öberbauräten im Bundesministerium für 


cehrswesen Ing. Anten. Kraupa, Ing. Stanislaus 
[snik, - Dr. Techn. Ins. Alfred Wirth, Ing. 
lexander ‚Wielemans, Ing. Viktor Schützen- 


er, Ing. Leonhard Roesler und Ing. Moritz Prinz 
= schließlich der Titel eines Regierungsrates mit Nach- 
t der Taxe dem Hilfsämteroberdirektor im Bundesmini- 
jum ür Verkehrswesen Franz Kubinszky. 


Bene Drake Gebiet. 


NV ‚rkehrsheirat. Die tschecho-slowakische Regierung hat 

-österreichischem Vorbilde einen Verkehrsbeirat ins 
. gerufen, über den wir in dem „Allg. Tarif-Anzeiger“ 
ıde nähere Angaben finden. Es werden ein Zentral- 
enbahnrat (Z.E.R.) und Direktionsbeiräte eingesetzt. 

1. E. R. besteht aus 69 Miteliedern, die auf die Dauer 
ünf Jahren vom Eisenbahnminister ernannt werden. Die 
o-slowakische Resierunge behält sich auch die Ernen- 
, weiteren 12 Mitgliedern nach freiem Ermessen vor, 
nur lee Unternehmer, sondern auch Angestellte 
rgeschlagsen und gewählt werden. Die Tätigkeit 
ER ist auf die Erstattung von Gutachten, Stellung von 


ns beschließende Kraft. Die Mitglieder werden aus 
Industrie, Montanwesen, Gewerbe, Land- und Forst- 
aft und für die Dauer der außerordentlichen Verhält- 
uch aus dem Gebiete des Volksernährungswesens ent- 
Sitzungen werden mindestens zweimal jährlich, im 
hr. und Herbst abgehalten; die Beratungen sind nicht 
tlich. Für jedes Mitglied wird ein Ersatzmann ernannt. 
Arbeit findet in Sektionen und Ausschüssen statt. Aus- 
önnen nur aus 15 Mitgliedern. bestehen, eine Maß- 
sehr klug ist, da bekanntlich in großen Ausschüssen 
rechte Arbeit geleistet wird. Die Verhandlungssprache 
Staatssprache. In der Geschäftsordnung. wird vorge- 
_ welcher Weise auf die sprachlichen Bedürfnisse der 
'erheit angehörigen Mitglieder Rücksicht genommen 
soll. Dem Z.E.R. sind zur Begutachtung vorzulegen: 
emeine Organisation der Eisenbahnen. 2. Grundzüge 
ahrpläne. 3. Grundsätze und Richtlinien für das Tarif- 
2" +. Wesentliche nen der reglementarischen 
5. Das Programm für 


SZoh 


- stießen alle Bemühungen bei 


en oder Anträgen beschränkt, die Körperschaft hat so- 


‘zu beziehen wünschen, 


= Nr. 13 


Angelegenheiten örtlicher Natur werden an die Direk- 
tionseisenbahnräte verwiesen. In der Regel wird für 
den Bereich jeder Staatsbahndirektion «in Eisenbahndirek- 
tionsrat ernannt. Die Mandatsdauer ist fünf Jahre, die Zahl 
der Mitglieder hat mindestens 10, höchstiens 20 zu betragen. Die 
Eisenbahndirektionsräte sind berufen, der zuständieen Di- 
rektion als Beirat für. örtliche . Angelegenheiten zu dienen; 
Tariffragen und allgemeine Fragen, welche die Interessen des 
einzelnen. Bezirkes überschreiten, oehören dem Z. E. R. an. 
Auch die Direktionsräte sind’ mindestens zweimal im Jahre 
einzuberufen. Die Mitglieder des Verkehrsbeirates bekleiden 
ein Ehrenamt, das "weder mit einem Titel noch mit Entloh- 
nung oder "Fahrtbegünstigung irgendwelcher Art verbunden ist. 


_ Frankaturzwang für- Kohle und minderwertige Brenn- 
stoffe. Infolge des Kohlenmangels werden zurzeit auch viele 
schlechte Kohlen und minderwertise andere. Brennstoffie mit 
der Eisenbahn befördert. Die Empfänger derartiger Sendungen 
verweigern vielfach deren Annahme. Bei einem öffentlichen 
Verkauf deekt der Veerkaufserlös oft nicht die Fracht- sowie 
die sonstigen Unkosten der Eisenbahn. Für derartige Sendun- 
gen ist daher verfügt worden, daß in Zukunft unter Berufung 
auf die Bestimmungen im $ 69 der Eisenbahn- Verkehrsordnune 
die Frankieruns zu fordern ist. Die Frankierung kann unber- 
bleiben, wenn für den im Frachtbrief bezeichneten Versender 
auf der jeweiligen Veersandstation ‚ein Frachtstundungskonto 


‚besteht, dessen Höhe so bemessen. ist, daß ein etwaiger Min- 


dererlös aus dem Verkaufe einer solchen Sendune mit Sicher- 
heit hreraus „edeckt werden kann. Kommt als Verlader und 
Absender seine Dienststelle der Eisenbahn in Frase, so finden 
die (Bestimmungen über Frankaturzwang keine Anwendung. 


-— Einführung der vierundzwanzigstündigen Bahnzeit. Aus 
Pra& wird uns &emeldet:.Für den If. Juni bereitet die tsche- 
cehische Eisenbahnverwaltung einen neuen Fahrplan vor, in 
dem bereits die vierundzwanziestündige Tageszeit von Mitter- 
nacht bis Mitternacht eingeführt wird, 


Ungarn. 


-— Die Frage ds Grenzanschlüsse : beschäftigt derzeit in 
erster Reihe die ungarische Regierung, denn von den Verein- 
barungen mit den Nachfolgestaaten hängt es in erster Linie ab, 
ob Unsarn imstande sein wird, einen verhältnismäßig geord- 
neten Verkehr auf seinem verstümmelten Bahnnetz aufrecht- 
zwerhalten. Verhandlungen in dieser Richtung wurden mit 
den Nachbarstaaten schon früher sepflogen ; trotzdem ses aber 
an gutem Willen nicht fehlt und Ungarn stets fernab von 
allen politischen Gründen auf Grund vernünftiger geschäft- 
licher Erwägungen sin Abkommen zu erzielen trachteve, 
den Nachfolgestaaten auf 
Schwieriekeiten. Erst in jüngster Zeit brieht sich allmählich 
die Erkenntnis Bahn, daß es auch im Interesse der Nachfolse- 
staaten liegt, eine Vereinbahung* über die Aufr echterhaltung 
der gerenseitigen Verkehrsbeziehungen in irgendeiner Form 
zu treffen. Man darf daber der Überzeugung Ausdruck geben, 
daß man trotz aller noch bestehenden Schwieriekeiten ın 


nächster Zukunft zu einer stetigen gedeihlichen Fortentwick- 


luns des ungarischen Staatsbahnnetzes oelang-en wird. 


— Regelung der Zollaufgelder. Nach langen Vorbereitungen 
erschien eine Regierungsverordnung, die an Stelle der bis- 
herisen schematischen Zollaufschläge ein System der abge- 
stuften Aufschläge einführt. Die. Finanzverwaltung konnte 
sich hierbei auf die Höhe der Goldparität, wie auch auf das 
Beispiel Österreichs berufen, wo der Zollaufsehlag letzthin 
schon alloemein auf 4900 % erhöht worden ist; ja für reine 
Reihe von Luxusartikeln (so auch für Kaffee und Tee) die 
Zollzahlung in Gold oder Edelvaluten angeordnet wurde. Bis- 
her- mußte in ‚Ungarn für die eingeführten zollpflichtigen 
Waren ausnahmslos der zwanziefache Betrag des im auto- 
nomen Zolltarif vom Jahre 1907 festgestellten und laut dies 
Zollgesetzes eigentlich in ‘Gold zu entrichtenden Zollsatzes 
bezahlt werden. Demgegenüber stellt das neue System für das 
Ausmaß des Aufgeldes vier Stufen auf, wobei die Interessen 
der Veerbraucher, die gegenüber der sich unbedingt ergebenden 
Preisschwankungen Schutz beanspruchen durften, berücksich- 
tiet werden. Auch wurden die Interessen jener Produzenten 
bedacht, die Hilfsstoffe, Halbfabrikate, Werkzeuge und Ma- 
schinen unter vorteilhaften Bedingungen ’aus dem Auslande 
schließlich die Interessen jener Per- 
sonen, die die genannten Waren hier erzeugen. Alle diese 
Rücksichten spiegeln sich im Aufbau des jetzigen Zollsystems 
wider. In die erste Stufe gehören Rohstoffe, wie Zelluloid, 
Paraffin, ferner die zur Weiterverarbeitung benötigten Halb- 
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fabrikate, wie Garne, . Roheisen, Stabeisen, Maschinen, 
industrielle und landwirtschaftliche Geräte und manche 
Fertigwaren wie Heilmittel, Tafelglas, Druckpapier usw. Für 
diese Artikel wird der zwölff ach«e Betrag des ursprüng- 
lichen Zollgeldes zu entrichten sein. 

In die zweite Gruppe sehören die aus dem Gesichtspunkte 
des Massenbedarfis wichtigsten Gebrauchsartikel, wie gewöhn- 
liche Baum- und Schafwollstoffe, Hüte, Wirkwaren, Sohlen- 
und Oberleder, Schuhe, eewöhnliche Porzellanwaren, Eisen- 
waren, gewöhnliche Seife usw. Für diese Waren wird der 
zwanzigfache Bietrag des ursprünglichen Zolles zu ent- 
richten sein. 

In die dritte Gruppe fallen die aus dem Sestehtspunkte des 
Massenkonsums minder wesentlichen Waren, für die der 
fünfunddreißielfache :Betrae! des ursprünglichen 
Satzes zu entrichten ist. Hierher «sehören unter anderen 
Seidenstoffie, Schirme, fertige Kleider, Spielwaren. Koffer, 
Möbel, Musikinstrumente, Luxusseife, 

Schließlich wird für die in die vierte Gruppe Sinsereihten 
Artikel der siebenziefache Betraz des ursprünglichen 
Zolles erhoben. Hierher sehören Orangen, Datteln, Ananas, 
Blumen, ausländische Weine, Liköre, Champaener, Backwerk, 
Marmelade, Spitzen, geschmückte Damenhüte, feine Galanterie- 
waren, Gramophone, Parfüms usw. 

Gleichzeitig hat die Regierung einen sroßen Tieil jener Zoll- 
aufhebunsen außer Kraft sesetzt, die während des Krieges 

verfügt wurden. In Kraft blieb nur die Zollaufhebung für 
die wichtigsten Lebensmittel, wie Getreide, Vieh, Fett usw., 
ferner für die Peiroleumarten und die nach dem autonomen 
Zolltarif zollpflichtigen Rohstoffe, wie Blei, Unschlitt usw. 


°— Die Wirtschaftslage Ungarns hat sich.in letzter Zeit in- 
sofern „ebessert, als durch die vom neuen Finanzminister an- 
@ereete Handelsfreiheit, die in Kraft „etretenen Zolltarite 
und die auf die Regelung der Stewermaßnahmen bezügslichen 
Gesetzvorlagen der ungarische Kredit.sich wesentlich gehoben 
hat. In aussedehntem Umfange interessiert sieh das .auslän- 
dische Kapital für den Neuaufbau des ungarischen \Wirtschafts- 
lebens. Es entstanden binnen kurzer Zeit mehrere ausländische 
Handelskammern.- Auch Deutschland zeigt ein eifriges Ver- 
ständnis für Ungarn. Nachdem jetzt aus Deutschland die 
Kohlenzufuhr „enegelt wurde, werden in allen Industrie- 
zweisen emsig®e Vorbereitungen zur Wiederaufnahme der Ar- 
beit setroffen. Trotz der Verstümmelung des Landes und des 
Veerlustes fruchtbarer Gebiete besteht Aussicht, daß Ungarn 


aus seiner blühenden Landwirtschaft einen Ausfuhrüberschuß 


erzielen kann und auf diese Weise seine frühere Stellung auf 
dem Weltmarkte behaupten wird. 


— Ausbesserung südslawischer Eisenbahnwagen und Loko- 
motiven in ungarischen Fabriken. In dem unearisch-süd- 
slawischen Syndikat, das im Auftragie des unearischen Han- 
delsministeriums zur Ausbesserune von Eisenbahnwasen und 
Lokomotiven seeründet wurde, haben: die Maschinenfabrik der 
Könrigl. ungar, Staatsbahnen, die  Ganz-Danubius-, Schlick- 
Nicholson- und Györer Wagenfabrik Anteil. Die Maschinen- 
fabrik der ungarischen Staatsbahnen hat mit der südslawı- 
schen Regierung einen Vertrag über die Ausbesserung von 
400 südslawischen Lokomotiven abseschlossen, während die 
übrigen, oben’ genannten Fabriken "sich entschlossen haben, 
500 Personen- und 2000 Güterwagzen auszubessern. Da die 
Beschaffung der notwendigen Materialien für die Maschinen- 


fabrık der Staatsbahnen mit erheblichen Hindernissen: verbun- . 


den ıst, hat sich die Güterverkehrs-Aktien-Gesellschaft ver- 
pflichtet, den Materialienbedarf für die Maschinenfabrik der 
Staatsbahnen zu sichern. Zu diesem Zwecke hat die Gesell- 
schaft eine besondere Abteiluns „eeründet, die mit der Bieder- 
mannschen Firma in Verbindung »etreten ist. 


— Ungariseh-Adriatiseher Eisenbahnverband. Im Zusammen- 
hang mit dem am 1. Februar d. J. eingeführten Österreichisch- 
adriatischen Gütertarif werden’ derzeit mit der italienischen 
Regierung Beratungen gepflogen), um, für die ‚Beförderung 
von Eil- und Frachteütern zwischen. Triest einerseits und 
Unsarn anderseits direkte Frachtsätze einzuführen. 


— Rechtsspruch über die innerhalb einer festgesetzten Frist 
zu erledisenden Parteireklamationen. Im Sinne eines von der 
königlich ungarischen Kurie „efällten Urteils kann die Eisen- 
bahnverwaltung nicht dazu verpflichtet werden, die von der 
Partei eingereichten Reklamationen. innerhalb einer bestimm- 
ten Frist zu erledigen ; ferner ist sie nicht verpflichtet, die 
Partei zur Ergänzung der mangelhaft eingereichten Eingaben 
aufzufordern. 


— Drahtloser Telegraphenverkehr. Laut Bestimmunsen der 
im Juli 1920 abgehaltenen. Verkehrskonferenz ist die draht- 
lose Telegraphie als ergänzender Bestandteil der  Draht- 


Be 


‚der Kohle für den Doppelzentner um 40—50 K billiser sıei 


- wirtschaftlichen Erzeugnissen sei _ besondere 


| gen, die über einen Teil von „Adria“-Aktien verfürte, 
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leanenlettng zu betrachten. Die ungarische Postdirekioi 
verwendet die drahtlose Telegraphie zur Abwicklung des Tele 
graphenverkehrs in zunehmendem Maße, hauptsächlich mit 
Dreutschland, Frankreich, England, Spanien, Italien und durch 
deren Vermittlung mit andenen europäischen Ländern, ja sog 
mit Amerika. Die Postdirektion entscheidet darüber, ob d 
aufgesebenen. Telegsramme auf der Drahtleitung oder dur 
drahtlose Telegeraphie weiterbefördert werden sollen. Da 
Aufgeber Bedenken hessen könnte, daß seine Tieelegramme 
von. Fremden gehört werden könnten, was ja bei der dra 
losen Telegsraphie immerhin möglich ist, steht es ihm fr 
darüber zu bestimmen, daß seine Telegramme unter allen U 
ständen mittels Drahtleitung weeiterbefördert werden. 
diesem Falle ist auf dem Teleerammformular in der Sp 
„Amtliche Bemerkungen“ die Bezeichnung „fil“ einzutra, 
Für diese Bezeichnung wird keine Gebühr erhoben; sie 
von allen Ämtern bis zur Bestimmungsstation weitergege ) 


— Zufuhr von preußischer Kohle. Bekanntlich a von 
der Entente die jeweilige Kohlenmense festgesetzt, die ; 
monatlich für Ungarn vom Auslande zu liefern ist. Über ı 
preußische Kohlenmenge hat sich Kohlenregierungskommissa 
Rau folgendermaßen seäußert: Im Monat März erhielt Un 
garn. von der Entente 2000 Wagen Kohlen, also dieselbe Mengi 
die im Monat Februar geliefert wurde, Für die Fabrike 
wird auf alle Fälle eine größere Menge Kohle zur Verfü 
gestellt als im vorigen. Monat, weil Bir den Hausbrand 
voraussichtlich weniger Kohle genüst:. Die Kohlenp 
waren in diesem Monat niedriger, weil die Mark- und Sokol 
valuta derzeit wesentlich gesunken ist. Der Preissturz FR 
ausländischen Geldwährung wird sich in diesem Mönat no 
nicht in vollem Maße fühlbar machen, trotzdem wird der Pre 


Wenn die Valuta sich im diesem Monat weiter verbess 
werden die Kohlenpreise "erheblich sinken. - i 


— Die Frage des freien Verkehrs beschäftigte jüngst 
Landesverein der ungarischen Fabrikindustriellen. Fina 
minister v. Hegedus hatte bereits in dieser Frage in 
Nationalversammlung Stellung genommen, indem ser  erklä 
daß er ein Anhänger des freien Handels und Verkehrs se 
Vorsitzender Dr. Chorin trat für den freien Binnenver 
ein, während der Außenhandel seines Erachtens durch 
geschützt werden müsse. Hinsichtlich des Verkehrs mit 
Vorsicht i 
Platze. Die plötzliche Steigerung des Kurses der UNECarISe) 
Kronen sei für die Industrie von eroßem Nachteil, da 
diese Weise Auslandswaren «eher vekauft werden könn 
Die Erörterung dieser für das ungarische Wirtschaftsle 
hochwichtigen Frage wird demnächst fortgiesetzt werden. 


— Verpachtung des Fernsprechnetzes ind der drahtlo 
Telegraphenanlagen. Abgeordneter Karl Ereki richt 
in der Nationalversammlung an den. Handelsminister eine 
‚frage, ob sich das Gerücht, wonach die Regierung das’ 
phonnetz und die drahtlosen Telegraphenanlagen an seine 
lische Unternehmung zu verpachten beabsichtige, der Tat: 
entspricht. Eine Antwort m noch nicht erteilt. 


— Neue Kohlenbergwerke im Arader Komitat. In 
honez (Arader Komitat) wurden in einer Tiefe .von | 
Kohlenfunde gemacht. Nach dem Gutachten ungarischer 
losen handelt es sich um eine vorzüsliche Kohle. 
Förderung wurde bereits in Angriff genommen. 


— Amerikanische ‚Wolle für Witwen von Eisenbahnbea 

Nach einer Mitteilung der Staatsbahndirektion erhalten die 
Budapest und Umgebung wohnenden Witwen von Eisen 
angestellten, deren Witwengeld 5000 Kr. nicht übersch 
von der amerikanischen Mission gespendete Wolle. 


— Königlich Ungarische Seeschiffahrts-A.-G. „Adria“. 
Gruppe von Triester und Fiumaner Schiffahrtsuntermel 


unter Leitung der Cosulich Soeciet& Triestina di Naviga 
mit der Pester Ungarischen Commerzialbank ein Überei 
men geschlossen, laut welchem die überwiegende Mehrheit 
„Adria“-Aktien in den Besitz der italienischen Gruppe gela 
ist. Die Gesellschaft wird — ihre Organisation beibehal 
— mit ihrer bisherigen Leitung mit dem Sen in Fiume 
tätig sein. 


— Personalnachrichten.. Josef Katona, Stellvertreter 
Kohlenregierungskommissars Hofrat Gottlieb v. a 
diesem Dienst ausgeschieden. y 


3 Niederlande. 
i — Hollands Entscheidung ‘in der Rheinfrage. Bekannt- 


ich hat Holland bisher 
lichen Bestimmungen im #riedensvertrag . nicht an- 
erkannt, und es hat auch an die lIetztjährıge 
erste lagung der neuen Zentralkommission für die Kiein- 
‚schitfahrt keine Delegierten entsandt. Die holländische Be- 
‚gierung, die im letzten Jahre in eınem Örangebuch an die 
 Generalstaaien ihren Stanapunkı festgelegt hat, hatte sofort 
nach Abschluß aes Frrewensvertrages sich bereit erklärt, ge- 
mäb Art. 354 des Kriedensvertrages mit den alliierten Mächven 
in Unterhandlungen einzutreten, die sodann am 20. März 1920 
in Aneritff genommen wurden. In den Leizten l’agen ist nun 
endlich eine Kinigung zwischen den V'erhandelnden zustande 
oekommen. Das bezugliche Protokoll ist vom 21. Januar 1921 
datiert, und es verbreitet sich über die 5 Punkte, in denen sich 
nun Holland unter Vorbehalt der Katifikation durch das Par- 
lament mit den Vertvetern Frankreichs, Belgiens, Englands 
umi Italiens geeinigt hat. Auf Grund der krgebnisse der 


die auf‘ den Khein bezug- 


nun beendigten Verhandlungen hat die holländische Kegierung 


soeben einen Gesetzentwurf dem Parlament vorgelegt, in wiel- 
chem sie um die Ermächtigung nachsucht zur Zustimmung zu 
den Artikeln 65, 354—356 und 358—8362 des Friedensviertrages. 
Das Ergebnis der Verhandlungen wird im erwähnten Gesetz- 
entwurf folgendermaben daıwelegt: 

1. Die Besiimmungen der Kreanzungsakte vom 18. Septem- 
ber 1895 und das Übereinkommen vom 4. Juni 1898 werden in 
gleichem Maße wie die Mannheimer Rheinschiffahrtsakte vom 
17. Oktober 1868 auf dıe Rheinschiffahrt angewendet. 

> 2. Am Zustandekommen des in Art. 338 und 354 des Friedens- 
vertrages vorgesehenen „Allgemeinen Übereinkommens betr. 
die Freiheit des Verkehrs und des Transits‘“ wird Holland in 
gleicher Weise mitwirken wie die übrigen in der Zentralkom- 
mission für die Kheinschiffahrt vertretenen allirerten und as- 
"soziierten Mächte, 
8. Die beiden im Friedensvertrag vorgesehenen Vertreter 
Hollands in der Zentralkommission werden befugt, noch einen 
weiteren holländischen Vertreter mit den gleichen Kompetven- 


zen beizuziehen. . 

#4. Die Bestimmungen des Art. 356 des Friedensvertrages 
dürfen nicht so ausgelegt werden, daß sie die territoriale Aus- 
 dehnung der Zuständigkeit der Zentralkommission und die 
| 5 ihr erlassenen Reglemente beeinträchtigen. 


5. Die in Art. 353 vorgesehenen Arbeiten zu Wasserentnah- 
men aus dem Rhein zu Zwecken der Bewässerung und der 
Speisung von Kanälen dürfen nur mit Genehmirune der Zen- 


tralkommission ausgeführt werden, und was die Kanäle an- 
belangt, so darf es sich nur um Seitenkanäle handeln. 
6, Der Art. 359 des Friedensvertrages soll in keiner Weise 
die Frage präjuzidieren, ob ein Staat seine Delegierten bereits 
‚ernannt hat oder nicht. 
7. Art. 361 räumt Belgien das Recht rein auf Erstellung eines 
roßschiffahrtsweges vom Rheine zur Maas, der niederlän- 
‚disches Gebiet durchschneidet, und der unter dieselbe Ver- 
I neesordinung wie der Rhein selbst zu treten hat. Gegen 
"die Legung des Kanals durch holländisches Gebiet hat die 
" Regierung nichts einzuwenden, aber mit den anderen Bestim- 
mungen des Artikels erklärt sich Holland nur einverstanden, 
wenn sie ausschließlich auf den auf deutschem Gebiet lvegen- 
hr 'en Teil des Kanals Anwendung finden. 
- 


‚8. Für Art. 362, der von der Ausdehnung der Zuständigkeit 
er Zentralkommission auf die Mosel und den Rhein oberhalb 
Basel sowie auf etwaige Seitenkanäle und andere Wasser- 

traßen spricht, hat sich die holländische Regierung ausbe- 

dungen, daß die Ausdehnun« der Zuständiekeit auf newe 

Wasserstraßen in Holland nur mit Ermächtigung der Nieder- 

'lande vor sich gehen kann. 


'“ Uebrige europäische Länder. 

v2 Notstandsmaßnahmen bei schwedischen Bahnen. In einem 
chreiben an den Verkehrsminister hat die Eisenbahndirektion 
es als wünschenswert und angebracht bezeichnet, mit Rücksicht 
‚auf die herrschende Arbeitslosigkeit im laufenden Jahre so 


x 


onen verlangt zu den schon für 1921 genehmigten 2 600 000 
Kronen. Es folgt weiter eine ganze Reihe von Arbeiten, 
der Umbau des Bahnhofes in Storvik, für den die Ge- 
sung von 550 000 statt 200 000 Kr. beantragt wird. Dieses 


'Veerkehrsminister 
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Mehr würde 10000 Tagwerke ergeben. Im ganzen hatte di 
Direktion 8 954 000 Kr. beantragt; genehmigt wurden Sr be 
6 200 000 Kr. Die Minderung bedeutet 111 500 Tagwerke. Für 
Hällnäs-Stensele hatte der Reichstag nur 2000000 Kr. statt 
der beantragten 3 000 000 Kr. genehmigt. Die Minderung ent- 
spricht 50000 Tagwerken. Wenn die Mittel für das laufende 
Jahr genehmigt werden, so würde der Anschlag für:1922 um 
den entsprechenden Betrag gemindert werden. 


Auch der schwedische Eisenbahnerverband hat sich an den 
er gewendet und auf die Vermehrung der 
Arbeitslosen hingewiesen, die durch die Entlassungen von 
Staatsbahnpersonal hervorgerufen wird. Er beantragt, schleu- 
nigst alle vorbeugenden Maßnahmen zu ergreifen, vor allem 
dadurch, daß beschlossene Wohnungsbauten, kleinere Bau- und 
Unterhaltungsarbeiten nicht auf unbestimmte Zeit hinausge- 
schoben werden, und daß schon genehmigte Geldmittel der 
Eisenbahndirektion schleunigst zur V erfügung gestellt wer- 
den. Die Eisenbahndirektion habe bisher von den unsefähr 
8,5 Millionen, die ihr ven dem großen Wohnungsbauanschlae 
für Veerkehrszwecke zukämen, erst 3,6 Millionen erhalten und 
zwar infolge des Vorbehaltes, daß der Staat erst noch die 
Plätze, weiche für die Wohnungsbauten in Frage kommen 
überprüfen müsse. Der Eisenbahnerverband glaubt bei den 
jetzigen Verhältnissen ein Abgehen von diesem Grundsatz an- 
regen zu sollen, so daß für entlassene Bedienstete unmittel- 
bar Arbeit geschaffen werden könne. Die weiter berührten 
kleineren Unterhaltungs- und Neubauarbeiten sind solche die 
wegen Einschränkung schon bewilligter Anschläge nicht in 
Gang kamen. Auch ste sollten schleunigst in Angriff genom- 
men werden, um der weitreichenden Arbeitslosigkeit entsenen- 
zuwirken und zu verhindern, daß die Zahl der beschäftigungs- 
losen Industriearbeiter noch durch Personal vermehrt werde 
das von der Staatsbahn verabschiedet wird. £. 

Generaldirektor Granholm hat dem Verkehrsminister einer- 
seits über die Personaleinziehungen bei den Staatsbahnen im 
Jahre 1920 Bericht erstattet, andererseits über die infolge der 
plötzlich um Jahresschluß eingetretenen Verkehrsabnahme 
vorgenommenen und verbereiteten Entlassungen im Januar 
und Februar laufenden Jahres. Aus diesem Berichte geht 
hervor, daß die Gesamtminderune im Jahre 1920 bei der Bahn- 
abteilung 237, bei der Maschinenabteilun® 329, Vorratsabtei- 
lung 10, Verkehrsabteilung 768 und bei den Hauptwerkstätten 
324 Mann, zusammen 1668 Mann, ausmacht. Die im Januar und 
Februar d. J. vorgenommenen und beschlossenen. Entlassungen 
sind für die genannten Abteilungen in gleicher Folge 221. 238, 
27, 484, 21 Mann, zusammen. 991 Mann.—Weiter steht bei der 
Veerkehrsabteilung noch die Entlassung von 214 Mann in Frage. 


Bei der gegenwärtigen, wirtschaftlichen Lage haben sämtliche 

Privatbahngesellschaften mit im Laufe befindlichen Eisen- 
bahnbauten große Schwierigkeiten. Die Wese- und Wasserban- 
direktion bezeichnet es in einem Bericht an die Regierung als 
eine Öffentliche Aufgabe, sämtliche Eisenbahnbauten soweit 
als möglich durch, Eingreifen des Staates fertigzustellen, so- 
fern sich hierfür Seeignete Voraussetzungen finden. Der’ Be- 
richt schließt mit der Anregung, es möchten beim Reichstage 
weitere Staatsmittel aus dem allgemeinen Eisenbahnanleihe- 
fonds beantragt werden zur Fertigstellung der Eisenbahn 
Brittstorp-Sävsjöström-Älghult. Würde dieser Anregung Folse 
geleistet, so würde die der‘ Eisenbahn gewährte Anleihe sich 
auf 1100000 Kr. belaufen, 

Die Schwierigkeiten, welche der wirtschaftliche Niedergang 
den im ‚Laufe befindlichen Privateisenbahnbauten verursachte, 
hat die Wege- und Wasserbaudierktion weiter veranlaßt, der 
Direktion sehr weitgehende Erleichterungen in den aufse- 
stellten Konzessionsbedingungen vorzuschlagen. Die Direk- 
tion trägt sonach kein. Bedenken, bei gewissen Eisenbahnunter- 
nehmungen der Regierung vorzuschlagen, die Fortsetzung der 
Arbeiten und den Ausbau der Eisenbahnen zunächst nur für 
den Güterverkehr zu erlauben, auch wo die betreffende Eisen- 
bahngesellschaft nicht über entsprechendes Kapital verfügt. 
Es könnte auch in Frage kommen, zur nächsten Fortsetzung 
der Arbeiten die Mittel zu verwenden, die sonst hinterlegt 
würden, Diese Hinterlegungen haben, wie die Direktion sagt, 
den Konzessionen exmäß ausschließlich die Eigenschaft, von 
Bürgschaften, die verfallen, wenn der /Konzessionsinhaber 
nicht zur vorgeschriebenen Zeit die Bahn vollendet und er- 
öffnet. Da alles geschehen müsse, um die im Gange befind- 
lichen. Eisenbahnbauten zu vollenden, so schlägt dia Wege- und 
Wasserbaudirektion vor, daß die Hinterlegung nicht unbedingt 
in Geld oder Wertpapieren erfolgen müsse, sondern daß dafür 
eine Bürgschaftserklärung der Hauptbeteiligten des Eisen- 
bahnunternehmens vorgenommen werden möge. 

Der Bericht der Privateisenbahnen bis Oktober 1920 liegt 
nunmehr vor. Die Einnahmen für Januar bis Oktober 1920 
betrugen 234,26 Millionen, die Ausgaben 212,98 Millionen, der 
Überschuß also 21,28 Millionen Kronen, Bei den Staatsbahnen 
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sind die betreffenden Zahlen für den gleichen Zeitraum 233,07, 
257,94 und 25,13 Millionen Kronen. Im Jahre 1919 hatten die 
Privatbahnen für die gleiche Zeit Januar bis Oktober 9,11 Mil- 
lionen Kronen Überschuß, während die Staatsbahnen 11,89 Mil- 
lionen Fehlbetrag hatten. Der Abschluß der Staatsbahnen für. 
1920 weist 343,0 Millionen Einnahmen und 313,4 Millionen Aus- 
gaben, also 29,6 Millionen Kronen Überschuß aus (gegen 

11,1 Millionen Kronen Verlust im Jahre 1919). Dabei ist aber 
zu berücksichtigen, daß die Staatsbahnen einen auf Grund der 
erhöhten Betriebskosten verlangten Ersatz für Militärtrans- 
porte und für die Post über die längst bestehende Taxe hinaus 
nicht erhalten haben. Andernfalls hätten die Staatsbahnen zu- 
sammen 4 Millionen Kronen erhalten. Dr. SI 


— Betriebskosten sparende Neuerungen bei den schwedi- 
schen Staatsbahnen. Um die Betriebskosten abzumindern, 
leitete die Eisenbahndirektion Ende 1919 Versuche sin, ın 
erößerem Umfange kleinere Wagenladungssendungen „ZUzu- 
laden“, d. h. ein und denselben Wagen für 2 oder 3 Wagen- 
ladungen von 3 bis 7 t zu verwenden. Diese Versuche sind 
recht gut ausgefallen. So wurden in den vier Monaten. Sep- 
tember bis Dezember 1919 rund 1468000 Wagenkilometer gie- 
wonnen, aber schon nach einjähriger Einführung, d. h. für die 
gleichen Monate des Jahres 1920, erreichte die Zahl nahezu das 
Doppelte, nämlich 2730000 Wagenkilometer. Das Ergebnis 
für das sanze Jahr ist 7 639 000 ersparte Wagenkilometer; &s 
entspricht dies ungefähr einer Ausgabenverminderung von g€e- 
ring gerechnet 2% Millionen Kronen. Dr. 8 


— Die Lage der englischen Eisenbahnen und die Börse, Die 


wirtschaftliche Lage der englischen Eisenbahnen ist zurzeit 
Die Ausgaben, an erster Stelle die Löhne, - 


höchst ungünstig. 
haben stark zugenommen, die Einnahmen sind ihnen trotz er- 
heblicher Tariferhöhunsen nicht gefolgt, und so sind denn an 
Stelle der früher selbstverständlichen Überschüsse ebenso 
selbstverständlich Fehlbeträge getreten. Bei der augenblick- 
lichen Lase müssen diese von der Regierung gedeckt werden, 
die den Eisenbahnen als Entschädigung für die unentgeltlich 
geleisteten Kriegstransporte für die Dividende des letzten Vor- 
krieesjahres aufkommt, Am 15, August d. J. hört aber diese 
Gewährleistung auf, und die Aktionäre sowie die Börse, die 
bis jetzt die Laxe mit verhältnismäßiger Ruhe beurteilt haben, 
fangen an, sich stark zu beunruhigen. Die Folge davon ist, 
daß die Eisenbahnwerte an der Börse geradezu täglich um 
1 bis 2 Punkte im Werte gefallen sind. Das hat sich nament- 
lich im Februar bemerkbar gemacht. Schuld daran sind jeden- 
falls die Hauptversammlungen der Eisenbahngesellschaften 
gewesen, die um jene Zeit stattfanden und in denen die Vor- 
sitzenden die gute Gelegenheit benutzt haben, bewiegliche 
Klagen über die mißliche Lage ihrer Gesellschaften anzustim- 
men, um so die Aktionäre und damit die öffentliche Meinung 
in dem Sinne zu beeinflussen, daß die Regierung auch weiber- 
hin die Eisenbahnen mit Geld unberstützen soll. 
der englischen Eisenbahnaktien waren soweit herabgegangen, 
daß die Dividenden des Jahres 1920 eine Verzinsung mit .12 


bis 15% bedeuteten, so daß, selbst wenn dıe neue Dividende: 


auf die Hälfte gesunken wäre, Immer noch «eine angemessene 
Verzinsung vorläge. Anfang März hat sich plötzlich ein Um- 
schwung an der Börse bemerkbar gemacht. Die Preise der 
Eisenbahnpapsiere sind wieder in die Höhe gegangen. Wodurch 
das Vertrawen der Börse in die Eisenbahngesellschaften wieder- 
hergestellt worden ist, ist, wie viele Vorgänge auf dem Geld- 
markt, nicht vollständige klar. In einer Rede im Unterhaus 
hat der Veerkehrsminister erklärt, daß die Regierung den An- 
sprüchen 'der Eisenbahngesellschaften volle Gerechtigkeit 
widerfahren lassen werde; er sei bereit, über diese Ansprüche 
mit einem bevollmächtigten : Vertreter der Eisenbahngesell- 
schaften zu verhandeln. Daraus wird s„eschlossen, daß «ein 
Vergleich, der beide Teile befriediet, in- Aussicht steht. Viel 
zur Beruhigung beigetragen hat anscheinend auch «eine Ent- 
scheidung des Eisenbahn- und Kanalausschusses, der höchsten 
Instanz in wirtschaftlichen Eisenbahnangelegenheiten. Die 
Regierung hatte den Nordbritischen Eisenbahnen einen Betrag 
von 430000 Pfd. Sterl. vorenthalten, den. sie ihr aus der er- 
wähnten Gewährleistung der Dividende schuldete. Die Gründe 
hierfür gehen aus den Zeitungsberichten nicht ganz klar her- 
vor; anscheinend machte die Regierung geltend, die Eisen- 
bahngesellschaft habe zu hohe Aufwendungen für die Unter- 
haltung ihrer Betriebsmittel gemacht und sei dazu dadurch 
veranlaßt worden, daß sie dıese Ausgaben jetzt auf die Re- 
eierung abwälzen könne, während sie sie später selbst tragen 
müsse, Die Eisenbahngesellschaft wendete demgegenüber wein, 
daß die Regierung sie selbst aufgefordert habe, die Rück- 


stände in der Unterhaltung aufzuarbeiten, selbst wenn sie | 


dazu bei Unzulänglichkeit ihrer Werkstätten Hilfe von außen 
in Anspruch nehmen müsse, was natürlich mit höheren Kosten 
verknüpft ist. Der Eisenbahn- und Kanalausschuß hat der 


- Reisende sogar im 


Die Preise | 


Deutscher Eisenbah Ave ; 


Nordbritischen Eisenbahn den Betrag von 430 000 pt, 8 
unter dem Vorbehalt zugesprochen, daß sie ihn zurückzahl 
müsse, wenn die nähere Untersuchung ergäbe, daß er zu ho 
war. Trotz dieses Vorbehalts hat die Entscheidung beruhige 


treten wird —, werden. die jetzigen hohen Tarife die 
nisse des Eisenbahnbetriebes natürlich günstig beeinf 


. + 


. Fremde Erdteile. = 3 
: = 


— Aus der belgischen: Kongokolonie. Der Postdampi 
-„Anversville“, der am 7. Februar d. J. mit 1380 Reisenden wo 
beladen, unter anderem mit: einer Goldladung von 180 kg, : 
dem belgischen Kongo in Antwerpen weintraf, brachte wi 
Nachrichten aus Afrika mit. Einem (Bericht hierüber 
„L’Etoile Belge“ vom 8. Februar d. J. entnehmen wir 


stehende Mitteilungen: 


müde, düe Forderungen; des Fiskus zu erfüllen. Der Au 
hat sich auf das Gebiet von Kali und: Loto ausgedehn 
droht auf die Bevölkerung der Gebiete von Lodga über 
greifen. Die Empörer gehören zum Stamme der Bas 
Meno, die den Bezirk des Äquator, dles Sees Leopold 
den Norden bewohnen. Im März 1920 wurde eine militärise 
Unternehmung unter Major Yoole dorthin gerichtet. Ü 
30 Kämpfe haben bereits stattgefunden, bei denen viele A 
rührer getötet wurden. Auf belgischer Seite gab es 
Toten, doch wurdef® viele Soldaten durch die Pfeils itz 
verwundet, die die Eingeborenen in den Boden stec! 
dadurch den Vormarsch der Truppen aufzuhalten. 
In Leopold ville herrscht große Wohnungsnot, 
uvernementsgefängnis unterge) 
werden mußten. Kinchassa entwickelt sich außero 
lich rasch, _ Die Grundstückspreise zeigen‘ eine fabe 
Höhe, 150 bis 200 Fr. für 1 qm. Für ältere Bauten. verla, 
man Preise von 500 bis 800 000 Fr. Man befürchtet aber, ( 
nach den sieben fetten Jahren sieben magere Jahre fol 
werden. ir E > 
Die Gesellschaft der Ober-Kongobahnen. 
Stanleyville einen gewaltigen mehrgeschossigen Speicher 
188 m Länge herstellen, der sich seiner Vollendung n 
Die Gesellschaft verfügt dann über 3000 qm Lagerfläcl 
Ponthierville bestehen zwei große Magazine und in Kam 


bei Kilometer 17, zugetragen: die Lokomotive des Zuges ı 
4 Wagen stürzten um und fielen den Abhang hinunter. Un 
den Trümmern wurden 9 Schwarze getötet und 12 ve 
De Unfall hatte eine Betriebsunterbrechung von 2 Ta; 

olge. zu 


Im_Uellebezirk wird eine Kraftwagenstraße von B al 


nach Niangora gebaut; 15 km sind bereits fertiggestellt, 


‚Butd hat man eine Funkspruchstelle errichtet. 


er _ Rechtspflege. 


mit Damenmänteln als Kostbarkeit im Sinne des Eiseı 
frachtrechts. Im September 1918 sandte die Firm 

Berlin durch die Speditionsfirma J. & V. eine Kiste mib 
Damenmänteln im Werte von 9620 AM als Eilgut mit d« 
:nach Budapest. Bei Ankunft der Kiste fehlten zwei 
im Werte von 6700 M. Die Frankfurter Allgemeine Ve 
rungs-Aktiengesellschaft hat den Schaden vergütet 
aus abgetretenen Rechten Schadensersatzansprüche ge; 
Preußischen Eisenbahnfiskus., Ihre Klage ist sow« 
Landgerücht wie vom Kammergericht : 


abgewiesen worden, weil die Mäntel nicht unter den für 
„Kostbarkeiten“ vorgeschriebenen Verfrachtungsbedingungen 
zur Versendung gekommen waren, Das Reichsgericht 
‚hat im selben Sinne entschieden aus folgenden Entschei- 
dungsgründen: „Nach Art 3 des Internationalen Über- 
«inkommens über den Eisenbahnfrachtverkehr in Verbindung 
mit $ 1 Absatz 2 Nr, 2 der Ausführungsbestimmungen hierzu 
sind Güter, die als Kostbarkeiten anzusehen sind, nur be- 
 dingungsweise zur Beförderung zugelassen, und‘ zwar sind 

‚die ‚Bedingungen von den einzelnen Bahnverwaltungen fest- 
zustellen. Nach Art. 4 des Übereinkommens $ 1 Absatz 2 
Nr. 2 sowie nach der Ausführungsbestimmung III zu 5 54 
— EVO. muß bei solchen Gütern der Inhalt der Stücke und der 
Wert, der den Höchstbetrag für die zu zahlende Entschädi- 
gung bilden soll, auf der Eisenbahn-Paketadresse angegeben 

werden. Dies ist im vorliegenden Falle nicht geschehen. 
Nach Art 431 des Übereinkommens ist jede Haftung der Bahn 
aus dem Frachtvertrage ausgeschlossen, wenn Gegenstände, 
— die nur bedingungswe:se zur Beförderung zugelassen. sind, 
unter unrichtiger oder unter ungenawer Deklaration zur Bie- 
förderung aufgegeben sind. Der Berufungsrichter selangt 
 aun zu dem Ergebnis, daß die hier fragliche Kiste, welche 
- in Gewicht von Brutto 30 kg enthielt, und in der sich drei 
Mäntel im Werte von 9620 # befunden haben sollen, als 
- Kostbarkeit im Sinne des Frachtrechts anzusehen. ist. Bei 
dem Begriff der Kostbarkeit ist das Gericht von richtigen 

Grundsätzen ausgegangen; es kommt auf das Kilogramm 
Brutto ein Wertbetrag von 320 AM. Den Umfang der Kiste 


seine Annahme, daß ihr Umfang mit Rücksicht auf das geringe 
Gewicht und dem aus drei Mänteln bestehenden Inhalt der 
2 ‚ste kein erheblicher gewesen sein könne, ist rechtlich nicht 
zu beanstanden. wie denn auch von der Klägerin Rügen in 
dieser Beziehung nicht erhoben wezden. Auch darin ist kein 
 Rechtsverstoß enthalten, wenn der ‚Berufungsrichter bei der 
hier fraglichen Sendung ein Mißverhältnis im Werte im Ver- 
gleich zu anderen Frachtgütern gleichen Gewichts und glei- 
_ chen Umfangs erblickt. Auf die wirtschaftlichen * Gründe, 
die die besondere Preissteigerung gerade der hier frag- 
hen Güter zurückzuführen ist, kommt es nicht an, vielmehr 
können, Güter, die im Vergleich zu anderen Gütern aus 
roend'welchen Gründen ungewöhnlich im Preise gestiegen 
‚, hierdurch sehr wohl zu Kostbarkeiten werden. (Akten- 
hen: I. 265/20. —52 21.) ; - K. M.-L. 
Zu Das vorzeitige Einsteigen in Anhängewagen in Ruhestellung. 
Kläger ist aufder elektrisch betriebenen preußischen Staats- 
in BRückershausen schwer verunglückt. Er war 


brechnung der Strecken der Neuhaldensleber Eisenbahn 

Br. :von den Vereinsbahnstrecken. 

‚Die Strecken der Neuhaldensleber Eisenbahn sind den Ver- 
sbahnstrecken der Zentralverwaltung für Sekundärbahnen 

Bachstein) in Berlin vom 1. April 1921 abzurechnen, weil 

abn von diesem Tage an in eigenen Betrieb übergeht. 


Änderung von Stationsnamen. 


sonneberg (Thür) West“. 
_ Eisenbahndirektionsbezirk Cassel. Der an 
Strecke Allendorf-Berleburg gelegene Bahnhof 4. Klasse 


lenderungen ‚des Bahngebiets. 


er Eisenbahn Aktien-Gesellschaft. 
berg-Lindow-Rheinsberger Eisen- 
- bahn-Aktiengesellschaft. 

)ie Ruppiner Eisenbahn-Aktiengesell- 
aft erwirbt mit dem 24. März d. A 
 Löwenberg - Lindow - Rheinsberger 
senbahn-Aktiengesellschaft. 


Fe 


e "Ruppiner Eisenbahn umfaßt so- 


metern. 


in einen in Ruhe stehenden Anhängewagen eingestiegen, 


‚stellt der Berufungsrichter allerdings nicht genau fest, aber. 


Die das Geschäftsjahr 1920 noch be- 
treffenden Angelegenheiten der Löwen- 
bere-Lindow-Rheinsberger Eisenbahn- 


Nr. 13 


Als 
der Wagen angehängt werden sollte, stieß der Triebwagen, 
dessen Luftbremse kurz zuvor geplatzt war, so heftig auf 
den Anhängewagen, daß der in einem Abteil sitzende Kläger 
mit dem Kopf gegen die ihm gegenüber befindliche Wand ge- 
schleudert wurde und eineGehirnerschütterung erlitt. 
Seine auf das Reichshaftpflichtsesetz gsstützte Schadenser- 
satzklage ist vom Landgericht Frankfurta. M. m 
vollen Umfange anerkannt worden. Das Oberlandes- 
eericht Frankfurt zieht jedoch das eigene Ver- 
schulden des Klägers in Erwägung, da ihm hätte bekannt 
sein müsen, daß das Einsteigen in diein Ruhe stehenden Wagen 
verboten ist. Es macht deshalb ein Viertel des Anspruchs 
von dem Eide des Klärers abhängig, daß er von dem Verboi 
des vorzeitigen Einsteiesens in den Anhängewagen nichts ge- 
wußt habe, Die gegen dieses Urteil eingelegte Revision des 
beklagten Eisenbahnfiskus üst vom Reichsger icht mit 
folgenden Entscheidungsgründen zurückgewiesen worden: 
Eine Warnung des Klägers durch die Eisenbahnbeamten hat 
nach der Annahme des angefochtenen Urteils nicht stattge- 
funden. Ob die in dem Berufungsurteil angeführten Bahn- 
beamten „vertretungsberechtigt‘“ waren, kommt nicht in Frage; 
denn der Beklagte ist nur aus dem Reichshaftpflichtgesetz, 
nicht wegen unerlaubter Handlung oder wegen Verletzung 
einer Vertragspflicht verurteilt. Das Verschulden der Be- 
amten, von dem das -Urteil spricht, kommt nur insoweit in 
Betracht. als es die Betriebsgefahr erhöht und das eigene 
Verschulden des Klägers — sofern er das Einsteigeverbot ge- 
kannt hat — vermindert haben soll. Gegen diese Auf fassung 


des Berufungsserichts sind rechtliche Bedenken nicht zu er- 


heben. Die Kenntnis des Einsteigeverbots mußte an Wirkung 
verlieren, wenn der Kläger sah, wie andere Fahrgäste, zZ. B. 
der Zeuge W., unbeanstandet in den unmittelbar vor dem 
Empfangsgebäude haltenden Anhängewagen einstiegen. Als 
einen die Betriebsgefahr erhöbenden Umstand konnte dier 
Vorderriehter neben der Unterlassung ausreichender Vorkeh- 
rungen gegen das vorzeitige Einsteigen auch das Platzen der 
Luftbremse@des Triebwagens heranziehen. War mit der 
Handbremse allein ein vorsichtiges' Heranfahren an den An: 
hängewagien nieht möglich, dann bestand die erhöhte Pflichi, 
die bereits eingestiegenen Reisenden zu warnen und sie zum 
Aussteigen zu veranlassen: Die Annahme des Berufungsgie- 
richts, daß der Kläger auch bei Kenntnis des Einsteigeverbots 
und trotz der Warnung des vor ihm eingestiegienen Reisenden 
W. nur mit den gewöhnlichen beim Rangieren vorkom- 
menden Stößen und Erschütterungen zu rechmen brauchte, ist 
rechtlich nicht zu beanstanden. (Aktenzeichen: VI. 478/20. — 
2 2 K.M.-L. 


"Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Schwarzenau Westf. erhält ab 1. April 1921 die Be- 
zeichnung Schwarzenau (Eder). 
Österreichische Staatsbahndirektion Wien 
West. Die Bezeichnung der Güterabfertigungsstelle „Lager- 
hausS. u W. Hoffmann (Wien D.U.B.)“ ist in „Wien 
Speicher Zwischenbrücken“ abgeändert wordien. 


- Rundschreiben der Geschäftsführenden Verwaltung sind er- 
lassen worden: 

Nr. III 88 vom 21. März 1921 an: sämtliche Vereinsverwal- 
tungen und an die Direktion der Neuhaldensleber Eisenbahn- 


" „gesellschaft, betreffend Anschluß der Neuhaldensleber Eisen- 


bahn an den Verein Deutscher Eisenbahnverwaltungen als 
selbständioe Verwaltung (abgesandt am 24. März .d. J ar 


Amtliche Bekanntmachungen. 


x | "nach die Nebenbahnstrecken von Krem- 
men über -Neuruppin-Wittstöck nach 

Meyenburg, von Neustadt (Dosse) über 

Neuruppin-Herzberg nach Löwenberg 

(Mark) und von Herzberg (Mark) über 
Lindow nach Rheinsberg 

einer Gesamtausdehnung von 171 Kilo- 


| Aktiengesellschaft werden für Rechnung 
der letzteren durch die Ruppiner Eisen- 
bahn erledigt werden. 

Die. Gesamtverwaltung, einschließlich 
des Verkehrsbüros, der Verkehrskon- 
trolle und der Hauptkasse, hat ihren 
Sitz in Neuruppin. (346) 

Neuruppin, den. 24. März 1921. 

Die Direktionen. 
Hochstädt. Drott. 


(Mark) m 


Nr. 13 


2. Nachrufe. 


Am 15. März verstarb in Freudenstadt im 73. Lebensjahre nach kurzer 


Krankheit 


der Eisenhahn-Betriebsdirektor a. D. 


Herr Wilhelm Senz. 


Der Verstorbene ist lange Jahre im Staatseisenbahndienst, seit 1894 als 


Vorstand des Betriebsamts Waren, tätig gewesen. 
Pflichttreue und unermüdlichen Fleiß große Verdienste erworben. 


Er hat sich durch große 
Sein lau- 


teres Wesen sichert ihm bei seinen früheren Amtsgenossen und Untensehenet 


ein dauerndes ehrendes Gedenken. 
en den 22. März 1921. 


(317) 


Der Präsident 
der Eisenbahn-Generaldirektion. 


Am 13.d.M. starb der Geheime Baurat 
Louis Othegraven 


in Dortmund, wo er seinen Wohnsitz seit 1883 hatte. 

Der Verstorbene hat der Staatseisenbahnverwaltung 41 Jahre angehört, 
zuletzt 16 Jahre als Vorstand des Maschinenamtes Dortmund. Bei seinen ehe- 
maligen Amtsgenossen und Untergebenen ist ihm ein ehrenvolles Andenken 


gesichert. 


=» 


Der Präsident 
und die höheren Beamten der Eisenbahndirektion Essen. 


ai 


vollendeten 67. Lebensjahr der 


Köln, den 24. März 1921. 


Am 21. März d. J. verschied nach kurzer schwerer Krankheit im efnahö 


Herr Geheime Baurat Stampfer, 
Mitglied der Eisenbahndirektion. 


Wir verlieren in dem Dahingeschiedenen einen mit reichen Kenntnissen 
und Erfahrungen ausgestatteten Mitarbeiter, der stets mit großer Pflichttreue seine 
ganze Arbeitskraft dem ihm übertragenen Amte gewidmet hat. 
vornehmer Charakter und sein liebenswürdiges Wesen sichern ihm bei uns 
allen ein treues und ehrenvolles Andenken. 


Sein lauterer 


(351) 


Der Präsident 
und die oberen Beamten der Eisenbahndirektion. 


Hermann Levy, 
Mitglied der Eisenbahndirektion Frankfurt a. M. 
Seit seinem Eintritt in den Staatsdienst im Jahre 1882 war er ständig 
bei der Staatseisenbahnverwaltung tätig und hatte zuletzt das wichtige as i 


stättendezernat bei der Eisenbahndirektion Frankfurt a. M. inne. 
Seine erfolgreiche Tätigkeit und sein lauterer Charakter sichern ihm ein 


(339) 


Der Präsident 
und die oberen Beamten der Eisenbahndirektion Frankfurt a. M. 


Am 16. März d. J. verschied zu Fr ie a. M. 
der Geheime Baurat 
ehrenvolles Andenken. 


l 


3. Aenderung von Stationsnamen. 


Vom 1. April 1921 ab erhält der an 
der Strecke Sonneberg-Eisfeld selegiene 
Haltepunkt Bettelbecken die Bezeich- 
nung „Sonneberg (Thür.) West“, (316) 

Erfurt, den 21. März 1921. 

Eisenbahndirektion. 


4. Güterverkehr. 


Deutscher Seehafenverkehr mit Süd- 
deutschland. 

Mit Gültigkeit vom 1. April 1921 
werden die auf Grund voller Umbehand- 
lung gebildeten Stationsfrachtsätze für 
beschleunistes Eilgut von Stuttgart Hbf. 
und Tamm b. Bietigheim nach Bremen 


‚Stückgutsendungen 


Zeitung des Vereind! | 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


und Hamburg sowie von Schaffhausen j 
nach Warnemünde der Erhöhung des ab 
1. April 1921 gültigen nmewen Fracht- 
satzzeigers entsprechend sseändert. Die 
badischen - Stationen Heidelberg und 
Karlsruhe erhalten. den Zusatz Hbf.“ “= 
Näheres im Gemeinsamen Tarif- und 
Verkehrsanzeiger, (SE 
Hannover, den 22. März 1921. 

. Eisenbahndirektion. 


Badischer Gütertarif und Deutsche 
Eisenbahngütertarife, Teile I. Be; 
Gleichzeitig mit den schon bekannt- 
Senebenen ‚Erhöhunsen der allgemeinen 
Tarife treten auf 1. April 1921 nach- 
stehende Erhöhungen und Änderungen 
der Ausnahmetarife «in: 
Die Frachtsätze werden ab 1. April = 
1921 erhöht beim Ausnahmetarif Nr.la 
für Rundhölzer zu Grubenzwecken um 
60%, Nr. 5 für Wegebaustoffe um 50%, 
Nr. 5c für Steingrus usw. um 60%, 
Nr. 7 für Eisenerze usw. und Te für 
Puddelofenschlacken usw. um 55%, Nr. 
4d für Gipssteine nach Ludwigshafen 
(Rhein) um 68%. Beim Ausnahmetarif 
5 für Wegebaustoffe wird gleichzeitig 
der jetziee Teil des 'Warenverzeich- 
nisses Abteilung A; hierzu tritt eine 
neue Abteilung B für Kies, Grand, Sand, 
Steingrus und Steinplitt zum Betonbau. 
An Stelle des bisherigen Ausnahme- 
cariks 6 für Steinkohlen tritt ein neuer 
Ausnahmetarif mit um durchschnittlich 
55% erhöhten, für nähere Entfernun- N 
sen noch höheren Sätzen. 
Im Badischen Binnengütertarif re 
auf 1. April 1921 folgende weitere Än- 
derungen ein: 
Die Gebühr für die Beförderung von S 
zwischen einer 
Hilfsstation und der Nachbar-Güter- 
station. wird von 120 M auf 3 M er 
höht, die in die Frachtsätze eingerech- 
nete Ladegebühr im Verkehr mit den 
Bodenseestationen von SO 83 auf 1 NM 
und die Zuschlagsfracht für Rheinau- 


930 M, für andere Wagenladungs- 
klassen auf 10 

Gestrichen. werden die in der Mark 
währung angesebenen Wasenstandgel- 
der und die Gebühr für Benachrichti- 
gung durch Fernsprecher, ferner der 
Ausnahmetarif 3b, dessen Sätze in den. 
bad.-württemb. Gütertarif übernommen 
werden. 

Näheres in unserem en Tanilaı 
anzeiger. Auskunft erteilt auch unser 
Gütertarifbüro. (309) 

Karlsruhe, den 19. März 1921. 

. Eisenbahn-Generaldirektion. _ 


Liegnitz-Rawitscher Eisenbahn. 
“ Vorbehaltlich der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde werden mit Gültigkeit 
vom 1. April 1921. die Frachtsätze des 
Tier- und Güterverkehrs im Binnen- 
verkehr der Liegnitz-Rawitscher Eisen- 
bahn auf die ab 1. April 1921 gültigen 
BReichsbahnsätze erhöht. Die vorzeitige 
Inkraftsetzung gründet sich auf die 
vorübergehende Änderung des & 6 der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung. s 
Nähere Auskunft erteilt die Betriebeil 


abteilung der G. m. b..H. Lenz & Co. 
'ın Breslau, Schweidnitzer Stadtera- 
ben 12. 02 


Lieenitz, den 21. März 1921. 
- - Die Direktion. x Er 
Reiehseisenbahnen, sächsisches Netz. 
Am 1. April 1921 tritt zum (Binnen 
Tiertarif für 'die wm Linien, 


| II, der Nachtrag I in Kraft. 
ält meben den bereits durch. Be- 
ntmachunge singeführten Änderun- 
gen und Ergänzungen hauptsächlich er- 

öhte Nebengebühren. Die Einfüh- 
e der Erhöhunsen mit verkürzter 
rist gründet sich auf die. vorüber- 
‚geh hende Änderung des $ 6 (5) der Eisen- 
a Verschreordnung, 

nn durch unsere Wirtschaftshaupt- 
verwaltung in Dresden-N. und durch 
die Stationen bezogen werden. 
Dresden, am 23..März 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion. . 


Ostdeutseh-Südwestdeutscher 
" Güterverkehr. 

‚Mit Gültigkeit vom 1. April 1921 ab 
‚wird die Station Leinfelden in das Ta- 
rifheft 4 aufgenommen. 


kehrsanzeiger. der ehemalig preußisch- 
hessischen Staatseisenbahnen. 
‚Breslau, den 17. März 1921. (319) 
Eisenbiahndirektion, 


We stdeutsch-Sächsischer Güterverkehr. 
1. April 1921 wırd die Station 
'charmede des Eisenbahndirektionsbe- 

rks Cassel in den Tarif aufgenommen. 


ser und der Tarif- und Verkehrs-An- 
seiger für den Bereich der ehemalig 
weußisch-hessischen Staatseisenbahnen. 
Dresden, am 22. März 1921. (325) 
{ M. Eisenb.-Gen.-Dir., 

na ens der beteiligten. Verwaltungen. 


ee er Pas 
Deutscher Eisenbahn-Gütertarif, Teil Il. 
Mit Gültiskeit vom 1. April 1921 wird 
le Überfuhrsebühr zwischen - dem 
of Königsberg (Pr.) Süd und der 
idestelle Aschhof auf 57,20 M (53,40 M 
Verkehrssteiver) erhöht. 
Näheres im Tarif- und Verkehrsan- 
eiger der chemalig preußisch - hessi- 
hen Staatseisenbahnen und bei den 
eteiligten Stationen. (324) 
ziehen: (Pr.), 22. März 1921. 
Eisenbahndirektion, 

ens der beteiligten Verwaltungen. 


Mitteldeutsch- Bayerischer und 
Mitteldeutsch-Südwestdeutscher 

. Güterverkehr. 

Gültigkeit vom 1. April 1921 
verden. die Stationen Jeeber-Bergfrieden 
ad Thi 


ing 


Essen des Direktionsbezirks 
le (Saale) in die vorgenannten Ver- 
re einbezogen. . Näheres durch die 


chtsbehörde werden ab 1. April 1921 

- Frachtsätze des Binnen-Gütertarifs 
emselben Umfanze wıe bei den 

seisenbahnen erhöht. r 

er6e Auskunft erteilen 

tstellen. 

euruppin, den 24. März 1921. 

e Direktion der : 
linenaue Neuruppiner Eisenbahn. 


unsere 
‚ (327) 


! Eier Eisenbahn-Gütertarif, Teil in 
' Heft A, Anhang 6. — Tfv. 200. 

i sofortiger Gültiekeit wird die Ge- 
für das Löschen. einer durch 
dene in Brand geratenen. 
adung Briketts oder. Koks von 
"auf 100 M erhöht. ‘Sollten in 
Fällen augenscheinlich noch 
tere Kosten entstanden sein, so sind 


Der Nachtrag - 


(320) - 


Näheres enthält der Tarif- und Ver-' 


hamens der -beteiligten. Verwaltungen. 


äheres enthält unser Verkehrsanzei- 


teilisten Abf: ertigungen. (330) 

u den 19. März 1921. © 
 Eisenbahndirektion. 

Mit Genehmigung der Landesauf- 


diese besonders zu ‚ermitteln und in 


. Rechnung zu stellen. 


Näheres enthält die am 24. März 1921 
er£echeinende Nummer des Tarifanzei- 
gers, Das alsbaldige Inkrafttreten der 
Erhöhungen gründet sich auf die vor- 
übergehende Änderunz des & 6 der 
'Eisenbahn-Veerkehrsordnung (R.-G.-Bl. 
1914, 8. 455). — Auskunft „eben 
auch die beteiligten Güterabfertigungen 
sowie das Auskunftsbüro, hier, Bahn- 
hof Alexanderplatz. .(323) 

Berlin, den 21. März 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Gemeinsamer Binnentarif für die 
Bregtalbahn, Kaiserstuhlbahn und Zell- 
Todtnauer Eisenbahn. 

Am 1. April l. J. erscheint Tarifnach- 
trag X, der im Anschluß an das Vor- 
sehen der Reichseisenbahnen eine An- 
zahl Tariferhöhungen enthält. 

Die verkürzte Veröffentlichungsfrist 
gründet sich auf die vorübergehende 
Änderung des $S 6 EVO. (328) 

Darmstadt, am 23. März 1921. 

Süddeutsche Eisenbahn-Gesellschaft 

Die Direktion, 


Binnentarif für die Hessischen Neben- 
bahnen im Privatbetrieb. 

Am 1. April l. J. erscheint Tarıfnach- 
trag VIII, der im Anschluß an das Vor- 
gehen der Reichseisenbahnen eine An- 
zahl Tariferhöhunsen enthält. 

Die verkürzte Veröffentlichungsfrist 
gründet sich auf die vorübergehende 
Änderung des $6 EVO., (329) 

Darmstadt, am 23. März 1921, ° 

Süddeutsche Eisenbahn- Gessllschaft. 

- Die Direktion. 


- Neuhaldensleber Eisenbahn. 
Durch die am 1. April 1921 allgemein 
zur Einführung kommenden neuen 
Güterfrachtsätze tritt auch eine Er- 
höhung der Frachtsätze für unseren 
Binnenverkehr ein. Nähere Auskunft 
erteilen die Güterabfertigungsstellen. 
Die verkürzte Veröffentlichungsfrist 
ıst auf Grund der vorübergehenden 
See des $ 6 EVO. (R.-G.-Bl. 1914, 
S. 455) genehmigt. (341) 
"Neuhaldensleben, 26. März 1921. 
Die Direktion ° 
der ne halden Ion Eisenbahn- 
Gesellschaft. 


Württembergischer nnaeulerlach 
(Tfv. 39a). 

Am 1. April 1921 tritt anläßlich der 
allo»emeinen Tariferhöhung im Güter- 
verkehr der Nachtrag 2 (neue Folse) in 
Kraft. Die Erhöhungen beı den”Neben- 
gebühren gelten vom 1. Mai 1921 an. 

Stuttgart, 19. März 1921. (338) 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


- Am 1. April 1921 werden in Verbin- 
duns mit der eintretenden allgemeinen 
Tariferhöhung die für die [Bahnhöfe in 
Ebersbach (Sa.), Johanngeorgenstadt, 
Reitzenhain, Sebnitz und Zittau be- 
stehenden Überfuhr- und Übergangs- 
gebühren um 50% erhöht. ee (350) 
Dresden. am 27. März 1921. 
Eisenb.-Gen.-Dir. 


Tfv. 216. Rheinisch-Bayerischer Güter- 
verkehr. 
Tarif vom. Februar 1917. 
Mit Gültiekeit vom 1. April 1921 
treten im Verkehre zwischen den süd- 
lichen Verbandsstationen und den Ab- 
fertigungsstellen Capellen-Lauersfort, 


Crefeld Nord, Crefeld West, St. Hubert 


- von der Innehaltung der 


Nr. 13 


und Süchteln geringfügioe Entfernungs- 
erhöhungen «in. 
Aufschluß erteilen die Güterabferti- 
Lungen. (313) 
München, den 16. März 1921. 
Tarıtfamt-b. R.’V. M.; ZB, 


Bayerischer Lokalbahn-Schnittarif. 
Mit Wirksamkeit vom 1. April 1921 
wird der bayerische Lokalbahn-Schnitt- 
tarif neu ausgegeben. (314) 
München, 21. März 1921. 
Tarifamt beim R.V.M., Z. B. 


Binnen-Gütertarif der Lausitzer Eisen- 
bahngesellschaft. 

Mit ®ültiskeit vom ii. April 1921 er- 
mäßızen sieh die bestehenden: Zuschläge 
zu den Frachtsätzen von 107 auf 22, von 
54 auf 11, von 15 auf 3 und von 17 auf 
ee für 100 kg. (345) 

Sommerfeld, 26. März 1921. 

Direktion 
der Lausitzer Eisenbahngesellschaft. 


Deutsch-Niederländischer Güterverkehr. 
Kundmachune für den Eil- 
und Frachtsutverkehr 
(einschl. Kohlenverkehr). 

Mit Gültisekeit vom 1. April 1921 wird 
die vorgenannte Kundmachung neu 
herausgegeben. Sie kann zum Preise 
von 50 8 vom Publikum käuflich er- 
worben werden. 

Als wichtigste Newerung ist in ihr 
der Grundsatz durchsteführt, daß für 
die Strecken Venlo - Kaldenkirchen 
Grenze, Venlo-Straelen Grenze, Win- 
terswyk-Bocholt Grenze und. Winters- 
wyk-Borken (Westf.) Grenze die Frach- 
ten nach den’ niederländischen Binnen- 
tarifen berechnet. werden. Infolge- 
dessen treten im Abschnitt C an: die 
Stelle der bisherigen Grenzübergänge 
\Wenlo und Winterswyk die neuen deut- 
schen Grenzübereänse Kaldenkirchen 
Grenze, Straelen Grenze, Bocholt 
Grenze, Borken (Westf.) Grenze, 

Nähere Auskunft geben die beteiligten 
Verwaltungen und Güterabfertigungen. 

Köln, den 23. März 1921. (331) 

Eisenbahndirektion. 


Br aunschweig-Sehöninger Eisenbahn, 
Vom 1. Juni 1921 ab treten Fahrpreis- 
erhöhungen in unserem Binnenver- 
kehr ein. (348) 
Braunschweig, den 23. März 1921. 
Der Vorstand. 


Brohltal-Eisenbahn. 

Die am 1. April 1921 auf den deut- 
schen Reichseisenbahnen svintretende 
Erhöhung der Güter- und Tiertarife 
tritt mit Genehmigung der Aufsichtsbe- 
hörde vom „Leichen Zeitpunkte ab und 
in gleichem -Umfange auch für unseren 
Binnenverkehr in Kraft. 

Das Beichsverkehrsministerium hat, 
zweimonat- 
lichen Bekanntmachunesfrist abgesehen. 

Brohl a. Rhein, 22. März 1921. (332) 

Dis Direktion. 


Bayerischer Lloyd, Schiffahrts- 
Aktiengesellschaft, 
Aufhebungund Neuausgabe. 
Der Gütertarif, Teil I Abteilung B 
vom 1. April 1918 mit sämtlichen Näach- 
trägen. tritt mit 14. April 1921. außer 

Kraft. 

. Mit Geltung vom 15. April 1921 kommt 
ein neuer Gütbertärif Teil I Abteilung B 
zur Auszabe. Derselbe ist zum Bezugs- 
preise von 12,— 4 bei der Direktion 
erhältlich. (335 

Regensburg, im März 1921, 
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Bayerischer Lloyd, Schiffahrts- 
Aktiengesellschaft. _ 
Bererenzunge- der Haftpflicht. 

Bei Schäden, die an Gütern vor _Ab- 
schluß des Frachtvertrages durch: Ver-- 
lust, Minderung oder (Beschädigung ent- 
stehen und von der Gesellschaft zu ver- 
treten sind, haftet diese nur bis zum 
Höchstbetrage von 120 M oder 120 K 
*(österreichischen, tschecho - slowakl- 
schen, ungarischen, jugoslawischen) für 
100 kg je nach der in der Versandstation. 
. veltenden Landeswährung. (336) 

Resensbure, im März 1921. 


Bayerischer Lloyd, Schiffahrts- 
3 Aktiengesellschaft. *® 
Ausnahmetarif für die Beförderung von 
(retreide usw, gültig. vom E. Mai 1918: 


Ausnahmetarif für die. Beförderung 
von. Holz, gültig vom 1, Juni 1918. 
Änderung. - Die Tarifziffern - für den 


Verkehr mit Orsoya und den von Or- 
sova stromabwärts gelegenen Stationen 
3 Ladestellen treten mit 14. Aprıl 

921 außer Geltung. 

Über die ab. 15. April 1921 im--Ver- 
kehre mit den vorgenannten Stationen 
und. Ladestellen zur Einhebung- kom- 
menden Frachtsätze erteilt die Direktion 
in’ Rerensburg Auskunft. 

-Die Tarifziffern für den Verkehr mit 
den:- Ladeplätzen des. Franzens-, Franz- 
Josefs- und Speise-Kanals treten. gleich- 
falls mit 14. April 1921 außer Kraft. 


Im Verkehre mit diesen Ladestellen 


selten ab  15.- April 1921. die Tarif- 
zıffern für Bezdan (Donau) mit einem 
Zuschlag von 20 Tarifziffern als 
Grundlase für die Frachtberechnung. 

Die Kosten für das Verbringen der 
Schiffe in den Kanal und zurück wer- 
den gesondert erhoben. 

Die im Ausnahmetarif für die Beför- 
derung von Holz, Abschnitt III, Zäf- 
‚fer 2 festgesetzte Tarifziffer 30 wird in. 
40 abgeändert. (837) 

Regensburg, im März 1921. 


Die am 1. April 1921 bei den Reichs- 
eisenbahnen zur Einführung kommen- 
den neuen Frachtsätze im Güter- und 
Tierverkehr jsielten auch im ‚Binnen- 
und direkten Verkehr mit den Stationen 


der  Giera-Meuselwitz-Wuitzer  Eiser- 
bahn. eh eh : (321) 
Gera-R., den 22. März 1921. 


‚Gera-Meuselwitz-Wuitzer 
Eisenbahn-Aktiengesellschaft 
Die Direktion. 


5. Personen- und Güterverkehr. 


Ruppiner Eisenbahn 
Löwenberg-Lindow-Rheinsberger 
. . Eisenbahn. 

"Am 24. März 1921 ist die .Löwenberg- 
Lindow-Rheinsberger Eisenbahn in das 
Eigentum der Ruppiner Eisenbahn über- 
‚gegangen. Die Binnentarife der Löwen- 
berg-Lindow-Rheinsberger Eisenbahn 
für den Personen- und für den Güter- 
verkehr 'sind in die bezüslichen Tarife 
der Ruppiner Eisenbahn übernommen 
“ „worden. 

In dem, Binnentarif für den Personen- 
und Gepäckverkehr werden ab 1. April 
.1921 mit Genmehmieune.der Landesauf- 
siehtsbehörde die Sätze für Expreßgut 
in: demselben Umfange wie bei 
: Reichseisenbahn serhößt. 


„. Herausgegeben im 
von. dem verantwortlichen Schriftleiter 


Verlag, von Julius Springer. in, Berlin. W, 


der. 


- höhung 


Nähere Auskunft 


Die Direktion, er 


werden im. diesseitigen Personenver- 
kehr die Fahıpreise und. Beförderungs- 
oebühren erhöht. Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde ist semäß $ 2 ‚der 
Eisenbahn- Verkehrsordnung erfolst- 

Nähere Auskunft erteilt: der unter- 
zeichnete Betriebsvorstand. 
Betriebsvorstand 


Nebenbahn Waldhof-Sandhofen. 
"Mit Wirkung vom 1. April d...J. wer- 


höht. 
triebsleitung in Mannheim-Sandhofen. 
Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
eründet sich auf die- vorüber- 
gehende Änderung des $ 6 der EVO.. 
"Mannheim-Waldhof, 24, März 1921, 


6. Personen- und Gepäckverkehr. 
yinnen-Personen- und: Gepäcktarif ‚der 
Zschipkau-Finsterwalder Eisenbahn. 


chen Umfange wie bei den Reichseisen- 
bahnen erhöht, Das alsbaldige Inkraft- 
treten der . Erhöhung gründet sich auf 
die vorübergehende Änderung des $ 6 


Bl: 1914, 8. 455). 
Finsterwalde, den 98. Mars: 1921. 
Die: Direktion = 


SE 


der 


Freien Grunder Eisenbahn. 
Mit Wirkung .vom 1. 
eine Erhöhung der Beförderungssätze 


Kraft. 
Nähere Auskunft ‘erbeilt die unter- 
zeichnete Direktion. 


Frankfurt a. M., 23. März 1921. 
‚Die Direktion. : 


 Bayerisch- schweizerischer Personen: - 
und Gepäcktarif. 
Vom 1. April 1921 an. wird auf den 


‚deutschen Strecken der Gepäckberech- 


nung im vorbezeiehneten Verkehr der 
auf den eleichen Zeitpunkt erhöhte 
deutsche: Gepäcktarif zugrunde gelegt, 
Stuttgart, 24. März 11921, (340) 
Namens der beteiligten Verwaltungen : 


aan [e teneraldirektion Stuttgart. 


Am 1. Fe Re, ee Binnen- 
und Übergangsverkehr Erhöhungen für 


 Expreßgut und Gepäck ein in derselben 
Weise wie bei den Reichsbahnen, 
Nähere Auskunft erteilen ‚die Dienst-. 


stellen. 


Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhungen gründet sieh auf die vorüber- 


eehende Änderung des $ 6. der EVO. 
Rinteln-Stadthasener „Eisenbahn 

i Gesellschaft. 
Der. Vorstand. ® 


+ 


unsere = = 


erteilen 
Dienststellen.  , r : en ) 
Neuruppin, '. R 
Re, 1921. 
Rheinsber a5 a März 


Mit Gültigkeit vom. s Fan d. => ab 


(333) 


der. Wittenberge-Perleberger Eisenbahn. 


den die Beförderungssätze im Grepäck-,. 
Expreßguf-, Güter- und Tierwerkehr er- 
Nähere Auskunft verteilt die Be- 


" in Kraft. Der Fartis Teil 3: 


Die Direktion. (349) 


Mit Gültiokeit vom 1. April 1921 ab | 


"werden: die "Expreßgutfrachten am.elei- | Eisenbahnstationen ist zunächst. 


der Eisenbahr- Verkehrsordnung BG: ‚| genehmigt, 


Zschipkau-Finsterwalder Pissnbahn- 


April d. J. tritt, 


im Gepäck-, Güter- und Tieryerkehr in 
'| (Einkochen) bestimmte & 


Das alsbaldige Inkrafttreten Ne, Er- 


höhung gründet sich auf die vorüber- 
gehende Änderung des $ 6 der EVO. 
(R.-G.-Bl. 1914, S. 455). (344 


- »ebäude, Kürsienstraße 1 : 


‚sendung, von sp ‚von. ‚der 2 


Auitrage des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen: ER 
Geh. Oberregierungsrat. Dr. Vv. 
Für den Anzeigenteil, verantwortlich F. Luckhardt, Berlin SO. = 
— Druck. von: H.'S. Aermanı &- 0 in Berlin. SW. En 


wu in ‚Berlin: 


Sa 
a a - entspi 
dem ‚Vorgehen der "Reichseisenb 
höht. %, R 
Neustrelitz, den. 2. März 1% 
=: - Die Direktion 
der ebrianbırzischen Fried: 
Wilhelm-Eisenbahn. 


NY ehr {ich 'der-Genehmi 
Aufsichtsbehörde tritt am 1. 
ein newer Binnen-Personen- 

päcktarif in Kraft, der vorwi 
riesmerun: Erhöhung RR 
‘enthält. ; 

Blankenbung (Harz), 2. "Mä 

- Direktion. 
= der Halberstadt Blatker 

2 Eisenbahn-Gesellscha 


 Nitteleur onsisch: -nordischer 
0 And Gepäckverkehr. N 

* Am. I. April d. J. treten € 
Tarif und ‚eine neue Dienstan we 


4 April 1919 "mit . dem ‚zug 
Teil II: -- ‚Preistafeln — und di 
'anweisung vom 1. Dezember © 9 
‚den aufgehoben. FE . 

Vom genannten Einführu 
können wierler Reisende, G 
Fahrräder durchgehend nach d 
und‘ schwedischen ‚Stationen 
-Kristiania. mit Schiff ab Fr 
‚abegefertigt werden. Nach a 


 Abf: ertigung von Gepäck möglich 
Die in den Tarif aufsenomm 
'stimmungen sind Br Ss. 2 


Nähere. Auskunft - 
V erkehrsbüro 
Altona, den. 21. März, 1981. 
© Eisenbahndirektion, 
“ale. geschäftsführende | Ver i 


IA Verdingung. 
a E -50.000- kg A 


uneültise Fahrkarten, 
"Kontrolistreifen Sowie & 
‘sollen in einem Lose vie) 
 Angebotbogen und: Bedin. 
‘nen In unserem Zentralbü. 
straße 1—10, eingesehen, au 
"geigen. portofreie Einsendun 
in .bar (nieht in Briefmarken) 
werden. Die an uns ‚einzus 
Angebote werden am 13..Ap 
mittags 1 Uhr V 


Der A nlaE, N bis 


See in 
— 0935 der südliche: . Um; 
Michendorf-Mahlsdorf 80 
werden. Die Angebotsmus 
porto- und  bestellgeldfr« 


Die: a auf er 
nen Briefumschlag als sc 
gemacht, sind bis zum 15, Aj 
vormittags 11 Uhr, postfr. 
abteilung einzusenden, ° 

Michendorf (Mark), 24 

% kisenbahnbaugbt 
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— tung. — Die Durchführung der 
Transporte nach Oberschlesien. — 
Statistik der Betriebsunfälle. — 
Diätarische Anstellung der Hilfs- 
weichensteller und der formlos zum 
Unterassistenten geprüften Bedien- 
sbeten. — Der kommunistische Auf- 
ruhr. — Eröffnunz von Strecken, 

‘— Aufhebung des BRauchver- 
bots in den Speisewagen. — Der 

Österverkehr. — Keine neuen Ne- 
-benbahnbauten in Württemberg. — 
Verbesserungen im Berliner Stra. 


sed. 


" dunsen und 


Zollämter. — Frachtbeeünstisungen 


Fraehtbesünstisung für Milchsen- 
„sebrauchte Milch»e- 
fäße. — Direkter Eisenbahnverkehr 
zwischen Budapest und Triest. — 
Regelung des Verkehrs mit Säcken. 
— Die provisorische Verwaltune der 
Siidbahn-Gesellschaft. 
tertarife auf der - Raab-Ödenburg- 


boden lvegienden Strecken der badi- 


für Sendungen des Wirtschaftsamtes . ns ee en ED 

und ‚der Verpflegungsämter in. Sıze- und ‚Eisenbahn. — Brand des Bah 
— Tätigkeit des Ausschusses Hola Donodossh 2, = een 

für Eisenbahnwagenaufteilung. — italienischen Eisenbahntarife.. — 


Entlassung von Eisenbahnarbeitern 
in England. — Die Lage des eng- 
lischen Kohlenverkehrs. — Die ’Be- 
triebsmittellage in England. — För- 
derunz des rumänischen Verkehrs- 
wesens. — Ein Zentraleisenbahn- 


— Neue Gü- büro der baltischen Staaten. 


Benbahnverkehr. — Deutsche Ma- Ebenfurter und der Fertövideker Bücher schau. 
schinentechnische Gesellschaft — Eisenbahn. — Verbesserung des | Amtliche Mitteilungen. 
Ei Personalnachrichten, Eisenbahnverkehrs zwischen Un- | Amtliche Bekanntmachungen. 


Die Selbstkosten der Eisenbahnen sind in den letzten 
Jahren in’ geradezu «nschreckender Weise gestiegen und 
zeigen — leider — auch noch weiterhin steigende Tendenz. 
Der breiten Öffentlichkeit kommt diese Erscheinung im allge- 
meinen hur dadurch zum Bewußtsein, daß sie die steigenden 
' Zahlen. des voraussichtlichen Milliardendefizits erfährt; dem 
‚ Eisenbahner muß es aber ein Bedürfnis sein, zu prüfen, wie 
die Aussaben im einzelnen steigen, und wo die Ursachen 
i der sich daraus ergebenden ungeheuren Steigerung der Selbst- 


osten liegen. 
en ser im nachstehenden “an den Ergebnissen des ehe- 
' mals preußisch-hessischen Netzes gezeigt, wobei den durch 
 vorsichtige Schätzung ermittelten‘) Zahlen für das Jahr 1920 
i9 entsprechenden wirklichen Zahlen der Jahre 191% und 
Bey gegenübergestellt werden sollen. Unanfechtbares Mate- 
= können die angezogenen Zahlen. natürlich nicht bieten; 
rücksichtigt sind dabei noch die aus der letzten Erhöhung 


= Di Zahlen für 1990 stehen, weil. sie sich auf das 
ee beziehen, noch. nicht fest und werden 
ze: in dieser Abhandlung als in der Zukunft liegend be- 


Die Selbstkosten des Eisenbahnbetriebes. 
Vom Regierungs- und [Baurat Dr. Kurt Tecklenburg. 


der Gebührnisse für Beamte und Arbeiter  entspringenden 
Mehrkosten, und auch die sonstigen Angaben können sich 
nicht auf so festen Grundlagen aufbauen, daß sie nicht 
später durch die Wirklichkeit eime Berichtigung erfahren 
könnten. Für die aus der nachfolgenden Betrachtung zu zie- 
henden Schlüsse ist dies aber ohne Belang; der Gedanken- 
gang der Untersuchung wird‘ dadurch nicht berührt. 

Die Ausgaben der Eisenbahnverwaltung zerfallen in per- 
sönliche und sächliche. Das Verhältnis beider Gruppen zu- 
einander war im Jahre 1913: 60% zu 40 %; im Jahre 1919: 65,6 
za 34,4 und wird sich im Jahre 1920 wieder auf etwa 55,3 zu 
44,7% stellen. Unter Berücksichtigung der neuen Erhöhung 
der Bezüge wird es dann wieder umschlagen und den Anteil 
der persönlichen Kosten gegenüber den sächlichen wachsen 
lassen. Dieses Schwanken ist kennzeichnend für die heuti- 
gen allgemeinen Verhältnisse: erst Vierteuerung aller Waren 
und Erzeugnisse und dann, dieser folgend, "Erhöhung der 
Löhne. 

Insgesamt betrugen die persönlichen Ausgaben im Jahre 
1913 1062 Millionen, im Jahre 1919 5766 Mill. und für das 
Jahr 1920 etwa 10935 Millionen. Sie sind also gestiegen. im 
Jahre 1919 gegenüber dem letzten Friedensjahr um 443 %, 
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1920 um 930%. Die hauptsächlichste e Untergruppe der Dar 
lichen Ausgaben sind die Aufwendungen für Gehälter der Be- 
amten und Löhne der Betriebsarbeiter, wofür im Jahre 1913 
862 Millionen aufgewendet wurden, 1919 um 885% mehr, also 
4176 Millionen und 1920 etwa 7926 Millionen, d. h. 819% mehr 
als im letzten. Friedensjahr. Für Löhne der Bahnunterhal- 
tungsarbeiter wurden im Jahre 1913 rd. 82 Millionen ausge- 
geben, im Jahre 1919 waren es 535% mehr, 521 Millionen, und 


im Jahre 1920 werden sie um 1174% auf 1045 Millionen an-' 


wachsen. Die werhältnismäßig stärkste Vermehrung liegt 
bei den Löhnen der Werkstättenarbeiter: 
wurden dafür angewendet 118 Mill, Mark, 1919 bereits 806 % 
mehr, also 1069 Millionen, und 1920 we «is rd. 196£ Mil- 
Jhonen sein, d. h. 1564% mebr als im Frieden. 

Nun ist dieses Steigen der Aufwendungen für Gehälter und 
‚ Löhne nicht allein darauf zurückzuführen, daß das Ein- 
kommen des einzelnen sich erhöht hat — man kann annehmen, 
daß ‚das Durchisehnittsgehalt der Beamten um etwa 540% ge- 
gen das Friedenseinkommen gestiegen ist, wobei. aber die 
unteren Stufen mehr beteiligt sind als die oberen, und daß 
das. Lohneinkommen der Arbeiter ‘erheblich mehr bei- 
spielsweise das der Bahnunterhaltungsarbeiter um etwa 1020 % 
— angewachsen. ist, sondern auch darauf, daß die Gesamtzahl 
der Bediensteten sehr stark angestiegen ist, - was in der 
Hauptsache durch die Einführung des Achtstundentages ver- 
ursacht ist. Aber diese Personalvermehrung übersteigt dech 
: mancherorts das durch den Achtstundentag und die sonsti- 
gen, dem Personal gewährten Zugeständnisse berechtigte 
Maß. Sie übersteigt sie als absolute Zahl, um so mehr natür- 
lich bezogen auf die Verkehrsleistung. Auf die geleisteten 
Zugkalometer berechnet haben wir -zurzeit etwa 150% Per- 
sonal mehr als im Frieden, auf die Wagenachskilometer be- 
rechnet etwa 106%. Nun. ist ja ein Anpassen des Personal- 
standes an. die Schwankungen des Verkehrs im allgemeinen 


nicht ohne weiteres möglich. Aber selbst bei Personalgruppen, | 


bei demen man noch am ehesten ein Anpassen-an die  Ver- 
kehrsleistungen voraussetzen möchte, übersteigt die Ver- 
mehrung die als zulässig erscheinenden Grenzen. So. haben. 
wir beispielsweise im Zugbegleitdienst: zurzeit einen Personal- 
stand, der um etwa 35% größer ist als im Frieden, und dies 
trotz des Verkehrsrückganges von 40% an Zugkilometern. 
Das bedeutet, daß die Einzelleistungen beträchtlich zurück- 
gegangen sein müssen. Während 
liche Durchschnittsleistung im Güterzugdienst auf etwa 120 
Kilometer ansetzen konnten, dürfen wir heute kaum mehr als 
65 bis 70km rechnen. So steht es auch noch bei manchen ande- 
ren Gruppen von Bediensteten: Die Vermehrung ist vielfach 
begleitet von einer das berechtigte Maß übersteig enden Ver- 
minderung der Leistung des einzelnen. 

" Die sächlichen Kosten betrugen im Jahre 1913 im ganzen 
708 Millionen. Sie erfuhren im Jahre 1919 eine Steigerung 


um 325% auf 3014 Millionen und im Jahre 1920 von 1148 %- 


auf. 8840 Millionen. ‘Von besonderem Interesse dürften hier- 
bei die Ausgaben für Kohlen sein, für die im Jahre 1920 
etwa 2829 Millionen aufzuwenden sein werden, d. h. 160% 
mehr als im Jahre 1913, und dies trotz geringerer Bietriebs- 
leistungen. Im «einzelnen zeigen die Materialpreise ja auch 
eine beträchtlich stärkere Steigerung als die für die Gesamt- 
aufwendungen, weil diese für einen geringeren Gesamtbedarf 
ermittelt sind... So haben die Kohlen sine Preissteigerung 
von über 1800% erfahren, Schienen, Kleineisenzeug, eiserne 
Schwellen von rd. 2800%, Werkstoffe zum Teil von 3000 
bis 4000 % und noch mehr. Lokomotiven von. einem Typ, der 
früher 92000 M kostietie, sollen. 
Güberwagen, früher etwa 3000 MN, jetzt 63000 M usf. 

Um nun diese Zahlenangaben für einen Rückschluß auf die 
Delbstkosten verwerten zu können, müssen zunächst noch die 
Betriebsleistungen: angegeben werden. Sie haben, wie schon 
angedeutet, gegen das Jahr 1913 eine beträchtliche Abnahme 
erfahren, sind aber seit 1919 wieder im Ansteigen. 


‘im: Jahre 1913 


wir im Frieden die täg- |. 


jetzt 1,6 Millionen kosten, - 


! 


Dia 


Jahre 1920 ist mit einer Leistung von. 17 s00 Millionen 


onen Wagenachskilometer. 


142% mehr, 110,7 3, kosten. 


um as, 1 %, ud a nunmehr wieder, im er Für 19 
ist mit 329 Millionen Zugkilometer zu rechnen, so daß 
“Rückgang gegen 1913 dann nur noch 40 % ausmachen 
Einen etwas gieringeren Rückgang zeigen die Leistung 
Wagenachs ‘kilometern. Im ganzen wurden gefahren 
24643 Millionen Wagenachskilometer, im Jahre 1919 
Millionen, was einen Rückgang um 36,6% bedeutet, u 


rechnen, womit sie immer noch um etwa 30% gegen ] 
zurückbleiben werden. Auf den Personen- und den Gü 
verkehr verteilt, stellen ‚sich die Zahlen wie folgt: Im I 
‚sonenverkehr eine Leistung von 8230 Millionen im Jahr 
gegen 4116 im Jahre 1919 und 5146 Millionen im Jahre 
was ein weniger von 494% bzw. 37,3% bedeutet. In 
letzten Zahlen kommen die erheblichen Verbesserungen E 
der Personenverkehr. im laufenden Jahre durch Wilde 
legung von bisher ausgefallenen Zügen erfahren. ha 
Ausdruck. | 

Nicht ganz so groß it Br Verketzsapsahne im o 
kehr. Im letzten Friedensjahre wurden gefahren 16414 
- Das Jahr 1919 zeigt 
Rückgang um 30,2% auf 11455 Millionen, und das Jahr 
verspricht wieder „einen Anstieg auf 12695 Millionen, S 
der jetzige Verkehr nur um etwa 233% geringer ist als 
Friedensverkehr, Daß die Betriebsleistungen an Zu 
metern. und Wagenachskilometern. nicht in gleichem Ma 
ee = DE an ee über man 3 


1913 Bros sie ne ee 25 Achsen, 1 1920 2 3 
bei Le veräugen ‚14 bzw. 7 en 


Eisenhahnverwalungen. für ihre Bar twieblichen. Leistung m 


ein eek 7 18° 3, are im 3 ahre 1920 
Dabei sind nic 
gerechnetdie Beträge, diefür Verzinsu 
ee des nn ah 
‚sind. 


ter und dem ee ie 
leider eg > enigegen, Di 


ra en sch ee Aue) en 
sam sind, z. B. die Aufwendungen für die Unterhalt! 
baulichen Anlagen und der Strecken, für einen groß 
des Personals u. dgl. Man bleibt hierbei stets auf. 
und Schätzungen angewiesen, und in nachfolgenden 
tungen soll deshalb eine möglichst einfache G 
gewählt werden. -Denn je einfacher - die Annahm 
leichter läßt sich ihr Einfluß auf das Ergebnis ‚de: 
Sn überblicken. Es soll angenommen = 


nis in en nei ee J: ah das wi 
dies streng genommen auch nicht zutrifft. Das 
kann nämlich kein gleichbleibendes sein, es 
Reihe von Faktoren abhängig, vor allem von dem 
bleibenden Verhältnis der Größe der Verkehrsleist 
EN Zu dem. I beabsichtäg 
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önnen nunmehr die Kosten für ein Zug- und ein Wagenachs- 
2 ilometer, getrennt nach den beiden Hauptverkehrsarten, an- 
gegeben werden. Es betrugen demnach die Kosten für ein 
_ Zugkilometer im Personenzugdienst im Jahre 1913 2,40 M, im 
‚Jahre 1919 waren sie gestiegen auf 24,2 fl, also um 908 %, 
und im Jahre 1920 werden sie steigen. auf 47,8 NM. Sie werden 
‚ damit um 1893 % höher sein als im letzten Friedensjahr. Im 
‚ Güterzugdlienst kostete im Jahre 1913 «in Zugkilometer 4,40, 
*s stieg im Jahre 1919 um 77% auf 36,4 M und wind im 
Jahre 1920 72,2 M kosten, also 1530 % mehr als im Friedens- 


“ 


‚ Jahr. 


2 Ein Wagenachskilometer stellte sich im Jahre 1913 im Per- 
 sonenverkehr auf 9,57 3, die Kosten stiegen im Jahre 1919 
um 711% auf 77,6 3 und weiter im Jahre 19% auf 151 8, 
was ein Mehr von 1480% ausmacht. Im Güterverkehr kostete 
ein Wagenachskilometer im Jahre 1913 5,98 3, es stieg 1919 
‚auf 48,5 3 und weiter im Jahre 1920 auf 944 3. 


Die Ursachen für diese große Steigerung sind ja im wegent- 
lieben schon behandelt. Sie liegen in der allgemeinen. Steige- 
rung aller Löhne und Materialpreise. Aber eines darf hier- 
‚ bei nicht übersehen werden, das ist der Einfluß, den «in 
Rückgang des Verkehrs auf die Selbstkosten ausübt. Es ist 
‚selbstverständlich, daß der Verkehrsrückgang die Gestehungs- 
kosten für die Leistungseinheit erhöhen muß. Der gesamte 
auf. den größeren Vierkehr zugeschnittene Apparat steht un- 
. zureichend ausgenutzt da, und die Generalkosten, die Kosten 
für den weitaus größten Teil des stationären Personals 
Müssen von dem verbleibenden geringeren Verkehr über- 
nommen werden. Nimmt man an, daß der feststehende Kosten- 
anteil 50% betrage und daß der bewegliche Kostenanteil 
"voll hätte erspart werden können, so hätte trotzdem ein Veer- 
kehrsrückgang von 30% die Betriebszahl, die im Jahre 1913 
69,21% betrug, im Jahre 1920 auf 4% ansteigen lassen bei 
sonst gleichbleibendem Preisstand. Ungünstiger ist es natür- 
lieh noch), wenn die Verkehrsabnahme in eine Zeit allgemeiner 
"Preissteigerung fällt. Hierin liegt nun gerade die Zwick- 
mühle für die Tarifpolitik der Eisenbahnverwaltung, In 
en der allgemeinen Teuerung, der allgemeinen Geldent- 
wertung muß sie ihre Tarife erhöhen, denn sie kann ja 
‚ auch nicht dauernd unter ihren eigenen Selbstkosten ihre 
"Ware, d. h. ihre Leistungen, anbieten. Ist. aber eine Verkehrs- 
"abnahme die Folge der Tariferhöhung, so kommt ihr diese 
nur zu einem Teil zugute, der andere wird aufgezehrt durch 


' höhung der Selbstkosten. 


Die Eisenbahnverwaltung hat in ihren bisher vorgenom- 
 menen Tariferhöhungen große Zurückhaltung geübt. Alle 
\ bisherigen Tariferhöhungen ergeben eine Erhöhung der Fahr- 
' Preise gegenüber den Friedenssätzen in der I. Wagenklasse 
um 671%, in der II. um 482, in der III, um 381, in der IV. 
um 350%. Die Schnellzugzuschläge sind um 800% erhöht 
' worden. Im Güterverkehr betragen die Erhöhungen gegen 
die Friedenssätze etwa 4W%. Es ist ganz selbstverständlich, 
daß bei diesen der Steigerung der Ausgaben auch nicht ent- 
 femt gleichkommenden Tariferhöhungen die Fehlbeträge der 
 Eisenbahnverwaltungen immer (gewaltiger (werden müssen, 
und es ist begreiflich, daß die Eisenbahnverwaltung durch 
N: thöhung der Tarife eine Steigerung ihrer Einnahmen an- 
‚streben muß. Das Unglück der Eisenbahnverwaltung aber 
‚ist, daß sie mit ihren Tariferhöhungen im allgemeinen nach- 
hinkt und bei der Natur der Sache auch nachhinken muß. 
Die Erhöhung wird notgedrungen «ein. weiteres Anziehen der 
Preise auf allen Gebieten bringen. Die Materialpreise und 
‚nicht zuletzt die  Lebensmittelpreise werden steigen, news 
 Lohnforderungen werden kommen, und die Eisenbahnverwal- 
‚tung als Großverbraucher wird für ihren Bedarf an Erzeug- 
‚Dissen mannigfaltiser Art erhöhte Preise anlegen müssen. 
andererseits wird der Verkehr immer mehr die billigste 


die infolge der Verkehrsabnahme sintretende natürliche Er- 


Möglichkeit zu seiner Befriedigung suchen. Im Personenver- 
kehr vollzieht sich eine immer weitergehende Abwanderung, 
oder mancher verzichtet ganz auf eine sonst gern ausgeführte 
Reise, und im Güterverkehr wird für manches Gut die Ver- 
sendung sich nicht mehr lohnen. Und wenn dann die Tarif- 
erhöhung zwar in einer absoluten Steigerung der Einnahmen 
wirksam &eworden ist, dann steht dieser eine Vermehrung 
der Ausgaben gegenüber, so. daß die erhoffte Wirkunsr nur 
im geringen Maße sich einstellt. 

Das ist der Gang, den die Entwicklung bisher genommen 
hat. Die Einnahmen betrugen im Personenverkehr im Jahre 
1913 — 713,4 Millionen. Sie stiegen im Jahre 1919 um 195 % 
auf 1603 und werden schätzungsweise 1920 um 350% auf 
3258 Millionen anwachsen. Im Güterverkehr wurden ver- 
einnahmt im Jahre 1913 1671,2 Millionen, im Jahre 1919 
um 119% mehr, d. h. 3661,9 Millionen, und im Jahre 1920 
werden es etwa 8400 Millionen, also rd. 400% mehr sein als 
im Frieden. 

Wenn somit auch die absoluten. Zahlen eine recht ansehn- 
liche Steigerung erkennen lassen, so ist das Bild doch weniger 
erfreulich, wenn man. die Einnahmen auf die Leistungseinheit 
in Gegenüberstellung mit den Ausgaben für diese betrachtet, 
Im Persönenverkehr erbrachte ein Zugkilometer im Jahre 
1913 216 A, die Einnahme ist gestiegen im Jahre 1919 um 
458% auf 12,06 M und im Jahre 1920 um 85% auf 0 MA. 
Ein Wagenachskilometer brachte im Jahre 1913 03. lm 
Jahre 1919 war dieser Ertrag gestiegen um 344% auf 38,6 4, 
und das Jahr 1920 zeigt eine Steigerung von 65% auf 63,1 3. 
Dieses an sich günstig erscheinende Ergebnis ist begründet 
zum Teil, wie oben ausgeführt, in der nach dem Krieg einge- 
tretenen größeren Stärke der Züge, zum Teil aber auch in 
ihrer beträchtlich besser gewordenen Besetzung. Was dem 
Reisenden unbequem erscheint, die gute Ausnutzung der Plätze 
in den: Schnell- und Personenzügen, die ihm das im Frieden 
beanspruchte beqweme Fahren nicht mehr erlaubt, das ist 
eine vom Standpunkt der Wirtschaftlichkeit des Betriebes 
durchaus zu begrüßende Erscheinung. 

Aber nun die Ausgaben für die Leistungseinheit. Wir haben 
oben gesehen, daß für das Wagenachskilometer im Personen- 
verkehr 151 3 ausgegeben werden müssen. Die durchschnitt- 
lichen Einnahmen betragen 63,1 3. "Das heißt mit anderen 
Worten, daß die Eisenbahnverwaltung auf jedes Wagenachs- 
kilometer 87,9 8 darauflegen muß. Die Eisenbahnverwaltung 
arbeitet demnach im Persolienverkehr mit seiner Betriebszahl 
von rd. 240%; sie muß mehr als den doppelten Betrag zur 
Deckung der Selbstkosten aufwenden als sie einnimmt. 

Im Güterverkehr waren die Ausgaben für ein Achskilometer 
ermittelt zu 94,2 8, die durchschnittlichen Einnahmen be- 
tragen 66,2 3, so daß auch hier eine erhebliche Zubuße von 
der Eisenbahnverwaltung zu tragen ist. Allerdingis ist diese 
Verkehrsart immerhin. doch nicht ganz so unwirtschaftlich 
wie der Personenverkehr, eine Erscheinung, die übrigens auch 
bereits bei dem Friedensbetrieb bestand. Der Personenverkehr 
war stets unrentabel. Die früher von der Eisenbahnverwal- 
tung erzielten Überschüsse stammten aus den Einnahmen aus 
dem Güterverkehr. 

Es sind ernst stimmends Erwägungen, zu denen die vor- 
stehenden Betrachtungen führen. Denn noch ist nicht abzu- 
sehen, wie und wann der Wendepunkt zum bessern kommen 
wird. Daß die Eisenbahnverwaltung den Weg der Tarif- 
erhöhung zur Vermehrung ihrer Einnahmen von. neuem be- 
schreiten muß, ist eine Lebensnotwendigkeit. Daß sie aufs 
energischste bestrebt- sein muß, ‘ihre Ausgaben auf das 
äußerste einzuschränken, üst ebenso selbstverständlich. Hier- 
über mögen aber noch einige Bemerkungen angeführt werden. 

Die Maßnahmen zur Verringerung der Selbstkosten müssen 
da einsetzen, wo die Ursachen der ungünstigen Verhältnisse 
erkannt sind. An erster Stelle war der Personalaufwand be- 
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handelt worden und hierbei das Anwachsen der Zahl der An. 
gestellten und der vielfach zu bemerkende Rückgang ihrer 
Leistungen. Es ist zwar nicht zu verkennen, daß der Rück- 
gang der "Leistungen, wie ver beispielsweise für den Zug- 
begleitdienst festgestellt wurde, nicht nur in dem. Nachlassen 
der Leistungen des einzelnen begründet ist, sondern zum 
Teil auch in den allgemeinen betrieblichen Verhältnissen. 
Aber andererseits ist doch nicht abzustreiten, daß bei dem 
gewaltigen Angestelltenheer in der Eisenbahnverwaltung 
doch mancherorts win Rückgang der Einzelleistung vorliegt, 
für den jetzt eine Berechtigung nicht mehr anerkannt werden 
kann. 

Beamte und Arbeiter haben mit Recht ihre Forderungen auf 
eine den allgemeinen Preisverhältnissen entsprechende ange- 
messene Bezahlung ihrer Dienste erhoben und, soweit möglich, 
durchgesetzt. Sie dürfen aber auch nicht die hieraus ent- 
springende Pflicht verkennen, nun auch ihrerseits ihre volle 
Leistungsfähigkeit der Verwalting nutzbar zu machen. An 
der wirtschaftlichen Wiedergesundung des Eisenbahnunter- 
nehmens sind wir Eisenbahner alle ausnahmslos in gleicher 
Weise interessiert; eine unbedingte Voraussetzung für diese 
aber üst eine verständige Pensonalwirtschaft, Sie wieder zu 
schaffen, erheischt das gemeinsame Interesse aller. Die Ver- 
waltung wird aber hierbei nicht der Mitarbeit des einzelnen 
und besonders auch der Organisationen entraten können. 

Ein gleiches gilt auch für die ebenso wichtigen Bemühun- 
gen, den, wie oben ausgeführt, ungeheure Mittel ver schlingen- 
den Materialverbrauch einzuschränken. Auch hier kann und 
muß jeder Einzelne an seiner Stelle mitarbeiten. ‚Bei den 
großen, aber auch den kleinen Dingen muß sparsamstes Wirt- 
schaften einsetzen, und das Wirtschaften aus dem Vollen, das 
so manchen aus der guten. alten Zeit noch anhaftet, muß ver- 
schwinden. Bei dem gewaltigen Multiplikator, der für alles 
und jedes in unserer großen Verwaltung wirksam zu werden 
pflegt, gewinnt auch das Kleinste und scheinbar Geringfü- 
gigste Bedeutung; jede Betriebshandhabung wird alltäglich 
vieltausendfach vorgenommen, und die vielen kleinen Sümm- 
chen, die da achtlos behandelt werden, stellen zusammen sehr 
ansehnliche Beträge dar. > 

'Um das aber so pecht an zu können, muß sich jeder 
einzelne Bedienstete selbst dauernd vor Augen halten, welche 
wirtschaftliche Bedeutung sein dienstliches Tun und Lassen 
hat, welche gewaltigen Werte in dien. Materialien ihm in die 
Hände gegeben sind. Er muß sich sagen, daß eine Schippe 
Kohlen heute einen Taler kostet; der Blockwärter, der Fahr- 
dienstleiter muß sieh vor Augen halten, daß ein Befehl A 
heute für die Verwaltung den Wert eines Fünfzigmarkscheines 
hat, denn soviel kostet ungefähr das Halten und Wiederan- 
fahren eines Zuges, und dann wird ihm wohl doch etwas das 
Gewissen schlagen, wenn ein solches Scheinchen unnötig 
durch seine Dear samkeit hinausgeflattert ist. Und so 
muß sich jeder einzelne selbst klarlegen, wie sich, in Geld- 
wert ausgedrückt, seine Diensthandhabungen darstellen, und 
er wird staunen darüber, welche große wirtschaftliche Be- 
deutung das einzelne hat. Wenn jeder ernstlich gewillt ist, 
in diesem Sinne einmal über sich und seinen Dienst nachzu- 
denken, dann, aber auch nur dann werden. wir Erfolg in unse- 
ren gemeinsamen Bemühungen haben, denn dann muß sich 
ja jeder Verständige sagen, daß die allergrößte Sparsamkeit 
in allem und jedem die erste Voraussetzung ist, um unsere 
Wirtschaft wieder auf einen gesunden Stand zu bringen, 

Natürlich ist es mit dieser Sparsamkeit im Kleinen, so un- 

geheuer wichtig sie auch ist, allein auch nicht getan; sie 
Beh sich auf alle Fragen ausdehnen, und auf allen. Gebieten 
muß geprüft werden, wo Einschränkungen zur Verringerung 


20 — = 


_ ebenso müssen die Fahrpläne der Schnellzüge darauf na ‚ch- 


"nigung des Wagenumlaufs, damit nicht berechtigte Klage 
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der Bereten möglich ind, Aus der Teens Ye 
daß die Personenzüge unsere teuerste Zuggattung im 
sonenverkehr sind, muß geprüfi werden, ob nicht die, h. 
Kosten verursachenden Halte verringert werden können, und 


geprüft werden, ob nicht Halte erspart werden können. Es 
muß geprüft werden, ob nicht dauernde, große Betrieb 
gaben erspart werden können durch einmalig aufzu wende 
Aufwendungen für Bauausführungen, beispielsweise für 5 
seitigung von Planübergängen, vor denen. jetzt das Hal 
der Züge vorgeschrieben ist. Es müssen allgemein die 2 
hofsanlageen nicht mehr ausschließlich von dem Ges 
punkt ihrer betrieblichen. Leistungsfähigkeit, sondern. «€ 
sehr von dem der ee aus N 


ah geprüft werden, ob durch Baeles Maßnahmen 
Besserung zu erzielen ist. Vor allem aber muß fortg 
daran gearbeitet werden, . den. betrieblichen Wirkungsgra de 
Verhältnis der unwirtschaftlichen Nebenleistungen zu .d 
Nutzleistungen, zu verbessern. Hierzu gehören in erster 
die Leerfahrten und die Verschiebeleistungen; sia 
schränken, muß dauernd der Gegenstand ernsten Strebens. 
Gerade die Rangierleistungen sind es, die für die Selbstlo 
im Güterverkehr ausschlaggebend sind. Es darf deshalb 
dem einzelnen Wagen nicht mehr als das unbedingt Nötige 
getan werden, und es ist deshalb _ streng darüber zu wachen, 
daß jeder Wagen auch in die Zuggattung eingestellt wird, 
die er gehört, damit er nicht unterwegs noch unnötig = 
und her rangiert wird. 'Duı 
gamgsgüterzüge SO wenig wie möglich Z,wischenaufent 1a 
erhalten. : = 


an salzen Bahnhöfen. einig das R 
hohe Kosten, und deshalb sind die Rangierleistunge 


lichst an den leistungsfähigen Punkten zusammenz “ 


 unzweckmäßig; angelegte oder unzureichend ausgenutzte i al 


auszuschalten. In enger Verbindung hiermit stehen die g 

Fragen. der wirtschaftlichen Fahrplangestaltung, der 1 
dung und der Leitung. über die wirtschaftlich günstig: 
Strecken. 


Diese betrieblichen "Maßnahmen müssen her 
im Auge haben, dem Verkehrsrückgang, der als 
wirkend bei der Steigerung der Selbstkosten erkannt ° 
entgegenzuwirken. Nicht in “dem Sinne, daß nun 
betriebliche Maßnahmen ein Mehrverkehr zu schaffen 
würde, denn das ist nicht eigentlich Sache der Betriebs 
Wohl aber in dem, daß der Verkehr, der vorhanden 
befriedigt sein il mit den zur Verfügung 'stehen( 
lagen nun auch wirklich bewältigt werden kann. Das h 
die Sorge für die Flüssigkeit des Betriebes, für die Bese 


werden dürfen, daß trotz des Verkehrsrückganges noch 
kıehr, der nach Befriedigung heischt, abgewiesen werde N 


Erschöpfend können selbstverständlich diese kurze: 
tungen das Problem nicht erfassen. Ihr, Zweck sollt 
nur sein, zu zeigen, daß die Sorge um die wirtschaf 
Wiedergesundung unseres Unternehmens nicht auf 
Männer oder Kommissionen gestellt werden kann, so 
die mannigfaltigsten Fragen ihrer Lösung harren, E 
die Eisenbahnverwaltung die Unterstützung und Mita 
nicht eines einzigen Angestellten entbehren kann, um 
glücklichen Lösung der allen Eisenbahnern in gleic 
am Herzen liegenden a der wirtschaftlichen 
gesundung unserer ern zu gelangen. Ve 


N R Eher Eben, so laut der Ruf gegen eine ne ne 
sächlich wegen. der damit verbundenen erheblichen Arbeits- 
Et und des angeblich damit erzielten geringen Nutzens. Ab- 
eschafft wurden diese früher so beliebten Ladelisten zur Ver- 
& fertügung und des Wagenumlaufs. Jetzt haben. wir aber ein 
die Straße setzen kann und. waher beschäftigen muß. Ob ses 
aber ratsam ist, noch mehr Personal, noch dazu oft vecht un- 


- zweifeln. In Nr. 52/1919 d. Zte. spricht sich E. O0. S. Kobler 
vom Ausgleichsamt Berlin sehr warm für die Wiedereinfüh- 
Te rung der Ladelisten aus. Er hat recht, wenn ver meint, heute 
_ lasse sich nichts feststellen; deshalb verzichtet auch der Ent- 
 schädigungsbeamte darauf, beim Verlust von Stückgütern 
irgend welche Nachforschungen anzustellen, da jegliche Unter- 
F se über das Vorhandensein eines Stückes bei einer Unter- 

wegsstation fehlt. Er zahlt eben und streitet sich lediglich 
wegen der Höhe der Forderung mit dem Reklamanten herum. 
iesonders wenn es sich um in Kurswasen verladene Güter 
handelt, ist jede Nachforschung aussichtsios. Bei den mit 
unyerletzten Bleien «eingehenden Orts- oder Umladewagen 
‚versucht man die Abrichtestation zu fassen, aber auch diese 
weiß nicht, welcher bestimmte Arbeiter dieses oder jenes 
Stück in den Wasen karren sollte, und haftpflichtige Arbeiter- 
"semeinschsften gibt es leider nicht mehr. Man. ist auch nicht 
‚sicher, ob man nicht die Fehl- oder Beraubungsmeldung ge- 
‚fertigt hat, um den Verdacht von sich und der eigenen Dienst- 

stelle abzulenken und auf die arme Abrichtestation. zu wälzen. 


{ 


er Gedanke bestechend, ein Mittel zu finden, um Anhalts- 
unkte für das Vorhandensein. des Gutes an einer bestimmten 
Stelle zu haben. Geschreht dies durch die Ladeliste oder das 
debuch? 

"Es würde Huor zu weit tiber wenn ich den Lauf wines 
Gutes von der Viersand- bis zur Empfangsstation bei Eintra- 
"gung in das Ladebuch schildern würde. Aber ws erscheint 
Bo notwendig, dieses Verfahren zum mindesten in bestimm- 
 Veerkehrsverbindungen oder in bestimmten. Bezirken 
probeweise einzuführen, um Erfahrungen über den Wert in 
‚der Gegenwart zu sammeln. Daß «ein solcher Wert schon da- 
"liegt, daß das Personal sich schärfer überwacht sieht, und 
ih. eo, vor DE ae en ‚ist zweifellos. 


un Sr ich zur ee ne Ausgabeper- 
onal muß zur Vermeidung späterer Ansprüche der Parteien. 
ne riehtise Ausgabe nach Zeichen, Stückzahl und auf den 
| rten. Zustand der Verpackung achten. Bei den gie- 
“ ten Unstimmigkeiten oder nur beim Vierdacht einer Un- 

gelmäßigkeit (Klirren, Klappern des Inhaltes usw.) muß 
das Gewicht feststellen und nötigenfalls die Aufstellung 
Tatbestandes veranlassen. Daß das zur Aufgabe bereite 
t übersichtlich und sicher geordnet sein muß, und mög- 
+4 nur bestimmtes Personal zur Ausgabe verwendet wird, 
ucht wohl nicht erst besonders erwähnt zu werden. Auch 

as übrige Personal, vornehmlich aber das Publikum, von 


ch. Auch hierüber können kaum allgemeine Anweisun- 


ältnissen richtet. Hervorheben möchte ich nur noch, daß «in 
terer Wechsel dies Ladepersonals, wodurch ein allzu inniges 
Ben mit 9 ee et wird, ein Er. 


ee De 
junge Kräfte beschäftigt, die es nicht ernst genug mit 
n Dienst nehmen. Wieviel Begleitpapiere werden durch 
bsichtlich und- unabsichtlich verloren! Eine regelmäßige 
'hme der Papiere findet selten statt. Die Begleit- 
e, die der Zugabfertiser oft lose in der Tasche zu 
cken hat, gehen dadurch oft verloren oder leiden oft stark 
ch Resen und Wind, Nunmehr hätte der Zugeabfertiger 
; den Stückgutpapieren nichts mehr zu’ tun. da die Fracht- 
fe im Umschlag vorausgesandt werden und die Lade- | 
en innen im Wagen stecken. Die Abrichtestation der 
i Wasın In würde nur seinen Begleitzettel aufstellen, der 
bis zur Endstation begleitet. Neben diesen Be- 


minderung des Personals sowie zur Beschleunigung der Ab- 


Plus von etwa 100 000 Mann, die man nicht ohne weiteres auf 


bekanntes, den Güterböden zuzuführen, ist allerdings zu be- 


lso auch hier ist durchweg: nichts zu machen. Deshalb ist 


n Bearnlätoen ferngehalten “wird, ist ebenso selbstver- 


gegeben werden, da sich alles dies nach den örtlichen Veer- - 


eben failer 
© 6 Quellen. von Unregelmäßigkeiten. Meistens sind darin. 
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Die Ertolge der jetzigen Diebstahlsbekämpfung. 
A _ Eisenbahn-Obersekretär Zedligk-Breslau. 
(Schluß aus Nr. 12). 


sleitzetteln. De der Zugabfertiger nur noch die Wagen- 
 ladungspapiere zu ordnen, was beim Fehlen. des ungeheuren 
- Wustes von Stückgutpapieren viel übersichtlicher „estaltet 
werden kann und eine schonendere Behandlung gewährleistet. 
- Der Zugabfertiger wird dann vielleicht auch Zeit behalten, 
an Stelle des Zugführers die |Wagenzettel zu schreiben, Der 
Zugführer dagegen wird beim Vergleichen des Zettels am 
Zuge mehr Zeit gewinnen, um auf die Sicherheit des 
Wagenverschlusses achten zu können, Diese Tätig- 
keit ließ bisher viel zu wünschen übrige. Der Zug- 
führer hat sofort bei Übernahme des Zuges für jeden 
Zugteil einen bestimmten Bediensteten unter N EeNnnNung 
im betreffenden Abschnitte des Wagenzettels zu be- 
stimmen, der die volle Verantwortung für die Unver- 
letztheit der Wagenverschlüsse trägt. Diese Kontrolle 
wird durch den Drahtverschluß sehr erleichtert, da man ja 
bei diesem sofort erkennt, ob sich jemand daran zu schaffen 
"semacht hat, während dies beim Bleiverschluß oder Verschluß 
durch Schlösser kaum beim Anfassen immer erkennbar ist. 
Auch hier sehen wir, daß das Tätigkeitsfeld des neuen Re- 
visionsbeamten sin, gewaltiges ıst, liegen doch die örtlichen 
Verhältnisse überall anders, und müssen. die allgemeinen An- 
ordnungen diesen angepaßt werden. Ich könnte noch vieles 
andere beleuchten; dies würde aber den Rahmen der Abhand- 
lung allzu sehr ausdehnen. Deshalb habe ich mich auch nur 
auf die Behandlung des Fraehtsutverkehrs beschränkt. 
Ich denke schließlich noch an die Nachprüfung der vielen fal- 
schen Meldungen zur Verschleierung eigener Verstöße, Die 
Dienststelle selbst ist leider allzusehr bedacht, von sich und 
| ihrem Personal jede Schuld abzuwälzen und drückt oft ein Ause 
zu, wo es angebracht wäre, eine Spur weiter zu wierfolgen und 
den Schädlinge auszumerzen. Den Revi sionsbeamten werden 
auch oft die Untersuchungsakten zuzuleiten sein, da es nicht 
immer angebracht sein wird, die Dienststelle in sie vollen 
Einblick nehmen zu lassen. Ihm stehen. die Diebstahlskontrol- 
leure seines Bezirks zu Untersuchunsszwecken zu Gebote, 

Ein weiteres dankbares Arbeitszebiet ist die Unter wei- 
sung des Personals. Der Dienststellenleiter kommt, wie 
man weiß, oft nicht dazu, und das übrige Personal ist meist 
nicht recht dazu geeionet. Der Revisionsbeamte wird aber 
auf Grund seiner praktischen Erfahrung, die sich von Tag zu 
Tag erweitern wird, in serster Linie dazu berufen sein und 
auch auf einigen Dienststellen Erprobtes bei den anderen «in- 
führen können. Er wird auch «ın besonderes Interesse ge- 
winnen, wenn er in seinem Bezirke sich allmählich ein tüch- 
tiges und gewissenhaftes Personal heranbilden kann. Unaus- 
gebildetes Personal, besonders Hilfskräfte aus den Bahn- 
meisteneien, ist den Güterböden möglichst fern zu halten. In 
den Unterrichtsstunden wird ser Gelegenheit halben, diese 
Leute auf die Schäden der heutigen Mißstände, die auf sie 
selbst zurückwirken, hinzuweisen und ihr Pflichtgefühl derart 
wachzurufen, daß sie auch nicht davor zurückschrecken, ‘sich 
ihrerseits an der Erziehung der übrigen Bediensteten und der 
Bekämpfung der Diebstähle zu beteiligen. Dann wird auch 
der Zeitpunkt kommen, wo die Arbeitenschaft sich überzeugen 
lassen wird, daß sie wiederum wie früher eine Arbeitsge- 
meinschaft bilden muß, die bestrebt ist, die Schädlinge 
in ahren Reihen auszumerzen, ihre Mitglieder dadurch zu ge- 
wissenhafter Pflichterfüllung zu erziehen und sich schließlich 
verpflichtet, für die von ihren. Miteliedern. verschuldeten Un- 
regelmäßigkeiten auch finanziell einzustehen. Erst dann 
können wir eine wirkliche Gesundung unseres Wirtschafts- 
lebens erwarten. 

Übrig bliebe nun noch die Bekämpfung der durch Private 
verübten Diebstähle. Nach der Statistik soll etwa die 
Hälfte der Diebstähle von Privatpersonen verübt werden, Ist 
dies der Fall, wird aber in den meisten Fällen die bewußte 
oder unbewußte Mitschuld unseres Personals vorliegen. Denn 
wenn es sich nicht gerade um organisverte Bandendiebstähle 
handelt, müssen Diebstähle durch fremde Personen; bei einiger 
Aufmerksamkeit unserer Leute und bei einigermaßen gutem 
Willen verhindert werden können.. Selbstverständlieh muß 
auch die Verwaltung vorbeugen und durch größtmögliche Ab- 
sperrung des Bahnhofsseländes durch schwer übersteigbare 
Zäune u. dergl. dafür sorgen, daß die ihr anvertrauten Güter 
sich wirklich im Gewahrsam der Eisenbahn befinden. Für den 
etwa erforderlichen Schutz der Lade- und Wagenaufstellungs- 
gleise durch zuverlässiges Überwachungspersonal muß die 
Verwaltung im weitesten Umfange Sorge tragen. 

Eine weitere bedeutsame Hilfe bei der Bekämpfung der 
Diebstähle und bei der Herabminderung der Schadensbeträge 
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Tolle des a 


inan die Beamten leisten, denen die Bearbeitung der 
Entschädigunesanträge übertragen ist. Fast bei 
jedem Unregelmäßigskeitsfalle. wird sich zeigen, daß nicht nur 
eine, sondern oft mehrere Vierfehlunsen des an der Beförde- 
rung des Gutes beteilisten Personals die Unregelmäßirkeit 
verursacht oder wenigstens berünstigt haben. Hier ist es nun, 
wo »in diensteifriser und eewissenhafter Entschädigungs- 
beamter- einzusetzen hat. An Hand dieser einzelnen Fälle 
muß er dem Personal seine Verfehlungen vor Aussen: führen 
und auf Abstellung festgestellter Mängel dringen. Dies können 
aber auch nur im praktischen Dienst, namentlich im Boden- 
dienst erfahrene Beamten tun. Da aber bei den Ämtern wie 
auch bei den Direktionen, besonders bei der jetzigen Masse der 
Anträge und der großen Zahl der mit der Erledigung beschäf- 
tisten Beamten, nicht immer geeignete Beamte mit diesen PAS 
beiten. beschäftist werden können, hatte ich bereits in der 
Nr. 12 vom 25. Dezember 1920 des „Eisenbahß-Supernumerar“ 
die Bildung von Entschädigungsämtern angeregt. 
Die Begründung hierfür habe ich in dieser Abhandlung des 
näheren ‚gegeben, weshalb ich mir hier ein weiteres Eingehen 
darauf erspare. Ich stelle mir die Sache so vor, daß in diesen 
Entschädigungsämtern besonders geeignete Beamte die Auf- 
gabe haben, sämtliche aus einem bestimmten ihm zugewiesenen 
open Bezirk herrührenden Anträge selbständie und unter 
eigener Verantwortung daraufhin zu untersuchen, wodurch 
die Unreselmäßiskeiten herbeigeführt, und auf Grund: welcher 
Verfehlunsen sie mögrlich wurden. Zu diesem Zwecke hat er 
nötigenfalls mit der Üwa und den Bezirks-Revisionsbeamten 
in Verbindung zu treten. Ferner hat er eingehend die Schuld- 
und die Ersatzfrage zu prüfen und festzulegen, auf Grund 
welcher Bestimmungen der Antrag abzulehnen, oder in welcher 
Höhe ihm stattzugreben ist. Die nähere Ausführung der Be- 
scheide und Verfügungen überläßt er unter kurzem Vermerk 
der Alblehnungs- oder Zahlungseründe dem ihm zuseteilten 
Personal. Zurzeit trägt der Hilfsdezernent oder Dezernent 
die Verantwortung hierfür. 
ihm nicht mögelich, die ihm  vorgelesten Entwürfe zu 
Beseheiden auf "Erstattungsanträge eingehend nachzuprüfen. 
Hierzu genügt natürlich nicht die Durchsicht des: Entwurfes, 
sondern er müßte in das meist recht umfangreich gewordene 
Aktenmaterial hineinsteiren. Da ihm hierzu die Zeit fehlt, 
muß er die Verantwortung ohne die notwendige genaue 
Nachprüfung übernehmen. Dabei wird er auch oft zum Scha- 
den der Verwaltung die von wieniger bewanderten Beamten 
ihm vorgelesten Entwürfe verantwortlich unterzeichnen, was 
er, wenn ihm Gelesenheit zur genauen Durchsicht geboten 
würde, vieleicht nieht getan hätte. Dadurch sehen dem Reiche 
nicht nur viele Millionen verloren, sondern es bleiben, was 
noch viel schlimmer ist, Verfehlungen des Personals ungerügt, 
die dadurch zur Gepflögenheit werden, während im anderen 
Falle das Übel gleich bei der Wurzel erfaßt und ausgerotbet 
werden könnte. 

Ich weise ferner darauf hin, "daB durch die dadurch erzielte 
größere Einheitlichkeit, durch die umfassendere Verwendung 
und Ausnutzung der vorliesenden Gerichtsurteile, durch eine 
richtige und vernünftige Auslegung der verschiedenen in Frage 
kommenden Gesetzesvorschriften durch besonders befähigte 
und geschulte Beamte dem Reiche ebenfalls Millionen erspart. 
werden können, Wenn dann noch diese wenigen Beamten viel- 
leicht monatlich ihre Erfahrungen gegenseitig austauschen, 


Die Konferenz 


In seiner Sitzung vom 9. Dezember 1920 m Genf hat der 
Völkerbund den Beschluß „gefaßt, seine Mitelieder einzuladen, 
besonders geeignete Vertreter zu einer „allgemeinen Kon- 
ferenz über die Freiheit des Verkehrs und der 
Durchfuhr“ (Conference „ön6rale sur la lbert6 des 
communications et du transit) zu entsenden, die möglichst bald 
in Barcelona stattfinden solle. Dieser Beschluß hat «eine 
längere, bis auf den Abschluß der Friedensverträge zurück- 
sehende Vorgeschichte. Der Rat des Völkerbundes hatte schon 
bald nach den Friedensschlüssen beschlossen, sich besonders 
mit Maßregeln zur Förderung des internationalen Verkehrs 
auf den Wasserstraßen und Eisenbahnen sowie in den Häfen 
zu beschäftigen. Er stützte sich dabei auf Art. 23 (e) des 
Völkerbundvertrases, wonach die Mitelieder des Völker- 
bundes die Verpflichtung übernommen haben: „die nötigen 


Anordnungen zu treffen, um die Freiheit des Verkehrs und 


der Durchfuhr sowie die gerechte Regelung des Handels aller 
Bundesmitslieder zu gewährleisten und aufrechtzwerhalten“, 
Ferner waren für das Vorgehen des Rats des Völkerbundes 
maßgebend die Art. 338 und 379 des Friedensvertrages von 
. Versailles, in denen Deutschland ‚besondere Verpflichtungen 
über seinen Beitritt zu gewissen ernaupnalen Schiffahrts- 


Bei der Fülle der Anträge ist es 


von Barcelona. 
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wird in diesem umfangreichen Rose eine die Verkehren aM 
sicher beruhigende und auch zum Vorteile der Verwaltung 
dienende Einheitlichkeit in der Behandlung solcher Anträg®@ 
erreicht. Diese kann noch gesteigert werden durch gelegent- 
liche Besprechungen von Vertretern der etwa 8 bis 10 Ent- 
schädigungsämter, vielleicht auch zusammen mit den Dieb- 
stahlsdezernenten. Te 

Die jetzt von Tax zu Tag sich steieernden Beschwerden über ; 
die Verkehrsämter und die damit verbundene Doppel- 
arbeit würde beseitigt werden. Ferner würden die Entschä- 
digungsämter alsbald nach Eingang der Anträge — gegebenen- 
falls im Benehmen. mit den Üwas oder Bevisionsbeamten — 
die notwendigen Nachforsehungen oder Feststellungen an der 
richtigen Stelle ansetzen können, während ietzt durch oft 
monatelanges nutzloses Hin- und. Herschreiben. viele kostbare 
Zeit verloren geht. Aus diesen Gründen ist die Zentralisie- 
rung des Entschädigungswesens ein dringendes Gebot der Zeit. ° 

Gleichzeitig halte ich es auch für notwendig, den Über- 
wachungsdienst in gleicher Weise zu zentralisieren, indem 
ebenfalls für ein gleich großes Gebiet nur eine Uwa am Sitze 
des Entschädigungsamtes eingerichtet wird. Abgesehen da- 
von, daß die Neweinrichtung dieser örtlichen Revisions- 
beamben und die Schaffung der örtlichen Streiftrupps eine 
solche Zentralisation ermöglicht, erscheint sie schon. deshalb - 
notwendig, damit für einen er ößeren zusammenhängenden und 
gleichgiearteten Bezirk gleiche Maßnahmen getroffen werden 
können und damit ein besserer Erfole erreicht wird. Die bis- 
herisen Erfolge der Üwas waren auch deshalb nur sehr na 
weil die vielen Bezirke meist ohne «einheitliche Richtlinien 
arbeiteten und vor allem nicht darauf bedacht waren, je 
gegenseitigen Erfahrungen in bestimmten, nicht allzulangen 
Zwischenräumen in ‚mündlichen Besprechungen auszutauschen, 
Es ist klar, daß ein gegenseitiger Austausch praktisch er- 
probter Maßnahmen befruchtend und belehrend wirkt, und 
daß dabei mancher brauchbare neue Gedanke auftaucht, der ° 
zum Vorteile der Verwaltung praktisch erprobt und durch- ; 
geführt werden kann. Wenn auch die Eigenart der verschie- 
denen Verkehrsbezirke verschiedener Arten des Vorgehens 
bei der Bekämpfung der Diebstähle bedürfen wird, so wird ı 
eben. dieser öftere Austausch der Erfahrungen zeigen, wo und 
in welehem Umfanee diese oder jene Maßnahme anwendbar 
ist, Auch hierbei wird sich die Notwendigkeit ergeben, gleich- 
DS erößere Veerkehrsbezirke von einer Stelle aus zu 
eiten 

Zum Schlusse möchte ieh noch darauf hinweisen, daß auf! x 
die Heranziehunge eines moralisch sefestisten und fachlich 3 
ausreichend vor oebildeten Nachwuchses der größte Wert ge- 
legt werden muß. Da aber die Ausbildung in erster Linie” 
in den Händen der äußeren Dienststellenleiter liegt, muß deren 
Auswahl «eine besonders sorgfältige sein. Sie müssen nicht 
nur hervorragende Sachkenntnisse besitzen, sondern auch die 
ceistisen Führer ihrer Untergebenen sein, wenn diese in der 
Gegenwart ihnen die notwendige Achtung entgegenbringen 
sollen. Darum muß man auch auf die wissenschaft- 
liche Vorbildung der Dienststellenleiter größeren Wert als? 
bisher legen. 

Hiermit ‚schließe ich meine Ausführungen mit dem Winsen 
daß die eine oder andere meiner Anregungen zur Verminde- 
rung der Diebstähle und zur Hebune der Moral des Personals 
beizutragen geeignet sein möge. 


und nah ertragen übernommen hat. Auf Anm we, 
des Rats des Völkerbundes haben unverbindliche Besprechun- 
gen zwischen. verschiedenen Staaten stattgefunden, in denen 
über das weitere Vorgehen und den Inhalt der zu diesem 
Zweck abzuschließenden Vereinbarungen Vorschläge _ge- 
macht worden sind. In einer Sitzunz vom 19. Mai 19%0 in Rom 
hat sich der Rat des Völkerbundes nun eingehend mit der 
Frage beschäftigt und die Errichtung besonderer technisch Ko 
KEIN innerhalb des Völkerbundes befürwortet, die si 

u. a. mit den Verkehrsfragen zu beschäftigen und ihre Vor 
schläge den Völkerbundsversammlungen zur Prüfung VorTzu- 
legen hätten. Dieser Antrag ist grundsätzlich durch den vor- 
erwähnten Beschluß des Völkerbundes vom 9. Dezember 1920 
genehmigt worden. Der Konferenz in ‚Barcelona sind ‚dari 
folgende Aufgaben übertraren: 

1. Vorschläge auszuarbeiten über Vereinbarungen 

Reeelung der internationalen Durchfuhr auf den W 
straßen, "der Eisenbahnen und in den Häfen; . 

2. darüber. zu entscheiden, ob förmliche Vereinbarungen - 
zuschließen oder den beteiligten Staaten nur die selbständi 
Reseh ln der fraglichen Angelegenheit zu a sei; R 

3. ihren Geschäftsgang. zu regeln und 
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4, Vorschläge über die Fortführung derartiger Arbeiten zu 
“machen. 

. Eine weitere Aufgabe der Konferenz soll darin bestehen, 
daß sie eine besondere beratende technische Kom- 
N mission mit dem Sitzin Genf organisiert, die 
dem Völkerbund in der Bearbeitung der Verkehrsfrasen zur 
Seite steht. Jedes Mitglied des Völkerbundes hat das Recht, 
/ einen besonders geeigneten Vertreter in diese Kommission ab- 

zuordnen. 

— — Der Rat des Völkerbundes hat die Konferenz auf Jen 
10, März 1921 nach Barcelona eingeladen, die Einladungen 
- sind Ende Januar unter Mitteilung -der Tagesordnung und 
einer Reihe von Entwürfen erfolgt. Erst Ende Februar ist 
auch an die deutsche Regierung (Deutschland ist bekanntlich 
nicht Mitglied des Völkerbundes) die Einladung, erganeen, 
Vertreter auf die Konferenz zu entsenden, und sie hat diese 
- Binladung angenommen und folgende Vertreter abgeordnet: 
_ für das Ministerium des Äußern den Gesandten a. D. 
und bevollmächtigten Minister v. Treutler, den Gesandten 
 Seliger und den Legationssekretär vv. Pochhammer, 
- für das Verkehrsministerium für die Wasser- 
—straBen den Staatssekretär Peters und den Staatsrat 
- Krönis (aus Hamburg), für die Eisenbahnen den. Wirk- 
lichen Geheimen Rat, Professor Dr. v. der Leyen und den 


französischer und englischer Sprache absefaßten Grünbuch 
* zusammengestellt, wonach sich die Konferenz mit folgenden 
_ vier Gegenständen zu beschäftigen hat: 
#. 1. dem Entwurf einer Organisation der Konferenz für die 
Regelung des allgemeinen Verkehrs und der Durechfuhr, so- 
wie eines dauernden Ausschusses zur Bearbeitung dieser 
' Fragen (Reglement commun d’organisation de la conference 
‚generale et du comit6 permanent des communications et du 
B -transit), 

. = dem Entwurf. eines V ertrags über die Freiheit der Durch- 
uhr, = 

83. dem Entwurf eines Vertrags über ‘die internationale 
Regelung der Schiffahrt in Verbindung mit einem Entwurf 
eines Vertrags über das Recht der nicht an die See grenzenden 
Staaten, eine Flagge zu führen, 

_ 4. dem Entwurf eines Vertrages die 
Regelung des Eisenbahnverkehrs, 
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N: -In unserer noch nicht voll wirksamen wirtschaftlichen Not 
ist mit das Dringlichste ein möglichst allgemeiner Preisabbau, 
und besonders im Baugewerbe. Das Baugewerbe hat man im 
- Kries®.durch ungeahnte Preisbewilligungen verwöhnt, es will 
"sich nicht mehr an die meist sehr bescheidenen Gewinne der 
 Vorkriegszeit erinnern und ist nach den bisherigen Ausschrei- 
 bungsverfahren kaum zu einem wirksamen Preisabbau zu be- 
wegen, und dies um so weniger, als in anderen Industrien. zur- 
) zeit noch wesentlich mehr verdient wird. 
'  Unmerwünscht ist es im Staatsinteresse unbedingt, daß der 
Unternehmer hinsichtlich seines Gewinns mit mehr oder 
B weniger verdeckten Karten spielt; das angebliche oder tat- 
' sächliche Risiko muß herhalten, um übermäßige Preise zu be- 
en; die immer weiber nach oben steigenden Tariflöhne 
‚ bringen mit ihrer Plötzlichkeit und mit ihrer oft rückwirken- 
| den Kraft immer mehr Verwirrung und Abrechnungserschwer- 
m und kommen den Unternehmern bei ihrem Sträuben gegien 
den Preisabbau zustatten. Auch erscheint es heute ebenso un- 
' sozial, daß ein Unternehmer bei Staatsbauten unter günstiger 
‚ Vertragsabwicklung unerwartete und unverhältnismäßig große 
Gewinne einheimst, wie: wenn ein anderer Unternehmer bei un- 
günstiger Abwicklung des Vertrages sich verblutet. Die Ent- 
wicklung muß also dahin gehen, das Risiko möglichst auszu- 
zen und angemessene Gewinne zu gewähren unter voller 
nutzung des Unternehmengeistes. 
les Wissen und Können muß mehr wie je dahin zielen, 
t bester Technik im kaufmännischen Geiste die Höchst. 
stungen mit den seringsten Mitteln zu erreichen. Auf dem 
Vers zu diesem Ziel kann das Veerfahren der „gemischtwirt- 
ftbehen Prämienregie“ einer von den vielen noch erfor- 
chen Schritten sein. Dieses Verfahren soll das Risiko 
Unternehmers einschränken, dem Unternehmer nur einen 
emessenen Gewinn sichern und damit dem Staat unnötige 
Ausgaben ersparen. Das Verfahren ist anzuwenden bei öffent- 
eher und engerer Ausschreibung sowie bei freihändiger Ver- 
bung. Bei einer Ausschreibung wird das an und für sich 
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5. einer Resolution über die Verhältnisse der Seehäfen. 

In dem Grünbuch sind die Entwürfe der Vereinbarungen 
und Beschlüsse nebst eingehender Begründung enthalten. 

Die Konferenz hat am 10. März unter Vorsitz des französi- 
schen früheren Ministers Gabriel Hanotaux' begonnen, 
dem eine Reihe von Vizepräsidenten und ein Büro zur Seite 
stehen. Es wird angenommen, daß die Arbeiten am 10, April 


abgeschlossen werden können. Die Verhandlungen werden in 


französischer und englischer Sprache in der Weise geführt, 
daß die einzelnen Reden jedesmal durch einen Dolmetscher 
in die eine oder andere Sprache übersetzt werden. Das hat 
natürlich eine längere Dauer zur Folge. Ferner ist die Ge- 
schäftsführung nach dem Muster des Völkerbundes und des 
englischen Parlamentes „geregelt. Es wird also über die ein- 
zelnen Vorlagen zunächst in einer öffentlichen Plenarsitzung 
verhandelt. - Sodann wird die ganze Versammlung in «in 
Komitee umgewandelt, das in nichtöffentlicher Sitzung die 
Vorlagen mit allen Änderungsvorschlägen im einzelnen 
durehberät und Fragen, über die man sich nicht verständigen 
kann, einem eigenen Unterausschuß überweist. Die Beschlüsse 
des Unterausschusses gehen an das Komitee zurück. Auch 
dieses Verfahren trägt nicht zur Abkürzung der Veerhandlun- 
gen bej, zumal unter den Vertretern ein starkes RKedebedürf- 
nıs besteht. Es sind 38 Mitglieder des Völkerbundes, einige 
dem Völkerbund nicht angehörisse Staaten (außer Deutschland 
noch Ungarn und die neuen an. der Ostsee liegenden Staaten), 
alles in allem etwa 150 Personen, anwesend. So sind, wie 
wır hören, bis jetzt erst die Organisationsfragen und der Ent- 
wurf über die Regelung der Durchfuhr im wesentlichen durch- 
beraten, und der Entwurf über die Schiffahrt ist in Angriff 
genommen. 

Für Deutschland sind natürlich die Verträge über (die 
Schiffahrt und über die Eisenbahnen ven besondercr Wichtir- 
keit, und wir hoffen, hierüber nach Beendısunge der Beratun- 
Sen Mitteilungen. machen zu können. In der Eisenbahnfrage 
kommt es hauptsächlich darauf an, weiche Stellung die Kon- 
ferenz zu dem internationalen Übereinkommen über den 
Eisenbahnfrachtverkehr einnimmt. Nach der Begründung des 
Entwurfs 4 der Tagesordnung soll dieses Übereinkommen 
und die darin vorgesehene Organisation unverändert bestehen 
bleiben, was natürlich für Deutschland das Beste wäre, 
übrigens. auch im Einklang stände mit Art. 366 des Versailler 
Vertrages. : & 


„Gemischtwirtschaftliche Prämienregie“ als Mittel zum Preisabbau im Baugewerbe. 


Vom Regierungsbaumeister Wilke, Vorstand der Eisenbahn bauabteilung Höchst (Main). 


zuschlagswürdigsts Angebot genau wie bei dem üblichen Ver- 
fahren heraussegriffen und die Angebotsumme zerlegt. nach 
Baustoffkosten, Kosten für Vorhaltung. von Geräten usw., in 
die veranschlagte eigentliche Lohnsumme — Lohnstichsumme 
genannt — und in den Unternehmergewinn. Hiervon über- 
nimmt die Verwaltung grundsätzlich die Beschaffung aller 
Baustoffe und überträgt dem Unternehmer nur die Wierkleitung 
nebst Vorhaltung der Geräte usw. Für die Werkleitung und 
Vorhaltuns der Geräte usw, werden. feste Summen in Prozenten 
der Lohnstichsumme festgesetzt. Wird die Lohnstichsumme 
eingjehalten, so erhält der Werkleiter eine Grundprämie, die 
sich bei Unterschreitung oder Überschreitung dieser Stich- 
summe erhöht oder ‚erniedrigt. 
wurden hier bisher mit zwei Unternehmern derartige 
BRegieverträge abgeschlossen. Im ersten Fall handelte es sich 
um Herstellung einer Personenunterführung mit Herstellung 
‚eimwes Mittelbahnsteigs während des Betriebes. Hierbei wurde 
der Unternehmer als Werkleiter gegen Tagesvergütung für die 
Bauzeit ohne Kündigunssrecht seinerseits in die Dienste der 
Verwaltung genommen und vertraglich verpflichtet, das Werk 
nach den allgemeinen und besonderen Bedingungen, die dex 
Ausschreibung zugrunde lagen, auszuführen, gleichzeitig keine 
anderen Arbeiten. zu übernehmen und täglich auf der Baustelle 
selbst die Arbeiten zu leiten. Die erforderlichen Arbeiter 
und der Vorarbeiter wurden auf \Worschlag des Werkleiters 
durch diie Bauabteilung zu den. Bedingungen der Tiefbauberufs- 
genossenschaft eingestellt und durch die Stationskasse „elöhnt. 
Aus besonderen Gründen kann der Werkleiter die Entlassung 
des Vorarbeiters und von Arbeitern bei der Bauabteilung be- 
antragen. Die Entlassung der Arbeiter macht im Baugewerbe 
keine Schwierigkeiten. Das Verhältnis zwischen. den Bauauf- 
sichtsbeamten und dem Weerkleiter ist das gleiche wie zwischen 
diesen. und dem Unternehmer. Um im vorteilhaften Gegen- 
satz zu der gewöhnlichen Regiearbeit Unternehmergeist und 
Unternehmererfahrung . Geltung zu verschaffen, wird dem 
Werkleiter eine Grundprämie von 10% der oben erwähnten 
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Lohnstichsumme zugesichert, wenn bei Herstellung des Werks 
diese Lohnstichsumme nicht überschritten wird, und außerdem 
bei Unterschreitung dieser Stichsumme eine weitere Prämie 
von 25% der Mindersumme. Die Verwaltung sichert sich 
andererseits durch den Zusatz, daß bei Überschreitung der 
Lohnstichsumme 25% der Mehrsumme der Grundprämie ab- 
gezogen wird. Wie der Werkleiter den Vorarbeiter und die 
Arbeiter zu 'besonderen Leistungen veranlaßt, bleibt ‚diesem 
überlassen. Tritt eine Lohntariferhöhung oder -verminderung 
ein, so wird die Lohnstichsumme entsprechend werlöht oder 
vermindert. 


Für Vorhaltung und Unterhaltung aller eerlichen Ge- 
räte, Gerüste, der Hölzer zur Absteifune der ‚Betriebazleise, 
der Hölzer und Schalungen für die Erd- und nn 
der Buden, aller Werkzeuge und allen Kleinmaterials nebst 
 Tragung aller Verluste durch Verbrauch, Gebrauch, Diebstahl 

erhält der Werkleiter 23% der für diese Berechnung unver- 
änderlichen Lohnstichsumme, zahlbar zu ?/s nach Fertigstellung 
der wesentlichen Betonarbeiten und zu % nach Beendieung 
der Gesamtarbeiten. Die Arbeit ist im wesentlichen beendet. 
Das wirtschaftliche Ergebnis ist für die Verwaltung äußerst 
günstig: es werden rd. 40% der Baukosten erspart, die bei 
der Zuschlagserteilung an den Mindestfordernden erforderlich 
gewesen wären — ein Ergebnis, das nur den Laien über- 
raschen kann. 


Im zweiten. Fall handelte es sich um Tieferlegung einer 
Hauptverkehrsstraße im Stadtgebiet unter drei Bahnlinien. 
Die Preisberechnung war sehr schwierig, einmal weil die zu 
beseitigenden Massen mit viel alten Fundamenten und be- 
nutzten und toten Leitungen aller Art stark durchsetzt waren, 
und weil die Abfuhr der auf Bahnwagen zu ladenden Massen 
wegen Lokomotivgestellung und erheblicher. Raneierbe- 
wegungen nicht immer als ssewährleistet vorauszusehen war. 
Auch in diesem Falle wurde, um nur die tatsächliche Leistung 
angemessen zu bezahlen. diie gemischtwirtschaftliche Prämien- 
verie angewandt. Der Resievertrag wurde mit dem Mindest- 
fordernden abgeschlossen; das waren zwei Firmen, die sich 
für das Angebot zusammengietan hatten. Sie wurden ver- 
pflichtet, einen ständigen Werkleiter zu stellen und) erhielten 
dafür abweichend von dem oben angegebenen Vertrag für die 
Gesamtwerkleitunge eine Vergütung von 5% der TLohnstich- 
summe; für Vorhaltung aller Werkzeuge und Geräte, einschl. 
rd. 190 m Schmalspurgleis, Muldenkipper mit Vorhaltung eines 
Pfierdes nach Bedarf, Bauhütten, Schutzgeländer usw. werden 
ebenfalls 5% vergütet. Grundprämie und Zuschlagsprämie 
waren wie im ersten Virtrae® geregelt. Auch diese Arbeit ist 
zum größten Teil beendet und wird mit günstisem wirtsehaft- 
lichem Erfolg abschließen, denn die Baukosten werden rd. 
20% unter der Summe bleiben, die der Zuschlag an den Min- 
destfordernden nach Angebot erfordert hätte. Es soll hier 
eleich gesagt werden, daß die im. zweiten; Vertrags hestgiesetzte 
Vergütung für Werkleitung in Pr ozentben der Lohnstichsumme 
den Vorzug verdient. 


Nachrichten. 


Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


— Anlage C zur Eisenbahn-Verkehr sordnung. Das Reichs- 
verkehrsministerium hat unterm 18. d. M. einige Änderungen. 
und Ergänzungen der Anlage 0 zur Eisenbahn-Verkehrsord- 
nung verfügt. 
Nr. 31 des BReichs-Gesetzblattes hervor. 


— Anleihegesetz zur Bereitstellung von Mitteln für Klein- 
bahnen. Die verfassunggebende Preußische Landesversamm- 
lung hat am 1. Januar d. J. folgendes Gesetz beschlossen, das 
im D. Reichs- u. Preuß. Staatsanz. vom 3. März verkündet 
wurde. _ > ? 

8ı. 

(1) Die Staatsnegierung wird ermächtigt, die folgenden Be- 
träge zu verwenden: 

I. zur weiteren Förderune des Bawes von Kleinbahnen 


10 000.000 Mi 


II. zur Gewährung von Darlehen an not- 
Veran mebenbahnähnliche Kleinbahnen 40000 000 2 


insgesamt 50000000 M. 


(2) Über die ee des’ Fonds zu I wird der Landes- 
versammlung alljährlich Reshenschaft abgelegt werden. 


| Oo 


des, Vierdings. 


“waltung insofern nieht erheblich, als sie am Übergewin 


‚tung äußerst günstige Seite dies Vierfahrens, wie über 


‚reichen Abrechnungsarbeiten schrumpfen auf ein 
Minimum zusammen, so daß hierdurch wohl die oben ee 


Das Nähere geht aus der Bekanntmachung in 


4 stellt. 


= Yoltune: de, Yv 
Deutscher Beer gen 


dieser Regieart zu sagen: Es ist dringend s.3boten, sie anzı 
wenden bei feeihändigen Versebungen (abgesehen von kl 
Handwerkerarbeiten) "und bei Vergebungen auf Grund en 
Ausschreibung; sie empfiehlt sieh bei Vergebung auf Gr 
öffentlicher Ausschreibung, wenn ein wesentliches Risiko w 
liest. Der Regievertrag wird abgeschlossen unter Aufhbe 
Bei freihändiger Vergebung ist als Anlage 
Vertrag ein Kostenanschlag 2 als Unterlage für die zu leiste 
Arbeit und für die Lohnstichsumme beizufügen. Sollten ! 
bei zu hohe Preise eingesetzt sein, so ist das für die 


erzielt. wird, zu 75 % betbeiliet ist; außerdem kann sich die 
leitung im Regievertrae noch durch. Begrenzung des Ge 
sichern. .Unvermeidliche Nebenarbeiten, die in der Auss 
bung nicht vorgesehen waren, werden wie f reihändie verg 
Arbeiten behandelt; «es wird also für sie ein besond 
Kostenanschlag aufgestellt und dann mit Tohusutern h 
Prämien wein oder mehrere Nachträge zum Hauptvertrag' 
gestellt. Mit der Hauptarbeit zusammenhängende Taselo 
arbeiten für Arbeiten, die nieht nach der Ausschreibung od 
dem Kostenanschlag zu leisten sind, werden durch die Re 
arbeiter ausgeführt, ohne daß die werkleitende Firma (Um 
nehmer) einen Nutzen oder Schaden davon hat, da die 
waltune nur die reinen Löhne und die sozialen Lasten 
Aufschläge zahlt; zu beachten ist nur, daß diese Löhne im «& 
besondere Spalte aufgenommen werden, da sie bei der 
stichsumme natürlich nicht berücksichtigt werden dürfen. 
diesem Punkt zeigt sich besonders noch seine für die Ve 


die Stellung der Verwaltung und des Bauleitenden bei d 
Verfahren dem Werkleiter (Unternehmer) gegienüber ein 
dentend stärkere ist als bei den anderen bekannten Vierfa 
Die Baubeamten gingen zuerst nur zögernd und mi 
denken an die für sie neue Sache heran, besonders im H 
blick auf die entstehende Mehrarbeit durch Aufstellung 
Lohn- usw. Listen, befreundeten sich aber sehr schne 
En Verfahren: in der Einsicht, daß sie wesentlich mith: 
dem Staate unnötige Ausgaben zu ersparen; das Veerfa 
hatte schließlich dien. Erfolg, daß der Eifer der Baub 
mit einer neu erwachten Arbeitsfreude angefeuwert wurde, 
wäre nur billis und kaufmännisch, wenn die Verwaltung ' 
‚den, erzielten und unzweifelhaft nachgewiesenen Ersparni 
auch den beteiligten Beamten Bauprämien gewährte. S: 
rigkeiten mit den Werkleitern ergaben sich" nicht; 8 
gerichte sind kaum zu fürchten ; die SONnst äußerst 2 


ten Mehrarbeiten. ausgeglichen werden. Das Vierfa 
entwicklunesfähig und so wenig starr, daß es auch f 
Verhältnisse und auch auf Sonderfälle leicht zugeschni er 
werden kann. Jedenfalls ist mit ihm ein Weg gezeigt, au 3 
dem man ohne Schwierigkeiten bei Staatsbauten den P 
abbau. erreichen und damit Millionen PIEDaLeN, kann. 


> — 


A) Die Staatsregierung ent chi zur Die 
Mitte] für die im $ 1 vorgesehenen Anfwendungen im 
von 50.000 000 4 eine Anleihe durch Veräußerung ein 
sprechenden: Betrags von Staatsschuldverschreibungen a 
nehmen. Die Anleihe ist mit 25% des ursprünglichen 2 
tals zu tilgen unter Hinzurechnung der durch die T ar 
sparten Zinsen, diese zu5% gerechnet. 7 
EIERN "Stelle der Schuldverschreibungen können. 
gehend Schatzanweisungen oder Wechsel ausgeeereben wer: 
In den Schatzanweisungen üst der Fälligkeitsterm 
geben. _ Die Wechsel werden von der Hauptverwal 
Staatsschulden ‚mittels Unterschrift zweier Mitglied 


(3) Schuldwerschreibumgien. Schatzermelunse wa 
hörige Zinsscheine und Wechsel können sämtlich ode 
weise auf ausländische oder auch nach einem bestin 
Wertverhältnisse gleichzeitig auf in- und ausländische 

runsen sowie im Auslande zahlbar gestellt werden. 

(4) Schatzanweisungen und. Wechsel können wied! 
gegeben werden. 

(5) Die Mittel zur Einlösung von PSchsranweien 
Wechseln können duch Ausgabe von Schatzan weisun 
‘Wechseln oder von Schu! dyerschreibungen in ‚den 
lichen Niennbetrage beschafft werden. ._ 

(6) Schuldverschreibungen, Bohnen u 
die zur Einlösung fällie werdender Schatzanweisung 
Wechsel bestimmt sind, Hat die Hauptverwaltung - 
schulden auf Anordnune des Finanzministers 14 Ta 
Fälligkeit ; zur ie, zu halben. a Gerz 


Beet der neuen Schulüpapiere darf nicht vor dem Zeit- 
yunkte beginwen, mit die Verzinsung oder Umlaufszeit 
der einzulösenden Schatzan weisungen, oder Wechsel aufhört. 
‚(7) Wann, durch welche Stelle und: in welchen Beträgen, zu 
relchem Zins- oder Diskontsatze, zu welchen Bedingungen 
der Aldirüng oder mit welcher Umlaufszeit sowie zu welchen 
Kursen die Schuldverschreibungen, Schatzanweisungen und 
. Wechsel ausgegeben werden sollen, bestimmt der Finanz- 
“ ster. Ebenso bleibt ihm im Falle des Abs. 3 die Fest- 
Mr nz des Wertvierhältnisses sowie der näheren Bedingungen 
für Zahlungen im Ausland überlassen. 
— (8) Im übrigen sind wegen Verwaltung und Tilgung der 
> Anleihe die Vorschriften des Gesetzes, betreffend die Kon- 
-solidation preußischer Staatsanleihen, vom 19. Dezember 1869 
- (Gesetzsamml. S. 1197) und des Gesetzes, betreffend die Til- 
gung von BO AESEHUNeR: vom 8. März 1897 . (Gesetzsamml. 
k Ss. 2) anzuwen 3 


Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung in Kraft. 


— Der Reichsverkehrsminister über die Haushaltspläne den 
' Reichseisenbahnverwaltunge. Der Reichsverkehrsminister hat 
an die Zweigstellen, Generaldirektionen, Eisenbahndirektionen 

und das Eisenbahnzentralamt folgenden Erlaß gerichtet: 
„Nachdem die Haushaltspläne de 
für die Rechnungsjahre 1920 und 1921 ihre verfassungsmäßige 


-aufrichtigen Befriedigung darüber Ausdruck zu geben. Ist 
damit doch zum ersten Male ine einheitliche Grundlage für 
- die Wirtschaftsführung der gesamten Reichseisenbahnen ge- 
schaffen und «ein. wesentlicher Fortschritt in der Vereinheit- 

_ liehung der ganzen Verwaltung erzielt worden. Ich bin mir 
bewußt, welche außerordentlichen Schwierigkeiten. zu über- 
winden. waren, um die bisher nach verschiedenen Grundsätzen 
aufgestellten "Eisenbahnhaushalte der einzelnen Länder zu 
einem Ganzen zu vereinigen und diese Zusammenfassung nach 
‚einheitlichen. Gesichtspunkten vorzunehmen. 

Es ist dies nur dadurch möglich geworden, daß alle hieran 
‚be eteiligten Beamten. rückhaltlos ihre Arbeitskraft und Erfah- 
ungen für die Förderung dieses bedeutsamen Werkes #tinge- 
etzt haben. Ich spreche daher allen. Beamten, die an deesem 
Werke. mitgeholfen haben, meine besondere Anerkennung 
und meinen Dank aus.“ 
ER Die De eikeugr I Transporte nach Oberschlesien hat 
| dem Deutschen Schutzbund zu folgendem Schreiben Anlaß ge- 
E Eee: „Die technische Direktion ‚des Deutschen Schutzbundes 
ält es für ihre Pflicht, vor aller Öffentlichkeit zu betonen, 
e q aß die große Transportbewegung nach Oberschlesien ohne 
die hingebungsvolle Arbeit der deutschen. Eisenbahner nicht 
derart reibungslos hätte vor sich gehen können, wie es der 
F all war. In allen Kreisen hat die Leistung der Eisenbahnen 
Bewunderung erweckt. Sie war zugleich ein. erhebender Bie- 
weis für das einmütige Eintreten für die bedrohte deutsche 
6 Gvenzmark. Mit vorzüglicher Hochachtung, Technische Di- 
- rektion (für die Volksabstimmung in Oberschlesien). 5 
Der Reichsverkehrsminister hat dieses Schreiben zur all- 
emeinen Kenntnis gebracht und zugleich auch seinerseits 
ne ‚an der Durchführung der Transporte Beteiligten für 
hre Umsicht, den bewiesenen Eifer und ihre erfolgreiche 
igkeit seinen Dank und: seine Anerkennung ausgesprochen. 


_ Statistik der Betriebsunfälle. Der Reichsverkehrsmini- 
hat an die Zweiestellen des Reichsverkehrsministeriums, 
Eisenbahn-Generaldirektionen, Eisenbahndirektionen, das 
nbahn-Zentralamt und die Eisenbahnkommissare folgen- 
'Erlaß gerichtet: 
a1. Vom 1. April 1921 ab treten für die Keredafinie der von: 
diesem Tage ab vorkommenden Unfälle beim Eisenbahnbe- 
be (mit Ausschluß der Werkstätten) auf allen innerhalb 
Deutschen Reiches gelegenen voll- und schmalspuriger 
»nbahnen neue Vorschriften in Kraft. 
Durch die meuen Vorschriften treten folgende wesent- 
Iiche Änderungen ein: 

a) Künftig sind rinsinmensbegnpen nebst Erläute- 
2  rungsbericht von allen Eisenbahndirektionen (Eisenbahn- 
_ Gemeraldirektionen) und Priyatbahnverwaltungen, 9e- 
a trennt für voll- und schmalspurige Bahnen "und für 
E-- “ Bahnen, die für fremde Rechnung betrieben werden, 
E> monatlich nach dem teilweise geänderten Muster mir vor- 
25 zulegen. Diese Unfallzusammenstellungen und Erläu- 
 terungsberichte sind auch von den fremdländischen Bahn- 
verwaltungen, die Strecken auf deutschem Gebiet be- 
treiben, über die auf diesen Strecken vorkommenden 
meldepflichtigen Unfälle vorzulegen. 

ie auf Gesetz, Verordnung oder Konzession beruhenden, 
one hunzen der Privatbahnen (einschließlich fremd- 


eichseisenbahnverwaltung 


‚Genehmigung gefunden haben, ist es mir ein Bedürfnis, meiner ° 
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ländischer Bahnen im Reichsgebiet) zur Meldung von 

Unfällen an die mit der Aufsicht außerhalb des Reichs- 

verkehrsministeriums (Hauptstelle) betrauten  BReichs- 

eisenbahnbehörden, z. B. an die Eisenbahnkommissare, 
bleiben unberührt. 

c\) Die Eisenbahndirektionen und Privatbahnen im Bereich 
der Zweigstelle Bayern des Reichsverkehrsministeriums 
reichen dieser für ihre, Aufsichtszwecke weine Abschrift 
der mir- vorgelegten Unfallzusammenstellune nebst Er- 

läuterungsbericht ein. 

d) Für die vollspurigen Eisenbahnen sind künftig stati- 
stischse Aufsehreibungen von den Eisenbahndirektionen 
(Eisenbahn-Generaldirektionen) und Privatbahnverwal- 
tungen nur noch hinsichtlich der Spalten 137 bis 148 der 
Tabelle 28 dor Reichsstatistik (betreffend die strafnecht- 
liche und disziplinarische Vierfolgung der an den Un- 
fällen Schuldigen) zu führen. Sonstige zahlenmäßisie 
Aufschreibungen. aller Art.über Betriebsunfälle sind für 
‚diese Bahnen entbehrlich. 

e) Die Aufstellung der Reichsstatistik für die Unfälle auf 
vollspurigsen Bahnen und die Führung der hierzu er- 
forderlichen Aufschreibungen serfolet durch das Reichs- 
verkehrsministerium (Hauptstelle). 

f) Für die schmalspurigen Eisenbahnen führen die Eisen- 

"bahndirektionen (Eisenbahn-Generaldirektionen) und die 
Privatbahnverwaltungen die erforderlichen statistischen. 
Aufschreibungen nach wie vor selbst. Für die Auf- 
stellung der für diese Bahnen in Betracht kommenden 
Tabelle 31 der Reichsstatistik bleiben die bisherigen Vor- 
schriften: in Kraft. 

g) Die Vorschrifter über die Abfassune der Erläuterungs- 
berichte sind in sachlicher Beziehung wesentlich umge- 
staltet worden. 

3. Die neuen Vorschriften werden nach Fertigstellung des 
Druckes den in der Anschrift genannten Stellen sowie den’ 
deutschen Privatbahnyerwaltungen von hier aus in der erforder- 
lıenen Anzahl übersandt werden. Nachforderungen können; mit 
Rücksicht auf die hohen Druckkosten nur in den dringendsten 
Fällen berücksichtigt werden. Je ein Stück ist den mit der 
Beaufsichtisung des Betriebs betrauten Verwaltungsstellen 
( Betriebsämtern, Betriebsinspektionen usw.) zu überweisen. 
Den. Betriebsdirektionen sind von der Eisenbahn-General- 
direktion in Dresden zwei Abdrucke zuzuteilen. Im übrigen 
sind nur die mit der [Bearbeitung der Betriebsunfälle beauf- 
tragten Beamten damit auszurüsten.: Der Eingang der Druck- 
stücke ist zu überwachen. 

4. Die Fertigstellung der Statistik der Betriebsunfälle für 
das Rechnungsjahr 1920 hat noch nach den bisherigen Vor- 
schriften zu verfolgen. Von diesen Anordnunsen sind die 
deutschen Privatbahnverwaltun sen und (die fremdländischen 
Bahnverwaltungen, die ‘Strecken auf deutschem Gebiet be- 
treiben, _ durch die anschließenden Eisenbahndirektionen 
(Eisenbahn-Generaldinektionen), in Bayern durch die Zweig- 
stelle Bayern des Be hun in Preußen. 
durch die zuständigen Fisenbahnkommissare zu verständigen. 
Den ‘in Betracht kommenden fremdländischen Bahnverwal- 


tungen ist durch die nenannten Stellen ein Abdruck der newen 


Vorschriften zu übersenden. 

‘5. Die bisherisen Vordrucke für die Unfallzusammenstellun- 
sen und Erläuterungssberichte können aufgebraucht werden. 
Erstere sind jedoch im Kopf in einfachster Weise dem meuen 
Muster anzupassen. 

6. In den zurzeit bei den verschiedenen Babnverwaltunger. 
noch g„eltenden Vorschriften über das Meldeverfahren hei 
Betriebsunfällen ist auf die neuen Vorschriften über Betriebs- 
ee hinzuweisen. 


— Diätarische Anstellung der Hilfsweichensteller und der 
formlos zum Unterassistenten geprüften Bediensteten. Das 


- Reichsverkehrsministerium, Zweigstelle Preußen-Hessen, hat 


an die Eisenbahndirektionen folgenden” Erlaß serichtet: Im 
Hinblick darauf, daß die Bestimmung im Abschnitt H Ziffer 9 
(S. 184) der Personalvorschriften aufgehoben und in Aussicht 
genommen ist, die Laufbahnen zum Bahnwärter und Weeichen- 
steller künftir voneinander zu trennen, bestimme ich, daß die 
zum Bahnwärter und Weichensteller ausgebildeten und förm- 
lich geprüften Bediensteten, soweit sie am 1. Juni 1920 aus- 


| schloeßlich oder überwiegend im Bahnwärterdienst beschäftigt 


waren, als Bahnwärteranwärter, und soweit sie im Woeichen- 


' stellerdienst verwendet wurden, als Woeichenstelleranwärter 


in das , diätarische Beamtenverhältnis zu übernehmen 
sind. Den zu Bahnwärtern ernannten Bediensteten 
steht“ es frei, bei sich bietender Gelegenheit in, den 
"Weichenstellerdienst übernommen und in diesem Dienst- 
zweise diätarisch oder planmäßig angestellt zu werden. 
Ebenso ist es angängige, Weichenstelleranwärter, sofern 


sie - zuerst als Bahnwärter planmäßig an t werden 


* 
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können, auf ihren Wunsch bei gleichzeitigem Übertritt in den 
Bahnwärterdienst zunächst zu |Bahnwärtern und später, zu 
Weeichenstellern zu ernennen. Diese Vorschriften selten sinn- 
semäß auch nach Aufhebung der zurzeit für die "Ernennung 
weeitewer Diätare angeordneten Sperpe. (Erl. vom 17, Juni 
1920 — IV. 45. 137. 554° Ang.) Zur Behebung etwaiger Zweifel 
weise ich ferner darauf hin, daß die formlos zu Unter- 
assistenten geprüften, für die vorzugsweise Anstellung in 
Frage kommenden Bediensteten, auch wenn sie die körperliche 
Tauglichkeit für den Betriebsdienst nicht besitzen und deshalb 
im inmeren Dienst beschäftigt werden, als Eisenbahngehilfien- 
anwärter (Besold. Gr. IV) diätarisch anzustellen sind, da sie 
in der Stelle eines Eisenbahngehilfen die erste planmäßige 
Anstellung erlangen. 


— Der kommunistische Aufruhr (vgl. Nr. 13, 5. 248 d, ZtE.): 
Wein auch immer noch Teilkämpfe versprengter Aufrührer 
wieder aufflackern, und an. einzelnen Orten durch kommu- 
nistische Banden Verbrechen an Gut und Leben der deutschen 
Bevölkerung weiter begangen werden, so kann man doch nach 
den maßgebenden Erklärungen und Berichten annehmen, dab 
der Aufruhr im wesentlichen niedergieschlagen ist. Der Gang 
der Ereignisse und die von den Kommunisten erbeubeten Pläne 
und Schriftstücke haben gezeigt, daß die zahlreichen verbre- 
cherischen Anschläge, die in den letzten Wochen ganz 
Deutschland in Unruhe versetzt haben, Teeilerscheinungen aus 


einem wohlüberlegten und bis ins einzelne durchdachten Plan“ 


gewesen sind. - Die Führer waren zum großen Teil land- 
fremde Elemente, dıe Mitläufer vielfach Leute, die die Un- 
ruhen benutzt haben, um. ihren verbrecherischen. Neigungen 
durch Morden und Zerstören zu frönen und sich durch 
Diebstähle zu bereichern. Bezeichnend ıst, daß von den Kom- 
munisten in der Zeit ihrer Herrschaft in Hettstedt ein Zucht- 
häusler zum Bürgermeister eingesetzt worden ist, Unter poH- 


 tischem Deckmantel handelte es sich, wie eine linkssbehende 


Zeitung schrieb, um ein Vorgehen so unpolitischen und aus- 
gesprochen veerbrecherischen Charakters, daß die Gewerk- 
'schaften, die S.P.D. und U.S.P.D. »eschlossen gegen dieses 
Treiben Front gemacht haben. Als die Reeierung mit einer 
vielfach nicht verständlichen Milde und Zarhaftiekeit gegen 
die Banden vorging, hat die Gewerkschaft Deutscher Eisen- 
bahner ein Telegramm an die Reichsregierung gerichtet, in 
dem sie aufgefordert wird, sofort mit aller Kraft die Ordnung 
wiederherzustellen ; sollte die Regierung hierzu nıcht in der 
Lage sein, so würden die Eis senbahner die Schaffung der Ord- 


nung im Eisenbahnbetrieb selbst in. die Hand nehmen, — Wie: 


bei allen Putschen, die wir in den letzten Jahren erlebt haben, 
richteten sich die Bemühungen. der Aufrührer in erster Linie 
auf Gewinnung der Macht über die Eisenbahn. in dem mittel- 
«eutschen Aufruhrbezirke, dessen Mitbelpunkte Eisleben, Hett- 
stedt und Mansfeld waxen, gelang es den Kommunisten, wich- 
tige Bahnhöfe zu besetzen und den Verkehr teils durch Zer- 
störung der Gleise, teils durch Sprengung der Brücken, teils 
durch Anhalten der Züge lahmzulesen. Anschläge auf 
Brücken vermittels des in. großen Mensen sestohlenen Dyna- 
mits sind besonders zahlreich gewesen, und man: kann ıes trotz 
der großen Schäden, die verursacht worden sind, doch noch 
als eın Glück ansehen, daß so viele Anschläge nechtzeitie ent- 
deekt oder durch Versagen mißglückt sind. Über die, wie sich 
jetzt herausstellt, wohl auch auf Kommunisten zurückzuführen- 
den schweren. Enteleisungen bei Halle und Heringsen am 
15./16. März, bei denen mehrere Todesfälle zu beklagen waren, 
haben: wir schon berichtet (vgl. Nr. 12, S. 228 d. Zte.). Nach 
den Zeitungsberichten sind ferner durch Dynamit sesprenst 
worden: die Eisenbahnbrücken bei Ammendorf, "bei Wall- 
hausen, Oberröblinsen und bei Hettstedt, wo auch das Bahn- 
hofsgebäude zerstört wurde. Weitere — zum Glück verfolg- 
lose — Anschläge wurden auf die Eisenbahnbrücken bei Char- 
lottenburg, Ansdorf, Torgau, Wörmlitz und Sonnborn X se- 
macht. Die zahlreichen weiberen Versuche, durch Explosionen 
oder andere Anschläge Züge zum Entgleisen zu bringen — 
in Tegel bei Berlin wurden am 1. Ostertag zu diesem Zweck 
die Sigenalanlagen zerstört —, sind in der Mehzzahl fehlae- 
schlagen. Durch diese. Zerstörungen wurde der Verkehr im 
Aufstandsgebiet tagelang gehindert. Die Unterbrechung der 
Strecke bei Ammendorf (Halle-Merseburge) zwane zur Um- 
leitung der Züge-Berlin-Frankfurt (M) über Leipzie-Corbetha. 
Auf anderen Strecken (z. B. auch zwischen Halle und Berlin, 
bei Bitterfeld) wurden die Züge beschossen, angehalten und 
die: Reisenden durch‘ bewaffnete Burschen untersucht, 
unter Anwendung von Gewalt. beraubt. Mit der Befreiung 
der Stadt und des’ Bahnhofs Eisleben am 24. März setzte ein 
Umschwung ein, und nach und nach -sind die Gebiete und 
Eisenbahnstrecken gesäubert und der Verkehr wieder in .„e- 
regelte Bahnen. gebracht worden. An der Beschützung der 
Eisenbahnanlagen hat sich auch die württembergische Ver- 
kehrswehr (vgl. „Nr. 69, 8. 755/120 d. Zig.) rühmlichst beteiligt, 


'brecherische Handlungen sind brave Beamte s„etötet ode 


verdient. 


„eröffnet werden. Ausgeschlossen ist auf der Station: Thiess 


‚boten. Es gibt jedoch aber auch Speisewagen mit nur ein 


auch’ 


aus der auf Anforderung des Beichereikehrun 150 
Freiwillige zu Hilfe gekommen waren. Leider ist der Loko- 
motivführer Müller einem verbrecherischen. Überfall der Bo E 
munisten zum Opfer sefallen, 24 Mann. sind verwundk 
worden, 

Mit ‘Befriedigung kann man feststellen, daß die 
sich der ‚Bewegung ferngehalten und, ihre Pflicht getan. hab 
Das hat der Reichsverkehrsminister im nachstehenden Er 
vom 3. April 1921 zum Ausdruck sebracht: 


„An.die deutschen Eisenbahner! Die beklsd 
weıten Ereignisse in Mitteldeutschland haben  d 
Personal und den Betriebseinrichtungen der RBReie 
eisenbahnen schweren Schaden zusefügt. Durch 


zu Krüppeln geworden. Wer den politischen Kampf m 
Bomben und Dynamit in das Eisenbahnwesen hineinträgt, d, 
ist für den Eisenbahner eine schwere Gefahr, ein Feind, 
ihm an Leben. und Gesundheit seht. Wer tückisch des Nach 
Einrichtungen der Bahn beschädigt, der wird zum Meuchel 
mörder insbesondere an jenen Beamten, die auf der Lokom 
tive und im Packwagen zu allererst in ein sicheres Vierderbe 
gehen. Niemand hat ein Recht, durch Anschläge „egen 
Eisenbahn seine politischen Ziele zu fördern. Wer es tut, 
kein Politiker, sondern ein Verbrecher, der keine Schonun 
Die Eisenbahn ist auch kein Instrument, das sic 
zum Kampf gegen die bestehende Verfassung gebrauchen 1äß 
Die Eisenbahner erblicken in dem Betriebe, dem sie dienen 
den wichtigsten Stützpfeiler unserer Volkswirtschaft und 
setzen auch ihren Stolz dafür ein, daß die begonnene Ges 
dung der. Eisenbahnen ungehemmte Fortschritte macht. _ 
daher verbrecherisch in den Betrieb eingreift, der greift den 
Eisenbahner auch in seiner Ehre an, ganz zu schweigen vo In 
den. dadurch verstärkten Härten des Dienstes, : ©. 
Um all diesem Unheil zu steuern, rufe ich die ‚gesamt en 
deutschen Eisenbahner auf, mir zu helfen, sich selbst, die 
Bahnanlasen und dien Betrieb jetzt und in Zukunft Pa 
solche vierbrecherischen Eingriffe zu schützen. Ne. 
Den Eisenbahnern, die bereits in den letzten Tagen bei 
Abwehr der Anschläge mitgewirkt haben, sage ich mein 
wärmsten Dank in der Zuversicht, daß ihr Beispiel der richti 
erkannten und freiwillix übernommenen Berufspflicht 
Allsemeingeut der deutschen Eisenbahner werden wird.“ 


— Eröffnung von Strecken. Am 1. d.M. ist im Eisenb: 
direktionsbezirk Halle (Saale) die vollspurige Strecke (R 
lau-) Meinsdorf-Jeber-Bergfrieden als Neh 
bahn mit den Bahnhöfen Thiessen und Jieber-Bergfrieden für 
den Personen-, Güter-, Gepäck- und Privattelesrammverkehr 
sowie für die "Abfertigung von Leichen. und lebenden Tieren 


die Annahme und Auslieferung von Tieren in meh r bödi 
Wagen und Fahrzeugen, zu deren Ver- und Entladung ein 
Rampe erforderlich ist, auf den Stationen T'hiessen und Je 
Bergfrieden die Annahme und Auslieferung von- Sprengs 
fen und Gegenständen, zu deren Ver- und Entladung «ine 
Fiewerrampe nötig ist. Die Entfernungen betragen Meinsdorf f- 
Thiessen 7,68 km, Thiessen-Jeber-Bergfrieden 4,57 km. 


— Aufhebung des Rauchverbots in den Speisewagen, 
Rauchen im Speisewagen ist bis. heute noch im [Bereich 
ehemalig preußisch-hessischen - Staatsbahnen vollständig A 
boten. In Süddeutschland ist dagegen zum Teil das Rau 
in einem der beiden Abteile des Speisewagens außer bei 
meinsamen Mahlzeiten zugelassen. So kommt es, daß in den 
selben Speisewagen das Rauchen auf einer kurzen Strec 
verboten, auf der nächsten wieder erlaubt und auf der dritte 
wieder verboten war, Nach dem Übergang der deutsel 
Staatsbahnen in ‚eine Hand erschien es geboten, auch dies 
Vorschriften einheitlich zu regeln. Der Reichsverkehrsmi 
ster hat deshalb soeben einheitliche [Bestimmungen für den 
samten Bereich der Reichseisenbahn angeordnet. In 
Speisewagten mit zwei Speiseräumen ist der eine Raum gruw 
sätzlich für Nichtraucher vorzusehen. Dieser Raum 2 
Innern. als solcher „ausdrücklich zu bezeichnen. In 
zweiten Raume ist dagegen 'das Rauchen zu gestatten; 
während der gemeinsamen Mahlzeiten bleibt es auch hier \ 


Speiseraum, die sogenannten Küchenwagen, der außer : 
Speiseraum und der. Küche noch einige gewöhnliche A 
haben. - = 


5 Der Osterverkehr Be: den von Berlin N; 
Eisenbahnstrecken ist in d’esem Jahre außerordentlich 8 
gewesen. Der Zudrang zu den Fernbahnhöfen war se 
trotzdem sind fast sämtliche Züge, wenn auch stark über 
so doch pünktlich abgelassen worden. Im Laufe der Oste 

e 


Vor- und Nachzügen gefahren worden. ‚Obwohl der 


{ LX Jahrgang ee. 
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transport der Abstimmungvberechtigten erst am Dienstag nach 
- Ostern beendet war und Jie Eisenbahnen mit der Beförderung 
dieser Transporte noch außerordentlich viel zu tun hatten, 
konnte der Österverkehr auf den Fernstrecken, ohne jede 
- Störung abgewickelt werden. a 


 — Keine neuen Nebenbahnbauten in Württemberg. Wie dem 

„Schwäb. Merkur“ berichtet wird, hatte die württembergische 
Regierung dem Reichsverkehrsministerium vier Nebenbahnen 
in Württemberg zur Berücksichtigung im Reichshaushaltsplan 
für 192] empfohlen. Das Reichsverkehrsministerium hat 
daraufhin dem württembergischen Staatsministerium mitge- 
teilt, daß dem Wunsche vorläufig nicht entsprochen werden 
könne, da ebenso wie 1920 auch 1921 für newe Eisenbahnbauten 
und zwar im gesamten Reichsgebiet in den Haushaltsentwürfen 
Mittel nicht vorgesehen seien. Die andauernde Verschlechte- 
zung der allgemeinen Finanzlage erfordere »ebieterisch die 
äußerste Zurückhaltung bei allen Ausgaben. : 


— Verbesserungen im Berliner Straßenbahnverkehr, Über 
die newen Pläne des städtischen Verkehrsamtes in bezug auf 
_ die Verbesserung des Straßenbahnverkehrs sind von unbe- 
‚ rufener Seite vielfach nicht ganz zutreffende Nachrichten ver- 
breitet worden, die über die newen Prüfungen im Verkehrs- 
 amte der Stadt Berlin eine falsche Vorstellung vergeben 
können. Von gut unterrichteter Seite wird der „Allg. Berl. 
Korrespondenz“ hierüber geschrieben: Die Leitung der Ber- 
 liner Straßenbahnen plant die Abänderung der Linienführung 
einer ganzen Reihe von Linien. In Frage für diese Verände- 
' rungen kommen hauptsächlich . solche Linien, die durch 
‚kleinere oder größere Umwegfahrten erheblich längere Zeit 
‚gebrauchen als andere Verkehrsmittel, z. B. Kraftomnibusse, 
 Untergrundbahnen usw. An Hand eingehender Ermittlungen 
‚ist festgestellt worden, daß durch das Befahren von Kurven 
' nicht nur das Material übermäßig in Anspruch senommen 
wird, sondern auch der Stromverbrauch gegenüber der ge- 
' raden Strecke 'erheblich größer ist. Die Geradelegungz von 
"Strecken bedeutet aber meben dieser Ersparnis für die Ver- 
waltung auch für die Benutzer der Straßenbahn den Vorteil 
‚schnellerer Beförderung. — Besondere Aufmerksamkeit ist 
bei diesen Untersuchungen den Verkehrsverhältnissen. auf den 
 Ringlinien zugewandt worden. Gegenüber geringen Vorteilen 
bieten sie im Betriebe schwerwiegende Nachteile. Der Stra- 
 Benverkehr bringt häufige Verspätungen mit sich. Diese 
Verspätungen einzuholen, sind.die Fahrer auf den Ringlinien 
gezwungen, in den verkehrsarmen Straßen schnell anzufahren, 
wodurch die Wagen, die meist nur sehr schwache Motoren 
' haben, übermäßis stark beansprucht und erfahrungsgemäß 
auch schneller defekt werden, als die auf anderen Strecken 
verwendeten Wagen. Man beabsichtigt nun nieht diese Rins- 
 Iinien zu -beseitigen, wie dies gemeldet worden. ist, sondern 
' 816 durch Einschieben. seiner oder zweier Endpunkte in, veoel- 
{ rechte Strecken zu zerlesen. Diese Endpunkte der Strecke 
werden so gewählt werden, daß sie durch andere Linien auf 
der gleichen Strecke überdeckt werden. so daß «ine Ver- 
 schlechterung der Verkehrsmöglichkeit nicht wintreten kann. 
' Durch Teilung der Ringlinien wird aber ein technisch besse- 
rer Betrieb ermöglicht. Die Wasen erhalten zum Ausgleich 
von Verspätungen weinen Pufferaufenthalt, sie können mehr 
i dem Berufsverkehr durch Einstelluns von Anhängern ange- 
‚paßt werden, der ‘Betrieb der einzelnen Wagen nur in einer 
|Bahrtriehtung während des ganzen Tages fällt fort, während 
' das Personal weniger schweren Dienst hat. Ob sich zwischen 
‚den beiden Ringhälften noch ein Umsteigebetrieb wird «ein- 
richten lassen, wird zurzeit noch geprüft. Auch der Zeit- 
a der Einführung steht noch nicht fest. 
| ; 

- —— Deutsche Maschinentechnische Gesellschaft. Am 15. Februar 
dd. kam dieKupplungsfrage für die Eisenbahnfahrzeuge zur 
Erörterung, die bereits seit Jahrzehnten die technischen Kreise 
der Eisenbahnverwaltung beschäftigt. Die Geschäftsstelle der 
3 Gesellschaft berichtet über diese Frage folgendes: Die lane- 
 ührisen Versuche der europäischen Eisenbahnverwaltungen 
vor dem Krieos brachten keine Lösung der Frage. Die in 
'Amerika bereits Ende vorigen Jahrhunderts inseführte 
Janneykupplung erwies sich für europäische Verhältnisse als 
nicht geeignet. Andere in Vorschlag gebrachte Selbstkuppler 
befriedisten wenig. Dennoch dürfen diese Versuche nieht als 
ergebnislos betrachtet werden, führten sie doch bei Klein- 
in. Deutschland und Frankreich mit sogenannten Steif- 
Kupplungen zu einigen Erfolgen, die auch für die Haupt- 
bahnen vielversprechend erscheinen. Der Vortragende, Ober- 
imwenteur, Scharfenber.« aus Königsberg i. Pr., verwies 
auf diese Erfolge und legte weiter dar, wie durch vorberei- 
bende Maßnahmen für Haupt- und Kleinbahnen in absehbarer 
Zeit eins Lösung der Kupplungsfrage mit derartigen Steif- 
<upplungen erreichbar ist. Er konnte hierbei auf Arbeiten 


verweisen, welche bereits während des Krieges seitens des 


‘Kupplung, mit welch einfachen Mitteln eine 


- amerikanischem Vorbild überzusehen ist. 


Se be eh nn 
Reichseisenbahnamts aufgenommen sind, um eine Vereinheit- 
lichung der Betriebsmittel der Kleinbahnen herbeizuführen 
und hierbei eine Einheitskupplung einzuführen. Es ist danach 
in Aussicht genommen, die Bauart aller neuen Fahrzeuge so 
zu gestalten, daß später ohne erhebliche Umbauten von den 
verschiedenen jetzigen Kupplungsarten zu seiner Einheits- 
kupplung übergegangen werden kann, wobei es zunächst un- 
entschieden: bleibt, welche Steifkupplung später als Einheits- 
kupplung gewählt werden soll, ob also die in Deutschland be- 


- währte Scharfenberg-Kupplung ‘oder die in Frankreich bei 


Kleinbahnen. bewährte Boirault-Kapplung oder eine andere 
Steifkupplung die beste Lösung darstellt. Die beiden letzt- 
erwähnten bekannten Kupplungsarten wurden im Lichtbild 
vorgeführt und zeigten insbesondere für die Scharfenberg- 
befmvedisende 
Lösung der Kupplungsfrage bei Kleinbahnen möglich ist. 

Für die Hauptbahnen ist eine befriedigende Lösung nur 
dann zu erwarten, wenn man. sich grundsätzlich darüber klar 
geworden ist, daß das Zweipuffersystem der europäischen 
Bahnen. beseitigt werden muß und zum Einpuffersystem nach 
N Da diese Frage 
von grundsätzlicher Bedeutung ist, wurden die Vor- und Nach- 
teile des Zweipuffersystems »egtenüber dem Einpuffersystem 
dargelegt, und es ergab sich hieraus die unbedingte Über- 
legenheit des Einpuffenrsystems. Der Übergang zu diesem 
soll nach den gemachten. Vorschlägen nun in der Weise vor- 
bereitet werden, daß man schleunigst beim Neubau aller weite- 
ren. Fahrzeuge die Mittelstreben der Wagen derartig verstärkt, 
daß diese später geeignet sind, die Zug- und Stoßkräfte zu 
übertragen. Wesentliche Mehrkosten werden zunächst durch 
diese neue Bauart der Fahrzeuge nicht verursacht und man 
kann später bei gesundeter Wirtschaftlage, ohne ban!iche 
Änderungen an den Untergestellen der Wagen vorzunehmen. 
zu einer Steifkupplung übergehen. Entschließt sich die Eisen- 
bahnnverwaltung zu den vorgeschlagenen Maßnahmen, so ist 
damit. ein wesentlicher Schritt vorwärts getan. Der grund- 
sätzliche Entschuß zum späteren Übergane zu einer Mittel- 
pufferkupplung ist-die erste Bedingung für eine befriedigende 
Lösung der Kupplungsfrage. Die endeültise Wahl der Ein- 
heitskupplung, welche nur international erfolgen kann, wird 
der Zukunft überlassen. Der Vortrag fand lebhaften Beifall 
und führte zu einer eingehenden anregenden Aussprache. 


— Personalnachriehten. Im Reichsverkehrsministerium sind 
die Regierungsräte Telemannn und Dr. jur. Fritz Haas zu 
Ministerialräten ernannt worden. 

Beim Reichsverkehrsministerium, Zweigstelle Preußen- 
Hessen, sind folgende Änderungen eingetreten: Versetzt 
sind: der Regierungsrat Dr. jur. Adolf Offenberg, bisher 
in Coblenz, als Mitglied der Eisenbahndirektion nach Köln, 
die Regierungs- und Bauräte Wilhelm Weber, bisher in 
Elberfeld, als Mitglied der Eisenbahndirektion nach Köln, 
Peine, bisher in Nordhausen, als Mitelied (auftrw.) der 
Eisenbahndirektion nach Magdeburg, Dr.-Ing. Skutsch, .bis- 
her in Breslau, als Mitelied dert Eisenbahndirektion nach 
Essen, Chelius, bisher in St. Wendel, als Mitglied (auftrw.) 
der Eisenbahndirektion nach Frankfurt (Main), Schütz, bis- 
her in Eberswalde, zur Eisenbahndirektion in Hannover, 
Kahlen, bisher in Witten, als Mitelied (auftrw.) der Eisen- 
bahndirektion nach Köln, Hintze, bisher in Nordhausen, 
nach Leipzig zur Beschäftigung im Abnahmedienst, und Bött- 
cher, bisher in Cassel, zur Eisenbahndirektion nach Berlin, 
der ‚Betriebsamtsvorstand Raute, bisher in Hoyerswerda, 
als Vorstand des Eisenbahnbetriebsamts 1 nach Dessau, die 
Regierungsbaumeister des Eisenbahnbaufaches Fritz Beyer, 
bisher in Erfurt, als Vorstand (auftrw.) des Eisenbahn-Be- 
triebsamts nach Hoyerswerda, Röbe, bisher in Berlin, als 
Vorstand (auftrw.) des Eisenbahnbetriebsamts 1. nach Nord- 
hausen, Brötz, bisher in Stolberg (Harz) nach Plaue, zum 
Eisenbahn werkamt daselbst und Hans Lehmann, bisher in 
Elberfeld, zur Eisenbahndirektion nach Berlin, die Regıe- 
rungsbaumeister des Eisenbahn- und Straßenbaufaches 
Deutschkron, bisher in Sorau (Niederlaus.), zum Eisen- 
bahnbetriebsamt 1 nach Breslau, und ltenburg, bisher 
in Bremen, zum Eisenbahn-Betriebsamt nach Fulda, der Re- 
gierungsbaumeister des Maschinenbaufaches »Hentschel, 
bisher in Görlitz, nach Eberswalde, als Vorstand eines: Werk- 
stättenamts - bei der Eisenbahn-Hauptwerkstätte daselbst. — 
Ernannt sind: zum Eisenbahn-Verkehrsinspektor der Eıisen- 
bahninspektor Wölffel, unter Versetzung von Stettin nach 
Königsberg (Pr.) und Übertragung der Stellung des Vorstan- 
des des Eisenbahn-V.erkehrsamts 2 daselbst; — zum Eisenbahn- 
Rechnungsdirektor der Eisenbahninspektor Schmidt- 
meyer, unter Versetzung von Mainz nach Elberfeld und 
Übertragung der Stellung des Rechnungsdirektors bei der - 
Eisenbahndirektion daselbst. — Unter ern einer plan- 
mäßigen Stelle der Besoldungsgruppe X sind Mn den Dienst 


» 
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tärbaumeister Paul Giehler in Kirchmöser unter Überwei- 
sung an das Eisenbahn-Zentralamt in Berlin und Walter 
Bittmann in Kirchmöser unter Überweisung an das Eisen- _ 
bahn-Werksamt in Plawe. — Der Regierungsbaumeister des 
Eisenbahn- und Straßenbaufaches Alfred Prehm ist bei der 
Eisenbahndirektion Osten in Berlin zur Beschäftigung im 
Reichseisenbahndienst einberufen. — Dem Geheimen Re- 
eierungsrat Menzel, Mitelied der Eisenbahndirektion in 
Halle (Saale), und dem Regierungs- und Baurat Hasen win- 
k'el, Vorstand des Eisenbahn-Maschinenamts in Allenstein, 
ist die nachgiesuchte Entlassung aus dem Reichseisenbahn- 
dienste mit Ruhegehalt erteilt. — Gestorben sind: die 
Geheimen Bauräte Stampfer, Mitglied der Eisenbahn- 
direktion ın Köln, und Lewy, Mitglied der 
«direktion in Frankfurt (Main). 

Die Ministerialräte Geheimer Rat Dr.-Ing. e h. Krüger 
und Geheiiner Baurat Toller beim Reichsverkehrsministe- 
rium, vorm, Zweigstelle Sachsen, sowie der Begierungs- und 
Baurat H ahn beim Allgemeinen technischen Büro der Gene- 
raldirektion in Dresden, sind ın den Ruhestand getreten, — 
Der Regierurngs- und Baurat Kirsten, Vorstand des vorm. 
Neubauamts Rochlitz, ist zum Bauamt Rochlitz versetzt 
worden. ı 


Österreich. 


— Die Ausgaben im Eisenbahnwesen. Die Leitung des 
österreichischen staatlichen Eisenbahnwesens hat vor einiger 
Zeit die erforderlichen Schritte eingeleitet, um zu verwirken, 
daß gewisse Personallasten, die im "Staatsbahnressort infolge 
des Zerfalls der Monarchie ungerechtfertigterweise eänzlich 
auf Österreich abgewälzt wurden, in Zukunft wenigstens zum 
Teil auch von den Nachfolgestaaten getragen werden. Hierzu 


. wird von österreichischer Seite noch folgende Darstellung 


'Inventars, 


zeseben: Die ungünstigen Personalverhältnisse: bei den 
Staatsbahnen sind keineswegs, wie vielfach vermutet wird, 
etwa einem wenn auch nur geringen Verschulden. der Ver- 

waltung oder wesentlichen Neuaufnahmen zuzuschreiben, 
sondern können, soweit sie bestehen, hauptsächlieh nur als 
eine Folge des Umsturzes angesehen werden. So wurden An- 
„estellte deutscher Volkszugehörigkeit, selbst wenn sie wäh- 
Trend ihrer ganzen Dienstzeit in Gegenden gedient haben, 
welche jetzt den Nachfolgestaaten „ehören, und’ die auch da- 


hin zuständig waren, infolge mittelbaren oder ‘unmittelbaren 


Zwanges veranlaßt, sich nach Deutschösterreich zu begeben. 
Dasselbe gilt auch von den Ruheständlern verschiedener Ka- 
tegorien. Demzufolge sind dem Nachfolgestaaten wohl die 


dort befindlichen Bahnlinien. und darunter die ertragreichsten” 


Linven der Staatsbahnen, zugefallen, jedoch vermindert um 
sewichtige Personallasben, reine seigienartige Rechtswohltat des 
wie sie sonst in ähnlichen Fällen niemals vorge- 
kommen sein dürfte. Die Nationalstaaten erwarben das 
Aktivum zum Teile ohne “die damit verknüpften Personal- 
passiven. Zu der sich für uns ergebenden Personalvermeh- 


rung gesellte sich noch der Umstand, daß Wien der Sitz großer 


Routendirektionen war, deren Linien mit Ausnahme kläglicher 
Stümpfe nunmehr außerhalb der bescheidenen Grenzen Öster- 
veichs liegen. Wir erhielten also den Zentralapparat, ohne 
Verwaltungskörper, eleichsam die Gieneralität ohne die 
Armee. Diesen Wurzeln entspringt vornehmlich. der Über- 
schuß im Eisenbahndienstzweig, der sich nicht nur in quanti- 
tativer, sondern sehr erheblich auch in qualitativer Hinsicht 
äußert. Das heißt: Wir haben eine größere Anzahl älterer, 


in höheren Rangklassen. befindliceher und mithin kostspieli-. 


gerer Angestellter, als dies dem Umfange unseres Netzes ent- 
spräche. Bei den fortwährenden Bezugsaufbesserungen. 
treffen uns diese Mehrlasten, die wir gegen Recht und Billig- 
keit, ja vielfach gegen alle Gebote der Humanität zu tragen 
haben — die vertriebenen Bediensteten würden, hätten wir. 
uns ihrer nicht angenommen, ganz elend zugrundeeehen — 
überaus hart. Wir müssen demnach, wenn unser Eisenbahn- 
wesen gesunden sollg was ja nunmehr anerkanntermaßen nicht 
lediglich in unserem Interesse liegt, von diesen Mehrlasten 
teilweise befreit werden, und ‚es ist Hoffnung vorhanden, daß 
die kürzlich eingeleiteten. Schritte unserer Bahnbehörden. die 
sich auf sein sorgfältig ausgearbeitetes Material stützen kön- 


nen, einiee Erfolx haben werden. Wird von Bestehendem ab- 1 


geschen, so zeigt sich die Personalzahl der Staatsbahnen 
keineswegs in dem trüben Lichte, in dem sie vielfach dar- 
sestellt wird. In Wirklichkeit kommt nur auf 1 qkm, also 
auf 1000 qm, ein “(Bahnbediensteter. Die Meter- und 
Kilometerlänge bietet überhaupt keinen, Fingerzeig dafür, ob 
ein Bahnunternehmen zu wenig oder zu viel Bedienstete be- 
schäftigt. Maßgebend sind vielmehr die Stärke des Verkehres, 
die Gestaltung des Geländes, die Anzahl der Nebenbetriebe 


‚Ausland „leistet werden. 


Eisenbahn- 


Betriebes. 


nung von 78 km verlangt, obwohl die Heimbeförderu 
in Betracht» kommenden. 25>—30 Arbeiter mit einem um 


"wesen würde ‚es auch wärmstens begrüßen, wenn { 


.sehbaren Folgen vorgebeugt werden könne. Abschrift 
-Ersuchens wurde allen Direktionen der runderba 


en es hierdurch ae a n erhebl 


anzuführen, Österreich wine verhältnismäßig große AZ 
von Lokomotiv- und Wagenwerkstätten, in denen von 
sehr zahlreichen Arbeiterschaft auch Arbeiten für das jetz 
Ein Umstand, der eine verhältn 
Bahr höhere Beieaeteen7 für die Flächeneinheit 
C 


Der Banshakt der Stanbebahnen wird. besonders von de 
höhung der sachlichen Ausgaben in äußerordentlicher W 
beeinflußt. Wie sich die Preise der Kohle erhöht haben, 
ist jedem Österreichischen Staatsbürger wol allzu d 
zum Bewußtsein gekommen. Und daß die Steigerung 
Materials, von dem nicht einmal 10% im © 
werden, den, Betrieb eines ee an dessen Leh 
die Kohle ist, in fürchterlicher- Weise verteuern muß, 
weiteres einzusehen. Aber nicht nur die ungeheuere $ 
rung der Fewerungs- und Schmierstoffe, sondern auch die 
übrigen Materialien, schädigt die finanziellen Ergebnisse 
Neben dem Betriebe leidet unter der Teu 
auch die Investitionstätigkeit, die nach langen Kriegs 
nicht ganz vernachlässigt werden darf. Dies kommt 
ders bei den großzügigen, die Elektrisierung der Staats 
bezweckenden. Arbeiten zum Ausdruck, die durch die | 


der ganz ungleichartigen Erhötuhsen‘ vielfach "auch u 
staltet werden (während beispielsweise in der ersten Hä 
des vorigen Jahres die Eisenpreise- wenig gestiegen sind, 
höhten sich die Zement- und Sprengstoffpreise in a 1 
dentlich hohem Maße). In einem rohstoffarmen Lande han 
es sich eben auch bei den meisten: sachlichen Ausgabe 3% 
eine an und für sich unlösbare Aufgabe, der nur dure 
Besserung der Krone, durch Verringerung der sogenann 
ee einigermaßen an dien. Leib gerückt we; 
ann By. 


— Einschränkung des Personnue re A 
einer vorübergehenden Einschränkung des Personenverl 
hatte die Verwaltung eines staatlichen Betriebes dr, 
die Führune eines eigenen Arbeiterzuges über eine 


sier Stunden später verkehrenden Zuge möglich 
wäre. Die zuständige Staatsbahndirektion hatte di 

Wunsche Rechnung setrasen, um unliebsame Auseinand 
setzungen: mit der Arbeiterschaft zu vermeiden. Das B 
ministerium für Verkehrswesen hat in der Erwägun 
derartige, höchst unwirtschaftliche Verfügungen, in der 
der höchsten Verkehrsnot nicht vertretbar seien, di 
teilieten Bundesministerien gebeten, Auf die ihnen 

stehenden Ämter und Dienstbetriebe einzuwirken, de 
senfalls verminderten Zugverkehr Rechnung zu trag 
den die Bahn. benützenden Arbeitern‘und sonstigen 
steten. bei derartigen Fahrplanwünschen sinsichtsvolle 
gung zu empfehlen. Das 'Bundesministerium für Verk 


vorübergehender Verkehrseinschränkungen die Betrie 
Verkehrsmaßnahmen sich anpassen, um den von auswö 
Amt kommenden «oder vorgeladenen Personen Zeit und 
auslagen oder Übernachtungen außerhalb des Wohnorte 
ersparen. Die Eisenbahnverwaltung „reife zu de 
Volkswirtschaft so tief einschneidenden, Maßnahme 
Einschränkung des Personenverkehrs nur im äußersten 
falle, wenn die Kohlenlage oder andere erhebliche Verk 
schwieriekeiten dazu zwingen, und wenn dadurch der 
Stille_ung des ganzen Eisenbahnbetriebes mit sein 


den Privatbahnen zur Kenntnis gebracht. 


. — Gebührenpflichtiges Handgepäck. Amiköb in 
teilt: Die immer mehr überhandnehmende Überfüllur 
Personenwagen mit Handgepäck erreicht häufig 
Maß, daß die Türen und Gänge der Wagen: mit Gepäc 
verstellt werden, daß das Ein- und Aussteigen: der R« 
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CE 
ntgewicht seines Handgepäcks eine bestimmte Gebühr=zu 
echten. Diese beträgt beispielsweise für je 10 kg bei einer 
ernung von 61 km (Wien-St. Pölten) im Personenzug 
K, im Schnellzug 48 K, 125 km (Wien-Amstetten) im Per- 
omenzug 52, im Schnellzug 78 K, 189 km (Wien-Linz) im Per- 
sonenzug 73, im Schnellzug 109 K, 314 km (Wien-Salzburg) im 
ersonenzug 116, im Schnellzug 174 K, 567 km (Wien-Inns- 
ck) im Personenzug 1197, im Schnellzug 295 K. Diese Ge- 
ihr ist auf jeden Fall für jene Strecke zu entrichten, in der 
zu schwere oder zu umfangreiche Handgepäck im Per- 
menwagen mitgeführt wird. Dem Reisenden steht es im 
lgemeinen frei, entweder jenen Teil seines Handsepäcks, 
er die erwähnten &ewichts- oder Raumgvenzen überschreitet, 
der nächsten geeigneten Station in den Gepäckwagen zu 
'haffen und für die weitere Strecke als Reisegepäck oder 
xpreßgut aufzugeben oder aber das ganze Handgepäck gegen 
ahlung der vorgesehenen. Gebühren bis zur Zielstation unter 
Seiner Obhut im Personenwagen zu belassen. Wierden aber 
je Reisenden durch das zu schwere oder zu umfangreiche 
landsepäck eines Reisenden an der Unterbringung ihres 
andgepäcks behindert, so muß der Reisende es auf Vier- 
gen der Eisenbahnbediensteten in der nächsten geeigneten 
Station in den Gepäckwagen schaffen und als Reisegepäck 
oder Expreßgut aufgeben. Für die Beurteilung, ob das Hand- 
päck die zulässige Gewichtsgrenze übersteigt, und für die 
messung der Gebühr ist das durch die Zugbegleiter im Zuge 
ätzungsweise ermittelte Gewicht insolange maßgebend, als 
cht durch eine spätere bahnamtliche Nachwage ein anderes 
wicht festgestellt wird. N 


Erhöhung der Eisenbahnlager- und Wagenstandgelder, 
© im Januar durchgeführte Erhöhung der, Lager- und 
Vagenstandgelder hat infolge der bisher anhaltenden allge- 
‚einen Preissteiserung viel an ihrer Wirksamkeit eingebüßt.- 
och immer stehen zahlreiche Wagen unverhältnismäßig lange 
e&it beladen in dien Statienen, weil ihre Entladung und die 
agerung der Güter in Privatmagazinen in vielen Fällen 
- kostspieliser stellt als die Bezahlung des bisher ser- 


, die Bahnmagazine durch die lange Lagerung der Güter 
jelfach überlastet sind und hierdurch die Güterbewegung be- 
ert wird, mußte das. Laxergield newerdings erhöht werden. 
wird daher in Ansleichung an die vor kurzem erfolgte 
höhung des Zollaufschlages vom Fünfzigfachen auf das 
bziefache das Lasergeld auf das Siebenfache der derzeit 
fmäßigsen Gebühren „ebrächt. Noch dringender erschien 
meuerliche Erhöhung des Wagenstandgeldes, da durch 
, Stehenlassen beladener Wagten nicht nur die [Betriebsver- 
nisse erschwert werden, sondern diese Wagen. auch einer 
derweiten Benutzung entzosen sind, was die Leistungs- 
ähiokeit der Eisenbahnen‘ zum Schaden “aller Interessenten 
sentlich herabsetzt. Bei der newerlichen, infolge dieser Um- 
nds notwendige gewordenen Erhöhung des Wagenstand- 
jes wurde die progressive Staffelung für die einzelnen 
hnitte der Stehzeit fallenzelassen und eine gleichmäßig 
de Stunde der standgeldpflichtigen Zeit geltende Gebühr 
ählt, die höher ist als. der siebenfache Betrar der derzeit 
je erste Zeitstaffel und niedriger als die siebenfache für 
tzte Zieitstaffel geltende Gebühr. Diese Erhöhung der 
nannten Nabengebühren tritt aber nicht in jenen Fällen ein, 
‚denen die Anvechnung des Lagergeldes oder Wagenstand- 
des wegen Einlagerung der Sendung oder Zurückhaltung des 
wsens in einer Unberwegsstation wegen eines Bef örderungs- 
jernisses erfolgt, und. hinsichtlich des Wagenstandgeldes 
t für jene Wagen, die Lebensmittel enthalten, wenn die 
ladung innerhalb 24 Stunden nach Ablauf der standgeld- 
jen Frist durchgeführt wurde. Die vorbesprochenen Maß- 
hmen sind durch die gegenwärtigen außerordentlichen Ver- 
linisse verursachte Verfügungen vworübergiekender Natur, 
beim Eintreten einer andawernden wesentliehen Besserung 


e 


- Gewährung von Vorauszahlungen an die ‚Verkehrsange- 
Iten. Im Hauptausschusse erstattete der Vertreter des 
\zamtes den „Bericht der Bundesregierung über die Ge- 
ne von Vorauszahlungen an die Verkehrsangestellten 
tern“. Die Verhandlungen der Regierung mit den Ver- 
hrsangeestellten in dieser Angelegenheit. seien. bisher noch 
einem gedeihlichen‘ Abschlusse ‚gekommen. Während die 
erung vermeinte, nicht mehr zubilligen zu können als 
er für März angewiesenen Monatsbezüge an Gehalt, Orts- 
chlag und Teuerungszülage (mit Ausschluß der Familien- 
ae), erklärten die Bediensteten, sich damit nicht begnügen. 
ı können. Nach einer längeren Erörterung beschloß . der 
btausschuß «instimmig, die Regierung zu ermächtigen, 
Zuwendung mit 50% der oben genannten Monatsbezüge 


obenen bahnseitisen Lagerzeldes oder Wasenstandgieldes._ 


zu bemessen. Die Bedeckung dieser Auslasen soll in der 
Durchführung der vom Hauptausschusse bereits grundsätzlich 
senehmigten Tarifreform sefunden werden. 


— Fremdenverkehr. Während man in Wien „elesentlich 
der Generalversammlung des Laudesverbandes für Fremden- 
verkehr, dessen sehr erfreuliche Zunahme auf 65% des Frie- 
densverkehrs bei 332 000 gezählten Wremden — bei der ander- 
wieitieren Verwendung vun über.dreißier zum Treil sehr großen 
Hotels und der vorübergehenden Beherbergung zahlreicher 
aus den Nachfolgestaaben Zugeereister bei’ Privaten abgestie- 
genen, daher nicht in die Statistik aufgenommenen — festzu- 
stellen in der Lage war, scheint man in den Bundesstaaten 
über die Fremden gegenüber einzunehmende Haltung noch 
nicht einig zu sein. Während beispielsweise der Salzburger 
Landtag alles zur Hebung des Fremdenverkehres und der 
Touristik Notwendise einzuleiten beschloß, wurde im Salz- 
burger Gemeinderat der gegenteilise Standpunkt einge- 
nommen. Dieser venrgeißt scheinbar vollständie den Gewinn, 
den ser vor dem Kriese aus dem Fremdenverkehr erzielt hatte, 
und will, abgesehen von den Schwierigkeiten, welche Öster- 


"reichern bei einer Einreise nach Salzburg gemacht werden, 


100 K für den Tag und die Person von sogenannten inter- 
natıonalen Fremden, die nicht aus Dieutschland stammen, er- 
heben. Wie da die Unterscheidung zwischen Deutschböhmen 
und Tschechen gemacht werden soll, wird nicht gesagt,‘ und 
doch würden durch diese strenge Maßnahme manche getroffen, 


- die ge nl Salzburg besucht hatten. Vielleicht kehrt 


nun die Zeit zurück, in der die heute für die Absperrung vor 
Fremdenzufluß noch immer so besorgten Bundesstaaten von 
der Regierung wieder um Unterstützung zur Hebung des 
mittlerweile wernichteten. internationalen Fremdenverkehres 
bitten werden. Vorerst berechnet man, daß allein in Wien 
der Jahresumsatz aus dem Fremdenverkehr des vergangenen 


‚Jahres über zwei Milliarden. Kronen betrug, eine Zahl, die 
eher zu niedrige geeriffen erscheint, wenn berücksichtigt wird, 


was diese Fremden mit wenig Einheiten ihrer Valuta an 
Werten von hier fortbraehten. Tirol, das in. Österreich auf 
dem Gebiete des Fremdenverkehres eigene Wege gegangen, 
aber stets führend war, hat zwerst die Einreiseerschwernisse 
allgemein aufigehoben und nur fallweise Gemeinden das Recht 


von Aufenthaltsbeschränkung aus wirtschaftlichen Gründen 
zusesprochen. ? TzERE 
— Personalnachriehten. Verliehen wurde den Zentral- 


inspektoren der Österreichischen. Staatsbahnen Kornel Koby- 
lanski und Dr. Karl Seemann, dem mit dem Titel eines 
Rosierungsrates ausgezeichneten Oberstaatsbahnrate Dr. Ru- 
dolf Wiesner, dem mit dem Titel eines Oberbaurates aus- 
oezeichneten Oberstaatsbahnrate Ing. Außustin Jelimek 
sowie den Oberstaatsbahnräten Ing. Wilhelm Winternitz 
und Inge. Hermann Maria Brik der Titel eines Hofrates und 
dem Oberinspektor der österreichischen Staatsbahnen Sieg- 
fried Burger der Titel eines Regierungsrates und zwar in 
allen Fällen mit Nachsicht der Taxe. 


Ungarn. 


— Aufhebung des Eisenbahnbetriebsreglements zwischen 
Österreich und Ungarn. Mit Wirksamkeit vom 1. März d. )J. 


wurde das Eisenbahnbetriebsreglement im Verkehre zwisehen 


Österreich und Ungarn aufgehoben, und es ist an dessen. 
Stelle das Internationale Übereinkommen über den Eisen- 
bahnfrachtverkehr samt den Ausführungs- und Zusatzbe- 
stimmungen getreten. Demnach müssen zwischen Österreich 
und Ungarn internationale Frachtbriefformulare verwendet 
werden. Die für den Frankaturzwang und die Nachnahmen 
bisher gültigen Beschränkungen fallen nunmehr im Verrkehre 
zwischen Österreich und Ungarn weg. 


— Die Eisenbahnverkehrslage in Ungarn. Die Lage dies 
Eisenbahnwesens läßt noch immer viel zu wünschen übrig. 


"Infolge des Fortfalls der hochwertigen ausländischen Kohle, 


minderwertine Braunkohle bei weitem 
nieht zu ersetzen vermag, wird die Leistungsfähigkeit der 
Eisenbahnen erheblich beeinträchtigt. Der Zustand dier 
Wagen und Lokomotiven verschlimmerte sich infolge Mangels 
an Kupfer, guten Dichtstoffen, Lagermetallen sowie wegen 
"orwendung minderwertigen Öles. Ähnlich steht es mit dem 
Zustand aller Betriebsmittel und sämtlicher Eisenbahnanlagen 
überhaupt. Hierzu gesellen sich noch. die gewaltig gestiege- 
nen Preise aller wichtigen Rohstoffe, welehe die Ausbesse- 
rung der Fahrbetriebsmittel hemmen. Aus. diesen Gründen 
muß der Eisenbahnverkehr öfters eingeschränkt oder einge- 
stellt werden, so daß sich ein Mißverhältnis der Einnahmen 


welche die heimische, 
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zu den Ausgaben ergibt. Die Beschränkung der sachlichen 
nnd persönlichen Ausgaben allein kann die Gesundung unse- 
res zerrütteten Eisenbahnwesens nicht herbeiführen. Obwohl 
eine allgemeines Erhöhung, insbesondere der Gütertarife in 
kurzen Zeitabschnitten erfolgte, konnte das Gleichgewicht 
zwischen den erheblichen Ausgaben und Einnahmen nicht 
hergestellt werden. Nur gesunde Eisenbahnfinanzen, die in- 
folge der vom newen Eisenbahnminister zur Durchführung ge- 
brachten finanziellen Maßnahmen zu gewärtigen sind, werden 
zu der Erhöhung der Leistungsfähiskeit der ungarischen 
Eisenbahnen und zum Wiederaufbau des Wirtschaftslebens bei- 
tragen. 


— Auflösung der Budapester linkufrigen Betriebsleitung, 
Diese Betriebsleitung, in deren Wirkungskreis zumeist die in 
Oberungarn: befindlichen Staatsbahnlinien Sehören, wird ihre 
Amtstätigkeit infolge der Abtrennung ihrer meisten Linien 
einstellen und, mit der Budapester Zentralleitungs vereinigt, 
unter der Benennung „Budapester Betr iebslei- 
tung“ vom 1. April d. J. an tätig sein. Durch diese Organi- 


sierung werden an persönlichen und sachlichen Ausgaben eT-, 


hebliche Ersparnisse erzielt. 


— Verkehrseinsehränkungen. Mit Rücksicht auf den er- 
heblichen Kohlenmangel und den Ausfall der Kohlenförde- 
rung während der OÖsterfeiertage wurde am 21. 22. und 23. 
März d. J. der Zugverkehr auf den Staatsbahnen eingestellt. 
An den beiden Osterferertagen selbst wurde nicht nur der 
Fernverkehr, sondern auch der Lokalverkehr wesentlich ein- 
geschränkt. Aus denselben Gründen war auch die Südbahn 
gezwungen, den Personenverkehr mit Ausnahme des Nachbar- 
verkehrs vom 24. bis 30. März auf ihren ungarischen Linien 
einzustellen, 


— Neue Zollämter,. Infolge der. veränderten Grenzlinien 
werden ın den nachstehenden Ortschaften neue Zollstationen 


eingerichtet: Balassa-Gyarmat, NögräadSzakäl, Hidvegardo, 
IlLollöhaza, Barabäs, Sıma, Püspöknädasd, Murakeresztiür, 
Nagykanizsa, Letenye, Dävidhäza, Kotormäny, Debreczen, 


Miskolez, Sze®ed, Budapest, Györ (Raab), Sopron (Ödenburg) 
und Szombathely (Steinamanger). 


— Frachtbegünstigungen für Sendungen des Wirtschafts- 
amtes und der Verpflegungsämter in Szeged. Für Sendungen, 
die für das bei den ungarischen Staatsbahnen gesründete Wirt- 
schaftsamt und für die bei den Betriebsleitungen und bei dem 
Eisenbahn-Zentralabrechnungsbüro in Szeged bestehenden 
Verpfkegungsämter, ferner für Lebensmittel, die von den ge- 
nannten Ämtern an Eisenbahnangestellte auf seoreben werden, 
wie auch für die zur Beförderung der Lebensmittel benötigten 
neuen und gebrauchten Verpackungsmittel sowie für Brenn- 
stoffe werden auf den Linien der ungarischen Staatsbahnen, 
der Pecs-Barcser Eisenbahn und den Linien der im Betrieb 
der Staatsbahnen stehenden Vizinalbahnen. mit Wirksamkeit 
vom 1. Januar d. J. ab im Kartierungswege besonders er- 
mäßigte Frachtsätze „ewährt. 


— Tätigkeit des Ausschusses für Eisenbahnwagenaufteilung. 
Der in: Wien tagende Mitteleuropäische Eisenbahnwagen- 
Aufteilungsausschuß hat die Zählung der Lokomotiven der 
früheren Monarchie angeordnet. Nach der im Monat April 
1920 vorgenommenen Zählung der Wagen verfügte Ungarn 
über 43143 Staatsbahnwagen. Die ‚endeültige Zählung des 
rollenden Materials konnte nicht durcheseführt werden, weil 
die Ratifizierung des ungarischen Friedensvertra@es noch 
nicht erfolgt ist. In der Angelegenheit der durch die Rumänen 


fortgeschleppten Wagen verliefen die eingeleiteten Verhand- 


lungen erfolglos. Der Ausschuß, der in Kürt mit der rumä- 
nischen Abordnung verhandelte, hatte den Antrag des rumä- 
nischen Ausschusses nicht angenommen. Unsarm hat 6623 
"Wagen zurücksefordert; dagegen waren die Rumänen nur be- 
reit, 5100 Wagen zurückzuerstatten. 


— Frachtbegünstigung für Milchsendungen und zebrauchte 
Milchgefäße. Nach einer Verfügung der Direktion der Staats- 


bahnen werden für Milchsendungen und an die Aufgabestation. 


zurückkehrende gebrauchte Milchgiefäße im Veerkehre zwischen 
den Stationen der ungarischen Staatsbahnen, einerseits und 
den Budapester Stationen, ferner den Stationen Györ, Mis- 
kolez, Szeged, Väc, Debreezen und Vecses andererseits beson- 
ders ermäßigte Frachtsätze gewährt. 


— Direkter Eisenbahnverkehr zwischen Budapest und 
Triest. Von der italienischen Regierung wird win direkter 
Eisenbahnverkehr zwischen Budapest und Triest angeregt. 
Die -ın dieser Riehtungz sepflogenen Vierhandlunsen ver- 
sprechen ein günstiges Ergebnis. Die Zustimmung Süd- 
slawiens ist aus dem Grunde nötig, weil die Absicht besteht, 
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- wenn die Güter durch eine ordnungsmäßige Ausfuhrber 


‚Verfüsungen wetroffen, daB dieser Zur direkten Anschl 


. bahnwasıen erhalten. 


Ist, 


siehtlich inzwischen endgültig zum Abschluß Robra 


“und tschecho-Slowakisehen . Regierung. 


es Vereins 


direkte Züge auf dem kürzesten Wege mit Be de 
Karolyväros - Zagreb - Gyekenyeser Linie in Verkehr 
setzen. 


— Regelung des Verkehrs mit Säcken. Nach seiner 
fügung des Finanzministers dürfen mit Gütern gefüllte 8 
ohne. Sicherheitsleistung ins Ausland ausgeführt we 
gung gedeckt sind. Zwecks Füllung dürfen Säcke nur & 
Hinterlegung einer Sicherheit ins Ausland ausgeführt wie 
Zur Ausfuhr von Säcken. die nıcht nach Ungarn zurückg 
Sen, ist eine besondere Ausfuhrbewilligung des Fin 
ministers erforderlich. 2 


— Die provisorische Verwaltung der Südbahn-Gesell 
Die ungarische Reejerung hat der durch die beteili 
Staaten beschlossenen provisorischen Verwaltung (regi 
provisolne) der Südbahn zugestimmt. 


— Neue Gütertarife auf der Raab-Ödenburg-Ebenfurter u 
der Fertövideker Eisenbahn. Mit Wirksamkeit vom 31. 
1921 wurden die auf den Linien der Raab (Györ)-Öden 
(Sopron)-Ebenfurter und Fertövideker Eisenbahn seit 1. 
bruar 1917 gültigen Gütertarife außer Kraft gesetzt. An.deı 
Stelle treten mit: Wirksamkeit vom 1. April neue Gütert 
welche die seit 25. August 120 gültinen Tarifsätze und. 
gänzungen enthalten. \ 


—— Verbesserung des Kisenbahsgerkehss zwischen Un 
und Rumänien. Da der Bukarest-Wiener Eilzug den Person 
verkehr nicht zu bewältigien vermochte, wurde von Arad t 
lich ein Personenzus bis zur. Grenze und zurück in Verk 
osestellt. Die Direktion der ungiarischen Staatsbahnen hat 


nach Budapest erhält. R 


— Schweizerische Bestellungen von Eisenbahnwagen 
Györ (Raab). Die Györer Wagenfabrik hat in letzter 
vom Ausland mehrere Aufträge zur Herstellung von E 
Viele Wasen werden derzeit A 
Schweiz auf Bestellunz angefertigt. 


— Schweizerische 'Elektrizitätswerke in der ungaris 
Tiefebene. Die Stadt Türkeve wendete sich an die schwi 
rische Regierung mit dem Ersuchen. in der Gegend ein @ 
Elektrizitätswierk zu: errichten, das den Zweck verfolge 
einige Hunderttausend Joch umfassende Gebiet mit Ele 
zität zu versehen. Auf diese Weise wäre die Möglichkeit 
boten, die Kraft für landiwirtschaftliche Arbeiten auszunut, 
den Geeenwiert würden die Landwirte ın landwirtschaftl 
Erzeugnissen leisten. Die schweizerische Regierung ve 
digte die Stadt, daß sie das Ansuchen einer wohlwollen 
Prüfung unterziehen wolle. Jetzt wird auch die 8 
Mezötür ein ähnliches Ansuchen an die hr 
eierung richten. 


u Ursprungszeugnisse nr nach Bulgarien best im 
Waren. Im Sinne einer zwischen der ungarischen und 
earischen Regierung. getroffenen Vereinbarung geni 
Waren ungarischen Ursprungs im Falle ihrer Einfuhr 
Bulgarien bis zum 9. August d., J. die Zollbehandlung 
Grund der Meistberünstigung; derselben Begünstigung 
den auch die aus Bulgarien nach Ungarn singeführten 
teilhaftig. Jedoch ist für diese aus Ungarn Fa 
Waren ein Ursprungszeuenis beizubringen, zu dessen A 
stellung die Paul Eaunmer des Ursprungslandes ber 


_ Die ungarisch-sidslawischen Bisenbahnverhandlus 
Die Direktion der ungarischen Staatsbahnen hat die süds 
wische Regierung verständigt, daß der ungarische 
minister die in Szabadka kürzlich unter den. ungarischen u 
südslawischen Abordnungen getroffenen Bestimmunge: 
die Regelung des gegenseitigen Eisenbahnverkehrs im 
meinen genehmigt hat. AIlinsichtlich der wich 
ist eine Vereinbarung zustande gekommen. Seit dem 20. M: 
wurden die Verhandlungen in Szabadka fortgesetzt, die vi 


den sind, 


— Wirtschaftliche Ver handlungen® zwiächen der ungät 
In.:Bruck 
ungarische und tschecho-slowakische Abordnungen zusa 
um die aus dem Friedensvertrag sich. ergebenden. politis 
Fragen zu besprechen. Es wurde ein aus juristischen, 
zellen und wirtschaftlichen Fachleuten bestehender Au 
gewählt, der demnächst teils in Budapest, teils in Prag. 
gen abhalten wird. . 


- UVebrige europäische Länder. 


 — Das Schicksal der ehemalig elsaß-lothringischen Reichs- 
yahnen. In der Frage des Anschlusses der ehemaligen Reichs- 
Jahnen an ein anderes französisches Bahnnetz sind die beiden 
Fandeiskammern von Straßburg und Mülhausen verschüe- 
ener Meinung, denn die Handelskammer von Straßburg 
wünscht die Schaffung einer selbständigen autonomen Bahn- 
resellschaft, während die Handelskammer von Mülhausen für 
len Ansehluß an die französische Ostbahn eintritt. Es scheint 
un, daß die Mülhauser Recht bekommen sollen, denn in Paris 
lt man den Anschluß an die Ostbahn für die bessere Lösung, 


} 


weise vor sich gehen kann, da die elsässischen Bahnen wohl 
hre besonderen Tarife und ihre ‚Betriebsgewohnheiten bei- 
Jehalten müssen. Zur Begründung des Anschlusses an die 
Jstbahn führt ein Kammerbericht u. a. an, daß der Anschluß 
invermeidlich sei, wenn man eine raschere Anpassung der 
"wen Provinzen an Frankreich wünsche. Außerdem würde 
7 Anschluß verschiedene Vorteile bringen, wie z. B. eine 
erschmelzung des Personals, wodurch die biennende Frage 
*s Widerstreites zwischen Elsässern, Lothringern und Fran- 
osen rascher gelöst würde, ferner „eine Anpassung an das 
brige französische Eisenbahnnetz dadurch, daß das bisherige 
vechtsfahren abgeschafft würde und die Züge wie in 
wankreich auf dem linken Gleise fahren. Dadurch würden 
‚uch die umerläßlichen Halte an der früheren Landesgrenze 
ufgehoben werden. 


adischen Bahnen, Die Regierungen der Kantone Basel- 


E „Rückkaut der auf Schweizerboden liegenden Strecken 
bad und Schaffhausen hatten, wie die  „Schweize- 


che Verkehrskorrespondenz“ schreibt, bekanntlich 
ach der Übergabe der Badischen Staatsbahnen an 
as Reich beim eidgenössischen Eisenbahndeparte- 
= die Anregung gemacht, es möchte den KRück- 
i auf der auf schweizerischem Staatsgebiet Seleorenen 


recken der Badischen Staatsbahnen in Erwägung ziehen. 
einer Vermehmlassung an das Departement hat die General- 
‚iwektion der Bundesbahnen den Standpunkt vertreten, daß 


in Betracht kommenden 
nobjekte den Bundesbahnen in verwaltungstechnischer 
‚insicht große Erschwernisse bringe. Falls aber aus natio- 
alen oder politischen Gründen der Rückkauf gerechtfertigt 
scheine, so betrachte sie als gegeben, daß alsdann die 
Br sufsoperation folgende Strecken betreffe: Leopolds- 
öhe-Basel-Grenzach einschließlich des badischen Bahnhofes 
ne l, ferner Basel-Stetten der Wiesenthalbahn und Erzin- 
Bn-Schat 
\ 


fhausen-Thayngen «einschließlich des Bahnhofes in 
'haffhausen, alle Strecken jeweils von Landesgrenze zu Lan- 
SEPENZEe: 


— Eine schmalspurige Ostalpenbahn. Von bündnerischen In- 
tessenten ist seinerzeit ein Konzessionsgesuch beim schwei- 
zischen Eisenbahnbaudepartement eingereicht worden für 
‚ne schmalspurige «elektrische Bahn von Misox (Mesocco) 
ich Thusis über den Bernhardin. Die Generaldirektion hat, 
18 die „Schweizerische Verkehrskorrespondenz“ schreibt, 
'antragt, das Konzessionsgesuch wegen der ungenügenden 
auveranschlags- und Rentabilitätsberechnungen abzulehnen. 
% bemerkt ferner, daß die Trassewahl der Ostalpenbahn 
„ute kaum mehr als Grund für die Ablehnung des Konzes- 
onssesuches geltend gemacht werden könne, und daß auch 
sr im Personen- und Güterverkehr zu gewärtigende Wettbe- 
'ens gesenüber den mit der Schmalspurbahn Misox-Thusis 
rbandenen Vorteilen für die Landesgesend «ine Ablehnung 
‚echt rechtfertige. Es sollen aber trotzdem keine ‚neuen 
isenbahnkonzessionen mehr verliehen werden, weil die 
tags Finanzlage des Bundes und die Schwieriekeiten der 
afbringung bedeutender Mittel zur Durchführung der als 
ünglich erkannten Aufgaben, wie Ausbau des Bundesbahn- 
tzes, Elektrisierung usw., dies nicht gestatte und die 
erwirklichung der Schmalspurbahn Misox-Thusis nicht 
allgemeinen volkswirtsschaftlichen Bedürfnis entspreche. 


Automobil und Eisenbahn. Die „Schweiz. Veerk.-Korr.“ 
-hpeibt: In ihrem Tätigkeitsbericht über das dritte Viertbel- 
° 1920 hat die. Generaldirektion. der Bundesbahnen auf den 
“nehmendien Wettbewerb hingewiesen, den das Automobil als 
Itaftlastwagen den Bahnen seit einiger Zeit macht. Es hat 
sh ‘der in Zürich erscheinende „Organisator“ veran- 
gesehen, einige vergleichende Tabellen aufzustellen, in 
en die Tarife der Bundesbahnen den Beförderungs- 
ven mit Automobil für einige wichtige Strecken gegenüber- 
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ıber man verhehlt sich nicht, daß dieser Anschluß nur teil. 


ioch auf «einige Jahre hinaus ihre besondere Organisation, 


-47 Frachtgutklassen. 
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gestellt werden. Er ergibt sich daraus, daß eine Sendung von 
5 t Gütern in Franken kostet: 


mit als als 
. Strecke Automobil Frachtgut Eilgut 
Zürich-Winterthur 122,40 135,50 231,00 
Zürich-Basel 416,50 251,50 462,00 
Zürich-Genf > 1228,50 454,00 368,00 
Zürich-Lugano ; 1320,00 368,00 676,00 
Zürich-Schaffhausen 218,60 179,00 318,00 


Aus dieser Zusammenstellung &eht hervor, daß die Eisen- 
bahnen für die längeren Strecken wirtschaftlicher sind als 
die Automobile, aber schon für ziemlich lange Strecken sind 
die letzteren. wettbewerbsfähig, wenn sie zugleich Rückfracht 
mitnehmen können. Die Vorteile der Beförderung mit Kraft- 
wagen liegen übrigens in der größeren Schnelligkeit der Be- 
förderung, in der direkten Lieferung an den Empfänger, in 
der Vermeidung des Umladens und in der billigeren Veer- 
packung. Zudem kann das Laden und Abladen zu Jeder 
Tageszeit vor sich gehen. Das erwähnte Blatt kommt zum 
Schlusse, daß der Automibiltransport auf Strecken - -unter 
100 km größere Vorteile bietet als die Bahn. 


— Brand des Bahnhofs Domodossola. Der internationale 
Bahnhof in Domodossola an der schweizerisch-italienischen 
Grenze ist in der Nacht vom 31. März zum 1. April abgebrannt. 
Die Fewersbrunst vernichtete die schweizerischen und italieni- 
schen Zollämter. - In den Magazinen war sehr viel Durch- 
gangsgut aufbewahrt. 12400 Postpakete sind verbrannt. Man 
glaubt, daß das Fewer durch eine in das Ausfuhrmagazin oe- 
worfene Brandbombe entstander ist. Der Verkehr mit der 
Schweiz ist eingestellt. 


— Die neuen italienischen Fisenbahntarife, Die Zeitschrif t 
für den internationalen Eisenbahntransport vntnimmt der 
Fachzeitung „Les ferrovie italiane“ folgende Darstellung über 
den gegenwärtigen Stand der Tariffragen: „Seit dem Jahre 
1907 haben sich Behörden und Fachkommissionen mit der 
Revision der Transportvorschriften und der Vereinfachung 
der Tarife beschäftigt. Im Jahre 1912 wurde ein ‚vollständiger 
Reformentwurf vorgelegt. Der Große Verkehrsrat (Consiglio 
generale del traffico) genehmigte jedoch nur den ersten Teil, 
enthaltend die Allgemeinen. Bestimmungen. Hinsichtlich der 
eigentlichen Tarife verlangte er «eine nochmalige Durch: 
arbeitung. Diese erfolgte 1914 und wiederum, unter Berück- 
sichtigung der Tarifänderungen während des Krieges und der 
durch den Krieg bedinsten besonderen Verkehrsverhältnisse, 
vom Jahre 1916 an. Letztere Neubearbeitung ist nun beendigt, 
und es liegt heute der Entwurf zu den neuen Tarifen vor. 
welche die Bahnverwaltung, wie verlautet, schleunigst in 
Kraft treten. zu lassen beabsichtigt. Der neue Entwurf kehrt 
zum früheren Syistem der alphabetischen Einteilung des 
Warenverzeichnisses zurück. Dieser Nomenelatur gehen zwölf 
Erläuterungen voraus, enthaltend «eine Anleitung für die 
Handhabung des Verzeichnisses und für die Unterbringung 
von Waren, die nicht im Verzeichnis stehen. Dieses weht 
mehr als das bisherige ins einzelne und enthält deshalb mehr 
Positionen (ungefähr 5600, bisher 4300). Der neuen Klassen- 
einteilung dient nicht der Transportwert allein, sondern auch 
der mutmaßliche Betrax der Transportkosten zur Grundlase, 
so daß die nämliche Warengattung in verschiedenen Klassen 
erscheint, je nach der Menge der aufgegebenen Sendung und 
dem Ergebnis verschiedener Faktoren, die da sind: Natur und 
Art der Verpackung, Arbeitsaufwand für die Behandlung des 
Gutes usw. Der neue Entwurf enthält 28 Eil sut- und 
Jeder Klasse entspricht ein 
Frachtsatz, der gemäß dem belgischen System nach der Ent- 
fernung abnimmt. Daraus ergibt sich eine Verminderung der 
bisherigen. 770 Frachtsätze der Klassifikation auf 75. Beson- 
dere Tarife mit eigenen Grundlagen haben die kleinen Fracht. 
stücke, die Fahrzeuge und der Tierverkehr. Mit Bezug auf 
die Tara, diesem so wichtigen. Bestandteil der Transport- 
kosten, gibt der neue Entwurf das bisherige Berechnungs- 
system preis. Bisher war für die Berechnung der Fracht nicht 
das tatsächliche Gewicht der Sendung maßgebend. sondern 
ein theonetisches Gewicht, das sich ergibt, wenn man das tat- 
sächliche Gewicht mit einer Zahl multipliziert, die sich aus 
dem tatsächlichen Gewicht, der Tragkraft des Wagens und 
der Wagenart (offen oder wedeckt) ergibt. Der newe Ent- 
wurf hat dagesen dem Tarifsystem den Vorzug gegeben, 
das bei den meisten auswärtigen Bahnen eilt und die Tara 
mittels Differenzierung des Einheitssatzes je nach diem Ge- 
wichte der aufgegebenen Sendung berücksichtigt, und ist mit 
anderen Worten zum System der Mindestgiewichte für ganze 
Wagenladungen übergegangen. Der Tarif für le bende 
Tiere ist gründlich geändert worden. Der Frachtsatz wird 
nach ‚der Länge der Transportstrecke abgestuft. Sämtliche 
Tiergattungen teilt der Tarif in vier Klassen ein. In jeder 
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Klasse nimmt = Einheitssatz mit der größeren. Stückzahl der 
Senduns ab. Hinsichtlich der sperrigen Güter räumt 
der neue Entwurf mit all den verwickelten Bestimmungen 
des bisherigen Tarifes auf und nimmt einzig Rücksicht auf 
die größere Beanspruchung des Frachtführers, indem die Sen- 
dung aus derjenigen Tarifklasse, in. die sie bei normalem Um- 
fang gehört, in seine höhere versetzt wird. Eine wichtige 
Newerung bezieht sich auf die sogenannten. festen oder Ab- 
fertisuneseebühren, das heißt denjenigen Teilbetrag 
dier Fracht, der dien Gegenwert, der von der Länse der Beförde- 
rungsstrecke unabhängigen Leistungen des Frachtführers 
bildet. In den neuen Tarifen gibt es nur noch drei Arten. 
Sodann ist die Berechnungsweise vereinfacht. Der Teilbetrag, 
welcher der Stationsgebühr entspricht und unabänderlich ist, 
wird in die Sätze eingerechnet. 
ladung ventfallende Teilbetrag wird dagegen nur dann dem 
Frachtsatz hinzusefüst, wenn die Auf- oder Abladungs gemäß 
Tarifvorschrift oder "tatsächlich von der Bahn besorgt wird. 
- Der neue Entwurf befaßt sich weiter mit den Lager- 
gebühren der Hafenplätze, welche hinsichtlich der 
Frachtpreise und Transportbestimmungen den. Binnenstationen 
gleichgestellt werden. Die Sammelladungstarife sind 
beibehalten und enthalten annähernd die gleichen Bestimmun- 
gen wie die bisherigen Tarife. In Anpassung an das von 
dem I. Ü. adoptierte deutsche System der Haftpflicht ge- 
stattet der neue Entwurf, daß mit den gewöhnlichen Tarifen, 
welche den bisherisen allgemeinen Spezialtarifen (Tarıffe 
speciali comuni) entsprechen, "eine Haftpflicht des Fracht- 
führers verbunden werde, die in Verlust- und Schadenfällen 
“durch den gemeinen Wert der Ware und bei ILaeferfristver- 
säumnis durch den Frachtbetrag begrenzt ist. ‘Endlich sieht 
der neue Entwurf auch Ausnahmetarife mit ermäßigten. 
Frachten und beschränkter Haftpflicht vor.“ 


— Entlassung von Eisenbahnarbeitern in England. Während 
die amerikanischen Eisenbahnen die Löhne abbauen, versuchen 
die englischen das gleiche Ziel, dias jene mit dieser Maßnahme 
erstreben, nämlich eine Herabsetzung“ der Ausgaben für 
Löhne, durch Entlassung von Arbeitern zu erreichen. Beiden 
kommt dabei das Darnsederliegen des Verkehrs zustatten, das 
tatsächlich einen Überfluß an Arbeitskräften zur Folse hat. 
Bei der enelischen Nordostbahn sind bereits die überzähligen. 
und einstweiligen Arbeitskräfte abgestoßen, und die weiteren 
Entlassungen, die im März angekündigt wurden und vermut- 
lich mittlerweile durchgeführt worden. sind, sehen’ sogar die 
Entlassung von zunächst 100 ständigen Arbeitern werschie- 
diener Dienstzwieige vor. Je nach dem Zurückgehen "des Be- 
darfs an Arbeitskräften sollten dann weitere Entlassungen 
folsıen. Den entlassenen. Arbeitern wird ihre Wiedereinstellung 
bei Besserung der Verkehrslage in Aussicht gestellt; es wird 
ihnen aueh nach Möglichkeit Beschäftigung in anderen Dienst- 
zweisen als denen, aus denen sie entlassen werden, zugesagt. 
Bei der Wiederaufnahme in den Eisenbahndienst soll ıhmen 
die Dienstzeit so angerechnet werden, als ob sie nicht unter- 
brochen worden wäre Zuerst werden die Arbeiter mit der 
kürzesten Dienstzeit entlassen, aber trotzdem können von der 
Verminderung der Arbeitskräfte selche mit längerer Dienst- 


zeit betroffen werden, doch soll in dieser Beziehung sehr 


schonend vorgegangen werden, indem ältere Arbeiter aus einer 
Stelle. wo die Arbeit zurückgegangen ist, an eine andere 
Stelle mit unvermindertem "Bedarf wersetzt und aus dieser 
dann jüngere Arbeiter entlassen werden. Die Leitung der 
Nordostbahn hat mit dem Schlichtungsausschuß j 
Sinne verhandelt. Die Arbeiter haben anscheinend die Not- 
wendigkeit der Einschränkungen eingesehen und sich den 
Vorschlägen der Gesellschaft unterworfen. Nach drei Mo- 
naten soll die Lage von neuem überprüft werden, Die Vor- 
gänge lassen erkennen, daß das englische Wirtschaftsleben 
augenblicklich. schweren Erschütterungen. ausgesetzt 1st. 


— Die Lage des englischen Kohlenverkehrs. Daß die 
Kohle die Grundlage des Wirtschaftslebens ist, ist in den 
letzten Jahren mehr als je in die Erscheinung getreten. Die 
Schwierigkeiten, die in bezug auf die Kohlenversoreune 'be- 
stehen, sind nicht auf die im Kriege unterlegenen Staaten be- 
schränkt, auch England hat in dieser Beziehung schwer zu 
leiden. Im März lagen dort 10% des Schiffsraums still, und 
als Grund dafür wurde der Bergarbeiterstreik im letzten 
Herbst angegeben, der so iange nachwirkte. Seine Folge war, 
daß Amerika großen Einfluß auf den europäischen Kohlen- 
markt gewann. Frnkreich und Holland haben an. Stelle veng- 
lischer Kohle große Vorräte aus Amerika angesammelt, die, 
nach englischen Berichten, über den Sommer reichen werden, 
Italien hat langfristige Verträge, zum- Teil auf fünf Jahre 


hinaus, wegen der Belieferung mit Kohle abgeschlossen. Der 


Winterbedarf von Skandinavien. an Kohle ist ebenfalls aus 
Amerika gedeckt worden, und weitere Zufuhren werden er- 
wartet. Seit Anfang” des Jahres die Überwachung der Kohlen- 


Der auf die Auf- und Ab- 


bei 81,5 km Entfernung immer besonders stolz war 


in diesem | 


- sellschaften vorgenommen werden, erfolgen. 


erlere namentlich er Ansinlr in "England ee rt} 
hat die Nachfrage nach englischer Kohle aus der I 
und dem nahen Osten. zugenommen, und es entwickel 
ein lebhaftes Geschäft. Als aber neue Unruhe unter den 
lischen Bergarbeitern bemerkbar wurde, trat ein Rücksch 
ein, denn die Abnehmer wollten sich nicht wieder, wie 2 
Herbst 1920, der Gefahr aussetzen, daß die englische K 
plötzlich ausbliebe. Der englische Handel wird dur 
Verhältnisse vollständig gelähmt, namentlich die Schift 
leidet darunter, und auch die Eisenbahnen werden davoı 
troffen. Gefordert wird sine iBeruhigune der Verhältı 
In den. Bergwerksbezirken, Herabsetzung der Kohlenp 
‚ein Preis von 13 Shilling für die Tonne wird dabei 9 
— und eine Verminderung der Frachtsätze. Die Unruhe 
den Bergarbeitern wird auf ausländische, also je 
russische Einflüsse zurückgeführt, und es wird eine & 
Überwachung der Ausländer gefordert. England ist 3 
gleich „Sieger“ im Weeltkriege, in mehr als einer B 
= re unglücklichen Tage wie das unterlegene 
anı 
— Die Betriebsmittellage in England. Die eng) 
Eisenbahnen leiden immer noch als Folge. Kriegsbetr 
unter einer Knappheit an Betriebsmitteln, wenn auch 
Lage in der letzten Zeit sich sehr erheblich verbessert 
Bei den Hauptversammlungen der Aktionäre, die im | 
wie alljährlich abgehalten worden sind, haben sich di 
sitzenden dahin ausgesprochen, daß man sich in bezug a 
Bestand an Lokomotiven und Wagen allmählich wied 
Regelverhältnissen nähere. Die Große Ostbahn hat z. . 
Jahre 1920 34 newe Lokomotiven und 389 Persone 
649 Güterwagen eingestellt, gegenüber 1 Lokomotive, 39 
sonen- und 167 Güterwagen im Jahre 1919, ein ganz leid 
Fortschritt, wenn auch die Zahlen an sich nicht hoch 
Auch: die Instandsetzungsarbeiten sind sefördert worder 
wurden 1525 Lokomotiven, 6182 Personen- und 42884 
wagen gegen 1419 Lokomotiven, 4511 Personen- und 2 
Güterwagen im ‘Vorjahr ausgebessert. Bei der Mid 
konnte sogar berichtet werden, daß die Hochleistun 
Jahres en noch ‚übertroffen worden: sind. Währ. 


anlen, betrug die Gesamtzahl der neuen Wagen 1 
‚1920 5724, also mehr als 100 in der Woche, und die derins 


diese Zahlen mit der Größe der Netze — rd. 1800 km | 
Großen Ost- und 2450 km bei der Midlandbahn —, so 
man, daß die englischen Eisenbahnen <sroße - ren, 
machen und machen müssen, um dem Wasen- und Lokor 
mangel, dien der Krieg zur Folge gehabt hat, zu be 


lage en Veen SSeruUngen. der Fahrpläne, - die von 
Eisenbahngesellschaften angekündigt werden. Nan 
sollen. die Fahrzeiten der Schnellzüge, die wäh 
Krieges und seitdem verlängert worden sind, wieder. 
werden, so z. B. zwischen London und Birminsham 
auf 2% Stunden, und die London-, Brighton- und Südkti 
bahn führt ihre Schnellzüge wieder ein, die von London 
Brighton in seiner Stunde fahren, eine Leistung, auf 


— . Förderung des rumänischen Verkehrswes 
„Handelsmuseum“ schreibt: Im Rumänien ‘is 
29. Januar wein Dekret serlass Sen. worden, W 
Verkehrsministerium ermächtigt, _ mit  Staats-, 
und  Gemeindeverwaltungen sowie mit 
mungen Vereinbarungen abzuschließen, nach wele 
Korporationen Vorschüsse für den Ankauf von Lokon 
leisten oder solche nach den ‘von den rumänischen. Sta 
nen genehmigten. Vorbildern kaufen können. Die V 
werden auf drei Jahre abgeschlossen. Die Rückzahlu 
Vorschüsse soll durch Gutschrift der Frachtgebü 
T'ransporte, welche im Auftrag der Ve 
also darum, Gesellschaften, die unter dem Viersagen 
"kehrsmittel schwer leiden, zu veranlassen, dem 
der Beschaffung von Lokomotiven durch. Vorsch 
FRERL, auszuführende Transporte behilflich zu sein. 


ae means hat, wie wir dem re: 
nehmen, das auf der Konferenz in Helsingfors d 
geordneten der baltischen. Staaten ausgearbeitete 
über die Organisation eines Zentraleisenbahnbüro 
tischen Staaten unterzeichnet. Der Sitz des Büros \ 
sein. Die Ernennung des Direktons wird nach der 
nung des Abkommens durch die anderen bal 
erfolgen. : ER, 


Bücherschau. 


yers kleiner Handatlas in 42 Kartenblättern. Fünf Liefe- 
Tungen zu je 10 M# (dazu kommen. die ortsüblichen Buch- 
dlerzuschläge). Verlag des Bibliographischen Instituts in 
pzig 1921. ‚© 
n dieser Zeit, die ungeahnte Veränderungen in der Land- 
6 Europas, aber auch in den, politischen Abgrenzungen 
er Gebiete anderer Erdteile gebracht hat, wird es von 
dem Gebildeten als ein Bedürfnis empfunden, endlich wieder 
einen Atlas zu besitzen, der den neuen geographischen Stand 
‚verlässig zur Darstellung bringst. Daß bisher mit der 
Herausgabe newer Kartenwerke gezögert worden ist, läßt sich 
ar angesichts des immer noch nicht völligen Abschlusses 
Gestaltung mancher Landesgrenzen erklären. Dieser Mangel 
ist aber darum nicht weniger fühlbar. Um so mehr ist es zu 
begr üßen, daß das Bibliographische Institut jetzt durch die 


Teilnahme an den Vereinseinrichtungen, 


Die Be einssachiinnen haben auf den Verkehr der Di- 
kion der Gera- Meuselwitz-Wuitzer Eisen- 
hn-Aktiengesellschaft n Gera-Reuß mit den 
ereinsbahnen gemäß $ 6 der Vereinssatzungen Anwendung 
zu: finden. ; 

Y urechnung neuer Strecken zu den Ver einsbahnstrecken. 

Die Strecken der Nebenbahnen Mosbach-Mudanu und 
ckmühl-Dörzbach sind den Vereinsbahnstrecken 
rer Deutschen FBisenbahn - Betriebsgesell- 
‚aft in Berlin zugerechnet worden. 


* F x 
bergang der Löwenberg-Lindow-Rheinsberger Eisenbahn- 
ellschaft in den Besitz und Betrieb der Ruppiner Eisen- 


k Löwenberg-Lindow-Rheinsberger Eisenbahnsesellschaft 
am 24. März 1921 in den Besitz und Betrieb der Ruppiner 
Pin Aktiongesellschäft, ee De ey 


1. Nachruf. 


mtes 


- Herr Rechnunssrat Thel. 


zum letzten Atemzuge. 


Algier: und liebenswürdigen Kollegen seheiden. 
\ Ehre seinem Andenken! 
” Berlin, den 31. März 1921. 


en Hessisch. Sächsischer Tier- Riesa "erhöht. 


„verkehr. ee A 


Be Besrier Teen die | Bl 1914, 8. 458). 
ür Tränkung von Vieh außer- ein 
8 Ei | 1 ieh. 


AS — 215 — 


Am 99. März verschied nach längerer Krankheit aber kurzem Kranken- 
gerinBerlinim 65. Lebensjahrederlangjährige Vorstand des Deutschen Ausgleich- 


Im Jahre 1901 wurde der Verstorbene, ein hervorragender Kenner des 
Eisenbahn-Verkehrsdienstes, dazu berufen, die Güterausgleichstelle der da- 
maligen preußisch-hessischen Staatseisenbahnen einzurichten. 
widmete er seine ganze Kraft der ihm liebgewordenen Tätigkeit, pflichtgetreu 


- Seine Mitarbeiter und Untergebenen sehen in ihm einen gerechten Vor 


” Die Beamten und Hilfsbenmten des ‚Deutschen Ausgleichamtes. 


Sätze für die Einstellung von Tieren 
in der Viehbucht auf dem Bahnhofe 
Das alsbaldige Inkraft- 
treten der Erhöhungen gründet sich auf 
die vorübergehende Änderung des $ 6 
der Eisenbahn-Verkehrsordnung (R.-G.- 
Ferner wird die in 
der Bestimmung für Leipzig Bayer. Bf. 
und Schlachthof) vorgesehene 


Nr. 14 


ernste Lieferung zu Meyers kleinem Handatlas mit der Aus- 


gabe eines für den praktischen Gebrauch ganz besonders ge- 
eigneten Kartenwerkes den. Anfang Semacht hat. Diese Liefe- 
rung enthält meun. ‘Blätter (Erdkarte, Mitteleuropa, 
Nordost - Dieutschland, Österreich, Ungarn, Spanien 
und Portugal, Hinterindien und Malayischer Archipel, 
Nordamerika, Arsentinien und «die “angrenzenden Län- 
der), aus denen sich jetzt schon ersehen läßt, daß der 
Atlas in seinem Inhalt und seiner äußeren Ausfüh- 
rune allen Anforderungen genüct, die man an sein brauchbares 
modernes Kartenwerk stellen darf. Aus den Karten von 
Österreich und von Ungarn läßt sich die ungeheuerliche Ver- 
stümmelung, denen die altg Donaumonarchie zum Opfer ge- 
fallen ist, deutlieh erkennen, da auch die alten Grenzen durch 
Farbentönung zum Ausdruck gebracht worden sind. Im Hin- 
blick auf die außerordentlich Token Kosten solcher Werke ist 
der Preis als recht niedris zu bezeichnen. Hoffentlich lassen. 
die weiteren Lieferungen: nicht zu lange auf sich warten! 


Ü 
a 


Amtliche iktsllungen der Geschä iftsführenden Verwaltung. 


Rundschreiben der Geschäftsführenden Verw altung sind er- 
lassen worden: 


Nr. II 28 vom 30. März 1921 an. die Herren Mitglieder des 
Preisausschusses, betreffend Antrag auf Ereänzung des $ 6 
Absatz 3 des Übk., betr. die Aussetzung von Preisen, hinsicht- 
lieh. Gewährung von freier Fahrt und von Tagegeldern für 
die nieht mehr im aktiven Eisenbahndienst befindlichen. Mit- 
elveder des Preisausschusses (abgesandt am 5. April d. J.); 

Nr. III 99 vom 30. März 1921 an sämtliche Vereinsverwal- 
tungen, betreffend das Ergebnis der schriftlichen Abstimmuns 
über die Beschlüsse des Satzungsausschusses (abgesandt am 
5. April. di J.); 

7. III 100 vom 31. März 1921 an sämtliche Vereinsverwal- 
tungen, betreffend Vereinsmiteliedschaft (abs#®sandt am 
5. April d. J.); 

Nr. HI 101 vom 31. März 1921 an sämtliche Veereinsverwal- 
tunsen, betreffend Firmenänderung (abgesandt am 5. April 


Bi 

Nr. IX %09 vom 1. April 1921 an sämtliche an der Viereins- 
abrechnung beteiligten Verwaltungen, betreffend den Ent- 
wurf seines newen Kontenverzeichnisses (absesandt am 31. März 
duJ.) a 


_ Amtliche Bekanntmachungen. 


Überfuhrgebühr erhöht. Näheres ist 
aus dem Tarif- und Verkehrsanzeiger 
der hemaliix Preußisch - Hessischen 
Staatseisenbahnen und aus unserem 
Vierkehrsanzeiser zu ersehen, auch 
geben die Stationen Auskunft. (363) 

Dresden, am 26. März 1921. 

Eisenb.-Gen.-Dir., 
als seschäftsführende Verwaltung, 


Badischer, bad.-württemberg., bad.-pfäl- 
zischer Gütertarif und Gütertarif Ba- 
den-bad. Privatnebenbahnen. 

Auf 1. Juni 1921 werden die Bestim- 
mungen über die eilgeutmäßige Beför- 
derung von als Frachtgut aufgelieferten 

Biersendungen aufgehoben. 

Karlsruhe, den. 29 März 1921. (394) 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


Seit dieser Zeit 


(871) 


Sächsisch-Südwestdeutscher Tier- 
verkehr. 

Die: Überfuhrgebühren für Tier- 
sendungen nach und von den städt. 
Sehlacht- und Viehhöfen. in Heidelberg 
Karlsruhe und‘ Mannheim werden bei 
Karlsruhe Viehhof (für die Beförde- 
rung zwischen dem Güterbahnhof und 
dem städt. Schlacht- und Viehhof) und 
bei Mannheim Viehhof mit Gültigkeit 
vom 1. April 1921, bei Heidelberg Vieh- 
hof und bei Karlsruhe Vziehhof für die 
Beförderung zwischen dem Personen- 
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un 


bahnhof und dem städt. Schlacht- und 
Viehhof mit Gültigkeit vom 1. Mai 1921 
erhöht. Näheres ist aus unserem Ver- 
kehrsanzeiger zu rsehen, auch gibt 
unser Verkehrsbüro, hier, Wiener 
Straße 4, Auskunft. (362) 

Dresden. am 29. März 1921. 

Eisenb.-Gen.-Dir., 
als Seschäftsführende Verwaltung. 


Bayerisch-Sächsischer Tiertarif, 
Sächsisch-Südwestdeutscher Tiertarif. 
Mit Wirkung vom 1. April 1921 wer- 
den die Überführungsgebühren Zzwi- 

schen Leipzig Bayer. Bf. und Leipzig 
Bayer. Bf. (Vieh- und Schlachthof) so- 
wie die Nebengebühren für Tränkung 
von Vieh außerhalb des Eisenbahn- 
waeens und für die Einstellung von 
Tieren in die Vıiehbucht in Riesa ver- 
höht. Näheres ist aus unserem Veer- 
kehrsanzeiger zu ersehen, auch gibt 
unser Verkehrsbüro, hier, Wiener 
Straße 4II, Auskunft. Das sofortige 
Inkrafttreten der Maßnahme eründet 
sich auf die vorübergehende Änderung 
des $ 6 EVO. (361) 
Dresden, am 30. März 1921. 
Eisenb.-Gen.-Dir., 

als geschäftsführende Verwaltune. 


Reichseisenbahnen, sächsisches Netz. 

Vom 1. April 1921 an gilt der Aus- 
nahmetarif 6 für Steinkohlen usw. unter 
bestimmten Voraussetzungen auch für 
Sendungen im Verkehr mit Stationen 
der tschechoslowakischen Eisenbahnen, 
Gleichzeitig ewird in der neuen Abtei- 
lung B des Ausnahmetarifs 5 für Steine 
aus Naturgestein hinter den Worten: 
2, Steingrus, Steinsplitt nmachgetrasen : 
„Abfall bei der Herstellung von Stein- 
schlag aus Bruchsteinen und bei der 
sonstisen Bearbeitung von Steinen.“ 

Dresden, am 29. März 1921. (360) 

Eisenb.-Gen.-Dir. 


Staats- und Privatbahn-Güterverkehr 
Heft CH. 

In dem zum 1. April 1921 in Kraft 
tretenden Ausnahmetarif 7a für Eisen- 
erze — siehe Nachtrag 1 zum Heft Tfv. 
5CII — ist die versehentlich aufge- 
nommene Abteilung A des Geltungsbe- 
reichs zu streichen. Er gilt mithin nur 
von den Stationen Abendstern usw. 
nach den Stationen Annen Nord usw. 

Auskunft geben die beteiligten Güter- 
abfertisungen sowie das Auskunfts- 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 

Berlin, den 29. März 1921. (353) 

Eisenbahndirektion. 
a nn mecklenburgisches 
etz. 

Auf dem .Bahnhofe Bramow bei 
Rostock werden die Ladegleise ıer- 
weitert und Anschlußgleise nach ver- 
schiedenen Industriewerken hergestellt. 
Nach Fertigstellung der Anlasen, VOor- 
aussichtlich am 1. Juni d. J., wird der 
Bahnhof Rostock Ulmenstraße für den 
Güterverkehr seschlossen. (358) 

Schwerin, den 23. März 1921. 

Eisenbahn-Generaldivektion. 


Gemeinschaftliches Heft CIb (Stations- 
tariftafeln usw.). — Tfv. 200. 

Am .1. April 1921 «erscheinen die 
Nachträge 4 und 5. Sie ıenthalten außer 
den bereits im Verfügungswege  be- 
kannteegebenen «ine Reihe weiterer 
zum Teil aus der allsemeinen Fracht- 
erhöhung sich ergebenden Änderungen. 
Der Nachtrag 4 behandelt die Ab- 
schnitte „1. Stationstariftafeln“ und 
„II. Zuschlags- und Anstoßfrachten“, 


. Heidelberg, 


während im Nachtrag 5 die Änderungen 
des Abschnitts „III. Überfuhrsebühren 
usw.“ enthalten sind. Das alsbaldise 
Inkrafttreten der Erhöhungen gründet 
sich auf die vorübergehende Änderung 
des $ 6 der Eisenbahn-Verkehrsordnung 
(R.-G.-Bl. 1914, Seite 455). — Auskunft 
seben auch die beteilisten Güterabferti- 
gungen sowie das Auskunftsbüro, hier, 


Bahnhof Alexanderplatz. (356) 
Berlin, den 27. März: 1921. 
Eisenbahndirektion. 
Bayerisch-Württembergisch-Badischer 
Tierverkehr. 


Mit Gültiskeit vom 1. April . 1921 
werden die Gebühren für die Überfüh- 
rung von Sendungen nach und von den 
Viehhöfen der badischen Stationen 
Karlsruhe und 
Mannheim erhöht. Nähere Aus- 
kunft erteilen die Dienststellen. (386) 

München, den. 3. April 1921. 

Tarifamt 
beim Reichsverkehrsministerium, 
Zweigstelle Bayern. 


Am 1. Aprıl 1921 wird der an der 
Bahnstrecke Kandrzin-Neustadt (Ober- 
schles.) zwischen Kandrzin und Cosel 
selesene Haltepunkt Cosel Hafen für 
den Gepäckverkehr eröffnet RR 


Eisenbahn-Gütertarif 
Teil II. 
Mit Gültigkeit vom 15. April 191 

wird die Überfuhrgebühr zwischen dem 

Bahnhof Memel und den Ladestellen 

Hafen und Dangegleis auf 42,80 M 
(40,00 A ohne Veerkehrssteuer) für den 

Wasen erhöht. 

Näheres im Tarif- und Verkehrsan- 


Deutscher 


zeiger der ehemalix preußisch-hessi- 
schen Staatseisenbahnen und bei den 
beteiligten Stationen. “ (384) 


Königsberg. (Pr.), den 1. April 1921. 
Eisenbahndirektion, 
namens der beteiligten Verwaltungen. 


Bayerisch-Württembergisch- Badischer 
Tierverkehr. 

Ab 10. April 1921 werden in den Ta- 
rif aufgenommen: die württembergi- 
schen Stationen Dettingen und -Teck 
und Weilheim (Teck), ferner die ba- 
dische Station Lörrach. 

Nähere Auskunft erteilen die Dienst- 
stellen.’ 383)- 

München, den 1. April 1921. 

Tarifamt 
beim BReichsverkehrsministerium, 
Zweigstelle Bayern. 


Schließung der Gepäckabfertigung 
Spandau West. 

Mit Ende Mai d. J. wird die Gepäck- 
abfertigung Spandau West geschlossen. 
Reisegepäck und Expreßeut einschließ- 
lich Fahrräder können ab 1, Juni d. J. 
mır noch von und nach Spandau 
Hauptbahnhof abgefertigt werden. (382) 

Berlin, den 31. März 1921. 

Eisenbahndirektion 


Westdeutsch-südwestdeutscher Tiert 

verkehr, 

Mit Gültigkeit vom 1. April und 
-1. Mai 1921 werden die Überfuhrgebüh- 
ren für Tiersendungen nach und von 
den städtischen Schlacht- und Vieh- 
höfen in Heidelberg, Karlsruhe und 
Mannheim s«rhöht. Näheres im ge- 
meinsamen Tarifanzeiger und bei den 
beteiligten Dienststellen. (380) 

Frankfurt, den 31. März 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Zeitung des Vereins ‘ x 
_ Deutscher Bisonbahnvorwalgungggg 


Bayerisch-württembergischer 
Güterverkehr. 
Ab 1. April 1921 werden die Fracht 
sätze (Stationsfrachtsätze und . Aus 
nahmetarife) erhöht. 
Der Ausnahmetarif 6 für Steinkohlen 
usw. erhält eine ‚neue Fassung. Aus. 
kunft geben die beteiligten Abferti- 
gungsstellen. (365) 
München, im März 1921. = 
Tarifamt beim RVM, 
Zweigstelle Bayern. 


Pfälzisch-Württ. Güterverkehr. 
Mit sofortiger Gültigkeit wird 

1. das Zeichen „Rd 45 t“ bzw. „ 
"5.511° ber nachstehenden Station 
gestrichen:  Assenheim 

- Breitenstein (Pfalz), 
Dirmstein Bf., Elmstein, 
stein, Friesenheim (Pfalz), Gr6 
karlbach, Helmbach, Hessheim B 
Heuchelheim b. Frankenthal, 
mersheim, Maudach Bf., Mec 
heim ( Pfalz) und Mutterstadt 
2. die Bezeichnung der Stati 
Matzenbach geändert in „E 
bach-Matzenbach“, 
Stuttgart, den 1. April 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. we 


Tfv. 1101. Ausnahme} 6 für - 
Steinkohlen usw. B: E 

D:er Kohlenausnahmetarif 6 — 
1101 — erscheint mit der Gült 


Die Neuausgabe bringt außer nm 
Frachtsätzen auch «ine Änderung d 
Anwendungsbedingunsen über Lade; 
wichtsausnutzung bei Steinkohlenko 
sendungen sowie Ausdehnung des G 
tungsbereichs auf den Verkehr mit « 
Tschecho-Slowakei. Die _ Frachter 
hungen gegenüber den bisherigen Sätze 
betragen im Durchschnitt etwa 55 R 
Essen, den 17. März 1921. (3%) 

: Eisenbahndirektion. 


“ 


Staats- und Privatbahn- Güterverkehr 
Hefte BI und BI. B 

Mit Gültigkeit vom 1. Juni 1921 
ten für die Stationen der Gpreußen- 
leben-Keulaer 


Eisenbahn Entfernungserhöhungen 
zu 9 km in Kraft. Die Änderung 
werden durch den zum 1. Juni 1921 
scheinenden Nachtrag 15 bekannte 
ben. Auskunft geben die beteili | 
Güterabfertigungen sowie das 
kunftsbüro, hier, Bahnhof Alexa nd 
platz 3 
Berlin, den 30. März 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Frachtberechnung Mr stiekstoffhaltig i£ 
Düngemittel, 

Mit Gültigkeit vom ie Ari 
15. Mai 1921 wird auf den deutse 
Reichseisenbahnen sowie 
der Fargee-Vegcesacker 
Kreis Oldenburger Eisenbahn 
dien nachstehend genannten stickstof1 hal 
tigen Düngemitteln abweichend von 
Bestimmungen- im Deutschen Eis 
bahn-Gütertarif,‘ Teil I Abteilung 
($ 9) der Frachtberechnung nach 
Hauptklassen ein Gewicht von m 
stens _10000 ke für jeden verwe 
Wagen zugrunde gelegt: 

Ammoniak, salzsaures; Amm 
schwefelsaures; ; -: Ammoniaksupe: 
phat; Ammoniumbikarbonat; Am 
salpeter: ; Ammonsulfatsalpeter;. 
mehl;. Chilesalpeter; Guano; ’ K 
monsalpeter; Kalksalpeter: Kalkstie 


Su 


_ Knochenmehl-Ammonsalpeter: 
er. Natronsalpeter; ; 
-Ammoniumsulfat. 

ie Ausdehnung dieser Danıfmaß: 
hme auf weitere Bahnen wird dem- 


skunft geben die- beteiligten ‚Güter- 


Ei Eon 


o Deutscher Eisenbahn- Gütertarit, 
Teil Il, Heft CI 
1 Staats- und Privatbahn- Tier tarif, 
Br Teil II. 
\m 10. 4. 1921 treten erhöhte Fracht- 


en Güternebenstellen Keitunr (Sylt) 
ind Westerland (Sylt) in Kraft. 
as alsbaldise Inkrafttreten der Er- 
© gründet sich auf die vorüber- 
nde Änderung des $-6 der- Eisen- 
dahn-Verkehrsordnung (RG. -Bl. 1914, 
Nähere Auskunft erteilt Unser Ver- 
büro. 
ona, den 29, März 192. 
- Eisenbahndirektion, = 
nens- der- Verbandsverwaltungen. 


bern ‚Gütertarif. 
 tarife, Teile II. 

1. April 1921 wird die Überfuhr- 
für Tiersendunsen für Mann- 
. Viehhof von 9,80 auf 19,30 M und 
‚Karlsruhe Viehhof im Verkehr mit 
üterbahnhof von 6,50 auf 12,9 M 
ne Auf 1. Mai 1921. wird die Über- 


f 1930 M# und für Karlsruhe 
f im "Verkehr mit dem Personen- 
von 12 auf 24 A erhöht. - 
ruhe, :28, März 1921. 

nbahn-GKeneraldirektion. 


. April d.J)E ab werden infolee 
> der Selbstkosten der städt. 
ER Vrehhofverwaltung in 
au und ger bereits ab 1. Februar 


der Anschlußfrachten für 
u nschlußgleise. die nach- 
nden newen Überführungsgebühren. 


ehhof erhoben: 
Tiersenduhren nach 
2 Stückklassen: - 
Stück Großvieh 6,50 M. 
s Stück Kleinvieh 3,30 M. 
erdem für den Wagen 6,50 M: 
ns für -den. Wagen 23,60 HK, 
stens 42,80 M; 
ür Warenladunfen: 
ur nkohlen, Braunkohlen, Koks 
m he aller Art für den 


3 


. 42,80 

den 24. A 1921. (352) 
_Eisenbahndirektion, >= 

Ser. ne. Verwaltungen. 


- Gesellschaft. = 
algütertarif Teil II - 


altarif:Nr. I für. die 
erung von Getreide 
d. Teil IV (Spezial- 


. 2 für die Beförde-- 
So25H01;2). -Änderung 
er Kundmachung. 


a t Nr. 116 vom 5. Oktober 
der erste Satz folgende 


ch st. durch Tarifanzeiger bekanntge- 


-bühren“, 


Ze im- Güter- und Tierverkehr mit 


2) 


des Auflieferungsortes 


Deutsche Tier- i 


gebühr für Heidelberg Viehhof von 
36) 


Gold). 
Zwecke" der 
einzelnen Frachtberechnuneswährunsen - 
- mit fixen Verhältniszahlen verviel- 
soweit 
diese nicht durch 10 teilbar sind. werden - 


dungen zwischen Moehbern und - 


- Kundmachungen 


vigen a ‚SOWIE für Ge- : 


undmachung (488) im Ver- 


rn 
d, 


Nr. 14 


Ey u I ne Ta en * 

ER E 2 es ker 

- Tre E 
Fassung: Das auf RN gelten die 


"im Lokalgütertarif Teil L,:Abt. B, im 
Nachtragswege in den. Abschnitten B 
(Bestimmungen für die Beförderung 
von Gütern in Schleppladungen) und D 
(Nebengebühren) durchseführten Ände- 
rungen und Ereänzungen, von Bestim- 
mungen und Gebühren in gleicher 
Weise auch hinsichtlich der in den 
oben angeführten Tarifen enthaltenen 
betreffenden Bestimmungen und Ge- 


(378) 
Wien, am 30. März 1921. ne 


Erste Donau-Dampfschiffahrts- 

Gesellschaft. 

für aufeelieferte 
Sendungen, 

Für eine (ganz oder. teilweise) auf- 
Srlieferte Sendung haftet die Gesell- 
schaft für Verlust, Minderung oder 
‚Beschädiguns vor Abschluß des Fracht- 
vertrages (d. -i.. vor. Aufdruck des 
Tasesstempels der svesellschaftlichen 
Abfertig ungsstelle auf den- Frachtbrief) 
— insoweit eine Haftung der Gesell- 


-Haftune 


schaft überhaupt Platz greift — nur 


bis zum Betrage - der tarifmäßieen 
Transportversicherung in der „Währung 
(bei. "Aufliefe- 
rung in einer Station des Königreiches 
S. I: S. in jugosl. Kronen [l jueosl. K. 
—=0,25 Dinar]). 5 ed 
\ren, am 30. März 1921. 
Erste Be Dampfschiffahrts_ 
Gesellschaft. | 
Bas ütertarif Teil II 
(Spezi altarif Nr.-4 für die'Be- 


förderune von Getreide usw.) 


En Teil IV ISpezialitarıt. 


Nr2 für dieBeförderune von 


Holz). Änderungen:.von Be- 
stimmungen und Gebühren 
Die -in den vorgenannten Tarifen 


angegebenen Frachtsätze (Anstoßsätze 


‚Tarif- 
von !&e bühren. in 


usw.) gelten als währungslose | 
ziftern“ (an Stelle 


Frachtberechnung in den 


fältigt: in den. Ergebnissen, 
die Einer (zuzüglich der allfällisen 
Bruchteile) auf 10 aufgerundet. Die so 
Sefundenen Beträge „elten als Fracht- 
sätze (bzw. 
100 ke. 

Dis zur Anwendänss 
Verhältniszahlen sowie. Änderungen 
aerselben werden jeweils im "Kund- 
machungswege bekanntgegeben und 
gelten stets von den in. den bezüglichen 
angegebenen - TDer- 


‚ gelang end: en 


Minen. 

Die Währung, in welcher die Frächt 
in den «inzelnen Verkehrsbezielungen 
zu berechnen ist, ist aus dem Lokal- 
gütertarit Teil II, Absehnitt II (Nach- 
trag 1) zu entnehmen. 


Die in den obengenannten. Tarifen 
- für‘ Orsova 


und Stationen unterhalb 
Orsova enthaltenen Frachtsätze werden 
mit 15. April 1921 außer Kraft vesetzt. 
Über die Frachtberechnung im er 
kehre mit .diesen Stationen verteilt die 


oesellschaftliche Direktion in Wien 
Auskunft. 
Ferner werden mit 15. Kl 1921 


auch die in den oben genannten Tarifen 


für Stationen im Franzens-, Franz 


 Josefs_ und Speise-Kanal enthaltenen 


Frachtsätze außer Kraft s»esetzt. Im 
Verkehr mit diesen Stationen werden 
die um 20 Tarifziffern erhöhten Sätze 
ab Bezdan Donau (in der eleichen Wäh- 


LV} 
[493] im Verordnungsblatt Nr. 


-1624] im Verordnungsblatt Nr. 


Die Tarifziffern werden zum . 


Anstoßsätze usw.) Far 


rung wie im Verkehr mit letztgenannter 
Station) berechnet; die Kosten für die 
Hinein- und Herausstellune der Fahr- 
zeige in den bzw. aus dem Kanal 
gehen zu Lasten, der Partei. 

Der im Lokalgütertarif Teil IV im 
Absehnitt IIL Punkt 2, und: im-Ab- 


„schnitt V angewebene Anstoßbetrae von 


20 Hellern usw. wird auf 40 Tarif- 


(377) 

Erste Donaan Damsfschiflahrte. 
Gesellschaft. 

Lokaleütertarif Teil E 


Abk: Bund Teil); Einfüh- 
rung von- Nachträecen. 


- ziffern abgeändert. 


Wien, am 30. März:1921. 


Mit Gültigkeit vom 15, April 1921 
tritt 2 
a) zum Tarif Teil I, Abt; B, „ein 


Nachtras III, 

b) zum Tarif Teil I ein Nachtrag I 

= je Kraft, 
Diese Nachträge snthalten Ändernn- 
gen und Ergänzungen und sind durch 
Vermittlung der gesellschaftlichen Sta- 
tionen, sowie durch die  Zentralv. eT- 
kaufsstelle für. Tarife in Wien I, 
Biberstraße .16, zum Preise zu a) -von 
20 österr. Kronen. zu b) von 100 österr. 
Kronen für das Stück zu beziehen. 
Durch die Einführune dieser Nach- 
träge werden aufgehoben: In der 
Kundmachung [345] im Verordnungs- 
blatte Nr. 75 vom 29. /6. 1920 und in der 
Kundmachung [453] im V: erordnunzs- 
blatt Nr. 109 vom 18,/9. 1920 die auf 
den Lokaleütertarif Teil I (Abschnitt 
sich beziehenden Bestimmungen 
und Sätze, ferner die Kun: dmachungen : 
[426] im % erordnungsblatt Nr, 100 vom 
26./8. 1920, 

11S vom 
9./10. 19%, 

1602] ım Verordnungsblatt NT. 
30.11. 1920, 


137 vom 


142 voy 
14./12, 1920. 
Die Kundmachung [257] im Verord- 
aungsblatt Nr.-53 vom 6./5. 1920 bleibt 
aufgehoben. (376) 
Wien. am 30. März 19: 21. 


Er ste Donau- Daten ir e: 
Gesellschaft. 
Lokaleütertarif Teil-Ll 
Abt-A. Aufhebung von Be- 

s stimmungeen. 
Die Bestimmungen, betreffend Über- 


nahmsmeldekarten, sind aufgehoben. 

Wien, am 30. März 1921, (375) 
Süddeutsche . Donau-Dampfsehiffahrt- 

Gesellschaft, 

Der Gütertarif, Teil II, vom 1. April 
1918 tritt -mit 14. April 1321 außer 
Geltung. Wesen Einführung sines 
newen, Tarifs erfolgt sesonderte Ver- 
lautbarung. - (373) 


- München, im-März 1921, Z. 31 17&/T/21. 
Süddeutsche Donau-Dampfschiffahrt- 
Gesellschaft. 

Zum Gütertarif, Teil I, Abteilung B, 
vom 1. April 1918 tritt am 15. April 
1921. der III. Nachtra& in Geltung. 
Preis.20 Kronen. Gleichzeitis werden 
die Bekanntmachungen (1151) in der 
Vereinszeitune Nr. SS vom 4. Dezember 
1920 und (1201) in der Vereinszeitun« 
Nr. 92 vom 18. Dezember 1920 aufse- 


hoben. (364) 


Münehen, im März 1921. Z.30569/T/I8. 


Siiddeutsche Donau- Dampfschiffahrt- 
Gesellschaft. 
‚Ausnahmetarif für die Beförderung 
von . Getreide usw., gültie vom’ 1. Mai 


Nr. 14 


es 


Zara des Vereing 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen 


1918. Ausnahmetarif für die Beförde- 
rung von Holz, gültig vom 1. Juni 1918. 
Änderung. : Die Tarifziffern für den 
Verkehr mit Orsova und den von Or- 
sova stromabwärts „elegenen Stationen 
und. Ladestellen treten mit 14. April 
1921] außer Geltung. 

Über die ab 15, April: 1921 'ım Ver- 
kehr mit den vorgenannten Stationen. 
und Ladestellen zur Einhebung kom- 
menden Frachtsätze erteilt die gesell- 


schaftliche Direktion in Wien Aus- 
kunft. / 
Die Tarifziffern für den Verkehr 


mit den Ladeplätzen des Franzens-, 
Franz Josefs- und Speise-Kanals treten 
eleichfalls mit 14. April 1921 außer 
Geltung. 

Im Verkehr mit diesen Ladestellen 
selten ab 15. April 1921 die Tarifziffern 
für 'Bezdan (Donau) - mit einem Zu- 
schlag von 20 Tarifziffern als Grund- 
lage für die Frachtberechnung. 

Die Kosten für das. Verbringen der 
Schiffe in den Kanal und zurück wer- 
dien gesondert erhoben. - 

Die im Ausnahmetarif für die Beför- 
derung von Holz, Abschnitt Ill, Ziffer 
9, Testgesetzbe Tarıfziffer. 20 wird in 
40 abgeändert. (374) 

München, im März 1921. 

zZ. 31 953/T/18. 


Mit Geltung ab 1. April d. J. werden 
die Frachtsätze des Ausnahmetarifs 2a 


für den Binnenverkehr erhöht. Nähere 
Auskunft erteilt die unterzeichnete 
Direktion. (366) 


Gera-BReuß, den 30. März 1921. 
Gera-Meuselwitz-Wuitzer- 
Eisenbahn-Aktiengesellschaft. 
Die Direktion. 
Süddeutsche Donau-Dampfschiffahrt- 
Gesellschaft. 

Mit Geltung ab 15. April 1921 kommt 
ein meuer Gütbertarif, Teil II, zur Aus- 
gabe. Erhältlich bei den nesellschaft- 
lichen Dienstesstellen und bei der Zen- 
tralverkaufsstelle für Tarife, Wien I, 
Biberstraße 16. Preis 30 Kronen. (372) 
. München, im März 1921. Z.31 174/T/21. 


3. Personen- und Gepäckverkehr. 


Binnen-Personen- und Gepäcktarif 
der Zschipkau-Finsterwalder 
Eisenbahn £ 
Vorbehaltlich: der Genehmigung der 
Landesaufsichtsbehörde tritt am 1. Juni 
1921 der Nachtrag 4 in Kraft. Durch 
diesen. Nachtrag werden die Fahrpreise 
erhöht. . Nähere Auskunft erteilt die 
unterzeichnete Direktion. (381) 
Finsterwalde, den: 1. Aprıl 1921. 
Die Direktion 
Zschipkau-Finsterwalder 
Eisenbahn. 


der 


Dahme-Uckro’er Eisenbahn. 

Mit Gültiskeit -* vom 1. April d. J. 
treten Ergänzungen und Erhöhungen 
des Gepäck- und Expreßsuttarifs ein. 

Abkürzune der Veröffentlichungsfrist 
ist auf Grund der vorübersehenden Än- 
derung des $ 6 der Eisenbahnverkehrs- 


ordnung (R-G.-Bl. 1914, S. 455) zeeneh- 
migt. 
Nähere Auskunft verteilen unsere 


Dienststellen. (393) 
Dahme (Mark), den 30. März 1921. 
Die Direktion. 


Herausgegeben im Auftrage des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen 

Geh. Oberregierungsrat. Dr. v. Ritter in Berlin. 
Für den Anzeigenteil verantwortlich F, Luckhardt, Berlin SO. 26. 

‚Verlag von Julius Springer in Berlin W, — Druck von H. 8:- 


von dem verantwortlichen Schriftleiter, 


und Expreßgut im 
Ring- und  Vorort- 


nen,- Reisegepäck- 
Berliner Stadt-, 
verkehr, 


werden die Fahrpreise im Berliner 
Stadt-, Ring- und Vorortverkehr erhöht. 
Die Erhöhungen betragen bei den, Ein- 
zelkarten im Durehschnitt rund 30% 
und bei dem Monatskarten rund 100% 
der jetzigen Fahrpreise. 
Preise der Wochenkarte 3. Klasse sind 
auf ein Drittel der künftigen Monats- 
kartenpreise 3. Klasse festgesetzt. Die 


"Erhöhungen werden durch Neuausgabe 
des obigen Tarifs und der Preistafeln 


dazu durchgeführt. 
Nähere Auskunft erteilt unser - Vier- 


kehrsbüro. „r(391L) 
Berlin, den. 1. April 1921. 
Eisenbahndirektion. 
Binnentarif. 


Mit Wirkung vom 1. Juni 1921 werden 
die Personentarife erhöht. Mit dem 
gleichen Zeitpunkt werden die bis da- 
hin noch zur 
Schülerzeitkarten und Arbeiterwochen- 
karten aufgehoben. An deren Stelle 
treten Schülermonatskarten und Wo- 
chenkarten, die an jedermann zur Aus- 
sabe „relangen. 

Die Durchführung dieser Maßnahmen 
erfolgt durch Ausgabe eines newen Ta- 
rifs. (389) 
Nähere erteilt das Veer- 
kehrsbüro. = 
Berlin, den 1. April 1921. 

Die Direktion. 


Auskunft 


Nordseebäderverkehr (ostfriesische 
Inseln). 


Zum 1. Juni 1921 wird ein neuer 


werkehr mit den Norseeinseln Borkuni, 
Juist, Langeoog, Norderney, Spieker- 
oog und Wangerooge ausgegeben. Durch 
ihn werden die bestehenden. durch- 
gehenden Verbindungen erweitert und 
neue erhöhte Tarifsätze eingeführt. 
Nähere Auskunft erteilt auf Befragen 
unser Verkehrsbüro. (359) 
Münster (Weestf.), 26. März 1921. 
Namens der beteiligten VEEWaNunREn 
Eisenbahndirektion. 


Biunen-Personen-, Gepäck- und Güter- 
tarif, Teil IL für die Lokalbahn 
Sehaftlach-Gmund-Tegernsee. 

Ab 1. April 1921 werden die Gepäck-, 
Expreßeut- und Gütertarifsätze in dem- 
selben Maße wie bei den Reichseisen- 

bahnen erhöht. . 

Diese Erhöhungen sind von Sn Auf- 
sichtsbehörde oemehmiet. (357) 
Tegernsee, den 28. März 1921. 

Eisenbahn-Aktiengesellschaft | 
Schaftlach-Gmund-Tegernsee. 
Die Direktion. 


‚, Brandenburgische Städtebahn- 
Aktiengesellschaft. 
Vorbehaltlich der Genehmigung durch 
die  Staatsaufsichtsbehörde. erscheint 
mit Gültiekeit vom 1. Juni d. J. ein 
Nachtrag zum diesseitiven Binnen-, 
Personen- und Gepäcktarif. Durch 
diesen Nachtrax werden die Fahrpreise 
sowie die Frachtsätze für Gepäck und 
Expreßgut erhöht. Nähere Auskunft 

erteilt die unterzeichnete. Direktion. 
Berlin, im März 1921. (354) 
Die Direktion. 


Mit Wirkung vom 1. J uni. 1921 an. 


Tarif für die Beförderung von Perso- 


Die künftigen 


* 


Aussabe \welangrenden . 


Tarif für den Personen- und Gepäck- 


‚Hermann & Co. in Berlin ‚SW. 


Personenverkehr 


Bedarf an föhrenen und eichen 


‚dingungen (die eine Änderung nich! 


"wierbern 
- schlossen spätestens am 16. April 


“das linksrhein. Netz am 19% April, 


3,00. M (in bar) zu beziehen. 


F- 


Eraudenburs uhr Städtebahnt 
Aktiengesellschaft. 
Mit Genehmigung der antenne 
behörde werden im diesseitigen Binnen- 
mit Gültigkeit vom 
1. Mai d. J. die. Monats-Nebenkarten 
aufgehoben. &' 5 
Berlin, den 30. März 1921. 
Die Direktion. 


4. Verdingung. 


eich eisen - 
(Bayer. recehts- und linke- 
rhein. Netz). 
Schwehtethull u.Schwelleie 
verdingune für das Jahr 1921, 
Bei dem .Baukonstruktionsamt des 
Reichsverkehrsminisberiums,  Zwiei 
stelle Bayern in München, wird 


Schwellenhölzern, sowie an föhre: 
und »eichenen Bahn- und Weic 
schwellen für das gesamte Bayer. 
der Beichseisenbahnen öffentlich 
Verdinsung ausgeschrieben. Die V 
dingungsunterlagen sind bei der Be 
verwaltung der Eisenbahndirektion 
München, Arnulfstraße 19, gegen Ein 
zahlung des Kostenbetrages auf Po: 
scheckkonto Nr. 12070 München zu 
halten. Die Kosten hierfür betra, 
für die allgemeinen und besonderen 


fahren haben) je 3; N, für die übı 
Unterlagen für‘-jedes der be 
Bahnnetze 4 MN. 

Die Angebote müssen von den ! 
unterschrieben und 


abends 6 Uhr postfrei bei dem - 
konstruktionsamt des Reichsverkeh 
ministeriums, Zweigstelle Bayern 
München, Arnulfstraße 32, eingere 
sein. Die Eröffnung der Angebote 
das zrechtsrhein. Netz erfolgt 
18. April 1921, vormittags 9 Uhr, 


mittags 9 Uhr, im Gebäude des Ve 
kehrsministeriums in Mü 
chen, Arnulfstraße 3, A 
gang I, Saal Nr. 100 im 1. Stock 
München, den 22. März 1921. = 
Baukonstruktionsamt. 7 


5. Verkauf von Altmaterial 


Im  Woerkistättenamt 1b B 
stehen 23 Stück abgemusterte lauffä 
Güterwagen mit-und ohne Handbren 
zum Verkauf. Angebote sind Y 
schlossen und mit der Aufschrift 
sebot auf alte Güterwagen‘ postf: 
die Eisenbahndirektion hierselbst, M. 
theserstraße 1, bis zum 11. Mai 
vormittags 10 Uhr, einzureichen 
Eröffnung der Angebote verfolst, 
11% Uhr im Zimmer Nr. 207 der 
bahndirektion im Beisein "etwa en 
nener Bieter. Die Wagen m 
spätestens 2 Wochen nach! verf 
Zuschlagserteilung abgerollt we 
Wegen der Besichtigung der 
‚wolle man. sich an den‘ Vorstand 
Werkstättenamtes 1b Breslau wend 
Angebotsbogen, sowie die Verka s) 
dingungen sind von unserem 
büro „egen postfneie Einsendung 


Breslau, im März 1921. 
Eisenbahndirektion, 


DC 


Berlin, den 14. April 1921. 
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LXI. Jahrgang. 


N 


Tschecho 


D range Maßnahmen gegen en - 
5 10t: 


- Fahrgeldentgang, 
Verhütung von Zusammenstößen mit 


-slowakisches Ge- 
Erweiterung der Befugnis 
der Bahnbetriebsämter 


a Inhalt: 


Bahnyverbindungen in Frankreich. — 
Die Berechnung des Reinertrages 


in. Rekla- der schweizerischen Privatbahnen. 


. siehengebliebenen eg bei Zug- 
- trennungen,. 
Bremsprobesignale, 

D er Meister in der Neuotdnne der 
- Eisenbahn-Hauptwerkstätte. 
Nachrichten, 

.D sutschland: Reichsverkehrs - 
_ ministerium und Eisenbahnreklame. 


tung von Viehseuchen. — 


neue Berliner Stadtbahntarif. — 
Die Reform der Monatskarten. -— 
Antrags auf Überprüfung der neuen 
Eisenbahngütertarife.. — Franken- 
währung im Saargebiet. — Eisen- 
bahndirektion des. Saargebicts. — 
Todesurteil gesen den Bahnfrevler 
Jakob. — Naturschutz und Wasser- 
kraftanlasen. — Generaldirektor 
Max Dräger. — Personalnachrichten. 


Ungarn: 


tembergische Verkehrswehr. — Der 


mationssachen — Errichtung einer — 


Eisenbahn-Baudirektion. 


Die Verkehrsbeschrän- 
kungen und die Fabrik- und Indu- 
strieunternehmungsen. —. Dampf- 
schiffahrt auf der Donau. — Fracht- 
ermäßigung für Ausstellungsgüter. 
—_ Freigabe der im Zollamt lvegen- 
den Güter. — Drahtseilbahn in Mis- 
kolez. — Die Allgemeins. Eisen- 
bahn A.-G. — Englische Kohle für 
Ungarn, — Der Handelsvertrag mit 
Rumänien. — Märzferer in den Ma- 
schinenfabriken der ungarischen 
Staatsbahnen. — Budapester . Stra- 
ßenbahntarif. — Ungarns Außen- 
handel im ersten Halbjahr 1920. — 
Die Budapester Orientmesse. 


Übrigeeuropäische Länder: 


Die Stockholmer Bahnhoffrase. — 
Französisch - belgische Verkehrs- 


Internationale Eisenbahnerkon- 
ferenz in Genf. — Lokomotivman.el 
bei den italienischen Eisenbahnen 

— Neue Eisenbahnlinie Venedic- 
München. — Die Zukunft des sen eli- 
schen Verkehrsministeriums.. — 
Eisenbahnfragen vor dem englischen 
Parlament. — Die Eisenbahnen Ir- 
lands. — Die enelischen  Eisen- 
bahnen und der achtstündise Ar- 
beitstag. — Tariferhöhune in Polen: 


Fremde Erdteile: Die S$Smyrna-”- 
Aidin-Eisenbahn. — Die Eisen- 


bahnen -von: Südafrıka. —' Neue 
Sehiffsverbindung. zwischen Ame- 
rıka und Europa. — Abbau der 


“Löhne in Amerika. 


Allsemeines. 


Rechtspflese, 
Bücherschau. 
Amtliche Mitteilungen. 


5 terreich: Der Fremdenverkehr 
Wien. 


spannung. — 


_Durchgreifonde Maßnahmen 


te die Fahrgeldhinterziehung bei dem zunehmenden Ver- 
hr der deutschen Eisenbahnen. schon vor dem Kriege eine 
üliebsam empfundene Rolle gespielt, die in den getroffenen 
esenmaßnahmen deutlich zum Ausdruck kam, so ist dieses 
nach dem Zusammenbruch durch die Umgestaltung aller 
‚ltnisse in erschreckendem Maße angewachsen. Nicht zu- 
tz haben: auch die mehrfach erhöhten. Fahrpreise den Betrug 
‚glich und des damit verbundenen, geringen Wagnisses 
erscheinen lassen. Das abschreekende. Beispiel einer 
ren Überführung und angemessenen Bestrafung der Be- 
"kann nur noch selten gezeigt werden. Es ist ein be- 
endes Bild unserer Zeit, wenn sogenannte „anständige“ 
chen sich öffentlich rühmen, den Fiskus in irgendeiner 
geschädigt zu haben. Das moralische Empfinden weiter 
hat eben schwere Einbuße erlitten zum Nachteil öffent- 
richtungen. Daß bei der gegenwärtigen Finanzlage 
enbahnen solche Zustände auf die Dauer nicht fortbe- 
können, liegt auf der Hand. Das einzige. Mittel zur 
jietet freilich nur eine häufig und. gründlich vorge- 
rüfung der Fahrkarten aller Reisenden, wie sie im 
undmachung. 2 (PBV.) seit langem vorgeschrieben 
auerade die nt dieser ee und die hier- 


Neue . rdeelenie Amtliche Bekanntmachungen. 


Infolge der jetzigen Höhe der Postgebühren kann die Schriftleitung in. Zukunft nicht erbetene 
‚Manuskripte nur zurücksenden, wenn Rückporto beigefügt ist. 


gegen Gen EDIRSIOSDIRANE: 


Vom Eisenbahnsekretär Franz Schmelz, München. 


für azebsnen Richtlinien sind noch sehr verbesserungsbe- 
dürftig. Im nachstehenden möchte ich hierüber Vorschläge 
brinsen, denen vielfach persönliche Wahrnehmungen an .der 
Bahnsteigsperre zugrunde liegen. 


Gegenwärtige Mängel. 


Während sieh die Fahrkartenprüfung für sämtliche Reisen- 
den. vor dem Einsteigren, wo Zeiträume bis zu einer Stunde zur 
"Verfügung stehen, wie auch im rollenden Zuge in größter 
Ruhe und Ordnung vollziehen läßt, muß das gleiche Prüfungs- 
geschäft am Ausgang der Bahnsteigsperre in. wenigen‘ Minuten 
erledigt werden. Man vergegenwärtige sich doch das Bild, 
wenn ein ankommender Zug binnen weniger Augenblick6& die 
"Masse seiner Reisenden: dem Bahnsteig zuführt und diese in 
größter Hast: den Bahnhofshallen zu entrinnen suchen! Es ist 
ohne weiteres klar, daß die in, stetem Gedränge durchgeführte 
Fahrkartenprüfung Sorgfalt und Gründlichkeit vermissen läßt 
und in keiner Weise den Anforderungen der Kundmachung 2 
entspricht. Ist es da verwunderlich, wenn die Inhaber un- 
gültiger Fahrkarten, die in vielen Fällen über die Zielstation 
ihrer Fahrkarten hinausfahren, gerade . jenen. Umstand sich 
zunntze machen? Der Umfang ihres Treibens kann zahlen- 
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mäßig freilich nicht festgestellt werden, dürfte aber recht be- 
deutend sein. { 

Der Hebel wäre also bei der mit der Abnahme der benutzten 
Fahrausweise verbundenen Prüfung «einzusetzen, deren viel- 
seitige Mangelhaftigkeit in der gebotenen Eile, im Prüfungs- 


gegenstand und in der menschlichen Unvollkommenheit be-. 


gründet ist, In erster Linie hat der Bahnsteigschaffner zu 
untersuchen, ob die abzunehmende Fahrkarte auf die Ankunfis- 
station lautet. Zur weiteren Feststellung, ob die Fahrkarte für 
die vom Zuge befahrene Strecke gilt, muß die Reiseantritts- 
station abgelesen werden, was umfassende verkehrsgeogra- 
phische Kenntnisse voraussetzt. Dagegen lassen sich Zug- 
gattung und Wagenklasse an der Farbe der Fahrkarte ohne 
weiteres erkennen, wie ja auch der Ausgabetag, der meist mit 
dem Ankunftstag übereinstimmt, rasch. festgestellt ist, Der 
kleine Druck der dicht untereinanderstehenden Stationsnamen 
und der etwa noch vorhandenen Wegevorschrift erfordert nun, 
daß jede Fahrkarte bis auf etwa 30 cm dem: Auge nahe gebracht 
wird. Schon bei öfterer Wiederholung dieses in lückenloser 
Folge wiederkehrenden Vorganges wird ein merkliches Nach- 
lassen in der Genauigkeit der Fahrkartenprüfung eintreten, 
das in erster Linie durch eine anhaltende Ermüdung der Augen 
hervorgerufen ist, Da künstliches Licht den. Sehnerv des 
Auges noch mehr anstrengt als das Tageslicht, kann bei Nacht- 
dienst eine Ermüdung entsprechend früher festgestellt werden. 

Unter. diesen Umständen muß es als unmöglich bezeichnet 
werden, die Fahrkartenprüfung auf der Bestimmungsstation 
mit gleichbleibender Sorgfalt durchzuführen und mit vor- 
schriftsmäßiger Gründlichkeit zu beenden. Und doch soll ge- 
radie die mit der Abnahme der benutzten Fahrtausweise ver- 
bundene Prüfung eine besonders vollkommene sein. In dem 
Bestreben, eine wesentliche Besserung dieser Verhältnisse zu 
erzielen, hat die vormalige bayerische Staatseisenbahnverwal- 
tung die nach München Hbf. und Nürnberg Hbf. lautenden 
Fahrkarten des Binnenverkehrs durch auffällige blaue Quwer- 
streifen besonders kenntlich gemacht, wodurch die Prüfung 
der Fahrkarten in diesen beiden Endstationen etwas erleichtert 
worden ist. Dies vermag aber nichts an der Tatsache zu 


ändern, daß die Ausgabestation einer Fahrkarte nach wie vor’ 


abgelesen werden muß, wie überhaupt ein großer Teil der 
oben aufgeführten Mängel geblieben ist. Da diese örtliche 
Maßnahme weiter auf den bayerischen Binnenverkehr be- 
schränkt bleiben mußte, konnte sie nie durchgreifende Bedeu- 
tung erlangen, obwohl bei ihrer Einführung in Friedenszeiten 
noch durchaus zuverlässiges, gut geschultes Bahnsteigpersonal 
zur Verfügung stand. Heute dürfte es nun mehr denn je im 
Interesse der Eisenbahnverwaltung liegen, den Bahnsteig- 
schaffnern durch künstliche Hilfsmittel das Prüfungsgeschäft 
zu erleichtern, ohne daß der Wert dieser Arbeitsleistung herab- 
gemindert wird. 


Die Kennzeichnung durch Nummern. 


Unzulängliche örtliche Maßnahmen, wie sie zurzeit in 
München Hbf. und Nürnberg Hbf. bestehen, können der wei- 
teren Ausdehnung der Fahrgeldhinterziehungen kein „Halt!“ 
gebieten. Außerdem treten die geschilderten Mängel der Fahr- 
kartenprüfung auch auf verkehrsschwächeren Bahnhöfen ge- 
legentlich des nur zu bestimmten Stunden herrschenden An- 
dranges stark in Erscheinung. Nur durchgreifende Verbesse- 
rungen, die auf allen mit Bahnsteigsperre versehenen Stationen 
der Reichseisenbahnen in gleichem Maße zur Auswirkung 
kommen, verbürgen den Erfolg. Ich schlage daher vor, 
jeder Fahrkarte ein die Bestimmungsstation kennzeichnendes 
Merkmal aufzudrucken in Gestalt einer auffallend kräftigen 
Zahl. Abbildung 1 läßt die zweckmäßig erscheinende Größe 
solcher Nummern erkennen, die auch auf Entfernungen von 
% m und darüber von der Fahrkarte noch deutlich abgelesen 
werden können, während dies von gleich kräftig gedruckten 
Buchstaben keineswegs gesagt werden kann. Daher lassen 
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. Eisenbahnnetzes in 14 bis 15 Unterbezirke (Gruppen) vo 


ihrer Gruppe noch ein besonderes Gruppenkennzeichen tr. 


' Millimeter unter dem- Kopfrand der Fahrkarte ab 


gebracht werden, wenn man sie auf einen bei der Tönung 


 merksamkeit lediglüch der Stationsnummer de 


‚der Unstimmigkeit der Nummer sofort erkannt. Ob es sich 


‚Reisenden beim Verlassen der Bahnsteige vermieden we 


‚nur. 


Zeitung des Vereins > e 
Denkens Eaenbeber 


selbst kurze Stationsnamen die vorteilhafte Aufäringlichk 
gleich großer Nummern gänzlich vermissen. Aus der ( 
überstellung der bisher „gebräuchlichen und der dem vo | 
schlag entsprechenden. Fahrkarten in Abb. 1 geht ferner her x 
vor, daß durch die unbedeutende Verschiebung des Fahrka = na 
aufdruckes nach oben die Übersichtlichkeit nicht verlo: 
greht*). Übrigens würde durch Verkleinerung des Fahrkarten- 
kontrollabschnittes (Kinderabschnittes), wie dies bei viel 

Sammelkarten schon der Fall ist, viel freier Raum gewon 
werden. 
Noch besser könnte die Nummer der Fahrkarte zur Gelt 


Pappe wei Bbleibenden Querstreifen von bestimmter ] 
druckt und dadurch wirksamer vom Grundton der ‚Fahrl 
abhebt. (Abb. 1.) 

Die jeder Fahrkarte aufzudruckende Nummer hat für 
Fahrkartenprüfung vor der Abreise wie auch für die Prüf 
im rollenden Zuge keine Bedeutung. Diese Prüfungen vo) 
ziehen sich einwandfrei wie bisher auf Reiseziel und Rei 
‚wieg. Dagegen wird die mit der Abnahme der benutzten-Fa 
ausweise verbundene Prüfung künftig in der Weise Vorzu- 


x 


nehmen sein, daß der Bahnsteigschaffner seine ganze Auf- 


Fahrkarte zuwendet. Diese Nummer allein läßt auf d 
ersten Blick erkennen, was zu erforschen is. Alle a 
nehmenden gültigen Fahrkarten müssen nunmehr sämtlich d 
gleiche Merkmal aufweisen, nämlich die Nummer d 
eigenen (Ankunfts-) Bahnhofes, die sich in Bruchteilen «ei 

Sekunde überblicken läßt. Lautet eine Fahrkarte nicht 
die Ankunftsstation, so wird dies vom Bahnsteigschaffner 


diesen selteneren Fällen um Fahrtunterbrechung, um den Ü 
gang. auf einen anderen Zug oder um ungültige Fahrka 
handelt, mag der sonstige Aufdruck der Fahrkarten zei 
Die vorgeschlagene Maßnahme wird demnach bei peinlichs 
Genauigkeit der Prüfung dieses Geschäft wesentlich er 
tern und gleichzeitig so beschleunigen, daß Stauungen 


Der Gedanke, zur besseren Kenntlichmachung des wes 
lichen Fahrkartenaufdruckes Zahlen zu verwenden, ist n 
ganz neu. Gleichwohl sind Versuche, meines Wissens, bis 
auf Privatbahnstrecken von unbedeutender 1 
wie z. B. auf der Isartalbahn, vorgenommen worden. 
Ausdehnung auf twinen größeren Verwaltungsbereich 
wohl eine Schranke gesetzt worden in der Vielzahl der 
kehrsstellen, deren fortlaufende Bezifferung innerhalb de 
Reichseisenbahngebietes fünfstellige Nummern beding 
würde. Das Höchstmaß für eine übersichtliche Kem 
lichmachung der Fahrkarten liegt aber bei dreistelli 
Zahlen, womit zunächst nur 999 Stationen bezeichnet we 
können. Durch Weglassung der ersten „1“ können auch 
die Zahlen 1000 bis 1099 unbedenklich mit drei Ziffern a 
drückt werden. Es wäre sonach ,000“ — 1000; „001 = 1001 
„099“ — 1099. Die Kennzeichnung sämtlicher Reichsbahns 
nen mit höchstens drei Ziffern setzt daher die Einteilun 


die aus einem oder mehreren Eisenbahndirektionsbezirk: 
bilden wären. Wegen der fortschreitenden Eröffnung 
Stationen und der zunehmenden Verdichtung der Netze 
ten keiner dieser Gruppen mehr als etwa 1000 Verkehrsste 
zuzuweisen sein. Bei Anwendung einer solchen Gruppen 
teilung müßte jede Fahrkarte neben der Nummer inneı ! 


Man möchte versucht sein, sofort an die Unterscheidung dus 
Buchstaben zu denken. Dieser Weg erscheint aber deshal 


*) Man beachte, daB zur Anbringung des Ausgabeta, 
nügend Platz vorhanden ist. Da sich das Datum immer 


könnte man die Zugbezeichnung (F.a. Z.; E. od. Pz.; yE 
mittelbar an den Kopf der Fahrkarte setzen. : 


Für alle Züge. 
‚für L- -Züg» tarifm. u 


R |  Mü ünchen Hbf. 


Für alie Züge,- 
‚für L-Züge tarifm. Gebühr. 


‚Weiden (Opf. ) Barmen 
© 5 Hof Hbf. | Benutzb. Bahnwege umst. | 
1® 1 Kl. 00 7,40,M IK. WOM- 

ee a Lan 


;Weiden(Opf.)-HofHbf. ; München H.-Barmen | 


000000 
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. Für alle Züge.: 
‚für L-Züge tarifm. ebhrn 
: München Hbf. : 

Barmen 


‚ Benutzb, Bahnwege umst. i 


Für alle Züge. 
Far L-Züge tarıfm. Sale 


Weiden (Opf. ) 
a Hof Hbf. - 


6 1231: 
= 

* “ K1.t/W 0 Im. Kl. 00,00 N 

rg ee B 2 (16) 


(1/1) “ 
wei den(Opt.) HofHbf. 


9000. 


(16) \ 
‚ München H: -Barmen | 
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ihafter ist schon die eine te 
nach ihrem Sitz über oder unter bestimmten Zahlen- 
ge: Nummer. nach vorausgegan. gener Vereinbarung Kenbatte) 


erklärte 
N kart see „wie BE chsiäben; 
u. del., überhaupt entbehrlich, was zweifellos «ine 
itere Vereinfachung bedeutet. Es ist dadureh möglich, mit 
dreistelligen Zahlen sämtliche Reichsbahnstationen 
j eeeegrleng Sin wandfrei -auseinanderzuhalten. 


.: 
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Fe Suen- er Keichweiseihahner. ohne Küekäicht auf hrs 
hrsgeographische Lage nach einem, von. den zuständiren 
hi rden und Beamten aufzustellenden allgemeinen Verzeich- 


serer Groß. Eid Miktalställe zu zählen, nein auch 
Kurorte, Seebäder u. dgl., kurz alle Bahnstationen, 


.. die folgenden Nein ra eBeadt- 
ößen usw., nach der Reihenfolge ihrer Verkehrsbedeu- 
oh nach der en g3 Nele le 


vorweg EtelEr eeichaig er 6 bar eits it 
ı dieses Verzeichnisses gekennzeichneten verkehrs- . 
Stationen in de für jede Gruppe besonders 

a Hefte übertragen. Die an noch nicht mit. 


| Nummern versehenen Stationen 


Nr: 13 
über” Treuchrihgen: Ans-: Bap 7 
‚bach. oder Nürnberg-: ‚B ErSOnenzuG. 
ı Aschaffeuburg-Frankf. ! \ 
a.M. Br Darmstadt-: 
öln-H: ! 
en Bamberg 
' Ulm-Stuttgart-Bretten- : x 
'B: ‚uchsal od. Jagstfeld-: Salzungen 
|Neckarelz od. Sinsheim-, cr i 
| Heidelberg-Darmstadt ı über ‚Lichtenfels 
‘oder Mannheim oder! 4 
menet: -Bretten- ! i u. 
‘ Grahen=-Neudorf oder : ‘ / 2 
‘ Pforzheim-Karlsruhe- ! VE Rl. 3,80.M 
‚Schwetzing.-Mannheim-: .# (6) 
Lampertheim oder Lud-: h \ i 
'wigshafen a. Rh-Mainz-! ey 
‚Bingen od. Wiesbaden-! \ (6) 
i Köln-Haan. h Bamberg--alzungen | 
> grau 
Personenzug. 


Datum »—> 


Bamberg 


Salzungen 
über Lichtenfels 
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EN Iv.KL 380.M 


weih 
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in den. einzelnen Gruppen- 
hefben — es ist wohl der zehnfach größere Teil — werden 
innerhalb ihrer Gruppe nun ebenfalls fortlaufend beziffert, 
wobei die Nummern der übertragenen Stationen nicht zweimal 
vergeben werden. Nummierngleichheit kann dann nur noch bei 
unbedeutenden Stationen der verschiedenen Gruppen 
vorkommen, zwischen. denen (mangels ‚ines Bedürfnisses) 
keine fertig gedruckten Fahrkarten aufliegen. Verwechslun- 


- gen sind daher nicht zu befürchten. Zur Feststellung, zwischen 


welcher. Stationen Fahrkarten ausgeseben werden, müßten die 
Binnen- und Weechsel-Personentarife herangezogen werden. 
Tariffragen selbst werden ‚nicht berührt. 


Die Prüfung des Reiseweges. 


, Dien-Bahnsteigschaffnern ist ferner zur Pflicht gemacht, sich 
von der Gültigkeit jeder Fahrkarte für die benutzte Strecke 
zu überzeusen. Dies läßt sich zurzeit nur durch Ablesen der 
beiden auf der Fahrkarte angebrachten Stationsnamen und 
der etwa noch vorgetragenen Wegevorschrift erreichen. Zur 
Auslösung der hierzu erforderlichen verkehrsgeographischen 
Kenntnisse, besonders wenn mehrere Wege in Frage kommen, 
ist auch nach längerer Ausbildung eine jedesmalige kurze 
Überlegung notwendig, die das zeitlich ausgedehnte Prüfungs- 
geschäft vor der Abfahrt eines Zuges nicht wesentlich beein- 
trächtigt. Dagegen ist für die Abnahme der Fahrkarten auf der 
Bestimmungsstation, die für solche Überlegungen keine Zeit 
läßt, die umständlieh erworbene Kenntnis der Reiseantritts- 
station nichts als wertloser Ballast. Sie soll ja nur dazu 
dienen, die Gültiekeit der Fahrkarte für die letzte vom ange- 
kommenen Zuge befahrene Teilstrecke nachprüfen zu Können. 
Die Ankunftsrichtung,- auf die es sonach allein an- 
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kommt, läßt sich aber viel einfacher und übersichtlicher kenn- 
zeichnen durch Anwendung einer der abgebildeten Typen, 
welche die Nummer der Bestimmungsstation ganz oder nur 
teilweise einfassen soll. Die auf einer Station einmündenden 
Strecken können durch die unterschiedlich angebrachte Um- 
rahmung der stets eleichen Nummer gut auseinandergehal- 
ten werden. Auf Zwischenstationen, wo nur zwei Richtungen 
in Frage kommen, unterscheiden sich die Karten der einen An- 
kunftsriehtung zweckmäßig durch unterstriehene Nummern 
(Type 1) von den nicht weiter gekennzeichneten. der entgegen- 
gesetzten Richtung. In Abbildung 2 sind 13 verschiedene Um- 
rahmungen dargestellt, eine Zahl, die für die größten deut- 
schen Knotenstationen ausreichen dürfte. 


Fahrkarten, die über verschiedene Wege wahlweise gelten, 
z. B. die Fahrkarten München-Berlin über Nürnberg oder 
Regensburg; Nürnberg-Hof über Bamberg, Bayreuth oder 
Marktredwitz; oder München-Salzburg über Mühldorf oder 
Rosenheim, könnten dadurch gekennzeichnet werden, daß man 
diesen Fällen eine besondere Type der Abb. 2 vorbehält. Die 


| Rn 
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vollständige Umrahmung der Ziffern ‘(Type 11) oder das gänz- 
liche Fehlen einer Umrahmung sind für diesen Zweck ganz 
geeignet. Gleiches eilt für die Fahrkarten soleher Teil- 
strecken, die von Zügen verschiedener Richtung gemeinsam 
befahren werden. [Beispiel: Strecke München-Pasing, auf der 
die Züge nach und. von Augsburg, Lindau, Herrsching und 
Starnber& verkehren. Die Auswahl der Typen für die ein- 
mündenden Strecken müßte für jede Station durch die zu- 
ständige Eisenbahndirektion einheitlich vorgenommen werden. 
Sache des Bahnsteigbeamten ist es dann, sich‘ vor Ankunft 
jedes Zuges an Hand einer Tabelle lediglich zu vergewissern, 
welche Umrahmung der Ankunftsrichtung des zu erwartenden 
Zuges entspricht. Da die abzunehmenden Fahrkarten in 
ihrem Merkmal (Nummer und Umrahmung) sich vollständig 
gleichen müssen, ist jede Abweichung sofort leicht zu vr- 
kennen. 

Die abgebildeten Streckentypen Nr. 1—13 sind aus kürzeren 
senkrechten und längeren wagrechten Strichen zusammenge- 
setzt, den Ausmaßen der eingeschlossenen Nummer entspre- 
chend. Nach Äußerungen von fachkundiger Seite bietet der 


Abbildung 2. 


; 
ETE 


Von Regierunss- und Baurat Heinemann, Hamburg. * : u 


Unter den Eisenbahnunfällen nehmen diejenigen, die un 
Auffahren von Zügen auf abgerissene, auf der Strecke stehen- 
gebliebene Zugteile entstehen, nach Anzahl und Schwere 
einen hervorragenden Platz sein. 
durch die Gleichmäßierkeit des regelmäßigen Betriebes be- 
wirkten Abstumpfung der Blockwärter, dıe auf den Zugschluß 
nicht achten und nach Vorbeifahrt des vorderen Zuesteils den 
noch von dem abgerissenen Zugteil besetzten Streckenabschnitt 
für den nachfolgenden Zug freigeben. Die im Kampfe gegen 
diese Gefahren bisher angewendeten Mittel, wie Unterricht, 
Strafandrohung usw., haben, wie die Erfahrung lehrt, nur un- 
genügend gewirkt. Im nachfolgenden soll ein Verfahren be- 
schrieben werden, durch das die Aufmerksamkeit der Wärter 
während des ee Betriebes ständige rege „ehalten 
werden soll, 
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-die zur Hin- und Rückfahrt gültigen Fahrkarten einse 


-Jegung der erforderlichen Verzeichnisse, die für die 


Maßnahme nichts im Wege stehen. 


‘ eine veränderte Form zu geben und den. Wärter zu 


Ihre Ursache legt in der 


j Zeitung les Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwalt 


‚Druck der Fahrkarten, deren Grundfarbe schon Ion B 

Querstreifen an festgelegter Stelle enthalten. muß, k 
Schwierigkeiten. : FW: 

Umfang der Vorschläge. | 

Die vorstehenden: Vorschläge beziehen sich allgemein 

sämtliche Arten der Edm onsonschen Fahrkarten*), ° 


un 


lich der Arbeiterkarten, für Schnellzugzuschlagkarten, N 
preisereänzungskarten und Umwegkarten soll im Ra 
dieses Aufsatzes von Vorschlägen abgesehen werden. Ob 
Maßnahme auch für die Militärfahrkarten zweckmäßig 
die ihre frühere Bedeutung verloren haben, wäre noch 
oehender zu prüfen. Bei allen anderen Arten von -Fahrk 
wie Buchfahrkarten, Rundreiseheften, Unternehmerfahrs 
heften usw., ferner bei Blankokarten und Zeitkarten h 
ein Bedürfnis nach besonderer Kenntlichmachung nicht 
sich diese sämtlich durch großen, deutlichen Druck auszeic 
Die scheinbaren Schwierigkeiten der vorgeschlagenen 
nahmen liegen nur in der vorwaltungsseitigezze 
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bereitung; den Beamten. des An beidiener würden 
bedeutende Erleichterungen bringen und zu beschleuni 
Verkehrsabwicklung beitragen. Unbedeutende Ausgaben, 
keine Rolle spielen, erwachsen in der Aufstellung und. D 


Br. 
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gebenen Stationen in einer Spalte die zugewiesene Numr 
in einer weiteren die Nummer der Umrahmungstype (} 
bis 13) enthalten, je nach dem Weg, für den die Fah 
gelten soll. Für die Bestellung und den Druck der Fahrk 
ist die Kenntnis der beiden Nummern unbedingt erforder 
Nach Ausrüstung der Dienststellen, auch der außerdeuts 
des direkten Verkehrs, mit den erforderlichen Vierzeichni 
kann, meines Frachiik der allgemeinen Durchführung 


*, Für Sammelkarten (Fahrkarten, denen. ‚meh, 
Zvelstationen aufgedruckt sind), die nur im . bayeri 
Binnenverkehr einige Bedeutung erlangt haben, mag 
erst bei dem bisherigen Verfahren sein Bewenden haben. 
dem Umfang dieser ‘Vorschläge spielen die Sa 
ohnedies eine canz untergeordnete Rolle. 


Es wird vorgeschlagen, dem Zusschluß. für einze 


dieses, nach besonderer, vorher nicht bekannt zu ge 
Anordnung zu führende „Überwachungssignal“ sof 

Vorbeifahrt des Zugschlusses im Zugmeldebuch zu. ‚ver 
Der Zwang kann ausgeübt werden durch die Vorsch. 
bei Wehrnehmung des „Überwachungssignals“ die Aı 
zeit des Zusc® nicht an der üblichen Stelle im Zugm 

sondern ein. oder mehrere Zeilen tiefer, unter vollst 
-Freilassung des Zwischenraumes von Eintragungen 
merken ist. Würde der Wärters» infolge von Nac 
bei - Beobachtung der Zugschlüsse den vorgesch: 
Zwischenraum nicht freilassen, so könnte er, wenn €T 
her von dem Überwachungssignal auf andere Weise 
erhält, seinen Fehler doch in keiner, as ag n. 


1x ; Tahrgang 
14. April 1921. 


Yertahren gestattet auch eine schleunige Nachprüfung, weil 
die Station und Bahnmeisterei beauftragt werden können, die 
 Zugmeldebücher alsbald einzusehen. 

Zur Signalgebung empfiehlt es sich, eines der drei Zeichen 
des Zugschlusses, und zwar zweckmäßig: die linke Oberwagen- 
Jaterne und -scheibe mitzubenutzen. Ein viertes Zeichen zu 
_ führen, empfiehlt sich, abgesehen von den hohen Kosten für 
HR Anbringung der Stützen an den Wagen, schon deswegen 
R icht, weil den Wärtern bei mangelhafter Aufmerksamkeit die 
Ausrede zu Gebote stehen würde, die Laterne habe schlecht 
oder gar nicht gebrannt, eine Ausrede, die nur schwer zu 
' widerlegen wäre. Wird aber eine Laterne des gewöhnlichen 
 Zugschlusses mitbenutzt und der Wärter verpflichtet, den 
‘erwähnten Zwischenraum im Zugmeldebuch auch dann stets 

frei zu lassen, wenn er nicht sicher erkannt hat, daß diese 
Laterne das gewöhnliche rote Licht zeigt, so entfällt diese 
Ausrede, 

Die einfachste Form der Signalgebuns für das „Über- 
“wachungssignal“, die noch dazu den Vorzug vollkommener 
‚ Kostenlosigkeit hat, würde die Führung der runden weißen, 
‚schwarz geränderten Scheibe als linke Öberwagenscheibe und 
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‚Zur Erledigung einer vor Abfahrt der Züge erforderlichen 
' Bremsprobe sind Zeichengebungen des Wagenaufschers an 
den Lokomotivführer sowie Meldungen des Wagenaufsehers 
‚an den Lokomotivführer und Zugführer über den Ausfall der 
 Bremsprobe vorgeschrieben. Der Aufsichtsbeamte einer Station 
darf das Zeichen zur Abfahrt eines Zuges erst geben, nachdem 
En vom Zugführer gemeldet wurde, daß die Bremsprobe, so- 
Be weit diese erforderlich 
war, ausgeführt wurde, 
Erfahrunessemäß ist 
die Verständieung zwi- 
schen Wagenaufseher, 
Lokomotivführer, Zug- 
führer und Aufsichts- 
beamten bei langen 
Zügen und starkem 
Andrang auf größeren 
Bahnhöfen erschwert. 
Aus diesem Grunde 
wurden an Stelle der 
Handsienale bereits 
vor Jahren auf eınzel- 
nen Bahnhöfen orts- 
feste Sienaleinrichtun- 
Sen für hörbare oder 
x sichtbare Zeichen- 
Sebung geschaffen. 


% 


Abb. 2. 


an Festlegen. (Hupen u. dgl.) haben 
sich als wenig geeig- 
met erwiesen. - Die 
sichtbaren Sienale be- 


stehen meistens aus 
Abb. 3. farbigen selektrischen 
Lampen, die nach bei- 
den Seiten leuchten 
und durch - Wechsel- 


schalter an vwerschie- 
denen Stellen der 
| Bahnsteige ein- und 
ausgeschaltet werden 
. können. Sie sind im 
Gegensatz zu den hör- 
baren Sienalen so 
lange wahrnehmbar, 
bis durch \ das 


Bremsen Lösen. 


\ 


Abb. 4. 
SIe 


löst werden. Doch sind 
sie unter Einwirkung 
des bellen Taseslich- 
_ tes schwer erkennbar, 
vor allem vom Stande 


Bremsprobe Erledigt. 


“ T 


der nach rückwärts weiß geblendeten, linken Oberwagen- | 


. Die hörbaren Sienale | 


nächste Sienal abge- « 


- Druekknöpfe erforderlich sein. 


.probeweise benutzt. 
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laterne sein. 
Signal 17b der Signalordnung nicht für zulässig sehalten 
werden, so könnte etwa als linke Oberwasenscheibe statt der 
in Briefform geteilten Scheibe eine hochstehende rechteckige, 
durch eine senkrechte Mit‘ellinie in ein rotes und ein weißes 


Sollte dies Verfahren mit Rücksicht auf das 


Feld geteilte Scheibe geführt werden. Die linke Oberwagen- 
laterne würde in gleicher Weise zur Hälfte rot, zur Hälfte 
mattweiß abgeblendet werden. Aber auch andere Formen sind 
möglich, die beste wird durch Versuche zu ermitteln sein. 

Es ist anzunehmen, daß die Wärter versuchen werden, sich 
durch telephonische Vormeldune des Sienals ‘von Bude zu 
Bude und andere unerlaubte Hilfsmittel gegenseitige zu war- 
nen. Dadurch wird die Wirksamkeit des Vierfahrens zwar 
eingeschränkt, keineswegs aber aufgehoben. Der Zweck des 
Verfahrens ist nicht, die Wärter zu überführen, sondern ihre 
Aufmerksamkeit zu schärfen. Dieser Zweck wird jedenfalls 
erreicht werden. Die Mehrzahl der Wärter wird sich lieber 
auf die eigene, mit keiner besonderen Anstrengung verbun- 
denen Beobachtung verlassen als auf solche stets unsichere 
Vormeldung. Aber auch sonst wirkt das Überwachunessienal 
schon dadurch günstig, daß es ständige an die Wichtigkeit dies 
Zugschlusses erinnert. 


Bremsprobesignale. 
F : Von Eisenbahntechniker F, Ernst, Magdeburg. 


des Lokomotivführers oder vom Schlusse des Zuges aus. Von 
maßgebender Stelle sind nachstehende Grundbedingungen an 
ein brauchbares Sienal sestellt worden: R 

1. Gute Erkennbarkeit, auch bei Tage, auf mindestens 300 m 
Entfernung; 

2. die Signalbilder müssen sich bei Dunkelheit von den an- 
dern zur Bahnhofsbeleuchtung dienenden Lichtern deut- 
lich unterscheiden ; ® 

3.. die Farben und Formen der Lichter dürfen zu keiner Ver- 
wechslung mit. bestehenden Signalen der Signalordnung 
führen, © 


Nachstehend ist eine neue Sienalbauart beschrieben, die 
nicht. nur den vorerwähnten Anforderungen genügt, sondern 
auch noch weitere Vorteile aufweist, 

Das Signal besteht aus einem geschlossenen Blechkasten, der 
gut sichtbar. auf einem Pfosten oder unter der’ Bahnsteigüber- 
dachung angebracht wird. Vorder- und Rückwand sind tür- 
artıg ausgebildet und mit Ausschnitten nach Abbildung 1 
versehen. Die Signale bestehen nicht aus Lichtpunkten, son- 
dern aus. drei Lichtbalken a, b, &, die wie Einzellichter sein- 
und ausgeschaltet werden können. Durch zweckmäßiges Zu- 
sammenschalten der Lichtbalken entstehen Lichtwinkel, aus 
denen die Zeichen der Bremsprobe wie Bremsen „Festlegen“, 
Bremsen „Lösen“ und Bremsprobe „Erledigt“ ohne weiteres 
herausgelesen werden können. Die aufeinanderfolgenden 
Zeichen und deren Bedeutung sind aus den Abbildungen 2 
bis 4 ersichtlich. 

Um auch bei Tage eine gute Erkennbarkeit zu erzielen, wer- 
den dire Ausschnitte des Kastens außen mit gelbem Glas belegt. 
Die Ausschnitte sind so angeordnet, daß die Lichtwinkel auf 
beiden Seiten in der gleichen Weise, also nicht spiegelbildlich, 
erscheinen. Die Erleuchtung seschieht durch Glühlampen, die 
im Innern des Kastens untergebracht sind. Zum Ein- und 
Umschalten der Lichtbalken dient ein im Signalkasten be- 
findlicher Walzenschalter, der durch einen Magneten betätigt 
wird. Die Bedienung des Magneten und somit auch des Schal- 
ters erfolgt durch eine aus zwei Drähten bestehende Schalt- - 
leitung, die an mehreren Stellen des Bahnsteiges durch Druck- 
knöpfe geschlossen werden kann. Je nach der Länge des Bahn- 
steiges und der abzufertisenden Züge werden drei bis vier 
1 Zur Hervorbringung «ines 
Sienalzeichens nach Abbildung 2 bis 4 genügt ein mäßig langer 


‚ Druck auf einen der Druckknöpfe. 


“Die Signale erscheinen stets in der ‚vorerwähnten Reihen- 


folge und bleiben solange sichtbar, bis sie vom nächsten Signal 


abgelöst werden. Das Signal „Erledigt“ wird nur vom Auf- 
sichtsbeamten, und ‚zwar auch durch einen Druck auf einen 
beliebisen Knopf ausgeschaltet. _ x N 

- Das vorbeschriebene Signal — das patentamtlich geschützt 
ist — wird zurzeit auf Bahnhof Magdeburg. H. (Bahnsteig IV) 
Die Einrichtung hat sich bisher auch bei 
unsichtiger Witterung bewährt. 
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Der Meister in der Neuordnung der Eisenbahn-Hauptwerkstätte.). 
Von Dr. Hans A. Martens. 


Meine Herren! Der Anregung : ihres Verbandsvorstandes, "ständi skeit jeden erelien Arbeiter Bach icktipler un ; 
hier bei Ihnen über die Neuordnung im Eisenbahn-Werkstätten- schicklichkeit richtig anzusetzen und diejenigen zu ‚erkenn 
wesen zu sprechen, komme ich gern nach; es kann nur den | die‘sich zum Gruppenführer eignen, und die zum weitere 
Bemühungen der Eisenbahnverwaltung förderlich sein, wenn | Aufstieg vorgeschlagen. werden können, Die Menschenw: 
die in die Tat umzusetzenden Gedanken erläutert werden, | tung, die in unserem Vaterlande bislang so arg vernachl: 
wenn der Geist der Vorschläge in immer weitere Kreise ge- | sigt worden ist, wird den Meister verantwortlich machen f 
tragen wird. Bei der Fülle des Stoffes und der Kürze der | die Zufriedenheit in seiner Meisterschaft, und hohes psyche 
Zeit kann nur ein kleiner Ausschnitt aus der großen Aufgabe | logisches Verständnis wird, wenn angeboren. um so leicht 
gegeben werden, an der alle den Werkgemeinschaften ange- | durch Lehrkurse zu fördern und zu festigen sein. Dadu 
Beenden Beamten und Arbeiter mitzuarbeiten berufen. sind. | daß der angehende Meister jahrelang als Facharbeiter i 
Ich habe zum heutigen Vortrage das ausgewählt, was diese Belegschaft arbeitet, hat er beste Gelegenheit, zu stud 
Versammlung am meisten zu interessieren geeigmet ist: Der | was die Geführten von ihrem Führer verlangen. We 
Meister in der Neuordnung der Eisenbahnhauptwerkstätten. | Augen und; Ohren offen hält, dann weiß ver, daß Mense 
Ich hoffe, das Richtige getroffen zu haben.  freundlichkeit und Nachsicht noch lange nicht Schwachh 

Die Neuordnung erstrebt in personeller Hinsicht eine grö- | sind, und zielbewußte Führung sich nicht in Barschheit - 
Bere Durchsichtiekeit der Werkverwaltung in dem sogenann- Schroffheit äußern darf. Der zukünftige Meister steh ir 
ten dreigliedrisen Aufbau für Leitung und Aufsicht: Direk- | unseren Eisenbahnwerken auf der untersten Schwelle, de 
tor, Abteilungsleiter mit seinen Gehilfen, den Werkingenieu- | Werkbeamtentums, umlbrandet von den von der Leitung b < 
ren, und Wierkmeister. Als wertvollstes Ergebnis sind dabei menden Anordnungen, die in die Tat umzusetzen sind, 
die einheitliche Spitze großer Werke an Stelle der gegenwär- | von den aus seiner Meisterschaft kommenden Gegen wünse 
tieren „leichweordneten Werkvorstände und der Wegfall der | Das gute Einvernehmen zwischen Werkleitung und Bel 
heutigen Doppelinstanz, die in dem scheinbaren Übereinander, schaft wird nicht zum wenigsten durch sein Verständnis 
in Wirklichkeit dem Nebeneinander von Wierkmeister und Manneszucht und Menschenwürde vorbereitet und. erhalt 
Werkführer, schon lange ein unfruchtbares Dasein führt, zu | Mitten im praktischen Werkleben, immer unter Sein 
buchen. Als stärkste Triebfeder zur Beseitigung der Doppel- Leuten ist der Meister der Zukunft in seinem Wirkun; 
instanz wirkte dabei besonders im Werkführerstande mit der kreis der berufene Träser der Autorität der Werkver 
"Wunsch nach Vermehrung der Selbständigkeit, die Ansehen | tung im engeren, der Reichseisenbahnen im weiteren. Sinne 
und Dienstfreude bringen soll. Der Ruf nach Selbständiskeit | Als die Wellen der Staatsumwälzung noch hoch gingen, \ 
erschallt nicht allein aus dem Lager der Werkführer, nicht | zu lesen, daß zwischen. jetzivem Werkführer und Werklei 
selten im Unterbewußtsein, eine freiere Resung bei vermin- ee keine weitere Zwischeninstanz bestehen dü, 
derter Aufsicht zu serstreben. Aber die Selbständigkeit grün- | Der Vertreter dieser Ansicht hat sicher von dem Werkfühı 
det sich auf Zuverlässiskeit und Sachveerständnis: Selbst- zuviel verlangt, aber noch mehr von der Arbeitskraft « 
erziehung und Fähigkeiten ‚schaffen einen Mann, der nun ge- | Werkvorstandes. Es ist kein Zweifel, daß die personel 
willt sein muß, seine Stelle auszufüllen, das ihm von der Lei- | technischen und wirtschaftlichen Dienstgeschäfte schw 
tung entgegennebrachte Vertrauen zu rechtfertigen und sich in | Fragen mit sich bringen werden, die der sorgfältig wä 
den Gedankengang der Leitung weinzufühlen. Pünktlichkeit | und verantwortungsbewußte Meister oft nicht selbst entsch 
und Ordnungsliebe vereWigen sich in einem Manne, der Selb- | den, sondern gern einer vorgesetzten. Stelle ratsuchend vor 
ständiekeit beansprucht. Die Dienstzucht ist bei ihm muster- | tragen wird. Die Neuordnung will in den, den Abteilun. 
gültig ausgeprägt, weil er sich . den sachlichen Zielen leitern beiseniebenen. -Werkingenieunen. solche Bera 
unterwirft, die ihm sein Vorgesetzter weist, | schaffen. Es ist zu hoffen, daß Meister und Ver 
und dem ver nicht aus lästigem Zwang persönlich unterwürfig als Gehilfen der r. Abteilungsvorstände eut miteinander .arl 
ıst, aber dessen Beispiel ihn anfeuert, und dem er | ten werden, wenn von den Werkingenieuren nie Anordnı 
daher wıllig gefolgsam ist: Hıierist Einer, wir DEN inmittelker. an den Arbeiter unter Umgehung des 
machen‘ alle mit! gesetzten Meisters gegeben werden. Das ist eisentlie 

So wird in harter Selbstzucht nicht nur ein Werkmeister selbstverständlicher Verwaltungserundsatz, der streng alle 
newen Schlages, sondern. in allen Beamtengruppen win selb- | halben beachtet wird: Das Ministerium richtet nie Erl: 
ständiger, verantwortungsfreudiser Mitarbeiter .ent- | unmittelbar an die Eisenbahnämter, die Eisenbahn-Diı 
wickelt, der das volle Vertrauen des Chefs und die Achtung | men geben keine Anordnungen an die Werkmeisterei 
der ‘von ihm Geführten genießen wird. Aber wer in einem | aus, ohne die Eisenbahnämter in Kenntnis zu setzen. 
Industriebetrieb eingespannt ist, hat nicht nur sin des Ver- | Durch die Möglichkeit, daß jeder Tüchtige aus der Bel 
trauens würdiger Mitarbeiter der vorgeordneten Stellen zu | schaft zum Meister, und dieser zum Werkingenieur aufrü 
sein. Er muß zum Helfer und Berater der ihm selbst Nach- kann, wird ernstes Streben begünstist. Daß nur. Wenloi 
geordneten, dienen er Führer sein soll, werden. Auf den Auserwählten sein können, allein schon weil die Stellen n& 
Meister der Zukunft in unseren Eisenbahnwerken angewendet, | oben hin immer spärlicher werden, folgt aus der “Fo: 
heißt das seiner Meisterschaft der beste Sonderfach-| daß der Meister der Zukunft ein ganzer Mann, son 
mann sein, der serforderlichenfalls die verlangte Ar-| und Tadel sein muß. 
bei 2 b IS el b st prıa k tisc h vormıaıtc he n k ann. Das ıst Meine Herren, ın der anzusirebenden, ensene 
es auch, was die Arbeiter immer und immer wieder verlangen: | wirtschaft erden dem Werkmeister wichtige Aufgab, 
Nur wer wirklich etwas kann, den wollen wir gern als | fallen. Ohne Straffheit in allen. Arbeitszängen kann in 
Meister anerkennen, dem wollen wir uns gern fügen. So. höre | sroßen Fabrikbetriebe nicht wirtschaftlich searhbeitet 
ich «es allenthalben bei meinen zahlreichen Besprechungen - Mißtrawen und Unkenntnis, 1a die instinktive. Witterun® 
aus dem Mupde der berufeenen Belegschaftsvertreter. Des- | - Planwirtschaft wird Alle auf Herz und Nieren prüfen, 0, 
wegen ist eine längere Tätigkeit als Facharbeiter in einem überlegen, auf die Zukunft vorausschawend disponieren. 
Eisenbahnwerk nötig, 5 bis 10 Jahre, um in allen Sätteln sat- nen und daß in bestimmtem Rhythmus mit Fleiß j 
telfest zu werden. Die Ergänzung dieser Praxis durch Be- werden muß, lassen hinsichtlich der Planwirtschaft n 
such einer Fachschule Oder Hören.von. Vorträgen, um weite- | in Daher sondern auch in Beamtenkreisen mand 
ren Gesichtskreis zu gewinnen und das Wie und Warum ‚seits stehen. _Schriftlicher Auftrae für jede auch 
der Handarbeit und der Fabrikorganisation. zu begreifen, kann geringe Arbeitsaufgabe und Bemessung der äußerste 
nur förderlich sein. Ihnen, meine Herren, sage ich hiermit | für ihre Fertigstellung sind die wirksamsten Stütze 
nichts Neues, Sie, Alle marschieren auf diesen. Wegen, und der | Planwirtschaft. Kaum der Zwergbetrieb des kleinen } 


Erfolg wird Ihnen bei Fleiß und Ausdawer sicher sein; die | ka der schriftlich: ® tl der- „K e tz 
Ernte Ihrer Saat wird auch der Werkbetrieb zum Teil in | en ae Inschalt Ne en 


seine Scheuern einfahren. 

Aber noch seine unentbehrliche Eigenschaft gehört zum euten 
Führer: die Fähigkeit, mit den Seiner Obhut Anvertrauten Kennzeichen "betrieben wurden, - so hat das seine 
richtig ‘umzugehen. Klafft hierin eine Lücke, so kann. trotz | darin, daß sie leider wettbewerblos arbeiteten und i 
aller Fachkenntnisse viel verdorben werden. Ein tüchtiges |" haushalt lediglich als auf der Ausgabenseite stehend 
Maß an Menschenkenntnis ist erforderlich, um in voller Selb- | wurden. Da nun, die Not des Vaterlandes, der 
ERTTEITTTE WE x - Arbeitswille' und das verminderte Pflichtgefühl, der 

‘) Vortrag, gehalten am 14. April 1921 zu Berlin auf der | langsames Ansteigen nur mit freudiger Genugtuung 5 
Verbandstagung deutscher Eisenbahn-Werkstätten-Werk- | obachten und zu begrüßen ist, zwingt, auf äußerste . Hoc 
führer, „schaft aupE in De zu een, so Der, die Gru 


wen 


erste ee & zur Eehalloke der Kundschaft, Wei 
her die Eisenbahnwerke fast ohne diese beiden wesen: 


EN 
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er in der Industrie langgewohnten planmäßigen Arbeitsweis 
. den. Vordergrund. Es wird noch viel Mühe kosten, ee 
7 Beamten- und Arbeiterschaft in Fleisch und Blut über- 
gangen ist; denn allzu hartnäckig wird meist der „Das seht 
bei uns nicht“-Standpunkt betont, oder nur zu’ schnell versan- 
det der anfänglich so reißende Strom der Begeisterung. Es 
o1lt mit ‚Zähigkeit bei der Stange,zu bleiben und Ihr Verband 
rmag die Bemühungen. der Verwaltung bestens zu unter- 
tützen, indem er für Weiterverbreitung der Gedanken soret: 
sand wie im Geschäftsleben, bedeuten auch bei uns Propa- 


anda und Reklame schon den halben Erfole. i der S- 
arbeitung und Durchführung eines ee ae 
 wachung. der Fristen jeder Einzelberstellung werden die 
"Meister ihre Eıfahrung und ihre Tatkraft verfügbar halten 
"müssen. Nur ganz allmählich kann mit. dem Aufbau der 
- Planwirtschaft. begonnen werden, Schritt für Sehritt- sind die 
Vorschriften für sie, die in jedem Werk sich individuell ‚ent- 
ickeln werden, zu entwerfen, und mit dem scharfen und miß- 
trauischen Falkenaugen des Disponenten ist ihr günstieer oder 
ungünstiger Einfluß auf den Arbeitsgang zu erforschen. 
Mögen zunächst besondere Fristenbüros eingerichtet werden 
vn das Verfahren in Gane zu bringen, später müssen die 
Werkstücke und Stoffe, nur von Auftragskarte (Gedingezettel) 
‚oder Stoffverlangzettel begleitet, selbsttätig und gleichmäßie 
von Abteilung‘ zu Abteilung fließen, ohne daß dafür beson- 
dere Kosten an Gehältern, Löhnen oder für Vordrucke auf- 
er aden BE = 
t dem-Endziel, die „Kundschaft“ unter Innehaltu r 
itgebeilten. Fristen für die Fertigstellung der ee = 
nstigen übernommenen Arbeiten zu befriedigen, ist das 
reben nach hochwertiger Gütearbeit zu verbinden. Es ist 
n ausgezeichneter Gedanke, der dem Hinzeschen Bewer- 
ıgsvierfahren. zugrunde-Isegt, indem die Werkleistung umso 
her bewertet wird, je mehr Kilometer die Lokomotive zwi- 
hen zwei Ausbesserungen zu leisten imstande ist. ' Die 
‚Güte der Arbeit hängt von drei Bedingungen ab: gute zu Vver- 
arbeitende Rohstoffe, erstklassiges Werkzeug und die Fähig- 


zur Über- 


Viel mühselige Kleinarbeit werden sie zu leisten haben, um 
diese Angelegenheit musterhaft in Ordnung zu haben. Die 
Werkzeugfrage ist so bedeutungsvoll, daß sie im Werk zen- 
tral von einem als Sonderfachmann wirkenden Werkingenieur 
bearbeitet werden muß. Unter Mitwirkung der Meister in 
ihrer Meisterschaft. „Wie der Herr, so _’s Gescherr“. Der . 
ustand des Werkzeugs läßt auf den Eigentümer, auf die 
übe der Arbeit, auf den Meister und auf den Geist im ganzen 
Werk schließen. Ich empfehle Ihnen, die Probe hierauf zu 
machen. Man sagt nicht zu viel, wenn man den Meister, der 
"die Werkzeugmacherei und ‘die Kammer verwaltet, als den 
Herren über die Arbeitsgüte bezeichnet. Daß man’allenthalben 
erst In neuerer Zeit auf diesem Gebiet die bessernde Hand. 
‚anregt, können Sie in vielen unserer Werke bemerken. In 
eleicher Weise sind die Werkzeuemaschinen zu pflegen, plan- 
mäßig instand zu setzen und nicht herunterzuwirtschaften, 
bis eine genaue Arbeit mit ihnen nicht mehr.-möglich ist. — 
-In den Ihnen allen bekannten Entwurf zu emer Dienst- 
' anweisung für die neuen Meister weisen folgende Stichworte 
auf die Mitwirkung bei der wirtschaftlichen Betriebsführung 
hin: Die Sorge für Ausnutzung der Arbeitszeit von Schicht- 
“anfang bis Schichtende ; sparsamer Verbrauch an Weerkstoffen, 
Werkzeugen und Geräten, größtmögliche Verarbeitung von 
- Altstoffen und Altwerkstücken; Rücklieferung von gewonne- 
nen oder nicht verarbeiteten Werkstoffen nach Stückzahl und 
Gewicht; Anforderung der Betriebsstoffe . (Schmier- und 
Putzstoffe usw.) und ihr sparsamer Verbrauch. 'Wirtschaft- 
lichkeit bedeutet planmäßige Sparsamkeit mit Stoff, Kraft 
und Zeit ohne Beeinträchtigung des serstrebten Erfolges. 
Weelehe Vierluste in industriellen Betrieben. entstehen, wenn 
nicht die strengste Ordnung, Pünktlichkeit und volle Aus- 
“nützung der Arbeitszeit herrschen, sondern durch verzögerten 
Arbeitsbeeinn, zu frühes eigenmächtiges Niederlegen der Ar- 
beit, willkürliche Verlängerung der Pausen oder sonstige Zeit- 
vergeudung kostbare bezahlte Arbeitszeit verloren geht, 
mögen Ihnen einige Zahlen der nachstehenden Veerlusttabelle 
Sagen: 


Betsene: Verlust‘ S Sa | 2 
ibt in einem Zeitraum | | 2 
ae a er 2 1 Monat -1 Jahr 1 Monat 1 Jahr 1 Monat 1 Jahr 1 Monat 1 Jahr 
n Verlust BER E BES Std. = 6,25 75 13,5 150 25 300 50, 600 
iı Mann von lb 28,195 337,5 56,5 67 112,5 1 350 225 | 2.700 
9 Std. 3125 37 500 6 250 75.000 12 500: - 150 000 23000 | 300 000 
1 500 Mann von ulb 14 062,5 163 750 28125 337 500 | 56 250 675000 112500. | 1350000 
sgl.. Be ren Std. 6250 75 000 12500 - 150000 . 25 000 300.000 50000 |... 600.000. 
i bei 1000 Mann von sb 28125 337 500 56 250 675 000: 112500 ‚13850000 225000 | 2700010; 
sgl. Se EEE Std. | 750000.- 90000£0 | 1500000 18.000.000 | 3.000000 | . 36 000 000 6 600 000 | 72.000 000 
bei 120000*) Mann von ft 8 375 000 40 500. 000 - 67 560 000 81 000 000 | 13 500 000 162000000 | 27.000000 | 324 000 000 


stoffe bei der Verarbeitung richtig zu behandeln. 
zZ Erfüllung dieser Voraussetzungen ist die Prüfung der 
gen- Arbeit nicht zu entbehren. 
nt die Qualitätskontrolleure, noch heute haben einige 
rer Belegsschaften noch nicht das richtige Verständnis für 
aus der Belegschaft zu entmehmenden besonderen Arbeits- 
er. Ich bin der Meinung, daß die Verantwortung für Güte- 
eit in erster Reihe der Werkmeister trägt, daß ser die fertig- 
tellben Stücke persönlich einzeln nach Maß und Ausführung 
rüfen muß. Und nur, wo Massenarbeit vorliegt, wer- 
; besondere Arbeitsprüfer gerechtfertigt sein. Daß auch 
8 Arbeiberschaft, die gewillt ist’ ‚entbehrliche Kräfte zu 
paven, diesen Standpunkt einnehmen wird, ist zu erwarten, 
umso eher, je mehr der Werkmeister, wie weiter ‘oben ange- 
et, der Berater seiner Meisterschaft geworden ist. So 
z. B. in den Zusammenbauhallen schon heute der Werk- 
ter der gegebene - Arbeitsprüfer für den Zusammenbau, 
die Schieberregulierung der abzuliefernden Lokomotiven, 
l dies Arbeiten sind, die die Kenntnisse des gewöhnlichen. 
tsprüfers aus Arbeiterkreisen weit übersteigen. 
Es ist unwiderlegbar, daß der Werkzeugmacherei in unse- 
 Eisenbahnwerken nicht die Bedeutung bisher beigelegt 
1. ist, die ihr zum Nutzen bester Gütearbeit gebührt. 
‚allein die oft trostlosen Werkzeugräume sprechen eine 
Sprache, und die in der Qualitätsindustrie lange über- 
aber bei uns noch in voller Industriefremdheit von 
_ Meistern und Arbeitern festgehaltene Anschauung, daß 
r Dreher seinen Stahl selbst anschleifen müsse, zeigt die 
 Rückständigkeit. Hier werden die Meister nicht neu- 
lie genug sein können und unermüdlich aufklären müssen, 
man unter neuzeitlicher Werkzeugbehandlung versteht. 


us; ee re 
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Die Privatindustrie- 


. Verm.: In der Aufstellung sind gerechnet: 1 Monat =25 Arbeitstage, 1 Jahr = 300 Arbeitstage. Stundenverdienst = 4;50 Mt 
 *) Etwa die gesamte Belegschaft der preußisch-hessischen Risenbahn-Werkstätten. 


des Facharbeiters, das Werkzeug zu handhaben und die | . Sie sehen, meine Herren, welche gewaltigen, Werte in 
Aber . j 


Zeiten chronischer Arbeitsunlust, wie wir sie kurz nach der 
Staatsumwälzung zu beklagen hatten, der Vergeuduns an- 
heimfallen. Besser und eindrucksvoller könnte ich Ihnen das 
_Wort „Zeit ist Geld“ nicht vor Augen führen. Sind auch die 
trostlosen Zeiten, da wir die Zeitverluste mach Stunden 
schätzen mußten, hoffentlich für immer in unserem Vaterlande 
vorbei, so sind doch “die Verluste selbst bei Minuten ver- 
schwendung in Anbetracht der großen Kopfzahl in allen unse- 
ren T'ochterwerken. noch groß &Senug,- um den finanziellen 
- Wirkungsgrad ‘erheblich herabzudrücken. Es’ast daher wohl 
der Mühe wert, wenn jeder in seiner Meisterschaft auf flei- 
Bige Arbeit aller erziehend hinwirkt. 

„Mit Vielem kommt man aus, mit Wenigem hält man Haus“ 
sei der Leitspruch bei der Verarbeitung der Werkstoffe und 
bei der Ausgabe der Werkzeuse und Geräte. Wenn man die 
Werkräume aufmerksam betrachtet, so findet man nicht 
selten zahlreiche Werkstoffe aller Art, vom Klleineisenzeug 
bis zur großen Blechtäfel, ja wertvolle Stoffe herumliegen, 

anstatt daß sie, weil nicht gebraucht, sorgsam an das Lager 
zurückgegeben worden wären. Die in Gang gebrachte _Ein- 
richtung der Handlager mit „enawester Überwachung des 
Stoffverbrauches wird hoffentlich den erstrebten wirtschaft- 
lichen Erfolg bringen, der aber ohne die Mitarbeit der Meister 
nicht denkbar ist. Hier gleichgültig zusehen heißt ein schlech- 
ter Hauhalter sein. Neues aus altem war der Kamprruf für 
- die Hausschneiderei im Kriege, als die Stoffe immer knapper 
und teurer wurden. Er gilt auch jetzt für unsere Werke. Der 
Grundgedanke der großzügige aufgenommenen Verwertung 
der Altwerkstoffe und Ajtbauteile ist folgender: ‚In den 
wiedersewonnenen Altstücken steckt nicht nur der Altwert 
als Schrott, sondern noch ein gewisser Wert an Löhmwen, der 
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bei aufarbeitungswürdigen Altbauteilen nicht verloren gehen 
darf. Es ist eine Frage der Wirtschaftsberechnung, unter 
Beachtung der Konjunktur in Löhnen, Stoff- und Schrott- 
preisen zu ermitteln, ob eine Aufarbeitung finanziell lohnend 
ist oder nicht. Bei Umarbeitung von Altteilen 
Stücken wird die Massenherstellunge in Sonderverfahren und 
Einrichtungen ganz erhebliche Ersparnisse erzielen lassen. 
Durch die Aufarbeitung verbleibt der Eisenbahnverwaltung 
der Gewinn, der sich aus dem Unterschied des Wertes als 
Bauteil und Schrott ergibt, und den sonst der Zwischenhandel 
durch Aussonderung und Weiterverkauf der noch aufarbei- 
tungsfähigen oder sonstwie verwendbaren Bauteile und. Stoffe 
als solche auf dem Wese der verkauften Altteille von der 
Eisenbahn zur Hütte mühelos zu seinem Kapital schlägt. 
Welche Geschäftiekeit der Meister auf diesem Gebiete ebenso 
wie beim Verbrauch der Schmierstoffe, Werkzeuge und Ge- 
räte zum Nutzen sparsamster Wirtschaft entwickeln kann, 
bedarf keiner weiteren Ausführung. Die planmäßige Spar- 
samkeit in großen Industriebetrieben kann der sorgsamen 
Buchführuns im Vrrbrauch nicht ventraten, die, wie Ihnen 
bekannt, Betriebsstatistik genannt wird. Erst durch die Wucht 
der unangreifbaren Zahl wird die Sparwirtschaft in geordnete 
Bahnen „geleitet. Wenn auch die Statistik einheitlich für das 
ganze Werk geleitet werden muß, so bleibt dem Meister in 
vielen Fällen die schwierige und wichtige Aufgabe, durch 
Beobachtung und Feststellung, sowie Führung der Tages- 
und Wochenberichte die allerersten Werte für die Listen, 
Nachweisungen und Schaubilder zur Werkstatistik zu geben. 
Diese Zahlen müssen zuverlässig sein; denn aus-ihnen sollen 
die von dem Regelverbrauch abweichenden Werte erkannt 
werden. Die Meßtechnik wird mehr als früher in den Ge- 
schäftsbereich des Meisters übergreifen. Er wird lernen 
müssen, selbst aus den statistischen Werten seine Schlüsse zu 
ziehen; denn ein Endzweck der Betriebstatistik ıst die Er- 
kenntnis von Fehlern, der nun die, Beseitirune sofort zw fol- 
een hat. ‘Wir sehen auch hier wieder, daß die vorwiegend 
praktische Betätigung den Hauptanteil. des Meisters an der 
Betriebsstatistik ausmacht. Für die wenigen schrifthehen 
Aufzeichnungen, wie auch für sonstige unvermeidliche schrift- 
liche Arbeiten genügt sein einfaches Pult mit seinfachstem 
Schreibgerät. Der mit „laufenden Geschäftssachen‘“ bedeckte 
Schreibtisch und die mit aktenverstaubten Weglesesachen an- 
eefüllten Resale werden in der Meisterstube fürder_ nicht 
mehr zu finden sein: Ein richtiger Meister is kein Feder- 
fuchser. 

Eine bedeutsame Rolle ist dem Meister bei dien Durchfüh- 
rung des erst kürzlich zwischen der Reichseisenbahnverwal- 
tune und den Gewerkschaften vereinbarten Gedinseverfahrens 
zugewiesen. Wir sprachen schon von Arbeitsplan. Auftraes- 
zettel, Fristarbeit, und Arbeitsprüfung, die. wie Sie wissen, 
auch in den Grundlagen vereinbart sind. Vielleicht fällt in 
der bereits erwähnten Dienstanweisung für’ Meister jener Satz 
nicht so auf, der in seinen schlichten Worten die ihm inne- 
wohnende Bedeutung nicht ahnen läßt: „Ständige Beobachtung 
der Arbeitszeiten und Stückzeiten, tärlich mindestens einmalise 
Durchsicht aller Arbeitsanschreibezettel 
lichem Vermerk.“ Bisher war mancher Werkmeister zweifel- 
haft, ob ihn denn das Gedinsevwerfahren überhaupt etwas an- 
einge. Mit ebengenanntem Satz ist aller Zweifel behoben. 
Er hat sich ständie um die Arbeits- und Stückzeiten zu be- 
kümmern, denn £r als der Leiter der Produktion ist bestens 
geeignet, die Stückzeiten auf ihre Richtiekeit nachzuprüfen. 
Einem aufmerksamen Meister wird die Notwendiekeit eines 
Nachtragsgedinses nicht entgehen, das nach Bedarf zu be- 
antragen er nicht verahs säumen darf. Deswesen soll er auch 
die Arbeitsanschreibezettel, in denen die Arbeiter selbst die 
auf die einzelnen Teilarbeiten wirklich “ sebrauchten Zeiken 
vermerken, täglich mindestens einmal durchprüfen. Wo die 
Belegschaft für den Wert dieser Anschreibunsen noch nicht 
das richtige Verständnis hat, obliest es ihm, die nötine Auf- 
klärung zu oeben. über dies Verfahren, das in der Industrie 
weit verbreitet ist. Bei der Verwertung dieser Anschreibun- 
gen, soweit sie unnzewöhnliche Zeitwerte zeieen, die auf Stö- 
rungen des Arbeitsvorganges schließen lassen, wird der 
Meister, so weit sein Einfluß reicht, mitzuwirken haben, sei 
es, daß der Anstoß hierzu. vom Büro der Nachkalkulation 
kommt, oder daß er aus eisenem Antriebe seinereift. ° 

Eine Fülle von dem heutisen Werkführer und Werkmeister 
ungewohnter, weil für die Eisenbahnwerke neuartiger Arbeit 
wird dem Meister der Zukunft in der Beteilisuns an den Ar- 
beits- und Zeitproben zur Schaffung von Unterlagen für eine 
sachliche und „erechte Stückzeitbildung erwachsen. Zunächst 
gilt es, sich in die Taylorschen Gedankeneänee seinzufühlen 
undeinzuleben; das wird seindringlichen: Lernens bedürfen und 
manchen älteren Werkmeister und Werkführer der alten 
Schule vor schier unüberwindliche Schwierigkeiten stellen. 
Aber ich kann Ihnen mitteilen, daß in einigen wenigen Eisen- 
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zu anderen. 


‚In. den Grundlagen zum Gedingeverfahren vereinbarte „we 


"danken hat, dann halten sie es in den meisten. Fällen ni 


strecken, aber auch jeden, der gutsemeinte, die Arbeitsgem 


mit  unterschrift- - 


‘die Beleeschaft alle ihre Wünsche durch ihre gesetzliche V. 


- geschmack des Sicherkämpfenmüssens. 


ich ihnen helfen konnte. 


r: Zeitung des Vereius - 
Deutscher Aion bahn ern 


bahnwerken Taylors Lehre schon Wurzel gefaßt hai und 

unter lebhafter und tatkräftiger Mitarbeit der Belegscha 4 
wie es die neuvereinbarten Gedingegrundlagen vorsehen, 
Stückzeiten mit Hilfe von Zeitproben ‚ermittelt und festg 
setzt werden. ‚Ich bin der Meinung, daß die gesamte We 
beamtenschaft nicht schnell genug über Taylors Lehre, d 
als wissenschaftliche Betriebsführung am besten zu kennzeic 
nen ist, eingehend aufgeklärt werden kann, etwa durch «ei 
‚Kursus mit dem Leitmotiv: „Was will Taylor?“ Ich : 
vv „coügen Tagen die Freude gehabt, zu hören, daß ein M 
glied lein's Betriebsrates die Beschäftigung mit Taylo 
Lehren anı“gte, Das Mißtrauen gegen Taylor, großgezog 
dureh unrichtige Beschreibung seines Systems und gen 
durch .die völlise Unkenntnis, ist wohl zu verstehen, wird 
N wenn Kenner es der Arbeiterschaft nähe: 
ringen : 


7 
'Wiederholt habe ich allerlei Bedenken äußern hören, 


sehende Mitwirkung der gesamten Arbheiterschaft“ könne 
Durchführung des Gedingeverfahrens unter Umständen 
erschweren, wenn nicht gar unmöglich machen. Es han 
sich hier um «ine neue grundsätzliche Anschauung, die 
angestrebte und so notwendige Arbeitsgemeinschaft zwise 
Werkleitunge und- Belegschaft völlig verkennt. Ich halte 
Taylors Wort entgegen: „Mache die Arbeiter zu Dei 
Freunden!“ In dem „Meinungsaustausch“ in einer Wer 
tung eines eroßen Industriewerkes über das Thema „Vor 
setzter und Untergebener“, las ich vor einiger Zeit die behi 
zigenswerten Worte: „Ist ein Meister tatsächlich ein tüch 
ser Fachmann, so hat sein Untergebener sehr gut unter ihn 
zu arbeiten. Dies trifft aber in manchen Fällen nicht zu. BR 
aber der Arbeiter ein tüchtiger und talentvoller Facharbeite: 
und hat er einen Vorgesetzten, der nicht wegen Tüchtigk 
Vorgesetzter wurde, sondern auf Grund seiner privaten ze 
ziehungen, dann geht es, dem Arbeiter schlecht, und in den 
meisten Fällen wird er aufhören zu arbeiten. Hat aber 
Arbeiter einen Vorgesetzten, der alle Privatsachen bei Seite 
läßt, und imstande ist, dem tüchtisen Arbeiter schicklich und 
verständnisvoll an die Hand zu gehen, so gibt es überhaup 
keine Unzufriedenheit. — Es gibt ferner Vorgesetzte, die 
allein nur als Licht und großes Talent, vielfach mit «ei 
unglaublichen Selbstüberhebung einschätzen, alles, was unte 
ihnen ist, ist nur „Nummer“, Diese Leute sind vielleich 
eine Idee oder einen Vorschlag von höherer Stelle zu hab 
aber wenn auch «einmal ein Untergebener einen gutem 


einmal für nötig, mit dem ‚Angestellten auch nur darüber z 
sprechen.“ Damit ist der Nagel auf den Kopf getroffen. Un 
der Vorwurf, daß Werkführer und Werkmeister oft nich 
willt seien, Anregungen der Arbeiter zur Werkleitung we 
zugeben, habe ich auch häufiger in unseren Werken ge 
Er sollte in Zukunft nicht mehr laut werden. Jedem, der 
arbeiten will, soll man zum Willkommen die Hand entge 


schaft fördernde Bestimmungen zu Machtfragen umstemp 
will, mit aller Kraft in seine Schranken zurück weisen. 
erinnere daran, daß die amerikanische Industrie weniger dı 
die Bauart der Werkzeugmaschinen als durch die „Ar 
sparenden‘“ kleinen, durch Arbeiter ‚erfundenen Einrichtu 
und Kunstgriffe so wettbewerbsfähig werden. konnte. 
seelische Anteil des Arbeiters an seiner. Arbeit — das ish 
was Sie gewinnen: müssen !“ rief Seubert, ‚der Verfasser eine 
ausgezeichneten Buches über Taylor, einer Versammlung 
‚deutschen Ingenieuren in einer renen Aussprache über Ta 
und seine Lehren zu. Es darf nicht wundernehmen, we 


tretung, den Betriebsrat, zur Sprache brinet, und wenn 
durch überflüssig viele Mitslveder des "Betriebsrats N 
schriftlichen Arbeiten und endlosen Besprechungen unterein 
ander und mit der Weerkleitung kostbare Zeit verbrau 
Dieser Umweg ist unwirtschaftlich und hat immer den Bei- 
Richtig und sac 
ist, wenn die-"Werk- und Bürobeamtenschaft sich durch 
fälliges Entgegenkommen und schnelle und sachliche A 
kunft das Vertrauen der Belegschaft erwirbt: Wieviel k 
Anfragen lassen sich dann in wenieen Minuten beim Meiste 
im Handumdrehen erledigen, die oft, wo das gegenseit 
Vertrauen fehlt, zu wahren Staatsaktionen sich auswachs S 
Der Meister sei an erster Stelle der : „Bechtsan walt“ 1B7 
Dineen für seine Meisterschaft, -dann. wird es wohlsbeheel 
das ganze Werk. In diesem Sinne die“ Beamtenschaft : 
leiten, ist allerdings eine vornehme Pflicht der Werkleii 
Ich selbst war in meinen Vorstandsstellen immer stolz 
froh, wenn sich die mir anvertrauten Beamten und Arbe 
unmittelbar mit ihren. Anljegenheiten, die ‘nicht selte 
Rahmen des Dienstlebens überschritten, an mich wandte 
Ich spreche deswegen. auch hier v 
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Ihnen die eindringliche Mahnung aus, wie ich es so oft in 
den Besprechungen in unseren Werken twe: Zeigen Sie Ihr 
sozialpolitisches Verständnis im Verkehr mit den Ihnen zuge- 
wiesenen Arbeitern, und es wird reiche Früchte tragen weit 


zucht und wahre Menschenfreundlichkeit können sehr wohl 
nebeneinander bestehen. „Die Blüte fruchtbrinsgenden Zu- 
sammenarbeitens gedeiht nur auf dem Boden „egienseitiger 
Achtung und Wertschätzung.“ _ Diese Worte haben seit dem 
Jahre 1903, da ich sie’in der Zeitschrift „Der Arbeiterfreund“ 
niederschrieb, noch nichts von ihrem inneren Wert eingebüßt, 
Ich möchte sie als Motto aller Arbeit in: den Werkgemeinschaf- 
ten angesehen wissen. 

Meine Herren, wir haben gesehen, daß der zukünftige 
Meister an ebenso zahlreichen wie großen Aufgaben im Werk- 
betriebe mitzuwirken bereit sein muß, Seiner ‘mehr oder 
weniger umfangreichen Mithilfe bei der Erziehung des Nach- 
wuchses, der Lehrlinge und Zöglinge, bei der planmäßigen 
‚Unterhaltung der maschinellen Anlagen und bei der Selbst- 
kostenberechnung sei ergänzend noch gedacht.. Und wenn die 
Werkleitung daran geht, den ganzen Werkbetrieb und den 
Bürodienst auf Grund seines Gesundungsplanes sorgfältig 
nach sinheitlichen Gesichtspunkten zu durchforschen, so muß 
der Meister überall durch Einsicht und Verständnis die groß- 
zügig begonnenen Arbeiten zu fördern suchen, wo. er nur 
kann. Einige Richtlinien für einen Gesundungsplan werden 
willkommen sein. In der Regel wissen sowohl die ‚Werklei- 
tung, als auch die Werkbeamten und die Belegschaft pecht 
gut, wo der Werkbetrieb nicht klappt. Alle diese Fehlstellen 
eines Werkbetriebes müssen mit kurzer Darstellung des Tat- 
bestandes und den zu ergreifenden Besserungsmöglichkeiten 
zu Papier gebracht werden. Es ist nun von Wichtigkeit, zu 
‚entscheiden, in welcher Reihenfolge einzelne Maßnahmen zur 
Besserung beklagter Übelstände zu treffen sind. In erster 
Reihe steht die Dringlichkeit. Auffälligste Fehler und Män- 
gel lassen sich oft recht schnell beseitigen. Schnellen Erfolg 
versprechende Maßnahmen, namentlich wenn sie mit nicht zu 
großen Kosten verbunden sind, werden immer.im Vorder- 
die vVOor- 


grund stehen. Auch Änderungen oder Neuerungen, 
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Nachrichten. 
Be _Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


_ — Reichsverkehrsministerium und Eisenbahnreklame. Die 
"Not, in der’ sich das Finanzwesen des Reiches und auch unsere 
gesamte Volkswirtschaft der Weltwirtschaft gegenüber be- 
findet, zwingt dazu, alle Kräfte beweglich zu machen, die 
irgendwie zu helfen geeignet sind. Die deutsche Wirtschaft 
mit ihrem starken Produktionswillen muß dafür sorgen, dab 
der Bedarf des Inlandes wie des Auslandes in erhähtem 
Maße ang»reizt wird. Daher sucht sie auf dem Gebiete der 
Geschäftspropaganda, der Reklame, nach weiterer Ausbrei- 
tung und nach neuen Wegen. Die fiskalische Verlegenheit 
kommt dem entgegen; der Staat bietet seine Reklamemöglich- 
keiten an. Die Eisenbahn hat vor dem Kriege an einzelne 
 Reklamepächter Lizenzen vergeben, an deren Stelle jetzt ein 
Generalvertrag mit der Deutschen Eisenbahn-Reklame- 
6. m. b. H., wenigstens für das Gebiet der preußisch-hessi- 
‚schen Eisenbahn, tritt. Die Vereinheitlichung wird natürlich 
den Vorteil haben, daß das Reichsverkehrsministerium einen 
nachhaltisen Einfluß. auf die Reklamegebarurtg gewinnt: das 
ästhetische Moment wird in erster Linie berücksichtigt wer- 
en. Das Reichsverkehrsministerium hat die” Garantien, daß 
sich die Eisenbahn-Reklame-G. m. b. H., die im engsten Zu- 
'sammenhange mit dem Reichsverkehrsministerium arbeitet, 
‘sich verantwortlich fühlt für das ästhetische Gesamtbild der 
deutschen Bahnhöfe und all der Örtlichkeiten, die in das 
Bereich der Reklamemöglichkeiten gehören: Es ist erfreulich, 
daß bei der Neuordnung der Dinge nicht nur privateeschäft- 
liche "und fiskalische Interessen ohwalten, sondern daß das 
‚kulturelle Moment dabei auf seine Rechnung kommt. Unter 
‚den Hochbaudezernenten der deutschen Eisenbahn sind be- 
 deutende Künstler, die sich gerade, mit der Ästhetisierung 
der Reklame in jener breiten Öffentlichkeit befaßt haben, die 
rhalb des sogenanten Inserats in Zeitungen, Zeitschrif- 
‚ten usw. liegt. 
Es war in diesen Tagen unter der Leitung des Reichsver- 
"kehrsministeriums und in Anwesenheit des Reichskunstwarts 
5 Erfurt eine Versammlung sämtlicher Hochbau- und Ver- 
waltungsdezernenten der Eisenbahndirektionen, die zu dem 


‚Gebiet der ehemaligen preußisch-hessischen Eisenbahnverwal- 
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über die Grenzen des Werkgeländes hinaus. Strengste Mannes-. 


‘Bahnhöfe beeinträchtigt werden). 


Nr. 15 


aussichtlich den geringsten Widerstand bei den Beamten und 
der Belegschaft finden werden, haben schon «in gut 


Teil Erfole für sich, für den noch die folgenden 
Voraussetzungen. beachtenswert sind: Genaueste Auf- 
klärung jedes an der : Newerung beteiligten Beamten 


und Arbeiters über Zweck, Wesen und Endziel, gleich- 
bedeutend mit einer Abschwächung des Widerstandes durch 
eine ausreichende Propaganda der Gedanken. Die Neuwe- 
rung muß für jeden Beamten und Arbeiter die Arbeit er- 
leichtern ; das Gegenteil würde die Neuerung in kürzester Zeit 
dem sicheren, wohlverdienten Untergang zuführen. Bei Newe- 
rungen ist schrittweises Vorgehen ohne jede Ungeduld ohne 
jedes Treiben. selbstverständlich, da jede Übereilung nur 
schaden kann. Auch ist es durchaus unratsam, auf einmal 
mit zu viel neuen Verfahren anzufragen: Die Übersicht geht 
verloren, und anstatt in die Tiefe, wird in die Breite ge- 
arbeitet. Eine weitere Bürgschaft für den Erfolg ist die 
Bestimmung eines für die planmäßige Durchführung jeder 
auch ‘noch so kleinen Teilaufgabe persönlich 'verantwort- 
lichen Beamten. Dieser wird dann zeisen könfen, was er 
wert ist an Ausdawer und Tatkraft. Entscheidend bleibt 
allein der Erfolg. deswesen muß jede neu eingeleitete Maß- 
nahme auf ihre Wirkung hin dürch statistische Aufzeich- 
nungen scharf beobachtet werden, die letzten Endes den 
finanziellen Einfluß erkennen lassen müssen. 

Meine Herren, wir alle sind uns sicher heute abend bewußt 
geworden, welche Fülle von Können im Handwerk, von all- 
oemein technischen Kenntnissen und welche Menschenkennt- 
nis dem Unterführer in unseren Eisenbahnwerken eigen sein 
muß, der der Meister der Zukunft sein wird. Um in ine 
so wielseitige und verantwortliche Stelle hineinzuwachsen, 
bedarf es großen Fleißes und zäher Ausdawer bei guter Ver- 
amagune und tadellosem Charakter. Es ist bekannt, welche 
Anstrengungen in Werkführerkreisen gemacht werden, um 
das Ziel zu erreichen. Mösen Sie alle nicht in diesem Streben. 
erlahmen und dereinst in kommenden Tagen einen Meister 
herausstellen, der als ein Muster deutscher Beamtentrewe und 
Pflichterfüllunze dem Eisenbahnwerkdienst und dem Vaber- 
land zum Segen gereichen wirä. 


tune gehören, einberufen worden, um über die Grundsätze zu 
beraten, Jie für die Reklame im Bereich der Eisenbahn ver- 
waltung aufzustellen seien. Die Anschauungen, die die Veer- 
treter der Deutschen Eisenbahn-Reklame-G. m. b. H. ent- 
wiekelten, führten gerade in diesem: Punkte ohne weiteres zu 


“einer Einigung. so daß der Reichskunstwart dem Gedanken 


Ausdruck verlieh, daß von dem ästhetischen Willen der Be- 
teiligten und von der praktischen Organisation, die zur 
Durchführung der Eisenbahnreklame geplant sei, ein nicht 
zu unterschätzender Einfluß zugunsten der deutschen Re- 
klamessebarune überhaupt zu erwarten sei. Die Reklame 
könne. nicht „ls eine von der Praxis losgelöste ästhetische 
Frage angesehen werden. Man müsse vielmehr der Reklame 
einen Anspruch auf eigene Gesetze zubilligen.- 
- Wie sehr sich die Architekten im Bereich der Eisenbahn- 
verwaltung mit der Frage der ästhetischen Aussestaltung der 
Eisenbahnreklame befaßt haben, ging vor allem daraus her- 
vor, daß nicht nur prohibitive Vorschläge für die Durch- 
führung der Eisenbahnreklame gemacht, sondern positive 
Pläne entwickelt wurden, um künstlerisch-technisch der 
Eisenbahnreklame neue Wege zu erschließen. Ein- Vorsang, 
der über die Anwendung der lange vernachlässisten, nun- 
mehr aber wieder im Aufsstrebeu berriffenen Mosaikkunst ge- 
halten wurde, zeigte so recht, welche wahrhaft kulturellen 
Wert6. hier der breiten Öffentlichkeit noch zueäneige, 2e- 
macht werden können. Man braucht in-der Tat ja nur den in der 
dentsehen Industrie erfreulicherweise vorhandenen Sinn für 
die Hebunz des künstlerischen Niveaus der Reklame zu 
stärken und dem entschieden entwickelten Geschmack der 
Masse, die als Beschauer der Reklame in Frage kommt, ent- 
gegen zu kommen. ; j 

Es wurde u a. eine Kommission gebildet, die sich mit dem 
Finden der ersten organisatorischen Wege für dee einheit- 
liche Durchführung des Eisenbahnreklamewesens bemühen. 
soll, so vor allem für die Aufnahme der Flächen, die für Re- 
klams freireseben werden sollen, ferner über die Frage der 
gleichzeitiven Regelung des Anschlagwesens der Eisenbahn 
(wenn man verlangt, daß die ‚Reklame ästhetischen Grund- 
sätzen unterseordnet werden soll, dürfte auch nicht mehr 
durch ein wahlloses Anschlagen von amtlichen Bekannt- 
machuneen und Wohlfahrtsanzeigen usw. das Aussehen der 
Schließlich ist es Aufgabe 
der Kommission, zu einem entsprechenden Zusammenwirken 
mit dem Deutschen Werkbund, der Denkmalspflege und den 


Heimatschutzverbänden zu gelangen. 


N 10% ER | 


— Maßnahmen gegen die Verbreitung von Viehseuchen. 
Es wird newerdings von Viehhändlern darüber w„eklagt, daß 
sich auf Eisenbahnstationen, wo Viehzüge längeren Aufent- 
halt nehmen, infolge der allgemeinen Milchknappheit häufig 
Unberufene einfinden und hinter dem Rücken der Vieh- 
begleiter die einzelnen. Wagen nach Milchkühen absuchen, die 
sie melken. Ist dann in solchem Viehzuge auch nur ein ein- 


ziges Tier seuchenkrank, was bei der wetten Verbreitung der 


Maul- und Klawenseuche leicht der Fall sein kann, so werden 
alle Tiere des Zuges der Ansteckunessefahr ausgesetzt. Viele 
Seuchenausbrüche, die bei Klawentieren aus seuchenfreien 
Gegenden nach mehreren Tasen am neuen Standorte festgie- 
stellt wurden, sind nur auf diese Weise zu erklären, - Schleu- 
nigee Abstellung des beschriebenen Mißstandes ist dringend 
geboten. Der BReichsverkehrsminister hat daher die Direktio- 
wen ersucht, die in Frage kommenden Dienststellen auf den 
Mißstand aufmerksam zu machen und die Bediensteten anzu- 
weisen, mit allen Mitteln auf: die Verkütung solcher Fälle 
hinzuwirken, 


— An die würktemhereische‘ Verkehr swehr, über deren Betei- 


ligung an der Beschützung der Eisenbahnanlagen. während 
des kommunistischen Aufstandes berichtet worden ist (vel. 
Nr. 14, 8. 268 d. Ztg.), hat der Reichsverkehrsminister folgen- 
des Anerkenhungsschreiben gerichtet: 

„Den Führern und Mannschaften des zur Abwehr von Eisen- 
bahnfreveln und zur Unterstützung bei Wiederherstelluns der 
beschädigten Eisenbahnanlasen im mitteldeutschen Aufstands- 
gebiet eingesetzten württembergischen Bahnschutzzuses 
spreche ich besonderen Dank und Anerkennune für ihr tat- 
kräftiges und unter schwierigen Verhältnissen bezeugtes un- 
erschrockenes Eintreten für den Schutz des Eisenbahnbetriuebs 
und der Bahnanlagen aus. Dieser Dank gilt auch dem Eisen- 
bahnpersonal in den bedrohten Gebieten, das dureh treue 
Pflichterfüllung die Aufnrechterhaltung des Betriebes ermös- 
licht hat, sowie den Eisenbahnbediensteten, denen es durch 
umsichtige Anordnungen «gelungen ist, den Verkehr auf fas: 
allen Hauptlinien sicher durchzuführen.“ 


— Der neue Berliner Stadtbahntarif ist nunmehr im Reichs- 


verkehrsministerium seprüft und in seinen Einzelheiten fest- 
gelegt worden. Wie die „BReichshauptstädtische Korrespon- 
denz“ erfährt, soll die Erhöhung bestimmt zum 1. Juni d. J, 

eingeführt w erden. Der Preis für. eine Stadtbahnfahrt in der 
3. Klasse (für die ganze Stadt- und Ringbahn) wird dann 
70 8, in der 2. Klasse 1 A betragen. Die "Monatskarten Wier- 
den für die gesamte Stadt- und Ringbahn in der 3. Klasse 
25 M, in. der 2. Klasse 40 M . kosten. Die Preise für die. 
Wochenkarten betragen Jallgemein ein Drittel des Preises der 
Monatskarten 3. Klasse, also im Stadt- und Ringbahnverkehr. 
550 M. Im V orortverkehr werden die Mindestpreise für eine 
einzelne Fahrt sich mit den Preisen im Stadt- und Rinebahnyer- 
kehr decken. Ebenso werden hier auch die billiesten Monats- 
karten 25 bzw. 40.M kosten, 


— Die Reform der Mohntskarten: Die Übernahme der 
Eisenbahnen in die Verwaltung durch das Reich, schreibt die 
Reichshauptstädtische Korrespondenz, hat die ‚einheitliche 
Ausgestaltung der Tarife mit sich gebracht, wobei vor einiger 
Zeit mit der Tarifgleichstellune im Güterverkehr begonnen 
wurde. In den verschiedenen Teilen Deutschlands haben nun 
neben «den Gütertarifen auch starke Abweichungen in den 
Bestimmunsen über die Ausgabe von Zeitkarten bestanden, 
die mit dem 1. Juni auf eine einheitliche Grundlage gestellt 
werden sollen. Als besondere Newerungen sind hervorzu- 
heben: Die Abschaffuns der Monatskarten 1. Klasse und die 
Neuweinführung »eimer einheitlichen Monatskarte in der 4. Wa- 
genklasse, wie sie bisher in Preußen, Hesse Oldenburg, 
Mecklenburg und Thüringen nicht bestand. Damit ist zueun- 
sten der werktätigen Bevölkerung. die in der Hauptsache die 
Benutzer der Monatskarten sind, eine Verbilligeung der Per- 
sonentarife geschaffen, von der nach den bisherigen Erfah- 
rungen stark Gebrauch gemacht werden wird. Der Preis der 
Monatskarten wird vom 1. Juni ab auf Grund er Einheits- 
sätze. des „gewöhnlichen Verkehrs unter Zugrundeleeunge von 
20 einfachen Fahrten im Monat berechnet. Die Wochenkarten 
4, Klasse, die sich aus der früheren Arbeiterwochenkarte ent- 
wickelt haben und jetzt für jedermann srhältlich sind, werden 
mweben der Monatskarte 4. Klasse beibehalten. Ihr Preis be- 
trägt % des Monatskartenpreises. Monatsnebenkarten wer- 
den dagegen nicht mehr ausgegeben. Schülermonatskarten 
kosten die Hälfte ‚des Preises der entsprechenden Monats- 
karte. Neueingeführt im Schüleiverkehr wird eine Schüler- 
rückfahrkarte, die zur BE für solche Schüler bestimmt 
ist, die ständie am Schulort wohnen und nur an den Sconn- 
und Festtagen zum Wohnort der Eltern fahren. Sie soll den 
Besuch des Elternhauses erleichtern. Der Geltungsbereich 
dieser Karten ist auf 100 km beschränkt. Sie werden für die 


‘Dezember neu festgesetzten Tarife zu betrachten. Di 


- möge zu diesem Termin jeweils die erforderlichen Un 


Post- und Telegraphen-Vierwaltung als Zahlungsmittel f 


. mission des Saargebvets erblickt wird. Die Regieruı 


sagen, daß die Regierungskommission befugt sei, die 


. deutsche Staatshoheit selbst--aber in keiner Weise 


: schen Währung. 


F chen Geldes im Saarbeckengebiet keinem Verbot 


= Zokuing as 
Deutscher Fisenbahn verwaltung 


3. Be 4, agenklisse zum Preise der Anfäches Fahr nn 
der gleichen Klasse ausgegeben, «elten aber für die Hin 
Bios Alle Arten yon Schülerkarten könmen aue 
Studierenden in Anspruch genommen werden. Die Arbei 
rückfahrkarten, die zur Fahrt Zwischen Wohn- und Aı 
ort vor und nach Sonn- und Festtagen dienen, werden 
an alle seen Lohn oder Gehalt "beschäftigten Personen $ 
an Lehrlinge und andere in DOES ER ‚befindl 
Personen ausgegeben. u a 


— Antrag auf Üerprüfung der neuen "Bisenbahn eig EN 
Einen. Antrag auf Überprüfung der newen Eisenbahn 
tarife, über den im ‘Veerkehrsausschuß des Reichswirtse 
rats in diesem Tagen verhandelt wird, hat Abe. Vösele, 
heim. vom Reichsrat ernanntes Mitglied, mit der Begründ 
eingiebracht, daß die Tariferhöhunsen, durch die die not 
digsten Lebensmittel und Verbrauchsgesenstände ‚erhe 
verteuert werden, nur aus zwingendster Notwendickeit für 
Instandhaltung des’ Eisenbahnwesens und auf keinen 
länger als unbedingt erforderlieh ertragen und geduldet 
‘den können, Der: Reichstag hat die neuen durchschni 
um 65% serhöhten Frachtsätze zunächst nur für das Haı 
jahr 1921 bewilligt. Der Antrag selbst lautet: a 
„Der Reichswirtschaftsrat wolle beschließen, die Reichs 
grerung zu ersuchen, die durch die Lage der Reichseisen 
bedingten Tariferhöhuneen nicht als endeültige Tarif 
hungen, ‘sondern als vorübergehende Zuschläge auf da 


nehmieung für diese Zuschläse ist nur bis zum Februar 1‘ 
zu erteilen. Zu diesem Zeitpunkt und alljährlich im Feb 
sind die an der Tariffestsetzunz zu beteiligenden Stelle 
allen Dingen aber der Reichswirtschaftsrat, erneut mit 
Frage der Tarifsätze zu befassen, um die erforderlichen. 
sätze neu zu bestimmen. Das Reichsverkehrsministeri 


über die Erträenisse der Eisenbahnverwaltune vorlege 
‚denen vor allen. Dineen ersichtlich ist, inwieweit die etwai 
Mehraseaben auf Betrieb oder aber auf Neubeschaffung 
und Erweiterungen. zurückzuführen sind, bzw. wie hoch 
Anteil der Übertewerung an dem Betrax der Neuanschaff 
sen ist, damit über den Umfang der Abseltung dieser 
‚teuerung in der laufenden Betriebsperiode. Eotsche 
 troffen werden kann.“ Zr > 


m Frankenwährung im Saarebiet Unter diese Übe sch 
haben wir in Nr. 13 $. 249 den Wortlaut der Bekanntmae. 
wiederseseben, mit welcher die Regierungskommissi 
 Baargebiets den Erlaß ihrer Verordnung vom 16. Mär 
begleitet, wonach sie zum 1. Mai 1921- bei der Eise 


Erhebung der Einnahmen und für die Besoldung und 
lohnung des Personals den Franken einzuführen gedenk 

Hierzu wird uns mitgeteilt, daß von seiten des "Deu 
Reiches, dessen [Bestandteil das Saargebiet auch nach dem 
Er afndien des Friedensvertrages von Versailles nach. IB 
„eblieben ist, ın dem  Erlaß "dieser Verordnung . ein ER 
gehende Überschreitung der Befugnisse der Regierun 


mission stützt den Erlaß der Verordnung auf die 8$ 19 
«ces Kapitels 2 der Anlage zum Abschnitt 4. Teil 
Friedensvertrages.. Weder diese noch die übrig 
stimmungen des Friedensvertrages und seiner Anl 


gebiet geltende Währung, d. i, die deutsche Mark, in 
‚einer Weise anzutasten oder gar durch eine andere 
zu ersetzen. Nach Artikel 49 des Friedensvertrages verzie 
Deutschland bis zur endgültigen “Entscheidung über die : 
rechtliche Zugehöriskeit des Saargebiets auf die Reg 
dieses Gebiets “zugunsten des Völkerbunds, der inso 
Treuhänder gilt. Dadurch ist Deutschland ledielich di 
übung seiner Staatshoheit über das Saargebiet entzoger 


worden. Einen Teil. der somit bestehengebliebenen. St 
hoheit bildet die Münzhoheit, also das’ ‚Weiterbestehen de 


Daß der Friedensvertrag s& selbst is ausgeht, daß 
beckensebiet die deutsche Währung bestehen bleibt, ; = 
Deutlichkeit auch aus der ‚Bestimmung des $ 32 der 
zum Abschnitt 4 (Teil 3). hervor, wonach der -Umla 


‚keiner Beschränkung unterlieet. Diese Bestimmunz k 
so aafgefaßt werden, daß neben der als Währung de 
gebiets geltenden deutschen Mark der französische 
als Zahlungsmittel zugelassen sein: soll... Eine ‚Regier 
maßnahme des Inhalts, daß im ganzen Gebiet oder i 
zelnen Zweigen seiner Verwaltung an Stelle der deı 
„Mark de er. m Franken als Zahlann alt 


Je rgang hi 
4. April 1921." > 


verden soll. bedeutet demnach eine offenkundiae Y erletzung 
des Vertrages von Versailles. - 

— Auch bei dem Personal der Eisenbahnen des Saargebiets hat 
= der Erlaß der Verordnung aufs äußerste Empörung und Be- 
 unruhigung hervorgerufen. In zahlreichen Kundgebungen 
- (Urabstimmungen, Protesten: usw.) hat die weitaus überwie- 
gende Mehrheit der Eisenbahnbeamten und Arbeiterschaft mit 
aller Dieutlichkeit der Regierungskommission zu erkennen ge- 
geben, daß sie den Franken als Zahlungsmittel für die Gehalts- 
und Lohnzahlung ablehnt, so daß die Regierunsskommission 
nicht darüber im Zweifel sein konnte, daß die ‚Entschließung 
derjenigen Eisenbahnerversanmlung, i in der die Frankenzahlung 
‚»efordert wurde, lediglich die Wünsche seines verschwindend 
seringen T: ales des Eisenbahnpersonals wiederspiegelt. Die 
überwiegende Mehrheit der Eisenbahnbeamten und Arbeiter- 
schaft betrachtet die Verordnung der Regierungskommission 
‚als eimen unerhörten Schlag gegen ihr deutsches Empfind«: 

_ und ist sich vollkommen darüber klar, daß die Zahlun« ihres 
Gehalts und Lohnes in Franken für sie keinen wirtschaftlichen 
Vorteil, sondern "eine schwere Schädigung nach ‘sich ziehen 
"wird, und daß der tiefere Grund der Maßnahme nicht in der 
in’ der Einführunssbekanntmachung dargelesten Fürsorge für 
das Wohlergehen der großen Öffentlichen. Betriebe und ihres 
- Personals, als vielmehr in dem Ziele zu suchen ist, die Eisen- 
‚bahnen des Saargebrets ne unter französischen Einfluß zu 
bringen. 

— Eisenbahndirektion des Saargebiets. 


eichnung „Direktion der Saarbahnen“ ist m 
direktion. des Saargebiets“ geändert ‚worden. 


Die amtliche Be- 
„Eisenbahn- 


— "Todesurteil gegen den Bahnfrevler Jakob. Das am 8. d. M. 
n Halle (Saale) zusammengetretene Sondergericht verhan- 
delte. gegen. den Zuchthäusler Paul Jakob aus Ammendorf. 
en Verühber der beiden Eisenbahnattentate bei Ammendorf 
und Gröbers. Durch Vernehmuns von Zeugen und durch das 
ständnis Jakobs ergab sich, daß er seit Monaten plante, 
inen D-Zug zum Entgleisen zu bringen, um den Postwagen 
szurauben und die im D-Zug sitzenden „Fettköpfe“, wie er 
h ausdrückte, auszuplündern. Bemerkenswert ist, daß in 
r Verhandlung verschiedene Zeugen erklärten, die Taten 
es Jakob, welcher der, Kommunistischen Parteı ansehört, 
rürden von der Arbeiterschaft nur als Schädigung der kapi- 
alistischen Gesellschaft angesehen und serien darum zu ent- 
chuldieen. Jakob wurde wegen des Bahnattentats bei Ammen- 
rf zum Tode, wegen des Attentats bei Gröbers zu 1272 Jah- 


= SR und Wesserkratianlagen. In der am 15. März 
J. abzehaitenen Versammlung der Deutschen Maschinentech- 
chen Gesellschaft hielt Regierungsrat Dr. Fricke einen 
Vortrag über das obige Thema, dem wir folgendes entnehmen : 
Die Wasserkräfte Deutschlands hat man neuerdines auf etwa 
‚ Millionen Pferdestärken „eschätzt;. ihre Erschließung wird 
für unsere Volkswirtschäft von eroßer Bedeutung selu. Leider 
erät eine solche Erschließung, nicht selten in Widerstreit mit 
fen Forderungen des Naturs schutzes, namentlich in-Gebirgen, 
> das fließende Wasser einen Hauptschmuck der Landschaft 
rstellt, die Ableitung in die Gräben der Kraftwerke das 
ußbett jedoch trocken legt. Als Beispiel eines in dieser 
ise durch die Industrie zerstörten Naturdenkmals führte 
Vortragende das Okertal im Harz vor und besprach dabei 
lie Vorschläge, die Semacht worden sind, bei Ausnutzung der 
ewasserkraft diese Schäden zu vermeiden. Nach den vor- 
genden Plänen soll der [Bode noch dauernd der Sommer- 
asserstand erhalten bleiben. Namentlich wenn man durch 
he Eısparnisse das Wasser in den Tagesstunden ver- 
+, wird das Flußbild trotz einer Ableitung und Aus- 
tzung von 75 % immer noch recht ansehnlieh bleiben können. 
ı Anlage hober Sperrmauern, durch die die Landschaft voll- 
ndie umgestaltet werden würde, läßt sich im Bodetal ver- 
m eiden, da die oberen Flußgebiete "und namentlich das Seiten- 
. der Rappbode zur Anlage von .‚Stauräumen größter Ab- 
ungen ‚(bis 70 Millionen Kubikmeter) reichlich Gelegenheit 
eten. Auch bei den Anlagen:in. Bayern’ hätte man. die Be- 
en durch Teilung der Wassermassen überwunden und SOo- 
ohl bei der Alz als vor allem bei der Isar sei eine Erhaltung 
Flußlaufs vorgesehen; es liegt hier also ein allgemeiner 
ndsatz vor, der durchführbar erscheint und einer gründ- 
lichen. Prüfung und systematischen Durchbildung wert ist. Ge- 
| ren Erfol« haben diese Bestnebungen bisher beim badi- 
Mürgwerk gehabt. bei dem der Vortragende auch als 
verständiger für Heimatschutz“ herangezogen worden 
var. Mit nur etwa 3% Verlust an Kraft könnte diesem 
Öönsten Schwarzwaldtal viel von seinem- ursprünglichen 
z erhalten werden. Der Deutsche Bund Heimatschutz 
) Br umfassende wissenschaftliche Bearbeitung der ein- 
Aigen: Fragen und die Aufstellung allgemeiner Grund- 
Es ist anzunehmen, daß künftig bei ruhiger Er- 
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“übertr 


‚sind ernannt worden: der Oberregierungsrat Dr. jur. 


Klaus in Ludwigshafen (Rhein) 


Rn Er Nr 


wägung Keh die idealen und wirtschaftlichen Bestrebungen 
in einer für beide Teile befriedisenden Weise werden ver- 
einigen lassen. 

Der mit vielen wundervollen. Liehtbildern ausgestattete Vor-. 
trag fand reichen Beifall. 


— Generaldirektor Max Dräger. Am 13. d. M. konnte der 
Generaldirektor der Allgemeinen Deutschen Kleinbahn«esell- 
schaft in (Berlin, Max Dräger, auf eine 25jährige erfolgreiche 
Tätigkeit für seine Gesellschaft zurückblicken. Die “ersten 
bedeutsameren Aufgaben, die Dräger nach seinem Eintritt 
in die wenige Jahre zuvor begründete Gesellschaft als Ober- 
ingenjeur und kurz darauf als Abteilunesdirektor zu über- 
nehmen: hatte, bestanden in dem Ausbau des Kleinbahnnetzes 
iu der Danziger Niederung, dann in der Leitung seiner Reihe 
von Neubauten der Westpreußischen Kleinbahngesellschaft. 
In der schweren Krisenzeit, die um die Jahrhundertwende 
mit den übrigen preußischen Kleinbahnunternehmungen. auch 
die Allgemeine Deutsche Kleinbahngesellschaft bedrängte, 
wurde Dräger dann in den Vorstand der Gesellschaft nach 
Berlin berufen. Bald kam der sichere Wille seiner kraft- 


‚vollen Persönlichkeit in der. Leitung des Unternehmens zur 


Geltung. Seine ausdauernde und zielbewußte, .auf ein klares 
Urteil und große Geschäftstüchtiskeit begründete Arbeit 
brachte steisende Erfolee. Immer mehr entfalbete sich das 
Unternehmen und festigten sich seine Grundlagen: : Der Ge- 
winnanteil der Aktionäre, das äußere Zeichen des Erfolges, 
wuchs stetig und.serreichte vor dem Kriege S% des Aktien- 
ae 1910 war Dräger das Amt "des Generaldinektors 

gen- worden. Der Schwierigkeiten der Kriegszeit 
wußte das Unternehmen unter seiner Führun« mit eroßer 
Anpassunssfähiskeit Herr zu werden. Ja, auch die bösen 
Wirrnisse der Nachkrieeszeit, die so viele Verkehrsunterneh- 
mungen lahmlegten, vermochten bei allen Schädieunsen den 
sesunden Kern der Kleinbahnsesellschaft nicht zu zerstören 
Es selangz Dräger, das Unternehmen dureh alle Gefahren 
hindurchzusteuwern. Ihm ist es in erster Linie zu danken, 
wenn die baldige Überwindung der erträglosen Zeit für das 
Unternehmen erwartet werden kann. 

Längst hat Drägers Arbeit und Persönlichkeit weit über 
seinen eigentlichen Wirkuneskreis hinaus volle Wertschätzung 
sefunden. Namentlich wird aber die kluse und tatkräftige Mit- 
arbeit, die er als Vorsitzender im :Arbeitgeberverband der 
deutschen Sträßen-, Klein- und Privateisenbahren und in den 
sonstisen Fachverbänden für die allgemeinen” Fragen des 
Kleinbahnwesens leistet, ın der gegenwärtigen Zeit des 


schweren Rinsens um die Erhaltung und den Neuaufbau dieses 


Vıerkehrszweiges als wertvoll empfunden. 
Im .Reichsverkehrsministerium 
Schsu, 
der Regierungsrat Dr. jur. Johannes Schulz und der Regie- 
runesbaurat Karl Cornelius zu Ministerialräten, ferner die 
Resrerungsbauräte Otto Brandes und Freiherr-von 
Eltz-Rübenach zu Oberresierungsbauräten. 

Bei dem Reichsverkehrsministerium, Zweigstelle Preußen- 

essen, sind folgende Änderungen eingetreten: Der Regie- 
runesassessor Sp ode, bisher in Altona, ist zur Eisenbahn- 
direktion nach Berlin versetzt. — Der ‚Regierungsbaumeister 
des Eisenbahn- und Straßenbaufaches Werner Met zie ist bei 
der Eisenbahndirektion in Frankfurt (Main) zur B eschäfti- 
gune im Reichseisenbahndienst einberufen. — Dem Regie- 


—  Personalnachrichten. 


.rungsbaumeister des Maschinenbaufaches Walter Lehmann 
in Düsseldorf ist die nachgesuchte Entlassung aus dem a 
- dienste erteilt, 


— Der Regierungsassessor Dr. jur. Oehren, 
bisher in Mainz, ist infolge Ernennunse zum Regrerungesr at " 


 Reichsschatzministerium aus dem Reichsewenbahndienst aus 
geschieden” — Der Regierungs- und Baurat Eugen Opfper- 


mann, Vorstand des Eisenbahn- Betriebsamts in Coburg, ist 
gestorben. gt 

Im Bereich des ee Arlchremi nisteriums, Zweigstelle 
Bayern, wurden in gleicher Diensteseigenschaft in planmäßi- 
ger Weise bezufen der. Vorstand der Maschinerinspektion 
Asehaffenbure  Reeierunesrat Heinrich Gießen an die 
Eisenbahndirektion Ludwieshafen (Rhein), der Vorstand der 
Werkstätteninspektion. Aussburg Regierungsrat Friedrich 


'Fettineer an die Maschineninspektion Aschaffenburg als 


deren Vorstand, der Vorstand der Bauinspektion I Nürnbere 
Regierungsrat Friedrich Glück an die ‚Eisenbahndirektion 


Nürnberg und der Vorstand der Bauinspektion III Nürnberg 


Regierungsrat Wilhelm Hensolt an die "Bauinspektion I 
Nürnberg “als deren Vorstand. — Dir Direktionsrat Jakob 
ist vom Antritt der ıhm 
vom 1. Januar 191 ab bei der Betriebsinspektion Ludwigs- 
hafen (Rhein) übertragenen Direktionsratsstelle auf sein An- 
suchen ıentbunden. und. rückwirkend vom eenannten Tage an 
als Oberbahnverwalter bei der Güterverwaltung Ludwigshafen 
(Rhein) als deren Vorstand belassen worden. 


! 


Nr. 15 


Österreich. 


— Der Fremdenverkehr in Wien. Im Jahre 1913, dem 
letzten vollen ‚Friedensjahre, wurde Wien von 598 746. Frem- 
den besucht, die in Gasthöfen abgestiegen waren, und zwi- 
schen 500 000 und 600000 bewerte sich auch in den vorange- 
gangenen Jahren die Zahl der in Gasthöfen ansekommenen 
Fremden. Diesen Zahlen steht im Jahre 1920 eine. Fremden- 
zahl von 382139 „egenüber. Die Verkehrsschwierickeiten, 
die hohen Eisenbahnfahrpreise und die sonstigen großen 
Kosten, die heute eine Reise im Gefolge hat, erklären diesen 
Rückeang zur Genüsse Von den Fremden. entfallen 153 485 
auf Zuzüge aus Deutschösterreich., Aus dem mewen Auslande 
kamen 156233, davon 57345 aus Ungarn, 28354 aus den 
S.-H.-S.-Staaten, 48 632 aus der Tschecho-Slowakei, 21702 aus 
Polen. Die. restlichen 72647 Fremden kamen aus dem alten 
Auslande. Hier steht an der Spitze Italien mit 18084, dann 
folgt Deutschland mit 14087, Rumänien mit 11150.:. Aber 
auch alle anderen Staaten Europas und die anderen Weltteile 
sind in der, Wiener Fremdenzahl, wenn auch mit wesentlich 
kleineren Zahlen, vertreten; am stärksten Bulesarien mit 4322, 
dann Amerika mit 3794, die Schweiz mit 3125, England mit 
2855, Frankreich mit 2781. An diese Staaten reihen sich Hol- 
land mit 1682, Rußland mit 1551, die Türkei mit 1466, Grie- 
chenland mit 1319, die Ukraine mit 1306, Norwessen mit 1242, 
Albanien mit 1216. Aus Asıen (China, Japan) sind 715, aus 
Belgien 409, aus Schweden. 394, aus Dänemark 384, aus Afrika 
367, aus Spanien 343 Fremde in der Statistik verzeichnet. 


Tschecho-slowakisches Gebiet. 


— Erweiterung der Befuenis der Bahnbetriebsämter in 
Reklamationssachen. (Erlaß des Eisenbahnminiısteriums vom 
4. Auecust 1920 und 2. März 1921.) »Es wurde die ‚Befugnis 
der -Bahnbetriebsämter ın Reklamationsangelesienheiten wie 
folgt erweitert: Den tschechoslowakischen Staatsbahndirek- 
tionen oblieet die endeültigse, keinem Rechtsmittel an das 
Ministerium unterliesende Entscheidune über Ansprüche auf 
Schadenersatz, die durch Verlust, Minderung oder Beschädi- 
gung entstanden sind, bis zum Betrages von 5000 K. für eine 
Sendung, auch die Entscheidung über Ansprüche auf Rück- 
erstattunge von Nebenzebühren bis zum Betraxe von 100 K. 
für die Sendung. Ferner die Entscheidung über Ansprüche auf 
Erlaltung der Fracht gemäß 8 70 EBR. und der Frachtzu- 
schlägie nach $ 60 EBR. bis zum Betraxe von 50 K. für eine 
einzelne Sendung und von 200 K., wenn mehrere sleichartiee 
Ansprüche erhoben werden. © Perner obliegt der Staatsbahn- 
direktion die endeültise, keinem Rekurs an das Ministerium 
unterliegende Entscheidung über Beschwerden, mit welchen 
Entscheidungen der Stations- oder Betriebsämter in Reklama- 
tionssachen aus Gründen des Verlustes, der Minderung und 
Beschädigung der Senduneen angefochten werden. Trotzdem 
einlaufende Rekurse erledigt die Staatsbahndirektion selbst, 
ohne sie dem Ministerium vorzulegen. 
und Stationsämtern obliegt die Erledigeun® außerwerichtlicher 
Ansprüche auf Ersatz wegen Verlust, Minderung und Be- 
schädisung von Gepäck und Gütern im Lokalverkehr der 
tschechoslowakischen Staatsbahnen u. zw. den Bahnbetriebs- 
ämtern bis zum Betrage von 300 K. und dien Stationsämtern 
bis 100 K., im Veerbandsverkehr beiden bis zum Betrage von 
100 Kronen, 


— Erriehtung einer Eisenbahn-Baudirektion. Zur Durch- 
führung von Eisenbahnbauten wurde durch -Verordnunge vom 
4. März eine Eisenbahn-/Baudirektion errichtet, welche un- 
mittelbar dem Eisenbahnministerium untersteht. Gleichzeitig 
wurde eine Anzahl von Bauverwaltungen und Exposituren er- 
richtet, die der Eisenbahn-Baudirektion unterstehen, 


s Ungarn. 


— Die Verkehrsbeschränkungen und die Fabrik- und In- 
dustrieunternehmungen. Die auf den Linien der ungarischen 
Staatsbahnen infolge Kohlenmangeels eingetretenen Verkehrs- 
beschränkungen beeinflussen in überaus nachteiliser Weise die 
"Produktion und machen den Güterverkehr nach den Nachbar- 
staaten, für die derzeit sehr günstine Ausfuhraussichten vor- 
handen wären, fast vollkommen unmögclich. Mit Rücksicht 
auf diese das ungarische Wirtschaftsleben hemmenden Ver- 
kehrsstörungen hat der Bund der ungarischen Fabrik- 
industriellen den Handelsminister versucht, er möge zur 
schleunigen Aufhebung der Verkehrsbeschränkungen Maß- 
nahmen treffen. 


=: Done 


‘Dampfschiffahrtverkehr zwischen Uj-Szegzed und Bel 


20prozentize Frachtermäßigung gewährt. 


liegen jetzt im Zollamt und müßten nach den Finanzvor- 


— Den Bahnbetriebs- ' 


‘Geboten der Arbeit und- des 


Statistische Landes-Z: Antealahs beeinnt 


| Stelle. Dann folgt Österreich mit 692 306 dz (30%). 


Zeitung‘ des. rei : 
Deutscher Risenbahnverwaltungen. 


- 


— Dampischiffahrt auf Eller Donau. Der verein e 


erad und zwischen a, und Baia ist wieder 2 
genommen worden. - Be. 
— Frachtermäßigune für Ansstelinnes guter Anläßlich ach k- 
in Mailand vom 12. bis 27. April d. J. abzuhaltenden Waren- 
mustermesse wird für die dorthin bestimmten Ausstellungs- 


güter auf den Linien der ungarischen Staatsbahnen eine‘ 


— Freigabe der im Zollamt liegenden Güter. Der Vorl 
der ungarischen Kaufleute hat den Finanzminister in einer 
Eingabe ersucht, anzuordnen, daß .die ohne Einfuhrbewilli- 
UNE : eingeführten und im Zollamt liegenden Güter nach 
ordnungsmäßiger Verzolluns aussefolet . werden ° möchten, 
Das Ersuchen wurde damit begründet, daß nach der Wieder- 
aufnahme des Handelsverkehrs mit «dem Auslande viele. 
Güter hier eingetroffen sind, die seinerzeit ohne Einfuhr- 
bewillisung steinseführt, wurden: Viele derartige Güter 


schriften an den Auftraergeber zurückgesendet werden, wo- 
durch aber sowohl die Kaufleute, wie auch die Volkswirt- 
schaft erheblichen Schaden erleiden würden. Der Verb 
stellt daber das Ersuchen, diese Güter oz 


e. 
“ 


— Drahtseilbahn in Miskolez. Von. Miskolez Ti zur Dis 
evörer Eisenfabrik wird eine Drahtseilbahn von 2,5 km Länge % 
hergestellt. Der Bau wird auf Grund moderner technische T. 
Erfahrungen ausgeführt. Su 

— Die Allgemeine Eisenbahn A.-G. schloß ihre Bilanz vom 
Gescehäftsjahre 1919/20 bei einem Grundkapital von 10 Mill. 
Kronen unter Einrechnung des vom Vorjahre übertragenen j 
Verlustes mit einem Fehlbetrag von 466 313 K ab. E: 

R Ye 
. — Englische Kohle für Ungarn. Zwei große vnglische 
Ausfuhrfirmen. haben der ungarischen Industrie günstige An- 
gebote hinsichlich Lieferung. englischer Kohle gemacht. Ob- 
wohl die Kohle mit langfristigem Kredit und zu verhältnis- 
mäßır geringen Preisen abzulrefern wäre, verhält sich 
ungarische Industrie bei der allgemeinen. Unsicherheit 
Marktes noch abwartend. ” 


— Der Handelsvertrag mit Rumänien. Eine ine N 
ordnung weilt derzeit in Budapest, um mit der ungarischen 
Regierung hinsichtlich der Wiederaufnahme des Handels 
kehrs zwischen Rumänıen und Ungarn Verhandlungen 
zuleiten. Die Verhandlungen sind soweit gediehen, daß 
Abkommen: demnächst zustandekommen cürftbe. FE 


en Märzfeier in’ den Maschinenfabriken der ungarise 
Staatsbahnen. Die Beamten und Arbeiter der Maschin 
fabriken der Staatsbahnen hielten eine Märzfeier ab, bei 
Graf Albert Apponyi die Festrede hielt. Unter 'andeı 
erwähnte-der Redwer, daß — wie im Jahre 1848 — auch jet: 
wichtige Fragen ihrer Lösung harrten. ‘ Derzeit müsse a 
neu aufsebaut werden. Wir müssen zu diesem Zweck 
Schulter an Schulter mit vereinten Kräften arbeiten. B 
ders gelte dies von der Arbeiterschaft. Wenn jedermann 
Zusammenwirkens entsprä 
würden wir die Wiederaufrichtung Ungarns erreichen. 


— Budapester Straßenbahntarif. Die Direktion der 
einieten Budapester Straßenbahnen hat beim Handelsmi 
beantrast, eine Erhöhune des Straßenbahntarifs zu ‚gen 
een. Die Direktion begründet ihr Ersuchen dami Dr di 
Einnahmen aus dem jetzieen Dreikronentarif & »Selbs 
kosten nicht decken. Der Handelsminister hat — na 
rufung auf den Umstand, daß nur durch Herabsetzung 
Preise auf allen Gebieten. des Wirtschaftslebens die un; 
rische Valuta s„ebessert werden könne — das. Gesuch 
schlägig ‚beschieden. / =”: 
ersten Halbjahr 1920. I 
mit der Ans 
seiner regelmäßigen Nachweisungen. Nach der jetzt veröff« 
liehten Nachweisung betrug im ersten Halbjahr. 1920 in d 
jetzigen verkleinerten Unearn die Einfuhr 2,3 (im Jahre 1 
für ganz Ungarn 41,3), die Ausfuhr‘ 2,6 (im Jahre 1913 
Unearn 30,6) Millionen Doppelzentner. In der Einf 
erscheint als größter Posten 650000 dz Gruben-, Bau- 
Brennholz, das zum größten Teil aus Oberungarn, zum 
ringeren Teil aus Siebenbüreen eingeführt wurde. — In 
Ausfuhr erscheinen 1213706 dz Braunkohle zumeist 
dem an Österreich anstoßenden Grenzoebiet. In der Ein 
steht Tschechien mit 905526 dz (davon 65% Holz) 2 


= Ungarns Außenhandel 


LXI. Janrgang 
14. Aprili E 


den äus Deutschland Salz, aus Italien Südfrüchte, aus Polen 
& Petroleum, aus Amerika Mehl, aus Argentinien Weizen und 
aus Schweden Papier’ eingeführt. — 80% der Ausfuhr ent- 
fielen auf Österreich, dann folsen. Tschechien, Deutschland, 
Italien und die Schweiz. 


— — Die Budapester Orientmesse findet als XII. Waren- 
‚mustermesse vom 14. bis 27. Mai d. J. in Budapest statt, Sie 
_ wird von der Budapester Handels- und Gewerbekammer mit 
Unterstützung des Königl,. ung. Handelsmmisters - und des 
Masistrats der Hauptstadt Budapest sowie unter Mitwirkung 
aller ungarischen Handels- und Gewerbekammern und sämt- 
 lieher kommerzieller und industrieller Interessen vertretungen 
veranstaltet. Sie ist gedacht als «ine Warenmustermesse 
- sämtlicher Industriezweige und als ein Vermittlungspunkt 
- für den Handel mit dem Orient. An der vorjährigen Messe 
_ waren 473 Industrielle und Fabrikanten als Aussteller‘ be- 
teiligt, und die Zahl der Meßbesucher betrug über 250 000. 


| Uebrige europäische Länder. 


B- Die Stockholmer Bahnhoffrage. Die seit vielen Jahren 


spielende Stockholmer Bahnhoffrage scheint mit dem Zusam- _ 


mentritt der Abgeordneten des Staates und der Stadt, bei 
_ welchem in endgültiges Übereinkommen erzielt wurde, der 
_ Entscheidung entgesengeführt zu sein. Der Inhalt des Vor- 
-schlages, der kürzlich der Regierung. und der Stadt Stockholm 
überreicht wurde, ist der Hauptsache nach folgender: 
= Die jetzige tiefliegende Einfahrtlinie der westlichen Stamm- 
bahn über Liljeholmsviken wird beseitigt und durch eine neue 
 doppelspurige Linie ersetzt, die von einem etwa 1 km nördlich 
von Älosjö liegenden Punkt beginnend über die Hammarby- 
linie und mittels einer Brücke von 26 m lichter Höhe über 
, Mittelwasser und mit einem beweglichen Teil über die Ärsta- 
inseln und dann weiter über Södermalm zur bestehenden Bahn 
an der Timmermanscata führt. Die jetzige Verbindunesbahn 
mit Tunnel unter Södermalm und mit Brücken über Söder- 
und Norrström bis zum Hauptbahnhof werden vorderhand bei- 
behalten und zwar, solangie dies mit Rücksicht auf den Eisen- 
‚ bahnverkehr, die Seefahrt auf Söderström und den Hafenbahn- 
und Straßenverkehr bei Stadsgärden und Söder Mälarstrand 
möglich ist, der Hauptsache nach in unveränderter wag- und 
‚ lotrechter Lage. Die Hauptstation wird, solange die pesfehende 
' Verbindungsbahn in ihrer jetzigen oder in erhöffter La«e 
liegen bleibt, oder wenn sie nach einer anderen unmittelbaren 
inte zwischen Söder- und Norrmalm verlegt wird, auf ihrem 
derzeitigen Platze als Durchgangsstation beibehalten. Die 
jetzige Stammbahn zwischen Hauptbahnhof und Tomteboda 
‚övne wird der Hauptsache nach unverändert gelassen. Das 
 Hauptgleis der nördlichen Stammbahn wird zwischen Järva 
und Station Tomteboda övre umgelest und längs der ursprüng- 
‚lichen Stammbahnstrecke verlest. Das Hauptgleis der 
"Västeräsbahn wird unverändert beibehalten. Im Ärstabezirk 
wird weiterhin ein Verschiebebahnhof für Güterverkehr an- 
gelest, der dann zur Ausführung kommen soll, wenn der Güter- 
verkehr im Verschiebebahnhof Tomteboda nicht mehr befrie- 
 disend abgewickelt, werden kann. Vom Verschiebebahnhof 
Arsta wird eine ‚Gleisverbindung zur Güterstation von Lilje- 
|0lm und zum Schlachthaus bei. Enskede und den geplanten 
idtischen Industriegebieten südlich von Hammarbysjö ange- 
knüpft. Bei -Ärsta kann nötigenfalls eine kleinere Personen- 
‚station angelegt werden. Die Güterstation der Södrastation 


so Station wird der Verkehr von Eisenbahnzollgut, der 
tzt in der Norrastation abgewickelt wird, verlegt werden. 
Die jetzige Personenstation auf Södermalm, welche nicht an 
' der Hauptbahn liegt, wird durch eine neue Personenstation 
an der Hauptlinie ersetzt, deren .Bahnhofgebäude im Winkel 
zwischen der Svedenborgsgata und einem über das Bahnhof- 
gebiet vorgeschlasenen Viadukt in Fortsetzung der Katarina 
‚Bangata verleet wird. "> 

“In der Hauptstation wird das jetzige Stationsgebäude bei- 
behalten und es wird, wenn es für nötig erachtet wird, ein 
neuer Stabionsbau quer über die Gleise senkrecht zu- und zu- 
sammengebaut mit dem jetzigen Stationssebäude aufgeführt 
wenden, Das neue Stationsgebäude sieht mit seiner Hauptseite 
“| lach Süden. Die jetzige schienengleiche Kreuzung bei Tiegel- 
‚backen entfällt und wird durch seinen Viadukt über die Gleise 
‚ersetzt. ‚Zwischen Viadukt und Stationsgiebäude wird sein. über 
‘den Gleisen liegendes Stationsplanum vorgesehen. Die An- 
zahl der Bahnsteiggleise in der Station ist auf zwölf vorge- 
schlagen mit getrennten. Personen- und Gepäckbahnsteigen. 
- Gleisanlage ist vom jetzigen Stationsgebäude soweit nach 
esten verschoben, daß Platz für die Durchführung einer 
breiten Straße und seiner doppelgleisigen Vorortbahn 


ı 
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wird auf ihrem jetzigen Platze belassen und erweitert. In. 
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bleibt. Eine neue Eilguthalle wird westlich von den! Personen- 
zugeleisen gegen. Klaraviken aufgeführt. Der Postbahnhof 
wird westlich von den Personenzugsleisen unmittelbar nörd- 
lich der Kungsgata verlegt. Das jetzige Zollposthaus an der 
Kungsgata wird beibehalten. Der Güterverkehr in Norra 
Station wird nach Norrtull, das nach Bedarf vergrößert wird, 
verlegt. Der jetzige Betriebsbahnhof bei Haralund, ebenso wie 
der Verschiebebahnhof bei Tomteboda, wird beibehalten und 
nach Bedarf erweitert. Auf Kungsholmen wird weiterhin ein 
Güterbahnhof angeordnet, gelegen östlich der Lindhagengata 
und unmittelbar nördlich vom Drottningsholmsvyägen mit Ver- 
bindungsgleis zum Norr Mälarstrand. Der Personenverkehr in 
‚Liljeholm Station wird eingestellt. 

Die Anlagen sind für 30 bis 40 Jahre im voraus geplant, 
sollen aber natürlich nicht auf einmal in geplanter Größe aus- 
geführt werden. Dier Ausbau soll schrittweise und nur in dem 
Maße erfolgen, wie es die Verkehrsentwicklung verlangt. Die 
Arbeiten, die in erster Linie zur Ausführung zu kommen 
seheinen, sind einerseits die Umlegung der westlichen Stamm- 
bahn über die Hammarbylinie, andererseits auch eine Erweite- 
rung oder Veränderung der jetzigen Stationsanlagen, wie 
solche schon seit mehreren Jahren Bedürfnis waren, jedoch 
in Erwartung eines endgültigen Zukunftsplanes zurückstehen 
mußten. 

Die Kosten für die in erster Linie zur Ausführung kommen- 
den Arbeiten sind bei den. jetzigen Preisen auf 40 Millionen 
Kronen berechnet, nämlich für die Umlegung der westlichen 
Stammbahn über die Hammarbylinie nebst Anlage seiner 
kleineren Personenstation auf Södermalm 16 Millionen, für ein 
neues Stationsgebäude in der Hauptstation mebst Stations- 
planum und Änderungen am Bahnhof 20 Millionen und für Er- 
weiterung der Station Norrtull bei Hinverlegung des Fracht- 
verkehrs von der jetzigen Norra Station 4 Millionen Kronen. 

Die entsprechenden Beträge für frühere Vorschläge würden 
sich nach den Berechnungen der Abgeordneten belaufen: für 
den Vorschlag der Bahnhofkommission von 1915 auf 63 Mil- 
lionen,. für eine Umgehungslinie über Längholmen und Smed- 
sudden mit Kopfstation auf dem jetzigen Platze ‚auf 90 Mäl- 
lionen, für eine Linie über Länsholmen und Smedsudden mit 
Durchgangsstation auf Kunesholmen auf 113 Millionen Kronen, 
Wenn es künftige als nötig erachtet wird, die Verkehrsverhält- 
nisse in Söderström und am Söder Mälarstrand zu verbessern, 


‘so kann "eine Erhöhung der jetzisen Eisenbahnbrücke über 


Söderström hergestellt werden. Eine künftige doppelgleisine 
Vorortbahn muß meben der jetzigen Verbindungsbahnbrücke 
verlegt. werden, und vom Klarastrand und nordwärts auf 
Bodenhöhe unter das künftise newe Hauptstationsgebäude oder 
unter gewissen Bedingurgen, bevor der Bau aufgeführt wird, 


‚auch in den freigemachten, unmittelbar westlich vom jetzigen 


Stationsgiebäude aelenenen Raum zu liegen kommen. Bis zur 
und gleichlaufend mit der Vorortbahn soll künftig eine 18 m 
breite Straße von Söder und an der Station vorbei zum Norra 
Bantorget seführt werden. Um die Durchführung der Stamm- 
bahn- und Vorortbahneleise wie der Straße in dem schmalen 
Durchgang zwischen Riddarhuset und Riddarholmen zu ermög- 
lichen. soll der Riddarholmkanal zur Westseite des Riddarhuset 
verleot werden. Biranss 


— Französisch-belgische Verkehrsspannung. Dem Hafen 
von Antwerpen droht Elsaß-Lothringen, seit es wieder fran- 
zösisch geworden ist, als Hinterland zur Speisung des Hafens 
verloren zu gehen, weil Frankreich alle Güter, die über aus- 
ländische Häfen nach Frankreich selangen, mit der Zuschlags- 
taxe auf Lagergebühren (surtaxe d’entrepöt) belastet. Ueber 
dıe Frage dieser Zuschlaestaxen haben sieh nun-ın London 
die. beleischen und französischen Vertreter auch unterhalten, _ 
und es ist berichtet worden, daß sich die beiden Länder ges. 
einigt hätten. Dem. ist aber nicht so, denn eine Einigung kam . 
nur zustande für die Waren, die aus dem Elsaß stammen und 
auf Binnenschiffen nach Antwerpen gelangen, wo sie als- 
dann nach Frankreich reexportiert werden. Man war sich 
allerdings darüber einig, daß das Zurückfallen von Elsaß- 
Lothringen an Frankreich dem belgischen Hafen keinen 
Schaden bringen sollte und daß die Neuordnung der Dinze 
die französischen Nordhäfen nicht beeinträchtigen sollte. Auf 
diesen Grundsatz gestützt, soll nun die Frage durch Sachver- 
ständige geprüft werden, die bald in Paris und bald in 
Brüssel tagen werden. Bet 

Infolge der allgemeinen Wirtschaftskrisis ist der Hafen von 
Antwerpen mit frachtenlosen Schiffien. überfüllt. Ende März 
lagen daselbst 102 untätige Seeschiffe. vor Anker, und die 
Zahl der untätigen Binnenschiffe ist so zahlreich, daß sie 
kaum mehr Platz finden. 


— Neue durchgehende Bahnverbindungen in Frankreich. 
Um die Verbindunsen zwischen der atlantischen Küste einer- 
seits und Straßburg sowie auch Mailand anderseits zu ver- 


un des Vereins. ; 
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bessern, sind auf den 1. Juni neue direkte Züge Straßbure— 
Bordeaux und Mailand—Bordeaux vorgesehen. Zwischen 


Bordeaux und Montlucon sind die beiden Züge in einen ver- 
eilnlet. 
über Moulin, Monchanin, Chaeny und Dijon. 
durchoehenden Zügen, die nebenbei auch den Zweck haben, 
den Verkehr zwisehen den Städten an der atlantischen Küste 


mit den iBadeorten des Zentralplateaus auszugestalten, noch - 


weitere Verkehrsmöglichkeiten zu geben, haben die Staats- 
bahn und (die Orleansbahngesellschaft bei Limoges einen 
direkten Anschluß nach La Rochelle zugesagt und in Moulin 
wird der direkte Zug Bordeaux— Straßburg auch seinen direkten 
Anschluß nach Vichy erhalten. 


— Die Berechnung des Reinertrages der 
Privatbahnen ist Gegenstand eines mit Botschaft vom 7. Fe- 
bruar 1921 den eidgenössischen Räten vom Bundesrat vorge- 
lesten Beschlußentwurfs. Nach Bundesbeschluß vom 17. Juni 
1914 sollte der Ertrag der Privatbahnen in der Weise ermittelt 
werden, daß. zum. Reingewinn nicht «erechnet werden 
sollen: die statutarıschen -Einlasen in den Beservefonds, die 
veglementarischen Einlagen in den Ermeuerungsfonds, die 
Einlas’en in einen Reservefonds für Bauverluste und beson- 
dere Betriebsausgaben und zur Deckung von. Schäden aus be- 
sonderen Naturereirnissen bis zu einer vom Bundesrat geneh- 
mieten Höhe. 


dern auch für die Bemessung der Konzessionssebühren und 
der Entschädisung für Posttransporte und für die Frage der 
Herabsetzung der Tarife maßsebend. Anscheinend haben nun 
Privatbahnunternehmungsen zum Zweck der Herabminderung 
des Reinsıewinns und zur Festisungs ihrer Finanzen durch 
starke Reservestellungen ihre Statuten meuerdings geändert. 
In einem Fall, wo die statutarischen Rücklagen auf 10% des 
Rohertrases bis zur Erreichune seines Fondsbestandes von 
5% des Aktienkapitals beschränkt waren, ist die Zuwendung 
des ganzen verfürbaren Einnahmeüberschusses bis zur Er- 
reichune der Hälfte des Aktienkapitals beschlossen worden. 
Um solche, dem Sinne des früheren Bundesbeschlusses zu- 
widerlaufiende Schritte unmöclich zu machen, hat der Bundies- 
rat vorseschlagen, nunmehr folgende Einlagen nicht zum 
Reingiewinn zu. rechnen: ‚die Eihlagen in den ordentlichen 
Reservefonds, in Reserven für bevorstehende Bauverluste 
oder besondere Betriebsausgaben, sowie in eine von der Bahn- 
sesellschaft als nötig werachtete Reserve für Deckung von 
Schäden aus außerordentlichen Naturereienissen, 
gesamt nur bis.zur Höhe von-W% des Jahresgewinnes und 
nur so lange, als der Gesamtbestand des ordentlichen Reserve- 
fonds und der übrigen Reserven 20% des Aktienkapitals nicht 
überschreitet.“ Die Privatbahnen sind - „even .diese Ver- 
schleehterung ihrer finanztellen. Pesyerunzsiräihe vorstellig 
Seworden. 

— Internationale Eisenbahnerkonferenz in Genf. Am 
6. April d. J. ist der zwieeite internationale Konemeß der christ- 
lichen Eisenbahnerverbände unter dem. Vorsitz von Nivara 
(Holland) eröffnet worden. Veertreten 
Oesterneich, Holland, Beleien, Frankreich und die Schweiz. 


— Lokomotivmangel bei den’ italienischen Eisenbahnen. Die 
Vereinieung der italienischen Handelskammern hat eine 
Untersuchung über die Lage der italienischen Eisenbahnen 
angestellt und ist dabei zu dem Ergebnis gekommen, daß die 
zurzeit bestehenden Betriebsschwieriekeiten im wesentlichen 
auf den: Lokomotivmangel zurückzuführen sind. Während 
die Zahl der Güterwagen von W000 im Jahre 1913 auf 120 000 
nestiegien ist, ist der Bestand an. Lokomotiven von 4400 auf 
4300 zesunken, wobei .man noch berücksichtigen muß, 
die Länge des Netzes um 1500 km gewachsen ist. 
ist‘ der Zustand der. Lokomotiven schlecht; 


Kohle erschwert den Lokomotivbetrieb; die Lokomotiven 


werden über das Maß, das ihrem Entwurf zugrunde gelegt 
worden ist, beansprucht, zuweilen bis zu einer Überlastung 


um 50%. Der Durchschnittsweg einer Sendung ist von 


170 km im Jahre 1914 auf 270 km gewachsen, was auch r- 
Dazu kommt 


höhte Ansprüche an die Lokomotiven stellt. 


noch die verderbliche Wirkung des Achtstundentages. Der 
Bau und.‘ dıe . Instandsetzung der. Lokomotiven , in 
bahnfremden Werkstätten ist stark werzösert _- wor- 
den, und zwar -behaupten die Handelskammern, daß 
daran die. Regierung schuld sei, - weil sie nicht 


nur den Unternehmern keine Vorschüsse zur Beschaffung 
der nötigen Rohstoffe gewährt, 
lung für seleistete Arbeit vorenthalten habe. Das ist für 
die Unternehmer umso empfindlicher, als die Rohstoffe, zum 


Teil infolge des ungünstigen Standes der italienischen Wäh-, 


Tun, i sehr im Preis gestiegen sind. Die Staatseisenbahnver- 
waltung ist newerdings ermächtigt worden, den Lokomotiv- 


Von dort aus geht der für Straßburg bestimmte Teil 
Um den. beiden 


»Baut:. 
"erste Deilstrecke ist-der Bau der Linie Conegliano-Franzei 


strecke soll bei Conegliano von der Linie Venedig-Udine 


schweizerischen 


| e. Die "Art der Berechnung des Reingewinnes ist 
nicht bloß im privatwirtschaftlichen Interesse wichtig, son- 


1919 besteht. 


von 32,5 Millionen Pfd. ia de en haben. Im letzten 


. daß die Erhöhung der Tarife im Prersonen- und Güberver 


. lich, daß der Verkehr eingeschränkt wird, doch ist a 


; bahnbetgg 
 ostbahn giedroht wurde, wenn ‚nicht durch ee © 
Veerwaltungsmaßnahmen die wirtschaftlichen Verhältnisse 
- Eisenbahnen gebessert würden, ist ja ganz ausges 
Richtiger ist wohl eine Verkehrspolitik, die werben 


jedoch ins-' 


Ist; so wird es doch als ein günstiges Zeichen angesehen 
neuerdings wieder Ausflugskarten zu ermäßigten Preisen 


dabei auf die hohen Löhne hin, ein Beweis dafür, daß » 
Arbeiter durch 
durch ihre Ausstände und Streikdrohungen mit de 


sind - Deutschland, . 


_Veerhältnissen gefordert, während nach den jetzt gül 
"machungen die Löhne für ganz England einheitlich f 


‚also die englischen Eisenbahnen die öffentliche Mei 
daß - 


. Außerdem ‘ 
minderwertise 


haben, denn diese hat während der Zeit, wo die E 


. getroffen, damit die jetzige Lage geschaffen, und 


einiger Zeit seinen Rücktritt ankündigt. 


’ 
seiner eigenen Erklärung nicht in den. Eisenbahndr 
'rückkiehren, aus dem ser hervongegangen ist. 


sondern ihnen auch die Zah- 


” 


bauanstalten große Ba gewähren, und: au 


lügune, 


— Neu® Ahsenbahnlnie Venedig-München.. Bei der ‘Ha 
kammer in Venedig hat eine Besprechung über den seplant 
der Eisenbahnlinie Venedig-München - begonnen, 


feste geplant. welche die Entfernung zwischen Venedig u 
München »egenüber der bisher - kürzesten Verbindung ° 
das Suganer "Tal um 72 kim verringern würde, Die neue 


zweigen und über Vittorio, Belluno, Livinallongo nach 
zensfeste führen und sich dort an die Linie Verona-Br 
anschließen. Zum Betrieb dieser Strecke ist die Errichtu 
einer elektrischen Kraftanlage in Aussicht genommen, 
Baukosten und die Kosten. der elektrischen Führung - wurt 
mit 800 Millionen Lire veranschlagt. Fast alle Sachvers 
digen sprachen sich für den raschen Beginn der Bauarb 
aus, da es notwendig sei, die Verbindung zwischen der A 
und Süddeutschland zu ‚erleichtern. 


— Die Zukunft des enBBschen Verkehrsministeriums, 
„Times“ und die Kreise, die hinter ihr stehen, sind mit. 
enelischen Verkehrsministerium -ganz außerordentlich un 
frieden, greifen es an, wo sie können, und besprechen | 
Seine demnächstige Auflösung, obgleich es erst seit dem 
„Railway. Gazette“, die die englischen E 
bahngiesellschaften vertritt, ist in dieser Beziehung we 
rückhaltender, obgleich sie auch ihre Unzufriedenhei 
vielen Maßnahmen des Ministeriums nicht verhehlt. 
EIOCURE und an in se SCHE Verkehrsmini 


des "Ende März abgeschlossenen Betriebsjahres sind di 
hältnisse nicht besser geworden, und es hat sich also ge 


verfehlt war. „Times“ erklärt dieses Ergebnis für nicht 
erwartet bei den Sachkundigen. Die Folge ‚davon is! 
weitere Tariferhöhungen abgelehnt werden. Eher ist 


wenig wahrscheinlich, und gar eine Einstellung des 
bes, mit der bei der Hauptversammlung d 


und Verkehr durch niedrige Tarife anlockt. Wenn aue 
dieser Beziehung für diem. Güterverkehr nichts zu 


gegeben werden. Die Öffentliche Meinung verlangt 
Eisenbahnen, daß sie die Ausgiaben. herabsetzen, 


ihre unbescheidene ° Lohnf Or 


meinheit gründlich verdorben haben. Namentlich w 


sind. Bei ihren ‘Bestrebungen zum Abbau der ‚Löhn« 
ihrer Seite, und diese besitzt bekanntlich in England 
besonderen Einfluß. Von der Regierung werden si 

keine - Unterstützung, wenigstens keine offene, 


zu Lasten des Staates betrieben wurden, diese Abm 


mehr nicht eine ihrer bisherigen entgegengese! zii 
betreiben. 
Diese Schande sind augenscheinlich der G 
halb der Verkehrsminister, Sir Erie Ged d . n 
rw 
ständig aus dem Öffentlichen Leben anssohäeder auch 


Es ist‘ 
ein eisenartiger Zufall daß sowohl in Deutschlan 
England der Verkehrsminister zurzeit der 'ehemalig 
eisenbahnchef ist, und daß der Krieg in beiden Lär 
Gründung"ieines das gesamte Verkehrswesen des gan 
des umfassenden Ministerzums zur Folge gehabt. hat. 

Deutschland machen sich ja schon Stimmen. geltend, dı 
Abbau der so geschaffenen Verhältnisse fordern: 
deutsche Verkehrsministerium dürfte in seinem 
weniger gefährdet sein als das me RE en; 


] inister wird jedenfalls noch das Gesetz einbringen, das 
ı englischen Verhältnisse endgültig regeln soll, Dies muß 
zum 15. August geschehen, da dann der jetzige einstweilige 
and, wieer durch das das Verkehrsministerium ins Leben 
ıfende Gesetz geschaffen ist, sein Ende findet. Natürlich 
st man sehr gespannt und ergeht sich in Vermutungen, was 
nn aus dem Verkehrsministerium werden soll. Selbst seine 
hänger geben zu, daß es wenige Erfolge gehabt hat. Seins 
rantwortlichen Mitelieder haben es verstanden, nicht nur 
Eisenbahnen, sondern auch die sonstigen am Verkehrs- 
nd Wirtschaftsleben beteiligten Kreise gewen sich aufzu- 
fingen. Die Vorschläge für die zukünftige Gestaltung des 
nglischen Eisenbahnwesens (vgl. Nr. 4/1921, 8. 67 d. Zte.) 
ind in den. weitesten Kreisen gemißbilliest und abgelehnt 
rien. In die Politik eingeweihte Kreise nehmen an, daß 
olgedessen die Tage des Verkehrsministeriums gezählt 
d, und niemand, sagt die „Times“, wird seinen Tod be- 
trauern. Die Überwachung des englischen Eisenbahn wesens 
‘on Staats wegen kann sehr wohl von seinem anderen Ministe- 
um ausgeübt werden; dafür kommt in erster Linie das Han- 
elsamt in Frage, dem dieser Zweig der Staatsverwaltung 
iher übertragen war. Es könnte dann den Eisenbahnen 
bst überlassen bleiben, sich aus ihrer jetzigen mißlichen 
age herauszuarbeiten, ung der Auffassung, die man von der 
twirkung des Staates am Verkehrswesen wie an. jedem auf 
werb gerichteten Unternehmen in. England hat, entspricht 
daß man dann bessere Erfolge und einen Zustand erwartet, 
i dem die Eisenbahnen ihre alte Leistungsfähigkeit wenig- 
ns annähernd wieder erreichen: können. Vor seiner Auf- 
ung muß aber das Verkehrsministerium noch das Gesetz 
die endgültige Regelung des enelischen Eisenbahn wesens 
ı Parlament durchbringen, eine Aufsabe, die es natürlich 
rchführen. muß, sleichviel, ob dabei seine Vorschläge Er- 
& haben, oder ob ein anderer Auswee Sesucht und &efunden 
. Ebenso muß es noch die Beziehungen zwischen Staat 
Eisenbahngesellschaften, die dureh den Kriegesbetrieb und 
16 durch ihn. verursachte Gewährleistung der Regierung für 
6 Dividende der Eisenbahngesellschaften seschaffen sind, 
wickeln. Das wird geraume Zeit dauern, besonders weil 
& auch zahlreiche Streitfragen zu ne sein werden. 
Ver beste Ausweg aus diesen Schwieriekeiten wird darin 
sehen, daß ein Vergleich zwischen Staat und Eisenbahn- 
Ischaften angestrebt wird, dem aber auch langwierige 
erhandlungen werden vorausgehen müssen. 


- — Eisenbahnfragen vor dem englischen Parlament. Der 
kannte englische Arbeiterführer Thomas hat in seiner 
enschaft als Abgeordneter dem Parlament einen Gesetz- 
wurf vorgeleet, der die Übertragung der enelischen Eisen- 
hnunternehmungen an den .Verkehrsminister, also mit an- 
n Worten die. Verstaatlichung der englischen Eisen- 
en bezweckt. Es besteht keinerlei Aussicht, daß dieser 
wurf angenommen wird, ja, es wird wahrscheinlich nicht 
amal zu einer zweiten Lesung kommen. Es ist aber be- 
chnend für die Ziele der Arbeiterpartei, daß sie auf diesem 
® die Verstaatlichung oder, wie sie es nennen würde, 
Sozialisierung der Eisenbahnen erstrebt. Sie wird sich 
rscheinlich darüber klar sein, daß ihr Beginnen aussichts- 
ist, aber die Ablehnung im Parlament wird ihr Gelegen- 
t geben, ihre Anhänger gegen. die Parteien aufzuwiegeln, 
6 den Entwurf zu Fall bringen. Der Entwurf denkt sich die 
erstaatlichung sehr einfach. Die Aktien der Eisenbahnen 
len gegen Staatsschuldverschreibungen mit 5% Verzin- 
ne und sechzigejähriger Tilgung umgetauscht werden. . Der 
der Aktien soll nach dem Marktpreis vor dem Kriege 
echnet werden, wobei für die seitdem eingetretene Woert- 
nderung ein Abzug gemacht werden soll. Da letztere 
gefähr 30% beträgt, würden die Aktionäre sowohl an Ka- 
tal, wie an Zinsen eine entsprechende Einbuße erleiden. 
‚Verlust würde aber dauernd sein, während die Arbeiter 
dauernden Gewinn davontragen wollen. Die Leitung 
taatsbahnen soll einem Ausschuß von sieben Mitgllie- 
rn. übertragen werden; der Vorsitzende und zwei Mitglie- 
ollen vom Verkehrsminister, ein Mitglied vom Finanz- 
mister ernannt und die übrigen drei vom Verkehrsminister 
‘seiner Anzahl von Männern ausgewählt werden, die ihm 
; den anerkannten Gewerkschaften _ bezeichnet werden. 
früheren Vorschlägen forderte die Arbeiterpartei die 
be der Sitze in der Leitung für sich; daß sie sich nunmehr 
der allerdings starken. Minderheit von drei bei sieben 
dern begnügen will, ist ein gewisses Entgegenkommen 
‚die bürgerliche Mehrheit. - Der Zeitpunkt für die Ein- 
gung des Entwurfes war insofern sehr unglücklich ge- 
— und die. Wahl beweist, daß die Arbeiterpartei von 
ussiebtslosiekeit ihres Beeinnens überzeugt war —, als 
esierung beabsichtigt, im April ihren Gesetzentwurf 
ie Neuregelung des Eisenbahnwesens dem Parlament 
Auf seinen Inhalt kann man wohl gespannt sein; 


» 
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„wird viel Arbeit- 


Schwierigkeiten ersonnen haben müssen. 
der Eisenbahnangelesenheiten soll zusammenhängend VOorgQe- 
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denn So, wie es in einer im Jahre 1920 veröffentlichten Denk- 
schrift der Regierung in Aussicht gestellt war (s.- Zeitung des 
Ver. Deutscher Eisenbahnverw. Nr. 4/1921), kann dieser ‚Ent- 
wurf, nach der allgemeinen. Mißbilligung, die jene Denkschrift 
gefunden hat, nicht aussehen, und die Regierung wird wohl 
oder übel einen anderen Ausweg aus den jetzt bestehenden 
Die ‚Beratung 


nommen. werden und eine Woche ausfüllen. Der Regierungs- 
entwurf scheint an dem Zusammenschluß der Eisenbahnen 
zu Gruppen festzuhalten; diesen Gedanken. durchzuführen, 
erfordern. Die Eisenbahnsesellschaften 
drängen immer wieder, daß endlich die Zweifel über die zu- 
künftige Gestaltung des englischen Eisenbahnwesens  besei- 
tigt werden und daß sie klar sehen, was ihmen bevorsteht. 
Ihnen diese Kenntnis vorzuenthalten, bedeutet eine Härte, die 
nunmehr beseitigt werden soll. 

— Die Eisenbahnen Irlands. Die Lage der Eisenbahnen 
von Irland ist noch unsicherer als diejenige der englischen 
Eisenbahnen. In England herrschen. wenigstens geordnete 
politische Verhältnisse, aber die Leitungen der Eisenbahnen 
von Irland wissen nicht, mit welcher Regierung sie zu rechnen 
haben, ob sie also in Zukunft noch der englischen Regierung 
unterstehen oder von einer irischen Regierung beaufsichti &t 
werden sollen. In letzterem Falle sind auch wieder verschie- 
‚dene Arten. der Regelung möglich, Jedenfalls soll auch bei 
ihnen, so hat der ‚Verkehrsminister kürzlich im Parlament 
angekündigt, vom 15. August an die staatliche Gewährleistung 
der Dividenden wegfallen, doch ist der Minister bereit, eine 
gemeinschaftliche Verwaltung pooline der Ein- 
nahmen zuzulassen, — Die Einführung des Achtstundentages 
mit der gleichzeitigen Steigerung der Löhne hat die Aus- 
gaben für Löhne um 300 % gesteigert. Als Beispiel für das 
Wachsen der Ausgaben wird angeführt, daß die Bewachung 
einer Straßenkreuzung in Schienenhöhe, auf der täglich zwei 
Fahrzeuge verkehren, im Jahre 1913 bei doppelter Besetzung, 
28 Schilling kostete, während jetzt drei Mann und ein Auf- 
wand von 253,75 Schilling erforderlich sind, Die Schuld an 
Aieser Erhöhung der Löhne wird dem Verhalten der Regie- 
rung gegen die Arbeiter während des Krieges zur Last gelegt. 
Welche Aussichten hat nun Irland, so fragt „Finaneial 
Times“, bei der Neuregelung der politischen Verhältnisse in 
die Höhe zu kommen, wenn es gleich von vornherein mit 
einem bankerotten Eisenbahnwesen rechnen muß? 


Die englischen Eisenbahnen und der achtstündige 
Arbeitstag. In „Financial Times“ ‘beschäftiet sich der Mit- 
arbeiter für Arbeiterfragen eingehend mit der Berechtigung 
des Achtstundentages für den Eisenbahndienst und mit den 
Folgen, die seine Einführung gehabt hat. Seine Darlegungen 
treffen. zum großen Teil auch auf die Verhältnisse außerhalb 
Englands zu und seien’ deshalb hier im Auszug wiedergeweben. 
Der Achtstundentag ist bei den englischen Eisenbahnen unter 


. dem Druck der bevorstehenden Wahlen des Dezember 1918 


den. Aktionären, 


‚den in den. Stellereien mit starkem Verkehr gleich. 
‚die Folge? 


einoeführt worden, ohne daß.man sich die Folgen recht über- 
legt hätte. Natürlich wurde dabei auch: mit einem Streik ge- 
droht, und die Eisenbahnen waren, als sich das Ministerium 
für den ‚Achtstundentag aussprach, gezwungen, die dadurch 
verursachten Mehrausgaben auf sich zu nehmen. Bis dahin 
war die Dienstdauer nach! den Anforderungen abgestuft, die 
der Verkehr an die Leistungen des einzelnen stellte. Es gab 
Z. B. Stellereien mit sechsstündisien Schichten, während in 
anderen zehnstündige Ablösung stattfand, und jene zehn 
Stunden kamen häufig nicht seinem (Bruchteil der a Stun- 

as 18t 
Die Eisenbahnen haben vermehrte Arbeitskräfte 
einstellen müssen, und da diese infolge der Lohnpolitik, die 
die Regierung”im Kriege betrieben. hat; auch noch sehr hoch 
bezahlt werden. müssen, sind die Eisenbahnen wirtschaftlich 
in eine sehr üble Lage &eraten. Hiervon werden sowohl die 
Benutzer der Eisenbahnen, wie die Arbeiter und die Aktionäre 
betroffen. Der Verfasser dieser Darlegungen räumt also zwar 
Ger Allgemeinheit (die erste Stelle ein, betont aber ausdrück- 
lich, daß die Arbeiter vor den Eigentümern der Eisenbahnen, 
zu berücksichtigen seien, weil von der 
Leistung der Arbeiter das Ergebnis für die Aktionäre ab- 
hänge. Hat er sich dabei aber auch überlegt, daß die Arbeiter 


nur dadurch, daß der Aktionär das Bau- und Betriebskapital 


zur Verfügung gestellt hat, in die Lage versetzt wird, zu 
arbeiten und seinen Lebensunterhalt zu verdienen? Die erste 
Vorbedingune für einen serfolereichen Eisenbahnbetrieb sieht 


er bei seinem Standpunkt in einer auskömmlichen Entlohnung 
der Arbeiter, ein Zustand, 


der vor dem Kriege an vielen 
Stellen nicht bestand, wenn auch zugegeben werden muß, daß 
der Eisenbahnarbeiter, namentlich auch wegen seiner stän- 
digen Beschäftigung und regelmäßigen. Bezahlung, vieles vor 
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anderen Arbeitern voraus hatte. Der Krieg hat nicht | Einnahmen erbracht; dazu kommen noch «erhebliche 
nur die iosten der Lebenshaltung und damit die Löhne | nahmen aus dem Militärverkehr, so daß die Gesellschaft in 


in die Höhe getrieben, er hat auch die Arbeitszeiten verkürzt, 
und er hat weiter die Folge gehabt, daß dieselben Klassen 
von. Arbeitern in allen Teilen des Landes sleich bezahlt wer- 
den; er hat namentlich auch den Unterschied zwischen se- 
lernten und unselernten Arbeitern verwischt. Daß das nicht 
richtige ist, müssen sogar die den Gewerkschaftsstandpunkt 
vertretenden Darlegsungen in „Einancial Times“ durchblicken 
lassen. Hier eine Abstufung zu schaffen, ist freilich eine 
sehr kitzliche Aufigabe. Es handelt sich dabei nicht nur 
darum, daß die Leistungen die Arbeiter in verschiedenem 
Maße beanspruchen; sie sind auch für die Verwaltungen von 
venrschiedenem Werte, und diese hatten den richtigen Maßstab 
gefunden, um demgemäß den «einzelnen angemessen zu ent- 
lohnen. Ein Anfang, diesen Zustanl wieder herbeizuführen, 
wird zurzeit bei deu Stellwerksanwärtern gemacht, deren Lohn 
Sa ih Zahl der von ihnen bewegten Hebel abgrestuft wer- 

n soll 

Die Rettung für die Wirtschaft der Eisenbahnen wird ın 
hohen Tarifen gesucht; man. darf aber nicht vergessen, daß 
diese die Folge haben, viel Verkehr von der Eisenbahn abzu- 
drängen, und dieser Einfluß darf namentlich heute nicht unter- 
schätzt werden, wo der Lastwagen auf der Straße wieder in 
ernstlichen Wettbewerb mit der Eisenbahn tritt. Als bei dem 
Verkehrsstreik im September 1919 in Eneland an vielen 
Stellen ein Kraftwagenverkehr sowohl für Personen wie für 
Lasten eingerichtet wurde, sahen die Führer der Gewerk- 
schaften mit Verachtung auf diesen Woettbewerb herab. Es 
ıst aber dadurch den Eisenbahnen viel Verkehr verlorenge- 
gansen, und die Eisenbahnen ‘konnen nur dann mit Vorteil 
betrieben werden, wenn alle ıhre Einrichtungen. bis hart an 
die Grenze des Möglichen aussenutzt werden. 

Wieder eine zu weitgehende Erhöhung der Löhne, die zu 
Fehlbeträsen führt, noch eine zu weitgehende Steinerung der 
Tarife, die auf dem Umweee über seine Verminderung der Be- 
nutzung der Eisenbahnen dasselbe Ergebnis zur. Folge hat, 
liest daher im Interesse der Arbeiter. Diese müssen einsehen. 
lernen, daß ihr -eisener Vorteil übereinstimmt mit dem der 
Gesellschaft, die ihnen ihren Lohn zahlt. Nur wenn Jdas 
erreicht wird, ist es möglıch, den Eisenbahnbsetrieb wieder auf 
eins wirtschaftlich richtise Grundlage zu stellen. Nur dann 
kann der Betrieb so  einsernchtet ‚werden, daß er werbend, 
nieht abschreekend auf den Verkehr einwirkt, und nur dann 
kann die Eisenbahn ihren Arbeitern einen angemessenen Lohn 
gewähren. Dazu muß aber vor allem der Lohn und die Ar- 
beitszeit nach einem Maßstab absestuft werden, der der 
Leistung und ihrem Woert entspricht. In manchen Beziehungen, 
namentlich in bezug auf die Schlußbemerkune. kann den vor- 
stehenden Darlerunsen nur beigetreten werden. 


— Tariferhöhung in Polen. Am 5. April hat, wie der 
„Alle. Tarifanzeiser‘“ mitteilt, in Warschau im Eisenbahn- 
ministerium eine Konferenz stattgefunden, in welcher weit- 
gehende Tariferhöhungen, deren Einführung in. kürzester Zeit 
bevorsteht, beraten wurden. Beabsichtigt wird eine Auf- 
klassifikation um mindestens ' eine, in manchen Fällen auch 
um zwei oder mehr Klassen. Die. Einheitssätze sollen um 
rd. 150%, die Stationsgebühren um 25 % erhöht werden. Ins- 
 nesamt wird die Erhöhung der Frachten durchschnittlich 300 % 
betragen. 


Fremde Erdteile. 


— Die Smyrna-Aidin-Eisenbahn. In der zweiten Hälfte des 
Jahres 1920 wurden 296 km des Netzes dieser Eisenbahn von 
der Gesellschaft betrieben, während der etwas größere Teil, 
314 km, in den Händen der Kemalisten war. 1914 war die 
Eisenbahn von der Türkei mit Beschlag belegt worden, und 
die Gesellschaft hatte während des Krieges an ihrem Betrieb 
keinen Anteil. Beim Waffenstillstand wurde die Eisenbahn 
der Gesellschaft wieder überwiesen, und’ ihr Betrieb sent- 
wickelte sich zufriedenstellend. Dann entschieden die Ver- 
bündeten, daß Smyrna von vriechischen Truppen . besetzt 
werden. sollte, und es entstand nach deren Landung die Bie- 


weerung unter den Türken, die zu einer Besetzung von etwa 


zwei Dritteln des von der Eisenbahn durchschnittenen Ge- 
biets führte. Mit dem Vorrücken der Griechen konnte die 
Gesellschaft nach und nach von weiteren. Strecken ihres 
Eigentums Besitz ergreifen, bis die oben genannte Länge er- 
reicht wurde, die in die fruchtbarsten und am höchsten 'ent- 
wickelten Teile des von der Eisenbahn berührten Gebiets 
fällt. Zum ersten Mal seit 1914 wurde dieser Änderung der 
Lage bei der Generalversartmlung in London ein vollständi- 
ger Halbjahrsbericht vorgelegt, der ganz günstig lautet. Der 
Reiseverkehr hat um 14%, der Güterverkehr um 31% höhere 


' Iondon über ein Guthaben von nahezu 300000 £ verfügt, 
‚aus dem allerdings noch eine Anzahl rückständiser Ausgab 


- Eisenbahn- und Hafeenminister hatı noch ‚größere Schwie 


‘den sind; eine weitere Steigerung der Tarife, 


"Wenn.-die Hochflut der Einfuhr vorbei ıst,- befürchtet man € 


"Unter diesen Umständen ist es um so verstaunlicher, daß 


Die Royal Mail Steam Packet Company stellt neue 15 00 


Dort sollen auch große Anlagen für den Verkehr mit Ge 


Zeitung des Voraian 


gedeckt werden muß. Die Aussichten für die Zukun 
wurden in der Generalversammlung als gut bezeichnet. 
sind noch ‚erhebliche Mengen Güter, namentlich Tabak 
Getreide, vorhanden, die der Abbeförderune harren. Die Oh 
ernte war gut; ihre Abbeförderung hängt von den Preisen 
die für die Oliven erzielt werden. In vielen Gegenden 
die Felder mit Getreide bestellt worden,. woraus man schlie 
kann, daß die einheimische Bevölkerung mit der Rückk 
friedlicher Verhältnisse rechnet, die für die Entwicklung 
Eisenbahnverkehrs natürlich von größter Bedeutung ist. 


— Die Eisenbahnen von Südafrika. Südafrika befindet 
zurzeit in einer äußerst schwierigen Lage. Es sind groß: 
Vorräte seiner Erzeugnisse, namentlich auch Wolle. im Lande 
aufgestapelt, die bei der heutigen Lage des Weltmarktes unv 
käuflich sind. Es bedarf außerdem erheblicher Geldn: 
zum Ausbau seines Eisenbahn- und Straßennetzes, sein 
Häfen und ‚sonstigen, der Allsemeinheit dienenden Anla 
Die Einfuhr war lange Zeit unterbrochen und ist infolgede: 
nunmehr in verstärktem Maße aufgenommen worden, wodur 
der Geldbedarf bei der darniederlsesenden Ausfuhr noch « 
höht wird. Darunter leiden auch die Eisenbahnen, und 


keiten, mit seinem Haushalt auszukommen, als der Fin 
minister. Nach den Vereinbarungen, die zu der Vereinigu 
der südafrikanischen. Staaten geführt haben, sollen die Ei 
bahnen nach kaufmännischen Grundsätzen bewirtschaftet 
den, also sich selbst erhalten, ohne andere als aus ihrem 
triebe herrührende staatliche Mittel in Anspruch zu nehm 
Ihre Ausgaben haben im letzten Jahre. ungeheuer zugenomme 
teilweise weeen der höheren Aufwendunsen für Bau- un 
triebsstoffe, mehr aber noch wegen der Erhöhung der Lö 
Als Beispiel dafür wird in seinem englischen Bericht ang 
eben. daß ein Lokomotivführer monatlich über 70 Pfd. Ste 
bezieht. Überdies haben die Arbeiter die allgemeine Einf 
rung des achtstündigen Arbeitstages erzwungen, und daduı 
sind sehr erhebliche Mehrausgaben verursacht worden. Da 
sehen die Einnahmen zurück, obeleich die Frachtsätze u 
Fahrpreise. bis an die äußerste zulässige Grenze erhöht w 
meint . 
würde den Verkehr und damit das Wirtschaftsleben Be. ® 
Die hohen Fahrpreise erregen schon heftigen Widersp 


Abflauen des Güterverkehrs. Die Eisenbahnverwaltun, 
mit einer Million Fehlbetrag in das Geschäftsjahr, da 
Zeit vom 1. April 1920 bis zum 31. März 1921 umfaßt, 
treten und hatte gehofft, daß es diesen Fehlbetrag im 
des Jahres gutmachen könnte. - Das Gegenteil ist eingetm 
Der Fehlbetrag wird sich voraussichtlich erhöht haben. 
es ist nicht ersichtlich, wie ier wieder beseitigt werden. 
Eisenbahnen Südafrikas die Lieferung von 500 bredi 
vergeben haben. Bei dem Umfang ihres Netzes ist die 
sehr erheblicher Auftrag und eine sehr fühlbare Ausgabe 
Wagen sollen ‚bis Mitte 1921 abgeliefert werden. _ 

Die Arbeiter der Eisenbahn- und Hafenverwaltung 
afrikas sind gewerkschaftlich straff unter tatkräftiger Ler 
zusammengeschlossen. An einen, Abbau der Löhne ist di 
nicht zu denken. Der Versuch würde einen allgemeinen 
stand und damit vollständige Zerrüttung dies Wirtschaftsl 
zur Folge haben. Die Schwierigkeiten in bezue auf di 
beiterfrage beschränken sich nicht auf das Verkehrswese S 
werden auch in den Bergwerken von Witwatersrand erwa 
und die Arbeiterfrage zu lösen, wird eine der Pau pi 
des kommenden Jahres sein, NS 


— Neue Schiffsverbindung zwischen Amerika und. 


Dampfer für den Verkehr zwischen der Ostseite von 
amerika und Europa in Dienst. Sie enthalten u. Aa 
räume für je 3000 t frisches Obst und für 500 t Fische. 
neue Verbindung soll zunächst von Seattle ausgehen, : 
innerhalb Jahresfrist sollen auch von anderen Hafen 
amerikanischen Ostseite, namentlich.,von Britisch-Kol 
ausgehende Fahrten von Personendampfern eingelegt. w 
Auch Vancouver wird in diesen Verkehr einbezogen. 


fleisch. das in Kanada Bereit werden a ‚nach 08 
geschaffen werden. 2 


— Abbau der Löhne in Ameriia. Obgleich in Amer 
Löhne von jeher hoch waren, so daß man dort an großı 
gaben auf diesem Gebiet gewöhnt sein mußte, und ob; 
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ihre Steigerung während des Krieges und seit seiner Beendi- 
gung bei weitem nicht das Maß erreicht um das sie in ande- 
- ren Ländern erhöht worden sind, klagten doch namentlich die 
- Eisenbahngesellschaften bitter über die Lohnpolitik, die die 
- Regierung während des Krieges befolgt, und.die ihnen schwer 
- zu tragende Lasten auferlegt hat; sie empfinden sie umso 
— bitterer, als nunmehr der Staatszuschuß,-den die Eisenbahn- 
 gesellschaften bis Ende November bezogen; aufsehört hat, 
und sind bemüht, sie abzubauen. Den Anfang damit hat die 
Pennsylvania-Eisenbahn gemacht, die sich, wie auf vielen 
anderen Gebieten so auch hier als führend erweist. Sie hat 
beim Landeslohnamt die Aufhebung der Abmachunsen bean- 
tragt, die während des Staatsbetriebes mit den Eisenbahn- 
- arbeitern getroffen worden sind, und nimmt nun eine Herab- 
setzung der Löhne und Gehälter vor, von der 215000 Mann 

‚vom Präsidenten abwärts betroffen werden. Die New York- 

Gentral-Eisenbahn ist ihrem Beispiel gefolgt und kündist am 

15. April in Kraft tretende Lohnherabsetzungen an, die 
500000 Dollar jährlich ausmachen sollen, und von denen 
45000 Mann, meist ungelernte Arbeiter betroffen werden 
‚sollen. Man erwartet, daß weitere Herabsetzungen folgen 
werden. Die New York, New Haven und Hardford-Eisenbahn 

ıst im Begriff ähnlich vorzugehen, und auch einige Bahnen 
im Westen, darunter die Atchison, Topeka und Santa Fe-, die 
- Chicago, Milwaukee und St. Paul- und die Chicago und Nord- 
 west-Eisenbahn haben erklärt, daß sie diese Bewegung .bil- 


E 


lisen; also werden sie sich ihr voraussichtlich anschließen.. 


Die Bahnen des Ostens erwarten allein von dieser Maßnahme 
— Ersparnisse im ‘Betrag von 650 Millionen Dollar. 


u: Allgemeines. 
— Der Suezkanal als Gradmesser‘ in der Weltwirt- 


. schaft. 


Die „Schweizerische Veerkehrskorresponmdenz“ 
_ schreibt: Der Verkehr im Suezkanal nimmt nach 
und nach wieder den ‚Umfang gewöhnlicher Zeiten 


an. Die Einnahmen, die im Jahre 1918 sich auf 81 Millionen 
Franken beliefen, sind für 1919 auf 142 Millionen angestienen 
und für 190 auf rund 150 Millionen. Immerhin muß man 


dabei in Betracht ziehen, daß der Transittarif für beladene’| 


 Sehiffe sich gesenwärtig bei 3,25 Fr. um 2 Fr. höher stellt 
als 1913. we = : 

Wichtig aber ist zu wirsen, was die Neuorientierüing in der 
Weltwirtschaft bisher gebracht hat, und hierfür gibt es wohl 
- kein besseres Barometer als den Swezkanal, der in seiner . Veer- 


 kehrsstatistik die wirtschaftlichen. ‚Begleiterscheinungen des 


- Weltkrieges widerspiegelt. So sind einzelne Warengattungen 
_ auf dem Kanal stark zurückgetreten oder überhaupt ver- 
 schwunden, wie z. B. die Phosphate, während andere wieder 
auf dem Kanal als Newerscheinungen aufgetaucht sind. Die 
.  YENAWETE ‚Betrachtung der letzteren nach den von. der Swez- 
„ kanal-Gesellschaft gemachten Erhebungen führt zu sehr inber- 


als auch auf deren Ursprung. So weist der „Semaphore de 
Marseille“ z. B. auf ‘die interessante Tatsache hin, 
| bisher nur:in der Richtung von Norden nach 


Kohlen, die 
Süden den Kanal passierten, da sie in der Hauptsache aus 
 Ensland und zu einem kleinen‘ Teile auch aus Amerika 
stammten. seit einiger Zeit auch in der Richtung von Süden 
_ nach Norden durch den. Kanal befördert werden. Der starke 
Rückgang in der Versendung enzlischer Kohlen hat zur Folge 
gehabt, daß schon 1919 etwa 100000 t orientalischer Kohlen. 
_ und im Jahre 1920 sogar 430000 t dien Kanal in der Südnord- 
‚richtung passierten. Diese Kohlen kamen zuerst aus dem süd- 
' liehen Afrika, von Natal und Transvaal, die vorher höchstens 
‚kleinere Mengen nach Ägypten lieferten. Im- Jahre 1920 
‚, kamen dazu noch 80 000 t Kohlen aus Britisch-Indien, 78 000 t 
' aus Australien und 43000 t aus China und-Japan. a 
- Ein weiterer Frachtgegenstand, der im Kanal neu erscheint, 
ist das mandschurische und chinesische Getreide. Vor dem 
‚Kriege kam das Getreide, das den Kanal passierte (meist aus 
‚ Britisch-Indien, nämlich 1720000 t im. Jahre 1912) auf eine 
Gesamtgetreidemenge von 2 Millionen Tonnen. 
Hungersnot und des Krieges ging dann die Getreideausfuhr 
, aus Brütisch-Indien. ständig zurück, und erst 1920 lieferte es 
"wieder 43000 t# nach Europa. Anderseits wuchsen die Ge- 


' treidemengen aus Australien; während dieser Erdteil 1913 


nur 168 000 t lieferte, stieg die Menge 1919 bis auf 1128000 t 


f 


und ging 1920 wieder auf 623000 + zurück. Eine interessante 
' Erscheinung ist es nun, daß plötzlich China und die Mand- 
‚schurei als Getreidelieferanten Europas auf den Plan getreten 
sind, ersteres 1919 mit 15000 t und 1920 schon mit 117 000 t; 
dazu kam die Mandschurei mit 220000 t. Trotz dieser Neu- 
, erschließung von Getreideländern blieb aber die den Kanal 


inter den Vorkriegsiahren zurück. A 
"Als weitere Neuerscheinung im Kanal ist das durch die 


ai 
, 


sessanten Ergebnissen. sowohl in bezug auf die Art der Güter 


daß 


Infolge der 


passierende Getreidemenge doch um rund 1 Million Tonnen » 


Holländer auf den europäischen Markt gebrachte Kokosnußöl 
zu nenwen, das aus Batavia und Manila stammt, und von dem 
im Jahre 1919 130000 4 den Kanal passierten und 93 000 t im 
Jahre 1920. Mehrere Sendungen kamen sogar in Öltank- 
schiffen. 

Rohphosphate wurden schon vor dem Kriege in beiden 
Richtungen durch den Kanal befördert in «einer Gesamt- 
menge von rund 350000 + jährlich. Während des Krieges 
gingen die Sendungen ein. *Als neues Ursprungsgebiet traten 
nun dis ägyptischen. Phosphatlager von Kasseir im Roten 
Meer auf und schickten 1919 28000 t nach dem Mittelmeer und 
bereits 70 000 tim Jahre 1920. Das Rote Meer verschaffte dem 
Kanal noch ein weiteres Beförderungsgut in den Mansan- 


‚mineralien der- Sinaihalbinsel, nämlich 42000 t im Jahre 1919 


und rund 70000 t 1920. Vorher kamen Mangane nur von der 
Westküste von Britisch-Indien. Eine andere Ware, die zum 
ersten Male in der Swezstatistik erwähnt wird, ist die natür- 
liche Soda aus der Gegend dies Sees von Magadi in Ostafrika, 
nämlich ‘9000 t, und bereits sind in Europa Fabriken im Bau 
zur Verarbeitung dieses Salzes. 

Auch das Verhältnis der Beteiligung der verschiedenen 
Flaggen am Swezverkehr hat sich wesentlich seändert: die 


deutsche Flagge, die mit der österreichischen zusammen 1913 


am Sueztransit mit über 4 Millionen Tonnen beteiligt war, 
erscheint 1920 nur noch mit 15000 t. Anderseits aber ist die 
Beteiligung Japans und Amerikas in sewaltigem Maße QIe- 
stiegen. Japan steht in der Verkehrsbeteilisung wie «einst 
Deutschland an zweiter Stelle nach England. Der Verkehr 
der japanischen Flotte im Swezkanal belief sich 1913 auf 
344.000 t, stieg sodann. 1915 auf 566000 t, um 1916 und 1917 
bis auf 70000 bzw. 155 00051 zurückzugeben. Dieser Rückgang 
war aber nur «ine Folge der Torpedierungen, denn damals 
zogen die japanischen Schiffe den Umweg um das Kap der 
guten Hoffnung vor, nachdem ein japanisches Schiff im Mittel- 
meer mit Erfolg torpediert worden war. Im Jahre 1918 wurde 
aber die Fahrt im Swezkanal wieder aufgenommen und die 
lapanısche Gütermenge erreichte im Kanal 502000 t, stieg 


‚dann 1919 rasch auf 1449000 t und 1920 auf 1 602 000 t. 


Rechtspflege. 


— Verlust einer zur Bedeckung der Ladung. verwendeten 
Wagendecke Vom Kläger ist bei der beklagten Eisenbahn 
am 22. März 1919 eine Ladung Stroh zur Verladung se- 
bracht, zu deren Bedeckung die beiden Leihdecken, gezeichnet 
H. Schütt Nr. 16 und Nr. 4, verwendet wurden. Von diesen 
ist die Decke Nr. 16 auf dem Transport verloren gegangen. 
Der Grund des Verlustes ist nicht aufgeklärt. Kläger be- 


‚hauptete, die Decke habe einen Wert von 391 M, und er habe 


an, Leihsebühren für sie bis zum Tagıe des Verlustes 111 MN 
bezahlen müssen. Durch Urteil des Amtsgerichts vom 
80. April 1920 ist der Kläger mit seiner Klage in Höhe von 
1li M abgewiesen und die Beklagte zur Zahlung von 391 M 
verurteilt worden, indem das Gericht sich dafür entschied, 
daß es sich hier um den Verlust eines „ganzen Stückes“ im 
Sinne des $ 86 Ziffer 1 der  Eisenbahn-Vieerkehrsordnung 
handele. Auf die von der Beklagten »egen dieses Urteil 
eingelegte Berufung ist es durch rechtskräftises Urteil des 
Landgerichts G. vom 3. November 1920 aufgehoben und der 
Kläger mit seiner Klage völliis abgewiesen worden. Die 
£intscheidunssgründe lauten folgendermaßen: 

„Die im $ 86 Abs. 1 Ziff. 1 der. Eisenbahn-Verkehrsordnung 
vom 23. Dezember 1908 im Giegensatz zu $ 459 Abs. 1 Ziff. 1 
HGB. ausgesprochene erweiterte Haftung der Bahn ist nach 
$ 471 HGB. zulässig, da nicht eine Einschränkung, sondern. 
eine Ausdehnung der Haftung zugunsten des Publikums be- 
stimmt ist. Um einen „offenen“ Wasen, oder — wie das HGB. 
gleichbedeutend sagt — „offen ‚gebauten Wagen“ handelt es 
sich im vorliegenden Falle. Der Umstand, daß die auf dem 
offenen Wagen befindliche Strohladung auf dem Transporte 
mit zwei Decken bedeckt war, macht den „offenen Wagen“ 
noch nicht zu seinem »eschlossenen (bedeckt gebauten) Wagen. 
Es liegt ferner ein „Verlust“ unbekannter Art vor, zu dem 
auch Diebstahl gehören würde, welcher naturgemäß bei offe- 
men Wagen leichter ausführbar ist und daher mit zu den Ge- 
fahren. gehört, -welche mit der Beförderungsart auf offenen 
Wagen verbunden sind. Es greift daher auch hier die Voer- 
mutung. des $ 86 Abs. 2 EVO. und Abs. 2 des $ 459 HGiB. 
Platz, wonach, wenn ein Schaden den Umständen nach aus 
einer der im Abs. 1 bezeichneten Gefahren entstehen konnte, 
vermutet wird, daß er aus dieser Gefahr entstanden ist. 

Es handelt sich daher für die Entscheidung nur noch um 
die Frage, ob der Verlust der einen Decke, mit welcher die 
Strohladung bedeckt war, als ein Verlust eines ganzen Stüvkes 
im Sinne der EVO. anzusehen ist. In Ermangelung einer im 
HGB. enthaltenen Begriffsbestimmung des „Gutes“ wird man 


» 


= 2 . rg 3 2° Yotkn ae vorkra 
Nr. 15 ? S 5 — 2% — Deutscher Kisenbahnvorwaltim 
mi: Staub, HGB. Anm. 5 zu $ 425 HGB., annehmen müssen, ans Die, en im offenen Wagen ist unstrei © 
daß unter „Gut“ im Sinne der Vorschriften des HGB. jeder | Vereinbarung mit dem. Absender erfolet. In diesen | 


bewesliche "Gegenstand, der beförderungsfäbig ist, zu ver- 
stehen ist. Diesen Begriff des Gutes Im alleemeinen wird 
man auch der EVO. zugrundezulesen haben, denn es würde 
nicht zulässige sein, daß die EVO. hier für das „Gut“ einen 
anderen Begriff aufstellen würde als das grundlesiende Han- 
dielsgesetzbuch. Aber innerhalb des Rahmens dieses Begriffes 
wird man den Ausdruck „Verlust ganzer Stücke“, wie er im 
$ S6 der EVO. gebraucht wird, aus der EVO. heraus, die hier 
insoweit die Haftung der Bahn erweitert, auslegen müssen. 
Und da kommt es darauf an, ob die Diecke alz besonderes selb- 
stndizes Frachteut oder als Zubehörstück der Ladung auf- 
gegeben ist. Ausgangspunkt hierfür ist der Inhalt des Fracht- 
Briefen, In diesem ist als Inhalt der Ladung nur Stroh an- 
gegeben. Ein besonderes Gewicht ferner, wie es $ 56 der 
EVO. vorschreibt, ist für die Decken nicht anseneben, der 
Frachtbrief enthält vielmehr nur eine Bezeiehnune der 
Decken, dıe offenbar hauptsächlich nur den, Zweck hat, seine 
Verwechslung mit anderen Decken zu vermeiden. Dienn im 
- übrigen sind die Decken insoweit in Gegensatz zu der Ladung 
gebracht, als es im Frachtbriefe haßt „zur Bedeckung der 
Ladung sınd z,. Privatdecken ... ... verwendet“, und 
die Ladung war eben das Stroh. Es geht danach aus dem 
Frachtbriefe nicht hervor, und es sind auch sonst keine Um- 
stände für die Annahme gegeben, daß es sich bei den Decken 
um ein als besonderes, selbständiges Stückgut aufsezebenes 
Frachtgut handelt, was für den Begriff des „eanzen Stückes“ 
wesentlich ist. Es kommt daher die ausnahmsweise Haftung 
der Bahn aus $ 86 Abs. 1 Ziff. 1 der EVO. nicht in Frage, 
und ein die Haftung etwa trotzdem beer ündendes Verschulden 
der Bahn für den Verlust aus Abs: 3 des $ 86. EVO, ist nicht 
behauptet. Hiernach mußte die Pour Erfolge haben.“ 


— Haftbefreiung- der Eisenbahn bei Diebstahl aus einem 
offenen Wagen. ' Das nachstehende Urteil der 1. Kammer 
für Handelssachen des Landseriehts Lübeck vom 19. Januar 
1921 bringen wir auf Anreeung der beteiligten Eisenbahnver- 
waltung auszugsweise zum Abdruck, obwohl es in höhere 
Instanzen nicht gelangt ist: „Der Kläger brachte mit offenem 
Wagien einen Motorwagen und eine Kiste Zubehör an die 
Firma B. nach W. zum. Versand. Als der Wagen in W. eih- 
traf, war die Kiste mit den Zubehörteilen erbrochen, und 
von dem Inhalt fehlten nach Behäuptung dies Klägers die in 
der Klage näher bezeichneten Sachen, für die er Ersatz ver- 


‚Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. ; 


Stationen, 
Eisenbahndirektionsbezirk Kattowitz. 


Erweiterung der Abfertigungsbefugnisse von 


Vom 


1. April 1921 ab ist der an der Bahnstrecke Kandrzin-Neustadt. 


(Oberschles.) zwischen Kandrzin und Cosel gelegene .Halte- 


punkt Cosel Hafen für den Gepäckverkehr eröffnet 
worden. : 
Änderung von Stationsnamen, 
Eisenbahndırektions bezirk Magdeburg Der 


Amtliche Bekanntmachungen. 


1. Aenderung von Stationsnamen. | 
Der Bahnhof. Magdeburg, Alte Neu- 
stadt an der Bahnstrecke. Masdeburs 
Buckau-Magdeburg Rothensee Vschbbf. 
führt künftige die Bezeichnung Magde- 


burg Nord. kehr. 
Magdeburg, den. 4 April 1921. - (405) Der an. der Eisenbahnstrecke Dessau- a II 30 g BE 
ER Eisenbahndirektion.- Cöthen zwischen den. Stationen Dessau NE 601 Heft B IT 24 18 kn. 
Deutesher Seehafenverkehr Bit Süd- und _Mosigkau gelegene Bahnhof Nachzutragen ist auf 
deutschland, IV. en nn nn Seite 2 bei Dessau - Alten 
Mit sofortiger Gültigkeit ist das ee Oo “Ts fit ki er ä Seite 3 bei Elsniek (Anh.) Alten 
Zeichen Rd 45 t bzw. 5,5 ı bei ver- ar als Tarifstation für die Seite 7 bei Mosigkau _ Alte 


schiedenen pfälzischen Stationen zu 


28 Stückgutsendungen von mindestens 5 

ie nölrisnhe Station Matzenbach 2000 kg in einem Wagen von einem Ab- a a = ; 
erhält die Bezeichnung „Eisenbach- sender an einen Empfänger von.und phabetischen Reihenfolge 
Matsehbächt: me nach den dort anseschlossenen Werken nase 


Die Dienstb eschränkuneszeichen der 
bayerischen Stationen Rohrbach und 
Buch (Inn) werden geändert. :Die Sta- 
tion Landshut erhält die Bezeichnung 
„Landshut i. Bayern“, 

“Hannover, den 6. April 1921. (414) 

EB LDAI TI an 


Absatz 1, Ziffer T 


stehen‘ dessen Gefahr durch die Beförderung im offen 


die Haftung der Eisenbahn gemäß & 86 EVO, ausgeschloss 


führt künftig die Bezeichnung Mae d ebure Nord. 


2. Güterverkehr. = 


Staats- und Privatbahn-Gliterverkehr, 
ostmitteldeutsch-sächsiseher Güterver- 


Abfertieuns von Wagenladungen sowie 


eröffnet und in die oben bezeichneten 
Tarife einbezogen. 
nach den Nachbarstationen sind: 
Alten-Diessau. = 3,48 
Mosıckau —= 3,32 km. 
Im Deutschen Eisehhahn Etiterlarif 
Teil II Heft B, Teilheft BI7 ist neu | 


haftet die Eisenbahn nach 8 459 Absatz 1, Ziffer 3: HOB BE 
EVO. nicht für den Schaden, welcher 
der mit dieser Beförderungsart verbundenen Gefahr entsteh 
Nach richtiger Auslegung ist hierin ein Schaden zu vie 


Wagen erhöht wird. Dies trifft nun zweifelsfrei ‚bei der 
förderung einer Kiste in «einem offenen Wagen zu. Die Bi 
raubung anderer Güter, wie z. B. die von Weinfässern, m 
auch im offenen Wagen mit solchen” Schwierigkeiten verbun 
den sein, daß die Gefahr des Diebstahls keine erheblie 
erößere als bei -der Beförderung in geschlossenen Wagen 
Eine Kiste dagegen ist mit dem geeigneten Handwerkszeug 
beicht und schnell zu erbrechen und ihres Inhalts zu berau 
daß es einen wroßen Unterschred macht. ob sie dem D 
ohne weiteres zugänglich ist, oder ob er erst durch die all 
dines ‘auch nicht schwierige Öffnung eines „eschlosser 
Wagens an dieselbe „relangıen muß. Es kommt hinzu, daß di 
Versuchung zum. Diebstahl schon durch die Sichtbarkeit « 
Gutes auf dem offenen Wagen erhöht wird. Da hierna 


ist, so war die Klar 28 een 2 


a 


Bücherschau. 


— Provisorischer Tarif, Teil II, für die Beförderung 
Gütern, lebenden Tieren und Leichen auf den Linien 
Direktion Belgrad der ' Staatsbahnen des ‚Königreichs 
Serben, Kroaten und Slowenen, gültig vom 1. Februar 1 
Verlag Allgemeiner Tarif-Anzeiger, Wien I. Durch dies 
Tarif, dessen . deutsche Übersetzung einem Bedürfnisse 
Verkehr. swelt eleichkommt, wird der bisherige provisorise 
Tarıf- vom 1. August 1919 für den Direktionsbezirk au 
Kraft eesetzt, von dem nur die kilometrischen Entf 
Tarif vom 1. August 1919 für den Direktionsbezirk Belg 
außer Kraft gesetzt, von diem nur die kilometrischen Entf = 
nungen in Gültiekeit bleiben. Er ‚enthält allgemeine und ] 
sondere Bestimmungen über die Frachtberechnune für Eile 
Frachtgut,- Leichen, lebende Tiere und andere Sendung 
(feuergefährliche Güter, Kostbarkeiten usw.), ein Verzei 'hn 
der Nebengebühren, eine Güterklassifikation und Frachtbere 
nungstabellen. Der Tarif ist in. der Internationalen Zen 
verkaufsstelle für Tarife, Wien I, Biheretraße 16, käufli 


Bahnhof - 
strecke Magdeburg 


Maedeburg 


Alte e Neustadt an der Bahı 
Buckau-Magdeburg 


Rothensee Vsc 


-Eisenbahn-Generaldirektion Dresden. 
sofortiger Gültickeit werden die Namen der Stationen, Hal 
punkte Kemnitz Dorf und Stetzsch geändert i 
„Dresden-Kemnitz“ und „Dresden- Stetzse: 
Güterverkehrsstelle Dr» sden Han Frthalless 


FED 


aufzunehmen auf Seite 1 vor r All 

: Laser: % 
? Alten 
Blenick (Anh.) 10 ER Cöth 


‚Außerdem ist ım Teilheft BI 


z- ER 

‚Alten [H1] WASt, ie 
in einem Wagen von einem A 
der an einem Empfänge 
„geschlossenen Werke 
ala Baale), den > April 921. 


Die Entfiernungen 


km, Be 


Nr. 15 


3. Nachrufe. 


Am 25. März verschied unerwartet im 67. Lebensjahr der Vorstand des 


- Betriebsamts Coburg, 


j Herr Reg.- 


und Baurat Oppermann. 


Wir verlieren in dem Dahingeschiedenen einen liebenswürdigen, immer 
Eiifsbereiten en von lauterer Gesinnung und warmem Herzen für alle 


gemein nützigen B 


& - der Beamten und Arbeiter erworben. 


£ in Ehren halten werden. 
Trier, den 7. April 1921. 


5 # 
= En kahr (Fortsetzung). 


| 
| 
| 


BE: 
Beperschnung für stickstoffhaltige 
s Düngemittel. 
_ Die durch Bekanntmachung vom 
3 März 1921 veröffentlichte Vergün- 
stügung für 'stickstoffhaltige Dünge- 


ittel wird mit sofortiger Gültiekeit - 


Superphosphate ausgedehnt. Aus- 
aunft geben die beteiligten Güterabfer- 
igungen sowie das Auskunftsbüro, hier, 
Bahnhof Alexanderplatz. (417) 
‚ Berlin, den 10. April 1921. 

n 2 Eisenbahndirektion. 


E4 


EEE — — 


Ki = wen 

Deutsch-schwedisch-norwegischer Ver- 

bands-Gütertarif, 

R Teil II, vom 1. Juli 1920. 
# dem Ausnahmetarif 3 wird die 
assung für die Tarifstellen: „Röhren, 
jegossene“, und „Papier“ und „Pappe“ 
'Tweitert. 

' Nähere Auskunft erteilen die Abfer- 
izungssiellen. 

‚ Altona, d en 6. April 1921. (416) 

Eisenbahndirektion, 

| der Verbandsverwaltungen. 


De >; 
BE 


Staats- und Privatbahn-Güterverkehr 
iv. 


y' 5. 
Mit Gültigkeit von.1. Hari 1921, s0- 
reit nicht im Tarif sein anderer Zeit- 
kt angegeben ist, werden folgende 
hträgıe herausgegeben : 
Zu Heft B I (Teilhefte B I7, 9 
4, 2 N 16, 20, 21 und 22) Nach- 


Be: Het B IT (Teilhefte BIT 1-64) 
|’Die Nachträge enthalten neben be- 


veröffentlichten Änderungen und 


strebungen. Sein Andenken werden wir in Ehren halten. 


a Der Verband der Oberen Reichseisenbahnbeamten, 
370% 3 Bezirksgruppe Erfurt. 


(408) 


E Am 6. April 1921 verschied in Moselkern, wohin er sich nach Übertritt 
_ in den verdienten Ruhestand begeben hatte, der 


Geheime Baurat 


Herr Franz Schunck, 
Regierungs- und Baurat a. D. 


Der Heimgegangene hat, nachdem er sich bereits vorher in verschiedenen 
Stellungen der Eisenbahnverwaltung durchaus bewährte, zuletzt mehr als 
15 Jahre das Betriebsamt 3 in Trier als dessen Vorstand in verdienstvoller 
Weise verwaltet und sich während dieser Zeit die Achtung und Zuneigung 


. Wir betrauern in dem Verstorbenen, der sich durch vorbildliche Pflicht- 
treue und nie versagende Zuverlässigkeit stets auszeichnete, einen hochge- 
 schätzten Mitarbeiter und lieben Amtsgenossen, dessen Andenken wir hoch 


(410) 


= :. Der Präsident 
und die Dezernenten, Hilfsdezernenten und Hilfsarbeiter 
j der Eisenbahndirektion Trier. 


a) Änderungen für die Stationen der 
Halberstadt-Blankenburger Eisen- 
bahn und der Südharzeisenbahn. 
Gültixc vom 1, Dezember 1920. 
(Vergl. T.V.A. Nr. 797/1920.) 

b) Änderungen infolge Einführung 
neuer Grenzpunkte „egen Belgien 
und Elsaß-Lothringen SOWI® 
Übereange der Kreise Eupen und 

- Malmedy an Belgien. Gültix vom 
1. März 1921. 

c) Änderungen für die Stationen der 

Crefelder Eisenbahn. 

Änderungen für die Stationen der 

Brohlthalbahn. Gültig vom 15. 

November 1920. (Vergsl. T.V.A. 

Nr. 777/1920.) £ = 
e) Neue Stationen. 

f) Sonstige Änderungen. 
Auskunft eben die beteilisten Güter- 
abfertisunsen sowie das Auskunftsbüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. 


Berlin, den 24. März 1921. (396) 
Eisenbahndirektion. 
Preußisch-Hessisch-Sächsischer Tier- 
verkehr. Gemeinsames Heft. 


Mit Gültiekeit vom 1. April 1921 wer- 
den die Überführungsgebühren für 
Breslau Viehhof erhöht. Näheres ist 
aus dem Tarif- und Verkehrsanzeiger 
der ehemaliz Preußisch-Hessischen 
Staatseisenbahnen und aus unserem 


Verkehrsanzeicer zu ersehen, auch 
geben die Stationen. Auskunft. 
Dresden, am 5. April 1921. (403) 


Eisenbahn-Generaldirektion, 
als „eschäftsführende Verwaltung. 


Westdeutsch-Sächsischer Güterverkehr. 

Mit Wirkung vom 10. Avril 1921 wer- 
den Tarifentfernungen für den Grenz- 
punkt Emmerich Grenze eingeführt. 
Näheres enthält der Tarif- und Ver- 


.. DET, 


kehrsanzeiger für den Bereich der ehe- 
malig preußisch-hessischen Staats- 
eisenbahnen und unser Verkehrsanzei- 
auch eibt unser Verkehrsbüro, 
Wiener Str. 4 II, Auskunft. 
Dresden, am 5. April 1921, 
Eisenbahn-Generaldirektion, 
namens der beteiligten, Verwaltungen. 


(402) 


1.: Binnen-Gütertarif für die vollspuri- 
sen Linien, Teil II, Heft 1. 
If. Binnen-Gütertarif für die vollspuri- 
£&en Linien, Teil II, Heft 2, 
III. Binnen-Güter- und Tiertarif für die 
schmalspurigen Linien, 

Mit sofortiger Gültigkeit werden im 
Tarif zu I die Abschnitte III und VII 
des Nebensebührentarifs und die An- 
wendungsbedineumsen des Ausnahme- 
tarifs 6 für Steinkohlen usw. teilweise 
ergänzt, und geändert und in diesen 
Ausnahmettarif die Stationen Bannewitz 
und Gittersee als Versandstationen auf- 
genommen. Ferner werden ım Nach- 
trag XIV zum Tarıf unter II die Min- 
destfrachten für Stückgut in 110 MA 
und für beschleunistes Eilgut in 6,00 


"Mark, in Nachtrae I zum Tarif unter 


III die Mindestsebühr für Stückgut auf 
der Strecke Nebitzschen-Kroptewitz in 
150 3 und der Frachtsatz für Pflaster- 
steine von Saupersdorf nach Wilkau in 
20 3 zeändert. Näheres ist aus unse- 
rem Verkehrsanzeiger zu versehen. 
Dresden, am 6. April 1921. (404) 
Eisenbahn-Generaldinektion. 


Gemeinschaftliches Heft CIb (Stations- 
tariftafeln usw.) — Tfv. 200 —. 
Mit sofortiger Gültiekeit werden er- 
höht: 

a) die im Verkehr mit den Bahn- 
höfen der Brölthaler Eisenbahn 
zu erhebenden Frachtzuschläge, 

b) dis im Abschnitt III bei Geißin- 
sen, Großenbusch, Herrnstein, 
Limkers, Pützcehen, Quirrenbach 
ansesebenen Überfuhrgebühren 
und zwar 
1. für Steinkohlen, ‘Braunkohlen, 

Koks und Preßkohlen aller Art 

von 100 Pf. auf 1000 Pf., 
2. für alle übrigen Güter von 

110 Pf. auf 1070 Pf. 

für den Wasen der Brölthalbahn. 
Näheres enthält die am 11. April 1921 
erscheinende Nummer - des Tarıfan- 
zeivers. Das alsbaldıse Inkrafttreten 
der Erhöhungen gründet sich auf die 
vorübereehende Änderung des $ 6 der 
Eisenbahn-Verkehrsordnunz (R.-G.-Bl. 
1914, Seite 455). — Auskunft geben auch 
die beteiliseten Güterabfertigungen so- 


wıe das Auskunftsbüro hier, Alexander- 

platz. (411) 
Berlin, den. 7.. April 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Württ. Binnen-Gütertarif (Tiv. 39a). 
1. Das Wärenverzeichnis des Aus- 
nahmetarifs 5 erhält unter A.l.c) fol- 


sende Fassung: (413) 
Steinerus und Steinsplitt, 
ungemahlen — Abfall beider Herstel- 


lung von Steinschlar aus Bruchsteinen 
und. bei der sonstigen Bearbeitung von 
Ben —; 

Mit Gültiekeit vom 15. April 1921 
wind bei Steinkohlenkoks und Gaskoks 
das der Frachtberechnung zu den Sätzen 
des Ausnahmetarifs 6. zugrunde zu 
legende Mindestgewicht für Wagen mit 
einem Ladessewicht von mehr als Bor h 
bis einschließlich 15 t von 10 t auf 12, 
erhöht. 

Stutteart, den 8. April 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 
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Badiäch- Keyerisches Büterverkehrs-Tarif vom 1. Desemiber 1909. 
Pfälzisch-Bayerischer Güterverkehrs-Tarif vom 1. August 1916. 


Mit Gültigkeit vom 1. April 1921 wird der Ausnahmetarif 6 (Nachtrag vi Seite 23 
zum badisch-bayer. Tf. und Nachtrag 3 Seite 9 zum pfälzisch-bayer. all aufgehoben 


und wie folgt ersetzt: 
Warenverzeichnis 
Anwendungsbedingungen 
Gattungsbereich und 
Frachtberechnung 
München, den ı. April 1921. 


Tarifamt beim RVM, ZB. 


Badisch-Bayerischer Güterverkehr. 
: Mit Wirksamkeit vom 1. April 1921 werden die StationsfrachtsätzefürK onstanz- 
Lindau-Reutin -und Lindau Stadt (Nachtrag VI Seite « en und 


wie im deutschen Eisenbahn- Gütertarif Teil II, 
besonderes Tarifheft enthaltend Ausnahmetarif 6. 
“Nr. 1101 des Tarifverzeichnisses.) _ 


ee : 898) 


Tarif vom 1. Dezember 1909. 


dur ch folgende er rsetzt: 


Frachtsätze für 100 kgin Pfennig 


' Stückgut Wagenladungen 
I |. 8. Beeren 
us s2lages ‚ Ausnahme- 
© 304 he | tarife 
| Konstanz Sean Klassen a 
a = Hehe ” ; 
Be nach oder von Den En Bea er 35 
= : ’ edle. i 
N eisen | 5 15c | 6 
RE RHRSEEN | 
| a 1 Tr ee zur 
| | | ı n 
1 | N &D fen un = 
te| rt |AAn B Bn| © cn) D Da | E|PE 58 95 
| | I EzuaNtg® 
& NER) Sa I Re r Be) 
1 : | Bu | 
105 | Lindau-Reutin F Bes . | — | 912 | 780 534/621 432 532 360464 276 364 232 10 ızı 215 
104 | Lindau Stadt E Bes. . 11724 912 | — |534|621/432/532,360|464 A 232 | 
München, den 31. März 1921: (397) 


Tarifam beim RVM, ZB. 


Stants- ne Prirsthihn: er serkehr 

(Nr. 1504 des Tarifverzeichnisses). 

Mit Gültirkeit vom 1. April 1921 wer- 
den ım Woechselverkehr der Ilmebahn 
Tiersendungen mur noch auf Grund 
direkter Entfernungen zu den nach der 
Umrechnunestafel um 55 v. H. serhöh- 
ten Frachten und Sätzen des Tierfracht- 
anzeisers (Nr:1504a des Tarifverzeich- 
nisses) abgefertist; Nähere Auskunft 
„eben die beteilheten Güterabfertigun- 


gen sowie das Auskunftsbüro, hier, 
Bahnhof Alexanderplatz. 
Berlin, den 4. April 1921, .(401) 


Eisenbahndirektion. 


Badischer Gütertarif. -» 

Auf 8. Mai 1921 wird das Wägegeld 
für Landwasen von 1 auf 2 A erhöht, 
die Gebühr für Beihilfe beim Lade- 
dienst von 5 auf 7,50 MA für jeden Ar- 
beiter und jede angefangene Stunde, 
die Benutzunssgebühr für Holzverlade- 
kranen von 4 auf 10 A für die Ladung 
eines Schemel- oder Kuppelwagen- ' 
paares, die Gebühr für einen Signier- 
zettel von 10 auf 20- 8. Gleichzeitig 
wird die unentgeltliche Prüfung der 
Vordrucke für "Frachtbriefe- und Be- 
nutzung des amtlichen Prüfungsstem- 
pels zur Abstemneluns derselben auf- 
gehoben. Auf denselben Zeitpunkt 
wird für’ die badischen Stationen auf 
Schweizergebiet für die nicht begrün- 
dıete Peststellung des Tatbestandes bei 
Gütern eine Gebühr von 6 Fr, für jeden 
verwendeten Eisenbahnbeamten und 
jede angefangene Stunde neu einge- 
führt und für die Bienachrichtigung 
des Absenders von Ablieferungshin- 
dernissen eine Gebühr von 25 Rappen. 

Näheres in unserem Tarifanzeiger. 

Karlsruhe, den 6. April 1921. (407) 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


Herausgegeben im Auftrags des Vereins- Deutscher. ‚Eisenbahny 


von dem verantwortlichen Schriftleiter, Geh. Oberregierungsrat Dr. v, 


Staats- und Privaibähn Tierverkohr 

(Nr. 1504 des Tarifverzeichnisses). 

Am 24. März 1921 ist die Löwenberg- 
Lindow-Rheinsberger Eisenbahn in den 


Besitz der Ruppiner Eisenbahn überge- 


gangen. Im Verzeichnis der beteilig- 
ten Bahnen (Seite 4 des Tarifs) wird 
die Löwsenbers-Lindow-Rheinsberger 
Eisenbahn gestrichen. 
Auskunft seben’ die beteiligten Gü- 
terabfertieungen sowie das Auskunfts- 
büro, hier, Bähnhof Alexanderplatz, 
Berlin, den 4. April 1921. (400) 
Eisenbahndirektion. 


EAU TERN EG 


rechselrerkähr Sachsen-Bayern ‚(pfälz. 
Netz), Sachsen- Württemberg, Tarif- 
| hefte S und 11B. 


"Mit sofortiger Gültigkeit werden bei 


einer Anzahl pfälzischer Stationen und 
bei der Station Stuttgart-Degerloch die 
Dienstbeschränkungszeichen ergänzt 
bzw. zeändert, Näheres ist aus unse- 
rem Verkehrsanzeiger und aus dem Ta- 
rifanzeiger der wvormalig Preußisch- 
Hessischen Staatseisenbahnen zu er- 
-sehen. 

Dresden, am 5. Kol 1921. 

Eb.-Gen.-Dir. als Be 1 wende 

Verwaltung. 


4. Personen- und Güterverkehr. 
Liegnitz-Rawitscher Eisenbahn. 


Voraussichtlich vom 15, April 1921 


.ab wird der Grenzverkehr für Perso- 
nen und Güter in Wagenladungen zwi- 
schen Deutschland und Polen und um- 
gekehrt auf der Lieenitz-Rawitscher 
Eisenbahn _ zwischen den Stationen 
Wehrse und Rawitsch aufgenommen. 


(899). 
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Nähere Auskunft erteilt die Betriebs- 


abteilung der Ges. m, b. H. 


Lenz & Co. 


erwaltunge ee 


Für den Anzeigenteil verantwortlich F, Luckhardt, Berlin SO. 


Verlag von Julius Springer in Berlin W. — Druck von H.8. ‚Hermann & oo. ‘in Berlin sw. 


= auf ‚Bahnhof Treptow 


mer 3 des 


_ zoSeH werden. 


 geldfrei (Briefmarken a; 


etwa erschienenen Bieter s 


- a vormittags 1 Uhr: 


Deutscher net 1 


Bee Breslau, Sch wei 17, 
Ba 2. RB TEN 3 
Liegnitz, ‚den 2, Apsil 19. 
=. Direktaog. 0 773 
der Liegnitz-Ranlischer Rı 
„epellschafi 


en 


5 Pokern und Gepäck 


Braffiiing: des Bahnhofs Quelle 
- - Expreßgutverkehr, 
Am 1. Mai 1921 wird ‚der zy 
‚den Stationen Steinhagen (Wes 
Brackwiede links der Bahnstreck 
brück-Braekwede gelegene Balı 
Quelle, welcher bisher dem ger 
Güter- und beschränkten Ge 
‚kehre diente, auch für den Ra 
verkehr ‚eröffnet werden. SE 
„ Münster. (Westf.), im April 19 
RL Eisenbahndirektion, 


6. Verdingung. 


Die Verkröiteräne des Bah 
(rund 
und “Ausführung v« 


Mosaikpflaster soll in einem 
fentlich vergeben werden. : D 
dingungsunterlagen können im 
unterzeichneten B 
amtes eingesehen werden, auch | 
Ansebotshefte, soweit. solche x 
den, gegen Zahlune von 7,80 
der Kanzlei, Zimmer 60, hier 
Die Beträg 
bar zu zahlen oder porto- und 


einzusentden. Die Angebote s 
schlossen mit der Aufschrift nd A 
auf Verbreiterung des Bahns 
auf Bahnhof Treptow“ "verseh 
Sonnabend, den 23. April- As 

mittags 10% Uhr, nach hi { 
reichen, Die Öffnung der ein; 
nen Angebote findet im Zim: 
vorbenannter Zeit in Gegen: 


schlagsfrist 4 Wochen. 

Eisenbahn-Betriebsamt 10. 

-Berin NW.40, it... 
Die Lieferung: 
A. von Handlaternen, 
Pfahl- und Wandlatern 
B. von Steinschlaggabeln. I 
- Stopfhacken, Kohlenkaste 
schaufeln, Grasschaufe 
. Kohlenlöffeln , Mü 

Heckenscheren , Sie] 
Handscheren, Bohrern 
 Handlaternen-Brust 
Eimern, Handhämmern, 
‚Schraubenschlüsseln, Koh 
ben, Sienalpfeifen, 
. schlüsseln, _Gashahns 
Kohlenschaufeln, Hemmse 
Ölspritzen und Kneifzangen 
C. von Pinsel- und Bürstenw; 
A das BRechnungsjahr E: 5 


bis 24, Mai 1921. 4 < 
Die ee 
die unter A, B und C genannteı 
stände 16 besonders. 
freie Einsendung von je 
stande unseres ER EE 

ziehen 

* Münster (Westf. 2 Ann 
= Eisenbahndirekt 


Ritter in Berlin. ei 


a 


Nr. 16. 


‚Die Steigerung der Se 

ie Elektrisierung der .‚österneichischen. 
 Staatsbahnen. 

Das. Bildungs- und. Unterrichtswesen . 
der süddeutschen Eisenbahnverwal- 
— tungen. 

Zwei Jahre Stantebersch. der amerika- 
‚nischen - Eisenbahnen. 

Binfluß der Eisenbahnen auf Lauben- 
kolonien, Schrebergärten und Se, 
siedlungen. 
achrichten. 
eutschland: Eisenbahn - Kerl 
— Die Bauarbeiten auf der Ber- 
Ener Stadtbahn. — Gebühren für 


schulen im Eisenbahndirektionsbe- 
zirk Berlin. — Die A. E. G.-Schnell- 
bahn in Berlin. — Bahnsteigmarken. 


nach den Nordseebädern. — Expreß- 
gut nach Danzig. — Frachtberech- 
nung für stickstoffhaltise Dünge- 
ittel. — Geheimer Regierungsrat 


EEE a Ei 3 DEREN 


 steben. 
- kehrsordnung. — Sommerfahrplan. 


‚ Privatanschlußgleise.. — Die Werk: - 


— Eisenbahnrat Dresden. — Ver- 


-Unearn: 
besserung der Gepäckabfertigung 


Berlin, den 21. April 1921. 


Inhalts 


des zwischenstaatlichen Fahr- 
parkes. — Änderung der fracht- 
rechtlichen Grundlage ım Verkehr 
zwischen Österreich und der 
tschecho-slowakischen Republik. — 
Elektrischer Zugverkehr. — Maß- 
nahmen zur Erhöhune der Feuer- 
sicherheit auf Bahnerund. — Maß- 
nahmen zur Erleichterung de Aus- 
scheidens von. Eisenbahnbedien- 
— Gültickeitsverlängerung 
der Eisenbahnleeitimationen. — 


Stubaitalbahn. — Kärntner Ostbahn. 


— Zentralverband der Eisenbahner- 
Kleingärtner Österreichs. — Inter- 
nationaler Straßenbahn- und Klein- 


bahnverein, 
Tschecho- slowakisches Ge- 


biet: Versicherung bei Bahntrans- 
porten, 

Kar Einschränkung 
der Lebensmittelbeförderungen. — 
Eisenbahrkonferenz in Budapest. — 
Zur Vorlave von Gesuchen der 


- Eisenbahnbediensteten an den Han- 


delsminister. — Die Nutzbeteilieun 


_ Zeitung des Vereins 
_ Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


a reöcben im Auftrage des Vereins | 
von Dr. v. Ritter, Geh. Oberregierungsrat in Berlin, als Schriftleiter. — Verlag von Julius Springer in Berlin W.9. 
- Schriftleitung: Berlin W.9, Köthener Str. 28/29. 


LXI. Jahrgang. 
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Übrigeeuropäische Länder: 


‚Norwegischer Eisenbahnbauvoran- 
schlag” 1921/22. — Eine schwedisch- 
norwegische Verkehrskommission, 


— Vereiniete Post- und Eisenbahn- 
stationen inSchweden. — Bewilligte 
und gestrichene Bahnbauten in 
Schweden. — Die Elektrisierung 
der Värmlandsbahnen. — Die Eisen- 
‘ bahnfrase in Luxemburg. — Die 
Paris-Orl&ansbahn im Jahre 1920. 
— Die schweizerischen Eisenbahnen 


22 und die Konkurrenz der Kraft- 
wagen. — Italienische Bezeichnung 
für, Südtirol. — Die neue Bahn 
Triest-Brenner. — Italien und die 
Rheinschiffahrt. — Die ständigen 

‘ Lohn- und Preissteigerungen im 
' Bahnbetriebe.: — Schiffsverkehr 


nach Norweoen und Island. 
Fremde Erdteile: Die: Eisen- 
bahnen und die Stahlerzeuouno- der 
Vereinigten Staaten. — Nochmals 
Abbau der Löhne in Amerika. — 
Die amerikanische. Schiffahrt. — 
Von den Eisenbahnen Kanadas. — 


Dr. Adolf Sarter. des Staates 
sterreich: -Beirat des Bandes. 
manisteriums für Verkehrswesen. 
= "Besprechung über die Eisenbahn- 
arıfe. — Änderuns des staatlichen 
Budgetjahres. — Die Aufteilung 


ten Preisen. 


r- in Nr. I4 der Vereinszeitung veröff, Sntlichte Aufsatz 
te einen allgemeinen Überblick über die Betriebskosten 
Eisenbahnen. und ihre Steigerung. Im nachstehenden. 
n diese allgemeinen Untersuchungen dahin ergänzt wer- 
daß die Entwicklung des Selbstkostensatzes für "in. 


Einnahme für dieses una and die einzelnen 


yo der ‚Bezüge für Beamte und Arbeiter ak Stei- 
1 ‚der ee Auen 2 Zahlen für das Jahr 


den und müssen. Abahard. mit Ze Vorbehalt,’ daß sie 
ureh die Wirklichkeit ı eine Berichtigung erf ahren, hin- 


N für a ehemals preußisch-hessischen Eisenbahnen 
In die 
die die 


an Minerajölerzeug- 
nissen. — Vermin 
-sonalbestandes der Staatsbahnen. es 
Absabe von Brennh 


und -verteilung. 


Nachkriegszeit gebracht hat. 


nachskilometer in Gegenüberstellung mit der durch- 


Verwaltung bedeuteten. 


meinen Wirtschaftkonjunktur. 


€ king der Gesähanigekosich, für das Wagenachs- | 


Geldbedarf der kanadischen Staats- 
ung des Per- - .. bahnen. -— Petroleumfewerung auf 
argentinischen Bahnen. 


Amtliche Mitteilungen. 
Amtliche Bekanntmachungen. 


0lz zu ermäßte- 
Kohlenförderune 


DJ . 


2E Die Steigerung der Selbstkosten. 
- ‚Vom Regierungs- und Baurat Dr. Tecklenburg. 


Das [Bild zeigt aber, daß auch 
in der Vorkriegszeit die Selbstkosten keinen Gleichstand 
kannten, sondern von jeher die Neigung zum Steigen hatten 


‚und innerhalb dieser allgemeinen Steigerungsneigung lebhafte 


Schwankun, gen aufweisen. 


"Die Gründe für diese allgemeine Neigung zum Steisen liessen 
in der allmählichen Preissteigerung, die sich auch früher auf 
allen Gebieten bemerkbar machte. Die Aufwendung für die 
Betriebsmaterialien, die Kosten für die Unterhaltung und Er- 


’gänzung des Oberbaues, der Betriebsmittel und der baulichen 
Anlagen nahmen dauernd zu, und insbesondere waren ses die 
‚Ausgaben für das Personal, die Vermehrung der Angestellten, 
| die der allgemeinen Preisentwicklung anzupassende Entloh- 


nung und die dawernd steigenden Anforderungen am die so- 
ziale Fürsorge, die eine ständig wachsende Belastung für die 
Die innerhalb der allgemeinen Stei- 
gerungsneigung auftretenden zeitweiligen Schwankungen da- 
gegen sind zurückzuführen auf die Schwankungen der allge- 
Wie diese einen Stillstand 
oder selbst einen auf kurze Zeit nur bestehenden Gleichstand 
nicht kennt, so ist auch die Eisenbahnverwaltung, die aufs 
engste verbunden ist mit dem Wohlergehen von Handel und 


‘Gewerbe in all ihren Wirtschaftsfaktoren, den Schwankungen 


der’ Wirtschaftskonjunktur unterworfen. Und dies in zwei- 
facher Hinsicht: in ihren Ausgaben, die der Gestaltung der 
allgemeinen Lohn- und Preisverhältnisse folgen müssen, und 


“ 
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dann in den Rückwirkungen, die die ebenso als Folge der 
Konjunkturschwankungen auftretenden Verkehrsschwankun- 
gen ausüben. Sinkender Verkehr bringt eine Vertewerung der 


Selbstkosten, steigender — im allgemeinen und bis zu ge- 


wissen Grenzen — eine Verminderung, und damit ist das Ge- 
setz für die Bewegung der Selbstkosten gegeben. Höhepunkte 
zeigen sie als Folge wirtschaftlicher Krisen, die ein plötz- 
liches Abflawen des Verkehrs zu bringen pflegen. In den 
darauf folgenden Jahren allmählich und mäßig sich wieder 
belebenden Verkehrs und unter dem Einfluß der Bestrebungen 
auf Einschränkung der Ausgaben .tritt ihre Besserung «in, 
bis die in Zeiten der Hochkonjunktur auf-allen Gebieten 
einsetzende, wachsende Teuerung auch hier wieder die Um- 
kehr bringt. Die Selbstkosten steigen und die steigende Be- 
wegung findet ihren Höhepunkt und Abschluß wieder als 
Folge des unausbleiblichen Umschwungs der Wirtschaftskon- 
junktur. Der Zeitpunkt, zu dem nach einem solchen die 
Besserung wieder swintritt, hängt, abgesehen. von dem Maß 
der wirtschaftlichen Erschütberung, davon ab, inwieweit. es 
der Verwaltung gelingt, ihre Ausgaben einzuschränken. 

Was die Eisenbahnverwaltung seit ihrem Bestehen schon 
viele Male durchgemacht hat — man konnte früher mit winer 
Umkehr der Wirtschaftskonjunktur so etwa alle sieben Jahre 


rechnen. —, das erlebt sie auch jetzt wieder, aber in einem 


gewaltig vergrößerten Maße. Der Krieg traf uns in einer 
Zeit wirtschaftlichen Aufschwungs, der Rückschlag, den das 
Jahr 1908 gebracht hatte, war überwunden, die Selbstkosten, 
die auf den damaligen Höchststand von 7,4 8 für ein 'Wagen- 
achskilometer emporgeklommen waren, hatten sich bis zum 
Stand von 6,7 3 im Jahre 1911 gebessert und zeigten dann 
wieder dem lebhafteren Pulsschlag des allgemeinen Wirt- 
schaftslebens folgend, eine mäßige Neigung zur Steigerung, 
Da ließ das Mobilmachungsjahr mit seinen schweren wirt- 
schaftlichen. Erschütterungen, die sich widerspiegeln in einer 
erheblichen Abnahme des Verkehrs — die Leistungen sanken 
von 25 Milliarden Wagenachskilometer auf 22, die Einnahmen 


von 2,6 Milliarden auf 2,3 —, sie emporschnellen auf 82 3.- 


Bemerkenswert ist das Ergebnis des Jahres 1915: das öffent- 
liche Leben hatte sich auf die Kriegsverhältnisse eingestellt, 
die Betriebsleistungen waren, abgesehen von denen im Per- 
sonenverkehr, bei dem weine erhebliche Einschränkung beibe- 
halten wurde, sogar höhere als im letzten Friedensjahr. Die 
Verkehrseinnahmen zeigten weine, wenn auch geringe Zu- 
nahme, der Selbstkostensatz für das Wagenachskilometer 
ging unter diesen. Wirkungen zurück auf den Stand des letzten 
Friedensjahres, auf 7,1 3. Aber schon vom folgenden Jahre 
ab machten sich die Kriegsverhältnisse in ihren ungünstigen. 
Folgeerscheinungen bemerkbar. Zwar behalten die Verkehrs- 
einnahmen unter der Wirkung der inzwischen vorgenommenen 
Tariferhöhungen ihre steigende Richtung, aber die Betriebs- 
leistungen nehmen, zunächst langsam, ab und gleichzeitig be- 
wegen sich die Ausgaben in stark’ steigender Richtung, so daß 
der Selbstkostensatz auf 8,6 und im Jahre 1917 auf 12,1 & 
anwächst. Das Revolutionsjahr und das diesem folgende der 
schwersten Erschütterungen des gesamten Wirtschaftslebens 
zeigen die Folgen der in der ungünstigen Richtung zusammen- 
wirkenden Einflüsse Starker Verkehrsrückgang und gleich- 
zeitig gewaltsam ansteigende Ausgaben steigern den Selbst- 
kostensatz auf 22,9 und dann auf 56,5 3. Die eilig fortschrei- 
tende weitere Teewerung des Jahres 1920 läßt den Einfluß des 
sich wieder etwas erholenden Verkehrs nicht zur Geltung 
kommen, sie bringt den Selbstkostensatz zum sprunghaften 
Hinaufschnellen, bis auf 110,7 8. Er hat damit einen um 
1442 % höheren Stand erreicht als im letzten Friedensjahre. 
Demgegenüber nun die Kurve des durchschnittlichen Er- 
löses für ein Wagenachskilometer. Wenn auch der kleine 
Maßstab der Abbildung die Bewegungen nicht so recht zum 
Ausdruck kommen lassen kann, so vergibt doch eine genauere 
und für einen längeren Zeitraum angestellte Untersuchung 
folgende Regel: Auch die durchschnittliche Einnahme für das 
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Zeitung des Vereins 2 u 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen, 


Wagenachskilometer kannte in Friedenszeiten keinen auf 
einen längeren Zeitraum sich verstreckenden Gleichstand. Auch 
sie war den Schwankungen des Wirtschaftslebens unterworfen 
und zeigt eine allgemeine Neigung allmählicher Verringerung, 
in der Hauptsache verursacht durch die beim Piersonenver- 
kehr zu beobachtende Verminderung der Durchschnittsein- 


Kosten eines Wagenachskilomelers | h 

. und 0 

durchschnittliche Einnahme Ä 

auf ein BIN 
Wagenachskilometer 


ıD 


Pfennigen. 


1895 


Die fein ausgezogene Kurve stellt die Einnahmen, die stark ausgezo 


die Kosten dar. 


nahme für 1 Personenkilometer, die ihren Grund findet ni 
allein in Tarifmaßnahmen, sondern auch in der Abwanderı 
in billigere Fahrklassen. Der Verkehr läßt sich ke 
Zwang antun, er sucht stets die billigste Möglichkeit zu se) 
Befriedigung, und wenn dies Streben noch begünstigt W 
durch betriebliche Maßnahmen, wie bessere Ausstattung 
Wagen, Einstellen von 3. Klassewagen in die Schnellzü 
Einrichtung von Nichtraucherabteilen auch in der 4 
Sitzgelegenheit in der 4. Klasse u. dgl, dann muß die notw 


1 Jahrgang 


y April 1921. 


 dige Folge sein, daß zugleich mit dem Schwinden sozialer 
Vorurteile eine immer weitergehende Abwanderung eintritt. 
— Für die Eisenbahnverwaltung ‚lagen die Verhältnisse von. 
jeher ungünstig. Ihren ständig steigenden Selbstkosten gegen- 
Fr stand eine allmähliche, wenn auch langsame Verringe- 
7 lediglich die — abgesehen von den Unterbrechungen — ständig 
_ wachsende Verkehrsvermehrung, die die Gesamterträge 
_ dauernd wachsen Leß. Diese Entwickelung wurde unter- 
brochen durch die Kriegsmaßnahmen, deren Folgen vom 
Jahre 1915 ab erkennbar werden. Nicht mur die Tarif- 


erhöhungen, sondern auch die betrieblichen Maßnahmen, weit- . 


gehende Einschränkung der Personenzüge, die deren für 
_ frühere Begriffe unmögliche, günstige Ausnützung bringt, 
Erhöhungen. des Ladegewichts für die Güterwagen, lassen den 
" Durchschnittssatz stark und schnell ansteigen, aber doch nicht 
‚stark | genug, um den. verhältnismäßig noch stärker wachsenden 
Ausgaben das Gegengewicht zu halten. Im Jahre 1918 ser- 
folgte die Überschneidung beider Kurven, die Verwaltung 
arbeitet von da an mit Fehlbeträgen, und die verhältnismäßig 
größere Steigerung der Ausgaben läßt die Spannung zwischen 
. Erlös und Selbstkostensatz immer größer wierden. 
Es ist ja begreiflich, daß die Verwaltung bei ihren Be- 
strebungen, ihre Preise den Selbstkosten anzupassen, ungleich 
größeren Hemmungen begegnet, als ein Privatunternehmer. 
_ Dieser pflegt bei seiner Preüsberechnung seine Gestehungs- 
En. zugrunde zu legen, und daß er einen — bei den heutigen 
Verhältnissen in der "Regel sogar recht ansehnlichen — 
utzen. darauf schlägt, erscheint ihm selbstverständlich; jene 
kann nur im. heftigen Kampfe mit der öffentlichen Meinung 
re Forderungen durchsetzen. Die Verwaltung hat: demzu- 
"folge bisher auch nur schrittweise und, wie es in der Natur 
der Sache liest, der allgemeinen Preisgestaltung nachhinkend, 
ihre Preise erhöhen können, und erst newerdings hat sie es 
durchzusetzen. vermocht, durch die Neuregelung ihrer Tarife 
den. Vorsprung des Selbskostensatzes wenigstens einigermaßen 
% einzuholen. Der-vom 1. April d. J. ab in Aussicht genommene 


B 


ar 


Anpassung an die allgemeinen Preisverhältnisse bieten, 
‚ Steigerungen um etwa 1000 bis 1200% gegen die Friedens- 
_ sätze, für einzelne Güter, bei denen ungünstige Momente, wie 
 Auftarifierung, Wegfall von Ausnahmetarifen zusammen- 
' teeffen, erheblich höhere. 


vorgesehenen Tariferhöhung werden die Preise noch stark 

_ hinter den der Geldentwertung entsprechenden Sätzen zurück- 

stehen; sie werden gegenüber den: Friedenssätzen Steigerungen 

yon 735% in der 1.,. 622% in der % und 550% in der 3. und 
| 4. Klasse aufweisen. F 

durchschnittlichen Erlöses für das Wagenachskilometer 

E heben, keinesfalls aber so weit, daß sie die der Selbstkosten 

erreicht, denn die durchschnittliche Erhöhung der Preise bleibt 

\ oh immer beträchtlich hinter der der Selbstkosten zurück. 

Und außerdem wird sie auch nicht voll zur Wirkung kommen, 

een Verschiebungen. im Verkehr, Abwanderung in niedere 


Er 


ieler und Verkehrsrückgang die unausbleibliche Folge 


jeder Tarif: 'erhöhung sind. Es wird also auch nach der Tarif- 
, erhöhung eine, wenn auch semilderte Spannung zwischen 
5 a Erlös und dem Selbstkostensatz bleiben. Und deshalb 
bleibt als unbedingte Vorausetzung der Wiedergesundung 
unseres Eisenbahnunternehmens: die Verbilligung der Pro- 
 duktion, die Senkung der Selbstkosten. 

_ Wie der Selbstkostensatz für das Wagenachskilometer sich 
‚ aus seinen «einzelnen. [Bestandteilen bildet, ‚zeigt die neben- 
stehende Tabelle. 


p| 2 F ie ist en Zahlenreihen die außerordent- 


0 esren iii des Geldes: Mitbestimmend' für 
das Maß der Steigerung sind jedoch auch die Schwankungen 


rung des Preises für ihre Leistungen; den Ausgleich brachte 


| Gütertarif bringt Erhöhungen, die eine immerhin annähernde | 


Im Personenverkehr ist man zu-. 
f rückhaltender gewesen. Auch nach der für den 1. Juni d. J. 


a Unter der Wirkung der neuen Tarife wird sich die Kurve 


in den Kosten für 1 Wagenachskilometer entfallen (in Pfennigen) anf: 
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des Verkehrs, das wechselnde Stärkeverhältnis der beiden 
Hauptverkehrsarten zueinander und schließlich die Maß- 


nahmen der Verwaltung, die. bei den einzelnen Ausgabetiteln- 


mehr oder weniger zur Geltung kommen. Dies muß man sich 
vor Augen halten, wenn man. die Zahlen zu Vergleichen zwi- 
schen den winzelnen Jahren .verwenden will, wie sie nach- 
stehend zwischen dem Jahre 1920 und dem letzten Friedens- 
jahr angestellt werden sollen, 

Die persönlichen Kosten, zu denen auch die Löhnung für 
Bahnunterhaltungsarbeiter und Werkstättenarbeiter gerechnet 
werden sollen, liefierben im Jahre 1920 einen Anteil von 61,8 ri 
des Selbstkostensatzes von 110,7 8. Das sind 56%, während 
die ‘gesamten sächlichen Kosten 489 3 — 4% dazu bei- 
trugen. Im Jahre 1913 hatte sich das Verhältnis auf 60% 
zu 40% gestellt. Die persönlichen. Kosten für ein Wagen- 
achskilometer hatten damals 4,3 3 ausgemacht und haben in- 
zwischen eine Steigerung um 1340 % erfahren, die der säch- 
lichen Kosten eine solche von 1600 %. 

Der Anteil, den die Beschaffung der Kohlen lveferte, betrug 
im Jahre 193 0,64 3 für ein Wagenachskilometer, das waren 
9% der Gesamtkosten; jetzt sind es 14% geworden, 15,8 8 
für 1 Wagenachskilometer. Die anteiigen Kosten der Kohlen- 
beschaffung haben damit eine Steigerung von 2400 % erfahren. 
Daß diese eine beträchtlich größere ist, als die für die Preis- 
steigerung der Kohle selbst, die man auf etwa 1800 % ansetzen 
kann, rührt daher,.daß der Verbrauch für die Leistungsein- 
heit erheblich gestiegen ist und zeitweise nahezu 50% mehr 
betrug als in Friedenszeiten. Hierin macht sich neben anderen 
betrieblichen Gründen die außerordentlich nachteilige Folge 
der schlechten Beschaffenheit der gelieferten Kohle bemerk- 
bar. Die Verwaltung mußte nicht nur die Kohle sehr teuer 
bezahlen, sie mußte wegen der schlechten Beschaffenheit auch 
erheblich größere Mengen. kaufen, um dieselben Leistungen | 
zu erzielen. Daß dies außerdem auch noch indirekt zu einer 
weiteren Veertewerung des Betriebs, also zur Steigerung der 
Selbstkosten führen. mußte, soll nur beiläufig erwähnt werden. 
Für den Mehrverbrauch waren natürlich Eisenbahnwagen: für 
den Transport erforderlich , und die anfallenden Mehrmengen 
‚an Schlacken mußten wiederum auf Wagen geladen und abge- 
fahren werden. 2 


Die Kosten für die Bahnunterhaltung, wobei jetzt die Löhne 
der Bahnunterhaltungsarbeiter mit eingerechnet werden 
mögen, brachten im Frieden einen Beitrag von 221 3, das 
sind rund 17% der Selbstkosten. Jetzt sind es 15,1 3 oder 
14%. Im Jahre 1919 waren sie, durch die Beschaffungs- 
schwieriekeiten mitbedinet, soweit eingeschränkt, daß sie nur 
7% der Selbstkosten ausmachten. Für die Unterhaltung der 
Fahrzeuge, die Löhne wieder mit eingerechnet, wurden im 
‚Jahre 1913 1,18 3, also rund 16,5% der Selbstkosten aufge- 

sendet. Dier Betrag ist gestiegen auf 27,3 3, was jetzt über 
26% ausmacht. 

Die Bestrebungen, die Selbstkosten zu verringern, müssen 
auf allen Gebieten einsetzen; keines davon darf verschont 
bleiben, wenn ein zu Buch sschlagender Erfolg erreicht werden 


soll. Den Hauptanteil der Selbstkosten machen, wie oben 
dargelegt, die Lohnkosten — in, weitestem Sinne des Wortes — 
. aus. Wein nun auch hierbei, in. Geldwert ausgedrückt, eine ' 


seringiere verhältnismäßige Steigerung zu verzeichnen ist, als 
bei den sächlichen Ausgaben, so ist dies nicht darauf zurück- 
zuführen, daß nun wirtschäftlicher gearbeitet wird als früher, 
ad. h. daß für die Erzielung der Leistungseinheit ein geringerer 
Arbeitsaufwand vonnöten ist. Das Gegenteil ist der Fall: 
infolge der starken, über das durch die Einführung des Acht- 
stundentages berechtigte Maß hinausgehenden Vermehrung 
des Personals ist der Arbeitsaufwand für ein Wagenachskilo- 


geringere a alas darauf zurückzuführ, 
die ylemng der pe im le erheblic 


Srrickgebttehen ist. nchener ee a wir fü 2 


‚nächste Zukunft damit rechnen, dürfen, würde zwar einen 
wissen Ausgleich selbsttätig bringen; kein ‚Einsichtiger 


daß der Arbeitsaufwand veringert wird und keinesfalls ü 


sich aber der Erkenntnis verschließen können, ‚daß aue e 
Verwaltung hier eingreifen muß. “Es muß srreicht‘ 


das durch die sozialen; Vergünstigungen Kerle 


hinausgeht. 
Die sächlichen Kosten zeigen, wie oben. ausgeführ 


größere Steigerung. Und es ist ja auch begreiflich, daß | 
wo die Verwaltung im wesentlichen auf den Bezug ihres 
darfs von Privaterzeugern angewiesen ist, die allge 
Preislage am deutlichsten zum Ausdruck können muß 
die Erzeugnisse der Privatindustrie müssen Preise ang 
werden, diemen die volle Geldentwertung zugrunde liegt, 
die infolgedessen vielfach &anz erheblich über die Veerte 
rung der Selbstkosten der Eisenbahn hinausgeht, = 
- Mit größtem Nachdruck müssen die Bestrebungen, spans 
ZU wirtschaften, durchsseführt werden, und hierbei ist die \ 
waltung auf die tatkräftige Mitwirkung jedes einzeln: 
gewiesen. Dieser Pflicht darf sich kein einziger Bedien: 
‚entziehen. Jeder muß sich, sein dienstliches Tun und L 
fortgesetzt aufs eingehendste kontrollieren und jede, 
die. anscheinend geringfügigste Vergeudung unterl: 
Darüber hinaus aber muß jeder Dienststellenleiter, je 
Beamte, dem ein bestimmter Wirkungskreis zuge wiese 
in dem: Leistungen geschaffen werden, sich selbst da 
die Wirtschaftlichkeit seines engeren Wirkungskreises 
anschaulichen; «er muß sich Rechenschaft darüber ableg 
welche Kosten sein Betrieb verursacht, und. welche Leis 
er als Gegenwert dafür erzeugt. Das Bild, das er hierduı 
erhält, wird ihm, namentlich im Vergleich mit anderen leic 
artigen Betrieben, zeigen, wo dire Mängel seines Betr 
‚liegen, wo er den Hebel ansetzen muß, um bessere wirtse 
liche Leistungen. zu erzielen. Er wende nicht ein, daß 
der großen Eisenbahnverwaltung für kleine "Einzelbe 
derartige Kostenrechnungen nicht möglich seien. “Sie 
durchführbar =. ae für a unserer Betriebe, vom 


und dan? sich ee in Ahwäkte ne Richuung | 
Das liegt in. der Gesetzmäßigkeit, in der sich die v 
lichen Vorgänge abspielen. Und wenn auch ihre? 
mit ihrem Auf und Nieder dem Spiel der Wellen v 
bare Entwickelung, durch die Geschehnisse der letzte: 
‚aufis tiefste erregt, wie eine Springflut zu seinem: wel : 
 ungeheurer Macbkinkeit sich aufgetürmt hat, einma mu 
dieser seinen Höhepunkt erreicht haben und dann 
 verebben. Und dan; werden, ann ‚gründlich 


a eeguigen Aut Rrühr die er It 
Zeit ruhigerer Entwickelung ventgegengehen. Unsere . 
aber bleibt es, dem weiteren Anschwellen des W 
entgegenzuarbeiten, den Wendepunkt zum Besser 
nn wie nur en a! und das a 


Staatsbahnen, Ministerialrat Ing. Paul Dittes hat vor 
kurzem im Österreichischen Ingenieur- und Architektenverein 
einen Vortrag über den Fortgang der Arbeiten zur 
Elektrisierung der österreichischen Staats 
ahnen gehalten und dabei eingehend darüber berichtet, 
was seit März 1920 auf dem Gebiete der Bahnelektrisierung 
d im Ausbau der Wasserkräfte für Bahnbetriebszwecke g„e- 
j Be worden: ist, Wir. entnehmen den Ausführunsen fol- 
ndes: Se 
—- Im März 1920 hat der Kabinettsrat ‚ein auf Grund von #in- 
ehenden Beratungen zwischen dem damaligen Staatssekretär 
ür Verkehrswesen, Paul, dem Präsidenten des Wasserkrafts- 
and Elektrizitätswirtschaftsamtes Dr. Ellenbogen und 
Ministerialrat Ing, Dittes aufgestelltes Elektrisierungspro- 
Tamm gemehmigt und das Staatsamt für Verkehrswesen be- 
auftragt, ein Investitionsgesetz auszuarbeiten. Der Gesetz- 
entwurf, betreffend die Einführung 
chen Zugsförderung auf den Staatsbahnen 
er Republik Österreich wurde in der Nationalver- 
ammlung vom Bundesminister für Verkehrswesen Dr. 
esta besründet (vgl. Nr. 60/1920 d. Ztg.) und am 23. Juli 
920 mit dem Beschluß der Nationalversammlung zum Gesetz 
oben. Dieses Gesetz, das dem ganzen Elektrisierungswerk 
t die notwendige wirtschaftliche Grundlage „egieben hat, 
jeht — wie bekannt — ein zunächst auf fünf Jahre aufge- 
stelltes Elektrisierungsprogramm für die, Strecken Inns- 
Jjruck-Bregenz-Reichsgrenze sinschließlich der 
Vebenlinien in Vorarlberg, Salzburg-Schwarzach- 
4. Veit und Schwarzach-8t Veit - Wörgl, 
Schwarzach - St. 
see und ichließlich Stainach-Irdnüng - Attnang- 


uchheim vor. Was die Beschaffenheit der für 

ı ‘Betrieb dieser Linien erforderlichen elektrischen 
(raft- betriff, so sollen —  nmeben dem (Bezug 
elektrischen Stromes aus fremden - Kraftwerken — 


rerst bahneigene Werke am Spullersee bei Dan- 
fen, im Stubachtale und an der-Mallnitz bei 
'berviellach errichtet und das Bahnkraftwerk am 
} zbache ausgestaltet werden. Das Gesetz. enthält 
veiter die Bewilligung der erforderlichen Geldmittel und die 
rmächtisung‘ zur Aufbringung der Gelderfordernisse, wo- 
für vornehmlich langfristine Anleihen — insbesondere unter 
Heranziehung ausländischen Kapitals — vorgesehen sind. 
Im Gesetz ist auch die Möglichkeit der Elektrisierung der 
„Peagestrecke“ der Südbahn Spittal-Millstätters ee - 
Villach sesichert und überdies verfügt, daß die Vorarbei- 

für die Elektrisierung der Strecke Wien-Salzburg 
Ansriff zu nehmen sind. S 5 
Die im Gesetz angegebenen Strecken sind fast durchwegs 
gsbahnen mit „großen Steigungen, zahlreichen Tunnels 
d- vergleichsweise großen Verkehrsleistungen; es sind da- 
er alle Voraussetzungen für die Zwecekmäßigkeit der Elek- 
rung „eceben. Überdies liegen die Verhältnisse für 
Kraftbeschaffung günstig, da die Staatsbahnverwaltung 
in Vorarlberg, Tirol, Salzburg und Kärnten geeignete 


werden kann. Zur Zeit der Einbringung der Gesetzes- 
26 war die Frage ‘des Ausbaues der Wasserkräfte der 
u und der Enns und damit auch die Frage der Kraftver- 
eung der Strecke Wien-Linz noch ungelöst, und es 
uch bis heute eine vollkommene Klärung noch nicht er- 
St. Auch dieser Umstand spricht dafür, daß 'es richtig 
rt, mit dem Ausbau der Wasserkräfte und der Bahnelek- 
zung im Westen zu beginnen. Es ist zu hoffen, daß 
h während der Durchführung des ersten Elektrisierungs- 
eramms die Enns- und die Donaufrage gelöst werden und 
auch die spätere Elektrisierung der Hauptstrecke 
na-Linz-Salzburg ermöglicht wird. 
' das Bahnnetz westlich von Innsbruck sind die durch 
‚55 000 Volt-Übertragungsleitung elektrisch zu kuppeln- 
Kraftwerke am Spullersee und am Rutzbache bestimmt, 
mmen rund 64 Millionen Kilowatt im Jahr abgeben 
ren. Damit ist der. Kraftbedarf dieser Strecken, der 
h der Verkehrsstärke des Jahres 1913 rund 43 Millionen. 
Owatt beträgt, bis auf_weiteres vollkommen gedeckt. Das 
achwerk w#rd durch Erweiterung des Wasserschlosses, 
; eines zweiten Rohrstranges und Aufstellung eines 
unensatzes für ‘8000 PS erweitert. Die Arbeiten sind 
ol im Zuge; ein namhafter Teeil der Erdbewegung ist durch- 
führt, die Rohrstützpfeiler hergestellt, Druckrohrleitung, 
’bine, Wechselstromgeneratör und Schaltanlage in den Fa- 
in Arbeit. | 


Jahr rüstig fortgeschritten. 


der elektri-- 


Veit - Spıttal - Millstätter-! 


Vasserkräfte sichern konnte, an deren Ausbau rasch geschrit-. 


. der Bregenzer Ache »eführt und erreichen so Bregenz. 
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5 Die Elektrisierung der österreichischen Staatsbahnen. 
# Der Direktor des Elektrisierungsamtes der österreichischen [ & Die Bauarbeiten am Spullerseewerk — seinem 


‚Spitzendeckungswerk für eine Gesamtleistung von 48000 PS 
wovon vorerst 24000 PS an ührt werden — sind im letzten, 
ie zur ‚Beförderung der | - 
stoffe von der ‚Station Danöfen zum lee ee 
elektrisch betriebene Seilschwebebahn ‚, die seinen 
Höhenunterschied von rund 750 m überwindet und bei acht- 
stündieem Tagesbetrieb 32000 ka befördern kann, ist fertie- 
gestellt. Desgleichen der elektrische Schrägcaufz ug zur 
Verbindung der Station Danöfen. mit dem Wasserschlosse auf 
deir Grafenspitze, der ebenfalls rund 735 m Höhenunterschied 
überwindet. Weiter ist der zwischen der Station Danöfen 
und dem ‚Talboden erbaute Bremsberg fertige. Im Tale 
sind bereits zwei der zukünftigen Wohnhäuser des [Bedie- 
nungispersonals unter Dach. 
= Die Absenkung des Spullersees, die zur Durchführune der 
Arbeiten an der Staumauer und am Hauptzulaufstollen not- 
'wiendig‘ war, ist "durchgeführt. Die Entleerung Kies Sees 


- währte vom Mai bis Dezember 1920, und es beträgt die er- 


reichte Absenkungstiefe 105 m. Am Hauptstollen zwischen 
Wasserschloß und Spullersee wurden die Arbeiten im Oktober 
1920 auch von der Seeseite begonnen, und es ist der Stollen 
bereits über 100‘m vorgetrieben. 

Die umfangreichen Vorarbeiten für die Sprengungen er- 
forderten die Errichtung winer Kompressorenanlage am 
Spullersee ; die elektrische Kraft für die Seilbahn, den. Schräg- 
aufzug, die Kompressorenanlage und die sonstigen Hilfs- 


. betriebe wird den Gebrauchsorten mittels Hochspannungs- 


leitung vom Kraftwerk der Montafonerbahn zuseführt und 
dortselbst in Transformatorenanlagen auf die Gebrauchsspan- 
nung herabgesetzt. Ein anschauliches Bild der zu bewälti- 


genden Schwierigkeiten gibt die Tatsache, daß bei diesem 


Hochgebirgsbau rund 17 Millionen. Kilogramm Lasten durch 
Träger befördert werden mußten, wobei der durchschnittliche 
Höhenunterschied 600 m beträgt. 

Das Jahr 1920 war hinsichtlich der Witterungsverhältnisse 
den Bauarbeiten wenig günstig; der Winter 1919/20 schnee- 
reich, Frühjahr und Sommer 19% außerordentlich regennreich. 


Erst. Ende September 1920 begann ine für die Bauarbeiten 


günstige, längere Trockenperiode, Der Bau der Fahrleitungs- 
anlagen wurde vergangenes Jahr vor allem auf der Strecke 
Innsbruck-Telfs und im Arlbergtunnel schr sefördert. In der 
Station Innsbruck-Westbahnhof sind alle Gittermaste aufge- 
sbellt, ein Teil der Ausleger und Traejoche bereits montiert. 
Auf der Strecke Innsbruck-Telfs sind die Holzmastf undamente 
fertiggestellt, auf der Arlbergrampe wurde die Aufstellung 
der eisernen Maste, mit der schon im Vorjahre begonnen 
wurde, fortgesetzt. R 
‚Die Ausrüstung der zahlreichen Tunnels bildet einen schwie- 
zıgen Teil des Fahrleitungsbawes, dies umsomehr, als die Pro- 
file durchweg sehr knapp sind. Für die Arbeiten im Arlbere- 
tunnel wurde ein Bauzug zusammengestellt, der aus einem 
Dienstwagen, drei Gerüstwagen, einem Personenwagen .und 
dem Maschinenwagen, der die Bohranlage enthält, besteht. 


Die in den Tunneln verwendeten Eisenteile werden zum 


Schutze gegen das Rosten mit einem metallischen. -Überzug 
aus Zink mit einer darüberliegenden Bleischicht versehen ; 


- die Metallisierung erfolgt nach dem Schoopschen Meetallspritz- 


verfahren. 


Ein mit der Einführung des elektrischen Betriebes aufee- 
rolltes schwieriges Problem bildet die Vermeidung oder Be- 
hebung störender Beeinflussungen der Schwachstromanlagen ; 
dieser Frage mußte mit Rücksicht auf die Wichtigkeit der 
längs der Hauptverkehrsadern verlaufenden Telesraphen- und 
T'elephonleitungen besonderes Augenmerk zugewendet wer- 
den. Das eingehende Studium dieser Frage durch die beteilie- 
ven Stellen der Staatseisenbahn- und Staatsteleeraphenverwal- 
tung hat folgende Lösung als die technisch und wirtschaft- 
lich zweekmäßigste erkennen lassen. Die dem Fernverkehr 
dienenden Staatstelegraphenleitungen werden möglichst weit 
aus dem Störungsbereiche wegverlert; sie verlaufen zunächst 
im Inntal in großer Entfernung von der Bahn, und werden 
sodann durch das Lechtal und über den. Schröcken ins au 

= 
derselben Trasse‘ wird eine Telephonleitung für den direkten 
Schweizer Verkehr seführt. Die übrigen Staatstelephonleitun- 
gen verbleiben auf der alten Trasse. Die Staatstelegraphen- 
leitungen für den Verkehr der an der Bahn selesenen Ort- 
schaften werden vom Bahnkörper auf die Straße verlegt. Die 
Bahntelesraphenleitungen werden auf die Staatstelegraphen- 
Sestänge übertragen. An winzelnen Streckenteilen, insbeson- 


dere im Bereiche der Stadt Innsbruck werden Kabel verlest. 


Desgleichen werden die ([Bahntelephon- und Bahnbetriebs- 


— 
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deenstleitungen in Kabel verlegt werden. Es steht zu erwarten, 
daß durch diese Lösung Beeinträchtigungen des Telegraphen- 
und Fernsprechbetriebs vermieden werden. 

Die Bauarbeiten beim Stubachwerke und beim Kraftwerk 
an der Mallnitz — welche Werke für die Kraftversorgung der 
Strecken Salzburg Schwarzach - St. Veit- 
Wörgl,Schwarzach-St. Veit-Spittal-Millstät- 
tersee - Villach dienen — erstreckten sich im abgelau- 
fenen Jahre vornehmlich auf die erforderlichen umfang- 
reichen Einzelaufnahmen, die Herstellung von Materialplätzen, 
Unterkunftsbaracken und Zufahrtsstraßen, sowie auf die Ge- 
winnung von Bauholz usw. Im kommenden Frühjahr ist bei 
beiden Werken eine lebhafte Bautätigkeit zu erwarten. Auch 
diese beiden Werke werden durch «ine 55000 Volt-Übertra- 
gunesleitung elektrisch sekuppelt und speisen 8 Unterwerke. 
Für die Kraftversorgung dieses Netzteiles, insbesondere der 
Teilstrecke Saalfelden - Wörg] kommt auch das von der Stadt 
Iunsbruck im Einvernehmen mit der Staatsbahnverwaltung 
geplante Achenseewerk in Betracht; die Vorarbeiten 
sind so weit wediehen, daß mit einer baldigen Inangriffnahme 
dieses Werkes gerechnet werden kann. 

Das Baujahr 1920 war 
Preisanstiex der Baustoffe und Löhne „ekennzeichnet; es 
waren Z. B. die Preise von Rundholz zu Ende 1920 gesenüber 
1914 um etwa 4000 %, die Stundenlöhne beim Spullersee- 
werksbau segenüber 1914 ungefähr auf das 37fache gestiegen. 

An selektrischen Triebfahrzeugen. sind bisher insgesamt 
27 Lokomotiven im Bau, die sich verteilen auf schwere Ge- 
birgsschnellzuglokomotiven mit der Achsfolge 1C + C1 für 
die Arlbergstrecke, leichtere Personenzuglokomotiven mit 


Das Bildungs- und Unterrichtswesen der süddeutschen Eisenbahnverwaltungen. | 


Vom Bahnverwalter Josef Popper im Reichsverkehnsministerium in Berlin. 


In der richtigen Erkenntnis, daß unser Volk durch den 
unglücklichen Ausgang des Krieges auf die wirtschaftlichste 
Verwendung des Bestes seiner Kräfte angewiesen ist, er- 
streben die Eisenbahnverwaltungen eine bis zur Grenze des 
Möglichen gesteigerte Kräfteentfaltung. Um der zur Er- 
reichung dieses Zieles unerläßlichen Bedingung einer gediege- 


durch «inen außergewöhnlichen | 


nen Aus. und Fortbildung des Personals zu genügen, wird: es - 


nötir sein, hierin Veraltetes zu ernewern, während des Krieses 
entstandene Lücken auszufüllen und allmählich die durch den 
Übergang der Eisenbahnen auf das Reich notwendige Ein- 
heitlichkeit des Bildungsganges in die Wege zu _ leiten; 
letzteres nicht etwa in dem Sinne, die bislang bei den s«in- 
zelnen ‘Zweigstellen bestehenden Bildungsmaßnahmen samt 
und sonders außer Kurs zu setzen, sondern i im Gegenteil alles, 
was sich «bewährte und lebenskräftig erhielt, bereitwillig und 
sogar dankbarst zu verwerten. Zu der hierzu nötiren Aus- 
lese dürfte ses ein vorteilhafter Behelf sein, kurze Zusammen- 
stellun®en über die Unterrichtseinrichtungen der deutschen 
Eisenbahnverwaltungen zur Verfüsuns zu haben. 
Preußen-Hessen ist eine solche Zusammenstellung bereits 
vorhanden. Sie stammt aus der Feder des Ministerialrates im 
Reichsverkehrsministerium, Geheimen Baurates Dr.-Ing. 
Schwarze und ist im Taschenbuche 1920/21 für das Reichsver- 


kehrswesen (Verlag für Politik und Wirtschaft G. m. b. H,, ' 


Berlin W 35) veröffentlicht. Eine kurz gehaltene Aufzählung 
und Gegenüberstellune der bei den süddeutschen Eisen- 
bahnverwaltungen .vorhandenen Unterrichtseinrichtungen soll 
der Zweck der folsenden Ausführunsien sein. 

1. Unterrichtskurse. Für die Anwärter des mittle- 
ren Eisenbahnbetriebs-- und Verwaltungsdienstes sind in 
Bayern und Württemberg sogenannte „Unterrichtskurse“ und 
in Baden die „Eisenbahnschule“ einserichtet. Entsprechend 
den. preußischen. Eisenbahnverwaltungen bezwecken sie die 
Vorbereitung für die Fachprüfung erster Klasse. Ihr Lehr- 


plan deckt sich im wesentlichen mit dem in Preußen-Hessen. . 


d. h. der Unterricht erstreckt sich auf allgemeine Verwaltung, 
Rechnungswesen, Betriebs- und Vorkehrsdienst und tech- 
nische Einrichtungen; in Württemberg und Baden außerdem 
auch auf Eisenbahnseosraphie und Französisch. Den Unter- 
richt erteilen ‚Beamte des mittleren und höheren Eisenbahn- 
dienstes. 

Die Unterrichtskurse in Baycn bestehen seit 1919. (Mini- 
sterialentschließunge vom 7. März 1919 2/Plm.) : Dawer des 
Kurses S—12 Wochen. Zulassung erfolgt gesenwärtie im 
18. Ausbildungssmonat. 


Die Unterrichtskurse in Württemberg zerfallen in zwei: 


Hauptteile: 
1. den Eisenbahnassistentenkursus te se mit Ministe- 
‘rialerlaß vom 20. Dezember 1902) und 


Für 


304 


- 


-Er wird nunmehr auf der Strecke Salzburg-Halleinü 


. destens dreijähriger Ausbildung zuerst den Assistentenk 


| Sorgfalt ist dem in „Ausbildung“ begriffenen Personal z 
wenden. j n 
den. - Gegenständen, deren Kenntnis in der Prüfungs 
für die verschiedenen Beaintenklassen vorgeschrie 


-Wanderlehrers. 


Zeitung Br Vereins 
Deutscher Biscubahn verwen gen, 


der Achsfolge 1C1, die zur Beförderune \eichteter Schne 
züge, von Personmenzügen und Güterzügen auf ‚Strecken 
wechselnden Neigungsverhältnissen bestimmt sind, und 
lieh Güterzuglokomotiven mit fünf BOLD PEIER Achsen 
Beförderung schwerer Güterzüge auf Gebirgs- und Mi 
gebirgsstrecken. Für die Verbesserung des Nahverkehres 
Bereiche größerer Städte ist — wie bekannt — die Inbet; 
nahme von Akkumulatoren-Triebwagenzügen in Aussicht 
nommen, wobei die Ladeenersie aus Wasserkraftwerken 
zogen werden soll. Der erste dieser Triebwagenzüge ist 
kurzem in der Staatsbahnwerkstätte St. Pölten fertiesest 
und auf der Strecke St. Pölten-Traismauwer erprobt word 


Verkehr gesetzt werden. Ein zweiter Zug für diese Strecke 
Seht der Vollendung entzesen. Zwei andere Triebwagen 
sind für die Strecke Linz-Wels bestimmt. Wenn 
diese Fahrzeuge nur als bescheidene Vorläufer der B 
elektrisierung aufgefaßt werden, können, so schaffen sie 
eine kleine Verkehrsverbesserung, und es wird jeder Zu 
Jahr rund 1200 t Kohle ersparen, was heute rund 3% Milli 
Kronen im Jahr ausmacht. : 
Die Ausführungen des Voten Zoe daß das 1 
Jahr für die Einführung des elektrischen. Betriebes auf 
österreichischen Staatsbahnen nicht ungenutzt verstrichen. 
ja, daß der erzielte Baufortschritt, der an der Unguns: 
Verhältnisse gemessen, durchaus befriedigend genannt 
den kann. Was seleistet wurde, ist das Ergebnis des 
sammenwirkens aller bei der Elektrisierunge der Bahnen 
mittelbar oder mittelbar Tätigien und läßt erwarten, daß 
die weiteren Arbeiten befriedigend fortschreiten werden, 


# 


Pe 


2. den Eisenbahnsekretärkursus feinperihe mit Mi 
rialerlaß vom 17. April 1884). - 
Der Anwärter für den mittleren Dienst besucht nac 


und sodann Gen nach etwa 3 “Monaten sich ancchia 
Sekretärkursus (Ergänzungskursus), in dessen Lehrplan | 
weitere Fächer Staats-, Verwaltungs-, Beamten- und b 
liches Recht aufgenommen sind. Dauer des Assistenk 
durchschnittlich 12 Wochen, des Ergänzungskursus 
schnittlich 8 Wochen. 
Die Eisenbahnschule in Baden besteht seit 1908. AR 
nung vom 9. Mai 1908.) Die Zeit des Beginns und der Be 
gung jedes Kursus wird von der Generaldirektion beka 
gegeben. Zulassung erfolgt nach erfolgreichem Biesuche 
6 Klassen einer Mittelschule frühestens nach zwieijähn 
und nach erfolgreichem Besuche von 9 Klassen eine 
schule frühestens nach einjähriger Ausbildungszeit. 
Unterricht wird in Bayern am Sitze jeder Eisenba 
tion, in Württemberg und Baden ausschließlich nur am 
der Eisenbahngeneraldirektion erteilt. In Baden ruht 
Unterricht seit 1913, da Anwärter nicht vorhanden sind, 
2. Dienstunterweisungen an das im äu 
Dienste verwendete Eisenbahnpersonal. 
einigen unwesentlichen Abweichungen abgesehen, sind 
Inhalt, und Umfang dieser Dienstunterweisungen in B 
Württemberg und Baden einander gleich. Die Unterw 
des gesamten, im äußeren. Dienste verwendeten Personals « 
liegt in erster Linie dem Vorstande, auf großen Stabi 
einem vom Vorstande aufgestellten Vertreter. [Beson 


Der Lehrstoff bestimmt sich im allgemein 


Die einschlägigen. Bstimmungen sind enthalten: 
für Bayern im Verkehrsministerialblatt Nr. 66 ° vom 8 
„vember 0% j 


Jahre 1914, ex 
für, Baden im Nachrichtenblatt der Tisonhahn gen 


Als on besonderen Einrichtung bedient: sich \ 
rische Eisenbahnverwaltung seit dem Jalre 1911 a 
Bei den einzelnen Direktion 
hierfür zwei bis drei [Beamte des mittleren Betriebs- und, 
waltungsdienstes aufgestellt, die sich mit der Unterrie 
Ed an das Personal des Gesamt- und Lokalbahndi 

im ganzen Direktionsbezirke in weitgehendem Maße : 


Erate Gag 


n ı haben. In ihrer Arbeitseinteilung ist ihnen volle Be- 
eingeräumt. 
- Um den Arbeitern und unteren Beamten noch besondere 
Gelegenheit zur Fortbildung und Vorbereitung auf die An- 
stellungsprüfung zu sveben, hält die Eisenbahndirektion 
München seit 1919 eigene reselmäßige Unterrichtskurse ab, 
‚die sich beim Personal großer Beliebtheit erfreuen und daher 
voraussichtlich auch in den kommenden Jahren stattfinden 
werden. 
83 Werkschulen. Zufolge ministerieller Entschließung 
vom 22. Juli 1920 sind von der bayerischen Eisenbahnverwal- 
tung bei allen Betriebswerkstätten Fachschulkurse für An- 
_ wärter zum Lokomotivführer eingerichtet, die der Abteilung 
II der preußischen Workschulen entsprechen und sich mit 
Be Lehrplan an diese anlehnen. Der erste Kursus’ findet 
senwärtig statt, dawert 6 Monate und vrstreckt sich auf 
utsch, technisches und bürgerliches Rechnen, Naturkunde 
En Darstellungslehre.. Der Unterricht wird größtenteils von 
‚geeigneten Beamten der Eisenbahnverwaltung erteilt. Schul- 
geld haben die Teilnehmer, im Gegensatz zu Preußen-Hessen, 
nicht zu entrichten. Im Bezirk der Eisenbahndirektion. Mün- 
chen ist ihnen außerdem Gelegenheit geboten, die seit 1919 
für das Personal der Starkstromabteilung eingeführten Kurse 
über Elektrotechnik zu besuchen. 
- In Württemberg wurde mit Entschließung der General- 
direktion der Staatseisenbahnen vom 13. November 1907 in 
Eßlinsen ein Vorbereitunes- und Fortbildunssunterrieht für 
es Lokomotivpersonai «eingeführt. Zum Vorbereitungsunter- 
"richte werden die Heizeranwärter etwa vın Jahr nach ihrer 
"Aufnahme in den Dienst «inberufen. Der einzelne Kurs 
dawert drei Wochen und erstreckt sich neben Elementar- 
“fächern auf Naturkunde und allgemeine Maschinenlehre. Der 
- Fortbildunssunterricht soll die erworbenen Kenntnisse be- 
festigen und dem Personal newe Einrichtungen und Vorschrif- 
ten erläutern. An ihm hat das gesamte Lokomotivpersonal 
teilzunehmen. 


In Baden ist ein Unterrichtskursus Sn ärtchtet den jeder 


Hilfsheizer durchzumachen. hat, der die Anstellung als Loko- - 


notivheizer und „die spätene Beförderung zum *Lokomotiv- 


u 
= 


Nach einem Staatsbetrieb von 26 Monaten Dauer sind die 


Eisenbahnen: der Vereinigten Staaten Ende Februar 1920 den 
_ Eisenbahngesellschaften wieder zur eisenen Verfüsung über- 
wiesen worden. Das Ergebnis des Staatsbetriebes, das auch 
ur Erörterung der Verstaatlichung der Eisenbahnen geführt 
hat, kann in wirtschaftlicher Beziehung nicht als günstig be- 
zeichnet werden. Hierfür kann allerdines dıe vom Staate ein- 


gesetzte Verwaltung der Eisenbahnen nicht allein verantwort- ı 


lich gemacht werden, vielmehr haben Maßnahmen. die die Re- 
‚gierung setroffen oder auch unterlassen hat, viel zu diesem 
Ergebnis beigetragen. Das allgemeine Urteil über den Staats- 
trieb der Eisenbahnen würde günstiger sein, - wenn seine 
hänser nicht so große Erwartungen daran seknüpft und 
: hätten, die Zusammenfassung eines Netzes von rd. 
000 km Länge könne alle Schwierigkeiten des Eisenbahn- 
etriebes und -verkehrs beseitiren. Gegen Ende der Zeit, in 
Ber die Eisenbahnen vom Staate betrieben wurden, regte sich 
“allenthalben der Wunsch nach Wiederherstellung des Vor- 
kriegszustandes; fast nur die Eisenbahngewerkschaften. waren 
anderer Ansicht. 
Man hatte vom Staatsbetriebe große Ersparnisse erwartet, 
sah sich aber in dieser Hoffnung getäuscht. Soweit sie z B. 
durch Verminderung der Zahl der hochbesoldeten Leiter des 
Dienstes . der Eisenbahnsesellschaften erzielt werden konnten, 


‚wurden sie durch die Gehälter der mit der Leitung des Bundes- 


Be der Eisenbahnen betrauten Beamten wieder auf- 
zeze rt 
- Für die Betriebsjahre 1918 und 1919 gibt der zweite General- 
direktor der Eisenbahnen, Hines, der Nachfolger von Mac 
Adoo, dem Schwiesersohn Wilsons, die Fehlbeträge in einem 
richt zu- 245 und 3492 Millionen Dollar an. In beiden 
‚Jahren zusammen hatten die Einnahmen 10110, die Ausgaben 
437 Millionen Dollar betragen, so daß nach Abzue von Steuern 
4 ind Abgaben ein Reinertrag von 1205 Millionen verbleibt. 
jerin ist jedenfalls die Verzinsung des Anlacsekapitals nicht 
enthalten, und die hierfür nötigen Aussaben haben den Fehl- 
betrax herbeigeführt. Gegenüber den Betriebsjahren 1916 und 
1917 hatten die Einnahmen in den Jahren 1918 und 1919 um 
31%, die Auseaben aber um 61% zugenommen, so daß der 
tebsüberschuß um 68% zurückgegangen war. 
— Die Bundesverwaltung der Eisenbahnen verteidiet sich mit 
em Einwand, daß, wenn die Erhöhung der Tarife statt im 
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‘ihrer Auswirkung sehemmt waren, 


‚macht. 
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- führer anstrebt. Voraussetzung für die Zulassung ist eine min- 
destens halbjährige Beschäftigung als Schlosser in einer badi- 
schen Eisenbahn werkstätte und «einjährige ständige Verwen- 
dung-als Hilfsheizer im Fahrdienste, Der Unterrichtskursus 
wird bei der Verwaltung der Hauptwerkstätte in Karlsruhe 
abgehalten und dawert etwa elf. Wochen. .Er erstreckt sich 
auf dıe den Dienst des Lokomotivpersonals berührenden oder 
ihm nahestehenden Gegenstände der Mathematik, der Mechanik 
und der einschlägsisen Grundlehren der Physik und Chemie 
und auf den Bau und die Wirkungsweise der: Lokomotiven. 

. - Neben diesen Kursen halten die bayerische, württembergische 
und 'badısche Eisenbahnverwaltuns bei den einzelnen Werk- ' 
stätten „Dienstunterweisungen“ an die Lokomotivführer, 
.Heizer und die im Lokomotivdienste beschäftigten Hilfs- 
-beamten ab. 

Es ist nicht zu en, daß die in. immerhin reicher Zahl 
vorhandenen Bildungsmaßnahmen während des Krieges in 
wodurch ein schwer 
empfundener Tiefstand in den Dienstkenntnissen des Perso- 
nals eintrat. Um so besrüßenswerter ist es nun, daß man 
allen Ernstes darangıeht, hier nachzuholen, was Jahre ver- 
säumten. Dabei wird man zweckmäßig bedacht sein, die 
„Form“ der Unterrichtserteiluns der Eigenart des Dienstes 
günstiger anzupassen, und hier wird wohl „der Wanderlehrer 
der kommende Mann“ sein; gleichzeitis wird man auch den 
„Inhalt“ der. Lehrvorträge den Anforderungen seiner neuen 
Zeit entsprechend, ergänzen und beispielsweise Fächer wie 
das Betriebsrätegiesetz und den Lohntarif wegen ihres tiefein- 
schmeidenden. Einflusses auf unser Wirtschaftsleben in den 
Lehrplan ebenfalls aufnehmen. In ihrem |Bemühen nach Ver- 
vollkommnung des Unterrichts- und Bildungswesens begegnen 
die Eisenbahnverwaltungen erfreulicherweise dem vollen Ver- 
ständnis des Personals, in dessen Kreisen sich beachtenswerte 
Ansätze zur Vermehrung seiner Berufskenntnisse schon 
wiederholt bemerkbar machten, das insbesondere durch den 
Mund seiner Organısationen und Verbände mit Wünschen und 
Anträgen auch in dieser Hinsicht gern hervortritt und sich 
daher bei der künftirean. Ausgestaltung des Unterrichts zu 
wertvoller Mitarbeit bereitfinden wird. 


F- Zwei Jahre Staatsbetrieb der amerikanischen Eisenbahnen. 


Juni 1918 schon am 1. Januar eingeführt worden wäre, der 
Fehlbetrae der zwei Betriebsjahre unter Berücksichtigung der 
900 Millionen Dollar, die als jährliche Entschädigung an die 
Eisenbahngesellschaften ssezahlt wurden, nur etwa 104 Mil- 
lionen betragen: hätte, Dem widerspricht die Stellungnahme 
von Mae Adoo, der im Juni 1919 im Senat behauptet hatte, daß 
er bei den damals eültisen Tarifen weinen Überschuß von 
100 Millionen erwarte. Außerdem wäre es sar nicht möglich 
gewesen, die Tariferhöhungen eher einzuführen, weil sie eine 
Folse der höheren Löhne und Gehälter waren, deren Erhöhung 
also nicht vorauseilen konnte, Der Fehlbetrae ist vielmehr 
eine Folge falscher Beurteilune der Lage durch die Bundes- 
Eisenbahnverwaltung, die die Zunahme der Ausgaben unter- 
schätzt und demsemäß die Tariferhöhungen nicht genügend 
hoch angesetzt hat. Selbst eine frühere Einführung der 
höheren Tarife hätte aber den Fehlbetragx des Jahres 1919 
nicht zu verhindern vermocht und hätte auch keinen Einfluß 
auf die Lage der Eisenbahngesellschaften nach der Rücküber- 
weisung der Eisenbahnen an sie gehabt, welche Lage sich. 
dadurch kennzeichnet, daß die Gesellschaften die Betriebsaus- 
gaben nicht ohne weine nochmalige Erhöhung der Tarife 
decken können. Das Bundesverkehrsamt würdigt allerdings 
die Verhältnisse richtige und erwägt daher eine neue Erhöhung 
der Tarife im Mittel um 28%. 

Der Verkehr hatte sich in den zwei Jahren des Staatsbe- 
triebes in unerwarteter Weise entwickelt. Im Jahre 1919 hatten 
die vom Bunde geleiteten Eisenbahnen etwas über 641, im 
Jahre vorher etwas über 703 Milliarden Tonnenkilometer NE- 
leistet, was semenüber den Jahren 1916 und 1917 zusammen 
eine Zunahme um 26 Milliarden oder um 2% im Güterverkehr 
bedeutet. Die Zahl der beförderten: Reisenden hatte aber in 
den Jahren 1916: 34497, 1917: 39 361, 1918: 42498 und 1919: 
46 208 Millionen. betragen, 'was in den zwei Jahren 1918 und 
1919 gegenüber 1916 und 1917 eine Steigerung um 20% aus- 
Die Zunahme des Güterverkehrs um 3% und des Per- 
sonenverkehrs um 20% hatte eine Steigerung der Betriebs- 
auseaben um 61% zur Folse, im Zusammenhang mit dem er- 
wähnten Rückeang der Einnahmen um 31%. wieder einmal 
ein Beweis dafür, wenn es eines solchen noch bedürfte, daß 
der Güterverkehr die Haupteinnahmeauelle der Eisenbahnen 
ist und’ der Personenverkehr ihnen nichts einbringt. 

Was die zwei Monate Januar und Februar 1920 anbelangt, 
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um die der Bundesbetrieb die Dauer: von zwei Jahren noch - 


überschritten hat, so haben sich bei ihnen; die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Eisenbahnen etwas günstiger entwickelt. Es 
kam kein Streik vor, das Wetter war das gewöhnliche. Der 
Verkehr übertraf die betreffenden Zahlen der gleichen Monate 
früherer Jahre erheblich, Gegenüber Januar-Februar 1917, 
dem letzten Jahre des Privatbetriebes, betrug die Zunahme im 
Güterverkehr 10%. Dies hatte eine Steigerung der Einnahmen 
um 2% zur Folge, der aber eine Erhöhung der Ausgaben 
um 96% s„egenüberstand, so daß der BetriebsüberschußB um 
‚99% zurückging, also fast ganz verschwand. Eine Einnahme 
von 838 Millionen Dollar ergab also nur einen Überschuß von 
etwas mehr als einer Million, was kaum 1% der den Eisen- 
bahngesellschaften sewährleisteten Einnahmen von 105 Mil- 
lionen für die zwei Monate bedeutet. Damit erreicht der ge- 
samte Fehlbetrag des Staatsbetriebes in 26 Monaten eine Höhe 
von rd. 700 Millionen Dollar. Hierzu kommen aber noch die 
Zinsen für die Kosten der Neuanlagen, die in dieser Zeit auf- 
gewendet worden sind, sowie für. Unterhaltungsarbeiten, die 
bis nach Wiederkehr von Friedensverhältnissen aufgehoben. 
worden sind, und die besondere Entschädigung, die den Eisen- 
bahngesellschaften nach den mib ihnen getroffenen Ab- 


machungen für die erhöhte Abnutzung ihrer Anlagen während . 


des Krieges zusteht. Mit Rücksicht auf die hierfür noch zu 
machenden Aufwendungen aus der Staatskasse mag es also 
richtiz gewesen sein, wenn bei Gelegenheit einer Forderung 
von 300 000 000 Dollar für die Leitung des Staatsbetriebes der 
Berichterstatter im Absteordnetenhause den Fehlbetrae des 
Staatsbetriebes auf 904 Millionen: bezifferte, 

Der Mangel an Baustoffen und an Arbeitskräften hatte im 
ersten Jahre des Staatsbetriebes die Folge „ehabt, daß die 
Ausgaben, die dem Anlagekapital zur Last fielen, auf die- 
jenisen Aufwendungen beschränkt wurden, die der Kraegis- 
zustand unbedingt erforderte. Noch zurückhaltender war man 
mit diesen Ausgaben im folgenden Jahre, teilweise jedenfalls, 
weil die Knappheit noch ‚srößer wurde, teilweise auch deshalb, 
weil man den Zeitpunkt sachen sah, wo die Eisenbahnen 
dien. Gesellschaften wıeder überwiesen würden, und daher nicht 
Aussaben auf Staatskosten übernehmen wollte, die man auf 
die Gesellschaften abwälzen: konnte. Infolgedessen wurden 
z. B. keine newen Betriebsmittel bestellt. Was diese anbelangt, 
so hatte die Knappheit an Waren, die jeden Herbst bei den 
Eisenbahnen der Vereinigten Staaten auftrat. Anlaß zu der 
Forderung einer Verstaatlichung der Eisenbahnen „eseben; 
die Erfahrungen, die mit dem Staatsbetrieb gemacht worden: 
sind, haben aber diejenigen Kreise, die diesen Grund für die 


Einfluß der Eisenbahnen auf Laubenkolonien, Schrebergärten und Gartensiedlungen. 
Vom Regierungsrat Leopold Stockent, Wien, 


Solange größere Städte noch von Wällen umgeben waren, 
war die Bevölkerung gezwungen, sich außerhalb dieser Wälle 
zu ergehen, wenn sie ins Grüne «„elansen wollte Haus- 
gärten gab es wohl auch innerhalb der Stadtmauwern, aber nur 
der hohe Adel konnte sich große Gärten oder Parks leisten. 
Die Wälle fielen, und das Glacis wurde ın der Resel für 
städtische Parkanlagen oder sogenannte Ringstraßen Ver- 
wendet. Nun gab es auch für die Minderbemittelten die Mög- 
lichkeit, bessere Luft zu genießen. Erst die Sportspiele Ver- 
‚jangten größere‘ Plätze, die aber nicht mehr oder selten im 
Bannkreise der Städte lagen. Das Verlangen nach frischer 
Luft stieg, und schon vor Kriegsbesinn besann man m 
Deutschland mit den Laubenkolonien, die in Österreich als 
Schrebereärten Nachahmung fanden. Unabhängig von diesen 
hatten die Bahnbediensteten längst ihre Gärtchen bei Wächter- 
häusern und Stationen, und wenn bei einer Versetzung in 
die größere Stadt das Gärtehen verlorenging, trachtete man, 
auch dort ein solches zu pachten. Es dürfte wenig Berufe 
„eben, bei denen die Blumenliebhaberei in ähnlicher Weise 
Verbreitung fand wie bei den Eisenbahnern., 

So war es fast natürlich, daß bei Kriegsausbruch in Deutsch- 
land und Österreich besonders das Eisenbahnpersonal allent- 
halben an die Ausnutzung jedes grünen Fleckchens ging, und 
die Eisenbahnverwaltungen förderten diese Bewegune in jeder 
Weise. Als andere die hübschen Erfolge sahen, machten sie 
es nach, und. es entstanden croße Laubenkolonien in Deutsch- 
land und Schrebergärten in Menge in Österreich. Bei einer 
eroßen Ausstellung der Schrebersärtner Wiens und Umgebung 
Ban die Kolonien der Eisenbahnbediensteten besonders 
sut aD. 

Als nach dem Zusammenbruch die Heimkehrenden ziemlich 
gleichzeitir anrückten, entstand arger Wohnungsmangel, denn 
während des Krieges hatten sich vielfach Flüchtlinge ange- 
siedelt, die nicht mehr in ihre alte Heimat zurückkehren woll- 


ee 


Bundes-Eisenbahnverwaltung hat in den zwei Jahren 1918 


‚an die Gesellschaften, die Zahl der fehlenden Wagen. nur 


“nicht befördert werden konnten, betrux nur 117.000 Seren 


Jahre. 1919 wiederholte Lohnzulagen nötig, und es 


Verstaatlichung seltend machten, eines Desßeren. belehrt.‘ 


1919 100 000 Güterwagen und 2000 Lokomotiven beschafft, 
sind weniger als die Eisenba. ngesellschaften sonst in ein 
Jahre anzuschaffen pflegten. Nun hat allerdings die Zw 
menfassung der Eisenbahnen des ganzen Landes in 
Hand, die Überwachung der Wagenverteilung und verschie 
Maßnahmen, die nur von einer gemeinschaftlichen Lei 
aller Eisenbahnen durehseführt werden konnten, eine bess 
Ausnutzung des Betriebsmittelparkes als unter der Herrsch 
der Eisenbahngesellschaften zur Folge gehabt, so daß En 
Januar 1920, also kurz vor Rücküberweisunge der Eisenbah» 


80 000 beziffert wurde. Die Zahl der beladenen Wagen, 


150 000 zur Zeit des Gesellschaftsbetriebes, wo dıe Anhän 
des Staatsbahngedankens mit dieser Zahl den Zusammenb 
der Eisenbahnen zu beweisen suchten. In beiden Jahren 
Staatsbetriebes ist nicht ein. Personenwagen beschafft wo 

Mit den Vrerhältnissen der Arbeiter befaßt sich Railw 
Gazette, nach der die Segenwärtisen Darlegungen wiede 
„eben werden, nur flüchtig, obgleich sie sagt, man kö 
darüber Bände schreiben. Alle die Zuwendungen, die die 
gierung den Eisenbahnarbeitern hat zukommen lassen, hal 
die Erregung unter diesen nieht zu beseitigen vermocht, 
sie sogar noch erhöht, und die Lage ist in dieser Bezieh 
sicher nicht besser als 1917. ‘Mae Adoo hatte sich gerühmt, 
er im Januar 1919 allen Grund zur Beunruhiguug unter 
Eisenbahnarbeitern beseitigt hätte. Er scheint aber auch 
dieser ‚Beziehung entweder die wahre Lage nicht erkannt © 
sie falsch ‚geschildert zu haben. Denn «es wurden. auch 


33 Streiks bei den Eisenbahnen zu. verzeichnen. Die höhe 
Angestellten der. Eisenbahnen haben auch unter der Staa 
leitung stark oelitten, und die Folgen davon werden sich ı nc 
lange Zeit unliebsam :bemerkbar machen. a 
Die Lage der amerikanischen Eisenbahnen ist. also. aa 
Rücküberweisung des, Betriebes an die Gesellschaften dur 
aus nicht günstig, weit ungünstiger als zu dem Zeitpunk 
er vom Staate übernommen wurde, und das’ Bundesverkeh 
amt wird, gestützt auf die Befugnisse, die ihm das neue 
Rücküberweisung der Eisenbahnen an ihre Eigentüme 
ordnende Gesetz verleiht, en in Hand ‚mit, ‚den 4 


Sand wieder herzu een 


ten der konnten: Man stellte Va oder ganze 
in den. Bahnhöfen auf, wo zwar die meisten nur 
Unterkunft fanden, aber doch elücklich waren, wenigs 
ihren Familien unter Dach zu sein. Aber auf die Dau 
es aus hygienischen und moralischen Gründen: nicht, da 
es vorgekommen ist — bis zu vier Familien mit 15 Köp 
Zimmer und Küche gemeinsam hausten. Die Staatsh 
förderten ihre bessere Unterbringung, wo €s sich um 
bedienstete handelte. Auch städtische ‘Verwaltungen ha 
und nach und nach wurden aus den provisorischen. Sch 
gartenhäuschen auch im Winter zur Not bewohnbare 
gebaut. Es begann die Entwicklung zur Gartensiedlung, 
nun in Wien einen. außerordentlichen Aufschwung zu I 
verspricht. ee 
Während nspranklich geräumte. Barackenspitälh 2 

Flüchtlingslager durch Unterteilung der großen Säle > 
Wohnungen, insbesonders für Eisenbahn- und Straß 
bedienstete zur getrennten Aufnahme verschiedener u 
hergerichtet wurden, nahm man sie nun, wenn sie, 
spielsweise die von Mühling, Schauboden und Burgsta 
Er] in hübscher Gegend, fern von Wien lagen, als Erhol 
heime für Sommerurlauber in. Beschlag, und tüchtige A 
tekten verstanden es, das Vorhandene mit möglichst ein 
Mitteln nicht nur bewohnbar zu machen, sondern auch hü 
und „efällixc auszustatten. Man ging nun daran, aus 
ren Baracken durch die Entfernung von Zwischenteil 
dann zur Veerschalung Verwendung fanden, freistehe 
chen mit einer oder zwei Wohnungen herzustellen 
den Nachteil hatten, das sie BT or W. 
BRUDER denn S 
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lungsgenossenschaften - als Kleingärtnerbank ins Le 


hz yeiti en a Hauptverband für Siedlungswesen in 
en, ‚ der sich den als hervorragenden Fachmann auf diesem 
'ebiete. in Deutschland bekannten Dr. Hans Kampffmeyer aus 
2 Isruhe verschrieben hat, der hier mit großer Energie die 
ıste, wirklich gartenarchitektonische Siedlung auf dem Ge- 
biet® des Lainzer Tiergartens bauen soll. 

Der mit Rücksicht auf die schlechte Finanzlage Österreichs 
ngst als notwendig erkannte Abbau der Staats- und insbe- 
sondere Eisenbahnbediensteten bringt es mit sich, daß nun 
immerfort neue Vorschläge auftauchen, auf welche Weise man 
sü io Alt-, aber auch Neupensionäre in natura abfinden: könne. 
; absehbarer Zeit wird die Aufhebung der seit Kriegssbeginn 
bestehenden. Mieterschutzverordnung notwendig werden, da 
mit den alten Wohnungszinsen eine _Hauserhaltung unmöglich 
und die Wiener Häuser dem Verfall entgegengingen, in- 
weit sie nicht Kriessgewinnern sehören. Dann werden die 
Mieten voraussichtlich auf eine Weise steigen, daß es Fest- 
besoldeten unmöglich werden. dürfte, in der Stadt zu bleiben. 


Nachrichten. 
Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


— Eisenbahn-Verkehrsordnung. Das wegen der Papier- 
appheit eingeführte verkleinerte Frachtbriefmuster (darf 
ch einer Verordnune des Reichsverkehrsministers vom 
31. März d. J. nur noch bis zum 31. Dezember d. J. benutzt 
werden. In dem von. da ab wieder zu verwendenden, einseitig 
bei ckten Muster ist in der Bemerkung am oberen Rande 
wischen den Worten „Eigentumsmerkmale“ und „des Wa- 
gens“ einzuschalten „sowie das Ladegewieht“, Dadurch sol- 
en die Versender darauf hingewiesen werden, daß bei selbst- 
erladenen Gütern neben der Nummer und dem Eigentums- 
rkmal auch das neuerdings für die Frachtberechnung wich- 
e Ladegewicht des verwendeten Wasens im Fraehtbrief 
nzugeben ist. 


roesehenen Frachtzuschläse für unrichtise Frachtbrietfan- 
ben um etwa das Dreifache erhöht worden, weil ihre jetzige 
öhe angesichts der Geldentwertung keine abschnreckende 
"Wirkung mehr hat. Gleichzeitig ist die Erhebung von Fracht- 
schlägen für den Fall verfügt worden, daß eine unrichtige 
gabe des Ladegewichts : des verwendeten Wagens eine 
rachtverkürzung herbeiführen kann. Das Nähere seht aus 
. 41 des Reichs-Gesetzblattes hervor, 


Sommerfahrplan. "Wie die „Reichshauptstädtische Kor- 
pondenz“ meldet, treten auf den: Strecken der Eisenbahn- 
rs Stettin im Sommerfahrplan wichtige Änderungen. 
Von. en gender, Schnellzug a alenren ae 


Er eh Bern erst um 9.30 vorm. "bis- 
- 8.41 vorm. ) und trifft fast zu der gleichen. Zeit wie bisher 
"Saßnitz Hafen ein. (3,36 nachm‘), wo das Fährschiff um 
4 1,31 nachm. abfährt und um 8.36 abends in Trällebonrg; eintrifft. 
Das von. Trälleborg-kommende Fährschiff soll um 12,56 in 
aßnitz einlaufen „zum Anschluß an den, um 1.56 machm. von 
. abgehenden, genau eine Stunde früher als bisher (um 
‚abends) auf dem Stettiner Bahnhof in Berlin eintreffen- 
D-Zug 18. Bemerkenswert ist noch eine newe Spätver- 


immerfahrplan geschaffen wird. Bisher fuhr der letzte 
sonenzur auf dieser Strecke um 8.40 vom Stettiner Bahn- 
ein Eilzug verkehren, der- um 10.20 abends vom Stettiner Bahn- 

of abfährt und um 12,38 nachts in Stettin eintrifft. Der vor- 
herliegende Personenzug trifft um 12.25 nachts in Stettin ein, 
E& von dort aber erst um 12.48 abends weiter, so daß die 
nden Gelegenheit haben, aus dem Eilzuge in den nach’ 
bpreußen weiterfahrenden Personenzug umzusteigen, 
lurch eine Stunde und 40 Minuten Fahrzeit erspart werden, 
ch einen verstärkten Sommerverkehr sieht der Fahrplan 
:ch die Einlegung von Schnellzügen nach und von Wol- 

r Fähre, Lauterbach usw. vor, die zur Zeit der Breen 


‚d.h. vom 15. Juni bis 15. September bzw. vom 1. Juli 
a August gefahren werden sollen. 
- Die Bauarbeiten BL der Berliner Stadtbahn. An den 


tbahnbögen zwischen den Bahnhöfen Alexanderplatz und 
«drichstraße werden zurzeit umfangreiche Ausbesserungs- 
jeiben . vorgenommen, die es erforderlich machen, daß ae 


Toraussehende treten daher schon gegenwärtig Siedlungsge- | 


Ferner sind die im $ 60 der Eisenbahn-Verkehrsordnung 


indung, die zwischen Berlin und Stettin durch den neuen. 


Im Sommer wird zwischen Berlin und Stettin noch 


WO-, 
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| Dozsenselin len: bei, und es ist begreiflich, daß nun auch eine 
Siedlungssgenossenschaft für Eisenbahnbeamte und Pensionäre 
angenest wurde. 

Der Allsemeine Verband der seistiven Arbeiter Österreichs 
ast bemüht, die intellektuellen Kreise zum Zusammenschluß 
zu veranlassen, um in geschlossener Masse ähnliche Erfolse 
bei Platzüberlassune zu erzielen wie die Arbeiterschaft, 
‚Selbstverständlich erregt diese Bewegung, von der man bei 
einer vorläufigen Anmelduns- von seiner halben Million Sied- 
lern großen Erfolg für. die bessere Selbstversorgung Öster- 
reichs erwartet, großes Interesse, und ein kürzlich im Anzen- 
gruberverlag, Wien-Leipzie, verschienenes hübsch illustriertes 
Buch.von Franz Nothhacksberger in Stutteart, das Gartben- 
stedlungen und Grünflächenreform behandelt, ist geeienet, in 
jeder Beziehung aufklärend zu wirken. Leider ist die Er- 


höhung von Straßen- und Eisenbahnfahrpreisen für die 
. Gartensiedlungsbewegung : recht hemmend, und auch die 


Schwierigkeit einer Übersiedlung bei den ungeheuren Fuhr- 
löhnen wird nur mit Staatshilfe überwunden werden können, 
n 3 x 


FE 


Fernzüge zwischen. diesen beiden |Bahnhöfen nur eingleisig 
 werkehren. Beim (Bau der. Stadtbahn sind jan dieser Stelle 


ı Konstruktionen gewählt worden, die sich im Laufe der Zeit 


als unzweckmäßig erwiesen haben- Die Bauarbeiten nähern 
sieh nunmehr ihrem Ende; eine durchgreifende Erneuerung 
der Träger und Schwellen hat stattgefunden, so daß anfangs 
Mai mit; der Wiederaufnahme des zweigleisigen: Betriebes der 
Fernzügse zwischen den Stationen Friedrichstraße und Alexan- 
- derplatz gerechnet werden kann. Nach diesen Arbeiten sollen 
> weitere Ausbesserungen der Stadtbahnbögen im Tiergarten 
- ausgeführt werden, wo bereits vor dem Kriege am Bahnhofs 
Bellevue einige Ernewerungen, u.a. der Spreebrücke, stattge- 
funden-haben. Alle Arbeiten konnten trotz der notwendigen 
Ar.frechterhaltung des Betriebes in verhältnismäßig kurzer 
Zeit ausgeführt werden; eine Störung des Verkehrs ist nicht 
eingetreten, nur war infolg ge der Bauarbeiten die Verlegung 
einiger Züge notwendig. 


Gebühren für Privatanschlußgleise. Am 12. Februar fand 
im . Reichsverkehrsministerium, Zweigstelle Preußen-Hessen, 
auf Wunsch des Reichsverbandes der Deutschen Industrie eine 
- Besprechung statt, zu der auch der Deutsche Industrie- ml 
. Handelstag zugezogen wurde. Die erstrebte Verständisung 
‚über die "Erhöhung der Gebühren für Privatanschlußeleise 
wurde nicht erzielt; namentlich einsen die Meinungen über 
‚die Selbstkostenberechnung und die Zulässiekeit von durch- 
sehnittlichen Berechnungen für alle Anschlüsse auseinander. 
Das ‚Reichsverkehrsministerium, Zweigstelle Preußen- 
Hessen, richtete, wie wir der Zeitschrift "Handel und Ge- 
werbe“ entnehmen, am 16. März an den Reichsverband der 
Deutschen Industrie ein Schreiben, der «es auch dem Deut- 
schen Industrie- und Handelstax mitteilte, und in dem es heißt: 
„Indem ich die Erklärungen meines Kommissars sienehmige, 
wonach zwar die Erhöhung der Gebühren der 8$ 9, 10, 11, 16 
und 17 ab 1. Januar 1921, diejenige des $ 19 dasesıen erst 
am l. April 1921 in Wirksamkeit treten. soll, möchte ich noch 
einmal an die Vertretungen der Anschlußgleisbesitzer das 
ergebene wie dringende Ersuchen richten, dem Inkrafttreten 
der Maßnahmen während des Laufs der Verträge zuzustimmen. 
Das Reichsverkehrsministerium betrachtet es als seine Auf- 
gabe, die Anschlußgebühren für das wesamte Gebiet der 
Reichseisenbahnen «einhöitlich zu estalten. Bei der außer- 
ordentlich eroßen Verschiedenheit der -Verhältnisse in den 
einzelnen Ländern läßt sich dieses Ziel indes nicht mit der 
‚ erwünschten. Schnelligkeit erreichen. Als die schon seit län- 
gerer Zeit im Gang befindlichen Vorarbeiten dies erkennen 
lveßen, mußte zu dem einstweiligen Aushilfsmittel serriffen 
werden, die in den bestehenden Verträgen vorgesehenen Ge- 
bühren, die schon seit seraumer Zeit die Selbstkosten bei 
weitem nieht mehr decken, unter Aufrechterhaltung der gel- 
tenden Grundsätze, angemessen zu erhöhen. So wenig “ich 
auch die Bedeutung der. Privatanschlußeleise für das Wiırt- 
schaftsleben und die Verbilligung des Produktionsvorganges 
verkenne, und so. sehr ich manche Vorteile für die Eisen- 
bahnverwaltunz anerkenne, so wenig vermag ich es zu ver- 
treten, dauernd Leistungen einzelner ausführen. zu lassen. bei 
denen ‘die entstehenden Kosten ungedeckt bleiben, also die 
'Allsemeinheit, die Verkehrsinteressenten und — zurzeit — 
die Steuerzahler belasten. Das ist um so weniger vertretbar, 
als bei der gegenwärtigen schlechten Finanzlage der Reichs- 
eisenbahnen «ine Reihe dringender Wünsche der Verkehrs- 
interessenten wie auch.-solche des Personals zu meinem leb- 
haften Bedauern nicht erfüllt werden können, 
Ich vermag auch der Auffassung nicht beizutreten, wonach 
schon die Abfertigungsnebühr für die hier in Frage. kom- 
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menden Leistungen senügende Deckung bietet. Tatsächlich 
entstehen bei der Bedienung der Anschlußgleise besondere 
Aufwendungen über dasjenige Maß hinaus, was die Bedienung 
des sonstigen Verkehrs erfordert. Die Nichtberücksichtigung 
dieser Leistungen würde eine Benachteiligung aller derjenigen 
Veerfrachter bedeuten, die die großen, mit dem Anschlußgleis 
verknüpften Vorteile, namentlich die Verrinserung der etzt 
besonders hohen Kosten für die Umladung und den Achs- 
transport, nicht genießen. Die Kosten der Abfertigung und 
der damit zusammenhängenden Arbeiten sind in den An- 
schlußgleisgebühren nicht mit in Rechnung gestellt. Die Ab- 
fertigungsgebühren können deshalb nicht als Entgelt für die 
in Rede stebende Tätigkeit der Eisenbahnverwaltung be- 
trachtet werden. 

Auch die Tatsache, daß die neuen in Aussicht stehenden 
Tariferhöhungen bei weitem nicht die Ausgaben decken, auf 
deren Herabminderung auch ferner mit allem Nachdruck hin- 
gearbeitet wird, und deren Höhe durch die Stoffpreise stark 
beeinträchtigt wird, nötigen mich, den gewünschten Verzicht 
auf die Durchführung der Maßnahme abzulehnen. 

Was endlich den Hinweis anbelangt, daß die Maßregel in 
kürzester Frist und ‘ohne Rücksicht auf die laufenden Ver- 
träge in Kraft gesetzt worden ist, so bedaure ich die Not- 
wendiekeit dieses Schrittes selbst am meisten. Ich’ bitte, 
überzeuet zu sein, daß ich davon Abstand genommen haben 
würde, wenn wein anderer Ausweg gegeben gewesen wäne. 
Ich darf aber dabei wiederholt und nachdrücklich darauf hin- 
weisen, daß die Industrie auf fast allen Gebieten des Wirt- 
schaftslebens von mir die Zustimmung zur Erhöhung ver- 
traglich vereinbarter Preise sefordert hat und noch fordert, 
und daß ich diesem Verlangen mit sehr erheblichen Opfern 
für die Alleemeinheit sieglaubt habe, nachkommen zu müssen, 
deshalb, weil die Untersuchung ergab, daß die Voraus- 
setzungen, unter denen der Vertrag «ieschlossen war, sich ge- 
ändert hatten. Wenn jetzt eine solche grundlegende Aende- 
rung der Verhältnisse auch auf Seiten. der Eisenbahnverwal- 
tung eingetreten ist, so glaube ich auf ein gleiches Verständ- 
nis der Zwangslage rechnen zu dürfen.“ 

Das Schreiben geht weiter auf einzelne Gebühren ein und 
selanet zu folgendem Schluß: „Mit Rücksicht auf die schwie- 
rise Finanzlage der - Reichseisenbahnen bin ich zu meinem 
Bedauern sienötist, an dem Ersuchen festzuhalten, sich trotz 
der ventgegenstehenden Verträge mit der Erhöhung der Ge- 
bühren baldgefälligst einverstanden zu verklären. Ich handele 
/Jamit auch sicher im Sinne der Öffentlichkeit, die ein gegen- 
veilioes Verfahren nicht verstehen würde. Ich bitte deshalb 
nochmals, auch auf die von Ihnen. vertretenen Kreise des Wirt- 
schaftslebens 'einzuwirken, daß sie sich mit den von den 
Eisenbahndirektionen mitgeteilten neuen Anschlußbedingungen 
einverstanden erklären möchten.“ 


— Die Werkschulen im Eisenbahndirektionsbezirk Berlin. 
Mit Beginn des neuen Etatsjahres erhalten die Werkschulen 
durch Aufnahme seines. weiteren Jahrganges von Lehrlinsen 
eine Erweiterung. Im Eisenbahndirektionsbezirk Berlin ist 
die Entwickeluns so weit vorgeschritten, daß nunmehr in allen 
Werkstätten mit der Abteiluwne I für Lehrlinge und Abtei- 
lung II für Lokomotivführeranwärter Werkschulen bestehen. 
Die Werkschule Grunewald ist dabei die am weitesten aus- 
»ebaute Schule. - Seit Ostern 1921 sind alle vier aufsteigenden 
Klassen der Abteilung I den vier Lehrjahren entsprechend 
auseebaut. Die Leitung dieser Schule liest ın den Händen 
eines hauptamtlichen Leiters und Lehrers; ihr sofortiser Aus- 
bau mit allen Klassen ist deswegen erfolgt, weil das für den 
Schulbesuch der Lehrlinge an die Stadtgemeinde Charlotten- 
burg zu zahlende Schulgeld so hoch „gesteigert wurde, daß 
dieser Unterricht in eigener Verwaltung billiger durchgeführt 
werden kann, zumal eigene zweekentsprechende Räume mit 
allen erforderlichen Unterriehtseinrichtungen vorhanden sind. 

Die Lehrerausbildung ist in der Weise sichergestellt, daß 
im Laufe des Schuljahres in Angliederung an: den ‘staatlichen 
Hochschulkursus für Gewerbelehrer in Charlottenburg, 
Sondervorträge für die Werkschullehrer der Eisenbahn werk- 
schulen eingerichtet sind. Zur Unterstützung des Vortragen- 
den sowie zur Befestigung des Inhalts der Vorträge werden 
den. Teilnehmern besondere Auszüge mit Angabe der geeig- 
neten Literatur für ein Weiterstudium in Form von Um- 
drucken in die Hände „eseben. Die Vorträge im Sommer- 
halbjahr erstrecken sich auf: Volkswirtschaft (Handelslehrer 
Hering, Dozent am Hochschulkursus), Fachzeichnen (Stu- 
dienrat Professor Schindler, Leiter des Hochschulkursus), 
Gesundheitslehre und Ernährungswesen (Dr. med. Rösch.- 
mann), Wandtafelzeichnen (Gewerbelehrer Leben, Dozent 
am Staatl. Hochschulkursus), Hauswirtschaft und Schriftwerk 
einschl. Privatwirtschaftslehre (Gewerbeschuldirektor Bier- 
her aus Düsseldorf), Staatswissenschaften und Bürgerkunde 
(Studienrat Dr, Herring, hauptamtlicher Dozent-am Staatl. 
Hochschulkursus), Fachkunde, einschl. Naturlehre (Regie- 
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“nehmen mit Erfolg durchführen zu können; jedoch die völliee 


‚ brunnen), die seiner einstielisen Hochbahn, im übrigen die.einer 


Zeitung des ercn Be 
Deutscher Eisenbabnrer wur 


rungs- und rer haleı Professor Horsih ann, Pro 

Schulkollegium, Berlin), Physikalisch-chemisches Praktikum 
Dr. Manthey, Direktor des Chemischen Eisenbahnversuchs- 
amtes). Für das Winterhalbjahr sind vorgesehen Pädagogik 
und Psychologie, Methodik der einzelnen Unterrichtsfächer 
sowie praktische Einführung in den Unterrichtsbetrieb. ‚3 


— Die A. E. 6.-Schnellbahn in Berlin. Bekanntlich hat die, 
Kriegs- und Nachkriegszeit und die in aufsteigender Linie 
sich bewegende allgemeine Tewerung auch auf die Fortschritte 
der Bauarbeiten für die Berliner Schnellbahnen (Städtische ° 
Nordsüdbahn, A. E.G.-Bahn Gesundbrunnen-Neukölln, Erwei- 
terungsstrecke der Hochbahn: Gleisdreieck-Kurfünstenstraße- 
Nollendorfplatz) pecht hemmend eingewirkt, derart, daß 
schließlich die Bauarbeiten an der A,E.G.-Bahn und der 
Hochbahn-Erweiterungsstrecke ganz eingestellt werden 
mußten. Betragen doch die heutigen Baukosten etwa das 
löfache der friedensmäßigen. Während aber die Hochbahn- 
gesellschaft die Instandhaltung der bereits fertiggestellten 
Bauteile im Auge behält, hat die Gesellschaft der A.E.G. 
Bahn seit nern Zeit die Pumparbeiten eingestellt, so daß 
die Baugruben nunmehr unter Wasser stehen. Sollte der zur- 
zeit beim Reichsgericht schwebende, von der A,E.G. -Schnell- 
bahngesellschaft angestrengte Prozeß gegen die Stadt Berlin. 
auf Befreiung von der seinerzeit übernommenen Bauverpflich- 
tun für die Klägerin ungünstig verlaufen, so bleibt der Ge- 
sellschaft wohl nur noch übrig, sich für zahlungsunfähig zu’ 
erklären, da res ihr niemals selinssen dürfte, die für die Vol- 
endung der Bahn notwendigen Riesensummen auf dem freien 
Kapitalmarkt aufzubringen, 

Es sei daran erinnert, daß die EX E.G. _"Bahngesellschaft oe 
zu Beginn des Jahres 1919 begründete Aussicht hessen durfte, 
das für Berlin so wichtige, auch während der Kriegszeit mit 
Opfern und größter Anstrengung geförderte Schnellbahnunter- 


Wandlung der Verhältnisse, der fortschreitende Niederbruch 
unserer Wirtschaft und die damit zusammenhängende maß- 
lose Übertewerune aller Baustoffe machte auch die letzten 
Hoffnungen zunichte, Die Stillesung dieses Unternehmens üst, 
selbstverständlich für die Berliner Verkehrsverhältnisse von 
einschneidender Bedeutung. F 

Newerdings hat sich Baurat E. Manke in der Zeitschrift 
des Vereins Deutscher Ingenieure und in der „Verkehrstech- 
nik“ zu dieser Frage geäußert; er steht auf dem Standpunkt, 
daß die Bedeutung der Schnellbahn Gesundbrunnen-Neukölln 
involkswirtschaftlicher Beziehung in der Zwischen-" 
zeit noch gewachsen sei, und versucht, die wirtschaftlichen 
Aussichten des Unternehmens klarzustellen. Die Bahn be 
fährt durchweg nicht nur dicht bewohnte, gewerbreiche Stadt- 
gebiete, sondern bietet auch wertvolle Anschlußmöglichkeiten, 
einerseits von der im Norden Berlins liegenden Endstation 
Christianiastraße nach Reinickendorf-Rosenthal mit unmitbel- 
barem Anschluß an die‘ Beinickendorf-Lieben walde-Groß 
Schönebeeker Vorortbahn, anderseits von der in Neukölln an- 
Seordmeten Endhaltestelle Münchener Straße nach Britz, um 
dort Anschluß an die Mittenwalder Kleinbahn zu ee 
Die Bahn könnte somit dem Zwecke der Siediunsesnfrei en 
und auch dem Ausflugverkehr recht gut dienen, wird doch 
hier eine weitausholende Nordsüdverbindung seschaf fen. 
Bedürfnis hierzu ist nach dem Verfasser mit der Zeit imm 
größer geworden. Am verkehrsreichen .Staatsbahnhof Ge- 
sundbrunnen wird die A. E.G.-Bahn seinen großen Umsteig® 
bahnhof erhalten, der den Übergang zu den Bahnsteigen des 
Nordrings, des Vorort- und des Fernverkehrs in bequeme 
Weise ermöglicht, Mit der im Bau befindlichen städtische 3 
Nordsüdbahn wird die A.E.G.-Bahn in dem für Richtungs 
betrieb entworfenen Gemeinschaftsbahnhof HermsukPiEe in 
Neukölln unmittelbar verbunden sein. vo 

Die Bauform ist im Norden, von der seitherigen Stadtgrenze 
an der Christianiastraße bis zum Humboldthain (Gesund- 


Unterpflasterbahn. mit Mitbelstützen. Höchste betriebliche 
Leistungsfähigkeit soll durch folgende Einrichtungen nd 
Maßnahmen erreicht werden: erweitertes Profil des lichten 
Raumes; Wagen größten Fassungsraumes mit beiderseits 
vier breiten Türen: Zugfolge bis zu 1% Minuten Abstand | 
selbsttätiger Zugsicherung; übersichtliche Bahnste 
von großer Breite und Länge, ausreichend für Acht-Wagen- 
züge; geräumiger Betriebsbahnhof mit allmählich zu erwel- 
ternden Wagenhallen und nach mewesten Erfahrungen eing e- 
richteten. Werkstätten. B 
Ausgeführt ist als nördlichster Teil der Tunnelbahn ( 
Unterquwerung der Brunnenstraße zwischen Ramlerstraße 
Humboldthain, sodann der Tunnelrohbau in “ler ganzen B 
wenstraße bis zur Invalidenstraße, ferner die schwierige 
zöitraubende Unterfangung der Häuserecke Münzstraße-Kaı- 
ser-Wilhelm-Straße und der Zentralmarkthalle für .die Auf 
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ahme des Tunnelkörpers, wie auch in der Hauptsache der 
igentliche Tunnelbau in der Kaiser-Wilhelm-Straße selbst, 
chließlich auch der bautechnisch so interessante Spreetunnel 
wischen der Waisen- und der Jannowitzbrücke; in der 
3rückenstraße und der Dresdener Straße sind ebenfalls eINn- 
eIne Tunnelteile hergestellt. Mehrere Baustrecken sind an- 
efangen und in großem Umfange Leitunsen für Abwässer, 
‚as, Wasser usw. für weitere Tunnelstrecken verlegt. Fer- 
joe Entwurfzeichnungen und Berechnungen für die Hochbahn- 
trecke mit dem großen Umsteigbahnhof Gesundbrunnen, für 
analunterführungen, für den an der Christianiastraße 
Oskarplatz) seplanten Betriebsbahnhof und baureife Pläne 
ür die noch herzustellenden Streckenabschnitte mebst ihren 
laltestellen liegen bereit, Auch sind senaweste Berechnun- 
en und Untersuchungen über alle betriebstechnischen An- 
agen durchgeführt, so über die günstigste Reisegeschwindig- 
*it, die zu wählende Stromart und Betriebspannung, die Ver- 
eilung der Umformerwerke, die Bauart und die Raumvertei- 
ung der Wagen, die erforderliche Motorbauart in Weechsel- 
virkung mit der Reisegeschwindiekeit und der zuzulassen- 
en größten Streckensteigung, die selbsttätige Zugsteuerung 
nd Streckensicherung, endlich auch über den anzuwendenden 
)berbau auf Grund besonderer Studien im In- und Auslande. 
Niemand wird dem Verfasser des angezogenen Aufsatzes 
je dahingehenden Ausführungen bestreiten, ‘daß rein privat- 
vyirtschaftlich das Unternehmen nicht zu finanzieren und nicht 
u betreiben ist, ebensowenig wie private Unternehmung neue 
Vohnhäuser bereitzustellen vermag. Mit ähnlichen Tarifen, 
2 sie die anderen Veerkehrsunternehmungen in Berlin jetzt 
er in Zukunft anwenden, vielleicht ausreichend, um be- 
tehende Bahnen zu erhalten, sei eine Rentabilität des ein 
Jielfaches der veranschlasten Kosten 'erfordernden Unter- 
ehmens unmöglich. Ungeklärt- ist bisher die außerordent- 
ich wichtise Frage, was zu ‘geschehen hat, um die unter 
roßer Kapitalaufwendung (40 Millionen Mark) bereits ge- 
ehaffenen Bahntveilstrecken durch Fertigstellung der Gesamt- 
trecke ihrer Bestimmung zuzuführen, nämlich .dem Verkehr 
u dienen. Baurat Manke wirft schließlich folgende Fragen 
uf, ohne selbst dazu Stellung zu nehmen: 
Erheischt und ermöglicht es das öffentliche Interesse, die 
rzu nötigen großen Geldmittel bereitzustellen? Sind im 
\isemeininteresse wenigstens die fertiggestellten Anlagen in 
inem derartisen Zustande zu erhalten, daß eine spätere Fer- 
igstellung, der Bahn ermöglicht werden kann? Wer stellt die 
verzu nötigen Millionen zur Verfügung? Soll ein für allemal 
iese Schnellbahn unausgeführt bleiben? 
_ Um die Frasen zu beantworten, wäre es erwünscht, wenig- 
0 einigermaßen übersehen zu können, wie sich unsere 
;ukunft gestalten wird. Es wäre dringend zu wünschen, daß 
ie gegenwärtig unberechenbaren wirtsehaftlichen und poli- 
ischen Verhältnisse sich in absehbärer Zeit derart bessern, 
aß das auf Grund seines brennemlen Verkehrsbedürfnisses ins 
aen eerufene Unternehmen bald weitergefördert wer- 
‚en kann. 


_ hsteiemarken aus Metall. wie sie nach der Mitteilung 
Nr. 11, Seite 207 d. Ztg. demnächst auf dem Görlitzer 
sahnhof in Berlin eingeführt werden sollen, sind versuchs- 
eise ‚auf Bahnhof Schwerin (Meckl.) schon seit deml. Januar 
J. im Gebrauch. Sie sind von der Firma L. Chr. Lawer, 
lin S SW.68, Ritterstr. 56, geliefert worden. Ihre Gebrauchs- 
ähiekeit soll 10 Jahre betraeen; ihre Verwendung stellt sich 
emnach auf die Dauer erheblich billiser, als die nach jeder 
nutzung wertlos werdenden Pappkarten. Die allgemeine 
Änführane würde nicht unerhebliche Ersparnisse bringen. 
Yas System aber ist nicht ohne Mängel. Die Metallmarke 
ann nieht mit dem Merkmal der: Benutzung versehen werden. 
orbedingung für ihre Einführune ist deshalb eine sutbe 
stelesperre und eine scharfe Kontrolle der 'Bahnsteig- 
ffner. — Die Versuche werden im Verwaltungsbezirk der 
Be n-Gereraldirektion Schwerin zurzeit durch Ausgabe 
er Marken auf weiteren vier Bahnhöfen fortgesetzt. 


3 Eisenbahnrat Dresden. Der der Eisenbahn-Generaldirek- 
on in Dresden beigeordnete Eisenbahnrat hielt am_14. Apnil 
J.. in seiner neuen Zusammensetzung unter dem Vorsitz des 
identen der Generaldirektion, Dr. Mettig, seine 80. Sitzung 
». Er wählte zunächst die Mitelieder des ständisen Aus- 
‘husses und nahm hierauf Berichte entgesen über die Reform 
7 Güter- und Tiertarife vom 1. Dezember 1920, die Erhöhung 
“r Güter- und Tiertarife vom 1. April 1921, die bevorstehende 
öhung der Personentarife sowie über die Veerkehrslage, 
bei von verschiedenen Mitgliedern Bedenken gegen die vor- 
sehenen Erhöhungen seäußert wurden. In der seiner Begut- 
; tung ‚unterbreiteten Frage der Versetzung von Brennholz 
e- Tarifklasse D nach E sprach er sich seinstimmir gegen 
( aerunz aus und beriet am Schlusse den Sommer- 
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— Verbesserung der Gepäckabfertigun® nach den Nordsee- 
bädern, Die Möglichkeit, Reisegepäck von binnenländischen 
Eisenbahnstationen nach den ostfriesischen Nordseebädern 
durchgehend abzufertigen, ist seit dem 1. April d. J. wesent- 
lieh erweitert worden. Während bisher Reisegepäck nur von 
solchen Orten nach den Nordseeinseln durchgehend abgefer- 
tigt werden konnte, in denen Fahrkarten dorthin erhältlich 
waren, können nunmehr alle Stationen, auf denen Eisenbahn- 
fahrkarten nach Rheine, Münster (Westfalen), Osnabrück Hbf., 
Bremen Hbf. und Hamburg-Altona aufliegen, Reisegepäck 
nach den Inseln Borkum, Juist, Langeroog, Norderney, Spie- 
keroog und Wanseroo» durchgehend abfertisen, wenn die 
Reisenden Fahrkarten nach einer der vorgenannten Knoten- 
punktstationen oder darüber hinaus vorzeigen. .Da jeder Be- 
sucher der Nordsee in der Lage sein wird, am Aussanespunkt 
seiner Reise sich seine Fisenbahnfahrkarte nach Bremen oder 
Hamburg zu verschaffen, wird.es hinfort wohl in allen Fällen. 
möglich sein, das Reisegepäck durchsehend nach den 
vorerwähnten Inseln abzufertisen, und zwar über die Land- 
wege sowohl wie über die von den Seebäderdampfern des 
Norddeutschen Lloyd ab Bremerhaven und Wilhelmshaven 
ehe der Hamburg-Amerika-Linie ab Cuxhaven befahrenen 

inten, 


— Expreßgut nach Danzig. Zur Vermeidung des Aufenthalts 
an der Grenze wird das nach Danzig aufsegebene Expreßsut 
auf der Zollstelle Bahnhof Friedrichstraße abeefertist (Aus- 
fuhrprüfung, Verzollung). Die Handelskammer zu-Berlin er- 
sucht daher die Verkehrtreibenden, Expreßgut nach Danzig 
stets auf Banhof Friedrichstraße aufzuliefern und in umse- 
kehrter Richtung 'Expreßgut von Dranzie. stets nach Bahnhof 
Friedrichstraße adnessieren zu lassen. Die Dienststunden der 
Zollstelle auf Bahnhof Friedrichstraße sind vorläufic von 
8—3 Uhr festeesetzt. 


— Frachtberechnung für stickstoffhaltige Düngemittel, An- 
läßlich mehrfacher Anfrasien weist dir, Handelskammer zu 
Berlin die beteiligten Kreise darauf hin, daß für stiekstoff- 
haltise Düngemittel, z. B. Ammoniak, salzsaures, schwefel- 
saures, Ammoniaksuperphosphat, Blutmehl, Guano, Kalkmehl, 
Superphosphat usw. vom 1. April bis 15. Mai d. Js. ausnahms- 
weise die Fracht nicht mehr nach dem Ladegewicht der ge- 
stellten Wagen, sondern. wie früher nach dem wirklich ver- 
a mindestens für 10000 kg, bezahlt wer- 
en mu 


— Geheimer Regierungsrat Dr. Adolf Sarter, früher Refe- 
rent im Reichsverkehrsministerium, ist aus dem Reichsdienst 
endeültis ausgeschieden, um die Chefredaktion der neuen 
Tageszeitung „Der Deutsche‘ zu übernmehmen. |Sarter hat an 
den Arbeiten für die Übernahme der deutschen Staatseisen- 
bahnen auf das Reich in hervorragender Weise mitgewirkt 
und durch seine unermüdliche Tätiskeit und seine Geschick- 
lichkeit zur Lösung dieser schwierigen Aufgabe wesentlich 
beigetrasen. Der Reichsverkehrsminister hat anläßlich des 

Anusscheidens Sarters aus dem Reichsdienst seinen Dank für 
diese Leistungen zum Ausdruck gebracht. 


Österreich. 


— Beirat des Bundesministeriums für Verkehrswesen. Bis 
zum staatlichen Umsturze bestand beim Eisenbahnministerium 
zur Begutachtung allgemeiner volkswirtschaftlicher Fragen 
des Eisenbahn verkehrswesens der Staatseisenbahnrat, dessen 
Wirksamkeit sich sowohl für die staatliche Eisenbahnverwal- 
tung? wie auch für deren Benutzer als außerordentlich. wert- 
voll erwies. Es erscheint daher angemessen und entspricht 
dem von allen beteiligten Wirtschaftskreisen sehr lebhaft ge- 
äußerten Wunsche, diese Einrichtung in der.durch die ge- 
änderten Verhältnisse erf: orderlichen Neugestaltung wieder 
aufleben zu lassen. Hierzu bedarf es nach den. geltenden ver- 
fassungsrechtlichen Bestimmungen der Republik Österreich 
eimwer gesetzlichen Grundlage. Die Bundesregierung hat dem- 
gemäß vor kurzem den Entwurf eines einschlägigen Bundes- 
gesetzes dem Präsidium des Nationalrates zur verfassungs- 
mäßigen Behandlung übermittelt. Durch dieses vom N National- 
rate zu beschließende Bundesgesetz soll der Bundesminister 
für Verkehrswesen termächtigt werden, einen Interessenten- 
'beirat zu bilden, der die Aufgabe hat, über die Wirkungen von 
geplanten Verkehrsmaßnahmen auf die verschiedenen Zweige 
der Volkswirtschaft auf Grund der Erfahrunsen und Kennt- 
nisse der mitten im Leben stehenden praktischen Volkswirbe 
dem Bundesministerium für Verkehrswesen Gutachten zu er- 
statten. 

Da der zu schaffende Beirat des Bundesministeriums für 
Verkehrswesen (Verkehrsbeirat) eine Interessenvertretung 
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darstellt, sollen zur Wahl seiner Mitglieder — eine andere 
Berufungsart soll künftüghin nicht mehr Platz greifen — nur 
solche Körperschaften ‘berufen werden, die als “ Vertreter der 


durch die Maßnahmen der Verkehrsmittelverwaltung unmittbel- 


bar 'berührten Wirtschaftszweige anzusehen sind; Rein fach- 
liche Vereinigungen können trotz ihrer unter Umständen 
zweifellos hohen Bedeutung für verschiedene Zweige des 
Verkehrswiesens. hierbei naturgemäß nieht in Betracht 
kommen. 

Dem Wirkungskreise des [Bundesministeriums für Verkehrs- 
wesen entsprechend, wird. sich das  "Tätiekeitsgebiet 
des newen Beirates "auf alle Zweze des Verkehrs- 
wesens mit Ausnahme des Straßenwesens ( Eisenbahn, 
Schiffahrt, Post-, Telegraphen-, Fernspfech-, Kraftwagen- 
verkehr, Fremdenverkehr und Luftfahrwesen) zu erstrecken 
haben. Im Hinblick auf dessen augedehnte Tätigkeits- 
Sebiebe wird der Beirat in mehrere Abteilungen gegliedert 
werden; die in den ihnen zufallenden Anselesenheiten 
in der Regel endeültige Beschlüsse zu fassen haben, so daß 
die Vollversammlung aller Mitglieder des Verkehrsbeirates 
nur zur Beschlußfassung in solchen: Angelegenheiten berufen 
sein wird, die ihr vorbehalten. wurden oder die mehr als eine 
Abteilung berühren. {Die Mitgliedschaft im Werkehrsheirat 
ast sein Ehrenamt, mit dem keine- Entlohnung und kein An- 
spruch auf eine Titelführung oder auf eine Fahrtbegünsti- 
gung verbunden ist. 


— Besprechung über die Eisenbahntarife,. Die Jüngsten 
Forderungen der ‚Eisenbahnangestellten, welche durch seine 
neuerliche Tariferhöhune „edeckt werden : ‘sollen, haben das 


Bundesministerium für Handel veranlaßt, seine Enquete einzu- 


berufen, welche die Fragen zu beraten hat, wie eine newer- 
liche Tariferhöhung durchgeführt werden kann, wobei die 
Interessen der Industrie, der Land- und Forstwirtschaft, des 


Handels und der Veerbraucher nach Möglichkeit geschont wer- : 


den sollen. Die Besprechune fand in den Räumen der Han- 
delskammer unter dem Vorsitze des Sektionschefs Dr. Riedl 
statt und währte 3 Tage. Zunächst wurden die einzelnen 
Fragen im allgemeinen erörtert. Fast sämtliche Redner ser- 
klärten, daß vor allem die Schwieriekeiten der Verkehrsab- 
wicklung, der Mangel an Betriebsmaterial, die unslücklichen 
 Instradierungsverhältnisse und die daraus 
Belastung der Frachtzahler eine weitaus uneünstigere Wir- 
kung für die Industrie und insbesondere für die Ausfuhr aus- 
üben, *als es die Höhe der Tarife tue. Die meisten Redner 
“gaben der Meinung Ausdruck, daß die Herstellung eines ge-_ 
 ordneten Güterverkehrs die Einnahmen der Staatsbahnen in 
so ausreichendem Maße erhöhen würden, daß eine newerliche 
Tariferhöhung vermieden werden könnte, 
erhöhung wurde von allen Seiten abgelehnt. 
die Belastungsfähigkeit der einzelnen Güter besprochen. Die 
Vertreter der Rerierune versicherten, daß es ohne Fracht- 
erhöhung nicht abgehen könne, weil eine Deckung für die den 
Eisenbahnern gemachten Zugeständnisse von 3% Milharden 
Kronen sefunden werden müsse, Die Regierungsvertreter 
sagten aberdie Berücksichtigung der in der Enquete geltend 
gemachten Gesichtspunkte zu. Nunmehr wird das Eisenbahn- 


ministerium an die Ausarbeitung der meuwen erhöhten Tarife 


schreiten, wobei die in der Enquet e gewonnenen Erfahrungen. 
zugrunde gelest werden sollen. Der Tarif dürfte kaum vor 
Ende des Sommers erscheinen. 


— Änderung des staatlichen Budgetjahres. Das österreichi- 
sche Voranschlagsjahr, das gegenwärtig -jeweils_vom 1. Juli 
des einen bis zum 30. Juni des "nächsten Jahres läuft, fällt ab 
1922 wiederum mit dem Kalenderjahr zusammen. Aüs diesem 
Grunde wird für die Zeit vom 1. Juli bis zum 31. Dezember 
1921 ein Halbjahresbudget (1921/II) als Übergangsvoranschlae 
eingeschoben. Bis zum Jahre 1864 hatte das staatliche Ver- 
waltungsjahr im ehem. Gesamtstaate Österreich vom 1. No- 
vemlber bis zum 31. Oktober gedauert. Durch Einschaltung 
einer zweimonatlichen Periode zum Voranschlage 1864 war 
man im Jahre 1865 auf das Kalenderjahr übergegansen. Da- 
durch ergaben sich jedoch Schwierigkeiten bei der parlamen- 
tarıschen Behandlung, indem. das Budget mit Rücksicht auf 
die Sommerurlaube der Abgeordneten jeweils erst im Herbste 
der Volksvertretung vorgelegt, bei den umfangreichen politi- 
sehen Budgetdebatten im alten Österreich aber nicht mehr 
zeitgsewecht verabschiedet werden konnte Auch fiel dabei die 
Zusammenstellung des Voranschlases durch die staatlichen 
Behörden vornehmlich in die für derartise Arbeiten klima- 
tisch wageeieneten Sommermonate. Im Sinne wiederholter 
Anregungen beider Häuser des Reichsrates und nach Über- 
windung des Widerstandes der ungarischen Regierung, deren. 
Einvernehmen. mit Rücksicht auf "das Ineinandergsreifen der 
gemeinsamen. Gebarung und der Gebarungen beider Reichs- 
hälften unbedingt notwendige war, ging daher die österreichi- 
sche Regierung ab 1914 auf das dermalen noch in Geltung 


‚das erste Kalenderhalbjahr 1914 sein. Vbergangsbudget (1914 


'Stewer- und Kalenderjahre andererseits sind jedoch ma 


| es Kalender: he 
. bis zum Hierbste sich eerstreckenden. Bauzeit in zwei Verr 
© — Die Aufteilung des zwischenstaatliehen Fahre La 


‘arbeiten abgeschlossen, und am 1. April wurde mit der 


hervorgehende teilung der Wagen begonnen. 


Nunmehr wurde die erste Gruppe von Wagen, die -sich 


Eine lineare Tarif- 
Sodann wurde 


den Naechfolgestaaten der Tarif, Teil IA vom 1. J ana 
Vierkehrsbestimmungen. zu Fall gekommen. 
. der österveichischen Eisenbahnen seinerseits und den Star 


_ Teil -I, Abteiluns A für den Internationalen Tarif 


SELNIEN ‚Ausführungsbestimmungen und 


internationale . 


slowakischen Republik unter „Kostbarkeiten“ versteht, & 


Ze itung - des Vv 
Deutscher Eisenbahnver 


stehende ech Budeotjähr über, indem, sie ansehe = 


und daran ‚das ‚Voranschlagsjahr Juli 1914/Juni m: 
Se (6) 

Ebenfalls mit 1. "gi beginnt auch in Italien (seit: 18 
Spanien und Portusal, in den Vereinigten Staaten von Aı 
rika (seit 1844) und in mehreren der größeren südlich 
Staaten. Amerikas das Budgetjahr, während es in ander 
Staaten wie England (seit 1855), im Deutschen Reiche 
1877), wie in der Mehrzahl der deutschen Staaten, fern 
Dänemark, Schweden, Norwegen, Rumänien und. Japan 
1..April: den Anfang nimmt. Infolge Nichtübereinstim 
zwischen dem staatlichen Verwaltungsjahre einerseits und ı 


fache Schwieriekeiten und serhebliiehe Mehrarbeiten erwa 
Da weiters auch das Verwaltungsjahr der den Bunde 
Österreich bildenden Länder auf das Kalenderjahr abgeste 
ist und nach der newen Bundesverfassung dieser Repub) 
zahlreiche Beziehungen zwischen Bund und Ländern sie 
sieben werden, welche diese schon bestehenden Schw 
keiten überaus steigern würden, schien es zweckmäßig, Ö 
Budgetjahr wiederum, mit a Be zusammenf 


ne Pahhah: Wechselberiebungen mit a 5 
bahnen, vornehmlich bei deren Betriebsführung u 
Staat, da diese Ball var walnn ze ebenfalls beim Kalendist 


BR assch w: Frisch und 
nunesjahr der Bau- und Bahnerhaltungsdienst, weil dad: 
die gegenwärtige künstliche Zerreißung der vom Früh 


nungs- und Gebarungszeiträume aufhört und dadurch d 
zurhehe Kreditwirtschaft wesentlich erleichtert wird wie 
Übersicht gewinnt. Dr. Rottleuthn 


Fin ssneldunger hat die durch die Botschafterkonfe: 
eingesetzte Kommission, welcher die Aufteilung des 
parkes unter den N ationalstaaten übertragen wurde, die \ 


Bisher befanden sich 
Waeen, deren Eigentum strittig war, im allgemeinen Geb: 


ungefähr 50000 Stück beläuft, unter den Nationalstaaten 
oeteilt. Bei der Aufteilung selbst wird nach bes 
Plänen, vorgegangen. Die Aufteilung der restlichen. 
soll in naher Zeit fortgesetzt werden. - 
-— Änderung der frachtrechtlieken Gnndlaee im Ver] 
zwischen Österreich und der tschecho-slowakischen Rep 
(Vgl. auch Nr. 12. 8. 231. d, Ztg.)' Der Allgemeine 
Anzeieer führt über diesen Gegenstand folgendes aus: 
dem Zusammenbruch, selbst nach Auflösung der giemiei 
Tarife, ist ım Verkiehr zwischen dem’ neuen Österrei 


der das Eisenbahnbetriebsreslement und dessen. allgem 
Ausführunesbestimmungen enthält, weiterhin in Kra 
blieben. Nun ist auch dieses letzte Stück .der gemeins 
Mit Wirksam 
vom 15. März d. J. eilt im Veerkehr zwischen den Sta’ 
der tschecho - slowakischen Bahnen andererseits d 
gültig vom 1, September 1914, nach dem Stande vom ° 
vember 1918, das heißt, an Stelle des Betriebsreglement 
in. diesem Verkehr das Internationale Übereinkommen 
Zusatzbestimm 
und den in der bezüglichen infuhrungs: Kunde ‚ Ausg 
führten Abweichungen. - 
Aus dieser: Verschiebung der Bichlasindlieen erg‘ 
zum Teile schwerwiegende Änderungen der Rechtslag: 
allen Dingen sei darauf aufmerksam a dab, , \ 
‚15. März 1921 unsefarnan, die bisherigen Frachtbri 
im Wechselverkehrie der tschecho- slowakischen Republik 
Österreich nicht mehr verwendet werden können, son 
Fraehtbriefformulare  werwendet 
müssen. Die Beförderung von Kostbarkeite 
direkten Verkehr mit internationalen Frachtbriefen 
folgen. Was der Tarif in Österreich bzw. in der 


sich aus den in beiden Staaten bestehenden Bestin nu 
Hinsesen können Kunstgegenstände (Gemälde, Statwen, ( 
stände aus Erzeuß, Antiquitäten), als solche ausdrück! 
xklärt, mit internationalem Frachtbrief aufgegeb: 
dr solche "Güter Pe zum Are os a 


t tzt. ‚Die TEN für die Verwärun sirder 
Stückgüter ist im Eisenbahn-Betriebsreglement so geordnet, 
daß für Stückgüter keine Wägegebühr zu entrichten ist. Nun- 
ehr gelten hinsichtlich der Gebühren die Bestimmungen der 
dbahn. -Es bleibt also vorerst bei der Gebühren- 
freiheit für Stückgüterverwägung. Da aber der demnächst 
- Kraft tretende Tarif, Teil IA im tschecho-slowakischen 
t Verwägungsgebühren auch für Stückgüber einführt, und 
6 in Österreich in Aussicht genommene Änderung des 
lements gleichfalls die Gebühreneinhebune vorsieht, so 
d in kurzer Zeit die Verwägung von Stückgütern im 
hselverkehr mit Kosten verbunden sein. Nachnahmen, 
er in der Währuns des Aufgabelandes zugelassen. wer dien 
Zukunft nur in tschecho-slo wakischer Währung, also auch 
i Transporten aus Österreich zulässig sein, Eine besondere 
usatzbestimmung sieht die Zulassung von Becleitern 
f Verlangen des Absenders vor. Die Lieferfristen 
Internationalen Übereinkommens sind andere als jene des 
enbahn-Betriebsreelements. Von nun an eelten in dem 
: besproehenen Verkehr die Lieferfristen des Art. 14 des 
rnationalen Übereinkommens. Nach dem Eisenbahn- 
triebsreglement (8 67) eilt der Grundsatz, daß die Eisenbahn 
r die Einhaltung des billigsten Frachtsatzes und der kür- 
Lieferfrist zu ‚haften "hat. Nach dem Internationalen 

beinkommsen Art. 6 haftet die Eisenbahn, wenn der Ab- 
nder den Transportweg 
cht angegeben hat, für die Folgen dieser Wahl, wenn ihr 
lierbei ein grobes Verschulden zur Last fällt. Somit be- 
mmen die neuen Rechtsgrundlagen auch auf. die Fracht- 
he einen Einfluß. Es wird Sache des Absenders sein, den 
liosten Weg oder die billigsten Tarife im vorhieein vorzu- 
reiben, da sonst eine a eine sehr unsichere 


Elektrischer Zererkehrt Am 9. wurde ın Salz- 
& der erste elektrische Speichertriebwagenzug dem öffent- 
en Verkehr übergeben, Dieser Zug dient der Personen- 
örderung zwischen Salzburg und Hallein. Er verkehrt 
eimal täglich in jeder Richtung. Die Fahrzeit Salzburg — 
alle er drei Viertelstunden, 


Das een für Verkehrswesen hat hier- 
Weisungen an alle Staatsbahndirektionen hinausgesseben, 
s denen wir folgendes hervorheben: Bei den heutigen 
Bi ergewöhnlichen Verhältnissen. werden bei Bränden große 
te vernichtet, die überhaupt nicht oder nur sehr schwer 
er ersetzt werden können. Es müssen daher alle Vor- 
gen. ssetroffen werden, um eine Brandeefahr möglichst 
rerhüten. Die Eisenbahnverwaltung trifft die volle Ver- 
wortung für die lückenlose Durchführung der fewer- 
eilichen ‚Vorschriften, und sie ist verpflichtet, alles vor- 
kehren, um Brände in swigenem Bereiche hintanzuhalten 
bei entstehenden. Bränden deren weitere Ausbreitung 
am zu begegnen. Die Direktionen wurden daher newer- 
'S angewiesen, der’ Fewersicherheit der Bahnanlagen im 
emveinen, insbesondere bei allen auf Bahngrund srrichte- 
Wohn- und Nebengebäuden, Werkstätten, Magazinen, 
erplätzen) usw. die größte Aufmerksamkeit zuzuwönden. 
diesfalls vorhandenen. Fewerschutzvorrichtungen und Vor- 
iften einer Nachprüfung zu unterziehen, die bestehenden 
(C) es ale), ae ae ent- 


> v 

die Einheitlichkeit- des Belscheswesens zu een, 
de die Leitung des gesamten Feuerschutzwesens rücksicht- 
der Bahnanlasen bei den Direktionen der Abteilung III 
erhaltung und Bau) übertragen. Diese Tätigkeit glie- 
*t sich in zwei Teile, in die Überwachung, daß die bestehen- 
- Vorschriften strenge eingehalten werden, und in die 
lung der Bediensteten im Fewerlöschdienst und in der 
abung der Löschseräte. Die überwachende Tätigkeit 
vor allem durch die Bahnerhaltungskontrolle im Zu- 
nwirken mit den beteiligten Dienstvorständen ausseübt. 
= lung  fewerschutztechnischer Sonderangelegen- 
n wurde angeordnet, für jeden Divektionsbezirk zwei 
geeignete bautechnische. Beamte durch Einschulung 
er geeigneten Berufsfeuerwehr im Peuerschutzwesen 
sch und praktisch auszubilden. Diesen Beamten. wird 
en: &) Die fallweise Unterstützung der Bahnerhal- 
’kontrolleure in fewertechnischer Hinsicht bei den von 
 durchzuführenden allgemeinen Nachprüfungen, die 
t ndige Durchführung der regelmäßigen Fewerbeschau in 
ten. größeren Bahnhöfen und fallweise auf besonderen 
rag die Feuerbeschau in ‚sonstigen Bahnhöfen. b) Die 
ung Se Schulungswesens im Feuerlöschdienste usw. un- 
det der bei den? Werkstättenfeuerwehren bereits be- 


u. 


| dem Ausmaße. von den Bestimmunsen des $ 131 lit. 
oder die anzuwendenden Tarife 


ER u NEE TS 


Srchänden Einrichtungen. €) Die Begutachtung bautechnischer 
Entwürfe vom Standpunkte der' Fewersicherheit, 

Empfohlen wurde auch, besonders in größeren Bahnhöfen 
fallweise die Leiter der betreffenden Ortsfewerwehr, ab und 
zu auch sonstige als besonders tüchtix bekannte Fachmänner 
auf dem Gebiete des Fewerschutzwesens heranzuziehen, um 
auch die auf diesem Gebiete sich ergebenden Fortschritte 
rechtzeitig nutzbar machen zu können. 


— Maßnahmen zur Erleichterung des Ausscheidens von 
Eisenbahnbediensteten. Das Bundesministerium für ee 
wesen hat in dieser Angelegenheit im Januar 1921 nachsteheı 
den Erlaß an alle Dienststellen gerichtet: „Angesichts des in 
vielen Drenstzweigen der Staatseisenbahnverwaltunz vorhan- 
denen Personalübenschusses, dessen Abbau .mieht nur eer- 
wünscht, sondern weradezu dringend geboten ist, verdienen 
die unter dem Drucke der wirtschaftlichen Notlage in weiten 
Kreisen der Bediensteten auswelösten Bestrebungen nach 


einer Unterkunft in einträglicheren Berufszweinen zweifellos 


die besondere Beachtung und Unterstützung der Verwaltung. 
Wir 'behalten uns deshalb vor, &ewenüber jenen Bediensteten, 
die unter Hinweis auf den beabsichtigten. Eintritt in einen 
anderen Berufszweig des privaten Wirtschafslehens die Ver- 
setzung in den Ruhestand anstreben, in tunlichst weiteiehen- 
a der 
Dienstordnunge über die Versetzung in den zeitlichen Ruhe- 
stand bei Organisationsänderungen und Entbehrhehkeit in- 
folge bleibender Verringerung (der Geschäfte Gebrauch zu 
machen. Damit soll jedoch der freiwilige Dienstaustritt nach 
$ 137 der Dienstordnune oder eine anderweitise ım Verein- 
barungsweg De zustandegebrachte Lösung des Dienstverhält- 


nisses keineswegs grundsätzlich ausgeschaltet werden. Was 
die Behandlung jener Bediensteten anlangt, die unter Voer- 


schleierung ihrer wahren Absicht auf allerlei Umwesen und 
insbesonders unter dem Vorwande der Dienstunfähigkeit ihre 
Ruhestandsversetzung zu vrzwingieen trachten, oder aus 
Gründen, die’ nicht anerkannt werden können, der Einberu- 


‘fune zu einer Dienstleistun« Widerstand entgegensetzen oder 


schließlich ihre. Dienstleistung vorsätzlich zu einer nicht be- 
friedigenden gestalten, so sind gegen solche Bedienstete mit 
aller Strenge und unnachsichtlich die hierfür vorgesehenen 
dienstordnungsmäßigen Bestimmungen zur Anw endung: zu 
bringen.“ 

- Gültigkeitsverlängerung der Eisenbahnlegitimationen. 
Das Bundesministerium für Veerkehrswesen hat verfügt, daß 


-die bis. zum 31. März 1921 in Kraft stehenden Legitimationen 


für Eisenbahnbedienstete des Dienst- oder. Ruhestandes sowie 
für deren Frauen und Kinder, ferner für Postbedienstete sowie 
für deren Frauen und Kinder, für Staatsbedienstete, Militär- 
personen und Lehrer auch nach diesem Zeitpunkt ohne weitere 
er arerBngerung bis auf weiteres als zült ig Ber au, 
werden. 


— Stubaitalbahn, Einer Meldung der „Innsbruckser Nachrich- 
ten“ zufoloe hat sein deutsches Konsortium den größten Teil 
der Stammaktien der Stubaitalbahn. erworben und wird den 
Betrieb noch in diesem Jahr übernehmen. 

— Kärntner Ostbahn. In der Sitzune der vorläufigen Kärnt- 
ner Landesversammlung wurde sein Beschluß, betreffend die 


gesetzliche Sicherstellung und eheste Inangriffnahme des 
Baues der Kärntner Ostbahn, gefaßt, wonach die Bundes- 
regierung dringend zu versuchen ist, alles vorzukehren, daß 


der Ausbau dieser Bahn „esetzlich sichergestellt und aus- 
reichende Mittel für die Trassierungskommission bewilligt 
werden, damit die Vorarbeiten beendet werden können. Redner 
aller Parteien betonten die außerordentliche wirtschaftliche 
Bedeutung, die diesem [Bahnbau zukomme. Ferner wurde an- 
sereet, In der drinsenden Frage des Östbahnbaues im. Ein- 
vernehmen mit den steirischen Kreisen vorzugehen, die an 
dieser Bahn, deren Ausbau nach Ungarn mitteleuropälische 
Bedeutung zukommen wird, ebenso das größte Interesse be- 
kunden. 


— Zentralverb band der Eisenbahner-Kleingärtner Österr eichs. 
Zur . Interessenvertnretung der Eisenbahner-Kleingärtner und 
-Kleintierzüchter Österreichs hat sich sein V erband unter dem 
Namen „Zentralverband der. Eisenbahner-Kleingärtner Öster- 
reichs“ mit dem Sitze in Wien sebildet. -Dieser Verband ist 
unpolitisch, fußt auf rein " wirtschaftlicher Grundlage und hat 
sich die Aufgabe gestellt, die Staatseisenbahnverwaltung in 
der Fürsorgetätiekeit auf dem Gebiete des Kleingartenwesens 
und der Kleintierzucht zu unterstützen. Insbesondere will der 
Vierband die Verwaltung bei Ausfindigmachung von Gründen 
und deren Beschaffung, hei Veranstaltung von Ausstellungen, 
bei Abhaltung von Unterrichtskursen und Vorträgen "und 


Nr. 
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durch Verbreitung von Flugschriften und Fachzeitungen: be- 
lehrenden Inhaltes wirksam zu unterstützen. Die Schaffung 
dieser Zentralstelle zur Pflege des Kleingartenwesens und 
der Kleintierzucht wird daher von der Staatseisenbahnver- 
waltung warm begrüßt. 


— Internationaler Straßenbahn- und Kleinbahnverein. ‚Dieser 


am 80. November 1920 in Nürnberg gegründete Verein ver- 
anstalbet in der Zeit vom 29. Mai bis 2. Juni .d. Js. in Wien 
einen Internationalen Straßenbahn-undKlein- 
bahnkongereß. Das Programm für die Vorträge und Ver- 
anstaltungen ist in Vorbereitung und wird demnächst bekannt- 
gegeben werden. Dem Verein sehören zurzeit bereits weit 
über 200 Bahnen und Einzelmitglieder aus Dänemark, Deutsch- 
land, Holland, Italien, Norwegen, Österreich, Polen, Rumä- 
nien. Schweden, der Schweiz, Südslawien, der Tschecho- 
slowakeı und Ungarn an, 


Tschecho-slowakisches Gebiet. 


— Versicherung bei Bahntransporten. 
scheidung des Brünner Obersten Gerichtshofes erfolgte in der 
Frage der Verpflichtung des Absenders zur Versicherung der 
Sendungen. Es wurde in 'inem bestimmten Streitfall ent- 
schieden, daß der Absender. verpflichtet war, die abgiesandte 
Ware zu versichern, wenn er sie auch laut Klausel in der 
Faktura auf Rechnung und Gefahr des Empfängers abgesandt 
hatte. Infolee der oefällten Entscheidung beschloß der Ge- 
richtshof folgenden Rechtssatz, der in die Sammlung der Ent- 
scheidungen eingetragen wurde: „Zur Zeit der Eisenbahn- 
diebstähle ist der Absender verpflichtet, für die ordnungs- 
mäßige Versicherung der ‘Ware bei. der Aufgabe derselben 
zur Bahnbeförderung zu sorzen; denn es erfordert dies die 


Vorsicht «eines ordentlichen Kaufmannes im Sinne des 
Art. 344 HGB.“ Dieser Beschluß zwingt jeden Versender, so- 


wohl in- wie ausländische Sendungen nicht nur für jene 
Kunden* zu versichern, die darum ausdrücklich versuchten, 
sondern auch für alle Sendungen, bei denen der Empfänger 
nicht ausdrücklieh erklärt, daß der Transport auf seine Ge- 
fahr geschieht. 


Ungarn. 


— Keine Einschränkung der Lebensmittelbeförderungen. 
Die in den meisten Tagesblättern aufgietauchten Gerüchte, als 
würde infolge der Verkehrseinschränkungen der ungarischen 
Staatsbahnen wegen Kohlennot auch in der Beförderung der 
nach der Hauptstadt gerichteten Lebensmittel eine Stockung 
eintreten, entsprechen nicht den Tatsachen, da ja Lebensmittel 
auch während der für die Osterfeiertage angeordneten Ein- 
schränkungen des Verkehrs aufgenommen und befördert wur- 
den. Nur hinsichtlich der an die öffentlichen Laglerhäuser 'be- 
förderten Lebensmittel besteht schon seit längerer Zeit eine 
Einschränkuns, da für deren Aufnahme dort kein Platz ist. 
Auf Wunsch der Lagerhäuser werden nur dem freiwerdenden 
Platze entsprechend neue Transporte aufgenommen. 


— Eisenbahnkonferenz in Budapest. Ende März fand unter 
Vorsitz des Ministerialrates, Direktors der ungarischen 
Staatsbahnen Anton Pasztereyk, eine Konferenz statt, an der 
Direktoren aller ungarischen und österreichischen  Eisen- 
bahnen teilnahmen. Gegenstand der Beratungen bildeten An- 
schluß- und Tariffragen. 


— Zur Vorlage von‘ Gesuchen der Eisenbahnbediensteten 
an den Handelsminister. Dieser hat eine Verordnung sr- 
lassen, wonach Gesuche der Eisenbahnansestellten, die mit 
‚Umgehung des amtlichen Vorganges mit Inanspruchnahme 
privater Vermittler unterbreitet werden, dem Handelsminister 
überhaupt nicht vorgelegt werden dürfen. 


— Die Nutzbeteiligung des Staates an Mineralölerzeugnissen. 
Nach seiner Verordnung des Finanzministers beträgt die Nutz- 
beteiligung des Staates an Mineralölerzeugnissen, abzesehen 
von der Veerbrauchsstewer, für das Kilogrammreingewicht bei 
Benzin mit einer Dichtiskeit von wenieer als 735° 4 K., bei 
einer Dichtiekeit bis 750° 2 K., bei Leichtöl 2 K., Schmieröl 
4 K., Paraffin und Vaselin 5 K. Bei Asphalt, Pech, Teer und 
Koks entfällt der ärarische Nutzanteil. Dagegen unterliegen 
dieser Abgabe auch die in den Raffinerien aus den der Nutz- 
beteiligung unterliegenden Produkten  verfertigten, sowie die 
derartigen aus dem Auslande eingeführten Mineralöl- 
ELZLULNISSE, 


-Eine wichtige Ent-: 


ee Van tndetunt des. Personalbestandes. ‚der Stastshahne 1. 
Der Eisenbahnpersonalbestand umfaßte in Friedenszei 
133134 Angestellte. Am 17, September 1919 verfügten 
ungarischen Staatsbahnen auf dem von Unearn verw 
ten Gebiete insgesamt über 73 061 Angestellte. In dem auf 
Drittel der vormaligen Größe zusammengeschrumpften Ba 
netz würde die Zahl der Angestellten der Staatsbahnen do 
so groß sein, wie Ungarn sie tatsächlich benötigte. Ob 
in letzterer Zeit viele Angestellte in Ruhestand versetzt w 
den, sind noch immer viele Angestellte überzählig, deren Z 
sich noch aus dem Grunde erhöhte, weil einige Abteilungen — 
wie kürzlich eine Betriebsleitung — aufgelöst wurden. D: 
die im Überschuß vorhandenen Eisenbahnangestellten 
Eisenbahndienst nicht untergebracht werden könnten, sah s 
die Regierung veranlaßt, diese anderwärts zu verwend 
Derzeit wurde ein Fachlehrkurs zur Ausbildung von Be 
zum finanziellen Dienst errichtet, die in den Etat des Fi 
ministeriums einsereiht werden sollen, 


— Abgabe von Brennholz zu ermäßigten Preisen. inuk Y. 
ordnung des Handelsministers erhalten die in der Pro 
wohnenden Eisenbahnangestellten, ferner deren Wit 
elternlosen Waisen und Pensionäre für das ihnen zu be, 
stigten Preisen bewilligte Brennholz, das sie in der Zeit vı 
1. März bis 31. Dezember v. J. tatsächlich nicht bekommen 
konnten, eine Barvergütung im Betrage von 32,50 K. bis E 
für einen Monat. In der Verordnung werden die Anspruchs 
berechtisten genau angegeben, wie "auch das Verfahren be 
eene und bei Auszahlune der Vergütungen. erört 


— Kohlenförderung und -verteilung. Nach der vom La: 
ee für Kohlenverteilung s„efertigten Zusam 
stellung betrug diesKohlenförderung im Jahre 1920 49562 
Doppelzentner, was 78 % der Förderunz des Jahres 1913 « 
spricht. Hiervon haben die Bergwerke 4 870 380 dz verbr 
vorrätig blieben 105 530 dz, so daß im ganzen 44 000 000° 
zur Verteilung selangten. Fast. ein- Drittel der Sesal 
Kohlenmenge wurde für Verkehrszwecke und ein wei 
Drittel für Zwecke der Industrie verwendet. Ansehn 
Mensen srhielten aber auch die Beleuchtungs- und K: 
werke. Trotz der Schwierigkeiten ist es gelungen, im 
jahre aus dem Auslande 633000 .dz Kohle und 159 700 % K 
einzuführen. Zum Ersatz der Kohle wurden andere Brei 
stoffe in einer Menge von 91500 dz gesammelt, und zy 
67 600 dz Torf, 349 600 dz Flugasche, 97 600 dz Koksgrus” | 
463 400 dz Kehrichtkoks. 

Die in Lajtaujfalu und Zillingsdorf befindlichen. Kohl 
werke sind im Besitz der Stadt Wien, mit der die Vereinbart 
getroffen wurde, daß 80% der Förderung für die Ebe 
Elektrizitätsanlage ausseführt werden dürfen, wofür 
nach Ungarn 1000 Wasen Koks liefert. Die Ausfuhr 
Tschechien erfolgt ausschließlich auf Grundlage des 
un: gegen andere Brennstoffe. ER 


Uebrige europäische Länder 
— Norwegischer Eisenbahnbauvoranschlag 1921/22. 
im Ejsenbahnentwurf von 1908 enthaltenen Eisenbahnpl. 
sind 17 264000 Kr. vorgesehen, die sich folgendermaßen v 
teilen: Dovrebahn 800000 Kr., Soerlandsbahn 6519 
Raumabahn 7100 000 Kr., Flaamsbahn 230000 Kr., Sunn: 
Grongbahn 2615000 Kr. Als Zusatz zu ‚diesem Plane 
zum Umbau sind vorgesehen: Ostbahnstation Kri 
4400000 Kr., Bratsbergbahn 300000 Kr., Porssrund-B 
bahn. 775 000 Kr., Bergen Hafenbahn 367 300 Kr., Stoeren 
1700 800 Kr., Trondhiem Station und Werkstätte 300 000 E 
Drammensbahn 9 800 000 Kr., Kristiania-Ljan 915 000 Kr., L 
Holm 785 000 Kr.,, Namsos-Crone 260000 Kr., Hamar-E 
1 250 000 Kr., Vossebahn 1250 000 Kr., Voss-Eidebahn 10 
Kronen, Elektrisierung der Ofotenbahn 2500000 Kr, Iı 
wöhnlichen Anschlage sind 7 Millionen. zur Deckun 
'"Eisenbahnausgaben vorgesehen. < D 


— Eine schwedisch-norwegische Verkehrskommission 
‘Chef der schwedischen Staatsbahnen, Gemeraldirektor 
holm, besuchte am 5. April Kristiania, um mit den no 
schen. Eisenbahndirektionen über Eisenbahnfragen, 
Schweden und Norwesen eleich berühren, zu verhandeln. 
dem Morgenbladet beschäftigte man sich auf der Konfe 
besonders mit der Frage der Verbindung Norwegens mit 
Auslande. von Kristiania über Gothenburg. Eine £ 
Lösung der Frage ist zu erwarten, und es ist anzunehm« 
die Frage ihrer Lösung wesentlich näher gebracht wurde als 
bisher. Waäirscheinlich “ wird weine schwedisch noswEgg 
Verkehrskommission eingesetzt, die die "Aufecabe | 
Sache sowohl vom Orts- wie vom Fernverkehrsstandpu 
untersuchen. 


LXI. Jahrgang 
‚21. April 1921. 


— Vereinigte Post- und Eisenbahnstationen in Schweden. 
Der Postausschuß vom Jahr 1920 zeiot in einem Schreiben 
der Regierung an, daß, während die Postverwaltung nur in 
‚seltenen Ausnahmefällen von dem Rechte, mit Eisenbahn- 
‚statlonen ‚geschlossene Abkommen wegen Mitbesorgung der 
 Postgeschäfte zu kündigen, Gebrauch gemacht habe, die Eisen- 
bahnverwaltungen dies in sehr vielen Fällen getan hätten. 
)ies6e Kündigungen hätten merkliche Erhöhungen der Kosten 
der Postverwaltung verursacht, in vielen Fällen aber auch 
andere Ungelegenheiten hervorgerufen, die noch viel drücken- 
der seien als wirtschaftliche Verluste. Vor allem werde das 
Publikum betroffen, das jetzt zur Besorgung seiner Post- und 
"Bahngeschäfte verschiedene Anstalten aufsuchen müsse, Der 
Ausschuß hält es für angezeigt, in Erwägung zu ziehen, daß 
die Regierung in den Fällen,.in denen sich die Generalpost- 
‚direktion und die betreffende Eisenbahnverwaltung über die 
Vereinigung von Post- und Bahngeschäften nicht einigen 
‚könne, die Entscheidung in die Hand nehme, Dr: 8 


% — Bewilligte und gestrichene Bahnbauten in Schweden. Der 
‚Staatsausschuß hat dem Regierungsvorschlag, für 1922 für 
‚Fortsetzung der Arbeiten an der Inlandbahn zwischen Volgsjö 
‚und Gällivare 4 Miliionen Kronen zu genehmigen, zugestimmt. 
Der Vorschlag, Mittel für eine Qwerbalın Jörn-Gubblijaure zu 
kewillisen, wurde abgelehnt. Die für die Fortsetzung der 
Staatsbahn Forsmo-Hoting verlangten 3 Millionen hat der 
Ausschuß wegen des Sinkens der Preise um 400000 Kr. ge- 
kürzt. Zur Fortsetzung der Staatsbahn Hällnäs-Stensele hat 
der Ausschuß 2 Millionen Kronen genehmiet. Die erste Kam- 
mer hat diesen Vorschlägen zugestimmt. Dawegen hat der 
Ausschuß 200 000 Kr. für den Bahnhof in Storvik, 200 800 Kr. 
ür Ausführung von Gleisen im Anschluß an vorhandene 
leisanlagen, 500,000 Kr. für Doppelbahn Tranas-Aneby und 
andsjö-Sävsjö und 600000 Kr. für die neue Erzwagenwerk- 
stätte bei Notviken gestrichen. Sodann wurden die beiden 
"Anschläge für vollendetes Material und Einführung der durch- 
gehenden Druckluftbremse um je 1,8 Millionen Kronen ge- 
"kürzt, der Anschlag für den Hauptverschiebebahnhof in Halls- 
berg um 280000 Kr. und der für die Doppelbahn Oerebro- 
-Hallsberg-Laxu um 300000 Kr., deseleichen der Anschlag 
für Hausbauten von 1348 800 Kr. auf 224 800 und die Anschläge 
für Grunderwerb und für Inventar von 800 000 bzw. 2.000 000 
Kronen je auf die Hälfte gekürzt. . Dr. S. 


= — Die Elektrisierung der Värmlandsbahnen. Die Elektri- 
lerung der Strecken Karlstad-Munkfors und Neordmark-Klar- 
‚aly schreitet sehr schmell vorwärts, und wenn nicht Unvorher- 
"Resehenes eintritt, so erwartet man, daß die Elektrisierung im 
August d. J. ganz durchgeführt sein wird. Die ganze Arbeit 
dürfte auf 3 Millionen Kronen kommen. An der Nordmarks- 
Een. ist die Elektrisierung jetzt bis Nordmark, auf einer 
‚Strecke von 40 km von Hagfors, fertie. Die Betriebserlaubnis 
ist schon erwirkt, und der elektrische Zugbetrieb auf dieser 
 Stecke beginnt dieser Tage. Auf der Linie Hagfors-Munkfors 
‚ist dis Arbeit schon seit mehreren Monaten im Gang, und die 
elektrischen Züge laufen. Auf der 5 km langen Zweigbahn 
16gränd-Edebäk ist die Elektrisierung durchgeführt, und die 
use Kraftqwelle ist bereits in Anspruch genommen. Auf dem 
rigen Teil der Nordmarksbahn oder der Strecke Nordmark- 
Hpstad ist ein Teil der Arbeiten schon fertig. Der erste 
‚sierung südwärts bis Deje soll im Juni fertix werden, und im 
' August dürfte Karlstad den ersten ‚elektrischen Zug auf der 
' Munkforsbahn begrüßen können. Damit wäre auch die ganze 
Arbeit abgeschlossen. Dr. 8. 


, _ — Die Eisenbahnfrage in Luxemburg. Die luxemburgischen 
Zeitungen melden „aus informierter Quelle“ über den jetzigen 
Stand der Verhandlungen zwischen Belgien und Luxemburg 
über die. Eisenbahnfrage folgendes: Belgien soll sich mit 
Erankreich geeinigt haben, und zwar so, daß Frankreich die 

anie Esch—Luxemburg—Wasserbillis—Trier (stratezisch 
wichtig für Frankreich) und Belgien die Linie Arlon—Klein- 
jettingen— Luxemburg— Ulflingen—Lüttich ausbeuten würde, 
Luxemburg hingegen hält daran fest, daß, gemäß dem Ab- 
kommen mit Deutschland, das ganze Wilhelm-Luxemburg- 
enbahnnetz im Jahre 1952 dem luxemburgischen Staate 
zufallen müsse, und schlägt eine Gesellschaft zu Dreien vor, 
worin en 60%, Frankreich und Belgien je 20% zu- 
geteilt würden. 


- — Die Paris-Orl&ansbahn im Jahre 1920. Der am 22. März 
-d. J. in der Generalversammlung der Aktionäre verlesene Ge- 
häftsbericht der Paris-Orleansbahn für das Jahr 1920 'ent- 

lt nach dem Temps u. a. folgende Angaben: 
ie Elektrisierung eines wichtigen Teils des Eisenbahn- 
tzes wird binnen kurzem der Verwirklichung näher ge- 
ht werden. Das Finanzgesetz vom 31. Juli 1920 hat den 
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Minister der Öffentlichen Arbeiten ermächtigt, der Gesell- 
schaft die Konzession zur Ausnutzung der Wasserkräfte der 
Haute-Dordogne oberhalb Vernejoux und ihrer Nebenflüsse: 
Les Chavanon und la Rhue zu erteilen. Die Konzessions- 
urkunde ist kürzlich ausgefertigt worden.: Nach den getrof- 
fonen Vereinbarungen hat der Staat die hydraulischen, die 
Gesellschaft die elektrischen Anlagen auszuführen. Die bei- 
den ersten Anlagen sind bereits ausgeschrieben und man hofft, 
daß die Arbeiten noch in diesem Jahr begonnen werden kön- 
nen. Außerdem wird ein weiteres Projekt ausgearbeitet, das 


- die Möglichkeit bietet, unter günstigen Bedingungen- elektri- 


sche Kraft auf der Linie Paris-Orl&ans und Chäteauroux zu 
gewinnen. Hierdurch wird die elektrische Zugförderung auf 
der  sanzen Linie Paris-Montauban durchgeführt werden 
können, - 

Das rollende Material ist wesentlich vermehrt worden. Im 
Vergleich zur Vorkriegszeit sind mehr erworben oder in Auf- 
trag gegeben 1195 Lokomotiven, 1847 Personen- und Pack- 
wagen und 23 659 Güterwagen, darunter 7600 mit hohem Lade- 
gewicht. Die Gesellschaft hofft, hierdurch der zu erwartenden 
Verkehrssteigerung im weitesten Umfange gerecht werden zu 
können. = R 

Die Frage eines Ersatzes der Kohle als Heizmaterial für 
Lokomotiven durch Masut ist einzehend geprüft worden. Die 
angestellten Versuche hatten in technischer Beziehung vollen 
Erfolg. Die allgemeine Einführung dieser wewen Beheizungs- 
methode hängt jedoch von der Möglichkeit ab, das Masut in 
ausreichender Menge und zu annehmbarem Preise zu beschaf- 
fen. Die Gesellschaft hat sich daher in Gemeinschaft mit der 
Nord-, Ost- und Paris-Lyon-Mittelmeerbahn an der Gründung der 
Gesellschaft „Les Consommateurs de Petrole“ beteiligt, der 
sich auch die führenden Schiffahrtssesellschaften angeschlossen 
haben; die neue Gesellschaft umfaßt also die etwaigen Haupt- 
verbraucher des Masut. 

Die Betriebszahl betrugs für das vergangene Jahr 155% 
sesenüber 105% für 1919. Trotzdem sind die Verkehrsein- 
nahmen segenüber dem Vorjahre um 361 172 000 Fr. gestiegen. 
Die am Anfang des Jahres 1920 durchgeführte Tariferhöhung 
hat alsc den Verkehr nicht verringert, im Gegenteil. Dies 
kommt einmal im Personenverkehr zum Ausdruck. Die Ein- 
nahmen aus dem Personenverkehr sind um annähernd 32% 
höher als im Jahre 1919. Die Zahl der beförderten Personen 
hat um 185846 Einheiten die des vorhergehenden Bechnungs- 
jahres überschritten. Dir. Finanzbericht verbreitet sich über 
die finanziellen Rückwirkungen der den „zahlreichen Fa- 
milien“ „ewährten Tarifermäßigungen. Die auf die vollen 
Fahrtkarten gewährten Vergünstigungen betragen für die 
Orleansbahn etwa 2 Millionen Franken. 

Auch im Güterverkehr ist eine wesentliche Verkehrssteige- 
fung zu verzeichnen. Im Eilgutverkehr hat die Tonnenzahl 
der beförderten Lebensmittel um 82 % zugenommen und die 
sich aus diesem Verkehr ergebende Einnahme um 79%. Die 
Lebensmitteltransportse zur Hauptstadt haben alleın um 
16000 4 zugenommen. Die Zunahme „gegenüber dem Jahre 
1913 übersteigt 24000 t. Die Steigerung im Milchverkehr be- 
trägt 6000 t; gegenüber dem letzten Rechnungsjahr vor dem 
Kriege bedeutet dies jedoch immer noch einen Ausfall von 
etwa 22000 t, Beim Frachtgut ist die Tonmnenzahl 28,30 % 
höher als im Vorjahr. Die Bruttotonnen' für das Kilometer 
sind um 2% höher gegenüber den *Bruttotonnen. von. 1919. 
Es bedeutet dies eine Zunahme von 3% gegenüber 1913. Wie 


- im Personenverkehr hat also auch hier die Tariferhöhung die 


Verkehrsentwicklung nicht-zu hemmen. vermocht. ? 

Trotz des Verkehrszuwachses und der Tariferhöhungen 
schließt das Bechnungsjahr mit einem Ausfall an Betriebsein- 
nahmen in Höhe von 331% Millionen Franken. Rechnet man 
hinzu die sich aus der Kapitalschuld ergebenden Lasten, So 
beläuft sich der Gesamtfiehlbetrag auf 494 Millionen. Für 
diesen Betrag hat also die Gesellschaft die Garantie des 
Staates in Anspruch zu mehmen. i Pr 

Der Fehlbetrag ist zurückzuführen auf die gewaltige Stei- 
Serung der Betriebsausgaben. Diese Steigerung beträgt für 
die Brennstoffe 260 Millionen (der Kohlenpreis, der im Jahre 
1913 21 Fr. die Tonne betrug, ist von 103 Fr. im Jahre 1919 auf 
255 Fr. im Jahre 1920 gestiegen), für das Personal 131 Mil- 
lionen, die Reparaturen 15 Millionen, die Unterhaltung und 
Erneuerung der Strecke 30 Millionen, die Entschädigungs- 
zahlungen für Verlust, Beschädigung und Verzögerung 17 Mil- 
lionen, die Ruhegehälter 12 Millionen. _ 

Wie der Bericht hervorhebt, sind die Personalausgaben 
beeinflußt einmal durch die wesentliche Zunahme der Zahl 
der Beamten infolge des Achtstundentages und ferner durch 
die Erhöhung der Gehälter. Der Achtstundentag wurde un- 
vermittelt in der Mitte des Jahres 1919 eingeführt und im 
Jahre 1920 einer Regelung unterworfen, die in keiner Weise 
die Besonderheiten des Dienstes der Eisenbahnangestelllten 
berücksichtigt, der für einen großen Teil unter ihmen ledig- 
lich in Dienstbereitschaft besteht, ohne daß Arbeit im eigent- 


u 
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lichen Sinne geleistet wird. Dieser bedauerliche Irrtum hat 
zum guten Deil die Zunahme der Ausgaben infolge Einführung 
des Achtstundentages verursacht. Er hat zur Folge sehabt, 
daß die Personalaussaben um mehr als 100 Millionen jährlich 
Sestjegen sind; dazu kommt noch ein Kapital von 
450 Millionen für den Erwerb von Lokomotiven und den Bau 
von Lokomotivschuppen. Da dieser Zustand bei allen Eisen- 
bahnen der gleiche ist, hat sich kürzlich die Finanzkommission 
des Senats mit der Angelegenheit befaßt und ihrer Meinung in 
einem Beschlußantrase dahin Ausdruck gegeben, „daß in der 
Festsetzung der täglichen Dienstdawer Änderungen unvermeid- 
lich sind, um den Betrieb der Eisenbahnen nur mit dem unbe- 
dingt notwendigen und möglichst ein®eschränkten Personal- 


bestand sicherzustellen, daß bis zur Rückkehr normaler‘ Veer- 


'hältnisse weitergehendere Einschränkungen des Achtstunden- 
tages ins Auge zu fassen sind und in ‚gewissen Fällen die Er- 
mächtigung zu erteilen ist, Überstunden einzulegen.“ 

Das Rechnungesjahr 1920 war fermer belastet mit der Neu- 
rerelung der Gehälter mit rückwirkender Kraft vom 1. Ja- 
nnar 1919. Sie bedeutete für die meisten der Angestellten 
‚eine Gehaltserhöhung von. 200: bis 300% gegenüber dem An- 
fange des Jahres 1918.: Hinzu kommen noch Zulagen (Grati- 
fikationen, Prämien, besondere Aufenthaltsentschädigungen 


usw.), deren Höhe ebenfalls ‚seit dieser Zeit wesentlich ge-' 


stiesen ist. Zusammenfassend ergibt sich, daß die Personal- 
auseaben, die im Jahre 1913 114 Millionen, das sind im Mittel 
2490 Fr. auf den Kopf, betrugen, auf 369 Millionen im Jahre 
1919 und auf 500 Millionen. im Jahre 1930 gestiegen sind; 
letztere ZAhl bedeutet eine Durchschnittsausgabe von 7100 Fr. 
für den Angestellten. 


-—_ Die schweizerischen Eisenbahnen und die Konkurrenz 
der Kraftwagen. Schon in einem ihrer letzten Geschäf tsbe- 
richte haben sich die 8. B. B. über die Konkurrenz der Kraft- 
waren ausgesprochen und den Erlaß von Schutzbestimmungen 
befürwortet. Jetzt haben sich, wie wir im Anschluß an die 
Ausführungen in Nr. 14, 8. 273 .d. Ztg. mitteilten, etwa 
50 westschweizerische Privatbahnen an die Regierungen der 
Kantone Bern, Freiburg, Waadt, Wallis, Neuenburg und Genf 
mit Eingaben gewendet, die gleichfalls den sie schädigtenden 
‚Wettbewerb der Automobile betonen und um Abhilfe bitten. 
Die Überlegenheit der Kraftwagen besteht aber darin, daß 
die -Straßenunterhaltung fast ausschließlich zu Lasten der 
Kantons und Gemeinden geht. Die von den Kraftwagen er- 
hobenen Konzessionsgzebühren — durchschnittliche Bestewe- 
rung: 500 Fr. — spielen. eine geringe Rolle. Sie belasten ein 
Achskilometer im Kraftwasenverkehr mit etwa 1,66 Cts., was 
sich mit den gewaltisen Ausgaben der Eisenbahnen für die 
- Verzinsung des. in den Bahnanlagen festgelegten Kapitals, 
für die Streekenunterhaltung und Bewachung, für die Aus- 
stattung des Erneuerungsfonds usw, nicht vergleichen läßt. Die 
Bahnen haben außerdem weine Betriebspflieht, ihre Tarife 
und Fahrpläne werden. kontrolliert, während die Kraftwagen 
freie Hand haben und sich deshalb den Verkehrsbedürfnissen 
schneller und besser anpassen können. Diese Vorteile der 
Kraftwagenunternehmer einerseits und die außerordentlichen 
Erhöhungen der Eisenbahntarife andererseits haben den Wett- 
bewerb der ersteren, wie auch in anderen Ländern, immer 
empfindlicher gemacht. Die Eisenbahnen fordern daher zu 
ihrem Schutz eine stärkere Erfassung der Kraftwagen durch 
folnende Maßregeln: erhöhte Konzessions&ebühren, Beitrags- 
pflicht zur Straßenunterhaltung, Versicherungszwang, Ein- 
schränkune der Tarifhoheit bei: Transporten für Dritte, Be- 
triebszwang. 


_—_ Italienische Bezeichnung für Südtirol. Die Neue Freie 
Presse berichtet: Laut eines Erlasses des Generalzivilkom- 
missariabes in Trient an die Gemeinden, Bezirksverwaltungen 
und Seelsorger hat von nun ab die Bezeichnung „Südtirol“ 
zu entfallen. und ist an deren Stelle die Bezeichnung „Venezia 
Tridentina“ zu- setzen, 


— Die neue Bahn Triest-Brenner. Die Neue Freie Presse 
beriehtet aus Triest: Die newe Bahnlinie von. Villa Santina 
nach Toblach, welche die Verbindung zwischen Triest, Tirol 
und Süddeutschland außerordentlich verkürzen würde, soll: in 
allernächster Zeit verwirklicht werden. Die italienische Re- 
sierung hat die Triestiner Handelskammer verständigt, daß 
sie 5 Millionen Line vorläufie zur Verfügung stelle, damit die 
Trassierungsarbeiten sofort beginnen können. 


— Italien und die Rheinschiffahrt. Der kürzlich in Venedig 
absiehaltene italienische Kongreß für Binnenschiffahrt hat 
im Beisein der Vertreter des Ministeriums für öffentliche Ar- 
beiten, des Marineministeriums und des Unterstaatssekretärs 
für das Transportwesen die oberitalienischen Binnenschiff- 
fahrtsfrasen behandelt und besonders für die Schaffung einer 
Wasserstraße zwischen Vienedig-Mantua-Cremona-Piacenza- 


r 


| Mailand großes Interesse an den. Tag Eelort: Hierzu sc 


etwa 
in Italien bereits ausgerechnet, daß die Stimmen der beid 


Handel und Verkehr und ist entschlossen, die Verbind 


‚ein umfangreiches Straßenbahnnetz und das gesamte Londo: 


‚den sonst von Bahngesellschaften - beliebten. Bildanze 
durch ihre zum Teil sehr beachscnswerte künstlerische 


nun die in Wien erscheinende „Wasserwirtschaft“ u. a.: „IL 
italienische Interesse für Binnenschiffahrt bleibt jedoch z 
auf Italien beschränkt, sondern wendet sich aus wirtscha 
politischen Gründen sogar der Rheinschiffahrt zu. Man | 


italienischen Vertreter bei der ' internationalen E 
kommission schon bei der zunächst zu behandelnden Fra 
(Schiffahrt zwischen Basel und Straßburg) den Ausschlae 
ben dürften. Italien sieht im Rheinhafen Basel und dem wi 
schaftspolitisch freien Bodensee neue Tore für italienisch 


wege zu schaffen, um die daraus zu erwartende Belebung 
vereinsamten Venedig zuführen zu können.“ 
=r- Die ständigen Lohn- und Preissteigerungen im ] A 
betriebe haben die Londoner Untergrundbahn-Gesellse 
die ein ausgedehntes Netz elektrischer Schnellbahnen, 


Omnibuswesen beherrscht, veranlaßt, ihre Gedanken über 
wirtschaftlichen Zusammenhänge zwischen den Aus 
sbeigerungen und den Tariferhöhungen dem Publikum i 
lehrenden bildlichen Darstellungen drastisch vor Augen 
führen. Die Gesellschaft hat überhaupt schon lange vor 
Kriege großen Wert darauf gelegt, durch überaus gesch 
Bildreklamen auf das Publikum einzuwirken; die von 
herausgebrachten Plakate und sonstigen Bilddarstellungen, 

auch im Anslande viel beachtet worden sind. hoben sich vo 
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handlung wohltwend ab und haben um so stärkere W 
ausgeübt. leere a 
Die beistehende Abbildung sucht das Publikum wie auch 
Bahnangestellten über den Kreislauf zwischen den 
rungen der Ausgaben (costs), der Betriebsstoffpreise (pri 
der Löhne (wages) und der Fahrpreise (fares) aufzukli 
deren ‚persönliche Vierkörperungen — die Fahrpreise mit 
Bleigewicht der öffentlichen Widerstände beschwert - 
eg werdenden Spirale den Lebensbaum umı 
aus dem“das Unternehmen der Untergrundbahn seine Frü 
ziehen soll. Die Abbildung zeigt, daß die wirtschaft 
Vierhältnisse bei «den Verkehrsunternehmungen jdrübe 
Grunde ähnlich liewen wie hierzulande. Rs 
— Schiffsverkehr nach Norwegen und Island. Der 
verkehr hat unter dem Kriege mindestens ebenso geli 
derjenige der Eisenbahn, und es ist ein erfreuliches Z« 
der Rückkehr zu Vorkriegtverhältnissen, daß er an 
Stellen wieder aufgenommen wird. Das gilt namentlicl 
dien yon England ‚ausgehenden. Personenverkehr. Die 
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hen Eisenbahngesellschaften. habeh: in der letzten Zeit 
jederholt neues Schiffsverbindungen. nach dem wuropäischen 
estlande eingelegt, und namentlich auch während der Oster- 
R eine Anzahl Sonderfahrten nach der französischen, Küste 
ranstaltet, - Im Juni sollen auch die Vergnügungsfahrten 
on London und Grimsby nach den norwegischen Fjords 
jeder aufgenommen werden. Eine englische Gesellschaft 
indigt für den kommenden ‚Sommer, sechs solche Fahrten 
on. je 13 Tagen Dawer mit einem 14 000 t-Dampfer an. Von 
eweastle nach Bergen- verkehren zwei Dampfer, die Sonn- 
‚ und Mittwoch Abend dort eintreffen. Der Nachtschnellzus 
ach Kristiania fährt an diesen beiden Abenden erst um 
1,05 Uhr ab, um den Dampfer abzuwarten, während «er an 
anderen Tagen, außer Sonnabend, wo er ganz ausfällt, bereits 
m 6 Uhr abfährt. — In Reykjavik soll im Juni eine Land- 
irtschaftsmaschinen- Ausstellung abgehalten werden. Damp- 
nach Island verkehren von Kopenhasen etwa ein bis zwei 
im Monat, wobei sie unterwegs Leith anlaufen. Die 
anze nn dauert 10 Tage, die Fahrt von .Leith bis Reik- 
ivik 5 bis 6 Tage. Letztere kostet 10 £; dazu kommt für 
erpflegung der uns heutzutage geradezu lächerlich _ an- 
prenäe- Benap von. 10 Shilling. 


Fremde Erdteile. 


— Die Eisenbahnen und die Stahlerzeugung der Vereinigten 
aaten. Trotz Erhöhung der Personen- und Gütertartfe und 
r dadurch seschaffenen Verbesserung der wirtschaftlichen 
ARE der‘ amerikanischen Eisenbahngesellschaften will’ es 
jesen nicht gelingen, die nötigen Mittel aufzubringen, un 
re durch den Krieg und weiter in der Folgezeit zusammen- 
schmolzenen Bestände an Baustoffen und sonstigen Vor- 
ten, un. Betriebsmitteln u. dgl. zu ergänzen. Darunter leidet 
nders auch das Eisen- und Stahlgewerbe. Die Wirkung 
FR schleehten Marktlage im Binnenhäandel der Vereinieten 
aten wird noch dadurch verschärft, daß ausländischer 
Vettbewerb, namentlich derjenige Deutschlands und Belgiens, 
Amerikanern viele Aufträge im Ausland wegnimmt, so 
iD, hier kein Ausgleich für die, Stille des einheimischen 
rktes” geschaffen werden kann. Die vom Stahlwerksver- 
and — United States Steel Corporation — unabhängigen 
ittenwerke haben die Preise herabgesetzt, damit aber nicht 
. gewünschten Erfolg erzieit. 
aß ein weiterer Rückgang ihrer Beschäftigung aufgehalten 
orden ist, so daß sie nach wie vor mit 25% ihrer Leistungs- 
ihigkeit arbeiten. Die im Stahlwerksverband zusammenge- 
ossenen Werke sind bis ungefähr Ende Januar ziemlich 
oil beschäftiet gewesen; bis Anfang März war ihr Beschäf- 
gurgsgrad aber auf 65% gesunken. Ende Februar lagen 
ven nur Aufträge von nahezu 7 Millionen Tonnen vor, d. s. 
illionen Tonnen weniger als die Höchstzahl im Juli 192 2. 
Oktober 1919 ist noch kein Monat mit so geringen Auf- 
en wie die Zeit-um Februar und März d, J. dagewesen. 
meuen Bestellungen entsprechen nur 25% der Leistungs- 
gkeit. Obgleich sich die Nachfrage nach Eisen für Bau- 
ke etwas steigert, ist doch keine Besserung in ‘der Lage 
Hüttenwerke zu erwarten. Die Aussichten für 1921 sind 
her 'trübe, während 1920 mit Ausnahme von 1917 die 
’Bte Stahlausfuhr «gehabt hat. 


Nochmals Abbau der Löhne in Amerika. Daß der Abbau 
Löhne bei den Eisenbahnen der Vereinigten Staaten 
r. 15 S. 294 d. Zte.) nicht so .glatt möelich. sein würde, 
{ die Eisenbahngesellschaften gehofft hatten, wird 

chen nicht unerwartet sein, obgleich_die Neigung, die 
öhne herabzusetzen, auch außerhalb der Eisenbahnen ’in 
'äiten Kreisen besteht. Die Löhne machen zurzeit 70% der 
et; Tebsausgaben der amerikanischen. Eisenbahnen aus gegen 
im Jahre 1914, und es erscheint daher theoretisch‘ mög- 
>h, sie herabzusetzen und so das’ alte Verhältnis zwischen 
men und den sonstigen Ausgaben wiederherzustellen. Der 
h schen Durchführung stehen‘ aber erhebliche Schwierig- 
üben entgegen. Sie bestehen zunächst in. den Abmachungen 
schen den Eisenbahnen und ihren Arbeitern, die nur mit 
ehmigung des „Eisenbahnamts für Arbeiterfragen“ aufge- 
werden können. Dieses hat zunächst seine  Ge- 
igung versagt, und die Folge davon war, daß eine kleine 
nbahn in einem der Südstaaten ihre Zahlungen seinstellte 
unter Zwangsverwaltung, kam. Die Anrufuns höherer 
heidung führte zur Gemehmigung der Herabsetzung der 
ne, und die Folge war ein Ausstand mit der Begründung, 
die in den Vereinbarungen vorgesehene Besprechung 
hen Arbeitgebern und Arbeitnehmern vor der Herab- 
ung nicht stattgefunden habe. Da der Ausstand nur ‚e1Nn6 
6 Eisenbahngesellschaft betrifft, sind seine Wirkungen 
nicht groß, aber es handelt sich um seinen erundsätz- 


-Eisenbahnneubauten 


Sie haben damit nur erreicht, 
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lichen Fall, der noch weite Kreise ‚ziehen kann, da schon 
fast alle die größeren Eisenbahnen im Osten Lohnherab- 
setzungen von 17 bis 21% angekündigt haben, die Mitte April 
in Tätigkeit treten sollten. Einige Gesellschaften haben ihre 
Arbeiter zu ‚Besprechungen der Lohnfrage wingeladen, aber 
diese scheinen nicht geneigt, hierauf eimzugehen, und so 
werden denn Schwierigkeiten. nicht ausbleiben ; also serade 
das wird sintreten, ‚was die Eendunben, Abmachunsen ver- 
meiden wollen. 


— Die amerikanische Schiffahrt. Die Wirtschaftsla®e eh 
Vereinigten Staaten hat zur Folge, daß Woche für Woche die 
Zahl der Schiffe, die Jas Schiffsamt aus dem Vieerkehr zurück- 
zieht, zunimmt. Ende Februar waren von den ihm unter- 
stellten Schiffen über 500 stillgelegt. Dazu kamen noch über 
100 neue Stahlschiffe, die noch nicht in Dienst gestellt waren. 
Infolgedessen lagen 3700000 t, etwa die Hälfte der staat- 
lichen Handelsflotte, still. Auch Schiffe, die im Privateigen- 
tum sind, sind in großer Zahl beschäftieuneslos. Der Schiffs- 
neubau nimmt beständig ab. Nach den Berichten aus dem 
März waren 1400000 t im Bau, w ovon zwei Drittel auf Privat- 
bestellungen entfielen, während «in Drittel zur Erfüllung 
des im Kries aufgenommenen Plans, eine staatliche Gesell- 
schaft für eine Notflotte ins Leben zu rufen, dienen. Im 
Februar wurden 12 neue Sch! ffahrtsunternehmungen mit einem 
Kapital von 6,5 Millionen Dollar &egründet; im Vormonat 
war aber die Zahl der meuen Gesellschaften senau, die Höhe 
ihres Kapitals annähernd doppelt so groß: es handelte sich 
im Januar um 24 Gesellschaften mit 12 Millionen Dollar 
Kapital. In Schiffsneubauten ‘wurden in den zwei ersten Mo- 
naten des Jahres 1921 19 Millionen, im gleichen Zeitraum des 
Vorjahres dagegen 110 Millionen Dollar angelegt. Der Schiffs- 
bau ist also stark zurückgegangen, eine Folge des Darnieder- 
liegens des: Schiffsverkehrs. 

— Von den Eisenbahnen Kanauas. Die Zeit der großen 
scheint ın. Kanada vorbei zu sein, und 
der Zug der Zeit ist mehr auf einen Ausbau der bestehenden 
Bahnanlagen gerichtet. In Toronto und Montreal sind: Haupt- 
bahnhöfe im Bau, die die dort einmündenden Bahnstrecken 
zusammenführen sollen. Sehr zielbewußt scheint man aller- 
dings bei ihrer Planung nicht vorgegangen zu sein. In To- 
ronto wird bereits der Abbruch eines noch nicht ganz fertigen 
Hauptbahnhofs erwosen, weil man an seiner Stelle den. Nord- 
bahnhof‘ der Kanadischen Pazifik-Eisenbahn zu einem Ge- 
meinschaftsbahnhof ausbawen will. In Montreal wird es als 
ein schwerer Fehler bezeichnet, dab die Nordbahn sich einen 
selbständigen Zueane in die Stadt geschaffen hat, da ihre 
Strecke nunmehr mit der Kanadischen. Pazifik- Eisenbahn in 
Schienenverbindung gebracht werden, und der Windsor-Bahn- 
hof dieser Eisenbahn demnächst auch von der Grand Trunk- 
Eisenbahn benutzt werden soll, also dazu berufen ist, der 
Hauptbahnhof von Montreal zu werden. — In die Goldfelder von 
Nord-Ontario soll eine 45 km lange elektrische Eisenbahn -ın 
Vollspur gebaut ‘werden. Die Stadtbahnen beschränken sich 
auf Um- und Ausbauten, u. a. auf seine 50 km. lange Ab- 
kürzungsstrecke zur Verbindung. der Nordbahn und der 
Grand Trunk-Bahn, ferner wird eine Anzahl schon lange in 
Aussicht sestellter Zweiebahnen «ebaut. 

. Die Werkstätten der Kanadischen Pazifik-Eisenbahn in 
Montreal sind im Laufe des letzten Jahres sehr erheblich ver- 
erößert worden. Sie bedecken jetzt eine Fläche von über 
100 ha mit, 40 km Gleis und beschäftigen: regelmäßig etwa 
9000 Mann. Die 10 neuen Gebsude, die mit einem Aufwand von 
1000 000 Dollar errichtet worden sind, haben ine Grun- 
fläche von über 23000 qm. Der Stahlwerksverband der Vier- 
einieten Staaten wendet nahezu 300 000 Dollar auf, um einen 
Gleisanschluß für sein in Kanada „ielegenes Werk Ojilbway 


zu schaffen. Während in anderen Ländern wegen der 
Kohlenknappheit Lokomotiven. für Ölfewerunz umgebaut 
werden, spielt sich in Kanada wegen Ölknappheit der umge- 


kehrte Vorgang ab. 


— Geldbedarf der kanadischen Staatsbahnen. In Kanada 
ist bekanntlich die Grand Trunk-Eisenbahn verstaatlicht und 
mit der bereits vorhandenen Staatsbahn serschmolzen worden, 
so daß in diesem Lande im wesentlichen nunmehr nur noch 
zwei Eisenbahnnetze bestehen, das Staatsbahnnetz und das der 
Pazifik-Eisenbahnen, davon jedes ungefähr die Hälfte der 
60 000. km Eisenbahnen Kanadas umfaßt. Die Verstaatlichung 
der Grand Trunk-Eisenbahn hat namentlich auch in England 
große Beunruhigung hervorgerufen. Das Aktienkapital ist 
im wesentlichen in England aufgebracht worden, und der 
Eisenbahnbetrieb hat bisher nur "unbedeutende Überschüsse 
ergeben. England hat das Kapital für den Bau der Grand 
Trunk-Eisenbahn zu einer Zeit zur Verfügung gestellt, wo 
Kanada die dazu nötige Anleihe nur zu höchst ungünstigen 
Bedingungen hätte aufnehmen können. Der Begebung lag 


En 
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eine Verzinsung mit 4% zugrunde, aber 20 Millionen Pfund 
Sterling sind bis jetzt ohne Zinsen ausgegangen, obgleich sie 
der Entwicklung eines der wichtigsten ‚Glieder im kanadi- 
schen Verkehrsleben dienen. Bei der Verstaalichung ist der 
Übernahmepreis nach den Betriebsergebnissen der letzten 
Jahre berechnet worden, und da in Kanada, wie in allen 


anderen Ländern, die Betriebskosten während des Krieges 


stark gestiegen, die Einnahnien ihnen aber nicht in gleichem 
Maße gefolet sind, so sind die: Aktionäre durch diese Preis- 
festsetzung stark benachteilist. Der vom Staat eingesetzte 
Ausschuß zur Pestsetzung des Übernahmepreises hat es sogar 
ab&elehnt, eine Schätzunz des wirklichen Werts der Eisen- 
bahn und ihrer Anlagen vorzunehmen und auf ihre Zukunfts- 
aussichten einzugehen; er hat seine Entscheidung vielmehr 
ledielich auf Grund der weldlichen Betriebsergebnisse der 
letzten Jahre wıetroffen. Dem Staate ist es natürlich nur 
willkommen, wenn er die Eisenbahn möglichst billis über- 
nehmen kann, muß er doch ohnehin schwere Lasten dabei 
tragen. Der dem. Parlament in Ottawa vorgelegte Haushalts- 
voranschlag fordert für Eisenbahnzwecke 178 000 000 Dollar, 
und der Fehlbetrag, der gedeckt werden muß, beträgt 60 Mil- 


lionen. Eine Neuregelung der Staatsbahnen wird daher ge- 
fordert. Dabei soll der Zugverkehr stark «inseschränkt 
werden. Von anderer Seite wird aber «eeltend gemacht, daß 


die besten Verkehrsmöglichkeiten geschaffen werden müssen, 
um die Einwanderung und die Besiedelung des Landes zu 
fördern. Der Eisenbahnbau ist in Kanada immer der Be- 
siedelung vorausgeeilt; das hat zwar segensreiche Folsien für 
das Land und die Allsemeinheit sehabt, die Eisenbahnen 
haben aber manche Schwieriekeiten bestehen und Kinder- 
krankheiten durchmachen müssen, und sosar die Kanadische 
Pazifik-Eisenbahn, die jetzt glänzend dasteht, ist davon nicht 
verschont geblieben. Für den zuweit gehenden. Bau neuer 
Strecken wird die ‘Regierung verantwortlich gemacht, und 
diese muß, so schließen die Gegner ihrer Eisenbahnpolitik, 
nunmehr die Folgen tragen. 


— Petroleumfeuerung auf argentinischen Bahnen. Nach 
den unter der Bezeichnung Lateinamerika erscheinenden 
Mitteilungen . des Deutsch-Argentinischen Zentralverbandes 
und anderer mit ihm in Beziehung stehender Verbände haben 
die führenden britischen. Eisenbahngesellschaften in Argen- 
tinien beschlossen, mit Rücksicht auf die Schwieriekeiten der 
Kohlenversorgsung zur Petroleumfeuerung überzugehen. Wie 
die Quelle berichtet, ist zwischen der Südbahn, der Wiestbahn 
und der Pazifischen Bahn „einerseits und der "Argentinischen . 
Petroleumgesellschaft von Comodoro Rivadavia anderseits 


ein Abkommen setroffen worden, daß für eine Reihe von 


Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Firmenänderung. 


Die amtliche Bezeichnung „Direktion der Saar- der Geschäftsführenden Verwaltung sind erlassen woı 
bahnen“ ist in „Eisenbahndirektion des re 


gebıets“ geändert worden. 
Vereinskilometerzeiger, 


Zum Kilometerzeiger Nr. 110 (Dänische E.) ist der Nach- 
trag II erschienen. 


erste 6 Monate nach Übereignung der Ölfelder fällier ist 


‘wird, ®ntbunden. Nach Ablauf dieser Frist kann die | 


- Petroleumgesellschaft für eigene Rechnung wieder a 


-Rechnung, so hat sie die ihr vertraglich zustehenden 1 


£ =e Zeitung des ‘Vere 
Deutscher Eisenbahnverwaltun 


Jahren die der letzteren gehörenden Treten 3 von. 
erwähnten Bahnen gepachtet werden. Die Pachtsumme w 
auf 10-15 Millionen Pesos Papier bemessen, der a 
Bedarf der Gesellschaften an Petroleum auf- 600000 +; 
kann mit einer so großen Gewinnung in. Comodoro Riva 
erst in späteren. Jahren gerechnet werden. Zu dem Pacht 
trag werden folsende Einzelheiten; mitgeteilt: Die Pretrole: 
gesellschaft überläßt den genannten Bahnen ihre Petro. 
felder in Comodoro Rivadavia gegen "Zahlung «einer f 
Summe von 150000 Pesos Papier -auf das Nennkapital 
4,5 Millionen Pesos Papier, sowie von 12% % des Roher 
aus der Petroleumstewinnuns abzüglich: der für den B 
der Felder benötigten Ölmengen Die Nutznießung serstr 
sich zunächst auf 20 Jahre und kann danach auf weitere 
oder 20 Jahre verlängert werden. -Die Felder gehen mit 
lichen ‚bereits vorhandenen Einrichtungen und allem Zube 
wı6 Werkzeugen usw., an die [Bahnverwaltungen über. 
gesehen von den Bohrlöchern wird hierfür der Buchwe 
Zeit der Übernahme in. Anrechnung gebracht, und das An 
recht der neuen Nutznießer für die Summe von rd. 1 M 
Pesos, zahlbar in 10 zinsfreien Jahresraten, von denen 


worben. Auf der anderen Seite verpflichten sich die 
sesellschaften, innerhalb der ersten 3 Jahre mindestens 20° 
in. den nächstfolgenden 3 Jahren. jährlich mindestens 6 
löcher anzulesen; von dieser Vierpflichtuns sind sie im 
der Behinderung durch höhere Gewalt, wozu auch die 
mögliehkeit-der Beschaffung des nötigen Materials genee 


tätiskeit von den Bahngesellschaften eingestellt und vo 


nommen werden. Machen die Gesellschaften von d 
Rechte keinen Gebrauch und setzen sie ihre Bohrtätiskeit 
so obliegt" ihnen dann ohne weiteres die Verpflichtung z 
Anlage von wenigstens 6 Sonden jährlich bis zur Minde 
von 100 Sonden. Übernimmt dagegen die Gesellschaft I 
dem sechsten Jahre die Anlage neuer Bohrlöcher für « 


des Ölertra&es ohne Entschädigungsansprüche den Eisen 
gesellschaften zu überlassen. Im Falle der Nichteinhal 
des Vertrages oder nach seinem Erlöschen verfügen. die Ei 
bahnen über sämtliche auf den Ölfeldern von ‚Ihnen Se 
erstellten Anlagen und eingebrachten Materialien. Da 
100 Sonden einen. Aufwand von mindestens 10 Millionen P: 
erfordern, so werden die Bahngesellschaften, ‚einschl 
Nebenanlasen, wohl. an die -15 Milliomen Pesos in das 
Unternehmen stecken müssen. 
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Rundschreiben _ 


Nr. IIL. 111 vom .7. April 1921 an sämtliche Vere 
verwaltungen, betreffend Firmenänderung (abgesan 
19. Aprıldzd); 2 

Nr..V 66 vom 6. April 1921 an sämtliche Vereinsveri 
gen, betreffend die Sammlung von Viereinekil oe 
(absesandt am 13. April d. J.). 


Amtliche Bekanntmachungen. re 


gehende Änderung des $ 6 der Eisen- 


1. Güterverkehr. 


Gemeinschaft!iches Heft CIb (Stations- 
tariftafeln usw.) Tfiv. 200. 

Mit sofortiger Gültiekeit werden die 
im Verkehr mit den Stationen der Breg- 
talbahn, der Kaiserstuhlbahn, der Rei- 
nickendorf- Liebenwalde-Groß Schöne- 
becker Eisenbahn und der Nebenbahn 
Zell (Wiesental)-Todtnau zu rheben- 
den Frachtzuschläge ermäßigt, Ferner 
werden infoloe der am 1. 2. 21 serfole- 
ten Aufnahme des Binnenverkehrs der 
Bentheimer Kreisbahn in den Staats- 
und Privatbahngüterverkehr für die auf 
niederländischem Gebiet gelesene 
Streeke dieser Bahn, und zwar von der 


' preußischen Landesgrenze bis Coevor- 


den, besondere Zuschlagsfrachten 
(Währungszuschläge) erhoben. Nähe- 
res enthält die am 14. April 1921 er- 
scheinende Nummer des Tarifanzeigers. 
Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhungen gründet sich auf die vorüber- 


bahn-Vierkehrsordnung (R.G.Bl. 1914, 
Seite 455). Auskunft sseben auch die 
bebeilieten Güterabfertieungen Sowie 


das Auskunftsbüro, hier, Bahnhof 
Alexanderplatz. 3 
Berlin, den 11. April 191. (424) 


Eisenbahndirektion. 


Pfälzisch-Württembergischer Güter- 

verkehr. 

Der Stationsname Beichenbach-Stee- 
gen wurde in „Reichenbach (Pfalz)“ ne- 
ändert. 

Stutteart, den 8. April 1921. (423) 

‚Eisenbahn-Generaldirektion. 


Staats- und Privatbahn-Güterverkehr, 
Heft C IL. 


Liebenstein-Schweina wird mit Gül- 


tiekeit vom 17. Mai 1921 als’ Versand- 
station in den Ausnahmetarif 7a auf- 
genommen. Nähere Auskunft erteilen 


‚Güterverkehr bad. -schweiz, übe 


 frachtsätze mit Basel Bad. Bir; 


ausgegeben. Verkaufspreis 3 


dıe beteilisten Abfertieungen, Di. 
kürzte Veröffentlichungsfrist _grü 
sich auf die vorübergehende Ände 
des $ 6 der Eisenbahn-Verkehrs An 
(Beichsgesetzblatt 1914, S. 455). 
Erfurt, den 9. April 1921. “ 
Eisenbahndirektion. 


- Schweiz. 

Für die für den Gesamtverk 
öffneten Stationen Madulein un 
mis der Rhätischen Bahn wer 
sofortiger Gültigkeit‘ Wage 


hut eingeführt. Näheres in 
Tarif- und ‚ Verkehrsanzeigeı 


tarif Nr. 6 für Getreide, Hülsenf 
und Ölsaaten wird auf 1. Mai 19: 


Karlsruhe, den 11. April 1921. (421 
Eisenbahn-Generaldirektion, a 


» Jahrgang 
21. April 1921. 


ne - 2, Nachrufe. 


- 


zweigten Bahnnetzes erworben. 


genossen. 


- Gedenken bewahren. 
München, am 18. April 1921 


3 Bezirk Erfurt. 
TEE THEATER _ 
® Güterverkehr (Fortsetzung). Staats- und Privatgüterverkcehr. 
x Heft A. 
Westdeutsch-Sächsischer Güterverkehr. (Gemeinsamer Anhang 4 zu 


- Mit Wirkung vom 18. April 1921 wer- 
den die für Kappeln (Schlei) — Station 
der Eckernförde-Kappelner Kreisbahn 
= bestehenden Tarifentfernungen um 
22 km ermäßist. 

Dresden, am 12. April 1921. (418) 
_ — Eisenbahn-Generaldirektion, 
namens der beteiligten Verwaltungen, 


Staats- und Privatbahn-Güterverkehr, 
| Heft C II. 

Ft Gültickeit vom 1. Mai 1921 wird 
Pr Station Rosbach v. d. H. als Ver- 
‚sandstation in die Gruppe 2 der Ver- 
‚sandstationen des Ausnahmetarifs 7b 
aufgenommen. Näheres im preußisch- 
Inereischen Tarifanzeieer und bei den 
ee gten Dienststellen. 


E Frankfurt (M.), 11. April 1921. _(422) 
 Eisenbahndirektion. 
snahmetarit 7a für Eisenerz ünd- 


2. Manganerz. 
7 fit Gültiskeit vom 1. April 1921 
rd die Station Crefeld-Linn in 


W den 
Ausnahmetarif 7a für Eisenerz usw. 
(430) 


als Empf anesstation einbezogen. 
K öln, den 8. April 1921. 

K _ Eisenbahndirektion. 
Ka end Privatbahn-Güterverkehr, 
Tv. 5, Heft CII; Wechselverkehr 
deut tscher Eisenbahnen untereinander 
. 200 Heft CII (Ausnahmetarife). 
Mit Gülticekeit vom 20. April 1921 
rden die Statiouen Rüthen und 
Wamel als Sammellagerstationen in den 


yon 


Ansnahmetarif la für Grubenhölzer 
’. einbezogen. 
' Auskunft sweben die _beteilieten 


üterabfertigungen, sowie das Aus- 
tsbüro, hier, Bahnhof Alexander- 


_ 
rlin, den 19, April 1921 
= Eisenbahndirektion. 


(433) 


Trauererfüllt bringen wir zur Kenntnis, daß am 14. cr. 


‚Herr Dr. jur. Fritz May 
Direktor der Lokalbahn-Aktiengesellschaft 


‚nach längerem Leiden im 61. Lebensjahre verschieden ist. 

Der Entschlafene war durch eine unerschütterliche Treue in der Pflicht- 
erfüllung und eine vorbildliche Gerechtigkeitsliebe ausgezeichnet. 
seiner außerordentlichen Tüehtigkeit hat er sich große. bleibende Verdienste 
um die Entwicklung der Lokalbahn- Aktiengesellschaft und ihres weitver- 


Fritz May war eine gerade, aufrechte Natur und hat wegen seines edlen 
- Charakters und der stets hilfsbereiten Herzensgüte unsere volle Hochschätzung 


‚Wir werden dem. allzufrüh Entschlafenen ein treues und dankbares 


Der Aufsichtsrat der Lokalbahn-Aktiengesellschaft 


Vermöge 


(440) 


Sehon wieder hat uns der Tod ein hochverehrtes Mitglied entrissen. 
Am 11. d. M. verschied in Erfurt im 69. Lebensjahr 


Herr Hauptkassenrendant Rechnungsrat Tietze. 


- > In ihm verlieren wir einen Mitarbeiter von vorbildlicher Pflichttreue und 
5 nie rastendem Arbeitseifer, einen liebenswürdigen, immer hilfsbereiten Amts- 
- genossen. Sein Andenken werden wir in Ehren halten. 


u... : Verband der Oberen Reichseisenbahnbeamten 


Nr5 und Nr 20 des Tarifvir- 


zeiehnisses.) 


Der Bahnhof Elsdorf (Rheinl) Ost 


wird mit sofortirer Gültiekeit für den 
Eill- und Fraehtstückeut verkehr 
seschlossen. Er dient somit nur noch 
dem Personen-, Gepäck-, Expreßsut- 
und Wasenladungsverkehr. 
Köln, den 13. April 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Eröffnung der Station Alten für die 
Abfertigung von Wagenladungen sowie 
Stückgutsendungen von mindestens 
2000 kz von und nach den dort ange- 
schlossenen Werken. 

Am 1. Mai 1921 wird der zwischen 
dien‘ Stationen‘ Dessau und Mosigkau 
rechts der Bahnstrecke Dessau-Cöthen 
@elewene Bahnhof IV. Klasse Alten, 
der bisher dem Personen- und Gepäck- 
verkehr diente, auch als Tarifstation 
für die Abfertigung von Wagenladun- 
Sen SOWIle Stückgutsendungen von min- 
destens 2000 kg in ‚einem » ‚Wagen von 
einem Absender an einen Empfänger 
von und nach den. dort angeschlossenen 
Werken eröffnet werden. 

Mit demselben Tage . wird der Bahn- 
hof IV. Klasse Alten in den Staats- 
bahn-Privatbahn-Gütertarif, den Ost- 
Mitteldeutsch-Sächsischen Gütertarif, 
den Mitteldeutsch-Bayerischen Güter- 
tarif und den Mitteldeutsch-Südwest- 
deutschen Gütertarif aufgenommen. 

Über die Höhe der Tarifsätze geben 
die Dienststellen Auskunft. (429) 

Halle (Saale), im April 1921. 

Eisenbahndirekhion. 
Ostdeutsch- und mitteldeutsch- 
südwestdeutscher und preußisch- 
hessiseh-bayerischer Tiertarif. 

Mit sofortiger Gültigkeit werden die 
auf den pfälzischen und bayerischen 
Strecken gültigen Sonderbestimmungen 


(434). 
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für Pferde in Bahnstallungswagen ge 

ändert. Näheres bei den beteiligten 

Abfertigungsstellen. (443) 
Erfurt, den 15. April 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Mit Gemehmisunge der Landesauf- 
sichtsbehörde werden ab 1. Juni d. J. 
die Entfernungszuschläse im Gütberver- 
kehr erhöht und die Pfennigzuschläge 
herabsesetzt. 

Bekanntgabe der Erhöhung der Ent- 
fernungszuschläge erfolgt durch Nach- 
trag zum . Deutschen. Eisenbahn- Güter- 
tarıf Teil 1. (442) 

Wernigerode, den 18. Asa 1921. 
Nordhausen-Wernigeroder Eisenbahn- 

Gesellschaft. 
Die Direktion. 


Ostdeutsch-Südwestdeutscher 
Güterverkehr. 

Vom 1. Mai 1921 ab werden im Tarif- . 
heft 1 die Tarifentfernungen für die 
badischen Stationen Breisach, Gotten- 
heim und Husistetten geändert. Ferner 
ist im Tarifheft 2 bei den Stationen 
Assenheim (Pfalz), Breitenstein (Pfalz), 
Dannstadt, Dirmstein Bf., Elmstein, 
Erfenstein, Friesenheim (Pfalz), Groß- 
karlbach, Helmbach, Heßheim Bf., 
Heuchelheim b. Frankenthal, Laumers- 
heim, Maudach Bf., Meckenheim (Pfalz) 
und Mutterstadt Ib. das Zeichen „Rd. 
4,5 t“ bzw. „Rd. 5,5 t“ zu streichen. 

Die Station. Ma nach hat die Be- 


zeichnung „Eisenbach-Matzenbach“ ser- 
halten. 

Näheres enthält der Tarif- und Ver- 
kehrsanzeiger der ehemalig preuß.- 
hess. Staatseisenbahnen. (439) 

Breslau, den 16. April 1921. 

Eisenbahndirektion, 


namens der 'beteiligten Verwaltungen. 


Deutscher Eisenbahn-Gütertarif, 
Teil II, Heft A, Anhänge 4 und 5. 

; Tfv. 200. : 

Die Bestimmungen für Berlin 
Nordbf. und Berlin Osthafen sind ge- 
ändert worden. 

Näheres enthält die am 21. April 1921 
erscheinende Nummer des Tarifanzei- 
gers. Auskunft Seben auch die beteilig- 
ven. Güterabfertigung en sowie das Aus- 
kunftsbüro, hier, Bahnhof Alexander- 
nlatz. (437). 

Berlin, den 21. April 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Erste Donau-Dampfschiffahrts- 
Gesellschaft. 
Eröffnung der Güteran- 
nahme im Frachtgutverkehre 

? mit Uipest. 

-Die Güterannahme an der swesell- 
schaftlichen Station Ujpest wird am 
15. April a. c. eröffnet, Diemgemäß ist 
ab dem bezeichneten Tage der Fracht- 
gutverkehr zwischen den zesellschaft- 
lichen Stationen Regensburg, Passau, 
Linz, Wien. (exkl. Wien Donaukaibahn- 
hof), Bratislava (Pozsony, Preßburg), 
Uipest und Budapest (exklusive Buda- 
pest Donauuferbahnhof) untereinander, 
sowie von diesen‘ Stationen nach Bel- 
grad offen. 

Wien, am 12. April 1921. (426) 


Erste Donan- Dampfschiffahrts- 
Gesellschaft. 
Frachtverkehr nach Belgrad. 
Mit Wirksamkeit vom 15. April ER SE 
bis auf weiteres wird auch im Fracht- 
gutverkehre nach. Belgrad den Bestim- 
mungen des oesellschaftlichen Lokal- 
eütertarifs oemäß die Versicherung 
von Mehrwerten gesellschaftlicherseits 
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übernommen, sowie die. Überweisung 
von Gebühren zugelassen. 
Die bei der Ausladung der Sendungen 


in Belgrad erwachsenden Mehrkosten _ 
werden gesondert-berechnet. - 
Wien, am 11. April 1921. (428) 


Erste Donau-Dampfschiffahrts- 
Gesellschaft. 
Lokalsütertarıf Teil IApbtB, 
Teil IL, Teil II (Spezialtarif 
NT..1 für die Beförderung von 
Getreide usw.) und Teil .IV 
nes ltarıf Nr. 2 für die Be 
förderune von Holz). :Ver- 
hältniszahlen zur Ermitt- 
"Ang a Gebühren :Änderun- 
sen von Bestimmungen. 
Ab 1. April 1921 gelten folgende Rn 

stimmunsen: 
T Vearlsltnıezehlen 


Die in den oben Senannten Tarıfen. 


enthaltenen „TDarifziffern“ werden zur 
Ermittlung der Frachtsätze und der be- 
züglichen Gebühren in den in Betracht 
kommenden Frachtberechnungswährun- 
sen*) bis auf weiteres mit nachstehen- 
den Verhältniszahlen vervielfältiet: 

Zur Umreehnune auf Pfennise. 10, 


österr, Heller = 2,7 286, 
techosloy. Heller : ...... 8 
ungar, Heller R 30, 
Para 5,5, 
Bani 10,—, 


Centimes Schw. Wwe.. 


I. Nachnahmen nach Eingang 


und Barvorschüsse. 

Bis auf weiteres sind“ Nachnahmen 
nach Einsang und Barvorschüsse (auch 
Nachnahmen von Bahneebühren) in 
allen Verkehren, mit Ausnahme der 
Verkehre innerhalb eines Staatsaebie- 
tes, auszoschlossen. In den Verkehren 
innerhalb seines Staatsgebietes sind sie 
‚nur in der Frachtberechnungswährung 
zulässige. 

II Aufhebuns von Bestim- 
munsen und Gebühren 

Aufseehoben werden: - 

Die Kundmachung [968] im V.-BL 
Nr. 91. vom 6. 8: 1918,  Absatz.:2- der 
Kundmachune T256]**) ım V.-Bl. Nr.41 
vom 10. 4. 1919,. die Kundmachunsen 
[257] im V.-Bl. Nr, 41 vom 10. 4, 1919, 
1277] im V.-Bl. Nr. 43 vom 15. 4..1919, 
[307] im V.-Bl. Nr. 67 vom 10. 6.1920, 
[3461 im V.-Bl. Nr. 75 vom 29, 6. 1920, 
[446] im V.-Bl. Nr. 106 vom 11, 9. 1%0 
m 1136] am V.-BlL: Nr. 15 vom 22.2, 
1921. 

Die Kundmachuns. [435] im V.-Bl. 
Nr. 102 vom 31. 8. 19%0 bleibt aufge- 
hoben. 

Wien, am 11. Aprıl 1921. (427) 
+, 8 Lokalgütertarif Teil II, : Ab- 

schnitt II (Nachtrag I). | 

. .**) Absatz 3 dieser Kundmachung 

ist bereits außer Kraft getreten. 


Süddeutsch-österreichischer Verkehr. 

Neuausgabe des Tarifes für die Be- 
förderung von Gütern zwischen Statio- 
men der Öösberreichischen Bundesbahnen 
und der vom österreichischen Staate 
betriebenen Privatbahnen und der Süd- 
bahn-Gesellschaft (österreichische 
Linien) eimerseits und Stationen der 
Lokalbahnen der österreichischen Bun- 
desbahnen BReutte-Schönbichl Reichs- 
srenze und Reichserenze bei Griesen- 


Reutte . (Mittenwaldbahn) sowie der 
Station Pfronten-Steinach Übergang 
anderseits. 


Herausgegeben im Auftrage des Vereins Deutscher- 
von dem verantwortlichen Schriftleiter, 


\ 


Mit Gültigkeit vom 1.:Mai 1921. tritt. | 
ein neuer Tarif für: die Beförderung 


von Gütern zwischen Stationen der 
österreichischen Bundesbahnen undder 


vom österreichischen Staate betriebe- 
nen Privatbahwen und. der Südbahn- 


Gesellschaft (österreichische Linien) 
einerseits und Stationen der Lokal- 
bahnen der österreichischen Bundes- 


bahnen Beutte-Schönbichl BReiehsgrenze 
und -Reichsgrenze - 
(Mittenwaldhahn) 


sowie der Station 


Pfronten;Steinach Über, gang anderseits I 


in Kraft. 


Er enthält ım allgemeinen Eimäßi- 
sungen der Teilfrachtsätze ın Hellern.. 


Durch diesen Tarif werden der vom 


1. Januar 1921 gültige Tarif, sowie alle au 


in diesem Blatte verlautbarten Kund- 


 machungen aufsehoben und versetzt. 


Abdrucke derselben sind bei der 
Zıentralverkaufsstelle für,  -Tarife, 
Wien I, Biberstraße 16, sowie durch 


Vermittlung 
zu erhalten. 
Wien, am 11. April 1921. 
Österreichische Pidechahuän, 
namens der beteilieten Verwaltungen. 


Butzbach-Licher Eisenbahn, 
Ab 1. Mai wird die für den Versand 


von Erzeugnissen und Abfällen aus. 


Basaltstein-Brüchen ın Wagenladungen 
bestehende Zuschlaesfracht von 15 28 
für 109 ke auf 10.48 für 100 kg eer- 
mäßıet und diese Ermäßigung auf den 
Versand von rohen. Kalksteinen aus- 
»edehnt. 
Butzbach, den 15. April 1921. 
Der Vorstand. 


3. Personen- und Gepäckverkehr. 


Ruppiner Eisenbahn, 

Paulinenaue-N euruppiner Eisenbahn. 

- Am 1, Juni 1921 tritt ein Nachtrag 
zum Tarif für die Beförderung von 
Personen, Reisegepäck, Expreßgut und 
Leichen im Binnenverkehr in Kraft. 
Durch diesen Nachtrag tritt eine allge- 


meine Erhöhung der bisherigen Fahr- 


preise und Beförderungspreise ein. 
Neuruppin, am 11. April 1921. 
Die Eisenbahndircktionen. _ 


'Crefelder Eisenbahn 


Vorbehältlich ‘der Genehmigung der = 


Staatsaufsichtsbehörde erscheint - mit 
Gültigkeit vom 1. Juni 1921 der Nach- 
trag 8 zum diesseitigen Binnen-, 
sonen--und Gepäcktarif. Durch diesen 
Nachtrag werden die Fahrpreise sowie 
die Frachtsätze für. Gepäck und Expeß- 
gut erhöht. (431) 
Crefield, den 13. April 19. R- 
Die Direktion. Ber 


4. Verdingung. a 
Die Lieferung der nachstehend be- 
zeichneten Geräte: 5450 Stck. Anstrich- 
pinsel, . 180 Haarpinsel, für ießer, 


30 Stck. Schlägerpinsel, 30 Stck. Scha- 
blonierpinsel, 100 Teerbürsten, 20 Ver- 


treiber aus Dachshaaren, 180 Steck. 
Maurerpinsel, 450  Fischpinsel, 620 
Schreibpinsel, .200 ° Malerbürsten, 20 


Häarschlepper soll in verschiedenen 


Losen verdungen werden. S 


Die Bedin. gungen und das Angebot- 
formular können in unserem Zentral- 
büro, Fürstenstraße_ 1—10, eingesehen, 


einzusendenden 


-bei Griesen- Reutte _ 


zeichneten 


der beteiligten Stationen - 
2.1488), 


Fürstenstraße Nr; 1 
(452). 


Per- 


‚gungsunterlagen ‚können Fi 


DBREN.. Zohlune Son: 11,00 


Wochen, 


Eisenbahnverwaltungen : 
Geh. Oberregierungsrat Dr. v. R 
Für den Anzeigenteil verantwortlich F, Luckhardt, Berlin SO. 26. 
Verlag von Julius Springer in Berlin W, — Druck von H. S. Hermann & Co. in Berlin sw. 


ne ae 2 z Zeftund> As Si 

en Dental Eisenbahnve ’ 
ah von ER ae der. 
reicht, - gegen portofreie Ein. 
von 10 AM bezogen werden. Die 


Fürstenstraße 1/10 - — .stattfind 
Termine eröffnet. De Zuschla; 
folgt bis zum 20, Juni 1921. 
. Magdeburg, den 15. April 194. 
‚Eisenbahndirektion. 


Die Lieferung der nachstehend 
Geräte: 

-.4) 400  Drahtbürsten, 500 > 
hauen, 2000 Stopfhauen, 2500 
serve-Stahlstopfer,. 100. Kr 

3 hawen,- 2500 Schaufeln, 800 

.  lenschaufeln, 300 Irwin 
800 'Handschwellenbohre: 
Schienenbolrer, 100 Schne 
feln, 200 Handbeale, 10 Gle 

. winden, - 2000 Steinschlagga) 
50 Brechstangen, 150 

- bürsten, 100 Brückenb 
600 Handhämmer, 600 Ni 
mer, 150 Schienennagelhä, 

b) 300 Waschbecken, 800° 
eimer, 50 Holzeimer, 100 Ko 

- eimer, 800 kleine. Fewerh 

= 100° Lampenscheren, 100 ET. 


300 "Tintenfässer, 300 
brillen, 300 Feilkolben, 10( 
stäbe, 310 Signalhörne 
Kneifzangen, 200 Run 
200  beißzangen, 
fahmen, 2000 'Sienalpfeif. 
 Lineale, 400 Kohlenlöff 
Wäschegerätständer, 
 blälter für Metallsägen _ 
“sollen in verschiedenen Lösen » 
sen werden. 
Die Bedingungen _ Amä® dan. 
formular können in unserem Zent 
büre, -Fünrstenstraße 1—10, ee La: 
‚auch von diesem, solange der 
reicht, gesen portofreie Einse; 
von je 10 M Ben: werden 
uns einzusendenden Angebote 
dem am 13. Mai 192], vormi 
19.7 Uhr: mir Verwaltungsge 


Termin eröffnet. Der Be 
bis zum = Juni et 


‚öffentliche A 
an Ver! Sea werden. 


Sesehen erden auch“ “kn 
bothefbe, soweit 


Kanzlei, Zimmer 60, "hier 
zogen werden. Der Betrag S 
zu ı zahlen nn portofrei durch 


auf die A der Sch: 
erneuerung im Schnellzuggleise 
Lehrter Bf.-Spandau zw. km. 3, 
u. 5,7“ versehen bis zum 
nachmittags. -1...Uhr nach ! 
reichen. Die Öffnung de 
‚genen Angebote findet zu v. 
Zeit in Gegenwart der etw 
nen Bieter statt.  Zuschla, 


Tee BE Plz 

Berlin NW.40, Invalidenstr. 2 
= Be - = = 

itter in Berlin. 


- 


’ Herausgegeben im 
von Dr. v. Ritter, Geh. Oberregierungsrat in Berlin, als 


«- 
n 


ENT. 17. 


ehmals sn jr Perngüter- 


licher 
ee - bachwerk und 
aßnahmen der österreichischen Bun- &ı werk. — 
ME ahken zur Verminderung .des förderung. — 


- Kohlenverbrauches. 


der Dampfloko- 
_ motiven. 


Bauleitunsen 
Steigerung der Kohlen- 


ler Straßenbahn- 
kongreß in Wien. 


_ Zeitung des Vereins 
_ Deutscher Eisenbahnverwaltungen 


‚Kulrage des Vereins 
Schriftleiter. — Verlag von Julius Springer in Berlig Ww.g. 


- Schriftleitung: Berlin ws ‚Köthener Str. 28/29. 
Berlin, den 28. April 1921. 


LXI. Jahrgang. 


Inh alt: 


rungen auf schwedischen Bahnen. 
— Ausmerzung untauglichen Per- 
sonals der schwedischen Staats- 
bahnen. — Stahlwasen in Schweden. 
Deutsches Eisenbahnmaterial 
in Frankreich und Belgien. 


für das Stu- 
für das Mallnitz- 
Erster internationa- 
und Kleinbahn- 
Genesungs- 


Das. Schulwesen bei der Eisenbahnver- und Erholunssheim für Südbahn- Ein Seehafenabkommen zwischen 
ae bedienstete. = Personalnach- Frankreich und Belgien. — Der 
parnisse im. Kisenbshäbstriobe:: „Hiehten. . Kanal von Marseille zur Rhone. — 
oder Kettenaufhängung Tschecho-slowakisches Ge- Reform der schweizerischen Per- 

der. „Bahrleitungen. Kär- elektrische bıet: Eisenbahntarif-Unterrichts- sonentarife? — - Fremdenverkehr 
€ hriefe. ee * in ‚der Schweiz. — Elektrische 

} R Unearn: Regelung des Grenz- Heizung in Eisenbahnzügen. — 
ED: stil Behinderung des . verkehrs mit Österreich. — Rück- Internationale Eisenbahnkonferenz. 
- Güterverkehrs. se Westen. — Der -erstattung von Eisenbahnwagen — Das Ende der Verkehrskonferenz 


Verkehr mit dem Rheinland. — und Schiffen durch ’ Rumänien. — in Barcelona. — Ausbau des spani- 
Die Schülerrückfahrkarten. — AI- Aus- und Einfuhr, von Wertgesen- schen Eisenbahnnetzes. — Damp- 
gemeine Deutsche Kleinbahn gesell- ständen. — Freigabe des Verkehrs ferverkehr der nelischen Eisen- 

schaft. — Lübeck-Büchener Eisen- ı m.in Mineralölerzeugnissen. — Frem- bahnen nach dem Festlande und Ir- 

bahngesellschaft. — .,Die Berliner. . denverkehrsbüro der. Budapester land. — Eisenbahn- und Hafen- 
 Hoch- und Untergrundbahn. 1920. — . Orientmesse. — Der Briefverkehr - bau in Finnland. — Das lettisch- 
Der Orientexpreßzug. — Deutsch- zwischen Rumänien und Ungarn, russische Eisenbahnübereinkommen. 
alienischer Verkehr. über die — Die Wirtschaftskrise in der Un- Fremde Erdteile: Die _Spur- 


chweiz. — Deutsche Maschinen- garischen 


peechnische Gesellschaft. —.. Perso- 
$ nalnachrichten. 


sterreich: rechne des 


Kaufmannshalle. 
Sehutzzollbestrebunsen. 

Südslawisches Gebiet 
die Unzulängslichkeit des Verkehrs- 


weite der japanischen Eisenbahnen. 
— Streikgesetzgebung in den Ver- 
"einigten Staaten. — Der Anteil der 
Löhne an. den” Beförderunsskosten 


: Über 


undesministeriums für Verkehrs- ‚wesens. — Erleichterungen im „in. Amerika. — Arbeiterentlassun- 

<sen, betreffend Einführung der Reiseverkehr. E sen bei der Pennsylvania-Eisen- 
24-Stundenzeit („Veerkehrszeit“). Luxemburs: “Prnz - un bahn. — Die Kanadische Pazifik- 

- Das neue Verkehrsabkommen Eisenbahn. op Eisenbahn. — Bahnbau in Bolivien, 
mit der Tschecho-Slowakei. — Die Übrige europäise h e Län- — Das Verkehrswesen von Kolum- 
rumänischen Verhandlungen über die der: Norweeisehe Nordlandsbahn. bren. 
Südbahnfrage. — Ein newer Reise- . — Neue Forderungen auf Herab- |” Alleemeines. 
‚weg nach Triest. — Reisegebühren setzung der Tarif& der schwedi- | Bücherschau. 

i Auslandsreisen für Zivilstaats- ‚schen Staatsbahnen.-— Einheitliche Amtliche Mitteilunsen. 3 

— Errichtung _staat- Ördnune der Kühlw agenbeförde- Amtliche Bekanntmachungen. 


“ in, Nr. 66/1920 der z. d. V, D. EV. hat in Sr 31090 


er Zeitung der Eeanbabndirentoe Schwa ne © 


© für = Verkehrsdienstt 
> Beh ohne AR der Beer Ordnung die 


öl. Daß. ich auf Woleshich cher Art 
l P, ergibt sich aus dem Satze meines Aufsatzes: 
oretisch. sprechen viele Gründe gegen das Verfahren, die 
is gegenüber nicht standhalten.“ Daß dieser Wider- 
‚von einer Seite kommt, die durch ihre Tätigkeit 
dienste enge Berührung mit der Praxis des Be- 
s hat, aus der meine Vorschläge ‚hervorgegangen 
Bunt erwartet, um so mehr als ich sonst bei er 


a veorun des Ferngüterzugdienstes. 


Den Schwerpunkt meiner Ausführungen bildeten die seit 
mehreren Jahren erreichten sünstisen Erfolse auf der 
Strecke Hamm-Wustermark. Hätte da nicht erwartet “werden 
dürfen, daß vor Ablehnung meiner Vorschläge die bestehen- 
den. Verhältnisse auf dieser Strecke untersucht und etwaige 
Mängel festgestellt worden wären? Sind aber diese Ver- 
hältnisse_ gut, bedeuten sie einen Fortschritt, dann ist nicht 
einzusehen, weshalb mein Vorschlag, die Möglichkeit und 
Zweckmäßiskeit der ausnahmsweisen Belastung jedes Fern- 
güterzuges zu prüfen und die hierbei als zulässie befundene 
ausnahmsweise Benutzungsmöglichkeit im Heft 4 &B.V. zum 
Ausdruck zu bringen, nicht -gebilliot werden. soll. Bei Vor- 
nahme ‚dieser Prüfung kann all den Bedenken, die Schwabe 
Seltend macht, recht wohl Rechnung „getragen werden. Es 
ist selbstverständlich, daß Züge, die wegen ihrer Wichtigkeit 
für den Verkehr oder Betrieb auch bei gerinser Belastune un- 
verändert regelmäßig verkehren müssen, unangetastet bleiben. 
Diese Züge zu bestimmeh, wäre ebenfalls Sache der Prüfung. 

Schwabe ist der Ansicht, daß mit Hilfe der Statistik, durch 
sorgfältige Beobachtung des Verkehrs und schließlich auch 
durch Fahrplanänderung innerhalb der Fahrplanperiode eine 
solche Annäherung zwischen planmäßiger und wirklicher Be- 
triebsabwickelung erreicht werden könne, daß für den Aus- 
gleich der noch verbleibenden nieht nennenswerten Unter- und 
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ara des Verein 
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a 


Überschreitungen ‚dies. angenommenen Beförderungssolls be- 
sondere Maßnahmen nicht erforderlich sind. Das klingt ganz 


schön, deckt sich aber leider nicht mit der rauhen Wirklich- 


keit, Auch bei voller Würdigung der von Schwabe empfoh- 
lenen Maßnahmen sind diese doch nur Hilfsmittel zur Bestim- 


mung der Mittelwerte, auf denen sieh Fahrplan und ‚Beförde- 


rungspläne aufbauen. Für die geeignetste Form der Betriebs- 
abwickelung bei dennoch eintretender Über- und Unterschrei- 
tung des Beförderungssolls bieten sie keimen Anhalt. Wenn 
die Abweichungen zwischen Soll und Ist des Frachtenanfalls 

in der Vorkriegszeit zu besonderen Vorkehrungen weniger An- 
laß gegeben haben, so liegt das an den früheren Verhältnissen, 
die gegenüber den gegenwärtigen wesentlich verschieden sind. 
Wir dürfen uns der Erkenntnis nicht verschließen, daß in- 
zwischen Verhältnisse eingetreten sind, die eine eünstigene 


Darstellung der Güterzugza 


"zug leistungen ar En wichtigsten nordwestlichen. Abfuhı 
strecken im Monat Oktober 1920. IE 
Einen Anhalt über die ‚bestehen.den Schwishrkeiien 
geordnete Betriebsführung und Wirtschaftlichkeit im Betrieb 
bei Verkehrsschwankungen einigermaßen. in Einklang z 
halten, bietet u. a. aueh die Niederschrift über die süddeuts 2 
Fahrplanberatung in Säckingen am 4. und 5. August v. J. 
. der Begründung des Essener Antrages über die Zusa 
stellung und Ablassung der Ferngüterzüge von- Wedau n 
Süden heißt es dort: „Unser Übergangsbahnhof Wedau 
Anweisung, in solchen. Fällen die nicht ausselasteten 
deutschen Ferneüterzüge nicht abzulassen und dafür 
der Nummer von Bischofsheimer, Mannheimer und Obi: 
steiner Zügen Ersatzzüge nach diesen Bahnhöfen abzufe: 
damit eine wirtschaftliche Ausnutzung der ohnehin 


2 ä 


hlen im Monat Oktober 1920. 
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Anmerkung: Der Verkehr 
kehr nach dem Ruhrbezirk 


Betriebsführung und damit wieder Verringerung der Betriebs- 
kosten herbeiführende Änderungen, auch wenn sie wegen 
früher festgelegte Grundsätze verstoßen sollten. geradezu 
fordern. Stillstand bei steänderten Verhältnissen bedeutet 
Rückschritt. Die Zeiten, in denen «es hieß: „Beschleunigung 
des . Verkehrs ohne Rücksicht auf Kosten“ sind 
meines Erachtens auf Jahre hinaus vorbei. 

Wer noch nicht von dem unregelmäßigen Frachtenanfall 
und den daraus sich ergebenden wirtschaftlich unbefriedisen- 
den Betriebsleistungen bei Bewältigung der unvermeidlichen 
Verkehrsschwankungen überzeugt ist, verfolge die nach- 
stehende Darstellung der planmäßıgemw und wirklichen Güter- 


aus dem Ruhrbezirk (Lastrichtung) ist durch fein ausgezogene Linie, der Ver 
(Leerrichtung) durch fein gestrichelte Linie dargestellt. 
laufenden stark ausgezogenen bzw. strichpunktierten Linien. veranschaulichen die Sollzugzahlen, die auf- und 
- absteigenden Linien die wirklichen Zugzahlen. 


‘Die wagerecht ver 


Wedau kommenden Einheiten — Einheit, bedeutet be 
Lokomotiven mit Packwagen und Zugbegleitpersonal 
sichert ist“ usw. ‘In der Kölner Begründung zu dem Antra 
über Vormeldung bei Einlegung von Zügen, die das Ziel ı 
Planes nicht haben oder in Plänen mit anderer | Belastu 
vorschrift gefahren werden, ist gesagt: „Um in solchen. 
den Zug nicht leer fahren zu lassen, läßt die ie 
station. in. dem freien. Plane einen Sonderzug unter 
Nummer oft unter der Bezeichnung Vor- oder Nachzug: ei 
in der Nähe des frei gewordenen Planes iegertan an) 
Güterzuses ab usw.“ 3 

. Das BERN doch nichts anderes, als daß auf ‚beiden: Rt 


it a DE aseihtionen er ah Für u An 
ung dieses Verfahrens auf den Rheinstrecken ist die 
schaftliche Ausnutzung der Lokomotiven und Personale 
nicht allein maßgebend gewesen. Ausschlaggebend war 
Imehr, daß Schwierigkeiten, die die glatte Durchbringung 
Güterzüge in Bingerbrück- und Oberlahnstein fortgesetzt 
Frage stellten, durch das Verfahren. in- der Hauptsache 
eitigt werden könnten. Daß der gegenwärtig ungeregelte 
ustand auf den Rheinstrecken wenig befriedigt, bedarf keiner 
I örberumg, ist doch eine feste Regelung auch bereits in Aus- 
cht genommen. Im Moselruhrverkehr in Richtung nach der 
ıhr ist seit einiger Zeit ebenfalls die beschränkt wahlweise 
stung der Ferngüterzüge zugelassen. Bei der überwiesen- 
en Mehrzahl der Züge mußte Wechsel der Zwelstation und der 
l bung erlaubt werden. Alle Bedenken, die gegen die be- 


& jahrelang: ins Feld geführt worden sind, haben sich nach 
führung der wahlweisen Belastung, dieser Züge als hin- 
g erwiesen. 


En een zu Schr in a ern und 
dabei nieht genigendb Rücksicht auf BR Euer 


-Er befürchtet‘ nn es 
di nun nd ae Nachteibe für den, Verkehr. Ich bin auf 
und ‚ praktischer Erfahrungen aus letzter Zweit überzeuster 
vet er der Ansicht, daß gerade durch die wählweise Bie- 
der ee mehr De) in: die 


nieht von heute auf morgen erzielt werden; sorgsamste 
ze und Überwachung sind zunächst umen!tbehrlich. Die 
nahme weise — nur um eine solche soll und Dt es 


ür alle beteiligten Stellen auffällig in "ae rich 
ee: siie häufiger vor, so ergibt sich schnell und klar, 
 Zugbildung se mehr dem Bedürfnis entspricht. bei 


sis OEM. Frachten i in 2 Beistelleruppen, däres Fracht: 


Sache wird undurchsichtig, und es kommt zu den für 
triebs- und Verkehnsabwicklung früher geschilderten 
Sen und unwirtschaftlichen Formen. An dem plan- 
Verlauf der durch die Fahrpläne, die Diensteinteilung, 
rderungsvorschriften usw. festgelegten Betriebsvor- 
t der Betrieb mindestens in £leichem Maße inter- 
rt wie der Vierkehr. Es ist einleuchtend, daß durch ent- 
‚ende Anordnungen dafür gesorgt werden muß, daß Ab- 
hungen von der planmäßig vorgesebenen ‚Beförderung 
möglichst engen Grenzen bewegen und in jedem Falle 
ie bekannt werden. So erhält z. B. im Mosel-Ruhr- 
jeder Ferngüterzug einen Belastungszettel,. aus dem 
ht und die [Belastung nach Achsen und Tonnen er- 
sind. Dadurch, daß der, Belastungszettel als ein: ‚Be- 
des Fahrberichts silt, ist dafür gesorgt, daß nicht 


Ben ea beballken — die a Be 


L zur Wege, zu sinnwen, wie den wohl von 2 Setie 
ug ne en betrieblichen Schwierigkeiten in 


'stengen als- die Lokomotivkilometer. 


mmen bei einzelnen Gruppen bleibt unentdeckt, die 


e an der Beförderung unmittelbar beteiligten Stellen 


wirtschaft- 
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licher Weise unter Wahrung der Verkehrsinteressen abge- 


holfen werden kann.. Folgende Wege sind wohl nur möglich: 


1. Es bleibt bei dem gegenwärtigen Durcheinander. Die 
Zugbildungsstationen handeln nach bestem Ermessen. Viele 
Fehler, unzweckmäßige Anordnungen und‘ Unwirtschaftlieh- 
keit müssen alsdann in Kauf genommen werden: 2 

2. Den Dienststellen wird jede Abweichung: von der vor- 
geschriebenen . Ordnung untersagt, auch ungenügend belastete 
Fern- und Durchgangseüterzüge werden abgielassıen. 

3. Es wird eine andere Regelung, z. B. nach meinen Vor- 
schlägen, eingeführt. 

Hinsichtlich des Verfahrens zu 2. ist zu bemerken, daß es 
in den Hauptverkehrsgebieten zurzeit überhaupt nicht durch- 
führbar erscheint. Ganz abgesehen von anderen schwer- 
wiegenden Gründen, deren Erörterung hier zu weit führen 
würde, wird es schon deshalb nieht anwendbar sein, weil das 
dazu erforderliche Mehr an Lokomotiven fiehlt. Da die Reichs- 
eisenbahnen. zudem fortgesetzt sehr schwere leistungsfähige 
Lokomotiven unter Aufwendune außerordentlich hoher Be- 
schaffuneskosten beschafft haben und noch beschaffen, so 
werden auch die Vorbedingunsen für ihre weitgiehendste wirt- 
schaftliche Ausnutzung, die auf Flachlandbahnen nur mit voll 


ausgelasteten. Zügen erreicht werden kann, geschaffen werden 


/ 


müssen. 

In der im_BReichsverkehrsministertum erst kürzlich fertig- 
gestellten vergleichenden Darstellung der wirtschaftlichen 
Lage der Reichseisenbahnen. heißt es u. a.: „Dem Rückgang 


‚seit 1913 bis 1919 folgte ein. Wiederaufstier im Jahrie 1920, 


der nicht unbedeutend und um deswillen besonders bemerkens- 
wert ist, weil die Wagenachskilometer verhältnismäßig stärker 
Hieraus darf auf eine 
wirtschaftliche Ausnutzung der Lokomotivleistungen bei Be- 
dienung des Verkehrs geschlossen werden. Es wird nicht ver- 
säumt werden dürfen, diese Entw. ickelung wachsam im Auge 
zu behalten und mit allen Mitteln zu fördern usw.“ 

Auch diese Ausführungen sprechen siegen das Verfahren 
unter 2. Es bleibt somit, wenn nicht der unter 1. angeführte 
bestehende ungünstige und unwirtschaftliche Zustand bleiben 
soll, nur übrig, eine andere Regelung zu finden. Eine sclche 


- anzurenen, war der Zweck meiner Arbeit. 


Zu den Ausführungen des Herrn Schwabe zur Frage 2 
myelimes Aufisatzes möchte ich kurz folvendes anführen: Ich 
habe nur die möglichste Einschränkung paralleler Zugbildun- 
nen Stefordert und gresagt, daß beim Bestehen paralleler Zug- 
bildungen der Verkehr der betreffenden Bahnhöfe in der 


. günstigsten Weise miteinander in Einklang zu bringen und 


ineinandergreifend zu negeln sei. Im übrigen glaube ich den 
bündigsten Beweis für meine im II. Abschnitt meines Auf- 
satzes aufgestellten Behauptungen durch die weiter oben an- 
gegebenen Güterzugleistungen auf den Strecken Hamm-Wuster- 
mark, Soest-Altenbeken und Gieisecke-Bestwig erbracht zu 
haben. Man braucht sich nur ein Bild von dem Leerlauf der 
Lokomotiven, der durch die ungleiehen Zugzahlen "beider Rich- 
tungen auf allen drei Stiwecken entsteht, zu machen, unkl sich 
zu vergegenwärtisen, daß es bei der geographischen "Lage 
der Strecken; nicht schwer fallen kann, einen Teil des Ver- 


.kehrs von der einen auf die andere Strecke zu lesen, um un- 


schwer zu erkennen, daß erhebliche Verbesserungen auf dem 
von. mir vorgieschlagienen Wege zu erreichen sind. 

'Zu den Behauptungen, daß die Leitungsvorschriften der 
Vorkriegszeit immer von Beamten aufgestellt ‚worden sind, 
denen die Betriebsverhältnisse bis ins einzelne genau bekannt 
waren, und: daß die jetzt noch vielfach bestehenden Mängel 
in den. Leitungsvorschriften nur Rückstände aus der Kriegs- 
zeit sind, steht die Erfahrung vieler leitender Betriebsbeamten, 
deren Anschauung hierüber mir bekannt ist, in auffälligem 
Widerspruch. Auch die Ausführungen des Herrn Schwabe 
über die Zweckmäßiekeit der Leitung aus dem Weesten nach. 
Berlin dürfen meines Erachtens nicht unwidersprochen 
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bleiben. Dieser Verkehr leitet mit Ausnahme des Verkehrs 
nach dem Potsdamer Bahnhof über Hamm-Wustermark, nach 
dem Potsdamer Bahnhof über Geisecke, Börssum, Magdeburg. 
Nun vergleiche man bei etwa gleicher Länge beider Strecken 
— der Weg über Hamm ist 15 km länger — die sehr erbeb- 
lichen Unterschiede: 


Beim Wegüber Hamm: Beim Weg über Geisecke 
Umstellstationen: Umstellstationen: 


Cöln-Eifeltor Cöln-Eifeltor 
- Hohenbudberg Kalk Nord 
amm Vohwinkel 
Wustermark Geisecke 
Tempelhof. Börssum 
Grunewald 
Höhenlage: Höhenlage: 
über Normal-Null _ über Normal-Null 
Cöln 55 m Cölu 55 m 


Vohwinkel 171 m 
Geisecke 122 m 
Bestwig 295 m 
Brilon Wald 446 m 
Scherfede 192 m 
Holzminden 97 m 
Vorwohle 235 m 
Kreiensen 102 m 
Neuekrug 217 m 
Börssum 87 m 
Eilsleben 153 m 
Magdeburg 54 m 
Berlin 37 m 


Hiernach ist vom betriebswirtschaftlichen. Standpunkte 
aus die Leitung des Verkehrs nach dem Potsdamer Bahnhof 
über Geisecke zweifellos nicht vertretbar. Nach meiner 
Kenntnis sind betriebliche Schwierickeiten aus der Umlesung 
dieses an sich unbedeutenden Verkehrs auf die Hannoversche 
Strecke weder in Hamm noch in Wustermark, noch an einer 
sonstigen Stelle zu befürchten, In verkehrsdienstlicher Hin- 
sicht dürfte die Leitung 
vorteilhafter sein, als bei den ausgezeichneten Ferngüterzug- 
verbindungen auf diesem Wege ‘das Gut erheblich früher 
seinen Bestimmungsort erreichen würde, als es jetzb der 
Fall ist. 

Bei der Veröffentlichung meiner Vorschläge bin ich von 


“ Hohenbudberg 34 m 
Hamm 63 m 
Brackwede 130 m 
Minden 46 m 
Lehrte 65 m 
Block 101 77 m 
Wustermäark 35 m 


der Voraussetzung ausgegangen, daß bessere Anpassung an. 


die veränderten Verhältnisse dringend notwendig ist, und daß 
insbesondere zur Überwindung der drückenden Notlage, in 
der sich die Reichseisenbahnen befinden, kein zur Hebung 
: der Wirtschaftlichkeit im Betriebe Erfolg versprechendes 
Mittel ungenutzt bleiben darf. Bei der vorgeschlagenen Re- 
gelung kommt es nicht so sehr auf Einzelheiten, wie auf das 
. große Ganze an. Daß im einzelnen ein Anpassen an die sehr 
oft verschieden liegenden Verhältnisse notwendig ist, ist 
selbstverständlich. Eine einseitige Vertretung der Interessen 
des Betriebes liegt mir fern. Ich bin mir bei meinen Aus- 
führungen stets bewußt 


der Dampflokomotiven. 


. In der am 16. März tagenden Nationälversammlung machte 
der Bundesminister für das Verkehrswesen anläßlich seiner 
Budgetrede Mitteilung von. verschiedenen Versuchen, die von 
der Staatseisenbahnverwaltung unternommen werden, um den 
Kohlenverbrauch der Dampflokomotiven zu vermindern. Über 
‚die näheren Einzelheiten dieser Versuche hielt am 18. März 


dieses Jahres der Sektionschef Ingenieur J. Rihoschek in 


der Fachgruppe der Maschineningenieure unter dem Titel: 
„Wie kann man bei der Dampflokomotiye Kohle sparen“ 
einen: Vortrag, der bei der Zuhörerschaft großes Interesse er- 
weckte. Im folgenden ist das Wesentlichste dieses Vortrages 
auszugsweise wiedergegeben. 

‘ Die Dampflokomotive gilt in weiten Kreisen als unwirt- 
schaftlich, viel Kohle und Wasser verbrauchend. Insbesondere 
kam. die Dampflokomotive in den Erörterungen über die Not- 
wendigkeit der Elektrisierung der österreichischen Eisen- 


über Hamm insofern wesentlich 
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‚nicht zu hoch eingeschätzt werden. 


gewesen, daß der Betrieb nicht 


x Zeitung des Verein 
Deutscher Eisenbahnverwal un 


Selbstzweck ist, sondern die en des Verka 
erfüllen und diesen. zu fördern hat, soweit das irgend m 
lich und wirtschaftlich vertretbar ist. Sa 

„Flohr,. Eisenbahndirektor, Berli g 


Auf Wunsch des Eisenbahndirektors Schwa de,. dem 
vorstehenden Ausführungen zur Kenntnis. gebracht wı 
bringst die Schriftleitung noch die nachstehenden kurzen 
merkunsen zum Abdruck und schließt damit bis aus wie 
diese Erörterung. 

# SE 
En Er 

Für meine Entgegnung in Nr. 8111920 d. Zte. 
keineswegs theoretische Erwägungen maßgebend. ‘Sieht m 
bei den Zugabfertigungen die Frachtpapiere durch und 
obachtet man den verschiedentlich ee. 


meine Einwendungen, die Buch Flohr in gewissem Maße a ne 
kennt, nicht beiseite lassen können. Auf Wirtschaftli 
im Güterzugverkehr wurde auch früher gehalten und hing 
wirkt (Achsenbücher, Sammlung betriebl. Vorschr., S. 13/1 
Die hier gegebenen Vorschriften sind — wie auch auf 
ren Gebieten dieser Kriegserscheinung sich zeist — z. 
Vergessenheit geraten, z. T. werden sie nicht mehr genü 
beachtet. Der Wert der seinerzeit gerade von Betriebssei 
gewünschten Statistik ist wohl nicht zu verkennen. Das un 
gründete Fahren ungenügend belasteter Züge ist meines 
achtens strafbar. 

Die Meinung über den .Vorteil wahlweiser Güter \ 
benutzung ist auch bei Betriebspraktikern „eteilt (s. la 
Tagesordnung — Erhö hune der Betriebsleistung — fi 
technische Tagung in Bamberg 7. Februar 1921, Punkt 
Wegfall der wahlweisen Benutzung —), Die vonn 
Bere ganz verworfene wahlweise Benutzung (vg 
Nr, 81) kann aber — und daran halte ich fest — nur Vor 
bringen, wenn die Auslaufstrecke lang ist wie Hamm-Wuste 
mark, und wenn an ihr ein aufnahmefähiger, Ersatzfrae 
in Vorrat besitzender Bahnhof wie Seelze liegt. Ist das ni 
der Fall, z. B. Bingerbrück (s. auch Flohr), so folgen aus & 
wahlweisen Benutzung wagendienstliche und wirtschaf 
Nachteile; Einheiten fahren z. T. leer nach der Heimat, Ds 
Wert der .— oft späten — Vermeldung der Belinea 


Für die Festlegung der Leitungsvorschriften a nl 
immer die kleinere Zahl der Umstellstationen maßgel 
sein. Es kommt ganz darauf an, ob die Wagen auf den Un 
stellbahnhöfen im Eckverkehr oder im geraden Durchlau 
handelt werden. Unter Umständen ist also ‚ein mehrfa 
Wechsel vorzunehmen. 

Wenn die beiderseitigen Ausführungen ar führen wü 
daß etwa auf der mittleren Linie der richtige Weg gef 
wird, so wären sie nicht nutzlos gewesen. . Bar. 

Schwabe, Eisenbahndirektor 


bahnen schlecht weg. Es ist ja richtig, daß die alte 
Naßdampf als Zwillingsmaschinen arbeitenden Lokomot 
Kohlenfresser sind, doch die Einführung zuerst der Vor 
wirkune und dann des Heißdampfies machte die Dampfl 
motive so wirtschaftlich, daß die neuzeitliche Verbund 
dampflokomotive im Kohlen- und Wasserverbrauch ortsfes 
Dampfmaschinenanlagen nicht viel nachsteht. Man findet V 
kunssgrade guter Lokomotivkessel bis zu SO% und den 
samten thermischen Wirkungssrad der Lokomotive bis 1 
— Kohlen kann man bei der Dampflokomotive. sparen, w 
der. Wirkungsgrad des Lokomotivkessels und der Daun 
maschine weiter verbessert und die Lokomotivbauart jew: 
wen Verkehrsverhältnissen angepaßt wird. Der Kessel: 
kungsgrad wird verbessert, wenn die Verbrennung in 
Fewerbüchse eine vollkommerere wird, und wenn ein T: 
in dem Auspuffdampf und den Abgasen enthaltenen Wö 


‚zur Vorwärmung des Kesselspeisewassers rückgewonnen wird. 
Der erste Zweck wird erreicht dureh geschickte Bedienung 


. 
& 
_ des Feuers durch geschulte Heizer, ferner durch das bei den 
_ Österpeichischen Bundesbahnen erprobte Feuergewölbe, Bau- 
> art Madeyski. Die Vorwärmung des Kesselspeisewassers ge- 


m schieht in Vorwärmern, die zumeist aus Rohrbündeln mit 
Kammern bestehen, in demen Wasser kreist, das durch Ab- 
 dampf oder Abgase erwärmt wird. Es werden jedoch auch 
Versuche angestellt werden, den entölten Abdampf unmittel- 
bar mit dem kalten Speisewasser in. Berührung zu bringen; 
_ bei dieser Vorwärmungsart könnten die schwerfälligen Vor- 
' wärmbehälter entfallen. Die österreichischen Bundesbahnen 
_ haben eine neue 1 E-Zwillingsheißdampf-Sütereilzuglokomo- 
_ tive mit einer Abdampf-Kesselspeisewasser- Vorwärmungsein- 
richtung ausgerüstet, bei welcher der Vorwärmer entgegen 
der in Deutschland üblichen Art senkrecht zwischen den 
Rahmenplatten angeordnet ist, wodurch erzielt wird, daß er 
sich sehr leicht nach jeder Diensttour ausblasen läßt und da- 
her, wie sich im Betriebe gezeigt hat, fast vollkommen rein 
_ bleibt. Zur Erprobung der Vorwärmung des Kesselspeise- 
_ wassers durch Abgase ist eine 1 D-Zwillingsheißdampf- 
 Güterzuglokomotive mit einem neuartigen Vorwärmer ausge- 
_ rüstet worden, welcher in Schlitze der nach vorn verlängerten. 
_ Rauchkammer eingeschoben ist, so daß dessen Ein- und Aus- 
2 bau leicht vor sich gehen kann, und dessen. Reinigung auch 
keine Schwierigkeiten bereitet. Auch bei diesem Vorwärmer 
_ findet ein Ausblasen. nach jeder Diensttour statt, wobei der 
_ ausgeschiedene Schlamm aus dem Vorwärmer entfernt wird. 
—_ Die Speisung des Kessels findet durch die gewöhnlichen In- 
_ jektoren statt. Bei Versuchen wurde das Kesselspeisewasser 
bis 1400 C erwärmt, wobei der mit sehr gutem Wirkungsgrad 
_ arbeitende Kessel der Versuchslokomotive Rauchkammertem- 
 peraturen von nur höchstens 300° C aufwies. 


Kohle läßt sich bei den Dampflokomotiven. auch sparen, 
wenn die Dampfmaschine verbessert wird, doch ist es hier 
‚viel schwieriger, den Wirkangsgrad zu erhöhen. Bekanntlich 

brachte die Einführung der doppelten Dampfdehnung. erst- 
malig eine große Verbesserung des Wirkungessrades der 
Lokomotiv-Dampfmaschine, Als jedoch die Einführung des 
"überhitzten Dampfes im Lokomotivbau einen großen wirt- 

schaftlichen Erfolg zu verzeichnen hatte, wurde vielfach die 
 Verbundlokomotive zugunsten der einfacheren Zwillingsheiß- 
 dampflokomotive verlassen. Es steht aber fiest, daß die Heiß- 


In den letzten beiden Jahren hat das Schulwesen bei der 
Eisenbahnverwaltung infolge der. Erlasse des Herrn Beichs- 

verkehrsministers über die Springerlaufbahnen, der Forderung 

‚der Gewerkschaft deutscher Lokomotivführer nach zweckent- 

sprechender theoretischer Vorbildung der Lokomotivführer- 

_ Anwärter u. a. m, erhöhte Bedeutung und Ausdehnung ge- 

_ wonnen. 

Zurzeit bestehen .drei getrennte Schulsysteme : 

en der Verband der Eisenbahnfachschulen Deutschlands, 

2. das amtliche Unterrichtswesen, das sich zusammensetzt aus 

den Werkschulen I und II, den Eisenbahnverwaltungs- 

‘schulen und den Instruktionsstunden, und 

3. die Schulen der Eisenbahnvereine. 

—_ Der Verband der Eisenbahnfachschulen, der 

von den vier Eisenbahner-Großorganisationen unterstützt wird, 

umfaßt etwa 45 Zweigschulen, während über 100 in Vorberei- 

tung sind. Die explosionsartige Ausbreitung dieser Schulen 
läßt deutlich erkennen, welch ungeheures Bildungsbedürfnis 

_ unter den Beamten vorhanden ist. Dennoch muß vor einem 

allzu schnellen Vorwärtsstürmen gewarnt werden, weil da- 

_ durch eine Vierflachung des gesamten Bildungswesens droht, 

die weder im Interesse der Verwaltung noch der Beamten. liegt. 
Nach dem vorliegenden Lehrplan sollen die erforderlichen 

theoretischen Kenntnisse vermittelt werden : 

_ für Maschinisten, Waeenwärter, Lokomotivheizer und 

Rottenführer in 4 Semestern, £ 

für Wagenmeister, Werkführer, Lokomotivführer, Maschi- 

_ _„benmeister und Rottenmeister in 6 Semestern, | 

für Bahnmeister, Werkmeister und technische Assistenten 

Be ın 8 Semestern, . 

für technische Sekretäre, Oberbahnmeister und Werk- 

- _stätbenvorsteher in 10 Semestern, 

'_für Betriebsingenieure in 12 Semestern. 

Inwieweit dies möglich sein wird, soll hier unerörtert 
el. Das «ine aber kann gesagt werden: Es wird unge- 
euerer Anstrengungen, der Schüler bedürfen, wenn sie neben 
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dampfverbundlokomotive gegenüber der Heißdampfzwillings- 
lokomotive im Dauerbetriebe 8-10 % weniger Kohle ver- 
braucht, so daß bei der herrschenden Kohlennot der Bau von 
Aweizylinder-Verbundheißdampf-Lokomotiven für Dienste, 
bei welchen es auf keine besonders hohen Geschwindigkeiten 
ankommt, wieder aufgenommen werden .sollte, wie es die 
österreichische Bundesbaunverwaltung bereits beschlossen hat. 
Zur Erprobung der newen, Veentilsteuerung, Bauart Lenz, haben 
dio Österreichischen Bundesbahnen eine E-Heißdampf-Güter- 
zuglokomotive mit dieser Steuerung ausrüsten lassen, der 
weitere 4 Lokomotiven folgen werden. Die Vergleichsver- 
suche mit einer Kolbenschieberlokomotive haben für die Loko- 
motive mit Ventilsteuerung günstig abgeschnitten. Die Er- 
zeugung hoch überhitzten Dampfes ermöglicht der von der 
Schmidtschen Heißdampfgesellschaft herausgebrachte Klein- 
rohrüberhitzer, dessen Anwendung beträchtliche Kohlen- und 
Wasserersparnisse mit sich bringt. Schwierigkeiten in der 
Erhaltung der Kolbenschieber, die die Anwendung des hoch 
überhitzten Dampfes verursachen könnte, würde die Ver- 
wendung der Lenz-Ventilstewerung beseitigen. 

Nicht nur durch Verbesserungen in der Bauart lassen sich 
Kohlenersparnisse. bei der Dampflokomotive erzielen, son- 
aeın auch Maßnahmen des Zugförderungsdienstes können be- 
trächtliche Kohlenersparnisse bringen, wenn Zuebelastungen 
und Fahrordnungen so erstellt werden, daß die Lokomotiven 
in jenen Grenzen ihrer Leistung beansprucht werden, in 
welchen sie am wirtschaftlichsten arbeiten, und wenn Loko- 
motiven: nur für jene Dienstleistungen herangezogen werden, 
für welche sie gebaut sind. Der Zugförderungesdienst wird 
wirtschaftlicher durch Einführung von schweren, hoch- 
leistungsfähigen Lokomotiven, dort, wo mit mehrfacher Be- 
spannung Züge befördert werden müssen. Sehr radikal gehen 
in dieser Beziehung die Amerikaner vor. Auch die öster- 
rveichische Bundesbahnyerwaltung beschafft schwere 1 El Tien- 
derlokomotiven, die z. B. auf der Wiener Verbindungsbahn 
die 1€C1Stadtbahn - Tenderlokomotiven ersetzen werden. 
Neuerungen können sich im Betriebe nur dann bewähren, wenn 
ihnen das nötige Verständnis 'entgegengebracht wird. Zur 
Weckung dieses Verständnisses und zur Auffrischung des 
während des Krieges verloren gegangemen technischen Wis- 
sens ist beabsichtigt, nach amerikanischem Muster mit Hilfe 
ae Schulwagens einen ständigen Schulungsdienst «einzu- 
ühren. Be 


Das Schulwesen bei der Eisenbahnverwaltung. 
Von Oberregierungsbaurat Bethke, 


dem Dienst nach abspannender Tagesarbeit noch diese 
Menge an theoretischem Wissen bewältigen wollen, und nur 
die Fähieısten und Energischsten werden das Ziel erreichen. 
- Das amtliche Unterrichtswesen umfaßt die be- 
kannten, Werkschulen I, in denen Lehrlinge, und II, in denen 
Lokomotivführeranwärter theoretisch ausgebildet werden, die 
Eisenbahnverwaltungsschulen. (früher Eisenbahnschulen) und 
die Instruktionsstunden, in. denen in enger Anlehnung an Be- 
triebs- und Verkehrsvorkommnisse Sonderfälle besprochen 
werden, oder mit deren Hilfe der durch Kriegsverhältnisse 
(z. B. durch vorübergehende Prüfungserleichterungen infolge 
Personalmangels) gesunkene Stand der theoretischen Kennt- 
nisse auf das für die ordnungsmäßige Abwicklung des Be- 
triebes und Verkehrs unbedingt notwendige Maß gehoben wer- 
den soll; diese Unterweisung kann nur dann Erfolg haben, 
wenn sis in engister Anlehnung an die Praxis vor sich geht. 
- Die Schulen der Eisenbahnvereine endlich haben 
einen in dien verschiedenen Direktionsbezirken sehr wechseln- 
den Umfang und Erfolg, der zum großen. Teil von den Per- 
sönlichkeiten; abhängis ist, die zur Organisation und Unter- 
richtserteillung zur Verfügung stehen. Due Schulen haben 
teilweise Fortbildungskurse für Arbeiter, Hilfsbeamte und Be- 
amte in allgemeinen und eisenbahntechnischen Fächern #ein- 
sserichtet, teilweise nur auf die allgemeinen, Fächer sich be- 
schränkt. 5 

Eins Daseinberechtigung haben m. E. alle drei 
Schulsysteme. Es ist deshalb zu bedauern, daß in letzter Zeit 
zwischen den Trägern der einzelnen Schulen sich Interessen- 
gegensätze herausgebildet haben, die geeignet sind, sehr zum 
Schaden der Beamten- und Arbeiterschaft lähmend auf die 
notwendise Entwicklung des Schulwesens einzuwirken, und 
die letzten Endes dazu geführt haben, daß der Verband der 
Eisenbahnfachschulen das Unterrichtsmonopol bei der 
Eisenbahnverwaltung für sich fordert. Diese Interessen- 
gegensätze sind nach meinem Dafürhalten nur scheinbar _vor- 
handen, und zum Besten aller Beteiligten muß es gelingen, 
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sie auszugleichen EN die Arbeitssiebiete geneneinander abzu- 
enenzen. Denn die den einzelrien Schulen zufallenden Auf- 
gaben sind aus.der ganzen augenblicklichen Sachlage heraus 
so: verschieden, daß die Schulen gut mwebeneinander bestehen 
können, ohne sich gegenseitig Ins Gehege zu kommen oder car 
"Splittenarbeit zu Leisten, Damit soll keineswegs ein Faktum 
für alle Zeiten seschaffen sein, es ist vielmehr sehr gut denk- 
bar, daß bei entsprechender Entwicklung Arbeitsgebiete zu- 
sammengehegt und einer Schule übertragen werden. 

Unter a augenblicklichen Verhältnissen ist deshalb die 
Forderunx des Verbandes der Eisenbahnfachsehulen nach dem 
Monopol zum mindesten verfrüht.‘ Die Eisenbahnverwaltung 
muß sieh unter allen Umständen das Recht vorbehalten, ihr 
geeignet und notwendig er rscheinende Gebiete selbst zu be- 
“handeln. Schon die in: Aussicht stehende Personalreform vier- 
langt naturnotwendig aufmerksamste Beachtung auch dieses 
Zweiges der Ausbildung und eingehende Auswertung seiner 
-Folgeerscheinungien für spätere Maßnahmen. Das ist nur mög- 
lieh, wenn unmittelbare Erfahrungen gewönnen werden, d. h. 
die Eisenbahnverwaltung selbst Unterricht erteilt. 

Unter Berücksichtigung dieser Umstände komme ich zu fol- 
gendem Vorschlag über die Abgrenzung der Arbeitsgebiete: 


1. Verband 
Deutschlands; 

a) Unterricht, der geeignet ist, die wirtschaftliche Besse- 
rung der Lage des einzelnen zu fördern. Also gewisser- 
maßen „Aufstieerschulen“, mithin für alle diejenigen, die 
unter Erwerbung umfassenderer Bildung über die Lauf- 
bahn hinauswollen, für die sie bei der Verwaltung ange- 
nommen worden sind; 
Unterricht an Beamte zur Wiederauffrischung oder Er- 
sänzung des für die betreffende Stellung vor geschrie- 
benen theoretischen Wissens, 


Der Untericht zu a) und b) findet 
Dienstzeit statt, worauf von der Schulleitung besonderer 
Wert geleet wird, und wird von Kommissaren der Eisenbahn- 
verwaltung überwacht. 


der Eisenbahnfachschulen 


b) 


In Nr. 62/1920 dieser Zeitung macht Herr ee und 
Baurat Sarrazin den Vorschlag, Schranken an solchen Weg- 
übergängen, die nur dem örtlichen oder Privatverkehr dienen, 
zu beseitisen und dis betreffenden Sckhrankenwärterposten ein- 
zuzvehen. Durch an Drähten über die Straße befestigte Tafeln 
sollten diese Übergänge kenntlich gemacht werden. Auf 
Nebenbahnen sind nun. wenis ‘Schranken mit ‚besonderen 
Wärterposten vorhanden, und hier werden also keine größeren 
Ersparnisse zu machen sein. Für Hauptbahnen. aber erscheint 
dis Durchführung des obigen Vorschlags im Hinblick auf die 
erößene Fahrgeschwin dirkeit der Züge doch etwas bedenklich. 
Jedenfalls würde hier die Betriebssicherheit 'herabgemindert 
und: die Gefahr für Menschen und Tiere auf dien. Wegeüber- 
gängen erhöht, namentlich auf zweigleisigen Strecken, wenn 
ein gerade vorüberfahrender Zug das Herannahen «ines 
anderen verdeckt. 

Ohne das radikale Mittel der eänzlichen "Beseitigung der 
Schranken lassen sich aber auch noch auf andere Weise und 
ohne Vi erminderung ‚der Betriebssicherheit Ersparnisse im 
Schrankendienst erzielen. Ein eroßer Teil der über die Bahn 
seführten Wege sind Feld-, Wiesen- cder Holzabf uhrwese, auf 
‘denen nur 'solanse «in Verkehr stattfindet, wie auf den_in 
Frase kommenden Grundstücken gearbeibet wırd, das ist wäh- 

nn der Tageszeit. Zur Nachtzeit werden diese Wegeübergänge 

gut wie gar nicht benutzt, und trotzdem werden sie bewacht 
id. ihre Schranken bedient. Würden diese Schranken nachts’ 


Die Vielfach- oder Kettenaufhängung der Fahrleitungen für 


Für elektrische Bahnen, a Fahrgeschwindiskeit 25 km in 
‘der Stunde nicht übersteigt, genügt die aus dem Straßenbahn- 
betrieb bekannte Einfachaufhängsungx des Fahrdrahtes 
an Querdrähten oder an Masten mit Auslegiern (Abb. A*) in Ab- 
ständen von 30 bis 85 m auf der geraden Strecke. Eine solche 
Aufhänsunesart gibt aber zu Bedenken Veranlassung, wenn die 
Fahrgeschwindiekeit über das angegebene Maß hinaus gestei- 

..sert. wird. In diesem Falle wird infolge des in der heißen 
‚Jahreszeit verhältnismäßig, großen Fahrdrahtdurchhanges der 


*) Die Bildstöcke würden uns von den Siemens- Schuckert- 
Werken zur Verfüsung gestellt. - s 


außerhalb der. 


stände, die nicht streng eisenbahnfachlich sind, sonder N 


De unbedingt LO PcT ich, jedoch erWüns scht ist. 


-auf Grund ‚gegenseitiger Vereinbarung ;E estgelagt, 


- wärber 


| 


kung ‚des Stromabnehmers. der en 


‚wärter nicht dazu zwingen, diese im Interesse de: 


ee Die Vore finden Adel der Die 


um die Zustimmung der Interessenten zu erhalten, so. 


f ährdet.. E 


2 Aslianse Unseren wer DR 
Ar Workschule I zur theoretischen Ausbildu: 
Wer kstättenlehrlinge während ihrer ‚vierjähni, 
bilduneszeit; 
Werkschulell für die Voraikane de Far a 
motivfahrdienst unbedingt nötigen theoretischen 
nisse, Diese April 1920 erstmalig eingerichteten 
‚erfüllen‘ eine alte Forderung ‚der Lokomoti 
sewerkschaft; + 
€ 


es 


Eisenb ihüvertwaltnassors kn für. 
leren Beamtenanwärter (technische Aspiranten 
- meister- und Weerkmeisteraspiranten, Süupernu 
‚also Unterricht während dei‘ normalen Ausbildu ng, 
eines Anwärters in einer Laufbahn, für die" r 

. vornherein angenommen worden ist; i 

=: Instruktfiomsstund'n, in diemen Betrieb 
‚Verkehrsunregelmäßiskeiten besprochen und ‚di 

-  anwendungen daraus gezogen werden usw. 
“Der Unterricht zu 2. a) bis d) ist Dienst und wird d 
innerhalb der Dienstzeit erteilt. Schon aus diesem 67 
kann die Eisenbahnverwaltung die in Frage kommenden 


waltung notwendigen Kenntnisse sich außerhalb der 
zeit zu erwerben... 

3% en Be Zur Verti ung 
Erweiterung theoretischer Kenntnisse über den übh 
Rahmen hinaus (auch Newerungen, Erfindungen. usw.); ı i 
handeln außerdem vorzugswieise in Vortragszyklen G 


mittelbar damit zusammenhängen, deren TOD 


statt. An Orten, wo Eisenbahnfach- “und Eisenbah 
schulen nebeneinander bestehen, werden die Arbe 


durchaus Seen enei ‚allen Bereiisten gerecht zu wenden. 
eine Bee Era lanz des Schulwesens zu ‚gewäh 


a. 


“früh 6 Uhr nr nöschlossen und So ea daß 
fugte sie nicht öffnen. können, so kann auf jedem P: 
täglich drei achtstündigen Dienstschichten ein Sch 
gespart werden, oder in Geld umsesetzt, jährlich 
bis 13.000 M. Heizung und Beleuchtung fällt für diese Stu 
ebenfalls noch weg. Auf diese Weise'sind im hiesigen 
bezirk in den letzten Monaten mit Zustimmung der 
‚Behörden die Schranken von 19 Posten nachts SC 
worden, wodurch ebensoviel Schrankenwärter erspar 
Bei einer Anzahl schweben die Verhandlungen noch 
Weiter wäre noch zu prüfen, ob nicht hier und do 
Zusammenlegung nicht allzuweit von einander entfern 
der Wegübergänge ein Wärterposten ganz wegfallen 
. Die Kosten für Neuherstelluns oder.  Weiterführ 1 
. Parallelwesen sind nicht sehr hoch, -da, sie als Fel 
Wiesenwege meistens nicht befestigt zu werden braucl 


bei Zahlung von Umwegsentschädigungen. nicht kleinlich 
Ein. Sehrankenposten' (drei achtstündige Schichten) koste 
Eisenbahnverwaltung jährlich rd. 35 000 M. Die für g 
Aufhebung eines Postens in dieser Weise aufzuı 
Kosten würden also in Bug Zeit. Beben, ER 
‚spart sein. f 

. Jena. 


Snnabnehner (Rolle oder Bügel), an Ee . Aufhän 
abklappen. Da die auf diese Weise entstehende 
unterbrechungen mit mehr oder weniger starkem F. 
bunden sind, werden sich hierdurch und durch die. 
in ‚de 


stücke ERDE bunden Die Unterkhaltun 
steigen, und schließlich ist ur die, N - 


era is ne Selten. oder Ketteng 
Fabrdrahtes Ber en: Hierüber ist mes 


htet, u. a. ee ‘einer. tteihun. über die 
tung And den Betrieb der elektrischen Stadt- und Vor- 
Blankenese-Ohlsdorf inNr.6,$8. SO, desJahr- 
909. Vergleiche auch die allgemein gehaltenen Mit- 
‚über diese Aufhängungsart der Fahrleitungen im 
nd Kleinbahnbetrieb in Nr. 26, S. 423 des J ahreangs 
itung, In. Nr. 60 desselben J ahrsanges finden 
uf den Seiten 969 und 970 entsprechende Angaben bei 
Beschreibung der Dessau-Bitterfelder Bahn sowie 
rdie London-Brighton und Südküstebahn 
affenen elektrischen Einrichtungen; zu vgl. Nr. 63, Seite 
‚des Jahrgangs 1912 dieser Zeitung. Während in den. vor- 
nnten Berichten auf die verschiedenen Fahrdrahtaufhän- 
arten der Allgemeinen Elektrieitäts-Gesellschaft und Ger 
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3 Abb. A. Ei iin fa chlauf in Ee 
Dr ielfac ha ufh: Äängung > Fahrdrahtes. 


.1221 des Jahrgangs 1913 dieser Zeitung auf die von den 
nann-Elektrizitätswerken. für die schlesischen Gebirgs- 
affene Vielfachaufhängung des Fahrdrahts . einge- 


biete und über die von den Siemens-Schuckert-Werken 


em ist den Ausführungen des Genannten an Hand 

f entlichung in den Heften 18 und 19 des Jahrgangs 
itschrift ee Krafibetriebe und Bahnen“ 
efo. 


2 Vielfachaufhängung. 
- ©. Fahrdrabtnachspannung: 


Abb. B bis D. Verschiedene, ren 


S are Wer ne nommen: werden konnte, ist | 


end. berichtet neuerdings Dipl. -Inge, Reishaus > 
r den derzeitigen Stand der Technik. auf diesem. 


R Bean Bauarten der Vielfachaufhängung. | 
 nachspannung 


N T. FT 


Die bisher durchgebildeten Fahrleitunssbauarten, gegliedert 
‚nach den Unterschieden in der Ausbildung der Länestrae- 
werke, ebenso wie die Anwendungsgebiete der Vielfachauf- 
hängung, gehen aus der folgenden Zusammenstellung hervor: 

1.-Vielfachaufhängung ohne selbsti tätige 

Fahrdrahtnachspannung: 

‚Geeienet für Straßen-, Klein- und Überlandbahnen bei 
Fahrgeschwindigkeiten bis etwa 50 km in der Stunde; 
Fahrdrahtnachspannune von Hand etwa alle 300 bis 500 m 

(Abbildung B, linke Hälfte). 
- — Ausführung mit einem oder zwei Fahrdrähten, an einem 
 Trasseil aufgehänet. 
mit  selbsttätiecer 
a), Festes Tragseil,. selbst- 
tätıze Fahrdrahtnach- 
spannung in Abstän- 
den von 1000 bis 1500 m 
unter Benutzung von 
Gewichten und Schräg- 
stellung der Hänse- 
drähte., Geeienet für 
Klein-, Überland- und 
Vollbahnen bei Fahr- 
geschwindickeiten bis 
etwas 75 km in der 
Stunde (Abb. B, rechte 
Hälfte), 

b) Festes Tragseil, selbst- 
tätige Fahrdrahtnach- 
spannune in Abständen 
von 1000. bis 1500 m 
unter Benutzune von 
Gewichten und Anwen- 
dung; eines Hilfs- 
trasdrahtes. Ge 
eienet für Klein- und 
Überlandbahnen sowie 
insbesondere für Voll- 
bahnen und hohe 
Fahrseschwindiekeiten 
(Abb. D). 

c): Festes Tragseil, selbst- 
tätige Fahrdrahtnach- 
spannung durch  Ge- 
wichte in Abständen 
von 1000 bis 1500 m 

“unter Anwendune von 

kurzen, am . Trasseil 
befiestioten Gleit- 
stücken und zwei von 
diesen Gleitstücken 
aussehenden schrägen 
Hänzsedrähten. Geeie- 
net für  Klein-, Über- 
land- und Vollbahnen. 

d) Festes "Tragseil, selbst- 
tätige Fahrdrahtnach- 
spannung ohne  Be- 
nutzung von Gewich- 
ten unter Anwendung 
eines Hilfsdrahtes, der 
in Abständen von etwa 
300 m in den Fahrdraht 
übergeführt ist. Geeig- 
net für: Klein-, Über- 


2 land- und Vollbahnen 
(in Ausführung bei 
den Schweizerischen 
Bundesbahnen). 


e) Tragseil und Fahr- 
draht selbsttätig durch 
Gewichte nachee- 
spannt, Nachspannung 
in Abständen von 1000 

bis 1500 m. Geeignet 

für Klein-, Überland- und Vollbahnen bei Fahrgeschwin- 
. digkeiten bis etwa 100 km in der Stunde. (Abb. C.) 
a) Ausführung mit festem Quertragwerk, wobei das 

Tragseil über Rollen läuft, 


B) Ausführung - mit. drehbaren 
"bildung C.) 


De die Vielfachaufhäneung mit selbsttätiger Fahrdraht- 
unter Anwendung eines Hilfstragdrahtes 
(Abb. D) werden nach der Quelle alle in technischer Hinsicht 
gestellten Aufgaben in vollkommener Weise gelöst. Diese 
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‘| Bauart et alle Vorzüge der übrigen Systeme und ent- 


Fr 


Nr. 17 ER — 


spricht allen Anforderungen und Betriebsverhältnissen, wie 
sie auf den Hauptbahnen vorliegen; sie eignet sich insbeson- 
dere auch für die höchsten Fahrgeschwindigkeiten. Der 
Fahrdraht kann dem Büseldruck an allen Stellen in demselben 
Maße nachgeben und schmiegt sich gleich einem elastischen 
Bande an das Schleifstück an. Durch die Bauart wird eine 
große Steifigkeit gegen seitliches Ausweichen durch den 
Winddruck erreicht, sie läßt daher, im Vergleich zu den übri- 
gen Anordnungen, größere, Spannweiten zu. Bei der 


preußischen Staatsbahn, die eine Gesamtbügelbreite von 2,4 m | 


Nachrichten. 


Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


— Behinderung des Güterverkehrs im Westen. Die „Röl- 
nische Zeitung“ erfährt von seiten der Eisenbahndirektion 
Köln, daß die Zollkontrolle im Güterzugverkehr schon Stö- 
rungen hervorrief, welche vorläufig noch nicht beseitigt 
werden konnten. Auf den Übergangsstationen im nördlichen 
Teil des Direktionsbezirkes Köln stauen sich die Güterzüge 
in bedenklichem Umfange. Die Direktion hat sich veranlaßt 
gesehen, die Annahme von Gütern zu sperren, und zwar voll- 
ständige nach dem Ruhrgebiet und darüber hinaus, in gerin- 
serem Umfange nach dem Süden zu. Die Direktion Elberfeld 
sperrte die Annahme von Sendungen für die Düsseldorfer 
Bahnhöfe. Sendungen aus dem unbesetzten Gebiet werden wie 
Sendungen vom Auslande behandelt, das heißt, sie werden 
möerlichst an die Empfänger sessen Entrichtung des vorge- 
schriebenen Zolles überwiesen. Die aus dem besetzten Gebiet 
heraussehenden Güter fertigen ausschließlich die Grenzzoll- 
stationen ab. Die Abfertisunge dawert ıinfolgtedessen sehr 
lange. Verspätungen von drei bis vier Stunden sind eine nor- 
male Erscheinung. Ähnliche Verkehrsstockungen ergaben 
sich auf den Übergangsstationen im Bezirk Mainz. Die Kohlen- 
zuge verkehren unbehindert. 

In der Frage der Beseitigung der durch die Zollerenze Der 
schaffenen Verkehrsschwierieskeiten haben Virhandlungen 
mit den Vertretern der französischen Zollbehörden stattaie- 
funden. Es wurde u. a. beschlossen, die Verzollung weiter- 
sehender Sendungen auf Bahnhöfen ım Innern des besetzten 
Gebietes zu verlangen. Perner wird von derselben amtlichen 
Stelle vorgeschlagen, die Verzollungs auf Grund der Fracht- 
briefe vorzunehmen. In diesem Falle müßte die Eisenbahn 
den Zoll vorschießen, um ihn am Empfangsorte wieder ein- 
zuziehen. Von beiden Anregungen verspricht man sich in 
beteilisten Kreisen kaum seine wesentliche Milderung der 
ausseenblicklichen Schwieriskeiten. 


Es sollen in den nächsten Tagen zwischen den deutschen 


amtlichen Stellen und der Besetzungsbehörde neue Verhand- 
lungen seführt werden. Inzwischen ist bestimmt worden, daß 
die Zollkontrolle auf den Landstraßen am 10. Mai in Kraft 
treten soll. Die Stockunsen im Güterverkehr dawern unver- 
mindert an, obgleieh der Zulauf von meuwen |Sendunsen im 
Düsseldorfer Bezirk infolse der Zurückhaltung der Versender 
etwas zurückgegangen ist. 


— Der Verkehr mit dem Rheinland. Nach einer Anordnung 
des Zollkomitees der Interalliierten _Rheinlandkommission 
muß ab 20. April 1921 den Frachtbriefen die Zollerklärung 
beigefügt werden, die vollständig sein und alle Einzelheiten 
für eine Beschreibung der Waren und ihre genaue Einordnung 
semäß dem deutschen Zolltarıf enthalten muß. Die Zoll- 
kontrolle der Personen-, 
Ohliss, die der Güterzüse im Bahnhof Opladen. Das Zollamt 
in Opladen üst durch vier deutsche und mehrere englische 
Zollbeamte verstärkt worden. Weitere Zollbeamte sind an- 
wefordert, da hier eine Hauptzollstelle für den Eisenbahn- 
güterverkehr eingerichtet werden soll. 


— Die Schülerrückfahrkarten. Um den nicht am Wohn- 
ort der Eltern. die Schule besuchenden Schülern an den Sonn- 
und Festtagen den Besuch des Elternhauses zu wrleichtern, 
hat — wie die Reichshauptstädtische Korrespondenz schreibt — 
die Eisenbahnverwaltung die Einführung von Schülerrückfahr- 
karten beschlossen. Die zur Erlangung dieser Fahrpreis- 
ermäßiguns erlassenen Bestimmungen. sind soeben. festoesetzt 
worden. Danach selten diese newen Karten zur Fahrt nach 
dem Wohnort der Eltern an Tagen vor Festen oder an den 
Sonn- und Festtasen selbst und zur Fahrt nach dem Schulort 
an den: Sonn- und Festtagen oder am darauf folgenden Taxe. 
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eingeführt hat, ist die Einheitsspann weite zu 100 m gew. 


‘Es wurde beschlossen, der Generalversammlung vorzusce hlagen, 


Eil- und D-Züge erfolgt im Bahnhof ‘ 
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worden, wobei sich im Betriebe bisher keinerlei Anstände 
seben haben. ” 
Da auf die von Reishaus gegebenen, sehr ausführlichen E 
läuterungen über die technische Durchbildung der einzeln 
Bauarten wesen Raummängels nicht näher eingegangen wei 
kann, sei auf die Quelle verwiesen. Die mit reichem B 
material versehenen Ausführungen dürften das lebhafte 
teresse es Fachmannes beanspruchen. 2 


en 


Sie werden für Entfernungen bis zu 100 km, jedoch nur 
Fernverkehr ausgegeben. Sie gelten allgemein für die 4. Kl 
und kosten für Hin- und Rückreise den einfachen Fahrp 
4. Klasse der betreffenden Strecke. Neben wigenhändi 
Unterschrift und dem Lichtbild des Schülers muß der An 
auf Ausgabe von Schülerrückfahrkarten noch die Bescheir 
gung der Ortspolizei enthalten, daß sich der Schüler nicht 
selbständiger Lebensstelluns befindet. Der Suse selbst m 
halbjährlich erneuert werden. 


— Allgemeine Deutsche Kleinbahn-Gesellschaft. In 
Sitzunz des Aufsichtsrates wurde die Vermögensreehnung fi 
1920, die unter Berücksichtigung des Vortrages aus 1919 « € 
Reingewinn von 194128 M (57339. Mi. V.) ergibt, vorgelegt; Bi 


40000 AM zugunsten der Beamten zu verwenden und den Res 
abzüuelich der Rücklage in den gesetzlichen Reservefonds mit 
88285 M auf neue Rechnung vorzutragen. Ein GeriE 
kommt nicht zur Ausschüttung. F 

— Lübeck-Bichener Eisenbahngesellschaft. Nach dem 
der Ausschußsitzunz der Gesellschaft am 21. April d. J. Vor- 
gelegten Abschlusse hat das Jahr 1920 mit einem Verlus 
abgeschlossen, so daß die Verteillune «einer Dividende nie 
möglich ist. Zwar sind die eigentlichen Betriebsausgab. 
durch die Einnahme „edeekt worden; die letztere reicht a 
nicht aus, um auch die Verzinsung und Tileuns der % 
rechtsanleihe (884000 A) und die notwendigen Rücklagen in 
den Ernewerungsfonds (2421000 M) zu bestreiten. Biei Ein- 
rechnung der letzteren Beträge ergibt sich ein Betriebsv. 
lust von 3343000 M. Er ist eingetreten, weil die Erhöhung 
der Persomen- und Gütertarife mit der sprunghaften Steig 
rung aller Auszaben nicht Schritt gehalten hat, sondern ste 
a erfolgt ist. Die Verwaltung hofft, daß die 

1 Aprulrd. 9: eingetretene Gütertariferhöhung in Verbind 
mit der zum 1. Juni d. J. zu erwartenden Steigerung der P: 
sonentarife ausreichen wird, um Einnahmen und Ang 
des Unternehmens wieder ins Gleichgewicht zu bringen. 


— Die Berliner Hoch- und Untergrundbahn 1920. Die 
sellschaft für elektrische Hoch- und Untergrundbahnen in B 
lin wird ihrer am 30. April d. J. stattfindenden Generalv: 
sammlung den Geschäftsbericht für das Jahr 1920 vorle 
Wir entnehmen dem Bericht folsendes: 

In keinem der vorangegangenen J ahre hatten Löhne“ 
Materialkosten eine so starke Steigerung erfahren, wie 
Jahre 1920. Der Satz für die Arbeitsstunde einschließ 
aller Nebenkosten stier im Vergleich zu 1919 um mehr 
93%, nämlich von durchschnittlich 2,77 M auf 5,35 M; mit 
ginn des laufenden. Jahres erreichte er das 13,4fache des v 
dem Kriege gezahlten Durchschnittssatzes von 52 3. Wie 
bei den Löhnen, so traten auch bei den Betriebsmaterialien 
sehr erhebliche Preissteigerungen ein, von denen die beträ 
lichste auf den Kohlenpreis entfällt, welcher für den Bet 
der Hochbahn in erster Linie in Betracht kommt. 

Aus der. Verkehrsstatistik der Hochbahn erscheint die 


förderte die Hochbahn 111341224 Fahrgäste, 1920 wen 
nämlich 98.586 378. Die Einnahmen betrussen 1919 29 683 0: 
1920 dawesen 57442760 M. Die Durchschnitteinnahme 
einen Fahrgast berechnet sich also im Jahresmittel 
58,27 8. Der größte Tagesverkehr fiel auf den 8. Noven 
mit 596088 Fahrgästen und 401 007 A Einnahmen, der 
ringste auf Sonntag, den 18. Juli, mit 136 776 Fahrgästen ı 
94555 M Einnahmen. Der durehschnittliche Tagiesverke 
betrug 277708 Fahrgäste. Der Wagenpark besteht aus 
Wasen, davon 226 Motorwagen. Am Schlusse des Beri 
jahres waren 3120 Ansestellte und Arbeiter, darun 
450 Frauen beschäftist. Durch Arbeitseinstellung erlitt. 
Betrieb Unterbrechungen. vom 14. bis 23. März sowie am 1. Ma 
und 9, November. Das durch die Einführung des Achtstund eN- 
tages, längere Urlaubszeit und andere soziale Vergünstigu 
notwendige Mehr an Arbeitskräften berechnet die Ya 
auf etwa 700 Personen. 
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I - Der Orientexpreßzug. Eine für Süddeutschland wichtige 
Durchgangsverbindung von West- nach Osteuropa, der alte 
„Orient-Expreß“, soll, wie die „Schwäb. Kronik“ meldet, 
_ wieder aufleben. Der Expreßzus Paris-Wien mußte bisher 
uf diesen Endpunkt beschränkt bleiben, nicht nur weil nach 
ten bis vor kurzem keine durchgehenden Züge. verkehrten, 
sondern weil auch Bestimmungen des zwischen den betei- 
Mzten Ententestaaten abgeschlossenen Vertrags über den 
ee Bznreß (Ostende-Paris-Simplon-Italien-Belsrad-Kon- 
tantinopel) im Wege standen, wonach durch Deutschland kein 
R zur von Belgien und Frankreich aus nach dem fernen 
_ Osten seführt werden durfte. Die Reichseisenbahnen waren 
h "nun allerdings durch den Friedensvertrag verpflichtet, zur 
Herstellung von Eisenbahnverbindungen der Ententemächte 
untereinander oder mit anderen Ländern durch das deutsche 
- Gebiet hindurch die „aus dem Gebiet dieser Mächte kommen- 
den Züge und Wagen zu übernehmen“, sie waren dadurch aber 
nicht verpflichtet, mit der internationalen Schlafwasengesell- 
schaft einen Vertrag über die Führung der Expreßzüste abzu- 
- schließen. und taten dies nur unter der Bedingung, daß der 
_ aus vier Schlafwagen bestehende Zug durchschnittlich zu % 
besetzt sein müsse. Dies war bei den Wiener Zügen nicht der 
Fall, und wenn auch angesichts der Bestimmung des Friedens- 
 vertrages eine Aufhebung des Expreßzuges nicht ohne 
7 weiteres in Frase kommen konnte, so konnten die Reichs- 


eisenbahnen doch die Bedinsune stellen. daß in kurzer Frist t 


Sdie Fortsetzung des Zuges "nach dem Balkan ee, sein 
müsse, 214) # 
Es fand deshalb am 29. März in Rom eine en der 
ehehleren Ententestaaten statt, bei der in Abänderung des 
_ Vertrages über den Simplon-Expreß der dreimal wöchent- 
 behen Führun« des Expreß Paris-Wien bis Bukarest, auch 
unter Überstellune von Wasen aus Holland und Belgien in 
Wien, zugestimmt wurde. In einer Besprechung der betei- 
bieten Eisenbahnverwaltungen in München am 12. und 13. April 
 warde dann diese Durchführung vom 1. Juni 1921 ab unter 
dem alten Namen „Orient-Expreß“ wereinbart: Paris ab 5.30 
n.., Sonnabends, Dienstaes, Donnerstags, Stuttsart 8.00—8.10 
n.. Wien Westbhf. 10.20—11.45 nm., Budapest 7.00-—8.15 vm., 
Bukarest 11.50 vm. Dienstags, Freitags und Sonntags. .In der 
esenrichtung Bukarest ab 6.25 nm. Sonntags, Dienstags und 
Donnerstags, Budapest 9.20—10.50 nm., Wien Woestbhf. 7.00 
bis 7.40 vm., Stutteart_9.50—10.00 nm., "Paris 10.30 vm. Mitt- 
wochs, Freitags und Sonntags. Die Züge führen Schlafwagen 
von Calais, Paris, Ostende und Amsterdam nach Bukarest und 
zurück, letztere beide aus den in Wien 10.05 nm. eintreffenden 
und 7.30 vm, dort abgehenden Schnellzüsen D 54/55 Ostende- 
ankfurt a. M.-Nürnhere-Wien. Ist so ‚der Wiener Teil des 
xpreßzuges verlängert, so wird sein Warschawer Teil „e- 
kürzt. Denn der seit 15. März verkehrende D-Zug Paris-Ber- 
lin-Warschau mit Schlafwagen und 1./2. Klasse hat die Be- 
‚setzung des Expreß auf 15—20 Reisende auf deutscher Strecke 
 herabgedrückt, während zwischen Prag und Warschau nur 
einige, manchmal auch gar keine Reisenden im Zug sind. Auf 
polnischen Antra& wird der Zur daher von Anfane Mai 
- zwischen Prag und Warschau ausfallen. Bis Prag wırd er 
_ zunächst noch im Sommer, auch wegen der böhmischen Bäder 
r Karlsbad. Marienbad, Franzensbad beibehalten und erhält 
meben) einem Schlafwaeen Paris-Prax auch einen nach 
Karlsbad. 
- Die Durchführung eines Teeils des Expreßzuges nach Kon- 
stantinopel konnte noch nicht erreicht werden, doch dürften 
mit der Zeit aus Deutschland selbst kommende Waeen nach 
Konstantinopel durchlaufen können. 


— - Deutsch- italienischer Verkehr über die Schweiz. Die 
andelskammer zu Berlin weist die beteilieten Verkehrskreise 
darauf hin, daß bei Abfertisune der Sendungen auf Grund 
‚der Sätze des schweizerisch-italienischen Verkehrs auch bei 
chtzahlung in der Schweiz keine Frachterhöhunge mehr 
Lo intritt dadurch, daß für die italienischen Streeken die. Fracht 
Franken bezahlt werden muß, weil seit 1. März d. J. die 
alienischen Schnittsätze des schweizerisch-italienischen Güter- 
rkehrs statt in Franken mit demselben Betrage in Lire in 
. den Tarif aufgenommen worden sind. Es würde also z. B. 
für eine Sendung Basel-Florenz (Schweizer Frachtanteil 
250 Fr., italienischer Frachtanteil 840 Lire) zu zahlen sein: 

. Florenz 1025 Lire (1 Fr. = 4,10 Lire) für die Schweizer 
ke, 840 Lire für die italienische Strecke, umsekehrt in 


386] 201,60 Fr. für die italienische und a Fr. für die 
ee Strecke, 
Er- Deutsche Maschinentechnische Gesellschaft. In dieser 
Gesellschaft hielt Oberingenieur A. Wichert,. Mannheim, 


4. April einen Vortrag „Über Reihenbildungelek- 
scher Lokomotiven als Voraussetzune für 
eren Vereinheitlicehune“ Unter Vereinheitlichung 
ee Pr ER Verringerung der Mannigfaltirkeit aller Einzelteile, 
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‚nommen werden können. 


=: ; Nr. 17 
vor allem aber der Teile der swlektrischen Ausrüstung ver- 
standen, ohne welche nach den bisherigen Erfahrungen die 
Wirtschaftlichkeit des Betriebes nicht gewährleistet ist. 
Kleinere Teile wie Stromabnehmer u. derg]l., lassen sich ohne 
Zweifel schon jetzt so’ ausbilden, daß alle Ersteller nach sein 
und denselben Plänen arbeiten können. Bei Motoren und 
Transformatoren wäre dies Verfahren nicht angebracht, denn 
zweifellos ist es entwieklangesschädlich. Hier zeist W. nun 
einen Wee, wie man auch ohne solche Maßnahmen eine weit- 
gehende Verringerung der Bauformen erzielen kann, in einem 
Grade, die unter Berücksichtigung des zunächst in Frage 
kommenden Umfanges der Elektrisierung, bei geeigneter Ver- 
teilung der Fabrikate, fast die gleiche Wirkung hat wie die 
völlise Vereinheitlichungs. Das Mittel besteht, wie der Titel 
saet, In einer weeieneten Reihenbildung der Lokomotiven. 
Die beiden Hauptfragen, die W. hierbei aufwirft lauten: 
1. Lassen sich Beihen der verschtedenen Lokomotiven bilden, 
deren Einzelelveder allen beirieblichen Anforderungen ze- 
wachsen sind? 2. Lassen sich diese Reihen so ausgestalten, 
daß eine weitgehende Verrinserung der Mannisfaltigkeit der 
Einzelteile Platz greifen kann? 

Es sei vorwegsenommen, daß die Lösung unter gewissen 


Voraussetzungen die Notwendiekeit von nur zwei Motor- 


formen und drei T'ransformatorformen für alle, jemals -in 
Deutschland in Frage kommenden Lokomotiven von 2 bis 6 
Triebachsen und 45 bis 125 km/St.-Höchstgeschwindigkeit ‚er- 
gibt. Daß ein derartig einfaches Ergebnis nicht ohne gewisse 
Opfer. möglich ist, erscheint selbstverständlich. Diese sind 
indessen gering nenenüber dem erzielten Gewinn. Die Dauer- 
leistungen elektrischer Lokomotiven, deren Belastungssrenzen 
denen der Dampflokomotiven ecsenübergestellt werden, lassen 
sich aus ihrer Höchstgeschwi ndiekeit nnd dem BReibungs- 
gewicht bestimmen, denn sie liessen bei Verwendung eleich- 
artiger Motoren immer bei Geschwindigkeiten und Zugkräften, 
die im gleichen Verhältnis zu diesen beiden Kennzeichen einer 
Lokomotive stehen. Das Reibunsssewicht von Vollbahnloko- 


-motiven ist nun »ebunden an die "Achsenzahl und die zuse- 


lassenen Achsdrucke. Wählt man für 3- und 6-achsisse Loko- 
motiven etwas gerineere Achsdrücke als für 2- und 4achsige, 
z. B. 15% t# gessen 16,5 t! so verhält man eine scometrische 
Reihe des Reibunsssewichtes von 33—47—66--94 t (die fünf- 
achsise Lokomotive scheidet aus). Diese ercibt von selbst 
für Lokomotiven mit sein und derselben Höchstseschwindig- 
keit eine seometrische Reihe der Leistungen mit der Stei- 
eunesziffer 2. Läßt man nun auch die Höchstseschwindie- 
keiten der verschiedenen Lokomotivformen Glieder einer 2e0- 
metrischen Reihe sein (z. B. in guter Anlehnune an die der 
newesten Dampflokomotiven 45—63,5—90-—127 km/St.), so er- 
oeben sich auch für Lokomotiven ein und desselben Achs- 
druckes aber verschiedener Geschwindigkeiten die Leistungen 
nach einer seometrischen Reihe, mit der Steisungsziffer 2. 
Dann errechnen sich für bestimmte Motoren die Dauer- 
leistungen für alle Lokomotiven wie folgt: 


Triebächszahl..2. 2. „2. vie. | 2 | er | 6 
Priebachsdruekz.2..:,.22° ..% 16,5 ıe 2/3 ı 16,5 152/3 
Reibungsgewicht ...... . . t 33 47 |.83 | 7 
km/St. | Dauerleistung in Pferdekräften 
Höchstgeschwindigkeit 45 — ].580 ] 810 5 1160 
” 63,5 580 810 1160 1620 
£ 90 810 | 1160 | 16%0 | 2320 
R - 127 1160 1629 DI 


Man sieht, daß sich die Gesamtleistungen der Lokomotiven 
bis zu viermal wiederholen, und daß alle erforderlichen Aus- 
rüstungen aus diesem Grunde einer nur 5-eliedrisen Beihe 
der geometrischen Form 580—810—1160—1620—2320 PS vent- 
Ein‘ weiteres Merkmal dieser Reihe 
ist die in ihr enthaltene Verdoppelung der Leistungen, welche, 
wie die weitere Untersuchung zeist, die Verwendung von nur 
zwei Motorformen, z. B. von 580 und 810 PS, s»estatbet, die 
in entsprechender Zahl und Anordnuns eingebaut werden 
müssen. Statt eines 810 PS-Motors kann man auch zwei zu 
405 PS verwenden. 

Hiermit ist der Grundgedanke der Wichertschen Unter- 
suchung bereits darseleet. Die weiteren Abschnitte sind 
lediglich der Durchführung desselben, also der konstruktiven 
Durchbildun® der Lokomotiven selbst gewidmet. Hierbei ist 
zunächst dersog. gemischte Antrieb (Zahnradmotoren 
in Verbindune mit Kupvelstansen) zugrunde „elest, der die 
srößte Freiheit in der Wahl der Motoren gestattet, denn man 
ist dabei für die Motoren weder an eine bestimmte Umdreh- 
zahl gebunden, wie bei reinen Stangenmotoren, noch an sin 
bestimmtes Reibungsgsewicht je Motor, wie bei sog. Achs- 
motoren. Die besonderen Eiwenschaften der in Betracht kom- 
menden Triebwerke (Schrägstange, Schlitzkuppelstange 
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und  einfäche Kuppelstange) werden s„estreift, und es | denzählung von 0 bis 24 aufgestellt. Die Abfahr: 
werden dann unter Berücksichtisung der zweckmäßig | um Mitternacht wird mit 0.00, eine Ankunftzeit . 

erscheinenden Zahngeschwindigkeiten, Triebwerksumlauf- | Mitternacht mit 24.00 bezeichnet. Die Stunden von 1 
‘zahlen und der vorhandenen Treibraddurchmesser die | mittags bis Mitternacht sind mit 13 bis 24 angege 


Triebwerke durchgerechnet, sowohl für den Fall der Ver- 
«wendung von 410 und 560 PS-Motoren als auch für 560 und 
:320 PS-Motoren, Dann werden unter Berücksichtirune der 
Laufeigenschaften der verschiedenen Ausführunesarten eleck- 
trischer Lokomotiven (Einteilige, solche mit Dreheestellen 
und kurzgekuppelte) sowie sonstiger den Gesamtaufbau beein- 
-flussender Einzelheiten (Heizkessel, Luft- oder Öltransforma- 
toren usw.) die Gesamtskizzen von 14 in dieser Weise mit 
nur‘ zwei Motorformen angetriebener Lokomotiven entwickelt. 
‘Obwohl die Zahngeschwindigkeiten und Gewichte derartiser 
Maschinen bis zu den höchsten Fahrgeschwindiekeiten durch- 
‚aus brauchbar sind, und auch der Gesamtaufbau keine 
Schwierigkeiten verursacht, werden die Grenzen untersucht, 
anwerhalb welcher der reine Stangenantrieb hin- 
sichtlich des Motorgiewichtes erfoleneich mit den Zahnrai- 
motoren in Woettbewerb treten. kann. Es ist dies der Fall 
bei den Personen- und Schnellzuglokomotiven und es wird, 
ebenfalls an Hand von Skizzen gezeigt, in welcher Weise ınan 
diese, falls der Stangenantrieb vorgezo@en wird, mit Hilfe 
von zwei weiteren Motorformen durchbilden kann. In Ab- 
hängiekeit von den Moterformen ergeben sich bestimmte For- 
men für Schalter und Motorlüfter usw. Kurz erwähnt wird 
di® Verwendbarkeit der in Frawe kommenden Einheitsmotoren 
für außergewöhnliche Verhältnisse (Alpenbahnen und Neben- 
linven) und schließlich wird sezeiet, in welcher Weise sich 
die an Wechselstromlokomotiven gefundenen Ergebnisse über- 
tragen lassen auf Gleichstrom und Drehstromlokomotiven. 
-- —— Personalnachrichten. Im Bereich des Reichsverkehrs- 
‚ministeriums, Zweigstelle Preußen-Hessen, sind folsende 
Veränderungen wingetreten: Der Regierungs- und Baurat 
Henkel, bisher in Brandenburg, ist zur Eisenbahndirektion 
nach Magdeburg versetzt. — Der Gerichtsassessor Dr. jur, 
Wick in Köln ist unter Beilegung der Dienstbezeichnung 
Regierungsassessor dawernd. in den Reichseisenbahndienst 
übernommen. — Dem Regierungsrat Dr. jur. Barkhau sen, 
"bisher in Hannover, ist die nachgesuchte Entlassun® aus dem 
Beichseisenbahndienste erteilt. 

Beim Reichsverkehrsministerium, Zweigstelle Bayern, ist 
dem mit dem Titel und Rang eines Geheimen Rates bekleideten 
Ministerialrat Ferdinand Ritter von Stiegelschmitt 
mit Wirkung vom 1. Juni 1921 an die nachgesuchte Entlassung 
„aus dem BReichseisenbahndienst mit dem eesetzlichen Ruhe- 
-gehalte erteilt worden. 


Im Bereich der Eisenbahn-Generaldirektion Dresden ist der 


Regrerungs- und Baurat bei der vormaligien Beichskolonial- 
‘verwaltung Heck'el als Regierungs- und Baurat beim Nen- 
bauamt. Radeburg angestellt worden. 


Österreich. 


— Kundmachung des Bundesministeriums für Verkehrs- 
nen betreffend Einführung der 24-Stundenzeit (,„Verkehrs- 
zeit‘). 
für Verkehrswesen vom 19.| März 1921, B.G.Bl. Nr. 184 auf 
allen Haupt- und Lokalbahnen um Mitternacht vom 31. Mai 
zum 1. Juni 1921 in Kraft tretende 24-Stundenzeit („Verkehrs- 
zeit“) ist im innern Dienst. den Reisenden und der Öffentlich- 
keit gegenüber und in allen Kundmachungen und Verlaut- 

. barungen anzuwenden. 
Um Mißverständnisse hintanzuhalten, sind bei Zeitangaben 
. nach der neuen Zählung die Zusätze „Früh“, „Vormittag“, 
„Nachmittag“, „Abend“ „Nacht“, unbedingt zu ‚unterlassen, 
. auch wenn das erläuternde Wort „Verkehrszeit“ nicht beixe- 
. fügt wird, dagegen sind den Zeitangaben nach der alten Zäh- 
lung diese erläuternden Zusätze stets beizufügen, z. B.: 
„Verkehrszeit.“ „Alte Zeit.“ 
Newe 24-Stundenzeit: . Alte 12-Stundenzeit: 


0 Uhr 30 Min: 12 Uhr 30 Min, nachts 
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Das österreichische Kursbuch wird einheitlich die 24-Stun- 
denzeit anwenden. In den Aushangfahrplänen ist in den all- 
gemeinen Anmerkungen der Satz „Die Nachtzeit von 6 Uhr 
= abends bis 5. Uhr % früh wird durch Unterstreichen der 
Minutenziffer gekennzeichnet“ durch folgenden fettnedruck- 
ten Wortlaut zu ersetzen; „Die Fahrpläne sind nach der Stun- 


| keiner bahnbehördlichen Transportbewilligung des Du 


Die gemäß der Verordnung des Bundesministeriums - 


Ziffernblätter aller Bahnhofuhren und aller Dienstuhren 
so zu ergänzen, daß in einem inneren. Kreis unter den Ziff 
I bis XII die arabischen Ziffern 13 bis 24 rot hin 
werden, wobei die Stunde 24 durch den Bruch 24/0 z 
wen ist. 2 


- — Das neue Verkehrsabkommen mit der Tschecho-Slov 
Gelegentlich der Handelsvertragsverhandlungen i 
wurde auch ein besonderes Abkommen zwischen Öste 
und der Tsschecho-Slowakei abweschlossen, das als Ve 
barun®» der Regierungen in Kraft treten soll und 
Neuerungen “enthält. Die wesentlichen. ‚Bestimmun 
selben sind nach Zeitungsmeldungen die folgenden; 
Teile sichern sich zu, daß der Durchzugsverkehr, beso 
jener in o„ieschlossenen Zügen, möglichst schnell und 
hindert durchgeführt werden soll. Ferner soll der Pe 
verkehr dureh Führung durchlaufender _ Wagen verb 
und aueh für die durchgehenden Güterzüge Vorsorg: 
troffen werden. Die Durchzugsgüter werden im allgeme 


landes mehr bedürfen, und man wird überhaupt bestre 
den Durchzugverkehr, auch wenn Beförderungsschw: 
keiten auftreten - sollten, möglichst aufrechtzwerhalten. 
‘Falle von Störungen werden beide Teile einvernehml 
entsprechenden Sperrmaßnahmen verfügen. Dann h 
sich zugesichert, daß man „egienseitig besonders große ( 
beförderungen vorher anzeigen werde. Die beiden Vei 
teile werden trachten, auch in wagıendienstlicher H 
möglichstes Entgegenkommen zu bekunden und dahi 
‚wirken, daß auch neue internationale Vereinbarungen 
dings unter Wahrung der gegenwärtig bestehenden, zus 
kommen. Die sogenannten nationalen Wagen, die a 
anschaffüng nach dem Umsturz beruhen und Eigent 
Landes sind, das sie erworben hat, wurden bisher im zwis 
ländischen Verkehr im allgemeinen nicht verwendet, 
neuen Abkommen wird vorgesehen, daß sewohl die 
schen als die Österreichischen Eigentumswagen im & 
seitinen. Verkehr gebraucht werden sollen, wodurch man 
Besserung der Wagenbeistellung erwartet. Die _ 
setzung der Vereinbarungen erfolgt nach der Gienehr 
der beiderseitigen Regierungen. re us 
- — Die rumänischen Verhandlungen über die Südbahnfra 
Die Südbahn versendet folgende Mitteilung: Auf Ein 
des italvenischen Schatzministeriums haben seit dem 30. Mi 
in Rom unterrichtende Besprechungen mit den Absesand! 
der Südbahngesellschaft und der Association National 
Sefunden. Diese Besprechungen verstreckten sich au 
liche Fragen, welche mit den der Südbahn seitens der 
‚schen Regierung geschuldeten Annuitäten zusamme 
Bekanntlich steht die italienische Regierung grundsätzlich 
' dem  Bechtsstandpunkt, daß ihr das Recht zustehe, d 
Annuitätenforderung, soweit sie nicht pfandrechtli 3 
Forderungen von Obligationären der alliierten, assoziier 
und neutralen Staaten haftet, nach Artikel 249 des Fried 
 vertrages von St. Germain zu behandeln. Demgesenüber ha 
die Vertreter der Südbahngesellschaft alle juristischen 
wirtschaftlichen Gründe geltend gemacht, welche gegen ( 
"Berechtigung und Zweckmäßiskeit- einer derartigen Erl 
gung der Angelegenheit durch die italienische Begi. 
sprechen, und die Zahlung der Annuitäten nach den Bi 
mungen der [Basler Konvention ansesprochen. Die itali 
Regierung beabsichtigt, sobald die noch ausstehenden R> 
 kationen des Regime provisoire durch die österreichi ch 
die südslawische Regierung eingelangt sein. werde: 
bahngesellschaft aufzufordern, die territorial | 
Staaten und die Association Nationale zu der nach A 
des Friedensvertrages von St. Germain, bzw. Artike 
Friedensvertrages von Trianon vorgesehenen Konfeı 
. Festsetzung eines Regime definitif einzuberufen, 


ikel 


— Ein neuer Reiseweg nach Triest. In der Zeit 
Kriege war Triest von Wien aus auf drei ver 
Wegen mit direkten Zügen erreichbar, und“zwar vo 
Südbahnhof über Graz-Laibach, von Wien-Südbahn 
Leoben-Klagenfurt-Görz und von Wien-Westbah 
Selztal-St. Michael-Klagenfurt-Görz. Der Krieg un 
sturz haben alle diese Wege verschüttet, und es is 
mählich im Laufe der zwei letzten Jahre wieder gel 
‘direkte Schnellzüge von Wien nach Triest in Voerke 
setzen, die einerseits die alte Hanptlinie über Graz- 
andererseits einen neuen Weg ohne. Berührung süd 

Gebietes, nämlich über Tarvis-Udine-6örz benüt 
letztgenannte Weg bedeutet aber einen erhebli 
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nüber der EEE Kiksen für ABling-Eörz, und verlängert 
Reisedauer Wien-Triest "um einige Stunden. Von öster- 
hischer Seite wurde deshalb in der europäischen Fahr- 
lankonferenz zu Bern im Dezember 19%0 der Antrag ge- 
lt im Sommer 1921 wieder direkte Schnellzüse von Wien- 
dbahnhof über Leoben-Klagenfurt-Aßling-Görz nach Triest 
Verkehr zu setzen und zu diesen Zügen Anschlußverbin- 
_ dungen von München über Salzburg, über die Tawernbahn und 
über Villach nach Aßling zu führen. Die Einführung dieser 
neuen 'Sehnellzugverbindungen bot insofern Schwierigkeiten, 
ein kurzes Stück der Strecke über südslawisches Gebiet 
führt, wodurch die Zahl der Grenzübertritte wieder vermehrt 
w ird. Die Strecke Aßling (Jesenice) bis Podbrdo (Piedicolle) 
wird von den südslawischen Staatsbahnen betrieben, woraus 
T sich die Notwendigkeit ergeben würde, in zwei südslawischen 
und je einer österreichischen und italienischen Grenzstation 
die umständliche, zeitraubende und kostspielige Grenzabferti- 
sung — Paß- und Zollprüfung — durchzuführen: Um sine 
Vereinfachung der Grenzabfertigung bei den geplanten neuen 
rer zu erreichen, hat, wie uns aus Villach berichtet 
wird, dort auf Anregung der österreichischen Bahnverwal- 
tung eine Besprechung der Vertreter Italiens, Österreichs und 
Büdslawiens am-15, April d.J. stattgefunden ; diese Be- 


dd er Einführung der newen Schnellzüge Wien-Triest und Mün- 
chen-Triest. über Aßlins vom 1. Juni d. J. ab nichts mehr im 
Wege steht. Der Zug von Wien wird um 8 Uhr 45 Min. VOr- 
mittags die Station Wien-Südbahnhof. verlassen und in Triest 
um Mitternacht eintreffen. Der Anschlußzug «eht von Mün- 
chen um 9 Uhr 15 Min. vormittaes ab. In der Gegenrichtung 
olgt die Abfahrt von Triest um 5 Uhr früh, die Ankunft 
Wien-Südbahnhof um 9 Uhr 25 Min. abends, in München 
-9 Uhr 35 Min. abends. Die Züge werden durchlaufende 
en aller drei Klassen zwischen Wien und München einer- 
und Triest andererseits führen. In München bestehen 
tige Anschlüsse nach Berlin, Holland und Süddeutschland. 
Wiener Teil findet in Klagenfurt unmittelbaren Schnell- 
anschluß nach den Wörtherseestationen, nach - Villach 
über Tarvıs nach Italien. Durchlaufiende Personenwagen 
peisewagen werden auch zwischen Wien und Villach 
Klagenfurt verkehren, und ıes wird dadurch eine äußerst 
equeme und rasche Tagesverbindung zwischen Wien und den 
ttherseestationen geschaffen. 

ee 

i Reisegebühren bei Auslandsreisen für Zivilstaatsbe- 
nstete.e Das Bundesministerium für Finanzen hat. nach- 
ende Dienstanweisung an die ihm unterstehenden Behör- 
und Ämter erlassen, deren Bestimmungen auch für die 
Staatseisenbahndienste angehörenden Zivilstaatsbedien- 


nter Aufhebung er bieher festgesetzten Gebühren für 
en in das Ausland et = en vom 


] 5” in en 
Holland, den skandi- 
navischen Staaten, b)inden 
Spanien, Frankreich, ü 
Schweiz u. Aeypten Ländern 


ie Beamten der IL. Baurkfässe 120 170 
ir die Beamten der III. a IV. Be 
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70 135 


ins 60 105 
die iBieamten der- EX. bis 1. Rang- 
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gestellen  . . 50 s0 
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ex 


se Gebühren sind zum eher Kassenwerte (Gold- 
n) umgerechnet, in der Währung jenes Landes zu ver- 
en, welches bei der Dienstweige in Betracht kommt.“ 


richtung staatlicher Bauleitungen für das Stubach- 


| nd’ für das Mallnitzwerk. Zur örtlichen. Leitung und 
( hung des Bawes der Wasserkraftwerke im Stubach- 


leitungen errichtet, und zwar eine „staatliche Bau- 
ür das Stubachwerk“ mit dem Sitze in Uttendorf im 
und «eine „staatliche Bauleitung. für das Mallnitz- 
- mit diem Karen Bi in Mallnitz in Bench. Beide 


‚schlagsgebietes einschließlich der 


stiegen. 


226086 t# im Februar d. J. Die Zunahme 


prechung hat zu einem Einvernehmen soweit weführt, daß. 


| schusses statt. 


‚schen Straßenbahn- 


unsefähr 200 Personen wegen Entriehtung «eines 
“mäßisen Tasespreises untergebracht werden können. 


kostenlosen Ferienaufenthalt dort 


‘an der Mallnitz bei Obervellach wurden am 1. Mai - 


RT, 


unterstellt. Der Baubezirk der staatlichen Bauleitung für 


das Stubachwerk umfaßt das Stubachtal in den Grenzen des 


gesamten Niederschlagsgebiebes einschließlich der Gemeinde 
Uttendorf, jener der staatlichen Bauleitung für das Mallnitz- 
werk das Mallnitztal in den Grenzen des sesamten Nieder- 
Gemeinde Obervellach, 
— Steigerung der Kohlenförderung. 


ist die 
Kohlenförderuns 


Im: März:d. J. 
gegen den 'Monat Februar um 9372 t 2e- 
Die Steinkohlengewinnung betrug 13549 t (wegen 
11309 t), die Braunkohlenförderung 221 909 t (gesen 214 777.1). 
Insgesamt stellte sich die Kohlenförderung auf 235 458 t gegen 
der Förderung ent- 


fällt insbesondere und das Grazer 


auf Niederösterreich 


Kohlengebiet. 

__— Erster internationaler Straßenbahn- und Kleinbahn- 
kongreß in Wien. In den Tagen vom 29. Mai bis 2. Juni 
wird in Wien der Erste internationale Straßenbahn- ‘und 


Kleinbahnkonereß stattfinden. 


Zur Durchführung der Vor- 
arbeiten für diesen Kongreß, 


der sowohl in technischer jBie- 


zrehung‘ als auch zur Weederhörsielluns der vor dem Kriege 


bestandenen internationalen Beziehunsen von Bedeutung sein 
wird, fand dieser Tage die eründende Sitzung des Ortsaus- 
Der Präsident des Internationalen Straßen- 
bahn- und Kleinbahnvereins, Direktor der städtischen Straßen- 
bahnen Ingenieur Späneler, berichtet über den Werdegang 
des neuen Vereins. und führte aus, daß früher bereits ‚ein 
solcher Verein, der neben dem deutschen Titel den franzö- 
schen: „Union internationale de tramways et de chemin de 
fer d’Interöt local“ führte, bestanden hat. Nach dem Kriese 


strich die Leituns dieses Vereins die in den früheren Zenträl- 


staaten beheimateten Mitglieder und auch den deutschen 
Untertitel. Dagegen. legten die Bahnen in den neutralen _ 
Staaten, vor allem die Holländer, Protest ein; da er keinen 
Erfolg hatte, resten dıe holländischen Bahnen beim Deut- 
und Kleinbahnenverein -die Gründung 
eines internationalen Vereins an, die dann auch auf der 
Hauptversammlung des Deutschen Straßenbahnvereins am 
30. November 1920 in Nürnberg 'erfolete. Dir Verein zählt 
heute bereits über 200 Bahnen und Einzelmitelieder, Früher 
fand.alle zwei Jahre sein Konereß statt, so im Jahre 1900 in 
Paris, 1902 in London, 1904 in Wien, 1906 in Mailand, 1908 
in München, 1910 in Brüssel und 1912 in Kristiania. Für 1914 
war ein Konereß in Budapest in Aussicht genommen, der 
aber infolge der Kriessereienisse nicht mehr stattfand. In- 


-genieur Spängsler beleuchtete die Wichtiskeit solcher Vieran- 


staltuneen in fachlicher Beziehung und ‚erörterte das in Aus- 
Se genommene Programm. 


“ — Genesungs- und Erholungsheim für Sidbahnbedienstete. 
Durch das gemeinnützige Zusammenwirken: ‚von Südbahn- 
bediensteten ist es selunsen, ein Genesungs- und Erholungs- 
heim auf dem Semmering für Südbahnbedienstete und’ deren 
Familienangsehörige zu errichten, das am 1. Mai eröffnet 
werden soll. Die Südbahnverwaltung stellte zu diesem wohl- 
tätigen Zwecke die beiden auf dem Wolfisberskogel prächtig 
gelegenen Nebenbauten des Südbahnhotels Semmering zur 
Verfügung, in denen in der Zeit vom 1. Mai bis 31. Oktober 
äußerst 

Über- 
Südbahnarbeitern vollständig 
genießen. Um das Zu- 
standekommen dieser Wohlfahrtseinriehtung hat sich auch 
neben der Südbahnverwaltung das Österreichische Rote Kreuz 
besondere Verdienste erworben, indem es durch namhafte 
Widmungen zum Gelingen beitrug. 


dies werden 60 Kinder von 


— Personalnachrichten. Der Österreichische Ingenieur- 
a Architektenverein hat: in seiner letzten Hauptversamm- 
lung den ehemaligen Minister für öffentliche Arbeiten Dr. 
Emil Homann zum Präsidenten gewählt. Der nach den 
Statuten ausscheidende Präsident Dr. Heinrich Goldemund 
bleibt der Verwaltung des Vereines erhalten. 


Tschecho-slowakisches Gebiet. 


— Eisenbahntarif-Unterrichtsbriefe, Das Verkehrsblatt für 
Eisenbahnen und Schiffahrt, herausgegeben: von Anton Stauda, 
Verkehrskonsolent der Handels- und Gewerbekammer in Eger, 


beginnt in der soeben erschienenen Nummer 11 mit der Heraus- 


eabe von Unterrichtsbriefen im Tarifwesen. Diese erschei- 
nen als unentgeltliche Beilage zum V: erkehrsblatte ım Um- 
fange von 2 Blättern, einseitig gedruckt und so eingelest, daß 
sie leicht herausgenommen und zu einem Unterrichtswerke ge- 
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sammelt werden können. Eingeflochten in die Briefe soll zu- 
gleich ‘als Grundlage für praktische Erläuterungen und 
Übungen eine vollständige Güterklassifikation vrscheinen. 
Nach seiner theoretischen Einleitung wird das Eisenbahn- 
betriebsreglement und dann die praktische Güterklassifikation 
usw. der Tschecho-Slowakei, Deutschlands, Österreichs, Süd- 
slawiens, der Schweiz, Italiens, Hollands usw. behandelt 
werden. Eine neue Darstellung des Tarifwesens der mittel- 
europäischen Staaten kommt einem heute, nach den Umwäl- 
zungen der letzten Jahre, mehr denn je sefühlten Bedürfnisse 
entgegen. Die Unterrichtsbriefe werden vor allem den noch 
nicht geschulten Angestellten der Spediteure und der Industrie 
die Möglichkeit geben, sich im Tarifwesen die nötigen Kennt- 
nisse zu erwerben. 


Ungarn. 


— Regelung des Grenzverkehrs mit Österreich. Graf Anton 
Sigeray, Regierungskommissar Westungarns, hat eine Ver- 
ordnung erlassen, die den Grenzverkehr Ungarns regelt. Im 
Sinne dieser Verordnung ist den. Einwohnern gestatbet, inner- 
halb einer Zone von 15 km von der Grenze ab, ohne Reisepaß 
zu en Die er nl ge Monate in Wirk- 
samkeit 


— Rückerstattung von Kiaenbainwnseh und Schiffen dureh 
Rumänien. Die ungarische Regierung wurde auf amtlichem 
Wege durch die Ententemission davon verständigt, daß Ru- 
mänien geneigt sei, die mit Gewalt entführten Lokomotiven, 
Eisenbahnwagen und Schiffe zurückzuerstatten. Die Zahl 
der zurückzugebenden Wagen und Lokomotiven beträst 6000 
Stück, die der Schiffe und Lastkähne 20 Stück. Da die Ru- 


mänen aber 16000 Wagen entwendet haben, ist die ungarische. 


Regierung mit diesem Vorschlag der rumänischen Regierung 
nicht. einverstanden. Die Verhandlungen werden durch die 
Ensländer fortgesetzt. 


— Aus- und Einfuhr von Wertgegenständen. Der Finanz- 
minister hat angeordnet, daß die bisherisen Verbote der Aus- 
fuhr von Wertgegenständen außer Kraft. sesetzt werden. Die 
Verfügungen des Gesetzes, betreffend die Vermösenssteuer 
werden durch diese Verordnung nicht berührt, jedoch wird 
die Anmeldepflicht. bei der Ausfuhr Rue. Weert- 
gegenstände vereinfacht. Im Reiseverkehr ist die Ausfuhr 
von Geld bis 20000 K nicht anmeldepflichtis. Ausfuhrver- 
bote bleiben bestehen für Gold und Silber, Gold- und Silber- 
lesyerungen und Halbfabrikate. Ferner ist die Ausfuhr für 
diejenigen Wertpapiere verboten, deren Emissionsstellen 


ahren. Sitz. nicht in Ungarn haben, oder wenn der Ort der. 


Emission nicht in Ungarn liest, falls nicht ein Zeuenis über 
die erfolgte 20prozentige Sperre vorliegt. Vierboten ist die 
Ausfuhr ungestempelter Banknoten der ungarischen Kronen- 
rente und der 4prozentisen ungarischen Grundentlastungsobli- 
gationen. Diese Verordnung berührt nicht die Aus- und die 
Einfuhr von Handelswaren. 


— Freigabe des Verkehrs in Mineralölerzeugnissen. Die 
Regierung hat auf Grund der für den Kriegsfall getroffenen 
Ausnahmebestimmungen die Freigabe des inländischen Ver- 
kehrs in Mineralölerzeugnissen angeordnet. 
gen über die Ein- und Ausfuhr der Mineralölerzeugnisse 
werden durch diese Verordnung nicht berührt. Im Zusammen- 
hange mit dieser Regierungsverordnung wird der Mineralöl- 
verband aufgelöst und dessen Liquidation durchgeführt. 


— Fremdenverkehrsbureau der Budapester Orientmesse, Der 
Magistrat der Hauptstadt Budapest hat auf Ansuchen der 
Budapester Handels- und Gewerbekammer, zwecks Erleichte- 
rung des Besuches der Messe, das Fremdenverkehrsbureau der 
Hauptstadt der Messeverwaltung zur Verfügung  sestellt. 
Wer das F remdenverkehrsbureau in Anspruch nehmen will, 
muß seine Ankunft acht Tage vorher dem Bureau anzeigen. 


— Der Briefverkehr zwischen Rumänien und Ungarn ist 
endlich nach längerer Einstellung wieder auf genommen 
worden. Die Beförderung erfolgt mit dem dreimal in der 
Woche nach Bukarest fahrenden Mittagsschnellzug. 


— Die Wirtschaftskrise in der Ungarischen Kaufmanns- 
halle. In der kürzlich abgehaltenen Sitzung der Ungarischen 
Kaufmannshalle hielt Josef Väg6 einen interessanten Vor- 
trag über die Entstehune und die Ursachen der Wirtschafts- 
krise. Er führte aus, daß diese in Ungarn erst seit der Ver- 
besserung der Valuta zu verspüren ist, Dieser Krise ist der 
Preissturz der ungarischen Ausfuhrgüter und Warenvorräte 
zuzuschreiben. Die inländische Erzeugung kann sich nicht 
den plötzlich eingetretenen Verhältnissen anpassen, und die 


330 — 


‘um eine Eisenbahninvestitionsanleihe bemüht, und ıes sch 


Die Bestimmun- . 


Zeitung des Vereine 
Deutscher Eisenbahnverwal 


Rohstoffe und gewerblichen Erzeugnisse Ungarns können 
einen Wettbewerb der billigen Auslandwaren nicht mit Erfolg 
aufmehmen. Alle diese Umstände sind geeignet, die ne 
striellen Betriebe stillzulesen, die Arbeitslosigkeit 
Arbeiter und Privatangestellten, die Schwächung der Sen 
träger und schwere soziale und wirtschaftliche Erschütte 
sen herbeizuführen. In vielen Fällen kann man sogar 
Einfuhrverbote zeitweilig nicht vanz entraten. Auch die A: 
fuhr der aufgestäpelten Waren muß mit allen Mitteln : 
fördert werden. Es müßte: daher die Liste der. ausfuhrfr: 
Gegenstände erweitert werden. Schließlich wies Bedner 
finanzielle Maßnähmen und auf die a der 
nahme der Bautätigkeit hin. 


— Schutzzollbestrebungen. Die Textilindustriellen IF & 
an die Regierung das Ersuchen gerichtet, sie mit Rücksicht 
auf die Besserung der ungarischen Valuta vor dem drohen 
Wettbewerb der ausländischen Erzeugnisse zu schützen. 
ist ihrer Ansicht nach nur ‚durch eine Erhöhung des Zollau 
des für gewisse Textilerzeuenisse erreichbar. Es handelt 
hauptsächlich um solche Waren, bei denen die Kosten 
Rohstoffes entscheidend sind. — Da die Fabriken die aus 
dischen Rohstoffe zu ungünstigen Valutakursen ka 
müssen, können ihre, Erzeugnisse mit den billigeren Auslan 
erzeugnissen nicht in Wettbewerb treten. Auch in ander 
industriellen Kreisen ist, ansesichts der Besserung der V 
luta,-das Bestreben auf die Einführung des Schutzzolles : 
richtet. So hat auch die Eisen- und Maschinenindustrie sov 
die chemische Industrie eine Schutzzollbewegung eng 


Südslawisches Gebiet. 


— Über die Unzulänglichkeit des Verkehrswesens sch 
Dr. Stolper in der Zeitschrift Wirtschaftsdienst (Nr. 16 v 
22. April 1921): Mehr als die Hälfte des früher schon ga 
unzulänglichen Fahrparks ist in Reparatur, und mit dem 
können die Staatsbahnen kaum den notdürftissten Vier 
aufrechterhalten. Die serbischen Bahnen sind überdies : 
dem Krieg nur mangelhaft wieder in Stand gesetzt worden 
so daß etwa die Streck&. Belerad-Saloniki oft tagelang auß 
Betrveb ist, während der Verkehr auf der Strecke Belgra 
Szabadka-Budapest aus politischen Gründen bisher nicht auf- 
genommen ist. Der ganze Verkehr mit dem Weesten wıckel 
sich deshalb auf der einzigen Ost-Westlinie ab, die von Be 
grad quer durch Kroatien und Slawonien in Marburg Ansch! 
an das Österreichische Südbahnnetz findet. Von den z 
reichen Eisenbahnbauplänen ist bisher kein winziser in 
griff genommen, weil es dazu an Kapital fehlt. In den le 
Wochen hat sich der südslawische Handelsminister in Lo 


daß Ensland, welches heute bereits die Donauschiffahrt 
herrscht, sich für die Reorganisation des südslawischen T: 
portwesens interessiert. Doch werden im besten Fall ! 
erforderlich sein, bis das südslawische Eisenbahnnetz sow 
ausgestaltet ist, daß es die volle Verwertung der überreiel 
Naturschätze des Landes ermöglicht. { 
See en 

— Erleichterungen im Reiseverkehr. Die Beiriebsdirek 
der Südbahnzteilt folgendes mit: Auf Grund eines Zug 
ständnisses der Regierung in Belgrad wird der Sa em 
für jene Reisenden, welche bei ‚den. D-Züsen Nr. 3 u 
(Wien-Triest[ Belgrad]) im Verkehr zwischen Österreich 
Italien das Gebiet des Königreichs der Serben, Kroaten 
Slowenen nur durchfahren, im Zug erteilt. Für die Erteil 
dieses Sichtvermerkes wird keine Gebühr von 10 Dinar, weiß 
such in einer &esunden fremden Währung entrichtet 
kann, von den die Paßprüfung in den Zügen besorgendk 
Grenzkommissären in Marburg bzw. Rakek erhoben. "Dies 
Verfügung tritt sofort in Kraft. Auf Grund des Zugeständ 
nisses der Belgrader Regierung, welches als bedeut 
Schritt auf dem Wege des Abbaues der bestehenden 
erschwernisse zu begrüßen ist, kann nunmehr die Reise 
schen Österreich und Italien über Südslawien ohne vorhe 
Erwirkung eines Sichtvermerkes zur Durchreise durch 
slawien ausgeführt werden. Die Erleichterung ist von be 
derem Werte für Reisen von und nach Triest, für welche nu 
mehr die günstigste und kürzeste Tagesverbindung mit 
D-Zügen über Südslawien ohne die mit der vorherigen E 
wirkung der Durchreiserlaubnis bisher verbundenen Um: 
lichkeiten und eroßen Kosten benützt werden kann. Die 
leichterung wurde inzwischen auch auf den Schnellzug % 
(Prag-Triest-Belgrad) und den D- Zug 910. (Lloyd-Exp 
ausgedehnt. 


2 RE - Luxemburg. 


Sr 


— Prinz Heinrich-Eisenbahn. Über die Finanzergebnisse 
“des verflossenen Betriebsjahres schreibt die „B. B.-Ztg.“: 
"Zum Fehlbetrag von 1918 in Höhe von 2601465 Fr. kommt 
ein solcher von 3150 396 Fr. für 1919, zusammen 5751681 Fr. 
"Nach Abzug der gesetzlichen Reserve von 317 537 Fr. verbleibt 
ein Verlust von 5434324 Fr., der auf 1920 zu übertragen ist. 
Im Jahre 1920 haben die Betriebseinnahmen von Monat zu 
"Monat zugenommen. Da jedoch auch die Betriebskosten und 
die Gehälter und Löhne stetig gestiegen sind, hat sich die 
" Zunahme der Ausgaben noch bemerkbarer gemacht als die 
der Einnahme. Die Großherzogliche Regierung hat vom 
a1; Februar 1921 ab eine meue Erhöhung der Gütertransport- 
ee im Binnenverkehr zugestanden, die ven 160 auf 20% 
‚der Vorkriegstaxen gestiegen sind. Diese Maßnahme wird 
gestatten, für einige Zeit wenigstens die Betriebszahl auf der- 
‚selben. Höhe zu halten. Die gegenwärtige Krisis in der In- 
‚dustrie und im Handel hat nämlich die Transporte sehr beein- 
flußt, zudem muß berücksichtigt werden, daß die Gesellschaft 
vor der Notwendigkeit steht, binnen kurzem. für die Erneue- 
zung ihres Betriebsmaterials, das während der Kriegsperiode 
Er Bagenntzt wurde, bedeutende Summen bereitzustellen. 
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Uebrigeeuropäische Länder. 


_ — Norwegische Nordlandsbahn. ‘Die Absteckung der Nord- 
Jandsbahn nördlich Grong im Namdal wurde 1892 begonnen 
und nach Unterbrechungen erst 1901 beendet. Die Voraus- 
‚setzung der Untersuchung dieser großen Stammlinie war da- 


Später tauchte die Frage auf, 
die Nordlandsbahn als I. Klasse zu entwerfen, und im Jahre 
915 gab das Storthing die Genehmigung zur Umarbeitung 
les alten Entwurfes und zur Untersuchung einer Wahllinie 
der Südseite des Nansenflusses von "Grong bis gegen 
Jaapnes und einer ganz neuen Linienführung Majavand nörd- 
ich der Gaugrenze durch Fiplingdal und Hatfjelddal auf der 
Westseite von Roesvand und durch Korgen hinunter zum Zu- 
ammentreffen mit der Hauptlinie am Mosjoe. Diese Unter- 
achung:en singen im Sommer 1920 zu Ende und ergaben 
'olsendes: Die ganze Strecke hat 527,61 km Länee und ist auf- 
<teilt in vier Abschnitte: 1. Grong-Mosjoen 190,74km. Kosten 
5653000 Kr. oder 187000 Kr./km. 2. Mosjoen-Mo 96,81 km. 
Kosten 23894000 Kr. oder 247000 Kr./km. 3. Mo-Rognan 
49 km. Kosten 32259000 Kr. oder 216000 Kr./km und 
.„ Rognan-Bodoe 91,06 km. Kosten 22698000 Kr. oder 
42 000 Kr./km. Die ganze Nordlandsbahn Grong-Bodoe ist bei 
ö ko/m Schienengewicht und Schotterbettung auf 114504 000 
<ronen veranschlagt oder für das Kilometer 217 000 Kr. Loko- 
B: motiven und Wagen mit 5814000 Kr. sind dabei nicht inbe- 
griffen. Dazu kommen dann noch 2789000 Kr. für rollendes 
Material für andere Bahnen in Rücksicht auf den von der 
rdlandsbahn zuzuführenden verstärkten Verkehr. Auf die 
genwärtigsen außergewöhnlichen Löhne und Preise ist der 
schlag nicht zugeschnitten, er geht vielmehr von regel- 
Bisen Verhältnissen aus, wie solche erwartet werden 
en, bis der Bau der Nordlandsbahn in Ganz kommt. Die 
 Generaldirektion elaubt aber mit diesen Preisen nicht auszu- 
kommen und wird den Voranschlag, bevor der Bauantrag ein- 
acht wird, im Sinne der Daran Preisverhältnisse 
arbeiten lassen. Dr. 8. 


i © Neue Forderungen auf Herabsetzun« der Tarife der 
edischen Staatsbahnen. Von den ständigen Angriffen, 
die schwedischen Staatsbahnen wegen ihrer hohen 
Tarife auszuhalten haben, haben. wir in dieser Zeitung wieder- 
, zuletzt in Nr. 10, S. 193, berichtet. Neuerdings” hat nun 
er der schwedische Industrieverband eine Vorstellung an 
Regierung gerichtet, in der eine Herabsetzung. auf 
% von allen jetzt zu ‚entrichtenden prozentwellen Zusatz- 
s im Güterverkehr der Staatsbahnen verlangt. Auch 
‚rd die Deren ersucht, prüfen zu lassen, ob es nicht 
gezeiet und möglich wäre, in regelmäßigen Zwischen- 
nen: die Frachtsätze dem Wechsel der allgemeinen Preis- 
ne anzupassen. Die Eingabe bringt auch sonst einige be- 
kenswerte allgemeine Gesichtspunkte. Das Schreiben hebt 
r anderem hervor, daß einige Umstände aufgetreten. seien, 
e auch vom Standpunkte der Staatsbahnen selbst zu einer 
chprüfung der Grundlagen Anlaß geben, auf denen die jetzt 
Itenden hohen Be/onlerungenreiße festgesetzt wurden. Vor 


l, der bei der Mehrzahl der für den Eisenbahnbetrieb 
igen Verbrauchsstoffe eingetreten ist, wie Steinkohle, Öl 
Schienen. Eisen und Metalle, Holzwaren u. a. Wenn die 
shaltsanschläge für dieses Jahr auf Grund der Preis- 
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änderungen: der drei letzten Monate umgerechnet würden, so: 
würden die Ausgaben der Staatsbahnen nach den Berech- 
nungen des Verbandes um ungefähr 70 Millionen geringer 
angesetzt werden können, als die Eisenbahndirektion be- 


vechnete. Die vom Güterverkehr herrührende Ein- 
nahme, ungefähr % des Gesamteinkommens, würde um 
33% herabgesetzt werden können, ohne daß bei gleich- 


bleibendem Verkehr die Reineinnahmen vom Jahresverkehr 
dabei geringer würden, als vorgesehen. Der Verband elaubt,: 
daß eine solche Herabsetzung dem von der Eisenbahndirektion 
berechneten Verkehrsrückgans vorbeusen könnte. Augen- 
blicklich sollen. nach Angabe des Verbandes ungefähr % des 
Güterwagenbestandes unbenutzt herumstehen. 

Im weiteren Inhalt des Schreibens wird gewissen, von der 
Eisenbahndirektion kürzlich aufgestellten Gesichtspunkten der 
allgemeinen Wirtschaftspolitik der Staatsbahnen entgesenge- 
treten. Die Auslegung der Direktion vom Verhalten des 
Staates als Verwalters der Staatsbahnen ist nach Anschauung 
des Verbandes nicht haltbar. Ihre Folge würde nämlich sein, 
daß die Staatsbahnen auf Grund ihrer Monopolstellune und 
ihrer Unabhängiskeit vom Wechsel der Zeitverhältnisse stets 
Beförderungssätze soweit erheben könnten, daß sie mit reich- 
lichem Gewinn abschließen und hierbei regelmäßig e„roße, 
feste Betriebsüberschüsse aufweisen könnten. Wenn die In- 
dustrie, der größte Kunde der Eisenbahnen, die Frachten, die 
zur Aufrechterhaltune des beabsichtigten Ertrages nötig sind, 
nicht bezahlen könne, so müßte sie vom Staat mit Mitteln 
unterstützt werden, die natürlich auf dem Wese der Besteue- 
rung zusammen gebracht werden müßten. Die Eisenbahn- 
direktion hat nämlich in der Frage einer allsemeinen Fracht- 
senkung an die Möglichkeit erinnert, daß, soweit die Staats- 
behörden es für geeignet erachteten, Mittel bewillist werden 
könnten für eine am besten auf dem Rückerstattungswese zu 
bezahlende Frachtminderuns bis zu einem Umfanee, ‘der an 
maßsebender Stelle als „wirklich abhelfend und begründet“ 
erachtet werden könnte. Da die Industrie zugleich der größte 
Steuerzahler im Lande ist, würde also das Ergebnis auf Um- 
wecen in der Hauptsache das „leiche sein, wie wenn ent- 
stehende Verluste im Staatsbetriebe unmittelbar mit Staais- 
mitteln „edeckt würden. Nach der bestimmten Anschauung 
des Verbandes widerspricht eine solche Frachtpolitik offen- 
bar den Grundsätzen s»esunder Wirtschaftlichkeit. Zuletzt 
wird hervorgehoben, ‘daß die Frachtpolitik, welche die Eisen- 
bahndirektion anscheinend befolgen wolle, die Möslichkeit 
beschränke, diejenisen Teile der industriellen Arbeit, die 
noch gute Betriebsvoraussetzun®sen haben, aufrecht zu er- 
halten und die Wiederaufnahme der Tätickeit auf Gebieten, 
wo die Aussichten sich möglicherweise bessern, verzözere. 

Auch die Vertreter des Eisenkontors sind an die Regie- 
rung mit einer newen Eingabe um Herabsetzung der Eisen- 
bahnfrachten für die Rohwaren und Erzeugnisse des Eisen- 
gewerbes heransetreten. Unter Hinweis auf die alleemeine 
Lage im Lande, stellen die Vertreter anheim, daß die ver- 
langten Herabsetzungen als unumeänglich notwendig schleu- 
niest durchseführt werden: möchten, unabhängie-von der ab- 
lehnenden Haltunz der Eisenbahndirektion.e Die Vertreter 
beklagen sich in ihrer Begründung, daß die Eisenbahn- 
direktion die Frage hauptsächlieh von einem einseitir eisen- 
bahnwirtschaftlichen Gesichtspunkte betrachtet habe. ohne die 
sedrücke Lage des Eisensewerbes zu berücksichtigen. Es 
wird als Notwendiekeit für die Industrie, wenn sie über- 
haupt bestehen will, hervorsiehoben, daß sie, wenn die Preise 
zurückgehen, auf jede Weise auch die Herstellunges- und Be- 
förderuneskosten herabdrückt. Dabei können die Eisenbahn- 
fraehten unmöglich unberührt bleiben. Man hat nach An- 
schauung der Vertreter ein Recht, sich zu fragen, ob die 
Lase wirklich so sei, daß die schwedischen Eisenbahnen nicht 
mit einem angemessenen Anteil an der Senkung der allge- 
meinen Preislage, die jetzt so gut wie über die ganze, Welt 
sich erstreckt, teilnehmen könnten. Die Preise der wichtigsten 
Verbrauchsstoffe der Eisenbahnen sind stark ocefallen und 
fallen fortdauernd. Der Steinkohlenpreis wurde von der 
Direktion viel zu hoch gerechnet, und von anderen Bedarfs- 
stoffen ist schwedisches Walzeisen, für welches die Direktion 
stark Käufer ist. weiter im Preis gesunken. Weiter sind die 
Vertreter der Ansicht, daß der berechnete Rückgang in der 
Frachtgutmenge in Verbindung mit der sinkenden Preishöhe 
den Eisenbahnen wie anderen Unternehmungen es ermög- 
liehen müßte, ihre Personalauseaben herabzumindern und 
die Löhne herabzusetzen. Es wird auf das Eisengsewerbe hin- 
gewiesen, das sich genötigt gesehen hat, die Arbeitslöhne um 
20% herabzusetzen. Diesem Beispiel folge jetzt «eine In- 
dustrie nach der anderen. Es ist nach Ansicht der Vertreter 
sicher, daß die Frachtherabsetzung das beste Mittel ist, um 
den Rückgang des Verkehrs aufzuhalten. Die Geneigtheit 
der Eisenbahndirektion, in besonderen Fällen Frachtminde- 
rungen zu bewillisen, werde zwar dankbar anerkannt, aber 
bei der Kenntnis des hierbei angewendeten Vorgehens bestehe 
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wenig‘ Hoffnung, daß dabei Wesentliches . herauskomme. 
SchHeßlich verweisen die Vertreter auf die in Deutschland 
-ansewendeten sehr niedrisen Eisenbahntarife. Diese unter- 
stützten die deutsche Industrie kräftigst darin. daß sie auf 
diem -- schwedischen Markte mit Preisangeboten auftreten 
könne, die auf das schwedische Eisengewerbe völlig vernich- 
tend einwirkten. 

Zur iBeleuchtung der Frage der Frachtherabsetzung dient 


auch die Meldung, daß die Einnahmen der Staatsbahnen 
ständig zurückgehen. Der letzte vorliegende "Bericht für 


Januar weist eine Einnahme von: 20,5 Millionen Kronen und 
“ine Auseabe von 25,4 Millionen aus, also einen Verlust von 
4,9 Mi:lionen Kronen. Auf die an anderer Stelle dieser Zei- 
tung gegebenen wirtschaftlichen Berechnungen für den Be- 
trieb der schwedischen Staatsbahnen wird hingewiesen, Nach 
«inem neuesten, der Beeierung eingereichten Bericht macht 
sich- die Eisenbahndirektion auf einen Rückgang der Ein- 
nahmen aus dem Personenverkehr um 8%, aus dem Postver- 
kehr von 10% und aus dem Güterverkehr von 30% «efaßt. 
Im sanzen befürchtet man eine Einnahmeverminderung von 
73 Millionen, das sind 22%. Auch für die Betriebskosten 
hereehnet man wine Minderung. Abgesehen von der Bahn- 
strecke Luleä-Riksgränsen, für die besondere Verhältnisse 
selten, erwartet man für 1921 einen Betriebsveriust von 7 Mil- 
lionen Kronen, Dr. 


— Einheitliche Ordnung der Kühlwagenbeförderungen auf 
schwedischen Bahnen. Um das Kühlwagenbeförderungswesen 
über einen möglichst großen Bereich des schwedischen Eisen- 
bahnnetzes hin zu ordnen, hat die Eisenbahndirektion und 
die schwedische Eisenbahnvereirisunge im Jahre 1918 weinen 
Ausschuß eingesetzt, dessen Arbeiten nunmehr vor ihrem Ab- 
schlusse stehen. Die Hauptpunkte des Ersebnisses sind fol- 
ende: die Eisenbahnen, die sich den vorgeschlagenen Bestim- 
munsen anschließen, übernehmen die Beförderung sowohl von 
Wasenladunsen als von Stückeut in besonderen Kühlwasen 
ceoen eine vewisse Zuschlaesabgabe. Die Eisenbahnen haften 
dafür, daß diese Güter während der. Beförderung selbst in Wa- 
‚gen, ‚deren Temperatur 12 Wärmegrade für Wagenladungs- 
güter und 15 Grade für Stückgüter nicht übersteigt, und wäh- 
vend der Stationsaufenthalte in besonderen Kühlräumen oder, 
wo solehe nicht vorhanden- sind, an schattigen Plätzen und 
unter geeieneter Bedeckung aufbewahrt werden. Zur Beför- 
derune als Kühlwasengüter können folgende Waren ansenom- 
men werden: Fleischwaren, Blut, Butter, Margarine, Milch, 
Rahm, frische Fische, Hummer, Krebse, Austern und andere 
Schaltiere, Hefe, lose Blumen, Beeren, Obst u. a. Stückeut- 
sendunsen an Kühlwaeensütern dürfen frühestens zwei Ta- 
gesstunden vor Abgang des Zuges, mit dem die Beförderung 
geschehen soll, aufgegieben werden. Die Beladunesfrist für: 
eine Wassenladungssendung solcher Güter beträgt vier Trages- 
stunden von dem Zeitpunkte‘\ab gerechnet, zu dem der Wagen 
dem Versender zur Verfüsung. sestellt wurde. Die Ab-. 
holunesfrist für Stückzutsendungen beträgt zwei Tasesstun- 
den und die Entladunssfrist für Wagsenladungssendungen: vier 
Tagesstunden. Für die Eisenbahnen, die sich den Bieförde- 
rungen anschließen, sollen besondere Beförderungspläne auf- 
gestellt werden, die angeben, mit welchen Zuggelesenheiten 
diese Sendungen befördert werden sollen. Diese Pläne werden 
ım Benehmen der verschiedenen Eisenbahnen aufgestellt der- 


art, daß die Übergangszeit auf den. ‚größten Stationen. mög- | 


lichst kurz wird. ‘Auf den Staatsbahnen dürften diese Beför- 


derunsen mit besonders schnell gehenden Lebensmittelzügen 


erfolgen, ‘wodurch die Beförderungszeit bedeutend kürzer 
wird als für gewöhnliches Frachteut. Von den Privatbahnen 
haben sieh jetzt schon bereit erklärt, den Bestimmungen über 
Kühlwasengüter beizutreten: Boras-Alvesta, Göteborg-Boras- 
Kalmar,  Karlskrona-Växjö, Nässjö-Oskarhamn, X Uddevalla- 
Vännersbors-Herrliunga, Västergötland-Göteborg, östlichs 
Zentralbahn, die Trafikaktiengesellschaft Grängesberg-Oxelö- 
sund und mit einer gewissen Einschränkung auch die Ver- 
kehrsverwaltung Göteborg-Dalarne-Gärvle. Dr. 8. 


— Ausmerzunge untauglichen Personals der schwedischen 


Staatsbahnen. ‚Die Eisenbahndirektion hat in einem Rund- 
schreiben an: die Bezirksverwaltungen an das nach dem Per- 
sonahoesetz vom 4. Juni 1920 der Direktion segebene Becht 


erinnert, nach 10 Dienstjahren diejenigen Stelleninhaber, die 


infolge Krankheit oder verminderten Arbeitsyvermörens ihre 
- Stelle nicht mehr richtig versehen und auch nicht in ®ne 
andere Stelle überführt werden können, zu entlassen. Auch 
wird auf das Recht verwiesen, ohne Ansuchen Stelbeninhaber. 
an andere Stellen zu versetzen, auch wenn diese Stelle nied- 
riser ist. Dieses Rundschreiben hat unter dem Personal ver- 
.schredentlich Unruhe hervorgerufen. Auf Anfrage des Eisen- 
bahnerverbandes hat Generaldirektor Granholm sich dahin 
ausstesprochen, daß das Ersebnis dieses Rundischreibens 
‚wenigstens für Bedienstete niederen Grades nicht sehr durch- 


' könne nur in Ausnahmefällen in Frage kommen, 


‚Grades der Fall sein. Man müsse da also eine kräft 


' von Dünkirchen und Havre. 


"von der Surtaxe d’entrepöt befreit diejenigen 


Se ? > Dentscher Biser he \ 
greifend sein werde. Es werde sich überwiegend u 
Bedienstete handeln. die wegen langer Krankheit 
waren, dabei aber nicht nur im Besitze ihres Geh 
dern auch der Tewerungszulage »blieben. Es sei nati 
die Staatsbahnen viel .billiger, solche Leute gleich 
sionieren. Eine Versetzung auf einen niedrigeren 


solchen Fällen würde der Viersetzte, sofern sein. 
statusmäßig sei, ja das Gehalt der früheren Stelle be 
Wenn sich unter dem Personal niederen Grades schon 
befänden, die auf Grund langwieriger Krankheit b 
waren, so dürfte dies noch viel mehr bei Beamten 


merzung erwarten. a & \ 


- — Stahlwagen in Schweden. Die Eisenbahndirektio: 
"nun zwei Stahlwassen in Deutschland bestellt. Es bes 

Absicht, die Stahlwagen, welche die Staatsbahnen. 
künftix in schwedischen Fabriken zu bawen. Auch d 
vatbahnen werden Stahlwagen bekommen und haben 1 
hauptsächlich für Schmalspurbahnen, in Deutschland 
Die Veranlassung zu diesen Käufen dürfte die sein, di 
Preise der Stahlwagen gegenwärtig niedriger stehen 


für Wagen aus Holz. 


 — Deutsches Eisenbahnmaterial in Frankreich und I 
Wio „Libre Belgique“ mitteilt, wird auf allen bel 
und auf allen französischen Eisenbahnlinien seinsch 
der Elsaß-Lothringischen und. der Prinz-Heinriehbahn 
im besetzten Gebiet eine Inventur über das rollende d 
Eisenbahnmaterial aufgenommen. = 


Der Zweck dieser Aufnahme soll sein, eine Unters 
zu machen zwischen dem erbeuteten Kriegsmaterial 
von den. Deutschen nach dem Waffenstillstand ge 
sowie dem Material, das Elsaß-Lothringen gehört, ] 
aber soll auch festsestellt werden, wieviel deutsche Wi: 
in Belgien und Frankreich laufen und nach Deutschland 
rückgeführt werden müssen. re TR 


ri 


— Ein Seehafenabkommen zwischen Frankreich un 
Frankreich erhebt zur Stärkung seiner eigenen atl 
Häfen von allen über ausländische Seehäfen naeh Fra 
selangenden Waren weine Zuschlagstaxe auf Laser 
‚(surtaxe d’entrepöt). Diese Zuschlagstaxe spielte die- 
Rolle im Wettbewerb zwischen den französischen Häf: 
kirchen und Havre einerseits und dem belgischen H. 
 werpen andererseits. Namentlich fühlten die Belgie 
in bezug auf ihr Hinterland Elsaß-Lothringen schli 
stellt waren als zur Zeit, da diese Provinzen noch i 
waren, denn infolge des Vorhandenseins vorzügliche 
bahnverbindungen zwischen Antwerpen und Straßb 
auch der Rheinwasserstraße geht die französische E 
zum Teil über Antwerpen-Straßburg und zwar zum x 
In Paris liefen die Klag 
seiten der Straßburger wie auch der Bielgier zusammen 
beide verlangten die Aufhebung der Surtaxe dent 
Lange Verhandlungen haben nun endlich zu einem Al R: 
zwischen Belgien und Frankreich geführt. Danaeı 
# in-Pr 
importierten Güter, die in belgischen Häfen mit dir 
Konnossement und unter Transportbedingungen ankon 
‘unter denen Waren gleicher Art, die in französischen 
eintreffen, ‚ebenfalls die gleiche Freiheit genießen. 
-sind befreit alle Güter, welche direkt von belgischen 
nach einem der drei Departements Haut-Rhbin, Bas-Rhin 


- schweizerischer Veerkehrsvereine hat in eine 
die Wiedereinführung der Rückfahrkarten mit 
Sätzen, der zusammenstellbaren Fahrscheinhefte 
ger Gieneralabonnements. vorgeschlagen. Die 7 
‘iehten, daß diese Anträge aus finanziellen Gr 
Aussicht auf Erfolg , hätten. Die ‚Wiedenein 
Rundreisehefte ist angesichts der Bestı 
Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen und 


” 
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uf der Brüsseler Konferenz gesichert, aber es ist | wendet wird. Zum ersten Male auch wird eine Feizungsein- 
m anzunehmen, daß die Ermäßigungen, die im Rundreise- | richtung mit 15000 Volt praktisch angewendet. Die von den 
ehr früher bestanden, wieder eingeführt werden sollten. | Aktiengesellschaften Brown, Boveri & Cie und Gebrüder 
ück fahrkarten spielten vor dem Kriege in der | Sulzer hergestellte Einrichtung ist zu diesem Zwecke in 
eiz eine große Rolle. Die Einnahmen aus den Rückfahr- | einen Güterwagen eingebaut. Zwei weitere ähnliche ‚Wagen 
en überstiegen die aus den einfachen Fahrkarten bedeu- | arbeiten mit transformiertem Strom, der den Transformatoren 
In der Ill. Wagenklasse, die in der Schweiz mehr und | der Lokomotive entnommen wird. Diese neuen Heizwagen 
‚den finanziellen Ausschlag gibt, war das Verhältnis so- | sollen nun auch auf der Strecke Erstfeld-Bellinzona zur Vier- 
wie 2:1. Da die Betriebszahl im Personenverkehr ohne- | wendung kommen. N 
sehr hoch ist, ist nicht anzunehmen, daß auf Rückfahr- 
on überhaupt wieder allgemein’ Preisermäßigungen _ ge- 
rt werden können. Fast in allen Staaten, die vor dem 
Se ermäßigte Rückfährkarten hatten, wurden sie während 
Krieges aufgehoben und nicht wieder eingeführt. Da- 
on macht sich eine Bewegung zugunsten einer Bevorzugung 
Fernverkehrs geltend. Gerade im Fernverkehr ist 
‚sehr bedeutender Rückgang und eine Abwanderung in nie- 
gere Wagenklassen beobachtet worden, offenbar weil sich 
Pernverkehr die Täriferhöhungen besonders schwer „el- 
ad machen; das gilt namentlich für die Strecken, die Berg- 
zuschläge erheben. Jetzt wird darauf hingewiesen, daß die- 
en igen Bänder, die vor dem Kriege zur Förderung des Fern- 
kehrs Tarife mit fallender Skala besaßen, diese Begünsti- 
Sungen selbst während des Krieges nur zum kleinen. Teil und 
rübergebend aufgehoben haben, während sie heute wieder 
noeführt sind. Dier italienische Differentialtarıf, der bei 
nt: ungen über 150 km einsetzt und sehr stark fällt, ist 
auch heute in Kraft; Schweden hat sein Zweizonensystem mit 
äßisunssen von 100 km an behalten; in Norwegen begin- 
die Ermäßigunsen schon bei 51 km.. Die Schweiz besaß 
ı‘ keine Differentialtarife für gewöhnliche Fahrkarten, 
en. wurde den ‚Bedürfnissen des Fernverkehrs, des Ge- 
s- und Touristenverkehrs durch Ausgabe von Gene- 
‚bonnemsnts Rechnung „etragen. Kurzfristige Ge- 
alabonnements werden. heute noch nicht wieder ausgegeben, 
- lanefristisen sind viel stärker als gewöhnliche Fahr- 
mit Tarifzuschlägen belastet worden. Es wird in kauf- 
chen Kreisen eine Ermäßigung der Preise für General- 
ements, zum Teil auch die Wiedereinführung kurzfristi- 
nnements gefordert. Die heutigen Schnellzugzuschläge 
auch besonders belastend für den Fernverkehr, weil 
n 8 Zonen eingeteilt sind, während! z. B. Deutschland nur 
Zonen kennt und den Fernverkehr von 150 km aufwärts, un- 
iehtet der. Entfiernung, gleichmäßig belastet, während in der 


. 


iz die höchste Zone erst bei 350 km beginnt. Es wird 
ine ‚Verkleinerung der Zomenzahl von 8 auf 3 oder 4 
estrebt; außerdem wird in eimem Teil der Presse die 
rüfune der Tarife für die einfachen Fahrkarten im 
‚eines Zonentarifs mit fallender Skala befürwortet. 

Se > 

— Fremdenverkehr in der Schweiz. Der Verkehrsverein 
stadt Bern äußert sich in seinem Jahresbericht für 1920 
ber den Fremdenverkehr wie folet: „Die amerikanischen 
äste sind wohl in etwas größerer, aber lange nicht in der 
nerzeit angekündigten Zahl in Europa eingetroffen, was 
 Peil durch die 'unzulängliche Beförderungsgelegenheit 
ı transatlantischen Dampfern bedingt wurde, von dienen 
"zu Anusbesserungs- und Umgestaltungszwecken in den 
endocks verbleiben mußten. Der Anteil der Engländer 
d namentlich der Holländer war erheblich stärker, dagegen 
ar r Zustrom der Franzosen ein flauerer, obwohl die 
jtelpreise in ihrem Lande vielfach fast doppelt. so hoch 


apen als die schweizerischen. Wenn auch das schweizerische 
Reisepublikum zur Ferienzeit die Berge wieder recht belebte 
gar die deutschen Gäste an manchen Kurorten sich in 
r Zahl eingefunden hatten, wie man sie unter Deutsch- 
is gegenwärtigen Verhältnissen nicht erwartet hätte, so 
lt das Saison- und Jahresergebnis vielerorts einen zwar 


— Internationale Eisenbahnkonferenz. In Stresa am 
Lago Maggiore tagte vom 13. bis 25. April eine internationale 
Eisenbahnkonferenz für den Austausch der Güterwasen. Die 
Konferenz, die von Vertretern fast aller europäischen Länder 
und Verwaltungen beschickt war, nahm, zwerst vom Wetter 
nicht begünstigt, einen harmonischen Verlauf. Sie brinst 
zum erstenmal allen europäischen Ländern mit Vollspur ein- 
heitliche, ‚erleichterte Bedingungen für den Übergang der 
Güterwagen; auch die Abrechnung ist wesentlich vereinfacht. 
Das neues Übereinkommen (R.I.V.) wird. voraussicehtich am 
1. Januar 1922 ın Kraft treten. Damit wird für den Verkehr, 
die Bahnen und ihr Personal durch Zusammenlegen der bis- 
her sehr verwickelten Sonderabkommen und -bedinsunsen ‚ein 
ganz bedeutender ‘Fortschritt erreicht. 


 — Das Ende der Verkehrskonferenz in Barcelona. Nach 
sechswöchiger Arbeit ist, wie das W. T. B. unterm 18. April 
meldet, die Internationale Veerkehrskonferenz mit ihren- Auf- 
gaben zu Ende gelanet. Es sind von der Konferenz nur noch 
die Mitsheder’des technischen. Beirats zu wählen, welcher die 
Konferenz überdawern wird. Eine der letzten Arbeiten war 
dıe Pestsetzung der Statuten bezüglich der Verwaltung der 
Schiffahrtswege von internationaler Bedeutung. Über dieses 
Abkommen konnte nur mit Mühe sine Einigung erzielt 
werden. Wir werden demnächst auf die Ergebnisse der Kon- 
ferenz eingehender zurückkommen. 


— Ausbau des spanischen Eisenbahnnetzes. Das Eisen- 
bahnwesen Spaniens leidet unter drei Mänseln: die Eisen- 
bahnen verbinden die Orte, deren Verkehr sie vermitteln, 
nieht auf dem geraden Wege, sie sind meist eingleisige und 
haben steile Neigungen; Haupt- und Nebenbahnen haben ver- 
schiedene Spurweite. - Diese Mängel sind eine Folge der e- 
rinsen Gieldmittel, die zum Bau der Eisenbahnen zur Ver- 
fügung standen, aber die Sparsamkeit, die damals giewaltet 
hat, zwingt nachträglich zu hohen Aufwendungen, wenn die 
Eisenbahnen auf den Stand gebracht werden sollen, wie ihn, 
der neuzeitliche Verkehr des Landes erfordert. Die Sparsam- 
keit beim Bau der Eisenbahnen erweist sich also letzten 
Endes als eine verfehlte Politik. Es bestehen eine ganze An- 
zahl Pläne für Neubauten. Der wichtigste ist der einer 
Eisenbahn von. der französischen Grenze nach Algeciras, die 
also das ganze Land durchquert; der Plan wird namentlich 
auch von französischer Seite gefördert, weil Frankreich viel 
an einer durchgehenden Verbindung zwischen Paris und 
seinen Siedlungen in Nordafrika hest. Die Bahn soll in 
Vollspur gebaut werden, um durchgehende Züge zwischen 
Paris und Algeciras zu ermöglichen, während die übrieeen 
Eisenbahnen Spaniens bekanntlich «eine. Breitspur von 1676 
Millimeter aufweisen. Im Zusammenhang mit dieser Eisen- 
bahn wird des weiteren Stimmung für den Tunnel unter der 
Meerens’e von Gibraltar und eine anschließende Sahara-Quer- 
bahn mit Dakar als Ziel gemacht. Eingehende Vorarbeiten 
‘sind angestellt worden, doch liegt die Ausführung der hohen 
Kosten wegen noch sehr weit im Felde. Für wine Anzahl 
von Schmalspurbahnen, deren Bau geplant ist, bietet die Re- 
gierung eine Zubuße von 60000 Pesetas für 1 km an. Für 
eine neue Verbindung Madrid-Valencia treten namentlich 
‘englische Unternehmer ein, wie überhaupt Eneland Spanien 
als ein Albsatzeebiet für seine Erzeugnisse ansieht, worin. es 
freilich, wie kürzlich die Vergebung von Lokomotivlieferun- 
gen sezeist hat (vgl. Nr. 12, S. 233 d, Zte.), sich zuweilen 
auch täuscht. ‘Valeneia ist derjenige Hafen von Spanien, der 
der Hauptstadt am nächsten: liegt; die Eisenbahnverbindung 
zwischen. beiden Orten ist aber schlecht, und- es besteht ein 
lebhaftes Bedürfnis, sie zu verbessern. — Kohlen sind im 
Spanien sehr knapp und daher tewer, doch ist das Land reich 
an unausgebauten Wasserkräften, so daß die Entwicklung 
des Eisenbahnwesens die Einführung elektrischen. Betriebes 
in weitem Umfang mit sich bringen wird. Die Eisenbahnen 
Spaniens sind zum bei weitem größten Teil Privatbahnen, nur 
115 km Breitspur- und 46 km Schmalspurbahnen sind -in 
Händen des Staates. 


jenen aber doch bemerkbaren Auftakt zur Besserung 
"Nach Feststellung der Volkswirtschaftskammer des Ber- 
Oberlandes waren im Oberland während der Monate Mai, 
Juli und August im Durchschnitt nur 21% der. Hotel- 
\ besetzt. In Bern, welches wie- Lausanne, Genf und 
h, über die Kriegsjahre und in der ersten Nachkriegs- 
eine Sonderstellung im Fremdenverkehr eingenommen 
‚ hat sich mit dem Abbau der. Eidgenössischen Zentral- 


ür Fremdenpolizei und der Aufhebung zahlreicher Bu-: 
je eroßen Verkehr in die Stadt brachten, ein nam- 
Rückschlag im Besuch der Hotels bemerkbar gemacht. 
ktrische Heizung in Eisenbahnzügen. Auf der Bundes- 
ke Bern-Thun verkehren, wie die „Schweiz. Verkehrs- 
enz“ berichtet, seit einiger Zeit Heizungswagen, 
ktrischen Heizvorrichtungen versehen sind und den 


rwärmung der Wagen nötigen Heißdampf liefiern. : : 
‚dieser Heizwagen wird zum ersten. Male eine elek- — Dampferverkehr der englischen Eisenbahnen nach dem 
izune verwendet, in welcher der Leitungsstrom ohne Festlande und Irland. Nach einer Veröffentlichung dies seng- 
ation unmittelbar zur Erzeugung der Hitze ange- ' lischen Verkehrsministeriums bestehen zwischen englischen 


® 
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Häfen und dem europäischen Festlande sowie Irland zurzeit die 
folgenden, von den englischen Eisenbahngesellschaften be- 
dienten Dampferverbindungen. —Zwischen Folkestone und 
Boulogne, zwischen Dover einerseits und Calais und Boulogne 
andererseits läßt die Südost- und Chatham-Eisenbahn täglich 
je einen Dampfier verkehren. Newhaven-Dieppe wird von der 
London-, Brighton- und Südküstenbahn täglich bei Tag und 
bei Nacht bedient, wozu noch drei Frachtdampfer in der Woche 
kommen. Von Grimsby nach Hamburg besteht zweimalige Vier- 
bindung in der Woche, die "von der Great Central-Eisenbahn 
unterhalten wird. Die Große Ostbahn unterhält eine tägliche 
Verbindung zwischen Harwich einerseits und Hook van Holland 
und Antwerpen andrerseits; nach Rotterdam fertigt sie drei- 
mal in der Woche ‚einen Dampfer ab. Die London- und Süd- 
westbahn hat ihren Verkehr nach den Kanalinseln Anfang 
April eingestellt, verbindet aber Southampton und Havre 
täglich durch einen ihrer Dampfer. Zwischen England und 
Irland verkehren auf der Strecke Holyhead-Kingstown täg- 
lich zwei Dampfer der London- und Nordwestbahn, zwischen 
Fleetwood und Belfast täglich ein Dampfer dieser Gesellschaft 
im gemeinschaftlichen Betrieb mit der Lancashire und York- 


shire Eisenbahn, alle drei dienen der Postbeförderung. - Von . 


Holyhead nach Dublin (North Wall) wird außerdem nach Be- 
darf ein Frachtdampfer von der Nordwestbahn abgefiertigt. 
Die Große Westbahn unterhält einen Dampferverkehr 
zwischen Weymouth und den Kanalinseln sowie zwischen 
Fishguard und Rosslare, und die Lancashire- und Yorkshire- 
Eisenbahn «endlich seinen Verkehr mit Frachtdampfern, die 
nach Bedarf verkehren, zwischen Goole und den Häfen des 
Festlands. 


— Eisenbahn- und Hafenbau in Finnland. Der Reichstag 
beschloß am 5. März, die Bahn Torneä-Karungi in fahrbaren 
Zustand zu setzen, unter der Bedingung, daß die betreffenden 
Gemeinden oder Privaten sich zur kostenfreien Überlassung 
des erforderlichen Bodens verpflichten. Die Instandsetzung 
soll gleich in Angriff genommen -werden, sobald die Ver- 
pflichtungserklärungen vorliegen. 


Die Arbeiten am Helsinsforser Großhafen und Freihafen 
in Gräs- und Sandviken gehen ständig weiter. Ein vorläufi- 
ser Freihafen mit 600 m Kailänge wird von der. Busholms- 
brücke aus angelegt. Er umfaßt 70000 qm Kaifläche und 
16000 qm Magazinbodenfläche. Ein eroßes Magazin in 
Stufenform mit 6 Portalkranen zu den verschiedenen Stock- 
werken ist in Ausführung, Es stellt das Neueste dar, was 
man auf diesem Gebiet hat. Der ganze Freihafen mit Aus- 
rüstung soll auf 12 Millionen finnische Mark zu stehen 
kommen. Die treibenden Kräfte in diesen Hafenplänen der 
Hauptstadt sind "die Helsingsfors Magazinaktiengesellschaft 
und ein Herr Julius Tallberg. Die Gesellschaft verfüst über 
das große Busholms- und Sandholmsgeebiet und leibet und veer- 
waltet den ganzen Freihafen. Dr. S. 


— Das _lettisch-russische Eisenbahnübereinkommen. Der 
lettische Eisenbahnminister Kurschinski und der Sowjetver- 
treter Ganezki unterschrieben das lettisch-russische Eisen- 
bahnübereinkommen. Es besteht aus 15 Artikeln. Der Per- 
sonenverkehr soll möglichst ohne Umsteigen, der Güterverkehr 
ohne Umladung erfolgen. Um den Übergang der Güter 
zwischen Rußland und Lettland zu- ordnen, soll ein besonde- 
res Abkommen abgeschlossen werden. Die Güterbeförderung 
wird gesondert von und bis zur Grenze beider Länder bezahlt. 
Die Aufnahme und Abgabe von Personen, Reisegepäck und 
Gütern verfolgt in den, "Grenzstationen, wo auch die Wagen 
wechseln. Da die russischen Grenzstationen sich in einem 
für diese Tauschmaßnahmen nicht geeigneten Zustande be- 
finden, so wird 'instweilen die Aufnahme und Absabe des 
. Fahrmaterials, des Reisegepäcks und der Güter in den letti- 
“ sehen Stationen Schogowo, Balbinowo und Sılupe vorge- 
nommen. Abgerechnet wird in Goldvaluta. Das Abkommen 
gilt nach Abschluß auf drei Jahre. Nach dem Abkommen ıer- 
hält Lettland als Zugabe 15 lauffähige Lokomotiven. Dr. S. 


Fremde Erdteile., 


— Die Spurweite der japanischen Eisenbahnen. Die Eisen- 
bahnen Japans sind in der bekannten Kapspur (1,06) verbaut. 
Ihr Ausbau auf Vollspur ist wiederholt erwogen worden, man 
ist jedoch noch zu keinem endgültigen Ergebnis gekommen, 
ob der Ausbau ausgeführt werden oder unterbleiben soll. 
Der Bauoberingenieur der japanischen Staatsbahnen spricht 
sich jetzt in einer Fachzeitschrift über diese Frage aus, und 
man kann wohl annehmen, daß ver die amtliche Meinung zum 
Ausdruck bringt. Er weist besonders darauf hin, daß die japa- 
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nischen Eisenbahnen Tunnel von einer Gesamtlänge yon: 
Kilometer besitzen, und daß die Kosten für den Umbau dies 
Tunnel allein schon jede Veränderung seradezu unmö 
machen. Die Tunnel sind jetzt schon 4,57 m breit, un 
Güterwagen sind diesem Querschnitt schon so weit‘ angep 
daß sie ihn fast ausfüllen, so daß auf den Gleisen tr 
ihrer Spur Fahrzeuge verkehren, die f ast so viel Ladung fass 
wie die Vollspurwagen der europäischen Eisenbahnen, 
sie auch an den. Fassungsraum der amerikanischen Bet: 
mittel nicht heranreichen. Wollte man also die Vollspur 
führen, dabei aber den. Tunnelquerschnitt beibehalten, so v 
damit nicht viel erreicht, denn es könnten nur wenig erö 
Wagen eingeführt werden. Auf das Beispiel Südafrikas, 
die Spurweite von 1,06 m ja auch ihren Namen verdankt, u 
die guten Betriebsleistungen, die dort mit dieser ro 
erreicht worden sind, wird dabei besonders hingewiesen, Gr 
Beren Erfolg als von einem Ausbau auf Vollspur vers 
sich der japanische Fachmann von einem zweigleisigen 
bau und von der Einführung elektrischen Betriebes m 
leistungsfähigen und schnell “fahrenden Lokomotiven, 
namentlich die wirtschaftlichen Ergebnisse des Eisenba 
betriebes nach seiner Ansicht günstig beeinflussen dürften, 


— Sineikrereirechune in den Vereinigten Staaten, In. 
beiterkreisen der Vereinigten Staaten herrscht ziemliche A 
regung über ein Gesetz, das Ausstände bei den. Eisenba 
verbietet. Es wird darin ferner für ungesetzlich erklärt, G 
walt oder Drohungen anzuwenden, um Arbeitseinstellunge 
in Betrieben herbeizuführen, die mit den Eisenbahnen im 
sammenhange stehen, wie z. B. Lokomotivbauanstalten oder 
Kohlenbergwerke. Das Bundesverkehrsamt hatte sich 
gunsten dieses Gesetzes ausgesprochen, und der: Kongreß hi 
es ohne Widerspruch angenommen. Als notwendiges Zub eh. 
zu diesem Gesetz wird ssefordert, daß ein weiteres Ge 
einen Gerichtshof zur Schlichtung von Streitigkeiten ZWwise 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern in Gewerben, die für de 
durchgehenden Verkehr zwischen dem Gebiet verschieden 
Bundesstaaten von Bedeutung sind, einsetzt, 


_ "Der Anteil der Löhne an den Beförderungskore 
Amerika. Über den Einfluß der Lohnerhöhungen, die 
in Amerika (wo die Löhne von jeher hoch waren, wenn 
auch verhältnismäßig nicht das Maß wie bei uns erneicl 
haben) sine ,Folge des Krieges sind, auf die Kosten 
Güterbeförderung, veröffentlicht die amerikanische Verei 
gung der Eisenbahnbetriebsbeamten einige lehrreiche Zah 
Für ein Stückgut von 100 Pfund (45 kg) Gewicht, dessen 
förderung von Lowell, Mass., nach Seattle, Washington, 191 
einen Dollar Fracht kostete, wird heute an Arbeitslohn ‚alle: 
ein Betrag von. 1,04 Dollar aufgewendet. Eine Sendung von 
100 kg mit Schuhen von Boston, Mass., nach Philadelphia, P 
kostete nach den Frachtsätzen von 1917 87 Cents, währen 
heute der auf die Sendung sentfallende Arbeitslohn. al 
diesen Betrag ausmacht. Hieraus und aus winigen an 
Beispielen geht hervor, daß die Erhöhung der a 
die mittlerweile eingetreten ist, und die 25 bis 40% beträ 
bei weitem nicht der Erhöhung der Selbstkosten der E 
bahnen entspricht, die durch die Erhöhung ‚der Arbeitslö 
in ausschlaggebendem Maße in die Höhe oetrieben worde 
sind. Das Bestreben der amerikanischen Eisenbahn; 
schaften muß daher, wenn.sie das Gleichgewicht zwise 
Einnahmen und Ausgaben wiederherstellen wollen, da 
@serichtet sein, den auf die Einheit der beförderten Gü 
Sa er en ee zu Sen na Das kann entx 


in iziörda Falle der Er ihn. le Lohn ee PR; 
größere Menge beförderter Güter verteilt. Im Jahre 
haben zum ersten Male. die Einnahmen. der Eisenbahnen i 
Vereinigten Staaten die Ausgaben nicht zu decken verm 
und da sie Privatbahnen sind, haben sie nicht den Rüc 
an den Leistungen der Stewerzahler, die in einem Land 
Staatsbahnen in einem solchen Falle den Fehlbetrag d 
Erhöhungen der Frachtsätze können die Zunahn 
der Ausgaben nicht mehr wettmachen, und es bleibt dal 
nur seine Verminderung der Ausgaben übrige, die zu erneiche 
aber außerordentliche Schwierigkeiten bietet... Ähnliche 
Herabsetzung der Löhne gerichtete, Bestrebungen. wie 
Amerika sind in England im Gange, und die Zwistig 
die zwischen den englischen Eisenbahn gesellschaften 
ihren Arbeitern zurzeit bestehen, sind zum Teil darau 
rückzuführen, daß das Gerücht verbreitet worden ist, di. 
sellschaften wollten beim Aufhören der en Zuse 
was im August d. J. eintreten wird, zu den Vorkriegslöhne 
zurückkehren. Dies wird zwar von den Gesellschaften I 
stritten, und dürfte auch nicht im vollen Umfange wahr se 
Daß sie aber mindestens den Wunsch haben, die "Löhne | 
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zusetzen, ist sicher, und es gibt in England Kreise, die eine 
baldige Verwirklichung dieses Wunseches nicht für aussichts- 
- los halten. Woher sie freilich die Berechtig une zu dieser 
E} Ansicht herleiten, ist nicht ersichtlich. 


E — Arbeiterentlassungen. bei 
Seit vergangenem Dezember ist die Pennsylvania-Eisenbahn 
E ‚bemüht, der Verlustwirtschaft, die als Folge des Kriegs- und 
 Staatsbetrrebes eingerissen war, ein Ende zu: machen. Eine 
der Maßnahmen, die sie zu diesem Zweck vereriffen hat, ist die 
_ Entlassung von 61000 Arbeitern, wodurch die Zahl der von 
ihr beschäftisten Arbeitskräfte von 279000 auf 218 000 Ver- 
f ringert worden ist. Weitere Sparmaßnahmen bestehen in. Veer- 
rimserunsen der Zuszahl, indem manche Züge, sogar solche 
auf Hauptstrecken, auf; »elassen,, an anderen Stellen zwei Züge 
zusammengelegt worden sind. 


\g — Die Kanadische Pazifik-Eisenbahn. Mit ihren ungefähr 
30.000 km Streckenlänge macht die Kanadische Pazifik-Eisen- 
ah etwa die Hälfte des Eisenbahnnetzes von. Kanada aus; 

en steht aber in ihren Betriebsergebnissen wesentlich gün- 

# stiger als die andere Hälfte da, die von den Staatsbahnen, 
der National Railway und der vwerstaatlichten Grand Trunk- 

Railway, gebildet wird. Ihr Jahresbericht für 1920, der kürz- 

lieh nach Europa „ekommen ist, läßt die heute: nur noch 

selten vorkommende Tatsache erkennen, daß die Pazfik- 

Eisenbahn noch Überschüsse erzielt hat. Allerdings ist ihre 
‚Betriebszahl von 81,39% im Jahre 1919 auf 84,70% im Jahre 
1920 gestiegen. Der Überschuß ist damit, anscheinend nach 

Abzug der in üblicher Höhe gezahlten Dividende, auf 

45.000 000 Dollar, etwa die Hälfte des vorjährigen gesunken. 

_ Auch die Eisenbahn nähert sich dem Zustande, der bei fast 

allen anderen Eisenbahnen herrscht, daß nämlich die Aus- 

gaben die Einnahmen übersteigen. Bis jetzt haben. es die im 

- September 1920 erhöhten Tarife ermöglicht, eine befriedigende 

— Dividende aus dem Eisenbahnbetrieb herauszuwirtschaften, 

‚obgleich die Pazifik-Eisenbahn. keinerlei Staatsunterstützung 

genießt und in ihrer Tarifpolitik sehr behindert ist. Wie 

sieh die Zukunft gestalten wird, ist freilich unklar. 

- Die Betriebsergebnisse entsprechen nicht dem Umfang des 

Verkehrs, werden aber doch als im Vergleich mit den Ver- 

hältnissen anderer Bahnen im Bericht als günstig hingestellt; 

noch besser stehen. die anderen Untermehmungen der Pazifik- 

Eisenbahn, ihr Landbesitz, ihre Dampferstrecken und ihre 

_ Beteiligung an anderen Unternehmungen da. Hier hat sich 

‚neben der Dividende noch ein beträchtlicher Überschuß eer- 

Im kommenden Jahre sollen. erhebliche Beträge auf 

i Be echreiimnmen aufgenommen werden, um die in den 

etzten Jahren aus den Rücklagen entnommenen Gelder zu 

ersetzen. 1924 müssen 52 Millionen Dollar zurückgezahlt 

‘erden; die Vorbereitungen, um dies ohne Schwierigkeiten 

zu "ermöglichen, sind »etroffen. — Nahezu ‘die Hälfte des 

Aktienkapitals der Kanadischen Pazifik-Eisenbahn befindet 

sich in englischen Händen, etwa ein Viertel ist in den "Vier- 

einigten Staaten untergebracht und, was am auffallendsten 

_ ist, nur etwa ein Sechstel in Kanada. x 


— Bahnbau in Bolivien. Die Regierung von Bolivien hat 
den Bau einer Bahn von Villazon. nach Atocha genehmigt und 
will zur Ausführung der Arbeiten eine Anleihe von 7 Mil- 
- lionen Dollar aufnehmen. 


ar = Das Verkehrswesen von Kolumbien. Kolumbien hat den gro- 
E >en. Vorzug, in seinen Flüssen ausgezeichnete natürliche Binnen- 
wasserstraßen zu besitzen. Die bedeuvendste unter ihnen 1st 
der Masdalenenstrom, der bei Barranquilla in das Karibische 
er mündet, das Land von Süd nach Nord durchzieht und 
uf ‚nahezu 1000 km von der Mündung aufwärts für Fluß- 
ir ampfer befahrbar ist. Seine Verkehrsbedeutung wird noch 

durch eine Anzahl schiffbare Nebenflüsse erhöht. Dagegen 
4 ehlt es dem Lande an Straßen und Eisenbahnen. Es bestehen 
nur eine Anzahl kurze Stichbahnen, die die Mittelpunkte der 
Er rdelung mit dem nächsten schiffbaren a len 


; Panama ‚zu eher und hierdurch ind -Handel und 


Dieser Betrag 
soll im esntlibhon zum Bau von Eisenbahnen diemen, und 
mit soll der Anfang gemacht werden, Pläne auszuführen, 
die Regierung schon lange gehegt hat, aus Mangel an 


der : DeuEerTrania: Eisenbahn. 
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Mitteln aber hat zurückstellen müssen. Zunächst sollen Eisen- 
bahnen nach der Hochebene im Innern des Landes gebaut 
werden, wo schon ansehnliche Niederlassungen bestehen. 
England betrachtet diese Entwieklung mit neidischen Blicken, 
anscheinend weil es fürchtet, die Durchführung dieser Pläne 
könnte den. Vereinigten. Staaten und nicht ihm zufallen, ob- 
gleich es doch ein verbrieftes Recht auf alle Gegenden der 
Welt zu haben glaubt, wo Geschäfte zu machen sind. 

Die wirtschaftliche Entwicklung von Kolumbien hat lange 
unter den unsicheren politischen Verhältnissen »elitten, seit 
etwa 20 Jahren herrscht aber Ruhe, und dieser Zustand zu- 
sammen. mit dem Zustrom nordamerikanischen Goldes wird 
seinen Einfluß auf die zukünftise Entwicklung des Landes 
nicht verfehlen, zumal wenn diese Besserung der politischen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse allsemeiner bekannt wird 
und dadurch Handeltreibende aus anderen Ländern ange- 
lockt werden. 


Allgemeines. 


— Verschiedene Beförderungsmöglichkeiten. Vor einigen 
Wochen hat Lord Montagu of Beaulieu in der Londoner 
„Royal Areronautical Society“ über die Transportkosten der 
Land-” Wasser- und Luftbeförderung gesprochen und kam zu 
dem richtigen Schluß, daß die Zweckmäßickeit aller Verkehrs. 
mittel nur auf Grund der Betriebskosten und Einnahmen zu 
beurteilen sei. Nicht die »eleisteten "Tonnenkilometer seien 
für die Einschätzung der Leistungsfähigkeit und Nutzleistuug 
allein maßgebend. Selbstverständlich selen auch die kilo- 
metrischen Leistungen in Vergleich zu ziehen. Die Höhe der 
Transportkosten habe auf die Beurteilung der Zweckmäßig- 
keit eines Betriebsmittels keinen Einfluß, wenn es, wie bei- 
spielsweise ein Flugzeug, srößte Geschwindigkeit 'beu (Beeför- 
derung von Personen und. Gütern gestatte und diese als not- 
wendig erkannt würde. Seine Zweckdienlichkeit als raschestes 
Beförderungsmitbel sei einstweilen unbestritten. 

Bezüslich der Kostenberechnung für das Tonnenkilometer 
zu Lande empfiehlt Lord Montagu für Straßenfahrzeuges 
höchstens 250 Arbeitstage ım Jahr, also nicht 70%. anzu- 
nehmen. Es wäre müßie, seinen Preisanstellungen zu folgen. 
da sie in anderen Ländern selbstverständlich anders lauten. 
Neu #rscheint die Gleichstellung der (Betriebskosten für 
Benzin- und Dampfkraftwasen mit 7 Pence für die Tonnen- 
meile bei Dreitonnenwagen, während er für Nutzelektromo- 
bile nur 4 Pence, also 57% der Kosten der beiden anderen 
Antriebsarten, veranschlast. Lord Montagu hält den Sammel- 
und Verteilunssverkehr mit elektrisch betriebenen Lastkraft- 
fahrzeugen für den billigsten. Die Tonnenmeile soll im 
Eisenbahnverkehr im Vorjahre 1,6 Pence sekostet haben, 
während sie segienwärtic mit Rücksicht auf die Erhöhung 
von Arbeitslöhnen und Steuern mit 2% bis 3 Pence, die See- 
fracht mit unter einem Penny angenommen wird. Bei Luft- 
beförderung schätzt Lord Montagu die Kosten auf 44 Pence 
für die Tonnenmeile. Bei der im Voorjahre erfolgreich durch-_ 
seführten Überquwerung des großen Ozeans sollen für die ge- 
flogene Meile 23 sh. 6 Pence — 282 Pence als Betriebskosten 
erwachsen sein. Bei der Annahme, daß auf eine Tonne sieben 
Reisende entfallen, ergäbe das bei Weitflügen mit Rücksicht 
auf die abgekürzte Fahrtdauer, trotz der hohen kilometrischen 
Kosten nieht winmal deren Verdoppelung gegenüber Fahr- 
karten I. Klasse auf Persomendampfern. Die Flugschiff- 
fahrzeiten nimmt Lord. Montagu nach Äeoypten mit 9%, nach 
Indien mit 5, nach Südafrika mit 6% und nach Australien mit 


* 


10 Tagen, jene von Fluezeugen mit der halben Zeit, dagegen 


die dreifache bei Benutzung von Expreßzügen und nur die 
sechsfäche — vielleicht zu optimistisch — für Postschiffe an. 

Lord Montagu gab auch Durchschnittsgeschwindigkeiten der 
Land-, Wasser- und Luftfahrzeuge an, die in Kilometern für 
die Stunde bei 


Frachtschiffen . N ee ee 316 
Gewöhnlichen Personenschif fen SORTE RS 
Lastkraftwagen . WE OL 
Gewöhnlichen Güterzügen er a na 
Autobussen . . . AN ya at ch 
Postschiffen . . a 
Kraftwagen und Motorrädern a 3 
Gewöhnlichen Personenzügen . . . ... 8% 
‚Expreß- und Schnellzusen ." . * ........ 64 
"Güterluftschiffen ee.) 
- Post- und Personenluftschiffen. 197 
Güterfluszeugen 129 


-  Post- und Personenf lu zeug: en A 
Berräsen sollen. 
Ganz richtig ist die Ansicht Lord Montagus, daß Flugzeuge 
mit ihren hohen Transportpreisen nur. dort siegreich sein 
werden, wo ein ausschlaggebender Zeitgewinn erzielbar ist, 


ER ITLRE BE Er Zelte dee Ve 
NET see BEN - Deutscher ee 
was bei den Ärmelkanal überqwerenden Flugzeuglinien gewiß x RE 
nicht der Fall ist. Bei Fahrten zwischen London und Paris See Bücherschau. 
ist eine vierstündige Zeitersparnis nicht von hervorragender f 
Bedeutung, Anders bei Fahrten von London nach Ägypten — Kelaime zu Frachtbereehnungen. Im Selbs er] 2 


oder Indien. Wenn tatsächlich in absehbarer Zeit Personen- | von Gustav Stahn, preuß. Eisenbahndirektor i. R, 
luftfahrzeugie in. Dienst gestellt werden sollten, wie das in | lau 16, Kaiserstraße 73. Das (46 Seiten starke) Schrit 
der Vollendung begriffene oder schon vollendete Luftschiff | enthält ‘kurze, gemeinverständliche Darlegungen über dir 
R 36, das mit fünf Motoren, davon zwei des Zeppelin L 70, wendune : der deutschen Kisenbahn-Güter- und Tiert 
1570 PS entwickelt, dürfte es bei der „gemeldeten Pracht- deren: Aurbau se Aurchidie Marfänderiggen Vet Dieze 


ausstattung viel Zi spruch finden. Über 200 m lang, mit: einem i 
Firensewicht on 63 t# und "einer Fahrgeschwindigkeit von 1920 und 1. April 1921 durchgreifend neugestaltet wurd 


105 km, ist es zur gleichzeitigen Beförderung von 50 Reisen- | sonders wertvoll ist die geschickt ausgewählte Sammlung 
den bestimmt. Prächtie eingerichtet, mit Schlaf- und Speise- | reicher Beispiele zu Fracht- und. Nebengebührenberechnu 
räumen in der 33 m lansıen Kabine, Fernsprechverbindung der | durch die die Einprägung und richtige Anwendung der % 
Einzelräume untereinander und der Möglichkeit funkentele- | lei Tarifvorschriften, auch für die schwierigeren und ei 
eraphischen Verkehrs mit dem Lande, dürfte dieser „Fliegende | vorkommenden Fälle, wesentlich erleichtert wird. Das Schrit 
Palast“ — selbst bei höchsten Fahrpreisen — kaum für alle | chen wird deshalb ein willkommenes Hilfsmittel sein für al 
= a a für den Luft- | die sich als Abfertigungsbeamte oder Spediteure oder namıcı 
Für die Fahrt über weite Strecken dürften die, die es ‚sich lich auch als Prüflinge rasch und sicher mit den neuen Tar 
leisten können, das Flugschiff und Flugzeug, auch wenn sie bestimmungen vertraut machen wollen. Zwei kleine Un 
nicht mit der — in Nieuport festgestellten — bisher erreichten |'Meiten (Berücksichtigung des Giewichtszuschlags bei d 
Höchstoeschwindigkeit von 313 km in der Stunde verkehren, | letzten ‘Berechnung des Beispiels 13, Abrundung im Beispiel 
allen anderen Beförderungsmitteln vorziehen. wird der Verfasser wohl noch vor dem Veersand des im 
5 Leopold Stockert. sehr sorgfältig bearbeiteten Werkchens beseitigen könn 


Atotliche Mitteilungen der Geschäftsflührenden Verwaltung. 


-Anderweitige Abgrenzung zwischen den Direktionsbezirken. Brsisbnisl dient foriin auch, dem Verkehr. mit 
Berlin und Halle. . | ständen, zu deren Vrerladung oder Entladung eine, 
Eisenbahndirektionsbezirk Berlin. Die | rampe erforderlich ist. : 
G ee zwischen den Bezirken EB Eisenbahndirektionen in Eisenbahndirektionsbezirk - Halle Sa 1a 2 
Berlin und Halle (Saale) auf der Strecke Berlin-Halle (Saale) | Am 1. Mai 1921 wird der zwischen den Stationen Dessa 
ist vom 15. April d. J. ab von km 12,400 nach km 15,300 ver- | Mosigkau rechts der Bahnstrecke Dessau-Cöthen g 
lect worden. Der Bahnhof 3, Klasse Teltow ist mit diesem | Bahnhof IV. Klasse Alten, der bisher dem Person 
Tage aus dem Eisenbahndirektionsbezirk Halle (Saale) in den | Gepäckverkehr diente, auch als Tarifstation für die Abfe 
Eisenbahndirektionsbezirk Berlin übergegangen, gung von Wagenladungen sowie Stückgutsendungen wa mi 
Eröffnuns "Stati desbens 2000 kg in einem Wagen von einem Absender an 
röffnung von Stationen. Empfänger von und nach den dort angeschlossenen W 

Eisenbahndirektionsbezirk Hannover. Am | eröffnet werden. 

2. Mai 1921 wird die Güberabfiertigung. Bremen Inlands- Eisenbahndirektionsbezirk Mans (West 
hafen, die auf dem dem bremischen Staate gehörenden. In- | Am 1. Mai 1921 wird der zwischen den Stationen Stein agt 
dustriebahnhofe liegt, für die Abfertigung von Wagenladungen | (Westf.) und Brackwede links der Bahnstrecke Osna 
und lebenden Tieren eröffnet werden. (Nähere Bestimmungen | Brackwede selegene Bahnhof Quelle ‚ welcher bishe, 
über die Abfertigungsbefugnisse usw. siehe unter „Amtliche | Personen-, Güter- und beschränkten Gepäckverkehre 
Bekanntmachungen“ in dieser Nummer.) auch für den Expreßgntverkehr eröffnet werden. 


Änderung von Stationsnamen., _ Rundschreiben der Geschäftsführenden Verwaltung. ; Y « 
Südbahn-Gesellschaft. Die an der Linie Bleiburg- | }assen worden: 
Tanichen zwischen den Stationen Völkermarkt-Kühnsdorf und Nr. IH 121 vom 15. April 1921 an. sämtliche Var 
Grafenstein „elegene Personenhaltestelle Rückersdorf walfungen, betreffend Antrag der Königsberg-Cranzer Ei 


erhält vom 1. Mai 1921 ab die Bezeichnune Tainach-Stein. - bahn sesellschaft auf Anschluß an den Verein deutsches Ei 
bahnverwaltungen (abgesandt am 20. April d. J.); 

Nr. III 126 vom 21. April 1921 an sämtliche Ver sv 
waltungen, betreffend die nächste Pre ne ‚Veerei sv 
oe ee am 26. el d..J. 32 I 


Erweiterung der Abfertigungsbefugnisse von Stationen. | 


Eisenbshn-Generaldirektion Stuttgart. Die- 
an der Strecke Herrenberg-Tübingen Hhf, Selegene Station 


Amtliche Bekanntmachungen. = 2 

1. Aenderung von Stationsnamen. | Eisenbahnen untereinander Heft Tiv. & “diesen Tag ilbehohen Be 
Sidbahn-Gesellschaft 200 CH (Ausnahmetarife).. Karlsruhe, den 22. April 1921 
Betriebsdirektion‘ Wien. Mit Gültigkeit vom d. Juli 1921 : ‚Eisenbalm-Generaldinektio .. 


ee de Deren scheidet die Reinickendorf-Liebenwalde- 
3 = 2 DS ih > haltest Sie Groß Schönebecker Eisenbahn aus dem 


Ausnahmetarif h 
Rückersdor g & nn Tainach- er nr nahmetarif 1a für . Grubenhölzer nn Deutscher, Bisenbah " Güt 3 
Sa 1921 "fan rd Auskunft geben die beteiligten Güter- er eft 
ne BE r ae, Pieeetnsicher ea er das Felge 7 b) Staats es 
Aachen‘ 1 kt üro, hier, Bahnhof Alexanderplatz ’ ae: 
ee a Berlin, den 21, April 1921, (475) Am 1. Mai 1921 tritt eine 
Personenhaltestelle Rückersdorf die Be. 5 en re N 
R 2 3 . N n 
ee RUE Teinach - Stein | 2 — Westerland ‚Syit) a Kraft. 
An RS 3 Be & Ne as alsbaldioe Inkrafttreten 
en Se ee Güterverkehr badische schweizerische ; höhung gründet sich auf die vor 
En m % 1091 6 ( iss) Übergänge — Schweiz. ° | gehende Änderung des & 6 der 
LED, Di Br tion. Die Station Felsenbach der Rhäti- | bahn-Verkehrsordnung (R.-G.-Bl. 
19. OPUTIEBET DER ID: schen Bahn wird auf 1. Juni 1921 ge- | S. 455). Nähere Auskunft erteilt u 
9. Güt keh schlossen. Die im Anhang zu den | Verkehrsbüro. 
. auterVverKenr. Gütertarifen Basel und Waldshut- | Altona, den 16.. April 1921. 
Staats- und Privatbahn-Güterverkehr Schweiz enthaltenen Entfernungen und | Eisenbahndirektioı 


Heft CIIL Wechselverkehr deutscher | Frachtsätze für Vo werden auf |. namens der Vierbandsverwaltun 


— 


mitgearbeitet. 


Kollegen. 


DE Pr FREE 


Güterverkehr (Fortsetzung). 


-  Mitteldeutsch- Bayerisches Güter- 
verkehr. 
Mit Gültiskeit vom 1. Mai 1921 wird 
die Station Alten des Direktionsbezirks 
Halle (Saale) in den vorgenannten Ver- 
kehr einbezogen. Näheres durch die 
beteilisten Abfertigungen. - (470) 

Erfurt, den. 23, April 1921. SZ 
een 


Deulscher Seehafenverkehr mit  Süd- 
 deutsehland. = 
Mit sofortiger Gültigkeit wird der 


Stationsname der pfälzischen Station 
Reiehenbaeh-Steegen in „RBeichen- 
ach (Pfalz)“ geändert. (473) 
Hannover, den 24. April 1921. R 
Eisenbahndirektion. 


Linien, Teil II, Heft 1. 
Mit sofortiger Gültigkeit wird der 
usnahmetarif 6 für Steinkohlen usw. 
durch Frachtsätze in Kronenwährung 
ereänzt und auf den Versand tschecho- 
lowakischer Kohlen nach deutschen 
ö Grebiete’ der Tschecho-Slowakei „e- 
Tesıenen ' Stationen erweitert. Näheres 
ist aus unserem Verkehrsanzeiger zu 
sehen. ( 464) 
"Dvesden, am 22. April 1921. 

Eisenb. -Generaldirektion. 


-  Gemeinschaftliches Heft CIb 
tationstariftafeln usw.) — Tfv. 200. 
it sofortiger Gültiskeit werden die 
 Abschnitt- „III. Überfuhrgebühren 
wi bei Kaiseringen- Frohnstetten und 
 Sondelfineen angegebenen Überfuhr- 
gebühren "erhöht. Näheres enthält die 
am ‚25. April 1921 erscheinende Nummer 
- Tarifanzeigers. Das alsbaldige 
Eeikteten der Erhöhungen gründet 
ich auf die vorübergehende Änderung 

8 6 der Eisenbahn-Verkehrsordnung 
-G.-Bl. 1914, Seite 455). — Auskunft 
en auch die beteiligten Güterabfer- 
ungen _ SOWLe das. Auskunftsbüro, 
r, Bahnhof Alexanderplatz. (463) 
Berlin, den 22. April 1921.- 
Eisenbahndirektion. 


D: utsch- eh wedisch-nprwegischer Ver- 
yands-Gütertarif, Teil II vom 1. Juli 1920. 

- Mit- sofortiger Gültigkeit werden die 
D nn der schwedischen Staats- 
Ästorp, Billesholms gruva, 
alöv "und Teckomatorp in den Ver- 
dstarif aufgenommen. 


Aue een 
i en namens der Verbandsverwaltungen. 


BR \ 


Innen-Gütertarif für die yollspurigen 


ae en erteilen die Ab- 


- stückeut "auf 


337 


Nr’17 


3. Nachruf. 


In wenigen Wochen hat der'Tod aus unseren Reihen das dr itte Opfer 
gefordert. Am 12. April starb im 46. Lebensjahre nach langer, schwerer Krankheit 


Herr Regierungs- und Baurat Seiffert, 
Mitglied der Eisenbahndirektion Erfurt. 


Ausgezeichnet mit hervorragenden Geistesgaben, 
A Schaffensfreudiekeit, hat er sich immer bereitwilligst in den Dienst der All- 
 gemeinheit gestellt und tatkräftig an den Bestrebungen unseres Verbandes 
Wir verlieren in ihm den begabten Mitarbeiter, der zu den 
r höchsten Erwartungen berechtigte, den allgemein beliebten und geschätzten 
Sein Andenken wird unter uns fortleben. N 


Verband der Oberen Reichseisenbahnbeamten, Bez. Erfurt. 


von unermüdlicher 


(445) 


Ausnahmetarif 6 für Steinkohlen usw. 
für den Staats- und ahnen 
. verkehr usw. — Tfv, 1101. 

Mit Gültigkeit vom 1. Mai 1921 wird 
die Station Immenhausen in den vorbe- 
zeichneten Ausnahmetarif für Kohlen 

als Versandstation aufgenommen. 

Über die Höhe der Frachtsätze geben 
die beteiligten Dienststellen Auskunft. 

Cassel, den 20. April 1921. (450) 

£isenbahndirektion. 


Württ. Binnen- Gütertarit (Tfiv. 39a). 

Mit Gültigkeit vom 1. Juni 1921 wer- 
den die besonderen Zuschläge zu den 
Frachtsätzen der _Privatbahnstation 
Eningen (Achalm) für Eil- und Fracht- 
70 Pf. in den. Wasen- 
ladungsklassen für Steinkohlen. ‚Braun- 
kohlen, Koks 
Art auf. 37 Pf., für die übrigen Güter 
aur 89. Bl. für 100 kg erhöht (447) 

Stuttgart, den. 16, April 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


Eröffnung der Güterabfertigung 
Ei emen- Inlandshäfen für den Güter- 
; und Tierverkehr., 

Am 2. Mai 1921 wird die Güterabferti- 
gung Bremen- -Inlandshafen, die auf dem 
dem bremischen Staate £Sehörenden In- 
dustriebahnhofe in, Bremen  lieet, für 
die Abferticung von Wasienladunsen 


-und lebenden Tieren eröffnet werden. 


Die Abfertigung von Fahrzeugen, 
Sprenestoffen und Gegenständen, zu 
deren Ver- und Entladung eine Rampe 
erforderlich ist, ist bis auf weiteres 
ausgeschlossen. 


Mit demselben Tage wird die Güter- . 


abfertisung Bremen-inlandshafen in 
sämtliche Güter- und Tiertarife einbe- 
zoe£n, die Entfernun®en und Sätze für 
Bremen-Zollausschluß enthalten, und 
zwar mit den für Bremen-Zollausschluß 
seltenden Entfernungen und Sätzen. 

Der Verkehrsbezirk der Güterabferti- 
gung Bremen-Inlandshafen umfaßt den 
Holz- und Fabrikenhafen, den Hafen 
IIl-und den Industrie- und Handels- 
hafen in. Bremen, Bis jetzt sehörten 
diese Plätze zum Verkehrssebiet der 
Gütberabferticung Bremen - Zollaus- 
schluß. 

Dis Eisenbehngüferabiert ep die 
Hafenbahnfrachtabfertisunse und das 
statistische Amt für den Güterverkehr 
auf dem Industriebahnhofe in Bremen 
befinden sich in dem Verwaltungesse- 
bäude am Hafen III bei der A.-G. 
„Weser“. Für Wagenladungsen, die für 
das senannte Gebiet bestimmt sind, ist 
vom 1. Mai ab in den Fraehtbriefen 
als Bestimmunzsstation nicht mehr 
„Bremen - Zollausschluß“, 
„Bremen-Inlandshafen“ anzugeben. 


und Preßkohlen aller ‘ 


sondern 


‚Bl. 1914, Beite 455). — 


hof Alexanderplatz. 


Über die Höhe der Tarifsätze selben 
die Dienststellen Auskunft. (472) 
Hannover, im April 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Deutsch-nordischer Verbands-Güter- 


tarıf, Teil IB. - 
Mit sofortiger. Gültiekeit wird die 
direkte Abfertieung von  beladen-n 
Möbelwagen im Verkehr mit Schweden 


und Norwegen zugelassen 3 das Ver- 
zeichnis 1 der sperrigen Güter ent- 
sprechend der neuen Fassung der  Be- 
stimmungen für Fahrzeuse seändert. 
Nähere Auskunft erteilen die Güter- 
abfertigunesstellher. (459) 
Altona, den 19. April 1921: 
Eisenbahndirektion, 
namens der Verbandsverwaltungen. 


Gemeinschaftliches Heft CIb (Stations- 
tariftafeln usw.) — -Tiv. 200. 

Mit @ültigkeit vom 1..Mai 1921 ab 
werden. die im Absebnitt III auf Seite 
7F angegebenen Überfuhrgebühren für 
die Beförderung. zwischen Rinteln 
Rint. St.E. und der Ladestelle Rinteln 
Hafen erhöht. Näheres enthält die am 
28. April 1921 erscheinende Nummer des 
Tarifanzeisers. Das alsbaldige Inkraft- 
treten der Erhöhungen gründet sich auf 
die vorübergehende Änderung des S 6 
der- Eisenbahn-Veerkehrsordnune (R.-G.- 
Auskunft geben 
auch die beteiligten Güterabfertiguneen 
sowie das Auskunftsbüro, hier, Bahn- 


(457) 
Berlin, den 21. April 1921. 
Eisenbahndirektion.: 


Mitteldeutsch-südwestdeutscher 
Güterverkehr. 


Für die Stationsverbindung Wolfen 
(Kr. Bitterfeld) - Wilferdingen (Bad.) 
wird eine direkte Entfernung vorgie- 


- sehen. Für Blumen- und Filmsendungen, 


die als beschleunigtes Eilgut von Schaff- 
hausen nach -Berlin Anh. Bf. über 
Stuttgart aufgegeben” werden, wird ein 
besonderer Frachtsatz eingeführt. 

Die Station Alten des Direktionsbe- 
zirks Halle (Saale) wird in die Tarif- 
hefte 1, 2 und 4 aufgenommen. 
Näheres bei den beteilisten Abferti- 
sungsstellen. (456) 

Erfurt, den 20. April 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Die Überführgiebühren von bzw, nach 
der Ladestelle Rinteln Rint. St. .E. 
Hafen“ werden am 1. Mai cr. erhöht. 
Nähere Auskunft erteilen die Dienst- 
stellen. (454) 

ee Stadthagener Eisenbahn- 
Gesellschaft. 


Westdeutsch-Südwestdeutscher 
Verkehr. 
Mit Gültigkeit vom 1. Mai 1921. treten 


für den Verkehr mit den Stationen 
Breisach Ort, Gottenheim, Hugstetten, 


Ihringen und Wasenweiler neue " Ent- 
fernungen in Kraft und mit Wärkung 
vom 3. Mai 1921 werden die Stationen 
der Neubaustrecke Nienburg (Woeser)- 
Minden (Westf.) in die Tarifhefte 1, 


"2 und 4 einbezogen. 


Näheres bei den beteilieten Abferti- 
gungen und in der nächsten Nummer 
a gemeinsamen Tarif- usw. Anzei- 


(453) 
Se serkafiiit (M.). 19. April 1921. 


Eisenbahndirektion. 


Erste Donau-Dampfschiffahrts- 
Gesellschaft. 
Einführung eines neuen Ge- 
bührentarifes für die Lager- 


Nr.’17 


a 


häuserin Wien 1 Praterkar 


Fruchtplatz, 

Ab 1. Maı 1921 wird «in neuer : Ge- 
bührentarif für die Lawerhäuser der 
Ersten Donau - Dampfschiffahrts - Ge- 
sellschaft _ ın Wien, ° II. Praterkei- 
Fruchtplatz sinseführt, welcher Ge 
"bührenansätze und Bestimmungen |\ent- 
hält, Durch diesen Tarif wird der 
gleichnamige Tarıf vom 15. Februar 
1921 aufsehoben. 

Der Tarif ist durch die Direktion 
in Wien sowie durch die Zentralver- 
kaufsstelle für Tarife ın Wien, I. 
Biberstraße 16, zum Preise von 10 K 


für das Stück zu bezıehen. (455) 
Wien, am 20. April 1921, 
Nr. -32 753/La. 

Leoben-Vordernberger Eisenbahn, — 


Gütertarif, Teil II und Kilometerzeiger _ 


vom 15. Oktober 1929, — Ausgabe eines 
Nachtrages 11. 


Mit Gültiekeit vom 1. Mai 1921. bis‘ 


auf Widerruf, längstens bis 31. Dezem- 
ber 1921, gelangt ein Nachtrag II zu 
dem vom 15. Oktober 1920  eültieen 
Gütertarif, Teil II und Kilometerzeiser 
der - Leoben-Vordernbergser Eisenbahn 
zur Einführuns. 

Dieser Nachtrag enthält ım .allee- 
meinen die tarıfmäßıse Durehführune 
der im Verordnungsblatt für. Eisen- 
bahnen, Schiff- und Luftfahrt Nr. 14 
vom 18. Februar 1921 unter fortl. Num- 
mer [134] verlautbarten Tiariferhöhung 
sSOowle einzelne Änderungen und Ereän- 
zungen hinsichtlich -der besonderen 
Nebengebühren (Abschnitt I) und 
einige andere Änderungen und Ereän- 
zuneen. 

Dieser Nachtra& ist durch die Zen- 
tralverkaufsstelle für Tarife in Wien I, 
Biberstraße 16, oder im Wese der Sta- 
tionen zum - Preise von 20 -.K. für das 
Stück erhältlich. _ (467) 

Wien, am 18. April 1921. 

S. "B. 21. 626 © 111921. 
Büdbahn-Gesellschaft, 
als betriebführende Verwaltung. 


4. Personen- und Güterverkehr. 


Die Bekanntmachung in NT,; 15 vom 
betreffend Aufnahme des. 
Grenzverkehrs für. Personen und Güter | 


14. > Apr]; 


zwischen Deutschland und Polen auf 
der Iseenitz- Rawitscher Eisenbahn 
zwischen den Stationen Wiehrse und Ra- 
witsch vom. 15. April 1921 ab wird 
hiermit widerrufen. Ein Grenzver- 
kehr findet demnach von dem senannten 
Zeitpunkt ab nicht statt; die Eröffnung 


ist vielmehr auf seinen später noch be- 


kamntzugebenden Termin verschoben. 
Lieenitz, den 15. Aprıl 1921. (448) 
Die Direktion - 
der Lieenitz-Rawitscher Tisenbahn- 
Gesellschaft. 


5. Personen- und Gepäckverkehr. | 


- Dahme-Uekroer Eisenbahn. 
Vorbehaltlich der 
Aufsichtsbehörde tritt am 1. Juni d. J. 
Nachtrag V zum .diesseitigen Binnen- 
tarıf für die Beförderung von Personen, 


esse Täck, Expreßgut und Leichen | 


in Kraft r enthält Änderungen der 
Ausführungsbestimmungen zur Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung nebst Erhöhun- 
sen der Fahrpreise und sonstigen -Be- 
förderungsgebühren. Nähere Auskunft 
erteilen unsere Dienststellen. 

Dahme (Mark), den 21. Aprıl 1921. 

Die Direktion. : - .. 


Preußisch-Sächsiseher Staatsbahn- 
Privatbahn- Personen- und Gepäck- 
verkeht. 3... : 
Für die Überführung von Gepäck und 
Expreßeut wird im Verkehr . mit der 
Eulengebirgsbahn mit sofortiser Gel- 
tung, im Verkehr mit der Greifenberger 


Kleinbahn mit Geltung vom 1. J uni 1921 


eine Gebühr erhoben. 


Nähere Auskunft erteilt. unser Ver- 
kehrsbüro. (474). 


Hannover, den 23. April 1921.85 
Eisenbahndirektion. i 


Graz - Köflacher Eisenbahn. — Güter- 

tarif, Teil II und Kilometerzeiger vom 

28. Dezember 1920. — Ausgabe eines 
Nachtrages II. 

Mit Gültiskeit vom 1, Mai 1921 bis 
auf ‘Widerruf. längstens bis 31. Dezem- 
ber 1921, &elanst wein Nachtrag II zu 
dem vom 28. Dezember 1920 eültiven 
Gütertarıf, Teil Il und Kilometer- 
zeioer der Graz-Köflacher Eisenbahn 
zur Einführung. 

Dieser. Nachtrag enthält im allee- 
meinen dıe tarıfmäßise Durchführung 
der ım Verordnungsblatt für Eisen- 
bahnen, Schiff- und Luftfahrt Nr. 14 
vom 18. Februar 1921 unter fortl. Num- 
mer [133] verlautbarten Tariferhöhung, 


- ferner einzelne Änderungen und. Er- 


gänzungen hinsichtlich der besonderen 
Nebeneebühren (Abschnitt I) und der 
örtlichen Gebühren und Bestimmungen 
(Abschnitt VI) sowie ‚winige andere 
Ereänzungen und Änderungen. 


Dieser Nachtrag ist durch die Zen-. 


tralverkaufsstelle für Tarife in Wien I, 
Biberstraße 16, oder im Wege der Sta- 
tionen zum Preise von 40 K. für das 


Stück erhältlich. (466) 
Wien, am 18.- April 1921. Ä 
“Ss. B. Z1. 499/C TI 1921. 
Südbahn -Gesellschaft. 
als betriebführende Verwaltung. 
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‚karten 


Sächsischer Personen- und: ‚Gepäcktarif, : 


Teil ll. - 

Mit Gültiskeit vom 1. Juni 1921 an 
werden die Bestimmungen über Zeit- 
eeändert und sämtliche 


preise erhöht. Nähere Auskunft erteilt 


die Verkehrskontrolle I. . (462) 


Dresden, am 22. April 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


Pr enBisch“ Hessisch- Sldenburzischer 
Personen- und Gepäcktarif, 
Heit 1. 
Zum Tarifheft 1 erscheint zum 1. Ju uni 
1921 der Nachtrax IV..der neue Tarif- 
bestimmuneen und Preise für Zeit- 
karten, enthält. (460) 
Oldenburg, den 20, ne 1921. 
Eisenbahndirektion. 


LESE Z= a een Sn - 


TE und Gepäcktarif für. den 

Binnenverkehr der Eisenbahndirektion 
Oldenburg. 

Zum 1. Juni 1921 “erscheint zu dem 
Tarifheft 1 der Nachtrag V. durch den 
in erster Linie die Tarifbestimmungen 
für Zeitkarten seändert werden. Im 
Zeitkarten verkehr 
wie im übrigen Verkehr Tariferhöhun- 
en ein. Auf folgende Änderungen der 
Bestimmungen. wird besonders 
merksam semacht: 


Oberregierungsrat. Dr. 


Genehmigung der. 


- tarif Teil IH ausgegeben. FB 


Stimmungen und. ‚Erhöhung der 


GE) 


 Wegeunterführung in Teilpunkt 
"+45 der südlichen Umgehun 
-Michendorf-Mahlsdorf soll 


Fahr- -Beton- und Nebenarbeiten - 


 Greneraben: in Teilpunkt 1H+ 


Teil. II, | 6,00 # von. der. Eisenbahnbauabi 


' nen Briefumschlag als solche k 
gemacht, sind bis zum 4. Mai. 192 


% a Bald zu Bass Be 


treten. gleichzeitig | 
. Meldungen unter Beifügung 


auf- Direktion der Westfälischen 


VS ln in. Berlin.- 3 ER 


oa erden dir, die 2. ee: 
4, Klasse ausgegeben, T M 
Schnellzugzuschlag ZU- : | 
wird beseitigt. Ferienkarten w 
nieht mehr. ausgegeben. Schülerm 
karten werden für die 2. 3.und 4 KR 
auf Grund eines "Antrags auf ‚vor 
schriebenem Muster ausge=eben, die h 
sondere Ermäßigung für Gesch 
'im Verkehr auf. SchülermonateE ri 
wird nicht mehr gewährt. - 


selbständiger ' Tarif _ herausgege) 
Hierüber verfolgt. ‚besondere Beka 
BOUnE, IR 
kekrsbird: ae “auch” 
Fahrkartenausgaben. 
Oldenburg, den 20. ARE 1931 

Eisenbahndirektion. 

2 Köln- Bonner Eisenbahnen. ee 
"Vorbehaltlich der Genehmiew $: 

- Aufsichtsbehörde’ wird. zum 1. Jun 
Nachtrag 1 zum Personen- und 5 


enthält neben Änderung der T 


preise auch die Aufhebung der 
mebenkarten. 

Nähere - ‚Auskunft ee Ti 
: kehrsbüro in Rn Ubierring ı 


Er = Verdingung. 


A Ana ‚der ae 
Beton- und N: ebenarbeiten. zum B: 


‚werden. Die Angebotsmuster sind 
porto- und bestellgeldfreie _ Baı 
dung von 6,00 M von der Eiseı 
bauabteilung in en 
‚beziehen. - 
Die Angebote, auf dern versc. 
Briefumschlag als solche. kenntli 
macht, sind bis zum 11. Mai 192 
mittags 10.45 Uhr "pünktlich und | 
frei an die Bauabteilung einzusenden.. 
‚Michendorf (Mark), 15. April 192% 
Eisenbahnbauabteilung. 


Die, Ausführung‘ der "Ramm,, Ei 
zum - 


des gewölbten Durchlasses 


südlichen Umgehungsbahn Miche 
Mahlsdorf soll vergeben ‚werden. 


bastelineldfreis en 


Die Angebote, 


mittaes 10,45 Uhr pünklich und 
frei an die Bauabteilung ein 
Michendorf, 19. April 1921. 
0% en 


usw. nach staatlichen Bee 
(Gruppe VIII d. Besoldungsordnu 


u IT 
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Zur Neugruppierunge und -gestaltung 
der BReichsbahn-Personen-, Gepäck- 
und Expreßguttarife. 
ER Bildliche Darstelluns der Ladevor- 
- schriften für den Frachtstückgutver- 
_kehr. 

Eeehläge für ER und iBe- 
 messung der Gebühren für Bedie- 
nung der Privatanschlußzleise und 
- Lagerplätze. 

)ie französischen Eisenbahnen und der 
_ Achtstundentag. 


Nachrichten. 
_ Deutschland: Einsetzung eines 
_  Finranzausschusses. — Das Eisen- 


© bahn Postgesetz. — Erledigung von 
Enitsehädigungs- und Erstattungs- 
 anträgen aus dem Frachtvertrage 
durch die Güter- und Eilgutabferti- 
gungen. — Eröffnung von Strecken. 
-— — Zur Sperrung des Güberverkehrs 
im besetzten. Gebiet. — Eisenbahn- 
werk ‘Brandenburg West. — Zum 
Streit um die Beamtenräte. — BRege- 
Jung des Durchgangsverkehrs zwi- 
B- ‘schen Ostpreußen und dem übrigen 
u reehland. — Besprechung. der 
 Eisenbahndirektion Berlin mit der 
Gewerkschaft Deutscher - Lokomo- 
 tivführer über die Werkschule Ab- 


Inhalt: 


gesellschaft, — Verordnung über 
die Gewährung von Zuschlägen zu 
den Vergütung: en an Kleinbahnen 
für Leistungen im: Postbeförde- 
rungsdienste. — Zur Verkehrslage 
im Ruhrgebiet. — Tasung der Ge- 
werkschaft deutscher Lokomotiv- 


> führer. — Die Entwicklung der 


Kraftwagenlinien in Baden. — 
Deutsche Maschimentechnische Ge- 
sellschaft. — Personalnachrichten. 


Österreich: Tariferhöhung auf 
der Eisenbahn Wien - Aspang 
(Schneebergbahn).. —  Täglicher 
Verkehr der 
Waen-Innsbruck. — Kaiser Ferdi- 
nands-Nordbahn. — Erhöhung des 
Lasergeldes beim Zolloberamte 
Wien. z 


Ungarn: Das Internationale Über- 
einkommen 'im Verkehr zwischen 


Österreich und Ungarn. — Auber- 
ordentliche Unterstützung der 
Staatsbahnangestellten. — Beitritt 


. Ungarns zum Regime provisoire 
der Südbahn. — Freigabe der Ein- 
fuhr von Nutzholz nach Ungarn. — 
Reselung des Ausfuhrveredelungs- 
verkehrs. — Die Durehführung des 


ungarisch - polnıschen Handelsver-. 


Tagesschnellzüge 


die Wirtschaftskrise. — Der Schrift- 
wechsel in ungarischer Sprache der 
Eisenbahnstationen 'in Siebenbürgen. 
— Vortrag über die Energiewirt- 
schaft. 

Süudslawisches Gebiet: Die 
Betriebsmittelnot der Eisenbahnen. 


ÜbrigeeuropäischeLänder: 
Eisenbahnverbindung zwischen der 
Bergens- und Dovre-Bahn in Nor- 
wegen. — Schwedische elektrische 
Maschinen. — Die Ertragfähiekeit 
einer Nordseefähre. — Elektrisie- 
runs der schweizerischen Bundes- 


bahnen. — Der Eisenbahnerstreik 
in Italien. — Von russischen: 
Bahnen. 

‚Fremde Erdteile: Zweiglinien 
der Bagdadbahn. — Verkehrspläne 
ın Burma. — Die Eisenbahnen von 
Tripolis. — Eine amtliche Unter- 


suchung der amerikanischen Eisen- 
bahnwirtschaft, — Die Forderungen 
der amerikanischen Eisenbahnen an 
den Staat. x 

Rechtspflege. 

Bücherschau. 

Amtliche Mitteilungen. 


teilung II. — Crefelder ‚Eisenbahn- 


trages. — Die Ausfuhrpolitik und 


. Amtliche Bekanntmachungen. 


Disch den Übergang der einzelstaatlichen" Eisenbahnen in 
Besitz des Reiches werden die Personen-, Gepäck- und 
 Expreßguttarife aus Gründen der Vereinfachung, Einheitlich- 

ke eit und Ersparnis sowie des Verka Reli enrsen neu zu 
ppieren und zu gestalten sein. Durch die Neuordnung der 
chseisenbahnverwaltung werden. zweifellos die Verwal- 
gsgebiete der einzelnen Generaldirektionen und Direktio- 
ı mehrfach geändert werden, wenn auch bei der Neuein- 
teilung nicht mehr wie früher auf die politischen Grenzen 

Rücksicht zu nehmen ist, sondern hauptsächlich: die Verkehrs- 
und Betriebsbedürfnisse der emygrahorigen Wirtschafts- 
& gebiete ausschlaggebend. sein werden. 


Jaher wird zunächst festzulegen sein, in. le Verwal- 
sbereiche die gesamten Beichseisenbahnen «eingeteilt 
en. Wenn die Verwaltungsbezirke in der durchschnitt- 
n Größe der ehemaligen preußischen Direktionsbezirke 
gesetzt werden, wird es zweckmäßig sein, mehrere Bezirke 
nem Verkehrsgebiete zusammenzuschließen. Das 
tif wesen — wenigstens das für die Wechsel- und internatio- 
en. Tarife — wäre aus wirtschaftlichen Gründen nur bei 
" Direktion. oder Generaldirektion, je nachdem diese be- 
t wird, zu bearbeiten. Für jedes Verkehrsgebiet wird zu- 
hst ein Entfernungszeiger herauszugeben sein, aufl dem 
Sich dann der Neuaufbau sämtlicher Tarife unter Berücksichti- 


. ; j J ” 


gung der neuen Richtlinien zu gründen hätte. Wie bisher, wird 
auch künftig der Verkehr in dem des eigenen Gebiets (Binnen- 
verkehr) sowie in dem mit den übrigen Reichsbahnbezirken 
(Wechselverkehr, der nachstehend in Nachbar- und Fern- 
verkehr gegliedert wird) unterschieden werden. 

Die Ausgabe eines gemeinsamen Tarifs für den ge- 
samten BReichseisenbahnbereich ist, so erstrebenswert dies 
auch erscheint, nicht möglich. Es sei nur auf die ständigen 
Änderungen und Ergänzungen hingewiesen, die fortwährende 
Nachträge erforderten. Weiter würde der Umfang äußerst 
groß sein. Außerdem würde die Bearbeitung an einer Stelle 
nötig sein.- Hierdurch wäre die fast allseits unbeliebte Zen- 
tralisation seschaffen, die bereits von vornherein verurteilt 
"würde, ; 

In den Wechselverkehren mit Preußen. ist dieses im allge- 
meinen als einheitliches Gebiet behandelt worden. Mit Rück- 
sicht auf das große Verkehrsgebiet sind diese Tarife daher 
sehr umfangreich. Sie erheischen dadurch oft eine Neuaus- 
gabe, wenn nicht die Anzahl der Nachträge, deren Berichti- _ 
SUng allgemein Schwierigkeiten und Fehler verursacht sowie 
oft vernachlässigt wird, allzugroß werden soll. Die Neuaus- 
gabe ist aber infolge des Umfanges *ine ungeheure Arbeit, 
die deshalb wiederum nur zu leicht zum Nachteil des Verkehrs 
und der Verwaltung aufgeschoben wird. Bei umfangreichen 
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Verkehren erhalten die Abfertirungsstellen diekleibige Tarif- 
hefte, von denen nur ein verhältnismäßig sehr kleiner Teil 


für sie in Betracht kommt. Nicht unbedeutende Ersparnisse an _ 


Druck- und Papierkosten ließen sich hier erzielen. 

Ein weiterer Nachteil der großen Tarife besteht darin, daß 
Neuerungen, Änderungen. Vereinfachungen. usw. oft jahrelang 
hinausgeschoben werden und zu vielen Benachteiligungen der 
Verwaltung oder der Reisenden führen. 

Beispielsweise umfaßt das Entfernungs- und Preistafelheft 
IIA des jetzigen Preußisch/Oldenburgisch-Sächsischen Staats- 
bahn-Personen- und Gepäckverkehrs, das am 1. Februar 1913 in 
Kraft getreten. ist, rund 1000 Seiten. Beim Einreihen der bis 
jetzt erschienenen 8 Nachträge würde ein neu herausgegebener 
Tarif ineiner Richtung über 1500 Seiten stark-werden. Noch 
ungünstiser liegen die Verhältnisse bei dem Tarif über die 
Bayerisch-Preußischen Personen- und Gepäckverkehre, der am 
1. Juni 1911 erschienen ist, und’ zu dem bis jetzt 15 Nachträge 
ausgegeben worden sind. Es liegt auf der Hand, daß starke 
Tarife nur von wenigen Dienststellen ordnungsmäßie Seführt 
und berichtist werden. Sie bilden bei den meisten Stellen nur 
eine mangelhafte Tarifunterlage., Wohl mit aus diesen Er- 
wäecungen heraus ist im Güterverkehr bisher das preußische 
Netz in mehrere Tarife eingeteilt worden, obwohl im Güter- 
verkehr die Verhältnisse besonders im Hinblick auf die ein- 
fache Verkehrsleitunz wesentlich günstiger als im Personen- 
verkehr liegen, wo bei zahlreichen Verbindungen die Bahn- 
wege ins Mehrfache sehen. Bei der Neueinteilung ist daher 
besonders darauf Rücksicht zu mehmen, daß die Vieerkehrs- 
gebrete, welche die Tarife umfassen, nicht allzugroß festge- 
setzt werden. Ausnahmen sind nur insoweit ratsam, als es 

sich um Fernverkehre handelt, die verhältnismäßig nur ge- 
ringen Verkehr zeigen. 

Das gesamte zusammenhänsende Netz der KReichseisen- 
bahnen könnte hiernach bei größter Zusammenfassune in fol- 
gende Binnenverkehre «eingeteilt werden: 

A) Ostdeutscher Reichsbahnverkehr: Verwaltunssbezirke 

Stettin, Osten, ‘Breslau und Kattowitz; 
B) Norddeutscher Reichsbahnverkehr: Verwaltunesbezirke 
Berlin*), Schwerin, Altona, Oldenburs und Hannover; 

C) Mittelostdeutscher Reichsbahnverkehr: Verwaltungsbe- 

zirke Dresden, Halle und Magdeburg ; 

D) Mittelwestdeutscher Reichsbahnwverkehr: 

bezirke Erfurt, Cassel und Frankfurt; 

E) Westdeutscher Reichsbahnverkehr: Verwaltunasbezirke 

Münster, Essen, Elberfeld. Köln und Trier; 

F) Südwestdeutscher Reichsbahnverkehr: Verwaltungsbe- 

zarke Ludwigshafen, Mainz, Karlsruhe und Stuttgart; 

6) -Südostdeutscher Beichsbahnverkehr:. Verwaltungsbezirk 

München. 

Voraussetzung hierbei ist, daß die Verkehrsgebiete der wein- 
zelnen Bezirke aus verkehns-, tarıf- und betriebstechnischen 
Gründen, die jede Verwaltung nur selbst entscheidend beur- 
teilen kann, vielfach zu Ändern sind. 

Die aneinander angrenzenden Verkehre würden zu Nach- 
barverkehren, wie folgt, zu vereinigen sein: 


Veerwaltungs- 


A—B: Ost-Norddeutscher Reichsbahnverkehr, 

A—€C: Ost-Mittelostdeutscher Reichsbahnverkehr, 
B—C: Nord-Mittelostdeutscher Reichsbahnverkehr, 
B—D: Nord-Mittelwestdeutscher Reichsbahnverkehr, 
B—E: Nordwestdeutscher Reichsbahnverkehr, 

C—D: Mitbelost-Mittelwestdeutscher Reichsbahnverkehr, 
C—G: Mittelost-Südostdeutscher Reichsbahnverkehr, 
D-—-E: Mittelwest-Westdeutscher Beichsbahnverkehr, 
"D—F: Mittelwest-Südwestdeutscher PeoLEb huwanseler, 


*) Im Nachbar- und Fernverkehr ist es vielleicht aus tarifa- 
rischen Gründen zweckmäßig, die gesamten Strecken: Berlin- 
Neustrelitz, -Stettin, -Wriezen, -Cüstrin und -Frankfurt (Oder) 
in den Verkehr A, Berlin-Cottbus, -Zossen, -Jüterbog, -Güter- 
glück und -Magdeburg in den Verkehr C einzubeziehen und 
nur die Strecken. Berlin-Wittenberge und Stendal im ver 
kehr B zu belassen. 


'OAn“ 


_ wohl werden natürlich oft Abfertigungen für Verkehrsbez 


gebrochene Abfiertigung ist aber eine Erschwernis für 


D-—-G: Mittelwest-Südostdeutscher Reichsbahnverkehr, 
E-—-F: West-Südwestdeutscher Beichsbahnverkehr, - 
G—F: Südost-Südweestdeutscher Reichsbahnverkehr.. Br # 
Die Stationsverbindungen sind lediglich nach. Lage der Ab- 
gangs- und Bestimmungsstationen. den einzelnen Verkehr en. 
zuzuteilen, auch wenn sin drittes Verkehrsgebiet im Durch- 
berührt wird (wie z. B. bei der Verbindung ' Leipzig 3 
Würzburg über Suhl, die in den Verkehr C—G [Mittelost-Süd 
ost] aufzunehmen ist, aber über das Gebiet D [Mittelwest 2 
läuft). 
Für den Verkehr zwüschen den entfernt liegenden Ge ei 
wären. nachgienannte Verkehre (Fern verkehre) zu bilden: 
A-DIE: Ost - Mittelwest/Wiestdeutscher Reichsbal u- a 
verkehr, 3 
A-G/F: Ost-Südost/Südwestdeutscher Reichebahnverucii 


B-G/F: Nord - Südost/Südwestdeutscher ‚Reichsbahn, I R 
verkehr, 
C—E/F:  WMittelost-Weest/ Südwestdeutscher 


Reichsbah: io . 
verkehr und ; 
E-G: West-Südostdeutscher Reichsbahnverkehr. 
Eine weitergehende Vereinigung der Verkehrsgebrete 
aus den geschilderten Gründen nicht empfehlenswert. Au 
würden dadurch wohl kaum nennenswerte Kosten erspart. 
Über den Verkehr mit den Stationen der D. Königsberg (Pr.) 
wäre in "besonderer Tarif zu erstellen. Die "Anzahl der 
Nachbar- und Fernverkehre erscheint zunächst vielleicht ro 
Dies trifft indessen, nicht zu, da zurzeit in den Reichsbahn- 
wechselverkehren 19 Piersonen- und Gepäck- sowie 14 Expreß- 
euttarife bestehen. — 
In welcher Form sind nun die neuen Tarife zu. ‚erstellen ; 
Im allgemeinen werden Stations-, Schnitt- und Knotenpunkt- 
tarife unterschieden. Bisher wurden im Personenverkehr 
Stationstarife herausgegeben, - welche die für d 
Dienststellen. 'erforderlichen Unterlagen zur Fahrgeld- 
Grepäckfrachtberechnung enthalten. Im Gegensatz hierzu 
müssen. im Güterverkehr die Dienststellen in der Regel die 
Stationstarife selbst herausziehen und anlegen. Die No 
wendigkeit des für den Personenverkehr gehandhabten weiter- 
sıehenden Verfahrens liegt unter anderem an den vielen 
Wahlwegen, die dem Reisenden vielfach zur Verfügung 
stehen, begründet. Im Güterverkehr liegen dadurch, daß 
Eisenbahnverwaltung den Befördorungsweg selbst. bestim 
die Verhältnisse einfacher. u 
Die Abfertigung ist im Personenverkehr im le n 
nur nach den im Stationstarif enthaltenen Verbindungen an- 
eängie, während im Güterverkehr fast nach allen Beichsbahn- 
stationen abgefertigt werden kann. Die durchgehende Ab- 
fertieung der Reisenden ist an sich nicht so dringend nötig, 
wig die der Güter, da die Reisenden auf geeigneten Un 
wegsstationen Fahrkarten zur Weiterfahrt lösen und dadurch 
ihr Ziel ohne Verzögerung ‚erreichen können. Im Güterverkehr 
dagesen wird die durchsehende Beförderunz bei Umbehand- 
lung, die auch das Ein- und Ausladen der Güter beding 
der Regel nicht angängig sein. > f 
Die Stationstarife enthalten die Verbindungen, für der 
Einführung sich ein allgemeines Bedürfnis gezeigt hat. 
Wünschen der Reisenden wird, soweit nicht ausnahmsweise 
fertigungen in Frage kommen, in weitgiehendstem Maße inner- 
halb des Beichseisenbahnverkehrs Rechnung getragen. Gleicl 


eh 


hungen verlangt, die in den Tarifen nicht enthalten sind. Die 


Reisenden sowie ein Nachteil für die Verwaltung. Be 
ders nach der Virerreichung halten es die Reisenden oft 
unverständlich, . wenn sie keine durchgehenden Fahrka 
nach seiner wverkehrsreichen Reichsbahnstation erhali 
können. Vor allem im Nahverkehr ist das Fehlen von Bätz Z 
ein- fühlbarer Mangel. = 
Die Schnittarife oeenthalten die Enten 
Stationen bis zu den Schnittpunkten, die in der Regel die 
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- Ybergangsstationen von einem Bezirk zum anderen sind. Die 
- Gesamtentfernungen sind durch Zusammenstoßen. der Schnitt- 
_ entfernungen (Abgangsstation - Schnittpunkt, Sehnittpunkt- 
 Zielstation) zu bilden. Die Schnittarife ermöglichen die Ab- 
h. fertigung zwischen allen Stationen des einen Bezirkes und 
_ allen Stationen. des anderen Bezirkes, soweit sie im Tarif 
enthalten. sind. Die Abfertisungsmöglichkeit ist demnach sehr 
% ‚weitgehend. Die Bedürfnisse des Verkehrs werden dadurch 
im größten Maße berücksichtigt. Der Schnittarif hat den 
| Nachteil, daß die Gesamtentfernungen und Bahnwege erst 
zu ermitteln sind. Es sind daher besondere Stationstarife 
anzulegen. Schwieriskeiten bestehen bei Fernverbindun.gen 
dann, wenn der Reisende nicht die Übergangsstation in. den 
* anderen Bezirk (Schnittpunkt) angeben kann, sondern die 
Ausfertigung der. Fahrkarte über mehrere Übergaigsstationen 
wünscht. 


Die Knotenpunkttarife sind von Knotenpunkt zu 
- Knotenpunkt (z. B. Frankfurt-Görlitz) erstellt. Für Stationen, 
die nicht selbst Knotenpunktstationen sind, enthalten die 
3 Tarife Anstoßentfernungen. Die Gesamtentfernungen sind 
_ durch Zusammenrechnen der Anstoßentfernung und der 
- Knotenpunktentfernung zu ermitteln. U. U. sind mehrfach 
= Anstoßentfernungen an Knotenpunktentfernungen anzustoßen. 
RR; such hier müssen die Gesamtentfernungen erst ausgerechnet 
und Stationstarife angefertigt werden. Im Personenverkehr 
- besteht meines Wissens kein Knotenpunkttarif. Die für den 
_ sehemalisen preußischen Bereich vorhandenen Knotenpunkt- 
‚nachweisungen sind ı nur für den Gebrauch des Tarifbüros be- 
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Im Vorteile der Reisenden und Verwaltungen liest es, mög- 
lichst von. der Abgangs- bis zur Bestimmungsstation abzu- 
fertigen. Um dies zu ermöglichen, haben einzelne Verwal- 
tungen für ihre Binnenverkehre, wo die Verhältnisse «ein- 
 facher als in den übrigen Verkehren liegen, verschiedene 
Wege eingeschlagen. Im Bereich der Generaldirektion Dres- 
den haben die Stationen den Entfiernungszeigrer erhalten, dem 
einige Bestimmungen über besondere Berechnungen, (Abferti- 


Fr gungen über mehrere Wege, Verkehrsbeziehungen mit .ge-' 


_ kürzten Entfernungen usw.) angefügt sind. Hiernach ist die 
5x Er ehrshende USING: von ee uam abge- 
x Stationen angängig. Tre gleiche ns Besteht für ae 
preußische Netz nicht. Einzelnen Stationen ist jedoch der 
- Stationstariff benachbarter größerer Stationen geliefert 


- bahnen ist es ausgeschlossen, die gesamten Unterlagen für die 


{ fahren, beim Fehlen von Tarifsätzen auf Grund der Kurs- 
> "bücher und dergl. die Gesamtentfernungen zu ermitteln, emp- 
-_ fiehlt sich, im Hinblick auf die unausbleiblichen Fehler, 
die zeitraubende Ermittlung und die erschwerte N achprüfung 
_ bei den Kontrollstellen, nicht. 
Bei der Tarifgestaltung muß auf die praktische Hand- 
habung und Verwenduns der Tarife besonderer Wert gelegt 
werden. Hierbei ist ferner Rücksicht auf die Abwicklungs- 
stellen des Verkehrs — den Schaltern — zu nehmen. Die 
Tarife müssen den Anforderungen am. Schalter: schnelle und 
_ weitestgehende Abfertigung, gerecht werden, so daß binnen 
kurzem auch Fahrkarten und Gepäckscheine für bisher noch 
{ 2 nicht verlangte Verbindungen ausgefertigt werden können. 
Ins Gewicht fällt besonders noch, daß zur Abfertigung 
meistens nur geringe Zeit zur Verfügung steht. Auch wird 
_ der Schalterdienst oft nieht genügend bewertet. Vielfach 
werden die Abfertigsungsstellen mit noch ungenügend ausge- 


bildeten oder ungeeigneten Bediensteten besetzt. Viele fehler- 


| Mit Rücksicht auf das ausgedehnte Gebiet der Reichseisen- 


_ allseitige Abfertigung den Dienststellen zu liefern. Ein Ver-' 
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hafte Abfertigungen, berechtigte Beschwerden und vor allem 
zahlreiche Erstattungsanträge ließen sich bei Verwendung 
nur guter Kräfte vermeiden. — Theoretische oder finanzielle 
Rücksiehten müssen zurücktreten. Mehrkosten für die Erstel- 
Jung der Tarife können außer Betracht bleiben, da sich diese 
ohne Zweifel auf andere Weise ausgleichen (z. B. einmalige 
durchsehende Abfertigung, fehlerfreie, zu keinem Schrift- 
wechsel führende Berhinae 

Aus allem &eht hervor, daß 

1. vom Standpunkte des Abfertigungsbeamten 

 . 8tationstarif der Vorzug zu geben ist, 

2. zur Ermöglichung weitestgehender Abfertigung 

a) für den Binnenverkehr die Entfernungeszeiger 

2 genügen, und 5 

b) für den Nachbarverkehr Sehnittarife empfehlens- 
wert sind. (Die Erstellung von Schnittarifen an Stelle 
von Knotenpunkttarifen ist zweckmäßiger und prak- 
tischer.) 

In die Stationstarife werden zurzeit auch Ver Te 
aufgenommen, deren Beibehaltung zeitlich beschränkt ist. 
Sie werden beim Nachlassen des vorübergehenden Verkehrs 
wieder entbehrlich (z. B. Hamsterverkehr, Bauarbeiterver- 


aus dem 


.kehr). Die Stationstarife schwellen daher immer mehr an. 


Dies kann wesentlich dadurch eingeschränkt werden, daß in 
die Stationstarife nur Verbindungen aufgenommen werden, 
für die aller Voraussicht nach ein bleibendes Bedürfnis besteht 
und soweit infolge regen Verkehrs gewöhnliche, fertigge- 
druckte Fahrkarten auflvegen, wenn mehrere Bahnwese oder 
besondere Tarifbildungen in Frage kommen. Auch könnte, von 
den letzten beiden Ausnahmen abgesehen, auf Stationstarife 
im Binnen- und Nachbarverkehr ganz verzichtet werden, was 
indessen nicht unbedenklich ist. Wie die Erfahrungen lehren, 
empfiehlt sich nicht, die Stationstarife in allen Fällen zu ent- 
behren. Auch aus wirtschaftlichen Gründen möchten sie in 
dem vorgeschlagenen begrenzten Umfange beibehalten werden. 

Die nicht im Stationstsrif enthaltenen Beziehungen haben 
die Abfertigungsstellen aus den Tärifunterlagen herauszu- 
ziehen und Abfertigungstarife anzulegen. Darin wären 
die Verbindungen, für die erstmalix Fahrkarten verlangt 
werden, nachzutragen. Für die Fernverkehre (siehe vor- 
stehend unter A—-D/E usw.) sind mit Rücksicht auf die Tarif- 
bildung, die Wahlwege und das beschränkte Bedürfnis nur 
Stationstarife zu erstellen. 

Um alle? Anforderungen möglichst gerecht zu werden, 
wären hiernach die Tarife in folgender Form aufzustellen: 

_ A. Binnenverkehr: Stationstarife, 
. B. Nachbarverkehr: Stationstarife und Schnittarife, 
C. Fernverkehr: Stationstarife. 

- Zur aushilfsweisen. Abfertioung wären den Dienststellen 
nur im ‚Binnenverkehr die Entfernungszeicer zu liefern, da 
im Nachbarverkehr infolge des Schnittarifs zwischen allen 
aufgenommenen Stationen abgefiertigt werden kann. Hierdurch 
würde auch die Ausgabe besonderer Expreßguttarife, für die 
in der Regel die Form der Schnittarife gewählt ist, nicht nötig 
Sein. Es würden somit wesentliche Kosten erspart. Die 
Personentarife wären dann auch für den Expreßgutverkehr 
anzuwenden. Für den Fernverkehr ist es nicht erforderlich, 
besondere Expreßguttarife aufzustellen, da für Fernvieerbindun- 
gen vor 1914 mit Rücksicht auf die hohen Beförderungskosten 
nur verschwindend wenice Expreßeüter aufgegeben worden 
sind. Wenn die Frachtsätze für Expreßgut mit denen. für be- 
schleunietes Eilgut wieder in das frühere Verhältnis gebracht 
werden und die wirtschaftlichen Verhältnisse wieder ge- 
sundet sind, wird der jetzige gegen früher lebhaftere Fern- 
expveßeutverkehr, der als Ausnahmezustand zu betrachten ist, 
auf den früheren unbedeutenden Umfang zurückgehen. Da 
außerdem in dem newen Tarif, Teil II, für die Reichseisen- 
bahnen vorgesehen ist, beim Fehlen von Tarifsätzen die Ent- 
fernungen für den Güterverkehr anzuwenden, wird im Fern- 
verkehre mit den Stationstarifen auszukommen sein. 
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‘von Kilometern enthalten, ungerundet zusammengerechnet | vorteilung der Reisenden usw. zu vermeiden, wäre es zwie 


‘Verbandsübereinkommen die bekannten, aus geraden Linien |-sich vom Versand- bis zum ‚Empfangsbahnhof abspielt. 
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Zum Schluß sei noch kurz auf die Ermittlung der Tarifent- und Zweckmäßigkeit wegen empfiehlt es sich, abgesehe 
fernungen eingegangen. Innerhalb der vormaligen Staats- | Binnenverkehr, alle Entfernungen (Anstoß-, Schnitt-, Kun 
bahnbinnenverkehre werden die Entfernungen auf Grund der | punkt- oder Stationsentfernungen) nur in vollen Kilom 
Entfernungszeiger, welche die Entfernungen in Hundertteilen | festzusetzen und zusammenzustoßen. Um jedoch jede üb 


und danach aufgerundet. In den Wechselverkehren werden | mäßig, sämtliche ‚Entfernungen (also auch im- Binnenve 
die aufgerundeten Entfernungen zusammengestoßen. An- | bei der Gesamtentfernung) in der Weise abzurunden, 
stände aus diesem Verfahren sind von. Reisenden usw. nicht | Entfernungen bis 0,49 km fallen gelassen, darüber h 
erhoben worden. Es entsteht nun die Frage, ob künftig für | aber für volle Kilometer gerechnet werden. 
den gesamten Reichsbahnbereich die Entfernungen unauf- I ; EEE “= 


gerundet oder aufgerundet anzustoßen sind. Der Einfachheit | „Dresden, an Januar 192.777 ee DE = je 
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.. Bildliche Darstellung der Ladevorschriften für den Frachtstückgutverkehr. En 


Zurzeit sind Erörterungen über Neuaufstellung der Lade- | hergestellten Bilder vorgeschrieben, deren -Übersichtlich 
vorschriften für den Frachtstückgutverkehr im Gange. Eine | und Klarheit kaum bemängelt werden kann. 5 


besondere Rolle spielen dabei die bildlichen Darstellungen | So leichtverständlich nun diese Ladebilder auch sind 
gewisser Vorgänge beim Versande.von Frachtstückgut. Es | haftet ihnen doch der Nachteil allzugroßen Umfanges an, 
kommt darauf an, aus einem möglichst einfachen Bilde die | Mangel, der die Übersicht erschwert und bei den heutig 
Verladegruppe, die Verladerichtung, die Zusammenfassung | hohen Druck- und Papierpreisen nicht unansehnliche Herst 
und die Wiederverteilung «einzelner von einer beliebisen | lungskosten verursacht. Es ist deshalb versucht worden, f 
Veersand- nach seiner ‘beliebigen Empfangsstation gehender | den Wiechsel- (Fern-) Verkehr diese Ladebilder in zusamnı 
Frachtstückgutsendungen rasch und zweifelsfrei zu erkennen. | sefaßter Form darzustellen. Dabei ist "von dem Gedank 
Der Verkehrsverband hatte dazu im $ 10 des 4. Nachtrages zum | ausgegangen worden, den Beförderungsvorgang, so wie 
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dern darzustellen, dergestalt, daß auf dem. ersten 

Beförderung vom Versandbahnhof bis zur Versand- 
immelstelle, auf dem zweiten die Abfuhr von dieser Sammel- 
is zu einer oder mehreren Empfangssammelstellen und 
impfangsbahnhofe zu ersehen ist. Die Zahl der Bilder, 
Größe im Interesse ausreichender Deutlichkeit ein be- 
immtes Maß nicht unterschreiten darf, muß dann gleich de: 
oppelten Zahl der Versandsammelstellen sein. Diese er- 
‚scheinen in den Bildern als Mittelpunkte. Pfeilspitzen an den 
nach dem Mittelpunkte laufenden Strahlen _ zeigen die Be- 
E wegungsrichtung des Gutes an. Für jede Verkehrsbeziehung 
t eine bestimmte Versandsammelstelle zuständig. - Es 
muß deshalb an die Zuführungslinie nach der für sie in 
_ Betracht kommenden Versandsammelstelle die Grupven- 
nummer der Empfangsstation angegeben sein. Die Umgren- 
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"zung der Bilder kann krummlinig oder geradlinig sein. Am 
vorteilhaftesten erscheint kreisförmige Umgrenzung. Wenn 
aber die an sich ja recht einfache Benutzung des Zirkels zu 
umständlich erscheinen sollte, so’ kann, natürlich an Stelle 
«eines Kreises ein Quadrat oder ein Rechteck treten. 
- - Ein Vorzug der beschriebenen Bilder besteht außer ihrer 
Übersichtlichkeit und Sparsamkeit noch darin, daß die An- 
‚ordnung der Versand- und Empfangsbahnhöfe eine Art geo- 
‚graphischer Gruppierung ermöglicht, so daß auch nach dieser 
Richtung hin das Gedächtnis des Benutzers unterstützt wer- 
den kann. 
Daß die Ersparnis an Druck- und Papierkosten bei dieser 
Art Bilder nicht gering ist, geht daraus hervor, daß beispiels- 
“ weise im Bereiche der Generaldirektion Dresden statt 170 
- Ladetafeln mit etwa 300 Bildern nur noch 2X 15 =30 Tafeln 
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mit je einem Bilde nötig sind. Änderungen, soweit sie hand- 
schriftlich nicht durchführbar sein sollten, lassen sich durch 
einfaches Aufkleben von Deckblättern unter voller Wahrung 
der Deutlichkeit ohne weiteres vornehmen. 

Nach Beendigung der Neuaufstellung der Ladevorschriften 
entfällt die auf Bild I aufgebrachte Erklärung der römischen 
Zahlen, von denen jede ein Heft bezeichnet, das Ladevor- 
schriften für win bestimmtes Empfangsgebiet enthält. In 
jedem dieser 15 Hefte werden die Empfangsgruppen von 1 
beginnend besonders numeriert. Bei Neuaufstellung der Lade- 
vorschriften wird eine Durchnumerierung aller Empfangs- 


Vorschläge für Berechnung und Bemessung der Gebühren für Bedienung der Privatanschluß- 
gleise und Lagerplätze. 


Vom Geheimen Regierunssrat Rosenbaum, Breslau. 


Die bisherisen Gebühren für Bedienung der Privatanschluß- 
eleise und Laserplätze bleiben bekanntlich erheblich hinver 
den Selbsikosten zurück. Ihre Erhöhung zum mındesten auf 
die Selbsıkosten ist unbedinet notig, wenn der keichsfiskus 
nicht auf Kosten der Alloemeinheit Anschlußinhabern und 
Lagerplatzpächrern Sondervorveile gewähren will. Wenn auch 
die Eisenbahnverwaitung von Privatanschlüssen und Lager- 
plätzen verschiedene Vorteile hat, so ist der ungleich größere 
Nutzen. doch auf seiten der Anschlußeleisbesitzer und Lager- 
platzpächter, üle eine unmittelbare An- und Abfuhr der Güter 
durch Landfuhrwerk ersparen. In Breslau z. B. kostet die 
Fuhrwerkbeförderung für einen Zentner zurzeit 1 MX, die Ab- 
fuhr einer 15 t-Ladung also 300 N abzüglich geringer Un- 
kosten.. So große Summen ersparen die Interessenten. Woes- 
halb soll die Alleemeinheit hiervon nicht auch einen Nutzen 
haben? Es ist deshalb nur recht und billig, wenn die Eisen- 
vahnverwaltune zum wenigsten sich die ıhr selbst durch die 
Bedienung der Anlagen erwachsenden wirklichen. Selbstkosten 
von den Nutzniebern erstatten läßt. 

Die Selbstkosven der Eisenbahnverwaltung sind verschieden, 
je nach dem, ob sich der’ Anschluß oder Lagerplatz begqwem 
bedienen läßt, ob er abseits vom sonstisen Rangıiergeschäftt 
liegt, oder ob er im Bahnhof oder an freier Strecke liest; 
ferner spielt die Lase des Fahrplans eine eroße Rolle; außer- 
dem ist es aber für die Selbstkostenberechnuns von wesent- 
licher Bedeutung, ob den Beteilisten in der Reoiel nur ein 
beladexer Wagen zugeführt wird, der überdies durch beson- 
dere Bedienung abgeholt werden muß, oder ob ein Werk stets 
mehrere Wasen sleichzeitis zugeführt erhält, und ob stets 
leere und volle Wagen gleichzeitig zugeführt und abgeholt 
werden. 

Diese Umstände vergeben, daß es eine Nichtberücksichtigung 
der tatsächlichen Verhältnisse bedeutet, wenn für alle Laser-, 
plätze und Anschlüsse eine Einheitsgebühr festgesetzt wird. 
Auch die Abstufungz der Sätze nach Entfernungen allein 
reicht zum Ausgleich dieses Mißstandes nicht aus. Es müssen 
vielmehr für jeden einzelnen Fall die wirklichen Selbstkosten 
der Bemessung der Bedienungssebühr zugrunde selegt 
werden. Deren Festsetzung kann natürlich nicht den Dienst- 
stellen oder Ämtern überlassen werden, weil sie dann je nach 
der Auffassung sehr ungleich ausfallen würden. Die 
Direktionen sind aber sehr wohl in der Lage, die wirklichen 
Selbstkosten ziemlich ssenau für alle Lagerplatz- und An- 
schlußbedienung festzustellen, wenn sie sich von den Dienst- 
stellen nur die tatsächlichen Grundlagen geben lassen und 
dann unter Berücksichtisung dieser Unterlagen nach allgemein 
eültisen Grundsätzen verfahren. Solche von mir entworfe- 
nen Grundsätze sind von der Eisenbahndirektion Breslau be- 
reits eineeführt und werden am Schluß dieses Aufsatzes 
wiedergegeben. 

Die Grundsätze für die Selbstkostenbereehnunge der Be- 
dienungsgebühnen gehen davon aus, daß Zeit Geld ist; je 
länger die Bedienung dauert, desto mehr kostet sie. Zur Er- 
mittelung der Bedienungszeit mußte von den Dienst- 
stellen bezüglich jedes. Anschlusses und Lagerplatzes auf 
Grund der praktischen Erfahrungen für das Kalenderjahr 
1920 in Minuten genau die Dauer jeder Bedienung, die 
Zahl der Bedienune einschließlich der Leerwassenzuführun- 
sen und Abholunsen und die Zahl der beladen zugseführten 
und absteholten Wagen angegeben werden. Die Art jeder Be- 
dienung und des Rangierens war genau darzulegen. Die 
Angaben wurden von den Ämtern und in Zweifelsfällen von 
der Eisenbahndirektion nachgeprüft. Die im Durchschnitt auf 
die einzelnen Bedienungeu entfallende Minutenzahl wurde 
durch die Zahl der im Durchschnitt beladen zugeführten 
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und abgeholten Wagen. geteilt. 
Minuten Bedienungszeit auf 


_ Zeitung des Vereine. Bi 
= Deutscher Eisehbshnverweltungen 


gruppen möglich werden. Delhet kann die Karel der Hefte 
von 15 auf 1 vermindert werden, und die römischen Zah en N ; 
können entfallen. Ebenso wird eine Wiederholung derselben 
arabischen Ziffern an den nach der Verne 
weisenden Strahlen nicht mehr vorkommen. ‘Die Vbesii 
lichkeit der Bilder wird dadurch noch gewinnen. 


Nicht unerwähnt soll bleiben, daß zu den bildlichen Darsieii 
lungen ein Beamter des Verkehrsbüros Dresden, Eisenbahn- 
Obersekretär Roscher, grundlegende Anregungen gegeben ha 2 


Daraus ergab sich, wieviel 
jeden beladenen "Wag: 
entfällt. Diese- Berechnung der Bedienungszeit berücksichtie 
von selbst die Entfernung” der Anschlüsse vom Bahnhof, 
in die Bedienungszeit die Dauer der Fahrt auf längeren 
Strecken mit inbegriffen ist. Nur für.die Bedienung von an 
freier Strecke liegenden Anschlüssen mit Güterzügen 
konnte die Fahrzeit des Zuges nicht eingerechnet werden, weil 
Güterzüge bis und ab Anschlußstelle zugleich auch dem allge- 
meinen Öffentlichen Veerkehr dienen. Für die Beförderung der 
Anschlußwagen durch Güterzüge mußte durch einen Strecken- 
frachtzusatz eine Bezahlung der Selbstkosten sichergestellt 

werden. Wie diese ermittelt worden ist, ergibt sich aus BI 
der Grundsätze. 

Zur Ermittelung der Selbstkosten. die eine Mind 
Bedienungiszeit erfordert, haben wir Berechnungen nach 
den hier nicht. mitgeteilten Anlagen I, II, III aufgestellt, je 
nachdem, ob es sich I. um Zustellen mit Rangiermaschine oder 
Güterzugmaschine innerhalb der Bahnhöfe, oder II. mit Güter- 
zuslokomotive an freier Strecke, oder II. mit Rangierloko- 
motive an freier Strecke handelt. Den Berechnungen sind die 
uns ministeriell bekannt gegebenen Einheitssätze für Be- 
triebsstoffe und die jetzigen Personalunkosten zugrunde ge- 
lest. Danach sind für die jetzige Zeit in unserem Bezirk ER. 
Selbstkosten für jede Minute 1,70 NM, 3,60 M bzw. 2,30 Me 
mittelt und festgesetzt worden. g 

Minutenzahl und Minutenselbstkosten erzeben die Selbstkosten 
für jede Bedienung und — geteilt durch die Zahl der ei 
zusestellten oder abgeholten Wagen — für die Zuführung 
eines Wagens. Dem Anschlußinhaber wird die Gebührenbe- 
rechnung mit Begründung mitgeteilt. Er sowohl wie die £ 
Eisenbahnverwaltung können bei Änderung der Verhältnisse, 
sofern sie von dawernder Art sind, eine andere Berechnung 
verlangen. Zu diesem Zweck ist beabsichtigt, Gebührenneu- 
festsetzungen mit vier Wochen vorher erfolgter Ankündigung‘ 
vertraglich vorzusehen. Die Verwaltung wäre dann in der 
Lage, bei Änderung der Kohlen- usw. Preise und der Gehälter 
sowie der Betriebsverhältnisse in kürzester Frist eine Ang 
rung der Gebühren durchzusetzen. a 


Der Erfolg der bei uns durchgeführten Grundsätze ist de 
daß die Zuführungs sgebühren den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechend in einzelnen Fällen "für einen Wagen auf mehr 
als 30 und sogar über 100 M festgesetzt sind, wogegen nur 
ın sehr wenieen Fällen Widerspruch erhoben wurde. Unsere 
Grundsätze mußten sich bisher im Rahmen der ministeriellen 
Vorschriften halten. Hierauf beruhen die Ausführungen zu 
AI der Grundsätze sowie die weitere Vorschrift, daß die 
ministeriell festgesetzten Sätze als Mindestgebühren zu gelten 
haben. Hierzu muß bemerkt werden, daß diese Mindestge- 
bühren in Wirklichkeit die Selbstkosten im Einzelwagenv 
kehr noch nicht decken. Auf die Zustellung eines Wagens 
sind mindestens vier Minuten zu rechnen, wozu noch die Leer- 
wagenzuführung oder -abholung von gleicher Dauer kommt, 
die bisher ganz unentgeltlich geschah. Bei einem Einheit 
satz von 1,70 AM rgäbe sich hieraus schon ein Mindestsatz 
von 2X 6,80 AM, wobei noch eine Bedienung durch Rangier- 
maschine angenommen ist, während in Wirklichkeit auf allen 
kleinen Bahnhöfen die Bedienung durch Güterzurn 
stattfindet. 

Die unter AI wiedergegebenen, auf ministeriellen Vo - 
schriften beruhenden Bestimmungen wären aufzuheben .und 
alleemein die unter AII aufgestellten Grundsätze zur 
Anwendung zu bringen, und zwar nicht nur auf alle . 
schlüsse innerhalb der Bahnhöfe, sondern auch auf alle 


# 
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lich, weshalb letztere anders zu behandeln sind als Anschluß- 
_ bedienungen. Da Lagerplatzpächter weit weniger Unkosten 
haben als Anschlußgleisinhaber, die nach den Allgemeinen 
- Bedingungen jährlich noch viele anderweitige erhebliche Zah- 
Jungen an die Eisenbahnverwaltung zu leisten haben, wäre es 
€ nur recht und billige, 

als den Anschlußgleisinhabern, etwa einen Gebührenzuschlag 
% von. 100 %. 

Obwohl nach den obigen Ausführungen 6 A die wirklichen 
 Bedienungskosten bei Einzelbedienunsen nicht decken, möchte 
ich mich doch dafür aussprechen, diesen Satz als Mindest- 
- oebühr allgemein beizubehalten und ihn — unter Beseitigung 


_ fernungen für mehr als 1 km einzuführen. 

Sowohl für Lagernrlatzpächter als auch für Anschlußgleis- 
inhaber wäre in den Allsemeinen 'Bedingunsen festzulesen, 
daß die Eisenbahnverwaltung berechtigt ist, mit vierwöchiger 
Ankündicung die Gebühren nach den jeweiligien Selbstkosten 
herauf- oder herabzusetzen. Hier sei auch auf die viel zu 
niedrisen. Stellgebühren hingewiesen, die ebenfalls nach den 
gleichen Grundsätzen bemessen werden können, etwa mit der 
Maßgabe, daß die Selbstkosten + 200% Zuschlag zu erheben 
wären. 

Die Annahme meiner Vorschläge Beachte foleende Vorteile: 

Alle Interessenten werden eleichmäßie und den tatsäch- 
liefen Verhältnissen entsprechend behandelt. 

Der Massenverkehr wird vor dem Einzelverkehr sebührend 
 bevorzust. 

Die Gebührensätze entsprechen jederzeit den wirklichen 
örtlichen und den allgemeinen wirtschaftlichen Verhältnissen. 
Die Interessenten werden angeregt, ihre, Anlagen so zu 

sestalten, daß die Bedienung möglichst wenig Zeit erfordert. 
Sie werden auf Sonderrangierleistungen möglichst ver- 
_ zichten. 

- Durch Einbeziehung reselmäßieer oder sehr häufiger 
Sonderleistungen in die Vertraessebühren werden viele Auf- 
schreibungsen der Dienststellen überflüssig. auch wird der 
unerwünschte Zustand beseitigt, daß die Dienststellen zu ent- 
scheiden haben, ob und inwieweit Sonderleistungen. vorliegen. 
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von Privatanschlußgleisen. 


A Inverhalb der Bahnhöfe liesende Anschlüsse, 


Er Ein Erlaß setzt bis auf weiteres folgende Überfuhr- 
phühren fest: 6 NM, 840 M, 10.380 M und je 2,40 NM mehr bei 


Steuer außer bei Kohlen. Dureh diese Normalsebühren silt 
aber nur die einfache unrangierte Zustellung und Abholung 
der Wasen nach -den bzw. von. den sin für allemal hierfür 
bestimmten Gleisen des Auschlusses als abgegolten. 
weiteren und ausnahmsweise geforderten Raneterleistungen 

(ferner Steilen der Wasen in bestimmter Reihenfolge oder an 
bestimmte andene Stellen des Anschlusses und dereleichen) 
sind behufs besonderer Vereütunge von den Dienststellen mit 
- Angabe der verwendeten. Zeit aufzuschreiben. Sie. werden 
den Anschlußinhabern mit je 30 °NM für eine angzefanzene 
Viertelstunde in Rechnung sestellt. Nach diesen Grundsätzen 
ist von den Dienststellen bis auf weiteres zu verfahren. so- 
lange und sofern nicht im Einzelfalle die Eisenbahndirektion 


? gemäß nachstehender Ziffer II andere Anordnung getroffen 


hat. ° 
- U. Soweit und sobald die Normalsätze zu I ausnahmsweise 
in besonders «earteten Fällen die Selbstkosten nicht decken, 
5 sollen die eisenbahnseitie ermittelten Selbstkosten als Ge- 
E  bühren entrichtet werden. Ob solche Fälle vorliegen, prüft 
die Eisenbahndirektion. Sie sollen als vorliegend angesehen 
_ werden. wenn der Anschluß wegen seiner uneünstioen Lase 
im Bahnhcf oder wegen seiner eixenen Unzulänglichkeit für 
_ seine Bedienung unverhältnismäßix hohen Zeitaufwand ver- 
fordert. Ferner auch dann, wenn der Anschlußgr' eecel- 
— mäßie ein besonderes Rangieren der Wagen in bestimmter 
EN Reihenfolge oder an bestimmten Stellen des Anschlusses er- 
fordert, «leichviel ob das Vorrangieren im Bahnhof selbst 
_ oder im Anschluß stattfindet. 
Die Kosten jeder Anschlußbedienung richten ‚sich bei der 
- Lokomotivbedienung nach dem Zeitaufwand. den jede Be- 
_dienuns erfordert. Sie bleiben etwa die gleichen. gleichviel 
6b 1 oder 2 oder 3 Wagen eleichzeitig zugeführt werden, und 
en. sich nur unwesentlich bei Zustellung von noch mehr 
 Wasen. 
_ Für 1 Stunde beziffern sich im Bezirk Breslau die Kosten 
. einer Bedienung mit Rangierlokomotive nach an- 
ee Berechnung I auf 102.09 NM, für 1 Minuterauf 
1.70 M. Dieser Einheitssatz soll auch für die Bedienung mit 
ern für innerhalb der Bahnhöfe liegende 
hlüsse angewendet werden, da der ZUR und sein 


ihnen höhere Gebühren aufzwerlegen 


der Staffelung der Sätze nach Entfernungen — auch für Ent- 


|] schieden verteilt werden kann. 


E Grundsätze für Bemessung der Überfuhrgebühren nach und 


Entfernung von 1, 2, 3 und mehr Kilometer zuzüslich 7% 


Alle 


wurde, 


Personal ohnehin für andere öffentliche Zwecke im Bahnhof 
Aufenthalt hat. Eine verschiedene Behandlung beider Fälle 
verbvetet sich, weil häufig Änderungen in der Art der Loko- 
motivverwendung vorkommen, und weil manche Anschlüsse 
teils mit Güterzug-. 
werden. 

Die Bedienungsdauer — stets auf Minuten umzurechnen — 
besinnt mit dem Zeitpunkt, in dem die Anschlußwagen im 
Bahnhof selbst seine besondere. von der Aufstellunsz im Frei- 
ladegleis abweichende Behandlung erfordern, und endet mit 
dem Ausenblick, von dem ab die Lokomotive wieder für 
andere Zwecke verwendungsbereit im Bahnhof steht. Die 
Zahl der zwischen beiden Zeitpunkten lvenenden Minuten ver- 
vielfältiet mit dem Einheitssatz von 1,70 AM vergibt die Höhe 
der Selbstkosten und der zu fordernden Überfuhrgebühr für 
jede Bedienung und, „falls immer nur 1 Wagen zugestellt 
wird“, zugleich für jeden Waeen. Die Bedienungszeit für 
1 Wagen erhöht sich auf das Doppelte, wenn der Anschluß 
reselmäßıe mit 1 Leerwaseen besonders bedient werden muß, 
‘ohne gsleichzeitiee Abholung eines beladenen Wagens. Die 
-Überfuhrgebühr für den Wagen vermindert sich um die Hälfte, 
wenn bei jeder Bedienung im Durchschnitt 2 Wagen sleich- 
zeitig überführt werden, auf % bei Überführung von 3 Wacsıen 
usw. Werden mehrere Anschlüsse seleichzeitir bedient 
(Gruppenbedienunge). so werden die Bedienuneszeiten für alle 
diese Anschlüsse «in einer Summe berechnet, wobei die Ge- 
samtbedienuneszeit auf die einzelnen Gruppenteilnehmer ver- 
Die Gesamtminutenzahl wird 
durch die Zahl der allen Anschlüssen beladen überführten 
Wasen dividiert. Zu den sefundenen Sätzen tritt die Veer- 
kehrssteuer von 7% außer bei Kohlen. Die vom Ministerium 
eineeführten Sätze von 6 NM, 8,40 M usw. gelten als Mindest- 
„ebühr. 

Gefunden wird die Zahl der Waren, die im Durchsehnitt 
auf eine Bedienung entfällt, durch Ermittelung der Zahl der 
im letzten Jahre vorgekommenen Bedienungen des An- 
schlusses (einschließlich der Leerwagsenzuführungen und Ab- 
holunsen), dividiert durch die Zahl der im zleichen Zeitraum 
zuseführten oder abseholten beladenen Wagen. 

Bei Eröffnune newer Anschlüsse ist die Anschlußsebühr 
zunächst auf Grund der Verkehrsansaben des Inhabers fest- 
zusetzen. Um dem Wechsel in der Stärke des Verkehrs „e- 
recht zu werden, soll in den Verträgen die jederzeitige Ände- 
runz der Anschlıßsebühr mit vierwöchiser Ankündigung 
vorgesehen werden. 

Für Bedienune von Anschlüssen durch Handbetrieb oder 
Pferde werden die Selbstkosten im Einzelfalle ermittelt und 
die Kosten für Lokomotivbedienung zugeschlagen. 


B. An freier Strecke liegende Anschlüsse. 


Für die Bedienung der Anschlüsse an freier Strecke sollen 
stets die tatsächlich entstehenden Selbstkosten ermittelt und 
durch die Anschlußeebühr völliz ausreichend gedeckt werden. 
- Anschlüsse an freier Strecke sind solche, die außerhalb der 
Einfahrtsienale der Bahnhöfe liegen. 

Das Verfahren als Anschlußfracht für höherwertige Güter 
die tarifmäßige Fracht bis nach der hinter dem Anschluß ge- 
lesenen Station zu berechnen. entfällt fortan. 

Tarifstation ist stets bei Zuführung von Ladungen der zu- 
erst berührte Bahnhof. 

Die Selbstkosten für die Anschlußbedienung sind wierschie- 
den, je nachdem die Bedienung mit Güterzügen oder mit 
Rangierfahrten sieschieht. 


I. Güterzusbedienung. 


Für die Anschlußbedienune mit Güterzügen stellen sich 
nach der Anlage II die Selbstkosten zurzeit auf 213 M für 
1 Stunde oder rd. 3.60 M für 1 Minute. Die Selbstkosten, 
soweit sie in der eigentlichen Anschlußbedienung bestehen 
(vom Anhalten bis zum Wiederanfahren des Güterzuges am 
Anschluß oder auch Zurechtstellen der Wasen in bestimmter 
Reihenfolge schon in der Tarifstation der Vorstation), werden 
in gleicher Art wie oben unter AII geschildert berechnet, 
jedoch sind statt 1.70 M als Einheitskosten 3,60 M einzusetzen. 
Weitere Selbstkosten verursacht die Beförderung der beladenen 
Wasen im Güterzug, Hier bleibt die Leerwagenfahrt außer 
Berechnung. da solche auch im öffentlichen Verkehr auf weite 
Strecken unentoeltlich stattfindet. Zur Deekunge dieser Be- 
förderungskosten auf freier Strecke einschließlich der Kosten 
der Abnutzung der Strecke und der Fahrzeuge wird ein 
Streekensatz für das Kilometer erhoben. Er richtet sich nach 
der Art der hauptsächlich nach und vom Anschlnß über- 
führten Güter. Allermeist sind es Güter der Klasse D oder 
niedriger tarifierender Klassen. Der Satz der Klasse D wird 
indeß-als Mindestsatz berechnet, weil er (früher 2,2 4, jetzt 
15 3) bisher als die Unkosten deckend, all«emein angesehen 
Da indessen neuerdings zur Deckung der Selbst- 


teils mit Rangierlokomotive bedient 
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kosten eine Erhöhung aller Tarife um 100% notwendig wäre, 
soll diese Erhöhung, obwohl sie in diesem Maße nicht allge- 
mein beabsichtigt ist, für den vorliegenden Zweck eingeführt 
werden. Es sollen also 3 # für das Kilometer und 10 t als 
Streckensatz für Güter der Klasse D und niedrigerer Tarıf- 
klassen eingesetzt werden. Dadurch wird sicher eine Deckung 
der wirklichen Selbstkosten erreicht. 

Werden nach und von dem Anschluß hauptsächlich Güter 
höherer Tarifklassen überführt, se sollen folgende erhöhte 
Sätze eingesetzt werden: 

für Klasse A 42 3, erhöht um 5% = 75 8 
” Er ” . . 70 = 22301 “ 
E% ” (6) 23 2 . .s 65 % =931 „ 


Dire- eigentliche Bedienungsgebühr zuzüzrlich der Strecken- 
fracht ergibt den Gesamtsatz der Anschlußzebühr. 

Zur Vereinfachung sollen für 10- und 12,5-t-Wagen, ebenso 
für 20-t-Wagen und solche höheren Gewichts die gleichen 
Sätze erhoben werden, sofern nicht etwa ein Anschluß in der 
Hauptsache schwerere Wasen: von mehr als 20 t Ladegewicht 
überführt erhält. 

Beispiel: 

Bedienungsdauer am Bahnhof durch Rangıieren der Wagen 
in bestimmter Reihenfolge oder an ein Ende des Zuges zwecks 
Bedienungsmöglichkeitt 5 Minuten. Eisentliche 
bedienung 7 Minuten, zusammen 12 Minuten .3,60 4320 M 
bei Zustellung nur eines Wasens. 

Entfernung 2 km Klasse D. Die Gebühr beträgt 
für einen 10- oder 12,5-t-Wagen 2.36 HM +43, 20 M = — 49,0 M, 
für Sr oder 17,5-t-Wagen 2.450 —9 M + 8, 20 M 


Die französischen Eisenbahnen ind der Achtstundentag. 


Von Regierungsrat Dr. von Renesse. : re: 33 


Die wachsenden Verluste der französischen Eisenbahnen 
und ihre Rückwirkung auf die französischen Staatsfinanzen 
sind in der französıschen Öffentlichkeit immer wieder Geeen- 


stand lebhafter Erörterung. Die unbedingt notwendige finan- 


zwelle Gesundung der Eisenbahnen erhofft man von dem von 
der Regierung einsebrachten Entwurf zu einer Neuorganisa- 


tion der französischen Eisenbahnen, über den in dieser Zei- 
Der Ent- 


tung (Nr. 47 des Jahres 1920) berichtet worden ist. 
wurf ist zwar ım Dezember v. J. von der Deputiertenkammer 
mit einigen Abweichungen angenommen worden, seine Bera- 
im. Senat steht 


tung jedoch anscheinend noch aus, 
so daß ser ‘noch - nieht Gesetz geworden und zur 
praktischen Durehführuns gelanet ist, In der 
öffentlichen Meinungs ist man nicht wenie erstaunt über 


diese Verzögerung einer an sich als notwendig erkannten Re- 
form. Man ist der Auffassung, daß jedenfalls die Durchfüh- 
rung der beabsichtigten Neuorganisation nicht absewartet 
werden darf, sondern daß sofort alle nur geeioneten Maß- 
nahmen ergriffen werden müssen, um der. weiteren Zunahme 
der Verluste zu steuern. Dies kommt auch in einem Beschluß 
der Finanzkommission des Senats vom Februar d. J. zum 
Ausdruck. Sie empfiehlt u. a. eine Revision der Handhabune 
. der Bestimmungen über den Achtstundentag. Die Kommission 
ist der Auffassung, „daß in der Festsetzung der täglichen 
Dienstdawer Änderungen unvermeidlich sind, um nur mit dem 
unbedingt notwendieen und möslichst eingeschränkten Per- 
sonalbestand den Eisenbahnbetrieb sicherzustellen, daß bis 
zur Rückkehr normaler Verhältnisse weitergehendere Ein- 
schränkungen des Achtstundentages ins Auge zu fassen sind 
und in gewissen Fällen den Verwaltungen die Ermächtigung 
erteilt werden muß, Überstunden einzulegen.“ 


Daß gerade der Achtstundentag und die durch ihn bedingte 
Personalvermehrung zu den finanziellen Ausfällen der Eisen- 
bahnen in allen Ländern ganz erheblich beigetragen hat, ist 
wohl zweifellos. Für die französischen Eisenbahnen werden 
die Wirkungen des Achtstundentazes in einem 'beachtenswerten 
Aufsatz von Georges Allix: „Les Chemins de fer et la journde 
de huit heures“ in der Revue Politigque set Parlementaire vom 
10. März d. J. im einzelnen eingehend untersucht. Eine ge- 
drängte Wiedergabe seiner Darlegungen, die teilweise ergänzt 
wird durch Auszüge aus den Verhandlungen der Deputierten- 
kammer über den Etat der französischen Staatseisenbahnen 
und aus einem Bericht der Finanzkommission des Senats, 
dürfte von allgemeinerem Interesse sein und zum Vergleich 
mit deutschen ‚Verhältnissen anregen. 

Der Achtstundentag in Frankreich beruht auf dem Gesetz 
vom 23. April 1919. Das Gesetz wurde angenommen, obwohl. 
wie der Verfasser meint, von sachverständieer Seite darauf 
hingewiesen worden sei, von wie verhängnisvollen Folgen 


| für einen %- und ee ER, e: 6- — a EZ + 43, 
5.20 M. 


Fe ck Zahl 1 beladenen Waren se 


Anschluß- +4 


Zeuge reichlich gedeckt ward. 


| eine solche ea in einem ee sein‘ Knut, woı1 


Hierzu treten 7% Steuer außer bei Kohn! 


Werden rerelmäßie zwei Wagen Aror berechnet 
die ‚Gebühr auf-+ 2 


en 21,60 + 6 2.60 


bzw. 21,604 9— 30,60... 
PR 21,60 + 12 — 33,60 5 


Hierzu noch 7% Stäuer außer bei Kohlen. 


Dar Gesaı ? 
der Gebühr darf jedoch N unter die vom Minister 

ebenen Sätze von 6 NM, 840 M; 10,80 .M usw. Beranben 
Diese Sätze „elten als Mindestgebühren. = 


14: Beiisouag mit en.. 


‚Bei Bedienung der an freier Strecke liegenden Anschl 
mit Ransierfahrten werden die Selbstkosten in gleicher W 
wie unter AIJ ermittelt, jedoch-wird statt 170 M na 
lage III der Satz von 2, 30.M eingesetzt für jede Minute. D 
y Streckenfahrt erhöht sich die Dauer jeder Bedienung ° 
4 Minuten für das Kilometer für Hinfahrt und 4 Minuten f fü 
Rückfahrt. Diese 8 Minuten sind in der Gesamtbedienungs 
dauer bereits eingerechnet. Sie ergeben aber, daß bei / 
wendung dieses Verfahrens für jedes Kilometer ein Stree 
satz von 4+4—=8.2,30— 1840 AM «erhoben wird. Ein $a 
durch den auch die Abnutzung der. Strecke und er 


a > - a5 
“ 


des Kriewes der Arbeitsausfall bereits 9% hetrage. Auch 
Nachweis, daß die nationale Produktion um etwa 30 % zur 
&ehen und der jährliche Ausfall an Werten etwa 11 bis 12 
liarden betragen. würde, hat nichts gefruchtet. Was 

sondere die Einführung des Achtstundentages ım Eisen 
‘betrieb angeht, so war nach Auffassung des Verfassers 
Zeitpunkt hierfür ganz besonders- ungünstig. Vom Gede 
der großen Transportunternehmungen hänge die ganze 
schaft des Landes ab; die Wirkungen der langen Krie 
‚die nicht nur in dem heruntergewirtschafteten Zustand d 
Materials und der ganzen Betrrebsanlagen, sondern auch i 
den Schwierigkeiten zum Ausdruck komme, brauchbaren 
eründlich durchgebildeten Personalersatz rechtzeitig herz 
Bilden, re gerade, eine vermehrte a. ‚endlic. 


ae ee sind, im Re nicht a ES 
ante die achtstündige. Arbeitszeit der Arbeiter und 


„welcher Art sie auch ind? = 

Die Anwendung des Gesetzes auf BEN Are Ei 
stätben und Depots und der Bahnunterhaltungen erfolgt: 
veits am 1. Mai 1919; sie machte keine Schwieriekeiten. Änd 
lagen die Verhältnisse - bei den übrigen Angestellten. BPin« 
sefortige und schematische Anwendung des Gesetzes auf 
sesamte Personal war bei der Eigenartigkeit ‚des Eise: 
betriebs ausgeschlossen. Es wurde daher im Ministerium | 
öffentlichen Arbeiten eine gemischte Kommission aus. 
tretern der Eisenbahnverwaltungen und des Personals 
gesetzt, um die möglichst reibungslose Durchführune d 
setzes in die Wege zu leiten. In örtlichen Unterkommissi: ne 
sollten alsdann noch die besonderen lokalen Verhältnisse 
rücksichtigt werden. Gemäß den Beschlüssen dieser 
mission wurde die Anwendung des Gesetzes auf das Pers 
der eroßen Bahnhöfe im Laufe des Juni. 1919, auf das 
mittleren ab 1. September und auf alle Bahnhöfe und-H: 
stellen. ab 1. Oktober 1919 ausgedehnt. = 


Für das Lokomotiv- und Zugpersonal würde: eine {bares 
zeit mit meunstündieeer Arbeitszeit ab 1. Juli 1919 vorges 
‘Obwohl die Eisenbahnverwaltungen auf die Beibehaltı 
dieses Provisoriums Wert legten, bis die Persönalkrise üb 
wunden sei, bestand das Ministerium, „anscheinend beunruh 
durch eine übertriebene Vorstellung von. revolutionären D 
trieben der Gewerkschaften“ auf seine Bene iaunp: ‚nac 
Monaten. 
° Durch zwei Verordnungen vom 8. November. 1919 x 
Durehführung des Achtstundentages für das gesamte Perso: 
ab 15. . November angeordnet; eine ie de 4 


5 os , Zug- und a zisonals war jedoch auch jetzt 
yermeidlich, um überhaupt die glatte ‚Abwicklung des 
;enstes möglich zu machen. Die Gesamtdauer der täglichen 
beitszeit dieses Personals ist auf durchschnittlich 10 und 
höchstens 12 Stunden (früher 17 Stunden) festgesetzt; die 
uhezeit auf 14 Stunden. (früher 10). „Die starre Anwendung 
dieser Bedingungen ist eine Quelle fast unüberwindlicher 
‚wierigkeiten und vermindert in hohem Maße die mittlere 
ägliche Arbeitsheistung dieser Angestelltengruppen.“ 
- Am 1. Januar 1920 war der Effektivbestand des Personals 
licher Eisenbahnen bereits uin 19% »egen 1919 und um 
1% gegen 1914 vermehrt worden. Um unter Berücksichti- 
zung des Gesetzes über den Achtstundenta® und der zu seiner 
Ausführung ergangenen Verordnungen den Bedürfnissen des 
zunehmenden Verkehrs Rechnung zu tragen, muß man den 
Personalbestand von 1914 um 25—32 % für das Bahnhofsper- 
sonal, um 30-37 % für das Zuepersonal und um mehr als 40 % 
‚für das Lokomotivpersonal vermehren. Dies erfordert natur- 
»emäß auch Erweiterungsanlagen (Unterkunftsräume, Büros, 
Depots usw.). Die Leistungen dieses in Eile neueingiestellten 
p ersonals sind natürlich nur mittelmäßise,. Es werden hierfür 
lgende Zahlen angeseben: Auf der Südbahn ist die mittlere 
“ tägliche Arbeitszeit des Zugpersonals um 2 Stunden 24 Mi- 
nuten geringer als 1913/14. Die Zahl der Dienststunden be- 
trägt für den Arbeitstax im Durchschnitt 6 Stunden 43 Minuten. 
Iı m Rangierdienst mußte infolge Anwendung der Verordnung En 
vom 8. November 1919 der Personalstand um 25% erhöht 
den. Im Fahrdienst hätte eine Personalvermehrung von 
eintreten müssen; in gleicher Höhe hätte die Zahl der 
omotiven. vermehrt werden müssen; da dies völlig unmög- 


2 ee Aber auch dieser machte eine Vermehrung 

er Einheiten um 26% notwendig. Die an einem Arbeitstag 
einer Einheit durchschnittlich durchfahrene Streckenlänge 
us ım Jahre 1913 140 km; sie beträgt zurzeit 110 km und 
rde auf 90 km fallen, wenn die Verordnungen genau durch- 
ihrt würden. Die Zahl der Dienststunden des Lokomotiv- 
sonals beträgt im Durchschnitt 7 Stunden 16 Minuten für 
len Arbeitstag. 

Bei. der Staatsbahn hatte die Durchführung der Verordnun- 
en eine Vermehrung der Einheiten des Lokomotivpersonals 
Höhe von 31% zur Folge. Da die slatte Abwicklune des 
ienstes hierdurch litt, ‚mußten Bedarfsgüterzüge ausfallen. 
täglich durchfahrene ‚Streckenlänge betrug für die Einheit 
Durchschnitt 124 km im Januar 1914 gegen 89 km im Juli 
. Die Zahl der täglichen als Durchschnitt anzumehmenden 
itsstunden ging von 8 Stunden 46 Minuteh im Juni 1914 
7 Stunden im Jahre 1920 zurück. Nach den Erklärungen 
ern der 9 Suelere Ar ve den N 


nal 4696 "Köpfe im en an 1760 Köpfe in) 
arfsdienst; im Juni 1920 betrugen die _ entsprechenden 
len 6186 und ee Die en Arbeitsleistung war ge- 
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Einsetzung eines an ssachaasens 
hrsminister hat mit Erlaß vom 21. April d. J. folgendes ange- 
dnet: Zur Ausarbeitung und Vorberatung von Vorschriften 
- dem Gebiete des Buchungs-, Rechnungs- und Kassen- 
ens, sowie zur Vorberatung der gemeinsamen Drucksachen, 
icht bereits durch allgemeine Vorschriften festgesetzt 
zur Schaffung und Fortführung eines wemeinsamen 
sachenverzeichnisses wird für den Bereich. der Reichs- 
nbahnverwaltung unter der Bezeichnung Finanzaus- 
uß ein’ ständiger Fachausschuß «eingesetzt, dessen Ge 
tsführung bis auf weiteres dem Eisenbahn-Zentralamt in 
übertragen wird. Er besteht aus vier höheren admini- 
ven Beamten (darunter ein Rechnungsdirektor und ein 
wuptkassenrendant), drei Bürobeamten, einem Oberbahnhofs- 
r und einem’Oberbahnmeister, bei deren Auswahl auf 
Brekreeicn N ErERSLNAE der. früher selbständigen Vier- 


Der 


ich war, einiete man sich mit dem Personal auf einen Über- | 


"Nachrichten. 
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Die er Orlsade Balın berechnet die mittlere tägliche 
Arbeitszeit des Lokomotiv personals mit 7 Stunden 20 Minuten, 
Für das Zugpersonal betrug sie 7 Stunklen 46 Minuten im 
Jahre 1913; sie ist im Jahre 1920 auf 6 Stunden 55 Minuten 
gesunken. Bei dieser verminderten Arbeitsleistung kann «es 
nicht wundernehmen, wenn die in einer Ar beitsstunde beladene 
'Tonnage von 1,18 t im Jahre 1913 auf 0,90 t im Jahre 1920 
zurückgegangen ist (das ist ein Ausfall von 23%), und wenn 
die Zahl der stündlich behandelten Wagen für die gleiche 
Zeit von 427 auf 3,37 (Rückgang 21%) sesunken ist. 


In den Werkstätten ist infolge des Achtstundentages und der 
Abschaffune der Akkordarbeit das stündliche Arbeitsergebnis 
um die Hälfte zurückgegangen, was wiederum den Reparatur- 
= des rollenden Materials aufs nachteiligste beeinflußt. 


Die zweifellos auf authentischen Quellen beruhenden Be- 
vechnungen des Verfassers der obigen Abhandlung finden bis 
| zu einem gewissen Grade eine Bestätigung durch die amt- 
liche Erklärung der französischen Regierung. Der Gesamt- 
betrag der Mehrkosten, die den französischen Eisenbahnen 
‚durch. die Einführung des Achtstundentages erwachsen sind, 
wird nach dem Bericht der Finanzkommission des Senats vom | 
‚Minister der öffentlichen Arbeiten auf 1 Milliarde 100 Mil- 
lionen Franken &eschätzt. Hiervon entfallen 800 Millionen auf 
Prerscnalkosten, 300 Millionen auf vermehrte sachliche Aus- 
‚gaben (Mehrbeschaffung von Lokomotiven, Erweiterung der 
“Bürounterkunftsräume, Schuppenanlagen usw.). 


Wie soll dieser unhaltbaren Lage abgeholfen werden? Der 
Verfasser des Aufsatzes glaubt, daß durch «eine verständise 
Anwendung des Gesetzes über den Achtstundentag vielleicht 
250 Millionen erspart werden könnten. Aber dies bedeute doch 
nur eine halbe Maßnahme, „Das Gesetz zwar nicht abschaffen, 
aber seine Durchführung auf günstigere Zeit zu verschieben, ° 
es ruhen lassen, bis die allgemeine Lage normal geworden 
ist, das ist der einzie gangbare Weg.“ Es kann nicht zweifel- 
haft sein, daß _die praktische Verwirklichung dieses Vor- 
schlages zurzeit unmöglich ist. So hat sich denn auch die 
französische Regierung mit den sogenannten halben Maß- 
nahmen begrnüt. Der. Minister. der öffentlichen Arbeiten hat 
bei der diesjährigen Beratung des Etats der Staatsbahn in der 
Kanımer anerkannt, daß die Art der Anwendung des Gesetzes 
reformbedürftig sei. „Ich rechne“, so führte er aus, „auf die 
Unterstützung seitens des Personals der Eisenbahnen, der 
wahren Eisenbahner, derjenigen, die glauben, daß das Gesetz 
über den Achtstundentag unter- solchen Bedingungen arge- 
wandt werden muß, daß es nicht ihren eigenen, wahren In- 
teressen "widerstreitet. “ Es sind 'demgemäß seitens des- 
Ministeriums die Direktionen sämtlicher Eisenbahnnetze er- 
sucht worden, „die Anwendunesbedingungen des Gesetzes über 
den Achtstundentag einer Revision zu unterziehen, nicht um 
dem Gesetz selbst Abbruch zu tun, sondern um seine in jeder 
Beziehung verständige Anwendung des Gesetzes zu gewähr- 
leisten“. Ob es wirklich gelingen wird, die Durchführung 
des Gesetzes in der Praxis. in verständise Bahnen zu ‚lenken 
und yedenfalls den gröbsten Auswüchsen der Personalvar 
-schwendung entsesrenzuarbeiten, bleibt abzuwarten. Faden 
falls beweisen diese von der öffentlichen Meinung und dem 
Parlament sestützten Bestrebungen der französischen Regie- 
TUung, daß die Erkenntnis durchdringt, daß ein Ausweg aus 
\er wirtschaftlichen und finanziellen Wirrnis nur durch Spar- 
le ad Arbeit zu finden ist. 


a a 


die Gesamtzahl de in einem Jahresabschnitt abzuhaltenden 

veorelmäßigen ‚Sitzungen wird auf vier festgesetzt, sie sollen 
in der Regel in den Monaten Juni, September, Dezember und 
März stattfinden. Im übrigen finden auf die Geschäftserledi- 
"eun& die Bestimmungen des Erlasses vom 19. November 1920 
— Reichs-Vierkehrs-Bl. S. 145 — Anwendung. 

Der beim Eisenbahn-Zentralamt bestehende «ehemalige 
preußische Finanzausschuß wird mit der Maßgabe aufgelöst, 
daß er die ihm vorliegenden Aufträge noch zu erledigen hat. 
Um übersehen und bestimmen zu können, ob weine Anzahl 
dieser Aufträge mit Rücksicht auf die veränderten Verhält- 
DISSE zurückgezogen oder als erledigt ansesehen werden kann, 
ist vom Eisenbahn-Zentralamt ein Verzeichnis der Aufträge 
bald einzureichen. 


_— Das Bisenbahn-Postgesetz. Dem Reichstag ist ein Ge- 
setzentwurf zugegangen, der das Eisenbahn-Postgesetz vom 
Jahre 1875 dahingehend ändert, daß es vom 1. April 192] 
ab auch auf Bayern und Württemberg Anwendung 
findet. Vor der Übernahme durch das Reich unterstanden die 
bayerischen und württembergischen Post- und Eisenbahnver- 
 waltungen dem Verkehrsministerium in Bayern bzw. dem 
auswärtigen Mipisterium in Württemberg. Die dort geltenden 
Vereinbarungen über die Beförderung von Postsendungen 
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auf den Eisenbahnen und die dafür „ezahlten Vergütungen 
stimmen mit den für das Reich gültigen nicht in allen Punk- 
ten überein. Um nun die Betriebsformen und Vorschriften 
für die Postbeförderungen auf Eisenbahnen in Bayern, Würt- 
temberg und im übrigen Reichsgebiete zu vereinheit- 
lichen, ist es notwendig, das Eisenbahn-Postgesetz auf die 
beiden süddeutschen Länder auszudehnen. 


— Erledigung ven Entschädigungs- und Erstattungsanträgen 
aus dem Frachtvertrage durch die Güter- und Eileutabferti- 
gungen. Der. Reichsverkehrsminister hat an die Eisenbahn- 
direktionen wesen der Erledisung der Entschädigunges- usw. 
Anträge am 16. April d.’J. folgenden Erlaß gerichtet: Mit 
Rücksicht auf die fortgeschrittene Entwertung des Geldes 
wird der Betrag, bis zu dem die Güter- und Eilgutabfertigun- 
gen -Anträge auf Entschädigung aus dem Frachtvertrage über 
die Beförderung von: Gütern und lebenden Tieren (Verlust, 
Minderung, Beschädigung, Verzögerung der Beförderung) 
selbständir zu erledigen befugt sind, von 100. M auf 300 MN 
erhöht. Diese Erweiterung der Befugnis erstreckt sich, Wo- 
rauf noch besonders hingewiesen wird, nur auf Sendungen 
des Binnenverkehrs der deutschen Reich seisenbahnen, nicht 
aber auf Sendungen, an denen außer den deutschen Reichs- 
eisenbahnen auch deutsche Privatbahnen beteilist sind. Beı 
Sendungen der letzteren Art verbleibt es bei der Höchst- 
grenze von 10 M. 

Die Eisenbahndirektion in Hannover ist beauftragt worden, 
gemeinsam mit den Eisenbahn-Generaldirektionen in Dresden 
und Stuttgart ein Merkblatt für die Erledigung von Entschä- 
dieunssanträgen durch die Abfertisungsstellen auszuarbeiten. 
Bis zu dessen Erscheinen behält die mit Erlaß vom 9. August 
1913 — IV. 43. 115. 359 — mitgeteilte „Dienstvorschrift, be- 
treffend Reselung von Entschädisungsanträgsen durch die Ab- 
fertigungsstellen“ Gültiskeit. 


— Eröffnung von Strecken. Am 3. Mai d. J. sind im 
Eisenbahndirektionsbezirk Hannover eröffnet worden: 

1. die: 32,29 km lange vollspurise Teilstrecke Leese- 
Stolzenau-Minden als Nebenbahn mit den Bahnhöfen 
Schlüsselburg (Weser), Heimsen, Döhren (Weser), Windheim 
(Weser), Lahde und Frille für den Personen-, Güter-, Gepäck- 
und Privattelesrammverkehr sowie für die Abfertisung von 
Leichen und lebenden Tieren. Die Annahme und Ausliefe- 
rune von Sprengstoffen ist auf allen vorgenannten Bahn- 
höfen ausgeschlossen, auf den Bahnhöfen Schlüsselburg 
(Weser) und Heimsen auch die Annahme ‘und Auslieferung 
von Gegenständen, zu deren Ver- und Entladung eine feste 
Rampe erforderlich ist; 

2. die 5,24km lange vollspurige Teilstrecke Uetze (Han.)- 
Plockhorst der Nebenbahn Gelle-Braunschweig als Nieben- 
bahn mit dem Bahnhofe 4. Klasse Eltze (Kr. Peine) und dem 
Bahnhof 3. Klasse Plockhorst für den Prersonen-, Güter-, Ge- 
päck- und Privattelesrammverkehr sowie für die Abfertigung 
von Leichen und lebenden Tieren. Die Annahme und 
Auslieferung von Sprengstoffen ist auf -beiden Bahn- 
höfen ausgeschlossen, auf dem Bahnhofe Eltze (Kr. Peine) 
auch die Annahme und Auslieferung von Gegenständen, zu 
deren Ver- und Entladung eine Rampe erforderlich ist, 


— Zur Sperrung des Güterverkehrs im besetzten Gebiet. 
Aus Düsseldorf wird unterm 25. April gemeldet: „Die Ver- 
stopfung der Bahnhöfte im Düsseldorfer Bezirk nimmt weiter 
zu. In Derendorf, dem Zollbahnhof für Düsseldorf, 
stehen heute 300 Wagen mit Stückzut, darunter noch 
Wagen vom ersten Zolltage, die nicht verzollt sind. Ebenso 
ist der Bahnhof in Neuß mit Wagen vollsepfropft. Die Ver- 
kehrsstockung macht rasche Fortschritte. Der Personenver- 
kehr geht, nachdem dort die Zollyorschriften einstweilen auf- 
@ehoben sind, fahrplanmäßig weiter. Der Expreßrutverkehr 
ist gesperrt. Auf dem Bahnhof Limburg sollten am 
letzten Freitar planmäßis innerhalb 12 Stunden sieben Güter- 
züge abgehen. Von diesen konnte aber nur ein einziger Zuge 
abeerollt werden; die übrigen sechs Züse mit rund 270 Wa- 
gen stehen noch immer auf den Gleisen der Limburger Bahn- 
anlagen, die damit die Grenze ihres Fassungsvermögens ıer- 
reicht haben.“ 

Aus Mainz wird am 26. April berichtet, daß infolge der 
Zollerenze im Mainzer Bezirk die Zahl der unabeefertigten 
Wasen bereits auf 5000 ansewachsen sei. In dem pfälzischen, 
badischen und hessischen Güterverkehr sei die Verstopfung 
ebenfalls im Zunehmen begriffen. 

Am gleichen Tage wird aus Düsseldorf gemeldet, daß die 
Düsseldorfier Güterabfertigung von der Eisenbahndirektion in 
Mainz die Weisung erhalten habe, daß der gesamte Güterver- 
kehr für alle Stationen im besetzten Gebiet und auch für die 
Grenzbahnhöfe gesperrt sei. Dadurch werde die zunehmende 
Ktauung im Düsseldorfer Bezirk immer beunruhigender. 


-Reichsverkehrsministerium und seinem Ausschuß der ständigen 


Ministerium und den Beamten. 


-stimmunsen der Artikel 89 und 98 des Fryedensvertrages der 


"Bestimmungen für Zoll- und Paßabfertigungen mebst den not- 


schaft am 16. und 17. Februar d. AR an unter anderem auch 


Auch Kohlenzüse ie angehalten werden. Es wird darupesl 
aus Frankfurt (Main), am 25. April, berichtet: „Das Durch- 
einander im Güterverkehr als Folge der Zollerhebung an der 
Rheinlinie hat sich im Bezirk von Mainz und Umgebung 
weiter verschärft. Zu dem normalen Güterverkehr wurde 
eine Anzahl von Kohlentransporten vom Niederrhein zur En 
lastung des Ruhrgebiets über die Mainzer Strecke geleite 
wobei man die Erfahrung machte, daß von den. Franzosen 
diese Kohlentransporte festgehalten wurden, weil sie kei 
Dreklarationspapiere hatten. Dieses Vorgehen steht in 
offenem Widerspruch zu der von der interalliierten Kom- 
mission ausdrücklich verfügten Handelsfreiheit für Brenn. 
stoffe,“ 

Wie noch aus Düsseldorf unterm 30. April gemeldet wird 
hat die Generalbetriebsleitung West, infolge der Über- 
lastung der einzelnen Strecken angeordnet, daß die Eisen 
bahnen des besetzten Gebiets für die Durehfuhr von 
Kohlen, Koks und Briketts aus Holland bis a 
weiteres gesperrt bleiben. 

— Eisenbahnwerk Brandenburg West. Das Eisenbahnwe 
Plaue bei Brandenburg (Havel) hat die Bezeichnung „Eisen 
bahnwerk Brandenburg West“ erhalten. Alle für das bis- 
herire Eisenbahnwerk Plawe bestimmten Sendungen sind 
daher in Zukunft an das Eisenbahnwerk Braugae West, > 
Station Kirchmöser, zu richten. a 


— Zum Streit um die Beamtenräte Schreibt die „D. Alle. 53 
Zte.“: Seit längerer Zeit herrscht in den Kreisen der Beichs- 
und Staatsbeamten bekanntlich der Wunsch nach einer Veer- 
tretung ihrer Interessen durch Beamtenrät.e, die in ver- 
ändertem Sinne. etwa den. IBetriebsräten gleichgestellt sein 
sollen. Das Ministerium des Innern hat einen entsprechenden 
Gesetzentwurf fertiggestellt und dem Reichsrat zur Prüfung 
überwiesen. Da die Beratungen hierüber nach vielen Rich- 
tungen von schwerwiesender Bedeutung sind, konnte der - = 
setzentwurf bis jetzt dem Reichstag noch nicht überwiesen 
werden. 

Infolgedessen sind, wie eine Nachher mitteilt, die 
Eisenbahnbeamten beim Reichsverkehrsminister "vor- 
stellig geworden, daß bis zur Erledigung des Beamtennesetzes 
eine einstweilige Verfügung des Ministers die Obliegenheiten 
der Beamtenvertreter regeln soll. Mitte April begannen die 23 
Besprechunsen zwischen den zuständigen Referenten im 


Personalvertretunz beim Reichsverkehrsministerium sowie 
Vertretern der“Großorganisationen. Die Eisenbahnervertreter 
brachten ihrerseits Ergänzungsvorschläge ein. Die Vierhand- 
lungen über die Wünsche der Eisenbahnbeamten mit dem 
zuständigen Referenten, die vor einieen Tagen zu Ende gie- 
führt wurden, brachten jedoch keine Einicuns zwischen dem 
-Infoloedessen haben die zu 

&en Verhandlungen zugezosenen Beamtenvertreter ihren Auf- 
trax niedernelert und die Großorganisationen beauftracst nun- 
mehr ihrerseits entscheidende Beschlüsse zu fassen. 2 


" — Regelung den Durchgangsverkehrs zwischen Ostpreune 
und dem übrigen Deutschland. Über das am 21. April 
Paris zwischen Deutschland und Polen geschlossene „Korr: 
dor-Abkommen“ wird der „D. Alle. Zte.“ aus Danzie 
ssendes gemeldet: In dem Abkommen ist entsprechend den B: 


Durehzrsangsverkehr zwischen Ostpreußen und dem 
übrigen Deutschland über polnisches und Danziger Gebiet 
und der Durchgangsverkehr zwischen Polen und Danzig über 
das auf dem rechten Weichselufer gelegene deutsche Gebiet 
vertraslich geregelt worden.- Der sehr ‚umfang- 
reiche Vertrag sieht allgemeine Bestimmungen; vor, in denen 
u. a. für etwaige Stneitfälle ein. Schiedsgericht mit dem ° 
Sitz in Danzie und unter Beteilisung eines Danzieer 
Schiedsrichters für den Fall der Berührunz Danziger Inter- 
essen veneinbart wurde, ferner Bestimmungen für den 
Eisenbahnverkehr, Militärverkehr, Post-, Tielegraphen- und. 
Pernsprechverkehr, Schiffahrts- und Automobilverkehr. sowie 


wendigen  Freänzungs- und Ausführungsbestimmungen. 
Grundsätzlich wurde im Eisenbahnverkehr die Freigabe einer 
Reihe von Strecken für den Durchgangsverkehr vereinbart. 
Dieser soll in geschlossenen Zügen oder Zugteilen gefahren 
werden, für «die eine wesentlich erleichterte zoll- 
paßamtliche Behandluns: des Personen- und Güter- 
verkehrs vorgesehen ist. Ein. Teil des Veertrages soll Doc F 
in diesem Sommer in Kraft treten. 


— Besprechung der Eisenbahndirektion Berlin mit HE ER 
werkschaft Deutscher Lokomotivführer über die Werkschule 
Abteilung II. In der Hauptvorstandssitzung dieser ‚Gewerk- f 


2 


ine Entschließung dahingehend angenommen, Maßnahmen zu 
ten, daß die bei der Errichtung der Werkschulen im Staats- 
‚eisenbahnbetrieb aufgetretenen und etwa noch bestehenden 
- Unvollkommenheiten “durch die Eisenbahnverwaltung im Be- 
nehmen mit der Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer 
 baldiest beseitist werden. Die Eisenbahndirektion Berlin 
wurde vom Reichsverkehrsministerium beauftragt, sieh mit 
dieser Gewerkschaft hierüber ins Benehmen zu setzen und 
nötigenfalls Verbesserungsvorschlä Se einzureichen. 

In der am 19. März d. J. im Eisenbahndirektionsgebäude 
een Besprechung mit den Vertretern der senann- 
Gewerksehaft kamen. folsende Punkte zur Besprechung: 

1. Mängel und Schwierigkeiten äußerer Art 
ind zwar a) die pecht unsleichmäßise und lückenhafte Vor- 
bildung der Teilnehmer, b) der bisherige recht mangelhafte 
Schulbesuch. Zur Beseitisung dieser Übelstände wird in 
"Vorschlag gebracht: a) alle sich für die Werkschule, Abtei- 
lun« II (Lokomotivführeranwärter) meldenden Teilnehmer 
‚sollen vor ihrer Aufnahme einer Prüfungs sowohl auf ihre 
"allnemeinen Kenntnisse im Schulwissen-als auch psychotech- 
nisch auf ihre Intelligenz unterzogen werden. Ungeeignete, 
bei denen von vornherein ein Erfolg in Frage „estellt ist, 
werden zurückgewiesen. b) Um inen. regelmäßigen Schul- 
besuch sicherzustellen, wird in Zukunft streng darauf DO- 
achtet werden, dab alie diejenigen, die häufige fehlen, auch 
von dem weiteren Schulbesuch und damit auch von der Loko- 
 motivführerlaufbahn ausgeschlossen werden. Die Werk- 
'stätten sowohl wie ‚die Schüler des Direktionsbezirks Berlin 
‚sind bereits durch eine Amtsblattverfügung hiervon in Kennt- 
nis gesetzt worden. — Zur Aushilfe im Fahrdienst sollen die 
Be ehrier während der Schulzeit möglichst nicht herangezogen 
we n 
29, Prüfungen. Am Schlusse des ersten Schulhalbjabres 
findet eine Versetzungsprüfuns statt, über deren Ausfall den 


Schülern eine Bescheinisung der Reife für den weiteren Be-” 


uch der Oberstufe ausgestellt wierden soll. Schüler, die sich 
unfähir erwiesen oder durch häufises Fehlen ihre Inter- 
lesiekeit darselest haben, werden nicht versetzt; ihnen 
wird vielmehr der Rat erteilt. die weitere Ausbildung auf- 
zugeben. Eine Intellisenzprüfung soll auch hier ver seiner 
nseitinen Beurteilung bewahren. Am Schlusse der Gesamt- 
bildung wird mit den Sehülern der Oberstufe eine Ab- 
Sehlußpri fung abeehalten, auf Grund welcher sie ein Beife- 
jonıs für die Zulassung im praktischen Fahrdienst erhalten. 
Diese Prüfunz wird nach den im Werkschulausschuß aufge- 
stellten Richtlinien vorgenommen. 
= Unterrichtsräume und deren Einricehtuns. 
Zur Sicherung eines Unterrichtserfolges gehören auch zweck- 
mäßig eingerichtete Räume mit erforderlichen Lehr- und 
Dernmitteln. Als wünschenswert wurde besonders für den 
aaturkundlicher. Unterricht das Vorhandensein eines eigenen 
Raumes, der in keiner Werkschule als Physiksaal fiehlen sollte, 
bezeichnet Die Beschaffung der Lehrmittel und des übrigen 
inschauungsmaterials soll besonders gefördert werden. 
4. Lehrkräfte. Vorbedinguns- für einen erfolgreichen 
[ bericht ist das Vorhandensein gut befähigter und für 
hr \ zweckmäßig aussebildeter Lehrkräfte. 
er Unterricht wird für die Folge nur noch solchen 
ıhrkräften übertragen werden, die ihre Befähigung durch 
ilnahme an einer methodischen Ausbildung nachgewiesen, 
haben. Über (die Einrichtung eines besonderen Ausbildungs- 
kursus von Werkschullehrern ist bereits in Nr. 16, S. 308 d. 
= berichtet. 
g Sonsti ces. Es wird angereet, aus den Kreisen der 
Schüler einen Vertrawensausschuß zu bilden, der den Zu- 
enhanez zwischen Schülern und Lehrern herstellen soll 
und auch den recelmäßisen Schulbesuch und die Erfüllung 
aller anderen Pflichten durch die Schüter zu überwachen hat. 
Perner wurde noch der Wunsch ausgesprochen, für diejenigen 
‚okometivführeranwärter, die bisher noch nicht die Ab- 
peilune II der Werkschule besuchen konnten, sich aber bereits 
ı Fahrdienst befinden, durch besondere Ergänzungskurse 
& bestehenden zum Teil recht sroßen Lücken in der Ausbil- 
ng auszufüllen. Dieser Wunsch sei auch bereits im Reichs- 
kehrsministerium vorgetragen und seine Erfüllung dort 
Aussicht gestellt worden. 
er Vorstand der Gewerkschaft. Deutscher Lokomotivführer 
rd auch in Zukunft seinen ganzen Einfluß dahin geltend 
hen, daß seinem Stande nur die tüchtigsten und best vVor- 
bildeten Beamten zugeführt werden. 


- Crefelder Eisenbahngesellschaft. Nachdem die Übernahme 
r Bahn, die sich in schlechter finanzieller Lage befindet, 
ch den preuß. Staat abgelehnt worden ist, wollen, wie der 
Berl. Akt.“ meldet, die GroBaktionäre, namentlich die Stadt- 
emeinde Kempten, eine Sanierung in der Weise vornehmen, 
; das Aktienkapital um 1.4 Mill, Mark auf 44 Mill. Mark 


höht und dann auf die Hälfte, auf 2,2 Mill. Mark, herabgesetzt- 
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wird. Die freiwerdenden Mittel sind bestimmt zur .Rück- 
zahlung der Vorschüsse, welche die Stadt Crefeld bisher zur 
Aufrechterhaltung des Betriebes „ezahlt hat. Wenn diese 
Santerung durchgeführt ist, wollen das Reich und der preu- 
Bische Staat den beiden Großaktionären ein Darlehen geben 
zur Abtragung der Schulden, der Instandsetzung der Bahn- 
anlagen und Ernewerung von älteren Darlehen. 


— Verordnung über die Gewährung von Zuschlägen zu den 
Vergütungen an Kleinbahnen für Leistungen im Postbeförde- 
rungsdienste. Vom 29. März 1921. Auf Grund des Artikels 10 
des Eisenbahn-Postgesetzes vom 20. Dezember 1875. (Gesetz, 
betreffend die Abänderunz des S 4 des Gesetzes über das 
Postwesen des Deutschen Reichs vom 28. Oktober 18571 — 
Reichs-Gesetzbl. 318 —) wird von der Reichsregierung mit 
Zustimmung des BReichsrats folgendes verordnet: 

1. Der Reichspostminister wird ermächtiet, den Klein- 
bahnen, die entweder den. Verpflichtungen unter 2a und b 
des $ 42 des preußischen Gesetzes über Kleinbahnen und Pri- 
vatanschlußbahnen vom 28. Juli 1892 (Preußische Gesetz- 
samml. S. 225) sesienüber der Postverwaltung unterliegen 
oder denen gleiche oder ähnliche Verpflichtungen durch die 
Gienehmisungsurkunden auferlest sind, rückwirkend vom 
1. April 1920 ab folgende Zuschläge zu sewähren: 

Die Vergütung von 50 Pf. für die Beförderung der Post- 
sendunsen durch Vermittlung des Zugpersonals und die als 
Lauf- und Zeitmiete für Postabteile nach Ziffer III3 der 
Vollzussbestimmunsen zum ZEisenbahn-Postgesetzee vom 
9. Februar 1876 (Zentralbl. für das Deutsche Reich S. 87) zu 
zahlenden. festen Sätze von 0,01 HM, 1 AM, 0,02 M und 2 M. sind 
in dem Verhältnis zu erhöhen, das der Steigerung des vor 
dem 1. Ausust 1914 eültisen Stückguttarifsatzes im Vergleich 
zu dem jeweils „eltenden Stückguttarifsatze der Kleinbahnen 
a. 

Anträge auf Gewährung von Zuschlägen sind von den 
Een unter Beifügung zahlenmäßiger, von der Auf- 
sichtsbehörde bestätigter Unterlagen für die Steigerung der 
Stückguttarifsätze an die für sie zuständigen Oberpostdirek- 
tionen zu richten. 

8 3, Diese Verondnung tritt mit dem Tage der Vierkündi- 
eunse ın Kraft. 

Der Reichspostminister bestimmt den Zeinunk: des Außer- 
krafttretens. 


— Zur Verkehrslage ih Ruhrgebiet. In den ungünstigen 
Transportverhältnissen auf dem Rhein hat sich in der Woche 
vom 17. zum 23, April keine Veränderung ergeben. Durch 
die am 20. April von der Entente eingerichtete Zollkontrolle 
wurde der elatte Lauf der Güterzüge stark behindert, nament- 
lich in Richtung nach Westen und Süden. Die Stockungen 
nahmen bald solchen Umfang an, daß für die Übergänge in 
Richtung des besetzten Gebietes gegen Ende der Woche aus- 
gedehnte Verkehrssperren anseordnet werden mußten, um 
die Frachtenzufuhr abzuschwächen und die rückwärts gele- 
oenen Bahnhöfe und Strecken arbeitsfähig zu erhalten. Auf 
der rechten Rheinseite ist die Störung so stark geworden, daß 
zeitweise nicht einmal Brennstoffe, die sonst bei der Zoll- 
kontrolle am schnellsten durchgeführt werden, nach den süd- 
deutschen Bezirken abrefahren werden konnten. Es sind 
ausgedehnte Maßnahmen getroffen worden, um die für den 
unbesetzten Süden bestimmten Frachten umzuleiten und so 
ihrer Bestimmung zuzuführen. Trotz-dieser ungünstigen Voer- 
hältnisse und der starken Anfüllung des Ruhrbezirkes mit 
Frachten war die Wagengestellung für Brennstoffe noch ver- 
hältnismäßig günstig. Für Kohlen, Koks und Briketts wur- 
den in der Woche vom 17. zum’ 23. April, im arbeitstäglichen 
Durehschnitt einschließlich der nachträglich bestellten Wa- 
sen 22,281 Wagen (gerechnet zu ie 10 t) angefordert und 
auch vollzählio oiestbellt. (Höchstgestellung am 23. April 
22384.) Im gleichen Zeitraum des Vorjahres betrug die 
Durchschnittsgestellung 19781 Wasen. Die Lagerbestände 
haben in jener Woche wiederum um rund 119518 t abge- 
nommen, sie betrugen am 23. April 525727 t. Der Brenn- 
stoffumschlag an den Kippern in den Duisburg-Ruhrorter 
Häfen bezifferte sich auf 24047 (26186) t, der Umschlag in 
den Zechenhäfen der Kanäle konnte von 24366 auf 26120 t 
gesteigert werden. : 


— Tagung des Gewerkschaft deutscher Lokomotivführer. 
Die in Hann.-Münden tagende I. ordentliche Versammlung der 
Gewerkschaft deutscher Lokomotivführer Bezirk Preußen- 
Hessen hat nach einer Mitteilung der „B.B.-Ztg.“ den Be- 
schluß »efaßt, bei der Reichsregierung dem Reichsverkehrs- 
ministerium und dem Reichstage gegen den geplanten Bruch 
des Spitzenstellungs-Versprechens und gegen die vom Reichs- 
verkehrsministerium entworfene Beamtenräteverordnung zu 
protestieren. Das sogenannte Spitzenstellungs-Ver- 
sprechen bezieht sich auf die gelegentlich der Durch- 
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führung der Besoldungsreform von der Regierung gegiebene 
Zusage, die dienstältesten Beamten der verschiedenen Kate- 

gorien in die Besoldungsgruppe VII zu überführen. 
Durchführung dieses Versprechens ‚scheiterte aber an der 
Haltung des Reichsfinanzministeriums, das sich aus Sparsam- 
keitsgründen zu dieser Maßnahme nicht entschließen konnte, 
wenigstens nicht ohne gewisse Vorbehalte. In dem. auf der 
Tagung in Hann.-Münden «efaßten Protestbeschluß wird nun 
zum Ausdruck gebracht, daß das deutsche Lokomotivpersonal 
einmütig den Standpunkt des BReiehsfinanzministeriums ver- 
urteile und auf restloser Erfüllung der von der Regierung 
gemachten Zusage bestehe. In eimer Entschheßung wird die 
grundsätzliche Überführung der 
führer in die Besoldunssgruppe VII als wohlverdiente und 

dawernde etatsmäßiee Abschlußstellune. der eisentiichen Lo- 

komotivführer- und Maschinenmeister-Laufbahn wefordert 

und für die sich aus der Beibehaltung des vom Reichsfinanz- 

ministerium inaugurierten Kurses vergebenden Folsen alle 

Verantwortung abeelehnt. 

Die Tagung beschäftigte sieh weiter mit der Beamten- 
räteverordnung, wie sie bereits in den nächsten Tagen” 
vom Reichsverkehrsministerium veröffentlicht werden soll. 
Der Entwurf dieser Verordnung wurde als vollkommen unan- 
nmehmbar für die Eisenbahnbeamtenschaft bezeichnet, da er in 
den hauptsächlichsten Fragen den Wünschen der Beamten 
wenige oder gar nicht Rechnung trage. In seiner weibere 
Entschlveßung wird „egen den anseblichen Versuch pro- 
testiert, der Beamtenschaft eine unannehmbare Beamtenräte- 
verordnung aufzuzwingen. 


— Die Entwieklung der Kraftwagenlinien in Baden. Die vor. 
dem Kriege bereits eingerichteten staatlichen Kraftwagen- 
linien in Baden haben inzwischen eine ganz erhebliche Vier- 
mehrung erfahren. Das Kraftwasennetz in Baden erreicht 
heute mit über 600 km etwa wein Drittel der Eisenbahnlänge 
der vormalisen badischen Staatsbahnen. Weite Gebiete des 
Hochschwarzwaldes mit den zahlreichen Höhenkurorten bis 
1200 km sınd durch Anschluß an. die Gebiresbahnen des 
Schwarzwaldes unmitbelbar dem Verkehr erschlossen worden. 
Wichtige, vielbenützte Linren führen u. a. von der Schwarz- 
waldbahn ab Station Tribere ‘in durchschnittlicher Höhe von. 
1000 m nach |Schonach, Schönwald und Furtwangen und von. 
dort durch das Simonswäldertal nach Waldkirch, andere von 
Freiburg dureh St. Märgen (900 m ü. M.) und Staufen sowie 
nach Todtnau und Schönau 1. Wyesental. Von Bonndorf (850 m 
ü. M.) führen zwei Linien durch interessante Gebiete des süd-- 
hehen Hochschwarzwaldes nach Stühlingen und Tiensten. In 
den letzten Tagen ist eine weitere wichtige Linie, Hausach- 
Elzach, eröffnet worden, die unter Überquerunge des Schwarz- 
waldkammes wine direkte Verbindung der Schwarzwaldbahn 
und der Elztalbahn vermittelt. 
privaten Kraftwagenverbindungsen von Titisee über Schluch- 
see nach- St. Blasien und weiter durch das Albtal nach Alb- 
bruck werden bis zur Eröffnung der im Bau begriffenen Bahn 
Titisee-St. Blasien bestehen bleiben. Die Fahrpläne der staat- 


} 


lichen Kraftwasenlinren in Baden sind im amtlichen badi- | 


schen Kursbuch enthalten, sie werden auch erstmals in der. 
Sommerausgabe des Reichskursbuches erscheinen. Interes-- 
sante Vogelschaukarten des von den Kraftwasenlinien haupt- 
sächlich befahrenen Gebiets des mittleren- und südlichen. 
Schwarzwaldes sind durch «den badischen 
Karlsruhe gegen Einsenduns oder Überweisung von 2 
hältlich. (Postscheekkonto 4422 Karlsruhe.) 


c M eT- 


— Deutsche Maschinentechnische Gesellschaft. In der April- 
versammlung hielt Prof. Dr.-Ing. Wentzelaus Aachen einen 
Vortrag: „Über Tragkonstruktionen der Fahr= 
leitune elektr isch betriebener Voellbahnen«“ 
Einleitend betonte ser die. Notwendiekeit für die deutsche- 
Technik, an der Vervollkommnune des elektrischen Betriebes 
auf Vollbahnen weiter zu arbeiten, unabhäneis von der durch 
unsere wirtschaftliche Notlage »ebotenen Einscheänkune de 
Ausbaues für elektrischen Betrieb im Inlande. Als eine der 


vollkommenen Lösung noch harrende Aufgabe ist besonders | E 


die der Zuleitung der elektrischen Kraft anzusehen, weil die 


Fahrleitung und insbesondere ihre Tragwerke einen serheb- |. 


lichen Aufwand für Bau und Unterhaltung. erfordern und die 
freie Sicht auf die Strecke und ihre Signale beeinträchtisen. 
Geesenüber den Vorteilen des elektrischen Betriebes, insbe- 
sondere den Vorteilen einer wirtschaftlichen Atsnutzunz 
unserer heimatlichen Kohlenvorräte und unserer Wasser- 
kräfte, dürfen. aber diese Nachteile der -Fahrleitunestras- 
werke nicht von der Verfolsune des „esteckten Zietes. ab- 
schrecken, sondern es muß um so mehr Aufoabe des Zusammen- 
arbeitens von Elektrotechniker, Bauingenieur und Eisenbahn“ 
betriebstechniker sein, diese Nachteile auf ein Mindestmaß 
zu beschränken. 


N 


Die]. 


dienstältesten Lokomotiv--! 
- Frage der Verwendung von Eisenbetonmasten und die 


bei dem Eisenbahn-Zentralamt daselbst beauftragt worden 


räte Schondorff, bisher in Danzig, 


bisher in Saarbrücken, als Mitglied. der Eisenbahndi 
‘nach Trier, Dr.-Ing. Velte, bisher in Danzıe, als Br 


Die bisherigen regelmäßigen I 


| Eisenbahnvwerkehrsamts. nach Kıel, ‚der Eisenbahn-Rechnu 


 nunesdirektor der Eisenbahndirektion nach Köln, die Reg 
Verkehrsverband. 


- der: 'Eisenbähndirektion in Berlin, sowie den Regierung 


‘in Berlin, und Althüser, Vorstand des Eisenbahn-M. 


- Jineare Erhöhung 5 Frachtsätze. und. ‚Gebühren 


n 
Deriee Bischlahnyerwal 


Zi 


Der Vortragende gab an Hand zahlreichen Tichthikter: 
Überblick über die Entw cklung dieser Anlagen in den le 
20 Jahren im Zusammenhang mit der Einführung der Kette 
fahrleitung und serörterte die, Vor- und Nachteile der vers 
denen bisher ausgeführten Tragewerkarten mit Rücksicht 
leichten und billisen Bau, leichte Änderungsmöglichkeit, I 
triebssicherheit und Offenhaltung der freien Sicht. Die / 
bildung der Tragwerke sowohl "wie der Maste muß « 
leichten Zusammenbau aus vorrätiie zu haltenden No 
stücken seitens der Eisenbahnverwaltung selbst, leichtes 
wechseln und Verändern ermöglichen. - Als offene F 
bezeichnete der Vortragende noch die eines wirksamen HF 
schutzes besonders auf Bahnen mit gemischtem Betrieb, 


der Bemessung der für die Stärke der "Tragwerke 
wesentlichen Eis- und Windlasten entsprechend den jew 
gen klimatischen Verhältnissen. Die leichte Erkennung 
'Eisenbahnsigenale muß, wo nötig, durch Vergrößerung U 
Änderung ihres Standpunktes unterstützt werden. =... 


Personalnachrichten, Dem Ministerialdinek or 
Breusine im Reichsverkehrsministerium ist die nae 
suchte Entlassung aus dem Reichsdienste mit Ruhegehalt 
teilt worden, — Im Bereich des Reichsverkehrsministeriw 
(Zweigstelle Preußen-Hessen) sind folgende Änderunge 
getreten: Der Regierungs- und Baurat Wendler in 
ist mit der Wahrnehmung der Geschäfte eines Oberbau 


Veersetzt sind: der Oberregierunssrat Lüdicke, bish 
Essen, zur Eisenbahndirektion nach Berlin, die Regie. 
als Mitglied 
. Eisenbahndirektion nach Altona, Dr. jur. Zietschm 
bisher in Frankfurt (Main), als Mitglied der Eisen 
dinektion nach Berlin, Dr. jur. Grafe bisher in Bremen, 
-Mitslied der Eisenbahndirektion nach Hannover, und D: 
Herrmann, bisher in Danzig, als Mitelied der Eisenb: 
.direktion nach Erfurt, dve Regierungs- und Bauräte Joch 


der Eisenbahndirektion nach Elberfeld, Dorenberg, b 
in Köln-Deutz, als Mitglied (auftrw.) des Eisenbahn- 
amts nach Berlin, “und. Crayen, bisher in Danzig, 
Masdeburg als Vorstand eines Werkstättenamts bei der 
bahn-Hauptwerkstätte Magdeburg-Salbke, der Vorstand 
Masehinenamt Heyne, bisher in Rheine, als Vorstand 
Eisenbahn- Maschinenamts nach Köln- Deutz, der Regi 
baumeister des’ Eisenbahnbaufachs Markert, bisher. in] 
nitz, als Vorstand (auftrw.) des Eisenbahnbetriebsamts ı 
Coburg. der Regierungsbaumeister des Maschinenbauf 
Gantzer, bisher in Magdeburg, nach Meiningen als 7 
stand eines Weerkstättenamts bei der Eisenbahn-Hauptv 
stätte daselbst, die Eisenbahn-Verkehrsinspektoren He 2a 
bisher in Bochum. als Vorstand des Eisenbahn-Verkehrs 
nach Osnabrück. Möller. bisher in Emden, als Vorstand 


Rn 


direktor Hermann Kaäatz, bisher. in Kattowitz, als 


Tungsassessoren Dr. jur. Jaecer, bisher in Frankfurt (Ma 1) 
zur Eisenbahndirekiion nach Mainz und Pichler, bisher 
Halle ( ERale) zur Eisenbahndirektion nach Erfurt. - — Be F 


Maröiunenbanfachs T acer S tutterheim aus | 
Schöneberg und Anselm Bock aus Bielefeld, beide 
Einberufung zur Beschäftigung beim Eisenbahn- Zentra 
in Berlin, — Diem, Geheimen. Baurat. Rischboth, "M 


Bauräten Schumann, Mitelied des Eisenbahn-Zentrala 


nenamts 2 in Dortmund, ist die nachgesuchte a 
dem, Reichseisenbahndienste mit Rupeselsl erteilt, en: 


= 


Venılarite Die EERNEN ar Für ne Tre 
Strecke der von ihr betriebemen Schneebergbahn, ohne di 
setzung der. neuen ‚Tarif grundlagen für die 


vorgenommen, welche im allgemeinen 100% beträ: 
nommen von der Erhöhung bleiben die Ausnahm fe 
73, 7b, 8,9, 10 und 11 für Lebensmittel, sowie die u 

laufender Begünstigungenummer 418 bzw. 52 ‚enthalte 
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ee Turlerhöhung am 15. Februar 1921. nicht be- 
n - Lebensmittel. Hingegen werden die Artikel Holz, 
Ik, Zement und Kohlen von der am 1. Mai d. J. eIn- 
Erhöhung der Tarife getroffen werden, 


Täglicher Verkehr der Tagesschnellzüge Wien: Innsbruek, 
| gesschnellzüse der Westbahn (Abfahrt von Wien um 
- Uhr früh, Ankunft in Wien um 9.10 Uhr abends), die bisher 
‚drei Wochentagen zwischen Wien und Innsbruck ver- 
hrten, werden seit 2. Mai auf der sanzen Strecke Wien- 
nsbruck täglich, somit auch an Sonntagen, gefahren. Sie 
rdien auch je einen durchlaufenden Wagen aller drei 
genklassen nach und von- Bad Aussee und Bad Gastein 
‚wie einen Speisewagen von Wien bis Innsbruck und umge- 
rt mütführen und täglich nachstehende Anschlüsse 'her- 
ben; Bad Aussee an 4 Uhr 35 Min. nachm., Bad Gastein-an 
Uhr abends, in der Gesenrichtung Bad Gastein ab 10 Uhr 
N in. vorm., ‚Bad Aussee ab 12 Uhr, 28 Min. nachm, 
Eiser Ferdinsnds Nordbahn. Am- 26, Rab fand. die 
rordentliche Generalversammlune der Kaiser Ferdinands- 
bahn statt, der die Beschlußfassung über die infolge der 
zverlesung der Gesellschaft in die Tschecho-Slowakei not- 
endige „ewordenen Statutenänderungen oblae®.  General- 
livektor Dr. Pospisil ‚brachte den Bericht des Verwaltungs- 
tes zur Verlesung; in dem zunächst auf die Aufforderung 
 tschecho-slowakischen Ministeriums für öffentliche Ar- 
iten verwiesen wird, gemäß dem Gesetze vom 11. Dezember 
> Sitz und wirtschaftliche Leitung der Gesellschaft mn das 
der tschecho-slowakischen Republik zu verlesen. Im 
‚des zwischen der österreichischen und der tschecho- 
en Regierung über die vechtliche Behandlung von 


. 


 siimens ze]: a Seren de er Gesellschaft == 
ni erfolgen. Damit wird auch eine durchereifende 
ung in den finanziellen Grundlagen und der Rechnung iS- 
der Gesellschaft verbunden sein, was für eine gewisse 
ganeszeit, also vorläufig, eine Ergänzune und Änderung 
Gesellschaftsstatuten notwendig macht. -Die Änderungen 
den ohne Debatte einstimmig zum Beschluß erhoben, des- 
chen dem Verwaltungsrat einhellig die ‚Ermächtigung er- 
wa notwendige weitere Statutenänderungen im eigenen 
noskreise vorzunehmen. Gemäß diesen Änderungen 
= Verlosung und Tileunge der bis zum Jahre 1921 un- 
losten Aktien bis auf weiteres ausgesetzt und erst nach 
‘endeültisen Resselung der Einlösungsrenten im Sinne 
Staatsvertrages von St. Germain auf Besehluß-der General- 
sammlung nach einem neu aufzustellenden Tilgungsplane 
T aufgenommen werden. Inzwischen werden aus den 
bsüberschüssen prozentual bestimmte Beträge des im 
hä tsjahre vernechneten Reinerträgnisses der Finlösunes- 

ben in einen Aktientileungsfonds hinterlegt und der Rest 
Ss Reinerträgnisses der Einlösunesrenten zur‘ Verteilung 
ner Dividende an -die noch nicht setilgten Aktien ver- 
ndet: werden. Aus dem sonach verbleibenden. Betriebs- 
huß. ausschließlich des Gewinnvortrases und der für 
‚winnanteile des Verwaltunssrates bestimmten Tangente 
orbehaltlich einer anderweitigen, von der Generalver- 
lung beschlössenen Bestimmung die für die noch nicht 
gten Aktien und für die- Genußaktien in gleicher Weise 
mte Vorzugsdividende Besbeitgen werden. 


Ehöhimz dee Lagergeldes ei: Zaneate Wien. 
jundesministerium für ee 2x a u auf 


{ De Mr Fracht Armanhalb einer. ee 
atısen Laxerdauer mit 3R für 100 ke und jeden Tag, für 
ls drei Monate. lagernde Frachtgüter mit 15 K für 
und jeden Tag der- Lagerung über drei Monate hinaus, 
stsendun®en "innerhalb «einer dreimonativen Lagerdauer 
K für Paket und Tag, für länger als drei Monate 
de Postsendungen mit 10 K für. "Paket und Tag der 
ng über drei Monate Aue 


> =; Er Ungarn. = 


Das emnensnale Übereinkommen im Verkehr zwischen 
ich und Ungarn. Die kürzlich in Budapest «eführten 
indlungen zwischen. den Vertretern der beteiligten Re- 
nen ‚haben zu einem eünstieen Ergebnis geführt. Dem- 
leiben ‚Frankaturzwang und Nachnahmeverbot im Ver- 
° zwischen Österreich und Unearn aufgehoben und dürfen 

ıgen derzeit in beiden Verkehrsriehtungen frankiert 
ler. ı) Überweisung aufgeliefert werden. Nur Interesse- 
ionen eh: nicht zugelassen: auch das. Recht des 


Versenders auf nachträgliche Verfügunseen soll eingeschränkt 
sein. Zwar ıst das internationale "Übereinkommen zwischen 
dei beiden Nachbarstaaten endeültis noch nicht geregelt, 
immerhin ist aber ein wesentlicher Sehritt in der Abwicklung 


des - gegenseitisen Verkehrs gemacht: worden. (Vel, aue h 
Nr. 14, 8. 271 .d. Ztg.) 

— Außerordentliche Unterstützung "der Staatsbahnange- 
stellten. Nach einer Regierungsverordnung wurde den Eisen 


bahnangestellten für die Monate April, Mai und Juni d. J. 
eine Teuerungszulage sewährt, welche dem jährlichen Stamm- 
gehalt entsprechend von 1000 K monatlich angefangen be- 
messen wird. Die Teueruneszulage sleitet dann stufenweise 
bis 200 K im Monat hinab. Die Zulage der Pensionisten und 
Witwen beträgt so viel wie die bisherige Teuerungszulage, 


zumindest aber 200 K im Monat. 


— Beitritt Ungarns zum Regime provisoire der Südbahn. 


In“ Wien wurden bekanntlich über die Regelung der finan- 


ziellen Lage der Südbahn Verhandlungen „epflogen, wobei 
der Vorschlag einer einstweiligen Verwaltung der Südbahn 
auf Kosten der beteiligten Staaten angenommen wurde. Die 
ungarische Reecjerung ıst nun dre erste, die ihren Beitritt zum 
Regime provisoire erklärt hat. 


ER Freigabe: der Einfuhr von Nutzholz nach Ungarn. Zur 
Einfuhr von Tannenrundholz und Werkhölzern ist künftie 
eine Bewillieune nicht erforderlich. Ferner wurde verfügt. 


daß 30% des zu "Handelszwecken eineeführten Werkholzes der 


Reichskommissar für Wald- und Holzanselegenheiten zr. 
Zwecken des allgemeinen Bedarfs in Beschlag nehmen oder 
im Interesse der Sicherstellung der allgemeinen Versorgung 
nach dem ‚sich ergebenden Bedarf instradieren darf. 


Be Reechune; des Ausfuhrveredelungsverkehrs. Nach einer 
Verordnune des Finanzministers kann die zollfreie oder zoll- 
berünstiste Wiedereinfuhr von Veredlungsarbeiten gestattet 
werden, wenn die Veredlungs ım Zollgebrete überhaupt nicht 
oder in nieht entsprechendem Ausmaße oder nicht in der «er- 
forderlichen Güte möglich ist, oder. .es sich um einen Versuch 
zwecks Ausprobierens eines meuen Verfahrens oder von 
Mustern handelt, Vom Veredlunssvwerkehr sind die im Zoi- 
Sebrete durch Verzollune einheimisch gewordenen Waren Aus- 
geschlossen. 

— Die Durchführen des ungarisch-polnischen Handelsver- 
trages. Nachdem das zwischen Ungarn und Polen eteschlossene 
Handelsübereinkommen :nunmehr auch von der polnischen 
Resierung ratifiziert wurde, wird mit dem Warenaustausch 
zwischen den beiden Ländern in nächster Zeit begonnen 
werden. Das Unsarische :Warenverkehrsbüro des Königlich 
ungarischen Handelsministeriums hat aus diesem Anlaß zur 
Überwachung der unsehemmten Abwicklung des Verkehrs und 
Zur Wahrung. der Interessen der unsarischen Wirtschafts- 
kreise eine Abordnung nach Warschau gesandt. 


-— Die Ausfuhrpolitik und die Wirtschaftskrise. Der unga 
rısche Außenhandelsverband veranstaltete über zeitgemäße 
Wirtschaftsfragen eine Sitzung, in der der Vorsitzende Baron 
Josef Szterenyi darauf hinwies, daß sich die ungarischen 
leitenden Wirtschaftsfachmänner noch nıcht mit der wichtigen 
Frage beschäftiet haben, wie die Foleen der Wirtschaftskrise 
Semildert werden könnten. Seines Erachtens würde — statt 

die gebundene Wirtschaft abzubauen — diese Gebundenheit in 
der ungarischen Ausfuhrpolitik aufrechterhalten. Wäre die 
Ausfuhr der wichtiesten Ausfuhrwaren. ermöglicht worden, 
so hätte man keinerlei künstliche Mittel zur Besserung der 
ungarischen Valuta in Anspruch nehmen müssen. - Die Mit- 
glieder nahmen sodann den Vorschlag an, an die Regierung 
das Ersuehen zu stellen, sie möge die Freigabe der Ausfuhr- 
waren — mit Ausnahme der erstrangigen Artikel der öffent- 
lichen Verpflesuns — ermörlichen, die Ausfuhrgebühren an 
die“ Verhältnisse des Weltmarktes anpassen, die Zensur von 
Geschäftsteleerammen aufheben und Handelsverträge mit dem 
Auslande drinshieh abschließen. 


— Der Sehriftwechsel in unzarischer Sprache der Eisenbahn- 
stationen in Siebenbürgen. Die Eisenbahn-Generaldirektion 
in Bukarest hat an die Klausenburger Betriebsleitung eine 
Verordnung erlassen. nach der diese veranlassen solle, daß in 
Zukunft der an die Generaldirektion der rumänischen Staats- 
bahnen zu richtende Schriftwechsel ausschließlich in rumä- 
1 ischer Sprache erfolet. 


— Vartrax über die Energiewirtschaft. Einen sehr inter- 
essanten Vortrag hielt kürzlich Universitätsprofessor 
Dr. Moritz Hoör- Tempis über die Energiewirtschaft Ungarns. 
Er verwies zunächst an Hand statistischer Ausweise auf die 


? 
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Kohlenwirtschaft Ungarns und im allgemeinen des Auslandes, 
Hiernach tritt die traurige Tatsache an den Tag, daß die 
in ungarischen Kohlenbergwerken seförderte Kohle selbst die 
Hausbeheizung nicht decken könnte. Wenn die ausländische 
Kohlenzufuhr vollkommen unterbliebe, müßten sämtliche Ge- 


werkschaften, Fabrikanlagen und Mühlen ihren Betrieb ein- 


stellen. Industrie und Handel verfielen in mittelalterliche Zu- 
stände. Die Entente pflest zwar zeitweise den „wohl- 
wollenden“ Rat zu verteilen, daß Ungarn sich ausschließlich 
auf die Pflexe der Landwirtschaft sinrichten, d. ı. bloß 
Agsrärstaat verbleiben solle. Nun sind wir aber — so führte 
der Vortragende aus — nicht gewillt, dsesem Rate Folge zu 
leisten, da die Entwicklung unserer Industrie nach wie vor 
einen Grundpfeiler des Wiederaufbaues unseres Wirtschafts- 
lebens bildet. Auch bei uns muß sich — ähnlich wie bei den 
übrigen Kulturstaaten — die Erkenntnis Bahn brechen, daß 
die Kohle durch den durch Wasserkräfte erzeugten elektri- 
schen Strom zum Teil ersetzt werden muß. Nur durch 


Elektrizitätserzeugung ist es möglich, uns unabhängie von 


der Auslandskohle zu machen und Gas oder Erdöl sowohl bei 
der Beleuchtung wie auch beim Antrieb der Maschinen zu er- 
setzen. Nach Angaben des Vortrasenden beträgt der Kraft- 
bedarf durchschnittlich 2330 Millionen Kilowattstunden; dem- 
Sessenüber könnte Ungarn "durch Verwertung sämtlicher ihm 
verbliebenen Kräfte bloß 280 Millionen Kilowattstunden auf- 
bringen, d. h. kaum den zwölften Teil des Bedarfes, während 
das alte Groß-Ungarn die Gesamtkraft von 12720 Millionen 
Kilowattstunden zu erzeusen imstande wäre. Der Vor- 


tragende sing sodann ausführlich auf seine Vorschläge ein, , 


die bei dem Ausbau des stufenweise auf elektrischen Strom 
einzurichtenden Eisenbahnnetzes nach «einheitlichen Gesichts- 
punkten berücksiehtist werden sollten. Schließlich kam er 
auf die Art des anzuwendenden Stromes zu sprechen, setzte 
die Vorteile der Hochdruckanlagen sesenüber den Niederdruck- 
anlagen auseinander, und berichtete über die veranschlagsten 
Kosten für dre Nutzbarmachung der ungarischen Donauwasser- 
kräfte. Da aber der Ausbau der brachlierenden Wasser- 
kräfte mehrere. Jahre in Anspruch nähme und gegenwärtig 
mit fast unerschwinslichen Kosten verbunden wäre, müßte 
unverzüglich alles darangesetzt werden, daß zumindestens 


eine entsprechende Menge Kohle aus den Ungarn entrissenen | 


Gebieten zur Verfügung stehe, zumal da in den Nachfolge- 
staaten, insbesondere in Rumänien, ein ansehnlicher Kohlen- 
überschuß vorhanden sei, der dort nicht verbraucht werde. 
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Südslawisches Gebiet, 


— Die Betriebsmittelnot der Eisenbahnen. 
verhältnisse im süäslawischen Gebiet liegen vollständig dar- 
nieder (vgl. Nr. 17, 8. 330 d. Zte.). 
wie die „D. Allg. Zte.“ aus zuverlässiger Belgrader Quelle 
erfährt, vor allem auf dem außerordentlich schlechten Repa- 
raturzustand der Lokomotiven und Wasen. Mit dem nach 
dem Waffenstillstand im Lande verbliebenen Fahrpark müßte 
nach der Ansicht von Fachleuten der segenwärtige Verkehr 
zur Not bewältigt werden können. Eine im Herbst v. J. ver- 
öffentlichte Statistik über das rollende Material Südslawiens 
bei Kriegsende enthält folgende Zahlen: 1. Vollspur- 
bahnen: a) Gesamtbestand 1274 Lokomotiven, 2506 Per- 
sonenwagen, 29983 Güterwagen; b) davon brauchbar: 


580 Lokomotiven, 1454 Personenwagen, 20614 Güterwaren. 


2. Kleinbahnen: Gesamtbestand 329 
610 Personenwagen, 24614 Güterwagen. 
material ist größtenteils unbrauchbar. 
dieses Material weiter abgenutzt worden, ohne daß es im 
Lande hätte ausgebessert werden können. Eine kürzlich vor- 
genommene Nachprüfung hat ergeben, daß etwa 70% des ze- 
samten Fahrparkes unbrauchbar sind. Beschädigste Lokomo- 


Lokomotiven, 
Das Kleinbahn- 


tiven und Wagen stehen auf den Strecken und Bahnhöfen 


herum. 
Das südslawische Verkehrsministerium kann diesen Miß- 


ständen zurzeit wegen der ungünstigen Finanzlage des Staates ; 


nur in ungenügender Weise enteegenwirken. 
bestellungen mußte man absehen, zumal die Arbeiten am 
Unterbau der Strecken, vor allem die Auswechslune der 
morschen Schwellen, große Mittel erfordern. Die Vornahme 
von Ausbesserungen ım Lande selbst war fast unmöglich, 
denn es bestand außer den verhältnismäßig kleinen Anlaxen 
der Südbahn in Agram und der Staatsbahnen in Nisch bis vor 
kurzem keine einzive Reparaturwerkstatt. Ausbesserungen 
mußten daher im Auslande vorgenommen werden. Die Nach- 
barstaaten Ungarn, Österreich und auch die Tschechoslowakei 
waren jedoch zur Vornahme der Ausbesserungen nur im 


Von Neu- 


Rahmen seines Koömpensationsvertrages bereit, da sie selber 


ebenfalls an Betriebsschwieriekeiten litten. Größere Ver- 
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“ einiven Monaten ‘unter Beteilieung von ungarischen u 


‘Plänen für Ortsbahnen und zusammenhängende Verbindu 


Die Verkehrs- 


Dieser Notstand beruht, 


führung scheint im übrigen in den beteilisten Landstrie 


Seit Oktober 1918 ist 


_ Zeitung des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwalt 


träge kamen schließlich mit Ungarn und der Tschechoslow. 
zustande. In Ungarn wurden etwa 100 Lokomotiven und : 
2000 Wagen in zufriedenstellender Weise instandgesetzt. 
Arbeiten gingen aber, da Südslawien Schwierigkeiten in 
Beschaffung der Kohle hatte, nur langsam vorwärts. 
günstiger war das Ergebnis in der Tschechoslowakei; 
den @„esandten Lokomotiven ist bisher noch keine em 
ausgebessert zurückgekehrt. Einige Maschinen wurden schl 
lich noch in Wien instandgesetzt und mit der österreichi 
Regierung kam, segen Zusicherung einer gewissen | 
Getreide, ein Mietsvertrae über eine Anzahl Lokomotiven 
Wäsen zustande. Außerdem wurde eine Reihe von Reparatur- 
werkstätten in Österreich käuflich erworben. Um die A 

'hängigkeit vom Ausland zu verringern, wurde weiter vor 


'Agramer Kapitalisten mit einem Kapital von 12% Million 
Dinar die Errichtung einer Lokomotivfabrik 
Brod an- der Save beschlossen. = 


Uebrige europäische Länder. 


— Eisenbahnverbindung zwischen der Bergens- und Do 
Bahn in Norwegen. Nach dem Beschlusse der Erbauung 
Bergensbahn war es lange Zeit still mit Eisenbahnplänen 
westlichen Norweeen, und man schien sich mit den Bahn 
zu begnüsen, die in der Folge als Seitenlinien zur Berg 
bahn in den Vordergrund traten, nämlich Myrdal-Freth 
und Voss-Eide, Im weiteren tauchte jedoch eine Unzahl 


linien auf. teils zur engeren Zusammenknüpfung der Bezi 
teils im Sinne einer „egienseitioen Verbindung der beid 
Hauptadern, der Bergens- und Dovrebahn. Die Frage ein 
solchen V:erbindungslinie tauchte zuerst in Bergen auf u 
gab zur Bildung eines gemeindlichen Eisenbahnausschu 

Anlaß, dessen Aufgabe vs ist, für eine Querverbind 
zwischen der Bergens- und Dovrebahn einzutreten, d. 
Bergen baldmöglichst, am liebsten- gleichzeitig mit der Fe 
stellung der Nordlandsbahn bis Mosjoe, "eine unmittbelba 
Eisenbahnverbinduns mit Trondhjem und dem nördlichen N; 
wesen bekommt, so daß man nicht mehr den Umweg i 
Kristiania einschlagen muß. Im weiteren soll sich der A 
schuß auch mit anderen Eisenbahnplänen, welche für Bei 
von Bedeutung sind, befassen. er Anspruch Bergens, 
zweiterößten Stadt Norwegens, auf eine Verbindung n 
Trondhiem und Nordnorwesen scheint um so mehr berechti 
als Bergen mit letzterem Teile des Landes viele Jahrhundeı 
hindurch durch starke Handelsverbindungen verknüpft w 
und noch heute außerordentlich starke Interessen hier 
Norden hat. Bisher hatte Bergen in der Bergensbahn sei) 
einzige Verbindung landeinwärts, einer Bahn, die in 2 
naler Hinsicht ebenso wichtig wie von besonderer Bedeutui 
für Bergen ist. Ursprünglich hatte man sich für eine sole] 
Querverbindung nach .Trondhjem auf eine JDLinie Ö 
Jotunheim von Torpe an der Bergensbahn durch West- 
Ost-Slidere nach Vinstra oder Kvam an der Gudbrandsdalbat 
oder-noch weiter nördlich nach Otta festgelegt. Indessen habe 
sich weiterhin Stimmen dafür erhoben, daß die Verbindi 
durch die Vestenfieldbezirke gelert werden sollte, so daß s 
außer als Verbindunesbahn zwischen Bergen und Tron: 
zugleich zur Verknüpfung und Erschließung der Be 
nördlich von Bergen dienen könnte. Über letztere L 


Uneirirkeit zu bestehen. ob sie von der Station Dale an 
Bersensbahn über Traedal am Sognefjord und weiter 
Vadeim über Foerde und Joelster zum Nordfiord und v 
über Stryn und die Ottadalführung nach Gudbrandsda 
Station Otta führen soll, oder ob sie östlicher gehen so. 
Voss nach Vık in Sogn, weiter vom Soendal entwede 
Jostedal oder Moekrisdal aufwärts über die Höhen nach 
Ottadal, um gleichfalls in der Station Otta anzuschließe: 
den sonach gegebenen drei Wahllinien müssen sich die be 
westlichen einer Eisenbahnfähre über den Sognefiord bedie 
während die Linie über _Valdres eine ununterbrochene Ei 
bahnverbindung darstellt. Die beiden ersteren erfordern 
eine lange neue Strecke mit bedeutendem Kapitalaufw 
während die östliche Wahllinie in sroßer Ausdehnung 
der bestehenden Bergensbahn bedient, wobei man nur 
verhältnismäßig kurzes und billives Linienstück zu_ bs 
braucht; das außerdem die drei großen Talführungen Hall 
dal, Valdres und Gudbrandsdal zusammenknüpft. - 
würde auf diesem Weoe zu einem früheren Zeitpunkte 
einer Eisenbahnverbindung mit Trondhjem und Nordno 
gelangen, als bei den westlichen Projekten. Infolge 
Fährenunterbrechung und der Steigungsverhältnisse bei 
westlichen Projekten dürfte ws außerdem zweifelhaft «& 
ob die Reisezeit zwischen Trondhjem und Bergen nennens' 


Beh erden wird. als bei. einer künftigen Bahn über Roa- 
‚Gioevik-Lillehammer. Damit würde die Bedeutung dieser 
beiden Wahllinven als eimer nötisen schnellen Eisenbahnver- 
bindung zwischen Bergen und ‚Nordnorwegen gering sein. 
Andererseits ist es einleuchtend, daß die westlichen Projekte, 
‚da sie die Vestenfjeldbezirke zusammenknüpfen und sie mit 
der Bergensbahn in Verbindung bringen, große Bedeutung be- 
sitzen, und daß daher vor ‚allem diese beiden Wahllinven das 
Interesse der Bezirke auf sich vereinigen. 
So ungünstig, wie die letzteren mit Verkehrsverbindungen 
gestellt sind, haben sie billisen Anspruch darauf, in nicht zu 
ferner Zeit mit Eisenbahnen versorgt zu werden, und von 
maßsebender Seite in Sogn und Fijordane ist hervorgehoben 
worden, daß eine Linie vom Sognefjord durch den Soendfjord 
und Joelster in. erster Linie für die Bezirke von Bedeutung ist. 
Der Bau dieser Linie wäre als Glied einer künftigen Vesten- 
naeh gedacht, nordwärts „egiebenenfalls nach 
msdtl, Nordmoere usw. Die wichtigste Aufgabe für den 
gemeindlichen Eisenbahnausschuß in Bergen. ist es nun, auf 
Mel von angestellten Untersuchungen eine unparteiische 
ergleichung der verschiedenen Linien nach Baulänge, Bau- 
“ zeit, Anlasekosten, Reisezeit, Betriebsausgaben und -ein- 
"nahmen sowohl für Dampf- wie «elektrischen Betrieb anzu- 
‚stellen. Erst danach wird man ‘entscheiden können, welchen . 
Standpunkt Bergen zu den Arbeiten einzunehmen hat. Für 
Iche Wahl man sich aber auch entscheiden wird, immer 
ird Anlaß gegeben sein, auf die in der Nähe zu gewinnende 
E ektrische Betriebskraft_ zurückzugreifen, wobei die nötige 
Energie verhältnismäßig billise zu ‚erhalten wäre Wird die 
iche Wahllinie als Verbindung sewählt, so würde der 
elektrische Betrieb dieser Bahn vielleicht auch die Elektri- 
sierung der Bergensbahn beschleunigen, sofern diese nicht 
rielleicht schon früher bewerkstelligt wird, denn der elek- 
sche Betrieb eines größeren Netzes stellt sich billiser als 
7 einer einzelnen Linie. So wie Westnorwegen mit Vier- 
Bien sowohl nach innen as nach außen eat Ist, ist 


e. Eh Nr. var =; 749, Jahre. 1919 d.: , a Februar 
in Bergen eine große Versammlune zur Besprechung 
eSer Eisenbahnpläne ‚stattgefunden. Dr. S. 


c Schwedische elektrische Maschinen. Vor längerer Zeit 
+ die schwedische Eisenbahndirektion einem Ausschuß, dem 
m deutscher Seite Professor W. Reichel-Berlin angehörte, 
6 Ausarbeitung eines Gutachtens über die vorgeschlagenen 
Lokomotivarten für die Eisenbahnlinie Stockholm-Gothenburg 
übertragen. Vier verschiedene Lokomotivarten waren vorge- 
sch aoen: eine Verschiebelokomotive mit 16 t Höchstzuokraft 
und 30 km/St. Höchstgeschwindigkeit, eine Güterzuglokomotive 
für 900 6 Zuggewicht, auch in schwacher Steigung, und 60 km/St. 
öchstgeschwindigkeit, eine Personenzuglokomotive für 300 t 
sicht in der Steigung und 80 km/St. Geschwindickeit, 
und endlich eine Schnellzuglokomotive für 500 4 Zuggewicht und 
100 km/St. Geschwindigkeit. Der Ausschuß hat sein Gutachten 
auf alle Verhältnisse bezogen, die in Betracht kommen können, 
. B. auf der elektrischen Eisenbahnstrecke Gällivare-Riks- 
ränsen. In Ansehung dessen, daß es wünschenswert ist, die 
Slektrische Ausrüstung für sämtliche Lokomotiven einheitlich 
zu sestalten, hat sich der Ausschuß für einen Motor von un- 
 gefähr 400 Kilowatt bei 830 Umdrehungen erklärt. Die Ver- 
Es belokomotive soll mit einem’ solchen Motor, die Güter- 
und Personenzuglokomotive mit einem Doppelmotor und die 
Sehnellzuslokomotive mit 2 Doppelmotoren versehen werden. 
| ‚Schließlich erstattete der Ausschuß einen ausführlichen Be- 
rieht über den Bau und die Ausrüstung der verschiedenen 
Lokomotiven. DENS. 


8 Die Ertragfähickeit einer Nordseefähre. Die schwedische 
"Eisenbahndirektion hat berechnet, daß sich die Zahl der Per- 
_SOnEn, die 1920 zwischen Schweden und England reisten, nicht 
r 17000 bewegte. Man hält diese Zahl für hinreichend, 
geplanten Nordseefähren sertragfähigs zu machen. Niedrig 
hätzt rechnet man die ganzen Einnahmen aus dem Peer- 
sonenverkehr für eine Fahrt auf etwa 7000 Kr.; es deckt dies 
-Kohlenyverbrauch, der für die einfache Fährenfahrt auf 
0 Kr. berechnet ist. Dr. S 


Elektrisierung der schweizerischen Bundesbahnen. Der 
ıdesrat hat am 26. April d. J. den Anleiheplan für die Auf- 
me eimer inländischen Anleihe von 10 Millionen Franken. 
elektrische Führung der Bundesbahnen „enehmist. Die 
eihe wird zum Nennwert auf 10 Jahre ausgegeben und mit 
st werden. 


i en Der eich in Italien er Eissn 
ahnergeneralstreik hat sich auch auf die Provinz Venezia 


‚der Vorräte, Zunahme des 
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Julia ausgedehnt. Gestern ist in Laibach kein einziger 
Zug aus Italien eingetroffen. Der Simplon-Expreß ist in 
Triest geblieben; auch der Telegraphen-, Fernsprech- und 
Postverkehr zwischen Vorarlberg und Laibach ist unter- 
brochen. Einer Meldung aus Turin, vom 27. April zufolge, 
hatten die Arbeitergewerkschaften beschlossen, die Arbeit von 
Mitternacht an wieder aufzunehmen. Die Eisenbahner haben 
die Arbeit schon um 10 Uhr abends wieder aufgtenommen, 
# 

— Von :russischen Bahnen. Da die Sowjetregierung in 
letzter Zeit Veranlassung hatte, nicht mehr in alle Vorgänge, 
die sich innerhalb Rußlands abspielten, Einblick zu zeben, so 
sind “die Nachrichten naheliegenderwieise etwas spärlicher ge- 
worden. Aus Anlaß der Unruhen der letzten Zeit in verschie- 
denen Teilen der Sowjetrepublik und der daraus entstandenen 
Schwieriekeiten für die russischen Behörden, ihre Geschäfte 
mit dem Auslande abzuwickeln, hat die esthnische Regierung 
den Aufsehen verweckenden Schritt getan, alle Handels- 
beziehungen mit Rußland abzubrechen und das in der esthni- 
schen Bank in Reval niedergeleste Gold zur Sicherheit für 
noch unbezahlte Warenlieferungen zu beschlagnahmen. 

Nach seinem Berichte, den das Verkehrskommissariat in Mos- 
kau abgegeben hat, wurden in Sowjetrußland bei den Kämpfen 
der letzten Jahre zwischen den Sowjettruppen und Avufrührern 
2700 Brücken, 34 Eisenbahnwerkstätten, 480 Wasserpumpwerke, 
10 800 Fernsprech- und 4300 Telegraphenapparate sowie Tele- 
phonleitungen in einer Gesamtlänge von 85 000 Weerst zerstört. 
Nach Mitteilung der „Ekonomitscheskaja Schisn“ Nr. 31 scheint 
außer der bekannten Heizmaterialkrisis auch noch eine andere 
Krisis bevorzustehen, die der Eisenbahnschwellen. 
Im sanzen benötigen die Eisenbahnen 22 Millionen Schwellen; 
es sind aber aus alten Beständen nur 4 Millionen vorhanden. 
Die Sorgen wegen der Schwellen besteben schon lange; es hat 
sich aber bisher keine Aussicht ergeben, auch nur die Hälfte 
der notwendigen Mense zu erhalten. Indessen ist der Zustand 
der Eisenbahnen derart geworden, daß eine Auswechselung 
der Schwellen unumeäneslich ist. Nach gleicher aus amtlichen 
Sowjetverlautbarungen schöpfender Quelle soll sich der weitere 
Betrieb der Eisenbahnen nicht mehr aufrecht erhalten lassen, 
wenn es nicht „elinst, 3500 Woerst Schienen zu bekommen, 
Wohnungen für die Arbeiter zu bauen und die durch den Bür- 
©erkrieg zerstörten Brücken und Lokomotivschuppen wieder 
herzustellen, 

Die Heizmaterialkrisis hat in der Sowjetpnesse 
natürlich viel Staub aufgewirbelt und viel schmutzige Wäsche 
zutage sebracht. Vor allem wird zur Erklärung darauf hinge- 
wiesen, daß Diebstähle in ungeheurem Maßstabe stattgefunden 
hätten. Nach einem Aufsatz in Nr. 44 der „Ekonomitscheskaja 
Schisn“ ist die Abnahme der Donezkohle durch Erschöpfung 
Verbrauches und Diebstahl von 
Heizmaterial während der Winterzeit zu erklären. Es wird 
aber auch behauptet, daß der bestehende Bureaukratismus mit 
allen seinen Nebenerscheinungen schuld sei. In einem zweiten 
Aufsatze der gleichen Zeitungsnummer heißt es: Gerade jetzt, 
wo Heizstoffmangel besteht, findet außer Beraubungen noch 
ein ungeheurer Überverbrauch statt. Das Volkskommissarlat 
der - Verkehrsanstalten hat dafür eine besondere Bezeichnung 
„Überbrand“ erfunden. An gleicher Stelle werden auch ver- 
schiedene Tatsachen der chaotischen Wirtschaft der Eisenbahnen 
mitseteilt. Auf den Kiew-Woroneschbahnen wurde Kohle, die für 
Kriegslazarette bestimmt war, weggenommen und unter das 
Eisenbahnpersonal verteilt. Die Südostbahnen packen fremde 
Kohle, wo sie sie erwischen, ohne Rücksicht auf deren Be- 
stimmung. Wie wenig die Verwaltungen noch auf ihre Verant- 
wortunge halten, beweist, daß die Südostbahn für November 
1920 eine Berechnung des Kohlenverbrauchs vorlegte, bei dem 
der Abgang den Zugang um 394000 Pud übertraf. Von einer 
Seite wird behauptet, daß die Kohlenkrisis der Verkehrsanstal- 
ten auf ungeeignete Maßnahmen der Kohlenverteilung, wobei 
man die Hüttenleistungen des Südens um jeden Preis erhöhen 
wollte (Ek. Sch. Nr. 45), zurückzuführen sei; nach anderen 
liest es am Mansel von Arbeitskräften in den Kohlengruben, 
an "mangelhafter Versorgung der Arbeiter mit Nahrunssmitteln 
und Kleidung und nicht zuletzt an ungenügender Wagen- 
gestellung. 

Nicht besser als beim Eisenbahntransport scheint es bei den 
Wassertransporteinrichtungen zu stehen. Der „Sowjet der Ar- 
beit und der Verteidigung“ gibt bekannt, daß, wenn nicht ganz 
entschiedene Maßnahmen ergriffen werden, die Flotte in der 
kommenden Schiffahrtszeit die auf sie @erichteten Erwartungen 
nicht erfüllen werde. Viele zuständige Sowjetorgane, lassen 
es an der nötigen Mitwirkung fehlen und zeigen sich am 
Wassertransport völlig uninteressiert. 

Über den Bestand, Zustand und die Verwendung des Lok o- 
motivparkes für die Zeit vom 1. November bis 1. Dezem- 
ber 1920 werden folgende Angaben gemacht: Ganzer Bestand 
17 810, in Ausbesserung 3346, in Erwartung der Ausbesserung 
4702. Im ganzen waren 10198 oder 57,3 % nicht lauffähig. Das 
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eleiche Mittel für Oktober. war 55,9%. Es sind 7346 lauffähige 
Maschinen vorhanden, hiervon für Personen- und gemischte 
Züse 965, für Güterzüge, Mihtär- und Sanitätszüge "3779, für. 
Lebensmittel- und Arbeiterzüge 540, für Rangieren und Über- 
vabe 1664 und 113 Schublokomotiven. Im ganzen sind 5687 Ma- 
schinen vorhanden, die nach Art und Reihe in -Güterzügen 
laufen können. Außer den 10198 nicht lauffähigen Maschinen 
sind noch 266 vorhanden, die für Abschreibung bestimmt sind. 

Über die Rolle, welche die russischen Eisenbahner während 
der letzten bewegten Zeit spielten, erfährt Morning Post auf 
Grund unmittelbarer Moskauer Beziehungen: Ende Februar 
sollte die 2. Baschkirendivision sschleunigst nach Pietrogro,l ge- 
bracht werden. Die Vertreter der Eisenbahner der Nikolai- 
und Nordbahn versammelten sich im Jarosslawler Bahnhof in’ 


Moskau und faßten nach hitzinen Erörterungen den Beschluß, ' 


in Nachahmung der Haltung der Eisenbahner im Oktober 1917 
eine abwartende Haltung einzunehmen, im Falle bewaffneten 
Einschreitens aber die Züge am Abfahren zu hindern und 
nötieenfalls an den Lokomotiven Sabotage zu treiben. 


Beendigung der Versammlung war der Bahnhof durch kommu- 
nistische Truppen umzingelt und alle Versammlungsteil- 
nehmer wurden abgeführt. Durch eine Umlaufdepesche des 


Höchstkommandierenden wurde allen Stationen der Nordbahn 


angesagt, daß binnen 36 Stunden die Baschkirendivision ın 
Petrograd sein müsse, widrigenfalls die Abgeordneten der 
Eisenbahner erschossen würden. Am 27. Februar war die 
Division wirklich am Platz. Als Antwort hierauf traten die 
Eisenbahner in Moskau in Streik und trotz strenger Gegien- 


maßnahmen — ses sollen 40 Streikende von den Bolschewisten: 


erschossen worden sein — dauerte der Streik weiter und 


führte zur vollen Verwirrung des Versorgungswesens. 


Fremde Erdteile. 


— Zweiglinien der Bagdadbahn, 
der „D. Alle. Ztg.“ folgendes: In Londen wurden zwischen 


den türkischen Nationalisten einerseits und der italvenischen - 


und französischen Regierung _ andererseits Verträge ge- 
schlossen, die eine wiıtschaftliche Aufteilung des. südlichen 
Kleinasiens auf die beiden Staaten bedeuten. Über die Pläne 
der Italiener meldet die „Times“: Die italienische wirtschaft- 


liche Interessenzone soll Bahnverbindune mit Ad 


bei Konia oder Afıion Karahissar bekommt. 
wird Adalia und nicht mehr Konstantinopel der 
hafen sein. Höchstens wird die Opiumausfuhr weiterhin über 
Konstantinopel gehen. 

Auch die Franzosen haben große Bahnbanpläne, 
Mersina zum Ausfuhrhafen ausbauen und ihm zu diesem 
Zweck Anschluß an die Bagdadbahn geben. Dieser Hafen 
wird: zweifellos zu einer gewissen Bedeutung „elansen, da 
die Franzosen außer den Kupferbereswerken von Arghana (die 


reichsten der Welt) die gesamte wirtschaftliche Ausbeutung 


- Ciliciens sich haben überweisen lassen. Auf diese Weise 
wırd Konstantinopel als Ausfuhrhafen das wichtisste Hinter- 
land genommen. 
Meer und das Land zwischen Erzerum und Eski Schehir be- 
halten, ein Gebiet mit im ganzen -nicht viel mehr “als 5 Mil- 
lionen Einwohnern, das zudem unter dem Kriege entsetzlich 
gelitten hat. Ob dieses dürftise Hinterland Konstantinopel, 


das allein 3 Millionen Einwohner zählt, wirtschaftlich er- 


halten kann, scheint mehr als zweifelhaft. 


— Verkehrspläne in Burma. Die Erschließung von Burma 
für den Verkehr, namentlich durch Herstellung einer Eisen- 
bahnverbindung zwischen diesem Lande und Siam und Indien 
scheint eine Aufgabe zu sein, deren sich .die enelische Regie- 
rung mit besonderem Nachdrucke annimmt. Burma besitzt. 
eine Anzahl schiffbarer Flüsse, sein Straßennetz war aber 
bis vor wenisen Jahren sehr unbedeutend, und oerst im 


Ausfuhr ‘ dieses Meetalls ‚erhöhte Bedeutung gewann, 
Straßen in größerem Umfange anselegt worden (Ss. a. 
wirtschaft“. XI. Jahrgang, Nr. 2 v. Eebruar 1921, S, 


sınd 
„Weelt- 
20 18.8 


An Eisenbahnbauten ist neben einer Kleinbahn zwischen dem 


Bezirk Tavoy und Moulmein, von der ungefähr 120 kın- 
zwischen Moulmein und Ye (Yai) etwa Ende nächsten Jahres 
in Betrieb genommen werden sollen, eine Verbindung mit den 
Eisenbahnen Indiens, also nach Westen, seplant. Die Auf- 
gabe kann auf zwei Wegen „elöst werden, und für beide 
- legen. Vorarbeiten vor. Ein Besuch des Bruders des Könieos 
von Siam in ‚Burma hat Anlaß gegeben, die Eisenbahnverbin- 
dung nach Siam, also nach Osten, in Erwägung zu ziehen. 


"Die Fear würde nr lo, ‚erwähnten. Be. 


 wegt, in 


I halter ın Rangoom aussprechen - lassen. Das Verkeh 


nun, den seinieen an Stelle des deutschen zu setzen. In 
- Indien eimernseits und Siam 
Glved in »eimer Weeltverkehrssirecke zwischen Engla 
-Australien an, die, soweit das überhaupt möglich 


Meere aus dem Wege geht und über Land eeführt i 
- land-Indien über Land ist immer .ein Ziel englise 


An-- 
wesende Kommunisten machten sofort Anzeige und noch vor 


.eimer Verbindung 


pie Bisenbahren. von Tripolis. 


trie else: 
-chirel-Abiad 32 km, Tripolis- Ain-Zara und Sepenueh en 22,5 
' Kilometer, Hafeneisenbahnen in Tripolis 85 km. Z 
; Die von den Militärbehörden erbauten Re, wu 


GEBE ‚1 öffentlichen Verkehr übergeben. 
Hierüber sentnehmen wir- 


alia er- 
halten, und zwar so, daß Adalıa Anschluß an die Bardadbahn . 
Auf diese Weise 
Ausfuhr- 


Sie wollen 


-scll nach Westen bis an die tunesische Grenze, etwa 60 k 


reile von diesem Plan, über den mit der tunesise 
[ N . verwaltung verhandelt wird. Das Bahnnetz von Tunis e: 
Es wird. nur die Provinzen am Schwarzen 


'seeverbindung verbessern “würde. — Der Hafen von 


“bah nwärtschaft, 


| nischen Eisenbahnen waren 1920 um 1,4 Milliarden ( 
Kriese, als die Gewinnung von Wolfram in Burma und die 


.setzes an maß@ebender Stelle mitgewirkt hat (s. Archiy 


‘hältnısse der amerikanischen Eisenbahnen durch das 


Siam verbinden. Dieser ist sehr reich an Minera 
die jetzt auf Packeseln nach Siam ausgeführt ‚werden. 
aber die. Dschungelpfade, über die sich dieser Vierk 
der Regenzeit häufig monatelang ungangb 
verlanst Siam eine bessere Verbindung mit Burma uı 
dies durch den Mund des genannten Prinzen gegen d 
von Siam stand früher. stark unter ‚deutschem. Einfluß; 
überall, ist dieser aber infolge der traurigen ‚politise) 
hältnısse auch dort star gesunken, und: England bem 


lischen Kreisen sieht man die Verbindung ‚von ‚Burma 
audverseits als ein wicht 


u u und. seine Pläne ‚auf diesem 5 


Pr 


Denn noch iiber. Tndlen ag, and man En 
nach Australien über Indien, T 
Victoria Point I Siam. i Fe Fe 


Mergui, ; 
Tripolis, ein "az 
von rund 500000 akım mit ungefähr 600 000 Einwohnern, 
en er: Besitz, mit der” Cyrenaica zusammen Li 


Es Destcht aus. tolrendön ira Dre 
(1920 vollendet) 120 km. El Ghiran-Azizia Al kın, Azızıa-I 
224 km, Dazu in der Cyrenaica: Die Linie Bengasi-Er F 
30 km. Libyen im ganzen 254 km. 
Mai 1913 von der Zivilverwaltung übernommen un 
Die Spurweite ‚sämtl 
Strecken ist nach dem Vorbilde der italbenischen K 


Nabenbahnen die Spur von 0,95 m, so daß man den Ö er] 
und die Fahrzeuge aus den dortigen Beständen - 
konnte. Das Wirtschaftsbild der Bahnen ließ für den Ani 
natürlich stark zu wünschen übrig: im Rechnungsjahr 19 
betrug,‘ wie wir einer Mitteilung des „Wärtschaftsdien 
(Nr. 12 vom 25. März d. J.) entnehmen, die -kilom: 3 
Roheinnahme 6009 Lire, die Betriebsausgabe 9930 Lire und 
demnach der Betriebsfehlbetrag für das Kilometer bei eine 
Betriebszahl von 165%, 3921 Lire, zu Lasten der Koloni: 
verwaltung. Diese ungünstigen Ergebnisse, die ‚eine F% 
-der wirtschaftlichen und politischen Wirren waren, 
inzwischen besseren Verhältnissen Platz gemacht, und 
besondere die Abbeförderung der landwirtschaftliche 
zeugnisse, vor allem des Getreides, hat sich befriedigend 
wiekelt, Die anfangs 1920 vollendete Bahn Tripolis Zu 


längert werden,. und man verspricht sich wesentlich! 


‘etwa 160 km von der Grenze in Gabes und hat die 1 m- 
Man will daher emen Kraftwagendienst zwi 
'Zuara und Gabes einrichten, der auch die ungenügende 


polis ist von den Italienern einer wesentlichen Ve 
rung unterzogen worden, indem der alte tumesische 
damm auf: 1300 m verlängert wurde. An weiteren öffen 
Arbeiten sind zu nennen: 1250 km Wegebauten, 1400 kı 
graphenljnien. Fernsprechlinien, Bunkensiaunee 5 
wasserversorgungen und Brunnenanlagen. IE R 
— Eine amtliche Untersuchung. der amerikanischen Eis 
Die unsieheure Steigerung der Selb: os 
des Eisenbahnbetriebes — die Betriebsausgaben der : 


‚höher als im Vorjahre — macht den Amerikanern 1 
Sorge. Der Senator Cummins, der Vorsitzende des Bu 
_ verkehrsamts, der bei der Schaffung des neuen Verke 


Eisenbahnwesen, Heft 1/2 1921) beabsichtigt daher, de 
der demnächst eine Sondertagung abhalten soll, einen 
auf eine eründliche Untersuchung der wirtschaftliche 


verkehrsamt oder durch einen besonderen Aussch B, 
dessen Leitung vorzulegen. Dabei soll namentlich d 
wickelung der Betriebskosten seit der Riekiberwel 
Eisenbahnen in den Gesellschaftsbetrieb - erörtert 
Grund für deren er, ee va 


— 


Er 


Fresken war, den Eisenbahngesellächaften ., 
es Einkommen zu gewährleisten, und dieses 
as ist die weitverbreitete Überzeugung, nicht 
cht werden, daß die Frachtsätze und, Fahrpreise 

sonstigen Gebühren der Eisenbahnen immer weiter 
erden. Es muß vielmehr — und das erstrebt der 
mmins — dafür gesorgt werden, daß die Betriebs- 
n herabgedrückt werden. Ehe man aber auf diesem 
durchgreifende Maßnahmen trifft, hält man es für 
Lage durch @eine eingehende Unter: suchung aller ein- 
en Fragen gründlich zu klären. Aus der Mitteilung 
Pläne von Cummins geht hervor, daß die amerika- 
isenbahnen sich in einer unhaltbaren Lage befinden, 
ns auch aus den sonstigen spärlichen Nachrichten, 
esem Gebiet aus Amerika zu uns drinsen, ersichtlich 
sind also für die nächste Zukunft entweder schwere 
. des amerikanischen Verkehrslebens und damit des 
andels end Wandels seines riesigen Wirtschafts- 


b% ne Hat übrigens den bisherigen rikus 
Er en und Nordwest-Eisenbahn, J. ©. Davis, der bis- 
e auch der Rechtsberater der Eisenbahnverwaltune war, als 
h£fol von J. B. Payne zum Generaldirektor der Eisen- 
Wozu er jetzt, nachdem der Staatsbetrieb in 
# inigten ash aufgehoben ist und die Eisenbahnen 
llschaften wieder zum wisenwen Betrieb und zur 
ewirtschaftung überwiesen worden Sind, noch eines 


a ‚aber. der RE Generaldisekior Me hr we 
gersohn des damalisen Präsidenten Wilson war, scheint 
dieser Posten dem ar n Möglichkeit geben 


aat SA 
Beziehungen zu den Eisenbahngesellschaften auf deren 
6 stehen, wundert man sich sehr, daß der Antrag, diese 
bewillisen, im Kongreß auf Widerstand stoßen 
nn es handle ‚sich bei der Auszahlung nur um einen 
sgleichender Gerechtigkeit. In allen sesetzgebenden 
rschaften sei aber Einstimmigkeit der Ansichten nur 
1, besonders richteten sich die Gesetzgeber immer senen 
Erwerb gerichtete Gesellschaften. Es scheint also 
in ee Vereinigten Staaten die Stimmung heftig 
„Kapitalismus“ einsenommen zu sein. Dabei 
Be die  Eisenbahnwerte die 
sind und daß a 


E Bankkreen. er wegen se rischäft. 


Ben ne auf rider ik oren von Be; 
verteilen, also sich mindestens nicht nur in den 
‚Großkapitals befinden, sondern auch der kleine 
Bee beteiligt Ist; Aber. der nenzeillohe SER 
auc 
e Klasse de Tespitslieber‘. Die Kıtiönäre der 
a-Eisenbahn erreichen z. B. die Zahl von 134000, 
etwa die Hälfte Frauen sind; die Schuldverschrei- 


L ähnlich steht es bei den anderen Eisenbahnge Se 
n. Ebenso wie in England wird deshalb in Amerika 
gemeinheit, vertreten durch die große Zahl der Aktio- 
ig der Eisenbahnen angesehen. Es liegt 

nteresse derjenieen, die aus den Eisen- 
nkünfte beziehen, daß der Eisenbahnbetrieb Über- 
gibt; ‚notleidende Eisenbahnen schaden dem Wirt- 
en insofern, als sie ıhre Aufgaben zur Förderung 
ande ls und Verkehrs nicht zu erfüllen vermögen, und 
ET SC hwerwiegendsten Folgen unwirtschaftlichen Eisen 
riebs, unter denen die den. Kapitalismus mofönden 


R =; 


am meisten leiden, ist weitgehende Arbeitslosig- 
lie, Regierung ihren Verpflichtungen ‚Kegen die 


. Betriebsmittel bau ten und ihre Sonstige 
| ergänzen, sowie Neu-, Um- und Erweiterungs- 
zunehmen, also das Wirtschaftsleben des ganzen 
zu befruchten und auch die schwebenden Schulden 
die nicht nur lästig sind, sondern auch hohe Aus- 
. Die amerikanischen Eisenbahnen sind durch 
ine sehr mißliche Lage geraten, durch wessen 
r nicht erörtert werden. Es scheint aber, daß 
gliche getan wird, um ihnen wieder aufzu- 
önnen daher mit einer gewissen Zuversicht 
twieklung der Dinge entgegensehen. 


Bere (er 


Nr. 18 
= © Rechtspflege, 


_ Veraphtöte Anzeige des Frachtverlustes eines während 
der Beförderung eingetretenen Schadens. Der.$ 438 des Han- 
delsgesetzbuches bestimmt, dab alle Ansprüche gegen den 
Frachtführer aus dem Frachtvertrag erloschen sind, wenn die 
Fracht nebst den SOnStIgEEN. Forderungen bezahlt und das Gut 
angenommen. worden ist. Ausnahmen finden statt, wenn ein 
Schaden durch amtlich ‘bestellte Sachverständige festgestellt 
ist, oder ‘wenn bei geheimen Mängeln’ die Feststellung des 
Schadens unverzüglich nach der Entdeckung; spätestens binnen 
einer Woche nach der Annahme der Ware beantragt wird. 
Nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit kann sich der 
Frachtführer auf diese Bestimmung nicht berufen. Auf 
Grund dieser gesetzlichen Bestimmungen ist ein Schadens- 
ersatzanspruch der Frankfurver Alloemeinen Versicherungs- 
gesellschaft gegen den Eisenbahnfiskus abgewiesen w orden, 
Hierbei handelt. es sich um folgendes: 

Am 3. Dezember 1917 hatte die Firma A. in Haßfurt vier 
Pakete mit je zwei Stücken Stoff zur Beförderung nach er 
lın als Expreßgut bahnamtlich aufgegeben. Jedes Paket w 
35 Kilogramm. Da die Pakete äußere Mängel nicht en 
lvıeßen, wurden sie von der Empfängerin, der Firma Herz & 
Meyer in ‚Berlin gegen Zahlung der Nachnahme anstandslos 
angenommen. Bei Öffnung. der Pakete stellie sich heraus, 
daß in jedem ein Stück Stoff fehlte, Die Empfängerin trat 
die ihr aus dem Beförderungsyertrag gegen die Eisenbahn 
zustehenden Ansprüche an die Frankfurter Allnemeine Ver- 
sicherungsgesellschaft ab, versäumte jedoch, die Peststellung 
des Schadens durch amtliche Sachverständige in der »wesetz- 
lichen Frist zu beantragen.‘ Die Versicherungsgesellschaft 
erhob Klage gegen den Preußischen Eisenbahnfiskus und 
machte geltend, daß die verlustig Segansenen Stücke entweder 
vorsätzlich von den Angestellten der Bahn oder durch grobe 
Fahrlässigkeit derselben entwendet ‚worden seien, 

Landgericht und Kammergericht Berlin haben 
die Klage abgewiesen. Ebenso hat nunmehr das 
Reichsgericht entschieden und die Revision der Klä- 
gerin mit folgenden Entscheidungsgründen zurück- 
gewiesen: „Nach 8 438 Absatz 1 HGB. (S 97 EVO.) sind alle 
Ansprüche gegen die Eisenbahn aus dem Frachtvertrage ser- . 
loschen, sobald die Fracht nebst den sonst auf dem Gute haf-' 
tenden Forderungen bezahlt und das Gut abgenommen wor- 
den ist. Von den Ausnahmen, die im Absatz 2 des $ 97 er- 
wähnd werden, könnten im vorliegenden Falle nur die unter 
Nr. 1 und 4 behandelten von Erheblichkeit sein. Nach der 
Nr, 4 werden wegen solcher Mängel, die bei der Abnahme 
äußerlich nicht erkennbar waren, Entschädigungsansprüche 
noch zugelassen, wenn der Berechtigte unverzüglich nach der 
Entdeckung und spätestens binnen einer Woche nach der Ab- 
nahme entweder schriftlich bei der Eisenbahn eine mach.$ 82 
vorzunehmende Untersuchung oder bei Gericht die Besıch- 
tigung.des Guts durch Sachverständige beantragt und beweist, 
daß der Mangel in der Zeit zwischen der Annahme und. der 
Abkieferung entstanden ist. Diese Vorschrift erachtet das 
Berufungsgericht zugunsten der Empfängerin hier nicht für 
anwendbar, weil die einwöchige Frist zur Anmeldung des 
Schadens von der 'Empfängerin nicht eingehalten worden sei. 
Diese Begründung üstı nicht zu beanstanden. In bezug auf 
die Klagebegründung von. Vorsatz und Fahrlässiskeit führt 
der höchste Gerichtshof aus, daß die Bahn allerdings für ıhre 
Leute und andere Personen haftet, deren sie sich bei Aus- 
führung der Beförderung bedient. Jedoch habe die Klägerin 
für die Beraubung der "Pakete während der Beförd» PuUng 
keinen genügenden Beweis erbracht. (Aktenzeichen: I. 285/20. 
5.2. 21.) .M.-L. 


Bücherschau. 


— Jahrbuch der Elektrotechnik. Übersicht über die wich- 
tigeren Erscheinungen auf dem Gesamtzebiete der Elektro 
technik. Unter Mitwirkung zahlreicher Fachgenossen haralz- 
gegeben von Dr. Kari Strecke T; Achter Jahrgang, das 
Jahr 1919 behandelnd. Druck und Verlag von R. Oldenbourg, 
München und Berlin 1920. Preis gebunden 42 N. 

Das zum zuverlässigen Berater gewordene Streckersche 
Sammel- und Nachschlagewerk enthält wiederum sehr be- 
merkenswerte Beiträge anerkannter Mitarbeiter. Fast durch- 
weg sind es dieselben Berichterstatter, die wir aus dem 
vorigen Bande bereits kennen; so im allgemeinen Teil. Im 
Abschnitt „Elektromaseh inenban“ ist Oberingenieur 
Dr.-Ing. Leyerer mit Beiträgen über Fragen, die auf diesem 
Gebiete allremeines Interesse haben, sowie über Gleichstrom- 
maschinen hinzugetreten.. In den Abschnitten über Kraft- 
verteilungsarten und elektrische Leitungen 
sowie über Kraftwerke und V oerteilungsanlagen 
finden wir als neuen Berichterstatter für einen Teil des Stoff- 


Nr. 18 


sebietes den Oberingenieur Joh. Sessinshaus; von ihm stammt 
ein Beitrag über ausgeführte Anlagen und Sta- 
tistik. Auf dem Gebiete der elektrischen Beleuch- 
tung, der slektrischn Fahrzeuge und Kraftbe- 
triebe und der verschiedenen mechanischen Anwen- 
dungen der Elektrizität sind in den Stab der Mitarbeiter 
aufgenommen Oberingenieur W. Schulz, der über elektrische 
Heiz- und Kochvorrichtunge n berichtet, und In- 
genieur P. Schünemann, von dem «eine kurze Abhandlung über 
elektromagnetische und elektrostatische 
Scheidung verfaßt ist. 

Für die Teile des Jahrbuchs, die über Elektrochemie 


und über das elektrische Nachrichten- und Signal- 


wesen Auskunft geben, ist Dr.-Ing. Max Schlötter mit einem 
Aufsatz über Galvyanoplastik und Galvanostegie, 
und für den letzten, Messungen und wissenschaft- 
liche Untersuchungen behandelnden Abschnitt Dr.- 
Ing. Georg Keinath mit drei Beiträgen zur elektrischen Meß- 
kunde als newer Mitarbeiter gewonnen worden. 

Nachfolgend ist aus dem reichen Inhalt des Buches nur 
einiges für den Eisenbahnfachmann Wichtige herauszehoben. 
Im Abschnitt „Woechselstromerzeuser und Synchronmotoren“ 
ist unter Hinweis auf einen von Fuhrmann allgemein ver- 
ständlich &eschriebenen, im Jahrsang 1918 (S. 353) der 
„Helios“-Zeitschrift, Leipzig, weröffentlichten Aufsatz daran 
erinnert, daß die Notwendiskeit der restlosen Ausnutzung 
aller Kraftquellen das Interesse in steigendem Maße wieder 
dem Asynchron-Stromerzeuger zugewandt hat. Bei der Be- 
handlung der Einphasen-Kommutatormaschinen ist darauf hin- 
gewiesen, daß die Frage der Nutzbremsung der Einphasen- 
Bahnmectoren nach wie vor- Beachtung verdient. Wer sich 
darüber näher unterrichten will, möge die von Monath in 
der Zeitschrift „Elektrotechnik und Maschinenbau“ (Wien) 
sesebene Übersicht über die bisherigen Verfahren studieren. 
Wichtire für den Eisenbahnfachmann sind weiter die Mit- 


Amtliche Mitteilungen der Gesckäftsführenden 


Änderung von Stationsnamen. 
Eisenbahn-Generaldirektion Dresden. Nach 
erfolgter Betriebsresselung auf den Bahnhöfen Plagwitz- 
Lindenau führt der vorm. preußische Bahnhof die Benennung 
„Plagwitz-Lindenau“, während der vorm. sächsische Bahnhof 
die Bezeichnung „Plagwitz-Lindenau Industriebf.“ erhalten 


hat. 
Erweiterung der Abfertigungsbefugnisse von Stationen. 
Südbahn-Gesellschaft. Vom 1. Mai 191 ab sind 


die Abfertigungsbefugnisse der an der Strecke Bleiburg— 
Innichen zwischen den Stationen Greifenburg und Kleblach- 
Lind selesenen Personenhaltestelle Steinfeld ım Drau- 
tale auf den Gesamtgüterdienst ausgedehnt worden. (Verg gl. 
auch die Anzeige unter „Amtliche Bekanntmachungen“ in 
dieser Nummer.) 


Amtliche Bekanntmachungen, 


1. Nachruf. 


Am 24. April d. J. verschied nach kurzer Krankheit im beinahe vollendeten 


69. Lebensjahre 


der Vorstand des Eisenbahnbetriebsamts » in Köln, 
Herr Regierungs- und Baurat Prior. 


Wir verlieren in dem Dahingeschiedenen einen Mitarbeiter, der sich 
seinen Amtspflichten mit besonderem Eifer und unermüdlicher Pflichttreue 
widmete. Sein lauterer vornehmer Charakter und sein ar Wesen 


sichern ihm bei uns ein treues und ehrenvolles Andenken. 
Köln, den 25. April 1921. 
Der Präsident 


und die oberen Beamten der Eisenbahndirektion. 


2. Eröffnung von Strecken. 
Am 3. Mai 1921 wird die normal- 


(Güter-, 


spurige Teilstrecke Leese-Stolzenau- 
Minden als Nebenbahn mit den Bahn- 
höfen Schlüsselburg (Weser), Heimsen, 
Döhren (Weser), Windheim (Weser), 


356 


Lahde und Frille für den Personen-, 
Gepäck- und Privatteleeramm- 
verkehr sowie für die Abfertigung von 
Leichen und lebenden. Tieren eröffnet, 

Ausgeschlossen ist auf den Bahnhöfen 
Schlüselburg (Weser) und Heimsen die 
Annahme und Auslieferung von Gegen- 


lich die von Regierungs- und Baurat Roudolf und von 


Zeitung des Verein PR: 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen, Mi 


teilunsen über Drehumformer, Gleichrichter und and 

Transformatoren, über Kraftwerke und Verteilungsanlageı 
Hervorgehoben seien die unter den heutigen Zeitverhältnis 
besonders beachtenswerten Beiträge von Oberingeni 
H. Bügsgıeln über Wirtschaftlichkeit in der Elektrizitäts 
sorgung :und von Ingenieur Eichel über Kraftque 
(Windkraft, Wasserkraft, Brennstoffe) und die Einrichtun 
der Kraftwerke. Die von Professor W. Kummer und 
genieur Max Schiemann abgefaßten, unter das Stichwo 
„Elektrische Fahrzeuge“ fallenden Abhandlungen und schlie 


dem Herausgeber des Jahrbuchs, Ministerialrat Professor 
Karl Strecker bearbeiteten Berichte in dem Absch 
„Eisenbahnsignalwesen, Elektrische Meß- und KRegistrie 
vorrichtungen“ verdienen vom Bahningenveur Pe 
verfolst zu werden. 

Alles in allem wird ae welcher sich über die N 4 
erscheinunsen des Jahres 1919 auf dem weitverzweigten Ge- 
biete der Elektrotechnik Aunterrichten will, in dem J ahrbuche 
alles Erforderliche auf schnellstem Wege finden. Die Stoff 4 
sliederung ist straff. Auch im vorliegenden Jahrgang kon 
aus nabeliegenden Gründen die ausländische Literatur imi 
noch nicht in dem gewünschten Umfange berücksiehtist wer- 
den; immerhin ist der Band bereits auf 223 Seiten ange- 
wachsen. Wenn es möglich wäre, das Jahrbuch jeweils n: 
Jahresabschluß etwas früher als bisher — etwa um die Mitte 
des folgenden Jahres — erscheinen zu lassen, so würde das 
Werk noch an Wert gewinnen. Sollte sich der Verkaufspreis 
in dem sinseschlasenen Tempo von Jahr zu Jahr weiten 
steigern (der Jahrgang 1919 kostet bereits 42. M gegenüber 
einem Preise von 26,40 # für den Vorjahrsband), so wird der 
Abnehmerkreis für das in seiner Art unübertroffene Strecker- 
sche Jahrbuch in der großen Masse der festbesoldeten Dee 
niker kaum zunehmen; diese müßten sich den Erwerb 
Buches letzten Endes zum Teil versagen. 


Rundschreiben der Seschäftsführenden Verwaltung 


erlassen worden: 

Nr. III 123 vom 20. April 194 an sämtliche Veran 
tungen, betreffend Einziehung der „Beiträge zur Bestreit 
der Kosten des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltı n 
(abgesandt am 2. Mai d. J.); 

Nr. IV 72. vom 25. April.1921 an de Vereiniver 
die im I. Vierteljahr 1921 zahlpflichtige Bekanntmachun ) 
in der Vereinszeitung erlassen haben, betreffend Kost | 
Bekanntmachungen in der Vereinszeitung (abgesandt am = 
30 Aprıl dd): 

Nr. VI 3 vom 16. April 1921 an die Venen 
und die vereinsfremden Bahnen, die Drucksachen des Ve: 
bezosen haben, betreffend Kosten für gelieferte Drucksac 
des Vereins (abgesandt am 2,.'Ma1.d.:J.). 


ständen, zu deren Ver- a Enil. 
«ine feste Rampe erforderlich ist. | 
Annahme und Auslieferung von Sp E 
stoffen ist auf allen vorgenanl 
Bahnhöfen ausgeschlossen. 3 
Die Züge ae, nach den besonder 
veröffentlichten Fahrplänen verkehrer 
Für die neue Bahnstrecke haben Gül 
tigkeit: die Eisenbahn-Bau- und 
triebsordnung vom 4. November 1 
und die Eisenbahn-Verkehrsordi 
vom 23. Dezember. 1908. 3 io 
Über die Höhe der Tara 
die Dienststellen Auskunft. 4 
Hannover, den 3. Aprıl IT zz \ 
Eisenbahndirektion 


Am 3. Mai 1921 wird die nom 
spurige Teilstrecke _Vietze (Hann. 
Plockhorst der. Nebenbahn, Celle- 1 
schweig als Niebenbahn mit dem 1 
hofe 4. Kl. Eltze (Kr. Peine) und de 
Bahnhof 3. Kl. Plockhorst für den Pe: 

| 


(478) 


sonen-, Güter-, Gepäck- und P: 
teleerammverkehr sowie für die 
- fertigung von Leichen und le 
Tieren eröffnet. _ % | 


I een ist auf dem Bahnhofe 
4. Kl. Eltze (Kr, Peine) die Annahme 
und Auslieferung von Ge genständen, zu 
deren Ver- und Entladung wine Rampe 
erforderlich ist. Die Annahme und 
Auslieferung von Sprengstoffen. ist auf 
beiden Bahnhöfen ausgeschlossen. 
Die Züge werden nach den besonders 
veröffentlichten Fahrplänen verkehren. 
Für die neue Bahnstrecke haben Gül- 
en die Eisenbahn-Bau- und Be- 
jebsordnung vom 4. November 1904 

und die Eisenbahn-Verkehrsordnung 
‚om 23. Dezember '1908. 

Über die Höhe der Tarifsätze geben 
die Dienststellen Auskunft. (505) 
Hannover, den 25. April 1921. 
“ . Eisenbahn: direkti Ion. 


3. Erweiterung der Ahfertigungs- 
befugnisse von Stationen. 


Südbahn-Gesellschaft. 

Ab 1. April 1921 wurden in der an 
er Strecke Bleiburg-Innichen zwi- 
schen den Stationen Greifenburge und 
K eblach-Lind gelegenen ‚Prerisonen- 


bfertigungsbefugnisse auf den Ge- 
imtgüterdrenst mit Ausnahme der 
Aufgabe und Abgabe von Sendungen 
lebender Tiere erweitert. Mit Gültig- 
e* eit vom 1. Mai 1921 werden nunmehr 
lese Befugnisse auch auf die Auf- 
e und Abgabe von lebenden Tieren 
Sedehnt. Die Fracht wird unter Zu- 
ndelesung der im Kilometerzeiger 
die Linien der Südbahn-Gesellschaft 
Sewresenen Entfernungen und der 
ührenberechnungstafieln im Güter- 
‚ Teil II, der Südbahn-Gesellschaft 
echnet. 

m übrigen eelten dıe allgemeinen 
lementarischen und tarifarischen Be- 
stimmungen. se 3) 
R ien, am 18. April 1921. 

» —_ _  Betriebs-Direktion- 

— der Südbahn-&esellschaft. 


| 4. Güterverkehr. 


Ergänzung unserer Bekannt- 


ie vom 18. d. M. weisen wir. 


f hin, daß die Erhöhung der dies- 
itigen Entfernungszuschläge abi. Juni 
‚ J. teilweise auch auf den Güterver- 
hr mit den Stationen der Gernrode- 
zgeroder Eisenbahn übergreift. 
Yordhausen-Wernigeroder Eisenbahn. 
Die Direktion. . (483) 


- Be nechaftliches Heft CIb 
 maiffateln usw.). — Tiv. 200. 
t Gültigkeit vom 1. Mai 1921 ab 
rden die im Abschnitt III bei Zoll- 
= sb. Worms angessebenen Über- 
5. ebihnensätze von 10 Pf. erhöht 
auf 30 Pf. Eingeführt wird eine Min- 
tgebühr, die für den Wagen 30 M 
rägt,. Ferner werden vom 1. Mai 
221 ab im Verkehr mit der Station 
eisach der Kaiserstuhlbahn keine 
ichtzuschläge mehr erhoben. Nähe- 
enthält die am 2. Mai 1921 erschei- 
de Nummer des Tarifanzeigers. Das 
aldıse Inkrafttreten der Erhöhun- 
gründet sich auf die vorüber- 
ende Änderung des $ 6 der Eisen- 
rahssordnune: (R.-G.-Bl. 1914, 


Güterabfertigungen sowie 
nnktehüro, hier, Bahnhof 
xanderplatz. (488) 
rlin, den 98, April 1921. 
er  Eisenbahndirektion. 


2 


dB — Auskunft geben auch die ' 


Frachtbereehnung für stickstoffhaltige 
Düngemittel. 

Die durch Bekanntmachung vom 
31. März 1921 veröffentlichte Veergün- 
stigung für stickstoffhaltige Dünge- 
mittel wird mit sofortiser Gültiekeit 
auf Ammoniak-Kali- Superphosphat aus- 
gedehnt. 

Auskunft geben die beteiligten "Güter- 
abfertigungen sowie das Auskunfts- 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 

Berlin, den 29. April 1921. (510) 

Eisenbahndirektion. 


Gemeinschaftliches Heft CIb 
(Stationstariftafeln usw.) — Tiv. 200. 

Mit Gültigkeit vom 1. Juni 1921 ab 
werden. die im’ Verkehr mit den Bahn- 
höfen der Lokalbahn Reutlingen- 
Enrinsen (Achalm) zu erhebenden 
Frachtzuschläge erhöht. 

Näheres enthält die am 2, Mai 1921 
erscheinende Nummer des Tarifan- 
zeigers. Auskunft geben auch die be- 
teilisten Güterabfertieungen sowie das 
Auskunftsbüro, hier, Bahnhof Alexan- 
derplatz. - (481) 

Berlin, den 27. April 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Pfälzisch-Württ, Güterverkehr. 
Mit sofortiger Gültiekeit wird. der 
Ausnahmetarif 6 für Steinkohlen usw. 


auf Sendungen von den Wasserum- 


schlagstellen Maximiliansau und Speyer 
Hafen aussedehnt. (480) 
Stutteärt, den 22. April 1921. 
Eisenbahn- Generaldirektion. 


a) Deutscher Eisenbahn-Gütertarif, 
Teil II, Heft CIb, 
b) Staats- und Privatbahn-Tiertarif, 
Teil LI. 

Am 1. Juni 1921 treten ° erhöhte 
Frachtsätze im Voeerkehr mit den Güter- 
nebenstellen Wittdün (Amrum) und 
Wyk (Föhr) in Kraft. 

Das alsbaldige Inkrafttreten gründet 


sich auf die vorübergehende Änderung 


des & 6 der Eisenbahn-Verkehrsordnung 

(R.-G.-Bl. 1914, 8. 455). (476) 
Altona, den 25. April 1921. 

Eisenbahndirektion, ’ 

namens der Verbandsverwaltungen. 


a) Deutscher Eisenbahn-Gütertarif, 
Teil II, Heft CIb, 
b) Staats- und Privatbahn-Tiertarif, 
Teil I. 

"Am 1. 6. 1921 tneten erhöhte Mindest- 
beträge der Anstoßfrachten im Güter- 
verkehr mit den Güternebenstellen 
Keitum (Sylt) und Westerland (Sylt) 
in Kraft. 


Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- . 


höhung gründet sich auf die vorüber- 
gehende Änderung des $ 6 der Eisen- 
bahn-Verkehr, sordnung (R. 6. -Bl. 1914, 


S.. 455). 
Nähere Auskunft erteilt unser Ver- 
kehrsbüro. i (485) 
Altona, den 26. April 1921. 


Eisenbahndirektion, 
namens der Verbandsverwaltungen. 


- Bayerisch-Württembergisch-Badischer 


Tierverkehr. 
Pfälzisch-Bayerischer Tierverkehr. 
Mit Wirksamkeit :vom 1. April 1921 

sind die besonderen Sätze für die Be- 
förderung von Pferden in Bahn- 
stallungswagen auf den bayeri- 
schen Strecken erhöht worden. 
Nähere Auskunft bei den beteiligten 
Dienststellen. 5 (477) 
München, 23. April 1921. 
Tarifamt beim Reichsverkehrs- 
ministerium, Zweigstelle Bayern. 


Ne, 18 


Ausnahmetarif für verschiedene Futter- 


mittel sowie für Stickstoff-Düngemehl. 


j fv. 2e. 

Mit Gültigkeit vom 1. Juli 1921 tritt 
der Ausnahmetarif bezüglich der unter 
Zaffer 1—4 seines Warenverzeichnisses 
ssenannten Futtermittel außer Kraft. 
Auskunft geben die beteilisten Güter- 
abferigunsen sowie das Auskunftsbüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. (509) 

Berlin, den 26. April 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Gemeinschaftliches Heft CIb 
(Stationstariftafeln usw.) — Tfv. 200. 
Mit Gültiekeit vom 1. Juni 1921 ab 
werden die ım Verkehr mit den Bahn- 
höfen der Nordhausen-Wernigeroder 
Eisenbahn zu srhebenden Frachtzu- 
schläge ermäßigt. Näheres enthält die 
am 2. Mai 1921 verscheinende Nummer 
des Tarifanzeisers. Das alsbaldige In- 
krafttreten der Erhöhungen sründet 
sich auf die vorübergehende Änderung 
des $ 6 der Eisenbahn- Verkehrsordnung 
(R.-G.-Bl. 1914, Seite 455y. — Auskunft 
&eben auch die beteilisten Güterabferti- 
sungen sowie das Auskunftsbüro, hier, 
Bahnhof Alexanderplatz. (493) 
Berlin, den 26. April 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Bayerischer Lokalbahn- Sehnittarif vom 
1. April 1921. 
I. Es sind auf Seite 9 bei Auers die 
zwei Sterne 
auf Seite 19 bei Taferl und 
auf Seite 20 bei Weiler (Alleäu) 
die Raddruckangaben von 6250 ke und 
die zwei Sterne ** und die dazuzehö- 
renden Fußnoten auf den Seiten 9, 19 
und 20 zu streichen. 
II. Auf Seite 14 ist bei Kleinschlep- 
pen zu ergänzen: [OR, St bed, W]. 
München, 80. April 1921. (502) 
Tarifamt beim R. V. M. 2. B. 


Wechselverkehr Sachsen-Bayern 
rechtsrh. Netz, Tarifheft 7B. 

Am 1. Mai 1921 wird die Station 
Obermenzins einbezosen. Die Tarif- 
entfernungen werden gebildet durch 
Anstoß von 4 km an die Entfernungen 
für München-Laim, . (496) 

Dresden, am 29. April 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion, 
als »eschäftsführende Verwaltung. 


Badischer Gütertarif. 
Wechselverkehre deutscher 
Eisenbahnen, Heft C Ib, Teile II 
des deutsch-schwedisch- nor- 
weeischen und des deutsch- 

dänischen Gütertarifs. 

Die in den obengenannten Tarifen 
enthaltenen Bestimmunsen und Tafeln 
über die Erhebung von Währungs- 
zuschlägen werden mit Gültieskeit 
vom 1. Mai 1921 aufgehoben und durch 
Bestimmungen und Tafeln über die 
Erhebung von; Auslandszu- 
schlässen ersetzt. 


Die Zuschläge für den Übergangsver- 


kehr mit Singen (Hohentwiel) und Kon- 
stanz werden nicht mehr ersetzt. Die 
newen Zuschläge für die Stationen auf 
schweiz. Gebiet und Waldshut Über- 
gang sind gegenüber den. bisherigen 
Währunsszuschlägen teilweise ermäs- 
siegt. Die Anwendungssbestimmungen 
für die Auslandszuschläge entsprechen 
im allgemeinen den Bestimmungen überg 
die Währunsszuschläge. 3 

Näheres in unserem und im preu- 
Bisch-hessischen Tarif- und Verkehrs- 
anzeioer. 

Karlsruhe, den 28. April 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


Nr. 18 


— 


 Zeitu ung eier 
Deutsche Bisenbahnverw 


Am 1. Mai 1921 treten zu dem 
Gütertarif und zu dem Tiertarif für 
den Binnenverkehr der Saarbahnen die 
Nachträse 2 in Kraft, die neue Fracht- 
sätze und Nebensebühren in Franken 
und Centimen enthalten, 

Die Nachträge können zum Preise 
von 0,99 Franken (Gütertarif) und von 
0,50 Franken (Tiertarif) 
mittluns der Abfertisunsen käuflich 
bezogen werden 

Nähere Auskunft erbeilt auf Voerlan- 
een unser Verkehrsbüro. (504) 

Saarbrücken, den 26. April 1921. 

Eisenbahndirektion des Saargebiets. 


Bayerischer Lloyd Schiffahrts- 
Aktiengesellschaft. 


- Güterverkehr nach Belgrad. 


Mit sofortiger Wirksamkeit bıs auf 
weiteres wird im Güterverkehr nach 
Belsrad den Bestimmungen des Güter- 
tarıfes „emäß die Versicherung von 
Mehrwerten sesellsehaftlicherseits über- 
nommen sowie die Überweisung von 
Frachtgebühren zugelassen. 

Nachnahmen sind unzulässige. 

. Die bei der Ausladung der Sendungen 
in Belgrad erwachsenden Mehrkosten 
werden „sesondert berechnet. (487) 

Regensburg, den 20. April 1921. 


Eisenbahn-Gesellschaft Greifswald- 
Grimmen, 

Zum 1. Juni 1921 erscheint zum Be- 
sonderen Tarifheft B für den Binnen- 
werkehr der Greifswald-Grimmener 
Eisenbahn der Nachtrag I. Durch 
diesen Nachtrag werden die durch An- 
wendung der Abrundunsssrundsätze 
der BReichseisenbahn eintretenden Er- 
höhunsen durchgeführt. Die Abkür- 
zung der Veröffentlichungsfrist grün- 
det sich auf die vorübergehende Außer- 


- kraftsetzung des $ 6 der Eisenbahn- 


< 


Verkehrsordnung. 
Nähere Auskunft 
verwaltung in Tribsees. 
Grimmen, den 25. April 1921. 
Die Direktion. 


erteilt die Bahn- 
(491) 


Eisenbahn-Gesellschaft Stralsund- 
Tribsees. 
Zum 1. Juni 1921 erscheint zum Be- 
sonderen Tarifheft B für den Binnen- 


verkehr der Stralsund-Tribseer Eisen- 


bahn der Nachtrae I, enthaltend Er- 
höhunsen der Beförderungspreise des 
Personenverkehrs. Die Abkürzung der 
Veröffentlichungsfrist gründet sich auf 
die vorübergehende Außerkraftsetzung 
des S6-der Eisenbahn-Verkehrsordnung. 

Nähere Auskunft erteilt die Bahnver- 
waltung Tribsees. 

Stralsund, den 25. April 1921. 

Der Vorstand. 


5. Personen- und Güterverkehr. 


Süddeutsche Eisenbahn-Gesellschaft. 
Hessische Bahnlinien. 
Am 1. Juni ]l. J. erscheint ein neuer 
Tarif unter Aufhebung des Binnentarifs 
für die Hessischen 
Privatbetrieb vom 15. Oktober 1911 
nebst Nachträgen (Nr. 188 des Tarif- 
verzeichnisses). Die Abweichungen 
gegen $ 2 (8) und $ 6 (5) E.V.O. sind 
senehmigt worden. (508) 
Darmstadt, am 1. Mai 1921.. 
Süddeutsche Eisenbahn-Gesellschaft. 
Die Direktion. 


= Herausgegeben im Auftrage des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen 
von dem verantwortlichen Schriftleiter, Geh. Oberregierungsrat Dr. v. Ritter in Berlin. 
Für den Anzeigenteil verantwortlich F. Luckhardt, Berlin SO. 26. 
Verlag von Julius Springer in: Berlin W, — Druck von H. 8. Hermann & Co. in Berlin SW. 


dureh Veer- ° 


(490) 


Nebenbahnen im - 


Süddeutsche Eisenbahn-Gesellschaft. 
Badische Eisenbahnlinien: 
Breetalbahn, Kaiserstuhl- 
bahn und Zell- Todtnauer 
Eisenbahn. 

Am 1, Juni l. J. erscheint ein neuer 
Binnentarif, durch den der „Gemein- 
same Binnentarif“ für die Linien vom 
1. April 1910 mebst Nachträgen außer 
Kraft tritt. 

Die Abweichungen s„egen $ 2 (8) 
und 8 6 (5) E.V.O. sind genehmigt. 

Darmstadt, am 1. Mai 1921. (507) 

Süddeutsche Eisenbahn-Gesellschaft. 

Die Direktion. 


Mit Gültigkeit vom 1. Mai d, J. kommt 


zum Binnentarif der Gera-Meuselwitz-' 


Wuitzer Eisenbahn der Nachtrae X zur 
Einführuns, - Durch diesen Nachtras 
treten Änderungen im Personen- und 
Expreßgutverkehr sowie der Bahnhofs- 
und Anschlußfrachten in Kraft. Nähere 
Auskunft erteilt die unterzeichnete 
Direktion. ; 484 
Gera, den 28. April 1921. 
Gera-Meuselwitz-Wuitzer 
Eisenbahn- Aktien eesellschaft. 
Die Din»ektion. 


Badisch-Württembergischer 
tarif, 
Mit Gültiekeit vom 1. Juni 1921 er- 
scheint Nachtra«e IV zum Heft A und 
Nachtrax VI zum Heft B. (498) 
Karlsruhe, den 28. April 1921. 5 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


r 


Personen- 


Badisch-Bayerischer Personentarif. 
Mit Gültigkeit vom 1. Juni erscheint 
Nachtrag III, enthaltend Änderungen 
von Bestimmungen und Erhöhung der 
Persomenfahrpreise, = 499 
Karlsruhe, den 28. April 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion, 


6. Personen- und Gepäckverkehr. 


Personen- und Gepäcktarif Teil II der 
ehemal. Preuß.-Hess. Staatsbahnen. 
Am]. Juni d. J. tritt der Nachtrag VI 


in Kraft. Er enthält Preiserhöhungen 
für Zeitkarten (Monatskarten usw.) und 
außerdem neues Tarifbestimmungen. über 
die Ausgabe von Zeitkarten, insbe- 
sondere von Schülermonatskarten. Die 
Geschwisterschülerkarten werden am 
1. Juni aufgehoben. (482) 
Erfurt, den 26. April 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Binnen- u. Wechsel-Personen-, Gepäck-, 
Güter- u. Tierverkehr der Halberstadt. 
Blankenburger Eisenbahn. 

Vom 1. Mai 1921 bis auf weiteres wird 
der Betrieb auf. der Strecke Derenburg- 
Minsleben eingestellt; die Stationen 
Minsleben Dorf und Silstedt werden 
während dieser Zeit für den Gesamt- 
verkehr seschlossen. 

Im Verkehr mit unseren übrigen Sta- 


tionen scheidet vom 1. Mai d. J. ab der » 


Bahnweg Derenburg-Minsleben für Be- 
förderung sowie für die Fahrgeld- und 
Frachtberechnung aus. 
Blankenburg (Harz), 28. April 1921. 
Direktion (494) 
der Halberstadt-Blankenburger Eisen- 
bahn-Gesellschaft. 


und Gepäcktarif. 


re vom 1. Juni 1921 ein u. 
trag zum diesseitigen Binnen-Pers 
Durch diesen N 
trag werden die Fahrpreise teil 
erhöht. j 
Nähere Auskunft erbeilt die unt 
zeichnete Direktion. 
Neuhaldensleben, den 98, April 192 
Die Direktion RT. 
der Neuhaldensleber Eisenbahn, 


u 


Thüringische Nebenbahnen. 
Am]. Juni 1921 erscheint zum B 
nen-Personen- und Gepäcktarif, Teil 
(Nr. 2192 des Tarifverzeichnisses) 
Nachtrag 5, mit welchem neben so 
&en Änderungen auch Tariferhöhungen 
zur Durchführung kommen. 
Berlin, den 30, April 1921. 3 
Centralverwaltune für Sekundärbahr n 
Herrmann Bachstein. 


Meppen-Haselünner Ben 

Am 1. Juni 1921 werden die . 

preise im Personenverkehr ‚erhöht. I 

dem gleichen Tage tritt eine Änderu 

des Binnentarifs in Kraft. Bi: 

Meppen, den 26. April 121. 
‚ Der Betriebs-Direktor. 


Brandenburgische Städtebahn-A i 
gesellschaft. 
Wie bereits im März d. J. bekan 
geneben, treten im diesseitigen Bin 
Personen- und Gepäckverkehr mit 
tiekeit vom 1. Juni d. J. Erhöhu: 
der Fahrpreise sowie ‘der Frachtsä 
für Gepäck und Expreßgut ein, 
gleichen Tage’ an werden die Mar) 
fahrkarten und die Familienfahrka 
aufgehoben. Genehmigung gemäß $ 
der Eisenbahn-Verkehrsordnung 
erteilt. = 

Berlin, den 29. April 1921. 
-—. Die Direktion. 


Neubrandenbur s-Friedländer Eisenba 
Am 1. Juni 1921 erscheint 
Binnen-Personen- und Gepäcktarif, 
II der Nachtrag IV, mit welch: 
Tariferböhunsen zur Dwurehführ 
kommen, Näheres durch die beteil 
Dienststellen. 
Berlin, den 27. April 1921. 5 
Centralverwaltune für Secundärb 
Herrmann Bachstein. 


Binnen-Personentarif der Lausi 
Eisenbahngesellschaft. 

Mit Gültigkeit vom 1. Juni 1921 

langt unter Aufhebung des bisherig 

Tarifs nebst Nachträgen. ein  Meu: 

Tarif zur Ausgabe, womit Erhöhung 
der Beförderunaspreise verbunden 

Sommerfeld, 26. April 1921. er 7 

Direktion - 

der Lausitzer Eisenbahngesellse: 


7. “Offene Stellen. 


Die Stelle eines a. 
möglichst bald zu besetzen. Biesold 1 


benslauf und Zeugnissen an die 
Direktion. der (Westfälischen. Lande - 
‘ Eisenbahn, BE 


Vs 
» 


k 
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_ Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 
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Nr: 19. 


f. inanzielle Neckarkanals. 


zei zur Wiedergesundung der 6 
Österreich: 
a eslene, bürserlichen 


Berlin, den 12. Mai 1921. 


Deutschland-Sch weiz. 


Schutz der "staats- 
Freiheitsrechte. — 


LXI. FIRE 


Inhalt: 


— Luftverkehr Neue elektrische Lokomotiven für 
die schwedischen Staatsbahnen. — 
Entwürfe für Bauarbeiten in der 
Nähe von Seen. — Einstellung der - 


Velandlunz des Teilvorsnschlares Verbesserungen im, Eisonbahnver- | schwedischen _Siastsbahnen, = 
_ Nato Be u aarechehen niederösterveichischen Landesbah- a Be Neue 
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ee ee nt 
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 Frachtstundung AREER Diasmenen lung. — Beratungen im Handels- lose Fernsprecher im Zuge in Ame- 
Eis enbahnsebühren im Saargebiet. minisberium über die Wirtschafts- rika. — Beraubung der Postzüge in 
Te : krise. — Die Orlientmesse. Chicaso. — Die Kanadische Pa- 


— Neues Verbindung München- 
_ Hamburg und. Bremen. — Die Ver- 
_ kehrslage im Ruhrgebiet. — 


Südslawisches Gebiet: 


= cifiec-Eisenbahn im Jahre 1920. — 
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a des Unternehmens, letzterer seine Betriebs- 
- darstellt. Ein angemessener Bruttogewinn ist die 
mesizung für eine 2 ueeude a luer „des 


Mecklenburg: Der Betriebskoeffizient der Eisenbahnen. Es 
3 a 2 

100 nen, | 
also: Ze an .(E—-A) = = 100. [ n) 


- K.- 
In die Formel ist ‘der Wert Er die Betriebszahl, 2 Dezi- 


- Der Reichseisenbahnen finanzielle Aussichten. 
Korn Regierungs- und Baurat Dr. Tecklenburg, 


verfehlt, entweder aus dem Grunde, weil das in ihm festge- 
legte Kapital zu hoch ist, um die durch das Untermehmen zu 
erschließenden Einnahmequellen einen Ertrag erbringen zu 
lassen, oder aus dem Grunde, weil bei einem an sich ange- 
messenen Anlagekapital doch die erwarteten Einnahmequellen 
nicht oder nicht in ausreichendem Maße haben erschlossen 
werden können. 

Die deutschen Eisenbahnen, von denen hier die fünf größten 
Verwaltungen zum Vergleich herangezogen werden sollen, 
waren vor dem Kriege in dieser Beziehung auf sehr ver- 
schiedene wirtschaftliche Grundlage gestellt. Allen anderen 
voran stand Preußen-Hessen, das in seinem günstigsten Jahre, 
im Jahre 1912, einen Bruttogewinn von 20,5% erreichte; seit 
dem Jahre 1890, wo es mit 13,6 % arbeitete, hatte es sth in 
gleichmäßigem, nur durch die Schwankungen der Wirtschafts- 


 konjunktur  beeinflußtem Steigen zu diesem Höhepunkte 


hinaufgeschwungen. Ihm zunächst kam Sachsen, das im Jahre 
1890 mit 12,9% noch nahezu den preußischen Standpunkt 
innehatte, in der Steigerung aber jenem nicht gleichkam und 
als Höhepunkt im Jahre -1902-16,8 % ‚erreichte, sodann Bayern, 
das von 9,8 auf 14,1 stieg, Baden mit einer Steigerung von 
9,9 auf 13,0 und Württemberg mit Werten von 7,0 bis zum 
Höchstwert von 11,2. 
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Deutscher Biöabehnrerwaltungen. 


Versucht man den Gründen für diese Verschiedenheit nach- 
zugehen, so empfiehlt es sich, den. Bruttogewinn. nicht als 
das Verhältnis der Gesamteinnahmen zu dem Gesamtanlage- 
kapital, sondern als das der -kilometrischen Einnahmen zu den 
kilometrischen Anlagekosten zu deuten. Die nachstehende 
Tabelle enthält diese Zahlenangaben für die Jahre 18% und 


| A 
Jahr Kim Ekm = .100 | S 1— E 2 
1890 | 257.000 134985 13,6. | 60,43 39,57 | 5,39 
Preußen. ..... > 315000 |64504| 205 | 65,60 | 34,40 | 7,04 
RE 1390 307000 130520 9,9 | 59,0 , 41,0 | 4,07 
aaa 1912| 510000 |66423| 13,0 | 69,12, 30,88 | 4,02 
en 1890 | 235000 |23042) 9,8. | 55,4 | 44,6 | 4,39 
re 1912| 278000 [39239 141 | 67,49 | 3251| 4,59 
a [1890 280.000 1357931 189 _| 60,7 | 39,3 | 5,02 
DADHERB N 1912 360000 160480 168 | 73,301 26,70 4,48 
i 1890| 308000 [21000 7,0 1621 | 37.9 | 262 
Württemberg. {1919 395000 |44076| 112 | 69,84| 30.16 | 3,37 


1912, wobei auch die für die spätere Untersuchung noch er- 


forderlichen Werte = (2) und die Rente z) mit angegeben 


sind. 

Die Zahlen lassen klar die Gründe der abweichenden Er- 
gebnisse erkennen. In den Ergebnissen Preußens kommen 
seine großen wirtschaftlichen und geographischen Vorzüge 
zur Erscheinung: Es hat teimen sehr starken. Verkehr auf ver- 
hältnismäßig billig erbauten Bahnen. Zwar wird es in der 
Verkehrsstärke noch übertroffen von Baden, das aber für den 
Ausbau seines Netzes ganz erheblich größere Mittel hat auf- 
wenden müssen. Geringere Anlagekosten als Preußen hat 
andererseits Bayern, dessen wesentlich geringerer Verkehr 
diesen Vorteil jedoch wieder aufzehrt. Selbstverständlich sind 
es nicht allein die geographischen und wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse des Landes, die die Höhe des Bruttogewinnes be- 
stimmen; mitbestimmend sind hierbei auch die Zusammen- 
- setzung des Bahnnetzes, insbesondere sein Ausbau durch 
Lokal- und Nebenbahnen, die gesamte, bisher verfolgte Eisen- 
bahnpolitik. Dies. macht auch die Ergebnisse von Sachsen 
erklärlich, das im allgemeinen sonst pecht günstige Voraus- 
setzungen aufzuweisen hat. Am ungünstigsten ist Württem- 
berg daran, was ja auch ohne weiteres durch die geographi- 
schen und Verkehrsverhältnisse seines Landes begründet ist. 

Durch die Verreichlichung der preußischen Bahnen findet 
eine Verschmelzung statt, ein Ausgleich der verschiedenen 
wirtschaftlichen Verhältnisse zu gemeinsamem Wirtschafts- 
ergebnis. Wäre sie bereits vor dem Kriege auf Grund des 
Anlagekapitals und unter den damaligen Geldverhältnissen 
erfolgt, so hätte der Bruttogewinn der Reichsverwaltung einen 
Stand annehmen müssen, der geringer als der Preußens und 
höher als der der ungünstigen Länder gewesen: wäre, und da- 
mit wäre die Grundbedingung für die Bente zuungunsten der 
preußischen Verhältnisse verschoben worden. 

Die im Kriege und in der Nachkriegszeit eingetretene Wert- 
revolution hat nun völlig veränderte Verhältnisse geschaffen. 
Die deutschen Bahnen sind vom Reich übernommen worden 
für eine Summe, die man auf etwa 38,5. Milliarden Mark. be- 
messen kann. Da ihr früherer statistischer Anlagewert nur 
etwa 18 Milliarden. betrug, ist also scheinbar eine starke Über- 
bezahlung eingetreten, und in der Tat wird nicht selten in der 
Presse der Vorwurf laut, die Reichseisenbahn sei überkapita- 
lisiert und daher von vornherein. zu unzureichender Ertrag- 
fähigkeit verurteilt. Auf den Kilometer Betriebslänge be- 
rechnet, stehen allerdings die Anlagekosten jetzt mit rund 
725 000 AM zu Buche, weit über das Doppelte der früheren Be- 
träge für die preußischen, bayerischen und sächsischen Bahnen. 
Es darf aber nicht übersehen werden, daß auch an diese Werte 
jetzt ein ganz anderer Maßstab gelegt werden muß wie früher, 
Ebenso wie ja auch an die Einnahmen infolge der Geldent- 
wertung «in anderer Maßstab gelegt wird. Die Einnahmen 


der Reichsbahn en nach A Eintssalwenf auf mn 


‚ausmacht. 
‚gewesen ist, wird sich bald herausstellen, wenn erst Teil- 


27,6 Millarden geschätzt, was auf den. Kilometer etwa 520000 M 
Ob diese Schätzung nicht etwas zu ei 


ergebnisse des neuen RBechnungsjahres vorliegen, Aber auch, 
wenn die voraussichtlichen Einnahmen aus dem Güterverkehr 
auf nur 18 Milliarden Mark angenommen werden, so ergibt 
sich immerhin eine Gresamteinnahme von rund 24,1 Milliarden 
Mark, auf den Kilometer von rund 450000 4. Der Brutto- 
gewinn, mit dem die Reichseisenbahnverwal- 


tungauchbeidieserungünstigeren Einnahme 


schätzung wird rechnen können, beläuft sich 


also auf rund 68%. Dieser Betrag erscheint gegen die 


früheren Verhältnisse, wo das günstigste jemals von seiner 
Einzelverwaltung erzielte Ergebnis nur 20,5% betrug, auf den 
ersten Blick ganz außerordentlich hoch, findet aber seine Er- 


.klärung darin, daß bei dem Übernahmepreis von 38,5 Milliarden. 


die Entwertung des Geldes in ungleich geringerem Maße an- 
gerechnet wurde, als sie bei den jetzigen Preisen der Eisen- 
bahnen und ihren Einnahmen zum Ausdruck kommt. Die 
Reichsverwaltung hat ihre Eisenbahn fast zum Goldwert er- 
worben, während sie jetzt für ihre "Leistungen die Mark zum 
Papierwer; berechnet. Damit ist den Reichseisenbahnen eine 
durchaus solide, für die Zukunft Erfolg a Grund 
lage geschaffen. 


Nun ist die Höhe des Brutiogewinnes keine ee 
Sie unterliegt wie alle Wirtschaftsfaktoren des Eisenbahn- 
unternehmens vor allem dem Einfluß, den die gesamten wirt- 
schaftlichen. Verhältnisse ausüben. Und dies aus dem Grunde, 
weil sie in erster Linie von der Gestaltung der Einnahmen 
abhängt. Zwar ist auch die zweite sie bestimmende Größe 
des Anlagekapitals keine gleichbleibende. Selbst in den 
heutigen Zeiten, wo die Verwaltung auf weitestgehende Spar- 
samkeit: bedacht sein muß, wird sie sich der Notwendigkeit 
des planmäßigen weiteren Aufbaus nicht verschließen dürfen, 
und dies wird ein ständiges Wachsen. des Anlagekapitals mib _i 
sich bringen. In der Vorkriegszeit war das Anwachsen — auf 
das Kilometer Bahnlänige berechnet — mit etwa 30- "bis 40.000 wu 
Mark in zehn Jahren anzusetzen; jetzt, wo diese Aufwendungen 
in Papiermark zu berechnen sind, wird die Steigerung dem- ‚ 
entsprechend eine vielfach höhere sein. Für das Wirtschafts- 
ergebnis darf dies aber nicht von nachteiligem Einfluß sein, 3. 
sofern die aufzuwendenden Mittel wirtschaftlich richtig ange- 
ne werden. Denn gece wirtschaftlich. ed AUSOWER 


none 


oder dem Zecke dem ae Verkehr und Betrieb = 
billigene Betriebsmögliehkeiten zu bieten. Sie darf also eine 
Verringerung des Bruttogewinnes nicht, oder doch nur bei. 
gleichzeitiger Verbesserung der Betriebszahl zur Folge haben. 

Bei Beachtung dieser Gesichtspunkte ist also nicht zu. eI- 
warten, daß der Bruttogewinn. von seinem hohen Stand, der 
durch den Übernahmepreis und in den derzeitigen. Einnahmever- 
hältnissen. gegeben ist, heruntergehen wird, und damit bleibt 
dem Unternehmen seine gute wirtschaftliche Grundlag 
Selbstverständlich gelten alle diese Betrachtungen nur für den 
Fall, daß keine neue völlige Wertrevolution eintritt, daß di 
heutigen Geldverhältnisse annähernd, so wie sie sind, fü 
einige Zeit unverändert bleiben. Nähert sich jedoch später - 
einmal EL, die Mark ihrem früheren. Rey dans u 


aller Preise, auch der eng "Dann wird. an 
Bruttogewinn zwar im selben Verhältnis verringtert, 
dann wird der andere Faktor der Wirtschaftsformel Seine: = 
fluß geltend machen und das Gesamtergebnis nicht ungü 18 
werden lassen. { BEER re ? 
ar die, Vor tung 


Dieser zweite Faktor, 1 — ist es, 


A 
EP 
zurzeit noch mit recht großen. Sorgen erfüllen muß. 


Verhältnis der Betriebsausgaben zu den Einnahmen & 


er x + ’ ” — 


szahl, hat in der Nachkriegszeit eine geradezu er- 
nd ungünstige Gestaltung angenommen und im Jahre 
e Höhe von 170% erreicht. In der Vorkriegszeit war 
Verhältnis der Betriebszahl zu dem Bruttogewinn im all- 
einen derart, daß in günstigen Jahren. eine den Veerhält- 
sen angemessene Verzinsung des Anlagekapitals erzielt 
de, wobei jedoch in deren Höhe die Veerschiedenartigkeit der- 
der zur Geltung kam. Zwar ist es eine allen Verwaltun- 
eigentümliche Erscheinung, daß die Betriebszahl im Laufe 
‚Jahre die Neigung zu einer allmählichen Verschlechte- 
: © zeigte, innerhalb dieser allgemeinen Neigung zum 
en unterworfen dem Einfluß der schwankenden Wirt- 
ehaftskonjunktur. Den Ausgleich für die ständige Ver- 
Eeerung der Betriebszahl aber brachte der allenthalben 
ende Bruttogewinn. In Jahren „geschäftlichen Nieder- 
1ges dagegen, dessen Folge ein Rückgang des Brutto- 
innes und gleichzeitiges Steinen der Betriebszahl zu sein 
gt, hatten. diese sich in ihrer Wirkung häufienden nach- 
igen. Einflüsse die Wirkung, die Rente stark zu vermin- 

“ Ihre Kennzeichen waren: niedriger Bruttogewinn, 
ee Rente. Im Tiefpunkt der letzten 


er von 71,29 eine Be von 5 d. in en nur 
2% Rente bei einem Bruttogewinn von 12,1 und einer 
viebszahl von 84,96. Bayern erzielt eine Rente von 3,38% 


einer Betriebszahl von 72,2 und einem ‚Bruttogewinn von 


issen.. Pen hats im J ahre 1904 1.31 9% ns er- 
bei 18,2 Bruttogewinn und: 59,74% Betriebszahl, Baden 
6 eine Rente von. 3,90 % bei einem Bruttogewinn von 12,7 und 
e er Betriebszahl von 63,31%. en hatte im Jahre 1902 


a äiner Bania von 5, 4 % bei ER EM von 
und der’ Betriebszahl von 66,83, und Württemberg im 
& 1910 mit einer Rente von 35% bei einem Bruttogewinn 
yon 10,2 und der Betriebszahl von 67,27%. Es leuchtet sein, 
bei einem Stand des De ne von etwa Es 20%, 


Be, wenn eine a ee Be erschattet 
en sollte Denn «eine hohe Betriebszaht läßt seinen 
enkoeffizienten“, wie der reziproke Wert der Betriebs- 
nannt werden möge, zu klein werden, als daß das Pro- 
rt, hätte ‚erreichen können. en re sich- nun Berade 
vermöge der oben es chiiderkn Verhältnisse auf a 


nderer Grundlage steht. Bei einem durch das 
ner und 48 Verkehrseinnahmen 


etokmen Yenetie mit einem Borin- 
n Rentenkoeffizientenbegnügen;eskann 
und seinen Betrieb also darauf:..ein- 
n, mit eineran sich hohen Betriebszahl 
erben. r I 

wiß ist es die erste Grundbedingung, nun die Betriebs- 
ıhl auf weniger als 100 herunterzudrücken, damit überhaupt 
positiver Rentenkoeffizient sich bilden kann. Zwei Wege 


Br zur Verfügung. 
ie Erhöhung der Einnahmen, 
n% Verringerung der Ausgaben. 
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sächlichen. Preisverhältnissen nachhinkend, 


eses mit dem Bruttogewinn noch einen angemessenen. | keiten, und der Erfolg wird ihrer Arbeit 


my. 
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Den ersten Weg hat _dre Eisenbahnverwaltung beschritten, 
als die als Folge des Kriegszustandes seintretende allgemeine 
Preissteigerung auch ihre Einnahmen nicht mehr in Einklang 
mit den Ausgaben stehen ließ, zuerst zögernd und den tat- 
mit ihrer letzten 
Tarifreform jedoch tatkräftig und nachdrücklich, so daß jetzt 
wenigstens im Güterverkehr seine annäbernde Anpassung an 
die allgemeinen Preisverhältnisse wingetreten “ist. Damit 
dürften die Tariferhöhungen — immer vorausgesetzt, daß der 
Wertstand des Geldes einigermaßen. stetig bleibt — im wesent- 
lichen abgeschlossen, und nur kleine Ausfeilungen, wie z. B. 
die: Erhöhung der zurzeit immer noch unberechtigt niedrigen 
Preise im Stadt- und Vorortverkehr noch möglich und nötig 
sein. Auch der Ausbeutung der kleinen Einnahmequellen, wie 
Reklamewesen, Bahnhofswirtschaften, Verpachtungen u. dgl. 
wird jetzt mehr Aufmerksamkeit geschenkt wie früher, aber 
die Beträge, die hieraus fließen, sind im Verhältnis zu den 
Verkehrseinnahmen so geringfügig, daß sie das finanzielle 
Ergebnis kaum merklich beeinflussen. 

Bei der Ausnutzung ihrer Einnahmequellen und der Fest- 
setzung ihrer Preise hat es die Eisenbahnverwaltung ungleich 
viel schwerer, als jeder private Betrieb. Jene machen ihre 
Selbstkosten zur Grundlage ihrer Preise, und daß sie meist 
einen ansehnlichen Nutzen mit hinein zu kalkulieren ver- 
stehen, beweisen die hohen Dividenden und sonstigen Vorteile, 


die viele Unternehmungen ihren Aktionären abwerfen, das 


zeigen aber auch die Preise, die im allgemeinen das Zehn- 
fache und mehr der Friedenssätze betragen. Hätte die 


Eisenbahnverwaltung gleiche Grundsätze bei ihrer Preis- 
politik einschlagen können, dann wären die Klagen über 
das Finanzelend, über den Zusammenbruch der Eisenbahnen 
schon längst zum Verstummen- gebracht, sie aber mußte jede 
Erhöhung ihrer Preise in heftigem Kampfe mit der öffent- 
lichen. Meinung sich erringen, und schließlich erhielt sie das, 
was zum Ausgleich ihrer Selbstkesten erforderlich gewesen 
wäre, nur teilweise bewilligt. An sie wurde in weit höherem 
Maße als an irgendeinen Privatbetrieb die Forderung sestellt, 
ihre Selbstkosten zu ermäßigen und dadurch den Ausgleich 
gegen die nicht im Verhältnis der Geldentwertung gesteigerten 
Einnahmen. zu schaffen. 

Der Verringerung der Ausgaben gilt deshalb die ganze 
Sorge der Verwaltung, und hier erfolgreiche Arbeit zu leisten, 
sind alle leitenden Stellen bemüht. Vor allem darin, den Ge- 
danken der Notwendigkeit größter Sparsamkeit auch in den 
scheinbar gerinsfügigsten Dingen bis im alle Kreise der 
Eisenbahnbediensteten hineinzutragen, und durch Einschrän- 
Kungen auf allen Gebieten eine Verringerung der Ausgaben 
zu erreichen, Daß über dieser Kleinarbeit der Gedanke, 
dureh wirtschaftlichere Betriebsführung und bessere Arbeits- 
arten seine Verminderung der Selbsikosten zu erzielen, nicht 
vernachlässigt wird, bedarf keiner Erwähnung. Dieser Auf- 
gabe’ dient das Wirken zahlreicher fachkundiger Persönlich- 
nicht versagt 
bleiben. Eine Grundvoraussetzung aber bleibt die planmäßige 
Durchforschung aller Einzelvorgänge unseres weitverzweig- 
ten Eisenbahnbetriebes, die es ermöglicht, die Stellen zu 
finden, wo die bessernde Hafıd angelegt werden kann, Das 
eine Gute hat ja die Zeit der Not, daß sie technisches Wissen 


"und Können auf den Plan ruft, und daß sie dazu zwingt, den 


technischen Kräften win Betätigungsfeld "einzuräumen, weit 
frejer und größer, als wie dies zuzeiten des Wohlergehens 
für erforderlich erachtet wurde. Die Verwaltung aber wird 
mit der Bewilligung von Geldmitteln, die zu dem Zweck an- 
gefordert werden, eine Verbilligung der Betriebsführung zu 
erzielen, nicht zurückhalten dürfen. Diese Mittel machen sich 
bezahlt, und das Anlagekapital verträgt sehr wohl eine selbst 
erhebliche Vergrößerung. Sofern eine den Einfluß des fallen- 
den Bruttogewinns übertreffende Besserung der Betriebszahl 
die Folge der Aufwendungen ist, kann das finanzielle Ergeb- 
nis des Unternehmens nur in günstigem Sinne beeinflußt werden. 
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Dier Etatsanschlag rechnet mit etwa 28,3 Milliarden Aus: 
gaben der Betriebsverwaltung, so daß bei der Etatsannahme 
von 27,6 Milliarden Einnahmen sich eine Betriebszahl von rund 
103% ergeben würde, der bei der oben eingeführten ungünsti- 
gerer Einnahmeschätzung von nur 241 Milliarden sich auf 
rund 118% stellen würde. Eine gegen die Höhe des Jahres 
1920-immerhin sehr rhebliche Besserung. Wenn demnach 
auch in diesem Jahre noch nicht mit der Unterschreitung der 
Grenze von 100 zu rechnen ist, so besteht doch begründete 
Hoffnung, daß dies in nicht ferner Zeit eintreten wird. Das 


muß und wird der Verwaltung gelingen. Dann aber wird die- 


günstige wirtschaftliche Grundlage des Unternehmens zur 
vollen Auswirkung kommen. Selbst bei dem der ungünstigen 
Einnahmeschätzung entsprechenden Bruttogewinn von 63 
würde schon eine Betriebszahl von 9 % vollauf genügen, um 
den gesamten Schuldendienst zu befriedigen. 
der große, gar nicht hoch genug zu bewertende Vorteil, den 


Beitrag zur Wiedergesundung der Kassenverwaltung. 


Die Kassenverwaltung ist nicht gesund. Das wissen am 
besten die zu würdigen, die dazu verurteilt sind, täglich m 
dien. Kassen unter den 'erschwerten Verhältnissen zu arbeiten 
und zu leiden. Gleichzeitir sind aber auch sie, in Kenntnis 
der .Zustände und ihrer Ursachen, berufen, Mittel und Wegie 
zur Besserung zu zeigen und demgemäß auch verpflichtet, 
durch Wort und Tat bessernde Mitarbeit zu leisten. So möge 
auch mir gestattet sein, mein Scherflein beizutragen zur 
Wiedersesundung der Kassenverwaltung. Meinen Ausführüun- 
onen lege ich drei Fragen zugrunde. Zunächst die Frage nach 
dem Stande der Kassenverwaltung seit der Umgestaltung im 
Jahre 1895 bis zum Kriessausbruch im Jahre- 1914 und and 
die Frage nach den Wandlungen in der Kassenverwaltung 
während und nach der Kriesszeit.e. Aus der Beantwortung 
dieser beiden Fragen schöpfe ich die Beantwortung der Haupt- 
frage, was gieschehen kann, um die Kassenverwaltung wieder 
gesund zu machen. 


I. In welehem Zustande befand sieh die Kassenverwaltung 
in der Zeit von 1895 bis 1914? 


Die Umsestaltunge der Eisenbahnverwaltune im Jahre 1895 
brachte auch der Kassenverwaltung neue Formen. Bis dahin. 
wurden die Arbeiten in den. Betriebskassen und Hauptkassen 
von Buchhaltern ausgeführt, die in der Kassenverwaltung 


Beerufsbeamte waren, und deren. Gehälter die der meisten 
übrigen mittleren Beamten überstiegen. Die Umgestaltung 
der Eisenbahnverwaltung brachte die Gleichstellung der 


Kassenbamten mit den übrigen mittleren Beamten in Ausbil- 
dune und Bezahlung und damit die Beseitigung der Kassen- 
beamtenstellunge als Berufsstellung. Das Jahr 1898 brachte 
ferner die Verschmelzung des Bürodienstes mit dem Abferti- 
sunesdienste und dem Betriebsdienste, so daß in der weiteren 
Zeitfolge noch mehr als schon nach 1895 eine Unstetiekeit in 
der Personalbesetzungs der Kassen Platz griff. Immerhin 
stellte die Zahl der Berufsbuchhalter noch auf Jahre hinaus 
einen Stamm von Kassenspezialisten dar, denen eine saubere 
und einwandfreie Buchführung und eine ebenso saubere und 
einwandfreie und rechtzeitise Rechnungslegung in Fleisch 
und Blut übergegangen war, und die in dieser Richtung auf 
den, wenn auch öfters wechselnden, Nachwuchs wohltwend 
erzieherisch wirken konnten und wirkten. Der Verzicht auf 
das Berufsbeamtentum im Kassendienst war zweifellos, vom 
Standpunkte der Kassenverwaltung aus betrachtet, ein Rück- 
schritt. Aber dieser Rückschritt wurde durch ‚die gleich- 
zeitige Schaffung der Finanzordnung etwas ausgeglichen, An 
die Stelle der gewohnheitsmäßisen Vererbung der Formen 
usw. der Buchführung durch *die Berufskassenbeamten auf 
ihren Nachwuchs trat die gemeinverständliche, jedermann zu- 
gängliche Darstellung des Kassendienstes in der Finanzord- 
nung, einem der bedeutendsten Werke, das je eine Ver- 
waltungspraxis zustande "ebracht hat. 
sorgten dafür, daß die Vorschriften den Bedürfnissen ent- 
sprechend auf Grund langer und vorsichtiger Beratungen 
durch Sachverständige ausgebaut wurden, so daß die Finanz- 
ordnung jederzeit jedem Beamten. sein Nachschlagebuch, ein 
Ratgeber werden und*”sein konnte. Um es kurz zu sasen: 
dank dieser, Finanzordnung hat die Kassenverwaltung trotz 
der immer mehr verschwindenden Zahl von Kassenspezia- 
listen im allgemeinen ihre Aufgabe voll erfüllen können, 
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Und darin liegt 


"den veränderten Aufgaben der Kassenverwaltung und sod 


‚ stürzenden persönlichen Bezügen an im Dienste befindli 


; oeldliche Auswirkungen wieder die Kassen trafen, und vi 


‘Dienst, wenn die aufs äußerste angewachsene Notlage’ di. 


Arbeitsausschüsse- 


Zeige des Vers 
"Deutscher Eisenbahnverwaltun 


die wirtschaftliche Grundlage des Unternehmens bietet: 
dem ihm innewohnenden hohen Bruttogewinn ist es nie 
darauf angewiesen, zur Wiedergesundung seiner finanziell 
Verhältnisse seine Betriebszahl auf die Zeit der Vork 
zeit herunterzubringen. Es genügt ein solcher, der 
wenige Prozent unter der 100 %-Grenze liegt. Damit ist 
Verwaltung sein Ziel gesteckt, das trotz all der N 
in denen wir uns heute noch befinden, nicht als ein ab 
tewerliches, sondern als ein durchaus erreichbares, bezeich 
werden darf. Das Ziel: zunächst die Betriebsausgaben m 
den Betriebseinnahmen in Einklang zu bringen und da 
die Betriebszahl um einige Prozente unter 100 zu bri 
Daß es der Einsetzung aller Kräfte bedarf, um das Ziel 
erreichen, darf man sich gewiß nicht verhehlen, aber ma 
darf sich trotzdem doch der Hoffnung hingeben, daß es k 
Ding der Unmöglichkeitist,ausdem Reichseisenbahnunterneh 
in absehbarer Zeit.einen gesunden blühenden Betrieb zu ma 


- H. Wie hat sich die Kassenverwaltung während und R 
nach der Kriegszeit gestaltet? 3 


Zwei Dinge bleiben festzustellen. Zunächst die Band n 


die Frage nach den Personen und Einrichtungen, die die, 
Aufsaben zu lösen und ihre Lösung sicherzustellen hatten. 

Ein Übermaß newer Aufgaben trat in immer wachsende 
Weise nach und: nach, recht oft plötzlich und unvermitte 
und mit der Forderung der schleunigsten Durchführung, E: 
die Kassen heran. Es seien namentlich verwähnt: Zahlba 
machung und Buchung von stets wechselnden und sıch ü 


und in den Ruhestand siefretene Beamte und Lohnempfä 
mebst ihren Hinterbliebenen, an Lohnempfänserfamilie 
deren Ernährer im Felde standen oder in der Gefangense 
schmachteten, an Personen, deren Friedensforderungen 
auf Verträge und BRechtssprüche stützten und, den. Kriegsve 
hältnissen entsprechend rhöht wurden, WUnterbrin 

von Kriegsanleihen an Beamte, Lohnempfänger und P 
besteller, Zahlbarmachung und Buchung von Entschädigsunge 
die aus der Begriffsverwirrung zwischen Mein und Dein fäll 
wurden, von Bezügen (Belohnungen usw.) zur Bekämpfı 
der Diebstahlnot, Einrichtung von Organisationen zur Bi 
schaffung von’ Lebensmitteln, Kleidungssachen usw., de 


andere mehr. Die Durchführuns dieser Aufsaben wurde 
schwert durch den Wechsel zwischen bald einmaligen, ba 
laufenden Bezüsen, teils in. Definitiv-, teils in Vorschu 
zahlunseen, letztere hinsichtlich der Wiedereinziehur 
‚wechselnd zwischen. In-Ganz- oder In-Teilbeträgen un 
gar zwischen der Wiederauszahlung schon ganz oder teilw 
wieder eingezogener Beträge; ferner durch den Wechsel d 
zur Aufstellung von Zahlungslisten berufenen Personen u 
Stellen und zwar bald. durch die den Bediensteten. vOrg 
setzten Dienststellen, bald durch die für die‘ Zahlung z 
ständigen Kassen, bald durch für die Sonderzwecke «eing 
richtete Büros. Aber gradezu nervenaufreibend wurde de 


Bedürfiigen im letzten Augenblicke durch‘ telegraph 
Zahlungsanweisung beseitigt werden sollte und nunme 
von allen Seiten. Dezermenten-, Beamten- und Arbeite 
tretungen einsetzender Druck auf die Kassen erfolgte, ' u 
Zahlungen in kürzester Zeit zu verwirklichen. 
Wie stand es nun um die Personen, die berufien waren, 
diesem Übermaß von Aufgaben sich zunechtzufinden aaa 
oft einsetzenden Durcheinander zu stbewern? Manche Ma 
nahmen mußten auch dem fähigsten Kassenbeamten of D 
Überblick trüben und seine Buchführuns verwirren. 
diese fähigsten Beamten waren nicht einmal genü 
handen. Die alten Berufsbeamten, die eigentlichen Ka 
spezialisten, waren beim Kriegsausbruch auf. ein kle: 
Häuflein zusammengeschmolzen, jüngere, auch weingev 
Kräfte wurden .dem Kassendienst infolge anderweiter 
wendung in militärischen Organisationen usw. nach u 
entzogen. Die zum Teil aus dem verbliebenen Eisenbah 
sonal gestellten Ersatzkräfte waren Neulinge im Ka 
dienste. Die vermehrte Arbeitslast forderte bald sogar ( 
Einstellung von Nichteisenbahnkräften. Auch Damen muß 
aushelfen, die später stellenlosen. Kriegsteilnehmern weic 
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Nr. 19 


ßen In der weiteren Zeitfolse mußten auch letztere, 
sowie H sie dem kaufmännischen Berufe angehörten, wieder 
K; en und Versorgungsberechtigten Platz machen. 
_ Alle diese Ersatz- und Vermehrungskräfte brachten nicht die 
geringste dienstliche Erfahrung mit und besaßen zum Teil 
' moch nicht einmal die genügende Schulbildung zur Fassing 
jr einfacher Schriftsätze und zur nutzbringenden Verwendung in 
_ Aufrechnungsarbeiten. Unter diesen Umständen ist es heute 
keine Seltenheit, daß die Arbeiten, die nur erstklassigen 
- Kräften anvertraut werden sollten, bis zu 40% in Händen 
en Hilfskräfte liegen. Je erößer aber die Zahl der 
Hilfskräfte wird, um so schwieriger wird das Amt für die 
die eissentliche Verantwortung tragenden Beamten. Wenn 
"man von Buchhaltern spricht, dann denkt der Uneingeweihte, 
2 solche haben wir leider auch in der Verwaltung viele, 
daran, daß ihre Aufgabe darin bestehe, Zahlen aus Belegen 
Sn Bücher zu übertragen. Man soll hineingehen in die Kasse, 
' unvoreingenommen schauen und wird staunen, wie.die Tätig- 
keit eines Buchhalters vor allem auch durch Auskunfts- 
|! erteilung und Schriftsätze oft verwickeltster Art in Anspruch 
genommen wird. Dabei ist der Rendant immer KeZWUungen, 
noch gegen die Gepflogenheit anzukämpfen, einen kaum in 
& der Kasse warm gewordenen Beamten plötzlich wieder aus 
' der Kasse zurückzuziehen, um ihn an anderer Stelle in einer 
anderen Büroabteilung sinzusetzen. Das immerwährende 
— Auftreten neuer Aufgaben, die stetige Vermehrung der Kräfte 
und die Zurückziehung vorhandener Kräfte sowie die Not- 
 wendiekeit der vermehrten Rücksichtnahme auf die Leistungs- 
fähigkeit der Kräfte verhindern den Aufbau weines Arbeits- 
werteilungsplans von Dauer. Das‘ Übermaß der an alle 
. Kass enbeamten ausnahmslos „estellten Anforderungen und 
Unstetigkeit in ihrer Verwendung zeitigen . die dem 


BD 


| 


die 
Kassendienste nicht zuträgliche Erscheinung der Kassen- 
E Beh, Kann man es dem Kassenbeamten verdenken, daß er, 
enn er glaubt, daß er an einer anderen Stelle ruhiger 
E Beiten könnte, versucht, eine solche Stelle zu erlangen? 
Wie stand es nun um die Einrichtungen, die zur Sicher- 
ellung der Lösung der Aufgaben hätten beitragen können? 
% ier hätte die Finanzordnung einigermaßen sin Heilmittel 
können und müssen, Wie viele Beamte und Kräfte sind 


irftig so weit kennen, um wenigstens in ihrem Geiste ar- 
beiten zu können?. Deren Zahl ist gering geworden. Die 
‚Vermehrung der Zahl ihrer Kenner scheitert an der Unlust, 
V orschriften zu studieren, die der schnellen Entwicklung auf 
den verschiedensten Gebieten nicht gefolgt sind. Ich weise 
darauf hin, wie stiefmütterlich behandelt noch der bargeld- 
se Einziehungs- und Zahlungsverkehr in der Finanzordnune 


ntwicklung erscheint, wie wenig einheitlich durchgeführt 
‚er infolgedessen im ganzen Veerwaltungsbereich ist, und wie 
.  verzettelt seine Bestimmungen bei jeder Direktion, ja sogar 
bei den Veerkehrsämtern, in einer Menge von Einzelver- 
e ügungen festgelegt sind. Ich weise ferner darauf hin, daß 
der bis ins kleinste hinein, einem Uhrwerk gleich, aufgiebaute 
‚Me hanismus, der bei dem völlis aurch&ebildeten Friedens- 
rsonal ein Vorteil war, dem zur Verfügung stehenden un- 
undigsen Kriegspersonal zu verwickelt erscheint, und daß 
er vielfach auch nicht den mewen Aufgaben ohne weiteres 
dienstbar gemacht werden kann. Ich möchte in dieser Hin- 
‘sicht Beibücher mennen, in denen infolge der Starrheit der 
Spaltenbildung die Beträge mehrerer Verrechnungsstellen 
usw. in einer Spalte untergebracht werden und durch die 
A nwendung . verschiedenfarbiger Tinten unterschiedlich dar- 
estellt werden müssen. Ich erinnere ferner daran, wie 
_ wenige der Einfluß der Hauptkasse in ihrem engen Rahmen 
auf die Stationskassen hat geltend gemacht werden können, 
um ein einheitliches Zusammenarbeiten zu erzielen. Wie ver- 
'  worren hat sich beispielsweise das Anrechnungswesen ge- 
tellt! Allerseits vorkommende Verstöße „egen unzeitge- 
mäße und unrichtise Anrechnungsen und Fehler in rechnerisch 
| Belegen sind die Ursachen langwierigsten 


chens beim Abschließen der Buchungszusammenstellungen 
nd der Zermürbung der Nerven ihrer Bearbeiter. 

Und über dem ganzen oder vielmehr mitten drin steht der 
Hauptkassenrendant, gebunden an Händen und Füßen. Vor 
2 Er Besprechungen, Belehrungen und ‚Auskunftserteilungen 


zu der Erledigung der ihm von der Finanzordnung 
Tüet zugewiesenen Aufgaben. Ein großer Teil der Unter- 
hriften und vor allem der ganze Schriftwechsel, den die 
eaufsichtigung und Verwaltung des Büros an sich mit sich 
gt, und der ihm fierner zufällt aus der persönlichen Er- 
 ledisung von Unregelmäßigkeiten oder verwickeltere Bu- 

chungen behandelnden Schriftstücken, die von den in den 
Sachen arbeitenden Kräften infolge Unkenntnis über die 


Ön nen, muß in der außerdienstlichen Zeit bearbeitet werden. 


eute aber noch vorhanden, die sie kennen. oder doch not-- 


sesichts der in den Kriegsjahren sprunghaft genommenen | 


neren Zusammenhänge nicht zweckfördernd erledigt werden 


Und trotz allen Abmühens muß er zufrieden sein, wenn €s 
ihm dawernd gelingt, den Betrieb nicht ins Stocken &eraten 
zu lassen. 


III. Was kann zur Wiedergesundung der Kassenverwaltung 
geschehen? 


Aus Ben Ursachen der Wandlung der einst normalen Kassen- 
“ verwaltung in ihren heutigen Tiefstand ergeben sich die 
Fingerzeige für die Anbahnung des Wiederaufstieos, Nach 
vier Richtungen hin kann der Hebel angesetzt werden. An 
di6 Stelle von Maßnahmen des Sprunshaften, Plötzlichen 
müssen wieder Maßnahmen des — kassentechnisch — lange 
und reiflich Durchdachten treten; das mervöse Hasten muß 
wieder durch ruhiges Überlegen. abgelöst werden. Der 
Hauptkassenrendant muß von Arbeiten, die ihm heute nach 
der Finanzordnung zufallen, befreit und seiner Hauptaufgabe, 
der Sicherstellung einer einheitlichen Geschäftsführung zu- 
rückgegeben bzw. mehr denn je zugeführt werden. Die 
Hauptkasse muß mit den Stationskassen zu einer Einheit 
verschmolzen und das namentlich in der Hauptkasse arbei- 
tende Personal muß nach mewen Richtlinien aufgebaut werden. * 
Die -Vorschriften der Finanzordnuns müssen auf ihre noch 
bestehende Zweckmäßiekeit durchgeprüft und, nach newen 
Gesichtspunkten geordnet, geändert und ergänzt werden. 


A. Sicherstellung einer ruhigen, stetigen 
Arbeitsweise in den Kassen. 


Der Gärungsprozeß aus den Kriessnachwirkunsen ist noch 
nicht beendet. Die Kassen werden nach Laoe der Verhält- 
nisse vor Überraschungen noch nicht bewahrt bleiben. Um 
so mehr muß „efordert werden, daß die Direktion und ihre 
: Stellen die Beamten der Hauptkasse, in erster Linie den. 
Hauptkassenrendanten, an. der Ein- und Durchführung auch 
der plötzlich und drinelichst sauftretenden Maßnahmen recht- 
zeitig beteiligen, wodurch viel zur Beschleunisung und Er- 
leichterung, auch in der Richtung der Verminderung von 
Fehlgriffen, beigetragen werden kann. Man sebe dem Haupt- 
kassenrendanten das Recht der amtlichen Mitwirkung bei 
- allen Verfügungen der Direktion, soweit in ihnen kassen- 
technische Seiten berührt werden. 


B. Anderweite Begrenzung der Aufgaben 
des Hauptkassenrendanten. 


Die dem Hauptkassenrendanten. zu ewiesenen Einzelauf- 
gaben haben je für sich im Laufe der J. ahre einen Umfans 
und eine Kompliziertheit angenommen, die die physischen und 
seelischen Kräfte jedes dieser Beamten. auf ein unerträgliches 
Maß anspannen müssen, damit sie angesichts der Summe 
dieser Einzelaufgaben den Überblick über das Ganze, nament- 
lich das Auge für das erste Erfordernis jeder Kassenver- 
waltung, die Aufrechterhaltunge des kassentechnischen Be- 
triebes, nicht verlieren; es ist nicht verwunderlich, daß 
dabei in erster Linie die Nachprüfung der Buchungen und 
damit die Rechnunsslesung notleiden mußten. Daher ist 
es unumeänglich notwendig, den Hauptkassenrendanten von 
einem Teile seiner heutinen Arbeiten zu befreien. In Frage 
können kommen: die Abnahme der Führung der Hauptbücker. 


die Vollziehung der Umbuchungs-,  Einziehungs- und 
Zahlunssaufträge, der Quittungen, der Stationskassenaus- 


zuge und der Gut- und Lastschriftenanerkenntnisse anderer 
Hauptkassen sowie die Aufgaben der Büroordnung in der 
Hauptkasse u. a. m. Im Hinblick auf den Zuwachs an anderen 
Aufgaben, wie er sich aus dem Vorabschnitt A und dem 
Nachabschnitt C ergibt, muß zu diesen Entlastungen noch 
eine wesentliche Unterstützung durch ausgewählte Kräfte, 
wıe im Nachabschnitt EC aussseführt ist, zur Überwachung der 
Buchungen und zur Vorbereitung und Ausführung der BRech- 
mungslesung treten. 


C Verschmelzung aller Kassenstellen 
zu einer Einheit. 


Nicht eines der letzten Mittel zur Wıedergesundung der 
Kassenverwaltung ist die Verschmelzung aller 'Kassenstellen, 
der Hauptkasse und der Stationskassen, zu einer Einheit, d. h. 
die vollständise Entziehunge der "Stationskassen aus dem 
Machtbereiche der Verkehrsämter und ihre völlige Unter- 
stellung in allen Verwaltungs- und persönlichen Angelegen- 
heiten unter dre Hauptkasse. Der: Hauptkasse muß die bis- 
lang vorenthaltene Anerkennung als Amt zuteil werden, das 
Verhältnis zwischen der Hauptkasse und den Stationskassen 
muß vertieft werden und dem Leiter der Hauptkasse muß 
ein entscheidender Einfluß auf die Personalbesetzung in der 
»esamten Kassenverwaltung zugebilligt werden. 
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Nr. 19 > ee re E x Deutscher Zeitin dee Ver 
1. Charakterisierung der Hauptkasse als Kassenamt | tionskassen dusch die ee ae er Verkeh 
und die Gliederung des Kassenamts. | nicht beseitigt zu sein; diese Revision unter Leitung der 

Die Hauptkasse ist nach der Finanzordnung VIII eine der . kehrsinspektionsvorstände isk das en a a 
Direktion unmittelbar unterstellte Dienststelle, Die Büro- rer der Teltnnp dies Dee n direktors, Auf jedem © 
ordnung für die Direktion gibt ihr eine Sonderstellung meben - maßen eeieneten Bahnhofe ist. seine Stationskasse « ei 
den Direktionsbüros. Nach Finanzordnung VIII sind ihr die N : 


richten; an größeren Orten mit örtlich voneinander getren 
Bahnhofsanlagen empfiehlt sich die Einrichtung mehr 
Stationskassen. Je geringer die Zahl der einer Stationsk 
zu@ebeilten Unterklassen ist, um so einfacher und durehs 
tiger gestaltet sich ıhr Geschäft, um so sorgfältiger kann 


Stationskassen unterstellt. Der $ 9, 1 der Geschäftsanweisung 
für die Vorstände der Verkehrsämter, der den Vorstand des 
Verkehrsamts verpflichtet, die Abstellune von Mißständen. 
a ee en im Kassenverkehr mit a 
auptkassenrendanten mündlich zu erörtern, zeugt von der 

jeher bestandenen Erkenntnis der besonderen Bedeutung® der | a . je ung dieses das Geschäft erleichtern, 
Hauptkasse innerhalb der‘nicht einheitlich zusammengefaßten. Bon de e Sn 2 be a ” er, Kierdn 
Kassenverwaltung. Diese Sonderstellung ist im Jahre 1897 Ha Kr a a nr a = 1 darf ee 
noch durch die Aufnahme des Hauptkassenrendanten in die. a En sa en ie nr wi es Vor E 
5. [Beamtenrangklasse äußerlich besonders unterstrichen et st nn ee, pe ne ae ee * = 
worden. Wo gibt es überhaupt weine zweite Stelle, der z. B. die Obe h 2 En ee Di a ne A BE = 
130 Dienststeleln untergeordnet sind, und die gleichwohl in eu a an et D nn ms = . Er 

Keine und Get Int Tocen Dienklelllen ats Dienatile | Mseudenen Orund Ton dem Besieibederekche au au 
dasteht? Es entspricht ‘auch wohl nicht dem Sinne der Ver- möchte empfehlen den. Siätionskaseen, we viel 


waltunssordnung, düe Hauptkasse als Dienststelle in »e- ee 
wöhnlichem Sinne zu kennzeichnen, Die Erkenntnis von der | Aeschieht, die Bezeichnung Bahnhofskassen zu=seben S - 


Sonderstellung der Hauptkasse allein hat aber nicht genügt, | er Personalbesetzung. ET 
den Wechseldienst zwischen ihr und den Stationskassen be-| Yon sehen Wichtigkeit für die Wiederreinn ; 


sonders fruchtbringend zu beeinflussen. Ich will es dahin- | der Kassenverwaltung ist die Frage der Personalpezei 
gestellt sein lassen, ob wir den heutigen Tiefstand der | namentlich der Hauptkasse, - Nach den s„emachten 
Kassenverwaltung in dem Maße zu beklagen haben würden, | fahrungen muß “ch unter Anlehnung an die Vorschrift 
wenn schon vor der Kriegszeit die Zwitterstellune der Sta- Finanzordnung VIIL $ 41, nach der die Beamten durch 
tionskassen, ihre Abhängigkeit teils von der Hauptkasse, teils | pesonderes Vertrauen zur 'Kassenverwaltung berufen w: 
von dem Verkehrsamte beseitigt gewesen wäre. Heute gift | sollen, bitten, als obersten Grundsatz für die Auswah 
es jedenfalls, etwas bisher Versäumtes so schnell wie möglich | Kassenpersonals, namentlich für deren Verwendung : 
nachzuholen. Man lasse die Albhängigkeit der Stationskassen | Hanptkasse, den Gedanken leitend werden zu lassen, daß. 
von den Verkehrsämtern fallen und unterstelle sie vollends | peste Arbeiter gerade gut genug für die Ausübung des Ka 
der Hauptkasse. Und in Verbindung damit zaudere man nicht. .dienstes ist. Die Beachtung dieses Grundsatzes kann nur d 
länger, der führenden Hauptkasse die Stellung eines Amtes | durch newährkeistet werden, 
zuzuwerkennen, das mit allen Ämtern. auf gleicher Stufe steht. 
Die Hauptkasse als Kassenamt wird entsprechend den ver- 
änderten Verhältnissen neu zu gliedern sein. Es zerfällt 
in die Bar- und in die Verwaltungs- und Buchungsabteilung; 
die Verwaltungs- und Buchungsabteilung wiederum in die | 
Allgemeine Verwaltungsabteilung, die Buchungsabteilung und-]- 


9) daß dem Vorstande der Hanpbkases ein wesent, ) 
a auf die Besetzung der Kassenstellen eingeräu 
wird = 
daß die Kassenbeamten wi. jeder Berufskassen a 
werden und 


b 


— 


die Rechnungslegungs- und Anrechnungsabteilung. Die Bar- | ©) daß allen Kassenbeamten mindesiens ‚die gleich Mi 
abteilung untersteht dem heutigen Kassierer als Rendanten; |: stiegmöglichkeit zugesichert wird, wie ihren 
ieh möchte die Abteilung mit Direktionskasse bezeichnen. | altrigen Kollegen, daß darüber hinaus aber den 

Die Allgemeine Verwaltungsabteilung« bearbeitet alle Büro- - der Hauptkasse durchsehnittlich eine um eine 
bedürfnisse und allgemeine Angelegenheiten sowie die Per- | höhere Besoldungsgruppe zuerkannt wird. 

sönalien des Kassenamts und der Stationskassen. Die | Zu a) muß es künftie ausgeschlossen sein, daß dem 


Buchungsabteilunge besteht aus der erforderlichen Zahl selb- | stande der Hauptkasse ‚ohne seine Zustimmung ein Bean 
ständiger Buchhaltereien. Die Rechnungslegungs- und An- | entzogen oder aufgenötigt wird. Zu b) muß erreicht v 
rechnungsabteilunz bearbeitet alle Anrechnungen der Sta- | daß ‘ein für den iKassendienst sich eignender. und ‚aucl 
tionskassen und übernimmt schon im Laufe des Jahres einen |} befähigt erachteter Beamter sich schon in jüngeren Le 
Teil der die Rechnungslegung wirksam vorbereitenden Ar- | jahren für die dawernde Verwendung im Kassendienste 
beiten und am Jahresschlusse die Rechnungslegung selbst, so- | scheidet und. alsdann darin auf Lebenszeit tunlichst unt 
weit letztere nicht in besonderen Fällen dem zuständigen | Beilegung von Dienstbezeichnungen, die schon äußerlich 
‚Buchhalter zu belassen ist. An der Spitze der Allgemeinen | Kassentätigkeit ersichtlich machen, angestellt wird. € 
Verwaltungsabteilung, der Buchungsabteilung und der Rech- | wird erreicht, daß auch tüchtigste Kräfte sieh wiede ' dem 
nungslegungs- und Anrechnungsabteilung sowie „eeebenen- | Dienst in der Kassenverwaltung zuwenden. 
falls an der Spitze mehrerer zu der gleichen Buchungseruppe Eine solche Ordnung der Personstverbikn a6 
gehörenden Buchaltereien steht. je ein Oberbuchhalter als | dem Kassendienst das gänzlich unberechtigte Odium « 
Kasseninspektor. Oberbuchhalter (Gruppe IX), soweit ihre | derwertiekeit endlich zu nehmen, der Flucht aus dem K 
Kräfte nicht dauernd durch Sonderaufgaben in Anspruch | dienste, veranlaßt durch die Arbeitslast, ihre ungerechte 
genommen werden, und ‘Buchhalter (Gruppe VIII) sind die schätzung und die geringe Aufstiegmöglichkeit, wirksam 
Verwalter der - selbständigen: Buchhaltereien, während die | segsenzuarbeiten, zu verhindern, daß nach Belieben in 
Arbeitsanteile der  BRechnungslegungs- und Anrechnungs- | Kassendienste eingearbeitete Beamte plötzlich und 

abteilung zum Teil in den Händen von Eisenbahnsekretären | mittelt durch völlie unerfahrene Kräfte ersetzt werde 
und Assistenten liegen können. Die Oberbuchhalter unter- | zum Schluß das Gefühl der Herabwürdisung der Haupt! 
stützen den Vorstand in der Überwachung des kassentech- | zu einem Taubenschlage beseitigen. Sie befähigt im. 
nischen Dienstes des Amts und der Stationskassen. und über- | teil den Vorstand, das für die Hauptkasse erforderlich 
wehmen außerdem die im Absehnitt IB bezeichneten, heute noch | sonal aus: den besten. Kräften seines weiten. Geschäftsb« 
vom .Vorstande wahrzunehmenden Aufgaben. Aus den | zusammenzustellen, wieder .die jetzt so selten gewo. 
Reihen der Oberbuchhalter werden auch die Vertreter des | Kassenspezialitäten zu schaffen, überall eine den jewe) 
Vorstandes und aus den Reihen der Buchhalter die VeEreeR Biedürfnissen ‚entsprechende ‚Personalverwendung SL 


des Kassierers „estellt. | stellen, allmählich wieder seinen ordnungsmäßigen 
- 9, Stell a anzubahnen und alsdann dawernd“zu machen und ein 
tellung der Stationskassen. bendes Handinhandarbeiten zwischen der Hauptkasse un 


Durch die Entziehung der. Stationskassen aus dem Macht- | Stationskassen zu erreichen und zu festigen, kurz die K % 
bereiche der Verkehrsämter braucht die Revision der Sta- verwaltung wieder erfolgreich werden zu lassen. ent Juß 


Verhandlung des Teilvoranschlages „Verkehrswesen“ für r das Verwaltungsjahr 1020121 
im en Nationalrat. 


> 


Im EN. Near es im - vorigen | mäßigen er 5 "Die Rede, die "Bundesminiete 
Monat das Finanzgesetz für das Verwaltungsjahr 1920/21 | Pesta bei der Spezialberatung des Teilvoranschla 
(1. Juli 1920 bis zum 30. Juni 1921), zugleich das zweite vanz- | das Verkehrswesen am 17. März 1921 im Nationalra 
Jährige Budget der Republik Österreich zur verfassungs- | und die in anschöilieber Weise über SS männigfi 


eestlichen RESET Aufschluß gab, ist be- 
NT. 13 dieser Zeitung (8. 244ff.) auszugsweise mitge- 
rden. Aus dem dem-. Nationalrate vorgelesenen Vor- 
gsentwurf, der durch zwei” Nachträge ergänzt worden 
je aus dem den Parlamentsverhandlungen zugrunde 


chusses über daR Eh A WREREn enderkält er ne 
nbahnen, sird noch nachstehende bemerkenswerte Aus-* 


| "Rahmen, der Vorige „Verkehrswesen“ ge- 
en die Ausgaben- ınd Einnahmenvorsorgen für den Ver- 
ıngsbereich des Staatsamtes (jetzt Bundesministeriums) 
Verkehrswesen entsprechend seinem im Artikel 10 des 
tzes-vom 14. März 1919, St.G.Bl. Nr. 180 über die Staats- 
jerung festgesetzten Wirkungskreis zur Veranschlagung. 
ind dies außer den Präliminaransätzen für die Eisen- 
en und die Bodensee-Dampfschiffahrt - einschließlich 
er für das Elektrisierungsamt auch die Ausgaben und 
innahmen für die Schiffahrts-, Post-, Telegraphen- und Fern 
pechaneelesenheiten einschließlich. jener des aan 
chen Kraftfahrwesens und der Postsparkasse, ferner die 
ranschlagssätze für die Besorgeung der Hoheits- und auf- 
chtsrecht tlichen Angelesenheiten \des Luftfahrtwesens sowie 
chließlich für die’ Angelegenheiten der Fremdenverkehrsbe- 
derung durch den Bund. Den wichtigsten Und umfang- 
chsten Bestandteil dieser Voranschlagsgruppe nimmt 
rgemäß die Veranschlagung des Bundesbetriebes ein. 


n einem Gesamtnetze ven 19,472 km im Jahre 1918 ist 
Bundesbahnnetz der Republik Österreich auf eine Längen- 
icklung von nur 4290 km (hiervon 227 km [5.3%] auf 
nung des Bundes, 8SI2 km (189%) auf Rechnung. der 
osentümer vom Bunde betriebene Privatlokalbahnen) ZU- 
menseschrumpft. Außerdem unterstehen in ıisenbahn- 
its und aufsiehtsrechtlicher Beziehung 2086 km Privat- 
hnen im Priyatbetriebe (hiervon 912 km Hauptbahnen) dem 
sterreichischen Bundesministerium für Verkehrswesen. 


dem Voranschlage beisesebene wirtschaftliche Er- 
svoranschlae der österreichischen. Bundesbahnen, der ins- 
tere auch mit einem Anteil der Kosten des Ministeriums 
sowie mit den bei Extraordinarial- und Inyestitions- 
iten mitverreehneten Kosten für Ernewerungsen und Er- 
= belastet ist, weist Sesenüber Be Millionen Kronen 


7: 8,6. Millionen) Eiinahmen aus, -So da Zr er MM erücke 
chtigung eines Erfordernisses von 105,8 Millionen Kronen 
Millionen) für den. Schuldendienst ein im IGesamtbundes- 
alte zu »bestreitender Verlust’ im Ausmaße von 4080,1 
lionen Kronen (247,5 Millionen) ergibt. Die Betriebszahl 
ed äot somit 172,3 geoenüber 110,3 im Vorjahre. Es fließen 
edoch an 1100 Millionen Kronen Einnahmen aus den‘ 30pro- 
entisen Eisenbahnverkehrssteuern der österreichischen Bun- 
»sbahnen der alleemeinen Bundesverwaltung zu, die eisient- 
eine‘ Vorweenahme von -Bruttotransporteinnahmen ZUu- 
sten der Finanzverwaltung bedeuten, so daß sich obiser 
ıß dureh den Bund auf 2980,1 Millionen Kronen er- 
2t. Die Ausgaben sind sohin gegenüber dem Vorjahre 
auf das Fünffache. die Einnahmen dagegen nur auf etwas 
hr als das Dreifache gestiegen, 


‚den Ausgabenzahlen des Bundesbahnbetriebes zeioen Sich 
)esonders anschaulicher Weise die Folgen des die öster- 
hische Staats- und Volkswirtschaft vernichtenden Zustan- 
der heimatlichen Valuta und der fortschreitenden Geld- 
ung. Inhaltlich im großen und ganzen dem Vorjahre 
»h erscheinen hierdurch die Voranschlaossätze ins Gro- 
verzerrt. Aus den anschaulichen Beispielen über die 
ntwicklung des mit eroßer Sorsfalt aussearbeiteten 
jalherichtes über die Eisenbahnen (Berichterstatter Abe. 
eroßdeutsch) seien nachstehende Angaben mit- 


Preis ım Frieden Ende 1920 Ende 1921 


Bey in Kronen _ 
s Be (1 ee ER LTT 4100 19 000 
neteier a Se: 4 60 150 
Be mit Eisenschwellen ; 
ni er en 36 250 320 000 
m an no: 340 
rbige, Fahrkartenkartons = 
u 20.58 13 57.2. 


kann RH füglich mit einer 100fachen Preissteigerung 
‚wichtigen Bedarfsartikel gesenüber dem Friedensstande, 
- 5- bis 10fachen: Preissteigerung gegenüber dem Vorjahre 
rechnen. 

weit höherem Maße EN sich die Geldentwertung bei 
Ibezügen und Einfuhr von Ausrüstungsgegenständen 

"Auslande, insbesondere bei der mehr oder weniger aus- 


‚sonalvertretungen im Gange, die näch «einheitlichen 
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schließlich aus Deutschland und der Tschecho-Slowakei” zu 
beziehenden Kohle bemerkbar, die‘ durchschnittlich auf das 
180fache des Friedenspreises- gestiegen. ist. Am Kursver- 
lusten (Unterschied aus der Gebarung in ausländischen Va- 
luten zwischen dem s„esetzlichen oder kassenmäßigen Werte 
einerseits und dem Kurswerte andererseits) mußten darum 
für 1920/21 bei: den Österreichischen Bundesbahnen über 
2 Milliarden Kronen vorgesehen werden, wovon rund 1,8 Mil- 
liarden Kronen auf die Kohlenimporte allein entfallen. Diese 
meist sprunghaften und unvorhersehbaren Preissteinerungen 
hatten auch die Notwendigkeit ergeben, die ursprünglichen 
Voranschlagsbeträge mittels Nachtragies zu erhöhen. Aus dem 
Umstande, daß das Ausmaß der Preissteigerungen jenes der 
Präliminarmehransprüche sesenüber dem vomährigen Vor- 
anschlage merklich übersteiet, geht auch hervor, wie sehr 
im Hinblick auf die Notlage der Staatsfinanzen die Ausgaben- 
anforderungen der Bundesbahnen auf das sparsamste einge- 
schränkt sind und längst fällige Ernewerungen und Ersätze 
weiter zurück oestellt werden mußten. 

In ähnlicher, wenn auch nicht so weiteehender Weise stieg 
auch der Personalaufwand, der von den mit rund 9.5 Milliarden 
Kronen zu beziffernden Betriebsausgaben 5,1 Milliarden 
Kronen (537%) bindet. Dem Voranschlage 1920/21 ist ein 
voraussichtlicher Personalstand der österreichischen Bundes- 
bahnen von 91165 Köpfen zugrunde welegt, von dem 42193 
auf Beamte, Unterbeamte, Diener und Bahnoffiziantinnen 
(statusmäßige Bedienstete), 48972 auf Arbeiter und die 
wenigen sonstigen Hilfsbediensteten entfallen. Diese Ein- 
teilung der Bundesbahnangestellten hat sich während des 
Voranschlagsjahres wesentlich geändert, indem die mit Rück- 
wirkung auf den 1. Janwar 1920 eingeführte Besoldunesneu- 
ordnune nur noch anzestellte Beamte und Hilfsbedienstete 
vorsieht, womit die Kategorien der Unterbeamten und Diener 
sowie Bahnoffiziantinnen. verschwinden und alle ständigen 
Arbeiter mit mindestens zweijähriser Dienstzeit zu ange- 
stellten Beamten ernannt werden müssen. 

. Dieser verhältnismäßig eroße Personalstand ist vornehm- 
lich darauf zurückzuführen, daß nach dem Zerfall des ıehe- 


-malisen Gesamtstaates die Republik Österreich die "über- 


wiessende Mehrzahl der Angestellten in den in Wien @elesenen 
drei eroßen Routendirektionen (Nordbahn, Staatseisenbahn- 
gesellschaft, Nordwestbahn) übernehmen mußte, während die _ 
der Leitung dieser Direktionen überwiesenen Strecken mit 
mehr als 2], ihrer Länge der Tschecho-Slowakei zufielen, 
ferner daß der nationale Ausgleich des altösterreichischen 
Eisenbahnpersonals zu ungunsten der Republik Österreich 
ausfzel, indem nach Österreich inssesamt 3870 deutsche Be- 
dienstete zuströmten, dagesen aus Österreich nur 2250 nicht- 


. deutsche 'Eiseribahnbedienstete abflossen, was einen Reinzu- 


wachs von 1620 Bediensteten ergibt. 

‚Weitere Personalmehrerfordernisse verursachte nach dem 
vorerwähnten Berichte des Berichterstatters für die Eisen- 
bahnen die nach dem Umsturze auch für den Bereich der 
Eisenbahnen verfügte Einführung der achtstündigen Arbeits- 
zeit, die sich mit Rücksicht auf die eigenartigen Verhältnisse 
dieses Wirtschaftsbetriebes einerseits in einem tatsächlichen 
Mehrbedarf an Personal (rund 12000 Arbeiter bei den 
Bundesbahnen) andererseits, so vornehmlich im Weerkstätten- 
dienste, in einer verkürzten und daher verminderten. Arbeits- 
leistung äußert, die ebenfalls auf Arbeiter um«erechnet, einer 
Arbeitsleistung von 1400 Arbeitern sleichkommt. Allerdings 
darf nicht außer acht bleiben, daß im Rahmen dieses Personal- 
mehrbedarfies ein Großteil jener Arbeiter einer Verwendung 
zusseführt erscheint, die sonst überzählig wären und ge- 
gebenenfails im Wege von Notstandsarbeiten beschäftigt oder 


durch Arbeitslosenunterstützung — jedoch nicht zu Lasten 
der Ertragsrechnung ‚der Bundesbahmen — erhalten werden 
müßten. 


. Zur Fest ststellun® des tatsächlichen  Personalbedarfes sind 


übrigens. seit September ‚1920 kommissionelle Erhebungen 
unter Leitung des Ministeriums und unter Zuziehuns der Per- 


Richt- 
linien und unter Zucrundelerung der achtstündigsen Arbeits- 
zeit den Personalbedarf festzustellen haben. Sıe fanden, daß 
bei den Österreichischen Bundesbahnen unter dieser Voraus- 
setzung im allgemeinen nur ein Überschuß an älteren, meist 


nur für den Innendienst geeigneten Bediensteten besteht, und 


daß dieser Überschuß vormehmlich bei der Direktion Wien- 
Nordost vorhanden ist, die das nach dem Zerfall in. Österreich 
verbliebene Direktionspersonal der vorerwähnten drei Rumpf- 
direktionen umfaßt. Dagegen zeigte sich, daß sich sogar ein 
Mangel an jungen, für den Betriebsdienst geeigneten Kräften 
zufolge der jahrelangen Aufnahmeesperre bereits stark fühl- 
bar mache. Der Abbau des Personals besonders bei den er- 
wähnten Bedienstetenverwendungen wird sich im Rahmen 


des ursprünglichen Anganges, der etwa 3—4% des Standes 


beträgt, vollziehen. Außerdem ist die Verwaltung bestrebt. 
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den. Abbau des Personalstandes durch weitestgehende Förde- 
rung des Übertrittes in Privatdienste zu beschleunigen. Als 
wirksame und vernünftige Form wes Personalabbawes käme 
auch eine im eroßen ‚Stile durchzufüäbrende Innenbesiedlung 
auf der Grundlage eines nach reichsdeutschem Musver zu 
schaffenden Heimstättenrechtes in Betracht. Eine rein 
mechanische Zwangspensionierune arbeitsfähiger und arbeits- 
williger Bediensteter erscheint dagesen unzweckmäßiz2 und 
unwirtschaftlich. Nach dem Voranschlage wurde übrigens 
insbesondere mit Bezugnahme auf das. definitiv anoestellte 
Persoral ein Abbauabstrich von nahezu 20 Millionen Kronen 
durchgeführt. 

Von den mit rund 5% Milliarden Kronen veranschlagten 
Einnahmen des Bundesbahnbetriebes entfällt der weitaus 
überwiegende Teil (54 Milliarden Kronen) auf die Transport- 
einnahmen. In diesen selansen vor allem die Wirkungen der 
letzten Tariferhöhungen zum Ausdruck, wie solche im Vor- 
anschlagsjahre 1920/21 mit Wirksamkeit vom 15. Dezember 
1920 und vom 15. Februar 1921 je um 50% im Güterverkehr 
stattgefunden haben, während ım Personenverkehr im Hin- 
bliek auf die erreichte Leistunsserenze des Publikums seit 
15. April 1920 von einer weiteren Erhöhung des Personen- 
fahrpreises Abstand senommen werden mußte. Im übrigen 
zeigt sich ın den Transporteinnahmen eine allmähliche ıer- 
freuliche Wrederbelebung des Verkehrs. 

Dier Veermösgtenswert der Bundesbahnen ıst unter schätzungs- 
weiser Hebung der Vorkriesswerte auf die Materialpreise 
des Weltmarktes mit 75 Milliarden Kronen berechnet. Hier- 
von entfallen rund 63 Milliarden auf bauliche Herstellunsen, 
etwa ll Milliarden auf den Fahrpark und die restliche 
1 Milharde auf Materialvorräte. Als wertvermehrendse 
vestitionen im Jahre 1920/21 sind 1200 Millionen Kronen für 
die weitere Einführung der elektrischen Zusförderung auf 
den österreichischen Bundesbahnen, 7,5 Millionen für den 
Bahnbau Landeck-Tösens (Abzweigung von der Arlbergevahn 
gesen die Schweizer und italienische Grenze), ferner 510 Mil- 
lionen für Fahrbetriebsmittelbeschaffungz und 143 Millionen 


Die Stellung des Packwagens in den Zügen. 
Vom Eisenbahn-Betriebskontrolleur Hildebrand, Frankfurt (Main). 


Von den Zugführern hört man immer wieder die Klage, daß 
der Packwasen häufis am Schlusse der Zuge, anstatt an deren 
Spitze läuft. Sie klasen darüber, daß in diesen Fällen die 
notwendige ständige Verbindung mit dem Lokomotivführer 
fehle, die Beobachtung der Sienale und der Strecke erschwert, 


in vielen Fällen sogar unmöglich sei, die zur ordnungsmäßigen 


Führung des Fahrberichts notwendige Verständigung mit den 
Sienal- und Bloekwärtern beim Halten vor nicht auf Fahrt 
stehenden Signalen nur schwer zustande komme und die Züge 
hierdurch unnötige Verspätungen erlitten, daß sie im Winter 
unter der mangelhaften oder nicht vollständig bis zum Pack- 
wagen durchdringenden Heizung zu leiden hätten, daß 
ordnungsmäßiges Arbeiten im Packwagen hierdurch erschwert 
- sei, u. del. mehr. Diese Klagen der Zusführer sind, wie man 
ohne weiteres zusestehen muß, nicht ganz unberechtigt. und 
eine Untersuchung darüber, wie ihrem Verlangen auf mög- 
liehste Einstellung des Packwasens hinter der. Lokomotive 
am besten Rechnung getragen werden kann, ist wohl am 
Platze. 

Der Packwagen ist der Aufienthaltsort des Zugführers wäh- 
rend der Fahrt. Hier muß ver unbedinst seinen Platz haben, 
wenn ıer, falls ihm kein besonderer Ladeschaffner beigieneben 
ist, den Packmeisterdienst ordnungesmäßig versehen will; hier 
hat er die Brief- und Paketbeförderung der Eisenbahn zu über- 
wachen, hier hat er im Geldkasten die Geld- und szeldwerten 
Briefe, für deren. richtige Bestellung er persönlich haftet, 
aufzubewahren, hier’ hat er seinen Arbeitsplatz (das einge- 
baute Zusführerabteil) für die Erledieung der ihm obliesen- 
den schriftlichen Arbeiten, wie Führung des Fahrberichts, 
der Zähl- und Achskilometernachweise, Anferticung von Mel- 
dungen usw. Im Packwagen sind ferner die Zugseräte, die 
vorgeschriebenen Signalmittel und sonstige Zubehörstücke, 
die nötisien Materialien, Mäntel usw. aufbewahrt. Für alle 
diese Dienstgeräte ist der Zugführer bis zu dem Zeitpunkt der 
Übernahme durch einen anderen Beamten verantwortlich. Im 
Packwasen hegt weiter dem Zugsführer die Beobachtung der 
dort angebrachten Manometer für Heizung und Bremse; Zug- 
führer und Packwasen siehören also während der Fahrt zu- 
sammen, was natürlich nicht ausschließt, daß der Zugführer 
zeitweise vom Packwasien abwesend ist, wenn er beispiels- 
weise die für ihn vorgeschriebene und von Zeit zu Zeit vor- 
zunehmende Fahrkartenprüfung in einzelnen Wagen ausführt, 
wenn er die Ordnune in den D-Zügen nachprüft, oder wenn 


Ins 


ein, 


[ für bauliche Herstellungen veranschlagt, so daß sich ad 
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schließliche Reinvermösenswert der österreichischen Bundes 
bahnen mit Ende des Verwaltungsjahres 1920/21 auf 76 860,4 
- Millionen Kronen stellen dürfte. 


Aus nahezu denselben Ursachen wie bei den Bundechai 
gestalteten sich auch die übrigen im Bundesministerium f 
Verkehrswesen *“ vereinigten Wirtschaftsbetriebe verlust 
bringend. So schließt insbesondere das Postwesen bei 16912 
Millionen Kronen Ausgaben und 10674 Millionen Kronen 
Einnahmen mit einem Betriebsabgange von 623,8 Million 
Kronen, das Telegraphen-, Fernsprech- und Rohrpostwes« 
mit einem solchen 154,9 Millionen Kronen bei 794,1 Millio: 
Aussaben und 6392 Millionen Einnahmen, Der vorjäh 
Voranschlag,, der beide Wirtschaftsbetriebe noch verei 


415,6 Millionen Kronen Einnahmen ad this EINEN schließ. 
lichen Verlust von 167,2 Millionen Kronen aus. 
diesen ‘Wirtschaftsbetrieben hat .die Entwicklung, 
Dinge seit der Aufstellung des Bundesvoranschlages zu B 
ginn des Kalenderjahres 1920 bis zur Beratung im National- 
rate genommen haben, die einzelnen Ansätze des Voran- 
schlages weit überholt, und es fehlt das dem Privatunternehmer 
zur Auseleichung unaufhaltsam und unverhältnismäßie an. 
steigender Betriebskosten im allgemeinen zur Verfügung 
stehende Mittel entsprechender Überwälzung auf die Abnehme; 
oder Einschränkung des (Betriebes. 


Die Budgetdebatte selbst, an der sich Redner aller drei 
großen Parteien des Hauses beteiligten, und in deren Verlaufs 
der [Bundesminister für Verkehrswesen die eingangs "er- 
-wähnte, mit großem Interesse aufgenommene Rede hielt, bot 
vom fachliehen Standpunkte aus nichts weiter Bemerkens- 
wertes. Nach kurzen Schlußworten der Berichterstatter D 
Angerer (Eisenbahnen, Schiffahrt), Steinegeer (Po: 
Telegraphenverwaltung) und Dr. Odehnal (Postsparkass 
wurde sodann der Voranschlag für das Bundesministerium 
für Verkehrswesen einstimmig angenommen. e: 


er sich in einem Abteil zur Schlichtuns 
zwischen Reisenden aufhalten muß. 

Dem Zugführer ist durch die Fahrdienstvorschriften (FV 
eine ganze Anzahl von Vorschriften wegeben, die ıhn wer- 
pflichten, an der sicheren und möslichst fahrplanmäßigen 
Durchführung des Zuges mitzuwirken. Soweit hierbei die SO- 
fortige oder wenigstens ‚baldige Anwesenheit des Zugführers 
an der Spitze des Zuges erwünscht ist, um „die Geschäfte mi 
der dem Wiesen des Eisenbahnbetriebs a Rasch- 
‚heit, aber ohne Überstürzung zu erledigen“ (8 2 @) FV 
kämen hauptsächlich folgende Bestimmungen in Frage:-d 
Zusführer hat dem Lokomotivführer den für ihn bestimmten 
Abschnitt des schriftlichen Befehls, mit Ausnahme des schrif 
lichen Befehls zum Vorbeifahren an einem auf „Halt“ stehen- 
den Hauptsienal, der dem Lokomotivführer von dem Bahnhof 
unmittelbar übergeben werden kann, auszuhändigen (S 33 FV 
er hat dem Lokömotivführer mitzuteilen, wie viele Achsen der 
Zug zählt, wie viele von Hand Sebnemst werden, ihn auch zu 
verständigen, wenn Wagen verschiedener Bremssysteme ein- 
oeschaltet sind ($ 46 FV.), er hat darauf zu achten, daß der- 
Lokomotivführer die vorgeschriebenen Fahrzeiten einhält und 
ihn auf Überschreitunsen. der zulässigen Fahrseschwindigkeit 
und auf entstehende Verspätungen aufmerksam zu machen 
(S 48 FV.). Ferner hat der Zugführer, soweit ihm dies seine 
sonstisen Dienstgeschäfte nestatten, auf die Sienale und Wege 
schranken zu achten ($ 36 FV.), er darf dem Auftrase zur Ab 
fahrt des Zuges erst nachkommen, wenn das Sienal, auf Fahr 
sestellt ist, und in bestimmten Fällen kann das Stellen d. 
Ausfuhrsignals vom Zusführer als Anftrag zur Abfahrt & 
gesehen werden (S 50 FV.), beim Fehlen des Befehlstab 
hat das Abfahrsignal von dem Zugführer auszugehen (S- 
FV.). Für alle diese Fälle ist es insbesondere bei unsich 
gem Woetter oder im Winter bei starkem Ausströmen von 
.Dampf erforderlich, daß sich der Zusführer möglichst an der 
Spitze des Zuges aufhält, um Verspätungen in der Abfahrt 
oder Weiterfahrt zu vermeiden. . Weiter ist im Falle des $ 5: 
(5) FV. der Platz des Zugführers an dem vorderen Teil des 
Zuges erwünscht, damit ihm unnötig lange Wege in dem Falle 
erspart werden, wenn das: von dem Lokomotivführer beim 
Stellen eines Zuges durch ein Einfahr- oder Hauptsignal der 
freien Strecke zu giebende Achtungssignal von dem Sienalaa 
oder [Blockwärter unerwidert bleibt, da dann der Zusführer 
die Ursache zu ermitteln, d. h. sich zu dem Wärter zu begeben 


- von Streitiskean 


ndiger Fühluns miteinander bleiben. Es sei nur hinge- 
wiesen auf den $ 61 FV., und zwar auf Ziffer 14, nach der 
der Lokomotivführer dem Zugführer über die Ursache von: 
ahrzeitüberschreitungen Auskunft zu geben hat, auf 
Ziffer 17, nach der über besondere Vorkommnisse, Benutzung 
der "Notbremse, Unregelmäßigkeiten in der Bremswirkung, Zu- 
‚ rücklassen von Wagen wegen ungenügender Zugkraft oder 
= remsbesetzung, Mängel in der Heizungs der Wasen, zu be- 
ichten ist, auf Ziffer 18, wonach der Zugführer den Lokomo- 
über die im Fahrbericht ansesebene Zuebelastung 
"und Bremsbedienung auf dem Laufenden zu halten und ihm 
auch Einsicht in den Fahrbericht zu sestatten hat. 
"Wenn es auch diese beispielsweise angeführten Bestimmun- 
‘en drinsend erwünscht machen, den Paeckwasen an der Spitze 
des Zuges laufen zu lassen, damit es dem Zugführer leichter 
nacht wird, die ihm obliegenden Verpflichtungen rasch und 
. sicher durchzuführen, so kann aber doch kein unbedineter 
ang anerkannt werden, den Packwagsen unter allen Um- 
nden und ohne Rücksicht auf andere Erfordernisse des Be- 
£bes an dieser Stelle während des ganzen Zuglaufes durch- 
führen. Es sprechen vielmehr auch andere dringende 
ründe dafür, den Packwagen in besondenen Fällen am 
hlusse eines Zuges laufen zu lassen. Hierher gehören z. B. 
Fälle, in denen infolse zu kurzer Wendezeiten bei Pendel. 
en, oder bei nicht zu vermeidendem, sehr kurzem Aufent- 
t beim Kopfmachen eines 
_ Umstelben des Packwagens nicht möglich ist. Übrigens 
nn auch der Fall eintreten, daß der Packwagen strecken- 
eise zwischen anderen Wagen. laufen muß, also weder an 
r Spitze, noch am Schlusse des Zuges steht, so beispielsweise 
ji einem aus betrieblichen Gründen notwendigen Einstellen 
n Brzstarkungewagen vor diem Packwagen in Personen- 


Eaben. wir es Im ende mit Fällen zu tun. die aus 
zwingenden Gründen vielleicht ein Umstellen des Packwagens 
ht möglich machen, so ist doch andererseits auch nicht zu 
ıcnen, daß hin und wieder Rücksiehten minderer Art oder 
ar Bequemlichkeit einzelner Dienststellen den Lauf des 


Zuges auf einer Unterweesstation . 


.miot sind. 
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1 


en‘ Wenn z. B. der Packwagen nur deswegen am Schluß 
des Zuges auf einer Zuebildungsstation eingestellt wird, weil 
er dann günstig zur Gepäckabfertisuns steht und daher viel- 
leicht etwas größere Karrwege erspart werden, oder der Pack- 
wagen nur deswegen nicht umgestellt wird, weil sonst eine 
Rangiermaschine, die dann an einer anderen Stelle des Bahn- 
hofes kurze Zeit entbehrt werden muß, herangezogen werden 
müßte, dann bedarf es doch winer eingehenden Prüfung, ob 
hier nicht die Vorteile durch die Nachteile, die aus dem Lauf 
des Packwagens am Schluß des Zuges entstehen, mehr als auf- 
gewogen werden. Eine derartige eingehende Prüfune ist um- 
somehr erforderlich, als durch den Lauf des Packwagens am 
Schlusse des Zuges vielleicht bei Personen- oder |Schnell- 
zugen. auf große Entfernungen sein Personenwasen als Schutz- 
wagen läuft. Dieser Personenwagen wird dann nicht nur 
seinem eigentlichen Zwecke entzogen, sondern er belastet auch 
den Zug in ganz unnötiser Weise, 


Es wäre deshalb wohl angebracht, in die Fahrdienstvor- 
schriften eine Bestimmung aufzunehmen, die zwar nicht eine 
Festlegung der Stellung des Packwagens an der Spitze des 
Zuges herbeiführt. wohl aber bewirkt, daß der Packwassen im 
alloemeinen an der Spitze des Zusses läuft.und Ausnahmen nur 
mit ausdrücklicher Genehmigung der Eisenbahndirektion, 
wenigstens soweit es sich um regelmäßig verkehrende Züge 
handelt, zulässig sind. Am Ziverkmäßiesten wäre es dann 
wohl, die Ziffer 1c) des $& S6 FV. dahin zu fassen, daß sie 
lautet. „Bei der Zusammenstellung eines Zuges ist darauf zu 
achten, daß die Wagen nach Vorschrift eingereiht werden, 
daß insbesondere der Packwagen an der Spitze des Zuges 
läuft, soweit nicht Ausnahmen bei regelmäßir verkehren- 
den Zügen ausdrücklich von der Eisenbahndirektion. geneh- 
"Bei Bedarfs- oder Sonderzüsen ist von den Bahn- 
höfen stets eingehend zu prüfen, ob besondere Gründe dafür 
sprechen, dem Packwagen ausnahmsweise eine andere Stel- 
lung als an der Spitze des Zuges zu geben.“ 


Diese Fassung wird zur Folge haben, daß der Lauf des 
Packwasens an der Spitze des Zuges hinter der Lokomotive 
die Regel bilden, der Lauf des Packwagens an anderer Stelle 
aber zu den Ausnahmen sehören wird, die aus betrieblichen 
Gründen tatsächlich nicht entbehrt werden können. 


Ist die Frachturkunden-Stempelmarke noch zeitgemäß ? 


re :... ‘ Von Eisenbahn-Inspektor Weyland-Leipzig. 


IE iherpebrachte, aber Eh als unwirtschaftlich erweisende 
stände sind nach Befinden zu beseitigen. Mae, lautete os 


Bisenbahnpräsidenten, Drs Mettig- Eyasien. in an Bestreben, 


(CE Br Rinen ZU. steigern und die Ausgaben. nnacıo, 


eiches ER zen liegt, und nicht ci hi Eischhahn- 
samten, zusammenfinden. Die vom BReichsverkehrsminister 
raussenebenen Erlasse und! Ermahnungen zu größeren wirt. 
chaftlichen Ersparnissen aller Art, Personaleinschränkungen. 
irschließung neuer Einnahmequellen usw. sind nicht auf un- 
ruchtbaren Boden. Beimen: denn ee Da . das 


te Art, die Einnahmen zu vergrößern. Je höher die Löhne 
‚Gehälter re und 1 AoBer die Kneh für unent- 


ee Weg ist retlich nur im 
K re denkbar, "aber nicht in einem völlig soziali- 
si orten, der Allgemeinheit dienenden Großbetriebe wie der 
senbahn. Hier müssen auch noch andere Wege eingeschlagen 
erden: Eine solche Sparmaßnahme bedeutet z. B. die jetzt 
bevorstehende Abschaffung der Frankatur-Eisenbahn- 
marken. Die Verwaltung kam zu der Überzeugung, daß die 
Kosten der Markenherstellung, die Buchung und Verrechnung 
eine Belastung darstellen, die sich im Verhältnis zu den 
wenigen Vorteilen nicht mehr rechtfertigen ließ. Was sich 
her in den Jahren der Überschüsse die einzelnen, Verwal- 
sen noch sestatten konnten, kann sich jetzt bei den ungie- 
nerlichen Zuschüssen das verarmte Reich eben nicht mehr 
leisten. Es muß in allem gespart werden, und‘ deshalb 
_ wundert es mich, daß man, da man bei den Eisenbahnmarken 
angelangt war, nicht noch seinen Schritt weiter gegangen ist 
und auch noch die Frachturkunden- Stempelmarke 
a hat. Wohl vermerkt: die Marke, nicht den Stempel 
886 ren das Reich braucht jetzt mehr als sonst diese Ein- 


_Frachturkundenstempel erstmalig das Licht der 


nahme. Die einfachste Lösung ist aber die, daß man diese 
Reichsstempelabgabe, wenn sie aus stewertechnischen Gründen 
überhaupt getrennt erhoben werden muß, wie bei den Fahr- 
karten mit dem Fahrpreise, bei der Güterbeförderune mit der 
Fracht einhebt und den Verkehrskontrollen der Reichs- und 
Privatbahnen, den Schiffahrtsgesellschaften und Reedern die 
summarische Abrechnung mit den zuständigen Reichsstellen 
überläßt. Wenn wieder einmal Tarifänderungen in 
Bearbeitung sind, wird sich Gelegenheit bieten, reine 
Wirtschaft zu machen, indem man die wenigen Prozente, 
die diese KReichsstempelabgabe beträgt, unterschiedslos 
zu den Frachten schläst. Es ist nicht von der Hand zu 
weisen, daß das Reich hierbei einen doppelten Vorteil erzielen 
wird. Ganz sicher wird die prozentuale Verteiluns auf die 
Frachten wine sichere, einwandfreiere und schließ- 
lich auch eine etwas h ö here Einnahme als bisher be- 
deuten, und andererseits wird durch den Wegfall der ver- 
schiedenfarbigen Wertmarken, bei denen die Herstellung‘ vom 
künstlerischen Entwurf bis zum Druck, das Numerteren, 
Zählen, Packen, Vierbuchen, Verrechnen, Versenden, Veer- 
kaufen, Kontrollieren usw. einen ungeheuren Aufwand an 
Personal und Zeit erfordert, eine wesentliche Ersparnis 
erzielt. Von der Reichsdruckerei, den Finanz- und Zollämtern, 
Haupt-, Stations- und Güterkassen bis herab zu den Schalter- 
beamten wird sine Befreiung, eine Erlösung von unnötiser 


“Arbeit erfolgen. Verwaltungsanordnunsen, Dienstvorschriften 


und sonstige Anweisungen, von denen schon mehr als zuviel 
vorhanden sind. können vermindert ünd deren Herstellungs- 
kosten erspart werden. 

Am 1. Juli 1906 erblickte das Reichsstempelgesetz über den 
Welt. Erst 
einfach und bescheiden, sich nur auf Ladungsfrachten be- 
ziehend, breitete es sich immer mehr aus und griff immer 
höher bestewernd auf fast alle Güter über. Viel Liebe und 
Verständnis ist dieser Veerkehrsabgabe in all den 15 Jahren 
nicht entsegenssebracht worden, und wenn sie jetzt in aller 
Ruhe vielleicht ganz verschwinden oder als indirekte Be- 
steuerung in die Tarifsätze auforehen könnte, so würde ih” 
wohl niemand eine Träne nachweinen. 
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Nachrichten. 


Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


einrichtungen. Der Reichsverkehrsminister hat an die Eisen- 
bahn - Senn Eisenbahndirektionen, zentralen 
Ämter, das Eisenbahn- Zentralamt sowie nachrichtlich an die 
Z len des Reichsverkehrsministeriums und die Giene- 
ralbetriebsleitnngen folgenden Erlaß gerichtet: 

Um vorhandene Unklarheiten zu beseitigen, werden nmach- 
stehend einheitliche Bezeichnungen der wichtigsten 'Unter- 
riehts- und Bildungseinrichtungsen für das Gebiet der Reichs- 
eisenbahnverwaltung testgesetzt und zwar unabhängig davon, 
ob sie gegenwärtige nur in einzelnen Bezirken bestehen, oder 
ob später eine weitere Ausdehnung oder Einschränkung 
zweckmäßig sein wird. Einer künftigen Entscheidung hier- 
über soll, wie ich besonders bemerke, durch Festsetzen der 
folgenden Bezeichnungen nicht vorgegriffen werden. 


Es sind im allgemeinen drei Hauptgruppen (Lehngruppen) 


im Unterrichts- und Bildungswesen zu unterscheiden, je nach- | 


dem die Einrichtungen überwiegend bestimmt sind 
für Lehrlinse, Arbeiter oder Dienstanfänser 
in der Ausbildung für eine Beamtenstellune) oder 
für Beamte, besonders solche des Betriebs-, Bahnunterhal- 
tungs- und Verkehrsdienstes, denen für eine 
Sute Dienstausführunge wichtige dienstliche Vorschriften 


und neue Einrichtungen zur Kenntnis zu brinsen und zu 2 


erläutern sind, oder endlich = 
für Beamte und Arbeiter, die sich ee weiterbilden 
wollen, 


Hiernach umfaßt Gruppe 1: das Dienstschul wesen, 
Gruppe’Il: das Dienstvortrags wesen, Gruppe 1II: das 
freiwilliee Bildungs wesen. 

Im einzelnen e„elten sodann folgende Bezeichnungen: 


Lehrgsruppe I: Dienstschulwesen. 
1. Verwaltungsschule. Unterrichtseinrichtung bei einer Ge- 
neraldirektion, Eisenbahndirektion oder bei (dem Eisenbahn- 
Zentralamt in dienstlichem Zusammenhange mit der betref- 
fenden Behörde fer diejenigen Dienstanfänger, dıe unmittel- 
bar bei dieser oder bei nahezelesenen Dienststellen beschäf- 
tigt sind. In Frage kommt hauptsächlich die Vorbereitung 
" für den nichttechnischen und technischen Bürodienst und die- 
Vervollständisung fachlicher Kenntnisse für jüngere Beamte - 
der senannten Behörden. 


2. Dienstanfängerschule. Unterrichtseinrichtune 
oder mehrere srößere Dienststellen (Bahnhöfe, Betriebs- 
werkmeistereien, ‚Bahnmeistereien, Güterabfertigungen) ge- 
meinsam und in dienstlicher Verbindung mit einer derselben 
für die bei dıesen Dienststellen oder in ihrer nächsten Nähe 
in Ausbildung befindlichen Dienstanfänger. 
hauptsächlich die Dienstänfänger für den Betriebs-, 
unterhaltunes- und Verkehrsdienst. 

Anmerkung, Bei den-Verwaltungs - und Dienstanfänser- 
schulen können meben den planmäßigen, jährlich wiederholten 
Lehrgängen nach Bedarf auch außerordentliche Ereänzungs- 
kurse abgehalten werden und zwar insbesondere a) beim Vor- 
-handensein von Bediensteten, die vorher keine oder nur un- 
genügende Gelegenheit zum Besuch «ines ordnungsmäßisen 
Dienstunterrichts hatten; b) beim "Erscheinen wichtiger 
neuer Vorschriften oder bei Einführung technischer Ein- 
richtungen, um die Bediensteten hiermit eründlich vertraut zu 
machen; e) in Fällen unvorhergesehener starker Verkehrs- 
und Betriebssteigerungen, wenn eine rasche Heranbildung von 
Hilfskräften erforderlich ist. 


Bahn- 


Zu den außerordentlichen Ergänzuneskursen sind auch 
solche zu rechnen, die vereinzelt zur Vervollständieung der 
Schulkenntnisse für Dienstanfänger wingerichtet werden 


müssen, wenn hierfür ein dringendes dienstliches |Bedürfnis 
besteht und die Betref fenden anderweit keine Gelegenheit 
hierzu haben. 


3. Werkschule. a) Werkschule Abteilun £ 1. Unter: 


richtseinrichtung der Eisenbahnverwaltung bei einer Haupt- 


oder Neben werkstätte und in dienstlicher Verbindung mit ıhr 
zur Ausbildung von Handwerkslehrlinsen in den Fächern des 
öffentlichen Fortbildungs- oder Gewerbeschulunterrichts und 
als vollständiger und gesetzlicher Ersatz für diesen. ‘Von der 
V erpfliehtung zum Besuch eines anderen öffentlichen sewerb- 
lichen Unterrichts sind. die Lehrlinge alsdann befreit. e 
Anme rkung. Fehlt bei seiner Haupt- süer Nebenwerk- 
Stätte noch eine bahneigene Werksehule, und besuchen die 


Einheitliche Bezeichnung der Unterriechts- und Bildungs- 


(Bedienstete | 


möelichst 


für eine 


In Frage kommen ° 


1 


‚stelle Preußen-Hessen geltenden Bestimmungen dem Lehrli 


- wirtschaftlichen Lage. : R 


gung von Fach- uud anderen Verbänden der Beamten 1 


_Ze ne des Vereine N 
Rn EN 2. 


Tr 


he einen öffentlichen Fontbilänge oder Gewerbe 
 schulunterricht, so ist nach den bisher im Bereich der Zw 


ein Zusatzunterricht in der Werkstätte zu verteilen, name 
lich nach der eisenbahnfachlicehen Seite hin: Dieser 
dem Öffentlichen Fortbildungs- oder Gewerbeschulunter 
‚zu erteilende Eisenbahnunterricht ist unter dem Namen „2 
satzunterricht für Lehrlinge“ zusammenzufassen. 


b) Werkschule Abteilung II. Unterrichtsein 
tung bei einer Haupt- oder Nebenwerkstätte und in die 
licher Verbindung mit ihr zur theoretischen Ausbildung 
Handwerkern, besonders Schlossern, die noch in der W 
Stätte praktisch arbeiten und für den maschinenteehnisch 
Dienst vorzubereiten sind. In Frage kommen zurzeit ı 
Handwerker, die die Lokomotivführerlaufbahn zu ergre 
beabsichtigen. 


Sofern der. Unterricht aus dienstlichen dran nich 
dien Werkstäftenschulräumen. erteilt werden kann, kann 
der Erteilung «sine Öffentliche Fach-, Maschinenbau- 
ähnliche, staatlich anerkannte Schule beauftragt werden 
gegliederter Unterricht). Voraussetzung ıst jedoch, daß 
Eisenbahnlehrplan zugrunde gelegt wird, und daß eine 
beaufsichtigung seitens der Eisenbahnyverwaltung ae 


Lehrgruppe II: Dienstvortragswesen. 


Die Dienstvorträge, bislang Instruktionsstunden, Dienstun 
Weisungen, Unterrichtsstunden oder del. genannt, haben 
Zweck a) die Kenntnis der bestehenden Vorschriften zu 
festigen und ihre praktische Anwendune zu erläutern und 
fördern, b) mit neuen Vorschriften und Einrichtungen bekanı 
zu machen. Die Teilnahme gilt als Dienst. In Frage kom 5 
VOTZUgswıelse die ‚Beamten im Betriebsdienst (einschließ 1 
Betriebsmaschinendienst), im Bahnunterhaltungs- und ° 
kehrsdienst. Sämtliche Beamte, für die solche. Vorträge a1 
ordnet sind, haben ausnahmslos hieran teilzunehmen. Um 
ZU ‚ermöglichen, ist jeder bei Dienststellen ee 
‚Dienstvortrag in der Regel mehrfach zu halten. Am j jede 
Vortrag schließt sich eine Besprechung des Gehörten. n 


4 
Anmerkung.l. Zu den Dienstvorträgen sindauch die 
Regierungsbauführer, in Ausbildung begriffene Assessoren ı 
andere Beamte eingerichteten fachwissenschaftlichen 
lesungen zu rechnen. 2. Neben den Dienstvorträgen könı 
zur Erörterung wichtiger örtlicher Vorkommnisse oder 7 
richtungen regelmäßige Dienstbesprechungen 
Anweisung der Geweraldirektion oder Eisenbahndirektion \ 
den Dienststellen-Vorstehern oder ihren Vertretern. mit 


. für eine Regelung kann bis zum Erlaß einheitlicher Vorsch: 
. ten die von der "Eisenbahndirektion Berlin erlassene Ve 
gung (Amtsblatt Nr. 18 vom 1. April 1921 8. 205—212) dien 
soweit sie nicht durch diesen Erlaß überholt ist. 3. Als I 
kräfte kommen für die Dienstschulen und Dienstvorträge 
ee Eiseape Dante a in Frage. e 


keit, zur Bern und une ne ee Wie Tr 
und zur Vervollständigung der Fachkenntnisse, letzteres 
dem Hauptziel einer Verbesserung der Dienststellung 


Im allgemeinen bleiben Maßnahmen der! Gruppe: II 
überwiegend im Nutzen der Teilnehmer livexend, der Betä 


Arbeiter überlassen, re unter MER Dr 
bahnyerwaltung. 

Für die bereits vorhandenen Eirichunse sind nunm: 
. die sich aus vorstehendem ergebenden. Bezeichnungen sinn 
mäß einzuführen. 

Über die Neuregelung des Unterrichts- und Bildung 
insbesondere auch über die nähere Aberenzune der u 
und Vortragswesen zZuzulassenden oder verpflichteten ; 
werden nach Besprechungen mit den Zweigstellen und ( 
raldirektionen sowie mit den Veertretern der ‚Beamten- 
ee später noch nähere ae getro 
werden. 


= rlöhnne ge Befriebslehrlinge, Der Reichees 
"minister hat an. die Eisenbahndirektionen der früheren pı 
Bisch-hessischen Staatseisenbahnen und die Eisenbahndirek 
in ‚Oldenburg sowie- nachrichtlich an die Zweigstellen 
Reichsverkehrsministeriums und der Eisenbahn. : 
direktionen folgenden - Erlaß ° ‚gerichtet: Zur Bese 
von Zweifeln und ‚Uneleichheiten in der Behandlung d 
genannten ernebeieirlinge on ich nach Verh 


‚den | vertragschließenden Arbeitnehmerorganisationen -be- 
nnt: Die Lehrlinge sind gemäß $ 4 Ziffer 2 des Lohntarif- 


denlohnsätzen zu sentlohnen. Hierunter fallen auch die 
jebslehrlinge, das sind solche jugendlichen Arbeiter, die 
Alter von 14 bis 16 Jahren mit der Absicht aufgenommen 
verd en, Sie in die Be ee zu euer 


- De heng der Beimichelchniinge auf ei en von 
vier Jahren nach den Lehrlingslöhnen nicht gerechtfertigt. 
Diesen Lehrlingen sind daher richtiger weise aur für die zwei 
en Jahre die EHER ng zu zahlen; vom ren 3, ee 


16. ces der Lohn eines een dich Arbeiters 
on nach einjähriger Beschäftigungsdauer gezahlt werden 
ann, wenn der Betreffende sich “als besonders anstellig er- 
yeist und ‚wirklich brauchbare Arbeit leistet. 


\ 


N 


Das Eisenbahndefizit. Unter dem Vorsitz des Staats- 
tärs Stieler trat am 4. d. M. das Plenum des Sachver- 
ändıoenbeirats des Beichsministeriums im Potsdamer Bahn- 
‚zu einer Sitzung zusammen, um den Bericht über die bis- 
verigen Arbeiten seiner drei Unterausschüsse entgegenzu- 
men. Nach eingehender Aussprache wurde, wie die DD: 
; Gr Zte,“ berichtet, foisende Entschließurz anzenommen : 
er Sachverständigenbeirat tritt der Stellunenahme und den 
/orsch'ägen der Ausschüsse für die Beseitigung des Defizits 
" Reichseisenbahnen bei. Er billigt insbesondere die bisher 
n ı der Eisenbahnverwaltung zur Herabminderung des Fehl- 
ages setroffenen Maßnahmen, hält jedoch weitere ver- 
rkte Anstrengungen auf diesem Wege unter Mitwirkung 
Sachverständigenbeirates, insbesondere auch durch Ein- 
‚olung En aicher" Gutachten berufener Fachmänner, für 


‚Gebühr für Frachtstundung. Der Reichsverkehrsminisber 
dte dem Deutschen Industrie- und Handelstage als Antwort 
seine Ein®ebe die Abschrift des folgenden, an den Stahl- 
ee A.-G. in ee gerichteten Schreibens vom 
pri = 
‚Bei aller Wardiruns der i: in. dem SErallren Schreiben vom 
. März und 2. April d. J. dargelesten Gesichtspunkte bin ich 
joch nicht in der Laee, den vom deutschen Eisenbahn-Ver- 
Pr verband einstimmig sefaßten Beschluß auf Einführung 
r Gebühr für einmonatige Frachtstundung zu beanstanden. 
© die ee Ta lHannover dem. ee 


en inschei "und Sorefältig ee WOT- 
Die Be A Teen des er ar varbatıleni eraızt sich 


rungen Bacıı einer En a ledrung für die 
2 Dienststellen aus der une selsenden Bon: 


oe für te ee die die Verwaltunzen, aus der 
räglichen ‚Fraehtbegleichung ‚erleiden. 


er Belastung Air die a Du sich Bere 
in würde es außerordentlich bedawern, wenn ein Teil der 
haber hierdurch gezwungen werden würde, das 
histundungsverhältnis zu lösen. Anderseits kann aber den 
hseisenbahnen, angesichts der ernsten Finanzlage des 
‚ nicht zugemutet werden, weiter auf einen ange- 
essenen Ersatz der beträchtlichen Zinseinbußen zu verzichten 
d unentgeltlich - besondere Arbeitsleistungen -auf sich zu 
hmen. die immerhin nur einem begrenzten Intenessentenkreis, 
mentlich den Frachtinteressenten. mit größeren Geschäfts- 
ieben, zugute kommen, nicht aber- allen Verkehrstreiben- 
‚also auch den kleineren: und wirtschaftlich schwächeren, 
® es dem Grundsatze gleichmäßizer Behandlung aller Ver- 
ter im Sinne des $ 6 der Eisenbahn-Verkehrsordnung 
vechen würde. Ich sehe mich hiernach außerstande, von 
hebung der Gebühren für das Gebiet der Reichseisen- 
abzusehen. Auch eine Ermäßigung der Gebühr kann 
st nicht ins Auge „efaßt werden.“ 
die neuen Eisenbahngebühren im Saargebiet. Die Saar- 
rektion hat, wie wir der „D. Alle. Zhg.“ entnehmen, bei 
Festsetzung der ab 1, Mai vorgesehenen. Personenfahr- 
ise in Frankenwährung die seit 1. März gültigen Sätze zu- 
5 BelegN, Für die Ei 2. und 3, Wagenklasse wird der 


Die Umrechnung = augen- 


* 


r2 os nach den in Anlage 1 Anmerkung 5 vermerkten 


Besprechung 
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” 


blieklich „eltentien Markfrachtsätze ist nicht durchwes zu 


einem einheitlichen Frankenkurs 'vrfolst. Vielmehr ist der 
Frankenkurs nach eimem Staffelsystem festgesetzt, wobei der 
Umrechnungskurs bei nahen Entfernunsen günstiger angesetzt 
wurde als bei weiteren Entfernungen. Im allgemeinen wurde 
aber ein Kurs von 3 A für einen Franken zugrunde weleet, 
wobei darauf geachtet wurde, daß die newen Frachtsätze in 
Frankenwährung den ın Frankreich gültigen Frachtsätzen 
möglichst ansenähert wurden. 


En Neus Verbindung München-Hamburg und Bremen. Eine 
neue durchzehende Schnellzugverbindung von München über 
Aussburg, Nürnberg, Würzburg, Göttingen und Hannover 
nach Hamburg und Bremen. brinst der neue Sommerfahrplan 
am 1. Juni. Sie wird dadurch hergestellt, daß nwewe D-Züge 
von München bis Flieden, zwischen. Frankfurt und Bebra, ein- 
selest werden, die dort Anschluß an die bestehenden Schnell- 
zuge von Freiburg nach Hamburg haben. Die Züge verhalten 
auch durchgehende Wagen München-Hamburg. Es ergibt sich 
so folgender Fahrplan: München ab 7.00 vorm. Augsburg ab 
8.00 vorm., Nürnberg ab 10.35, Würzburg ab 12.42, Göttingen 
an 6.11 nachm., Hannover an 7.57, Hamburg 11.14. " Von Han- 
nover Ist Anschluß gl, an Bremen 11.40, In umsekehrter 


- Riehtune fährt man von Bremen 8.03 vorm., von Hamburg 7.56, 


von Hannover 11.14, von Göttingen 1.12 nachm. und ist in 
Würzburs 6.46 nachm., in Nürnberg 9.12, in Auesburs 11.55, 
in München 12,55 nachts. 


— Die Verkehrslage im Ruhrgebiet. Aus Essen, 4 Mai, 
meldet W. T. B.: Die infolge der ungünstigen Wirkung der 
Zollkontrolle der Entente für den Eisenbahnbetrieb im Ruhr- 
bezirk angeordneten Annahmebeschränkungen sind zum 
erößten Teil wieder aufgehoben, nachdem die Zahl der auf- 
oestellten Wagen zurückgegangen ist. In der Abwicklung 
des Betriebes bestehen keine besonderen Schwierigkeiten. 
Wie jedoch der Betrieb sich nach Aufhebung der Annahme- 
beschränkungen gestalten wird. ist noch nicht zu übersehen, 
da noch eine Mense Wagen auf Abfertigung durch den Zolt 
warten und die durch den Zoll entstehenden Behinderungen 
nicht als beseitigt angesehen werden können. 


Für Kohlen, Koks und Briketts wurden in der vergangenen 
Woche im arbeitstäglichen Durchschnitt einschließlich der 
nachträglich bestellien Wagen 21822 Wagen (gerechnet je 
10 t) angefordert, die auch »estellt wurden. (Höchstgestellung 
am 27. April 22735). lm gleichen Zeitraum des Vorjahres 
betrus die Durchschnitisgestellung 19,534 Wasen. Von den 
Laserbeständen auf den Zechen sind in der vergangenen 
Woche fast 100000 t abgetragen worden, so daß der Gesamt- 
bestand nur noch 428753 t betrug. 


Der: Rhein wasserstand hat um einige Zentimeter zugenom- 
men, befindet sich aber immer noch mit etwa 1,40 m unter 


‚dem normalen Peselstand, so daß von einer mennenswerten 


Besserung in der Transportlage auf dem Rhein bislang nicht 
die Rede sein kann. Der Umschlag an Kippern in den Duis- 
burg-Ruhrorter Häfen beziffierte sich auf 26667 (24047) t 
Umschlag, in den Zechenhäfen der Kanäle auf 24754 (26 N t. 


— Die Wünsche der Berliner Vorortbewohner. Zu einer 
bei der Eisenbahndirektion Berlin waren am 
28. April die Vertreter des Märkischen Verbandes zur Wahrung 
gemeinsamer Interessen (Verein der Vororte Berlins) durch 


- den. Eisenbahndirektionspräsidenten Wulff nach dem Sitzungs- 
‚saal des Direktionsgebändes eingeladen. Wie die „B. B.-Ztg.“ 


berichtet, waren alle Berliner Vorortstrecken. durch Abse- 
sandte vertreten. Der Besprechung lag eine umfangreiche 
Eingabe des Verbandes zugrunde, in der verschiedene alloe- 
Ben Wünsche betr. Ausdehnung des Vorortver- 
kehrs mit Vororttarif, Haltenlassen der Eil-, Schnell- 
und D-Züge auf den Kopfstationen des V Siomwerkehts, Ver- 
billigeung der Schulausflüge und andere Verbesserungen im 
Verkehr sowie eine Anzahl von Einzelwünschen der verschie- 
denen Vorortstrecken vorgetragen wurden. Das Ergebnis der 
Besprechung war ein ziemlich megatives. Die, Direktion er- 
klärte, daß sie in vielen Fragen kaum eigenes Bestimmugges- 
recht habe, sondern vom. Ministerium abhängie sei, und daß 
andererseits die Erhöhung der Fahrpreise im Stadt-, Ring- 
und Vorortverkehr eine unbedinete Notwendigkeit sei, zumal 
die Eisenbahnverwaltung jährlich 250 bis 300 Millionen Mark 
bei diesem Verkehr zusetzen MÜsse, Berlin habe vor allen 
anderen Großstädten immer noch den Vorzug der "billigen 
Vororttarife. Die Erhöhung der Fahrpreise betrage nur etwa 


das Drei- bis Vierfache wesen die Tarife in Friedenszeiten, 


während doch alle anderen Bedarfsartikel um das Zehnfache 
im Preise gestiegen sind. ‘Von den Vorortvertretern wurde 
auf die schwere Schädigung hingewiesen, die dem gesamten 
Siedlungswesen aus der ständigen Erhöhung der Fahrpreise 
erwachsen muß. Die Ansiedler seien seinerzeit auf Empfehlung 
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der Regierung aufs Land gegangen, um die eigene Scholle zu 
erwerben. Jetzt würden sie in ihrer Existenz so schwer oe- 
schädigt, daß sie schließlich zum Aufseben ihrer Vorort- 
siedlung kommen müßten. Wenn; diese festeesetzte Erhöhung 
der Fahrpreise andauert, und wenn dazu noch so schwere Ein- 
sriffe in, das Wirtschaftsleben. des einzelnen erfolgen, wie sie 
die Aufhebung der Monatsnebenkarten verursacht hat, dann 
wird es geradezu für Immer eine Unmöglichkeit bleiben, die 
Wohnungesnot zu beseitigen oder auch nur zu vermindern. 
Der Präsident empfahl, sieh. in erneuten Eingaben an das 
Ministerium zu wenden, so auch bezüglich der Veerbilligung 
der Fahrpreise für Schulausflüge, worüber sich dann der 
Minister mit der ständigen Tarıfkommission in Verbindung 
setzen werde. Auch für die Erweiterung des Vorortverkehrs 
auf der Anhalter Strecke bis Trebbin und Luckenwalde, auf 
der Stettiner Bahn bis Freienwalde, auf: der Görlitzer Bahn 
bis Lübben u. a. glaubte Präsident Wulff keimerlei Hoffnun- 
een erwecken zu können, da überall die dritten und 
vierten Gleise für den  Vorortverkehr fehlten und im 


heutiger schwerer Zeit auch nicht gebaut werden könnten. 


Dier Fernverkehr aber würde zu stark belastet, wenn auf der- 
selben Bahnstrecke auch Vorortverkehr bestehen sollte. — 
Die Heizung der Wagen konnte auch für den nächsten 
Winter noch nicht zugesagt werden. Über .kleine Verspätun- 
sen und Unregelmäßigkeiten im Stadt-, Ring- und Vorort- 
verkehr möge man sich nicht gleich aufregen. und deswesen 
den Beschwerdewes beschreiben. Auf diesen Verkehrs- 
strecken würden jetzt täglich 1% Millionen Menschen beför- 
dert, da seien kleine Störungen wohl unvermeidlich. Präsident 
Wulff erklärte zum Schluß, es werde ihm immer wıllkommen 
wein, die Vertreter des Märkischen Verbandes zu einer Be- 
sprechung ihrer Wünsche zu empfangen, und die Direktion 
werde alles stets sachlich prüfen und, soweit es an. Ihr liest, 
in Erwäsung ziehen. 


— Schiedsgerichtliche Erhöhung von Beförderungspreisen 
der Verkehrsunternehmungen. Die Verordnung vom 21. Fe- 
bruar 1920, deren wesentlichen Inhalt wir in Nr. 22, S. 265 
des Jahrsanges 1920 d. Ztz. wiedergegeben haben, ist durch 
eine Verordnung vom 23. März 1921: (Reichs-Giesetzblatt vom 
31. März 1921, S. 344) ergänzt worden. Die Verordnung vom 
21. Februar 1920 verfolgte den Zweck, die dringende Notlage 
der Bahnen zu beheben und ihre Lebensfähiekeit zu sichern. 
Es sollte durch die Verordnung die Möglichkeit. gegeben 


werden, eine Abänderung der vertraglich festgesetzten, den 
Tetzigen Geldverhältnissen und Bietriebsauseaben nicht mehr 
entsprechenden Beförderungspreise herbeizuführen. In- 


zwischen hat sich herausgestellt, daß die Privatbahnen viel- 
fach noch weitere erhebliche vertragsmäßige Lasten haben, 
die infolge der weränderten ° wirtschaftlichen Verhältnisse 
dazu geführt haben, ihre Lebensfähiskeit aufs schwerste zu 
»efährden. Hierher gehören vor allem Beiträge zu den Her- 
stellungs- und Unterhaltungskosten der Straßendecke, die Ver- 
pflichtung zur ständigen Reinigung der Gleiszone oder der 
ganzen Straße, zur Einhaltung bestimmter Fahrpläne, zu pro- 
zentualen Abgaben vom Gewinn oder der Roheinnahme u. dgl. 
Es galt also, die Vorschrift vom 21. Februar 1920 so zu er- 
gsänzen, daß auch solche, über das billige Maß hinaussehenden 
Leistungen abgeändert oder aufsehcben werden können. Dir 
wichtigste Zusatz, den die Verordnung von 1920 erhalten hat, 
lautet (8 1): „Diese Vorschrift gilt entsprechend für Vierein- 
barungen, welche eine das Maß der Billiskeit übersteivende 
Verpflichtung zur Herstellung, Instandhaltuns und Beini- 
gung von Straßen, zur Einhaltung bestimmter Fahrpläne oder 
AL Abgaben vom Gewinn oder von den Roheinnahmen ıent- 
alten. 


— Stettiner Straßen-Eisenbahn-Gesellschaft. Zu denjenigen 
Straßenbahnen, die nach einer lansen Reihe von Jahren 
günstiger Entwicklung nunmehr ebenfalls zur Dividenden- 
losigkeit gelangt sind, gehört die Stettiner Straßenbahn, die 
für 1920 zum ersten Male mit einem Verlust abgeschlossen hat. 
Die Lohnbewegungen und politische Gründe haben eine Reihe 
vo® Arbeitseinstellungen zur Folge gehabt, so daß der Be- 
trieb im Jahre 1920 im ganzen 63 Tage hindurch ruhte, gegen 
22% Tagen im Jahre 1919. Das Bild der Steigerung der Bie- 
triebsausgaben und der dadurch notwendig gewordenen Fahr- 
preiserhöhungen ist das Gleiche wie überall. Die Fahrpreise 
stiegen 1920 auf etwa das Dreifache; am Jahresschluß wurden 
Fahrpreise von 60, 70 und 80 Pf. erhoben, und damit trat 
gleichzeitig eine nicht umerhebliche Verkehrsminderung 
ein. Die Betriebseinnahmen überstiesen jedoch die des Vor- 
jahres von 5,6 Millionen Mark um rund 3 Millionen; Mark oder 
um rund 55 3%. Die Zahl der beförderten Personen einge von 
32,8 auf rund 23 Millionen zurück. Die Betriebsausgaben 
stiegen 1920 im ganzen von 4,9 auf 9,8 Millionen Mark, DNer- 
nauer um 102%. Auf das Wagenkilometer stiegen sie von 


- den obwaltenden Verhältnissen naturgemäß auch unmöglich 


 weisung an alle Dienststellen erlassen: Schon zu wiederholt 


20 Pf. im Jahre 1913 auf 70 Pf. im Jahre 193 121 Pf. im 
Jahre 1919 und auf 256 Pf. im J. nn 1920. 

Das Jahr 1920 schloß mit einem Verlust von rund 1,4 Mil. 
lionen Mark bei einem Aktienkapital von 4 Millionen und 
einem Schuldkapital von noch rund 1,44 Millionen Mark, Zur 
Deckung des Verlustes: wurden dem Schatz der Sonderrück- | 
lage rund 410000 MN, der gesetzlichen Rücklagen 300000 M 
entnommen, so daß sein Verlust verbleibt von rund 711000 2 F 

In der Generalversammlung, die am 23. April 1921 statt 
fand, wurde dem Vorstande von einem langjährigen Aktionä 
der Dank für die Umsicht ausgesprochen, mit der er 
Unternehmen in so schwerer Zeit „eleitet habe, wenn es unter 


gewesen sei, eine Dividende zu erwirtschaften. Insbesondere 
richtete sich der Dank unter dem Beifall der übrigen erschie 
nenen Aktionäre auf die feste sachliche Art, mit der der Vor- 
stand unberechtigten Lohn- und sonstigen Forderungen de; 
Personals entgegengetreten sei. Der Vorstand dürfe siche 
sein, daß auch die Bürgerschaft die Festigkeit, die der Vor- 
stand insbesondere im Durchhalten während der Streiks be- ' 
wiesen habe, zu würdigen wisse, wie sie dies auch durch i ıh 
Verhalten der Gesellschaft genenüber oezeiet habe. Be | 

In den Stettiner Kreisen wird angenommen, daß das Per- ) 
sonal sich zu weiteren Streiks aus Anlaß der Lohnbewegun 
een nicht mehr so leicht wie in den Vorjahren hinreiß 
lassen wird. : ae 


— Die Finanzierung des Neckarkanals. Im’ badischen 
beitsministerium fand eine Besprechung des Ministeriums mi 
Vertretern des Handels, der Industrie, der-Städte undıder Ge 
werkschaften statt, die sich mit der Frage der Gründung 
einer Aktiengesellschaftzum Bau des Neckar- 
kanals befaßte. Das Aktienkapital soll 350 Millionen Ma rk 
betragen und im Laufe der fortschreitenden “Arbeiten we - 
doppelt werden. Die Verteilung des Aktienkapitals auf Reich 
und Länder soll in folgender Weise geschehen: vom Rei 
160 Mill, Würrtembere 80 Mill, Hessen 25 Mill, Bad 
17% Millionen.; den Rest von 90 Millionen sollen "die 
meiden und Private aufbringen. Im Veerlauf der Beratung 
teilte ein Vertreter der Regierung mit, daß wegen des Ab- 
schlusses des Staatsvertrags mit dem Reich noch einige Un- 
stimmigkeiten vorhanden sind, die aber wohl bald behoben 
werden dürften. Die Kanalstrecke Mannheim-Heidelberg sol 1 
mörlichst bald in Angriff genommen werden, ebenso die 
Schaffung von Kraftstufen,_ deren Ausbeutung der Gesell- 
schaft Einnahmen brinsten soll. Sowohl Vertreter der Städ 
wie des Handels und der Industrie sagten. ihre Beteiligu 
zu. |Betont wurde, wie notwendir der Bau des Kanals Se 2 | 
um der Arbeitslosigkeit entsienenzuwirken. Am Schluß 
klärten die Versammelten sich einstimmig für eine Beteiligung 
des badischen Staates an der Gründung einer Aktiens | 
schaft. 2 


— Luftverkehr Deutschland-Schweiz. is dem Reichs - 
verkehrsministerium und Vertretern des schweizerischen an 
amts fanden kürzlich Biesprechunsen über die Durchfühn 
dies Luftverkehrs zwischen. Deutschland und der Schweiz stat ny 
Es kam eine Vereinbarung zustande, für die Durchführung 
des direkten Luftverkehrs zwischen Deutschland und de r 
Schweiz Konstanz als Übergangshafen. zu benutzen. Nach Kon- 
stanz führen bereits zwei deutsche Luftverkehrslinien: Stutt- 
gart-Konstanz und München-Konstanz. An die letztgenannte 
Strecke ist in München durch Verbindung München-Berlin das 
übrige deutsche Luftverkehrsnetz angeschlossen. Von deut- 
scher Seite wird beabsichtist, gesebenenfalls eine Luftver- 
kehrslinie zunächst bis Konstanz durchzuführen. Im weite eu ! 
Verlauf der Besprechungen wurden in Befolgung des Ar- 
tikels 17 des deutsch-schweizerischen Abkommens Einzel- 
heiten über zulässige Bescheinirungen, Ausweise, Zollun Be: 
suchungen usw. erörtert. Die Besprechungen ° Yusaiz 
wesentlichen einen informatorischen Charakter. 


en Österreich. 


— Schutz der staatsbürgerlichen Freiheitsrechte., Des Bun- 
desminister für Verkehrswesen hat nachstehende Dienstar 


Malen mußte mit Rücksicht auf verschiedene Vorkommni 
bei einzelnen: Dienststellen Veranlassung genommen ‚werd. 
der Bedienstetenschaft die durch die Staatsgrundsätze gewähr- 
leisteten Freiheitsrechte jedes Bundesbürgers in Erinner ung 
zu bringen und sie darauf aufmerksam zu machen, daß die 
Freiheit der politischen Gesinnung und die Koalitionsfreiheit 
die wertvollsten Grundpfeiler der gegenwärtigen Bundesver- 
fassung bilden. 


E: 


en . 
Bedienstete, die durch Anwendung von Zwangsmitteln Mit- 
"bedienstete zum Anschlusse an eine Organisation zu bestimmen 
suchen, verkennen die Tatsache, daß zu den wichtigsten und 
ornehmsten Grundlagen der Demokratie die Meinungsfreiheit 
Bundesbürger gehört, die zu wahren nicht nur die Pflicht 
berufenen Stellen, sondern auch jedes einzelnen Bundes- 
ürgers ist. 
Ungeachtet der wiederholt an die Bedienstetenschäft im 
volben Einverständnisse mit den freigewählten Personalver- 
‘tern gerichteten Ermahnungen ; haben einzelne in letzter 
Zeit diesen ernst und wohlgemeinten Weisungen nicht Rech- 
3 nung getragen. 
_ _lIeh erwarte von der bisher stets bekundeten Einsicht dies 
- Personals und seiner Vertrauensmänner, daß sie in richtiger 
Erkenntnis des Wesens der wahren demokratischen Freiheit 
aus eigenem Antriebe jedweden Verstößen gegen diese Grund- 
echte wirksam entgegentreten und solche bisher vereinzelt 
nd örtlich beschränkt gebliebene Vorkommnisse hinkünftie 
nmöglich machen werden. 
_ Sollten wider Erwarten diese wohlgemeinten ernsten Mah- 

nungen unbeachtet bleiben, dann wäre ich gezwungen, in Er- 
 fülluns der mir als Volksbeauftragten obliegienden Pflichten 
zum Schutze der jedem Bediensteten durch die Bundesver- 
_ fassung sewährleisteten Freiheitsrechte mit allem Nachdrucke 
nzuschreiten. 
F— Verbesserungen im Eisenbahnverkehr. Ministerialrat 
außer des Bundesministeriums für Verkehrswesen machte 
h den Zeitungsmetdungen über die sieplanten Verbesse- 
noen im Eisenbahnverkehr in der Eressekonfenenz folgende 
Mitteilungen : 


damaligen Personenzugverkehres, wozu noch der Umstand 
ommt,. daß wir auch bezüglich der Schnellickeit des Ver- 
ohres weit zurückgeblieben sind. Die Ursachen liegen in 
der Kohlennot, die sich in der letzten Zeit allerdings etwas 
essert hat, sowie in der sehr verminderten Leistungsfähis- 
Be unserer Lokomotiven, die um 10 bis 15% herabgesetzt 
Bei den Neuanschaffun. sen und den Ausbesserungen wer- 
en n. wieder die kupfernen Fewerbuchsen eingeführt. Seit dem 
msturze sind wir wieder in der Lage, die notwendiesten 
uslandsverbindungen einzuführen, und wir haben jetzt 
ekte Schnellzüge nach der größeren Anzahl der Staaten 
ropas. Wir haben direkte Züge nach Frankreich, Belgien, 
- Schweiz, Italien, Ungarn, der Tischecho-Slowakei und nach 
Polen. Während im Frieden das Verhältnis der Personenzug- 
lometer zu den Schnellzugkilometern 73 :29 betrug, beträgt 
retzt 91:9. Die Geschwindiskeit unserer Züge im Ver- 
ich zur Friedenszeit ist sehr bescheiden, woran außer dem 
Kohlenmangel und der verminderten Leistungsfähigkeit der 
‚okomotiven auch die Aufenthalte in den Grenzstationen 
'huld sind, wo die Paß- und Zollprüfung stattfindet. Eine 
SSEIUNg dieser Verhältnisse wird von den Sitzungen. des 
kerbundsrates erhofft. Was die Klagen über die Zugver- 
tungen anbelangt, so sind: diese in; der letzten Zeit seltener 
vorden, weil einerseits längere Fahrzeiten festgesetzt wur- 
und anderseits die Bediensteten erhöhten Eifer zeigen. 
En  Zugverspätungen ist auch die Wasenüber füllung 
hu Y 
"Was die Beleuchtung der Züge betrifft, so lag diese bis 
or kurzem sehr im argen; wir hatten Strecken, auf denen 
n einziger Zug nachts beleuchtet werden konnte: es Gehlten 
Er notwendigen Gasanstalten sowie eine genünende An- 
E l von ‚Gasbeförderungswaeen. In dieser Hinsicht wurde 
 edoch in der letzten Zeit bereits Abhilfe geschaffen. Was die 
| . ektrische Beleuchtung der Züge betrifft, so ist gegen die 
, Hindernisse kaum anzukämpfen. Die Beleuchtungseinrichtun- 
gen der D-Züge werden vielfach gestohlen; der D-Zug geht 
von Wien abends hell beleuchtet ab und kommt nach, drei 
Tagen zurück, wobei in vielen Wagen die elektrischen Birnen 
nd sogar die Treibriemen des Dynamo fehlen. Wenn wir 
ößere Summen auf die Ausstattung der Wagen verwenden, 
3 laufen wir auch Gefahr, daß Bar der Su om uftorllung 


26 au sich "wohl IE Fe dem eriahee rt, sch 
zu beachten, daß nur Züge mit acht vierachsigen Wagen 
; geheizt werden können, während längere Züge stets 
t geheizt sind. Die meisten Kesselwagen, die wir 
T hatten, befinden sich derzeit in den neuen Staaten. 


. So hören. wir fortgesetzt Are Kierüber- Einerseits 

das Material, das wir benutzen, nicht von guter Beschaffen- 
seit, in. der Hauptsache jedoch sind die Reisenden daran 
chuld, die mit schmutzigen Stiefeln auf die Polster steigen, 
Agarren- und Zigarettenstummel auf den Boden werfen, frei 
pucken usw. Wir wollen erzieherisch auf das Publikum 
en und werden Aufrufe in den Wagen anbringen und 


„Verglichen mit dem Jahre 1914 haben wir arts nur 34%. 
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auch größere Strafbeträge für die Verunreinigung der Wagen 
einheben und die Aufsichtsbediensteten an diesen Strafbe- 
trägen teilhaben lassen. Es ist merkwürdig, daß sich unser 
Reisepublikum in den Österreichischen Eisenbahnwagen sanz 
. anders benimmt als zu Hause, und kaum über die Grenze gie- 
langt, auf die Unreinlichkeit der Österneichischen Wagen 
schimpft, während es sich jenseits der Grenze bezüglich der 
Reinlichkeit in den Wagen das nicht getraut, was es in Öster- 
reich tut. 

Im kommenden Sommer werden wir den Zugverkehr be- 
deutend heben. Die Platzkarten werden insbesondere auf der 
Weiestbahn beibehalten werden. Mit Rücksicht darauf, daß die 
Zahl der Züge und auch die Zahl der Kassen, an welchen 
Vorverkaufskarten. ausgegeben werden, vermehrt wird, werden 
sich auch die erhobenen Klagen vermindern. Am 1, Juni 
gelangt der neue Fahrplan zur Einführung. Die Fernzüge, 
die bisher nur dreimal wöchentlich geführt wurden, werden 
künftig täglich verkehren, wobei das Personal und die Ma- 
schinen volkswirtschaftlich viel besser ausgenutzt werden 
können. Der D-Zug Wien über Innsbruck nach der Schweiz 
und Paris wird täglich geführt werden, ebenso der D-Zug 
Wien über Tarvis-Triest-nach Rom und nach Merän, ebenso die 
D-Züse Wien-Lundenburg-Oderberg-Warschau und Wien- 
Ostende. Was den internatzwonalen. Durchzugsverkehr 
durch Europa betrifft, so hatten wir vor dem Kriege täglich 
den Orient-Expreßzus Paris-Wien-Konstantinopel einerseits 
und nach Bukarest und Konstanza andererseits. Auf der 
Münchener Verkehrskonferenz haben wir es erreicht. daß der 

“ Orient-Expreßzug in seiner alten Form teilweise schon wieder 
mit dem 1. Juni eingeführt wird, wahrscheinlich wird er bald 
vervollständist werden. Der Orient-Expreßzux wird; zunächst 
dreimal wöchentlich über München-Wien-Budapest nach Buka- 
rest fahren, und in kurzer Zeit wırd ser nach Sofia und Kon- 
stantinopel weiterfahren. Die Verbindung von London- 
Ostende wırd durch einen D-Zue von Wien nach Ostende her- 
gestellt werden. Neu ist, daß wir auch im Vieerkehr von und 
nach Holland den ÖOrient-Expreßzug zur Verfügung haben. 
Der Verkehr von Holland und über Holland hat sich vor dem 
Kriege zumeist über Tetschen-Bodenbach-Prag-Wien abge- 
wickelt, wir haben“jedoch jetzt das größere Interesse daran, 
diesen Verkehr auf dem Wege über Passau abzuwickeln, da 
wir bis Passau 296 km auf österreichischem Boden fahren, 
während wir bis Gmünd nur 164 km auf österreichischem 
Boden: fahren. 

Eine weitere Verbesserung des Verkehrs wird im kommen- 
den Sommer im Schnellzusverkehr eintreten. Wir 
haben die Wahrnehmung gemacht, daß durch die Verlängerung 
der Fahrzeiten, insbesondere bei den Personenzügen, das 
Publikum srößere Strecken nur noch im Schnellzug zurück: 
lest und zum Beispiel von dem Publikum, das den Personen- 
zug Wien-Salzburg benutzt, nur 3% Salzburg erreichen. Die 
Schnellzüge sind überfüllt, so daß wir zu gewaltsamen Ver- 
kehrsdrosselungen „reifen mußten. Die D-Zügse über den 
Arlberg nach der Schweiz werden künftig täglich geführt 
werden und nach beiden Fahrtriehtungen um eine Stunde 
weniser brauchen; der D-Zug Wien-Passau-Berlin, der erst 
vor kurzem "eingeführt wurde und sieh rasch einlebte, wird 
beibehalten. und seine halbe Stunde an. Fahrzeit ersparen. Im 
Verkehr nach Triest hoffen wir wine Fahrtabkürzune von 
2% Stunden nach der einen Richtung und 3% Stunden in. der 
Gegenrichtung zu erzielen. Auf der Strecke Wien-Gmünd- 

=Prao wird ein zweites Schnellzuspaar eingelegt und die Ab- 
fahrtszeit derart eingerichtet, daß der Zug um 1 Uhr 20 Mi- 
nuten von Wien abaeht und zw ischen 3 und %4 Uhr in Wien 
eintrifft. Wir denken auch an eine neue Verbindung zwischen 
Wien-Prae-Karlsbad und: Berlin über Lundenburg-Brünn- 
Prag-Bodenbach. Der betreffende Nachtschnellzug wird einen 
Schlafwagen nach Karlsbad führen. Mit Rücksicht auf den 
starken Durcehzug von Reisenden, der aus Holland in Aussicht 
Senommen. ist, haben wir eine durchlaufende Schnellzug ver- 
bindung von Innsbruck über den Arlberg nach Bodensiee- 
Lindau-Amsterdam ins Auge gefaßt. Der Zug Graz-Leoben- 
Selzthal-Linz wird einen Anschluß nach Innsbruck verhalten 
und durchlaufende Wagen von Wien; nach Graz und Salzburg 
führen, wo er Anschluß nach München-Berlin-Süd- und West- 
deutschland findet. Eine weitere Verbesserung ist durch die 
Einführung eines Tagesschnellzuges von Graz nach Budapest 
eplant. Woeiter wird ein newer D-Zug mit 1. Juni in das 
Salzkammergut geführt werden; der Nachtschnellzuxs von 
Wien nach Innsbruck findet eine Fortsetzung nach Landeck. 
Dieser Zux soll auch gute Anschlüsse nach Gastein und 
München finden und Schlafwagen führen. Die Touristen- 
stationen Bad Fusch, Saalfelden, Kitzbühel usw. werden zu 
angemehmeren Zeiten, erreicht werden. 

Was den Personenzugverkehr in die Nähe 
Wiens anbelangt, so wird auch dieser geregelt werden; in 
das Traisental, in das Höllental und die Wachau usw. sollen 

mehr Zune und direkte Züge fahren, die beschleunigt werden. 


Nr. 19 Er Rn 


Im Verkehr zwischen den einzelnen Khederselerreichi han 
Landstädten wird ebenfalls eine Beserung «eintreten. Wir 
denken. auch daran, den Verkehr mit Mariazell zu. beleben und 
einen Schnellzug einzuführen, der Sonnabend nachmittaes von 
Wien: über St. EN fährt und noch abends in Mariazell sein- 
trifft und am Sonntag abends wieder in Wien zurück ist. Die 
Durchführung dieser Verkehrspläne wird davon abhängen, 
daß unsere Lokomofiven, die wir in Ausbesserung „egeben 
haben, rechtzeitig f: ertiewestellt sind. Unser Güterverkehr hat 
eine sprunghafte Steigerung erfahren, und es ist selbstver- 
ständlich, daß ihm aus volkswirtschaftlichen Gründen die 
größte Beachtung zugewendet werden muß. Wir wollen alben- 
falls von Deutschland Lokomotiven für den Güterverkehr 
ausleihen, so daß uns für den Personenverkehr mehr Loko- 
motiven zur Verfügung stehen. 

Wir - werden auch wersuchen, das Personal zu aus- 
giebigeren Dienstleistungen dureh Einführune von Leistungs- 
en anzweifern; es»sind dieserhalb Verhandlungen im 

UHe 


Was den Touristenverkehr anbelangt, so sollen 
Sonnabend abends Touristenzüge von Wien über Amstetten 
nach dem Gesäuse weführt werden, die spät nachts dort ein- 
treffen und Sonntag spät nachts wieder in Wien zurück sind. 
Auch die Südbahn wird dem Touristenverkehr ein erhöhtes 
Ausenmerk zuwenden. Was den Eisenbahnverkehr der 
Arbeiter und Beamten‘ betrifft, so haben wir den Verkehr 
früh und abends, insbesondere auf der Westbahn, der Franz- 
Josefsbahn, der Nordwestbahn und der Nordbahn. verdichtet 
und wir führen Arbeiterzüse von der V erbindunesbahn über 


den Nordbahnhof nach Floridsdorf und. von dort auf die Nord- 


westbahn, wir führen auch eigene Schrebergärtnerzüne. 


Was die Stadtbahn betrifft, 
liegt, so sind deren Lokomotiven und das Personal auswärts 
verwendet. Die Lokomotiven der Stadtbahn laufen in Ober- 
österreich und Steiermark und die Stadtbahnstationen dienen 
derzeit teilweise anderen Zwecken. Die Donaukanallinie, die 
erößtenteils dem Güterverkehr dient, 
sind auseeschalbet, ein Vorgang, der ber Wiedereröffnung des 
- Personenverkehrs unhaltbar wäre. Es wird einer größeren 
Vorbereitung bedürfen, sowie eroßer Kosten, um die Stadt- 
bahn wieder dem Verkehr zu übergeben. Wir können diieser 


die derzeit vollständig still 


Frage erst dann näber treten, wenn die volle (Gewähr dafür ' 


sieboten ist, daß die Stadtbahn dawernd in Betrieb erhalten 
werden kann und nicht wieder Rückschläge 


sind. Die Inanspruchnahme der Lokomotiven auf der Stadt- 
bahn ist durch das oftmalise Halten der Züge bedeutend 
höher, ebenso der Kohlenaufwand. Sobald wir die Gewähr 


haben, daß unsere Kohlenversoreune «esichert ist, und sobald 
wir eine genüsende Anzahl von Lokomotiven haben, wird die 
Stadtbahn wieder dem Verkehr übergieben werden können. 


Für den kommenden Sommer ist allerdings keine Aussicht hier- 


für vorhanden. Was die Behelfe für die Unterrichtung des 
Publikums über den Fahrplan betrifft, so wird das amtliche 
österreichische Kursbuch bis zum 1. Juni neu erscheinen und 
verläßliche Angaben «mthalten .“ 


— Fahrpreiserhöhung auf den niederösterreichischen Landes- 
bahnen. Nach dem Amtsblatte der niederösterveichischen 
Landesregierung wird mit 15. Mai 1921 auf den niederöster- 
reichischen Landesbahnen «ine Erhöhune der Fahrpreise «ein- 
treten. Während für dıe Bundesbahnen die Steigerung der 
Fahrpreise um 100% für den 1. Juni in Aussicht genommen 
ist. wird sich die Fahrpreiserhöhune auf den Landesbahnen 
auf 150 % bei Aufrundung des zu errechnenden Betrages auf 


ganze Kromen in der dritten Klasse und auf das Doppelte: 


dieses neuen Fahrpreises der dritten Klasse in der zweiten 
Klasse stellen. Am fühlbarsten wird sich diese Vierteuerung 
für die Touristen des Mittelstandes machen, die hierdurch von 
der Benutzung der Mariazeller Bahn veradezu ausgeschlossen 
sein werden. 


—  Verkehrsnachrichten. Die in den D-Züsen Wien-War- 
schau (Wien-Nordbahnhof ab. Mittwoch, Freitag und Sonntax 
8 Uhr 50 Min. vormittass) bisher verkehrenden durchlaufen- 
den Personenwagen Wien-Warschau, Wien-Krakau und Wien- 
Lemberg werden aus Polen schon seit Monaten sehr unregel- 
mäßige nach Wien zurückgesandt. Um den durchlaußenden 
Verkehr nach 
österreichische Eis senbahnverwaltune die  aussebliebenen 
Wasen bisher ersetzt und hat beim Eisenbahnministerium 
in Warschau wiederholt dringende Vorstellungen wegen Rück- 
stellung unserer Wasen erhoben, Trotz der von der pol- 
nischen Staatseisenbahnverwaltung immer wieder zugie- 
sicherten Abhilfe ist aber bis jetzt keine Besserung des 
Wawenrücklaufes eingetreten, und es fehlen aus dem Stande 
(er Öösterweichischen Bundesbahnen nunmehr schon 14 vier- 
achsige Persomenwagen I. und II. Klasse. 


een 


‚nur noch von Wien Nordbahnhof. bis Oderberz und zu 


| Marburg 
D-Züge Wien-Triest-Zaereb (Agram) -Beograd (Belerad) a 


dieser Züge entfallen wird. Damit entfällt auch der Verk 


nehmen: „Die Elektrisierung dieser Betriebsstrecke ist d 


tierte Aufgabe. - 
‚Linie die Ausführung eines Tunnels durch die Brennerb 


und die Blockposten ° 


. Fahrstrecke von. 25 auf 18 km verkürzt und eine Höhene 


zu befürchten 


- Kronen.) 


-Prorekte der angeresten Trassenveränderung näher zu- 


.ın Bestellung gegeben. 


Polen ungestört aufrechtzwerhalten, hat die. 


Das österreichische _ 


Zeikung dos Verei ns. 
__Döütscher Eisenbahnverwal ung: e- 


zur erfolgten Rückstellung aller fehlenden Wagen gänz 
einzustellen und hat im Einvernehmen mit den tschech« 
slowakischen Staatsbahnen die Verfügung getroffen, daß 
4. Mai in den D-Züsen Wien-Warsehau die Personen wage 


verkehren. Reisende nach und aus Polen, mit Ausnahme 
Schlafwaeenreisenden, müssen demnach bis auf weiteres 
Oderberge umsteigen. Im Verkehre der in diesen Z 
laufenden Schlafwanen Wien-Warschau tritt keine Änder 
ein 

Die Betriebsdirektion der Schuhe teilt mit, daß 
Rücksicht auf die durch die mewe Art der Zollabfertigung 
verursachten -vielstündigen Verspätungen 


(Wien- Südbahnhof ab 7 Uhr 20 Min, früh) und Nr.-4 (Wi 
Südbahnhof an 10 Uhr abends) bis auf weiteres die Führu 


der Prager Schnellzüge Nr. 7 und 8 in der Strecke Test 
Bruck-Sprelfeld. ; 


— Brennerbahn-Pläne. Unter dieser es veröfß : 
licht Dr. Nagy, Innsbruck, einen Artikel in der Zeitsch 
„Weltwirtschaft“, dem wir folgenden Abschnitt, in dem 
Vorschläge für die Verbesserung der Brennerbahn macht, en 


durch die Steinerungsdter Kohlenpreise d# 
Eine nächste Aufgabe wird auch die Ve 
besserung der Trassenführung sein. Die Brennerbahn nu 
einer Scheitelhöhe von. 1370 m ist die höchste Überschienu 
des Alpenwalles, und sie weist das steilste Gefälle unter Kr 
ihren Hauptlinien auf. Sie kann daher nicht mit durehsch 
licher Eilzuggeschwindigkeit befahren werden. Diese Sch 
riekeiten könnten zum Teil behoben werden, wozu in erst 


nächstliesende, 


also.in der Höhe von Gossensaß_ (1100 m), zweckdienlich wä 
Die Tunnelstraße würde sradlinig vom nördlichen Po: 
bei Stafflach, zwischen den Stationen Steinach und (6 
zum Südportal bei Gossensaß verlaufen und eine Länge 
etwa 13 km haben. Durch diese neue Trasse würden ( 
Schleifen @ecen St. Jodok und ins Pflerschtal entbehrlich, 


nis von 270 m, d. 1. um mehr als ein Drittel der 
höhenleistung, yon der Kote Iynsbruck aus gerechnet, eräi 
An der Hand des Grafikons vom Jahre 1921 läßt sich err: 
nen, daß die Verminderung der Fahrzeit für die Strecke 
bruck- Franzensfeeste für Eilzüge 49 Minuten, für Person 
züge 49 Minuten, für Lastzüge 54 Minuten zu veransel 3 
wäne, 

Lehrreich ist auch ein Vergleich des Kohlenaufwandes f 
die nahezu gleichlangen Strecken Innsbruck-Franzensfeste n 
jener v von Bozen bis Villa- Lagarina, die nur ein. geringes 

fälle hat. Für ‚erstere braucht ein 400-Tonnenzug 6 t, 
hetztere nur % bis % t Kohle. Da in Zukunft unter norma 
Verhältnissen mit einem täglichen Verkehr von etwa 100 Zü; 
zu rechnen sein. wird, kann man sich ein ungefähres Bild 
der Größe der Fewerungsmittelersparnisse machen. (1 t Koh UL 
loco Wien 8500 Kr.; Ersparnis. jährlich ‚etwa 200 "Milli 0 


Diese Vorteile allein wür den os schon echter 


es kommt der. zahlenmäßie zwar schwer fixierbare, 
Wirklichkeit aber. sehr bedeutungsvolle Vorteil seiner * 
höhten Sicherheit gegen Erdrutsch- und Lawinengefahr hinzu 


= Polnische Lokomotivbestellungen. Die polnische 
rung hat bei der Sielschen Lokomotivfabri. Ne Lokom 
Dieren EOBRITRETER stellt. si 

250 Dis 300 Millionen Kronen. 


ieRse ER en Br einem, Berichte des ei, 
oelvedes Ing. Schwarz ‚beantragt, den Verein an die i 
bestehende, GOROHEChETE fur Wärmewirtschaft Sa 


Keehehskan i En 


In Vertretung des Prüsidenten Ins. Exne er . 
Zeitschrift des Vereins f. Kälteindustrie weiter berichte 
rat Weber die Übernahme des Österreichischen Vie 
Kälteindustrie an die Gesellschaft für Wärmewirtsch 
welche die sesamte Organisation. des Versuchswiesens 
Wärmewirtschaft und Brennstoffverwaltung umfaßt. Die 
forderlichen Mittel für diese Gesellschaft würden; dure 2 
Kohlenabgabe- aufgebracht, und es würde auch das Ir 1 
für SO SITES DR sowie andere er 


len ‚Organisation. anges sen EEE 
Er ntrag wurde einstimmig angenommen. Zur Ver- 
nr Vereins bei der im J sr d. J. stattfindenden Haupt- 
ım lung des Deutschen Kältevereins in Hamburg wurde 


Personalnachrichten. Diem mit dem Titel eines Regie- 
gsrates er Betriebsdirektor der Eisenbahn 


; er "Nachsicht der ne verliehen. 


Am 27. April ist in Wien Dr. Hermann Maria His, Hof- 
at des ehemaligen an i. R, nach kurzem, 


- Tschecho-slowakisches Gebiet. 


Be ahnahkommen mit Rumänien. Das zwischen den 
checho-slowakischen Staatsbahnen und “den rumänischen 
aatsbahnen in Pra& abgeschlossene Eisenbahnabkömmen ist, 
das „Handelsmuseum“ berichtet, Mitte März in Geltung 
treten. Es lautet auf 10 Jahne; nach dieser Frist kann es 
 halbjähriger Kündigungsfrist aufgesagt werden. Als ge- 
insame Linien beider (Staatsbahnen werden auf rumäni- 
hem Gebiet die Linie Taracezköz-Visovöley, auf tschecho- 
wakischem Gebiet Halmi-Taraczköz bezeichnet. Die Gpenz- 
stationen mit gemeinsamer Benutzung sind Halmi, Taraczköz, 
Szigetmarmara, Naeybocsko, Gyergyanliget und Visovöley, 
Hierauf folgen genaue Bestimmungen über die Regelung des 

rchgansssverkehrs von Gütern und Personen über die Ver- 
iedenen Grenzstationen und gemeinsamen Linien. 


- Ungarn. | 
Die Verkehrsbeschränkungen in der Nationalversamm- 
uns. In der Nationalversammlune richtete Abgeordneter Dr. 
i dolf Rupert an den Handelsminsster eine Interpellation, in 
r er ihn fragte, ob er veranlassen wolle, daß die im Peer- 
Inen-. und Güterverkehr häufig angeordneten Verkiehrsein- 
'hränkungen: endlich einmal aufhörten, und daß namentlich 
letzteren nicht überraschend eintreten möchten. Der 
Handelsminisbter Hegyeshalmy erwiderte, daß die Kohlen- 
zufuhr für die Staatsbahnen sich derart erhöht habe, daß der 
sonenverkehr an Sonnabenden wieder eingeführt werden 
önne und bis auf weiteres nur Sonntags Einschränkungen 
estehen würden. Die früheren, überraschend weingetvetenen. 
inschränkungen. im Güterverkehr seien auf den Umstand ZU- 
kzuführen sewesen, daß sich die Kohlenlage der Staats- 
en stets unerwartet so kritisch gestaltet habe, daß kein 
r Ausweg übriggeblieben sei. Nachdem jedoch die 
nbahn, über einen Kohlenyarrat verfüge, der für «ine 
 ausveiche,. Beten im ‚ @üterverkehr keine Einschrän- 


5 einträten. nn Bosch werden; die die enten in 
einer Denkschrift an ihn gelangen ließen, werde er 
prüfen und I Mängel nach Tunlichkeit aus dem 


ratungen im ı Handelsministerium über die Wirtschafts- 
E Im Handelsministerium fand kürzlich eine Beratung 
0. der Abgeordnete sämtlicher Interessenvertretungen 
ommen haben. Gieheimer Rat Dr. Mathekovits hielt 
‚interessanten Vortrag über die Wirtschaftskrise und 
te fest, daß im Wirtschaftsleben Ungarns sich keine 
ntliche Änderungen. ergeben haben; 
rise könne daher zurzeit keine Rede sein. Der Angst- 
i infolge des unbedeutenden Sinkens der Preise bei ein- 
en Waren scheine unbegründet zu sein. Seines Erachtens 
es gegenüber der Preisgestaltung nur eine einzige wirk- 
ne Hilfe, nämlich die Verbesserung der Vaäluta. 


gen seien verfehlte Maßreseln. Auch Seien Vergeltungs- 
seln auf handelspolitischem Gebiete eine zweischneidige 
Zum Schluß klagte Redner über das Straßenbahn- 
 Dr.. Fenyö befürwortete unter anderem weinen. ent- 
enden Zollschutz und schlug vor, die Verwaltung, der 
hrangeleoenheiten im Handelsministerium zu vereinigen. 
ließlich befaßte er sich mit den unerläßlichen Vorbedin- 
usen der Wiederaufnahme der gewerblichen Tätigkeit und 
s unbeschränkten Eisenbahnverkehrs: der Notwendigkeit der 
sung ler Kohlenfrage, Der Handelsminister erwiderte 'hin- 
! ch ‚der ut daß Er 2 ne w esentlich 


ch sa 


‚ index eine maßgebende Rolle spielt. 


von einer Wirt-' 


Das Ein-. 


— EN 


Nr. 19 


Der ge- | seines Erachtens bei den Straßenbahnen viele Übelstände, eh 


werde er trachten, diese allmählich zu verringern. Die Re- 
Slerung Sei sorgfältig darauf bedacht, einerseits die Industrie 
mit Kohle zu versehen, andererseits alles aufzubieten, damit 
der Eisenbahnverkehr ohne Einschränkungen gesichert werde, 


- — Die Orientmesse. Eine Abordnung der Budapester Han- 
- dels- und Gewerbekammer erschien beim Handelsminister 
Hegyeshalmy, um ihn zur Annahme des Protektorates der 
XIl.. Warenmustermesse zu bitten. Der Führer der Abord- 
nung betonte, daß die Warenmustermesse der ungarischen 
Volkswirtschaft die erste Gelegenheit biete, den Beweis zu 
liefern, daß die ungarische Industrie trotz der serlittemen 
harten. Schieksalsschläne dazu bestimmt sei, auf dem Wirt- 
schaftsmarkt des Ostens die führende Rolle zu übernehmen. 
Der Handelsminister erwiderte, er habe von den Vorbereitungs- 
arbeiten der Messe mit großer Befrredigune Kenntnis genom- 
“men und nehme — mit Rücksicht auf den Umstand, daß jetzt 
sämtliche Wirtschaftsfaktoren an dem Wiederaufbaü des 
Handels und Gewerbes mit allen Kräften wirken müssen — 
das Protektorat der Messe gern an. Unsarh könne nur durch 
"produktive Arbeit und durch Vereinigun® sämtlicher Kräfte 
von. dem sonst unvermeidliehen wirtschaftlichen Zusammen- 
‘bruch serettet werden. Der Minister gab der Hofifnung Aus- 
druck, die XII. Warenmustermesse werde einen elänzenden 
Beweis dafür liefern, daß Ungarn im Warenverkehr nach 
dem Orient leitender und ausschlaesebender Vermittler sein 
werde. 

Für die Orientmesse, an der sich 600 Industrielle beteiligen, 
und in der auch das Kleinsewerbe stark vertreten sein wird, 
bringt man in Handels- und Gewerbekreisen sehr reges In- 
teresse entgegen. Nicht nur einheimische, sondern auch aus- 
ländische Wirtschaftskreise interessieren sich für die. Messe. 
Bisher meldeten sich durch die Ungarisch-Schweizerische 
Handelskammer viele Kaufleute zum Besuche an, aber auch 
südslawische und rumänische Kaufleute stellten ihren Besuch 
in; Aussicht. Die Eröffnung der Messe ist auf den 14. Mai an- 
‚beraumt. 


. Südslawisches Gebiet. 


_ Belgisches Kapital für die südslawischen Eisenbahnen. 
Nach «einer Mitteilung des „Handelsmuseums“ hat sich in 
Brüssel eine Gesellschaft belgischer Kapitalisten @ebildet, die 
den Ausbau und die Wiederherstellung der südslawischen 
Eisenbahnen. übernehmen soll. 


Uebrige europäische Länder. 


- — Neue wirtschaftliche Berechnungen für den Betrieb der 
schwedischen Staatsbahnen. Am 28. Februar ‚berichtete die 
. Bisenbahndirektion an die Regierung, daß sie für das laufende 
Jahr im „esamten Staatsbahnbetrieb einen Überschuß von 
200.000 Kr. herausrechne.. Voraussetzung dieses Betriebs- 
ergebnisses ist ein Preis von S0 Kr. für die Tonne Brennstoff, 
unveränderte Tewerungszulagen des Personals und ein Preis- 
‘index von 260. Zu letzterem ist zu bemerken, daß bei den 
- Festsetzungen der Tewerungszulage in. Schweden der Preis- 
Infolge der Absicht der 
Regierung, die Grundlagen der Tewerungszulasen zu ändern 
und auf Grund der mweuen, Berechnungen. der Indexzahl für die 
" Lebenshaltungskosten "hat die Eisenbahndirektion teilweise 
DEeUu& ‘Berechnungen für das zweite Halbjahr 1921 angestellt. 
Es wurde berechnet, daß die Änderung an den Grundlagen für 
die Teuerungszulagen eine Senkung der Betriebskosten um 
3600000 Kr. und «in. Niederganz des Index der Lebens- 
haltungskosten. auf 240 eine Ersparnis von 6 Millionen Kronen, 
zusammen also 9600000 Kr., mit sich bringt. Nach dieser 
Umrechnung der Betriebskosten würde also, wenn die Tarife 
unverändert bleiben, ein Überschuß des ganzen Staatsbahn- 
‚betriebes von 9800000 Kr. an: Stelle der oben angegebenen. 
200000 Kr. treten. Man berechnet, daß der Güterverkehr im 
Jahre 1921 auf Grund der alloemein uneünstigen Geschäftslage 
nur ungefähr 152 Millionen Kronen, d. h. etw a 70% der 
früheren Berechnung und ungefähr ebensoviel wie 1920 ein- 
bringe. Von diesen "Einnahmen treffen ungefähr 14 Millionen 
Kronen auf Waren, für die das Eisenkontor Tarifherab- 
setzung verlangt hat. Eine Herabsetzung der Tarife im Güter- 
verkehr mit 20,25 oder 33,3 % würde das Gesamteinkommen um 
folgende Beträge, für das ganze Jahr wzerechnet, kürzen: 
‘20% Herabsetzung würde 30400000 Kr. Minderung bringen, 
25% 38 000 000 und 33,3 % 50 700.000 Kr. Minderung. Nimmt 
man den 1. Juli als Termin für die Tarifherabsetzung an, so 


P) 


Nr. 19 - 


würde, sofern die Tarifherabsetzung ne Verkehrssteigerung 
brächte, das Einnahmeergsebnis des Jahres 1921 bei 20% 
Herabsetzung wein Fehlbetrag von 5400000 Kr. sein, bei 25% 
ein Fehlbetrag von 9 200 000 und Bi 33,3 % ein Fehlbetrag von 
15500000 Kr. Damit die gleiche Reineinnahme erzielt wird, 
wie wenn keine Tarifherabsetzung erfolgen würde, sind höchst 


bedeutende Verkehrssteigerungen als Folge der Herab- 
setzungen erforderlich. Bei 20% Herabsetzung der Tarife 
sind mindestens 67% Verkehrssteigerung, bei 25% Herab- 


setzung 80% und bei 33,3% Herabsetzung 100% Verkehrs- 
steigerung nötig. Die Eisenbahndirektion hat hierbei mit 
einem äußerst günstigen Prozentsatz der Ausgaben gerechnet, 
wobei auf dıe anzunehmende Minderung der Betriehskosten im 
zweiten Halbjahre voll Rücksicht genommen wurde. Das Er- 
gebnis ist also für die von allen Seiten angestrebte Herab- 
setzung der Tarife nicht günstig. 

Die Eisenbahndirektion hat auch eine Berechnung der Per- 
sonalzahlen bei der Verkehrsabteilung im Stations- und Zug- 
dienste angestellt, um das Verhältnis zwischen dem höheren 
und dem niederen Personal zu beleuchten. Aus diesen Bie- 
rechnungen geht hervor, daß die Beamten im Stationsschreiber- 
grade und in höheren Gr aden im Jahre 1913 die Zahl 833 ıer- 
reichten, während im Jahre 1912 die gleiche Zahl 808 war, 
ungeachtet, daß das Hinzukommen newer Bahnen wine Veer- 
mehrung der höheren Beamten um gegen 20 brachte. Es ist 
also bei den höheren Beamten der Verkehrsabteilung eine 
tatsächliche Minderung ‚einsetreben. Aber die Erhebungen 
haben auch eine bemerkenswerte verhältnismäßige Minderung 
dieser Personalgruppen ergeben. Die niederen Bediensteten 
— .wie bei den höheren Beamten sind auch hier die Stellen 
außer dem Stande eingerechnet — erreichten im Jahre 1913 
die Zahl 8151 gesen 10788 im Jahre 1921. Während die An- 


zahl der höheren Beamten 1913 noch 9,3% des ganzen Per- 
sonals ausmachte, ist diese Prozentzahl jetzt auf 7,0 re 


gegangen. Dr. 8. 


— Neue elektrische Lokomotiven für die schwedischen Staats- 
bahnen. Für die Reichserenzbahn wurden kürzlich zwei 
Lokomotiver von der A. E.G. in Berlin geliefert. Diese Loko- 
motiven sind der Hauptsache nach demen. gleich, welche lie 
gleiche Firma für die preußischen Staatsbahnen liefert, und 
von denen eine Anzahl jetzt auf der Strecke Lauban-Königs- 
zelt in Schlesien in Betrieb ist. Der Hauptunterschied be- 
steht darin, daß die deutschen. Maschinen keinen Verbindungs- 
gang zwischen den beiden Führerständen haben, was mit 
Rücksicht auf die klimatischen Verhältnisse Schwedens für 
erforderlich gehalten wurde. Die Hauptangaben für die 
Lokomotive sind: Kontaktdrahtspannung 12000—16 000 Volt, 
Periodenzahl in der Sekunde 15, Anzahl Motore 2, Stunden- 
leistung für den Motor bei 34 km/St. 410 kW, größte Zugkraft 
18000 kg, größte Geschwindigkeit 60 km/St., Vollspurweeite. 


Länge zwischen den Buffern 13,5 m, kleinster Bogenhalb- , 


messer 150 m, Gewicht 68 t.. Nach den Vertragsbestimmungen 
sollen zwei solche Lokomotiven ziekuppelt einen Erz- 
zue von 1250 t Gewicht von Kiruna nach Riksgränsen und 
einen Leerwagenzug in sntgegengesetzter Richtung in 
sleichen Fahrzeiten befördern können, wie solche für die 
alten Güterzuglokomotiven angewendet werden. Die gleichen 
Lokomotiven sollen im Tag zwei solche Fahrten Kiruna- 
Riksgränsen und zurück, zusammen 516 km, und zwar sechs 
Tage hintereinander machen können. Eine Maschine allein 
soll bei günstigen Witterungsverhältnisten auf wagrechter 
Strecke anfahren und einen Zug mit 2400 t# für die Gewichts- 
feststellung befördern können, wobei die Geschwindicskeit 

km'St. nicht übersteigen darf. Vorsenommene Versuche 
haben „ezeigt, daß die Lokomotiven den Vertragsbestimmun- 
gen. voll entsprechen. Da Einheitlichkeit des Betriebes 
wünschenswert ist, werden jedoch die belasteten Erzzüge in 
der Regel von den 17 alten Güterzuglokomotiven befördert, 
die allein einen Zug von 30 belasteten Erzwagen samt einem 
Dienstwagen, d. s. 1400 t, befördern können. Die neuen Loko- 
motiven werden jetzt für Personenzüge und leichteres Ransie- 
ren verwendet und haben sich hierfür sehr geeignet a 
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— Entwürfe für Bauarbeiten in Her Nähe von Seen. Die 
schwedische Wasserkraftvereinigung hat am 1. Mai 1920 den 
betreffenden Behörden ‚eine Vorstellung zugeschickt, wonach 
bei den Entwürfen für Bauten in der Nähe von Seen, welche 
für Wasserkraftzwecke reguliert werden könnten, rechtzeitig 
mit denen ins [Benehmen getreten. werden sollte, welche an die- 
sen Regulierunssfragen als beteiligt anzunehmen sind. Es 
hat sieh nämlich bei Seeresulierungen sezeist, daß tief lie- 
gende Straßen- und 'Eisenbahnbauten, Brücken und anders 
Bauten, bei welchen eine Umlegsung oder Höherlegung erfor- 
derlich. wird, die Kosten des Regulierungsunternehmens we- 
sentlich verteuern und manchmal eine richtige Seeregulierung 
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:des Bundesrats vom 12. 


bahnen und Vertretern wirtschaftlicher Kreise zusammenset 


‘der Bundesbahnen wieder zum Privatbahnsystem zurück 


ment in allernächster Zeit dem Bundesrat unterbreiten wı 


a 


Zeitung des Vor 
Deutscher Eisenbahnverwaltun 


geradezu unmöglich machen. -Auch haben bei Were 
senkungen hochliegende Gründungen für Brücken 
Dampferstege die Lösung der BRegulierungsfrage erschw 

Dr. 8, 


:— Einstellung der Brenntorfherstellungz durch die schwed 
schen Staatsbahnen. Die Eisenbahndirektion hat zur VW 
meidung eines unmittelbaren bedeutenden Betriebsverlus 
beschlossen, die Brenntorfherstellung, die in den Jahren 19% 
bis 1920 auf Grund der damals herrschenden besonderen V 
hältnısse durch die schwedischen Staatsbahnen betrie] 
wurde, einzustellen. .Dr. & 


— Neuorganisation der schweizerischen Bundesbahn 
Über. die Bestrebungen der Bundesbahnen, durch Voere 
fachung und Verbesserung der Verwaltungsorganisation 
sparnisse zu nn ist an dieser Stelle schon berichte 
worden (Nr. 83/1920, 8. 907). Die,auf Grund eines Auftra 
Juni 1917 von der Generaldirek 
der Bundesbahnen ausgearbeiteten Vorschläge, die zahlreie] 
durchgreifende Neuerungen vorsahen, sind durch die ständig 
Kommission und dann durch den Verwaltungsrat selbst s 
bedeutend abgeändert worden, daß so gut wıe nichts mel 
übrig geblieben ist. Offenbar wirkten da Örtliche Einflü 
mit, wie denn überhaupt dem Verwaltungsrat vielfach vo 
worfen wird, daß ser sich zu einem „Parlament zur Vertretun 
örtlicher Wünsche“ ausgewachsen habe. Nun ist das ganz 
Material einer „Expertenkommission“ zur Begutachtung übe 
wiesen worden, die sich aus hervorragenden Piersönlichkeite 
aus dem Verwaltungsrat, der Generaldirektion der Bund 


Unter dem Vorsitz des Chefs des _ Eisenbahndepartement 
Bundesrats Haab, hat die Kommission nunmehr getagt un 
zu den einzelnen Punkten Stellung genommen. Wie zu 
warten war, hat sie die durch den Verwaltungsrat in 
Vorlagıe gebrachten Einschränkungen zum großen Teil »b« 
seitigt und sich auf eine brauchbare Mittellösung geeinigt 
Der von einer Seite giemachte Vorschlag, durch Verpachtun 


kehren, hat keine Unterstützung gefunden. Die Schwei 
denken’ in ihrer überwältigienden. Mehrheit nicht an die _ 
kehr des Staatsbahnsystems, dem trotz gewisser, in den V 
hältnissen liegender Mängel doch die Überlegenheit 
anderen Formen der Eisenbahnpolitik zwerkannt wird. 
wesentlichen kam es auf die Neuorganisation der Gene; 
direktion, der Kreisdirektionen und Eisenbahnräte und 
Verwaltungsrats an. Die Beratungen der Kommission ha 
nur gutachtlichen Charakter, und es wird nun darauf 
kommen, wie die Vorlage ausfällt, die das Eisenbahndepar 


und die sich im wesentlichen auf die Ergebnisse der Sach- 
verständigenberatungen stützen wird. Wie in der Presse an 
genommen wird, werden die Vorschläge folgendermaße 
lauten; Die Zahl der Generaldirektoren wird von 
5 auf 3 ermäßigt. In dieser Hinsicht ist vor kurzem dure! 
Nichtbesetzung einer Stelle vorgearbeitet worden, die GaEE 
den Abgang «eines der Generaldirektoren frei geworden i 
Die Kreisdirktionen sollen von 5 auf 3 ermäßis 
werden. Man spricht von dem Fortfall von Basel und 
Gallen, die dann durch Zuweisung anderer zentraler Ve 
waltungszweige entschädigt werden würden. An der Spitze 
der Kreisdirektionen stand bisher ein Kollegium von drei 
Direktoren. An dessen Stelle soll ein "Einzeldirektor treten. 
Die Kreisdirektionen sollen, statt wie bisher aus 7, nur noch 
aus 5 Abteilungen bestehen (Verwaltung, Bau, Betriebs- un 
Fahrdienst). Diese Abteilungen sollen direkte Veerkehrsmög- 
lichkeit mit den Abteilungen der Generaldirektion in Bern 
erhalten. Gleichzeitig soll eine bessere Abgrenzung der Zu- 
ständiekeiten im Sinwe einer Dezentralisation durchgeführt 
werden. Insbesondere wird eine Vereinfachung des Instanz 
zuges 'erstrebt. Die Kreisräte werden aus Rücksicht 
örtliche Wünsche wohl beibehalten werden. Der Verwal- 
tungsrat soll erheblich verkleinert werden, man spricht 
von einer Zahl von 15, höchstens 17 Mitgliedern. Ob. 
Kreisräten das Wahlrecht für einen Teil der Verwaltungsr: 
mitglieder eingeräumt werden soll, ist anscheinend noch ni 
endeültis bestimmt. Jedenfalls wird der Bundesrat so vı 
Mitglieder zu ernennen haben, daß den allgemeinen Inte 
genügrend Rechnung getragen wird. Die zentrale Leitung 
Materialwesens und der Werkstättenbetrieb 
ist beschlossene Sache. 5 
Alles in allem kann man diese Vorschläge als eine elü 
liche Lösung bezeichnen, die keinem ernstlichen Widersp: 
beseenen wird. Die finanziellen Wirkungen darf man all 
dings nicht zu hoch veranschlagen, da der Schwerpunkt ds 
wirtschaftlichen Ergebnisse naturgemäß weniger in der 
staltung der Verwaltunesspitzen, als in der Handhabung 
äußeren Verkehrs- und Betriebsdienstes liegt. z 


BE; "Das neue englische Verkehrsgesetz. er eine Anfrage 
im Parlament hat der englische Verkehrsminister geantwortet, 
er hoffe das neue Verkehrsgesetz Anfang Mai dem Parlament 
“= vorlegen. zu können. Er hatte die Vorlage schon einmal für 
"Mitte April in feste Aussicht gestellt, vermutlich hing. es 
er mit dem Bergarbeiterausstand und der dadurch verur- 
hten anderweiten Inanspruchnahme der Regierung zusam- 
‚men, daß dieser Zeitpunkt nicht eingehalten werden konnte. 
Der Inhalt des Gesetzentwurfs wird bis zum letzten Augen- 
Be jlick merkwürdig geheim gehalten. Es verlautet zwar, daß 
‚der Minister mit den. Vertretern der Eisenbahrigesellschaften 
_ werhandelt hat, und man hofft, daß dabei ein Einverständnis 
über eine Anzahl Punkte erreicht worden ist. Worüber veer- 
handelt worden ist und welche Gegenstände noch sstrittig sind, 
arüber wird aber nichts bekanntgegeben. Der Minister hat 
erklärt, er wünsche dringend, daß bei Reselung der giesetz- 
EA ichen Verhältnisse der Eisenbahngesellschaften den Aktio- 
nären, den Beamten, Angestellten und Arbeitern sowie der 
— Alleemeinheit volle Gerechtigkeit widerfahren. solle. „Rail- 
i way Gazette“ knüpft daran die Bemerkung, daß, wenn nach 
_ diesem -Grundsatz verfahren werde, keine Besorgnis wegen 
er Zukunft zu bestehen brauche. 
- Ein besonders wichtiger Punkt bei der Neuregelung des 
englischen Eisenbahnwesens dürfte die von der Regierung 
beabsichtigte Zusammenfassung der Eisenbahnen zu Bietriebs- 
_ und Verkehrsgruppen sein. Der Verein der Eisenbahnver- 
_ waltungen hat sich mit einer solchen Maßnahme grundsätzlich 
e inverstanden erklärt, jedoch eine andere Art der Zusammen- 
Fassung vorgeschlagen als diegenise, die in der Denkschrift 
der Regierung über ihre Pläne angedeutet war (s. Nr. 4, S. 67 
Zte.). Namentlich weicht der Vorschlag der Eisenbahn- 
schaften in bezug auf die Zuteilung der schottischen 
enbahnen von dem "Vorschlage des Ministers ab, der aus 
ihnen «eine selbständige Gruppe machen will, während die 
. Eisenbahngesellschaften sie der Gruppe der nördlichen eng- 
schen Eisenbahnen zuteilen wollen. Welcher Vorschlag 
durchgehen wird, bleibt abzuwarten. Heftiser als gegen die 
; seplante Zusammenfassung der Eisenbahnen zu Gruppen ist 
der Widerstand der Gesellschaften gegien die von der Regie- 
_ rune beabsichtigte Heranziehune der Arbeiter zur Beteiligung 
‚der Leitung der Eisenbahnen. Der Verein der Eisenbahn- 
{ waltungen wird den dahinsebenden Teil des Gesetzentwurfs 
auf das heftigste bekämpfen; ver erklärt ihn für ungenecht- 
fertigt, für grundsätzlich falsch und überhaupt für von jedem 
esichtspunkt ‚aus verwerflich. Man scheint in dieser Be- 
ehunge «einen in Amerika aufgetauchten Gedanken aufse- 
griffen zu haben; das amerikanische Abgeordnetenhaus hat 
‚es jedoch abgelehnt, eine solche Bestimmung, die in einem der 
{ Vorschläge für die Neuregelung des amerikanischen Eisen- 
bahn wesens enthalten war, in das Gesetz aufzunehmen, und 
man erwartet von dem englischen Unterhause eine gleiche 
5 ellunsnahme. Das Oberhaus wird erst recht keine Ursache 
en, auf die Wünsche der Arbeiter in dieser Beziehung sein- 
| = ehen, von denen man wohl auch bei unparteiischer Wür- 
 dieung sagen muß, daß sie über das Maß dessen, was die 
A Beer benechtigterweise fordern dürfen, erheblich hinaus- 
genen. 
Einen großen Teil des Gesetzentwurfs wird die Tariffrage 
mnehmen. Es werden Vorkehrungen getroffen werden 
ssen. um mit der Höhe der Frachtsätze und Fahrpreise den 
wankenden Verhältnissen des Wirtschaftslebens folgen zu 
nen; daß dies notwendie ist, wird allgemein anerkannt. 
n den Eisenbahneesellschafben wird aber die Erwartung 
usgesprochen, daß der Einfluß der Regierung auf die Tarif- 
ildung. nicht so weit gehen dürfe, daß er als eine unberech- 
& Einmischung in das Recht der Eisenbahngesellschaften, 
re Geschäfte nach eigenem Ermessen zu führen, erscheine. 
Überhaupt fordern die letzteren, daß die Befugnisse des Ver- 
kehrsministens ihnen gegenüber erheblich beschränkt werden. 
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- Eendoner en tnechalıne Von den englischen großen 
Boden ‚hat nur eine, die Lancashire- und Yorkshire- 
enbahn, keine Spitze in London; alle anderen großen 
nbahnnetze münden mit Kopfbahnhöfen in die Hauptstadt, 
e infolgedessen eine stark ausgeprägte Veerkehrsscheide 
et. Um die dadurch geschaffenen Erschwernisse eines 
er London hinausgehenden. Verkehrs zu mildern, ist eine 
sehunesbahn geplant, die namentlich den Verkehr zwischen 
! Norden und Süden: von England über London erleichtern 
Unterhalb London soll zwischen Gravesend auf dem 
Ehen, und Tilbury auf dem linken. Themseufer ein Tunnel 
gelegt werden; zwischen Tilbury und Pitsea soll eine be- 
ts bestehende ‚Strecke der Midland-Eisenbahn ‚benutzt weer- 
en. Von dort würde dann eine neue Eisenbahn nördlich um 
London herum durch die Grafschaften Essex, Hertford und 
Bedford gebaut werden müssen. Sie würde die Große Ostbahn, 
e Große Dann, die London und Nordwestbahn schneiden 


“ 
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liche Entlastung von London bedeuten. 


‚Ansprüche, die an die beteiligten. Kräfte 
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und endlich in ‚Bedford. wieder in die Midlandbahn einmünden. 
Auf diese Art würde eine durchgehende Verbindung zwischen 

Dover und damit für den von und nach dem Festland Be- 
richteten Verkehr ohne Berühruns von London und dem mitt- 
leren und nördlichen England geschaffen. Bei dem Umfang 
dieses Verkehrs würde die neue Verbindung eine sehr erheb- 

Für den Tunnel unter 
der Themse werden die Baukosten auf 2500000 Pfd. Sterl. 
geschätzt; der Bau würde zwei Jahre in Anspruch nehmen. 


— Die Vereinigung der englischen Eisenbahnaktionäre. 
Die Inhaber von Eisenbahnwerten sind zurzeit wegen der 
mißlichen -Veerhältnisse bei den Eisenbahnen Englands, die 
sich für sie dadurch äußern, daß die Einnahmen von den Aus- 
gaben übertroffen werden, und daß die Eisenbahngesell- 
schaften nur durch Staatsunterstützung in den Stand gesetzt 
werden, eine Dividende auszuwerfen, sehr besorgt, namentlich 
da nach dem jetzt gültigen Verkehrsgesetz diese staatliche 
Unterstützung am 15. August aufhören soll und noch nicht 
bekannt ist, wie dann die. Eisenbahnen in den Stand sesetzt 
werden sollen, ihre Betriebskosten zu decken. Die Viereini- 
gungen zum Schutze der Aktionäre der englischen, der 
schottischen und der irischen Eisenbahnen haben sich daher 
zusammengeschlossen, um ihre Interessen im Parlament und 
anderwärts tatkräftiger, als sie es getrennt konnten, zu ver- 
treten. Der semeinschaftliche Hauptausschuß dieser drei 
Vereinigungen. hat zu diesem Zwecke eine Denkschrift bear- 
beibtet, die er nach einem wohldurchdachten Plane im ganzen 
Lande verteilt, um für seine Bestrebungen Stimmune zu 
machen. Die drei Vereine haben zusammen 60 000 Mitglieder, 
die 220000 Posten Eisenbahnwierte besitzen; unter ihnen sind 
sowohl Banken, Versicherungs- und Treuhandgesellschaften. 
öffentliche Körperschaften, als auch Privatpersonen aller 
Art, sowohl aus den Kreisen von Handel. und Gewerbe, als 
auch aus denen von Heer und Flotte, aus der Geistlichkeit, 
der Beamtenschaft und den freien Berufen, Um die Be- 
strebungen der Vereinigung zu fördern, sollen im ganzen 
Lande, zunächst natürlich in London und den großen Städten, 
und zwar sowohl in denen Englands wie Schottlands und 
Irlands Versammlungen abgehalten werden. 


—  Diebstähle bei den englischen Eisenbahnen. Die Be- 
raubungen und Diebstähle, die bei den enelischen Eisenbahnen 
an der Tagesordnung sind, veranlassen die Eisenbahn gesell- 
schaften zu tatkräftisen Giesenmaßregeln. Bei der Großen 
Westbahn hat «der Vorstand der Polizeiabteilung besondere 
Lehreänse für Polizei- und Detektivtätiekeit eingerichtet. 
Die Ergebnisse sind bisher recht günstie gewesen. Die Vor- 
träge sollen einerseits den mit der polizeilichen. Aufsicht be- 
trauten Angestellten ihne Pflichten einschärfen, andererseits 
aber auch ihnen vor Augen führen, was zur Verhinderune und 
Aufdeckung von Diebstählen und Beraubunsen zu geschehen 
hat. Der Vorstand der Polizeiabteilung hält die Vorträge 
selbst ab, die auch mit zwanelosen Unterhaltungen über ein- 
schlägise Gegenstände verbunden sind. Besonders betont wird 
dabei die Wichtigkeit vorbeugender Maßnahmen und die hohen 
sestellt werden 
müssen, wenn sie ihre Aufsabe erfüllen sollen. Der Inhalt 
der Vorträge würde nicht nur für die Beamten und Ange- 
stellten der Eisenbahnen, sondern auch für Reisende und 
Versender von Gütern sehr interessant sein, er wird aber „e- 
heim sehalten, weil man vom Bekanntwerden fürchtet, daß 
dadurch den .Räubern und Dieben wertvolle Winke segeben 
werden könnten, wie sie der Entdeckung entgehen können. 
Die Vorträge, die als ein Versuch angesehen worden sind, 
haben namentlich bei den am polizeilichen Überwachungs- 
dienst beteiligten Kräften Beifall gefunden, und sie sollen 
daher auf weitere Kreise ausgedehnt, in Zukunft. namentlich 
a bei den in der Provinz gelegenen Bahnhöfen s»ehalten 
werden. 
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Fremde Erdteile. 


 Eisenbahnverbindung zwischen Ägypten und Palästina. 
Die Eisenbahnen von Ägypten und diejenigen von Palästina 
sind im Kriege durch eine Militärbahn, die sogenannte Sinal- 
Eisenbahn, miteinander in Verbindung sebracht worden. Sie 
sieht von Kantara am Swezkanal aus und ıendigt bei Rafa an 
der Grenze von Palästina. Der Swezkanal wird jetzt von der 
Eisenbahn auf einer hölzernen Drehbrücke überschritten. Es 
sind Erwägungen im Gange, ob dieses einstweilige Bauwerk, 
das die Schiffahrt sehr behindert, dureh einen Tunnel oder 
durch eine Eisenbahnfähre vnsetzt werden soll. Die für 
Kriegszwecke geschaffene Eisenbahn soll also jeden- 
falls dawernd «erhalten bleiben. In einem merkwürdigen 
Gegensatz zu dem aus dieser Nachricht hervorgehenden Be- 
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streben der Engländer, Kleinasien und die anliegenden Länder 
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dem Vierkehr zu erschließen, steht die Tatsache, daß sie dıe ' 


Bagdadbahn verfallen lassen. (Weltwirtschaft März 1921, 


Ss. 41.) 


— Löhne bei den amerikanischen Eisenbahnen. Das Eisen- 
bahn-Arbeitsamt, das durch das neue Verkehrsgesetz von 1920 
in den Vereinisten Staaten eingesetzt worden ist, hat eine 
sehr wichtise Entscheidung sefällt, indem es die Abmachungen 
zwischen den Eisenbahnen und ihren Arbeitern, durch die 
während des Krieges die Löhne der Eisenbahnarbeiter mit 
Gültiekeit für das ganze Land geregelt worden sind, für hin- 
fällig erklärt hat. Als bei Einführung des neuen Veerkehrs- 
sesetzes im März 1920 die Eisenbahnen den Gesellschaften 
wieder zur eigenen Bewirtschaftung überwiesen wurden, 
wurde ihnen die Verpflichtung auferlegt, in dem näc hsten 
halben Jahre, während dessen sie noch staatliche Unter- 
stübzung bezogen, die Löhne und sonstigen Arbeitsbedingsungen 
unwerändert zu lassen. Die Zeit ist im Herbst 1920 abge- 
laufen, und die Eisenbahngesellschaften verhandeln seitdem 
wieder, jede für sich, mit ihren Arbeitern, namentlich den 
ungelernten, wegen ihrer Forderungen einerseits und wegen 
üer Von den. Gesellschaften beabsichtigten Herabsetzung der 
Löhne andererseits. Im Laufe dieser Verhandlungen haben 
die Eisenbahngesellschaften erklärt, eine allgemeine Zahlungs- 
einstellung ısei unviermeidlich, wenn die Vereinbarungen 
wesen der Löhne aus der Kriegszeit bestehen bleiben, und 
die Foloe würden schwere Erschütterungen an der Börse und 
damit des gesamten Wirtschaftslebens- sein. Diese Vierein- 
barunsen haben im vergangenen Jahre Ausgaben im Betrage 
von 300 Millionen Dollar verursacht, die von den Eisenbahn- 
oesellschaften für unnötig erklärt werden. Die Gewerkschaften 
bekämpfen natürlich die auf Herabsetzung der Löhne ge- 
richteten Bestrebungen der Eisenbahnsesellschaften und vwer- 
suchen zu erzwingen, daß der Ausnahmezustand, den der 
Krieg seschaffen hat, mit seinen- hohen Löhnen als Dauer- 
zustand -erhalten bleibt. Auf seiten der Eisenbahn.esell- 
schaften hofft man, daß eine Verständisung zustande kommen 
wird; namentlich verspricht man, sich viel von dem Umstand, 
daß der Verkehrsrückgang eine Verminderung der Arbeiter- 
zahl möglich macht. Bei manchen Eisenbahngesellschaften 
sind schon Entlassungen‘ angeordnet worden, und diese ” 
scheinen den Erfolge zu haben, "daß die Arbeiter, um weiteren 
Entlassun®en vorzubeugen, zu einem „gewissen Engegen- 
kommen bereit sind. Zur Regelung der einschlägigen Frasen, 
die voraussichtlich ohne Einschreiten des Staates oder "An- 
rufung des Arbeibsamts nicht werden selöst werden können, 
soll demnächst nach einer Äußerune des Fräsidenten Harding 
eine Besprechung zwischen den Beamten des Bundesverkehrs- 
amts und den Mitgliedern des Eisenbahn-Arbeitsamts statt- 
finden. 

Mittlerweile haben manche 'Eisenbahngesellchaften schon. 
besonwen, die Löhne herabzusetzen, worüber in dieser Zeitung 
schon berichtet worden ist (s. Nr 16 vom 21. April d. J.). Das 
Eisenbahn- Arbeitsamt hat aber entschieden, daß die Herab- 
setzungen, z.B. bei der Erie-Eisenbahn vorgenommen. wor- 
den sind. den Bestimmungen des Verkehrsgesetzes zuwider- 
laufen. Da dieser Gesell, schaft somit die Möglichkeit genom- 
men ist, auf diesem Wege Ersparnisse durchzuführen, will 
sie dieses Ziel durch weine Beschränkung der Arbeiterzahl zu 
erreichen suchen. Diese Maßnahme soll. solange angewandt 
werden, bis niedrigere Löhne wieder die Einstellung seiner 
erößeren Anzahl von Arbeitern ohne ins Ungemessene sehende 
Kosten; ermöglichen. 

Über die Zahl und Löhne der Arbeiter et die vom Amt 


für  Eisenbahnwirtschaft veröffentlichten nachstehenden 
Zahlen Auskunft. 
| Jährlicher Aufwendungen der 
& Durechsehnittslohn Eisenbahngesell- 
der Arbeiter schaften für Löhne 
1917: 1 732 876 1004 Dollar 1 739 482 142 Dollar 
1918: 1 841 575 149 2 613.813 351 S 
1919: 1 913 000 1483 = 2.836 800 000 ei 
1920: 1.998 524 1806 * 3 599 746 000 2a 


— Rickkehr zum Gedingelohn. Ein für die heutige Zeit 
eigenartiger Vorgang hat sich in den Werkstätten der Penn- 
sylvania-Eisenbahn. in Altoona abgespielt: Die Arbeiter 
haben verlanst, daß der Gedingelohn wieder eingeführt wird. 
Der Vorsang ist um so auffallender, als das Arbeitsamt 
der Eisenbahnen sich erst vor kurzem gesen die Einführung 
des Gedingelohns ausgesprochen hat, und er ist umso bemer- 
. kenswerter, als die Pennsylvania- Eisenbahn bekanntlich eine 
führende Rolle im amerikanischen Eisenbahnwesen spielt, 
und ihre Werkstätten in. Altoona wiederum von der größten 
Bedeutune für den ganzen Betrieb dieser Gesellschaft sind, 
Der Antrae der Arbeiter mag mit den Entlassungen zusammen- 
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hängen, die die Gesellschaft in der letzten Zeit vorgenomı 
hat und die auch in dieser Zeitung erwähnt worden 
S. 335); die Arbeiter haben. augenscheinlich 
gesehen, daß die Gesellschaft sie nur weiter . beschäfti 
"kann, wenn sie lohnende Arbeit leisten, und haben ihre 
einen solchen Schritt für nötig gehalten, um dies Ergeb 
herbeizuführen. Eine amerikanische Zeitschrift bemerkt 
diesem Zusammenhang, das Gedingeverfahren sei 
Schwungrad des Gewerbes; es gleiche die Arbeit und ih 
Lohn aus. Es hat für Amerika besondere Bedeutung, weil 
dort besonders hoch entwickelt war, und seine Abschaff 
hat namentlich unter den. besseren, leistunssfähioeren 
beitern eine gewisse Erbitterung hervoreerufen, weil du 
dıe Einführung des Zeitlohnes ihr- Arbeitseinkommen & 
das Maß derjenisen der wenieer tüchtisen herabsedrüc 
worden ist. 12 


-— Drahtlose Fernspreeher im Zuge in Amerika. Die Han- 
delskammer von Pittsbourgh veranstaltet im Mai zum 20. N 
eine vıiertägige Rundreise für Geschäftsleute dieser N 
durch Süd-Ohio und Weest-Virginia. Dabei soll die Mögli 
keit drahtloser Fernsprechverbindung vom Zuge aus ra 
erprobt werden. Der Zu« soll eine vollständige Ausrüst 
zu diesem Zwecke mit sich führen und von gut im Funk 
dienst ausgebildeten. ıBetriebsbeamten: begleitet sein. Er soll 
dawernd in drahtloser Verbindung mit allen Funkanlagen zu 
Lande und zur See im Umkreis von rd. 5000 km stehen. 


— Beraubung der Postzüge in Chieago. Die a 
einlaufenden und von dort ausgehenden Züge, die wer 
Postgüter befördern, sollen in Zukunft alle von Truppe 
wacht und begleitet werden. Diese Maßnahme ist erforder 
weil Räuberbanden planmäßig Eisenbahn- und Postdiebstähle 
ausführen. Die Bahnhöfe, Postanstäalten und Banken werd 
infolgedessen von Truppen. mit aufgepflanztem Seitengew 
bewacht. 1000 Mann sind In diesem Dienst beschäftigt, 
Belohnung von 6000 Dollar ist für jede Anzeige ausge 
die einen derartigen Räuber der Bestrafung zuführt. 
Verluste der Post durch Diebstähle und Räubereien im 1a fe 
des letzten Jahres werden auf 12.500000 Dollar beziffert, 
von ein Zehntel allein auf eine ‚Räuberbande entfällt. 


— Die Kanadische Paeifie- Eisenbahn im Jahre 1920. 7 
den wenigen Eisenbahnen, deren Betrieb im Jahre 190° 
-Überschüsse in. gewohnter Höhe ergeben hat, gehört die Ka 
-dische Paeific-Eisenbahn, Sie hat ihre Dividende von 1 
"bezahlen. können, obgleich ihre Ausgaben, wie aus der n& 
stehenden Zu sammenstellung hervorgeht, stark gestiegen 
sie hat dabei das Glück s„ehabt, daß die Pau in 
höherem Maße sewaehsen sind, 


1920 NG 1919 Br 
Betriebseinnahmen 21664 349 176929060 
Betriebsausgaben 183 488 305 _ 143 996 024 
Reineinnahmen 33 153 044. 32933 036 
Feste Ausgaben, Zinsen, > i i 
Absaben USW)... 2 “2105775400 10 1 
: Über "schuß: 22377635 29 771526 
Davon ab als Rücklage ae ER 
für Ruhegehälter . 500.000 500 000 
: also verfügbar: 21877635 22 271 526 


Zu den Einnahmen aus dem Eisenbahnbetrieb kommen n 
diejenigen aus der Schiffahrt auf den großen. Seen. ‚Die, X 
samteinnahmen sind in den letzten drei Jahren "stark zurück 
gegangen. Nach Zahlung aller Dividenden blieb 1920 nı 
ein Überschuß von 450 359 D.. während ser 1919 844 250 D. 1 
1918 sogar 2203 621 D. betragen hatte. Die Kanadis 
eher übe sehr erhebliche Beträee f 
‚also jedenfalls Erweiterungen ihres Netzes oder des 
‘bau vor. Die Anforderungen, die in bezug auf die Vieı 
erschließung Kanadas an sie sestellt werden, sind seh gl 
denn ihr Netz umfaßt ren die Hälfte der 65.000 km | a 


alacren ee Stetekahnen. so daß ie 
wickelung des kanadischen Eisenbahnwesens sehr a 
dem Unternehmungsgeist der "Paeific-Eisenbahn abhän 
wird. Der Staat. hat mit der Verstaatlichung ‚schwere- 
‘auf sich genommen und wird infolgedessen in der nä 
Zeit auf diesem Gebiet nicht viel leisten können. 


— Eisenbahnverstaatlichung in Kanada, Durch — 
schmelzung der Kanadischen Grand Trunk Railway 
Staatsbahnen, die bisher | ‚aus den Ren der Interool 


een. und der Grand Trunk. Pacific 
ıy sowie der Kanadischen Nordbahn bestanden, ist das 
ahnnetz Kanadas auf etwa 35 000 km angewachsen und 
mit ungefähr die Hälfte der Eisenbahnen des Lan- 
\Veben den Staatsbhnen besteht dann als selbständiges 
unte en nur noch die Canadian Paeific Rail- 
eo bahnen haben im letzten Betriebsjahre einen 
ag von 47 Millionen Dollar gehabt, und im letzten 
jahre wäre er auf mindestens 75 Millionen ange- 
wenn nicht der Eisenbahn- Ausschuß eine Erhöhung 
fe angeordnet hätte. Diese betrug im Güterverkehr 
die östlichen und 35 % für die westlichen Eisen- 
© im Personenverkehr 20% für alle Fahrpreise bis 
ent die Meile (rd. 10 3/km nach Friedenswährung), 50% 
Benutzung von Schlaf- und Saalwagen und 0% für 
das die Grenze für Freigepäck überschreitet. Kohlen, 
und Milch waren von. der Erhöhung ausgenommen. Vom 
nuar 1921 ab sind: diese Tarifsätze wieder abssebaut wor- 
indem die Güterfrachten um 5%, die Fahrpreise um 10 %, 
setzt- worden sind, und bis zum 1. Juli soll die ur- 
ngliche Höhe aller Gebühren wieder erreicht sein. Dann 
De nochmalige Prüfung der Wirtschaftslage der Eisen- 
und eine Neuregelung der Tarife vorgenommen wer- 
Die Fracht- und Fahrpreiserhöhungen legen den Be- 
der kanadischen Eisenbahnen eine Mehrausgabe von 
ionen Dollar auf und haben deshalb heftisen Unwillen 
ınzen Lande erregt. Bei Bemessung der neuen Tarifsätze 
aan die wirtschaftlichen Verhältnisse der Kanadischen 

’ <-Eisenbahn, die in dieser Beziehung wesentlich eün- 
als die Staatsbahnen dasteht (s. Nr. 17, 8. 335 d. Zte.), 
Bgebend. angesehen; man hat also darauf verzichtet. 
'Staatsbahnen zu einem Überschußbetriebe zu machen, hat 
"Gebühren vielmehr nur soweit erhöht, daß die Eisenbahn- 
ellschaft auskommen kann, ohne ihre. Rücklagen zur 
ung laufender Ausgaben aufzubrauchen. Bei den Staats- 
en wird 28. noch Jahre dauern, ehe Ausgaben und 


hat init ‚der Verstastlichung schwere Lasten auf ch 
ommen. Von der Ausdehnung des Staatsbetriebes auf die 
nd Trunk-Eisenbahn erwartet man aber die Möglichkeit 
eblicher Ersparnisse. Als Trost für die ungünstigen wirt- 
lichen. Verhältnisse ihrer Eisenbahnen wird den Ka- 


besitzt, ds nur noch ne Barmen bedarf. 
‚egen wird ihnen aber dabei, daß das Eisenbahnnetz 
venig nützt, wenn es nicht in ausgiebiger Weise be- 
vird, und dies ist, naur möglich, wenn es im an 


> nn Berülkenine des andes sie er ae, 
isenbahnen nicht verzinsen kann; die Leistungen der 
ıhler ee a zu rar Zweck en EZOREN 


beleich- die erkannt der Grand Trunk- Tina, 
ültig beschlossen ist, steht doch der Preis, zu dem sie 
Staate übernommen werden: soll, noch nicht fest; ein 
_ Gesetz hat den Zeitraum, innerhalb dessen die Ent- 
ung hierüber durch ein Schiedsgericht sietroffen werden 
ängert und ist damit den Aktionären entgegenge- 
use Ag nämlich Anstoß an der ar ehngen 


e De ordern war, rd erwarten, daß, wenn das 
richt gründlieher arbeitet, für sie eine höhere Ent- 
g' herausspringen wird. Als Gegenleistung wird der 
ngesellschaft angesonnen, daß alle ihre Direktoren 
] Benlonen, ‚so, daß > ee a iR freie 


1921. ab Ban die Te Rrichiehge auf den 
Neuhaldensleber Eisenb ahngesell- 
den Vereinsbahnen gemäß 8 6 der Vereins- 
wendung zu finden. 

IE neuer Strecken zu den Ra nkröcken, 


29 km lange Teilstrecke Leese-Stolzenau- 
(Westf. ) der rear Nebenbahn Nienburg 


er a, 


. bringen. 
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erhält. Die englischen Banken, die hinter der Grand Trunk- 
Eisenbahn stehen, haben sich mit dieser Regelung unter ge- 
wüssen, Einschränkungen einverstanden erklärt. 

Newerdings ist der Leiter der Kanadischen Paeific-Eisen- 
bahn an das Ministerium mit dem Vorschlag herangetreten, 
es möge die Verwaltung der Staatsbahnen seiner Kesellschaft 
übertragen. werden. Er weist dabei die. Unterstellung weit 
von sich, daß er auf diese Art ein Monopol für seine Gesell: 
schaft errichten wolle. Er legt vielmehr dar, daß auf diese 
Art der Staatsbahnbetrieb allen politischen Einflüssen ent- 
zogBen würde, von dienen man. in England und den Ländern 
englischer Zunge immer «eine schädliche Wirkung auf das 
Eisenbahnwesen befürchtet, und berechnet, daß die Fehl- 
beträge der gesamten kanadischen Eisenbahnen, die er unter 
Zugrundelerung der Ergebnisse des J ahres, 1920 zu 80 Mil- 
lionen. Dollar jährlich beziffert, auf wenig über 20 Millionen 
herabgemindert werden können, wenn es eelinst, bei der Be- 
wirtschaftung der Staatsbahnen dieselben Ergebnisse zu er- 
zielen wie bei der Pacific-Eisenbahn, ia, er will diesen Pehl- 
betrag durch Herabsetzung der Betriebskosten noch auf 11 bis 
12 Millionen vermindern und erwartet weitere Möglichkeiten 
einer Verbesserung der wirtschaftlichen Lage der Eisen- 
bahmen von der zunehmenden. Einwanderung und Erschließung 
des Landes. Die Aktionäre der Pacific-Eisenbahn werden 
mit diesem Vorschlag zwar nicht ganz einverstanden sein, er 
soll aber den Vorteil des ganzen Landes und seines Verkehrs- 
wesens im Auge haben. 


= Nr: 99 


Allgemeines. 


_ Mechanischer Fahrkartenausgeber. An einer Haltestelle 
der Londoner Röhrenbahn, wird zurzeit eine eisenartige Vor- 
richtung zum Ausgeben von Fahrkarten erprobt, die nament- 


‚lich in Zeiten. starken Andrangs die Abeabe von mehreren 


vemeinschaftlich verlangten Fahrkarten erleichtern und be- 
schleunigen: soll. Die Vorrichtung ist für fünf verschüedene 
Fahrkarten im Preise von 2 bis 6 Pence und zur Ausgabe von 
einer Fahrkarte oder zwei bis fünf Fahrkarten auf einmal 
eingerichtet. Der Verkäufer, der das Geld in der gewöhn- 
lichen Art-in Empfang nimmt, hat vor sich fünf Gruppen 
von fünf Druckknöpfen. und je nach dem, welchen Knopf 
er drückt, und aus welcher Gruppe er Fahrkarten ausgeben 
will, fallen aus einem Schlitz an der dem Fahrgast zuge- 
kehrten Seite der Vorrichtung ein bis fünf Fahrkarten der 
gewünschen Gattung heraus. Die Fahrkarten werden von 
endlosen Streifen abgeschnitten, von denen jeder 2000 Fahr- 
karten enthält. Der Schalter mit der newen Verkaufsein- 
richtung ist von 4 Uhr nachmittags bis Mitternacht „geöffnet 
und bewährt sich besonders, wenn die Fahreäste nach Schluß 
der Theater in großer Zahl Fahrkarten verlanßen, _ wobei 
häufige ein Fahrgast zugleich . die Karten für seine Begleiter 
entnimmt. Der Fahrkartenverkäufer kann es mit dieser Vor- 
rıehtune bis auf 40 aus&esebene Fahrkarten in der Minute 
Ein Anschlax über dem: Schalter weist die BReisen- 
den darauf hin, daß sie durch seine Benutzung Zeit sparen 


-können. 


Bücherschau. 


— Technischer Selbstunterricht für das deutsche Volk: Dem 
in Nr. 12 dieser Zeitung besprochenen 1. Brief zur Selbstaus- 
bildung in allen Fächern und Hilfswissenschaften der Technik 
ist der 2. Brief gefolgt. In diesem wird zunächst die Mathe- 
matik weiter behandelt (Brüche, Proportionen, Potenzen, Wur- 
zeln, Logarithmen und Gleichungen), dann folgen weitere Ab- 
schnitte der Geometrie (Ähnlichkeit und Kongruenz, Trigono- 
metrie, Umfang und Flächeninhalt und ng geometrischer 
Aufgaben) und schließlich ein Abschnitt aus der Chemie über 
Metalloide. Aufsätze über Ausnutzung der Wasserkräfte zur 
Gewinnung elektrischer Kraft, über amerikanische Hochbau- 
ten und Lebensbilder von J ohannes Gutenberg und Henry Bes- 
semer bilden den Schluß des 2. Briefes- 


mtliche Mitteilungen der enden Verwaltung. 


(Weser)-Minden (Wesif.) und die 5,24 km lange Teilstrecke 
Uetze (Han.)-Plockhorst der vollspurigen Nebenbahn 
Celle-Braunsechweig sind am 3. Mai 1921 in Betrieb genommen 
und vom gleichen Tage ab den Vereinsbahnstrecken der Eisen- 
bahndirektion Hannover zugerechnet worden. 


Firmenänderung. 


Vom 1. April 1921 ab ist die Bezeichnung „Österr. 
Staatsbahnen“ in „Österr, Bundesbahnen“ abge- 
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ändert worden. 


ersetzt. 


Rundschreiben der Geschäftsführenden Verwaltung sind er- 


lassen worden: 


Amtliche Bekanntmachungen. | 


In allen Wortzusammensetzungen zur Be- | 
zeiehnung von Dienststellen, bei Anschriften, Diensttiteln usw. | gen, 
Ist demeemäß das. Wort „Staatsbahn“ durch „Bundesbahn“ 


1. Nachruf. = 
RECENT NETTER RETTET TIGER SEETEEG TREE EEE TREETRETE 


Nur wenige Monate nach seiner Versetzung nach Königsberg A am 
6. d. M. im 49. Lebensjahre nach kurzer schwerer Krankheit 


Herr Regierungs- und Baurat ®tto Goldschmidt 


auftragsweise Mitglied der Eisenbahndirektion Königsberg. 


Wir verlieren in dem Entschlafenen einen tüchtigen, durch Umsicht und 
Tatkraft ausgezeichneten Mitarbeiter, der es- verstanden hat, in kurzer Zeit 


durch sein liebenswürdiges, 


Liebe und Hochachtung zu erwerben. 
Sein Andenken wird unter uns fortleben. 
Königsberg, den 7. Mai 1921. 

Der Präsident 
und die höheren Beamten der 'Eisenbahndirektion Königsberg: 


entgegenkommendes Wesen sich die Be 


(816) 


2. Güterverkehr. 
Staats- und Privatbahn-Tiertarif Teil II. 
Mit sofortiger Gültiskeit werden die 
en für Altona wie folst 
erhöht: 


Von Altona Kai bis zur Station 
Altona für jedes Stück Groß-. 
vieh- 7,50 M, 

für je angefangene 5 Stück Klein- 
vıeh 7,50=-M, 

mindestens — entsprechend - der 


Bildung -des Mindestsatzes für 
.. 10 Tiere — für den Wagen 90,00 M. 
Das alsbaldise Inkrafttreten der Er- 
höhunsen sründet sich auf die vorüber- 
sehende Änderung ‘des & 6 E.V.O. 
(R.-G.-Bl. 1914, S. 455). 
Nähere Auskunft erbeilt unser Vier- 
kehrsbüro. - (520) 
Altona, den 3. Mai 1921. 
Eisenbahndirektion, 
namens der Verbandsverwaltunsen. 


Binnen-Gütertarif für die vollspurigen 
Linien, Teil II, He. 

Am 9. Mai 1921 wird der Haltepunkt 
Prösen für den beschränkten Stückzut- 
verkehr eröffnet. Weren der Frachtbe- 
rechnung wird auf unseren Verkehrs- 
auzeiger verwiesen, auch srteilen die 
Stationen Auskunft. (513). 

Dresden, am 5. Mai 1921. : 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


Deutscher Eisenbahn-Gütertarif Teil I 


.Gemeinschaftliches Heft CIb 
(Stationstariftafeln), 
Binnengütertarif der ‚Westfälischen 
Landes-Eisenbahn.. 


Mit Gültigkeit vom 5. Mai d. J. ab 


werden die in den Tarifen für die 
Überführung von Wagenladungen und 
Stüuckzutsendungen von . mindestens 
2000 ke in einem Wagen zwischen den 
Bahnhöfen in Münster einerseits und 
dem : Kanalhafen anderseits vorge- 
sehenen Gebühren auf 12,00 M bei 
Steinkohlen, Braunkohlen, Koks und 


Preßkohlen aller Art, auf 12,90 M bei. 


allen übrigen Gütern für den Wagen 
erhöht. (512) 
Münster (Westf.), den 30. April 1921. 

- Eisenbahndirektion Münster, 
namens der beteilisten Verwaltungen. 


Herausgegeben im Auftrage des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen 

von dem verantwortlichen Schriftleiter, Geh. Oberregierungsrat 
Für den Anzeigenteil verantwortlich F, Luckhardt, Berlin so. ; 

Verlag von Julius Springer. in Berlin W, — Druck von H.S8. "Hermann & oe in Berlin SW.- - TERN RE 


Überfuhrgebühren. 
Vom 1. Juni 1921 an werden die 
Überfuhrgebühren für die 
Bodenbach, Beichenberg, Tetschen und 


Warnsdorf um 50 y,. H: erhöht. Der 


Überfuhrtarif für die Bahnhöfe in Eger 
— sächsische Ausgabe — wird aufse- 
hoben. Die Sätze sind im Gütertarif 
Teil Il des bayerischen  rechtsrhein. 
Netzes der Reichseisenbahnen enthalten. 
Dresden, am 7. Mai 1921. (519) 
Eisenb.-Gen.-Dir. 


Tfv. 5 Staats- und Privatbahn-Güter- 
- verkehr Heft CII, ; 

Tfv. 200 Wechselverkehr deutscher 
Eisenbahnen untereinander, Heft CII. 

Mit Gültigkeit vom 15. Mai 1921 wird 
in. den Ausnahmetarif 1a für Rund- 
hölzer zu Grubenzwecken als Sammel- 
lasserstation nachsetragen: N tederberg- 
heim Zu 9. 

Auskunft seben die beteiligten Güter- 


abfertisungen sowie das Auskunfts- 


büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 
Berlin, den 7. Mai 1921. (518) 
Eisenbahndirektion. 


Preußisch-Hessisch-Sächsischer 
Tierverkehr. Gemeinsames Heft. 
Mit sofortiger Wirkung werden im 
Tierverkehre nach Breslau Viehhof 
von der Städtischen Schlacht- und Vieh- 
hofverwaltunz in Breslau für einen 


einbödigen Wagen 10 M, für seinen 
mehrbödigen. Wagen 15 AM Desinfektions- _ 
- gebühr erhoben und. zwar gleichviel, 


ob die Fracht nach den Stück- oder 


Ladungsklassensätzen berechnet WOL- 


den ist. (514) 
Dresden, am 3. Mai 1921. ; 
Eıisenb.-Gen.-Dir. 
als seschäftsführende Verwaltung. 


Frachtberechnung für stiekstoffhaltige 
Düngemittel, 


Die durch Bekanntmachung .vom 


31. März 1921 veröffentlichte Vergün- 
stugung für stickstoffhaltise Dünge- 
mittel wird mit sofortiger Gültickeit 
auf Ammoniak- Salpeter-Superphosphat, 
Salpeter-Superphosphat und Kali-Super- 
phosphat ausgedehnt. Auskunft „eben 


Nr. IH 140 vom 1. Mai 1921 an. "Sämtliche Verne 
betreffend Anschluß. der Neuhaldensleber Eisenh 
gesellschaft an den Verein deutscher Eisenbahnverwaltung 
als selbständige Verwaltung (abgesandt am 7. Mai d. J.); 

Nr. III 141 vom 3. Mai 1921 an sämtliche Vereinsverwalriil 
gen betreffend Änderung der Bezeichnung „Österr. Sta 
bahnen“ in „Österr. neue. (absesandt am: 7.Mai d 


höhungen gründet sich auf Be vorü 


Bahnhöfe | 


Tarif für den Personen- 
“verkehr 


- Dresden und Leipzig einerseits u 


Wien 


‘© Kraft, 


 kanntmachung vom 2%. 4 21 für 


. mit neuen 


DIL. Br in Berlin. 


Zeitung des Vereit j 
Deutscher Eisenbahnverwaltung 


F 


die en Güterabfertigungen s 
wie das Auskunfisbüro, hier, Balı nah 
Alexanderplatz. - 
Berlin, den 7. Mai 1921. 
Eisenbahndirektion. 


3. Personen- und Güterverkehr. 2 


Niederlausitzer Eisenbahn. 
Am 5 Juni d Je. uit. a uW 
Binnen-Personen- und _Gütertarif 
Nachtra& IV in Kraft, welcher Ä 
rungen und Erhöhungen mit sich br 
Das alsbaldige Inkrafttreten der. 


eehende‘ Änderung des 8 6 der E. 

(R.-G.-Bl. 1914, Seite 455): 
Nähere Auskunft erteilt die Betri 
verwaltung in Lübben. (522) 
Berlin, den 9. Mai 1921. E 
Dre Direktion. 


= 


4. Personen- und Gepäckverkehr 


und Gep 
zwischen Deutschland, dem 
Saargebiet und der Tschechoslowakei 
und Voerläufiger Tarif für die dur 
gehende Abfertigung von Persoı 
und Reisegepäck zwischen 


über die Tschechoslowa 
andererseits. 

Am 1. Juni 1921 tritt zu den ob 
bezeichneten Tarifen je ein N achtrag 
der Erhöhungen der Fahrpre 
und Gepäckfrachten enthält. Nä 
Auskunft erteilt die Verkehrskontrol 
in Dresden-A., Strehlener Straße 1 
Dresden, den 3. Mai 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


BRrEDeN und Gepäcktarif, 
Hett 1. 
Der in diesem: Blatt durch unsere 


1. Juni 1921 angekündigte Nachtr 
'Tarıfbestimmungen 
Preisen für Zeitkarten wird vorlä 
noch nicht ausgegeben. 
Die neuen Tarifbestimmungen 
Preise für Zeitkarten kommen jed: 
am 1. Juni 1921 zur Einführung. es 
‚Oldenburg, den 2. Mai 1921. : 
Eisenbahndirektion. 


Personen- und Gepäcktarif, Teil 
tür den Binnenverkehr der Eisenb 
direktion Oldenburg, 
Der in diesem Blatt durch 
ao vom 20. Anril 
ansekündiste Nachtrag V zum Ta 
heft 1 wird vorläufig nicht. heraı 
eeben, die bekanntgemachten Ta 
erhöhungen und sonstigen Tarif. \ 
nahmen werden jedoch zum 1. 3 uni 1 
durchseführt. n 
Oldenburg, den 7. "Mai IDEE 
: Eisenbahndireebione = 


are 


Teitgemäße Neugestaltung der Güter- 
tarife. 

rag zur Wiedergesundung der 
 Kassenverwaltung. (Schluß.) 
Bildliche Darstellung der Ladevor- 
schriften für den Frachtstückgutver- 


Internationale Verkehrskonfierenz 


schen Staatseisenbahnen. 


neue Lokalgütertarif der le 
owakischen Staatsbahnen. ° 


Nachrichten. 


Deutschland: Die neuen (Beiräte 
für die Beichseisenbahnen. — 
-  Elektrisierung der deutschen Eisen- 
_ bahnen. — Das Rücktrittsrecht der 
Eisenbahner. — Ein Vorschlag zur 
 Personentarifreform. — Eisenbahn- 
fachwissenschaftliche Vorlesungen. 
2  Betriebspflicht der Kleinbahnen. 


= Barcelona und die Königlich unga- 


ee - Verkehrslage im Ruhrgebiet. — 


Berlin, den 19. Mai 1921. 


Inhalt: 


Der Allgemeine Verband der Eisen- 
bahnvereine. _ Rechnungsrat 
Giebel. — Personalnachrichten. 

Österreich: Abschluß der öster- 
reichisch-südslawischen Verkehrs- 
verhandlunsen, —  Verkehrsein- 
schränkungen auf den; österreichi- 
schen Eisenbahnen. — Die Einfüh- 
zung der Sommerzeit für Wien. — 
Zilbertalbahn. — Wiederaufnahme 
des internationalen Beiseverkehrs 
auf. der Donau. — Arbeiterkammern 
in der Republik Österreich, 


Ungarn: Neuorganisation der Ver- 


waltung der Staatsbahnen. — Ein- 
führung der 24-Stunden-Zeitrech- 
nung („Verkehrszeit“). — Konfe- 


renz zur Behebung der Wirtschafts- 
krise. — Haftung der Eisenbahn 
bei entstandenen Schäden. — 
Kaschau-Oderberger Eisenbahn. — 
Ablauf des Kompensationsvertrages 
zwischen Ungarn und Österreich. — 
Resselung des Zolltarıfs. — Erdgas- 


und Petroleumbohrung  ım Tolnaer 


Zeitung des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen 


ers pesehen im Auftrage des Vereins 
von Dr. v. Ritter, Geh. Oberregierungsrat in Berlin, als Schriftleiter. — Verlag von Julius Springer in Berlin W.9. 
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Zeitgemäße Neugestaltung der Gütertarife. 


Von Dr. Siegmund Frei, Oberstaatsbahnrat im En a für Verkehrswesen, Wien. 


! En origkeiten, mit denen. die gesamte Volkswirtschaft 
aan: zu kämpfen hat, lasten mit besonders hartem 
6 auf den Eisenbahnen. Die ungeheure Vertewerung 
Betriebserfordernisse hat sie gezwungen, für ihre Lei- 
ıgen immer höhere Preise zu verlangen. Dabei hat unter 
. Zwange der Verhältnisse auch der Grundgedanke der Ein- 
bmenpolitik der Eisenbahnen. eine Wandlung erfahren. Als 
jaatliche oder dem staatlichen Einfluß ausgesetzte Unter- 
mungen durften sie ehedem nicht vom rein kaufmännischen 
ehtspunkt der Erzielung eines möglichst hohen Gewinnes 
ieben werden; sie hatten vielmehr in erster Linie sozial- 
olitische Aufgaben zu erfüllen und in finanzieller Hinsicht 
gistens ; kaum mehr als die ne der Eigenkosten und «ine 


er: nur er die Bedürfnisse EIGENEN Wirtschaft 
dern auch darüber hinaus noch für den maß- 
es Staates Mittel herbeischaffen, Forderungen, 
18 join ech viel DEE als jemals gerecht wer- 


le die Personentarife bilden nieht Gegenstand der 
vorliegenden Untersuchung — auf der ganzen Linie um den 
gleichen. Prozentsatz verbewert wurden, hat sehr beklagens- 
werte und von den Verfrachtern auch wirklich schwer 
empfundene Zustände herbeigeführt. 

Das Tarifwesen, das in ruhigen Zeiten dem Gang der Ent- 
wicklung des Wirtschaftslebens mühelos augepaßt werden 
konnte, beruht im großen und ganzen auf dem Klassensystem, 
bei dem für die Einreihung der Güter in die einzelnen Klassen 
in erster Linie ihr Handels- oder Tauschwert, daneben aber 
auch der Gesichtspunkt der Wagenraumausnutzung und die 
Rücksicht auf das zur Beförderung gelangende Gewicht maß- 
gebend sind-e Wenn also auch die Güter nicht ausschließlich 
nach ihrem: Werte tarifiert wurden, so bewegten sich doch die 
Werte der in die gleiche Klasse gehörenden Güter ungefähr 
auf der gleichen Höhe; die Unterschiede konnten schon mit 
Rücksicht auf das — nicht nur im Verhältnis zur gegen- 
wärtigen Wirtschaftslage, sondern auch absolut genömmen — 
allgemein tiefe.Niveau und die Beständigkeit der Preise in 
der Vorkriegszeit nicht so bedeutend sein, daß die Anwendung 
der für’eine bestimmte Klasse gültigen Frachtsätze selbst auf 
die mindestwertigen Güter dieser Klasse als ein ins Gewicht 
fallender Nachteil empfunden worden wäre, wie sich auch 
auf der anderen Seite für die höchstwertigen Güter dieser 
Klasse kein nennenswerter Vorsprung ergeben konnte. 

Die gewaltigen und stürmischen Tewerungswellen, die nun 
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seit Jahren das Wirtschaftsleben durchwühlen, 
Güter erfaßt und ihre’Werte emporgeschnellt, aber die Preise 


wurden nicht in gleichem Maße gehoben, so daß zwischen den 


Werten von Gütern der gleichen Tarifklasse, die sich von 
einem gewissen Durchschnittswerte nur um wenige Prozente 
nach oben oder nach unten bewegt hatten, gegenwärtig Unter- 
schiede von Hunderten von Prozenten bestehen, eine Tatsache, 
die viel zu bekannt ist, als daß Beispiele dafür erbracht wer- 
den müßten, S: 

Die Folge dieser Zerreißung der Güterklassen ist, daß die 
— wenn auch vielfach erhöhten — Frachtgebükren die ein- 
zelnen Güter nunmehr in dem verschiedensten Ausmaße 
treffen, und die Vierhältniszahlen zwischen den Werten von 


gleich tarifierten Gütern und den Transportkosten die ver- |- 


schiedensten Größen aufweisen. Am schärfsten tritt dieser 
Übelstand bei den in den großen Topf der Normalklassen go- 
worfenen Gütern zutage, und das soll bloß an einem zufällig 
herausgegriffenen Beispiel beleuchtet werden: Schellack und 
Ätznatron, zwei Erzeugnisse, von denen sehr beträchtliche 


Mengen eingeführt werden müssen und hauptsächlich über 


Italien hierher gelangen, tarifieren in Österreich in allen Ge- 
wichtsmengen nach Klasse I. Der Preis für 1 kg Schellack 
beträgt ungefähr 1250 K, für 1 kg Ätznatron ungefähr 65 K. 
Die Fracht auf der in Frage kommenden Strecke der österr. 


Staatsbahnen (Tarvis-Wien — 512 km) beläuft sich nach dem 


vom 15. Dezember 1920 gültigen Nachtrag I zum Gütertarif der 
österr, Staatsbahnen für 100 kg in Hellern auf 48330, das ist 
bei Ätznatron 7,4854 0/5), bei Schellack 0,38 664 %%2) des Wertes. 


Die vorstehenden Angaben entsprechen den Vierhältnisen, - 


die anfangs Februar d. J. Seherrscht haben. Gegenwärtig be- 
läuft sich der Preis für 1 kg Schellack auf ungefähr 900 K, 
für 1 kg Ätznatron auf ungefähr 55 K und die Fracht für 
dis gleiche Strecke nach dem vom 15. Februar 1921 -gültigen 
Nachtrag II zum Gütertarif der österr. Staatsbahnen für 
100 ka in Hellern auf 72495, das ist bei Ätznatron 13,181 %°), 
bei Schellack 0,8055 %*) des Wertes. 


Derartige Gegenüberstellungen mit den grellsten Ergebnissen 
lassen sich auch für gleichwertige und verschieden tarifierte, 
sowie für ungleichwertige und- verschieden tarifierte Güter 
_ machen. 
vielfach infolge der ungleichmäßigen Erhöhung des Wertes 
und der Frachtgebühren das Verhältnis dieser beiden Merk- 


male stark verschoben, und selbst dort, wo es bei gleich- . 


mäßiger ‚Erhöhung gleich geblieben ist, wird es häufig nicht 
mehr als zulässig empfunden. 

Die Anzahl dieser ungesunden |Erscheinungen ist nun ohne 
Zweifel so groß, daß sie in ihrer Gesamtheit als Schaden der 
Volkswirtschaft gedeutet werden müssen, zumal sie in zwei- 
facher Hinsicht beklagenswert sind. Auf der einen Seite wird 
eine Reihe von Gütern aus dem Anlaß ihrer Überführung an 
einen anderen Ort mif Spesen belastet, deren Höhe sie nach 
ihrem Werte nicht vertragen, was nicht nur übermäßige Ver-: 
teuerungen, sondern-auch die Auflösung lange gepflegter und 
eingelebter wirtschaftlicher Zusammenhänge, ja 
Lahmlegung von Betrieben und Unternehmungen zur Folge 
hat. Diesbezügliche Klagen und Beschwerden sind-schon aus 
den verschiedensten Kreisen laut geworden. Anderseits aber 
wird eine große Anzahl von Gütern — und zwar sind es 
gerade die hochwertigen — bei der Bemessung der Fracht- 
gebühren nicht mit ihrem vollen Werte und ihrer ganzen Trae- 
fähigkeit erfaßt — zum unermeßlichen Schaden der Eisen- 
bahnen, denen so jedenfalls sehr namhafte Einnahmen ver- 
\orenpchen 


!) Bei 5-t-Ladungen (Ausn.-Tarif 3a) = 6,4061 %, bei 10-t- 


Ladungen (Ausn.-Tarif 3b) =-5,4461 %/ı. 
N. Bei 5-t- -Ladungen (Ausn.-Tarif 3a) = 0,833 12 %/,, bei 10-t- 
Ladungen (Ausn.-Tarif 3b) = 0,2832 9%. 
) Bei 5-t-Ladungen = 11,356 Ö/,, bei 10-t-Ladungen = 9,654 9. 
N Bei 5-t- -Ladungen = — 0,694 9%, bei 10-t-Ladungen — = ’0,59 0/9 
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haben alle 


sel sie noch so gründlich und sorgfältig, eine ein wand£ 


‚zwar im allgemeinen eine Erhöhung der bisherigen 


neue Tarif ist eben als ein provisorischer Tarif io betrach 


Aber auch bei einem und demselben Gute hat sich 


Tarife von Dauer hergestellt werden können, mit Notwen 
keit die vollständige Abkehr vom Klassifikationswesen 


Gutes. 


. erfordernisse und Leistungen zusammensetzt- Während di 


sogar die:| 


- nehmende Entfiernun 


zu a eeenden Güter. 
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‚Eine Beseitigung dieser Übelstände ist, wenn as e1 
als die bisher beliebten Wege betreten wierden, che 
schwer, sondern — es kann das kühn behauptet ver 
unmöglich. Weder die Güterpreise, noch die Eisenbahnt 
haben weinen. Ruhepunkt erreicht und werden‘ auch nicht in | 
sehbarer Zeit und ebensowenig für längere Zeiträume z LI 
Stillstand gebracht werden können. Wir müssen sogar hoffen 
daß sie die Bewegung nach abwärts recht bald antreten, & ber 
leider mit mehr Grund befürchten, daß zunächst noch die A 
wärtsbewegung ihre Fortsetzung findet. Bei einem so lebh 
bewegten Wechsel der wirtschaftlichen Erscheinungen. 
jeder Versuch, durch eine Neuklassifizierung der Güter, ı 


Tarifierung zu ermöglichen, von vornherein als aussichts 
bezeichnet werden. Die Ergebnisse der einschlägigen, je 
falls sehr zeitraubenden und mühevollen Arbeiten wären, 
bedingt im Zeitpunkt ihrer Fertigstellung durch die Tatsachen 
wieder weit überholt, Bezeichnend hierfür ist der folgend 

‘im Allgemeinen Tarifanzeiger Nr. 33 vom 20. ‚Oktober 1 Ai 
enthaltene Bericht: „Bevorstehendes Erscheinen eines newer 
italienischen Lokaltarifes. Wie uns die italienischen Staz 
bahnen mitteilen, ist für den 1. Januar 1921 eine Nee 
des italienischen Lokaltarifes geplant. Der neue Tarif 


sätze bewirken, doch wird dieselbe nicht im Wege von p 
zentualen Zuschlägen zur Durchführung gelangen, Es soll 
vielmehr eine Änderung der Güterklassifikation Platz greifen, 
und zwar unter Berücksichtigung der durch den Krieg ge 
änderten Wertverhältnisse der einzelnen Artikel. Da di® 
Arbeiten an der neuen Güterklassifikatioı 
bereits vor Jahresfrist begonnen wurden, 
werden der neuen Klassifikation die da 
maligen und nicht die heutigen Wertver 
hältnisse zugrunde gelegt sein.... (Auch 


Also selbst in Staaten, die wie Italien ein fast reines \ 
'klassifikationssystem besitzen und als Sieger im Weltkrieg 
dem Gebiete der Volkswirtschaft sicher nicht unter So 
bewegten [Erscheinungen zu leiden haben wie die unterlege: 
Mittelmächte, kann mit dem Klassifikationssystem ein 5 
Aur-für Ainen kurzen! Zeitraum befriedigender Zustand n 
herbeigeführt werden. Hieraus ergibt sich, sollen wieder 


die elle BORD und Behandlung jedes einze 


Die Bedentung jedes Gutes im. wirtschaftlichen ‚Verke 
drückt sich in der Höhe seines Tausch- oder Handels 
aus, der sich — abgesehen von dem durch Angebot und 


Kosten für die der Erzeugung des Gutes dienenden 


naturgemäß im Woerte des Gutes die verschiedensten Grö 
aufweisen können, zeigt der letztere gegen die Kos 
nachträgliche Leistungen — und dazu gehören die Transpo: 
leistungen der Eisenbahnen — eine gewisse Empfindlichk« 
der um so mehr ee getragen werden muß, als d 
die Beförderungskosten. erhöht un 
die Absatzmöglichkeit erschwert: Darum ist eine innige Aı 
passung der Höhe der Transportkosten an den Gütberwert g 
‚boten. ‘Der einfachste, aber auch beste Weg: hierfür i 
Berechnung der Frachtgebühren in Prozenten vom Wer 
Ein solches Verfahren. ns 


Eine dementsprechende Tariftafel würde z. B. für die 1 
fernungen. von 100, 200 und 300 km are das re 


wer 


rozentsätze sind hier ganz willkürlich angenommen. 
B- Bew von 200 km sind sie AUECH Erhöhung der 


Hrch Erhöhung a für 100 Be einen 
70 = gebildet. Ihre ir Sl die eimner- 


de zu zu einem Brfordennia unserer Zeit mit re Nigel: 
zügellesen Preisbewegungen macht, st der Umstand, daß 
z Wertverschiebung, ‘ob sie nun nach oben oder nach 
erichtet ist, vollkommen selbsttätig und. unfehlbar 
e Beispiel: Eine landwirtschaftliche Maschine im 
ht von 500 kg kostet an einem bestimmten Tage 15 000 K; 
ı obigem Tariftafelausschnitt würde die Fracht. 3,25. % 
von gleich 487 K 50 h betragen (denn der auf 100 ke be- 
‚o Wert fällt in die Gruppe „über 2500—4000%), Steigt 
L ‚einiger. Zeit der Wert der Maschine etwa auf 22500 K, 
in ist die Fracht nach Gruppe „über 4000-6000“ mit 3,5 % 
m | Verte zu berechnen, beträgt also 787 K 50h. Wenn sich 
die Maschine auf 12 000 K werbilligt, so kommi: der für 
© Gruppe „über 16002500“ vorgesehene Prozentsatz 3 zur 
Znwe, dung, und die Fracht beläuft sich dann auf 360 K 
wirtschaftlichen Erscheinungen beeinflussen, en 
_Tariftafieln im geringsten geändert werden müßten, 
Einnahmen der Eisenbahnen in der gerade herrschenden 
tu g. Beim Anziehen der Preise werden die Einnahmen 
b höher, bei Entspannungen geringer, das sind Wir- 
die sonst von den Eisenbahnen nur durch besondere 
en. erzielt we EOnnIEN: Wollen aber die Bahn- 


uppen gewählt werden En Gerade bei dem Be Ver- 
erde der ‚Erfolg ‚der damit bezweckten stärkeren 


ä ‚chste Folge der- Einführung Br, reinen Wertsystems 
der Wegfall der Güterklassifikation, worüber wohl 
er derjenigen, die mit der Pflege dieses Sorgenkindes des 


cn Maßnahmen mit -der Güterklassifikation verquickt 


ee auch ohne sie im rg as ESRRER so 


Pe feliefent, er , eine he, er im 
[ HD. , nichts Ba bedeutet als einen es 
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Gebühren erfolgen. Beträgt z. B. in einer Wertgruppe für 
eine gewisse Entfernung die Fracht 3% vom Werte des Gutes 
bei Auflieferung als Stückgut, so hätte sie für Mengen von 
mindestens 5000 kg etwa 20% weniger; d. i. 24% vom Werte 
des. Gutes, für Mengen von mindestens 10000 kg etwa 30% 
weniger, d. i. 31% vom Werte des Gutes, und für das Lade- 
gewicht des verwendeten Wagens etwa 40% weniger, d. i. 
1,8% vom Werte des Gutes zu betrasen. Dabei könnten dis 
Nachlaßprozentsätze für alle Wertgruppen gleichgehalten 
oder unter Schonung der un Güter abgestuft 
werden. 

Auch für die Klasse „sperrig“ ließe sich leicht Vorsorge 
treffen. Die hierher gehörenden Güter, die wegen ihres un- 
verhältnismäßig großen Rauminhaltes nicht die volle Aus- 
nutzung der Tragfähigkeit der Wagen zulassen, müßten in 
einem eigenen Verzeichnis aufgezählt werden. Ihre tarifa- 
rische Behandlung erfolgt am swinfachsten durch Zuschläge 
(von etwa 50%) zu den mach ihrem Werte für sie zu be- 
messenden Fr achtgebühren. 

Ebenso werden für die eilgutmäßige Beförderung von Gütern 
Zuschläge (jedenfalls nieht unter 100%) zu den Wertfracht- 
gebühren. festzusetzen sein. 

Die in den herrschenden Tinifeysiemen für eine Reihe von 
Artikeln aus sozialpolitischen oder bestimmten volkswirt- 
schaftlichen Gründen unter „Dieklassifikationen“ oder in „Aus- 
nahmetarifen“ vorgesehenen besonderen Maßnahmen fänten 
im Werttarifsystem ‚eine höchst einfache Form des Ersatzes. 
Da es sich hier fast durchwegs um bestimmte Artikel han- 
delt, so braucht in den ihnen zu widmenden. Ausnahmetarifen 
aur an Stelle ihres Handelswertes zum Zwecke der Fracht- 
berechnung ein um ein größeres oder geringeres Maß herab. 
gesetzter Wert angegeben zu werden. 

Auch die Überführung der anderen im Vorstehenden nicht 
besprochenen Einrichtungen aus den Klassifikationssystemen 
in das Wertsystem dürfte kaum en Schwierig- 
keiten begegnen. 

Erst gegenüber der Frage, wie und von wem die Fest- 
stellung der Frachtbemessungsgrundlage, d. h. die Angabe 
und Nachprüfung der Güterwerte, zu erfolgen hat, a 
sich Schwierigkeiten und Bedenken, die nicht unterschätz 
werden sollen. Doch ist die Gefahr, daß die een 
‚, durch auf falsche Werterklärungen zurückzuführende Fracht- 
binterziehungen zu Schaden kommen werden, keineswegs 
so groß, als sie. vielleicht: auf den ersten Blick zu 
sein scheint. Soweit es sich um Güter‘ handelt, die in 
Kisten u. dgl. verschlossen aufgegeben und nur in den 
seltensten Fällen einer Nachschau unterzogen werden, ist 
‚diese Gefahr auch jetzt sicher nicht geringer, als sie unter 
der Herrschaft des Werttarifsystems wäre. Im übrigen aber 
gibt es genug der -Mittel, das Angeben falscher Werte zu er- 
schweren, wenn nicht unmöglich zu machen. 

Der bei weitem größte Tieil aller Gütersendungen geschieht 
lediglich zur Ausführung von Handelsgeschäften, die natur- 
gemäß die Ausstellung von Rechnungen voraussetzen. Wird 
nun zur Beglaubigung der Wertangabe im Frachtbrief die 
Beigabe der Rechnung oder «einer Abschrift derselben zur 
Pflicht "gemacht, so liegt schon. hierin ein nicht zu gering 
zu bewertender Schutz gegen Machenschaften. Gerade bei 
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den Handelsgeschäften ünd insbesondere bei den — für die 
Eisenbahnen doch wichtigsten — großen Handelsgeschäften 
aber bürgt außerdem schon der sittliche Ernst der daran be- 
teiligten wirtschaftlichen Kreise bis zu einem hohen Be 
für die Richtigkeit der Werterklärungen. 

In den Fällen, in denen die Beibringung einer Rechnung 
unmöglich ist, weil kein Geschäftsabschluß vorliegt (wie 


z. B. bei Übersiedlungen) oder trotzdem eine geschäftliche - 


Verbindung besteht (wie z. B. bei N Milchlieferungen, 
leer zurückgehenden Behältnissen usw.), ‚kann in anderer 
Weise — z. B. durch fachmännische Schätzung, amtliche 
Bestätigungen usw. — für zuverlässige Bewertungen gesorgt 
werden, soferne solche nicht durch Schaffung der früher er- 
wähnten Ausnahmetarife — wie bei regelmäßigen Lebens- 
mittelsendungen — überhaupt entbehrlich wären. 

In der Verpflichtung zur Angabe des Wertes oder zur Bei- 
bringung der Rechnungen wird, vielleicht die Gefahr der Preis- 
gabe von Geschäftsgeheimnissen erblickt werden. Allgemeine 
Geltung kann dieser Einwand wohl nicht besitzen, und sollte 
wirklich in dem einen oder anderen Falle auf Geheimnaltung 
des Wertes bestanden werden, so kann einem solchen Vier- 
langen durch besondere Maßregeln (vorläufige Frachtberech- 
nung gegen nachträgliche, vertrauliche, genaue Feststellung) 
Rechnung getragen werden. 

Daß die Eisenbahnen die parteiseitige Wertangabe nicht 
ungeprüft lassen werden, versteht sich von. selbst. Die Nach- 
prüfung wird sogar in der Regel, wie dies auch jetzt ge- 
schieht, für jede Sendung zweimal erfolgen, das erste Mal ge- 
legentlich der Übernahme zur Beförderung, das zweite Mal 
durch die Einnahmenkontrollen. Für die‘ Zwecke dieser 
Nachprüfung könnten die Preisverzeichnisse, die von den 
wegen der wirtschaftlichen Absonderlichkeiten der Gegen- 
wart ins Leben gerufemen Behörden — Preisprüfungskom- 
missionen, Zentralpreisprüfungskommission — herausgegeben 
werden, ohne weiteres nutzbar gemacht werden. 

Es wird sich” ferner empfehlen, "eigene fachlich ausgebil- 
dete Kontrolleure aufzustellen und zwar solche mit ständigem 
Amtssitz bei den. belebten Abfertigungsstellen und solche, die 
in anderen Stationen oder in den Zügen selbst zeitweilig Prü- 
fungen vorzunehmen hätten, ohne daß "dieser Apparat so 
großen Umfang annehmen müßte, daß er bedeutende Kosten 
verursacht. 

Nicht ohne Wirkung würde es auch bleiben, wenn in den 
Frachtbriefen eine vom Versender besonders zu unter- 
fertigende Erklärung aufgenommen würde, in der unter Be- 
rufung auf Pflicht und Gewissen die Richtigkeit der für die 
Frachtbemessung gemachten Angaben bekräftigt wird. 

Auch die Beibehaltung der Strafbestimmungen gegen Fracht- 
binterziehungen, ihre eventwelle Verschärfung und gelegent- 
liche strenge Handhabung wird dazu beitragen, den Weert- 
erklärungen Verläßlichkeit zu verleihen. 

Schließlich sei noch darauf hingewiesen, daß gerade die Vier- 
frachter es vielfach mit lebhafter Freude begrüßen werden, 
den wahren Wert der Sendung schon von vornherein außer 


Zweifel stellen zu können, und sich zur Wahrung allfälliger 


Ersatzansprüche gegen die haftpflichtige Bahn hüten werden, 
einen niedrigeren als den wirklichen Wert 
geben. Hierin also begegnen sich unter der Herrschaft des 
reinen Weertsystems die Vorteile beider Seiten, der Eisen- 
bahnen und der Veerfrachter. Die schon für die. Fracht- 
berechnung geforderte Angabe des Wertes bildet die“Grund- 
lage für alle Ansprüche gegen die Eisenbahnen, enthebt die 
Verfrachter von den später oft ‚so schwer zu werbringenden 
Beweisen über den Wert werlorengegangener, geminderter 
oder beschädigter Sendungen und befreit auch die Eisenbahn 
vollständig von den großen Schwierigkeiten, mit denen diese 
nur ausnahmsweise glatt zu erledigenden, meistens zu lang- 
wierigen Prozessen ausartenden Vorfälle verbunden sind, 


Dann wird aber auch die von den Eisenbahnen in den letzten ° 


"Staatsgebietes im allgemeinen anerkannt werden; di 


manches andere müßte der Tarifreform angepaßt werden, u 


der Sendung anzu- | 


’ n # 

Jahren unter dem Zwange der Verhältnisse auspesproche 
von «len Verfrachtern hart empfundene Herabsetzung der. 
satzpflicht auf ein bestimmtes Ausmaß entbehrlich wer: 
Denn wenn die hochwertigen Güter ihrem vollen Werten. 
und mit einem höheren Prozentsatze als die Güter niedrig 
Wertstufen zur Frachtzahlung herangezogen werden, ja 
die Frachtgebühren so hoch bemessen werden, daß ein 
derselben als Versicherungsprämie betrachtet werden ki 
dann erlangen die Eisenbahnen seinen Fonds, aus dem 
die Schäden an hochwertigen Gütern uneingeschränkt ers 
werden können. x 
Von den Eisenbahnen bloß «ines dder des anderen St 
angenommen, würde das Wertsystem den internationalen 
kehr nur -noch schwerfälliger machen. Der Grundgeda 
dieses Systems birgt; aber mit Rücksicht auf die jetzige u 
die für die nächsten Jahre zu erwartende . Weltwirtschaf 
lage die Forderung nach Anerkennung im gesamten öffe 
lichen (Eisenbahn- und Schiffs-) Transpertdienst in ‘sich, 
diesem Falle gäbe es das sonst unlösbare Rätsel der mate 
riellen Tarifeinheit im internationalen Verkehre nicht mehr | 
Der -bei der Auflieferung festgestellte Wert einer Sendung 
könnte beim Übergang auf die Eisenbahnen eines ander 


müßte namentlich dann geschehen, wenn das großzüg 
Ideal der Durchrechnung der Fracht von der Versand- 
zur Bestimmungsstation verwirklicht würde. Schwierigke 
bieten hier allerdings die Fälle, in denen Güter im Falle d 
Ausfuhr gegenüber Inlandsbezügen Preisermäßigungen - 
damit von selbst auch hinsichtlich der Fracht Vorteile 
nießen, die von den durch derartige Transporte berührt 
anderen Staaten zum Schutze ihrer eigenen Volkswirtsch 
verweigert werden müßten. Da aber allen an einem Tran 
porte beteikigten Bahnen unter allen Umständen das Recht 
der Nachprüfung und Berichtigung der Wertangaben gewa 
werden müßte, wäre auch dieses Hindernis nicht unü 
windlich. 

Bis zur Wiedereinführung direkter Tarife hat es imme 
noch gute Wege. Aber die Schuld liegt nicht so sehr auf d 
Gebiete des Tarifs selbst, wie in den bekannten und bis & 
weiteres nicht zu behebenden Schwierigkeiten, die durch di 
Währungsschwankungen hervorgerufen werden, Jedenfall: 
aber würde eine gemeinsame Untersuchung und Erörter 
der Frage über das Wertsystem die Wiederbelebung und p£ g 
‚der internationalen: Beziehungen ermöglichen, 

Eine SO a Neuerung, wie es x Einführung 


mit dem Tarif zusanmenhängenden Sachgebiete mehr 
une ‚berühren, 


a und ehr a zwischen 5 an de 
bandverkehren beteiligten Bahnen, die Güterstatistik und 


es dürften sich auf keinem dieser Gebiete einer solchen 
ordnung bedeutende Schwierigkeiten in den Weg stellen. 

Ob und inwiefern der oben mit seinen Einzelheiten für die: 
Eisenbahngütertarif ausgeführte Grundgedanke des rein 
Wertsystems mit den notwendigen Änderungen für den 
tarif anwendbar wäre, entzieht sich unserer Beurteilung 
muß der Erwägung sachverständiger Kreise anheimgegel 
werden. Hier sei nur auf die Tatsache hingewiesen, d 
beide Verwaltungszweige aus der Gemeinsamkeit der 
messungsgrundlagen für beide Arten von Gebühren und 
der Einheitlichkeit und allfälligen Gemeinsamkeit der 
trolbeinrichtungen. ibereohenbune Vorteile ziehen würden. 

Der Zweck der vorliegenden Darstellung ist erfüllt, 
die in ihr enthaltenen Anregungen die Beachtung ‚der 
rufenen Stellen. finden. Die vorgeschlagene Neuerung 
immerhin so einschneidend und zieht, so weite Kreise, 
das Für und Wider reiflich erwogen werden muß, 
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IF Nr. 20 


Br erh des Verfassers. 
Nach Being dieses = BR finde ich in zwei So rreein 


jenen in der Rheinisch-Westfälischen Zeitunk Nr. 93 vom 
Pebruar 1921 — und „Zur Erhöhung der reichsdeutschen 
itertarife“ von Theodor Kaiser, Bochum, der scheinbar auch 
r Verfasser des erstgenannten Artikels ist — erschienen 


rsministeriums anläßlich der bevorstehenden Tariferhöhung 
'h mit dem Gedanken eines Wertzuschlages befaßt hat, der 


ne chneitune der rsnrorndnung. 
Teil VIIL und IX, 


2 RR Ich Be eine Umgestaltung der Finanzordnung, Teil VIII 
und IX, ‚nach meuen. Gesichtspunkten für angebracht und 
_ möchte eine ‘ Dreiteilung ‚vorschlagen. Der ernste Teil be- 
handele den Einziehungs- und Zahlungsverkehr in Bar und 
n Überweisung sowie die Aufbewahrung der Bestände und 
lese; in ihn sind entsprechend der genommenen Ent- 
wickelung, wie sie aus den von allen Direktionen und Kassen 
esondert Setroffenen Anordnungen, hervorgeht, der bargeld- 
ose Einziehungs- und Zahlungsverkehr einzubauen, womit 
er Vielheit und Buntscheckiekeit der Einzelverordnungen 
ı Ziel gesetzt wird. Der 2. Teil umfasse die Buchführung 
er Hauptkasse und der 3. Teil diejenige der Stationskassen. 
insichtlich der Buchungen bei den. Stationskassen sowie 
r Abreehnunsen einerseits mit der vorgesetzten und den 
nden Hauptkassen, andererseits mit den Abfertieungskassen 
be nach den einfachsten und leichtverständlichsten. Formen 
ucht werden. Die Finanzordnung muß hier wieder bis ins 
nzelne hinein der gern in die Hand genommene Führer und 
eoweiser des Kassenbeamten werden und ihn ohne allzu 
nees Studium befähigen, schnell und fehlerlos zu arbeiten 

Aus der Fülle der Einzelwünsche beschränke ‚ich mich 
Ier auf die Vortragung und Begründung einieer solcher 
vedanken, die in ihrer Durchführung gegenüber dem Jetzt- 
7 FE iaüide ganz bes®@nders «ine Vereinfachung, Erleichterung 
‚oder Vereinheitlichung bedeuten. Diese Wünsche betreffen 
insonderheit 


Abs den anderweiten Kofbau des Ayrechnungswesens, 

2. die Verminderung der Zahl der Abliefierungsscheine der 

eu Stationskassen, 

3. die Verwendung weißer oder farbiger 

scheine, 

4. die Festsetzung, welche Kassen für die Zahlung zustän- 
ae sind, 

D.. das Quittungswesen, Pe 

6. die Führung von Beibüchern über auf mehrere Verrech- 
E nunesstellen entfallende Beträge desselben Empfängers, 

7. die Hinterlegung von Wertpapieren, ö 

8, die äußere Ausstattung von Bielegen und Schriftstücken, 

” die Beseitigung der sich oft wiederholenden Massen- 

RR "anforderungen - von Lohnbelesen durch die Dienststellen, 
10. die Wiederermöglichung der. Zahlung der iBesoldungen 

in Vierteljahresbeträgen und Verminderung der Ertei- 

 —  Junx von Auskünften über die Zusammensetzung der 
F: #» überwiesenen Besoldungsbeträge und 

— 11. die Erweiterung der Ermächtieung an die Kassen, Be- 

a ohne Sonderauftrag aus ıeigener’Entschließung zu 
zahlen. - E 


Ablieferungs- 


1. Anderweiter Aufbau des Anrechnungswesens. 


‚ empfehle den Verzicht auf die Anfertigung jeglicher 
2 anmmenstellung vor- der Zahlung durch die 
bzw. vor der Buchung bei der Hauptkasse und den 

| il eisen Veerzieht auf die Zursollstellung der Aussabeanwei- 
en über'einmalise Zahlungen vor der Zahlung. Die dar- 
entspringenden kassentechnischen Vorteile übertönen laut 
Bedenken dagegen. Alle Ausgabeanweisungen könnten 
on den anweisenden Stellen unmittelbar den für die 
ung zuständigen Kassen (Hauptkasse oder Stationskassen) 
ührt werden; für die Hauptkasse entfiele damit auch die 
sdeutende Arbeit der Delegation an die Stationskassen ; über- 
s bedeutet diese unmittelbare Zustellung auch eine Zah- 
esbeschleunigung, ‚Zahlungen, die von der Tagekasse der 
ptkasse selbst oeleistet: werden, wären vor der Zahlung 
€1 weder im Handbuch u oder in für jeden Monat abzu- 


neben der unverändert bleibenden Fracht — unabhängig von 
der Entfernung — in Promillesätzen des nachgewiesenen Fak- 
turenwertes der Sendung erhoben werden sollte. In diesem 
‚Vorschlag ist ein kleiner Schritt in.der Richtung des Wert- 
tarifsystems zu serblicken; allerdings würde der Wertzuschlag, 
so wie er gedacht zu sein scheint, d. h. aufgepfropft auf das 
bestehende Tarifsystem, dessen Nachteile nicht beseitigen und 
das Tarifwesen nicht unerheblich erschweren. Bezüglich der. 
‚sonstigen, in den genannten Artikeln angedeuteten, & gegen. den 
Wertzuschlag geltend gemachten Bedenken verweise ich auf 
die Ausführungen meines Aufsatzes, 


— 


Beitrag zur Wiedergesundung der Kassenverwaltung. 
(Schluß aus Nr, 19.) u 


| schließenden Ausgabezusammenstellunsen für die nicht ein- 
zeln in. den Jahresrechnungen nachzuweisenden (Beträge zum 
Soll zu stellen. Ferner bedürfte es auf keiner Aussabeanwsei- 
‚sung der Angabe eines’ Anrechnungstages. Das Anrechnungs- 
wesen könnte klar und übersichtlich und für alle Direktionen 
‚einheitlich geordnet werden. In Ausführung dieses Gedan- 
kens schlage ich vor, die Zahl und Art der reselmäßie wieder- 
kehrenden Anrechnungseruppen und für jede Gruppe den 
Anrechnunestag, nach Bedürfnis auch ee Anreehnunss- 
tage, einheitlich festzusetzen. Ich möchte im allgemeinen un- 
terscheiden : 


a) hinsichtlich der laufenden: Auseaben die Gruppe der 

-  Besoldungen, der Ruhegehälter usw. und aller sonstigen 
Ausgaben un 

hinsichtlich der einmaligen Auseaben die Gruppe der 

gestundeten Frachten, der  Abfertigunsskassenvor- 
schüsse, der Löhne, der Krankengelder, der von Ämtern 
und Dienststellen sonst angewiesenen Beträge und der 

von der Hauptkasse, den Direktionsstellen und den Vor- 
ständen sonstiger zentraler Kassen und Wohlfahrtsein- 
richtungen angewiesenen Beträge. Für die gestundeten 
Frachten könnten die beiden Anrechnungstage vom 6. 
und 11. jeden. Monats, für die beiden letzten Gruppen 
je drei Anrechnungstage und für die übrigen Gruppen 
je ein Anrechnunestag in Frage kommen, Vom 1. 4. bis 
10. 5. jedes Jahres würden für das abeelaufene und das 
weubegonnene Rechnungsjahr je getrennte Anrechnun- 
Sen den Stationskassen vorzuschreiben sein. Die Vor- 
teile für die Stationskassen springen ins Auge: An- 
rechnung nur bei der Hauptkasse, dadurch bedeutende 
Verminderung der Zahl der Anrechnuneen; stets Klar- 
heit der Stationskassen über den Tax der Anrechnung, 
einerlei ob bei der vorgesetzten ' oder einer anderen 
Hauptkasse ; bei Gruppen mit mehreren Anrechnungs- 
tagen im Monat Anrechnune zu dem der bewirkten Zah- 
lune folgenden Anvechnungstage: Fortfall oder doch be- 
deutende, Verminderung der ärgerlichen Abänderunsen 
des Kassenbuchs infolee nachträslicher Nichtanerken- 
nun? der Anrechnung oder Anrechnungssumme durch 
die Hauptkasse. 


An Stelle der fehlenden Anweisungszusammenstellungen 
müßte die Hauptkasse die Ausgabebelege in Verbindung mit 
der Anfertigung der Buchungszusammenstellung der Anrech- 
nungen in Ausgabezusammenstellungen, die den Bedürfnissen 
der Rechnungslegung entsprechen, sammeln. Die Aufstellung 
dieser Ausgabezusammenstellungen bedeutet für die Rech- 
nungslegsungs- und Anrechnungsabteilune der Hauptkasse eine 
Mehrarbeit; dem Mehraufwand an Kräften in der Hauptkasse 
"steht aber ein Minderaufwand an: Kräften. an den Stellen, die 
heute die Anweisuneiszusammenstellungen Hertigten, gegien- 
über, Als Sondervorteile für die Hauptkasse sind aber zu 
buchen: die fehlerfrerere Aufstellung der Buchungszusammen- 
stellung durch den Fortfall der Nachprüfung rechnerisch fest- 
sestellter Anweisungszusammenstellungen und auf ihnen der 
Fesstellung der meistens von der Anweisungssumme abwei- 
chenden Anrechnungssumme, Beschränkung der Nachprüfung 
auf die Aufrechnung der Ausgabezusammenstellungen der 
Stationskassen und der Fortfall der Verteilung der Anwei- 
sungssumme einer Anweisungszusammenstellung auf mehrere 
Istmönate. 
- Der Veerzicht auf die‘ Anfertigung - jeglicher Anweisungs- 
zusammenstellune vor der Buchung bei der Haupikasse ‚er- 
möclichte wieder die unmittelbare Anrechnung der Löhne und 
Nebengebühren bei der Hauptkasse. Diese unmittelbare An- 
Technung würde geeignet sein, wieder die l4tägige \F rist für 
die Quittungserteilung auf den Ablieferungsscheinen einzu- 


b) 
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halben. Die Verminderung der Zahl der Ablieferungsscheine 
über Löhne und Nebengebühren in Verbindung mit. der Ver- 
minderung 
sprochenen Verminderung der Zahl der Annechnungsgeruppen 
käme eleichermaßen den Stationskassen und der Hauptkasse 
zugute. Für die Hauptkasse bedeutet sie eine besondere Er- 
leichterung bei der Führung der Abrechnungskonten für die 
Stationskassen. 

Ich habe oben „esagt, daß die kassentechnischen Vorteile 
laut alle Bedenken übertönen. Welche Nachteile zeitigt zu- 
nächst mein Vorschlag des Veerzichts auf die Anfertigung Jeg- 
licher Anweisungszusammenstellune vor der Zahlung? Eine 
' ganz bedeutende Vermehrung -der Unterschriften zur Voll- 
ziehunge der Anweisungen. Diesem Nachteile begesne man 
dadurch, daß man den Bearbeiter einer Sache im Rahmen 
seiner Arbeitsrate auf Grund des ordnungsmäßig abgeschlos- 
senen Schriftwechsels usw. allgemein ermächtigt, die Anwei- 
sung daraus selbständige zu vollziehen. Bedenken kann diese 
Ermächtigung nieht haben, wenn man ırwägst, daß es für 
keinen Dezernenten einen besonderen Reiz haben kann, An- 
weisuneszusammenstelluneen zu vollziehen, deren Anlasen in 
oft beträchtlicher Zahl er doch außerstande ist nachzuprüfen. 
Ich elaube, es ist kein Schlagwort, wenn ich ferner behaupte, 
daß die Übertragung der jetzt — “allerdings in der praktischen 
Auswirkung mehr scheinbar — dem Dezernenten oblıesenden 
Verantwortlichkeit auf den wirklichen Träger der Verant- 
wortlichkeit-auf dessen Arbeitslust und Dienstfreude nur för- 
derlich sein kann. Zur äußeren Unterscheidung der Berech- 
tisung zur Zeichnung einerseits auf Grund .der Verwaltungs- 
‚ordnung, andererseits auf Grund der im Arbeitsyerteilungs- 
plan erteilten Ermächtigung lasse man in letzterem Falle dem 
Namen einen auf den Arbeitsverteilunssplan hinweisenden 
Zusatz z. B. B. II 11 voraufsetzen. Ich glaube, man. könnte dem 
mittleren ‘Beamten. das Vertrauen enteesienbrinsen. 


Bei meinem Vorschlage auf den Verzicht auf die Anferti- 
gung von Anweisungszusammenstellungsen vor der Buchung 
bei der Hauptkasse handelt es sich um die wirtschaftlich bei 
den Ämtern zu 'buchenden Löhne und Nebenbezüse Das Amt 
könnte auf Grund der Beitragslisten der Dienstestellen die 
Anweisuneszusammenstellunsen über Löhne vorbereiten und 
diese halbfiertisen Zusammenstellunsen der Hauptkasse zu- 
stellen. Die Hauptkasse ergänzt dann die Anweisungszusam- 
menstellunsen durch Eintragung der bar zu zahlenden Be- 
träge und sendet sie mit den Reehnunsen dem Amte wieder 
zu, das sie sofort fertiestellt und der Hauptkasse wieder zu- 
rücksibt. Die Hauptkasse hat inzwischen die Lohnnachwei- 
sung soweit abeeschlossen, daß die Stationskassen die Ablie- 
ferungsscheine nechtzeitie quittiert zurückerhalten können; 
die Schlußbuchung der Lohnnachweisung erfolet erst nach 
ihrem Abschluß auf Grund der wieder eingegansenen Anwei- 
sungszusammenstellungen der Ämter. In ähnlicher, allerdings 
einfacherer Weise könnte hinsichtlich der Nebenbezüge Ver- 
fahren werden. Wenn die Wirtschaftsordnung hiernach bei 
den Ämtern seine mit ihren Absehlußfristen nicht wereinbare 
Verzögerung erfahren sollte, würde ein Sonderwee zur Er- 
laneung der Buchungszahlen gesucht werden müssen und 
sıcher auch sefunden werden. 

Nun bleiben noch die Bedenken gegen den Veerzicht auf die 
Zursollstellunge vor der Zahlung zu besprechen bzw. zu zer- 
streuen. Die vorherige Zursollstellunge bezweckt im wesent- 
lichen die Kontrolle der rechtzeitiven. Zahlungsleistung, die 
am Jahresschlusse darin eipfelt, die Buchung äller dem ab- 

gielaufenen Jahre wirtschaftlich zusehörisen Ausgaben auch 
“noch für dieses J ahr, wenn schließlich auch nur im Soll, zu 
"erfassen. Wenn man bedenkt, daß schon jetzt für einen 
großen Teil von Einnahmen und Ausgaben . die Sollbuchuns 
erst im Anschluß an die Istbuchung oder in Verbindung damit 
erfolgt, und wenn man ferner bedenkt, daß die wenieen Be- 
ae deren Veraussabung von den Stationskassen. über den 

Jahresabschluß hinaus vielleicht verzögert werden sollte, das 
Wirtschaftssrpebrie des Reehnungsjahres um so weniser beein- 
flussen können, als bei den Stationskassen im allgemeinen 
große Summen nicht in Frage kommen, so könnte man die Be- 
denken sesenüber den großen Vorteilen «erine einschätzen. 
Dann möchte ich noch auf den Abschluß für 1919 hinweisen, 
in dem es wieder Einnahme- noch Ausgabereste gegeben hat, 
ohne vermutlich das Bild des Jahresabschlusses wesentlich 
»etrübt zu haben. Ich bin der Auffassung, daß die Kontrolle 
der rechtzeitisen Zahlungsleistung gegenüber den Vorteilen 


aus dem Verzicht ohne Schaden für den Jahresabschluß fallen 


&rlassen werden kann. _ Glaubt man, meiner Auffassung aus 
Srundeätzlichen Erwägungen nicht beitreten zu können, So 
könnten die Stationskassen » angewiesen werden, alle am 
10. Mai noch unerledigt vorliesienden Rechnunsen usw. des 
abgelaufenen Jahres der Hauptkasse mit Bitte um Rückgabe 
zum Zwecke der Zursollstellung vorzulegen, eine Mehrarbeit 
der Stationskasse, die nicht ins Gewicht fallen dürfte. 


>= "Stationskassen. en 
der Zahl der Ablieferunesscheine aus der vorbe- - 


‚des Postscheekkontos der Stationskassen oder um Einzahlı 
gen der Statienskassen auf das Postscheckkonto der Hau 


Fall in der Finanzordnung nicht vorgesehen ist, auf die Eiı 


_ oune des Ablieferungsscheins erteilt. 2 
von der Quittungsleistung an die Stationskassen überh 


‚eino nicht a Rep, 
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Nach der Finanzordnung sind bei der Anrechruer von 
leeren der Stationskassen an die eigene Hauptkasse zu 
trollzwecken. dem Rechnungbüro zweite Ausfiertisunge 
. farbigen Ablieferungsscheine zuzustellen, während für : 
Anrechnung von Belegen an fremde Hauptkassen die Z 
lung einer Ausfertigung der zweiten Ausfertieung der A: 
gabezusammenstellung an das BReehnungsbüro der frem 
Direktion nicht vorgesehen ist. In beiden Fällen handelt 
sich night m Einnahmen im Sinne der Erhöhung der K 
seuabestände der Hauptkasse, sondern nur um Umbuchun 
so daß ein Grund für die unterschiedliche Behandlung n 
gegeben sein dürfte und der Gleiehmäßigkeit wegen Fa 
de im ersteren Falle vorgesehene Einsendung eines farbi: en 
Ablieferungsscheins an das Rechnungsbüro‘ verzichtet werden 
sollte; es dürfte nichts im Wege stehen, die an die Hauptk 
mit den Belegen eingesandten Ablieferungsscheine, mit Qu 
tung versehen, -den Stationskassen zurückzugeben, da doe 
der "Hanptkasse als Unterlage der Buchungszusammenstellu; 
noch die dem Ablieferungsschein beigefügte, Ausgabezusaı 
merstellung verbleibt. * 

-Soiwreit ses sich um die Überweisung enibeirihe> Be 


kasse handelt, wird heute wohl schon überall, obwohl de 


sendung des weißen Ablieferungsscheins an die Hauptkas 
verzichtet, dagezen an der Einsendunge des weißen Ablie 
-rungoss scheins an das Kechnungsbüro festgehalten. Nur in « 
Fällen, in denen wine dritte Stelle für die Stationskasse an die 
Hauptkasse überweist, wird auch noch an der Vorlage d 
weißen Ablieferungsscheins an die Hauptkasse festgchal 
und es wird der Stationskasse von der Hauptkasse demgemä 
-Qrittung auf der dem Rechnungsbüro zugesandten Ausfer 
Im ersteren Falle 


.abeesehen. weil sich die Stationskassen durch Lastschrif 
zettel des Postscheckamts Ind durch Quittungsabschnitte d& 
en Lusweisen oe die an das Bechu see 


ie anf Ges Finzendenr diözer a Fe 
auch an das Rechnungsbüro könnte verzichtet werden 
in dem täglichen Kontoauszug des Postscheekamts ber: 
Kontrollunterlage vorliegt und die Hauptkasse a 
lagen für ihre Ableieran pn Eee 


oder zahlenden Salisneksssen. aus ar Sie ae die. 
mer der Monatsablieferung ersehen kann, bereits besitzt. 

Bei der Überweisung 'entbehrlicher -Bestände des 1 
bankgirokontos der Stationskasse auf dasjenige der Haup 
kasse könnte vom Standpunkte der Kontrolle aus ebenso ı 
die Einsenduns des weißen Ablieferunesscheins an das 
nunesbüro verzichtiet werden; nur, .solange der Stationsk: 
auf ihm die Quittung — siehe demgegenüber nachfolgen 
Abschnitt 5 Quittungswesen — von der Haıptkasse noch 
teilt werden muß. wird die Einsendung an das Rechnuı gsbi 
. weiber notwendig sein. „ 

Die Durchführung der vorgeschlaxenen Verminderu <. 
Zahl der Ablieferunasscheine der Stationskassen bedeutet «@ 
..eroße Erleichterung der. Stationskassen, der Revisionss 
bei der Hauptkasse und der Hauptkasse ‚selbst,- ‚Sowi. 2 


en ne ke) a vie hen 
beiden Fällen nicht um Ablieferungen oder Überwei 
von Beträgen, sondern nur von Quittungen, d. i. von. Bele; 
handelt, sehe ich nicht ein, warum das Verfahren vieler | 
tionskassen, fanrbaigıe ‚Abließerungsscheine zu benutze 
richtig sein soll. Kann die Vorschrift der Verwendung 
Ablieferungsscheine nicht aufgehoben werden, wodur 
chen Den IE Boden. re a 


scher dürfte der Zeit er in der ach Mi 
zahlt wurde. In der heutigen. Feit des bar&eldlosen 
. verkehrs dürfte ‚sie mindestens für den barseldlosen 
verkehr gegenstandslos geworden sein. Im Interesse 
einheitlichung empfiehlt “sich zur Schaffung el k 
Grundsatzes eine von der Höhe der Beträge unabhängige 
SeMEeIne Festsetzung ‚der für die Zahlung tn 


von der Direktion Be der ihren Stellen ausgehenden An- 
en über fortlaufende Zahlungen lasse man der Haupt- 
hen; alle Anweisungen über einmalige Ausgaben, 
die bargeldlose Erledigung in Frage kommt, führe man 


Eiitelbare Tirtsbeibedisnstäie Der um im Bersich 
:r Stationskasse wohnende Dritte als Empfänger handelt, 
ionskassen zu. Die von den Ämtern ausgehenden An- 
en über einmalige Zahlungen, soweit sie barseldlos 
\ erledigen sind, führe man der am Sitze des anweisenden 

befindlichen Stationskasse, im übrigen wie vor zu. Die 
\weisungsbefugnis des Amtsvorstandes dürfte dahin festzu- 
en. ‚sein, daß die Anweisune sich im Rahmen der ihm zur 
se BAFung Hberwiesenen Mittel WERE 


Br: 


hlossenen ee die Beh am Orte einer Ei onen 


er Puder Zr. anne er Se N 


! en Wahl der anliner Sa onskasse zur Zahlung 
Bezüsen an unmittelbare Bedienstete möge der Dienstort 
r der Sitz der sie beschäftigenden Dienststelle, an mittel- 
er deren ‚Wohnort maßgebend sein. 


"5. Das Sure swesen. * 


ER Quittungen über verausgabte Beträge von den 
sberechtigten Empfängern nur dann, wenn nicht in an- 
I Weise die vollzosene Auszahlung dem revidierenden 
bzw. für die Rechnungslegung oder auch dem nach 
Verbleib des Geldes einmal später nachfragenden Be- 
rechtisten elaubhaft nachgewiesen werden kann. Im 
n. bargeldlosen Zahlungsverkehr sollte es hiernach nicht 
onderer Quittungen bedürfen, wenn auf 
ichsbankgiro- oder Postscheckkonto des Bezugs- 


Bank Bew.) Eerlech wird; ebenso eollos in Sie 
auch auf die Forderung von Lastschriftzetteln der 
nk und des Postscheckamts verzichtet werden können; 
abe der Schecknummer usw. auf dem Ausgabebelese | 
e der Quittung dürfte EN um oe die Zah- 
hweisen zu können. x 


angen. sa, verzichte man auf eine nz zur Schluß- 
gr über den ame ner. en wrolze — Au 


ne und Elehncchmas Se- 
tige Hinweise mibeinander zu verbinden. Auch in den 


chtisten seringere Beträge überwiesen werden, dürfte 
Sonderquittunz über den Bruttobetrag unter der Bie- 
verzichtet werden können, daß auf dem Ausgabebelege 
(dung mit der Schecknummer usw. die die Kompen- 
& betreffenden Ansaben so „emacht werden, daß. sie 
ichen, bei etwaigen Nachfragen Auskunft zu geben und 

eyzzelerung die gehörigen Hinweise zu eLMÖög- 


re Nachfragen en und für die erhnuinge- 
£ die notwendigen Hinweise gemacht werden könwen. 

m heutigen Stande der Rechnungslegung könnten auch 
tquittune en aller Art fortfallen. Die Vorteile aus 
egelinge des Quittungswesens bestehen in einer be- 
I crerung 0 VSTEonahunn von AaBluNzen: in 


ee Be ehr KohaBelere und we- 
tungsmäßiger er der 2 anirirligen. iR 


en das hegtige Beibuch er Beoklungen an. 


oneben, Ich lass en echt auf ER ee 
Verrechnungsstellen in dem Ist der Zahlblätter 
mäß wären in den Besoldungslisten die für jeden 
er, einzeln aufgezeichneten Beträge in der Summen- 
ner Summe zu vereinigen und in’ die Istspalte des 
des. Beibuchs aublr nur in seiner Summe zu über- 
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in dere Nähe oder am Orte einer im Bereiche der Sta- - 


em. ‚eigentlichen Beibuch als auch in den Zahl- \ 


ne en Ent : g u 
ar a hi > ’ e ar 
r 
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trasen, In der jedesmaligen Buchungszusammenst ellung der 


Anrechnungen wäre die Schluß-Istsumme nach "einem vom 
Buchhalter in seinfachster Weise besonders zu ervrechnenden 
Schlüssel auf die einzelnen Verrechnunssstellen zu verteilen; 
die so errechneten Beträge wären in «die bezüglichen Hand- 
bücher als einstweilige kassenmäßige Soll- und Istzahlen zu 
übernehmen. Am Jahresschlusse würde die Summe der einst- 
weiligen kassenmäßigen Sollzahlen. mit den wirklichen Soli- 
zahlen in Übereinstimmung zu bringen sein. 

In gleicher Weise könnte bezüglich der Ruhegehälter usw. 
verfahren werden. 

Die Vorteile bestehen in dem Fortfalle vieler Einzel-Ist- 
buchungen und vor allem in der einfacheren und schnelleren 
Abstimmunesmöglichkeit der Beibücher mit den Handbüchern, 
die bei dem Jetztsystem wegen ihres Umfangs auf die größ- 
ten Schwieriekeit stößt. Der Umstand, daß im Laufe des 
Jahres die auf die Verreehnungsstellen verteilten Istbeträge 
von den jeder Verrechnuı esstelle tatsächlich zukommenden 
Beträgen. abweichen, kann das Bild über die Wirtschaftlich-- 
keit im Laufe des Jahres nicht beeinträchtigen. 

x 7. Hinterlegung von Wertpapieren. 

Eine Erleichterung der Verwältung der Wertpapiere bei 
der Hauptkasse würde eintreten, wenn an ale Stelle von mit 
Zıns- und Ernewerungesscheinen versehenen Wertpapieren in 
erheblicherem Maße als bisher Hinterlesunesscheine der Ban- 
ken usw. treten könnten. Dier Hauptkasse entfiele die Arbeits- 
last der Kontrolle usw. dieser Zinsscheine, womit auch «ine 
Ersparunge. von Drucksachen und Portokosten verbunden wäre. 
Die die Wertpapiere aufbewahrenden Banken können ohne 
weiteres die Zinsscheine einlösen, während die Einlösung der 
von.»der Hauptkasse herausgesebenen Zinsscheine den Pfand- 
bestellern Schwieriekeiten verursacht, die auch eiwen länge- 
ren Schriftwechsel zwischen den Pfandbestellern einerseits 
und der Hauptkasse und Direktion andererseits veranlassen. 


Ser, 8. Äußere Ausstattung von Belegen. 

Es ist. zu fordern, daß alie von Kassen ausgehenden 
Schriftstücke at- Zahlung leistende oder Zahlung fordernde 
Personen usw. an hervorrassender Stelle Auskunft über den 
-Anschluß der Kasse an den bareeldlosen Einziehungs- und 
Zahlungsverkehr geben. Ebenso ist zu fordern, daß in allen 
Zahlung beoehrenden Schriftsätzen der Direktion, der Ämter 
und Dienststellen die bargeldlose Zahlungsmöglichkeit an die 
zu bezeichwende Eisenbahnkasse angegeben wird. Ebenso 
ist in allen Aussabeanweisungen usw. in unmittelbarer Ver- 
bindung. mit dem Namen der Firmen usw, deren »bar- 
eeldlose Überweisungssmöglichkeit niederzuschreiben. Alle 
diesbezüslichen Vordrucke sind derart herzurichten, daß der 
Bearbeiter gezwuneen wird, zu der bargeldlosen Einziehunos- 
und Zahlungsmöglichkeit Stellune zu mehmen. Nur so kann 
mit Sicherheit auf die restlose bargeldlose Überweisung durch 
die Kassen «erechnet und können diese auch vor der Be- 


- Jastung mit unnötigen Postscheckxebühren bewahrt werden. 


Fehlt ein Hinweis auf die bargeldlose Zahlungsmöglichkeit, 
2 käme die Verpfhiehtung der Kasse in Frage, die Veerzeich- 
isse der Inhaber von Reichsbank&iro- und Postscheckkonten 
Mkechzuschen. Das ist aber einfach aus Maneel an Zeit in 
den meisten Fällen unmöglich; dagegen ist es für den |Bear- 
beiter der- Zahlungsanweisung eine leichte Mühe, die im all- 
gemeinen aus den Schriftstücken der Firmen‘ usw. hervor- 
gehenden diesbezüglichen Angaben in die Anweisung zu über- 
tragen. . 
Der besseren Übersichtlichkeit wesen vereinigie man in allen 
Anweisungen 
a) alle auf die ohne 
Wohlfahrtseinrichtung usw. 
der linken, oberen Ecke und 
b) alle den verschiedenen Zwecken dienenden Buchungs- 
vermerke wie Auseabeweefallkontrolle, Einnahmekon- 
trolle, Wirtschaftsbuchung und Kassenbuchung (Haupt- 
buch, Kassenbuch, Hangbueh, Beibuch) auf der linken 
unteren. Ecke. 


9, Beseitigung der sich: oft wiederholenden Massen- 
anforderungen von. Lohnbelegen durch die Dienststellen. 


Es müssen Mittel und Wese oefunden werden, die Dienst- 
stellen mit einfachen monatlichen Aufschneibungen. über die 
sezahlten Löhne auszustatten, damit die immerwährenden An- 
forderungen der Lohnrechnuhgen von der Hauptkasse unnötie 
werden. Das geht allerdings, auch wenn die zurückzubehalten- 
den Angaben "auf das serineste Maß beschränkt werden, nicht 
ohne Mehrärbeit für die Dienststellen ab. Vielleicht kann 
diese Mehrarbeit durch «eine Minderarbeit ausgeglichen wer- 
den, die darin besteht, daß in den Kassenbelegen auf die Aus- 
füllune der Tagesfielder und auf die Verteilung des Lohn- 
betrages jedes einzelnen Lohnempfängers auf die einzelnen 
Verrechnungsspalten verzichtet wird; hinsichtlich der Ver- 


der anweisenä£n Behörde, 
hezüeliehen Angaben auf 


ar - 


Nr. %0 en, 


Zeitung des a, ee; 
Deutscher Eienbakır or 


teilung dürfte es genügen, den auf jede Verrechnungsspalte 
entfallenden Lohnbetrag am Schlusse der Rechnung auf Grund 
der Tagewerke und des Gesamtlohnes zu errechnen; vor der 
Berechnung des Tagiesdurehschnittslohnes müßten die für be- 
sondere Dienstleistungen über den Grundlohn usw. hinaus- 
sehenden Zulagen besonders festgestellt und den bezüglichen 
V erpechnungsspalten vorweg zugeführt werden. 


10. Wiederermöglichung der Zahlung der Besunsen 

in Vierteljahresbeträgen und Verminderung der Ertei- 

lung von Auskünften über die Zusammensetzung der 
überwiesenen Besoldungsbeträge. 

Die Vorschrift des neuen Besoldungsgiesetzes der Zahlung 
Jer Besoldunsen teils in Monats-, teils in Vrerteljahresbeträ- 
@©en hat zu einer schwankenden Zahlungsweise „eführt, ver- 
ursacht den Kassen durch die jährlich 12mal wiederkehrende 
Aufstellung eines Teils der Besoldungslisten statt der Amali- 
een und die ebenso stattfindende Anrechnune seine bedeutende 
Mehrarbeit, zu der noch erschwerend hinzutritt, daß der heu- 
tise Aufbau der Besoldungsbeibücher nur auf seine 4malise 
Zusammenstellune der geleisteten Zahlungen eingerichtet ist 
und zur Aufnahme mehrerer Zahlungen in die gleiche Spalte 
zwingt; auch bei 'eisernem Willen. der Buchhalter und der An- 
spannung aller Nerven kann hier ein Abstimmen mit dem 
Handbuche bis zum Jahresabschluß kaum durchseführt wer- 
den. Ich möchte den Vorschlax zur Erwäßung anheimstellen, 
bei jeder Kasse für jeden Besoldungssempfänger ein mit üb- 
licher Verzinsung auszurüstendes Konrtokorrent einzurichten, 
auf dem alle’ 'Bezüse im Ausenblicke der Fälliekeit verein- 
nahmt werden, ihm ein Einlagebuch einzuhändisen, in dem 
beim Vorzeisen die Zugänge nache&etraeen und die Auszah- 
lunsen abseschrieben werden, und in Übereinstimmung damit 
fortlaufend eine die eleichen Zu- und Abtragungen nach wei- 
sende Unterlage zu führen. Hinsichtlich der Barabhebungen, 
nicht der Überweisungen, im Sinne- der Gesietzesvorschrift, 
würde allerdings die Sperrung von % der Vıierteljahresbesol- 
dune bis zum R des zweiten Vierteljahresmonats und von % 
bis zum 1. des dritten Vierteljahresmonats ins Auge zu fassen 
sein. Nach Abschluß der Besolduneslisten, spätestens am 
Tage vor der Fällickeit, könnte die Übernahme auf das Kon- 
tokorrent ıerfolzen). Die 'Anrechnung der Stationskassen 
würde wieder vierteljährlich. Das Kontokorrent würde bei 
den Stationskassen einen Teil der durchlaufenden Gelder zu 
bilden haben und bei der Hauptkasse entweder ın einem Son- 
derfonds im Hauptbuch oder bei den Veerwahrgeeldern PAR 
führen sein. 

Die Einrichtung und Bodtenar dies. 'Kontokorrents erfordert 
Zeit und Kosten. Die Arbeit wächst ın dem Maße, in dem der 
Gläubieer von dem Recht der Überweisune an Dritte steigen- 
den Gebrauch macht. 

Es darf angenommen werden, daß ein erößerer Teil dier 
Gläubiger infolge der zugestandenen Verzinsung die Gelder 
im Laufe des Vierteljahres erst nach Bedarf abhebt. In dem 
Maße, in dem die Gläubiger ihr Guthaben auf dem Konto- 
korrent stehen lassen, vermindern sich die Abhebunsen der 
Kassen bei der Reichsbank, serhöht sich das dawernde Gut- 
haben der Reichshauptkasse bei der Reichsbank und ermäßisen 
sich die Zinsverpflichtungen des Reichs an die Reichsbank. 
Sollte ‚diese Zinsverpflichtu. ngen-Ermäßiecung nicht ausreichen, 
um nicht nur die das Kontokorrent belastenden Zinsen, son- 
dern auch die Kosten der Führung des Kontokorrents zu 
decken? 

Außer der Beseitieung der im Eineanse aufoezählten Miß- 
stände des jetzigen Verfahrens käme noch der Fortfall der bei 
jeder Zahlung anzufertigenden Übe rweisungslisten an dıe 
Banken usw‘ ın Frage. 

Mit der Durchführung dieses Vorschlages kann auch die 
Frase der Erteilung von Auskünften über die Zusammen- 
setzung der überwiesenen Besoldungsbeträge befriedig end gie- 
löst werden. Dem Kontokorrent muß auch irgendeine 
Buchungsunterlage gegeben werden Wenn diese Unterlage 
in der Gestalt eines Abrechnungszettels gegeben wird, wie ser 
schon für die Lohnempfänser üblich: ist, and dieser 'Abrech- 
nuneszettel mit dem Einlasebuche dem Gläubiger ausgehän- 
diet wird, dann wird dem Gläubiger im allgemeinen der Bo- 
den zu Rückfrasen bei der Besoldungsbuchhalterei usw. ent- 
zosen. Und die Vorbereitung dieser Abrechnuneszettel schon 
beizeiten im Laufe des Vrerteljahres würde überdies wirk- 
sam der Aufstelluns der 'Besoldungslisten vorarbeiten. 


11. Erweiterung der Ermächtigung an die Kassen, Beträge 

ohne Sonderauftrag aus eisener Entschließung zu zahlen. 

Nach meiner Auffassung ist es der Direktion nicht möglich, 
die sich immerfort ändernden Kinderbezüse in der wün- 
schenswerten. Schnelligkeit zur Zahlung anzuweisen. Die An- 
weisungen werden immer mehr oder weniger hinterherhinken 
und die Zahlungen so verzö@ern, daß häufise Beschwerden 
über das Ausbleiben der Gelder kaum zu. vermeiden sind, 


-beihilfen mebst Ausgleichszuschüssen an Ruhegehaltsempfän: 


Diese Zustände ‚haben mir die Erwägung rel ob # 
nicht Fälle gibt, in denem”ZWeckmäßig die Kassen nicht a 
die üblichen Zahlungsaufträge der Hauptkasse hin, sonde 
aus eigener Machtvollkommenheit Zahlung leisten. könnten 
Solche Fälle liegen meiner Meinung nach zweifellos vor, wen 
dıe Zahlungspflicht von dem Eintritt von einwandfrei fe 
stellbaren Ereignissen abhängt und die dafür vorgesehene 
Zahlbeträge ebenso einwandfrei feststellbar. sind. Ich hal 
es hiernach für zweckmäßig, die Kassen nach Ausrüstung mit 
den erforderlichen Unterlagen zur Festsetzung aller Besols 
dungen zu ermächtigen. Abgesehen von besonderen. Fälk 
wäre dann in den Kassenanweisungen an die Hauptkasse au! 
die Angabe jeglicher Beträge zu verzichten und dafür nur der. 
Ta der Ernennung und Beförderung unter Hinzufürune des 
Besoldungsdienstaltens und des amtlichen Wohnotts, der Tag 
der Versetzung und des neuen Wohnorts oder der Tao d 
freiwilligen oder unfreiwillisen Ausscheidens anzugeben. Di 
Unterlagen für die Kinderbeihilfen webst Teuerungszuschlä- 
gen. müßten. Forderungs- "und Änderungsnachweise” der .Be- 
zucsberechtisten sein, die den Kassen durch die vorgesetzbe 
Dienststellen. zugestellt werden, und in demen die zum Bezug 
der Beträge bepechtigenden. Ereignisse nachgewiesen sind 
Sache der Stationskassen wäre es dann, in diesen Nachweise 
die monatlichen Bieträge nach Höhe und Zeit des Beginns bzw. 
des Schlusses anzugeben. Diese Forderungs- und Änderungs 
nachweise wären den Besoldungslisten beizufügen und würden 
damit Belege der Hauptkasse für die Soll- und Istbuchungen 
sowie die Rechnungslegung werden. 

Für die Stammbesoldungsliste würde ein den weiteren Er. 
fordernissen Rechnung tragender- Vordruck neu zu entwerfe 
Sein. 

In der gleichen Weise könnte die ‚schon erteilte ‚Befuen 
der Kassen zur selbständigen Zahlung der erhöhten Kinder 


ger usw. wenn ein 'bezugsberechtistes Kind das 6. usw. Jah 
vollendet, erweitert werden. 
Das Zentralbüro und die Dezernenten würden aus der Ver: 
wirklichung dieses Vorschlages die erößten Vorteile ernten 
- Für die Hauptkasse vereinfachten sich ebenso ganz bedeutend 
alle Zahlungsaufträße an die Stationskassen, und sie fiele 
canz fort für alle Kinderbezüge. Für die Stationskassen würd 
bedeutend der Umstand ins Gewicht fallen, daß sie ihre | 
solduneslisten zeitig abschließen können, da sie alle Bezü 
vechtzeitig ‘selbst feststellen und nicht, wie bisher oft, ben 
"Eintreffen verspätet "eingehender Aufträge der Hauptka S 
vor der Frage der Umarbeitung der Listen stehen. Für all 
Stellen würde sich wohltuend die Verminderung der Erinı 
rungsanträge auf Zahlbarmachung von Bezügen, namentlie 
der Kinderbezüse, »eltend- machen. Nachträgliche Anweisun 
gen. der Direktion über die Kinderbezüge auf Grund der F 
derunes- und Änderunesnachweise. möchte ich für unnö 
halten; es dürfte genügen, die Forderungsnachweise nach 
Buchung von ‚besonderen Beamten nachprüfen und. rechn 
risch bescheinigen zu lassen und etwaige Anstände in geeig- 
neter Weise zu verfolgen und zu erledigen. Für die Kassen 
würde. durch die selbständige Berechnune aller Bezüge Y: 
nicht zu unterschätzende Mehr- und — bei Anlerung des Ma 
stabes des sie heute verrichtenden Zentralbüros — Intelligenz- 
arbeit entstehen; aber ich glaube, daß die im Kassendienss 
beschäftigten mittleren Boten diese Arbeiten nach "Über 
windung von Anfanesschwieriekeiten auch unschwer und 
richtig werden leisten können, 


Sehlunbekrachmun. 


Kurz zusammenfassend hat mich der Vergleich des Z 
standes der Kassenverwaltung vor dem Kriege mit demjeni- 
sen während des Krieges und der Nachkriegszeit zu den 
Hauptforderungen. geführt, _ 


1. die gesamte Kassenverwaltung in einer Hand Pe Spit: 
- der als Kassenamt zu kennzeichnenden Haupui Z 
vereinioen und Th 
2. den Persgnalausbau in den Kassen eründlichst umzı > 
gestalten. 


Meinen weiteren Vorschlägen Bf Änderung der Find 
ordnung usw. habe ich die Gedanken der Schaffung von Veı 
einheitlichung, Vereinfachung und Erleichterung - zugrun 
gelegt, ohne damit die Men«e “der Wünsche erschöpft zu hah 
Mein Hauptaugenmerk habe ich dabei auf den. Dienst bei ( 
Stationskassen gerichtet, soweit er für die Hauptkasse in 
Wechselbeziehun®en. in die Erscheinung tritt. Ich würde 
begrüßen, wenn sich zur Ergänzung eine Feder aus dem Kre 
der berufenen Stationskassenbeamten. fände, die durch Stellun 
und Begründung weiterer Vorschläge dem zurzeit tagenden 
Ausschusse Stoff zu weiteren fruchtbringenden Beratunge 

und Beschließungen bringen würde 


Königsberg (Pr.) Heepe, Hauptkassenrendant. 
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n der Verejinszeitung Nr. 18 vom 5. Mai d. J. sind An- 
ngen über meue bildliche Darstellungen der Ladevor- 
hriften gegeben worden. Der Verfasser ist hierbei von (dem 
undsatz ausgegangen, die für die einzelnen Reichseisen- 
nen bestehenden Ladevorschriften zusammenzufassen. - Er 
zwei ‚Bilder dargestellt, von demen das eine die Beförde- 
© vom Vreersandbahnhof bis zur Versandsammelstelle und 
zweite Bild die Abfuhr von dieser Sammelstelle bis zu 
ner oder mehreren Empfanessammelstellen und dem Emp- 
ınosbahnhofe zu erkennen gibt. 
[Wenn auch segen das Verfahren in technischer Hinsicht 
chts einzuwenden ist, da es nur die Form der bildlichen 
arstellungen ändert, so muß doch der Ansicht des Vier- 
ssers über die Zweckmäßi ekeit desselben für den praktischen 
jenst widersprochen werden. 
Für die Erörterung der Neuaufstellung der Ladevorschriften 
aren entscheidend die Tatsachen, daß die auf den Ladetafieln 
seerebenen Ladewege infoloe der veränderten Verkehrslane 
ielfach nicht mehr zutreffen. Diesen Übelstand kann man 
"durch Verhandlungen der‘ beteiligten Eisenbahnverwal- 
gen untereinander ohne Schwierigkeiten beseitigen, nach- 
em der Verkehrsumfang‘ für kurze Zeit gemeinsam festge- 
"stellt ist. Daß man hierber auf die Einführung eines neuen 
|  ahrens übergehen soll, erscheint nicht begründet. Die 
ersandstellen brauchen zur Feststellung der auf den Fracht- 
vefen anzugelbenden Ladewege ein: 1 Material, das einfach und 
rsiehtlieh ist. so daß eine unrichtige Anwendung nach Mör- 
chkeit ausgeschlossen bleibt. Dies trifft auf die Form der 
isheriosen Ladevorschriften zu. Der Verfasser gibt im ersten 
bsatz seines Artikels die Übersichtlichkeit und Klarheit der 
tziven. Ladetafeln. zu, während er im- zweiten Absatz be- 
auptet, daß diesen Ladebildern der Nachteil allzugroßen 
Umfanges anhaftet und daß dadurch die Übersicht erschwert 
t. Die Tafeln zeigen deutlich die Ladewese und geben ge- 
ügend Raum für die handschriftliche Durchführung von 
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Im Anschluß an unseren Aufsatz, betreffend die Internatio- 
e Verkehrskonferenz in Barcelona (Nr. 14, S. 264 d. Zte.), 
en uns die Königlich ungarischen Staatseisenbahnen mit, 

daß auch ihre Verwaltung durch das Ministerium des Äußeren 
(Sektionsrat Emil Walter) an den. Beratungen teilgenommen 
ıat, und sie heben aus der durch sie der Konferenz unter- 
veibeten Denkschrift die folgenden wesentlichsten Angaben 


vor. 
Die kilome teische Länge des Netzes der ungarischen 
 renhahnen bezifferte sich vor. dem Kriege die 
nien der in ihrem [Betriebe stehenden Lokal- und Vizinal- 
ahnen eingerechnet — auf 19642 km. Dagesen: beträgt die 
lometrische Länge der vollspurigen Linien innerhalb der 
" Friedensvertrag bestimmten neuen Grenzen nur 7052,7. km. 
avon ventfallen- auf. die eigenen Linven der Staatseisenbahnen 
998.2 km und auf die Linien. der in ihrem Betriebe stehenden 


6 km schmalspurige Linien als Eigentum der genannten Ver- 
altung zu verzeichnen. Die kilometrische Länge der doppel- 
isen Linien beträgt 863 km. Gegenwärtig sind noch 
km der Eisentumslinien der Staatseisenbahnen und 424 km 
in ihrem Betriebe stehenden Lokalbahnen von den Serben. 
etz. Die Länge der zu Westungarn gehörenden Staats- 
senbahnen beträgt 38 km, die der Lokalbahnlinien 192 km. 
er Durchganesverkehr wurde vor dem Kriege über 14 ent- 
prechend‘ ausesebaute und ausgestattete Grenzstationen 
bzewickelt; dagegen werden nach dem Friedensvertrage 
nicht weniger als 46. den Zwecken des Durchgangsverkehres 
licht entsprechende und zum großen Teil auch zur zweck- 
mäßigen Ausgestaltung und ‘Erweiterung nicht seelemete 
enzstationen erforderhch sein! 
ie Bahnunterhaltungsarbeiten stießen. vor dem 
ege auf keinerlei wesentliche Schwierigkeiten und waren 
jeder Beziehung einwandfrei, so daß die Züge auf den 
ıptlinien mit «einer Durchsehnittsgeschwindigkeit von 50 
100 we auf den Neben- und Lokalbahnen mit 40 km ver- 
en 'onnten. 
nfolge des Friedensvertrages örlierh Ungarn einen großen 
kr — etwa 356% — seiner Waldungen, was natürlich eroße 
Hemmnisse für die [Beschaffung der Schwellen bedeutet. 
In laufenden Jahre benötigen die Staatseisenbahnen 700.000 


er}; 
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okal- und Vizinalbahnen 40545 km. Außerdem sind noch | 


Schwellen. von denen sie im 


 ventar vom 30. Juni 1920 auf 8846 Stück, 


fall von 28308 Güterwagen zu verzeichnen. 


Bildliche Darstellung der Ladevorschriften für den Frachtstückgutverkehr. 


Änderungen, ohne die Übersichtlichkeit auch nur in irgend 
einer Weise zu gefährden. Zu berücksichtisen ist ferner, dab 
sich die Versandstellen an diese Form sewöhnt haben, und 
daß die Einführung eines wewen Verfahrens, das nur formelle, 
Bedeutung hät, berechtigterweise unerwünscht wäre. Jede 


Änderung jahrelane bestehender Einrichtungen im Ladever- 


kehr, auch wenn sie nur formelle Bedeutung hat, ist eine 
Fehlerquelle. Um aber zu geordneten Verhältnissen zu se- 
langen, müssen alle Änderungen formeller Art, die solche 
Gefahrquellen in sich bergen, unterbleiben. 

Das»in Vorschlag gebrachte Verfahren gibt ein Gesamtbild 
über die einer Umladestelle zufallenden Ladebefugnisse und 
hätte somit Bedeutung und praktischen Wert für die Umlade- 
stelle selbst, sowie für die Kontrollstellen. Die Umladestelle, 


die das Gut auf Grund der von der Versandstation im Fracht- 
brief angegebenen Ladevorschrift ladet, bedient sich schon 


tetzt bei Prüfungs oder Ergänzung fehlender Ladewese Aus- 
zuge aus den eisenen Ladevorschriften. Für die Versand- 
stellen wäre das Verfahren auch unzureichend, weil es nur 
den Verkehr behandelt, der sich über die Umladestellen bre- 
weet, dagensen die im eroßen Umfange angewendete Ladeweise 
unmittelbar von. der: Versandstelle ohne Inanspruchnahme 
einer Umladestelle unberücksichtist läßt. Ein etwaiger Ein- 
wand, daß sich. dafür Ladevorsehriften erübrigen, weil dieser 
Verkehr durch die in den Güterbeförderungsvorschriften vent- 
haltenen Stückgutwaeen seregelt wird, kann nicht anerkannt 
werden. Das Ladepersonal kann das Ladeoeschäft nur auf 
Grund von- klaren Angaben der Ladewege im Frachtbrief 
ordnungsmäßie ausführen. Die Bestimmungen in den Güber- 
beförderungsvorschriften genüsen nur für seimen ıenlo hie- 
erenzten Verkehr. Woenn schließlieh noch berücksichtigt wird, 
daß die Ladevorschriften immerhin auf Jahre hinaus Gültig- 
keit hatten und auch haben werden, so wird auch bei Bei- 
behaltung der jetzigen Form die Frage der Papierersparnis 
“weniger ins Gewicht fallen. Otto Hartmann. 


Die Internationale Verkehrskonförenz in Barcelona und die Eunallcn ungarischen 
Staatseisenbahnen. 


Bereiche der gegenwärtigen 
KGvenzen höchstens die Hälfte zu beschaffen imstande sind. 
Für das Eisenbahnmaterial für Bahnunterhaltungszwecke 
ist die Lage zünstiver; der Jahresbedarf beziffert sich auf 
100 Wasenladungsern, und es ist begründete Aussicht vorhanden, 
daß diese Mense durch die ‚einheimischen Werke wird seliefert 
werden können. 

Über das Sollende. Material seien folgende Angaben gemacht: 
Um im Bereiche. der wesenwärtisen Grenzen: einen. dem am 
30- Juni 1914 a erechauden Verkehr abwickeln zu können, 
wären 1582. Lokomotiven |]. Ranges und 665 Lokomotiven 
II. Ranges, zusammen demnach 2247 Lokomotiven, erforder- 
lich. die auch im Sinne der Beschlüsse der Wiedergut- 
machuneskommission der Verwaltung der ungarischen Staats- 
eisenbahnen gebühren. Dagegen. stehen bloß 1132 Lokomotiven 
I. Ranges, 500 Lokomotiven II. Ranges und 5 Lokomotiven 
III. Ranees. insgesamt demnach 1717 Lokomotiven zur Veer- 
füeung; ses fehlen also 535 Stück. Diese müßten von den 1140 
Lokomotiven zurückerstattet werden, die von den Rumänen 

verschleppt worden sind. 

‘Der Stand der Personenwagen beziffert sich laut. In- 
Davon stehen zur 
Verfügung 2348 Stück, von Älesen sind jedoch etwa 700 Stück 
noch in Ausbesserung hegriffen. Um auf dem gegenwärtigen 
Netze einem dem: Friedensverkehr entsprechenden Personen- 
verkehr standhalten zu-können, wären 3350 Stück (0,47 für 
1 km) Persönenwagen erforderlich, der Fehlbetrag beläuft 
sich demnach auf rund. 1000 Stück. (Die Rumänen haben 
hauptsächlich die neueren und größeren Personenwagen ver- 
schheppt.) Die im April 1920 durchgeführte allgemeine Wagen- 
kontrolle ergab eine Anzahl: von: 18332 Güter w agen auf 
unearischem, nicht besetztem Boden. Der Friedenszustand 
des Güterwagenparkes belief sich auf 104757 Stück, die Be- 
förderungsleistungen des Jahres 1913 wereichten 37 Millionen 

onnen, wOYvo auf das gegenwärtige Ungarn 16 Millionen, 
somit 43% der Gesamtleistung entfielen. In diesem Vierhält- 
nis gebühren der‘ Verwaltung 43%. sogar — in Anbetracht 
der Gattungen der aufgewebenen Güter — 45 % der Güterwag. en 
der 'Friedenszeiten oder 47 X 140 Stück: es 1st somit ein Aus- 
Da leider keine 
Aussicht besteht, die von den Nachfolgestaaten rechtswidrig 
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verschleppten Wagen in einem den gerechten Ansprüchen der 
Verwaltung entsprechenden Verhältnis zurückerstattet zu be- 
kommen, wird man die Beschaffung einer bedeutenden Anzahl 
von Güterwagen — etwa 15000 Stück — ins Auge fassen 
müssen, um so mehr, als etwa 17% des zur Verfügung stehen- 
den Güterwagenparkes bedeutende Ausbesserungen erfordert. 
Um die Anlagekosten auf ein möglichst. seringes Maß bie- 
schränken zu können, muß man hauptsächlich darauf dringen, 
daß als Grenzstationen jene Stationen bestimmt werden, dire 
zu diesem Zwecke mit möglichst geringen Kosten ausgestaltet 
und eingerichtet werden könnten. 

Für Ausbesserungszwecke stehen «esenwärtige 8 Werk- 
stätten zur Verfügung, deren Leistungsfähigkeit, sich in 
erfreulicher Weise stetig steigert. Nach Zusammenbruch der 
sogenannten Diktatur des Proletariats betrug die monatliche 
Durechschnittsleistung an Hauptrevisionen von Personen wagen 
100, im Mai 1920 dageeren bereits 454; ıebenseo. steigerte. sich 
die Durchschnittsbeistung der monatlichen Hauptrevisionen der 
Güterwagen in denselben Zeitabschnitten von 240 auf 1280. 


Erfreulich sind auch die Ergebnisse der Hauptrevisionen von ° 


Lokomotiven. 

Die Zugkilometerleistungen der Per sonenzüge sanken 
von täglich 181190 (am 15. Juni 1914) auf täglich 10 926 im 
Februar 1920. Seit diesem letzten. Zeitpunkte sind diese jedoch 
in stetiger Steigerune- begriffen; Sie erreichten im November 
1920 die Höhe von 22777 Zuskilometer; infolge der Ver- 
schlimmerune der Kohlenversorsung sanken sıe jedoch am 
1. Februar 1921 wieder auf 2099 herab. Ein weiterer Auf- 
schwung des Personenverkehrs ist gegenwärtig bloß seine 
Frage der Besserung. der Kohleniäge, 

Sämtliche Zahlen, “welche die stetige Abnahme des Standes 
des rollenden Materials seit dem Ausbruch des Krieges be- 
weisen, wurden der Boerse unterbreitet. Nach dem In- 
ventar vom 1. September 1%0 betrug die Anzahl der Loko- 
motiven 5010, die Anzahl der Personenwagen 8846 und die 
der Güterwagen 105 300 Stück. Dagegen standen zu Besinn 
des laufenden Jahres nur 1700 Lokomotiven und laut Wäagen- 


revision im Aprıl 1920. nur 2246 Personenwagen und 17070. 


Güterwagen zur Verfüsung. Um diese riesisen Ausfälle, die 
hauptsächlich auf die Verschleppung durch die Feinde zurück- 
zuführen sind, nach und nach decken zu können, wird: es noch 
ungeheurer materieller Opfer bedürfen. Die näheren Daten. 
wurden. ebenfalls der Konferenz vorgelest. 

Die Anzahl der Angestellten verminderte sich infolge 
der feindlichen Besetzunsen und. des Friedensvertrapes um 
Die Gesamtzahl des Personals bezifferte sich im Jahre 
1914 auf 163247 (davon 8059 Beamte, 60 833 Unterbeamte und 
94 355 Arbeiter); es beträgt dagegen gegenwärtig nur 73 258 
(und 10005 seflüchtetes Personal). 
Ungarn gebliebenen: und dorthin 'seflüchteten. Personäls be- 
steht aus älteren, somit auch höher besoldeten Angestellten, 
welcher Umstard avch de Bilanz uneünstix beeinflußt. 

Die regelmäßige Abwicklung des Verkehrs wird bedeutend 
erschwert durch den Umstand, daß noch immer eine croße 
Anzahl von Wagen infolge des allgemeinen Wohnungsman.els 


Der neue e Lokalgütertarif der tschlches wand Staatsbahnen. 


Von Dr. 


Die tschechoslowakischen Staatsbahnen stehen im Begriff, 
den meuen Lokalgütertarif, der ab 1. Juni in Gültickeit 
treten. «soll, herauszugeben, Damit wird endlich einem "sehr 
dringenden Bedürfnis abgeholfen, da die alten Tarife ‘wegen 
der. damaligen seringen Auflage für die Praxis hei weitem 
nicht mehr ausreichten, und die Handhabung des alten Tarifes 
wesen der vielen Änderungen und 'Ergänzun®en unsicher 
und sehr schwer „geworden ist. 

Mit dem neuen Tarif wird nun für die ganzen tschecho- 
slowakischen Staatsbahnen und die übrisen im Staatsbetriebe 
stehenden Bahnen «in einheitlicher Lokalsütertarif einge- 
führt. Die wichtigste Newerung ist die Einbeziehung der 
slowakischen Staatsbahnen in das einheitliche Netz, so 
daß der neue Kilometerzeiger alle zusammenhängenden Staats- 
bahnlinien enthalten wird. Bisher „alten in der Slowakei 
die Tarıfe der ehemaligen ungarischen Bahnen, die Satz- 
bildun«e erfolgte durch Zusammenstoß der Frachtsätze bis zu 
und von der slowakischen Grenze, so daß sich die Fracht- 
sätze infolge der Nichtdurchrechnung zu hoch „estalteten, 
was einer wirtschaftlichen Trennung eleichkam und nach- 
teilix wirken mußte. Das ganze Tarifsystem der Tschecho- 
slowakei schreit infolge der übermäßig großen Länge des 
Staatsgebildes im Vierhältnis zur Breite nach winem stark 
gestaffelten, also auf große Entfernungen billigen Tarif, 
damit die Bahnen und- Märkte nicht dem Wettbewerb der Nach- 
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| von dem aus den besetzten ae Selitchiinen Personal 


zu diesem Zwecke benutzt.) 
1920 YHur noch 14000 t, was seiner. Verminderung von: m 


-dem wären auch noch- monatlich 30 000 t serstklassiger Aus 
. lJandskohle zur Aufnahme eines normalen Verkehrs ‚erf 


im Personen- und Güterverkehr, die während dies’ ae n 


Beratungen der Konferenz begleitet. in der Überzeugung, 


. Trotz der großen Schwierigkeiten bieten auch die ungaris 
auf, um dieses Ziel baldmörlichst zu erreichen, und die 
‚stiegen in den Monaten November 1919, März 1920 und Apr 
Der crößte Teil des ın . 


‚folgte nämlich die Besetzung eines Teiles der Linien dies 


Hans Owesny, Prae. a 


‚Geltung- haben werden. 


Heft 2. staatseigene, an Privatbahnen anschließende Lin 


‚Stationstarif für Kohle zur Ausgabe gelangen. 


ı 


seinen Familien zu Wohnungszwecken in Anspruch genomm 
wird. (So wurden am 28. een 1920 noch 2272 Wa 
Es bessert sich jedoch die L 
von Tag zu Tag. roße Schwieriskeiten sind auch in bezu& 
auf die Materialien eschaffung zu überwinden, besonders \ 
Kohle und das Holz anbelanst. In Friedenszeiten förder 
die einheimischen Gruben 20 000 # Kohlen täglich, im Novem 


als 27% entspricht. Zur Aufnahme eines normalen Verkehrs 
wären monatlich 141000 t Normalkohle (von 4500. Kalorien) 
erforderlich; es stehen jedoch nur 115 000 t zur Verfügu 
somit ergibt sich ein Ausfall von 26000 t$ monatlich. Außeı 


derlich. 
Es wurden ferner die Angaben über. die Tarife 


nach demselben ‘erforderlich waren, der Konferenz 
breitet, ebenso auch die finanzielle Lage des Unternehm 
im «einzelnen veranschaulicht, und zwar durch Gegenübe 
stellung der Zahlen von 1911, 1912 und 1913. u denen. 
Kriegesjahre. k 

Die Verwaltung der Könielich. un Banfächen: Staatseis 
bahnen hat mit den besten Wünschen auf gute Erfolee 


die dort anwesenden tüchtieen Fachmänner mit Wohlwo. 
alles aufbieten würden, um die Lage der ungarischen Staa 
bahnen zu verbessern. Ohne Mithilfe des Auslandes wäre 
Erhebung auf den Stand vor dem Kriege kaum erreichb. 


Regierung und die Direktion der Staatsıeisenbahnen alle Krä 


aufopferunesvollen, fachkundigen Arbeit und Hingabe ist 
‚zu verdanken, daß in der letzten Zeit ein bedeutender 
erfreulicher Aufschwung in der Lage und Leistungsfähig] 
zu verzeichnen ist. So wurde z. B. vom 1. November 1919 
1. März 1920 «in Verkehr von insgesamt 169707 Wasenladun 

gen, d. h. von täglich 1402 Wasenladungen abgewickelt, eine 
Leistung, die sich in letzterer Zeit bereits zu. täglich 2 
Wasenladungen steigerte, was eimer Besserung von 100% « 
spricht: Die Dur vchschnittsleistungen an  Zwekilometer 
1921 von. gelien 35 23 auf 51 713 und 55 504. Mit allm 
die engen. Mescheeie steigern. NE Kontefenz 
breiteten bezüglich ihrer Linien auch die Südbahnges 
schaft und die Györ-Sopron-Ebenfurter E 
die Kaschau-Oder 


dureh ee Techechen — bloß auf die Lies erung der Zahlen: 
die Jahre 1914 bis 1918 beschränken. Im November 1918 


bahn entsprechende Denkschriften ; 


Gesellschaft, und Ende desselben Jahres waren Bi ‚sän 
liche Linien i ın Een Hand. = 


EN 


ee hen efall sich - ee Werde. und woll 
seinerzeit diesen Ausfall durch eine Tariferhöhung 
bringen. Dagesen haben viele Wirtschaftskreise energi 
Widerspruch erhoben, so daß keine Erhöhung eingefüh 
wurde und die Frachttafeln des ehemaligen Ööstereichische 
Gütertarifes mit den Erhöhungen und Änderungen bis 16. «M 
1920 beibehalten wurden, dıe nun für das ganze Staatseel 
In der Satzbildung sind nur ga 
kleine unwesentliche Änderungen. . Er 

Der Lokalgütertarif Teil II wird aus 3 Heften. DR »h 
und ist dem ehemaligen österreichischen Lokalgütertarif ähı 
lich. Heft 1 enthält alle zusammenhängenden Staatsbahnlinien 
und auch Linien der ramänischen Bahnen in Karpathorußlan 


und die im Staatsbetriebe. stehenden Privatlokalbah 
Heft 3 die Kaschau-Oderberger Eisenbahn samt den in ih: 
Eigentum stehenden Lokalbahnen. - Außerdem soll noc 


Im Heft 1 sind als Neuerung die staatseigenen. Lokalba 
tarifarisch in das Hauptbahnnetz mit einbezogen, so daß 
die Frachtsätze nicht mehr durch Zusammenstoß, SI 
a Re direkten Kilometersatz ebilänt eh was © 2 


2 - 


Damit verlassen die 
den Grundsatz der individwellen Behandlung der 
n, vorläufig aber nur bei den staatseinenen Lokal- 
Man hatte seinerzeit den Lokalbahnen die getrennte 
eehnung. meist auch noch eigene höhere Tarife be- 
ie noch jetzt bei den Lokalbahnen des Heftes 2, um 


ende Mindererträgnis auszugleichen und damit 
- em privaten Kapital. einen Ansporn zu „eben, sich 
ı [Bau ‚neuer les lebhafter : zu beteiligen, ‚Die 


1 Be esipenen een zur nee ge- 
16 Grundsatz er tarifarischen Einverleibung der Lokal- 


re sein und später ch, bei der so oft nlaren 
{ chung der 'staatsbetriebenen Privatlokalbahnen zur 
chführung gelangen. Vorläufig ist. es bei den staatsbe- 
guen-Privatiokalbahnen. wiegen der getrennt zu führenden 


Nachrichten 
 Vereinsgobiet. 
= - Deutschland. 


nı ee Bm ee a rare einer Mer 
betreffend Beiräte.für die Reichseisen- 

- zugehen lassen. Der Begründung des Entwurfes 
atsache el daß nn das ‚Nebeneinander- 
im mweuen 
Die 
sc sricberöiche Fer Eisen- 
, wäre A ee I lösen gewesen, wenn Art. 165 
sverfassung, - nach «dem das Reich in Wirtschafts- 
inzuteilen ist, bereits durcheeeführt wäre. Da” dies 
nicht "seschehen. ist, auf der anderen Seite aber die 
von Reichseisenbahnräten dringend ist, bezeichnet 
une erden es von Beiräten 


a 


ana, rer die en ee 
Hand des Reiches vereinigt sind,. müssen nunmehr 
Hemmunsen beseitiet werden, die sieh bisher in den 
er Wirtschaftsgebieten durch die politischen 

r Länder ergeben haben. Bei der Bildung der 
räte: ist daher das Politische mel und 


eehnunz ar worden: 
Sn diesen Richtlinien. sieht der Entwurf zehn 


bisherigen Beenbahnebezirken- a zum 
von ihnen. zusammenfassen. Nach dem Sanwurie 


Mat). Esmbure, Hannover, Köln, ee 
München und Stuttgart-Karlsruhe. Durch Zusammen- 
üherer Bezirke sind demnach umgebildet bzw. neu 

orden die Bezirke Stutteart-Karlsruhe, Frankfurt 
nnover, Hamburg, Leipzig. und Breslau. Neben 
mbahnräten soll für das sanze BReichsgebiet 
senbahnrat eingesetzt werden, der die 
äte ‚zusammenfaßt, ihnen aber nicht instanz- 


ihrenden Fragen des Verkehrs und der Tarife 
bahnen . Gutachten abzugeben. = sollen 


a dem Gebiete des Kpleranae- und des 
1cs sowie der Fahrpläne sehört werden. In diesen 
soll der Bezirkseisenbahnrat auch von sich 
Anfragen an die Reichseisenbahnverwaltung 
2 ee sollen zum. Teil von ie as 


‚8 


1 le, Te RASSE Sen 
lie Eiern, Wirtschaftskörper — Handels- 

erbekammern, Handwerkskammern, Land- und 
kammıern —, die Versichertenvertreter bei 
erungsanstalten und den Sonderanstalten 
Itenvertreter unter den Vertrawensmännern 
Roweit., nach dem Entwurfe 


tschechoslowakischen | Abrechnung nicht möglich. 


sonderen Interessen. eo erke A ein- 


Infolge der Nichtdurchreehnung 
stellen sich die Frachtsätze höher, dadurch ist das Wirtschafts- 
Sebiet, das zu den Lokalbahnen „ehört, im Weettbewerb un- 
günstiger eestellt, und gerade die Lokalbahnen, die sich erst 
eine. neue Industrie, neue Absatzeebiete schaffen sollen, 
brauchen «eigentlich billisere Tarife. Es mußten öfter Teil- 
ermäßieungen gewährt werden, um diese wirtschaftliche Un- 
eleichheit zu beheben. In dem neuen Tarif haben die Aus- 
nahmsetarife eine Umbenennung erfahren, teilweise mit 
ganz "seringfügieen Änderungen. 

Der neue Tarif wird außer der tschechischen Auszabe 
auch in einer tschechisch-deutschen Ausgabe erscheinen, was 
sehr wichtig ist, da der Lokaltarif auch im Auslande starke 
Verwendung finden wird, denn bei dem Mangel an direkten 
Auslandstarifen, die wegen der Valutaschwieriekeiten und 
den fortwährenden Satzänderungen nur sehr schwer zu ıer- 
stellen sind, muß im Auslandsverkehr die Satzbildung durch 
Zusammenstoß der ausländischen und inländischen Lokal- 
frachtsätze erfolgen. 


” 


auf eine Mehrzahl staatlich organisierter Wirtschaftskörper 
eine Mehrzahl von Mitelvedern entfällt, soll die Landesregie- 
rune bestimmen, welche dieser Körperschaften je für sich ein 
Mitollied oder mehrere Mitglieder zu wählen haben; soweit 
mehrere Landesresierungen beteiliet sind, sollen sie die Ent- 
seheiduns im. ‚gegenseitiven Einvernehmen treffen.‘ Durch 
den Entwurf erhalten sonach die beteiligten Länder grund- 
sätzlich das Recht, zu jedem Bezirkseisenbahnrat ein Viertel 
der Mitelieder zu ernennen. Dadurch wird die Vertretung 
der frei organisierten Wirtschaft (Verbände usw.) am .besten 


- sichergestellt, denn die Länderregierungen können so aus der 


eroßen. Zahl der Verbände usw. die wirklich einflußreichen 
auswählen und für diese Vertreter abordnen. Auf diese 
Wesrses erhalten die Länder zugleich die von ihnen wiederholt 
dringend weforderte Möglichkeit der Einwirkung bei der 
Regelung des Eisenbahnverkehrs.. Der Entwurf baut die in 
den Eisenbahnräten der Länder nicht in genügsiendem Umfanze 
durchseführte Zuziehunge von Arbeitnehmern . weiter 
aus, in dem künftig je ein entsprechender Teil der Mitglieder 
der Bezirkseieenbahnräte und des Reichseisenbahnrats von 
Arbeitern und Angestellten abeeordnet wird (bei den Bezirks- 
eisenbahnräten in: Drittel, beim Reichseisenbahnrat ein 
Viertel der sewählten Mitelieder, zu denen dann noch sr- 
nannte Mitelieder hinzutreten). 

Der Reichseisenbahnrat soll die Aufgabe haben, in 
wichtieen, die Interessen des gesamten Reiches. berührenden 
Fragen des Verkehrs und der Tarife der Reichseisenbahnen 
Gutachten abzuseben. Er kann auch von sich aus Anträge 
und Anfragen ‘an die Reichseijsenbahnverwaltung richten. 
Der Reichseisenbahnrat soll bestehen aus einem Vorsitzenden 
und dessen Stellvertreter, die vom Reichspräsidenten zu er- 
nennen sind, 32 von den Bezirkseisenbahnräten gewählten 
Miteliedern mehst der. eleichen Anzahl Stellvertreter und die 
besonders vom Reichswirtschaftsrat ernannten Mitelieder, dar- 
unter- je ein Vertreter der Arbeitgeber aus den Kreisen. der 
Privatbahnen, der Binnenschiffahrt und der Seeschiffahrt, 
webst der eleichen Anzahl Stellvertreter. .Die zum Reichs- 
eisenbahnrat zu wählenden Mitglieder müssen innerhalb des 
'Eisenbahnratsbezirks, für den sie gewählt werden, den Kreisen 
der Industrie, des Handelsstandes, der Land-.und Forstwirt- 
schaft, der Angestellten oder Arbeiter ansehören. Diese 
Mitelieder werden in den Sitzungen der Bezirkseisenbahn- 
räte gewählt. Der erste Wahlzeitraum soH am 1. August 1921 
beginnen. 

-Nach dem Entwurf sentsenden in die Bezirk seisenbahn- 
räte der Bezirk Königsberg 24, Breslau 56. Berlin 48, Ham- 
burg 48; Hannover 64, Frankfurt (Main) 56, Stutteart-Karls- 
ruhe 48, München 40, Köln 56 und Leipzie 64 Mitelieder, Zum 
Reichs-eisenbahnrat wählen Berlin und München je 4, die 
übrigen Bezirke je 3 Vertreter. 

— Elektrisierung der deutschen Eisenbahnen. Von amtlicher 
Seite wird uns mitweteilt: In der amerikanischen Fachzeit- 
schrift „Eleetrie Railway Journal“ veröffentlicht der Privat- 
dozent E. €. Zehme in Berlin einen Aufsatz mit der Über- 
schrift: „Eleetrification in Central Europe“, in dem unter 
anderem mitgsieteilt wird, daß Deutschland noch keine end- 
eültieen Entschlüsse hinsichtlich des Stromsystems für elek- 
trische Bahnen gefaßt habe und beabsichtige, zur Klärung 
dieser Frage demnächst einen internationalen Kongreß «in- 
zuberufen. Diese Ausführungen sind nicht zutreffend. Die 
deutsche Reichseisenbahnverwaltung hat, ebenso wie vordem 
die einzelnen deutschen Staatseisenbahnverwaltungen, soweit 
sie ebektrisch betriebene Bahnen besaßen, stets den einfachen 
Wechselstrom für ihre Fernbahnen als die allein in Frage 
kommende Stromart betrachtet und ist niemals, auch nicht 
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vorübergehend, von diesem Standpunkt abgewichen. Wie alle 
bestehenden Fernbahnen der deutschen Reichseisenbahnver- 
waltung mit Wechselstrom betrieben werden, so ist auch für 
die Elektrisierung weiteper Streeken ledielich der Wechsel- 
strom ın Aussicht genommen. Unter diesen Umständen er- 
übriet es sich auch, einen internationalen Kongreß zur Be- 
handlung der Stromartfrase einzuberufen. Wenn im Februar 
. J. ein Meinungsaustausch zwischen der Eisenbahnverwal- 


tung und bekannten, außerhalb der Verwaltung stehenden 
Sachverständigen über Elektrisierungesfragen stattgefunden 


hat, so eeschah dies in erster Linie, um die Strombezugfrage 
zu klären, 5 ’ 

— Das Rücktrittsrecht der Eisenbahner. Im Reichstae 
haben die Ab»eordneten Delius und Schuld folgende Anfrage 
@esbellt: 
trag über den Übergang der Staatseisenbahnen auf das Reich 
hat. das Reich mit Zustimmung der Länder sich damit ein- 
verstanden, erklärt, daß der Ablauf der Rücktrittsfrist auf 
einen Zeitpunkt verlest wird. der auf vier Wochen: nach Be- 
kannteabe der Grundsätze für die Einstufung der in den 
Reichsdienst übernommenen Beamten neu festgesetzt werden 

wird. Diese Grundsätze sind bisher nicht bekanntgegeben Wir 
"Traäsen deshalb an, wann sie zu erwarten sind.“ Hierzu 
schreibt „Dier Dieutsche“: „Nach unseren Erkundigungen an 


zuständiser Stelle wird sie Frist mit dem Tage der Vierab- 
sehiedune des newerdings winssebrachten Nachtragsetats, der 


die Grundsätze der Einstufung enthält, zu laufen beginnen. 
Es ist anzunehmen, daß das 
der Verabschiedung des Nachtraesetats die Frist reichlicher 
bemessen wird, um für  eventwelle Rücktrittsentscheidungen 
eine länsere Zeit zu gewähren.“ 


— Ein Vorschlag zur Personentarifreform. „Der Deutsche“ 


schreibt: ‚Bei der. bevorstehenden Erhöhung der Personen- 
tariße ist von Interesse eime Neuerung, die bei einer der 


erößten der noch übriz «ebliebenen Privateisenbahnen, - der 
Lübeek-Büchener Eisenbahnsesellschaft, vom 1. Juni d. J. ab 
ein®eführt wird. Diese Gesellschaft kehrt mit diesem Taxe 
zu den früher u. a. in Preußen; üblich gewesenen Rückfahr- 
karten zurück. Die Karten werden für Eil- und Personenzüge 
ausoeseben und „elten zur Hin- und Rückfahrt nur am Lö- 
sunesta@e. Bei Benutzung von Schnellzüsen ist der tarif- 
mäßige Schnellzugeszuschlae zu zahlen. Die Fahrkarten »elten 
an allen Tasen, also auch an Sonntagen. Der Fahrpreis beträgt 
rund 25 3 je Kilometer in der zweiten. Klasse und 16,7 3 in 
der dritten Klasse, während die neuen Einheitssätze der 
Reichsbahn 32,5 und 195 3 betragen. Es wäre wünschens- 
wert, wenn die Reichseisenbahnverwaltune prüfte, ob sie.nicht 
den tatsächlichen wirtschaftlichen Erschwernissen, die durch 
die Erhöhune am 1.‘ Juni eintreten, und die namentlich für 
die serinser ‘bemittelbe Bevölkerung eroß sind, durch eine 
eleiche Maßnahme in etwas abhelfen könnte. Die Ermäßieung 
würde in der Hauptsache. da die Rückfahrt an demselben Tage 
angetreten werden muß, dem Nahverkehr zugute kommen. 


— Eisenbahnfachwissenschaftliche Vorlesungen. 
liche Geheime Rat Prof. Dr. von der Leyen hält auch im 
Sommerhalbjahr 1921 Vorlesungen an der Berliner Universität 
über deutsches und internationales Eisenbahn-Verkehrsrecht. 
Sie. haben. am 28. April beeonnen und finden Dienstaes, 
Donnerstags und Sonnabends von 10—11 Uhr im Hörsaal 
70 statt. 


— Betriebspflicht der Kleinbahnen. Anläßlich eines Be- 
schlusses des Krieisausschusses des Landkreises Bielefield, den 
Betrieb der Kleinbahn iBrelefeld-Hoepen-Eckendorf zum 
1. April d. J. seinzustellen, hatten, wie wir der Zeitschrift 
„Der Eisenbahnbau“ entnehmen, die Abgeordneten Dr. 
hold und Koch (Oyenhauen) unter Hinweis darauf, daß durch 


diese Stillegung die dabei beschäftigten Arbeiter und Ange- 


stellten sowie das wirtschaftliche Leben in dem betreffenden 
Bezirk außerordentlich „eschädigt würde, beim preußischen 
Staatsministerium angefragt, ob ses bereit ist, die drohende 
Stilleeunz dureh finanzielle Beihilfen zu verhindern. Sie er- 
hielten foleende Antwort: 
Genehmieungssurkunde die Betriebspflicht auferlest. _ Eine 
Stilleseung der Kleinbahn ist daher nur. mit Zustimmung der 
Kleinbahnaufsichtsbehörden angängie; diese würden den 
Kreis aber nur dann von seiner Betriebspflicht entbinden, 
wenn sich nach winsehender Prüfung die dawernde Lebens- 
unfähigkeit der Kleinbahnstrecke herausstellen sollte. Was 
die angereste Unterstützung aus Mitteln des Kleinbahnhilfs- 
werks anlangt, so muß ses den Beteiligten überlassen bleiben, 
sich dieserhalb an den Kleinbahndarlehnsausschuß der Pro- 
vinz Westfalen zu wenden. Weoen der Besteuerung des Ver- 
kehrs auf den Kleinbahnen schweben noch Verhandlunsen.“ 


„Gemäß $ 26 des Gesetzes, betreffend den Staatsver- 


Reichsverkehrsministerium nach 


Der Wirk- : 


Kauf-. | 


Deutschlands ist, insofern, als 80% seiner ganzen Seein- ı 


„Dem Kreis Bielefeld ist durch die 


— Verkehrslage im Ruhrgebiet. Die „B. B.-Zte.“ vom 
d. Mts. schreibt: Im ‚Eisenbahnbetriebe des Ruhrbezirks w 
die Lage in der verflossenen Woche im allgemeinen befri« 
digend. Der Leerwasenzulauf zum Ruhrgebiet war’ an d 
letzten Tasen sehr stark, während die Anforderung »egen di 
Vorwoche um- rund 1500 Wagen im arbeitstäglichen Durch 
schnitt zurückblieb. Für Kohlen, Koks und Briketts wu 
in der vergangenen Woche im arbeitstärlichen Durchschn 
einschließlich der nachträglich bestellten Wasen 20 282 Wagı 
(sereehnet zu je 10 t) angefordert und auch vestellt. (Höch 
gestellung am 4. Mai 20625 Wagen.) Im eleichen Zeitra 
des Vorjahres betrug die Durchsehnittsgestellung 19 658 Wag: 
‘ Die Lagerbestände haben in der vergangenen Woche eine V: 
rinserung um etwa 55000 t, näinlich auf 371093 t serfahr 
Der Wasserstand des: Rheins ist infolge der Niederschläge 
Steigen begriffen. Der Cauber Pegel verzeichnet bis z 
9. Mai seinen Zuwachs von insgesamt 0,30 m. Die Kipp 
leistung in den Duisburg-Ruhrorter Häfen bezifferte sich 
23159 t. (26667 +), der Umschlag in den Zechenhäfen 
Kanäle auf 20693 t (24754). ? 


— Der Allgemeine Verband der isenbahrver ee (8 f 
Cassel) hat eine kleine Druckschrift ausgearbeitet und an 3 
 Eisenbahnbeamte und -arbeiter der früheren preußis: 
hessischen Staatsbahnen verteilt, die zur Aufklärune über 
Ziele der Eisenbahnvereine zur Werbung neuer Mitelie 
dienen soll. Es wird darin ein Rückblick auf die Entste 
«tes ersten Eısenbahnvereins in Cassel im Jahre 1896 und aı 
‚die folgenden weiteren Gründungen gegeben, bis es zur Gr 
dung des Allgemeinen Verbandes der Eisenbahnvereine k: 
Die Ziele der Vereine, die neben idealer Betätigung aue 
materielle Vorteile jeglicher Art ihren Mitgliedern ge 
wollen, werden dargestellt, die Organisation der Vereine, B 
zirksverbände und des Allgemeinen Verbandes wird beschr: 
ben, die Einriehtungen »eselliger, wirtschaftlicher und 
meinnütziger Art aufgezählt. Die kleine Schrift schließt 
einem an alle Eisenbahner serichteten Aufruf, sich den Ei 
-bahnvereinsbestrebungen anzuschließen und dadurch ® 
sıelbst, der Familie und gleiehzeitig allen übrisen Kameradı D 
zu hützen. : 


— Rechnungsrat Giebel. Am 41 Mai 1921 ist der Viokke 
- der Güterabfertigung Bremen-Zollausschluß, Rechnungs 
Giebel, aus seinem Amt geschieden, um in den. wohlverdien 
Ruhestand zu treten. Mit ihm scheidet ein Mann aus 
Eisenbahndienst, der sich um das Bremer Verkehrsleben h 
vorragend verdient gemacht hat, und dessen Name in der ( 
-schichte des Weserhafens in lebendiger Erinnerung blei 
wird. Giebel war in jeder Bez;ehung «ein. vorbildlicher 
amter. Sein Fleiß und seine Gewissenhaftigekeit Ko: 
nicht leicht übertroffen werden. Vor allem aber zeichn 
ihn ein gesunder praktischer Blick für alle Verkehrsfra 
seines umfangreichen Wirkungskreises und die Fähickeit 
die notwendig schematisch aufgestellten Verwaltungsvoi 
schriften dem Geiste nach auf die «igenartigen Verkehrs 
hältnisse seines Welthafens zur Anwendung. zu bringen 
auf diese Weise beiden Interessen. denen der Eisenbahn 
denen der Schiffahrt, zu dienen. Der viel seschmähte B 
kratismus war ihm eine fremde Erscheinung. Aus kle 
Anfängen heraus hat sich der Bremer Hafen zu ungeahn 
Blüte entwickelt. Als im Jahre 1888 der Eisenbahnanse) 
‚des Freihafens hergestellt wurde, und zwischen Preußen 
Bremen hierüber wein grundlegender Vertrag weschlos: 
‚wurde, da hat wohl keiner von den damaligen Verhandlu 
fühnern seahnt, daß der Eintritt Deutschlands in die 
wirtschaft und die Verbindung des Bremer Hafens mit 
Eisenbahn eine so glanzvolle Entwicklung haben würde. 
‘ Veerkehr hat sich stets in steigender Linie bewegt. Im Ja 
1890 wurden 230 000 t, im J ahre 1900 870.000 t, im J ahr 
-1650000 t. ım Jahre 1913. 2400000 t und» 
1975000 t über Bremen-Zollausschluß befördert. 
teristische des Bremer Hafens ist aber, daß er ein aus 18 
sprochener Eisenbahnhafen, ja der erste Henn a 


-ausfuhr über den Schienenstrang läuft und nur 20% ı 
Wasserstraßen. zufallen, während in er in diese 


nur 15 % mit der Eisenbahn befördert ee Se Tats 
hat die Entwicklung wiehtiger industrieller Betriebe und 
Schaffung umfangreicher -Lagerhäuser im Weserhafen 
beeünstigt, und aus diesen Anlagen hat sich wieder » 
fansreicher Eisenverkehr entwickelt. So konnte es nicht @ 
bleiben, daß die Gleisanlagen und die Rangeierbahnt 
dauernd vergrößert und vermehrt wurden und schließlich : 
eine Zweite Verbindung mit der Staatsbahn seschaffen v 
mußte. An dieser Verkehrsentwicklung hat Giebel, na 
er 1895 zum Leiter der Güterabfertigung Zollausschlu N: 
nannt war, erfolgreich mitgearbeitet. Seine reiche Erfahru 
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er Behandlung plötzlich auftretender Verkehrsfras®en 
e den Erfolge. Die ungünstige Lage der Nordseehäfen 
en großen Erzeugungsgebieten. konnte, abgesehen von 
segensreichen Seehafentarifen, nur durch äußerste 
chmellickeit in der Abfertigung wettgemacht werden. Das 
der wichtige Komponent der Wettbewerbskraft Bremens, 
nicht vernachlässigt werden durfte, und auf diesem Ge- 
te hat Giebel unermüdlich gearbeitet und geschafft. Selbst 
Bremer Kind, kannte ser seine Bremer und wußte, was er 
en schuldiz war, andererseits war sein Pflichtbewußtsein 
iner Staatsverwaltung gegenüber und seine Dienstauffassung 
ı ernst, um nicht diese Interessen mit Nachdruck wahrzu- 
nel Im Herbst 1861 in den. Eisenbahndienst bei der 

überabfertigung Bremen als Lehrling eingetreten, war er, 
oesehen von kurzen Kommandierungen zu den Abfertieun- 
in Achim und Osterholz-Scharmbeck, stets in Bremen be- 
häftiot gewesen und hatte sich überall, wo er Verwendung 
‚fand, die Anerkennung seiner Vorgesetzten, das Vertrauen 
"seiner Untergebenen und die Achtung des Verkehrspublikums 
zu erwerben gewußt, Die preußische und oldenburgische 
enbahnverwaltung haben ihm diese Anerkennung wieder- 
t durch allerhöchste Auszeichnungen zu erkennen gexeben, 


der Senat der Freien Hansestadt Bremen und die 
nische Kaufmannschaft haben anläßlich seines Aus- 
eidens ihm durch Abordnuneen ihren Dank für sein 


mes Verständnis ihrer Verkehrsfragen aussprechen lassen. 
n Giebel jetzt im Alter von 75 Jahren in unwebrochener 
beitskraft sein amtliches Wirkungsfeld verläßt, dann kann 
uf eine große Vergangenheit zurückblicken; die von ihm 
gemachte jährliche Statistik seines Hafenverkehrs erfüllte 
ı mit freudigem Stolz, denn. sie gibt ihm den Beweis, daß, 
weit es an ihm lae, Vieerkehr zu heben und zu pflegen, nichts 
säumt wurde. Er mußte aber auch auf die harte Kriegs- 
schauen, die kein Gebilde und Unternehmen härter treffen 
es als die Steehäfen. Mit tiefem inweren Schmerz sah ser 
ne heimatlichen Hafienbecken verödet und leer. Ein ge- 
_ sunder Optimismus ließ ihn aber doch nicht an einen Wieder- 
 aufstiee zweifeln, und in diesem Sinne beurteilte er auch die 
fahre des verhänenisvollen: Umsturzes. Sein Vertrauen auf 
ie sich immer wieder zur Oberfläche emporringende Arbeits- 
ft, die dem Deutschen als Pflicht angeboren ist, hat ihn 
ht im Stich gelassen, denn Bremens Energie ist es @e- 
n, sich im Hafenverkehr wieder vorzuschieben. G. 


Personalnachrichten. Im Bereich des Reichsverkehrs- 
teriums, Zweigstelle Preußen-Hessen, - sind folgende 
zungen. eingetreten: Dem Regierungsbaumeister des 
abahnbaufaches Guttstadt in Berlin ist die Stellung 
Vorstandes des Eisenbahn-Betriebsamts 5 daselbst über- 
gen worden. — ersetzt sind: der (Betriebsamtsvorstand 
as, bisher in Sulinsen (Han.). als Vorstand des Eisen- 
n-Betriebsamts 2 nach Köln und der Regierungsbaumeister 
Eisenbahnbaufaches Dubois, bisher in Coblenz, zur 
bahndirektion - nach Köln. — Dem Gerichtsassessor 
erbach in Breslau ist die Amtsbezeichnung „BRegie- 
sassessor“ beioeleot worden. — Dem Regierungsbaumei- 
Eisenbahnbaufaches von Gizyeki in Aachen ist 
> naehgesuchte Entlassung aus dem Reichsdienste erteilt 
den, — Der Reeierungs- und Baurat Prior, Vorstand des 
isenbahn-Betriebsamts 2 in Köln, ist gestorben. 

sr Bereich des Reichsverkehrsministeriums, Zweigstelle 
Bayern, sind folgende Änderungen eingetreten: Der Vorstand 
Betriebs- und IBauinspektion Lindau, Resierungsrat Anton 
tz ist in gleicher Diensteseisenschaft an die Eisenbahn- 
ektion Würzbura in etatsmäßiger Weise berufen worden, 
Gestorben ist der Reeierungsrat der Eisenbahndirektion 
irzburg, Andreas Gulleman.n. 


Osterreich,. 
— Abschluß der österreichisch-südslawischen Verkehrsver- 
ungen. In den letzten Tagen haben in Klagenfurt unter 
eitung des Sektionschefs Dr. Müller-Martini Verhand- 
n zwischen der österreichischen und der Regierung des 
eiches der Serben, Kroaten und Slowemen unter Teil- 
me von Vertretern der Südbahn stattgefunden, die die end- 
he Wiederaufnahme des seit November 1918 unterbrochenen 
rs auf den Linien. Marburg-Klagenfurt, Lavanttal- 
enfurt und Radkersburg-Luttenberg zum Ziele hatten. Sie 
N am 9. Mai zum Abschluß seiner Vereinbarung, in der 
chst die Anschluß- und Betriebswechselstationen bestimmt 
ten und zugleich abgemacht wurde, daß zur Erleichterung 
Beschleunigung des Verkehrs auch der beiderseitige Zoll- 
Grenzpolizeidienst in diesen Stationen durchgeführt wer- 
Für den Durchgang durch südslawisches oder öster- 


reichisches Gebiet innerhalb obiger V erkehrsrichtungen wurde 
vereinbart, daß .die Reisenden vom Paß- und Sichtvermerk- 
zwang und von der zweimaligen Zollprüfung frei sein sollen. 
An Stelle des Passes wird ein sebührenfrei auszustellender 
Durchzugschein oder ein -mit Lichtbild versehener amtlicher 
Ausweis genügen. Die Beförderung der Reisenden und des 
Gepäcks erfolgt in durchnehenden Wasıen. Diese Erleich- 
terungen werden. auf österreichischer Seite dem Reiseverkehr 
zwischen Graz und Klagenfurt und dem Verkehre aus dem 
Lavanttale mit dem übrigen Kärnten und der Steiermark zu- 
gute kommen. Auf südslawischer Seite wird die A bsperrung 
des Luttenberger Bezirkes von der Südbahnhauptstrecke be- 
seitiet. Die Lösung der Paßfrage zeigt den We, wie die 
gegenwärtig den Verkehr so sehr hemmenden Paßschwierig- 
keiten in. unmittelbarem Einvernehmen der beteiligten Staaten 
abgebaut werden können. Für die Südbahn, die durch Ver- 
kehrsabsperrungen und Reiseerschwerungen in ihren Einnah- 
nen arg geschädigt war, sind die newen Vereinbarungen be- 
sonders erfreulich. Da gleichzeitir auch schon alle Einzel- 
heiten über die Durchführung des Verkehrs auf, den erwähn- 
ten Durchzugslinien. geregelt wurden, wird der Verkehr unter 
Anwendung der vereinbarten Erleichterungen schon am 
1. Juni auf allen Linien aufgenommen werden. 


— Verkehrseinschränkungen auf den österreichischen Eisen- 
bahnen. Das plötzliche Abreißen der oberschlesischen Kohlen- 
versorgung wegen der dortigen Kämpfe und der damit im 
Zusammenhanse stehende Rückgang auch der sonstigen Aus- 
landskohlenbezüge haben die Bundesverkehrsverwaltung ver- 
anlaßt, darauf hinzuweisen, daß, wenn. nicht in kürzester Friss 
eine vollständige Beruhigung in Oberschlesien einträte, die 
österreichischen Eisenbahnen zu weitgehenden Verkehrsein- 
schränkungen genötigt sein würden, die voraussichtlich vom 
11. Mai an. sowohl den Schnellzug- als auch den Personenzue- 
verkehr treffen würden. Ebenso werde vom 10. Mai an die 
Annahme aller irgendwie entbehrlichen Güter eingeschränkt 
oder gesperrt werden müssen. Die näheren Einzelheiten soll- 
ten esondert kundsemacht werden. Die in den letzten 
Wochen mühsam angesammelten Kohlenvorräte müßten un- 
bedinst für den. Fall geschont werden, daß die Zufuhr von 
ausländischer Kohle erheblich und dawernd westört werden 
sollte. — Da seine Änderung der Verhältnisse nicht einge- 
treten ist, wurden. die geplanten Verkehrseinschränkunsen 
mit Wirksamkeit vom 11. Mai durcehseführt. 


— Die Einführung der Sommerzeit für Wien. Der Stadt- 
senat hat als Landesregierunz am 22. März beschlossen, bei 
der Bundesregierung die «Einführung der Sommerzeit, allen- 
falls nur für Wien, anzureoen. Ein endsültiser Beschluß der 
Regierung liegt zwar noch nicht vor, nach den eingeholten 
Erkundigungen ist aber, wie die „Rathauskorr.“ berichtet, 
die Zustimmung der Bundesregierung sehr unwahrscheinlich, 
Da der Stadtsenat als Landesrecierune zur Erlassunz einer 
Verordnung in dieser Sache nicht zuständig ist, bleibt nur die 
Möchchkeit, die Sommerzeit durch Übereinkunft aller be- 
teilisten Kreise für Wien einzuführen. Eine Mitwirkung der 
Bundesregierung ist allerdings auch in diesem Falle notwen- 
dig, weil insbesondere die Frühzüse der Lokalstrecken, welche 
einen eroßen Teil der arbeitenden Bevölkerung von ihren 
außerhalb Wiens oelegenen Wohnstätten nach Wien bringen, 
um eine Stunde früher fahren müßten. Der Bürgermeister 
als Landeshauptmann hat nunmehr angeordnet. daß für die 
allernächsten Tage eine Besprechung aller beteilieten Kreise 
unter seinem Vorsitze stattfindet, welche feststellen soll, oh 
die Einführung der Sommerzeit auf dem Wege der Überein- 
kunft möglich ist. 


— Zillertalbahn. Dieser Taze fand in Zell am Ziller die 
21. Giemeralversammlung statt. Der Geschäftsbericht und 
Rechntingsabschluß für das Jahr 1920 wurde genehmigt, dem 
Verwaltungsrate die Entlastung erteilt und der vorgelegte 
Gewinnvertellunesantra® einstimmig angenommen Nach 
diesem Antrase werden. 15 698. K. dem Betriebsreservefonds, 


220000 K. dem  Ernewerungsfonds zugewendet, 6600 K. 
zur -Taleunz von Prioritätsaktien, 37314 .K. zur Aus- 


schüttune einer 4prozentisen Dividende an. die im Umlaufe 
befindlichen Prioritätsaktien. 29349 K. zur Ausschüttung einer 
4% proz. Dividende an die Prioritätsaktien hit. B verwendet 
und der Rest von 5893 K. auf neue Rechnung vorgetragen. 
Die vom Verwaltunesrate beantragten Statutenänderungen. so- 
wie der Antrag auf Überweisung von 15 000 K. (Stammaktien- 
dividendenreserye) an den Ermewerungsfonds wurden gleich- 
falls einstimmig «enehmiet. 


— Wiederaufnahme des internationalen Reiseverkehrs auf 
der Donau. Dem Verordnungs-Blatt für Eisenbahnen, Schiff- 
und Luftfahrt entnehmen wir hierüber folgendes: Am 
2, Mai verkehrte der erste Expreßdampfer, der Reisende 
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und Güter in direkter Fahrt von Wien und im Tran- 
sitverkehre von Weslen her nach Beoerad - (Belgrad) 
aufnahm. Der Ersten Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft 


war es im Einvernehmen mit den. maßgebenden Stellen Süd- 
s//'awiens und in Gemeinschaft mit dem: Schiffahrtssyndikat 
3. H.S. möglich, nunmehr einen Expreßschiffverkehr zwischen 
Wien und Belgrad ins Leben zu rufen. Nach einer unfrei- 
willisen Ruhe von fast sieben Jahren befördern somit die 
Donauschiffe Reisende und Güter über die Grenze von fünf 
Staaten und machen damit fast die Hälfte der im Frieden von 
Personendampfern befahrenen Donaustrecke dem; internatio- 
nalen Verkehre wieder zugänglich. Dies insofern, als die 


Expreßdampfer unmittelbaren Anschluß an die Post- und Eil- 


dampfer besitzen, die die Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft 
zwischen Passau und Wien nächstens eleichfalls in Betrieb 
setzt. Infolgedessen werden von den früher von Passagier- 
schiffen befahrenen 2230 km nunmehr bereits 1056 km dem 
ununterbrochenen Verkehre erschlossen. Die schönsten. und 
größten Personendampfer der Gesellschaft, „Saturnus“, 
„Uranus“ und „Jupiter“, wurden in den Wien-Belsrader 
Expreßdienst gestellt: In der letzten Zeit vom Stapel selassen, 
daher auf das modernste ausgerüstet und ausgestattet, werden 
diese bis 1800 Personen fassenden Schiffe den Reisenden allen 
erdenklichen Komfort bieten. Auf jedem der vorhin genann- 
ten Dampfer ist Laderaum-für etwa 50 Tonnen Güter. voI- 


handen. Die Talfahrt von Wien nach Belgrad wird ungefähr 
36 Stunden — also nicht. wesentlich länger als mit dem 
Expreßdienst — dawern. Die Schiffe werden zunächst drei-. 


mal wöchentlich zu Berg und zu Tal abgehen. An jedem 
Montae. Mittwoch und Freitag um 8 Uhr früh wird der 
Expreßdampfer Wien verlassen, noch an demselben Tag in 


Bratislawa (Preßburg) und Budapest ankommen, im Laufe 


.des nächstfolgenden Tages die jugoslawischen Stationen Baja, 
Mohäes, Allımas, Vukoväar, Novi Sad (Neusatz) und Zemun 
(Semlin) berühren und um 8 Uhr 30 Min. abends Ressende, die 
Jusoslawiens Hauptstadt aufsuchen, und Güter, dıe für die 


‚Balkanländer und Übersee bestimmt sind, nach Belgrad brin- 


Sen. In veentseaseneesetzter Richtung werden die Expreß- 
schiffe jeden Montag, Donnerstag und Sonnabend 10 Uhr vor- 
mittags von Belgrad absehen und nach Berührung der auch 
von den talfahrenden Expreßschiffen bedienten Städte — die 
übrieen Zwischenstationen des. sonstieen fahrplanmäßigen 


Schiffverkehres werden nicht angelaufen — am nächstfolgen- 


den Mittwoch, Sonnabend und Montag in Wien ankommen 
Reisende mit weiterem Ziele nach diem Westen werden dann, 
nach Übernachtung an Bord des <Dampfers, am folgenden 
Tage die Fahrt nach Linz-Passau fortsetzen können. 


— Arbeiterkammern in der Republik Österreich. Bei den 
Bundesbahnen, bei dem Post- und Telesraphenwesen, bei den 
Privateisenbahn- und sonstigen Verkehrsunternehmunsen b£e- 
stehen schen seit Mitte 1919, Personalvertretungen, die gemäß 
S 2 des Betriebsrätegesetzes auf Grund: besonderer Dienstvor- 
schriften errichtet worden sind. Diese Personalvertretungen, 
deren Wirkungskreis sich auf die allgemeinen Personal- un 
Wirtschaftsangelegenheiten der Bediensteten der ‚einzelmen, 
Unternehmungen beschränkt, entbehrten einerseits eines inne- 
ren festeren Zusammenhanges untereinander, anderseits war 


ihnen mangels „esetzlicher Grurdlage die Möglichkeit «„e- 


nommen, die wirtschaftlichen Interessen des von ıhnen - ver- 
tretenen Personals im Zusammenhange mit den wirtschaft- 
lichen. Interessen der im Gewerbe, in der Industrie, im Handel 
und Bergbau tätigen Arbeiter und Ansestellten entsprechend 
zu verfoleen und. an den Bestrebungen mitzuwirken, die auf 
die Hebung der wirtschaftlichen und sozialen Lase der Arbei- 
ter und Angestellten aller Arbeitszweisie hinzielen. 

Dieser von den Personalvertretungen empfundene Mangel 
wurde durch das Arbeiterkammergesetz (Gesetz vom 
26. Februar 1920, St.G. Bl. Nr. 100) beseitiet, mit dem für 
tedes Bundesland der Republik Österreich eine Arbeiterkam- 
mer verrichtet wurde, die neben der bereits bestehenden Han- 
‚dels- und :Gewerbekammer, in der die Interessen der Arbeit- 
oseber eines Landes wertreten werden, eine gleichgeordnete 
Körperschaft für die Arbeitnehmer eines Landes "darstellt. 
Nach $ 1 dieses Gesetzes sind die Arbeiterkammern zur Veer- 
tpetune der wirtschaftlichen Interessen der im Gewerbe, in 
der Industrie, im Handel, im Verkehr und im Bergbau tätigen 


Arbeiter und Angestellten und zur Förderune der auf die’ 


Hebung der. wirtschaftlichen und sozialen Lage der Arbeiter 
und Anestellten abzielenden [Bestrebunsen. berufen. 

Die große Zahl der Bedienstetenschaft bei den Verkehrs- 
unternehmungen ‚eines Landes und ihre Bedeutung im: Wirt- 
schaftsleben sowie das erwähnte Bestreben nach einem inni- 
geren Zusammenschluß untereinander hat dazu „geführt, daß 
bald nach der Veröffentlichung des Arbeiterkammer sesetzes 


die Forderung nach einer Vertretung dieser Bediensteten- 


schaft in besonderen Sektionen der Arbeiterkammer erhoben. 
wurde. Diesen Bestrebungen wurde von der _Nationalver- 


+ Mitgliedern besteht; von diesen entfallen auf die Sektion 


" sonstiee Angestellte zählte: 


‘allen Haupt- und Lokalbahnen, bei der Post-, Telegraph 8 


31. Mai zum 1. Juni von. der bisherigen Stundenzählun 
"zweimal 12 Stunden auf die ununterbrochene. Stundenzähl 
: von 0 bis 24 übergegangen. 


statt, in der jene Regierungsvorlagen erörtert wurden, die 


lich des Zollschutzes ist es ihr Wunsch, daß die Ausfuh: 


 zogen- wende. 


_ unterzogen wird. = 


sammlung mit dem Gesetze vom 1. oktober 1920, st. 
Nr. 469, Rechnung setragen. Sonach gliedert, sich jede 
terkammer in 4Sektionen, und zwar in «eine Sektion 
Arbeiter, in «eine Sektion der Angestellten und-in je 

Sektion der in den dem öffentlichen - Verkehr dienenden Uı 
nehmungsen (Eisenbalfn, Dampfschiffahrt, Post, Teleg: 

beschäftigten Arbeiter und Angestellten. Zur Mitglieder; 
sei noch bemerkt, daß die Arbeiterkammer in Wien aus. 


Arbeiter 76, auf die Sektion der Angestellten 24, auf 
Sektion der Arbeiter der Verkehrsunternehmungen 6 un 
die Sektion der Angestellten der Verkehirsunternehmu 
24 Bugeer D 


2 Ungarn. 


= VER der. Verwaltung der Slantchonnen 
folge der namhaften Verringerung des ungarischen Eisen 
netzes ist die Neuorganisation der Verwiltung der 
bahnen. notwendig geworden. Als erster Schritt in d 
Richtung galt die Auflösung der linksufrisen ‚Betryebslei 
die im Jahre 1918 noeh 682 Beamte, 6550 Hilfsbeamte und 79 
Jetzt:wird das Personal zum Tk 
zur Zentral-Betriebsleitung, zum Teil zur Direktion und 4 
den übrisen. Betriebsleitungen versetz. Das zusammeng 
schrumpfte Eisenbahnnetz erheischte ferner die Vierschme. 
des Wirkungskreises. mehrerer verwandter Abteilungen, d d 
zum, Teil bereits durchgeführt wurde. 2 

——- Einführung der 24-Stunden- Deine (‚„Yei 
zeit“). Nach seiner Verordnung des Handelsministers wii 


Fernsprechverwaltung, bei den Schiffahrtsunternehm 
und im Bereich des Luftfahrwesens um Mitternacht 


— Konferenz zur Behebung der Wirtschaftskrise. "Un 
dem Vorsitz des Handelsministers v. Hegyeshalmy f fand“ 
Teilnahme der wirtschaftlichen Interessenten ‚eine Konfeı 


Behebung der Wirtschaftskrise bestimmt waren. Die Int 
essenten gaben dem Wunsche Ausdruck, daß neuerding rd 
Gesichtspunkte des Gewerbeschutzes zur Geltung el: 
sollen, und zwar sowohl bei der Regelung der Zollfragen 
auch auf dem Gebiete der öffentlichen Li®ferungen. Hinsi 


schränkungen nach Tunlichkeit fallengelassen und aue 
Angelegenheit der Ausfuhrgebühren einer Überprüfung 1m 
Einfuhrverbote werden: im allgemeinen v 
Interessenten nicht gewünscht, ‚doch fordert man Geg 
regeln solchen Staaten «egenüber, die sich dem Vierkeh 
oarns verschließen. Diesen Staaten gegienüber sollen von 
zu Fall Ausfuhrverbote angewendet werden. — Der. 
minister erteilte hinsichtlich der aufgeworfenen Fragen « 
gehende und beruhigende Aufklärungen und: versprach, & 
die derzeitine Regelung der Zollzuschläge aus den Gesice ch 
punkten des Gewerbeschutzes einer. Are N: acl 


a 7% N 


— Haftung der Eisenbahn bei niatandenee ‚Schäden. 
einer Regierungsverordnung ist in dem Falle, wo «eine. dı 
eine inländische Bahn beförderte oder eingelagerte "Wa 
Verlust geraten ist oder einen es. Ele i 


ern. stand, de Rechtslage die daß der. 
Gewalt verursacht anzusehen ist. Ist die Au 
in Verlust geratenen oder mangelhaft ne wa 
unter Besetzung gewesen, so, besteht die erwähnte Rech 
lage nur- dann, wenn seine Tatsache bewiesen 
kann, die ıes glaubwürdig erscheinen läßt, daß der Gewi: 
abgang oder die ee er Ware a a der. 
Linie oder Station erfolgt ist. 


a de Ude hetser Eisenbahn. en Ba ‚dar 


en ige der Kaschau- a Ee 
mit der Maßgabe verlost, daß sie vom 1..Juli bzw. 1. Sept: 
1921 an in. ungarischen Kronen zu dem ee i 


er ungarische Kronen und 1 Krk 
bei den lern zurückgezahlt, werden 


od GR  Kompensationsvertrages zwischen Ungarn 
h. Der mit Ungarn am 15. Juni. 1920 abee- 
hpensationsverirag e, der am 18. Dezember um 
d. i. bis zum 28. Februar 1921, sodann‘ am 
var 21 durch Noten weechsel der beiderseitigen Resie- 
zum 30. April d. J. verlängert wurde, ist hiermit 
etreten. Die Verhandlungen hinsichtlich dessen 
längerung sind eingeleitet worden, 
Regel ng des Zolltarifs. "Die ulsaniäche zollpolitische 
'e befaßte sich kürzlich in ihrer unter dem Vorsitze 
en er de Dr. ME Chorin gehaltenen 


Der Veeirendd 
5 ie ne en der Schaffung eines 
aan ah, en = ee Zn a 


ee war, hervorgeg Jansen. sind. Da 
»htlich des Zolltarifs den berechtiesten Ansprüchen der 
lichen Erzeugung Ungarns Rechnung getragen werden. 
BE - Knduebrio Entwicklungsmöglichkeiten. lc 


S Rolf D rei ch soll zunächst sein Zolltarif Ausge- 
werden, der wesentlich einfacher als der bis heri. ge 
1. Jeder Artikel soll unter der im Handelsverkehr 
Benennung behandelt werden. Die Verzollune dürfte 
nerhin | eine spezifische bleiben. und der Tarif selbst 
iner weiteren Erläuterung, sondern bloß eines aus- 
en Warenregisters bedürfen. 


} nsrat Dr. J. F: erenczi machte den Vorschlag, die 
rifklassen derart zu ordwen, daß sie, von dem heutigen 
‚bweichend, sich eher an das international eingeführte 
der Außenhandelsstatistik anschmiegen, Vorläufig 


Werden ; die eigenttichen: Zollsätze dürften erst später 
tie festgesetzt werden. ‚Die Wünsche nl ieher „Er- 


ehtie‘ ; werden, ch die des atleik ärken ‚wie ieh iener 

een s die überhaupt nicht organisiert sind. Dr. 
der v. Mathkovits lenkt die‘ Interessenten auf den 
daß wir «ine veıtragsmäßige Zollpolitik anstreben 
nd won ne Mhrkell der Hande et 


ö pe Ale v Peliny wies ee 
daß die Erhöhung gewisser Zölle auf die Goldparität dem 
m besten entspreche. Ferner betonte er, daß die 
von den jetzt bestehenden Fesseln. befreit ‚werden 
- Nachdem ndch mehrere zum Gegenstand gesprochen 
,‚ wurden die Vorschläge des. Berichterstatters Lengyel 


E dgas- und Petroleumbohrung im. Tolnaer Komitate. 
elische Gesellschaft, der die Ausnutzung des Erdgases 
leums in dem im Vertrage näher angegebenen. "Aus- 
tragen wurde, wird die Bohrungen in der Gemeinde 
Tolnzer' Komitates in. den nächsten Tagen in An- 
ehmen. Die Vorbereitungen sind bereits oetroffen, und 
E zur Brunnenbohrune erforderliches Rohr aus 
and elangt, wird mit an Arkeiten ae Vieerzus be- 


are von Musterwaren. nach Amerika. Nach 
Mm Zw vischen der ungarischen Regierung und der Cunard 
i Company Ltd. geschlossenen Vertrag ist diese Ge- 


nei arten. Eulntruchle artikel, nach Be 
Staaten und nach Kanada mit ihren Schiffen 
zu befördern. Die Sendungen dürfen jedoch das 
ja 10 t- und den an von 1 ebm nieht über- 


nase ie im rk leeren Ungarn verhältnis- 
lıeselbe wie im alten Ungarn. Der Bedarf ist zu zw el 

die inländische Erzeugung, zu einem Dritteile 
r angewiesen, Die Tschechen haben für Ungarn, 

'rianoner Frieden vorgeschriebenen Bedingungen, 
ee ‚Kohle 'oeliefert,, so daß die ungarischen 
io in Friedenszeiten einen erheblichen Teil 
; im DU aBaE deckten, vollkommen auf die in- 


dnstiellen Erzeugung entzogen werden nee 


ER 


a 


. genommen worden. 


Zw verfügt Ungarn derzeit über eine geringe Me »nore auslän- 
discher Kohle, jedoch ist die ungarische Industrie inmitten 
der Jetzt herrschenden. Wirtschaftskrise auberstande, diese 
teweren Kohlen in erößerer Menge zu beschaffen. Da aber 
infolge Verbesserung der ungarischen Valuta eine größere 
Menge ausländischer Kohle eingeführt werden. könnte, die dem 
Eisenbahnbetriebe zugeführt werden. sollte, könnte die un ga- 
rische Kohle nunmehr für die industrielle Produktion frei- 
gegeben werden. 


— Förderung der deutsch-ungarischen Handelsbeziehungen, 
Um «ine Besserung der deutsch-ungarischen Handelsbe- 
zrehungsen herbeizuführen, beschäftigt man- sich in. den unga- 
rischen. Wirtsehaftskreisen mit dem Gedanken, heitende Fach- 
männer des deutscher: Handels und der Industrie zu einem 
Besuche nach Ungarn einzuladen, um mit dessen Wirtschafts- 
interessenten näker in Verbindung zu treten. Die deutsch- 
ungarische Handelskammer ist geneiet, eine solche Studien- 
Deise durchzuführen. In Aussicht genommen sind dafür die 
Monkts Mai, 4 uni und Jul. x 


Niederlande. 


— ZDas neue Verwaltungsgebäude der Niederländischen 
Eisenbahnen in Utrecht ist am ?. d. M. amtlich in Gebrauch 
Am 2. Mai 1918 wurde der Bauplatz um- 
zäunt, so daß der Bauplan in 3 Jahren ausgeführt worden ist. 
Bei dem Bau wurden 20 Millionen Backsteine und 4000 am 
:Eiehenholz verwendet. Der schnelle Bau w ar in diesen 
schwierigen Zeiten nur durch Ausführung in eigener Ver- 
‚waltung unter fortwährender persönlicher Leitune des Bau- 
meisters Dr. van Ileukelom, [Bahndirektor der Niederländi- 
schen Eisenbahnen, möglich. Bei der Eröffnung wurde dem 
‚Baumeister sowohl von der Generaldirektion wie von dem 
Minister van Waterstaat Amerkennun® sezollt. 


— Die Einnahmen der Niederländischen Eisenbahnen be- 
trugen im Jahre 1920: 204 339 427 Fl. (152,35 Fl. für den Tag 
und das Kilometer) «„esen 156 425 080 Fl, (116, 61 Fl.) für den 
Tag und das Kilometer) in 1919. 


— Beförderung von. Fahrrädern. Während der Sommer- 
monate macht sich die Beförderung der großen Menge Fahr- 
räder auf den niederländischen Bahnen unangenehm bemerk- 
bar. Die Ver- und Entladuno „eben vielfach. Anlaß zu Zug- 
verspätungen. In diesem Sommer werden deshalb in bestimm- 
ten Zügen nötigenfalls Sonderwagen für Fahrräder »estellt 
werden, 


Uebrige europäische Länder. 


— Schwedens Auslandsverkehr, Mit Ausbruch des Welt- 
krieges und mit dem Abschluse der Grenzen zwischen 
den ‚kriegführenden Mächten brach der Verkehr Schwedens 
mit gewissen ventiegeneren . Ländern ab, und  infolge- 
dessen wurden bestehende Verkehrstarife aufgehoben. 
Aber auch mit den Ländern, die Schweden benachbart 
liesen, erfolgte der Verkehr seit den Kriegesjahren nach 
Tarifen, die mehr vorläufiger Natur waren und nach Bedarf 
und Gelegenheit ergänzt und geflickt wurden. Erst jetzt, 
drei Jahre nach Krieosschluß, scheint man zu festen Regeln 
in dieser Hinsicht zu kommen und in die tarıfarıschen Be- 
zuehungen zum Auslande ÖOrdnune zu bringen. Eines der 
vielen Hindernisse der Rückkehr zu Vorkrieesverhältnissen 
war der stärke Rückgang der ausländischen Valuta seit den 
Kriessjahren. Erst jetzt, wo die Kursverhältnisse nicht mehr 
die sewaltigen und schnellen, Veränderungen mach unten auf- 
weisen und: bei einem mehr oder weniger labilen Gleichge- 
wicht angelangt zu sein: scheinen, wo man ‘anderseits aber 
den anfänglichen Glauben an eine baldige Rückkehr .der 
Kursverhältnisse vor dem Kriege hat aufgeben müssen, hat 
man den: Versuch unternommen, die Verkehrsfrage nach 
newen Gesichtspunkten zu lösen. Vor dem Kriege wurden 


-ın Schweden Personen- und Gepäck scheine außer nach 


den übrisen skandinavischen Ländern und Finnland auch aus- 
oeweben nach Deutschland, Österreich, der Schweiz, Belgien 
den Niederlanden, Paris und London über das Festland, zu 
letzterer Stadt auch für Dampfboote über die Nordsee. Durch 
zusammenstellbare Fahrscheine konnte man außerdem. Fahr- 
scheine nach allen europäischen Ländern mit Ausnahme weni- 
ger (Spanien, Türkei, Bulgarien) erhalten. Diese Tarifbe- 
ziehungen wurden im Laufe des Krieges nacheinander abge- 
brochen, 1917 begann auch der Fall der deutschen Valuta, 
Schwieriekeiten in der deutsch-schwedischen Abrechnung zu 
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verursachen, da die Abrechnung immer noch auf Grundlage 
des Friedenskurses erfolgte. Am 1. Dezember 1917 wurden 
daler, teilweise infolge der vielen Tarißerhöhungen, alle 
unmittelbaren Fahrscheine nach Deutschland aufgehoben. 
Zum Ersatz erhielt eine Anzahl »rößerer schwedischer Statio- 
men die Verkaufsbefugnis für Fahrscheine nach den: Grenz 
stationen Saßnitz und Warnemünde und für Anschlußfahr- 
scheine von da nach Hambure und Berlin, letitere zum Tagies- 
kurs; 1918 wurden aber alle zusammengestellten Reisescheine 
eingezogen. Im Jahre 1919 begann das Staatsbahnreisebureau 
in Stockholm deutsche Koupons zum Tageskurse zu verkaufen. 

Im Jahre 1920 fand man indes, daß :von Seite der Bahn- 
verwaltungen etwas geschehen müsse, um den gegenseitigen 


Personenverkehr zwischen den verschiedenen Ländern zu er- 


leichtern, und im gleichen Jahre. kam ‚zum ersten Male nach 
dem. Kriege. wieder ein unmittelbarer Personenverkehr zwi- 


schen Deutschland seinerseits, den Niederlanden, Belgien, Eng- 


land, Italien und Österreich anderseits zu stande, Dabei 
mußte man bei der Aufstellung der neuen Tarife nach sanz 
anderen als den vor dem Kriege üblichen Richtlinien vorgehen. 
Anstatt wie vorker die fremden Anteile nach: einem- festen 
Kurse umzurechnen und so eimen festen Preis zu “erhalten, 
der in der Münze des eigenen Landes in die Tarife einge- 
setzt werden kann, mußte man jetzt auf die Kursverände- 
rungen Rücksicht nehmen und daher die neuen Tarife „be- 
weglich‘“ machen, d. h. die Möglichkeit offen lassen, die Fahr- 
scheinpreise auf den Strecken der fremden Verwaltungen nach 
dem Taseskurse zu bestimmen. Es kann (dies auf zweierlei 
Art seschehen. Im neuen deutsch-englisch-belgisch-nieder- 


ländischen Verkehre sind die Fahrscheinsätze für die fremden 


Linien in Landesmünze umgerechnet worden nach seiner An- 
zahl verschiedener Kurse, die nach Bedarf je nach Tageskurs 
verändert angewendet. werden können, d. h. je nachdem die 
Valuta des fremden .Landes steigt oder fällt. Im Verkehre 
zwischen Deutschland «einerseits und Italien und Österreich 
anderseits sind die Anteile wiederum in die Tarife in .der 
Währung der verschiedenen Länder eingesetzt worden, wes- 
halb also die Umrechnung der Anteile im Verkaufsfalle nach 
dem selbenden Tageskurs erfoleen muß. Der Tarif ist immer 
Schnittazif. ® 

Ende Oktober 1920 kamen die Vertreter der deutschen Bah- 
nen einerseits und der schwedischen, dänischen und. norwe- 
gischen anderseits zusammen, um Richtlinien für die Ord- 
nung der Personenverkehrsfrage aufzustellen. Man kam da- 
bei überein, den bei Krieesausbruch gültisen Stationstarif 
durch einen Schnittarif zu ensetzen, bei dem die Fahrschein- 
sätze für die deutschen Streeken in Mark und für die nordi- 
sehen Strecken in Kronen angeseben werden sollten. Be- 
züglich der Abrechnung wurde nicht ohne weinen gewissen 
Widerstand von deutscher Seite fiestoesetzt, daß am Schlusse 
der Abrechnungsperiode keine Saldierunge in Frage kommen 
solle. Dafür sollte jedes Land sein Guthaben in eigener 
Währung zugewiesen erhalten, ohne irgendwelchen Ausgleich 
von. Schuld und Forderung am Schlusse der Abreehnungs- 
periode. Der Tarif, der auf Grund dieser bisherigen “Veer- 
handlunsen. am 1. April in Kraft trat, beruht also auf diesen 
Grundlagen. Um die Umrechnune der Teilsätze der fremdon 
Strecken zu ‚erleichtern, ist keine Umrechnungszusammen- 
stellung ausgearbeitet und dem Tarif: beigeseben worden. In 
den Tarif sind etwa 25 schwedische und 70 deutsche Stationen 


einbezogen. 


Um den Personenverkehr unter den nordischen Staaten 
unter sich auf ganz einheitlichen Grundlagen zu ordnen, trat 
Mitte Februar 1921 ein Ausschuß in Stockholm. zusammen. 
Hierbei wurden ‚Richtlinien für den menen Verkehrstarif 
aufgestellt, der jetzt in Vorbereitung ist und am 1. Juni in 
Kraft treten soll. Der neue Tarif soll ganz und gar auf der 


Grundlage eines Schnittarifs aufgestellt werden, wie es schon‘ 


betreffend Schweden-Norwegen und Schweden-Finnland der 
Fall ist, wobei. die Anteile der fremden Länder in deren 
Währung angegeben werden. Eine Kursberechnung wird also 
künftig bei der Ausstellung sämtlicher nordischer Y.erkehrs- 
fahrscheine nötig. In den Verkehrstarif sind schwedische, 
norwegische, dänische und finnische Eisenbahnen und eine 
Anzahl Dampferlinien einbezogen. Zu den letzteren haben 


sich die finnischen Dampfergesellschaften, die den Verkehr . 


Stockholm-Abo und Stockholm-Helsingfors besorgen, äbwei- 
chend von. der Vorkriegszeit nicht angeschlossen. Der Haunt- 
vorteil der'’meuen Tarife ist, daß jedes Land bei dem Ab- 
schlusse der Abrechnung in. eigener Währung den Betrag für 
verkaufte Fahrscheine ausbezahlt bekonminıt, der ihm auf der 
Grundlage der im Tarif festgesetzten Fahrseheinantejle zu- 
kommt. 

Was den schwedischen Güterverkehr mit dem Anuslande 
betrifft, so treten auch hier mit dem Kriege nacheinander die 
verschredenen Gütertarifbeziehungen außer Kraft. Übrie oe- 
blieben ist nur noch die unmittelbare Güterbeförderuns nach 


'Schnittarif, und die Frachtsätze waren beiderseits des Sch 


"Währung für die deutschen Strecken und nach schwed 


‘eroße Verluste auf Grund der Frankaturschwankungen 


Deutscher Eisenbahnverwaltu \ 


Deutschland und den übrigen nordischen Ländern, zu de 
in dieser Hinsicht inzwischen auch Finnland gerechnet wer 
kann. Der jetzige - Veerkehrstarif- zwischen Schweden, 
wegen und Dänemark einerseits und Deutschland ande 
beruht auf Grundlagen, die sowohl bezüglich der Anordnu 
und Aufstellung der. Frachtsätze wie auch der Festsetzung 
der Tarifierungsvorschriften, und der Gütereinteilung um 19 
bestimmt wurden. Der Tarıf in seiner Gesamtheit war 


punktes in Pfennigen aufgestellt, so daß bei unmittelb, 
Beförderung immer eine 'Kursberechnung (8:9) stattfin 
mußte. {Bei der Aufstellung des Tarifs war man genau ı 
einbeimischen deutschen Tarifmuster ‚gefolet, und es war 
jeder Tarifklasse desselben auf: schwedischer Seite eine ı 
lichst mahestehende schwedische Tarifklasse ing 
Während der vergangenen Krisenjahre ist hierin bisher 
srundsätzliche Änderung nicht vorgenommen worden. 
wurde auf Vorstellung von deutscher Seite nach stärk 
Widerstande von seiten Schwedens der 'Frankaturzwang 
Sendungen von und mach Deutschland durchgeführt, w 
Umrechnung nach dem Friedenskurs erfolgte. Zugleich w 
die Umexpedition auf den Grenzstationen durch eine pro 
twelle Erhöhung der deutschen Sätze für Auslan 
dungen verhindert. Diese Maßnahme verschaffte den d 
schen Bahnen große Vorteile, indem sie in. Frachthinsicht 
Niedergane der deutschen Valuta ausglich. Seitdem w 
der Frankaturzwang insofern eingeschränkt, als die Fra 
für fremde Strecken im fremden Lande selbst in des 
eigener Währung zu erlegen ist. Es hatte dies die Wirkung 
daß der Abreehnungsbetrag zwischen den Ländern bedeut 
zusammenschmolz, da die Versender es vorzogen, in Schw 
tür die schwedischen Strecken und in Deutschland für 
deutschen zu bezahlen. Zunächst auf Grund der Kur 
hältnisse zwischen schwedischer und deutscher Währung fa 
man es 1920 angezeiet, die Frachtsätze zwischen schwedische 
und deutschen Stationen zusammenzusetzen nach deuts 


Währung für die schwedischen Strecken, ohne daß dabei di 
Klasseneinteilung ‘oder die Tearifbestimmungen -berü 
wurden, , Be Be 
Am 1. Dezember 1920 kam ein neuer deutscher Güt» 
tarif heraus, der grundsätzlich in hohem Grade von dk 
bisher üblichen und dem deutsch-nordischen Gütertarif 
Grunde hessenden Gütertarif abwich.. Diesen newen deutsche 
Gübertarif auch für den nordisch-deutschen Verkehr anzı 
nehmen, hätte für viele schwedische Ausfuhrwaren eine 
deutende Frachterhöhung bei unmittelbarer Beförderung 
schwedisch-deutschen Verkehre bedeutet. Im November 1 
schlug daher die schwedische Eisenbahndirektion den deut 
schen Behörden die Ausarbeitung eines newen Tarifs zwisch 
Deutschland und Schweden vor. Ende Januar d, J. trat 
Berlin ein Verbandsausschuß zusammen, und hier wurde 
die Richtlinien für den Tarif aufgestellt, dessen, Ausarbeitı 
nunmehr in vollem Gange ist, und dessen Einführung f 
den 1. Juli oder 1. August d. J. zu erwarten ist. Bei 
Aufstellung der Tarifierungsvorschriften und der Güterel 
teilung wird tunlichst dem deutschen Gütertarif gefolk 
wobei jedoch in allen wichtigeren Fällen auf den sch'we 
schen Gütertarif Rücksicht genommen - wird. Der nm 
Tarif wird also in gewissen Fällen besondere Vorschriften 
für Tarifierung auf deutscher und solche auf, schwedischei 
Strecke enthalten, mit Angabe der Frachtanteile in der eigenen 
Landeswährung. Die Gütereinteilung gibt die Tarifierung‘ 
auf deutscher und teils auf schwedischer Strecke an. Fi 
die . schwedischen Strecken werden die 'G@ewichtssätze von 
5 und 10 Tonnen beibehalten, und die Abrundung des Fracl 
betrages ist für jedes Land für sich vorgesehen. Die Kur 
berechnung nach dem Tageskurs erfolgt wie bisher. Um die 
Einführung der deutschen Erhöhungen früher als mit dı 
Ausgabe des neuen Tarifes zu _ ermöglichen, - wurde 
15. März ein „Änderungs- und Zusatzheft“ herausgege 
das die mewe Gütereinteilune für eine große ‚Anzahl 
Warenarten enthält und mit dem genannten Tage in Kraft tr 
. Auch im rein nordischen Güterverkehre erwies sich 
Durchführung des Frankaturzwanges als nötige, um 


vermeiden. 1919 wurde Finnland in seinen schwedisch-nor 
gischen Gütertarif einbezogen. ee 


— Nachrichten von den schweizerischen Eisenbahnen. 
Vorsteher des eidgenössischen Eisenbahndepartements. bu 
desrat Haab, hat den Entwurf des neuen Eiser 
bahnecesetzes fertiegestellt. Außer Bestimmungen 
eine Abänderung des Rückkaufgesetzes "betrifft das 
im wesentlichen die Organisation und Verwalfung der 8. B 
es umerenzt also die Befugnisse der Bundesversammlung, 
Bundesrats und der verschiedenen Organe der ‘Bundesba 
verwaltung. Soweit es sich aus den Mitteilungen der Pr 


ee“ ..” 


N läßt, hat sich das Eisenbahndepartement die Vor- 
ige der Expertenkommission, ‘die wir in Nr. 19, 8. 374 
er Zeitung im einzelnen dargestellt haben, im wesent- 
chen zu eigen gemacht. Insbesondere ist die Verminderung 
er Zahl der Generaldivektoren auf 3, der Kreise auf 3 und 
t Kreisdirektoren auf je einen für jeden Kreis beibehalten 
orden. Die Eisenbahnräte bleiben für jeden Kreis bestehen. 
ie Zahl- der Verwaltungsratsmitglieder wird auf 11 festge- 
tzt, von denen je einer von den drei Eisenbahnrätien, die 
rigen von dem (Bundesrat gewählt werden. Der Gesetz- 
wurf soll anfang Juni der Expertenkommission des Bun- 
zats vorgelegt werden; die Vollziehungsverordnung ist 
ichfalls fertiggestellt. In. der Junitagung werden die. eid- 
össischen Räte über die Vorlage entscheiden. Wir werden 
dann auf sie zurückkommen. — Der Verwaltungsrat hat 
Abscehlußreehnung der S.B.B. für das Jahr 
%20 genehmigt. Die Gewinn- und Verlustrechnung schließt 
it einem Passivsaldo von 31,7 Millionen Franken ab. Am 
Ende des Geschäftsjahres belief sich demnach das Gesamt- 
ıvsaldo, einschließlich der Verluste aus früheren Rech- 
aungsjahren auf 92,738. Mill. Franken. — Angesichts dieser 
chlechten 'Geschäftslage hat die @e eneraldirektion Beueadiuns 
jeder gestellte Gesuche auf Einführung ermäßieter 
antags-Rückfahrkarten.ablehnen müssen. Diese 
ahrkartensorte, die bei den ehemaligen ‚Vereinigten Schwei- 
bahnen und der Jura-Simplonbahn bestand, ist übrigens 
ei den S. B.B. niemals vorhanden gewesen. Auch der An- 
ac auf ‚Wiedereinführung | kurzfristiger General- 
bonnements ist aus finanziellen Gründen abgelehnt 
orden. — Ein 'Konzessionsgesuch für eine schmalspurige 
stalpenbahn von Misox nach Thusis über den Beru- 
‚ardim-hat die Gemeraldirektion wegen ungenügender Bau- 
oranschlags- und Rentabilitätsberechnungen abzulehnen bean- 
t.. — Die Elektrisierungsarbeiten auf der 
thardbahn haben, durch den milden Winter berün- 
gt, rascher, als ursprünglich erwartet wurde, gefördert wer- 
ı können. Der Rückgang der Materialpreise und beilweise 
uch der Löhne läßt seinen weiteren günstigen Fortgang 
chert erscheinen. Man hofft, die südliche Strecke Bel- 
zona-Luecano-Chiasso schon Ende Oktober dem 
elektrischen Betrieb übergeben zu können. Der neue Rangier- 
"bahnhof Bellinzona soll ‚schon Ende Mai vollendet sein, ZU- 
ich auch der doppelspurige Ausbau der Strecke Gubiasco- 
1 Sasso. Die nördliche Strecke Erstfeld-Goldau wird, wenn 
keine Zwischenfälle eintreten, am Ende dieses Jahres elek- 
isch befahren werden können, so daß am 1. Januar 1922 die 
00 km lange Gotthardstrecke vollendet ist und die für den 
hresfahrplan. 1921/22 vorgesehene aufenthaltslose Durch- 
rung von Nachtschnellzügen zwischen Arth-Goldau und 
Iinzona in Wirksamkeit treten kann. Der Verkehr auf der 
tthardbahn läßt angesichts der wirtschaftlichen Krise noch 
zu wünschen übrig. In letzter Zeit nehmen aber die 
tohlentransporte nach Italien zu. ‚Infolge vermehrter Liefe- 
x von Saarkohlen nach Italien. wird eine weitere Vier- 
ehrssteigerung erwartet. Der nicht vollendete Teil des 
eiten Simplontunnels betrug Ende März nur noch 
) Meter. Es sind noch etwa 2 km Schienen zu legen. Die 
bektrische Fahrdrahtieitung ist auf der Nordseite vollendet, 
ıf der Südseite in Arbeit. Es wird beabsichtigt, den. zweiten 
Yi unnel am 1. Dezember in Betrieb zu nehmen; die italienische 
cke soll bis dahin ‚gleichfalls fertigge stellt sein. Die 
ätische Bahn konnte anfangs Februar auf der Strecke 
ndquart-Thusis den Betrieb aufnehmen. Vorläufig wer- 
1 täglich 8 elektrische Züge auf der Teilstreeke Landquart- 
hur und 6 von Chur nach Thusis geführt. — Über die 
ektrischen Lokomotiven der 8.B.B. hat jüngs 
? Öbermaschineningenieur Weiß in einem Vortrage Mit- 
ei lungen gemacht. Im Jahre.1917 wurden. die ersten 4 Probe- 
omotiven von den Maschinenfabriken Oerlikon und Brown- 


Frühjahr 1918 wurden. 20 Lokomotiven nachbestellt; 1920 
rden 60 weitere Maschinen vergeben, so daß heute 84 elek- 
rische Lokomotiven teils abgeliefert, teils in Arbeit sind. 
E; er Stück wurden. außerdem durch Gelesenheitskäufe be- 
schafft. Von diesen 88 Maschinen entfallen 15 auf den 
Chnellzugsdienst, 36 sind Personenzugs- und 37 Güterzugs- 
nas hinen. Diese Lokomotiven haben heute einen Wert von 
und 74 Mill. Fr.; während z. B. der Inventarwert der Ende 
1920 vorhandenen 1082 vollspurisen Dampflokomotiven nur 88 

M ıllionen beträgt. Im allgemeinen kann man sagen, daß sich 
die Lokomotiven, von Kinderkrankheiten abgesehen, gut be- 
t haben, und daß sich auch das Führerpersonal in die 
Betriebsart gut und eifrig eingearbeitet hat. Über die 
‚haftlichen Erfolge, die sich heute noch nicht endgültig 
ehen lassen, ist zu erwähnen, daß auf der Strecke Bern- 
n im Jahre 1920 rund 6200 t Kohlen erspart worden sind. 
as bedeutet bei dem Preise von 170 Fr./t eine Kohlenerspar- 

von über 1 Mill. Fr. — Auf der Strecke Bern-Thun ver- 
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veri & Cie. bestellt; sie wurden erst 1919 geliefert. Schon ' 
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kehren seit einiger Zeit elektrische Heizwagen, in 
die elektrisch geheizte Dampfkessel eingebaut sind, "die die 
zur Ileizunge der Züge nötige Dampfinen.ge liefern. In einem 
der Heizwagen kommt zum erstenmal ein Kessel zur Ver- 
wendung, der ohne Transformierung den Strom direkt aus der 
Fahrleitung bekommt und in Wärme umsetzt. Diese Anlage 
arbeitet mit 15000 Volt. Die Höchstleistung des Kessels be- ' 
trägt 1200 Kilowätt, sie kann aber durch Leistungsregulierung 
bis auf 300 Kilowatt heruntergebracht werden. Die beiden 
anderen Heizwasen sind für Speisung mit transformiertem 
Strom (etwa .1000 Volt) eingerichtet, der von den Lokomotiv- 
Transformatoren entnommen wird. Einer dieser Heizwage: 
‘soll für die elektrischen Züge der Gotthardstrecke Erstfeld- 
Bellinzona verwendet und dort weiter beobachtet werden. 


Fremde Erdteile. 


_ — Löhne, Frachtsätze und Preise in Amerika. Bei «einer 
Besprechung mit Voertnetern der Presse hat Präsident Hardine 
sich über die Lage der Eisenbahnen im Verhältnis zur allee- 
meinen Wirtschaftslage ausgesprochen. Die Lage sei sehr 
ernst, führt der Präsident aus. Die Frachtsätze seien so hoch, 
daß es-teuper sei, Erzeugnisse der Landwirtschaft aus manchen 
Teilen des Landes nach Neuyork zu brinsen, als sie von 
Übersee zu Schiff nach dem Hafen von Neuyork anzufördern. 
Statistische Angaben, die vom Verein der Eisenbahn-Betriebs- 
beamten veröffentlicht worden sind, bringen den Nachweis, 
daß trotz der Preissenkunsen der letzten Zeit die Preise für 
Waren aller Art immer noch erheblich höher stehen als die 
Frachtsätze. Während die Preise des Jahres 1920 196 % der- 
jeninen von 1916 ausmachen,. sind die Frachtsätze nur 49% 
höher als damals. Bis Ende 1920 blieben die Tariferhöhungen 
weit hinter den Preissteigerungen zurück, und erst die Preis- 
senkunsen, die in letzter Zeit eingetreten sind, haben den 
Abstand zwischen beiden verringert. Die Preissteigerungen 
waren im Jahre 1920 fast doppelt so groß wie die Tarif- 
erhöhungen, und auch im Januar 1921 bestand noch ein Unter- 
schied von 11%. In den letzten vier Monaten des Jahres 1920 
war der Verkehr auf den Eisenbahnen der Vereinigten Staaten 
stärker als in dem entsprechenden Zeitraum der letzten drei 
vorhergegansenen Jahre. Die erhöhten Frachtsätze, die im 
Herbst 1920 eingeführt worden sind, haben also nicht den 
Erfol&e »ehabt, den Verkehr abzudrosseln. Wenn seitdem ein 
Verkehrsrückgang eingetreten ist, so hat er andere 'G ründe, 
die mit dem Darniederliegen des Geschäftslebens in der ganzen 
Welt zusammenhängen. 


— Der elektrische Betrieb der brasilianischen Zentralbahn 
ist in Aussicht genommen. Wie die Schweiz. Bauztg. mitteilt, 
hat der Landeskongreß für diesen Zweck 60000 Contos (32,5 
Mill. Dollar) bewillist. Über die zu verwendende Stromart 
ist noch kein Beschluß „gefaßt worden; es ist jedoch anzu- 
nehmen, daß auf Grund nordamerikanischer und englischer 
Einflüsse der Gleichstrombetrieb bevorzugt werden wird, 


— Arbeitergesetzgebung in Australien. Obgleich oder 
vielleicht weil? — in Australien die Arbeiterpartei herrscht, 
ceht es auch dort nicht ohne Streitigkeiten zwischen Arbeit- 
sebern und Arbeitnehmern ab, und auch die Eisenbahnen 
haben darunter ihr Teil zu leiden, wie z. B. aus dem Bericht 
über den Ausstand bei den Staatsbahnen von Woestaustralien 
in Nr. 8, 8. 156 d. Zte. hervorseht. Die Arbeitergesetzgebung 
hat die Parlamente der australischen Bundesstaaten wieder- 
holt mit wechselndem Ergebnis beschäftigt. Infolge des Um- 
standes, daß dieser Zweig der Gesetzgebung den (Bundes- 
staaten überlassen ist, fehlt es an Einheitlichkeit, und dieser 
Mangel, der besonders bei den Eisenbahnen besteht, führt 
manchmal zu besonderen Schwierigkeiten. In Queensland, 
Neusüdwales und Westaustralien legen die Eisenbahnarbeiter 
ihre Lohnforderungen dem Schiedsgericht des betreffenden 
Staates vor, und wein rechtskundiger, vom Gesetz dazu be- 
rufener Richter entscheidet über diese Forderungen sowie 
über sonstige, das Arbeitsverhältnis betreffende Fragen in 
einem für beide Teile bindenden Urteil. In Vietoria, Süd- 
australien, Tasmanien und Neuseeland wird dagegen von Zeit 
zu Zeit nach Bedarf ein Sondergericht zus sammengerufen, um 
die Forderungen der Arbeiter anzuhören und zu. beraten. 
Diese Sondergerichte bestehen aus einer gleichen Anzahl Ver- 
treter der Arbeiter und der Verwaltung; den Vorsitz führt 
ein reehtskundiger Schiedsrichter. Die Entscheidungen dieser 
Gerichte werden durch die Eisenbahnkommissare der Regie- 
rung vorgelegt und erlangen erst, durch deren Ge nehmieung 
“Rechtskraft. Die Sondergerichte sind also bloße beratende 
Körperschaften. Die Arbeiter sind, so wird berichtet, weder 
mit dem einen noch mit dem anderen Verfahren zufrieden, 
Bei zwei Eisenbahnen, die in den Geltungsbereich der ent- 


Nr. 20 E en en 


6 —- 


scheidenden Gerichte fallen, haben diese Entscheidungen An- 
laß zu Arbeitseinstellungen und zu Drohungen mit Ausständen 
gegeben... Neuerdings ist dadurch eine veränderte Bechtslage 
seschaffeen worden, daß das oberste Bundesgericht eine Ent- 
scheidung‘ „efällt -hat, 
. wenn die ‚Bundesstaaten an ihnen beteiligt sind, der. Recht- 

sprechung der ‚Bundesserichte unterliegen. _ Infolgedessen 
können die Arbeiter ihre Forderungen einem Bundesschreds- 
»ericht vorlesen, in dem ein Richter des ‘obersten ‘Bundes- 
&erichts vorsitzt. Um ihre Ansprüche auf diesem Wege besser 
verfolgen zu können, haben sich die Gewerkschaften der 
Eisenbahnarbeiter der Bundesstaaten zu einem Verband zu- 
sammengeschlossen, der alle Eisenbahnarbeiter von kanz 
Australven umfaßt. ; 


Bücherschau. 


— Die Eisenbahntechnik der Gegenwart. Unter Mitwirkung 


von. Fachgrenossen herausgegeben von Dr.-Ing. Barkhansen,- 


Dr.-Ing. Blum, Courtin, von Weiß. Erster Band: Das 
Eisenbahn - Maschinenwesen. BrSberz AD: 
schnitt: Die Eisenbahnfahrzeuse Erster 
Teil: Die Lokomotiven Zwete Hälfte, erste 
Lieferung: Heißdampflokomotiven mit ®in- 
facher Dehnung des Dampfes. Dritte, umgearbeitete 
Auflase. Bearbeitet von Dipl.-Ing Brückmann, Berlin. 
Mit 696 Abbildungen im Texte und 11 lithographiıschen Tafeln. 
Berlin und Wiesbaden. 'C. W. Kreidels Verlag. 1920, Preis 
seheftet 120 N, gebunden 140 M. 

Die Herausgeber weisen darauf hin, daß ihre Absicht, die 
ncch fehlenden Abschnitte der dritten Bearbeitung der Loko- 
motiven vereinigt herauszugeben, nicht hat durchgeführt 
werden können, einerseits wegen des Umfanges, der dem Heiß- 
dampf bei Verwertung der newesten Forschungen zugestanden 


werden müßte, anderseits, um die Herausgabe des vorliegen- | 


den Bandes nicht ungebührlich. hinausschieben zu müssen, 
Sie machen ferner darauf aufmerksam, daß die Arbeit einem 
weuen Gebiete zugewendet sei, auf dem umfassend planmäßige 
wissenschaftliiche und im Betriebe auseeführte Versuche 
noch wenige vorliegen. Die vorhandenen Beobachtungen, die 
bei dem heutigen Zwangszustande der Wärmewirtschaft er- 
höhte Bedeutung beanspruchen, sind vom Verfasser sorgsam 
zusammensetragen und ausgewertet; dabei ist, wie den Her- 
"ausoebern beizupflichten ist, eine Sammlung der Heißdampf- 
lokomotiven der Welt entstanden, wie sie in gleicher Voll- 
ständieckeit noch nicht vorliest. Der dem Gesamtwerke sonst 
gesetzte Rahmen ist dabei, der Bedeutung des Gegenstandes 
entsprechend, freilich überschritten. Die tiefgründige Arbeit 
umfaßt 600 Seiten Text, der noch erweitert ist durch weine 


30 Seiten starke Zahlenzusammenstellung der bisherigen Bau- ' 


arten und Ausführungen von Kesseln und Lokomotiven aller 
Länder, sowie durch 11 Tafeldarstellungen, die das überaus 
reiche zeichwerische Veranschaulichungsmaterial, das zur Er- 
läuterung des Textes dient, noch weiter ergänzen. 

Der seinleitende geschichtliche Abschnitt zeigt, wıe weit die 
Anrecun®en "über die Anwendung überhitzten Dampfes bei 


Lokomotiven zurückreichen. Wie der Gedanke der Lokomotive - 


überhaupt, wurzelt auch der des Überhitzers in England 
(1839). Es verblieb indessen ın der Folgezeit im wesentlichen 
bei Patentanmeldunsen; einzelne Versuchsausführungen er- 
gaben keine wesentlichen Erfolge, bis in den 90er Jahren des 
vorieen Jahrhunderts Wilhelm Schmidt auf Grund einsehen- 
der Vrersuche weitgehendes Entgesenkommen bei den preu- 
Bisch-hessischen. Staatsbahmen fand, dem der bahnbrechenie 
Erfol& der Heißdampf-Lokomotiven in der Welt zu danken 
ist. Von den beiden vorgeschlagenen Formen, dem Rauch- 
kammerüberhitzer und: dem Rauchröhrenüberhitzer, hat sich 
endeultie der letztere allgemein eingebürgert. Alle ıeinschlä- 
ginen Erfindungen - rühren aus dem laufenden. Jahrhundert. 

Dias Werk zerfällt in seinem Hauptteil in einen allgemeinen 
Abschnitt; in dem die theoretischen und die Versuchserund- 
lasen behandelt sind (Teile 1 bis 12), einen Abschnitt, der 
sich mit den Baustoffen für die Überhitzer und ihren Bau- 
arten und Ausführungen beschäftist (Teile 13 und 14), einen 


Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Ab- bzw. Zureehnung von Vereinsbahnstrecken. 


Die Strecke Emmerich-Elten-Reichsgrenze 
(11.77 km) ist vom 1. Mar 1920 den Vreereinsbahnstreeken der 
Niederländischen Staatseisenbahnen ab- und denjenieen der 
Eisenbahndirektion Essen zugerechnet worden. 


wonach derartise Anßwelegrenheiten, 


. kessel und der Überhitzer, in der der Wärmedurchgang dur 


‚in dem größeren Arbeitsvermögen des von der Gewiehtseinh 


‚die Berechnung einer Heißdampfmaschine durchgefüh 
‘ Anwendung der grundlegenden Formeln aus der Mi 


werte liefern. Insbesondere sind die Ergebnisse von D | 


‚ teilen — 
 büchsen, Dichtungen, Sicherheitsventile, Luftsaugeven 


Anzahl neuester Heißdampflokomotiven, die auf deu 
belgischen, - dänischen, . 


. Lokomotiven und die Tafeln foleen. 


 Buchausstattung der Vorkriegszeit zu erreichen. 


und "Überhitzung. 
betrachtung, daß bei einfacher Dampfidehnune ein Kessel 


itzung nur noch geringie Ersparnisse gewährt. Die fı 
den. Teile des ‚ersten Abschnitts ‘befassen sich mit de 
zeugung des Heißdampfes, dem Verbrennungsvorsange | 
Kohlen- und Ölfeuerung und der Theorie der Lokome 


‚Heizflächen der verschiedensten. Art sehr eingehend beh 
delt ist; die Ergebnisse der Untersuchungen. sind in G 
chungen zusammengefaßt, die den Berechnungen zugrunde z 
legen sind. Die entwickelte Theorie ist weiterhin an 
suchsergebnissen nachgeprüft, die auf der französischen. 
bahn, sodann von Goss, Lomonossow und Busse ang 
worden sind. Zum Schluß erfolgt die genaue Durchrechnu 
eines bewährten Heißdampfkessels nach den bisher aufgest 
ten Gleiehumgen im Vergleich mit einem gleichartisen 
dampfkessel. Die Überlegenheit des Heißdampfkessels 
Kohle erzeugten Dampfes, während die Wärmewirkungsgra 
der beiden Kessel nur unbedeutend voneinander abweichen, 


"Der zweite Abschnitt gibt Anweisungen. übe 
für die Überhitzer zu verwendenden Baustoffe, insbe; 

aber eine umfangreiche beschreibende Übersicht über die 
schiglenen. Arten der zur Verwendung sekommenen Üh 
hitzer; bei allen Bauarten, mit Ausnahme der von Sehmi 
sind die heute noch in Kraft stehenden Patente angegeh 


‚In: sehr ausführlicher Weise ist im dritten Abschn 
fußt im. wesentlichen auf Versuchsergebnissen, die 
des trockenen, gesättigten und überhitzten Dampfes di. 


versuchen mit Lokomotiven benutzt ' worden, die die Aı 
rikaner auf Versuchsständen -ausgeführt haben; 'Beharrung 
zustände auf der Strecke sind in der Regel nicht zu erreich 
Bei den. deutschen Eisenbahnen sind leider Versuchss 
auf denen Versuche hätten angestellt. werden können 
vorhanden.- Aus den Ergiebnissen sind Schaulinien 
Zahlentafeln entwickelt, aus denen dann die Hauptabme 
gen der Dampfmaschine abgeleitet sind. ° Die Kiesselabn 
sungen sind nach früheren Darlegunsen zu ermitteln. 


‚Der vierte Abschnitt verbreitet sich über die Aus 
führung der Heißdampflokomotiven, beginnend mit den Ei: 
Einströmrohre, Dampfzylinder, Kolben, Sto 


Druckausgleichvorrichtungen, _Dampfschieber, Stew 
Schmierung —, fortfahrend mit den Vorschriften 


Behandlung der Lokomotiven vor, während und n 
Fahrt, und anschließend mit der Beschreibung einer 


englischen, französischen, 
dischen, italienischen, norwegischen, Österreichischen, ° 
giesischen, rumänischen, russischen, schwedischen, se) 
rischen, serbischen, spanischen, türkischen, unga: 
asiatischen, afrikanischen und amerikanischen Bahn 
wendung finden. Eine ergänzende Beschreibung | 
Bauarten. bildet den Schluß des Hauptteils, dem "dann 


‚als Anhang beigegebene Zusammenstellung von Kessel] 


Alles in allem weine glänzende Arbeit, die wieder von 
schem Können und deutscher Gründlichkeit volles 
ablegt. Das Äußere des Buches und die iBildbeiga 


den den ganzen Erfolg des Bestrebens, wieder di. 


zDr.K em 
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Eisenbahn-Generaldirektion Karlsruhe 
1. Juni 1921 kann die Abfertigung von Personen, 
preßgut, Milch, Hunden und Arzneimitteln zwisch 
der Strecke Freiburg-Basel gelegenen Haltestelle 
gen und allen Stationen der Eisenbahn-&ener: 


Karlsruhe stattfinden. 


” 


ter von 73 Jahren der 


‚bildlicher Pflichttreue verwaltet. 
und einer seltenen 


worben. 


5 Schwerin, den 11.. Mai 1921. 


2, Güterverkehr. 


eutseh-Sächsischer Güterverkehr. 
it Gültigkeit vom 16. Mai 1921 wer- 
Be eniernungen für Bremen In: 
shafen und Laarwald Grenze ein- 
l Näheres enthält unser Ver- 


s-Anzeiger für den Bereich der 
alie preußisch-hessischen Staats- 
bahnen. ° (528) 
resden, am 10. Mai 1921. 

- - Eisenb.-Gen.-Direktion, £ 

mens der beteiligten Verwaltungen. 


verkehr. Gemeinsames Heft. 
Mit Gültigkeit vom 1. April 1921 
h den. im Nachtrag II auf 8. 17 die 
Überfuhrgebühren. für Tiersendungen 
schen Mannheim Hbf. und Mann- 
im Viehhof auf 19 N 30 4 erhöht. 
resden, am 10. Mai 1921. (529) 
Eisenb.-&en.-Dir., 
geschäftsführende Verwaltung. 


älzisch-Bayerischer | Tierverkehr. 

m 1..Mai 1921 wurde im Verkehr mit 
Saarbahnen die Frankenwährung 
Ü -Aufischluß erteilen die 
stellen. = (530) 
hen, den 10. Mai 1921. 

arifamt beim Reichsverkehrs- 

i Prior, Zweigstelle Bayern. 


itteldeutsch-sächsischer Verkehr, 
Heft 1 und 2. 

A Gültiekeit vom 15. Mai 1921 wird 
e Entfernung- Schweidnitz N.-Nieder- 
ch geändert und für Sendungen 
der Fische zwischen Cunewalde 


rift des Bahnweses über Görlitz 
inekte Abfertigung zugelassen, 
werden mit Gültigkeit vom 


hreiben der Geschäftsführenden Verwaltung sind ser- 


worden: 

51 vom 7. Mai 1921 an dia deutschen Generaldirektio- 
Direktionen sowie an die Reichseisenbahnzweigstelle 
Kl und an das Reichsverkehrsministerium, Zweigstelle 
er betreffend die ‚Bestabrechnung: des Vereinsreisever- 


nzeiser und der Tarif- und Ver- 


Bisch - Hessisch - Sächsischer Tier- _ 


rlin Görl. Bf. bzw. Cottbus bei 


a. - 5 


# Am 9. Mai d. J. verschied nach kurzer Krankheit in Schwedt Biene: im 


Geheime Oberbaurat a. D. 
Friedrich Wilhelm Piernay. 


> Der Verstorbene hat der mecklenburgischen Staatseisenbahnverwaltfing 
eit dem 1. April 1891 angehört und sein verantwortungsvolles Amt als Dirigent 
er technischen Abteilung der Generaldirektion 23 Jahre hindurch in vor- 
Dank seines reichen technischen Wissens 
atkraft und Schaffensfreudigkeit hat er sich hervor- 
ragende Verdienste um das Verkehrs- und. Wirtschaftsleben des Landes 


Seine erfolgreiche Tätigkeit und die volle Achtung seiner früheren 
tarbeiter und Untergebenen ‚sichern dem Entschlafenen ein. ‚ehrenvolles 


(544) 


Der Präsident der Eisenbahn-Generaldirektion. 


> 1-Juh 1921 die Entfernungen für eine 
‚Anzahl Statiowen der 


Nordhausen- 
Werniseroder Eisenbahn, der Greußen- 


Ebeleben-Keulaer Eisenbahn und der - 


Hohenebra-Ebelebener Eisenbahn ge- 
ändert. Das alsbaldise Inkrafttreten 
der Erhöhunsen sründet sich auf die 
vorübergehende Änderung des S 6 der 
E.V.O. (R.-G.-Bl. 1914, S, 455): - Aus- 
kunft geben die beteiligten Güterabfer- 
tigungen sowie das Auskunftsbüro, hier, 


Bahnhof Alexanderplatz. (531) 
Berlin, den 9. Mai’ 1921. : 
Eisenbahndirektion. 
Staats- und Privatbahn-Güterverkehr 


— Tiv.5 —, Heft BI5 und B II 18. 
Mit Gültickeit vom 15. Mai 1921 ist im 


- Deilheft BI5 Seite 8 bei Gülzow mit 
* Hamburg L.B. und im Teilheft. BIL18 


Seite 49 bei der Knotenstation 443 


(Hamburg L.B.) mit Gülzow an. Stelle 


des Kreuzes eine Tarifentfernung von 
428 km «einzutragen. Näheres enthält 
die am 16. Mai 1921 erscheinende Num- 
mer des Tarifanzeigers.. Auskunft 
geben auch die beteiligten Güterabferti- 
gungen sowis das Auskunftsbüro, hier, 


Bahnhof Alexanderplatz. (532) 


Berlin, den 10. Mai 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Deutscher Eisenbahn-Gütertarif, 
Teil IB (Tfv. 1b). 
Mit Gültigkeit vom 15. J uni 1921 
werden erhöht: 

a) ım $ 22, Edelmetalle, Kost- 
barkeiten USWw.: außer der 
Fracht zu erhebende Gebühr bei 
Beförderung in Gepäckwasen 
‚(Ziffer 2) in’Eil- oder Schnellzügen 
von 7,20 MH auf 12 M. in anderen 
Zügen von 480 M auf 8 MA für den 
Wagen und das Tarifkıilometer; die 
Mindestgebühr für. das Tarifkilo- 


a) Deutscher 


-- 


Nr. 20 


Nr. IV 78 vom 7. Mai 1921 an die am Vereinsreiseverkehr 
bebeilisten oder beteiligt gewesenen außerdeutschen Verwal- 
tungen, betreffend die Bestabrechnung aus dem Vereinsreise- 
verkehr (abgesandt am 11. Mai d. J.); 

Nr. II 42 vom 10. Mai 1921 an sämtliche Vereinsverwaltun- 
sen und an die Herren Mitglieder des Preisausschusses (ab- 
| gesandt am 16. Mai d. J.). 


Amtliche Bekanntmachungen. 
1. Nachruf. | 


meter (Ziffer 4) von 24 M auf 
100 M, im sanzen von 600 MA auf 
2400 M. 

b) ın den $$ 22 (5), 31 (2) 4, 38: das 
Begleiterfahrgeld von 9 3 
auf 13 8: Die verkürzte Ver- 
öffentlichungsfrist ist auf Grund 
der vorübergehenden Änderung des 
86 E.V.O. (s. R.-G.-Bl. 1914, S. 455) 
vom Reichsverkehrsministerium S- 
nehmigst. ( 535) 

Bierlin, den. 11. Mai 1921. 

Eisenbahndirektion, 
als «oeschäftsführende Verwaltung. 


Deutscher Eisenbahn-Tiertarif, 
Teil I (Tfv. 1500). 

Mit Gültiekeit vom 15. Juni 1921 
treten folgende Änderungen in Kraft: 
&) Das DBegleiterfahrgeld (Ausfüh- 

runssbestimmunsen IX 1 u 2 zu 
& 48) wird von 9 3 auf 13 8 er- 
höht. 

b) Im Abschnitt CIb des Niebenge- 
bührentarifs wird das Begleiter- 
fahrseld für die Hinreise von 9 8 
auf 13 8, für die Rückneise von 
14,8 3 auf .19,5 3 erhöht. 

c\) als 8.7 (2) der Allsemeinen Tarif- 

‘ - vorsehriften wird neu aufgenom- 
men: „(2). Im Sinne des Reichs- 
stempelgesetzes vom 3. Juli 1913, 
Tarifnummer 6d, gelten auch ohne 
ausdrücklichen Antrag des Absen- 
ders alle Wagen als zur ausschließ- 
lichen Benutzung z„estellt, wenn 
durch die Eisenbahn keine Zusam- 

; menladung mehrerer Sendungen 
(s. z. B. $ 10) vorgenommen wird.“ 

Die Änderunre der Ausführunssbe- 
stimmung ist gemäß 8 2 E.V.O., die ver- 
kürzte Veröffentlichunssfrist auf Grund 
der vorübergehenden Änderung des 8 6 


E.V.O. (s. R.-6.-Bl. 1914, 8. 455) ge- 
nehmigt. (536) 
Berlin, den 11. Mai 1921. 
Eisenbahndirektion, 


als seschäftsführende Verwaltung. 


Eisenbahn - Gütertarif, 
Teil II, Heft A, Anhang 6 — Tiv. 200, 
b) Gemeinschaftliches Heft CIb 
(Stationstariftafeln usw.) — Tiv. 200, 
ec) Staats- und Privatbahn-Tierverkehr 
Tfv. 1504, 

Mit Gültiekeit vom 15. Juni 1921 ab 


werden. erhöht 


1. die im Hieft A, Anhang 6, im Ab- 
schnitt D. 5. angegebenen Gebühren 
(das sind: Bahnhofsfracht, Über- 
fuhrsebühr im Verkehr mit Lager- 
plätzen, Stellgebühr, Umstellgebühr 
und Gebühr für die Zurückholung 
bereitgestellter, aber nicht bela- 
dener Wasen); 

2, die im Abschnitt III. des . Heftes 
CIb angegebenen Gebühren; 

3. die im Abschnitt D4 des Staats- 
und Privatbahn-Tiertarifs senthal- 
temen Überfuhrgebühren usw. 


Nr. 20 


er x 


e Zeitine. des We 
-_ Deutscher a. 


Die neuen Gebühren werden ver- 
öffrentlicht 
zu 1: durch die am 125. 6. 21 er- 
scheinende Neuausetabe des An- 
hanss 6 zu Heft A, 
zu 2: durch den ebenfalls am 
15. 6. 21 erscheinenden Nach- 
trace 6 zum Tarifheft CIb, 


zu 3: durch den Tarif- und Ver- ° 


kehrsanzeiser. 

Die Verkürzunx der - Veröftfent- 
lichungsfrist oründet sich auf die vor- 
übergehende Änderung des 8 6 .der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung (R.-G.-Bl. 
1914, Seite 455). — Auskunft geben: nach 
Erscheinen der Tarifdrucksachen auch 
die beteilisten Güterabfertigungsen so- 
wie das Auskunftsbüro, hier, Bahnhof 
Alexanderplatz. (533) 

Berlin, den 12. Mai 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Deutscher Eisenbahn-Gütertarif, 
Teil I. 
Besonderes Tarifheft enthaltend Aus- 
nahmetarif 6. 

Mit sofortiger Gültigkeit werden die 
Stationen Esch (Westf.), Hörstel und 
Lassenbeck unter die Gewinnungs- 
stätten IV 1a) des Ausnahmetarifs 6 
für Steinkohlen usw. aufgenommen. 
Nähere Auskunft durch die Abferti- 
sunessbellen. \ (543) 

Münster .(Weest£f.), 13. Mai 1921. 

Eisenbahndirektion. | 


Deutsch-schweiz. elle, Teil I, 


Abt. 

Mit Gültickeit vom an Mai 1921 wird 
im Verkehr aus der Schweiz 
nach Stationen im Gebiete 
des deutschen Reiches der 
Höchstbetrag der zugelassenen Nach- 
nahme (auch Barvorschuß) auf 50 Fr. 
festgesetzt. Über diesen Betrag hin- 
aus dürfen Sendungen nach Deutsch- 
land nur mit bahnseitisen Vorfrachten, 
Barauslagen der Eisenbahnen oder 
deutschen Zöllen, die durch Zollquittung 
nachzuweisen sind, belastet sein. 


‚Verkehr nach der Schweiz ist 


Aufgabe .der Nachnahme in Mark 
oder in Franken zugelassen. 

Karlsruhe, den 11. Mai 1921. (541) 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


.Nor dwestdeutsch- Bayerischer 
Gütertarif. 

Mit sofortiser Gültiskeit werden die 
Stationen Bümmerstede, Bokeloh, Fle- 
chum, Haselünne, Herzlake, Scharmede, 
Schleper in den Tarıf aufgenommen 
und die Entfernungen für mehrere 
Stationen geändert. 

Näheres bei den beteiligten Abferti- 
sungsstellen und in der nächsten Num- 
mer: des gemeinsamen 'Tarif- und Ver- 
kehrsanzeisers. (545) 

Frankfurt (Main), 2. Mai 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Ostdeutsch-Südwestdeutscher 
Güterverkehr. ; 

Vom 1. Juni 1921 ab werden die 
Stationen Bomst Übergang, Groß Dam- 
mer Übergang und Stentsch Übergang 
in die Tarifhefte 1, 2 und 4 aufgenom- 
men. Näheres enthält der Tarif- und 
Verkehrsanzeiser der ehemalig preuß.- 


hess, Staatseisenbahnen. (546) 
Breslau, den 13. Mai 1921. 
Eisenbahndirektion, 


namens der beteilisten Verwaltunsen. 


Herausgegeben im Auftrage des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen 
von dem verantwortlichen Schriftleiter, 


. mit Gültiekeit vom 1. 


3. Personen- und Gepäckverkehr. 


Brohltal- Eisenbahn, 

Mit dem. 1. Juni d. J. tritt eine Er- 
höhuns der Fahrpreise für Personen 
und Hunde sowie der Frachtsätze für 
Gepäck in Kraft. Nähere Auskunft 
erteilt die Direktion. (542) 

eron! a. Rhein, den: 13. Mai 1921. 

Die Direktion. 


Reichseisenbahnen. 

Ab 1. Juni 1921 kann die Abfertisung 
von Personen, Gepäck, Expreßgut, 
Milch, Hunden und Arzneimitteln zwi- 
schen der an der Strecke Freiburg- 
Basel gelegenen Halbestelle - Nor- 


singen und allen Stationen der 
Eisenbahn-Generaldirektion Karlsruhe 


stattfinden. Im übrigen vollzieht sich 
der Abfrertisunssdienst wie bisher nach 
den „Vorschriften über die Abfertigung 
von Personen, Reisegepäck, Expreßsut, 
Mileh, Hunden und Arzneimitteln nach 
und von Haltestellen für den Vorort- 
verkehr.“ (537) 
Karlsruhe, den. 7. Mai 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion Karlsruhe. 


Binnentarif der Vorwohle-Emmerthaler 

Eisenbahn für die Beförderung von 

Personen, Gepäck, Expreßgut und 
Leichen. - 

Zum vorbezeichneten Tarif erscheint 
Juni d. J. der 
Nachtrag 6. Durch denselben treten. 
neben sonstigen Änderunsen Tarif- 
ermäßisunsen und Tarıferhöhunsen im 
Personen- und Gepäckverkehr ein. Das 


alsbaldige Inkrafttreten der Tarifände- - 


rungen eründet sich auf die vorüber- 
sehende Änderung des $ 
bahn-Verkehrsordnung. Nähere Aus- 
kunft verteilt die Unterzeichnete. 
Eschershausen, den 13. Mai 1921. 
Vorwohle-Emmerthaler Eisenbahn- 
Gesellschaft. - (540) 
Die Direktion. 


Kilometerzeiger für den Personen- 
verkehr der (ehemaligen) Badischen 
Staatseisenbahnen. 

Mit Gültiskeit vom 1. Juni 1921 ser- 
scheint der Nachtrag XXX mit Ent- 
fernungen für des Haltepunkt Nor- 
Singen. ' (538) 

Karlsruhe, den 9 Mai 1921. 

| Eisenbahn-Generaldirektion. 


Württembergische Nebenbahnen. 
Am 1. Juni d. J. werden auf der 
Härtsfieldbahn, Reutlingen - Gönninger 
Bahn und Strohräubahn die Personen- 
fahrpreise erhöht. 


Näheres bei der nnterzeichneten 
Direktion. : (539) 
Stuttgart, ım :Mai 1921. 
Direktion 


der Württembergischen Nöbenbahnen: 


Deutscher Eisenbahn-Personen- und 
Gepäcktarif, Teil I (T£fv. 2000). 

Am 1. Juni 1921 tritt der Nachtrag I 
in Kraft. Er enthält Änderunsen und 
Ergänzungen der Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung nebst Ausführungsbestimmun- 
gen, insbesondere mit unserer Bekannt- 
machung vom 8. März 1921 angekün- 
digte Tariferhöhungen Sowie Änderun- 
sen der Anlagen des Tarifs. Die Aus- 
führungsbestimmungen sind gemäß $ 2 
E.V.O. genehmigt. Druckabzüge des 
Nachtrags können vom 29. Mai an von 


Für den Anzeigenteil verantwortlich F. Luckhardt, Berlin 8 


26. 
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den. deutschen Kiasnhehnen 2 in = 


8 6 der Eisen- 


kung vom 1. Juni d. J. ab die Beförd 


zum Personen-Binnentarif ein N 


Geh. Oberregierungsrat Dr. = 


von dem Auskunftsbüro _ (Bah 


Alexanderplatz) ‚käuf lich bezog 
werden. - 78 
Berlin, den 11. Mai 1921. - 
Eisenbahndirektion, 


als seschäftsführende Verwaltung 


- Mit Wirkung vom 1. Juni d. I. 

der Personentarif auf die neuen Re 
bahnsätze erhöht. Hl 

Freien Grunder Eisenbahn-Aktien 

2 Gesellschaft. 3 

Die Direktion. 


Personen- und Gepäcktarif, Teil I, 
den Verkehr der Reichseisenbahn 
‘(Eisenbahndirektion Altona, Hannov 
Münster (Westf.) und Oldenburg) 
den Kleinbahnen und Fähren im Bezi 
der Eisenbahndirektion Oldenbur. 
Für den vorstehend bezeichneten Vs 
kehr erscheint am 1. Juni 1921 sein 
sonen- und Gepäcktarif, Teil II, di 
den die am 1. Juni eintretenden. n 
erhöhungsen durchgeführt werden. 
den neuen Tarif sind übernommen 4 
bisherige Heft 3 des Personen- und 
päcktarifs, Teil II, für den Binneny 
kehr der Eisenbahndirektion Olde 
burg sowie aus. Heft 2 des Perso: 
und Gepäcktarifs, Teil II, für d 
Preußisch - Hessisch - Oldenburgis 
Verkehr der Abschnitt CIV (Stati 
preistafeln für den Verkehr mit Gees 
münde Fähre über Blexen und für \ 
Durchgangsverkehr über Blexen- re 
münde Fähre). ; 
. Durch den newen Tarif or das 
vorbezeichnete Tarifheft 3 und der Se 
bezeichnete Absehnitt CIV aufgehoben 
Oldenburg, den: 7. Mai 1921. (52 

Eisenbahndirektion. Ve 


Nebenbahn Waldhof-Sandhofen. 
Vorbehaltlich der Genehmigung du 
die Aufsichtsbehörde werden mit 


rungspreise im Personenverkehr 
für Expreßgut erhöht. Nähere A 
kunft srteilt die Betriebsleitung N 
Mannheim-Sandhofen. B 
Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhung gründet sich auf die vorübe 
gehende Änderung des $ 6 der E. 
Mannheim-Waldhof, den 9. Mai 1 
Die Direktion.  - .( 


- Teutoburger Wald- Eisenbahn. 
Mit Wirkung vom 1. Juni d. J. 


trag, enthaltend Änderungen in ' 
Fahrpreisen, in Kraft. “ 
Nähere’ Auskunft erteilen die Diens 
stellen. 5 
Gütersloh, den 6. Mai 1921. ° 
"Die Direktion. 


Breonbähn: Gesellschaft Mühlhau 

Ebeleben., ee] 
Mit Gültigkeit vom 1. Juni 19 
Er 


erehre ehr Se Die: Nich 
einhaltung der Veröffentlichungsfr 
gründet sich auf die vorübergehen 
Außerkraftsetzung des $ 6 der 
bahn-Verkehrsordnung. 
Nähere Auskunft erteilt die 
waltung in Schlotheim 73 Th. 


Der Vorstand. 


itter in Berlin. 


Zeitung des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


Herausgegeben im Auftrage des Vereins 


von Dr. v. Ritter, Geh. Oberregierungsrat in Berlin, als Schriftleiter. — Verlag von Julius Springer in Berlin W.9. 
Schriftleitung: Berlin W.9, Köthener Str. 28/29. 


Nr.-21: 


Berlin, den 26. Mai 1921. 


LXI. Jahrgang. 


Die Ergebnisse der Völkerbunds-Konfe- 
_ renz in Barcelona. . 

ua Frage der Beiordnunge von Bechts- 
_ anwälten gemäß 8 33 der RBechts- 

anwaltsordnung (R.-A.-O.). 

etrieb und Technik. 

irtschaftlichkeit der Verkehrsdienst- 


ZeDeutschland: Anlage C zur 
 — — Eisenbahn-Vierkehrsordnung. — Die 
- Beamtenräte. — Nachtdienstzulage, 
- — Zollfreiheit für Umzügsgsut aus 
und nach dem besetzten Gebiet des 
" Westens. — Die Neuorganisation 
der Reichseisenbahnverwaltung, — 
© — Erleichterungen im Personen- 
verkehr. — Die Verringerung des 
Eisenbahnpersonals. — Das abge- 
lieferte Eisenbahnmaterial. — Der 
- Eisenbahnpfingstverkehr Berlins. 
— Begleitpapiere für Eisenbahn- 
_  sendungen im Verkehr mit dem 
E% rheinischen Zollgebiet. — Krisis im 
"Deutschen Eisenbahnerverband. — 
= Anhalt und der Mittellandkanal. — 
 — 50jähriges Bestehen der Hanomag. 
_ .— Abschiedsfeier für ausscheidende 
Beamte der Eisenbahndirektion 
Berlin. — Rumänische Lokomotiv- 
 bestellungen bei „Rheinmetall“. — 
Geheimrat v. Misani T. 
.. Änderungen in den 


‚Unsarn: Der 


Inhalt: 


Gepäcktarifs. — . Aur. Frage der 
Gepäcktarifs. — Die Erhöhung der 


Eisenbahntarife. — Expreßzug 
Wien-Nizza-Cannes. — Zur Frage 
der Sommerzeit für Wien. — Die 


 Verwaltungsstelle für das Burgen- 


land, — Der Pfingstverkehr auf der 
Südbahn. — Abänderung des Han- 
delsstatistik gesetzes. 


Tsehecho-slowakisches 6e- 


biet: Der neue Lokalrütertarif 
der Staatsbahnen. — Der Wagen- 
mangel. — Zur Verrechnuns zwi- 


schen den österreichischen und 


tschechoslowakischen Bahnen: 

Ministerpräsident 
über die Wirtschaftsfras@en ın der 
Nationalversammlung. 2er DIE 
Grenzstationen zwischen Ungarn 
und Rumänien. — Die Zukunft des 
Schiffsparkes der Ungarischen 
Fluß- und Seeschiffahrt A.-G. — 
Beförderung der mit Begleitung 
aufgelieferten Frachtsendungen auf 
der Raab - Oedenburs - Ebenfurter 
Eisenbahn. — Stufenweise Wieder- 
aufnahme : des Personenverkehrs 
auf den Staatsbahnen. — Direkte 
Personenzüse zwischen Budapest 
und Wıen. — Kohlenfunde im Bor- 
soder Komitate. — Lieferfristen auf 
den ungarischen Staatsbahnen und 
der Südbahn. — Zusverbinduas 
zwischen Budapest und Brünn — 


Praktische Ereebnisse des Pol- 
nisch-Ungarischen -Wirtschaftsüber- 
einkommens. —  Vorschuß für 
Eisenbahnangestellte zur Beschaf- 
fung von Kleiderstoffen. — Der 
Ausbau des Donau-Theiß-Kanals. 
Übrige europäischeLänder: 
Vorschlag zur Umgestaltung der 
Bedienunz der Halte- und Lade- 
plätze in Schweden. — Die Tarife 
der schwedischen Privatbahnen. — 
Eisenbahnunfälle in Frankreich. — 
Eisenbahnpläne Italien-Süddeutsch- 


land. — Lokomotivmangel in. Ita- 
ılven. — Das Freikartenunwesen in 
Italien. — Das italienische Automo- 
bilnetz. — Unfälle bei den vng- 
lischen Eisenbahnen, — Störungen 
der Sıenalanlasen durch maene- 
tisches Gewitter. — Esthland als 
Durcehsanesland für den Welt- 
handel. — Verkehrsnot in: Rumä- 
“nien. 


Fremde Erdteile: Das Zusam-. 
menarbeiten von Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer im Eisenbahndienst. 
— Sparsamkeit beim Umgang mit 
Ausstand in Westaustralien. 
Vorräten, —  Eisenbahnarbeiter- 

Rechtspflege. 

Bücherschau. 

Amtliche Mitteilungen. 
Amtliche (Bekanntmachungen. 


Be; Grundlasen des Personen- und 
ze 


4 


A 
E L; 
er: Die Konferenz in Barcelona, über deren Ursprung und erste 
Verhandlungen in der Nummen 14 (S. 264, 265) unserer Zei- 
en berichtet worden ist, hat erheblich länger gedauert, als 
damals angenommen werden konnte. Erst am 20. April in 
später Abendstunde wurde das Schlußprotokoll genehmigt und 
von einem erheblichen Teil der noch anwesenden Delegierten 
vollzogen. Die Konferenz hat also vom 10. März bis 20. April 
genau 6 Wochen gedauert, In dieser Zeit sind 31 Plenar- 
Sitzungen von je 2- bis 5stündiger Dauer abgehalten, daneben 
hat eine große Anzahl von Sitzungen der sog. Komitees, 
‚der Kommissionen, der Unterkommissionen und in besonders 
heiklen Fragen. der Unter-Unterkommission stattgefunden. Die 
DB Beschlüsse sind außerdem von einer besonderen juristischen 
Kommission und «einer Redaktionskommission nachgeprüf t 
worden, ‘was in einzelnen Fällen wiederholte Beratungen in 
en Kommissionen oder in den Vollsitzungen zur Folge hatte. 
Dieser gewaltige Apparat zeigt, daß wenigstens äußerlich mit 
großer Gründlichkeit gearbeitet worden ist. Schon dies hatte 
eine sehr lange Ausdehnung der Verhandlungen zur Folge, 
wozu natürlich auch der Umstand wesentlich beitrug, daß die 
Verhandlungen i in zwei Sprachen, englisch und französisch, ge- 
| führt wurden, und ein — übrigens ganz hervorragend tüchtiger 
/ — Dolmetscher von der einen in die andere Sprache über- 
te. Erst in den \etzben Sitzungen wurde auf Frege 


ee, Die Ergebnisse der Völkerbunds-Konferenz in Barcelona. 


längerer Vorträge verzichtet, weil diese sofort in beiden 
Sprachen vervielfältigt und in kürzester Frist an die Mit- 
glieder verteilt wurden. Das Büro der Konferenz arbeitete 
musterhaft. Die stenographisch aufgenommenen Protokolle 
wurden meist schon am Morgen des auf die Sitzung folgenden 
Tages allen Beteiligten zugestellt. 

Während im ersten Teil der Konferenz, bis Ostern — in 
den Ostertagen fanden keine Sitzungen statt, weil der größte 
Teil der Mitglieder der Konferenz einer Einladung des Königs 
von Spanien nach Madrid gefolgt war — wesentlich die Ge- 
schäftsordnungsfragen werhandelt wurden, und außerdem die 
Beratungen über den Vertrag betr. die freie Durchfuhr 
in Vollsitzungen und in Komiteesitzungen in der Haupt- 
sache abgeschlossen werden konnten, beriet die Konferenz in 
dem zweiten Teil nahezu ausschließlich über die Regelung des 
internationalen Verkehrs auf den Binnenschiffahrtsstraßen, 
den [Eisenbahnen und in den internationalen Seehäfen. Über 
die Ergebnisse dieser Beratungen, soweit sie den Eisenbahn- 
verkehr betreffen, können wir nunmehr einige genauere Mit- 
teilungen machen. Auf die Vereinbarung über die Schiff- 
fahrts- und die Häfenfragen, die in nahem organischem Zu- 
sammenhang mit den zurzeit noch schwebenden Virhand- 
lungen der internationalen .Donau- und der internationalen 
Elbe-Kommission stehen, zurückzukommen, wird sich viel- 
leicht später Gelegenheit geben. 
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Die Vorlagen für die Konfeernz in dem sog. Grünbuch .ent- 
hielten — abgesehen von den Entwürfen der Geschäftsord- 
nung, die ohne allgemeines Interesse sind — drei Entwürfe 
zu Vereinbarungen (conventions) und den. Entwurf einer Re- 
solution. ‘Die Vereinbarungen behandelten. die Begelung der 
freien Durchfuhr (liberte de transit), den internatio- 
nalen Verkehr auf den Binnengewässern und auf den 
Eisenbahnen. Gemeinsam allen drei Entwürfen waren 
Bestimmungen formeller Art. Die sachlichen Bestimmungen 
hatten teils die Form von Wünschen, teils von festen Grund- 
sätzen. Im Lauf der Verhandlungen überzeugte man sich, daß 
es nicht sachgemäß sei, die formellen und die sachlichen Be- 
stimmungen in einer Vereinbarung zusammenzufassen. Es 
wurde also beschlossen, eine Vereinbarung nur abzu- 
schließen über die formellen Bestimmungen, die 
übrigen Bestimmungen aber in einer Anlage, die einen inte- 
grierenden Teil der Vereinbarungen - bildete, aufzuführen. 
Diese wurden anfänglich „Reglement“, später, nachdem 
man eingesehen hatte, daß diese Bezeichnung nicht richtig sei: 
„Statut“ gemannt. Ob, wenn man den Inhalt dieser Besiim- 
mungen ansieht, der Name „Statut“ besser paßt, kann immer- 
hin zweifelhaft sein. So ist denn beschlossen worden ein® 
„Convention et statut“ über die Regelung der Freiheit der 
Durchfuhr und eine zweite über die Begelung der Schiff- 
fahrt. Der die [Eisenbahnen betreffende Entwurf wurde im 
Verlauf der Verhandlungen so verwässert, daß auf ihn weder 
die Bezeichnung Convention, noch die Bezeichnung Statut 
paßte, den Beschlüssen wurde also die Form von „Empfehlun- 
gen“ (recommandations) gegeben. Die (Beschlüsse über die 
internationalen Häfen behielten die Bezeichnung resolution. 

Diese Änderungen an den Vorlagen betreffen nur 
scheinbar Äußerlichkeiten. Sie sind tatsächlich kennzeich- 
nend für die ganze Tendenz der Beratungen. Man scheute 
sich vor festen, bindenden Beschlüssen, die in das Selbst- 
bestimmungsrecht der Völkerbundstaaten zu tief eingreifen 
könnten und zog vor, einstweilen leise Mahnungen an die ver- 
schiedenen Völkerschaften zur Vereinheitlichung ihrer Ver- 
kehrsanstalten unter Beachtung der in den Statuten, den Emp- 
fehlungen und der Resolution vorgeschlagenen Grundsätze 
zu richten. Ob diese Mahnungen Erfolg haben werden, muß 
man abwarten. 

Die beiden Vereinbarungen über die Durehfuhr und 
über die /Binnenschiffahrt sind’ wörtlich gleichlautend. Sie 
behandeln das Verhältnis der Vereinbarungen zu den Friedens- 
verträgen, die Sprachenfrage (Abfassung in französischer und 
englischer Sprache, die gleichwertig sind), die Vollziehung, 
die Ratifikation, die Kündigung u. dgl. Das Schlußprotokoll” 
ist in Barcelona nicht von allen Beteiligten vollzogen wor- 
dien. Eine machträgliche Vollziehung kann durch die Mit- 
glieder dies Völkerbundes bis zum 31. Dezember 1921 erfolgen. 
Die Vereinbarungen treten erst in Kraft, wenn sie von minde- 
stens 5 Staaten ratifiziert sind, und zwar, wie es scheint, dann 
nur zwischen diesen Staaten. Vor allem aber müssen die Ver- 
einbarungen zunächst der @&eneralversammlung des Völker- 
bundes vorgelegt werden. Nach Artikel 338 und 379 des Ver- 
sailler Vertrags ist Deutschland verpflichtet, den 
Vereinbarungen, soweit sie innerhalb fünf 
Jahren nach Abschluß des Friedensvertrags 
abgeschlossen werden, beizutreten. 

Die Konferenz hat eine zunächst aus 16 Mitgliedern be- 
stehende „Commission permanente des communications et du 
transit“ gewählt, die ihren Sitz in Genf und die Aufgabe hat, 
weitere Maßnahmen auf diesem Gebiet vorzubereiten. 


III. 


In den Entwürfen sowohl über die Durchfuhr als ber? 


die Eisenbahnen waren als Beförderungsgegenstände auch die 
Postpakete enthalten. Diese hat die Konferenz „gestrichen, 


liegenden Orte aufgegeben und nach einem außerhalb di 


|: Personen. 


gebraucht. Nach einer sehr langen Erörterung in der Koı 
‚sitzung wurde das Wort equitable vorgezogen, weil 
besser den Sinn wiedergebe, daß nämlich die Tarife ange 


‚solle, daß es diesen vielmehr unbenommen bleibe, f 


gestellt werden. “Diese Bestimmung wird lergänzt duı 


Verträge durch. diese Grundsätze nicht beeinflußt, 


weil die ee ren den im Oktober: 1920 aM 
gehaltenen Weltpostkongreß geregelt sind. 

Das Statut über die Freiheit des Durchfuhrverkehs | 
aus 14 Artikeln. Nach Artikel 1 beziehen sich die | 
mungen des Statuts auf Personen, Reisegepäck, Güter, 5 
fahrzeuge aller Art, Landfuhrwerke, ‚Eisenbahnwagen u u 
dere Beförderungsmitbel. Tnschfnhe ist vorhanden, 
diese Gegenstände in einem außerhalb des Durchfurhrl 


Gebiets belegenen Orte befördert werden, sei es direk 
mit Umladung unterwegs, mit vorübergehender Lager 
unterwegs, mit Unterbrechung des Transports oder mi 
Wechsel der Beförderungsmittel (also z. B. bei Befö 
von der Eisenbahn auf sein Schiff oder umgekehrt). 
2 werden: die beteiligten Staaten verpflichtet, diese Dure 
in jeder ‚Beziehung zu erleichtern und keinerlei Unters 
zu machen zwischen Durchgahgs- und: Binnentransport uk 
nach Ursprung der Güter und ‚der ee it de 


Nach Art. 3 dürfen für den. Durchg ee nur. di y 
bühren erhoben werden, die die beim Durchgang; entstehe: 
Überwachungs- und. Verwaltungskosten decken. sollen, 
Berechnung der Höhe dieser Kosten üst den einzelnen Lö: 
überlassen. Über die Höhe der Durchgangstarife wird 
in. Art, 4 bestimmt, daß sie „equitables“ sein sollen, und 
sowohl die Tarifsätze als auch die Anwendungsbedin, 
In dem Entwurf war statt „equitable“ das in der eng) 
und amerikanischen Tarifsprache übliche Wort „raiso: 


sen, den. wirtschaftlichen Verhältnissen entsprechend 
müßten. Ausdrücklich wurde dabei hervorgehoben, d B 
mit in die Tarifhoheit der Staaten nicht eingegriff. R 


Binnen-, den Einfuhr-, den Ausfuhr- und den Durchfuhr 
kehr die Tarife verschieden zu bemessen. Auch dari 
herrschte kein Zweifel, daß die. von den Regierung 
ihre Staatsbahnen aufgestellten Tarife als 6quitables . 

Die Artikel 5 bis 11 beschäftigen sich wesentli 
Fragen des Völker rechts. Es gilt als selbstverständli 
die Freiheit der Durchfuhr durch polizeiliche, insb esond 
gesundheitspolizeiliche Maßnahmen beschränkt werden | 
Beim Vorliegen besonderer Umstände kann nach A: 
‚Durchgangsverkehr dem inneren Verkehr ‚gegenüber 


Schlußprotokoll, in dem unter Nr. 10 der dort AusSgesproc 
Wünsche bemerkt wird, die Konferenz sei darüber einvei 
den, daß es keinem Bedenken unterliege, daß Transpor t 
Binnenverkehr, die von vitalem Interesse für ein Land 
ebenso die Aus- und Einfuhr zeitweise den Vorrang vor 
derwichtigen Transporten genießen, Durch die Art. I 
des Statuts wird festgestellt, welchen: Einfluß die I 
stellten Grundsätze auf bestehende oder neu abzusch 
Verträge haben. sollen. Im allgemeinen werden be 


wenn sie für den Transit günstigere Bestimmungen 
Bei ee ee ne = Abschluß ae YA 


der Duwrehführ. Die 1 ne eh ee 
nicht gas neun Bedenken: en wenn. ‚diese ( 
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= 7% ge Fand s 
es u ıv. 
Verhandlungen der Konferenz über den Entwurf des 
buchs betr. die internationale Regelung der Eisenbahnen 
ne international des voles ferrees) haben einen eigen- 
Verlauf genommen. Die Artikel 7—19 des Entwurfs 
jelten dieselben formellen Bestimmungen, die jetzt den 
lt der Vereinbarungen über den Durchgangsver- 
r und den Schiffahrtsverkehr bilden. Eine derartige Ver- 
ng ist über die Regelung des Eisenbahn verkehrs 


bildeten nur die Artikel 1-6. Hierüber ist zunächst in 
‚allgemeinen Besprechung in der Plenarsitzung verhän- 
alt, worauf sie — abweichend von dem bisherigen Verfahren 
an eine besondere Kommission überwiesen wurden, die 
tzungen abgehalten hat... Der Bericht dieser Konaasion 
‚de dann in weiteren drei Plenarsitzungen erörtert. 

ie Bestimmungen der Artikel 1 bis 6 des Entwurfs waren 
hiedener Art. - Die Artikel 1-8 stellen Grundsätze für 
direkten Verkehr auf, deren „tunlichste“ ‚Einführung 
utant que- possible“) für „höchst wünschenswert“ („haute- 
desirable“) erklärt wird, während die Artikel 4-6 
‚dispositive Bestimmungen enthalten, “ Diese 6 Artikel 
nd nun nicht in ein Statut umgewandelt, sondern in: 7 
ehlungen (recommandations), die durch drei Wünsche 
x) des Schlußprotokolls ergänzt werden. 

ie Artikel 1-3 des Entwurfs sind durch die Beschlüsse 
onferenz ee wenig enden worden. Sie finden 


ings bedeutend bee en Es wird also empfoh- 
L» Die nenn Annahme von en zur Erleich- 


ische. estaltung un ee Miamveirken. so daß 


m behielten. die Köntnisainnhesehliiste an übrigen 
Art, A ass Entwurfs auch in der Form bei, d. h. 
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sein sollte, als die Befugnis der Eisenbahnen, die Tarife für 
den Binmwenverkehr, die Ein- und Ausfuhr sowie die’ Durch- 
fuhr unter Berücksichtigung der Verkehrsverhältnisse und des 
Wettbewerbes der Unternehmungen verschiedenartig zu ge- 
stalten, wie das schon im Statut über den Durchfuhrverkehr 
besEpim war. Ferner war in den Artikel 4 der Artikel 11 
des Berner Internationalen Übereinkommens ’über den Eisen- 
bahnfrachtverkehr wörtlich aufgenommen, wonach alle Tarife 
ordnungsmäßig zu veröffentlichen sind und die Gewährung 
heimlicher Vergünstigungen an einzelne Reisende untersagt ist. 

In der zweiten Lesung im Plenum wurde auf Antrag des 
französischen Vertreters auch diese positive Bestimmung in 
die Form einer Empfehlung gekleidet. Dieser Antrag fiel um 
so mehr auf, als die französischen Vertreter bis dahin, gegen 
die Beibehaltung dieser Bestimmungen in der Form des Ent- 
wurfes keinerlei Bedenken geäußert hatten. 

So*war denn von der Konvention .des Grünbuchs tat- 
sächlich nichts mehr übrig geblieben, und es war gewiß 
gerechtfertigt, daß man dem Kinde auch einen anderen Namen 
gab. Die. Empfehlungen sind, wie bemerkt, noch ergänzt 
durch die im Schlußprotokoll ausgesprochenen Wünsche, sein- 
mal den. Wunsch, daß innerhalb zwei Jahren eine Konferenz 
einberufen werde, die die Empfehlungen zu einer Verein- 
barung umgestaltet. Wer diese Konferenz einberufen soll 
wird vorsichtigerweise nicht gesagt. Dieser Wunsch kann 
also ein frommer Wunsch bleiben, und seine Erfüllung hänst 
ab von der weiteren Entwicklung all dieser Fragen. Ein 
zweiter Wunsch geht dahin, die Frage zu prüfen, ob nicht bei 
der immer mehr hervortretenden Wichtigkeit der Elektrisie- 
rung der Eisenbahnen Bestimmungen g getroffen werden können, 
durch die solche Staaten, die einen Überschuß an elektrischer 
Kraft haben, von ihrem Überschuß den Staaten abtreten, die 
'an elektrischer Kraft Mangei leiden. Drittens wird gewünscht, 
die Frage zu prüfen, ob nicht eine Vereinfachung der 
Tarife des Binnenverkehrs und eine Vereinheitlichung der 


' Tarife wenigstens in Nachbargebieten möglich ist, 


V. 
Einen besonders breiten Raum hat die Erörterung der Frage 


eingenommen, ob irgendeine organische Verbindung zwischen 


dem Völkerbund und dem Berner internationalen Übereinkom- 
"men über den. Eisenbahnfrachtverkehr hergestellt werden soll. 
Der Art. 366 des Versailler Friedensvertrags bestimmt, daß das 
Berner Übereinkommen für die nächsten 5 Jahre fortbestehen 
soll. Wenn innerhalb dieser Zeit Verhandlungen über die 
Revision des Übereinkommens stattfinden, an der Deutschland 
vollberechtigt teilnehmen kann, so ist Deutschland zur An- 
nahme der Revisionsbeschlüsse verpflichtet, auch wenn «es 
von dem Becht seiner Teilnahme keinen Gebrauch gemacht 
hat, Von einer Mitwirkung des Völkerbundes bei den 
Bevisionsverhandlungen ist keine Rede, Es lag also an sich 
kein Anlaß vor, in den Vorschlägen des Grünbuchs über die 


- Regelung des internationalen Eisenbahnverkehrs von dem 


(Berner Übereinkömmen zu handeln. Nun enthält gleichwohl 
der Art. 6 des Entwurfs die Bestimmung, daß, wenn etwa 
die in.Art. 4 vorgesehenen Spezialverträge einzelner Eisen- 
bahnen Bestimmungen über die Errichtung von internatio- 
nalen Büros enthalten, diese der oben erwähnten Commission 
permanente des communications et du transit alle für die 
Ausübung ihrer Tätigkeit wichtigen Mitteilungen zu machen 
und dem Völkerbund alljährlich einen Bericht zu erstatten 
hätten. Der Entwurf ließ die Frage offen, ob sich diese 
Verpflichtung auch auf die bereits bestehenden internatio- 


nalen Büros beziehen sollte, und in der Begründung wird 


ausdrücklich bemerkt, daß Bufeh diese ‘Bestimmung an dem 
Fortbestand des Berner Übereinkommens und des Zentralamts 
nichts geändert werden sollte. Gleichwohl besorgte die 
Schweiz, ‚daß, wenn ‘die Bestimmungen sich auch auf die be- 


‚stehenden (existantes) Organisationen bezögen, das Zentral- 


amt in eine gewisse Abhängigkeit vom Völkerbunde geraten 


und seine Selbständigkeit einbüßen könne. Das wäre für die 
Schweiz, die den größten Wert darauf legen muß, die Selb- 


ständigkeit der in Bern bestehenden internationalen Büros 


aufrecht zu ‚erhalten; sehr unangenehm gewesen. Es wurde 
daher von ihrem Vertreter der Antrag gestellt, entweder einen 
Zwischensatz aufzunehmen, wonach die Berichterstattung des 
Zentralamts an den Völkerbund nur stattfinden könne, wenn 


alle Vertragsstaaten des Übereinkommens damit einver- 


standen seien, oder die Worte: ‚„existantes ou‘“ zu streichen, 
9 


also die bestehenden Verträge auszuschalten. Über beide An- 


träge wurde gründlich verhandelt, 
lehnt. 


sie wurden beide abge- 
Gegen den ersteren wurde Bellenn gemacht, daß dann 


ein einziger Berner Vertragstaat — man nannte Rußland, 


natürlich auch Deutschland durch seinen 
Widerspruch ‘die Ausführung der Bestimmung verhindern 
könne. Auch eine Reihe anderer Vermittlungsvorschläge 
wurde abgelehnt, und man seinigbe sich schließlich dahin, den 
Artikel auch unter die Empfehlungen (Nr. 5) 
Fassung aufzunehmen, daß, wenn solche Zentralämter be- 
ständen oder neu errichtet würden, es ihnen empfohlen 
werde, wichtige Mitteilungen und Berichte mit dem Völkerbund 
auszutauschen. Diese "Bestimmung ist natürlich ganz harmlos. 

Bei diesen Verhandlungen trat bei allen an dem Berner 
Übereinkommen beteiligten Staaten, einschl. Frankreich, der 
lebhafte Wunsch hervor, mit tunliehster Beschleunigung an 
die von allen, auch von Deutschland, für unbedingt notwendig 
.rklärte Revision des Berner Übereinkommens baldmöglichst 
heranzutreten, dabei insbesondere auch den noch nicht ge- 
nehmigten Entwurf eines internationalen Übereinkommens 
‚über. den Persomen- und Gepäckverkehr in‘ das Frachtüber- 
einkommen aufzunehmen. _ 
Übereinkommen noch nicht angehören (Spanien, Portugal, 
Griechenland), schienen geneigt, ihm. beizutreten. Es würde 
sich damit die Möglichkeit eröffnen, eine das ganze europä- 
ische Festland umfassende Vereinbarung zu treffen, in der 
das gesamte internationale Verkehrsrecht einheitlich geregelt 
wäre, Sicherlich ein großer Fortschritt. 
hingewiesen auf die trefflichen Leistungen des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen, dessen Er- 
weiterung und Fortbildung für wünschenswert erklärt wurde. 


meinte aber 


\ > 
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Betrachtet man die vorstehend in ihren Grundzügen .darge- 


stellten. Ergebnisse der Bareeloneser Konferenz vom Stand- 
so können sie | 


punkte des Interesses des deutschen Reichs, 
nur mit Befriedigung begrüßt werden. Es sind keinerlei Be- 
schlüsse gefaßt worden, die der deutschen Verkehrs- 


Tarifpolitik unbequem sein könnten. Ja, man hat zuweilen 


$.33 der R.-A.-0. bestimmt: 


Außer den in der Zıvilprozeßordnung hen Fällen 
hat das Prozeßgericht, insoweit eine Vertretung durch An- 
wälte geboten ist, einer Partei auf Antrag einen Rechtsanwalt 
zur Wahrung ihrer Rechte beizuordnen, wenn die Partei 
einen zu ihrer Vertretung gemeigten Anwalt nicht findet, und 
die Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidieung nicht willig 
oder aussichtslos ist. 


‚Bekanntlich haben vielfach die ‚Rechtsanwälte sich @ewei- 
gert, den Reichseisenbahnfiskus In Bechtsstreitigkeiten 
vertreten, wenn ihnen nicht ‚ein Teuerungszuschlag von 50% 
zu den wesetzliehen Gebühren bewilliet wird. Die Reichs- 
eisenbahnverwaltung hat die Bewilligung dieses vertraglichen 
Tewerungszuschlages abgelehnt, weil sie als Reichsbehörde 
sich nicht für befugt erachtet, Zuschläge zu den »esetzlichen 
Gebühren zu bewilligen. Da sie infolgedessen vielfach keine 


Anwälte fand, die ihre Vertretung zu den gesetzlichen Ge-. 


bühren übernommen hätten, waren einzelne Eisenbahndirek- 
tionen darauf angewiesen, gemäß $ 33 der R.-A.-O. in Anwalts. 
prozessen die Beiordnung von Anwälten beim Vorsitzenden 
dies ENG zu beantragen. Im Bezirke der Eisenbahn- 


in der 


Die europäischen Staaten, die dem _ 


Dabei wurde auch- 


und 


zus 


den erarlokr Ta die Entwürfe, ; 
. Deutschland nicht beteiligt gewesen ist, manc e Ye 
so, wie sie vorliegen, gemacht haben, wei S 
Deutschland bewährt haben. 
‚allen in Barcelona gefaßten Beschlusn: unbedenktieh) 
Das gilt besonders auch von denen. über das Berner 
kommen. Daß dieses bestehen und. vom Völkerbun 
hängig bleibt, liegt auch im deutschen Interesse. © 
seits aber vermißt man in dien. Beschlüssen neue 
und reformatorische Vorschläge, insbesondere solche zur 
besserung der. bestehenden Verkehrsverhältnisse. 
Aber die Barceloneser Beschlüsse sollen sich ni 
Europa beschränken, sie sollen in der ganzen, dem 
bund angehörigen Welt verwirklicht werden. Ob 
lingen wird, ist eine ganz andere Frage. Ob sich z, 
Staaten der Weelt dazu entschließen werden, das 
der Refaktien oder anderer heimlicher Frachtbegüns 
nicht nur im zwischenstaatlichen, sondern auch in 
Binnenverkehr einzuführen, ist mir mehr als zwei 
Ferner können Eisenbahnverträge nur abgeschlossen 
zwischen geographisch zusammenhängenden Staaten, Zx 
«europäischen und amerikanis schen, zwischen asiatisch 
australischen Eisenbahnen ist ein Abschluß solcher 
tatsächlich unmöglich. Ob ein Bedürfnis vorliegt, daß die: 
kanischen, die australischen, die. afrikanischen Eisenba 
unter sich Vereinbarungen nach dem Vorbild des- Berner { 
einkommens treffen, ist wenig wahrscheinlich. Bei den 
handlungen in “Barcelona, hat sich wiederholt gezeigt, 
Verkehrseinrichtungen des einen Landes für das and 
nicht passen. Auch diesem Umstand tragen die Bese 
vollem Umfang Rechnung, sowohl in der losen Fas 
meisben Bestimmungen, als darin, daß immer wieder A 
von.der Regel gestattet werden, wo die Regel nieht. 
wendet werden kann. Ob daher der Völkerbund das 
reicht hat, das ihm bei der Berufung der Konferenz 
- Barcelona vorschwebte, ob es ihm gelungen ist, ein l 
eine praktische Tätigkeit der Völker untereinander yA 
‘fen, das wird sich zeigen müssen. 
Das Deutsche Reich aber sollte sich een hoh daran: 
nachdem wir die Stimmung der anderen Nationen i in Bar 
kennen gelernt haben, nunmehr auf internati: 
Gebiete wieder kräftiger vorzugehen. 
2 allem Nachdruck auf eine a Be des 


allissen. en ne unter Pedispaherden: jetzigen! 
umzugestalten. Man soll ee Eisen ‚schmieden 
. warm ist. s „ 


PS 


en Erf ur haben it : a en: se 
anfangs nur teilweise stattgegeben. Die K = 
Handelssachen des Landgerichts Erfurt ‚hat sie 
|, mäßig mit der Begründung BER 
Se er Anwälte, j n £ 


cur en sei, a daß z 98, ach  Veskrs 5 
eine übermäßige Gebühren forderung auf den in der neh 
‚ordnung bestimmten Betrag. zurückzufübren. Das 
richt sei deshalb nicht in der Lage, auf di. 
Zwang auszuüben, eine Prozeßvertretung zu de 
‚Gebührenordnung zu übernehmen. Der $ 33° 
könne auf solche Fälle keine Anwendung. ind 
-aussetzung. "wäre nur dann gegeben, 
Rücksicht auf Verhältnisse, die in ih 
wegen gespannter Beziehung zu den 
‘Anwalt zu finden. vermag, der sich bereit €1 
tung aus freien Stücken zu übernehmen. 

Auf die gegen den ersten. ablehnenden Dass tet 
Ein gemäß $ 35 der R.-A.-O. und $ | 

2.-P. 20 Rugelsgte; a BAR en Ir en e& 
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= unter at 6. Janhär 194 (Akten- 
W411 Ver beschlossen : 
 (Eisenbahndirektion) zur Wahrnehmung seiner 
beim Landgericht in Erfurt zugelassener Rechts- 
lt beigsordnet, der die Vertretung gegen Zahlung der 
zlichen Gebühren zu übernehmen hat. Die: Auswahl hat 
36 der RA. -Ö. ‚der Vorsitzende des. Gerichts zu 


i ‚chluß ie folsendermaßen bestendet: „Nach diem 
ren. Beschluß übernehmen sämtliche Erfurter 
(sanwälte die Vertretung nur gegen Zahlung von Zu- 
ra zu den „esetzlich festgesetzten Gebühren. Die auf 
_ der Gebührenordnung beruhenden Ausführungen des 
gerichts können nicht für zutreffend erachtet werden. 
>» Bestimmung der De asetaunn soll 


"aus, Ber Senat 2er ebenso wis. das a ererichen in 
» der Ansicht, daß durch diese Bestimmung den Parteien 
das Recht gewährt ist, die Zuordnung eines Rechtsan- 
altes zu verlangen, der die „gesetzlich. erforderliche Veertve- 
ar „ton in den Gesetzen angeordneten Bestimmungen 
Br. Im: Bezug genommene Beschluß des Oberlandes- 
his. in Celle (5. Zivilsenat) vom 5. November 1920 
Benzeichen 5.W.. 148/20), durch den ebenfalls dem 
‚enbahnfiskus ein Rechtsanwalt beigeordnet wird, enthält 
sei Bu Gründen folgende Sätze: „Wenn $ 33 der R.-A.-O. als 
setzung für die Beiordnung «eines Rechtsanwalts be- 
daß de a. einen zu enter Vertretung wars 


a die. in = 93 der en Euren 
arunz einer höheren Vergütung den Parteien auf- 
gen ‚werden könnte.“ 


= ee ee one; ern nor Hallen, in 
»Landgericht der Reichseisenbahnverwältung einen 
lt gemäß $ 33 der R.-A.-O. beigeordnet hatte, hate 


Pr 


der Fachzeitung 


: FRE Re anne 
findet 


ahnverkehrsbeamten in gehobener Stellung, 


nde Stelle: 
6 Besetzung der Stellen der Bo baciterorslände 


technischen Beamten zu erfolgen haben. 
3 dem weiteren. Inhalt des Aufsatzes Stellung 


ung” HER zu. hötraehlen, zumal in Teteler Zweit 
- Stelle die Ansicht vertreten wird, daß der 
h ußendienst erprobte nichttechnische Beamte 
nd geeignet wäre, selbständig den Betrieb zu über- 
I zu leiten, das heißt, das Amt eines Betriebsamts- 
iy " Betriebsdezernenten zu bekleiden. Ich 
Belle "daß mit diesen Forderungen nicht etwa 
befriedigt werden sollen, kann es sich 
im Verhältnis zur großen Zahl der Be- 

ge Stellen handeln, sondern daß sachliche 
die  Eisenbahnverwaltung praktische Folgen 
n sein sollen. 


Aufhebung des angefochtenen Beschlusses w vird dem 


die Her ab- 


en. en organisierte ee 


ER E Betrieb und Technik. 


Ve on- mer und Baurat Rosenfeld, 'Berlin. 


einem „Organisationsausschuß“ überschriebenen Auf- | 


ünftie abwechselnd mit einem nicht technischen. 


De. ich. Aub er will sie zu a 
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dieser Rechtsanwalt gegen die Beschlüsse Beschwerde er- 
hoben. Die Beschwerde hat das gemeinschaftliche Thürin- 
‚gische Oberlandesgericht in Jena (3. Z.-S., Aktenzeichen 3W. 
9/21) durch Beschluß vom 10. Pebruar 1921 mit folgender 
Begründung als unzulässig verworfen: 

„im Verfahren wegen iBeiordnung “eines Bechtsanwalis 
(Notanwalts, $ 33 der R-A 0.) ist Beschwerde nur statthaft, 
wenn sie sich gegen eine Entscheidung richtet, die die Bei- 
ordnung ablehnt ($ 35 der R.-A.-O.), oder segien die Ver- 
fügung des Vorsitzenden über die Auswahl des beizuordnen- 
den Bechtsanwalts ($ 36 Abs. 2 der R.-A.-O.). Dagegen gibt 
es keine Beschwerde segen Beschlüsse der Zivilkammer, aie 
die Beiordnung als solche bewilligen (Friedländer, 
fvechtsan waltsordnung, Anm. 5 zu $ 35, Anm. 12, 13 -zu $ 36). 
Die $$ 35 und 36 ‚unterscheiden scharf zwischen. der: „Ent- 
scheidung“ des Prozeßgerichts, SS 33, 34, über die Beiordnung 
und der auf Grund der Entscheidung ergehenden. „Verfügung“ 
des Vorsitzenden des Prozeßgerichts über die „Auswahl“ des 
beizuordnenden Anwalts. Daß €s gegen die Entscheidung der 
. Zivilkammer, die die Beiordnung bewilligt, keine Beschwerde 
gibt, deckt sich mit der entsprechenden Reselung bei der 


 Armenrechtsbewilligung (5 127 Z.-P.-O.). 


Allerdings würde der Beschwerde, auch wenn sie statt- 
"haft wäre, sachlich nicht abzuhelfen sein. Der Senat hält 
die Gründe des Landgerichts für zutreffend.  $ 33 der R.-A.-0. 
soll diem Rechtsuchenden, dessen Bechtsverfoleungen oder 
Rechtsverteidigung nicht mutwillix oder aussichtslos ist, die 
Sicherheit geben, da, wo er seinen Rechtsstreit oesetzlich 
nicht ohne Anwalt führen darf, eimen solchen zu den jetzieen 
Gebühren zu bekommen, die er beim Obsiegen vom Gegner 
‚erstatbet verlangen kann ($ 9 Geb.-O. f. R.-A.). . Dieser 
Wille des Gesetzes geht auch daraus hervor, daß 8 93 Geb.-0. 
£. R-A. und $.38 der R.-A.-O. dem Anwalte, der beigeordnet 

ist, die Ausbedingung. höherer als der gesetzlichen Gebühren 
nd das Verlangen eimes höheren als des eesetzlichen Vor- 
schusses verbietet. 8 93 Geb.-©. will in einzelnen Fällen mit 
besonders schwieriger Vorbereitung oder langwierigeren 
Verhandlungen und Beweisaufnahmen eine vertragliche Er- 


" höhung der Gebühren für nicht standespflichtwidrig erklären, 


nicht aber dazu diemen, durch Rinebildunge der Anwälte die 
allgemeinen Erhöhungen der Gebührensätze einzuführen, die 
schon wegen des S 94 Geb.-O. der Gesetzgebung vorbehalten 
bleiben müssen. Jedenfalls ist mit der Weigerung aller An- 


wälte, die zu den vom Gesetz festgesetzten Gebühren Aufträge 


zu übernehmen, die Voraussetzung des $ 33.der R.-A.-0. ge- 
soeben, daß die Partei keinen zu ihrer Vertretung geeigneten 
Anwalt findet. Denn das Gesetz behandelt es als eine Stan- 
despflieht der. Rechtsanwälte als von ihm zustelassener und 
monopolisierter Rechtspflegeorgane, daß, soweit dieses Mo- 
nopol reicht, in den vom Gericht für nicht aussichtslos er- 
achteten. Fällen ein vom Gerichtsyorsitzenden auszuwählender 
Anwalt dem Rechtsuchenden zu* den vom Gesetz für ange- 


messen erachteten Gebühren zur Verfügung steht, wenn sich - 


dafür keiner freiwillie findet, ebenso, wie ein solcher un- 
eautgeltlich zur Verfürung stehen. muß, wo das Armennecht 
bewilligt ist. Dr. [9% 
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ae: und Betriebsdezernenten technische Kennt- 
nisse notwendig? 

2. Würde es für die Eisenbahnverwaltung von Vorteil sein, 
wenn im Betriebsdienst erfahrene Beamte des mittleren nicht. 


technischen. Dienstes in leitende Stellen berufen werden? 
‘3. Ist die Zusammenfassung von Bau und Betrieb nach Art: 


des preußischen Betriebsbeamten sachlich beeründet und 
zweckmäßig? 

1, Grundlesend für die Antwort auf die erste der »estellten 
Fragen ist die Anschauung von.dem Wesen des „Betriebs“. 

Betrieb ist die Leistung, welche erforderlich ist, um den Ver- 
kehr zu bewältigen, Betiteb ist ein lebendiger, ın. sbetem 
Wechsel und in dauernder Entwicklung befindlicher Orga- 
nismus, beeinflußt durch alle Schwankungen des oft unbe- 
rechenbaren Verkehrs, dem sich die in fortlaufendem Ausbau 
begriffenen Bahnanlagen anzupassen haben. Der Betrieb ist 
nicht eine tote Maschine, ein Räderwerk, das in Gang gesetzt 
oder abgestellt und nach bestimmten Faustregeln gehandhabt 

‚ die sich im praktischen Dienst jeder aneignen könnte; 

es genügt nieht, die Betriebsvorschriften zu beherrschen, um 
den Betrieb zu Tesseln und weiter entwickeln zu können, nur 
im innigsten. Zusammenhang und im Verständnis mit den 
technischen Anlagen kann dies geschehen. Der Betrieb ist 


eine geapumehe Wissenschaft, von Technikern gegründet und 


w 
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zur bisherigen Höhe geführt. Die Fahrdienstvorschriften, die | und ein großer Teil seiner Bonner würde ihn als Vor. 


Bau- und Betriebsordnung, die Signalordnung, die Grundlagen 
aller Betriebskenntnise für den Beamten sind fast ausschließ- 
lich von Technikern ausgearbeitet; von Technikern stammt 
die wissenschaftliche Ergründung der besten Form von Ran- 
gier- und Ablaufanlagen, von Betriebsbahnhöfen, Beseitigung 
von Betriebskreuzungen, Entwicklung von Weichenstraßen 
usw., von Technikern die wissenschaftliche Untersuchung über 
Zugbildung und Beförderung. Ich erinnere an die Arbeiten 
der aus dem Eisenbahnbaufach hervorgegansenen Dozenten 
für Eisenbahnbetriebslehre an den technischen Hochschulen 
(Oder, Giese, Bawer, Blum, Halm, Amman, Risch u. a. m.) 
und an die zahlreichen betriebswissenschaftlichen Abhand- 
lungen von vielen ebenfalls technisch vorgzebildeten und im 
praktischen Dienst stehenden Betriebstechnikern (Heinrich, 
Kiel, Geibel, Tecklenbure, Gaede, Günther, Bäseler, Müller, 
Fröhlich, Strahl, Velte, Buschbaum USW.). 

Wo findet sich hier eine nur annähernd ähnlich umfane- 
veiche Mitarbeit der Nichttechniker, insbesondere der Beamten 
des mittleren Dienstes? Die Wissenschaft _ vom Entwerfen 


von Bahnhöfen äst. für . den leitenden Betriebsmann, 
umentbehrlichh umentbehrlich wie . die Kenntnis des 
Sicherunigswesens. Wie notwendie die- Beherrschung „erade 


dieses Gebietes ist, wırd allen Betriebsbeamten bekannt sein, 
die sich mit der Bildung und Durchführung der Züge zu be- 
fassen haben, und deren Aufgabe ses 1st, die Schwierigkeiten 
zu beseitigen, welche mit dem steisenden Verkehr nicht 
Schritt haltende Sicherungsanlagen der glatten Abwicklung 
des Betriebes entgegensetzen. Die Sicherungssanlasen sind 
der Schutz und Schild des Betriebes. Deutsche Techniker 
dürfen es sich zum Ruhme anrechnen, daß sie das Sicherunes- 
wesen der deutschen Bahnen zu einer Vollkommenheit ge- 
bracht haben, wie sie kein anderes Land reicht hat. 

Die vornehmste Aufgabe des Betriebsamtsvorstandes nun ist 
es, allen Mängeln des Betriebes nachzugehen und bei deren 
Beseitigung die Kleinarbeit zu leisten, die unumeängelich not- 
wendie ist, um Stockungen des Zugverkehrs zu begegnen. 
Hierzu gehört nach. den obigen Ausführungen technisches 
Wissen und Können. Es wäre nicht damit getan, daß man 
die Klagen über mangelnde Anlacen weitereibt, man muß 
auch praktisch ausführbane Vorschläge machen können, wie’ 
den Klagen abzuhelfen sei. Als Beispiele führe ich an: Vorer- 
mehruneen von Einfuhr-, Kreuzunes- und Überholungs- 


gleisen, Verbesserung der Rangier- und Ablaufanlagen, Be- 


seitigung sich ausschließender Ein- und Ausfahrten, sichere 
"und damit elattere Durchführung von Lokomotiv- und Ran- 
grerfahrten, Verbesserungen an den Anlasen für den Be- 
triebsmaschinendienst, für die Abwicklung des Personenver- 
kehrs, Ausbau der Ladestraßen und Anlaren für den Güter- 
verkehr und dergleichen mehr. Es dürfte NN ohne weiteres 
klar sein, daß nur der Teeehniker imstande ist, 
helfend einzugreifen, wo unzureichende ‘oder "bei Steigerung 
des Verkenrs nicht mehr zeitgemäße bauliche Anlagen den 
Betrieb hindern. 

Wie der Amtsvorstand den Betrieb auf den Bahnhöfen 


seines Amtes zu regeln und zu verbessern hat, so muß der- 


Betriebsdezernent sein Augenmerk auf die Vervollkommnung 
der Betriebsleistungen des Direktionsbezirkes richten, er 
muß den Ausbau ganzer Bahnhöfe und Strecken rechtzeitig 
in die Wees leiten, den Neubau von Linien anreeen, Richt- 
linien für die aufzustellenden Entwür‘e «eben können und 
die Pläne selbst zu beurteilen verstehen. Daß zur Erfüllung 
dieser Aufgaben neben der Erfahrung im Betriebe technische 
Kenntnisse unumeänglich notwendig sind, dürfte wohl ein- 
leuchtend sein. Ein Betriebsprosramm von sinem Nicht- 
techniker entworfen, kann nur: ein unvollkommener Schrift- 
= sein, mit.dem der entwerfende Techniker wenig anfangen 

Ann > 

Es würde über den Rahmen. dieses Aufsatzes hinausgehen, 
wollte ich diese Ausführungen noch fortsetzen, ich glaube 
hinreichend bewiesen zu haben, daß die erste der von mir auf- 
gosestellten Fragen mit einem elatten Ja zu beantworten ist, 

2. Um zu der zweiten Frage Stellung nehmen zu können, 
muß man sich vergesenwärtisen, welches Verhältnis zwischen 
einem nichttechnischen Amtsvorstand und seinem technischen 
Betriebsinsenieur entstehen muß. In allen den wichtigen An- 
selegenheiten des Bawes und der Unterhaltung der Bahn- 
anlawen, der Überwachung der Sicherunssanlasen und 
‚ Brücken, bei der Aufstellung und Durchführuner des Haushalt- 
planes wäre der Amtsvorstand. ohne jeden Einfluß den An- 
schauungen seines ihm nachseordneten Ingenieurs -ausge- 
liefert. Bei seinen Dienstreisen würde er verständnislos den 
wichtigsten Vorgängen in seinem Amt gemenüberstehen, alle 
Anreeungen seiner Bahnhofsvorsteher und Bahnmeister 
könnte er nicht selbst auf.ihre Ausführbarkeit nachprüfen, 


‘ Bahnhöfen und dem Sicherungswesen. 


- dieser Beziehung durchdrungen, sondern. auch aus den Kı 
sofort überall. 


übersteigen, wollte man ihm außer dem Betrieb auch noc. 


bar ist, steht auf einem anderen Brett und soll hier EN 
‚sucht bleiben. 


höchste Wache nohkei ‚erzielen. 


ten nicht achten können, denn. nur durch. besseres Kö 
und Wissen ist die Achtung des Personals -zu erringen. 
Vorstand eines Bau- und Betriebsamtes, der nicht Teechni 
ist, erscheint mir wie ein Laie, der «ein Schiff „steuern: 
und ich kann weder für die Verwaltung einen sachli 
Vorteil noch für den betreffenden Beamten in solcher Stel 
eine Annehmlichkeit erblicken. In meiner Tätigkeit als Am 
vorstand in Duisburg und später als Sieherungsdezernent 
Elberfeld habe ich sehr viele Bahnhofsvorsteher kenr 
selernt, die mir durch ihre hervorragende Tüchtiekeit 
Betriebsbeamte die größte Achtung abgewonnen haben, 
keinem von-ihnen ist mir aber der Gedanke gekommen, 
er als Amtsvorstand sachlich das leisten könnte, was d 
Amt verlangt, und ich glaube nicht zu viel zu sagen, w 
ich ‚behaupte..daß auch keiner dieser Herren selbst dara 
dacht hätte, äte Stelle eines Amtsvorstandes für sich zu 
streben. Auch die Betriebskontrolleure, die Augen und (6) 
der Betriebsdezermenten, die die Zusammenhänge des. 
triebes 80 gut zu erkennen vermögen, bei Stockungen 
möge ihrer Streckenkenntnisse gute Ratgeber sind, we 
sachliche Gründe nicht anführen können, aus denen allei 
die Berechtigung herleiten dürfen, in die Stellung eines Ar 
vorstandes oder Betriebsdezernenten berufen zu werden. A: 
ihnen fehlen die technischen Kenntnisse, ohne die sie 
halbe Arbeit leisten könnten. So bliebe den mittleren nic 
technischen Betriebsbeamten nur ein Weg zu den erwünsch 
Stellungen : Erwerbung der erforderlichen technischen Kenn 
nISSe, insbesondere der Wissenschaft von dem Entwerfen 
Fügen sie die te 
nischen Kenntnisse ihrer praktischen Erfahrung im Betrieh 
hinzu, so sind sie erst wirkliche Betriebstechniker. Bei 
vorhandenen großen Zahl vollwertiger Betriebstechniker kan 
ein sachlicher Grund, nicht volle Kräfte einzustellen, keine 
falls gefunden werden ; wer aber den Nachweis seines önn: 
in einer entsprechenden Prüfung- erbrinst, dem stehe 
Weg frei zu den leitenden Stellen. 
8. Die Frage nach der Zweckmäßiekeit der Vereinigung 
Bau und Betrieb im Amte steht mit dem eieentlichen Vorgan 
— Anspruch der niehttechnischen Beamten auf die Stelle 
der 'Betriebsvorstände und Betriebsdezernente — nur im 
Zusammenhange, da aus dem im Anfang meiner Ausführu 
wiedergegebenen Wortlaut‘ hervorgeht, daß es sich um 
triebsämter der preußischen Staatsbahn, um technische Äm 
handelt. Dennoch möchte ich nicht versäumen, kurz 
auf einzugehen, Über die Notwendigkeit dieses Zusamm 
schlusses sind in den letzten Jahren viele und überzeuge 
Ausarbeitungen gemacht worden; nicht nur die preußi 
Fachleute sind von der Richtiekeit ihrer Organisation , 


der Fachleute aller Länder wird dem preußischen Betriebs 
der Vorzug vor den «eigenen Lokalbehörden gegeben. 
Erkenntnis des innieen Zusammenhanges von Betrieb 
Technik setzt sich mehr und mehr durch, :'Ganz 
sonders möchte ich auf die Schrift des bayerischen Dire 
rates Semmelmann (Zeitung des Vereins deutscher Eisenba 
verwaltungen Nr. 7 vom 28. 1. 1920) hinweisen und sie erne 
in Erinnerung bringen, die zum Schluß zu dem Ergeb 
kommt, daß die Vereinigung im Bau und Betrieb zweckmäf 
sel. Wie eine Gegenüberstellung der in Bayern vorhan 
Zahl der Beamten im Vergleich mit der in Preußen allge 
gebräuchlichen deutlich zeigt, erfordert das bayerische Sys 
der Vereinigung von. Betrieb und Verkehr unter Absond 
der baulichen Unterhaltung weinen ‚erheblichen Mehrauf 
an Personal. Bei der Größe der bayerischen Betrie 
dürfte es die Leistungsfähigkeit eines Amtsvorstandt 


Aufsicht über den Verkehr übertragen. Jedes dieser Gebie 
braucht für sich die Arbeit eines ganzen Mannes. Ohne star] 
‘Vermehrung der Ämter ließe sich daher in Preußen ii 
oreanisation der Lokalbehörden nicht durchführen. Ob 
engere Vereinigung aller Ämter zweckmäßie und durch 


Jedenfalls gehören Bau und Betrieb zusa 
urd ich Be daß. der in. Ge en welt anerkannte 


a ee Haben: Ser en Bautechnit 
das Verständnis für die Anforderungen des Betriebes. 
Betriebsdezernent das Verständnis für. die technisch« 
lichkeiten des Entwurfes. Nur die enge Zusammenarb 
Bau und Betrieb gibt die Gewähr, daß die gewalti 

gaben für die baulichen: Anlagen den. Een ee und 
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er Versuche sind schon viele gemacht worden, ein allge- 
n gültiges Verfahren für richtige Zumessung des Pierso- 
ls auf den. Eisenbahndienststellen und damit zugleich einen 
‚admesser für die Wirtschaftlichkeit dieser ‚Stellen zu fin- 
, Einen weiteren solchen Versuch macht der Regierungs- 
- Baurat Sarrazin in. Nr. 10 d. Zte. vom .10./3. d. J.; ver 
hränkt sich auf die Bahnhöfe 3. und 4. Klasse mit ver- 
gtem Dienst und geht bei seinen Erörterungen von der 
seit aus, die für die Erledigung der einzelnen Geschäfte 
s Betriebes und Verkehrs erforderlich ist. Er nennt die 
den Betrieb: notwendige Zeit B, die Zahl der Fracht- 
Zahl der sämtlichen auf dem ‘Bahnhofe beschäftigten 
Köpfe K und kommt dann zu folgender Gleichung: 
ee B-+F-X 
B+F.X sind die gesämten geleisteten Dienststunden, ge- 
trennt nach Betrieb und Verkehr. Wenn diese durch die 
zahl sämtlicher Köpfe geteilt wird, muß die tägliche Ar- 
szeit, augenblicklich 8 Stunden, herauskommen. X könne 
h die Wirtschaftlichkeitszahl genannt werden, und es sei 
; die wichtigste Frage, diese Zahl richtig zu bestimmen. 
st das nun überhaupt in. einer für'die Praxis brauchbaren 
ise möglich? Je nach Auswahl der Antwort steht und fällt 
‘on Reg.- und Baurat Sarrazin aufgestellte Formel. Ich 
alte, wie ich im voraus sagen will, die Bestimmung jener 
"Wirtschaftlichkeitszahl, also die einwandfreie Ermittlung der 
auf die Bearbeitung eines.Frachtbriefes entfallenden Zeit, 
zumal wenn ich damit. zugleich die gesamten übrigen ver- 
kehrsdienstlichen Arbeiten erfassen soll, für ausgeschlossen. 
und Baurat Sarrazin macht denselben Fehler, den so 
jele dem Verkehr Fernstehende machen, er legt bei Beurtei- 
1% der Arbeiten einer Güterabfertisung der bloßen Zahl der 
itbriefe eine viel zu weit gehende Bedeutung bei und 
kennt gänzlich den Umfang und die Wichtigkeit der son- 
-stigen verkehrsdienstlichen Geschäfte. Zunächst möchte ich 
och vorausschicken, daß nicht ersichtlich ‚ist, wo in der Glei- 
ung der gesamte Fahrkartenverkauf, die Anforderung, Ver- 
tung. der Fahrkarten,. die Selbstrevisionen, die Rechnungs- 
ıng im Personenverkehr usw. ferner aber. auch der Ge- 
<- und Expreßzutverkehr mit seinen vielen oft recht 
eitraubenden Arbeiten untergebracht ist. Auch die Arbeiten, 
‚die Stationskasse leistet, scheimen mir nicht in. der Formel 
ergebracht zu sein. Dabei sind die Geschäfte einer Stations- 
Asse heutzutage. außerordentlich vielseitix und zeitraubend. 
an erinnere sich an die wöchentliche Lohnzahlung, an die 
behaltung und Verrechnung der Steuern mit den beteilig- 
n Gemeinden usw. Wenn alle diese Arbeiten in B, d. 1. die 
r den Betrieb notwendige Zeit einbegriffen sind, so ist das 
egelbild, däs die erwähnte Formel von den: tatsächlichen 
Verhältnissen eines Bahnhofs geben sollte, recht ungenau. 
Es entfält eben serade auf den Bahnhöfen 3. und 4. Klasse 
vereinigtem Dienst nur ein verhältnismäßis geringer Teil 
geleisteten Arbeiten auf den Betriebsdienst, namentlich 
Strecken mit schwächerem Zugverkehr. Dies sei nur 
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ebenbei erwähnt. : 

orauf es mir hier ankommt, ist lediglich der Nachweis, 
aß die Beurteilung der Arbeiten einer Güterabfertigung 
einem falschen, auch ungerechten Ergebnis führt, wenn 
er Zahl der Frachtbriefe übermäßige Bedeutung beigelegt 
l,. ferner, daß die Ermittlung einer auf dig Bearbeitung 
‚nes Frachtbriefes entfallenden Zeit unter gleichzeitiger 
erücksiehtigeung aller übrigen Dienstgeschäfte undurchführ- 
d, daß demnach eine Anwendung jener Gleichung als 
esser für die Wirtschaftliehkeit der Dienststellen prak- 
nmöglich ist. Es kann nicht eingehend genug darauf 
‚wiesen werden, daß ein großer Unterschied zwischen 
rief und Frachtbrief, was dessen Bearbeitung anbe- 
besteht. Die eine Güterabfertieunge hat durchschnitt- 
lich z. B. 200 Frachtbriefe und die andere nur 50, und 
können diese 50 mehr Arbeit verursachen, als jene 200. 
üterabfertiguns mit 200 Frachtbriefen braucht nur ın 
em Kohlenrevier zu liegen, woselbst sich der Versand in 
Hauptsache auf Kohlen und Briketts beschränkt. Wenn 
‚noch die Absatzgebiete, wie sehr oft der Fall, im großen 
und ganzen festliegen (also z. B. K. K. = Züge — Kunze- 
orrzüge — „efahren werden), so stellt sich aie Bearbei- 
des einzelnen Frachtbriefes überaus einfach. Die weni- 
arifsätze, ja die errechneten Frachtbeträge, die Leitungs- 
chriften usw. haben die Beamten: meist im Gedächtnis, 
sie vermerken sie z. B. auf ihrer Schreibunterlage. An- 


Dr 


riefe F, die auf den Frachtbrief verwendete Zeit X,-die- 
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Wirtschaftlichkeit der Verkehrsdienststellen. 
Von Eisenbahninspektor Dr, Ritter, Torgau. 


ders ist es, wenn für jeden Frachtbrief der Tarifsatz, die 
Lade- oder Leitungsvorschrift besonders festgestellt werden 
muß; in solchen Fällen können, wie gesagt, 50 Frachtbriefe 
weit mehr Arbeit verursachen, als jene 200. Es kann ferner 
der Umfang der Arbeiten ein und derselben Güberabfertigung 
sehr verschieden sein, also wechseln. Eine angeschlossene 
Kohlensrube verursacht der Güterabfertigung, wie dargelegt, 
nicht so große Arbeit, wie ewa eine Seifenpulver- oder Zucker- 
warenfabrik. Die Reisenden einer solchen Fabrik kommen 
meist in die sentlegensten Orte, verkaufen dort ihre Erzeug- 
nisse, geben also die empfangenen Aufträge an ihre Fabrik 
weiter. .Die Folge ist, daß unter den — sasen wir — 100 
Frachtbriefen der Fabrik sich eine große Anzahl befindet, 
deren Bearbeitung ganz besonders mühevoll und zeitraubend 
ist, z B. wenn die Empfangsstationen erst an Hand des Koch- 
schen: Stationsverzeichnisses und des vorhandenen Karten- 
materials, ihrer Lage, ihrer Bezeichnung nach usw. fesgestellt 
werden müssen. Langwierige Rückfragen bei dem Absender 
sind meist damit verknüpft. Hieraus ergibt sich, wie schwer 
die Arbeit einer Güterabfertigsung nach der Zahl der bei ihr 
durehschnittlich aufkommenden Frachtbriefe zu beurteilen ist. 

Aber muß man denn den Blick nieht viel, viel weiter 
schweifen lassen, wenn man den. Geschäftsumfang einer Güter- 
abfertireung, auch einer solchen, die mit dem Bahnhofe ver- 
eiuigt ist, einigermaßen zutreffend würdigen will? Ein Satz, 
wie ıhn der Reg.- und Baurat Sarrazin schreibt: „Die für den 
Verkehr notwendige Zeit richtet sich in der‘ Hauptsache nach 
der Zahl der Frachtbriefe“ tut einem praktischen Verkehrs- 


beamten geradezu weh. Wo bleibt denn z. B. die mühselige 


Arbeit, die in der Güterkasse geleistet wird! Hunderte von Zu- 
und Absetzungen nimmt heute die Verkehrskontrolle vor — 
eine Folge der ungenauen Arbeit und der fortgesetzten Tarif- 
Dazu verursacht die nachträsliche Einziehung 
von Frachtbeträsen heute” Schwieriekeiten wie nie zuvor. 


Viele Geschäfte verschicken ihre Waren nur noch sexien Nach- 


nahme des Wertes. Die Erledigung der Nachnahmen, ihre 
Zahlung, Buchung usw. verlangt sehr viel Zeit und Arbeit. 
Nicht anders ist es mit der Verwaltung, dem Kleben, Ent- 
werten, Verrechnen der Fracht- und Stewermarken. Ein 
Kapitel für sich bilden die heutisen Zahlmittel, das Papier- 
seld. Was für Zeit seht allein durch das Zählen, Glätten 
und Kleben der Scheine verloren! Auch die Güterkassenbilanz 
ist unter den heutigen Verhältnissen eine schwierige und zeit- 
raubende Arbeit. Will man alle diese Geschäfte einer Güter- 
abfertireuns in die Arbeit, die auf einen Frachtbrief entfällt, 
in einivermaßen einwandfreier Weise anteilig hineinrechnen? 
Wie steht es ferner mit dem Wasendienst? Was kostet es 


- für Mühe, sich bezüglich der wagendienstlichen Vorschriften 


auch nur einigermaßen auf dem Laufenden zu erhalten! Frage 
sich doch nur jeder Leser selbst, wie es mit seinen Kenntnissen 
in den Güterwagenvorschriften bestellt ist; ganz zu schweigen 
von der Unmenge der meweren Bestimmungen, die der Krieg 
und der unglückliche Frieden mit sich gebracht haben. Der 
Waeendienst liest in seinem Schwerpunkt bei den Güterabfer- 
tieungen und bildet eine sanz bedeutende Belastung. Nicht 
minder mühevoll ist der Ermittelungsdienst. Er hat infolge 
der bekannten traurigen Verhältnisse, die nach dem Kriege 
bei uns eingerissen sind, in einer Weise ausgebaut werden 
müssen, daß es nur noch dem Eingeweihten möglich ist, ihn 
in seinem vollen Umfange zu übersehen. Jedenfalls bildet der 
Ermittelungsdienst für die Abfertigungsstellen heute weine 
sroße Last, die aber notsedrungen getragen werden muß. 
Weiter, eine Mehrarbeit, wie sie stönrender für den Gang der 
Geschäfte kaum „edacht werden kann, verursachen die fort- 
gesetzten Tarifänderungen, die wohl noch keineswegs als ab- 
geschlossen betrachtet werden’ können. Auch die Lade- und 
Leitungsvorschriften sind infolge der veränderten Verhält- 
nisse in Deutschland vollkommen in Fluß. Zur Veranschau- 


“ liehung dessen mache sich der Leser einmal die kleine Mühe 


und blättere einise Nummern des Tarif- und Verkehrs- 
anzeigers durch. Unsere Güterabfiertigungen wissen ja heute 
noch nicht einmal mit Sicherheit die neuen Übergangsstationen, 
die durch die «eographische Neuordnung in Mitteleuropa 
entstanden sind. 

Es wäre mir ein Leichtes, hier noch einige Seiten über alte 
die Schwierigkeiten zu schreiben, die augenblicklich und wohl 


| auch noch in den künftisen Jahren auf unseren Güterabferti- 


gungen lasten werden. Ich erinnere noch an die Hunderte von 
Sperren, die fortgesetzt verfügt werden müssen, und die die 
Güterabfertigungen zu beachten haben. Jeder Frachtbrief hat, 
wie man in der Praxis sich ausdrückt, seinen „Schwanz“, d. h. 
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bei jedem Briefe muß mühsam geprüft werden, ob alle die | en ist aa eine tief ehe: Kannins‘ Air tatsächli 


Bescheinigungen vorhanden sind, die von den Wirtschafts- 
stellen, den Landespolizeibehörden usw. verlangt werden oder 
etwa in der Ausfuhr- oder gar in der Schleichhandelsdienst- 
anweisung vorgesehen sind. Der Kettenhandel schließlich 
( Voreinsendung von Frachtbriefen, nachträgliche Verfügungen, 
Weiterabfertigungen usw.) macht den Güterabfertigungen sehr 
viel Arbeit. Diese" einfache Aufzählung — die ich eigentlich 

noch zum mindesten durch den. Hinweis auf den Lade- und Be- 
förderungsdienst, ferner den umfangreichen und zeitraubenden 
Schriftwiechsel ergänzen müßte — möge genügen, um EeINIOET- 
maßen. ein Bild davon zu geben, wie die heute bei den Güter- 
abfertigungen geleistete Arbeit zu beurteilen und zu bewerten 
ist, Es ist ein Unding, die verkehrsdienstlichen Arbeiten 
einer Güterabfertigunge schlechthin mit der Zahl der auf- 


kommenden Frachtbriefe zu erfassen, auch wenn man sich- 


bemühen wollte, alle sonstigen, an sich hochwichtisen Arbeiten 
anteilie für den einzelnen Frachtbrief zu berechnen. Ich 
komme daher zu dem Schlusse, daß die von Reeierunes- und 
Baurat Sarrazin aufgestellte Formel für die Praxis nicht ver- 
weendbar ıst. Ein derartiges Verfahren würde in Widerspruch 
zu den tatsächlichen Verhältnissen treten und auf eine unge- 
rechte Beurteilung der Verhältnisse einer Güterabfertisung 


hinauslaufen. Die Wirtschaftlichkeit der Verkehrsdienststellen - 


kann nichtan der Hand eines Schemas «eprüft werden, viel- 


— 


Nachrichten. 
Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


— Anlage ÜÖ zur Eisenbahn-Verkehrsordnung. Das Reichs- 
verkehrsministerium hat unterm 29. v. M. einige Änderungen 
und Ergänzungen der Anlage 0 zur Eisenbahn-Verkehrsord- 
nung verfügt. Insbesondere ist zugelassen worden, daß in 
den Sprengmitbeln das Nitroglyzerin durch Dinitroglykol er- 
setzt sein darf. Das Nähere geht aus der Bekanntmachung 
in Nr. 50 des Reichs-Gesetzblattes hervor. 


— Die Beamtenräte, Über die Bildung von Beamtenvertre- 
tungen im Bereich der .Reichseisenbahnverwaltune (vel. 
Nr. 18, Seite 348 d. Zig.) hat der Reichsvierkehrsminister unterm 
7. Mai 1921 einen Erlaß herausgegeben, dem er foleende Fin- 
leitung vorausschickt: 

„Seit Übergang der Eisenbahnen der Länder auf das Reich 
sind berufene Or; gane der Beamtenschaft an mich mit der Bitte 
herangetreten, die Regelung der Beämtenvertretungen ebenso 
wie die der Arbeitervertretungen «einheitlich für den ganzen 
Verwaltungsbereich vorzunehmen. Je mehr sich die nach 
Artikel 130 Abs. 2 der Reichsverfassung vorgeschriebene 
reichsgesetzliche Bestimmung besonderer Beamtenvertretungen 
verzögerte, um so dringender wurden die mir aus allen Teilen 
des Personals und des Reiches zusehenden Wünsche nach einer 
vorläufigen einheitlichen Regelung. In der Tat hat die Fort- 
dauer des bisherigen Zustandes unerträgliche Schwierigkeiten 
zur Folge. Die aus den einzelnen ehemalisen Länderver- 
waltungen stammenden Verschiedenheiten führen fortgesetzt 
zu begründeten Berufungen; die Wohltat reehtmäßiger Beam- 
tenvertretungen ist dem Verwaltungsbereich Bayern noch 
völlig versagt, in vielen anderen Bezirken besteht keine Gie- 
währ, daß die Beamtenvertretungen nach Ablauf bestimmter 
Wahlzeiten. allgemein neu gebildet werden, und auf dem 
wichtigen Gebiet der Aufgaben und Befugnisse der Beamten- 

vertretunsen mächt sich der Mangel organischer Gliederung 
ganz besonders fühlbar. So ist die einheitliche Neuregelung 
ein gemeinsames Gebot für Verwaltung und Beamtenschaft, 
Freilich bietet sie außerordentliche Schwieriekeiten, weil ein 
Entwurf des nach der Reichsverfassune zu ıerlassenden (ne- 
setzes von der BReichsresierung inzwischen eingebracht und 
schon in. die Beratung des Reichsrats übergegansen ist. In 
einem: solchen Zeitpunkt muß sine vorläufige Regelung 
grundsätzlich davon absehen, umstritbene Fragen von allee- 
meiner Bedeutung in einer Weise zu lösen, die im Ergebnis 
der alleinigen Entscheidung der gesetzgiebenden Körper- 
schaften vorgneifen würde. Nach demselben Grundgedanken 
ist es ebenso unmöglich, auf solchen Gebieten eine von dem 
Gesetzentwurf der Reichsregierung abweichende Gestaltung 
auch nur vorläufige einzuführen, Wenn also in der nunmehri- 
gen Resselung manche Forderungen der Beamtenschaft nicht 
erfüllt werden, so handelt es sich um Angelegenheiten, deren 
endgültise Erbedigung hierdurch nicht berührt - werden soll, 


der sesetzlichen Verabschiedung vorbehalten bleiben 
mu 


‚schaftliche Prüfung führt nach meiner Erfahrung. 


‘noch um Aufnahme folgender Bemerkungen ersucht: 


- Frachtbriefes als Wertmesser für den Verkehrsbedarf | 


Dienststellen und Behörden nach Maßgabe der- Verwaltung 


"Wahl nach 


leisteten Geschäfte und der Eigenartigkeit ‚der Dienstste 
notwendige. Eine solche Kenntnis aber hat nur der Vierkehi 
amtsvorstand und der zuständige Verkehrskontrolleur. 
empfehlen ist, daß die Nachprüfune der Wirtschaftlichkeit 
den Dienststellen mit vereinietem Dienst gemeinsam von dı 
Verkehrsamt und dem Betriebsamt vorgenommen a 
der Dienststelle die Möghchkeit genommen. wird, d e 
triebsamtsvorstande sesenüber die Verkehrsgeschäfte. und 
Verkehrsamtsvorstande gegenüber die Betriebsgeschäfte ‚üb 
Gebühr in den Vordergrund zu rücken. » Eine solche ; 
einem sehr befriedigenden Ergebnis. 
5 RZ N = 
69 


Dei Regierungs- und Baurat Sarrazin hat, dig Schriftl 


„Die obigen Ausführungen zeigen, daß die "Annahme « $ 
unbedingt richtiges, allgemein sültises Veergleichsbild ; 
weil der Frachtbrief an sich nicht gleichwertig ist, und 
andere Umstände den Arbeitsaufwand einer Station bestim: 
he muß deshalb ur a ‚zwischen zwei 


Die achtie sten Bestimmungen der Verordnung 
folgende: 

Zur naein der ren dar Beamten gegenü ü 
der Verwaltung und zur Unterstützung: der Verwaltung 
der Erfüllung ihrer Auf gaben werden im ‚Bereich der Rei 
eisenbahnverwaltung Beamtenräte beı den Dienstste 
und Behörden, Bezirksbeamtenrät®e bei den. Eise 
bahn-Generaldirektionen, Eisenbahndirektionen und Betrie 
direktionen und ein Hauptbeamtenrat beim Beichs: 
kehrsministerium in Berlin errichtet... Die Rechte und P 
ten der Verwaltung üben die Vorstände der einzelu 


vorschriften aus. Vertretung der Verwaltung durch ‚Bevo 
mäschtigte ist zulässig. Die Befugnisse der beteilieten. wir 
schaftlichen Vereinigungen, die Interessen "ihre 
Mitglieder zu vertreten, werden durch die Vorschriften di Se 
Erlasses nicht berührt. = a 
Bei jeder Dienststelle und Behörde, die in der ; 
mindestens 20 Beamte beschäftigt, wird ein Oree 
Beamtenrat errichtet. Beschäftigt sie : weniger 
aber mindestens 5 (Beamte, so wird ein Obmann un. ES: 
Stellvertreter gewählt. ‚Dienststellen, bei demen hiernae] 
weder ein Beamtenrat, noch ein Obmann zu wählen ist, rn 
der am günstigsten gelegenen Dienststelle angegliedert. 
örtliche Beamtenrat besteht je nach der Größe € 
Dienststellen aus 3-9 Mitgliedern, Der Bezirksbe 
temrat besteht, wenn die Zahl der von ihm vertreten 
amten weniger als 1000 beträgt, aus 5 Miteliedern; für 
weitere angefangene 1000 Beamte erhöht sich die Miteliederza 
um ein Mitglied bis zur Höchstzahl von 11 Mitglieder 
Hauptbeamtenrat besteht aus 17 Miteliedern. 
Verwaltungsbereiche von Preußen-Hessen und Bayer v 
im Hauptbeamtenrat je ein besonderer selbständiger Aussch 
gebildet, der für die Zweigstelle Preußen-Hessen aus a 
für die Zweigstelle Bayern aus 5 Mitgliedern besteht. 
im Hauptbeamtenrat die erforderliche Zahl von Mits 
aus diesen Verwaltungsbereichen nicht vorhanden is 
aus den nicht gewählten, aber noch wählbaren Perso: 
entsprechenden Vorschlagslisten der Reihe nach Ereä 
mitelveder: hinzuzuzyehen. Die ‚Mitglieder der örtlichen 
amtenräte, der Bezirksbeamtenräte und des Hauptbeam 
rats werden von den wahlberechtigten Beamten ‚sämtlich 
einer Wahl aus ihrer Mitte in unmittelbarer und a 
den Grundsätzen der Ve ya 


des Dane anlehnen. 
schriften &egeben. 

: Die-Aufsaben und a Er 
sind ausführlich geregelt. Im allgemeinen haben sie die Au 
gabe, die Verwaltung durch Rat zu unterstützen und 
möglichste Höchstleistung durch Anregung und- Arbe 
diekeit und Förderung wirtschaftlicher 'Arbeitsmethoden 
zu tragen. Im übrigen wirken sie bei der Regelung a 
allgemeinen und persönlichen Dienstverhältnisse der 
betreffenden Anselesienheiten mit. Kommt über ei 
legenheit eine Einigung zwischen örtliehen Beamt 
tungen und deren Behörden nicht zustande, so legen ı 
Verlansen die Anselesenheit der Eisenbahn-General 
Eisenbahndipektion es en vor. 


Nr. 21 


einem. chen Antrage nieht SE so ist 
dem Bezirksbeamtenrat zu. verhandeln. Kommt 
<ine Einigung nicht zustande, so hat die Eisenbahn- 
ion unverzüglich die Sache dem Reichsverkehrsminister 
nn vorzulegen. Der Bezirksbeamtenrat kann 
oe rohen auch unmittelbar dem Hauptbeamtenrat 
N as Reichsverkehrsministerium entscheidet end- 
"Verhandlungen mit dem bestehenden Beamtenrat. 
auptbeamtenrat vertritt die Gesamtbeanıten- 
seine selbständigen Ausschüsse, von denen der bayıe- 
o einen in München unterhält, treten zusammen, wenn es 
Angelegenheiten handelt, die über den Bereich eines 
ntenrates, jedoch nicht über den Bereich einer 
e hinaus von „Bedeutung sind. Daß die Beamten- 
Recht haben, in Verwaltung, Verkehr und Betrieb 
selbständige Anordnungen. einzugreifen, ist — wohl 
Ri eh auf die früher. gemachten ‚Erfahrungen — ın 
1 ERS TUE hen hervorgehoben. 


= 


5 an damit- is ee oder Verfüg ungen 
er über die Bildung von Beamtenvertretungen im Be- 

 Reichseisenbahnverwaltung ihre Gültiekeit. Die 
zu ‚den Beamtenvertretungen sind spätestens sechs 
ıch der Veröffentlichung dieses Erlasses im Reichs- 
Blatt einzubeiten. Mit Vollziehune der ersten Wahl 
021 mtenräte und ihrer endgültigen Bildung hören die 
lenen allsemeinen Beamtenvertretunsen sewie alle 
 Reichsverkehrsministerium, den Zweigstellen oder 
tionen vorhandenen Beamtenvertretungen sonstiser 
die Direktionsbeiräte, Büros zur Vertretung der 
eninteressen, Viertrawensmänner .der Beamtenschaft, 
Ererkebrspersonals ea en Reichs- 


n im [Bereiche der Renee pe ee 
On tigen Bediensteten, die nicht nach dem Lohntarif- 
ür die Arbeiter der Reichseisenbahnverwaltung oder 
en-in dessen $ 1 Ziffer 3 vorbehaltenen besonderen 
gen. entlohnt werden, als Entschädigung für 
- der Ernährung im Nachtdienst unter folgenden 
18 en widerrufliche Nachtdienstzulagen bewillist: 
Die Zulage wird für regelmäßigen planmäßigen Betriebs- 
gewährt. Unter Betriebsdienst im Sinne dieser ee 
ist der gesamte äußere Dienst im Gegensatz zu dem 
5 bei: den Ämtern, Inspektionen, Direktionen er 
2%, Nachtkontrollen von Aufsichtsbeamten (z. 
vorsteher), die im Dienstplan nicht en 
nicht unter diese Bestimmung. Ebenso bleibt der 
r Eerier Se Fa in die mon fällt, also 


Brebend für die era der lage ist dre 
Fanuer der Dienstschicht (siehe jedoch Ziffer Ille). 
bester. Dienstplan fehlt, so ist die tatsächliche 
tung der Berechnung der Zulage zusrunde zu legen. 
06 von 30 Minuten und mehr werden als volle 
echnet, Zeiträume von weniger als 30 Minuten 
Betracht. ec) Überschreitungen der Di en 
£ nfolge außergewöhnlicher Ereignisse (z. B. bei 
m Verkehr, bei Zugverspätungen, Unfällen usw.) sind 
wenn ste mindestens eine Stunde gedawert haben. 
"Verkürzung planmäßiger Pausen (siehe 


Ic). 
tungsfähig sind solche Dienstleistungen, die in 
Uhr abends bis 6 Uhr morgens fallen. b) Fallen 
us, so ist die Zulage nieht zu zahlen; werden 
nur in beschränktem Umfange wahrgenom- 
tatsächliche Stundenleistung zu berechnen, 
u -zu beachten ist. c) Planmäßige Dienst- 
ı 2 Stunden &elten hinsichtlich der Nachtdienst- 
st tleistung, solehe von mehr als 2 Stunden 
satz, sofern kein Dienst geleistet wird. Wird 
ht, durch Pausen in mehrere Zeiträume gıe- 
diese Zeiträume zusammenzurechnen. Die 
ist alsdann nach Ziffer IIb auf- oder abzu- 
R  Dienstbereitschaft bei der Dienststelle ist 
r Hälfte zu berechnen, wenn und solange 
nd der. Dienstbereitschaft kein Dienst we- 


ar Ws die den Aufwand des 
reits in Ach ‚schließen, ist die Nachtdienst- 
Für die in die Zeit von 
18 Uhr re fallende dienstplanmäßige 
 Zngoersanal von der Heimat wird die 
mi 

0 Wesen etwaiger späterer 
der Hose, siehe Ziter Ile. 


ir 


.der vorgesetzten Behörde versehen sein. 


-Jisen. Die 


Ausnahme der als Ruhezeit geltenden 


er er 
V.: Die- Zulage wird bis auf weiteres «einheitlich auf 


50 Pfennig für die Stunde festgesetzt. 


VI. Ein Anspruch auf dawernde Gewährung seiner Nacht- 


. dienstzulage besteht nicht, sie unterliegt jederzeit der ander- 


weitinen Festsetzung durch die N rallling: 


 —  Zollfreiheit für-Umzugsgut aus und nach dem besetzten 
Gebiet des Westens. Nach Mitteilung ‘der Interalliierten 
Rheinlandkommission wird Eisenbahnbeamten, die nach Er- 
richtung der newen Zollerenze aus und nach dem besetzten 
Gebiet versetzt werden, auf Ansuchen Zollfreiheit für die 
Aus: vder Einfuhr ihres Haushalts gewährt. Die Anträge 
sind durch die Hand des Präsidenten der Interalliierten Feld- 
eisenbahnkommission in Wiesbaden an die Zolldirektion 
(Comite Directeur des Douanes) in Coblenz zu richten und 
müssen mit einer die Versetzung bestätigenden Bescheinigung ' 
Als Hausrat werden 
angesehen: Kleider, Leib-, Beti- und Tischwäsche sowie 
Möbel aller Art, soweit sie zum persönlichen Gebrauch des 
Antragstellers und der mit ihm zusammenwohnenden Fami- 
lienangehörigen gedient haben. Die Übermittelung der An- 
träge an den Präsidenten der Interalliierten Feldeisenbahn- 
kommission übernimmt der Delesierte der deutschen Eisen- 
bahnen bei der Interalliierten Feldeisenbahnkommission in 
Wiesbaden, Thelemannstraße Nr. 5 


— Die Neuorganisation der: Reichseisenbahnverwaltung. 
In einem Sonderdruck veröffentlichen die „‚Wirtschaft- 
lichen Nachrichtenausdem Ruhrbezirk“ zwei in 
Nr, 17 und 18 dieses Fachblattes unter obigem Titel erschienene 
Aufsätze aus der Feder zweier unserer "bedeutendsten Eisen- 
bahnverwaltungsbeamten. , Die‘ Verfasser, der preußische 
Unterstaatssekretär a. D. Franke und der bayerische Ge- 
heime Rat v. Völcekser, haben lanze Jahre hindurch an maß- 
sebender Stelle in der Staatsbahnverwaltung Sestanden und die 
Entwickeluns der Staatsbahmen von hoher Warte’ aus beob- 
achtet und miterlebt. Es ist deshalb besonders wertvoll, die 
interessanten Ausführunsen dieser Vertreter zweier entgegen- 
gresetzber Anschauungen über die Frage der einheitlichen 
Verwaltung und der Beibehaltung einer rei- 

nen Staatsform oder der Zerlegung des Reichs- 
eisenbahnnetzes in Gruppendi rektionen und 
der EBinführung seiner eemis schtwirtschäaft- 
lichen Gesellschaft kennen Zu lermen. Der Leser wird 
durch das Studium dieser Aufsätze in hohem Grade angeregt 
werden und insbesondere auch. manche falsche Vorstellunsen. 
die man sich bei der oberflächlichen Behandlung dieser sch wer- 
wiegenden Fragen durch die Tagespresse zu machen pflegt, 
aufgeklärt sehen. Den beiden Aufsätzen ist eine Einführung 
durch einen weiteren bekannten Eisenbahnfachmann, Geheim- 


“rat Dr. Quaatz, den jetzigen Schriftleiter der „Wirtschaft- 


lichen N. achrichten“, vorausseschickt. 

— Er jeichterungen im Personenverkehr. Es eo nunmehr 
fe daß die Eisenbahnverwaltung in diesem Jahre in ähn- 
licher Weise wie vor dem Kriege wieder Feriensonder- 
zuge fahren lassen wird. Die Preise für die mit diesen 
Sonderzügen: zurückgelegten Reisen liegen durch den Tarif 
fest; es tritt für die Hinfahrt, die stets im Sonderzug zurück- 
seleet wird, eine Ermäßigung von 50% ein. Damit würde 
sich die Gesamtreise (Hin- und Rückfahrt) um 235% verbil- . 
Eisenbahnverwaltune prüft aber, wie. der 
„Dieütsche“ berichtet, gerade zurzeit ‚erfpeulicherweise die 
Frage, ob auch für die Rückfahrt, die bisher in beliebigem 
Zuge zurückgelegt werden konnte, derartige Sonderzüge ge- 
fahren werden können. Wenn, wie zu hoffen ist, sich dies 
aus betrieblichen Gründen ermöslichen: läßt, wird»auch für die 
Rückfahrt eine Ermäßigung von 50% eintreten, so daß man 
dann die Ferienreise für die Hälfte des tarifmäßigen Fahr- 


- geldes zurücklegen könnte: 


Die Eisenbahnverwaltung hat nunmehr auch die Einfüh- 
rung von Sonntagsfahrkarten angeordnet. Es wird 
noch einige Zeit vergehen, bis die mewen Tarife bei den ein- 
zelnen Direktionen festgesetzt sind. 

Die in der Presse aufgetauchte Nachricht, daß die Erhöhung 
der Personentarife über. den 1. Juni hinaus verschoben ae 
solle, trifft nach den newesten Peststellungen nicht zu 


_— Die Verringerung des Eisenbahnpersonals. Nach einem 
Erlaß des Reichsverkehrsministers sollen bis zum 1. Juni 
d. J. die Diensteinstellunsen von den zuständigen vorge- 


setzten Stellen nach strengstem Maßstabe geprüft und. hier- 
nach der Kopfetat jeder Dienststelle festgesetzt werden. So- 
weit es sich ergibt, sagt der Erlaß, daß die Personalkräfte 
nicht genügend "ausgenutzt sind, muß auf eine anderweitige 
wirtschaftliche Verwendung der Kräfte Bedacht genommen 
werden. Bekanntlich soll, nach den Vorbemerkungen zu dem 
Nachtragsetat der Staatsverwaltungen, in Zukunft erst jede 
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zweite planmäßige Stelle wieder besetzt werden, ind Zwar So 


75 % wrreicht ist. So werden z. B. die freiwerdenden Stellen 


des einfachen Bürodienstes (Sekretäre) in solche der Gruppe 


„Assistenten“ umgewandelt, bis ein Stellenverhältnis von zwei 
Dritteln in Gruppe V der, Besoldungsordnung bis zu einem 
Drittel in Gruppe VI erreicht ist. 


— Das abgelieferte Eisenbahnmaterial. Mit der von der 
Beparationskommission geforderten Erstattung des gesamten, 
während des Krieges von Deutschland in den alliierten Län- 
. dern erbeuteten Eisenbahnmaterials ist nunmehr begonnen 
worden. Als erste Abschlagsleistung waren 5000 Wagen ge- 
fordert, deren Übergabe auf Verlangen der Reparationskom- 
mission am 18. April 1921 begonnen und am 15. Mai 1921 
beendet sein mußte. Von diesen 5000 Wasen hat Frankreich 
etwa 1500 und Belgien ‚etwa 3500 'erhalten. Die Wasen sind 
nun auf bestimmten Bahnhöfen gesammelt und von dort den 
Übergabebahnhöfen, wo die Annahme verfolst, zu@eführt. Bis 
zum 14. Mai einschlveßiıch sind zurückeereben an Belgien 
Staatsbahnwagen 3419, Privatwagen 61, an Frankreich Staats- 
bahnwagen 1492, Privatwagen 113, zusammen 5085 Fahrzeuge. 
ne der Beparationskommission ist also restlos 
erfüllt. 


— Der Eisenbahnpfingstverkehr Berlins. Begünstigt durch 
das außerordentlich sommerliche Wetter, bedeutete in diesem 
Jahre der Pfingstreiseverkehr für die Eisenbahn eine außer- 
ordentliche Auf gabe, die, wie von der hauptstädtischen Presse 
anerkannt wird, in seradezu vorbildlicher Weise gelöst wor- 
den ist. Besonders der Pernverkehr, dessen Tarife, wie be- 
kannt, zum 1. Juni erhöht werden, weist eine außerordentlich 
starke Zunahme geoen das Vorjahr auf in welchem zwar 
auch eine Tariferhöhung in Aussicht genommen, jedoch das 
Reisewetter nicht so besonders günstir war. Es liegen nun- 
mehr die Ergebnisse der amtlichen Zählungen der an den 
Hauptreisetasen verkauften Fahrkarten für die Berliner 
Bahnhöfe und Reisebüros vor, aus dem der Umfang der von 
Berlin aus vorgenommenen Reisen deutlich hervorgeht. Die 
- Zählungen srstreckten sich in diesem Jahre auf die Tage 
Mittwoch, den 11. bis einschließlich Sonnabend, den 14. Mai. 
An diesen Tagen wurden in Berlin 334 713 Fahrkarten des 
Fernverkehrs (messen 285665 i. Vorj.) verkauft. Der erste 
Hauptreisetag blieb mit 48 457 Fahrkarten um 5284 Stück hinter 
dem entsprechenden des Vorjahres zurück. Die übrigen Tasıe 
weisen mit rd. 65000. 93000 und 128793 Fahrkarten eine be- 
deutende Zunahme (um rd. 49 000 Fahrkarten) auf, was veoen 
den Verkehr im Vorjahre eine Zunahme von 17 % ausmacht. 
Die höchsten Verkehrszahlen weist in diesem Jahre wieder 
der Stettiner Bahnhof auf, von dem an den vier Tagen ins- 
gesamt 61420 Personen eine Fernreise antraten; von diesen 
61000 Personen verließen am 14. Mai, dem ‚Hauptreisetage, 
allein 27010 Personen Berlin. An, zweiter Stelle steht der 
Anhalter Bahnhof, von dem 'insssesamt rd. 50000 Fahrkarten 
verkauft wurden. Mit diesen. Leistungen im Fernverkehr ist 
sogar der Verkehr zu Pfinesten 1913 erheblieh und zwar um 
rd. 44000 Fahrkarten überboten worden. Ein völlix anderes 
Bild zeigt der Berliner Stadt-, Ring- und Vorortverkehr, der 
ebenfalls im Zeichen eines regen Pfinestausflugverkehrs stand. 
Die Zählungen der verkauften Fahrkarten fanden am Himmel- 
fahrtstase, am 1. und 2. Feiertage statt. ‘Auf den Stationen 
der Stadtbahn wurden an den drei Tagen etwas mehr als 
1 Million Fahrkarten verkauft, -während auf den Rinebahn- 
stationen rund 1.14 Millionen Fahrkarten auszeseben wurden. 
Insgesamt verkauften sämtliche Stationen des Stadt-, Ring- 
und Vorortyerkehrs 4122618 Fahrkarten gegen 4756 194 Fahr- 
karten im Vorjahre. Es ist also eine Abnahme des Pfinest- 
ausflusverkehrs zu verzeichnen um 633579 Stück oder um 
rd- 135%. Die Ursache des auffälligen Rückganges in den 


Beförderunsszahlen im Vorortyverkehr ist das schlechte Wetter | 


des Himmelfahrtstages. 


— Begleitpapiere für Eisenbahnsendunsen im Verkehr mit 
dem rkginischen Zollgebiet. Wie die Eisenbahnverwaltung 
der Berliner Handelskammer mitteilt, werden Sendunsen im 
Verkehr mit dem rheinischen Zollgebiet von den Abfertirungs- 
stellen nnr angenommen, wenn sie von den vorgeschriebenen 
Ein- und Ausfuhrbewilligungen des Ein- und Ausfuhramtes in 
Bad,Ems begleitet sind. Für welche Güter Ein- und Ausfuhr- 
bewillisunsen notwendig sind, ist im Verkehrsbüro der Han- 
delskammenzu Berlin zu erfahren. 


— Krisis im Deutschen Eisenbahnerverband. Der Deutsche 
Eisenbahnerverband, der seit der Spaltune der Unabhängigen 
Partei aus den Krisen nicht herausgekommen ist, hat, wie 
. die „D. Alle. Zte.“ mitteilt. gesenwärtie eine neue Bewegung 
durchzumächen, die möglicherweise geeignet ‚Ist, diese Orga- 
nisation der Eisenbahnarbeiter und eines Teiles der  Unter- 
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. beamten aufs neiele zu erschüttern. Auf einer. ki 
lange, bis die Verminderung des Beamtenpersonals bis auf | stattgefundenen Reichskonfierenz des Deutschen Metallarb 


"Mittellandkanals geführten Verhandlungen (vgl. Nr. 
. die bisherigen Verhandlungen, beleuchtet die preußise) 


| das im November v. J. in Berlin von den Vertretern 


‚daß außerdem ein Stichkanal von Bernburg nach Leo po! 


.direktion Berlin. 
"Anzahl in den Rubestand tretenden, über 65 Jahre alten, 


- Auszue wiedergeben. 


saft der völlisen Klärung entgegenzugehen. 


Lage, wie solche der alte Friedensstaat nie. Sekannt 
‚Tausende von Jünglingen und jüngeren Männern — ‚teil 


grauen Rock getragen. sollen auch in staatlichen. Einri 


Zeitne des Veraiin en 
Deutscher Eisenbahnverwaltı 


verbandes wurde beschlossen, die Arbeiter der Eisen 
werkstätten dem Deutschen Metallarbeiter 
bande anzugliedern. Gegen diese Maßnahme habeı 
allem die kommunistischen Funktionäre und Arbeiter sc 
Protest erhoben und drohen, mit allen Mitveln diesazB i 
führung wines sehr erheblichen Teiles der Mitgli 

D.E.V. zu verhindern. Wenn es dem Deutschen . 
arbeiterverbande in der Tat gelingen sollte, die Eisen 
werkstättenarbeiter ihrer Organisation anzugliedern, so \ 
damit die Eisenbahnerorganisation zusammenbnechen, 
fast einem Jahre den Gewerkschaften el Reau 


rigkeiten bereitet hat. 


= Anhalt und der Mittellandkanal. Der 
nhalt hat dem Landtage eine Vorlage unterbreitet, 
Nachspiel zu den bisher in der Frage der Weiterführr 


d. Ztg.) bezeichnet werden kann. Die Drucksache beha 
strebungen in Richtung der Mittellinne und erwähn 


Richtungen „eschlossene Kompromiß, dem auch Anha 
Zustimmung nicht versagen zu können glaubte, obw ag 
bisher : ein hartnäckiger Verfechter der südlichen Lin! 

führung war. Ihr Entschluß wurde der anhaltischen R« 
rung durch die vom Reich und von Preußen gegebenen 
sicherungen erleichtert, daß die beiden für Anhalt in 
tracht kommenden Flüsse, die Elbe durch Regulierun 
Saale durch Kanalisierunz« zu Großschiffahrtswegen 
1000-t-Schiffe ausgebaut werden sollten, sowie ferner 


hall zur Erschließung des Kaligebietes in " Aussicht 
wurde. Der.Staatsrat ist der Ansicht, daß die Veerwirk 
des ganzen Projektes wegen Fiehlens der erforderlichen 
für die nächsten Jahre ernstlich in Frage gestellt 1st, 
Staatsrat ersucht den Landtag um Billigsung seiner bis 

Haltung und die Ermächtisung der Weiterführung der 

handlungen im oben angegebenen Sinne, R. 


— 50jähriges Bestehen der Hanomag, Anläßlich des 5 
rigen. Bestehens der Hannoverschen Maschinenbau-A.-G,, 

mals Geore Egrestorff, Hannover-Linden, als Aktieng: 
schaft (die Firma besteht seit 1835) ist die Märzausgabe. 
Hanomag-Nachrichten: in verstärktem 'Umfange verschie: 
Nach einer kurzen Entwicklungsgeschichte dieser Fi 
deren Werdegang sich auch die Entwicklung der hannc 
schen Industrie widerspiegelt, werden die Erzeugnisse 
eroßen Zügen beschrieben und durch zahlreiche Abbildu 
gekennzeichnet. Ein weiterer Abschnitt behandelt den Ru 
cange durch das Werk, in dem die einzelnen were 1a 
kurz beschrieben werden. I 

— Abschiedsfeier für ausscheidende Beamte der Eis 
Zu Ehren der in nächster Zeit in g 


bahnbeamten des Bezirks Berlin fand am 25. April 
abends in den’ Kammersälen, Teltower Straße, hier, ii 
Eisenbahnverein Berlin veranstaltete, im ge 
Rahmen gehaltene Abschiedsfeier statt, an ek ‚auch‘ V 
der Eisenbahndirektion teilnahmen. Bei der in würl 
Weise verlaufenen Feier hielt der Rechnunfsrat Bau 
'Maschinenamt 1 Berlin eine von einem guten. Geiste ge 
Festrede, aus der wir die ‚wiehtigeren Teile in nachste‘ 


„Liebe Mitarbeiter schicken sich an, den Platz ihrer] 
jährigen dienstlichen Tätiekeit zu verlassen.  Jünge 
soll in den Adern des staatlichen Betriebes weiterrollen 
das alte soll sich beruhigen, um als bester ausgegorene 


uns nach dem unglücklichen Ausgang des Weltkrieges j 


mehr oder weniger verstümmelt —. die in Ehren den 
gen untergebracht ‘werden. Hunderte von braven T 
und Bediensteten rüstigen Alters, die dem Deutsch 
oeblieben, haben unsere alten Reichslande, wie die vom. 
besetzten östlichen: Gebiete verlassen und. zählen auf 
weitere Versorgung durch das Reich oder den. Mutt« 
Da sntschloß sich auch der unsere, wohl nach Jang 
wägen, zu. dem Schritte einer planmäßisen - Beam 
jünsung, die nunmehr mit der Inrukestell ung der 
Staatsdiener ihren Anfang nimmt. - m 

Ja, bierdurch treten anscheinend wie auch wirklich. mi 
Härten hervor, die eben nur der Betroffene schwer em) 
und doch sei ‚hierbei gleich erwähnt, daß auch ni Jüt 


I 


n er nur im RER Herz und Verständnis besitzt, die 
were der gesetzlichen Maßnahmen voll und ganz ermißt. 
"was heute die Alten trifft, das trifft 1a bestimmt auch 
nach Ablauf der ihm zugestandenen Dienstjahre. 
on wem scheiden wir und was haben die Ruheständler in 
ınft zu meiden? Das sind die augenblicklichen Fragen, 
ich beantworten möcnte. Deshalb ereife ich in die Ver. 
imscenheit. Wen das Schicksal zu Ausgans der 70er Jahre 
die preußische Beamtbenlaufbahn bestimmt hatte, der steht 
te noch unter dem lündruck der Überraschung, die er ala 
stanfänger beim erstmaligen Betreten der "Königlichen 
sträume empfand. Alles . andere als. Klubsessel und 
chene Normalschreibtische luden zu ernster Arbeit ein. Von 
adezu klassischer Einfachheit waren Zimmer und Geräte, 
nd selbst ein nicht verwöhntes Auge irrte solange unstet 
den, nüchternen Wänden hin, bis es endlich seinen Ruhr- 
ınkt in dem Bilde des „Lten Fritz, Wilhelms des Ersten, 
tkes oder Bismarcks fand. Da war. man mit einem Mal 
Hause und wurde heimisch. Der Schlichtheit und Solidität 
; . Innenausrüstung entsprachen auch Charakter und Um- 
osformen. der - vorhandenen menschlichen Wesen, der 
ren Kollessen und Vorgesetzten. Die alten und durch die 
dzüge angenarbten, in der-Regel etwas wortkare — an 
ländischen Ehrentagen aber mild und freundlich —, die 
en kerndeutsch, offen und vergnügt, trotz schmalen, 'aber 
otsicheren Einkommens. 
> 'hmell richtete sich ein Dienstanfänger sein, «leichviel ob 
äranwärber oder Zivilanwärter. Wer fleißie und tüchtie 
‚ kam bestimmt vorwärts, wie überall und zu allen Zeiten. 
‚war ja ganz selbstverständlich, daß hei der Vielgestaltig- 
der Eisenbahnbeamtenschaft, die mehr oder weniger eine 
g% der allmählich vor sich gegangenen Verstaatlichung 
,‚ sich ein Gruppenwesen entwickelte, das den. Einheits- 
ebunsen der Mehrheit andawernd störend enterenwirkte. 
mmerhin stand, noch ehe der Weltkrier ausbrach, auch die 
ıBisch-hessische Eisenbahnbeamtenschaft vor verheißungs- 
 Ausblicken, und da sie ein umerschütterliches Veer- 
n. zur Regierung besaß und besitzen konnte, so bewies 
und zwar vorweg der alte Stamm — die traditionelle 
ische Beamtentreue von 1914 bis heute nach jeder Rich- 
hin. Es ist und bleibt das unbestrittene Verdienst der 
. Eisenbahnbeamten einschließlich der ältesten, nunmehr 


Gefahr nie versaet und somit. das Vaterland vor schlimm- 
risen bewahrt haben. 

Venn in seinem fan reichen Gemeinwesen jahraus und 
n sämtliche Orsane durchwes vom sleichen Grade dienst- 


Wunder‘ nehmen, daß die füglich eingetretene \Blüte- 
solcher einzig dastehenden. Staatseinrichtung, wie der 
mbahn, selbst bei dem geringsten Angestellten ein wohl- 
;htistes Gefühl des Stolzes und der Genugtuung darüber 
öste, solchem Staatswesen anzugehören. So mebensächlich 
ler lächerlich es dem Laien auch dünken mag, wenn er die 
öldenen Plattschnüre auf ‘der Schulter des Unterbeamten 
wahrnimmt, so wenig kennt er den ethischen Wert, der mit 
de; "Verleihung dieser Auszeichnungsschnüre verbunden ist; 
vermag eben nur der Ausgezeichnete selbst Zu be- 
.. Das Hochsefühl, als Eisenbahner richtig eingewertet 
sein, trat in "allen Beamtengruppen lebendir hervor. 
‚waltie fesselnde, wie auch lieblich traute Bilder, während 
Weltkrieses wie vorher im Frieden, bot das Eisenbahn- 
Unwillkürlich sehe ich ein zwischen Birken- und 
nschonungen ssebettetes Häuschen. 
en dringen in die halbgeöffnete Tür, vor der in pein- 
Auberem Uniformrock der Bahnwärter, ein stattlicher 
er, seines verantwortlichen Amtes waltet, während 
IC nt aus der Ferne ihm und seinen Lieben im an- 
Be Gärtehen die Sonntagsweihe zuführt. Ja, solche 
osstimmung -hielö bei tausenden wackerer Eisenbahn- 
n vor und veredelte ihr Wirken im Dienst wie in der 
chkeit. Der Beamte war glücklich und zufrieden, auch 
bes cheidenen Bezüren. In solcher Eisenbahnerfamilie 
ex: ‚sich schon frühzeitig der aufhorchende und wißbe- 
g ® Knabe die Fachausdrücke des Vaters ein, und so wuchs 


6, _ gutmeartete ‚Generation von Eisenbahnern herkr] In 
a Maße wie dem Weichensteller sein Stellwerk oder 
ı Lokomotivführer seine mehrfach 
SC ine. zu tatsächlichen Gebilden persönlicher Berufspoesie 
urde x m: ‚demselben Maße verankerte sich der Abfertigungs- 
° Bürobeamte im Innendienst der Verwaltung. 
Welcher ‚Schatz von Kenntnissen, allgemeinen und, beson- 
5 ungen mußte da nicht gewissenhaft aufgenom- 
n und verarbeitet werden! Die Festsetzung der graphischen 
2 7 äne — wem schwebt hierbei nicht das dichte Füllnetz 
den Berliner Stadt-, Ring-, .Vor- und Fernverkehr vor 
—, aus ee für Lokomotiv- und Zugper- 
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en Ruhestand tretenden, daß sie in Zeiten höchster Not 


1en. Pflichtbewußtseins erfüllt gewesen sind, so kann es- 


Goldene Sonnen- \ 


oekuppelte D-Zug- 
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sonale, die wiederkehrenden Jahresabschlüsse mit ihren viel- 
seitigen Abwicklungen im Etat-, Kassen- und Rechnungs- 
wesen bedingten bis auf die Knochen eingearbeibete Berufs- 
beamte, damit das Uhrwerk reibungslos singe. 

Und es sing nweibungslos. Hier in der Heimat wie draußen 
im Felde. Unsere Alten hatten befruchtend sewirkt, Intelli- 
senz, fester Wille und vaterländische Begeisteruns waren in 
unserer Jungmannschaft verquickt und schufen Erfolge, ‚wie 
die unvergleichliche letzte Mobilmachung, die erst von einer 
vollständig wiedergenesenen Nachwelt richtixr erkannt und 
dankbar gewürdigt werden wird. 

Wenn heute eine beträchtliche Anzahl unserer teuren Alten 
uns verläßt, so zieht ein gewaltie Maß von Fachwissen, Dienst- 
erfahrungen und Beamtentusenden aus dem Haus. Können 
wir diesen geistigen Abzus unbedenklich entbehren? Nun, 
nur dann und insoweit, als ‚Hoffnung und Zuversicht uns auf 
ebenbürtigen Ersatz verweisen. Und ist dieser Ersatz ganz 
oder teilweise schon vorhanden und ist er- uns später sicher? 
Nun, wir wollen es im Interesse der Verwaltung wie des 


‚Vaterlandes gar herzlich wünschen. 


„Die Eisenbahner erblicken in dem Betriebe, dem sie dienen, 
den wichtiesten Stützpfeiler unserer Volkswirtschaft und 
setzen auch ihren Stolz dafür wein, daß die beronnene Ge- 
sundung der Eisenbahnen ungehemmte Fortschritte macht.“ 

Das sind Worte unseres Herrn Reichsverkehrsministers aus 
jünesten Tagen. Sie wenden, sich an das natürliche Gefühl 
des Eisenbahners, nämlich jenen. echten Berufsstolz, den ich 
bereits berührte, und ohne den ein gesunder ehrliebender 
Beamtenkörper unmöglich auskommen kann, Ihm reihen sich 
die anderen traditionellen Beamten- und Bürgertugenden an. 
Diese zähle ich nicht auf, denn hier ım Kreise sind sie bekannt. 
Nur sine will ich nennen, da sie besonders hierher gehört. 
Und das ist die „Kollegıalität“ Ja, sie möge auch in 
Zukunft die Geister erfüllen, wahrhaft und treu, zu Nutz und 
Frommen .des Dienstes, wie der persönlichen Beziehungen! 

Daher, teure Amtsbrüder, haltet nach wie vor Fühlung mit 
den Aktiven, nicht nur aus traurigen Anlässen, sondern "auch 
bei geselligen Ver anstaltungen der noch bestehenden Kollegial- 
vereinisunsen, darunter nicht zuletzt bei denen des Eisen- 
bahnvereins, der Euch heute zu ehren redlich bemüht war !“ 


— Rumänische Lokomotivbestellungen bei „Rheinmetall“, 
Bei der Rheinischen Metallfabrik hat die rumänische Regie- 
rung eine bedeutende Bestellung auf große Güterzuslokomo- 
tiven gemacht. Am 10. Mai d. J. hat sich der rumänische Eisen- 
bahnminister dureh ‚persönliche Besichtisunge der Werke von 
dem Forteang der Arbeiten überzeugt. Die ersten fünf Loko- 
motiven schwerster Bauart haben schon drei Monate nach Be- 
stellung das Werk zum Abtransport nach Rumänien verlassen 
können. Die Fabrik, deren erste Lokomotive am 14. Juni 1920 
fertiggestellt wurde (vgl. Nr. 48, Seite 553 d. Ztg.), ist jetzt 
darauf ein gerichtet, monatlich 30 Lokomotiven und 300 Wasen 
zu bauen. 


De Geheimrat v. Misani }f. Ar 9. Mai d. J. starb in Berlin 
der Wirkliehe Geheime Oberbaurat Wilhelm v. Misani im Alter 
von :72.J, ahren; Als Sohn des Betriebsinspektors, Finanzrats 
v. Misani in Göppingen geboren, trat er nach bestandener zwei- 
ter Staatsprüfung in den württembersischen Staatseisenbahn- 
dienst ein und &enoß hier als Kollegialmitglied der General- 
direktion. Stuttgart schon weinen besonderen. Ruf, als er 1892 
als vortrawender Rat in das Reichseisenbahnamt einberufen 
wurde. Hier lag ihm besonders die Fortbildung und Neuauf- 
stellung der Bau- und Betriebsordnung und der Sienalordnung 
sowie die Überwachung der Betriebssicherheit ob. Wegen 
seiner eründlichen Kenntnisse auf diesem Gebiete und seines 


‚ vielseitieen Wissens erfreute er sich in Fachkreisen beson- 


deren Ansehens. so daß er bei Aufstellung der Fahrdienstvor- 
schriften auf Wunsch der Eisenbahnverwaltungen mit der 
Leitung der Verhandlungen betraut wurde, Seine geschwächte 
Gesundheit zwang ihn verhältnismäßig früh (1910), in den 
Ruhestand zu treten. Äußere Ehrunsen wurden ihm zahlreich 
zuteil. Sein einfaches, grades und liebenswürdiges Wesen hat 
ihm überall Sympathien ierworben. Alle, die ihm näher ge- 
treben sind, werden ihm sein freundliches Gedenken‘ bewahren. 


’ 


Österreich. 


— KAndevansen in den Grundlagen des Personen- und Ge- 
päcktarifs. Mit Verordnung des. Bundesministeriums für 
Verkehrswesen wurde nachstehendes verfügt: 

Auf Grund des zustimmenden Beschlusses des Hauptaus- 
schusses des Nationalrates vom 12. Mai 1%1 (Gesetz vom 
13. April 1920, St.-G.-Bl. Nr. 180) werden mit Gültiskeit vom 
1. Juni 1921 folgende Änderungen in den Grundlagen des 


Personen- und Gepäcktarifs der österreichischen Bundesbahnen 
und der vom Bunde betriebenen Privatbahnen, soweit bei 
diesen der Bundesbahnverwaltung das freie Tarifierungsrecht 
zusteht, festgesetzt: 

1. Die Einheitssätze für die Person und das Kilometer für die 
LIT, Klasse der Personen- und gemischten Züge werden für 
Entfernungen bis 300 km mit 72: h, für Entfernungen über 
300 km rücksichtlich der diese Grenze: übersteisenden Kilo- 
meterZAhl mit 54 h festgesetzt. 

2. Dis Fahrpreise für die III. Klasse der Personen- und ge- 
mischten Züge werden für Entfernungen bis 20 km. kilo- 
metrisch, für Entfernunsen von 21 bis 50 km nach Zonen. von 
je5 km und für Entfernungen von über 50 km nach Zonen 
von je 10 km für das Zonenende berechnet. 

3. Der Mindestfahrpreis in der IH. Klasse der Personen- 
und semischten Züse beträgt 6K. 

4. Die Fahrpreise für die III. Klasse der Personen- und 
gemischten Züge werden derart abgerundet, daß auch „die 
Preise für halbe Karten stets auf ganze Kronen lauten. 

5. Im Sinne des $ 4 des Gesetzes vom 13. April 1920, 
St.-G.Bl. Nr. 180, hat der Hauptausschuß des Nationalrates 
in seiner eingangs angeführten Sitzung das Bundesministerium 
für Verkehrswesen rmächtist, für die Benutzune von 
D-Zügen jeweils Zuschläge festzusetzen. 

Auf Grund dieser Ermächtisuns werden die Zuschläse für 
die Benutzung von D-Zügen bis auf weiteres, unbeschadet der 
für einzelne solcher Züge schon dermalen »eltenden :beson- 


deren Art der Fahrpreisbereehnung, für die III, Klasse für 


Entfernungen bis 200 km mit 40 K, für Entfernungen von 201 
bıs 570 km mit 80 K, und für Eutfernungen über 570 km mit 
120 K bestimmt. Für die II. Klasse betragen die Zuschläge 
das Doppelte, für die I. Klasse das Vierfache der Zuschläge 
III, Klasse. 


6. Für die Benutzung von Luxuszüsen werden die doppelten: 


Schnellzugsfahrpreise I. Klasse eingehoben. 

7. Die dermalisen Beförderungspreise für Hunde werden 
auf ganze Kronen aufserundet. 
..8. Die Frachtsätze für die Beförderung von’ Reisegepäck 
mit Sehnellzügen werden auf canze Kronen aufserundet. Für 
die Beförderung des Beisegepäcks mit D-Zügen werden die 
doppelten für Personen- und semischte Züge gültisen Fracht- 
sätze, für die Beförderung mit Luxuszüusen die doppelten für 
Schnellzuge eültisen Frachtsätze berechnet. 


— Die Erhöhung der Eisenbahntarife. 
schusse „enehmiste Erhöhung der Tarife auf den Bundes 
bahnen errechnet aus dem Güterverkehr eine Mehreinnahme 
von 5,3 Milliarden Kronen, aus dem Personenverkehr eine 
Mehreinnahme von 0,7 Milliarden Kronen. 

Die Erhöhunsen ım Personenverkehr betrasen 100 %. im 
Güterverkehr durchschnittlich 70 bis 80 %, doch werden. diese 
Erhöhungen nicht linear vorgenommen, sondern auf. wewen 
Grundlagen aufgebaut im Sinne der Belastungsfähickeit der 
einzelnen Verfrachtungssesenstände. Dabei ist der Grund- 
satz aufwestellt, daß die Tariferhöhunsen im Nahverkehr ze- 
ringer’sind als ım Verkehr nach mittleren oder weiten Ent- 
fernunsen. In den hauptsächlichın Betracht kommenden Ver- 
kehrsriehtungen beträst die Erhöhung bei sewöhnlichen Eil- 
gütern, rermäßieten Bilgütbern sowie in der Klasse I jeder 
Men.se, einschließlich der zugehörigen Wasenladessebühren, 50 


bis 97%, 
in der Klasse II 40 bis 34 %. 
in der Klasse A: 50 bis 90 %, 
in der Klasse B 38 bis 83:%, 
in der Klasse € 28 bis 68%, 
bei Spezialtarif I 50 bis 91 %. 
bei Spezialtarif: II 15 bis 86 %. 
bei Spezialtarıf III 14 bis 62 %. 
Lebenswichtise Güter, das sind billige Lebensmittel. minder- 
wertise Baumaterialen und Rohstoffe, sind von der Erhöhung 
freigelassen. Höherwertige Lebensmittel wie Fett, Fleisch, 
@eschlachtetes Vieh. Getreide, Hülsenfrüchte, Vermahlungen 
aus Getreide und Hülsenfrüchten, Zucker, dann Holzkohle 
Senießen eine Frachterleichterun.., “indem Sie in die nächst- 
niedrigere Tarifklasse eingereiht werden. Chamotte, Dünge- 
mittel, Brennholz werden im allgemeinen um 40% erhöht. 
Bau-, Werk- und Grubenholz, Eisen, Stahl und daraus ver- 
fertigte Waren, Roh- und Alteisen, Ton- und Zementwaren, 
Pflaster sbeine, Zeitunesdruckpapier senießen Frachterleichte- 
rungen. Die Tarife für Kohle und Koks werden um 34 bis 
100 % erhöht. 


— Expreßzug Wien-Nizza-Cannes, Vor einigen Tagen hat 
in Stress am Lago Maggiore seine Eisenbahnerbesprechung 
stattgefunden, zu ‚der das Österreichische Bundesministerium 
für Veerkehrswesen die Bundesbahndirektion Villach, fierner 
die Generaldirektion und die Wiener Betriebsdirektion der 
Südbahn je einen Vertreter entsendet hatten. Auf der Tages- 


. hächsten Winter. 


‘und: der Internationalen Schlafwagen gesellschaft. fo 


: Gesamtfahrdauer beträgt rund 36 Stunden, so daß die 
‘den nur eine Nacht im Zuse zubringen müssen and: den R 
der . Fahrt bei Tage zurückles SEN, - 


 frübere Beginn insbesondere. deshalb wertvoll wäre, we 


Die vom Hauptaus- 
besondere bei den Banken. die hinsichtlich der _Börsenze 


‚festgesetzt werden müsse, 
Schiusse fest, daß die Mehrheit der Interessentenvertrete 


nen. für das en ar Eisenbahnnetz 


rat wurde eine Vorlage der Bundesregierung, 


RR Etand: unter er SR Wider © 
preßzuges von Wien nach der französischen Rivi. 
Dieser Zug hat vor dem Kriee in 
Winter durch 5 bis 6 Monate zwischen Wien und Canne 
lich verkehrt mit einer Fortsetzung dreimal in der 
zwischen Wien und St. Petersburg. In Stresa haben die 
treber der Bahnveerwaltunsen Österreichs, Italiens, Frankr 


vereinbart: Der Expreßzuge wird unter dem Namen 
Nizza-Cannes-Expreß“ vom 12. Dezember: 1921 bis Ende / 
1922. 1n jeder Fahrtriehtunge dreimal in der Woche 
Wien und Cannes verkehren ‘und durchgehende Schlaf 
sowie einen Speisewagen führen. Der Zu« fährt von 
Südbahnhof über Leoben, Tarvis, Udine, "Venedig, 1 
Genua, San Remo, Vientimiglia, Mentone und Nizza 
Cannes. Die Abfahrt von Wien erfolgt um 9 Uhr 257 
vormittags, die Ankunft in Wien um 7 Uhr 50 Min. a 
das ist nach der newen Eisenbahnzeit um 19 Uhr 50 Mint 


— Zur Frage der Sommerzeit für Wien. Da Pe infü 
der Sommerzeit nicht mır für Österreich, sondern auch 
Wyıen allein von der Bundesresierung abgelehnt wurde, 
der Bürgermeister der Stadt Wien als nes 
Besprechung der Beteiligten. einberufen, um die Möglie 
der Einführung der Sommerzeit durch Übereinkunft sämi 
Beteiligten zu erwägen. (Vel. Nr, 20, 8. 391 d. Ziege.) 
einleitenden Worten des Bürgermeisters und des Ma 
direktors, die den Standpunkt der: Bundesresierung 
Frage der Einführung der Sommerzeit mitteilten, sprach 
der Vertreter des Bundesministeriums für Verkehrswesen 
Rücksicht auf die verkehrstechnischen Schwieriekeiten 
die Einführung der Sommerzeit durch Verlegung des A: 
besinnes und Arbeitsschlusses um eine Stunde. auf das 
schiedenste aus. Von den übrigen Erschienenen erklärten 
fast albe für die Einführung insbesondere aus sozialen 61 
den, weil durch den früheren. Arbeitsschluß der 'Bevölkerı 
eine bessere Erholungsmögrlichkeit gegeben werde. De 
treter der Schulbehörde hob hervor, daß für die Schulen 


den Unterricht in der heißen. Mittagszeit abkürze. "Nur 
Vertreter des Gewerbevereins sowie der Banken erklä 
sich gegen die Einführung für Wien allein, da hierdurch 1 


den anderen internationalen Plätzen zusammenhängen. 
Schwieriekeiten ergeben und auch. sonst die Wirrnis 
Wirtschaftsleben, die sich bereits im voriven Jahre er: 
haben. in 'verstärktem Maße eintreten ‘würden. Eiı 
Redner betonten auch, daß die Einführung nicht der 
Übereinkunft überlassen bleiben dürfe, sondern da 
frühere Arbeitsbeginn ‚und. Arbeitsschluß durch Vero 
Der Bürgermeister ‚stellte z 
für die Einführung der Sommerzeit durch- Verlegung < 
beitsbeeinnes und Arbeitsschlusses. aussprach, und sch 
der Versicherung, daß die Frage im Schoße der Ge 
verwaltung bzw..der Landesregierung ungesäumt beraten 
die ‚entscheidenden ‚Verfügungen werden getroffen 


air Verwaltungsstelle ur dis “Burkentand hie 
11. d. M. unter dem Vorsitze des Landesverwalters. D 


Dr. Bär: erstattete einen Bericht er die "Ansarbeil 


Binen von En Oderscher Seite en a wır 
Errichtung eines Betriebsinspektorats für das Finsean bad 
mit dem Sitz in Ödenburg. beschlossen. St H 


— Der Pfingstverkehr auf der Südnaknd 2 
. diesmal der erhöhte Personenverkehr 
Pfingsten in den Nachmittagsstunden ein. Fre 
schon 66 Züge. Am Sonnabend wurden 90 Tre N 
Die Zahl stieg am Pfingstsonntage auf 156 Zi 
Pfinestmontag auf 144 Züge zu fallen, Mit den 2 
den befördert am: Sonnabend 108 119 Personen, am 
sonntag 131 352 Personen Hal: am Pfingstmontag 79% = 


Pfingstsonntas achte era ;heförderung von 
sonen Be de el der jemals. an re Ida 


er Abänderung eE ner 


‚Abänderung und ls einiger De dan. 


Juni 1800, reibehtend die Statietik des aus- 
ie eingebracht, das bisher die Grundlase für 
es Außenhandels der Republik Österreich 


dringend notwendiz ist, hat sieh die aan © 
ung. der Vorlage veranlaßt gesehen. Nach 8 8 
ist zur Deckung der Kosten der chen Han- 
eine statistische Gebühr zu entrichten, deren 
her die Kosten der amtlichen Handelsstatistik tab- 
h vo che gedeckt hat. Die durch die allgemeine 
bedingte. rasche Steigerung des. sachlichen 
Aufwandes, andererseits die naturgemäß sein- 
sehwächung -des Warenverkehrs haben jedoch 
parmaßnahmen das. budgetäre Gleichgewicht ve- 
Einnahmen aus der statistischen Gebühr hinter 
für Zwecke der Handelsstatistir weit zurück- 
zeigt unser Außenhandelsverkehr seit einiger 
icherweise ‚ein stetes Anwachsen und läßt eine 
‚unahme seines Umfanges erhoffen. Anderseits kann 
runghaften Steigerung der Warenpreise und Beför- 
sten die erforderliche Erhöhung der statistischen 
enwärtie nicht mehr als eine empfindliche De- 
Verkehrs ansesenen werden,-so daß nunmehr der 
zur Durchführung der Gebührenerhöhuns für se- 
tet wird. Da aler die Festlegung der Höhe der 
inzelnen im Vesetze selbst unzweckmäßig wäre, 
rliesende Entwurf von einer näheren Anordnnng 
undsi sätze für die Bemessung der statistischen Gebühr 
berläßt sie «em Verorduunzsw>g, . Eine weitere 
des Gesetzes wir im 8 I getroffen. Während der 
satz dieses Paragraphen die bisherige Verpflichtung 
eldunz von Gattunz,- Mense, Herkunfts- und Be- 
and der Waren aufreehterhält, wird im zweiten 
rundsätzlich Cie Anmeldepflichs auch auf die An- 
ertes der ein- und ausgeführten Waren auszedehnt. 
Bestimmung soll vorläufig ledielich die sesetz- 


den, da die Wertermittlung auf Grund von Wert- 
 gerenüber der termalon. geübten Methode der 
zung mancherlei Vorteile bietet. Die Anordnung 

_ Bestimmungen bezüglich der ertanmeldung SO- 


gefordert werden. za, re ubesen zweck- 
Verordnunzswege überl ASSen. er bei 


ee Waren. und Y. koren.fon dach 
> geänderte Wertergtitilungsmetltode schrittweise 


r dieser NScaLuN nes Aufsatzes in 


€ schen Citert arifes. tinchlen auf den ET u 
c] Br "worden ist, und daß möglicherweise noch 
ungen des Entwurtes geändert werden sollen 
lg noch. eine Zeitlang De 


en Über. a RER der Eisen- 
bt die Prager Zeitschrift „Die Wirtschaft“ @ Es 
it I endig, daß Wagenladungen aus dem Tuner 
‚die deutsche Grenze eine Woche, manchmal 
rwegs sind, für welche Streeken früher nur 
prucht wurde. In dieser Frist könnten die 
ilt für den gesamten inneren Verkehr unseres 
ls‘ 'amlaufen. Unsere Staatsbahnen vermissen 

Waoen, die vom Auslande nicht zurückgestellt 
jeutschland keinen Anteil haben kann, da 
die doppelte Anzahl deutscher Wagen in unserer 
ten und in der Ausfuhr nach und über Deutsch- 
sche Wasen eestellt- werden. Auch die von 
deten 9000 Wagen dürften zum größten Teil 
eich benachbarten Staaten, Jugoslawien, Italien 
Di zn nach Rumänien gerollt sein und in. diesen 
zu hrer Unbrauchbarkeit benutzt werden. Man 
e men, der Großteil unserer: Wagen ist von 
reunden, den Polen, Rumänen und Süd- 


scht. Man müßte nun annehmen, daß es 
ein Leichtes sei, von diesen befreundeten 
tum zurückzubekommen, denn es sind doch 


en ıon viel weltbewegendere Abmäachumgen zu- 
m Bin : 3 se ein ‚Vortzag über die sofortige Rückgabe 


NT. 


5 Mi 


en Nenbegrheit ang gegenwärtig nicht tuniich 
ie Ergänzung einzelner Bestimmungen des Ke- 


zundlare für die Verpfliehtung zur Wertanmeldung. 


B er eafait. der Siastehahnen, * Der Ver- 


alten worden, auf deren Eisenbahnen ein 
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der inenhrämäßie angseeisneten Wanen darstellen würde. Von 
den Spediteuren aber verlangt man, daß sie sich um die Rück- 
kehr der in diese Staaten aufgegebenen Wasen kümmern, 
und es sollen sogar nach einem von der Prager Handels- 
kammer dem Eisenbahnministerium gemachten Vorschlage 
in der Wagenbeistellung jene Versender bevorzugt und unter- 
stützt werden, die sich verpflichten, die Wagen vom Auslande 
wieder zurückzubringen. ER 


— Zur. Verrechnung zwischen den österreichischen und 
tschechoslowakischen Bahnen. Aus Prag, 11. d. M., wird »e< 
meldet: Das Eisenbahnministerium hat vom 1. Juni 1921 an 
den Frankaturzwang und das Verbot der Nachnahme und der 
Barvorschüsse bei Sendungen nach den Stationen der Südbahn- 
gesellschaft, der Wiener Lokalbahnen, der Eisenbahn Wien- 
Aspane und der niederösterveichischen Landesbahnen oder 
darüber hinaus angeordnet, da einzelne österreichische Bahn- 


'verwaltungen mit der Erfüllune ihrer Geldverpflichtungen 


aus diesem Vierkehre gegen die tschechoslowakischen Bahnen 


infolge ungünstieer finanzieller Lage im Rückstande seblieben 


sind. Die Rückstände haben in den letzten Monaten eine solche 
Höhe erreicht, daß ihre. verspätete Abzahlung seeienet er- 
scheint, ‘die finanzielle Gebarune der tschechoslowakischen 
Bahnen zu eefährden und- durch die laneandawernde Ent- 
ziehung der Bahnbetriebseinnahmen das- Wirtschaftsleben des 
sanzen Staates nachteilix zu beeinflussen. Das Eisenbahn- 
ministerium ist sieh der uneünstisen Folsen der: Beschrän- 
kungen auf die wirtschaftlichen. Beziehungen mit Österreich 
vollkommen bewußt und wird diese Maßnahme sonach nieht 
länser selten lassen, als dies im finanziellen Interes sse der 
Bahnen unbedinst notwendie sein „wird. Für den jetzigen 
Zeitpunkt erübrigt nichts nie als zu solchen unliebsamen, 
jedoeh. im* Staatsinteresse unabwendbaren Maßnahmen zu 
ereifen. . 


B Ungarn. 


— fer -Ministerpräsident über die Wirtschaftsfragen in der 
NE ersirnlane. In der Nationalversammlung äußerte 
sich Ministerpräsident Graf Stefan Biethlen in Beantwortung 
einer an ihn „erichteten Interpellation, daß die Regierung 
keine‘ handels- und industriefeindliehe Richtung befolgen 
werde. Als allgemeiner Grundsatz schwebe der Regierune 
der Fortschritt in der Richtune zum freien Verkehr vor. Zum 
Schutz. der ungarıschen Industrie werden Schutzzölle einge- 
führk Die Erzeuenisse der Bergbaubetriebe "werden erhöht 
werden. Hinsichtlich der Verkehrsverhältnisse erwähnte der 
Ministerpräsident, daß zunächst bei den Staatsbahnen Investi 
tionen im Plan vorsesehen seien. Die Reeieruns sei bestre DE 
die Staatsbahnen wieder auf die alte Höhe zu heben, wozu 
eine Ergänzune des Lokomotiv- und Waeenparkes notwendie 
sei. Zu diesem Zweck würden im Staatsvoranschlag 1921/22 
dem Handelsministerium 900 Millionen Kronen zur Verfüsruns 
oestellt werden. ’ Auf einzelnen Strecken der Staatsbahnen, 
insbesondere auf den internationalen Strecken, In erster Reihe 
auf der Strecke Belgrad-Budapest-Wien, werde das zweite 

Gleis ausgebaut werden. Der Kostenaufwand dieser Bauten 


‚sel mit 102 Millionen Kronen veranschlagt. Für die Gehalts- 


regelung dies Personals und der Arbeiter der Staatsbahnen 
seien 33 Millionen Kronen vorgesehen. Die Reparaturwerk- 
statt der Eisenbahn werde mit einem Kostenaufwand von 
60 Millionen Kronen neu aussestattet werden. Zum Zwecke 
des Ausbaues des Budapester Ransierbahnhofes sollten 
17,5 Millionen Kronen verwendet werden. Insgesamt würden 
den Staatsbahnen zu Zwecken der Investitionen 1340 Millionen 
Kronen zugewendet, ein Betrag, der- zum srößten Teil aus 
Einnahmen der Staatsbahnen seine Deckunz finden werde. 

‘Ferner. beschäftiet sich die Regierung mit dem Entwurf, der 
Elektrisierune einzelner Eisenbahnstrecken. Schon in 
diesem Jahre soll auf den Strecken Szentendre-Visegräd, Göd- 
Aszöd und Nasyteteny-Eresi der elektrische Zugverkehr ein- 
oeführt werden, wozu ein Kostenaufwand von 15 Millionen 
Kronen vorgesehen wird. Bei den staatlichen Eisenwerken 
wird ein eroßer Hochofenbetrieb eingeführt mit einem An- 
lagekapital von 78 Millionen Kronen. Für soziale Einrich- 
tungen beim Kohlenberebau werden 55 Milliomen Kronen ver- 
anschlagt, werden. Bei der Maschinenfabrik der Staatsbahnen 
wird ein. Elektrizitätswerk errichtet werden mit einem Kosten- 
aufwand von 54 Millionen Kronen. Ferner wird auch das 
Post-, Telegraphen- und Fernsprechnetz weiter entwickelt 
werden.” Die Regierung beabsichtigt in Budapest selbsttätige 
Fernsprechstationen aufzustellen und die neweste Erfindung 
der drahtlosen Tieeleeraphie einzuführen. Die Arbeiten werden 
auf mehrere. Jahre verteilt werden. Die ersten Raten werden 
schon im Staatsvoranschlae 1921/22 enthalten sein. In diesem 
Voranschlag werden 131 Millionen Kronen für Wege- und 
Brückenbau, Wiederaufbau sesprengter Brücken usw, veraus- 
cabt werden. 
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But 


— Die Grenzstationen zwischen Ungarn und Rumänien. 
Zwischen Ungarn und Rumänien wurden über die Bestimmung 
der Grenzstationen Verhandlungen gepflogen. Die ungarischen 
Vertreter haben Arad, Nagyvärad und Szatmär-Nemeti, hin- 
gegen die rumänischen Abgeordneten Biharkeresztes, Kötesyäan, 
Kurtics und Lököshäza als Grenzstationen in Vorschlag OR- 
bracht. Da kein Einvernehmen zustande kam, wird die Pest- 
setzung der Grenzstationen nach Ratifizierung des Friedens- 
vertrages durch sein Schyedsgericht erfolgen. 


— Die Zukunft des Schiffsparkes der Ungarischen Fluß- und 
Seeschiffahrt A.-G. Ministerialrat Dr. Moritz v. Domony, Ge- 


neraldirektor, und Eugen György, Direktorstellvertreter dieser‘ 


Gesellschaft, sind nach Paris «ereist, um dem Schiedsrichter 
Hines über die Verteilung der Donauschiffe nochmals Ungarns 
berechtiste Wünsche vorzulegen. Dr, v. Domony begibt sf&h 
sodann nach London, um mit den englischen Interessenten, die 
kürzlieh einen ansehnlichen Teil der Aktien der Gesellschaft 
erworben haben, über die Wiederaufnahme des Donauschiffs- 
verkehrs in Verhandlungen zu treten. 


— Beförderung der mit Begleitung aufgelieferten Fracht: 
sendungen auf der Raab-Oedenburg-Ebenfurter Eisenbahn. Im 
wechselseitigen Verkehr zwischen dieser Eisenbahn und den 
königlich ungarischen Staatsbahnen ist die Beförderung der 
Frachteüter mit Begleitung unter den auf den ungarischen 
Staatsbahnen sültiven Bedingungen »estattet. Der Aufgeber 
der Sendunsen hat in solchem Falle eine Haftungserklärune 
dem Frachtbriefe beizufügen. 


— Stufenweise Wiederaufnahme des Personenverkehrs auf 
den Staatsbahnen. Infolse der durch die günstige Witterung 
möglichen Kohlenersparnis hörte vom 23. April an die Ver- 
kehrseinschränkung an den Sonnabenden; vollständig und an 
den Sonntagen zum Teil auf. 


— Direkte Personenzüge zwischen Budapest und Wien. Vom 
23. April d. J. ab verkehren zwischen. Wien Ostbahnhof und 
Budapest und in sentgegengesetzter Richtunz über Bruck- 


Kirälyhida die Personenzügse Nr. 13a und Nr. 12a zweiter Teil. 


— Kohlenfunde im Borsoder Komitate. In Borsod-Felsö- 
Abräny ‚hat ‚man, wie wir bereits mitteilten, in einer Tiefe 
von 54 m Kohlenfunde gemacht. Die Bohrungen wurden fort- 
„esetzt, und man stellte in einer Tiefe von 80 m wieder einige 
Sehichten Kohlen von eroßem Kalorienwerte fest. Die Boh- 
rungen werden von der unter Führung der Unsarischen Allse- 
meinen Kohlenberebau A.-G. stehenden Borsoder Koblen wa 
A.-G. durchgeführt. Si 

— Lieferfristen auf den ungarischen Staatsbahnen und der 
Siidbahn. Für die Beförderuns der Frachtgüter auf den unga- 
rischen Eisenbahnen wie auf den ungarischen Linien der 
Südbahn wird zur Zeit eine Zuschlasfrist von 14 Tasen für 
je aneefansene 400 km berechnet. Die bei der Abfertisung 
der Stückgüter zu berechnende Zuschlaefrist von 5 Tagen für 


Eileüter und 10 Tagen für Frachteüter wird nur bei den zur 


Aufrabe selansenden Sendungen angewendet. 


—  Zugv erbindung zwischen Budapest und Brünn. Es wird 
genen wärtie zwischen Lundenburge und Preßburg ein zweites 
Gleis. gebaut. nach dessen Vollendung eine beschleunigte Ver- 
bindung zwischen Budapest und Brünn her gestellt werden 
wird. Die Zoll- und. Paßrevision wird 
Näna stattfinden. 


— Praktische Ergebnisse des Polniseh-Ungarischen Wirt- 
Schaftsübereinkommens. Nach dem am 11. Februar d. J. 
oeschlossenen Polnisch-Ungarischen Wirtschaftsübereinkom- 
men hat Polen die Verpflichtung übernommen, bis Ende 
September d. J. insgesamt 1800 Wassen Rohöl, Benzin, Petro- 
leum,: Gasöl. Schmieröl. Paraffin und Masut nach Ungarn zu 
befördern. Die polnische Resierung ist »eneigt. von den Aus- 
fuhrsebühren. Abstand zu nehmen, falls Ungarn für nach Polen 
ausseführte Artikel entsprechende Maßnahmen trifft. Von 
den oben anseführten Gütern erhält Ungarn z. Zt. infolee des 

»ehemmten Verkehrs nur beschränkte Mensen, doch ist zu 
hoffen, daß binnen kurzer Zeit crößere Mengen eingeführt 
werden können. 


— Vorsehuß für Eisenbahnangestellte zur Beschaffunz von 
Kleiderstoffen. Zur Versorgunz der Eisenbahnangestellten, 
Pensionäre, Witwen, elternlosen Waisen können bekanntlich 
an diese Kleiderstoffe für einen Anzug sesen Barzahlung des 
Vorzugspreises von 1000 K. abgeg eben werden. Da aber die 
Anspruchsberechtigten nieht in der Lage sind, diesen Betrag 
in einer Summe zu entrichten, hat das Ministerium den (Be- 


- Keeskem6t begonnen. Zur Deckung des zum Bau diese 


‚und Ladeplätze in Schweden. 


‘dem Sinne eingezosen, daß sie ständig auf „Fahrt“ 


‚von sog. Linienfahrkarten, d. s. Fahrkarten, die vom Se 


tion eine wesentliche Personaleinsparung mit sich > 


-nachlaß mit 20, 25 oder 33% %, wie wein solcher z. Z, 


in". »Pär käny- 


„| abs@ehnt. 
‚gegenwärtigen Tarifen nach angestellter Berechnu 
- dieses Jahr mit seinem bedeutenden Verlust abschließ 


ab. | die Vereinigung ist überzeugt. daß die bereste Frachts 


- über die Absicht aussedrückt, bei der Regierung zu 


"land-Göteborgbahn in Pacht angeboten werden. Da die 


Zeitung des Be A 
i Deutscher Eisenbahnve: tu 


rechtigten einen Vorschuß von 1000 K. Se 
fünf gleichen, auf einander folgenden Mensen zurüc 
zahlen. ist, Fi. 


— Der- Ausbau des Donan-Theiß: Kanals; Die tee) 
Vorarbeiten in der Donau-Theiß-Kanalfrage sind im 
ministerium so weit gediehen, daß die Erriehtung von 
häusern, Kanalschleusen, Erdbohrungen demnächst 
fang nehmen werden. Zwerst wird mit dem Bauarb 


angelegten Kanals benötigten Riesenkapitals werden 
sowohl mit den einheimischen als auch mit auslä 
Finanzgruppen ne gepflogen, 


‚Uebrige europäische Länder. 

— Vorschlag zur Umgestaltung der Bedienung der 
Die schwedische 

direktion hat an die Distriktsverwaltungen einen V- 
zur Vereinfachung der Zug- und Güterabfertigung 
Fahrkartenverkaufes auf den Halteplätzen der Staats 
Äußerung hinausgegeben. Der Vorschlag seht in der 
sache darauf hinaus, daß der größte Tieeil der Arbeit 
dienung von Halte- und Ladeplätzen von den nächstlie 
Stationen und durch Zugpersonal ausgeführt werden 
wodurch das Personal der Halte- und Ladeplätze in 
Umfange für andere Arbeit frei würde. Dieses Verfal 
schon in Anwendung auf der Bahn Skara-Timmersdal 
aber auch in Stationen. Die Bedienung des Telecrap 
die Züge sollte auf kürzere Zeiten innerhalb des Tages 
schränkt werden. Die Bedienung der Hauptsienale 


werden. Der Fahrkartenverkauf wird ganz ‘oder 
in den Zug verlegt und wird srleichtert durch Verw 


für die Fahrt zwischen Verkehrsstellen einer Bahnst 
für welche die gleiche Abgabe gilt, ausgegeben: werder 
Beförderung von Gütern nach und von solehen Plät 
schieht teilweise durch die nächste Station, teilweise 
einen besonderen Güterbeförderungsschaffner, der g 
Zügen beigeseben ist. Die ganze Zugbeförderung w 
Zuspersonal besorgt. Die Expedition wird für Aboab 
Empfangnahme.yon Gut nur für kürzere Zeiten am 

Abhäneickeit von den Essens- und Ruhezeiten des Vo: 
des Halteplatzes offengehalten. Im übrigen wird der 
steher des Halteplatzes mit Bahnunterhaltunss- und 
bewachungsarbeiten auf der Strecke ‚beschäftigt. Weit 
vorgeschlagen, daß kleinere Stationen, in welchen fr 
Morsenzüge verkehren, zu dieser Tageszeit unbesetzt 

sollen. Der Zus soll vom Zuspersonal abzefertist 
und etwaige Reisende lösen ihre Fahrkarten auf der n 
besetzten Station, auf der der Zug hält. Die Durch 
dieses Vorschlages würde nach Ansicht der Eisenbah 


re Die Tarife der Schwedischen Privatbahnen. Mit er x 
auf die verhängnisvollen Folgen, die ein allgemeiner F 


Staatsbahnen zur Erörterung steht, für die Privatbahnen 
würde, hat die „Schwedische Eisenbahnvereinigung“ 
bestimmteste die geplante Tarifsenkung bei den: Priva! 
Der Betrieb. der Privatbahnen wird a 


keine nennenswerte Verkehrsmehrung einbringen wü: N 
den Ausfall wieder ausgleichen könnte. Die Eisenbal 
tion der Staatsbahnen hat der Eisenbahnvereinigung 


tragen, daß die Privatbahntarife, deren Gültiekeit m 
Ende des laufenden Jahres abläuft, bis Ende "1922 in 
bleiben sollen, ohne daß die betreffenden Verwaltung 
Gesuchen um Gültigkeitsverlängerung vorstellig zus 
brauchen. = 

= Eisenbahnunfälle in Hfänkreich - I der Nac 


16. Mai spranzen acht Wagen des Schnellzuges Paris-T 
aus unbekannben Ursachen ‚ zwischen = 2% rch 


-* Die Bahn it vom Staate- „ekauft und ehfi der Väsb 


tere Bahn sein zu geringes Pachtangebot- 'nestellt hat, 
Benehmen mit dieser Bahn sin vereinfachtes Veerk 
fahren für diese Linie eingeführt werden. Die vensuc] 
ne datiert vom 1. März. \ F 


gs aus Er Gleis. 4 Personen. wurden @etötet. Ein 
Unglück ereienete sich durch Verstopfung der Strecke 
gueux, über die man den Verkehr zu leiten suchte. 
des Zuges Nr, 71 entgleisten am Bahnhof La 
llerie. 7 Reisende wurden getötet, 33 schwer ver- 


3 


in Venedig hat eine Besprechung über den geplanten 
der Eisenbahnlinie Venedig-München begonnen. 
e Teilstrecke ist der Bau der Linie Conegliano-Fran- 
e Seplant, welche die Entfernung zwischen Venedig 
München gegenüber der bisher-kürzesten Verbindung über 
Sugamertal um 72 km verringern würde, Die neue Teil- 
ke soll bei Conegliano von der Linie Venedig-Udine ab- 
isen und über Vittorio, Belluno, Livinallongo nach Fran- 
feste führen und dort an: die Linie Verona-Brenner 
hließen. Zum Betriebe dieser Strecke ist die Errichtung 
sr elektrischen Kraftanlage in Aussicht genommen. Die 


00 Millionen ‚Lire veranschlagt. Fast alle Sachverstän- 
‚sprachen sich für den raschen Beeinn der Bauarbeiten 
da es notwendig sei, die Verbindung zwischen der Adria 
"Süddeutschland zu erleichtern. Mehr‘ Aussicht auf eine 
106 Ausführung scheint jedoch ein anderes Projekt zu 
_ mämlich das «einer neuen (Bahnlinie zwischen 
blach und Villa Santina zur Herstellung einer 
n Verbindung zwischen Triest, Tirol und Süddeutsch- 
je italienische Regierung hat die Handelskammer von 
bereits davon in Kenntnis gesetzt, daß sie 5 Millionen 
vorläufig zur Verfügung stelle, damit die Trassierungs- 
N ‚sofort in Angriff genommen werden können, 


‚okomotivmangel® in Halien. 
s-Korrespondenz schreibt: Italien leidet zur Zeit stark 
erkehrsschwierigkeiten, die im wesentlichen auf den Loko- 
angel zurückzuführen sind. Wohl ist die Zahl der 
n seit 1913 von W000 auf heute 120 000 gestiegen, 
: dis Zahl der Lokomotiven ist von’ 4400 auf 4200 gefallen. 
kommen noch verkehrserschwerend in Betracht die Ver- 
ne des Eisenbahnnetzes um 1500 km, der schlechte Zu- 
(er Lokomotiven, ihre Überlastung um 50%, die ver- 
liche Wirkung des Achtstundentages, die Minderwertiekeit 
hle, der niedere Stand: der Valuta und die daherigen 
>reise für Rohmaterialien der Lokomotivfabriken sowie 
© Zurückhaltung seitens der Regierung in der Bewilli- 


as Freikartenunwesen in Italien. Die parlamentarische 


bahnen hat festgestellt, daß im Jahre 1917 nicht weniger 
16000. Personen im Besitz einer Jahresfreikarte für die 
enbahnen waren. Dazu kommen noch zahlreiche von Fall 
"all abgegebene Freikarten für einzelne Reisen und dann 
alle Staatsangestellten und ihre Familien abzugebenden 
karten mit einer Preisermäßigung von 40—60 %, sowie 
für die Armeebeamten und ihre Familien bestimmten mit 
Preisermäßigung von 75%. Im Jahre 1919 wurde die 
stigung des unenteeltlichen Beisens auch den Exdepu- 
mit 10 Dienstjahren eingeräumt. Alle gewesenen 
und die GEeWesenen Unterstaatssekretäre vom Bauten- 
KT ransportministerium haben das lebenslängliche Recht 
tzung eines reservierten Abteils. 


iitenlsche Aftaomobiluetz" Das italienische Auto- 
etz ist wohl dalausgedehnteste aller Länder der Welt. 
einer Mitteilung der „Schweizerischen Verkehrskorre- 
nz“ sind dort 607 öffentliche Automobillinien mit sinem 
von 20831 km in Betrieb. Laut einer Zusammenstellung 
h pläne gibt es täglich auf diesem Netze 3971. Betriehs- 
und im- Jahre im ganzen 1449415. Dieser Betrieb 
St jährlich 369 490 ke Benzin im. Belenbesrag von 
ionen Lire. 


fälle bei (den englischen Benkahmen: In den zehn 
»n von 1908 bis 1917 sind beg den englischen Eisenbahnen 
ch im Durchschnitt 4651 Unfälle verzeichnet worden, 
i n Eisenbahnbedienstete im Zugsdienst betroffen 
hne daß Todesfälle vorkamen. Die Durchschnitts- 
Unfällen, die an anderen Stellen als bei bewegten 
en betrug in den:Jahren 1908 bis 1915 21 353. 
9 sind diese Zahlen auf 3845 und 16489 zurück- 


er Einführung des Achtstundentages die Zahl der im 
bahndiensi beschäftigten Arbeiter größer geworden ist, 
ß unter ihnen viele waren, die im Kriege aus dem 
'b hndienst ausgeschieden und infolgedessen bei der 
r in. ren Maße re waren. Es bestand 


er Bit. 


i enbahnpläne Italien-Süddeutschland. Bei der Handels-. 


ten und die Kosten der elektrischen Führung wurden - 


Die Schweizerische. Ver- - 


- ion für die Prüfung der Verwaltung der italvenischen 


ale muß-noch berücksichtigt werden, daß in- 


Km 


Nr. 21 


daher der Verdacht, daß die Eisenbahngesellschaften ihre 
Unfallanzeisen nicht mit der erforderlichen Gewissenhaftig- 
keit bearbeiteten und manche Unfälle, die anzeigepflichtie 
sind, unterdrücken. Eine nach dieser Richtung angestellte 
Untersuchung hat aber ergeben, daß dies nicht "der Fall ist. 


"Die Zahl der Unfälle ist vielmehr mindestens ebenso groß 


wie früher; es ereigneten sich z. B. im Jahre 1919 370 töd- 
liche Unfälle gegenüber 332 im Jahre 1918. Die Erhöhung 
der Löhne, der die Krankengelder nicht zefolet sind, hat aber 
den Erfolg gehabt, daß die Arbeiter bei leichten Verletzungen 
ihre Arbeit, wenn irgend möglich, fortsetzen, sich z. B. bei 
einem verletzten Finger nur verbinden lassen und höchstens 
den Vorarbeiber bitten, ihnen eine leichtere Arbeit zuzuweisen, 
während sie früher ‚einige Tage zu Hause blieben und infolge- 
dessen in der Unfallstatistik eine ganz andere S0 llune «ein- 
nahmen als jetzt. ' 7 


— Störungen der Sigenalanlagen durch magnetisches Ge- 
witter, . Vor der englischen Gesellschaft der Signal- 
techniker hat eins ihrer Mitglieder weinen Vortrag über die 
Störungen gehalten, die dureh maenetische Stürme und (He- 
witter in den Sicherungsanlagen der Eisenbahnen hervor ge- 
rufen werden. Es führt z. B. an, daß in der Zeit zwischen 
dem 1. August 1919 und dem 23, März 1920, also in rund acht 
Monaten, an 18 Tagen Störungen der Si onal- und Telegsraphen- 
anlagen durch den Erdmagnetismus beobachtet worden sind, 
Glücklicherweise sind vos dabei- nicht vorg: ekominen, ob- 
gleich die Störungen zu Talschen Sienalstellungen geführt 
haben. Die Quellen derartiger Störungen sind noch ungeklärt; 
es werden aber Erörterungen angestellt, wte man ihre Folgen 
beseitigen kann. Hierzu werden sehr ‚erhebliche Mittel auf- 
gewendet werden müssen, und es ist daher nötige, daß, ehe 
irgendwelche Schritte getan werden, sorgfältic zusammen 
„estellte Unterlagen „esammelt werden. Sowohl die enaimita 
Gesellschaft als auch die Vereinieune der Leiter des Tele- 
gsraphendienstes der englischen Eisenbahngesellschaften be- 
schäftigen sich eingehend mit dieser Frage, 


—  Esthland als Durchgangsland für den Welthandel. Esth- 
land trifft große Vorbereitungen, um sich nach Wiedereröff- 
nung des russischen Weltmarktes als Durchgangs!and für 
den Welthandel auszubilden. Allerdings bedarf es hierbei bei 
seinen ungenügenden finanziellen Verhältnissen ausländischer 
Hilfe. Es spielen zurzeit große esthnische Eisenbahnpläne, 
und ein Vertreter des esthnischen Veerkehrsministeriums, In- 
genteur Rosenthal, befindet sich zurzeit nach Teilnahme 
am. Völkerbundkongreß für Durchgangsverkehr in Barcelona, 
wo er im Ausschuß für intemationalen Durcheangsverkehr 
eine bemerkenswerte Rolle spielte, auf dem Wesse nach Neu- 
york, um dort Verhandlungen mit amerikanischen Großkapi- 


‚talisben wesen Finanzierung der weitumfassenden,. von der 


esthnischen Begieruns oeplanten Eisenbahnen einzuleiten. 
Betrachtet doch Esthland die großen Durcheangsverkehrs- 
fragen nicht als Nebensachen, sondern als eine Lebensfrage 
des Landes, sowohl in wirtschaftlicher, als auch in politischer 
Richtung. Man hofft auch, daß Esthland serade als wich- 
tiges Durchgangsland für den Weeltverkehr auf den Schutz 
und. das Interesse der maßgiebenden Kulturstaaten rechnen 
kann. In wirtschaftlicher Hinsicht ist Esthlands Zukunft in 
erster Linie von der Entwicklung der Verkehrseinrichtungen. 
abhängig. 

Reyal hat schon seit langem seine erstklassige Eisenbahn- 
verbindung nach Petersburg über Narva; der Verkehr nach 
Moskau einz auf dem gleichen Wese, was natürlich einen 
bedeutenden Umwee bedeutete. Um eine unmittelbare große 
Route von einem künftiven Östseehafien (Baltischport oder ein 
anderer newer Hafen) in das - Herz von Rußland zu schaffen, 
entstand der Plan einer Durcheanesbahn Reval-Moskau. Der 
esthnische Staat erhielt im Friedensvertrag von der russischen 
Regierung die Konzession für diese Linie. Sie wurde unter 
Rosenthals Leitung so gerade ausgesteckt, wie die Gelände- 
verhältnisse es erlaubten. Sie geht anfangs näher der Küste 
als die Bahn nach Narva, schneidet diese in Wesenbere (von 
wo auch die ‚Bahn naeh Dorpat und andere Seitenlinien aus- 
gehen sollen) und überschreitet die Grenze ganz nahe dem 
Nordende des Peipussees; von. hier »eht die Linie unmittelbar 
nach Moskau mit zerinsen Krümmunsin, die zur Umgehung 
der Waldaihöhen, die bekanntlich ungefähr halbwess zwischen 
Peipus und Moskan aus der Ebene emporsteigen, nötig sind. 
Der Abstand von Reval zur Grenze ist 194 km und von der 
Grenze nach Moskau .689 km oder im eanzen 883 km. Zum 
Vergleich kann srwähnt‘ werden, daß die bisher kürzeste 
Strecke von Moskau zur Küste, nämlich Moskau-Riga, 945'’km 
ist, also 62 km länger. Weder Riga noch auch Reval haben 
indes eisfreie Häfen. Im ersteren Falle kommt die Linie 
nach Windau hinzu, in letzterem die kürzere Strecke nach 
Baltischport (45 km). Die neue Bahn ist schon auf die ganze 


Länge ie arg und Au Ban aaen und Profile liegen vor. 


ey. Bi ee Ar wurden, 
sehr heruntergewirtschaftet waren Funds 

'gründlicher Instandsetzung bedürfen. En 
. Jetzt der zuständige Minister, daß bei ein e 

11000 km nur 380 dienstfähige Lokomotiven zur V. 
stehen. . (Es fehlt in Rumänien an gelernten Arbeitern 
' wenigen, die vorhanden sind, wandern: entweder. 
arbeiten, bei Privatunternehmern. Innerhalb der Arbei 
der Staatseisenbahnen herrscht große Unzufrieden! 
beim letzten Ausstand sind 73 Lokomotiven unbraı ich 
macht worden. Wer im Kriege die rumänischen . 
kennengelernt hat, wird sich über diese Nachricht 
wundern; er wird namentlich von: ihrer Leitung ni 
eine hohe Meinung bekommen haben. Über die Bemül 
den Lokomotivstand zu heben, ist auch in dieser ! 
wiederholt berichtet worden. Man lehnte es zunächst. 
stellungen nach Deutschland und Österreich zu ; 
hielt sich an Amerika, machte aber dort sehr sch 
fahrungen. Erst nach diesem Mißerfols ‚wandte sie 
'waltung der rumänischen Staatsbahnen an die 
industrie Deutschlands, Österreichs und der - 
Slowakei. Den Skoda-Werken wurde z. B. ein Aufira, 
Lieferung von 80 neuen und Instandsetzung von 250 ° 

' denen Lokomotiven erteilt. Schließlich hat die Eisenb 
waltune einer Vereinigung französischer Unternehmun: 
Betrieb. der Eisenbahn werkstätten in Kronstadt, Tiemes: 
Bukarest, von denen namentlich die letztere — Grivi 
dort während des Krieges tätig gewesenen- ‚deutschen - 
bahnern als eine wohleingerichtete Anlage in Erinne 
wird, einer englischen Unternehmung denjenigen der 
'stätten in Turn-Severin, Czernowitz, Pascani, Jassy, 
Bender und Konstanza übertragen. Beide Verträge l 


Das Gelände ist im allgemeinen besonders günstig, und die 
Linie konnte daher unter den. besten technischen Bedingungen 
gelegt werden, Die größte Steigung ist 5°/o, also auber- 
ordentlich gering. Die Mittelgeschwindigkeit der Schnellzüge | 
wird daher so groß werden können, daß die ganze Strecke 
Baltischport-Moskau ın 14 Stunden. zurückgelegt werden kann. 
Zu den 'esthnischen Eisenbahnplänen sehört noch eine ganze 
Reihe anderer Linien, u. a. eine Eisenbahn Reval-Pernau und 
eine neue Hauptbahn von Smolensk südlich am Peipussee vor- - 
über nach Baltischport. Die Durchführung dieses Gedankens 
ssehört aber natürlich der Zukunft an. Zunächst wırd man 
alle Tatkraft auf Verwirklichung der Durchgangsbahn nach 
Moskau verwenden, und die Reise Rosenthals hat den Zweck, 
amerikanisches Kapital für. das Unternehmen zu gewinnen. 
Die Absicht dürfte sein, die ganze Konzession einer amerika - 
nischen Gesellschaft zu überlassen unter winer Sewissen 
Bürgschaft des 'esthländischen Staates. Der Bau sollte dann 
sofort eingeleitet und mit echt amerikanischer Taikraft be- 
trieben werden — man spricht von. einer Bauzeit von nur. 

3 Jahren. Esthland hat mit der Sowietregierung eine Eisen- 
bahnkonv: ention abgeschlossen zu dem Zwecke, unmitt£lbar 
Personen- und Güterverkehr in ‚Verbindung mit russischen 
Eisenbahnen, besonders der sibirischen Bahn, durchzuführen. 
Es hat die Absicht, ein ähnliches Übereinkommen mit Schwe- 
den durchzuführen. Nach Rosenthals Auffassung dürfte cs 
keinem Bedenken begegnen, internationalen Verkehr über 
russische Bahnen zu führen. Ex betrachtet die Eröffnung. 
eines solehen Verkehres erst als der wirklichen Friedens 
schluß und ist der Ansicht, daß die Sowjetregierung mit allen. 
Kräften seine solche Entw icklung: unter Beihilfe ausländischen 
Kapitals fördern wird. Das ist ja auch nunmehr Rußlands 
einzige Rettung vor völliger Auflösung und Hungersnot. 

Das andere Glied in dem großen Durchrangsverkehrsplane | sieben. Jahre und verpflichten die Unternehmer zum 
soll Schweden bilden, auf dessen Mitwirkung Esthland rechnet. } je 2500 Lokomotiven, 1500 Personen- und 15000 @üt 
..Ein Zusammenarbeiten zwischen Schweden. und Esthland zur Die Unternehmer tragen alle- Löhne, unterhalten ı 
Einrichtung einer zeitxemäßen täglichen Verbindung zwischen | stätten auf ihre Kosten, und auch die Kosten der Un’ 
den best gelegenen Häfen sollte daher schnellstens einge- | von Lokomoiven und Wagen sehen zu ihren Lasten. 
leitet werden. Von schwedischer Seite waren früher zwei | dazu nötigen Maschinen und Rohstoffe werden auf K 
verschiedene Wege für den russischen Verkehrsanschluß zur | Staates beschafft. Da ser aber hierzu nicht die nötie: 
Wahl gestellt, über Finnland oder Esthland. Nach Rosenthals | besitzt, gib er Schatzanweisungen zu 6% aus, die 
Anschauung können nur technische und wirtschaftliche | eines Jahres eingelöst werden und die Mittel für die u 
Gründe entscheiden. Er hält Esthland in dieser Hinsicht | setzung der Eisenbahnbetriebsmittel aufbringen sollten. 
ohne jeden Zweifel für vorteilhafter. Esthland bietet nicht >> FE Ä ne ER ET ARE 
nur den kürzesten Weg — unvergleichlich kürzer besonders | 
nach dem mittleren und südlichen Rußland —, sondern auch 
weit: bessere Eisenbahnen. Die finnischen Bahnen haben | 
- größere Steigungen und strengere Krümmungen, Dagegen | 
ist die Bahn von Reval nach Petersburg erstklassig „gebaut, 
und die newe Linie nach Moskau wird seine der vorzuslichsten 
in Europa. Die Durchgangsslinie Esthland- Schweden 18 8- 
eienet, einen ungeheuren Verkehr an Gütern und Reisenden 
aufzunehmen. Ihre natürliche Fortsetzung geht nach England 
und Amerika, aber auch südwärts nach dem Festlande kann 
diese Route in manchen Fällen erfolgreich mit den Land- 
streeken in Weettbewerb treten. Obsleich jetzt dnrchochene 
Eisenbahnverk£ehr zwischen. Reval und Berlin eingerichtet ist 
nimmt die Reise doch 58 Stunden in Anspruch. Über Stock- | 
holm dürfte die Beise schneller und vor allem bequemer ge- 
staltet werden. Man müßte allerdings die Einrichtung von 
durcheehenden: Fahrkarten und” direkter Gepäckabfertigsung . 
treffen. Fahrscheinhefte müßten geboten werden für die 
ganze Reise in der Valuta des Landes, in dem der Kauf er- | 
folgt. Alle Einrichtungen für das Umsteigen u. a. sollten. 
so bequem wie möglich sein. Durchgehendes Reiserut sollte - 
plombiert alle Länder durchlaufen. Auch die Zollbehandlung 
sollte so bequem: wie möglich eingerichtet werden. Wenn 
auch die Ausdehnung der sesthuischen Pläne auf Schweden 
etwas nach Zukunftsmusik aussieht, die bei einem Interview. 
Rosenthals auf seiner Durchreise durch Stockholm immerhin 
nicht zu fern liegt, so verdienen doch sicher die esthnisch- | 
russischen, Im Abkommen. schon. verankerten Durchgangsver- 
kehrspläne alle Aufmerksamkeit. Dr. 


> Er Fremde Erateile. 


= . Das Zuäisen an “von Arbeitgeber 
ner im Eisenbahndienst. In der Zeitschrift 
ten amerikanischen Santa Fe-Eisenb 
 öffentlicht einer ihrer Beamten unter der Übersch 
"verbindende Glied“ einen Aufsatz_über das "Vel 
sehen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die im En 
-wöhnlich als Kapital und Arbeit einander er 
‚werden, und namentlich über das Zusammenarbei 
zur Erreichung eines gemeinsamen Zieles. De: fis 
in beherzigenswerten Worten die Notwendigkei dieses 
in-Hand-Arbeitens dar und schärft vor ‚allen: . Dinge 
. Arbeitern und Angestellten ihre Pflichten a 
ein. Lage ae dene: ee 


semeinsa men. Raden anpassen. 
der also den Betrieb stört, sei im heutiger 
kein Platz, der. „Mitarbeiter“, ‚der den. Betri 
‚aber mehr als je gesucht, Die Forderung de 1 
- Ehrlichkeit, die auch darin. ‚bestehe, daß für volle B 
auch volle Arbeit geleistet wird. N eder Arbeite 
ganzem Herzen bei der Sache sein und sie 
Verantwortung in bezug auf seinen Lohn und die 
dadurch der Verwaltung erwachse, bewu sein. 
Vorschriften. tut eure Pflieht, seid euren Lohn w 
nicht immer nach der Thy gebt ‚Anregungen zu, Vi 
"rungen, seht sparsam mit den Stoffen um re 
achtet auf -die- -Betriebssicherheit und hütet 
"Unfällen, die nieht nur such, sondern ; 
so ruft der amerikanische Verfassen 
Zusammenarbeiten des _ 
- und diese goldene 
daß man das für sei en, ns 
ihr für sich erwartet. Die Schriftleitun, 
‚schrift: ‘begleitet diesen Aufsatz mit 
und «eine englische Fachzeitschrift, 
Auszug entnehmen, begleitet den Berich 
 merkung, d der en Ber aus Rn an ef 


— Verkehrsnot in Rumänien. Von allen. Ländern des Bal- 
kans, in demen es doch an Verkehrsschwieriekeiten nicht fehlt, - 
i ist Rumänien dasjenige in dem die Verkehrsnot am größten 
ist. Es gelinset dort nicht einmal, die Fabriken und Eisen-. 
bahnen mit Kohlen aus .den. Staatsberewerken zu VErSorgen, - 
weil es an Lokomotiven zur Verteilung fehlt. Ebenso steht 
es mit der Abbeförderung des- Erdöls, das dort viel zur 
Lokomotivfeuerung und auch sonst zu "Heizzwecken, sowohl 
für den Hausbrand wie für gewerbliche Zwecke verwendet 
wird. Vor dem Kriege hatten die rumänischen Staatsbahnen- 
1062 Lokomotiven, die in zutem Zustande „ehalten worden - 
sein sollen. Nach dem Kriege, als Rumänien von Sieben- 
bürsen und der Bukowina und von den dort zurückgelassenen 
Lokomotiven der Österreicher und der Ungarn Besitz ergriffen 
hatte, war der Lokomotivbeständ auf 1653 gestiegen, die zwar 


die englischen Fessnhahnen groß ON 
" sich nicht wieder bei den Arbeitern der Eisen- 
ze, sei es nicht möglich, die frühere Lage i 
wieder ‚herzustellen. Das gilt nicht nür fü ür 


münzt sind, sondern paßt auch Auf die 
even, und deshalb sind sie vorstehend wiederge- 
en sie in weiten Kreisen beherzigt werden! 
Eisenbahnen. des Vereins Deutscher Eisenbahn- 
t es bei der traurigen wirtschaftlichen und 
age Mitteleuropas noch mehr als in anderen 
ig, daß jeder an seiner Stelle, und sei es auc, 
untergeordnete, seine Pflicht tut. Nur dann ist ein 
fbau möglich. Geschieht dies aber, so wird die 
‚besserer. a nieht en wenn der weg 


‚Spars amkeit beim Umgang mit Vorräten. Die Tiewerung 
 Betriebs-, Bau- und Rohstoffe macht es erforderlich, daß 
r en viel sorgfältiger und sparsamer umgegangen wird 
üher. In dieser Beziehung kann namentlich bei: Unter- 
£ beiten viel geleistet werden. Die Arbeiter, die diese 
n, sind sich häufig gar nicht bewußt, welche wert- 
Stoffe und auch Ersatzteile ihnen in die Hand geseben 
_ serade sie können, wenn Sie wohlüberleet vor- 
"erhebliche Ersparnisse machen. helfen. . Das sılt 
bei solchen Arbeiten, die nicht in der Werkstatt, 
Ort und Stelle ausgeführt werden, wo also die 
weniser scharf ist und die Art, wie die Arbeit aus- 
ird, mehr dem Urteil des mit ihr. beauftragten Ar- 
überlassen bleiben muß, also bei Arbeiten an uen 
sanlagen, an Schranken, am ÖOberbau u. del. Hier 
Belehrung der Arbeiter das erstrebte Ziel zu 
ucht werden. Einige amerikanische Eisen- 
schaften, bei denen allerdings die Tewerung zahlen- 
‚ht so hoch ist wie bei uns, trotzdem aber auch bitter 
den wird, haben in den Lagerräumen, namentlich doıt, 
e und Stoffe.zur Unterhaltung der Sicherungs- 
wahrt und ausgesieben’ werden, Plakate ausge- 
ie mit der Unterhaltung dieser Anlagen befaßten 


A 


i einer Gesellschaft enthält das Plakat die Preise 
‘rage kommenden Gegenstände, um den Schlössern 
vor Augen zu führen. Außerdem werden ihnen 
ten semacht, wie sie sparen sollen, wie sie Abfälle 
und neck wirnnen und.so der Eisenbahngesell- 
)ingen, die sonst weggeworfen werden, eine Ein- 
, schaffen können. Endlich. werden die: Arbeiter 
Zen, RS: zu machen, wie auf 


wo 
ee immer re auseögangen, daß es vor- 
einen abgenutzten Gegenstand durch einen neuen 
1, als ihn mit einem erheblichen Aufwand an Arbeit 
sebrauchsfähig zu machen, und es mag infolgedessen 
nal rechte Verschwendung mit Teilen, die wieder in- 
ge z6 werden könnten, getrieben. ‚worden sein. Wert- 
urden, statt wieder verwendet zu werden, als 

seworfen. Die Not der Zeit zwingt auch die 
en Eisenbahngesellschaften. dazu, auf diesem Ge- 
Politik zu verfolgen; Mit den angedeuteten 
Belehrung und "Erziehung ihrer ' Arbeiter 
‚ gute Erfolge erzielt, es kann aber durch "plan- 
V a hen noch viel erreicht werden. 


narbeiter- Xusstand in: Westaustr alien. Die Arbei- 
ihnen von Westaustralien waren am 1. Januar 
and getreten, und hatten dadurch den Verkehr 
es Bundesstaats vollständig lahmgelegt, sondern 
even Teile ‘des Stäatenbundes stark in Mit- 
en. Der Verkehr auf der Ost-West-Quer- 
eitlang unterbrochen, weil die Züge. nicht 
staustralien durchseführt werden konnten. 
ım Ausstand aufriefen, waren die Lokomotiv- 
nderen Arbeitergruppen folgten aber diesem Ruf 
ellten gleichzeitig: die Arbeit ein. . Erst nach 
gen von dritter Seite kam es zu Verhand- 
e] Arbeitern und der Regierung, die keiner- 
in die/Verwaltung der Staatseisenbahne: 
‚dem. Überwiegen. sozialistischer Ansichten 
jenartige Stellung. Augenscheinlich hat 
‚erkannt, daß Eeischenn- ‚sozialistischen 
msetzung' in die Praxis ein weiter Weg 
ar ist die Arbeit, wieder aufgenommen 
sr haben eine Erhöhung ihrer Bezüge um 
och soll durch. das staatliche Schiedsgericht 
K:5 RRRCHSDnE über die streitigen Fragen 


.die Hälfte, genau 50,52 %, 


r ‚zur ‚größten Sparsamkeit erziehen und anhalten. 


"worden. Hierbei handelt es sich um 
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gefällt. werden. Die Regierung weist darauf hin, daß den 


‚Arbeitern erst im vergangenen September Zugeständnisse we- 
macht worden sind, die der Eisenbahnverwaltung schwer zu 


tragende Verpflichtungen auferlegt haben. Der Ausstand wird 
seinen Einfluß auf die wirtschaftlichen Betriebsergebnisse 
nicht verfehlen. Im vorigen Jahre lae ein Fehlbetrag von 
42640 £ vor, wobei die Verzinsung des Anlagekapitals von 
7.053 900 £ noch nicht einmal gerechnet war; er wird dieses 
Jahr voraussichtlich noch höher werden. 

Ein Ausstand in der Schiffahrt legt den Eisenbahnen 
Australiens gewisse Beschränkungen auf. Die Kohlenberg- 
leute haben zwar die Arbeit wieder aufgenommen, aber trotz- 
dem konnte der Personenverkehr noch nicht wieder in vollem 
Umfang abgewickelt werden. Die geringeren Leistun&en im 
Personenverkehr haben, der. Eisenbahnverwaltuns ermöglicht, 
sich in erhöhtem Maße der Abbeförderung der Weizenernte 
zu widmen. Von. den 6318110 Säcken Weizen, die zwischen 
dem 16. Dezember und dem 26. Januar bei den Verkehrs- 
stellen aufeeliefert worden sind, war Anfang Februar bereits 
versandt, während die bisherie 
Höchstleistung im Jahre 1915/16 mit 39,66 % bei 6 407 994 Säcken 
errieicht worden war. Auch in Australien wird nach amerika- 
nischem Muster erstrebt, die Leistungen der Güterwasen so 
weit zu steigern, daß jeder Wagen täglich 30 Meilen (48 kn) 
mit 10: t# Ladung leistet; die Eisenbahn verwaltung hat ein 
Rundschreiben an die Versender Serichtet, das, in die Worte: 
Helft uns, damit wir Euch helfen! ausklingend, diese zur 
Mitarbeit zur. Erreichung dieses Ziels auffordert. 


EN 


= Rechtspflege. 


n= Die Kostbarkeitsfrage im internationalen Verkehr. Nach 
Art. 3 des Internationalen Übereinkommens über den Eisen- 
bahnfrachtverkehr in Verbindung mit $ 1 Absatz 2, Nr. 2 der 
Ausführunesbestimmungen. hierzu sind ‚Güter, die als ‚Kost- 
barkeiten anzusehen sind, nur bedingunssweise zur Beför- 
derung zugelassen, und zwar sind die Bedingungen von den 
einzelnen Bahnverwaltungen festzustellen. Nach Art. 4 des 
Übereinkommens sowie nach der Ausführunesbestimmung. III 
zu $ 54 der EVO. muß bei solchen Gütern der Inhalt der 
Stücke und der Wert, der den Höchstbetrag für die zu 
zahlende Entschädisune bilden soll, auf der Eisenbahnpakıt- 
adresse angegeben werden. Bei unrichtigen oder unge- 
nauen Ansaben ist — sofern es sich um Kostbarkeiten handelt 
— „emäß Artikel 43 des Internationalen Übereinkommens 
jede Haftung der Bahn aus dem Frachtvertrag ausgeschlossen. 
Auf Grund dieser Vorschriften ist eine Klage ‚der Frank- 
furter Allsemeinen Versicherungssesellschaft gegen den Preu- 
Bischen Eisenbahnfiskus aus abgetretenen Rechten abgewiesen 
den Verlust ° zweier 
wertvoller Damenmäntel auf dem Bahnwegie von Berlin nach 


Budapest. Das Reichssericht-hat die Abweisung der 
"Klage mit folgenden Entscheidungsgründen be- 
stätlet: 


„Dier ‚Berufungsrichter gelangt nun zu dem Ergebnis, daß 
die hier fragliche Kiste, die ein Rohgewicht von 30 ke. ent- 
hielt, und in der sich drei Mäntel im ‘Werte von 9620 ‚„ü be- 
tunden haben sollen, als Kostbarkeit im Sinne des Fracht- 
reehts anzusehen ist. Bei dem Begriff der Kostbarkeit ıst 
das Gericht von richtigen Grundsätzen ausgegangen; jr 
kommt auf das Kilogramm Brutto ein Wertbetrag von 320 « 
Den Umfang der Kist te sbellt der Berufungsrichter ER 
nicht genau fest, aber seine Annahme, daß ihr Umfang mit 
Rücksicht auf das geringe Gewicht und den aus drei Mänteln 
bestehenden Inhalt der Kiste kein erheblicher gewesen sein 
könne, ist rechtlich nicht zu beanstanden, wie denn auch von 
der Klägerin Rüsen in dieser Beziehung nicht erhoben werden. 
Auch darin ist kein Rechtsverstoß enthalten, wenn der Be- 
rufungsrichter ‚bei der hier fraglichen Sendung sein Mißver- 
hältnis im Werte, im Vergleich zu anderen Frachtgüter rn elei- 
chen Gewichts und gleichen Umfangs erblickt. Auf die wirt- 
schaftlichen Gründe, auf die die besondere Preissteigerung 
gerade der hier fraglichen Güter zurückzuführen ist, komm! 
es nicht an, vielmehr können Güter, die im Versleich zu 
anderen Güter aus irgendwelehen- Gründen ungewöhnlie i 
im Preise gestiegen sind, hierdurch sehr wohl zu Kostbar- 
keiten werden. Im ersten Schriftsatz beruft sich die Kläserin 
auf den vom Reichsgerieht dawernd mißbilligten Grundsatz, 
daß für den Begriff der Kostbarkeit nicht so sehr der EISEN- ” 
bahntechnische Standpunkt. als die Auffassung der  mab- 
‚gebendien  Handelskreise zu berücksichtigen sei. Im übrigen 
führt sie nur aus, aus welchen Gründen die Preise für Stoffe. 
und Material während des Krieses wesentlich heraufgegangen 
seien, und welche Gründe bei der Pressbildung für die hier 
fraglichen in Verlust geratenen Mäntel maßgebend ge ‚wesen 


Er 
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seien. Beides ist jedoch, wie oben aus®eführt, für den Be- 
griff der Kostbarkeit ohne Belang. Die Verkehrsanschauun- 
gen, über deren Bestehen im Schriftsatz vom 18. Mai 1920 Be- 
weis angetreten wurde, kommen hier nicht in Frage. (Akten- 
zeichen: I. 265/20. — 5. 2. 21.) K. M—L. 


— Die Frage der „höheren Gewalt“ bei Plünderung eines 
Wagens mit Rohtabak, Unter „höherer Gewalt“ ist im juri- 
stisch-technischen Sinne ein von außen kommendes Ereignis 
zu verstehen, das nach menschlichem Ermessen nicht vorher- 
sehbar und nicht abwendbar war, ohne daß dadurch der ganze 
in Betracht kommende Betrieb unmöglich wurde. : In zweiter 
Reihe ist von besonderer Bedeutung, daß dem Haftpflichtigen 
zwar der Beweis für die Einwirkung höherer Gewalt obliegt, 
daß ihm aber hinreichend Gelegenheit gegeben werden muß, 
den Nachweis zu erbringen. Die augenblicklicehe Unkenntnis 
von betriebstechnischen Dingen seitens des Prozeßbevoll- 
mächtigsten der Partei ist kein Grund, den Beweis als nicht 
erbracht anzusehen. Vielmehr ist in solchen Fällen die 
Sache zur anderweiten Verhandlung zu vertagen, um die Mög- 
lichkeit weiterer Beweise nicht zu unterbinden. 

Die Aktiengesellschaft Vereinigte Tabakindustrie in Ham- 
burg übergab am 5. November 1918 auf der Eisenbahnstation 
Trier 32. Kolli Rohtabak zur. Befördering an die Firma Z in 


Minden. Am 6. November blieb der Eisenbahnwagen; in den - 


der Tabak verladen worden war, auf dem Bahnhofe J ünkerath 
stehen. Hier wurde er von Mannschaften eines Militärzuges 
beraubt. Bei seiner Ankunft in Minden fehlten von .dem 
Tabak 8 Zentner. Nachdem die Firma Z. zu deren Lasten 
die Versendung ging; ihre Ansprüche an die Veiereinigte 
Tabakindustrie abgetreten hatte, hat diese gegen den Preu- 
Bischen Eisenbahnfiskus Klage auf Ersatz des verloren -ge- 
sangenen Gutes in Höhe von 10415 AM erhoben. Der Eisen- 
bahnfiskus bestreitet seine Schadensersatzpflicht, indem er 
sich auf den Einwand der höheren Gewalt beruft. Land- 
sericht und Oberlandesgericht 
den Schadensersatzanspruch der Klägerin dem Grunde nach 
für genechtfertigt erklärt, Das Oberlandessericht Hamburg 
stellt fest, daß auf dem Bahnhof Jünkerath während des 


ganzen Sommers 1918 Plünderungen von Güterwagen durch 


militärische Ersatzmannschaften verübt worden sind, die auf 
der Fahrt zur Front dort gewöhnlich einen zwei- bis drei- 
stündisen Verpflegungsaufenthalt hatten. Die Plünderungen 
der Wagen ‘waren so zahlreich, daß der Woeeichensteller S. 
oft ganze Boren mit-Nummern der beraubten Wagen zu be- 
schreiben hatte. Bis Ende Oktober konnten schwere Plünde- 
rungen noch durch die Bahnbeamten und. die militärische 
Bahnhofswache verhindert werden. Dann aber reichte 
deren Macht nieht mehr aus, um solche Plünderungen zu ver- 
hüten. Auf Grund dieser Sachlage kommt das Oberlandes- 
sericht zu dem Schluß, daß seine die Haftpflicht der Bahn aus- 
schließende ‚höhere Gewalt“ nicht darsetan sei, weil mit 
einem solchen ‘gewaltsamen, von außen kommenden Eingriff 
mindestens schon eine Woche lang vor Abschluß des Fracht- 
vertrages zu rechnen gewesen sel, und weil der beweispflich- 
tive beklagte Eisenbahnfiskus für sein Unvermögen, das ihm 
anvertraute Gut vor Beraubungen zu hüten, keine genügenden 
tatsächlichen Anführungen gemacht habe. — Gegen dieses 
Urteil hat der Preußische Eisenbahnfiskus mit Erfol& Re - 
visıon beim Reichssericht einselest. _ Der höchste 
Gerichtshof hat das Urteil des Oberlandeseerichts Hamburg 
aufgehoben und die-Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung an "einen anderen Senat _des Oberlandes- 
erichts zurückverwiesen. 
scheidungsgründen ist folgendes von Bedeutung: 


„Die Revision vermißt eine Prüfung der Frage, ob die im 
Berufungsurteil erörterten Vorbeugungsmaßnahmen betriebs- 


technisch möglich gewesen ‘wären, und ob sie nicht den wirt- 
schaftlichen Erfolg des Bahnunternehmens in Frage e„estellt 
hätten. Diese Rüge muß für begründet erachtet werden. Von 


den Haftausschließungsgründen kommt hier nur höhere Ge- | 


walt in Betracht. Der Begriff der höheren Gewalt erfordert 
einerseits, daß von außen her in den. Betrieb der Bahn sin- 
seeriffen worden ist, andererseits, daß der Eingriff nicht 
vorauszusehen und auch bei Anwendung äußerster Sorsfalt 
und Umsicht nicht durch seeienete Vorkehrungen‘ zu ver- 
“hüten oder unschädlich zu machen war. Für das Vorhanden- 
sein dieser Umstände hat das Berufungeseericht mit Becht 
die Bahn als voll behauptungs- und beweispflichtig angesehen. 
Ihm kann aber nicht zugestimmt werden, wenn es die bisher 
„festgestellten Tatsachen für ausreichend erachtet hat, um 
das Vorliexen höherer Gewalt zu vermeinen. Bedenklich er- 


scheint besonders die’ Ansicht des Vorderrichters, daß für 


die Bahn die Pflicht bestanden habe, bei der Annahme des 
Gutes den Absender auf: die bestehende Unsicherheit auf den 
in Betracht kommenden kürzesten Strecken hinzuweisen und 
ihm die Bestimmung -eines weiteren Schienenwees oder die 
einstweilige Hinausschiebung der Versendung nahe zu legen. 


A | 


' das Berufungsgericht den Vierdacht, daß die Bahn in der 


‚wenn es Aufklärungen auf. betriebstechnischem Gebi 


Hamburg haben 


denen Arbeitsverfahren, 
‘Schweißen, und im letzten Abschnitt Arbeiten zur Ve 


‚der ‘Darlegung und die leichtverständliche Sprach 0:4 


Aus den »eichsperichtlichen Ent- . 


praktischen Arbeit in der Werkstätte ist nur ha 


Hierbei hat der Vordepichter nicht ER Sopräf 

die Bahn ein. begründeter Anlaß zu solch einschneid. 
zur Beunruhigung der Allgemeinheit geeigneten Maßı 
‚bestand und ob diese überhaupt ausführbar waren. Es 
im Berufungsurteil auch unerörtert, welche Waren der 
derungseefahr besonders ausgesetzt waren und deshalb 
von der Beförderung ausgeschlossen werden sollen. 


richtung ihres Betriebes Versehen begangen habe, dur: 
die ‚Plünderungsgefahr erst heraufbeschworen oder 
worden sei, so hätte es einen geeigneten Sachverständ 
darüber hören müssen, wenn es die Fragen nicht aus 
Sachkunde beantworten konnte. Wenn die volle Behan 
und Beweispflicht auch der Bahn obliest, so ist diese 
Unbegrerztheit der Zweifelsfragen doch nicht in der 
aus sich selbst heraus Aufklärung über all diejenigen 
stände "beizubringen, die möglicherweise dem Gericht 
lich erscheinen könnten. Das Berufungsgericht hätte 


erforderlich hielt, hierauf den Prozeßbevollmächtig 
Beklagten. durch Ausübung. des Fragerechts weis 
ihm nötigenfalls durch Vertagung der Verhandlung Ge 
heit bieten müssen, bei der Bahn -die notwendigen 
gungen einzuziehen. Von dieser Verpflichtung wurde 
nicht dadurch befreit, daß es bei der Schlußverhandlu 
zelne Fragen an ‚den Prozeßbevollmächtigten der 
richtete und dieser die en nicht beantworten ko 
(Aktenzeichen: I. ek — 2%. 2 .21) Ra 


Bücherschau. 


— Otto Stolzenberg: „Maschinenbanf 4; Band 
stoffe und ihre Verarbeitung auf warmem Wege“, 173 
Preis gebunden 9,60 M und 120% Teuerungszuse 
2. Band „Arbeitsverfahren“, 315 Seiten, gebunden 18 
Tewerungszuschlag. Verlag: Teubner. 

Das Werk soll dem aus Leserkreisen oft geäußerten 
nach einer gemeinverständlichen Darleguns der Fach 
für Metallarbeiter in - Fach-, Gewerbe- und Fortbi 
schulen nachkommen. Es soll aber auch für Lernende 
stimmt sein als Unterstützung bei der praktischen Ausbild 
oder als Hilfe beim Studium des Maschinenbaufaches 
Der 1. Band gibt auf den ersten 133 Seiten Auskun 
Herstellung, Eigenschaften, Veredlungsverfahren un 
beiten zur Änderung des Zustandes des Eisens. Es 
dann die anderen Metall-Legierungen und die wichti; 
Hilfsstoffe des Maschinenbaues, wie Leder, Schleifmitte 
Schmierstoffe. Der letzte Abschnitt enthält das Wich 
aus der Metallprüfung und Metallegraphie.. 

Der 2. Band enthält Abschnitte über das Messen Ö 
Werkzeuge, über das Arbeiten nach Schablonen (wicht 
aber meist vernachlässigte Lehrgebiete). - Weitere Ab, 
behandeln Grundsätzliches über die Spanbildung, die v; 
wie Hobeln, Bohren, Fr: 


rung und Erhaltung der Werkstücke. 

Das Buch bringt in sehr wedrängter Form «ine - 
‚Stoff, der an sich nicht neu ist, dem Lehrenden und 
den aber durch die zusammenfassende "Behandlung, 


großem Wert sein wird. Die Arbeitsverfahren sind 
nur beschrieben, sondern auch begründet und hins 
ihrer Wirtschaftlichkeit beurteilt, soweit dies ohne Ein 
auf Einzelfälle möglich ist. Die sehr zahlreichen Abbas 
und Skizzen zur Ergänzung des Text es sind klar unc 
ihren Zweck, weil sie unter Fortlassung allen Pe were 
das Grundsätzliche betonen. Ein. Stichwörterverzei 
Schluß des Buches erleichtert das Studium. _ 
Wer die Schule verläßt und die Bücher vertaus 
Hammer und Feile bei der praktischen Arbeit als 
oder Zögling des Maschinenbaues, merkt. bald, 
dieser völlig neuen Welt der Arbeit zwar das Erlern 
"werksmäßiger Geschicklichkeit und Kunstgriffe und der 
blick in alle Einrichtungen -gewährt wird. wie ber 
Männer der Praxis, Meister und Handwerker, meist ver 
wenn neben dem Wie nach dem Warum gefragt: ‚wird, u 
an das Denken gewöhnte junge Mann die inneren Z 
hänge erfahren will. Wird dieser Hunger nach E 
nicht gestillt, erlahmt bald das Interesse, und der 


Hier kann das Buch eine vorzügliche Ergänzung der 
bildung gewähren. Es wird.aber auch für den. Leh di 
guter Leitfaden für den Unterricht sein. Ein weitere 
der vom Verfasser noch in Aussicht. gestellt ist, 
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der eröffnet. 
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Kontenverzeichnis. 


Viedereröffnung von Stationen. 
Wiedereröffnung des Haltepunktes 
gerholz für den Verkehr an den 
Be Wochentagen, - 

m. Juni 1921 wird der zwischen 
. Stationen Salzwedel und Lübbow an 


FE repmnkt er für de 


"857, 981 und 989. 


Salzwedel die Dare Nr. 974. 976 
und 7858. (548) 
ınnover, im Maı 1921. 

 — Eisenbahndirektion. 


ee Obliiokeit. wird die 
eibweise unseres Bahnhofs s Ahrens- 

k in „Ahrensbök“ geändert. 
vübeck. den 15. Mai 1921. 

= Die Direktion 

T Putin- -Lübecker Eisenbahn- 

Gesellschaft. 


en. 3. Gebühren. 
_ Badischer Binnengütertarif und 
eutsche Wechselgütertarife. 


u 

cden die im -Absehnitt „D. Ört- 
che Bestimmungen“ des badi- 
Binnengütertarifes unter Ziffer 
6 in Markwährung festgesetzten 
ühren, das sind die Bahnhoffrach- 
-Überfuhr-, Stell- und Umstellge- 
ihren sowie die Gebühren für b&son- 
'Verschubleistungen um 50 vom 
ndert erhöht. 

Karlsruhe, den 19. Mai 1921. (566) 
_Eisenbahn- Generaldirektion. 


4 'Verkehrsstörung. . 


um ens der Verwaltung der Deut- 
n Reic bahn bringen wir hier- 
ır Kenntnis, daß der regelmäßige 
Jahnbetrieb auf den Strecken der 
ahndirektion in Kattowitz wegen 
orkommnisse in Oberschlesien so- 
ferner auf den Strecken der west- 
e ee elioaeı in Köln, 

n und Elberfeld wegen der von 
n alliierten Mächten getroffenen. be- 


Eröffnung von Stationen, 


enbahndirektionsbezirk RE Am 
19231 wird der zwischen den Stationen Salzwedel und 
bbow an der Bahnstrecke Salzwedel-Lüchow 
ltepunkt Bürgerholz für den Verkehr an den Wochen- 


s „Verzeichnis der Eisenbahnverwaltungen, für die bei 


r ‚an. den Wochentagen wieder . 


nach Lüchow. en NIE 97 


(547) 


Wirkung vom %. Juni 1921 ab 


 bahndirektionsbezirkes 


Tee 


gelegene 


Erweiterung der Abfertigungsbefugnisse von Stationen. 
Bundesvbahndirektion Wien-West. 
1921 ab wird im Eilstückgutverkehr des Bahnstationsamtes 
GmündStadtPersonenbahnhof das für das einzelne 
Stück zulässige Höchstgewicht von 100 kg auf 150 kz& erhöht, 


Vom 1. Juni 


Rundschreiben der Geschäftsführenden Verwaltung sind er- 


lassen worden: 


Nr. IX %09 vom 18, Mai 1921 an sämtliche an dien Vereins- 
Abrechnungrstelle de des Vereins besondere Konten eeführt | abreehnune beteiligten Verwaltungen, betreffend das Konten- 


verzeichnis (abgesandt am 21. Mai d. 33. 


- sche Reichseisenbahn auf die Beweeung- 


der Güterwagen auf den Strecken der 
Ssenannten Direktionen keimen Einfluß 
hat und auch die Ursachen der Behinde- 
rung des regelmäßigen Betriebes weder 
herbeigeführt noch abzuwenden ver- 


mocht hat, sieht sie sich veranlaßt, vom 


15, Mai d, J. ab für die Dawer der Be- 
hinderung des regelmäßigen Betriebes 
auf den Strecken der genannten Eisen- 
bahndirektionen die Befreiuns von Ver- 
zögerungsgebühren nach den Bestim- 
mungen im $ 11 Abs, 8d des V. W.Ü 
in Anspruch zu nehmen. 

®Berlin, den 18, Mai 1921. (561) 

Eisenbahn-Zentralamt. 


u; Güterverkehr. 


a) Staats- und Privatbahn-Güterverkehr., 
Tarifhefte B1l16 und BII1-64. — 
Tiv.5. 

b) Gemeinschaftliches Heft CIb . 
(Stationstariftafeln usw.). — Tfv. 200, 

Mit Gültigkeit vom 15. Juni 1921 ab 
wird der Tarıfpuınkt Laarwald 
Grenze mit den für Laarwald ange- 
„ebenen Entfernungen in die olen unter 
a) bezeichneten  Tarıfhefte aufgenom- 
men. Ferner werden vom gleichen Tase 
ab in den Abschnitt II des Heftes CIb 


unter „Sa. |Bentheimer Kreisbahn“ be- ° 


sondere Bestimmungen mit Frachtsätzen 
für Laarwald’ Grenze aufee- 
nommen. 

Die Tarifänderungen werden ver- 


"öffentlicht 


für die Tarifhefte BI16 und BII 

1-64 durch die am 23. Maı 1921 

erscheinende Nummer des Tarıf- 

anzeicers, 

für das Tarifheft @Eb er den 

am 15. Juni 1921 erscheinenden. 
Nachtrag 6. E 

Die Abkürzung der Veeröf fentlichungs- 

frist eründet sıch auf uie  vorüber- 

sehende Änderung des $6 der Eisen- 


" bahn-Verkehrsordnung (R.-G.-Bl. 1914, 


8.-455). 

Auskunft geben auch die beteilisten 
Güterabfertisungen sowie das Aus- 
kunftsbüro, hier, Bahnhof Alexander- 
platz. (552) 

Berlin, den 14. Mai 1921. _ 

Eisenbahndirektion. 


 Westdeutsch-Sächsischer Güterverkehr. 
Mit Gültigkeit vom 23. Mai 1921 wer- _ 


den einige neue Stationen des Eisen- 
Hannover in 
den Tarif aufgenommen. Näheres ent- 
hält der Tarif- und Verkehrsanzeiger 


für den Bereich der ehemalige preuß.-- 


Amtliche Bekanntmachungen. 


hess, Staatseisenbahnen und unser Ver- 
kehrsanzeiser. (553) 
Dresden, am 17, Mai 1921. 
Eisenb.-Gen.-Dir., 
namens der beteil. Vierwaltungen. 


Deutsehe Eisenbahntarife, Teile I 
(Tfiv. 1 a/b, Tfiv. 1500, 2000). 

Am 1. Juli 1921 treten ın Kraft: 

1. Zum Deutschen  (Eisenbahn-Güter- 
tavrif, Desl IA vom 1. Mai 1917 der 
Nachtrag IX; 

2, Zum ‘Deutschen Eisenbahn-Güter- 
tarıf, Teil IB vom 1. Dezember 1920 
der Nachtrag III; 

3. Zum Deutschen “ Eisenbahn-Tier- 
tarıf, Teil I vom 1. Dezember 1920 
der Nachtrae IE; 

4, Zum Deutschen  'Eisenbahn-Per- 
sonen- und Gepäcktarif, Teil I 
vom 1. März 1921 der Nachtrag il. 

Die Nachträge enthalten Änderungen 

und Ergänzungen der Ausführungsbe- 
stimmunsen und der Anlage C zur 
E.V.O., der Allgemeinen Tarifvor- 
schriften nebst Gütereinteilung und des 
Nebensebührentarifs. Neben: Frachter- 
mäßıgungen und SonstLgen Tarifer- 
leiehterungen treten auch einige Tarif- 
erhöhungen ein. Nähere Auskunft er- 
teilen die Verkehrsbüros der Deutschen 
Eisenbahnverwaltungen. Die Änderun- 
oen und Ergänzungen der Ausführungs- 
bestimmunsen zur Eisenbahn-Vierkehrs- 
ordnung sind gemäß $ 2 dieser Ordnung 
»senehmiet, ebenso die verkürzte Ver- 


- öffentlichungsfrist gemäß der verüber- 


gehenden Änderung» des 8 6 EV.® 
(R.G.Bl, 1914, 5. 455). Druckabzüge 
der Nachträge können vom 28. Juni an 
von den deutschen Eisenbahnverwai- 
tunsen, in Berlin von dem Auskunfis- 
büro (Bahnhof Alexanderplatz), käuf- 
lich bezogen werden. .: 

Berlin, den 21. Mai 1921. (570) 

Eisenbahndirektion, 

als »eschäftsführende Verwaltung. 
Westdeutsch-Südwestdeutscher Verkehr. 

Mit sofortiger Gültigkeit werden dis 
Stationen Misburg Hafen und Laar- 
wald Grenze in die Tarifhefte 1, 2 und 
4 einbezogen. Wegen Schließung der 
Stationen Köttingen und Zieselsmaar 
für den Güterverkehr am 15. d. M. wer- 
den deren Entfernungen und Fricht- 
sätze in den Tarifheften 5, 6 und S ge- 
strichen, 

Näheres bei den beteiligten Abferti- 
gungen und in der nächsten: Nummer 
des gemeinsamen Tarif- usw. Anzeigers. 

Frankfurt (Main), 17. Mai 1921. (562) 

Eisenbahndirektion. 


Ne. 24 


— 418 


Zee Na Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwal 


Preußisch-Hessisch-Bayerischer 
Tierverkehr. 

Mit sofortiger Gültigkeit wird die Sta- 
tion Pasing in den direkten Verkehr 
aufgenommen. Des weiteren werden die 
Stationen Rostock Hbf. und Warne- 
münde ım Vierkehr mit Passau Hbf. »ein- 


bezogen. 
Näheres bei den Deliheten Abferti- 
eungsstellen. (551). 
Erfurt, den 14. Mai 1921. 


Eisenbahndirektion. EHEN 
Bayerischer Lokalbahn-Schnittarif, 
Auf Seite 6 ist bi Neuaubing zu 

ergänzen: „und der Hauptwerkstätte 

für Kraftfahr ZEUGE Neuaubing“, 


Auf Seite 16.ıst der Vortrag [OR] 
bei Nittenau zu streichen. 
München, 19. Mai 1921. (567) 


Tarifamt beim R. N. M., zZ. B. 


Deutscher Seehafenverkehr mit Sid- 

deutschland. 

Mit sofortiger Gültigkeit ist das Ver- 
weisungszeichen „OK“ bei der würt- 
tembergischen Station [Leinfelden zu 
streichen. 

Hannover, den 20. Mai 1921, (568) 

Eisenbahndirektion. 


Deutscher Eisenbahn-Gütertarif Teil Il 
Gemeinschaftl. Heft CIb (Stationstarif- 
tafeln). 

Mit Gültigkeit vom 20. 5..d: J. ab 
werden die in dem Tarife für die Über- 
führung von Wagenladungen der ange- 
schlossenen Werke usw. zwischen dem 
Bahnhof Osnabrück Gbf. einerseits und 
der Ladestelle Osnabrück Hafen an- 
dererseits vorgesehenen Gebühren auf 
9 M bei Steinkohlen, Braunkohlen, Koks 
und Preßkohlen aller Art, auf 9 #703 
bei allen übrigen Gütern für den be- 
ladenen Wasen erhöht. (549) 

Münster (Weestf.), den 13. Mai 1921. 

Eisenbahndirektion Münster (Westf.), 
namens der beteiligten Verwaltungen. 


Deutsch-scehwedisch-norwegischerGüter- 
tarif, Teil II. 
Die Station Duisburg-Hochfeld Süd 
wird in den Tarıf einbezogen. 
Nähere Auskunft erteilt unser Ver- 
kehrsbüro. 
Altona, den 17. Mai 1921. (558) 
Bisenbahndirektion, 
namens der Veerbandsverwaltungen, 


 Liegnitz-Rawitscher Eisenbahn. 

Vorbehaltich der Genehmigung der 
Anfsichtsbehörde erscheint mit Gültig- 
keit vom: 1. Juni 1921 zum Besonderen 
Tarifheft B für den Binnenverkehr un- 
serer Bahn der Nachtrag I, mit wel- 
chem außer den durch Bekanntmachung 
vom 21. März 1921 angekündigten Än- 


een Tariferhöhungen im Perso- _ 


nenverkehr infolge Anwendung der ab 
1.. Juni auf den Beichsbahnen gültigen 
Abrundungsgrundsätze durchseführt 
werden. . 

Ferner werden die Preise für Arbei- 
ter-Rückfahrkarten und Militärfahrkar- 
ten mit höheren Einheitssätzen neu ge- 
bildet. Außerdem enthält der Nachtrag 
die für die Aufnahme eines etwaigen 
Grenzverkehrs mit Polen in Frage kom- 
menden Bestimmungen. Nähere Ans- 
kunft erteilt die Betriebs- Abteilung der 
Gesellschaft mit "beschränkter Haftung 
Lenz & Co, Berlin, in Breslau, Schweid- 
nitzer Stadteraben 12. 


Die Abkürzung der Veeröffentlichungs-. 


Herausgegeben im Auftrage des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen 

von dem Eon aten Schriftleiter, 
Für den Anzeigenteil verantwortlich F. Luckhardt, Berlin SO. 

Verlag von Julius Springer in Berlin W. — Druck von H. 8. Hermann & 60. in Berlin SW, 


scher 


sich auf die vorüber- 
6 der [Eisen- 


(559) 


frist gründet 
gehende Änderung des $ 
bahn-Verkehrsordnung. 
Liegnitz, den. 13. Mai 1921. 
Die Direktion. 


a) Deutscher Eisenbahngütertarif, 
Teil II, Heit CIb. 
b) Staats- und Privatbahn-Tiertarif, 
Teil II. : 

Am 15. Juni 1921 treten Änderungen 
von Überfuhrgebühren ım Bezirk der 
Eisenbahndirektion Altona ın Kraft. 
Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhunsen gründet sich auf die vorüber- 
„ıehendie Änderung des $ 6 (R. GB. 
1914, S. 455). Nähere Aka erteilt 
unser Verkehrsbüro, 

Alltoma, den 14. Mai 1921. (557) 


E. D.. namens d.Verbands-Verwaltunsen. _ 


Binnen-Personen- und Gepäcktarif der 
Zsehipkau-Finsterwalder Eisenbahn. 
An Stelle des durch Bekanntmachung 

vom 1. April 1921 angekündigten In- 

krafttretens des Nachtrags 4 zu oben- 

bezeichnetem Tarıf zum 1. Junı 1921 

erscheint mit. Gültickeit vom gleichen 

Tage ein neuer Tarif, durch welchen 

sleichfalls Erhöhungen eintreten. 

Durch den newen. Tarif werden die Ar- 

beiterrückfahrkarten aufgehoben. 
Genehmigung gemäß $ 2 der E.V.O. 

jst erteilt. 
Finsterwalde, den’ 18, Mai 1921. (556) 
Die Direktion 
der Zschipkau-Finsterwalder Eisenbahn. 


Erste 

Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft. 
Lokalgsutertarst Beil I. AD 
teilung B, TeilM, TeilIlI (Spee- 
: rif Nr für die Beför- 
derung von Getreide usw.) 
und Teil IV (Spezialtanrif Nr.2 
für die Beförderung von 
Holz). Änderung von Fracht. 
sätzen und Gebühren 
Mit Gültigkeit. vom 23. Mai 1921 bis 
auf weiteres wird in der Kundmachung 
(427) in der Zeitung des Vereins Deut- 
Eisenbahnverwaltungen Nr, 16 
vom 21, April 1921 unter I (Verhältnis- 
zahlen) die Verhältniszahlı zur Umrech- 
nung auf Österreichische Heller von 36 

auf 50 abgeändert. 

(563) 


Wien, am 7. Mai 1921. 
Lloyd Schiffahrts-Aktien- 


gesellschaft. 
Die Verlautbarung vom 20. Februar 
1921 betreffiend: 
den allgemeinen Güterverkehr, 
den Getneideverkehr, 
den Holzverkehr 
wird dahin weändert, daß mit Wirk- 


Bayerischer 


samkeiti vom! 23. Mai 1921 bis auf weite- ' 


res zur Ermittlung von Frachtsätzen in 

österreichischen Hellern die Verhältnis- 

zahl von 36 auf 50 erhöht wird, 
Resensburg, den 20. Mai 1921. (564) 


Neustadt-Gogoliner Eisenbahn. 

Zum 1. Juni 1921 erscheint zum be- 
sonderen Tarifheft B für den Binnen- 
verkehr der Neustadt-Gogoliner Eisen- 
bahn der Nachtrag I, durch den die ab 
l. Juni auf den BReichsbahnen sültisen 
Beförderungspreise des Personenver- 
kehrs eingeführt werden, soweit die be- 


stehenden Fahrpreise bisher nicht schon 


höher waren. 
Nähere Auskunft erteilt die Bahn- 
verwaltung in Zülz O.-S. Die Abkür- 


Geh. Oberregierungsrat 


| zung der Noröffentlichunesir grü 


. peits angezeigt ist, mit Wirkung 


| Änderung des 


den die Gebühren für die Überführu 


dem mewen Tarife von. diesem Tage ‘ 


Dr. v, en in Berlin. 


Fu 


sich. auf die vorübergehende 4 
kraftsetzung des $ 6 der Eisenh 
Verkehrs-Ordnung, 
Neustadt O.-5., den 12, Mai 1921. 
Die Direktion. i 


Süddeutsche Donau-Dampischttäl al 
Gesellschaft, 
Gütertarif, Teil IL, Abteilunz B, 
1. April 1918. Gütertarif, Teil IL 
1. April 1918. Ausnahmetarif für 
Beförderung von Getreide usw. 
1. Mai 1918. Ausnahmetarif für 
Beförderung von Holz vom 1. Juni, 
Änderung einer Verhältniszahl. 
Mit Wirksamkeit vom 28. Mai 19 
auf weiteres wird die’ Verhältnis 
zur Umrechnung der‘ Tarifziffern 
österreichische Heller von 36 auf 
erhöht. 
München, ‚den .17. Mai 1921. 


6. Personen- und Gepäckverkehr. 


Südbahn-Gesellschaft. — Personen- 
Gepäcktarif, Teil II, 
Tariferhöhungen. 

Mit Würksamkeit vom 1, Juni 1921 
auf Widerruf werden auf den im B 
reiche der Republik Österreich gel 
nen Strecken der Südbahn-Gesellsch: 
die mit 16. April 1920 zur Einfüh 
Sebrachten Fahrpreise und (die P 
der Bahnsteigkarten sowie die Beför 
rungspreise für Hunde und Beisegepä 
(mit Ausnahme der Mindestpreise) 


hört. 
Wien, am. 14. -Mai 1921. 


Mit Genehmigung der Landesaufsich 
behörde tritt an Stelle des Nachtra 
zum Binnen-Personen- und Gepäcktar 
dessen Herausgabe zum 1. Juni d. 1 


1. Juni 1921 ein neuer Binnen-Person 
und Gepäcktarif in Kraft, der Erhöht 
sen der Fahrpreise und Frachten soy 
Änderungen. von Tarifbestimmun, 
enthält. 
Die verkürzte Veröffentlichumge 
sründet. sich auf die vorüberseh. 
$ 6 der Eisenbahn: 

kehrsordnung.. 


Neuruppin, den 20. Mai 1921. (5 

BL der Ruppiner Eisenai 

Preußisch Sächsischer ‚Stanishail - 

Privatbahn-Personen- und GrpE 
verkehr, ; 

Mit Geltune vom 25. Juni 19 


des Gepäcks und Expreßgruts zwisch 
dem sStaatsbahnhof und dem Bahnhe 
der Rügenschen Kleinbahnen in Put 
erhöht, 
Nähere Auckundt erteilt unser 
kehrsbüro, 
Hannover, den 20. Mai 1921. 
-  Eisenbahndirektion. 


Nordseebäderverkehr ( ostfriesise 
; - Inseln). ; 
Zum 1. Juni 1921 wird zugleich 


Nachtrag 1 ausgegeben, der den R 
erweitert. j 
Nähere Auskunft erteilt auf Befr 
unser Verkehrsbüro. 
Münster (Wieestf.), den 17. Mai 1922 
Namens der beteilieten Verwaltun; 
Eisenbahndirektion. 


eue Lohnsystem der Raaat nde 


Bahnhöfen 


‚von Rangier bewegung: gen. 


deutsche 


bahnverkehr 
Eröffnung 


richten. 


— Bar fermnguaken für 


Lebensmittel, = Zur ‚Wiederein- biet: 


-Schriftleitung: Berlin W. 9, Köthener Str. 28/29. 


Berlin, den 2. Juni 1921. 


gegen die Tariferhöhungen. 
Neuordnung des Anpreisewesens auf 
(Eisenbahnreklame). — 
Gebühr für Frachtstundung. 
Feldeisenbahndienst in 
französischer Beleuchtung. 


von 
Riesenbrand in Königsberg (Pr.). — 
Eintrittsgeld im Berliner Verkehrs- 
und Baumuseum. 


. r 
Tschecho-slowakisches 
Beitritt zur. 
Übereinkunft betreffend’ die Tech- 


Zeitung des Vereins 
"Deutscher Eisenbahnverwaltungen, 


_ Herausgegeben im a des Vereins 


o 


LXI. Jahrgang. 


De ; Inhnfic: 


der Eisenbahnangestellten. — Eröfft- 
nung der Budapester Orientmesse. — 
Ungarns Beteiligung an der Mailän- 
der Il. internationalen Warenmuster- 
messe. s 


SE FRIRE 


Der 


can. . PAR, h v. 
— Eisen Übrige europäische:Länder: 


mit Oberschlesien. — Nordische Dampffährenpläne. — 
Werkschulen. — Kopenhagen oder Stockholm als 
Mittelpunkt für. den Durchgangsver- 

kehr nach Rußland. — Skandina- 

— Personalnach- vische Kanalpläne. — Tarifermäßi- 

S zungen in Schweden. — Zur Elektri- 


G sierung der italienischen Bahnen. 
IE 


"remde Erdteile: Eisenbahnbau 
auf Cuba. — Der Zustand der Eisen- 


T 


internationalen F 


Ir Be leeisenhahnen: SE Die nische Einheit. bahnen in Mexiko. 
Eisenbahntariferhöhung im besetzten Er = 
jebiet. — Die Tariferhöhung im Ungarn: Kraftwagenverkehr auf Bücherschau. 
Bayern den Staatsbahnen. — Unterstützung Amtliche Bekanntmachungen. 


»r Nahverkehr. — 


von En  onograt Dr, 


em das Rechtsverhältnis’zwischen Reichseisenbahnver- 
und Arbeiterschaft zunächst durch einen. Lohntarifteil- 
mit Gültigkeit vom 1. Juni 1920 geregelt worden war, 
1. März 1921 der endgültige Lohntarifvertrag in Kraft 
n- Eine der bemerkenswertesten Neuerungen stellt das 
lage 5 dieses Vertrages aufgenommene Lohnsystem der 
balınwerkstäten dar. Es folgt den Vorschlägen, die der 


huß für bank verfahren in den Haupt- und Neben- 
tätten“ (Aufa) ausgearbeitet hat. Künftig gibt es, lohn- 
bnisch betrachtet, vier Gruppen. von Arbeitern in den 
uptwerkstätten: a) Gedingearbeiter (Akkor g - 
eiter), b) Zeitlöhner mit Mehrleistungs 
lage, eo) Zeitlöhner mit Bewertung szula ge 
reine Zeitlöhner. 


var L 


e sten "beiden Beigies stehen sich er Pal, daß 


ash in en RER RE bezahlt; die. der 
Baaps werden durch die Mehrleistungszu- 


* 


Das neue Lohnsystem der Eisenbahnwerkstätten. 


Behre, Halle (Baale). 


ae eisen, Die wirtschaftliche Bedeutung der Mehr- 
leistungen besteht vornehmlich darin, daß sie den Produktions- 
stand des Werkes über derjenigen Höhe. halten, auf der er ver- 
bliebe, wenn durchweg nur Normalleistungen aufkämen. Da- 
mit verhindern sie natürlich auch ein Sinken ae Produktions- 
standes unter die Norm. 

Bei Entwicklung des Kukdtsehisn Begriffs der Mehrleistung 
ist von der Arbeitsaufgabe auszugehen. Sie schreibt 
dem Arbeiter vor, was er vollbringen soll (er soll z. B. einen 
einzelnen. Radreifen oder dawernd Radreifen abdrehen), und 
ferner mehr oder weniger genau, wie er dabei zu Werke 
gehen soll (er soll z. B. eine bestimmte Drehbank benutzen’ 
und sie mit bestimmter Geschwindigkeit laufen lassen). Das, 
was der Arbeiter vollbringen soll (Gegenstand der Arbeits- 
aufgabe), bezeichnet der Tarif mit Arbeit, das, wodurch 
di6e Arbeit vollbracht wird, mit Arbeit oder Arbeits- 
leistung. Die Arbeit als Gegenstand der Arbeitsaufgabe 
läßt sich entweder stückeln oder nicht stückeln- (letzteres ist 
z. B. bei der Arbeit des Lehrgesellen, des Aushilfswerkführers, 
des Werkstatipförtners der Fall). Läßt sie sich stückeln, so 
tritt sie entweder in einzelnen Arbeitsstücken oder als 
Arbeitsmienge (bestimmte oder unbestimmte Menge von 


’ 


Nr. 


22 


420° 


Arbeitsstücken) auf. Unter Leistung ist der Ausfall der | ständen. 


 vollbrachten Arbeit zu verstehen. Je nachdem die Her- 
stellungszeit für die Arbeit oder die Brauehbarkeit der Arbeit 
zur Betrachtung steht, spricht man von Quantität oder von 
Qualität der Leistung. Beim Begriff der Mehrleistung spielt, 
wie schon das Wort besagt, nur die Quantität eine Rolle. 
Der Vergleich, der bei der Mehrleistung zwischen zwei 
Leistungen angestellt wird, setzt auf beiden Seiten. die normale 


Qualität der Leistung voraus, er verlangt, daß beide Leistungen 


„ordnungsmäßig“ seien; als Merkmal der Mehrleistung bleibt 
danach die reine Quantität übrig. Demgemäß können Mehr- 
leistungen nur bei Arbeiten vorkommen, die sich stückeln 
lassen-und damit der quantitativen Erfassung zugänglich sind. 
Mehrleistung bedeutet: ein bestimmtes 
beitsstück schneller oder von einer Arbeits- 
menge in einem bestimmten 
mehr bewältigen, als bei Anlegung normaler 
Maßstäbe an Leistungsfähigkeit und Arbeits 
leistung verlangt werden kann. Diese Maßstäbe 
sind die durchschnittliche Leistungsfähigkeit und die normale 
Arbeitsleistung. 

Wann liegt durehschnittliche Leistungsfähig- 
keit vor? Der Arbeiter, der Mehrleistungen vollbringen soll, 
muß im großen ganzen über ein dreifaches Können verfügen. 
Es setzt sich aus Wissen, roher Kraft und Geschicklichkeit 
zusammen. Jeder Arbeiter muß zunächst wissen, wie er die 
Arbeit anzufassen hat (die Arbeitsaufgabe kann niemals die 
letzten Fingerzeige geben) ; erst dann kann er seine rohe Kraft 
und Geschicklichkeit im Dienst der Arbeitsaufgabe betätigen, 
Je nach der Beschäftigungsart des Arbeiters kann das Wissen 
oder die rohe Kraft oder die Geschicklichkeit die erste Rolle 
spielen. Beim Handwerker finden sich Wissen und Geschick- 
lichkeit im Gelerntsein zusammen, beim Werkhelfer im An- 
gelerntsein, beim Handarbeiter im einfachen Viertrautsein iR 
der fraglichen Arbeit. Alles Können eines Arbeiters viereini gt“ 
sich, wenn es absolut, d. h. ohne Rücksicht auf bestimmte 
Arbeitsaufgaben, betrachtet wird,.zur Arbeitskraft. Ein 
Vielkönner kann daher seine Arbeitskraft auf den vierschie- 
densten Gebieten betätigen. Wird das Können relativ, d. h. 


in bezug auf eine bestimmte Arbeitsaufgabe oder Beschäfti- 


gungsart betrachtet, so vereinigt es sich zur Leistungs- 
fähigkeit des Arbeiters. Diese ist eine durcehschnitt- 
lich», wenn die in Betracht kommenden Arten des Könnens 
so sind, daß sie mittleren Ansprüchen genügen. Dieser mitt- 
lere Anspruch ist keine unveränderliche Größe, er muß sich 
vielmehr den allgemeinen Verhältnissen anpassen. In Zeiten 
allgemeiner Unterernährung wird man z'B. an die rohe 
Kraft nicht dieselben Ansprüche stellen dürfen wie sonst. 
Wann verrichtet ein Arbeiter von durchschnittlicher Lei- 
stungsfähigkeit normale Arbeitsleistung? Der zeit- 
liche Umfang der täglichen Arbeitsleistung soll sich mit der 


tarfmäßigen, gegebenenfalls durch Überstunden verlängerten 
Arbeitszeit decken. Arbeitspausen und Dienstbereitschaft ge- 


hören nicht zur Arbeitszeit, bilden vielmehr mit dieser die 
Dienstschicht.. Alles Tun und Lassen des Arbeiters, das in 
die Arbeitszeit fällt und im Dienst des: Werkbetriebes steht, 
ist demnach als Arbeitsleistung anzusehen. Hier inter- 
essiert nur die Arbeitsleistung, die auf eine Mehrleistung aus- 
geht, also ein Arbeitsstück schneller oder von einer Arbeits- 
menge mehr bewältigen will. oder soll, als normalerweise ver- 
langt werden kann. Die innere Seite jeder solchen Arbeits- 
leistung (Krafteinsatz) wird durch das Maß bestimmt, 
in dem des Arbeiters Leistungsfähigkeit (Arbeitskraft) zur 
Bewältigung der Arbeitsaufgabe beansprucht wird. Ihre 
äußere Seite (Arbeitsbild) wird durch den Krafteinsatz 
und die Arbeitsaufgabe bestimmt; denn diese ist für die Art, 
jener für die Schnelligkeit der Verrichtung bestimmend. Das 
Maß, in dem die Leistungsfähigkeit beansprucht wird, hängt 
nicht immer vom freien Willen des Arbeiters ab, sondern viel- 
fach von in der Arbeitsaufgabe liegenden zwingenden Um- 


Ar#: 


Zeitabschnitt 


ke? Zeitung. des Vereins” Be: 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen 


Mitunter wirkt beides zusammen. A seta 
der Krafteinsatz innerhalb derselben Arbeitsaufgabe manni 
fach wechseln. In dem iBegriff der normalen Arbeitsleistw 
stellt der Tarif für den Krafteinsatz bei den Arbeitsleistung, nn 
einen allgemeinen Maßstab auf. Normale Arbeit 
leistung liegt vor, solange die» Leistungs 
fähigkeit des Arbeiters weder stark noe& 
schwach: beanspru cht oder zwar schwach bi 
ansprucht wird,einestärker®e Beanspruchun 
wegen der Art der Verrichtung aber niel 
möslich ist. Diese Begriffsbestimmung folgt aus dem 
tarilaritchen Zweck der normalen Arbeitsleistung. Damit d 
im Interesse der Produktionssteigerung erwünschten 
leistungen aufkommen, müssen sie besonders bezahlt werd 
Das setzt ihre genaue Ermittlung voraus. Die normale At 
beitsleistung steht im Dienste dieser Ermittlung, indem di 
Erledigung «einer Arbeitsaufgabe in bei normaler Arbeit 
leistung notwendiger Zeit als normale Leistung, ed 
geringerer Zeitverbrauch als übernormale Leistu n 
und die Differenz zwischen beiden als Mehrleistung gilt 
Nun ist klar, daß, wenn bei Bestimmung der normalen Arbeit 
leistung von der Grenze zwischen starker und schwacher 
‚anspruchung der Leistungsfähigkeit ausgegangen wird, d ier 
für solche Fälle der Korrektur bedarf, wo Teile einer Arbeit 
leistung durch schwache Beanspr a der Leistungsfähig- 
keit gekennzeichwet werden, ohne daß wegen der Art der Veer- 
richtung eine stärkere Beanspruchung möglich ist; der 
andernfalls würde der auf Mehrleistungen Angesetzte jene 
Arbeitsabschnitte als unternormale Arbeitsleistung und dam 
ungünstiger angerechnet bekommen als der ‚einfache Zeit 
löhner, der bei gleicher Arbeitsleistung “dieselben Zeital 
schnitte voll bezahlt bekäme. Eine solche Schlechterstellu 
liegt natürlich nicht im Sinne des Tarifs, weil sie ungeree 
wäre und vom Streben nach Mehrleistungen abschrecken, a 

„das Gegenteil von dem erreichen würde, was der Tarif b 
zweckt. 

Ein Arbeiter ist danach in der Lage, eine Mehr] eist 
in dem Rahmen zu vollbringen, in dem die Arbeitsau 
und seine Leistungsfähigkeit eine objektiv übernormale 
beibsleistung (d. h. übernormal vom Standpunkt eines Arbei 

‘von durchschnittlicher Leistungsfähigkeit). zulassen. V 

Bedeutung für jede Mehrleistung ist al 
1...der. Spielraum, den die Ar beitsaufg 
einer objektiv übernormalen- (mehr als 
malen) Arbeitsleistung ‚gewährt, 2. der Sp 
raum, den innerhalb d. es ersteren die 
stungsfähigkeit des betreffenden Ärbeiter 
einerobjektivübernormalen Arbeitsleist 
gewährt. Je mehr ein Arbeiter denihm h 
nach zur Verfügung stehenden Spielraum m 
seinem Krafteinsatz ausnutzt, desto größe 
wird seine Leistung und Mehrieieigse Zur Er 
mittlung einer Mehrleistung gibt es demnach zweierlei Wege 
Entweder wird festgestellt, wieviel Zeit für die Erledi 
der Aufgabe bei-objektiv normaler Arbeitsleistung nötig 
und weiterhin, wieviel Zeit der betreffende Arbeiter wirk 
gebraucht hat: Der sich ergebende Zeitgewinn ist die Mk 
leistung. Oder es wird beobachtet, mit welchem Grade obj 
übernormaler Arbeitsleistung der betreffende Arbeiter seine 
Spielraum ausnutzt, und festgestellt, wieviel Zeit er zur Arbe 
gebraucht: Aus beidem läßt sich dann ebenfalls die Meh 
leistung errechnen. Diese zweite Art der Ermittlung ist, we 
sie eine ständige Beobachtung aller Arbeitsleistungen © 
fordern würde, im allgemeinen praktisch nicht brauchbar. 
in ihr liegende Gedanke, daß durch Beobachtung des G 
der übernormalben Arbeitsleistung die Mehrleistung gef 
werden kann, ist aber verwendbar, wenn die dauernd 
obachtung durch Hinzukommen anderer Maßnahmen auf 
einmalige beschränkt werden kann. Der Tarif macht hi 
bei der Mehrleistungszulage Gebrauch (s. III). Aus der 


» 


a und ihre Lesen RT für mehr als nor- 
sr BE derart NL, daß sich ihr 


= R h TES 


ihrem: Eee so müssen. sie sorgsam ermittelt wer- 
Der zur sieht hier ZWwiel Verfahrensarten vor, Das 


n. RE die zu nen Arbeit in 
rbeitsstücke , Es stellt zunächst . fest. 
viel Zi it win Arbeiter von aeschsiuficher Leistungs- 
‚ei normaler "Arbeitsleistung zur  ordnungs- 
berstellung des Stückes gehrauchen würde 
% = "Hiernach “wird. Sestgestellt, - wieviel 
mit der Aufgabe betraute:Arbeiter zur Her- 
des ordnungsmäßig befundenen Stückes wirklich ge- 
ab (wirkliche Arbeitszeit). Hat er die 
ınterboben, so ist der erzielte Zeitgewinn die 
g. Am Ende des Löhnungszeitraumes (Monats) 
n der Arbeiter die aufgelaufenen Zeitgewinne mit 
ariflohn bezahlt. Das ist sin Überverdienst. 
seiner Höhe unbeschränkt. Zeitverluste hat 
beiter zu tragen, wenn sie ‚durch unternormale Arbeits- 
entstanden sind. (er hat z. B. die einwandfrei be- 


‚oder geringen Arbeitseifers um zwei Stunden über- 
tem, so daß er trotz zwölfstündiger Arbeit nur 
unden ‚angerechnet bekommt). Gesichert ist er aber 
Br als er am Monatsende nicht unter seinen Zeit- 
men. darf; es soll damit vermieden - werden, 
rssbeiter in. die Lage kommen kann, am Monats- 
lechter dazustehen als der reine Zeitlöhner. Bei 


i kzeit werden ihm nach seinem Tariflohn berechnet. 
8 en ist also BAR alte Stück zeit- 


R EIIE 

völlige Newerung darstellende indirekte Er- 

ıngsverfahren steht im Dienste der Mehr- 

zulage und kommt für Arbeiten in: Betracht, bei 

Vergebung im Gedinge praktisch nicht durehführ- 
Be nicht wie das Be onen mit ‚90: 


Dabei Beh es arirlieh 
ea ne ab. Infolgedessen 
das indirekte Verfahren in der Praxis 
großen, Beliebtheit, sehr ‚im Gegensatz 
Mehrleistungszulage ‚Selber, obgleich doch 
e auf . jenem EYertalen beruht. Am 


Stückzeit von 10 Stunden infolge geringer. ‚Leistungs- ° 
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meisten geschätzt wird die Mehrleistungszulage natürlich 
auf seiten der Arbeiterschaft. Sie war es auch, die die Zu- 
lage zwerst gefordert hat, wenn auch unter anderem Namen, 
Als im März vorigen Jahres in den Eisenbahn werkstätten die 
mit der Revolution in die Brüche gegangene Akkordarbeit 
allgemein wieder aufgenommen wurde, wurde in der Arbeiter- 
schaft von Woche zu Woche der Ruf lauter, auch diejenigen 
Werkstättenarbeiter, die nicht im Akkord arbeiten könnten, 
hätten infolge des allgemeinen Akkordbetriebes mehr zu tun, 
förderten durch ihre Mitarbeit am Ganzen die Akkordarbeit 
und hätten daher Anspruch auf mittelbares Gedinge, Anteils- 
gedinge oder Durchschnittsakkord (im Gegensatz zum Voll- 
gedinge, der eigentlichen Gedingearbeit). Es war vielleicht 
nieht richtig, daß die Verwaltung diesem Drängen nachgab 


und. sich das indirekte Verfahren zu einer Zeit ae ließ, 


als seine Grundlagen noch nicht genügend durchdacht und um- 
schrieben waren und infolgedessen die Gefahr bestand, daß die 
mit der Einführung des Veerfahrens betrauten Eisenbahndirek- 
tionen dem Ansturm der Arbeiterschaft auf die Mehrleistungs- 
zulage erliegen würden. Die Folge ist jedenfalls gewesen, 
daß die Zulage, obgleich sie ausdrücklich an die Bedingung 


"nachweislicher Mehrleistungen geknüpft war (Erlaß der 


Zweigstelle Preußen-Hessen- vom 5, Juni-1920), in einem Um- 
fang bewilligt wurde, daß noch heute Hunderte von Werkstatts- 
arbeitern die Zulage-beziehen, ohne Mehrleistungen im Sinne 
des erwähnten Erlasses und des jetzigen Lohntarifs zu voll- 
bringen. Es wird eine der Aufgaben der Werkleitungen und 
der Betriebsräte sein, diese Verwilderung des Lohnsystems 
wieder zu beseitigen. 

Der Grundgedanke des Tarifs bei der Mehrleistungszulage ist 
folgender: Gewisse Zeitlöhner könnenin eine so 
enge und ausschließliche Arbeitsberührung 
mit einer Gedingeabteilung gebracht und 
trotzder Verschiedenheit der beiderseitigen 
Arbeitsaufgaben den Gedingearbeitern in 
Grad und Umfang des erhöhten Kraftein- 
satzes so angenähert werden, daß die Mehr- 
leist®agen in der Gedingeabteilung zwangs- 
lJäufig die gleichemabsoluten Mehrleistun- 


gen beiden Zeitlöhnern zur Folgehaben und 


infolgedessen deram Monatsende in der Ge- 
dingeabteilung erzielte prozentuale Durch- 
schnittsüberverdienst ohne weiteres auf die 
einzelnen Zeitlöhnerin Gestalteinesprozen- 
tualen Zuschlags zu ihrem Tariflohn (Mehr- 
leistungszulage) übertragen werden kann. 
Der Tarif entwickelt diesen Gedanken zunächst bei dem ihm 
als Hauptfall vorschwebenden Verhältnis zwischen einer Ge- 
dingeabteilung und“einer geschlossenen Zeitlohnabteilung. 
Er stellt hier, der Dreiteilung im Grundgedanken folgend 
(enge, ausschließliche,Arbeitsberührung und Annäherung im 
Krafteinsatz), die nachstehenden drei Bedingungen für 
Gewährung der. Mehrleistungszulage auf: 

a) Die Zeitlohnabteilung muß so gebildet 
sein, daß all ihre Arbeit -der vollbrachten 
Arbeit einer bestimmten Gedingeabteilung 
entspringt. Der Tarif (Ziffer C9a) sagt zwar bloß, die 
Zeitlohnabteilung müsse mit der Gedingeabteilung „in aus- 
schließlieber Arbeitsberührung stehen“; aber daß damit eine 
dem Verhältnis von Ursache zu Wirkung entsprechende Ab- 
hängigkeit der beiderseitigen Arbeiten gemeint ist, geht aus 
der nächsten Bedingung hervor (s. b). Da alle Arbeit der 
Zeitlohnabteilung ihren Ursprung in der Gedingeabteilung 
haben. muß, so ist damit des weiteren gesagt, daß kein Ar- 
beiter der Zeitlohnabteilung auch nur zeitweilig mit anderen 
als den von der Gedingeabteilung kommenden Arbeiten be- 
schäftigt sein darf: Die Zeitlohnabteilung muß, wie der 
Tarif Eat „vollzählig“ in der ausschließlichen. Arbeitsberüne 
rung stehen. Vielfach wird die Bedingung a bereits vorhan- 
den sein, wo nicht, kann sie sich unter Umständen im Wege 


” 
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der Arbeitsorganisation herstellen. lassen. 
teresse des Betriebes entgegen, so muß das persönliche Inter- 
esse einiger Arbeiter an der Mehrleistungszulage dem sach- 
lichen ‚Interesse der Gemeinschaft weichen, Die Arbeiter 
müssen sich dann damit vertrösten, daß sie denselben Vorzug 
haben - wie die übrigen reinen Zeitlöhner, daß sie sich näm- 


lich nur in‘einem ihrer persönlichen Leistungsfähigkeit ent 


sprechenden mittleren Grade anzustrengen brauchen. 


b) Die Menge der Arbeit bei der Zeitlohn- 
abteilung muß durch die Menge der Arbeit bei 
der Gedingeabteilung derart 
bestimmt werden, daß sie in 
zu- und abnimmt wie jene. Der Tarif hat dafür 


die vielleicht nicht so deutliche Fassung (Ziffer C9b): „Die 
Arbeiten der Zeitiohngruppe müssen von. denen der Gedinge- 


gruppe in Zusammensetzung und Umfang zwangsläufig be- 
stimmt werden“ — Das „zwangsläufig“ soll besagen, 
daß das gleichmäßige Zu- und Abnehmen der beiderseitigen 
Arbeitsmenge von, selbst eintreten muß, ohne daß es einer 
Nachhilfe der Betriebsleitung durch Arbeitszuteilung oder 
Arbeitsfortnahme bedarf, Das ist aber nur der Fall, 


emselben Maße 


schaffenen Mechanismus des Werkbetriebs gewährleistet ist. 
er sich die Sache bildhaft vorstellen will, mag den Werk- 
betrieb mit einer Maschine vergleichen, deren Arbeit die 
Eisenbahnfahrzeuge betriebstüchtig erhalten soll: Von zwei 
Zahnrädern dieser Maschine, deren eins das andere treibt, 
mag des erste die Gedingeabteilung und seine Drehung ihr 
Arbeiten an der Gedingearbeit, das zweite die Zeitlohnabtei- 
lung und seine Drehung ihr Arbeiten an der ihr von der Ge- 
dingeabteilung zufließenden Arbeit bedeuten. Die Zahl der 
beiderseitigen Umdrehungen würde dann die beiderseitige 
Arbeitsmenge bedeuten. Je größer oder kleiner die Um- 
drehungszahl beim ersten Rade ist, desto größer oder kleiner 
muß sie auch beim zweiten Rade sein. Es ist klar, daß dies 


Verhältnis durch eine Zwischenschaltung nicht - beeinflußt 
wird. Das geforderte Abhängigkeitsverhält- 
nis der Arbeitsmengen kann sonach auch 


dann vorhanden sein, wenn sich zwischen 
‘ Zeitlohn- und Gedingeabteilung andere Ar- 
beitskräfte einschieben. Danach muß, wenn wir 
mit A, a9, Ag die Arten der Arbeitsstücke bei der Gedinge- 
abteilung, mit bj, bo, ba die entsprechenden Stückarten bei 
der Zeitlohnabteilung, mit m eine beliebige Menge der Ge- 
dingestücke, mit n, ©, p die durch m zwangsläufig bestimmte 
Menge der vwerschiedenartigen Zeitlohnstücke bezeichnen, 
ma; + mag. + mas stets nb; + obg 4 pbz; zur Folge haben, so 
daß, wenn auf m beispielsweise zwei n oder 'drei o oder 
vier p gerechnet werden müssen, 5a} +34 +4 7 az eine Arbeits- 
menge von 10 b, + 9b; + 28 b; verursachen müßte Die 
Menge der Arbeit bei der Gedingeabteilung muß also immer- 
die einzige, wenn auch nicht notwendig unmittelbare Ur- 
sache für die Arbeitsmenge der Zeitlohnabteilung sein. Um- 
gekehrt ist es nicht nötig, daß diese die einzige. (unmittel- 
bare oder mittelbare) Folge jener ist: Die Produktion, die aus 
der Gedingeabteilung herausfließt, braucht nicht bloß der 
Zeitlohnabteilung zuzufließen, sondern kann z. T. auch andere 

Richtung nehmen. und seitwärts der Zeitlohnabteilung stehen- 

den Kräften zur Arbeit verhelfen. — Die Feststellung, ob die 
Bedingung- b vorhanden ist, wird niemals Schwierigkeiten 
machen. Sie ist z. B. vorhanden bei dem Verhältnis zwischen 
der Richtabteilung (Gesamtheit der Richtgruppen oder Mon- 
tagekolonnen) und der Fördergruppe (Transportkolonne) der 
Lokomotiyrichthalle. Andererseits ist die Bedingung z. B. nicht 
vorhanden bei dem Veerhältnis zwischen den Drehern und den 
der Dreherei zugeteilten Betriebsschlossern; denn die Arbeit 
dieser Betriebsschlosser, die in der Ausbesserung und der 
regelmäßigen Untersuchung der Drehbänke besteht, entspringt 
zwar der Arbeit der: Dreher (Bedingung a), folgt aber der 


Steht dem das In- 


zwangsläufig. 


wenn , 
das Verhältnis bereits durch den von der Verwaltung e- 


| unter Umständen also mit dem Löhnungszeitraum auch 


daß jeder-Mann der Zeitlohnabteilung in demselben Maß 


 messung der Kopfzahl notwendig machen. 


une 
Deus er, Eisen 


wird, durchaus nicht in  deneihen Verhältnis. 


=) ‚Die Kopfstärke der Leitlohnebte 
mußstets so bemessen sein, daß die Arb 
in dem gleichen Verhältnis wie die Ged 
abteilung mehr als normale- Arbeit leis 
(Ziffer C 9c). Wir müssen hier auf ‚den bereits ‘oben 
wickselten Satz zurückgreifen: Zwei Arbeiter _vollbr 
auch bei verschiedener Beschäftigung, in gleichen. 
schnitten gleiche absolute Mehrleistungen, wenn sie 
Zeitabsehnitten im gleichen Verhältnis mehr als ı 
Arbeitsleistung verrichten, und das ist der Fall, wenn sie 
Spielraum, den ihnen ihre Beschäftigungsart und ihre f 
stungsfähigkeit für mehr als normale Arbeitsleistung F 
währen, derart ausnutzen, daß sich ihr Krafteinsatz, v 
auf den ganzen Zeitabschnitt gleichmäßig verteilt 
beiderseits auf derselben übernormalen Linie „b 
würde. Im vorliegenden Falle treten an Stelle der h 
Arbeiter einerseits die Gedingeabteilung, andererseit 
Arbeiter der Zeitlohnabteilung, und an Stelle der £] 
 Zeitabsehnitte bei der Gedingeabteilung der Löhnung 
raum, bei der Zeitlohnabteilung ein Zeitraum gleicher Lä 
der je nach der Dauer, die der Ablauf .des 'Veerhältni; 
Ursache und Folge (s. oben) beansprucht, zeitlich Verse 


sammenfallen kann. Da das Mehr oder Weniger au, 
das von der Gedingeabteilung vollbracht wird, stets das 
Mehr oder Weniger an Arbeit für dire Zeitlohnabtei n 
Folge haben soll (Bedingung b) and die Arbeiter die 
teilung sämtlich und lediglich er dem von der Gedin. 
lung kommenden Arbeiten befaßt sein. müssen (Bedingu 
so ist der weiteren. Forderung des Tarifs, daß die A 
der Zeitlohnabteilung ständig im gleichen Verhältnis J 
Gedingeabteilung mehr als normale Arbeit leisten, also stä 
dig die gleichen absoluten Mehrleistungen wie die Gedin 
arbeiter (diese im Durchschnitt) aufbringen müssen, genüg 
wenn durch einmalige methodische Beobachtung der Zei 
lohnabteilung während des für sie maßgeblichen Zeit 
festgestellt worden ist, daß sich sämtliche Se der 
lung mit ihrem Krafteinsatz nach Ausgleich der 'Höhe 
Tiefen auf derselben übernormalen Linie bewegt haben 
Gedingeabteilung in dem zum Vergleich stehenden Lö 
zeitraum, und zwar ohne daß bei der Zeitlohnabteilun 
liegen geblieben oder Arbeitsmangel eingetreten is 
dauernde Aufkommen der gleichen absoluten Mehrleis 
offenbart sich dann im weiteren Verlauf «einfach in 
dawernden Mitkommen ° der Zeitlohnabteilung. Beginn 
‚hinter der Gedingeabteilung nachzuhinken, so muß die 
leistungszulage, wenn die liegen gebliebene Arbeit nie) 
bald ohne Gestellung von Hilfskräften wieder aufgehol 
vom Tage des Zurückbleibens an in Abgang gestellt Y 

Wird bei der erstmalien. methodischen [Beobachtung dee 
lohnabteilung festgestellt, daß die Arbeiter mit ihrem Kra 
satz hinter dem der Gedingeabteilung zurückbleiben, so soll 
dem Tarif das Mittel der Kopfverm inderung be 


anstrengen muß wie die Gedingeabteilung. - Die fest, 
Kopfzahl behält dann so lange ihre Gültigkeit, bis we: 
Betriebsveränderungen (z. B. Verkürzung oder Verlä 
der Wege der Fördergruppe durch Umbau) eine ern 
Ob eine Ko 
minderung. in jedem Falle-durchführbar ist, ist ein. 
Sache; es sind sehr wohl Fälle denkbar, wo die 
Arbeit einen Strich durch die Rechnung machen ka 
Mehrleistungszulage darf dann natürlich nicht 


Was für nz lohndbbeilnie silb, gilt nen 
den „al lein arbeitenden de 


voll- 

wie im. oh dis Arbeiter 
ae dingeabteilung (Ziffer C 9). Nur das Mittel, 
h Kopfverminderung ist hier nicht verwendbar. Es muß 
ster Linie’ ‚dadurch ersetzt werden, dab der Zeitlöhner 
Arbeit Bun bekommt, natürlich von der, gs wie 


ende  Teitlöhner Kane: z. B., ae sein Kraltälnsatz 
a der Bichtabteilung, zurückhleit, von den an dieser 


‚gibt aber Fälle, wo solch eine an Arbeits- 
g nicht möglich ist. Hier kann die normale Mehr- 


dann überhaupt nicht oder wenigstens zum Teil vergebbar 
Der Tarif läßt die Frage offen. Aber wenn in Betracht 
gen wird, daß die Bewertungszulage (s. unten) für Stun- 
eben werden kann, und daß der Tarif die Möglichkeit, 
istungen zu erzielen, in jeder Weise begünstigt 
r C 2: „Alle Arbeiten, bei denen das Gedinge möglich 


1 ühren“), so wird man folgern dürfen: Es istim Sinne 
Tarifs, wennin denjenigen Fällen, woder 
tlöhner vermöge seiner Stellung im Pro- 
ren Zwar nicht diergleichen abso- 
en Mehrlgijstungen wie die Arbeiter der 
ee hane aufbringen kann, aber doch 
größerem Umfang Mehrleistungen auf- 
gen muß,. die Mehrleistungszulage für 
ne entsprechend verminderte Stundenzahl 
ährt wird. Es kommen hier hauptsächlich drei 
(rten wichtiger Einzelarbeiter in Frage: Der Kranführer, der 
Mebebühnenführer und der Hammerführer. Sie gleichen. 
‚darin, daß sie nicht, wie z. B. die Richtabteilung oder 
e eo aus einem sich stetig ergänzen- 
len Arbeitsvorrat schöpfen, so daß sie in der Lage wären, 
h ununterbrochenes Fortschaffen einer übernormal großen 
beitsmenge Mehrleistungen “aufzubringen, sondern 
ehen ihrer Gedingeabteilung gegenüber nur auf Abruf da, 
h. die Arbeit‘ fließt ihnen von dort nicht gleichmäßig, SON- 
stoßweise zu, und ebenso stoßweise muß sie erledigt 
Bu besonders nee Fällen Ss ee die 


en): Anernd ie ganze Dienstschicht iadüsch ein ne 
ochenes Fortschaffen der Arbeit zeigt, so daß bei Erfüllt- 
ein der sonstigen Bedingungen die durchzimgige Mehr- 
fungszulage am Platz ist. Im allgemeinen aber kommen 
hen den. Arbeitsstößen, mehr öder weniger über die 
schicht verteilt, so große Pausen vor, während deren 
Zeitlöhner mit Arbeit anderer Art beschäftigt wird oder, 
rn das nicht möglich, in bloßer Bereitschaft steht, daß 
stark auf den Umfang seiner Mehrleistungen drücken 
uß denn er wird auch kaum in der Lage sein, das, was er 
d dieser Pausen an übernormalem Krafteinsatz spart, 
wältigung der Arbeitsstöße wieder wettzumächen, da 
hier an. sich schon mehr als normal arbeiten muß und 
a ‚Forderung der |Betriebssicherbeit einer übergroßen Bean: 
'sI hung seiner ‚Maschine (Kran, Schiebebühne, Dampf- 
er) sehr bald ein Halt gebieten würde, 
Icher - Weg einzuschlagen ist, um festzustellen, ob 
‚der Krafteinsatz von Zeitlöhnern und Gedinge- 
ern. anf derselben übernormalen re Bawag gt, also 


der ‚Praxis. Der Wege sind Sraleicht mehrere. Als 


‚von Mehrleistungeszulage urkundlich festgelegt wird, 


| wirtschaftlich ist, sind im Gedinge zu “vergeben und aus-. 


sıe: 
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allgemeiner Leitsatz aber muß gelten: Keine wilde Schätzung, 
sondern methodische Beobachtung! Es darf nicht 
sein, daß das wilde Schätzen, welches früher dem Akkord- 
verfahren so geschadet hat und beim Gedinge hoffentlich für 
immer beseitigt ist, durch die Hintertür der Mehrleistungs- 
zulage wieder ins Haus kommt. Damit spätere Nachprüfun- 
gen, auch durch die Werkleitung selbst, ermöglicht werden, ist 
es ferner unbedingt nötig, daß in jedem Fall der Gewährung 
auf 
Grund welcher Erwägungen und Maßnahmen die drei Bedin- 
Sungen der Zulage als erfüllt erachtet worden sind. Wird 
doch beim direkten Verfahren sogar die einzelne Mehrleistung 
urkundlich festgelegt, durch Vermerk der Stückzeit auf der 
Vorderseite und Aufschreibung der wirklichen „Arbeitszeit 
durch den Arbeiter auf der Rückseite des Gedingezettels! 
Man begegnet in der Praxis bei Behandlung der gekürzten 
Mehrleistungszulage mitunter dem. Einwand, sine‘ solche 
Kürzung sei, da sie nur «einzelne Arbeiter treffe, finanziell 
von geringer Tragweite, sie wirke daher kleinlich und ver- 
ärgere die Arbeiter, während diese, namentlich die Kran- 
und Schiebebühnenführer, im Gegenteil bei guter Laune sr- 
halten werden müßten, weil von der Genauigkeit ihrer Arbeit 
der flotte Fortgang des ‘Betriebes stark abhängig sei. Dem 
ist sentsegenzuhalten: Jedes Abrutschen von der 
Plattform des Tarifs, die besagt, daß die durch- 
gängige Mehrleistungszulage nur gegeben werden kann, wenn 
auf beiden Seiten die gleichen absoluten Mehr- 
leistungen sichergestellt sind, bedeutet 1. Grundsatzlosig- 
keit und damit für die Arbeiterschaft das Signal zu vend- 
losem Feilschen mit der Verwaltung, das ee nur zu 
leicht in allgemeiner Lohnverwilderung endet, 2. Schwächung 
des Ansehens der. Verwaltung, die sich nicht et einem 
Arbeiter, der nur gegen eine ihm nicht zukömmende Mehr- 
bezahlung ordnungsmäßig arbeiten will, dies Verlangen abzu- 
schlagen und nötigenfalls mit den entsprechenden Mitteln 
entgegenzutreten, 3. Unterschätzung des Einflusses der Gie- 
dingearbeiter, die einen solchen Zeitlöhner, falls sie unter 
seiner Lässigkeit leiden sollten, sehr bald zu ordnungs- 
mäßiger Arbeitsleistung bringen würden, 4 Ungerechtigkeit 
gegenüber den Gedingearbeitern,, die mit ihrer Hände Arbeit 
das verdienen müßten, was dem mit ihnen verketbeten Zeit- 
löhner zum Teil mühelos in den Schoß fallen würde. 

Zum Schluß verdient noch erwähnt zu werden, daß der Pro- 
zentsatz der Mehrleistungszulage nur 80% von dem des 
durchschnittlichen Überverdienstes beträgt. Bisher waren es 
70%. Der Grund ist ein mehr äußerlicher, Es soll vermieden 
werden, daß Zeitlöhner, die mit mehreren Gedingegruppen 
zusammenarbeiten, an Zulage mehr erhalten als auf die unter 
dem Durchschnitt bleibenden Gedingegruppen an Überver- 
dienst entfällt. 

: R IV. 

Während Überverdienst und Mehrleistungszulage das Ent- 
Selt für ein Mehr an Beistungen sind, andererseits die Bildung 
der „Lohngruppen“ des Tarifs der Qualität der Arbeitsauf- 
gabe (Beschäftigungsart) Rechnung tragen soll, liegt die Be- 
deutung der Bewertungszulage auf anderem Gebiet. 
Es gibt in den Hauptwerkstätten eine Anzahl Arbeitsposten, auf 
denen schwierige oder verantwortungsvolle Arbeit verrichtet 
werden muß, ohne daß die Möglichkeit besteht, diese Arbeit 
im Gedinge zu vergeben oder mit Mehrleistungszulage zu be- 
zahlen. Infolgedessen. besteht für Werke mit Akkordbetrieb 
die Gefahr,daß die mit jenen Posten betrauten Arbeiter, die 
meist ausgewählte Leute und schon deshalb nicht ohne 
weiteres ersetzbar sind, im Hinblick auf die viel höheren Veer- 
dienste der Mehrleistungsarbeiter, die im allgemeinen doch 
nur Massenarbeit herstellen, arbeitsunlustig werden oder gar 
von ihrem Posten wegstreben. Dem vorzubeugen bedarf es 
eines besonderen Anreizes, und den soll die Bewertungs- 
zulage bilden. Im ganzen sind neun Arten von Arbeitsposten 
mit u Bewertungszulage ausgestattet worden, derart daß 
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als Inhaber des Postens gilt, wer ihn ständig und überwiegend 
versieht. Die Zulage stellt sich als ein fester Zuschlag von 3% 


zum Tariflohn dar und wird für die Arbeitsstunden auf dem 


Posten bezahlt. In diesem Sinne erhalten die Zulage: 1. Lehr- 


gesellen, 2. Zeitermittler (Kalkulatoren), 3. Arbeitsprüfer 
(Revisoren), 4. Aushilfswerkführer, 5. Betriebsschlosser 
(Schlosser, Schmiede und Dreher, denen die Unterhaltung der 
maschinellen Werkanlagen obliegt), 6. Handwerker der Lohn- 


gruppe II, 1a und e (Handwerker, denen neben der Unter-- 


haltung auch die Anfertigung von Modellen und hochwertigen 


Werkzeugen obliegt), 7. Autogene und elektrische Schweißer 


für Gefäße, die hohem Druck oder hoher Temperatur ausge- 
setzt sind (hochwertige Schweißer), 8. Handwerker, die mit 
dem Betriebe oder der Unterhaltung der elektrischen Licht- 


und Kraftanlagen befaßt sind, 9. Schlosser, die die Lokomo- 
Die Zulage wird auch 


tiven bei den Probefahrten indizieren. 
gezahlt, wenn die Arbeiten außerhalb der Werkstatt zu ver- 
richten sind. Nur wenn sie,mit Auswärtszulage verbunden 
sind, entfällt die Bewertungszulage, weil se bisher selten 
Schwierigkeiten gemacht hat, auch in Werken mit Akkordbe- 
trieb Leute für solche Zeitlohnarbeiten zu gewinnen. 


In einem Falle kann die Bewertungszulage auch für vor- 
die‘ 
Tätigkeit mit 


übergehende Beschäftigung gezahlt werden: 
vorübergehend aus dem Gedinge oder einer 
Mehrleistungszulage aus dem Grunde herausgezogen werden 


„Arbeiter, 


müssen, weil sie zu einer schwierigen oder verantwortungs- _ 
vollen Arbeit, insbesondere zu einer solchen nach Ziffer 1 bis 


9 im Zeitlohn benötigt werden, erhalten für diese Zeit die 


Bewertungszulage“ (Ziffer C 10b). Auch bei dieser Be- 
stimmung wird man bei näherer Betrachtung den Grund- 


gedanken der Zulage durchschimmern Sehen. 


„Leitung von Rangierbewegungen.“ 


Von Bahnhofsvorsteher Alstädter, Warburg. Parse 


Nach $ 75 () der Fahrdienstvorschriften (F. V.) dürfen 
„Rangierbewegungen“ nur unter „Leitung“ eines damit ver- 
trauten Beamten vorgenommen ‘werden. Hierüber herrschen 
viele Unklarheiten. Es verlohnt sich, einmal näher hierauf 
einzusehen. 


diese Begriffe werden vielfach miteinander 


Rangierarbeiten, worunter z,. B. das An- und Abkuppeln, 


das „Langkuppeln“ vor dem Abdrücken über Rangierberse, 


das Hemmschuhlegen usw. zu verstehen ist, können von 
„Rangierern‘ ‘oder sonstiven Bahnhofsarbeitern — also von 
keinem „Beamten“ im Sinne der F.V. — aussteführt werden. 
Was sonst noch zu den Obliegenheiten der „Rangierer“ (Ran- 


gierarbeiter) gehört, ist aus dem Bestimmungen des 8 75 (!),_ 


79: (2): und 8108); (Ü), (*?), (*) zu entnehmen. 

Was nun unter „Leitung von Rangierbewegungen“ 
„Rangzierleiter“ zu verstehen ıst, müssen wir aus dem Ab- 
schnitt 5 der F.V. heraussuchen. Wir müssen sehen, was dem 
„Raneierleiter“, 
Bestimmungen genannt ist, obliegt, und wofür er vwerantwort- 
ich ist 
leiter das Rangieren nach den Vorschriften des - Abschnitts 
5 zu leiten hat. Nach den folgenden Bestimmungen obliegt 
ihm im besonderen : 


1. Sicherung des Rangierpersonals; . 

2. Verständigung mit dem Nachbarrangserleiter: 

3. Einholen der Erlaubnis des Fahrdienstleiters zum Be- 
fahren der Hauptgleise ; 

rechtzeitige Räumung der Hauptgleise; 

Einholen der Erlaubnis des Fahrdienstleiters 
etwaigen Vorziehen auf die Strecke; 

6. Verantwortung, daß die nicht von Weichenstellern be- 


dienten Weichen nach Beendigung des Rangierseschäfts 
in Grundstellung »elert werden ; 


Verständigung des Weichenstellers und Lokomotivführers 
über jede beabsichtigte Bewegung; 


8 ee 


zum 


8. Aufforderung des Weichenstellers zum Umstellen fiern- | 


bedienter Weichen ; 


s 


rücken, die Untüebtigen auf jenen Posten ‚sollen, fa 


Aufbau -fertig. 


‘ Praktikern, die im Stückzeitausschuß - dies Werkes, 


In den beiden. ersten Absätzen des-$ 75 ist von 
„Rangierarbeiten“ und „hangierbeweguungen“ dıe Rede. Schon 
verwiechselt. : 


11, 


und | ginn einer Rangierbewegung selbst gibt, daß er 


der meist als solcher ausdrücklich in den: 


8 75 P) sagt zunächst allgemein, daß der Rangier- 


für die en, in- Ber a erhal 
reinen Zeitlohn. Die Tüchtigen unter he 
die besser bezahlten. Arbeitsposten. ‚bei deren Freiwe, d 


Kündigung in Frage kommt, in den reinen Zeitlohn 
genommen werden. Der Betriebsrat hat hier Ge 
die Maßnahmen der Werkleitung durch a V 
in wertvoller Weise zu unterstützen. 


Damit ist das Lohnsystem der Erna tb 
Es stellt. kein ‚Kompromiß. dar, wie 
Privatindustrie neuerdings, mit ihrem „Akkorda 
eingeg angen ist, der stark an „Entschädigung“ für. 
währte Akkordarbeit anklingt. Vielmehr vertritt es k 
voll den Satz: Ein jeder werde nach seiner Leistung® 
Für die” Eisenbahnverwaltung, die höhere Lohnkosten 1 
einfach auf die Preise draufschlagen kann, wäre eine 2 
Lösung wenig erfreulich. Es wird nunmehr Aufgabe 
Praktiker sein, dem kundgetanen Grundsatz durch ein 
vechte, nicht kleinliche, aber auch nicht lässige Handhal 
des Systems zum Leben zu verhelfen. Die Praktik 

Werkleitung müssen hier Hand in Hand arbeiten mi 


dingeausschuß der Direktion und dem Hauptgedingea 
des Ministeriums sitzen. Hat die Überzeugung, auch in 
der Löhnung gerecht behandelt zu werden, bei den 
schaften der Werke erst einmal Eingang gefunden, & 
deutet das einen guten Schritt vorwärts auf der Bal 
en ra : 


„Rangierarbeiter.“ 


9, Verantwortung, daß, bevor Fahrzeuge in Gang 
werden, Bremsschuhe beseitigt, Türen und Klapı 
‚schlossen, Ladebrücken und. Fuhrwerke an W 
Ladegleisen beseitigt sind; 


Verständigung der an den Rangiergleisen en ü 
und der beim Rangieren Das en von 
Rangierbewegung ; ee r 


- geführt wird; Sr zu en Gleise, nr E 
richtig | gestellt sind und kein. et über das Me: Ä 
hinaussteht; 


12. Sicherung stillstehender Fahrzeuge. 


Die Obliegenlueiten. unter 1., 7. 9., 10. et: 11: e ng 
der Praxis, daß der Rangverleiter auch den 'Befiehl z 


nach $ 79 (‘) die Rangiersignale erteilt. 


Wir sehen an ‚dieser Auslese, daß zur „Leitung vo; 
bewegungen“ sine große Menge von Obliegenheiten g 
und dem Rangierleiter ein großes Maß von Ver. 
zusemessen ist. Von dem KRangierleiter hängt 
die sichere und richtige Ausführung der Rangierbeweguı 
ab. Er muß hiernach stets und unmittelbar bei der Ran 
bewegung sein und muß beim Rangieren über groß 
fernungen mitfahren. Daraus folgt ‚weeiber, daß der R 
leiter Rangierbewegungen nur bei ‚einer "einzige 
lokomotive leiten kann und im einem Rangier rk 
mehrere Lokomotiven gleichzeitig am Kane! sind. & 
mehrere Rangierleiter vorhanden sein müssen. 


Dem Rangiermeister, dem nach 8 75 £) een 
Leitung der Rangierbewegungen obliegen soll, 
in der Regel mehrere Rangierleiter beigegeben, 
Rangierer (Rangierarbeiter), denen vom Vorstand. 
triebsamts die Befugnis zur Leitung von Rangierbew 
beigelegt ist. Der Rangiermeister ist also. nicht: all 
der „Rangierleiter“ in seinem Rangierbezirk, 
fälschlich angenommen. wird. Er ist nur ‘dann : 
lange Rangierleiter. wie er selbst Rangierbeweguns 
anlaßt und sie nach den- eingangs EURO LER [0] 
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rt hr N Veerriie leitet. 
ommt ‚er aber, besonders in größeren Rangierbezirken, 

em : n Fällen, Er ist vielmehr allgemein ein Binde- 
Bang ierleitern und dem Bahnhofsauf- 

- allgemeine Weisungen für den 
Er verteilt die 
Rangierlokomotiven und gibt An- 
zur Vornahme von Raneierbewegungen. Man 
MD, der ‚Rangiermeister leivet den gesamten Rangier- 
Diese Leitung hat "aber 
‚eitung von Rangierbewegungen nach Abschn. 5 der 
chts zu tun, sondern ist so aufzufassen, wie z. B. der 
ste] er den Dienst auf dem Bahnhof leitet. Die Verhält- 


m en Brauche, diue Eisenbahnfahrpläne am 
und 1. Oktober jedes J. ahres neu herausgegeben, ist auf 


orden. Die Ken So ursprünglich Zustmundie epende 
den Fahrplanwechsel -mit dem Wechsel der J: ahres- 
_ Verkehrsdichtiökeit möglichst zusammenfallen zu 
fbe seit diem Kriege von seiner Berechtigung viel 
haben. Das Steigen und Fallen des Personenver- 
egt ohnehin mit dem des Güterverkehrs nicht in 
ae : an zu verlaufen, und für eine bloße Neuordnung 

Bonus wie sie durch die während ihrer Gültiskeits- 
rn Änderungen von Zeit zu Zeit nötig ist, 
n e Schaden auch andere Tage gewählt werden. 
8 "Ande: sn. haben “jedoch allmählich «einen immer 
mfang angenommen; mit dessen Zurückgehen "auf 
denes Maß kann kaum. sereehnet werden. Es fraest 
ob ses nicht zweckmäßiger ist, die regel- 


en Zeitpunkten Schon aus a schoktlichen Grün- 
rhaupt aufzugeben und lediglich Teile desselben je 
wdarf neu aufzulegen. Der hierbei herauskommende 
würde sewiß nicht unbeträchtlich und um so größer 
iner die Fahrplanteile gemacht werden. Es ist ja 
gabe des Gesamtfahrplanes wine wohl überall ge- 
ahrung, daß für die große Masse der sich daraus 
Arbeiten die verfüsbare Zeit immer zu knapp 
B die Geschäfte schließlich mit steigender Hast be- 
‚werden müssen, damit der äußerste Zeitpunkt zur 
klegung nicht überschritten wird. Daß dabei die Gründ- 

oft, t zu kurz kommt und manche Fehler in den Fahr- 
ken bleiben, die eine Neuaussabe wisentlich nicht 
ı dürfte, ist eine unausbleibliche Folge. Dies könnte 
1 eine solche Tieilung wenigstens bis auf einen verschwin- 
ringen Grad vermieden werden. Sie ließe sich nach 
nen Gesichtspunkten einrichten : nach Zuggattungen, 
\ en, nach Haupt- und Nebenbahnen, nach bestimmt 
‚renzenden Bezirken, auch nach größeren Verkehrsgebie- 


.. 


Be dazu sind. yon ‚manchen Verwaltungen schon 


a ae pländn für den Dienstgebrauch sind 
fahrpläne die wichtigsten. Die bildlichen und die Bahn- 
ahrpläne haben mindere Bedeutung und werden auch 
kenweise aufgestellt. Die Trennung der Buchfahr- 
ı Personen- und Güterzügen. allein, wie sie schon. 
s besteht, . würde für einen vollen Erfolg noch 

n. Unbeschadet der Einheitlichkeit könnten die 
fü noch weiter geteilt werden nach Schnell- 
»ehenden Personenzügen und Vorort- und ‚Stau dlt- 


Dos Bild, Vrehzüge er orn2 und te. 
zügen und Naheüterzüsen. Dieses nur als Bei- 
e Zerlegung der Fahrpläne könnte aber nötigenfalls 
Streeken fortgesetzt werden. Auch dies hat viel: 
der Verkehr und die Zugfolge auf den einzelnen 
‚ verschieden dicht sind und auch der Bestand des 


läne für den öffentlichen Gebrauch 
2 ne nach den angeführten Grundsätzen 

Ihre Berichtigung würde 
Ich: Deckbinter 


or dA "und Nachträge bewirkt 
Be ihre Deutlichkeit nieht dabei leidet. Erst 
‚der Fall, "würde eine Neuausgabe zu bewerkstelligen 
6 aber nicht immer derselbe Zeitpunkt gewählt zu 
wichte. Sie könnten ohne große Schwierigkeiten 


n für ‚die Personenzüge des ehren ZU- 


Sen ‚ebenso auf den Bahnhöfen, wo nach dem Anhang 


N Fahrplan und Zugverspätungen. 


 seschaffien ıst. 


- stellen ist — preisgeseben werden. 


Höchstgesch windickeit 


zum Fahrplanbuch der Zugführer Rangierleiter sein soll. Tat- 


“| sächlich „leitet“ nicht der Zugführer. die Rangierbewegungen, 


sondern der ‚sogenannte „Rangierschaffner“. Der Zugführer 
beaufsichtigt in der Regel den Rangierdienst, wenn er nicht 
durch anderweitige Dienstezeschäfte, ‘wie Aufschreiben der 
Waeen, Abgabe und Übernahme der Frachtbriefe oder Beauf- 
sichtigung des Ladegeschäfts in Ermangelung eines Pack- 
meisters usw., auch daran verhindert ist. 

Bei Unfällen und sonstigen Unregelmäßigkeiten, die infolge 
Niehtbeachtune der für die „Leitung von Rangierbewegungen“ 
genebenen Vorschriften entstehen, ist es bezüglich- der Fest- 
stellung des verantwortlichen „Rangierleiters“ und der Er- 
örterung der Schuldfrage wichtig, daß hiernach überall Klar- 
heit ‚besteht. 

Bl 3 
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Von Rob, Riecke. : 


Daß. durch Fahrplanänderungen große Ausgaben und 
noch manche anderen Nachteile entstehen, bedarf keines be- 
sonderen Nachweises. Zu ihrer Verminderung darf kein 
Mittel unversucht gelassen werden... Ihre Ursaehen können 
zweierlei Art sein: innere, das sind solche, die im Fahr- 
plan selbst oder im Bahnbetriebe überhaupt ihren Sitz haben, 
undä&ußere, das sind solche, die außerhalb des Machtbereichs 
der Eisenbahn liegen, und deren Wirkung sich diese, als 
öffentliche Verkehrsanstalt, nıcht entziehen kann oder darf. 
° Wie bereits angedeutet, ist es nichts Ungewöhnliches, daß 
ein Fahrplan schon bei seiner Herausgabe Mängel aufweist, 

von denen die leichteren nicht mit Unrecht als Bildun eS- 
fehler bezeichnet werden können, die der baldigen Berich- 
tigung bedürfen. Sie werden auch nach sorefältigster Vorberei- 


tung nie ganz verschwinden. Trotzdem muß ihre Vermeiduns 


ein. nicht aus dem Ause zu lassendes Ziel bleiben.. Er kann 
aber auch, sozusagen, Char akterschwächen enthal- 
ten, die seiner pünktlichen Durchführung im Wese stehen. 

Eine solche ist es zum Beispiel, wenn an der Zugstrecke eines 
Personenzuges für eine Reihe kleiner Bahnhöfe und Halte- 
punkte nur je eine viertel Minute Aufenthalt vorgesehen wird. 

ohne daß durch verlängerte Fahrzeit für Zeitverluste. Ersatz 
Eine viertel Minute reicht zum Anhalten, Ab- 
fertigen und Wiederanfahren auch des kleinsten Zuges bei 
geringstem Verkehr nicht aus.: Das ist durch zahlreiche 
praktische Veersuche hinlänglich erwiesen. Selbst reine halbe 

Minute genügt nur unter besonders einfachen Verhältnissen. 

Und wenn dieses Einsetzen zu kurzer Aufenthaltszeiten in 
den Fahrplan früher als sein. Druckmittel, um das Dienstperso- 
nal zur Eile anzutreiben, angesehen wurde, so wird diese Ab- 
sicht heute nicht mehr erreicht. Eine andere Charakter- 
schwäche des Fahrplans ist es, wenn die Übergangszeiben 
zwischen Zuganschlüssen auf Knotenstationen, nur um mög- 
liehst viel Anschlüsse zu erhalten, zu knapp bemessen 


„werden, Für ihre Länge darf nicht die Dawer des Überganges 


unter günsti gen, sondern unter uneünstigen Umstän- 
den maßgebend sein. Und bleibt kein anderes Mittel, so 
müssen die den. geringsten Übergang aufweisenden Anschlüsse 
— was durch zuverlässige Ermittlungen unschwer festzu- 
Das kann um so weniger 
Bedenken haben, wenn tagsüber für die eleichen Richtungen 
noch andere Anschlüsse verbleiben. Der dadurch für den 
Verkehr erwachsende kleine Nachteil fällt nicht ins Gewicht 
sesenüber der eroßen Summe von Zugverspätungen, die auf 
Übergangsbahnhöfen durch Abwarten der Anschlüsse ent- 
stehen. 

"Als eine Chärakterschwäche des Fahrplans darf es auch an- 
eesehen werden. daß kein solcher für Naherüterzüge imstande 
ist. weniestens ander Mehrzahl seiner Verkehrstage dem tat- 
sächliehen Bedürfnisse zu entsprechen. Schon die Fahr- 
berichte bestätisen das, obrleich .si& nur einen Teil der Ab- 


' weichungen vom Fahrplan wiedergeben, nämlich die Zugver- 


spätungen, und auch von ihnen nur die nicht wieder einge- 
holten. Es gibt aber auch Zugverfrühungen, die 
eroßen Schaden anrichten, und die bringen sie nicht. 


II. 

Die Fahinesch windirkeit der Züge bildet für den Fahr- 
planentwurf - die  Richtschnur. Die mit der zulässigen 
fahrenden Schnellzüge haben den 
Vorrang in der Beförderung vor allen anderen und nwehmen 
daher im Fahrplan den ersten Platz ein. Nach ihnen haben 
sich zunächst die Personenzüge, nach beiden weiterhin die 
Güterzüge zu richten. Allein auch diese fahren wieder mit 
verschiedener Geschwindigkeit, nämlich die zur Beförderung 


von DEREN lebenden Tieren usw. dienenden um 20 bis 25 km 


TU 
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in der Stunde schneller als die übrigen. Selbst die Güterzüge 
im engeren Sinne sind bezüglich der Dringlichkeit‘ 
der ‘Beförderung noch in Ferm-, Durchgangs- und 
Nahgüterzüge eingeteilt, so daß- - letztgenannte  dem- 


nach in der Stufenleiter die allerletzten und bei _Ver- 
spätungen folgerichtig die Hauptleidtragenden sind. Denn 
sie haben nicht,.nur die bei ihrer eigenen Behandlung enitste- 
henden Zeitverluste, 1 
über ihnen stehenden Zusgattungen  venschuldeten mit zu 
übernehmen. Und die Zugverspätungen sind für den Eisen- 
bahnbetrieb das eroße Übel schleehthin.. Jeder Beitrag zu 
ihrer Verrinserunge muß willkommen sein. Es ist deshalb 
auch von manchen Verwaltungen nachselassen worden, daß 
verspätete Güberzüge schneller fahrenden. Zügen, wenn diese 
dadurch nicht über ein gewisses Zeitmaß aufgehalten one 
vorfahren dürfen. Aber im Grunde genommen heißt das den 
‚ Teufel durch Beelzebub 'austreiben, und es bleibt nur ein 
Behelf von wenige nutzbringender Wirkung. 

Wie die Zugverspätungen, so kommen auch die Zugverfrü- 
hunsen bei allen Zügen, bei den Güterzügen natürlich mehr 
als bei den Personenzügen, vor, am häufigsten. bei den Nah- 
güterzüsen. Und wenn sie auch in der Häufigkeit die Vier- 
spätungen nicht erreichen, so sind doch die sie begleitenden 
Zeitverluste so bedeutend, daß sie die volle Au fmerksamkeit 
der betriebsheitenden Stellen. verdienen. Sie haben auch einen 
erziehlichen Naehtell für das Dienstpersonal im Gefolze. 
Führen die Zugverspätungen: leicht zu übereiltem Handeln, 
so verleiten die Zueverfrühuneen dagesen zur Lässiskeit und 
zu mancherleı daraus entspringenden Torheiten. 

Der fahrplanmäßise Aufenthalt eines Zu@es auf einem 
Bahnhofe wird nach der ihm daselbst erfahrungsmäßig ıer- 
wachsenden Arbeit berechnet, die bei Güberzügen hauptsäch- 
lich aus Verschiebe- und Ladearbeiten besteht. Das Arbeits- 
maß schwankt’nun aber wunaufhörlich. Fast kein Tag ist 
darin den anderen: eleich. Bei "den Nahgüterzügen vor 
allen anderen zeigt sich das Sie haben ja vorzuersweise die 
mittleren und‘kleineren Bahnhöfe zu bedienen. Bei Anufstel- 
lung des Fahrplans ist es daher unmöglich, für eine längere 
Zeit einen - sicheren Durchschnitt zur Bemessung der Zue- 
aufenthalte zu finden. Nur «in Beispiel: Auf dem Bahnhofe 
A soll ein Nahgüterzus fahrplanmäßir 20 Minuten Aufent- 
halt haben. Oft reicht diese Zeit zur Erledieune der vorlie- 
senden Arbeiten nicht aus, oft werden aber auch nur 15, nur 
10 Minuten gebraucht, und .der Zus, kann bis zu 20 Minuten 
früher weiterfahren. Das ist sestattet. Ja, es kommen in- 
zelne Tage vor, wo er auf dem Bahnhofe A überhaupt nichts 
zu tun hat, und er kann ohne anzuhalten durchfahren. Auch 
das ist nach zuvoriger Verständigung der beteiligten Zug- 
meldestellen sestattet. Auf dem Bahnhofe B kommt er 
schon 20 Minuten vor der Zeit: an, findet auch hier und 
ebenso auf noch weinigen folgenden Bahnhöfen nicht viel 
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In der Pressekonferenz machte 

Martini vom Bundesministerium 
folgende Mitteilung über die 

den Zıerfall der Monarchie . und die Bestimmungen 
. des Staatsvertrages von St. Germain über die  politi- 
schen Grenzen Österreichs wurde in ganz besonderem Maße 
die Südbahn betroffen. Die Hauptlinien des gesellschaftlichen 
Netzes sind zerstückelt worden. In die große Verkehrslinie 
nach der Adria teilen sich nunmehr drei Staaten, und die Ost- 


Sektionschef Müller- 
für Verkehrswesen 
Südbahnfrage: „Durch 


westlinie ist derart zerrissen, daß die Strecke Marburg: Bleiburg 


südslawisch, Bleiburg- Sillian österreichisch, Sillian- Franzens- 


feste- Brenner italienisch und schließlich die Strecke Brenner- 


Innsbruck wieder österreichisch ist. Der österreichische Teil 
der Tiroler Strecken ist vom übrigen in Österreich verbliebenen 
Südbahnnetze gänzlich abgetrennt. 

Es ist*ein offensichtliches Interesse aller von der Südbahn 
berührten Staaten,’ daß sowohl in der Richtung Wien-Triest wie 
auch auf der Ostwestlinie der Südbahn eine einheitliche, 
ganze gerichtete Verkehrsbedienung stattfinde. Nur durch Wah- 
rung der Einheit der Südbahnstrecken in kommerzieller und 
verkehrstechnischer Hinsicht können die Nachteile der territo- 
rialen Zerstückelung der Netze einigermaßen aufgewogen wer- 
den. Dieser Gedanke, daß die Südbahn als einheitliches Unter- 
nehmen in irgendeiner Form weiter zu bestehen habe, hat auch 
in dem Staatsvertrag von St. Germain Aufnahme gefunden. 
Artikel 320 dieses‘ Staatsvertrages, der zwar nicht ausschließ- 
lich von der Südbahn spricht, aber’ hier im Friedensvertrage 
mit Österreich ausschließlich nur auf die Südbahn paßt, sagt 
folgendes: ..Um die Regelmäßigkeit der Betriebsführung auf 
den Pr ivatbahnnetzen der ehemaligen österreichisch-ungarischen 
Monarchie* sicherzustellen, : die infolge der Bestimmungen des 


sondern auch die von allen im Range 


aufs 


” 


haben, wenn einmal nur einen Monat lan, bei einem 


' güterzüge vön ihrem Fahrplan leider nicht zu ‚erbringie 


 verspätunsen in den Fahrberichten, die Prüfung und V 


\ 


obwohl alle ORTAUSEONFUBEAN für dessen starke ‚Ent 


6 .— SELL ar i Deutscher Eisenbahnverw 


die Kundsabe derselben an das Zuepersonal vorher du 


legung der Verträge, betreffend die Einlösung der Linie: 
den Schiedsrichtern unterbreitet werden, die der Rat, des VW 


kommen parallel gehen, besteht auch die begründete Ho 


* Zeitung a: Vere 


Ben ee —3.80 ih: ein an 
Stunden, der gar nicht nutzbar gemacht, sondern nur d 
untätiges Warten des Zuges auf die früheste Abfah 
braucht werden kann.‘ Es würde ein überraschendes Er 


selben Nahsüterzuse auf seiwer. Zugstrecke über die au 
Weise verlorengiegangene Zeitmengen genaue Ermi 

angestellt werden könnten. Mit den- jetzigen Hilfsmitt 
ein zahlenmäßiger Nachweis über die Abweichungen ds 


wie schon bemerkt, meldet der Zusführer im Fahr 

wohl die Verspätungen, aber nicht die «Verfrühungen 

uges. - Aber auch schon das, was' die - Fahrberichte 
Zu gmeldebücher ergeben, dürfte hinreichend sein, um 
weis dafür zu erbringen, daß die‘ Gestaltung des Fahrr 
für die Nahgüterzüge veraltet ist, daß er seinem Zwecke : 
mehr ‚entspricht, weil er in den meisten Fällen nicht ei 
halten werden kann. BRechnet man die Zeit und Arbeits 
zusammen, die auf die Anfertigung, Herausgabe und 2 
lung dieses Fahrplans, auf die häufigen Änderungen, 
erleidet, ferner auf die Angabe und Begründung Eee 


gung derselben, ferner auf die Verspätungen und Verfrü 
gen selbst entfällt, so erhält man ein ansehnliches aber 
angelegtes Kapital, das keine Zinsen trägt und gerade 1 
an anderer Stelle sehr nutzbringend verwendet werden. ki 

Daraus erhebt sich nun die Frage, wie diesem Übel h 
kommen und Abhilfe zu schaffen ist. Das kann in fol 
Weise geschehen: In den Fahrplänen für die Nahgüter: 
fallen die Ankunft- und Abfahrzeiten für die Zwischenba 
höfe fort und sind nur die früheste Abfahrzei 12 
Anfanes- und die späteste Ankunftzeit auf« 
Endbahnhofe der Zugestrecke anzugeben. Die Nahg 
züge werden auch auf mehrgleisigen: Strecken angeboten 
angenommen von Zugmeldestelle zu Zugmeldestelle. Ihre 
fahrt wird en vorher: N zwischenliegenden, 2 


etwa bevorstehender Kreuzungen und Überholungen 


den Fahrdienstleiter. Die Nahgüterzüse haben, wo sie hal 
nur zur Erledisung der Arbeiten zu dienen, die ihre Aufg 
bilden. Dabei ist jeder nutzlose Mehraufenthalt zu vern 

In der. Beförderung der Güterzüge, namentlich der 
güberzüge,. steckt noch ein großer Schatz von ungen 
Werten, der nur gehoben werden kann durch freiere B 
gung unter verständnisvoller Mitwirkung. des Betriebsp 
sonals, die wiederum eine Steigeruns des Vertrauens. 
zur wohlberechtisten Vorbedingune hat. ‚Diese ist ei 
derung unserer Zeit. ° 


gegenwärtigen Vertrages auf den Gebieten hr Stantend { 
legen sind, wird die administrative und technische Reorga 
tion. der gedachten Bahnnetze für iedes. Netz durch ‚ein 


ae. sein wird. — le in deuen eine Ei 
nicht zustande kommt, einschließlich aller Fragen über die 


bundes bestimmen ‚wird. 
bahngesellschaft wird dieser Schiedsspruch sowohl von dem. 
waltungsrate wie auch von der Gesellschaft, welche die 
tätenbesitzer vertritt, angerufen werden können.“ *=Durg 
Artikel 320 des Staatsvertrages von St. Germain ist d S 
lung der Südbahnfrage der autonomen Verfügung der einz 
Territorialstaaten entrückt worden. Nach den übereinstin 
den Absichten aller beteiligten Teile werden die Verhand] 
nach Artikel 320 . bald aufgenommen werden, und da in 
Hauptsache, der Erhaltung der Südbahn als einheitlichen Uı 
nehmens, die offensichtlichen Interessen aller Beteiligte 


daß diese Verhandlungen trotz der der Aufgabe innewohner 
Schwierigkeiten rasch und zielbewußt zu Ende geführt 

Übrigens würden auch die finanziellen Verhältnisse 
bahn einen weiteren Aufschub nicht zulassen. Die gegenw: 
finanzielle Bedrängnis der Südbahn ist demselben Übel z 
schreiben, an dem seit dem Krieg alle Bahnen, die inländis 
natürlich noch empfindlicher als die ausländischen, K 
Ihre Ausgaben für das Personal wie für das Material sin 
heuer gestiegen, und dabei sind die Einnahmen aus dem Verk 


= Is 

nden or ent ausreichend, um die neben auch nur 
ernd zu decken, solange die Schwierigkeiten, die sich aus 
angel an Fahrbetriebsmitteln und Kohle ergeben, fortbe- 
sn, und die Tarife den gesteigerten Betriebskosten nicht an- 
werden können. 

ie Südbahn war freilich” auch schon vor dem Krieg in 
anziellen Nöten, die von der Überschuldung des Unter- 

nens herrührten, das bei einem Aktienkapital von. rund 
‘ Millionen Franken mit einer Obligationenschuld von über 
Williarden Franken belastet war. Diese Überschuldung sollte 
dings durch das im Jahre 1913 mit den Prioritätenbesitzern 
barte und Ende November 1915 formell zum Abschlusse 
hte Sanierungsübereinkommen wesentlich gemindert wer- 
Allein, wenn auch damals das Obligationehkapital um mehr 
660 Millionen Franken herabgesetzt wurde, so ist doch 
r an der Zinsenlast noch namentlich an der Währung 
-geändert worden. Die ganze Schuld der Südbahn lautet 
ausländische Währung und zwar zu 97% auf französische 
anken. Während sie ihre Einnahmen auf den verschiedenen 
‚Netzen in- mehr oder weniger minderwertiger Valuta erhebt, 
at sie ihre Schulden in französischen Franken zu bezahlen. 
Preilich steht ihr außer den Einnahmen des Unternehmens auch 
Ne Goldfranken lautende sogenannte italienische Annuität 

erfügung, die nach dem Wortlaute des Baseler Vertrages 
| keinem Fall und aus welchen Gründen immer wieder 
u Bert werden kann.” 


zen des Daseier eröges ee erde so 
re die Südbahn voraussichtlich allen Fährlichkeiten entrückt. 
ein die italienische Regierung scheint sich auf gewisse Be- 
mungen des Staatsvertrages von St. Germain stützen 
en, um ihre Verpflichtungen aus dem Baseler Vertrage 
stens teilweise auf den österreichischen Staat abzuwälzen. 
ehen davon, daß uns eine solche Absicht rechtlich nicht 
gründet erscheint, wäre Österreich wohl kaum imstande, eine 
erartige Last auf siCh zu nehmen. Wenn daher die italie- 
"Regierung, obwohl sie selbst an dem Gedeihen des Süd- 
) nternehmens in hervorragendem Maß beteiligt ist, eine 
derartige Absicht weiterverfolgt, so wäre dadurch der Weg zu 
einer gedeihlichen Lösung der Südbahnfrage im Sinne des Ar- 
s 320 des Vertrages von St. Germain wohl verlegt. 

“anzunehmen ist, daß sich das die Verfasser des mehr- 
nten Artikels 320, unter denen die italienische Regierung 
rlich maßgebend vertreten war, gleichfalls vor Augen ge- 


taugliches Übereinkommen, das die Aufrechterhaltung des 
heitlichen Unternehmens ermöglichen würde, gefunden werden 
ür 48, BJedentalls ist es nie Voraussetzung jeder endgültigen 


ationalisierung oder ee des nn 
aß über die italienische Annuität Klarheit geschaffen werde. Bis 
hin handelt es sich aber darum, keinen präjudizierlichen Akt 
1setzen, der die Durchführung des Artikels 320 des Vertrages 


x 


is Thema hielt Kr Präsident der Staatsbahnen 
nys v. Keleti am 20. Mai 1921 in der Technischen Hoch- 
ale zu Budapest eine Vorlesung. Diese begann “- um die 
ve Beurteilung der heutigen Tätigkeit der Staatsbahnen 
rleichtern - mit einem eingehenden _geschicht- 
Rückblick, in ‘dem . vor allem: auf - die’ auch 

dem Gebiete der Staatsbahnen in  verhängnis- 
er Weise sich zeigende Einwirkung - der Oktober- 
olution hingewiesen wurde. Zufolge der sozusagen in 
igen Stunden erfolgten Auflösung des gemeinsamen militä- 
ıen Systems der Monarchie hörte auch die Tätigkeit der 
zZ entraltransportleitung) auf, und ‘die an ihre Stelle 
en Organe kämpften mit den größten Schwierigkeiten, ja 
 ohnmächtig gegen den Wirrwar, der zufolge der in 
Massen von der Front zurückströmenden Soldaten beson- 
n den Grenzstationen eine verzweifelte Lage schuf. 
iber dieser nach dem Innern des Landes sich richtenden 


N Weg zumeist durch die Hauptstadt nahmen, über die 
nzstationen nach ihrer: Heimat. 

ese Bewegung wurde durch den Dürchzug der Mackensen- 
ee von Siebenbürgen in der Richtung gegen Zsolna diagonal 
t; bis Ende Dezember 1919 wurde dieser traurige Lei- 
g einer neuen Völkerwanderung durch nahezu anderthalb. 
en Menschen begangen. Die Schwierigkeiten des Eisen- 


Ilung der Demarkationslinie einsetzende Rettungswerk 
bedeutend erhöht. Die Eisenbahn wurde von dieser Flut 
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von St. Germain stören und. auch die Südbahn in eine sehr 
schwierige Lage bringen könnte. Denn das. wäre bei unserer 
Verkehrs- und Ernährungsslage von Folgen begleitet, die un- 
bedingt vermieden werden müssen. Wir haben daher zu dem 
Mittel gegriffen, der Südbahn, wenn und soweit es ihre. Kassen- 
bestände erforderten, zur Deckung der Mehrkosten aller Perso- - 
nalmaßnahmen, die sie auf ihren österreichischen Linien -nach 
‘dem Vorbilde der Bundesbahnen durchzuführen genötigt war, 
verzinsliche und in Jahresraten rückzahlbare Geldvorschüsse. 
zu gewähren, die bereits eine Milliarde Kronen überschritten 
haben. Auf diese Weise haben wir die Gesellschaft in die 
‚Lage versetzt, den Betrieb des Unternehmens, soweit. dies 
die Verhältnisse zulassen, in geord«ueter Weise fortzuführen. 
Ähnliche Vorschüsse haben auch die anderen Staaten gegeben. 
Für den Betriebsausfall auf den italienischen Linien kommt 
Italien "auf. 
. Auf die Dauer kann aber mit diesem Hilfsmittel das 
Auslangen nicht gefunden werden. ‚Die Einnahmen der Süd- 
bahn reichen eben nicht hin, die sonstigen. Betriebsauslagen, 
namentlich die Materialkosten, zu bestreiten, und auch- für 
die allerdringendsten Investitionen fehlen die erforderlichen 
Kapitalsrücklagen. Auf Einladung der Gesellschaft sind daher 
Anfang Februar d. J. in Wien Vertreter der an der Südbahn 
territorial beteilieten Staaten und Vertreter der französischen 
Prioritätengläubiger mit der Gesellschaft zusammengetreten, 
um: eine vorläufige Regelung zu beraten. Das bei diesen 
Verhandlungen beschlossene sogenannte Regime provisoire ist 
auf einem erweiterten Vorschußsystem aufgebaut und versetzt 
die Südbahn nicht nur in die Lage, ihren Betrieb fortzuführen, 
sondern, insoweit die Territorialstaaten es für erforderlich 
halten, auch die dringendsten Investitionen durchzuführen. Zur 
Vorschußleistung haben sich alle beteiligten. Staaten bereitge- 
funden. Für Italien entfällt naturgemäß solange, wie es den 
Betrieb der auf italienischem Gebiete liegenden Südbahnlinien 
selbst führt, eine Vorschußleistung, da Italien, wie schon er- 
wähnt, den Betriebsverlust aus eigenen Mitteln trägt. 
Das Regime provisoire ist mit Rückwirkung auf den1. Januar 
1921 für eine Längstdauer von 2, höchstens 2% Jahren gedacht 
und mit einer Reorganisation des Verwaltunssrates verbunden, 
dem für den genannten Zeitraum auch Vertreter der beteiligten 
Staaten und der Obligationenbesitzer angehören werden. Diese 
vorläufige Regelung bedeutet natürlich eine starke finanzielle 
Belastung der Staaten, namentlich Österreichs, weil die Be- 
triebsverhältnisse der Südbahn in unserem Staate besonders un- 
eünstig sind, aber die Südbahn war ohne diese Opfer nicht auf- 
rechtzuerhalten, und wir hätten solche wahrscheinlich in noch 
größerem Umfange bringen müssen, wenn wir gezwungen ge- 
wesen wären, den Betrieb mit staatlichen Mitteln selbst weiter 
zu führen. Wir dürfen bei Abwägung der ganzen Sachlage mit 
Grund hoffen, daß diese Opfer nicht vergebens gebracht sind, 
und es in absehbarer Zeit im Vereine mit den anderen beteilig- 
ten Staaten und den Prioritätenbesitzern gelingen wird, die zu- 
künftige Entwicklung der Südbahn durch eine endgültige Rege- 
lung ihrer finanziellen Verhältnisse sicherzustellen.“ 


EN 


Die verstümmelten ungarischen Staatseisenbahnen. 


von durch . das Flüchten und Retten verursachten schweren 
Sorgen geradezu überschüttet. Infolge der fremden Besetzungen 
sammelte sich in der Umgebung von Budapest das in Sicherheit 
gebrachte Material, Fahrzeuge und Maschinen. Die Plünderungen 
des Pöbels erhöhten. derart die Menge der‘ Zerstörungen, daß 
nur in Waren Schadenansprüche im Betrage von 400 Mil- 
lionen Kronen angemeldet wurden, eine Summe, die nur deshalb 
nicht noch höher gestiegen ist, weil das Gericht die Plünde- 


rungen der Massen als höhere Gewalt bezeichnete. Gleichzeitig 


mit der materiellen Verwüstung setzte auch die heimtückische 
Minierarbeit zur Untergrabung der Disziplin ein. Am 20. März 
1919 gelangte die öffentliche Gewalt in die schmierigen Hände 
der Volkskommissäre der Diktatur des Proletariats. Neben 
den Leiter jedes Dienstzweiges wurde ein Arbeiter-,,Genosse“ 
‚gestellt, und obwohl dieses verlotterte System 'keine tiefer- 
gehende Einwirkung auf die Organisation der Staatsbahnen aus- 
übte, die ungeheure Verwüstung dauerte fort, bis sie mit einer 
ae ur hindurch dauernden rumänischen Besetzung ab- 
schloß. 

Der Vortrag schilderte sodann das nach dem Abmarsch der 
Rumänen aus Budapest (Mitte November) sich darbietende 
trostlose Bild der Verwüstung. Alles ausgeplündert, überall 
nur-Schutt, Fetzen und Mist! .Erst jetzt und nur jetzt ist die 
Wiederaufnahme einer zielbewußten Arbeit zur Gesundung der 
Fisenbahn möglich geworden, was mit der Aufnahme der übrig- 
gebliebenen Verkehrsmittel, Vorräte und Materialien begonnen 
hat. Der- Wagenstand erlitt insbesondere zufolge der Ende 
August erfolgten Wiederinstandsetzung der in die Luft ge- 
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sprengten Szolnoker Theißbrücke durch die Rumänen große Ver- 
luste, die Zahl der bei uns zurückgebliebenen eigenen und 
fremden Lastwagen verminderte sich vom August bis Dezember 


von 110000 auf 35000. Von den im April 1919 tatsächlich vor- | 


handenen 4725 Personenwagen sind nur 2031, jedoch nur 615 im 
* betriebsfähigen Zustande übriggeblieben. Die Reparatur der 


Waeen begann im November 1919, wodurch sich die Zahl der 


betriebsfähigen Personenwagen auf 2489, die der Güterwagen 
auf 41000 erhöhte (hiervon 32.000 betriebsfähig). Der Stand 
der Maschinen betrug am 1. November 1918 4887 (hiervon 3421 
betriebsfähig). Da der Streifzug der Rumänen sich über 
Györ bis Hegyeshalom erstreckte... konnten nur wenige 
von unseren guten Maschinen und Wagen ihrem  Schick- 
sale entgehen. Im Oktober 1919 diel der Stand der 
Maschinen auf 1528, von denen. insgesamt nur 410 be- 
triebsfähig geblieben sind. ‘Im April 1921 besaßen... wir 
bereits 1852 (1012 betriebsfähige) Maschinen. Durch die rumä- 
nische Requirierung sind insgesamt 34160 Stück Fahrzeuge 
(darunter 69 Hof- und Salonwagen, 1292 Maschinen, 2006 Per- 
- sonenwagen, 790 Post- und Gepäckwagen, 28916 Güter- 
wagen und 2379 XKesselwagen) verloren gegangen. Davon 
war die größere Hälfte, 1728, Eigentum der  Staatsbahnen. 
Behufs Rückerstattung in natura der überdies verschleppten 
Wagen schulden uns die Rumänen noch 4772 Wagen. Die Ru- 
mänen verschleppten.- außerdem Eisenbahnmateriäl, 
lebende Tiere und Lebensmittel, ferner sonstige Güter, insge- 
samt 37756 Wagenladungen; unser Verlust unter diesem Titel 
beträgt rund 30 Milliarden, hierzu gesellt sich noch der weitere, 
aus der Verletzung des Waffenstillstandes entstandenene 
Schaden von weiteren.4 Milliarden 418 Millionen. (Den Wert 
der Krone nach dem Stande vom 15. August 1919 gerechnet.) 


Die Nachprüfung der Typen und der Beschaffenheit der übrig 
gebliebenen Maschinen und Wagen führte zu einem 'nieder- 
schmetternden Ergebnis. Die besten und schönsten ihserer Fahr- 
zeuge,selaneten in fremde Hände. Aus diesem Grunde konnten 
im Herbst 1919 die ersten Personenzuggarnituren nur 
Güterwagen gemischt zusammengestellt werden. Die Dauer des 
Wagenlaufs erhöhte sich auf dem beengten Gebiete bei den mit 
der schlechten Kohle geheizten Zügen gegenüber der fünf- bis 
sechstägigen Dauer im alten Ungarn auf 18—20 Tage. In der 
uneünstigsten Zeit, im September und Oktober 1919, mußte man 
mit 410 Maschinen, 615 Personenwagen und 26 905 -betriebs- 
fähigen Güterwagen den ersten Winterverkehr in dem ver- 
stiimmelten Lande eröffnen. Nach und nach beginnt der Ver- 
kehr der direkten Güterzüge, es werden Eilsüterzüge eingeführt 


zur Beförderung der Lebensmittel und der dem schnellen Ver- 
Im September 1920 können die 
Staatsbahnen bereits eine Leistung von anderthalb Millionen - 


derben ausgesetzten Güter. 


Zugkilometer aufweisen, d. i. 
‚Tage. 


rund 50000 Zugkilometer am 
Mehr und mehr wird die jeweilige Kohlenlage und nicht 


der Stand der betriebsfähigen Fahrzeuge maßgebend. Und doch. 


trotz der ein- bis zweitätigen Kohlenvorräte können die öffent- 
lichen Betriebe und die Hauptstadt stets mit Kohle versorgt 
werden, das Unterbleiben dieser Versorgung hätte gewiß eine 


vernichtende Änderung in der Ausgestaltung der heute so:0ft 


geringschätzig beurteilten Staatsordnung herbeigeführt. 


Der Vortragende schilderte sodann eingehend das System 
der Wagenleitung der Staatsbahnen, welche so vielen 
Angriffen ausgesetzt ist, wobei doch vor allem in Betracht ge- 
zogen werden muß, daR bei uns in einem Agrarstaate der 
Wagenmangel in den einzelnen Zeiten des Jahres naturgemäß 


im ungleicheren Maße sich bemerkbar macht, als in den In- 


dustriestaaten. Weder der durch die Direktion vorzunehmende 


Wagenausgleich, .noch die durch die Betriebsleitungen vorzu- . 


nehmende Wagenverteilung kann einzig und allein auf die Auf- 
teilung des tatsächlichen Überschusses basiert werden, da ins- 
besondere während der Dauer des „Saisonverkehrs‘“, wo sich der 
Wagenmangel zeigt, tatsächlich keine überflüssigen Wagen vor- 
handen sind. Zu dieser Zeit werden daher von einzelnen Linien 
auch dann Wagen weggezogen, wenn dort Wagenmangel 
herrscht, es ist lediglich zu erwägen, welcher Bedarf eine 
dringendere Befriedigung beansprucht. Das System unserer 
Wagenleitung ist übrigens im Wesen gleichartig dem des öster- 


reichischen und deutschen Systems, das sich derart bewährt hat, 


daß es bisher nicht gelungen-ist, an seine Stelle etwas Besseres 
zu setzen. Im April 1920 konnte der erste D-Zug für den Ver- 


kehr mit Wien eingeführt werden, was auch als ausgezeichnetes / 


geschäftliches Unternehmen bezeichnet werden kann, da sich 
der Reinertrag monatlich auf 10.000 000 K beläuft. 


Auf die Schilderung der Leistungen ‚der Werk- 
stätten übergehend, tat der Vortragende vor allem den Er- 
werbsverhältnissen der Werkstättenarbeiter Erwähnung; es 
wurde in der neuesten Zeit ein Akkordlohnsystem eingeführt, 
das nebst der ‘Sicherung des Verdienstes der Arbeiterschaft 
auch die billige und gerechte Geltendmachung von Mehrleistun- 
gen ermöglicht. 


 tretung der Kölner Firma Wolf) unter. sehr günstige 


. wohl von der Presse, als auch in der Nationalversamm 
" Gegenstand heftiger "Angriffe gebildet hat, befaßt sich 


. Industrie nicht in der Lage war, die Lieferung der nö 
Militärgut, 


' Die Staatsbahnen haben nämlich serbische Maschinen 
Unternehmen, das-einen namhaften Nutzen bedeutet. 7 
mit 


Hand von Schaubildern, was die Übersicht erheblich erl 


Zur Charakterisierung der „sozialen Produk- 


tion“ im Juni 1919 wurden Ba 3000 Mischinen- 


Kranz der Aickordarbeit ist a auf se Gebi 


der ee ir Wirkung: fühlen ne haben. un 
bahnen mit dem Transportunternehmen Biedermann 


gungen eine Vereinbarung abgeschlossen. Da der Ve 


tragende ausführlich mit der Widerlegung der dr: 
punkte der Beschuldigungen. ‘Da es sich um ein Kreditge: 
handelt, entfällt die Beschuldigung einer Übergehung 
ordnung für die öffentlichen Lieferungen. Da ferner. 
den ungünstigsten Verhältnissen ihr Dasein fristende u 


terialien zu übernehmen, entfällt auch die Beschuldigun 
Schädigung der heimatlichen Industrie. Die Behauptun ; 
daß zufolge dieses Vertrages der Staat einen empf 
finanziellen Schaden erlitten hätte, entspricht um so 
den Tatsachen, als zur” Zeit des Einkaufes der Markkurs 
betrug, dagegen bei einem Geschäft von 100 Millionen. 
dem heutigen 3 K betragenden Kurse der Mark unse 
insgesamt 300 Millionen Kronen beträst. Der Vertrag 
so weniger als schädlich bezeichnet werden, als die. Staatsb 
die auf Grund desselben angeschafften Materialien schon 
Gesichtspunkte der Verdienstmöglichkeiten dringend benö 


Wagen zur Reparatur in den eigenen Werkstätten ge 
Lieferung von Lebensmitteln übernommen, ein geschäl 


Auf dem Gebiete der Betriebswirtschaft 
stetige Wachsen des Durchschnittes des Kohlenverbra ch 
außerordentlicher Bedeutung. ‚Sowohl diesen Umstand, 
andere Fragen des Vortrages beleuchtete der Vortra 


So diente z..B. das die Qualitätsänderungen der vers 
'Kohlensorten kennzeichnende Sehaubild. zur Ableitung 
dener lehrreicher Feststellungen. Die unfruchtbaren L 
‘der Zugförderung zeigen ein trauriges Ergebnis, die 0% 
liche Zugkilometerzahl der Friedenszeit steht heute LI 
auf 72%, fiel jedoch gegen Mitte 1919 auf 60%. 

Von den Faktoren für eine Besserung. der Verhatim $ 
nur zwei in den Wirkungskreis der Staatsbahnen. D« 
wäre die Anschaffung von neuen, modernen Maschi 
zweite —_ mit der möglichen De 


rare a förderten ; im Jahre en 6,35 Millonen 
Kohle. Im Jahre 1920 ‚betrug die Förderung 2,95% Mi 
für das Jahr 1921 kann sie mit 5% Millionen Tonnen 
men werden. Demgegenüber beträgt unser geringst 
bedarf 6,7 Millionen Tonnen. Die Staatsbahnen | 
ihrem ° Jahresbedarf von 2 Millionen Tonnen auf 1, 
Tonnen aus der heimatlichen Förderung rechnen, 
müssen daher aus dem Auslande beschafft werden. 


Die großen Schwierigkeiten der. Materialbes :ha 
zeigten ihre Wirkung besonders bei der "Anschaffung 
Schwellen- und Werkstättenholzbedarfes. 


ungarischen Stammhölzer durch die Regierung B 
‘bahnen in Beschlag genommen, überdies ‚gingen 
bahnen auch auf die Waldbewirtschaftung in eigen 
über. Große Schwierigkeiten een, sich ferner . 
"Beschaffung von Brennholz. e 
In der letzten Zeit erfuhr die Materielbödchaffung de 
Zusammentreffen der . Erhöhung des Kronenwerte: i 
großen ausländischen Preisrückgänge eine gründliche A: 
Heute sucht schon die Ware stürmisch den Käufer, groß 
nachlässe sind an der Tagesordnung. Es kann festgeste 
den, daß die Verordnung über öffentliche Lieferungen 
der neuen Entwicklung der Verhältnisse nicht geeigne 
Zweck zu erreichen, der mit ihr verfolgt wurde, n 
Feststellung des günstigsten Angebotes. 


Der Vortragende schilderte weiter den Stand de s 
mittelversorgung des Personals, die groß 7 
Organisation, die zu diesem Zwecke geschaffen wı 
Frage sei in der Zukunft im Wege der Konsumg 
der öffentlichen ‚Angestellten zu regeln. Ihre En! 
kritischer Zeit beleuchtete der. Vortragende ebenfalls : 
von Schaubildern. Die Schwierigkeiten der Lebensm 
gung seien un das erschreckende EBENEN: d 


Zuzug von Flüchtlingen vermehrt worden; nach der 
Zusammenstellung betrage die Zahl der geflüchteten 
hner mit ihren Familienangehörigen 13 225 ‚bzw. 43 700, 
3 id 57.000 Köpfe. 5 

e 'Vortragende ginge sodann auf die mit dr Bewohnun g 
Eisenbahnwagen im Zusammenhange stehende 


ıgen, wodurch der Stand der Betriebsmittel der Eisen- 
 ernstlich aufs Spiel gesetzt wurde. Die Staatsbahnen 
jedoch auch in der ungünstigsten Bauzeit den Wohnungs- 
cht eingestellt; im Jahre 1920 stellten sie in 17 Gebäuden 
tändige Wohnungen her. In diesem Jahre wird auch das 
inshaus in der Podmaniczky-uteza mit 114 Wohnungen dem 
tlichen Gebrauche übergeben, überdies trugen die Staats- 
en auch durch dem Bau von ‚Baracken zur „Linderung der 
/ohnungsnot bei._ 


wohl die Zahl der en Wagen im März 1921 auf 
} herabgedrückt wurde, begann in der allerletzten Zeit von 
em ein massenhaftes Herbeifluten der vertriebenen ungari- 
on Flüchtlinge. Der Schaden, der aus der Überlassung der 
snbahnwagen zu Wohnzwecken entstand, kann mit- 29 Mil- 
en Kronen beziffert werden. Wahrlich ein gar hoher Zins 
Wohnungen, die nicht einmal zur Befriedigung der beschei- 
sten menschlichen Bedürfnisse heranreichen. 

ch diesen Ausführungen beschäftigte sich der Vortragende 
m Einfluß ds Trianoner Friedensvertrages 
s Staatsbahnnetz. Von den 8500 km eigenen und 10 500 
tern Lokalbahnstrecken verblieben 3071 km « ‚eigene und 


ur 6724 km SERSHWATLIE im Betriebe, während sich 630 km 
egensatz zum Friedensvertrage im Pecs-Bajaer Dreieck 
heute noch unter nich m Besetzung N Während 


wir. derzeit 
a richtiger gesagt, Grenzübergangs- 
unkte. on den 50 Strecken sind 43 inmitten unbewolinter 
der auf offener Strecke- durchschnitten worden. Trotzdem 
d die Staatsbahnen auch angesichts solch unmöglicher Ein- 
ne stets bestrebt, sich durch Sa von Vereinba- 


Frkerung“ der Wiedsraufbaumdelichkeiten beleuchtete 
ortragende in erster Reihe die Preisfrage, indem er 
unghafte Erhöhung der Kohlen- und Holzpreise sowie 
l- und Eisenbahnmaterialpreise an Hand von Schaubildern 
htete. Den größten Rekord erzielten Eisenguß und 
nlagermetall, da der Preis des ersteren sich vom Friedens- 
von 28 h. auf 36 K., der letztere von 4 auf 250 K er- 
Im allgemeinen beträgt die Preiserhöhung das 40- bis 
. Eine Maschine ersten Ranges, die im Jahre »1914, 
ise von 120000 K. hergestellt wurde,-kostete im Jahre 
iicht weniger als 11,2 Millionen Kronen. Der Preis einer 
bahnlokomotive erhöhte sich in derselben Zeit von 70 000 
‘Millionen Kronen. Hier tat der Vortragende mit Aner- 
& der Casseler Firma Henschel & Sohn Erwähnung, die 
1 ener Ehrlichkeit die am Beginne des Jahres 1918 be- 
- Lokomotiven größtenteils - für den Originalpreis 
53.000 ) AM) abgeliefert hat. Zufolge der auch bei den Per- 
und Güterwagen eingetretenen großen Preiserhöhungen 
ie Staatsbahnen gezwungenerweise eingewilligt, daß 
riken einen Teil der bestellten Wagen nach dem Auslande 
fen können. Seit August 1919, bis April 1921, konnte 
Vagenpark unter dem Titel von Neuanschaffungen nur 
h 94 Personenwagen, 100 Gepäckwagen und 918 Güter- 
rermehrt werden. 

m Gebiete der Tarife folgte die Regierung nur ver- 
nd zögernd mit der Erhöhung der Eisenbahntarife der 
‚haften allgemeinen Erhönung der Preise; während die 
se höhung. der Kohle 6166% betrug, erhöhte sich deren 
nur um 2437 %. Nach diesen Zahlen kann daher noch 
von die Rede sein, daß die A einer allgemeinen Tarif- 


Vereinsgebiet. 
_ Deutschland, 


eue Eee der nee weist eine 
uaer De Bessezonen auf. Die Zahl der Zugverbin- 


e über. Im Oktober 1920 bezogen die Flüchtlinge 438” Eisen-. 
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reduktion gekommen wäre. Auch für eine neue organische 
Tarifreform ist die Zeit noch nicht gekommen, obwohl die 
Vorarbeiten hierzu bereits im Gange sind. Es fehlt nämlich 
noch vollständig an einer Grundlage zur Schaffung eines auf 
dem Wertsystem begründeten Eisenbahngütertarifes. 

In der finanziellen Lage der Staatsbahnen verursach- 
ten die Revolutronen einen großen Betriebsverlust, während 
eines Jahres, vom November. 1918 an gerechnet, betrug er rund 
706 Millionen Kronen. Durch die Disziplin, Ordnung, Organi- 
sation und, wirtschaftliche Verwaltung arbeiteten die Staats- 
bahnen seit Mai 1920 bereits mit Überschüssen, die Verluste . 
verschwinden. Zufolge der Erhöhung der Tarife konnte für _ 
die Zeit von Mai bis Oktober 1920 bereits ein Betriebsüber- 


‚schuß von 185 Millionen Kronen erreicht werden. 


-In weiterer Folge berührte der Vortragende die Verhand- 
lungen behufs Übernahme des Betriebes der 
Staatsbahnen durch eine französische Aktien- 
gesellschaft, welche durch das energische Dazwischen- 
treten der Staatsbahnleitung vereitelt wurden, wonach er in 
übersichtlicher Form die Gestaltung der Einnahmen und Aus- 


‘gaben in den letzten Jahren schilderte. 


Hinsichtlich der Zukunft ist es von wesentlichem Einfluß, 
ob die Beschaffung von ausländischer Kohle ‘ermöglicht wird, 
ferner ob und welche Arten und Mengen von Gütern durch die 
wirtschaftliche Arbeit des Landes erzeugt werden, zu deren Be- 
förderung die Staatsbahnen bereitstehen. Im allegmeinen ist 
es notwendig, 'neben der Weiterentwicklung der Verkehrsmög- 
lichkeiten die möglichste Sparsamkeit anzustreben. Diese 
Sparsamkeit kann in zwei Richtungen zur Geltung kommen, in 
der Herabdrückung der Personalausgaben und in der Ermäßi- 
gung der Betriebskosten. Mit der ersteren hängt die Frage der 
Vereinfachung der Verwaltung und der Fest- 
stellung des Personalstatus eng zusammen. . Die 
wesentliche Bedingung der Vereinfachung ist, daß im Eisen- 
bahnbetriebe der Unternehmungscharakter zum Ausdruck  ge- 
bracht wird, zu welchem Zweck wieder notwendig er- 
scheint, bei Lösung der in das Gebiet der Betriebsgestaltung 
fallenden Fragen die Bewegungsfreiheit der Eisenbahn inner- 
halb der weitesten Grenzen zu sichern. Bezeichnend für die 
Feststellung, daß die Staatsbahnen bei weitem nicht mit über- 
mäßigem Personalüberfluß arbeiten, ist die Tatsache, daß 
während bei uns auf 1 Zugkm 8,9 Angestellte entfallen, bei den 
mit Recht berühmten preußischen Staatsbahnen die Zahl der 
auf 1 Zuekm  entfallenden Angestellten 13,64. beträgt. Im 


-Falle der Verminderung des Personalstandes wird ein Teil des 


Personals zur Verfügung des Finanzministers gestellt; die 
Eisenbahnyerwaltung wünscht in erster Reihe diejenigen in 
ihrem Dienst zu behalten, welche in den schicksalsschweren 
Stunden des Landes von ihrer nationalen Gesinnung Zeugnis 
ablegten. 

Der .zweite größere Teil der Frage der Ersparnisse kann nur 
durch die Verminderung der Betriebs- und sachlichen Kosten 
gelöst werden. Als Lösung bieten sich dar die in der Kohlen- 
frage erzielbaren Ersparnisse durch Elektrisierung des ur 
betriebes. Dies würde eine Kohlenersparnis von 40 bis 60% 
bedeuten; im Geldwert ausgedrückt bei den heutigen Dissen 
ungefähr 5 bis 600 Millionen Kronen. Außerdem würden 
4 bis 500000 Tonnen Kohle besserer Beschaffenheit freiwerden, 
und ein Drittel der heute für die Beförderung von Kohle ge- 


‚bundenen 6000 Wagen könnte für den Transport anderweitiger 


Güter ausgenutzt werden. Es bildet dies eine der wichtigsten 
Fragen, der die größte Aufmerksamkeit gewidmet . werden 
sollte. 

Zum Schlussge betonte der Vortragende das harmonische Zu- 
sammenwirken, das zwischen der Leitung der Staatsbahnen und: 
der Regierung besteht. Die Staatsbahnen sind heute weder 


‚auf Schonung, noch auf Nachsicht angewiesen, können aber mit 


Recht beanspruchen, daß ihre Tätigkeit mit einer objektiven 
und gerechten Kritik begleitet‘ werde. Und aus diesem Ge- 
sichtspunkte, so schloß Kelety seinen Vortrag, kann man mit 
Recht die Frage aufwerfen, ob diejenigen den wirtschaftlichen 
Interessen des Landes und den vaterländischen Pflichten einen 
Dienst erweisen, die das aus der gegenseitigen Achtung und der 
gemeinsamen Arbeit der Leitung und des Personals stammende 
gute Einvernehmen durch eine absichtliche Verunglimpfung der 
Staatsbahnleitung zerstören wollen! 


dungen ist wesentlich erhöht worden, die Züge werden fast 
durchweg wieder schneller gefahren, und schließlich sind auch 
die direkten Wagenläufe beträchtlich vermehrt worden. Einige 
wir nach einer dem 
entnommenen Zusammenstellung mit. 

"Die Strecke Berlin-Thüringen-Frankfurt a. M. 
erhält noch ein zweites neues Schnellzugpaar, das die beiden 
Ausgangspunkte in den frühen Nachmittagsstunden verläßt und 


‘so den beruflich Tätifen noch den Vormittag des Reisetages 


Nr. 22 


Rn. 


"Zeitung A Versing‘ : 
De iS NE 


—— 


zur Arbeit freiläßt (Anhalter Bahnhof ab 2,03, start a. Me 
an 11,27 abends und Frankfurt a. M. ab 12, 30, Anhalter Bahnhof 
an 10, 08 abends). 


Hervorzuheben ist ferner ein aus mehreren Zareiken pöslehen 
der, dem rechten Rheinufer folgender neuer Zug für den 
internationalen Verkehr. Der von.Innsbruck über 
den Arlberg-Lindau-Friedrichshafen kommende Zugteil triffkin 
Ulm mit einem zweiten Teil von München-Augsburg zusammen, 
sie werden hier vereint und fahren über Stuttgart nach Bruch- 
sal, wo der dritte Zweig aufgenommen wird, der von Basel- 
Karlsruhe kommt, in Basel Kurswagen von Mailand und in 
-Offenburg Anschluß vom Schwarzwald aufnimmt. Über Heidel- 
berg - Mannheim - Mainz - Wiesbaden - Köln (Deutz)-Düsseldorf 
weiterlaufend geht der neue Zug in Emmerich auf die hollän- 
dischen Bahnen über und gabelt sich schließlich in Arnheim 
nach seinen Endzielen Amsterdam und: Rotterdam-Haag. Durch 
dieses Zugpaar wird ein regelmäßiger durchgehender Wagen- 
lauf zwischen München und dem Rheinlande durch Württem- 
berg und Baden hergestellt, ein beachtenswerter Fortschritt in 
. der Bedienung des Verkehrs lediglich nach Zweckmäßigkeits- 
gründen ohne Rücksicht auf die politischen Grenzen der einzel- 
nen Länder. 


Hinzuweisen wäre noch auf das. neue Tagesschnellzugpaar 
zwischen Aachen und Berlin durch Mitteldeutschland 
über Düsseldorf-Elberfeld-Paderborn-Goslar-Magdeburg (Aachen 
ab 8,12, Potsdamer Bahnhof an 10,35 abends ‘und Potsdamer 
Bahnhof ab 7,35, Aachen an 9,48 abends), auf die neuen D-Züge 
zwischen Hamburg und Dresden über 
Leipzig mit Kurswagen zwischen Hamburg und Breslau  (Ham- 
burg ab. 6,45 vorm., Dresden an 4,14 und Dresden ab 1,57, 
Hamburg an 11,30 abends), die D- Züge zwischen Bremerhaven, 
Bremen und f; eipzig über Hannover-Halberstadt (Bremen 
ab 11,04, Leipzig an 7,00 abends und Leipzig ab 12,47, Bremen an 
8,19 abends) und zwischen Duisburg und Leipzig über 
Essen- Kassel-Erfurt (Duisburg ab 6,00 früh, Leipzig an 5,14 und 
Leipzig ab 1,10, Duisburg an 12,17 nachts). Für den Verkehr 
zwischen München und Leipzig ist über Saalfeld-Zeitz 
ebenfalls ein Schnellzugpaar neu vorgesehen (München ab 12,10, 
es an 10,47 abends und Leipzig ab 6,40 früh, München 
an 


Die neuen D-Züge Bodenbach ab 12,44, Dresden ab. 2,10, 
Berlin Anhalter Bahnhof an 5,18 und Anhalter Bahnhof ab 
1,12, Dresden an 4,24, Bodeähach‘ an 5,31 sind berufen, den Ver- 
kehr mit den Balkanländern zu vermitteln, sie 
Dresden täglich Anschluß nach Prag-Belgrad, wo dreimal 
wöchentlich Anschluß nach und von Konstantinopel geplant ist. 
In Lundenburg, südlich von Brünn gelegen, sollen die Züge 


Anschlüsse nach und von Wien erhalten. In Bodenbach sind 
von der Tschecho-Slowakei Anschlüsse für die böhmischen 
Bäder vorgesehen. Diese Bäder, insbesondere Karlsbad und 


Marienbad, sind aber in bequemer Weise auch über Leipzig- 
Eger mit den D-Zügen Anhalter Bahnhof ab 8,50 vorm., 
an 11,35 und Leipzig ab 6,10, Anhalter Bahnhof an 8,59 abends, 
die zwischen Berlin und Eger :direkte Wagen- führen, zu er- 
reichen. 

Eine neue durchgehende Verbindung Basel (Badischer 
Bahnhof) ab 2,50 nachm. über Frankfurt a. M.-Kassel-Hannover, 
Hamburg an 810 und in der Gegenrichtung Hamburg ab 
10,24 abends, Basel an 4,40, mit Kurswagen von und nach 
Zürich, wird dadurch hergestellt, daß die jetzt schon zwischen 
Hamburg und Frankfurt a. M. verkehrenden Schnellzüse ‚bis 
Basel fortgesetzt werden. Da diese Züge in Hamburg direkte 
Anschlüsse mit den nordischen Ländern über Warnemünde und 
über Saßnitz finden, bilden sie eine vorzügliche Verbindung für 
den Verkehr der Schweiz mit Dänemark, Schweden und Nor- 
wegen. Zu erwähnen ‚wäre noch ein Schnellzugpaar Stutt- 
gart ab 3,20, Zürich an 10,12 abends und Zürich ab 8,15 
vorm., Stuttgart an 2,50 mit Anschlüssen nach und von dem 
Gotthard sowie Schlesien und Sachsen. 


Für den Verkehr mit dem Osten :sieht der Fahrplan ein 
neues Schnellzugpaar über .‚Posen-Thorn (Friedrichstraße ab 
9,43 abends, Eydtkuhnen. an 12,06 und Eydtkuhnen ab 4,00, 
Friedrichstraße an 6,42 früh) vor, das Anschlüsse über Kowno 
mit Riga, Reval und Helsingfors vermitteln soll. _Diese Züge 
werden voraussichtlich vom 1. Juni ab noch nicht gefahren wer- 
den, da die Verhandlungen mit Polen noch nicht abgeschlossen 
sind. Bis dahin stehen aber für den Verkehr mit Litauen, Lett- 
land, Livland und: Estland die 
ab 8,49 abends und Friedrichstraße an 7,15 früh über Königs- 
berg zur Verfügung. 


Die Schnellzüge erfahren gegenüber dem jetzigen Zustande 
fast überall eine Beschleunigung die Fahrzeiten werden aber 
mit Rücksicht auf den Unterhaltungszustand des Oberbaues und 
der Betriebsmittel immer noch länger als vor dem«Kriege sein. 
So betrug beispielsweise die kürzeste ‚Fahrt zwischen Berlin 
und Frankfurt a. M. vor dem Kriege nur 7 Stunden 8 Minuten, 


D 


‘über Hannover 


Magdeburg-Halle- - 


finden - in 


Leipzig - 


-Züge Berlin Friedrichstraße . dann wohl eine weitere Belastung erfahren und mögliche 
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vom 1. Juni wird sie immer ee 9 En 24 Minen 
jetzt 10 Stunden 46 Minuten betragen. 
In dem neuen Sommerfahrplan sind drei- Schlafen 
zugpaare vorgesehen und zwar je eines für den Verk 
Berlin- Frankfurt a.M., Berlin-Köln und Berl 
München. Zwischen Berlin und Köln läuft zwar jetzt 
ein in der Hauptsache aus Schlafwagen 
stehendes Schnellzugpaar, Friedrichstraße ab 9,50 abe 
Köln an 8,28 und Köln ab 10,20 abends, Friedrichstraße an 
Diese Züge sollen vom 1. Juni ab aber nur noch Schlafw 
führen, was sich durch die Neueinstellung eines weiteren ] 
schnellzuges, Friedrichstraße ab 10,42 abends, Köln an 928 
Köln ab 10,05 abends, Friedrichstraße an 8,28, hat ermöglic 
lassen. Der Schlafwagenzug nach Berlin verläßt dann Köln 
reits 8,20 abends und trifft schon 7,05 äuf dem Bahnhofe Fı 
richstraße ein.. Der Frankfurter Schlafwagenzug, An 
Bahnhof ab 8,45 abends, Frankfurt a. M. an 6,56, und 
furt ax M. ab 9,45 abends, Anhalter Bahnhof an 8,10, nüı 
seinen Weg durch - Thüringen. Der für den Verkehr ZWISC 
der Reichshauptstadt und München vorgesehene Schlafwa 
zug, Anhalter Bahnhof ‘ab 7,18 abends, München an 7,45 
München ab 7,15 abends, "Anhalter Bahnhof an. 727,080 
nächst nur im Juli und August verkehren und über J 
Probstzella, Nürnberg, Augsburg geleitet werden. ; 
- Der Schlafwagenverkehr zwischen Berlin und Hamb 
rät dadurch eine Verbesserung, daß für die Beförd 
der Schlafwagen, die. bisher in Personenzügen mitgef 
wurden, "ein neues Eilzugpaar vorgesehen ist (Lehrter Ba 
hof ab 11,55 abends, Hamburg -an 6,28 und Hamburg ab 
nachts, Lehrter Bahnhof an 6,49). Für den Verkehr mi 
deutschen Seebädern sind in ähnlichem Umfange Züge w. 
verflossenen Jahre eingestellt. sn \ 


Alles in allem betrachtet, bietet der neue See ola 
immerhin einen erfreulichen Ausblick in die Zukunft und 
weitere Gesundung. des Eisenbahnbetriebs ‚erhoffen. 


> Faritermaßleungen für Tebensmittel. "Die länder ji 
kommission 'hat vor kurzem die Fräge erörtert, in welchem Ur 
fange. die Tarife für den Versand von Lebensmitteln ermäß 
werden können. Vorschläge hierfür werden vom Rei 
verkehrsminister in allernächster Zeit vorgelegt w 
Der Minister hat bereits jetzt angeordnet, daß die Tarife fü 
VersandvonSeefischen ermäßigt werden. Bei wei 
Entfernungen werden die jetzigen Frachtsätze auf ein Dri 
‚herabgemindert werden. Der Reichsverkehrsminister beabsie 
wie die „B. B.-Ztg.“ mitteilt, auch für eine Reihe von a 
Lebensmitteln Tarifermäßigungen zuzulassen. : 


By Ay AVsolereinführune der Sonntagsfahrkarten auf 
Reichseisenbahnen schreibt „Der Deutsche“: Nach einer soe 
ergangenen Entscheidung des Reichsverkehrsministers® 
vom 1. Juli ab an den Sonn- und Feiertagen wieder Sonntagsf 
karten mit ermäßigten Fahrpreisen auf Entfernungen bis 
60 km, in besonderen Ausnahmefällen bis zu höchstens 75 
ausgegeben werden: Be 
-Damit wird einem wiederholten: zewordenen Wunsche we 
Kreise der Bevölkerung Rechnung getragen. Die Ermäßigung 
Fahrpreise für die Sonntagskarten, die für Hin- und Rückf 
gelten, beträgt 33% % der Preise für gewöhnliche Fahrkar 
Den Bewohnern großer Städte soll durch diese Vergünst 
der Besuch von Erholungsstätten erleichtert und Gelegenheit zu 
Ausspannung und Kräftigung in frischer Luft in Gegenden 
währt werden, die von der Natur begünstist sind. Für Fal 
zum Besuche von Großstädten werden Sonntagskarten nic 
gegeben. Während es vor dem Kriege Sonntagskarten nı 
die 2. “und 3. Klasse gab, sollen sie künftig, den Bedürfn 
der wirtschaftlich Schwächeren Rechnung tragend, während 
ganzen Jahres für die 3. und 4. Klasse ausgegeben werden. 


Die Eisenbahndirektionen sind ermächtigt, die Hinfah 
den Sonntagskarten schon am Sonnabend oder an den Tag 
den Festtagen von 12 Uhr mittags an freizugeben. Dam ag 
eine Art Wocheneadkarte eingeführt, von der ohne Zweifel. @ 
Gebrauch gemacht werden wird und die es vielen Wanderlusti; 
ermöglicht, ihre Wanderungen schon Sonnabends anzutreten. 
wäre zu wünschen, daß. diese Wochenendkarten für mög 
zahlreiche Verkehrsbeziehungen eingeführt würden. Aller 
wird der am Sonnabend schon jetzt meist verstärkte Verk: 


‚das Ablassen einiger Sonderzüge nötig machen: Die So 
karten gelten im übrigen nur für die Personenzüge, der 
gang in Eil- oder Schnellzüge ist ihnen nicht gestattet. 
Die Eisenbahndirektionen sind zurzeit damit beschäftigt, 
Verbindungen auszuwählen, für die. Sonntagskarten aufge) 
werden sollen. Es wird sich empfehlen, bei dieser Auswah 
Wünsche der Verkehrsverbände und Nlanneryeraa2 5 
sonst berufenen Kreise zu hören. ar i & 


- 


ie is haknfarifärhöhung im Shpesetzteh Gebiet. Ein Ber- 
R Korrespondenzbüro verbreitete kürzlich die Nachricht, daß 
JR Juni auf den Reichseisenbahnen eintretenden Parit- 
er in den Rheinlanden nicht zur Durchführung kommen 
- da die Interalliierte Rheinlandkommission der Tarif- 
üng nicht zugestimmt habe. 
diger Stelle über diese Frage erfährt, ist die Nachricht eine 
ümliche Kombination. Nach dem Absatz 7 des Rheinland- 
ommens hat die Interalliierte Kommission das Recht, Gesetze 
Verordnungen nur dann zu kassieren, wenn sie geeignet sind, 
Sicherheit oder den Unterhalt der alliierten Truppen zu be- 
"ächtigen, was bei der vorliegenden Verordnung wohl keines- 
BE: Fall sein dürfte. - Das Verkehreministerium hat ‚sich 


‚SER für das besetzte Gebiat ass den. Eine Ent- 
dung ‘ist noch nicht gefällt und kann nach Lage der Dinge 
' Vorlage geschah erst vor ganz kurzer Zeit) noch gar nicht 
lit sein. Es ist.aber bestimmt anzunehmen, daß die Rhein- 
ommission zur Erhebung der neuen Gebühr ihre Genehmi- 
‚erteilen wird, so daß diese genau wie im übrigen Deutsch- 
ab 1. Juni in Kraft treten kann. - 

Nachricht des Korrespondenzbüros beruht aller Vermutung 
‚cl auf einem Irrtum, der durch die Tatsache entstanden ist, 
ie seit dem 1. April geltenden neuen Gepäcktarife in dem 
lande erhoben wurden, ohne- daß die Genehmigung der 
alliierten Kommission vorlag, sie wurden daraufhin suspen- 
t, worauf dann die alten Tarife in Kraft blieben. Nunmehr 
doch die Vorlage auch des neuen Gepäcktarifes bei der 
nlandkommission erfolgt, so daß vermutlich in kürzester Zeit 
ich die neuen Gepäcktarife in den besetzten Gebieten Gültigkeit 
langen werden. 

üzwischen ist, wie soeben bekanntgeworden ist, die Zustim- 
ang der "Kommission zur Einführung der Tariferhöhung vom 
Juni ab erfolet. 


- Die Tariferhöhung im Berliner Nahverkehr. Über die Fahr- 
serhöhung im Berliner Stadt-, Ring- und Vorortverkehr erläßt 
 Eisenbahndirektion Berlin folgende Bekanntmachung: Die 
ts angekündigte. Fahrpreiserhöhung im Berliner Stadt-, 
ng- und Vorortverkehr tritt erst am 1. Juli d. J. in Kraft. Die 
eise der einfachen Karten werden von diesem Tage ab 
allgemeinen um 30 %, diejenigen der Monatskarten um 
bis 100% erhöht. Die künftigen Preise der Wochen- 
rten sind auf ein Drittel der neuen Preise für Monatskarten 
gesetzt. Vom 1. Juli d. J. gelten nur die zu den neuen 
sen ausgegebenen Karten. Die. bisherigen nach dem alten 
rif berechneten einfachen Fahrkarten werden mit Ablauf des 
30. Juni d. J. ungültig. Die bis zu diesem Zeitpunkt gelösten 
d zur Fahrt noch nicht benutzten einfachen Fahrkarten werden 
loch noch bis zum 31. August d. J. gegen Erstattung des dafür 
ahlten. Fahrgeldes an den Fahrkartenschaltern des Stadt-, 
- und Vorortverkehrs zurückgenommen. 
den Tarifbestimmungen des Berliner Stadt-, Ring- und Vor- 
kehrs treten am 1. Juli d. J. folgende wichtigeren Ände- 
in Kraft: Der Übergang in die II. Wagenklasse ist 
mit Monatskarten II. Klasse ausgeschlossen. Die Be- 
nungen über die Berechtigung zum Bezuge von Schüler- 
karten sind gänzlich umgestaltet. Der Bezieherkreis ist 
hränkt worden. U. a. erhalten Personen in selbständiger 
stellung keine Schülermonatskarten mehr. Zur Ausgabe 
Karten an Personen über 18 Jahre bedarf es in Zukunft 
ve rherigen Genehmigung des Verkehrsamtes, welche durch 
"Vermittlung der Fahrkartenausgabe der Reiseantrittsstation 
du h Abgabe des vorgeschriebenen Antrages spätestens-acht 
’e vor Beginn der Gültigkeit einzuholen ist.“ Die Anträge 
/erabfolgung von Schülermonatskarten müssen infolge- 
en vor dem 1. Juli sämtlich erneuert werden. Auf die alten 
räge werden Schülermonatskarten für den Monat Juli nicht 
ir ausgegeben. Neue Vordrucke zu den Anträgen sind an den 
Behalten gegen Bezahlung erhältlich. 
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Baycm gegen die Tariferhöhungen. Im Eingabenausschuß 
en Landtages sind, wie wir der „D. Allg. Ztg.“ 

en, verschiedene Proteste ' ‘gegen die weitere Erhöhung 
reise fiir Wochen-, Monats- und Schülerkarten eingegangen. 
er letzten. Sitzung des Ausschusses erklärte ein Vertreter 
‚bayerischen Regierung, die Regierung habe sich sofort nach 
ınntwerden der Absichten des Reichsverkehrsministeriums 
derholt entschieden gegen die geplante Verteuerung des Vor- 
verkehrs gewendet, das Reichsverkehrsministerium aber habe 
stets ablehnend verhalten. Es hat geltend gemacht, daß 
dere Großstädte nicht die gleichen Gründe für. besondere 


n n hat die bayerische Regierung unterm, 19. Mai 1921 
en "Reichsrat ein Schreiben gerichtet, in dem "auf die Ver- 


Wie -„Der Deutsche‘ aus zu- . 


gen sprechen, wie gerade bei Hamburg und Berlin. 
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teuerung und auf die Beibehaltung der bisherigen Tarife für 
Hamburg und Berlin hingewiesen wird: Es heißt darin weiter: 
Die eingetretenen und weiter geplanten Erhöhungen bringen 
notwendig eine weitere-Verschärfung der Wohnungsnot mit sich. 
Die bayerische Regierung hält es deshalb für dringend notwen- 
dig, daß die Verbilligung des Wohnungsnahverkehrs nicht auf 
Berlin und Hamburg, sondern gemäß den tatsächlichen Woh- 
nungsbedürfnissen weiter ausgedehnt und das frühere System 
möglichst wiederhergestellt werde. Es wird. deshalb beantragt, 
der Reichsrat möge beschließen, das Reichsverkehrsministerium 
zu ersuchen, die Frage der Personentarife für den Wohnverkehr, 
namentlich im Umkreis von Großstädten, erneut einer Prüfung 
im Benehmen mit Sachverständigen und "Vertretern der Länder 
zu unterziehen. 


— -Zur Neuordnung des Anpreisewesens auf Bahnhöfen 
(Eisenbahnreklame) schreibt Regierungs- und Baurat Jüsgen 
im. Zentralblatt der Bauverwaltung: „Um das Anpreisewesen, 
dessen Ausdehnung auf allen bedeutenden Bahnhöfen und son- 
stigen Eisenbahnanlagen mit Rücksicht auf die Hebung des ein- 
heimischen Handelsverkehrs und der bedeutenden Einnahmen für 
die Reichskasse unvermeidbar ist, in künstlerisch einwandfreie 
Bahnen zu ‚lenken, hatte das Reichsverkehrsministerium um 
Ostern d. J. eine Besprechung der beim Reklamewesen mit- 
wirkenden Referenten und Dezernenten des Ministeriums und 


der bisherigen preußisch-hessischen Eisenbahndirektionen unter 


Hinzuziehung des Reichskunstwarts Professor Redslob und ver- 


schiedener Beteiligten nach Erfurt einberufen. An der Hand 
von Beispielen und Gegenbeispielen wurden die für eine ge- 


schmackvolle Ausführung und Anbrinsuns‘ der Werben maß- 
gebenden Gesichtspunkte erläutert. Bei Neubauten von 
Empfangsgebäuden und anderen ähnlichen Bauten wurde emp- 
fohlen, von vornherein geeignete Flächen vorauszusehen, wie dies 
zum Beispiel’ bei den Bahnhöfen der Untergrundbahn in Berlin 
anfangs mustergültig geschehen ist. Schwieriger gestaltet sich 
die Ausführung in vorhandenen Gebäuden, bei denen 
meist die von Architekturteilen freigebliebenen Wandflächen 
schon mit leider nicht immer vorbildlichen älteren Anschlägen 
der Eisenbahnverwaltung belest zu sein pflegen. Ein ganz 
neues Gebiet eröffnet sich aus der. Notwendiekeit, weitere ge- 
eignete Flächen: zu schaffen, indem für künstlerische Dauer- 
reklamen etwa Kunstverglasungen von Wartesaal- und Hallen- 
fenstern in Frage kommen, die den Räumen eine harmonische 
Belichtung geben und zugleich durch eine eingearbeitete Re- 
klame dem notleidenden Staatssäckel eine erwünschte Einnahme 
bringen würden. Auch kommen solche Werben in Putzmosaik- 
ausführung für. die Anbringung in Wandnischen, Türbögen 
u. dgl. im Innern der Empfangsgebäude in Frage. Daß ferner 
in der Erörterung die Fragen der Denkmalpflege und des 
Heimatschutzes voll zu ihrem Recht kamen, ist selbstverständ- 
lich. Es werden jetzt schon in wichtigeren Fällen Plakate vor 
Ausführung und Anbringung der zuständigen Eisenbahndirek- 
tion zur Genehmigung vorgelegt, wo sie von Fachleuten, ge- 
gebenenfalls auf Grund örtlich anzubringender Probe, auf ihre 
Eignung schärfstens geprüft werden. Bei sogenannten Außen- 
reklamen kommt außerdem in der Regel die Zuständigkeit der 
Baupolizei hinzu, welche meist auf Grund eines nach dem so- 
genannten Verunstaltungsgesetz erlassenen ÖOrtsstatuts _ Ein- 
spruchsrecht hat. Manche Sünden gegen den guten Geschmack, 
die aus älterer Zeit und aus früheren Verträgen herstammen, 
müssen leider für die Dauer einer hoffentlich nicht zu langen 
Übergangszeit vorläufig noch in Kauf genommen werden. Nach- 
dem aber das Reklamewesen unter die sachkundige Leitung von 
Fachleuten, insbesondere der Eisenbahnhochbaubeamten gelegt 


ist, denen es obliegt, neben dem kaufmännischen Standpunkt 


auch den künstlerischen obwalten zu lassen, darf erwartet wer- 
den, daß Verunstaltungen und Beleidieungen des guten Ge- 
schmacks durch die Reklame auf Bahngebiet nicht mehr zu be- 
klagen sein werden. 


— Gebühr für Frachtstandung. In Nr. 19, S.-369 d. Zte. ist 
ausgeführt, daß das Reichsverkehrsministerium eine Eingabe 
des Deutschen Industrie- und Handelstags um Aufhebung 
der. Gebtihr für Frachtstundung wegen der der 
Eisenbahnverwaltung durch die Frachtstundung entstehenden 
Kösten und wegen des Zinsenausfalls für die Stundung ab- 
schlägig beschieden habe. Hierzu teilt uns ein Beamter einer 
Station mit umfangreicher Frachtstundung mit, daß nach seiner 
Ansicht sich vielleicht eine Ausgleichung der widerstreitenden 
Interessen der Eisenbahnverwaltung und der Stundungnehmer 
finden lassen könnte.’ Er führt dazu aus: „Im Jahre 1913 wurde 
bei der württembergischen Verwaltung auf meine Anregung 
eine dem Frachtenanfall entsprechende Abschlagsszah- 
lung der gestundeten Frachten in runder Su mme einge- 
führt, die auf 20. jeden Monats zu leisten war, während die 
Restzahlung am 10. des folgenden Monats erfolete. (Die Ab- 
rechnung nach Rechnungsmonaten, statt nach Kalendermonaten, 
stieß bei den Stundungnehmern auf keine Schwierigkeiten.) 
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Durch Leistung der Abschlagszahlung war die Stundung auf | 


eine halbmonatliche gekürzt, und die Eisenbahnverwaltung war 
am 1. jedes Monats — am Hauptzahltag der Gehälter und 
Löhne — im Besitz der gestundeten Gelder. Die Erhebung der 


Stundungsgebühr käme demnach in Wegfall, und statt dieser. 


würde von den Stundungsnehmern eine halbmonatliche 'Ab- 
schlagszahlung verlangt, die in Württemberg bisher ohne Wider- 
spruch geleistet worden ist. Was die Kosten der Frachtstundung 
infolge Personalbedarfs für diesen Zweck betrifft, so ist zu 
berücksichtigen, daß es einerlei ist, ob die anfallenden Frach- 
ten als gestundete ‘oder als sofort zu zahlende gebucht werden; 
gebucht müssen sie werden; andererseits könnte der Personal- 
bedarf an den Schaltern größer werden, wenn die Stundungs- 
nehmer in größer Zahl von der Stundung zurücktreten: u ihre 
Frachten bar bezahlen würden.“ 


=> 


— Der deutsche Feldeisenbahndienst in französischer Be- 
leuchtung. Nach Akten, die beim deutschen Rückzus. im -be- 
setzten Gebiet Frankreichs und Belsiens zurückgelassen Wor- 
den und dadurch in die Hände der Franzosen oefallen sind, 
bringt „Genie civil“ seine Schilderung der Tätigkeit der deut- 
schen Feldeisenbahnbehörden auf den Eisenbahnen Nordfrank- 
reichs und Belstens. 
eienisse soll hier nieht wiedergegeben werden; sie sind in der 
deutschen Fachwelt zu bekannt, als daß ıes nötig wäge. das 
“über sie Gesarte zu wiederholen. Es soll hier nur das kurz 
angeführt werden, was der französische Bericht an kritischen 
Bemerkungen und Weerturbeiben. enthält, Es zeigt, daß 1 
Franzose selbst in "seinem Haß gegen alles Deutsche eine 
gewisse Bewunderung für die Leistungen der deutschen Eisen- 


bahntruppen und Feldeisenbahnbehörden nicht. unterdrücken ! 


kann. 
Der französische Bericht beginnt mit der Hervorhebune den 
Tatsache, daß man auf deutscher Seite den Wert der Eisen- 


bahnen für die Krieeführung von vornherein richtig erkannt 


habe, was anscheinend auf seiten unserer Feinde nicht der 
Fall war. Eins der Ziele der deutschen Heeresleitung bei 
dem Vorstoß im Weesten bei Ausbruch des Krieges hat nach 
französischer Ansicht darin bestanden, sich zu Herren der 


Landverbindungen im alleemeinen und der Eisenbahnen im 


besonderen zu machen. Was man damals schon als Krieg an- 
sah, sei tatsächlich nur eine Vorbereitung für den eigentlichen 
Krieg gewesen, 
biet besetzt worden sei, hatte hauptsächlich den für Deutsch- 
land eünstigen Erfolg «ehabt, daß sie ihm ein wohlausge- 
bildetes und: wohlerhaltenes Eisenbahnnetz auslieferte.- Dieses 
Eisenbahnnetz habe dem deutschen Heere, eine sroße Über- 


Jesenheit über die feindlichen -Heere verliehen, indem die. 


Eisenbahnen ihm. eine Beweglichkeit gegeben hätten, die die 
Heere der gesen uns verbündeten Staaten nIe besessen haben. 
Die Deutschen hätten diesen Vorteil sowohl im Angriff wie 
in der Veerteidigeung sründlich ausssenutzt. 


- Die Maßnahmen, die das deutsche Heer gleich von Anfang 


pn in bezug auf das Eisenbahnwesen ergriffen habe, zeigen, 
“aß die einschlägigen Fragen schon. vor dem Kriege eingehend 
erörtert worden seien. An die Schilderung der Aufstellung 
und des (Einsatzes der Militär-Eisenbahndirektionen und 
Linienkommandanturen auf dem westlichen Krieesschauplatz 
wird die Bemerkung geknüpft, alle Dienstzweige, deren Zu- 
ständiekeit und Vorgehen je nach der Lage abseändert worden 


seien, hätten sich‘ mit großem Eifer der Aufgabe gewidmet, . 


auf den eroberten Strecken den Betrieb wieder einzurichten. 
Dabei hätten ste auch nicht unterlassen, ausführliche ‚Berichte 
über ihre Tätiekeit zu verfassen, und das Aktenwerk, das im 
Kriege angesammelt worden ist, habe ganz Friedensverhält- 
nıssen entsprochen. Die erste Aufgabe beim Vormarsch in 
bezug auf das Eisenbahnwesen sei die Wiederherstellune der 
an die Front führenden Eisenbahnstrecken gewesen, die in- 
folge der Schnellickeit des französischen. Rückzuss und des 
deutschen Vormarsches nur flüchtig hatten zerstört werden 
können. So schnell dieser Vormätsch vonstatten ging, so 
seien ihm doch die Truppen auf dem Fuße, gefolgt, die die 


Eisenbahnverbindung des besetzten Gebüets "mit,der Heimat 


sicherstellen sollten. Die Maßnahmen, die das deutsche Heer 
zur Wiederherstellung des Eisenbahnnetzes nach der Marne- 
schlacht traf, also zu dem Zeit, als der deutsche Vormarsch 
zum Stillstand kam, lassen dien französischen Berichterstatter 
erkennen, daß man sich in Deutschland darauf seinrichtete, 
den Krieg erst im nächsten Frühjahr- richtix zu beeinnen 


Auf eiwe Schilderung der Wiederherstellungsarbeiten an den. 


Eisenbahnen des besetzten Gebietes folgt eine Würdiceune 
der Kriegseisenhbahn Aachen-Vise-Tongern, die für das be- 
deutendste in "Belgien ausgeführte deutsche Bauwerk ıer- 
klärt wird..- 

Der französische Bericht stützt sich, wie schon erwähnt, 
auf umfangreiche Akten, die die Franzosen nach dem deute 
schen Rückzug sefunden haben. Es sei geradezu erstaunlich, 


- Unterlagen über die Entwickelung des deutschen Fe] 


SO eingerichtet haben, als ob ses sich nicht um eimen vor 


Der Bericht über die tatsächlichen Er- 


"es die Deutschen verstanden haben, sich des belgise 


Die Schnelligkeit, mit der französisches Ge- 
tiekeit widerfahren. 
‚reich herrscht, En den. a 


- Eisenbahndirektion Frankfurt (M) - 


- Frankfurt (M) angegliedert und mit. Unter- und Ober 


sagt er, nlehe re, von ihn a 
‚bahnwesens auf .dem westlichen Kriessschauplatz 
deutschen Feldeisenbahnbehörden ‚zusammengetrags 
sei; ein vielköpfiger Stab von Mitarbeitern sei sie 
gewesen, um diese Unterlagen zu sammeln und zu verarb 
Man sehe aus allen diesen. Arbeiten, daß die Deutschen \ 
Anfans an bis zum letzten Augenblick alle ihre Maßn 


gehenden Zustand handelte, sondern so, daß sie vo: 
sein sollten. Daraus wird geschlossen, daß der K 
deutscher Seite wohlvorbereitet war; das soll zwar ein 
wurf sein, ist aber keiner. Denn gube, Vorbereitung f 
‚Krieg ist durchaus nicht ‚sheichbedeutend mit dem. Y 
einen Krier herbeizuführen, sondern bekanntlich im G 
teil das beste Mittel, ihn zu vermeiden. 


Der Rückzug der Deutschen im März 1917 vab i 
erstenmal Gelegenheit, Eisenbahnen im großen 
ren um den Betrieb auf ae in: Tee 


Franzosen har beim Nachrücken 
geradezu ohne ee und sonsüge Verbindung 


enckene planmäßig vorgenommen worden sind, so Se] 
dem Ton, in dem diese Bemerkung gemacht wird, 
daß damit nicht wine Verurteilung der Zerstörunge 
sprochen werden soll; es wird vielmehr die kri« 
Notwendigkeit dieser Maßnahmen anerkannt, und in 
weis auf das Planmäßige des deutschen Vorgehens 
ein Unterton des Neids und der Bewunderung. Eb 


nordfranzösischen Eisenbahnnetzes zu bemächtigen, 3 
seiner für die Kriegführung bedurften, ebenso hätten ı 
der es unbrauchbar zu machen, als dies nicht m 
Fall war, als sie gesehen hästen, daß : sie es aufgeben 
und als die Gefahr bestand, daß seine ursprünglichen 
es als Waffe gegen das. deutsche Heer würden be: 

können, : 
Die vorstehend wneler en bene Teile aus den 

sischen Bericht lassen. den deutschen Leistungen volle 

Bei der Stimmung, 


Haß eingegeben, ji h 
‚oriffen werden, ie eine Bolche Würdigung deutscher 
gen um so, bemerkenswerter. ae s 
= Sbahiverkehe mit Oberen Die ae 
Berlin weist die beteiligten Kreise darauf hin, daß die Anı 
von Expreßgut, Eil- und Frachtgut nach allen Stationen ı 
zirkes Kattowitz und im Verkehr durch diesen Bezirk 
ist. Ausgenommen von der Sperre bleibt Gut für die 3 
der Entente in Oberschlesien. Freigegeben sind fern 0 
Strecken: Brieg-Oppeln (einschl.), Namslau-Kreuzburg, Nan 
Jellowa, Neiße-Oppeln, Deutsch Leippe-Schiedlow, Deutsch ! 
Cosel (ausschl.), Deutsch Rasselwitz-Ratibor, Leobsch 
dorf, Cosel (ausschl. )-Troppau, Kreuzburg-Pitschen (ei 
Ratibor: Oderberg. Ferner sind im Durchlauf durch den 
Kattowitz Frachten mit Leitung über Oderberg freigegebe 
ae erfolgt Brieg- lebe - 
geke rt 5 
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_ Frötfrung von Werkeihulen. ze 1 März, "wurde, b 
ein neues Dezeı 
eingerichtet, mit dessen Leitung Oberregierungsbaura 
betraut wurde. Die Hauptaufgaben in diesem Dez 
strecken sich auf das Schulwesen, Lehrlingsangelegent 
Jugendpflege und Psychotechnik. Vorerst wurde mit de 
richtung von Werkschulen in den Hauptwerkstätten 
bahndirektionsbezirkes begonnen, und zwar wurden i 
der Monate April und Mai folgende Werkschulen eröft 
‘Fulda, Gießen und Limburg die Werkschule I mit4 K 
in Nied die Werkschule I mit 3 Klassen, in Frankfurt 
Betzdorf mit je 2 Klassen, _Die Bildung weiterer = 
einstweilen noch durch Raummangel erschwert; 
zu erwarten, daß zu Ostern 1922, überall voll eh 
schulen I bestehen werden. In der Nebenwerkstätte 
sind der geringen Schilähzahl wegen Klasse 4 
Klasse 2 und 1 mit einander vereinigt worden. 
- Die a II (dür Lokomotivführer-Anwä 
Frank (M) — für die Werkstättenämter Frankf 
Nied vorerst noch an die staatliche. Maschinenb 


Betrieb. Sobald die Raumfrage gelöst sein wird 


.@o 
lich zum Herbst d. J.) wird auch diese Schule iı 


der Unterstufe eröffnet und jetzt in die 
t. In Limburg, Gießen und Betzdorf wurde 
fe Er Werkschule II ebenfalls eröffnet. 
werden in der Hauptsache Eisenbahnbeamte ver; 
lem überaus knappen Personalbestand ist es aber 
nicht gelungen, überall hinreichende Kräfte 
-es ließ sich daher nicht umgehen, an den voll 
: chulen Fulda, Limburg und Gießen zunächst 
hre ‚im Nebenamt mit heranzuziehen. Als 


ai nachmittags fünf große Schuppen auf dem 
'in dem Stadtteil Ponarth vernichtet. Die Schuppen 
en Torf und Öl, einer von ihnen auch das 
r Wirtschaftsvereinigung der Gewerkschaft der 
is dem aber vor einigen Tagen ein sehr großer 
geraubt worden war. Der Brand ist wahrschein- 
elbstentzündung von Torf entstanden. Der Schaden 
1 tens 12. Millionen Mark geschätzt. 


tsgeld im Deut, Arorlechrs: und Baumuseum. In 
n wird künftig Dienstags, Mittwochs, Freitags und 
de n- Eintrittsgeld von 2 M für die Person- erhoben. 
‚gs und Sonntags ist-der Eintritt frei. Montags bleiben 
chlossen. Eisenbahnbedienstete, Ruhegehalts- und 
ger der Eisenbahnverwaltung, die sich ausweisen, 
n Eintritt. Schüler und Studierende in angemeldeten 
len 50 8° für den Kopf. Studierenden und sonstigen 
e-das Museum zu Studienzwecken usw. eine Zeit- 
\olt besuchen wollen, kann auf begründeten Antrag 
- Museumsdirektor eine auf den Namen lautende Zeit- 
tenlosen. Besuche des Museums erteilt werden. 


er Be hrichten, "Im Reichsverkehrsministerium, 
reußen-Hessen. sind folgende Änderungen einge- 
Due Steffler, bisher in Köln, ist 

 (auftrw.) des Eisenbahn-Verkehrsamts nach 
er — Der Gerichtsassessor Sachs in Trier ist 
gung: der Dienstbezeichnung Regierungsassessor dau- 
1 Reichseisenbahndienst übernommen. — Der "Regie- 
End Baurat Goldschmidt bei der Eisenbahndirektion 
rg a2) ist in 


abet "Die hr den: okelen 
hntransport“ schreibt: Wie einer Bekanntmachung der 
schen Bundeskanzlei vom 1. April 1921: zu entnehmen 
e tschechoslowakische Gesandtschaft in Bern dem 
‚mitgeteilt, daß ihre Regierung beschlossen habe, der 
3 Übereinkunft vom 18. Mai 1907, betreffend. die 
it im -Eisenbahnwesen, beizutreten. Nach- 
St aaten gehören gegenwärtig dieser Übereinkunft an: 
3 ulgarien, Dänemark, Deutschland, Frankreich, 
. Italien, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, 
Rumänien, Rußland, Schweden, Schweiz 
schechoslowakei, Ungarn. 


Ungarn. 


” Brbrkehr auf den Staatsbahnen. Schon während 
ges. wurden Versuche angestellt, den Kraftwagenverkehr 
bahngleisen einzuführen. In neuester Zeit trat die 
 Kraftwagenbetriebes wieder in den Vordergrund des 
” Jetzt hat eine ungarische Unternehmung von den 
taatsbahnen die Genehmigung erhalten, mit Kraft- 
ecken der Gyoma-Kisujszzälläser und der Buda- 
Lokalbahnen Probefahrten einzuführen. Zu 
rurden Kraftwagen mit 35 PS verwendet, deren 
nderen Reifen versehen wurden, um den Verkehr 
ı zZ ‚ermöglichen. Auf der Kisujszzälläs-Gyomaer Linie 
hs ittlich.eine Fahrgeschwindigkeit von 20‘ km er- 
er Budapest-Kecskemöter Linie durchschnitt- 
n Stellen 30 km Fahrgeschwindigkeit erreicht 
an ät des Kraftwagenverkehrs hängt in Un- 
‘von den Benzinpreisen ab. Da die Beförde- 
er, wie Milch und andere, dem Verderben 
Lebensmittel, im Nahverkehr mittels Kraft- 


dichter nacheinander in Verkehr gestellt 


"bis zur Bestimmungsstation durchgeführt: 


Nr. 23 


werden könnten, als bei dem beschränkten Eisenbahnverkehr, 
könnte der Kraftwagenverkehr teils zur Entlastung des Eisen- 
bahnverkehrs, teils zur raschen Beförderung von Lebensmitteln 
und Eilgütern vorteilhaft herangezogen werden. 


2a Untersttitzung der Eisenbahnangestellten. Die Direktion der 
Staatsbahnen wurde ermächtigt, für die bei diesen angestellten 


“Arbeiter für die Monate April, Mai und Juni d. J. eine außer- 


ordentliche Unterstützung flüssig zu machen. Sie richtet sich 
nach den Stundenlöhnen. 

Ferner haben wir an dieser Stelle bereits mitgeteilt, daß die 
Eisenbahnangestellten der ungärischen Staatsbahnen K ] eider- 
stoffe zu besonders ermäßigten Preisen erhalten. Mit Rück- 
sicht auf die Erhöhung der Kaufkraft der ungarischen Krone hat 
der Finanzminister angeordnet, daß der Preis der für die Eisen- 
bahnangestellten bestimmten Kleiderstoffe von 1000 und 1200 K 
auf 500 und 600 K herabgesetzt werde. Den Bezugsberechtigten, 
die die Kleiderstoffe zum Preise von 1000 und 1200 K schon 
übernommen haben, wird der Unterschied zurückerstattet. Im 
übrigen bleiben die Verfügungen hinsichtlich der Rückzahlung 
des Vorschusses (vgl. Nr. 21, S 412.d. Ztg.), den die Beamten 
Be dieser Stoffe erhalten haben, auch weiterhin in 

raft 


— Eröffnung der Budapester Orientmesse. Die feierliche Er- 
öffnung der XII, Warenmustermesse hat am 14. Mai stattgefun- 
den. Die Budapester Handels- und Gewerbekammer hat mit 
dieser Ausstellung den Beweis geliefert, daß die ungarische In- 
dustrie, trotz der Schwierigkeiten, die die wirtschaftliche Lage 
in ihrem Wiederaufbau hemmt, noch genug Lebenskraft besitzt, 
um mit ihren Leistungen den Wettbewerb mit der entwickelten 
Industrie des Auslandes aufnehmen zu können. Auf der Orient- 
messe haben etwa 700 Firmen ihre Erzeugnisse ausgestellt. Be- 
sonders stark war die Eisen-, Stahl-, Maschinen- und Möbel- 
industrie vertreten, ‚deren Erzeugnisse besonderes Aufsehen er- 
regten. 


— neun‘ Beteiligung an der Mailänder II. internationalen 
Warenmustermesse. Die ungarische Industrie war an der Mai- 
länder internationalen Warenmustermesse stark beteiligt. Herr 
Facta, der Schatzkanzler Italiens, drückte dem Führer der unga- 
rischen Abteilung Elemör v. Miklös seine vollste Zufriedenheit 
aus. Besonders beachtenswert erschienen die ungarischen Elek- 
trizitätsmaschinen, die Erzeugnisse der Ganzschen Elektrizitäts- 
A.-G. und die der Schlick-Nicholson Maschinen-, Waggon- und 
Schiffswerftenfabriks-A.-G. Brücken-: und Eisenkonstruktionen, 
Güter-, Personen- und Spezialeisenbahnwagen, Personen- und 
Frachtdampfer, Dieselmotoren, Lokomobile und landwirtschaft- 
liche Maschinen, die auf der Messe ausgestellt waren, haben auf 
er den 'zünstiesten Eindruck ausgeübt. 


_ 


Uebrige europäische Länder. 


°— Nordische Dampffährenpläne. Der Eifer, mit dem von ge- 
wissen Seiten in Schweden die Dampffährenpläne nach England 
betrieben werden, hat auf anderer Seite ernste Bedenken her- 
vorgerufen, es könnte das Land mindestens zur Unzeit in 
schlecht rentierende Unternehmungen hineingelockt werden. 
Diese Bedenken sind in einer Anfrage in der zweiten Kammer 
zum Ausdruck gekommen. Es wurde hierbei geltend gemacht, 
daß im. gegenwärtigen Augenblick diese Pläne nicht verwirk- 
licht werden könnten, und daß an eine Ausführung auch auf 
absehbare Zeit nicht zu denken sei, auch wenn die britische 
Regierung, wie es ja nicht den Anschein habe, sich zu einem 
Übereinkommen über Verteilung der Anlage- und Betriebskosten 
bereit zeigen würde. Der schwedische Verkehrsminister gab 
beruhigende Auskunft, es handle sich zunächst nur um Informa- 
tionen der englischen 'maßgebenden Stellen, nicht aber um einen 
Beschluß. Der Anfragende erklärte sich dadurch befriedigt. Die 
englische Regierung habe auch von ähnlichen Plänen für einen 
Verkehr nach Fränkreich Abstand genommen, um so mehr 
werde dies auch der Fall sein bezüglich eines Dampffähren- 
planes Schweden-England. 

Die dänischen und norwegischen Ausschüsse für eine Dampf- 
fährenverbindung zwischen Norwegen und Dänemark "waren 
kürzlich in Kristiania versammelt. Von norwegischer Seite 


. liegt ein Vorschlag für eine Fährenstation entweder in Kristian- 


sand, Brevik, Larvik, Moß oder Fredriksstad vor. Von dänischer 
Seite. wird Hirshals oder Fredrikshamn vorgeschlagen. Man 
wird rauen welche Linie die größten Vorteile DR 5: 

r 


— Kopenhagen oder Stockholm als Mittelpunkt für den 
Durchgangsverkehr nach Rußland. An der Ostsee. drängen 
zurzeit wichtige "Handelsfragen zur Entscheidung, Fragen, 
‚bei denen infolge des unglücklichen Ausganpes des Weelt- 


# 
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krienes Deutschland leider mehr oder weniser die Rolle eines 


Zuschauers zukommt. Über den Wettbewerb Kopenhagens und 
Stockholms um die Rolle des Mittelpunktes des Durchgangs- 
handels von und nach Rußland handelt ein überaus bedeut- 
samer Aufsatz, den wir dem schwedischen Tagblatt entnehmen, 
und der auch für deutsche Interessen wichtig ist. 


Seitdem -die Frage der Wiedereröffnung Rußlands für den 
Handel mehr drängend geworden ist, teils infolge der An- 
strengungen der Sowjetregierung, mit anderen Ländern in 


Handelsbeziehungen zu treten, teils auf’ Grund der Erwartung 


eines Systemwechsels in Rußland, ist von dänischer Seite 
planmäßig darauf hingearbeitet worden, Kopenhagen zu einem 
Stapelplatz zu machen für Waren, die für den russischen 
Markt bestimmt sind, und für russische Waren als Austausch. 
Kopenhasen sollte auf diese Weise Mittelpunkt für den Durch- 
gangshandel zwischen Osten und Westen werden und damit 
bis zu einem siewissen Maße Hamburgs frühere Stelle über- 
nehmen. Im Gedanken an diese große Aufgabe wurden An- 
stalben getroffen, den Freihafen zu erweitern und dessen 
Magazins- und Transportausrüstung zu verbessern. Es wurden 
Verbindungen mit amerikanischen Firmen und Anstalten .an- 
„eknüpft, besonders aber richtete man seine Aufmerksamkeit 


auf die Möglichkeit, den tenglischen Handel über Kopenhagen 


zu leiten. Zu diesem Zwecke wurde nach England eine be- 
sondere Kommission, an der Spitze weine Handelsautorität, 
Etatsrat Andersen, seschickt, die offenbar tatkräftiest 


arbeitete und den dänischen Plämen - Vorschub leistete. Auch 
die enelische Seite zeigte eroßes Interesse, und eine britische 
Handelsabordnung unter Leitung des Parlamentsmiteliedes 
Sır Charles Sykes reiste auf Einladung des dänischen Han- 
delsministers nach Kopenhagen, um mit dänischen Anstalten 
und Unternehmungen wegen vorbereitender Maßnahmen zu 
verhandeln, Abschließende Übereinkunft wurde jedoch nicht 
erzielt, vor allem wohl wesien der äußerst ungewissen politi- 
schen und finanziellen Lage. J: edenfalls sind die Vertreter 
des dänischen Handels damit, daß sie das Bedürfnis eines 
Stützpunktes für den kommenden Durchsangshandel auf 
nmeutralem Boden hervorhoben, von einem richtiren Gesichts- 
punkte ausgegansen. Die Sache liest nämlich so, daß keiner 
von den baltischen Staaten senüsend gesicherte Voraus- 


setzunsen bietet. um große ausländische Kapitalien in Waren- - 


lagern. und Einriehtungen für einen großen Durchgangshandel 
festzulegen, auch besitzen sie nicht die Mittel, die erforder- 
liehen tiefen Häfen mit allem Zubehör anzulegen. Ensland 
und natürlich erst recht Amerika liegen zu weit entfernt, um 
den erwarteten Warenaustausch unmittelbar leiten - zu 
können. Ein großer Teil der Waren, die Rußland und die 
Länder, die es früher umschloß, braucht, sind überseeischen 
Ursprungs, zum Beispiel Kolonialwaren aller Art Wolle, 
Baumwolle, Schmieröle, Gerbstoffe,* Kupfer, Zinn u. a. Es 
ist natürlich. wirtschaftlicher, diese Waren unmittelbar in 
eimen Hafen zu verschiften, der dem russischen Markte näher 
liest als z. B. London und Liverpool. Der „leieie Gesichts- 
punkt macht sich geltend, wenn es sich darum handelt, Ruß- 
land mit allem zu versehen, was es an maschineller Aus- 
rüstung braucht vor allem für Zwecke des Transportwesens 
und des Ackerbaues. Es kann nicht eher die Rede davon sein, 
Rußland in «einigermaßen weiterem Sinne dem Handel zu 
eröffnen, als bis «ie Eisenbahnen in Tätiekeit „esetzt sind. 
Dazu sind unerhörte Mensen. von Eisenbahnmaterial aller 
Art nötig, Schienen, Brückenüberbauten, Lokomotiven, Güter- 
und Personen wagen. In zweiter Linie kommt der Bedarf der 


Landwirtschaft an neuzeitlicher Ausrüstung ebenfalls an 
großen und schweren Maschinen, Dreschmaschinen, Motor- 
pflüsen und Traktoren, Mühleneinriehtunsen,  Zucker- 


raffineriemaschinen u. a. In vielen Fällen sereibt sich die 
Notwendigkeit, diese Maschinen an dem Platz zusammenzu- 
setzen, von wo sie dann mittels Eisenbahn an ihren Bestim- 
mungsort überführt werden können, Aber auch für leichtere‘ 
Gegenstände verschiedenster Art, wie Gerätschaften, Werk- 
zeuge, Molkereigeräte, Pumpen, Kteinmotoren u. 
Rußland, wenn sinmal sein wirtschaftlicher 
wieder in Gang kommt, weinen unermeßlichen Bedarf hat, 
wäre res von Vorbeil, einen günstie gelegenen Laserungsplatz 
zu besitzen, von dem die Waren nach Bedarf nach den ver- 
schiedenen Teilen des Landes weleitet werden. können, Ver- 
schiedene Einfuhrhäfen kommen hierbei in Frage; je nach 
Bestimmungsort und zugänglichen Beförderungsmitteln, aber 
auch nach Jahreszeit und Eisverhältnissen. Die Wahl unter 
ihnen — Petersburg, Reval, Baltischport, Windau, Riga, ge- 
sebenfalls Memel oder Danzie — kann nicht von "vornherein 
entschieden werden, und es ist jederzeit vorteilhaft, pünktlich 
und unmittelbar liefern zu können. Es ist ja nicht zu be- 
streiten, daß Kopenhagen gewisse Vorausetzungen hat, win 


solcher Mittelpunkt für den Durchgangshandel zu werden, 


und es ist klar, daß. die gewandten dänischen Kaufleute alles 
tun werden, ihre Aussichten auszunutzen... Anderseits fehlen 
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"Dänemark ne nr nen einen Betri 


‚schwedischer Fabriken sich seit langen J 'ahren gerat 


baltischen Ländern zu machen. Diese Frage ist gers 


“ kämen, weil sie dann, ohne Einladung in Magazine, unmi 


‚Gedanken an diese Vorteile die Vorschläge neuer Dampffähr 


tischen und russischen Handel. 


a., an denen 
Blutumlauf. 


mitteln, der seiner Natur nach industriell und techn 
Es hat keinen Überfluß an geschickten Ingenieuren und 
beitern in dem mechanischen Erwerbszweige und dürfte ! 
das aufbringen, was an erfahrenen Monteuren und technis 
bewanderten Agenten erforderlich ist. _Es hat keine 

tende eigene Industrie für Herstellung von Eisenbahnmate 
Ackerbaugerät und Maschinen, und doch ist das Zusam 
arbeiten. mit einem nach dieser Richtung wohlgerüsteten I 
von großer Bedeutung auch für eine Industrienation wie . 
land .oder die Vereinigten Staaten. Weder englische 
amerikanische Fabriken stellen nämlich die besonder 

tikel her, für die auf dem russischen Markte Nachfra; 
Dagegen jereänzt die schwedische Industrie hier das Ma 
ganz wirksam, was ja auch natürlich ist, da eine 


den russischen Bedarf eingestellt haben. In Einsicht d 
teils, den ein Zusammenarbeiten mit schwedischer In 
technischer Sachkunde und Handfertigkeit, in ‚Verbindu: 
Kenntnis der russischen. Verhältnisse, die in Schw: 
Gebote stehen, bietet, haben die Vertreter für. En 
Handel und Industrie eingehend die Möglichkeit erwe 
Stockholm zum Mittelpunkt des Handels mit Rußland ı 

Ar 


Gegenstand der Untersuchung, und es scheint sich in En 
starke Neigung zur Verwirklichung dieses Gedanke 
finden. Zunächst handelt es sich.um Errichtung von ‘ 
oder ‘Agenturen für die englischen Ausfuhrinteres 
hier in Betracht kommen, und um Anknüpfung von V 
dungen mit den «entsprechenden schwedischen Ausfuhi 
tretern. Die weitere Entwicklung des Planes ist wesel 
abhängige von den Anstalten, die von schwedischer 
troffen werden können, um häufige und bequeme Beft 
rungsverhältnisse zwischen dem Stockholmer Freihaf 
den verschiedenen Einfuhrhäfen auf der anderen Ostsee 
zu schaffen, Anderseits darf nicht übersehen ‚werden, da 
Dänen der Möglichkeit nicht ermangeln, das, was ihne; 
technischer Hinsicht fehlt, durch Zusammenarbeiten mit ı 
scher Industrie zu ersetzen. Daß die Pläne von Stinnes 
nach dieser Richtun® bewegen, ist nicht unbekannt. ] 
Dänen sind indes ihrer Veranlagung nach mehr für Han 
interessen geeigmet. Ihr Ziel ist, den. Freihafen von Ko 
hagen®zum Mittelpunkt und Stapelplatz für den ganzen Os 
handel zu machen, und sie gehen dabei von einem sehr p 
tischen Gesichtspunkt aus, nämlich daß der Handel mit] 
land mit kleinstmöglichem Kapital betrieben we 
Da man es nicht wagt, Waren nach Rußland zu schicker 
sie da gegen russische auszutauschen, ist ein zentraler M 
platz auf neutralem Boden geradezu seine Notwendigkeit, 
den dänischen Plänen sollen alle denkbaren Waren vo 
land, Finnland, dem Baltikum, Polen usw. zur Aufst 
nach dem dänischen Freihafen seschickt werden. Hier 
nun eine gewaltige Warenbörse eingerichbet werde 
Waren aller Art in größeren oder kleineren Partien 
amtlicher Klasseneinteilung ausgeboten und verkauft werd 
Mit englischer Hilfe sollte ein großes Clearinghaus zur F 
zierung der Geschäfte eingerichtet werden. ES; 

Ein außerordentlicher Vorteil wäre es natürlich, wenn Y 
sowohl von Rußland wie von England in Eisenbahnwagen 


auf der Börse in Wagenladungen verkauft und an ihre 
Bestimmungsort. geleitet werden könnten. Die Umladung 
russischen auf englische Eisenbahnwagen und umge 
könnte unmittelbar am Bahnhof erfolgen. Natürlich haben 


linien in Dänemark erneute Aufmerksamkeit erworbe 
ist, daß die Lösung der Verkehrsfrage den Schlüsel gib 
der schließlichen Entscheidung über u ee 


IN 


— Skandinavische Kanalpläne. Die schwedische Ka 
kommission, deren Aufgabe es ist, über Schwedens 
Wasserwege eine alleemeine Untersuchung anzustellei 
bei der Regierung ihren Bericht über einen neuen Wa 
zwischen dem Mälarsee und dem Hjälmarsee eingere 
Für den in Fraxe stehenden Wasserweg sind zwei Wahl 
untersucht worden, nämlich die längs dem jetzigen 
wege über Arbogaän und Hjälmarekanal und andenerse 
länes Eskilstuna Unterkanal an Torshälla vor ei 
Hyndeyadsström bei Skogstorp. Die Untersuchung un 


gang, entsprechend 200, 500, 1000 in 2000 Tonnen T 
keit. Sie ergab, daß win neuer, zeitgemäßer Wa ‚er 
zwischen Mälarsee und Hjälmarsee für das von ihm be, 
Hinterland und dessen künftige Entwicklung von gr 
Nutzen werden. würde; - daß «ein solcher Wasserweg 
gegenwärtig keinen den Anlagekosten entsprechende 


d, aber daß in der Zukunft, besonders wenn die 
‚des Hinterlandes in höherem Grade ausgemützt 
zt. es sich als gerechtfertigt erweisen wird, das 
nehmen zur Ausführung zu bringen; daß unter den 
wirtschaftlichen Verhältnissen eine Ausführung nicht 
ago kommen. kann; daß, wenn einmal ein neuer Wasser- 
"zwischen. Mälar- und Hiälmansee in Angriff genommen 
‚ dense be, sofern sich bis dahin die Voraussetzungen nicht 
mit 3 m Sehiffahrtstiefe angelest werden soll; daß 
inie Torskälla-Skogstorp um vetwa 35% teurer werden 
rd als die längs dem jetzigen Wasserwtg, daß aber der 
n Strecke ein nicht unwesentlich größerer Verkehr 
nen: wird. Zwar ist das Leistungsvermögen des jetzigen 
rweges zwischen Mälar- "und Hjälmarsee weitaus nicht 
nützt, und ses macht sich auch keine Steigerungsneigung 
nd, ‚aber, es dürfte di@s nach Anschauung der Kanalbau- 
ission mit dessen zu Serinsien. Ausmaßen zusammen- 
n. Die ‚Beförderung mit Fahrzeugen geringen. Ausmaßes 
sich nämlich unter den jetzigen Verhältnissen vrenig 
schaftlieh und kann im großen ganzen: mit der Beförde- 
es. Eisenbahn nicht in Wettbewerb ‘treten. Die 
Yälinisse würden sich: aber sicher ändern, wenn der 
sserweg in erößeren Ausmaßen und mit neuzeitlichen 
ordnunsen an Schleusen und Brücken und anderem umge- 
würde. Unter regelmäßigen Zeitverhältnissen sollte 
er nach Ansicht der Kommission die Frage ernsthaft ze- 
ft werden, aber bei jetziger Konjunktur, dem Geldmangel 
‚der umerhörten Steigerung der Arbeits- und Baustoff- 
kann die Ausführung nicht in Frage kommen, um so 
als ‚dringlichere Bedürfnisse bestehen. 
(orwegen wird zur Zeit die Kanalsierung des Glommen 
Vermen und die Möglichkeit, den Mijösensee mit dem 
in schiffbare Verbindung zu bringen und an 
ernsee und das schwedische Kanalsystem anzuschließen, 
er. Die schwedischen Sachverständigen stehen dem 
«te zweifelnd Rezenüben, wenn sie auch auzeden, dab 


g des. Wireohlaoek würde eine : sem de 
arälv, ein Unternehmen von großer wirtschaftliche? Trag- 
‚erfordern, und manche Sachverständige halten den 
schen Plan überhaupt für undurchführbar, besonders 
, der eroßen Höhe des Miösensees über dem Meere, 
hat der Glommen in Zeiten hohen Wasserstandes schon 
Vänernsee durchzubrechen gesucht, aber die Fallhöhe 
ehen beiden. ist voraussichtlich zu hoch, als daß sich eine 
isierung lohnen könnte, Dr; 


EM 'arifermäßigungen in Schweden. . Die Direktion der schwe- 
en Staatsbahnen hat nach Übereinkunft mit den zustän- 
_Privatbahnverwaltungen die Ermäßigung der Frachtsätze 
Holzkohle für gewisse Stationsverbindungen für die Zeit 
= April 1921 bis 1. April 1922 zugestanden. Die Regierung 
'h eine Herabsetzung der Frachtsätze für Holzmasse für 
zeigt gehalten. Diese Frachten wurden am 1. Juli 1920 um 
arifklasse hinaufgesetzt; es sollen aber jetzt nach Regie- 
beschluß wieder die früheren Bestimmungen Platz greifen. 
Sämtliche in Ystad angeschlossenen Bahnen setzten am 1. Mai 
Tarife für die zweite Wagenklasse um 17,5 % herunter, so 
sie noch 50% über dem Preis für die dritte Klasse stehen, 
zeitig wurden die Tarife für Stückgut von 250 auf 200% 
ntergesetzt, ebenso die Tarife für Fuhrwerke und lebende 
in Wagen; schließlich wurden einige Wagenladungstarile 
Mai um etwa 7% herabgesetzt. Die Personentarife kom- 
adurch. jetzt allgemein auf 70% über denen von 1914 zu 


TS. 


ur Blektrisierung der italienischen Bahnen. Man schreibt 
"Mailand der Schweiz. Verkehrs-Korrespondenz: Kürzlich 
‚das Ministerium für öffentliche Bauten- auf den Vorschlag 
bersten Wasserwirtschaftsrates mehrere Erlasse unter- 
et, durch welche die Generaldirektion der italienischen 
ya sbahnen ‘ermächtigt wurde, verschiedene Linien und Teil- 
ecken zu elektrisieren. Darunter sind einige Strecken, welche 
Fortsetzungen von bereits elektrisierten Linien darstellen 
‘on Linien, deren Elektrisierung bereits in Angriff genom- 
ist, nämlich: die Verlängerung der- schon im Juli v. J. 
Irisierten Strecke Genua-Pisa bis Livorno (20 km), die 
n Pinerolo- Torre-Pellice (17 Km) und Bricherasio- Bargo 
die bereits in Angriff genommene Strecke Turin- 
lo, die beiden Strecken von Bergamo über Ponte San 
0 nach "Calolzio (25 km) und nach Usmate (18 km) zur 
vollständigung der Veltiner Linien. Die bedeutendste 
| ist die Linie Bologna-Faenza-Pistoia-Bologna 
Alles in allemrbetrifft es 378 km Eisenbahnen, die 
_ wie möglich elektrisiert werden sollen, da die hierzu 
‚Kredite bereits im Mai 1920 bewilligt worden waren. 
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Nr. ‚22, 


Fremde Erdteile, 


— Eisenbahnkau auf Cuba. Eigenartige Verhältnisse müssen 
auf dieser Insel geberrscht haben, als Anfang dieses Jahrhun- 
derts eine durch ihren östlichen Teil führende Eisenbahn ge- 
baut wurde. Ein englischer Fachmann, der auch. beim Bau 


der Eisenbahnen Kanadas, eine führende Rolle »espielt hat, - 


bereiste damals Cuba und kam zu der Überzeugung, daß eine 
Eisenbahn durch den Osten der Insel-von der größten Bedeu- 
tung für deren wirtschaftliche Erschließung sein würde. Es 
gelang ihm aber nicht, die behördliche Genehmigung für sein 
Unternehmen zu erlangen, weil die Vereinisten: Staaten von 
Amerika damals eben ein Gesetz erlassen "hatten, wonach in 
Cuba keine Genehmigungen zum Bau von Eisenbahnen erteilt 
werden. söllten, ehe nicht seine geordnete Regierung dort <in- 
gesetzt wäre. Der Engländer beschloß daber, die Eisenbahn 
auf. eigene Faust obne Genehmigung zu bauen. Er gründete 
zu dvesem Zweck ‚eine sehr kapitalkräftige Aktiengesellschaft, 


an der u. a. J. J. Hill und andere Größen des nordamerika-. 


nischen Geldmarkts beteiligt waren. Das Aktienkapital zerfiel 
in 60 Aktien zu je 50000 Dollars, so daß der kleine Aktionär, 
der sonst bei den englischen und amerikanischen Eisenbahnen 
eine Rolle spöelt, ausgeschaltet war. Der Grunderwerb machte 
keine Schwieriekeiten. Es wird behauptet, daß keinerlei 


Bestechungsgelder aufgewendet worden seien, daß vielmehr- 


der Grund und Boden. von den Besitzern umsonst, nur auf 
Grund einer höflich vorgetragemen Bitte, abgetreten worden 
sei. Die Arbeiten wurden tatkräftig gefördert, bis nur noch 
die Wesiekreuzungen herzustellen waren. Dann wurde der 
Bau eingestellt. Die Arbeiter, die dadurch beschäftigungslos 
wurden, riehteten. aber nunmehr Gesuche an die Regierung, 
sie möge die Fertigstellung des Baus Senehmisen, und hatten 
damit den oewünschten Erfolg. 


— Der Zustand der Eisenbahnen in Mexiko. Die Mexika- 
nische Eisenbahngesellschaft ist im Jahre 1864, 14 Jahre nach 
dem Bau der ersten Eisenbahn in Mexiko, ge sründet worden, 
ist also eine der ältesten Eisenbahnunternehmungen dieses 
Landes. Ihr Netz ist zwar nur rund 600 km lang, während die 
Staatsbahnoesellschaft z. B. allein ein Netz von 11 bis 12 000 km 
Länee und damit etwa die Hälfte der Hauptbahnen des 
Landes betreibt. Zu ihren Strecken sehört aber eine der 
wichtigsten Verbindungen, nämlich diejenige des Haupthafens 
Veracruz mit der Landeshauptstadt Mexiko. Sie bildet also 
trotz ihrer verhältnismäßigen Kürze ein bedeutendes Glied im 
Verkehrswesen Mexikos. Der englische Vorsitzende der 
Eisenbahngesellschaft hat soeben, um sich von dem Zustande 
der Eisenbahn nach der siebenjährigen Revolution zu über- 
zeugen, Mexiko bereist und berichtet darüber an die englischen 
Aktionäre, die natürlich wesen ihres überseeischen Besitzes 
in einiger (Besorgnis waren, nunmehr aber durch den Bericht 
des Vorsitzenden beruhigt werden. sollen. Jeemer Bericht be- 
sehäftist sich zwar nur mit den Strecken der Mexikanischen 
Eisenbahngesellschaft; aber es kann angenommen werden, 
daß es auf diesen nicht anders zugesansen ist und infolge. 
dessen nieht anders aussieht als auf den sonstigen Eisen- 
bahnen des Landes; er gibt also, weniestens im Ausschnitt, 
ein Bild vom Eisenbahnwesen Mexikos und sei deshalb hier 
ım Auszusr kurz wiedergeneben. 

Der Vorsitzende stellt mit Genustuung fest, daß die Bahn 
nicht in: so schlechtem Zustande war, wie man hätte erwarten 
können. Abmesehen von einer Srecke von 130 km Länge war 
der Oberbau gut im Stande. Die Wiederherstellung des guten 
Zustandes, in dem die Bahn: sich vor sieben Jahren befand, 
wird allerdings etwa 200000 £ kosten und zwei bis drei Jahre 
in. Anspruch nehmen. Die Regierung, die die Eisenbahn zeit- 

reilie verwaltet, sie aber ım Juni 1920 der Gesellschaft wieder 
überwiesen hat, hat ıhr dabei 10 000t neue Stahlschienen zur 
Verfügung gestellt, von denen etwa drei Viertel bereits einge- 
baut sind. Von,den Bahnhöfen waren zwei Drittel wieder auf- 
sebaut, und zwar hat die Regierung die Kosten dafür zu tragen. 
Die Brücken waren alle wohl verhalten. Der Wagenpark be- 
stand 1914 aus 99 Personen- und 1212 Güterwagen; jetzt waren 
noch 50 und 715 vorhanden, von denen 8 und 325 'unbrauchba r 
waren. Um den Wagenpark- aufzufüllen, sind 100 Güterwagen 
in den Vereinigten Staaten ansekauft worden. Besser als mit 
den Wagen sah es mit den Lokomotiv: en aus: von dem Bestand 
von 97 Stück vor der Revolution waren 58 dienstfähig und 
38 wurden instand gesetzt. Die Kosten für die Wiederher- 
stellung der Wasen und Lokomotiven sind zwar hoch, aber 
sie gehen zu Lasten der Regierung. Die Wiederaufbauarbeiten 
sind mit Eifer und Tatkraft betrieben, aber durch zwei Aus- 
stände, von denen der eine im März und April 6 Wochen ge- 
dauert hat, sehr „estört worden. 

Die Einnahmen, 40000 Piesos täglich, waren so hoch wie 
nie zuvor, aber auch die Ausgaben sind sehr gewachsen. 
Glücklicherweise läuft ein Vertrag auf Lieferung von Brennöl 
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für die Lokomotiven noch bis zum Jahre 1926. Infolge ee 
Revolution sind weite Landstriche verwüstet und deren Be- 
wohner -in die großen Städte gezogen. Die jetzige Regierung, 
die seit Juni 1920 im Amt ist, hat es verstanden, die Ordnung 


wieder herzustellen. Die Eisenbahngesellschaft liegt mit ıhr | 


wegen zwei Punkten im Streit; der eine ist die Zahlung einer 
Entschädigung für die Revolutionsschäden, der zweite eine 
Erhöhung der Tarife. Der erste Teilbetrag der Entschädigung 
war im Januar fällig, ist aber bis jetzt noch nicht bezahlt: 
die Zahlungsbedineungen sind für die Regierung günstig, 
so daß die Eisenbahngesellschaft. glaubt, anf ihrer Einhaltung 
bestehen zu können. "Der Staatseisenbahngesellschaft ist eine 
Erhöhung der Tarife um 25% zugestanden worden, und die 
Mexikanische Eisenbahnsesellschaft vertritt den Standpunkt, 
daß ihr das gleiche Entgesenkommen zusteht. Eine "für die 
Eisenbahn günstige Lösung der beiden Fragen wird mit iBe- 
stimmtheit ‚erwartet. | 


Bücherschau. 


— Einführung in die Berechnung der im Eisenbetonbau ge- 
bräuchlichen biegungsfesten Rahmen. Von Inge. Hugo Bron- 
neck. Zweite  neubearbeitete und erweiterte Auflage. 
Berlin 1921, Wilhelm Ernst & Sohn. 153 Seiten mit 114 Tiext- 
abbildungen. Geh. 34 M. Geb. 39 M. 


Das mehr für den praktischen Gebrauch als für das Studium 
seeienete Buch behandelt in den ersten drei Abschnitten die 
analytische Berechnung 
üblichen Zweigelenkrahmen, eingespannten und geschlossenen 
Rahmen symmetrischer und unsymmetrischer Formen. Der 
vierte in der zweiten Auflage neu hinzugsekommene Abschnitt 
befaßt sich kurz mit der Berechnung mehrstieliger symmetri- 
scher Rahmen mit End- und Mittelstielgelenken. Ausgehend von 
den für jedes statisch unbestimmte System eültisen Elastizi- 
tätsgleichungen zeigt der Verfasser, daß für die Berechnung 


der genannten Rahmens ebilde jene Gleichungen sich wesent- | 


lich vereinfachen lassen, und daß der Einfluß der äußeren 
Belastung auf die statisch unbestimmten Größen in geschlos- 
senen Formeln dargestellt, werden kann. Die- Längskräfte 
und die Temperaturänderungen finden in dem erforder- 
lıchen Maße Berücksichtigung. Gut gewählte Zahlenbeispiele 
vervollständigen das Werk. 

Im ersten Abschnitt wird der Zweigselenkrahmen beliebiger 
Form behandelt und für dessen statisch unbestimmten Rah- 
menschub die einfache, für beliebige Belastungsfälle gültige 


Formel sem abgeleitet. Darin ist S das statische Moment 


gewisser dem Stabzuge zugeschriebenen und ‚von: der äußeren 
Belastung abhängigen elastischen Gewichte in bezug auf die 
Verbindungslinie der Fußgelenke, während T einen nur von 
den Rahmenabmessungen abhängigen Festwert bedeutet. Für 
den Ausdruck S wurden nun für beliebige Rahmenformen und 
Belastungen allgemein gültige IGleichunsen — vom Verfasser 
„Einflußliniengleichungen“ genannt — hergeleitet, die sich 
für einen segebenen Belastungsfall unmittelbar anschreiben 
und auswerten lassen. 

Die [Berechnung der statisch unbestimmten Größen der in 
den beiden folgenden Abschnitten behandelten einsespannten 
und geschlossenen Rahmen erfolgt nach ähnlichen Gesichts- 
punkten wie beim Zweigelenkrahmen: in enger Anlehnung an 
die bekannten Verfahren von Müller-Breslau. Auch für diese 
Rahmenarten leitet Bronneck „Einflußliniengleichungen“ ab. 


unserem Verkehrenns er zu örsehen, 
auch geben die Stationen Auskunft. 
Dresden, am 28. Mai 1921. 
Eisenb.-Gen.-Dir., : 

als geschäftsführende Verwaltung. 


1. Güterverkehr. 


Preußisch-Hessisch-Sächsischer Tier- 

verkehr. Gemeinsames Heft. 

Mit Gültigkeit vom 15. Juni 1921 
werden die Überführungesgebühren für 
. Altona und Flensburg erhöht. Das als- 
baldige Inkrafttreten der Erhöhungen 
gründet sich auf die vorübergehende 
Änderung des $ > der Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung (R.-G.-Bl. 19148 S. 455). 


Näheres ist aus den Tarif- und Ver- 
kehrsanzeiger der ehemalig Preußisch- 
und aus 


Hessischen Staatseisenbahnen 


NE Ei — a Be Don ne # 


der ım Eisen- und Eisenbetonbau 


 betätig er 


a), Deutscher Eisenbahn-Gütertarif, 
"Teil II, Heft A. — Tfb. 200. ©, 
b) Staats- und Privatbahn- Tiertarif, 
Teil IH. — Tfb. 1504. 

Infolge der am 1. Juni 1921 in Kraft 
tretenden Erhöhung der Gebühren in der 
Ausführungs-Bestimmung Ala) zu$8 12 
der Eisenbahn-Verkehrsordnung werden . 
vom gleichen Tage ab die entsprechen- 


en NE ee geschlossenen RE sich ‚ste 

manckerlei einwenden. lassen wird. Es zehöıt 1 
eine besondere Übune dazu, um mit solchen. Fo: : 
a zu I en Den Fällen a das. 


vor ‚der rein Re Pe Verdi I 
ist bedawerlich, daß der Verfasser auf das graphise: 
fahren überhaupt nicht eingeht. Auch. die Deutuı 
Werte S und T als Verschiebungem hätte bei den wie 
Ableitungen mehr hervorgehoben werden müssen. In 
Hinsicht könnte das Buch, das nach seinem Tite 
Einführung in die Rahmenberechnung dienen 1 
einer Mer Be ETRANZUNZ, ‚erfahren, - En ; 

Berlin. IR A. Mesuieeg 

— las Pintsch. Blätter der Bere von Sp3 a 
-denbere.- Kommissionsverlag von Jul. SPBER Dru 
Paul Funk, Berlin. e# Fr; 


Dem bekannten Croßindustrlellen; Be in ‘der. Zei 
staunlich raschen Aufschwungs Berlins zu ‚einem 
Handels- und Fabrikmittelpunkte der Welt einer der 
Männer auf industriellem Gebiete gewesen ist, hab a: 
Freunde durch die vorliegenden Erinnerungsblätter ei 
ae gesetzt. Der Leser lernt ne u einen pP 


Das kleine Werk gibt uns aber auch ein B 
Entwicklung der Firma, die schon unter dem Vater 
Pintsch, aüs kleinen Anfängen eine immer größere Be 
gewonnen hatte und dann unter seinen vier Söhnen die führ 
Stellung errungen hat, die sie heute innerhalb der .‚Beleu 
industrie einnimmt. Wir hören von der Einführung der ( 
beleuchtung in Berlin im Jahre 1826, deren Lieferung 

ganz in englischen Händen war, von dem Geschick, mit 
die Firma sich diesem neuen Felde der Tätigkeit zuwan 
besondere von ihren Erfolgen bei der Konstruktion ve 
messern, von ihren Leistungen auf dem Gebiet der Küsten 
Wasserbeleuchtung (Leuchttürme, Baken, Bojen usw.), € 
wesentliche den Versuchen des fungen Julius Pintsch ge 
lich eines geschäftlichen Aufenthaltes in Rußland zu ve 
a Die Beleuchtung‘ des Suez-Kanals ist ausschließlie 


.60er ahre die Erfindung der Pirtsche chen a 
"beleuchtung mit Fettgas nach Konstruktion. eines zuverl 
Regulators und im Jahre 1886 die Erwerbung von Patent 
Erfindung des Chemikers”Dr. Auer v. Welsbach, os E 
des ‚Gasglühlichts. „Nach manchen Schwierigkeiten u 11 


- mit denen schon Ende 1909 alle Drenaich in D- md 
laufenden Wagen und die Hälfte ‚der übrigen Perso 
ausgerüstet waren. 5 
Den Weltkrieg hat Julia Piniseh- nicht Inch 
starb 1912 in Berlin 65 Jahre alt und hat daher auf die 
keit, die das Unternehmen während der Kriegsjahre und 
Friedensschluß a, hat, Seen ZinPun me A 
önnen 


(595) re BR Fa 

Näheres enthalten die ı am 3 Ma 
und 2. ‘Juni 1921 erscheine 
mern des Tarifanzeigers. Da 
Inkrafttreten der Dez 


SER, -G.-Bl. 1914, En 455). 
geben auch die teiligten G 
gungen sowie das Auskunft 
Bahnhof Alexanderplatz. 
Berlin, den 26. Mai 19 
nn 


_ 


ie 68, Ersnne 


Preußisch- Hecsisch Horarischer 

 —  Tierverkehr. 

Mit sofor tiger Gültigkeit wird die Sta- 
tio en en) in den direkten 


® (576) 
rt, den 21. Mai 1921. 
© Bisenbahndirektion. 


ats- und Privatbahn-Güterverkehr. 
it Gültigkeit vom 14. Juni 1921, so- 
t nicht im Tarif ein anderer Zeit- 
ıkt angegeben ist, werden folgende 
Täge herausgegeben: 

Zu Heft B I (Teilhefte BL3, 7, 
10, 4, 12,18, 16, 20 und 21) Nach. 


2. 2 "Heft BI Teilhefte B II 1-64) 
Ä trag 19. 


öffentlichten Änderungen und Ergän- 


3) “Entfernungsänderungen der Sta- 
tionen Greußen-Ebeleben-Keulaer 
Eisenbahn, der Hohenebra - Ebe- 
lebener Eisenbahn und der Mühl- 
 — — hausen-Ebelebener Eisenbahn. 
» Entfernungsänderungen der Sta- 
tionen der Nordhausen-W ernige- 


_ roder Eisenbahn, der Gernrode- 
 Harzgeroder Eisenbahn _ und der 
 Südharz-Eisenbahn. ; 

> Aufnahmen der Stationen der 


-IImebahn‘(vel. T. V. A. Nr. 234/21). 


Ergänzungen infolge Eröffnung 
E der ‚Teilstrecke Meinsdorf-Jeber- 
WR: r Bergfrieden der. Neubaustrecke 


f iesenburg-Roßlau (Anh.) «vgl. 
EV. A, Nr. 294/21). 
e) Neue Stationen. 


J. Sonstige Änderungen. 


i fertigungen sowie das Auskunftsbüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. (584) 
“% % ‚den 21. Mai 1921. 
 Eisenbahndir ektion. 


Abferti- 


)ie Nachträge enthalten neben bereits 


skunft geben die beteiligten Güter-. 


/ 


-_ Deutseh-dänischer 


Eisenbahndirektionsmitglied iR. 


- Der Entschlafene gehörte von 1907 bis 1919 unserer- Direktion an. 
war ein durch große Kenntnisse, reiche Erfahrungen, unermüdlichen Fleiß und 


schweren Leiden im 

Herr Geheimer Baurat Emil Kressin, 
Er 
(590 


| " hochentwickeltes Pflichtbewußtsein sowie durch einfach bescheidenes en 
E ‚ausgezeichneter Mitarbeiter und Kollege. 2 
BE . Ehre seinem Andenken. 
: Ve Mainz, den 28. Mai 1921. 90) 
z - - Der Präsident > 3 En 
R. me und die höheren Beamten der Eisenbahndirektion Mainz. 
RREEENEEETETEEREEETEETESENZEEIEEEEIENNNN N TEEN 


Preußisch-Hessisch-Sächsischer Tier- 
verkehr. Gemeinsames Heft. 
Mit . sofortiger Wirkung werden die 
Überfuhrgebühren für Altona erhöht. 
Das sofortige Inkrafttreten der Er- 


'höhungen gründet sich auf die vorüber- 


zehende Änderung des $S 6 der Eisen- 


bahn-Verkehrsordnung (R.-G.-Bl. 1914, 
S. 455). Näheres ist aus dem Tarif- und 
Verkehrsanzeiger der ehemalig Preu- 


Bisch-Hessischen Staatseisenbahnen und 
aus unserem Verkehrsanzeiger zu er- 
sehen, auch zeben die-Stationen Aus- 
kunft. (579) 
Dresden, am 25. Mai’ 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion, 

als geschäftsführende Verwaltune. 


Verbands-Gütertarif, 
Teil I. 

Mit sofortiger Gültigkeit. wird die Sta- 
tion Lichtenfels der Reichseisenbahnen — 
bayerisches (rechtsrheinisches) Netz — 
in den Tarif aufgenommen. 

Nähere Auskunft erteilt unser Ver- 
kehrsbüro. (583) 

den 23. Mai 1921. 


Altona, 
Eisenbahndirektion, - 
namens der Verbandsverwaltungen. 


Bayerischer Lokalbahn-Schnittarif. 


Auf-den Seiten 9—21 sind bei nachfol- 


senden Stationen die „Größten zuläs- 
sigen Raddrücke“ 
dern: Aidenbäch, 
chen, Balbersdorf, Eisenärzt, Geigant, 
Mattenham, Ruhpolding, Siegsdorf, 
Taferl, Waffenbrunn, Waldmünchen, Zil- 
lendorf. (588) 
München, 25. Mai 1921. IE 


 Tarifamt beim RVM,, 


‘ Deutsch-dänischer Tiertarif. 
Am 1.- Juli 1921 tritt Nachtra& VII 
mit erhöhten deutschen Schnittsätzen in 


Kraft. Nähere Auskunft erteilt: unser 
Verkehrsbüro. (594) 
Altona, den 30. Mai 1921. 


3 Eisenbahndirektion, 
namens der Verbandsverwaltungen. 


x 


auf 6500 kg zu än- - 
Aldersbach, Aunkir- 


zum Binnengütertarif 


a TE 5 fr Be 3 
w n £ pie Li; ö 4 
Pu PR « 
a — 4317. — Nr. 22 
m N 2 . ” h z FI x 2 T 
2, Nachrufe. : Mitteldeutsch-südwestdeutscher 
F h Güterverkehr. 
. Am 1. Juni 1921 treten ‚neue Nach: 
; träge zu den Tarifheften 1, 2 und 4 
Am 22. d. M. wurde uns der. rast a Baden, Pfalz und Würt- 
temberg) in Kraft. 
Geheime Baurat Karl Schönemann, = Sie enthalten nur Entfernungsänderun- 
. Mitglied der unterzeichneten Eisenbahndirektion, im 63 Lebensjahre durch u ee Fuel 
" einen ziehen. Tod entrissen. Abfertigungsstellen Far er (586 
7 AllS* j . X 6) 
a: /ir trauern um den Verlust eines durch sachliches Wissen, Pflicht- Erfurt, den 28. Mai 1991 
treue, vornehme Gesinnung und Herzensgüte ausgezeichneten langjährigen ! Bieenbahndirektion. : 
Mitarbeiters, dem wir stets Er treues Andenken bewahr en werden. 
: 1 2 ai 1921. 5 
u; Halle (Saa e), den 23. a Präsident 1575) a und Privatbahn- Güterverkehr: 
2 B andere it. Gültigkeit vom 1. Juni 1921 wird 
u. und die höheren Beamten der ja UBanSTR Eon Halle (Saale). das Tellhete BIT Iren harasrerehei. 
Hierin sind die Nachträge 1, 2, 3, 4, 5, 6, 
Be: E% 7, 8, 9, 10,11, 12, 13 und 14, vom 1. Sep- 
I EETTECETETLTE EEE SETZT tember vom 15. September 1916, 
e- : £ vom 1. Februar 1917, vom 1. J 1987, 
Bo An >27. Mai d. J. verschied nach längerem sc i vom 1. April 1918, en iR a 1918. 


vom 1. Oktober 1918, vom 1. März 1919, 
vom 1: -Oktober 1919, vom’‘1. Januar 
1920, vom I: Juli 1920, vom 1. November 
+920, ©. vom. le Januar 19217 und vom 
1. April’ 1921 -eingearbeitet. Preis für 


das Teilheft 7,00 A. Das Teilheft ist 
durch die beteiligten Güterabfertigun- 
gen sowie das Auskunftsbüro, hier, 


Bahnhof Alexanderplatz, zu beziehen. 
Berlin, den 19. Mai 1921. (585) 
Eisenbahndirektion. 


Reichseisenbahnen. 
Mecklenburgisches Netz. 
Mit Gültiskeit vom 1. Juli 1921. wird 
der Nachtrag 3 
und-zum Binnentiertarif der Nachtrag 1 


herausgegeben. Sie enthalten im Wege 
der Bekanntmachung bereits .einge- 


führte Änderungen und Ergänzungen, 


ferner Erhöhungen der Bahnhofsfracht, 
der Überfuhr-, Stell-, Umstell- und Rück- 


holungsgebühr;- sowie der Gebühr für 
die Güterbeförderung auf. Hafengleisen 
in : Rostock, '° Wismar, Warnemünde, 
Güstrow und Waren. Das alsbaldige 


Inkrafttreten der Erhöhungen gründet 
sich auf die vorübergehende Änderung 


des $ 6 der Eisenbahn-Verkehrsordnung 


- (R.-G.-Bl.- 1914, S. 455). Die Nachträge 
können vom. 25. Juni ab. durch die 
Güterabfertigungen bezogen werden. 


Bis dahin erteilen diese Auskunft. (587) 
Schwerin, den 27. Mai 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


3. Personen- und Güterverkehr. 


Binnen-, Personen-, Gepäck- und Güter- 
tarıf, Teil II, für die Lokalbahn Schaft- 
lach-Gmund-Tegernsee. 

Mit Gültiekeit vom 1. Juni 1921 er- 
scheint der Nachtrag VII, durch welchen 


von der Aufsichtsbehörde genehmigte 
Erhöhungen -im Personenverkehr” ein- 
treten. (582) 


Tegernsee, den 25. Mai 1921. 
Eisenbahn-Aktiengesellschaft 
Schaftlach-Gmund-Tegernsee. 

: Die Direktion. 


Nordseebäderverkehr (Nordfriesische 
Inseln). 

Am 1. Juni 1921 tritt ein neuer Tarif 
in Kraft, durch den der Tarif vom 
1. Juli 1929 aufgehoben wird. Die an 
die Stelle der bisherigen Tarifsätze 
tretenden Fahrpreise und Frachtsätze 
sind sämtlich erhöht worden. Neu auf- 
genommen sind Tarifsätze für den Ver- 
kehr mit den nördfriesisehen Inseln über 
Norddeich-Norderney, mit Wyk (Föhr) 
und Amrum über Bremerhaven und mit 
Westerland (Sylt) über Dagebüll. Außer 
den bisher gewährten Fahrpreisermäßi- 


2a 2 


zungen werden künftig im durchgehen- 
den Verkehr auch die Fahrpreisermäßi- 
gungen für Fahrten zu wissenschaft- 
lichen und belehrenden Zwecken, für 
Schulfahrten, für. Fahrten nach und von 
Ferienkolonien, zugunsten der Jugend- 
pflege und zur vorübergehenden Unter- 


brinzgung  hilfsbedürftiger Stadtkinder 
auf dem Lande gewährt. f 

Weitere Auskunft erteilt unser Ver- 
‚kehrsbüro. (573) 


Altona, den 22. Mai 1921. 
Eisenbahndirektion, 5 
als geschäftsführende Verwaltung. 


Siidbahn-Gesellschaft. 
Änderung des‘Kilometer- 
zeigers. 

Mit Gültigkeit vom 1. Juni 1921 bis 
auf Widerruf bzw. bis zur Durchführung 
im Tarifwege, längstens bis Ende Fe- 
bruar 1922, werden die Entfernungen des 
Kilometerzeigerss vom 1. April 1893 
(Neuauflage vom 1. Juni 1910) für den 

Verkehr zwischen Stationen 

1. der Bergstrecke über den Semme- 
ring (Payerbach - Reichenau - Mürzzu- 


schlage) bzw. über den Brenner (Inns- 
bruck Hauptbahnhof-Brenner) unterein- 
ander, 


2, der unter 1 genannten Strecken mit 
den übrigen Südbahnstationen sowie 
zwischen den Stationen der Flachland- 
strecken untereinander im Transit über 
die angeführten Bergstrecken 
infolge Änderung des 
erhöht. 

Es werden hiernach beispielsweise für 
die unter 2 fallenden Stationsverbin- 
dungen Zuschläge zu -den Entfernungen 
des Kilometerzeigers eingeführt, welche 
betragen: LE 

a) Von oder nach Pay erköch-R eiche- 

nau und nördlich dav on gelegenen 
Stationen; 

b) Von oder nach Mürzzuschlag und 

südlich davon gelegenen Stationen; 

c) Von oder nach Innsbruck Hbf. und 

nördlich davon . gelegenen Sta- 
tionen; ; 

d) Von oder nach Brenner und den 

östlich Vierschach gelegenen Sta- 
tionen: 


Nach oder von Kilometer 
adaa)zzadb) 

Breitenstein RE 2 13 
Bichbere: = 7; a 
Klamm- Schötwwi ien ELENA a7 
Kib { 2 23 
Mürzzuschlag und südlich 

davon gelegenen Sta- 

tionen : ern za 
Payerbach = Reichenau. und 

nördlich davon ge- 

legenen Stationen ee 25 
Semmering ; Ben) Ss) 
Spital am Semmering 2] 4 
Steinhaus VE re RER 6 
Wolfsberekogel ER EISEFG 8 

"ad ec) add) 

Brenner und östlich Vier- 

-schach gelegenen Sta- 

tionen BEE RAD _ 
Gries N EEE 1 7 
Innsbruck Hauptbahnhf. - 

und nördlich davon ge- 

legenen Statienen . . . — 42 
Matrei ER 20 
Patsch. N es 30 
St. Jodock es ED) 14 
Stainach in Tirol £ Z 18 
Unter berg- Stefansbrüc ke 35 

Wien, im Mai. 1921. (578) 


‚Herausgegeben im Auftrage des 
von dem ER Schriftleiter, 


erfolgt 


Bergzuschlages 


. Personen, 


4. Personen- und Gepäckverkehr. | 


Am 1. Juni 1921 werden im Sächsi- : 


schen Personen- und Gepäcktarif Teil II, 
Ausführungsbestimmungen zu $$ 12, 13, 


39. und 44 Eisenbahn- Verkehrsordnung, ; 


gewisse Tarifsätze erhöht. Die Beförde- 
rungsgebühr’ für Arzneimittel wird auf 
18 HM festgesetzt. ; 


Nähere Auskunft‘ erteilt die er 


kontrolle I, Dresden, Strehlener Str. 
Dresden, am 25. Mai’ 1921. 
F isenb. -Generaldir ektion.. 


Tiv: 53. 
Kreisbahn. 


Mit Wirkung vom 1. Juni 1921 treten - 


Änderungen und Erhöhungen der Per- 
sonentarife ein. 
Die Durchführung ‚dieser Malkahnen 


durch "Ausgabe eines neuen 
Tarifs. = = ER 
Auskunft erteilt die unterzeichnete 
Direktion. € (572) 
Bentheim, den 15. Mai 1921. 
Betriebs-Direktion. 


Süd- und Westfälisch-Niederländischer 
 — Personenverkehr. 


Der vorbezeichnete Tarif wird infolge ' 


der Tariferhöhung am 1. 6. 21 neu 
herausgegeben und -zwar in 2 Heften: 
Heft 1: Verkehr ‚von deutschen Sta- 
tionen, 
Heft 2: Verkehr von niedenin: 
dischen Stationen. % x 


Nähere Auskunft erteilen die au 
diesem Verkehr beteiligten Dienststellen 
und das Verkehrsbüro. der Eisenbahn- 
direktion Köln. = (571) 

Köln, den 20. Mai 1921. 

Eisenbahndirektion 
zugleich namens der beteiligten 


Verw altungen. 


Butzbach-Lieher Eisenbahn. 
Am 1. Juni 1921 erscheint zum beson- 


deren Tarifheft B für den Binnenverkehr- 
‚unserer Bahn der Nachtrag I, mit dem 


die durch Anwendung der neuen Abrun- 
dungsgrundsätze der Reichsbahnen ein- 


tretenden Erhöhungen des Personenver- 


kehrs durchgeführt werden. Vom gleichen 
Zeitpunkt ab werden Arbeiter-Rückfahr- 
karten nur noch auf Entfernungen über 
20 .km zu etwas erhöhten Fahrpreisen 
ausgegeben. Nähere Auskunft erteilt die 
Bahnverwaltung in Butzbach. Die Ab- 
kürzung der Veröffentlichungsfrist grün- 
det sich auf die vorübergehende Außer- 
kraftsetzung des $ 6 der Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung. ET N 
Butzbach, den 20. Mai 1921. 
Der Vorstand. 


die Beförderung - von 

Reisegepäck und Expreßgut 

im Hamburg-Altonaer Stadt- und Vorort- 

verkehr nebst dazugehörenden Preis- 

tafeln wird unter Aufhebung des Tarifs 

Yen 1. Mai 1914 mit Gültigkeit vom 
. Juli 1921 neu herausgegeben. 


Der Tarif für 


“Der neue Tarif enthält gegenüber dem 


alten keine wesentlichen sachlichen Än- 


derungen; über die Erhöhung der'Fahr- 


preise geben unsere Fahrkartenausgaben 

ünd unser Verkehrsbüro Auskunft. 
Altona, den 24..Mai 1921. 
Eisenbahndirektion. i 


le | Fraukfurchessh scher p 


% verkehr 
250) j 


Binnentarif der Bentheimer 


statt. : IE 


-$ 236 Absatz 


hiesigen Stationsgebäudes. 
(581) 


Vereins Deutscher Bisenbahnverwaltungen “ 

Geh. Oberregierungsrat Dr. v. Ritter ‚in Berlin. 

Für den Anzeigenteil verantwortlich F. Luckhardt, Berlin SO. 26. ER S 
Verlag von Julius Springer in Berlin W. — Druck von a 8. Hermann & Co, in Berlin SW. & 


tarif. 


ee Kraft, N Auskunft orte 
- Verkehrsbüro. 
Mainz, den 26. Mai 1921. 


Eisenbahndirektion. 
"Vorläufiger Marif für den : 
Italienischen Personen- und. 
über Kufstein Bro 
über Salzburg-Taryis. 

Am 1 Juni 1921 tritt der Nachtı 
zum Tarif in Kraft. Er enthält 
rungen und Ergänzungen der Tari 
stimmungen sowie Erhöhung der 
sonenfahrpreise ‚und Gepäckfr: chts 
für die: Strecken nördlich ‚Br nnei 
Tarvis. 

Berlin, den 29. Mai 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Vorläufiger‘ Tarif für den Deu 
Österreichischen Personen- und. 
päckverkehr über . Süddeutsch- 
chische Grenzstationen. 

Der am 15. September 192 
führte vorläufige Tarif für den 
-österreichischen Personen- und @ 
verkehr über Passau, Salzburg wı 
stein tritt am 31. Mai 1921 auße 
An dessen Stelle tritt ab 1. Juni 
ein neuer vorläufiger Tarif für 
 deutsch-österreichischen Personen- 
Gepäckverkehr über süddeutsch- 
reichische Grenzstationen. 
Berlin, den 29. Mai 1921. 
Eisenbahndirektion. 


5 Generalversammlung 


ndwies: Eisenbahn-Gesellseha { 
Die diesjährige ordentliche Gem 
versammlung findet am 
- Donnerstag, den 16. Juni d. 
vormittags 10% Uhr 
im Saale des hiesigen Statio 


Die  geehrten Herren’ 
werden hierzu gemäß Art. VI 
Statuten unter dem Präjudiz ein: 
daß ‘die Ausbleibenden sich dem u 
werfen, was die Mehrheit der Erse 
nen verfassungsmäßig beschließ 

Die Bilanz,. Gewinn- und Verl 
nung nebst 4 Nebenrechnunge 

er den Vermögensstand und d 
hältnisse der Gesellschaft entwi 
Bericht mit den Bemerkungen 
sellschaftsausschusses _ liegen 
30. Mai d. J. ab:in de Geschä ts 
der Gesellschaft zur Einsichtnahm 

Zweck der Generalversammlu 
Beschlußfassung der Genehmigung 
Jähresbilanz, der Beni und 
Rechnungen und über. 
der Verwaltungskörper, 
nahme der statutenmäßigen Er 
mit eventueller  Beschlußfassung 
‚des Handelsgese ‚bu 


gegen NVorzeigung ‘der -Orii 
oder eines Hinterlegungsschein« 
selben ist Termin auf - - 
Dienstag, ‚den 14. Juni d. 
ee und zwar vormitta 


nackinitiase: vom 3 bis Uhr im 


Jede Aktie gewährt- das 
($ 252 Handelsgesetzbuch). 
ar rabbER den 28. Mai 1921. 
Das Direktorium 


ne und Bewirtschaftung der Sommerzeit. — 
hseisenbahnen. = 

terschiede in den: Fährpreisen - bahnen. 
hchält Bars Reichseisenbahnv er- 


tung für das armen 1921. 


== Berlin, den 9, Juni 1921. 


liche Betätigung des Notsignales. — 


€ 


= | ‚ Zeitung des Vereins | 


ir ee  eeereben im aaa des ‚Vereins 
von Dr. v. Ritter, Geh. Oberregierungsrat in Berlin, als Schriftleiter. — Verlag von Julius Springer in Berlin W.9. 
Schriftleitung: Berlin W.9, Köthener Str. 28/29. 


LXI. Jahrgang. 


Inhalt: 


Verkehrsnachrichten. nien. — Freigabe des Kartoffelver- 

— Der Pfinestverkehr auf den Eisen- kehrs. — Personalnachrichten. 
— Wagenumlauf-Ausschuß. "Übrige europäische Län- 
— Kommerzieller Verband der öster- der: Die Stockholmer Bahnhof- 
reichischen Eisenbahnen. — Kaiser irage. — Kohlenlager der schwedi- 
Ferdinands-Nordbahn. ‚— Mißbräuch- schen Stäatsbahnen und Stellung- 


nahme zu einheimischen Kohlenange- 


Ausschuß des Nationalrates für boten. — Personaleinziehungen bei 

eektana: Amtsbezeichnun- Verkehrswesen. —  Straßenbahn- den schwedischen Staatsbahnen. — 
— Rücktrittsfristt der Eisen- und  Kleinbahnkongreß in Wien Genossenschaftsbestrebungen des 
‚gemäß -& 26 des Staatsver- (29. Mai: bis 2: Juni 1921) Wie- schwedischen Eisenbahnpersonals. 

; Dienststunden bei den ner Lokomotivfabrik. — Kleinwirt- — Verstaatlichung der Seetalbahn. 
leliroktionen. — Fürsorge  schaltsausstellung. — Bevorstehende — Der spanisch-schweizerische 

r Schwerbeschädigte. —  Kohlen- Verkehrsverbesserungen. — Perso- Eisenbahnverkehr. Verstaat- 


rise und Feriensonderzüge. — nalnachrichten. 


lichung der spanischen Eisenbahnen. 


kehrslage im Ruhrgebiet. — Tschecho- ee Gr e- — Freie Fahrt für die englischen 
ne Übernahme der thüringischen “biet: Buschtiehrader Bahn. Parlamentsmit£glieder. a Der 
nbahnen durch das Reich, — Ungarn: Neuerliche Erhöhung des Pfiingstverkehr auf den englischen 
Rheinfrachten. — Neue Zollaufgeldes.— Die Preise der Fracht- Eisenbahnen. — Von russischen 
»n im . Vorortverkehr Berlin- briefformulare. — Neue Ausgabe des Bahnen. 
roß Lichterfelde. Ost. — Anbrin-  Lokaltarifs der Györ-Sopron-Eben- Fremde.  Erdteile: Bagdadbahn. 
‘von Klapptischen in den Halb- furter und der Fertövideker Lokal- NUzomzines 
eil 1. Klasse. — Personalnach- bahn. — Aufhebung der Ausfuhr- ER ; 
N. gebühren. — Die Bahnunterneh- Rechtspflege. 
che lan für Stra- mungs-A.-G. —  Eisenbahnverhand- Bücherschau. 


bahn- und‘ Kleinbahnbedarf. — 


nem in Nr. 13 vom 31. März d. J. veröffentlichten Auf- 
wendet sich Herr Staatsminister a. D. Wirklicher Ge- 
Rat Hoff segen die Flugschrift „Die Verlustwirt- 
der Verkehrs-Betriebe“ von R. Melchior und Staats- 
» Öeser, und, in der Beweisführung über die Lücken- 
der Verwaltunesordnung, insbesondere gegen Oesers 
ngen, die das Fehlen von Selbstkostenberechnungen 
bahnbetriebe bemängeln. Bei -aller Anerkennung der 
fflichen, auf die Verwaltungsordnung, die von. allen 
bahnbeamten als wein hervorragendes Werk geachtet 
ich. stützenden Verwaltung wird sich wohl die Mehr- 
 Fachgenossen der- Einsicht nicht verschließen 
f von Oeser 
Ge- 


auf „einer ee Ho den ainkbeiz se aus- 
h. ıden  Einzelvorgänge. 

4 reußisch-hessischen "Eisenbahnen ikben. wie in dem 
N "Aufsatz angegeben wird. seit dem Jahre 1895 sehr 
‚finanzielle Ergebnisse gezeitigt. Sie haben eine 
g des Anlagekapitals gebracht, die sich zwischen 
d 6,31 % bewegt, und als Höhepunkt im Jahre 1904 
x "bracht hat. Gewast dürfte es aber sein, aus diesen 
bnissen nun herauslesen zu wollen, daß die preußisch- 
= Bahnen besonders eagich betrieben worden 


wie wenn 


lungen zwischen Ungarn und Rumä- 


Von Regierunes- und Baurat Dr. 


Amtliche Bekanntmachungen. 


Verwaltung. und Bewirtschaftung der Reichseisenbahnen. 
Weitere Betrachtungen. ; Eur 


Tecklenburg. 


man etwa aus der Tatsache, daß andere Eisenbahnverwaltun- 
gen erheblich ungünstigere Renten in den gleichen Jahren 
herausgewirtschafbet haben, schließen wollte, daß diese un- 
wirtschaftlicher betrieben worden seien als jene. Auf eine 


einzige Zahl des finanzielken Ergebnisses kann man. eine ver- 


gleichende Beurteilung nieht aufbawen. Dazu muß man min- 
destens die wichtigsten, das Wirtschaftsergebnis bildenden 
Faktoren heranziehen, wie es er folgende kurze Wirt- 
schaftsformel*) gestattet 


SEE er. m, (i- 4 


worin Z die Verzinsung des Anlagekapitals, E.die Gesamt- 
einnahmen, K das Anlagekapital, A die Gesamtausgaben be- 


deuten, 7} also die Betriebszahl, = 100 den Bruttogewinn in 


Prozenten des Anlasekapitals darstellen. 5 

Die nachfolgende Tabelle zeigt die Entwickelung dieser 
Zahlenwerte der Wirtschaftsformel seit dem Jahre 1890, wobei 
noch die Werte Ekm — Einnahmen für 1 km iBetriebslänge, 
Kkm — Anlagekapital für 1 km hinzugefügt sind und vergleichs- 
halber auch die. entsprechenden Zahlen anderer Staatseisen- 
bahnverwaltungen. 

Ein Blick auf die Zahlenreihe zeigt, welchem Umstande 
Preußen seine günstigen Ergebnisse zu verdanken hat. Die 
erste Grundbedingung für ein günstiges wirtschaftliches Er- 
sebnis ist ein hoher Bruttogewinn, ein günstiges Verhältnis 


*) Vgl. Erläuterung dazu in Nr. 19 d. Zte. 


AUS n 


Zeitung des Ve 
Dentscher Eironsehn Fl 


Nr. 23 > 
2 A A\ zZ 
en ge ?-: 
m m 0 0 %/ 0 
1890 | 34985 | 257000 | 18,6 60,43 39,57 | 5,39 
1891 — _ — Fu R- 4,91 
1892 | 35109 | 261000 | 13,5 60,36 39,64 | 5,36 
1893 | 36205 | 260000 | 13,9 55,17 41,88 | 6,24 
1894 | 36335 | 260000 | 14,0 53,68 46,32 | 6,49 
1895 | 37360 | 257000 | 14,5 53,5 46,5 6,76 
1896 | 38733 | 255000 | 15,2 52,8 47,2 7,16 
-| | 1897 | 39709 | 256000 |: 15,9 54,5 45,5 7,15 
= | 1898 | 42696 | 256000 | 16,7 57,15 4285 | 7,16 
2 | | 1899 | 44486 | 257000 | 17,3 57,16 42,84 | 7,48 
© | | 1900 | .45532 | 271000 | 16,8 58,96 41,04 | 6,90 
EM) | 1901 | 43463 | 272000 | 16,0 61,25 38,75. | 6,19 
- a1 | 1902 | 44026 | 260000 | 17,0 60,64 39,36 | 6,68 
= | 1903 | 46066 | 278000 | 16,5 59,19 40,81 | 6,77 
5 | | 1904 | 47223 | 267000 | 182 59,74 40,26 | 7,81 
& | | 1905 | 50051 | 278000 | 18,0 59,82 40,18 | 7,25 
1906 | 53 124 | 281000,.| 18,9 61,77 38,23 | 7,28 
1907 | 54817 | 290000 | 19,0 66,52 33,48 : | 6,37 
1908 | 52795 | 300000 | 17,7 71,29 38,71 | 511 
1909 ı 54973 | 304000 | 18,1 68,18 31,82 | 5,76 
1910 | 57760 | 304000 | 19,0 66,65 33,35 | 6,34 
1911 | 61449 | 313000 | 19,6 64,57 35,43 | 6,95 
1912 | 64504 | 315000 | 20,5 65,60 34,40. | 7,04 
1913 | 65106 | 326000 | 20,0 68,46 31,54 | 6,30 
1890 | 30520 | 307.000 9,9 59,0 41,0 4,07 
1891 | 30232 | 306 000 9,9 69,9 30,1 2,98 
= | | 1897 | 38067 | 318000 | 12,0 60,5 39,5 4,74 
2) | 1992 | 45402 | 394000 | 11,5 79,88 20,12 | 2,32 
=), 1906 ı 55868 | 440000 | 13,7 69,31 30,69 | 3,90 
M | | 1908 | 56325 | 466000 | 12,1 84,96 15,04 | 1,82 
1911 | 64169 | 490000 | 12,8 67,88 32,12 | 4,13 
1913 | 68326 | 526000 | 13,0 68,75 31,25 | 4,06 
1890 | 23042 | 235.000 9,8 55,4 44,6 4,39 
=) | 1894 | 22847 | 250.000 9,2 66,4 33,6, | 3,09 
©) 1896 | 241657 | 250000 | 10,8 59,1 40,9 4,41 
2) | 1901 | 28790 | 260000 | 11,1 76,55 23,45 | 2,61 
M | | 1907 | 32796 | 272000 | 12,1 70,06 29,94 |, 3,61 
1913 | 39297 | 280000 | 141 68,39 | „31,61 | 4,45 
| 
1890 | 35793 | 280000 | 12,9 60,7 39,3 5,02 
2] | 1896 | 41139 | 303000 | 13,6 61,7 38,3 5,19 
2) 1901 | 43341 | 313000 | 13,8 78,16 21,84 | 8,02 
2 | | 1906 | 49817 335000 | 14,9 65,17 34,83 | 5,17 
a1 | 1909 | 51155 | 349000 | 14,7 73,85 26,15 | 3,83 
1913 | 61637 | 367000 | 16,8 73,85 26,15 | 4,39 
E auf | 1890 | 21300 | 308.000 7,0 62,1 37,9 2,62 
=&)| 1898 | 30013 | 330.000 9,1 61,81 3819 | 8,47 | 
32) | 1908 | 37863 | 379000 | 10,0 77,37 22,63 | 2,26 
> 1913 | 44925 | 404000 | ıL1 72,63 | 27,37. | 8,04 
zwischen Einnahmen und Anlacekapıtal. Die preußisch- 


daß es einen solchen aufweisen konnte, verdankt es wiede 


"nicht auch die zweifellos sehr gute Verwaltung ihr Mi 


ermitteln und insbesondere die Punkte zu finden, ‚wo 


hessischen Bahnen waren in diesem Punkt von jeher allen. 
Ihr Bruttogewinn: war stets erheb-. 


Verwaltungen überlegen. 
lich größer als der der andern. Und dies nicht etwa, weil 
sie dia höchsten kilometrischen Einnahmen hatten, darin war 
ihnen Baden seit Ende der 9%0er Jahre voraus, und auch 
nicht weil sie die „geringsten kilometrischen Anlagekosten 
aufwiesen — in dieser Beziehung steht Bayern günstiger —, 
sondern weil das Verhältnis beider Größen bei ihnen von 
jeher am günstigsten war. Schon. vor dem „ewaltisen Veer- 
kehrsaufschwung der beiden letzten Jahrzehnte vor dem 
Krieg, als beispielsweise Württemberg noch auf einem Brutto- 
gewinn von weniger als 7 % stand, hatte Preußen einen fast 
‚doppelt so hohen, und der Verkehrsaufschwun«s steiserte ihn 
dann auf über 20 %, während Württemberg sich mit 112, 
Baden mit 13, Bayern mit 14,1 % als überhaupt je erreichte 
Höchstwerte begnügen müssen. Daß hierneben die Unter- 
schiede in der Betriebszahl der einzelnen Verwaltungen eine 
geringere "Bedeutung für das. finanzielle Ergebnis haben 
müssen, ist klar. Hätte beispielsweise Württemberg im Jahre 
seines günstiosten Bruttogewinnes dieselbe Betriebszahl wıe 
Preußen gehabt, so hätte es trotzdem nur eine Verzinsung von 


zu gewährleisten. Wie will man eine Anlage durch ba 


3,85 % seines AneaneRle herauswirtschaften Ken 
Preußen hätte, selbst wenn es die ungünstigere Betriebszi 
von Württemberg aufgewiesen hätte, doch immer noch 
Verzinsung von 6,18 % erzielt. Es verdankt also seine 
herrschende günstige Stellung vor allen anderen Verw. 
gen in der Hauptsache seinem sünstigen Bruttogewinn, 


seinen bevorzugten geographischen und wirtschaftlichen 
hältnissen. Es soll damit durchaus nicht gesagt sein, 


dienst an den günstigen Ergebnissen habe; etwas andeı 
es aber, nun schließen zu wollen, daß die Betriebsführ: 
zum Höchstmaß wirtschaftlich gewesen sei, daß also 
triebsleistungten mit dem gerinsst möglichen Aufwand ıerr 
worden seien. Das wäre ebenso verfehlt, wie wenn man 
der Betriebszahl allein herauslesen wollte, daß diese 
jene Verwaltung wirtschaftlicher gearbeitet hätte. al 
andere. Bemerkenswert bleibt, daß die Selbstkosten, a 
Leistungseinheit bezogen, sich auch bei den. preußisch-h: 
schen Bahnen nicht verringert haben, während doch ser. 
die Verringerung der Produktionskosten beı Vermehrung 
Produktion das sonst bei Privatunternehmern mit alle: 
teln erstrebte Ziel ist. Bei den preußisch-hessischen Bahı 
haben die Selbstkosten trotz der gewaltigen Verkehrsstei 
rung eine nicht unbeträchtliche Erhöhung, vom Jahre 1 
bis 1913 um etwa 35 %, erfahren. Dies mag eine in der 
‚art des Eisenbahnunternehmens, insbesondere des als 
betrieb verwalteten, liegende durchaus begründete E 
nung sein. Klargestellt sind die Vierhältnisse bisher n 
wenig, und das gerade wird von vielen Eisenbahnfachmi 
als ein Mangel der bisherigen Verwaltung empfunden. 
besonders in einer Zeit, wie wir sie heute durchleben, wo : 
unbedingte Voraussetzung für die Wiedergesundung uns 
Eisenbahnunternehmens die Forderung auf Verringerung 
Produktionskosten. erhoben werden muß. Es kann nicht & 
nügen, aus dem finanziellen Endergebnis eine Reihe von « 
stischen Durchschnittswerten zu bilden, Vergleiche na 
Bahn- oder Gleislänge, nach Lokomotiv-, Zug-, Wageı 
Personen-. Tonnenkm anzustellen. So wertvoll diese 
gleiche für mancherlei Untersuchungen auch sein mög 
muß darüber hinaus der Versuch gemacht werden, aus 
wirklichen Betriebsverhältnissen heraus die Selbstkos 


sparnisse an Betriebsaufwendunsen. möglich sind. 


Es kann sich hierbei nicht darum handdin. Ertragsb 
nungen für einzelne Bezirke zu bilden; diese würd 
vornherein dazu verurteilt sein, schiefe Bilder zu er 
denn die Verhältnisse sind dazu viel zu verschieden. 
gesehen von allem anderen, "der eine Bezirk ist ein 
des Frachtaufkommens, der” andere vorwiegend ein Di 
fuhrgebiet. Etwas mehr Zweck würde es schon haben, 
man statt der Einnahmen die Leistungen segenüber 
dann würde schon eher, namentlich wenn man. nicht 
soluten Zahlen eines Vergleichszeitraumes, sondern di. 
wickelung der Ergebnisse über längere Zeiten gegenübers 
die Möglichkeit „ieboten sein, Rückschlüsse zu ziehe 
der Hauptsache wird ee sich aber darum handeln, di 
zelbetriebe, die Selbstkosten der Einzelleistungen zu 
suchen. Und zwar zu zweifachem Zweck: um eine sys 
tische Weiterentwickelung des Eisenbahnwesens zu werm 
liehen und zweitens, um eine wirtschaftliche [Betriebsfü 


Maßnahmen verbessern, wie eine Neuanlagıe schaffen, 
man. nicht ihre Betriebskosten kennt? Früher mag woh 
ein Bauprojekt als oberster Satz die Forderung der gen 
den betrieblichen Leistungsfähickeit gegolten haben, dan 
— leider wohl nur zu oft als Hauptsache behandelt 
Höhe des Baukapitals. Jetzt müßte darin ein Wan 
treten. Es darf nicht mehr allein der Maßstab der bie 
lichen Leistungsfähigkeit gelten, in. den ‚Vordergrund mul 

“ e 3 


u ebskostenrechnung treten, und -ausschla@gebend muß die 
derung werden, das Baukapital so zu bemessen, daß die 
ertige Anlage den geringsten Aufwand an Gesamtjahreskosten 


nm eine Betriebskostenrechnung beigefügt und durch ver- 
deichende Berechnungen die Bauwürdigkeit nachgewiesen 

rden. Aber als Grundlage hierfür ist die Kenntnis der 
BE ehekasten gleichartiger, bestehender Anlagen unentbehr- 
ich. Um «ein Beispiel zu mennen: Wie verschieden sind die 
Betriebskosten für einen kleimen Bahnhof sinfachster Ver- 
Jältnisse, wenn das Empfangsgebäude in ‚der Mitte lveet; und 
‚wei Außenstellwerke vorhauden sind, oder wenn nur sin 
indstellwerk vorhanden ist und das Empfangsgebäude am 
ınderen Ende liegt. Im allgemeinen wird ja jede Anordnung 
wur bis zu einer bestimmten Grenze des Verkehrs wirtschaft- 
= sein. darüber hinaus wird eine andere Form die betrieb- 
ı günstigere werden. 
en aber den Anlaß bieten, zu prüfen, ob in einem sol- 
Sn Falle Peumeu zu treiben und ze die dem 


| n ten ie | 
1 das eilt für größere Anlagen natürlich auch in viel 
m Maße. "Wie kann z. B. ein großer Rangierbahnhof 
äßig projektiert werden, wenn man nicht die Betriebs- 


ostenvergleichung un Mit nn allgemeinen 


fen nes en Bahnhofs betragen können. ist es nicht 
‚ auch nicht aus dem Gefühl heraus, das für dieses oder 
System sprechen möge. Es kann sich beispielsweise sehr 
“einem Gefällsbahnhof zuneigen, in dem Gedanken, daß 
diesem ja die lebendige Kraft, die die Wagen zum Ab- 
en brauchen, schon durch die Anlage gegeben ist, während 
ei anderen Bahnhöfen erst durch die Lokomotivarbeit 
affen werden muß, und doch können sehr wohl die Auf- 
dungen für die Vernichtung der überschüssigen Kraft oder 
die ‚Schleppfahrten so eroß sein, daß sie jemen Vorteil 

wiegen. Positive Grundlagen für die Beurteilung dieser 
"ragen können nur die Vergleiche der (Betriebskosten. be- 


ichender Anlagen ae: ihre Ermittelung ıst daher eine un- 


ist fast von noch größerer Bedeutung. Mit allgemeinen 
assen ist da aber nicht viel setan. Der Hebel muß ange- 
etzb werden bei den Einzelbetrieben, bei den Einzelleistungen. 
nd dies setzt vor allem wieder voraus, daß man die .Be- 
riebskosten der Einzelbetriebe kennenlernt. Dies ist auch 
eiter Voraussetzung dafür, daß die Verwaltung den Ge- 
anken der Taylorschen Lehre Eingang in ihre Betriebe läßt, 
vas sie ja auf die Dawer doch nicht wird . hintanhalten 
unen. Formale Kontrollen waren ja auch bisher reichlich 
enug eingerichtet. Sie können aber der Verwaltung und den 
Menststellenleitern nicht das geben, was diese brauchen, ein 
bild des wirtschaftlichen Arbeitens ihrer Betriebe. Die 
chwierigkeit liest ja nun zweifellos darin, daß der Betrieb 
bahnen so umfassend ist, daß die Einzelbetriebe so 
eins der eingreifen, daß die Erfassung des’ einzelnen mit 
xosten- und Ertragsberechnung ‚recht schwierig erscheint. Und 
I h muß sich auch ER ein. Weg finden en Zunächst gibt 


ee Ede lie Gasanstalten, en riewaie Mer 
hnliche Anlagen Betriebe darstellen, die sehr wohl ihren 
sgaben. -ihre Leistungen g&ssenüberstellen können. Darauf 
rd man sich ja allgemein beschränken müssen, daß die 
‚stüngen, die der Einzelbetrieb erzeugt, als Gegenwert 
er den Ausgaben erscheinen. 80 wird man auch noch 
Betriebe erfassen - können, Betriebswerkstätten 


‚fordert. Jedem größeren Entwurf mußte neben. dem Betriebs- 


Die vergleichenden Untersuchungen. 
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‘dier ziemlich sicher erfaßt werden kann, 


’ Einzelanordnunge'en, 
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einigen sind derartige Prüfungen schon singeleitet), Ab- 
fertigungen, Bahnmeistereien und selbst Bahnhöfe. 


- Die nötigen Aufschreibungen würden, weit entfernt davon, 


nur Erzeugnisse eines überspannten Bürokratismus ‘zu sein, 
einen. großen. Wert darbieten, nicht nur der Verwaltung, son- 
dern auch den Dienststellenleitern. Es ist kein Zweifel, daß 
viele Beamte es mit großer Freude begrüßen würden, wenn 
ihnen Gelegenheit geboten wäre, sich und ihren Betrieb 
dawernd nachprüfen zu können. Wichtig aber ist, daß nun 
nicht Bürokratismus die Sache verdirbt; das ganze Verfahren 
muß auf unbedinstem Zutrauen zu den Beamten beruhen, 
depen Obhut der Betrieb untersteht, Zutrauen dafür, daß sie 
selbst Sorge tragen, wie sie ihre Betriebe wirtschaftlich ent- 
wickeln können. Wird ungünstiges Arbeiten fest&estellt, 
soll vertrauensvolle Aussprache mit den Vorgesetzten helfen 
bessere Leistungen zu erzielen. Auf keinen Fall darf die 
Einrichtung dazu führen, nur newes Schreibwerk zu schaffen, 
nur Anlaß. zu Berichten und «dienstlichen Bemängelungen 
seitens der Vorgesetzten zu geben. Gemeinsames Interesse 
an dem Wohlersehen des Gesamtbetriebes,. fußend auf dem 
wirtschaftlichen Arbeiten des Einzelbetriebes, das muß alle 
beseelen. 

Das wichtigste Gebiet des Eisenbahnunternehmens ist die 
Zueförderung. Die Selbstkosten der Zugförderung für 
die beiden Hauptverkehrsarten und dis verschiedewen Zug- 
sattungen genau kennenzulernen, würde natürlich das an- 
zustrebende Endziel jeder Selbstkostenrechnung sein. Diese 
Aufoabe ist Jedoch sehr schwierig und möchte bei der Eigenart 
der Verwaltung, wo. alles und- jedes letzten Endes dem Zweck 
der Zusförderung dient, fast unlösbar scheinen. Wenn aber mit 
dem Hinweis hierauf von manchen jede Selbstkostenrecehnung 
überhaupt: als nutzlos und überflüssig abgetan wird, so muß 
man diese "Auffassung als den Kern der Sache durchaus nicht 
erfassend, zurückweisen. Män muß sich vor Augen halten, 
daß die Zuesförderungskosten in zwei Teile zerfallen, einen 
und einen zweiten, 
in dem all das, was nur mittelbar für den Zugdienst arbeitet, 
enthalten ist. Schon über den ersten Teil, die reinen Zue- 
förderunsskosten, ein klares Bild zu gewinnen, würde- für 
die Verwaltung ein großer Gewinn sein. Viele 'Betriebsmaß- 
nahmen und Verwaltungsanordnungen müssen sich hierauf 
aufbauen. Hierauf beruhen die Vergütung aller Leistungen 
für Dritte, für die Beförderung von Speise- und Schlafwagen, 
Sonderwagen und Sonderzüge, das Verhältnis zur Postver- 


waltunge, die Gebühren für das Bedienen von Privatan- 
"schlüssen. Hierauf beruhen die betrieblichen Maßnahmen, 


beispielsweise die großen grundlegenden, wie die Festlegung 
der wirtschaftlichen Geschwindigkeit der Züge, und kleine 
wie Einleeunge von Zügen, Halten 
u. derel. Selbstverständlich werden die Selbstkostenrechnungen 
auch hier nur Durchschnittswerte und Grenzwerte ergeben, 
aber doch solche, die mit ausreichender Sicherheit zur Grund- 
lage der betrieblichen Maßnahmen verwendet werden können. 
Die- Unsicherheit verbleibt dem zweiten Teil der Selbstkosten. 
Doch auch hier werden je nach dem vorliegenden Zweck der 
Ermittelungen brauchbare Anhaltspunkte nicht allzuschwer 
zu schaffen sein. 


Es kommt also in der Hauptsache darauf an, in den serfaß- 
baren Teil der Zuskosten, die reinen Zugförderungskosten, 
Klarheit zu bringen, sie nach den Hauptverkehrsarten und 
verschiedenen Zusgattungen zu "ermitteln, und auf dieser 
Grundlage weiter zu bauen. Die Kenntnis dieser Verhältnisse 
und namentlich im Zusammenhang hiermit die vergleichende 
Gegrenüberstellung der Zugkosten zu den Rangyierkosten wird 
zweifellos der Bietriebsleitung wertvolle Grundlagen für ihre 
allgemeinen Maßnahmen bieten und von w#esentlichem Einfluß 
werden können. Man könnte — um die Bedeutung dieser 
Fragen nur’ kurz anzudeuten — vielleicht sogar zu der Er- 
kenntnis kommen, daß unsere bisherige Auffassung im Güter- 
zugbetrieb, die lang» ‚Züge bei voller Ausnutzung der 
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| ‚wältigenden. Fruseukomplex keine leichte oe 


Leistungsfähigkeit der Tokoteoiihen für das wirtschaftlichste 
hält, nicht mehr zeitgemäß sei, und daß jetzt mit Rücksicht 
darauf, daß die Rangierkosten einen ganz außerordentlich | 
hohen Teil der Kosten ausmachen, das gegenteilige ‚Prinzip 
das richtigere sein würde: mögclichst weitsehendes Differen- 
zyeren bereits im Bezirke des Frachtaufkommens, Sammeln 
auf Sammelbahnhöfen, erforderlichenfalls auch kürzere Züge, 
sofern hierdurch Rangierungen auf Zwischenbahnhöfen ver- 
mieden werden können. Es könnte sich vielleicht erweisen, 
daß der Gedanke, Stillager zu vermeiden, doch mitunter ein 
zu hastiges Abschieben der Wagen verursacht, ohne doch der 
gesamten Förderung damit einen Zeitgewinn zu bringen, da- 
gegen erhebliche Menrausgaben. Denn Stillagern kostet nicht 
viel, Rangieren dagegen ganz außerordentlich. 

Zu welchen Schlüssen man auch immer kommen mag, das 
muß man stets bedenken, daß ein srundsätzlicher Stellungs-. 
wechsel praktisch nicht ausführbar wäre, aber das würde 
die Aufgabe bleiben, die Richtung anzugeben. in der sich eine 
künftige -Entwickelung einzupassen hätte. Die Veranlassung | 
und Notwendigkeit, allen diesen Fragen nachzugehen, hat nie- 
mals mehr vorgelesen, als: verade jetzt, und sie können ohne 
eingehende Selbstkostenberechnung nicht nach&eprüft werden. 
Denn schließlich ist ja jede Selbstkostenberechnung nichts 
anderes als eine Prüfung der Wirtschaftlichkeit der allgemein |e 
betrieblichen Einrichtungen und ein Studium, wie sie zu immer 
größerer Vollkommenheit geführt werden können. Aber in 
diesen Dingen ist seither nicht allzu viel geleistet worden. | 
Abgesehen von den Versuchen im Jahre 1906 zur Feststellung 
der wirtschaftlichen Geschwindigkeit der Güterzüge, die ar 
auch nur eine praktische Kostenfeststellung der Züge ver- 
schiedener Geschwindiekeiten waren, ist von der Verwaltung 
nicht viel geschehen, und dies wird von den Betriebsfach- 
leuten übereinstimmend als Mangel angesehen werden. Daß 
es einem Nichtfachmann, dem - früheren Verkehrsminister I 
Oseser, als eine Lücke erschien und ihm Anlaß zu seinen jetzt Ye orilkie der ee die eine ne wi hi 
angegriffenen Ausführungen gab, wird manchem Fachmann gaben. in der Überwachung der Wirtschaftlichkeit des 
durchaus begreiflich und nicht als ein Ausfluß der Unkennt- | erblicken, sicher zu sein, wenn ich die Hoffnung 
nis der verwickelten inneren Lechaliniene des Eisenbahn- | daß die Verwaltung sich der Notwendiekeit der 
betriebes erscheinen. hebungen nicht verschließen und einen Apparat schaffe 

Dem Mangel abzuhelfen, ist aber bei dem großen zu be-- ‚der imstande ist, diese bedeutungsvollen Aufgaben z 


‚86 huß, eine Art Siüdiengrupme, in der beide: Richtung en 
= 1 1 
ae re mlonderer Freie is 
| Erachtens hierbei zu begrüßen sein, wenn auch Hu chs 
ner zur- er re a könnten. HE 


ellien Share der echo derer Nu | 
E  auck aus ihren "Kenntnissen der ausländischen N 
f nisse, und der Hochschullehrer seinerseits würde An 
finden aus dem Einblick in die Fragen des - © < 
Betriebes, der befruchtend für ihn und 
5  schaftliches Schaffen en würde. 


senden. ne Frögen it im Lau . 
 wiekelung ein so großes, umfangreiches Gebiet gew rd 
Sn. man ı sich wundern. Se es noch En a Br i 


nissen 1 Beyriekee ein. ee ‘Material, en 
mus zur wen Drientog 
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Die Unierschisde in den Fahrpreisen der einzelnen Wagenklassen, 


Von Emil Bank 2, a 


Is muß ihnen vielmehr die Wahl der Wesen 3 fr 
geben werden. Den Eisenbahnen bleibt daher als. i 
‘ Grundlage für die Bemessung der Zuschläge für Bi 

der höheren Wagenklassen nur die Schätzung des Wer 
der Reisende je nach seinen "Vermögensverhält en, & 

Anlagen, seiner Erziehung und seinen sozialen \ 
- schaftlichen Neigungen der beqwemenen (Beförde Bi 

Auch die sehr verschiedene persönliche Wertschätzung 

Geldes spielt hier eine Rolle. Der gedachte Schätzu 

läßt sich aber um so schwerer Föststellen und im ! 

‚drücken, als alle diese Momente kaum faßbar sind. I 

wäre ‚es denkbar, aus diesem Gewirr von Einwirkun 

„dem Wiege beharrlicher -Viensuche, denen Annahmen. 

liegen, die einer praktischen Prüfung unterworf: 

mit der Zeit zu Verhältniszahlen zu gelangen, die, 

annähernd, das für die Eisenbahnen ae) 3, 

nahmenergebnis nr ern. 


Die Frage, welche Diienschleie in den Fahrpreisen der ein- 
zelnen Wagenklassen eingehalten werden sollen, kann noch 
keineswegs als befriedigend »„elöst betrachtet werden. Die 
Forderungen, denen, diese Unterschiede Rechnung. tragen 
sollen, sind eben schwer zu erfüllen. Einerseits sollen SIe SO" 
groß sein, daß sie den Eisenbahnen eine möglichst große Ein- 
nahme sichern, andererseits aber: wieder nicht, so groß, daß 
durch sie eine Abwanderung der Reisenden, in niedrigere 
Wagenklassen begünstigt wird. Schließlich sollen sie aber 
auch so bemessen werden, daß die Zahl der ‚auszugebenden 
Fahrkartensorten möglichst eingeschränkt werden kann. Dazu 
kommt noch, daß die einschlägigen Verhältnisse nicht nur 
in den einzelnen Landesteilen, sondern auch bei den einzelnen 
Zuggattungen nicht immer die eleichen sind. Auch die sehr 
- verschiedene materielle Lage der Bewohner der von der Bahn 
durchzogenen Gebiete, deren Beschäftigung und: deren Eigen- 
art kommen wesentlich in Betracht. Die in manchen Ländern 
bestehenden Stewerzuschläge rnschweren die Lösung der I 
Frage ebenfalls. 

Da es sich hier um eine Frage handelt, deren günstige 
Lösung den‘ Eisenbahnen unter Umständen erhebliche Mehr- 
einnahmen bringen könnte, ohne den Verkehr selbst. 
irgendwie ungünstig zu beeinflussen, dürfte es ' 
an der Zeit s sein, sie wieder einmal zu untersuchen. 

Die Fahrpreise der höheren Wagenklassen sollen nun zu- 
mächst die Deckung der höheren Bau-, Betriebs- und Erhal- 
tungskosten der betreffenden Wagen, darüber hinaus aber, 
wie schon erwähnt, eine möglichst hohe Reineinnahme bringen. 
Dieses Bestreben stößt- nun zunächst auf das Hindernis, daß | immer hohe Wahrscheinlichkeit vorhanden, in 
die Reisenden nicht gezwungen werden können, iene Wagen- . Wagenklassen unbequem zu fahren. In Solo £ 
klasse zu benutzen, die ihrer Zahlungsfähigkeit entspricht. I daher a nr ne für die höheren ne 


ne und ver irlscheralı ne en 
 Verschiedenheiten aufweisen, “wirkt auf die h 
suchende Frage insofern «in, als in dicht bevölke: 
die Besetzung der niedrigeren Wasenklassen ein 
zu sein pflegt als,in werig bevölkerten, mit der 
- Fahrt in diesen Wagenklassen für empfindlicher 
 wöhntere Reisende, besonders ge zu = 


| Personenzüge eine erößere zu sein. pflegt, „.18I0: 


Te a ee Fa ae Eee a 


2 les onen Ähnliche Wirkungen ben auch 
Unterschiede in der wirtschaftlichen Lage der Bevölkerung 
verschiedenen Landesteile. Je zahlreicher der wohl- 
abende Teil der Bevölkerung ist, desto wahrscheinlicher ist 
es, daß höhere Fahrpreiszuschläge von der Benutzung der 
heren Wagenklassen nicht in. bedenklichem. Grade abhalten 
den. 
Die rt der- Beschäftigung der Bevölkerung der 
5 der Bahn ‚durch Zogenen Gebiete hat ebenfalls, wichtige 


ha ven ‚dann pflert nur ein beishäldenen Teil ersehen Höhere 


kommen eines großen. Teiles dieser Bevölkerung ein (be- 
;heidenes zu sein pflegt — zurzeit ist das ja kaum der Fall —, 


ch bringt, die Widerstandsfähigkeit gegen Reisestrapazen 
art verstärkt, daß der Landmann auch unangenehme Eisen- 
ahrten Kaum als solche zu empfinden pflegt. In diesem 
ist aber auch durch Niedriehaltung der Fahrpreiszu- 


was zu erreichen. 

ders steht es mit jenen Landesteilen, deren Bevölke- 
'£& sich vorwiegend in Städten nieder ge- 
Assen hat, wo- sie sich hauptsächlich mit 
ewerbe, Industrie und Handel beschäftigt. 
Y "Stadtbewohnern. pflegt zunächst die Widerstandskraft 
Landmannes abzugehen, sie sind verwöhnter und mehr 


ssen zu schätzen. - In nermalen Zeiten pflegen’ auch die 


auf dem Lande. Demsemäß sind auch die Stadtbewohner 
on jeher die besten Kunden der Eisenbahnen für die Be- 

. der besseren Wagenklassen gewiesen. Dies festzu- 
st besonders wichtige. 


en die mehr oder weniger bequeme Einrichtung 
rer Wagen abteile hat, ist ja bekannt genug. Es han- 
ch dabei weniger um die Pracht der Ausstattung, als 
m die Bequemlichkeit des Sitzens. In dieser Richtung boten 
sondere. die Abteile II. Klasse in vielen Fällen wenige 
reiz zu ührer Benutzung. _ In einem voll besetzten Abteil 
Zlasse pflegen die Reisenden oft in qualvoller Enge zu 


zen. Wenn auch die Raumverhältnisse der I. Wagenklasse 


Er6 sind, so fehlen doch an ‚die seitlichen Stützen 


IR 


ist praktischer Wagenbauingenieure. Sie sollten gehalten 
in, hier und ‚da längere Tag- und Nachtfahrten in 'vollbe- 
en "Zügen in allen Wagenklassen zu machen. Solange 
icht eine genügend bequeme Fahrt durch die 


nrichtung der Abteile der höheren Wagen- 
ssen erreicht ist, ist auch ein voller Er- 


en. Diese könnten sich a auf ar T. und EL; ee 
(% beschränken. = 


te Frase dürfte nur ein. er sein. Wenn es uch 
gibt, bei denen selbst die 1. Klasse troiz des Führens 
erer Waeenklassen und trotz hoher Zuschläge in beiden 


jeder Züge, bei denen die Mitbeförderung von Wagen I. und 
bs t solcher II. Klasse stets verlustbringend ist, so ist das 
ch Umständen zuzuschreiben, die mit der Frage der Unter- 
jede zwischen den. Fahrpreisen der einzelnen Ww agenklassen 
zu tun haben. Immerhin ist aber festzustellen, daß bei 
E bei denen die höheren Ren stets gut besehz 


en werden könnten als bei anderen. 

j6 durch den Einfluß besserer Erziehung und der Gewohn- 
S mit besonders gut erzogenen Menschen zu, verkehren, 
erufene Abneigung, in. niodrigen Sa ang 


- Die "nateriellen: Verhältnisse zwingen immer Ina 
1196 der besseren Stände, statt der gewohnten besseren 
enklasse eine schlechtere zu benutzen. Dieser Umstand 
weder für eine ‚Niedrighaltung ‚der Fahrpreisunter- 
‚sprechen. 
‚ besonders großem Einfluß auf Ge hier zu behandelnde 
ist die Länge der Beförderungsstrecke, 
-deshalb, weil mit der Reisedauer die Unbequemlich- 
ver Reise zu wachsen pflegen, sondern hauptsächlich 
weil mit zunehmender Entfernung des Reisezieles die 
‘ Fahrpreise und damit auch die Höhe der Unter- 
a | ? ; 2 


denen Wunsch der Reisenden nach Benutzung 


m onklassen zu benutzen. Dies nicht nur deshalb, weil das. 


sondern hauptsächlich deshalb, weil die Abhärtung‘ gegen | 
trapazen aller Art, die die landwirtschaftliche Tätiekeit mit “ 


hläe6 für die Benutzung der höheren Wagenklassen kaum. 


- völkerten Landesteilen und solchen mit vorwierend 


Q neigt, die Annehmlichkeit der Fahrt in höheren Wagen- 
L ! 3 1 j . Fahrpreisunterschiede zu und kommen 
öheren Einkommen in Städten weit zahlreicher vorzukommen. 


)lchen Einfluß. auf. die Benutzung der höheren Wasen- 
‚seiner matersellen Lass stark abgenommen. 


Fan, Hier ist noch Sekt: viel Ban für den Erfindungs- 


Eure Tarifmaßnahmen Bcht Zu Be i 


ehrsrichtungen - fast stets gut besetzt ist. dage sen aber 


2 kommen. 


gleichen Fahrpreisen. zusammenzufassen. : Der 
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schiede zwischen den Fahrpreisen der einzelnen Wagen- 
klasgen zunimmt. Wenn auch mit der Zunahme der Reise- 


dauer der Wunsch nach beqwemerer Beförderung sich ver- 
stärkt geltend macht, so dürfte doch bei einem sroßen Teil 
der Reisenden die starke Zunahme der Fahrpreisunterschiede 
eine noch größere Rolle spielen. Diesem Umstand dürfte bis- 
her nicht genügend Beachtung geschenkt worden sein. - Es 
wirft sich daher die Frage auf, 2 es sich nicht enniehlen 
würde, dem bei. längerer Fahrt zweifellos verstärkt vorhan- 
beqwemerer 
Wasenklassen dadurch entgegenzukommen, daß mit wachsen- 
der Entfernung die Unterschiede zwischen den Fahrpreisen 
der einzelnen :;Wagenklassen verhältnismäßig geringer ge- 
halten werden. 

Die bisherigen Ausführungen lassen wohl die Hindernisse 
klar genug erkennen, die einer gleichmäßigen Festsetzung re 


- Fahrpreisunterschi ede zwischen den einzelnen Wagenklasseı 


für den Gesamtbereich der Eisenbahnen eines Reiches 
segenstehen. Als Ergebnis der angestellten Untersuchung 
kann kurz folgendes festgestellt werden: 

1. Fahrpreisänderungen im «edachten Sinne könnten sich 


-auf die I. und II. Waeenklasse beschränken. 


-2, Größere Fahrpreisunterschiede lassen sıch in dieht be- 
wohl- 
habender Bevölkerung leichter durchführen als in wenig be- 


 völkerten und armen. 


3. Letztere bilden aber kein Hundertix für die allgemeine 
Durchführung der angeregten Änderungen. 

4. Landesteile, in den zahlreiche Städte lvesien, lassen höhere 
bei der Bemessung der- 
selben entscheidend ın Betracht. 

‘5. Bei längeren Beförderungsstrecken dürfte sich eine ver- 
hältnismäßige Herabsetzung der  Fahrpreisunterschiede 


empfehlen. 
des Mittelstandes, sich besserer 


6. .Die frühere Neigung 
Wagenklassen zu bedienen, hat angesichts des Rückganges 
Sie könnte ‘nur 


bei Herabsetzung der Fahrpreisunterschiede wieder wirksam 
werden. 
a1 DI neh Einnahmeerhöhung läßt sich auf dem 
angedeuteten Wege nur dann voll erreichen, wenn die Ein- 
riehtung der Abteile I. und II. Klasse die notwendige Beqwem- 
lichkeit der Fahrt wirklich bietet. : 
Die Frage, ob die aus verschiedenen Gründen wünschens- 
werte eleichmäßige Festsetzune der Fahrpreisunterschiede 


für das ganze Reich und weiterhin beibehalten werden soll 


oder ob es besser ist, für bestimmte Gebiete Ausnahmen «@in- 
treten zu. lassen, läßt sich natursemäß nur nach eingehender 
Prüfungs der einschlägigen Verhältnisse beantworten. Es 
scheint aber, daß die Hindernisse, die einer gleichmäßigen 
Reselung der Frage, insbesondere für das ERBSSE: ‚der. deutschen 
Reichsbahnen entgegenstehen, nicht so schwerwiegend sind, 
um zu der- immerhin mißlichen Ausnahmebehandlung einzelner 
Landesteile und Züge greifen zu müssen. Es dürfte dagegen 
keinem Zweifel unterliegen, daß die zurzeit bestehenden 


a Unterschiede zwischen den Fahrpreisen der I. und II. Wagen- 


klasse im allgemeinen zu groß sind, daher ein wesentliches 
Hindernis für die Benutzung derselben bilden. 
Es bleibt nun noch zu untersuchen, in. welcher Weise sich 


bei einer. etwa eintretenden Änderung der Fahrpreise I. und 


II. Klasse eine starke Einschränkung der auszu- 

geebenden Fahrkartenseorten erzielen ließe In der 
E alten Zeit pflegte das Verhältnis der Fahrpreise oft 
derart zu sein, daß 1% Karten III. Klasse für die II. und 
zwei Karten III. Klasse für die I. Wagenklasse ausgegeben 
werden konnten. Es hat sich aber- gezeigt, daß. dieses Ver- 


‚hältnis die höheren Wagenklassen zu stark belastete und zu 
einer starken Abwanderung in die niedriseren Wasenklassen 


Es dürfte daher künftiehin nicht mehr in Frage 
Vyelleicht lveße sich durch Veerwendu ng von halben 
und ‘ganzen Fahrkarten IV. Klasse eine brauchbare Verbin- 
dung herstellen. - Die notwendige Einschränkung der” Zahl 
der Fahrkartensorten dürfte sich aber besser in der Weise 
erreichen lassen. daß das System der Rechnung der Fahrpreise 
nach einzelnen Kilometern, wo es noch besteht, verlassen und 
zu dem an sich gesunden Grundsatz der früheren Zonentarife 
übergegangen wird, eine Anzahl von Kilometern als Zone mit’ 
Nahverkehr 
könnte dabei dadurch berücksiehtigt werden, daß bei’ ihm die 
Zone nur etwa 2 km umfaßt, während die Kilometerzahl der 

Zonen mit zunehmender Entfernung steiet. 

Bei einer Reform der Personentarife dürfte übrigens auch 
die Frage zu prüfen sein, ob nicht seine ‚Bildung der. Fahr- 
preise nach dem Staffelsystem, nach dem die kilometrischen 
Eimheitssätze mit der Entfernung fallen, vorzuziehen sei, da 
bei den derzeitisen hohen Fahrpreisen der Fernverkehr allzu- 


führte. 


stark ae "wird. 
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Der Haushalt der Reichseisenbahnverwaltung für das Rechnungsjahr 1921. 


Der Haushalt für die Verwaltung der Reichseisenbahnen im 
Rechnungsjahre 1921 umfaßt sämtliche Einnahmen und Aus- 
gaben des Reichseisenbahnnetzes einschließlich seiner Neben- 
betriebe. Dem Art. 92 der Reichsverfassung entsprechend sind 
auch die Kosten für die Verzinsung, Tilgung-und Verwaltung 
der Eisenbahnschuld mitaufgenommen. Im ganzen sind veran- 


sap. Für das Rech jah mehr + 
ür das Rechnungsjahr Peg 
Im re 1921 1920 hl weniger — 
M N NM. 
Einnahmen 27 604 000 000 14963 558 700 -+ 12 640 441 300 
Ausgaben 31181834100 29363 042300 + 1818791 800 
Fehlbetrag 3577834100 14399 483 600 — 10821 649 500 


Die Minderung des Fehlbetrages um fast 11 Milliarden Mark 
ergibt sich hauptsächlich aus der Steigerung der Einnahmen in 
Verbindung mit der Durchführung von Sparmaßnahmen auf 
allen Gebieten der Verwaltung (Betriebsführung, Personalauf- 
wand, Materialverbrauch u. dgl.). Die Mehreinnahme ist eine 
Folge der angenommenen Verkehrszunahme, der zum 1. Dezem- 
ber 1920 durchgeführten Reform des Gütertarifs und insbe- 
sondere der in Aussicht genommenen weiteren Personen- und 
Gütertariferhöhungen. An der Vermehrung der Ausgaben sind 
in der Hauptsache die Betriebsausgabetitel für bauliche An- 
lagen und Fahrzeuge sowie der Schuldendienst beteiligt. Die 
Mehraufwendungen für bauliche Anlagen und Fahrzeuge be- 
ruhen in dem aus der Kriegszeit herrührenden abgenutzten Zu- 
stand der Bahnanlagen und Fahrzeuge, die für den Schulden- 
dienst auf dem Anwachsen der Eisenbahnschuld durch die Fehl- 
beträge und die Mehrausgaben im außerordentlichen Haushalt, 

Die Betriebseinnahmen allein sind mit 27,6 Milliarden 
Mark veranschlagt. gegenüber 14,96 Milliarden im Rechnungs- 
jahre 1920. Davon entfallen 5,3 Milliarden auf den Personen- 
ed Gepäckverkehr und 21,5 Milliarden auf den Güterverkehr. 
Die Betriebsausgaben sind mit 1,51 Milliarden höher 
angesetzt als im Vorjahre und beziffern sich auf 28,33 Milliar- 
den Mark. Hierbei sind jedoch die Mehrausgaben, die sich aus 
der Auffüllunz der durch das Reichsbesoldungsgesetz vom 
30. April 1920 neu geschaffenen Gruppen und der Höherstufung 
zahlreicher Beamtenklassen nach Maßgabe des endgültigen 
Reichsbesoldungsgesetzes vom 17. Dezember 1920, aus den Ver- 


änderungen der Ortsklasseneinteilung, aus der Erhöhung des 
zum Grundgehalt und ÖOrtszuschlag der 
Beamten, und zu den Kinderzuschlägen, aus der Gewährung 
eines weiteren Teuerungszuschlags zum Ortszuschlag für die 
außerplanmäßigen Beamten und der Durchführung des Pen- 
aus der bevorstehenden Neuregelung 
des Dienstbekleidungswesens und der Erhöhung der Arbeiter- 


Teueruneszuschlags 


sionsergänzungsgesetzes, 


Zeitung des Sorein j 
Deutscher Higenbebıvern ee 


löhne ergeben, noch nicht berücksichtigt. 


Die Anforderung 
der zur Deckung dieser Mehrausgaben erforderlichen Mittel - 


bleibt einem besonderen Haushalt vorbehalten. 


„ergibt sich für die Betriebsausgaben untenstehendes Bild. 


sich für die a ein Be-” 


Sonach ergibt 
triebsfehlbetrag von 730 961 000 
Milliarden weniger als im Rechnungsjahre 1920. 


Der außerordentliche Haushalt schließt in Ein 
nahme mit 4 Millionen Mark und in Ausgabe mit 3,13 Milliar- 
den Mark ab, er erfordert sonach einen Reichszuschuß von 3,126 
Milliarden Mark. Außer den Mitteln für den Hauptfonds sind 
nachträglich noch 2,52 Milliarden Mark für sonstige Baufonds 
in. den außerordentlichen Haushalt eingestellt, so daß dieser 
nunmehr mit einer Mehrausgabe von 5,646 Milliarden Mark ab- 
schließt, die durch Inanspruchnahme des Kredits gedeckt wird. 
Von den“ Forderungen für neue Bauten sind besonders hervor 
zuheben (die in Klammern zugesetzten Zahlen geben die Tei 
. forderungen für 1921 in Millionen Mark an): Zweigstell 
Eisenbahndirektion Altona 
von Neustadt in Holstein nach 
Schwartau (6), desgl. von Kiel nach Holtenau (5), von Niebüll 
näch Westerland (9) und einer Umgehungsbahn für den Güter- 
Herstellung eines Rangierbahnhofs“ 


Preußen-Hessen, 
Bau einer Nebeneisenbahn 


verkehr bei Hamburg (7), 
bei. Eidelstedt (15), Umgestaltung der Bahnanlagen in und bei 


Flensburg (15), Herstellung neuer, 
die Stromöffnungen der Eisenbahnbrücke über die Süderelbe 
-bei Harburg (17), Erweiterung der-Bahnhöfe Neustadt (Dosse) 
(5), Schleswig (2), Büchen (1) und Itzehoe (2), Umgestaltung 
des Bahnhofs Elmshorn (8), Umbau der Bahnhofsanlagen- ZU 
Kiel (5), Erweiterung der Gleisanlagen auf dem Güterbahnhof - 
Neumünster (1,5) sowie der Hauptwerkstätten Glückstadt V 
Eisenbahndirektion Berlin 
Umgestaltung der Bahnanlagen bei Spandau (21), Vorbereitung 
des elektrischen Betriebes auf den Berliner Stadt-, 


"und Neumünster (3). 


stärkerer Überbauten für 


Im einzelnen 


das sind 11 2 


Ring- und 
PR er Bi . x 


4 


1512767 000 


Betrag für das | _ Für 1920 Mithin für 21 
Rockua 1921 sind bewilligt aöhr weniger 
MM N M +00 
A. Persönliche Ausgaben. er ö ee 
1.--Besoldungen 72.7. ee ee 3 421 101 000 3 445 680 000 24579000 
2. Teuerungszuschläge für planmäßige Beamte... 1 644 786 000° 1 667 808 500 — "23.022 500. = 
3. Kinderzuschläge i in gesetzlich nicht geregelten Fällen 5 039 000 5 039 500 3 500 ; ie 
4. Bezüge der außerplanmäßigen Beamten und der An- a 
gestellten, Löhne der Hilfskräfte im Beamtendienst e 3 
und der Betriebsarbeiter ... 2... 5 3 386 330 000 3311 015.000 75 315 000 _ 
5. Teuerungszuschläge an außerplanmäßige Beamte 218 600 000° 180 140 000 38 460) 000 — 
6. Reise-, Abordnungs- und Umzugskosten .. .... 60 989 000 .46 989 000 14 000 000 _ 
7. Andere Nebenbezusp nn ne Bee 399 227 000 292 121 000 107 106 000 — 
8. Unterstützungen für Beamte. „aan nn... 27 459 000 27 834 000 — 375000 
9. Desgl. für ehemalige Beamte u. deren Hinterbliebene 7 841 000 7 841 000 => S* 
10. Desgl. für Arbeiter, ehemalige Arbeiter und Hinter- : FB 
bliebene von Arbeitern #. ,.,. ar 2 u 5 24 000 000 16 031 000 7 969.000 — “ 
1l. Sonstige persönliche Ausgaben . 536 029 000 335 814 000 150 215 000. \ = ee; 
12. Teuerungszuschläge an Beamte im Ruhestand und >. = Be - 
an Hinterbliebene von Beamten . . 2... 2.2.2... 354500000. | 342 004 000 12 496 000 3 — 2 
| Summe A| 10085901000. | 9728317000 | 405 561 000 47977000 
B. Sächliche und vermischte Ausgaben. : = 
13. Unterhaltung und Ergänzung der Ausstattungs- et | | “e 
gegenstände, Beschaffung der Betriebsstoffe.. . . 5 433 800 000 52°0 452.000 143 348 000 Eu BEN 
14. Unterhaltung, Erneuerung und Ergänzung der bau- S Br 
lichen Anlagen... ... as... 4 4.098 410 000: 3 765 686.000 332 724 000 _ Ri 
15. Desgl. der Fahrzeuge und maschinellen Anlagen 8 166 320 000 7 643 737 000 522 583 000 er a 
16. Benutzung fremder Bahnanlagen und Dienst- Be 
leistungen fremder Beamten -. . .. 2... 2... 16 600 000 11 501 000 5099 000 __ a 
17. Benutzung fremder Fahrzeuge... ...v.... 12 500 000 3 359 000 9141000 = 2 
18. Verschiedene Ausgaben .. .v..... N 517 430 000 | 375 142. 000° 149288 000 a2 & 
| Summe B | 18245060000 | 17089877000 | 1155183000 we. 
Summe der Betriebsausga ben | 23 330 961 000 | 26 818 194 000- 1.560 744 000 47977000 
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__ Vorortbahnen (15), Bau einer Haupteisenbahn von Michendorf 
mach Mahlsdorf (10), 
straße in Berlin (9,8) und des Rangierbahnhofs Tempelhof 

(4,5), Herstellung des 5. und 6. Gleises auf der Strecke Stralau- 
- Rummelsburg-Treptow (1,5), des 3. und 4. Gleises auf der 
‚Strecke Frohnau-Birkenwerder (2) und des 2. Gleises auf der 
Strecke Tegel-Velten (1,486) und Tegel-Hennigsdorf (3), Er- 
_ werb und Ausbau des Reichswerkes Plaue bei Brandenburg zu 
- Eisenbahnwerkstattsanlagen (8), Herstellung eines Abstellbahn- 
F hofs für Fernzüge am Rangierbahnhof Rummelsburg und Aus- 
bau des Personenbahnhofs an der Warschauer Straße in Berlin 
(4,065), Erweiterung der Lokomotivbehandlungsanlage auf dem 
_ Rangierbahnhof Pankow (2,6) und der Zentralkesselanlage in 
# der Hauptwerkstätte Tempelhof (1,575), Herstellung eines 
Hauptfernsprechamts in Berlin (1). Eisenbahndirek- 
tion Osten zu Berlin. Bau einer Nebeneisenbahn Kon- 
topp-Schwiebus (25), Herstellung des 2. Gleises auf den 
Y Strecken Breslau-Glogau (2) und Kreuz-Stargard (1), Umbau 
des Bahnhofs Frankfurt (Oder) und Herstellung eines Rangier- 
_  bahnhofs zwischen Booßen und Frankfurt (9), Umbau des 


Bahnhofs Glogau (3), Herstellung eines Grenzbahnhofs westlich 


 Glogau-Reppen (2,5), Einrichtung von Diensträumen für die 
-E.D. Osten (2,3) Verbesserungen in der Lokomotivwerkstätte 
Schneidemühl (1). Eisenbahndirektion Breslau. 
Bau einer Haupteisenbahn Arnsdorf-Liegnitz (10,5), einer 
_ Nebeneisenbahn Schottwitz-Meleschwitz (3,5), Maltsch-Wohlau 
-—@) und: Nikolausdorf-Küpper (0,5); Einrichtung elektrischer 
Zugförderung auf den Strecken Lauban-Dittersbach-Königszelt 
mit Zweigstrecken (8) und Lauban-Görlitz-Schlauroth (18), 
_ Umbau. des Bahnhofs Lieenitz (5,4), Erbauung einer Loko- 
motivwerkstätte und Erweiterung des Bahnhofs Öls (13), Er- 
= ichtung einer Wagenwerkstätte Schweidnitz (4.1) und einer 


Er: (3), Erhöhung der Leistungsfähigkeit der Strecke 


u elschmiede in der Hauptwerkstätte Breslau Odertor (3,85), 
Anbau zur Ausbesserung elektrischer Lokomotiven 


, in der 
E3 Hauptwerkstätte 


und Erweiterung der Betriebsanlagen auf 
- Bahnhof Lauban (4). Eisenbahndirektion Cassel, 
Bau der Nebeneisenbahn Kirchhain (Hessen)-Gemünden a. d. 
Wohra, Corbach-Brilon (Wald), Göttingen-Bodenfelde. Bleiche- 
ode-Herzbere a. Harz, Heiligenstadt-Schwebda. Velmeden- 
Eichenberg, Raumland-Markhausen-Allendorf bei Battenberg, 
_Uslar-Schönhagen und_ Stolberg-Rottleberode-Stolberge a. Harz 
(zus. 3,98), Erweiterung des Bahnhofs Nordhausen (2), des 
 Personenbahnhofs Göttingen (8), des 


_ Neuenbeken (1,5) und Blankenheim (1), Ausbau der Werkstät- 
‚tenanlagen auf Bahnhof Cassel R (2,5). Eisenbahndirek- 
tion Elberfeld. Bau einer Haupteisenbahn von Witten- 
West nach einem geeigneten Punkte der Bahnstrecke Schwelm- 
_  Barmen-Rittershausen (6), der NebeneisenbahnenMeinerzhagen- 
Olpe (5,29), Velbert-Kettwig (9) und der Verbindungsbahn 
bei Ohligs (1); Herstellung des 2. Gleises auf den Strecken 
Hagen-Oberhagen-Oberbrügze (2), Marienheide-Dierinzhausen 
(4), Bommern-Vorhalle nebst Verbindungesbahn Bommernholz- 
— Wengern (10) sowie des 3. und 4. Gleises auf den Strecken 
 Düsseldorf-Eller-Hilden. (4) und Kreuztal-Weidenau (9,38); Er- 
weiterung der Bahnhöfe Iserlohn (3). Altenhundemg (10), Die- 
 ringhausen (3), Brügge (2), Hagen (2) und Kreuztäl (1); Um- 
bau der Bahnhöfe Düsseldorf-Rath und Ratingen-West nebst 


Lokomotivwerkstätte bei Schwerte (80) und einer Lokomotiv- 
schuppenanlage auf Bahnhof Hagen-Eckesey (1) und Holz- 
wiekede (2). Eisenbahndirektion Erfurt. Bau einer 
_ Nebeneisenbahn Weidhausen-Neustadt (5), Herstellung des 
2. Gleises auf den Strecken Salzungen-Meiningen (8), Gerstun- 
gen-Vacha (10); vollspuriger Ausbau der schmalspurigen Ne- 
 benbahn Dorndorf-Kaltennordheim (Feldabahn) (1,6), Umbau 
_ der Bahnhöfe Weißenfels (3) und Weimar (2,5); Erweiterung 
- des Personenbahnhofs Coburg (2,5), des Güterbahnhofs Erfurt 
- (4,3), des Bahnhofs Gotha (3), Sömmerda (0,5),'Nebra (0,5) und 
Dorndorf (1,5), der Bahnanlagen zu Saalfeld (2) und Erfurt 
Personenbahnhof (1,65); Herstellung einer Lokomotivschuppen- 
anlage in Eisenach (2,5), einer Drehstromanlage in der Haupt- 
_  werkstätte Jena (1), Erweiterung der Hauptwerkstätte Meinin- 
gen (2) und der Gleisanlagen auf Bahnhof Zella-Mehlis (1,3). 
Eisenbahndirektion Essen. Bau einer Haupteisen- 
bahn Katernberg Nord-Buer Süd (2,5) und einer Verbindungs- 
_ bahn Borbeck-Frintrop-Bottrop (1); Herstellung des 2. Gleises 
auf der Strecke Bochum Nord-Präsident, des 2. und 3. Gleises 
- Präsident-Riemke (10), des 3. und 4. Gleises Mülheim (Ruhr)- 
_ Styrum-Essen West (8), Scharnhorst-Hamm i. Westf. (10) und 
Gleises Osterfeld Süd (Personenbahnhof) - Block 
Hoc (2), Umgestaltung des Bahnhofs Hamm 
-(Westf.) (25) und Oberhausen (1); Erweiterung der Bahnhöfe 
Herne (3), Essen Hbf. (4), Dinslaken (3), Essen Nord (4), 
Duisburg-Hochfeld Süd (1), Mülheim (Ruhr)-Heißen (1) und 
der Bahnanlagen bei Duisburg (13), der Hauptwerkstätte 


a 


Erweiterung des Bahnhofs Friedrich- : 


Verbesserung der Ferngüterzuggleise (20); Errichtung einer ! 
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Wedau (13), der Wagenwerkstätte Recklinghausen (3); Her- 
stellung einer Abstellgruppe für Personenzüge auf Essen Haupt- 
bahnhof (2), eines Überholungsgleises auf Bahnhof Katernberg 
Süd (1); Erweiterung der Trennungsgleise bei Block Horl (3), 
Umbau der Lokomotivbekohlungsanlage Langendreer (1) und 
Herstellung einer Lokomotivschuppenanlage in Gelsenkirchen- 
Bismarck (2). Eisenbahndirektion: Frankfurt 
(Main). Bau einer Nebenbahn Stockhausen-Beilstein (4) und 
Haiger-Gusternhain (5), einer Verbindungsbahn bei Hanau Ost 
(1,2) und zwischen Hanau Ost und Wolfgang (2,5); selbständige 
Einführung der Homburger Bahnstrecke in den Hauptpersonen- 
bahnhof Frankfurt (6); dessen Erweiterung (16), Erweiterung 
der Bahnhöfe Dillenburg (3), Friedberg (1), Höchst (Main) 
(2,5), Fulda (2,8), Wissen (1), Offenbach (85); Erbauung 
einer Lokomotivwerkstätte in der Gemarkung Nied bei Frank- 
furt (9), Erweiterung der Hauptwerkstätte Fulda (2,5), Her- 
stellung eines 2. Lokomotivschuppens mit Nebenanlagen auf 
Bahnhof Friedberg (Hess.) (2). Eisenbahndirektion 
Halle. Bau einer Haupteisenbahn Wiesenburg-Roßlau (3,5), 
Einrichtung elektrischer Zugförderung auf der Strecke Magde- 
burg-Bitterfeld-Leipzig-Halle (19), Herstellung des 3. und 4. 
Gleises auf den Strecken Luckenwalde-Jüterbog (1,63) und 
Berlin-Luckenwalde (4,12), Gleiserweiterung am Nordende des 
Bahnhofs Halle (8), Umbau des Bahnhofs Senftenberg (15), 
Erweiterung der Lokomotivschuppenanlagen Hoyerswerda (1,5) 
und der Betriebswerkstätte Cottbus (1,2). Eisenbahn- 
direktion Hannover. Bau der Haupteisenbahnen Nien- 
burg (Weser)-Minden (Westf.) mit Abzweigung nach Stadt- 
hagen (32), Verden-Rothenburg (Han.) (26), Celle-Hannover 
(12); Bau der Nebeneisenbahnen Salzwedel-Arendsee (8,5), 
Arendsee-Geestgottberg (2), ÜUlzen-Dannenberg (15), Celle- 
Braunschweig mit Abzweigung nach Peine (5), Verbindunesbahn 


- bei Waldhausen (1); Herstellung des 3. und 4. Gleises Hamm- 


Wunstorf (34) und des 2. Gleises Pyrmont-Himmighausen (2); 
Erweiterung der Gleisanlagen auf dem Güterbahnhof Hameln 
(3), des Bahnhofs Grohn-Vegesack (1,5); Herstellung einer 
neuen Lokomotivschuppen- und Bekohlungsanlage auf Bahnhof 
Lehrte (3); Verlängerung der Übergabegleise und Herstellung 
von Rangiergleisen auf Bahnhof Lüneburg (4); Erweiterung 
der Hauptwerkstätte Sebaldsbrück (5). Eisenbahndirek- 
tion Kattowitz. Erweiterung des Bahnhofs Kandrzin (1) 
und der Wagenwerkstätte Gleiwitz (1) sowie Herstellung einer 
Weichenausbesserungsanlage in Gleiwitz (1) und Errichtung 
einer Hilfskesselhalle daselbst (15). Eisenbahndirek-. 
tion Köln. Bau der Haupteisenbahnen Mörs-Geldern (14), 
Holzheim-Rommerskirchen (35,58), von Liblar nach dem Ahr- 
tal (40) und von Oberhausen West nach Hohenbudberg einschl. 


-einer neuen Eisenbahnbrücke über den Rhein bei Ruhrort (4); 


Herstellung des 2. Gleises auf den Strecken Köln-Ehrenfeld- 
Grevenbroich (14), Grevenbroich-Odenkirchen (0,5) und Frie- 
mersheim-Millingeen (15,63); Ausbau der Nebenbahn Rommers- 
kirchen-Mödrath-Liblar zur Hauptbahn (45.46); Herstellung des 
3. und 4. Gleises auf der Strecke Buir-Stolberg nebst Güter- 
umgehungsbahn bei Aachen (1) und auf der Strecke -Hohen- 
budberg-Duisburg-Hochfeld Süd (8), des 5. und 6. Gleises auf 
der Strecke Hohenbudberg-Urdingen-Crefeld-Linn (8) und des 
3. und 4. Gleises auf der Strecke Crefeld-Linn-Neuß-Holzheim 
(1), Beseitieung der Schienenkreuzungen am Block Großkreuz 
bei Köln (7), Umgestaltung der Bahnanlagen bei Viersen (5), 
Erweiterung des Bahnhofs Köln-Nippes zu einem Hauptrangier- 
bahnhof (22) und des Bahnhofs Herzogenrath (1); Erbauung 
einer Hauptwerkstätte bei Jülich (5); Erweiterung des Rangier- 
bahnhofs Köln Eifeltor (7), und des Bahnhofs Köln Bonntor 
(3), Herstellung eines neuen Rangierbahnhofs Gremberg bei 
Köln (20). Eisenbahndirektion Königsberg (Pr.). 
Bau der Nebeneisenbahnen Wormditt-Schlobitten (8), Goldap- 
Blindgallen-Szittkehmen (3,73); Herstellung des 2. Gleises In- 
sterburg-Tilsit (1); Umgestaltung der Bahnanlagen bei Königs- 
berg (26), Erweiterung des Bahnhofs Korschen (4), Neubau 
einer Tenderwerkstatt und eines Altstofflagers in der Haupt- 
werkstätte Königsberg (3). Eisenbahndirektion 
Magdeburg. Bau einer Nebeneisenbahn Mansfeld-Wippra 
(6), Umgestaltung der Bahnhofsanlagen zu Cöthen (1), Eils- 
leben (1,2), Vienenburg (1,5), Braunschweig (1); Erweiterung 
des Rangierbahnhofs Magdeburg Buckau (2); Herstellung von 
Abstellgleisen auf Bahnhof Brandenburg Stb. (1,5), Errichtung 
einer neuen Hauptwerkstätte bei Braunschweig (4). Eisen- 
bahndirektion Mainz. Erweiterung der Gleisanlagen 
auf Bahnhof Alzey (1), Änderung der Bahnhofsanlagen zu 
Biebrich Ost (2) und Oberlahnstein (3); Erweiterung der mecha- 
nischen Werkstattsabteilungen in der Hauptwerkstätte Darm- 
stadt II (1). Eisenbahndirektion Münster (Westf.). 
Bau einer Haupteisenbahn Preußen-Münster (9) und einer 
Nebeneisenbahn Nienburg (Weser)-Diepholz (7); Herstellung 
des 2. Gleises Emden-Norddeich (1,99) sowie des 3. und 4. 
Gleises Münster-Block Hörne bei Osnabrück (8,24); Herstellung 
von Aufstellgleisen vor Bahnhof Osnabrück (3), Erweiterung 
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der Bahnhöfe Buchholz (Kr. Harburg) (2), Rheine (2); Kirch- 
“ weyhe (1), Haltern. (2), Umgestaltung der Bahnanlagen zu 
Osnabrück (4) und Münster (1), Erweiterung der Hauptwerk- 
stätte Lingen (5) und der Wagenausbesserungshalle daselbst 
(15). Eisenbahndirektion Stettin. Bau einer Ne- 
beneisenbahn Pollnow-Zollbrück (10) und einer Unterführung 
der Strelliner Straße auf Bahnhof Stolp (1,6); Erweiterung des 
Rangierbahnhofs Stettin (5,4), der Lokomotivwerkstätte Star- 
gard (4), des Bahnhofs Belgard (1,24); Verbesserungen in der 
Hauptwerkstätte Greifswald (2,7), Erweiterung der Rangier- 


gleise am ÖOstende des Bahnhofs Altdamm (1,55), Ausbau 
des Bahnhofs Jädickendorf zur Lokomotivwechselstation 
(3,4), Einrichtung ' einer Wagenwerkstätte  Neustettin (1). 


Eisenbahndirektion Trier. Bau einer Haupteisenbahn 
Neuwied—Coblenz und einer Eisenbahn Carden—Neef (15), der 
Nebeneisenbahnen Simmern—Gemünden (3,5) und Neuerburg— 


Bitburg (1), des 3. und A. Gleises Trier Hauptbahnhef-Ehrang (7), 


Umbau des Bahnhofs Simmern (3), Erweiterung. der Bahnhofs- 
anlagen zu Ehrang und Trier (4) und der Hauptwerkstätte Conz 
(1); Neubau des Geschäftsgebäudes für die Eisenbahndirektion 
Trier (4,1). Füralle Eisenbahndirektionen der 
Zweigstelle Preußen-Hessen. Herstellung von elek- 
trischen Sicherungsanlagen (2) sowie von Fernsprechverbin- 
dungen zwischen den Direktionen untereinander und der Zentral- 
behörde (7). 

Zweigstelle Bayern. A. Forderungen im Verfolg frü- 
herer Landesbewilligungen: Umbau der Lokalbahn Gemünden— 
Hammelburg und Neubau der eingleisigen- Hauptbahn Hammel- 
burg—Bad Kissingen (13); Zweigleisiger Ausbau der Haupt- 
bahnlinien  Nürnberg-Mögeldorf-Amberg (4,57), 
Ritschenhausen, _Großhesselohe-Deisenhofen und München-Ost- 
Schwaben (2), Erweiterung, Umbau und Zentralisierung. der Sta- 
tionen Lindau (10), Maisach (0,9), Memmingen (0,38), Regens- 
burg-West (2,98), Lambreeht (2,59), Maisach (2,5), Biebermühle 


(0,2), München Hauptbahnhof (112), München. Ost (23,6), 
Kaiserslautern Rangierbahnhof (30,64) und Neustadt a. H. 
GE Einführung des. elektrischen Betriebes auf der 
Strecke Salzburg-Reichenhalf-Berchtesgaden (2,08), Her- 
stellung eines Hauptrangierbahnhofes und Umbau ..des 
Hauptbahnhofs in Nürnberg (1,9), Herstellung der Per- 
sonenwagenwerkstätte Neuaubing. (14,43); Bau der Lokal- 


bahnen Gasseldorf-Behringersmühle (7,8), Selbitz-Helmbrechts 


(7), Kaufbeuren-Schongau (13,2), Oggersheim-Rheinvorland bei 


Ludwigshafen (1,57), Zwiesel-Bodenmais (9) und. Eisenberg- 
Einkenbach (9). B. Kredite des Reichs. Eisenbahndirek- 
tion Augessburg. Neubau einer Lokomotivwerkstätte Augs- 
burg (3,7) und eines Dienstgebäudes in der Betriebswerkstätte 


daselbst (1,236), Vergrößerung der Wagenreparaturwerkstätten- 


Augsburg (3,536) und Kempten (2,888), neue Lokomotivremise 
in Schongau (2,864), Zentralisierung des Bahnhofs Lindau Stadt 
(1). Eisenbahndirektion Ludwigshafen. Doppel- 
gleisiger Ausbau der Strecke Kaiserslautern—Enkenbach (2,5), 
Erweiterung des Betriebshauptzgebäudes in Zweibrücken (3,058) 
und der Wagenwerkstätte mit Nebenanlagen in der Hauptwerk- 
stätte Kaiserslautern (10), Umbau des Bahnhofs Landstuhl (1). 
Eisenbahndirektion München. Einführung des elek- 
trischen Betriebes auf der Garmischer und Holzkirchner Linien- 
gruppe (50): und auf der Strecke München—Regensburg (40), 
Erbauung der Montierungshalle für elektrische Lokomotiven in 
: Freilassing (3,3), der neuen Betriebswerkstätte in. München 
Ostbahnhof (9,215), Verlegung des Bahnhofs Bad Tölz (1,57), Er- 
weiterung der Station Freising (1,5), Weilheim (2,16), des Bahn- 
hofs Allach (2), der Hauptwerkstätte Ingolstadt (10) und der 
3etriebswerkstätte Treuchtlingen (2,182); Errichtung einer kleinen 
Nebenwerkstätte für elektrische Lokomotiven in - Garmisch- 
Partenkirschen (2), eines Betriebsschuppens mit Werkstätte in 
München Hauptbahnhof (3) und einer Hauptwerkstätte bei München 
für den gleichen Zweck (2), einer Lokomotivy-Nebenwerkstätte I in 
München Hauptwerkstätte (2), einer Lokomotiv-Aufbauhalle III 
(1,5) und eines Modellschuppens mit Modellschreinerei ebenda- 
selbst (1,08), Anbau an die alte Aufbauhalle der Werkstätten- 
inspektion Il München Hauptbahnhof (15). Eisenbahn- 
direktion Nürnberg. Fortsetzung. der Bauarbeiten am 
neuen Verkehrsmuseum und Erweiterung des Amtsgebäudes 
der Eisenbahndirektion (5,955), Erweiterung der Station 
Feucht (1), Nürnberg Rangierbahnhof (2,222) und Vach (12), 


Errichtung einer Güterabfertieung Nürnberg Süd (4,4). Eisen-. 


bahndirektion Regensburg. 
instandsetzungswerkstfätte im der Hauptwerkstätte Weiden 
(1585)... »Eisenbahndirektion Würzburg  Erwei- 
terung der Gleisanlage in Aschaffenburg Hauptbahnhof (2,673), 
der. Station Gerolshofen (0,935), Gnötzheim (1,108), Windsfeld- 
Dittenheim (1,166), » Herstellung eines Güterzug-Abstellgleises 
in Station Goldbach (1,018), Vermehrung der Einfahregleise ‘in 
Würzburg-Zell Rangierbahnhof (1,447), der _ Richtungsgleise 
(3,62) und Herstellung von 3. Ausfahrgleisen (1,44) sowie Er- 
‚ richtung einer Lokomotivdrehscheibe und eines "Reparatur- 


Erbauung einer Wagen- 


— ee 


“ Würzburg Hauptbahnhof (15). Für alle Eisenba 
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'schuppens daselbst (4,37); mechanische Entschlackungsanlage 


direktionen der Zweigstelle Bayern. Aus 
neuer Fernsprechlinien (4,14), Einführung des Vorsignaldopp 
liehts (4,975), Einführung elektrischer Beleuchtung in Station 
(3,63) und elektrischer Signalbeluchtung (0,99). Ye 
Eisenbahn-Generaldirektion Dresden. 
stellung der vollspurigen Nebenbahnen Theuma-Plauen i. V 
(3,5), Kupferhammer-Grünthal—Deutschneudorf (6), Obere 
walde-Löbau (3), Priestewitz-Radeburg (2), Borna b. Leip 
—Großbothen (2,5), Wurzen—Eilenburg einschl. Erweiterung 
des Bahnhofs Wurzen (10) und der schmalspurigen Nebenbahnen 
Klingenberg-Colmnitz-Oberdittmannsdorf (5,5), Hainsberg-K 
dorf (3), Heidenau—Geising— Altenberg (3,5), Schmiedeberg 
zirk Dresden-Moldau (1,8), sowie Fortsetzung des vollspur 
Industriegleises im Pöhlbachtale bis Königswalde (1,1); vier 
siger Ausbau der Strecken Pirna—Heidenau einschl. der 
stellung eines Industriegleises und Abstellbahnhofes (6,5), Dres; 
den-Altstadt-Potschappel (7,05), Niederwiesa-Chemnitz-Hilb 
dorf (3); zweigleisiger Ausbau der Strecken Oberoderw 
Taubenheim (3) und Zeithain-Elsterwerda (2); Erweitert 
der Bahnhöfe Zschopau (2), Waldheim (0,96), Flöha (4), Alt 


zweigleisigem Ausbau der Strecke Meißen-Meißen-Triebise 
(7,5); Anlage des Bahnhofs Plauen-Chrieschwitz (1,5); ° 
besserung der Güterverkehrsanlagen in Dresden-Altstadt (1, 
der Gleis- und Ladeanlagen am Risaer Hafen (4), Erweiterung 
der Werkstättenanlagen in Engelsdorf bei Leipzig (4), der Loko- 
motivwerkstatt auf dem Werkstättenbahnhof daselbst (8,4), 
bauung einer Kesselschmiede auf dem Werkstättenbahnhof Ch 
nitz (2,5), einer Stangenschlosserei auf dem Werkstättenbah: 
Dresden-Friedrichstadt (1,2); Erweiterung der Verschiebe- 
Umschlaganlagen sowie des Empfangsgebäudes auf Bahnhof R 
(11); Bau eines Ueberholungsgleises und Beseitigung e 
schienengleichen Übergangs auf Bahnhof Gutenfürst (1,58), 
seitigung des Stralenübergangs und Wegübergangs am Bahn] 
Mehltheuer (1), Herstellung eines Überholungsgleises für Ko 
lenzüge in Strauchitz bei Riesa (1,471) und Seerhausen bei 
(1,5),.sowie eines Ueberholungsgleises an der Einfahrt von Leip- 
zig auf Bahnhof Riesa (1,7): Ausbau des Eisenbahn-Ferrspreel 
netzes für den Bereich der Generaldirektion (3,506). Eis 
bahn-Generaldirektion Stuttgart. Bau der Ne 
bahnen Göppingen-Boll (6,2), Spaichingen-Nusplingen (8), Bi 
rach-Uttenweiler (1,8), Schömberg-Rottweil (2), Künz 
Forchtenberg (5), Unterböbingen-Heubäach (4), Klosterreich: 
bach-Raumünzach (5,5), Vaihingen (Filder)-Echterdingen (1, 
Leinfelden-Waldenbuch (1) und First-Schönaich (3); Bau zweit 
und weiterer Gleise auf den Strecken Horb-Rottweil (6), Bö 
lingen-Eutingen (185), Gmünd-Aalen (5), Calmbach-Wildb 
(0,5) und Jagstfeld-Osterburken (1,5); Verstärkung. von Bah 
brücken anläßlich der Einführung schwererer Lokomotiven (15 
Umbau des Hauptbahnhofs Stuttgart und weitere Fisenbahn-N 
und Erweiterungsbauten zwischen Ludwigsburg und Plochin. 
(60); baulgche Änderungen in der Waßenwerkstätte Cannsta 
(1,7). Erweiterung der Lokomotivwerkstätte Eßlingen (7,2) ı 
der Betriebswerkstätte Freudenstadt (1,85); Erweiterung 
Bahnhöfe Gaildorf (1,5), Königsbronn (0,48), Marbach (Ne 
(1,5), Münster (Neckar) (0,5), Pforzheim (1), Reutlinge 
(0,35), Spaichingen (1,77), Stuttgart West (1,2), Tübingen 
Ulm (0,1), Aulendorf (1), Backnang (0,5), Burgstall (0,1), 
gen (0,5), Bau einer Wagenwerkstätte bei Kornwestheim 
Bau einer Verbindungsbahn Kornwestheim  Verschiebebahn. 
Bahnhof Korntal (2,6). Eisenbahn-Generaldirek 
Karlsruhe. Neue Eisenbahnen: Neckarsteinach-Schönau 
Bretten-Kürnbach (3), Oppenau-Griesbach (4), Titisee-St. B 
(13), Wertheim-Miltenburg. (0,057), Bau eines besonderen 
gleises zwischen Wieblingen und dem Heidelberge 
gierbahnhof und. 4 weiterer An- und Abfahrtsgle: 


in. Rheinau 
Karlsruhe Erstellung von “ Überholunesgleis 
Hauneberstein (1,167) und Wiesental (1), Erweiteru 
Hafenanlagen in Kehl (0,35), sowie Vollzug der in Durchfü 
des Friedensvertrages erforderlichen Arbeiten in Kehl ] 
(4,872); Erstellung des 2. Gleises Villingen-Immendingen 

Erweiterung der Werkstätte Durlach (2) und des I 
Pforzheim (1), Bau eines Kesselhauses (3) und Verleg 
Siederohrwerkstätte in der Hauptwerkstätte Karlsruhe a 
legung-der Höllentalbahn Freiburg (4), Ausbau der Gre 
höfe Kehl Güterbahnhof (13) und Personenbahnhof (0,5), B 
sach (1,958), Neuenburg (1,819) und Palmrain (2,813); Aufste lu: 


jur) 


if] liger Signale und Vergrößerung der Vorsignalentfernun- 
(1). Eisenbahn-Generaldirektion Schwerin. 
ng des 2. Gleises auf den Strecken Herrnburg-Bobitz 
Blankenberg-Warnow (0,5) und Lalendorf-Teterow 
; Erweiterung des Personenbahnhofs (0,7) und des Güter- 
s Schwerin (2), des Banhofs Waren (1,5); Erneuerung 
er Verstärkung von eisernen Brücken auf den Hauptbahn- 
cken (1,5), Verstärkung des Oberbaus auf den Strecken Biüt- 
Beer Oertzenhof-Landesgrenze bei Strasburg sowie auf 


u 


Die EN und Betriebsordnung. bestimmt im $ 59, 
n den zur Personenbeförderung dienenden Zügen die 
zur ersten Hilfeleistung bei Verletzungen mitzuführen 
und die „Dienstvorschrift betr. 
inglückungen auf Eisenbahnen“ erweitert diese Biestim- 
ng vn: daß Bo in een RER RN, ‚ein TRRSOLUNg S- 


mfange en ns Die nk, welche 
ichs nur Vrerbandmaterial, sondern in bescheidenem Umfange 
| Medikamente und chirurgische Instrumente enthielten, 
mit Plombenverschluß versehen urd in besonderen 
Bfächern in den Packwagcn untergebracht. Der Zug- 
hatte die Pflicht, sich vor Antritt jeder Fahrt von dem 
ungsmäßigen Plombenverschluß zu überzeugen. War 
verletzt, so mußte der ınhalt des Kastens nachge- 
nd nötigenfalls vervollständiet werden. Im übrigen 
vom Zugspersonal jede Entnahme von Gegenständen 
Meldung gebracht werden, damit die fehlenden Sachen 
ersetzt wurden. Schon vor dem Kriege kam ss nicht 
vor, daß vom Inhalt der Kasten Gegenstände fehlten, 
laß die Ursache des Feehlens festgestellt wierden konnte, 
: mag die Entnahme von Verbandmaterial bei kleineren 
zungen des Zuspersonals <erfelst und ine Meldung 
umt sein. Aber es fehlten auch damals schon hier und 
Be wie Kleiderscheren, Gummischläuche, Seife 
die offenbar entwenäe + waren. Dann kam der 
Die Packwagen und mit ihnen die Rettungskasten 


Aber auch 


. Was heute vervoilständist war, fehlte morzen 
. Bald war ein Ersatz nicht mehr mörlich, weil nichts 
erreichbar war. Man sinus schließlich dazu über, die 
da sie kaum noch etwas enthielten und ihren Zweck 
mehr erfüllen konnten, sanz ans den Packwaeen zu 
‚en. „in der Nachkriegszeit ist, hier und da der Versuch 


Es el te sich aber heraus, daß 
‚Die Zugrettungs- 


seder beizugeben. 
er karge Rest nor ver sch wand. 


t, und man I a die Zueführer mit einieen 


bänden ausgerüstet, die sich in kleinen, in Form und 
& einer Zigarrentasche gleichenden Behältern befinden, 


Nachrichten. 


Vereinsgebiet.. 


Deutschland. 
chnunzen. Der Reichsverkehrsminister hat an die 
llen, Generaldirektionen und Direktionen unterm 


i folgenden Erlaß gerichtet: 


dem der Nachtragshaushalt für 1920 vom Reichstag ver- 
h. iedet worden ist, bestimme ich über die Amtsbezeichnungen 
eamten folgendes: < 

eamten haben künftig die Amtsbezeichnungen zu füh- 
ı der Reichsbesoldungsordnung festgesetzt sind. 
diejenige Amtsbezeichnung zuständig, die der Ein- 
Beamten in die Besoldungsordnung entspricht, die 
ler Reichsregierung undden Länderregierungen verein- 
T en ist. Hierbei sind auch die nachträglich vereinbarten 
Aestellung -des Nachtragshaushalts für 1920 noch 


447. 


das Bettuneswesen bei. 


ı mit den Militärzügen nach Osten und Westen, und | 
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Bahnhof Neubrandenburg (12). Eisenbahndirektion 
Oldenburg. Herstellung des 2. Gleises auf der Strecke Brake- 
Nordenham (0,934), Umbau des Bahnhofs Wilhelmshaven (1,468) 
und des Personenbahnhofs Bremen Neustadt (0,793); Erweite- 
rung der Hauptwerkstätte Oldenburg (2,5) und der Betriebs- 
wagenwerkstätte auf dem Rangierbahnhof Oldenburg-OÖsternburg 
(0,7); Anlegung von Lagerplätzen auf Bahnhof Oldenburg (1) 


Zugrettungskasten. 


3 2 - Von Eisenbahn-Inspektor Solveen- Lübeck. 


und von Abstellgleisen für den Hafenverkehr in Ölden- 
burz (1,08). 
beseitigt, dagegen besteht die Gefahr des Vierlustes, Aber 


abgesehen davon muß doch gesagt werden, daß die wenigen. 
winzigen Verbandmittel einen kläglichen, unzulänglichen Er- 
satz für den Inhalt der früheren Rettungskasten bilden, und 
es muß mit Rücksicht auf die Wichtigkeit der Ausrüstung 
der Züge mit ausreichendem Verbandmaterial ein Wege ze- 
sucht werden, die Züge wieder mit gut ausgerüsteten Rettungs- 
kasten zu versehen und die Möglichkeit der Beraubung tun- 
lichst zu vermindern. Wie schon erwähnt, kamen Beraubungen 
auch in früheren Zeiten vor... Sie haben dem für die Voll- 
zähliskeit des Inhalts der Kasten verautwortlichen Beamten 
mancherlei Ärgernisse bereitet, weil der Hergang selten auf- 
geklärt werden konnte. Enideckt wurden die Unregelmäßig- 
keiten in der Rexel vom Zuefübrer bei Übernahme der Züge. 
Es ist aber auch vorgekommen, daß vor Abgang der Züge 

schon bestehende Beraubungen ‚erst unterwegs von den Zug- 
führern bemerkt wurden, weıl letztere eime Prüfung des 
Plombenverschlusses bei Übernahme des Zuges im Drange 
der Gieschäfte nicht verzrenommen hatten. Entstanden 
waren die Beraubungen mieistens während des Aufenthaltes 
der Packwagen auf. den Abstellbahnböfen und Nebergleisen 
der Zuebildungsstationen, wo die BRettungskasten einem 
«sroßen Teil des zahlreichen Rangier-, Wagenreinigungs- und 
Bahnunterhaltunespersonals zueängslich waren und unbemerkt 
westohlen werden konnten. 

"Es ergibt sich also, daß die Unterbringung der Zugrettungs- 
kasten in den Packwasen unsicher war, und es dürfte deshalb 
die Frage aufzuwerfen sein, ob nicht mit der Unterbringung 
der Bettungskasten auf den Zuelokomotiven ein Weg 
geneben wäre, den. bisherieen Übelständen abzuhelfen. Dis 
Lokomotiven stehen im Gessensatz zu den Packwagsen mit 
seltenen Ausnahmen unter steter Aufsicht oder sind doch so 
wenigen Personen zugänslich, daß Beraubungen der Kasten 
Leichter nachweisbar und deshalb für den Täter «efährlicher 
werden können, Die Kasten müßten natürlich in einem gesen 
äußere Einflüsse gut gediehteten, plombenverschlossenen, in 
oder an der Lokomeitiye einzebauten Sehränkehen so unterge- 
bracht werden, daß eine Verletzung des Plombenverschlusses 
sofort ins Augse fiele. — Da der Lokomotivführer vor An- 
tritt der Fahrt nieht mit so mancherlei Dienstoeschäften über- 
lastet ist wie der Zugsführer, wird eersterem eine Verletzung 
‚des: Kastenverschlusses nicht leicht entgehen, so daß, alles in 
allem, angenommen werden kann. daß mit der Unterbringung 
der Zugrettungskasten auf der Lokomotive die Unsicher- 
heit in dem Vorhandensein der so dringend «erwünschten 
Rettungsmittel bei den Zügen beseitist oder doch erheblich 


-herabgemindert werden würde. 


durchgeführten Änderungen in der Einstufung zu berück- 
sichtigen. 

*3. Beamte, die nur für ihre Person die Bezüge einer höheren 
Besoldungsgruppe erhalten, haben grundsätzlich die Amtsbezeich- 
nung der niedrigeren Besoldungsgruppe zu führen. Hierbei gel- 
ten jedoch folgende Ausnahmen: 


a) Die Kanzleibeamten, die in Gruppe IV als Kanzleiassisten- 
-ten eingestuft sind, aber für ihre Person die Bezüge aus 
Gruppe I erhalten, behalten die Amtsbezeichnung .„Kanzlei- 
sekretär“ bei, wenn diese ihnen schon früher beigelegt wor- 
den ist. 

b) Die bisher als Oberweichenwärter eingestuften, mit den 
Bezügen aus Gruppe V ausgestatteten Weichensteller I. Kl. usw., 
für die sämtlich in dem Nachtragshaushalt für 1920 Stellen der 
Gruppe V ausgebracht sind, erhalten sofort die Amtsbezeichnung 
„Stellwerksmeister“, 

e) Die bisher als Aufseher im Sicherungsdienst eingestuften, 
mit den Bezügen aus Gruppe V ausgestatteten Stellwerksober- 
schlosser, für die sämtlich in dem Nachtragshaushalt für 1920 
Stellen der Gruppe V ausgebracht sind, erhalten sofort die Amts- 
bezeichnung ‚„Werkführer (im Sicherungsdienst)“., 


Nr. 23 Br 


a 


Zeitung des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltu 


d) Der Teil der als Eisenbahntechniker und Bahnmeister ein- : 
gestuften Beamten, der die Bezüge aus Gruppe VII erhält und ! 


durch den Nachtragshaushalt für 1920 in die Gruppe VII be- 
fördert wird, erhält sofort _ die Amtsbezeichnung „technischer 
Eisenbahnobersekretär“ bzw. „Qberbahnmeister“. 

4. Die als Eisenbahnsekretäre und Vorsteher eingestuften Be- 
amten erhalten die Amtsbezeichnung „Vorsteher“ ‘nur dann, 
wenn sie eine entsprechende Tätigkeit ausüben, und zwar nur 
für die Dauer dieser Verwendung. Die Bezeichnung 
Vorsteher ist sonach nur den Beamten beizulegen, die selbstän- 


dige Leiter von Dienststellen, Leiter von Abteilungen oder stän- - 


dige Vertreter von Obervorstehern sind oder die eine Tätigkeit 
im Außendienst versehen, die die Beilegung dieser Amtsbezeich- 
nung für erwünscht erscheinen läßt (z. B. ständiger Dienst in 
der Diebstahlskontrolle oder del.). Im übrigen erhalten die 
Beamten ohne Rücksicht auf ihre Verwendung im Außen- oder 
Innendienst die Amtsbezeichnung „Eisenbahnsekretär“. Wenn 
ein Beamter, der sich bisher in einem Dienstposten befunden hat, 
nach dem die Amtsbezeichnung „Vorsteher“ zu führen war, vor- 
übergehend in einem anderen Dienstposten ohne Vorsteher- 
eigenschaft (im Sinne obiger Ausführungen) verwendet wird, so 
behält er die Amtsbezeichnung „Vorsteher“ bei. 

Der Amtsbezeichnung,,Vorsteher“ ist die nähere Bezeichnung 
der Tätigkeit beizufügen, in der der Beamte verwendet wird, 
nämlich: Bahnhofsvorsteher, Gütervorsteher, Kassenvorsteher, 
Materialienvorsteher. 

5. Die Anordnungen unter Ziffer 4 gelten sinngemäß auch für 
die Beilegung der Amtsbezeichnungen „Eisenbahnobersekretär‘ 
und „Obervorsteher“. Als Obervorsteher- Amtsbezeichnungen 
kommen in Frage: Oberbahnhofsvorsteher, Obergütervorsteher, 
Oberkassenvorsteher, Obermaterialienvorsteher. 


6. Von den Beamten, die in Gruppe VIII und IX eingestuft 
sind, erhalten die nichttechnischen Beamten die Amtsbezeich- 
nung. „Eisenbahninspektor“ oder ‚„Eisenbahnoberinspektor“, die 
technischen Beamten: die Amtsbezeichnung „Eisenbahningenieur“ 
oder „Eisenbahnoberingenieur“. 

T. Weibliche Beamte führen die gleichen Amtsbezeichnungen 
wie die männlichen Beamten (männliche Form). 


8. -Außerplanmäßige Beamte (Diätare) der Gruppe I bis IX 
erhalten vorläufig die Amtsbezeichnung derjenigen Gruppe, in 
der sie erstmalig angesteltt werden. Vor dieser Amtsbezeich- 
nung :haben sie im dienstlichen Verkehr den. Zusatz 
„außerplanmäßiger“, abgekürzt „an.“ 
Beamte der Gruppen VI und VII (Sekretäre und Vorsteher, 
Obersekretäre und Obervorsteher) führen allgemein die Amitar 
bezeichnung als ap. Eisenbahnsekretär oder ap. Eisenbahnober- 
sekretär. 

9, Beamte im Vorbereitungsdienst :behalten bis auf weiteres 
die bisher üblichen Amtsbezeichnungen bei. Einheitliche Amts- 
bezeichnungen werden mit den Einheitslaufbahnen eingeführt 
werden. 

10. Der Nachtragshaushalt für 1920 enthält eine große Zahl 
von neuen Beförderungsstellen. Die Amtsbezeichnungen für 
diese Stellen werden den in diese aufrückenden Beamten bei 
ihrer Beförderung beigelegt werden, soweit sie’nach vorstehen- 
den Ausführungen nicht schon jetzt geführt werden können. 

11. Nach der Verordnung des Herrn Reichspräsidenten über 
die Amtsbezeichnungen und Titel vom 11. Juli 1920 (Deutscher 
Reichsanzeiger Nr. 135) soll den Beamten, unbeschadet ihres 
Rechtes, ihrerseits die früher verliehenen Titel und 'Amts- 
bezeichnungen weiterzuführen, kein Rechtsanspruch darauf zu- 
stehen, im dienstlichen Verkehr mit ihnen benannt zu werden. 
Ich er achte es jedoch für angemessen, daß auch im Amtsverkehr 
den Beamten gegenüber neben den neuen Amtsbezeichnungen 
von den wohlerworbenen Ehrentiteln, wie z. B. Rechnungs- 
rat, Geheimer Rechnungsrat, Kanzleirat, "Geheimer Kanzleirat, 
Geheimer Baurat usw. Gebrauch gemacht wird und ersuche ent- 
sprechend zu verfahren. Die alten Amtsbezeichnungen 
kommen in Fortfall. 

12. Die Ausfertigung von Einzelverfügungen über die Bei- 
legung der neuen Amtsbezeichnungen ist nur erförderlich, wo 
Zweifel über die ‚Führung der Amtsbezeichnung bestehen. Im 
übrigen genügt eine allgemeine Anordnung durch die Amts- 
blätter, mit der die besonderen Verhältnisse der einzelnen- Be- 
zirke zu regeln sind. 


13. Die neuen Amtsbezeichnungen können nur Beamten beige- 


legt werden, die die Eigenschaft als Reichseisenbahn- 
beamte besitzen. : 

Die erforderlichen Anordnungen gemäß vorstehenden Richt- 
linien ‚.ersuche ich mit tunlichster Beschleunigung zu treffen. 
Etwaige Zweifel bitte ich umgehend zur Sprache zu bringen, 
ohne daß die Anordnungen wegen der Durchführung der neuen 
Amtsbezeichnungen -im übrigen aufgehalten werden. 

Die Reichseisenbahn-Zweigstelle Karlsruhe hat sofort den 
Eisenbahndirektionen der Zweigstelle Preußen-Hessen, den 


Eisenbahn-Generaldirektionen Dresden, Karlsruhe und Schwerin 


‘sowie der Eisenbahndirektion Oldenburg die erforderlichen . 


"Übersicht über die von den Beamten ihres Bezirks künftig z 


- rungsdienst oder (Besoldungsgruppe V) Werkführer im Sie 


-rungsbauräte; 


zu führen. Außerplanmäßige 


gaben zu liefern, damit diese für die ehemaligen Reichseisenba 
beamten aus Elsaß-Lothringen in ihren Amtsblättern die nötig 
Anordnungen auch für diese Beamten treffen können. Den e 
maligen elsaß-lothringischen Beamten, die in den Bezirken 
Zweigstelle Bayern und der Eisenbahndirektion Stuttgart ver- 
wendet werden, sind über die neuen Amtsbezeichnungen Einz 
verfügungen zu übersenden. Der Zweigstelle Bayern und “ 
Eisenbahn-Generaldirektion Stuttgart sind nachrichtlich Lister 
über die ehemaligen elsaß-lothringischen Beamten und die ihnen 
beigciegten neuen Amtsbezeichnungen zuzufertigen. 


Die sale Preußen-Hessen hat zu. diesem Erlaß e ne 


führenden Amtsbezeichnungen beigefügt. Von den 93 Numm 
dieser Aufzählung heben wir nur einige’ bemerkenswerte Än 
rungen hervor. Es heißen künftig die Bürodiener: Amtsgehilfe 
die Schlafwagenschaffner und Schaffner mit Prüfung zum Z 
führer oder Lademeister und die Packmeister: Eisenbahnobe 
schaffner; die Weichensteller: Weichenwärter; ‘ die Rangi 
führer: Rangieraufseher; die Kanzlisten. (je nach ihrer B 
dungsgruppe): Kanzleiassistenten oder Kanzleisekretäre; 
Stellwerksschlosser und Öberschlosser: Aufseher im Si 


die Eisenbahngehilfen und -gehilfinnen: Eisenbal 
betriebsassistenten; die Weichensteller I. Klasse: Stellwer 
meister; die Bahnhofsaufseher: Stationsmeister; die Eisenba 
assistenten, Bahnhofsverwalter, Materialienverwalter, Oberlade 
meister, Telegraphenassistenten: Eisenbahnsekretäre oder Bahn 
hofs-, Güter-, Kassen- oder Materialienvorsteher; die technis 
Büroassistenten: Eisenbahntechniker oder (Gruppe VII) tech 
nische Eisenbahnobersekretäre; die Bahnmeister I. Klasse: Ob 
bahnmeister; die Werkmeister: Werkstättenvorsteher; die We 
stättenvorsteher der Gruppe VIII: Eisenbahningenieure; 
Hauptkassenkassierer: Eisenbahninspektoren; die Regierungsba 
meister und Bauinspektoren und Telegrapheninspektoren: Regie 
der Vorstand der Betriebs-, Maschinen- und 
nahmeämter: Regierungsbaurat; der Vorstand der Verkehrs 
ämter und der Verkehrsinspektion Hamburg: Regierungsrat; 
Rechnungsdirektoren: Regierungsräte, die Regierungs- - 
‚Bauräte als Mitglieder einer Eisenbahndirektion oder des Disc en- 
'bahn-Zentralamts: Regierungsbauräte; die Oberbauräte: Ober- 
regierungsbauräte; die Öberregierungsräte als 1. Vertreter deE 
Präsidenten (Gruppe XIII): Abteilungsdirektoren. 


— Rücktrittstrist der Fisenbahner semäß $ 26 des Staatsv 
trages, (Vgl. Nr, 20 Seite 390 d. Zte.) Laut Telegramm 
Reichsverkehrsministers vom 28. Juli 1920 an alle Zweigstel 
hat sich die Reichsregierung damit einverstanden erklärt, 
der Ablauf der Rücktrittsfrist gemäß $ 26 des Staatsvertra 
über den Übergang der Staatseisenbahnen auf das Reich 
einen Zeitpunkt verlegt wird, der auf 4 Wochen nach Bek 
gabe der Grundsätze für die Einstufung der in den Reichsdie 
übernommenen Beamten festgesetzt werden würde. Nachdem 
der Nachtragshaushalt für 1920, in dem sich die Einstufung & 
Beamten auswirkt, verabschiedet worden ist, ist der Zeitp 
für den Ablauf der Rücktrittsfrist auf den 15. Juli 1921, 12 U 
nachts festgesetzt worden. Hierdurch wird den Beamten 
reichlicher Zeitraum zu ihren Entschließungen gelassen. 


rungsdienst; 


— Dienststunden bei den Eisenbahndirektionen. Das Reie 
verkehrsministerium, Zweigstelle Preußen-Hessen, hat an 
Präsidenten der Eisenbahndirektionen folgenden Erlaß gericht 
‘ Dem Vernehmen nach sind bei einigen Eisenbahndirektioner 
die täglichen Dienststunden so festgesetzt worden, daß sie scho 
um 2 Uhr. nachmittags enden. Andere Eisenbahndirektion 
sollen die Einführung dieser Dienstzeit beabsichtigen. Ich ha 
eine derartige Regelung der täglichen Arbeitszeit nicht für 
gängige. Die Eisenbahnbehörden haben als Verkehrsbehörd 
die besondere Pflicht, ihre Dienststunden in möglichste Übe 
stimmung mit den üblichen Geschäftsstunden der Verkehrsinte 
_essenten zu legen. Eine schon um 2 Uhr nachmittags enden 
"Arbeitszeit wird diesem Gesichtspunkte so wenig gerecht, d 
ich ihrer Einführung oder Beibehaltung nicht zustimmen K 
, Wenn in den letzten Jahren diese Regelung der. Dienststunden 
stillschweigend zugelassen wurde, so geschah es, weil die auße 
ordentliche Überlastung der Büros bei vielfach gleichzeitig 
Mangel an Arbeitskräften und schwieriger und unzureichend 
'Ernährungslage es mir nicht angezeigt erscheinen ließ, den vı 
erwähnten sachlichen Gesichtspunkt in den Vordergrund 
schieben. Nunmehr muß ihm aber wenigstens so weit Rechnu 
getragen werden, daß die tägliche Dienstzeit nicht vor. 3 
nachmittags endet. 

Ich beauftrage die Herren Präsidängen von einer etwa b 
sichtigten Frühverlegung der Arbeitszeit abzusehen und do 
wo sie bereits erfolgt ist, sie wiederum diesem Erlaß ei 
sprechend festzusetzen. Den beteiligten Beamtenaussch 


ist "von den Gründen, die mich zu dieser Anordnung nötigen, 
nntnis zu geben mit dem Hinzufügen, daß diese Regelung nur 
solange in Kraft bleibt, bis die von der Reichsregierung in - Aus- 
ht genommene Neuregelung der Dienststunden bei den Reichs- 
rwaltungen eingetreten ist. 


_ _ Fürsorge für Schwerheschädigte, Im. Anschluß an seine 
früheren Anordnungen hat der Reichsverkehrsminister an die 
weigstellen, Generaldirektionen und Direktionen folgenden Er- 
laß gerichtet: „Nach den gesetzlichen Vorschriften gehört die 
Mitwirkung bei der Durchführung der für die Schwerbeschädig- 
en erlassenen Fürsorgebestimmungen zu den Aufgaben der Be- 
triebsvertretungen. Den von verschiedenen Seiten gestellten 
_ Anträgen, diese Tätigkeit im Bereich der Eisenbahnverwaltung 
den seinerzeit vorläufig ins Leben getretenen besonderen Ver- 
rungen der Schwerbeschädigten bis auf weiteres zu belassen, 
ann im Hinblick auf die entgesenstehenden gesetzlichen Vor- 
hriften nicht entsprochen werden. 


©. Schwerbeschädigten bei Dienststellen mit weniger als 
en Arbeitnehmern, bei denen nach dem Erlaß vom 21. Februar 
921 ein Vertrauensmann für die Schwerbeschädiesten nicht tätig 
ist, haben sich in ihren Angelegenheiten an den für ihre Dienst- 
stelle zuständigen Betriebsrat zu wenden. Wenn auch bei den 
_ Bezirksbetriebsräten die Bestellung eines Vertrauensmannes für 
Be werbeschädigte nicht vorgesehen ist, so bleibt es doch dem 
Ermessen der Bezirksbetriebsräte überlassen, eine geeignete 
Persönlichkeit als Sachverständigen für die Bearbeitung der 
e" en der u heranzuziehen, und es 


f onen etwa vorhandenen Obrann der ee zu De 
trauen. Es haben aber sowohl dieser Vertrauensmann der Be- 
 zirksbetriebsräte, wie auch die Vertrauensmänner “auf den 
ößeren Dienststellen ihre Tätigkeit als Organe"der gzesetz- 
lichen Betriebsvertretungen und deshalb im Einvernehmen mit 


di esen auszuüben.“ 


B- - Kohlenkrise und Feriensonderzüge. Die schlimme Kohlen- 
3 ge, in der wir uns zurzeit; wegen der oberschlesischen Wirren, 
egen des Streiks im Waldenburger Revier und der Nicht- 
neuerung des Überschichtenabkommens im Ruhrrevier befinden, 
t den Reichskohlenkommissar veranlaßt, die Reichseisenbahn- 
verwaltung um äußerste Beschränkung im Kohlenverbrauch zu 


en. Es ist deshalb nicht ausgeschlossen, daß zeitweise 


u. nicht die Absicht, die für den a Belee: 
N erkehr bereits getroffenen Vorbereitungen einzustellen. Der 
immer stärker werdende Rückgang des Güterverkehrs, in dem 
sich die niedergehende Koniunktur deutlich zeigt, wird die 
l.isenbaknverwaltung veranlassen, ihrer anderen Einnahme- 
juelle, dem Personenverkehr, ihre ganz besondere Aufmerk- 
a zu est, damit die Einnahmen nicht hinter den 
Da die Personentarife seit dem 


= Een ee von der {- Ken 2. nach der 3. und 
4 Klasse bemerkbar macht, muß gerade die Verstärkung des 
Sonntags- und Feriensonderverkehrs für die Eisenbahnverwal- 
tung in Zukunft vom kaufmännischen Standpunkt aus gesehen 
in besonders lohnendes Geschäft bilden. Die Eisenbahnverwal- 
ung hat sich deshalb, wie schon in Nr. 21, S. 407 d. Ztg. mit- 
je eteilt, nunmehr endgültig schlüssig & gemacht, die Besserung der 
(ohlenlage vorausgesetzt, billigere Tarife für Feriensonderzüge 
einzuführen, und zwar soll sich der Fahrpreis um % der Einzel- 
fahrt (bis sher geplant 4) verbilligeen.e Auch Feriensonderzüge 
ai die Rückfahrt. werden gefahren werden, und zwar zu der 
e 


ichen Ermäßigung von % des Fahrpreises. Es soll dem 
Reisenden freistehen, ob er entweder für die Hin- oder für die 
Rückfahrt den Sonderzug benutzen will. Noch bestehen Zweifel 
bei der Eisenbahnverwaltung, ob die Sonderzüge für die Rück- 
Fahrt, deren Benutzung die genaue Festlegung des Aufenthaltes 
des Reisenden an dem Ferienorte verlangt, ausgenutzt werden. 
s wird aber wohl mit Hilfe der Verkehrsvereine und sonstiger 
'erbände möglich sein, nach dieser Richtung hin die nötigen 
ringen zu treffen. 


ee eehrelage im Ruhrgebiet. Nach einem amtlichen Be- 
vom 2. Juni war der Güterverkehr im Ruhrbezirk in der 
gangenen Woche nach wie vor gering. Der Betrieb wickelte 
h im allgemeinen zufriedenstellend ab, obgleich die von der 
ente eingeführten Zollkontrollmaßnahmen noch immer den 
trieb lindern. Leere Wagen sind reichlich, vorhanden. Die 
‚nforderung von Leerwagen für Brennstoffe war letzte Woche 
ras höher als in der Vorwoche. Für Kohle, Koks und Briketts 
de in der vergangenen Woche im arbeitstäglichen Durch- 


Türen liegen sich nicht gerade gegenüber, 
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schnitt einschließlich der nachträglich bestellten Wagen 20 136 
Wagen (gerechnet zu je 10 t) angefordert und gestellt. (Höchst- 
gestellung am 27. Mai 20643.) In dem gleichen Zeitraum des 
Voriahres betrug die Durchschnittsgestellung 19233 Wagen. Die 
Haldenbestände sind in der Berichtswoche von 273430 t auf 
226 859 t am 28. Mai zurückgegangen. Der Rheinwasserstand hat 
sich in der letzten Zeit gehoben. Infolgedessen ist der Verkehr 
wesentlich lebhafter. gewordeen, vor allem, da namentlich 
Schleppdampfer auch zum Teil schon für die Fahrt bis Straßburg 
wieder in Dienst gestellt werden können und Kahnraum im all- 
gemeinen hinreichend vorhanden ist. An den Kippern in den 
Duisburg-Ruhrorter Häfen wurden an Brennstoff 29537 t (31547 
Tonnen) ungeschlagen, während sich die Umschlagzahl in den 
Zechenhäfen der Kanäle auf 21644 t (20108 t) belief. 


— Keine Übernahme der thüringischen Nebenbahnen durch das 
Reich. Der Reichsverkehrsminister hat, wie die B.B. Ztg. mit- 
teilt, die vom Staatsrat Thüringen geforderte Übernahme sämt- 
licher thüringischen Nebenbahnen, die sich im Besitz der Firma 
Bachstein befinden, auf das Reich abgelehnt, da die gegenwärtige 
Finanzlage des Reichs eine solche Aktion nicht zulasse. 

4 


— Sinkende Rheinfrachten. Infolge der erheblichen Steige- 
rung des Wasserstandes des Rheines in der letzten Woche sind 
die Schiffsfrachten auf dem Rhein beträchtlich zurückgegangen. 
So wird jetzt, wie wir der D. Alle. Ztg. entnehmen, für die 
Strecke Duisburge-Mannheim für 10 Tonnen 80 AM gezahlt, wäh- 
rend die Fracht für die gleiche Strecke am 20. Mai noch 200 A 
für 10 Tonnen kostete. 


— Neue Wagen im Vorortverkehr Berlin—Groß Licbterfelde 
Ost. Auf der Vorortstrecke Berlin—Groß Lichterfelde Ost sind 
kürzlich zwei neue Triebwagen probeweise in den Dienst ge- 
stellt worden, die in ihrer wagenbaulichen Einrichtung von der 
bisher üblichen normälen Vorortwagen-Bauart nicht unerheblich 
abweichen. Die Wagen waren nicht für die Staatseisenbahn- 
Verwaltung erbaut, sondern ursprünglich für die A.E.G.-Schnell- 
bahn Gesundbrunnen-Neukölln bestimmt; da die Ausführung 


- dieser Bahn aber in ungewisse Ferne gerückt ist, so hat sich die 


Eisenbahnverwaltung bereitgefunden, die zwei Probewagen zu 
übernehmen und zunächst für ihren Betrieb einigermaßen 
brauchbar zu machen, um weiterhin Studien damit anzustellen, 
die für den Bau der späteren elektrischen Trieb- und Beiwagen 
des Berliner Stadt-, Ring- und Vorortverkehrs mit als Grund- 


-lJage dienen sollen. 


Die Wagen sind an Stelle der üblichen Drehtüren mit Schiebe- 
türen versehen, und zwar sind an jeder Wagenlängsseite vier 
Schiebetüren angeordnet, die ursprünglich pneumatisch ge- 
schlossen werden sollten; auf letztere Einrichtung wird aber 
verzichtet. Durch den Uebergang zum Schiebetürsystem wird 
eine größere nutzbare Wagenbreite und dadurch eine erhöhte 
Fassungskraft des Zuges auf ein Meter Zuglänge erreicht. Die 
sondern sind gegen- 
einander versetzt; ebenso sind die Doppelsitzbänke abwechselnd 
an die rechte und- die linke Länsswand angeschlossen; einer 
Tür an der rechten Seitenwand steht also eine an die linke 
Seitenwand anstoßende Doppelbank gegenüber, und umgekehrt. 


Die elektrische Einrichtung iedes Triebwagens besteht aus 
zwei Gleichstrommotoren für 550 Volt, von je etwa 100 PS 
Leistung; neuartig ist die Steuerung der Motoren, die im wesent- 
lichen selbsttätig vor sich geht, so daß der Fahrer mit seiner 
Fahrkurbel nur wenige Hauptstufen einzustellen braucht, 


Die Wagenkästen sind ganz aus Eisen und sehr leicht gebaut; 
bei späteren Ausführungen für die Stadtbahnbetriebsmittel wird 
man wohl einen Mittelweg zwischen der früheren schweren Nor- 
malbauart und dieser sehr leichten Untergerundbahnbauart ein- 
schlagen. Da die Wagen für eine Tunnelstrecke bestimmt waren, 
so ist das Dach ebenfalls leichter, als man es für eine der Son- 
nenbestrahlung ausgesetzte Strecke wählen würde, Infolgedessen 
ist auch die Lüftung an heißen Tagen nicht genügend und muß 
wirksamer ausgestaltet werden; die "Arbeiten hierzu werden zur- 
zeit vorgenommen. Da nur zwei derartige Triebwagen zur Ver- 
fügung stehen, und mit ihnen die alten nicht selbsttätig ge- 
steuerten Wagen nicht zusammenarbeiten, so konnte der neue 
Triebzug nur aus zwei Triebwagen und höchstens drei Bei- 
wagen gebildet werden, während die anderen fahrplanmäßigen 
Züge der Strecke aus drei oder vier wesentlich längeren Trieb- 
wagen nebst zwei Beiwagen bestehen. Infolgedessen ist ein ein- 
wandfreier Vergleich der beiden Zuggattungen nicht ganz leicht 
anzustellen: denn die alten Triebwagenzüge werden zu jeder 


Verkehrszeit infolge ihrer größeren Fassungskraft weniger 
überfüllt sein äls der dazwischen laufende neue Zug; die Fahr- 


gäste ziehen natürlich stets den schwächer besetzten Zug vor. 
Der neue Zug wird daher hauptsächlich als Einsatzzug in. ver- 
kehrsreichen Stunden fahren. Hfn. 
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— Anbringung vön Klapptischen in den Halbabteilen I. Klasse. 
Bei der Eisenbahndirektion Berlin ist angeregt worden, in den 
D-Zugwagen auf die Einrichtung von Halbabteilen 1. Klasse 
Bedacht zu nehmen und an ihren freien Wänden Klapptische 
zum Aufstellen von Schreibmaschinen vorzusehen, damit den 
Reisenden Gelegenheit gegeben wird, während der Fahrt unge- 
stört zu arbeiten. Die Handelskammer Berlin ist um gutacht- 
liche Äußerung ersucht worden, ob ein Bedürfnis für eine der- 


artige Einrichtung anzuerkennen ist, und hat sich, wie folgt, 


geäußert: „Es ist wohl bekannt, daß einzelne Geschäftsinhaber 
auch auf ihren Reisen die ‚Schreibmaschinen mit sich führen; 
dennoch scheint ‘ein besonders dringendes Bedürfnis für den 
Antrag nicht vorzuliegen. 
anderen Wagenklassen herscht, wird man dem Antrage im all- 
gemeinen kein Verständnis entgegenbringen, wenn 'er im einen 


oder anderen Falle vielleicht auch eine gewisse Berechtigung 


haben mag.“ 


— Personalnachrichten. Im Reichsverkehrsministerium, Zweig- 
stelle Preußen-Hessen, sind folgende Änderungen. eingetreten: 
Der Regierungsbaumeister des Maschinenbaufaches Kurt W eh- 
ner in Düsseldorf ist mit der Wahrnehmung der Geschäfte des 
Vorstandes des Eisenbahn-Maschinenamts daselbst beauftragt. 
Der Regierungsassessor Dr. jur. Henning, bisher in Cassel, 
ist zur Eisenbahndirekton nach Essen versetzt. Der Gerichts- 
assessor a. D. Consbruch in Berlin ist unter Beilegung der 
Dienstbezeichnung Regierungsassessor dauernd in den Reichs- 
eisenbahndienst übernommen. Der Geheime Baurat Schöne- 
mann, Mitglied der Eisenbahndirektion in Halle (Saale), ist 
gestorben. 


Österreich. 


— Ausstellung für Straßenbahn- und Kleinbahnbedarf. Aus 
Anlaß des vom 29. Mai bis zum 3. Juni d. J. in Wien tagenden 
Internationalen Straßenbahn- und Kleinbahnkongresses, an 
dessen Spitze der Direktor der Wiener städtischen Straßenbahnen 
Ing. Spängler steht, findet in den Räumen des Österreichischen 
Ingenieur- und Architektenvereines in Wien, 1. Bez., Eschen- 
bachgasse 9, eine Ausstellung für Straßenbahn- und Kleinbahn- 
bedarf statt, die einen Überblick über die Fortschritte und Neuer- 
ungen der industriellen Technik auf diesem Fachgebiete geben 
wird. ı Die Ausstellung wird den Kongreßteilnehmern, die sich 
aus fast allen europäischen Staaten ergänzen, sowie den sonstigen 
Interessenten frei zugänglich sein. 


— Sommerzeit. (Vergl. Nr. 21, 8. 410 d. Zte.) Die „Rathaus- 


korrespondenz“ meldet: Bekanntlich hat die Bundesregierung 
die Anregung des Wiener Stadtsenats als Landesregierung, die 
Sommerzeit so wie in den Vorjahren oder wenigstens für Wien 
einzuführen, abgelehnt. Um dem in allen Bevölkerungskreisen 
Wiens bestehenden Wunsche trotzdem Rechnung zu tragen, hat 
der Bürgermeister am 12. d. eine Besprechung aller Interessenten 
veranstaltet, um die Möglichkeit zu überprüfen, den Effekt der 
Sommerzeit dadurch herbeizufihren, daß Arbeits- und Schul- 
beginn und Arbeits- und Schulschluß um eine Stunde vorverlest 
werden. Diese Besprechung ergab, daß die überwiegende Mehr- 
heit der Interessentenvertreter sich für diesen Vorschlag aus- 
sprach. Jedoch wurde gleichzeitig verlangt, daß diese Regelung 
zwangswegig, das heißt durch Verordnung, erfolgt, weil nur so 
die Vorteile der Sommerzeit erreicht und die Schwierigkeiten, 


insbesondere im Verkehrswesen, vermindert werden können, wäh- . 


rend, wenn die Verschiebung der Arbeitszeit der Willkür iedes 
einzelnen überlassen bliebe, ein unmöglicher Zustand sich er- 
gebe. 

Da aber weder der Wiener Stadtsenat. als Landesregierung 
noch der Bürgermeister als Landeshauptmann eine gesetzliche 
Handhabe zur Erlassung einer solchen Verordnung besitzen, muß 
auch zu dieser Regelung die Bundesregierung die Ermächtigung 
auf Grund des kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes er- 
teilen. Der Stadtsenat als Landesregierung hat daher in seiner 
heutigen Sitzung den Beschluß gefaßt, an die Bundesregierung 
mit dem Ersuchen heranzutreten, dem Bürgermeister als Landes- 
hauptmann die Ermächtigung zu erteilen, daß er für die Zeit 
vom 1. Juni bis 15. September 1921 im Verordnungswege die 
Verlegung der Arbeits- und Schulzeit um eine Stunde verfügen 
dürfe. j > = 


Um den wichtigsten Einwendungen des Bundesministeriums 


für Verkehrswesen hinsichtlich des Lokalverkehrs zu begegnen. - 


wurde auch mit der Landesregierung für Niederösterreich-Land 
ein Einvernehmen gesucht, wonach auch diese wenigstens für 
die Industrieorte in der Nähe von Wien eine Verlegung des 
Arbeitsbeginnes und. Arbeitsschlusses durchführen soll. 


, 
Br 


Bei dem Mangel an Platz, der in: 


‘ berg wie auch über Villach-Tarvis und Innichen und über N 


‘liche Warnungen vor Pfingstreisen und Ausflügen mit der Eise 


- schätzung des gesundheitlichen und sonstigen Wertes von 


“der österreichischen Bundesbahnen seine gründende 


Nach den neuesten Pressemeldungen scheint infolge der. c] 
ergebenden präktischen Schwierigkeiten die Einführung 
Sonmerzeit vorläufig keine Aussicht ‘auf Verwirklichung 
haben. ' £ 3 Te 


— Verkehrsnachrichten. Von, Mittwoch, dem 25. Mai, 
fahren die infolge der notwendig gewordenen Verkehrseinsch 
kungen nur dreimal wöchentlich verkehrenden Tagesschnellzüg, 

‘“Wien-Westbahnhof—Innsbruck wieder täglich, also auch av 
Sonntagen (Abfahrt von Wien-Westbahnhof 8 Uhr früh, Anku 
in Wien-Westbahnhof 9 Uhr 10 Minuten abends). — Auf 
Eisenbahnlinien in Südtirol ist der Verkehr nach Erfüllung 
Lohnforderungen der Eisenbahner durch die Regierung w 
aufgenommen worden. — Die Betriebsdirektion der Südba 
teilt mit, daß infolge Beendigung des Ausstandes auf den 
-lienischen Bahnen der direkte Schnell- und Personenzugsver 
nach und von Italien, und zwar sowohl über Laibach-A 


Brenner wieder möglich ist. Be 


— Der Pfingstverkehr auf den Eisenbahnen. In den letzt 
Tagen sind in verschiedenen Blättern Aufsätze erschienen, 
denen der Verwaltung der österreichischen Bundesbahnen 
Vorwurf gemacht wurde, sie habe es bei den Verfügungen ü 
‘die Abwicklung des Pfingstverkehrs einerseits an der nöti 
‘Voraussicht, andererseits an der Folgerichtigkeit in der Dure 
führung ihrer Verfügungen fehlen lassen. Es wurde da 
hingewiesen, daß vor den Pfingstfeiertagen mehrere eindrin 


bahn - erschienen seien, daß aber nachträglich doch, um 
Riesensturm der Reiselustigen bewältigen zu können, Bedar 
züge eingeleitet worden seien. Dadurch sei ein Teil des Pu 
kums getäuscht worden, der auf Grund der Warnungen d 
Bundesministeriums seine beabsichtigte Pfingstreise wieder 
gegeben habe. Andererseits hätten sich die Bahnen durch 
angekündigte Verkehrseinstellung, die sie nachher nicht hätt 
aufrechterhalten können, um eine reichliche Einnahme gebra 
Hierzu bemerkt die „Staatskorr.“, daß durch das Ausbleiben 
oberschlesischen Kohle für die nächste Zeit, was den Eisenbah 
betrieb betrifft, eine derart trostlose Kohlenlage geschaffe 
worden ist, daß es selbstverständliche Pflicht einer vorsorgend 
Verwaltung ist, im Interesse der Aufrechterhaltung des wi 
schaftlichen Lebens und der Lebensmittelversorgung der Bev 
kerung den Kohlenverbrauch auf das unumgänglich notwend: 
Mindestmaß einzuschränken. Hierbei steht es wohl außer al 
Zweifel, daß auch bei vollkommen richtiger und gerechter E 


lungs- und Ausflugsreisen zugegeben werden muß, daß diese 
teressen gegenüber der Notwendigkeit der Verhinderung ein 
vollständigen Stillstandes des gesamten Eisenbahnbetrie' 
zurücktreten müssen. Das Bundesministerium für Verkehrswe 
hat sich deshalb mit seinen Warnungen an die Einsicht un 
Verständnis der Bevölkerung gewendet, in der Voraussetzun 
daß der größte Teil der Reiselustigen es über sich bringen wer 
seinen Pfingstausflug dem allgemeinen Wohle zu opfern. D 
Opferwilligkeit war allerdings nicht in dem Maße vorhanı 
wie sie dem Ernst der Lage angemessen gewesen wäre, 
auch sicher zugegeben werden muß, daß ohne die seitens d 
Bundesbahnverwaltung ergangenen Warnungen der Andrang d 
Fernreisenden’noch größer gewesen wäre. Wenn die Eisenbah 
verwaltung im engeren Nahverkehre.der Großstadt an den bei 
Pfingstfeiertagen für einen etwas lebhafteren Verkehr 
sorgt hat, so geschah dies deshalb, weil der Kohlenverbrat 
den über ganz kurze Strecken verkehrenden Lokalzügen gen 
fügiger ist, weil der Nahverkehr mit einer verhältnismäßig 
geringeren Kohlenmenge bewältigt werden kann als der Fe 
verkehr und weil endlich die Bahnverwaltung dem Publil 
durch die Ermöglichung von Ausflügen in der nächsten 
Wiens doch einen kleinen Ersatz für den Verzicht a 

‚größere Pfingstreise bieten wollte. RE ee 


-.—  Wagenumlauf-Ausschuß. Die bisherige Bezeichnung 
„Wien-Zentral-Wagendirigierung“ des Teleg 
phenbureaus im ehemaligen Kriegsministerium wird in: i 
Wagenumlauf-Ausschuß (Ofex)“ abgeänder 
Rufzeichen ‚k. k.“ für diese Telegraphenstation bleibt 
hin aufrecht. Er „e Ne N e 


-— Kommerzieller Verband der österreichischen Eisenb 
‚Dieser Verband, dessen Aufgabe es ist, die Tarife, Teil I 
haltend die reglementarischen Bestimmungen für den Perso 
und Güterverkehr, und die allgemeinen Tarifbestimmungen : 
diese Verkehre einschließlich der’ Güterklassifikation) foı 
bilden, hat unlängst im Tariferstellungs- und Abrech 


lung abgehalten. Nach den Satzungen des Verbandk 
die Verbandsangelegenheiten durch den Transportau, 


den Tarifausschuß bearbeitet. Angelegenheiten, 
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ei = EAusschliege betreffen, et in gemeinsamen 
ieser beiden Ausschüsse beraten. Ausschußbe- 
mit dem Gutachten der zu den Beratungen heran- 
Vertretung der Bahnbenutzer oder mit dem Be- 
ines anderen mit der Angelegenheit befaßten Aus- 
icht übereinstimmen, gehören vor die, alle Mitglieder 
dee vereinigende Verbandsversammlung. In der 


al dr Te N ee rehaeaen gewählt. Die en 
im. "Transportausschusse durch, die Bundesbahndirektion 
West und im Tarifausschusse durch die österreichische 
irektion der Südbahn besorgt, an welche Stellen dem- 
ingaben in den zum Wirkungskreis des Verbandes ge- 
n Angelegenheiten zu.richten sind und zwar an die erste 
Eingaben in Transportangelegenheiten und an die zweite 
solche in Tarifangelegenheiten. Die Verbandsgeschäfte 
den Vorsitz in der Verbandsversammlung führt namens der 
eichischen Bundesbahnen das Tariferstellungs- und Ab- 
u üro im Bundesministerium für Verkehrswesen. Die 
g& der Bahnbenutzer wird nach Schaffung des Beirates 
indesministeriums für Verkehrswesen aus dessen Mitte 
lt werden. Da jedoch der kommerzielle Verband seine 
bereits früher aufnehmen wird, so haben’ die Ver- 
ver! altungen Schritte eingeleitet, ‘daß Vertreter der Bahn-” 
| instweilen aus der Mitte des seinerzeit aus Inter- 
enkreisen gebildeten „Komitees für tarifariSche und regle- 
risc] e- Angelegenheiten” entsendet werden, 5 

. ser. Ferdinands-Nordbahn. Der _ Verwaltungsrat der 
ernaiee -Nordbahn hat in seiner letzten Sitzung die 
r Generaldirektion vorgelegte Rechnung für das Geschäfts- 
'genehmiet. Auf Grund dieser Rechnung ergibt sich 


n für jede ganze Aktie'und einschließlich des Gewinnvor- 
us dem Vorjahre von 3,081,212 K der Saldo des Gewinn- 
lustkontos mit 37,731,512 K gegen 12,957,801 K im Vor- 
Nach Abrechnung der Restdividende von 75 K für jede 
‚Aktie sowie der statutenmäßigen Tantieme des Verwal- 
tes verbleiben 31,843,943 K zur Verfügung der General- 
nlung. Der Verwaltungsrat wird der Generalversamm- 
zen die Superdividende mit 350 K für jede ganze 
stzusetzen, ferner im Sinne des tschechoslowakischen Ge- 
vom 25. Februar 1920 von dem an die Aktionäre zu vär- 
‚Reinertrage des Bergbaues einen 10prozentigen Anteil 
19,762 K. zur Widmung für gemeinnützige Zwecke der 
Bergbau Beschäftigten bereit zu halten und den Rest von 
4 4 K auf neue Rechnung vorzutragen. Die Gesamtdivi- 
f 1920 (Aprozentige Dividende von 180 K und Super- 
von 350 K) wird sohin 530 K (gegen 242.50 K im 
) betragen. Der Verwaltungsrat hat mit Rücksicht 
ßdie Rechnung des Jahres 1921 in tschechoslowakischer 
zu führen sein wird, beschlossen, von einer Abschlags- 
g zum 3. Juh d.:J. auf. die Dividende des laufenden Jahres 
ehen. Der am 1. Juli.d. J. fällige Abschnitt wird daher 
K (Restdividende 75 K, Superdividende 350 K) für eine 
eingelöst werden. Der am 1. Juli d. J. fällige 
der ganzen Genußaktie wird mit 350 .K eingelöst 
e Abschlagszahlungen auf die Einlösungsrenten wurden 
er tschechoslowakischen Republik wie im Vorjahre in 
chischen Kronen bezahlt; die Anzahlung seitens der pol- 
Republik wurde in polnischen Mark geleistet. Eine 
tliche ; Veränderung in der Höhe der Abschlagszahlungen 
nn iber- dem Vorjahre nicht eingetreten. Bezüglich der 
les ausgewiesenen Erträgnisses ist .der Umstand von 
T. ‚Bedeutung, daß die in tschechischer Währung er- 
rägnisse des Montanbesitzes zu dem gegenüber dem 
Bee höheren Kurs des Bilanztages ausgewiesen 


Bbrä ehliche Betätigung des Notsigenales. Durch Ver- 
s Bundesministeriums für Verkehrswesen wurde fol- 
änzung des Eisenbahnbetriebsreglements verfügt. 

die. en dringende Notwendigkeit das am Eisen- 
ee On Seh. ‚unbe- 


Brah die dchng des u ee 
r 1882, R.-G.-Bl. Nr. 14, festgesetzte Verpflichtung 
ig eines Geldbetrages an die Eisenbahn im Falle der 
chen Betätigung des Notsienales wird 
Bisenbahnbetriebsreglement ausgesprochen. 
ignal ist jede in Eisenbahnwagen angebrachte, zn 
er Eisenbahnzüge im Falle äußerster Notwendigkeit, 


Abzug der Abschlagsdividende von 105 österreichischen : 


nunmehr 


e bei Gefahr für die Sicherheit der Reisenden. 


oder des Zuges dienende Vorrichtung 
technischen Bauart zu verstehen. 

Die mißbräuchliche Betätigung des Notsignales hat für den 
betreifenden Reisenden zweierlei, von einander unabhängige 
Folgen, und zwar einerseits die Verpflichtung zur Zahlung der 
Vertragsstrafe .des 5 23, Absatz (2) EBR. und anderseits die 
Straffälliskeit wegen Übertretung des $ 93 der Eisenbahn- 
betriebsordnung oder wegen eines etwa vorliegenden weiter- 
gehenden strafgerichtlich zu verfolgenden Deliktes. 

Der nach $ 23 Absatz (2) EBR. der Eisenbahn zu entrich- 
tende Betrag von 1000 Kronen stellt sich als Privatbuße für den 
der Eisenbahn durch die ungerechtfertigte Betätigung des Not- 
signales erwachsenen Schaden dar. Der rein priyatrechtliche 
Anspruch auf Zahlung dieser Buße kann gegenüber dem die 
Zahlung verweigernden Reisenden nur im ordentlichen Rechts- 
wege und nicht im Wege der politischen Behörden geltend ge- 
macht werden. Die Mitwirkung der politischen Behörde be- 
schränkt sich hierbei auf die Feststellung der Identitä@?des 
Nationales und der Adresse des betreffenden Reisenden. Die 
Festsetzung der Vertragstrafe in einem ziffernmäßie bestimm- 
ten Betrage verfolgt den Zweck, die Eisenbahn von dem um- 
ständlichen Nachweis des im einzelnen Falle entstandenen Scha- 
dens zu befreien. Die Zahlung dieses Betrages schließt jedoch 
den- Anspruch auf den übersteigenden Schadenersatz nicht aus. 
(Art, 284 H.-G.-Bl.) 

Die Strafverfolgung des Reisenden geschieht unabhängig da- 
von, ob er die Vertragsstrafe an die Eisenbahn entrichtet oder 
nicht, durch die politische Behörde oder durch die Staatsanwalt- 
schaft. - Ob außer der Abforderung der Vertragsstrafe von 
1000 K. im einzelnen Falle auch noch eine Strafanzeige an die 
öffentliche Anklagebehörde oder an die politische Behörde er- 
stattet werden soll, ist nach der Beschaffenheit des betreffenden 
Falles, insbesondere nach der hierbei zutage getretenen Absicht 
des Täters zu beurteilen. 

Hierzu wird bemerkt, daß nicht bloß absichtliches, sondern 
auch fahrlässiges Handeln die’ Strafbarkeit zu begründen ee- 
eienet ist. } 


ohne Unterschied der 


— Ausschuß des Nationalrates für Verkehrswesen. In der 
letzten Sitzung des Ausschusses für Verkehrswesen wurden die 
Anträge der Abgeodneten Weiser und Genossen auf eheste 
Fertigstellune des Linzer Hauptbahnhofes, und der Abgeord- 
neten Lenz und Genossen, betreffend die eheste Ausgestaltung 
der Personenhaltestelle Gmünd Stadt zu einem. Kopfbahnhof 
zum Beschluß erhoben. 


— Stahenhahn- und Rlcinlahnkonzeeß in Wien (29. Mai bis 


‘2. Juni 1921). Von Straßenbahn- und Kleinbahnunternehmungen 


war der Kongreß beschickt durch Vertreter aus Deutschland, 
Dänemark, Holland, Norwegen, Schweden, Südslawien, der 


Schweiz, der Tschechoslowakei und Ungarn. An.dem Kongresse 
nahmen teil: - als Vertreter der Regierung Vizekanzler 
Breisky, die Bundesminister Dr. Pesta und Heinl, Vize- 
bürgermeister Emmerling als Vertreter der Stadt Wien so- 
wie Vertreter der Regierungen von Holland, Schweden und 
Ungarn. Präsident Spängler begrüßte die Erschienenen und 
sprach allen Stellen, die die Abhaltung des Kongresses ermög- 
licht haben, den herzlichsten Dank aus. An diese Begrüßung 
schlossen sich die Ansprachen der Vertreter der Regierung, der 
Gemeinde Wien und einzelner Körperschäften. Sodann wurde 
in die sachlichen Erörterungen eingetreten. 


Präsident Dr. Exner (Wien) besprach die Beziehungen 
zwischen dem Verkehrs- und dem Versuchswesen und betonte 
die Wichtiskeit des technischen Forschungs- und Versuchs- 
wesens für die konstruktive Entwicklung und Betriebssicherheit 
der Bahnen aller Art. Direktor van Putten (Amsterdam) 
behandelte die technischen Schwierigkeiten für die Straßen- 
bahnen in Amsterdam, die in der ständigen Gefahr von Deich- 
brüchen schweben. Prof. Dr. Helm (Berlin) besprach an der 
Hand von Lichtbildern die "Entwicklung des Kleinbahnwesens 
in Deutschland. Direktor Norregaard (Kopenhagen) er- 
läuterte hierauf die Geschichte und Entwicklung der Kopen- 
hagener Straßenbahn und Direkter Hultmann (Malmö) be- 
richtete über einmännise Bedienung von großen Straßenbahn- 
wagen. Nachmittags unternahmen die Kongreßteilnehmer eine 
Besichtigung der Oberbauwerkstätte Meidling und des Betriebs- 
bahnhofes Favoriten der städtischen Straßenbahnen, wo die, 
neuesten Fahrbetriebsmittel für den Personen; und Lastenver- 
kehr und die Schienenbeförderungsmittel vorgeführt wurden. 


Die Beratungen des zweiten Verhandlungstages wurden durch 
einen Vortrag des Direktors Ing. Barth (Christiania) über 
das ‘Straßenbahn- und Lokalbahnnetz in Christiania und Vor- 
orten (Aker) eröffnet. Direktor Falkenberg (Christiania) 
‘berichtete über die Verhältnisse der Straßenbahnen in Christia- 
ma, worauf Oberingenieur.Tramm (Berlin) über die psycho- 
technische Eignungsprüfung des Personals berichtete. General- 
direktor a. D. Lehmann (Köln) erörterte die allgemeinen 


. 
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Richtlinien für den Zusammenschluß’von Verkehrsunternehmun- 
gen in deutschen Großstädten und Ingenieur van Nes (Wien) 
sprach über bedienungslose Umformerstationen für elektrische 
Bahnen und Quecksilbergleichrichter, worauf die Verhandlungen 
abgebrochen wurden. 

Am nächsten Verhandlungstag hielt Direktor Dr.-Ing. Mat- 
tersdorf (Hamburg) einen eingehenden, von einer Reihe von 
Lichtbildern begleiteten Vortrag über Normung und Wartung. 
Direktor Ing. Tobias (Budapest) besprach die Verwendung 
von Kugel- und Rollenlagern im Straßenbahn- und Kleinbahn- 
betrieb, und Direktor Albert (Krefeld) berichtete über 
Rollenlager für Straßenbahnwagen. Direktor Baurat Eoer- 
cher (Stuttgart) hielt einen Vortrag über die Erfahrungen bei 
der Verwendung von Kugel- und Rollenlagern im. Straßenbahn- 


betrieb. Baurat Ing. Stohr (Wien) brachte .statistisches 
Material und Allgemeines über Gleichstrom-Hochspannungs- 
masrghinen. Direktor Ing Hausmann (Gablonz) besprach in 


längeren Ausführungen - die. Beziehungen zwischen Fahrzeug 
und Gleise bei Straßenbahnen und Inspektor Ing. Findeis 
(Wien) die gleislosen Bahnen mit elektrischer Oberleitung. 
Am Schlusse dankte der Vorsitzende Direktor Spängler allen 
Teilnehmern für ihr Erscheinen und den Vortragenden für ihre 
Mühewaltune und sprach den Behörden, 
Unternehmungen für das dem Kongresse bekundete Entgegen- 
kommen den Dank aus. Ebenso dankte er den Beamten des 
Kongreßbüros für ihre Arbeit. Nach Schluß der Verhandlungen 
fand die Hauptversammlung des Internationalen Straßenbahn- 
und Kleinbahnvereins statt, in- der der Wahlvorschlag für die 
Wahlen der Landesvertreter in den Vorstand. des Vereins be- 
raten wurde. Der Vertreter der ungarischen Regierung über- 
brachte die Einladung der ungarischen Regierung, den nächsten 
Kongreß im Jahre 1923 in Budapest abzuhalten. Diese Ein- 
ladung wurde von der Versammlung unter stürmischem Beifall 
zur Kenntnis genommen. Generaldirektor Wussow dankte 
Direktor Spängler für die treffliche Vorbereitung der KongreßR- 
tagung und für die geschickte Leitung der Beratungen, worauf 
der Kongreß geschlossen wurde. 


— Wiener Lokomotivfabrik. In der unter Vorsitz des Präsi- 
denten Alexander Weiner abgehaltenen 50. Generalversammlung 
der Wiener Lokomotivfabriksgesellschaft wurde der Rechnungs- 
abschluß für das Geschäftsjahr 1920, welcher einen Reingewinn 
von 29958558 K. ausweist, mit Stimmeneinhelliskeit genehmigt 
und die Ausschüttung einer Dividende von 300 K beschlossen. 


— Kleinwirtschaftsausstellung. Das Bundesministerium für 
Verkehrswesen wird in der Zeit vom 3. bis 5. September in Linz 
eine  Kleinwirtschaftsausstellung des österreichischen Eisen- 
bahnpersonals veranstalten. Zur: Ausstellung gelangen Erzeug- 
nisse der Kleingartenwirtschaft und der Kleintierzucht, Pläne 
und Objekte, welche auf das Siedlungswesen Bezug haben, Ge- 
räte für Kleingärtner und Kleintierzüchter und Hausgeräte. Die 
Ausstellung soll die auf die Verbesserung der wirtschaftlichen 
Lage des Eisenbahnpersonals abzielenden Einrichtungen, welche 
sich die Bediensteten mit Unterstützung der Verwaltung ge- 
schaffen haben, vor Augen führen. 


— Bevorstehende Verkehrsverbesserungen. 
respondenz“ teilt mit: 


Die „Staatskor- 
Die österreichische Bundesbahnverwal- 


tung hat in den letzten Tagen, allerdings mit schweren geld- 


lichen Opfern, größere Mengen für den Schnell- und Personen- 
zugsdienst geeigneter. Kohle angekauft. 
tschechische, die französische und die italienische Regierung 
für die sie mitberührenden Verkehre Steinkohlenmengen an 
Österreich verkauft. Die eigenen, durch die nun schon drei 
Wochen andauernde Verkehrseinschränkung geschonten Stein- 
kohlenvorräte sind zwar so gering geworden, daß an eine Ver- 
-stärkung des Personenverkehrs mit ihrer Hilfe allein nicht zu 
denken wäre. Das Verkehrsministerium hofft aber, daß die 
ausländische Steinkohle so bald zulaufen wird, daß wenigstens 


die Zwischenzeit mit den kleinen Vorräten überbrückt werden | 


kann. Um daher nach mehrwöchiger, tief einschneidender 
Verkehrseinschränkung möglichst bald eine Erleichterung zu 
bieten, hat sich das Verkehrsministerium entschlossen, schon 
in den nächsten Tagen mit der Verstärkung des Personen- 
verkehrs zu beginnen. Die Züge, die nach und nach wieder 
«eingeführt werden, sowie der Tag, von dem an sie laufen 
werden, werden besonders kundgemacht. Dabei setzt die Eisen- 
bahnverwaltung voraus, daß die von den fremden Regierungen 
versprochenen und von Österreich angekauften Steinkohlen- 
mengen zur erwarteten Zeit einzulaufen beginnen. Nur unter 


dieser Voraussetzung ist eine‘ ununterbrochene Führung eines 


erweiterten Verkehrs möglich. Treten Störungen des Kohlen- 
einlaufs ein, so müßte möglicherweise eine entsprechende An- 
zahl von Zügen auf kürzere Zeit wieder eingestellt werden. 
Das Verkehrsministerium wird sich bemühen, solche Einstellun- 
gen möglichst lange vorher kundzumachen. Die Reisenden 


P 
% 


"Körperschaften und. 


/ 


Außerdem haben die | 


bedeutet. Anlaß hierzu bot der Umstand, daß die nach dem 


Ausfall 


vorheriges Einvernehmen 


gemeldet wurde, mit der tschechischen Regierung wegen der 


‘den. 


'zahlung der Zollsätze bisher angewandten Normen eine 


; Zeitung de Vereins ; 
Deutscher Eisenbahnverwaltun 


werden aber guttun, in den nächsten Tagen ‘vor jeder Bo 
öffentlichen Blätter aufmerksam daraufhin durchzusehen 
nicht Zugabsagen verlautbart sind. 

Außerdem wird durch das österreichische _ Bu 
ministerium für Verkehrswesen verlautbart: Der Bu 
bahnverwaltung ist es gelungen, wenigstens e 
Braunkohlenlieferungen als teilweisen Ersatz für 
der oberschlesischen Kohle sicherzustellen. 
Rücksicht auf diesen Umstand ist es nunmehr mögli 
worden, auf den österreichischen Eisenbahnverwaltungen 
landverkehre und im Verkehre nach dem Auslande fo 
Güter zur Beförderung wieder zuzulassen: Lebensmittel, | 
tätsmaterial, Brenn- und Beleuchtungsmaterial, Tabak 
Tabakfabrikate, Emballagen für zugelassene Güter, Futte 
landwirtschaftliche Bedarfsartikel, Umzugsgut, Zeitungsd 
papier und Rohmaterialien zu seiner Erzeugung, Säuren 
Preßgase, Schmiermaterialien, Sensen- und Sichelstahl, 
materialien, Grubenholz, Materialien zum Hochofenbetrieb) 
wie Schieß- und Sprengmittel für Bergbaubetriebe. 


Der Verkehr aus dem Auslande nach Österreich sow 
Durchzugsverkehr durch Österreich wird freigegeben, so 
sich nicht um große Massentransporte handelt, die über 
sonders stark belasteten Übergangsstationen Passau, Sim 
oder Salzburg zu befördern sind. Für solche Transporte is 
mit der Bundesbahnverwaltung 
forderlich. Im übrigen wird bemerkt, daß der Streik in Ttalie 
bendet ist, und nunmehr der Güterverkehr im | \ 
bezeichneten Rahmen wieder aufgenommen wird. 3 


— Personalnachrichten. Der nautische Direktor der Dk 
Dampfschiffahrtsgesellschaft Karl Viktor Suppan ist im 
von 61 Jahren gestorben. Suppan, der seit 1877 im Dienste « 
genannten Unternehmens stand, galt als erster Fachmanı 
allen mit der Binnenschiffahrt zusammenhängenden Fragen 
war auch der Verfasser eines Handbuches über Wasserstral 
und Binnenschiffahrt sowie anderer fachlicher Schriften. 


Tschecho-slowakisches Gebiet. 
— Buschtiehrader Bahn. Die Buschtiehrader Bahr steht, 


weisung des Kriegszuschlages in Verhandlung. Dieser be 
15% zu allen Tarifen, und die Regierung hat sich vorbeha 
die durch den Krieg verursachten außerordentlichen Ausl 
des Bahnnetzes den Gesellschaften allenfalls aus dem Zuschlag 
zu vergüten. Die Buschtiehrader Bahn hat nun die Forde 
erhoben, daß ihr der Kriegszuschlag zugewiesen werden 
weil sonst die Betriebsrechnung des Jahres 1920 mit eine 
lust schließen und die Verteilung einer Dividende um 
sein würde. Die tschechische Regierung scheint gene 
sein, der Buschtiehrader Bahn einigermaßen entgegenzukom 
Es wird aber der Plan erwogen, daß die Gesellschaft der R 
rung den Kriegszuschlag in der Form von Prioritätsobligation 
oder Aktien „refundieren“ solle, während der Buschtiehr 
Bahn den Standpunkt vertritt, daß ihr der Kriegszuschlag 
Deckung des Verlustes unentgeltlich überwiesen werden m 


Ungarn. 
— Neuerliche Erhöhung des Zollaufgeldes. Nach eine 


ordnung des Finanzministers wurde eine Neuregelung deı Zo 
aufgelder vorgenommen, die zum größten Teil deren Erh 


tarifgesetze auf Gold lautenden Zollsätze hisher nicht die 
erreicht haben, die dem jeweiligen Goldkurs entspricht. 
Rücksicht auf den Handel wurden nämlich die Aufgelder, 
die Zölle nicht in Gold bezahlt wurden, so berechnet, da 
wichtigeren Bedarfsartikel in Wirklichkeit nur mit einem 
oder minder großen Teil des gesetzlichen Zolles belaste 
Die schwere Lage, in die unsere industrielle Erzeu 
infolge des Preissturzes im Ausland und der: Verschärfung 
ausländischen Konkurrenz durch die Besserung unserer Va 
geraten ist, zwingt jetzt die Regierung, die hinsichtlich de & 
prüfung zu unterziehen. Unsere Industrie, die teils weg 
Besserung unserer Valuta, teils aber wegen der Abschließt 
bestrebungen unseres Landes nicht zur Geltung kommen k 
muß wenigstens in dem Maße in Schutz genommen werden 
die Erhebung der gesetzlichen Zölle der jeweiligen Höhe 
Goldkurses entspricht. Mit Rücksicht auf diese Umstände m’ 
die Regelung des Zolltarifs vorgenommen werden, dessen 

satz es ist, daß in dem Falle, daß Zoll nicht mit Gold be 
wird, ein Aufgeld zu entrichten ist, das annähernd dena 
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n Goldkurse entspricht. Die Höhe dieses Aufgeldes wird von 


sit zu Zeit im Verordnungswege veröffentlicht werden. Laut 
erordnung des Finanzministers beträgt derzeit das zu berech- 
ınde Aufgeld im allgemeinen 3400%. Solche Waren jedoch, 
e wichtige Grund- oder Hilfsstoffe unserer Produktion bilden, 
ner solche Gegenstände des öffentlichen Bedarfes, die im 
inde überhaupt nicht oder nicht in genügendem Maße erzeugt 
erden, sollen auch in Zukunft nicht den vollen Betrag_des 
setzlichen Geldzolles zu tragen haben. Nach der neuen Ver- 
dnung werden zwei Listen der Zollsätze aufgestellt. Waren, 
ein die erste dieser Listen gehören, unterliegen. einem Auf- 
de von 1100 %, hingegen die in die zweite. Liste gehörenden 
‘aren einem solchen von 1%0 %. 

_ Die Preise der Frachtbriefformulare. Nach einer Verord- 
mg des Handelsministers werden die Preise der Frachtbrief- 
rmulare in folgender Weise geregelt: für den internationalen 
Igut- und Frachtverkehr — samt Frachtbriefduplikat — pro 
WE 2 K, für den Inlandverkehr 1 K. 


PA Neue Ausgabe des Tokaltarifa der Györ-Sopron-Ebenfurter 
der Fertövideker Lokalbahn. Mit Wirksamkeit vom 1. April 
. ist auf den oben benannten Linien ein neuer Lokaltarif 
ehienen, der erhöhte Tarifsätze enthält. - 


Eenthebang der Ausfuhrgebühren. Zur Förderung der 
ischen Ausfuhr, die durch die Besserung der ungarischen 
a bedroht ist, hat die ungarische Regierung beschlossen, 
E usfuhrgebühren sowohl für Rohprodukte, wie auch für 
ig- und Halbfabrikate mit sofortiger Pe ee aufzu- 


r adbahn en EN on der Hauptstation der Zadır 
n soll eine elektrische Bahn bis zum Johannisberg führen, 


eine Zweiglinie würde mit.dem Orte Budakesz verbunden. 


isenbahnverhandlungen zwischen Ungarn und Rumänien. 
ürzlich abgebrochenen Verhandlungen zwischen den Ver- 
n der rumänischen und ungarischen Eisenbahnen in Arad 
ieder aufgenommen worden. Diesmal ist ein befriedigender 
3 luß zu gewärtigen. - 


Ereizabe. de Kartoffelverkehrs. Laut einer Verordnung 
inisteriums bilden, vom 11. Mai angefangen, die Kartoffeln 
em Jahre 1920 Gegenstand des freien Verkehrs. 


- Personalnachriehten. Direktorstellvertreter Romauld 
danich, Leiter des Bauinspektorats der Budapester Bahn- 
wurde zum Mitegliede des zur Erledigung der Angelegen- 
:n des Budapester Handels- und Industriehafens gegründeten 
chusses ernannt. 


_ Uebrige europäische Länder. 
HE Stockholmer Bahnhoffrage, Wienn es kürzlich den 
ischein erwieckte, als ob die seit vielen Jahren spielende 
‚elholmer Bahnhoffrage ‘endlich ihrer Lösung ventgegen- 
hei hen würde (siehe diese Zte. 8. 291d. J.), so haben sich 
werdings die Aussichten in dieser Sache, in der scheinbar 
viele mitreden zu müssen glauben und auch tatsächlich 
en, wieder sehr verschlechtert*). So wie die Verhand- 
en in der'Bahnhoffrage sich entwickelt haben, ist es schon 
zt klar, daß eine endgültige Lösung der Stockholmer Bahn- 
fverhältnisse newerding's auf die lange Bank w»eschoben ist. 
wo Tatsache und in Rücksicht auf den bekannten Um- 
daß die jetzigen Bahnhofeinrichtungen es &anz einfach 
Möglich machen, bei lebhafterem Veerkehre den Güterverkehr 
Ton, ohne sowohl für die Eisenbahn wie auch für 
isenden Unannehmlichkeiten zu werursachen, hat die 
enbahndirektion dem Vernehmen nach die Möglichkeit in 
wagung . gezogen, einige vorläufige Erweiterungen zu- 
lo zu bringen, die geeignet sind, den drinsendsten Be- 
für seine längere Zeit im voraus zu befriedieen. Die 
bahndirektion beabsichtist also, natürlich unter der 


| 


’ 


El 


zlich hat Oberingenienr Vinberg i in Stockholm bei einem 
96 die in dieser nie zur Ruhe kommenden Sache bisher 
Setrebenen, mehr oder weniger durchführbaren Projekte 
ner Karte zusammengestellt vorgezeist. Es ergibt sich 
st belustigendes Gewirr von Linien, das auch. den in der 
a rasen, überrascht. 


« wortliche Staatsbahnleitung 


Voraussetzung, daß die Entwicklung der wirtschaflichen 
Lage dies zuläßt, an den nächsten Reichstag mit dem Antrag 
auf Gewährung der Mittel für gewisse Erweiterungsarbeiten 

heranzutreten. Nach dem: schon entworfenen Plane würden 
diese Erweiterungen. im wesentlichen die folgenden sein: Da 
alle einig zu sein scheinen, daß die newe Güterstation nach 
Norrtull verlegt werden muß, sollen: hier die Arbeiten einge- 
leitet und in dem Umfange ausgeführt werden, den die Ver- 
hältnisse als nötig ausweisen. Früher war ein Vorschlae zur 
Erweiterung der jetzigen Güterstation bei Norra station auf- 
sestellt worden, und der Reichstag von 1913 bewilliete auch 
Mittel hierfür. Auf Grund der darnach entstandenen um- 
fangreichen Erörterung der Bahnhoffrage im großen ganzen 
blieb dieser Plan jedoch unausgeführt, weshalb die bewillige- 
ten Mittel immer noch vorhanden sind. Nachdem man kei 
Norrtull die newe vorläufige Güterstation fertigesebracht hat. 
würde der jetzige Stückgutverkehr bei Norra station dorthin 
verlegt werden. Dafür würden nach Norra Station die 
Eilgutabfertigungen und Masazine verlegt werden, die 
jetzt in den beiden Flügeln des Hauptbahnhofes unter- 
gebracht sind. Der Raum, der auf diese Weise verfügbar 
wird, würde zur Verbesserung der Abwickelunz des Perso- 
nenverkehrs verwendet werden. Die jetzige Ostverkehrs- 
station würde so nach den jetzigen Eileutlokalen im nördlichen 
Flügel verlegt werden und für Stationseinrichtunsen für von 
Norden kommende Fernzüge Platz schaffen. Entsprechende 
Anordnungen für Personenfernverkehr vom Süden würden 
an ihrer jetziwen Stelle beibehalten werden, jedoch unter 
Ausdehnung auf den Raum, der jetzt im südlichen Flügel für 
den Eilgutverkehr belegt ist. Der abgehende Personenzug- 
verkehr würde nach wie vor vom mittleren. Teil der Station 
aufgenommen werden, jedoch mit einigen Newerungen und 
Umbauten. Was die sonach in sroßen Zügen dargestellten 
Umbauten kosten würden, ist noch nicht ausgerechnet. So 
viel ist sicher, daß es sich um verhältnismäßig seringe Kosten 
handeln wird. DIEB. 


— Kohlenlager der schwedischen Staatsbahnen und Stellung- 
nahme zu einheimischen Kohlengeboten. Die Höganäs-Billes- 
holms A. B. hat an die Eisenbahndirektion das Ansuchen ge- 
stellt, über die für das laufende Jahr erfolgte Bestellung von 
10%) 000 t Kohle hinaus noch weitere 2400. t liefern zu dürfen. 
Das Ansuchen der Gesellschaft ist veranlaßt durch den gemin- 
derten Absatz an schwedischer Kohle für die Industrie im Zu- 
sammenhang mit der jetzt bestehenden außerordentlich ge- 
drückten Lage. In ihrer Verlegenheit wollte die Gesellschaft 
sichere Anhaltspunkte über ihren Absatz erhalten, um Betriebs- 
einstellung und damit Vermehrung der Arbeitslosigkeit zu ver- 
meiden. Die Eisenbahndirektion hat das Anerbieten der Gesell- 
schaft an die Regierung weitergegeben und berichtet, daß sie 
für ihren Teil das Angebot nicht annehmen könne, da der Preis 
im Vergleich mit dem der englischen Kohle allzu hoch sei. 
Als ein weiterer Ablehnungesgrund wurde angeführt, daß 
sie zurzeit ein über Gebühr großes Lager an ausländischer 
Steinkohle besitze. Diese Kohle, insbesondere der minderwerti- 
£ere Teil derselben, müsse jetzt verbraucht werden, um so mehr, 
als die Beschaffenheit der Kohle unter längerer Lagerung leide. 
Mit Rücksicht auf die kitzlige Frage der Arbeitslosigkeit glaubte 
die Direktion jedoch, die Bache dennoch der Regierung vorlegen 
zu sollen. TED 


— Personaleinziehungen bei den schwedischen Staatsbahnen. 
Wie anderwärts sind auch in Schweden die Staatsbahnen seit 
dem Weltkriese mit einem Personalüberfluß ausgestattet, der 
ungemein auf die Wirtschaftsgebarung drückt. Die verant- 
hat rechtzeitig ihre warnende 
Stimme erhoben, aber sie mußte den nach „höheren Gesichts- 
punkten“ erfolgenden Anweisunsen der Regierung folgen. 
Die Staatbahnen sollen kaufmännisch betrieben. werden; es 
genügt dabei nicht, daß Soll und Haben sich abgleichen; der 
Betrieb muß auch für das hineinwesteckte ‘Kapital einen an- 


"gemessenen Gewinn abwerfen. Die Frage des kaufmännischen 


Betriebes der Staatsbahnen ist gerade jetzt in aller Munde, 
wo, wohl nicht ohne Übertreibung, die Schwierigkeiten, mit 
denen die schwedische Industrie zu kämpfen hat, den hohen 
Beförderungskosten der ‚Eisenbahnen zugeschrieben werden. 

Wie «einfach sich die Sache, von nichtverantwortlicher Seite 
abtun läßt, zeigt ein Leitartikel in den Dagens Nyheter vom 
7. April, in dem «eltend gemacht wird, daß die 36 000-Mann 
Personal, die die Staatsbahnen nach Angabe dieses Blattes 
beschäftigen, infolge des Rückganges des Verkehres unter den 
Verkehr vor 1913 auf 26.000 oder die vor 1913 gegebene Zahl‘ 
heruntergebracht werden könnten. Es könnten sonach 10 000 
Personen ausgeschieden und 40 bis 50 Millionen Kronen, jährlich 
erspart werden. Für den oberflächlichen Beobachter klingt 

das alles recht annehmbar. Aber der Umfang der Staäats- 

bahnen ist seit 1913 nicht gleich geblveben, sondern er hat 
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in welchen Be auch 
Ein 


sıch bis 1921 um 889 km vermehrt, 
die dazugekauften Linien mit ihrem Personal eingeben. 


Unternehmen von dem Umfange der Staatsbahnen kann nicht 


den Verkehrsabnahmen im eleichen Schritte folgen. Auch 


eine ganz leergehende Maschine wverlanet noch ihren Masehi-. 


nisten und Heizer. 


In eimem Bericht an den Vierkehrsminister hat die Fisöne 
die 


bahndirektion . kürzlich „ewisse Zahlenansaben über 
Personalverhältnisse jetzt und vor dem Kriege gemacht,‘ In 
der Zeit zwischen Januar und 15. April 1921 wurden im 
canzen 1742 Mann ventlassen.- Damweben wurden unter der Hand 
noch auf Grund der Abnahme der »Bietriebs- 
haltunesarbeiten uneefähr 90 Mann Woerkstättenarbeiter 
anderen Arbeiten für Veränderunsen und Neuherstellungen 
in anderen Staatsbahnbetrieben zugeführt. Der ganze der- 
zeitige Personalstand, für Betrieb und Unterhaltung kann 
daher zu 30 850 Mann ansevieken werden. Es sind das 552 für 
das Kilometer bei einer Verkehrslänge von 5581km. Nach den 
Ancaben vom März 1914 waren damals 27390 Mann oder 57.5. 
auf das Kilometer bei eiwer Verkehrslänse von 4692 km vor- 


handen. Jedenfalls kommen die Fol®en der früheren Personal- 
politik der Staatsbahnen jetzt am Personäl®selbst zur Wirkung. 


Während des Jahres 1920 wurden aus dem Staatsdienste 668 
Mannmaussemustert. Fügt man dıe Entlassung en dieses Jahres 
hinzu, so ergeben sich 3410 Mann, die aus den im Betrieb und 
in der Unterhaltune Ansestellten aus&emustert wurden. Dabei 


sind die Entlassungen vom Jahre 1919 noch gar nicht einbe- 
abnehmendem “Verkehre eine 


zogen. Es ist klar, daß bei 
Einschränkung des Personalstandes erfolgen muß. 
der Natur des 
folgt, daß er sich dem Woechsel der Konjunktur anpassen muß. 
Aber man kann sich doch nicht ganz von dem Gefühl frei- 
machen, daß der Umfang, in dem jetzt die Personaleinziehun- 
Sen stattfinden müssen, zum Teil eine Folge der übermäßigen 
Stellenschaffunsen während der Krisenjahre ist. Schon im 
März d. J. betrug die Zahl der: Arbeitslosen 
senen 60 000. Sie hat seitdem bedeutend zugenommen. 
kann trotz allem sehr zweifelhaft sein, ob es denn «als 
reiner Gewinn zu betrachten ist, wenn der Staat: mit der 
einen Hand Leute aus Seinem Dienste fortstößt und mit der 
anderen Hand den Hungernden Almosen gibt. Auch die In- 
haber sog. höherer Stellen (von der 8. Klasse und darüber) 
haben unter den Foloen der Depression schon sehr zu leiden 
Sehabt. Die landläufige Auffassung, daß diese höheren 
Stelleninhaber ein dankbares Peld für Personaleinziehuneen 
bilden könnten, ist von der Eisenbahndirektion unter Dar- 
lesung von Zahlenangaben über das Verhältnis zwischen den 
höherien und niederen Stellen widerleet worden... Es weht aus 
diesen Angaben hervor, daß von der Zahl des Stations- und 


Schon aus 


Zugpersonals der. Veerkehrsabteilung die der höheren Stellen ° 


im Jahr 1900 noch 14,7% der ganzen 'etatmäßigen Stellenzahl- 
ausmachte, während diese Zahl jetzt auf 75% zurückge- 

gangen ist. Rechnet man das nicht etatmäßige Personal hinzu, 
so ‘waren 1913 noch 9,3% des Personals sog, Bedienstete 
höheren Grades, während es jetzt nur noch 7 7% sind. Aus 


diesen Darlegungen, die wir auszugsweise der Svensk Trafik- 
tidning entnehmen, geht jedenfalls das eine hervor, daß sich ° 
die schwedischen Staatseisenbahnen: in ihren durch die Zeit- = 


werhältnisse verlaneten Personaleinziehungen der Grenze des. 
Mösclichen nähern. / = Dr. S 


— Genese enden des schwedischen fisenbahn: 
per sonals. Für die-im Februar 1920 gebildete Schuhfabrikver- 


einigung der schwedischen Eisenbahner liest nunmehr der Ge- 
Die Mitglieder- - 
ist jetzt auf 34500 gestiegen ‘ 
mit einem gezeichneten Kapital von 723000 Kr., von welchem- | 


schäftsbericht für das erste Vereinsjahr vor. 
zahl, die am Anfang 19000 war, 


565 835 einbezahlt sind. Die Schuhfabrikätion, die auf Grund 
verspäteter ‚Maschinenlieferungen erst im Januar 1921 begonnen 
werden konnte, umfaßt jetzt 150 Paar Schuhe täglich und hat 
ar 5800 Paar Schuhe zu einem Werte von 175000 Kr. ge- 
iefer 


Jährige beschäftigt. Die Vereinigung hat auf Wunsch ihrer Mit- 


: glieder auch eine Anzahl anderer Bekleidungsgegenstände An-' 
woraus sich ein ‚GB 


geschafft und zum Verkauf vorgehalten, 
winn von 70000: Kr. im Jahre ergab. 


Unter dem Namen Fervia haben die Eisenbahner Se 


schaftliche V eine genossen- | 
e Vereinigung gegründet mit der Aufgabe, den Eisen- 


verschiedener Bedienstetenklassen in Malmö 
bahnern Schwedens so gut wie. älles, was sie brauchen, zu .be- 


schaffen an Zeug, Unterkleidern, Strümpfen usw. Erstklassige 


V erbindungen mit Fabriken aller Art sind angeknüpft, und die 


Eröffnung im größeren Maßstahe ist schon für den Herbst vor- 
gesehen. 


nen erhalten. . SE Dr. 8 


und Unter-- 
“ Verkehr der Seetalbahn hat ‘sich trotz der Kriegsverhi 


- genossenschaft dienen“, der Bundesrat befaßt sich dah 


_ handlungen 


: { o aus | Bestimmung enthalten, daß bei einem Rückkauf bis 
Eisenbahnbetriebes als IGeschäftsunternehmens : 


in Schweden 


Es | als einem Jahre ist 


durch die spanischen Eisenbahnen überfüllt » 
letzten Zeit soll sich nun, wie die „Schw. Verk.-Korr 
die Lage in den Grenzbahnhöfen etwas gebessert ha 
"auch daraus hervorgeht, daß die französischen Expo 
| gewiesen wurden, nunmehr ihre Güter wieder auf de 


‚Frankreich damit die ‚spanische Weinausfuhr nach de 


. Weinhandel starken ‚Wettbewerb bereitet. 


schen Kammer hat der Minister der öffentlichen Arb 


In der Fabrik sind 92 Personen, darunter 20 Minder- 


gelten, 


" die Reise 


Die Vereinigung soll sich nach und nach auf ganz. 
Schweden ausdehnen und Tertreiee auf en größeren Statio- 


—_ - Verstaatlichung der "Sootalbahn.- Des ee 
desrat hat der Seetalbahngesellschaft zum 1. Januar. 
Rückkauf durch den Bund angektindigt. Die 542 km 
Eisenbahn liegt in’den Kantonen Luzern und Aargau un 
eine Verbindung zweier Hauptstrecken her, nämlich in 
“der Linie Olten— Zürich und in Emmenbrücke der Linien 
Luzern und Bern—Lagnau—Luzern. In den Jahren 
1910 wurde die Seetalbahn für den elektrischen Betr 
richtet. Die Kraft wird als Dreiphasen-Wechselstrom. 
gauischen Elektrizitätswerk bezogen und in Einphaseny 
strom mit 5500 Volt „Spannung und 25 Perioden un 
Mehr als die Hälfte der Strecken haben keinen eigene 
‚körper, so daß der Betrieb straßenbahnmäßig-geführt wi 


ständig gehoben, dementsprechend auch die Betriebsübe 
und der Reingewinn. Für den. Bund würde die Eingli 
dieser Nebenbahn in das Netz der S.B.B. bei geringen A 
dungen an Betriebskosten große Vorteile bringen, weil‘ 
des Verkehrs durch das Seetal geleitet werden könnte. ] 
Rückkauf ist der Erlaß eines besonderen Bundesgesetze 
derlich, weil die Seetalbahn trotz ihrer örtlichen B 
nicht zu den Bahnen gehört, die „wegen ihrer volksw 
lichen oder militärischen Bedeutung den Interessen 


“zeit mit, der Vorbereitung eines Rückkaufsgesetzes. 
mit der Seetalbahn- Gesellschaft über 
setzung des Rückkaufspreises haben noch zu keiner E 
geführt. Nötigenfalls hat der Richter über Streitpunkte, 
scheiden. In den 'maßgebenden Konzessionsbedingunge 


nuar 1925 die Entschädigung den 25 fachen Betrag des 
schnittlichen Reinertrages der 10 letzten Kalenderjah 
trägt. Die Reinerträge sind von 1909 bis 1918 auf d 
gestiegen: der durchschnittliche Reinertrag dieser 
beträst jährlich 191 634 Franken. Er 


BEE 


— Der spanisch-schweizerische isenbanmeprkeh Re 
die Durchfuhr schweizerischer Güter 
für Spanien bestimmt sind, durch Frankreich unterbunde 
die französischen Bahnen verweigern die Annah 

Güter und begründeten das Vorgehen mit der Beha 
‘die Grenzbahnhöfe infolge einer mangelhaften Wagı 
seie 


wege nach Spanien zu befördern. Hingegen hab 
een Bahnen. ihre Stellungnahme noch. nieht 


“über ihre Bahnlinien zu, obwohl ee Be 
in dieser Richtung getan worden sind; aber man vermut 


beeinträchtigen will, die seit einiger Zeit dem 


Sn Verstaatlichung‘ den Einnicchen Eisenbahnen Ira 


ch liectansa® eine ee 
Bei der Verstaatlichung'soll der Staat alle Aktien er 
alle Hypotheken und sonstigen Schulden übernel 
Aktien der a ‚sollen Ei ö 


lcchöften bei der en so a 
daß die Betriebskosten gedeckt werden, doch soll 
‘berechtigt sein, niedrigere Tarife einzuführen: 
‚dann den Fehlbetrag der Eisenbahngesellschafte 
'Eisenbahngesellschaften sollen anscheinend auch da 
Betrieb weiterführen, nachdem sie bereits a 
Die Reineinnahmen werden zwischen Staat u 
schaften geteilt. Die Angestellten sollen an den 
schüssen beteiligt werden. a. ae s 

Depchafft werden. SH ; a 


‚geltlicher Benutzung. der Eisenbahnen erhalte 
zwischen - London und i 
zwischen London und 

letzterem und ihrem ° Wahlkreis. 
Eisenbahngesellschaften für die i 
Leistungen entschädigt werden sollen, hat = 
LE bereitet, Bis) man jetzt re: bes ti 


= 455 


oa 
Fl 
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\bgeordneten. Hefte mit Srechaneh ausgibt, die nach 
ung und mit Unterschrift versehen am . Fahrkarten- 
gegen Fahrkarten eingetauscht werden. Die Gutscheine 
dann vom Staate eingelöst werden. Welche Kosten da- 
entstehen werden, läßt sich nach einer Mitteilung, die die 
ng im Unterhause gemacht hat, nicht übersehen. Außer- 
ird erwogen, die Abgeordneten von der Einkommensteuer 
reien; ausgenommen sollen nur die Beamten unter ihnen 


er Pfingstverkehr auf den Eisenbahnen hatte 
Jahr sehr unter dem Ausstand in den Kohlenbergwerken 


bahnverkehrs zwingt. Ein verstärkter Zugverkehr konnte 
er nicht eingerichtet werden. Überdies bereitet der Kraft- 
en neuerdings im. Ausflugverkehr den englischen Eisen- 
en einen Wettbewerb, der ihnen stellenweise - sehr lästig 
Die meisten Eisenbahngesellschaften berichten infolge- 
über einen Rückgang ihrer Einnahmen aus dem Pfingst- 
sehr, obgleich dieser doch immerhin so stark war, daß die 
nge Zahl der verkehrenden Züge ihn nicht überall zu be- 
en vermochte. Im Londoner Vorortverkehr wurden sie 
rdi; nes zum Teil nicht voll ausgenutzt, weil viele Londoner 
Furcht, daß der Verkehr ungenügend und die Verkehrsmittel 
lt. sein würden, von Ausflügen abgesehen hatten. Mit 
% Pfingstverkehr setzt sonst die Hochflut des Sommers im 
sonalverkehr ein, und der englische Bericht über das Reisen 
d n Pfingstfeiertagen macht daher mit Rücksicht auf diesen 
günstigen Auftakt einen etwas niedergeschlagenen Eindruck. 


fr 


"Von russischen Bahnen. Nach wie vor laufen die Nach- 
sehr spärlich ein, und was ans Tageslicht kommt, ist, 
tets bisher, höchst unerfreulich. Vor allem scheinen die 
e Aufstellung der Heizmaterialverteilungspläne  maß- 
 Sowjetorgane einander in den Haaren zu liegen, so daß 
' für das Land so wichtigen Fräge keine Einigung be- 
n Nr. 46 der ‚„‚Ekonomitscheskala Schisn“ gibt eine rätsel- 
ur mit Anfangsbuchstaben bezeichnete Sowjetstelle — 
Bezeichnungen scheinen ein besonderes Steckenpferd der 
egierung zu sein — bekannt, daß der eingehende Plan 
eizmaterialversorgung- für 1921 nicht fertiggestellt werden 
weil der et ‚das Volkskommissariat der 


Schuld auf das er auch wieder eine rätselhafte Ab- 
ıng für eine offenbar mit Heizmaterial befaßte Sowietstelle. 
r Polemik geht soviel. hervor, daß in der wichtigsten 
r Sowietwirtschaft, der des Heizmaterials für die 
ıbahnen, die Eisenbahnaufsichtsbehörde erst Mitte Februar 
Zeit nahm, eine Erklärung abzugeben, daß aber die Heiz- 
aufsichtsbehörde völlig versagte. 


51 der gleichen Zeitung ist ein Kata von Suew ent- 
wonach das Plenum des „Zektran“ (wieder eine solche 
ung) auf ’Grund von Berichten des „Glawtop“ und des 
rskommissariats eine Entschließung annahm, wonach 
eiden Organe in eines zusammengeworfen werden und 
eilmittel zur Rettung aus der Heizmaterialkrisis ein 
anz außerördentliches Heizmaterialorgan schuf, bei 
m alle Entscheidungen zusammengefaßt werden“. . Das Organ 
nscheinend „Ischrestop“. Suew behauptet, dieses Organ 
Z- überflüssig. Es sei in. anderer Form schon vorhanden, 
ıe sei also zwecklos und hätte keine Beschäftigung. Also 
neue Organe, Umgruppierungen alter, Ernennungen usw., 


faßt Suew ‘in den zwei Punkten zusammen: erstens: 
rchie. in der Heizmaterialverteilung, und zweitens: Anarchie 
ı Heizmaterialtransporten. Als dritter Punkt, den Suew 
ssen zu haben scheint, kommt offenbar der Kohlenmangel 
di Anarchie in der Kohlengewinnung hinzu. Der Kom- 
n = warf dem Bürgertum Anarchismus des Wirtschafts- 
An seine Stelle setzte er eine konzentrierte Orga- 
Dr Unmzahl_ von Hauptstellen, Zentren, Kollegien, 
sionen, alle beschäftigt mit der Regelung der Volkswirt- 
it; immer neue Organe werden geschaffen zur Ergänzung 
um Ersatz der alten unter der Vorspiegelung immer 
rer Vervollkommnung. Das Ergebnis ist Anarchie und 
Anarchie. Nach der gleichen Nummer der „Ek. Schisn“ 
t eine neue Ober- oder Überkommission geschaffen WOLr- 
eine Generalkommission für Erstellung eines einzigen 
isn eteeplänee”? 
Buzehen.. 


teilt das ee ee der Te : 
Gründe mit („Ek. Schisn“ Nr. 55), warum es über die 
ee eien keine Rechnung stellen kann. Kohle 


‚geringwertig”. 


Verkehr einsteller“. 


‚bruar infolge Feierns sehr zurückgegangen. 


" Verschlechterung eingetreten. 


 Lokomotivfabrik im Januar 10 Tage nicht. 


es geht nichts vorwärts. Seine eigene Anschaung von der. 


danach e1 
"nach Iwanowo-Wosnessenck und Petersburg überführt. 


Damit nn die Sache wieder‘ 


und Holz werden bis zur Verladung weder gewogen noch ge- 
messen; Holz wird häufig unmittelbar aus den Fuhrwerken ver- 
laden, und der Empfang wird nur nach Abzählung der Fuhrern 
oder nach den beladenen Eisenbahnwagen bestätigt; die Be- 
lastung ist aber. weder vollständig, noch auch gleichmäßig, da 
das Verladen nicht durch gelernte Lader geschieht, sondern 
dureh Arbeitssoldaten oder Arbeiter, die aus den Dörfern auf 
Grund der Arbeitspflicht ausgehoben sind: dazu hat das Gesetz 
verschiedene Ausmaße und Gewichte“. Ebenso kann das ent- 
ladene Heizmaterial ‚fast nie in Stapel geordnet werden, weil 
die Lokomotiven immer schon darauf warten“. Diese bekommen 
die Kohle unmittelbar aus dem Wagen und das Holz von den 
Haufen, die in den Gleiszwischenräumen aufgeworfen sind. „Die 
Beschaffenheit des Heizmaterials ist verschieden und häufig sehr 
Man kann seine eBschaffenheit und seinen Ver- 
brauch nicht überprüfen. Die Unmöglichkeit, es zu wiegen und 
zu messen, ergibt sich z. B. daraus, „daß die Heizmaterialvorräte 
in allen Lagerhäusern der Moskauer Stationen am 25. Februar 
nicht einmal für den laufenden Tag reichten; die Südbahnen 
und die sibirischen Bahnen leben von Stundenvorräten. Unter 
solchen Umständen messen oder wiegen zu wollen, hieße den 
Zum Schluß gibt das Volkskomimssariat 
der Verkehrsanstalten auf die Frage, wohin das Heizmaterial 
eigentlich komme, die Antwort, daß man da „keine Frage stellen 
sollte, wo die Antwort dem Fr agenden selbst wohlbekannt ist“ 

Über die Verhältnisse in den Kohlengruben Sowjetrußlands 
bringt „Ek. Schisn“ Nr. 55 Angaben, und zwar aus dem Donez- 
becken. Darnach wurden 1920 gewonnen 191,5 Millionen Pud 
Steinkohle und 81,9 Millionen Pud Anthrazit. Seit dem Jahre 
1894 ist keine so geringe Ausbeute vorgekommen. Größtbetrag 
war 1732 Millionen Pud im Jahre 1916. Mehr noch als die Aus- 
beute-der Kohlengruben selbst nahm die Lieferung an die Eisen- 
bahnen ab. Sie betrug nur 9,7% des Jahres 1916. Im Jahre 
1920. waren im Mittel 115 705 Arbeiter beschäftigt, 1916 dagegen 
235000. Während die Anzahl der Arbeiter ungefähr auf die 
Hälfte herabging, verringerte sich die Kohlenausbeute um das 
6,5fache. 

Nach „Ek.‘Schisn“ sind die Leistungen der größten Peters- 
burger Fabriken für das Transportwesen im Januar und Fe- 
Die Putilowwerke 
stellten im Januar 102 Wagen wieder her statt der üblichen 225, 
die Nordwestwerkstätten lieferten im Januar überhaupt keine 
Lokomotiven, im Januar stellten sie 157, im Februar 209 Wagen 
her statt 250. 

Aus Nr. 77 der „Ek. Schisn“ ergibt sich folgendes über die 
Lage des Transportwesens in Sowietrußland. Im Februar waren 
11081 oder 58,6% reparaturbedürftige Lokomotiven da und 
7360 lauffähige, davon 5577 für Güterzüge brauchbare Die 
Lage hat sich danach ih Februar sehr verschlechtert. Auch der 
Stand des Wagenparkes und der Arbeiter ist im Februar sehr 
zurückgegangen. Auch in der Versorgung der Eisenbahnen mit 
Heizmaterial ist nach diesen amtlichen Mitteilungen eine 
Nach Nachrichten des WoH- 
büros aus Reval vom 29. April hat die Sowjietregierung in Er- 
gänzung eines neuen Transportplanes 21 Eisenbahnwerkstätten 
militarisiert. Nach ‚„Ek. Schisn“ Nr. 60 arbeitete die Charkower 
Einige Werkstätten 
der Jekaterinenbahn hatten den Betrieb völlig eingestellt. Auf 
der Moskau-Kiew-Woroneschbahn war die Leistung auf 5% 
eingeschränkt. Auf der Murman- und Ssysran-Wijasmabahn 
ruhten die Arbeiten in den’ Werkstätten. Die Arbeiter wurden 


mit Freimachung der Strecke von Schneewehen beschäftigt. 


Nach der gleichen „Ek. Schisn“ Nr. 60 sind von der Flotte 


‚des Marienkanalsystems, abgesehen von der Dampferflotte, 20 % 


gut, 29% genügend und 51% ganz gebrechlich. Die Ausbesse- 
rung ist außerordentlich erschwert durch Mangel an Fach- 
arbeitern und Baustoffen. Von der aus 888 Schiffen bestehenden 
Dampferflotte kann zur Schiffahrtseröffnung nur mit 165 Schif- 
fen gerechnet werden, weitere 371 zum 1. Juli, der Rest erst 
zum 1. September. 

Nach Nachrichten aus Rostow gab es auf der Wladikaw ka® 
bahn im Februar einen kurzen Streik. Die Werkstätten wurden 
geschlossen und die Arbeiter nach Norden, le 

eın 
die Zerrüttung der Beförderungsverhältnisse erlaubte die 
Durchführung dieser Maßnahme in größerem Umfange nicht. 
Von Rostow gehen die Züge nach Moskau zweimal wöchentlich, 
nach Jekaterinodar und Noworossisk einmal wöchentlich, wobei 
man bei Tichoriezkaja umsteigen muß, weil eine Kosakenabtei- 
lung eine Brücke zerstört hat und diese nicht wiederhergestellt 
werden konnte. Auf der Wladikawkasbahn soll es im ganzen 
noch 16 lauffähige Lokomotiven geben. Alle anderen stehen 
kalt, sind beschädigt, Teile fehlen usw. Der Baustoffmangel 
macht sich auf den Eisenbahnen besonders stark fühlbar. Sie 
haben keine Heizrohre, und eine große Anzahl Maschinen steht 
deshalb monatelang im Schuppen. — Die Sowjietregierung hat 
Br Sep gugn Lokomotivbauverband 600 Lokomotiven mit den 
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nötigen Ersatzteilen bestellt. Lieferungstermin noch nicht be- 

stimmt. Preis vorderhand Geheimnis. Bezahlung je ein Drittel 

bei der Bestellung, der Kesselprobe und der Ablieferung. S 
Dr. 


Fremde Erdteile. 


— Bagdadbahn. Nach Mitteilungen der „Times“ besteht der 
Plan, für die italienische wirtschaftliche Interessenzone eine 
Bahnverbindung mit Adalia zu schaffen, und zwar so, daß Adalia 
Anschluß an die Bagedadbahn bei Konia oder Afion Kara Hissar 
bekommt. Auf diese Weise werde Adalia und nicht mehr Kon- 
stantinopel der Ausfuhrhafen sein, Höchstens werde- der Opium- 
export weiterhin noch über. Konstantinopel gehen. Nach fran- 
zösischen Bahnbauplänen soll Mersina zum Exporthafen aus- 
gebaut werden und zu diesem Zweck Anschluß an die Bagdad- 
bahn erhalten. Dieser Hafen werde zweifellos eine gewisse Be- 
deutung erlangen, da die Franzosen außer den reichen Kupfer- 
bergwerken - von Arghana die gesamte wirtschaftliche Ausbeu- 
tung Ciliciens in die Hand bekommen haben. Auf diese Weise 
wird der Ausfuhrhafen Konstantinopel nur die Provinzen am 
Schwarzen Meer und das Land zwischen- Erzerum und Eski | 
Schehir als wirtschaftliches Hinterland behalten; dieses Gebiet 
besitzt jedoch im ganzen nicht viel mehr als fünf Millionen Ein- 
wohner und hat unter dem Kriege ganz besonders gelitten, 


\ 


Allgemeines. 


Elektrische Diesel-Motorwagen für Eisenbahnen. ‘ Auf 
der - Strecke zwischen Stockholm und Västeras wurde, wie 
„Glasers Annalen“ siner schwedischen Quelle entnehmen, 
während eines Streikes der Eisenbahner in Schweden Diesel- 
elektrische Wagen oebraucht. Der Elektromotor war von 
den Almämra Svensk Elektriska Co., der: Diesel-Motor von 
Atlas und Diesel Co. hergestellt. In dem ‘Wagen ist ein” 
gut ausbalanzierter Dieselmotor‘ direkt mit einer Dynamo g„e- 
kuppelt. Die Qwelle eibt nähere Einzelheiten der vier vier- 
schiedenen Wagenbauarten: Nr. 1: Peısonenwagen mit Ma- 
schinenzgum, Gepäck- und .Postraum führt 3. Klasse für 
41 Personen, Waschraum und 2. Klasse für 10 Personen mit 
Führerkabine Wagen Nr 2 ist ähnlich, jedoch für eine 
schmalere Spurweite gebaut; er führt 3. Klasse für 38 und 
2. Klasse für 8 Reisende. Wagen Nr. 3 hat an reinem Ende 
Gepäckraum, in der Mitte den Maschinenraum und das Post- 
abteil am anderen Ende. Wagen 4 ist ähnlich, jedoch nur für 


eine schmalere Spurweite. Nachstehend einige‘ Hauptäb- 
messungen. \ KT 
Wagen 1 2 3 4 
- Spurweite mm 1435 891. 1435 891 
Pferdekräfte des Motors . 75 75 120 120 
Gesamtlänge ; ; mm 16000 15250 14000 10850 
Größte Breite . mm 3150 2600 3150 1600 
Dienstsewicht mit Brenn- 
stoff und Kühlwasser . k&: 2930. 2640. 23285 © 2760 


Die Motoren werden mit Wasser gekühlt. Im Winter werden 
die Wagen von dem Kühlwasser seheizt. 


I 


Rechtspflege. 


— Siebenfache Preissteigerung kein Grund zum Rücktritt 
vom Vertrage wegen veränderter Verhältnisse. Im November 
1915 verkaufte die Aktiengesellschaft für Bahnbau und Bahn- 
betrieb in Frankfurt a. M. der Elektrizitätsgesellschaft vorm. W. 
wre & Cie. eine elektrische Lokomotive für 21000 NM. 

eichzeitig verpflichtete sich die Käuferin, die die Lokomotive 
für die Mülheimer Kleinbahnen-Aktiengesellschaft in Köln nötig 
brauchte, der Verkäuferin spätestens 9 Monate nach Friedens- 
schluß eine Lokomotive von genau. gleicher Anordnung zum 
Preise von 17500 M zu liefern. In.dieses Vertragsverhältnis 
ist später die Mülheimer Kleinbahnen-Aktienge- 
sellschaft, die die Lokomotive erhalten hat, eingetreten. Im 
Juni 1919 erklärte die Elektrizitätsgesellschaft, daß das Ab- 
kommen im Hinblick auf die Umgestaltung der Verhältnisse für 
sie nicht mehr verbindlich sei, und daß sie die Maschine nicht 
liefern könne, weil die Preise solcher Maschinen um das Sieben- 
fache gestiegen seien. Darauf hat die Aktiengesellschaft für 
Bahnbau gegen die Elektrizitäts - Aktiengesellschaft und die 
Mülheimer Kleinbahnen Klage auf Lieferung gemäß des 
Abkommens vom November 1915 erhoben. — Landgericht und 
Oberlandesgericht Frankfurt a. M. haben der Klage ent- 
sprochen. Das Reichsgericht hat die Entscheidung des 


 Oberlandesgerichts gebilligt. 


War, 


Seite keine Lokomotive erhalten: konnte. 


..motive gegen ihren Selbstkostenpreis die eigenen Interessen 


Zeit vorzunehmen, wo sie noch mit verhältnismäßig nicht 


Aus. den Entscheidur Se 
gründen dieses Urteils ist folgendes erwähnenswert: „Die 
klagten verweigern die Erfüllung des Ende 1915 geschlosse 
9 Monate nach Friedensschluß auszuführenden Vertrags auf L 
ferung einer elektrischen Lokomotive‘ deshalb, weil zufolge d 
seit Kriegsende und seit der Revolution eingetretenen Umgest 
tung der wirtschaftlichen Verhältnisse die Preise für eine v 
tragsmäßige Lokomotive sich bis Juni 1919 um das Siebenf 
und bis zur Jetztzeit auf das Zwanzigfache gesteigert hätten 
deshalb den Beklagten nach den Grundsätzen von Treu u 
Glauben die Lieferung nicht mehr zugemutet werden kön 
-Diesen Einwand hat das Berufungsgericht gemäß den U 
ständen des vorliegenden Falles mit Recht zurückgewiesen 
dem Vertrage hat sich einerseits die Klägerin verpflichtet, d 
Beklagten eine ihr gehörige Lokomotive, deren Selbstkostenpr. 
sich auf 17500 MA stellte, käuflich um 21000 M zu überlassı 
andererseits haben die Beklagten die Verpflichtung übernomm 
der Klägerin 9 Monate wach Friedensschluß eine vollstä 
gleiche Lokomotive gegen Zahlung von 17500 M zu liefen 
Hiernach wurden nicht, wie die Revision meint, zwei rechtli 
durchaus selbständige Kaufverträge geschlossen, vielmehr ha 
‚delt es sich um einen einheitlichen Vertrag mit wirtse 
lich und rechtlich zusammengehörigen und voneinander ab 
gigen, gegenseitigen Verpflichtungen. Beweggrund für & 
auf Anregung der Beklagten erfolgten Abschluß des Vertr. 
daß die beklagte Mülheimer Kleinbahn-Aktiengese!lscha 
die Lokomotive, die der Klägerin damals in ihrem Betrieb 
behrlich war, für ihr Unternehmen benötigte, da sie von andeı 
Insofern hat, wie d 
Berufungsgericht hervorgehoben hat, die Klägerin den Bekla 
beim Vertragsschluß ein Entgegenkommen bewiesen, wenn 
auch gleichzeitig durch die Festsetzung des Ueberlassungspreis 
der den Selbstkostenpreis um 20 % überstieg, und durch die 
-bedingung der künftigen Lieferung einer gleichartigen L 


wahrt hat. Unter solchen Umständen durfte die Klägerin,, we 
sie ihrerseits den Vertrag erfüllte, unbedingt damit rechnen, d 
auch die Beklagte für die Erfüllung der ihr obliegenden Gege 
leistung Sorge tragen werde, und die Beklagte mußte sich, um 
mehr als der Vertragsschluß bereits in das- zweite Kriegsi: 
fiel und seine Erfüllung von den Kriegsschicksalen beeinflu 
werden konnte, darauf einrichten, daß sie zur "Erfüllung. ih 
Gegenleistung imstande sein werde. Im Juni 1919, als die ‚B 
klagten erstmals die Erfüllung verweigerten, waren nach ihr 
‚Angabe die Preise auf das Siebenfache gestiegen. Diese Pre 
steigerung befreite sie nicht von ihren Verpflichtungen. Wollt 
sie die Gefahr der nach den Kriegsverhältnissen möglichen Pre 
erhöhung nicht tragen, so mußten sie sich im Vertrage sich 
wie dies die Klägerin: ihrerseits durch Ausbedingung ihrer B 
freiung von der Abnahme gegen Leistungs einer Entschädigu 
getan "hat, Haben aber die Beklagten zu Unrecht damals d 
Erfüllung verweigert und es unterlassen, die Erfüllung zu e 


großen Opfern möglich war, so haben sie die Gefahr, die in 
Möglichkeit weiterer Preissteigerung lag, ‘auf sich gemomm 
und müssen diese Folgen auf sich laden. Dem Erfüllungsve 
langen der Klägerin stehen die Grundsätze von Treu und Gla 
ben nicht entgegen. Hiernach war die Revision als unbegründ 
zurückzuweisen.“ (Aktenzeichen: 11T. 403/20. — 8. 852598 
REM 


— Das Ausstellen eines neuen Frachtbr iefes zwecks Weit i 
beförderung des Gutes als Annahme im Sinne des $ 438 H6 
(8 97 E.V.O.) Nach $ 438 HGB. sind alle Ansprüche ge 
den Frachtführer aus dem‘ Frachtverkehr erloschen, wenn d 
Fracht nebst den sonst auf dem Gute haftenden ‚Forderun. 
bezahlt und das Gut angenommen ist. Ob «eine Fracht a 
dann als angen: ommen gilt, wenn sie von dem Adıre; 
tatsächlich nicht in Empfang genommen wird, sonderr 
der Bahn verbleibt und nach Ausstellung eines neuen Fra 
briefes an einen anderen Adressaten weiber versandt wir 
ist eine Streitfrage, die das Reichsgericht in Übereinstimmun 
mit dem Oberlandesgericht Hamburg auf Grund des nach- 
‚stehend mitgeteilten Sachverhalts bejaht hat. er 

Durch  Frachtbrief vom 22. November 1917 ließ die- F 
W., Aktiengesellschaft in Sekkeuditz, einen. Wagen. P: Z 
ersatz in einem ihrer Kesselwasen durch die Bahn an d 
Firma I. ın Hamburg befördern. Der Wagen kam am 30. 
vember 1917 in: Hamburg an. Nachdem die Adressatin ben 
richtigt worden war, löste sie den Frachtbrief Schkeı 
Hamburg unter Zahlung der entstandenen Kosten ein 
stellte als Absenderin einen neuen Frachtbrief an 
Abnehmerin in. Wandsbek als Adressatin aus. Auf G 
dieses für den 1. Dezember ausgestellten Frachtbriefes 
der Wagen nach Einholung der Erlaubnis des Kriegsauut 
Altona am 4. Dezember nach Wandsbek ab, wo er am 8 22 
zember eintraf. Hier wurde bahnamtlich festgestellt, ı 
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{ 15 460 kg nur noch 2290 kg Putzölersatz enthielt. Die 
ma I., die dieses Gewicht von 15460 kg auch in dem 
ohtbriefe Hamburgs-Wandsbek angeführt hatte, erhob Klage 
en den preußischen Eisenbahnfiskus auf Schadensersatz 
von 17780 MN. 

Dos Landgericht Hamburg erkannte nach dem Klage- 
antrage, das hanseatische Oberlandesgericht wies die 
Klage als unbegründet ab. Nunmehr hat das Reichsge- 

Ficht die Klageabweisung bestätigt und in seinen 
itscheidungsgründen hierzu folgendes ausgeführt: „Das 
rlandesgericht hat die Klage im Hinblick auf $ 438 HGB. 
9 E.V.O.) abgewiesen, weil die Klägerin den an sie 
terben, Frachtbrief durch Zahlung von Fracht und son- 
n Kosten eingelöst und durch Ausstellungen des neuen 
En ehebrieten über das Gut verfügt hatte. Darin erblickt das 
berlandesgericht ohne Rechtsirrtum eine An- bzw. Abnahme 

Gutes in Hamburg. Allerdings würde die bloße Verein- 
rung, das Gut an eine andere Adresse zu befördern, noch 
ia als Annahme (Abnahme) oder Ablieferung betrachtet 
erden können. So liegt aber die Sache nicht. Nachdem die 

Klägerin durch Zahlung der Fracht und Einlösung des 
Fr achtbriefes Schkeuditz-Hamburg die Möglichkeit erlangt 
atte, über das Frachtgut als Empfängerin frei zu verfügen, 
sie auch tatsächlich durch Ausstellung eines newen 
chtbriefes nunmehr als Absenderin darüber verfüst. 
in konnte vemäß $ 157 BGB. nur die Annahme von seiten 
Klägerin erblickt werden. Das Oberlandesgericht stellt 
em fest, dab es der EIIESEIN, leicht a war. se am 


darin die Gewichtsangabe Sufnabne Se ee Such 
hlich die Sachlage so auffassen mußte, daß Kläserin 
beenommien habe bzw. ihr abgeliefert sei. Davon, daß 
° Klägerin ein N achwiegen am 1. "Dezember 1917 nicht hätte 
emutbet werden können, wie die Revision meint, kann keine 
e sein. Gegebenenfalls hätte Klägerin Aber auch in Hin- 
k auf $ 428 Abs. 3 HGB., $ 97 Abs. 22. 4 E.VO. binnen 
iner Woche nach Annahme bezüglich des ersten Transports 
iftich die Untersuchung beantragen können, was nicht 
hehen ist. Die am 8. Dezember 1917 in Wandsbek ıer- 


ste bahnamtliche Wiegungs ist ohne Antrag erfolgt.“ 
85120. — 13.4.2) 0 KM. 
Bücherschau. 


-— Handausgabe der Reichsverfassung vom 11. August 1919. 
n Dr. F. Poetzsch. 2. Auflage. Berlin 1921. 14% Bogen. 
eis 17 M, zeb. 20 M (keine Teuerungszuschläge). 


Dier Verfasser hat als Mitelied dees Staatenausschusses die 
tstehung der Reichsverfassung unmittelbar miterlebt. Dem 
danken wir in den ersten zwei Bogen des Buches eine an- 
echauliche “seschichtliehe Einleitung. Jedem. Abschnitt der 
chsverfassung gibt der Verfasser einen klaren systemati- 
en. Überblick über den hauptsächlichen Inhalt, den ein- 
Inen Artikeln gibt er einige kurze Anmerkungen bei. 
as Buch ist objektiv geschrieben, und was es auszeichnet 
: daß der Verfasser den Geist der Verfassung nicht nur 
ont, sondern ihm offenbar auch innerlich nahesteht. Darum 
i | das Buch an seinem Teil helfen, die lebendigen Kräfte, 
di die Verfassung zum Ausdruck bringst, zu verbreiten. Das 
macht die Schrift jedem deutschen Leser wertvoll, vornehm- 
lich aber denen, die in der Faasnerwaltung tätige ‚sind, ; 
ıtte 


ser: Lexikon der gesamten Technik en Aller Hilfs- 

schaften. Zweite, vollständig neu bearbeitete Auflage. 
. Ergänzungsband, Stuttgart, Deutsche Verlagsanstalt. In 
albleinenband 100° aM, in Halblederband 140 M. 


Der Krieg hat Deutschland auf keinem Gebiete, auch auf 
militärischen nur teilweise, gerüstet angetroffen. Die 
‚sich als #in unerbittlicher Lehrmeister erwiesen hat. Auf 
allen Gebieten, dem rein militärischen, dem der Ernährung 
von Heer und Volk und dem der Erzeugung der Bedürfnisse 
eigentlichen Kriegsführung, ist im Kriege Außerordent- 
ches geschaffen worden. Von diesen Leistungen legt 
‚vorliegende Band beredtes Zeugnis ab. 
' Wie sich der Krieg aus dem Bewegungskrieg zum Stellungs- 
Kriege Be riche erfuhr die Technik der Vernichtungs- 
maschine und ihre Massenherstellung eine Vervollkommnung, 
de nien niemand vorausgeahnt hatte. Die Ausbildung und der 
der Vernichtungswerkzeuge und ihrer Hilfsmittel zu 
‚La ade, . zu Wasser und in der Luft, nimmt, daher in dem Bande 


Pr 


eigentliche Rüstung blieb dem Kriege selbst: vorbehalten, der. 


der. 


. Umfang von nahezu 700 Seiten angewachsen. 
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einen erheblichen Raum ein. Besondere Bedeutung gewan- 
nen bei dem immer stärker hervortretenden Rohstoffmangel 
infolge der Absperrung der Zufuhren die Ersatzstoffe. Ins- 
besondere wanen: es die Chemie und die chemischen Gewerbe, 
die sich hervortaten. Die Salpeterindustrie wurde zur Schaf- 
fung von Sprengmittbeln und Düngestoffen auf völlig meue 
Grundlage gestellt. Für Isoliermittel und Gummi mußten 
Ersatzstoffe sefunden werden. Infolge der minderwertiser 
sewordenen Brennstoffe mußte deren Veerwertune Änderun- 
@en. unterzogen werden, die sich namentlich in der Fewerungs- 
technik seltend machten. Zur Deckung des ' Bedarfs an 
Fetten und Ölen mußten mehr und mehr heimische Quellen 
herangezogen werden, ebenso für die Herstellung von Fasern 
und Gespinsten. Ersatzbaustoffe mußten zur Herstellung 
von Wohnbauten gefunden werden. In allen Zweigen des Be- 
förderungswiesens sind "bedeutende Fortschritte und Viervoll- 
kommnungen erzielt worden, sowohl im Verkehr der Eisen- 
ba der Motorfahrzeuge als auch in der Schiffahrt und 
ım Li ftverkehr. Das Gleiche gilt vom Nachrichtenverkehr, 
der T&legraphie, Telephonie u. a. Der Maschigenbau schritt 
mächtig vorwärts, und mit ihm hielten wiederum Schritt die 
Elektro: nik und das Meß- und! Siecherungswesen in allen 
ihren FofM@en. Der zu behandelnde Stoff hat, einem solghen 
Umfang angenommen, daß die Bearbeitung in @inem einzigen 
Bande nur durch ausgiebige Vieerwenduns von Kleindruck 
ermöglicht werden konnte; trotzdem ist dieser auf einen. 
Der Text ist 
nn eine außerordentliche Fülle guter Abbildungen. er- 
äubert. - 

Der vorliegende Band ist seinen Vorgängern in bezug auf 
Abe Stoffbehamllung durchaus ebenbürtis. Dem Herausgeber 
wie seinen Mitarbeitern, zu denen diesmal eine größere Anzahl 
neuer Fachmänner hjinzugetreten ist, gebührt uneingeschränk- 
tes Lob. Die Verlagsfirma ist auf beste Ausstattung des Bandes 


Dedacht gewesen. , 
— Erdbau. Von Erwin Tımk; Br Bart ötuten, Mit 
”2 Abbildungen. 2. Auflage. (Sammlung Göschen Nr. 630.) 


‚ Vereinigung wissenschaftltcher Verleger Berlin und Leipzig. 


Preis 2,10 MA und 100 % Zuschlag. 


Das kleine Werk erscheint in zweiter Auflage, die gegen die 
erste nur unwesentliche Änderungen aufweist. Diese Tatsache 
zeigt, daß der Inhalt den vielseitigen Ansprüchen der Praxis 
entspricht. Nach längeren Ausführungen über Bodenunter- 
suchungen sowohl hinsichtlich der Tragfähigkeit wie der Lös- 
barkeit werden die Erdarbeiten von Hand und unter Zuhilfe- 
nahme von Maschinen behandelt. Der Baggerbetrieb mit den 
verschiedenen Bauarten ist besonders eingehend gewürdigt. 
Wenn auch die angegebenen Leistungszahlen unter den heutigen 
Verhältnissen nicht mehr volle Gültigkeit haben, so bieten sie 
doch wenigstens einen ungefähren Anhalt für den, der sich mit 
der Veranschlagung von Erdarbeiten vertraut machen will. Das 
gleiche gilt für die Angaben zur Kostenberechnung der Erd- 
arbeiten, die mit großer Sorgfalt für die einzelnen Lösungs- 
arten und Transportmittel - zusammengestellt sind. Als- ein 
Hilfsmittel wird das Buch besonders allen denen willkommen 
sein, die sich die teuren, umfangreichen Werke heute nicht 
mehr anschaffen können. Dr.-Ing. Busse. 


Der Schriftleitung sind folgende Bücher 
zugegangen: 


Wirtschaftliche Verwertung der Brennstoffe.‘ Kritische Be- 
trachtungen zur Durchführung sparsamer Wärmewirtschaft von 
Dipl.-Ing. G. de Grahl, Baurat. Zweite, den schwierigen 
wirtschaftlichen Verhältnissen angepaßte und daher. vollständig 
neu bearbeitete Auflage. Mit 224 Textabbildungen und 16 Tafeln. 
München und Berlin 1921. Verlag von R. Oldenbourg. Preis 
geheftet 110 MA, gebunden 120 A (ohne jeden Teuerungzu- 


‚schlag). 


Die Eisenbahnsicherungsanlagen. Ein Lehr- und Nachschlage- 
buch zum Gebrauch in der Praxis, im Büro und bei der Vor- 
bereitung für den technischen Eisenbahndienst, sowie für den 
Unterricht und die Übungen an technischen Lehranstalten. Von 
Karl Becker, techn. Eisenbahn-Obersekretär in Darmstadt. 
Mit 291 Abbildungen, einer Verschlußtafel und einem Sach- 
register.- Berlin und Wiesbaden. C.:W. Kreidels Verlag. 1920. 


Gebunden 30 MH. 


Die Mitwirkung der Arbeiterschaft an der Leitung der fran- 
zösischen Eisenbahnen. Von Geh. Regierungsrat Wernekke, 
Zehlendorf. Abdruck aus: Jahrbücher für Nationalökonomie und 
Eee Band 116, Hefte 3 und 4. Verlag von Gustav Fischel, 

ena. 


Nr: 28 
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Aus Natur- und Geisteswelt. 
gemeinverständlicher Darstellungen. 
grammetrie 
Von Dr.-Ing. H: Luscher, 
internationalen Stereographik-Zentrale. 


Amtliche Bekanntmachungen, 


Sammlung 
612. Bändehen: Photo- 
(einfache Stereo- und Luftphetogrammetrie). 
wissenschaftlichem Mitarbeiter der 
Mit 78 Abbildungen im 


wissenschaftlich- 


a nn 


1. Nachruf. 


Am 18. Mai 1921 starb in Potsdam im 75. Lebensjahre 
der Geheime Baurat 


Herr Friedrich Gutzeit. 


Der Verstorbene ist über 40 Jahre im Staatsdienste und über 7 Jahre als 


Direktionsmitglied tätig gewesen. 


Am 1. Oktober 1911 trat er in den Ruhe- 


stand. Er hat sich in lan gjähriger- treuer Pflichterfüllung große Verdienste um 


die Staatseisenbahnverwaltung erworben. 


Sein liebenswürdiges Wesen sichert 


ihm bei seinen - früheren Amtsgenossen und Untergebenen ein dauerndes 


Gedenken. 
Breslau, den 31. Mai 1921. 


Der Präsident 


(602) 


und die oberen Beamten des Direktionsbezirks Breslau. 


* 


2. Aenderung von Stationsnamen. 


Ab 1. Juli erhält die Station Winters- 
dorf .auf der Strecke Rastatt-Röschwoog 
die Bezeichnung Wintersdorf (Baden). 

Karlsruhe, 31. Mai 1921. (608) 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


3. Güterverkehr. 


Deutsch-dänischer Gütertarif, Teil D. 
Mit sofortiger Gültigkeit treten im 
Verkehr mit Station Krautscheid der 
Brölthaler Eisenbahn erhöhte Frachtzu- 
schläge in Kraft. Gleichzeitig wird die 
Sonderbestimmung für die  Statien 
Karlsruhe Rbf. über den Versand und 
Empfang von Glaskisten gestrichen. 
Nähere Auskunft erteilen die Dienst- 


stellen. (601) 
Altona, den 30. Mai 1921. 
Eisenbahndirektion, 
namens der Verbandsverwaltungen. 


Staats- und Privatbahn-Güterverkehr. 
— Tiv.5. — 

In dem am 1. Juni 1921 erscheinenden 
Nachtrag 15 zu den Heften BII 1-64 
sind die Überschriften der beiden ersten 
Abschnitte durch „Gültig vom 1. Juri 
1921” zu ergänzen. 

Die Erhöhungen sind bereits durch 
Bekanntmachung im Deutschen Reichs- 
anzeiger vom 6. und 20. April 1921 ver- 
öffentlicht worden. (598) 

Berlin, den 31. Mai 1921. | 

Eisenbahndirektion. 


Binnen-Gütertarif, Teil II, Heft 1, und 
Binnen-Tiertarif, Teil I, für die. voll- 
spurigen Linien. 

Mit sofortiger Wirkung werden "die 
Gebührensätze für Sonderzüge auf 100 MH 
für das Tarifkilometer und 2400 M im 
ganzen und die Bahnbewachungsgebühr 
auf 16 AM für das Tarifkilometer erhöhty 
‘Die alsbaldige Einführung dieser Tarif- 
maßnahme gründet sich auf die vorüber- 
gehende” Aufhebung des $ 6 (5) der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung. (603) 

Dresden, am 1. Juni 1921. 

Eisenb.-Gen.-Dir. 


Herausgegeben im Auftrage des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen 

von dem a ee Schriftleiter, 
ür den Anzeigenteil verantwortlich 'F. Luckhardt, Berlin 80. s 

Verlag von Jullos Springer in Berlin W. — Druck von ‚H. 8, Hermann & bo, SE Berlin Bw. ne 


Deutscher Eisenbahn-Gütertarif Teil I. 
Mit Gültigkeit vom 15. Juni 1921 wird 
die Station. Großalmerode Ost in den 
Ausnahmetarif 6 für Steinkohlen usw. 
als Versandstation aufgenommen. 
Über die Höhe der Frachtsätze geben 
die beteiligten Dienststellen Auskunft. 
Cassel, den 31. Mai 1921. 605) 
Eisenbahndirektion. 


Staats- und Privatbahn-Güterverkehr, 


einander, Tiv. 200, Heft € I. 

Mit Gültigkeit vom 1. Juni 1921 ist die 
Königsberg-Cranzer Eisenbahn dem Aus- 
nahmetarif 5 für Steine usw. zum Wege- 
bau usw. beigetreten. 

Auskunft geben die beteiligten Güter- 
abfertigungen sowie das Auskunftsbüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. (607). 
Berlin, den 3. Juni 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Staats- und Privatbahn-Gütertarif, 
Heft CH. 

Mit Gültigkeit vom 15. Juni 1921 wer- 
den die Stationen Wickede (Ruhr) und 
Neheim-Hüsten als Sammellagerstationen 
in den Ausnahmetarif la für Rundhölzer 
zu Grubenzwecken aufgenommen. 

Elberfeld, den 26. Mai 1921. 


| (609) 
Eisenbahndirektion. : 


_ Binnen-Gütertarif für die vollspurigen 
Linien Teil I, Heft 1. 

Mit sofortiger Wirkung wird der im 
Abschnitt A, Punkt 8 des Tarifs bezif- 
ferte Barvorschuß in Übereinstimmung 
mit der Ausführungsbestimmung III zu 
sS 72 (5) der Eisenbahn-Verkehrsordnung 
in 30 Mark oder 35 Kronen <£eändert. 
Ferner wird am 6. Juni 1921 die Station 
Kotteritz in den Ausnahmetarif 6 für 
Steinkohlen usw. aufgenommen und mit 
Gültigkeit vom 1. Juli 1921 im Abschnitt 
E unter II, 1b) die Bahnhofsfracht für 
Ortsgut von 16 A auf 40 M erhöht. Die 
Einführung der letztgenannten Tarif- ' 
maßnahme mit verkürzter Frist gründet 
sich auf die vorübergehende Aufhebung 
des $ 6 (5) der Eisenbahn-Verkehrsord- 
nung. (600) 

Dresden, am 1. Juni 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


Geh. Oberregierungsrat Dr, v. 


Text und auf 2 Tafeln, 
"Grundbegriffe der Mechanik. Von Prof. 
Ham el. Mit 38 Abbildungen im Text. Verlag von B. G. Teu 
in Leipzig und Berlin 1921. Jeder Band kart. 2,80 Al, ‚gebu 
350 #4 + 10% Teuerungszuschlag. Eu 


Tiv. 5, Heit CH 
Wechselverkehr deutscher Bahnen unter- 
Wechselverkehr Sachsen-Baden, Sachsen- 


ir in Berlin. 


ng. 
Deutscher Behihanerws 


Mechanik 
Dr-G 


Hd Pandehen. 


Reichseisenbahnen, merke 
Netz. 


läufige Bekanntmachung vom 23. 
d. J.) nach Inbetriebnahme 
schlußgleise  i 
Rostock Ulmenstraße für den Güterv 
kehr geschlossen. 0 
Schwerin, den 3. Juni 1921. 

“  Eisenbahn-Generaldirektion. 


Mit Gültigkeit vom 15. Juni 1921. w 
den neben der Fracht und von dieser 
trennt berechnet im Verkehr mit 
Stationen des Saargebiets durch 
Stationen Zuschlagsfrachten erh 
über deren Höhe die bezeichneten 
tionen Auskunft erteilen. 

Altona, den 27. Mai 1921. 

 —Eisenbahndirektion, 7 
namens der Verbandsverwaltungen. 


Wr Binnen-Gütertarif (Tiv. 39a ). 
Mit Gültigkeit vom 1. Juli 1921 wir 
die Mindestfracht für Sonderzüge 
100 AM für das Tarifkilometer und 
Zug und 2400 M im ganzen und 
Bahnbewachungsgebühr auf 16 M 
das Tarifkilometer erhöht. 
Stuttgart, den 31. Mai 1921. R 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


Allgemeine Tarifvorschriften und G 
klassifikation der schweizerischen E 
‚bahnen. 
Auf 1. Juni 1921 erscheint ein | 
druck, der, abgesehen von einer v 
derten Fassung der Positionen „Kollo 
diumwolle und Schießbaumwolle 
Flockenform“ im Art. 15 der Tari 
schriften lediglich eine Zusamme 
sung der Ausgabe vom 1. Januar 
nebst Nachträgen I—IV. enthält. 
kaufspreis 7,50 Franken. 
Karlsruhe, den 31. Mai 1921. 


Eisenbahn-Generaldirektion. 


Württemberg, Tarifhefte 9 und 11 

- Mit sofortiger Gültigkeit werden 
Dienstbeschränkungszeichen bei 
Anzahl  badischer Stationen erg 
bzw. gestrichen und bei den wür 
bergischen Stationen  Breitenholz 
Leinfelden- geändert. Näheres ist 
unserem Verkehrsanzeiger und aus 
Tarifanzeiger der vormalig Preuß: 
Hessischen Staatseisenbahnen zu 
sehen. Gi 
Dresden, am 4. Juni 1921. 
Eisenbahn-Generaldir ektion, 

als geschäftsführende Verwaltung. 


4. Personen- ünd Gepäckverkeh 2 


"Mecklenburgische Friedrich Wilhe 
Eisenbahn. 
Mit. Gültigkeit vom 1. Juni d. 5 
Ehe der Nachtrag 4 zum Binnen-P 
sonentarif, enthaltend Erhöhungen « 
Beförderungspreise. Nähere Au ku 
wird durch unsere Bahnhöfe erteilt. 
Neustrelitz, 27. Mai 1921. . 
Die Direktion. 


tschland: Ausbildung von An- 


den isenbahnwerkstätten. — .Son- 
derprüfung der Eisenbahnsekretäre 
‘(bisherige Assistenten). — Not- 
standstarife für Monats- und Wochen- 
ten:., -Die deutschen Eisen- 
hnen im n Mai. — Die Verkehrslage 
Ruhrgebiet. — Feriensonderzüge. 
- Verkehr mit Ostpreußen auf dem 


ewege. — Expreßgutverkehr nach 
Janzig. — Dampferverbindung Kiel- 
R orsör.. —  Eisenbahnbeiräte. — 


Lieferfristen im . Eisenbahnverkehr. 
— Der Mißbrauch der Notbremse vor 
dem  Strafgericht. — Württembergi- 
sche Eisenbahngesellschaft zu Stutt- 
— Eine Neuerung in der Aus- 


ern für den Betriebsdienst in 


Berlin, den 16. Juni 1921. 
Inhalt: 


gabe von Monatskarten. — Aufbe- 
wahrung von Fahrrädern — Der 
sechseleisige Ausbau der Strecke 


Stralau-Rummelsburg - Treptow. — 
Die Deutsche Gesellschaft für Bau- 
ingenieurwesen. — Personalnach- 
richten. 


Österreich: 
schiffahrts - Gesellschaft. = * Zur 
Elektrisierung der österreichischen 
Bundesbahnen. — Verbesserung des 
Baues von Eisenbahnwagen. — Elek- 
trisierung der Dampftramwaystrecke 
Mauer-Mödlinge. -— Pal- und Zoll- 
prüfung. 


= scheecho- sTowanrs Ge- 


biet: Der Zentraleisenbahnrat. 


Un garn: Die Verkehrslage der unga- 


rischen Staatsbahnen. — Verkehrs- 
einstellung auf der Gynlaer ‚Lokal- 
‚bahn. 

a Tondsehes 
sprungszertifikate. bei 
nach Südslawien. 


Gebiet:- Ur- 
Sendungen 


Erste Donau-Dampf- ° 


Schriftleitung: Berlin W.9, Köthener Str. 28/29. ER 


LXI. Jahrgang. 


Ubrige europäische Länder: 
Die französischen Pläne für die el- 
sässische Binnenschiffahrt. — Die 
Zukunft der elsaß-lothringischen Bah- 
nen. Schiffahrtsfragen. — Die Lage 
der englischen Eisenbahnen- — Ent- 
lassung überalterter Eisenbahnange- 
stellter in England. — Schwedische 
Reisebüros im Auslande. — Von den 
Bahnen im schwedischen Norrland. 
— Der schwedische Fahrplan. — Be- 
setzung von Stationen oder Abmin- 
derung der Zuggeschwindiekeit beim 
Durchfahren- von Stationen in 
Schweden. 


Fremde Erdteile: Gemeinschafts- 


betrieb .der kanadischen Eisen- 
bahnen. — Arbeitslöhne und Be- 
amtengehälter bei den amerikani- 


schen Eisenbahnen. 
Rechtspflege. 


- Bücherschau. 
- Amtliche Mitteilungen. 


Amtliche Bekanntmachungen. 


den ehemaligen Preußischen Staats- 
en vorgeschriebene '„handwerksmäßige Vorbildung“‘ des 
notivführers, bestehend in dem &irlerre* des 
hmiede-Handwerks mit mindestens einjähriger Beschäf- 
Geselle in einer Eisendahn-Hauptwerkstatt als Vor- 
ng für die Einstellung in den Lokomotivfahrdienst, -ist 
verstehen aus der geschichtlichen Entwicklung des 
t ührerberufes. 

"kenswert ist aus den ersten Eisenbahniahren das Urteil 
iglischen Ingenieurs Isambart Brunel, des Erbauers der 
'estbahn, über die von dem Lokomotivführer zu for- 
Kenntnisse und Eigenschaften: „Kein Maschinenführ er 


ch heute bei 


Schloss 


jenen. von der nicht lesen kann, da er weniger zur 
Der Maschinenführer soll ein ein- 


“ THerbesehaffenheit und gegen das Wetter abgehärtet 
Ör" uß genau seinen Dienstanweisungen folgen, darf nicht 
ig oder sorglos sein. Er muß etwas von der Maschi- 
‚ber nicht viel verstehen, er muß die Teile seiner Loko- 
kennen und einigermaßen ein Arbeitsmann sein, ob- 
eineren Arbeiter selten einen guten Lokomotivführer 
Ein Maschinenführer bedarf nur einer so niedrigen 
Kenntnis, daß‘ich es kaum Kenntnis nennen kann. 
dwerker lernt so viel in zwei bis drei Wochen.“ 
ten spricht der Betriebstechniker, der die Unterhal- 
ege der Lokomotive gar nicht berücksichtigt. Das 
rstaunlicher, als die damaligen Lokomotivführer zu- 
R onteure waren, die die Lokomotive zusammenbauten 
besserten. 
lung. Deutscher Eisenbahntechniker in den, Grundzügen 


"hierzu „Ausbildung von Anwärtern .. .“, S. 466 d. Zte. 


Aus ° 


Im Februar 1850 wurde in Berlin von der’ 


f testaltung der Eisenbahnen Deutschlands jener Ab- 


_ Neuzeitliche Schulung des Lokomotivführers. *) 
Von Dr. Hans A. Martens. 


schnitt festgelegt, der heute noch fast in demselben Wortlaut 
gilt: „Die Führung der Lokomotive darf nur solchen Führern 
übertragen werden, welche wenigstens ein Jahr’ lang in einer 
mechanischen Werkstatt gearbeitet haben und nach mindestens 
einjähriger -_Lehrzeit durch eine von dem Maschinentechniker 
unter Leitung des technischen Betriebsvorstehers abzuhaltende . 


Prüfung und durch Probefahrten ihre Befähigung nachgewiesen 


haben. Die Heizer müssen mit der Handhabung der Lokomotive 
soweit vertraut sein, um dieselbe erforderlichenfalls still- oder 
zurückstellen zu können.“ Der Wortlaut in den Technischen 
Vereinbarungen des Vereins Deutscher Eisenbahn-Verwaltungen 
ist bekannt und unterscheidet sich sachlich kaum von dieser 
ersten Regelung. 

Diese amtliche Anschauung auf den Deutschen Fehepehnen 
zeigt ihren Einfluß auf die weitere Entwicklung des Lokomo- 
tivführerberufs. In einer Mitte der 50er Jahre entworfenen 
Dienstanordnung heißt es: „Die Lokomotivführer, Lehrlinge 
und Heizer sind während der Zeit, wo ihre Maschinen ganz 
oder teilweise außer aktivem Dienst stehen, zur täglichen Teil- 
nahme an allen Werkstättenarbeiten, welche die möglichst voll- 
kommene Instandhaltung der Zuekraft begründen, verpflichtet 
und haben sich zu den für sie festgesetzten Stunden pünktlich 


‚und ohne Ausnahme in der Maschinenwerkstätte einzufinden 


und die ihnen vom Maschinenmeister oder dessen Stellvertreter 
angewiesenen Arbeiten auszuführen. Namentlich haben die 
Lokomotivführer mit Hilfe der ihnen zugeteilten Lehrlinge und 
Heizer die Umtauschung, Reparatur und Regulierung der ihnen 
speziell anvertrauten Maschinen und ihre vollständige Instand- 
haltung zum nächstbevorstehenden Fahrdienste vorzunehmen.“ 

Kretschmer, der Obermaschinenmeister der Berlin-Stettiner 
Eisenbahn, gibt in einem in den 70er Jahren erschienenen Buche 
„Der Lokomotivführer und die Lokomotive“.dem Gedanken 


- 


Nr. 24 


— 460 


Zeitung des Vereins 
x Dercgı Eiscnhalı rg 


Ausdruck, daß in einer dem Lokomotivfahrdienst vorausgehen-. 
den Schlosserarbeit ein Erziehungsmittel zum sorgsamen  Loko- 
“ motivführer liege, was- zweifellos, ideal gedacht, nicht _ünbe- 
rechtiet ist. Er 
Bildung für den Lokomotivführer, ‚damit der Führer die Natur- 
kräfte begreift, die ihn umgeben“ und „weil das Publikum 
doch mit einer gewissen Besorgnis auf diese Gattung Eisen- 
bahnbeamten sieht, weil es gerade ihnen soviel anvertrauen 
muß“ und damit der Diienst nicht nach dem zwingenden Muß, 
sondern nach der Ueberzeugung ausgeübt wird. 

Ende der 70er Jahre schreibt Emil Kilp, Oberinspektor der 
Kaiser-Franz-Joseph-Bahn in einem Buch „Der praktische 
Maschinendienst im Eisenbahnwesen‘“: „Die Bahn muß sich ihren 
Stand. der Lokomotivführer samt etwa 10% Nachwuchs aus 
dem eigenen Personale heranbilden und erhalten. Sie entnimmt 
dus den Montierungsabteilungen der größeren Werkstätten die 
intelligentesten Arbeiter, die nicht immer die handlich geschick- 
ten zu sein brauchen, im Alter von 20 bis 30 Jahren stehend, 
und gibt sie als Lehrlinge auf die Maschine.“ 

In der Kindheit des Eisenbahnwesens gehörte auch die Beob- 
achtung des Zustandes der Bahnstrecke zu den Dienstpflichten 
des Führers, über deren mangelhaften Zustand er Meldung zu 
erstatten hatte, Ueberreste sind davon bis in die heutige Zeit 
erhalten. - 

Im Wandel der Dein hat sich der Lokomotivfahrdienst nicht 
unwesentlich verändert, unverkennbar beeinflußt von der im 
Fabrikbetriebe weit ausgebildeten Arbeitsteilung: Es gehört 
lange der Geschichte an, daß der Lokomotivführer größere 
Ausbesserungen an der ihm zugeteilten Lokomotive vornimmt, 
und selbst zu kleineren Ausbesserungen bleibt ihm und seinem 
Heizer infolge der gespannten Diensteinteilung keinerlei Zeit 
mehr. Nach amerikanischem Vorbild sind die Lokomotiven mehr- 
fach oder wild besetzt, und damit ist vollends der letzte Rest 
an Interesse geschwunden. Der Lokomotivführer kann für die 
ständig ruhelose Lokomotive nicht mehr in dem Maße Interesse 


aufbringen, wie es ihn an seine Lokomotive in besserer, ver- 
gangener Zeit einfacher Besetzung fesselte.e Nicht zu ver- 


gessen das mit Recht stark entwickelte Standesbewußtsein des 
Lokomotivführers als mittleren :-Beamten in einem Dienst, den 
schon der obengenannte Inspektor Kilp äls einen „der wichtig- 
sten des exekutiven Bahndienstes“ bezeichnet, und der nun das 
einst so mühsam erlernte Schlosserhandwerk als wenig standes- 
gemäß ansieht. - 

Denn zwei Beamtengruppen vereinigt die dienstliche Tätigkeit 
des Lokomotivführers in seiner Person: die des Maschinisten 
und die des Eisenbahnbetriebsbeamten. Je tüchtiger‘ ein Loko- 
motivführer als Maschinist ist, um so mehr wird er es verstehen, 
die Leistungsfähigkeit unter all den wechselnden Verhältnissen 
der Zuggattung und -stärke sowie der Strecke voll auszunützen; 
je mehr er alle Eigenschaften eines umsichtigen, entschlossenen 
Betriebsbeamten hat, um so größer ist sein Anteil an der 
Betriebssicherheit. Der Maschinist in ihm wartet und pflegt 
die Lokomotive vor dem Zuge und überwacht den Heizer in 
seiner Tätigkeit, die erforderliche Dampfspannunge zu halten. 
Dabei soll er auch, wie Kilp sagt, „praktische Gebrechen der 
Lokomotive sofort beim Auftreten erkennen, schwieriger zu 
unterscheidende ‚Mängel wahrnehmen und bestimmbar unter- 


scheiden”. Als Betriebsbeamter muß der Lokomotivführer seinen 
Dienst auf dem Bahnhof und auf der: Strecke betriebssicher 
ausüben. Gefahrfreies Rangieren und fahrplanmäßige unfall- 


freie Beförderung der Züge sind der Kernpunkt des Lokomotiv- 
fahrdienstes. Hierzu gehören mit selbstverständlicher Voraus- 
setzung der seelischen Eigenschaften, wie Umsicht, Mannes- 
zucht, Mut-und Entschlossenheit,- und der körperlichen Eigen- 
schaften, Rüstigkeit, volles Seh- und Hörvermögen, die ge- 
schiekte Handhabung von Regler, Steuerung und Bremse sowie 
die. sorgfältige Beobachtung der Strecke und Beachtung aller 
Signale. : 

Es ist ganz sicher, daß der Schwerpunkt der Ausbildung zum 
Lokomotivführer auf die Dienstleistung auf der Lokomotive 


betont die Notwendiekeit einer allgemeinen 


chen, gibt man als Lehrlinge auf die Maschine. 
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Zweifel, daß der Übertritt 


-liger Wechsel des Berufs anzusehen 


Dieser 


“werk oder 


zu legen ist. Und der Kernpunkt unserer Erörterung liegt 
rin, zu untersuchen, ob die derzeitige volle Erlernung des Schlos- 
ser-, Schmiede-, Kesselschmiede- oder Kupferschmiede-Hand- 
werks, wie nachgewiesen geschichtlich überliefert und in frü- 
heren Jahren notwendig, noch heute notwendig ist und ihren 
Zweck erfüllt. Diese Frage ist mit Nein zu beantworten. Um 
so mehr, als die nicht mehr zeitgemäße Vorbildung des Lok 
motivführer-Anwärters eine Reihe großer werkbetrieblicher u 
wirtschaftlicher Nachteile mit. sich bringt und auch voı 
Standpunkt der neueren Berufs- und Eignungsforschung u | 
mehr zu halten ist. | 
Die alten Praktiker des Tokomoti tree wie Kos 
Kretschmer, Kilp und andere, hatten schon damals richtig 
kannt, daß zum Lokomotivführer andere Eigenschaften gehören 
als zum Schlosser. Die intelligentesten Schlosser, heißt es b 
Kilp, die nicht immer die handlich geschicktesten zu sein bra& 
"Die Psych 
technik stellt für den Schlosser und den Lokomotivführer & 
verschiedene Bedingungen auf, und nicht immer werden sie 
alle erforderlichen Eigenschaften für beide Berufe in eine 
schulentlassenen Jüngling vereinigen. Es besteht auch kei 
aus der Schlossertätigkeit einc 
Hauptwerkstätte in den Lokomotivführerdienst als ein völ 
ist; im neuen 
Beruf mögen Kenntnisse des verlassenen verwertet werde 
können, die mühsam erworbene Handgeschicklichkeit "und oft vo | 
handene Kunstfertigkeit finden keine Möglichkeit zur Betäle 
gung mehr. Nicht selten habe ich den Verlust hochwertig 
Schlosser, deren Kurst der Schlosserzunft alle Ehre mach 
für das Werk, aus dem sie ausscheiden, schmerzlich bedauer 
r Berufswechsel bedeutet aber eine 
wirtschaftlichen Verlust: Mühe und Geldaufwendur 
für die vierjährige Lehrlingszeit sind für das erziehende Wer 
und für den Schlossergesellen umsonst vertan. Die weiter 
vorgeschriebene Beschäftigung als Geselle in einem Eisenbah 
in einer diesem gleich zu achtenden größere 
Betriebswerkstätte kann bei der heutigen ‚sehr weitgehenden 
Arbeitsteilung in den Werken dem Zweck, die Lokomotiven von 
Grund aus kennen zu lernen, kaum noch mit Erfolg diene 
Bei der Vielteiligkeit der Lokomotive und der großen Anzal 
der Lokomotivgattungen ist es ein unmögliches Unterfan 
bei bezahlter Mitarbeit auch nur nennenswerte Kenntnisse vo 
Bau der Lokomotive zu gewinnen; denn auf lange Erklärunge 
können sich weder Meister, noch Vormann, noch die Mitarbeit: 
einlassen. Uebrigens sehen die Handwerker, die bereits zu 
Lokomotivfahrdienst vorgemerkt sind oder ihn erstreben, i 
Ausbildungszeit in den Eisenbahnwerken zumeist nur als 
an, die „abgesessen“ werden muß, um die Vorschriften zu 
füllen, und selbst die Lehrjungen, die zum Lokomotivfahrdi. 
hinstreben, äußern etwa die gleichen Ansichten. Ein Interes 
für die werkgerechte Arbeit fehlt. Jeder fühlt sich als a 
bilder“ und nicht als Werkschlosser. 


Das führt uns zu den Schädigungen, die der Werkbet 
(und noch mehr die Betriebswerkstätte) durch die „Dure 
läufer“ erfährt. Zumeist eingereiht in die Zusammenbautrup: 
(in den Sondertrupps kann man Durchläufer überhaupt n 
gebrauchen) bringen sie den Bestand der. zum Fahrdienst 
gelassenen Handwerker um jede Ruhe. Der ständige Wechs 
wirkt störend auf die Güte und Schnelligkeit der Fertigw 
und verhindert die Bildung einer Stammbele 
‚schaft mit allen ihren Vorzügen, wie genaue. Kenntni 
Arbeiten, Gewandtheit im Handwerk und Anhänglichkeit 
das Werk. Da die ärztliche Prüfung auf körperliche Tau 
keit die Tauglichen für den Lokomotivfahrdienst aussondert 
bleiben die untauglichen (Herzkranke, Bruchleidende, Far 
blinde, Kurzsichtige und Schwerhörige) in den Werken zur 
“Der Vomhundertsatz der Durchläufer ist groß, eine Statis 
“bezogen auf die Trupps in den Zusammenbauhallen, läßt 
vielbeklagten Übelstand auch zahlenmäßig erkennen. 

Das Mißverhältnis der Zeit für die Handwerkemäbigs Vorb 


5.7) 


BT ıh gang > | \ : = 
lung und der Ausbildungszeit auf der Lokomotive bis zur 
sten förmlichen Prüfung, scheint noch gar nicht aufgefallen 
sein: 4 Lehrjahre und einige. Gesellenjahre im Handwerk, 
a nen ein bis zwei Jahre Ausbildungszeit auf der Lokomotive 
r der Prüfung zum Lokomotivführer gegenüberstehen. Eine 
sechsmonatige Tätigkeit als Heizer auf der Lokomotive ist 
zu kurz, um nach ihr die förmliche Prüfung zum Heizer 
ulegen. ‚ Auch die Gesamtzeit im Heizerdienst von 24 Mo- 
a. vor der Lokomotivführerprüfung reicht bei weitem nicht 
‚aus, um aus einem Neuling einen diensttüchtigen Führer zu 
: Dies allein muß zur Kritik der gegenwärtigen Vor- 
schriften anregen. ; - 

D%. Zusammenfassung der Betrachtungen ergibt: 


Die vollhandwerksmäßige Vorbildung kann den angestreb- 
Zweck heute nicht mehr erreichen. 


| ‚ Sie bedeutet einen wirtschaftlichen ‚Verlust, gesehen vom 
‚Wechsel des Berufs beim Uebergang vom Schlosser zum Loko- 


otivführer. 
= Der Eisenbahn-Werkbetrieb wird durch die in ihm zeit- 
\wiise tätigen Lokomotivführer-Anwärter erheblich geschädigt. 


4: FDie Psychotechnik kann die heute geltenden Vorschriften 
7 - Lokomotivführervorbildung nicht gutheißen. 


Für die Seschichtlich überlieferte Vorbildung liegt heute 
sachliche Begründung mehr vor. 


die Notwendiekeit einer Neuregelung der Lokomotivführer- 
'ärter ohne vollhandwerksmäßige Vorbildung- somit erkannt, 
kann ihre Richtlinien aufzustellen nicht schwierig sein. Die 
handwerksmäßige Vorbildung zu verlassen, bedeutet auch 
jaus nichts Ungewöhnliches. Sehen doch viele ausländische 
nbahnen von dieser Vorstufe seit Jahrzehnten ohne Schaden 
nd hat’ uns der Krieg gelehrt, mit manchem Vorurteil oder 
mancher unhaltbaren Ueberlieferung schnell und gründlich 
g aufzuräumen. Daß die Führer der elektrischen Trieb- 
en sowie der elektrischen Vorort- und Häuptbahnen auch 
sine. 'vollhandwerksmäßige Vorbildung haben, sei nebenher 


= 


re ZU ern Die as Entwicklung zu eigenem 
ken wird nun dem Verständnis für den Fachunterricht für 
motivführer, ohne den- heute eine sorgfältige Schulung 
'ht mehr denkbar ist, zugute kommen. Auch vom Standpunkt 
 psyehotechnischen Berufsforschung ist der Eintritt in den 
uf unmittelbar nach der Schulentlassung nur zu begrüßen. 


‚anstatt wie bisher bei den jahrelangen Umwegen unsicher 
in, ‘ob er auch wirklich später zum Lokomotivfahrdienst 
lich befunden werden wird. Hier die Entscheidung in 
igen Stunden, nachdem der feste Entschluß einmal gefaßt 
n ist. j - 

e Annahme des bokomotivführer- Praktikanten erfolgt 
Ik stverständlich durch das Eisenbahn- -Maschinenämt, und vom 
en Tage an beginnt nun nach neuen Grundsätzen die Aus- 
ung in allen Zweigen des Lokomotivdienstes. In den für 
Maschinenbetriebsdienst arbeitenden Büros wird der junge 
irter alles kennen zu lernen haben, was seinen persönlichen 
nst angeht: den Personalkommandierdienst, die Dienstplan- 
tellung, die Bearbeitung der Schädenmeldungen usw., um 
Bet: von- "der Bedeutung ‚seines ‚Dienstes und von der 


N usw. zu bekommen. In allen für die Unterhaltung der 
tlokomotiven arbeitenden Sondertrupps wie Schmierdocht- 
ger, . Schlackenzieher, Anbrenner, Aböler, Auswascher, 
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im Auge haben: die Kunst, die Lokomotive zu führen. 


 Jüngling steuert Zielbewußt auf den Lokomotivführerberuf 


.Hilfspersonal für den Lokomotivfahrdienst 
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Kolbenschieberringreiniger usw. wird er praktisch mitarbeiten, 
um die Wichtigkeit dieser Arbeiten zu erkennen und ihre Aüs- 
führung selbst beurteilen zu lernen. , Für die Hilfeleistung bei 
den in den Betriebswerkstätten auszuführenden Ausbesserungs- 
arbeiten an Lokomotiven ist die schlossermäßige Handhabung 
der gebräuchlichsten Werkzeuge für Metallbearbeitung zu er- 
lernen; ob in einer Hauptwerkstatt oder in einer Betriebswerk- 
statt, ist an sich gleichgültig. Die Hauptsache bleibt, daß der 
Praktikant als keine vollgültige Arbeitskraft in den Stellen 
gewertet wird, durch die ihn der Vorbildungsgang hindurch- 
führt. Nun lernt der Praktikant spielend die unterwegs immer 
wiederkehrenden Gebrechen der Lokomotive kennen, unterstützt 
durch den parallel. mit der praktischen Tätigkeit ‚gehenden ‘ 
Fachunterricht. Die Lokomotivgattungen werden ihm im täg- 
lichen Umgang vertraut. Ein Kursus in einer Hauptwerkstatt 
bietet Möglichkeit zum Kennenlernen der Lokomotive im In- 
nern, des Kessels und der abgebauten Einzelteile. 


Inzwischen hat der Unterricht die Grundlage des Betriebs- 
dienstes erläutert und durch Besichtigungen auf dem Bahnhof 
gefestigt, auch sind Uebungen an einer angeheizten Lokomotive 
in der Bedienung des Kessels mit Erfolge angestellt, so daß 
nun der Praktikant als Heizer in den Lokomotivfahrdienst, zu- 
nächst in den leichten Verschiebedienst, eingestellt werden 
kann. Nun entwickelt sich die Schulung in bisher üblicher 
Weise weiter, wobei zu beachten ist, ‚daß nur ausgewählte 
Lokomotivführer als Lehrführer die Erziehung des Anwärters. 
zum Lokomotivführer leiten. Nicht jeder hat die Gabe, mag 
er noch so beruflich tüchtig sein, zu lehren. Auf Lehrtalent 
kommt es aber bei dem Führerlehrer an: Berufliche Tüchtigkeit 
und Lehrbegabung müssen in ihm vereinigt sein. Denn weder 
schulmäßiger Unterricht noch „Selbststudium“ können die Kunst, 
die Lokomotive, zu führen, übermitteln. Nur auf der Lo- 
komotive selbst, unter geschickter Anleitung, 
wenn man selbst Regler, Steuerung und Brems- 
hamdereeramerröändenchat, wird mansein. tuch- 
tiger Meister. Deswegen ist das ganze Schwergewicht 
der Ausbildung auf den Dienst auf der Lokomotive zu legen. 

Man muß immer das eine Ziel bei der Vor- und Ausbildung 
Das 
Können gilt bei diesem kühnen Beruf viel mehr als das Wissen. 
Auf der Lokomotive werden sich Schwerfällige, Unentschlossene, 
Unaufmerksame recht schnell von den mit wahrer Führerbe- 
gabung ausgestatteten Anwärtern sondern lassen. Ungeeignete 
rechtzeitig zu erkennen und in andere Dienste ihrer Veranlagung 
entsprechend zu überführen, wenn sie nicht ganz auf den Eisen- 
bahndienst verzichten wollen, wird Pflicht der Eisenbahnen sein. 
Nur so werden neuzeitliche Vorbildung und Auslese dem Loko- 
motivführerberuf einen Nachwuchs zuführen, aus dem sich. erst- 
klassige Lokomotivführer, fachlich und moralisch wüchtig, ent- 
wickeln lassen werden. 

Auch andere Fragen als die besondere Erziehungsfrage 
tauchen auf. Z. B.: Wo nimmt der Maschinenbetriebsdienst das 
her .bei Spitzen- 
leistungen, wie sie Sonntagsverkehr in den Großstädten, Ferien- 
und Festtagsyerkehr bringen? Da die Eisenbahnwerke in erster 
Linie auf ungestörter Fortgang ihrer‘ Fertigung halten müssen, 
so wird man von dem bisherigen Verfahren, das Hilfspersonal 
den Werkstätten zu entnehmen, loskommen und sich nach anderer 
Hilfe umsehen müssen. 


Alles Neue stößt auf Widerstand. Auch die hier gewiesenen 
neuen Bahnen der Lokomotivführererziehung werden ihn finden. 
Die Kritik muß einsetzen. Bedenken aller Art werden auf- 
tauchen. Sie mit Worten am Beratungstische zu zerstreuen, hält 
die positive Weiterarbeit auf. Vorbilder hat das Ausland. „Pro- 
bieren geht über Studieren!“ Das mag der Leitstern sein, der 
über dieser Arbeit zur wirtschaftlichen Fortentwicklung unseres 
'heimatlichen Eisenbahnwesens leuchtet. 


L 
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Deuahal Eisenbahnverwali 


Billigere Eisenbahntarife! 
Von Karl Liebscher. 


Mehr noch als im. Deutschen Reiche erhebt sich in der 
tschecho-slowakischen - Republik 
Reihe natürlich in den Kreisen der Großindustrie und des 
Großhandels, Billigere Tarife seien die geeignetsten Mittel 
-zur Niederlegung des vielstöckigen Preisturmes aller Lebens- 
mittel, Bau- und Verbrauchsstoffe, scharfen Spitzhauen ver- 
gleichbar, deren Handhabung dieses jammervolle Wahrzeichen 
des Weltkrieges zum Verschwinden bringen kann. — Die Be- 
weisführung ist eine sehr einfache: Die hohen Tarife sind 
zum Großteil die Ursache der enormen Preisteuerung aller 
Waren. Diese Preisteuerung zwingt wie überall auch bei den 
Eisenbahnen zur Zahlung hoher Gehälter und Löhne, die, den 
Kreis wiederum schließend, verteuernd auf die Erzeugung 'aller 
Waren einwirkt. Ir gendwo müsse der Ring gebrochen werden, 
und da sei der Anfang zum Preisabbau’nirgends so natürlich 
£egeben, wie bei den Eisenbahntarifen. 

Es möge an dieser Stelle einem lange Jahre im Eisenbahn- 
dienste stehenden Beamten gestattet sein, auf einige bedeut- 
same Tatsachen in diesem hitzigen Streite um billigere Tarife 
hinzuweisen. Dem Stande einer großen, gut geleiteten Privat- 
bahn der tschecho-slowakischen Republik angehörend und über 
die nötigen Erfahrungen und Kenntnisse verfügend, will der 
Verfasser in den folgenden Ausführungen einmal vom Stande 
der Arbeitnehmer, des Heeres treu ıhre Pflicht erfüllender 
Eisenbahner, zeigen, wie noch völlig unzeitgemäß die heutige 
Forderung nach billigen Eisenbahntariien ist. Denn nur ein 
Unternehmen, das seinen Bediensteten die zum Lebenshalt un- 
bedingt notwendigen Gehälter und Löhne zu zahlen vermag, 
kann von den Angestellten große nutzbringende Arbeitsleistun- 
gen fordern, und wiederum werden die Eisenbahnbediensteten, 
nur wenn sie den schweren So:gen um ein kümmerliches 
Dasein ledig sind, freudig und zielbewußt jene Dienstespflichten 
erfüllen können, die das Unternehmen sowie. der Staat und 
seine übrigen Bürger von ihnen zu varianzen berechtigt sind. 

Daß die Eisenbahnen der’ tschecho- slowakischen Republik, 
Staatsbahn und Privatbahnen, ebenso wie jene des deutschen 
Reiches, gegenwärtige mit großen Betriebsverlusten arbeitende 
Unternehmungen darstellen, ficht die meisten Rufer nach billi- 
geren Eisenbahntarifen nicht weiter an. Sie übergehen die 
feststehende Tatsache, daß namentlich die Großindustrie immer 


noch reichlich verdient, trotz Jammerns und Klagens über 
schlechten Geschäftsgang und hohe Steuerbelastungen. Die 
Dividenden, welche die großen Aktiengesellschaften des 


deutschen Reiches wie auch der tschecho=slowakischen Re- 
publik für das Jahr 1920 bei sehr reichlichen Abschreibungen 
und Rücklagen auszuschütten vermochten, sind :die schlagend- 
sten Beweise wirtschaftlicher Lebenskraft — trotz hoher 
Eisenbahntarife. So haben, um nur ein Beispiel anzuführen, 
die . großen Berebau- Gesellschaften des nordwestböhmischen 
Braunkohlenbeckens während des Krieges und auch seitdem 
alljährlich recht ansehnliche Dividenden zur Verteilung bringen 
können, das größte .dieser Unternehmungen alle die Jahre hin- 
durch nie unter 20%, während ihre Frachtführer, in diesem 
Falle die Aussig- Teplitzer Eisenbahn, mit einem dividenden- 
losen Jahre und solchen, die nur eine Dividende von 3 bis 4% 
ergaben, vorlieb nehmen mußte= — Da beide Arten von wirt- 
schaftlichen Unternehmungen, Kohlenberebau und Eisenbahn- 
betrieb, für den Staat von gleicher Wichtigkeit sind — der 
kleine Eisenbahner behauptet sogar mit einiger Übertreibung: 
ohne Kohle müßte die eine Hälfte der Menschheit erfrieren, 
ohne Eisenbahn die andere ‘Hälfte verhungern —, ist kein 
Grund vorhanden, gerade die Eisenbahnen als kaufmännische 
Unternehmungen an den Bettelstab zu bringen, zum Schaden 
des Staates, seiner Steuerträger und der an das Unternehmen 
geketteten Bediensteten. 

Nun sind sich die Herolde des Abbaues der Eisenbahntarife 
wohl _ bewußt, daß, solange die Volkswirtschaft noch die 
schweren Folgen des Weltkrieges zu tragen hat, Tarifherab- 
setzungen unfehlbar weitere große Einnahmeausfälle der Eisen- 
bahnen zur Folge haben müßten, weshalb sie als kluge und. 
menschenfreundliche Leute ihren Forderungen Ratschläge hin- 
zufügen, in welcher Weise die Eisenbahnunternehmungen vor- 
zugehen hätten, um sich vor noch größeren wirtschaftlichen 
Verlusten zu bewahren. Vor allem müsse eine Verringerung 
der Personalausgaben Platz greifen, die teils dureh eine Ver- 
ringerung der Kopfzahl der Bediensteten, teils durch ein 
Senken der Diensteinkommen zu erreichen. sei. Was nun die 
Verringerung der Bediensteten betrifft, so ist dieser durch die 
gesetzliche Einführung des Achtstundentages eine Teste 
Schranke gezogen. Das Abstoßen alter, treu gedienter, geistig 
und körperlich noch nicht aufgebrauchter Angestellter kann 
aber solange wirtschaftlich und menschlich nicht gutgeheißen 
werden, solange nicht eine entsprechende Festsetzung ihrer 


dieser laute Ruf. In erster 


und Fürsorgeaufwendungen 
"in die Hand gezahlt wurden oder ihren‘ Lebensunterhalt v 


an Pensionsfondseinzahlungen 2396000 K. und als Abgabe für 
den Brot- und Mehlbezug 777000 K., zusammen 3428000 - 


' gleichkommt. 


geteilt auf 6492 Bedienstete) 
-Kopfzahl wie im Jahre 1913, die damals nur 4960 betru 


Kanmers der verschiedenen Gruppen ausdrückt, sei an n 
stehendem Beispiel gezeigt. Vorausgeschickt möge werden 


‚Ruhegenüsse 


Ruhebezüge erfolgt ist. — Diese betragen — ein späteres B 
‘spiel soll es beweisen — selbst nach 35jähriger Dienst 
kaum die Hälfte ihrer gegenwärtigen Dienstbezüge, in mane 
Fällen sogar noch weniger als diese. Was aber den Ab 
der unterschiedlichen Teuerungszulagen betrifft, soll gez 
werden, daß die Gesamtbezüge der aktiven Bediensteten hiı 
den gegenwärtig obwaltenden Teuerungsverhältnissen weit 
rückstehen, nachdem es gerade die Eisenbahnangestel 
waren, denen unter Hinweis auf die schwere Not des 
Kriege befindlichen Staates die Gewährung von Teuerung 
zulagen am spätesten zugebillist worden ist. 

Bei einer der großen Privatbahnen der tschecho-slowakise 
Republik, der Aussig-Teplitzer Eisenbahn, "betrug der Ges 
aufwand für die persönlichen Bezüge und zwar für Geh 
Löhne, sämtliche Nebenbezüge ohne Ausnahmen (auch Die 
kleider und Remunerationen) sowie für alle Teuerungszula 
soweit sie den Bediensteten 


billigten (Versorgung mit billigerer Kohle, Personalküch 
Tragung der Einkommensteuer, Übernahme der Pensionsfon 
einzahlungen Ura.)% 


Ä Die Steigerung gegeniiber 
= an Na | Jahre 1913 in Hunderttei 
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Werden von en Bezügen die entfallenden Abzüge gek 
um die sich das Diensteinkommen verringerte, die von d 
Bediensteten jedoch in den letzten drei Jahren nicht mehr 
Figenem zu tragta waren, da sie als Fürsorgeaufwendu 
vom Unternehmer entrichtet - wurden, so kommen hierfü 
Jahre 1913 42454 K. an Einkommensteuer und 442495 K 
Pensionseinzahlungen, zusammen 484949 K. in Betracht. 
Im Jahre 1920 ergaben sich an Einkommensteuer 2550 


Es stehen dann dem um diese Beträge verringerten persi 
lichen Bezügen von 9672209 K. im Jahre 1913 77175849 
im Jahre 1920 gegenüber, was einer Steigerung um rund 800 
Wohlgemerkt, einer durchschnittlichen Steig 
rung, die in erster Reihe ‚die gleiche-Kopfzahl an Bedienst 
in den Jahren 1913 und 1920 voraussetzt. — Da jedoch in 
der Festsetzung des 8-Stundentages und anderweitiger Die: 
‘erleichterungen die Anzahl der Bediensteten im Jahre et 
um 1522 —+31% größer ist als jene des Jahres 1913 u 
auf einen Bediensteten im Jahre 1920 (77175849 K. a 
ein durchschnittliches Dien 
einkommen von 11888 K. entfällt, ergäbe sich für die g 


Jahre 1920 ein Gesamtdiensteinkommen von nur 58964 480 
was gegenüber dem Gesamteinkommen im J ahre 1913 
90672209-.KR. nur eine DSteiserune um 492922 
—+510% bedeutet. = URL 


"Wie sich die durchschnittliche Steigerung. des Diens 


sich laut der statistischen Tabellen des tschecho-slowakische 
nährungsministeriums der Lebensaufwand in dieser | 
publik im Jahre 1920 gegen das Jahr 1914 um 1274,47% 
teuert hat. 
- Im Jahre 1913 waren die Bezüge ‚des Beamten der V. D 
klasse (Oberbahnrat, Oberinspektor) um 8772 K.—=+6 
höher als jene eines Dieners der Gruppe © (Bahnwärter).: 
IT. November 1920 an um 192351 RK. —+131%. — Bei 
tritt in den Ruhestand ergäben sich für diesen auf Grund 
40jährigen Dienstzeit zur Pensionierung reifen Oberbah 
(Pensionen samt allen Teuerungszulagen 
zusammen 18428 K., d. s. nur 54% seiner heutigen Die 
bezüge. — Gegenüber der erwähnten amtlichen Ind 
zahl von 127447%, gleich rund dem l14fache 
Friedensaufwande s, bleibt die Steigerung d 
züge des Bahnwärters von 960% noch um 315.zurück.- 
bezieht sonach nur rund % ienesDiens 
kommens, das ihm auf Grund ‚der amtli 
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Aussig-Teplitzer Eisenbahngesellschaft bezog ein Bahn- 
ter oder Weichensteller der Gruppe © “mit 4 Dienst- 
jahren, verheiratet, mit 2 Kindern jährlich: 
Er bezieht ab 1. 11. 1920 

an Ben 


Jahre 1913 an Dienst- 
br =.  einkommen 
Ba- 


E 
Jim‘. 


Gehalt 2508 K 
Ortszulage I. Ortsklasse 1128 „ 


ungsgeld 


I. Ortsklasse.... . . 340 „ Monatliche Teuerungs- 
5 48 „ BRZUlaSON 5 ee ae. Eu 
Monatliche Zuschüsse. 3840 „ 

Vorübergehende Zu- 
>24 RT ER 540 „ 

j Vorübergehende Geld- 

aushillenn en, 840: , 
a 5 - Monatliche Notaushilfe 4080 „ 
Zusammen . . . 1388 K Zusammen . . . 14712 K 


Steigerung 1913—1920 beträgt somit 13324 K = + 960 %) 
n die Durchschnittssteigerung von + 510%). 


n enter der Dienstklasse Y (Oberbahnrat, Ober- 
ktor) mit Er Dienstjahren, verheiratet, mit erwachsenen 
Kindern: 


og im Jahre 1913 an Er Bericht seit 1. 11. 1920 


 Diensteinkommen an Diensteinkommen 

IE KRer Geha #2. 10308 K 
Ortszulage, I. Ortsklasse 3600 „ 

Monatliche Teuerungs- 
zulagawr en, 3 096 = 
Monatliche Zuschüsse . 7080 „ 
‘VorübergehendeZulage 540 „ 

Vorübergehende Geld- 
aushilfe . . 1200 „ 
Monatliche Notaushilfe 7080 e 
Jubiläumspersonalzulage 200 „ 
Weihnachtszulage‘. . . 859 „ 
usammen - . 1160 K Zusammen . . 33963 K 


> Steigerung. 1913—1920 beträgt somit 23808 K = + 234 % 
die Durchschnittssteigerung von +510%). 


zahl zukommen sollte Der Oberbahnrat, 
en Diensteinkommen eine Steigerung um nur 234% er- 
, hat, erleidet gegen die Indexzahl einen Ausfall von 
und schreibe 1040; sein Diensteinkommen be- 
ietsomit 4% desjenigen, dasihm bei Berück- 
htigung der Indexzahl zukommen sollte. 
ie folgenden Angaben sollen zeigen, wieviel von den Kosten 
agenachskilometers, der gebräuchlichsten Maßeinheit 
I nbahnbetriebsdienste, auf _die in der vorstehenden 
steinkommentabelle - “nachgewiesenen persönlichen Aus- 
ı zuzüglich jener Materialkosten entfallen, die als Bau- 
rbrauchsstoffe den Vorräten des Hauptlagers ent- 
wurden und aus den ee se en 


eren hier gesamten ee ee en von 
er andere Teil, ohne das Materialkonto zu belasten, 
en einzelnen Betriebskapitein zugebucht wird. — Daß 
eigerung dieser sachlichen Ausgaben keine geringere 
n dürfte als die nachstehend ausgewiesene Steigerung der 
Materialkonto ausgegebenen Bau- und Verbrauchsstoffe, 
ohl nicht bestritten werden. Die Gesamtwagenachskilo- 
eistung betrug im Jahre 1913 120099191. Auf ein 
achskilometer entfielen an persönlichen Ausgaben und 
‚orerwähnten Materialkosten 0,10 K., hiervon allein. auf 
‚persönlichen Ausgaben 0,08 K., auf die Materialien 0,02 K. 
ei e 1920 dagegen bei 87 779 808 geleisteten Gesamt- 
hskilometern auf ein Wagenachskilometer zusammen 
„ hiervon auf die persönlichen Ausgaben 1,03 K., auf 

rialien 0,31 K. Die Steigerung der Kosten der per- 
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RR „Über die Ausgestaltung der Merschichebäht- 
ı Nr. 79 d. Zte, Jahrg. 1920, veranlaßt mich zu 
Bemerkungen aus meiner Erfahrung. 
jach Ansicht des Verfassers eignet sich zur Bezeich- 
der Stelle, an der die Züge in den Einfahrgleisen zum 
n kommen sollen, am besten das Signal 386b. Es hat den 
daß es keines Anschlusses an das Stellwerk bedarf. 

ee 4 


1% us Ey ri aa =0,; . ER ar 
REN N p I 


463 


E 
| 


“nehmlich die schlechte Beschaffenheit 


Nr. 24 


sönlichen Auslagen und der im Materialkonto verrechneten 
Bau- und Verbrauchsstoffe betrug daher im Jahre 1920 gegen 
1913 +124 K.—+1240%; die Steigerung der persönlichen 
Ausgaben allein + 0,95 K.— + 1188 % und die der Bau- und Ver- 
‚brauchsstoffe + 0,29 K. — + 1450 %. — Damit erscheint auch 
festgestellt, daß der Anteil der persönlichen Ausgaben an den 
Kosten eines Wagenachskilometers von 80% im Jahre 1913 
auf 77% im Jahre 1920 gesunken ist, während der Kosten- 
anteil der vorerwähnten Bau- und Verbrauchsstoffe sich von 
20% im Jahre 1913 auf 23% im Jahre 1920 erhöht hat. 

Ganz ungeheuerlich ist die Steigerung des Kostenaufwandes 
für die Kohle, einmal infolge ihrer Preissteigerung ab Schacht 
sowie der hohen staatlichen Kohlenabgabegebühr, zum anderen 
infolge ihrer schlechten Beschaffenheit “durch Beimischung 
toten Gesteins, woraus sich trotz geringerer Betriebsleistungen 
ein großer Mehrbedarf ergibt. Im Jahre 1913 betrug der Kosten- 
aufwand der Aussig-Teplitzer Eisenbahn für 168900 t Kohle 
bei 120099191 geleisteten Wagenachskilometern 868610 K.; 
im Jahre 1920 wurden 208915 t Kohle benötigt, wofür 
19560417 K. aufzuwenden waren. Dabei wurden in diesem 
Jahre nur 87779808 Wagenachskilometer geleistet. Während 
somit die Wagenachskilometerleistung gegen das Jahr 1913 um 
3231933 = —27% fiel, stieg der Kohleverbrauch um 40015 t 
—+20% und die Kosten um 18691 807 K. = + 2152 %. Vor- 
der Kohle hatte zur 
Folge, daß im Jahre 1913 auf ein Wagenachskilometer eine 
Kohlenmenge von 14 kg entfiel, während im Jahre 1920 auf 
die gleiche "Leistungseinheit 2,4 kg entfielen, was einer Steige- 
rung um 71% gleichkommt._ 

Zum Schlusse noch die Frage: Wie stellt sich wohl ein Ver- 
gleich der Steigerung der tschecho-slowakischen Eisenbahn- 
tarife und der Preisentwicklung einiger sehr wichtiger Be- 
darfsstoffe, der vielleicht beweisen könnte, daß ein Abbau der 
Eeisenbahntarife tatsächlich das naheliegendste und ge- 
rechteste Mittel sei, eine fast augenblickliche Senkung der all- 
gemeinen Teuerung herbeizuführen? In der tschecho-slowaki- 


schen Republik beträgt die Preissteigerun® gegenüber den 
Preisen des Jahres 1913 bei: 
- Fleisch 1300.0/g Eisenblech . 2400 %, 
ERORS. 1340 „ Leder... .. 2900 „ 
Fett... 1800 , Zylinderöl 8560 „ 
Zement 1900 „ Pirab. 72, 3700 „ 
Köhler 25: 2100 „ Vulkanöl . . .. 5580 „ 
Schienen 2150 Holz (weich) . 11660 „ 


Dieser Preiskletterei steht eine Steigerung der Eisenbahn- 


tarife der tschecho-slowakischen Staatsbahnen und Privat- 
bahnen gegenüber, welche beträgt: 
bei den Personentarifen . . . 2.2... ..53400% 
ee Gutbörlafen. ra ein Ans 784 „ 
Komlonmtardens tee are 810, 


” „ 
Klingt da die kühne Behauptung, die hohen Eisenbahntarife 
seien das Karnickel, das angefangen, sie trügen die ganze 
Schuld an den teueren Preisen aller Bedarfsstoffe, nicht wie 
blutiger Hohn? 

Schließlich sei noch bemerkt, daß esdem Verfasser des Aufsatzes 
darum zu tun war, nachzuweisen, daß das gegenwärtige Dienst- 
einkommen der Bediensteten der Aussig-Teplitzer Eisenbahn- 
Gesellschaft, das mit jenen der tschecho-slowakischen Staats- 
bahnen übereinstimmt, noch keineswegs der herrschenden Teue- 
rung angepaßt ist und erst ein sehr kräftiger Abbau der 
Warenpreise, die im Verhältnis zu der Steigerung der persön- 
lichen Bezüge wesentlich höher gestiegen sind, erfolgt sein 
muß, ehe ihre gegenwärtigen Bezüge einschließlich Teuerungs- 
zulagen diesem im Sinken begriffenen Lebensaufwand als an- 
gepaßt bezeichnet werden können. Alles Drängen vielver- 
mögender Großindustrieller und Großhändler und die umfang- 
reichen Denkschriften von Handelskammern und sonstigen 
Organisationen dieser Wirtschaftskreise um Tarifermäßi- 
gungen, als deren Gegenstück der Abbau des gegenwärtigen 
Diensteinkommens der Bediensteten der tschecho-slowakischen 
Staatsbahnen und der Privatbahnen gedacht ist, müssen mit 
‚der gleichen Entschiedenheit zurückgewiesen werden wie alles 
andere, was noch unzeitgemäß ist und dem allgemeinen Staats- 
wohle entgegensteht. 


Zr 


Ueber As Ausgestaltung der. Verschiebebahnhöfe. . 


Dadurch fällt aber auch ie Mörlichkeit fort, dem Lokomotiv- 
führer durch Beseitigung des Haltesignals den Auftrag zum 
Vorfahren aus dem Gleise zu geben. Überall, wo das Ende 
der Einfahrgleise zu weit vom Stellwerk entfernt ist, um 
dem  Lokomotivführer den Auftrax zum Vorfahren vom 
Stellwerk aus mündlich oder durch "Signal 31 sicher zu geben, 
muß also ein Beamter an der Spitze des Zuges sein, der den 
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Auftrag zum: Vorfahren gibt. Außerdem senüst auch Signal 
36b mit Rücksicht auf die große Unfallgiefahr bei Einfahrt 
von Zügen in die auf den Ablaufberg mündenden Einfahr- 
gleise nicht als deckendes Signal im Sinne des $ 77 (*) der 
Fahrdienstvorschriften. Signal 36b. hat laut Ausführungs- 
bestimmung 99 des Sienalbuchs die Bedeutung einer Merk- 
tafel und dient zur „Kennzeichnung der Stelle, an der auf 
einer Haltestation die Züge halten sollen“. Es ist hierbei 
auf $ 52 (t) der Fahrdienstvorschriften verwiesen worden, 
worin angeordnet üst: „Auf einer Haltestation soll der Zug 
an der vorgeschriebenen oder durch Haltetafel oder dgl. ge- 
kennzeichneten Stelle halten. Keinesfalls darf er über das 
Ausfahrsienal, das Sienal 6b oder über das Merkzeichen der 
Ausfahrweiche hinausfahren.“ Hier ist freilich auch das 
Signal 14 nicht erwähnt, über das auch nicht hinausgefahren 
werden darf. Aber daß die Haltetafel, die nach dem vorher- 
siehenden Satze die Stelle ‚bezeichnen kann, an der der Zug 
"halten soll, dann bei den strenge zu beachtienden Haltesig- 
nalen nicht senannt wird, gibt dem Beamten, dem wein durch 
Überfahren des Sıenals 36 b herbeisseführter Unfall zur Last 
grelent wird, berechtisten Anlaß zu dem Einwand, daß das 
Sienal kein bindendes Haltesignal sei. Es ist dafür auch 
nicht genügend in. die Augen fallend mit seimen schmalen 
weißen Flächen, und Fahrdienstvorschriften und Sienalbuch 
rechnen es augenscheinlich aus diesem Grunde absichtlich 
nicht zu den Haltesienalen. Die Lokomotivführer bevorzugen 
namentlich für die Nacht das Sienal 6b mit seinem in die 
Ausen fallenden roten Licht. 

Il. Eine Beeinträchtigung der Leistungen der Ablaufanlagen 
mit einer seringen Zahl von Einfahrsleisen durch das Zetbel- 
verfahren tritt bei umsichtiger Arbeit nicht ein. Eine Vir- 
zögerung: in der Abrangierung durch Warten auf die Fertig- 
stellung des Ablaufzettels tritt bei mehtiger Arbeitsverteilung 
nur ein, wenn nur 1 abzurangierender Zug vorhanden ist. 
Ist das oft der Fall, so ist der Zugverkehr eben so schwach, 
daß die kleine „Verzögerung ohne Bedeutung ist, "und die 
Rangverlokomotive wird bei solchem Betriebe ohnedies durch 
andere Rangierarbeiten ausgenutzt sein. Ist der Zugverkehr 
aber stark, so sind in der Regel mindestens vier Einfahr- 
gleise vorhanden, und dann werden auch bei. sehr regel- 
mäßigem Zugverkehr höchstens zwei- oder dreimal am Tage 
alle Einfahreleise frei sein. 


Die Ausfertigung eines Ablaufzettels dawert durchschnitt- 


lich 12 Minuten, Mindestens die gleiche Zeit ist nötie für 
die Untersuchung des Zuges auf den Zustand der Wagen, 
Achslager, der Ladungen und Waeensiesel, Vergleichen ‘der 
Wasen mit den (Begleitpapieren und Prüfung der Bezettelun- 
gen. Wenn aber auf diese namentlich in der jetzigen un- 
sicheren Zeit wichtigen Prüfungen verzichtet werden soll, 
so beansprucht doch das Abfahren der »Zugslokomotive und 
das Ansetzen der Rangierlokomotive durchschnittlich min- 
diestens vier Minuten, so daß auf die Ausfertigung des Ablauf- 
zettels höchstens weitere acht Minuten sewartet werden muß. 
Der Rangiermeister kann und muß die Arbeit so einteilen, 
daß diese — wie schon erwähnt — nur selten auftretende 
Pause im Ablaufbetrieb durch andere mit diesem Bietrieb ver- 
bundene Arbeiten wie. Zusammenschieben in den: Gruppen- 
gleisen, Richtigstellen falsch gelaufener Wagen, Behandlung 
des Eckverkehrs usw. nutzbringend, ausgefüllt wird. 

Aber auch, wenn. wirklich ein- oder zweimal im Tage einige 
Minuten auf die Fertigstellung des Alblaufzettels gewartet 
werden muß, ist dieser geringe Zeitverlust infolge der mit 
dem Zettelverfahren verbundenen Vorteile nach Abransierung 
einiger Züge wingeholt. Aus dem Ablaufzettel versieht der 
Rangierleiter mit einem Blick die Zusammensetzung des 
Zuges nach Rangiergruppen und kann vor Beeinn des Ablauf- 
geschäftes schnell und sicher über den: Platz in den Gruppen- 
gleisen, zu besetzende Bremsen. die Verteilune der Hemm- 
schuhleger auf die Gruppengleise je nach ihrer Bean- 
spruchung, vorsichtig oder eilig zu behandelnde Wasen usw. 
verfügen. Wenn der Ransierleiter die Zusammensetzung des 
Zuges vor der Abrangierung nicht kennt, so ergeben sich bei 
Besetzung der Bremsen ablaufender größerer Abteilungen, 
Behandlung von Vorsichtwagen, zweifielhafter Bezettelung, 
unerwartetem Zulauf einer größeren Zahl Wagen für eine 
Gruppe u. del. nicht selten kleine Störunsien; es müssen oft 
\Wagen abgelenkt werden oder vorläufig in ein Sammelegleis 
laufen, um später richtig &estellt zu werden. Die hierdurch 
sich ergebenden Aufenthalte sind zrößer als die sich durch 
etwaiges Warben auf Anfertigung .des Ablaufzettels in den 
oben behandelten’ selteneren Ausnahmefällen ergebenden 
kurzen Arbeitspausen; wozu noch kommt, daß, wie aus dem 
Gesagten hervorgeht, mit dem Ablaufzettel auch hbetriebs- 
sicherer gearbeitet wird als ohne vorherige Kenntnis der 
Zusammensetzung des abzurangierenden Zugest). 


') Die Vorzüge des Zettelverfahrens sind im übrigen nicht 
bestritten. D. Schriftl, 


‚ Frachtbriefen ‚vermerkten Eingang zu überwachen u. dgl. 


 zügen usw. sogar um drei bis vier Stunden. 


III. Durch Herstellung seines brauchbaren Wagenantriebe 
für schlecht laufende Wagen, nahe am |Brechpunkte des | 
laufberges, würde die Anlage eines zweiten, höheren Brech' 
punktes zur Überwindung der durch Gegenwind, Frost, Schn&' 
und Reif‘ entstehenden Hemmunzen bei den Anlagen entbehr.' 
lich, bei denen nur «ine geringe Zahl- leerer oder nur leichi 
beladener Wagen ablaufen. Dadurch würde der. Ablaufberg' 
bedeutend leistungsfähiger gemacht; denn zur Überwind 
des Höhenunterschiedes zwischen "niedrigem. und hot 
Brechpunkt wird: das Ende der Einfahrgleise so weit 
Brechpunkt entfernt, daß für die Heranschiebung jedes Zug 
an den Brechpunkt durchschnittlich drei Minuten verloren’ 
gehen, was bei vollem Betrieb mit einer Rangierlokomotiye 
einen Zeitverlust von etwa zwei Stunden im Tage ausmacht | 


IV. Die Ausfahrgruppe. Alle Betriebsbeamten, mit denen 
ich die Frage besprochen habe, stimmen mit mir darin üb r- 
ein, daß grundsätzlich alle Züge aus den Gruppengleisen 
fahren sollen. Um Störungen im Ablaufgeschäft dure 
Warten auf Räumung der Gruppengleise zu verhüten, müs 
die Gleise Platz für eineinhalb Zuglängen bieten. Die be 
sondere Ausfahrgruppe dürfte nur benutzt werden, wenn bei 
Stockungen die Züge nicht pünktlich abgefahren werden 
können. ‚Sie muß zwar möglichst unmittelbar an den Bahn 
hof anschließen, aber außerhalb des Bahnhofes als vom 
Bahnhofe unabhängiger Blockabschnitt angeordnet sein, E 
daß sie außerhalb der Fahrdienstleitung des Bahnhofes liest, 
Die Anordnung der Ausfahreruppe innerhalb des Bahnho 
und ihre regelmäßige Benutzung für alle abfahrenden Zi 
bringt viele empfindliche Nachteile; ; £ 


1. Der Bahnhof wird ungebührlieh lang und unübersichtH 
Dadurch wird die Aufsicht sehr erschwert. Wenn die Fa 
dienstleitung auf die beiden Bahnhofsenden verteilt 
so liegen: diese so weit von winander entfernt, daß es | 
Dienststellenvorsteher wegen der weiten Entfernungen nicht 
möglich ist, sie gehörig zu überwachen. Durch die weiten 
Wege geht für die Zuglokomotive und die Zugbegleitpersonale 
viel Zeit nutzlos verloren. 

2. Das Vorbringen aller Züse in die Ausfahrsruppe 
fordert für jeden Zug 30 Minuten Rangierarbeit und damit 
erhebliche Kosten. Be i EN ee ı 

3. Die Zugabfertigung muß an der Ausfahrgruppe liegen; 
sie wird also durchschnittlich 1 Kilometer vom Dienstra 
des Aufsichtsbeamten. entfernt liegen, der die Züge fertig 
stellt; es ist diesem daher nicht möglich, die Begleitpapie 
zu den in seinem Bezirk behandelten Wagen durchzuseh 
zweifrelhafte iBezettelungen nach Wen Frachtbriefen zu 
prüfen, das Vorhandensein iliger Wagen aus den. Begleit- 
papieren festzustellen, den Zu- und Ablauf der Wagen nach 
der Zahl der vorhandenen Frachtbriefe und dem auf 


N 


4. Der Wagenumlauf wird um mindestens zwei Stunden 
verzögert, je nach Lage dies Fahrplans, Bildung von Nahgüter- 
5. Die Übernahme des Zuges durch das Zurbegleitperso 
geschieht wieitab vom Aufsichtsbeamten; Zweifel und Rück 
fragen können nur durch Fernsprecher aufgeklärt werd 
Eine einwandfreie Aufklärung würde in vielen Fällen n 
durch persönliches Eingreifen der Aufsichtsbeamten möglich 
sein; das würde aber wegen der Entfernung zu viel Zeit ıer- 
fordern. Ebenso verzögert sich das Aussetzen laufunfähiger 
oder aus sonstigen Gründen beanstandeter Wagen dadur 
daß die Rangierlokomotive meist erst durch Fernspree 
herbeigerufen. werden muß. Täglich entstehen aus die, 
Gründen Zugverspätungen. > Ei 
Ich will noch zwei in dem oben erwähnten. Aufsatze ni 
behandelte, für die Anlage von Rangierbahnhöfen wicht 
Punkte ‚besprechen : = 
V. Ich habe in drei neweren, großen Rangierbahnhöf 
Gleisbremsen vorgefunden, die infolge ihrer Lage unmitte 
bar hinter der ersten Veierteilungsweiche dicht unter di 
Brechpunkte unbrauchbar sind. Sie bieten infolge ihrer La 
zwischen den obersten, nahe hinter einander liegend 
Weichen Bremswege von nur 13,5 bis 19 m Länge, Da: 
Hemmschuhe wegen. dies schnellen Laufes der Wagen so nah 
am Brechpunkt vor jeder Benutzung geschmiert werden 
müssen, so genügt dieser Bremswee. eben, um die Schmie- 
rung abzuschleifen; die Bremswirkung bleibt aus. Dazu 
kommt, daß die Hauptaufgabe der Gleisbremse, nur die sehr 
schnell laufenden Wagen vorzubremsen, durch ihre Lage 
nahe am 'Brechpunkt im starken. Gefälle unmöglich wird; 
denn. der Gleisbremser muß den Fhiemmschuh auflegen, wen 
die Wagen eben dien Brechpunkt überschritten haben, ehe 
er unterscheiden kann, ob sie schnell oder langsam laufen. 
Es wird bisweilen ein aus diesem 'Grunde fälschlich vorge- 
bremster, schlecht laufender Wagen in. der Gleisbremse auf 


em Hemmschuh stehen bleiben, ehe dieser den, Schlitz ser- 
eicht hat. N achfolgende Wagen abzulenken ist wegen der Lage 
inmitbelbar hinter der ersten Weiche nicht möglich; sie werden 
den stehengebliebenen Wagen auflaufen und einen Un- 
herbeiführen, der Kosten verursacht und den Ablau 
rieb auf einige Stunden stillegt. Bestehen ‚Bedenken, zu 
tatten, daß die Flügelschienen. der Herzstücke an den Ab- 
fbergen als Gleisbremsen benutzt wierden?® "Tatsächlich 
den. sie vielfach dazu benutzt. Vielleicht könnte die 
mpfie Ecke. der Flügelschiene um einige Millimeter abge- 
fla icht werden. 


davet sein, daß der Weeichensteller die "beim Ablauf zu stel- 
lenden Weichen alle in gleicher Richtung sieht, d. h, das Stell- 
rk muß oberhalb der Weichen liegen. Die Lage des Stell- 
rks innerhalb des Weichenbezirks erfordert bei großer 
Zahl der Gruppengleise in der Regel mehr Personal als bei 
Hiehtiger Lage des Stellwerks. Wo die Gleis- und Weichen- 
er» die Stellung des Stellwerks an der Spitze der schiefien. 
De verbietet, ıst es daher vorteilhafter, statt eines Stell- 
N werks zwei zur zu Baryen, S., Oberbahnhofisvorsteher. 
e + 


Zu den vorstehenden Ausführungen teilt Herr Geheimer 
rat Heinrich, Verfasser des Aufsatzes in Nr. 79/1920 d. 
„ der Schriftleitung das folsende mit: 


Zu Punkt I. Bei der Feststellung des Signals für die 
B eichnung ‘des Haltpunkts der Züge. am. Ablaufberg muß 
n, meines Erachtens, davon ausgehen, daß sämtliche Züge 
‘der Einfahrt auf den Ablaufberge ihre Fahrt beendet 
ıben, und daß die Lokomotiven abspannen müssen; sonst 
nn der Zug nicht zerlegt ‚werden. Alle Lokomotivführer 
und ‚das 'sesamte Zugpersonal wissen das; sie wissen auch, 
‚Sie damit zu rechnen haben, daß wenn sie zu weit fahren, 
im allgemeinen einem gerade laufenden Zug in die Flanke 
ven. Meines Erachtens ist angesichts dieser Verhältnisse 
zwineendes“ Haltesignal überhaupt nicht nötige. Es ge- 
t die möslichst deutliche Kıennzeichnuns dieses oefähr- 
en Punktes. Die Ausbildung des Signals 36a muß selbst- 
ständlich so sein, daß es nicht übersehen werden kann. 
ine solche Ausgestaltung ist aber sehr wohl möglich. 
n den angeführten Tatsachen liegt wohl die beste Siche- 
g gegen die von an Oberbahnhofsvorsteher S. ange- 


here nie eekcmmen eg ich in einem Fan 
tesienal. Vor der ZW häufigen Anwendung des roten 
hts, da wo es nicht nötig ist, möchte ich warnen; die 


Der Tisch des Stationsvorstehers, des kleinen wie des 
Ben, ıst heute mit newen Dienstvorschriften, Ersänzungen, 
ichtigungen und Nachträgen täglich so reichlich sedeckt, 
B man oft kaum begreifen kann, w wie er die Arbeit über- 
upt noch bewältisen kann. Er soll ja nicht nur die zahl- 
sen Berichtigungsen durchführen, sondern deren Inhalt auch 
m Gedächtnis einverleiben, den Vollzug anordnen und ülber- 
hen, Das: wird in Zukunft noch schlimmer, wenn die 
reichlichung erst einmal wirklich durchgeführt ist. Es 
rd eine ganze Reihe neuer Dienstbehelfe in vielleicht sehr 
änderter Fassung erscheinen. Da möge denn win Vor- 
hlag sestattet sein, auf welche Weise die Lerm- und Dienk- 
beit der zahlreichen Vollzugstellen erleichtert werden 
nte. Denn jede Anordnung hat nur dann seinen Wert, 
enn ihre Durchführung auch gewährleistet ist. Das ist aber 
r der Fall, wenn die äußeren Dienststellen einen großen 
‚der Vorschriften im Kopfe behalten und den anderen 
| mindesten in den Behelfen zu finden vermögen. Das ist 
= auch ganz fleißigen und tüchtigen Beamten unmöglich, 
weil vor allem der erste und wichtigste Behelf fehlt, nämlich 
. der, aus dem man ersehen kann, was es überhaupt für Dienst- 
elfe gibt. 
rüher gab es wenigstens in Bayern solche, und zwar sehr 
veckmäßige (Registraturordnung, Drucksachenverzeichnis, 
altsübersicht der ‚Eisenbahnverkehrs-Ministerialblätter) ; 
dem Kriege sind sie nicht mehr auf dem Laufenden. 
rdem können wir unsere Amtsblätter und sonstigen Vor- 


ıt übersetzen können. Und wo ist ein SOIChoR Rokirzuee- 
ichnis,. das auf dem Laufenden ee ene KEua 


wichtige Grundlage für Ordnung und vor Aalen ch für 
> Wirtschaftlichkeit, daß die Verwaltung selbst den 


Mo ar 


I. Die Stellwerke an den Ablaufbergen müssen so ange- 


"Verzeichnis 


diesen Zusatz-, 
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vielen roten Lichter stumpfen ab und machen die Personale, 
für die sie nicht bestimmt sind, unsicher. 


Zu Punkt Il. Auf Bahnhöfen mit sehr wenie Einfahr- 
gleisen sind meist auch die übrigen Gleisanlagen beschränkt, 
so daß eine beststehende Benutzung der Richtungessleise sie h 
vielfach nicht durchführen läßt. Auf stark belasteten Strecken 
liegen ferner die schnellfahrenden Züge für den Personen- 


verkehr meist bündelweise  zusammengedrängt, zwischen 
denen die Güterzüge, ebenfalls in Bündeln ‚zusammenge- 
dränet, auf die Rangterbahnhöfe anfallen. So wechseln 


Pausen im Ablaufbetrieb mit Zeiten der höchsten Bean- 
spruchung der Ablaufberge. Dazu kommt, daß nieht nur von 
der Strecke einfahrende Züse, sondern. auch häufig Über- 
gabezügie, Eckverkehrsabteilungen USW. ZUr Abrangierung 
kommen, bei demen: eine technische Untersuchung oder «eine 
Prüfung der Papiere nicht wie bei einfahrenden Zügen er- 
forderlich ist. Solche Abteilungen können ‘also unmittelbar 
nach dem Hochziehen ablaufen. In der Nähe großer Städte 
bringst zudem ein Teil der Züge häufig eilige Wagen (mit 
Vieh, Markthallensut usw.) mit, die unverzüglich aborelassen 

werden müssen, um mit bereits hertiggestellten Zügen weiter- 
zugehen. In den angeführten Fällen kommt es meist auf die 
Ausnutzung jeder Minute an. Es ist wohl zuzuseben, daß sich 
das Zettelverfahren durch Einstellung einer großen Zahl von 
Zwettelschreibern auch bei den angeführten Verhältnissen 
noch durchführen läßt, aber man; darf doch auch die Grund- 
sätze der Wirtschaftlichkeit nicht außer acht lassen. Wegen 
der großen Vorteile, die das Rangieren mit Rangierzetteln. im 
alleemeinen bietet, ist seit Jahren auf die ehemals preußischen 
Direktionen eineewirkt worden, wenn irgend anzängie, das 
Zettelverfahren zur Anwendung zu bringen. Die Hälfte der 
Direktionen hat sich aber in dem von mir vertretenen Sinne 
ausgesprochen. 

Zu Punkt M. Wesen des Wacenantriebs wird auf Nr. 10 
des Jahrgangs 1921 dieser Zeitung verwiesen, 

Zu Punkt IV. Ich glaube, Herr Oberbahnhofsvorsteher 
S. denkt zu sehr an die Verhältnisse seines Bahnhofs, wenn 
er als. .Regiel empfiehlt, daß alle Züge erundsätzlich aus den 
Richtuneseleisen abfahren sollen. Dieser Grundsatz, wört- 


lieh angewendet, würde ebenso zu Schwaıeriskeiten führen, 


wie der, daß alle Züse aus der Ausfahrgruppe abfahren 
sollen. Das Richtige liegt etwa im der Mitte, und ich glaube, 
die Form, die ich in dem Aufsatz angewendet habe, wird auf 
die meisten in der Praxis vorkommenden Fälle zutreffen. Auf 
Einzelheiten der Ausführuneen zu Punkt IV glaube ich nicht 
eingehen zu müssen. Heinrich. 


Der Neuaufbau unserer Dienstbehelfe. 


Vom Bähnverwalter Hermann, Lindau i. Bodensee. 


nötiesten Unterbau hierfür liefern sollte. Sie kann das weder 
Vereinen, noch Fachzeitschriften und Kalendern, am aller- 
wenigsten dem «inzelnen Beamten überlassen. Wenn also 
schon aufgebaut wird, so ist ganz unten anzufangen mit einem 
aller Dienstbehelfe nebst‘ einer 
Unterabteiluns für Tarife und einem Anhang mit den Ab- 
kürzungen. In dieses Verzeichnis, das vielleicht V. a. D. 
genannt werden: könnte, müßte alles hinein, was an Dienst- 
behelfen jeder Art vom Reichsverkehrsministerium, vom 
Verein deutscher Eisenbahnverwaltungen, dem deutschen 
Eisenbahnverkehrsverband, den Zweigstellen und Direktionen 
herausgegeben wird. Da es für den allgemeinen Giebrauch 
viel zu umfangreich würde, so könnte man den Dienststellen 
Auszüge liefern, die nur das für sie zu wissen Notwendige 
enthielten. Eine einheitliche Oberleitung in bezug auf die 
Herausgabe ist schon deshalb nötig, damit nicht von verschie- 
denen Stellen gleichzeitig Neuausgaben erfolgen. Wenn allzu- 
viel neue Behelfe auf einmal erscheinen, so können sie. bis 
zu dem bestimmten Tage unmöglich ruhig verarbeitet werden. 
Die Beamten werden zur Oberflächlichkeit gezwungen; Be- 
helfe wie Abfiertigeungs- oder Beförderungsvorschriften u. dgl, 
später noch einmal gründlich durchzystudieren, ist heute wohl 
niemandem möglich. Zusatz- und Ausführungsbe- 
stimmungen von Verwaltungsstellen werden auch nach 
der Vierreichlichung notwendig sein; sie sollten mndeälzlich 
in den Hauptbehelf eingearbeitet ‘werden, wie dies Bayern 
bei den Allg.’ Abfertigungs-, den Güterbeförderungs- und den 
Güterwasenvorschriften getan hat. Nur auf diese Weise wird 
gewährleistet. daß Abweichungen oder Ergänzungen die 
nötige Beachtung finden, während Hinweise auf Amtsblätter 
oder gar Einzelverfügungen, die man vormerken und dann 
. den Akten entnehmen muß, wirkungslos bleiben. . Außer 
Einführungs- oder Ausführungsbestimmungen 
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e Zeitung des v 
Deutscher enae: 


“ 


großer Verwaltungskörper sind aber noch von Direktionen, 
Ämtern (oder Inspektionen Anordnunsen zu treffen. Um 
diese jederzeit zu Rate ziehen zu können, müßten sie unbe- 
dinst im gleichen Format wie der Dienstbehelf selbst aus- 
gegeben werden, in dem sie einzulegen sind. Das angedeubete 
Verfahren bedeutet auch weine sicher dringend nötige Ver- 
ringserungder Zahl der Dienstbehelfe. 

Viele (Behelfe enthielten bisher keinen Verteilungs- 
plan. Ein solcher ist aber sehr wünschenswert, damit man 
weiß, wer die Vorschrift bekommen hat. Der Verteilungsplan 
muß klar und jedenfalls so aufgestellt sein, daß allen Voll- 
zugsbeamten das zur Pflichterfüllung notwendige Hand- 
werkszeug zur Verfügung steht. Eine recht mißliche 
Sache ist es. den Leuten Vorschriften, dıe sie jahrelane mit 
vielem Fleiß ergänzt und berichtist haben, wieder abnehmen 
zu müssen, wie das In der letzten Zeit öfters vorgekommen 
ist. Neuauflasen sollten also schon so reichlich bemessen 
werden, daß die Zuteilune dem wirklichen ‚Bedarf ent- 
sprechend erfolgen und -jedenfalls auch aufrechterhalten 
werden kann. Eine gerechte und gleichzeitis sparsame Vier- 
teilung ist zweifellos recht schwierig. Besonders strebsamen 
Leuten sollte res deshalb möglich sein, Diensbehelfe zu 
anoemessenen Preisen zu kaufen, wie auch amtliche 
Blätter sıesen. Entgelt bezosien wieerden können. 

Den Eineane der Dienstbehelfe zu überwachen, 
ist nur möglich, wenn diese vor ihrem Erscheinen ansekündiet 


worden sind; dıes sollte lückenlos durchseführt werden, und | 


zwar auch hinsichtlich der Nachträge und Dieeekblätter, weil“ 
Dienstbehelfe, die nicht vollkommen auf dem Laufenden Sind, 


keinen Wert haben. Die sicherste Gewähr dafür, daß Berich- - 


tigungsen auch wirklich durchgeführt werden, bildet wohl nur 
die Ausgabe von Deekblättern. Ist dies wirklich nicht 
mörlich, so sollte das betreffende Ausschreiben doch min- 
destens den genauen Wortlaut der Änderungen enthalten. Die 
bloße Vormerkungs einer newen Verfüsuns bei einem oder 
gar mehreren Paragraphen wird selten. Beachtung finden. 
Und nun zu der überaus wichtigen Einteilung des 
Inhaltes seiner. Vorschrift, 


Nachrichten. 


Vereinsgebiet. 


Deutschland. 
— Ausbildung von Anwärtern für den Betriebsdienst in den 
Eisenbahnwerkstätten*). Der AReichsverkehrsminister hat 


unterm 13. Mai 1921 an die Eisenbahndirektionen der Zweigstelle 
Preußen folgenden Erlaß gerichtet: Die Ausbildung zum Schaff- 
ner, Rangierführer, Wagenaufseher, Lokomotiyführer usw. sieht 
vor, daß die Anwärter eine bestimmte Zeit in einer Hauptwerk- 
stätte zu beschäftigen sind. Nach den vorliegenden Erfahrungen 
leidet jedoch durch die Zuweisung der Anwärter die Ruhe in der 
Belegschaft der Werkstätte sehr; in ganz besonderem Maße trifft 
dies für die Richthallen zu, in denen die „Durchläufer“, das sind 
die für die Überführung in den Lokomotivfahrdienst vorge- 
merkten Schlosser, vorzugsweise untergebracht werden. Es sind 
Ze, Hauptwerkstätten angetroffen worden, in denen die Zahl 
der Durchläufer mehr als 60% der für den Fahrdienst zuge- 
lassenen Handwerker beträgt. Dieser ständige Wechsel wirkt 
nicht nur auf die Güte und Schnelligkeit der Fertigung äußerst 
störend, sondern macht auch die Schaffung dieser Stammbeleg- 
schaft mit allen ihren Vorzügen, wie geeignete Kenntnis der 
Arbeit, Gewandtheit in der Schlosserkunst und Anhänglichkeit 
an das Werk, in den Richthallen zur Unmöglichkeit. 

Ferner ist zu berücksichtigen, daß die Richthallentrupps jetzt 
infolge der sehr weitgehenden Arbeitsteilung außer dem Abbau 
vielfach nur noch lediglich die Lokomotiven aus den Teilen, die 
von den Sondergruppen fertiggestellt worden sind, zusammen- 
bauen. Es ist dem Anwärter, der. einer solchen Gruppe zugeteilt 
ist, daher nicht möglich, die Einzelteile auf diese Weise genau 
kennen zu lernen. Die in Angriff genommene Umgestaltung 
unseres ganzen Werkstättenwesens, nach der den einzelnen 
Werken : nur noch bestimmte Lokomotivgattungen zugeteilt 
werden sollen und die als letztes Ziel den Austauschbau -VOr- 
sieht, bietet erst recht für solche Ausbildung der Anwärter 
wenig Raum. ; 

Gelegentlich der letzten Sitzung des Werkstättenausschusses 
des Sachverständigenbeirates im Reichsverkehrsministerium, 
in der diese Angelegenheit unter anderem beraten‘ worden ist, 
ist deshalb angeregt worden, nachzuprüfen: 


1. welche Bediensteten in den Eisenbahnhauptwerkstätten für 
den Betrieb unbedingt auszubilden sind, 


*) Vgl. hierzu den Aufsatz auf S. 459 dieses Heftes, 


Unterscheidungszeichen (a, b, c oder 


. Verfahren, sobald eine Ziffer gestrichen wird, die Num 


zeichnen; stets aber müssen alle Ziffern eines Buches. 


fahrung entsprungene Vorschläge machen: 


Sie muß das sofortige Auf- 


“her für die Obersekretärprüfung, Fachprüfung I. Klasse, 0 


sind nicht mit besonderen Schwierigkeiten auszustatten nd 


finden seiner gesuchten Stelle sahen. "Noch so 
Ziffern findet man sicherlich viel leichter als beispiels 
einen Satz, den man unter 8 6 Cl.II Zf. 1b Abs. 6 zu sw 
hat. Daher sollte man grundsätzlich in allen Behelfen «@ > 
durchlaufemde Bezifferung durchführen, wie 
dies in militärischen. Vorschriften von jeher Setan hat. Ir 
welche Ausführungsbestimmungen oder dergleichen erh 
die Nummer der Stelle, zu der sie gehören, mit irgen 
r I I, IH). Die 
festgesetzten Ziffern müssen natürlich ein für allemal b 
neu eingefügste erhalten zur alten Ziffer ein Unterscheid 
zeichen, gestrichene Ziffern fallen, einfach aus. Das jet 


aller foleenden um 1 zu kürzen, macht sehr viel ‚Arbeit ı 
ist eine Quelle von Irrtümern. Diese fortlaufende Bezi 
rung hindert keineswegs, größere Unterabschnitte einer Vo 
schrift, seı es mit Buchstaben oder römischen ‚Zahlen, 


laufen. Der altmodische Paragraph kann wohl ruhig ı 
schwinden. _ Schließlich möchte ich noch einige langer 


1. Jede Seite muß oben links oder rechts sämtliche Zi 
ersehen lassen, welche auf ihr zu finden sind. 


Alle seitlichen Vermerke über Anlagen, Muster, Anh 
. dgl. sollen stets auch die betreffende Seitenzahl an. 


3. Jede größere Vorschrift muß außer einem. sachlichen. 
haltsverzeichnis auch ein solches nach der ‚Buchstabenf 
enthalten ; letzteres kann auch für mehrere en 
sammengefaßt werden, 


Endlich darf ich noch den Wunsch aussprechen, daß 3 
aller Papiernot und der unerhörten Teuerung der Farbst 
dech stets gutes, haltbares Papier verwendet 
ein deutlicher Druck vorgeschrieben wird. So man 
Veervielfältigungswerfahren nımmt das wertvolle Augeı 
der Beamten in schädlichster Weise in Anspruch, _ 


Leistungen der. Eisenbahnwerkstätten nicht unfüns g" 
 —einflußt werden, - SR 
3. ob die Einrichtung von besonderen Ausbildungskursen® 

- dem Werkbetrieb‘ für zweckmäßig und wirtschaftlie 

halten wird, 2 
4. wie diese Ausbildungskurse zweckmäßig einzurichten 

und welche Kosten schätzungsweise hierdurch entstehe 

Die Eisenbahndirektionen werden dementsprechend beauftr 
die Angelegenheit eingehend zu prüfen und bis zum 20. Juli d 
zu den vier Punkten ausführlich zu berichten. 


— Sonderprüfung der Eisenhahnsekretäre (bisheriee AN is 
ten). Im Nachtragshaushalt für 1920 sind für Sekretäre 
here Assistenten). Stellen der Besoldungsgruppe VII vorgeseh 
in die die Beamten nach ‘Bestehen einer Sonderprüfung Ü 
führt werden. Für die Sonderprüfung, die von den Sekretä 
(früheren Assistenten) zur Erlangung der Aufrückungsst 
abzulegen’ ist, sind nunmehr Grundsätze aufgestellt word: 
Durch die Prüfung sind die Kenntnisse nachzuweisen, die 
Erfüllung der Aufgaben dieser Beamten in Dienstposten 
Gruppe VII erforderlich sind. Von den Beamten soll jed 
nicht das volle Maß an Kenntnissen erfordert werden, das 


eine gleichwertige Prüfung verlangt wurde. Andererseits 
durch die Prüfung festzustellen, daß die Dienstkenntnisse 
Beamten über -die bisher von Beamten der Assistentenk 
allgemein geforderten Kenntnisse hinausgehen. Die Pri 
muß eine ernsthafte sein und den Nachweis der geford 
Kenntnisse gewährleisten. Sie umfaßt einen schriftlich 
einen mündlichen Teil. Die schriftliche Prüfung beste 
zwei Aufgaben, von denen die eine dem engeren Berei 
Tagesdienstgeschäfte des Beamten angehören soll und. 
dere nach Wahl der Verwaltung entweder dem Gebi 
allgemeinen Verwaltungseinrichtungen oder des 1] 
Buchungs- und Rechnungswesens. Die schrifilichen Av 


zu gestalten, daß ihre Lösung auch. im alltäglichen Dieı 
betriebe erwartet werden kann. In der mündlichen Prüft 
ist ein hinreichendes Urteilsvermögen und ein richtiges. 
ständnis für den Zweck und Zusammenhang der “Einrichtu 
der eigenen Verwaltung nachzuweisen.. Insbesondere ] 
sich zu erstrecken auf die allgemeine Behördenorgan at 
mit Einschluß der ‚Beamtenverhältnisse, auf die Sonderau g8 
der prüfenden Verwaltung in den Dienststellen der Beso 
gruppe VII, auf die Geschäfte des Kassen- und Rechnu 
wesens des betreffondon Verwaltungszweiges. Die! FR d 


mal Fe werden. In diesem Falle hat der Beamte 
ıen dreier Monate nach der ersten Prüfung eine Zulassung 
iederholung zu beantragen. 


N ostandstärite für Monats- und Wochenkarten. 
folgendes bekanntgegeben: x 

zum 1. Juli d: J. im een Verkehr in Kraft ge- 
e Tariferhöhung, die für Monatskarten eine Berechnung 


Amtlich 


Rigsteln des Monatskartenpreises vorsieht, bleibt an sich 
hen. Mit Rücksicht aber auf die schwierige Lage des 
'beitsmarktes, die insbesondere die auf die Benutzung von 
‚nats- und Wochenkarten angewiesene Bevölkerung trifft, hat 
r Reichsverkehrsminister die Einführung folgender Notstands- 
e angeordnet: 
'e Monatskarten werden derart berechnet, daß ihnen nicht 
sondern 16 Einzelfahrten im Monat zugrunde gelegt werden, 
daß bei einer Benutzung zur Fahrt zwischen Wohnplatz und 
sitsstätte an acht Tagen die übrigen Fahrten im Monat frei 
ıd. Die Wochenkarten werden nicht zu zehn Dreißigsteln, son- 
zu sieben Achtundzwanzigsteln des Monatskartenpreises be- 
hnet. Hier fährt also der Inhaber bereits nach Benutzung an 
'ei Tagen der Woche während des übrigen Teiles der Woche 
; auch Kurzarbeiter können daher mit Vorteil von ihnen 
brauch machen. 
‚ese Tarifherabsetzungen, die nicht über nr Dauer der zur- 


en werden aber die neuen Tarife nicht vor dem 1. Be 
jer eingeführt werden können. 

Zum eleichen Zeitpunkte werden die auf anderen Grundsätzen 
igebauten Zeitkarten des Berliner und Hamburger Vorort- 
kehrs, die am 1. Juli d. J. in Kraft treten, in dem gleichen 
rhältnis ermäßigt werden, wie dies bei den Monats- und 
renkarten des Fernverkehrs geschieht. 


ie deutschen Eisenbahnen im Mai. Der Güterverkehr im 
nat Mai, so schreibt die „D. Allg. Ztg.“, stand unter dem 
nfluß der Sanktionen und der polnischen Aufstände in Ober- 
hlesien. Während der Verkehr im Westen, wenn auch 
L ter gewissen Einschränkungen, flüssig blieb, war es nicht 
h, mit einem großen Teil des Direktionsbezirks Katto- 
 Verkehrsverbindungen aufrechtzuerhalten. Verladungen 
= berschlesischen Kohlengebiet aus erfolgten nur an den 
ten beiden Werktagen des Monats Mai und nur in ganz ge- 
m Umfange. Vom 6. Mai ab ist jede Meldung über Ver- 
Bazen in Oberschlesien ausgeblieben. Im übrigen konnte 
Eisenbahn im- abgelaufenen Monat überall den Anforderun- 
s Verkehrs gerecht werden. _ 
i Ruhrgebiet sind die Verladunden zurückgegangen; 
zur Verladung bereitstehenden leeren Wagen überschritten 
äglichen Bedarf bei weitem. Im April. 1920 betrug die 
e Gestellungszahl eines Tages 22738, im Mai wurde da- 
nur die Höchstzahl von 20643 erreicht. Infolge der gün- 
n _Wasserstraßenverhältnisse stiegen auch die Kipper- 
gen in den Ruhrhäfen, und zwar von 23000 t auf täglich 
3a 000 t. An einem Tage wurden sogar 34640 t umge- 
gen. Die Kohlenversorgung Süddeutschlands auf 
- Wasserwege hat sich infolge der günstigeren Umschlag- 
gen weiter langsam gebessert, sie ist dagegen auf dem 
nwege, den geringeren  Verladungen ‘und dem Ausfall in 
schlesien entsprechend, bedeutend ungünstiger geworden. 

_ Wagenanforderungen zur Verladunz von Kohlen in den 
itteldeutschen und sächsischen Kohlengebieten 
ben sich vermindert. Ausfälle in der Wagengestellung 
irgends eingetreten. 
ie Wagengestellung für Kohle, Koks und Briketts in der 
; vom 1. bis 15. Mai 1921, die 11 Werktage und 4 Sonn- und 
tage umfaßte, gestaltete sich in (I.) den 8 Steinkohlen- 
(II) den 11  Braunkohlenbezirken wie folgt: 


Es wurden ‚gestellt: 


SZ 5 Im davon durchschn. pro 
ganzen werktags Werktag 
300453 279 833 25 438 
379.047 360 265° 30 043 
640 886 628 970 48 382 
0 144 961 13 178 
Be ert30:857 137 963 11 498 
sr 2.126.080: 126.080 9 700 


Y henden Angaben beziehen sich auf Einheiten zu 
t. Für Oberschlesien waren immer noch keine Angaben 
rlangen. Einen Rückgang in der Wagengestellung gegen 
hr weisen bei den Steinkohlen Ruhrgebiet und Han- 
; bei den Braunkohlen die Bezirke Erfurt, Hannover, 
München. 


‘von etwa 1250 Wagen erreicht werden, 


20 Teilfahrten, die Wochenkarten eine solche nach zehn. 


Re u | a ; e- ° Nr. 4 


N 


Der Verein von EunsWichen Düngemitteln, 
Kali und stickstoffRaltigen Düngemitteln ist weiter zurück- 
gegangen. Im Apri betrug sdie tägliche Wagengestellunz noch 
etwa 1400 Wagen, im Mai wird voraussichtlich nur die Zahl 
während im Mai des 
Voriahres täglich über 1900 Wagen gestellt wurden. Zur Be- 


besonders an 


‚förderung von Kartoffeln wurden bedeutend geringere Anforde- 


rungen an den Wagenpark gestellt. Der tägliche Versand ist 
bis auf etwa 500 Wagen zurückgegangen. Für Brotgetreide 
und Mehl sind die Anforderungen ungefähr die gleichen wie im 
Vormonat geblieben. 


— Die Verkehrslage im Ruhrgebiet. Nach einer Meldung vom 
10. d. M. blieb der Güterverkehr in vergangener Woche weiter 
gering. Die Anforderung an Leerwagen für Brennstoffe ward 
um 462 Wagen im arbeitstäglichen Durchschnitt geringer als 
in der Vorwoche. Leerwagen sind reichlich vorhanden. Für 
Kohlen, Koks und Briketts waren in der vergangenen‘ Woche 
im arbeitstäglichen Durchschnitt 19 674 Wagen angefordert und 
gestellt. Im gleichen Zeitraum des Vorjahres betrug die durch- 
schnittliche Gestellung 20153 Wagen. 


Die Zunahme des Verkehrs auf dem Rhein hat den Erwar- 
tungen bislang nicht entsprochen. _Kahnraum und Schleppkraft 
sind bei weichenden Sätzen reichlich vorhanden. In den letzten 
Tagen haben die Zufuhren zu”den Duisburg- Ruhrorter Häfen 
eine Steigerung erfahren. Gekippt wurde in der Berichtswoche 
32 946=.70: (29537). Der Umschlag: in: den Zechenhäfen der 
Kanäle betrug 21676 To. (21 644). 


— Feriensonderzüge. Nach einer Entscheidung des Reichs- 
verkehrsministeriums sollen Feriensonderzüge (vgl. Nr. 23, 
Seite 449 d. Ztg.) in solchem Umfange gefahren werden, wie es 
die verfügbaren Betriebsmittel und Kohlenbestände gestatten. 
Sie führen teils 2. und 3. Klasse, teils nur 3. Klasse, keine 
Schlaf- und Speisewagen und werden schnellzugsmäßig befördert. 
Es ist jetzt eine Liste der in Aussicht genommenen Züge durch 
die Presse veröffentlicht worden. Die meisten gehen von Ber- 
lin aus, es sind aber auch Feriensonderzüge von Rheinland- 
Westfalen nach Süddeutschland, der Nordsee, nach Thüringen 
und Berlin in Aussicht genommen, ferner von Hamburg 
(Bremen) nach Süddeutschland, dem Harz und Thüringen; 
von Sachsen nach Süddeutschland, der Nord- und: Ostsee; 
von Schlesien nach Süddeutschland, dem Piesengebirge und 
der Ostsee; von Frankfurt (Main) und von Magdeburg 
nach Süddeutschland und der*“Nordsee und von der Pfalz nach 
München. Die Abfahrt von Berlin wird für die meisten Züge 
zwischen dem 8. und 12. Juli stattfinden, also etwa bei Beginn 
der Schulferien; weitere Züge sind aber auch für Mitte Juli und 
Mitte August vorgesehen. Die von Berlin ausgehenden Ferien- 
züge gehen zum Teil nach Süddeutschland (Basel, Konstanz, 
Friedrichshafen, München), nach der Nordsee (Wyck, Amrum, 
Westerland, Norddeich, Emden), nach der Ostsee (Kolberg, Mis- 
droy, Karlshagen-Trassenheide, Saßnitz, Warnemünde, Stettin), 
nach dem Sauerland (Hagen i. W.), nach dem Harz (Goslar, 
Thale, Quedlinburg, Seesen, Altenau), nach Thüringen (Eise- 
nach), nach dem Erzgebirge (Schandau, Oberwiesenthal) und 
nach dem Riesengebirge (Hirschberg, Oberschreiberhau, Krumm- 
hübel, Schmiedeberg). Es ist zulässig, sich von vornherein für 
die Rückfahrt im Sonderzuge Plätze zu sichern, die dieselbe Er- 
mäßigung genießen wie bei der Hinfahrt. Die Einlegung 
weiterer Züge ist vorbehalten worden. 


— Verkehr mit Ostpreußen auf dem Seewege,. (Swinemünde- 
Pillau). Die Verhandlungen, die zwischen dem Reich und den 
beteiligten Reedereien (Hamburg-Amerika-Linie und Stettiner 
Dampfschiffahrtsgesellschaft ° Bräunlich) über die Aufrecht- 
erhaltung des täglichen Schnelldampferdienstes zwischen Swine- 
münde und Pillau neuerdings gepflogen wurden, haben zu einer 
Verlängerung des bisherigen Vertrages bis zum nächsten Herbst 
geführt, so daß also der Fortbestand dieser wichtigen, vom pol- 
nischen Korridor unabhängigen innerdeutschen Seepersonen- 
verbindung mit Ostpreußen gesichert ist. Die Fahrten werden 
nach wie vor täglich in jeder Richtung ausgeführt werden, 
und die anschließenden Eilzüge Berlin-Swinemünde und Pillau- 
Königsberg sind durch den Sommerfahrplan festzelegt. Eine 
besondere Bedeutung erhält die Verbindung noch dadurch, daß 
mit den am 1. Juni allgemein eingetretenen Tarifänderungen 
auch für sie ein neuer Durchgangstarif nach ‘allen. wichtigen 
Stationen geschaffen ist, der sich zum Teil bedeutend billiger 
als der für den Landweg gültige stellt. 

— Expreßgutverkehr nach Danzig. Wie die Eisenbahndirek- 
tion Berlin der Handelskammer zu Berlin mitteilt, soll der 
Expreßgutverkehr von und nach Danzig über Schneidemühl- 
Konitz abgewickelt werden. Zur Vermeidung des Aufenthalts 
an der Grenze sollen die Expreßgüter schon vor der Aufgabe 
zollamtlich behandelt werden. Die Annahme erfolgt daher nur 
noch auf Bahnhof Friedrichstraße, wo Gelegenheit zur Zoll- 
abfertigung vorhanden ist. ; 
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— Dampferverbindung Kiel-Korsör. 
zwischen Kiel und Korsör ist zum 1. Jugi d. J. wieder aufge- 
nommen worden. Die Annahme von. Gütern aller Art nach 
Dänemark über diesen Weg mit dfirchgehendem internationalem 
Frachtbrief ist indessen nicht zulässig. Sollen Güter trotzdem 
über diesen Weg befördert werden, so sind sie zur Weiterbe- 
förderung mit deutschem Frachtbrief an die Reederei Sartory 
und Berger in Kiel oder an eine andere Vermittlungsadresse 
(z. B. Spediteur) in: Kiel aufzugeben. 


— Eisenbahnbeiräte. Im Reichsverkehrsministerium ist, wie 
die „D. Allg. Ztg.“ schreibt, der Entwurf einer Verordnung 
über die Bildung von Beiräten für die Eisenbahnen aufgestellt 
worden. Der Entwurf wird voraussichtlich am 11. Juni zwischen 
Vertretern des Reichsverkehrsministeriums und der einzelnen 
Länder beraten werden. Diese Beratung bietet Gelegenheit, 
noch begründete Wünsche auf Abänderung des Entwurfes zu 
stellen. Um’ diese Wünsche kennen zu lernen, ist für Preußen 
der Minister für Handel und Gewerbe, der nach Auflösung des 
Ministeriums der öffentlichen Arbeiten auch die. preußischen 
Belange in Eisenbahnangelegenheiten wahrzunehmen hat, mit 
den Spitzen der: wirtschaftlichen Verbände für Handel und In- 
dustrie bereits in Verbindung getreten und hat ihnen den Ent- 
wurf zur gutachtlichen Äußerung übersandt, was .nur im Be- 
nehmen mit den ihnen angehörigen Organen (Handelskammern, 
Gewerbekammern usw.) geschehen kann. 


— Lieferfristen im Eisenbahnverkehr. Nach Beginn des 
Krieges wurden alle Lieferfristen der Eisenbahnverkehrsord- 
nung bis auf weiteres außer Kraft gesetzt. Dieser heute noch 
bestehende Zustand wird von der Verkehrs- und Handelswelt 
sehr unangenehm empfunden, und ihr Drängen nach Wieder- 
errichtung fester, Lieferfristen ist begreiflich., Wenn auch im 
allgemeinen der Güterverkehr jetzt wieder mit einer gewissen 
Pünktlichkeit bedient wird, so treten noch immer von Zeit zu 
Zeit Betriebsstockungen in einzelnen Bezirken auf. Erinnert 
sei an die völlige Verstopfung der westlichen Eisenbahndirek- 
tionsbezirke mit Errichtung der neuen Rhein-Zollinie durch die 
Entente und letzthin an die völlige Unterbrechung des Verkehrs 
mit Oberschlesien durch die polnischen Umtriebe. Es wird nun, 
wie der „Deutsche“ meldet, erwogen, feste Lieferfristen zunächst 
etwa in der Weise wiedereinzuführen, daß die früheren Beför- 
derungsfristen für Tiere und Güter verdoppelt werden. Die 
Frist für Ablieferung von Gepäck- und Expreßgut soll derart 
verlängert werden, daß es — falls es unterwegs auf einen an- 
deren Zug übergeht — nicht schon mit dem anschließenden, 
sondern erst mit dem nächstfolgenden freigegebenen Personen- 
zuge weiterbefördert zu werden braucht. 

Voraussetzung für diese Änderung ist noch die Anpassung 
verschiedener Bestimmungen der Eisenbahn-Verkehrs-Ordnung 
an die zurzeit unter der Wirkung der achtstündigen Arbeitszeit 
usw. völlig veränderten Beförderungs- und Arbeitsverhältnisse 
auf den Eisenbahnen. 

. Wenn auch die Tarifänderungen erst nach dieser erfolgreichen 

Änderung der Eisenbahn-Verkehrs-Ordnung in Frage kommen, 
zu der noch die ständige Tarifkommission zu hören ist, so ist 
doch die Frage der Wiedereinführung fester Lieferfristen einen 
erheblichen Schritt vorwärts gebracht worden. 


— Der Mißbrauch der Notbremse vor dem Strafgericht. Von 
den Strafverfoleungsbehörden wird als Mißstand empfunden, daß 
die mißbräuchliche Benutzung der Notbremse gemäß $S 82 der 
Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung: nur mit Geldstrafe bis zu 
100 A bestraft werden kann. 


Mißbrauch-der Einrichtung auf eine empfindliche Geldstrafe zu 
erkennen. Zurzeit ist die Strafdrohung vollständig ungenügend. 
Die Eisenbahnen haben aber ein lebhaftes Interesse daran, daß 
die Notbremse nur in Notfällen, d. h. nur dann benutzt wird, 
wenn eine Gefahr für die Sicherheit der Reisenden oder des 
Zuges eintritt. Es muß daher die Beseitigung des zurzeit be- 
stehenden unbefriedigenden Zustandes gefordert werden. Ein 
Schöffengericht hat sich in den Urteilsgründen zu dieser Frage 
dahin geäußert, eine Geldstrafe von 100 M sei keine genügende 
Sühne, und es sei bedauerlich, daß das Gesetz keine Möglichkeit 
biete, auf eine viel höhere Strafe zu erkennen. 


fis hat in der Praxis nicht an Versuchen gefehlt, eine strengere 
Bestrafung des Mißbrauchs der Notbremse durch Heranziehung 
anderer Strafgesetze zu erreichen. Diese Versuche sind aber 
regelmäßig ohne Erfolg geblieben, denn der Mißbrauch der Not- 
bremse kann als erober Unfug — die Strafdrohung bis zu 
150 M Geldstrafe ist übrigens ebenso unzureichend — nicht be- 
straft werden, da es an dem Erfordernis der Unmittelbarkeit des 
Angriffs gegen die öffentliche Ordnung fehlt. Wegen des Zer- 
reißens der Plombenschnur oder des Plombendrahtes beim Ziehen 
des Griffes der Notbremse kann eine Verurteilung wegen Sach- 
beschädigung nicht erfolgen, denn das Abreißen der Schnur 


Die Dampferverbindung j 


. Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung möglich ist, so muß 


‚trollen in den Zügen der Berliner Stadt-, 


‚Weise versuchte Fahrgeldhinterziehung ein Betrug, gegen d 


Diese lange vor dem Eintritt der | 
Geldentwertung erlassene Strafdrohung reichte früher aus, beim: 


Zehlendorf-Mitte, 


"werden im Berliner Stadt-, Ring- und Vorortverkehr die Mona 


‘ Dauerkarten zur Aufbewahrung der Fahrräder auf den 


oder des Drahtes tritt ollständın zurück. - Der Reisende hat 
meistens keine Vorstellung davon, daß er beim Ziehen der Not- 
bremse eine Plombenschnur oder einen Plombendraht zerrei 
und soweit er das Bewußtsein hiervon hat, wird ihm das 
wußtsein der Rechtswidrigkeit nicht nachzuweisen sein. Ei 
Eisenbahntransportgefährdung kann deshalb r 
mäßig nicht angenommen werden, weil eine Gefährdung 
Transportes nicht festgestellt werden kann, und soweit dies a 
nahmsweise der Fall ist, fehlt @ regelmäßig am Nachweis 
Bewußtseins : der: Gefährdung. Das beim Mißbrauch der 
bremse bestehende Recht des Ausschlusses des Reise 
denvonder Weiterfahrt wegen Nichtbeachtung der vi 
geschriebenen Ordnung auf Grund des $S 11 (1) der Eisenbahn- 
Verkehrsordnung hat rein zivilrechtlichen Charakter, es kom 

deshalb hier nicht in Betracht. 


Kommt man hiernach zum Ergebnis, daß die Bestimmung dl 
Mißbrauchs der Notbremse für die Regel nur auf Grund 


Forderung aufgestellt werden, daß eine angemessene Strafe v 
hängt werden kann: Am zweckmäßigsten wäre eine Erhöh 
der Strafdrohung von 100 A auf 3000 M. Damit würde iedo 
die Verfehlung den Charakter einer Übertretung im Sinne de 
S 51 des Strafgesetzbuches verlieren und zu einem Vergeh 
werden. Bei der Dringlichkeit der Frage kann bis Zur 

regelung des Strafrechts nicht gewartet werden, es empf 
sich daher, in $ 82 der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnu 
neben der Geldstrafe von 100 AM wahlweise eine Haf 
strafe bis zu6 Wochen anzudrohen. 


Regierungsrat Dr. jur. Seybold | 
Württembergische Eisenbahngesellschaft zu. Stuttgart. D 
infolge der wirtschaftlichen Lage bedingten Erhöhungen d 
Personentärife brachten einen beträchtlichen Verkehrsrückg 
der zum Teil dauernd geblieben ist, so daß weitere umfang- 
reiche Personentariferhöhungen nicht mehr durchgef 
werden können. Auf den Bahnen wurden im Berichtsiahr 3 
Millionen Personen (i. V. 3,60 Millionen). befördert. Die E 
nahmen hieraus betrugen 1,92 (i. V. 0,95) Millionen Mark. -D 
Güterverkehr. zeigt mit 0,33 gegen 0,31 Millionen Tonnen des 
Vorjahres keine nennenswerte Änderung... Die . Preissteigeru 
der Frachten zeigt sich aus den Einnahmen von 2,57 gegen 
Millionen Mark des Vorjahres. Die Gesamtausgaben beli 
sich auf 3,96 (i.. V. 1,44) Millionen Mark, wovon ein Übersch 
von 686134 (i. V. 512418) M verbleibt. Von dem Gewinn ı 
Höhe von 205883 M werden 4% % Dividende. verteilt. 


_ Bine Neuerung in der Ausgabe von Monatskarten "Sol 
der Wannseebahn versuchsweise zur Durchführung gelan 
In zahlreichen Fällen ist, wie dies durch die Fahrkartenko 
Ring- und Voro 
bahnen in letzter Zeit vielfach festgestellt worden ist, versue 
worden, die Monatskarten auf andere Personen, als den auf d 
Karte als Inhaber bezeichneten Reisenden zu übertragen. 
die Karten jedoch nicht übertragbar’ sind, so ist die auf die 


sich die Eisenbahnverwaltung nunmehr durch Abwehrmaß 
men zu schützen sucht. Es soll daher, und zwar versuchswei 
schon vom J. August ab, auf der Wannseebahn das Lichtbild 
Karteninhabers fest mit der Monatskarte durch einen Blec 
rahmen verbunden werden, so daß die Monatskarten auf dies 
Strecke nur noch in Verbindung mit dem Lichtbild des Inhabe 
gültig sein werden. Das Lichtbild, welches die Größe v 
4,4:7,0 cm haben soll, wird bei der Lösung der Fahrkart 
für den Monat August durch Ösen mit der Monatskarte 
einem Rahmen befestigt, der von der Eisenbahnverwaltung 
den Preis von 1,50 AM geliefert wird. Bei der Rückgabe d 
unbeschädigten Rahmens wird der volle Preis (1,50) vergüt 
Die Neuerung soll zunächst auf Schülermonatskarten noch ke 
Anwendung finden. Dagegen wird sie für sämtliche übrie 
Monatskarten gelten, die von folgenden Stationen aus. 
werden: Berlin Wannseebahnhof, Groß-Görschenstraße, 

denau, Steglitz, Botanischer Garten, Groß-Lichterfelde= E 
Zehlendorf-West, Schlachtensee, Nikolass 
und Wannsee. Diese Maßnahme, die sich ausschließlich g 
die mißbräuchliche Benutzung der Monatskarten wendet, 
wenn sie sich bewährt, allgemein zur Einführung kommen, da 


karten nicht mehr die Namensunterschrift, sondern das Li 
bild des Inhabers tragen. i 


Fr 


— Aufbewahrung von Fahrrädern. Mit: de Tariferhöhung 
1. Juli, die für den Berliner Stadt-, Ring- und Vorortverkelh 
Aussicht genommen ist, werden auch die Gebühren fü 


höfen erhöht. An Inhaber von: Monats-: undWochenkarten, d 
Fahrt von der Wohnung nach dem Bahnhof regelmäßi 
Fahrrad benutzen, werden die für den gleichen Zeitabsel 
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tenden Zeitkarten für die Fahrradaufbewahrung erhöht, und 
ar für den Monat von 12 auf 15 M und für die Woche von 
auf 5 M. Die übrigen Bestimmungen, auch die hinsichtlich 
Fi ‘Haftpflicht der Eisenbahn bei Diebstahl oder Beschädigung 
leiben unverändert. ER 


Fo Der sechsgleisige Ausbau der. Strecke Str eemeldblres 
‚Treptow, mit dem eine Verbreiterung der Spreebrücke zwischen 
en beiden Bahnhöfen verbunden ist, hat in der letzten 
‚Zeit gute Fortschritte gemacht. Schon vor einiger Zeit konüten 


‘die Konstruktionsteile der Verbreiterung der großen Eisenbahn- 


hrücke über die Spree zwischen dem Rummelsburger See und 
‘dem städtischen Östhafen eingebaut werden, und jetzt sind die 
beiten so weit fortgeschritten, daß bereits die ersten Bauzüge 
über das fünfte Gleis über die Spree gefahren werden können. 
Die letzten Arbeiten am sechsten Gleise sind jetzt im Gange, 
ran werden sich noch die Verlegungen von Gleisen schließen, 
‚die voraussichtlich noch im Laufe des Sommers beendet sein 
‚dürften. — Mit der Vollendung dieses Ausbaues wird es mög- 
‚lich, den Vorortverkehr nach Grünau, völlig unabhängig von 
‚dem Verkehr auf dem Ringe durchzuführen, wodurch die Pünkt- 
ichkeit im Zugverkehr beider Strecken, des Verkehrs nach 
und von Grünau sowie auch auf der Ringbahn, in beiden Rich- 
ungen erheblich gebessert werden kann. 


_—_ Die Deutsche Gesellschaft für. Bauingenieurwesen hält ihre 
jährige Hauptversammlung am 20. bis 22. Juni in München 
Rahmen der „Ausstellung für Wasserstraßen und Energie- 
wirtschaft in Bayern“ ab. Am 20. und 21. Juni finden Vor- 
räge und eine Besichtigung der Ausstellung statt. Am 22. Juni 
Died der Walchensee besucht werden. Außer den Mitgliedern 
er Gesellschaft können auch andere Persönlichkeiten, bei denen 
Interesse an den Veranstaltungen vorausgesetzt werden datt, 
inladungen erhalten; sie sind anzufordern bei der Geschäfts- 
telle in Berlin NW. 7, Sommerstr. 4a, oder bei Herrn Professor 
Dantscher, München, Adelheidstr. 11. 


 Personalnachrichten. Im Reichsverkehrsministerium —- 
bahnabteilungen — sind ernannt: Der Regierungsrat Angel- 
t, die Eisenbahndirektoren Bosch, Menert, Trampedach und 

usius zu Oberregeierungsräten, der Direktionsrat Lindermayer 
ind ‚der Regierungsbaurat Leibbrand zu Oberregierungsbau- 
‚äten sowie der Rechnungsrat Mahlo zum Regierungsrat. 


e 


Österreich 


= Erste Donau- Dampischiffahrts-Gesellschaft. Die am 9. Juni 
ehaltene Sitzung der Administration der Ersten Donau- 
npfschiffahrts-Gesellschaft hat über die Rechnungsabschlüsse 
"Jahre 1918, 1919 und 1920 Beschluß gefaßt. Für das Jahr 
918 ergibt sich ein Verlust von 417963 K., beziehungsweise 

h Heranziehung des Gewinnvortrages vom- "Jahre 1917 in der 
ie von 1485021 K. ein Gewinn von 1067057 K. Für das 
r 1919 ergibt sich ein Verlust von 19383 156 K., beziehungs- 
se nach statutarischer Heranziehung der Rücklagen mit 
545551 K. und des oben ausgewiesenen Gewinnvortrages von 
7057 K. ein Verlust von 5770547 K. Für das Jahr 1920 
t sich eine Deckung dieses Verlustes sowie nach Abzug 
; Wertabschreibungen im Betrage von 22652924 K., der 
)otierung des. Schiffeassekuranzfonds mit 10500000 K., des 
Varentransportassekuranzfonds mit 5. Mill. K., des Haftpflicht- 
ersicherungsfonds mit 2 Mill. K., einer außerordentlichen Zu- 
’endung an die Altpensionisten von 6 Mill. K., einer Über- 
eisung. an das Pensiohsfondssanierungskonto A mit 16 Mill. K., 
‚iner Dotierung des Schiffeerneuerungsfonds mit: 25 Mill. RK. 
- diese sämtlich tantiemenfrei — ein Reingewinn. von 
8061917 K. Hiernach wurde beschlossen, der für den 30. d. M. 
mberufenen Generalversammlung vorzuschlagen, für die Jahre 
8 und 1919 eine Dividende nicht zur Verteilung zu bringen 
i) d sohin die am 1. Juni 1919 ud 1. Juni 1920 fällig gewesenen 
‚oupons nicht einzulösen, dagegen für das Jahr 1920 von dem 
ben ausgewiesenen Reingewinne von 28 061 917 K. nach statu- 
mmäßiger Dotierung des Reservefonds mit 4593 883 K., ferner 
a Ausscheidung der auf die Administration entfallenden 
‚antieme von 918776 K. eine Dividende von 210 K. für jede 
‚ktie, das ist 20370000 K., sowie für die Genußscheinbesitzer 
ie jeden Rentenanteil 14.70 K., das ist 367500 K., zur Ver- 
lung zu bringen und den sonach verbleibenden Restbetrag 
we sı1 757 K. auf neue Rechnung vorzutragen. 


Zur Elektrisierung der ästerröichischen Bundesbahnen. 
j » Werkstätte St. Pölten eben fertiggestellte 
a Zug auf seine Bestimmunesstrecke Salzburg-Golling 
eine, haben 240 Teilnehmer an dem in ‚Wien abgehaltenen 


Straßenbahn- und Kleinbahnkongreß im neck an ihre Maria- 
Zeller Fahrt mit diesem Zuge die Fahrt von St. Pölten nach 


Melk zurückgelegt, die sehr zufriedenstellend verlief. Ein 
dritter und vierter Speichertriebwagenzug ist im Bau. 
— Verbesserung des Baues von Eisenbahnwagen. Bei Neu- 


bestellung von Eisenbahnwagen wird in Zukunft besondere 
Rücksicht auf mögliche Kostenersparung in Bau und Verwen- 
dung genommen werden müssen. So sollen Kohlenwagen bei 
gleicher Ladefähigkeit mit einer wesentlich kürzeren Baulänge 
als bisher ausgeführt werden; die außer der Herabsetzung des 
Eigengewichtes hierbei noch erzielten Vorteile sind: geringeres 
Eigengewicht, geringere Anschaffungskosten, widerstands- 
fähigere Bauart, daher Herabminderung der Instandsetzungs- 
kosten, Verkürzung der Zuglängen, daher bessere Ausnützung 
der Bahnhofsgleise und Vereinfachung des Verschubdienstes. 
Bei den üprigen offenen Güterwagen ist eine Erhöhung des 
Ladegewichtes und damit auch eine wesentliche Herabminde- 
rung des toten Gewichtes beabsichtigt. Auch bei den anderen 
Güterwagen soll das Eigengewicht ohne Beeinträchtigung der 
Widerstandsfähigkeit etwas herabgesetzt werden. Der gleiche 
Zweck der Verminderung des Eigengewichtes wird mit dem in 
Aussicht genommenen Bau von Personenwagen mit eisernem 
Kastengerippe verfolst, die außerdem noch die Vorteile der 
größeren Widerstandsfähigkeit, der Herabminderung der In- 
standhaltungskosten und der Vermeidung des Bezuges von 
Harthölzern aus dem Auslande aufweisen werden. Zum Zwecke 
der ‚sparsameren Wirtschaft mit Betriebsstoffen werden Ver- 
besserungen <£ewisser Wagenbauteile vorgenommen, wie der 
Achslager zur Herabminderung der Schmierölverluste, der 
Bremsklötze zur Verlängerung ihrer Gebrauchsdauer. 


— Elektrisierung der Dampftramwaystrecke Mauer-Mödling. 
Dieser Tage fand die®Brobefahrt auf der elektrisierten Dampf- 
trambahnstrecke Mauer-Mödling statt, wozu vom Bürgermeister 


der Stadt Wien die Behörden, die Vertreter der an der Strecke 


liegenden Gemeinden und die Wiener Gemeindevertretung ein- 
geladen worden waren. Anschließend an diese Probefahrt wurde 
sodann in den nächsten Tagen der elektrische Betrieb endgültig 
aufgenommen. 


— Paß- und Follerahüng. Vom 1. Juni an findet die Paß- und 
Zollprüfung bei den D-Zügen Nr. 3/4 (Wien-Triest-Belgrad) 
und Nr. 7/8 (Prag-Triest-Belgrad) seitens der. südslawischen 
Paß- und Zollbehörde endgültig während der Fahrt statt, wo- 
durch die bisherigen, durch diese Überprüfung in den Stationen 
Marburg und Rakek verursachten langen Aufenthalte in Hin- 
kunft entfallen werden. 


Tschecho-slowakisches Gebiet. 


— Der Zentraleisenbahnrat. Der Zenutraleisenbahnrat hielt, 
wie die „Wirtschaft“ meldet, am 29. Mai seine erste Sitzung 
ab, in welcher Eisenbahnminister Dr. Burger in einer längeren 
Rede die Ziele und die bevorstehende Tätigkeit des Eisenbahn- 
rates kennzeichnete. Ueber das Betriebsmaterial teilte der 
Minister u. a. mit, daß die Tschechoslowakei heute 3612 Loko- 
motiven habe, um 650 mehr als beim Umsturz. 194 Lokomo- 
tiven seien aus heimischen, 47 aus ausländischen Lokomotiv- 
fabriken angekauft worden, 92 Lokomotiven seien aus Frank- 
reich als Beuteanteil gekommen, 215 stammen aus dem gemein- 
samen Eigentum der Nachfolgestaaten, zwei habe Deutschland 
für Hultschin geliefert und sechs weitere aus diesem Titel 
wurden eben übernommen, der Rest wurde bei der Besetzung 
der Slowakei und Karpathorußlands erworben. Die Lokomotiven 
reichen indessen nicht aus, allen Transportforderungen gerecht 
zu werden. Noch fühlbarer habe sich der Wagenmangel gemacht. 
Im Jahre 1919 wurden 3407869 Wagen aufgefordert und 
2337262 d. s. 69 Prozent. beigestellt.e. Erst nach den Schutz- 
maßnahmen gegen die Zurückhaltung von Wagen im Auslande 
sei eine Besserung eingetreten. Im Jahre 1920 wurden 5 343.260 
Wagen angefordert und 3226000 beigestellt.e Im: Jahre 1921 
sei die Lage wesentlich günstiger geworden. Heute habe die 
Tschechoslowakei 28300 eigene Wagen und 11000 weiter aus 
der ersten Teilzuweisung der Reparationskommission. 


2 Ungarn. 


— Die Verkehrslage der ungarischen Staatsbahnen. Der 
Handelsminister äußerte sich in Fachkreisen, daß die Verkehrs- 
lage auf den ungarischen Staatsbahnen stets besser wird. — 
Sobald sich die Kohlenlage günstiger gestaltet, werden sämt- 
liche Personenzüge verkehren und jene Eilzüge, die zurzeit 
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wöchentlich dreimal verkehren, werden alsdann täglich in Ver- 
kehr gestellt. Dies bedeutet schon einen wesentlichen Schritt 
ZUr Verbesserung der Verkehrslage. Die Direktion der Staats- 
bahnen hat in die jüngst ausgearbeitete Fahrordnung viele 
neue Züge eingestellt. Aus den hauptstädtischen Hauptbahn- 
höfen gehen jetzt täglich 89 Züge ab und treffen ebenso viele 
Züge ein. Auf sämtlichen Hauptlinien verkehren zurzeit auch 
Eilzüge Es kann bald mit einem der Friedenszeit entsprechen- 
den Personenverkehr gerechnet werden. 


— Verkehrseinstellung auf der Gynlaer Lokalbahn. Auf sämt- 


lichen Stationen der Gynlaer Lokalbahn wurde der Güterverkehr 


bis auf weiteres eingestellt. 


Südslawisches Gebiet. 


— Ursprungszertifikate bei Sendungen nach Südslawien. Läut 
Mitteilung des südslawischen Eisenbahninspektorates in Lai- 
bach ist angeordnet, daß alle nach Südslawien bestimmten oder 
'Siidslawien transitierenden Sendungen mit beglaubigten Rech- 
nungsabschriften und Ursprungszertifikaten versehen sein 
müssen. Die Beglaubigung der Rechnungsabschriften und die 
Ausstellung und Bescheinigung der Ursprungszertifikate hat 
die zuständige Handels- und Gewerbekammer zu vollziehen. Das 
Ursprungszertifikat muß enthalten: den Namen des Absenders, 
den Ursprungsort und den Staat, Beschreibung der Sendung 
nach den Stücken und nach dem Merkmale, Artder ‚Verpackung, 
Art und Menge der Ware. 


ud 


Uebrige europäische Länder. 


— Die französischen Pläne für die elsässische Binnenschiff- 
fahrt. Unter der Überschrift: „Täuschungsversuch in der Be- 
richterstattung” schreibt die Schweizerische Verkehrskorrespon- 
denz: Unter dem Präsidium von Minister Le Trocquer fand 
dieser Tage auf dem französischen Bautenministerium eine Kon- 
ferenz statt, zu welcher die Vertreter der Handelskammern von 
Ostfrankreich, von Elsaß und Lothringen eingeladen waren, und 
in der die bekannten Projekte für die Herstellung eines elsäs- 
sichen Rheinseitenkanals besprochen wurden. Die Besprechung 
wurde wohl unternommen auf Veranlassung der französischen 


Vertreter in der internationalen Rheinkommission, die in ihrer 


März-April-Tagung in Straßburg die ganze Frage an eine aus 
je einem Vertreter der Rheinstaaten zusammengesetzte Spezial- 
kommission gewiesen hat. Während nun die gesamte franzö- 


sische Presse in ihrer Berichterstattung über die Pariser Kon- 


ferenz nur von einem „Projekt zur hydraulischen Ausnutzung 
des Rheins“ auf der Strecke Straßburg-Basel spricht, hat die 
Agentur Havas für das Ausland eine besonders abgefaßte Mel- 
dung zusammengezimmert, in der die Sache so dargestellt wird, 
als ob die Vertreter aus Ostfrankreich mit dem Bautenminister 
die „Erleichterung der Schiffahrt auf der Strecke Straßburg- 
Basel‘ besprochen hätten. Durch diese tendenziöse Meldung soll 
bei den Uneingeweihten im Auslande die Überzeugung eingeimpfit 
werden, als ob Frankreich das elsässische Seitenkanalprojekt 
ganz nur im Interesse der Schiffahrt ausführen wolle Es ist 
aber sattsam bekannt, daß das Proiekt eigentlich nichts anderes 
als das Gegenteil, namentlich die Unterbindung der Rheinschiff- 
fahrt, erstrebt. Es sei deshalb hier festgestellt, daß die er- 
wähnte Pariser Konferenz nicht ein neues Projekt zur Ver- 
besserung. der Schiffahrt mit dem Ministerium besprochen hat, 


sondern lediglich das alte, von mehreren Staaten bekämpfte 


Seitenkanalproiekt. Es hat sich daher auch bereits die schweize- 
rische Depeschenagentur veranlaßt gesehen, wohl auf einen 
Wink von seiten der zuständigen Behörden, eine Aufklärung in 
obigem Sinne zu: erlassen. Angesichts zahlreicher Auslassungen 
französischer Zeitungen über die erwähnte Pariser Konferenz, 
in denen es heißt, daß die Herstellung des „Grand canal 
d’Alsace“ beschlossen sei, -sei hier hervorgehoben, daß eine 
solche Beschlußfassung ohne die vorherige Zustimmung der 
Internationalen Rheinkommission ganz umöglich ist. 


ausdrücklich darauf hingewiesen worden, daß der Verwirk- 
lichung der im Friedensvertrag Frankreich eingeräumten Rechte 
auf Abzapfung des Rheinwassers zur Speisunge von Kanälen die 
Ermächtigung dazu von seiten der Internationalen Rheinkom- 
mission vorangehen müsse. 


Die Internationale Rheinkommission, bestehend 
aus vier Vertretern Frankreichs, vier Vertretern Deutschlands, 
drei Vertretern - Hollands und je zwei Vertretern Englands, 
Belgiens, Italiens und der Schweiz, wozu noch Frankreich in der 


Person des früheren Bautenministers Claveille den Präsidenten 


stellt, wird in den Tagen vom 16. bis 18. Juni eine Befahrung 


AED 


befaßt, was mit den elsaß-lothringischen Bahnen nunme 


“acht Stunden arbeiten, und sein Posten muß daher dopi 


Ist doch : 
erst dieser Tage wieder in der Zweiten holländischen Kammer - 


= Zoktäng des erei 
Deutscher en baren 


der Stromstrecke Straßburg-Basel vornehmen. Am 15. Sins 
die Kommission ihre Studienfahrt in Straßburg beginnen 
am ersten Tag nach Alt-Breisach gelangen. Nach der Ank 
in Basel am Nachmittag des 16. Juni wird der Bundesra 
Kommission begrüßen, und am 17. Juni wird eine Besichti; 
der Basler Hafenanlagen stattfinden, woran sich eine Dam 
fahrt nach Rheinfelden anschließen wird. Am 18. Juni w 
die Teilnehmer sodann wieder rheinabwärts nach Stra 
fahren. Die Strecke Straßburg-Basel beträgt 127 km und 
von einem Personendampfer in 13 Stunden bergwärts über- 
wunden, während die Talfahrt in 5 Stunden vor sich geht 2 


a Die Zukunft der Eat Idtnerneischen Bahnen. — Schiff 
fragen. Die Handelskammer von Metz hat sich mit der 


geschehen habe, und hat den Wunsch ausgedrückt, sie möc 
unter bestimmten Bedingungen und unter Aufstellung eine 
sonderen Pflichtenheftes an die französische Ostbahn ange 
‘gliedert werden, weil die Gesellschaft schon vor dem | 
furter Frieden 1871 Konzessionärin gewesen sei. Sellt 
Angliederung nicht sofort vor sich gehen können, so sollte 
läufig ein provisorischer Anschluß für die Zeit einer Reue 
periode stattfanden. 
Man spricht in Straßburg von der Aufnahme eines größe 
Anleihens zur Vornahme der Erweiterungsarbeiten 
Häfen von Straßburg und Kehl. Auch die Frage des Anschl 1 
des elsaß-lothringischen Eisenbahnnetzes beschäftigt die 
hörden. Die Frage der Vergrößerung des ständig überlas 
Rhein-Marne-Kanals gehört ebenfalls zu den dringendsten 
gaben, und man schlägt zur Verbesserung des Verkehrs 
umfangreiche Erweiterung des Hafens von Chälon-sur-M: 
der ungefähr in der Mitte zwischen Paris und Stra 
liegt, vor. Nr = 


— Die Lage der englischen Eisenbahnen. 
essen hat sich der Generaldirektor der London- und Südw« 


schildert sie zwar als im- Augenblick recht ungünstig, sie 
im Gegensatz zu seinen Kollegen von anderen Gesellsch | 
‚die bei den letzten Jahresversammlungen auch die Aussicht 

für die Zukunft als wenig erfreulich geschildert haben, 
Entwicklung, die die nächste Zeit mit sich bringen wird, 
Zuversicht entgegen. Die Ausgaben der englischen Eisenbah 
sind seit 1913 bis 1920 von 76000000 £ auf 225 000 
gestiegen, die Einnahmen dagegen von 120 000 000 
228000 000 £. Der Überschuß reicht also bei einem A 
kapital von 1250 000 000 £ bei weitem nicht zur Ausschü 
einer irgendwie nennenswerten Dividende aus; an seine 

tritt für diesen Zweck der. Staatszuschuß. Das: Mißverh 
zwischen Ausgaben und Einnahmen wird hauptsächlich a 
Lohnpolitik der Regierung zurückgeführt. Die Einführung & 
Achtstundentags hat die Eisenbahngesellschaften zur Einste 
von 76000 Arbeitern über die frühere Zahl hinaus gezy 
Dabei darf z. B. ein Signalwärter, der auf einer ent] 
Stellerei stündlich nur etwa fünf Minuten zu tun hat, au 


besetzt sein. Er erhält aber denselben Lohn wie ein 
'wärter im Londoner Vorortverkehr, der ununterbrochen 
ist und eine viel höhere Verantwortung tragen muß. Vo 
Krieg bezog ein Eisenbahnarbeiter im Durchschni 
Wochenlohn von 27 Shillinge; im Laufe des Krieges sind 
Anfang 1920 dazu 46 Shilling Teuerungszulagen Br - 

aber „gleitende“ Lohnsätze vereinbart sind, die sich den ! 
ne selbsttätig anpassen, ist die Teuerungszulage 


Hierin kann er Sich aber auch sehr täuschen. D 
Hand mit der Herabsetzung der Teuerungszulagen 
Vergütung der Überstunden ermäßigt wird, bedeutet. 4 


5 Shilling. Der \ 
rechnung wird durch die Tatsache beleuchtet, daß ve 
Lohn in der Woche ein und drei Viertel Millione 
in der Jahresrechnung ausmacht. Der Vortragende hoff 
innerhalb Jahresfrist die englischen Eisenbahnen in 
sein werden, aus ihrem "Betrieb wieder solche U 
herauszuwirtschaften, daß sie wie. früher wirtsch: 
eigenen Füßen stehen, also die Staatsbeihilfe entbehr 
die auf Grund Gesetzes vom 15. August d. J. an 
Um den Eisenbahnen zu ermöglichen, ihre Betri 
wieder auf den Stand wie vor dem Kriege zu bri: 
ihnen die Regierung als eine Art Schlußzahl 
60.000 000 £ überweisen. Damit, so hofft der Vortr 
wird die Rechnung der Bisenbahngesellschaften wiedeı 
glatt werden, daß ihre Geldwirtschaft von den verd 
Folgen des Krieges befreit wird. Mit dieser Ansi 


land sind die Eisenbahnangestellten zurzeit bemüht, ihre 
nschaft zu verjüngen. Über den Umfang der hierzu 
fenen Maßnahmen sind sehr übertriebene Gerüchte im 
Su. Nach Angabe der Eisenbahngesellschaften 
nur darum handeln, daß man zu dem vor dem Krieg be- 
ten Verfahren zurückkehren und diejenigen Beamten und 
stellten in den Ruhestand versetzen will, 
alt sind und einen Anspruch auf Ruhegehalt haben. 
n sollen dabei vermieden werden, und die Vorgesetzten 
n Frage kommenden Beamten und Angestellten sollen vor 
ntscheidung gehört werden. Außerdem sollen dem Rück- 
0 ‚des Verkehrs und der dadurch bedingten Verminderung 
Arbeitslast entsprechend eine Anzahl überzähliger Arbeits- 
entlassen werden. 
Enwedische Reisebureaus im Auslande. Die schwedische 
bahndirektion beantragte bei der Regierung, aus den Ver- 
itteln des Jahres bis zu 35000 Kr. für ein Reisebureau 
uyork und bis zu 100000 Kr--für ein solches in London an 
ouristenverkehrsverband auszuzahlen unter der Bedin- 
daß die Bureaus so bald als möglich geöffnet werden und 
nd des Jahres in Wirksamkeit erhalten werden als ver- 
ste Reise-, Auskunfts- und Reklamebureaus mit der Auf- 
‚ den Personenverkehr von Nordamerika und Großbritan- 
nach Schweden zu fördern. Für besonders wichtig erachtet 
)irektion ein schwedisches Reisebureau in London. Neben 
damerika und vielleicht den Niederlanden hofft man in 
ster Linie von England einen lohnenden Personenverkehr 
h Schweden: zustande zu bringen. In einem vorteilhaft ge- 
nen Lokal in der Nähe des Piccadilly Cirkus wird die 
jbahndirektion mit dem Touristenverkehrsverband zu- 
en ein Reisebureau einrichten. Außerdem soll dem Ver- 
n' nach der Touristenverkehrsverband ab 1. April ein 
ebureau in Paris errichten. S Dr. 8. 


n den Bahnen im eh wedischen Norrland. Vom 5. Fe- 


en Haparanda und Karungi- Övertorneä Nobsnbahnbettieh 
urichten. . Der Vorschlag - wurde aber wieder fallen ge- 


t eintretende Verschlechterung der Verhältnisse aufge- 
en hätten. 
Reg. -Bezirk Norrbotten Dafscchtet man ein Notjahr mit der 
geerscheinung einer großen Arbeitslosigkeit. Die Arbeitslosig- 
sich im ganzen Lande ausbreitet, macht sich besonders 
im. großen Sägewerkdistrikt Neder-Kalix und dürfte sich 
e in den angrenzenden Distrikten in besonders bösarti- 
Wirkungen geltend machen. Die ‚Holzwarenindustrie ist 
‚oben ‚allein von Bedeutung, und da sie ihren Betrieb ein- 
änken, ja wahrscheinlich auf unbestimmte Zeit ganz ein- 
en muß, so werden alle Arbeiter beschäftigungslos. Aber 
. das Holzfahren und Flößen wird auf ein Mindestmaß ein- 
hr ıränkt, und das bedeutet für Tausende längs des Flußtales 
eits- und Verdienstlosigkeit. Dabei hat sich der Ackerbau 
völlig auf die Bedürfnisse der Sägewerksindustrie ein- 
ellt und wird, wenn. die Kaufkraft der Industriearbeiter 
ört, ebenfalls notleiden. Ein Rückschlag auf Handel und 
rerk ist nicht zu vermeiden, und die kommunalen Lasten 
beitslosenunterstützung wachsen ins Ungemessene Ein 
schuß betreibt daher mit besonderer Tatkraft die so- 
Bauinangriffnahme einer Bahn Morjäro-Kalix, die ja 
‚, unter allen Umständen in den nächsten Jahren kommen 
e, als Notstandsarbeit. Man hofft, daß der Bau auch auf 
"Notstand in angrenzenden Bezirken lindernd einwirken 
und hebt auch die Kntalle und. ‚kommerzielle Bedeu- 
T Bahn hervor. DraS: 


De En ndlsche Fahrplan. Der‘ neue Sommerfahr- 
‚ist am 1. Juni in Kraft getreten. Er bedeutet im großen 
en einen Rückgang gegenüber den Reisemöglichkeiten _und 
hlüssen des vorigen Sommers, jedoch mit einigen Ab- 
gen. So ist z. B. die Zuggeschwindigkeit zum Zwecke 
enersparung etwas heruntergesetzt worden. Für die 
; Stockholm-Malmö ist vor allem zu bemerken, daß in 
uf die Nachtzüge der Inland- und Auslandverkehr ganz 
nander ausgeschieden wurden. Es bringt dies den Vorteil 
daß der Inlandverkehr durch die oft vorkommenden 
zen im Dampffährenverkehr oder durch die Verspätungen 
ausländischen Anschlußzüge nicht gestört zu werden braucht. 
‚der Linie. Stockholm-Göteburg, auf der bisher nur ein Tages- 


ngte Tagesschnellzug wiedereingesetzt. Nach Kristiania 
Beer nur eine unmittelbare Verbindung mittels Nacht- 


BR“ x eu 


soll es 


die über 65- 


ist die Bahnstrecke Gällivare-Ripals in ‚elektrischen - 


ug ging, wird im Sommer der eingezogene, immer wie-, 


Nr. 24 


geführt. Laut Schreiben der Eisenbahndirektion an das Handels- 
kollegium wird vom 1. Juni ab wieder eine tägliche unmittelbare 
Verbindung zwischen Schweden und Hamburg über Saßnitz ein- 
gelegt. Abgang von Stockholm 8” abends -und von Hamburg 
8*% früh,-Ankunft in Stockholm 9"! vormittags und in Hamburg 
914 abends am folgenden Tage. 


— Besetzung von Stationen oder Abminderung der Zugge- 
schwindigkeit beim Durchfahren von Stationen in Schweden. 
Nach schwedischen Vorschriften soll die Zuggeschwindgkeit 
beim Durchfahren von unbewachten Stationen 20 km/St. nicht 
übersteigen und auf gewissen Stationen mit gefährlich gelegenen 
Wegübergängen, die nicht bewacht oder deren Schranken nicht 
geschlossen sind, gar 10 km/St. Um an Personalkosten zu 
sparen, ist von dieser Vorschrift für kleinere Stationen und 
Plätze immer mehr Gebrauch gemacht worden. Man hat auf 
diesem Wege ganz wesentliche Einschränkungen der Personal- 
kosten erzielt. Es sind indes Zweifel aufgetaucht, inwieweit 
diese Personalersparnisse nicht wieder durch erhöhten Kohlen- 
verbrauch anläßlich der Einschränkung der Geschwindigkeit 
wettgemacht würden, insbesondere bei manchen Steigungsver- 
hältnissen in der Umgebung einzelner Stationen, wobei durch 
das Abbremsen der Züge, Nichtausnutzung lebendiger Kraft zum 
Anlauf von Steigungen usw. Kohle verbraucht wird. Zur Beant- 
wortung dieser wichtigen Frage hat man nun besondere Probe- 
fahrten angestellt auf der Strecke Krylbo-Mjölby, in deren Be- 
trieb die bemerkte Frage an verschiedenen Stellen auftrat. Die / 
Versuchsfahrten fanden unter gleichen Witterungsverhältnissen 
statt, wobei die Stationen einmal besetzt, das andere Mal un- 
bewacht waren. Lokomotive und Personal war immer gleich. 
Einrichtungen für genaue Prüfung der Kohlenabgabe und: des 
Kohlenverbrauchs bestanden. Man hat so für jede einzelne der 
in Frage stehenden Stationen einen genauen Kostenvergleich 
angestellt, wobei der zur Zeit der Probefahrten gültige Kohlen- 
einheitspreis von 170 Kr. für die Tonne zugrunde gelegt wurde. 
Die Berechnungen wurden aber auch auf andere Kohlenpreise 
ausgedehnt, um so mehr, als die Preise bald danach fielen. Man 
hat so für iede einzelne Station ganz bestimmte Vergleichs- 
berechnungen gemacht, die dazu führten, daß man es für ein- 
zelne Stationen wirtschaftlich vorteilhafter fand, wieder auf 
Personalbesetzung zurückzugreifen. 


Dabei ist aber auch der Gedanke erörtert worden, ob die Vor- | 
schrift der Geschwindigkeitsabminderung nicht ‘überhaupt auf- 
gelassen werden sollte, da die Stationsweichen verriegelt und 
die Kurbelvorrichtungen mit Hängeschloß gesichert sind, wo- 
neben man ja noch Kontrollschlösser an den Weichen anordnen 
könnte. Es bestände also gar keine Gefahr für die Zugsicher- 
heit. Sodann kommt die Frage, inwieweit auf Weeübereänge 
Rücksicht zu nehmen ist. In immer größerem Umfange werden 
in Schweden Läutewerke an den Wegübergängen, auch an 
solchen mit ganz lebhaftem Verkehre, angebracht, und es dürfen 
diese dann mit bis- zu 90 km Geschwindiekeit befahren werden. 
Man könnte da wohl von Geschwindiekeitsabminderungen in 
Stationen absehen, wenn Läutewerke so angebracht würden, 
daß sie bei Nacht durch Einschaltung von der Station in Tätig- 
keit gesetzt würden. Eine solche Einrichtung besteht schon in 
Äsbro. Wenn man aber die bestehenden Bestimmungen beibe- 
halten wollte, sollte man von Fall zu Fall feststellen, ob Perso- 
nalbesetzung oder Geschwindigkeitsminderung wirtschaftlicher 
181.025 ä T; 


Fremde Erdteile. 


— Gemeinschaftsbetrieb der kanadischen Eisenbahnen. Unter 
den etwa 64400 km Eisenbahnen Kanadas sind etwa 37%, die 
aus den Betriebsüberschüssen ihr Anlagekapital verzinsen und 
ihre :sonstigen festen Ausgaben decken können; 54% werden 
mit Verlustbetrieben und bei 9% reichen die Einnahmen zur 
Deckung der Ausgaben und für den Schuldendienst der bevor- 
zugten Anlagewerte, nicht aber des gewöhnlichen Aktienkapi- 
tals aus. Zu den wirtschäftlich starken Eisenbahnen gehört 
die Kanadische Pazifik-Eisenbahn mit ihren etwa 22500 km, 
zu den wirtschaftlich schwachen das etwa 27400 km lange, 
neu geschaffene Staatseisenbahnnetz. Der Leiter der Pazilik- 
Eisenbahn hat nun der Regierung vorgeschlagen, daß seine 
Gesellschaft den Betrieb der Staatseisenbahnen mitübernehmen 
sole. Dabei müßten die \Nebenbetriebe der Eisenbahngesell- 
schaft, ihre Schiffahrt, die Verwertung ihres reichen Grund- 
besitzes usw., vom Eisenbahnbetrieb getrennt werden. Nach. 
dem Betriebsergebnis des Jahres 1920, das für die gesamten 
Eisenbahnen Kanadas, soweit sie in den Händen des Staates 
und der Pazifik-Eisenbahn vereinigt sind, mit 342 283 000 Dollar 
in den Einnahmen und 345 973 000 Dollar in den Ausgaben ab- 
schließt, würde sich zwar bei Gemeinschaftsbetrieb immer noch 
ein Fehlbetrag ergeben, der durch die Verzinsung der Vorzugs- 


Nr. 24 n — 


do 


Zeitung des Väreine ; 
. Deutscher Eisenbahnverwaltun 


werte auf 51190 000 Dollar gebracht werden würde; zieht man 
auch noch die Verzinsung des sonstigen Anlagekapitals in Be- 
tracht, so wird der Fehlbetrag auf etwa 80.000000 Dollar er- 
höht. Mit dem Ausbau des kanadischen Eisenbahnnetzes und 
der dadurch verursachten Erhöhung des Anlagekapitäls und 
mithin der aufzubringenden Zinsen wird diese Last noch steigen. 
Bei den jetzigen. Verhältnissen würde also auch der Gemein- 
schaftsbetrieb keine Überschüsse bringen, aber die reichliche 
"Ausstattung der Pazifik-Eisenbahn mit Betriebsmitteln, ihre 
güt angelegten und ausgestatteten Bahnhöfe würden den Staats- 
bahnen zugute kommen, und dann erwartet man von der ge- 
meinsamen Leitung erhebliche Ersparnisse an Verwaltungs- 
kosten, sowie im Betrieb und in der Unterhaltung von Strecken, 
die jetzt, die gleichen Endpunkte auf verschiedenen Wegen ver- 
bindend, miteinander im Wettbewerb stehen. — Die Betriebs- 
zahl der kanadischen Eisenbahnen ist im Jahre 1920 ungefähr 
101 %, die der Paziifik-Eisenbahn ungefähr 85 % gewesen. Wenn 


der allgemeine Durchschnitt auf den Stand der letzteren ge- 
bracht werden könnte, würde dies eine Ersparnis von 56 000 000 


Dollar bedeuten, wobei aber immer noch ein Fehlbetrag von 
24.000 000 Dollar bleiben würde Man hält es für möglich, ihn 
noch weiter herabzusetzen. Dazu bedürfte es einer Steigerung 
des Verkehrs, die wiederum von der Einwanderung abhängt, 
also als sicher bevorstehend angenommen werden kann. Die 
Pazifik-Eisenbahn nimmt augenscheinlich den Standpunkt ein, 
daß sie ihre bessere wirtschaftliche Lage gegenüber den Staats- 
eisenbahnen ‘ihrer besseren Leitung verdankt; sie darf aber 
nicht übersehen, daß der Grund auch darin liegt, daß die ver- 
kehrsreicheren Strecken zu ihrem Netz gehören und daß eine 
noch so gute Leitung aus verkehrsschwachen Strecken keine 
hohen Ergebnisse herauswirtschaften 'kann. 


— Arbeitslöhne und Beamtengehälter bei den kann 
Eisenbahnen. Nach einer Statistik, die Railway Age veröffent- 
licht, haben die Gehälter und Löhne, die die amerikanischen 
Eisenbahnen im Jahre 1920 bezahlt haben, den Betrag von 
3,7 Milliarden Dollar erreicht; davon entfielen auf Gehälter der 
Beamten 92,5 Millionen. Die Statistik erstreckt sich über die 


letzten fünf Jahre und enthält für 1917 Angaben über die 


Bezüge derjenigen Beamten, deren Gehalt 20000 Dollar und 
mehr betrug. Ihre Zahl belief sich auf 200; an Gehalt wurden 
ihnen 6,6 Millionen ausgezahlt. Nur .29 leitende Beamte mit 
zusammen 1,9 Millionen Gehalt bezogen mehr als 50000 Dollar. 
Die hohen Gehälter, die von gewisser Seite so heftig angegriffen 
werden, spielen also im Gesamthaushalt der amerikanischen 
Eisenbahnen eine ganz untergeordnete Rolle. Ihre Herabsetzung 
würde auf die wirtschaftlichen Betriebsergebnisse keinen merk- 
baren Einfluß haben. 
Arbeiterlöhne einen sehr merklichen Ausschlag nach der einen 
oder der anderen Seite, weil sich die hier in Frage kommenden 
Beträge mit einem sehr großen, der Kopfzahl des Riesenheeres 
von Eisenbahnarbeitern — im Jahre 1920 2054160 Mann — 
entsprechenden Vordersatz vervielfältigen. Wollte: man die 


oben genannten Zahlen mit deutschen Verhältnissen vergleichen, 


so darf man nicht vergessen, daß die Begriffe Beamte und 
Arbeiter hier und dort ganz verschieden sind. Der Lokomotiv- 
führer, der doch bei uns ein Beamter ist, zählt z. B. dort noch 
zur Arbeiterklasse. ‘Im Jahre 1920. haben die Löhne, die die 
amerikanischen Eisenbahnen gezahlt haben, bei einer Zunahme 
der Kopfzahl um 127094 884148739 Dollar mehr mehr als im 
Vorjahre ausgemacht; auf den Kopf kam ein Durchschnittslohn 
von 1822 Dollär gegen 1483 Dollar im Vorjahre. Vom 1. Juli 
an sollen nach den neuesten Nachrichten bei 104 Eisenbahn- 
gesellschaften die Löhne um 12% im Durchschnitt herabgesetzt 
werden. Das bedeutet eine. Verminderung der Ausgaben um 
400 000 000 Dollar. Hiervon werden ungelernte und Werkstätten- 
arbeiter, ° Aufseher, Lokomotiv- und Zugführer, Bahnhofsvor- 
steher und Bürokräfte betroffen. Diese Angestellten und 
Arbeiter gehören 31 verschiedenen Gewerkschaften an, und da 
diese sicher die Herabsetzung der Löhne nicht ohne weiteres 
hinnehmen werden, können sehr wohl starke Beunruhigungen 
die Folge der. neuen Lohnregelung sein. 


Rechtspflege. 
— Abwägung zwischen Betriebsgefahr und eigenem Ver- 
schulden beim Überfahren eines sinnlos Betrunkenen. Der 


19jährige Sohn der Klägerin hatte sich am 12. März 1916 kurz 
vor Mitternacht in völlig trunkenem Zustande auf das Gleis der 
Straßenbahn in der Frankenstraße in Recklinghausen nieder- 
gelegt. Hier ist er von einem Motorwagen der Straßenbahn, 
die dort von der Süddeutschen Eisenbahngesellschaft betrieben 
wird, überfahren worden und an den Folgen des Unfalls 14 Tage 
darauf gestorben. Auf die Schadensersatzklage der Mutter war 


nunmehr zu entscheiden, ob der Unfall lediglich auf einem Ver-. | 


schulden des Verunglückten beruht, wenn dieser infolge vön 


- der Klägerin hatte am Tage des Unfalls von morgens 6 U 


merkt, daß der in rascher Fahrt befindliche Wagen bei d 
Der ‚Verunglückte wurde von dem Schutzgitter des Motorwag 


' Stehen kam. Bei seiner Vernehmung vermochte er sich nid 
‚zu erinnern, wie er in diese Lage gekommen war. 


Y 


höherer Gewalt verneint. 


Übermüdung auf den Schienen niedergelegt habe.‘ 
‚ gesetzes von dem Betriebsunternehmer 


Aber die Beklagte ist ihrer Aufklärungspflicht nachgekommen. | 
Sie-hat dargetan, daß der Verletzte nach neunstündiger körpe 
licher Arbeit sechs bis sieben Stunden in verschiedenen W 
schaften und auf der Straße 7 
vor Mitternacht im Gleise der Straßenbahn liegend angetroff 

worden ist. Niemand behauptet, daß er durch einen verbrech 
rischen Anschlag dorthin geschleppt worden sei. Das Berufung 
gericht, erklärt sich deshalb für überzeugt, daß er sich dur 
‘eigene Handlung in diese gefährliche Lage gebracht habe. D 
war schuldhaft, wenn er es infolge selbstverschuldeter Ang 


Bewußtsein geschehen wäre. 
erkennbar für ein Verschulden des Verunglückten, so trif 
die Beweislast die Klägerin, wenn sie einen außergewöhnliche 
Umstand von- -ursächlicher Bedeutung behaupten wollte, für 
ihr Sohn nicht verantwortlich zu machen sei. 
stand wäre es, wenn der Vefunglückte infolge eines nicht & 
Alkoholgenuß zurückzuführenden Schwächeanfalls zu Boden & 
stürzt und -bewußtlos liegen geblieben wäre. 
wie das Berufungsgericht annimmt, keine Anhaltspunkte zuta£ 
getreten. Dagegen ist die Schlußfolgerung des. angefoehte 
Urteils, daß sich der Verunglückte aus Angetrunkenheit und a 
Übermüdung niedergelegt habe, mit seinem Verhalten währ 
der letzten 18 Stunden vor dem Unfall vereinbar. 
stand allein, daß er nach einer Bemerkung des’ihm zu Hil 
gekommenen Arztes nach Alkohol gerochen haben soll, läßt eu 
natürlich nicht schließen, daß er betrunken gewesen sei. 
war auch dem Vorderrichter bekannt. 
. Bemerkung des Arztes der Annahme einer Beeinflussung d 
geistigen und körperlichen Fähigkeiten des Verletzten dur 
den genossenen Alkohol nicht entgegen, und mehr will auch ı 
von .der Revision beanstandete Stelle der Urteilsbegründu N 
ersichtlich ı 
Zeugen, die an diesem Abend mit dem Sohne der Klägerin 
"kehrten, Anzeichen einer erkennbaren Trunkenheit ‚bei 
wahrgenommen hat, kann. der-Alkoholgenuß im Zusamme 
- mit der körperlichen Ermüdung auch erst etwas späte 
vollen Wirkung gelangt sein; denn in der letzten Stund 
dem Unglück hat keiner der. Zeugen den. Verletzten ges 
Mag es nun subjektiv nur .ein- geringes Verschulden ge 
sein, wenn der sonst nüchterne Verletzte an diesem Aben 
für den Verkehr auf der Straße erforderliche Sicherheit 
Selbstbeherrschung nicht bewahrt hat, so war objektiv die 
fährlichkeit der von ihm in diesemZustand vorgenommenen H 
lung um so größer. 
zurückzuweisen. 


Dagegen verursacht eine Änderung der 


Nr. 12 und 19 des Ifd. Jahrganges dieser Zeitung.) In dem 
erschienenen 3. Brief wird die Mathematik mit der Regel 
| dem dekadischen Zahlensystem und dem technischen -kaufn 


Trunkenheit und Übermüdung sich auf den Schienen a: 
Straßenbahn niedergelegt hat. 

Das Landgericht Essen hat die Kiage abe DB 
Oberlandesgericht Hamm hat den Anspruch der Mutt 
zu einem Drittel dem Grunde nach für gerechtfertigt anerkau 
Diese Entscheidung ist vom Reichsgericht mit gend 
Entscheidungsgründen gebilligt worden: „Der %ol 


bis nachmittags 3 Uhr: bei der Firma K. in Essen als V 
putzer gearbeitet und den Nachmittag bis tief in die Nacht 
hinein in vier Wirtschaften und auf. der Straße zugebra 
Als gegen Mitternacht in der Frankenstraße zu Recklinghaus 
die Straßenbahn gefahren kam, lag er, ohne sich zu rühren, 
der Straße. Das Wetter war nebelig und die Schutzscheibe 
dem Standplatz des Wagenführers war teilweise beschla; 
Daher wurde das Hindernis in der Fahrbahn erst so spät 


Abschüssigkeit der Straße nicht mehr rechtzeitig halten kon 
erfaßt und einige Meter weit mitgeschleift, bis der Wagen 


Auf Grw 
dieses Sachverhalts hat das Berufungsgericht das Vorlieg 
" Es hat außerdem erhöhte. Betri 
sefahr, aber kein Verschulden des Wagenführers oder der b 
klagten Gesellschaft angenommen und den. Unfall auf „die 
erhöhte Betriebsgefahr und überwiegend auf 
eigene Verschulden des Verletzten zurückgefüh 
der sich „offenbar in betrunkenem Zustande und infolge 
Eigenes 
S 1 des Reichshaftpfli 
zu beweisen. 
geklärtheit des Vorgangs geht im allgemeinen zu seinen Laste 


schulden des Verletzten ist nach 


war, Bier getrunken hat und k 


trunkenheit getan hat, noch viel mehr, wenn es bei klare 
Spricht so der äußere Sachv eiha 


Ein solcher U 


Aber dafür s 


Aus dem Un 


Immerhin stand a 


nicht zum Ausdruck _ bringen. - Wenn keiner 


Die-Revision war daher als unbaga 
Be 4361202 = 28:72. 21.) Rs 


| Bücherschau. „ 
_ Fechniächer! Slbstrnemipht für ‚das deutsche Yolk. | 


a 


Nr. 4 


ise hen Rechnen, ferner die Geometrie mit den ebenen Gebilden 
in. Raum und Körpern zu Ende geführt. Als Abschluß der Geo- 
metrie wird eine gedrängete Übersicht über die Grundzüge der 
sogenannten analytischen Geometrie der Ebene und des Raumes 
beigegeben. Die Chemie wird mit den Metallen und den Kohlen- 
stoffverbindungen fortgesetzt und mit einer Übersicht über die 
mit einfachen Mitteln ausführbaren analytischen Übungen abge- 
schlossen. Ein Lebensbild Io v. Bu ‚bildet den Schluß 
= 3. Briefes. 


Mit dem een, erten Briefe der Vorstufe findet der 
erste und schwierigste Teil seinen Abschluß. In dem nun fol- 
genden 1. Fachbande wird das Studium einiger grundlegender 
Fächer der Technik selbst behandelt werden. 


= 


— = 


Der Schriftleitung sind folgende Bücher 
zugegangen: 


- Bericht über die Tätigkeit des Materialprüfungsamtes zu Ber- 
lin-Dahlem im Berichtsjahre 1919. Sonderabdruck aus den Mit- 
teilungen aus dem Materialprüfungsamt. 1920. Heft 4 und 5. 


Mitropa, Kursbuch der Schlafwagen- und Speisewagen führen- 
den Schnellzüge in Deutschland und Holland. Winter 1921. 
Preis 3.M. 


Jahresbericht der Handelskammer zu Berlin für 1920. Bericht 
über das Wirtschaftsjahr 1920 und die Wirksamkeit der Handels- 
kammer im Jahre 1920. 


je Schließung von Stationen. 

a ennasrektion rkertelde Amt Juli de J. 
wird der zwischen den Stationen Niederseßmar und Derschlag 
eeene Haltepunkt Rebbelroth aufgehoben. 


= Änderung von Stationsnamen. 

isenbahn- Generaldirektron Karlsruhe. - Ab 
E "Juli 1921 erhält die Station Wintersdorf auf der Strecke 
'Rastatt-Böschwoog die Bezeichnung Wintersdorf (Baden). 
Eisenbahn-Generaldirektion Dresden. Der an 
ler Linie Schwarzenberg-Zwickau gelegene Bahnhof Neuwelt 
‚rhält mit Wirkung vom 1. Juli 1921 die Bezeichnung 


I : Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Anderweite sr der Direktionsbezirke. 
Eisenbahndirektion Halle. Mit Gültiekeit vom 
1. Juni d. J. ist der Militärbahnhof Jüterbog aus dem Bezirk 
der E.D. Berlin in den Bezirk der E.D. Halle (Saale) über- 
gegangen und die Grenze zwischen den beiden Verwaltungen 
auf = Strecke Jüterbog-Zossen in Teilpunkt 69,134 festgesetzt 
worden. 


Rundschreiben der Geschäftsführenden Verwaltung sind er- 
lassen worden: 


Nr. II 155 vom 6. Juni 1921 an die Mitglieder des Tech- 


: -  „Schwarzenberg-Neuwelt“. 


nischen Ausschusses, betreffend die Neugestaltung des V. W.Ü. 


wo: | | Arıtliche Bekanntmachungen. 


'% Schließung und | Wiedereröffnung 
ie. ‚von Stationen. 


' e, 1. Eee d. F.: wiet der zwischen 
‚en. Stationen Niederseßmar -und Der- 
chlag. en Haltepunkt Rebbelroth 

(619) 


‚.den 6. -Juni 1921. 
.Eisenbahndirektion. 


\ ® ' Erste Donau-D ampfschiffahrts- 
a Gesellschaft. - - 
53 Personenverkehr. 


vi  erötfaune der Station 


Freyenstein. 
E Station Freyenstein wid - ab 
-. Juni von den Post- und Lokalschiffen 
'ieder angelaufen. - * 
a am 6. 2 Bar 


HS er erinen Er 4 
ren 

mn auf der Strecke Jüterbog-Zossen in 
eilpunkt 69,134. festgesetzt‘ worden. _ 
lalle (Saale), im Juni 1921. (622) 
Eisenbahndirektion. 


Ve Fahrpläne. = 


Erste Donau- Dampfschiffahr ts- 

= . Gesellschaft. 
älschiffverkehr Linz- Auen 
it erster Bergfahrt am 8. Juni und 
'ster Talfahrt am 9. Juni wird der Eil- 
Me retkehr auf der StreckerWien- 
z laut Sommerfahrplan diesjährige 
lieder aufgenommen. 

Vorerst finden wöchentlich drei Fahr- 


Montags, 


. (612). 


nze. zwischen den beiden Verwaltun- 


von Wien nach Linz jeden Montag, 
Mittwoch und Sonnabend 
Abfahrt von. Wien Praterkai . 7,00, 


Ankuntt in Linz... 2. e 23.00, 


von Linz nach Wien jeden Sonntag, 
Dienstag und Donnerstag 
Abfahrt von Linz.“ = ....,...1030, 
Ankunft in Wien Praterkai 18,00. 
Durch das ieden Sonntage, 
Dienstag -und Donnerstäag.430 
von Passau zu=- Tal gehende 
Lokalsehiff,. das’ anschlrie- 
ßende Eilschiffund dasjeden 
Mittwoch und Frei- 
tagvon Wien und Beogradab- 
sehende Expreßschiffisteine 
direkte Verbindune von Pas- 
sau bis Beograd mit dreitägi- 
ger Reisedauer hergestellt. 
Fahrpläne und Auskünfte’sind bei der 
Direktion in Wien, bei den beteiligten 
Stationen sowie den Reisebüros er- 


 hältlich. (61) 


Wien, am 6. Juni 1921. 


4. Güterverkehr. 


"Deutscher Seehafenverkehr mit 
Süddeutschland. 
Mit Gültigkeit vom 20. Juni 1921- wer- 
den‘ die-- bayerischen Stationen : Roth- 
kreuz-St. 250 kg, F. W., OR; Ermengerst 


„OR“; Küenach „OR“; Buchenberg „OR“; 


Schwarzerd,, OR“; Hellengerst „OR“; Moos 
(Allgäu) „St bed, F. W., OR“; Weitnau, 
Sibratshofen „OR“; sämtlich nur für den 
Ortsverkehr sowie die Stationen Mann- 
heim-Käfertal Nb-Bes, OR, Sm, Zu 53: 
und. Seckenheim Nb-OR, Sm, Zu 53: 
der Mannheim - Weinheim - Heidelberg- 
Mannheimer Nebenbahn  (Oberrheinische 
Eisenbahngesellschaft) in den Tarif auf- 
genommen. ‚Näheres im gemeinsamen 
Tarif- und Verkehrsanzeiger. (629) 
Hannover, den 66. Juni 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Gemeinschaftliches Heft CIb 
(Stationstariftafeln usw.) — Tfv. 200. 
Mit Gültigkeit vom 15. Juni 1921 ab 

werden die für den Verkehr mit den 
Bahnhöfen der Westfälischen Landes- 
eisenbahn bestehenden Bestimmungen 
für die Erhebung von Frachtzuschlägen 
geändert. 

Näheres enthält. der am 15 Juni 1921 
erscheinende Nachtrag 6. Auskunft geben 
auch die beteiligten Güterabfertigungen 
sowie das Auskunftsbüro, hier, Bahnhof 
Alexanderplatz. (627) 

Berlin, den 11. Juni 1921. : 

Eisenbahndirektion. 


Binnen-Gütertarif der Lausitzer 
Eisenbahngesellschaft. 
Vorbehaltlich der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde werden die Gebühren 
für Sonderzüge sowie die im Abschnitt 
D des Tarifs aufgeführten Bahnhofs- 
frachten und sonstigen Gebühren vom 
15. Juli 1921 ab erhöht. (630) 
Sommerfeld, den 13. Juni 1921. 
Direktion 
der Lausitzer Eisenbahngesellschaft. 


Reichseisenbahnen, sächsisches Netz, 
Binnen-Gütertarif für die vollspurigen 


Linien, Teil II, Heft 2 (Entfernungs- 


"zeiger). 

ya 1. Juli 1921 wird der Binnen- 
Gütertarif für die vollspurigen sächsi- 
schen Linien, Teil II, Heft 2 (Entfer- 
nungszeiger) v. 1. Febr. 1905 nebst Nach- 
trägen I-—XV aufgehoben und durch 
einen Neudruck ersetzt. Der neue Tarif 
kann‘vom 25. Juni an zum Preise von 
11 A durch unsere Wirtschaftshaupt- 
verwaltung in Dersden-Neust. oder durch 
die Vermittelung unserer Stationen be- 
zogen werden. (628) 

Dresden, am 12. Juni 1921. 

Eisenb.-Gen.-Dir. 


Nr. 24 


Deutscher Eisenbahn-Gütertarif, Teil II, 
Heft A, Anhang 4 (Stationstarif) und 
Anhang 5. — Tiv. 200. 

Mit sofortiger "Gültigkeit wird die 
Sonderbestimmung für Karlsruhe Rbf. 
unter b) 3 über den Versand und Fınp- 
fang von Glaskisten aufgehoben, da sie 
infolge geänderter Fassung des $ 24 der 
Allgemeinen Tarifvorschriften 
scher Eisenbahn-Gütertarif, Teil I, Abt. 
B vom 1. Dezember 1920) keine. Berech- 

tigung mehr hat. 

Näheres enthält die am 13. Juni 1921 
erscheinende Nummer des Tarifanzeigers. 
Auskunft geben auch die beteiligten 
Güterabfertigungen sowie das Auskunits- 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 

Berlin, den 10. Juni 1921. (621) 

Eisenbahndirektion. 


Staats- und Privatbahn-Güterverkehr 
Tiv. 5, Heft CH 
Wechselverkehr deutscher Eisenbahnen 
untereinander Tiv. 200, Heft ch. 
(Ausnahmetar ife. ) 

Zum 15. Juni 1921 werden die Nach 
träge 2 ausgegeben. Sie enthalten neben 
bereits bekanntgegebenen Änderungen 
und Ergänzungen zwei meue Ausnahme- 
tarife, und zwar für frische und gefrorene 
Seefisehe einschließlich frischer (grüner) 


Heringe und- Breitlinge, Seemuscheln, 
frische (ausgenommene Austern) und 
Krabben (Garneelen,. Granat), frisch 


oder nur abgekocht einerseits und für 
Heringe und Breitlinge, frische (grüne) 
oder gesalzene anderseits. 

Auskunft geben die beteiligten Güter- 
abfertieungen sowie das Auskunftsbüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. (620) 

Berlin, den 10. Juni 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Gemeinschaftliches Heft CIb (Stations- 

: tariftafeln usw.) — Tiv. 200. 

Mit Gültigkeit vom 13. Juni 1921 ab 
wird der im Verkehr mit den Bahn- 
höfen der Neuhaldensleber Eisenbahn für 
Kohlen bei Frachtberechnung nach den 
Bestimmungen und zu den Sätzen des 
Ausnahmetarifs 6 zu erhebende Fracht- 
zuschlag von 64 Pf. für 100 kg erhöht 
auf 72 Pf. -Näheres enthält die am 13. 
6. 1921 erscheinende Nummer des Tarif- 
anzeigers. Das alsbaldige Inkrafttreten 
der Erhöhungen gründet sich auf die vor- 
übergehende Änderung des S 6 der Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung. (R.G.Bl. 1914, S. 
455). — Auskunft geben auch die betei- 
listen Güterabfertigungen sowie das Aus- 
kunftsbüro, hier, Bahnhof Alexander- 
platz. (626) 

Berlin, den 9. Juni 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Preußisch-Hessisch-Sächsischer Tierver- 
kehr. Gemeinsames Heft. 

Mit Gültiekeit vom 15. Juni 1921 wer- 
den, “der Regelung im Deutschen Eisen- 
bahn-Personen- und Gepäcktarif, Teil I, 
entsprechend, die Mindestgebühr für Son- 
derzüge und die Bahnbewachungsgebühr 
erhöht. Ferner wird die Station Flett- 
mar in den Tarif einbezogen. Näheres 
ist aus dem Tarif- und Verkehrsanzeiger 
der ehemalig Preußisch - Hessischen 


Staatseisenbahnen und aus unserem Ver- 


kehrsanzeiger zu ersehen, auch geben die 
Stationen Auskunft. Br (615) 
Dresden, am 8. Juni 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion, 
als geschäftsführende Verwaltung. 


Herausgegeben im Auftrage des Vereins Deutscher : Eisenbahnverwaltungen : 
j Geh. Oberregierungsrat Dr. v, Ritter in ‚Berlin. 
/ ER Für den Anzeigenteil verantwortlich F, Luckhardt, Berlin SO. 26. RK ! 

Verlag von Julius Springer in Berlin W, — Druck von H, 8. Hermann & Co. in Berlin SW, 


. von dem verantwortlichen Schriftleiter, 


(Deut- 


| Sonderzüge — erhöht. 


Ost-mitteldeutsch- sächsischer Verkehr, 
Heft 2. 


Mit Gültigkeit vom 10. Juni 1921 wer- 
den die Stationen Eltze (Kr. Peine) und ° 


Plockhorst 
Außerdem 
Bröckel (Kr. 


in den Tarif einbezogen. 
treten für die Stationen 
Celle), Nienhagen (Kr. 


Celle), Uetze (Hannover) und Wath- 


lingen Entfernungsänderungen ein. Die 
Entfernung Gera (Reuß) Hbf. -Bannewitz 
wird in 168 km abgeändert. 

Nähere Auskunft geben die beteiligten 


Güterabfertigungen sowie das Aus- 
kunftsbüro, hier, Bahnhof Alexander- 
platz. (617) 
>Berhn, den 3..Lunizto92t 
Eisenbahndirektion. 


Wechselverkehre Saarbahnen/Deutsche 
Reichseisenbahnen. — Deutsche Wechsel- 

tarife. 

Mit Gültigkeit vom 15. Juni 1921 wer- 
den beim Ausnahmetarif 8 — frische 
Seefische — im Wechselverkehre Saar- 
bahnen/Deutsche Reichseisenbahnen auf 


den Saarbahnen neben der tarifmäßigen 


Fracht besondere Zuschläge. erhoben. — 


Näheres enthält die am 16. 6. 21 erschei- 


neude Nunimer des Tarilanzeigers. Aus- 
kunft geben auch die beteiligten Güter- 
abfertigungen sowie das Auskunftsbüro, 
bier, Bahnhof Alexanderplatz. 
Berlin, den 11. Juni 1921. 
Eisenbahndirektion. 


_Gemeinschaftliches Heft CIb (Stations- 


tariftafeln usw.) — Tiv. 200. 
Vom 13. Juni 1921 ab wird im Verkehr 
mit den Bahnhöfen der Eisenbahn 
Altona-Kaltenkirchen-Neumünster für 
regelmäßige Milchsendungen kein 
r'rachtzuschlag mehr erhoben. 


Näheres enthält die an 13 guni 19217 


erscheinende Nummer des Tarifanzeigers. 
— Auskunft geben auch die beteiligten 
Güterabfertigungen sowie das Auskunfts- 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 


Berlin, den 11. Juni 1921. = (625) 
Eisenbahndirektion. 
Binnen-Tiertarif für die vollspurigen 


Linien, Teil II. 


‚Bayrisch-Sächsischer Tiertarif, Teil: 11: 


Sächsisch-Südwestdeutscher Tiertar is, 
Teil II. 

Am 15. Juni 1921 werden in Überein- 
stimmung mit dem deutschen Eisenbahn- 
Tiertarif, Teil I, das Begleiterfahrgeld und 
die Zuschläge zur Deckung der tscheche- 
slowakischen Fahrkartensteuer — im 
Sächsisch - Südwestdeutschen Tiertarif, 
Teil II, 
Näheres ist aus 
unserem Verkehrsanzeiger zu ersehen, 
auch erteilen die Stationen Auskunft. 

- Dresden, am 11. Jumi 1921. 

Eisenbahn- Generaldirektion. 


5. Personen- und Gepäckverkehr. 
Bedingungen für -Ermäßigung der ‘Ge- 


bühren für die Aufbewahrung von Fahr- 


rädern der Inhaber von Zeitkarten. 


Mit Gültigkeit-vom 1. Juli d. J. an 
werden die ermäßigten Aufbewahrungs- 


Zebühren für Fahrräder der Inhaber von 


Monats- und Wochenkarten erhöht und. 


zwar der Preis 
der Monatskarte für an eufoemon: 
rung von 12 M auf 15 M, 
der Wochenkarte für Fahrradaufbe- 
wahrung von 3 M auf 4 M. 
Berlin, den 9. Juni 1921. (618) 
Eisenbahndirektion. 


- (Bes. 'Aust.-Best. IT 2 A zu SIE 


(624) 


der Strecke 


Strecken Passau-Linz-Wien 


beförderungspreise sowieg 
an erue 


tabellen zu entnehmen oder bei der 


auch die Mindestfrachten für 


stehen zwei Stück 2/3-gekuppe 
-sonenzuglokomotiven, ein Stüc 
kuppelte Güterzuglokomotiven 
' Stück 2/2-gekuppelte Tenderlokom 
sämtlich lauffähig, die beiden let: 
nannten auch betriebsfähig und 
Kleinbahnen usw.- -verwendbar, 2 
. kauf. Verdingungsunterlagen bei 
Kanzlei gegen postfreie Einsend 


en mit Aufschrift „Angebo 
BUPScHUslerN Kan “ postfrei 


1 ER 


"Zeitung des Vereing 
Donlecher Kisonbahnverwa 


Tarif für die Beförderung von ve 
Reisegepäck und Expreßgut im Berliner 
 - Stadt-, Ring- und Vorortverkehr. 


Auf der. Wannseebahn treten im i 


folgende Änderungen ein: 3 
1. Bei Lösung der für Monat. = 
d. J. gültigen Monatskarte ist d: 
- Lichtbild des Benutzungsberechti 
- ten vorzulegen. Das Lichtbild m 
44,5% 70 mm groß sein. Die Unte 
schrift auf-der Monatskarte entfäl I 
-2. Monatskarte und Lichtbild w 
eisenbahnseitig durch Ösen auf ( 
Blechrahmen befestigt, der am 
kartenschalter zum Preise voı 
Mark verkauft wird. Bei Rückgabe 
des unbeschädigten Blechrahme 
wird der dafür bezahlte Betrag zu- 
rückgezahlt. _ 
3. Die Neuerung findet auf Schüle: 
monatskarten keine Anwendung; 
gilt für alle übrigen Monatskarte 
die auf den Bahnhöfen Berlin Wan: 
seebf., _Großgörschenstraße, Fri 
denau, Steglitz, Botanischer Gar 
Groß Lichterfelde West, ‚Zehlende 
Mitte, Zehlendorf West, Schlachte 
see, Nikolassee und Wannsee gelö 
werden. - 
ö Nähere Kuekunft über 


Berlin. ‚den 1. ee 1921. 
ERE Eisenbahndirektion, 


Erste Donau-Dampischiffahrts 

Gesellschaft. 

& Personenverkehr. 
Änderung der Gebühre 
ann - 


Wi 
Mit Gültigkeit ER "2. Juni 1921. 


auf weiteres treten im Eilschiff-, 
schiff- und Lokalschiffverkehre au 


geänderte Fahr- und Gepäc n - 
Kabinen- 4 
in Kraft. 

zum a See Gebil 
sellschaftl. Direktion in Wien, de 
teiligten Stationen und den Reısebü 


zu erfragen. 
‚Wien, am 6. Juni 1921. 


6. Verkauf von Altmateı 
In ‚der Werkstatt "Schwerin 


8.«M# (in bar) erhältlich. Ange 


ee J uni. 1921. 


eniktıes Sienalanlage der. Ber- 
er Hoch- und Untergrundbahn nebst 
igen Vorläufern. 


Beleuchtung der D- und Personen- 
e in Tunneln. 


besserungen bei der Güterannahme. 


T Inz ulässigkeit der Bildung und des Neben- 
nem irkens mehrerer Schieds- 
gerichte zur Entscheidung über ver- 
iedene Ansprüche aus ein und dem- 
ben Vertragsverhältnis. 


ührung der doppelten. Buchhaltung 
jei den österreichischen Bundesbahnen. 


utschland: Verkehrs- und Tarif- 
fragen vor dem Verkehrsausschuß. — 
Ausführung des Nachtragshaushalts 
für 1920 hinsichtlich der Stellen der 
_ Gruppen IX und X (Eisenbahnober- 
;  inspektor en oder Eisenbahnoberinge- 
 nieure und Eisenbahnamtmänner). — 
— Sonntagsrückfahrkarten. — Ferien- 
i verkehr. — Frauen-, Raucher- und 
= Nichtraucherabteile. — Direkte Fahr- 
arten. nach Luxemburg und Elsaß- 
— Lothringen. — Die „Verkehrslage im 
- Ruhrgebiet. — Unzulänglichkeit der 


Berlin, den 23. Juni 1921. 


Inhalt: 


Otto Sarrazin F. — Personalnach- 
richten. a 
Österreich: Betreibung gewerbs- 
mäßigen Schleichhandels durch Ver- 
kehrsbedienstete unter Benutzung der 
Fahrbeeünstigungen. — Erweiterung 
des Wirkungskreises des Elektrisie- 
rungsamtes. — Österreichs nächster 
Staatsvoranschlag. — Tariferhöhung 
aul der Wiener Stadtbahn und den 
Wiener \erbindungsbahnen. — Eine 
Schwebebahn auf das Höllengebirge. 
— Schnellzugverkehr Wien-Klagen- 
furt-Villach.  — Schnellzugverkehr 
Wien-Budapest-Bukarest. — Verkehr 
mit Südslawien. — Die Kohlenver- 


sorgung Österreichs. — Der Sommer- 
verkehr in Salzburg. — Konferenz in 
Portorose. — Kleinwirtschaftsaus- 


stellung der 
bahner. : 
Ungarn: Wirtschaftliche und ver- 
kehrspolitische. Fragen in der Natio- 
nalversammlunge. — Die öffentlichen 
Bauten bei den Staatsbahnen: — Die 
Eilzüge der ungarischen Staatsbahnen. 
— Die Bauarbeiten des Budapester 


Handelshafens.. — Die Kontrolle in 
Expreßzüsen. — Die öffentlichen 
Lieferungen. — Aufteilung der Pec- 


ser (Fünfkirchner) Kohlenerzeugung. 


österreichischen Eisen- 


Zeitung des Vereins 
_ Deutscher en allungen 


Herausgegeben im Auftrage des Vereins 
von Dr. v. Ritter, Geh. Oberregierungsrat in Berlin, als Schriftleiter. — Verlag von Julius Springer in Berlin W.9. 
i Schriftleitung: Berlin W.9, Köthener Str. 28/29. 


LXI. Jahrgang. 


— Saarkohle für Ungarn. — Ein- und 


Ausfuhrbewillisungen. — Der Ge- 
müse- und Obstverkehr. — Freigabe 
des Getreideverkehrs. — Die Versor- 
gung der Eisenbahnangestellten mit 
. Lebensmitteln. 


Niederlande: Kommissionsbericht 
über die Mißstände im Eisenbahn- 
dienst. — Annahme der Neuorganisa- 
tion durch die Volksvertretung. 

Übrige europäische Ländeı 2 
Ermäßigung der Gütertarife der 
schwedischen Staatsbahnen. — Aus- 
bildung der Lehrlinge in den staat- 
lichen Werkstätten Belgiens. — Zur 
Neuorganisation der französischen 
Eisenbahnen. — Die Blektrisierung 
der schweizerischen Bundesbahnen. 
— Neue Eisenbahnlinie Bern-Aar- 
berg-Biel. — Eröffnung der. Bahn 
Toblach-Cadore. —- Kraftwagen in 
Südtirol. — Das englische Eisenbahn- 
gesetz. — Verkehr von Groß-London 
im Jahre: 1919. 


Fremde Erdteile: Ausbau der 


Eisenbahnen im Kongostaat.- — Zur 
Regelung der amerikanischen Eisen- 
bahnfrage. LE 

. Rechtspflege. 


Amtliche Mitteilungen. 
Amtliche Bekanntmachungen. 


4 _ Anschlußgebühren. — Geheimrat Dr. 


"selbsttätige Signalanlage der Berliner Hoch- 


it Jahrzehnten ist ee Werkässer, wie auch seine Veröffent- 
ungen zeigen, fast ausschließlich auf verkehrswirtschaft- 
em Gebiete tätig. Wenn er sich diesmal mit einer scheinbar 
technischen Angelegenheit beschäftigt, so bezweckt er doch 
damit nichts anderes als eine wirtschaftliche Förderung 
erkehrswesens, indem er Mittel und Wege aufzeigt, die 
em Maße geeignet sind, die Leistungsfähigkeit insbeson- 
er 'Stadtschnellbahnen nicht unwesentlich zu erhöhen. Be- 
n einer Voryeröffentlichung, den „Vorstudien zur Ein- 
ung des selbsttätigen Signalsystems auf der Berliner Hoch- 
und Untergrundbahn‘“”), stellte der Verfasser in Aussicht, dieses 
em, das die Hochbahngesellschaft auf seinen Vorschlag und 
er seiner Mitwirkung zur Einführung brachte — des ersten 
Art in Deutschland —, auch einem weiteren Kreise von 
“nahezubringen und eingehend- zu erläutern. Die vor- 
nde "Arbeit ist als eine Fortsetzung iener im Jahre 1914 


Das unter diesem Titel Dernue sehe vom Geh, Baurat 
Kemmann verfaßte Buch ist eine- überarbeitete 


lgende Friedenszeit verteilter Aufsätze, die in der — 
„1920 leider eingegangenen — Zeitschrift für Kleinbahnen 


bendruck ausgeführte Tafeln und 188 Textabbildungen bei- 
Verlag von Julius Springer, Berlin. Preis 150 M. 


in, Julius Springer. 


nfassung einer größeren Anzahl über die Kriegs- und‘ 


und Untergrundbahn nebst einigen Vorläufern.!) 


rar ner Vorstudien änzusehen, deren Fertigstellune durch 
den Krieg eine starke Verzögerung erlitten hat. Aber 
auch mit den jetzt vorliegenden beiden Bänden ist die Gesamt- 
arbeit noch nicht abgeschlossen. In einem dritten Heft soll 
zu gelegener. Zeit noch über. eine Reihe von Änderungen und 
Verbesserungen, die das Signalsystem in Berlin seit seiner 
ersten Einführung im Jahre 1913 erfahren hat, sowie über die 
damit im Betriebe gemachten Erfahrungen berichtet werden. 
' Eingehende Studien und jahrelange Versuche haben hier, wie 
der Verfasser im Vorwort berichtet, zu wesentlichen Erfolgen 
geführt. Heute kann gesagt werden, daß das selbsttätige Sig- 
nalsystem für die freie Strecke bereits soweit vereinfacht 
worden ist, daß weitere Vereinfachungen nur noch schwer mög- 
lich erscheinen. 

Es ist ein völlig neues Feld, das der Verfasser für deutsche 
Verhältnisse betreten hat. Neu ist auch die Art der Darstellung: 
sie findet selbst im Auslande, das schon seit Jahrzehnten für 
Stadtschnellbahnen — auch für andere Bahnen?) — das selbst- 
tätige Signalsystem zur Anwendung bringt, schwerlich ihres- 
gleichen. Das Eisenbahnsicherungswesen gilt vielfach als ein 


.°) Es ist von Interesse, das im Jahre 1911 in den Vereinigten 
Staaten von Amerika nicht weniger als 20 000 km zweigleisige 
und 10000 km eingleisige Bahnen mit selbsttätigen Signalen 
ausgerüstet waren. 
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Buch mit sieben. SiegIn; es ist für den Nichtfachmann ein noli me 
tangere, ein Feld, in das einzudringen, wenige gelüstet. Woran 


liegt dies? Wohl in allererster Linie an der Unzulänglichkeit der. 


Darstellung, die sich fast -ausschließlich an Fachleute wendet 
und zu vieles als selbstverständlich voraussetzt, was dem 
Nichtfachmann durchaus nicht selbstverständlich ist, Es ist 
viel zu wenig bedacht worden, daß gerade ein Gebiet von so 
einschneidender Bedeutung, wie das Eisenbahnsicherungs- 
wesen, dessen Aufgaben beim Erfinder ein ganz ungewöhnlich 


hohes Maß von Scharfsinn und Findigkeit voraussetzen, auch. 


den Nichtfachleuten soweit wie irgend möglich zum Verständ- 
nis gebracht werden sollte. Wenn-vielfach von „Wundern der 
Technik“ berichtet wird, so gehört das Eisenbahnsicherungs- 
wesen sicherlich nieht in letzter Linie dazu. 


Wenn nun in dem vorliegenden Buche das Bestreben gemein- 
verständlicher technischer Darstellung besonders starken Aus- 
druck gefunden hat und, wie gesagt werden darf, mit voll- 
'kommenem Erfolge durchgeführt ist, so war für diesen Zweck 
bei der Neuheit des Stoffes, wie der Verfasser hervorhebt, die 
Einführung neuer Grundbegriffe unvermeidlich. Ferner 
mußten für eine Anzahl von Einriehtungen und Bestandteilen, 
die in Deutschland mit dem selbsttätigen Signalsystem neu 
auftraten, neue Bezeichnungen gefunden werden, von. denen ein 
Teil schon in den Vorstudien Verwendung gefunden hat. Es 
ist zu. erinnern an die Unterscheidung zwischen Gleis- und 
Streckenabschnitt und den Begriff der Schutzstrecke, deren 
Bedeutung in den vom Verfasser in die Betrachtungsweise neu 
eingeführten „Strecken- und Steuerplänen‘“ klarer 
Ferner ist zu erinnern an die Benennungen der Fahrsperre — 
engl. train-stop —, der Nachrücksignale — inner home signals 
der Engländer —, zu denen jetzt Bezeichnungen für An- und 
Abrück (gleis)abschnitte, Umleithebel (im Stellwerk), An-, Ab- 
rück-, Sperrelais, Fahrschautafel u. a. hinzugetreten sind. Da 


sich eine Anzahl dieser neuen Ausdrücke auch bereits in der 


Fachpresse eingebürgert hat, so darf mit dem Verfasser ange- 
nommen werden, daß sie im allgemeinen glücklich gewählt sind. 


Außer dem aui der Berliner Hochbahn verwendeten System 
sind vorweg noch einige auf Londoner und Neuyorker Sehnell- 
bahnen zur Anwendung gekommene Ausführungen in-den Kreis 
der Betrachtungen einbezogen und so ausführlich beschrieben, 
wie dies der Zusammenhang rätlich erscheinen ließ. Es möge 
hinzugefügt werden, daß die Darlegungen auch über diese aus- 
ländischen- Beispiele an Ausführlichkeit und Gemeinverständ- 


lichkeit alles, was darüber bisher veröffentlicht worden ist, bei 


weitem übertreffen. Was die Signalanlage der Berliner Hoch- 
bahn anbelangt, so darf schon jetzt erwähnt werden, daß bei ihr 
weitergehendere Ansprüche zu erfüllen waren, als bei den eng- 
lischen und amerikanischen Signaleinrichtungen. Diese Forde- 
rungen sind restlos erfüllt, ja bei der Eigenartigkeit des neuen 
Systems noch übertroffen worden. 
liner Signalanlage ist der Sicherungsweise in den Stellbezirken 
und den damit verbundenen Neuerungen besondere Sorgfalt ge- 
widmet. 

Zum besseren Verständnis der 
ist es zweckmäßig, einige allgemeine Bemerkungen voraufzu- 
schicken. Zunächst ist zu erwähnen, daß sich beim selbst- 
tätigen Signalsystem eine von der früheren Vorschrift 


herausgebildet hat, die besagt, daß im rein 
Streckenbetriebe sämtliche Signale inder Grundstellung 
Fahrt frei statt Halt zeigen. Die Grundstellung Fahrt 
frei bietet ferner den Vorteil, daß sich besser erkennen läßt, ob 
die Signale richtig arbeiten. Im halbselbsttätigen Betriebe, also 


in Stellbezirken, in denen die Signale zwar auch durch den | 
Zug selbst auf Halt gestellt; aber vom Wärter in die gezogene | 


Stellung gebracht werden, ist dagegen Halt die Grund- 
stellung. Weiterhin ist, um die im Buche behandelten ' ver- 
schiedenen Ausführungsfälle grundsätzlich auseinander zu 


halten, darauf. hinzuweisen, daß sich neben der Form der zwei- 
stelligen Signale, die nur Fahrt = ei und Halt anzeigen, im. Aus- 


Ar us a 


hervortritt.. 


nale- end as 


Bei der Darstellung der Ber- 


nachfolgenden Mitteilungen | 


ab- 
weichende Regel über die Grundstellung der Signale folgerichtig 
selbsttätigen 


In der Weiterenrlallune des Vorsignalgödankens hat sich 
die doppelflügelige Signalform zur dreistelligen Anzeige h« 
gebildet, die beispielsweise auf der Neuyorker 
gr undbahn Verwendung gefunden hat. Die drei An: 
ergeben sich hier aus Zusammenstellungen _wagerech 
‚halbaufwärts gerichteter Flügelstellungen. Bei Anwendung 
Lichtsignalen wird die Vorsichtanzeige durch gelbes Li 
die Fahrt frei und Haltanzeige in üblicher "Weise durch 
und rotes Licht gegeben. 
Die in dem Buche dargestellten drei versenden Signa 
führungen haben die Verwendung von Gleisströmen geme 
über deren Wirkungsweise das Erforderliche schon in den 
studien mitgeteilt worden ist. Im einzelnen. weisen sie 
kenswerte Unterschiede auf, die mit der Bahnstromführ 
den Fahrschienensträngen in Zusammenhang stehen. 
in dem Buche besprochenen Signalanlagen handelt es sich 
Bahnen, die mit Gleichstrom betrieben ae Es sin 
drei Fälle mit Beispielen belegt, daß 


1. beide Fabteohieneuskranfe bahnstromfrei a als 


nr % 
‚2. nur der eine ee "bahnstromfrei, der ande 
Bahnrückstr om besetzt ist, 


ne; so daß sich Beim: und "Signalst 
beiden Fahrschienen überdecken müssen. 


in dem für die Fortbewei 


Im ersten Falle, 
und Rückleitungen Kae und vis 


Züge besondere Zu- 


im llsomeinn Druckluft 
Auch die in dem Buche ‘behandelten. ausländischen Be 
Neuyork und London — zeigen diese Antriebweise, wäl 
die Berliner Hoch- und Untergrundbahn. sich zum elekt 
Antriebe bekannt hat. Wie der "Verfasser ‚ausführt, 
‘der Druckluftbetrieb auch auf langen Außenstre k 
unter. ‚den schwierigsten Verhältnissen, ‚selbst bei 
bis zu 30° © — wie in Boston — \durchaus "bewä 
H. Brown, einer der ersten Fachleute auf 
selbsttätigen 'Signalwesens, spricht sich für 1 
Pa ‚aus. . Von Brown, dessen Name mit ‚der En i 


en A 


ee knsbeien ee Sigtelanlägen. herrähren, 
u die en ee: der ‚Berbns: ig 


MS en ‚80° ist. die ee dar selbsttä en ı 
a ‚der Londoner und ee en ı W 


PS 


[3 


y an Bleichs Fraisterigleit. hat ; hierzulande 1.0 
bei seinen N ersehubsignalen N 


un einem. Morähschmitk ist für jeden dieser Fälle kurz 
iebsweise der Bahnen "erörtert. Dann folgen eingehen- 
arlegungen über die Sicherung der Züge auf der freien 


ere sind dem Buche als Tafeln beigefügt. Diesen allgeneine- 
| Ausführungen schließt sich eine Beschreibung der Bauweise 
inzelnen Teile der Signalanlage an. Ebenso ist bezüglich 
cherungsweise der Züge in den Stellbezirken verfahren, 
m Unterschiede jedoch, daß diese bei den ausländischen 
pielen nur in ihren Grundzügen behandelt ist, bei der 
iner Hochbahn dagegen wieder eine sehr ausführliche Be- 
suchtung gefunden hat. Auch hier sind wieder die sämtlichen 
le bis in alle Einzelheiten beschrieben und in ihrer 
sweise erläutert. Die Darstellung erstreckt sich auch 
- die Anordnung und Sicherung der Weichen selbst. Die 


n, die die Anwendungsweise des zuvor nach allen Ge- 
unkten durchgearbeiteten Stoffes belegen. 


ganze ist durch eine Fülle von bildlichen Darstellungen 
ert. Dem Buche sind nicht weniger als 188 Textabbildun- 
nd 15 zum Teil farbig ausgeführte Tafeln beigegeben, die 
eitaus größten Teile — die Tafeln sämtlich — für die 
e des Buches neu entworfen wurden. 
Darstellungen sind zum großen Teil, soweit sie die Ber- 
Hochbahn betreffen, fast sämtlich für die Zwecke des 
hes besonders aufgenommen. Für die Auswahl und Durch- 
tung der Abbildungen war der Gedanke maßgebend, zunächst 
kelettskizzen die Arbeitsweise der Einrichtungen bis ins 


: Darstellungen folgen zu lassen; die Schaltpläne sind derart 
facht, daß auch dem Laien das Spiel der Ströme völlig 


Ir daß in London die großen il ohnnätze der 
ktbahn und der Metropolitanbahn sowie fast die sämt- 
öhrenbahnen durchgehends mit dem selbsttätigen Signal- 
ausgerüstet sind.und- vorwieged mit Druckluftantrieben 
. Diese Antriebe sind in dem Buche an einer größeren 
on Textbildern und einer Tafeldarstellung eingehend er- 
- Von Harold H. Brown, dem Schöpfer der Signalanlagen 
Distriktbahn und der Röhrenbahnen, rührt auch eine Reihe 
Einrichtungen her, die zur Erleichterung der Verkehrsab- 
ng dienen, darunter die als Zugankündiger zu bezeichnen- 
Einrichtungen — englisch: train-describers —, die in den 
ern 76 und 77 des Jahrganges 1908 dieser Zeitung von 
ann eingehend beschrieben worden sind. Die Fahrschau- 
l, auf der der Stellwerkwärter oberhalb des Stellpultes den 
lauf und das Spiel der Sienale in dem Stellwerkabschnitt 
olgen kann — sie ist auch auf der Berliner Hoch- und 
undbahn eingeführt —, ist ebenfalls eine Erfindung 


Anordnung der Signale ist dem Leser erläutert an Hand 
Lageplänen des südlichen Endabschnittes der Hampstead- 
renbahn, einiger Abschnitte der Distriktbahn, darunter seines 
gleisigen Abschnittes des Innenringes, der in der Zeit des 
verkehrs von mehr als 40 — bis zu 8 Wagen starken — 


gleisigen Verzweigungsbalinhofes Earls Court, in dem in den 


— Leistungen, die nur durch die Einführung des selbst- 
Signalsystems möglich geworden sind. 

end die Londoner Schnellbahnen überwiegend mit zwei- 
n Signalen ausgerüstet und nur auf den dichtest be- 
n Innenstrecken mit dreistelligen Signalen durchsetzt 
srfolgt die Sicherung der Eilzugstrecke des sog. Neu- 
Unterweges durchweg mit dreistelligen Doppelsignalen. 
ınnel werden die Signale. durch Doppellichter gegeben, 


A icht, gr RER durch oberes grünes und unteres gelbes 
: Je Krk: 


» -5 


; e, die an ausführlichen Schaltzeichnungen erläutert sind; - 


| eingehend klargestellt. 


uptabschnitte schließen mit einer Reihe von Ausführungsbei- ° 


Auch die schaubild-- 


ne klarzulegen, dann geometrische und endlich schaubild-- 


- lichen Teile hergestellt. 


en stündlich in einer Richtung befahren wird, sowie des 


ı stärksten Verkehrs 45 Züge'in einer Richtung abgefertigt 


Nr. 25 


Licht, das Signal Frei weg durch zwei 
offonen Strecken treten an die Stelle .der Doppellichter Ver- 
einigungen zweier Flügel; beide Flügel in Haltstellung (wage- 
recht) oder in Fahrstellung (halbaufwärts) zeigen die Signale 
Halt oder Frei weg an; beim Achtungsignal ist der obere Flügel 
halbaufwärts, der untere wagerecht gestellt. Zur Erreichung 
kürzesten Zugabstandes ist man zur Anwendung von Vollschutz- 
strecken übergegängen, d. h. eine Streckeneinteilung gewählt, bei 
der die Gleisabschnitte den Schutzstrecken gleich gemacht sind, 
so daß die Signale unmittelbar an den Trennstellen der:«Gleis- 
abschnitte stehen. Die Anordnung ist durch Schaltbilder und 
Beschreibungen aller zur Sienalanlage gehörenden Einzelteile 
Eine Besonderheit sind die Nachrück- 
sienale, die auch in London in ausgiebigem Maße Verwendung 
gefunden, jedoch in Neuyork eine eigene Ausbildung erfahren 
haben; sie sind hier mit Zeitmessern ausgerüstet, nach denen 
der Zugfahrer die Einfahrt in die Stationen genau zu verlang- 
samen hat. Die Meinungen über diese Einrichtung, zu der sich 
die Londoner Bahnen nicht haben entschließen können, gehen 
auseinander. Zur Sicherheit der Reisenden sind noch einige be- 
sondere Vorkehrungen getroffen. Hierher gehört der sogenannte 
Notschalter, durch den ein Zug vom Bahnsteig aus vor der Ein- 
fahrt durch plötzliches Entgegenhalten eines Gefahrsignals mit 
Fahrsperre zum Stehen gebracht werden kann, eine Einrichtung, 
die ähnlich auch auf der Berliner Hochbahn mit Erfolg ge- 
troffen ist. Eine ändere Einrichtung macht es unmöglich, daß 
Züge in einen durch Strom überlasteten Abschnitt hinein- 
gelangen können. 


Die Beschreibung der Einzelteile zeigt, daß die Ausbildung 
der Drucklufteinrichtungen der Neuyorker Untergrundbahn den 
örtlichen Verhältnissen in besonderer Weise angepaßt ist. Die 
Antriebweise einer Weiche ist eingehend erläutert. Die auf der 
Neuyorker Untergrundbahn verwendeten Relais sind als Wirbel- 
stromrelais gebaut. 


Erheblieh mehr als zwei Drittel des Buchinhalts sind der 
Sicherungsanlage der Berliner Hochbahn gewidmet. - Diese 
mußte gegenüber den im Auslande üblichen Anlagen ent- 
sprechend den hierzulande maßgebend gewordenen, weitgehen- 
den Sicherheitsanforderungen, mit Zutaten versehen werden, 
die diese Anforderungen erfüllen. Dadurch treten die Vor- 
teile der selbsttätigen Sicherungsweise in um so volleres 
Licht. Die selbsttätige Zugsicherunz der Hochbahn ist nach . 
den Entwürfen Browns unter seiner Oberleitung und unter Zu- 
lieferung eines großen Teils der für die Signalanlage wesent- 
Einstweilen sind ausgeführt die 
Strecken vom Nordring durch die innere Stadt über das Gleis- 
dreieck bis zur Station Wittenbereplatz und von hier bis zum 
Bahnendsunkt in Dahlem sowie vom Wittenbereplatz bis zur 


grüne Lichter; auf 


. Haltestelle Uhlandstraße und zum Bahnhof Zoologischer Garten. 


Die Bahnfortsetzung nach Stadion und Wilhelmplatz wird zur- 
zeit von der Hochbahn mit dem gleichen selsttätigen System 
ausgerüstet, dessen Einrichtungen von der Firma Siemens & 
Halske geliefert werden. Auf der Oststrecke ist die Ausrüstung 
vom Gleisdreieck bis Möckernbrücke durchgeführt. 


Es ist daran zu erinnern, daß die Berliner Hochbahn mit 
Gleichstrom arbeitet, der von einer dritten Schiene ab- 
zenommen und durch die Fahrschienen zur Stromquelle zurück- 
geleitet wird; für die Gleisströme ist Wechselstrom verwendet. 
Dies hat dazu geführt, die beiden Schienenstränge eines Gleises 
duren Drosselstöße in Gleisabschnitte aufzuteilen, die von- 
einander elektrisch getrennt sind, und hinter denen im Schutz- 
streckenabstand die von den Gleisabschnitten gesteuerten 
Signale stehen. Grundregel ist, daß einem Zuge’ die Einfahrt in 
einen Streckenabschnitt — Abschnitt zwischen zwei Signalen im 
Gegensatz zum Gleisabschnitt, der durch zwei Trennstellen 
des Gleises begrenzt wird — durch das Deckungssignal erst 
freigegeben werden darf, wenn der Vorzug den Gleisabschnitt, 
von’ dem dieses Signal gesteuert wird, vollständig geräumt hat. 
Ferner ist die Überprüfung jedes Hauptsignals durch einen be- 
sonderen Stromkreis gefordert, der auf das rückwärtige Haupt- 
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signal derart einwirkt, daß es erst dann in die gezogene Stellung 
gelangen kann, nachdem das erstere die Haltanzeige vollzogen.hat. 
Und weiter ist die Überwachung noch dadurch verschärft, daß 
nicht nur das Signal selbst, sondern auch die dazugehörige Fahr- 
sperre die Haltlage eingenommen haben muß, ehe das rück- 
wärtige Signal die Fahrstellung einnehmen kann. Diese Art 
der Signalüberwachung ist durch ein Relais sichergestellt, das 
nur- durch zwei Stromkreise zugleich — Gleisstrom und Prüf- 
strom — zum Ansprechen gebracht werden kann. 

Zur Erläuterung möge aus den umfangreichen Tafeldar- 
stellungen des Buches, auf denen die Streckenschaltungen für 
Flügel- und Lichtsignale erläutert sind, die Schaltweise 
eines Licehtsignals vorgeführt werden, die, von Brown 


in geradezu genialer Weise durchgebildet, auch auf der Ber- 


liner Hochbahn durchweg angewendet worden ist. Als beson- 
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Abb. 1. 


derer Vorzug ist anzusehen, daß bei dieser Schaltung die Zahl 
der beweglichen Teile mit ihren Fehlerquellen auf das denkbar 
geringste Maß eingeschränkt ist. Die nachstehende Darstellung 
folgt dem Kemmannschen Buche. 


Gemäß Abb. 1 zeigt der Schaltplan vier Stromkreise, nämlich 


1. den Gleisstromkreis 1—1, der den Anker des ‚zum Gleis- 
abschnitt Ga gehörenden Relais Aa speist; 


2. den Signalstromkreis 2—0 mit dem in üblicher Weise neben- 
einander geschalteten Signal Sa mit Fahrsperre Fa, der durch 
Schließung des Kontaktes la des Relais Aa hergestellt wird; 


3. den Überwachungs- oder Prüfstromkreis 3—0 für die Halt- 
lage des Signals Sb mit Fahrsperre Fb, der das Feld des Relais 
Aa erst mit Strom beschickt, wenn Signal Sb ynd Fahrwwerre 
Fb die Haltlage eingenommen und damit die Kontakte sb und 
{b geschlossen haben; 


4. einen Hilfsstromkreis 4—0 mit besonderem Kontakt IIla, 
der sich mit dem Prüfstrom 3—0 an der Speisung des Relais- 
feldes Aa beteiligt und dem Zweck dient, 
Kontakte und damit die Speisung des Relaisfeldes Aa aufrecht- 
zuerhalten, wenn auch der Stromkreis 3—0 wieder geöffnet 
wird. 

Während der Gleisstromkreis durch eine Sckundrsteciene 


des an das Signalhauptkabel angeschlossenen Transformators 


Gleis -u. Signalstrom- 


Streckenschaltung für Lichtsignale. 


den Schluß der 


mit Wechselstrom von etwa 6 Volt Klemmenspannung be 
wird, arbeiten die übrigen Stromkreise mit Wechselströmen ® 
110 und von 16 Volt, die von dem Gleis- und Signalstromtr 
formator mit Sekundärwicklungen abgenommen werden; letzteı 
sind durch eine Zwischenklemme unterteilt. Die Fahrspe 
und die Lampen des Signals Fahrt frei (grün geblendet) 
finden sich in Zweigen des 110-Volt-Stromkreises 2—0; zu 
auch Abb. 2. Hinter die Lampen ist eine Spule gesc) 
Die rot geblendeten Lampen werden von dem 16-Volt- 
2a—0 gespeist, in den auch die Ankerwicklung des 
nannten Signalrelais © eingeschaltet ist, während sich 
Feldwicklung dieses Relais dauernd unter Strom von 110 
Spannung befindet. Im Stromkreis 2a—0 der roten La 
befindet sich ein dünner Eisendraht e, dessen 
stand so bemessen ist, daß er normalerweise etwa die B 


peiseleitungen " 500 Volt 


feld 
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der Spannung des Stromkreises aufnimmt, so daß für 
Lampen nur noch ungefähr 8 Volt übrigbleiben. Bei di 
Spannung brennt die vordere der rot geblendeten Lampen 
vollem Licht, während die hintere erst bei einer Spannung 
14 Volt ordnungsmäßig" aufleuchtet. Neben die roten La 
ist eine Spule r geschaltet, die nur einen sehr geringen O 
schen Widerstand besitzt. Die Spulen g und r sind in entg 
gesetzten Richtungen auf einen ringförmig geschlossenen 
kern,gewickelt, wie er in Abb. 2 dargestellt ist. “ 
Fährt nun ein Zug in den Gleisabschnitt G — Abb. 1 — 
so öffnet das Relais A dieses Abschnittes seinen Konta 
Abb. 2 —; der Stromkreis 2—0 des Signals S wird unterbro 
die grünen Lampen erlöschen und die Fahrsperre F nimm 
Haltlage ein. Der Wechselstrom 2 a—0 verzweigt sich über d 
geblendeten Signallampen und die Wicklung r, in deren 
kern ein Kraftlinienwechselfeld erzeugt wird. Dieses ruft i 
der Wicklung einen induktiven oder scheinbaren Widerst 
hervor, der sich ihrem Ohmschen Widerstand zugesellt. W 
rend letzterer sehr klein ist, erreicht der Scheinwider 
.einen so hohen Wert, daß die Stromstärke in der Wicklung 
einen sehr geringfügigen Bruchteil des Gesamtstromes in ( 
Kreise 2a—0 abgedrosselt wird, der praktisch vernachläs 
werden kann. Fast der gesamte Strom nimmt also seinen 
über die Lampen, vön denen die vordere voll aufleuchtet. 
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Hat der Zug den Gleisabschnitt G geräumt, so kommen die 
Kontakte des Relais A wieder zum Anzug. Der 110-Volt- 
‚Stromkreis 2—0 wird dadurch über das grün geblendete Lampen- 
paar und die Fahrsperre geschlossen, wie es in Abb. 2 durch 
stark gestrichelte Linien angegeben ist. Die grünen Lampen 
leuchten auf, und die Fahrsperre nimmt die Fahrstellung ein. Im 


= 


Eisenkern der Wicklung g erzeugt nun,der Glühlampenstrom ein 


_ kern durch die 8-Volt-Spule r erzeugten Wechselfeldes entgegen- 
esetzt ist, letzteres daher fast vollständig aufhebt, den Kern 
also unmagnetisch macht. Dadurch vermindert sich der Schein- 
_widerstand in der Spule r soweit, daß der Strom des Kreises 

da—0 vollständig von den rot geblendeten Signallampen auf die 
Spule abgelenkt wird. Durch die Widerstandsverminderung in der 
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Kraftlinienfeld, dessen Polarität derjenigen des in dem Eisen- - 


aufenthalte auf die Zugfolge, der unter Zugrundelegung von 
Betrachtungen Browns über: diese Frage auch mit Hilfe von 
Fahrschaulinien untersucht ist. Eingehender ist der Einfluß 
und die Anordnung der Nachrücksignale beleuchtet. An Hand 
von Fahrschaulinien ist gezeigt, daß sich unter gewöhnlichen 
Rechnungsannahmen die Zugwechselzeit für eine Station durch 
ein Nachrücksignal um 9 Sekunden, durch ein zweites 
noch um 3 Sekunden verkürzen läßt. Die Einführung 
eines dritten Nachrücksignals kommt praktisch nicht mehr in 
Betracht. Bei Anwendung von Nachrücksignalen lassen sich 
nach diesen Untersuchungen unter Zugrundelegung eines durch- 
schnittlichen Stationsaufenthaltes von 25 Sekunden bei Licht- 
signalen stündlich 46 Achtwagenzüge über ein Gleis führen; in 
London angestellte Untersuchungen ergaben sogar eine Zahl von 


pule r erfährt aber gleichzeitig der Strom im Kreise 2a—0 eine | 54 Zügen. Leistungen bis zu 44 Zügen in den Zeiten starken 
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ßere Erwärmung hervorruft. Dadurch wird der Widerstand 
 Eisendrahtes derart vergrößert, daß von der Gesamtspan- 
ung des Stromkreises 2a—0 nicht mehr der normale Betrag 
on 8 Volt, sondern ein viel höherer Anteil von etwa 15 Volt 
gedrosselt wird. In den beiden Zweigen des Stromkreises 
a—0 herrscht also nur noch eine Spannung von etwa 1 Volt, 
der die roten Lampen nicht mehr leuchten. 
iese kurzen Angaben müssen hier genügen; wegen der wei- 
en Einzelheiten der Einrichtung und ihrer Wirkungsweise 
uß auf das Buch selbst verwiesen werden. In ihm ist übrigens 
ıch auf einen Vortrag des Oberingenieurs Bothe von der 
chbahngesellschaft aufmerksam gemacht, in dem dieser im 
rein für Eisenbahnkunde jene Einrichtung ebenfalls schon 
gehender besprochen hat. Nur sei noch bemerkt, daß das in 
Abbildungen mit © bezeichnete Signalrelais bei den neueren 
ührungen durch einen kleinen Transformator ersetzt ist, der 
den Signallaternen untergebracht wird. 
achdem die wesentlichen Arbeitsvorgänge vom Beginn bis 
a Schluß des Betriebes in einem kurzen Abschnitte nochmals 
ammenfassend betrachtet sind, folgen weiterhin eingehen- 
: Ausführungen über die Zugsicherung in den Stations- 
schnitten der freien Strecke, über den Einfluß der Stations- 
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rstärkung, die sofort in dem dünnen Eisenwiderstand e eine 


Verkehrs sind daselbst im praktischen Betriebe bereits erreicht 
worden. 

Die Steuerung der Ein- und Ausfahrsignale und der Nachrück- 
signale wie die Zugabfertigung überhaupt sind in einem be- 
sonderen Abschnitt an Tafelabbildungen erschöpfend erläutert. 
Das Spiel der Signalströme auf einer von Zügen besetzten, teils 
unterirdisch, teils offen angelegten und zum Teil mit Nachrück- 
signalen ausgerüsteten Gleisstrecke ist auf einer Tafel an einem 
farbigen Schaltplan übersichtlich klargestellt. 

Alle in ‘den Streckenschaltungen vorkommenden Einzelteile 
sind im Anschluß hieran eingehend beschrieben. Zunächst der 
Transformator mit den in den Gleisstromkreis eingeschalteten 
Widerständen, die aus einem Stoff von hohem positiven Tempe- 
raturkoeffizienten bestehen, d. h. einem Stoff, der seinen Wider- 
stand bei vermehrtem Stromdurchgang infolge steigender Erwär- 
mung stark erhöht. Eingehendere Behandlung hat der Drossel- 
stoß erfahren. Es folgen Beschreibungen des bisher bei der 
Hochbahn verwendeten Relais, das als Galvanometerrelais ge- 
baut ist, sowie der Antriebe für die Flügelsignale und der Fahr- 
sperren.- Die Hochbahn hat Wechselstromantriebe von den 
Bauarten Siemens & Halske und Westinghouse verwendet, deren 
Arbeitsweise an übersichtlichen Skelett- und Ausführungs- 
zeichnungen eingehend erläutert ist. Wir erfahren aber, daß 
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Wechselstromantriebe den Gleichstromantrieben hinsichtlich 
ihrer Zuverlässigkeit nachstehen, so daß für die Folge die Ver- 
wendung von Gleichstromantrieben in Aussicht genommen ist. 
Weiterhin ist das so überaus sinnreiche Lichtsignal in seinen 
Einzelheiten eingehend behandelt und im Zusammenhang damit 
kurz auch das Bahnsteigsignal erläutert. 


Eine ausführlichere‘ Betrachtung ist dem von den Fahr- 
sperren betätigten Bremsauslöser gewidmet. Er hat bei der 
Hochbahngesellschaft aus besonderen Gründen seinen Platz 
oberhalb des Fahrerstandes rechts auf dem Dache des ersten 
Wagens im Zuge erhalten. Die Vorrichtung hat eine Reihe von 
Aufgaben zu erfüllen. 
die Fahrsperre, so legt diese den Umschlaghebel des Bremsaus- 
lösers aus der Grundstellung nach rückwärts um; dadurch wird 
der Triebstrom abgestellt-und die Zugbremse in Tätigkeit gesetzt. 
In besonderen Fällen — z. B. bei Signalstörungen — muß ein 
‘Zug die in der Haltlage befindlichen Fahrsperren ungehindert 
durchfahren können. In solchen Fällen hat der Zugbegleiter 
durch Festhalten der wirksamen Teile mit dem Vierkant- 
schlüssel zu verhindern, daß die Bremsauslösevorrichtung von 


Die Beleuchtung der D- und Personenzüge in Tunneln. 
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Die zur Personenbeförderung benutzten Wagen sind ın 
Tunneln zu beleuchten, zu deren Durchfahrung mehr als 
zwei Minuten gebraucht werden (B. ©, 8 60 (1)), oder bei 
deren Durchfahrung eine länger “als eine Minute dawernde 
Series Veerfinsterunge in. den Wagen kintritt (EESV: 

Beleuchtet man nun nach der Vorschrift der B.O. die 
Wagen in den Personenzügen nur, wenn die Durchfahrung 
eines Tunnels länger als zwei Minuten dauert, dann kommt 
“die Anordnung in der F. V. nicht zur Anwendung, wie meine 
Ausführungen zeigen werden. 

Bei der Durchfahrune eines Tunnels kann man Heabachten, 
daß beim Einfahren in den Tunnel für den Übergang aus der 
vollen Hellickeit zur vollständigen Verfinsterung 5 bis 15 Se- 
kunden und nach Aufhören der vollständieen Verfinsterunge 


Trifft ein vorwärtsfahrender Zug auf | 


. das Spiel der sämtlichen Apparate auf. einer besetzten - G 


7 
. Von Begierungs- "und Baurat Wiekmann, Erfurt. 


können, die zur Durchfahrung eines Tunnels bis zu 1% Min 


bis zur vollen Helliekeit beim  Ausfahren aus dem 
Tunnel wieder 5 bis 15 Sekunden vergehen, daß 
also in gewissen Fällen die voliständige Verfinsterunge 1 


fast solange dauert , wie die Durchfahrung des Tunnels, 
Diese Zeitspanne für den-Übergang von Helligkeit zur 
vollständigen Vierfinsterung und umeekehrt ist abhängig 


von der Tageshelliskeit, von dem Stand der Sonne, von der. 


Geschwindigkeit des Zuges, von örtlichen und anderen Ver- 
hältnissen. Das Gleis kann. vor und in dem Tunnel in einer 
Seraden oder in einer Krümmung liegen, auch die Rauch- 
entwicklung der Lokomotive hat einen Einfluß auf die Be- 
lichtungsverhältnisse, 

Es kommt noch hinzu, daß das menschliche Auge bei dem 
plötzlichen Übergang aus Helligkeit in Halbdunkel getäuscht 
wird. Halbdunkel wird als völlige Dunkelheit empfunden, 
nach einiger Zeit würde sich das 
gewöhnt haben und noch Gesenstände wahrnehmen können. 
Bei der Geschwindigkeit des Zuges kommt aber das mensch- 
liche Auge ‚gar nicht dazu, sich an das Halbdunkel zu g„e- 
wöhnen, weil der Zug sehr bald in vollständige Finsternis 
eintaucht. Man mache zum Beweis den Versuch, in seinem 
erleuchteten Raum das Licht plötzlich zu löschen und zugleich 
das Zifferblatt imer Leuchtuhr zu betrachten. Es dauert 
dann. 1 bis-2 Minuten, bıs man auf der Uhr kleine Lichtpünkt- 
chen wahrnimmt und 3 bis 4 Minuten, bis die volla Wirkung 
der Leuchtmasse auf dem Zifferblatt für das Auge zur Gel- 
tung kommt. 

Die Züge werden nun unter Beachtung der F. V. beleuchtet, 
wenn die Durchfahrung «eines Tunnels 70-90 Sekunden 
dawert, wobei 60 Sekunden. für die vollständioe Verfinsterung 
zu rechnen sind und 10 bis 30 Sekunden für die Übergangszeit- 
räume, wie vorher dargelegt wurde. Die Beleuchtung erfolgt 
dann. unter Beachtung der Vorschrift im & 39 (?) der F.V., 
wejl die vollständige Verfinsterung ine Minute dawert. Die 
Durchfahrt durch den Tunnel dauert dabei bis zu 1% Minute, 

während nach der B.O. bis zu seiner Dauer von zwei Minuten 
eine Beleuchtung nicht erforderlich wäre. 

Die Bestimmung im $ 60 der B.O. kommt also praktisch 
gar nicht zur Anwendung: Ich er nun annehmen. zu 
dürfen, daß die (Bestimmung der B.O. das gleiche Ziel haben 
sollte wıe die Bestimmung der JB 3E\ Eine Übereinstimmung 
wäre vorhanden; wenn bei zwei Minuten Durchfahrt ‚eine 
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Auge .an das Halbdunkel | 


fände bei einer länger als 1% Minuten dawernden Durchf. 


"Million Mark. Es würde sich also schon der Mühe lo 


der Reisenden so weit ‚werangen und, meines Erachtens, 
triftigen Grund. 


‚sein des, Durchgangs dürfte doch in den D-Zugwagen 
Sicherheit gegen einen Überfall bieten, als die Abgeschl 
‚heit in dem Einzelabteil eines Personen. wagens. 


"en, 


der alas ds Anschläsheheis: betätigt. wird. SBe 
wärtsbewegungen des Zuges, wie sie bei Verschiebebewe; 
erforderlich werden, findet ein Auslösen der Bremse nicht. tatt; 
der Bremshebel legt sich in solchen. Fällen nach vorwärts un 
und kehrt selbsttätig in die Grundstellung zurück. Die Auslö 
vorrichtung kann ferner durch Ziehen an einem besonderen 
für Notbremsungen benutzt werden. Um volle Freizügiek 
in der Verwendung der Triebwagen zu gewährleisten, ist 
gesamte Triebwagenpark oberhalb jedes Fahrerstandes 
Bremsauslösern auszurüsten. Da der Bremsauslöser jedoch n 
an.der Spitze des Zuges in Tätigkeit treten darf, ist es not 
dig, die sämtlichen übrigen im Zuge befindlichen Brems 1 
lösevorrichtungen stillzulegen, wodurch gleichzeitig der Steu 
strom der zugehörigen Fahrschalter abgestellt wird. Wie die 
Aufgaben erfüllt werden, ist ‘vom Verfasser eingehend 
einandergesetzt. 

In - einem Schlußabschnitt ist hekralg die AnordunneR 


strecke im Tunnel im Zusammenhange erläutert. 
(Schluß folgt.) 


Minute auf die vollständige Verfiokkesane und «ine Min 
auf die Übergangszeiträume von hell zu dunkel und um 
kehrt entfielen, praktisch jedoch besteht der "Unterschied. 
den beiden Vorschriften. “Um eine Übereinstimmung zu 
zielen, wäre nur nötig, der Bestimmung in den F. yo 
eindeutige Fassung zu geben, wie sie die B. O0. bereits. bes 
Man brauehte nun mit Rücksicht auf die Sicherheit der Rei 
den nicht so weit zu gehen und anzuordnen, daß die Wag 
dann zu beleuchten sind, wenn die Durchfahrt länger als z 
Minuten dawert, man brauchte. dem $ 39 (*) der E.V. nur 
Fassung zu geben, daß die Wagen beleuchtet werden: mi 
wenn die Durchfahrt länger als 1% Minute dauert, Es v 
dann schon die Beleuchtung bei den Zügen in Fortfall kom 
gebrauchen, und bei demen die vollständige Verfinster 
1 bis fast 1% Minute dawert. 
Es ist ohne. weiteres erkennbar, welche Brennstorä 
erspart würde, wenn eine Beleuchtung der Wagen nur 


durch einen Tunnel. Könnte in einem Direktionsbezirk 
Beleuchtung in zwei Tunneln unterbleiben, die je 
10 Zügen befahren: werden, und würden für jeden Zug 
für Brennstoff und Löhne in Ansatz gebracht, dann w 
in einem Jahr 365.5.10.2 — 36 500 M ‚enspart werden kö 
BRechnet man mit denselben Verhältnissen. in nur 10 Direk 
bezirken, dann wäre die Ersparnis schon mehr als ein D 


die Belemuchtungsfrage der Züge bei der Durehfahrt duı 
einen Tunnel eingehend zu untersuchen. - 

Im $ 39 (*) der F.V. ist nun weiter bestimmt, daß D. 
wagen in Tunneln zu beleuchten sind, wenn überhaup 
eine vollständige Veerfinsterung in Wagen wintrit 
den D-Zügen ist man wohl mit Rücksicht auf die Sic 
Ü 1 
Die Sicherheit für die Reisenden ist d 
gerade in einem D-Zuewagen größer, weil er mit Durchg; 
versehen ist. Wohl mit zur Erhöhung der Sicherheit weı 
deshalb doch auch Persönenwagen mit Abteilen heute so 
baut, daß die Abteile miteinander in Verbindung ste 
Während nun aber Personenzüge mit Abteilwagen, ohne 
eine Verbindung. zwischen den einzelnen Abteilen bes 
bei einer Verfinsterungsdawer bis zu einer Minute 
einen Tunnel vollständie dunkel laufen, müssen D- Zü, 
demselben Falle beleuchtet werden. Gerade das Vorhand 


“ 


Es kommt nun noch hinzu, daß in. der Nacht, wie man 
obachten kann, die Reisenden in dem D- Zuewagen die Ab 
verdunkeln, so daß schließlich sämtliche Abteile * 
Wagens vollständig finster sind. Kein Reisender denkt 
beim Durehfahren: eines Tunnels an eine ‚Minderun. 
Sicherheit, und am Tage dagegen werden sämtliche Abi 
beleuchtet. Man könnte fast glauben, daß D-Wagen bei 
Durchfahrung eines Tunnels deshalb beleuchtet würd 
den Reisenden die Bequemlichkeit zu bieten, seine : 
nicht unterbreehen zu müssen. 


Ei 

Wenn man“ aber starr an der Vorschrift festhalten wollte, 
5 D-Züge im Tunnel zu beleuchten, sobald nach den F.V. 
rhaupt eine vollständige Verfinsterung. eintritt, dann 
man wohl die. Abteile selbst unbeleuchtet lassen 
nnen. Es würde für die Sicherheit der Reisenden genügen, 
einen Teil der Lampen im Durchgang zu brennen. Der 
9 (*) der F.V. sagt ja auch nicht bestimmt, wie weit die 
leuchtung der Wagen in einem D-Zug gehen soll. 
hlich werden aber "heute, selbst bei der Durchführung eines 
ältnismäßie kurzen Tunnels, außer den Durcheänsen 
tliche Abteile des D-Zuges beleuchtet. Es ist 
eres zu erkennen, daß die Ersparnis an Brennstoff bei 
Beschränkung oder gar vollen Beseitigung der Be- 
uchtung der D-Züge in den Fällen, in denen ıes bei den. Pei- 
menzügen geschieht, eine weitere recht beträchtliche Kosten- 
ersparnis im Gefolge haben würde, 

Die Beukige Art der Belsuchhnng der D-Züse bei der Durch- 


_ Im folgenden wird gezeigt, wie bei der Annahme von Eil- 
und Frachteut die heute allsemein übliche Arbeitsmethode 
mindestens bei großen Güterämtern verbessert werden kann. 
Will heute ein Versender ein Frachtstück bei einem eroßen 
ramte aufgeben, so bringst er das Gut zum Annahme- 


den Vorprüfer. Nach Feststellung der ordnunesmäßigen 
füllung des Frachtbriefies und etwaiger Ergänzung man- 
after Angaben wird der Frachtbrief vom Versender zur 
e sebracht und vom Annahmebeamten das festgestellte 
htgewicht eingetragen. Der Annahmebeamte prüft gleich- 
£ die Verpackung und Sigenierung des Frachtstückes und 
genötigt, häufig die Signierung vorschriftsmäßig selbst 
zuführen, Das Gut verbleibt nun auf dem Güterboden 
d wird vom Frachtbrief setrenni, den der Versender zu 
ebiger Zeit (entweder sofort oder auch nach Taxen) an den 
erversandschalter brinst. Der 
kierung den Frachtbrief vor den Augen des Versenders 
jeren, durch Abstempelung den Frachtvertrag förmlich 
schließen und, wenn es kein Kontoinhaber ist, vom Voer- 
ST den. Geldbetrag einziehen. In dieser heute wohl all- 
meinen. Übung sind drei N. achteile enthalten: 


Die Sestweiliss Trennung von Frachtbrief und Fracht- 
Bei saumseligem Verhalten ‘des Auflieferers, welcher 
selten-der Versender selbst und meist ein Angestellter 
wird, wird der Güterboden dureh Gut belastet, das bei 
edem Bodensturz nach den Vorschriften für überzähliges Gut 
ehandelt werden muß. Von dem Augenblick der Anlrefe- 
une an der Wasge an sollten Frachtstück und Frachtgut in 

rwahrung der Eisenbahnverwaltung bleiben. 


. Die Signierung der Frachtgüter ist keine einheitliche, Die 

S stellung der Versandstation und des Versandtages ist 
chwierig, wenn sich während der Reise der Frachtbrief vom 
: ap ‚trennt rd das Gut als überzählig auf irgendeiner 


ne en “Versender von dem "Schalterbeamten 
sceführt werden, der außerdem das - verantwortungsvolle 
häft ‚eines Kassierers hat. Beide Tätigkeiten sollten so 
nnt werden, daß das Tarifieren in einem ruhisen Raume 
von dem a eu von einem Biere en vorge ©- 


ah Absatz. 1 des im S 29. Be 20 der semeinen Ver- 
edin gungen!) enthaltenen Schiedsvertrages ist über alle 
en Rechtsansprüche aus dem zugehörigen Lieferungs- 
r Werkvertrage unter Ausschluß des Rechtsweges durch 
Schiedsgericht zu entscheiden, Ist nun nach dem Wort- 
nd Sinne dieser Vereinbarung beim Vorliegen veerschie- 
— ihrer Entstehung nach zeitlich ‚zusammenfallender 
etrennter — Streitigkeiten aus ein „und demselben Ver- 
almeı nur ein Schiedsgericht zur Entscheidung über 


ont tlichen. Arbeiten vom 22. 3, 1912 ni E D. 3792, III. 
—, are Jim: Eisenbahn-Verordnun sshblatt Nr. 13 
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Fat-" 


ohne 


‚mten bei der Wage und den Frachtbrief zur Vorprüfung 


Schalterbeamte muß bei. 
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aha eines Tunnels ist ein Luxus, der, meines Erachtens, 
- bei’ Deutschlands Verarmung beschränkt werden kann. Es 
stände ja nichts im Wege, für Speisewagen die Beleuchtung 
beizubehalten _und die Direktionen zu ermäc htisen, im .Be- 
darfsfalle besondere Anordnungen zu treffen. Mein V orschlag 
geht deshalb dahin, den $ 39 ) der. F. V. der. Bestimmung 
im $ 60 (!) der B.O. anzupassen und ihm folgende Fassung 
zu »eben:; 


N „Die Wagen der REN und D-Züge sind in 
Tunneln zu beleuchten, wenn die Durchfahrung länger 
als 1% Minute dawert, für Speisewagen und in besonderen 
Fällen können die Direktionen Ausnahmen zulassen.“ 


Eine Ersparnis würde dann, obwohl " man zur Sicherheit 
weitergegangen wäre als in der B.O., auf jeden Fall heraus- 
kommen. Für die Sicherheit der Reisenden wäre dabei noch 
‚ausreichend wesorgt. 


Verbesserungen bei der Güterannahme. 


| beamten nur zur Einziehung der Gelder und zur Abstempe- 
lung an den Schalter »ebracht wird, 

Drese drei Nachteile werden vermieden, wenn man bei den 
sroßen Güterämtern folgendes Verfahren einführt; Nach voll- 
zogener Vorprüfung des Frachtbriefes wiegt der Annahme- 
beamte das Gut, trägt das Gewicht in den Frachtbrief ein 
und signiert jedes Frachtstück mit einem Zettel, dessen zweite 
Fertigung auf den Frachtbrief seklebt, und dessen drittes Fer- 
acung dem Versender ausgehändigt wird. Der Zettel enthält 
den Namen der Station, die Nummer des Annahmebeamten 
oder der Waoe und den Tag. Der Frachtbrief verbleibt- beim 
Annahmebeamten und wird von einem Eisenbahnbediensteten 
in regelmäßigem Rundgange zu dem Tarifbeamten gebracht, 
der in ruhiger Arbeitsstube den Frachtbrief tarifiert und den 
zu serhebenden Geldbetrag winträst. Von hier gelangt der 
Frachtbrief wieder durch einen Eisenbahnbediensteten zu dem 
Sehalterbeamten. Der Versender hat sich inzwischen außen 
herum an den Versandschalter begieben und wartet, bis der 
Schalterbeamte die Nummer, die auf dem Signierzettel steht, 
ausruft. Alsdann bezahlt er den Frachtbetrag. der Schalter- 
beamte stempelt den Frachtbrief ab, und der» Frachtbrief 
wandert zum Eintrag in: das Veersandbuch. 

Die Vorteile einer einheitlichen Sıenierung eines eroßen 
Teiles der Frachtgüter sind einleuchtend, und die Entlastung 
des Schalterbeamten ist ganz erheblich, da er nur noch die 
Tätigkeit eines Kassierers ausüben und "nieht mehr. unter den 
Ausen winer oft vielköpfisen Menee eine Arbeit verrichten 
muß, zu deren richtieer Ei Jedieung äußere Ruhe weissentlich 
unerläßlich ist. Schwieriekeiten technischer Art werden bei 
der Durehführuns dieses Vorschlages wohl kaum auftreten, 
da es sich nicht um die Nemeinführung -un®ewohnter, sondern 
um die planmäßise Anordnung und Teilung altgewohntber ° 
Vorgänge’ handelt. Es ist wahrscheinlich, daß dadurch die 
Selbstkosten vermindert werden: durch Entlastung der Güter- 
böden, Verrinserung der überzähligen und fehlenden KaUeT: 
Besetzung der Güterschalter mit unteren ‚Beamten = dank 
Eine Kostenverminderung tritt sicher ein, wenn en: “ sieh 
eleichzeitir dazu entschließt, das heute dreifache Berechnen 
des Frachtbetrages auf ein zweifaches zu ermäßigen, also auf. 
eine Frachtberechnung vor der Übergabe an -den Versand- 
station-Güterschalter und auf sine Frachtnachprüfung beim 
Eintras ins Empfanebuch der Empfangsstation. 

Mannheim, im April 1921. Dr. Gaber, Regierungsbaurat. 


& N ES | Entscheidung über verschiedene Ansprüche aus ein und Beuzelben Vertragsverhältnis. 


alle Streitfragen berufen, oder ist die gleichzeitige oder auf- 
einanderfolsende "Bildung und das Nebeneinanderwirken 


- mehrerer Schiedsgerichte über je verschiedene Streitfragen 


zulässig und bei Abfassung des Schiedsvertrages beabsichtigt 
sewesen? Diese Frage von erundsätzlicher Bedeutung haben 
Landserieht und Oberlandesgericht in K. in einem Beschluß- 
verfahren in Sachen des Baußgeschäfts G. in N. gegen den 
Eisenbahnfiskus entschieden. 

Die Unternehmerin beabsichtigte ihre aus einem Werkver- 


trage über einen Bahnbau hergeleiteten Rechtsansprüche, die 


sie ihper Natur nach in a) rein technische, b) rechtliche 
Streitfragen trennte, bei zwei verschiedenen. Schiedsgerichten 
anzubringen, und zu diesem Zwecke zu a) ein vorwiegend mit 


Technikern, zu b) ein mit J uristen besetzbes Schiedsgericht 
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bilden zu lassen. Das Baugeschäft verlangte daher von dem 
Eisenbahnfiskus, der damals bereits einen juristisch vorge- 
bildeten Schiedsrichter bestellt hatte, die Ernennung eines 
zweiten, technisch vorgebildeten Schiedsrichters für das zur 
Entscheidung über die technischen Streitfragen zu bildende 
Schiedsgericht, während der vom Fiskus bereits bestellte 
Schiedsrichter als Beisitzer für das andere, die rechtlichen 
Fragen zu behandelnde Schiedsgericht „selten sollte. Der 
Eisenbahnfiskus lehnte die Ernennung eines zweiten! Schiedis- 
richters unter Berufung auf den Schiedsvertrag (Abs. 1 des 
S 29 bzw. 20 der allgemeinen Vertragsbedingungen), wonach 
zur Entscheidung über alle streitigen Rechtsansprüche nur 
eın Schiedsgericht berufen sein könne, ab. 

Der darauf von der Unternehmerin beim ordentlichen Ge- 
richt auf Grund des $S 1029 ZPO. gestellte Antrag auf Ermen- 
nung eines Schiedsrichters ist von beiden Instanzen als un- 
begründet zurückgewiesen worden, wobei Landgericht und 
Oberlandesgericht übereinstimmend der Auffassunz des 
Eisenbahnfiskus von der Unzulässiskeit der Bildung und des 
Nebeneinanderwirkens mehrerer Schiedsgeriehte beigetreten 
sind (Beschlüsse des Landgerichts II. Z. K. in Königes- 
berg (Pr.) vom'23. 10. 1919 und 31. 5. 1920. Aktenz.: 3 As 53/19 
und Beschluß des Oberlandesgerichts IV. Z. S. in Königs- 
berg (Pr.) vom 4. 11. 1920 — 3, "W. 344/20 —). 


Aus der Urteilsbegründung des Oberlandesgerichts wird & 
nachstehendes im Wortlaut wiederseseben : 
ET ae Die Antragstellerin steht auf dem Standpunkt, 


schon die Bestimmungen des $ 29 der Alleemeinen Vertrags- 
» bedingungen serien dahın auszulesen, daß grundsätzlich für 
jeden neu entstehenden Streitpunkt ein besonderes Schieds- 
gericht zu bilden sei. ..... Der Antragsgegner dagegen 
ist der Ansicht, daß nach dem Wortlaut und Sinn des S 29 ein 
Schredsgericht über sämtliche Streitiekeiten der Parteien zu 
entscheiden habe, das einmal sebildete Schiedsgericht also 
ohne weiteres für alle auch später entstandenen Streitiskeiten 
zuständig sei. Der letzteren, Ansicht, der sich auch das Land- 
gericht angeschlosen hat, muß wenigstens für den vorliegen- 
den Fall beigetreten werden, wo die Schiedsrichter für den 
einen Standpunkt schon ernannt, der Obmann aber noch gar 
nicht ernannt und das Schiedssericht noch nicht zusammen- 
setreten ist. Entscheidend ist allein, welehe Absicht mit dem 
8 29 der Allgemeinen Vertragsbedingungen von den Vertrag- 
schließenden verbunden ist, da allein die Parteivereinbarun- 
gen über die schiedsrichterliche Entscheidung maßsebend sind. 
Die Bestimmungen der Zivilprozeßordnung über das schieds- 
richterliche Verfahren enthalten nichts wesentliches dar- 
über, überlassen die Regelung dieser Fraze- vielmehr ledie- 
lich dem Schiedsvertrag der Parteien. Schon der Wortlaut 
des 8 29 „Über alle streitigen Rechtsansprüche wird darch 
ein. Schiedsgericht rentschieden ..... “ in Verbinduns mit den 
folgenden Bestimmungen über die Bildung des Schiedsgzerichts 
spricht dafür, daß dasselbe Schiedsgericht sämtliche Streitig- 
keiten der Parteien entscheiden soll. Allerdines lautete der 
8 29. worauf die Antragstellerin hinweist, früher anders, 
nämlich dahin „Streitiskeiten .... sind zunächst der vertrag- 
schließenden Behörde zur Entscheidung vorzulegen. Die 
Entscheidunz ..... eilt als anerkannt, falls der Unter- 
mehmer nicht anzeist, daß er auf schiedsrichterliche Eht- 
scheidung über die Streitickeiten ıantrage“, und es ist richtig, 
daß in dem die neue Fassung einführenden Runderlaß des 
Ministers der öffentlichen Arbeiten vom 12. April 1912°), der 


°) Siehe Zentralblatt der Baıverwaltung für 1912 S. 261/64. 
— Der Wortlaut dieses Runderlasses ist genau derselbe, wie 


Einführung der doppelten Buchhaltung bei den österreichischen Bundesbahnen. 


Im Interesse einer klaren Erfassung des Vermösens und 
seiner Veränderung sowie der wirtschaftlichen Erfolee oder 
Mißerfolge der eroßen Wirtschaftsbetriebe des Bundes hat 
die Österreichische Regierung in Aussicht genommen, mit 
Wirksamkeit vom 1. Januar 1922 angefangen die Verrechnung 
bei allen Betrieben und Monopolen des Bundes nach dem 
System der kaufmännischen doppelten Buchhaltung (Doppik) 
einzurichten. Es sind dies die Verwaltungen der Tabak-, 
Salz- und Süßstoffmonopole, der Staatslotterien, der Forsten 
und Domänen des Bundes und des Religionsfonds, der Montan- 
betriebe, dire Bundesbahnen, die Bodensee-Schiffahrt, die 
Post (einschl. ihres Kraftfahrbetriebes). der Telegraph, Fern- 
sprecher und die Rohrpost, die Postsparkassa, Staatsdruckerei, 
das Münzwesen, der 'Wirtschaftsbetrieb des Hofärars, die 
Staatstheater, die Industriewerke des Bundes und das Schieß- 
und Sprengmittelmonopol. Bei Zweigen der reinen Hoheits- 
verwaltung bleibt nach wie vor die Kameralistik in Geltung. 
Die Vorarbeiten für diese Neweinführung sind bereits im 
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“— die hier nicht vorliegen —, ohne weiteres anzunehmen, daß 


-liehen Gericht, das 


:8. 75 ff. 


‘einer späteren Gelegenheit vorbehalten wird, Einzelheiten 


Zoltung des Ver 
Deutscher Eisenbahnverwaltunge - 


eine Begründung und Erläuterung Aden Anerune gibs 
dieser Änderung nieht gedacht ist. Das war aber auch nicht 
notwendig, wenn der Minister darin eine sachliche Änderung 
nicht rerblickte, vielmehr auch schon in der früheren Fassung 
von derselben Auffassung ausgegangen war, daß nur ein 
Schiedsgericht in Frage komme. Dafür aber, ‘daß dieses die 
Absicht war, sprechen innere Gründe, die auch jetzt als ent- 
scheidend in Betracht kommen. Es ist von der größten Wich- 
tigkeit und zweckmäßig, daß im Schiedsgerichtsverfahren alle 
aus ein und demselben Vertragsverhältnis entstehenden Strei- 
tiekeiten der Parteien nach einheitlichen Grundsätzen von 
denselben Richtern entschieden. werden. Mögen die einzelnen 
Streitigkeiten auch an sich verschieden sein, so werden doch 
stets auch gewisse grundsätzliche Fragen und Verhältnisse 
in Betracht kommen, die für alle Streitiekeiten von Bedeu- ; 
tung sind. Es würde deshalb zu den erößten Unzuträglich- 
keiten führen, wenn diese in den verschiedenen Streitigkeiten 
verschieden. entscheiden würden, und so in das Verhältnis 
der Parteien eine völlige Rechtsunsicherheit getragen würde, 
Deshalb ist, falls nicht besondere, Umstände entgegenstehen 


die Parteien bei Abschluß eines Schiedsvertrages hinsichtlich 
der Streitigkeiten aus einem Vertragsverhältnis die Entscher- 
dung in allen Fällen durch dasselbe Schiedsgericht vereinbaren 
wollen, ganz besonders für den Fall, daß vor dem Zusammen- a 
tritt des Schiedsgerichts mehrere Streitigkeiten entstehen. 40 
wäre in solchem Falle für die Parteien, ja auch sehr um-' 
ständlich, gesondert ihre Intenessen vor mehreren Si 
gerichten gleichzeitig wahrzunehmen. N 


Daraus, daß im ordentlichen Gerichtsverfahren kein Zi 
besteht, mehrere Streitigkeiten aus demselben Rechtsverhält 
nis vor dasselbe Giericht zu bringen, läßt sich für das schieds- 
richterliche Verfahren, das im wesentlichen der Parteiverein- 
barung unterliegt, nichts folgeern. Die Parteien haben es ja 
auch im ordentlichen Verfahren in der Hand, bei Überein- 
stimmung dasselbe Gericht anzugeben, wenn- es auch 
nach den Zuständigkeitsbestimmungen der Zivilprozeßord- 
nung nicht schon an sich für alle Streitirkeiten zu- 
ständig sollte. Außerdem aber ıst bei dem ordent- 
aus welehrten Richtern besteht und 
nach den Vorschriften der Giesetze entscheidet, «ine 
ganz andere Garantie für eine im wesentlichen s«inheit- 
liche Rechtsprechung geboten als bei dem Schiedsgericht, 
dessen Richter besonderen Anforderungen nicht zu ent 
sprechen brauchen, und bei deren Entscheidung das freie Er- 
messen eine maßgebende Rolle spielt, ganz abgesehen davon, 
daß in allen größeren Sachen durch die Möglichkeit der An- 
rufung des Reichseerichts die Sicherheit für eine einheitlie r 
Rechtsprechung hinsichtlich der Rechtsauslegung im ordent- 
lichen Verfahren geboten ist, während das Urteil des Schieds- 
erichts einer materiellen Nachprüfung überhaupt nicht unter- 
lieet. Für den hier allein in Betracht kommenden Fall, daß 
mehrere Streitigkeiten vor dem Zusammentritt des Schieds- 

geriehts entstehen, muß daher als Wille der Vertragschließen- 
den dem $& 29 entnommen werden. daß dasselbe Schiedsgericht 
osewiß über alle diese Streitiekeiten zu entscheiden hat, und 
daß für die Bildung besonderer Schiedsgerichte kein. Raum ist, 
falls das nicht in einzelnen Fällen besonders vereinbart ist.“ 


Bart h. 5 


sein 


der im Erlaß vom 22. 3. 1912 — Eisenbahn-Veerordnungsblatt 
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vollsten Gange; bei der Unmenge hierbei auftauchender 
grundlegender Fragen, die einer vorherigen. Lösung bedürfen, 
bei der Notwendiekeit einer ‚umfassenden Neubearbeitung der 
gesamten Vorschriften für den Rechnungs- und finanziellen 
Dienst sowie einer Neuauflage der meisten Bücher und 
Rechnungsvordrucke, deren. technische Herstellung unter den 
heutigen Verhältnissen allein schon mehrere Monate verfor- 
dert, dürfte jedoch bei den. österreichischen Bundesbahnen als 
dem bei weitem erößten und umfangreichsten Wirtschaf' S- 
betriebe frühestens erst für den 1. Januar 1923 mit dem In 
krafttreten der Doppik gerechnet werden können, Indem es 


der in Ausarbeitung begriffenen Verrechnungsänderung zur 
Sprache zu bringen, soll vorerst über die Verrechnung bei den 
österreichischen Bundesbahnen «in kürzerer historise ET 
Rückblick gegeben werden. j 

Als mit der Erwerbung der vormaligen Kaiserin Elisabeth- 
bahn zu Beginn der achtziger Jahre des vorigen Jahrhunderts 
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or letzte Abschnitt der Eisenbahnverstaatlichungen ihren 
nfang nahm, bestimmten die Grundsätze für die Organi- 
ıtion des Staatseisenbahnbetriebes vom 26. Februar 1882 in 
den zusehörigen Eisenbahnen eingeführten Methode: der 
oppelten Buchführung zu arbeiten, jedoch die Gebarungs- 
asweise und den. Rechnungesabschluß in der durch das Staats- 
‚sehnungswesen "bedingten (kameralistischen) Form aufzu- 
‚ellen habe. Durch die im Jahre 1886 wingebrachte Be- 
ungsvorlage für den Gebarungsabgang der Jahre 1881 
is 1885 (Gesetz vom 5. Juni 1887, R.-G.-Bl. Nr. 69), wurde 
ie Aufmerksamkeit des Aboeordnetenhauses auf die Art 
hie bei den Staatsbahnen bis dahin bestandenen Vierrechnung 
‚elenkt und sbellte der Handelsminister Marquis Bacqwehem 
‚legentlich der parlamentarischen Behandlung dieses Ge- 
Ka in der Herenhaussitzung vom 28. Mai 1887 den Über- 
ang auf das kameralistische "Reehnungssystem im Interesse 
I Reier Übereinstimmung der Gebarungs- und Verrech- 
angsnormen für den Staatseisenbahnbetrieb mit jenen der 
bien, Staatsdienstzweisie in Aussicht, der sodann mit 1. Juli 
89 erfolgte. 
‚Doch ist seither der Ruf nach Anwendung der kaufmänni- 
en doppelten. Buchführung bei den Österreichischen Staats- 
ahnen nie verstummt. Bereits selegentlich der Verstaat- 
‚chung der Kaiser Ferdinands-Nordbahn im Jahre 1906 
urde erwogen, das daselbst bestehende doppische Verrech- 
ungssystem auf die Staatsbahnen zu übertragen. Gelegent- 
h der Verhandlungen über die Verstaatlichung der Staats- 
senbahngesellschaft, der Österreichischen Nordwestbahn und 
Südnorddeutschen Verbindungsbahn im Parlament, wie 
 Staatseisenbahnrat wurde neuerdings die Einführung der 
;ppelten Buchhaltunz bei den österreichischen Staatsbahnen 
erlangt, zumal auch die damalige wirtschaftliche Depression 
7—1909), wie es in Zeiten wirtschaftlichen Niederganges 
' zu sein pfleete, die Frasie der Rentabilität der Staats- 
n und den Wunsch nach kaufmännischen Vermögens- 
d Erfolgsnachweisungen hierfür in den Vordergrund rückte. 
rüber fanden auch im Schoße der beteiligten. Zentralstellen 
ingehende Beratungen statt, wie auch die Öffentlichkeit sich 
»bhaft dafür interessierte. Die Frage der Einführung der 
aufmännischen Buchführung war auch ein besonderer Pro- 
| mpunkt der im Jahre 1910 und 1911 durchgeführten Enquete 
erben über dıe Reorganisation der Staats- 
venbahnverwaltung, woselbst die Mehrzahl der Tieilnehmer 
‘arm für die. Doppik eintrat. Nahezu gleichzeitig erwoz auch 
I eußische Staatseisenbahnverwaltung die Frage der Ein- 
‚ihr & dieses Rechnunesystems. In eingehender Weise nahm 
‚nisterialdinektor Offenbere zur Frage „Soll die preußische 
| a isenbahnverwaltung die kaufmännische Buchführung 
inführen“ in dieser Zeitung (Nr. 17 vom 27. Februar 1909, 
269) Stellung, indem er insbesondere ein Muster einer 
“ bei 'kameralistischer Buchung möglichen. Vermögens- 
z wie Gewinn- und Verlustrechnung beifügte. Auch die 
n Jahre 1910 vom preußischen Minister der öffentlichen Ar- 
n eingesetzte Studienkommission zur Prüfung der Frage, 
iwieweit die wirtschaftlichen Einrichtungen privater Werke 
der auch anderer Staats- und Reichsbetriebe für den Betrieb 
T preußisch- -hessischen Eisenbahngemeinschaft geeignet er- 
heinen, beschäftigte sich mit dem Gesenstande; sie gelangte 
'abei zur Einsicht, „daß die kaufmännische doppelte Buch- 
ihrung für den Staatseisenbahnbetrieb nicht in Frage kommen 
ann, zumal das kameralistische Vierfahren, wie die vom 
nisterialdinektor Offenberg aufgestellten Gewinn- und Ver- 
‚istrechnungen ‚sowie Vermögensbilanzen der preußischen 
taatsbahnen zeigen, eine ausreichende Unterlage zur Fest- 
ne des Vermösens und der Rentabilität für Rechnung und 
F darbietet“ (siehe Nr. 59 vom 2. August 1911, Seite 950 
en Zeitung). Zu einem ähnlichen Ergebnis waren in den 
jE inisteriellen Verhandlungen vom 25. und 26.. November 
die Einführung der Doppik hei den österreichischen 
Ehren auch die österreichischen Zentralstellen »elanst, 
»m die überw jegiende Anzahl der Beratungsteilnehmer der 
nung Ausdruck verlieh, „daß ein Bedürfnis, das kame- 
stische Verrrechnungssystem zu verlassen, nicht vorliege, 


Nachrichten. 
Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


Terkehrs- und Tariffragen vor dem Verkehrsausschuß. Der 
hrsausschuß des Reichswirtschaftsrats beschäftigte “sich 
‚einer Eingabe des Deutschen Kalisyndikats, betreffend Er- 


22, daß die Buchaltung bis auf weiteres nach der bisher 


und daß ses sich schon vom Gesichtspunkte der Einheitlichkeit 
der Staatsreehnung nicht empfehle, bloß für den Eisenbahn- 
betrieb eine auf wesentlich verschiedenen Grundsätzen be- 
ruhende Verrechnung einzuführen“ Zugleich wurde jedoch, 
um den Haupteinwand gegen die Kameralistik abzuschwächen, 
beschlossen, die kameralistische Verrechnung durch Ver- 
mögens- und Erfolgsnachweisungen noch doppischem Muster 
auszugestalten. 

In diesem Sinne enthält der jeweilige Verwaltunesbericht 
der österreichischen. Staatsbahnen seit 1909 Veermösensbilanzen 
und Gewinn- und Verlustrechnungen in doppischer Form, 
denen jedoch die Bedeutung einer im Sinne des Handelsgesetz- 
buches verfaßten Bilanz naturgemäß nicht zukommt. Sie 
unterliegen, wie überhaupt der Verwaltungsbericht, auch nicht 
der verfassunesmäßisen Kontrolle, wie sie für die Staats- 
nechnung vorgeschrieben ıst. Der vom Rechnuneshofe allein 
Seprüfte und dem Parlamente als Grundlage bei der Er- 
teilung des Absolutoriums dienende Zentralrechnungsabschluß 
oıbt weder über die wirtschaftlichen Ergebnisse noch über die 
Vermögenslage der Staatsbahnen. Aufschluß. Die Veerwaltungs- 
berichte enthalten außerdem auch «eine weingehende Nach- 
weısung des Schuldendienstes und des statistischen Anlage- 
kapitals der Österreichischen Staatsbahnen, fierner eine Er- 
tragsrechnung, die alle auf den Betriebsüberschuß der Staats- 
bahnen wirkenden Ausgaben oder Einnahmen des StaatsKäus- 
haltes, ohne Rücksicht auf deren Vorkommen in einem bie- 
stimmten Etat berücksichtigt und damit ein ziemlich annähern- 
des Bild des tatsächlichen Betriebserfolges der Staatsbahmwen 
oewährt und schließlich auf dieser Grundlage wine Berech- 
nung der Verzinsung des Anlasewertes dieser Bahnen. Eine 
ähnliche präsumptive Ertragsrechnung war auch den jeweei- 


lisen Staatsvoranschlägen als Beilage angeschlossen, ist 
jedoch im Kriege in Wegfall gekommen. 5 
Der während des Krieges #«ingetretene Niedergang des 


Eisenbahnbetriebes und das immer fühlbarer gewordene Miß- 
verhältnis der Betriebsausgaben zu den Betriebseinnahmen 
lveß jedoch der Ertraesrechnung der ösberreichischen. Staats- 
bahnen wieder ernewerte Aufmerksamkeit zuwenden, und es 
erscheinen  derartise Ertragesrechnungen ım Voranschlage 
wieder. Allgemeiner und reger wurde. zueleich der Wunsch, 
die Wirtschaftsführung und die Erfolge des Bundesbetriebes 
sowie das in den bundesstaatlichen Bahnen enthaltene Vier- 
mösen klar zu sehen. 

Aus diesem Gesichtspunkte wıll auch das neuerdings auf- 
o@etpetene Bemühen nach Einführung der Doppik bei den öster- 
reichischen Bundesbetrieben, insbesondere bei den Bundes- 
bahnen, verstanden sein, nachdem sterade dies ein besonderer 
Vorzug der kaufmännischen doppelten Buchführung ist, eine 
im Rechnungsystem selbst begründete, ins einzelne gehende 
Vermögens- und Erfolgssnachweisung zu besitzen. Dieses 
Bestreben, das nunmehr auch auf weine Reihe während des 
Krienes staatlich erriehteter Wirtschaftsorganisationen: mit 
kaufmännischer Verrechnung hinweisen kann, führte zu der 
auf Antrag des Nationalrates ‘Dr. Wutte gelegentlich der 
‚Budseetverhandlungen 1919/20 wefaßten Entschließung des 
Finanz- und Budsetausschusses der. konstituierenden Nationäl- 
versammlung vom 8. Januar 1920 des Inhaltes:...Die Regie- 
rune wird aufgefordert, in späteren Staatsvoranschlägen da- 
für Sorge zu tragen. daß staatliche Wirtschaftsbetriebe nicht 
lediglich mit ihren Einnahmen und Ausgaben im Staatsvor- 
anschlage erscheinen, sondern daß hinsichtlich der Wirtschafts- 
betriebe auch nach kaufmännischen Prinzipien, sonach im 
Wege des voraussichtlichen Bilanz-, Gewinn- nnd Voerlust- 
kontos der Staatsvoranschlag ereänzt wird. Gleichzeitig wäre 
der Rechenschaftsbericht mit dem Bilanz- und Gewinn- und 
Verlustkonto über das verflossene Wirtschaftsjahr dem Hause 
zu. unterbreiten“. Diese Entschließung fand in einem gleich- 
lautenden Beschlusse der Nationalversammlung in der Voll- 
sitzunx vom 20. Mai 1920 ihne Bestätigung und bildete für 
die Regierung zu der eingangs erwähnten Einführung der 
doppelten Buchführune bei den Monopolen und anderen staat- 
lichen Betrieben. die Grundlage. 


Dr. Rottleuthner, 
Sektionsrat im österr. Bund.-Min. f. Verkehrswesen. 


mäßigung der Düngemitteltarife. Der Vertreter 
des Reichsverkehrsministeriums teilte dazu mit, daß die Regie- 
rung entschlossen sei, eine Ermäßigung von 20% eintreten zu 
lassen, was damit begründet wurde, daß der neue Tarif nach 
Aufhebung der früheren Ausnahmetarife die Düngemittel beson- 
ders schwer getroffen habe. Das Reichsverkehrsministerium habe 
sich, wenngleich auch angesichts der Finanzlage schweren Her- 
zens, zu der bezeichneten Maßnahme entschlossen, weil eine 
besondere Härte vorliege. In der Aussprache erklärten sich die 
Arbeitgeber des Handels, der Landwirtschaft und ein Vertreter 
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Süddeutschlands für die Ermäßigung, weil tatsächlich eine Härte 
für das Kali vorliege. Von den Arbeitnehmern des Kaliberg- 
baues, der’ Eisenbahn und der Industrie wurde dagegen geltend 
gemacht, es bestehe keine Sicherheit dafür, daß die Fracht- 
ermäßigung auch wirklich der Landwirtschaft zugute komme. 
Der Ermäßigung der Frachtsätze für Düngemittel wurde schließ- 
lich mit geringer Mehrheit zugestimmt. 


Mehere Anträge beschäftigten sich mit dem Personentarif für 
den Vorort- und Nachbarortsverkehr. Die Regie- 
rung erklärte dazu, daß die Frage zurzeit erwogen wird. Die 
Eingaben wurden ihr daher als Material überwiesen. 

Eine Anfrage mehrerer Mitglieder betreffend die den Reise- 
bureaus gewährte Provision beim Verkauf der Fahrkarten 
wurde von der Regierung dahin beantwortet, daß die vielen be- 
stehenden wilden Reisebureaus keinerlei Vergünstigung erhalten. 
Solche Vergünstigungen genieße nur das Mitteleuropäische 
Reisebureau, das als halbamtlich zu betrachten ist, da mehr als 
die Hälfte seines Betriebskapitals in den Händen der Reichs- 
eisenbahnverwaltung,etwa ein weiteres Viertel im Besitz der 
Eisenbahnverwaltungen von Ungarn und Österreich und nur ein 
Viertel in Privathand ist. Dieses Bureau, das Fahrkarten an das 
Publikum ohne ieden Aufschlag abgibt, erhält eine Provision 
von etwa 3%% beim Verkauf von Fahrkarten, die nur unter 
besonderen Umständen auf 7% steigen kann und demnach hinter 
dem ın der Anfrage genannten Satz von 10%% stets weit zurück- 
bleibt. Die erzielten Überschüsse werden nur zum Teil als 
Dividenden verteilt; sehr erhebliche Beträge. der Überschüsse 
fließen den beteiligten Eisenbahnverwaltungen für Zwecke der 
Verkehrswerbung zu, und zwar haben die Bahnen Deutschlands 
für den eben bezeichneten Zweck von dem Mitteleuropäischen 
Reisebureau im letzten Jahr 1500000 # erhalten. Übrigens be- 
deuten die Reisebüros eine Entlastung der amtlichen Fahrkarten- 
ausgaben und damit insbesondere eine Ersparnis an Personal. 


Eine Eingabe des Zentralverbandes Deutscher Schiffsmakler 
wandte“ sich gegen die Gebührenerhöhung im Fern- 
sprechsverkehr und die Beschränkung-der Gesprächdauer. 
Auf Grund von eingehenden Mitteilungen amtlicher Natur, wo- 
nach zurzeit eine Abändertng der Gebühren und Verkehrsbestim- 
mungen unmöglich ist, gelangte der Verkehrsausschuß zu dem 
besshluß, die Eıngabe der Regierung als Material zu überweisen. 

Der Ausschuß wird sich in seiner nächsten Sitzung mit einer 
Reihe von Eingaben betreffend die Neugestaltung der Orga- 
nisation der Reichseisenbahnverwaltung be- 
schäftigen. 


— Ausführung des Nachtragshaushalts für 1920 hinsichtlich der 


Stellen der Gruppen IX und X (Eisenbahnoberinspektoren oder 
Eisenbahnoberingenieure und Eisenbahnamtmänner). Das Reichs- 
Verkehrsministerium, Zweigstelle Preußen-Hessen, hat folgenden 
Erlaß an alle Eisenbahnairektionen gerichtet: „Durch den Nach- 
tragshaushalt für 1920 sind für die.Besoldungsgruppen IX und 
X einschließlich der vorhandenen -Eisenbahninspektoren 4244 
Stellen vorgesehen. Über die Zuweisung der Stellen der Gruppe X 
ergeht besonderer Erlaß. Die Verteilung der Stellen der Gruppe 
{X hat nach folgenden Grundsätzen zu erfolgen: 


I. Die Stellen sind Aufstiegsstellen für die zur Zeit vorhan-. 


denen erstklassigen Beamten des gesamten technischen und nicht- 
technischen Innen- und Außendienstes. Der Verteilung werden 
daher die vorhandenen erstklassigen Stellen aller Dienstzweige 
zugrunde gelegt werden. Nach Möglichkeit werden dabei die 
a der verschiedenen Dienstzweise gleichmäßig bedacht 
werden 


II. Das Aufrücken nach Gruppe IX gilt als Beförderung; für 
die Verleihung einer solchen Stelle können daher nicht das 
Dienstalter des Beamten, sondern allein praktische Bewährung 
und nachgewiesene Fähigkeit zur Wahrnehmung der schwierig- 
sten Stellen maßgebend sein. Bei der Verteilung der Stellen 
ist daher vom Stellenprinzip auszugehen, d. h. es sind grund- 
sätzlich nur Beamte zu befördern, die mit der Verwaltung eines 
schwierigen und bedeutungsvollen Dienstpostens betraut sind 
und sich dabei bewährt haben. Sollte ausnahmsweise ein Dienst- 
posten, dem die Bedeutung einer Stelle der Gruppe IX anerkannt 
wird, wegen der zeitigen Schwierigkeiten in der Personaldispo- 
sition nicht mit einem geeigneten Beamten besetzt sein, so würde 
dieser von der Beförderung auszuschließen und alsbald durch 
einen für die Wahrnehmung di&ses Dienstpostens voll geeigneten 
Beamten zu ersetzen sein. Ich halte es jedoch nicht für ange- 
zeigt, Beamte, die seit Jahren einen schwierigen Posten versehen, 
ohne daß sich Mißstände ergeben haben, nunmehr aus Anlaß 
der Durchführung des Nachtragshaushaltes die Beförderung zu 
untersagen. Andererseits würde ich es gleichfalls nicht billigen, 
daß zur Wahrnehmung schwieriger Dienstposten an sich be- 
fähigte Beamte, denen jedoch eine solche Stelle aus persönlichen 
Gründen nicht übertragen worden ist, oder die etwa die Über- 
nahme eines schwierigen Postens abgelehnt haben, eine Stelle 
der Gruppe IX erhielten. Sollte es aus ganz besonderen 
Umständen unumgänglich erscheinen, einem Beamten, en 
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lich auf die Geltendmachung des Rücktrittsrechts ve 


. solche Beamte berücksichtigt werden, die sich noch in ( 
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sen Befähigung“ zur Wahrnehmung einer ch St 
außer Zweifel steht, dessen entsprechende Verwendung sich & 
bisher und auch jetzt nicht sofort durchführen läßt, ‚eine 
der Gruppe IX zu verleihen, so würde dies auf seinem j 
Dienstposten nur geschehen können, wenn seine anderweite 
wendung bei nächster Gelegenheit in Aussicht genommen 
den kann und der Beamte sich hiermit schriftlich einver 
erklärt hat. 

Die Fälle. in denen eine Abweichung vom Stellenprinzi 3 
der einen oder anderen Richtung notwendig und gerechtfer! 
erscheint, werden stets die Ausnahme sein. In allen 
Fällen würde meine Zustimmung zu dieser Abweichung v 
einzuholen sein. 

III. Die Beförderung in eine Stelle der Gruppe IX da 
Ablauf der Frist für den Rücktritt in den Landesdienst ( 
1921) nur erfolgen, wenn die zu befördernden Beamten. 


haben. Falls sie diese Verzichterklärung nicht abgeben, 
Ernennungsverfügung ihnen erst auszuhändigen, nachd 
Frist für die Erklärung des Rücktritts abgelaufen und vo 
eine Rücktrittserklärung nicht abgegeben worden ist. 

IV. Aus Elsaß-Lothringen abzgewanderte Beamte erhalten 
der der Zweigstelle Preußen-Hessen zugewiesenen Stellen. 
etwaige Beförderung dieser Beamten erfolgt besonders. 

V. Die. ‚Beförderung in Stellen der Gruppen IX und 2 
grundsätzlich im regelmäßigen’ Aufstieg von Gruppe zu ee ; 
zu erfolgen. Bei der jetzigen erstmaligen Vergebung der 3 
‚können beim Vorliegenbesonderer Umstände 


VII befinden. 


VI. Besondere Entscheidung‘ ergeht noch über die Fr 
den nach dem 1. April 1920 in’ den Ruhestand versetzte 
amten, die beim Verbleiben im Amte bestimmt eine 
der Gruppe IX erhalten hätten, noch die Bezüge aus di 
Gruppe nachgezahlt, und ob ihre Ruhegehaltsbezüge ent 
chend erhöht werden können, sowie ob die Hinterbliebenen 
nach dem 1. April 1920 verstorbenen Beamten, die im Le 
falle bestimmt eine Stelle der Gruppe IX erreicht 
Bezüge aus dieser Gruppe nachgezakt und erhöhte 
bliebenenbezüge. gewährt werden können. 

VII. Sämtliche Beamte, die am 16. März 1920 oder sp 
Eisenbahninspektoren befördert sind, rücken als Eisenba 
inspektoren in die Gruppe IX ein. 

Außer den bereits vorhandenen Eisenbahninspektoren | 2 
Stellen der Gruppe IX: 

1. die Vorstände der auf Grund der Büroordnung 
® Eisenbahndirektionen vorhandenen Büros sowie der 

. die durch Erlaß vom 19. November 1920 — IV. 46. 3 
oder durch besondere Erlasse gebildet sind; 

2. die ständigen Vertreter dieser Bürovorstände, so 

außer mit der Stellvertretung mit der. ‚Bearbeitun 

- wichtigen Arbeitsrate betraut sind; 

3. die Vorsteher von Büroabteilungen im Sinne des. 

Büroordnung für die Eisenbahndirektionen, soweit d 
‚ Abteilungen vor der Teilung der Büros vorhanden 
4. die technischen und nichttechnischen Betriebskon 
(einschließlich Oberbaukontrolleure); 
5. Sämtliche Rechnungsrevisoren. Es ist künftig daraı 
dacht zu nehmen, die Rechnungsrevisoren aus den 
tigsten Beamten aller Büros auszuwählen; 

6. die Verkehrskontrolleure; 

2. die Betriebsingenieure, soweit sie Vertreter von 
ständen sind oder bei einem Amte als Betriebsin 
beschäftigt werden. Betriebsingenieure, die im tec 
Büro einer Eisenbahndirektion in Stellen von tec 
Eisenbahnsekretären beschäftigt sind, dürfen nur ı 
fördert werden, wenn Sie eine besonders schwier 
beitsrate bearbeiten. er 

8. der oder die Vertreter der HiupfkasssnrendineR 8 

Hauptkassenkassierer und. der etwa vorhanden 2. 
sierer; : 

9, Rahmen der verfügbaren Stellen bewährte. Tan 

. schwierigsten Arbeitsraten 1. Klasse des technisc 

_ nichttechnischen Bürodienstes bei den Eisenba 
tionen. Soweit für einzelne Arbeitsgebiete bereits 
bestehen, werden in der Regel die Führer der wich 
Gruppen die zu befördernden Anwärter sein. Sowei 
pen nicht bestehen, ist von ihrer Neubildung abzus 

30. die 1. Bürobeamten bei großen Ämtern. Als Bewe 

 maßstab für die Größe des Amtes wird in diesem 

allgemeinen die Zahl der bei den Ämtern vorha 
Bürobeamten zu gelten haben; 
11. die Leiter der schwierigsten technischen und nic 
nischen Dienststellen des äußeren Dienstes (eins hl 
der Magazine); in Ausnahmefällen bei ganz besonde 
ßen Dienststellen die Leiter besonders rt 
lungen. £ 
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Fe 
j iese Stellen werden den ®isenbahndirektionen für jedes ein- 
Bar entsprechend der Wichtigkeit der Raten zugewiesen 
en- = > : 
Zu Ziffer 10 und 11: 5 ; 
Um eine gleichmäßige Berücksichtigung dieser Stellen auch 
er die Direktionsbezirke hinaus zu gewährleisten, werden die 
in Betracht kommenden Stellen auf Grund besonderer Besprech- 
ungen mit den Eisenbahndirektionen von mir festgesetzt werden. 
II. Die Grundsätze für die Verteilung der Stellen auf die 
rschiedenen Beamtenklassen sind mit der Reichsgewerkschaft 
dem Beamtenbeirat beim Reichsverkehrsministerium (Zweig- 
le Preußen-Hessen) eingehend besprochen worden. Sie unter- 


rch die Eisenbahndirektionen und die bei diesen bestehenden 
Beamtenvertretungen. _ j 
_ Auch soweit es sich um geborene Inspektoren handelt, oder 
e Zuteilung der Stellen von hier aus erfolgt, wird im Gegensatz 
dem Verfahren bei der Verteilung der ersten 1700. Eisen- 
) ninspektorenstellen eine Mitwirkung der Beamtenvertretung 
cht in Frage kommen; denn es handelt sich diesmal nicht um 
e Verteilung besonderer Aufstiegsstellen an nur wenige und 
shalb besonders herausgehobene Beamte, sondern lediglich um 
/ergebung von Stellen auf Grund der neuen Besoldungs- 
nung, die nach allgemein festgesetzten, auf bestimmte Dienst- 
sten zugeschnittenen Grundsätzen erfolgt. 
der Auswahl der Stellen nach Ziffer % wird eine Fühlung- 


der Weise empfehlen, daß die Eisenbahndirektionen die von 
° die Gruppe IX ausgesuchten Stellen der Beamtenver- 
ur bekannt gibt, um dieser Gelegenheit zu geben, zu der 
chen 'Bewertung der Raten Stellung zu nehmen oder — 
usnahmefällen — gegen die Person eines Anwärters Ein- 
lungen zu erheben, die jedoch im einzelnen begrün- 
t werden müssen. Zweifelhafte Fälle werden in mündlicher 
' Erörterung zu klären sein. Die Entscheidung verbleibt der ver- 
‚antwortlichen Eisenbahndirektion. 
Die Grundsätze über die Verteilung der Stellen der 
pe IX für die einzelnen Besmtenklassen werden mit den 
sonaldezernten der Eisenbahndirektionen in eingehender 
ise besprochen werden, um die Gewähr dafür zu schaffen, daß 
in allen Bezirken in der von mir gewünschten Weise gleich- 
angewendet werden. Sollten sich trotzdem bei der Durch- 


ung der Grundsätze ergeben, so stelle ich anheim, an mich zu 
richten. Im übrigen werden, namentlich soweit Einzelfälle 
} ge kommen, die Entscheidungen der-Eisenbahndirektionen 
; Der Nachtragshaushalt hat rückwirkende Kraft vom 1. April 
20 ab erhalten. Die durch ihn überwiesenen Stellen sind daher 
rkend von diesem Tage ab zu verleihen. In erster Linie 
las. Dienstalter der nach dem 1. April 1920 beförderten 
enbahninspektoren auf diesen Tag zurückzudatieren. -Sodann 
alten die neu zu befördernden Beamten die noch verfügbaren 
vom 1. April 1920 ab; die jüngsten Anwärter rücken in 
m Laufe des Haushaltsjahres 1920 freigewordenen Eisen- 
ninspektorenstellen ein. j 

. Weit öfter als bisher wird es in Zukunft vorkommen, 
eamte dienstliche Weisungen von einem im Vorgesetzten- 
ältnis befindlichen Beamten erhalten, der sich in derselben 
7 in einer . niedrigeren Besoldungsgruppe als sie selbst be- 
Ich will deshalb von vornherein keinen Zweifel darüber 
n, daß das dienstliche Verhältnis von Beamten zueinander 
ch die Einreihung in bestimmte Besoldungsgruppen nicht be- 
rt wird. Maßgebend für Umfang und Richtung der dienst- 
" Befugnisse eines Beamten bleibt lediglich seine Dienst- 
" n&,“ Be 3 ? 


— Sonntagsrückfahrkarten. (Vgl. Nr. 22, S. 430 d. Zte.) Zur 
leichterung des Ausflugverkehrs von Berlin aus beabsichtigt 
; Eisenbahnverwaltung ebenso wie auch von anderen Groß- 
n aus, im Fernverkehr besondere Sonntagsrückfahrkarten 
äßisten Preisen auszugeben. Diese Rückfahrkarten, 
Benutzung nur an den Sonn- und Festtagen gestattet sein 
‚sollen bereits, wie die „Reichshauptstädtische Correspon- 
"schreibt, vom Sonntag, dem 3. Juli ab zur Ausgabe ge- 
. Es ist in Aussicht genommen, die Benutzer für dic 
ahrkarten nur bei bestimmten Strecken desFernverkehrs und 
_ zuzulassen, weil der Sonntagsverkehr auf den Fernstrecken 
ungsgemäß in Berlin ein sehr starker ist. Die Rückfahr- 


arten sollen vorläufig nur für die 4 Wagenklasse zur Ausgabe | 


gen, wobei auf den Fahrpreis für Hin- und Rückfahrt eine 
reisermäßigung von 33% % gewährt werden soll. Die 
onderzüge für die Benutzer der Sonntagsrückfahrkarten sind 
mächst nur auf folgenden Strecken in Aussicht genommen: 
in-Freienwalde, Berlin-Fürstenberg, Schlesischer Bahnhof- 
see, Schlesischer Bahnhof—Dahmsdorf-Müncheberg und 


ze 


sen daher nicht mehr einer Abänderung oder Verhandlung 


"Stationen sollen fürs erste 


e mit der zuständigen Beamtenvertretung zweckmälig sich 


- Fahrplans wieder abgeholfen worden. 


endlich vom Görlitzer Bahnhof nach Lübbenau bzw. zum Schar- 
mützelsee. Sämtliche Züge, die für den Verkehr mit Sonntags- 
rückfahrkarten freigegeben sind, führen nur die vierte Wagen- 
klasse und sind für den Verkehr mit gewöhnlichen Fahrkarten 
gesperrt. Sie werden in besonderen Fahrplänen gefahren, die 
schon in den nächsten Tagen fertiggestellt sind und veröflent- 
licht werden sollen. Um jedem Reisenden einen Sitzplatz zu 
sichern, werden insgesamt nur soviel Fahrkarten verkauft, wie 
Plätze in den einzelnen Zügen verfügbar sind. Hierdurch wird 
bei diesen billigen Zügen eine Überfüllung nach Möglichkeit 
vermieden. Die Fahrpreise für die Hin- und Rückreise werden 
sich wie folgt gestalten: Auf der Strecke Berlin-Freienwalde 
kostet die Fahrt nach und von Wasserfall bzw. Eberswalde 8, 


nach Freienwalde und Falkenberg 12°M, nach Fichtengrund 


und Nassenheide 6,50 A, nach Löwenberg 850 M und nach 
Fürstenberg 15 ‘A; “vom Schlesischen Bahnhof nach Tiefensee 
6,50 A, Dahmsdorf-Münchebarg 9,50 Al, vom Görlitzer Bahnhof 
nach Lübben und Lübbenau 16 «4, nach Teupitz-Gr. Köris 8 #H, 
nach Storkow 9 A und nach Hubertushöhe 11 M., Der Vorver- 
kauf für diese Sonntagsrückfahrkarten, die bei den Fahrkarten- 
auszgaben der betreffenden Ausgangsbahnhöfe in Berlin ver- 
kauft werden sollen, wird bereits an den Sonnabenden ermög- 
licht, Andere Karten, als nach den vorstehend aufgeführten 
nicht verkauft werden. Die ver- 
suchsweise Einführung der Sonntagskarten wird es den Ber- 
linern ermöglichen, ihre Ausflüge, allerdings zunächst in be- 
schränktem Umfange, auch über die Grenzen des Vorortverkehrs 
hinaus auszudehnen. e 


— Ferienverkehr. Angesichts der bevorstehenden großen 
Ferien und der damit einsetzenden Hauptreisezeit hat die Eisen- 
bahnverwaltung in diesem Jahre für die Beförderung der Rei- 
senden Vorsichtsmaßnahmen in größerem Umfange vorgesehen. 
Auf fast allen Strecken ist zur Bewältigung des Reisewerkehrs 
nach den Bädern. und Gebirgen die Beförderung einer ganzen 
Anzahl von Vor- und Nachzügen zu den fahrplanmäligen Zügen 
vorgesehen, die außer den bereits angekündigten Feriensonder- 
zügen zu ermäßigten Fahrpreisen (vgl. Nr: 24, S..467.d. Zte.) 
gefahren werden sollen. Dieser verstärkte Zugverkehr wird auf 
den: meisten Strecken mit dem Tage vor Schulschluß beginnen, 
d. h. in Berlin mit dem 7. Juli und am 11. bzw. dem Far halt 
enden. Auch für den Beginn der Gerichtsferien sowie deren 
Schluß ist noch eine Reihe von Zügen für den verstärkten 
Verkehr vorgesehen, die je nach dem auftretenden Bedarf ver- 
kehren werden. ; 


— Frauen-, Raucher- und Nichtraucherabteile. Während des 
Krieges wurden wegen der Zugüberfüllungen in den meisten 
Züsen besondere Frauenabteile nicht mehr geführt, was von 
allein reisenden Frauen, besonders in den Nachtzügen, manchmal 
beklagt wurde. Diesem Mangel ist mit Inkrafttreten des reuen 
Vom Reichsverkehrsmini- 
sterium sind, wie wir dem „Deutschen“ entnehmen, neue Bestim- 
mungen über Frauenabteile, Raucher- und Nichtraucherabteile 
erlassen, die am 1. d. M. eingeführt worden sind. Hiernach soll 
in jedem Zuge je ein Abteil der 2., 3. und 4. Klasse als Frauen- 
abteil bestimmt werden, wenn der Zug wenigstens 7 Abteile 
der betreffenden Klasse führt. Die Hälfte der Wagen oder Ab- 


'teilungen 1., 2. und 3. Klasse und ein Drittel der Wagen oder 


Abteilungen 4. Klasse, ohne Einrechnung der Frauenabteile, soil 
*i= Nichtraucher vorgesehen werden. Damit ist die Zahl der 


-Raucherabteile gegen früher vermehrt worden, was den Bedürf- 


nissen entspricht, da durch den Krieg die Zahl der Raucher 
größer geworden ist. Es sei noch erwähnt, daß auf den Reichs- 
eisenbahnen in den Speisewagen mit zwei Speiseräumen außer- 
halb der gemeinsamen Mahlzeiten nunmehr einheitlich ein Abteil 
für Raucher freigegeben ist. 


— Direkte Fahrkarten nach Luxemburg und Elsaß-Lothringen. 
Zwischen den Reichseisenbahnen und den Bahnen von Elsaß- 
Lothringen sowie den Withelm-Luxemburgbahnen ist ein neuer 
Tarif in Kraft getreten, der auch die Station „Berlin“ in den 
direkten Reiseverkehr einbezieht. Es ist also nunmehr wieder 
möglich, direkte Fahrkarten nach allen Stationen der beiden 
Tänder zu lösen und auch das Reisegepäck bis dorthin abfertigen 
zu lassen, so daß unliebsame Aufenthalte an der Grenze ver- 
mieden werden. Die Tarife zerfallen in zwei .Teile; der eine 
Teil enthält die Preise in Mark für die deutschen Strecken bis 
zur Grenze, der andere die festen Sätze für die elsaß-lothrin- 
gischen und Luxemburger Strecken in Frankenwährung. ! Um 
den wirklichen Fahrpreis in Mark ermitteln zu können, wird 
eine Umrechnungstabelle benutzt, in der die Kurse Mark/Franken 
in verschiedener Höhe enthalten sind, von denen die dem Tages- 
kurs jeweils am nächsten kommende zur Umrechnung benutzt 


wird. 

_ Die Verkehrslage im Ruhrgebiet. Nach Meldungen vom 
16. d. M. wickelte sich der Eisenbahnbetrieb im Ruhrgebiet in 
‚der vergangenen Woche bei mäßigem Güterverkehr im allge- 


a. 


at 
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der Kokssendungen in Richtung Ehrang, da von der fremden 
Verwaltung die Sendungen nicht in dem erforderlichen Maße 
abgenommen wurden. Die gebesserte Schiffahrt des Rheins 
macht sich durch Abwanderung von Frachten auf das Wasser 
etwas bemerkbar. Die Leerwagenbestände sind noch nicht erheb- 
lich, obgleich die Anforderungen der Brennstoffe gegenüber 
der Vorwoche etwas gestiegen sind. Für Kohle, Koks und Bri- 
ketts wurden in der vergangenen Woche im arbeitstäglichen 
Durchschnitt einschließlich der nachträglich bestellten Wagen 
20515 Wagen (berechnet zu je 10 t angefordert und gestellt. 
Höchstgestellung am 11. Juni 20821 Wagen. In dem gleichen 
Zeitraum des Vorjahres betrug die Durchschnittsgestellung 
20 727 Wagen. Die Lagerbestände auf.den Zechen beliefen sich 
am 11. Juni auf 202198 t. Der Rheinwasserstand hat nach 
dieser Berichtswoche sich um etwa 10 cm verringert. Am 11. Juni 
zeigte der Kölner Pegel einen Stand von 1,70 m. Der Verkehr 
auf dem Rhein ist immer noch ziemlich gering. In den Duis- 
burg-Ruhrorter Häfen betrug die Arbeit täglich 28030 t (32 946 
Mark), während der Brennstoffumschlag in den Zechenhäfen 
der Kanäle um ein geringeres, nämlich von 21 676 t auf 23632 t 
stieg. 


— Unzulänglichkeit der Anschlußgebühren. Zu dieser in 
unserer Zeitung schon wiederholt behandelten Frage schreibt 
uns der Eisenbahn-Oberinspektor v. Jaworski (Essen): Die 
Zeche P.-W., Station W., sendet jahraus, jahrein täglich mehrere 
Wagen Teerpech nach Zeche B., Station G., Entfernung 6 km. 
Für 15 t werden erhoben 156 M Fracht, 10,70 A Anschluß- 
gebühr. In G. hat Zeche B. keinen Bahnanschluß; er ist vor 
Jahren beseitigt worden, wohl aber in dem weiteren 5 km ent- 
fernten K. Die Reichseisenbahn ist deshalb genötigt, die Wagen 
täglich mit besonderer Fahrt von G. nach K. umsonst zu 
fahren, dann erfolgt die Zustellung zum Anschluß für 120 M. 
Am Stichtag, dem 9. Juni, hat die Beförderung nur dieser Teer- 
pechwagen (zwei) eine mit Lokomotivführer und Heizer besetzte 
Lokomotive besorgt. Abfahrt in G. um 9.32 vm., aus Betriebs- 
rücksichten Stillager auf der Zwischenstation R., Ankunft in K. 
um. 12.16 nm. Für Rangierfahrten sind allgemein je Viertel- 
stunde 50 M Selbstkosten der Eisenbahn errechnet und festge- 
setzt worden. Hiernach sind im angeführten Falle 500 AM Selbst- 
kosten entstanden. Frachtberechnung nach dem Tarif hätte für 
die Strecke G.-K. (5 km) 156 A ergeben. Erhoben wurden 
-1,20 AM. Zweifellos hat die im Jahre 1891 erfolgte vertragliche 
Festsetzung der Anschlußgebühr mit dem Betrage von 120 M 
die Selbstkosten der Eisenbahnverwaltung darstellen wollen, ein 
Betrag, der auch nach vereinbarungsgemäßer Beseitigung der 
Anschlußstrecke von Anschluß B. nach Bahnhof. G. und Umwegs- 
zustellung von G. über K. zum Anschluß B. zwar hinter den 
Selbstkosten zurückblieb, aber doch nicht in einem so unnatür- 
lichen Verhältnis wie heute. Es dürfte hier eine Werterschütte- 
rung vorliegen, wie sie Dr. F. Dyhrenfurth in Nr. 22 und 24 der 
Beilage ‚Wirtschaft und‘ Recht“ der Deutschen Allgemeinen 
Zeitung beschrieben hat. Es fragt sich nun, wie in diesem 
Falle das Mißverhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung 
beseitigt werden kann. Vielleicht wissen Juristen eine Abhilfe. 
Es gibt noch mehr solcher Fälle, in denen vor 30 und 40 Jahren 
unter den damaligen kleinen Verkehrsverhältnissen abge- 
schlossene Verträge aller Art auf die heutigen Verhältnisse nicht 
mehr passen, sondern unablässig blutende Wunden am Wirt- 
schaftskörper der Reichseisenbahnen darstellen. 


— Geheimrat Dr. Otto Sarrazin $. In Berlin-Friedenau ist 
kürzlich im 79. Lebensjahre der Wirkliche Geheime Oberbaurat 
Dr. Otto Sarrazin gestorben. 


Dem „Schwäb. Merkur“ entnehmen wir über dessen Wirksam- 
keit folgendes: 


Otto Sarrazin wurde am 22. Dezember 1842 in Bocholt in West- 
falen geboren. 1871 zum Baumeister ernannt, arbeitete er zu- 
nächst zwei Jahre in der Eisenbahnabteilung des preußischen 
Arbeitsministeriums und wurde dann mit der Leitung einer Bau- 
abteilung beim Bau der Moselbahn in und bei Coblenz betraut. 
Nach dem schrecklichen Einsturz der Brücke über den Tay be- 
handelte S. in der „Köln. Ztg.“-dessen Ursache; die mangelhafte 
wissenschaftliche Berechnung der Pfeileranlage veranlaßte ihn 
zu der Bemerkung, „der Abg. Reichensperger werde seinen im 
Abgeordnetenhaus gegebenen Rat, den Schlüssel der Bau- 
akademie in die Spree zu werfen und die Jünger des Bauwesens 
nach mittelalterlicher Weise in Meisterschulen ohne Staats- 
prüfung heranzubilden, nun doch wohl nicht aufrecht halten“; 
hieran schloß sich eine Fehde mit Reichensperger und eine 
Reihe weiterer Aufsätze, und beides fand viel Beachtung. 1881 
wurde S. als Leiter des „Zentralblattes der Bauverwaltung“ ins 
preußische Arbeitsministerium berufen, er übernahm noch die 

„Zeitschrift für Bauwesen“ und zeichnete diese Fachschriften 
durch die gleiche Klarheit, Reinheit und Schönheit der Sprache 
aus, durch die seine übrigen Werke sich so zahlreiche Freunde 


- Stellung hat der Verstorbene, der 1913 als Vortragender Rat in 


nissen in einem an alle Direktionen gerichteten Erlasse Stellung 


. Haushaltes des Personales dienenden Fahrten zu behindern, 
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bilde. Unermüdlich hat Sarrazin die Reinheit und Schönheit 
der Muttersprache gefördert; alle seine Arbeiten, die ihr gelten, 
haben viele Leser gefunden, wie die Auflagezahlen zeigen, so 

das „Verdeutschungs- Wörterbuch“, die „Beiträge zur Fremd- 
wortfrage‘“, die „Plaudereien über ‘das Binde-$“ und das „Recht 
schreibwörterbuch der deutschen Einheitsschreibung“. Seit 1900 
stand S. an der Spitze der großen Bewegung für die Reinhaltung 
und Pflege der deutschen Sprache; damals wählte der „Allge 
meine deutsche Sprachverein“ ihn zum Vorsitzenden. Diese 


den Ruhestand trat, bis zum März d. J. innegehabt. Während 
des Feldzuges 1870/71, in dem er sich das Eiserne Kreuz erwarb, 
gehörte er der 3. Feldeisenbahnabteilung an, die im Dezembe er 
1870 bei Wiederherstellung der Eisenbahnlinie Reims-Amiens 

von den aus dem Norden Frankreichs zum Entsatz von Pari 
vordringenden Heere Faidherbes in der Stadt Ham bei Nacht 
plötzlich überfallen und zum Teil gefangen genommen Vo 
Sarrazin erhielt 1903 die Silberne Medaille für Verdienste 
das Bauwesen, 1911 die Goldene Medaille. 1905 verlieh ihm Er 
Technische Hochschule in Berlin die Würde eines Doktor-In 
genieurs ehrenhalber und 1907 ernannte die Universität Gießen 
bei Gelegenheit ihrer Dreihundertjahrfeier Sarrazin, „den Vor- 
sitzenden des Allgemeinen Deutschen Sprachvereins, den rast- 
losen Verfechter deutscher Art in der deutschen Sprache“ hr | 
halber zum Doktor der Philosophie. 


Be 


Im. Reichsverkehrsministerium 
Eisenbahnabteilungen — sind ernannt: die Regierungsräte 
Niemack und Dr. Fromm sowie die Eisenbahndirektoren 
Schwabe und Flohr zu OÖberregierungsräten, die Regie- 
rungsbaumeister Dr.-Ing Tecklenburg, Lamp, Wech- 
mann und Klein zu Oberregierungsbauräten. "u 
Im Bereich des ‘Reichsverkehrsministeriums, Zweigstelle 
Preußen-Hessen, ist der Oberregierungsrat Johannes Vogt zum 
Präsidenten der Eisenbahndirektion in Breslau ernannt worden. 
Im Bereich des Reichsverkehrsministeriums, Zweigste 
Bayern, wurde der im einstweiligen Ruhestand sich befindend! 
vormalige Vorstand des Eisenbahn-Maschinenamts in Saargemünd 
Baurat Ferdinand Reisenegger.als Vorstand der Materialien 
inspektion München planmäßig wieder angestellt. — Vom 
Oktober d. J. an wird der Direktionsrat der Eisenbahndirek 
tion Würzburg Friedrich Kieffer auf sein Ansuchen in den 
dauernden Ruhestand versetzt. 


= Personuinachriehten 


Österreich 


= Betreibung gewerbsmäßigen Schleichhandels durch Ver- 
kehrsbedienstete unter Benutzung der Fahrbegünstigungen. Das 
Bundesministerium für Verkehrswesen hat zu diesen Vorkomm 


genommen, dem wir folgendes entnehmen: Das Kriegswucheramt 
der Polizeidirektion in Wien hat unsere Aufmerksamkeit da 
rauf gelenkt, daß von Eisenbahn-, Post-, Telegraphen- und T 
phonbediensteten (bzw. deren Angehörigen) die ihnen ein 
räumten Fahrbegünstigungen vielfach für Zwecke gewerb 
mäßigen Schleichhandels mißbraucht werden. Diese Wahrneh- 
mungen haben auch das Bundesministerium für Volksernährung 
veranlaßt, an uns mit dem Ersuchen heranzutreten, Abwehr- 
maßnahmen gegen derlei Mißbräuche in Erwägung zu ziehen, di 
— ohne begründete Ansprüche der Verkehrsangestellten zu se 
digen — doch geeignet sind, die hier dringend gebotene Abhill 
zu schaffen. Auch in der Öffentlichkeit wird andauernd darübe 
Beschwerde geführt, daß die Überfüllung insbesondere de 
Schnellztige zum großen Teil darauf zurückzuführen sei, 
diese Züge von im Genusse von Fahrbegünstigungen (Regie 
karten) stehenden Verkehrsangestellten benützt werden, die 
Fahrten zu Schleichhandelszwecken unternehmen. 

Wir nehmen dies zum Anlasse, Sie zu beauftragen, die in die e- 
sem Belange bereits getroffenen Verfügungen dem gesamten Per: 
sonale neuerlich und nachdrücklichst in Erinnerung ZU 
bringen und dafür Sorge zu tragen, daß in Zukunft alle Fi 
einer derartigen mißbräuchlichen Inanspruchnahme von Fa 
begünstigungen mit allem Nachdrucke und größter Beschleuni- 
gung behandelt und durchgeführt werden. So wenig es in 
serer Absicht liegt, die lediglich den Bedürfnissen des eige 


sen wir andererseits ein besonderes Gewicht darauf legen, 
etwaige Mißbräuche der gekennzeichneten Richtung streng 
ahndet werden, um solchen das Standesansehen, die Dez 
des Personales und die Allgemeinheit gleichermaßen schädige 
den Unzuträglichkeiten wirksam zu begegnen. Insbeson 
werden künftig sämtliche Fahrbegünstigungen 
betreffenden Bediensteten einschließlich der Familienange 
rigen dauernd dann zu entziehen sein, wenn die Inauepip h: 


Di 
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ıcke festgestellt und die betreffende Person von den poli- 
hen Behörden (Bezirkshauptmannschaft, Gendarmerie, Poli- 
Gemeinde) des gewerbsmäßigen Schleichhandels überwiesen 
:de. 

iervon ist das Personal in geeigneter Weise und mit dem 
fügen in Kenntnis zu setzen, daß in der strengen Vermeidung 
_ Verhütung jeder vorschriftswidrigen Ausnutzung der Fahr- 
ünstigungen die beste Sicherung gegen die ständigen Forde- 
gen der an den Fahrbegünstigungs-Einrichtungen nicht betei- 
en Bevölkerungskreise nach Aufhebung oder wenigstens we- 
licher Einschränkung der Fahrbegünstigungen gelegen ist. 
Fällen von Fahrbegünstigungsmißbräuchen, die Angesiellte 
Post-, Telegraphen- und Fernsprechwesens 
deren Angehörige sich zuschulden kommen lassen, werden 
bezüzlichen Erhebungen von der dem Betreffenden vorge- 
ten Post- bzw. Telegraphen-Direktion einvernehmlich mit 
ar Bundesbahndirektion zu pflegen sein, in deren Bereich die 
nstandung erfolet ist; die Verfügung eines Entzuges der 
rbegünstigungen fällt in den Wirkungskreis der betreffenden 
t- und Telegraphendirektion, doch wird dieselbe vor der Hin- 
gabe das Einvernehmen mit der beteiligten Bundesbahndirek- 
ı pflegen. In strittigen Fällen ist die Entscheidung der 
ıdesbahndirektion allenfalls dem Bundesministerium für Ver- 
rswesen vorbehalten. 


- Erweiterung des Wirkungskreises des Elektrisierungsamtes. 
ist nachfolgende Dienstanweisung des Bundesministers für 
‚kehrswesens ergangen: „In Abänderung des Punktes 4, im Ab- 
'üitte II des Erlasses des d. ö. Staatssekretärs für Verkehrs- 
‚en vom 14. Februar 1919, Z. 288/Präs., betreffend die Er- 
‚tung des Elektrisierungsamtes der d. ö. Staatsbahnen wird in 
 Wirkunsskreis des Elektrisierungsamtes der österreichischen 
idesbahnen überwiesen: 

ie Behandlung und Erledigung aller technisch- und juri- 
‚sk-administrativen Angelegenheiten — einschließlich der auf- 
‘tsbehördlichen Bewilligungen und Entscheidungen —, die mit 
:: Bau und der Herstellung der der elektrischen Zugförderung 
‘ den vom Bunde betriebenen Bahnen dienenden Kraft- und 
'erwerke, Leitungsanlagen, Hilfs- und Nebenanlagen — nicht 
'e mit deren Inbetriebnahme — zusammenhängen, ausnahm- 
( der anläßlich der Einführung der elektrischen Zugförderung 
‘ırderlichen Stationserweiterungen, der Herstellung der Schup- 
: für die elektrischen Lokomotiven und der Werkstätten für 
elektrischen Betrieb, sowie der Umbauten an bestehenden 
inobjekten. 

‘or Fällung der dem Elektrisierungsamte obliegenden auf- 
«tsbehördlichen Bewilligungen und Entscheidungen hat das 
Iztrisierungsamt das Einvernehmen mit dem Departement für 
thtsangelesenheiten und den vom Standpunkte der künftigen 
«siebführung beteiligten Dienststellen des Bundesministeriums 
i Verkehrswesen rechtzeitig herzustellen, während in den vor- 
i ausgenommenen Belangen die zuständigen Dienststellen des 
ıdesministeriums für Verkuhrswesen das fachliche Gutachten 
e Elektrisierungsamtes einzuholen haben.“ 


'- Österreichs nächster Staatsvoranschlag. In einer Presse- 
ferenz im Ministerium für Äußeres machte Ministerialrat 
} Gruber Miteilungen über den Staatsvoranschlag für das 
ımende Jahr. Die aus dem Friedensvertrag Österreich er- 
“hsenden Kosten betragen für das nächste Jahr 4% Milliarden 
Jnen, die Pensionsverpflichtungen 1926 Millionen Kronen; 
i die Kriegsinvaliden sind 636 Millionen Kronen, für Über- 
gsmaßnahmen 2724, für die Liquidation 2878 Millionen 
‚nen veranschlagt. Die Kosten des Heereswesens werden 3070, 
der Außenvertretung 210 Millionen Kronen betragen. Zur 
‘billigung der Lebensmittel sind 20,928 Millionen Kronen vor- 
e:hen. Die Ausgaben für die Monopole belaufen sich auf 
Alliarden, die für die Bundesbetriebe auf 28,7 Milliarden 
nen. Bei den Bundesbahnen beträgt der Ausfall 
6) Millionen, bei der Post 353 Millionen Kronen. Der Fehl- 
&ag in der Verwaltung ist für das kommende Jahr auf 
7 Milliarden Kronen®zu schätzen. Der Personalaufwand be- 
't 28 Milliarden Kronen. - 


- Tariferhöhung, auf der Wiener Stadtbahn und den Wie- 
€ Verbindungsbahnen. Amtlich wird gemeldet: Mit Wirksam- 
& vom 1. Juli 1921 treten auf den obbezeichneten Linien nach- 
ende Erhöhungen der Beförderungsgebühren ein: Karten für 
izelfahrten von 3 K. auf 6 K., Kinderkarten von. 1 K. 50 H. 
02 K., Monatskarten von 150 K. auf 250 K., ermälßigte 
Ückenkarten für Angestellte und Arbeiter von 60 K. auf 
'K. und Schülermonatskarten für einen Monat von 30 K. 
50 K. Die vor dem 1. Juli 1921 im voraus gelösten Fahr- 
en verlieren mit Ablauf des 30. Juni 1921 ihre Gültigkeit, 
den jedoch binnen einer dreimonatigen Frist bei den Fahr- 
z enschaltern zurückgenommen. Die für die Zeit vom 16. Juni 


bis 15. Juli 1921 gelösten Monatskarten, ferner die für die Zeit 
vom 1. Juni bis 15. Juni 1921 gelösten Schülerkarten behalten 
ihre Gültigkeit ohne Aufzahlung. 


— Eine Schwebebahn auf das Höllengebirge. Die Traunseer 
Schiffahrtsgesellschaft in Ebensee wendete sich, wie die „Linzer 
Tagespost“ meldet, an den oberösterreichischen Landesrat mit 
der Bitte, das Land Oberösterreich möge sich an der Erbauung 
einer Schwebebahn auf das Höllengebirge mit einem Betrage 
von rund 15 Millionen Kronen beteiligen. Die Ausführung des 
bereits in Nr. 82 S. 892 Jahrg. 1920 d. Ztg. erörterten Planes, 
für den schon eingehende Arbeiten vorliegen, soll eine Leipziger 
Firma übernehmen. Auf dem Höllengebirge sollen Hotelbauten. 
und zwar ein vornehmes Gipfelhotel und ein einfacher gehaltene; 
Touristenheim errichtet werden, mit der Seilbahn soll auch die 
Soole aus der Saline in Ebensee innerhalb 20 Minuten auf die 
Höhe befördert werden, so daß sie dort noch in ihrer natürlichen 
Wärme anlangen wird Die Kosten dieser Bahnanlage werden 
auf rund 9 Millionen Mark veranschlagt. 


— Schnellzugverkehr Wien-Klagenfurt-Villach. Die Betriebs- 
direktion der Südbahn teilt mit, daß die Schnellzüge 1101 und 
1102, Wien-Klagenfurt-Villach, Wien-Südbahnhof ab 8 Uhr 
45 Min., beziehungsweise an 21 Uhr 25 Min., noch bis Ende Juni 
außer Verkehr bleiben. Der Zug 1102 wird jeden Montag, Mitt- 
woch, Freitag, erstmals am 27. d. M. in Wien ankommen, der Zug 
1101 jeden Dienstag, Donnerstag und Sonnabend, erstmals am 
28. d. M. von Wien abgehen. Ihre Weiterführung bis und von 
Triest entfällt noch bis auf weiteres. 


— Schnellzugverkehr Wien-Budapest-Bukarest. Außer dem 
wöchentlich dreimal verkehrenden Orientexpreßzuge verkehrt 
vom 16. Juni d. J. ab an den übrigen vier Verkehrstagen ein 
Nachtschnellzug D 109 und D 110 Wien Westbahnhof-Budapest- 
Bukarest und umgekehrt; der Zug D 109 fährt von Wien West- 
bahnhof um 23 Uhr 45 Minuten jeden Montag, Dienstag, Donners- 
tag, Sonnabend; er trifft in Budapest Ostbahnhof am folgenden 
Tage um 7 Uhr und in Bukarest am Mittwoch, Donnerstag, Sonn- 
abend, Montag um 11 Uhr 50 Minuten ein; in der Gegenrichtung 
fährt der Zug D 110 von Bukarest um 18 Uhr 25 Minuten jeden 
Montag, Mittwoch, Freitag, Sonnabend, von Budapest Ostbahn- 
hof am folgenden Tage um 22 Uhr 50 Minuten ab und kommt in 
Wien Westbahnhof am Mittwoch, Freitag, Sonntag, Montag um 
7 Uhr 7 Minuten an. In Wien Westbahnhof erhalten die Schnell- 
züge D 109 und D 110 Anschluß von und nach Westdeutschland, 
Belgien, England, Holland, ferner von und nach München sowie 
von und nach Salzburg, Innsbrück. Die Züge D 109 und D 110 
Wien-Bukarest führen durchlaufende Wagen erster und zweiter 
Klasse, Ostende-Bukarest, Amsterdam-Budapest, Wien-Bukarest, 
je einen Schlafwagen Wien-Bukarest und Wien-Budapest sowie 
einen Speisewagen Budapest-Bukarest. 


— Verkehr mit Südslawien. Zwischen der südslawischen und 
der österreichischen Regierung ist eine Vereinbarung getroffen 
worden, wonach der Eisenbahnverkehr auf der Strecke Marburg- 
Spielfeld-Radkersburg und Klagenfurt-Drauburg-Zeltweg am 
20. Juni eröffnet wird. 


— Die Kohlenversorgzung Österreichs. Die geänderte Lage der 
Kohlenbewirtschaftung des tschechischen Staates wirkt auf die 
Versorgung Österreichs zurück. In der Tschecho-Slowakei steht 
man bereits mitten im Abbau der staatlichen Bewirtschaftung 
der Brennstoffe. So wurde unter anderem der Industrie der 
freie Bezug von mineralischen Brennstoffen für einen bestimmten 
Zeitraum (1. August bis 31. Dezember 1. J.) ermöglicht. Ausfuhr- 
bewilligungen sind für Kohle mit Ausnahme der besten Marken 
für jede beliebige Menge erhältlich, und auch Koks aus dem 
Ostrauer Revier in jeder Menge zu bekommen. Der Kohlenüber- 
fluß in der Tschecho-Slowakei ist bereits so groß, daß böhmische 
Braunkohlen und Ostrauer Koks auch in Österreich ohne Bezug- 
scheine frei abgegeben werden können. Überdies führt Öster- 
reich derzeit neben tschechischen Kohlen Saarkohle, polnische 
Kohle, Hollandkohle und auch südslawische Lignitkohle ein. Die 
Konkurrenz der tschechischen Kohle wird sich in der. nächsten 
Zeit in Österreich noch weit stärker als bisher fühlbar machen. 
Die tschechische Ausfuhr nach Südslawien ist heute sehr gering, 
nach Italien hat die Ausfuhr überhaupt aufgehört, und, auch jene 
nach Rumänien und Polen ist sehr rückgängig. Für diesen Aus- 
fall wird der tschechische Kohlenbergbau Ersatz suchen müssen. 
Die Verhältnisse im deutsch - österreichischen Kohlenbergbau 
mußten sich unter dern Andrange von Auslandkohle naturgemäß 
weiter verschlechtern. Zudem sind infolge der letzten Ausstands- 
bewegune von allen Kohlenwerksunternehmungen neuerliche 
Tohnzugeständnisse gemacht worden, so daßsich die Gestehungs- 
kosten weiter erhöht haben. In einzelnen Kohlengebieten Öster- 
reichs sind heute die Schichtverdienste der Hauer 400 bis 600 K. 
Gerade die weniger gut situierten Werke haben mitunter die 
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höchsten Löhne, da in Zeiten der Hochkonjunktur Lohn: 
bewegungen seitens dieser Gewerken meist durch große Zuge- 
ständnisse immer rasch zum Stillstande gebracht wurden, um nur 
jede Störung des Betriebes zu vermeiden. Vielfach glaubte man 
auch an einen so raschen Rückgang der Kohlenkonjunktur nicht. 
Die neuen und weniger konkurrenzfähigen Bergzbaue sind derzeit 
schon in einer mißlichen Lage. Eine Kohlenpreiserhöhung ist 
heute ausgeschlossen, da die österreichischen Grubenpreise schon 
jetzt über die Preise der . gleichwertigen Auslandkohle hinaus- 
gehen. Es bliebe daher eigentlich nur die Erhöhung der Leistung. 
Manche Kohlensrube könnte einen lohnenden Betrieb weiter- 
führen, wenn die Leistung für den Mann einigermaßen gehoben 
werden könnte. Das Schicksal vieler. deutsch-östreichischer 
Kohlenwerke hängt davon ab, wie bei der Schaffung des not- 
wendigen Übergangszustandes von der ‘staatlichen -zur freien 


-Wirtschaft vorgegangen wird. Das Kohlenamt hat zur Erörte- 


rung der Frage, betreffend den allfälligen Abbau der staatlichen 
Brennstoffbewirtschaftung, eine Sitzung für den 27. d. M. einbe- 
rufen, bei der sowohl die Erzeuger als auch die Verbraucher 
ihren Standpunkt vertreten werden. Die Stellungnahme der 
Kohlenwerke ist in dieser Frage keine übereinstimmende, da 
viele Gruben Österreichs anderen Betrieben angeschlossen sind 
und nur ein Teil der Werke reine Kohlenzechen darstellen. Die 
gemischten Betriebe haben ein Interesse daran; daß ihre Förderung 
in den österreichischen Gruben für eigene Zwecke wieder ver- 
fügbar und auch die freie Einfuhr von Auslandkohle nicht weiter 
behindert wird. Die reinen Kohlenzechen verlangen Schutz gegen 
die ausländische Konkurrenz. Jedenfalls muß mit Schwierig- 
keiten junger Bergbaue, die in der Kriegszeit ner sind, 
gerechnet werden. 


— Der Sommerverkehr in Salzburg. Laut Bekaniteschuhe 
der Landesregierung ist der Reiseverkehr im Lande Salzburg an 
keine Beschränkungen mehr gebunden. Eine Änderung hinsicht- 
lich des Paßwesens tritt nicht ein. 


— Konferenz in Portorose. Vor wenigen Tagen ist das amt- 
liche Programm der Konferenz in Portorose eingetroffen. Das 
Programm enthält handelspolitische und verkehrspolitische An- 
gelegenheiten, wobei die wesentlichsten Punkte die folgenden 
sind: Erleichterungen des Austauschverkehrs in den wichtigsten 
Produkten, so beim Austausch von Kohle, Koks, Erzen, Petroleum 
und Kolonialwaren, Erleichterungen des Post- und Telegraphen- 
verkehrs, Beschleunigung der Beförderung von Reisenden und 
Gütern durch Beseitigung der bestehenden Verbote, ferner die 
Rezelunze der Fahrparkangelegenheiten. 


— Kleinwirtschaftsausstellung der österreichischen Eisenbahner. 


Wie bereits in Nr. 23, S. 452 d. Zte. berichtet wurde, veranstaltet - 


das Bundesministerium für Verkehrswesen in der Zeit vom 
3. bis 5. September in Linz eine Kleinwirtschaftsausstellung des 
österreichischen Eisenbahnpersonals. 
Preiszuerkennung erfolgt nach 10 Gruppen. Ausgestellt werden 
Bodenerzeugnisse jeder Art, die in eigenem Garten selbst erzeugt 
sind, und zwar entweder in Sammelausstellungen von 
Rleingartenanlagen, Streckenleitungen, Bahnhöfen und anderen 
Dienststellen, oder durch Einzelaussteller. In: Frage 
kommen dabei Gesamtausstellungen aller Gartenerzeugnisse oder 


Sonderausstellungen von Kraut, Bohnen, Saatkartoffeln oder 


dergl. Weitere Teile der Ausstellung betreffen die Verwertung 
der Gartenerzeugnisse, wobei z. B. Obst, Gemüse und Pilze in 
eingemachtem Zustande ausgestellt werden, ferner selhstver- 
fertigte Geräte und Behelfe, 
flügel; Kaninchen, 
haltung (selbstgefertigte Ställe, Verschläge usw.) und Tier- 
erzeugnisse, wie Felle, Wolle, Käse. Die übrigen Teile der Aus- 
stellung betreffen die Bienenzucht, Fischzucht, gewerblich her- 
gestellte Bedarfsgegenstände für den Gartenbau und die Klein- 
tierhaltung, Gegenstände für den Unterricht und die Belehrung, 
und endlich das Siedlungswesen (Sieälungspläne, Modelle für 
Bauten und dergl., ohne Beteiligung an der Preiszuerkennung). 


Der Bundesminister für Verkehrswesen richtet folgenden Avf- 
ruf an die Bediensteten der Bundesbahnen: 

„Die wirtschaftliche Not der vergangenen Jahre hat weite 
Kreise der Bevölkerung zur Selbsthilfe in der Erzeugung von 
Lebensmitteln gedrängt. Die Eisenbahner haben in dieser Rich- 
tung frühzeitig eine lebhafte Tätigkeit entfaltet und in ver- 
ständnisvollem Zusammenarbeiten mit .der Bundesbahnverwal- 
tung, welche die Bestrebungen ihres Personals durch Zuweisung 
von Grund und Boden förderte, vorbildlich gewirkt. 

Die erzielten Erfolge sind wert, einer breiten Öffentlichkeit 
aufgezeigt zu werden. 

Ich habe zu diesem Zwecke die Veranstaltung einer Aus- 


stellung angeregt. Sie soll weitesten Kreisen der Bevölkerung in 


eindringlicher Weise die Erkenntnis vermitteln, daß wir die Ge- 
sundung des wirtschaftlichen Lebens nach besten Kräften an- 
streben und dem Wiederaufbau unserer zertrümmerten Volks- 


ab 


‚auf solche Weise der Vermehrung unserer heim e 


-gedanköns auch Gelegenheit geben, die eigenen Leistun 


‘weitere Entwicklung und Vervollkommnung ihrer Beia 


der Wohnungsnot, durch Siedlung der Familien auf dem 


‚nehmen alle Aufmerksamkeit zu widmen, 


“schaftlichen Lage der Staatsbahnangestellten und trat 


 Staatsbahnangestellten und forderte deren bessere Ve 


Die Ausstellung und die | der Verkehr fast aller Güter freigegeben sei. 


selbstgezogene Kleintiere (Ge- 
Ziegen und Schafe), Hilfsmittel zur Tier- 


‚richtigen - Verhältnis . zu den Preisen stehe, von Fall 


a, 


. Zeitung des V 
Deutscher Eisenbahny 


ra wesentliche Kraftquellen eröffnen, wenn wir 
darangehen, alle landwirtschaftlich brauchbaren und bish 
nützten Bodenflächen der Bewirtschaftung zuzuführen 


mittelerzeugung dienstbar zu machen. 

Die Ausstellung, welche in der Turnfesthalle 
3. bis 5.. September veranstaltet werden wird, soll 
Eisenbahner diese volkswirtschaftlich. bedeutsame Aufg: 
Kleingartenwesens und der Kleintierzucht richtig erkannt 
zielbewußter, jahrelanger Arbeit bedeutende Werte g 
haben. Sie soll den eifrigen Vorkämpfern dieses Wiede 


gleichend aneinander abzumessen. und neue Anregungen 


Arbeitsweisen zu gewinnen. 

Die Ausstellung .-soll aber auch zeigen, daß: wir in d 
wirtschaft brauchbare Grundlagen dafür geschaffen haben, 
besonders fühlbaren Übel, das uns der Krieg hinterla 


urbar gemachten Boden beizukommen. 

Ich Tüfe alle Eisenbahner, die auf dem Gebiete landwi 
licher Selbsthilfe bereits werktätig arbeiten, auf, dem Unte 
die besten“ ; 
ihrer Tätigkeit zur Schaustellung bereitzuhalten -und 
Weise zum Gelingen der Ausstellung beizutragen.“ 


| Ungarn. 


— Wirtschaftliche und verkehrspolitische Fragen in der 
nalversammlung. Im Rahmen des in der Nationalver 
jüngst verhandelten Etats des Handelsministeriums w 
Josef Szter6&enyi darauf hin, daß auch die Landw 
Forderungen nach freiem wirtschaftlichen Verkehr sich 
gemacht haben. Er’kam sodann auf die Regelung der . 
bewilligungen zu sprechen. Dann beschäftigte sich d 
‘insbesondere mit der Frage der Maschinenindustrie, 
ders zu fördern sei. Sodann ergriff Abgeordneter Dr 
Homonnmay das Wort und beschäftigte sich mit 


Verbesserung ihrer Lage ein. Schließlich betonte er, daß 
besetzten Gebieten der Verkehr wieder aufgenomme 
müßte. Dr. Konrad Weiß sprach über die materielle 


Sodann bemängelte Michae! Kerekeres das langsan 
rücken der Unterbeamten bei den Staatsbahnen und füh 
spiele an, daß einzelne Unterbeamte, die am Weltkrie 
nommen haben und verwundet wurden, noch .immer ni 
gültig, ernahnt worden seien. : 
Handelsminister Hegyeshalmy erklärte, daß im 
Im Ausl: 
kehr müsse aber in dieser Hinsicht mit einer gewissen 
vorgegangen werden, weil’ es sich zum Teil um sole 
handele, die bei den wirtschaftlichen Verhandlungen 
Nachbarstaaten Kompensationswaren bildeten. Hinsic 
Industrieförderung erklärte der Minister, daß in ers 
jene Industriezweige zu fördern seien, die inländisch 
material aufarbeiteten, ferner müsse die Maschinenind 
fördert werden. Zur Abwehr der Arbeitslosigkeit 
der Minister — sei es wichtig, die Industrie mit Bestellu 
unterstützen, damit die Arbeiter Beschäftigung fänden 
mit, daß im Budget für das nächste Jahre allein für 
eisenbahnen Investitionen von über einer Milliärde gepl 
Zur Abwehr der Arbeitslosiekeit sei- auch der Au 
Csepeler Handelshafens geeignet. Der Minister erklärte 
er werde alles aufbieten, um die materielle und mo 
Lage der Eisenbahnangestellten zu verbessern; er sei & 
dem Finanzminister darüber einig, daß die Lage der E 
angestellten am besten durch die Verbesserung der 
fördert werde. Hinsichtlich der Eisenbahntarife e 
Minister, daß diese Frage gleichzeitig mit der Erne 
Zolltarifes, das. ist sechs Monate nach “erfolgter - ‚Ratifi 
des Friedensvertrages, neu geregelt werden solle. I 
hätte er nichts dagegen, daß auf Antrag der Intere; 
Tarifsätze einzelner Waren, bei denen der Tarifsat 


Bes würde. i = \ 


— Die öffentlichen Bauten bei den Siantshähnen: D 
tion der ungarischen Staatsbahnen wurde vom Ministe 
mächtigt, zu Lasten des für Hochbauten der Staatsb: 
Budget der Jahre 1921/22 vorgesehenen Kredits 342 
Anspruch zu nehmen. Die geplanten wichtigeren öffe 
Bauten sind folgende: Wohnhaus an der Station Bakoc: 

350000 K, Kaserne beim Materialdepot der nördliel 
Werkstätte 970000 K, Erweiterung des Aufnahmeg« 
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Raab) 450000 K, ein weiteres Aufnahmegebäude 1 150 000 

Kaserne des Zentral-Materialdepots 1240 000: K, Bau 
rkstätten-Materialdepots in Szombathely (Steinamanger) 
K, Bau einer Wohnungskolonie in Salgotarjan 4 800 000 
Bau einer Wohnungskolonie in Szombathely 8400 000 
Bau einer Wohnungskolonie auf dem Gebiete der Mis- 
eetriebsleitung 8750000 K, Schulgebäude in Adony- 
800000 K. Die Direktion der Staatsbahnen wurde 
eitig angewiesen, die notwendigen Schritte zur Ver- 
ng dieser Bauarbeiten unverzüglich einzuleiten. 


je Eilzüge der ungarisehen Staatsbahnen. Nach einer 
ne der Staatsbahndirektion sind die am 1. Juni in Ver- 
setzten Eilzige — die D- und Expreßzüge ausgenommen — 
arifarischen Gesichtspunkve als gewöhnliche Eilzüge anzu- 
- Auf diesen Zügen können daher begünstigte Fahrlegiti- 
n und Freikarten unbehindert benutzt werden. 


ie Bauarbeiten des Budapester Handelshafens wurden 
veilen eingestellt. Von maßgebender Quelle wird uns mit- 
t. daß die Arbeiten im Laufe dieses Sommers wieder 
nommen werden. 


Die Kontrolle in Expreßzügen. Der Minister des Innern 
a der Angelegenheit der Kontrolle der mit den Expreß- 
Reisenden eine neue Verordnung erlassen, nach der die 
orische Meldung der mit den Expreßzügen Reisenden nicht 
“wie bisher bei der ÖOberstadthauptmannschaft, sondern 
hzeitig mit der Zollrevision in den Bahnhöfen erfolgt. Diese 
t erstreckt sich nicht auf die Ausländer, die ihre 
a Abreise bei der Oberstadthauptmannschaft anzu- 
aben. 


(je) 


” 


ihm untergeordneten Behörden einen Erlaß gerichtet, 
alle größeren öffentlichen Arbeiten auf Grund öffent- 
usschreibung zu vergeben sind. In’ letzterer Zeit hat 
ektion der ungarischen Staatsbahnen einen Wettbewerb 
eferung von Eisen- und Metallwaren, Drahtnägeln und 
n ausgeschrieben, die sie den heimatlichen Fabriken zu- 
lassen wird, obwohl aus dem Auslande günstigere 
gemacht wurden. 


— Aufteilung der P&cser (Fünfkirchen) ‚Kohlenerzeugung. 
er Meldung des Ung. Tel.-Korresp.-Büros hat die Pariser 
ergutmachungskommission entschieden, daß im ersten 
- und — insofern ein anderweitiger Beschluß nicht gefaßt 
X auch in den folgenden fünf Jahren Südslawien 54 %, 
zarn aber 46 % der erzeugten Kohlenmenge erhält. Obschon 
‚dieser ‚Entscheidung der Wiedergutmachungskommission 
uf Ungarn entfallende Kontingent noch immer erheblich 
‘ dem Aufteilungsverhältnis vor dem Kriege zurückbleibt, 
dies dennoch einen bedeutenden Schritt vorwärts, da 
 endlieh, zu der Erzeugung der im Sinne des Friedensver- 
zu Ungarn gehörenden Kohlengruben gelangen wird. 


arkohle für Ungarn. Zwischen ungarischen Industriellen 
ner französischen Gruppe ist ein Vertrag über die Ein- 

Steinkohle aus dem Saargebiet zum Preise von durch- 
ttlich 80 Fres. je 100 kg abgeschlossen worden. Für diese 
fuhr, die vor allem den Interessen der Maschinenfabriken 
Zuckerfabriken dienen wird, hat sich ein Syndikat ge- 


- und Ausfuhrbewilligungen. Die Regierung hat ange- 
daß in Zukunft die Bewilligungen für einzelne pflanz- 
und tierische “landwirtschaftliche Erzeugnisse, deren 
nd Ausfuhr an eine Bewilligung gebunden ist, im Einver- 
n mit den Ministern des Handels, der Finanzen und der 
ährung, erteilt wird. 


r Gemüse- und Obstverkehr ist, in Ungarn — mit 
ne der Beförderungen aus der Hauptstadt an die Grenz- 


weit beschränkt, als es zur Versorgung des Inlandes 
ich ist. Die für die Transportzertifikate bei solchen 
ültigen Bestimmungen bleiben jedoch auch fernerhin in 
nkeit. - 


- Freigabe des Getreideverkehrs. Kürzlich fand im 

[ungsministerium eine entscheidende Konferenz mit den 
des Mühlengewerbes statt, die zu einem vollständigen 
ehmen führte. Das Ergebnis war, daß der Verkehr und, 
ansport- des neuen Getreides und Mehles im Inland freige- 
ı wird; doch verpflichten. sich die Mühlen, für die Unver- 
anderthalb Millionen Meterzentner Weizen zum Preise 
K.der Regierung zur Verfügung zu stellen. 


er... ER 


öffentlichen Lieferungen. Der Handelsminister hat an 


— freigegeben worden. Die Ausfuhr ins Ausland bleibt 


— Die Versorgung der Eisenbahnangestellten mit Lebens- 
mitteln usw. Der Ernährungsminister hat die Frist für die An- 
weisunge und Auszahlung der Barvergütungen für nicht ausge- 
folgte Nahrungsmittel und Kohle zu begünstigten Preisen für 
die Eisenbahnangestellten bis 31. Juli 1921 verlängert. 


. Niederlande. 


— Kommissionsbericht über die Mißstände im Eisenbahndienst. 
Die vom Minister van Waterstraat im Dezember 1920 ernannte 
Kommission zur Untersuchung der Zugverspätungen und der 
anderen Mißstände im-Eisenbahnwesen hat ihren Bericht ver- 
öffentlicht. Die Kommission gibt erst einen Überblick über die 
gegenwärtige Eisenbahngemeinschaft und die Neuregelung der 
Dienst- und Ruhezeiten des Eisenbahnpersonals und behandelt 
dann die Ursachen der Unregelmäßigkeiten. Im besonderen ist 
der Kommission der Mangel an genügender Mitarbeit zwischen 
Betriebs-, Maschinen- und Bahnverwaltung aufgefallen. Im allge- 
meinen geht die Behandlung von Dienstangelegenheiten inner- 
halb derselben Verwaltung und von solchen, die mehrere Verwal- 
tungen betreffen, nicht ohne Stockungen vonstatten. Auch 
mangelt es an gegenseitiger Fühlung zwischen dem Personal der- 
selben Verwaltung. Die bei den Eisenbahnen durchgeführte Zen- 
tralisation und der damit zusammengehende Mangel an genügen- 
der Übertragung von Befuenissen an die verschiedenen Beamten 
hat in allen Ranzklassen eine überwältigende Fülle von Verwal- 
tungsarbeiten zur Folge gehabt, wodurch energische Arbeit nicht 
gefördert wird. 


- Eine Besserung im Lokomotivdienst und im Dienst des Loko- 
motivpersonals würde erreicht werden durch: 


1. ausreichende Aussprachen mit den Maschineninspektions- 
vorständen ynd zwischen diesen mit den ihnen nachgeord- 
neten Stellen. 

2. Trennung des Lokomotivdienstes der Personen- und Güter- 
züge. 

3. Zentrale” Behandlungen . der Versetzung des Lokomotiv- 
personals. S 

4. Einschränkung der Übernachtungen und der Ruhezeiten - 
außerhalb des Standortes. 

5. Ausbau der Lokomotivschuppen, damit die Lokomotiven 
nicht draußen zu übernachten brauchen. 

6. Einschränkung der mehrtägisen Abwesenheit der Lokomo- 
tiven von ihren Heimatstationen (mit Rücksicht auf die 
Unterhaltung). 

7. Schnellere. Bekanntmachung iedes neuen Lokomotivdienstes. 

8 Bestimmung, daß so viel wie möglich jedes Lokomotivper- 
sonal seine eigene Lokomotive behält. 

9. Niehtzulassung von Lokomotivführern auf ihnen nicht ge- 
nügend bekannten Strecken oder auf fremden Lokomotiven. 

Zur Besserung des Zugdienstes wird empfohlen: 

1. Besserung der: telegraphischen und telephonischen- Verbin- 
dungen, damit schnelle Entscheidungen eingeholt werden 
können. ; E 

2. TUIEHLanEanE der zur Eilgutbeförderung bestimmten 

üge. 2 

3. Auf eineleisigen Strecken soll bei Kreuzungen der erste Zug 
fahrplanmäßig mindestens drei Minuten vor dem nächsten 
Zug eintreffen: 

4. Dienstliche Angabe der Gleise, auf denen die Züge‘ ein- 
laufen sollen. 

.5. Herstellung von Umladeschuppen für Stückgut. 


Die baldige Verbesserung der Wasserspeisevorrichtungen auf 
einzelnen Bahnhöfen wird als nötig erachtet. 

Es wird empfohlen, auf allen wichtigen Kohlenstationen be- 
sonderes Personal mit der Aufsicht über den Empfang, die Lage- 
rung und die Ausgabe der Brennstoffe zu beauftragen. So lange 
der Unterhaltungszustand der Lokomotiven nicht so ist wie vor 
dem Kriege, bleibt die Möglichkeit bestehen, daß bei eintreten- 
der Verkehrszunahme, ungünstigen Wetterverhältnissen oder 
anderweitigen Schwierigkeiten die Regelmäßigkeit des Zug- 
dienstes wiederum zu wünschen übrig lassen könnte. Viele im 
Spätherbst 1920 empfundene Mißstände meint die Kommission 
der zu weit durchgeführten Zentralisation zuschreiben zu müssen. 
Zur Besserung wäre das Eisenbahnnetz (3600 km) in zwei oder 
drei-Eisenbahndirektionen zu teilen. Eine glatte Behandlung der 
Dienstangelegenheiten würde gefördert werden, wenn die Be- 
triebs-, Bahn- und Maschineninspektionen sowie die Inspektionen 
des Reichsaufsichtsrates soviel wie möglich in demselben Ort‘ 
vereinigt würden. ; ; 

Die Eisenbahnverhältnisse haben sich inzwischen schon seit 
Anfang dieses Jahres sehr bedeutend gebessert. Unregelmäßig- 
keiten gehören jetzt zu den Ausnahmen. Das Interesse des 


"Publikums für den Bericht der Kommission ist mithin nicht groß. 


Es ist noch nicht bekannt, zu welchen Maßnahmen der Bericht 
dem Minister und der Eisenbahndirektionen Anlaß geben wird. 
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— Annahme der Neuorganisation durch die Volksvertretung. 
Der Gesetzentwurf, betreffend die neuen Verträge mit den Eisen- 
bahngesellschaften wurde im Zweiten Hause der Volksvertretung 
nach kurzer Beratung angenommen. Es ist wohl zu bedauern, 
daß bei einer so wichtigen Sache die Ernennung von Vertretern 
der Personalverbände in den Aufsichtsrat eigentlich die Haupt- 
sache der Beratung bildete. Der Minister hat diese Vertretung 
abgelehnt, aber versprochen, in den Aufsichtsrat zwei Personen 
zu ernennen, die mit den Interessen des Personals vertraut sind. 
Auch wird ein Eisenbahnrat gebildet werden, mit Vertretern des 
Personals, des Handels, der Landwirtschaft und Industrie. 


VUebrige europäische Länder. 


— Ermäßigung der Gütertarife der schwedischen Staatsbahnen. 
Einen außerordentlichen Umfang haben innerhalb der letzten. 


Wochen in der schwedischen Fach- und Tagespresse die Erörte- 
rungen über die Herabsetzung der Tarife angenommen. ° Wir 
haben über die Sache zuletzt in Nr. 17, 8. 331 berichtet. Die 
Eisenbahndirektion machte gegenüber den Forderungen auf 
Tarifermäßigung insbesondere geltend, daß die Frage, wie eine 
Herabsetzung der Tarife auf die in Schweden sehr maßgebenden 
Privatbahnen wirken werde, noch gar nicht erörtert worden sei. 
Da die Staatsbahntarife auch von den Privatbahnen im Durch- 
gangsverkehr angewendet werden, würde eine Herabsetzung der 
Staatseisenbahntarife auch für die Privatbahnen Minderein- 
nahmen aus dem Durchgangsverkehr zur Folge.haben und da- 
durch eine Anzahl von Bahnen in eine wirtschaftliche “Notlage 
versetzen. Die Vereinigung der Privatbahnen hat denn auch mit- 
geteilt, daß eine Tarifherabsetzung unter den herrschenden Ver- 
hältnissen bei den Privatbahnen nicht möglich sei. Deshalb 
glaubte die Eisenbahndirektion auch die Tariffrage nicht geson- 
dert für die schwedischen Staatsbahnen behandeln zu dürfen. 
Bei dieser Gelegenheit stellte es der Privatbahnverband auch 
der Direktion anheim, Erhebungen anzustellen, ob es nicht am 
Platze und möglich sei, in regelmäßigen Zeitabständen die Tarif- 
sätze den allgemeinen Schwankungen der Preise anzupassen. 
Die Eisenbahndirektion erkannte diesen Grundsatz als richtig an, 
bemerkte aber, daß die bisher schon üblichen Berechnungen die 
“Anstellung besonderer Erhebungen entbehrlich machten. Weiter 
wurde geltend gemacht, daß es unzweifelhaft unbillig wäre, 
wenn die an Staatsbahnen gelegenen Industrien in den Fracht- 
kosten gegenüber den mit ihnen in Wettbewerb stehenden, an 
Privatbahnen gelegenen Unternehmungen begünstigt würden. 
Wenn auch nach den bisherigen Erhebungen der Eisenbahn- 
direktion nicht anzunehmen sei, daß Tarifsenkungen durch er- 
höhten Verkehr wettgemacht werden könnten, so sei doch die 
Krage aufzustellen, ob es für den Staat nicht vorteilhafter und 
billiger sei, die Arbeitslosigkeit durch zeitweise vermindertes 
Einkommen der Staatsbahnen zu bekämpfen als durch Notstands- 
arbeiten und Erwerbslosenunterstützung. Der Grundsatz, daß 
die staatlichen Erwerbsunternehmungen so verwaltet werden 
müssen, daß sie nicht nur ihre Betriebskosten decken, sondern 
auch eine angemessene Verzinsung des Anlagekapitals abwerfen, 
sei unter den gegenwärtigen Verhältnissen einfach undurchführ- 
bar, denn eine weitere Tariferhöhung würde nur abschreckend 
wirken und keine Einnahmevermehrung bringen. Übrigens würde 
der gegenwärtige Ausnahmefall und das durch ihn bedingte Ab- 
weichen von bisherigen Grundsätzen für die Zukunft keineswegs 
binden. Auch eine unterschiedliche Tariferhöhung der schwedi- 
schen und ausländischen Waren sei kaum möglich, so sehr dies 
für die schwedische Indusrie wünschenswert wäre. Dagegen 
könnte als Bedingung für den Genuß des: außerordentlichen 
Ausfuhrtarifes, der mit einer Tarifsenkung gleichzeitig 
wiedereinzuführen sei, die Forderung aufgestellt werden, 
daß die Waren nur auf schwedischen Schiffen befördert werden 
dürften. Im übrigen sei der einzig mögliche wie auch der einzig 
gesunde Weg für eine dauernde Tarifermäßigung der, die Be- 
triebskosten der Staatsbahnen zu senken, und zwar träten hier 
vor allem die Personalkosten in den Vordergrund. Durch seine 
Lohnpolitik habe der Staat auch die Löhne der Privatbahnen 
in die Höhe getrieben, und es seien erst wenige Monate ver- 
flossen, seitdem das Land von einem verheerenden Eisenbahner- 
streik bedroht gewesen sei auf Grund der an sich nicht unbe- 
rechtigten Forderung des Privatbahnpersonals, bei gleicher 
Leistung dieselben Löhne wie die Staatsbahnangehörigen zu er- 
halten. Es handle sich hier um eine Gesamtüberzahlung des 
Staatsbahnpersonals von ungefähr 35 Millionen Kronen, die sich 
jetzt nicht zum mindesten den Industriearbeitern gegenüber 
geltend mache, deren Arbeitslosigkeit dadurch, daß die Eisen- 
bahnfrachten so hoch gehalten werden müßten, vermehrt werde. 

Andererseits macht die Eisenbahndirektion geltend, daß der 
Einfluß der Eisenbahntarife auf die Preisbildung, vor allem auf 
die Preise der Lebensmittel, die Herstellungskosten der Industrie 
und deren Wettbewerbsvermögen sehr überschätzt werde. Be- 
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.für Waren haben, die im Handel weit über eine Krone k 


- opfern. 


kommens zu verlangen. 


.betrag nicht aus Staatsmitteln gedeckt werden könne, so 
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sonders auf dem Lebensmittelmarkte könne ein Unterschi 
den Frachtkosten, oft nur ein oder ein paar Öre auf da 
gramm, keineswegs eine bemerkenswerte preisbildende Bede 


Die ganze Frachterleichterung bei den Staatsbahnen wi 
33% % Tarifherabsetzung sich auf etwa 50 Millionen Kron« 
Jahre belaufen. Wenn man gleichzeitig bedenke, daß in Schy 
etwa anderthalb Millionen selbstversorgende Männer und Frau 
vorhanden sind, die im Jahr wohl nicht für viel weniger 
2000 Millionen Kronen leben können, daß der Wert der s 
schen Ausfuhr — jetzt freilich sehr eingeschränkt — 192 
fähr 2% Milliarden Kronen betragen habe, so scheine 
nannte Zahl, so groß sie an sich und vor allem gegenüb 
Staatsbahnhaushalt sein möge, verhältnismäßig so geri 
sie keine merkbare Wirkung auf Preishöhe und Erzeug 
kosten ausüben könne. Es sei daher ernstlich anzuzweifeln, 
man für die verhältnismäßig geringen Gewinne, die vom alle 
meinen (zesichtspunkt aus einer durchgehenden Tarifsenkun 
Statsbahnen herzuleiten seien, sich wirklich dazu entse 
dürfe, die Wirtschäftlichkeit dieses großen Geschäftsbetri 
Dabei treffe ja ungefähr nur die Hälfte vom F 
bahnverkehr des Landes auf die Staatsbahnen, und es komm 
nur ungefähr die Hälfte der Bevölkerung in den Gen 
Vorteile, die durch die fraglichen allgemeinen Opfer ges 
würden. Die Beibehaltung der jetzigen Höchsttarife bei 
lässen in einzelnen Bedarfsfällen erachte man daher 
gebracht. 


führt, die jetzt gültigen Frachtsätze um 20 % herabzusetzeı 
die Ermäßigung auf alle Arten von Güterverkehr auszude 
Die Regierung behält sich dabei das Recht vor, bei Fests 
der einzelnen Tarife, wo es nötig ist, einen Ausgleich her 
führen. Die Tarifsenkung soll am 1. Juli in Kraft treten. 
In der Begründung wird hervorgehoben, daß die Eis 
tarife gegenwärtig für manche Industriezweige eine größ 
deutung als früher hätten. Wenn die Eisenkahnfrachten je 
gleichen Verhältnis zu den übrigen Erzeugungskosten 
werden sollten wie 1913, so würde z. B. für die Eisenindus 
Frachtnachlaß von 25 bis 30 % stattfinden müssen. Zw 
die Eisenbahndirektion sich dahin ausgesprochen, daß au 
bahnwirtschaftlichen Gesichtspunkten die Voraussetzungen 
eine allgemeine Tarifsenkung nicht vorhanden seien, 4 
Frage dürfe nicht allein von eisenbahnwirtschaftlichen G 
punkten aus beurteilt werden. Die schwedische Industrie ma 
jetzt eine tiefgehende Krise durch, weshalb es aus volk 
schaftlichen und sozialen Gesichtspunkten nötig sei, ; 
Staat ihr Wettbewerbsvermögen zu heben suche. Durch H 
setzung der Eisenbahntarife würde man der Industrie Erle 
rungen und damit Voraussetzungen für einen kommenden 
höhten Verkehr schaffen. Die Eisenbahntarife hätten auch ı 
bedeutend höheren. Einfluß auf die Preisbildung als Pos 
Fernsprechtarife. Auf Grund der Schwierigkeit, welche ein 
bau teilweiser Frachtnachlässe mit sich bringe und wele 
kaum zulasse, einen solchen Aufbau genügend gefügig dem’B 
darfe des Erwerbslebens und dessen Schwankungen anzupa 
schlägt der Verkehrsminister einen allgemeinen Frachtn& 
vor. Der hierdurch veranlaßte Einnahmenausfall für das z 
Halbjahr 1921 würde auf ungefähr 10 Milliarden Kronen 0 
die Hälfte der berechneten jährlichen Einnahmen aus den 
schlagenen Erhöhungen gewisser Industriezölle berechnet. 
1922 könne das wirtschaftliche Ergebnis der Staatsbahnen i 
haupt noch nicht angegeben werden. Gewichtige Gründe s 
dafür, vorderhand davon auszugehen, daß für dieses 
kein Überschuß angesetzt werde. Aber da es nicht ausgese 
sei, daß für 1922 auch eisenbahnwirtschaftliche Gründe für 
nachlässe sprächen, so bestehe kein Anlaß, jetzt für 1922 
zum Ersatz des infolge der Frachtnachlässe geminderten 
Auch bei den Privatbahnen wäre 
Tarifsenkung wünschenswert, aber da hier ein etwaiger 
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die Regierung vorderhand noch nicht einen entspreche 
Frachtnachlaß festsetzen, sondern nach weiteren Erhebungen 
Fall zu Fall entscheiden. Wenn die Eisenbahndirektion b 
habe, daß die verschiedene Höhe der Tarifsätze bei Staat 
Privatbahnen die auf letztere angewiesene Industrie in 
ungünstige Lage bringe, so bemerke die Regierung hierz 
es Verschiedenheiten in der Tarifierung, wenn auch nicht 
hohem Maße, immer schon gegeben habe, und daß der jetz 
zeschlagene Tarifierungsunterschied nur vorübergehen! 
solle. Es scheine der Regierung vollständig berechtigt, d 
Staatsbahnen vorangingen, auch wenn dies nicht ohne 
stützung durch den Staat geschehen könne. 
Eine recht scharfe Kritik an den schwedischen Tarifv 
nissen übte aus Anlaß dieses Regierungsantrages, der be 
schwedische Volkswirtschaftler Gustav Cassel, der ja a 
Deutschland während des Weltkrieges durch sein bekanntes 
achten über Deutschlands wirtschaftliche Widerstandskraf 
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en Namen gemacht hat. Er findet es sehr betrüblich, daß 
ade jetzt, während des größten Tiefstandes, ganz außer- 
dentlich hohe Tarife gezahlt werden müßten, die in guten 
Jahren mehr am Platze gewesen wären. Da hätten solche 
Frachten bezahlt werden können, und sie würden im übrigen 
zum größeren Teil vom Ausland bezahlt worden sein. Aber da- 
mals habe die Forderung einer Tariferhöhung kein Gehör ge- 
funden. Es könne kein schlagenderes Beispiel gegeben werden, 
wie langsam das Gehirn des Staates arbeite. Es sei das geradezu 
ein redender Beweis dafür, daß sich der Staat sowenig wie nur 
möglich mit Erwerbsgeschäften befassen solle und daß man sich 
insbesondere ieder weiteren Verstaatlichung von Eisenbahnen 
widersetzen müsse. Gerade diese private Erwerbstätigkeit sei 
*s, die den Staatseisenbahnbetrieb zwinge, ebenfalls geschäfts- 
mäßig zu verfahren. Die jetzt so unsinnig hohen Eisenbahntarife 
beruhten auf ungebührlich gesteigerten Selbstkosten. Diese 
letzteren seien zum großen Teile durch Einflüsse bedingt, über 
die man nicht Herr sei, wie z. B. die Steigerung der Kohlen- 
preise. Aber die Kostensteigerung, die man mit gutem Grund 
als unsinnig bezeichnen könne, habe doch. ihre Wurzel in der 
Art und Weise, wie der Staat seine Eisenbahnen betreibe. Man 
brauche damit gar nicht die Eisenbahndirektion zu meinen, der 
Vorwurf richte sich vielmehr in erster Linie an eine andere 
Adresse. Aber das fehlende Geschick in der Leitung, das in der 
bekannten Personalverschwendung und in den wenig glücklichen 
Kohlenkäufen zutage trat, habe doch unbestritten Anteil an der 
unnötigen Höhe der Kosten. Ein Grundfehler sei, daß sich der 
Reichstag mit den Löhnen befasse. Die Absicht damit sei wohl 
ursprünglich gewesen, zu verhindern, daß die Löhne ohne Kon- 
trolle des Reichstages steigen. Aber die Wirkung sei eine ganz 
andere gewesen. Jetzt treibe der Reichstag die Löhne in die 
Höhe, ohne überhaupt die Eisenbahndirektion zu fragen, ob die 
Wirtschaftlichkeit des Betriebes Erhöhungen zulasse und welche 
Tarifsteigerungen nötig seien, um die erhöhten Löhne zahlen zu 
‚können. Daß das schwedische Wirtschaftsleben sich jetzt mit 
‚Eisenbahntarifen von geradezu lähmender Höhe abfinden müsse, 
‚das habe man vor allem der unglückseligen Einmischung des 
‚Reichtstages in die Lohnpolitik der Eisenbahnen zu danken. Die 
‚Ilgemeine Tarifsenkung bringe unter gegenwärtigen Verhält- 
issen Verluste; hierin habe die Eisenbahndirektion recht, wie 
üch in dem von ihr vorgeschlagenen Weg der Abhilfe: Auf- 
echterhaltung des Höchsttarifes und Nachlaß von Fall zu Fall, 
dadurch Verkehrsmehrung gewonnen werden kann. Es sei 
erst wichtig, stärkstens zu betonen, daß die jetzt den Eisen- 
ahnen zugedachte Beihilfe nur eine Gelegenheitsmaßnahme sei, 
die nur bei der jetzigen außerordentlichen Notlage Berechti- 
gung habe. Es sei sehr bedauerlich, wenn solche Unterstützungen 
uch in gewöhnlichen Zeiten dazu herangezogen würden, um 
rachtnachlässen oder Lohnerhöhungen des Eisenbahnpersonals 
ls Grundlage zu dienen. Der Eisenbahnbetrieb müsse die gleiche 
ernünftige Wirtschaftlichkeit beobachten, wie jeder Verkehrs- 
"betrieb, der sich selbst bezahlt machen muß. DES. 
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 — Ausbildung der Lehrlinge in den staatlichen Werkstätten 
Belgiens. Der seit längerer Zeit in Deutschland in Verwirk- 
‚liehung_ begriffene Gedanke einer einheitlichen und zweckent- 
‚sprechenden Ausbildung der Werkstättenlehrlinge- scheint nun 
auch in den staatlichen Werkstätten Belgiens greifbare Ge- 
stalt annehmen zu wollen. Die belgische Zeitung „Le Peuple‘ 
bringt hierüber in ihrer Nr. 63 vom 4. III. 1921 einen Aufsatz, 
em folgende Einzelheiten entnommen sind: s 

| "Die belgische Eisenbahnverwaltung schreitet zurzeit zur Ein- 
tichtung regelrechter Lehrlingsschulen, die für die Eisenbahn- 
werkstätten besonders tüchtige Handwerker ausbilden sollen. 
Die Aufnahme der Lehrlinge erfolgt nach ihrem Abgang von 
ler Volksschule im Alter von 14 oder 15 Jahren. Sie werden 
ısdann in den für Lehrlinge bestimmten Sonderabteilungen be- 
schäftigt, die bei sämtlichen staatlichen Haupt- und Betriebs- 
werkstätten eingerichtet sind. Dort erhalten sie einen, sich über 
'Irei Lehrjahre erstreckenden thenretischen und praktischen 
Pachunterricht. Nach dessen Beendigung werden die Lehrlinge, 
lie nunmehr wirkliche Handwerker geworden sind, in die staat- 
‚ichen Personalgruppen eingereiht. Die Grundsätze, nach denen 
sich der Schulbetrieb regelt, unterscheiden sich wesentlich von 
'enen der Privatindustrie. Die Sonderabteilungen arbeiten nach 
nem genau festgelegten Lehrplan. Die Unterweisung der 
‘Schüler erfolgt durch Lehrgesellen, d. h. besonders tüchtige, auf 
‚hre Lehraufgabe vorbereitete Handwerker, denen insbesondere 
ler Fachunterricht übertragen ist. Dabei wird berücksichtigt, 
laß die Schüler nicht gleich nach ihrem Eintritt mit Präzisions- 
\rbeiten beschäftigt und dadurch einer Lehrmethode zugeführt 
verden, die ihre Fachausbildung sehr häufig ungünstig beein- 
laßt. Außerdem — und das ist von Wichtigkeit — werden 
lie Lehrlinge vom Beginn ihres Eintritts in die Lehrlingsabtei- 
‚ungen an gut bezahlt, und zwar nach Grundsätzen, die sie je 
\ach ihrer persönlichen Leistungsfähigkeit bis zum Lohn wirk- 
icher Handwerker hinführen, welche Stellung sie ja nach drei- 
ähriger Lehrlingszeit im Alter von etwa 18 Jahren auch er- 
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reichen können. lEörhöhung der. Lehrlingsvergütung tritt alle 
sechs Monate ein. Lehrlinge, die schon im vorgeschrittenen 
Alter, z. B. mit 17 Jahren eintreten, erhalten dabei „Zulagen“. 
Des weiteren werden den Schülern — unabhängig von der festen 
Vergütung — Sparkassenbücher gegeben. Nach jeder am Ende 
des Schuliahres stattfindenden Prüfung werden in den Spar- 
kassenbüchern Eintragungen über Summen gefertigt, deren Höhe 
von dem bei der Prüfung gezeigten Eifer und der Leistungs- 
fähigkeit abhängt. Die Auszahlung dieser Beträge wird in- 
dessen von der Vollendung der dreijährigen Lehrlingszeit und 
einer Probezeit von zwei Jahren als wirklicher Handwerker bei 
der. Staatsverwaltung abhängig gemacht. 

Auf diese Weise wird der Lehrling, der inzwischen Hand- 
werker wurde, nach dem fünften Jahre, von seinem Eintritt 
ab gerechnet, von seinem Sparkassenbuch Nutzen ziehen. Nach 
Ablauf dieser Zeit wird er im Alter von etwa 19 Jahren ein 
kleines Kapital von 1000, 600 oder 400 Franken besitzen, je 
nach der Güte seiner fachlichen Kenntnisse, die er durch die 
jährlichen Prüfungen nachgewiesen hat. 

Wir haben: ausgeführt, daß die Schule ihre Kurse auf drei 
Jahre ausdehnt; es ist noch erforderlich, hinzuzufügen, daß nach 
dem ersten Eindruck deren Unterricht praktischer und zweck- 
entsprechender sein wird, als derjenige der Schulen, die von 
«2n Gemeinden eingerichtet sind. Da der theoretische Unter- 
richt — der nicht verabsäumt wird — in den eigenen Werk- 
stätten der Staatsverwaltung erteilt wird, verspricht” er einen 
tatsächlichen Erfolg. - Die praktische Ausbildung besteht in der 
Anfertigung entsprechender Handarbeiten, die auch sonst in der 
Werkstätte angefertigt werden. Die Handarbeiten werden be- 
sonders vom zweiten Lehrlingsjahre ab betrieben. 

Die Staatsverwaltung rechnet damit, in ihren“ Abteilungen 
1000 bis 1500 Schüler beschäftigen zu können. Diese werden 
verteilt in die großen Werkstätten von Mecheln, Cuesmes, 
Luttre, Salzinnes, Gentbrügge, wo die Abteilungen einen wirk- 
lichen Bestand von 200 bis 300 Lehrlingen zählen. Abteilungen 
von Bedeutung sind noch in den großen Mittelpunkten wie 
Brüssel-Nord, Brüssel-Süd, Schaerbeek usw. Die Abteilungen 
der Betriebswerkstätten werden 10—20 Lehrlinge zählen. Diese 
Zahlen entsprechen dem tatsächlichen Bedarf an Handwerkern. 
um auf diese Weise die Unterbringung der Lehrlinge : nach 
abgeschlossener Fachausbildung als Handwerker sicherzustellen. 

Diese Einzelheiten zeigen, daß es sich wohl um eine.der glück- 
lichsten Neuerungen handelt, die bestimmten Erfolg verspricht. 
Sie wird begeisterte Aufnahme finden bei den jungen Leuten, 
die als Lehrlinge in die Staatswerkstätten einzutreten wünschen. 
Die Staatsverwaltung selbst wird in den Eisenbahnwerkstätten 
in Zukunft einen Handwerkerstand haben, der als außerordent- 
lich gut fachwissenschaftlich vorgebildet genannt werden muß. 
Die Maßnahme ist es wert, der Aufmerksamkeit der Handwer- 
kerkreise empfohlen zu werden. 

In diesem Sinne berichtet die belgische Zeitung. Ein Vergleich 
zwischen den belgischen und deutschen Einrichtungen zeigt so 
auffallende Ähnlichkeiten, daß man fast auf den Gedanken 
kommen könnte, die deutschen Einrichtungen hätten als Beispiel 
gedient, oder wenigstens die Gestaltung der Lehrlingsausbildung 
in der jetzigen Form stark beeinflußt. 

Eisenb.-Oberinspektor Eisheuer, Berlin. 


— Zur Neuorganisation der französischen Eisenbahnen. Nach 
einer Erklärung des französischen Finanzministers in der Depu- 
tiertenkammer am 27. April sollte der Gesetzentwurf über die 
Neuorganisation der französischen Eisenbahnen demnächst im 
Senat zur Beratung gelangen. Inzwischen ist über ein Monat 
vergangen, und der Entwurf ruht immer noch bei der Finanz- 
kommission des Senats, obwohl das Gesetz vor mehr als einem 
Jahr eingebracht, am 18. Dezember vorigen Jahres von der 
Kammer angenommen worden war und die Eisenbahnkommission 
des Senats noch vor Ende desselben Monats ihren Bericht er- 
stattet hatte. Diese fortgesetzte Verzögerung in der Behandlung 
einer für die französischen Finanzen und die französische Wirt- 
schaft so überaus wichtigen, ja vielfach entscheidenden Frage 
beunruhigt in hohem Maße die französische Öffentlichkeit, ins- 
besondere die in erster Linie beteiligten Kreise von Handel, 
Industrie und Landwirtschaft. Deren berufene Interessenver- 
tretungen haben in wiederholten Resolutionen ihrem Wunsche 
auf baldige Einführung des Gesetzes Ausdruck gegeben. Noch 
kürzlich hat sich die Versammlung der Präsidenten sämtlicher 
Handelskammern Frankreichs für schleunige Verabschiedung 
des Gesetzes ausgesprochen. Nunmehr haben sich, wie der 
„Temps“ vom 10. Juni berichtet, die beiden mächtigen parlamen- 
tarischen Gruppen, le parti r&epublicain d&mocratique et social 
und la federation republicaine, entschlossen, offizielle Schritte 
beim Ministerpräsidenten Briand zu unternehmen und seine 
Aufmerksamkeit auf diesen unhaltbaren Zustand und den un- 
vermeidlichen Schaden zu lenken, der dem Lande aus dieser, fast 
möchte man annehmen systematischen Verzögerung entstehen 
muß. Briand hat zugesagt, daß er persönlich auf die maßgebende 
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Senatskommission einwirken werde, um die Regelung der Frage 
zu beschleunigen. * Es ist hiernach zu, erwarten, daß die Be- 
‚ratung des Gesetzes nicht mehr lange auf sich warten lassen 
wird. 


— Die Elektrisierung ie en relzerischiai Bundesbahnen. In 
seinem Berieht an die Bundesversammlunge vom 7. Juni 1921 
spricht sich der Bundesrat über die Durchführung der Elektri- 
sierung der Schweizerischen Bundesbahnen aus und zeigt auf 
das der Sache höchst nachteilige Schwanken der öffentlichen 
Meinung über. deren Notwendigkeit hin. Als während des 
Krieges die Beschaffung der Betriebskohle immer schwieriger 
und kostspieliger wurde, wurden den Schweizerischen Bundes- 
bahnen die heftigsten Vorwürfe über die Verzögerung der Elek- 
triesierung gemacht. Der Fahrplan hatte fünfmal Einschrän- 
kungen erfahren müssen. die Kohlenpreise waren auf das Sieben- 
fache gestiegen. Das im Juli 1918 von der Generaldirektion 
aufgestellte „Elektrisierungsprogramm“ sah einen Zeitraum von 
30 Jahren für die Durchführung vor. Es wurde aber dann diese 
Zeit auf 20 Jahre herabgesetzt. Die öffentliche Meinung ver- 
langte so heftig nach der Beschleunigung des Programms, daß 
zZ. B. bei der Beratung eines Bundesgesetzes betreffend die 
Unterstützung der Privatbahnen vom 2. Oktober 1919 davon ge- 
sprochen wurde, -die Unterstützungen davon abhängig zu 
machen, daß dadurch keine wesentliche Verzögerung der Elek- 
trisierung herbeigeführt werde. 
geändert. Die Kohlenbeschaffung hat sich gebessert, die Geld- 
beschaffung ist infolge des steisenden Zinsfußes schwieriger 
und kostspieliger geworden. Es wird daher von einer Unwirt- 
schaftlichkeit der Elektrisierung gesprochen und eine Zurück- 
stellung der weiteren Projekte verlangt. » 

Der Bundesrat hält demgegenüber an der Auffassung fest, daß 
die Elektrisierung eine wirtschaftliche Notwendigkeit ist, wenn 
zu allen Zeiten der schweizerische Bahnbetrieb zu erträglichen 
Bedingungen gesichert bleiben soll. Der Kohlenbedarf der Schwei- 
zerischen Bundesbahnen beträgt je nach Verkehrsumfang 500 000 
bis 700 000 t jährlich; die Lieferung und Preisgestaltung hängt 
von dem guten Willen des Auslandes ab. Die Elektrisierung 
bewirkt, daß drei Viertel dieser Ausgaben im Lande verbleiben; 
sie schafft die Möglichkeit einer besseren Fahrplangestaltung 


und damit auch einer Belebung des Verkehrs und einer Besse- 


rung der Einnahmen. Deshalb kommt der Bundesrat mit der 
Generaldirektion zu dem Schlusse, daß die Elektrisierung nicht 
eingestellt, sondern etwa nach dem Programm von 1918 nach 
Maßgabe der iährlichen Voranschläge durchgeführt werden 
solle. Er beantragt, von diesem Berichte in zustimmendem 
Sinne Vermerk zu nehmen. 


— Neue Eisenbahnlinie Bern-Aarberg-Biel.e Eine Botschaft 
des Bundesrats, der in der letzten Zeit mit Konzessionserteilun- 
gen angesichts der gespannten Wirtschaftslage recht vorsichtig 
gewesen ist, beantragt, die Genehmigung zum Bau einer Privat- 
. bahnlinie von Bern über Aarberg nach Biel zu erteilen. Diese 
Konzession ist von einer Gruppe von Unternehmern in Aarberg, 
die zum Zweck der Kapitalbildung eine Aktiengesellschaft 
gründen wollen, nachgesucht worden. Bern ist mit Biel be- 
reits durch eine Hauptbahn über Zollikofen-Lyss verbunden, die 
in Lyss von der Linie Solothurn-Lyss-Kerzers-Payerne-Lausanne 
gekreuzt wird. Zwischen dieser Linie und der direkten 
Hauptbahn Bern-Kerzers-Neuenburg ist aber keine Verbindung 
in südost-nordwestlicher Richtung vorhanden, obwohl dieses Ge- 
biet wohlhabende landwirtschaftliche Landstriche umfaßt, die 
einer besseren Verkehrsmöglichkeit bedürfen. Die neue Bahn ist 
als elektrisch zu betreibende Schmalspurbahn (1 m) gedacht. 
Sie soll im allgemeinen eigenen Bahnkörper bekommen. Sie be- 
ginnt am Endpunkt Bremgartenfriedhof der Straßenbahn Bern 
und benutzt von Nidau aus möglichst bis zum Bahnhof Biel die 
Gleise der Linie Ins-Biel. Die Gesamtstrecke wird 33,4 km be- 
tragen. Die elektrische Kraft söll aus dem Kraftwerk Mühle- 
berg gewonnen werden. Der Kostenvoranschlag ist auf 10 Mill- 
lionen Franken berechnet worden. Der für den Personen- und 
Güterverkehr bestimmten Bahn wird wegen der zahlreichen 
Ortschaften und Ausflugsorte, die sie berührt, eine ausreichende 
Ertragsfähigkeit beigemessen. 


_ Eröffnung der Bahn Toblach-Cadore. Die „Südtiroler 
Landeszeitung“ meldet, daß’am 1. d. M. in aller Stille die Bahn 
Toblach-Ampezzo- Cadore in einer Länge von 66 km, quer durch 
die östlichen Dolomiten, eröffnet wurde. Der Bahnban, der 
im November 1917 von der österreichischen Heeresleitung be- 


gonnen worden war, wurde im Mai 1919 von der italienischen 


Heeresleitung weitergeführt. Die Bahn hat eine Spurweite 
von 95 em und besitzt zahlreiche Kunstbauten, darunter zehn 
a und zehn Brücken. Die stärkste Steigung beträgt 35 
au : 


— Kraftwagen’ in Südtirol. Bekanntlich hat ; im Jahre 1914 die 
österreichische Postverwaltung eine Spezialtype eines Postkraft- 
wagens in der eigenen, für diesen Zwecke erbauten Postauto- 
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"dem Fremdenverkehr erschließen soll: Erst während des 


Jetzt hab ich die Ansichten. 
ee ee sea “Wirtshaus am Sand-St. Leonhard-Jaufenpass (2000 m)-Ster 


‚1919 nichts geändert hat. re 


Baitana da 
Deutscher Eisenbahn BTW 


Mmobilzentrele aus Finvelbentändieilen hergestellt, die von sie 
Kraftwagenfabriken bezogen waren. ‘Es war die gleichze 
Herstellung einer Reihe von 130 Wagen geplant. Die fün 
‘fuhren kurz vor Kriegsausbruch auf eigenen Rädern von 
nach Bozen und gaben einer beschränkten Zahl von Pfü 
“ausflüglern zu selbst für damalige Verhältnisse sehr bill 
Fahrpreis Gelegenheit zu einer Automobilfahrt dorthin. Ir 
des Kriegsausbruches kam der große Plan der Eröffnun 
Kraftwagenverkehre in Südtirol nur zum geringsten Tei 
Ausführung. Im wesentlichsten Teile Südtirols hatte 
italienische Gesellschaft für die Postverwaltung den Be 
führt. Mit zwölfsitzigen Wagen wurden bis 23 Person 
fördert. Nach bald siebenjähriger Pause,.da alle Kraf 
eingezogen worden waren, wird nun aus Bozen gemeldet, 
dort ein neues Kraftwagenunternehmen „Stat“ regelmäßig 
flüge mit zwölfsitzigen Luxusautomobilen plane, die den ! 
lichsten Teil des Österreich verlorengegangenen Gebiets w 


erbaute oder für Kraftwagenverkehr verstärkte Straßen ı 
mit dem Ausgangs- und Endpunkt Bozen dem regelmäßigen. 
sonenverkehr freigegeben. Von Bozen ausgehend sollen 
Franzensfeste-Pustertal-St. Lorenzen, durch das Gadertal 
Corvara, dem Campolungosattel, Arabba, Pordoijioch-Can 
Karersee und das Eggental Fahrten gemacht werden. 
andere Fahrt führt über Meran-Passeier mit Andreas H« 


und Brixen nach Bozen zurück. Endlieh werden die F 
nach Sulden wieder aufgenommen. Mit Ausflugsfahrten : 
der später regelmäßige Verkehr eingeleitet werden. Österre 
werden bei den zurzeit ungünstigen Valutaverhältnissen 
in der Lage sein, die verlorene Heimat zu besuchen. L 


— Das englische Eisenbahngesetz (vgl. Nr. 19, S. 375 d. Zte 
Nach langem Zögern ist endlich das neue englische Eise 
gesetz Ende Mai vor das Parlament gebracht und mittlerw 
in zweimaliger Lesung beraten worden. Nunmehr ist es 
Ausschuß überwiesen worden, und man erwartet, daß. 
geraume Zeit brauchen wird, weil eine große Anzahl von # 
änderungsvorschlägen vorliegt. Die meisten Eisenbahng 
schaften haben außerordentliche Versammlungen ihrer Aktio 
einberufen, um zu dem Gesetzentwurf Stellung zu nehmen. 
Ansichten weichen namentlich auch in bezug auf die Zusam 
fassung der Eisenbahnen zu Gruppen von denen der Reg 
ab; ebenso erheben sie Bedenken gegen die Regelung der 
frage, gegen die weitgehende Staatsaufsicht und gegen die 
winnbeteiligung des Staates. Wenn das Gesetz, was dazi 
rufen ist, das Eisenbahnwesen Englands auf eine vollständ 
änderte Grundlage zu stellen, in endgültiger Fassung ange 
men ist, soll eingehend darüber berichtet werden. Nach 
letzt gültigen Verkehrsgesetz au es am 15. Au in A 
treten. x 


_ Verne von Groß-London im Tabs 1919. De bera‘ 
Ausschuß über den Londoner Verkehr hat dem Verkehrsm 
die folgenden Angaben “über den Groß-Londoner Verkehr 
Jahres 1919 gemacht: ..2 »Personene 

Vorortverkehr der Haupbahnen i 468 000 000 = 


Distriktbahn 3 ee 140 000 000 
Andere örtliche Bahnen PER A a 253 000000 
Röhrenbahnen . i 266 000 000 00 000 
Gesamter Wisoabahn Ark - 1127000 00000 
Kraftomnibusse . : ; 861 000 000 

. Straßenbahnen ; 1 053 000 000 
ar Nahv erkehr Groß-Londons 3.041 000 000 


RE 


Fremde Erdteile 


Fassade Pläne für een und -Ergänzungsba 
belgischen Kongostaat. So soll die Strecke Matadi-Leopol 
mit einem Aufwand von 100 Millionen Franken umgebaut 

Die Katanga-Fisenbahn soll über Bukama hinaus ‚nach 
verlängert werden; die Kosten hierfür sind zu 80 Millio 
anschlagt. Der erste Teil der Benguella-Eisenbahn auf bel I 
‚ der auch zum Bau R Aussicht genommen i 


Ater e Verbesserung Fon a: usw. 33 
ausgeworfen. . % 


— Zur Regelung der amerikanischen Eisenhahnfräg 
Auseinandersetzungen der amerikanischen Regierung 
Eisenbahngssellschaften hat, wie die „D. Alle. En: rn 
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kdirektor Davis dem Vorsitzenden des House 
opriations-Committee, Good, vor einiger Zeit seinen Bericht 
eiöht: : Danach beträgt das Defizit, das der Regierung der 
ig Staaten aus der Uebernahme von-Kontrolle und Be- 
‚enbahnen während _des Krieges erwachsen ist, 
zungsweise 1200 Mill. Dollar. Der frühere Generaldirektor 
‚hatte das Defizit auf 900 478756 Doll. geschätzt. Seit 
2 \ufstellung sind jedoch noch neue Forderungen geltend 
t worden; außerdem soll er nach Ansicht des Herrn Davis 
wendungen für Instandhaltung der Bahnen, Brandschäden, 
an engen; Verbesserungen zu niedrig angesetzt haben. 
endgültige Regelung der Angelegenheit macht nach dem 
t deshalb so langsame Fortschritte, weil von den 550 Eisen- 
ıgesellschaften bis jetzt nur 149, die eine Streckenlänge von 
es gesamten Eisenbahnnetzes (ausschließlich der kurzen 
repräsentieren, ihre Forderungen eingereicht haben. 
eiten zwischen dem Fiskus und den Bahngesellschaften, 
denen es sich wegen angeblicher Nichtinstandhaltung des 
erials während der Regierungskontrolle um mehrere Hundert 
n Dollar handelt, dürften, nach . dem Bericht, dem 
ten Bundesgericht zur Entscheidung überwiesen werden. 


. Rechtspflege. 
chadensersatzpflicht bei fahrlässiger Annahme und Ver- 


‚einer infolge Verwechslung zugerollten Sendung. Die 
Firma Glasindustrie an in Altenfeld (Thürin- 


; der Güterabfertigungsstelle der Risenbahn in Dorsten 
Er Beklagten anstatt der Den ein Wagen mit 
Die Fiaschen 


er en erst erw undere waren, die oralehlig 
) epackten Flaschen zum Einschmelzen zu erhalten, 
bte: sie dennoch, daß die Sache ihre Richtigkeit habe und 
aschen vielleicht. infolge’ eines „Fabrikationsfehlers“ wie- 
Be nmelzen ‚werden sollten. Infolgedessen zerschlugen 
'euen Flaschen und schmolzen sie ein. Die geschädigte 
auerbrunnen-Firma- trat ihre aus der Verwechslung des 
bahnwagens herrührenden Ansprüche gegen den Eisenbahn- 
an diesen ab, nachdem die Eisenbahn ihr den Wert der 
en mit 5923 M ersetzt hatte. Der Eisenbahnfiskus erhob 
 Schadensersatzklage gegen die Glasindustrie „Salviati“ 
er Begründung, daß die Beklagte in fahrlässiger 
e ne en fehlerlosen FlaSchen ohne 


die Beklagte nach dem Klageantrage verurteilt. Die 
eklagten gegen das oberlandesgerichtliche E:kenntnis 
‚Revision ise vom Reichsgericht zurückge- 
C ‚ und zwar aus ns Entscheidungs- 


Pa 


rweiteru ng der ilatikunccbefteidese von Stationen. 

desbahndirektion Wien=-Nordost. Die Ab- 
ngsbefugnisse der Station Wien St. Marx sind ab 20. Juni 
‚dahin erweitert, daß nunmehr auch die Aufgabe und Ab- 
] ‚chfolgender ‚Güter aller Art (ausgenommen die unten 
als ‚Eilgut und Frachtgut zugelassen wird, und 


& a reetonaen (Inlandsgütern und Zoll- 
a die Bun 3 akob & & Valentin in 3 Wien, St. Marx, 


in Kateaaen e 
iere, alte Hadern, ren. und Stroh, mineralische 
s, Brenn- und Lönahalk, ‚Steine, Ziegel, Schotter, 
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gar nicht unter- 


(Aktenzeichen: VI. 3 -20. — 7.3.21.) 


„Muggenau“ auf „Muggenau -Silberberg“ 


Nr>29 


grün ER en: Das Berufungsgericht hat die Sc hadensersatzpflicht 
der Beklagten für gegeben erachtet, weil ihr, als sie den Wagen 


"mit grünen Bordeauxflaschen an Stelle eines solchen mit weißen 


Glasscherben empfing, aus der Versendungsart — die Flaschen 
waren in einem geschlossenen Wagen und schichtweise in Stroh, 


-einem zu jener Zeit seltenen und teuren Material, verpackt —, 


die auf eine besondere Bewertung und Sicherung des Gutes schlie- 
ßen iieß und bei Scherbenmaterial gcıadezu ausgeschlossen war, 
der auffallende Unterschied zwischen der angekündigten und 


der von der Eisenbahn ihr ausgelieferten Waren notwendıg die 


Überzeugung aufgehen mußte, daß hier eine Verwechslung vor- 
lag, und daß es sich nicht um ein zum Einschmelzen bestimmtes 
Gut handeln konnte. Indem sie trotzdem über die Flaschen 
als über ihr Eigentum durch Zerschlagen- und Einschnielzen- 
lassen verfügte, habe sie, nimmt das Berufungsgericht an, rechts- 
widrig und schuldhaft das Eigentum der Rechtsvorgängerin des 
Klägers verletzt. Das Berufungsgericht hat diese. Eigentums- 
verletzung lediglich unter dem rechtlichen Gesichtspunkte des 
S 623 Abs. 1 BGB. betrachtet; seine Feststellungen tragen aber 
die Entscheidung auch, wenn dieser die Bestimmung des $ I 

GB. über die Schadensersatzpflicht des unredlichen Besitzers 
gegenüber dem Eigentümer zugrunde zelegt wird. Denn wenn- 
gleich vom Berufungsgericht der Ausdruck „grobe Fahrlässig- 
keit“ nicht gebraucht worden _ist, ist in den wiedergegebenen 
tatsächlichen Erwägungen des Berüfungsgerichts, daß nach der 
Sachlage der Beklagten die Überzeugung sich aufdrängen mußte, 
daß die ausgelieferte Sendung nicht für sie bestimmte sei, wenn 
nicht die Kenntnis, daß sie nicht zum Besitze berechtigt sei. 
so jedenfalls die auf grober Fahrlässigkeit beruhende Unkennt- 
nis bedenkenfrei festgex=tellt. Grob fahrlässig handelt beim 
Erwerbe des Besitzes, wer Umstände, die einem Rechtserwerbe 
entgegenstehen, kennt und dennoch es unterläßt, sich durch 
weitere Nachforschungen zu vergewissern. “Die Verfügung der 
Beklagten erscheint hiernach als diejenige eines unredlichen 
Besitzers. Der Versuch der: Beklagten, sich durch Bervfunz 
auf? die Verhandlungen mit der Firma A. hinsichtlich der Var- 
fügung über die Flaschen zu entlasten, ist vom Berufungsgericht 
mit Recht zurückgewiesen worden. Die Beklagte hat in dem 
von der Revision angezogenen Schriftsatze vom 7. Mai 1920 
Beweis gestellt, daß sie der Firma A. deu 
ganzen Sachverhalt: die’ auffällige Verpackungsart, daß es sich 
ferner um ganze und anscheinend neue Flaschen, nicht um 
Scherbenmaterial handelte, mitgeteilt habe, wie denn auch der 
in der ersten Instanz vernommene Zeuge T. bekundet hat, daß 
die Beklagte lediglich ‘wegen der grünen Farbe des Glases 
die Ware der Firma A. gegenüber beanstandet habe. Der Eir; 
wand des mitwirkenden 'eigenen Verschuldens des Klägers ($ 254 


"BGB.), der auch gegenüber der Schadensersatzklage aus $$ 987, 


989, 99 BGB. zulässig ist, ist vom Berufringsgericht ohne Rechts- 
irrtum aus dem Grunde zurückgewiesen worden, daß der Ge- 
schädigie nicht der Kläger, sondern dessen Rechtsvorgänzerin 
ist, der eine Fahrlässigkeit gar nicht zur Last Zelegt wird. Von 
einer Anwendung des von der Beklagten für die Mithaftunz 
des Klägers herangezogenen S 930 BGB. kann überhaupt nicht 
die Rede sein, da ‚weder eine gemeinschaftliche Verursachung 
des Schadens vorliegt, noch ein gemeinsames Be 
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ce) alle nach dr Bee nicht zugelassenen Güter; 

d) nachfolgende, in der Anlage C zum Eisenbahnbetriebs- 
reglement genännten Gegenstände, und zwar: 

Die unter I. angeführten explosionsgefährlichen Gegenstände; 

die unter II. I-6,. 8--19 angeführten selbstentzündlichen 

‚Stoffe; - 3 
die unter III. A esiährten brennbaren Flüssigkeiten; 

die unter VI. angeführten fäulnisfähigen Stoffe. 

Hinsichtlich der Fra@htberechnung gelten bis auf weiteres die 
im Nachtrag II des (Gütertarifes der österreichischen Bundes- 
bahnen, gültig vom 15. Oktober 1920, Teil II, Abschnitt IX, für 
Wien St. Marx vorgesehenen Bestimmungen mit der Maßgabe, 
daß für Stückzeüter die Fracht auf Grund des wirklichen Ge- 
wichtes berechnet wird. ‚Die Bestimmung unter Punkt 4 ist zu 
streichen. TE 

ER Änderung von Stationsnamen. 
Südbah n-Gesellschaft. Mit Wirksamkeit vom 1. Jui 


1921 wird die Benennung der auf der Lokalbahn Leibnitz- 


Pölfing-Brunn .Sulmtalbahn) gelegenen Personenhaltestelle 
abgeändert. 


Dana are, ER Pun 
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Nr. 25 


a 


Rundschreiben. ‚der 
lassen worden: 


Nr. III 163. vom 15. Juni -1921 an sämtliche Ardremarekwan 
tungen, betreffend Niederschrift Nr. 73 des Wagenausschusses | 


(Ulm, den. 23./24. Mai 1921) (abgesandt am 


Nr. III 164 vom 15. Juni 1921 an die Mitglieder des Tech- 
nischen Ausschusses, betreffend die Neugestaltung des V. W.Ü. 


(abgesandt am 17. Juni 2.:.J,). 


Amtliche Pa an. 


1. Schließung von Stationen. 


Freien Grunder Eisenbahn. 
Mit Wirkung vom 1. Juli d. J. ab rd 
die Ladestelle ,„Altenseelbacher Weg“ 
aufgehoben. (638) 
F rankfurt a. M., den 15. Jhni 1921. 
Die Direktion. 


mu 
2. Güterverkehr. 


Ost-mitteldeutsch-sächsischer Verke: 
Heft 2. 

Mit Gültiekeit vom 25. Juni 1921 
die Entfernung von Philippsthal n: 
Neuwelt in 285 km abgeändert. [& 

Berlin, den 18. Juni 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Deßtscher Eisenbahngütertärif, Teil 
Heit A. — Tiv. 200. 

Mit sofortiger Gültigkeit een 
im Anhang 1 angegebenen Kürzı 
beträge im Verkehr mit den Badis«! 
Nebenbahnen im Privatbetrieb erhöh 

Näheres enthält die.-am 20. 6. 21 
scheinende Nummer des Tarifanzeij; 
Auskunft geben auch die  beteili 
Güterabfertigungen sowie das Auskw 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 

Berlin, den 14. Juni 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Westdeutsch-Sächsischer Güterverke! 
Am 10. Juni 1921 sind die Stati 
Bröckel (Kr. Celle), . Nienhagen 
Celle), Uetze und Wathlingen des Eise 
bahndirektionsbezirks Hannover aus 
Tarif für den obenbezeichneten Ver! 
ausgeschieden und mit anderweiten Ta: 
entfernungen in den Tarif für den 
Mitteldeutsch - Sächsischen -.Güterver] 
übernommen worden (vgl. Bekarn 
machung der E.D. Berlin vom 3. 6. 
Ferner werden die Tarifentfernungen ? 
die Station Eilensen (Ilmebahn) mit ii 
tigkeit vom 20. Juni 1921 um 3 km or- 
mäßirt. Alles Nähere enthält der 
meinsame Tarif- und Verkehrs-Anze «>: 
für den Bereich der ehemalig preußisc)ı 
hessischen Staatseisenbahnen und  unas' 
Verkehrsanzeiger. (535) | 
Dresden, am 14. Juni 1921, | 
Eisenb.-Gen.-Dir., 
namens der beteil. Verwaltungen 


Mitteldeutsch-Südwestdeutscher 
Güterverkehr. 
Am 20. Juni werden 20 württembe: 
gische Stationen in den Tarif aufgenom 
men. Näheres bei den beteiligten Ah 
fertigungsstellen und in» den betref': 
den Tarifanzeigern. eat 
Erfurt, den 13. Juni .1921. 
Eisenbahndirektion. 


en 


Badischer Gütertarif. 
Die Mindestgebühren für die Beför«: 
rung von Sonderzügen werden mit =: 


‚Herauss waget 


“von dem :bwo 
) dr & 
Verlag vor u # 


(rag hArIE uhrenden Verwaltung sind er- 


17... Junird.J.) 


ortiger Wirkung auf 100 # für das 
Tarifkm und 2400 A im ganzen erhöht 
und die Bahnbewachungsgebühr von 12 
auf 16 A für das Tarifkm. 
Karlsruhe, den 10. Juni 1921. 
. Eisenbahn-Generaldirektion. 


Preußisch Hessiseh Sächsischer Mier- 

verkehr. _ Gemeinsames Heft. 

Mit Gültiekeit vom 15. Juni 1921 wer- 
den &) die Zuschläge zur Deckung der 
tschechoslowakischen Fahrkartensteuer 
erhöht, ‘b) die Sonderbestimmungen für 
einige Bahnhöfe geändert, sowie die Ge- 


bühren für eine größere Anzahl Stationen 
Das sofortige Inkrafttreten der 
Erhöhungen gründet sich auf die vor- 


erhöht. 


übergehende Änderung des S 6 der Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung - (R.-G.-Bl.. 1914, 
S. 455). Ferner wird die Station Langen 


(Kreis Bersenbrück) in den Tarif einbe- 
Näheres ist aus dem Tarif- und 


zogen. 
Verkehrsanzeiger der ehemalig Preu- 
ßisch-Hessischen Staatseisenbahnen und 
aus unserem Verkehrsanzeiger zu er- 
sehen, auch geben die Stationen Aus- 
kunft. (634) 
Dresden am 13. Juni 1921. : 
Eisenb.-Gen.-Dir., 

als geschäftsführende Verwaltung. 


PreuBisch-Sächsischer Staatsbahn- 
Privatbahn-Personen- und Gepäckverkehr. 
Mit Geltung vom 1. Juli 1921 werden 
die Gebühren für die Überführung des 


Gepäcks und Expreßguts zwischen den. 


Reichsbahnhöfen und den Bahnhöfen der 


Rinteln-Stadthagener Eisenbahn in Rin- 


teln und Stadthagen erhöht. 


Nähere Auskunft erteilt unser Ver- 


kehrsbüro. (633) 
Hannover, den 14. Juni 1921. 

a Eisenbahndirektion. 

Nordwestdeutsch-Bay nn Gütertarii. 


Mit Gültigkeit vom 15. Juli 1921 wird 
der Nachtrag I eingeführt, der Entfer- 
nungserhöhungen bis zu 56 km enthält. 

Nähere Auskunft erteilt das Verkehrs- 
büro der Bisenbahndirektion Frankfurt 
(Main). , (639)° 

Frankfurt (Main), den 11. Juni. 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Preußisch- ers Besanene 
Tierverkehr. 
Mit sofortiger Gültigkeit werden die 
Stationen Aachen West ‚Grenze und 
Ronheide-Montzen Grenze in den direk- 
ten Verkehr aufgenommen und . die 


Gebühren für die Gestellung von Vieh- 


sonderzügen erhöht. Ferner treten ver- 
schiedene Änderungen in den örtlichen 


Bestimmungen (Abschnitt D des Tarifs) 


ein. 
Näheres bei den beteiligten Abferti- 
zungsstellen.. (640 
Erfurt, den 14. Juni 1921. 
Eisenbahndirektion. BE 


‘n im. Auftrage des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen e 
‚: lichen Schriftleiter, Geh. Oberregierungsrat Dr. v. Ritter in Berlin, £ 
" Anzeigenteil verantwortlich F, Luckhardt, Berlin SO. 26, 

’oringer in Berlin W, — is von H.S. Hermann & Co. in Berlin Bw. 


Varel 
Deutscher Eisenbahnve } = 


Nr. IV 90 vom 26. Mai 1921 an sämtliche a. n. 
und das Tschechoslowakische Eisenbahnministerium in Pra 
treffend die Vereinsabrechnung (abgesandt am 1. Juni d. an 


Nr. IV 91 vom 28: -Mai 1921 an sämtliche Vereinsverwalt 

und das Tschechoslowakische Eisenbahnministerium in Prag, 
treffend Geldausgleich für die gesamte Vereinsabrechnung ( 
eine Vermittlungsstelle ee am 4. Juni d. J. I 2 


(632) 


schiedene Änderungen in den örtl 


‚seitlichen Öffnungen der Oberlich 


10 Uhr postfrei an die Bäuakteilun 


Meislibohree) für das Rechnung 


vormittags 11 Uhr. . Auschlagst 


“23 


Ostdeutsch- und imitteldensch = 
- - westdeutscher Tiertarif. 

Mit- sofortiger Gültigkeit werde 

Gebühren für die Gestellung von 

sonderzügen erhöht. Ferner treten 


Bestimmungen (Abschnitt D des‘ T 
ein. 


Näheres. bei den beteiligten ;AB 
une ll. 5 


Erfurt, den 14. Juni 1921. 
Eisenbahndirektion. 


"Bayerisch- W ürttembergisch-Badis 
. Tierverkehr. 
Pfälzisch -Bayerischer Tierverke 
“Mit Gültigkeit vom 15. Juni 1921 
den der Satz für das Begleiterfal 
und die Mindestgebührer für Tierson 
züge erhöht. ‘Nähere Auskunft be 
Dienststellen. ; 2% 
München, den 402 Juni 1921. 
Tarifamt beim Reichsverkeh 
ministerium, ‚Zweigstelle Bay 


5 Badischer Gütertarif. 
Mit sofortiger 


Näheres in unserem ar angeigen 
Karlsruhe, 17.- Juni: 19217 7 
Eisenbahn- Generaldirektion. E 


3. Verdingung. 


-Die Lieferung und Aufbringung N 
400 qm Drahtglas für die Verglası 


der Umladehalle auf dem Ver: hi 
bahnhof Seddin soll vergeben _ wer 
Die Angebotsmuster sind gegen po 
und bestellgeldfreie Bareinsend 
6,00 M für das Stück von der Eise 
bauabteilung Michendorf zu beziehe 

Die Angebote, auf dem verschlos 
Briefumschlag als solche kenntlic h 
macht, sind bis 2. Juli 1921 voı m 


zusenden. 
Michendorf, den 15. Juni 199 
5 Eisenbahnbauabteilung. 


Die Lieferun g von Se 
el 


1921 soll öffentlich vergeben werden 
' Eröffnung der Angebote am 6. Ju 


3. August 1921. 

. Die Werdinsungelterläeen 
portofreie Einsendung von 
Vorstande unseres Zentralbür SZ 
ziehen. 

Münster (Westf. y% 5, Juni. 192 
oe _Eisenbahndirektion. 


Frauendorffers. 


2 Bundesbahndirektion Wien = Nordost. 
-— Neugestaltung der Krankenkasse 


E er er Zeitung des Vereins 
: Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


Eat re Herausgegeben im Auftrage des Vereins 
von Dr. v. Ritter, Geh. Oberregierungsrat in Berlin, als Schriftleiter. — Verlag von Julius Springer in Berlin W.9. 
-Schriftleitung: Berlin W.9, Köthener Str. 28/29. 


Berlin, den 30, Juni 1921. 
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Inhalc: 
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Personalnachrichten. 


Erhöhung der  Post- 
— Obstbeförderung aus ’Kecs- 


Dienstes. — 
tarife. 
kemet. 


r Hoch- und Untergrundbahn nebst Österreich: Bundesminister Dr. Niederlande: Rheinschiffahrt. 
inigen Vorläufern. (Schluß.) Walter Rodler. — Programmrede des Übrige europäische Länder: 
gelöet e Investitionen bei den Bundeskanzlers. — Bevorstehende Schwedisch - norwegische Grenzauf- 
Ä ni lich ungarischen St seen: Erhöhung der  Frachturkundenge- gaben. Verbindungsbahn Elverum- 
ge 5 bühren. —_. Beamtenabbau bei der Trysil-Dalarne. — Einschränkung der 


auf den 
schwedischen Staatsbahnen — Gegen 


Freifahrtvergünstigungen 


iR sehtand: Errenbain- ee der Bundesbahnverwaltung. — Per- die Rhoneprojekte. — - Englische 
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6 erweisen wird.“ Wenn ein Fachmanı von der Be- 
- und Erfahrung Hoffs seine gewichtige Stimme er- 
'horcht man auf, zumal der Plan in schärfsten Aus- 
ken als „eine Ungeheuerlichkeit, ein betrieblicher und 
aftlicher Pehlgriff“ bezeichnet wird. Obgleich Hoff 
Abstand genommen hat, eine Begründung seines harten 
'zu geben, darf auf eine Widerlegung nicht verzichtet 
‚da einem Teil der Leser dieser weitverbreiteten Zei- 
e besonderen Eigentümlichkeiten des Werk wesens nicht 
raut sind, daß man ohne weiteres annehmen kann, die 
würden überall richtig gewürdigt werden. 1 nach- 


fang usmfühnen, die Es eine Be aiöre Stellung 
»rkwesens im Eisenbahnbetriebe sprechen. 


ee! ey kt sehe lengearbeiten > an den 
en, den maschinellen Anlagen usw. der Eisenbahn 
also vollständig bei ihrer Versorgung mit Arbeit auf 


die Eisenbahn angewiesen sind. 
hang mit dem Eisenbahnbetriebe läßt sich auch bei einigen 


'tenden Werke ihrem Betriebe einzufügen, 


bei’ Wiederherstellungsarbeiten mit 


_  Loslösung der Eisenbahnwerke aus dem Betriebe. 


Von Regierungs- und Baurat Lorenz, Erfurt, 


Ein ähnlich loser Zusammen- 


Fabriken für die Herstellung von Eisenbahnmaterial finden, die 
beinahe ausschließlich für die Eisenbahnverwaltung arbeiten, 
ohne daß sie ihr eingegliedert sind. Wenn die Staatseisen- 


_ bahnen es übernommen haben, die Wiederherstellungsarbeiten 


in eigener Regie auszuführen und den ganzen Ballast der bei 
oberflächlichem Hinsehen gewissermaßen unproduktiv arbei- 
so werden sie dazu 
durch zwingende Gründe gedrängt. Ist es schon eine schwie- 
rige Sache, den Fabriken für Neuanfertigung bei ihren Liefe- 
rungen = Preise nachzurechnen — ein Umstand, der auch 
von Hoff. beklagt wird —, so wird es fast zur Unmöglichkeit, 
annähernder Sicherheit 
den Preisfestsetzungen zu folgen. Es liest im Wesen der In- 
standsetzung eines so verwickelten Bauwerkes, wie es zum 
Beispiel die Lokomotive oder der D-Zugwagen ‚ist, daß ein 
Preisangebot vor der Wiederherstellung nicht abgegeben 
werden kann. Der Umfang der Arbeiten ergibt sich meist 
erst bei der Auseinandernahme, und häufig läßt sich auch erst 
im Verlaufe der Wiederherstellungsarbeit überblicken, ob 
dieser oder jener Teil wieder verwendet werden kann oder 
vollständig ernewert werden muß. Eine Regel für den Umfang 
der Arbeiten kann nicht festgelegt werden. Die persönliche 
Ansicht, gestützt auf Erfahrung oder bedingt dureh äußere 
Umstände, zu denen in Zeiten schlechter Finanzlage oder 
während des Krieges der Auftrag, nur oberflächliche Aus- 
besserungen vorzunehmen, gerechnet werden darf, ist von 
großem Einfluß. Es kommt hinzu, daß die Über wacbung von 


+ 


« 
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Wiederherstellungsarbeiten noch viel eingehender durch den 
Abnehmer ausgeübt werden muß als beim Neubau, wenn weine 
Gewähr für gute Arbeit vorhanden sein soll. Die Wiederher- 
stellung der Fahrzeuge ist in noch weit höherem Maße als 
dio Anschaffung newer Betriebsmittel eine Vertrauenssache. 
Aber daß die Werke keine Teile der Eisenbahn sind, die 
so untrennbar mit dem Betriebe zusammenhängen, daß er ohne 
sie nicht arbeiten kann, ersieht man daraus, daß die Wiıeder- 


herstellung von Fahrzeugen in Fabriken, zu der wir mit, 


Ablauf des Krieges gezwungen worden sind, möglich ist, wenn 
auch unter erheblichen Kosten, die aber mit der Neuheit der 
Aufgabe, der mangelnden Erfahrung der Arbeiter und der 
Unzulänglichkeit der Industriewerke für diese besondere 


Aufgabe in innigem Zusammenhang stehen. Die Fabriken, die 


sich auf die Wiederherstellung von Fahrzeugen eingerichtet 
haben, mußten besondere Anlagen schaffen und haben darauf 
Bedäacht genommen, die Abschreibungen in kurzer Zeit vor- 
zunehmen. Man wird sich auch gewöhnen müssen, einen Teil 
der hohen Kosten, die für die Ausbesserung in den Fabriken 
gezahlt werden müssen, auf das Reichsschuldenkonto zu 
schreiben unter der Bezeichnung „produktive Erwerbslosen- 
fürsorge“, da es nach der Beendigung des Krieges darauf 
ankam, den beschäftigungslosen Rüstungsbetrieben und den 
heimkehrenden Kriegern Arbeit zu verschaffen. 

Der geringe Zusammenhang mit der Eisenbahn ist auch an 
der örtlichen Abgeschredenheit zu erkennen. Das Eisenbahn- 
werk bildet ein abgeschlossenes Ganzes, das mit den übrigen 
Anlagen der Eisenbahn nur durch das Zufahrtgleise verbun- 
den ist, auf dem die Arbeit zu- und abgeführt wird. Es stellt 
sozusagen eine Fabrik mit Gleisanschluß dar. 
sichtspunkt aus angesehen, ist es unangebracht, die Arbeiter 
der Eisenbahnwerke als „Eisenbahner“ zu bezeichnen. Diese 
Gewohnheit ist von verheerenden Folgen gewesen, da die 
Werkstättenarbeiter, besonders die erst kurze Zeit in den 
Werken tätigen, in dem Bewußtsein, Eisenbahner zu sein, bei 
der Stillegung des gesamten Eisenbahnbetriebes einen Ein- 
fluß ausgeübt haben, der in gar keinem Verhältnis zu ihrer 
wirklichen Bedeniung für den. eigentlichen Betrieb der Eisen- 
bahnen steht. 

Wenn diese „Eisenbahner“ ein Eisenbahnwerk stillegen, so 
sind die Polen die gleichen, die eintreten, wenn in irgend- 
einer Fabrik die Arbeit niedergelegt wird. Die in dieser an- 
gelegten Werte an Fabrikeigentum erleiden Zinsverluste. Für 
die Eisenbahn und die Allgemeinheit kommt als besonderer 
Verlust hinzu, daß die Wiederherstellung der überwiesenen 
Betriebsmittel nicht fortschreitet, daß die auszubessernden 
Beriebsmittel über Gebühr „dem Verkehr entzogen werden, 
daß, wie man sagt, der Ausbesserungsstand in die Höhe geht. 


Die Allgemeinheit hat dabei eigentlich nur insofern ein Inter-. 


esse, als die Staatseisenbahnen allgemeines Eigentum sind, 
dessen beste Ausnutzung jedem am Herzen liegen muß. Bei 
Wiederaufnahme der Tätigkeit des Werkes setzt die Arbeit 
genau dort wieder ein, wo sie aufgehört hat. Wenn die Ge- 
schlossenheit und Stoßkraft dieser „Eisenbahner“, die aus dem 


fabrikmäßigen Zusammenarbeiten sich ergeben, dazu benutzt. 


wird, den gesamten Eisenbahnbetrieb einzustellen, so treten 
volkswirtschaftliche Folgen ein, die nicht erst näher beleuchtet 
zu werden brauchen. Entsprechend der Schwere dieser Folgen 
sind auch die Umständlichkeiten und Arbeiten, die beim 
Wiederaufnehmen des Betriebes zu bewältigen sind. Die 


Züge sind bis zum nächsten geeigneten Bahnhof gefahren 


worden, die Bahnhöfe sind verstopft, die Lokomotiven sind in 
die Heimat gefahren, die Züge müssen neu bespannt werden 
" usw.. Eine große Summe verlorener Arbeit muß geleistet 
werden, und die Überlegung und Erfahrung müßte dazu 
führen, die Arbeiter der Eisenbahnwerke von denen des Be- 
triebes zu lösen; sie müssen besonders betrachtet: werden und 
zwar als Fabrikarbeiter. Ihre Interessen sind im 
Grunde genommen ‘ganz apderer Art als die von Eisen- 
bahnern, : 


AG 


Von diesem Ge- 


bedeuten würde. Soll aber zum Überfluß noch zu einem 


.triebsmaschinentechnischen Fachgenossen“ ist dabei nat 


man zu der Ansicht gelangen, daß die Eisenbahnwerk 


geführt worden ist, keiner weiteren Entwicklung fühig : 


Zeitung des Vereine‘ : 
Deutscher Eisenbahnverwaltu 


Auch für die an ist die Betrachtung der Eisenb, 
werke unter dem Gesichtspunkt seiner Loslösung vom 
triebe von Bedeutung. Es wird immer eine mißliche S 
sein, die Bedingungen für die Bemessung der Löhne, di 
von örtlichen Verhältnissen abhängen, an_der Zentrals 

so genau zu erkennen, daß Härten vermieden. werden. Be 
ders in Orten, in demen bei geringerer Industrie das ] 
bahnwerk: mehr zur Geltung kommt, wird ‚es immer für 
beitnehmer sowohl als ee in Industrie und Ei 
bahn unangenehm empfunden, wenn Spannungen zwischen d 
Löhnen der Industrie- und der Werkarbeiter bestehen. W. 
den die Eisenbahnwerke als industrielle Unternehmungen, ( 
sie tatsächlich sind, angesehen, wird daraus die Folgeru. 
gezogen, ihre Löhne mit den ortsüblichen in Übereinstimmun 
zu bringen, dann wird manche Unzufriedenheit der Arbe 
in den Eisenbahnwerken und in der Industrie beseitigt. Ni 
gering sind die Auswirkungen zu achten, die für den I% 
des Werkes und die Verwaltung sich bei einem solchen v 
fahren ergeben. Man kann ‚nicht leugnen, daß dem Le 
eines Werkes von häufig mehreren Tausend Arbeitern sein 
siimmtes Maß von Ansehen zur Seite stehen muß. Das 
seben bei der Arbeiterschaft wird nicht bestimmt durch 
Titel, sondern neben den persönlichen Fähigkeiten durch ı 
Befugnisse, die der Leiter hat. Nach seiner Denkweise sch 
der Fabrikarbeiter die Befugnis, die Lohnfrage zu reseln, 
höchsten. Die Bemessung der Löhne nach der Höhe der ori 
üblichen ist eine Angelegenheit, die man dem Leiter des Eise 
bahnwerkes übertragen kann, ohne daß man zu fürcht 
braucht, daß dabei Fehler gemacht werden, denn die or 
üblichen Löhne werden durch die Industrieverbände ‚gerege 
Damit würde der Werkdirektor an Ansehen gewinnen ı 
die letzte Instanz vor dem Schlichtungsausschuß werden 
er auch in anderen wichtigen Arbeiberangelegenheiten w 
muß. Die Verwaltung aber würde von Geschäften entb 
werden, die gewiß nicht zu denjenigen gehören, auf de 
Festhaltung man erpicht sein muß. 
Man wird sich der Erkenntnis nicht versch ware 
daß Eisenbahnwerke und -betrieb sehr wenig miteinander ve 
quickt sind, so daß eine Trennung recht gut denkbar ist. 
braucht nicht erst nachgewiesen zu werden, daß eine 
lösung nicht, wie Hoff sagt, einen „betrieblichen Fehlg 


spiel aus der Praxis, dessen Beweiskraft nicht angezwei 
werden kann, gegriffen werden, so können dazu 
Fahrzeugfabriken herangezogen werden. J. ahraus, En 
bauen sie Betriebsmittel, von denen niemand. behaupt 
wird, daß sie. den Anforderungen dies 
entsprechen. Von einer „Leitung dieser 
Hoff sie für die Eisenbahnwerke für unbedingt n 
hält, „durch  Werkstättendezernenten ih ° unmittel 
lebendiger Verbindung mit ihren betriebstechnischen un 


Werke‘, 


nicht die Rede Was die Herstellung brauchbarer Betri 
mittel in rein technischer Beziehung anlangt, so bes 

zwischen einer Fabrik für Neuherstellung und einer solcht 
für Wiederinstandsetzung nur ein Unterschied in der 8 
tierung, der aber bei dieser Betrachtung vollkommen 
scheiden kann. Nach dem heutigen Stande der Erkenntnis ı 


zu dem. Zwecke, sie in den großen Verwaltungskörper elL 
gliedern, in ‚eine Form gepreßt sind, in die sie nich 
passen. Diese Form dürfte sich überlebt haben. Ma 
nicht die Überzeugung haben, daß die Organisation des 
bahnwesens, die im Jahre 1895 unter Hoffs Mitwirkung 


sollte. Stillstand bedeutet auch hier Rückschritt. Die 
bahnwerke sind nach ihrer geographischen Lage di 
Direktionen verteilt. Die Lage und besonders der sogenant 
Bezirk, das Gebiet, das den Werken wie allen übrigen 

triebs-, Maschinen- und Verkehrsämtern vereı 


Me 


- Nachdem die Er- 
daß man wirtschaftlicher verfährt, 


Werke Interessenbezirke zu bilden, deren Einfluß- 
et sich über mehrere Direktionen erstrecken wird. Die 
ndige Folge davon ist, die Oberäufsicht über die Werke 
igen wenigen Stellen auszuüben, ohne an die Direktionen 
ebunden zu sein. Auf diesem Wege wird man auch zu dem 
benswerten Zustand kommen, der sich nach den Aus- 
h rungen Hoffs vorstellen läßt, wenn er dem Wunsche Aus- 

k gibt, „die "Werkstättendezernenten der Bezirksverwal- 
mögen die Generaldirektoren der Werkstätten bleiben“. 
eitige Behandlung des Werkwesens bei den Direktionen 
icht diesem Idealbetrieb ganz und gar nicht. Wenn es 
bei dem von Hoff benannten Generaldirektor nicht um 
loßen Titel handeln soll; der seine Entstehung dem 
tande verdankt, daß die Leiter einiger Werke als Direk- 

bezeichnet werden, so kann man nur sagen: diese 
aldirektoren sind bisher in der überwiegenden Mehrzahl 
älle nieht die ‚Entscheidenden, sondern die als Sachver- 
diee mitwirkenden Kodezernenten. In Finanzfragen, in 
ter- und Beamtenpersonalfragen, in Stoffangelegen- 
. geben. sie nicht den Ausschlag. Wäre es der Fall, so 
de ‚ gewiß beispielsweise «einem Verfahren entgegenge- 
en werden, das in Personalfragen sich eingebürgert hat: 
stete, die aus irgendeinem Grunde für andere Betriebe 
1 mehr verwendbar sind, in den Werken unterzubringen 
gute Kräfte Kara augen. oder einen sogenannten 
rsalmenschen züchten zu wollen, der überall verwend- 
ist. Eine Sonderung nach der jeweiligen Veranlagung 
n auch bei der Verwendung der Bediensteten nicht mehr 
- acht gelassen werden, am ‚wenigsten bei den technischen, 
leren Leistungen und Können nicht nur auf der schulmäßigen 
\ bildung beruhen, sondern hauptsächlich von den Erfah- 
N. Betagt werden, die sie sich im Laufe der Jahre im 


Er daß eine Toelianas der Eisenbahnwerke aus dem 
etriebe kein - betrieblicher Fehleriff, kein Sprung ins 
le ist, daß sie vielmehr: eine notwendige Folge der. 
etanden Entwicklung und Erkenntnis ist, so ist 
“Ansicht, daß man damit einen wirtschaftlichen Fehl- 
vermeidet, den Hoff glaubt mit Sicherheit voraus- 
. zu können, nicht so einfach zu vertreten. Es ist um 
'o schwieriger, als bei dem jetzigen Buchungsverfahren über- 
‚ nicht gesagt werden kann, mit welchem Wirkungsgrad 
erke bisher gearbeitet haben oder zurzeit arbeiten. Das 
ungsverfahren ist darauf eingerichtet, möglichst für alle 
altungsteile der Eisenbahn gestaltet zu sein, um der 
tleitung die Gesamtübersicht über den Ertrag zu ermög- 
en. Den Eigenheiten eines Fabrikbetriebes, der in den 
bahnwerken zur Geltung kommt, kann es nicht Rechnung 


nehmen, wie es die Eisenbahnverwaltung ist, genügt im 
Isemeinen, wenn ein Überblick im großen und ganzen über 
\ Leistung oder das Erträgnis gegeben werden kann. Die 
mtheit hat nur für das Schlußergebnis Interesse; für sie 
at es ja auch weniger darauf an, zu wissen, aus welchen 
Ibeträgen sich der Gesamtertrag zusammensetzt, wenn 
' ein Überschuß, und zwar ein vecht großer, vorhanden ist. 
aben und Einnahmen lassen sich leicht verständlich in der 


Yen leiche den Aufsatz des Verfassers in den Nummern 60 


a vom 4. und 8. August 1917 und den Ministerial- 
8 VI. ‚66. D .. 13296 vom 5. August 1920. 


eine 


r ein großes, “aus zahlreichen Teilbetrieben bestehendes 
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sogenannten Betriebszahl darstellen. Im Wesen des Eisen- 
bahnunternehmens ist es auch begründet, daß sich die meisten 
Teilbetriebe, wie Bahnhöfe, Strecke, Zugverkehr, Maschinen- 
und Zuggestellung usw. in seiner Abhängigkeit und Ver- 
schmelzung befinden, die ein Erfassen ihrer einzelnen nech- 
nerischen Erträge zur Unmöglichkeit machen. Wollte man 
hier besondere Ertragsrechnungen aufstellen, so müßte man 


sie "also epözin siert), one man von selber Bann zu Schätzungen mit ihren Ungenauigkeiten greifen und könnte 


doch nieht verhindern, daß Anlagen, die an sich von größter 
Bedeutung für das Unternehmen sind, in bezug auf die Rente, 
die ihnen nachgewiesen werden Bo sehr schlecht dastehen. 
Nur für vollkommen in sich geschlossene, von 
anderen Betriebender Eisenbahn abgetrennte 
Teilunternehmen kann eine zweifelsfreie Rechnung 
aufgemacht werden. Daß gerade für die Eisenbahnwerke 
diese Bedingung der Abgeschlossenheit, der Losgelöstheit 
vom Betriebe. erfüllt ist, ist im vorstehenden nachgewiesen 
worden. Es ist also möglich, für diese Werke 
besondere Ertragsrechnung aufzu- 
stellen, und ihre Ausführung ist von der größten Wichtig- 
keit; Ja man kann wohl sagen, sie ist der eigentliche Kern- 
punkt, um den es sich handelt. Daß man ihr früher nicht 
nähergetreten ist, findet seine Erklärung in der geschicht- 
lichen Entwicklung. Zu der Zeit, als die jetzige Verwaltungs- 
ordnung eingeführt worden ist, spielten die Begriffe Fabrik- 
organisation, Nachkalkulation ünd Fabrikstatistik noch keine 
große Rolle, während sie heute ein ständiges Thema in den 
wissenschaftlich-technischen Zeitschriften bilden, ja ihre eige- 
nen Schriften haben. 

Den Fortschritten, die in dieser Hinsicht im Laufe der Jahre 
in der Industrie gemacht worden sind, muß auch die Eisen- 
bahnverwaltung nachkommen. Es geht nicht an, ein Rech- 
nungsverfahren bei den Werken beizubehalten, das in letzter 
Linie sich damit begnügt, festzustellen, ob die überwiesenen 
Mittel ausgereicht haben, aber nicht beurteilen läßt, was mit 
den verbrauchten Werten geleistet worden ist, und schließ- 
lich gar dazu verleitet, die Merkmale für die Beurteilung wirt- 
schaftlicher Geschäftsführung in ganz falscher Richtung zu 
suchen. Für den Außenstehenden ergibt sich ein schwer lös- 
barer Widerspruch: neue Werkstätten werden entsprechend 
der Entwickelung der Technik mit allen neuzeitlichen Hilfs- 
mitteln ausgestattet, aber in bezug auf das Buchungsver- 
fahren bleibt alles beim alten. 

Die Frage, ob einer besonderen Rechnungslegung ein Wert 
beizumessen ist, kann nicht verneint werden. Das Bedürfnis 
nach einem Verfahren, das es ermöglicht, die Leistungen der 
einzelnen Werke zu erkennen und zum Vergleich gegenüber- 
zustellen; ist längst gewissermaßen im Unterbewußtsein vor- 
handen gewesen und hat seinen sichtbaren Ausdruck in. einer 
Statistik gefunden, die früher im preußischen Ministerium der 
öffentlichen Arbeiten mit nicht geringem Arbeitsaufwand ge- 
führt worden und auch den Werken zugegangen ist. Es ist 
die „Zusammenstellung der Leistungen der 
Haupt- und Nebenwerkstätten“ für den Umfang 
eines Rechnungsjahres.. Sie wird nicht mehr geführt; 
brauchbare Erkenntnisse waren damit nicht zu erreichen, da 
die Unterlagen: Untersuchungs- und Ausbesserungsdauer 
eines Fahrzeuges ohne Angabe des Umfanges der Arbeiten 
allzu roh sind und überhaupt nicht als Unterlagen ange- 
sprochen werden können, auch nicht alle in den Werkstätten 


vorkommenden Arbeiten treffen. Die Aufgabe, die Leistungen 


der Werke nachzuprüfen und in Vergleich zu stellen, kann 
mit so einfachen Mitteln nicht gelöst werden. Sie stehen auch 
in keinem Verhältnis zu den großen Werten, die in den Eisen- 
bahnwerken festgelegt sind und umgesetzt werden. Es darf 
an dieser ‚Stelle bemerkt werden, daß die wissenschaftliche 
Durchforschung des Werkwesens, die seit einigen Jahren ein- 
gesetzt hat, der Festlegung des Leistungsmaßstabes, aus dem 
man durch Inbeziehungsetzung der Ausbringung zu den 
dafür aufgewendeten Gesamtkosten — unmittelbare Löhne, 
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Materialkosten, Generalunkosten — innerhalb ines be- 
stimmten Zeitraumes den inneren wirtschaftlichen Wert des 
Werkes erkennen kann, ihre besondere Aufmerksamkeit zu- 
gewendet hat. 

Wirft man einen Blick auf die Industrie, so sieht man, daß 
große Industriekonzerne, wie die Meschineniab ik R. Wolf, 
Magdeburg-Buckau, die Allgemeine Elektrizitäts-Gesellschaft 
und andere jedes ihrer Teilwerke durchorganisiert und in 
jedem ein Buchungsverfahren eingeführt haben, mit dem sie 
ganz genau den Ertrag jedes einzelnen Werkes und seiner 
Unterabteilungen verfolgen können. Solches Vorgehen be- 
deutet natürlich Aufwand an Verwaltungspersonal und Vier- 
waltungskosten. Man darf unserer Industrie vertrauen, daß 
sie den Aufwand nicht machen würde, wenn sie die Über- 
zeugung hätte, daß sie den Einblick in die einzelnen Vor- 
gänge entbehren und daß sie ohne die kostspieligen Verfahren 
den Überblick über ihre Werke gewinnen kann. 

Auf der versten Technischen Tagung am 29. und 30. No- 
vember 1920 in Karlsruhe hat der Reichsverkehrsminister 
Exzellenz Groener ausgeführt, daß in Öffentliehkeit und 
Presse sehr viel von einem kaufmännischen und technisch- 
wirtschaftlichen Geiste geredet und geschrieben werde, ohne 
daß die nötige Klarheit vorhanden sei, was eigentlich mit 
diesem technisch-wirtschaftlichen Geiste gemeint sei. Dieser 
könne sich nur aus uns selbst entwickeln. Der Geist tritt in 
erfreulicher Weise in die Erscheinung, wenn man die Eisen- 
bahnwerke von dem Standpunkt aus betrachtet, daß sie nicht 
nur verwaltet und technisch behandelt werden müssen, sondern 
daß auch die wirtschaftliche oder sozusagen kaufmännische 
Seite der Sache hervorgekehrt wird. Wenn die Eisenbahn- 
werke unter diesem Winkel angesehen. werden, so wird ein 
altes Übel aus der Welt geschafft werden; die Unter- 
haltung der Eisenbahnfahrzeuge, das Werk- 
stättenwesen nur als sachliche Ausgaben zu 
bezeichnen, wie auch Hoff tut, als Anlagen, die lediglich 
Geld verschlingen und ihren Ausgaben: keine entsprechenden 
Werte gegenüberzustellen vermögen. Man muß im Gegenteil 
die Eisenbahnwerke als kostspieligeindustrielle Unter- 
nehmungen auffassen, und fragt man, worin die Werte 
bestehen, die sie schaffen, so ergibt sich von selbst: es sind 
die Einnahmen, die sich die Werke für die Wiederherstellung 
der Fahrzeuge gutschreiben müssen, und die dadurch wieder 


eingebracht werden, daß die wiederhergestellten Fahrzeuge 


zu ihren. Leistungen als Zugkräfte bei den Lokomotiven und 
als Fördermittel bei den Wagen befähigt werden. Denn ohne 
jene Aufwendungen würden die Betriebsmittel in kürzester 
Zeit betriebsunfähig sein und keine Einnahmen erzielen 
können. Dem Kostenaufwand, den die Werke verursachen, 
entspricht also ein genau zu erfassender Gegenwert. Er läßt 
sich nur nach dem jetzigen Buchungsverfahren. für die ein- 
zelnen Werke nicht ermitteln; man kennt die allgemeinen 


Kosten nicht, die man in Ansatz bringen muß. Da sie in den 


meisten Fällen ein Vielfaches der .Arbeitslöhne ausmachen, 
bilden sie den Hauptanteil der Ausgaben’ der Werke — für 
Material wird verhältnismäßig wenig ausgegeben — und ein 
genaues Erfassen der allgemeinen Kosten. ist eine Notwen- 
digkeit. 

Daß der Unterhaltungsaufwand der Fahrzeuge keine Ein- 
schränkungen erfahren würde, kann von Hoff nicht ohne 
weiteres behauptet werden. Ganz irreführend und für den 
Leiter eines Werkes unverständlich ist es, wenn Hoff die An- 
sicht--vertritt, daß «eine etwaige Einschränkung im Unter- 
haltungsaufwand ‚‚ebensogut oder gar sicherer bei der bis- 
herigen Betriebsform erzielt werden kann und «erzielt werden 
wird“. Es wäre vergebliche Mühe, den sachlichen Gründen 
nachzuspüren, die diese Meinung stützen könnten. An, einer 
Tatsache kahn man jedoch nicht vorübergehen: einen auch 
nur einigermaßen klaren Einblick in die inneren Vorgänge 
der Werke gestattet die jetzige Betriebsform nicht. Es mag 
genügen, zur Kennzeichnung der Möglichkeiten, die ein ge- 


sam zu:machen, daß die Lokomotive, die eine kostspi 


"Deil die Dauer der Betriebsfähigkeit der Lokomotive und 


‚hin charakterisieren kann, daß ses unter sorgfältigster Arbe 


. Organisation gleichzukommen. suchen. e 


weitere „Modernisierung aus alter Zeit her 


‚Altmaterialien usw. mehr vorhanden ist, daß die Schug 


muß, 


' Werken, die aushelfen sollen, schafft‘ man Erleichterung. 


‚maßen kostenlos benutzt werden dürfen, ist «ine sc 


Zeit itung dr Ver 
Deutscher EiBenba ya 1 


naues Rechnungsverfahren bietet, einige besonders in 
Augen springende Beispiele anzuführen. 2 
Wenn man dazu übergehen kann, den Maschinen ea ur 
Betriebswerkstätten die genawen Kosten für die Wiederhe 
stellungsarbeit einer Lokomotive aufzugeben, werden sie ge 
wiß Bedenken tragen, die Arbeit der Eisenbahnwerke, di« 
wegen der im Verhältnis zu den kleinen Generalunkosten 
Betriebswerke ganz erheblich höheren Generalunkosten imr 
tewer ist, in Anspruch zu nehmen; oder diese Werke sind s 
in der Lage, ihre oben genännten „Kunden“ darauf aufm 


Ausbesserung überstanden hat, nach nur kurzer Betriebsda 
nicht schon wieder so weit heruntergewirtschaftet sein 
daß eine Wiederaufnahme in das Werk nötig ist. Von 
sorgfältigen Unterhaltung im Betriebe hängt ja zum gro 


weiteren die Bewertung der von den Werken ausgefüh 
Arbeiten ab. i 
‘Nur mit «einer zuverlässigen Werkbuohtühren kan 
das Ziel erreichen, das mit der oben erwähnten „Zusam 
stellung der Leistungen“ nicht hat erreicht werden kö 
einen Vergleich zu ziehen zwischen den Leistungen de 
zelnen. Werke. Das ist von ungeheurer Bedeutung. Die Ge 
überstellung gleichartiger Werke muß bei der Möglichkei 
einzelnen ‚Unkosten genau zu verfolgen, die Stellen zum 
schein bringen, wo der Hebel für Verbesserungen angeset; 
werden muß. Es ist bekannt, wie anreizend die re 
möglichkeit wirkt; ‚darüber braucht kein Wort verloren 2 
werden. ; & 
Die Möglichkeitädie Unkosten der Werke einander geger 
überzustellen, muß auch einwandfrei zu dem Ziele führen 
erkennen, wie‘ein Werk beschaffen, wie es in den einzelnen 
Teilen besetzt und in der Arbeitsteilung gegliedert sein muß 
damit es die Betriebsmittel nicht“nur vergleichsweise : 
billigsten, sondern auch noch am schnellsten wie 
herstellt, so daß sie die kürzeste Zeit ihrem Zweck, im 
triebe Geld zu verdienen, entzogen und die teweren We 
anlagen. im höchsten Maße ausgenutzt werden. Diesem sozu: 
sagen ideal-harmonisch arbeitenden Werke, das man kurz 


ausführung die verhältnismäßig größte Arbei 
zeit in Stunden bei der geringsten Aufe: 
haltsdauer der einzelnen Betriebsmittel 
Tagen aufwendet, müßten die anderen Werke in ih 


Mit genawen Daten, die nur durch ein gutes Rechnung 
fahren herbeigeschafft werden können, läßt sich auch 
kritische Moment bestimmen, bei dem die von Hoff empfo 


render Ausbesserungsanlagen“ ZU verlo 
‘Geld, zu verlorener Arbeit wird. Wenn ein Werk, wie 
spiölsweise das Erfurter, so eng geworden ist, daß kein 
keine Gleisanlage zum Abstellen von Tendern, Untergestel 


einfahrten andauernd durch abzuprobierende Lokomotive 
setzt sind, daß eine nicht leistungsfähige Zubringerwerkst 
durch Inanspruchnahme anderer Werke ausgeglichen weı 
so hilft man sich auf scheinbar einfache und bill 
Weise dadurch, daß man zur Durchschleppung des We 
triebes eine Menge unproduktiver Arbeit leistet. Durch 
schiebebewegungen sorgt man dafür, daß die Schuppenein 
ten für ihren Zweck zeitweise frei werden, durch Beförd 
der erwähnten Gegenstände zu freien Plätzen oder zu ank 


lange es angeht, die kostspieligen Verschiebebewegungen. 
ihrem Aufwand an Bedienung und Lokomotiven und beträ 
liche Beförderungen auf der Eisenbahn mit ihren Um 
kosten und Abfertigungsgebühren in Anspruch zu nehm 
ohne daß sie abgerechnet werden, also vom Werk gew = 


venze für gar Flickwerk sogenannter Modernisierung nicht 
ı ziehen. Die größten Vorteile erwachsen den aufsicht- 


end man sich jetzt damit begnügen muß, mit Nebensäch- 
liehkeiten sich zu befassen, kann man an. Hand seiner Buch- 
hrung, einer Bilanz, in die Materie selbst een und 
lerhafter Geschäftsführung nachkommen. - 
ei der Bedeutung, die die von Hoff ofen Frage 
t, ob dem Mehraufwand an Personal und Verwaltungskosten 
Be Ersparnis gegenübertreten würde, ist es angebracht, ihr 
och einige Ausführungen zu widmen, Die Frage ist so 
chtig, daß allein von ihrer Bejahung eine weitere Ver- 
folgung abhängig gemacht werden kann; sie ist von grund- 


fahren es nicht möglich ist, die Kosten. der. Wiederher- 
en ssarbaiten an den Fahrzeugen zu. ermitteln, kann man 
uch ficht den zeitigen Wert eines Fahrzeuges, z. B. einer 
Lokomotive feststellen, wenn es sich darum handelt, die Ent- 
eidung zu treffen, ob noch die Ausgabe für eine größere 


itten werden soll. Nach dem gebräuchlichen Vorgehen 
lt die persönliche Ansicht bei der, Entscheidung der Frage 
r Ausmusterung eine zu große Rolle; materielle Unterlagen 
ir die gesamten Aufwendungen, die für das Fahrzeug im 
aufe der Jahre gemacht worden sind, würden, von Vorteil 
‚für die Eingrenzung der persönlichen Ansicht sein. 
örwünscht muß es auch sein, den Wert «einer Fahrzeug- 


eutung für den Betrieb: die Betriebstüchtigkeit und die 
stungsfähigkeit maßgebend sein, sondern der Umstand, daß 
‚man die Unterhaltungsarbeiten. mit geringstem Aufwand aus- 
führen kann, auch wenn die Bauart verwickelt wird. Die 
bahn werke können bei der Vorweisung genauer Kosten 
bestimmenden Einfluß darauf nehmen, der Neigung der Kon- 
| ukteure : zu steuern, Entwürfe zu ersinnen, die wegen ihrer 
ueren Unterhaltung zu Ausbesserungsmöglichkeiten führen 
fer sich mehr durch Eigenart ar durch Zweckmäßigkeit 
auszeichnen. z 
an muß die bestimmte Erwarlung hegen, daß der Aufwand 
. _ Verwaltungspersonal und Verwallungskösten nicht nur 
ausgeglichen wird, sondern daß überdies noch sich recht große 
Ersparnisse ergeben werden. Mit der jetzigen Betriebsform 
önnen. diese Ersparnisse jedenfalls nicht erzielt, zum min- 
desten nie buchmäßig nachgewiesen werden. 
in s mag noch gestattet sein, einige Augenblicke bei der 
‚Anregung Hoffs zu verweilen, „sichere Unterlagen 
ir die wirklichen Kosten und. Gewinne der 
rivatwerke“ für den Fahrzeugneubau zu; erhalten, da 
lieser Gegenstand im Zusammenhang mit dem Werk wesen 
von. Hoff gestreift wird. Der Gedanke ist nicht neu; vor 
n: hat sich bereits: die damalige Beschaffungsdirektion 
Brlın mit der Absicht, getragen, die Herstellungskosten der 
Fahrzeuge zu ermitteln. Wie weit man damit gekommen ist, 
wird sich noch feststellen lassen; es ist kaum anzunehmen, 
daß die Bestrebungen ‚aussichtsreich gewesen sind. Der 
in, daß ein „unmittelbar von der Bahnverwaltung ge- 
we Werk geschaffen . wird, das neue. Fahrzeuge, 
B) satzteile, Geräte usw. herstelit und den Wettbewerb 
nit den Privatwerken aufnimmt‘, _ braucht nicht gerade 
das. Reich der Unmöglichkeit. verwiesen zu werden. 
| "aber das Vorgehen Erfolg haben wird, muß stark in 
weifel gezogen werden. Die Durchführung bietet doch recht 
Bee Schwierigkeiten. Hier würde jener Unterschied in der 
attierung zum ausschlaggebenden Faktor werden, der bei 
ter oben angestellten Betrachtung vernachlässigt werden 


"Man. geht fehl, wenn. man sich dem Glauben hingibt, daß 
| erstellung und Ausbesserung von Betriebsmitteln dieselbe 
8 ist. Der Unterschied ist für die Lokomotiven ausführ- 


Pi 


. lieh und treffend in einem Aufsatz behandelt, 


enden (Behörden. bei ihren Geschäftsprüfungen der Werke. 


gender Bedeutung. .Da nach dem bisherigen Buchungsver- 


Nr. 26 


der in der 
„Beilage zu: den Hanomag-Nachrichten“ zw Heft 10 Jahr- 
gang VI vom Oktober 1919 abgedruckt ist. Damit auch der 
Nichtsonderfachmann im Bilde sei, mögen aus dem lesens- 
werten Aufsatze die folgenden Ausführungen angeführt wer- 
den. „Der Neubau von Lokomotiven wird dadurch gekenn- 
zeichnet, daß große Rohstoffmengen zu außerordentlich vielen 
Werkstücken, und zwar von der größten bis zur kleinsten, von 
der einfachsten bis zur schwierigsten Art umgearbeitet werden 
müssen, während bei Ausbesserungsarbeiten die Verarbeitung 
von Baustoffen verhältnismäßig in den Hintergrund tritt. 
Denn die wesentlichsten Teile der Lokomotive sind ja vor- 
handen, es handelt sich bei den Ausbesserungsarbeiten um 


Ersatz nur einiger Teile, zumeist aber um Nachrichten und 


Nacharbeiten, Anflicken, Ausbesserung vorhandener Teile in 
großem Umfange, um Rohe hung und Nachprüfung des gesam- 
ten. Triebwerkes, der Kesselausrüstung usw. Man vergegen- 
wärtige sich dagegen. daß. beim Neubau aus den rohen 
Schmiedeblöcken fertige Stangen. zu schmieden, zu fräsen, zu 
stoßen und zu bearbeiten sind, daß aus Roheisen Zylinder 
entstehen, deren Bearbeitung besonders große Werkstätten er- 
fordert, daß aus Kesselblechen die gekümpelten Teile und die 
Rundkesselschüsse geschaffen werden,. daß für den Neubau 
der Lokomotiven ungezählte Massenteile, wie Stehbolzen, 
Deckenanker, Schmiergefäße, Bolzen, Büchsen usw. erforder- 
lich sind. Alle diese Teile entstehen in der Lokomotivfabrik 
aus dem Rohstoff selbst, und man vergleiche hiermit die bei 
Ausbesserungen erforderlichen Arbeiten.“ Was hier für die 
Lokomotiven ausgeführt ist, trifft grundsätzlich auch für die 


Wagen zu. Es würde, wenn das Ziel, den Wettbewerb mit den 


Privatwerken aufzunehmen, erreicht werden soll, darauf hin- 
auslaufen, so weit zunächst die Lokomotiven in Frage Kom- 
men, eine große Fabrik mit den den Eisenbahnwerken ferner 
stehenden oder ganz fehlenden Sonderbetrieben, wie Kon- 
struktionsbüro, Gießerei, Rahmenbau, Zylinderwerkstatt usw. 
zu errichten und einen geschulten Stamm von Arbeitern für 
die Neuherstellung zu erziehen. ® 

Einen solchen Versuch zu machen, nur um den Privat- 
werken den Nachweis billigerer Arbeit zu liefern, scheint 
doch sehr gewagt. Dabei ist nicht einmal mit Sicherheit anzu- 
nehmen, daß dieser Nachweis gelingt. Denn der staatliche 
Betrieb ist wegen der vielen, Stellen, die dabei mitwirken, 
viel schwerfälliger als der private Unternehmer, der, ohne an 
Rücksichten gebunden zu sein, in seinen Entschließungen frei 
beweglich ist und Konjunkturen-ausnutzen kann, die längst 
vorüber sind, wenn der Instanzenzug hin und zurück durch- 
laufen ist, Die wünschenswerten Unterlagen für die wirk- 
lichen Kosten und Gewinne der Privatwerke kann man mit 
viel größerer Genauigkeit, mit geringerem Wagnis und leich- 
ter erhalten, wenn der Staat durch umfangreicheren Aktien- 
ankauf Teilhaber an einem großen Werk wird und sich so 
weit Einfluß sichert, daß ser bei der Leitung des Unternehmens 
mitwirken. kann. 

Hoffs Ausführungen über die Loslösung der ‚Werke gipfeln 
in den Worten: „Man sollte unverweilt von einem Experiment, 
einen Staat im Staate zu schaffen, Abstand nehmen, bevor sich 
seine nachteiligen Rückwirkungen auf die anderen Gebiete 
des Eisenbahndienstes geltend machen.“ Daß für das Werk- 
wesen keine üblen Folgen zu befürchten sind, dürfte sich als 
Folgerung aus den vorstehenden Darlegungen zwanglos er- 
geben, zumal man es bei der Loslösung der Werke nicht mit 
einem umstürzenden. Vorgang zu tun hat, wie er bei der Um- 
wandlung der staatlichen Rüstungsbetriebe, der jetzigen 
Deutschen Werke, durchgeführt worden ist. Ber den 
Eisenbahnwerken handelt es sich darum, daß man aus ge- 
wonnener Erkenntnis die folgerichtigen Schlüsse zieht und in 
die Tat umsetzt, organisch weiterentwickelt und den Vorgang 
in ruhiger Weise; jederzeit bereit und in der Lage einzu- 
greifen, sich vollziehen läßt. Eine Befürchtung, daß sich 
nachteilige Rückwirkungen auf die anderen Gebiete des Eisen- 


\ 
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bahndienstes geltend machen, ist grundlos; die Vorbedingung 


der besonderen Stellung läßt sich nicht mühsam für andere 


Zweige konstruieren. Soll aber noch dargetan werden, daß 
auch in den Kreisen von Nichttechnikern dem Werkwesen 
eine Sonderstellung zwerkannt wird, so sei. 


führungen »ines anderen Nichttechnikers hingewiesen, der 


“ noch in unmittelbarer Berührung mit dem Eisenbahnwesen 
In seiner Abhandlung „Technik und Rechtskunde in. 


steht. 


auf die Aus- 


der Eisenbahnverwaltung“, erschienen im Archiv für Eisen- 


bahnwesen, Verlag von Julius Springer, Berlin, Jahrgang 
1921 — Heft 2 vom März und April — kommt eh. Ober- 
pegierungsrat y. Kienitz auf Seite 282 zu folgenden Anschau- 
ungen: „Das Werkstattwesen ist eigentlich nur ein zufälliges 
Anhängsel, das zur Transportverwaltung als solcher nicht 
gehört.“ Und weiter heißt es dort: „Zur Transportanstalt 
stehen diese Werkstätten in nicht näherer Beziehung, als die 


Die selbsttätige Signalanlage der Berliner Hoch- und ntergrunabahn nebst einigen Vorläu 
(Sehluß aus Nr. 


Wenn schon die bisherigen Darlegungen des A 


wesentlich Neues boten, so betritt er im zweiten Teil des dritten 
Abschnitts, der sich mit der Sicherung der Züge in den Stell- | 


bezirken unter Anwendung von Gleisstromkreisen beschäftigt, 
ein Gebiet, das auch‘ den deutschen Fachleuten bisher so 
gut wie ganz fremd war. Um so größere Sorgfalt hat daher 


Br . . s 6 Y 
lassen. Zunächst sind die Grundzüge 
Betriebes mit Gleisstromkreisen an den Beispielen einer ein: 


fachen Linienzusammenführung und einer ein- 


fachen Linienverzweigung aufs eingehendste darge- 
stellt, und zwar sowohl in den Beziehungen der Strecken- 
schaltung als auch der Stellwerkschaltung. Ausgiebige Tafel- 
darstellungen dienen auch hier zur Erläuterung. Später ist dann 


ein einfacheres praktisches Beispiel, nämlich das des Bahnhofes - 


Spittelmarkt, durchgesprochen. Ausführlichere Beispiele dürften 
dem für später in Aussicht gestellten dritten Band der Signal- 
aufsätze vorbehalten sein. Es erscheint angezeigt, die Grund- 
züge der halbselbsttätigen Sicherungsweise an den oben ange- 
führten Fällen einfacher Linieranschlüsse nach den Ausführun- 
gen des Verfassers kurz wiederzugeben. 5 
Grundstellung der Signale und Fahrsperren 
ist in Stellbezirken, wie wir wissen, nicht, wie beim 
rein selbsttätigen System, die Fahrt frei-Stellung, sondern die 
Haltstellung. Für die Weiche gilt diejenige Stellung als 
Grundstellung — Plusstellung —, in der sie am meisten be- 
fahren wird, meist die Stellung auf den geraden Strang. Weichen- 
und Sigenalhebel des Stellwerks befinden sich in der durch die 


FOhrrIchlung 


Linienzusammenführung. 
Gb 


BLze 


Linienverzweigung. 
Ga 


Abb: 3. 
einfachen Linienverzweigung. 


Verschlußregister festgestellten Zwangsabhängigkeit, zu der 
noch die durch das Sperren- und Kontaktregister hinzutritt. Der 
Darstellung ist die bewährte Einrichtung der Westinghouse- 
Stellwerke zugrunde gelegt. 


der Verfasser diesem Teile seiner Ausführungen zuteil werden 
halbselbsttätigen _ 


n 


Gleisabschnitte einer einfachen Linienzusammenführung und einer 


: Diese Hemmungen sollen verhindern, daß der Signalheb 


‚stellung entgegenwirken. 


a ee (back lock). 


seines Weges ae hat. In den Augenblick, in de 


Se. = unterliegt, nämlich dem Einguß, d 


sltun des 
_Deutse x Bisenbahn 


Werft zur Handelsschiffahrt“. - Man re die zu 
gehende Anschauung nicht im vollen Umfange zu der ei 
machen können, da sie den technischen Zusammenhängen 
Angelegenheit, wie sie weitläuftig hier ‘entwiekelt word 
sind, nicht gerecht zu werden versucht, sondern sich d 
begnügt — vielleicht mit Rücksicht auf den Umfang un 
Zweck des Aufsatzes —, die rein äußerliche. Begründu 
geben: „Nur weil es zu umständlich war, bei jedem Se 
dem die Betriebsmittel nun einmal im Betrieb ausgesetzt 
dies Transportgerät wieder den Bauanstalten zuzufü 
schuf man eigene Ausbesserungsanstalten usw.“ Aber 
kann doch nicht umhin, auch daraus zu entnehmen, d 
Wiederherstellungsarbeiten zweckmäßig in eigener Reg. 
der Eisenbahnverwaltung ausgeführt ‚werden, und da 
. Ausbesserungswerke nicht ‚zwangläufig in die Beirie 
wallung eingegliedert zu sein brauchen. 


Der- en "unterliegt der Hemmung äurch 
Sperren, von denen ihn die eine beim- Vorziehen, die and 
beim Zurücklegen auf etwa zwei Drittel seines Ganges sola 
festhält, bis die Weiche in der -einen oder anderen Ri 
ihren Lauf vollständig beendet hat (Plus- und Minussp 


riegelt wird, ehe die Weichenzungen ihre neue Endstellung 
genommen haben. Die Überprüfung der Zungenlage der 
erfolgt in der Weise, daß dem Stellwerkwärter oberhalb 
Weichenhebels im Stellwerk ein erleuchtetes‘ Plus- oder Min 
zeichen . in dem Augenblick erscheint, in dem beide „W ch 
zungen ihre _Endlage ordnungsmäßig eingenommen haben. 
Art der Überwachung schließt die selbsttätige Anzeig 
jenigen Störungsfälle ein, in denen etwa die Weichenzun 
durch gewaltsamen Eingriff — Aufschneiden usw. 

er Backenschienen abgedrängt werden sollten. 


jedoch beide nur Er Zuriickführung des Hekeig : in die 
Die eine Sperre dient zur } 


überwachung (englisch: indication lock), die andere zur 


Bene nchel die Fahrstellung verläßt, ‚wird der Signa 8 
(Kuppelstrom) unterbrochen, so 
das Signal selbsttätig die Haltstel 


einnimmt. Sobald dies der Fa 
wird - die 
ausgelö st. Er Fahrstraßensperre 


dagegen Spersstellung, b 


s = Zug die. Fahr straße geräumt |} 


dadurch wirksam, daß ein v n 
Gleisstrom der Weiche se 


abhängiges ° besonderes Fah 
. relais — als 'Weichenrelais 
zeichnet — aussetzt. Durch di 


straßensperre ist der Wärter n 
hindert, ein auf Fahrt frei 
Signal auch bei besetzter Strecke, - wo ‚immer 
Zug sich befindet, durch Zurücklegen des Signal 
in die Zwischenstellung jederzeit wieder auf Halt 
stellen; indem es ihm aber unmöglich gemacht ist, bei 


ım en, eine Änderung der Fahrstraße vorzunehmen, ehe der 
ie vollständig geräumt hat. 
zu ‚dem Zeitpunkt Jedoch, in.dem ein anrückender Zug die 


Be zurückzulegen, 
n. Da auch die SEHE RTIREn. Signale um das Maß 
eahescke hinter dem 
ennstoß des  Fahrstraßenab- 
nitts aufgestellt sind, könnte 
nach der Fall eintreten, daß 
‚Signal aus Unachtsamkeit zu 
m Zeitpunkt auf Halt gestellt 
de, in. dem es bereits von 
Zugspitze überschritten, älso 
Beobachtung des Fahrers ent- 
en und ein Abbremsen durch 
Fahrsperre nicht mehr möglich 
e. Legte der Wärter alsdann 
‚Signalhebel in die Grundstel- 
ig zurück, so würde der Weichen- 
sbel frei, und der Wärter wäre in 
„Lage, die Fahrstraße umzu- 
len, obwohl sich der Zug be- 
s in gefahrdrohender Nähe der 
iche befände oder gar schon in 
e eingefahren wäre. Um diese 
öglichkeit auszuschließen, ist es 
rderlich, die Fahrstraße schon 
legen, während sich der an- 
kend® Zug noch i in angemessener 
atfernung von ihr befindet. Zu 
Zweck ist die Fahrstraßen- 
e noch der Einwirkung eines 
reiten Fahrstraßenrelais unter- 
t, das bereits aussetzt, wenn 
leisstrom des der Fahrstraße 
rgehenden Gleisabschnitts der 
en Strecke durch die Achsen 
inrückenden Zuges kurz ge- 


3 Weichenhebel 
-.. Signalhebel } 
---„ Weichenhebel 

: Signalhebel } 


w 
1 
7. 


Abb. 4. 


chneten Gleisabschnitt, nach seiner Beziehung zur 


Anrückrelais. ; 

Zur Sicherung des Zuges ist weiterhin zu 
laß das Signal selbsttätig in die Haltstellung 
rt wird, sobald der Zug in die 
das Signal gedeckte Fahrstraße 
ihrt. Das .Weichenrelais © erfüllt A 
_ weitergehende Bedingung, indem 6 


ieses selbsttätig in die Haltstellung 
ickgeht. Die Überführung des Signal- 
els in die Zwischenstellung erfolgt 
auf in diesem Falle im Leergange. 
ınge alsdann das Signal den Zug 
xt, ist der Stellwerkwärter wohl in 
Lage, den Hebel aus der Zwischenstellung zu ziehen; er 
rhält. aber kein Fahrsignal, weil der Gleisstrom das Signal ver- 
ert, dem Hebelgangs zu folgen. Auf diese Weise ist der 


Ertora Angedeckt bleibt. Kurz zusammengefaßt be sich 


gendes: : 5 
Bi: ich. Einstellung der -Fahrstraße ist der Stellwerkwärter in 


re 


aße den Hebel in die- Endlage zu führen, ist ihm durch 
‚bhängigkeit des Verschlußregisters auch die Gelegenheit 


straße‘ erreicht hat, wäre unter diesen Umständen der Stell- 
wärter in der Lage, den Signalhebel jederzeit wieder voll- 
somit die Fahrstraße wieder zu ent- 


(nach Gleisabschnif- 
ren bezeichnet.) 
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in Grundstellung (Plus- 
stellung). 


in umgelegter Stellung 
(Minusstellung). 


=... Sperrelais mit angezogenem Anker. 


ossen wird. Unter dem Einfluß Hdaes zweiten Relais wird 
Fahrstraßensperre gleichzeitig zur r Anrücksperre — approach 

—, Der Verfasser bezeichnet dementsprechend den letzt- 
Fahr- 


e als Anrüc k abschni t t, das dazugehörige Relais als 


fordern, 
zurück- 
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der Lage, das Signal zu ziehen, wenn die Fahrstraße unbesetzt 
ist. Bei gezogenem Signal ist die Fahrstraße verriegelt. - Bei 
unbesetzter Strecke kann -die Fahrstraße durch vollständiges 
Zurücklegen des Signalhebels wieder aufgelöst werden. Ist-die 
Zugfahrt angetreten, so stellt der Zug das Signal selbsttätig hin- 
ter-sich auf Halt, das vom Stellwerkwärter dann nicht mehr ge- 
zogen werden kann, solange es den Zug deckt. Anderseits ist 


der Wärter imstande, das. Signal auch bei besetzter Strecke 
Beim Anrücken-des Zuges 


jederzeit wieder auf Halt zu stellen. 


68, 


Sm Weichens 
BE abschnitf. 


2277 [217 1=10r 


Sr 


Verschlußtafel. 


Stromlauftafel. : 
Verschlußtafel in englischer Form. 
Zeichenerklärung. 


; Sy et Ey fü angezogenem | 
a Be \ Sıgnalwähler für f 8 Ver 


Sw Signal 1A mit | abgefallenem j 


RD) -— \ Signalwähler für j Angezogenem | 
} Signal 1Bmit \. a 
igna mit | -abgefallenem 


Verschluß- und Stromlauftafeln für eine einfache Linienverzweigung. 


ist der Wärter nicht mehr in der Lage, eine Fahrstraße zu 
ändern. Sie kann erst wieder umgestellt werden, nachdem sie 
vom Zuge geräumt ist. 


In Abb. 3 sind die Anrückabschnitte Ga und Gaı durch 
Doppelstriche, die Weichenabschnitte Gb und Gb, durch 
starken Strich gekennzeichnet. Letztere umfassen nicht nur 


die "Weichen selbst, sondern reichen darüber noch um sog. 
Hilfsabschnitte GB und G ßı hinaus, die von den Weichen 


Fahrstraße ja be 


Fahrstraße Th — G 


Abb. 4a. Gleisplan zu Abb. 4. 


durch Trennstöße abgeschieden sind. -Diese Hilfsabschnitte 
haben folgende Bedeutung: 

Im Falle der Abb. 3 würde die Auflösung der Fahrstraße 
zugleich mit der Freigabe des Signals zur erneuten Fahrt frei 
— Anzeige erst in dem Zeitpunkt erfolgen, in dem die letzte 
Tuzzee aus dem Abschnitt Gb oder Gb, in den Abschnitt G « 


oder #8, übertritt. Damit ergäbe sich für die Fahrstraßenbr 
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dienung ein unnötiger Zeitverlust. Zur Beschleunigung der 
Abfertigung ist es geboten, die Auflösung der Fahrstraße schon 
in dem Augenblick eintreten zu lassen, 
Endstöße der Weiche selbst überfahren hat. Voraussetzung 
bleibt dabei, daß nicht auch der Zeitpunkt für die Freigabe 
des Signals geändert wird. Diese Erwägungen führen dazu, 
von den Gleisabschnitten Gb 
und Gb: die genannten Hilfs- 


502: er TEE RA a - a2 Zeitung des Seröin 


in dem der Zug die | 


ä j H% Döutscher Eisenbahnverwaltun 


handelt sind; Für “letztere "wiederum ergibt ‚sich aus de 
N ‚ohne weiteres: Sie Unterteilung in die’ > Weichense 


schaltung Gleichelran. ‚verwendet; lediglich die tel Arten. deı 
Fahrstraßenrelals greifen in diese Gleichstromanlage unmitte 


gleisabschnitte Gß und G fı — 
special sections — abzutrennen 
und dafür besondere Gleisstrom- 
kreise einzurichten. Der Gleis- 
strom eines Hilfsabschnitts wirkt 
nun auf ein drittes Fahrstraßen- 
relais ein. Es unterscheidet sich 
nach den obigen Betrachtungen 
von dem Anrück- und Weichen- 
relais- dadurch, daß es nicht 
mehr die Fahrstraßensperre be- 
einflußt, sondern nur noch die 
Aufgabe hat, den Stellwerkwärter 
der Möglichkeit zu berauben, das 
Signal erneut auf Fahrt frei zu - 
stellen, ehe der Zug aus dem 
Hilfsabschnitt abgerückt ist. Auf 
diese Weise ist Zeit gewonnen, 
um den Signalhebel zeitiger in 
seine Endstellung zu bringen 
und damit den Weichenhebel 
früher zu entriegeln. Die Hilfs- 
strecke ist vom Verfasser als 
Abrückabschnitt, das da- 
zugehörige Relais als Abrück- 
relais bezeichnet. 


Auf die Einzelheiten kann hier 
‚nicht weiter eingegangen wer- 
den. Doch zeigen schon die vor- 
stehenden Ausführungen, daß die 
englisch-amerikanische Art der 
Sicherung in Stellbezirken- von. 
der deutschen in wesentlichen 
Punkten abweicht. Ohne die Ab- 
weichungen weiter zu erörtern, 
weist der Verfasser nur auf den 
Unterschied hin, der darin be- 
steht, daß bei den deutschen 
Stellwerken die Auflösung der 
Fahrstraße, deren Festlegung 
mit dem Ziehen des Signals me- 
chanisch erfolgt, durch den Zug 
- elektrisch infolge Bildung eines 
Arbeitstromes stattfindet, der. 
unter Umständen Eingriffe zu- 
lassen kann. Bei den englischen 
Stellwerken dagegen ist der 
Gleisstrom bei besetzter Strecke 
unterbrochen. Es ist also aus- 
geschlossen, daß sich der durch 
den anrückenden Zug bereits 
unterbrochene Gleisstrom durch : 
äußeres Eingreifen wieder herstellen 1äßt.. Die 
Schaltungen für eine einfache Linienvereinigung und 
für eine einfache Linienverzweigung sind vom Verfasser an 
ausführlichen Schaltbildern bis ins einzelne erläutert, um so 
allgemeine feste Grundlagen für das Studium von mit Gleis- 
strömen gesicherten Bahnhöfen zu schaffen. -Die Betrachtungen 
sind derart gegliedert, daß für jeden der beiden Fälle zunächst 
die Streckenschaltung und dann die Stellwerkschaltung. be- 


a 


Abb. 5. Stellwerk Leipziger Platz in alter Form. 


| bar hinein. Die Betrachtung abschließend, sind die Verschlu 


schlußtafeln ängepaßt eind Zur Orientierung des Leser d 
diese einfachen Verschlußtafeln \in Abb. 4 beigefügt, ohne daß 
jedoch auf ihre Erläuterung näher eingegangen werden könnt 
: Zu weiterer Belehrung ist das Buch selbst in die Hand 
nehmen. N ae BET 8 3 Se 


A 
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In üblicher Einteilung des Stoffes folgt nunmehr wieder die 
‚jeschreibung aller einzelnen Teile der Stellwerkanlage wie 
uch der dazugehörigen Weichen- 
wusgegangen ist von der Beschreibung der Umstellungs- und 
ferriegelungseinrichtungen der Weichenzungen,: bei der das 
‚ierzulande übliche Hakenschloß so eingehend und übersichtlich 
‚rläutert ist, wie es bisher wohl noch nicht geschehen ist. Es 
"olgen die Einrichtungen zur Überwachung der Weichenzungen, 


. 
. 


Abb. 6. Stellwerk Leipziger Platz in neuer Form. 


| wie sie sich in den Antrieben neuester Bauart der 


und  Siegnaleinrichtungen. 


— 


Firma 
Siemens &. Halske vorfinden. Auch hier dürfte die Übersicht, 
lichkeit der Darstellung unübertroffen sein. Die Bau- und 
Arbeitsweise der Antriebe ist auf das eingehendste erläutert, so- 
wohl einzeln wie in Hintereinanderschaltung. Weitere Einzel- 
beschreibungen erstrecken sich auf Zungensperren und Gleis- 
sperren. Das Stellwerk selbst ist nach der Bauart Westing- 
house ebenfalls bis in seine Einzelheiten zur Darstellung ge- 
bracht, einschließlich des Ver- 
schlußregisters, des _Sperren- 
und Kontaktregisters mit  Ein- 
schluß der Sperrmagnete, der 
Weichen- und Signalhebelkon- 
takte. Weiter folgen Einzeldar- 
stellungen der Fahrschautafeln, 
des Gleichstromrelais und der 
Gleichstromsignallaterne. In den 
Abbildungen 5 und 6 ist gezeigt, 
wie sich die neue Art der Stell- 
werke von den früher verwen- 
 deten unterscheidet. Hinter dem 
Stellpult b ist der Relaisschrank 
zu sehen. Darüber befindet sich 
die Fahrschautafel, nach deren 
Anzeigenwechsel der Stellwerk- 
wärter das Stellwerk vollständig 
zu bedienen in der Lage ist. 
Ebenso eingehend und sorgfäl- 
tig sind die Sicherungsanlagen 
des Bahnhofs Spittelmarkt be- 
handelt. Der Gleisplan und seine 
Einteilung, die -Streckenschal- 
tung, die  Stellwerkschaltung 
sind wiederum ‚dargelegt, und 
hierbei die Förm der Schalt- 
bilder für den praktischen Ge- 
brauch wesentlich vereinfacht. 
Die dabei zur Verwendung kom- 
menden Bildzeichen sind ein- 
gehender erläutert. Den mecha- 
nischen und elektrischen Ab- 
hängigkeiten -ist ein breiter 
Raum gewidmet. Die Verschluß- 
tafeln, das Verschlußregister mit 
allen Einzelheiten, die Strom- 
lauftafel und das Kontakt- 
register bilden den Abschluß der 
ganzen Abhandlung, die nicht 
nur eine Bereicherung der Lite- 
ratur auf dem Gebiete des 
Sirenalwesens darstellt, sondern 
darüber hinaus die Grundlage 
für ein völlig neues Kapitel 
bildet, das in der deutschen 
Signalwissenschaft bisher so gut 
wie unerörtert gelassen war. 
O.Bandekow, Geheimer Baurat 
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Gross angelegte Investitionen bei den Königlich ungarischen Staatseisenbahnen. 


Die schweren und großen Arbeiten des Neuaufbaues, die nach | nung vorhanden; daß all die riesigen Verluste und Schäden 


en Verheerungen der Revolutionen in Ungarn gegenwärtig be- 
eits einen lebhaften Aufschwung nehmen, lassen für die be- 
eutendste Unternehmung des Landes, die Staatseisenbahnen 
M.A.V.), das Beste erhoffen. Die M.A.V. hat während der 
‚evolutionen, besonders jedoch infolge der Besetzung, Verluste 
on ungeheurer Tragweite erlitten, die der Direktionspräsident 
er M.A.V. in seinem öffentlichen Vortrage, über den wir in 
ir. 22, S. 427 d. Ztg. Bericht erstattet haben, auch zahlenmäßig 
enau und eingehend behandelt hat. Es ist begründete Hoff- 


Pe 


durch die bevorstehenden Anlagen, Anschaffungen und Bauten 
in erheblichem Maße gelindert und teilweise. wettgemacht wer- 
den können, und.es zeugt von der Vorsorge der Verwaltung, 
daß in das nächste Budget (1921/22) des Staatshaushaltes zum 
Wiederaufbau und zur weiteren Entwickelung und Förderung 
des Netzes der Staatsbahnen ein Betrag von mehr als 1,3 Mil- 
liarde Kronen vorgesehen wurde. 

Den bedeutendsten Posten in diesem Budzet-Provisorium 
nimmt die Beschaffung von Lokomotiven mit 500 Millionen 
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und von Wagen mit 400 Millionen Kronen ein. Infolge der 
Besetzung häben nämlich die Ungarischen Staatsbahnen beson- 
ders auf dem Gebiete des rollenden Materials die empfind- 
lichsten Schäden erlitten. Für Zugbeleuchtungszwecke, Brem- 
sen und Heizvorrichtungen sowie für die Ausstattung der Loko- 


motiven wurden 3250000 K, für Ergänzungen von Bauten und. 


Einrichtungen 5 700 000 K, für Blockanlagen und Sicherheitsvor- 
richtungen 2600000 K, für. Telegraphen-, Signal- und Fern- 
sprechanlagen 28 650 000 K vorgesehen. 

Auf soziale Fürsorge deuten die’ nahezu 84 Millionen Kronen 
hin, die zum Zwecke der Erbauung von Wohnungen und Ra- 
sernen für das Personal vorgesehen sind. Etwa 46 Millionen 
von diesem Betrage werden von den Staatsbahnen zur Linderung 
des Wohnungsmangels in der Hauptstadt verwendet werden, der 
Restbetrag, etwa 38 Millionen, soll auf verschiedene Bauten in 
der Provinz entfallen, :wodurch eine namhafte Linderung=der 
Flauheit in der ungarischen Bauindustrie erhofft wird. Da 
nämlich die Wohnungsfrage auf Schritt und Tritt in die Orga- 
nisationspläne der M.A. V. hineinspielt und das bestehende ver- 
zweiflungsvolle Wohnungselend der Verwirklichung von groß- 
zügigen Reformen und Wiederaufbauarbeiten hemmend im 
Wege steht, so kann die geplante Linderung des Wohnungs- 


mangels vom Standpunkt der Reorganisation der M.A.V. nur 


mit Freuden begrüßt werden. 

Zum Zwecke der Erweiterungen einzelner Bahnhöfe sind 
70 Millionen K. vorgesehen. Nahezu die Hälfte dieser Summe 
ist für Erweiterungen der Budapester Bahnhöfe bestimmt, und 


für die Kosten ihres Umbaues sind noch weitere 13800000 K 


in Voranschlag gebracht. Ferner wurde ein sehr bedeutender 
Betrag zur Umgestaltung der Station Adony=Pusztaszaboles auf- 
genommen, und zwar im Zusammenhange mit der schon seit 
längerer Zeit geplanten Elektrisierung der Linie Budapest- 
Kelenföld-Adony=Pusztaszaboles. Zur Lösung dieser Frage, 


welche die Interessen der Völkswirtschaft des ganzen Landesin 


bedeutendem Maße beeinflußt, wurden für den Ausbau der ge- 


Nachrichten. 


Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


— Eisenbahn-Verkehrsordnung. Das Reichsverkehrsministe- 
rium hat unter dem 10. Juni 1921 eine Änderung der Eisenbahn- 
Verkehrs-Ordnung vorgenommen. Das Nähere geht aus der Be- 
kanntmachung in Nr. 61 des Reichsgesetzblattes hervor. 


— Auflösung des preußischen Ministeriums der öffentlichen 


Arbeiten. ” Dem preußischen Landtage ist der Gesetzentwurf, 
betreffend die Auflösung des preußischen Ministeriums der 
öffentlichen Arbeiten, zugegangen. In der Begründung heißt es, 
daß nach Übernahme der Staatseisenbahnen und der Verwaltung 
der öffentlichen Wasserstraßen durch das Reich der weitaus 
größte Teil der bisher von diesem Ministerium verwalteten 
Dezernate in KReichshände übergegangen ist. Das Staats- 
ministerium hat daher die Auflösung beschlossen und in dem 
Gesetzentwurf die Preußen noch verbleibenden Arbeitsgebiete, 
soweit sie das Wegewesen und die noch in Staatsverwaltung 


verbleibenden Wasserläufe betrifft, dem Ministerium für‘ 


Landwirtschaft, Domänen und Forsten, die zu den 
Woasserläufen gehörigen Häfen, Brücken und Fähren dem Mini- 
stertum für Handel und Industrie überwiesen. 


— Der Verkehr durch den sogenannten polnischen Korridor. 
„Der Deutsche“ schreibt: In dem zwischen Deutschland, Polen 
und Danzig abgeschlossenen Abkommen über den Durchgangsver- 


kehr zwischen Ostpreußen und dem übrigen Deutschland, das | 


vor kurzem vom Reichstag angenommen worden ist, ist die Rege- 


lung des Eisenbahnverkehrs von ganz besonderer Bedeutung. 


Er zerfällt künftig in einen sogenannten privilegierten und in 
einen nichtprivilegierten Verkehr. Der 
Verkehr wird sich auf denjenigen Strecken vollziehen, die vor 
dem Kriege im Verkehr von und nach Ostpreußen eine Rolle 


gespielt haben. Allerdings ist ein Austausch dieser Linien gegen. 


andere Strecken möglich, jedoch nur mit beiderseitigem Einver- 
ständnis. Diese Schutzbestimmung dient hauptsächlich dem 


Schutze der großen Strecke Konitz-Dirschau, die für‘ 


Polen ein sehr geringes Interesse hat, da sie durch einen armen 
und dünn bevölkerten Teil Westpreußens führt, die aber für den 
Verkehr mit Ostpreußen von der größten Bedeutung ist. Auf 
den privilegierten Strecken vollzieht sich der Personenverkehr 
in geschlossenen Zügen oder Zusteilen; er wird frei von jeder 
Ausweispflicht sein. Weder eine Identitätskarte noch ein pol- 
nisches Visum sind erforderlich. Ferner sind die Reisenden in 


privilegierte' 


‚sierung der M.A.V. ist der geplante Bau von zweiten 


hida, 


| diesen Zügen von jeder Zollbehandlung frei. 


. für deutsche Reichsangehörige ebenfalls nur ein Personal 


 gebessert haben. 


Zeitung des \ 
ee Eisenbahnv 
Unten Ktrsckz 33 Millionen Boss in de Budget- pi 
aufgenommen. iz 

Ein weiterer Schritt von er Bedeutung. in BE R or 


zu welchem Zwecke 31 Millionen, und die Umgestaltung 
Strecken II. Ranges zu Linien I., Ranges, wofür 10 Milhio 
Kronen vorgesehen sind. Von’ den obigen 31 Millionen Kr, 
sollen die zweiten Gleise der Bahnstrecken Györ-Bruck-Ki 
‚Budapest-Kiskörös, Szajol-Ketegyhäza. ‚und Szajo 
pökladany weiter ausgebaut werden. 
Zur Legung von schwerem Oberbau (42,8 = And 343 
wie zur Herstellung von Schotterbettung wurden 14,48 Mi 
Kronen, zur Erweiterung von Steinbrüchen und Stein 
22 Millionen Kronen, für Ausgaben für den Zugförderun 
8 Millionen, für Stations-Beleuchtungseinrichtungen 3,5 
Jionen, zum Bau, Ausbau und zur Erweiterung von Werkst 
45,9 Millionen, und für den Bau von neuen Linien 22,8 Mill 
Kronen aufgenommen. Mit einem Betrage von 400 000 K 
die Wohlfahrts- und Sanitätseinrichtungen bedacht, mit R 5.1 


ae und 11 970 000 K sind für ee 
bestimmt. 

Alle die genannten Beträge beziffern sich insgesau 
1 324 250 000 K, also nahezu 1% Milliarden. Es liegt ganz 
lich-im nationalen Interesse, daß dieser. groß "angelegt 
der Ungarischen Staatsbahnen einer möglichst tatkräftigen 
stützung teilhaftig werde, denn das Neuaufleben der ge 
Staatswirtschaft dieses so schwer geprüften Landes hän 
erster Reihe von der Wiederaufnahme und weiteren Ausges 
tung der öffentlichen Arbeiten und des normalen Verke es 
Wir sind der Überzeugung, daß die Bekanntgabe der obigen 
stellung in den Kreisen des Handels und der Industrie 
des reisenden und geschäftstätigen Publikums ohne Zwe 
Beruhigung beitragen und mit Sonuginang begrüßt m 


Endlic 
direkte Fahrkarten zwischen den einzelnen Stationen Ostpre 
und den übrigen Teilen Deutschlands ausgegeben. 
steigen aus diesen Zügen in Polen wird allerdings verbote 
sie dienen ausschließlich dem Durchgangsverkehr. Ebenso 
für den Güterverkehr ein derartiger privilegierter Verkehr 
sehen, der sich in ganzen Zügen vollzieht. i 
falls einer Zollpflicht nicht. Der sogenannte nichtp 
legierte Verkehr, worunter derjenige Durchgangsverk 
verstanden ist; der sich außerhalb der privilegierten Zü 
zieht, ist ebenfalls zollfrei, ‚unterliegt aber den Zollforn 
täten. Da die Leistungsfähigkeit der polnischen Eisenbahr 
Bedürfnissen des deutschen Durchgangsverkehrs zurzeit ni 
genügt, dürfte es bie zum Frühjahr 1922 dauern, bis die Bes 
mungen des Abkommens für den Eisenbahnverkehr Ge ung 
winnen. -Es ist deshalb Wert darauf gelegt, für die Zw 
zeit durch Einrichtung eines provisorischen Verkehrs den Int 
essen Ostpreußens gerecht zu werden. In Zukunft verkehre 
der Hauptlinie Berlin-Konitz-Dirschau-Königsberg je ein 
und Nachtschnellzug in beiden Richtungen, zu deren Benutz 
deutsche Reichsangehörige nur einen Personalausweis zu sit 
brauchen; auch von jeder Zollbehandlung sind die Reisend 
Es ist vorgesehen, auf der Strecke Schneidemühl-Br 
Thorn-Deutsch-Eylau ein Schnellzugpaar, ein Personenzugpa 
und drei Güterzugpaare täglich sowie ein Bedarfsgüteı 
verkehren zu lassen. Auf der Strecke Konitz-Dirschau-M nb 
sollen außer den jetzt fahrenden Zügen noch ein Per y 
paar und sechs Güterzugpaare täglich sowie drei Bedarfsg 
zugpaare verkehren. Für die Benutzung all dieser Zü 


mit Lichtbild erforderlich sein. 


Eine Zollbehan 
findet nicht statt. AG: er oe 


— Der Verkehr mit den früheren Reichslanden. B 
Verfügung des Präfekten von Straßburg ist der normale \ 
mit Deutschland wiederhergestellt. Demnach werden wie fri 
Reiseerlaubnisse erteilt. Die unter dem 4. April erlas 
Verkehrsbeschränkungen fallen weg, weil, wie es in der 
fügung heißt, die politischen Beziehungen zu Deutschla 

Natürlich bezieht sich diese Verfügu 
auf den Verkehr nach Deutschland. Der deutsche Ve 
nach Elsaß-Lothringen unterliegt nach wie vor den 
lichen, zeitraubenden Bestimmungen, welche nur in d 
sten; Eällen zum Ziele führen. es 


schränkung des Personenverkehrs zur Folge gehabt. / 
2 gut, Derntatı, so daß auch a8 lee ar | 
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den Bedürfnissen des Verkehrs entspricht. Auch die 
ite Wagenklasse wird fortgesetzt stark in Anspruch genom- 
Bemerkenswert ist, wie die „D. Allg. Ztg.“ mitteilt, nur 
bwanderung aus der dritten in die vierte :Wagenklasse., 
deshalb notwendig geworden, in den Personenzügen eine 
liche Verstärkung der vierten Wagenklasse vorzunehmen, 
daß in einer großen Zahl von Personenzügen bis zur Hälfte 
Achsenzahl Wagen vierter Klasse laufen, obschon auch 
e Abteile dritter Klasse dicht gefüllt sind. 


"a 


-— Zollabfertigung im Inland. Der Reichsfinanzminister hat 
zur Erleichterung des Reiseverkehrs nach dem Auslande ge- 
migt, daß das eingeschriebene große Reisegepäck bereits 
m Antritt der Reise im Innern zollamtlich abgefertigt werden 
ıf. Die Reisenden, die von dieser Vergünstigung Gebrauch 
hen wollen, haben bei der nächsten Zollstelle ein einfaches 
zeichnis über die abzufertigenden Stücke sowie diese selbst 
‚vorzulegen. Die Übergangsabfertigung beschränkt sich dabei 

beim Übertritt über die Grenze lediglich auf die Vergleichung 
er Stücke mit dem Verzeichnis und auf die Prüfung der Zoll- 
erschlüsse. Ausfuhrverbotene Waren dürfen im Reisegepäck 
ür dann verpackt werden, wenn die Ausfuhrbewilligungen 
wie die Ausfuhrerklärungen und der grüne Anmeldeschein vor- 
egen. Das Vorabfertigungsverfahren kann ausnahmsweise 
ich auf einzelne Handgepäckstücke Anwendung finden, wenn 

nur ausfuhrfreie Gegenstände enthalten und ein sicherer 
schluß angelegt werden kann. 


Seeweg nach Ostpreußen. Im Nachtragshaushalt sind hier- 


terungen bemerkt ist, die politischen Rücksichten, die eine 
mittelbare Verbindung zwischen Ostpreußen und dem übrigen 
eichsgebiet ohne Benutzung des polnischen Korridors angezeigt 
‘scheinen lassen, nach übereinstimmender Meinung sämtlicher 
iligten Stellen unvermindert fortbestehen. Der mit der Stet- 
r Dampfschiffahrts-Gesellschaft J. E. Bräunlich, G.m.b. H,, 
ud der Hamburg-Amerika-Linie abgeschlossene Garantievertrag 
ber die Schnelldampfer-Verbindung Swinemünde—Pillau ist mit 
irkung vom 1. Juni 1921 durch einen anderweiten Vertrag er- 
worden, der einstweilen bis zum 15. September 1921 läuft. 


iriedigend gewesen. Für die Sommermonate darf mit einem 
stigeren Ergebnis gerechnet werden. 


Feststellung der Stückzahl bei Ladungsgütern. Die Han- 
Iskammer zu Halberstadt richtete folgende Eingabe an das 
eichsverkehrsministerium: 


mäß einer Bekanntmachung des Reichseisenbahnamtes vom 
ärz 1919 (R.-G.-Bl. 1919, S. 369) sind in den $$ 58 (3) und 
) der Eisenbahn-Verkehrsordnung die Worte ‚eine Fest- 
ellung der Stückzahl nicht gestatten‘ ersetzt worden . durch 
nicht gestatten‘, d. h.: Der Eisenbahn steht heute das Recht 
zu, nicht allein die Feststellung der Stückzahl, sondern auch des 

ewichts der Ladung vor bzw. nach dem Transport zu ver- 
rn, sofern die Betriebsverhältnisse dies nicht gestatten. 
ücksicht auf die damalige außerordentlich mißliche Lage 
isenbahn konnte der oben angeführten Bekanntmachung 
gewisse Berechtigung nicht abgesprochen werden. Die im 
der Zeit eingetretene erhebliche Besserung der betriebs- 
nischen Verhältnisse und vor allem die stetig. zunehmende 
gerung des Verkehrs, insbesondere mit Massengütern, lassen 
jedoch heute unbedingt geboten erscheinen, eine Auf- 
bung der in obiger Bekanntmachung ausdrücklich als vorüber- 
hend bezeichneten Anordnung zu verfügen. Hierdurch würde 
ustand geschaffen, der es Handel und Industrie wieder 
glicht, die abgehenden bzw. eintreffenden Bahnsendungen 
hre Ordnungsmäßigkeit hin nachprüfen zu lassen unter 
gleichen Gewähr, daß die in Aussicht genommene Wägrung 


hseisenbahnamtes verweigert wird.“ 


Erriehtung von Kindererholungsheimen in Bad. Pyrmsnt 
d Zinnowitz. 1. Der Vorstand der Arbeiter-Pensionskasse 
zwei -weitere Kindererholungsheime in Bad Pyrmont und 
witz errichtet. Das Heim zu Pyrmont wird voraussicht- 
t am 1. Juli d. J., das. Heim zu Zinnowitz am 1. August er- 
met werden, doch bleibt ein Hinausschieben des Eröffnungs- 
ins dieses letzteren Heimes vorbehalten. 

ı dem Heim zu Bad Pyrmont soll‘ skrofulösen, 
armen, besonders erholungsbedürftigen und mit Anlage 
° Tuberkulose behafteten (tuberkuloseverdächtigen) Kin- 
[1 


® 


beiderlei Geschlechts vom vollendeten 5. bis zum 
eten 12. Lebensjahre, deren Väter oder Mütter 
sionskassenmitglieder sind oder waren (Waisen), eine 


t auf vier Wochen bemessene Kur, die auf Vor- 
s Badearztes’auch verlängert werden kann, ermöglicht 


n. "Vorzugsweise kommen Kinder in Betracht, für die 


£ 


Se 


1,8 Millionen Mark Reichshilfe vorgesehen, da, wie in den 


enutzung der Seeverbindung ist in den Wintermonaten nicht‘ 


sollen nicht stattfinden. 


ht" schließlich unter Bezug auf die Bekanntmachung des. 
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neben allgemeiner Verbesserung. der Ernährung und de 
hygienischen Verhältnisse Solbäder und Stahlbrunnen- 
trinkkuren angezeigt sind. Kranke Kinder, besonders 
tuberkulöse Kinder, sowie auch Kinder mit nicht ansteckenden 
Krankheiten, sind grundsätzlich ausgeschlossen. Im Erholungs- 
heim Bad Pyrmont werden voraussichtlich allmählich bis zu 
50 Kinder untergebracht werden können; zurzeit stehen 
40 Betten zur Verfügung Die Verwaltung des Kindererholungs- 
heimes in Bad Pyrmont übernimmt der Bezirksausschuß Nr. 13 
in Hannover. 

In dem Heim zu Zinnowitz soll skrofulösen, schwäch- 
lichen, besonders erkolungsbedürftigen und «mit Anlage zur 
Tuberkulose behafteten (tuberkuloseverdächtigen) Kindern 
beiderlei Geschlechts vom vollendeten 5. bis zum vollendeten 
12. Lebensjahr, deren Väter oder Mütter Pensionskassenmit- 
glieder sind oder waren (Waisen) eine zunächst auf vier 
Wochen bemessene Kur, die auf Vorschlag des Badearztes auch 
verlängert werden kann, ermöglicht werden. Vorzugsweise 
kommen solche Kinder in Betracht, für die neben Gewährung 
einer besseren Verpflegung Seebäder angezeigt sind. Kranke 
Kinder, insbesondere tuberkulöse Kinder sowie auch Kinder mit 
nicht ansteckenden Krankheiten sind ebenso wie in den anderen 
Heimen ‘grundsätzlich ausgeschlossen. Die Verwaltung des 
Kindererholungsheimes in Zinnowitz übernimmt der Bezirks- 
ausschuß Nr. 20 in Stettin. Im Kindererholungsheim Zinnowitz 


werden voraussichtlich allmählich bis zu 60 und mehr Kinder 


untergebracht werden können; zurzeit stehen etwa 40 Betten zur 
Verfügung. 

2. Für beide Heime sind die Anträge auf Einweisung in das 
Heim von den Eltern oder den gesetzlichen Vertretern des Kin- 
des durch den örtlichen, am Sitz der Eisenbahndirektion befind- 
lichen Bezirksausschuß der Arbeiterpensionskasse an den 
Kassenverstand in Berlin zu richten. Der Pensionskassenvor- 
stand entscheidet über die Einberufung und ihre Reihenfolge. 
Ein satzungsmäßiger Anspruch auf den Kuraufenthalt in einem 
der Heime besteht nicht. Die Einweisung ist u. a. von dem 
verfügbaren Platz abhängig. Die Einberufung der Kinder er- 
folgt in der Regel in der Reihenfolge des Eingangs der Anträge 
beim Kassenvorstand auf unmittelbaren, an die Eltern gerich- 
teten Abruf der Leiterin des Heims. Dringliche Fälle werden, 
wenn möglich, vorweg berücksichtigt. Kinder aus Großstädten 


' und Industriegegenden sowie aus Orten mit besonders schlechten 


Ernährungsverhältnissen werden unter Umständen. zu bevor- 
zugen sein. Der Betrieb wird auch in diesen beiden Heimen das 
ganze Jahr hindurch fortgeführt werden. Den Kindern und den 
notwendigen Begleitern wird die Fahrt vom Wohnort der Kinder 
nach dem Heim sowie zur Rückreise freie Fahrt in dritter 
Wagenklasse gewährt. Es muß darauf gehalten werden, daß 
die Kinder die erforderliche Kleidung sowie Wäsche und 
Strümpfe zum mehrfachen Wechsel mitbringen. Auch die er- 
forderlichen Lebensmittelkarten, wozu u. a. gehören der Lebens- 
mittelabmeldeschein aus der Heimat, Reisebrotmarken. für. die 
Dauer des Aufenthaltes und die Zuckerumtauschkarte, haben die 
Kinder mit sich zu führen. Die Eltern werden hierauf beson- 
ders hingewiesen mit dem Bemerken, daß Kinder, die nicht im 
Besitz der erforderlichen Bescheinigungen sind, nicht aufgenom- 
men werden können. 

3. Erkranken die Kinder in einem der Heime, so wird für ihre 
ärztliche Behandlung zunächst auf Kosten der Pensionskasse 
gesorgt: Auch die Kosten einer ärztlicherseits für notwendig 
erklärten Krankenhausbehandlung (eine solche wird bei an- 
steckenden Krankheiten stets notwendig sein) gehen zunächst 
zu Lasten der Pensionskasse. 

4. Besuche der Kinder während des Erholungsaufenthaltes 
Bei ernstlichen Erkrankungen werden 
die für eine solche Nachricht von vornherein zu bezeichnenden 
Angehörigen von der Leiterin unverzüglich, unter Umständen 
drahtlich benachrichtigt. Die Kosten der aus solchen Anlässen 
notwendig werdenden Reisen werden, soweit nicht freie Fahrt 
zulässig ist, von der Pensionskasse übernommen. = 

5. Eine Beschulung der Kinder findet während der Kur in 
keinem der Eisenbahnkindererholungsheime statt. Die Kinder 
werden jedoch unter Anleitung zu einer angemessenen Be- 
schäftigung angehalten werden, soweit sich solche mit den ärzt- 
lichen Kurvorschriften verträgt. Für die Beurlaubung der 
Kinder vom Schulbesuch haben die Eltern selbst zu sorgen. 

6. Die Durchführung der Kuren erfolgt völlig unentgeltlich 
auf Kosten der Kasse (ob bei der Unterbringung von Waisen 
für die Kurdauer die Waisenrenten aus beiden Abteilungen etwa 
in Anspruch genommen werden söllen, wird von Fall zu Fall 
entschieden). i 


— Reisegepäckversicherung. In Rom ist unter der Firma 
„Compagnia Europea d’assicurazione merci e bagagli (Societä 
Anonima)“ eine Schwestergesellschaft der Europäischen Güter- 
und Reisegepäck-Versicherungs-Aktiengesellschaft errichtet wor- 
den, die mit der Generaldirektion der Italienischen Staatsbahnen 
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einen Vertrag über -den ‚Verkauf von Wertmarken und Policen 
durch die Gepäckabfertigungsstellen abgeschlossen hat. Die 
Europäische Güter- und Reisegepäck-Versicherungs-Aktiengesell- 
schaft hat auch bei den durch Vermittlung der Gepäckabferti- 
gungsstellen der Italienischen Staatsbahnen bei ihrer Schwester- 
gesellschaft in Rom versicherten Sendungen auf den Rückgriff 
auf die Reichseisenbahnen wegen der von ihr gezahlten Ent- 
schädigungen verzichtet und sich verpflichtet, die Reichseisen- 
bahnen bis zur Höhe der Versicherungssumme schadlos zu 
halten, falls die Versicherten Ersatzansprüche an die Reichs- 
eisenbahnen stellen. 

In allen Schadensfällen bei Sendungen,. die bei der genannten 
Gesellschaft in Rom versichert worden sind, ist daher ebenfalls 
nach der Dienstvorschrift für den Verkauf von Versicherungs- 
Wertmarken und Policen zu verfahren. Danach ist insbeson- 
dere die Tatsache der Versicherung bei der Feststellung: des 
Tatbestandes zu ermitteln und in der Tatbestandsaufnahme, der 
Fehlmeldung usw. anzugeben. Die Versicherten sind stets auf- 
zufordern, ihre Ersatzansprüche bei der Gesellschaft in Berlin 
oder bei der Schwestergesellschaft in Rom unmittelbar schrift- 
lich anzumelden. 


— Rücktritt Frauendorffers. Der - ter der 
Bayern des Reichsverkehrsministeriums, Staatssekretär 
Frauendorffer, der bereits vor einigen Wochen einen 
Krankheitsurlaub angetreten hat, wird nicht ‘mehr auf seinen 
Posten zurückkehren. Die Entscheidung über die ° Nachfolge- 
schaft liegt beim Reichsverkehrsministerium. In München wird 
vor allem Eisenbahndirektionspräsident Franck als: Nach- 
folger genannt. 

Reichsverkehrsminister Gröner 
Ztg.“ meldet, voraussichtlich in den ersten Julitagen. nach 
München kommen. Wie verlautet, gilt der Besuch in der Haupt- 
sache der Ausstellung für Wasserstraßen und Energiewirtschaft. 
Es ist aber auch als sicher anzunehmen, daß der Minister bei 
dieser. Gelegenheit auch über die Nachfolgeschaft Frauendorffers 
Besprechungen pflegen wird. 


Zweigstelle 


. — Wirkl. Geheimer Rat Dr.-Ing. e. h. Carl Wichert 7: Am, 
18. Juni d. J. ist in Bad Nauheim, wo er zur Kur weilte, der 
frühere. langjährige Ministerialdirektor der maschinentech- 
nischen Abteilung im Ministerium der öffentlichen Arbeiten, 
Wirkliche Geheime Rat Carl Wichert an einem Gehirnschlag 
im 79. Lebensjahre verstorben. Der Heimgegangene hatte sich 
im Dezember vorigen Jahres noch verheiratet, um den Lebens- 
abend nicht so einsam, sondern in trauter Häuslichkeit zu Ver- 
bringen. Nur von kurzer Dauer ist die glückliche Ehe mit seiner 
liebenswürdigen Gattin gewesen. Noch wenige Tage vor seinem 
Tode hatte Wichert aus Nauheim mitgeteilt, daß der Kurerfolg 
nach Angabe des Arztes ein recht befriedigender sei: Die Hoff- 
nung, wohlgestärkt aus dem Bade zurückzukehren, hat sich 
leider nicht erfüllt, und nun trauern um ihn seine hinterlassene 
Witwe, seine. näheren Verwandten und seine . zahlreichen 
Freunde und Kollegen. Aus dem Leben des Verstorbenen, der 
am 1. Oktober 1919 im Alter von 76 Jahren aus dem Amte ge- 
schieden und in den Ruhestand getreten war; haben die Leser 
dieser Zeitung bereits aus dem Aufsatz „Exzellenz Wichert, ein 
Lebens- und Zeitbild“ von Dr.-Ing. Schwarze in Nr. 4 d. Zte. 
das. Wesentlichste ersehen. Auf einzelne -Abschnitte aus: dem 
Lebensgang dieses vortrefflichen Mannes soll aber. doch anläß- 
lich seines Ablebens im folgenden hingewiesen werden. 

Wichert, der in “seiner Vaterstadt Königsberg (Pr.) die 
Abgangsprüfung auf der Provinzialgewerbeschule . abgelegt 
hatte, studierte das Maschinenbaufach - in Berlin... Nach ent- 
sprechender Ausbildung trat er im Jahre 1872 .mit der .Er- 
neanuhg zum Königlichen Eisenbahn-Maschinenmeister in seiner 
Vaterstadt in den höheren Staatseisenbahndienst ein. In..Er- 
kenntnis seiner außerordentlichen Fähigkeiten wurde er schon 
frühzeitig, im Jahre 1875, nachdem ‘er ein Jahr lang 
maschinentechnische. Büro der Eisenbahndirektion der Ostbahn 
in Bromberg geleitet hatte, in das damalige Ministerium für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten berufen. 


Eine maschinentechnische Ratsstelle war zu jener -Zeit in ee 


genannten Ministerium nicht vorgesehen; die maschinentech- 
nischen ‚Angelegenheiten waren damals den bautechnischen Re- 
ferenten zur Bearbeitung übertragen, deren . Hilfsarbeiter 
Wichert zunächst wurde. Während seiner Hilfsarbeitertätigkeit 
hat sich Wichert durch seine vorzügliche Arbeitskraft und 
fachliche Tüchtigkeit das größte Ansehen und Vertrauen seiner 
1% orgesetzten erworben. Ihm'ist es vorwiegend zu danken, daß 
endlich im Jahre 1881, der Bedeutung des Maschinenwesens bei 
der Eisenbahnverwaltung entsprechend, eine maschinentech- 
nische Ratsstelle im Etat vorgesehen wurde, die aber einem 
älteren Maschinentechniker übertragen wurde. Wichert, der 1879 
zum. Eisenbahnmaschineninspektor befördert worden war und 
hierauf zum Betriebsamt der Stadt- und Ringbahn übertrat, fand 
in dieser Stellung besondere Gelegenheit, seine Kenntnisse nutz- 


906 


wird, : wie die. „D. Alle 


. wurde. Br. 


‚sprechende Höhe zu bringen und die Eisenbahnwerkstät 


-Wichert 'besonders dadurch verdient gemacht, daß er für © 


das 


' Jahre Vorsitzender des Vereins Deutscher Maschineningen 


Zeitung des Vereine u 
Doctsche Eisenbahnverwaltun 


bringend 'zu verwerten, die er sich im Ministerium bei den Nas - 
arbeiten und Vorbereitungen für den Betrieb der Stadtbah 
erworben hatte. Vorwiegend seiner Tätiekeit war es-zu danke 
daß die Inbetriebsetzung der Stadtbahn im Jahre 1881 sich ohn 
Störung und. in der größten Regelmäßigkeit vollzog.: BR 

Von diesem Betriebsamte kam er im Jahre 1883 unter E 
nennung zum Eisenbahndirektor zur Eisenbahndirektion Berli 
bei der er bis zum Jahre 1889 verblieb. Während dieser 
hat Wichert eine Reihe für das Eisenbahnwesen wichtiger Au 
gaben erledigt. Besonders hat er sich um die Ausbildung 
Einführung der verschiedenen Luftdruckbremsen, zuletzt di 
Kunze-Knorr-Bremse, verdient gemacht. Er. leitete die umfan 
reichen Versuche mit den verschiedenen Bremssystemen in 
sorgfältigsten und eingehendsten Weise, er führte ferner 
einheitliche Regelung des Werkstätten- und Betriebsmaterialie 
wesens herbei und machte endlich die für den Eisenbahnverkel 
so. wichtigen und nutzbringenden Untersuchungen über 
Reibungskoeffizienten zwischen Rad und. Schiene. 

Im Jahre 1889 wurde Wichert unter Ernennung zum Geheim 
Baurat und vortragenden Rat auf Anordnung des damaligen 
Ministers v. Maybach eine Ratsstelle im Ministerium übertragen. 
Aber nicht nur unter den Ministern Achenbach und Maybach er- 
freute sich Wichert des größten Ansehens und Vertrauens, son 
dern auch bei deren Nachfolgern im Amte, Thielen, Budde, 
Breitenbach, Hoff und Oeser. Der Aufschwung,.den das Ma 
schinenwesen der ‚preußischen Staatseisenbahnverwaltung 
nommen hatte, brachte es im Jahre 1907 unter dem Minist 
Budde endlich dahin, daß das Maschinenwesen von der Bau 
abteilung abgezweigt wurde; ein längst zgehester Wunsch ging 
damit in Erfüllung. Für das Maschinenwesen wurde eine hbeso 
dere - Abteilung. gebildet, mit deren Leitung .Wichert, der im 
zwischen zum Oberbaudirektor ernannt worden war, betraut 


Wicherts Bestreben war es, den Fuhrpark, sowohl Lokomo- 
tiven wie. Wagen, auf eine den Verkehrsverhältnissen ent- 


durch Neuanlagen und Erweiterung der bestehenden Werkstä 
so auszubauen-und zu vervollkommnen, daß die Unterhaltun 
arbeiten am Fuhrpark in möglichst kurzer Zeit ausgef 
werden können. Auch um die heimatliche Industrie hat 


Fabriken, die für. die Eisenbahnverwaltung die Lokomotiven 
und Wagen liefern, eine über das ganze Jahr hindurch gleich 
mäßig verteilte Beschäftigung herbeiführte. Für dieses Segones 2 
reiche, mit Erfolg durchgeführte Bestreben sind ihm nicht nu 
die Arbeitgeb®r, sondern auch die Arbeitnehmer zu großem 
Dank verpflichtet. Diesen Dank hat man dadurch zu erkennen 
gegeben, daß der Lokomotiv- und Wagenverband dem Verein 
Deutscher Maschinen- Ingenieure, deren langjähriger Vorsitzender 
Wichert war, einen größeren Betrag als Grundstock zu ei er 
Wichert-Stiftung überwiesen hat. Auch der .Lokomotiv- und 
Wagenverband fanden bei ihm in Erkenntnis der Wichtig 
ihrer Beibehaltung wohlwollende Förderung und Unterstützun 

Auf- die sachgemäße Ausbildung des maschinentechnisch 
Nachwuchses hat er mit Nachdruck hingewirkt. < 

Mit großer Zähigkeit und. Energie hat er im Sa 1913 
Abgeordnetenhause die Vorlage über die Elektrisierung der Bi 
liner 'Stadt- und Ringbahn und der Vorortbahnen vertreten. 
hat ihn damals mit besonderer Genugtuung erfüllt, daß die 
Vorlage im wesentlichen angenommen worden ist. Infolge da 
Kriegsausbruches konnte die Elektrisierung dieser Bahnen ni 
in ‚Angriff genommen werden; inzwischen hat man sich 
Reichsverkehrsministerium entschlossen, von ‘der Anwendung 
des einphasigen Wechselstromes abzusehen und dafür den Gleich- 
strom zu wählen. Re 

- Die Instandsetzung des rollenden Eisenbahnmaterials währı | 
und nach dem Kriege wurde durch das Fehlen der dazu nötig‘ 
Werkstatts- und ‚Betriebsmaterialien ungemein erschwert. >® 
Folge davon- war, daß die Eisenbahnwerkstätten überfüllt ur 
nicht imstande waren, die reparaturbedürftigen Fahrzeuge 
zunehmen. Wenn es nun trotz der ungünstigen Verhäl 
und der Abgabe eines größeren Teiles des rollenden Mate 
an die Entente gelungen ist, den Eisenbahnbetrieb in dem gege 
wärtigen Umfang aufrechtzuerhalten und zu ermöglichen, so. 
es insbesondere mit Wicherts Verdienst, der durch umfangreic 
Heranziehung der Privatfabriken und ‘durch weitgehende Ne 
bestellung an Fahrzeugen dem Mangel an rollendem Mat 
vorgebeugt hat. : 

Trotz der Bürde seines verantwortungsvollen und sche 
Amtes als höchster maschinentechnischer Beamter der preußi; 
hessischen Staatseisenbahnen hat Wichert noch Zeit gefun 
auch außerhalb seiner amtlichen Stellung sich mit Erfolg 
betätigen. Er war ordentliches Mitglied der Akademie des ] 
wesens, bis kurz vor seinem Ausscheiden aus dem Dienst 
teilungsvorsteher im Technischen Oberprüfungsamt und 


In Anerkennung seiner Verdienste um das Eisenbahnmaschi 


Prädikat „Exzellenz“ den Kronenorden I. Klasse, den Stern 
um Roten Adlerorden II. Klasse mit Eichenlaub und das Eiserne 
{reuz am weiß-schwarzen Bande besaß. Außerdem sind ihm 
'iele hohe in- und ausländische Ordensauszeichnungen verliehen 
vorden. 

orden auch als Menschen zeichneten Wichert vorzügliche Eigen- 
chaften aus. Seine Einfachheit und Schlichtheit haben ihm das 
Vertrauen und die Verehrung nicht nur aller Fachgenossen, son- 
lern auch weiterer Kreise, die ihn kannten, erworben. Das 
Andenken an diesen mit, hervorragenden Geistesgaben ausge- 
tatteten Mann wird von allen, die ihm näherstanden, in hohen 
Shren gehalten werden. -. Müller.- 


— Personalnachriehten. Im Bereich des Reichsverkehrs- 
ıinisteriums, Zweigstelle Preußen-Hessen, sind - ernannt: die 
tegierungsräte Grospietsch in Mainz, Montag in Königs- 
erg‘(Pr.), Arnold in Berlin und Haaßengier in Katto- 
tz zu Oberregierungsräten,- die Regierungsbauräte 
& ke und Wendler in Berlin zu Oberregierungsbauräten, 
ie ı 

adi in Köln, Spodeund Rummelspacher.in Berlin und 
er, rer. pol. Overmann in Königsberg (Pr.) zu Regierungs- 
äten - unter. Übertragung . der . Stellung eines Eisenbahn- 


irektionsmitgliedes, die Regierungsbauführer des Eisenbahn- 


nd Straßenbaufaches Hans Stephan aus Eisenberg (Sachs.- 
‚Itenb.) und Robert Feindler aus Daun (Eifel) zu Regie- 
angsbaumeistern. — Dem Regierungsrat Wittmer in Mainz 
nd den Regierungsbauräten Franken in Frankfurt (Main) 
nd Kreß in Hannover ist die Stellung als Eisenbahndirek- 
nsmitglied übertragen.. — Der Gerichtsassessor Glünicke 
Berlin ist unter Beilegung der Dienstbezeichnung Regierungs- 
essor dı.uernd in den Reichseisenbahndıenst übernommen. — 
en Regierungsbauräten Ernst Martens in Berlin-Lichter- 
de Wehrspan in Gelsenkirchen ist die nachgesuchte Ent- 
ıssung aus dem Reichsdienste erteilt. 
f Bereich des Reichsverkehrsministeriums, Zweigstelle 
‚ayern, wurde der Vorstand der Bauinspektion Aschaffenburg 
‚irektionsrat Johann Feuerlein in gleicher Diensteseigen- 
haft an die Hafeninspektion Aschaffenburg-Leider in etats- 
‚äßiger Weise berufen. — Dem Eisenbahnassessor der Eisen- 
'ihndirektion München Georg Balz ist die nachgesuchte Ent- 
‚SSUng ‚aus dem Reichseisenbahndienst erteilt. 
1 er Ministerialdirigent' im preußischen Ministerium der öffent- 
‚chen Arbeiten, Geheimer Oberregierungsrat Reichart, ist 
‚iter Bewilligung des gesetzlichen Ruhegehalts aus dem Staats- 
‚enste ausgeschieden. _ ; es 

Der Oberbaurat v. Metzsch, früher bei der Generaldirektion 
»r sächsischen Staatseisenbahnen, ist gestorben. = 


r Österreich 


EB Bundesminister Dr. Walter Rodler. Der Nationalrat hat in 
iner Sitzung vom 21. Juni 1921 bei der Neubildung der Regie- 
ng. gemäß Artikel 70 des Bundes-Verfassungsgesetzes den 
"ktionschef Dr. Walter Rodler zum Bundesminister für Ver- 
hrswesen gewählt. Der neue Bundesminister für Verkehrs- 
esen wurde 1867 in Wien als der Sohn des vormaligen Reichs- 
‚tsabgeordneten von Hernals-Doktor Wilhelm Rodler geboren, 
"suchte das Schottengymnasium in Wien, vollendete die Rechts- 
udien an der Wiener Universität und trat hierauf. in das 
schtsbureau -der Kaiser-Ferdinands-Nordbahn. Nach einigen 
‚hren wurde er in die Zentralbaudirektion der Wiener Stadt- 
Jhn zum Zwecke der- Anlegung des Eisenbahnbuches berufen. 
-02° folgte er einer Berufung in das Eisenbahnministerium, wo 
‘nach Verwendung in juristischen Departements in die finan- 
alle Sektion eintrat. In hervorragender Weise wirkte er an 
ir Verstaatlichung der Kaiser-Ferdinands-Nordbahn, der Staats- 
Genbahngesellschaft und der Nordwestbahn ‚mit. Ein. Jahrzehnt 
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isher wirkte er auch als Vorstand der Kanzlei des Bundes- 
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'nisters für Verkehrswesen. 
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— Programmrede des Bundeskanzlers. Der neue Bundeskanz- 
I Dr. Schober äußerte sich. in seiner in der Nationalver- 
Snmlung gehaltenen Programmrede über die nächsten Arbeiten 
3 Verkehrsministeriums wie folgt: Die Aufgaben des Ver- 
‘hrsministeriums für die nächste Zeit sind außerordentlich 
lass Zunächst ist es notwendig, in zäher -Kleinarbeit und 
über Ausnützung aller irgendwie sich bietenden vorteilhaften 
'glichkeiten und unter Vermeidung aller, auch der unbedeu- 
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Regierungsassessoren Hoff in Münster (Westf.), v. Con- 


h war er Budgetreferent des Eisenbahnministeriums. | 
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tendsten Schädigungen, das Verkelirswesen wenn: auch langsam, 
so doch stetig zu heben, soweit dies unabhängig von äußeren 
Einflüssen durch eigene Kraft möglich: ist. Ein weiteres Tätig- 
keitsfeld ist die Abschleifung aller jener Reibungsflächen, die 
seit dem Zusammenbruche gegenüber unseren Nachbarn auf dem 
Gebiete des Verkehrswesens entstanden sind. Die neue Re- 
gierung wird -schon. in wenigen Tagen in Portorose Gelegenheit 
haben, auf diesem Gebiete ihren guten Willen zu zeigen. Eine 
überaus wichtige Aufgabe ist die‘ gründliche Reorganisation 
unseres Eisenbahnwesens, die nunmehr nicht nur auf den theore- 
tischen Erkenntnissen und Erfahrungen der alten Verwaltung 
der k. .k. Staatsbahnen, sondern auch auf eine mehr als zwei- 
jährige -Erfahrung auf dem heutigen -beschränkten Staatsgebiete 
begründet werden muß. Die wirtschaftliche Notlage unseres 
Staatswesens und zahlreiche technische Gründe nötigen zum 
schleunigsten, tatkräftigsten Vorgehen in dieser Richtung. 


— Bevorstehende Erhöhung der “ Frachturkundengebühren. 
Dem Nationalrat ist *eine Regierungsvorlage, enthaltend eine 
Erhöhung verschiedener Stempel und sonstiger Gebühren unter- 
breitet worden. Man erwartet aus den neuen Gebührenerhöhun- 
gen einen Mehrertrag von 260 Mill. Kronen jährlich... Unter 
anderem sollen auch die Stempelgebühren der Frachtbriefe er- 
höht werden, und zwar soll die Erhöhung (der. Frachturkunden- 
gebühren für Sendungen von mindestens 5000 kg oder solche, für 
die wenigstens ein ganzer Eisenbahnwagen in Anspruch genom- 
men. wird, von: 1,20-K. auf 20 K., für sonstige Sendungen von 
30 hl. auf 2 K. erfolgen. 


— Beamtenabbau bei der Bundesbahndirektion Wien:Nordost. 
Die ‚„Staatskorrespondenz“ teilt mit: Bei Erörterung der Frage 
des Beamtenabbaues ist in der Öffentlichkeit wiederholt darauf 
hingewiesen worden, daß die Bundesbahndirektion Wien=-Nordost 
im Verhältnis zu der ihr verbliebenen Streckenlänge einen über- 
mäßigen Stand von Bediensteten habe und trotz der Einschrän- 
kung des Betriebsumfanges noch immer für ihre Unterbringung 
die Direktionsgebäude der ehemaligen Nordbahn, Staatseisenbahn- 
gesellschaft. und Nordwestbahn und außerdem noch Zinshäuser in 
Anspruch nehme. Die hierbei aufgestellten Berechnungen be- 
ruhen nun zum größten Teile auf unzutreffenden und heute ver- 
alteten Grundlagen des Jahrbuches für - österreichische Eisen- 
bahnen, erscheinen 1920, das den Stand für 1919 darstellt, und be- 
dürfen einer aufklärenden Richtigstellung. 

Die drei früheren Routendirektionen waren in 25 Gebäuden 
mit 2068 Amtsräumen untergebracht; die Direktion Wien-Nordost 
ist derzeit fast zanz in den bahneigenen Direktionsgebäuden 
untergebracht und- verfügt jetzt-nur noch über über 1153 Amts- 
räume. Durch die bisherige Verminderung um 915 Amtsräume 
konnten- 183 Wohnungen verschiedener Größe für vertriebene 
und obdachlose Eisenbahner geschaffen werden. Im Direktions- - 
gebäude der .ehemaligen Staatseisenbahngesellschafts-Direktion 
auf dem Schwarzenbergplatz wurden überdies 54 Räume für bahn- 
fremde -staatliche Zwecke überlassen, auch sind in diesem Ge- 
bäude nebst einigen Hilfsanstalten des Bundesministeriums für 
Verkehrswesen das Auskunftspbüro, die Militärkommission zur 
Abreehnung von Militärtransporten und die Büchere! des Staats- 
beamtenkasinos untergebracht, so daß rund zwei Fünftel des Ge- 
bäudes für fremde Zwecke und nur drei Fünftel für Zwecke der 
Nordostdirektion in Anspruch genommen werden, die in ihren 
Gebäuden auch die Räume für die Fahrkartendruckerei der 
Bundesbahnen sowie für den Rollfuhr- und Gepäckdienst für ganz 
Wien bereitgestellt hat. Bei Beurteilung der Unterkunfts- und 
Standesverhältnisse der Nordostbahndirektion kommt auch ‚sehr 
in Betracht, daß die drei größten, durchaus in industriereichen 
Bezirken gelegenen Wiener Bahnhöfe mit dem Anschlußverkehr 
ins. Ausland (Bruck a. d. L., Lundenburg, Mistelbach, Laa, 
Znaim) und vier große Werkstätten dieser Direktion unterstellt 
sind. EEE 

Der Abbau des Bedienstetenstandes bot bei der Direktion 
Wien-Nordost, der die Zentralen-der früheren Routendirektionen 
verblieben sind, ganz besondere Schwierigkeiten. Der Be- 
dienstetenstand der Zentralen’aller drei Direktionen im November 
1918 betrug insgesamt 3244 Köpfe, im Zeitpunkte der Zusammen- 
legung noch immer 2726 Köpfe, war jedoch am 15. ‚Mai 1921 auf 
2060 Köpfe gesunken. In dieser Zahl sind auch .die probe- und 
aushilfsweise an anderen Dienstorten oder bei fremden Dienst- 
zweigen verwendeten, jedoch bei der Nordostbahndirektion ver- 
rechneten Bediensteten, sowie auch jene höheren, ehemals leiten- 
den Beamten: inbegriffen, die anläßlich der Zusammenlegung 
wegen ihres vorgeschrittenen Dienstalters auf Anregung der Per- 
sonalvertretung nicht mehr in Verwendung genommen wurden, 
und deren Versetzung in den Ruhestand zum Teil bereits erfolgt 
ist oder in der nächsten Zeit in die Wege geleitet wird. Durch 
Versetzungen in den Ruhestand und den natürlichen Abfall in- 
folge von Austritten und Todesfällen dürfte der Personalbestand 
der Zentrale bis Ende des Jahres auf rund 1900 Köpfe ver- 
mindert'sein. :-. .. .» 
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Hierbei ist zu beachten, daß mehrfach Abteilungen — fast 
300 Bedienstete — der Direktion, so jene für Pensionsauszahlung, 


für Materialbeschaffung und Einnahmenkontrolle, ihre Arbeiten 


für den gesamten Bereich der Bundesbahnen leisten. Es ergibt 
sich aus den vorstehenden Zahlen, daß der Abbau des Personals 
der ehemäligen Routendirektionen in ziemlich rascher Weise vor 
sich geht, und daß insbesondere die Verringerung des Zentral- 
dienstes, die vor allem $8ehr wünschenswert erscheint, sehr er- 
hebliche Fortschritte gemacht hat, soviel Schwierigkeiten sich 
auch dem Abbau entgegenstellten. Übertritte in andere staatliche 
Dienstzweige erscheinen nur in beschränktem Maße durchführ- 
bar, Versetzungen zu anderen Direktionen scheitern an der 
überall herrschenden Wohnungsnot. Auch muß naturgemäß auf 
die persönlichen und Familienverhältnisse der Bediensteten in 
solchen Fällen billige Rücksicht genommen werden. 
Zusammenfassend ist festzustellen, daß seit November 1918 der 
Abbau der Amtsräume der Direktion Wien-Nordost 44%, der 
Abbau des Bedienstetenstandes der Zentralenin derselben Zeit 
nahezu 40 % beträgt. Die planmäßige Fortsetzung des Abbaues 


läßt mit Sicherheit weitere Verminderungen in absehbarer Zeit 


erwarten. Im ausübenden Dienste der Nordostdirektion besteht ein 
Personalüberschuß überhaupt nicht, da hier der gesetzlich ein- 
geführte Achtstundentäg die restlose Regelung des Bediensteten- 
standes ermöglicht hat. 


— Neugestaltung der Krankenkasse .der ee. 
tung. Die Krankenkasse der 
waltung ist auf Grund der Neuerungen auf dem Gebiete der 
Krankenversicherung einer grundlegenden Umgestaltung unter-- 
zogen worden. Die neuen Satzungen dieser Anstalt treten mit 
1. Juli 1921 in Kraft. Durch sie wird der Kreis der bei dieser 


Kasse versicherten Personen wesentlich erweitert, da ihr fortan 


pfliehtgemäß auch alle jene Bediensteten angehören werden, die 
bei ihr bisher nur als freiwillige Mitglieder zugelassen waren, 
das sind die Beamten im früheren Sinne, insbesondere aber da- 
durch, daß alle Bundesbahnpensionäre und deren Familienange- 
hörige ebenfalls in die Krankenversicherung bei dieser Kasse- 
einbezogen werden. Die neuen Satzungen enthalten auch die 
Einführung der freien Ärztewahl und die Selbstverwaltung der 
Die neueingerichtete Kasse umfaßt rund 110000 Mit- 
glieder, 
samt rund 350 000 Versicherte. 


— Personen- und Güterverkehr zur Wiener Messe. Die öster- 
reichischen Eisenbahnverwaltungen haben sich mit Rücksicht auf 
die- wirtschaftliche Bedeutung der Wiener Messe bereit erklärt, 
den Messeausstellern und Messebesuchern in der Bemessung der 
Gebühren für den Personen- und Frachtverkehr in weitgehen- 
der Weise entgegenzukommen. Nach den jetzt abgeschlossenen 
Verhandlungen zwischen den österreichischen Eisenbahnverwal- 
tunzen und der Wiener Messe genießen in der Zeit vom 3. bis 
25. September d. J. die Besucher der Wiener Messe (Aussteller 
und Einkäufer) auf sämtlichen österreichischen Bahnen, sofern 
sie sich mit der Musterausweiskarte ausweisen können, für .Per- 
sonen- und Schnellzüge und für eine Fahrt nach Wien und von 
Wien eine 50proz. Fahrpreisermäßigung. Diese Begünstigung 
gilt auch für die Aussteller und Einkäufer der Theater-, Musik- 
und Kinomesse, die am 4. September eröffnet und am 25. Sep- 
tember geschlossen wird. Die Fahrpreisermäßigung gilt nicht 
für- Ausgangspunkte der Reise, die weniger als 80 Kilometer 
von Wien entfernt sind, und auch Micht für die Benutzung von 
Expreß-, Luxus- und D-Zügen. Fahrtunterbrechungen sind mit 
solchen ermäßigten Karten unzulässig. Beim Lösen der Fahr- 
karte auf den österreichischen Strecken muß der von der Wiener 
Messe ausgegebene und von dieser oder vom österreichischen 
Konsulat oder den ehrenamtlichen Vertretern der Wiener Messe 
im Auslande gezeichnete Messeausweis beim Fahrkartenschalter 
vorgewiesen werden. — In der Zeit vom 3. bis 25. September 
werden außer dem regelmäßigen Reisegepäck auch Messegüter 
(Musterkoffer und Kisten), deren Maße die des üblichen Reise- 
gepäcks nicht wesentlich überschreiten, als Reisegepäck ohne 
Anrechnung des Expreßguttarifes abgefertigt. Messegüter, die 
in der Zeit vom 20. August bis 10. Oktober d. J. im. Fracht- 
verkehr auf allen österreichischen Strecken zur Messe nach 


Wien und von hier zurück befördert werden, erfahren gleichfalls - 


eine 50proz. Ermäßigung der Fraehtgebühren. Die Messegüter 
müssen mit der Aufschrift „Messegut Wiener Messe“ versehen 


sein. Der Frachtbrief muß den Vermerk „Wiener Messe“ 
tragen. Messefrachtgutbegleiter genießen keine Fahrtbegünsti- 
gung, sondern müssen eine volle 3. Klasse-Karte lösen. R 


— Hilfe für notleidende Eisenbahnerkinder. Die Staatsbahn- 
direktion Innsbruck veröffentlicht folgenden Aufruf: 

Die durch -den Krieg bis in das Unerträgliche gesteigerte Not- 
lage der österreichischen Bevölkerung hatte bis auf verschwin- 
dende Ausnahmen zur Folge, daß die Gesundheit von Alt und 
Jung auf das schwerste erschüttert wurde, die der Kinder jüngeren 


österreichischen Bundesbahnver- 


bei Berücksichtigung der Familienangehörigen insge- 


Alters xber in zahllosen Fällen geradezu vor dem Zus m 
bruehe steht. 

Dieser Enten hoffnungslose Zustand, zu dem nicht w 
aufgezwungene jahrelange Abgeschlossenheit vom Auslanı 
trug, wirkte auf die ‚landschaftlich zwar reizenden, sons 
erntearmen Alpenländer am empfindlichsten und hat zu 
allgemeinen - Dahinwelken der Jugend dieser Länder ge 
Veranschaulicht wird dieser Zustand am besten damit, da 
Beispiel nach der Krankenstatistik des Landes Vorarlberg 
jedes sechste Kind infolge seines herabgekommenen widersta 
losen Körpers allein schon der Tuberkulose zum Opfer 
Da sich unter den von dieser Katastrophe Betroffenen auch 
lose Eisenbahnerkinder befinden, sehen wir uns gezwunge 
der sonst geübten uns auferlegten Zurückhaltung zu-b 
und sowohl an Stelle unseres hierzu berufenen Ferienkolor 
vereins zum Schutze dieser bedauernswerten Kinder, wie. 
minder der hierdurch betroffenen, der Sache wehr- und 
gegenüberstehenden Familienväter, emsiger, pflichtbewußt 
diensteten des hierortigen Staatsbahndirektionsbezirkes ; 
stens anzunehmen und Hilfe für dieselben dort zu suche ; 
immer sich solche bietet. 

Der hier in Betracht kommende Direktiönsbezire -"umfa 
Alpenländer Salzburg, Steiermark, Tirol, Vorarlberg und Li 
stein und bezieht sich die anzusprechende Hilfe auf T 
unterernährter Kinder. - 

Um nun die Wiederaufrichtung der se schwer herectonl 
Gesundheit so vieler nach und nach zu ermöglichen, hat 
wähnte, mit dieser Aufgabe betraute Verein außer den |] 
im Betriebe stehenden Siedlungen die dauernde Errichtung 
großer, den :heutigen Anforderungen entsprechender K 
erholungsstätten beschlossen und zu deren ehester Erbau 
Erforderliche veranlaßt. 

Die aus diesem nicht zu ver zögernden Unternehmen erw 
den enormen Kosten hofft der Verein durch unsere Bemül 
im Wege von Spenden aufzubringen. : - 

Unsere zweifellos in harter Bedrängnis fingenden Ei 
‚bediensteten mit ihren kinderreichen Familien ode 
Witwen mit ihren Waisen sind daher für uns "bestimm 
vorliegenden begründeten Hilferuf um Geld und Leben 
nicht nur an das gesamte Inland, sondern ganz besonders 
an das Ausland, und zwar in erster Linie an- Regierunge N 
verschiedenen Staaten, sowie an die dortselbst von 
fühlenden Bevölkerung zum Teil bereits geschaffenen Hi 
inigungen zur Behebung des in den österreichischen La 
über so viel Schuldlose hereingebrochenen Unglücks zu rie 

-Unser Notschrei wendet sich aber auch eindringlichst 
Vertretungen der Städte, insbesondere an jene der’Großs 
verschiedene’ Kontinente, an die Verkehrsunternehmungen 
die gesamte Handelswelt und wie immer Namen habenden Ur 
nehmungen, Einrichtungen und Vereine, sowie an jederm 
Herz für unsere Bestrebungen hat. 

Nicht zuletzt gilt unser Ruf aber auch der Presse aller 
mit der herzlichen Bitte, uns ihre wertvolle Unterstützung 
Verlautbarung kurzgehaltener Aufrufe in den Tagesbl 
weitmöglichst angedeihen zu lassen und allenfalls möglie 
dende Sammlungen zu unseren Gunsten zu veranstalten. 

Zur Widmung gelangende Geldbeträge aus dem Ausland 
den in den fremden Währungen, am besten mittels 
oder eingeschriebenen Briefes an die Staatsbahndirekti 
in Innsbruck (Tirol), Lebensmittel dagegen nach I 
(Westbahnhof) zu Händen des Ferienkolonienvereins 
Staatsbahndirektionsbezirk Innsbruck erbeten. 


Er 


am 


Tachecho-slowakisches äshier- 


_ Direkte Güterbeförderung zwischen der schech 
sehen Republik und Italien: über Salzburg und Tarv 
15. Juni d. J. sind für die direkte Güterbeförderung zw 
den vorgenannten beiden Staaten auch die Uebergänge 
und Tarvis unter den Bedingungen geöffnet worden, die 
zeit. für die Beförderung zwischen der Tschechoslowakis 
Republik und Italien über Bayern-Kufstein-Brenner (v: 
S.861 Jahrg. 1919 d. Ztg.) veröffentlicht worden_sind. . 
dungen unterliegen in beiden Verkehrsrichtungen bis 

“ station Tarvis Fre T Frachten, Nebengebühren und 
ausnahmslos dem Frankaturzwange. Die von Station 
erwachsenden Frachten, Nebengebüliren, Barauslagen 
werden überwiesen. 


Se . Ungarn. 


> Fe lese Besprechungen über Verkebreiag 
Aufnahme des unmittelbaren Güterverkehrs zwische: 
und Italien über die Linien der österreichischen Ei 
und über die südslawischen Linien der Südbahn-G 
wurde vom 8. bis 9. Juni d. J. in Budapest eine Be 


IE.) 


‚uf der am 22, bis 26. Januar 1920 in Graz abgehaltenen 
ung wurde die Südbahn-Gesellschaft mit der Geschäfts- 
in diesem Verkehr betraut; mit Rücksicht aber auf den 
d, daß die Ungarischen Staatseisenbahnen an diesem Ver- 
dieselben Interessen haben, wurde die Geschäftsführung 
hr der letzterwähnten Verwaltung übertragen. Es wurde 
inbart, daß die Beförderung der Sendungen auf Grund der 
Vertragsrecht geltenden Bestimmungen des internationalen 
inkommens über den Eisenbahnfrachtverkehr vom 14. Ok- 
1890 samt allen Nachträgen und den einheitlichen Zusatz- 
sstimmungen zu erfolgen hat, insofern in der zu erlassenden 
pnderen Kundmachung nicht Sonderbestimmungen enthalten 
. Weiter wurde vereinbart, daß im Frachtbrief der Be- 
erungsweg durch Anführung der Grenzübergangspunkte von 
. Staat durch den Absender vorzuschreiben ist. Sendun- 
den vorläufig nur in Wagenladungen und bei Frasht- 
ung für mindestens 5000 kg für-den Frachtbrief und Wagen 
Beförderung angenommen und unterliegen in beiden Rich- 
bis zur italienischen Grenzübergangsstation dem Fran- 
ne ' 


Die Beförderung von Obst- und Gemüsetransporten von 
nach Österreich und Deutschland wurde am 10. Juni 
n Budapest zwischen den österreichischen und ungarischen 
jerten : besprochen. wobei vereinbart wurde, .daß die 
bezüglichen Transporte ab 25. Juli d. J. täglich von Buda- 
t einem Eilgüterzug abgerollt werden. 


inden, wobei die Fracht, samt Nebengebühren bis zur 
hischen Bestimmungsstation bzw. bis Passau und Sim- 
m Absender zu zahlen ist. IE 

. Juli d. J. hat eine größere Besprechung seitens der 
ropäischen Bahnverwaltungen betreffs des Orient- 
Rßzuges in Budapest stattgefunden, welche bis 
i dauerte. en % 

ptsächlich wurden die tarifarischen Bestimmungen in 
rischer Hinsicht behandelt, wobei verschiedene Schwierig- 
ı zu überwinden waren, denn es war die Aufgabe, 
nmittelbare Verrechnung bezüglich des Personen- und Ge- 
<verkehrs sowohl des Verkehrs westlich als östlich Wien 
bahnhof, wie auch die Verrechnung mit dem Kölner Expreß- 
welcher in Wien Westbahnhof Anschluß an diesen Orient- 
eßzug hat, in Einklang zu bringen. Bet 

m 24. Mai d. J. wurde in Pärkänynäna eine Besprechung 
die Regelung des unmittelbaren Schnellzugverkehrs 
n der Tschechoslowakei und Ungarn abgehalten. Für- die 
gkeit der Beförderung von Personen-, Hand- und Reise- 
und die hierbei in Betracht kommenden Tarife bei den 
gehenden Schnellzügen gelten die am 20. und 21. April d. J. 
dapest und die am 3. und 4. Mai d. J. in Preßburg getrof- 
Vereinbarungen. Die zollamtliche Abfertigung und Paß- 
olle erfolet in der Richtung von Ungarn ungarischerseits 
iesen Zügen in Budapest bzw. im Zuge (Nachkontrolle), 
ens der Tschechoslowakei in Pärkänynäna; in. entgegenge- 
r Richtung seitens der . Tschechoslowakei ebenfalls in 
känynäna, wo auch durch Ungarn die Paßkontrolle erfolgt; 
© Gepäckrevision findet hingegen in Budapest Westbahnhof 


F eines inländischen  funkentelegraphischen 
ıstes. Zwecks Entwicklung des telegraphischen Dienstes 
:de- laut Verordnung des Handelsministers ein inländisches 
tentelegraphisches Netz eingerichtet, das den regelmäßigen 
nst am 1. Juli aufnimmt. Das Netz besteht einstweilen 
> der auf dem Budapester Wettrennplatz errichteten Auf- 
ne- und Empfangsstation; 2. aus der neben der Telegraphen- 
on des Reichsverweseramtes errichteten Aufnahmestation; 
us den in Debreczen, Györ, Kaposvär, Szeged, Szombathely 
&kesföhervar errichteten Aufnahmestationen. Die Zahl 
tionen wird stufenweise vermehrt. Diese Funkspruch- 
tung bildet eine Ergänzung der inländischen Lei- 
des Telegraphennetzes und dient in erster Reihe zur 


an und solchen Telegrammen, die aus Budapest mit gleich- 
tendem Text nach den in das Funkspruchnetz einbezogenen 
nzstädten abgegeben sind. In zweiter Reihe soll die Ein- 
tung im Falle der Leitungsstörungen zum Ersatz des Draht- 
phen dienen. Die Weiterbeförderung telegraphischer 
weisungen durch den Funkentelegraphen werden nicht 
sen. ; 
rhöhung der Posttarife. In sämtlichen Dienstzweigen 
ostwesens wird das System der „Investitionsbeiträge ein- 
t, und zwar:-1. Postbeitrag: 10% der Postgebühren, die 
"Postmarken und Postwertzeichen erhoben werden; 
graphenbeitrag: für jede aufgegebene Einheit (10 Worte) 


leren Vorsitz“ Ministerialrat Direktor Pasterczyk 


. Höhe erreichen. 


ufgabe hat auf Grund von internationalen Frachtbriefen 


ziehen. 


.also ein recht ansehnlicher Fluß. 


'beförderung von Zeitungstelegrammen, amtlichen Zirku- 
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bei gewöhnlichen Telegrammen 1 K, bei dringlichen Tele- 
grammen 2 K; 3. Telephonbeiträge: a) nach deder Einheit bei 
Ferngesprächen (3 Minuten) I. Zone: gewöhnliche Gespräche 
1 K, dringende 3 K, II. Zone: gewöhnliche Gespräche 2 K, 
dringende 6 K, III. Zone: gewöhnliche Gespräche 3 K, drin- 
gende 9 K; b) Lokalnetze: 1. einmaliger Beitrag in Budapest, 
Hauptanschluß 2000 K, Nebenanschluß 1000 K, in der Provinz 
Hauptanschluß 1000 K, Nebenanschluß 500 K, 2. Jahresbeitrag 
in Budapest Hauptanschluß 240 K, Nebenanschluß 120 K, in der 
Provinz Hauptanschluß 120 K, Nebenanschluß 60 K. 


— Obstbeförderung aus Kecskemöt. Zwischen den Öbst- 
züchtern in Kecskemet und einer Abordnung der ungarischen 
Staatsbahnen wurden zur Abwicklung des diesjährigen Obstver- 
kehrs Verhandlungen gepflogen, die zu einem günstigen Ab- 
schluß gebracht wurden. Während im Vorjahre in Kecskemeöt 
bloß 1354 Wagenladungen Obst zur Aufgabe gelangten, wird 
diese Zahl im laufsnden Jahre voraussichtlich die doppelte 
} Die Direktion der Staatsbahnen hat Sich ver- 
pflichtet, die Beförderung dieser namhaften 'Obstmenge an- 
standslös durchzuführen. 


Niederlande. 


— Rheinschiffahrt. In einer Auslassung des holländischen 
Außenministers Jonkheer van Karnebeek zum Bericht der 
zweiten Kammer über den Gesetzentwurf, betreffend Annahme 
einiger die Rheinschiffahrt betreffenden Abänderungen des 
Friedensvertrages, wird gesagt, daß die Schweiz den Pariser 
Verhandlungen nicht beigewohnt habe, und daß daher für sie 
die Verpflichtung zur Annahme der Rheinbestimmungen im 


‘Friedensvertrag und im Zusatzprotokoll vom 21. Januar 1921 


nicht in Frage kommen könne. Der Minister teilt ferner mit, 
daß die holländische Regierung di& kürzlich gefaßten Beschlüsse 
der Internationalen Rheinkommission daraufhin geprüft habe, 
ob sie nicht im Widerspruch ständen mit der Rheinschiffahrts- 
akte von 1868. Sollte dies der Fall sein. so würde die hollän- 
dische Regierung, soweit es ihr notwendig erscheint, darauf 
dringen, daß die Holland als Signatarstaat zustehenden Rechte 
beobachtet würden. Auch die Beschlüsse der Völkerbundskon- 
ferenz von Barcelona bilden zurzeit den Gegenstand der Priü- 
fung durch die holländische Regierung, und es wird in den 
nächsten Tagen hierüber ein eingehender Bericht an die General- 
staaten abgehen. 


Uebrige europäische Länder. 


. — Sehwediseh-norwegische Grenzaufgaben. Verbindungsbahn 
Elverum-Trysil-Dalarne. Schon in Nr. 16, S. 312 d. Ztg. haben 
wir von einer neugebildeten schwedisch-norwegischen Verkehrs- 
kommission berichtet, die Schweden und Norwegen gleich be- 
rührende Fragen, insbesondere neue Anschlußbahnen, behandeln 
soll. Als eine solche Frage taucht nun in allererster Linie ein 
alter Verkehrsplan auf, der einer Anschlußbahn Elverum-Trysil- 
Dalarne (vgl. 1912, S. 606 d.’ Zte.). Trysil ist Norwegens be- 
deutendstes Waldland. Wie eine Halbinsel greift Trysil nach 
Schweden hinein und wird im Süden, Osten und Nordosten von 
Norra finskog in Värmland und den Vesterdalarne im Regie- 
rungsbezirk ° Kopparberg begrenzt. Die Gesamtfläche - ist 


-3100 akm: Sie wird der Länge nach vom Trysilfluß (Klara) 


durchschnitten, der von Faemund kommt und nach. Värmland 
gegen Norra finskog fließt. Dieser Fluß bildet die Hauptpuls- 
ader im Bezirk und nimmt, mehrere größere und kleinere Seiten- 
flüsse auf, die das Waldgebiet nach allen. Richtungen durch- 
Im südliehen Trysil nimmt er auch einige schwedische 
Flüsse auf, die von Lima finskog kommen, einem 3 Quadratmeilen 
großen Waldgebiete, dessen ErZeugnisse nach Norwegen gehen. 
Der Klarafluß hat in Norwegen 543 qkm Niederschlaggebiet, ist 
Trysil hat rd. 6000 Ein- 
wohner. Es ist klar, daß ein solcher Bezirk große Möglichkeiten 
für eine reichere Entwicklung besitzt, als dies jetzt der Fall ist, 
sofern entsprechende Verkehrsverbindungen hergestellt werden. 
Augenblieklich geht überhaupt nichts vorwärts, große Natur- 
schätze liegen unbenutzt und gehen zugrunde wegen der hohen 
Frachten und des Abhängigkeitsverhältnisses, in dem dieser nor- 
wegische Bezirk zu Schweden steht. Vor allem gilt das für den 
wichtigsten Nahrungszweig, den Waldbetrieb, der ganz von den 
schwedischen Aufkäufern in Karlstadt und Gothenburg abhängig 
ist. Die mangelnden Verkehrsverbindungen verhindern auch 
das Aufkommen jeder anderen Industrie, ob sie sich jetzt des 
Holzes als Rohstoffes oder eines anderen Naturerzeugnisses he- 
dient. Insbesondere käme Holzkohle in Frage. Auch ausbau- 
fühige Wasserkräfte wären vorhanden. Es ist daher kein Wun- 
der, daß man seit langem eine Fisenbahnverbindung mit An- 
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schluß an das schwedische Netz in Dalarne erstrebt. Man müßte 
hierbei neben anderem an die große Eisenindustrie dieser 
Gegend Holzkohle absetzen; denn es ist gar kein Zweifel, daß 
die Trysilwälder bei Schaffung einer Anschlußbahn gute Be- 
dingungen für die Entwicklung einer Holzkohlenindustrie auf- 
weisen. Unbedingt würde hierbei der Waldbau seinen Vorteil 


finden, und es würden nicht mehr, wie es bisher geschieht, 
reiche Holzschätze am Orte verfaulen. Weniger wichtig, wenn’ 


auch nicht zu vernachlässigen, sei der Ackerbau, der nur wegen 
der abseitigen Lage nicht aufkomme. + B 
Für die Erschließung Trysils gibt es mehrere Möglichkeiten, 
und es kommen. vor allem drei Wahllinien in Frage, die 
Elverumlinie, die Flisenlinie und die Renalinie; auf die -Vor- 
und Nachteile der beiden letzteren wollen wir hier nicht weiter 
eingehen. Es. genügt zu sagen, daß die meisten. Stimmen für 
eine Bahnanknüpfung in Elverum zu sprechen scheinen. Elve- 
rum-ist der Mittelpunkt des Hedemarkgaues, und 'es. kann sich 
ein Verkehr von hier aus am besten nach allen Seiten, beson- 
ders nach Süden und Westen ausbreiten. Die Elverumlinie 
bringt den kürzesten Weg zum Meere; sie mißt von ihrem End- 
punkte bis Kristiania 265 km, während die Renalinie, die als 
nächstbegünstigste Bewerberin auftritt, 300 km lang ist. Sie 
paßt sich daher am vorteilhaftesten in das bestehende Verkehrs- 


netz ein. Das schwedische Kisenbahnnetz hat sich schon so weit 


der norwegischen Grenze genähert, daß ein Anschluß im gleichen 
Augenblicke erfolgen kann, in dem eine Trysilbahn über Elve- 
rum zur Tatsache wird: : Auch als Verbindungsbahn zwischen 
den beiden Nachbarreichen. paßt die Elverumlinie nach’ ihrer 
Lage am besten. -Für den norwegischen Verkehr vom Süden und 
Westen (Kristiania, Bergen und Aandalsnes) bietet die Elverum- 
linie die kürzeste Verbindung nack. Mittel- und Nordschweden; 
Finnland und Rußland. Sie gibt auch eine kürzere Verbindung 


nach manchen Städten in Schweden als die jetzige Linie über 


Charlottenberg. Die Renalinie bietet zwar einige Vorteile in 
der Linienführung, aber sie sind nicht groß. Sie erhebt sich 
nur 538 m über den Meeresspiegel, die Elverumlinie dagegen 
573 m.. Eine Größtsteigung von 100/oo in der Richtung des 
schweren Verkehrs, d. h. von Osten nach Westen, ist beiden 
Linien gemeinsam. . Es. ist das für norwegische Verhältnisse 
natürlich verhältnismäßig günstig. Die Elverumlinie ist. alles 
in allem die kürzeste, schnellste und in Verkehrshinsicht 
billigste Verbindung, die einem alten Verkehrswege folgt. Sie 
berührt: die Interessen der größten Bewohnerzahl und den 
ganzen Waldbetrieb von Tirysil, während die Renalinie große 
Teile nach wie vor der Flößerei nach Schweden überläßt. Sie 
ist militärisch empfohlen, bietet die beste Lösung der Verbin- 
dung beider Reiche und wird von den beteiligten Delarne- 
bezirken am meisten gewünscht, da sie am schnellsten zum 
Westmeere führt. Sie bietet die besten-örtlichen Verkehrsmög- 
lichkeiten und hilft dem Ackerbau und der Torfindustrie auf. 
Der Widerstand, der früher von schwedischer Seite gegen ein 
Trysilbahnprojekt bestand, ist: allmählich abgeflaut. ' =, 


Die schwedische Regierung hat sich für ihren Teil bereit er- . 


klärt, mit Norwegen zu gemeinsamer Beratung über die Art der 
möglichen Anknüpfung ‘von Verbindungen zwischen beiden 
Eisenbahnnetzen über die Grenze gegen Norwegen im nörd- 
lichen Bohuslän zusammenzutreten und hat der norwegischen 
Regierung vorgeschlagen, daß zur Bewerkstelligung dieser Er- 
hebungen und zur Abgabe von Vorschlägen hierzu eine ge- 
mischte Sachverständigenkommission eingesetzt werden möge. in 
Übereinstimmung mit den vom Verkehrsministerium näher an- 
gegebenen Grundsätzen. 3 ® Dr. 5 


— Einschränkung der Freifahrtvergünstigungen auf den 
schwedischen Staatsbahnen. Über den von der schwedischen 
Eisenbahndirektion gestellten Antrag haben wir in Nr. 2, 
Seite 36 dieser Zeitung berichtet. Die Entscheidung 
der - Regierung ist nunmehr gefallen. 
diensteten, die außerhalb ihres Dienstortes wohnen, auf ständige 
Freikarten für die Reise zwischen Wohnungs- und Dienstort 
soll ab 1. Januar 1922 aufhören. Doch sellen für 1922 und 1923 
die betreffenden Bediensteten beim Kauf von Saisonfahrscheinen 
den .Vorteil eines herabgesetzten Preises genießen, und zwar 
sollen sie für 1922 ein Drittel und für 1923 zwei Drittel des all- 
gemeinen Fahrpreises bezahlen. Das Recht der schulpflichtigen 
Kinder von Bediensteten auf ständige Freikarten auf bestimmten 
Linien soll vom 1. Oktober ab nur noch für Kinder unter 18 
Jahren gelten. Dasselbe gilt für Haushaltfreischeine, wobei 
solche Scheine nach genanntem Zeitpunkte keinem anderen 
Dienstpersonal mehr erteilt werden sollen, außer der Haushalt- 
vorsteherin’in Familien mit Kindern unter 18 Jahren. Außerdem 
soll der Verkehrsminister nicht weiter das Recht besitzen, freie 
Reise für Vorsitzende und Mitglieder von Ausschüssen, Kommis- 
sionen, Abordnungen u. a. zu erteilen, sofern die: Betreffenden 
für. die im Auftrage gemachten Reisen Ersatz erhalten. - Be- 
züglich ‘der übrigen in ‚Frage stehenden Einschränkungen. ist 
den Provinzialregierungen der Auftrag-erteilt worden, an das 


BEI 


“ des Rechtes auf Freischeine, soweit die Direktion selbst 


 wässerung möglich sein werde, ohne die Kraftausnutzung 
* die. Schiffahrt zu beeinträchtigen, denn um alles dies zu 


„Petit Meridional“ in Montpellier darauf hin, daß die Bewoh 


haben im Betriebsjahr 1919/20 im Werte von .72167 £ Arbe 
: men noch Arbeiten im Werte von 255304 £ für die Eisen 


' sein scheinen, obgleich der Minister damals zugeben mußte, 
- trotz des Bedarfs der englischen Eisenbahnen an Lokomoti 
Das Recht der: Be-. 


Explosion einer Mine. Der hintere Teil des Zuges, d 


| daten verletzt. Auch 30 Pferde wurden getötet und viele 


- Zeitung des Verein 
Deutscher Eisenbahnverwal 
; gs 
Verkehrsdepartement mit eingehenden Angaben heranzutr 
über: den Umfang, in dem Landsvögte, Provinzialstaatsanwä 
Polizeibeamte und, was Stockholm betrifft, Beamte beim Ober 
statthalteramt für Polizeisachen oder das städtische Polize 
korps im zweiten und dritten Jahresquartal das Recht auf | 
scheine ausnutzen. Schließlich erhielt die Eisenbahndirek 
den Auftrag ihrerseits zu erwägen, inwieweit Einschränku 


Erteilungsbefugnis besitzt, vorgenommen werden können 


— , Gegen die Rhoneprojekte. In den südlichen R 
provinzen macht sich gegenwärtig ein starker Widers 
gegen die vom Senat kürzlich angenommenen Projekte zur 
nutzung der :Rhone bemerkbar. Um nämlich die Projekte 
Kammer und dem Senat schmackkafter und volkstümlicher 
machen, ist die Bestimmung aufgenommen worden, daß & 
der Kraftausnutzung und der Schiffahrt auch große G 
brachliegenden Landes erschlossen werden sollen, wobei die 
wässerung von 260000 ha Landes vorgesehen ist. Man & 
nun in den südlichen Provinzen nicht daran, daß diese 


reichen, genügt das vorhandene Wasser nicht. So weis 
der Bezirke Gard und Hörault schon seit Jahren den Anspr 
auf Zuteilung von Wasser aus der Rhone erheben, daß aber 
Regierung dafür immer taube Ohren gehabt habe. Man h 
mehr Rücksicht genommen auf die Lyoner Eigentümer der 
scheidenen Rhoneflotte, für die man das Wasser im Strome 
rückhalten mußte. Man habe ein Wehr bei Caudrieux verla 
um so weite Strecken bewässern zu können, aber die neue 
Rhoneprojekte brächten etwas ganz anderes, nämlich eine 
Kanal auf der linken Stromseite, der einzig den Lyonern un 

Marseillern zugute komme, und Kraftwerke, die 530000 PS 
liefern sollten, aber hiervon seien 200 000 PS für Paris bestin 
und 200000 PS für die Paris-Lyon-Mittelmeerbahn, wä 
der Rest den Industriellen in Lyon zufallen werde Wa 
Verwirklichung der Bewässerungsprojekte anbelange, so werd 
sie nach dem Berichte der Kommission lange Jahre erforder 
so daß die eigentlichen Anlieger der Rhone bei der ganzen Sa 

leer ausgehen würden. i Fr, 


— Englische Heereswerkstätten als Lokomotivbauanstalte 
Die englischen Geschützfabriken sind nach dem Kriege ebe 
wie die entsprechenden Anlagen anderer Länder so umgestel 
worden, daß sie nunmehr zur Herstellung von Gegenstände 
Friedensbedarfs dienen. Die bekannten Werkstätten in Wooly 


für Friedenszwecke für die Oeffentlichkeit geleistet. Dazu 


gesellschaften und weitere Arbeiten für andere Staatsbehör 
darunter solche im Betrage von 146131 £ für die Königl 
Münze. Da diese in England auch das Papiergeld herstellt, i 
anzunehmen, daß es sich dabei um Druckmaschinen gehandelt ha 
Im Juni 1919 forderte das Munitionsministerium 175000 £ 

Umstellung dieser Betriebe an, die auch bewilligt worden 


es ihm weder gelungen sei, Verträge für den Verkauf 
Lokomotiven, deren Bau beabsichtigt war, abzuschließen, 
deren Preis festzusetzen. Die neue Lokomotivfabrik sch 


mit ihren Erzeugnissen keinen Anklang gefunden zu haben, 
es wird neuerdings berichtet, daß bis jetzt noch kein Verk 
von Lokomotiven, die in diesen Werkstätten gebaut worden 8 
zustande gekommen ist. : 

— Eisenbahnunfall in Irland. Nach einer Reutermeldung 
gleiste ein Teil eines Militärzuges mit 104 Husaren, die 


' Belfast zurückkehrten, wo sie als Eskorte bei der Auffahrt di 
' Königs zur Eröffnung des 


nordirischen Parlaments & 
hatten, mit 113 Pferden in der Nähe von Dundalk infolg‘ 


Pferdetransportwagen bestand, rollte die Böschung ‚hinab. x 
Soldaten von den Wachmannschaften wurden getötet, 20 ı 


letzt, die später von den Soldaten erschossen wurden. 
die Mine wenige Sekunden früher "explodiert, so wäre der 
dere Teil des Zuges, der mit Soldaten vollbesetzt war, ? 
nichtet worden. -Wie wverlautet, sollen vier Mann  velt 
werden. Ein Telegramm aus Belfast meldet, daß die Solda 
zwei Männer, die von der Unglücksstelle fortliefen, ersch 
haben. 2 Zar E> 


— Die polnischen Eisenbahnen. - Der Nachrichtenverke 
schen Deutschland und 'Polen: ist. so spärlich, daß wir au i 


geraden Wege fast nichts von den Vorgängen in Polen 


H weit sie nicht die -Außenpolitik berühren. Um uns über den 
_ Zustand der polnischen Eisenbahnen zu unterrichten, müssen wir 
= daher an einen Bericht des englischen Gesandten in’ Wär- 
chau halten, der in der englischen Fachpresse wiedergegeben 
wird. Er zeigt, daß, wie nicht anders zu erwarten, bei den 
Eisenbahnen die übliche polnische Wirtschaft herrscht. Das 
polnische Eisenbahnministerium betreibt ein Netz von 15720 km 
_ Streckenlänge mit 21626 km Gleislänge in Vollspur._ Daß es aus 
drei Teilen, den ehemals deutschen, russischen und österreichi- 
"schen Strecken besteht, die seinerzeit Hals über Kopf übernom- 
men worden sind, erschwert den Betrieb sehr. Da die höheren 
- Stellen in der Verwaltung und Leitung in den Händen von Nicht- 
Polen waren, machte es Schwierigkeiten, diese Stellen zu be- 
setzen; für viele mußten die Anwärter erst ausgebildet werden. 
Dazu kam noch, daß Polen Krieg führte, und infolgedessen das 
Heer hohe Anforderungen an die Eisenbahnen stellte. Der 
Mangel an Beamten und Arbeitern ist aber beseitigt; im Gegen- 
teil, es ist ein Ueberfluß an Arbeitskräften vorhanden, und. das 
führt zu sehr unbefriedigenden Verhältnissen. — Der Zustand 
der Gleise ist gut, doch hätte man, um ihn zu erhalten, im Jahre 
1920 allein 2 Millionen neue Schwellen einbauen riüssen. Diese 
"konnten nicht beschafft werden, und so beginnen denn die Gleise 
"stark zu leiden. Die im Kriege zerstörten Bahnhöfe und Brücken 
"sind zum größten Teil wieder hergestellt, aber auch zum Teil bei 
den Kämpfen zwischen Polen und Sowjet-Rußland wieder zer- 
‚stört worden. Ueber 1500 km Gleis sind von der russischen 
"Breitspur in Vollspur umgebaut worden und umgekehrt, je nach 
dem Vorrücken und Zurückweichen der Fronten. 
Die Lokomotiven sind in sehr schlechtem Zustand, die Wagen 
in etwas besserem. Es fehlt an Betriebsmitteln, von denen er- 
‚hebliche Mengen im Auslande bestellt sind. Kein Wunder, daß 
die Polen an Betriebsmitteln stehlen, was sie irgend erreichen 
können. |] 
friedigend. Die Leistungen haben sich zwar etwas gehoben, sind 
ber infolge von Schwierigkeiten mit der Belegschaft immer 
ioch nur halb so groß wie vor dem Kriege. — Handel und 
‚Gewerbe werden durch die schlechte Verkehrslage höchst un- 
‚ günstig beeinflußt; auch die Versorgung der Städte und Industrie- 
 bezirke mit Nahrungsmitteln leidet stark unter den Verkehrs- 
‚schwierigkeiten. Die Kohle kann den Verwendungsstellen nicht 
‚zugeführt werden, so daß die Fabriken mit Schwierigkeiten zu 
‚kämpfen haben: Ein- und Ausfuhr kann, abgesehen von anderen 
' Gründen, sich deshalb nicht entwickeln, weil Wagen zur Be- 
förderung der Güter weder in der Richtung nach Polen noch 
‘on dort ins Ausland zu haben sind. . ; s 


ministerium teilt — nach einer Meldung der ‚„Ind.- und Hand.- 
| Ztg.“ — mit, daß trotz der großen Schwierigkeiten zwei neue 
'Eisenbahnlinien in Betrieb genommen worden sind: Kutno— 
'Strzalkowo (Kongreßpolen) und Kokoschken—Gdingen (Pom- 
merellen). Im Bau befinden sich die Linien Zgierz—Kutno— 
Plock—Weichsel, Rzeszow-—-Kolbuszowa, Rzeszow—Tarnobrzeg 
‚ (Kleinpolen) und Czersk—Lienfilde (Pommerellen). Begonnen 
wurde mit dem Bau der Linie Plock—Staro—Sierpe. _ 


ii 


Fr Fremde Erdteile. 

| = Eine chinesische Eisenbahnanleihe. Eine Gruppe von 27 
chinesischen Banken hat der Regierung eine Anleihe von 
6000000 $ mit 8. .% Zinsen, ausgegeben zu 95-9 zum 
Zwecke, Lokomotiven und Wagen für die Staatsbahnen zu be- 
- schaffen, zu für die Banken sehr günstigen Bedingungen ge- 
währt. Die Banken behalten den Anleihebetrag selbst in der 
Hand und führen ihn nach Maßgabe der Lieferungen an die 
1 ieferwerke ab; die mit diesen geschlossenen Verträge un 
liegen der Genehmigung der Banken. Damit die Anleihe sicher- 
gestellt ist, haben die Banken das Recht, den Lokomotiv- und 
- Wagenbestand und den Unterhaltungszustand der Betriebsmittel 
Zu überwachen. Auch hAben die Eisenbahnen, denen aus An- 
leihemitteln beschaffte Betriebsmitel zugewiesen werden, den 
"Banken aus ihren Einnahmen die Beträge für die Verzinsung und 
‚Tilgung unmittelbar vorweg zu überweisen. Kommt die -Re- 
‚gierung mit diesen Zahlungen in Rückstand, so können die 
‚Banken das in ihren Händen befindliche Kapital um ent- 
sprechende Beträge kürzen. Außerdem dienen die Überschüsse 
‚der Eisenbahn Peking—Hankau als Sicherheit für die Anleihe, 
und die Banken haben das Recht, deren Einnahmen und Aus- 
gaben zu überwachen. Bei weiterem Geldbedarf zur Beschaf- 
fung von Wagen und Lokomotiven haben die Banken ein Vor- 
techt auf Übernahme der Anleihe. Bei den Ankäufen erhalten 
sie eine Vermittelungsgebühr von % % des Kaufpreises. Daß 
die im Auslande beschafften Betriebsmittel für die’chinesischen 
‚Staatsbahnen mit. Gieldern "bezahlt werden, die -in :China. auf- 
scht werden, hat für die ausländischen Lieferwerke den 


i 


Die Verhältnisse in den Werkstätten sind. sehr unbe- . 


FT Neue polnische Eisenbahnlinien. Das polnische Eisenbahn- 
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Vorteil, daß sie ihre Lieferungen bar bezahlt erhalten, daß sie 
also dadurch nicht in chinesische Bankgeschäfte verwickelt wer- 
‚den. Englische Berichte ‚stellen dies als besonderen Vorteil für 
die englische Ausfuhr hin, es kommt aber auch den Liefer- 
werken anderer Länder zugute, und wegen der Bedeutung, die 
die Ausfuhr zurzeit für die deutsche_Wirtschaftslage hat, wäre 
es sehr zu wünschen, daß auch Deutschland sich an diesen 
Lieferungen beteiligen könnte. 


— Die Eisenbahnen des Südafrikanischen Staatenbundes im 
Rechnungsjahr 1919 (April—März). Wir entnehmen. die nach- 
stehenden Mitteilungen im wesentlichen dem Parlamentsbericht 
des Generaldirektors der südafrikanischen Eisenbahnen und 
Häfen. 

Die wichtigsten Zahlen und Ergebnisse des Betriebs, ver- 
glichen. mit dem Vorjahr, ‚sind in nachstehender Tabelle zu- 
sammengestellt : - 

Betriebsjahr endend 


am 31. März > Unterschied 
1918 1979.22 SABZEN TUR 0 
Anlagekapital.. . . . £ 92986714 93908743 + 97209 — 
Betriebslänge (Spurwei-. 
te 1,067 m). . Meilen 8 954 8982 + 23. — 
Betriebslänge (Spurwei- 2 
te 0,61 m) . . Meilen 560 560 — —_ 
Betriebslänge im Jahres- : 
durchschnitt. Meilen 9473 9 529 6 — 
Zugmeilen. .... .....32830332 31092210 — 1738 129 —5 
Befördert:: - 

Personen RE ER 51178885 51493889 + 315006 — 
Güter san in, s t 13986502 14111136 + 174634 +1,26 
davon Kohlen... t 7917116 7559296 —: 357820 —5 
sonstige Güter. . . t 6019386 6551840 + 532454 +9 

Einnahme aus: _ 

Personenverkehr . . £ 4252243 4687942 + 435699 410,24 
Kohlenverkehr. rn. 53192402 3083204 — 69208 — 2,19 
sonstigem Güterver- 

kehr. a. 2736 65170388 + 584302 + 9,85 
Viehverkehr ER „.. 524921 520315 — 4606 — 0,88 
sonstigen Quellen . . „ 453548 473780 + 20232 +4,46 
Gesamteinnahme . £ 14315860 _15282279 + 966419 +6,75 
Betriebsausgabe 2 ».10817669 11680873 + 863204 +7,95 
Betriebsüberschuß. . „ 3498191 5601406 + 103215 + 2,98 
Betriebszahl.... . .Yo  . 75,56‘ 76,43 +0837 0 — 


Der Verkehr im ganzen hat gegen das Vorjahr zugenommen, 
trotz des schweren Rückschlages, der mit der Inflwenza- 
Epidemie verbunden war; die stark vermehrte Verkehrs- 
leistung ist sogar bei einer Veerringerung der Zugmeilen um 
rund 1% Millionen. bewältigt worden. Die Steigerung der 
Roheinnahmen gegen das Vorjahr beträgt nahezu 1 Million 
Pfund und beruht zum Teil auf Tariferhöhungen. Nur die 
Erträge aus dem Kohlen- und Viehverkehr zeigien einen Rück- 
gang, der aber durch die Zunahme im Ertrage des allgemeinen 
Güterverkehrs reichlich ausgeglichen wird. - 
» Das wichtigste Ereignis war außer der Beendirung des 
Weltkrieges der Ausbruch einer InfLuenza-Epidemie, 
die binnen wenigen Wochen das Handels-, gewerbliche und 
soziale Leben im Lande völlig lähmte und innerhalb zwei und 
einhalb Monaten nahezu 12:000 Europäer und 128000 -Ange- 
hörige anderer Rassen dahinraffte. Von Eisenbahnbedienste- 
ten fielen ihr 769 Europäer und 1357 farbige und eingeborene 
Angestellte zum Opfer, zusammen 2126. 

Die Betriebseinnahmen sind nicht in dem Maße 
gegen das Vorjahr gestiegen wie die Betriebsausgaben. Die 
Steigerung aller Löhne hat sich nirgends in solcher Schwere 
seltend gemacht: wie bei der Eisenbahnverwaltung, und es 
war unmöglich, die hierdurch herbeigeführten Ausgabesteige- 
rungen durch Tariferhöhungen auszugleichen. Auf den 
‚Bahnen des Staatenbundes haben die Arbeitslöhne seit dem 
Jahr 1911/12 eine Steigerung um 4151718 £ erfahren, und die 
Verwaltung der Magazine und Rohstoffe bedeutet, trotz be- 
trächtlicher Einschränkung des Verbrauchs, einen ungeheuer 
gesteigerten Aufwand, verglichen mit der Vorkriegszeit. 
Während des Jahres 1918 (bis -31.-März) hat allein die Ver- 
sorgung der Bahnen mit Rohstoffen die Betriebsausgaben um 
sehätzungsweise ‚750 000 £ sesteigert; seitdem sind aber diese 
Kosten weiter ständig gestiegen. EI 
"Infolge ihrer an sich gesunden Finanzlage und.infolge der 
Verkehrssteigerung, die der inneren Entwickelung nach 
Kriegsausbruch folgte, waren die Eisenbahnen der Union zu- 
nächst imstande, nahezu vier Jahre ohne irgendeine Tarif- 
erhöhung durchzuhalten. : Aber: nach der ungeheuren Steige- 
rung:der Betriebsausgaben; schritt: man-am 11. Mai 1918- zur 
ersten Tariferhöhung, der eine weitere am 1. Januar ..1919 
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folgte. Die Zuschläge “bewegten sich 
von 2% bis 10%. Weiter wurden dann am 4, November 1919 
die Zuschläge abermals von 10 auf 25% erhöht. Die Strecken- 
unterhaltung wurde besonders in Anspruch genommen. durch 
die Hochfluten des Jahres 1917/18, und die nachfolgende 
Inflwenza-Epidemie brachte auch hier große Verlegenheiten 
für. die Verwaltung. Trotz der Knappheit der Oberbaustoffe 
wurden seit Kriegsausbruch bis zum 31. März 1918 180 neue 
Privatanschlüsse für gewerbliche Zwecke hergestellt, mehrere 
vorhandene erweitert. Verbesserungen in der Linienführung 
wurden an verschiedenen Stellen durchgeführt, so zwischen 
Kaapmuiden und Komatipoort; unter anderem wurde 
maßgebende Steisung der Strecke Potchefstroom-Klerksdorp 
von 1:77 auf 1 :100 abgeflacht. - Ähnliche Arbeiten wurden 
auf einigen östlichen Linien der Kapkolonie ausgeführt sowie 
auf der Nordküstenlinie von Natal. Auf der Hauptbahn des 
Orange-Freistaats wurde streckenweise der Oberbau verstärkt, 
und die Linie Gleneoe-Vryheid in Natal mit Rücksicht auf 
die schweren Kohlenzüge mit einer ‘Schiene von 40 ke/m 
Gewicht ausgerüstet. In Transvaal ergaben sich beträchtliche 
Betriebsstörungen während der Wintermonate durch Anhäu- 
fung einer besonderen Art Gras auf dem Gleise; das Gras 
ist etwas ölig, und wenn «es durch die Räder zermalmt ist, 
macht es die Schienen so schlüpfrig, daß die für den Angriff 
der Triebräder notwendige Reibung fehlt. Die Bemühungen, 
das Übel zu beseitigen, sind im Gange. 

Der Eisenbahn betrieb wurde in hohem. Maße behindert 


durch den Mangel an Eokomotiven, durch anhaltende Dürre 


und die -Schwieriekeit, Eisenbahnbau- und Betriebsstoffe zu 
erhalten. Dazu trat die Inflwenza-Epidemie, unter deren 
Wirkung beispielsweise am 3. Januar 1919 in Greyville (Natal) 
50 Lokomotivführer und Heizer gleichzeitige erkrankten. 
Unter anderem wurde die Lage im Bezirk der Westlichen 
Kap-Linie besonders schwierige infolge. der Dürre in der 


Karroo, des Versagens der Wasserleitungen und der unge- 


wöhnlichen Nachfrage nach Viehwagen zur Abbeförderung 
von Vreh aus den von der Dürre heimgesuchten Bezirken. 
Verkehrsschwieriekeiten entstanden im Orange-Freistaat und 
an der östlichen Kap-Linie infolge heftis einsetzender Wolle- 
verfrachtungen und ungewöhnlich starker Maisversendungen, 
die vom Freistaat nach den Stationen. von Transkei gingen, 
um der Eingeborenen-Bevölkerung zu Hilfe zu kommen. An 
den mittelländischen und östlichen Linien der Kapkolonie 
machte sich die lan anhaltende Dürre sehr ungünstig geltend; 
trotz der umfassenden Abbeförderung des Viehs auf frisches 
Weideland gingen zahlreiche Tiere sin. 

Der Personenverkehr verteilte sich auf die einzelnen 
Klassen wie folst: 


2. Rlasse 2. Klasse 3. Klasse 

Einfache Fahrkarten. . .. .. 2367611 2.060 704 3 669 270 
Rückfahrkarten . » 22... 9 386 660 8 397 904 6 681 696 
Zeitkarten. men, 8101013 5244380 - 5007688 
zusammen. .. .. 19855284 15702983 .15 358 654 

Einnahme daraus . £ 1490340 1 437 509 768 872 


Dazu Eingeborene: 576963, Einnahme daraus: 513438 £, Rei- 
sende im sanzen 51493 889, Einnahme daraus 4210 159 £. 

In bemerkenswerter Weise wurden die Bestrebungen fort- 
gesetzt, südafrikanische Hölzer für die Verwendung 
im 'Eisenbahnwesen (und Hafenbau) zu gewinnen. 149 ver- 
schiedene Holzarten, einschließlich «einiger wingeführter 
Hölzer, wurden für Eisenbahnzwecke von dem hierfür gebil- 
‚teten „Holzausschusse“ „eprüft. Im Wagenbau und in den 
Werkstätten wurden südafrikanische Hölzer in zunehmendem 
Umfange verwendet. Im Berichtsjahre wurden südafrikanische 
Bahnschwellen im Werte von 40682 £ und dergleichen Hölzer 
zu anderen Zwecken im Werte von 25 934 £ beschafft.. 


Nach den beiden Hauptspurweiten (1,067 und 0,61 m) 


und nach den Staaten gliederte sich der Eisenbahnbestand 
des Staatenbundes am 31. März. 1919 wie folgt. 


> 5 Spurweite 
in en Meilen 1,067 m  0,6l’m Zusammen 
Kapkolonie. ..... 3 967 287 4 254 
Transyaal”.=.... 2,5 2617 27 2 644 
Orange Freistaat. . . 1342 ei 1 342 
INBIEI ae, 1056 246 1 302 
im ganzen . 8982 560 9 542 


davon 154 Meilen doppelgleisig. 


Hierin - sind 50 Meilen der Natal-Zululand- Eisenbahngesell- 
a deren Betrieb an den Staatenbund verpachtet ist, einbe- 
griffen. 


Zu diesen 9542 Meilen treten 507 Meilen Feel 
und 1285 Meilen Betriebslänge des früheren deutschen Schutz- 
gebiets Südwestafrika. Inmerhalb des letzten Jahres waren 
27,31 Meilen Neubaustrecken der Kapkolonie zur Betriebser- 
öffnung gelangt, 


72649 


in den "Grenzen 


die 


‘Kohle; 1918/19 5% Mill. Tonnen, darunter 2% Mill. To 


folgende Angaben gemacht: > 


Seit Gründung des ashenbeiidee: (1910) rd Mar B 


. eröffnet in 
. Kapkolonie. ... auf a Meilen 7% Zunahme), 


Transvaal ... 2 „4, a Be 
I Orange Freistaat „ 355° „ 6. ..) 
Nataılz BR RER 


“4 im ganzen 2460 Meilen (35 2 a 


Bemerkenswert sind die Steigerungen in den Zahlen ‚ei 
Vergleich mit dem letzten Jahr vor Gr ünd un 5 
Staatenbundes, 1919, sie betragen: 


Zunahme von 1909 bis 19] 8/1 


Betriebslänge. .... ... BE 2650 Meilen oder 38 
Zugmeilen. .... II TER 11429766  „ 58, 
Roheinnahme ..........\ 4826460 £ - 
Betriebsausgabe (ohne Zinsen- 
dIEHab).u. 2. nee 6005215 „ 

Zahl der Reisenden . . 23 302 754 
Güterverkehr ....... 5175670 t 
davon Kohlenverkehr .. . ... 2361 9227, 

»„ sonstiger Güterverkehr . . 2813748 „ 


Besonders stark war die Zunahme des Güterserkehne au 
Bahnen von Natal; 1909 hatten sie einen Güterverkehr 
rund 3 Millionen Tonnen, darunter 1% Millionen To 


Kohle, also eine Zunahme von 91,67%. Ein beträcht 
Absatzgebiet für südafrikanische Kohle bildet in letzter 
Südamerika, Ägypten, Australien und der ferne Osten, 
ein großer Kohlen-Ausfuhrhandel könnte sich entwie 
wenn Schiffsraum und entsprechende Eisenbahnanlage 
seiner Bewältigung zur Verfügung ständen. 

Für das ehemalige Schutzgebiet Deutsch- -Siidwestafrika 


« 


Spurweite ; 
1,067m 0,60m 8 
968. 316 
» „ TERSERI 


zusamm en 1419 $ 


> 2892 289° 
. 630 101 


Staatsbahnen im Betriebe (engl. Meilen) _ 
Staatsbahnen außer Betrieb 
Privatbahnen 


RE Ta VER Ye MS „ „ 


Zugmeilen wurden geleistet 1917/18 . 
1918/19 . 


n ” „ 


ee Abuchae 152 188. 


Reisende wurden im J Er 1918/19 70 246 befördert, davon 
1. Klasse 11 381, in 2. Klasse 30501 und in 3; Klasse 28 
ferwer lebende Tiere 11123 große, 18112 kleine, zusam 
29235 Stück; Güter 53448 t, Kohlen Re = zu 


60586 t. 
Bücherschau. : 2: 
— Jahrbuch des deutschen Verkehrswesens 1921. (Mi 
-Eisenbahn- und einer Wasserstraßenkarte.) In Verb 


mit dem Reichsverkehrsministerium und dem Reichspostm 
rium herausgegeben von Dr. Sarter, Geh. Regierung 
Ministerialrat a. D. Berlin 1921. Verlag für Politik. und 
schaft. Preis geb. 65 M. 
Wie der Herausgeber im Voyar mit Recht hervorhebt 
ungeheuer schw er, sich durch die zahlreichen Umwälzungen U 
euerungen, die im Verkehrswesen durch Krieg und Revoluti 
gezeitis6ß worden sind, durchzufinden. Selbst für den Beru 
eisenbahner ist es kaum möglich, auf allen Gebieten 
Faches die maßgebenden Bestimmungen nach ihrem heutig 
Stande zu beherrschen. Ganz hilflos steht aber das Pub ikt 
las vor dem Kriege in seinem gebildeteren Teil die ‚wes 
Wisten Grundsätze des Verkehrsrechts und die wichtigeren V« 
tungs- und Tarifvorschriften kannte, den fortwährende N 
erungen gegenüber. Es merkt im. allgemeinen nur, daß jegliche 
Verkehr immer kostspieliger, schwieriger und unsicher 
worden ist. Ähnlich wie mit der Eisenbahn steht es au 
den übrigen Zweigen des Verkehrswesens, der Post und 
graphie, der Binnen- und Seeschiffahrt, 
gewerbe und den neuesten Zweigen des Verkehrs, den 
fahrzeug- und Luftverkehr. Die Unkenntnis der Vors 
der Organisation und der Zuständigkeiten hat aber zur F 
daß große Werte an Zeit, Energie und Geld vergeudet w 
Diese Erwägungen haben wohl dem Herausgeber de 
danken eingegeben, nach dem Vorbild des englischen Rail 
Yearbook ein Sammelwerk zu schaffen, das über di 
tigsten Gebiete des Verkehrswesens zuverlässige und übers 
liche Auskunft geben soll. Dieser Aufgabe konnte er 
durch voll gerecht werden, daß er seine Arbeit in Verbi 
mit den zuständigen Ministerien durchführte und zu 
beitung der einzelnen Abschnitte die Persönlichkeiten h 
die an maßgebender Stelle die betreffenden Materien bea 
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und nicht nur über den neuesten Stand der Vorschriften, 
ern auch über die noch in der Bearbeitung befindlichen. 
egelungen genau unterrichtet waren. So weist die Liste der 
© rbeiter Namen von gutem Klang auf, zum Teil auch bewährte 
eiter unserer Zeitung, durchweg aber Männer, die für 
erschöpfende und zuverlässige Darstellung des von ihnen 
teten Abschnittes volle Gewähr boten. 
Was den Teil über das Eisenbahnwesen (Seite 1—245) be- 
der unsere Lieser besonders nahe angeht, so enthält er 
| iemlich alles, was im praktischen Leben die Benutzer der 
lisen bahn (Reisende, Verfrachter, Spediteure, Lieferanten) in- 
siert. Wir finden Abhandlungen über die jetzige Organi- 
on der Eisenbahn, die Gliederung und Zuständigkeit der 
las über Fragen der Wirtschaftsführung und des Be- 
ungswesens, über den Betrieb und das Beförderungswesen, 
ie Tarife (die nach dem Stand der neuesten Tarifreform dar- 
Il# und durch zahlreiche praktische Beispiele : erläutert. 
), über den Wagendienst, die Haftung der Eisenbahnen, das 
senbahnrecht, das Werkstättenwesen, und noch zahlreiche an- 
£ Abschnitte, die das Bild der vielgestaltigen Eisenbahnver- 
ung vervollständigen. 
weit es der Zweck erfordert — erschöpfend und überall 
klar und allgemein verständlich gefaßt. Rühmend kann 
ervorheben, daß die Verfasser es verstanden haben, er- 
‚de Einzelheiten .fortzulassen und sich nicht nur auf eine 
lung der Bestimmungen beschränkt, sondern sie be- 
det und kritisch beleuchtet haben. 
em Teil des Buches ist aus der Feder des unseren Lesern 
s seinen zahlreichen Aufsätzen für unsere Zeitung bekannten 
usgebers ein einleitender Aufsatz über die Entwicklung 
senbahnwesens und über seine Zukunftsaussichten voraus- 
ckt, in dem er:auch die Bedeutung des Vereins Deutscher 
nbahnverwaltungen ‚würdigt. 
ihnlicher Weise wie das Eisenbahnwesen sind die übrigen 
hrsanstalten in den weiterer Teilen des Handbuchs be- 
elt; ein Sachregister und ein Verzeichnis deutscher Spedi- 
äuser beschließen das über 400 Seiten starke Handbuch. 
e Bedeutung dieses Werkes, das zum ersten Male eine um- 
ende Darstellung aller Gehiete des Verkehrswesens in ihrer 
gen Gestaltung versucht, ergibt sich aus dem Gesagten. 
eckt eine große Menge von Wissen und Arbeit in dem 
buch, aus dem der Benutzer mühelos das für ihn im prak- 
n Leben Nötige herausfinden kann. Daneben ist es auch 
en, der sich systematisch über den neuen Stand unseres 
hrswesens unterrichten will, ein willkommener Ersatz für 
ider veralteten Lehrbücher. Dem Herausgeber ist es zu 
chen, daß sein Werk die nötige Verbreitung findet, damit 
ine Absicht, es alljährlich neu erscheinen zu lassen, ver- 
hen kann. v. R 


Meyers Kleiner Handatlas in 42 Haupt- und 26 Nebenkarten. 
| ferungen zu je 10 A; in Glanzleinwand gebunden 68 MH 
‚hierzu die ortsüblichen Buchhändlerzuschläge). Verlag des 
3 liographischen Instituts in Leipzig und Wien. 

ie erste Lieferung dieses Werkes ist bereits in Nr. 14 S. 275 
Ztg. besprochen worden. Der damals ausgesprochene Wunsch, 
; möchten die weiteren Lieferungen nicht zu- lange auf sich 
n lassen, ist rasch in Erfüllung gegangen. Die weiteren 
erungen weisen die gleichen Vorzüge auf wie die erste. Aus 
_ früheren Ausgaben sind ‘gewisse Karten, z. B. dfe. ehe- 
aligen deutschen Kolonien, übernommeen worden, obwohl sich 
ch den Frieden von Versailles die politische Zugehörigkeit 
ert hat. Es ist überhaupt, wie rühmlichst hervorgehoben 
den soll, der Versuch gemacht worden, die früheren Grenzen 
Mittelstaaten kenntlich zu machen, damit die durch den 
ndbund entgegen allen 'Zusicherungen durchgesetzte Los- 
ung zusammengehöriger Gebiete nicht in Vergessenheit ge- 
- Andererseits sind für die neuen Staatengebilde, wie Polen, 
jetrußland, die britischen Staaten, die Tschechoslowakei 
Bere Karten aufgenommen worden. Da die endgültigen 


x Kndcrnie von Stationsnamen. 


RN Magdeburg. Der 
punkt Gliesmarode an der Bahnstrecke Braunschweig- 
Bier a führt künftig die Bezeichnung „Glies- 
ode a 


Eectrsihen der Geschäftsführenden Verwaltung sind er- 
en worden: 


ER 


1155 vom 15. Juni 1921 an ‚sämtliche Vereinsverwaltungen, 
ffend Preisverteilung über die Bewerbungen zum Preis- 
'hreiben vom November 1917 (abgesandt am 22. Juni d. J.). 
III 164 vom 15. Juni 1921 an sämtliche Vereinsverwal- 


“> 


Die Darstellungen sind knapp, aber. 


Grenzen nicht überall feststehen, wird die nächste Ausgabe 
mancher Berichtigung bedürfen. Es ist aber von Wert, jetzt 
schon einen Atlas zu besitzen, aus dem man sich wenigstens ein 
annähernd richtiges Bild der neuen politischen Gestaltung der 
Welt machen kann. 

— Industriefahrplan, Kursbuch für Nord-, West- und Mittel- 
deutschland. Herausgegeben auf Grund amtlichen Materials vom 
„Verkehrsverband Industriebezirk“. Verlag der „Wirtschaft- 
lichen Nachrichten aus dem Ruhrbezirk“, Essen. Verlag von 


"Sam. Lucas, Elberfeld. Sommer 1921. Dieses in unserer Zeitung 


bereits in seinen früheren Ausgaben besprochene Kursbuch hat 
in seiner jüngsten, den Sommerfahrplan vom 1. ‘Juni 1921 ent- 
haltenden Ausgabe erhebliche Umgestaltungen und Erweiterun- 
gen erfahren. Das Gebiet, das die unverkürzten Fahrpläne aller 
Staaten enthält und früher nur die Direktionsbezirke Essen, 
Elberfeld, Köln und Münster umfaßte, ist östlich ‘bis zu der 


Grenzlinie Lübeck-Berlin, Magdeburg-Halle-Leipzig-Erfurt-Bebra- 


Frankfurt (Main)-Saarbrücken ausgedehnt worden. Vor allem ist 
aber der zweite Teil, der alle wichtigeren Reiseverbindungen 
innerhalb Deutschlands sowie die durchgehenden internationalen 
Züge und die für den deutschen Reisenden in Betracht kommen- 
den Auslandszüge enthält (S. 482 if.) ganz wesentlich erweitert 
und verbessert worden. Die Darstellung dieser: Verbindungen, 
die allerdings vorwiegend auf den Reisenden aus dem west- 
lichen Industriebezirk zugeschnitten ist, ist außerordentlich: 
praktisch und übersichtlich durchgeführt. 

Diese Erweiterungen haben die Abänderung der für die ein- 
zelnen Strecken verwendeten Kennzahlen notwendig gemacht. 
Wir nehmen aber an, daß, nachdem das Kursbuch eine dauernde 
Form angenommen hat, in Zukunft an der einmal gewählten 
Reihenfolge der Fahrpläne und der für sie angenommenen Kenn- 
zahlen festgehalten wird, wie es die bekannten Kursbücher zu 
tun pflegen (Reichskursbuch, Storm usw.). Für den: ständigen 
Benutzer, der sich die Zahlen merkt, bietet dieses Verfahren 
eine bedeutende Erleichterung. Dann der Herausgeber viel- 
leicht auch dazu übergehen, die Nr. 1, die jetzt mehrere Pläne 
und nicht weniger als 37 Seiten umfaßt, zu zerteilen und dadurch 
das Aufsuchen zu erleichtern. 


— Nordwestdeutscher Kanalkalender 1921, herausgegeben vom 
Verein zur Wahrung der Rheinschiffahrtsinteressen. _-Verlag: 
a Verlagsgesellschaft m. b. H., Duisburg. Preis gebunden 
22 M. 

Die 6. Auflage dieses Kalenders wird durch eine Reihe von 
Aufsätzen über die neuen Kanäle von Syndikus Dr. Walter 
Schmitz eingeleitet, die die Vorgeschichte der neuen Kanäle, 
den "Inhalt des Gesetzes betr. Herstellung und Ausbau von 
Wasserstraßen vom 1. April 1905, die Bauausführungen und tech- 
vuische Angaben sowie die Verkehrsentwicklung auf den nord- 
westdeutschen Kanälen behandeln. Ein weiterer Aufsatz von 
Dr. Ismer, Geschäftsführer des Ruhrvereins, Berlin, beschäf- 
tiet sich mit der neuen Ruhrschiffahrtsstraße. ° Der Hauptteil 
enthält Gesetze und behördliche Verordnungen, allgemeiner und 
besonderer Art, Tarife und Ausführungsbestimmungen, Organi- 
sationsvorschriften öffentlich-rechtlicher und privatrechtlicher Art. 
In einem weiteren Abschnitt werden örtliche Verhältnisse behan- 
delt, und zwar bringt er u.a. ein Verzeichnis-der Orte, Häfen 
und Ladestellen mit den zugehörigen Wasserbau- und allgemeinen 
Verwaltungsbehörden und Amtsgerichten, ferner eine Übersicht 
über die kleineren Schiffahrtskanäle im Gebiete der nordwest- 
deutschen Wasserstraßen, desgleichen ein Verzeichnis der 
Brücken, Schleusen, Fähren und Fahrwassertiefen, nähere An- 
gaben für die Einrichtungen der Hafen- und Werftanlagen an 
der Weser, am Rhein und Main und an den Kanälen. Weiter 
sind in einem besonderen Abschnitt die Schiffahrtsunternehmun- 
gen und Hafenumschlagsbetriebe am Rhein und seinen Neben- 
flüssen, an der deutschen Donau und den westdeutschen Häfen 
sowie an der Weser enthalten Eine Zusammenstellung der 
Schiffswerften und Kohlenhandelsgesellschaften (Syndikate) im. 
Gebiete der westdeutschen Wasserstraßen schließt den gut aus- 


gestatteten Kalender ab. 


_ Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden. lan 


tungen, betreffend die Neuregelung des VWÜ. (abgesandt ‚Am 
22. Juni.d. J.). 


Nr. III174 vom 23. Juni 1921 an sämtliche Vereinsmitglieder, 
betreffend Abstimmung über dem Beschluß des Vereinswagen- 
ausschusses zu Ziffer IV der Niederschrift Nr. 73 (abgesandt am 


.25.. Juni d. J.). 


Nr. IX391 vom 18. Juni 1921 an sämtliche an der Vereins- 
abrechnung beteiligten Verwaltungen, betreffend die statisti- 
schen Nachrichten über die Tätigkeit der Abrechnungsstelle in 
A vom 1. April 1920 bis 31. März 1921 (abgesandt 25. Juni 
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en Fine des Ve 
Deutscher Eisenbahnverwa 


Amtliche Bekanntmachungen. 


1. Nachrufe. 


Am 19. ds. Mts. verschied an den Folgen einer Operation der Direktor 


unserer Gesellschaft 


Herr Resierungsbaumeister a. D. Ernst Quandt. 


. Seit fast 23 Jahren an der Spitze unserer Gesellschaft tätig, hat der 
Verstorbene es verstanden, durch vorbildlichen Fleiß, klaren Blick und ziel- 
bewußte Wirksamkeit unser Unternehmen erfolgreich zu entwickeln und trotz 


schwieriger Verhältnisse auf sicheren Boden zu stellen. 


Alle Angehörigen 


unserer Gesellschaft bedauern mit uns den Heimgang dieses treuen Mannes. 
Sein Andenken wird bei uns in Dankbarkeit und Freundschaft festgehalten. 


Berlin, 20. Juni 1921. 


Aufsichtsrat und Vorstand 


(646) 


der Deutschen Eisenbahn-Betriebs-Gesellschaft Akt.-Ges. 


. 


Im Laufe der letzten Wochen verschieden die Herren Geheimen Bauräte 
Wilhelm Mackensen in Braunschweig, 
Rudolf Richard in Berlin-Grunewald: una 
Johannes Müller in Braunschweig. 


Diese Herren haben bis zu ihrer Versetzung in den Ruhestand lange 
Jahre dem Eisenbahndirektionsbezirke Magdeburg angehört, und zwar die 
Herren Mackensen und Richard als Direktionsmitglied, Herr Müller als Vor 
stand der Betriebsämter Halberstadt 2 und Goslar. 

Wir betrauern den Heimgang dieser ehemaligen Mitarbeiter und werden 


ihnen ein ehrendes Andenken bewahren. 


Magdeburg, im Juni 1921. 


(653) 


Der Präsident 
und die. höher en Beamten der Eisenbahndirektion. 


2. Aenderung von Stationsnamen. 


Der Haltepunkt Gliesmarode an der 
Bahnstrecke Braunschweig - Isenbüttel= 
Gifhorn führt künftig die Zusatzbezeich- 


nung „Reichseisenbahn“ abgekürzt ,,Rb“. 


Die abgekürzte Bezeichnung - „Glies- 
marode Rb“ ist allgemein anzuwenden. 
Magdeburg, den 24. Juni 1921. (654) 
Eisenbahndirektion. 


3. Güterverkehr. 


Deutscher Eisenbahn-Gütertarif, Teil II. 
Besonderes Tarifheft, enthal- 
tend Ausnahmetarifä&. 

Mit sofortiger Gültigkeit wird die Sta- 
tion .-Wellendorrf., (Kr. Iburg) 
unter die Gewinnungsstätten IV. 1. a) 
und die Station Lübbecke (Westf£.) 


unter die Wasser-Umschlagstellen IV. 2.- 
des Ausnahmetarifs 6 für Steinkohlen 


usw. aufgenommen. 
Nähere Auskunft durch die Abferti- 


gungsstellen. (656) 
Münster (Westf.), den 24. Juni 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Ausnahmetarif für 
Tarifverzeichnisses). 

Mit. Gültigkeit vom 1.'Juli 1921 wird 
ein Ausnahmetarif für die regelmäßige 
Beförderung von Milch herausgegeben. 
Der Ausnahmetarif gilt für den Binnen- 


und  Wechselverkehr des "preußisch- 
hessischen, sächsischen, bayrisch-links- 
rheinisch (pfälzischen), mecklenburgi- 


schen wnd oldenburgischen Netzes der 


von dem verantwortlichen Schriftleiter, 


Milch (Nr. a des 


Reichseisenbahnen nebst der an diese 


' Netze anschließenden Privatbahnen, mit 


Ausnahme der Altona-Kaltenkirchen-Neu- 
münster Eisenbahn, der Braunschweig- 


‘ Schöninger und der Oschersleben- Schö- 


ninger Eisenkahn. 
Durch den Ausnahmetatif für Milch 


.. werden aufgehoben die „Bedingungen für 


die regelmäßige Beförderung von Milch“ 

a) im Deutschen Eisenbahn-Gütertarif, 
Teil Il, Gemeinsames Heft A, An- 
hang 2 (Tarifverzeichnis 'Nr. 200), 

b) die sächsische Ausgabe vom 14. Ok- 
‘tober 1918, Vordruck Nr. 635, 


6) die pfälzische Ausgabe vom 1. Mai’ 


1907 (Neuausgabe), 


d) die Ausgabe der Eisenbahn- Genkrsk 


direktion Schwerin ohne Datum. 

Gegenüber dem alten Milch-Abonne- 
mentsverkehr ändert sich in der An- 
nahme, Beförderung und Auslieferung 
der Milch nichts; die Verladung und Aus- 
ladung liegt nach wie vor dem Absender 
öder Empfänger ob. Die durch den Aus- 
nahmetarif eintretende Frachtermäßigung 


beträgt 30-50 v. H. der jetzigen Milch- 


frachten. . 

Nähere Auskunft geben die beteiligten 
Güterabfertigungen sowie das Auskunfts- 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 

Berlin, den 232. Jun:-l928- (685) 

DiBenbeNn ES E 


Deutsch-Ni ederlänliseher Güter- 
verkehr. 


Die in der Kundmachung. für den Eil- 


und Frachtgutverkehr (einschl. Kohlen- 


verkehr) im Abschnitt C bei dem Grenz- 


Herausgegeben im Auftrage des Vereins Deußicher Tisenbahnverwaltungen . 
Geh. Oberregierungsrat. Dr. v, Ritter in Berlin. 

Für den Anzeigenteil verantwortlich F, Luckhardt, Berlin 80. 26. Br 
Verlag von Julius Springer in Berlin W,. — Drück von H. 8 Hermann & Co. in Berlin: sw. 2 j 
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im ÖOrtsverkehr. mit Coevorden 


Auskunft. 


Michene it Eier Güt 


tk rachterhöhungen 
1. August 1921 in Kraft. 


: Miktoldeutsch-Bayerischer un 
deutsch - Südwestdeutscher Gü 


Ubdreese Coevorden vorgesehe 1e 


der Bentheimer Kreisbahn) 
Der neu einge 
Grenzpunkt Laarwald Grenze w 
den gesamten Übergangsverkehr 
und nach den Niederlanden freigege 
Die Bentheimer Kreisbahn berechn 
die Strecke Laarwald-Coevorden 


Zuschlagsfracht, die im Nachtra 
Deutschen Eisenbahn-Gütertarif, 
Heft .C-Ib, Seite 4, Nr. Sa be 
geben ist. eu 
Nähere Auskunft hr die boteili 
Verwaltungen und Güterabfertigun 
‚Köln, den’ 22. Juni-1921.° 
. Eisenbahndirektion. 


Güterverkehr der Rhein- und Mainh 
stationen mit Bayern, rechtsrh. 
(Frankfurt usw.-Bayerischer Güter 
Mit Gültigkeit vom 1. Juli 1921 ı 
die Stationen der Lokalbahn Kem 
(Allgäu)- Sibratshofen in den Ta 
bezogen. 
Näheres durch die Dienststel 
München, den 21. Juni 1921 
5 == Tarifamt re 
Heim: Reichsverkehrsminist 
Zweigstelle Bayern. 


Binnsn-Gitertarif. für die vollspw 
Linien, Teil HD, Heft 1. 

Am 1. Juli 1921 werden in U ‚er 
stimmung mit dem Nachtrag III 
Deutschen Fisenbahn-Gütertari 
Abt. B, im Nebengebührentari 
schnitte IV (Ladegebühren, Kr 
VIII (Gebühr für die Abbestell 
Magen und XIV (Ggbühz: für Ber 


zu erteilen die 


Dresden, am 23. Juni 1921. 
‚Eisenbahn- Generaldirek io 


Güterverkehr bad.-schweiz. Üb 
Schweiz. - 
Auf 17, Juni 1921 sind ns B: 


en ne in unserm 
Verkehrsanzeiger. 

Karlsruhe, den 21. ER 1921 

Eisenbahn- (reneraldirektio 


Am 1. Juli 1921 tritt der Nacht 
in Kraft. . Er enthält außer einer 
Kilometertafel IIa anderweite En 
gen für die Stationen der Hohenebr 
lebener, - Gernrode - Harzgero 
Nordhausen-Wernigeroder Eiseı 
wie für verschiedene Stati 
Greußen-Ebeleben-Keulaer 
treten 


Erfurt, De 5. Juni 921. 
z isenbahndirektion. Sg 


Mit Gültigkeit vom TI. Juli 


‚die Station Gottgau der Nauend. -f 


bogker Fisenbahn in die vor; 
Tarife einbezogen. Näheres. & 
beteiligten Verwaltungen. 

rt den ‚28. mal akt 


Schriftleitung: Berlin W.9, Köthener Str. zo 


„7 
‘ 


ass: Berlin, den 7. Juli 1921. Er LXI. Jahrgang. 
ER Inhalt: 
eilung. ER RE > Lokalbahn Aitieiksonettechart Re fuhrabgabe für Schafwolle. — Ge- 
prechung in Ha ktoflichtsaöhen. München. — . Zur Verkehrslage im setzentwurf gegen den unlauteren 
lege Fristarbeit Inden Ruhrgebiet. == Ausfuhr ‚aus dem Wettbewerb. — Personalnachrichten. 
Rheinzollgebiet. — Zollabfertigungs- N h oe . E 2 
® 3 5 Fi: : ‚Übrige europäische Länder: 
: stelle in Appenweier. — Deutsch- Rs de er Busse 

lands Wasserkräfte. —. _Deutsch- — 3 Koinibraielle: eoiferene: Te 
der Fe natunetzes schweizerischer Handelsverkehr. een Tranicportunternekr 
I Sa Tarifkommis- Österreich: Errichtung von „Per- mungen und der Verkehrsinteressen- 
x sonalbetriebsaufsichten“ " (Betriebs- ten. — Verkehrsstörung im Bahn- 
ee RE a kontrollen) bei den Bundesbahnen. hof Thun (Schweiz). — Eröffnung 
eorgsonbahnbeiräte; em Verschiebung der Konferenz von einer neuen Verbindungslinie Frank- 


Portorose. — Die Kohlenlage und reich-Schweiz. — Großes Eisenbahn- 


ee er a Einfluß auf“ den "Verkehr. — | unglück in Frankreich. 
De) s .»-Südbahn. 


ne Amnestie für  Bahneigen- : — Wiener städtische Fremde Erdteile. Der transat- 
rgehen. — Über die Verkehrs- Straßenbahnen. — Erholungsheim lantische Reiseverkehr. — Volle Be- 
oberschlesischen Aufstands- für Südbahnangestellte. — Der Ge- setzung der Eisenbahnzüge in Amao- 
et. — Vorläufiger Tarif für die schäftsgang in der Elektrizitätsin- ka: = Aneriffe gegen: die Leitune 
örderung von Personen und Reise- . dustrie. —  Verkehrsverbesserung der amerikanischen. Kisenbahnen:: 
äck mit den Exprefizügen Paris- . nach Triest. — Der Abbau der Bat A Be IE 
sbad-Prag und Paris-Wien-Buda- lichen Kohlenwirtschaft. SOMEINPB. 
-Bukarest. — Feriensonderzüge u ngarn: Einfuhrbewilligungen. — Bücherschau. 
"und von Ostpreußen. enter hr Erhöhung der Frachtsätze für Regie- _ Amtliche . Mitteilungen. 


bahn Kord- E in Bein. _ .. sendungen der Lokalbahnen. — Aus- Amtliche Bekanntmachungen. 


> 


Der Preisausschuß des Vereins hat von En auf unser eher vom November 1917 ein- 


ee Börst, München Be nn, E #673. 292000.:M; 
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8 Dreiachsiges. Lokomotivdrehgestell, Oberingenieur Lotter, München ............ 3000 „ 

R a a Oberm poker Klensch, Be gohmlern 0000 


Nrijbergke = ‚Coningh, Utrecht ee N RE ROT y 
. Eisenbahn- -Fernsprecher für wahlweisen Induktoranruf ohne Braleitung, Ingenieure 

au Förster;und.W. am an, Berhn 203 gen ne. Tour 
Adler, ee RT, E EEE ei ; 2000 ., 


Anbei) Ministerialrat sek, ae RES 3000 ,, 


ee san de 


Nr. 27 


916 


Zeitung de Vereiak 
Deutscher Eisenbahnverwaltun 


Zur Rechtsprechung in Haftpflichtsachen. 
s 4 Kl h = 
Von Dr. F. Seligsohn, Rechtsanwalt am Kammergericht. Eu 


Für die im Vordergrund des Interesses stehende Frage der 
Wirtschaftlichkeit der Eisenbahnen spielt auch der Umfang ihrer 
Haftpflicht für die Folgen von Betriebsunfällen eine wichtige 
Rolle. Die Auslegung, die das Reichshaftpflichtgesetz in der 
Rechtsprechung fand, hat mehr und mehr zu einer auffallenden 
Steigerung der Haftung der Eisenbahnen geführt. Es soll unter 
Würdigung: einiger neuerer Erkenntnisse des Reichsgerichts 
untersucht werden, inwieweit das Gesetz eine so umfassende 
Haftung als gerechtfertigt erscheinen läßt. $ 1 Haftpflichtgesetz 
macht den Eisenbahnunternehmer für einen Unfall haftbar, der 
sich beidem Betriebe ereignet, sofern er nicht nachweist, 
daß der Unfall durch höhere Gewalt oder eigenes NER 
schulden des Verletzten verursacht ist. 

Der Unfall muß sich bei dem Betriebe ereignet. haben. 
Dies bedeutet, daß der Unfall in einem äußeren (zeitlichen und 
örtlichen) sowie in einem inneren (kausalen) Zusammenhang 
mit den Vorgängen des technischen Beförderungsbetriebes stehen 
muß. Vielfach ist zweifelhaft geworden, unter welchen Umstän® 
den ein kausaler Zusammenhang zwischen dem Unfall und 
dem Betrieb anzunehmen ist. In jüngster Zeit haben zwei ähnliche 
Fälle die Gerichte beschäftigt, in denen diese Frage zur Beur- 
teilung stand. In dem einen Falle*) hat ein Eisenbahnfahrgast 
auf einer Eisenbahnfahrt dadurch eine schwere Brandverletzung 
erlitten, daß einer von zwei mit je 25 kg Benzin gefüllten Be- 
hältern, die ein Mitreisender des Abteils, in dem sich der Fahr- 
gast befand, mit sich führte, leck wurde und in Brand geiviet. 
Das Berufungsgericht verneinte die Frage der Haftpflicht der 
Bahn mit der Begründung, daß. nicht behauptet worden sei, daß 
das Benzin etwa durch einen Betriebsvorgang, wie z. B. einen 
Funken von der Lokomotive oder die rüttelnde Bewegung 
des Zuges, in Brand geraten sei. Der Umstand, daß der Fahr- 
gast das Abteil nicht habe verlassen und sich ins Freie retten 
können, genüge nicht, um einen Betriebsunfall als gegeben er- 
scheinen zu lassen. Das Haftpflichtgesetz habe nur solche Ge- 
fahren im Auge, die durch die technische Seite des Betriebes, die 
Schwere der Transportmittel, die Bewegung auf den Gleisen usw. 
begründet seien. Der Fall liege denjenigen Fällen gleich, in 
denen ein Reisender in einem Abteil von einem Mitreisenden 
überfallen und mißhandelt oder getötet worden sei, und in denen 
das Vorliegen eines Betriebsunfalls von der Rechtsprechung ver- 
neint werde. Das Reichsgericht erklärte im Gegensatz hierzu 
den Unternehmer für haftbar. 
hang des Unfalls mit dem Eisenbahnbetriebe liege vor, wenn 
anzunehmen sei, daß der Fahrgast, wenn er nicht durch die Enge 
des Eisenbahnabteils gehindert worden wäre, der Gefahr, durch 
das in Brand geratene Benzin körperlich beschädigt zu werden, 
hätte entrinnen können. Die Enge der Räumlichkeiten der Eisen- 
bahnwagen, durch die der Fahrgast besonderen gefahrbringenden 
Einwirkungen seitens der Mitreisenden oder ihrer Gepäckstücke 
mehr als anderwärts ausgesetzt werde, sei als eine besondere 
Eigentümlichkeit der Eisenbahnverkehrsmittel anzusprechen. 
Nur wenn der Unfall so geartet sei, daß der 
Eisenbahnwagen nur der zufällige Schauplatz 
eines Ereignisses sei, das in gleicher’ Weise 
an iedem anderen Orte hätte vorkommen kön- 
nen,würdeeinZusammenhangmitdenBetriebs- 
vorgängen zu verneinen sein. 

In einem anderen Falle?) hatte ein Soldat einen Glasbällon 
mit Vulkanisierlösung (Chlorschwefellösung mit Schwefelkohlen- 
stoff) mit der Bahn zu einer Ballonfabrik zu bringen und ihn 
in dem Gepäcknetz seines Eisenbahnabteils aufgestellt. Es ent- 


1) Urteil des Reichsgerichts vom 20. 12. 20, Arch. f. Eisenbahn- 
wesen 1921, S. 466, Jurist. Wochenschrift 1921, S. 343, Nr. 15. 


?) Urteil des . vom 29. 4. 20, Warneyer Recht- 
sprechung 1920, Nr. 172 


Der innere (kausale) Zusammen-- 


m mm m neo on u 1 nn m nn nn nn 


stand eine Explosion, durch die ein Mitreisender yerletzt wu 
Das Reichsgericht billigte die Ansicht des Berufungsgerichts, 
ein Betriebsunfall vorliege, da es eine besondere Eigentümli 
des Eisenbahnverkehrs sei, daß der Reisende auf verhä 
mäßig engem Raume für längere Zeit mit anderen -Reisend 
deren Gepäckstücken zusammensein müsse und so gefahrbr. 
den Einwirkungen mehr als anderwärts ausgesetzt sei. Im 
satz zum Berufungsgericht hielt aber auch das Reichsgeri 
Einrede der höheren Gewalt nicht für begründet. Br 
In dem erstgenannten Falle berief sich, wie erwähn 
Berufungsgericht auf die Rechtspreehung in denienigen F 
in denen ein Reisender in einem Abteil mißhandelt oder & 
worden sei. Das Reichsgericht hatte zu dieser Frage in 
älteren grundlegenden Entscheidung?) Stellung genomme 
einem Vorortzug wurde auf der Strecke zwischen Alton 
Blankenese ein Reisender von einem anderen ermordet, 
Mörder hatte von vornherein die Absicht, einen Fahrgast, 
allein in einem Abteil fuhr, zu berauben, und hatte zu 
Zweck eine Fahrkarte II. Klasse gelöst und sich mit 
Beil, das er versteckt trug, versehen. Das Reichsgerich 
neinte die Haftpflicht der Eisenbahn, indem es in Überei 
mung mit dem Berufungsgericht ausführte: Allerdings hät 
allgemeinen und besonderen Verhältnisse des Eisenbahnbetri 
mitbestimmend auf die-Verübung des Verbrechens einge 
Die Einrichtung der Bahnzüge bringe es mit sich, daß 0 
zelne Abteile von nur wenig Personen besetzt seien. Der E 
bahnbetrieb und seine besondere Gestaltung im vorliegei 
Falle sei daher ein Umstand gewesen, ohne den der Mord ı 
geschehen wäre. Es müsse jedoch bedenklich 
scheinen, das Bedingungsverhältnis, dasz 
schen dem Bahnbetrieb und dem schädige 
Ereignis bestanden habe, als einen Kausal 
sammenhang im Rechtssinne anzusehen. 
falls sei aber auch die Verübung des Mordes nicht zu den 
Ereignissen zu rechnen, für die dem Bahnunternehmer dur: 
Haftpflichtgesetz eine Haftung auferlegt worden sei. De 
setzgeber habe nur solche "Gefahren im Auge gehabt, die 
die technische Seite dieses Betriebes begründet würden. 
Das Reichsgericht fordert in dieser Entscheidung mit F 
daß zwischen dem Unfall und den Betriebsvorgängen ein 
zusammenhang im Rechtssinne vorhanden sein müs 
spricht von einem Kausalzusammenhang „im Rechtssinn 
Gegensatz zum -Kausalzusammenhang ‚im natürlichen $S 
Letzterer ist schon dann vorhanden, wenn. der Betri 
Bedingung für den Eintritt der Körperschädigung ges 
wenn also letztere ohne die Einwirkungen des Betrieb: 
eingetreten wäre. Eine bei dem Eisenbahnbetrieb unerh 
verletzte Person begibt sich in die Behändlung eines 
pfuschers, erkrankt an Blutvergiftung und stirbt. Hier b 
allerdings zwischen dem Tod und den Einwirkungen des 
bahnbetriebes ein Bedingungsverhältnis, ein ursächliche 
sammenhang „im natürlichen Sinne“. Ein solches Bedi 
verhältnis wird aber nicht für genügend erachtet, um den 
nehmer für denjenigen Schaden haftbar zu machen, der 
den Tod entstanden ist. Haftbar ist der Unternehm 
soweit auch ein ursächlicher Zusammenhang im Rechtssi 
vorhanden ist. Nach anerkannten Rechtsgrundsätzen 
der Fall, wenn die Bedingung nach. der Erfahrung u 
gewöhnlichen Lauf der Dinge geeignet war, den einge 
Erfolg herbeizuführen oder seinen Eintritt zu begünstige 
gegen nicht, wenn der Erfolg auf ein ungewöhnliches 
jeder Berechnung liegendes Vorkommnis zurückzuführen 
der Bedingung nicht, wie man sich ausdrückt, „adauungg 


3) Urteil vom 22. 10. 08, Entscheidungen Bd. 69 S. 207 st 
Wochenschr. 1908 S. 721 Nr. 23. 


Es erscheint mir bedenklich, wenn das Reichsgericht in Fällen, 
in denen von Reisenden durch unverantwortliches Mitführen 
von Explosivstoffen Uuheil angerichtet wird, annimmt, daß ein 
solcher Erfolge, mag er auch durch Betriebseinrichtungen mit- 
bedingt sein, für den Unternehmer im Kreise des Berechen- 


baren liege und ihm deshalb „zugerechnet“ werden könne. Dem 
Reichsgericht wird Gelegenheit zu geben sein, die Frage unter 
‚diesen Gesichtspunkten einer Nachprüfung zu unterziehen. Eine 
‚Abweichung in der Auffassung gegenüber früheren Entschei- 
dungen ist nicht zu verkennen. Wäre aber ein Betriebsunfall 
für gegeben zu erachten, so bliebe noch die Frage offen, ob nicht 
der Unfall auf höhere Gewalt zurückzuführen ist*). 


Die Einrede der höheren Gewalt war vom Gesetzgeber 
'— neben dem Einwand des eigenen Verschuldens — ohne Zweifel 
zedacht und gewährt als ein Ventil gegen eine Überspannung 
der Verantwortung des Unternehmers, dem das Gesetz eine be- 
sonders strenge Haftpflicht unabhängig von einem Verschulden 
wuferlegt. Die Auslegung, die der Begriff der höheren Gewalt 
in der neueren Rechtsprechung fand, hat diese ehemals bedeut- 
same Einrede praktisch, wie man wohl ohne Übertreibung 
sagen kann, so gut wie beseitigt. Überblickt man die in den 
\etzten Jahren zum Abdruck gelangten Erkenntnisse des Reichs- 
‚zerichts, so wird man nur äußerst selten einen Fall finden, 


‚an dem die Einrede der höheren Gewalt für begründet erachtet: 


‚worden ist. Das Reichsgericht versteht neuerdings unter höherer 
ewalt ein von außen auf den Betrieb einwirkendes und außer- 
rdentliches Ereignis, das der Eisenbahnunternehmer auch mit 
‚iußerster Sorgfalt ohne Gefährdung des ganzen Betriebes nicht 
‚bwenden konnte. Das Ereignis müsse ungewöhnlich sein, ge- 
‚rissermaßen mit elementarer Wucht auftreten und dürfe nicht 
u solchen Vorkommnissen gehören, die mit einer gewissen 
äufigkeit einträten, und mit denen der Unternehmer deshalb 
nen müsse. Ich bezweifle, daß diese Auffassung dem ent- 
pricht, was der Gesetzgeber mit dem Haftausschließungsgrund 
nat zum Ausdruck bringen wollen.) Der Kreis der häufigeren 
\reignisse, mit denen der Unternehmer im Betriebe zu rechnen 
ıbe, wird aber auch meines Dafürhaltens zu weit gezogen. So 
‚oll er z. B. damit rechnen müssen, daß ein Bewußtloser plötzlich 
uf die Gleise der Straßenbahn gerät,) daß sich ein Eisen- 
ahnfahrgast in einem Zustand von Bewußtlosigkeit selbst in 


| 
i 
jefahr bringt und verunglückt,’) daß ein Kraftwagen in die 
| 


rdnungsmäßig geschlossene und beleuchtete Wegeschranke hin- 
‚infährt und mit einem Zuge zusammenstößt®). In allen diesen 
‚"ällen wird also die Einrede der höheren Gewalt auch dann 
‚icht für durchgreifend erachtet, wenn auf Seiten des Unter- 
‚ehmers alles Erdenkliche zur Verhütung des Unfalls ge- 
shehen ist. 


|8 erscheint denn ER Haftausschließungsgrund der höheren 
‚ewalt im wesentlichen beschränkt auf die sehr seltenen Fälle 
on elementaren Freignissen wie orkanartigem Sturm, Erdbeben, 
'berschwemmung u. dgl. Aber auch hier herrscht noch eine 
‚/hebliche Rechtsunsicherheit, die vielfach zu widersprechenden 
uffassungen der Gerichte führt. In einem Fall, der vom Reichs- 
richt an das Berufungsgericht zurückverwiesen worden ist 
ad sodann ein zweites Mal das Reichsgericht beschäftigt hat’), 
atte sich dadurch ein Betriebsunfall ereignet, daß die Loko- 
otive beim Herausfahren aus einem Tunnel in Felsmassen 
ineinfuhr, die sich von einem Felsen losgelöst und die Gleise 


% Was Schmidt-Ernsthausen in einer Anmerkung zu der 
Intscheidung in Jurist. Wochenschr. 1920 S. 343 wohl mit 
echt bejaht. 


5) Des näheren darf ich SE meine Ausführungen im Kom- 
\entar zum Haftpflichtgesetz S. 102 ff. und in Egers Eisenbahn- 
‚chtl. Entscheidungen Bd. 36 S. 7 £f., 107 ff. verweisen. 


\ „Recht“ 1907 Nr. 539, 1908 Nr. 2543. 
= Jurist. Wochenschr. 1919 S. 38 Nr. 5, 1920 S. 
's) Jurist. Wochenschr. 1918 S. 689 Nr. 7. 


%) Urteil vom 23. 9. 18, Entscheidungen Bd. 93 S. 305, 
isenb.E. Bd. 37 S. 84. 


TO. NT EU, 


meines Dafürhaltens in dieser 
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verschüttet hatten. Der Einwand der höheren Gewalt wurde 
für unbegründet erachtet. Zwar sei der Felsabsturz ein außer- 
ordentliches Naturereignis gewesen; dieser habe aber nicht die 
unmittelbare Ursache des Unfalls gebildet. Unmittelbare Ur- 
sache sei vielmehr die Tatsache, daß der aus dem Tunnel kom- 
mende Zug die Ausfahrt durch eine hohe Verschüttung versperrt 
gefunden habe und in das unbekannte und nicht erkennbare 
Hindernis hineingefahren sei. Der Unfall habe daher seine 
Ursache in der dem Eisenbahnbetriebe eigenen Gefährlichkeit, 
dem Gebundensein der Wagen an die Schienen, der ungeheuren 
Schwere und doch leichten Beweglichkeit der Wagen sowie in 
der Schnelligkeit ihrer Fortbewegung. Ein Felseinsturz wie 
der vorliegende. könne dann nicht als höhere Gewalt angesehen 
werden, wenn er nicht den in der Fahrt befindlichen Zug be- 
troffen, sondern lediglich eine Verschüttung der Gleise bewirkt 
habe. Das Moment, daß der Unfall auf die eigentümliche Ge- 
fährlichkeit des Eisenbahnbetriebes zurückzuführen ist, wird 
wie auch in anderen Entschei- 
dungen unrichtig bewertet. Jeder Unfall beim Betriebe 
ist durch die mit diesem verbundenen Gefahren herbeigeführt. 
Nach dem Wortlaut der gesetzlichen Bestimmung wird aber 
damit nicht ausgeschlossen, daß höhere Gewalt die Betriebs- 
gefahren ausgelöst hat. Das Ergebnis scheint aber auch nicht 
befriedigend, wenn die Entscheidung darauf abgestellt wird, ob 
der F'elseinsturz sich während der Vorbeifahrt oder kurze Zeit 
vor dieser ereignet. In einem jüngst veröffentlichten Urteil!?) 
hat sich das Reichsgericht, soweit ersichtlich ist, von den Er- 
wägungen, auf denen die vorher erwähnte Entscheidung beruht, 
nicht mehr leiten lassen. Die Entgleisung eines Eisenbahnzuges 
und damit die Verletzung eines Fahrgastes war dadurch herbei- 
geführt worden, daß ein außerordentlich heftiger Schneesturm 
eingesetzt hatte, und daß die hierdurch auf die Schienen ge- 
worfenen vereisten Schneemassen die Maschine aus den Gleisen 
drängten. Das Reichsgericht nahm an, daß ein solcher Schnee- 
sturm als ein von außen auf den Betrieb einwirkendes unge- 
wöhnliches und unvorhergesehenes Ereignis anzusehen, daß eine 
Bewältigung der damit gegebenen Betriebsgefahren nicht mög- 
lich gewesen sei, und hielt deshalb den Tatbestand der höheren 
Gewalt mit Recht für gegeben. _Es mißbilligt die Ansicht 
des Berufungsgerichts, daß die Eisenbahnverwaltung, da der 
Schneesturm nicht erst kurz vor der Zugenteleisung, sondern 
bereits am Vormittag des Unfalltages eingesetzt habe, den Be- 
trieb der Eisenbahn auf der gefährdeten Strecke zeitweise hätte 
einstellen müssen. Die unterschiedliche Behandlung zwischen 
diesem Fall und dem der Herbeiführung eines Betriebsunfalls 
durch einen Felseinsturz erscheint nicht verständlich. 


Schließlich hat sich auch in der Behandlung des Einwandes 
des eigenen Verschuldens die Rechtslage immer mehr 
zu Ungunsten der Eisenbahn verschoben. Vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Gesetzbuches wurden folgende Grundsätze als 
maßgebend erachtet: Wirkte ein Verschulden der Bahn und 
ein solches des Verletzten zusammen, so kam es darauf an, 
welches von beiden für die Entstehung des Unfalls. vorwiegend 
kausal gewesen ist. Je nachdem haftete der Eisenbahnunter- 
nehmer in vollem Umfang oder aber überhaupt nicht. Eine 
Teilung des Schadens fand nicht statt. Seit dem Inkrafttreten 
des BGB. hat das Reichsgericht, meines Erachtens mit "Recht, 
die Grundsätze des $ 254 BGB. zur Anwendung gebracht, wonach 
die Schadenersatzpflicht und der Umfang des zu leistenden Er- 
satzes von den Umständen, insbesondere davon abhängt, inwie- 
weit der Schade vorwiegend von dem einen oder anderen Teil 
verursacht worden ist. Das Reichsgericht läßt nun eine Teilung 
des Schadens nicht nur bei konkurrierendem Verschulden der 
Bahn und des Verletzten, sondern auch in solchen Fällen zu, 
in denen neben eigenem Verschulden des Verletzten lediglich 
die Betriebsgefahren für den Unfall ursächlich gewesen sind. 
Es soll hier nicht untersucht werden, inwieweit diese Auffas- 
sung gerechtfertigt ist und dem Zweck des Haftpflichtgesetzes 


10) Urteil v. 10. 12. 20, Arch. f£. Eisenbahnwesen 1921 8. 464. 
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entspricht. Es muß immerhin anerkannt werden, daß Erwä- | Zug langsam fuhr, andauernd Läutezeichen gab und ee 


gungen der Billigkeit es als gerechtfertigt erscheinen lassen 
können, auch die Größe der Betriebsgefahren als Verteilungs- 
maßstab heranzuziehen. Es würde nicht als gerecht empfunden 
werden, wenn z. B. ein verhältnismäßig geringfügiges Versehen 
des Verletzten die Haftpflicht des Unternehmers ganz aus- 
schlösse. Bedenklich erscheint aber die Art, wie vielfach die 
Verteilung des Schadens vorgenommen wird, insbesondere in 
Fällen, in denen ein gröbliches eigenes Verschulden des Ver- 
letzten bei der Entstehung des Unfalls mitgewirkt hat. In 
einer Reihe solcher Fälle hat das Reichsgericht 
allerdings : Schadensersatz vollständige aberkannt, in 
anderen dagegen einen Teil zugesprochen. Ein Eisen- 
bahnfahrgast “stürzte infolge seiner _Angetrunkenheit 
vom  - Bahnsteig auf das Gleise und. wurde von 
-einem bald darauf einfahrenden Zuge überfahren. Ohne daß 
eine Steigerung der allgemeinen Betriebsgefahren für gegeben 
erachtet wurde, wurde dem Verletzten 4% des Schadens zuer- 
kannt'!). In einem anderen Falle!?) wurde jemand eines Abends 
beim Überschreiten des Gleises einer Kleinbahn überfahren. 
Es stand fest, daß sich der Unfall ereignet hat, obwohl der 


11) Urteil vom 4. 4. 13, Jurist. Wochenschr, 1913 8. 735 Nr. 3. 


12) Urteil vom 27. 10. 19, Jurist. Wochenschr. 1920 8.282 Nr. 3. 


Zweck und Ziele der Fristarbeit in den Eisenbahnwerken. 


Vom une und Baurat Mirauer, Paderborn. 


Das Hauptkennzeichen eines neuzeitlichen Grapestpiebeg liegt 
nicht nur in der Fähigkeit, große Mengen gleichartiger Gegen- 
stände herzustellen, sondern vornehmlich in dem Umstand, daß 
er diese Herstellung mit dem geringsten Aufwand von Kosten 
bewirken kann. Obwohl der -Großbetrieb gewöhnlich die höch- 
sten Arbeitslöhne zahlt, die kostspieliesten Maschinen und An- 
lagen besitzt, arbeitet er mit dem günstigsten Wirkungsgrad, 
weil er die vollkommenste Organisation besitzt und de&ı ge- 
samten Fertigungsvorgang bis in die kleinsten Einzelheiten 
nicht nur nach rein technischen, sondern vornehmlich auch 
nach kaufmännisch-wirtschaftlichen Gesichtspunkten behandelt. 


Eisenbahnwerke sind große Betriebe, jedoch bisher nicht 
Großbetriebe, weil bei ihnen der wirtschaftliche Gesichtspunkt 
noch nicht vorherschend war. . Der Grund hierfür ist jedoch 
nicht darin zu suchen, daß die Eisenbahnen als öffentliche Be- 
triebe nach anderen Grundsätzen verwältet werden müssen, als 
ein auf Gewinn eingestelltes Privatwerk, sondern eher in dem 
Umstand, daß die Ausbesserungswerke nur als Hilfswerke an- 
zusprechen sind, deren Ausgaben keinen Maßstab für die da- 
durch erzielten Einnahmen abgeben. 


Die Verwaltung konnte dem Verlangen nach einer Über- 
tragung privatwirtschaftlicher  Verwaltungsformen auf die 
Eisenbahnwerke solange mit einer gewissen Gleichgültiekeit 
gegenüberstehen, wie die Staatsbahnen mit ansehnlichen Über- 
schüssen und reichlicher Verzinsung arbeiteten. Seitdem je- 
doch die Eisenbahnen mit gewaltigen Verlusten zu rechnen 
haben und einer Erhöhung der Einnahmen natürliche Grenzen 
gesteckt sind, ist die Frage aufgetaucht, ob nicht die Organi- 
sation der Großbetriebe gewisse Richtlinien geben kann, um 
mit ihrer Hilfe wenigstens die Ausgaben zu vermindern. - Die 
Kosten der Ausbesserungswerke stellen einen gewichtigen Teil 
aller Ausgaben der Eisenbahnen dar; ihre Verminderung ist 
von ausschlaggebender Bedeutung für die ganze Wirtschafts- 
führung. Da die Menge der zu leistenden Arbeiten nicht ver- 
mindert werden kann, kommt nur eine Verbesserung des Wir- 
kungsgrades, d. h. eine Verbilligung der Fertigung nach privat- 
wirtschaftlichen Grundsätzen der Großindustrie in Frage. 


Eine Umgestaltung der Werke aus großen Betrieben zu Groß- 
betrieben stößt deshalb auf erhebliche Schwierigkeiten, weil im 
Ausbesserungswerk die Arbeiten nach Zeit, Kosten und Arbeits- 
kräften nur schätzungsweise vorher ermittelt werden können, 
während sie in einem Großbetrieb -- beispielsweise einer Lo- 
komotivbauanstalt — genau errechnet werden können. - Da aber 
ein großes Werk, das im Jahre viele Millionen ausgibt, auf die 
Dauer nicht auf der Grundlage von Schätzungen aufgebaut 
und geleitet werden kann, so ergibt sich folgerichtig die Not- 
wendigkeit, die Schätzungen auf ein Mindestmaß herabzu- 
drücken und sie, wo es nur irgend möglich ist, durch Berech- 
nungen zu ersetzen. Dies bedeutet, daß in allen Abteilungen 
einer Werkstatt die berechenbaren Arbeiten herausgeschält und 


in Betracht kommen kann. 


‚1921 Nr 


üblich war. 


‚beiter wird diese Stückzeit vereinbart, und ihm anheimg tell 


ideelle, aber nicht die tatsächliche Zeit der Arbeitsaus 


reibungslose Ineinandergreifen der Einzelabteilungen 


' Zeitabschnitte eingeteilt wird. 
enDie Festsetzung von Fristen?) für die auszuführe N 


werfer mit hellem Lichte brannten. Es wurde ferner 
nommen, daß der Getötete die Gleise unter Außerachtl 
der im Verkehr “erforderlichen Sorgfalt betreten habe. Der 
bahnunternehmer wurde trotzdem mit einem Drittel des en! 
denen Schadens belästet. In diesen und ähnlichen Fällen?®) 
das eigene Verschulden als eine so überwiegende Ursac 
Unfalls anzusehen sein, daß eine Vertöjlung des Schadens 


Das Haftpflichtgesetz, das am 8 Juni "50 Tahre in e} 
war, unterwirft die Eisenbahnen einer besonders strenge 
tung!*). Es darf jedoch nicht übersehen werden, daß der U 
der Haftung durch die Rechtsprechung der Gerichte im 
der Zeit eine außerordentliche Verschärfung erfahren hat. 
Vorstehenden habe ich einige Fragen herausgegriffen, in 
mir vornehmlich eine Nachprüfung der Gesetzesauslegu 
boten erscheint. 


23), VEIL-Z SB. Au Urteil des RG. v. 28. 2. 2], in dieser 
24 8. 472 


=) In einem duneer einstimmig gefaßten Beschluß a Be 
wirtschaftsrats wurde die Notwendigkeit betont, durch ei 
derung der Haftung den notleidenden städtischen Merkeb 
nehmungen zu Hilfe zu kommen. : 


die nur schätzungsweise zu ormittelnden gesondert beha 
werden müssen. 


Der Weg führt zu einer viel weiter gehenden N 
der gesamten Ausbesserung, als sie bisher in den Werken 
Die nach solchen Gesichtspunkten erstreb 
zialisierung wird teilweise eine vollständige räumliche Um 
lung von Arbeitsgruppen erforderlich machen, sie erm 
dann aber auch zugleich einen besseren Ausbau des Ge 
‚verfahrens. „Es wird vielfach behauptet!), daß die Ar 
in den Ausbesserungswerken nicht für eine Vergebung. im 
dinge geeignet seien, da Umfang und Art der Arbeit nicht 
voraus festzusetzen ist. Diesen Einwänden kann eine gewisse 
Berechtigung nicht abgesprochen werden, wenn ‚sie ch 
die lJanggewohnten Arbeitsverfahren stützen, die bi 
neueste Zeit beibehalten sind.“ Erst in Verbindung mit 
weit getriebenen Spezialisierung kann das Gedingeverfah 
zu einem entscheidenden Wertmesser der Fertigung werde 
letzten Endes den Herstellungspreis verbilligen, obwohl 
höhere Entlohnung der Arbeiter in sich schließt, 

Das Gedingeverfahren beruht auf der Annahme, daß 
leistete Arbeit unabhängig von der darauf verwendet 
bewertet und bezahlt wird. Dies geschieht in der‘ Fo 
für die Arbeitsausführung eine bestimmte ideelle Zeit fe 
legt wird, in der ein angenommener Durchschnittsarbeiter 
Stück vermutlich herstellen kann. Mit dem ausführend. 


die Arbeit in kürzerer Zeit auszuführen und den Me ‚di 


einzustreichen. 2 
Wenn nun bei der Fe des Gedinges z 


in Rechnung gestellt wird, so darf deshalb doch für die 
sation des Betriebes der Faktor „Zeit“ nicht ausges 
bleiben. Der Zeitbegriff gewinnt vielmehr gerade © 
Eigenart des Gedinges eine erhöhte Bedeutung, 


durch ermöglicht wird, daß bestimmte Fertigungsfrist 1 
gestellt und die gesamte Ausbesserung in planmäßig f tg 


beiten kann in Zukunft. von den Ausbesserungswe. 


ihrer Auswertung für Tohnzwecke, da sich die Arbeiten 
denn ie drängen a so ineinandergreifen, daß eine Ar 


der ee Si Bisenbahnauptwerkstälten in } 
19. Januar 1920, S. 55. 


2) Niederschrift $. 55. BR 


olaren Worten: Der Begriff Ber Fristarbeit ist nicht da- 
ch begrenzt, daß für die einzelnen Arbeitsausführungen Fer- 
ellungszeiten festgelegt werden, nach denen sich die ver- 
denen Abteilungen zu richten haben, sondern er um- 
eßt ein wesentlich umfangreicheres Arbeitsfeld. Frist- 
t bedeutet im erweiterten Sinne, daß die gesamte Organi- 
n des Werkes, das Zusammenarbeiten und Ineinander- 
en aller Zweige auf den Zeitbegriff als Grundlage zu- 
iekgeführt wird. Es handelt sich nicht nur darum, daß die 
teilungen technisch zusammenarbeiten, sondern daß die für 
1e iede festgesetzten Zeiten mit einander in Einklang ge- 
bracht werden. 

Hierbei kommt es NERE allein rt an, daß die Ausbesse- 
ungsdauer einer Lokomotive abgekürzt werden kann, wäh- 
d dadurch vielleicht die übrigen Arbeiten leiden, sondern es 
ssen die Zeiten für sämtliche Maschinen so bemessen und 
estimmt sein, daß im Werk dauernd ein hemmungsloser Fort- 
& des gesamten Fabrikationsganges herrscht. Dies ist nur 
turch möglich, daß die Fristgestellung der Leistungsfähig- 
‘der Abteilungen angepaßt wird, und diese Forderung wird 
‘ dann erfüllbar sein, wenn jederzeit die augenblickliche und 
nächstige Belastung der einzelnen Werkteile festgestellt 
den kann. 

ine solche Feststellung Ne dazu, die Stärke der einzelnen 
ruppen stets nach den we Bedürfnissen zu bemessen, 
3 kann aber auch einen Anhalt für die Angemessenheit der 
ingesätze geben. Werden die Fristen mühelos bei hohem 
Gedingeüberverdienst innegehalten, so kann man auf Überforde- 
ungen schließen und wird entweder die Abteilungen schwächen 
0 r die-Stückzeiten herabsetzen dürfen. 

ie richtige Festsetzung der Fristen, ihre Anpassung an die 
stungsfähigkeit und Belastung der einzelnen Abteilungen 
d aber praktisch nur dann ermöglicht werden können, wenn 
chsam ihre „Konstruktion“ übersichtlich und vor allen Din- 
nachprüfbar gemacht wird. Dies kann wohl am besten da- 
ch erreicht werden, daß man die Fristen in Schaubildform 
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eichnet, hierbei “aber eine einfache Darstellungsart wählt, ö 


Terminzettel A. 


Lok. ist angeboten am: 28. 4. 21. 


Nr. 27 


die dem Anschauungsvermögen aller Werkbeamten angepaßt ist. 
Nach diesen Gesichtspunkten ist seit mehreren Monaten im 
 Werkstättenamt 1 Paderborn das nachstehend beschriebene 
Fristverfahren eingerichtet worden. 

Sobald eine Lokomotive eingegangen ist, legt das Betriebs- 
büro I einen „Terminzettel A“ an (s. Muster 1) und füllt ir 
Kopf aus. Nachdem auch der Ausbesserungszettel übersandt is 
werden aus der Kartei die alten Ausbesserungs-, een 
Probefahrt- usw. -Zettel herausgeholt und an Hand dieser der 
Zustand der Maschine und die vom Betriebsdienst verlangten 
Ausbesserungsarbeiten kritisch beleuchtet; hierbei wird auch 
die in der Zwischenzeit erzielte, Lokomotivleistung, der Koh- 
len- und Ölverbrauch usw. in Betracht gezogen werden müssen. 
Sodann erhalten alle Beteilisten den Auftrag zum Abbau der 
Teile und zur Abschätzung der auszuführenden Arbeiten. Für 
diesen Abbau ist eine erfahrungsgemäße Zeit vorgesehen, die in 


‚Spalte 2 eingetragen wird. 


- Die weiteren Ausbesserungsarbeiten hängen von der wichtig- 
sten Arbeit, der Kesselausbesserung, ab. Die hierfür erforder- 
liche Zeit wird vom Betriebsbüro I nach Verständigung mit dem 


Werkmeister der Kesselschmiede festgelegt und in der Spalte 3 
„Kessel“ durch einen schwarzen Strich vermerkt. 


Hierauf erfolgt die Fristfestsetzung der, hauptsächlichsten 
berechenbaren Arbeiten: Rohre, Armaturen, Bremsen, Achsen, 


»Kolben, Stangen, Pumpen, Tender, deren Fertigstellungstermin 


so festgelegt wird, wie es nach den Werkserfahrungen erforder- 
lich ist, um ein gutes Zusammenarbeiten zu erzielen. Die Fri-. 
sten werden ebenfalls durch einen schwarzen Strich gekenn-- 
zeichnet. 

Für die Kesselarmatiren werden zwei Termine gewählt; 
unter „Kesselarmatur I“ (Spalte 5) werden die Teile verstan- 
den, die bis zur Wasserdruckprobe, unter „Kesselarmatur II“ 
(Spalte 11) diejenigen, die bis zur Dampfprobe fertiggestellt 
werden müssen. 

Hierauf wird der Terminzettel A dem Betriebsbüro II über- 
mittelt, das aus ihm die Fristen für die Einzelabteilungen aus- 
zieht und diese den Meistern weitergibt. Jeder Meister führt 


Betriebsbüro I 


Rn 


1. Probefahrt am: 16. 7. 21. 


. Nr. 5554. Gattung: G 12. Lok. steht zu Lasten der Hw. seit: 7.5.21. Übergabe an den Betrieb am 21.7. 21. 
der Ausbesserung: C. Lok. ist aufgenommen am: 14. 5. 21. Zahl der Ausbesserungstage 65. 
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Muster 2. 
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TerminzettelB. 


Zeitung des Yard 
Deutscher Else sbr er 
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\ Werkmeisterabteilung: W. 6. 
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für die Sonderarbeiten wie Achsen, Kolben, Schieber, Stangen 
usw. einen Terminzettel B (Muster 2), in dem sämtliche Loko- 
motiven und die für die Sonderarbeit angeordneten Fristen 
durch einen schwarzen Strich eingezeichnet werden. Innerhalb 
der durch den schwarzen Strich begrenzten Zeitspanne hat der 
Meister Bewegungsfreiheit für eigenes Disponieren. Da die 
ihm zur Verfügung stehende Zeit meist größer ist, als die zur 
Ausführung erforderliche, kann er die Fertigungszeit für die 
Gruppe so festlegen, wie es der Belastung seiner Abteilung am 
besten entspricht. 
mit einem bunten?) Strich unter den vom Betriebsbüro gegebe- 
nen schwarzen -Strich ein. Hierbei erhält iede Rotte ihre be- 
sondere Farbe, rot, grün, blau usw., so daß der Meister jederzeit 
mit einem Blick die Inanspruchnahme der Gruppen beurteilen 
und sofort entscheiden kann, wem er na Arbeit zweckmälig zu 
übertragen hat. 

Nun werden die Gedingezettel vom Gedingebüro ausgestellt 
und in ihnen vom Meister die Fristen für die Gruppenführer 
eingetragen. Für Einzelstücke, an denen Arbeiten in verschie- 
denen Abteilungen auszuführen sind (Gießen, Bohren, Fräsen), 
wird der auch in vielen Werken übliche und bekannte Termin- 
zettel ausgestellt, der gleichzeitig als Laufzettel dient. 

Selbstverständlich kommt es-häufig vor, daß die Fristen nicht 
innegehalten werden können, und es treten Verschiebungen ein, 
die auf dem schnellsten und kürzesten Wege allen Einzelabtei- 
lungen bekanntgegeben werden müssen. Um dies zu erreichen, 
sind den Betriebsbüros sogenannte „Verbindungswerkführer”, 
in anderen Werken Terminjäger, auch Terminmeister genannt, 
beigegeben, die in ihren Notizbüchern alle Hauptfristen über- 
sichtlich zusammengestellt haben und täglich auf ihren, zu be- 
stimmter Zeit vorzunehmenden Rundgängen deren Durchfüh- 
rung und Durchführbarkeit überwachen. Sobald es sich her- 


ausstellt, daß eine Frist nicht innegehalten werden kann, mel- 


den sie es dem Betriebsbüro, das die etwaige Verschiebung der 
übrigen Termine ausrechnet und anordnet. Die neuen Fristen 
werden auf den alten Zetteln A und B durch Verlängerung des 


3) In dem Muster 2 durch einen starken schwarzen Strich dar- 
gestellt. 


Güterwagenumlauf. 


Von Betriebskontrolleur Zimmank in Berlin. 


Es wird in den nächsten Jahren besonderer Wert auf die 
Ausnutzung der vorhandenen Wagen gelegt werden müssen. 
Dies läßt sich erreichen durch Ausnutzung des Laderaums, Ver- 
meidung von Beschädigungen beim Rangieren und Verkürzung 
des Aufenthalts auf den Lade- und Verschiebebahnhöfen. 


Der Ausnutzung des Ladegewichts ist bereits im 
neuen Gütertarif Rechnung getragen. Die Einschränkung 
der Beschädigung von Wagen beim Rangieren hängt 
eng zusammen mit der Heranbildung eines pflichttreuen Rangier- 
personals. 


Die Verkürzung der Wagenstillstände, insbe- 
sondere in den Zeiten mit starkem Wagenbedarf, hat in den 
Güterwagenvorschriften weitgehende Berücksichtigung gefunden. 
Für die Ladebahnhöfe reichen diese Bestimmungen auch voll- 
ständig aus. Anders bei den großen Verschiebebahnhöfen. Hier 
zeigt sich in der Praxis immer wieder, daß es für das Betriebs- 


personal recht schwierig ist, festzustellen, wie lange ein Wagen 


Den einzigen Anhalt bieten 
liegenden Begleitpapiere zu be- 


schon auf dem Bahnhofe steht. 
die im Zugabfertigungsraum 


Er trägt nach eigemem Ermessen diese Zeit: 


weit von der Rangiergruppe entfernt, daß er vom Rangier- 


' Berlin versuchsweise-eingeführt. In neuester Zeit mußte seine 


schwarzen Striches mit roter Tinte vermerkt; sie sind in 
Terminzettel A durch punktierte Linien und sch! 
stehende halbfette Zahlen dargestellt. Kürzungen werde 
durch rotes Durchkreuzen der überschießenden Zeit kennt 
lich gemacht. Die Tätigkeit der Verbindungswerkführer h 
sich als äußerst fruchtbringend herausgestellt. Diese Beam 
stellen die lebendige Ergänzung der Fristfestsetzung dar und 
deeken manche Ursache für nicht innegehaltene Fristen auf. 

Nach dem Ausgang der Maschinen wird der Terminzettel 
mit allen roten Änderungen zugleich mit dem Ausbesserung 
zettel und den Probefahrvermerken der Leer- und Lastfah 
dem Amtsvorstand und dem Betriebsingenieur vorgelegt un 
später in der Kartei des Betriebsbüros aufbewahrt. 

Naturgemäß dauerte die Einführung des Verfahrens längere 
Zeit, bis durch Spezialisierung und Gedinge die Vorbedingun | 
gen erfüllt, bis auch die Geister aller Beteiligten „umgestellt“ 
waren. Wo noch in Einzeldingen Schwierigkeiten auftre 
sind sie in Platzverhältnissen und anderen äußeren Widı 
keiten begründet, die erst allmählich behoben werden könne 
Der erste Erfolg war ein Überschuß an Arbeitern, der durch 
bessere und übersichtlichere Arbeitseinteilung erzielt werden 
konnte. Anderweitige Verteilung der Arbeitskräfte und Auf 
füllung notleidender Gruppen war die weitere Folge. Die Nach- 
prüfbarkeit der Inanspruchnahme jeder Abteilung erwies 8 
nicht nur als ein erzieherisches Mittel, sondern ermöglichte 
auch der. Werkleitung, verborgenen. Übelständen ‚nachzugehe 
und für Abhilfe zu sorgen. Werkmeister und Werkführer er- 
lernten bald das ‚„graphische“ Disponieren - und konnten . BE 
viele Sondernotizen verzichten. = 

Das ganze Verfahren kann naturgemäß "n6Ch weiter ausgebau ıt 
werden; es läßt sich auch nicht ohne weiteres auf alle Aus- 
besserungswerke übertragen, da bekanntlich örtliche Verhält- 
nisse und die Personenfrage eine eigene Behandlung jeder 
Werkstatt erforderlich machen. Es zeigt jedoch, daß der Ge- 
danke der Fristarbeit gegenüber den’ bisherigen Anschauungen 
wesentlich vertieft werden muß, und daß die Fristarbeit in Ver 


wesen als eine der wesentlichsten Grundlagen für neuzeitli 
Fertigung in den Eisenbahnausbesserungswerken gelten ka 


ladenen Wagen. Dieser Raum liegt jedoch in der Tore 
und Aufsichtspersonal nur mit großem Zeitverlust erreicht wer- 
den kann. Dazu kommt, daß auch das Durchsehen der Begleit- 
papiere viel Zeit erfordert, und daß hierdurch das Zugabferti- 
gungspersonal bei seiner Arbeit gestört wird. Außerdem genügt 
das Heraussuchen der überständigen Begleitpapiere ‚allein nicht, 
sondern es müssen darnach die Wagen in den Gleisen gesucht 
werden. Überdies besteht die Möglichkeit, daß Begleitpapiere’ 
vorhanden sind zu Wagen, die bereits abgelaufen sind, oder 
Wagen in den Gleisen stehen, zu denen die Begleitpapiere 
ehlen. Ar 

Diese Verhältnisse veranlaßten die Eisenbahndirektion Be in 
vor längerer Zeit, ein Verfahren zu erproben, das es ermögli 
die Dauer des Aufenthaltes am Wagen, ohne Zuhilfenahme 
Begleitpapiere, festzustellen. Dieses Verfahren wurde zunächst 
beim Verschiebebahnhof Rummelsburg angewendet und später 
auch bei den übrigen Verschiebebahnhöfen des Direktionsbezirks 3: 


Anwendung aus Gründen der Naasschae cher vorübergehend 


ingeschränkt werden. Dieses Verfahren besteht darin, daß an 
edem eingehenden beladenen Wagen der Zeitpunkt der Ankunft 
vermerkt wird. Dies geschieht auf zweierlei Art. Entweder 
erfolgt Bestempelung des Beklebezettels mit einem Stempel, 
der nur so groß sein darf, daß er durch die Maschen des Zettel- 
hal ters hindurchgeführt werden kann, und der den abgekürzten 
Sinioneiumen sowie Tag und Stunde des Einganges enthält, 


2. B.- >> Oder es werden entsprechende Kreideanschriften 


ax. Die Berlonpelung ist vorzuziehen, weil der Stempel- 
abdruck leichter zu finden ist und, falls das Verfahren allgemein 
eingeführt werden sollte, Verw echselungen mit den Zeichen an- 
derer Bahnhöfe ausschließt. Dieses Verfahren kann selbstver- 
ich auch bei leeren Wagen ohne.Schwierigkeit angewendet 
werden. 


in Nr. 17 dieser Zeitung vom 28. 4. 1921 wurde mitgeteilt, 
daß Spanien sein Eisenbahnnetz zu verbessern und ‘zu vervoll- 
‚ständigen beabsichtigt, wobei Franzosen und Engländer als Rat- 
'geber und Unternehmer mitwirken. Trotz der knappen Fassung 

| läßt. diese Mitteilung genügend erkennen, daß Spanien durch 
= Vertreter der erwähnten beiden Völker nicht gut in den 
enbahnangelegenheiten beraten wird. Daß Frankreich eine 
irchgehende Eisenbahnverbindung durch Spanien über Alge- 
Ofras nach seinen afrikanischen Kolonien wünscht, ist begreif- 
‚lich, und eine solche Linie, wenn sie richtig geführt 
‚wird, kann auch Spanien.von Nutzen sein. Von der Unter- 
tunnelung der Straße von Gibraltar kann man dabei zunächst 
absehen; die Verwirklichung dieses Planes dürfte allerdings 
‚noch in sehr weitem Felde liegen, nicht so sehr wegen der hohen 
‚Kosten, als vielmehr, weil eine einigermaßen annehmbare tech- 
nische Lösung noch nicht gefunden ist und vielleicht überhaupt 
R nicht gefunden wird. Der Verkehr von Algeciras nach der 


‚afrikanischen Küste könnte einstweilen mit Eisenbahnfähren 
bewirkt werden. Dagegen ist die Linienführung von Frankreich 
aus über die Pyrenäen, quer durch Spanien nach Algeciras fal-ıh. 
‚Der Wert dieser Bahn käme einseitig Frankreich zugute, Spa- 
n: hätte nur Nachteil. In Frankreich, das nicht so gebirgig 
i Spanien ist, kann man die Linie noch einigermaßen güustıg 
124 mäßigen Steigungen führen, so daß die Betriebskosten ver- 
‚hältnismäßig niedrig bleiben. In Spanien aber wäre die Ueber- 
'querung der Täler des Ebro, Duero, Taio, Guadiana und Guadal- 
quivir und die Ueberschreitung der die Stromgebiete dieser 
Flüsse trennenden mächtigen Gebirge notwendig, was die An- 
‚wendung sehr starker Steigungen und vor allem ungeheurer ve:- 
orener Steigungen erfordert. Spanien würde wohl die Fracht- 
sinnahmen für den Durchgangsverkehr erhalten, müßte aber 
ir die Bewältigung desselben dauernd so hohe Betriebskosten 
‘bringen, daß ein Gewinn wohl nicht herausspringen dürfte. 
Dazu kommt ein zweiter gewältiger Nachteil. Die Überlan- 
ie soll Vollspur erhalten, damit Güter ohne Umladung 
in nach Frankreich befördert und auch durchgehende 
Schnellzüge gefahren werden können. Da die spanischen Bahnen, 
ron den Schmalspurlinien abgesehen, alle die Breitspur von 
‚676 m besitzen, so müssen die Güter aller an die Ueberland- 
Dahn anschließenden Linien zwecks Uebergangs umgeladen wer- 
len. Diese unproduktiven Umladekosten verteuern die spanische 
MZeugung und vermindern die Wettbewerbsfähiekeit Spaniens 
um. Vorteil Frankreichs. Es ist nicht anzunehmen, daß Spa- 
lien aus diesem Anlasse sein ganzes Netz in Vollspur um- 
auen wird, umsoweniger, als ein sonstiger ‚zwingender Grund 
e eine solche Maßnahme nicht vorliegt. Für Spanien kommt 
vor allem darauf an, daß die Güter aus dem ganzen Lande 
möglichst günstig geführten Eisenbahnen nach dem nächsten 
ten gebracht werden können, wo sie dem Seeverkehr über- 
eben werden. Es ist also überwiegend Binnenverkehr, und 
diesen kann ‚Spanien ohne Nachteil seins besondere Spur 
enäalten. 


Nur eiime Eisenbahnlinie ist möglich, welche die erwähnten 
| u en Nachteile für Spanien ausschaltet, ohne die Absichten der 
en irgendwie zu beeinträchtigen. Es ist dies eine von 

rösiech- spanischen Grenze längs der Gstküste Spaniens 
‚ach Algeciras geführte Bahn. Von Paris bis zu der Grenze 
‚ei Cerbere besitzt Frankreich bereits gute Eisenbahnverbin- 


‚bahn so günstig wie nur denkbar, 


gen über Lyon-Nimes-Perpignan, teilweise können sie noch | 


I — Nr. 27 


Durch dieses Mittel wird dem Rangierpersonal und den Auf- 
sichtsbeamten der Dienst außerordentlich erleichtert. Es be- 
seitigt für das Personal die jetzt bei starkem Verkehr beste- 
hende Schwierigkeit, die Wagen in die planmäßigen Züge ein- 
zustellen, und ermöglicht den Aufsichtsbeamten die Überwachung 
des Rangierpersonals und die Feststellung von überständigen 
und überzähligen Wagen. Außerdem übt dieses Verfahren eine 
nicht zu unterschätzende erzieherische Wirkung aus. Wegen 
seiner Vorzüge sollte es möglichst allgemein eingeführt werden. 
Gelegenheit hierzu bietet die bevorstehende Einführung der 
Dienstanweisung für Zugabfertiger. Sie gestattet vielleicht eine 
Dienstregelung, die es möglich macht, die Bestempelung oder 
das Beschreiben der Wagen mit dem vorhandenen Personal 
durchzuführen. Es:würde damit der wirtschaftliche Nachteil 
entfallen, der durch die Einstellung von besonderen Arbeits- 
kräiten für diesen Zweck entsteht. 


Ausbau des spanischen Eisenbahnnetzes. 


In Spanien dürfte die Bahn natürlich nicht 
sondern müßte sie 


verbessert werden. 
genau alle Küstenvorsprünge umfahren, 


‘ zum Teil abschneiden, auch an einigen Stellen, wo flaches Vor- 


land es zuläßt, die Küste zwecks Abkürzung verlassen. Die 
Gesamtentfernung Paris-Algeciras wäre trotz der östlichen Aus- 
biegung sicher nicht größer, als die einer quer durch Spanien 
geführten Bahn, wenn man die zahlreichen Krümmungen in 


‘ Betracht zieht, welche diese zwecks Ueberschreitung der vielen 


Wasserscheiden erhalten muß. Betrieblich ist aber die Küsten- 
weil sie theoretisch ganz 
wagerecht, praktisch jedenfalls mit äußerst flachen Steigungen 
und fast ohne jegliche verlorene Steigungen ausführbar ist. 


- Somit würde Spanien für den Durchgangsverkehr an Betriebs- 


kosten ein Minimum aufzuwenden haben, daher ein Maximum 
an Gewinn erzielen, zumal auch die Baukosten voraussichtlich 
gering wären. Einige in Spanien bereits in der Nähe der Küste 
vorhandene Bahnen sind z. T. zu ungünstig und müssen durch 
Neubauten ersetzt werden, z. T. können sie nach Verbesserung 
mitbenutzt werden. Für Spanien hätte die Bahn den weiteren 
Vorteil, daß die wichtigen Häfen der :Ostküste, Barcelona, 
Tarragona, Valencia, Alicante, Cartagena, Almeria und Malaga 
in durchgehende kürzeste Schnellzugverbindung gebracht wür- 
den. Der Schnellzugverkehr Madrid-Paris kann am besten dur«!. 
eine Bahn Madrid- Saragossa- Barcelona bewirkt werden. Diese 
Linie überschreitet nur eine Wasserscheide und kann bei 
technisch richtiger Führung sehr leistungsfähig aus- 
gestaltet werden. Die Nachteile des Umladens der Güter von den 
spanischen Breitspurbahnen auf die vollspurige Küstenbahn 
fallen zum großen Teil fort, weil die spanischen Güter an -der 


Küste vorwiegend unmittelbar dem Seeverkehr übergeben 
werden. = 
Weiter ist in der Zuschrift in Nr. 17 dieser Zeitung vom 


28. 4. 1921 gesagt, daß die Engländer eine neue Eisenbahnver- 
bindung Madrid-Valencia planen, da die vorhandene sehr schlecht 
und Valencia der für Madrid am nächsten gelegene Seehafen 
ist. Es wurde schon ausgeführt, daß für Spanien eine gute 
Verbindung des Innern mit allen Seehäfen von großer Bedeu- 
tung ist, daher soll die Wichtigkeit einer Bahn Madrid-Valencia 
keineswegs bestritten werden. Noch wichtiger aber dürfte eine 
Verbindung von Madrid über Burgos mit seinen nördlichen See- 
häfen, Bilbao, Santander und San Sebastian sein, einmal wegen 
Erschließung der reichen und industriellen Gegenden, dann aber, 
um dem Verkehr zwischen Spanien und seinen nördlichen Absatz- 
gebieten, wozu nicht in letzter Linie Deutschland gehört, zu 
erleichtern, zu beschleunigen und dadurch zu steigern. Die 
Entfernung Madrid-Bilbao ist zudem wenig größer als Madrid- 
Valeneia. Daß den Engländern an dieser wichtigen Linie 


nichts liegt, sondern sie statt dessen auf den Bau der Strecke 


Madrid-Valencia hinarbeiten, ist sehr begreiflich. Sie wollen 
nämlich ihren Wettbewerbern, vor allem Deutschland nichts zu- 
kommen lassen, sondern lieber ihr Handelsvorrecht im Mittel- 
meer stärken, mag das Interesse Spaniens dabei auch zu kurz 
kommen. 

Es wäre sehr zu wünschen, wenn die spanische Regierung 
bei Durchführung ihrer weitgreifenden Eisenbahnpläne auch 
deutsche Fachleute zu Rate zöge; ihr wäre dann eine wirklich 
uneigennützige, nur dem Besten Spaniens dienende Beratung 
bei gediegenster Sachkenntnis sicher. 


Regierungs- und Baurat Weber, Coblenz. 


Nr. 24% = 


In der am 7. und 8. April 1921 in Baden-Baden abgehaltenen 
124. Sitzung der ständigen Tarifkommission und des ihr-bei- 
geordneten Ausschusses der Verkehrsinteressenten sind die fol- 
genden, die Deutschen Eisenbahntarife, Teil I betreffenden Be- 
schlüsse gefaßt worden: 

1. In Nummer 99/1920 dieser Zeitschrift wurde bereits mit- 
geteilt, daß die Prüfung der Wiedereinführung fester Liefer- 
fristen und der damit zusammenhängenden Fragen einem Unter- 
ausschuß übertragen worden ist. Gelegentlich der Sitzung dieses 


Unterausschusses, dessen Arbeiten inzwischen zum Abschluß ge- 


bracht sind,wurde anerkannt, daß sich die Betriebs- undVerkehr S- 
lage in den letzten Monaten gebessert habe. Namentlich in der 
Beförderung von Eilgut, zum Teil auch von Frachtgutwagen- 
ladungen seien wesentliche Fortschritte zu verzeichnen, Jedoch 
kämen noch fortwährend in manchen Bezirken in stärkerem, 
in anderen in geringerem Umfange Unregelmäßigkeiten vor, die 
Stockungen und Verzögerungen in der Güterbeförderung im Ge- 
folge hätten. Dies werde bestätigt durch die Verkehrssperren, 
die wegen Güteranhäufungen in einzelnen großen Bahnhöfen 
oder in ganzen Bezirken noch- erlassen werden müßten, und 
durch die große Zahl von Unregelmäßigkeiten in der Abliefe- 
rung von Stückgut und Wagenladungen. Die Ursachen lägen in 
örtlichen Unzulänglichkeiten, namentlich in der Überlastung der 
Verschiebe- ‚und Ladebahnhöfe, im Lokomotivmangel, I dem 
nach Zahl und Beschaffenheit unzureichenden Stand der Güter- 
wagen, im Mangel an fahrplanmäßigen Beförderungsmöglich- 
keiten, durch die die Einhaltung der Wagenübergangs- und Be- 
förderungspläne sichergestellt wäre, ferner in der Betriebs- 
erschwerung durch die Bestimmungen für die Ein- und Ausfuhr, 
in den Rückwirkungen von Betriebsstockungen bei ausländischen 
Anschlußbahnen auf den inländischen Verkehr, besonders in den 
Grenzbezirken, endlich in den Folgen der Einführung des Acht- 
stundentages und der sechstägisgen Arbeitswoche. 
waren sich die Mitglieder des Unterausschusses darüber einig, 
daß der jetzige Zustand auf längere Dauer nicht mehr beibe- 
halten werden könne. Es sei erwiesen, daß der Verkehr seit 
dem letzten halben Jahr zwar nicht glatt, aber doch ohne tief- 
„wirkende Schwierigkeiten habe bewältigt werden können, und 
daß sich die Betriebs- und Verkehrslage im allgemeinen auf dem 
Wege fortschreitender Besserung befinde, wenn nicht unbe- 
rechenbare Ereignisse von außen dazwischen kämen. 

Die übereinstimmende Meinung sämtlicher !Unterausschuß- 
mitglieder ging deshalb dahin, daß die Wiedereinführung fester 
Lieferfristen nicht weiter verschoben werden dürfe. Aber 
selbst nach Wegfall aller Betriebsschwierigkeiten sei an eine 
Wiederherstellung der vor dem Kriege in der Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung festgesetzten Höchstfristen nicht zu denken. Sie seien 
teils überhaupt zu knapp gewesen, teils hätten sie die Eisen- 
bahn zu unwirtschaftlichem Aufwand namentlich im Eilgut- 
und Stückgutverkehr genötigt. Die erforderliche Sparsamkeit 
und Wirtschaftlichkeit im Eisenbahnbetrieb werde künftig so 
reichlich ausgestattete Beförderungsmöglichkeiten wie vor dem 
Kriege nicht mehr zulassen. Der endgültigen Festsetzung von 
Höchstfristen durch die Eisenbahn-Verkehrsordnung werde da- 
her eine Prüfung der Leistungsfähigkeit der Eisenbahn in Ge- 
stalt vorläufiger, im Tarif festzusetzender Lieferfristen voraus- 
zugehen haben in dem Sinne, daß diese vorläufigen Lieferfristen 
als ein Versuch zu gelten hätten, der die Unterlage für die end- 
gültige Regelung liefern solle. Auf die weiter im Unteraus- 
schuß wegen Änderung der Bestimmungen über den Beginn der 
Lieferfrist usw. erörterten Ansichten braucht nicht näher ein- 
gegangen zu werden. Sie gehen aus den folgenden vom Unter- 
ausschuß empfohlenen Änderungen der Eisenbahn-Verkehrsord 
nung und der Tarife hervor. 


A. Dem Reichsverkehrsministerium sollen folgende Änderun- 


gen der Eisenbahn- Verkehrsordnung vorgeschlagen 
werden: 


a. in $ 34 (2) erhält der zweite Satz folgende Fassung: 

„Muß Gepäck unterwegs auf einen anderen Zug über- 
gehen,‘so kann die Weiterbeförderung erst mit dem nächsten 
der Personenbeförderung dienenden Zuge verlangt werden.“ 

b. an Stelle der Bestimmung des S Sl (1) tritt folgende Fas- 
sung: 

„Die Lieferfrist ist durch den Tarif festzusetzen.“ 


c. in $ 51 (2) erhält der erste Satz folgende Fassung: 


„Die Lieferfrist beginnt mit der auf die Annahme fol- 
genden Mitternacht.“ 


d. der $ 75 (1) erhält folgende Fassung: 


„Die Lieferfrist besteht aus einer Aktortigunpafrict und 
einer Beförderungsfrist.“ 


ee Ber 


Beschlüsse der ständigen Tarifkommission. 
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e. in $ 75 (5) erhält der erste Satz folgende Far 


„Die Lieferfrist beginnt mit der auf die Annahm 
. genden Mitternacht.“ 


‚n$S 72% wird nach den Worten: RE einer 
Verschulden der Eisenbahn eingetretenen Betriebsstö 
eingefügt: ; 
„oder einer von der zuständigen Stelle angeordnete iS 
maßnahme.“ = 

h. an Stelle der Bestimmungen in 5 75 (8) und (9) 
gende Bestimmung: ; ; 

„Für jeden der in der Lauf der Tieterfristee f 

Sonntage und gesetzlichen Festtage wird .die Lieferfris 

je 1 Tag verlängert.“ 


i. in $ 92 (3) wird der Betrag von 0,2 Plone für Be h 
auf 0,5 Pfennig für die Einheit und der Mindestbetr: N 
40 Pfennig auf 4 Mark erhöht. 
k. in $ 37 (2) und in $ 94 (2) erhält der Eingang der S 
mung folgende Fassung: Be 
„Ist ein Schaden nicht nöcheenieser und überst 
Überschreitung der Lieferfrist 12 Stunden, so hat ie 
bahn usw. wie bisher.“ 


B. Nach Genehmigung der Änderungen der Eisenbah 2 
kehrsordnung unter A und gleichzeitig mit ihrer Durchfü 
sollen die Tarife wie folgt geändert und ergänzt werde 


I. Der Deutsche Eisenbahn-Personen- und Gepäcktarif, 


a. in der Ausführungsbestimmung 5 zu $ 32 EVO. sin 
neuen Gebührensätze — vgl. oben unter Ai — einzus 
b. die. Ausführungsbestimmung 2e zu 8 43. EVO., : 
folgenden Wortlaut: 


„bei einer Sendung, die le von einem Bu auf e 
anderen überzugehen hat, mit der Ankunft des anschl 
ßenden oder des nächstfolgenden zur Beförderung 
gebenen Zuges am Bestimmungsorte.“ 5 


II. Der Deutsche Eisenbahn-Tiertarif, Teil I: 


a. die Ausführungsbestimmung zu $ 51 EVO. erhäl folgen 
Fassung: : 
„Die Lieferfrist beträgt bis auf weiteres: 

bei einer Entfernung bis zu 150 Tarifkilometer. 'a 

bei größeren Entfernungen für weitere angefangene 

300 Tarifkilometer 2 weitere Tage.“ - 

. b. im Abschnitt V des Nebengebührentarifs sind di 
Gebührensätze — vgl. oben unter Ai —  einzustel 


-UEDer. Deutsche Eisenbahn-Gütertarif, et IA 


Die Ausführungsbestimmungen I und u zu 5 75 Evo 
halten folgende Fassung: ee 
„(1) Die Lieferfristen betragen bis auf weiteres: 
a. für beschleunigtes Eilgut: 
‚1. Abfertigungsfrist a, 
2. Beförderungsfrist für je auch - nur auge- 
"  fangene 300 Tarifkilometer 


b. für Eilgut: 
1. Abfertigungsfrist RE 
2. Beförderungsfrist für je auch nur ange- de 
fangene 300 Tarifkilometer a er 
. für Frachtgut: 


1.- Abfertigungsfrist > 12% 

2. Beförderungsfrist bei einer Entfernung hi 
zu 100 Tarifkilometern E 
bei größeren Entfernungen für weitere” an- 
‚gefangene Je- ‚100 Tarifkilometer 2 


Lam) 


Gut so en Here wu 
es mit den dafür freigegebenen Zügen mögli 
(3) Für Stückgutsendungen von Gütern, die nach. 
 “stimmungen der Anlage C zur Eisenbahn-V 

ordnung nur bedingungsweise zur Beförderun 
lassen sind, sowie von leeren Packmitteln un 

tern, in denen solche Güter enthalten ‚waren, | 
die Lieferfrist das Doppelte. der Sätze ‚in A 
= dieser Ausführungsbestimmung.“ 


IV. Der Deutsche Eisenbahn-Gütertarif, Teil IB: 
Im Abschnitt XVI des Nebengebührentarifs. Be i 
Gebührensätze — vgl. oben unter Ai — einzustellen. 
Die ständige Tarifkommission beschloß - mit über 
Mehrheit die Annahme dieser Vorschläge. (Dr) = 


_ wahrt, wenn das 


verschiedenen Eisenbahndirektionen war beantragt 
für Abschriften von Tatbestandsaufnahmen vine beson- 
ühr zu erheben. Begründet war die Anregung mit der 
ahl von Anträgen auf Abschriften von Tatbestands- 
n, die bei Erstattungsanträgen von den am Fracht- 
Beteiligten und besonders von Versicherungsgesell- 
ten gestellt werden, und mit den hohen Personal- und 
alkosten, die durch Erledigung dieser Anträge erwarhsen. 
ndige Tarifkommission beschloß aber die Ablehnung 
ages. Man müsse berücksichtigen, daß die Tatbestand.s- 
en durch Schäden veranlaßt würden, die ein Gut wäh- 
der Beförderung oftmals durch Verschulden der Eisenbahn 
idee Die Anfertigung von Tatbestandsaufnahmen und die 
inntgabe der Befundsfeststellung an die am Frachtvertrag 
iligten sei eine mit dem Frachtgeschäft unmittelbar zusam- 
gende Leistung. Die Versicherungsgesellschaften z. B. 
ein Recht darauf, näheres über Art, Umfang usw. der 
digung der bei ihnen versicherten Güter zu=erfahren, 
ıßerdem sei es vom Rechtsstandpunkt aus zweifelhaft, ob die 
nführung der Gebühr überhaupt zulässig sei. 


n den seit Kriegsausbruch erleichterten Bestimmungen 
Bedeckung leicht feuerfangender Güter (Ziffer 10 der 
II zum Deutschen Eisenbahn-Gütertarif, Teil IA) soll 
des in starkem Maße bestehenden Deckenmangels auf 
rücklichen Beschluß der ständigen Tarifkommission bis auf 
eres nichts geändert werden. 


im $ 23 der Allgemeinen Tarifvorschriften vorgesehene 
ergünstigung für leicht zerbrechliche Gegenstände, die 
ckt zur Beförderung aufgeliefert werden, soll auf ‚Stein- 
en ausgedehnt werden. ) 


er 8 24. der Allgemeinen Tarifvorschriften galt bisher 


Zur Beseitigung auf- 
Zweifel wird diese ae in der Über- 
des $ 24 ersetzt durch: „Außergewöhnlich lange, breite 
he Gegenstände“ und in der Tarifvorschrift durch: 
tände, die wegen ihrer Länge, Breite oder > in 
Kön- 
Ausdruck „Saatkartoffeln“ in $ ‚40 der Allgemeinen 
ch. (Pflanzkartoffeln)“. Diese Bezeichnung ist in den. je 
Jahren immer mehr gebräuchlich geworden und ist auch 
ıder als „Saatkartoffeln“, da Kartoffeln nicht gesät, son- 
gepflanzt werden. Um ferner Mißbräuchen entgegenzu- 
zweifelsfrei auszudrücken, daß unter „Saatkartoffeln' 
A nur gemäß $ 40 der Allgemeinen Tarifvorschriften 
anntes Saatgut verstanden werden soll, wird in $ 40 zu- 
‚ daß diese Saatkartofieln in Wagenladungen nach den 
jungen der Liste A berechnet werden, und in Ziffer 27 
a A wird auf $ 40 der Allgemeinen Tarifvorschriften 
- Außerdem wird die Zugehöriekeitszeit von, Speise- 
offel ‚ die bisher die Zeit vom 1. Juli bis 30. September 
te m auf die Zeit vom 1. März bis 30. Sep- 


reits in der 121. Sitzung der ständigen Tarifkommission 
6 Wiedereinführung der bedeckten Beförderung von Stück- 
beschlossen und die Maßnahme mit Wirkung vom 15. Juni 
urch entsprechende Aenderung des $ 45 der Allgemeinen 
fvorschriften durchgeführt worden. Nunmehr sollen auch 
\ _Verladung der Wagenladungsgüter wieder die leichten 
ungen der Vorkriegszeit über die Beförderung der 
offenen, bedeckten oder offenen Wagen mit Decke 
werden, unter Anpassung an die inzwischen ge- 
Frachtberechnungsgrundsätze. (ÄD.) 
an wird mit der Überprüfung der Liste A und des 
hnisses II ein besonderer Unterausschuß betraut. 


Die Bestimmungen in $ 1 der Allgemeinen Tarifvorschriften 
ie. Abrundung des Gewichts der Wagenladungen auf volle 
kg nach oben haben bei Berechnung des 10prozentigen 
'ichtszuschlags für bedeckte Beförderung zu verschiedener 
le: g durch die Dienststellen geführt. Die Folge davon 
teils. das wirkliche Gewicht der Sendung um 10% 
t und dann erst auf volle 100 kg aufgerundet wurde, teils 
wirkl iche Gewicht zunächst auf volle 100 kg aufgerundet 
ei es um 10% erhöht wurde, wobei das erstmalig auf 
100 kg aufgerundete Gewicht als das der Frachtberechnung 
zu legende Gewicht galt, teils eine zweimalige Auf- 
vorgenommen wurde, indem zuerst das wirkliche und 
s um 10% erhöhte Gewicht nochmals auf volle 100 kg 
det wurde. Ähnliche Zweifel über das „frachtpflichtige 
ht‘ bestanden auch bei anderen Tarifvorschriften. Diese 
i des Tarifs sind durch genauere Fassung der einzelnen 
nungen beseitigt worden. (ÄD.) 

gentlich der Behandlung eines Antrages betr. Auf- 
n Dielen in die Liste A ist beschlossen worden: 
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GH „Lumpenhalbzeugmasse. wie in Klasse B genannt“; 


x 
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a. die Ziffer 53 b der Liste A wie folgt zu fassen: 
„Kantholz (Balken, Sparren oder Verbandholz), Bohlen 
(Pfosten), Bretter und Dielen, sämtlich über 3,5 m Länge, 

- soweit nicht großräumige offene Wagen gestellt werden“; 

b. > Ziffer 24a des Verzeichnisses IV die Fassung zu 

geben: 
„Holz, der Klasse C, are nköle und Masten über 
14 cm Durchmesser, 1,0 alb des unteren Endes ge- 
messen, Kantholz (Balker, Sparren-oder Verbandhelz), Boh- 
len (Pfosten), Bretter, Dielen, Weiden (Korbweiden), 
Daub-(Faß- )holz, Späne zur Essigbereitung‘“; 

c. die Beispiele in Ziffer 3 der Stelle „Holz“ der Klasse C wie 
folgt aufzuführen: 

„Kantholz (Balken, Sparren oder Verbandholz), Latten, 
Leisten, Bohlen (Pfosten), Bretter, Bde Planken, Borde, 
Riemen und Stäbe für Fußböden.“ (2.0) 


10. Für Langholz, das in die Liste A aufgenommen ist, al 
bei Verwendung eines Schemelwagenpaares der Frachtberech- 
nung nach der Hauptklasse ein Mindestgewicht von 20000 kg 
zugrunde gelegt werden. Die Eisenbahndirektion Kattowitz 
hätte auf Ersuchen des Vereins Ostdeutscher Holzhändler und . 
Holzindustrieller, Zweigstelle Oberschlesien, beantragt, diese 
Vorschrift vorübergehend dahin abzuändern, daß bei Verwen- 
dung von Schemelwagenpaaren mit Rungen von weniger als 
1,5 m Höhe nur ein Mindestgewicht von 15000 kg bezahlt zu 
werden braucht. Der Antrag wurde aber abgelehnt. Sowohl 
hinsichtlich der Zahl der Yorgekommenen Ladungen unter 
20000.kg als auch des Bestandes an Wagen mit Rungen unter 
1,5 m Höhe sei ein Bedürfnis auf Herabsetzung des Mindest- 
gewichts nicht anzuerkennen. 


11. In die Liste A werden neu aufgenommen: 


a. „Holzmehl“; 
=D: re Febrannt "und trocken gelöscht, 


ce. „Korkholz“; (AD.) 


in Pulverform“; 


(AÄD.) 
e. „altes Tauwerk“ durch Ergänzung der Ziffer 84. (ÄD.) 


12. Wegen der Überprüfung des Verzeichnisses I (der sper- 
rigen Stückgüter) hat die Eisenbahndirektion Elberfeld einen 
Teilbericht erstattet, auf Grund dessen die ständige Tarifkom- 
mission zur Beseitigung offenbarer Härten verschiedene Än- 
derungen des Verzeichnisses beschlossen hat. Danach werden 
in diesem Verzeichnis gestrichen: die Ziffer 6: „Besen, Bürsten 
und Pinsel“ und die Ziffer 24: „Glühbirnen, Laternen, Lampen 
und Kronleuchter, sowie Teile von solchen‘, ferner in Ziffer 12: 
„Gasherde‘“, „Gaskocher“, „Ofenteile“ und „Stahlfederungen“, in 
Ziffer 80: „Eis- und Fliegenschränke“, „Haus- und Küchen- 
geräte in Kisten“, „Leisten“, „Pantoffeln“, „Rahmen“, „Riemen- 
scheiben“, „Schuhe“ und. „Sohlen“, in Ziffer 41a: „Heugabeln‘. 
Zugesetzt wird: in Ziffer 12 hinter „Kessel“: „ausgenommen 
gußeiserne und solche für gewerbliche und Heizanlagen“, vor 
„Räucherschränke“: „Ofenrohre“, hinter „Sägen“: „mit Holz- 
gestellen oder Bügeln (Spannsägen)“, hinter  „Stahlspäne“: 
„Stahlwolle“ und am Schluß der Ziffer 12 als Anmerkung: 
„Packmittel aus Eisenblech siehe Ziffer 45 des Verzeichnisses 
I“; in Ziffer 13b hinter „Fahrräder, auch Kraftfahrräder, nicht 
zerlegt“: „ausgenommen Motorroller“; als neue Ziffer 19a: 
„Fliegenschränke“; am Schlusse der: Ziffer 28: „ausgenommen 
Löffel, Gabeln und Messer (Bestecke) aus Aluminium“; in Zif- 
fer 30 sowohl hinter „Hobelbänke“ als auch hinter „Geflügel- 
häuser“: „unzerlegt“; in Ziffer 31: „ungepreßt“; in Ziffer 36: 
„neue“; in Ziffer 41 b hinter „Nähmaschinen“: „ausgenommen 
in Kisten verpackte“; als Anmerkung zu Ziffer 41: „Bei Sen- 
dungen von 2000 kg und mehr auf einem Wagen wird die 
Fracht für das wirkliche Gewicht ohne -Sperrigkeitszuschlag 
berechnet, bei Sendungen unter 2000 kg werden der Fracht- 
berechnung höchstens 2000 kg zugrunde gelegt“; in Ziffer 49: 
„nicht zerkleinert oder nicht in festen Ballen gepreßt“. Bnd- 
lich werden noch ersetzt: in Ziffer 41 b „Brückenwagen“ durch: 
„Dezimal-(Brücken-)wagen, ausgenommen eiserne“ und „Wasch- 
maschinen aus verzinktem Eisenblech“ durch: „Haushaltwasch- 
maschinen aus verzinktem Eisenblech“;, Ziffer 47 einschließlich 
Anmerkung durch: „Wellpappe und Wellpapier“. (ÄD.) 

Wegen weiterer Änderungen des Verzeichnisses I wird die 
Fisenbahndirektion Elberfeld zu einer der nächsten Sitzungen 
der ständigen Tarifkommission erneut berichten. 


13. In das Verzeichnis II (der zuschlagsfrei in bedeckten 
Wagen zu befördernden Güter) werden neu aufgenommen: 


"a. „Malz, auch geröstet oder geglättet“; (ÄD.) 

b. „Mischdünger der Klasse D, wenn deren ii Frachtbriefe 
angegebene Einzelbestandteile bereits in das Verzeichnis II 
aufgenommen sind“; (ÄD.)» 

e. als Ziffer 48e: „Kalk, gebrannt und "trocken gelöscht, in 
Pulverform. (AD e) 
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14. Die Ziffer 3 der Stelle „Eisen und Stahl“ der Klasse D 
wird geändert in: „Abfallspäne, auch brikettiert oder gemahlen“, 
und außerdem wird als Anmerkung zu dieser Stelle aufge- 
nommen: „Besonders hergestellte (Parkett-) Stahlspäne ge- 
hören zur Klasse A.“ Die weiter beantragt gewesene Auf- 
nahme von Stahlspänen und Stahlwolle in das Verzeichnis III 
‘ (der in großräumigen bedeckten Wagen zu befördernden Güter) 
wird abgelehnt. (ÄD.) 

15. Das Verzeichnis V (der zur Beförderung in Kessel- oder 
anderen Gefäßwagen zugelassenen Güter) wird erweitert durch 
die Aufnahme von: 


a. „Nitritlauge 


(AD.); 

b. „Sauerstoff“ (AD*); , 

€. „Wasserstoff“ (AD.). 

16. Nach dem heutigen Tarifzustand gehören die in die Klas- 
sen B und © der Gütereinteilung aufgenommenen Holzwaren 
zur ermäßigten Stückgutklasse, während die in die Klassen C 
und D eingereihten Hölzer zur Stückgutklasse I abgefertigt 
werden müssen. Zur Beseitigung. dieses Mißverhältnisses ist 
die Aufnahme auch von „Holz, wie in den Klassen C und D 
ae in die ermäßigte Stückgutklasse beschlossen worden. 
(ÄD.) 

17.. Brieftauben wurden zur Unterstützung der Brieftauben- 
zucht in die ermäßigte Eilgutklasse eingereiht. Außerdem soll 
beim Deutschen Eisenbahn-Verkehrsverband beantragt werden, 
das Fliegenlassen der Tauben von den Eisenbahnstationen 
kostenlos ausführen zu lassen. (ÄD.) . 


- 18. In den Verhandlungen des Reichseisenbahnbeirats am 15. 
Februar 1921 über die am 1. April d. J. eingetretenen Tarif- 
erhöhungen sowie in zahlreichen Eingaben ist eine schonliche 
Behandlung der Dfngemittel und Lebensmittel als dringend 
notwendig bezeichnet werden. Der Herr Reichsverkehrsminister 
hat wohlwollende Prüfung zugesagt und die Eisenbahndirektion 
Berlin beauftragt, diese Wünsche in der ständigen Tarifkom- 
mission zur Erörterung zu stellen. Mit der Prüfung dieser 
Frage ist ein besonderer Unterausschuß betraut worden. 


19. Es lag der Antrag vor, Mineralwasser in das Verzeich- 
nis II und die Liste A aufzunehmen. Die ständige Tarifkon- 
mission erkannte jedoch nur das Bedürfnis für die Aufnahme 
von „Mineralwasser, natürliches, und Trinksole“ in das Ver- 
zeichnis II an und lehnte die weitere Begünstigung durch Ge- 
währung der Liste A ab. Gleichzeitig wurde aber die Ver- 
günstigung in $ 33 der Allgemeinen Tarifvorschriften für ge- 
brauchte Packmittel für Bier und Gebäck auch auf solche für 
Mineralwasser ausgedehnt. (ÄD.) 

20. Die Eisenbahndirektion Berlin hatte eine Anregung der 
Tetralin-Gesellschaft m. b. H. in Berlin auf tarifarische 
Gleichstellung des Tetralins mit dem Benzol zur Verhandlung 
gestellt. Der Antrag wurde aber mangels anerkannten Bedürf- 
nisses abgelehnt. 


21. Infolge eines Antrages, Würzeflaschen in die Ziffer 8 


(wässerige- Lösung von Natriumnitrit)“ 


der Stelle „Glas“ der Klasse B aufzunehmen, wurde  be- 
schlossen: 
a. die Ziffer 8 der Stelle „Glas“ der Klasse B wie folgt zu 
fassen: 


„Ordinäre Verpackungsflaschen, auch mit luftdicht einge- 
riebenem Stopfen oder mit Bügel- oder Hebelverschluß, 
Demiiohns, Korbflaschen“; 


b. in Ziffer 42 der Liste A die Worte: 
Mineralwasserflaschen, 
flaschen‘“ zu ändern in: 


„Ordinäre Verpackungsflaschen, auch mit luftdicht ein- 
a Stopfen oder mit Bügel- oder Hebelverschluß“. 
(Ä 

232. Der Deutsche Gußrohr-Verband G. m. b. H. in Köln hatte 
den Antrag gestellt, eine Begünstigung eiserner Gußröhren in 
der Weise vorzunehmen, daß entweder Stahl- oder Schmiede- 
röhren auftarifiert oder Gußröhren herabtarifiert werden. Der 
Antrag wurde. iedoch abgelehnt. In dem dieserhalb von der 
Eisenbahndirektion Elberfeld erstatteten Bericht wurde aber 
auf die Unvollständigkeit der jetzigen Fassung der Ziffer 5 
der Klasse C der Tarifstelle „Eisen und Stahl“ hingewiesen. 
Die Fassung biete zur Zeit keine Handhabe, die Bezeichnung 
„Röhren“ als ungenügend für die Anwendung der Klasse CO an- 
zusehen. Zur Beseitigung in dieser Richtung bereits aufgetre- 
tener rechtlicher Bedenken wurde beschlossen, die Ziffer 5 der 
genannten Stelle wie folgt zu fassen: „Röhren, sonst nicht ge- 
nannt, einschließlich usw. wie bisher“. (Ä D.) 

23. Die Stelle „Getreidekeimlinge“ in Klasse D, die Ziffer 
33 des Verzeichnisses II, die Ziffer 39 der Liste A und die 
Ziffer 9 der ermäßigten Stückzutklasse werden folgendermaßen 
geändert: „Getreidekeimlinge, auch entölt, se errogknen und ge- 
mahlen“. (ÄD.) Te 


„Wein-, Bier- und 
ordinäre Spirituosen- und Medizin- 
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Klasse B nach Klasse D versetzt. (ÄD.) 


IP 
> 


eitung des Vereins 
Dentinhe Eisenbahnverwaltu: 


24. „Hopfenranken, auch entrindet und entfasert“ werden 


25. Zur Beseitigung bestehender Zweifel und zur Festleg 
des Begriffs ‚„Melasse“ ist der Auslegungsbeschluß gefaß 
den, daß als Melasse im Sinne des Tarifs die Resterzeug: 
der Zuckerindustrie mit einem nach dem Steuerverfahren 
mittelten Reinheitsgrad unter 70 % anzusehen sind. 

26. In Klasse D wird folgende neue Stelle gebildet: „Am 
tratlösung (Ammonitratlauge), zur Bereitung von Düngem 
bestimmt“. - Außerdem wird in das Verzeichnis V unter 
sonderer Ziffer a „Ammonitratlösung (Amm 
tratlauge)“. (ÄD .) 

27. In Klasse D, in Ziffer 23 der ermäßigten Stückgutk 
sowie in Ziffer 65 des Verzeichnisses II wird die ‚bisher 
Stelle „Maisabfälle und Maisrückstände usw.“ wie folgt @ 
„Maisabfälle und Maisrückstände, die bei der are 
oder bei der Entölung von Maiskeimlingen gewonnen we 
Maiskuchen, Maiskuchenschrot und -mehl, Maiskeimölk 
(Maisölkuchen), Maiskeimölkuchenschrot und -mehl (Ma 
kuchenschrot und -mehl)“. Ferner wird in Liste A folg 
neue Stelle gebildet: „Maisabfälle und Maisrückstände, die k 
der Stärkebereitung oder bei der Entölung von Maiskeimli 
gewonnen werden, wie in Klasse D genannt, ausgenom 
Maiskuchen und Maiskeimölkuchen oder Maisölkuchen“. (ÄD 

28. Zwecks tarifarischer Gleichstellung der eng: verwan 
Stoffe Chilesalpeter, Kalksalpeter und Natronsalpeter so 
unter Streichung der bisherigen Stellen „Chilesalpeter usw.“ 
„Kalksalpeter“ in Klasse D folgende neue Stellen gebild 
werden: 

a.in Klasse B: 


„Chilesalpeter (natürlicher Nr roh“, 


„Kalksalpeter“, ' 

„Natronsalpeter, künstlicher“; 
b. in Klasse D: _ Be 

„Chilesalpeter (natürlicher Natronsalpeter), roh, zum 


Düngen oder zur Bereitung von Düngemitteln bestimm 
„Kalksalpeter, zum Düngen oder zur Bereitung von Dü 1 
mitteln bestimmt.“ 

- Außerdem werden die Ziffern 18, 50 und 79 des Verzeich 1- 
nisses II ersetzt durch: 

„Chilesalpeter (natürlicher Netronsalpeer. roh wie in d 
Klassen B und D genannt‘, 
„Kalksalpeter, wie in den Klassen B und D gend r 
„Natronsalpeter, künstlicher, wie in ‚den Klassen B: 
D genannt.“ (ÄD.) 


29. Zur Unterstützung der deutschen Landwirtschaft dur 
Verbilligung des Bezugs gipshaltiger Düngemittel und glei 
zeitig zur Verbesserung.des Tarifs ist beschlossen worden: 


a. in Klasse E folgende neue Stelle aufzunehmen: 
„Rückstände, gipshaltige, auch gemahlen, zum Düng 
oder zur Bereitung von Düngemitteln bestimmt“; 


b. in Klasse D die Stelle „Rückstände, gipshaltige“ am 
Schluß durch den Zusatz zu ergänzen: 


zu 123: Zum Düngen oder zur Bereitung von Dü 
mitteln bestimmte gipshaltige Rückstände siehe 
Klasse E“; 

ce. in Klasse E die Stelle „Gips“ wie folgt zu fassen: 
„Gips (schwefelsaurer Kalk), auch gemahlen oder zerkl 
nert, zum Düngen oder zur Bereitung von Düngemifigi n 
bestimmt“; 


d.in Klasse E bei der Ziffer 2 der Stelle „Steine“ 
Wortlaut „zu Düngezwecken“ zu ersetzen durch: „z 
Düngen oder zur Bereitung von Düngemitteln bestimmt‘ 


e. im Verzeichnis II die Ziffer 34 wie folgt zu fassen: - 


„Gips, natürlicher, zerkleinert oder Bob Sul ze Ir 
kleinert“. (ÄD. 


30. Die Ausstellung von Bescheinigungen über die 
nahme des Gutes durch Ausstellung von Duplikaten und A 
nahmescheinen ($ 61 Ziffer 5 und 7 EVO.) sowie von 
nahmebescheinigungen in den besonderen Quittungsbüche 
($ 61 Ziffer 8 EVO. hat in den letzten Jahren ganz erhel 
zugenommen. Wegen der dadurch bedingten Mehrarbeit 
Eisenbahn hatte die Eisenbahndirektion Mainz beantragt, 1 
derartige Arbeitsleistungen eine besondere Gebühr einzuführe 
Die Beschlußfassung über diesen Antrag wurde aber bis 
Neueinbringung eines Antrages vertagt. Vom Ausschuß 
Verkehrsinteressenten wurde darauf hingewiesen, daß ‚die 
Arbeit seit dem Bestehen der Eisenbahn kostenlos ausge 
werde. Zudem sei die Arbeit der Eisenbahn nicht so groß, d 
dadurch eine besondere Bezahlung gerechtfertigt werde. 
Verkehrsbeteiligten würden durch derart kleinliche Nebe 
bühren so stark verärgert, daß im Interesse der Eisenbahn 
der Einführung der Gebühr abgeraten werden müsse. 


. Für die Benutzung von Kabelwinden zum Ver- oder Ent- 
den von Fahrzeugen von der Rampe in den Eisenbahnwagen 
ınd umgekehrt wird eine Gebühr von 5 MH ftir jeden verwendeten 
Be weeen und jede angefangene halbe Stunde erhoben. 
BED. | 

82. Die Bestimmungen im Absatz 3 des Abschnitts XIV des 
lebengebührentarifs werden dahin geändert, daß bei Benachrich- 
'igung durch Fernsprecher die etwa erwachsende besondere 
‚sesprächsgebühr, mindestens aber 20 3 für jedes Gespräch er- 
‚oben werden. Für mehrere gleichzeitig angemeldete Sendungen 
wird die Gebühr nur einmal erhoben. (ÄD.) 


33. Nach der Ausführungsbestimmung XII 2 zu $S 48 EVO. hat 

Absender bei Abfertigung von Tieren auf Beförderungs- 
chein eine schriftliche Erklärung über Stückzahl, Gattung, Alter 
ıd Gewicht der Tiere abzugeben. Das Muster dieses Vordrucks 
als Anlage in den Deutschen Eisenbahn-Tiertarif, Teil I, 
ufgenommen werden. (ÄD.) 
34 Die Wiedereinführung einer Frachtermäßigung für Wan- 
‚erschafherden wird mangels anzuerkennenden Bedürfnisses und 
‚ur Vermeidung von Berufungen abgelehnt. 


35. Nach $ 42 Ziffer 2 des Deutschen Eisenbahn-Personen- und 
repäcktarifs, Teil I, wird der Empfänger von „bahnlagernd“ ge- 
telltem Expreßgut von dessen Ankunft nicht benachrichtigt. Bei 


‚erartigen Expreßgütern wird vielmehr, wenn sie nicht innerhalb 
' Tagen abgenommen sind, gemäß Ausführungsbestimmung 3 zu 
43 EVO. die Anweisung des Absenders eingeholt. Das Lager- 
- wird nach Ausführungsbestimmung 2 zu $ 42 ohne weiteres 
erechnet, wenn die Güter nicht innerhalb 24 Stunden nach An- 
‚aunft des Zuges abgenommen werden. Im Güterverkehr ist die 
senbahn im Gegensatz hierzu gemäß Ausführungsbestimmung 
IT zu S 79 EVO. berechtigt, den Empfänger bahnlagernd ge- 
Iter Güter auch dann von deren Ankunft zu benachrichtigen, 
renn dies vom Absender im Frachtbrief nicht vorgeschrieben ist. 
us Zweckmäßigkeitsgründen. soll diese Bestimmung auch auf 
‚en Expreßgutverkehr übernommen und $ 42 der EVO. ent- 
prechend ergänzt werden. 
‚36. Die jetzigen Bestimmungen im Abschnitt V des Deutschen 
isenbahn-Personen- und Gepäcktarifs, Teil I, bieten für die Er- 
‚ebung einer Nebengebühr für die eisenbahnseitige Ausfertigung 
I Suekarien sowie für die Arbeitsleistungen der Eisenbahn 
te: 


— 


ge nicht oder nicht genügend durch den Aufgeber bezeich- 
ieter Expreßgüter usw. keine Unterlage. Infolgedessen werden 
'ewisse. Leistungen, für die im Güterverkehr Gebühren zu er- 
eben sind, im Expreßgutverkehr unentgeltlich ausgeführt. Zur 
I Meung dieses Mangels ist der Beschluß gefaßt worden, die 


jestimmungen für den Expreßgutverkehr in dieser Hinsicht 
urch Änderung der in Frage kommenden Ausführungsbestim- 
aungen denen des Güterverkehrs anzupassen. (ÄD.) 


7. Für. Gesellschaftssonderzüge werden durch Änderung der 
wusführungsbestimmung AIb zu S 12 EVO. neue Einheitssätze 
nd gleichzeitig auch für Gesellschaftssonderzüzge 4. Klasse 


Pr 


lindestfahrpreise festgesetzt. 


8. Die Höchstaltersgrenze für die Gewährung der Fahrpreis- 
1 näßigung für Fahrten nach. und von Ferienkolonien (Ausfüh- 
| nesbestimmung C III1C zu $ 12 EVO.) wird auf das 16. Lebens- 
ahr festgesetzt. . 


E B: Abgelehnt wurden die Anträge: 


7 


> 


Nachrichten. 
ı  Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


- Eisenbahnbeiräte. Das Reichsverkehrsministerium hatte 
Vertreter der Länder zu einer Besprechung über den dem 
;hsrat vorliegenden Entwurf einer Verordnung über die 
ildung der Eisenbahnbeiräte zusammenberufen, um eine 
prache herbeizuführen über die Wünsche, die von den 
erungen und gewissen Interessentenkreisen der Länder 
nd gemacht waren. . Diese Wünsche würden im wesent- 
n ohne Änderung der Grundlagen der Verordnung berück- 
ichtigt ‚werden können. Zu der Aussprache ist es jedoch 
icht: gekommen. Die Ländervertreter waren in ihrer Mehr- 
ahl der Auffassung, daß der Neuaufbau der Bezirkseisen- 
äte bis nach der Bildung der Wirtschaftsbezirke zurück- 
t werden sollte und die Schaffung des Reichseisenbahn- 
aus den bisherigen Bezirkseisenbahnräten der Länder 
mäßig sei. 

Gegensatz zu dieser Stellungnahme hat der Hauptaus- 
‚des deutschen Industrie- und Handelstages in Überein- 
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a. betr. Ausdehnung der Fahrpreisermäßigung für Schul- 
fahrten und Jugendfahrten auf die 4. Wagenklasse und 
Herabsetzung der Mindestteilnehmerzahl für Jugendfahrten 
sowie Aufhebung der Beschränkung solcher Fahrten auf 
Ausflüge von höchstens 3 Kalendertagen; 

b. betr. Einführung einer Fahrpreisermäßigung für die Be- 
sucher von Volkshochschulen; 

c. betr. Gewährung einer Fahrpreisermäßigung für Zöglinge 
der ehemaligen Kadettenanstalten.- 

40. Die Ziffer 1B der Ausführungsbestimmung CV zu $ 2 

EVO. (Fahrpreisermäßigung für MASd cnsastitte} wird wie 
folgt gefaßt: 

„Das Pilegepersonal der Magdalenenstifte, d. h. solcher 
Vereine und Anstalten, die sich der Fürsorge für gefallene 
oder für gefallene und sittlich @efährdete Frauen und Mäd- 
chen widmen, und zwar: 

a. bei Reisen, die durch die Fürsorge für die Schützlinge 
veranlaßt sind; 
b. bei Reisen infolge von Versetzungen und zur Kur oder 

Erholung.“ 


Außerdem wird in Ziffer 4 der Ausführungsbestimmung CV 
der letzte Satz „bei Reisen im Falle usw. bis zum Schluß“ ge- 
strichen. (ÄD.) 


41. Die Fahrpreisermäßigung für mittellose Kranke und andere 
hilfsbedürftige Personen wird durch Ergänzung der Ausführungs- 
bestimmung CVI zu $ 12 EVO. zugunsten der Krüppelfürsorge 
erweitert. (ÄD.) s 

42. Die Fahrpreisermäßigung CVI zu $ 12 EVO. (für mittel- 
lose Kranke und andere hilfsbedürftige Personen) wird durch 
entsprechende Ergänzung der Ziffer 1b) unter a), der Ziffer 1C 
und der Ziffer 5 auf den Besuch von Schwerhörigenanstalten und 
von Schwerhörigengottesdienst ausgedehnt. Ferner wird zur 
Vermeidung von Mißbräuchen die Gewährung der Fahrpreis- 
ermäßigung zum Gottesdienst davon abhängig gemacht, daß am 
Wohnort des Taubstummen oder Schwerhörigen kein solcher 
Gottesdienst abgehalten wird. . 

43. Die Einführung einer Gebühr für vorausbestellte Plätze 
und Abteile wird abgelehnt. 

44. Die Eisenbahndirektion Schwerin hatte, einer Anregung 
der Versammlung zur Vereinheitlichung der Tarifteile II des 
Personenverkehrs folgend, den Antrag gestellt, für Traglasten 
eine höchste Gewichtsgrenze festzusetzen. Da dieser Antrag aber 
eng zusammenhängt mit der auf Weisung des Herrn Reichsver- 
kehrsministers in einem besonderen Ausschuß zu erörternden 
Frage der Mitnahme von Handgepäck und Traglasten in Per- 
sonenwagen, wurde die Beschlußfassung bis zur Erledigung der 
Arbeiten dieses Ausschusses vertagt. 


Die äußerst dringlichen Beschlüsse (AD.) werden am 1. Juli. 
d. J. in Kraft gesetzt, während bei den mit (Ä D.*) bezeichneten 
Beschlüssen die Durchführung erst nach Änderung der Anlage C 
zur Eisenbahn-Verkehrsordnung erfolgen soll. Die dringlichen 
Beschlüsse (D.) sowie der Auslegungsbeschluß zu Ifd. Nr. 25 
werden bindend, falls bis zur nächsten ordentlichen Sitzung, die _ 
vorläufig für den 15. und 16. September d. J. in Aussicht ge- 
nommen ist, kein wirksamer Widerspruch erhoben’wird. Die 
übrigen Beschlüsse bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Genehmi- 
sung der Generalkonferenz der deutschen Eisenbahnen oder der 
an ihre Stelle tretenden Körperschaft. ° Geisler, 


stimmung mit‘ der Auffassung des Reichsverkehrsministeriums 
sich am 29. Juni mit ganz überwiegender Mehrheit für die 
unverzügliche Bildung der neuen Eisenbahnbeiräte ausge- 
sprochen. ; - 


— Anstellung von Kriegsbeschädigten und Eisenbahnunfall-. 
Invaliden. . Hierüber hat der Reichsverkehrsminister in einem . 
Erlaß vom 23. Mai d. J. folgendes bestimmt: Sowohl für Kriegs- 
beschädigte wie auch für Unfall-Invaliden der Eisenbahnverwäl- 
tung sind ir”tHen Ländern Bestimmungen erlassen, die diesen 
Personen ungeachtet der Verminderung ihrer körperlichen Taug- 
lichkeit eine Anstellung im Beamtendienst ermöglichen sollen, 
die aber mehr oder minder voneinander abweichen. Um auf 
diesem Gebiete ein einheitliches Verfahren herbeizuführen, ist 
künftig nach folgenden Grundsätzen zu verfahren: 

1. Eisenbahnbedienstete, die durch einen Eisenbahnun- 
fall einen körperlichen Schaden erlitten haben, sowie Kriegs- 
beschädigte sind ohne Rücksicht auf die sonst geltenden 
Vorschriften für die körperliche Tauglichkeit des Personals 
zu einer Beamtenlaufbahn außerhalb des Betriebs- 
dienstes zuzulassen, sofern sie nach ihrem körperlichen Zu- 
stand tatsächlich in der Lage sind, den Beamtendienst in ange- 
messener Weise wahrzunehmen. In welcher Zahl solche nur 
beschränkt verwendbare Bedienstete einzustellen sind, ist unter 
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Berücksichtigung der Anforderungen des Dienstes und nach den 
Gesichtspunkten der Wirtschaftlichkeit zu entscheiden. In 
letzterer Beziehung ist daran festzuhalten, daß auf jedem 
Bahnhof unter dem nicht im Betriebsdienst tätigen Personal 
genügend Bedienstete vorhanden sein müssen, um den im Be- 
triebsdienst auftretenden Bedarf für Vertretung, Ablösung und 
Verstärkung aus dem eigenen Personal des Bahnhofs zu decken 


Für:diese Zwecke Personal von anderen Bahnhöfen unter Auf- 


wendung von Abordnungskosten heranzuziehen, muß im allge 
meinen vermieden werden. NS 
Soweit es bei Wahrung dieses Grundsatzes angängig ist, bi: 
ich damit einverstanden, daß auch im Betriebsdiens y 
Kriegsbeschädigte und Eisenbahnunfall-Invaliden beschäftigt 
werden, wenn ihr körperlicher Zustand diese Verwendung un- 
bedenklich erscheinen läßt. Ich mache aber darauf aufmerk- 


sam, daß der Telegraphen- find Stellwerksdienst besonders ge- 


eienet sind zur Vorhaltung der Reserve für die Beamten in der 
Fahrdienstleitung und im Aufsichtsdienst und daß es deshalb 
der Prüfung nach vorstehenden Gesichtspunkten im Einzelfälle 
bedarf, ob ein für den Betriebsdienst nicht voll geeigneter Be- 
diensteter im Telegraphen- oder Stellwerksaieust verwendet wer- 
den kann. Keinesfalls ist es zulässig, auf einem Bahnhol ım 


Telegraphendienst ausschließlich betriebsdienstuntaugliche Peı- 


sonen zu beschäftigen. 

2. Es wird vielfach darüber geklagt, daß den Güterabferti- 

gungen unverhältnismäßig viel Bedienstete mit körperlichen 
Mängeln überwiesen würden, worunter die Abwicklung des Ab- 
fertigungsdienstes leide. Nachdem nunmehr die Möglichkeit ge- 
geben ist, Bedienstete mit beschränkter körperlicher Verwend- 
barkeit in allen Dienstzweigen unterzubringen, ist für eine an- 
gemessene Verteilung dieser Personen auf die verschiedenen 
Dienstzweige Sorge zu tragen, damit auch 
stellen in ausreichender Zahl mit körperlich voll leistungs- 
fähigen Kräften_besetzt werden. 
3. Die körperliche Eignung eines Kriegsbeschädigten oder 
Eisenbahnunfall-Invaliden für die ihm zugeJlachte Beamtentätig- 
keit ist durch ein bahnärztliches Zeugnis und nötigenfalls vor 
Beginn des Vorbereitungsdienstes noch durch eine probeweise 
Beschäftigung im praktischen Dienst festzustellen, deren Dauer 
- im Einzelfalle zu bestimmen ist. 


4. Um einer allzu beschränkten Verwendungsmöglichkeit 


dieser Bediensteten und auch begründeten ‚Berufungen der voll 
tauglichen Anwärter für Beamtenstellen vorzubeugen, sind die 
Kriegsbeschädigten und Unfallinvaliden grundsätzlich der vor- 
geschriebenen Ausbildung und Prüfung für die ihnen zugedachte 
Beamtenstelle zu unterziehen. Dies gilt auch für den Fali, daß 
die in Rede stehenden Personen nicht in dem gesamten Dienst- 
zweig verwendet werden können, wohl aber zur Wahrnehmung 
eines Teildienstes der Beamtenstelle körperlich geeignet sınd. 
— Von der Gesamtausbildung für die Beamtenstelle ist grunds 
‚sätzlich nur dann abzusehen, wenn diese weeen der damit YVCL- 
bundenen Gefahr für Leben und Gesundheit des betreffenden 
sowie für die Sicherheit des Betriebes bei der Art der körper- 
lichen Verletzung nicht angängig ist. In diesem Falle ist eine 
Teilausbildung anzuordnen und bei Abnahme der förmlıchen 
Prüfung auf die unvollständige Ausbildung die gebotene Rück- 
sicht zu nehmen. 

sy Ü Die Vorrechte der versorgungsberechtieten Bewerber 
(Militäranwärter und Inhaber des Anstellungsscheins für den 
Unterbeamtendienst) bei Besetzung der ihnen vorbehalt-nsn 


tele werden durch vorstehende Anordnungen nicht 
erührt. 


— Keine Amnestie für Bahneigentumsvergehen. Die große 
Anzahl der Eigentumsvergehen im Bereich der Eisenbahnver- 
waltung hatte die Reichsgewerkschaft deutscher Eisenbahn- 
beamten und Anwärter im Frühjahr dieses Jahres veranlaßt, an 
das Reichsverkehrsministerium und die anderen maßgebenden 
Instanzen mit der Bitte um eine Amnestie für solche Fälle 
heranzutreten. In der Eingabe hieß es u. a., in der Kriegs- und 
Nachkriegszeit hätten die Eigentumsvergehen derart um sich 


gegriffen, daß man von dem äußeren Personal kaum 10 4% son 


jeglicher Mitwirkung freisprechen könne. Das bezi.“.e sich nicht 


nur auf niedere Arbeitskräfte und Unterbeamte, sondern auch. 


auf Aufsichtsorgane. 
sichtsbeamten sei 
ausgenützt worden, indem man die Aufsichtsorgane unter An- 
drohung von Anzeigen zur Duldung weiterer Diebstähle und 
Raubzüge gezwungen habe. Unter Berücksichtigung dieser 


Diese Mitbeteiligung der Auf- 


Sachlage erscheine es ausgeschlossen, die  Übelstände ganz zu 


beseitigen, wenn das zu ihrer Beseitigung verpflichtete Auf- 
sichtspersonal.in seiner Betätigung nicht durch eine allgemeine 
Amnestie für gewisse leichte Eigentumsvergehen in die Lage 
versetzt würde, das Übel der Eisenbahndiebstählle an der 
Wurzel zu fassen. ; 

Auf diese Eingabe antwortete, wie eine Berliner Korrespon- 
denz meldet, der Reichsverkehrsminister nunmehr, 


die Abferligungs- | = $ en 
- — Vorläufiger Tarif für die Beförderung. von Perso 


‚stand dazu aber noch aus. 


von erpresserischen Elementen. 


; ; 2.0. Zeitung des Vereins 
Zr: Y > ee Deutscher Eisenbahnve 


daß der Reichsjustizminister, an den die Bitte der Reichs 
schaft weitergeleitet worden sei, Bedenken gegen 
allgemeine Amnestie für derartige leichtere Kig 
vergehen trage, und zwar nicht nur aus grundsätzlichen 


lich sei, alle die Fälle, in denen sich vielleicht ein 
auf den Strafanspruch rechtfertigen ließe, durch eine al 
gesetzliche Formel: zu umschreiben, ohne gleichzeitig die 
taten in die Amnestie einzubeziehen, welche die Vergü 

nicht verdienten. ee 


wird der „D. Allg. Ztg.‘“ aus Oppeln unterm 2. d.M. b 
Als ein neues Beispiel für die glänzende deutsche Orga 
kann die außerordentlich schnelle Wiederaufnahme des 
bahnverkehrs nach Oberschlesien angesehen werden. \ 
noch vor wenigen Tagen Gleisanlagen in Schutt und As 
teilweise noch unter Mienen lagen, die noch ganz ge 
Schienenwege aber durch polnische Banden beunruhigt \ 
ist es schon einen Tag nach der Räumung der ersten Zo 
lich gemacht worden, den Verkehr wieder aufzunehme 
Zugverkehr auf der Strecke Oderberg bis Oppeln über 
ferner Gleiwitz bis Oppeln über Groß-Strehlitz ist wieı r 
genommen worden. Auch ein Schnellzug. der bisher nuı 
Oppeln fuhr, wird bereits über Groß-Strehlitz nach ‚al 
durchgeführt. In der vergangenen Nacht ist der Verkehr 
Gleiwitz auch über Kandrzin aufgenommen worden, da 
zwischen die auf dieser Strecke stehenden Hindernisse beiseit 
worden sind. Es besteht die Aussicht, daß der Eisenbahnv 
kehr über Gleiwitz nach Kattowitz und der Telephon 
nach dem Aufstandsgebiet bald wieder aufgenommen we) 
wird. BZ : .e 


Reisegepäck mit den Expreßzügen Paris-Karlsbad-Prag_ 
Paris-Wien-Budapest-Bukarest. Der Expreßzug Paris-\ 
wird seit 1. Juni 1921 wöchentlich dreimal als Orientexprel 
über Wien-Westbahnhof nach Budapest und Bukarest wei 
führt. Bis zur Erstellung eines durchgehenden Tarifes 
die Abfertigung der Reisenden und des Gepäcks nur bis u 
Wien Westbahnhof. Im Durchlauf Paris-Wien und Ge 
tung bleiben die für den Expreßzug Paris-Wien bestehen 
stimmungen und Fahrpreise bis auf weiteres unverändeı 
Kraft Im Durchlauf Wien Westbahnhof-B 
rest und umgekehrt sind für die Beförderung von P 
und Reisegepäck sowie von Hunden mit diesen Zügen 
meinen die für den Binnenverkehr der beteiligten E 
verwaltungen geltenden reglementarischen und tar 
Bestimmungen maßgebend. Ze Er 

Die Beförderungsgebühren betragen in 1. Wagenklasse fi 
Strecke Wien Westbahnhof-Budapest 136, für die Strecke \ 
Westbahnhof-Bukarest 453 franz. Franken, für Hunde 15 
64.20 Fr. und für je 10 kg Gepäck 4,60 bzw. 14,60. Fr. A 
wird für jede Gepäcksendung von oder nach einer rumänis 
Station eine Manipulationsgebühr von einem Franken 


— ‚Feriensonderzüge nach und von Ostpreußen. Die 
eisenbahnverwaltung hatte vor längerer Zeit die Ablass 
Feriensonderzügen nach und von Ostpreußen hese 
die Zustimmung .der polnischen : Regierung zur 
führung der Züge durch den sogenannten polnischen Korri 
Wie der „Deutsche“ erfährt, ist di 
jetzt eingegangen, so daß die Ablassung der Züge vo 
und Rheiniand-Westfalen nach Ostpreußen und in der 
richtung nunmehr gesichert ist. Die Abfahrt erfolgt von 
lottenburg am 8. und 15. Juli und am 12. August 


Elberfeld uud Hagen, Witten West gefahrenen Zugt 
einigt. In gleicher Weise wird die Rückfahrt nach Rh 
Westfalen erfolgen. Die Abfahrtstage waren bereits vor. 
Zeit festgesetzt und sind dieselben geblieben, dagegen tre 
den Fahrplänen der Züge auf Verlangen der polnischen I 
bahnbehörde einige Änderungen ein. Für die Benutzung 
Sonderzüge, die im Gegensatz zu den übrigen Feriensond rZ 
wegen der Kontrolle im polnischen Korridor aus D- 
gebildet werden müssen, finden die Bestimmungen für 
übrigen Korridor-D-Züge sinngemäße Anwendung. Es 
also ein von einer amtlichen Stelle ausgefertigter Per: 
ausweis mit Lichtbild. ... ee: RE 


-— Untergrundbahn Nord-Süd in Berlin. Zu den Bauarb 
an der städtischen Untersrundbahn durch die Friedrichs 
wird mitgeteilt: Der schwierigste Teil der Bauarbe 
die Überbrückung des Sumpfgeländes zwischen der Hedem 
straße und der Handelsstätte Belle-Alliance ist nach d 


erbrochener Arbeit (drei Schichten am Tage) jetzt 
ert, daß die durch den Tiefbaustreik verursachte 
in der Bauausführung nahezu wieder eingeholt 
Die Rammarbeiten für den Pfeilerrost,. der aus 


. Nunmehr werden die letzten Arbeiten an der 
D die die Köpfe dieser Eisenbetonpfähle ver- 

auf der dann unmittelbar die Tunnelsohle 
t wird. Eine ganze Reihe von Vorsichtsmaßnahmen 
troffen worden, um das Bauwerk einschließlich der 
vor den schädlichen Einwirkungen der im Sumpfboden 
en Moorsäure zu schützen. Jeder Pfahl, die etwa 
st e Verteilerplatte. wie auch die Außenhaut des Tunnels 
urch eine starke Schicht Asphalt geschützt, so daß die 
iure nirgends Zutritt zum Beton hat. Diese Abdich- 
arbeiten müssen mit außergewöhnlicher Sorgfalt durch- 
2 erden, um den Bestand des Baues zu sichern. Stellen 
‚wo (die Tunnelsohle bereits fertiggestellt ist, wird jetzt 
n eitenwänden. And an der Tunneldecke gearbeitet. 


kalbahn Ar kongesellschaft in München. Der Abschluß 
) ergibt einen Betriebsüberschuß der.deutschen Linien von 
1576 M (1255478), Wertpapiere erbrachten 236983 MH 
'999). Nach Deckung der Unkosten und 304 740 M (341195) 
lungen sowie nach 2530 640 A (645050) Abschreibun- 
° Wertpapiere verbleibt einschließlich des Verlustvor- 
von 1137315 A ein Gesamtverlust von 3 071937 M. Die 
schaft besitzt bekanntlich zahlreiche Beteiligungen an 
ischen und ungarischen Eisenbahnen. 


unmehr vorliegenden Bericht der Direktion entnehmen 
h folgende Ausführungen: Die Entwicklung und das 
al unserer Bahnunternehmungen in 1920 konnte von dem 
e der politischen Verhältnisse nicht unbeeinflußt blei- 
sbesondere trifft dies zu für unsere auslän dischen 
te. Zufolge des $ 260 des Friedensvertrages wur- 
e im Eigentum der Gentralbank- für Eisen- 
tte befindlichen ungarischen Wertpapiere (Priori- 
d Stammaktien von Lokalbahnen) vom Reichsminister 
eraufbau beschlagnahmt, so daß zunächst jegliches 
srecht hierüber genommen ist. Nach dem. Friedens- 
len die Besitzer‘ solcher Wertpapiere für die Ab- 
chadlos gehalten werden; in welcher Höhe jedoch eine 
shaltung eintreten dürfte, ist zurzeit noch nicht abzu- 
"An der Centralbank sind wir mit dem Besitze von 
onen Mark Aktien beteiligt, welche auf den börsenmäßi- 
rs vom 31. Dezember 1920 abgeschrieben sind. — Hin- 
h der Salzkammergut-Lokalbahn A.-C. ist zu 


jahr 1920 zur Verrechnung gelangt, eine Dietdende 
eilt werden konnte. Es entstand vielmehr ein Ver- 
on 531111 K. Die Betriebsverhältnisse gestalteten sich 
erlaufe von 1920 infolge der notwendig gewordenen auto- 
en Übertragung der Entlohnungsordnung der öster- 
hischen. Staatsbahnen auf das Personal der Salzkammergut- 
hnen und wegen des in Österreich außergewöhnlich 
 anwachsenden Aufwandes für alle Betriebsmaterialien 
ehmlich Öl und Kohlen) besonders schwierig, so daß die 
gung der hierfür erforderlichen Mittel gegen Jahres- 
cht mehr möglich war. Das Staatsamt für Verkehrs- 
ernahm demzufolge vom 1. Dezember 1920 ab den 
er Bahnen auf Rechnung der Gesellschaft, wobei eine 
chst wirtschaftliche Betriebsführung zugesichert wurde. 
tücksicht auf die bestehenden Schwierigkeiten haben wir 
ıßerordentliche Abschreibung am Werte unseres Be- 
für notwendig gehalten. Die Prioritäts-: und Stamm- 
sind zufolge des Friedensvertrages gleichfalls beschlag- 
- Unsere im Eigenbetriebe stehenden deutschen Linien 
m Jahre 1920 nach Abzug der Betriebskosten und der 
: kosten einen Überschuß von 1542895 M gegen 
i Vorjahre, während das Erträgnis der Wert- 
e 236 983 M gegen 527999 M im Vorjahre erreichte. Das 
ıterträgnis von 1779878 M ist nicht hinreichend, um die 
ar Schuldverschreibungen und die statutenmäßigen_ Ab- 
en und en sowie die Abschreibungen auf 
M zu decken. 


sherigen Einhaknen des Jahres 1921 übertreffen zwar 
der neuerlichen Tariferhöhungen, welche allerdings 
teigerung- ohne Einbuße des Verkehrsumfanges kaum 
ig sind, die Einnahmen der Vorjahre; ihnen stehen 
folge des bekannten Anwachsens aller Personal- und 
gaben gleichfalls gewaltig gestiegene Betriebskosten 
- In der Bilanz erscheinen bei 10 Mill. Mark Aktien- 
editoren mit 9206600 AM (8105690 MN), anderer- 
en: Materialien 1861889 M (670041 MA) und Debi- 
%7 M (1541 830 N — Die ordentliche General- 
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— Zur Verkehrslage im Ruhrgebiet. Der Eisenbahngüterver- 
kehr und die Wagengestellung zeigen in .der Woche vom 
19.—25. Juni ein ähnliches Bild wie in der Woche vorher. Bei 
mäßig starkem Güterverkehr wickelte sich der Betrieb glatt ab. 
Nur die Kokstransporte liefen sehr unregelmäßig infolge zahl- 
reicher Maßnahmen durch die fremde Verwaltung. Für Kohle, 
Koks und Briketts wurden in der Woche vom 19.—25. Juni im 
arbeitstäglichen Durchschnitt 20462 Wagen (gerechnet zu je 
10 t) angefordert und gestellt. Höchstgestellung am 22. Juni mit 
20961 Wagen. Im gleichen Zeitraum des Vorjahres betrug die 
Durchsehnittsgestellung 20799 Wagen. Die Brennstofflager- 
bestände beliefen sich am 25. Juni auf 219849 t. Der Rhein- 
wasserstand neigt nach einigen Schwankungen in der Woche 
vom 19.—25. Juni eher zum Fallen als zum Steigen. Der Cäuber 
Pegel hatte am Schluß der Woche einen Stand von 1,655 m. Die 
Kipperleistung in den Duisburg-Ruhrorter Häfen ging weiterhin 
von 24030 auf 22876 t werktäglich zurück, während der Brenn- 
stoffumschlag in den Zechenhäfen des Kanals von 23789 auf 
25002 t zunahm. 

Im Ruhrgebiet (einschl. der linksrheinischen Zechen) hat die 
Kohlenförderung nach den endgültigen Feststellungen betragen: 


Gesamt- Zahl der arbeitstägl. 
Förder. Arbeitstage Förder. 
Mai 1921 6 954 607 t 23% 299 123 t 
April IRML =, 7894 985 4 7 26 303 653 t 
Februar 1921 . 8174606 t 24 340 609 t 
Mai 1913 9261 448 t 2414 381 915 t 


Die arbeitstägliche Förderung, die schon im April 1921 im 
Vergleich zum Februar (dem letzten Ueberschichtenmonat) um 
rund 37 000 t gesunken war, ist im Mai um weitere rund 4500 t 
zurückgegangen. Im Mai stellte sich die arbeitstägliche Kohlen- 
förderung (299123 t) um rund 41500 t niedriger als im Februar 
(340 609 t). Ende Mai waren im Ruhrbergbau 545 334 Arbeiter 
beschäftigt gegen 542 598 Ende April. 

Die Ansprüche an die Wagengestellung konnten infolge des 
Rückganges der Kohlenförderung voll befriedigt werden. Es 
wurden arbeitstäglich 19922 (21444 Wagen im April) gestellt. 
Die Lagerbestände sind von 428700 t Ende April auf 226000 t 
Ende Mai zurückgegangen. Von Einzelstreiks, die noch im 
Anfang (dieses Jahres einen erheblichen Förderausfall zur 
ee hatten, ist der Ruhrbergbau im Monat Mai verschont ge- 

ieben. 


— Ausfuhr aus dem Rheinzollgebiet. Wie die Handelskammer 
zu Berlin erfährt, ist künftig für die Ausfuhr von Waren aus 
dem Rheinzollgebiet unter Zollkontrolle über das unbecsetzte 
Deutschland nach dem Ausland nur noch die Bewilligung des 
Ein- und Ausfuhramtes Bad Ems, also nicht mehr eine weitere 
Bewilligung der deutschen Außenhandelsstellen erforderlich; die 
Ausfuhrabgabe für diese Sendungen wird nur einmal im be- 
setzten Gebiet erhoben. Ablaufsgenehmigungen oder Ausfuhr- 
bewilligungen für Waren aus dem unbesetzten Gebiet nach dem 
Rheinzollgebiet sind in keinem Falle erforderlich. Die für diese 
Verkehrsrichtung etwa erforderlichen Einfuhrbewilligungen .des 
Amtes in Bad Ems brauchen den Frachtbriefen nicht mehr bei- 
gefügt zu werden. Für Sendungen aus dem unbesetzten Deutsch- 
land über das Rheinzollgebiet nach dem Auslande ist die Aus- 
fuhrabgabe nur einmal und zwar bei einer Zollkasse des be- 
setzten Gebietes zu entrichten, am zweckmäßigsten im Post- 
wege. Die Postquittung ist als Beleg der Ausfuhrbewilligung 
anzuheften, worauf Annahme zur Beförderung erfolgen darf. 
Weitere Einzelheiten sind im Verkehrsbüro der Handelskammer, 
Berlin © 2, Klosterstraße 41, zu erfahren. 


— Zollabfertigungsstelle in Appenweier. Die Handelskammer 
zu Berlin weist die beteiligten Kreise darauf hin, daß am 1. Juli 
in Appenweier eine Zollabfertigungsstelle mit folg:ndun Befug- 
nissen eingerichtet worden ist: a) Vorabfertigung der über 
Kehl nach Frankreich ausgehenden Holzwagen; b) Vor- 
abfertigung des über Kehl nach Frankreich ausgehenden 
Frachtstückgutes, soweit diese Sendungen nach folgen- 
den französischen Bahnhöfen mit französischem Zollamt aufge- 
liefert werden: Straßburg Hbf., Colmar, Mülhausen (Elsaß), 
Metz, Diedenhofen (Thionville), Nancy und Paris.‘ Sendungen 
nach anderen französischen Stationen kommen nicht in Betracht. 


— Deutschlands Wasserkräfte. Hierüber schreibt Oberregie- 
rungsbaurat Wechmann vom Reichsverkehrsministerium im 
„Deutschen“ folgendes: Für die Landeselektrizitätsversorgung 
genießen die Wasserkraftwerke eine hohe volkswirtschaftliche 
Bedeutung, weil sie zu ihrem Betriebe weder Kohle noch son- 
stige Brennstoffe benötigen. Das Wasserkraftwerk nützt viel- 
mehr das von der Natur gegebene Wassergefälle aus, das für 
alle Zeiten, mit denen wir zu rechnen haben, zur Verfügung 
steht. Im allgemeinen stellen sich die Selbstkosten des 'elek- 
trischen Stromes, der in einem Wasserkraftwerk erzeugt wird, 
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vorausgesetzt, daß seine Benützungsdauer hinreichend groß: ist, 
niedriger als die* Stromkosten eines Dampfkraftwerkes. Aber 
selbst, wenn dies nicht der Fall wäre, würde man vielfach aus 
rein volkswirtschaftlichen Gründen die Anlage eines Wasser- 


kraftwerkes der eines Dampf- oder anderen Wärmekraftwerkes 
vorziehen, eben weil keine stets nur in beschränkter Menge vor- 


handene Wertstoffe verbraucht werden. Unter diesen Umständen 
ist es erklärlich, daß nicht nur in den ‚Ländern, die über ausge- 
zeichnete Wasserkräfte verfügen, sondern auch dort, wo der 
Ausbau einer Wasserkraft verhältnismäßig kostspielig ist — 
hierzu gehört die norddeutsche Tiefebene — eine außergewöhn- 
lich enge Entwicklung der Wasserkraftwerke eingesetzt hat. 
Wären alle vorhandenen Wasserkräfte Deutschlands voll aus- 
gebaut, so könnten jährlich 7,6 Milliarden Kilowattstunden er- 
zeugt werden. Um einen Begriff von der Größe dieser Arbeit 
zu erhalten, mag vergleichsweise angeführt werden, daß das 
größte Dampfkraftwerk Deutschlands, das reichseigene Kraft- 


werk Zschornawitz bei Gräfenhainichen im Bitterfelder Braun-. 


kohlenbecken, wenn sämtliche dort aufgestellten Maschinen 
dauernd voll belastet laufen, jährlich 1,3 Milliarden Kilowatt- 
stunden liefern könnte. Nimmt man an, daß von den verfüg- 
baren Wasserkräften- aus wirtschaftlichen Gründen nur ein 
Teil ausgebaut wird und daß alsdann nur etwa die Hälfte der 
oben angegebenen elektrischen Arbeit, also etwa 3,8 Milliarden 
Kilowattstunden erzeugt werden, so ist dies etwas mehr als die 
Hälfte des gesamten elektrischen Stromes, der im Jahre 1919 in 
Deutschland .erzeugt worden ist. Diese 3,8 Milliarden Kilowatt- 
stunden entsprechen aber einer Einsparung von mindestens 
4 Millionen Tonnen Steinkohle im Jahre. 
im Jahre 1919 nur 0,6 Milliarden Kilowattstunden in Wasser- 
kraftwerken erzeugt worden. 

Für den Ausbau der großen Wasserkraftwerke im Gebirge 
und ın den Voralpenländern kommen heutzutage gewaltige 
Maschinenleistungen in Frage. Die Turbinenfabriken sind in 
der Lage. einkränzige Turbinenräder von einer Leistung bis zu 
15000 Pferdekräften zu bauen. Um die Abmessungen dieser 
Maschinen in annehmbaren Grenzen zu halten, mußte. was keine 
leichte Aufgabe war, schon für Gefälle von 1200 m an die minut- 
liche Drehzahl auf mindestens 1000, bisweilen sogar bis auf 
1500 hinaufgesetzt werden. Diese großen Drehzahlen haben 
aber wiederum dem Konstrukteur des elektrischen Teils erheb- 
liche Schwierigkeiten gemacht, die aber jetzt wohl zum größten 
Teil als überwunden gelten können. Solche großen Maschinen 
kommen selbstverständlich nur für den Bau von Kraftwerken 
allergrößter Leistungsfähigkeit in Frage. 


— Deutsch-schweizerischer Handelsverkehr. Ueber die Rege- 
lung der deutsch-schweizerischen Handelsbeziehungen, die natur- 
gemäß auch für die Entwicklung des Eisenbahnverkehrs von 
größter Bedeutung sein wird, haben kürzlich Verhandlungen 
zwischen Vertretern der beiden Regierungen stattgefunden, über 
deren Ergebnisse vonschweizerischer Seite folgende Dar- 
stellung gegeben wird: 

Im Laufe einer eingehenden Aussprache, bei der die wesent- 
lichsten für die Handelspolitik der beiden Länder maßgebenden 
Gesichtspunkte zur Erörterung gelangten, wurde festgestellt, daß 
auf schweizerischer wie auf deutscher Seite der Wunsch besteht, 
unter Wahrung der zwingenden Lebensinteressen beider Länder 
zu einem Einvernehmen zu gelangen und die großen, durch die 
allgemeine Wirtschaftslage in beiden Ländern bedingten Schwie- 
rigkeiten, die sich dem angestrebten Ziele entgegenstellen, im 
Wege freundschäftlicher Verständigung zu beseitigen. Dement- 
sprechend einigte man sich zunächst dahin, den Text des schwei- 


zerisch-deutschen Handelsvertrages auch weiterhin unverändert 


bestehen zu lassen. Beide Länder werden sich auch in Zukunft 
das Recht der Meistbegünstigung gewähren. Mit der Aufrecht- 
erhaltung des Vertragstextes ist auch der Fortbestand der Be- 
stimmungen über den sogenannten kleinen Grenzverkehr ge- 
sichert. Die Frage der von beiden Seiten erlassenen Einfuhr- 
beschränkungen bzw. Einfuhrverbote wurde einer eingehenden 
Besprechung unterzogen. Eine besondere Kommission ist mit 
der weiteren Prüfung der Angelegenheit beauftragt worden. 


Nach der. vereinbarten Beseitigung der Vertragstarife, die mit 


dem 1. Juli d. J. in Wegfall kommen, wird die Schweiz ihren 
Gebrauchstarif vom 8. Juni 1921, Deutschland 'seinen Gebrauchs- 
zolltarif anwenden. Im -deutschen Gebrauchszolltarif sind die 
durch den Vertrag von Versailles bedingten Aenderungen, die 
gemäß dem Grundsatz der Meistbegünstigung auch für die 
Schweiz Geltung haben, berücksichtigt. Die Schweiz bleibt 
selbstverständlich. auch im Mitgenuß der jeweils geltenden vor- 
übergehenden Zollbefreiungen und Zollermäßigungen. 


> Österreich 
—. Errichtung von „Personalbetriebsaufsichten“ (Betriebs- 


kontrollen) bei den Bundesbahnen. Bei einigen Dienststellen 
der Bundesbahnen hatten die Bediensteten durch Wahl aus 


. heit gegeben wird, ihre Stimme abzugeben. 


In Wirklichkeit sind‘ 


‚ Dienststelle zu ständiger Dienstesverwendung eingeteilt si 


‘der Mehrheit der Bediensteten ‘ein Stimmungswechsel eing 


 diensteten der Dienststelle nach ihrer Verwendung in Wa 


. sonst zeitlich. unbeschränkt: a) Versetzung des Mitgliedes“ 
‘einer anderen Dienststelle; b) Versetzung des Mitgliedes. in ı 
: Ruhestand; c) Austritt oder Entlassung des Mitgliedes aus d 


tritt oder Bekanntwerden von Umständen. die die Wählbark 


- Neuwahl innerhalb des Kreises der Wahlgruppe vorzuneh. 


richtet, die der Ausdruck des Personalwillens sein solle 
Betrieb der Dienststellen, für die sie gewählt wurden, zu 
vorbildlichen zu gestalten und dadurch im engeren R 
ihres Wirkungskreises an dem moralischen und wirtscha: 
Wiederaufbau des Staates mitzuwirken. Der Bundesmin 
für Verkehrswesen hat nunmehr diese bereits- bestehenden 
sonalbetriebsaufsichten anerkannt und die Dienstvorstände 
gewiesen, die Neuerrichtung von ‚„Pefsonalbetriebsaufsi 
in die Wege zu leiten. = 


Aus den. hierfür erlassenen Vorschriften ist auszugsweis 
entnehmen: j ; 


S 1. Personalbetriebsaufsichten sind bei allen wenig 
50 Bedienstete zählenden, selbständigen, ausführenden Die 
stellen der Bundesbahnen einzuführen, bei denen die Me 
aller gemäß Absatz 3 dieses Paragraphen | 
diensteten dieser Dienststellen die Errichtung einer Persona 
betriebsaufsicht selbst wünscht. =) 

Falls bei einer Dienststelle mit obigem Mindestbediens 
stande von wenigstens. dem zehnten Teile der Gesamtheit ; 
stimmberechtieten Bediensteten beim Dienstvorstande der 
trag eingebracht wird, eine Personalbetriebsaufsicht wähle 
lassen, hat der Dienstvorstand die Abstimmung über die Fi 
ob eine Personalbetriebsaufsicht errichtet werden soll, ehe 
einzuleiten und hierbei dafür Sorge zu tragen, daß tatsäc 
allen stimmberechtigten Bediensteten der Dienststelle Ge 


Für diese Abstimmung sind alle Bediensteten im Alter w 
über 18 Lebensiahren stimmberechtigt, sofern sie am Abstim 
mungstage mindestens 90 Tage im Dienste der Bundes-(Staa 
eisen-)Bahnverwaltung standen und bei der abstimme 


Stimmt nicht mindestens die Hälfte aller stimmberechtigteı 
Bediensteten der Dienststelle für die Errichtung einer Pers 
betriebsaufsicht, so kann über diese Frage eine neuerliche Ab. 
stimmung nur dann eingeleitet. werden, wenn dem Dienstyv 
stande gewisse Anhaltspunkte dafür gegeben werden, daß 
treten ist. ä 

S 2. Wird bei der Abstimmung -der Antrag auf Erricht 
einer Personalbetriebsaufsicht angenommen, so ist die Wahl 
Mitglieder der Betriebsaufsicht mittels Stimmzettels durch 
führen. Zwecks Durchführung der Wahlen werden di 


gruppen eingeteilt. Jede Wahlgruppe entsendet . mindeste 
einen, Wahlgruppen mit mehr als 100 Bediensteten für jed 
volle Hundert einen weiteren Vertreter für die Betriebsaufsie 
Bei der Wahl von zwei oder mehreren Vertretern einer Gruppe 


kommt das Verhältniswahlrecht zur Anwendung. 3 
Ss 3. Für die Wahl der Personalbetriebsaufsichtsmitglieder 


a) wahlberechtigt alle nach $ 1, Absatz 3, stimmberechti 

“ Bediensteten der Dienststelle, für welche die Person 
triebsaufsicht errichtet wird; or: 

b) wählbar nur solche Bedienstete, die mindestens 10 
im Dienste der Bundesbahnen stehen, das 30. Lebensjahr 
bereits vollendet haben und zur Zeit der Wahl bei der 
wählenden Dienststelle in ständiger Dienstverwend 
stehen. Le 


S$S 4. Die durch die Wahl erworbene Mitgliedschaft eines 
diensteten zur en ne N einer Dienststelle ka 
nur durch das Eintreten folgender Umstände erlöschen und { 


Dienste der Bundesbahnen; d) freiwilliger Verzicht de 
wählten auf die Mitgliedschaft; e) Tod des Mitgliedes; f) 


des Gewählten ausschließen; 8): Verlust des Vertrauens d 
Mehrheit der Wähler. BEN. 
Bei Eintreten eines der vorstehenden Umstände ist sofort © 
von der der Ausscheidende gewählt worden ist. Die Neuw 
£emäß des Erlöschungsgrundes g) ist; dann vorzunehmen, we 
durch eine wenigstens von der Hälfte der Wähler. der Wa 
gruppe des Mitgliedes unterfertigte schriftliche Erklärung, 
dem Dienstvorstande zu übergeben ist, nachgewiesen. wird, ( 
das gewählte Mitglied das Vertrauen der Unterfertigten ni 
mehr genießt. Über jeden Wahlvorgang hat der Dienstvors 
eine Aufnahmeschrift zu verfassen, die von ihm und zwe 
gliedern des Vertrauensmännerausschusses der Dienststel 
Zeugen zu fertigen ist. a i 
S 5. Nach der Wahl der Mitglieder der Personalbetr 
sicht treten die gewählten Mitglieder der Personalbetriebsa 
sicht zu ihrer ersten Beratung zusammen und wählen aus ih 
Mitte einen Vorsitzenden und einen Schriitführer. Der \ 
sitzende beruft die Mitglieder der Personalbetriebsaufsich 


Sitze der Dienststelle stattzufinden. Der Vorsitzende 
den Dienstvorstand zu. sämtlichen Beratungen einzuladen 
ihm oder dessen Stellvertreter bei den Beratungen der Ver- 
betriebsaufsicht auf Verlangen: jederzeit das Wort zu er- 
n. Bei den Beratungen steht dem Dienstvorstande beratende, 
nicht beschließende Stimme zu. 


;6. Die Mitgliedschaft in der Personalbetriebsaufsicht ist ein 
renamt, das in der Regel neben den Berufspflichten auszu- 
n ist. Gegebenen Falles hat der Dienstvorstand auf Antrag 
» Personalbetriebsaufsicht bei der zuständigen vorgesetzten 
enststelle zu beantragen, welche Diensterleichterungen für den 
nzelfall nötig sind, damit das Personalbetriebsaufsichtsmit- 
ed seine Aufsichtstätigkeit entsprechend ausüben kann. 
irch die Tätigkeit als Mitglied der Personalbetriebsaufsicht 
rfen die Bezüge eines Bediensteten auch im Falle der Ge- 
rung von Diensterleichterungen nicht eingeschränkt oder 
_Vorwärtskommen beeinträchtigt werden. 


1. Die Mitglieder der Personalbetriebsaufsicht erhalten von 
undesbahndirektion ausgefertigte amtliche Ausweiskarten. 


} 


, Die Tätigkeit der Personalbetriebsaufsicht ist eine voll- 
namen öffentliche und umfaßt alle Geschäftszweige und Ver- 
eeegruppen. der Dienststelle, für welche sie errichtet ist. 
"Bediensteten sind zur gewissenhaften Auskunfterteilung 
die Personalbetriebsaufsichten über alle Angelegenheiten, die 
Be hlichen Erhebung über Beschwerden und Anregungen hin- 
'htlich der Dienstausübung und Wirtschaftlichkeit des Be- 
ss dienen, sittlich und amtlich verpflichtet. 


_ a) Die Mitglieder der Personalbetriebsaufsicht haben 
eingehende Beobachtung der Dienstausübung des ein- 
ı Bediensteten, durch sittliche Einwirkung, Mahnung und 
"ung darauf Einfluß zu nehmen, daß sämtliche Dienstvor- 
ıwiften eingehalten werden. 

y) Die Dienstvorstände jener: Diehststellen, bei denen Perso- 
betriebsaufsichten bestehen, sind berechtigt, auf Verlangen 
sonalbetriebsaufsicht verpflichtet, mit dieser gemeinsame 
gen über Verbesserungen der. Betriebseinrichtungen, der 
bsdienstlichen Verhältnisse und der wirtschaftlichen Be- 
ihrung der eigenen Dienststelle allmonatlich abzuhalten. 


Bei jeder Dienststelle, bei der eine Personalbetriebsaufsicht 
t ist, hat ein für jeden Bediensteten frei zugängliches 
sbuch“ aufzuliegen. Bei ausgedehnten Dienststellen sind 
sre Meldebücher an zweckmäßiger Stelle aufzulegen. Das 
uch besteht aus einem gebundenen, mit fortlaufenden 
ummern versehenen Buch, dessen linke Seite für die Ein- 
der Meldungen durch die Bediensteten, die rechte Seite 
die Eintragung der Feststellungen durch die Personalbe- 

saufsicht bestimmt ist. Jeder Bedienstete hat- das Recht, 
triebsdienst bzw. die Wirtschaftlichkeit des Betriebes be- 
de Beschwerden, Beobachtungen oder Anregungen, deren 
lung durch die Personalbetriebsaufsicht ihm erwünscht 
‚„ mit allen Begleitumständen, die zur Klärung _ des 
dienen können, in dieses Meldebuch einzutragen. Jeder 
Meldung muß der Name des Meldenden leserlich beige- 
ein. Die Personalbetriebsaufsicht hat jede im vor- 
en Sinne abgefaßte Meldung zum Gegenstande eingehen- 
gewissenhäfter, sachlicher Prüfung zu machen und zu 
n Zwecke jeden einzelnen Fall nach seiner Eigenart einem 
geeigneten Mitgliede der Personalbetriebsaufsicht zur Er- 
mitzuteilen. 


e Mitglieder der Personalbetriebsaufsicht berichten über 
önliche "Wahrnehmungen bei ihrer Aufsichtstätigkeit und 
die ihnen zur Erhebung übertragenen Angelegenheiten bei 
eratungen der Personalbetriebsaufsicht, die nach Bedarf 
ufen sind. Bei diesen Beratungen stellt die Personal- 
ufsicht das rein sachliche Ergebnis der Untersuchung 
Tatbestand der einzelnen, mündlich von den Mitgliedern 
sonalbetriebsaufsicht oder durch das Meldebuch anhängig 
hten Fälle fest. Auf Grund dieser gemeinsamen Fest- 
gen erfolgt die Eintragung der Erledigungen in das 
uch. Die Personalbetriebsaufsicht kann aber auch be- 
en. daß die Feststellungen dem Dienstvorstande mit ent- 
enden Anträgen zur weiteren Behandlung schriftlich zu 
itteln sind. : 

undsätzlich erfolgt der dienstliche Verkehr der Personal- 
saufsicht mit den vorgesetzten Dienststellen ausschließ- 
im Wege des Vorstandes der eigenen Dienststelle. Die 
albetriebsaufsichten haben sohin auch alle Feststellungen 
nträge, die über den Wirkungskreis der eigenen Dienst- 
| hinausgehende Angelegenheiten betreffen, ausschließlich 
den Dienstvorstand der eigenen Dienststelle zu richten, 
Lage des Falles die entsprechenden Maßnahmen selbst 
oder aber den. Fall der vorgesetzten Direktion zur 
Veranlassung zu übermitteln hat. 


' Interesse mangelt, 
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f) Wenn wiederholte Feststellungen im Meldebuch ersehen 
lassen, daß einzelne Bedienstete nicht die sittliche Eignung zur 
Ausübung ihres Dienstes besitzen, oder daß ihnen die soziale 
Einsicht der Notwendigkeit der Pflichterfüllung im allgemeinen 
so hat die Personalbetriebsaufsicht dem 
Dienstvorstande einen entsprechenden Antrag zu stellen, um die 
Weiterbehinderung anderer oder .die Benachteiligung des 
Dienstes durch derartige Schädlinge hintanzuhalten. 

$S 10. Das Wirken der Personalbetriebsaufsicht ist ein rein 
sittliches. Die bestehenden Vorschriften bezüglich der Über- 
und Unterordnung sowie des Strafrechtes bleiben daher voll auf- 
recht. Wie sich jeder Bedienstete eines unmittelbaren Ein- 
griffes in die Dienstführung anderer zu enthalten und den Wei- 
sungen der Vorgesetzten unverweilt und ohne Widerspruch nach- 
zukommen hat, so dürfen auch die die Personalbetriebsaufsicht 
Führenden in die Dienst- und Amtsbefugnisse anderer persön- 
lich nicht eingreifen. Auch dürfen Abänderungen bestehender 
Vorschriften oder neue Verügungen, die auf Grund von Fest- 
stellungen der Personalbetriebsaufsicht als zweckmäßig oder not- 
wendig erkannt werden, ausschließlich nur von der zuständigen 
Dienststelle und niemals von Mitgliedern der Personalbetriebs- 
aufsicht oder von dieser selbst getroffen werden, wenn auch 
über die Durchführung zwischen dem Dienstvorstande bzw. der 
vorgesetzten Dienststelle und der Personälbetriebsaufsicht be- 
reits ein Abkommen getroffen worden sein sollte. 


— Verschiebung der Konferenz von Portorose. Die Tazuug 
der Konferenz von Portorose (vgl. Nr. 25 S. 488 d. Ztg.) ist auf 
den 9. Juli verschoben worden. Diese Verschiebung ist da- 
durch notwendig geworden, daß die.italienische Regierung in 
einen Meinungsaustausch mit den beteiligten Regierungen treten 
muß, da. England eine längere Vertagung vorgeschlagen hat. 


— Die Kohlenlage und ihr Einfluß auf den Verkehr. Die all- 
gemeine Besserung der Weltkohlenlage übt für Österreich leider 
nur in sehr geringem Ausmaße eine Wirkung aus, weil die poli- 
tischen Verhältnisse in seinem wichtigsten Bezugsgebiet Ober- 
schlesien den früher mit großer Regelmäßiskeit erfolgten Zu- 
schub unterbunden haben und ein Ersatz nur unter großen 
Schwierigkeiten und nicht im vollen Ausmaße aus Holland und 
dem Saarrevier beschafft werden kann. Unter diesen Verhält- 
nissen hat der Eisenbahnverkehr am meisten zu leiden, und 
wenn auch der bedeutend verstärkte Sommerverkehr am 1. Juni 
nach den ursprünglichen Absichten im eroßen und ganzen er- 
öffnet wurde, so ist die Bahnkohlenwirtschaft doch nach keiner 
Richtung hin sichergestellt, so daß die Möglichkeit neuer 
Schwierigkeiten und Verkehrseinschränkungen plötzlich wieder 
geschaffen sein kann. 


Hierüber gab Regierungsrat Gerstgraßer vom  Verkehrs- 
ministerium in der letzten Pressekonferenz eine Darstellung, 
aus der folgendes Bild gewonnen werden kann: Die einschnei- 
denden Beschränkungen im Personen- und Güterzugverkehr um 
die Pfingstzeit sind eine Folge des plötzlichen Ausbleibens aller 
Sendungen aus Oberschlesien und keineswegs, wie fälschlich be-, 
hauptet wurde, auf irgendeine Einflußnahme des deutschen Ge- 
sandten Dr. Rosenberg zurückzuführen gewesen. Erst rechnete 
man mit einer raschen Überwindung der Schwierigkeiten in 
Oberschlesien, aber bald zeigte sich, daß diese Hoffnung trüge- 
risch war. und es mußten anderweitige Vorsorgen zur Beschaf- 
fung von Kohle getroffen werden. Zunächst wurde, um die noch 
vorhandenen Vorräte zu strecken, die bekannte Verkehrsein- 
schränkung vorgenommen, zugleich aber trat. das Verkehrs- 
ministerium mit den kohlenreichen Ländern wegen Beschaffung 
von Ersatzkohle in Verhandlungen. Die Tschecho-Slowakei 
lieferte in größerem Ausmaße; Italien hat uns gegen 3000 t ober- 
schlesische Kohle, die gerade durch Österreich gingen und wegen 
des italienischen Eisenbahnerausstandes nicht übernommen wer- 
den konnten, abgetreten. Die französische Regierung hat uns 
für den mit 1. Juni neueingeführten Orientexpreßzug 1800 t 
Saarkohle zugestanden., die allerdings bis heute noch nicht ge- 
liefert wurden. Wir mußten überdies daran denken, in Frank- 
reich und Holland trotz der hohen Kosten Kohle zu kaufen und 
haben mit Frankreich für eine Monatsmenge von 30 000 t, mit Hol- 
land von 17000 t abgeschlossen, doch sind bisher von der ersteren 
nur 445, von der letzteren 6000 t geliefert worden. Damit war 
für den Augenblick geholfen, so daß das in Aussicht genommene 
Verkehrsprogramm zum großen Teile verwirklicht werden 
konnte. Allerdings hängt die Fortführung des Betriebes .in 
seinem gegenwärtigen Umfange davon ab, daß die abgeschlosse- 
nen Kohlenmengen bald und in vollem Ausmaße eintreffen, weil 
sonst neuerlich mit Einschränkungen vorgegangen werden 
müßte. Diese Einschränkungen würden sich zunächst auf jene 
Personen- und Schnellzüge erstrecken, für deren Führung nicht 
durch ‘tschecho-slowakische oder italienische Kohle vorgesorgt 
ist; sie würden also zumeist den Verkehr nach dem Westen 
berühren. 
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— Südbahn. 
rates unter Vorsitz des Präsidenten Dr. Weecber statt, in der 
Generaldirektor Dr. Fall über die Vorkommnisse seit der letzten 
Sitzung Bericht erstattete. Präsident Dr. Weeber brachle zur 
Kenntnis, daß im Hinblick auf die durch das Regime provisoire 
bedingte Umgestaltung des Verwaltungsrates acht Herren ihre 
Stellen als Verwaltungsratsmitglieder zurückgelegt haben. Die 
übrigen Verwaltungsratsmitglieder werden inrc Stellen mit dem 
Tage der für den 7. Juli einberufenen Generalversammlung zu- 
rücklegen, so daß in dieser der gesamte Verwaitungsrat neu ge- 
wählt wird. 
wird der Verwaltungsrat künftig aus 25 Mitgliedern bestehen, 


von denen 12 Mitglieder auf Grund einer Liste der beteiligten - 


Regierungen bzw. der Association Nationaie und 13 Mitglieder 
von der Generalversammlung frei zu wählen sein werden. 


— Wiener städtische Straßenbahnen. Der Voranschlag der 
Wiener städtischen Straßenbahnen schließt mit einem Abgang 
von 46 Millionen bei Gesamtausgaben von 1553 Millionen. Die 
ungünstige Gebarung bei diesem Unternehmenfist darauf zurück- 
zuführen, daß es viel mehr als die anderen an den Valuta- 
anleihen der Gemeinde beteiligt ist. 


— Erholungsheim für Südbahnangestellte. 
küchen- und Warenabteilung für Südbahnbedienstete, reg. Gen. 
m. b. H., hat auf dem Wolfsbergkogel (Semmering) ein Er- 
holungs- und Genesungsheim für Südbahnangestellte geschaffen, 
wo den Angestellten der Südbahn und deren Angehörigen ohne 
Unterschied der Stellung Unterkunft mit Verpflesung (drei 
Mahlzeiten, fast täglich Fleisch) um 60 K für den Tag und die 
Person geboten wird. Mit diesem Heim ist auch eine Fürsorge 
für kleine Kinder verbunden. Allmonatlich wird eine Anzahl 
Wiener und Grazer Kinder von Südbahnbediensteten kostenlos 
aufgenommen und verpfleet. Die Österreichische Geseilschaft 
vom Roten Kreuze hat durch eine überaus reichliche Zuweisung 
von Bettwäsche, Decken, Arzneimitteln und ärztlichen Behelfen 
die Aufnahme des Betriebes möglich gemacht. 


— Der Geschäftsgang in der Elektrizitätsindustrie. Aus Zei- 
tungsberichten entnehmen wir folgendes: Von den großen 
elektrotechnischen Fabriken vernimmt man auch weiterhin gute 
und arbeitsfrohe Berichte. Sie sind fortgesetzt rege beschäftigt 
sowohl für staatlichen wie für privaten Bedarf. Die staatlichen 
Aufträge für die Einführung des elektrischen Betriebes auf den 
westlichen Linien der Alpenbahnen sind in vollem Flusse und 
umfassen neben den vielfältigen Vorkehrungen für die Aus- 
rüstung der Strecken die elektrischen Lokomotiven, Triebwagen 
und Großkraftmaschinen. 
nehmen alle großen Firmen angemessenen Anteil, Die privaten 
Bestellungen gelten den nachhaltigen Investitionserfordernissen 
der verschiedensten Industriezweige, die sich immer entschie- 
dener und umfassender der angewandten Elektrizität bedienen 


und sich ihr anvertrauen, um ihre Produktion lebhafter und wirt- 


schaftlicher zu gestalten, vor allem aber, um den Schwierigkeiten 
des Kohlenbezuges auszuweichen. Die Erneuerung und Nach- 
schaffung abgenutzter Betriebseinrichtungen fällt nicht unbe- 
trächtlich in die gleiche Wagschale. 


en Verkehrsverbesserung nach Triest. Nach einer Mitteiiung 
der Betriebsdirektion der Südbahn verkehren seit 2. Juli die 


D-Züge Nr. 3 (Wien-Südbahnhof ab 7 Uhr 25 Min.) und Nr. 4 


(Wien an 21 Uhr 45 Min.) nicht nur täglich nach und von 
Agram und Belgrad,-sondern auch täglich nach und von 
Triest. Gleichzeitig sind bei diesen Zügen auch Wagen 
dritter Klasse in Verkehr gesetzt worden. 


— Der Abbau der staatlichen Kohlenwirtschaft. Das Bundes- 
ministerium für Handel hatte zu einer Beratung über die Frage 
eingeladen, ob, in welcher Zeit und in welchem Ausmaße die 
staatliche Kohlenwirtschaft, die ohnedies durch Verfügungen 
in den letzten Monaten gelockert worden ist, abgebaut und durch 
den freien Verkehr ersetzt werden könnte. In einer so wich- 
tigen Frage hatte die Staatsverwaltung das Bedürfnis, 
weitesten Kreisen Gelegenheit zu einer Aussprache zu geben. 
Es sind: zunächst Vertreter der kohlenverbrauchenden In- 
dustrie, des Bergbaues, des Handels, der Landes- und städtischen 
Wirtschaftsstellen sowie der Arbeiterschaft zu Worte gekom- 
men. 
fällig aufgenommenen Darstellung über die Kohlenversorgung 
seit dem Umsturze eröffnet. Bei den Interessengegensätzen, 
welche die Frage des freien Kohlenyerkehrs auslöst, waren die 
Meinungen geteilt. Im allgemeinen kann man jedoch sagen, 
daß eine sofortige Aufhebung der staatlichen Bewirtschaftung 
von den Interessenten nicht gewünscht wird und daß die große 
Zahl der Fachleute, die sich dafür aussprachen, daß der freie 
Verkehr eingeführt werde, dies doch erst nach einer gewissen 
Übergangszeit in Aussicht nehmen möchte. Der Bergbau ver- 


Vor kurzem fand eine Sitzung des Verwaltungs- 


Nach den Bestimmungen des Regime provisoire - 


‚sonstige Hefe, Superphosphate und phosphorsaurer m 


- bahnen anschließen und von diesen verwaltet werden, 
Die Gesellschafts- 


‚und Frachtbrief. 


“von deutschen Gesetzen — die Bestimmung, wonach die 


_kunft, im Falle der Ursprungsort nicht wahrheitsge 


An diesen Bestellungen und Losen‘ 


‚die nordöstlichen Städte Jütlands mit dem Hafen v 
“verbindet. - 


bestritten von der Landes-Schatzkammer und von den 
behörden. 


den | stellung der SeLEU Re war durch den Are se 


worden. ä 
unternehmungen und der Verkehrsinteressenten. 
Präsident Kloß hat die Versammlung mit einer sehr bei- 
.der Verkehrsinteressenten statt. 


der gegenwärtig sowohl bei Handel, Industrie und 
auch bei den Transportanstalten sich ‚sehr fühlb 


- Eisenbahntarife ohne zu große Schädigung der 
 anstalten ergriffen werden könnten, um den Verkeh 
' und den Absatz gewisser Erzeugnisse fördern zu 


trat scharf den Standpunkt, daß die staatliche Bevir 
aufrechterhalten werde. Der von steierischer gew 
Seite herrührende Vorschlag, ausländische Kohle mit ei: 
gabe zu belegen, hat in der Versammlung a: Zus 
gefunden. 


Ungarn. 


= Einfuhrbewilligungen, Nach einer Verordnung a 
ministers dürfen natürliche Phosphate, Pneumatiks, Dün 
Stärke, Stärkemehl, Dextrin und andere Klebstoffe, 


nur mit besonderer Einfuhrbewilligung eingeführt werde; 


 — Erhöhung der Frachtsätze für Reriesendunbens 
bahnen. Nach einer Verordnung des Handelsminist 
der Tarifsatz für die Eisenbahnbeförderung von Materia 
Bau von Lokalbahnen, die an die Linien der ungarischen 


des entsprechend normalen Frachtsatzes festgesetzt. Di 
berechnung erfolgt für die Beförderung von Baustein 
Schotter, Ziegeln. Kalk, Zement, Schienen und’ Eichensel 
mindestens für das Ladezewicht des verwendeten Wage 
den übrigen Sendungen ade eipus für 10 000 kg für den 


— Ausfuhrabgabe für Schafwolle. Nach einer Yard) 
ungarischen Regierung wurde der Schafwollverkehr freig 
Die Ausfuhr von Schafwolle wird jedoch mit einer iu 
Abgabe belastet. 


— Gesetzentwurf gegen den unlautören Wettbewe 
Nationalversammlung wurde ein Gesetzentwurf gegen 
lauteren Wettbewerb vorgelegt. Dieser enthält — ab 


ämter ermächtigt werden, Warensendungen ausländise) 


geben wurde, insbesondere, wenn die Waren als ei 
bezeichnet wurden, ohne Zollbehandlung bis zur Ver 
maßgebenden richterlichen Behörde zurückzuhalten 
schlagnahmen. & 
— Personalnachriehten. Kornel De a 
Professor für Verkehrs- und Eisenbahnbauwesen, wurde 
Schuliahr 1921/22 zum Rektor am Polytechnikum ern 


“ — Ausbau der dänischen Eisenbahnen. Glasers Ann 
nehmen aus der Zeitschrift „Ingeniören“ folgende 
Eine neue Zugverbindung ist kürzlich geschaffen wor 


Sie ist eingleisig, 100 km lang und geht 
mittleren Teil Jütlands. Sie verbindet die bestehen 
strecken zu Silkeborg im Norden und Bramminge bei E 
Süden. Die Arbeiten sind von der behördlichen Eis 
waltung ausgeführt worden; die Kosten wurden gemeinsel 


Es ist sicherlich zu erwarten, daß die 8 
durchfahrende Land heben wird, da der sandige Bode: 
gel angereichert ist und auch sonst andere Fruchtbarkeit 
Futterstoffe für den Landwirt bietet. Die Strecke ha 
auf ihr sind Schienen von 37 kg/m auf Holzschwell 
die Rangiergleise haben Schienen von 32 ke/m. Die 
gerung beträgt 1:150, ausgenommen die nördliche 
mit der Hauptlinie, wo eine Steigung von 1:117 vorkı 
große Zahl der bedeutendsten Landstraßen gehen entw 

oder über der Bahnstrecke her und 110 Fußwege. Di 


_ Konmerziölle Konferenz De schweizerischen 


fand in Bern die stark besuchte 20. Sitzung der komn 
Konferenz der schweizerischen Transportunternehm 
Auf Wunsch des 
schen Eisenbahndepartements befaßte sich diese name 


Krisis und besprach die Maßnahmen, die auf dem 


huß und Transportunternehmungen sind übereinstim- 
Ansicht, daß mit Rücksicht auf die bedenkliche Finanz- 
ler meisten privaten Transportanstalten und der Bundes- 
n eine allgemeine Ermäßigung der Personen- und Gü- 
e zurzeit noch nicht denkbar sei, daß aber doch auf ein- 
Gebieten Tarifänderungen im Sinne einer Ermäßigung 
gt erschienen und geeignet wären, den Bahnen vermehr- 
’erkehr zuzuführen, gleichzeitig aber auch das gestörte 
tschaftsleben einigermaßen zu heben. Die Konferenz be- 
oß nach ausgiebiger Aussprache, zwei Kommissionen, eine 
- Personen- und -eine für den Güterverkehr, einzusetzen, 
er dem Vorsitz des eidgenössischen Eisenbahndeparte- 
mit aller Beschleunigung die näheren Durchführungsmög- 
iten prüfen und insbesondere untersuchen sollen, auf wel- 
. besonderen Gebieten die bestehende Notlage Ausnahme- 
hmen als unabwendbar erscheinen läßt. Die Kommissio- 
ı werden sich aus Mitgliedern des Verkehrsausschusses in der 
mmerziellen Konferenz und aus Vertretern der Bundesbahnen 
der privaten Transportunternehmungen zusammensetzen und” 
sch wie möglich zusammentreten. 
weitern wurde von der kommerziellen Konferenz die 
ihrung des Bundesgesetzes vom 4. Oktober 1917 über 
elabgaben auf Frachturkunden beraten. Nach Artikel 69 
nannten Gesetzes treten die Vorschriften über die Stempe- 
der Frachturkunden zwei Jahre nach Beendigung des Krie- 
in Kraft, und es bestimmt der Bundesrat den Zeitpunkt des 
tretens. Als Tag des Beginnes der Stempelabgabe auf 
ehturkunden ist der 1. Januar 1922 in Aussicht genommen. 
Erörterung stand die grundsätzliche Frage, ob die Steuer- 
durch Anbringung von Stempelmarken oder durch ein 
eibeverfahren erfolgen solle. Hinsichtlich des Gepäck- und 
utverkehrs besteht Uebereinstimmung zwischen Ver- 
sschuß und Transportanstalten. daß nur das Einschreibe- 
en ohne Stempelmarken in Frage kommen kann. Für 
r- und Güterverkehr gab der Verkehrsausschuß mehrheit- 
n Verfahren mit Stempelmarken den Vorzug, wogegen die 
en Stimmen der Transportunternehmungen zugunsten des 
hreibeverfahrens ohne Stempelmarken ausfielen. Der Ent- 
id liegt nun beim eidgenössischen Eisenbahndepartement. 
edene kleine Unstimmiekeiten und Unsicherheiten in der 
ı Bundesbahnen ausgearbeiteten, von der Kontroll-Chefs- 
sion der Transportanstalten durchberatenen Anweisung 
Stationen über die Stempelabgabe auf Frachturkunden 
on einer engeren Kommission, in der das eidgenössische 
hndepartement und. das eidgenössische Finanzdeparte- 
ertreten sein werden, geregelt werden. 


letzten Punkt der Tagesordnung behandelte die kommer- 
‚Konferenz die Frage der Einrichtung der schweizerischen 
alabonnements als Identitätsausweis für die Post. Allge- 
ird diese Erweiterung begrüßt. Beanstandet wird vom 
hrsausschuß und von den Transportunternehmungen die 
iftt der amtlichen Beglaubigung der Unter- 
des Abonnementsinhabers zu diesem Zwecke. Die Gene- 
ion der Bundesbahnen als geschäftsleitende Stelle der 
ziellen Konferenz wurde von dieser beauftragt, hiergegen 
Vorstellungen bei der Oberpostdirektion zu erheben. 
, weniger dringende Punkte mußten der vorgerückten Zeit 
uf eine für Ende Juli in Aussicht genommene weitere 
£ verschoben werden. An dieser Sitzung sollen dann auch 
nträge der eingesetzten Kommissionen für die zu treffenden 
en, wenigstens soweit sie sich auf den Personenverkehr 
en, zur abschließenden Beratung gelangen. 


erkehrsstörung im Bahnhof Thun (Schweiz). Eine der 
chen Betriebsweise eigentümliche Störung hat sich am 
ini im Bahnhof Thun der Bundesbahnen ereignet. Es fiel 
tück der elektrischen Fahrdrahtleitung, das wahrscheinlich 
einer Maschine mitgerissen wurde, herunter, ‘so daß der 
e Strom etwa 4 Stunden lang vom Vorsignal bei der 
ın Scherzligen bis zum Vorsignal im Hauptbahnhof abge- 
ten war. Die Nachmittagszüge der Bundesbahnen und 
tallinie erlitten in beiden Richtungen Verspätungen bis 
er Stunde und mehr. Sie mußten über die stromlose 
mit ger Dampflokömotive gezogen werden. 


öffnunz einer neuen Verbindungslinie Frankreich- 
Am 25. Juni wurde die zwölf Kilometer lange Bahn- 
Cergue (Schweiz)-Morez du Jura (Dpt. de 
kreich) dem Verkehr übergeben. Damit ist die Ver- 
yon (am Genfer See) -Morez du Jura, die den Paß 
Cergue in einer Höhe von 1800 Metern überschreitet, 
stellt. Die 20 Kilometer lange Teilstrecke Nyon-St. Cergue 
ion am 12. Juli 1916 eröffnet worden. 


S 


roßes Risenbahnunglück in Frankreich. Am 25. Juni nach- 
der Expreßzug3238Lille-Paris, der Lille um 
verläßt, nördlich des Bahnhofes von Beaucourt-Hamel, 
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zwischen Arras und Albert, teilweise entgleist. Die. vier letzten 
Wagen, drei Personen- und ein.Gepäckwagen, wurden aus den 
Schienen geworfen. Nachdem die Wagen einige Zeit neben den 
Schienen gelaufen waren, überschlug sich der vorderste und die- 
nachfolgenden stießen auf ihn auf. Aus den Trümmern hat man 
23 Tote und ungefähr 40 Verletzte hervorgezogen. Die Verwun- 
deten wurden mit dem nicht entgleisten Zugteil sofort nach Pa- 
ris in Krankenhausbehandlung gebracht. 


Fremde Erdteile. 


— Der transatlantische Reiseverkehr. In dem starken An- 
drang von Reisenden aus den Vereinigten Staaten nach Europa, 
ZU dessen Bewältigung hundert und mehr transatlantische 
Dampfer in Anspruch genommen werden müssen, erblickt man, 
wie die „B. B.-Ztg.“ mitteilt, in Schiffahrtskreisen deutliche 
Anzeichen für die Bemühungen von seiten der Geschäftswelt 
in beiden Kontinenten, die internationalen Geschäftsbeziehungen 
nun so schnell wie möglich wieder einzurichten. In auffällieer 
Weise ist die Zahl derjenigen, die noch im letzten Jahre zur 
Besichtigung der Schlachtfelder und Gräber in Frankreich nach 
Europa kamen, zurückgegangen gegen die Zahl der in Ge- 
schäften Reisenden. In den ersten 2% Monaten des Jahres er- 
fuhr der atlantische Reiseverkehr gegenüber dem Vorjahr einen 
starken Rückgang; seitdem aber ist eine entschiedene Zunahme 
zu bemerken und alle großen Dampfer sind bis Mitte Juli sehr 
stark belegt. Die Zahl der von den Vereinigten Staaten nach 
Europa Reisenden in den Jahren 1914, 1920 und 1921 im Zeit- 
raum vom 1. Januar bis 8. Mai verteilt sich auf die drei Pas- 
sagierklassen wie folgt: 


| 1921 1920 1914 
Passagiere I. Klasse ae eL600 16 000 28 300 
u HI: 53 Fe a RR 24 800 25 500 
TAT. 93 000 84000 125 000 


” s . ‘ 
Nach den Vereinigten Staaten reisten im gleichen Zeitraum: 


Passagiere I. Klasse 14 600 12.000 17.000 
Se . R 45 300 27500 59 900 
$ EB 7 180 000 90 800 251000 


‚Die vergleichsweise geringe Zahl von werktätigen Ausländern. 
die nach ihren Heimatländern zurückkehren, ist darauf zurück- 
zuführen, daß sie glauben, unter den neuen Einwanderunesbe- 
stimmungen nicht damit rechnen zu können, daß ihnen eine 
Rückkehr nach den Vereinigten Staaten gestattet wird. 


Be Volle Besetzung der Eisenbahnzüge in Amerika. Amerika- 
nische Giesetze in den einzelnen Bundesstaaten schreiben vor, 
daß jeder Eisenbahnzug mit einer gewissen Anzahl von Zug- 
begleitern (Zugführer, Schaffner, Bremser) besetzt sei soll (Full 
Crew Law). Die in den Gesetzen vorgesehenen Mindestzahlen 
gehen weit über das hinaus, was die Eisenbahngesellschaften 
in dieser Beziehung für erforderlich halten, und sie führen da- 
her schon seit Jahren einen Feldzug gegen diese Gesetze mit dem 
Ziel,_deren Aufhebung zu erreichen. Im Staate Pennsylvanien 
ist ihnen das kürzlich gelungen. Es wird behauptet, daß die 
Eisenbahnen dieses Staates, solange das Gesetz bestand, 2300 


" nunmehr entbehrliche Arbeiter im Zugdienst hätten beschäftigen 


müssen, die im letzten Jahre einen überflüssigen Aufwand von 
4400000 $ verursacht hätten. Dieser Betrag würde also in 
Zukunft erspart werden. 


- — Angriffe gegen die Leitung der amerikanischen Eisen- 
bahnen. Im Laufe einer Untersuchung vor dem Eisenbahn- 
arbeitsamt (Railway Labour Board) ist der Leitung des amerika- 
nischen Eisenbahnwesens Mißwirtschaft und Verschwendung vor- 
geworfen worden. Die Vorwürfe bezogen sich namentlich auf 
die „Verwässerung“ des Anlagekapitals und die hohe Besoldung 
einzelner leitender Beamten, und es wurde daran die Forderung 
geknüpft, daß diese beiden Umstände die Eisenbahngesellschaften 
verhinderten, ihren Arbeitern höhere Löhne zu zahlen. Die Lei- 
tungen der sechs führenden Eisenbahngesellschaften des Westens 


haben diese Vorwürfe in einer Denkschrift zurückgewiesen. Sie 
bestreiten darin, daß das Anlagekapital der amerikanischen 


Eisenbahnen übertrieben hoch sei; selbst wenn dies aber der 
Fall wäre, würden doch dadurch die ‚Fahrpreise und Frachtsätze 
nicht in die Höhe getrieben. Denn sie sind durch das zwischen- 
staatliche Handelsamt auf Grund einer Abschätzung des Wertes 
der Eisenbahnanlagen so festgesetzt worden, daß dieser Wert, 
nicht das Anlagekapital, sich angemessen verzinst. Der Ver- 
kehr der amerikanischen Eisenbahnen. und .die Zahl der von 
ihnen beschäftigten Personen haben sich in den letzten Jahren 
in entgegengesetztem Sinne bewest. 1916 entfielen auf einen 
Angestellten 241541 Tonnenmeilen, 1918 war diese Zahl auf 
208 026° zurückgegangen. Wenn sie sich im Jahre 1920 auch 


—— 
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wieder auf 221 924 gehoben hat, so hat sie doch damit noch bei 
weitem nicht die Höhe des Jahres 1916 erreicht. Beim Hoch- 
betrieb hatten die Eisenbahnen einen Jahresaufwand an Be- 
triebskosten von 6,2 Milliarden Dollar, wovon 4 Milliarden auf 
Arbeitslöhne entfielen. Von seiten der Gewerkschaften wird 
behauptet, an den Betriebskosten könnte eine, ja sogar zwel 
Milliarden gespart werden. Wenn aber zu gleicher Zeit ver- 
langt wird, daß die Arbeitslöhne unvermindert weiter gezahlt 
werden, &0 ist nicht zu ersehen, wo diese Ersparnisse her- 
kommen sollen, zumal wenn man bedenkt, daß die Betriebs- 
kosten ohne Arbeitslöhne nur 2,2 Milliarden ausmachen. Es wird 
behauptet, die Eisenbahnen könnten billiger einkaufen, als sie 
es tatsächlich tun. -Da nämlich die Kohlenbergwerke, die Fa- 
briken, die die Betriebsmittel, Ersatzteile, Rohstoffe, die Gegen- 
stände zur Ausrüstung der Eisenbahnen liefern, von denselben 
Geldgebern abhängig sind wie die Eisenbahnen, müßten letztere 
die Dinge, die sie von jenen beziehen, übermäßig hoch bezahlen; 
demgegenüber weisen die Leitungen der Eisenbahnen darauf hin, 
daß die Lieferungen, die sie vergeben, sich auf Hunderte von 
Stellen verteilen, wodurch sich die Preise selbsttätig regeln. — 
Aus den vorstehenden Darlegungen und den sonstigen Nach- 
richten, die aus den Vereinigten Staaten zu uns dringen, geht 
hervor, daß dort eine ziemliche Mißstimmung gegen die Eisen- 
bahngesellschaften herrscht. Diese tun alles, was in ihren 
Kräften steht, um sie zu bekämpfen. Die Wahrheit wird wahr- 
scheinlich die sein, daß die Angriffe übertrieben sind, daß aber 
auch andererseits die Eisenbahngesellschaften in der Ableugnung 
der Mißstände zu weit gehen. 


Allgemeines. 


— Bahnsteigsperre und Fahrkartenkontrolle. In Amerika 
sind die Bahnsteige der Fernbahnen meist frei zugänglich, und 
die Reisenden brauchen daher ihre Fahrkarten erst im Zuge vor- 
zuzeigen. Es ist ihnen auch überlassen, ob sie ihre Fahrkarten 
vor Antritt der Fahrt am Schalter oder beim Zugschaffner im 
Zuge lösen wollen. Von letzterer Möglichkeit machen viele 
Reisende Gebrauch, und so sind denn bei der Pennsylvania- 
Eisenbahn im Laufe eines Jahres 4000000 Fahrkarten in den 
Zügen verkauft worden. Das bedeutet natürlich starke  Be- 
lastung der Schaffner, und die Eisenbahngesellschaft hat daher 
den Antrag gestellt, es möge ihr gestattet werden, bei Ent- 
nahme der Fahrkarten im Zuge eine Zuschlaggebühr von 
5 Cents zu erheben. Der Zuschlag ist allerdings so lächerlich 
niedrig, daß er kaum den gewünschten Erfolg haben wird. 

Im Vorortverkehr in England wird bekanntlich die Fahr- 
kartenüberwachung häufig so gehandhabt, daß nur an den 
Ausgangspunkten des Vorortverkehrs die Bahnsteigsperren be- 
setzt sind, während an den Endbahnhöfen im Innern der Groß- 
städte. soweit sie Kopfbahnhöfe sind, die Reisenden den Zug 
und den Bahnhof verlassen, ohne nochmals durch ein Sperr- 
gitter zu gehen. Das hat den Vorteil, daß am Zielbahnhof der 
bei starkem Verkehr immerhin lästige Aufenthalt durch die 
Anstauung an der Sperre entfällt. Da aber in diesem Falle die 
Fahrkarten, damit wiederholte Benutzung verhütet wird, beim 
Betreten des Bahnsteigs abgenommen werden, kann unterwegs 
nicht geprüft werden, für welche Klasse der Reisende eine Fahr- 
karte besessen hat. Im englischen Vorortverkehr werden im 
Gegensatz zum amerikanischen mit nur einer Klasse meist deren 
zwei geführt, und es wird von seiten der englischen Eisenbahn- 
verwaltungen stark darüber geklagt, daß die höhere Klasse un- 
befugterweise benutzt wird. Eine Kontrolle im Zug, die auch 
vorgenommen wird, kann bei diesem Verfahren nur bei den In- 
habern von Dauerkarten dazu führen, daß die unbefugte Be- 
nutzung der höheren Klasse festgestellt wird, während man 
einem Reisenden, der auf Einzelfahrkarten fährt. nie nachweisen 
kann, daß er eine Fahrkarte der niedrigeren Klasse abgegeben 
hat, wenn er in der höheren angetroffen wird. Die englische 
Art, die Fahrkarten beim Betreten des Bahnsteigs abzunehmen 


Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Vereinskilometerzeiger. 


. Zum -Kilometerzeiger Nr. 31 (Eisenbahndirektion Altona) ist 
der Nachtrag. VII erschienen. , j 


Rundschreiben der Geschäftsführenden Verwaltung sind er- 
lassen worden: 

Nr. III 156 vom 30. Juni 1921 und Nr. Ii 62 vom 2. Juli 1921 
an je a). Österreichisches Bundesministerium für Verkehrswesen, 
Reichsverkehrsministerium Zweigstelle Bayern, Eisenbahn- 
Generaldirektion Dresden, Eisenbahndirektion !Hilie, Nieder- 


932 


— 


‘Oberingenieurs Kersten eine Vortragsreihe eingerichtet, in 


-möglich ist. 


. tische und wirtschaftliche Seite näher einzugehen. 


- ratur zu begrüßen und wird auch in der vorläufigen Form 


Zeitung des Vereins. 
Deutscher Eisenbahnverwalt 


und den Ausgang am anderen Ende freizulassen, eignet & 
aber nur für einen Verkehr mit einer Klasse, also z. B. für 
amerikanischen Vorortverkehr, wo er auch tatsächlich gehe 
habt wird. Früher war es in London üblich, daß die Fa 
karten kurz vor dem Erreichen des Endbahnhofs während 
fahrplanmäßigen Halts an einem dazu bestimmten Punkt & 
freien Strecke geprüft und, soweit es Einzelkarten waren 
genommen wurden. Obgleich geradezu für jedes Abtei 
Fahrkartenabnehmer aufgestellt war, war dieses Verf 
doch zeitraubend, und es scheint heute, wo namentlich auf 

Wege zur Arbeit mit Minuten gegeizt wird, aufgegeben zu 8 


" Bücherschau. 


— Freitragende Holzbauten. Von ©. Kersten. Mit 
euren Verlag Julius Springer, Berlin. Preis & 

Der Krieg und seine Folgen haben manches in verbes 
Form wieder zu Ehren gebracht, was schon längst als 
mehr recht zeitgemäß gegolten hatte, wie z. B. die Lehm 
weisen und den schwierigeren Holzbau. Hörte man zwar 
in den letzten Jahren. vor dem Kriege hier und dort 
größeren Hallenbauten mit freitragenden Holzkonstrukti 
so brach sich dennoch der Holzbau als erfolgreicher Konkur. 
des Eisenbaus nur langsam Bahn. Die Materialnot der K 
jahre erst zwang zur stärkeren Verwendung der Holzb 
für Luftschiff-, Flugzeug- und Fabrikhallen, und die infolge 
vermehrten Verwendung gesammelten Beobachtungen und 
fahrungen förderten wiederum die weitere konstruktive D 
bildung und Verbesserung der freitragenden Holzbauweise 
richtiger Erkenntnis der Wichtigkeit dieses Gebietes für 
zukünftige Entwicklung des Bauwesens hatte nun der Ve; 
Deutscher Ingenieure im Frühjahr 1919 unter der Leitung 


Alle zurzeit hauptsächlich angewandten Holzbauweisen —m 
von Vertretern der einzelnen Firmen — behandelt wurden 
seien hier nur die bekanntesten, wie Stephan, Hetzer, 
scherer und Kübler genannt. Zr 


Diese Einzelvorträge sind nun unter dem obengenann 
Titel in Buchform herausgegeben worden, so daß man einm 
nebeneinander die verschiedenen freitragenden Bauweisen k 
sind deren zehn behandelt — in zahlreichen Akbildungen 
entsprechenden Beschreibungen kennen lernen kann. Zur 
führung gehen einige Abhandlungen über die wirtschaft 
Lage des Baumarktes, den afatomischen Aufbau und die m 
nische Prüfung sowie über den Feuerschutz des Holzes vo 
Wie bereits gesagt, kommt jedes System durch einen berufe 
Vertreter zu Worte, und es bleibt dem Leser. überlassen, 
sein Urteil über die einzelnen Systeme zu bilden und d 
seine Auswahl zu treffen. Das Buch ist daher auch mehr 
Werbeschrift und kein Lehrbuch im üblichen Sinne. Es 
zunächst nur zu Versuchen mit den einzelnen Arten des H«c 
baues ermuntern, um dann später an Hand der vielseitigen 
fahrungen das Beste heraussuchen zu können, was heute 
verhältnismäßig kurzer Bewährungsfrist noch nicht vollko 
Immerhin muß das fast völlige Fehlen genauere 
theoretischer und wirtschaftlicher Erörterungen für den V 
gleich der Systeme als ein Mangel des Buches bezeichnet 
den. Wenn auch vieles noch im Fluß ist und der Herausge 
sich dessen wohl bewußt auf eine spätere Neuauflage vertrös 
so wäre es zweifellos für die raschere Förderung des Gan 
nützlicher gewesen, schon jetzt soweit möglich auf u ‘thei 

rotz 
dem ist die zusammenfassende Darstellung der freitragende 
Holzkonstruktionen als eine Bereicherung der technischen Lit 


Werbeschrift für die weitere Ausbreitung der Holzbauw 
nützliche Dienste leisten. . "Dr.-Ing. Busse. 


ländische Staatseisenbahn, b) Direktion der Königl. 
schen Staatsbahnen, Eisenbahn-Generaldirektion St 
Eisenbahn-Zentralamt Berlin, Südbahngesellschaft in 
Holländische Eisenbahngesellschaft, betreffend „Gemise 
Ausschuß zur Vorberatung eines Antrages auf Änderun 
Befugnisse und Greeschäftseinteilung des Technischen 
schusses“ (abgesandt am 2. bzw. 5. Juli d. J.); 

Nr. V 141 vom 27. Juni 1921 an sämtliche Vereinsverwalt 
betreffend die Sammlung von Vereinskilometerzeigern ( 
sandt am 29. Juni d. J.). Be 


ts ee 


- Erfolge verwaltet. 


Hannover, den 29. Juni 1921. 


2. Güterverkehr. 


Div. 5. Staats- und Privatbahn-Güter- 
verkehr, Heft CH. 
Bir: 200. Wechselverkehr deutscher 
Ausnahmetarif. 

it Gültigkeit vom 5. Juli 1921 gilt 
der Ausnahmetarif 9 für Fische usw., 
Bringe auch im Verkehr mit den Saar- 


nen. 
act geben die beteiligten Güter- 
‚abfertigungen sowie das Auskunftsbüro, 
7, Bahnhof Alexanderplatz. (663) 
erlin, den 30. Juni 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Escher Eisenbahn-Gütertarif, Teil 11. 
esonderes Tarifheft, enthaltend Aus- 
nahmetarif 6. 

Mit: sofortiger Gültigkeit wird die Sta- 
ion Potsdam unter die Wasser-Um- 
'hlagstellen — Abschnitt IV, 2 des 


ier, Bahnhof Alexanderplatz. 
‚Berlin, den 1. Juli 1921. 
’ - Eisenbahndirektion. 


(670) 


echselverkehr Sachsen-Württemberg, 
Tarifheft 11B. 

ib 1. Juli 1921 werden die Stationen 
chdorf (Riß) OR und Stammheim 
Ludwigsburg einbezogen. Näheres ist 


n Tarifanzeiger der vormalig Preuß.- 
ssischen Staatseisenbahnen zu er- 


Dresden, am 28. Juni 1921. 
=: Eisenb.-Gen.-Dir., 
63 als. ‚geschäftsführende Verwaltung. 


hr Heft C II. Tiv. 200. Wechselver- 
deutscher Eisenbahnen untereinander 
„ Heft © u le) 


it '8 für frische usw. hr nachge- 

gen: Lensahn, Lütgenbrode und Neu- 

dt (Holst.). 

Auskunft geben die beteiligten Güter- 
ibfertigungen sowie das Auskunftsbüro, 

hier, Bahnhof Alexanderplatz 

Berlin, den 4. Juli 1921. (674) 

- Eisenbahndirektion. 


unserem Verkehrsanzeiger und aus. 


en. (658) - 


“Nr. 27 


3 | 1. Nachruf. 
a - Am 2%. Juni d. J. entschlief in Hannover im 79. Lebensjahre 


der Königliche Geheime Baurat 


Karl Rebentisch. 


% Der Verstorbene hat seit dem 1. April 1899 bis zum Übertritt in den 
- Ruhestand am 1. Juli 1908 der hiesigen Eisenbahndirektion angehört. 

sein verantwortungsvolles Amt in vorbildlicher Pflichttreue und mit bestem 
Durch seine liebenswürdigen Eigenschaften als Mensch 
W und Mitarbeiter hat er sich ein dauerndes Gedenken gesichert. 


Er hat 


(660) 


Der Präsident 
und die höheren Beamten der Eisenbahndirektion. 


Süddeutsche Eisenbahn-Gesellschaft. 
Binnentarif für die Hessischen Eisen- 
bahnlinien. 

Die auf Seite 15 unter G a) ange- 
zebene Ueberfuhrgebühr für die Beför- 
derung eines Wagens zwischen den 
Bahnhöfen Nieder Ingelheim (Selztal- 
bahn) und Ingelheim (Staatsb.) beträgt 
bei Weiterbeförderung 
1. von Steinkohlen, Braunkohlen, Koks 

und Preßkohlen aller Art 24 M, 

2. von allen anderen Gütern 25,70 M. 
Darmstadt, am 28. Juni 1921: (666 ) 
Süddeutsche Eisenbahn-Gesellschaft. 

Die Direktion. 


Reichseisenbahnen, sächsisches Netz. 

Am 1. Juli 1921 werden für die Über- 
führung von Gütern in Wagenladungen, 
die mit der Eisenbahn in Altwarnsdorf 
über Warnsdorf csl. Stb. eingehen oder 
von Altwarnsdorf über Warnsdorf. esl. 
Stb. ausgehen, für die Strecke Warns- 
dorf-Altwarnsdorf Überfuhrgebühren ein- 
geführt. Sie betragen in Hellern für 
100 kg bei Sendungen der Tarifklasse A 
195, An 234, B. 173, Bn 295, © 143, On 
199, D 112, Dn 167, E 84, bei Sendungen 
des Ausnahmetarifs 6 für Steinkohlen, 


Braunkohlen usw. 55 Heller für 100 kg. 


Dresden, am 29. Juni 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


(662) 


Ausnahmetarif für Milch (Nr. 2a des 
Tarifverzeichnisses). 

Mit Gültiekeit vom 1. Juli 1921 wird 

ein Ausnahmetarif für die regelmäßige 

Beförderung von Milch herausgegeben. 


Der Ausnahmetarif gilt für den Binnen- 


und Wechselverkehr des preußisch- 
hessischen, sächsischen, bayrisch-links- 
rheinisch (pfälzischen), mecklenburgi- 
schen und oldenburgischen Netzes der 
Reichseisenbahnen nebst der an diese 
Netze anschließenden Privatbahnen, ınit 
Ausnahme der Altona-Kaltenkirchen- 
Neumünster Eisenbahn, der Braun- 
schweig-Schöninger und der. Öschers- 
leben-Schöninger Eisenbahn. 

‘Durch den Aüsnahmetarif für Milch 


werden aufgehoben die „Bedingungen 
für die regelmäßige Beförderung von 
Milch“ n 

a. im Deutschen Eisenbahn-Güter- 


tarif Teil II, Gemeinsames Heft A, 
Anhang 2 (Tarifverzeichnis Nr. 
200), 
b. die sächsische Ausgabe vom 
14. Oktober 1918, Vordruck Nr. 635, 
ce. die pfälzische Ausgabe vom 1. Mai 
1907 (Neuausgabe), 


fördert, sofern nicht die Fracht für 
das volle Gewicht nach den Sätzen 
der ermäßigten Stückgutklasse bil- 


Amtliche Bekanntmachungen. 


d. die Ausgabe der Eisenkahn-Gene- 
raldirektion Schwerin ohne Datum. 
Gegenüber dem alten Milch-Abonne- 
mentsverkehr ändert sich in der An- 
nahme, Beförderung und Auslieferung 
der Milch nichts; die Verladung und 
Ausiadung liegt nach wie vor dem Ab- 
senuer oder Eiupfänger ob. Die durch 
den Ausnahmetarif eintretende Fracht- 
ermäßigung beträgt 30—50 v. H. der 
jetzigen Milchfrachten. 

Nähere Auskunft geven dic beteiligten 
Güterabfertigungen sowie das Aus- 
kunftsbüro hier, Bahnhof Alexanderplatz. 

Berlin, den 23. Juni 1921. (664) 

Eisenbahndirektion. 


Deutscher Eisenbahn-Güteriarif, Teil I, 
Abteilunze B (Tiv. 1b). 

Mit Wirkung vom 1. Julı 1921 treten 
folgende Trachtermäßieungen in Kraft: 
1. Der 50% Gewichtszuschlag für Güter 

der ermäßigten Eilgutklasse (Klasse 
Ile) fällt fort. 

2. Gebrauchte Packmittel werden bei 

Aufgabe als Frachtstückgut zu den 

. Sätzen der allgemeinen Stückgut- 

klasse für das halbe wirkliche Ge- 

wicht — mindestens für 20 kg — be- 


liger ist, 
Aus diesem Anlaß wird der Tarif vom 
gleichen Zeitpunkte ab, wie folgt, ge- 
ändert: 
Zu $S 11 Stückegut. 
Die Ziffern (2) und (3) 
folgende Fassung: 

„(2) Für die der Klasse Ile an- 
gehörenden Güter wird, soweit nichts 
Besonderes bestimmt ist, die Fracht 

.nach Abschnitt A für Frachtgut be- 
rechnet. 

(3) Werden Eilgüter beider 
Klassen in getrennter Verpackung 
auf einen Eilfrachtbrisf aufgegeben, 
so wird die Fracht der Klasse Te 
für dıe ganze Sendung berechnst, 
wenn nicht die getrennte F rachtbe- 
rechnung eine billigere Fracht er- 
gibt. Bei der Einzelberechnung wird 
die Fracht für das zu den Klassen 
Ie und Ile gehörige Gut, minde- 
stens für je 10 kg berechnet. Die 
Fracht wird jedoch für 20 kg nach 
den Sätzen der Klasse Ie berechnet, 
wenn sie billiger ist.“ 

Zu S 12. Wagenladungen. 
Absatz (2) wird durch den folgenden 
ersetzt: 
„(2) Für die der Klasse Ile ange- 
hörenden Güter wird, soweit nichts 
Besonderes bestimmt ist, die Fracht 
nach Abschnitt A für Frachtgut be- 
rechnet. Über die Frachtberechnung 
für Wagen mit Schaustellungen usw. 
bei Aufgabe als Eilgut vergleiche 
s 30 (1). 
Zu S 5. Sperrige Stückgüter. 
Absatz (2) a erhält folgende Fassung: 

„a. Bei Eil- oder Frachtgut für 
das 1% fache des 

mindestens . .. 


erhalten 


wirklichen Ge- 
wichts, . usw., wie 
bisher.“ 

Der Absatz (2)b wird gestrichen. 

Der jetzige Absatz (2) ce wird (2) b. 
Zu $- 26. 

Der Absatz (3) erhält folgende geän- 

derte Fassung: 


„(3) Wird sperriges und nicht- 


sperriges Eil- oder -Frachtgut in ge- 


trennten Frachtstücken wit (dem- 
selben Frachtbrief aufgegeben und 
gehört das sperrige und das nicht- 
sperrige Gut. derselben _Eil- 
Frachtstückgutklasse an, so wird 
das Gewicht des sperrigen und des 
nichtsperrigen Gutes ‘ohne Abrun- 


dung besonders ermittelt und die 
: Fracht für das Gesamtgewicht, min- 
destens für 30 kg berechnet.“ ; 
Der zweite Satz des Absatzes (4) 


wird, wie folgt, geändert: 
„Das Mindestgewicht beträgt in 
diesem Falie für - sperriges Gut 
20 kg, für nichisperriges Gut 10 kg.“ 
Der zweite Satz des Absatzes (5) wird 
ebenfalls wie. folgt geändert: 


„Das Mindestgewicht beträgt in 


diesem Falle für das Gut jeder. 
Klasse 20 kg." N 
Hinter $ 32. Luftsshiffe 


ist neu aufzunehmen: 
8.33 Gebrauchte Da ckmiseeı, 
-(1) Für gebrauchte Packmittel wird 
bei der Aufgabe als Frachtstück- 
eut die Fracht nach den Sätzen 
der allgemeinen Stückgutklasse 
für das halbe wirkliche Gewicht 
— mindestens für :20-kg — be- 
rechnet, sofern nicht die Fracht 
für das volle Gewicht nach den 
Sätzen der 
klasse billiger ist. . 
Sind - gebrauchte Packmittel in 
anderen solchen enthalten, ohne in 
ihnen fest und sicher verBace zu 
sein, so. wird eine Gewähr gegen 
den Verlust des Inhalts "nicht 
übernommen. E 
Für gebrauchte Packmittel, die in 


N 


(3) 


gewöhnliche bedeckte Wagen nicht - 


ist min- 
8 24 zu 


verladen werden können, 

destens die Fracht nach 

erheben. : 

Bei gebrauchten leeren, nicht in 
Körbe oder Kübel eingesetzten 
Glas- oder Tonballons: wird bei 
Aufgabe als Frachtstückgut die 
Fracht xvach den Sätzen der 
‚Klasse I für das halbe wirkliche 
Gewicht, mindestens jedoch 
2000 :kg für jeden verwendeten 
Wagen berechnet, sofern nicht die 
Fracht für das 1% fache Gewicht 
billiger ist.“ 

Die bisherigen SS 33 bis 56 erhalten 

die Ziffern: 35 bis 58. 


8.87 — neu.5 39 — Fische, 
Krabben, Bienen. 

Absatz (1) erhält folgende Fassung: 

„(1) Für Fische usw., "wie in der 
‘Rlasse Ile genannt, sowie für 
frische oder nur abgekochte Krab- 
ben (Garneelen, Granat) werden 
bei Aufgabe als beschleunietes Eil- 
gut (vergleiche SS 14 und 15) die 
einfache Eilgutfracht (SS 11 und 
12), mindestens jedoch 4,50 M für 
jede Frachtbriefsendung erhoben.“ 

Die folgenden Unterabsätze a und b 
sind zu streichen. 

Zu den. Stellen „Packmittel, ge- 
brauchte“ der Klassen II und D ist 
folgender Hinweis aufzunehmen: 

„(vergleiche' $$ 33 bis 35 der 
gemeinen Tarifvorschriften).“ 

B»rlın, den 28. Juni 1921. 

Bisenbahndirektion, 
als geschäftsführende Verwaltung. 


All- 
(665) 


oder 


ermäßisten Stückgut- 


für: 


-.Gemeinsechaftliches Heit CIb 
(Stationstariftafeln usw.) Tiv. 200. 
"Mit Gültigkeit vom 1. August 1921 ab 
wird die Gebühr für. die Überführung 
von  Waegenladungen zwischen - Emden 
Außenhafen und der Ladestelle Emden 


rechtes Fahrwasserufer erhöht, und 
zwar: 

a) für. Steinkohlen, _Braunkohlen, 
Koks und Preßkohlen aller Art 
für den Wagen von 560. 3 auf 
3760 8, 

b) für alle übrigen Güter von 600 3 
auf 4030 28: 


Näheres enthält die am 30. Juni 1921 
erscheinende Nummer des Tarifanzeigers. 
Die Abkürzung der Veröffentlichungsfrist 
gründet sich auf die vorübergehende 
Änderung des-$ 6. der Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung (R.-G.-Bl: 1914, Seite 455). 
— Auskunft seben auch die beteiligten 


Güterabfertigungen sowie. das Auskunfts- : 


büro, hier. Bahnhof Alexanderplatz. . 
Berlin; den .25: Juni I9%E: (668) 
Eisenbahndirektion. LE 


Deutsch-schwedisch-norwegischer Ver- 
- bandsgütertarifi, Teil II. 
‘ Vom 1. August 1921 an werden im Ver- 


kehr. mit Stationen der norwegischen 
Bahnen für die schwedischen “Durch- 
gangsanteile besondere Kurszuschläge 
erhoben. See Bi 
Nähere Auskunft erteilt unser Ver- 
kehrsbüro. = : : (675 


Altona, den 30. Juni 1921. 
Eisenbahndirektion, 
namens der Verbandsverwaltungen. 


Deutsche u Teile I 
(Tiv. 1b, : Tiv ; 
1..Am>4, August 191 En der Nach- 
trag IV zum deutschen Eisenbahn- 
Gütertarif,. Teil IB, vom Dezember 

1920 in Kraft. 
Der Nachtrag enthält dern son 
und Ereänzungen der Allgemeinen 
‘ Tarilvorschriften nebst Güterein- 


teilung und des Nebengebührentarifs. - 


Neben Frachtermäßigungen und son- 
stigen Toariferleichterungen treten 
auch einige Tariferhöhungen ein. 

2, Im deutschen Personen- 
päcktarif, Teil I, Seite. 15 wird der 
Abschnitt CVI 1D zw $ 12 der 
Eisenbahn - Verkehrsordnung (Fahr- 
preisermäßigung für Mitglieder von 
Krankenkassen und Versicherte der 
Versicherungsanstalten betr.) mit 
Gültigkeit vom 1. August 1921 ge- 
strichen. 

Nähere Auskunft ne die Ver- 

kehrsbüros der deutschen Eisenbahnver- 

waltungen. _ Die verkürzte Veröffent- 
lichungsfrist ist gemäß der vorüber- 

gehenden Änderungen des 5 6 E.V.O. 

(R.-G.-Bl. 1914, .S. 455). genehmigt. 

Druckabzüge der Nachträge können vom 


26. Juli an von den deutschen Eisen- | 


bahnverwaltungen, in Berlin von dem 

Auskunftsbüro .- (Bahnhof 

platz) käuflich bezogen werden. . 
Berlin, den 28, Juni 1921. 

a Eisenbahndirektion, . 
als geschäftsführende Verwaltung. 


Badischer ‚Gütertarif. 
: Wechseltariie. 
Mit sofortiger Wirkung ist-im. Aus- 


Alexander- 


Deutsche \ 


nahmetarif 6 für Kohlen bei den Gewin@| 


nunesstätten für ‘Steinkohlen er 
(Baden) nachzutragen. 
Karlsruhe, den 1. Juli: 1921. Ted. 
Bisenbahm Generale 


f} 
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Geh. Oberregierungsrat 


S “Berlin; den 3. Juli 1921. 


“gesehen oder, soweit der Vorrat 


und Ge-' 


661 | 
ae Eisenbahnen hat zum Verka 
en Goch und Xantı 
‚Oberbau-Materialien 


DrYRT, 


"Gemeinsehatlliches Heit CIn 
tariftafeln usw.). — Tiv. 

Mit Gültigkeit vom 8.- Jul 
wird der für Baukies und B 
Versand von Capellen-Lauerst 
hebende Frachtzuschlag von. 
mäßigt auf 15 3 für 100 ke. 
Näheres enthält die am 8. J 
scheinende Nummer des Tarifa 
— Auskunft geben auch die bet 
Güterabfertigungen sowie das. 
büro, hier, Bahnhof Alexander 


Eisenbahndirektion. 


Besärlihersuge ei II u | 


tigen und anschlagen) zum 
KErweiterungsbau des 'Speiseha 
der Erweiterung der Hauptwer 
am Bahnhof Paderborn Hbf. : 
ganzen oder geteilt vergeben 
Zeichnungen und Beding 
"können in unserem Geschäftszimm 


“gegen post- und bestellgeldfre 
sendung von 20 M ohne Zeichnun 
zogen werden. Er 
Die Angebote sind bis 12 
vormittags 11 Uhr, an die unter: 
Dienststelle postfrei einzusende: + 
Mit dem Angebot sind zuglei 
Holzproben einzureichen, Fe 
 Zuschlagsfrist 4 Wochen, E 
frist 12 Wochen. & 
Paderborn, den 25. Juni 19 
°  Baubüro des 
Eisenbahn-Werkstättenam 


Bekanntmachung. 

Die Lieferung von 35000 t 

ı. Klasse soll öffentlich vergeb 

Die Verdingungsunterlagen 

unserer Kanzlei, hier, einges en, U 
gegen postfreie FEinsendung von ( 

die Bürokasse se Eisenba 


Aufschrift und versiegelt bis 
öffnungstermine an das Rech 
hier, bis zum 18. Juli 1921, 
mittags einzusenden. E 
Zuschlagsfrist: 3 Wochen 
Erfurt, den 28. Juni 1921. 
Bisenbahndirekt: 


A. Verkauf \ von Altmate 


6 Stück Morseapparäte, -£ 
-zu verkaufen. = 
Zschipkau-Kinsterwalder 


Die Gesellschaft der. Nied 
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Eisenschrott, 75000. Bu 
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Zur Vereinfachung der Behördenorganisation. 


Von Regierungsrat Gall, Vorstand des Hauptbahnhofs Stuttgart. 


I. 
em Nachwort zu seiner in Nr. 22 dieser Zeitung von 
besprochenen Schrift: „Fünfundzwanzie Jahre Eisen- 
-Verwaltungsordnung“ kommt Staatsminister a. D. Hoff 
dem Ergebnis, daß die Natur des Eisenbahndienstes keine 
feinanderschichtung von [Bietriebsbehörden werträgt, viel- 
hr unter nur einem behördenartigen Gebilde selbständiges 
indeln aufsichtführender und ausführender Beamten ser- 
ht. Den Bezirksleitungen (Eisenbahndirektionen) sind 
unmittelbaren Beaufsichtigung des ausführenden örtlichen 
tes Aufsichtsbeamte, Inspektions- oder Amtsvorstände 
die einzelnen Sachgebiete zu unterstellen (S. 80 a.a.0.). 
‚den ausführenden Dienst erachtet es Hoff an sich als die 


Ihnhofes leitet. (S. 56). 

Frage der Lostrennung des Bahnunterhaltungsdienstes 
Betrieb und der Vereinigung von Betrieb und Verkehr 
zutreten, hält er für erwägenswert, weil schon die 
wärtigen Zeitverhältnisse das Vorwärtsstreben im prak- 
n Dienst erprobter Fachmänner des ausführenden Bahn- 
Abfertigungs-, Bahnaufsichts- und Werkstättendienstes 
satorische Aenderungen gerade in der unmittelbaren 
ichtigung des ausführenden Dienstes erheischen, ohne 
eine Newerung in dieser Richtung für die höheren tech- 
schen Beamten Nachteile im Gefolge zu haben brauchte. 
4 4/55. ) 

er Anregung, die Dienstzweige größerer Bahnhöfe unter 
m. Vorstand zu einem „Amt“ zu vereinigen und ihm auch 


achste Lösung, daß ein Beamter den Gesamtdienst eines 


noch die Bahnhöfe benachbarter Orte zu unterstellen, sollte 
tedoch nach Hoff nur nach sehr eingehenden Versuchen 
nähergetreten werden, weil „jedie Instanz Mehrarbeit schafft, 
die sehr oft den Vorteil größerer Machtfülle aufhebt“ (S. 56). 

Von. den verschiedenen Vorschlägen bezüglich der Neuord- 
nung des Aufsichtsdienstes sagt Hoff, daß von manchen Fach- 
genossen die Tätirkeit der ..Amts“vorstände zu stark als be- 
trieb- und verkehr lei ed eingeschätzt wird. Zutneffender 
werde es sein, die Tätigkeit dieser Beamten mehr in der un- 
mittelbaren Aufsicht über die örtliche Diensthandhabung zu 
erkennen und dabei zu bedenken, daß für den Betriebsleitungs- 
und den Beförderungsdienst bei den Eisenbahndirektionen 
besondere Dezernenten mit Unterstützung erfahrener Beamten 
des ausführenden Dienstes wirken (8. 52). „Auf jeden Fall 
kann die Reichseisenbahnverwaltung diese Frage in Ruhe 
klären, und €s erscheint wmpfiehlenswert, auf dem von der 
preußischen Eisenbahnverwaltung schon vor dem Krieg «ein- 


geschlagenen Weg der Übertragung selbständiger Entschei- 
dunesbefugnisse an die Dienstvorsteher weiter voranzu- 


schreiten“ (S. 57). 
Es möge nun einem süddeutschen Bahnhofsvorstand »e- 
stattet sein, nach seinen Erfahrungen auf seinem nach diem 


-bisherigien süddeutschen System einheitlich geleiteten großen 


Bahnhof zu der Frage der Bahnhofbetriebsführung mit einer 


verantwortlichen Spitze und den damit seines Erachtens eng 
'zusammenhänsenden anderen Fragen Stellung 


zu nehmen. 
Darüber dürfte zunächst allseitige Übereinstimmung bestehen, 
daß vor allem die eiserne Notwendigkeit äußerster Sparsamkeit 
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erfordert, mit einer Materie unter keinen Umständen mehr Per- 


sonen zu befassen, als es zur Erreichung des wirtschaftlichen 


Zwecks unbedingt erforderlich ist, und daß der Verwalter der ein- 


zelnen Wirtschaftselemente der Bezirksleitung gegenüber für die 


Wirtschaftsführung unmittelbar und im ganzen Umfang verant- 


wortlich sein muß. Die Wirtschaftselemente. sind die „Bahn- 
höfe“. Der Leiter eines Bahnhofes muß persönlich die Be- 
fähigung haben und sachlich in die Lage versetzt sein, Maß- 
nahmen zu treffen, um den Verkehr mit den gegebenen Be- 
triebsmitteln ordnungsmäßige und wirtschaftlich zu bedienen. 
Er muß ein Urteil darüber haben, ob und inwieweit eine 
betriebliche Maßnahme wine fördernde oder nachteilise Wir- 
kung auf den Abfertisungsdienst und die Interessen der Veer- 
kehrtreibenden hat. Betrieb und Verkehr kann er nur dann 
wirtschaftlich bedienen, wenn er beide Gebiete gleichermaßen 
theoretisch und praktisch beherrscht und er für beide Gebiete 
auf seinem [Bahnhof verantwortlich ist. .Nur dann kommt er 


nicht in die Gefahr, bewußt oder unbewußt, das eine Gebret | 


zum Nachteil des anderen zu bevorzugen. Ist er für beide 
zugleich verantwortlich, so hat er in seiner Einzelperson den 
Widerstreit beider Interessen verantwortlich -auszukämpfen. 
Das wird er aber wiederum nur dann mit seinem ganzen Ich 


tun und tun können, wenn er seine dienstliche Meinung bei der, 


leitenden Zentralinstanz unmittelbar zur Geltung bringen kann, 
dieser unmittelbar verantwortlich ist und nicht bei der Direk- 
tion die Vermutung zunächst dafür zu sprechen hat, die 
Meinung der Zwischeninstanz sei die maßgebende Sobald 
sein Verantwortlichkeitsgefühl und seine Tätiekeit durch 
eine Zwischeninstanz, wei es ein Verkehrsamt oder wın Be- 
triebsamt, gespalten, sedämpft und verschlexrert ıst, tritt der 
Anreiz ‚unwillkürlich zurück, und der Bahnhofvorstand wird 
sich bald freiwillig, bald unter dem Zwang der Meinung der 
übergeordneten Stelle mehr oder weniger dazu bequemen, 
das Ausdenken und die Verantwortung ihr zu überlassen, 
wenn er nicht eine »eborene Kampfnatur ist. Noch schlimmer 
muß dies wirken, wenn auf größeren Bahnhöfen Verkehr und 
Betrieb schon in den örtlichen Dwienststellenvorständen. ge- 
trennt ist und der geschäftliche Verkehr zwischen ihnen in 
wichtigen Fragen für denselben Bahnhof hier durch das Ver- 
kehrsamt, dort durch das 'Betriebsamt «£ht, die Zentralbe- 
hörde also noch weniger die Gewähr dafür hat, einen Antrag 
zu erhalten, in dem die Bedürfnisse von Verkehr und Betrieb 
von vornherein gegeneinander abgeworen sind. 


Das alles weist zum Allermindesten auf ‚eine Vereinigung 
von Betriebs- und Vierkehrsaufsicht in einer. Bezirksstelle 
hin; 


lich beaufsichtigenden Bezirksstellen überhaupt aufzuwerfen 
sein. Auf jeden Fall könnte hierbei der Bahnunterhaltungs- 
dienst, der im regelmäßigen Lauf weder vom Betrieb, noch vom 
Verkehr unmittelbar - berührt wird, für sich ausgeschieden 
werden. = a] 
Das andere große Reichsverkehrsinstitut, dıe Post, kennt 
Zwischeninstanzen nicht. Die Reichspost denkt nicht daran, 
dieses System zu verlassen. Warum sollte das, was bei der 
Post möglich und zweckmäßig ist, nicht auch bei uns durch- 
führbar sein? Man könrte einwenden, der Eisenbahn seien 
im Verhältnis zur Post ungleich größere Grundstücks-, Ma- 
terial- und Güterwerte sowie die Sorge für die Sicherheit der 
Reisenden anvertraut, sie habe ein unendlich größeres An- 


Jaxe- und Betriebskapital zu verwalten, für das die beste und 


eingehendste Aufsicht gerade genügt. Nun sagt schon Hoff 
(S. 52), daß die Leitung des Fahrdienstes oder des „Fahr- 
betriebes“, wie er es mennt, tatsächlich‘ nicht in den Händen 
der Vorstände der (Betriebsämter liegt, ihre Tätiekeit viel- 
mehr auf die formelle „Aufsicht“ über die örtliche Dienst- 
handhabung, d. h. die Beachtung der bestehenden Dienstvor- 


schriften, also eine mehr büromäßige Tätirkeit beschränkt ist. 
Betrieb und Verkehr lassen sich nicht in den’ mehr oder - 


weniger willkürlich festgesetzten Grenzen von Betriebs- und 


förderungsdienstes in die Hand gegeben. 


at: 


vorstand übergegangen, 


‚verwaltende Instanz aus. 


damit dürfte aber auch schon die weitere Frage nach der’ 
wirtschaftlichen und dienstlichen Zweckmäßigkeit solcher ledig- | R 
| a Verhälteisin. der Milliardenverluste und de | 


Yheiken und im side Verkehr mit dem Peiead 


‚Behandlung des Personals, der Gleichmäßigkeit des "Pe: 


Verkehrsämtern vegeln, die betrieblichen iR Vorke 
sammenhänge mancher Bahnhöfe neisen viel mehr ij 
Bezirk eines Nachbaramtes oder sogar einer Nachb 
waltung. Die großen Zugbildungs- und Verschiebebal 
haben: auf den Betrieb selbst sanzer Netze und dk 
schließenden Verwaltungsbezirke einen 'bestimmenden 
fluß gewonnen. Die stets schwankenden und wechsel 
Betriebs-- und Vierkehrsverhältnisse haben ihnen 
Aufgabe der täglichen Regelung des Fahrbetriebs- und 
Sie bearbeite 
Wirklichkeit die notwendigen Ausführungsanordnungen 
Zugbildungsplan und den Beförderungsvorschriften 
wirken schon bei der Feststellung des Fahrplans bestimn 
Die Ämter können zum mindesten ohne Befraguı 
wesentliche Mitwirkung dieser Bahnhöfe keine betrie 
Anordnungen treffen. Auch die Direktionen sind im r: 
Wechsel der Verhältnisse genötigt, mit den betriebswicht 
Bahnhöfen unmittelbar zu verkehren und in ständiger B 
lung zu bleiben. Die Ämter können nicht mehr unmitte 
aus den. lebendigen Qwellen des Betriebes und Ve 
schöpfen, sie leben aus zweiter Hand, aus den Akten, 
zwar desto mehr, je größer ihr Bezirk und ihr Hilfsbea 
apparat ‘ist. = 
Für den [Betrieb- und die. Betriebsverwaltung großer 
höfe ist die Verantwortung ‘tatsächlich auf den "Bah 
für sie scheiden die Betriebs 
ja selbst im wesentlichen als betr 
Bei dem mit dem Betriebsdi 
eng verschlungenen und seine Voraussetzung er 
förderungsdienst ist es dasselbe. 48 


Es bleibt noch. zu erörtern: die Aufsicht und Are 
allgemeinen ‚Verwaltungs-, Personal- und Abfertigungs 
Im Abfertigungsdienst handelt es sich im Gegensatz zu 
triebs- und Beförderungsdienst nicht darum, täglich wech 
und neu. auftretende Bedürfnisse und Verhältnisse 
die einfachste,  rascheste und beste Weise zu me 
Hier sind es überwiegend Gegenstände des Inmeben Geschi 
betriebes, bei demen die besonderen örtlichen Vrerhältn 
mehr oder weniger zurücktreten oder die wirtschaft } 
Folgen und möglichen ‘Berufungen eine „egenseitige A 
wägung und gleichmäßige Behandlunz für das ganze 
schaftsgebiet erfordern. Der regelmäßige Geschäfts 
a sich an ee ee Pe . 


'als betriebsleitende, 


alleräußerster en ‚erst, Dee von der Zentrale 


Bchkn: Die einheitliche Straffheit a. X 
nicht durch die „Aufsicht“ eine einer AN von der Zen 


neue Zeit den Bahnfiavorsual frei her 


SR "Erfüllung seiner orleunbane nicht vom „Am: ei 
stand. Er hat mit den Veertrauensleuten und den B 
räten zu verhandeln. Von ihm verlangt man hierin : 
und richtigen Entschluß. Es nützt ihm nichts mehr, 
hinter die Zuständigkeit zu verschanzen. Auch in Persc 
sachen geeht die Entwicklung nicht in der Richtung auf 
Erhaltung einer Zwischeninstanz, Gründe der gleichmä Bi 


nals in Ausbildung und Erziehung, der Sicherstellung ‚se 
wirtschaftlichen Verwendung und gleichmäßigen Entlol 
der Erzielung von Prersonalersparnis a zweckmäßige 


zung der Arbeitskraft und raschen Personalausgleich 
isen auch hier zwingend auf eine unmittelbare Verbindung 
wischen Direktion und ausführendem Dienst und auf die 


iner Spitze hin. 

E | 11. 
Wenn hiernach im Grundsatz aus Gründen der zeitlichen 
intwicklung, der Sparsamkeit und der Vereinfachung des Ge- 
chäftsganges die Möglichkeit, die Bezirksstellen als behörd- 
ich e Zwischeninstanzen. auszuschalten, »eeeben erscheint, so 
ann es sich andererseits keinenfalls darum handeln, die 
ingelegenheiten der örtlichen Dienststellen schlechtweg und 
nterschiedslos unmittelbar von der Direktion aus zu leiten. 
Ir muß auf der einen Seite mit der Erweiterung der Zustän- 
igkeit. und Verantwortung der Bahnhofvorstände im Be- 
riebs-, Verkehrs- und Verwaltungsdienst fortgeschritten wer- 
en, auf der anderen Seite aber ist die Beaufsichtisung und 
’rüfung von Betrieb, Verkehr und Verwaltung mit dem Wirt- 
chafts-, Rechnungs- und Kassenprüfungswesen bei der 
Jirektion zu zentralisieren und unter die unmittelbare Lei- 
ung der zuständigen Fachdezernenten zu stellen. Die „In- 
pektion“ ist an den Sitz der Direktion zu verlegen und nach 
inzelnen Dezernaten oder zusammene#faßt in mehrere zu 
‚liedern, iedoch haben die Inspektionsbeamten die Beaufsich- 
igung der ausübenden Dienststellen nach der unmittelbaren 
| sung der Dezernenten und des Präsidenten der Direktion 
inheitlich auszuüben. Dabei soll es nicht ausgeschlossen 
ein, bei ‚besonderen örtlichen Verhältnissen des Direktions- 
ezirks oder einzelner Dezernate, gewisse Inspektionsbeamte 
t ständigem Wohnsitz nach auswärts zu „detachieren“, ohne 
aß sie dadurch ihre Eigenschaft und die Fühlungnahme als 
mittelbare Hilfsbeamte der Direktion verlören. 


” 


ir den- Personalausgleich, die Erlassung von Ausführungs- 
immungen für betriebs- und werkehrsdienstliche Ver- 
{ ‚ die Beratung 
nerer Stationen, die Betriebsleitung bei Betriebsstörungen 
nd Unfällen wären geeignetes betriebswichtige Bahnhöfe als 
jetrvebsleitende |Bahnhöfe“ zu bestimmen, denen aber im 


zei usw.) einem besonderen Abteilungsleiter. zu unter- 
der dem Bahnhofvorstand für ‘die ordnungsmäßige 
‚wicklung des Dienstes in seiner Abteilung verantwortlich 
und die laufenden Geschäfte darin selbständig erledigt, so- 
eit sie nicht grundsätzlicher Art sind, den Gesamtdienst oder 
| "andere Abteilung mitberühren oder ‚es sich nicht um Be- 
‚chlüsse, Berichte und Vorlagen an die Direktion rein 
rmeller Art handelt. 
tationskassen behalten ihre besonderen Dienstsbellenleiter 
t erweiterten Befugnissen eines Abteilungsleiters. Die Ab- 
lungs- und die Dienststellenleiter sind zugleich die Hilfsarbei- 
des Bahnhofvorstandes zur Ausarbeitung der Entwürfe für 
ößere Vorlagen an die Direktion oder Anordnungen für den 
'ahnhofdienst, die By der Geschäftsausteilung in ihre Abtei- 
fallen. 


| ® Hauptaufgabe des von der Kleinarbeit des laufenden 
| Si stes losgelösten Bahnhofvorstandes ist die zusammen- 
sende persönliche Beaufsichtigung des Bahnhofdienstes 
a Ort und Stelle in allen seinen Teilen, und zwar ein- 
ließlich derjenigen technischen Gebiete, die die Wirt- 
jaftsgestaltung und die Betriebsführung des Bahnhofs be- 
lussen, ohne daß dadurch im übrigen. die Unmittelbarkeit 
T technischen Dienststelle beeinträchtigt würde. Unmittel- 
re Dienststellen mit geschlossenem Personalstand dürfen 
demselben Bahnhof neben der „Bahnhofverwaltung“ nur 
bestehen, wenn trotzdem Sparsamkeit in der Personal- 


2 Haren 


inigung dieses Dienstes auf einem Bahnhof unter 


Die bisherigen Abfertigungen und 


T twendung und Wirtschaftsfühnung RR ist Ber ‚es eich “ 


ausgebildetes Peısonal 
gung verlangen. 
Durch die Unterstellung des gesamten Bahuhofbetriebs- 
dienstes unter die betriebs- und wirtschaftstechnische Leitung 
einer der Direktion unmittelbar verantwortlichen Person 
und die Entlastung des Bahnhofleiters durch Einführung des 
Abteilungssystems dürften die eingangs anseführten: Be- 
denken. von Hoff hinsichtlich der Entstehung einer neuen 
Zwischeninstanz sowie die von ihm und auch von ankerer 
Seite in diesen Blättern schon geäußerten Zweifel an der 
Möglichkeit der Beherrschung des ganzen Stoffes durch eine 
Pierson beseitigt sein. Es darf dabei darauf hingewiesen 
werden, daß bisher die Bahnhofvorstände der süddeutschen 
Verwaltungen diese Aufgabe bei entsprechender persönlicher 
Entlastung von der Aktenbearbeitune zu erfüllen vermochten. 


und örtliche technische Beaufsichti- 


Umgekehrt liegt es in derselben. Linie der Wirtschaftlichkeit 
und Geschäftsvereinfachung, daß kleinere Bahnhöfe von ge- 
ringer betmeblicher und wirtschaftlicher Bedeutung mit 
anderen Bahnhöfen zu seiner Wirtschaftsgemeinschaft zu- 
sammengefaßt und an einen Wirtschaftsbahnhof angeschlossen 
werden, d. h. es ist das System der „Vorstationen“ weiter 
auszubauen. Der Tätiekeitsbereich eines solchen Wirtschafts- 
leiters darf einerseits nicht zu groß und andererseits muß er 
so vielseitig sein, daß seine Verantwortung und seine Er- 
fahrung fortwährend gestählt und geübt werden. Die Männer, 
die das Können und die Fähigkeiten dazu haben, sind da, bei 
uns und in Preußen. Daran zweifielt auch Hoff nicht. Nötie 
ist natürlich eine strenge Auslese der tüchtisen unter den 
höheren und den mittleren Beamten vom Sekretär- und Assisten- 
tendienst, je nachdem es die Bedeutung der Dienststelle er- 
fordert. Angesichts der Lage, in der wir uns befinden, glaubt 
der Verfasser, daß auf Grund der vorstehenden Vorschläge 
auch die Bedenken, die in Nr. 76 dieser Zeitung vom 8. Ok- 
tober 1919 Regierungsrat Kehm in Crailsheim vom Stand- 
punkt seines Betriebsinspektionsvorstandes seeren die in Nr.53 
vom 19. Juni 1919 von dem nunmehrisen Oberbahnamtmann 
Faude bei der 'Generaldinektion Stuttrart gemachten Vor- 
schläge ähnlicher Richtung erhoben hat, zurückgestellt wer- 
den können. 


Beim: Bahnunterhaltungs-, maschinentechnischen und Werk- 
stättendienst — wo sie, wenigstens bei uns in Württemberg, 
ohnehin weniger scharf durchgeführt war — hätte die förm- 
liche Instanzentrennung zwischen Orts- und Bezirksdienst in 
gleicher Weise wie beim Betriebs- und Verkehrsdienst weg- 
zufallen. 

Daß eine solche Organisation namentlich für Preußen eine 
wesentliche Änderung der Stellung und - Betätigung der 
höheren. Beamten des Verwaltungs- und technischen Dienstes 
bedeutet und an die Fähigkeit der mittleren Beamten erheb- 
lich größere Anforderungen stellt, ist zweifellos. Man wird 
zwar, wie gesagt, mit den vorhanrenen Beamten die Umstel- 
lung reibungslos — insbesondere auch ohne jegliche Schädi- 
gung der wirtschaftlichen Stellung und: des dienstlichen Fort- 
kommens der höheren, mittleren und unteren Beamten — 
durchführen können, aber für den Dawerzustand erfordert die 
Neuordnung eine grundsätzliche Änderung in dem Aufbau der 
Vorbildung und praktischen; Ausbildung: in erster Linie der 
höheren, aber auch der mittleren und besonders wieder der 
unteren Beamten, damit künftig die Wirtschaftlichkeit in der 
Personalverwendune bis zum letzten Rest durchgeführt 
werden kann. 


Für die erörterten Fragen der Organisation und Ausbildung 


ist es mit Staatsminister a. D. Hoff, wie in der Einleitung 


angeführt, als erste Voraussetzung zu bezeichnen, daß sie 
„mit Ruhe“ o„eklärt werden. Die schlimmen Erfahrungen 
mit den Einstufungen bei der Reichsbesoldungsordnung 
müssen zur Warnung dienen. Dort hat es sich gezeigt, wie 
folgenschwer es werden kann, ‚Beamtengruppen mit nach 
außen und der Bezeichnung nach scheinbar gleichartigen Auf- 
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gaben in das Musterschema einer Verwaltung einzuordnen, 
ohne zuvor den ganzen organisatorischen Aufbau der. bis- 
herisen Einzelverwaltungen, die Vor- und Ausbildune ihrer 
Beamten, die Verschüedenartiskeit ihrer gesellchaftlichen und 


dienstlichen Stellung, die Betätigung innerhalb des ihnen zu-. 


Sewiesenen' Aufgabenkreises und ihre Zuständiekeiten im 
einzelnen geprüft und verglichen zu haben. Wenn die bis- 


herige Organisation, die auf Land und Leute singerichtet 


war, in ihrer Endwirkung eine befriedigende Betriebs- und 
Wirtschaftsführung erzielte, so könnte es für die künftige 
Betriebsführung «einer Einzelverwaltung als Verwaltungs- 


Graphische Rechentafeln für den Eisenbahnbetrieb. 
Vom Regierungsbaurat Dr.-Ing. W. Müller, Berlin. 


Der Bankbeamte wird die Kapitalzinsen für einen bestimmten ! 
Zeitabschnitt, der Unternehmer den Wochenlohn für seine Ar- 


beiter, der Eisenkonstrukteur die Träger- und Stabgewichte 
einer Brücke meist nicht nach den landläufigen Rechenweisen 
ermitteln, da das Lösen derartiger massenweise auftretender 


Aufgaben sehr zeitraubend ist und besonders lästig empfunden- 


wird. Die Lösungen entnimmt man daher in der Regel aus 
Tabellen. Diese Zahlentafeln sind für 3 zusammengehörige 
Werte x, y, z dergestalt-angelegt, daß die Werte x in der 


A \Wagenachs- 
Grapbische Sahı 
150 
Bremstafe! . 140 
130 
Brems 120 
prozente 110 
100 - 100 
90 90 x 
. ee 
- — 
Brems- ; £ / 
so achsen 69 2 
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ss &eschichtlichen und persönlichen Veerschiedenheiten vo: 


Verwaltuneen an Ort und-Stelle voranzehen. 
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Graphische Vergleichstafel I für Personenzüge. S = 
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für Güterzüge - 


0 Zeitung des Verein 
Deutscher Eisenbahnverw 


ohne Berücksichtigung und Ausgleichung der entwie 


auf morgen «ine wesensfremde Organisation aufzud 
oder den tatsächlichen Entwicklungslauf der Betriebsführ 
künstlich zu hemmen und zu zerreißen. Einer grundlege 
Änderung und Gleichmachung für das gesamte Gebiet 
Reichseisenbahnen muß jedenfalls eine eingehende ee® 
seitige und praktische Prüfung und Vergleic 
dienstlichen und persönlichen Verhältnisse bei den ein; 


darin_besteht, daß jeder zahlenmäßigen Größe zu 
irgend ein geometrisches Element zugeordnet und 
diesen Elementen dann geometrisch weiter operiert wir 
meisten üblich ist es, einen bestimmten Zahlenwert (z. B, 
wicht, Spannung usw.) durch eine ihm proportionale Län; 
ersetzen. ER & 2 

Derartige graphische Rechentafeln können auch für den 
bahnbetrieb mit Vorteil aufgezeichnet werden. Im Anhaı 
Fahrplanbuch der Eisenbahndirektionen sind die VW 


4 


Pat AT Tels Ps Tue. 


Fa oe 


Wagengewichte 


INLEN) 


\\| 
NN 


obersten wagerechten Reihe, die Werte y in der ersten senkrech- 
ten Spalte stehen. Die gesuchte Größe z findet man in der zu y 
gehörigen wagerechten Reihe senkrecht unter dem gegebenen x- 


100 200 300° 400. 500. 600 700 
. Bar 


(Vgl. die später folgende Bremstafel.) Die Zahlentafeln bringen 


in ihrer Anwendung unstreitig eine große Zeitersparnis. Um so 
amständlicher ist ihre Aufstellung. Denn tatsächlich muß ja 
neist jede: einzelne Rechnung durchgeführt werden. Er 
Da nun die Mathematik die Kunst ist, Rechnungen zu ver- 
meiden, so sind Mittel anzuwenden, diese Lösungen ohne zeit- 
raubende Rechenarbeit in anschaulicher Weise zu erhalten. 
Dieses Mittel bietet die Geometrie durch die graphischen 
Rechentafeln, deren Unterschied von den Zahlentafeln 


\ 
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gleichstafeln I und II für Personen- und Güterzüg 
die Bremstafel als Zahlentafeln enthalten, di 
ersteren mit.je 310, die letzte mit. über 2400 ausgeree 
Werten. Es lohnt sich, diese Zahlentafeln durch gr 

Rechentafeln zu ersetzen, die ebenso einfach im Gebraue 
ıber. für die Herstellung bei weitem nicht die umfangr 
Rechenarbeiten wie die Zahlentafelm erfordern. 


I. Graphische V ergleichstafeln für Personen- und ‚Gi 
_ Der Zweck dieser Tafeln ist, aus der Zuglast, die 


stimmte Lokomotivgattung nach dem Fahrplanbuch 
Strecke ziehen kann, das einer anderen Lokomotivga 


de Wagengewicht für die gleichen Fahrzeiten zu er- 
_Diese Tafeln finden Anwendung, wenn z. B. die plan- 
Lokomotive nicht betriebsfähig ist, und der Zug mit 
schwächeren gefahren werden soll. Sie liefern dann das 
gewicht, das die zur Verfügung stehende Maschine nach 
ahplan befördern kann. Bei diesen Vergleichstafeln ist 
2 verschiedene Lokomotivgattungen das Verhältnis der 
echenden Wagengewichte unveränderlich angenommen. 
erhältniszahlen, bezogen auf die sogenannte Einheitsgat- 
— für Personenzüge die Ps und Ts, für Güterzüge die 
‚ Ts und Ts —, sind unterhalb dieser Vergleichstafeln ange- 
jen. (Siehe Vergleichstafel I.) Die Tonnenzahlen, die für 


3 = E Vergleichstafel I für Personenzüge. 
gs (Tonnen) 


| Bassp a | Ss ı0 
NR Se Ss: TS T1o = P8 
1:68 | 7 |mı6 

75| 78. 90| ı05 | 108 | 120:| 196 | 132 |- 150 
88 | 91 | 105.| 123 | 196 | 140 | 147 | 154 | 175 
100 | 104 | 120 | 140 | 144 | 160 | 168 | 176 | 200 
i13| 117 | 135 | 188 | 162 | 180 | 189 | 198 | 225 
125 | 1380| 150 | 175 | 180 | 200 | 210 | 220 | 250 
150 | 156 , 180 210 | 216 | 240 | 252 | 264 | 300 
775 | 806 | 930 | 935 | 935 | 935 | 985 | 935 | 935 


: ® Verhältniszahlen: 
1,00 | 1,2% | 1,80 | 1,50 | 1,78 | 1,80 | 2,00 | 2,10 | 2,20 | 2,50 


‚leistungsfähige Maschinen. in senkrechten Spalten stehen, 
t man durch Vervielfältigung der Zuglasten der Einheits- 
ungen mit den -Verhältniszahlen der anderen Lokomotiven. 


)er Gebrauch der Zahlentafeln ist folgender: Das im Fahr- 
nbuch für eine bestimmte Lokomotivgattung angegebene 
gewicht sucht man in der zugehörigen Spalte auf, geht 
recht bis zur Spalte für die zur Verfügung stehende Loko- 
ve und findet dort die Last des Zuges, der mit dieser 
schine nach dem bestehenden Fahrplan - befördert werden 
BI; - 3 : + 

ur Aufzeichnung der graphischen Vergleichstafeln trägt man 
Ellimeterpapier wagerecht die Achse der Zuglasten in einem 
jebig gewählten Maßstab, etwa 1 cm — 100 t auf. Faßt man 
Verhältniszahlen als Tangenten von Winkeln auf — für die 
ist. beispielsweise, 1,75 — tgas und für die Einheitsgattung 
ist 1—tg 45° (Abb. 1) —, und ist die Zuglast für letztere 
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ehine auf der in Frage kommenden Strecke Go Tonnen, so 
as entsprechende Wagengewicht Gm einer anderen Loko- 
vgattung, da sich nach m: =1,75:1=tga,:tg45 ver- 


Gn = „2 > Go == Go tg Op 


irch Herunterloten kann man Gn auf der Achse für die Zug- 
n ablesen. Nach letzterer Gleichung liegen die den ver- 
denen Gewichten Go entsprechenden Lasten Gn auf einer 
den durch den Nullpunkt der Zuglastenachse. Für die Auf- 
ung dieser Linie genügt daher die Berechnung eines ihrer 
6, am zweckmäßigsten desjenigen für Go — 1 Tonne. 
ist Gn — der Verhältniszahl. Die Strahlen für die ein- 
en Lokomotivgattungen erhält man danach, wenn man senk- 
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recht über den Nullpunkt beispielsweise 1 — 5 cm aufträgt und 
vom oberen Endpunkt im gleichen Maßstab wagerecht die Ver- 
hältniszahlen absetzt und durch diese Punkte vom Nullpunkt 
aus Strahlen legt, an deren freie Enden man die Bezeichnung 
für die zugehörige Lokomotivgattung schreibt. 


Ersetzt man in der Gleichung Gn = DE Go die Verhältniszahl 


‘1 der Einheitsgattung (Ps) durch diejenige einer anderen Ma- 


schine, zZ. B. 1,3 für die Pa und das Gewicht Go durch das zu 
suchende Gx, so ist das Gewicht, das nach dem Fahrplanbuch 


gefahren werden kann, Gn = ry Gx, und es verhält sich Gx : 1,3 
es; G@n ‘ 1,75 oder Gx R tg Qyu-= Gn :te Og- 

j Gn 

CD 


AB 


Es ist aber nach Tafel I tga, = und tg, — 


Daher ist AB=CD. 


Hieraus ergibt sich der Gebrauch der Tafel I, der an einem 
eingetragenen Beispiel erläutert werden soll. Lotet man das 
gegebene Wagengewicht 525 t (Punkt A) von der Achse auf den 
Strahl für die dienstplanmäßige Lokomotive (85) bis Punkt B, 
geht von diesem wagerecht bis zum Punkt © des Strahls für die 
zur Verfügung stehende Lokomotive Pa, so trifft das Lot von 
C auf die Wagengewichtsachse im Punkte D auf das gesuchte 
Gewicht Gx — 39% t, für das der Zug zu bilden ist. Da die Ver- 
gleichstafeln auf Millimeterpapier aufgezeichnet sind, kann 
dieser Vorgang ohne Zeichnung, also mit dem Auge ausgeführt 
werden. 5 

Die Vergleichstafel II für Güterzüge ist in ähnlicher Weise 


hergestellte Hier sind wegen Raumersparnis die Verhältnis- 
zahlen wagerecht in doppeltem Maßstab von 1 — 5 cm aufzu- 
Vergleichstafel II für Güterzüge. 
(Tonnen) 
G3 G sl 
T7),G2| T8 in 65 Er 68 T 16! Heiß- | G 10 
| ee > dampfl. 
129 128 150 165 173 210 270 300 345 867 
150 | 160 | 183 |) 206 | 216 .| 262 | 338 |. 375 432 460 
180 191 225 248 259 315 405 450 518 Bol 
2102177223 262 238 302 368 475 525 603 642 
240 255 300 350 345 420 540 600 690 735 
270 237 838 372 588 4712 608 675 TER 328 
300 8319| 375 | 412. |.431 - 525 | 675 | 750 863 918 
usw. bis - 
1350. | 1434 | 1688 | 1688 | 1688 | 1688 | 1688 | 1688 | 1688 | 1688 
ne Verhältniszahlen: 
0,80 | 0,85 | 1,00 | 1,10 | 1,15 | 1,40 | 1,80.| 2,00 | 23 | 2,45 


tragen. Es ist hiernach einleuchtend, daß die Anfertigung der 
graphischen Rechentafeln bedeutend weniger Zeit erfordert als 


. die Ausrechnung der Zahlentafeln, da in jeder graphischen Tafel 


nur 11—12 Werte, und zwar ohne vorherige Ausrechnung, auf- 
zutragen sind. Die Fehlerquellen sind daher in diesem Falle 
weniger zahlreich.- Während in den Zahlentafeln nur die ein- 
zelnen errechneten Werte zu finden sind, enthalten die graphi- 
schen Tafeln alle vorkommenden Werte. Die Handhabung der 
Bee Tafeln- ist genau so einfach wie die der Zahlen- 
tafeln. 


II. Graphische Bremstafeln. 

Eine andere Anwendung soll durch die Aufzeichnung der 
Bremstafel als Fluchtlinientafel gezeigt werden. Die 
Bremstafel dient zur Ermittelung E: 

a) der Anzahl der für eine bestimmte Zugstärke zu bedienen- 

den Bremsen bei gegebenen Bremsprozenten, 

‚b) der Wagenachsenzahl, die durch die vorhandene Anzahl 

der bedienten Bremsen bei gegebenen Bremsprozenten be- 
fördert werden darf. . 


Ist b— der Anzahl der zu bedienenden Bremsen, 
p = den Bremsprozenten, 
w-—den Wagenachszahlen, so ist nach a) b=p.W 


und nach b) w — e 


Der Anfang der Bremstafel ist umstehend wiedergegeben. 
Ihr Gebrauch ergibt sich aus dem vorher Gesagten. 

Zur Entwickelung des Gedankenganges für die Anfertigung 
der graphischen Bremstafel geht man von der Gleichung für a) 

— .p.w aus. Logarithmiert man diese, so erhält man 


logb—logp +logw- 
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»& Für die in der ersten Spalte angegebenen Bremsprozente können die Züge bis zu den in den folgenden Spalten 
= S angegebenen Zahlen an Achsen stark sein, wenn die Zahl der bedienten Bremsachsen beträgt Br 
Ac|215]2]5]6]7|8]9]wjnjmııu]isjiojı]ie]|iT2o a ]22 25 315 26 |2723|% 
6 | 33 50| 66| 83 | 100 | 116 133 | 150 A 
7 28 | 42| 57 | 71 | 85100 | 114 | 128] 142 150 | E | 
8 ,25| 37| 50| 62 | 75| 87.1100 112125 | 137 | 150 | | 
I) 22,83] 441 55 | 66 | 77| 88!100| 111 | 192! 183 |144 150 | 
10 | 20) 30] 40/50 | 60| 70| 80| 901100110 | 120 | 130 140 150 | 
11 18| 27| 36 | 45 | 54 | 63 | 72 81 90 |:100 | 169 1118 | 127 | 136 | 145 \.150 
12 16 | 25, 338, 41 | 50| 58| 66. 75| 83| 91.100108 1161125 133 | 141 | 150 | ze! | 
13 15| 23| 30| 38 | 46| 53] 61 | 69| 76| 84! 92 100 | 1071115 | 1231130 138 | 146 | 150 | | 
14 14 | 211 28| 35 | 42| 50| 57 | 64| 71 78| 85| 92) 100 | 107.) 114 | 121 |128 | 135 | 142. | 150 | | | ESS 
15 13| 20 | 26| 33 | 40| 46| 53 | 60| 66 73| 80| 86| 93109106 | 113 | 120 126 | 133 | 140 | 146 | 15.) EZ 
16 12| 18| 25| 31 | 37| 4838| 50| 56| 62) 68| 75| 81, 87 |: 931001061112 118 |125 | 131 | 137. | 143 | 150 
17 11| 17.) 231 29 | 35| 4L| 47| 5292| 58! 64| 70|.76| 821.88 94 100.105 \ 1111171123129 | 135 | 141 |147 | 150 
15 11| 16| 22| 27°.) 33] 388) 44| 50| 55| 61] 66| 72| 77| 83] 88) 9411001105 111116 122 | 127 133 | 133 | 144 | 150 
19 10| 15| 21] 26 | 31| 86 | 42147] 52| 57| 63! 68| 73|:78| 84 89| 941001105. 110 115121126 | 131 136 | 142 | 147 
20 10| 15| 20| 25 | 30| 35| 40| 45| 50| 55| 60| 65! 70! 75| 80! 851 90! 951100 1105! 11011 15 | 120 | 125 | 130 | 135. | 140 
I } & [ RT RE 
21 , 9/14 19|23 | 28) 33| 38| a2) arı 52| 57| 61) 66| 71) 76 80! 85| 90-95 100 108 1091114 |119 | 194 | 198 133 138 1 
22 9113| 18| 22) 27| 31| 36| 401.45 | .50| 54| 59| 63| 68] .72| 77 | 81| 861.90 | 95 100 | 104 109.) 113 | 118) 122112713] ob 
usw. bis | | | | | 8% Be 
50 | 416 8110| 12] 14) 16) 18) 20| »2| 21] 26| 28] 30| 32] 34] 36| 3846| 42).a2| a6 As 501 52| 841 u6 58| Mr 


Detzt man nach Abb. 2 von einer Wagerechten aus die Strecke 
u — logp auf einer Senkrechten für die Bremsprozente und im 
gleichen Maßstab die Strecke v — log w auf einer zweiten Senk- 
rechten im beliebigen Abstand L für die Wagenachszahlen ab, 
schreibt an die oberen Endpunkte die zugehörigen Zahlen p 
und w, zieht sodann von derselben Wagerechten aus in der 
Mitte zwischen den beiden Senkrechten eine dritte für die 
Bremsachsen, spannt einen Faden oder legt ein Lineal von p 
nach w, so trifft diese Verbindungsgerade (Fluchtlinie) die Mittel- 
senkrechte im Abstand m von der Wagerechten, und es ist im 


Trapez m — 5 (u+v). Istnunm im halben Maßstab von u und 


v aufgetragen, so ist m —log p+logw—loe b, d. h. die zu dem 
oberen Endpunkt der Strecke m gehörige Zahl b ist gleich der 
gesuchten Anzahl der Bremsachsen. - 


In ähnlicher Weise kann man auch von den gegebenen Zahlen 
p und b nach der rechten Außensenkrechten durchfluchten und 
erhält so die Anzahl der Wagenachsen, mit der der Zug nach 
der verfügbaren Bremskrafit zu bilden ist. 


Trägt man auf den drei Senkrechten die zugehörigen Werte 
in größerer Anzahl der Reihe nach auf, so entstehen auf ihnen 
logarithmische Skalen. 


Der ständige Ausschuß des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen für Angelegenheiten de, 
gegenseitigen Wagenbenutzung. | 


Auf Einladung der vorsitzenden Verwaltung 
direktion Köln) hat der Vereinswagenausschuß am 
23./25. Mai 1921 seine 73. Vollversammlung in Ulm ab- 
gehalten. In der Verhandlung, die unter dem Vorsitz des 
Eisenbahndirektionspräsidenten von Gu6rard stattfand, sind fol- 
gende Beschlüsse von besonderer Bedeutung gefaßt worden: 

1. Das allseitige Bestreben nach Vereinfachung der gesamten 
Wagenbenutzungs- und Abrechnungsvorschriften veranlaßte das 
Eisenbahn-Zentralamt in Berlin, im Januar 1921 die schleunige 
Umarbeitung des Vereins-Wagenübereinkommens zu beantragen. 
Zweck und Ziel des Antrages waren in der Hauptsache die Ver- 
einfachung der verwickelten und für die Dienststellen schwer 
verständlichen Benutzungsvorschriften, die Einführung einer 
reinen gestaffelten Zeitmiete, Wegfall der Laufmiete und der 
zu ihrer Berechnung erforderlichen umständlichen und zeit- 
raubenden Lauffeststellung, Wegfall der Lauf- und Ladefristen, 
Verzögerungsgebühren und Geldbußen, außerdem die Verein- 
fachung der Wagenmieteabrechnung, sowie der Weegfall der 
gegenseitigen Erstattung der Wiederherstellungskosten für 
beschädigte, aber noch lauffähig gebliebene Wagen. 

Bevor dieser Antrag im Wagenausschuß zur Verhandlung 
kam, fanden im April d. J. in Stresa unter Mitwirkung der 
hauptbeteiligten Vereinsverwaltungen internationale Verhand- 
‚ungen statt, in denen auf der Grundlage der vom Eisenbahn- 
%entralamt Berlin gestellten Anträge ein neues internationales 


(Eisenbahn- | Wagenrecht (RIV,) zustande kam. Da von jeher der Wu 


Zur Aufzeichnung der logarithmischen Skalen benutzt ma 
den Rechenschieber, der ja auch diese Teilung hat, und zwa 
die Außensenkrechte die 25-cm-Teilung und für die Mittel 
rechte die 12,5-cm-Teilung. Die beigefügte zeichnerische Bre 
tafel ist mittels eines kleineren Rechenschiebers mit 12,5-em- 
6,25-cm-Teilung angefertigt. Zum Gebrauch der Tafel ist 
nur ein Kleiner Bindfaden oder ein Lineal erforderlich. 
Handhabung ist daher äußerst einfach und die Herstellun 
bedeutend kürzerer Zeit ohne jegliche Rechnung auszufüh 
als die Aufstellung der entsprechenden Zahlentafeln. h, 

Der Zweig der mathematischen Wissenschaft, der sich 
der Aufzeichnung derartiger Rechentafeln befaßt, heißt No 
graphie, die ihre Entstehung Ende der achtziger Jahre 
vorigen Jahrhunderts dem französischen Ingenieur Maur 
d’Ocagne verdankt. Zum Studium werden aus der Teubnerse 
Mathematisch-physikalischen Bibliothek die Bändchen 28 und 
' „Einführung in die Nomographie“ von P. Luckey empfohlen. 

Die beschriebenen Rechentafeln, die m. W. die ersten Anw 
dungen der Nomographie auf den Eisenbahnbetrieb sind, sol 
zu weiteren anregen. Vielleicht wird auch auf diesen G 
ten, ähnlich wie im Maschinenbau, der Elektrotechnik und 
allem bei Kalkulationen, von Nomogrammen, deren Vor 
nicht zu verkennen sind, Gebrauch gemacht werden können. 


bestand, die drei wichtigsten, für den europäischen Wage 
kehr in Frage kommenden Wagenregulative, nämlich das 
einswagenübereinkommen, das internationale und das deuts 
italienische Wagenregulativ tunlichst ' in Übereinstimmun 
bringen, änderte das Eisenbahn-Zentralamt nunmehr seinen 
trag dahin, das Vereins-Wagenübereinkommen nach dem R\ 
bilde des neuen RIV. umzuarbeiten, dessen Fassung mögli 
wörtlich zu übernehmen und nur da Änderungen oder Ergän 
gen vorzunehmen, wo die besonderen Verhältnisse im Ver 
dies bedingen. Se 
Dieser Antrag fand im -Wagenausschuß einstimmige 
nahme. Nach eingehender Beratung wurden vom Ausschuß 
Richtlinien für ein neues Vereins-Wagenübereinkommen 
gestellt und die Ausarbeitung eines vollständigen Entw 
einem Ausschuß übertragen. Der inzwischen vom Unteraussch 
fertig gestellte Entwurf soll in der nächsten am 26. Jul 
Regensburg stattfindenden Sitzung nochmals vom. Vollauss 
durchberaten und hierauf der diesjährigen Vereinsversammlu 
unterbreitet werden, damit das neue Vereins-Wagenübere 


für  Wiederh 
stellungskosten den heutigen Verhältnissen längst nicht me 
‚entsprechen, hatte die Eisenbahndirektion Essen sowie 
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ion der Lübeck-Biüchener Eiesnhahnberellschen einen 


nkommen vorgesehenen Vergütungssätze für Ersatz und 
ederherstellung von Wagen und Wagenteilen eingebracht. 
ch entsprechender Vorberatung des Antrags durch den Tech- 
‚schen Ausschuß beschloß der Wagenausschuß für die noch 
' dem alten Vereins- Wagenübereinkommen abzurechnenden 
n eine Erhöhung der Preise in folgendem Umfange: 


a) Die in der Anlage V des Vereins-Wagenübereinkommens 
© vorgesehenen Vergütungssätze für Beschädigungen und 
Abgänge, die laut Meldebuch in der Zeit vom 1. Januar 
1919 bis 31. Dezember 1919 eingetreten oder festgestellt 
sind, sind mit dem 37%2fachen Betrage, diejenigen, die in 
der Zeit von 1. Januar 1920 bis zum 30. Juni 1921 ein- 
getreten oder festgestellt worden sind, mit dem sieben- 
fachen Betrage zu verrechnen. 


für stark beschädigte oder zertrümmerte Wagen, die vor 
dem 1. Januar 1917 beschafft worden sind, ist bei der 
Berechnung der Vergütung nach $ 24 Abs. 6 des Ver- 
eins-Wagenübereinkommens der Neuwert mit dem 3% 
fachen Betrage zu vergüten, wenn die Beschädigungen 
- öder Zertrümmerungen laut Meldebuch in der Zeit vom 
1. Januar 1919 bis 31. Dezember 1919, und mit dem 
7fachen Betrage zu verrechnen, wenn die Beschädigun- 
gen oder Zertrümmerungen laut Meldebuch in der Zeit 
vom 1. Januar 1920 bis 30. Juni 1921 stattgefunden 
= haben. 

Der ent des Wagen» ist in Markwährung in 
_ Rechnung zu stellen. Bei Anschaffung in anderer Wäh- 


on 


Dee 
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Technische Ausschuß des Vereins Deutscher Eisenbahn- 
altungen tagte am 21. bis 24. Juni in München nach sieben- 
ser Unterbrechung seiner Arbeiten zum ersten Male seit 
sbruch des Krieges. Die außerordentlich umfangreiche Tages- 
ng legte Zeugnis davon ab, daß es dringend notwendig 
die Arbeiten endlich wieder aufzunehmen, denn der Wieder- 
‚u der Weltwirtschaft wird gerade an den Techniker und 
‚zuletzt an den Eisenbahntechniker erhöhte Anforderungen 
° Mitarbeit stellen. Nach den Worten des Herrn Staatsrat 
e gel vom Reichsverkehrsministerium, Zweigstelle Bayern, 
ie Versammlung in München willkommen hieß, wird ge- 
der Technische "Ausschuß des Vereins große Aufgaben zu 
haben, indem er der Wirtschaftlichkeit des Eisenbahn- 
bes Aufmerksamkeit zuzuwenden, die Frage einer wissen- 
ichen Betriebsführung zu behandeln und die technische 
staltung der Bahnen möglichst zu vereinfachen haben 


rd. "Auch der Vorsitzende des Ausschusses Herr Ministerial- 
a Läzär von der Direktion der Ungarischen Staatseisen- 


betonte, daß es nötig sei, die Eisenbahn als wichtigstes 
. der "Weltwirtschaft in ihrer Leistungsfähigkeit wieder 
eine höhere Stufe zu bringen. Und so waren denn auch die 
er des Technischen Ausschusses des Ver- 
zum Teil schon auf Zukunftsaufgaben gerichtet, die dazu 
nen sollen, nicht nur das bisherige Arbeitsfeld, sondern auch 
ı Mitarbeiterkreis zu erweitern. Das Gutachten, das der 
hnische Ausschuß über die hierzu nötige Neuorganisation 
sseben hat, unterliegt jedoch noch einer weiteren satzungs- 
ßen Beratung. 


ßer diesen Aufgaben wurden folgende Anträge einer 
ußfassung unterzogen oder über sie Gutachten abgegeben: 
uaufstellung einer Güteprobensammlung. 2. Anträge auf 
ung der Preise für Wiederherstellung von Wagen nach 
nlage V des Vereinswagenübereinkommens. 3. Mehrere 
ge auf Änderung der Anlage VI des Vereinswagenüber- 
tommens, betreffend die Beladung der Güterwagen. 4. An- 
auf Einführung einer zweiteiligen Heizkupplung. 5. Frage 
Beseitigung der schädlichen Einflüsse des -Schienenstoßes. 
ıntrag auf Zulassung langer Schlafwagen zum Verkehr auf 
ereinsbahnen und auf Überprüfung des $ 125 der Techni- 
- Vereinbarungen, betreffend Wagenlängen und Überhänge. 
träge auf Umgestaltung des Technischen Vereinsorgans. 


gende Beratungsgegenstände wurden Unterausschüssen zur 
ratung überwiesen: 

Antrag auf Festsetzung Eialeiteher Untersuchungsvor- 
en für Altstoffe. 2. Antrag auf Einarbeitung der Berner 
üsse vom 14. Dezember 1912 in das Radstandsverzeichnis, 


nglichen Antrag auf Erhöhung der im Vereins-Wagen- 


rung erfolgt die Umrechnung zum Kurse der Anschaf- 
fungszeit. 

Die im $ 18 Abs. 4 und $ 22 Abs. 1c angegebene 
40-Mark-Grenze ist sinngemäß bei den Abrechnungen für 
das Jahr 1919 auf das 3%fache und für die Zeit vom 
1. Januar 1920 bis 30. Juni 1921 auf das 7fache zu 
erhöhen; hiernach sind in den Rechnungen alle Beträge 
zu streichen, die etwa unter Zugrundelegung der in der 
Zeit vom 1. Januar 1919 bis 30. Juni 1921 gültigen 
Preise als den Betrag von 40 AM überschreitend auf- 
genommen worden sind, vielmehr nur solche Schäden zu 
vergüten, die den Betrag von 40X3% oder 40X7. über- 
schritten haben. 


‚Für die Zeit vom 1. Juli bis zum 31. Dezember 1921 soll 
noch eine den neueren Zeitverhältnissen entsprechende Ver- 
vielfältigungszahl festgestellt werden. 

Gemäß $ 15 Abs. 1 der Satzungen unterliegt der Beschluß zu 
2 zunächst noch der schriftlichen Abstimmung unter den Ver- 
einsmitgliedern. 

3. Für die zu den Eisenbahnfahrzeugen gehörigen besonderen 
Einrichtungen, wie Bremsen, Heizung, Beleuchtung usw., hatte 
das Eisenbahn-Zentralamt in Berlin die Anwendung einheit- 
licher Abkürzungen in den Vereinsgüterwagenpark-Verzeich- 
nissen beantragt und ein entsprechendes Verzeichnis der Abkür- 
zungen vorgelegt. 

Nach einrer noch von technischer Seite vorzunehmenden Über- 
prüfung » dieser Vorschläge wurde die Geschäftsführende Ver- 
waltung ermächtigt, vor der Neuauflage der Verzeichnisse die 
‘einheitlichen Abkürzungen in das Vorwort zur Sammlung der 
Verzeichnisse aufzunehmen. 


Ü 


— 


a 


Brakungen des Technischen Ausschusses des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


die Technischen Vereinbarungen und das Vereinswagenüber- 
einkommen. 3. Antrag auf Ergänzung der Ladeprofile des Rad- 
standsverzeichnisses. 5. Antrag auf Überprüfung der in den 
Technischen Vereinbarungeh und den Grundzügen enthaltenen 
Bestimmungen über die Radsätze der Wagen, Lokomotiven und 
Tender. 6. Antrag auf Änderung des $ 159 der Technischen 
Vereinbarungen über die Länge und. Belastung der Züge. 7. An- 
trag auf Aufstellung einer Bremstabelle für Schmalspurbahnen. 
8. Antrag auf einheitliche Ausführung des Anschlußstückes 
an der Füllvorrichtung der Wasserbehälter der Personenwagen. 
9%. Antrag auf Überprüfung der Blätter XVIII und XIX der 
T’echnischen Vereinbarungen über Faltenbälge 10. Antrag auf 
Überprüfung des $S 137 der Technischen Vereinbarungen über 
den Verschluß der Personenwagen. 11. Frage der Einführung 
einer selbsttätigen durchgehenden Bremse der Güterzüge. 
12. Fragen des elektrischen Betriebes auf Vollbahnen. 13. Frage 
der zweckmäßigen Oberbauausbildungen in Gleiskrümmungen. 
14. Begutachtung der die seitliche Schienenkopfabnutzung be- 
treffenden technischen Frage. 15. Frage der Beseitigung der 
schädlichen Einflüsse des Schienenstoßes. 16. Herbeiführung 


“einer einheitlichen Berechnungsweise des Oberbaues. 17. An- 


trag auf Änderung der auf Blatt VIII der Technischen Verein- 
barungen angegebenen Festiskeitsziffern für Schraubenkupp- 
lungen. 18. Antrag auf Überprüfung des S81 der Technischen 
Vereinbarungen, betreffend Anbringung von Sienalstützen. 
19. Antrag auf Änderung der Vorbemerkungen im Radstands- 
verzeichnis, betreffend den Räaddruck. 20. Antrag auf Über- 
prüfung der $S 86°, 108 und 116° der Technischen Vereinbarun- 
gen über das Herabreichen von Kupplungen an Lokomotiven, 
Tendern und Wagen unter 130 mm über Schienenoberkante. 
21. Antrag auf Prüfung der im $ 134a der Technischen Ver- 
einbarungen enthaltenen Bestimmungen über den Bau von 
Kesselwagen und Topfwagen. 22. Antrag auf Überprüfung eines 
neu zu erstellenden Vereinswagenübereinkommens hinsichtlich 
technischer Bestimmungen. 

Schließlich wurden noch eine Reihe allgemeiner‘ technischer 
Fragen, die sich insbesondere auf das Studium der im Kriege 
gewonnenen Erfahrungen mit Ersatzbau- und Ersatzbetriebs- 
stoffen beziehen. oder andere neuzeitliche Aufgaben behandeln, 
Unterausschüssen zur Vorberatung zugeteilt. 

Nur einige wenige Anträge wurden als durch die Zeitver- 
hältnisse überholt oder als zurzeit nicht wichtig genug, ange- 
sehen und von weiterer Bearbeitung ausgeschlossen. 

Den Abschluß dieser wichtigen ersten Beratung nach dem 
Kriege bildete eine Besichtigung der Bauarbeiten für das 
elektrische Kraftwerk am Walchensee, die in einer der nächsten 
Nummern dieser Zeitung näher beschrieben werden, 
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. Sparsame Wirtschaftsführung. 


Vom Oberbahnhofsvorsteher Streck, Neudietendorf. 


Die Ausführungen unter obiger Überschrift in Nr. 9 d. Ztg. 
veranlassen mich, auch meinerseits auf einige Punkte hinzu- 
weisen, bei denen der Sparsamkeitshebel angesetzt werden 
könnte. 2 


1. Der Packwagenumlaufplan (im Erfurter Bezirke 


24 Seiten stark) ist m. E. bei den meisten -Dienststellen nur 
in einem Stick erforderlich. Für die jetzt damit ausgerüsteten 
zahlreichen stationären Bediensteten eat ein Auszug etwa 
nach folgendem Muster: 


Tide Nr Pg Art ar Vor- 
des | Umlauf- geht über | UNE NMON- | Bemer- 
Umlauf-| tage Ken zus auf Eau ar kungen 
planes ne E 
Zug: Gasfüllung 
78 3 6834 leer 6846 —_ 
= == 6600 7432 RG 
Er —— 6602 „ 7438 en wenn 
Zug 7438 
ausfällt, 
mit 
Zug 7048 


2. DieSonntagsruhevorschriften (31 Seiten stark) 
sind auch nur in einem Stück nötig. Den in Frage kommen- 
den Bediensteten kann durch Aushang eines (zweckmäßig auf- 
gezogenen) Auszuges von allen bei den verschiedenen Plänen 


verkehrenden Zügen Kenntnis gegeben werden nach folgendem. 


Muster: 
Westen Osten 
C CIE C C A 
Be Osten Westen 
5 ER,KA OF AN BER AT 
De ne 
+=Zug verkehrt. ®=fällt Montags aus. ® < fällt aus. 


Auf einer Folioseite sind bequem die Angaben für 70 Güter- 
züge unterzubringen. 


3. Auch die — jetzt umgedruckten — Diensteinteilungen 


lassen sich von einem einzigen bei der Dienststelle zur Einsicht- . 


nahme ausliegenden Stück dem Personal auszugsweise bekannt- 
geben wie folgt: 


Es geht über 


Packwagen 


Zugpersonal Lok | Lokpersonal 

vom Zug | auf Zug auf Zug auf Zug 
7465 | 7432 7422 | 7432 : 7464 
6849 7422 6846 läuft durch 

4. Die Sonderzugfahrpläne werden zurzeit den 


äußeren Dienststellen in so viel Stücken zugestellt, wie Auf- 
sichtsbezirke, Stellwerke oder Weichenstellerbezirke vorhanden 
sind. An ausführlichen, oft auf lange Strecken lautenden Fahr- 
plänen sind nur soviele nötig, wie Fahrplanbücher an die be- 
teilieten Stellen ausgehändigt werden müssen. Für die anderen 
Bahnhofsstellen genügt die Bekanntgabe der bei anderen Zügen 
in der Bahnhofsfahrordnung enthaltenen Angaben auf deren 
Formular. Es hat dies den Vorteil, daß mehrere an 
einem oder an nahe zusammenliegenden Tagen, verkehrende 
let gleichzeitig auf einem Blatt bekanntgegeben werden 
können. 


5. Der Zugbildungspläan (% Seiten stark) ist für 
Bahnhöfe überhaupt entbehrlich, selbst wenn auf ihnen ei 
endet oder beginnt. Für die Bahnhofsbediensteten genüugeg 


züge wie folgt: 


eikanz des Vereins 
"Deutscher Eisenbahnverwa 


“und 3. 


‚steller geschehen war. 


Wagen- 
gattung 2834 > 286 92857 
IA -B | =: 
9 19 
+1 —1 5 
D —3 +3 
—93 +9 
pP Ma +1 
6. erheftrgerulevien He 2 


:Es genügt für die damit arbeitenden Abfertigu 
beamten ein Auszug, der die auf der Strecke laufenden Ei 
und Stückgutkurswagen enthält, etwa in der Form: 


Zug | Be 
7123 7422 7118 Beförderungsaufgabe 
Sk Nr. | Sk Nr. | Sk Nr. i De 
— 105 + 105 - Eisenach Ilme 
172 Erturt über Gräfenr 
Pre 


Offene Stückgutwagen zum Ausladen können blau, z 
laden rot unterstrichen werden. Ein für den Neudietend 
Bahnhof aufgestellter Auszug für 30 Güterzüge und 
100 Stückgutkurswagen hat z. B. die Größe 
Der Vorteil ist, daß jeder im Zug laufende, abeohanaEE @ 
zugehende (+) Wagen sofort zu ersehen ist. 


‘. Viele unnütze Arbeit muß durch Aufstellung‘ de 
schiedensten Pläne geleistet werden. Gerade in 
Tagen des Fahrplanwechsels, wo mancher Bedienstete 
tretende Änderungen vielleicht nachsehen würde, sind die Plä 
nicht zur Hand, da sie doch immer .erst vervielfältigt * 
müssen, und wenn sich die Leute dann ohne sie eingearb 
haben, werden sie weder gewürdigt noch benötigt und d 
nur zur Unterrichtung der Kontrollbeamten. Durch die ein 
Bestimmung, daß Güter mit der nächsten für sie vorgeseh 
Beförderungsmöglichkeit abegehen müssen, ließe sic 
Riesenarbeit beseitigen, denn alle die Lade-, Bedi 
Wagenübergangspläne usw. sind ja nur Auszüge aus s 
stehenden Vorschriften und Anordnungen. 5 


8 Dienstanweisungen und Dienstvorsc 
ten. Viel Geld könnte erspart werden, wenn die Dien: 
weisungen und Dienstvorschriften für bestimmte B 
gruppen zusammengefaßt würden, wie es z. B. auf d 
ziger Ausstellung in dem Normalstellwerk für die - 
Es würde dann der Betriebsbea 
Band 1, 2 oder 3, je nach seinem Dienst, bekommen, st: 
jetzt bis zu 10 einzelne Bände, in denen sich vieles wi 


9. Papierersparnis im klernen.dıe sich urel 
een summiert, kann durch a Ausge 


bei aiher mittels Vordrucks anzufertigenden Liste $ 
rechnung, die 17% Seiten lang ist, 3 Seiten verwende 
weil der Einlagevordruck eben 2 B lätter statt 2 Seiten 


die an vielen Stellen unnütz vorhandenen alten Am 
sammlungen ‘den nahe beieinander oder gar in einem G 
untergebrachten Stellen nur noch in einem Stück zum 
samen Gebrauch belassen und die übrigen verkauft wür 


"Nachrichten. 


Re. Vereinsgebiet. 
=. Deutschland. 


Anlage C zur Eisenbahn-Verkehrsordnung. Das Reichs- 
ehrsministerium hat unterm 14. Juni einige Änderungen 
Ö Ergänzungen der Anlage C zur: Eisenbahn-Verkehrsordnung 
st. De a geht aus der Bekanntmachung in Nr. 65 


Dar SE des Be erkchrministeriums. Im 
ptausschuß des Reichstags wurde am 27. Juni d. J. der 
htragsetat des Reichsverkehrsministeriums beraten. Auf 
age von deutschnationaler Seite 
eler, daß die Einnahmen der Reichseisenbahnen in den 
den ersten Monaten des Haushaltsiahres ungünstig gewesen 
en. Das liege an dem AusfallOberschlesiens seit 
ne Mai sowie daran, daß infolge des Wegfalls des Über- 
ichtenabkommens im Ruhrgebiete ‚die Wagengestel- 
g an der Ruhr wesentlich geringer geworden sei. Sie über- 
e kaum die Gestellung im vorigen Jahre. Im allgemeinen 
teile er die Aussichten für die Einnahmegestaltung der 
bahnen ‘eher pessimistisch. Das allgemeine Dar- 
derliegen des Wirtschaftslebens mache sich stark bemerkbar. 
wenn darin eine schnelle und wesentliche Besserung ein- 
‚sei daran zu denken, daß die Einnahmeschätzungen eini- 
maßen erreicht würden. An der kürzlichen Erhöhung der 
tife läge seiner Meinung nach der Einnahmerückgang nicht. 
am 1. Juni in Kraft getretenen erhöhten Personen- 
rife hätten keinen Verkehrsrückgang gebracht. Infolge 
höhung der Gütertarife sei eine starke Einnahme- 
gerung im Güterverkehr erreicht, demgegenüber sei aller- 
gs ein Verkehrsrückgang eingetreten. 

. Schultz-Bromberg (D. Nat.) forderte eine Verbilli- 
12 der Personentarife zwischen Ostpreußen und dem 
ich. Staatssekretär Stieler versicherte, es geschehe alles, 
er besonderen Lage Ostpreußens in jeder Weise Rechnung 
R tragen. — Abe. Mumm (D. Nat.) wünschte Schlaf- 
‚gen dritter Klass e. Es sollen solche nach Mitteilung 
taatssekretär Stieler versuchsweise hergerichtet werden. 


8 Haushalt des an us eyeriums wurde darauf 


Efehnune des Reichseisenbahnunternehmens. Das ge- 
e Reichseisenbahnunternehmen nannte man bei der Über- 
me auf das Reich „Reichseisenbahnen“. Kurze Zeit nach- 
wurde angeordnet. daß die Bezeichnung auf Fahrplänen, 
bücher usw. „Deutsche Reichseisenbahnen“ zu lauten habe. 
s ist auch auf den Fahrplänen, den Kursbüchern im allge- 
nen jetzt durchgeführt. Der Reichsverkehrsminister hat 
ich soeben den Zweigstellen des Reichsverkehrsministeriums, 
Eisenbahn- Generäldirektienien, Eisenbahndirektionen und 
tralen Ämtern mitgeteilt, daß die Fahrzeuge der Reichs- 
enbahnen künftig die Aufschrift „Deutsche Reichsbahn“ er- 
n sollen. Dementsprechend ist auch sonst zur allgemeinen 
nnung des gesamten Unternehmens auf Kursbüchern, Fahr- 
nen und sonstigen Drucksachen sowie auf Frachtbrief- 
veln diese Bezeichnung anzuwenden. 


dur Einstufung der Orte in das Ortsklassenverzeiehnis. 
der Beamtenschaft ist vielfach eine bessere Einstufung der 
in »das Ortsklassenverzeichnis angeregt worden. Ent- 
echende Wünsche sind u. a. auch dem Reichsverkehrsminister 
rt Annahme vorgetragen worden, daß die höhere Einstufung 
e ÖOrtsklasseneinteilung bei der Reichsregierung am Wie- 
ruche des Reichsverkehrsministers scheitert. Dies trifft 
h einem Erlaß des Reichsverkehrsministers vom 26. Juni 
_ J). nicht zu. Das Ortsklassenverzeichnis für die Beamten 
ird vom Reichsfinanz ministerium aufgestellt, das zur 
ER seiner Entscheidungen die sachlichen Vorarbeiten 
neutralen Stelle, des Statistischen Reichsamts, macht. Das 
istische Reichsamt macht seine Vorschläge auf Grund. be- 
derer Erhebungen über die Teuerungsverhältnisse wichtiger 
iensbedürfnisse und zieht auch alle anderen erwägenswerten 
influssunesmomente in Betracht. Die Aufgabe des Reichs: 
'hrsministeriums bei den Arbeiten beschränkt sich ledig- 
arauf, das Gesamtbild der Erwägungen dadurch zu vervoll- 
ndigen, daß jeweils mitgeteilt wird, wie die Orte im Orts- 
ssenverzeichnis des Reichslohntarifs für die Arbeiter der 
seisenbahnverwaltung auf Grund. der Lohnverhältnisse 
ieser Orte eingereiht worden sind. Dabei war allerdings viel- 
festzustellen, daß die Teuerungsstatistik zu anderen Er- 
nissen führte, als die Betrachtung des Lohnbildes. In 


ee 


bestätigte Staatssekretär . 
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diesen Fällen ist bei der vorläufigen Ortsklasseneinteilung 
auf Anordnung der Reichsregierungim Zweifelsfalle zu- 
nächst nach den Ergebnissen der Lohnstatistik entschieden 


worden, um bei dem Provisorium nicht über die außer 
Zweifel stehenden Verhältnisse hinauszugreifen. Bei der 
endgültigen Regelung fällt diese Schranke fort. Es steht 


lediglich in dem Ermessen des Statistischen Reichsamts und 
des Reichsfinanzministeriums, ob und welches Gewicht sie bei 
ihren Entschließungen den vom Reichsverkehrsministerium vor- 
getragenen Lohnbilde beilezgen wollen. 


— Beschaffung von Rollmaterial. Für die außergewöhnliche 
Beschaffung von Lokomotiven und Wagen ist in den kürzlich 
genehmigten Nachtragshaushalt des Reichsverkehrsministeriums 
ein Betrag von 1500 Millionen Mark eingestellt, der im Rech- 
nungsiahr 1921 verausgabt werden soll. In den Grenzen des 
Restbedarfs von 490 Millionen Mark sind Vorausbestellungen 
zulässige. Veranschlagt ist die Beschaffung von 550 Lokomo- 
tiven, 1000 Personenwagen, 200 Gepäckwagen, 15500 Güter- 
wagen im Gesamtwerte von 1990 Millionen Mark. Die neuer- 
liche Abgabe von. Lokomotiven und Wagen auf Grund des 
‚Waffenstillstands- und Friedensvertrages und insbesondere die 
im Gange befindliche Rückgabe der Beutewagen gefährden_ die 
geregelte Bedienung des Verkehrs. Alsbaldige Neubeschaffun- 
gen sind daher dringend erforderlich. Auf Grund der bisheri- 
gen Bewilligungen für 1921 sollen aus Mitteln des ordentlichen 
Haushalts 806 Lokomotiven, 980 Personen-, 235 Gepäck- und 
8580 Güterwagen, aus allgemeinen Reichsmitteln 900 Lokomo- 
tiven, 1344 Personen-, 1000 Gepäck- und 11378 Güterwagen be- 
schafft werden. Insgesamt ergibt sich, wenn diese Beschaffun- 
gen durchgeführt werden, eine Vermehrung des Fahrzeug- 
bestandes um 2256 Lokomotiven, 3324 Personenwagen, 1435 Ge- 
päckwagen, 35 458 Güterwagen. 


— Verauslagung des Rheinzolls durch die Eisenbahnverwal- 
tung. Auf eine Anfrage des Abgeordneten Dr. Cremer im 
Reichstage hat der Reichsverkehrsminister folgende Antwort er- 
teilt: „Die Erhebung der Zölle durch die Entente führte in 
schneller Folge zu einer derartigen Anhäufung der Güter auf 
den Grenzbahnhöfen, daß eine völlige Verstopfung nicht nur 
dieser Bahnhöfe, sondern auch der angrenzenden Strecken ein- 
trat. Der drohenden Lahmlegung des gesamten Verkehrs mit 
ihren unabsehbaren Folgen für das deutsche Wirtschaftsleben 
mußtz durch rasche Ekäumunec und Freihaltung der Bahnhöfe 
entgegengewirkt werden. Die Eisenbahnverwaltung sah sich des- 
halb gezwungen, die an der Grenze aufkommenden Zölle auszu- 
legen und nachträglich von den Empfängern der Sendungen auf 
den Empfangsstationen wieder einzuziehen. Die entsprechenden 
Maßnahmen sind mit der deutschen Zollbehörde vereinbart wor- 
den; ein Abkommen mit Verwaltungsstellen der Entente wurde 
nicht getroffen.“ & 

— Entriehtung der Ausfuhrabgabe beim Verkehr durch das 
besetzte Gebiet. Wie der „D. Alle. Ztge.“ gemeldet wird, muß 
auf Anordnung der Interalliierten Rheinlandskommission beim 
Güterversand aus dem unbesetzten über . das besetzte Gebiet 
nach dem Ausland die Ausfuhrabgabe im besetzten 
Gebiet entrichtet werden. Der Reichskommissar für Ein- und 
Ausfuhrbewilligung empfiehlt nun den Interessenten, da die 
Eisenbahnverwaltung eine Quittung über die bezahlte Ausfuhr- 
abgabe bereits bei Annahme der Güter verlangt, die Ausfuhr- 
abgabe gleichzeitig bei Aufgabe der Güter beim Postamt für 
eine Zollkasse des besetzten Gebietes einzuzahlen und die 
Quittung an die Ausfuhrbewilligung anzuheften. Die Einhaltung 
dieses Verfahrens vermeidet die Gefahr einer doppelten Ent- 
richtung der Ausfuhrabgabe. ; 


— Eoreßentserkehr mit dem Memelgebiet. Wie der Handels- 
kammer zu Berlin mitgeteilt wird, wird die Beförderung von 
Expreßgütern zwischen Deutschland und dem Memelgebiet 
wieder zugelassen. An Zollpapieren sind erforderlich: 1. sta- 
tistischer Anmeldeschein, 1 Ausfuhrerklärung, 1 Ausfuhrgeneh- 
migung oder 1 Bescheinigung, daß die Ausfuhrgenehmigung 
nicht notwendig ist. Annahme erfolgt in Berlin: nur bei der 
Gepäckabfertigungsstelle Bahnhof Friedrichstraße, wo die zoll- 
amtliche Vorabfertigung von 8-3 Uhr stattfindet. 


—. Vereinigte Eisenbahnbau- und Betriebs-Gesellschaft in Berlin. 
Die ordentliche Generalversammlung am 25. Juni d.J.,'in der 
100000 M. Stammaktien und 1811000 M. Vorzugsaktien ver- 
treten waren, genehmigte, wie wir der B.B. Ztg. entnehmen, 
die Jahresrechnung für 1920 und erteilte die Entlastung. Bei 
einer Einnahme von 623245 M (i. V. 422329 M) an Zinsen auf 
Wertpapiere und sonstigen Erträgnissen ergibt sich für das ab- 
gelaufene Geschäftsjahr ein Gewinn von 44384 M (154 617 M), 
um den sich der Verlustsaldo auf 4023 682 M (4068 066 M) er- 
mäßigt. Es erforderten nämlich Obligationszinsen, Unkosten und 
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Talonsteuer 103882 M (104632 AM), andere Zinsen 70118 M 
(35 007 Al), Geschäftsunkosten in Wien und Berlin 254860 M 
(128072 AM) und Abschreibungen auf verschiedene Schuldner 
150 000 A (0). In der Bilanz erscheinen Wertpapiere mit 3 734 784 
Mark (3736. 013 AM), Baugeräte, Stoffe und Eisenbahnwagen mit 
135 146 M (99468 M), Schuldner mit 656561 M (1346009 M), 
Gläubiger haben 1072985 M (1762776 M) zu fordern. Wie 
der Vorsitzende hervorhob, hat sich die schlechte finanzielle Lage 
des Unternehmens im abgelaufenen Jahre nicht gebessert, viel: 
mehr noch weiter verschlechtert. Die Frist, die die Obligationen- 
besitzer (2308500 MA Obligationen im Umlauf) zur: Stundung 
gewährt hatten, ist abgelaufen, so daß sich die Verwaltung von 
neuem an diese wenden mußte. Die dazu einberufene Versamm- 
lung war wegen ungeniüsgender Kapitalvertretung beschluß- 
unfähig, und so bleibt der Verwaltung nichts weiter übrig, als 
nochmals eine Versammlung einzuberufen oder nach Mitteln zu 
suchen, um den Verpflichtungen gegenüber den Obligationen- 
besitzern gerecht werden zu können. Bei der gekennzeichneten 
Lage des Unternehmens dürfte dies allerdings auf große Schwie- 
rigkeiten stoßen. Der Vorstand führt in seinem Bericht aus: 
Im abgelaufenen. Geschäftsjahre waren der allgemeinen Lage 
wegen Baugeschäfte nicht zu tätigen. Die noch im Gange be- 
findlichen Holztransporte wurden, um größere Verluste zu ver- 
meiden, abgestoßen, so daß das Baugeschäft der Gesellschaft 
zurzeit ganz ruht. Aus dem Verkauf der für die Holztransporte 
seinerzeit angeschafften Feldbahngeräte wurde ein angemessener 
Nutzen erzielt. Die Erträgnisse der im Besitz der Gesellschaft 
befindlichen Eisenbahnaktien waren im Jahre 1920 bedeutend 
höhere, da die Dividende für 1918 und 1919 für ein im tschecho- 
slowakischen Staate belegenes Eisenbahnunternehmen infolge der 
nunmehr mit der Eisenbahndirektion stattgefundenen Abrechnung 
etz werden konnte und demnächst zur Auszahlung ge- 
angst. 


— Die Verkehrslage im Ruhrgebiet. Der Eisenbahnbetrieb 
verlief in der Woche vom 26. Juni zum 2. Juli im allgemeinen 
zlatt wie in der vorhergegangenen Woche bei verhältnismäßig 
geringem Güterverkehr. Die Wirkungen der Zollerenze und des 
(lamit verbundenen Riückganges gewisser Verkehre machen sich 
weiter bemerkbar und haben eine vollständig andere Belastung 
vieler Bahnhöfe mit sich gebracht. Die hieraus entstehenden 
Schwierigkeiten konnten bis jetzt bei dem schwachen Verkehr 
überwunden werden. Für Kohle. Koks und Briketts wurden in 
der Woche vom 26. Juni zum 2. Juli im arbeitstärlichen Durch- 
schnitt einschließlich der nachträglich bestellten Wagen 19 608 
Wagen (berechnet zu je 10 t) angefordert und gestellt. Hierbei 
ist der 29. Juni (Festtag Peter und Paul), an dem nur 10 575 
Wagen gestellt wurden, nicht berücksichtiet. Es ist demnach 
ein Rückgang des Wagenbedarfs für Brennstoffe gegenüber der 
Vorwoche unabhängie von dem Festtage zu ° verzeichnen. 
(Höchstgestellung am 30. Juni 20124 Wagen.) In dem gleichen 
Zeitraum 
19175 Wagen. Der Rheinwasserstand ist in der Berichtswoche 
leider wieder zurückgegangen. Wenn nicht bald stärkerer Zu- 
fluß eintritt; wird wieder mit Einschränkungen gerechnet wer- 
den müssen. Schleppkraft und namentlich Kahnraum werden 
nach wie vor hinreichend angeboten. Der Umschlag in den 
Duisburg-Ruhrorter Häfen belief sich werktäglich auf 233643 t 
(22876 t). In den Zechenhäfen der Kanäle wurden 22315 t 
(25 002 t) umgeschlagen. 


— Reichskonferenz der technischen Eisenbahnbeamten. Wie 
der „D. Allg. Ztg.“ gemeldet wird, hat eine Reichskonferenz der 
technischen Beamten der Reichseisenbahnverwaltung in den 
letzten Junitagen in München stattgefunden. Die gefaßten Be- 
schlüsse gingen dahin, daß in dem Reichsausschuß der 
technischen Beamten der Gewerkschaft deut- 
scher Eisenbahner die gesamten Beamten des technischen 
Dienstes zusamengefaßt werden sollen, um dadurch die beson- 
deren Interessen des technischen Personals erfolgreicher ver- 
treten zu können. Dieser Ausschuß soll sich vor allen Dingen 
die Aufgabe stellen, die Verschiedenheiten innerhalb der ein- 
zelnen Länder in der Bewertung des technischen Dienstes zu 
beseitigen. 


— Personalnachrichten. Im Bereich des Reichsverkehrs- 
ministeriums, Zweigstelle Preußen-Hessen, sind versetzt worden: 
die Regierungsräte Dr. jur. Behren, bisher in Cassel, als Mit- 
slied der Eisenbahndirektion nach Essen, Dr. jur, Gülden- 
penning, bisher in Altona, als Mitglied der Eisenbahn- 
(direktion nach Halle (Saale) und Preuß, bisher in Berlin, 
als Mitglied der Eisenbahndirektion nach Altona, die Ober- 
regierungsbauräte Grunzke, bisher in Köln, nach Essen, 
Ulemens, bisher in Essen, zur Eisenbahndirektion nach Köln, 
Engelbrecht , bisher in Magdeburg, zur Eisenbahndirektion 
nach Hannover, Mestwerdt, bisher in Hannover, nach Heme- 


‘in Breslau, nach Oels als Vorstand des Werkstättenamts |! 
des Vorjahres betrug die Durchschnittsgestellung 


‚und Vorstand eines Werkstättenamts bei der Eisenbahn-Haw 
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lingen als Vorstand eines Werkstättenamts bei der Eisenba 
Hauptwerkstätte Sebaldsbrück, Rave, bisher in Münst 
(Westf.), als Mitglied der. Eisenbahndirektion nach ‚Er 17 
Quelle, bisher in Erfurt, als Mitglied der Eisenbahndire 
nach Hannover, Hansmann, bisher in Stettin, als Vors 
des Eisenbahn-Maschinenamts nach Hamburg und Zinkeis 
bisher in Berlin-Schöneberg, nach Berlin als Vorstand eii 
Werkstättenamts bei .der Eisenbahn-Hauptwerkstätte 2. dase 
— die Regierungsbauräte Frederking, bisher in Ha 
(Saale), als Mitglied der Eisenbahndirektion nach Ce 
Henske bisher in Königsberg (Pr.), zur Eisenbahndire) 
nach Halle (Saale), Fritz Neubert, bisher in Cassel, 
Vorstand des Eisenbahn-Betriebsamts 2 nach Berlin, L 


burg (Havel), Pösentrup, bisher in Hagen (Westf.) 
Vorstand des Eisenbahn-Betriebsamts 1 nach Münster (We 
Stüve, bisher in Corbach, als Vorstand des Eisenbahn-Betr 
amts nach Sulingen (Hann.), Stengel, bisher in Müns 
(Westf.), nach Köln als Oberbaurat (auftrw.) und Vorsta 
des Eisenbahn-Betriebsamts 1 Köln-Deutz, Reichert, bis 
in Hannover als Oberbaurat (auftrw.) und Vorstand des Eis 
bahn-Betriebsamts 1 nach Frankfurt (Main), Zietz,, bis 
in Osterode (Ostpr.), als Vorstand des Eisenbahn-Betriebsar 
nach Marienwerder (Westpr.),. Gengelbach, bisher in Elb 
feld, als Vorstand des Eisenbahn-Betriebsamts‘ nach Wein 
(Thür.), Lubseder, bisher in Frankfurt (Main), ‚als .M 
glied (auftrw.) der Eisenbahndirektion nach Stettin, 

Schulze, bisher im Halberstadt, als Mitglied (auftrw.) 
Eisenbahn-Zentralamts nach Berlin, Wiegels, bisher in 
rem, als Vorstand des Eisenbahn-Betriebsamts 1 nach Hannov 
Mann, bisher in Halle (Saale), als Vorstand des Eisenba 
Betriebsamts nach Corbach, Rhode, bisher in Berlin, als 
stand des Eisenbahn-Betriebsamts 2 nach Halberstadt, Eye 
bisher in Senftenberg. als Vorstand des: Eisenbahn-Betrie 
amts 3 nach Hagen (Westf.). Mau, bisher in Trier, als V 
stand des Eisenbahn-Betriebsamts nach Sorau, Georg, Ne 
mann, bisher in Beuthen (Öberschl.), zur Eisenbahndirekt 
nach Essen, Scheer, bisher in ‚Berlin, als Mitglied der E 
bahndirektion nach Altona, Baltin, bisher in Berlin, als M 
zlied der Eisenbahndirektion nach Trier, de Neuf, bisher 
Köln, als Mitglied der Eisenbahndirektion nach Essen, Br 
ner, bisher in Frankfurt (Oder). nach Potsdam als Vors 
eines Werkstättenamts bei der Eisenbahn-Hauptwerkstätte da- 
selbst. Gustav Rosenfeldt, bisher in Stargard (Pom.), z 

Eisenbahndirektion nach Stettin, Grabe. bisher in Hemeling 
zur Eisenbahndirektion nach Elberfeld, Wilhelm Kayser, 
her in Worms, als Oberbaurat (auftrw.) und Vorstand des Ei 
bahn-Maschinenamts nach Hagen (Westf.), Wieszner, bis 


der Eisenbahn-Hauptwerkstätte daselbst, Ahlf, bisher in Je 
als Mitglied (auftrw.) der Eisenbahndirektion nach Er 
Örayen, bisher in Magdeburg, nach Brandenburg (Havel) 
Oberbaurat (auftrw.) und Vorstande des Eisenbahnwerks Bra 
denburg West, Lorenz, bisher in Erfurt, nach Dortmund 
Oberbaurat (auftrw.) und Vorstand eines Werkstättenamts 
der Eisenbahnhauptwerkstäte daselbst, Müsken, bisher 
Königsberg (Pr.), nach Magdeburg als Vorstand eines We 
stättenamts bei der Eisenbahn-Hauptwerkstätte Magdebur 
Salbke. Paul Neubert, bisher in Potsdam, als Miteli | 
(auftrw.) des Eisenbahn-Zentralamts nach Berlin, Ernst 
Braun, bisher in Trier, als Oberbaurat (auftrw.) und V 
stand des Eisenbahn-Maschinenamts nach Frankfurt (Mai 
Emil Moeller, bisher in Paderborn, nach Witten als OÖ 
baurat (auftrw.) und Vorstand eines Werkstättenamts bei 
Eisenbahn-Hauptwerkstätte daselbst, Paehler, bisher 
Recklinghausen, nach Paderborn als Oberbaurat (auftrw.) 
Vorstand eines Werkstättenamts bei der Eisenbahn-Hauptwe: 
stätte Paderborn 2 Nord, Fleck. bisher in Weißenfels, 
Mitglied (auftrw.) der Eisenbahndirektion nach Halle (Sa 
Silbereisen, bisher in Neumünster, als Mitglied (auft 
der Eisenbahndirektion nach Münster (Westf.), Promn 
bisher in Oels, nach Königsberg (Pr.), als Oberbaurat (auftr 


werkstätte daselbst, Paul Wileke, bisher in Limburg (Lah 
nach Erfurt als Vorstand des Werkstättenamts bei der Bisen- 
bahn-Hauptwerkstätte daselbst, Hebbel, bisher in Hagen 
(Westf.), als Vorstand des Eisenbahn-Maschinenamts na 
Weißenfels, Streuber, bisher in Hamburg, als Vorstand 
Eisenbahn-Maschinenamts 2 nach Dortmund, Körner, bish 
in Leipzig, nach Breslau als Vorstand eines Werkstättena 
bei der Eisenbahn-Hauptwerkstätte 2 daselbst, Hickmann 
bisher in Weimar (Thür.), nach Limburg (Lahn), als Vorstand 
eines Werkstättenamts bei der Eisenbahn-Hauptwerkstätte da 
selbst und Richard Richter, bisher in Dortmund, nach Berlin 
als Vorstand eines Werkstättenamts bei der Eisenbahn-Haupt- 
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stätte Berlin Markgrafendamm, der Eisenbahn-Betriebs- 
genieur Haeske, bisher in Elberfeld, als Vorstand (auftrw.) 
s Eisenbahn-Maschinenamts 2 nach Magdeburg, der Eisenbahn- 
sktor Großschupf£ff, bisher in Breslau, nach Stargard 


’om.) als Vorstand (auftew.) eines Werkstättenamts bei der 
senbahn-Hauptwerkstätte daselbst, die Regierungsassessoren 
of Becker, bisher in Mainz, zur Eisenbahndirektion nach 
'ankfurt (Main), Br>uar Schubert, bisher in ie 
r Eisenbahndirektion nach Essen und Dr. jur. Henning 
her in Essen, zur Eisenbahndirektion nach Cassel. 
‚Übertragen worden ist: den Oberregierungsbauräten Ciliax 
Königsberg (Pr.) die Stellung des Vorstandes des Eisenbahn- 
riebsamts 1 daselbst, Gustav Koehler in Cassel die Stel- 
ng des Vorstandes des Eisenbahn-Betriebsamts 2 daselbst, 
ıd Peine in Magdeburg die Stellung des Vorstandes 
ıs Eisenbahn-Betriebsamts 5 daselbst; — den Regierungs- 
juräten . Pommerehne in Cassel die Stellung des 
jrstandes des Eisenbahn-Betriebsamts 1 daselbst, Ruckes 
[Magdeburg die Stellung des Vorstandes des Eisenbahn- 
K jebsamts 4 daselbst, Lewerenz in Königsberg (Pr.), die 
lung des Vorstandes des Eisenbahn-Betriebsamts 3 daselbst, 
Ing. Steinbrecher in Berlin die Stellung des Vorstan- 
des Eisenbahn-Betriebsamts 1 daselbst, Dr.-Ing. Gustav 
aenerin Wedau die Stellung des Vorstandes des Eisenbahn- 
schinenamts 2 in Duisburg und Wolfgang Köhler in 
lin, die Stellung des Vorstandes des Eisenbahn-Werkstätten- 
ts 1a Berlin Markgrafendamm. — Der Regierungsbaurat Re i- 
tz in Berlin ist der Eisenbahndir ektion Berlin zur Beschäf- 
zung überwiesen. 
Jem ‘Ober- und Geheimen Baurat Otto Krause bei der 
enbahndirektion in Elberfeld, den Oberregierungsbauräten 
‚hnke beim Eisenbahn- Zentralamt in Berlin, Patt6 be 
u endirektion: in Erfurt und Struck bei der Eisen- 
hndirektion in Stettin, den Geheimen Bauräten Klotzbach, 
telied des Eisenbahn-Zentralamts in Berlin, Hoefer, Mit- 
ed der Eisenbahndirektion in Köln, und Capelle, Vorstand 
Eisenbahn-Betriebsamts in Sorau, dem Geheimen Regie- 
stat Lentze, Mitglied der Eisenbahndirektion in Halle 
aade) und dem "Eisenbahndirektor Articus, Vorstand des 
senbahn-Verkehrsamts in Kattowitz. ist die nachgesuchte Ent- 
ssung aus dem Reichseisenbahndienst mit Ruhegehalt erteilt. 
Dem Regierungsbaurat Krohn, Vorstand des Eisenbahn- 


kstättenamts 1a Berlin, ist die nachgesuchte Entlassung 
dem Reichsdienst erteilt. 
m Bereich des Reichsverkehrsministeriums, Zweigstelle 


ıyern, wurden in gleicher Diensteseigenschaft in etatsmäßiger 
eise berufen: der Eisenbahnassessor der Eisenbahndirektion 
inchen Ludwie Kinner an die Maschineninspektion Rosen- 
im als deren Vorstand, der Eisenbahnassessor der Eisenbahn- 
tektion Nürnberg Karl Senninger an die Maschineninspek- 
bn- I Nürnberg als deren Vorstand, der Eisenbahnassessor der 
Isenbahndirektion Nürnberg Otto Taschinger an die 
Iischineninspektion II Nürnberg als deren Vorstand und der 
Isenbahnassessor der Eisenbahndirektion Regensburg, Rudolf 
raß]l an die Maschineninspektion Passau als deren Vorstand. 
Der Direktionsrat der Eisenbahndirektion Regensburg Johann 
üßlein wurde wegen nachgewiesener Dienstunfähigkeit in 
dauernden Ruhestand versetzt. 


Österreich 


 — Begrüßungsschreiben des Bundesministers für Verkehrs- 
sen an die Verkehrsbediensteten. Der neugewählte Bundes- 
nister für Verkehrswesen Dr. Walter Rodler richtete 
term 23. Juni folgendes Begrüßungsschreiben an die Verkehrs- 
Idiensteten: 


Das Vertrauen des Nationalrates hat mich auf den Posten 
s Bundesministers für Verkehrswesen berufen. Als ich mich 
‘tschloß, diesem Rufe Folge zu leisten, war ich mir vollkommen 
wußt, den an mich in ernster Zeit herantretenden schweren 
gaben nur dann gerecht werden zu können. wenn ich hier- 
auf die erprobte,. bisher stets bewiesene Öpferwilliekeit und 
ensteshingebung des gesamten Personals bauen kann. Im 
\teresse unseres schwer geprüften Vaterlandes bitte ich Sie, 
ir diese nicht zu versagen und in gemeinsamer werktätiger 
„beit mitzuhelfen an dem Wiederaufbau unseres Verkehrs- 
bseus. Der Gedanke an den gemeinsamen Beruf, der uns zu- 
‘mmengeführt hat und uns innig vereint, möge alle Unter- 
iede und alles Trennende vergessen lassen, damit es uns ge- 


mporzuringen. In der festen Hoffnung auf das Gelingen 
e ich das gesamte Personal meines Ressorts auf das herz- 
hen und gebe gleichzeitig meinerseits das Versprechen, jeder- 


im einträchtigen Zusammenwirken aus dem Niedergange :| Verwaltung zum Beschluß erhoben, 
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Angestellten und ein freundschaftlicher aufrichtiger Berater 
und Förderer jedes Einzelnen sowie der Gesamtheit sein zu 


wollen.. 


— Ein- und Ausfuhrerleichterungen für Abschlüsse auf der 
Wiener Messe. Wie der Wochenschrift des Handelsmuseums 
(Nachrichten des Messedienstes) zu entnehmen ist, hat sich die 
österreichische Regierung zwecks möglichst weitgehender Ein- 
und  Ausfuhrerleichterungen im Messeverkehr mit Vorschlägen 
an die Regierungen der auswärtigen Staaten gewendet. Hierbei 
wurden von der .österreichischen Regierung bestimmte Richt- 
linien in Aussicht genommen, die bei Gewährung von Gegen- 
seitigekeit oder bei Begünstigungen für die Einfuhr österreichi- 
scher Messewaren durch die auswärtigen Staaten für die auf der 
Wiener Messe’ abgeschlossenen Geschäfte Geltung haben sollen. 
Demnach soll bei Messeabschlüssen, falls diese auf der Messe 
selbst vom Messeamt (Messedienst) bestätigt sind und es sich 
um solche Artikel handelt, die handelsüblich auf Mustermessen 
umgesetzt werden und deren Kin- oder Ausfuhr nur auf Grund 
einer besonderen Bewilligung gestattet ist, folgender Vorgang 
eingehalten werden: A. Zur Ausfuhr aus Österreich soll, einige 
wenige Gegenstände ausgenommen, für alle Waren die Aus- 
fuhrbewilligung erteilt werden, soweit es sich nicht um staatlich 
bewirtschaftete Sachen handelt. B. Zur Einfuhr nach Öster- 
reich behält sich 1. die österreichische Regierung nur bezüglich 


" ganz weniger, taxativ aufgezählter Warengruppen die fallweise 


Beurteilung der Einfuhranträge vor. 2. Bei einzelnen ebenfalls 
aufgezählten Gegenständen sollen für Messeaufträge einer öster- 
reichischen Firma an ein und dieselbe ausländische Aussteller- 
firma Einfuhrbewilligungen bis zum Höchsteinfuhrwert von 
100000 K ohne weiteres bewilligt werden. 3. Bei dem über- 
wiegenden Großteil aller übrigen Waren soll, falls es sich nicht 
um österreichische Monopol- und staatlich bewirtschaftete Gegen- 
stände handelt, die Einfuhrbewilligung unbeschränkt erteilt 
werden. 2 


— Haftpflicht der Eisenbahn bei einem durch Bergsturz her- 
beigeführten Unfall. Mit einem dem größten durch ein Natur- 
ereignis herbeigeführten Eisenbahnunfall hatte sich vor kurzem 
das Wiener Oberlandesgericht zu befassen. In der Nacht zum 
16. Januar 1917 wurde zwischen Sagor und Trifail ein Zug der 
Siidbahn, die dort an hohen Bergwänden vorbeiführt. durch eine 
niedergehende Steinlawine teils zertrümmert, teils verschüftet. 
Zahlreiche Reisende wurden getötet oder schwer verletzt, viele 
Personen fielen auch in die dort fließende Save. Einer der Ver- 
letzten, der Korporal Adolf Pospischil, der damals als Trans- 
vortbegleiter mit dem Postzuge der Südbahnlinie von Laibach 
nach Wien fahren -wollte, brachte gegen die Südbahngesellschaft 
beim Wiener. Handelsgerichte eine Klage auf Zahlung der 
Spitals- und Kurkosten, eines Schmerzensgeldes von 4000 K usw. 
ein. Er starb bald darauf und seine Eltern traten als Erben in 
den Prozeß ein. Der Klagevertreter begründete das Klage- 
bezehren mit dem Mangel an Sicherheitsvorkehrungen gegen 
Steinlawinen. Die beklagte Südbahn wendete höhere Gewalt 
ein, da es sich um einen durch unerwarteten, wildbachartigen 
Wasseraustritt verursachten Bergsturz handle. Das Handels- 
eericht erkannte, daß das Klagebegehren dem Grunde nach zu 
Recht bestehe. Ein Beresturz müsse zwar als höhere Gewalt 
und unabwendbarer Zufall angesehen werden, allein nach den 
Aussagen von Zeugen seien damals höchst gefahrdrohende An- 
zeichen zu erblicken gewesen, und da überdies in der finsteren, 
stirmischen Nacht ein strömender Regen niederging, wäre min- 
destens in den Nachtstunden der Zugverkehr einzustellen ge- 
wesen, damit bei Tagesanbruch die Beschaffenheit der Berglehne 
in der Richtung geprüft werden könne, ob nicht infolge der 
vorangegangenen Witterung Gefahr drohe. Gegen dieses Urteil 
leete die Südbahngesellschaft Berufung ein, die jetzt. vom Ober- 
landesgerichte abgewiesen wurde. 


— Donau-Dampfschiffahrtsgesellschaft. Am 1. d. M. wurde 
unter dem Vorsitze des Präsidenten Dr. Schonka die Hauptver- 
sammlung der Gesellschaft abgehalten. Der Vorsitzende er- 
öffnete die Versammlung mit einer Ansprache. die auf die Fol- 
gen des Krieges für die Ergebnisse des Betriebes und das Er- 
trägnis hinwies. In Erledigung der Tagesordnung wurde nach 
Verlesung des Revisionsberichtes, der bereits in Nr. 24 S. 469 
d. Zte. mitgeteilte Geschäftsbericht einstimmig genehmigt, eben- 
so der Antrag auf Verteilung des Reingewinnes, nach welchem 
eine Dividende von 210 K für die Aktie und 14,70 K für jeden 
Genußschein zur Auszahlung gelangen. Bezüglich der Regelung 
des Beitrages zum Schiffsassekuranzfonds wurde der Antrag der 
daß von einer Festlegung 
Zahl zunächst abzusehen und die Bestimmung des zu 
leistenden Beitrages der Beschlußfassung der nächstjährigen 
Hauptversammlung vorzubehalten sei. Die Versammlung gab 
ihre Zustimmung zu der von der Verwaltung befürworteten Ab- 
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änderung der Pensionssatzungen und schritt sodann zur Neu- 


wahl des Verwaltungsrates; als dessen Präsident bzw. Vizepräsi- 
dent werden wirken: Dr. Franz Schonka und Alexander Weiner. 


— Kaiser Ferdinands-Nordbahn. Die Gesellschaft versendet 
ihren Bericht über das Geschäftsjahr 1920. Die Kohlenförderung 
und die Kokserzeugung zeigen geringe Steigerungen gegen das 
Vorjahr, doch ist der Arbeiterstand verhältnismäßig höher ge- 
stiegen und die Leistung des einzelnen Arbeiters noch weiter 
gesunken. Durch zwei tschechoslowakische Gesetze wurden beim 


Bergbau Betriebs- und Revierräte sowıe Unternehmungsräte ge- 
schaffen, die iedoch im Jahre 1920 ihre Tätigkeit noch nicht - 


begonnen haben. Den beim Bergbau Beschäftisten steht nun- 
mehr eine‘ 10prozentige Beteiligung an dem zur Ausschüttung 


gelangenden Reingewinne der Bergbauunternehmung zu. Dieser 


Anteil wird von der Nordbahn im Betrage’von 1719762 ö. K. 
zur Widmung für gemeinnützige Zwecke der beim Bergbau Be- 
schäftisten aus dem Erträgnisse zugestellt. 

Die Erzeugungskosten haben im Jahre 1920 die größte abso- 
lute Höhe erreicht. : Die staatliche Sperre über Kohle und Koks 
und die Nebenerzeugnisse blieb während des ganzen Jahres 1920 
aufrecht. Die Erzeugnisse wurden, mit Ausnahme des Ammoniak- 
sulfats, voll abgesetzt. Die gesellschaftliche Montanbahn wurde 
von den tschechoslowakischen Staatsbahnen betrieben und zeigt 
eine mäßige Verkehrssteigerung. 
die verstaatlichten Eisenbahnlinien wurden von den beteiligten 
Staaten wie im Vorjahre Abschlagszahlungen geleistet; sie be- 
zitfern sich auf 14630408 6. K. gegen 15 176 684 im 'Vorjahre. 
Der Minderertrag ist auf den Minderwert der in polnischen 
Mark gezahlten polnischen Rate zurückzuführen. Für die Pen- 
sionsversicherung der Angestellten ist, wie im Vorjahre. neuer- 
lich eine ansehnliche Zuwendung vorgesehen; überdies wird 
einer ergänzenden Pensionsversicherungs-Zuschußkasse, welche 
von der. Gesellschaft zufolge eines gemeinsamen Beschlusses der 
Ostrau-Karwiner Gewerken zu errichten ist, ein Betrag von 
44.040 000 ö. K. zugewiesen. Die Gesellschaft wird ihren Sitz 
nach Mährisch-Ostrau verlegen. - Die Übersiedlung der General- 
direktion dahin ist eingeleitet und wird bis zu der für Jahres- 
schluß erwarteten Vollendung der notwendigen Baulichkeiten 
durchgeführt werden. 
 reichischer Währung, dagegen das Gewinn- und Verlustkonto 
sowohl in österreichischer als auch, unter Zugrundelegung des 
Kurses vom 31. Dezember 1920, in tschechischer Währung er- 
stellt. Dieser Kurs betrug- 100 tsch.-si. K.—734 6. K. gegen 
283 österreichische Kronen im Vorjahre, wodurch die höheren 
Zahlen der Rechnungsabschlüsse für 1920 mitbedingt sind. Die 
Abschreibungen an den Montananlagen für 19% betragen für die 
Montanbahn 267149 ö. K., für die Kohlenwerke und die Koks- 
anstalt Franzensschacht 7228756 ö. K., zusammen 
7.495 905 ö. K. Dieser Betrag wurde, da die Abschreibungen in 
der für 1921 in tschechischer Währung aufzustellenden Bilanz 
in dieser Me ährung durchzuführen sein werden, in dem in tsche- 
chischer Währung erstellten Gewinn- und Verlustkonto al pari 
eingestellt; in dem in österreichischer Währung ausgewiesenen 
Gewinn- und Verlustkonto erscheint überdies eine „Valutarische 
Ergänzung der Abschreibungen an den Montananlagen“ im Be- 
trage von 47524042 6. K. £ 

Aus dem Rohgewinn werden ansehnliche Beträge zurückge- 
stellt: für die Erfordernisse an Erwerbsteuer, für welche bereits 
in den Vorjahren rund 25 000 000 K. zurückgelegt worden waren, 
34 686 000 ö. K., für die obenerwähnte Pensionszuschußkasse 
44.040 000 ö. K., für den Baufonds I (Bau von Wohn- und Be- 
triebsgebäuden und Erneuerung alter und Anschaffung neuer 
Maschinen) 73 400 000 ö. K.. für den Baufonds II (für Arbeiter- 
häuser und Wohlfahrtseinrichtungen) 17000 000 ö. K., für den 
Erneuerungsfonds 126 000 000 ö. K., zusammen 355 126 000 ö. K. 

Von dem laut Gewinn- und Verlustkonto nach Abzug der Ab- 
schlagsdividende verbleibenden Reingewinne im Betrage von 
34 650299 ö. K. (im Vorjahre 17387 857) ist zunächst die Rest- 
zahlung von 75.6. K. für die Aktie auf die 180 K. betragende Di- 
vidende zu bezahlen 4998000 ö. K., somit verbleiben 29 652 299 
ö. Kronen, hiervon 3 % Gewinnanteile des Verwaltungsrates 
889 569 ö. K., sonach 28762730 ö. K., zuzüglich des Gewinn- 
vortrages vom Jahre 1919 3081213 ö. K., demnach zur Verfü- 
gung der Generalversammlung 31 843 943 6. K. 


— Frachtermäßigung für Sömmerungsvieh. Für Weidevieh, 
das auf dem Wege zur Sömmerung oder von dieser mit der 
Eisenbahn befördert wird (Sömmerungsvieh) wird auf den 
österreichischen Eisenbahnen im laufenden Jahr eine Fracht- 
begünstigung in Form eines weitgehenden Nachlasses von der 
terilmäßigen Fracht sowohl bei der Hin- als auch bei der Rück- 
sendung der Tiere gewährt. Auskünfte über die Einzelheiten 
der Vergünstisung erteilen die Stationen. 


— Kleinwirtschaftsausstellung der österreichischen Eisen- 
bahner. Anläßlich der vom 3. bis 5. September d. J. in der 
Turnfesthalle in Linz a. D. stattfindenden Kleinwirtschaftsaus- 


Auf die Einlösungsrenten für 


Die Bilanz für 1920 ist noch in öster- 


Investitionen der Staatsbahnen und der staatlichen Eis: 


sonach‘ 


. meterentfernung in dem neu auszustellenden Frachtbrief 


werden. 


6 km abgeändert. Be 


stellung der österreichischen Eisenbahner gelangt e 
stellungsführer zur Ausgabe, in dem alle wesentlichen 
mäßigen Übersichten sowie die Beschreibung der ausg 
Gegenstände, eine Schilderung der Entwicklung des Kle 
wesens bei den Eisenbahnern, einzelne Bauarten für K 
lungen und vieles andere Wissenswerte enthalten sein 
diesem Führer wird aber auch den Firmen, die einse 
Gegenstände erzeugen, Gelegenheit geboten sein, Ankü 
gen unterzubringen, die spätestens bis 1. August d. J. 
Ausstellungsleitung, Bundesbahndirektion Linz, zu richten &n 


— A.E. 6. — Union Elektrizitätsgesellschaft. In der 
abgehaltenen Hauptversammlung wurde der Rechnungsa] 
für das Geschäftsjahr 1920 genehmigt und die Verteilung 
Dividende von 12% beschlossen. Die Werkstätten der { 
schaft sind derzeit mit industriellen und staatlichen Aı 
bei welch letzteren die Bestellungen zur Elektrisier 
österreichischen Bundesbahnen eine große Rolle spie 
dauernd beschäftigt. Die Gesellschaft plant in engste 
essengemeinschaft mit der Allgemeinen Elektrizitätsges 
in Berlin ihre Tätigkeit durch Vergrößerung ihres Ar 
bietes wesentlich zu erweitern. Wegen der deshalb notwe 
Investitionen sowie wegen der dauernd erhöhten Material 
Löhne und Unkosten wurde die Erhöhung des Aktienkay 
um 125 Millionen Kronen auf 225.Millionen Kronen bes 


-- Ungarn. 


— Der Voranschlag der Staatsbahnen für das Jahr 
In der jüngst abgehaltenen Sitzung der Nationalvers 
führte Finanzminister Dr. Hegedüs anläßlich des der ] 
versammlung unterbreiteten Voranschlages der Staa 
für das Jahr 1921/22 aus, daß dieser vorläufig einen Fe 
von 1185 Millionen Kronen aufweise. Es müsse abe 
werden, daß die Staatsbahnen von Tag zu Tag sich 
päischen Stande nähern und daß der Fehlbetrag 500 N 
enthalte, die eigentlich nicht aus dem Betriebe, sond 
jenen Unterstützungen entstanden sind, die den Wa 
wohnern. den Unversorgten und den Flüchtlingen gewä 
den. Der eigentliche Fehlbetrag betrage 500 bis 600 M 
was nach der rumänischen Besetzung und nach der 
des Bolschewismus einen ansehnlichen Betrag bedeute 
teren Verlaufe seiner Rede betonte der Finanzmini 
Nachdruck, daß die größte Anforderung an den Voransc 


nn 


stellen, für die 1300 Millionen Kronen veranschlagt seien. I 
gesamt belaufen sich sämtliche Investitionen auf zwei Milliarg 
die der Finanzminister durch eine besondere Anleih 


schaffen wünscht. 


— Frachtberechnung im Verkehr zwischen Ung 
Rumänien. Im Güterverkehr zwischen ungarischen 
jenseits der Demarkationslinie liegenden Stationen e 
Frachtberechnung auf die Weise, daß vorerst die Kilome! 
fernung bis zur Demarkationslinie und von hier bis zur 
linie ermittelt und der Frachtsatz für diese Gesamtentfe 
festgestellt wird. Auf diese Weise erhält man den 
ungarischen Strecken entfallenden Frachtsatz. Die be 
Art der Frachtberechnung kann jedoch im Verkehre mit 
nischen Stationen nur dann angewendet werden, wenn a 
Frachtbriefe schon bei der Aufgabe zweifellos erschein 
Sendungen für Stationen jenseits der Demarkationslinie b 
sind. Im entgegengesetzten Falle wird die Fracht für 
der Grenzstation bis zur Demarkationslinie entfallen 


ders aufgerechnet. Es liegt daher im Interesse der 
wenn in der ursprünglichen Aufgabestation in die im 
briefe vorgesehene Rubrik „Bestimmungsstation“ die in I 
kommende ungarische Übergangsstation und in der Rubr 
stimmungsort“ die endgültige Bestimmungsstation genau 
geben wird. In Ermangelung der angegebenen Vorsch 
die obenerwähnte ermäßigte Frachtberechnung nicht ang‘ 
Ein nachträglich eingebrachter Beweis, daß & 
dung nach rumänischen Stationen weiterbefördert wurc 
nicht berücksichtigt werden. Nach einer Kundmachung de 
rischen Staatsbahndirektion wurde die bisherige Kilom 
fernung von Biharkeresztes bis zur Demarkationslinie ve 


— Ungarns Außenhandel im Jahre 1920. Die Einfuhı 
im Jahre 1920 betrug 5,4 Millionen, die Ausfuhr 5,2 
Doppelzentner. Sowohl bei der Ein- wie bei der Ausf 
hauptsächlich Österreich, die Tschechoslowakei und De 
beteiligt. Aus der Tschechoslowakei wurden eingefü 
lionen Doppelzentner Güter, darunter 1,3 Millionen 


Fr 


r Holz, wovon neun Zehntel aus den von der T'schecho- 
kei besetzten Gebieten stammten. Aus Österreich wurden 
0 dz Webwaren und 230 000 dz Papierwaren eingeführt. Der 
\ö Teil des Salzbedarfes wurde aus Deutschland gedeckt 
0.000 dz). Aus Italien wurden 220000 dz Reis, aus Polen 
:0000 dz Mehl, 53 937 dz Schmalz und aus Argentinien 27 681 dz 
"sizen hereingebracht. Nach Österreich wurden ausgeführt 
834000 dz Wein, 


en 507 000 dz Güter, zumeist Braunkohlen, nach Deutsch- 
‚nd 206 000 dz (Bohnen, Obst, Zement usw.). Auch nach Hol- 
nd, Italien und der Schweiz fand eine Ausfuhr statt. 
5 Wohnungsgeldzulagen der Eisenbahnangestellten. 
ker Regierungsverordnung wurden die Wohnungesgeldzulagen 
r Eisenbahnangestellten und Zurruhegesetzten entsprechend 
‚höht. Die Erhöhung beträgt in Budapest, vom letzten Viertel- 
1920 angefangen, 32, vom 3. Vierteljahr 1921 ab weitere 80, 
en en daher 112 %; in der Provinz, vom letzterwähnten Zeit- 
te angefangen 80%. Die Zulage des Wohnungsgeldes für 
ihegesetzte wurde in Budapest um 32 bzw. 110, daher zu- 
nen um 142% erhöht; außerhalb der Hauptstadt erhalten 
ım hegesetzte und Witwen eine Zulage von 115 % ihrer tat- 
‚hlichen Wohnungsgeldpension. — Für die seit 1. November 
20 B »eeene Zeit gelangen die Erhöhungen auf einmal zur 
‚aszahlung. 2 i 


I 


Nach 


= Außerordentliche Zulage für Eisenbahnangestellte. Anfang 
K s Jahres wurde auf Vorschlag des Finanzministers den 

bediensteten für die Monate April, Mai und Juni eine 
erordentliche Zulage gewährt. Da inzwischen im Zusammen- 
mit der Abrüstung des Militärs sich die Notwendigkeit 
die für diese Monate bewilligte Zulage der Angehörigen 
[eeres auf weitere drei Monate zu erstrecken, bewilligte der 
n rrat auf Vorschlag des Finanzministers die Zulage auch 
ı Staatsbediensteten für die Monate Juli, August und Sep- 
er. Diese Zulage wird mit Ende September d. J. eingestellt 
keinesfalls erneuert werden. 


Frachtermäßigung und außertourliche Beförderung von Ge- 
: und Obst. Im Handelsministerium fand wegen, der Beför- 
ngen der Gemüse- und Obstsendungen eine Konferenz statt, 
er Interessenvertretungen teilgenommen haben. Den hier 
ıchten Vorschlag, eine fünfprozentige Tarifermäßigung für 
und Gemüsesendungen zu erwirken, wies der Vertreter 
Handelsministeriums mit Rücksicht auf den Umstand zu- 
daß eine solche Tarifermäßigung bei den jetzigen Markt- 
n kaum in Betracht käme. Die Konferenz nahm hierauf 
n der Herabsetzung der Frachtsätze Abstand. Sodann wurde 
rage der raschesten Beförderung der Obst- und Gemüse- 
angen erörtert. Handelsminister v. Hegyeshalmi hat bereits 
echende Maßnahmen getroffen, indem- er an. sämtliche 
nen der Staats- und Privatbahnen einen Erlaß richtete, die 
ngenannten Sendungen außer der Reihe abzufertigen und 
‚an Sonn- und- Feiertagen zur Aufgabe zu übernehmen und 
Bestimmungsstationen den Empfängern auszufolgen. Be- 
e Verfügungen wurden insbesondere auf den Strecken 
ed-Kecskemöt und Nagykörös mit Rücksicht auf die 
chere Abfertigung von Marillen und Gurken in Wagen- 


ngen getroffen. 

Die Wiederaufnahme des Schiffs- und Eisenbahnverkehrs 
it der Tschechoslowakei. Im Juni hat Ungarn den Schnell- 
erkehr mit der Tschechoslowakei wieder aufgenommen, der 
1918 eingestellt war. Es verkehren. jetzt direkte Züge 
Oberungarn und nach Prag-Karlsbad-Bodenbach sowie 
Berlin über Oderberg. Die Paß- und Zollrevision findet 
ärkäny statt. Die Fahrpreise müssen in tschechischen 
en gezahlt werden. 

Schiffsverkehr mit Belgrad hat auch begonnen. Die unga- 
> Dampfer werden jedoch Südslawien und Rumänien. so- 
ge nicht berühren können, als der Friedensvertrag von 
non nicht ratifiziert ist. 


B 


 Ausfuhrgebühren. Laut Verordnung des Finanzministeriums 
en Leim, Rohr und Hafer ohne Ausfuhrgebühren ausge- 
£ werden. Dagegen sind für Pfefferbohnen, Hanf- und 
hssamen. für gewisse Ölsamen, ferner für vegetabilische 
ti öle für den Doppelzentner 50 K, für Gänseleber, Geflügel 
1 Wildkonserven für 1 k& 10 bzw. 5 K, für jedes Pferd 3000 K, 
Geflügel 2,50 K für das Stück und für jedes Ei 50 H an 
hreebühren zu entrichten. Für Rennpferde ist bei Vor- 
; Pe der entsprechenden Ausweise keine Ansfuhrgebühr zu 
hlen. : 
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Uebrige europäische Länder. 


— Entgleisung des Expreßzuges Paris—Amsterdam. Wie 
W, T. B. aus Brüssel meldet, ist der Expreßzug Amsterdam— 
Paris, der am 6. Juli nachts gegen 12 Uhr Brüssel verließ, bei 
Hennyeres zwischen Tubice und Braine Lecomte entgleist. Der 
erste Packwagen wurde zertrümmert. Zwei Schaffner wurden 
so schwer verwundet, daß Todesgefahr besteht. Der Postwagen. 


wurde förmlich zersplittert; sieben französische Postbeamte 
wurden getötet, drei verwundet. Die übrigen Wagen ent- 
gleisten. Etwa zwanzig Reisende wurden verwundet. Die bis- 


herige, Untersuchung weist auf die Möglichkeit eines verbreche- 
rischen Anschlages hin, da die Schienen an mehreren Stellen ge- 
lockert worden sind. = 


— Simplontunnel. Die Bauarbeiten am zweiten Simplon- 
tunnel sind derart vorgeschritten, daß mit seiner betriebsfertigen 


Vollendung gegen Ende des Jahres gerechnet werden kann. Es 


wird dann der gesamte Verkehr vom ersten Tunnel auf den 
zweiten umgelegt, und es werden im ersten Tunnel die Ausbes- 
re ausgeführt, die sich als notwendig erwiesen 
aben. 

Gemäß Staatsvertrag zwischen der Schweiz und Italien ist 
die italienische Regierung verpflichtet, das zweite Gleis auf der 
Südrampe Iselle—Domodossola zu erstellen, sobald der Roh- 
ertrag des Verkehrs zwischen Brig und Domodossola 50 000 Fr. 
für das Kilometer -der wirklichen Länge und das Jahr über- 
schritten haben wird. Die Bauarbeiten für -diese Doppelspur 


sind im Gange, doch dürften bis zu ihrer Vollendung noch 
einige Jahre vergehen. 
— Rundfahrkarten der Schweizerischen Bundesbahnen. Die 


Bundesbahnen gewähren vom 1. August d. J- ab für Rundfahrten 
von weniger als 400 Kilometer Umfang einen Rabatt von 10 %, 
für Rundfahrten von 400: und ‚mehr Kilometer Umfang einen 
solchen von 20%. Die Gültigkeitsdauer der Rundfahrkarten ist 
bis 400 km auf 10 Tage und für Reisen von mehr als 400 km 


auf 45 Tage angesetzt. - 


_—_ Zur Lage der französischen Eisenbahnen. In der Sitzung 
des Senats vom 7. Juli d. J. gelegentlich der Beratung des Ge- 
setzentwurfs über dis Neuorganisation der französischen Eisen- 
bahnen gab der Minister der öffentlichen Arbeiten, Le Trocquer, 
folgendes Bild über die Lage der französischen Eisenbahnen: 

„Nach dem Waffenstillstand machten sich die Folgen des 
Krieges in erheblichem Maße bemerkbar: Mäterialkrisis, Kohlen- 
krisis und moralische Krisis des Personals, zurückzuführen auf 
gewisse Enttäuschungen und die Unerfahrenheit des neuein- 
gestellten Personals. Alles dieses gehört jetzt der Vergangen- 
heit an; die Brennstoffkrisis ist überwunden, der Güterwagen- 
park hat seinen normalen Stand erreicht, der Park der Per- 
sonenwagen und der Lokomotiven wird sich auch bald wieder 
in normaler Verfassung befinden. Was die moralische Krisis 
des Personals angeht. so genügte es, auf seine Haltung während 
des Streiks im vorigen Jahre hinzuweisen, denn unter dem Vor- 
wand, die ‚Nationalisation‘ der Eisenbahnen zu erreichen, 
wollte man es gegen die Nation aufhetzen. 

Es macht sich eine Zunahme des Verkehrs bemerkbar. Die 
Zahl der Reisenden im Jahre 1920 übertrifft die im Jahre 1913. 
Die "Zahl der beladenen Güterwagen betrug im Dezember 1920 
37198 gegenüber 52467 im Jahre 1913; aber der Tonnengehalt 
der heutigen Wagen ist größer; wir besitzen jetzt 20- und 30- 
Tonnenwagen, so daß die beförderte Last nur um 9000. t gegen- 
über der im Jahre 1913 zurückbleibt. 

: Die Verspätungen sind ganz erheblich zurückgegangen und 
der Wagenumlauf ist normal. Gerade hier sind Besserungen 
eingetreten, die man anerkennen muß. 3 

Bleibt nun nichts mehr zu tun übrige? Keineswegs. Wir 
müssen unser Sicherungswesen, unser Sienalsystem, den Ober- 
bau verbessern; wir müssen unsere Raneierbahnhöfe ausbauen 
und die durchgehende Bremse im Güterzugverkehr einführen. 
Aber alles dies erfordert Geld, und unsere Eisenbahnen arbeiten. 
mit Fehlbeträgen. Diese sind aber keineswegs eine Eigentüm- 
lichkeit der französischen Bahnen. In Belgien beträgt der 
Fehlbetrag für 4700 km Schienenlänge 400 Millionen jährlich 
in den Jahren 1919 und 1920; in England beträgt er für das 
Jahr 1920 46 Millionen Pfund, das sind 2 Milliarden Franken; 
für den Monat April 1921 allein belief sich der Fehlbetrag der 
englischen Eisenbahnen auf 9% Millionen Pfund oder 400 Mil- 
lionen Franken. Es handelt sich also um eine allgemeine Er- 
scheinung. 2 de R 2 

Der französische Fehlbetrag war teilweise zurückzuführen 
auf die Kohlenkrisis; diese ist fast überwunden. Er war ferner 
herbeigeführt durch den Achtstundentag. Es ist mir gelungen, 
eine verständigere Anwendung des Gesetzes über den Acht- 
stundentag durchzusetzen, und hierdurch eine erhebliche Her- 
absetzung des Persönals zu erreichen. Es sind bisher 25 000 
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Et dee Vereiie 2 
Deutscher Eisenbahnverwaltu } 


. Angestellte seit dem 1. Januar entlassen worden. Dies bedeutet 
eine Ersparnis von. 138 Millionen. 

Ich habe ferner die Absicht, die bisherige Durchführung des 
Gesetzes über den Achtstundentag zu ändern. Sie entspricht 
keineswegs dem Geist des Gesetzes, wie es seinerzeit vom Par- 
lament angeuommen ist. Ich habe in dieser Frage ein Einver- 
nehmen zwischen den Eisenbahnern und den Eisenbahngesell- 
schaften erzielt, und ich werde binnen kurzem dem Staatsrat 
eine Verfügung vorlegen können, die die Anwendung des Ge- 
setzes über ° den Achtstundentag einer völligen "Neuregelung 
unterzieht. Es werden hierdurch Ersparnisse von 235 bis 240 
Millionen erzielt werden. 

Was die Gehaltsfrage angeht, so hat, wie Bekannt der Staat 
die Zahlung der Teuerungszuschläge an die Eisenbahner unter 
denselben Bedingungen- übernommen, wie die Bewilligung der 
Teuerungszulagen an die Staatsbeamten. Ich bin aber durch 
den Finanzminister zu der Erklärung ermächtigt, daß der Haus- 
halt für das Jahr 1922 keine Teuerungszuschläge, für die Staats- 
beamten mehr vorsehen wird. Die für die Eisenbahner werden 
also ebenfalls in Fortfall kommen, was eine Ersparnis- von 
5300 Millionen zur Folge hat. Da man endlich auch die Gehälter 
der Staatsbeamten einer Nachprüfung unterziehen wird, so 
appelliere ich an den Patriotismus der Eisenbahner, sich zu 
einer Revision auch ihrer Gehälter und Bezüge, wie sie durch 
den Accord Tissier festgelegt sind, bereitzufinden.“ 

Was die Frage des Achtstundentages angeht, so besteht nach 
diesen Erklärungen des Ministers begründete Aussicht, daß. die 
beabsichtigte Neuregelung der Anwendung des Gesetzes 
den. Achtstundentag, worüber in dieser Zeitung (Nr. 18, S. 346) 
berichtet wurde, demnächst verwirklicht werden wird. 


— Zur Verstaatlichung der englischen Eisenbahnen. Am 
6. d. M. hielt auf der Konferenz des Nationalen Eisenbahner- 
bundes zu London der Arbeiterführer Thomas eine Rede, in der 
er sagte, er sehe nichts, was die Vermutung rechtfertigen könnte, 
daß es zu einem Streik der Eisenbahner kommen werde. Die 
Nationalisierung der Eisenbahn, die von, den Eisenbahnern ge- 
wünscht werde, sei nur zu erreichen, wenn es gelinge, das Land 
davon zu überzeugen, daß dies die richtige Politik sei. Die Ver- 
sammlung sprach Thomas mit 57 gegen 17 Stimmen ihr Ver- 
trauen aus. ü 


— Eine Güterwagengemeinschaft in England. Bei der Zer- 
splitterung der englischen Eisenbahnen in die Einzelnetze einer 


großen Zahl von Gesellschaften werden die Güterwagen dort 


sehr schlecht ausgenutzt, namentlich ergeben sich viele Leer- 
läufe.. Etwas verbessert worden sind diese Verhältnisse neuer- 


(dings bereits dadurch, daß als Krieesmaßnahme, die aber heute. 


noch besteht, den Eisenbahngesellschaften unter gewissen Ein- 
Sc hränkungen erlaubt worden ist, die leer zurückgehenden Güter- 
wagen zu beladen, so daß insofern bereits eine gewisse Gemein- 
schaft besteht.  Bestrebt, Ersparnisse zu erzielen, will man aber 
auf diesem Wege noch einen Schritt weiter gehen, und wirklich 
einen allen englischen Eisenbahnen zemeinschaftlichen Güter- 
wagenpark schaffen. Die -bisher zugelassene Benutzung der 
(züterwagen durch andere Gesellschaften als ihre Eigentümer, 
hat sich bewährt, und man erhofft noch größere Vorteile, wenn 
(lie Gemeinschaft noch weiter ausgedehnt wird. Bestimmte 
Pläne in dieser Hinsicht bestehen noch nicht, aber die Frage 
wird eifrig besprochen. Die mit der Gründung einer Güter- 
wagengemeinschaft verbundenen Aufgaben sind nicht leicht zu 
lösen, doch lohnen die Ersparnisse, die dadurch zu erzielen sein 
werden, die Aufwendung erheblicher Mühe. Sowohl die Eisen- 
bahnen wie deren Benutzer werden daraus Vorteil ziehen. Ver- 
mutlich wird eine besondere Vereinigung der Eisenbahngesell- 
schaften gegründet werden, und ein Wagenamt wird die Ver- 
teilung der Wagen und. die Abrechnung unter den Gesellschaften 
übernehmen. 


— Der Köhlenarbeiter -Ausstand in Eoeland. Am 4. TR ist 
nach einer Unterbrechung von 12 Wochen die. Arbeit in den 
englischen Kohlenbergwerken wieder aufgenommen worden. Am 
27. Juni haben sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer geeinigt, und 
am 1. Juli ist ihr Abkommen durch das Parlament gehehmigt 
worden. Diese Genehmigung war nötig, weil zur Durchführung 
des Abkommens ein Staatszuschuß von 10 000 000 £ gewährt wer- 
den muß. Die Streitigkeiten, die zu dem Ausstand führten, hat- 
ten ihren Grund in der Aufgabe der staatlichen Bewirtschaftung 
der Kohle, und das Abkommen soll nun den Übergang von der 
Zwangswirtschaft des Krieges zur freien Friedenswirtschaft er- 
leichtern. Es gilt zunächst bis zum September 1922 und ist 
dann mit dreimonatiger Frist kündbar. Das Abkommen sieht für 
die Arbeiter einen Mindestlohn vor, der 20% über dem Friedens- 
lohn liegt. Dieser Mindestsatz soll durch Abbau der jetzieen 
hohen Löhne innerhalb 3 Monaten erreicht werden, 
10-Millionen-Zuschuß soll die Möglichkeit bieten, 
langsamer vorzunehmen, 
gestehn zu können. 


den Abbau 
als die Bergwerkbesitzer glaubten zu- 
Die wichtigste, von allem Herkommen ab- 


| bahnverkehr 


über 


"sheiki--Riga. 


‚ist in ‚die Wege geleitet. 


und der 


chen Bestimmung der neuen astsherene betrifft. d 
winnbeteiligung der Arbeiter: - Nach den Nachrichten, die 
darüber zu uns gedrungen sind, wird dem Arbeitgeber fü 
100 £, die er in Löhnen an seine Arbeiter auszahlt, ein 
von 17 #. als Gewinn überlassen. Der dann noch verble; 
Überschuß wird im Verhältnis 17:83 unter Arbeitgebe 
Arbeitnehmer verteilt. 
Das Wirtschaftsleben Englands und namentlich der 
haben unter dem. Ausstand in den Kohlen! 
werken schwer gelitten, um so schwerer, als man bei den 
Kohlenpreisen, deren Rückgang man erhoffte, allgemei 
mied, große Kohlenvorräte aufzukaufen. Die Eisenbahnen 
infolgedessen ihren Zugverkehr stark einschränken m 
Einige sind zur Ölfeuerung übergegangen, indem sie dabei 
Gedanken, die schon vor Jahren .auf diesem Gebiete, z. T. x 
suchsweise durchgeführt worden waren, wieder aufnahmen B- 
Brennstoff dienten dabei die Rückstände der Gasgewinnung, 
aus bahneigenen Gaswerken. Der Zwang, die Zahl der Züg 
vermindern, war für die Eisenbahngesellschäften um so schn 
licher, als sie im Begriff waren, ihren Personenverkehr, d. 
Kriege durch den Wegfall aller Fahrten zu ermäßigten P 
— ‘außer Monats- und Arbeiterkarten — stark eingeschr: 
worden wär und sich davon noch nicht wieder erholt hatte 
der auf den Friedensstand zu bringen. Dazu wäre gera 
'Zeit des Ausstands, da in ihr unter gewöhnlichen Verhältn 
der Ausflugs- und Vergnügungsreiseverkehr eingesetzt h 
die richtige: Zeit gewesen. Nunmehr soll das Versäumte ı 
geholt werden, indem wieder Sonderzüge zu ermäßigten Pr 
für die Urlaubs- und Erholungsreisenden eingerichtet we 
— Bei der Bedeutung, die der Ausstand der Kohlenarbeiter 
die Eisenbahner "hat, behalten wir uns vor, auf ihm noch n 
zurückzukommen; doch wollen wir hierzu einen Zeitpunkt 
warten, zu dem eine gewisse Entfernung eine objektive 
stellung ermöglicht als es jetzt, unmittelbar nach seiner B 
digung, wo alle Eindrücke noch frisch sind, möglich ist. 


— Estland. Auf der Strecke Reval-Narwa werden zur. 
Versuche mit Brennschieferfeuerung angesetllt. Die Probef 
des Zuges Narwa—Reval mit einer Lokomotive, die Mischf 
rung von Brennschiefer und Torf hatte, verlief befriedigend 


— Lettland. Die Wagenfabrik „Phönix“ hat zur Wieders 
nahme ihres Betriebes und Erweiterung ihrer Anlagen von 
lettländischen Regierung ein Darlehen von: 3 Millionen 
Rubel erhalten. Die Fabrik beabsichtigt, ihre durch den R 
unterbrochene Tätigkeit im früheren Umfange wiederaı 
nehmen. (,„Jaunas Näch Sinas“.) — Auf der Strecke Riga— 
— Reval sollen zwei Schlafwagen der Internationalen 
wagengesellschaft für den direkten Verkehr eingestellt werde 
Die Benutzung der Züge auf dieser Linie ist infolge der F 
und -Verkehrsschwierigkeiten bisher sehr gering .(nur e@ 
20 Personen täglich). Es ist beabsichtigt, die Paß- und Ze 
revision des kleinen Gepäcks in den Schlafwagen stattfinde 
lassen, während die in den Klassenwagen Reisenden den ( 
foımalitäten auf der lettländisch-estländischen  Überga 
station (Walk) auch weiterhin unterworfen bleiben sollen. 
gleiche Regelung ist bereits im litauisch-lettländischen Gı1 
verkehr auf der Strecke Wirballen—Mosheiki—Riga 
Schlafwagenreisenden des Schnellzuges (im Anschluß aa 
Berlin-Eydtkuhnen) getroffen. REN N 


; ee NE 

— Lettländisch- Litauischer Durchgangsverkehr. Die Ver 
barungen über einen durchgehenden Verkehr bezogen sich 
her nur auf den direkten Schnellzug Wirballen—Kown 
Die lettländische Eisenbahnverwaltung hat n 
mehr Verhandlungen mit Litauen eingeleitet über den direk 
DüzsuFangreuler, und Personenverkehr in weitem Un ıf 


=! Deitländisch: estländischer Durchrangsverkele Über e 
durchgehenden Verkehr auf der Strecke Alt-Schwaneburg | 
ländisch)-Walk-Pernau (estländisch) sind  Verhand 
aufgenommen. Die lettländisch-estländische Grenze sc 


Walk und Koiküll (estl.) und bei Moiseküll. Die Zü 
kehren bisher nur im Gebiet von Lettland zwischen 


küll. 
Der en lähr Su der Strecke e Rign Walk 


DR} 


Fremde Erdteile. 


— Brückenbau zwischen dem Vereinigten Staaten und ‚Kan 
Zwischen Detroit im. Staate Michigan und Windsor in Kan 
ist der Bau einer Eisenbahn- und Straßenbrücke, der sechs 
Brückenverbindung zwischen beiden Staaten, der dritten 
auch dem Straßenverkehr dient, geplant. Sie soll als Hängebrü 
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fnung von 540 m (?) haben; gemeint ist hier wohl die Gesamt- 
nge des eisernen Ueberbaues. Sie wird zweigeschossig an- 
legt; die untere Fahrbahn soll vier Eisenbahngleise, die obere 
‚wei Straßenbahngleise und den sonstigen Verkehr aufnehmen. 
Neben zwei je 8,5 m breiten Fahrbahnen werden zwei Fußwege 
ron je 2,15 m Breite liegen. Die Baukosten sind zu 30 000 000 $ 
eranschlagt. Der Bau soll etwa vier Jahre dauern und diesen 
Terbst in Angriff genommen werden. Auf kanadischer Seite 
‚chließen die Eisenbahngleise an die Essex Terminal Railway 
a, auf amerikanischer wird die Verbindung mit der Pennsyl- 
rania-, der Pere Maquette-, der Wabash- und der Michigan Central 
isenbahn hergestellt. 


w Betriebsersparnisse in Amerika. 
\merikanischen Eisenbahnvereinigung hat in einem Aufsatz, 
'en er in einer amerikanischen Zeitschrift veröffentlicht, dar- 
'elegt, wie sich die Eisenbahnen der Vereinigten Staaten be- 
wühen, Ersparnisse bei den Betriebsausgaben zu erzielen und 
0 diese mit den Einnahmen in Einklang zu bringen. Die 
‚öhne machen nach seinen Darlegungen auch dort den Haupt- 
nteil der Ausgaben aus, und die Möglichkeit, auf diesem Ge- 
iete zu sparen, ist, wenigstens unter den heutigen Verhält- 
Se sehr beschränkt. Es müssen daher andere Wege gesucht 

ee: die zu dem erstrebten Ziel führen. Der amerikanische 

satz eibt deren 12 an. Die zwei ersten beziehen sich auf 
i Kohlenwirtschaft: der Kohlenverbrauch muß bis an die 
‚ußerste Grenze des Möglichen eingeschränkt werden, und bei 
‚en hohen und wechselnden Rohlenpvreisen darf immer nur so 
'iel Kohle angekauft werden, daß der augenblickliche. Bedarf 
‚edeckt; ist. Die Zahl der Schadensfälle, die Anlaß zur Zahlung 
her Entschädigungen geben, muß verringert werden; das ist 
ar durch einen Feldzug im großen, der sich über das ganze 
„and erstreckt, möglich. Die Leistungen der Betriebsmittel, 
‚amentlich der täglich von einem Güterwagen zurückgelegte 
eg, müssen größer werden. Der Laderaum der Güterwagen 
ıuß besser ausgenutzt werden, und die Züge müssen so lang 
'emacht werden, wie es die Zugkraft der Lokomoiive erlaubt. 
er Betrieb muß in großen Bezirken einheitlich geleitet werden. 
hate und Haltestellen, die nichts einbringen, müssen ge- 

lossen werden. Unnötige Züge müssen aufgelassen werden. 
der Abfall, Schrott u. dergl., muß ausgenutzt werden. Ersatz- 
‚eile und Rohstoffe dürfen bei den augenblicklichen hohen 
eisen nicht auf Vorrat, sondern nur zur Deckung des augen- 
'Iieklichen Bedarfs angekauft, und ihre Verwendung auf das 
‚teriäßliche Maß eingeschränkt werden. Die Winke, die der 
‚merikanische Fachmann hier gibt, sind gewiß beherzigenswert, 
a d wenn die von ihm angegebenen Maßnahmen durchgeführt 
ä erden können, werden. umfangreiche Ersparnisse zu erzielen 


| 


Der Vorsitzende der 


in, so daß sich die wirtschaftliche Lage der Eisenbahnen 
sentlich. bessern würde. Ihrer Durchführung stehen aber 
wer zu überwindende Hindernisse im Wege, und noch größer 
ind die Schwierigkeiten, die eine Herabsetzung der Auseaben 
r Löhne geradezu unmöglich machen. Mit Entlassungen muß 
ehr vorsichtig vorgegangen werden; sie sind nur gerecht- 
igt, wenn der Verkehr stark und dauernd zurückgeht, und 
ist augenblicklich in den Vereinigten Staaten der Fall. 
Nie Löhne sollten aber mehr, als dies zur Zeit geschieht, den 
‚eistungen angepaßt werden, so daß nicht alle Arbeiter gleich 
‚och bezahlt werden. Auch sollten sie den Teuerungsverhält- 
issen jeder Art und namentlich auch dem Sinken der Lebens- 
ittelpreise ‚entsprechend gerecht werden. 


Erweiterung der Abfertigungsbefugnisse von Stationen. 
Eisenbahn-Generaldirektion Stuttgart. Vom 
» Juli 1921 an wird die Beförderung lebender Tiere in be- 
deren Wagen von und nach Stammheim bei Lud- 
igsburg zugelassen. Die Beförderung von Kleinvieh in 
h inzelsendungen ist ausgeschlossen. z 

w2 Änderung von-Stationsnamen. 
‚Eisenbahn-Generaldirektion Dresden. Der 
der Linie Bodenbach-Dresden gelegene Bahnhof Schöna 
ilt vom 1. Werden 1921 ab die Bezeichnung „Schöna-> 
rnskretschen“ 


e 

m: der Geschäftsführenden Verwaltung sind er- 
'ssen worden: 

\r. II 61 vom 5. Juli 1921 an sämtliche Vereinsverwaltungen, 
fend Antrag des österreichischen Bundesministeriums für 
ehrswesen auf Vereinfachung und Vereinheitlichung des 
reckenbewächungsdienstes (abgesandt am 12. Juli d. Js.); 

‚NE III 191 vom 7. Juli 1921 an a) Österreichisches Bundes- 
nisterium für Verkehrswesen, Reichsverkehrsministerium, 


‚schienigen Gleitbahn aufgehängt ist. 


| die weitere Entwicklung der Erfindung darf man gespannt sein. 
R&B: 


S Ne ieinen 


-—— Kin eigenartiges Land- und Wasserlahrzeug  (Train- 
Amphibie). Die schwierige Aufgabe, sine Zugvorrichtung zu 
erfinden, mit der man hier zu Lande wie zu Wasser gleich gut 
fahren kann, scheint nach einem Bericht der „Independance 
belge“ (Nr. 120) vom 30. April d. J. endlich und zwar in Bel- 
zsien eine Lösung gefunden zu haben. Die Ingenieure Gold- 
schmidt und Vanderhaeghen haben dem belgischen 
Kolonialminister Franck und Vertretern der Presse ihren Ver- 
suchszug in Willebroeck vorgeführt. Man glaubt in dieser Zug- 
vorr ichtung ein brauchbares Beförderungsmittel für den Kongo 
gefunden zu haben. 

Über die Bauart des Zuges bringt der Zeitungsbericht nur 
dürftige-Angaben. Zwei Schwimmgefäße (flotteurs) sind mit- 
tels eines doppelten Joches seitlich an dem Fahrzeug befestigt, 
an dem in der Mitte ein Antrieb zum Rollen auf einer ein- 
Die Einschienenbahn 
ist auf einem gemauerten oder in Holz gezimmerten Unterbau 
angeordnet, dessen. Umriß sich mit genügendem Spielraum in 
den Zwischenraum zwischen die beiden Schiffsgefäße einfügt. 
Die in Willebroeck hergestellte Versuchsbahn besteht aus einer 
einfachen Pfahlstellung teils in einem Kanal, teils in die Erde 
gerammter Pfähle, die durch ein fortlaufendes Tragwerk ver- 
bunden sind. Auf diesem ist die Fahrschiene befestigt, 

Beim Schwimmen ist die Standfähigkeit infolge der Breite 
des Fahrzeugs sehr groß. Ein genauer Gewichtsausgleich der 
beiden Gefäße ist nicht unbedingt erforderlich, da deren Schwer- 
punkt sehr tief unter der Aufhängungslinie liegt; daher ist auch 
die Standsicherheit auf der Laufschiene sehr groß. 

Der Zug besteht aus dem Treiber (loco-remorgueur) und meh- 
reren Fahrzeugen von (je?) 20 t Nutzlast. Die Motoren können 
beliebig auf die Schiffsschrauben oder die Triebräder geschaltet 
werden. Die Landung vollzieht sich in einem Führungskanal. 
Die Einführung des Fahrzeuges auf die Schienenbahn wird 
selbsttätig gesichert durch eine gabelförmige Anordnung, die 
vor jedem Radsatz angebracht ist, wobei-iede Mitwirkung der 
Bedienungsmäannschaft entbehrlich und jede gewünschte Sicher- 
heit der Wirkung erzielt wird. 

Für das gewaltige Kongobecken soll der neue Wasser- 
Landzug eine wirklich wirtschaftliche Beförderung ermög- 
lichen. Die Mehrzahl der kongolesischen "Wasserstraßen ist 
durch natürliche Hindernisse, Wasserfälle oder Stromschnellen, 
unterbrochen, deren Überschreitung bisher für unmöglich galt. 
So enthält die Wasserstraße des Kongo von Bukama. bis zur 
Mündung in den Atlantischen Ozean bei mehr als 3000 km Länge 
eine Reihe von schiffbaren Stromhaltungen, wechselnd mit Ab- 
schnitten, die nicht für schiffbar gelten; es ergaben sich daraus 
für die Beförderung der Güter vom Katangabezirk nach dem 
Atlantischen Ozean auf der einzigen rein belgischen Verkehrs- 
straße, über welche die belgische Kongokolonie verfügt, nicht 
weniger als 14 ebenso langwierige wie kostspielige Umladungen. 
Die. Einführung des neuen Fahrzeuges in die Kongokolönie 
würde eine Beförderung der Frachten in dem Schiffswagen ohne 
Umladung von beliebiger Stelle des Schutzgebiets bis zum Welt- 
meer ermöglichen. 

Die Ergebnisse der Vorführung am 29. April sollen so be- 
frieligend ausgefallen sein, daß der Kolonialminister die Er- 
finder zu ihrem\Erfolge lebhaft beglückwünschen konnte. Auf 


Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Zweigstelle Bayern. Eisenbahn-Generaldirektion Dresden, Eisen- 
bahndirektion Halle, Generaldirektion der Niederländischen 
Staatseisenbahnen, b) Direktion der Königl. Ungarischen Staats- 
eisenbahnen, Eisenbahn-Generaldirektion Stuttgart, Eisenbahn- 
Zentralamt Berlin, Generaldirektion der Südbahngesellschaft in 
Wien, Generaldirektion der Holländischen Eisenbahngesellschaft 
Amsterdam, betreffend Sitzung des gemischten Ausschusses zur 
Vorbereitung eines Antrages auf Änderung der Befugnisse und 
Geschäftseinteillung des Technischen Ausschusses . (abgesandt 
am 8. Juli d. Js.); 

Nr. III 196 vom 11. Juli 1921 an die Mitglieder des Vereins- 


wagenausschusses, betreffend Anlage IV zum Entwurf des 
neuen VWÜ (abgesandt am 12. Juli d. Js.); 
Nr. III 197 vom 4. Juli 1921 an sämtliche Mitglieder des 


Vereins und die an den Vereinseinrichtungen gemäß $ 6 der 
Satzungen teilnehmenden Verwaltungen, betreffend die dies- 
jährige Vereinsversammlung (abgesandt am 12. Juli d. Js.); 

Nr. IV 96 vom 1. Juli 1921 an die Mitglieder des Güterver- 
kehrsausschusses, betreffend Antrag der FEisenbahndirektion 
Berlin auf Änderung der Anmerkung 1 zum Art. 19 des Übk. 
zum VBR. (abgesandt am 6. Juli d. Js.). 


Se = 18 


Nr. 28 


Amtliche Bekanntmachungen. 


1. Eröffnung von Strecken. 


Am 1. August 1921 wird die normal- 
spurige Bahnstrecke Sulingen (Han.)- 
Siedenburg als Nebenbahn mit den Sta- 
tionen Siedenburg und Mellinghausen für 
den Personen-, Güter», Gepäck- und 
Privattelegerammverkehr sowie für die 
Abfertisung von Leichen und lebenden 
Tieren eröffnet. 

Die Züge werden nach den besonders 
veröffentlichten Fahrplänen verkehren. : 

Für die neue Bahnstrecke haben Gül- 
tiekeit: die Eisenbahn-Bau- und Betriebs- 
ordnung vom 4. November 1904 und die 
Eisenbahn-Verkehrsordnung vom 23. De- 
zember ‘1908. 

Über die Höhe der Tarifsätze geben 
die Dienststellen Auskunft. (688) 
Münster (Westf.), den 2. Juli 1921. 
Eisenbaähndirektion. 


2. Gebühren. 


Erste Donau-Dampischiffahrts- 
Gesellschaft. 
Einführung eines neuen Ge- 
bührentarifes für die Lager- 
häuserin Wien IL Praterkai: 
Fruchtplatz. 

Mit Gültiekeit vom 5. Juli 1921 wird 
ein neuer Gebührentarif für die Lager- 
häuser der Ersten Donau-Dampfschiff- 
fahrts-Gesellschaft in Wien II, Praterkai- 
Fruchtplatz eingeführt, welcher Ge- 
bührensätze und Bestimmuneen enthält. 
Durch diesen Tarif wird der gleichnamige 
Tarif vom 1. Mai 1921 aufgehoben. 

Der Tarif ist durch die Direktion in 
Wien, durch Vermittlung der gesell- 
schaftlichen Stationen sowie durch die 
Zentralverkaufsstelle für Tarife in 
Wien I, Biberstraße 16, zum Preise von 
10 Kronen pro Stück zu beziehen. (680) 

Wien, am 5. Juli 1921 Nr. 67 120/Ia. 


3. Gäterverkahr. 


Tiv. 216. Rheinisch-Bayerischer Güter- 
verkehr. Tarif vom 1. Februar 1921. 
Mit Gültiekeit vom 1. September 1921 

wird die Station Allendorf (Kr. Wetzlar) 

St, WA an der neuerbauten Nebenbahn 

Stockhausen (Lahn) - Allendorf (Kr. 

Wetzlar) in den Tarif einbezogen. Die 

nördlichen Teilentfernungen werden 

durch Anstoß von 8 km an Stockhausen 

(Lahn) gebildet. 

Vom gleichen Tage ab wird die Teil- 


entfernung Stockstadt (Main) -Aschaffen- 


burg Hbf, auf „7 km“ geändert. 
München, den 30. Juni 1921. 
Tarifamt b. Reichsverkehrsministerium, 
Zweigstelle Bayern. 


(686) 


Gütertarif der Reichseisenbahnen, 5 


mecklenburgisches Netz: 
Mit Gültigkeit vom 11. Juli d. J. wird 
im Binnengütertarif der Frachtsatz des 
Ausnahmetarifs3a für rohe Kalisalze zur 
Kunstdüngerfabrikätion von Malliß nach 
Lübtheen von 10 auf 20 8 für 100. kg 
erhöht. Das alsbaldige Inkrafttreten der 
Erhöhung gründet sich auf die vorüber- 
gehende Änderung des $ 6 der EVO. 
(R.-G.-Bl. 1914, S. 455). (679) 

Schwerin, den 8. Juli 1921. & 

Eisenbahn-Generaldirektion. 
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- die Württembergische 
 bach-Blönried' „OR“ 


 Verkehrsanzeiger. 


Preußisch Hossisch Bayerischer Tier- 
verkehr. 
Mit sofortiger. Gültigkeit wird die Sta- 


tion Dießen in den direkten Verkehr , 


aufgenommen. 
Näheres bei den beteiligten Abferti- 
gungsstellen. (677) 
Erfurt, den 5. Juli 1921. 
Eisenbahndirektion.- 


Gemeinschaitliches Heft CIb 
(Stationstariftafeln usw.). — Tfv. 210. 


Mit sofortiger Gültigkeit werden die 


Frachtzuschläge für die in Boden- 
werder-Linse von der Eisenbahn 
zur Binnenwasserstraße oder umgekehrt 
umzuschlagenden Sendungen (,Wasser- 


umschlagsgut“) aufgehoben. Näheres ent-- 
hält die am 11. Juli 1921 .erscheinende 


Nummer des Tarifanzeigers. Auskunft 


geben auch die beteiligten Güterabferti- 


gungen sowie das Auskunftsbüro, hier, 


Bahnhof Alexanderplatz. (678) 


Berlin, den 7. Juli 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Braunschweigische Landes-Eisenbahn. 

Vom 1. August 1921 ab werden bis 
auf weiteres für den Versand von Salz 
der Klasse D des Deutschen Eisenbahn- 
Gütertarifs  Frachtermäßigungen ge- 
währt. Sie werden bei Auflieferung von 
über 2000 t in einem Monat und von 
ein und demselben Verlader zugestanden. 
Näheres durch unsere Verkehrskon- 
trolle. (684) 


Mit Wirkung vom 15. Juli. d. J. treten 


“Frachtermäßigungen in Kraft: 
1. Im Verkehr mit unseren Stationen‘ 


Culm . (Reuß) und Gera-Leumnitz 
nach den Stationen der Eisenbahn- 
General-Direktion Dresden für den 
Versand von Kalk der Sbesen. D 
"und E. 

2. Im Verkehr von unserer ar 
Kayna nach -den : Stationen der 
Eisenbahn - Generaldirektion Dres- 
den und im. Östmitteldeutsch- 
Sächsischen Verkehr für den Ver- 
sand von Erde der Klasse E. 


Nähere Auskunft erteilen die ale = 
- (681). 


stellen. : 
Gera-Reuß, den 7. Juli 1921. 
Gera-Meuselwitz-Wuitzer Eisenbahn- 
Aktiengesellschaft. 
Die Direktion. - 


Deutscher Seehafenverkehr mit Süd- 
deutschland. 
Mit Gültiekeit vom 15. Juli 1921 wird 
Station Steinen- 
in den Tarif auf- 
genommen. 
Näheres im Gemeinsamen Tarif- und 


Hannover, den 7. Juli 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Badischer 
tiertarife, Teil 11. 
Mit Wirkung vom 1. August 1921 ab 


"wird die Überfuhrgebühr für Tiersen- 


dungen zwischen Heidelberg und Heidel- 
berg Viehhof ‘auf 32,10. MA für den 


. Wagen festgesetzt. (682) - 


Karlsruhe, den 30. Juni 1921, 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


- unter die Gewinnungsstätten IV i 


(685). 


-Tiertarik, Deutsche Wechsel 


werden. 


eihunn ‚des Ei 
Deutscher Eisenbahnver: 


Tarif 101. Aussee 6 
Steinkohlen usw. 

Mit sofortiger. Gültigkeit : werd 

Stationen Lohnig und Siegersdo 


(Seite 4 des Tarifs) aufgenomme 
Breslau, den 5. Juli 1921. 
Eisenbahndirektion, 


namens der: beteiligten Verwal 


Deutsch-dänischer Gütertarif, Te 
Mit sofortiger Gültigkeit werd 
Stationen Attendorn und Herdecke 
D. Bz. Elberfeld, Lüneburg des „D. 
Hannover, Köln-Mülheim Eilgu 
D.-Bz- Köln sowie Harrislee, Pree 
Uphusum . des D: Ba. Altona i 
Tarif. einbezogen. 
Nähere Auskunft erteilen die. A 
abfertigungen. 
Altona, den 28. Juni 1921. 
Eisenbahndirektion, we 

namens der Verbandsverwaltunge 5. 


Süddeutsch-österreichischer Verke 

Neuausgabe des Tarifes für die B 
derung von Gütern zwischen Stati 
der österreichischen Bundesbahnen 
der vom Bunde betriebenen Privatba 
und “der Südbahn-Gesellschaft (6 
reichische Linien) einerseits und 
tionen der Lokalbahnen der öster 
schen Bundesbahnen . Reutte-Schön 
Staatsgrenze und- Staatsgrenze 
Griesen-Reutte (Mittenwaldbahn) s 
der Stationen Pfronten-Steinach“ 
gang anderseits. 

Mit Gültigkeit vom 15. Juli 1921 fr 

_ ein’neuer Tarif für die Beförderung 
Gütern zwischen Stationen der 
reichischen Bundesbahnen und de 
Bunde betriebenen Privatbahnen. 
der Südbahn-Gesellschaft (österreichi 
Linien) einerseits und "Stationen 
Lokalbahnen der österreichischen 
.desbahnen KReutte-Schönbichl - St 
grenze und Staatsgrenze bei G 
Reutte (Mittenwaldbahn) sowie 
tion Pfrönten=Steinach Übergan 
seits in Kraft. 

Er enthält im allgemeinen Erh. 
der österreichischen Teilfrachtsät 
wie Ergänzungen der Tariftafeln. 

‘Durch diesen Tarif wird 
1..-Mai 1921 sültige Tarif aufge be 
ersetzt. 

Der Tarif ist bei der Zentrale ke 
stelle für Tarife, Wien I, Biberstra 
sowie durch Vermittlung. der beteili 
Stationen zu erhalten. Be, 

Wien, am 24. Juni 1921. 

Österreichische Bundesba 
namens der beteiligten Verwaltung 


"Mit Gültigkeit ab 15. Juli 192 
men Schülerrückfahrkarten zu erm 
Fahrpreisen zur Ausgabe. Die 
ergänzenden, gemäß $ 2 EVO. ı 

-ten Ausführungsbestimmungen | 
bei den Fahrkartenausgaben einge 


Berlin, den 8. Juli. 1921. - 
 Centralverwaltung für Secundärbahne 
Pe Bachstein. 
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Berlin, den 21. Juli 1921. 


LXI. Jahrgang. 


Inhalt: 


‚as Walchenseekraftwerk. 


‚ner Vorortbahnen mit hochges 4 
‚tem Gleichstrom. gespann 


Den Schluß der Tagung des Technischen Ausschusses des 
ereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen, die vom 21. bis 
4. Juni d.J. in München stattfand (zu vgl. den Bericht in Nr. 28 
S. 541), bildete am 24. eine Besichtigung der Baustellen des 
alchenseekraftwerks, an der die Teilnehmer der Tagung, außer 
‚ Vertretern der Bahnen des Deutschen Reichs zum ersten 
le seit der Vorkriegszeit auch wieder Vertreter der holländi- 
en, ungarischen, österreichischen Bahnen und der Aussig-Tep- 
= Bahn sich beteiligten. Früh um 7 Uhr ging es vom Starn- 
| erger Bahnhofe, auf dem Herr Staatsrat Riegel die Erschie- 
‚enen begrüßte, mit dem bereitgestellten Sonderzug in die Berge. 


Der Weg der Reise ist in Abb. 1 mit starken Linien angezeigt. 
er Leser ersieht, daß sich dieser ganz von selbst in drei Ab- 
‚chnitte teilte. Die Besichtigung der Baustellen auf der Strecke 
wischen Mittenwald und Kochel — in Abb. 1 punktiert ange- 
‚eutet — war als Kraftwagentour zwischen die Eisenbahn- 
ahrten von München nach Mittenwald und von Kochel nach 
fünchen eingeschoben. Auf der Hinfahrt wurde in Garmisch 
ie Dampflokomotive von der elektrischen abgelöst; hier war 


- 


in in den Besichtigungsplan eingepaßt war. Als er 
tigungspunkte ergaben sich nach dem Stande der Ausfüh- 
gen die Wehranlage bei Krün, die Dücker- und Stollen- 
ge auf dem Wege nach Wallgau zu, das Einlaufwerk bei 


Staatliche Förderung des Ausbaues 
der Wasserkräfte. 


Eisenbahnverkehr. = Empfang ‘der Unearn: Anwendung des ungari- 
ie Verzinsung ven  Schadenersatzan- Pressevertreter beim ‚Präsidenten schen Zolltarifs. — Ungarisch-pol- 
Sprüchen aus dem Eisenbahnfrachtver- der Ersparungskommission. — Eır- nischer Verkehr. — Massenvensionie- 
MR trage. Me, a Schnellzugverkehrs rungen bei den Staatsbahnen. — Re- 
‚ereinfachung in der auf der Südbahn. —- Unterstützung gelung der Ein- und Ausfuhr. — 
bi 5 = der Güterabfertigung. touristischer Vereine durch das Bun- Wırtschaftsverhandlungen zwischen 

elektrische Betrieb auf den Melbour- desministerium für Verkehr. — Ungarn und der Tschechoslowakei. 
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Das Walchenseekraftwerk. 


Nach der technischen Gestaltung und ihrer volkswirtschaft- 
lichen Bedeutung sind die Walchenseewerke zu den gewaltigsten 
Wasserkraftanlagen unserer Erde zu zählen; es ziemt sich = 
her, etwas ausführlicher darüber zu berichten. 


1. 


Die Werke haben eine ziemlich wechselvolle Vorgeschichte, 
über deren erste Abschnitte das im Auftrage des K. Staatsmini- 
steriums des Innern von der K. Obersten Baubehörde bearbeitete, 
1907 herausgegebene Werk „Die Wasserkräfte Bayerns“ bis zu 
diesem Zeitpunkt ausführlicher berichtet. 

Auf die Wasserkraft, die durch die Ueberleitung von Isar- 
wasser in den. Walchensee gewonnen werden kann, wurde da- 
nach zuerst von dem großherzoglich hessischen Oberbaurat 
Schmick hingewiesen, der gemeinschaftlich mit dem schwei- 
zerischen Ingenieur Jean. Jaquel der bayerischen Regierung be- 
hufs Erlangung einer Konzession im Jahre 1904 einen Entwurf 
vorlegte, der die Aufmerksamkeit weiterer Kreise auf sich zog. 
Den gleichen Gegenstand behandelte bald darauf der preußische 
Major von Donat; im Januar 1906 reichte auch er dem Verkehrs- 
ministerium ein Konzessionsgesuch ein. Nach eingehender Wür- 
digung der Vorschläge beschloß jedoch die Staatsregierung, die 
Wasserkraft für staatliche Zwecke, und zwar in erster Linie für 
den elektrischen Bahnbetrieb auszunützen. Dementsprechend 
wurde im Jahre 1907 von der Obersten Baubehörde im Benehmen 
mit dem Staatsministerium ein eigener allgemeiner Entwurf 
über die Wasserkraftanlage ausgearbeitet. 

Die drei Entwürfe stimmen darin überein, daß sie den be- 
deutenden Höhenunterschied zwischen dem Walchen- und Kochel- 
see, der nicht weniger als 202 m beträgt — der Spiegel des 


Nr. 29 


952 


Zeitung des Vereins. 


Walchensees liegt 802 m, der des Kochelsees 600 m über dem 
Meere — für Kraltabgabe nutzbar machen. Zu diesem Zwecke 
wird das Wasser des Walchensees mit einem Stollen durch den 
Kesselberg, der nur eine 2 km breite Trennungswand zwischen 
den beiden Seen darstellt, nach der Kochelseeseite hinüberge- 
leitet, wo Seine Kraft am Fuße des Berges in einem Turbinen- 
haus ausgenutzt wird. 

Zu einem so bedeutenden Gefälle steht die natürliche Zufluß- 
menge des Walchensees, der nur ein geringes Niederschlagsge- 
biet besitzt, in keinem Verhältnis.. In den Entwürfen war daher 
weiter übereinstimmend vorgesehen, den Zufluß aus dem benach- 
barten Flußgebiet der Isar um ein Mehrfaches zu verstärken, 
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Abb. 1. Reiseweg zum Walchensee, 


um eine Wassermenge von mindestens 10 cbm in der Sekunde 
ständig ausnutzen zu können. 

Die Überleitung des Isarwassers in den Walchensee war in 
verschiedener Weise geplant. 

Schmick sieht in dem Flusse unterhalb Wallgau ein beweg- 
liches Wehr von etwa 1 m Stauhöhe vor, von dem aus das Isar- 
wasser in einem Stollen zunächst zum Öbernachbache und von 
da in den Walchensee geleitet werden soll; die Obernach war 
entsprechend auszubauen. In den 7 Monaten vom April bis 
Oktober vermag die Isar an der Wehrstelle bis zu 11,6 cbm 


Wasser in der Sekunde herzugeben, also nicht, nur die oben be- 


zeichnete Betriebswassermenge von 10 cbm/sek, die aus dem 
Walchensee dauernd abgeführt werden soll, sondern auch noch 
den Fehlbetrag, der sich in den übrigen 5 Monaten vom No- 


Deutscher Eisenbahnverwa 


vember bis März ergibt. In den sieben wasserreichen Mon 
erfährt der Seespiegel einen Aufstau von etwa 1 m, der Sic 
der wasserärmeren Zeit wieder ausgleicht; die Aufspeiche 
wird. mittels eines in den Seeabfluß, die Jachen, einzuba 
Schützenwehres geregelt. Im weiteren Ausbau soll da 
wasser nicht mehr in die Obernach, sondern durch eine Stoll 
"fortsetzung mit geringem Gefälle gesondert zum - Ufe 
Walchensees weitergeleitet werden, wo es mittels einer 
stufe von 40 m in einem Nebenkraftwerk zu der Leist 
Hauptkraftwerks am Kochelsee im Durchschnitt noch 
3600 PS beisteuert. En 
Die Durchbreehung des Kesselberges erfolgt von Urfel 
der Abführungsstollen mündet am nördlichen Bergeshan 
einem Wasserschloß, von dem das Betriebswasser in in 
Felsschacht die Höhe von 200 m bis zum Turbinenhause di 
fällt. Bei einem Wirkungsgrade der Turbinen von 7 % 
sich danach eine Kraftleistung erzielen von = 


75.. ‚10 cbm >< 1000 kg >< 200 m 
100 Takg 

Ein kurzer Unterwassergraben leitet das Verbrauchsw, 
in den Kochelsee, von dem es in die Loisach eingeführt wird, 
bei Wolfratshausen in die Isar einmündet. Die Loisach war 
dem vermehrten Wasserzufluß entsprechend zu korrigieren. 
-Von Donat geht in der Ausnutzung des Isargebietes wesent 
weiter als Schmick. Er will der Isar das Wasser vollstät 
entziehen und außerdem das gesamte Rißbachwasser dem 
chensee zuführen. Unterhalb Wallgau soll die Isar durch 
Talsperre von 35 m Höhe zu einem künstlichen See von 651 
lionen Kubikmeter Fassungsraum aufgestaut werden, in & 
das Wasser des ebenfalls durch eine Talsperre abzufange 
Rißbaches mittels eines Hangkanals eingeführt wird. Von 
Isartalsperre gelangt das Betriebswasser durch einen Stoll 
einem Nebenkraftwerk am Walchensee. Vom ‚See erfo 
Ausnutzung in einem Hauptkraftwerk in ähnlicher Wei 
beim Schmickschen Entwurf; der See selbst erleidet dure 
Ausgleich des unregelmäßig zufließenden Wassers Senk 
bis zu 10 m unter dem normalen Stand. Der Abfluß des 
brauchswassers aus dem Kraftwerk soll nicht durch ein 


m=- 


= 20 0L0 PS. 


lohe geregelt werden, durch die die Abwassermengen & 
ganze Jahr gleichmäßig verteilt werden. BR x Br 

Der behördliche Vorschlag unterscheidet sich von den 
Donatschen Entwurf dadurch, daß Isar und Rißbach : 
Wehre anstatt durch Talsperren — deren Ausführung in deı 
Betracht kommenden Gebiet ohnehin zu schweren Bed 
Anlaß gibt — abgefangen und in getrennten Stollen in 
Walchensee eingeleitet werden sollen. Der Isar sollen auf 
Weise bis zu 50 cbm, dem Rißbach bis zu 20 cbm Wasser ii 
Sekunde entnommen werden. Infolge Fortfalls der Isar: 
sperre muß der Walchensee in höherem Maße zum Aı 
herangezogen werden als bei: dem von Donatschen Vors 
die Absenkungen steigern sich bis auf 16 m. Der Abfluß 
demzufolge 20 m unter der normalen Seeoberfläche angenom 
Die Ausnutzung des Wassers im Hauptkraftwerk blieb im ve 
lichen ungeändert, nur soll das Verbrauchswasser Y 
27 cbm/sek in einem besonderen. Kanal zum Abfluß gelang 
der erst unterhalb der Achmühle in die zur Mehraufnahme 
eignete Loisach einmündet. Dadurch ist es möglich, ir 
Kanal noch eine Gefällstufe von 8 m auszunutzen, so 
«die Gesamtwasserkraft für das in Betracht kommende Gel 
auf rd. 50.000 cbm stellt. SR u 

Soweit das vom Staate herausgegebene Werk über.die Wa 
kräfte Bayerns. RES 5 SS 

Die weitere geschichtliche Entwicklung des Walchensee 
werks und seine endgültige Plangestaltung sind in einer $ı 
behandelt, die von der Abteilung für Wasserausnut 
Elektrizitätsversorgung der Obersten Baubehörde im 
ministerium des Äußern im Mai d. J. herausgegeben 
meldet, daß von der Staatsregierung im Jahre 1908 au 
der bisherigen Studien ein allgemeiner Wettbewerb ü 
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iBigste ‚Durchführung des _Walchenseeplanes ausge- 
wurde, an dem sich 31 Bewerber beteiligten, die in 
länen sämtlich an dem Grundgedanken des staatlichen 
rfes festhielten. Die Forderungen, welche die Bewohner 
Eh die Wasserkraftanlage betroffenen Gebiete erhoben, 
dere Umstände veranlaßten die Staatsregierung indessen, 
nals selbst einen neuen Entwurf aufzustellen, nach dem 
ar 4,6 km oberhalb Vorderriß durch ein Wehr von geringer 
he abgefangen und eine Betriebswassermenge von nor- 
ebm/sek — im Höchstfalle bis zu 25 cbm — dem Walchen- 
rch einen 3,3 km langen Stollen zugeführt werden sollte. 
hließlich seines eigenen Zuflusses von 2,3 cbm/sek sollten 
chnittlich 12,3 cbm, im Höchstfall bis zu 40 cbm zum Haupt- 
erk abgeführt werden, das normal 25 000 PS und Spitzen- 
ngen bis zu 80000 PS hergeben würde. Die Absenkung des 


Trift und der Floßfahrt waren besondere Maßnahmen ge- 
en _ 
Mit diesem Entwurf waren nunmehr die Vorarbeiten für das 


1. Juli 1910 außer anderweitigen Geldbewilligungen. für 
verks- und Bahnelektrisierungszwecke auch erhebliche 
für den Ausbau des Walchenseewerks bereitgestellt wur- 


errichtet. Durch zahlreiche Einsprüche, in denen über 
eeinträchtigung der Naturschönheiten und des Fremden- 
ehrs, über hygienische und kulturelle Schädigungen, Behin- 
g der Flößerei u.a Klage geführt wurde, schien die Zu- 


Regierung hielt an dem Plan der staatlichen Ri inrung 
Sie erklärte sich lediglich zu einer erneuten Prüfung unter 
ng des Wasserwirtschaftsrates bereit, sagte die Durchfüh- 
es wasserpolizeilichen Verfahrens zu und entschied, daß 
ısführung erst erfolgen solle, nachdem völlige Sicherheit für 
nhaltung der veranschlagten Kosten und für den Absatz 
für den Bahnbetrieb nicht benötigten Überschusses an 
'ischer Kraft gewährleistet sei. Da zu dieser Zeit die 
der Elektrisierunge der Bahnen ins Stocken geriet, so kam 
bin, daß die Walchenseekraft in erster Linie für die Ver- 
&des Landes mit elektrischer Kraft in Aussicht genommen 
£ der Ausbau wurde vom Verkehrsministerium auf das 
terium des Innern übertragen. _ 
'er Krieg rückte die Ausführung selbst in die Ferne. Doch 
‘de ununterbrochen am Entwurf und seiner Verwirklichung 
rearbeitet. Insbesondere trat Dr. O. von Miller, der seit- 
chon nachdrücklichst für den staatlichen Ausbau der 
kräfte gewirkt hatte, für die Beschleunigung der Bauvor- 
ngen ein, damit sofort nach Friedensschluß den aus dem 
zurückkehrenden Arbeitskräften eine lohnende Tätigkeit 
$ wiesen werden könne. Die hierfür nötigen Arbeiten wurden 
ı Dr. -O. von Miller als eine Art freiwillige Kriegsleistung im 
ri namt durchgeführt, während die wasserwirtschaftlichen und 
technischen Arbeiten durch die Bauleitung Kochel er- 


m weiteren Verlauf ergaben Sich noch verschiedene Ent- 
sänderungen, Bei den wasserpolizeilichen Verhandlungen 
sich die hauptsächlich beteiligten Gemeinden und Wald- 
r im Isartal zum Verzicht auf Schadloshaltung bereit er- 
wenn die Bedürfnisse ‚des Holzverkehrs durch die Er- 
ne von Waldbahnen nach Vorderriß und Jachenau befrie- 
irden. Man entschloß sich dementsprechend, den Flößerei- 
iftverkehr auf der Isar von Vorderriß abwärts und auf 
chenau ganz. aufzugeben und auf ‚die neu zu I hauendee 


I Eder. ee von 1913/14 hatte der Landtag beschlossen, 
alchenseekraft ‚zunächst für die Ve er Landes 


senbahn zurückzuhalten. Dieser ieckäle erg El sich in 


spiegels war hierbei auf 4,6 m ermäßigt. Für die Verhältnisse - 


f dem schon mehrfach erwähnten Nebenkraftwerk der sog. Ober- 


nachstufe. Er machte aber die Verlegung der Wehrstelle isar- 
aufwärts nach Krün notwendig, durch die sich ein nutzbares 
Gefälle von 60 m für das Nebenkraftwerk ergab." Dement- 
sprechend wurde der Plan abermals umgearbeitet, im Februar 
1917 in der geänderten Gestalt zunächst vom Wasserwirtschafts- 
rat gutgeheißen und dann wieder in wasserpolizeiliche Behand- 
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Abb,j2. Lageplan des Walchenseewerks. 


lung genommen. Die Verhandlungen über die Einsprüche wur- 
den im zweiten Halbjahr 1917 abgeschlossen, Sie verliefen im 
allgemeinen glatt, weil mittlerweile die hohe Bedeutung der 
Wasserkräfte in weiteren Kreisen anerkannt war. 

Auch der Standpunkt, für den elektrischen Bahnbetrieb noch 
weitere Erfahrungen abzuwarten, wurde infolge des außerordent- 
lichen Ansteigens der Kohlenpreise fallengelassen, da kein 
Zweiiel mehr bestand, daß sich der elektrische Betrieb für. das 
kohlenarme Südbayern nunmehr wirtschaftlicher erweisen würde 
als der Dampfbetrieb. Aus diesem Grunde wurden. die bau- 
technischen Anlagen des Walchenseewerkes zwischen dem Ein- 
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Abb. 3. Höhenplan des Walchenseewerks. 


laufbauwerk in Urfeld und der Ausmündung des Unterwasser- 
kanals in den Kochelsee nochmals umgearbeitet und für eine 
\Vassermenge von mindestens 60 cbm/sek. bemessen, die auch 
den Anforderungen des Bahnbetriebs an eine möglichst hohe 
Spitzenleistung entspricht, 


2. 


Der endgültige Ausführungsplan des Walchenseekraftwerkes 
gestaltete sich nach den vielfachen Umarbeitungen wie folgt 
(zu vgl. die Abbildungen 1 und 2). 


Von der Ausnutzung des Rißbaches ist abgesehen. Die Isar 
wird 1100 m oberhalb Krün durch eine Wehranlage um 4 m 
aufgestaut. Am westlichen Ende des Wehres wird das Betriebs- 
wasser mittels eines Einlaufbauwerkes in den Überleitungskanal 
zur Obernach abgezweigt, der in weitem Bogen um Krün herum 
in etwa 3 km Länge nach Wallgau zu führt und unterwegs die 
Staatsstraße und den Finzbach in einem Dücker unterfährt. Mittels 
-eincs 1% km langen Stollens durchbricht er den Bergfücken 
westlich von Wallgau und mündet dann in den kleinen Sachen- 
see ein. Vom Abschlußwerk des Sees aus erreicht das zeklärte 
\Vasser, über eine 8 m hohe Felswand hinabstürzend, durch ein 
abgetrepptes künstliches Gerinne den natürlichen Abfluß des 
Sees — den Sachengraben —, der es auf rd. 2 km Länge der 
Obernach zuleitet. Diese wird auf etwa 1,7 km Länge dem 
vermehrten Zufluß entsprechend korrigiert. In einem Absturz- 
kauwerk vollzieht sich die Einmündung in den Walchensee, 
dem auf diese Weise eine Höchstwassermenge von 25 cbm/sek 
zugeführt wird. 


Von diesem Zustrom sollen später beim Sachensee durch 


einen 4 km langen Stollen — in den Abbildungen punktiert an- g 


gegeben“— bis zu 16 cbm/sek Wasser abgezweigt und einer am 
Walchensee zusammengefaßten Gefällstufe von rd. 60 m Höhe 
zugeführt werden. Hier sollen in dem Obernachwerk noch bis 
etwa 10000 PS gewonnen werden. 


Über die Bauwerke dieses Abschnittes ist das Folgende zu 
bemerken. 


In die Krüner Wehranlage, die etwa 60 m Länge erh 
hat, sind unmittelbar am Einlaufbauwerk des Überleit 
kanals ein 4 m breiter Grundablaß und daneben eine 10 
breite Hochwasserschleuse mit Walzenverschluß eingebaut. 
offenen Grundablässen bleibt: das höchste Hochw 
(160 ebm/sek i. J. 1910) unterhalb der Wehrkrone: bei 
schlossenen Öffnungen überflutet es die Krone, so daß sie 
bei außerordentlichen Elementarereignissen oder unrichtiger 
dienung der Wehrverschlüsse zur Wirkung kommt. Der rec 
von der Wehranlage verbleibende Teil des Isarbettes ist di 
eine Dammaufschüttung aus Kies abgesperrt und das Flußgelä 
auf- und abwärts durch Leitwerke zusammengefaßt. Der 
Ion ask enal wird in 2,3 m Sohlbreite mit gerizen m; 


tiefe beträgt 3.15.m: Bis 50 cm über den Hächäten Wasserie 
wird der Kanal mit einer 20 cm starken Betondecke befestigt. ] 
anschließende Freispiegelstollen, ebenfalls mit einer 20— 
starken Betondecke ausgekleidet, wird nach einer Parab 


führt. Das Abschlußbauwerk des Sachensees, dessen 20 m la 
Überfallkrone von der größten Wassermenge um 75 cm 
strömt wird, enthält eine 3 m breite und 1 m hohe . 
schleuse, mit der See und Stollen entleert werden könne: 


Der Walchensee hat für den Hauptkraftwerkbetrieb 
rat- und Ausgleichbecken zu dienen. Denn da die Isar aı 
Wehrstelle zur wasserarmen Winterszeit häufig weniger 
‚10 cbm/sek Wasser führt, muß der Fehlbetrag aus dem Vor 
des Walchensees gedeckt werden, um ununterbrochen die D 
schnittswassermenge von 12,3 cbm/sek zur Verfügung zu 
Der Seespiegel muß alsdann sinken. Diese ‚Absenkung 
die wasserarme Zeit von Oktober bis März, in der die Wa 
führung der Isar oberhalb des Wehres unter 10 cbm/sek A 
geht. Wenn durch die Schneeschmelze und sonstige vers 
Wasserführung im Frühjahr die Wasserabgabe der Isar bis z 
Höchstmenge von 25 cbm/sek steigt, wird der Walchensee ie 
in der Regel bis Ende Mai jeden Jahres wieder bis zur Hi 
seines Nullpunktes steigen. Sein natürlicher Abfluß, die Ja 


uli 1921. Sr 


ungen abgesperrt, um künftig nur die Hochwasser des Sees ab- 
uführen. Bei Urfeld wird das Betriebswasser des Sees mittels 
ines Einlaufbauwerkes einem 1200 m langen Druckstollen von 
sm Höhe, 4,6 m Weite und rd. 19 qm Querschnitt zugeleitet, 
essen Sohle etwa 10 m unter dem normalen Seespiegel liest und 
ei Entnahme von 60 cbm/sek eine Absenkung des Sees bis auf 
"6 m gestattet, bei der der Scheitel des Stollens noch genügend 
och mit Wasser überdeckt bleibt. Das Gefälle des Stollens 
‚eträgt 3 °/oo, die Wassergeschwindigkeit bei einer größten Be- 
iebswassermenge von 60 cbm/sek etwas über 3 m/sek. Der 
‚tollen erhält eine mindestens 30 cm starke Betonauskleidung; 
nter seiner Sohle wird ein 40 cm weites Entwässerungsrohr 
‚us Zement einbetoniert. 


' Das Einlaufbauwerk kennzeichnet sich als ein 12 m breiter. 
'egen den See trichterförmig erweiterter Kanal, in ‘dem ein 
einrechen angebracht ist. Nach dem Stollen zu ist der ver- 
jet Kanal der Sicherheit halber durch zwei Rollschützen 
bgeschlossen, die hinter dem  Stolleneinlauf in getrennten 
anälen liegen. 


Beim Austritt auf der nördlichen Seite des Kesselberges mündet 
‚er Stollen in einem: Wasserschloß von 26,5 m Länge, 17,6 ‘m 
jreite und 22,5 m-nutzbarer Höhe, in dem die Schwankungen 
m Wasserverbrauch ihren Ausgleich finden. Es ist durch eine 
'taumauer abgeschlossen und kann durch einen 180 m langen 
tollen ins Freie entleert werden. Vor der Absperrmauer des 


Vasserschlosses befindet sich das Schieberhaus mit doppeltem 
rschluß für die hier abzweigenden Rohre und mit den Ma- 
iinen für eine neben den Rohren verlaufende Seilbahn. Auf 
n von der Erdüberlagerung befreiten Felshange führen sechs 


rohre 'von ie 2 m Durchmesser mit allmählich’ zunehmen- 
& Wandstärken zum Kraftwerkhause hinab. Die Länge der 
‚Rohrbahn beträgt rd. 430 m, der Höhenunterschied zwischen 
er und unterer Mündung 180 m. Zur Aufnahme des Rohr- 
ichubes werden an den Gefällbrechpunkten vier Festpunkte aus 
3eton, dazwischen in Entfernungen von je 8 m Betonauflager 
| srgestellt. Die neben der Rohrbahn angelegte Seilbahn dient 
um Aufziehen der Rohre bei der Ausführung und zur späteren 
Überwachung. Daneben wird noch eine Treppe angelegt. 

Die durchschnittliche Leistung des Hauptkraftwerkes im 
"Winter berechnet sich — um die Zahlenwerte im Zusammenhang 
orzuführen — bei Annahme eines mittleren Höhenunter- 
ES. N 


$- 
| "Vielfach werden in Schadenersatzanträgen Zinsen vom Zeit- 
ek des Verlustes oder der Beschädigung des Gutes ab ge- 
‚fordert. 
Regel auf die Bestimmung des $ 353 HGB, nach welcher Kauf- 
‚leute untereinander berechtigt sind, für ihre Forderungen aus 
‚beiderseitigen Handelsgeschäften vom Tage der Fälligkeit an 
Zinsen zu fordern, und sie berufen sich auf eine Entscheidung 
des Reichsgerichts vom 22. Februar 1888, veröffentlicht in 
RGZ. 20 S. 122. Die Frage, ob und von welchem Zeitpunkte 
‘ab Ersatzansprüche gegen die Eisenbahn aus dem Frachtver- 
‚age zu verzinsen sind, ist ausdrücklich nur für die inter- 
‚nationalen Frachtverträge im Art. 42 I.Ue. geregelt, welcher 
"bestimmt, daß Zinsen vom Tage, an dem der Ersatzantrag ge- 
s lit wird. zu zahlen sind. Für den innerdeutschen Verkehr 
fehlt eine derartige Vorschrift im HGB und in der EVO, und 
eine analoge Anwendung der genannten Bestimmung des I.Ue. 
ommt nicht in Frage. Es sind daher’ die allgemeinen Vor- 
iften des BGB anzuwenden, soweit dieselben nicht durch 
HGB und die EVO ergänzt werden. 
s ist davon auszugehen, daß zwischen der Eisenbahn und 
| Versender, in dessen Rechte der Empfänger oder ein 
jessionar eingetreten sein kann, ein Frachtvertrag besteht, auf 
‚Grund dessen die Eisenbahn verpflichtet ist, das Gut an den 
sstimmungsort zu befördern. Die vertragliche Leistung der 
Eisenbahn besteht also in einer Tätigkeit, die innerhalb einer 
der Art des*Gutes und der Entfernung des Bestimmungsortes 
ütsprechenden angemessenen Frist und, solange die Liefer- 
ten des $ 75 EVO nicht außer Kraft gesetzt waren, inner- 
lb dieser Lieferfristen zur Vollendung gekommen sein muß. 


SO 


Die Antragsteller stützen die Zinsforderung in der . 
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schiedes zwischen dem Wealchensee- und dem Kochelseespiegel 
von 200 m, dem ein an den Turbinen verfügbares Nutzgefälle 
von 195 m entspricht, zu 24000 PS, die täglich 24 Stunden lang 
geleistet werden können. Von der hierzu erforderlichen Wasser- 
menge von rund 12,3 cbm/sek liefert das Einzuggebiet des 
Walchensees durchschnittlich 2,3 cbm, die Isar durchschnittlich 
10 cbm. Da der Isar jedoch während der Sommermonate bis 
zu 20 cbm/sek entnommen werden können, so ist die durch- 
schnittliche Kraftleistung während eines Jahres auf etwa 
30000 PS zu veranschlagen. Die Hauptkraftleistungen werden 
in den Tages- und Abendstunden erforderlich; die gewöhnliche 
Maschinenleistung zur Deckung von Belastungsspitzen ist daher 
bis zu 120000 PS vorgesehen, während die Gesamtmaschinen- 
leistung einschließlich der Reservemaschinen 168000 PS beträgt. 
Entsprechend dieser Gesamtkraftleistung gelangen im Kraft- 
hause in einem Maschinenraum von 105 m Länge und 22 m 
Breite acht mit wagerechter Achse laufende Turbinen, und zwar 
vier Francisspiralturbinen von je 24000 PS bei 500 Umdrehun- 
een in der Minute und vier Peltonturbinen von je 18000 PS bei 
250 Umdrehungen zur Aufstellung- Von den Franeisturbinen 
werden Drehstromerzeuger für 6000 Volt und 50 Perioden, von 
den Peltonturbinen Einphasenstromerzeuger für die gleiche 
Spannung und 16% Perioden für Bahnstrom angetrieben. Die 
Jahresleistung berechnet ‘sich auf 160 Millionen Kilowatt- 
stunden. Zur Erregung der Stromerzeuger dienen Gleichstrom- 
maschinen, die fliegend auf die Maschinenwelle aufgesetzt sind. 
Die Luftkühlung der Maschinen ist so eingerichtet, daß das 
Krafthaus im Winter mit Abluft geheizt werden kann. Die 
Maschinenspannung wird in einem Transformatorenhaus auf die 
für die Fernleitungen des Bayernwerks und den Bahnbetrieb 
erforderliche Spannung von rd. 100 000 Volt gebracht. 

Von den Peltonturbinen fließt das Wasser frei, von den 
Franeisturbinen durch schmiedeeiserne Rohre einem Ablaufkanal 
zu, der durch einen 500 m langen Unterwasserkanal mit dem 
Kochelsee in Verbindung steht. In diesem findet der vermehrte 
Wasserzufluß einen Ausgleich, so daß der Loisach im Höchst- 
falle ein Mehrzufluß von 20 cbm/sek erwächst, der ihr durch 
einen 1000 m langen Kanal mit Regulierungsschleuse zugeleitet 
wird. Die Loisach selbst erfährt zum Teil Verbreiterungen, 
zum Teil Änderungen und Ergänzungen durch Umleitungen und 
Seitenkanalanlagen, wie aus den Abbildungen 2 und 3 zu er- 
sehen ist. er 

(Schluß folgt.) 


Die Verzinsung von Schadenersatzansprüchen aus dem Eisenbahnfrachtvertrage. 


Nach Ablauf dieser Frist ist der Vertragsanspruch des Ver- 
senders oder Empfängers gegen die Eisenbahn fällig. Da aber 
naturgemäß nur Geldforderungen verzinslich sind, kommt ohne 
Rücksicht auf die Kaufmannseigenschaft des Verfürungsberech- 
tigten für den Zeitpunkt der Fälligkeit dieses primären An- 
spruches aus dem Frachtvertrage eine Verzinsung nicht in 
Betracht. > 

Gerät das Gut während des Transportes in Verlust oder wird 
es beschädigt, so wandelt sich der Anspruch des Vertraggegners 
der Eisenbahn auf Grund der Bestimmung des s 456 HGb 
(S 84 EVO) in einen Schadenersatzanspruch, in eine Geld- 
forderung, die im Augenblicke des Verlustes oder der Be- 
schädizung zur Entstehung kommt. Nimmt man an, daß diese 
Ersatzforderung des Schadensberechtigten, falls dieser Kauf- 
mann ist, noch als Forderung „aus einem beiderseitigen Han- 
delsgeschäft“ anzusehen ist, so ist sie gemäß $ 353 HGB von 
ihrer Fälliekeit an zu verzinsen, während beim Mangel der 
Kaufmannseigenschaft die Zinspflicht der Eisenbahn erst bei 
Verzug eintritt. Voraussetzung der Zinszahlung ist also in 
jedem Falle die Fälligkeit des Ersatzanspruches. 

Wann ist der Ersatzanspruch fällig? Nach $ 271 BGB kann 
der Gläubiger die Leistung sofort verlangen, der Schuldner sie 
sofort bewirken, wenn eine Zeit für die Leistung weder be- 
stimmt, noch aus den Umständen zu entnehmen ist. Billiger- 
weise wird man aber jedem Schuldner die Zeit zubilligen 
müssen, sich zu vergewissern, ob für ihn überhaupt eine Ver- 
pflichtung besteht, und in welcher Höhe. Dieser Pechtsgrund- 
satz wird im Gesetz wiederholt anerkannt, so im Erbrecht, im 
Versicherungs- und Konkursrecht. Der Schuldner braucht nicht 
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zu leisten, bevor er die Möglichkeit gehabt hat, das Bestehen | 


und die Höhe der von ihm geforderten Leistung zu prüfen. 


Dieses iedem Schuldner zustehende Recht hat auch die 
Eisenbahn. 


Nach $ 82 EVO ist die Eisenbahn. verpflichtet und berech- 


tigt, die Ursache und den Zeitpunkt des Verlustes und der.Be- 
schädigung des Gutes festzustellen. $S 99 EVO fordert für 
außergerichtliche Ansprüche ausdrücklich, daß sie schriftlich 
unter Beilegung einer Reihe von Urkunden geltend zu machen 
sind, und daß die Eisenbahn den Antragsteller schriftlich zu be- 
- scheiden hat. Eine bestimmt umgrenzte Frist ist der Eisenbahn 


für diese Ermittelungen nicht gesetzt; $ 99 Abs. 4 EVO schreibt 


allerdings „tunlichste Beschleunigung“ vor. Auf jeden Fall 
wird man ihr aber eine angemessene Zeitspanne zubilligen 


müssen, die je nach Lage des Falles mehr oder weniger reich- 
lich zu bemessen ist. Eine Handhabe bietet für die in Verlust 
geratenen Güter der $ 90 EVO, der bestimmt, daß der zum 
Empfang Berechtigte das Gut ohne weiteren Nachweis als ver- 
loren betrachten kann, wenn es nicht spätestens am dreißigsten 
Tage nach Ablauf der Lieferfrist abgeliefert werden kann. 
Wenn diese Vorschrift auch in erster Linie ein Verweigerungs- 
recht des Empfangsberechtigten begründet, so folgt daraus aber 
auch mittelbar, daß die Eisenbahn für Güter, die bei Ablauf 
der Lieferfrist am Bestimmungsort noch nicht eingegangen sind, 
vor Ablauf dieser 30 tägigen Nachfrist zum Ersatz wegen Ver- 
lustes nicht verpflichtet ist, es sei denn, daß die Tatsache und 
der Zeitpunkt des Verlustes schon früher feststeht. Hier tritt 
also die Fälliekeit des Ersatzanspruches nach positiver Ge- 
setzesvorschrift nicht vor Ablauf der 30 Tage ein, während 
welcher Zeit die Eisenbahn die Möglichkeit hat, nach dem Ver- 
bleib des Gutes zu forschen. 

Da in der EVO Verlust und Beschädigung von Gütern im 
allgemeinen nebeneinander gestellt werden, wird man diese 
Frist auch als Mindestmaß für Ersatzanträge wegen beschädig- 
ter Güter gelten lassen müssen, mit der Maßgabe, daß die Frist 
gemäß 5 82 EVO von der Entdeckung, Vermutung der .Be- 
schädigung oder der Anmeldung des Schadens durch den Ver- 
fügungsberechtigten ab läuft. Erfahrungsgemäß reicht aber 
diese Frist, die beim Inkrafttreten der EVO im Jahre 1909 
angemessen gewesen Sein mag, bei der großen Zahl der zur Zeit 
gestellten Anträge und der dadurch erforderlich werdenden 
Ermittlungen heute bei weitem nicht mehr. Trotz -der Ver- 
mehrung der mit der Bearbeitung von Schadenersatzanträgen 
betrauten ‚Beamten um ein Vielfaches ist es den Eisenbahn- 
verwaltungen nicht möglich, die ‚notwendigen Ermittlungen in 
einem Monat abzuschließen. Eine Frist von 2 Monaten er- 
scheint daher als sehr mäßig und angemessen. 


‚Hat aber die Eisenbahn demnach das Recht und die Pflicht 
die bei ihr gestellten Ersatzanträge innerhalb einer angemesse- 
ren Frist zu prüfen, so kann der Schadensberechtigte die Zah- 
lung ‚erst nach Ablauf einer angemessenen Prüfungsfrist ver- 
langen, die Forderung ist also eemäß $ 271 BGB nicht früher 
fällige. entsteht auch der Zinsanspruch zeren die 


Demnach 
Eisenbahn erst nach Ablauf dieser Frist, wenn man die - Er- 


satzforderung als Forderung aus einem beiderseitigen Handels- 
% 


geschäft ansieht. a 

Ist der Ersatzanspruch bei Kaufleuten bereits von der Fällig- 
keit an zu verzinsen, so wird die Verzinsung bei Nichtkauf- 
leuten durch Leistungsverzug bedingt. Voraussetzung des Ver- 
zuges ist aber außer dem oben erörterten Erfordernis 
Fälligkeit noch Mahnung und eine 


i schuldhafte Zahlungsver- 
zögerung der Eisenbahn. 


Es genügt demnach nicht die bloße 


Vereinfachung in der Güterabfertigung. 
Von ©. Braeter, Oberbahnhofsvorsteher in Lichtenstein- Callnberg. 


Zu einer Verbesserung unserer Eisenbahnfinanzen muß vor- 
allem durch Änderung der Arbeitsweise und Vereinfachung 
in größtmöglichem Umfange, Vermeidung aller Doppelarbeiten 
und Vielschreiberei beigetragen werden. Zu diesem Zweck 
möchte ich weinen Vorschlag zur weiteren Vereinfachung in 
der Buchung der Gütersendunsen und ihrer Abrechnune 
machen. Er wird schon in mittleren Dienststellen eine Ver- 
ringerung des Personals ermöglichen und bei kleinen Dienst- 
stellen. die bessere Ausnutzung und Entlastune des vorhande- 
nen Personalbestandes gestatben. Hierzu kommt noch eine we- 
sentliche Ersparnis an den. jetzt so kostspieligen Vordrucken. 
Grundlesend für meinen Vorschlag ist die Beschaffung eines 
mewen Frachtbriefvordruckes. Dadurch sollen der Eisenbahn 
wesentliche Arbeiten abgenommen und auf die Auflieferer der 
Güter abgewälzt werden. Ich greife hierbei auf ein Ver- 
fahren zurück, das die Eisenbahn bereits bei der Expreßeut- 
karte, die Post bei der Paketkarte und newerdings.im Post- 
scheckverfahren eingeführt haben, nämlich die Ausfertigung 


der 


33x28 em ist, in drei Abschnitbe. 


' Empfänger. 


folgt die Angabe des Versenders, Empfängers und de: 


Anmeldung des Schadensfalles, es muß vom Schadens 
ten noch ausdrücklich Zahlung des Schadensbetrages 
sein. Ferner kann bei besonders schwierigen Unters ch 
die Eisenbahn die Zinszahlung ablehnen, .wenn die Zahluı 
Gründen, die sie nicht zu vertreten hat, unterblieben i 
kommen hierfür vor allem solche Fälle in Betracht, in 
die Auszahlung des Ersatzbetrages dadurch verzögert w 
der Antragsteller den Nachweis nicht beibringt, daß 
seiner Behauptung angeblich in Verlust geratene od 
schädigte Gut tatsächlich zur Auflieferung gelangt ist, 
wenn ein Strafverfahren wegen Betrugsversuchs eingeleit 
. Eine Sonderstellung nimmt der Fall ein, wenn der 
durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Eisenbahn 
den, und gemäß S 95 EVO der volle Schaden zu ers 
Hier ist der Schadensberechtigte so zu entschädigen, a 
schädigende Ereignis nicht eingetreten wäre. Ihm steht 
dem gemeinen Wert auch der entgangene Gewinn einschl 
der Zinsen seit Ablauf der Lieferfrist zu. a 
Während die ältere Rechtsprechung, auf welche die A 
steller sich vornehmlich stützen, zumal zur Zeit der G 
des AD. HGB, die Zinsforderung vom Eintritt des Ver 
oder der Schädigung oder von der Anmeldung des ‚Se 
an für begründet erklärte, beurteilen die Gerichte .in 
Zeit .den Zinsanspruch vielfach vom Gesichtspunkte d 
zuges aus und billigen der Eisenbahn eine angemessene 
zur Untersuchung des Falles zu. Das Landgericht Köln 
ih einem Urteil vom 20. Dezember 1920 (12. 0. 666/20) 
„Bei dem ungeheuren Geschäftsumfang des Beklagten 
diesem eine angemessene Frist zur Nachprüfung d 
Schadensersatzforderungen gewährt werden. Ein 
hafter Verzug des Beklagten kann daher erst na 
Monat, von der Anmeldung des Schadens an gere 
Frage kommen.“ . 
Ähnlich entscheidet das Landgericht Essen in einem 
vom 17. März 1921 (2 0 215/20) über die Zinsforderung 
G. m. b. H., also eines Kaufmanns, die Zinsen seit dem 27. 
verlangt hatte: \s ER a: 
„Verzugszinsen konnten nicht vor dem 1. Oktober 1919 
erkannt werden, da dem Beklasten eine für die erforde 
Feststellung ausreichende Frist zuzugestehen ist.” 
Das Amtsgericht in Gelsenkirchen hat durch Urteil vom 
15. April 1921 (8C 50/21) die Klage einer.-G. m. bH 
Zahlung von Zinsen mit folgender Begründung abge 


hne weiteres zu unterstellen, daß dem Beklagten ein 
Seichenda Frist zur Prüfung ihrer Zahlungspflicht ge 
werden muß, so daß, wenn diese Frist nach Lage di 3 
bis’ vor. dem 28. Januar 1920 als. zu kurz anzuse 
ein Verzug des Beklagten nicht eingetreten ist. Man aan 

-  weniestens aber die Zeit vom 6. Mai bis 28. Juni. 1 
für eine angemessene Frist dem. Beklagten zur Erülung 

zuerkennen.“ a 

Ebenso fordert das Landgericht Duisburg in einem U 
3. Mai 1%1 @ 0 740/20), daß die Eisenbahn in V 
kommen sei. 


Regierungsassessor Dr. Kaumanns, = 


“ 


von mehreren sleichlautenden Abschnitten von Abfeı 
papieren durch den Absender. - a 
Dementsprechend zerfällt der neue Frachtbrief, dessen 
Links: der Stamm, 
Mitte: der Frachtbrief und rechts: ein Abschnitt fü 
Sämtliche Abschnitte sind beiderseits bedr 
Die stark umrahmten Teile sind von der Eisenbahn, 
übrigen Angaben von dem Versender'auszufüllen. Der r 
Abschnitt zerfällt in zwei Teile, deren einen der: Em 
auszufüllen hat. 7 Fe 
Der Inhalt des von mir vorgeschlagenen Musters ist | 
großen und ganzen derselbe wie im bisherigen Vordruck. 
Stamm enthält folgende Angaben: Station, nach de; 
abgefertigt worden ist, Abgangs- oder Versandbuchn! 
und die übliehen Angaben. über den verwendeten Wagen. 


stimmmungsstation, sodann die Angaben des Gutes; 
der Freivermerk, Interesse- und N achnahmeangaben 


w; 557 Zur H 


ß ein Platz für den Duplikatstempel. Der Frachtbrvef 
dieselbe Anordnung wie bisher, nur enthält er noch im 
en, stark umrahmten Teil auch die Angabe der Versandbuch- 
er und rechts unter der Zoll- oder Steuwerabfiertigungs- - 
on die Angabe des Verrechnungskontos. Ferner ist auf 
“Vorderseite noch der Freivermerk, der Antrag auf ein 
Te und die Angabe für Interesse und Nachnahme vor- 


B 


"ssehen. Am unteren Rande werden auch die Stempel der 
'ersand- und Empfangsstation, Duplikat- und Wägestempel auf- 
‚racht. Die Rückseiten enthalten nur die Rechnungsangaben, 
r Stamm noch im Bedarfsfalle die Empfangsbescheinigung 
iber gezahlte Barvorschüsse und der Frachtbrief einen Vier- 
nerk über den geführten Nachweis der Nachnahmeeinzahlung. 
der obere Teil des Empfängerabschnittes entspricht ungefähr 
er jetzigen Benachrichtigungskarte über Ankunft des Gutes, 
ler untere Teil enthält die Empfangsbescheinigung des 
impfängers. In beiden Teilen wird das Gut mit den üblichen 
\nsaben genau aufgeführt. . 
"Der Stamm verbleibt bei der Versandstation, die beiden 
nderen Abschnitte begleiten das Gut bis zur Zvelstation. Hier 
yird der Abschnitt für den Empfänger abgetrennt und nach 
‚Fervollständigung im ‚oberen Teil in. bezug auf Fracht, Ab- 
uf der lagergeldfreien. Zeit und nach Eintragung der Vier- 

hnungskartennummer im Kopfe des unteren Teils zu- 
mmengefaltet und zur Post gegeben. Beim Selbstabholen ver- 
yleibt der Abschnitt zunächst noch am Frachtbrief. 
Der Empfänger hat die  Empfangsbescheinigung auszu- 
igen und zu unterschreiben, legt beide Teile ungetrennt 
der Güterabfertieung wieder vor und erhält nach Bezah- 
& der Fracht den. oberen Teil nach Abtrennung der 
Smpfangsbestätigung mit einer Anweisung zur Auslieferung 
les Gutes zurück. Gegen Vorlegung desselben wird dann das 
bt auf dem Güterboden. ausgeliefert.. Die Empfangsbeschei- 
'igung wird bei der Güterabfiertigung, wie bisher die Benach- 
jehtigungskarten usw., aufbewahrt. Die Anweisung zur Aus- 
ferung wird auf der Adreßseite ‚des Empfängerabschnittes 
h Aufdrücken eines Stempels erteilt mit dem Wortlaut: 
Aufhaftende Gebühren bezahlt. 
Gut kann ausgeliefert werden. 

Güterabfertisung am . .. .- 

Er re ne I 

Gut ausgeliefert am. . : 2»... 
we; EN ee re a en 
r Frachtbrief selbst verbleibt in den Händen der Eisen- 
ahnverwaltunge. Dieser letztere Umstand sowie das Ver- 
eiben. des Stammes bei der Versandabfertigung bieten dıe 
srundlage für eine vereinfachte Buchung. Dadurch, daß die 
Eisenbahn diese Unterlagen. jederzeit in Händen hat, kann die 

aus Abrechnung schneller und gründlicher geprüft, und 


Verrechnungskonto für - . . . - 2. 2 22. 


Konto für Herrn. 


fertigungesgeschäftes könnte zunächst von einer Eintragung 
sämtlicher Angaben abgesehen werden. Es genügt zunächst 
die Eintragung der Nummer ım Voersandbuch und auf dem 
Frachtbrief. Die weiteren Eintragungen können gegebenen- 
falls später auf Grund der zurückgehaltenen Stämme erfolgen. 

Im Versandbuch selbst können, ebenfalls weil die Stämme 
sich in Händen der Eisenbahnverwaltung befinden, die An- 
eaben über Erteilung von Frachtbriefduplikat, Absender, 
Empfänger, Zeichen, Nummer, Anzahl, Inhalt und wirkliches 
Gewicht weefallen. Dadurch ıst es möglich, die weiteren An- 
gaben auf eine Vordruckseite zusammenzudrängen. Hierdurch 
tritt eine Ersparnis an der Hälfte der jetzt benötigten Vo:;- 
drucke sein. 

Eine weitere Vereinfachung würde dadurch erreicht, daß 
nunmehr nach Übergang der Staatsbahmen in Reichshesitz der 
oesamte Verkehr dieser Bahnen untereinander als Binnenver- 
kehr abgerechnet würde. Zum Wechselverkehr gehörte dann 
nur der Verkehr mit den Privatbahnen. Dadurch entfielen 
die zahlreichen Einzelversandbücher mit ihren Abschnitten 
nach Vierkehrsübergängen. Die vielen Zusammenstellungen 


und Hauptzusammensstellun gen in den Monatsrechnungen 
mit den Wiederholungen gleicher Zahlengrößen entfielen. 
Die \Binnenversandbücher werden zur Erleichterung der 


Bearbeitung bei den ‚Veerkehrskontrollen in bestimmte Ab- 
schnitte mit einer QSewissen Buchstabenzahl eingeteilt. Ebenso 
die Monatszusammenstellungen, die dann zum Schluß in eine 


. Summe zusammensefaßt wierden. 


Der Tagesnachweis bleibt unverändert. Die Buchung der 
bar eingezahlten Frachten bei den Abgangssendungen sowie 
der gezahlten Barvorschüsse auf Nachnahmen verfolgt im Ver- 
rechnuneskonto. Es entfällt somit das. Frankaturen-Ein- 
mahmebuch. 

Soweit noch das Markenverfahren. bestehen bleiben sollte, 
kann das bisherige Buchungsverfahren bestehen bleiben, aber 
auch hier können die Angaben von Absender und Empfänger 
entfallen. 

Die Stämme der Frachtbriefe werden monatlich stations- 
weise „eordnet und bei der Abgangsstation aufbewahrt. 


£ 3, Empfanesstation. 

Auf der Empfangsstation werden die Frachtbriefe wie bis- 
her nach Prüfung auf richtige Frachtberechnung, Eintragung 
sämtlicher Gebühren, Zusetzung der Nebengebühren usw. der 
Empfangsstation. sowie nach Ausfertigung des Empfänger- 
abschnittes im Empfangsbuch gebucht. Die Verbuchung ge- 
schieht gleich wie im Viersandbuch für den gesamten Reichs- 
bahnverkehr als Binnenverkehr in den gleichen Abschnitten 
wie im Versandbuch. Darauf erfolgt die Veerbuchung in den 
einzelnen Konten, welche an Stelle der jetzigen Veerrechnüungs- 
karten treten- Diese Karten erhalten nachstehende Form: 


Kredit... ..% 


viele Unstimmigkeiten können ohne viele Hin- und Rückfragen 
gr werden. Auch: die vielen Ancaben in den Versand- 
ichern, die jetzt zur Nachprüfung einer richtigen Fracht- 
;erpechnung erbracht werden müssen. und deren Fehlen zu 
len Anfragen der Veerkehrskontrollen. nötigen, erübrigen 
ch, da ja die Ursprungsfrachtbriefe selbst bei den Kontrollen 
mit vorliegen und die Grundlage für die Nachkontrolle ab- 
‚geben können. Für die meisten. Empfänger besitzen. die Fracht- 
‚briefe wenig Wert, auch ist ja dem Empfänger durch den 
ritten Abschnitt ein Ersatz in die Hand gegeben. Es erübrigte 
‚sich nur, diesem Teil des Frachtbriefes in Streitfällen die 
‚Rechte des jetzigen. Frachtbriefes einzuräumen. Im Fracht- 
‚verkehr müßte mit einem solchen Abschnitt ebenso gut aus- 
‚zukommen sein wie im Expreßgut- und Postpaketverkehr. 


1. Versandstation. 


sandbuch, in dem wie bisher die einzelnen ‚Stationskonten 
führt werden, seingetragen. Zur Beschleunigung des Ab- 
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Er wird nicht mehr, wie die bisherigen Verrechnungskarten. 
nur einseitig, sondern auf beiden Seiten bedruckt, eine wesent- 
liche Ersparnis. Eine Empfangsbestätigung entfällt auf dem 
Verechnungskonto, da der Empfänger dieselbe ja auf dem 
besonderen Abschnitt des Frachtbriefvordruckes erteilt. 

-Die Vervechnungskarten werden. wie die bisherigen Roll- 
karten für die verschiedenen Empfangsstellen oder Empfänger 
seführt. Sie ersetzen nur gleichzeitig auch die Konten der 
Stundungsnehmer. Sie werden für den ‚Bedarf eines Monats 
angelest und. dann aufbewahrt. Das Verrechnungskonto für 
die Schalterkasse kann. in der Gutschriftspalte zur besseren 
Übersicht der einzelnen Arten nach Bedarf durch Unterspalten 
wie für „Barnachnahmen“ und „Vorfrachten“ ergänzt werden. 
Auf ihm erfolgt auch der tägliche Kassenabschluß wie im bis- 
herigen Restantenkonto. Es können somit sämtliche bisherigen 
Kontobücher entfallen. 

Die Empfangsbriefe werden an den entsprechenden Stellen 
mit den laufenden Nummern, unter denen sie in den Vier- 
rechnungskonten erscheinen, und mit Kennzeichen dieser 
Konten versehen. Die Frachtbriefe werden bei den Konten 
aufbewahrt, bis die Empfangsbescheinigung vom Empfänger 
aboseseben worden ist; sie werden ebenfalls mit dem Aus- 
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lieferungsstempel versehen. Dann: werden sie monateweise 
nach Abgangsstationen geordnet und den Verkehrskontrollen 
zur weiteren Prüfung übersandt. Der bisherige Verrechnungs- 
A eunaahweis wird als „Kontennachweis“, wie bisher, «e- 
-führt. e 

Ferner halte ich "die Führung des Kass enjournals, 
welches eine Zusammenstellung der in den Tagesnachweisen 
enthaltenen Tagessummen ist, für überflüssig, da ja die Tages- 
nachweise hierfür genügen. Dagegen halte ich zur Sicherung 
einer Kontrolle über die allseitige und richtige Buchung aller 
die Stationskasse betreffenden Beträge die pflichtmäßige Ein- 
führung einer Tageskontrolle für angebracht. Sie wird wohl 
schon jetzt von vielen Kassenführern seführt; es besteht 
jedoch keine Verpflichtung hierzu, und sie dürfte daher doch 
von einer ganzen Anzahl nicht geführt werden. Sie würde 
die gleichen Posten in Schuld und Guthaben aufweisen wie 
die Vordrucke für Kassenselbstrevisionen. Diese werden 
durch Zusetzen und Absetzen der täglich aufkommenden 
Posten auf dem Laufenden gehalten und abgestimmt. Dadurch 
wird eine wesentliche Gewähr für richtige Buchung und Ver- 
meidung von Fehlern geboten. 

Diese Tageskontrolle wird unter Benutzung eines gewöhn- 
lichen Buches mit Quwerlinien hergestellt. An beiden Seiben. 
des Deckels werden Bandleisten angebracht, auf deren ein- 


zelnen Zeilen am linken Rand die Guthabenposten, am rechten 


die Schuldposten bezeichnet werden. Das Buch selbst wird 
durch senkrechte Geldspalten einoeteilt, von denen je eine 
für einen Tag gilt. Die.linke Hälfte des Buches dient für die 
Guthaben, die rechte für die Schuldbeträge, 

s weitere Neuerung, die auch schon in dem Frachtbrief- 
muster zum Ausdruck gekommen ist, möchte ich eine andeme 
"Behandlung der Nachnahmen in Vorschlag bringen. Wie 
schon. die vielen Aufsätze in den Fachzeitschriften beweisen, 
wird das Nachnahmeverfahren als eine schwere Belastung 
des Güterabfertigungsdienstes empfunden und seine Beseiti- 
gung lebhaft angestrebt. Die sofort zu zahlenden Barvor- 
schüsse werden in dem Vserrechnungskonto gebucht in den 
Spalten „Bestimmungsstation“ und „Gutschrift“. _ Die Nach- 
nahmen der Konteninhaber, welche innerhalb der Grenzen 
der Barvorschüsse bbeiben, werden diesen. ebenfalls in ihrem 
Veerrechnungskonto gutgeschrieben. Die Einziehung erfolgt 
auf den Bestimmunesstationen mit den übrigen auf dem Gute 


Der elektrische Betrieb auf den Melbourner Vorortbahnen mit hochgespanntem Gleichstrom. 


Unsere bisherisen Mitteilungen über die Elektrisierung der 
Melbourner Vorortbahnen können auf Grund ausländischer 


Berichte, die in den Zeitschriften „Elektrische Kraftbetriebe 


und Bahnen“ und „Elektrotechnische Zeitschrift“ wIrederne- 
geben sind, ergänzt werden. 

Bereits 1907 wurde der Plan zur 'Einführuns der elektrischen 
Zugförderung auf dem 480 km Einfachgleis umfassenden Mel. 
bourner Vorortbahnnetz erwogen und von dem beratenden 
Ingenieur der australischen Staatsbahn Ch arles H. Merz, 
London, ein. die Elektrisierung befürwortendes Gutachten aus- 
gwarbeitet. Die Verwirklichung des Planes wurde damals auf- 
geschoben, um vor allem eine weitere Steigerung des Verkehrs 
abzuwarten. Da im Jahre 1912 der Dampfbetrieb an der Grenze 
seiner Leistunesfähigkeit angelangt war, stand man vor der 
Frage, entweder dile Gleisanlagen mit großen Kosten zu er- 
weitern oder den «elektrischen Betrieb einzuführen. Man 
entschloß sich zur Elektrisierung: am 3. Mai 1912 wurde sie 
von der Regierung in Melbourne ausgeschrieben. Die Herren 
Merz und Me. Lellan hatten dann bald Gelegenheit, in 
einem zweiten Bericht mit vergleichenden Kostenanschlägen 
darzulegen, ob das Gleichstrom- oder das Wsechselstromsystem 
für die Betriebsumwandlung geeigmebter sei. Dieser Bericht 
hatte sich auf die inzwischen eingegangenen Angebote füh- 
render Elektrizitätsgesellschaften zu stützen. Die Regierung 
entschloß sich schließlich auf Rat der Gutachter zur Einfüh- 
rung hochgespannten Gleichstroms, mit einer 
Spannung von 1500 Volt. Nach Zustimmung des Parla- 
mentes konnte im November 1913 mit den Bauarbeiten be- 
gonnen werden, die dann aber durch den Weltkrieg eine 
starke Verzögerung erlitten, derart, daß erst im Mai 1919 der 
ernste Zug in regelrechten Betrieb gestellt wierden konnte. 

Das für die Melbourner Vorortbahnen in der Nähe von New- 
port am Yarrafluß errichtete Kraftwerk erzeugt Dreh- 
strom von 20000 Volt Spannung. Für die Dampferzeugung 
sind zwei Kesselhäuser in unmittelbarem Zusammenhang 
mit dem Maschinenhause errichtet. In: jedem befinden sich 
12 Babcock- und Wilcox-Schiffswasserrohrkessel mit je 
13600 kg normaler Verdampfung, 14,8 Atmosphären Dampf- 
druck bei 320° C Überhitzung, 624 qm Heizfläche und 15,6 qm 
Rostfläche, Jeder Kessel wird von zwei Koettenrosten be- 


‚stätigt. Die Aufgabe dieser Postscheckbriefe zur Post erfo 


einmal kurz zusammengefaßt: 


apa zw 


schickt. Zurzeit wird Steinkohle verfeuert; eine etwa nö 


| als 15 Unterwerk«@ zu errichten; 


Deutscher Eisenbahnverwaltungen 
en  } 
er | 


lastenden Beträgen wie bisher. Alle übrigen höheren N 
nahmebeträge zieht die Eisenbahn. nicht mehr, wie bisher 
bar ein und zahlt sie dem Versender ‘aus, sondern sie be- 
schränkt ‚sich darauf, das Gut nur nach dem vom Empfänger 
erbrachten Nachweis über Zahlung des im Frachtbrief ver- 
merkten. Betrages an den. Versender auszuliefern. Dieser 
Nachweis kann erbracht werden 1. durch Übergabe «i er 
Postquittung über Einzahlung des Betrages an den Absender 
des Gutes. Diese Einzahlungsnachweisung verbleibt in de 
Händen der Eisenbahn und wird mit dem Frachtbrief Ver 
einigt, 2. um auch das Postscheckverfahren hierbei anwenden 
zu können, durch Übergabe des entsprechend ausgefüllten 
Schecküberweisungs- oder Barscheckvordrucks nebst Brief- 
umschlags. Die Reselung der Nachnahmezahlung auf die 
Art wird in der Frachtbriefrechnung unter Angabe der Za 
lungsart: „Schecküberweisung“ oder „Barscheck No.... vl 
vermerkt und durch Unterschrift des Schalterbeamten b 


dann durch die Eisenbahn. Für ihre Mitwirkung bei diesem 
Verfahren. könnte die Eisenbahn ebenfalls eine feste Geb 
erheben. _ | a 

Zum Schluß seien. die Vorteile des neuen Vierfahrens ; 


1. Veerbleiben von Frachtbrief und Stamm in den Händen 
der Eisenbahn. u 
2. Dadurch vereinfachte Buchung in den Versandbücher 


Gelegenheit, die Buchung zu ruhigeren Zeiten vorz 
nehmen. BER " 
Ausdehnung des Binnenverkehrs-Verfahrens auf den 
ganzen- Reichseisenbahn-Bezirk. : A 


Wegfall des ganzen Nachnahme-Buchungsverfahrens. 
Wegfall des Einnahmebuches über bar bezahlte Fra 
turen. BE. 
. Weefall_ der Ausfertigung der ‚Benachrichtigungskar 
über Eingang des Gutes. i 


Weefall der 


Umänderung für Braunkohlenfewerung wird als leicht durch- 
führbar bezeichnet. Die Kohlenzuführung geschieht durch 
Biecherwerke, die Aschenbeförderung mittels Saugluftanlae« 
Von den im Maschinenhause aufgestellten s 
Parsons Reaktionsdampfturbinen dienen zwei als Rück 
Der Dampfdruck in den Turbinen beträgt 14 at, die Überhitzu: 
315° GC. Von den sechs Drehstrom-Turbodynamos leisten 
günstigster Dampfausnutzung vier je 10000 Kilowatt. 
zwei je 12500 Kilowatt bei 1500 Umdrehungen in der Min 
3300 Volt und 25 Perioden in der Sekunde; cos g ist gl ich 
0,95. Die größte Dauerleistung beträgt 12500 bzw. 14 000 Rulo- 
watt, die Höchstleistung für kurze Zeit 14000 bzw. 15 000 Kilo- 
watt. Zwei Hilfsturbinen dienen zum Anlassen der Pumpen. 
Jeder Stromerzeuger hat seinen eigenen Öölsekühlten Hauı 
transformator zur Erhöhung der Spannung auf 20 000 Volt T 
einen Hilfstransformator, in dem die Spannung zum, Betriebe 0 
Kühlwasser- und Ölpumpen auf 440 Volt ermäßigt wird. 
Transformatoren hat man wegen ührer Feuerssefahr 
Maschinenhause „getrennt in einem besonderen Gebäude un 
gebracht. Gleichfalls Setrennt vom Maschinenhause ist 
Schalttafel aufgestellt, von der aus die Regelung des greisa 
Kraftwerkbetriebes erfolgt. 2: 
‚Vom Kraftwerk wird der auf 20000 Volt gespannte D 
strom mittels 13 Speiseleitungen nach den | 
der Strecke verteilten Unterwerken seführt. Außerhalb d 
Stadt konnten die Speiseleitungen. als Freileitungen nach Mö 
lichkeit auf den Traewerken der Fahrleitungsanlage ang 
ordnet werden. Im Stadtinnern sind sie als papierisolier 
Bleikabel mit 'Eisenbewicklung unterirdisch geführt. Neb 
den Speiseleitungen sind Fernsprechleitungen verlegt wordeı 
die zu einem in’ Joliment erbauten selbstätix arbeitenden Pen 
sprechamt führen. Be 
Für das weitverzweigte Vorortbahnnetz waren nicht wenig 
außerdem speist d 
Kraftwerk noch zwei Unterwerke für die Straßenbahn, 2 
weibere für die Werkstätten und eins für die öffentlie, 
Lichtanlasen. Die Bahnunterwerke enthalten die 20000 V 
Transformatoren, die Drehstrom-Gleichstromumformer und 
zugehörigen Schalteinriehtungen für Drehstrom und Gleich 
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om, Die Drehstrom-Gleichstromumformer lüefiern mit einem 
_ Teistungsfaktor von 0,95 bei Regelbelastung Gleichstrom von 
1500 Volt; sie sind! in vier Größen, für Leistungen von 
D, 2500, 1500 und 750 Kilowatt ausgeführt. Die Maschinen 
n 3000, 2500 und 1500 Kilowatt sollen auf kurze Zeit eine 
ppelte und die 750 Kilowatt-Maschinen eine vierfache ‘Bie- 
ung ertragen können; die 750 Kilowatt-Maschine ist nur 
r die Außenlinien bestimmt. 
j Die Fahrleitung hat man nach deutschem Vorbilde an 
einem Kettenwerk aufgehängt, dergestalt, daß über jedem Gleis 
nur ein Fahrdraht und ein Tragseil sich befindet. Die beiden 
 Streckensleise können vomeinander elektrisch setrennt wer- 
den; die einzelmen Betriebabschnitte bilden selbständige, für 
ch gespeiste Leitungsbezirke. Auf den Hauptstrecken be- 
ägt der Qwerschnitt des hartgezogenen Kupfer-Profilfahr- 
drahtes in der Resel 161 qmm; der gleichfalls aus Kupfer 
_ hergestellte Tragdraht hat einen. Querschnitt von 161 bis 
42 qamm. Danach beträgt der geringste Kupferqwerschnitt 
"über jedem Gleis 322 qmm. Bei derartig starken Abmessungen 
‘onnte von der Anordnung besonderer Verstärkungsleitungen 
absesenen werden. Selbsttätige Nachispannvorrichtungen, die 
, die Fahrleituneg mit 1100 kg anspannen, sind in Abständen von 
915 m vorgesehen; in der Mitte dieser Abschnitte wird der 
 Fahrdraht verankert. Der Abstand der Tragwerke beträgt 
| in der Geraden 91,5 m. Der größte Durchhang des Tragseils 
beträgt bei + 15° C und einer Zugspannung von rund 1450 kg 
‚ rund 3,3 m. Die Fahrdrahthöhe über Schienenoberkante be- 
trägt in der Regel nur 5 m, bei Wegekreuzungen bis zu 5,5 m 
| und bei den überaus zahlreichen Brückenunterführungen nur 
442 m. Die Gesamtlänge der Fahrleitungen über Haupt- und 
ebenzleisen beläuft sich auf rund 540 km. 
Die Triebwagenzüge sind in der Regel aus sechs 
Wasen gleich drei Einheiten zusammensesetzt, bestehend aus 
s einem Trieb- und einem Beiwagen. Als Beiwagen werden die 
ersonenwagen des ehemaligen Dampfbetriebes unverändert 
enutzt. Die Triebwagen wurden hergestellt, indem man vor- 
‘ handene Wasenkasten auf neue Untergestelle setzte und dem 
sinbau der Triebmittel anpaßte, eine Maßnahme, die 
ür alle diejenigen Schmellbahnunternehmen Interesse hat, 
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vorhandene Dampfbetriebsmittel auch im elektrischen 
triebe weiter benutzen wollen. Je «ein Triebwagen 


Zuges, 
eine 
Nur 

Fahr- 


hinteren Ende des 
alle werden durch 
aus  seelenkt. 
des 


ersitzen 


‚Abteile mit Schwingtüren. vielfach üblichen 


lattformen zum Überganze von Wagen zu Wagen sind 
er nicht vorhanden. Für Neubeschaffungen kommen 


ır Wagen mit Schiebetüren in: Frage. Fast alle Wagen 
ühren Raucher- und Nichtraucherabteile. Jeder Trieb- 
sen verfügt über. vier 140pferdige Hauptschluß-Trieb- 
hinen, Bauart G. E. 237 der General Electrie Co in 
nerika, von je 105 Kilowatt Leistung, 750 Volt, 166 Amp. 
omaufnahme, 85 % Wirkungserad. Das Zahnräderüber- 
zungsverhältnis beträgt 1 :3,2175. 


— Nachrichten. 
Vereinsgebiet. 


— Eröffnung der Strecke Sulingen (Han.)-Siedenburg. Am 
. August d. J. wird im Direktionsbezirk Münster (Westf.) die 
‘ollspurige Bahnstrecke Sulingen (Han.)-Sie de nburg 
ls Nebenbahn mit den Stationen Siedenburg und Mellinghausen 
ür den Personen-, Güter-, Gepäck- und Privattelegrammverkehr 
owie für die Abfertigung von Leichen und lebenden Tieren 
röffnet. Für die neue Bahnstrecke haben Gültigkeit: die Eisen- 
bahn-Bau- und Betriebsordnung vom 4. November 1904 und die 
Eisenbahn-Verkehrsordnung vom 23. Dezember 1908. 

 — Fahrpreisermäßigung zugunsten der öffentlichen Kranken- 
flege und der Magdalenenstifte. 1. Mit sofortiger Wirksamkeit 
verden auf der deutschen Reichsbahn in der 2. und 3. Klasse 
zum halben Preise, in Schnellzügen außerdem gegen tarifmäßigen 
‚Zuschlag, befördert: A. Angehörige der in Deutschland an- 
sässigen weltlichen und geistlichen Vereine und. Genossen- 
chaften, die sich satzungsgemäß in Ausübung freier Liebes- 
tätigkeit der öffentlichen Krankenpflege widmen, einschließlich 
er Anstalten zur Pflege der Fallsüchtigen, Blödsinnigen, 
|; Schwachsinnigen (Idioten) oder Krüppel. und zwar a a) das 
_ Pflegepersonal bei Reisen, die durch die Ausübung der öffent- 
chen Krankenpflege veranlaßt sind, und bei Reisen infolge von 
we D 
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- Regierungs- und Baurat Heyden 


Fahrgeschwindiskeit soll 35 km, die höchste S4 km in der 
Stunde betragen. Der Betriebsstrom wird dem Tırebwagen durch 
einen einzigen Scherenstromabnehmer zugeführt, dessen An- 
druck so zu wählen war, daß mehr als 500 Amp. Strom ohne 
Funkenbildung von der Fahrleitung abgenommen werden 
können... Zur Ergänzung des für die Bedienung der Stewe- 
rung erforderlichen niedrisgespannten Gleiehstroms ist eine 
besondere Motordynamo in jedem Triebwagen vorhanden. 


Die naheliegende Frage, warum man sich bei Elektrisierung 
der Melbourner Vorortbahnen im Gegensatze zu den für die 
Einführung der wirtschaftlichsten Elektrisierungsform auf der 
Berliner Stadt- und Vorortbahn verantwortlichen Fachmännern 
für hochstespannten Gleichstrom entschlossen hat, beantwortet 
in Heft 10 des Jahr- 
gsangs 1920 der Zeitschrift „Elektrische Kraftbetriebe 
und Bahnen“, wie folet: „Man hat es bei den Mcecl- 
bourner Vorortbahnen zweifellos mit einer der bedeu- 
tenderen. Elektrisierungen zu tun, und es ist mit Rück- 
sicht auf die Frage des zweckmäßigsten Stromsystems natur- 
nemäß von Interesse, daß man sich dort für 1500 Volt-Gleich- 
strom entschieden hat. Diem entgegen wird für die Berliner 
Stadt- und Vorortbahnen der infache Wechselstrom mit 
15 000 Volt Fahrdrahtspannung; verwendet werden, und zwar 
nachdem eingehende Berechnungen aufgestellt worden sind, 
die die Überlegenheit dieses Stromsystems dargetan haben. 
Ohne auf die Frage, ob die Wahl des Gleichstroms tatsächlich 
die eünstieste Lösung für Melbourne war, näher einsehen zu 
wollen, um so weniser, als diese nur nach genauer Prüfung 
aller in Betracht kommenden Punkte beantwortet werden 
kann, sel nur auf folgendes hingewiesen: Die Menge des zur 
Kraftübertragung erforderlichen Leitungsmaberials ist mit 
Rücksicht auf die im quadratischen Verhältnis steigenden 
Stroinverluste bei 1500 Volt Gleichstrom, wie eine einfache 
Rechnune ergibt, ganz erheblich viel größer alıs bei 15000 Volt 
Wechselstrom selbst bei ungünstigstem cos @. Dieser weit 
größere Maberialaufwand, sei es nun, daß er in den Fahr- 
leitungen, den. Tragseilen, den Speise- und Verstärkungslei- 
tungen oder in den Unterwerken (bei Melbourne 15) zum 
Ausdruck kommt, ist nicht zu umgehen und spielt keine wesent- 
liche Rolle bei niedrisem Kupferpreis. In Deutschland sind 
wir aber heute mehr als je vor dem Kriege gezwunien, mit 
den wertvollen Baustoffen so sparsam wie nur möglich umzu- 
sehen und ın Befolgung Jieser Forderung die elektrischen 
Spannungen soweit zu erhöhen wie Betriebssicherheit und 
Wirtschaftlichkeit es „gestatten. Mitbestimmend für die Wahl 
von Gleichstrom für Melbourne war wahrscheinlich auch die 
erwähnte sroße Anzahl von niedrigen Brücken, die schon 
bei: 1500 Volt eine Tiefistlage der Fahrleitung von 4,42 m nötige 
machten und vielleicht auch die Annehmlichkeit, die die Ver- 
wendung von Triebmaschinen und Stromerzeusern der Gleich- 
strom-Regelbauart bezüglich Herstellung und schneller Lüefe- 
rung (boben“, 


Daß auf den für den elektrischen Betrieb ausgerüsteten Vor- 
ortbahnen von Melbourne das selbsttätige Sienal- 
system unter Benutzung von Gleisströmen. (Wechselstrom) 
zur Anwendung „elangt, ist an dieser Stelle gelegentlich be- 


Die durchschnittlicheis dreits betont worden. 


Versetzungen und zur Fortbildung, Kur und Erholung, b) die 
mit der Leitung betrauten, der Eisenbahnverwaltung nament- 
lich bekanntgegebenen Persönlichkeiten bei Reisen zur Ausübung 


‘der Aufsicht über das Personal. Die Fahrpreisermäßigung unter 


a) wird auch gewährt: a) dem Pflegepersonal, das einer Anstalt 
des Staates oder eines Selbstverwaltungskörpers ohne unmittel- 
bare Anstellung bei dieser und ohne Lösung seines Verhältnisses 
zu dem Verein oder der Genossenschaft dauernd oder vorüber- 
gehend überwiesen ist; b) auf den deutschen Strecken bei Reisen 
zur Kur oder Erholung nach oder von ausländischen Orten. 
B. Vorstände und Pflegepersonal der Magdalenenstifte, d. h. 
solcher Vereine und Anstalten, die sich der Fürsorge für ge- 
fallene oder sittlich gefährdete Frauen und Mädchen widmen, und 
zwar: a) für das Pflegepersonal bei Reisen, die durch die Für- 
sorge für die Schützlinge veranlaßt sind, und bei Reisen infolge 
von Versetzungen und zur Kur und Erholung, b) die mit der 
Leitung betrauten, der Fisenbahnverwaltung namentlich be- 
kanntgegebenen Persönlichkeiten bei Reisen zur Ausübung der 
Aufsicht. über das Personal. 

2. Bei Reisen, die von Krankenpflegern auf Ansuchen von 


*) Unter Vereinen und Genossenschaften, die sich in Aus- 
übung freier Liebestätigkeit der öffentlichen Krankenpflege 
widmen, sind nur solche zu verstehen, die nach ihren Satzungen 
als Zweck verfolgen, die Krankenpflege unentgeltlich oder nur 
gegen Erhebung eines die Selbstkosten der Verpflegung nicht 
übersteigenden Betrages zu gewähren. 
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Privatpersonen oder zur Begleitung kranker Personen auf 
deren Kosten, und bei Reisen, die zum Zwecke des Eintritts in 
die der öffentlichen Krankenpflege dienenden Vereine und Ge- 
nossenschaften unternommen werden, wird die Vergünstigung 
nicht gewährt. 

3. Die Fahrkarten zum halben Preise werden von den Faht- 
kartenausgaben auf Grund der nach den vorgeschriebenen 
Mustern ausgestellten, mit dem Abdrucke des Vereins- oder An- 
staltsetempels versehenen Ausweise verabfolgt. 

4. Die Ausweise sind von den Vorständen der Vereine und 
Genossenschaften, Anstalten und Zweigniederlassungen auszu- 
stellen, und zwar nur für einfache Fahrt. Die Ausweise müssen 
enthalten: Name und Stand der Reisenden, Zweck und Ziel der 
Reise, 
Ausweis gilt; bei Reisen zur Pflege von Kranken außerhalb 
eines Öffentlichen Krankenhauses und bei Reisen zur Begleitung 
kranker Personen auch die Bestätigung, daß die Pflege unent- 
geitlich erfolgt. 


5. Die Amsweise werden von den Fahrkartenausgaben bei 


leder Lösung einer Fahrkarte abgestempelt und den Inhabern 
zurückgegeben, die sie dem Fahrbeamten auf Verlangen vorzu- 
zeigen haben. Die Ausweise sind mit den Fahrkarten bei Be- 
endigung der Fahrt abzugeben. 


— Monatskarten mit Lichtbild. Zum besseren Schutze gegen 
die besonders in der letzten Zeit vielfach festgestellten Fahr- 
zeldhinterziehungen durch die Benutzung von Monatskarten 
durch mehrere Personen hat die Eisenbahndirektion Berlin ver- 
suchsweise die Einführung von Monatskarten mit Lichtbild des 


Benutzungsberechtigten zum 1. August zur Einführung zunächst 


für alle Stationen der Wannseebahn vorgesehen. Die Monats- 
karten werden nach dem gleichen Verfahren, wie es bereits seit 
einem halben Jahre auf den ehemals sächsichen Staatsbahn- 
strecken mit gutem Erfolge angewendet worden ist, mit dem 
Lichtbild zusammen auf einem Blechrahmen befestigt, der von 
der Fahrkartenausgabe zum Preise von 1,50 A geliefert und in 
unbeschädigtem Zustande von der Fährkartenausgabe wieder 
zum gleichen Preise zurückgenommen wird. ‚Ohne Lichtbild 
können auf der Wannseebahn vom 1. August ab nur noch 
Schülermonatskarten verwendet werden. An Stelle 
der bisher üblichen Unterschrift treten bei dem neuen Ver- 
fahren die Lichtbilder. 


— Frachtvergünstigung für Liebesgaben der Heilsarmee. Die 
zur unentgeltlichen Verteilung an notleidende deutsche Kinder 
bestimmten Liebeszaben, die von der Heilsarmee an ihre Zweig- 
stellen, an staatliche oder städtische Behörden, an gemein- 
nützige Gesellschaften oder Ausschüsse usw. gesandt werden, 
werden bis zum 31. Dezember 1921 auf den Strecken der Reichs- 
bahn bei Aufgabe als Frachteut frachtfrei, bei Aufgabe als Eilgut 
zu den Sätzen für Frachtgut befördert. Die Frachtbriefe werden 
mit der Unterschrift und dem Stempel der Heilsarmee und mit 
dem Vermerk „Freiwillig gespendete Gaben zur unentgeltlichen 
Verbreitung durch die Heilsarmee“ versehen sein. 


— Bekanntgabe der Verkehrssperren im Eisenbahnverkehr an 
die Handelskammern. Infolge des polnischen 
Oberschlesien sind eine ganze Reihe Strecken des Eisenbahn- 
direktionsbezirks Kattowitz gesperrt worden, ohne daß die be- 
teiligten Kreise durch ihre zuständigen Handelsvertretungen 
rechtzeitig hiervon unterrichtet werden konnten. Die Sperren 
werden fast ausschließlich von der Generalbetriebsleitung an- 
geordnet und gelangen über die einzelnen Direktionen meist mit 
einer Verzögerung von 2—3 Tagen in den Besitz der Handels- 
kammern. Es ist deshalb bei der Generalbetriebsleitune Ost 
der Deutschen Reichsbahnen in Berlin angeregt worden, die Mit- 
teilungen über Verkehrssperren den Handelskammern wieder 
regelmäßig unmittelbar zuzustellen, damit die Verkehrsverwal- 
tung von der den Betrieb störenden Auskunftserteilung über 
die Verkehrslage befreit würde. 

Wie wir den „Mitteilungen der Handelskammer Berlin“ ent- 
nehmen, würde sie diese Neuerung nur dankbar als Verbesse- 
rung des bisherigen Zustandes begrüßen; sie hat sich bereit &e- 
funden, wie in früheren Jahren, die Verkehrsbeteiligten sofort 
auf Störungen der Verkehrsverhältnisse aufmerksam zu machen. 


— Warnung vor Streikübergriffen. Der „D. Alle. Zte.“ geht 
folgende Drahtmeldung aus München vom 16. Juli d. J. zu: 
Die bayerische Eisenbahnverwaltung hat aus Anlaß des letzten 
Generalstreiks einen Erlaß an das Personal herausgegeben, in 
dem es heißt: Nachdem die Streikbewegung im allgemeinen in 
ruhigen Bahnen verlaufen ist, soll gegen das Personal. dessen 
Beteiligung am Streik lediglich darim bestand, daß es die Arbeit 
niedergelest und die Streikparole weitergegeben hat, von dem 
Lohnabzug abgesehen, nicht weiter vorgegangen wer- 
den. Diejenigen jedoch, die darüber hinaus innerhalb der Be- 
triebswerkstätten durch Abhaltung Arbeitswilliger, aufreizende 
Reden, polizeilich verbotene Verteilung von Flueblättern oder 


die zu benutzende Wagenklasse, die Zeit, für die der. 


‚sich auch eine ganz außergewöhnliche Zunahme des Person 


"im Reiseverkehr zu einem internationalen Durchzuglande gew 


: Sommerurlaub nicht mehr, wie früher, 


Aufruhrs in. 


aus dem Ausland angewiesen, 
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ähnlichem, auf besonders eindringliche Weise für - Ausbreit 
und Durchführung des Streiks gewirkt haben, sind namens 
Verwaltung mündlich darauf hinzuweisen, daß die Eisenbah 
verwaltung zur Abwehr derartiger auf die Unterbindung ei 
lebenswichtigen Betriebes abzielender Versuche künftig das 
nach dem Lohntarifvertrag zustehende Recht der fristlos 
Kündigung ins Auge fassen wird. Soweit sich unter 
danach zu verwarnenden Personen Betriebsräte befinde 
ist ihnen noch besonders zu bemerken, daß ihr Eintreten f 
den aus rein parteipolitischen Gründen unternommenen Str 
mit den ihnen nach dem. Betriebsrätegesetz obliegenden Pflich 
DICh* in Bi inklang gebracht werden kann. 


Österreich. 
.— Der österreichische Eisenbahnverkehr. Die „Dtaatsko ‘Ei 
pondenz“ teilt mit: Den weiten Kreisen der Bevölkerung is 
ganz unbekannt, daß sich: durch das Entstehen der Republ 
Österreich eine vollständige ‚Umschichtung unseres Verkehr | 
wesens vollzogen hat. \ 
Der Verkehr aufscer Wecitehn An Stellen der 
großen, leistungsfähigen Linien ist die Westbahn zum Trag- 
balken unseres gesamten Eisenbahnverkehrs geworden. R 
muß, obwohl sie dazu ihrem Wesen und ihrer Anlage na h 
durchaus nicht geeignet ist, jetzt geradezu die Aufgaben einer 
Massengüterbahn erfüllen. Ihr Güterverkehr hat den der F i 
denszeit bereits stark überschritten. So wurden, um nur einig 
Zahlen anzuführen, im März 1914 auf der Strecke Wien-Am 
stetten mit Güterzügen 84870 Zugkilometer und 5051800 
Bruttotonnenkilometer geleistet, während im März 1921 die 
Leistung 102 980 Zugkilometer und 65 620000 Bruttotonnenkilo- 
meter betragen hat. Die Steigerung hat daher bereits 21 bzw. 
29% betragen! Zu dieser Erhöhung der Güterbeförderung gesellt 


verkehrs. Nicht nur, daß Österreich — erfreulicherweise — auch 


den ist: Die Österreicher selber befriedigen ietzt, wenn der 
druck gestattet ist, ihr immer stärker hervortretendes Reis: 
bedürfnis hauptsächlich im eigenen Lande. Sie verbringen ih 
zum sehr großen Teile 
den böhmischen Bädern, an den Gestaden der Nordsee und Os 
see, an der Adria, im alten und im neugewordenen Ausla 
sie bleiben in den. engen Gemarken des Heimatlandes, im B 
reiche der Alpen. Dieser ganze Reisendenstrom ergießt si 
auf die Westbahn. Ja, selbst bei Reisen nach Deutschland 
nehmen viele nicht den oft natürlichen und kürzeren Weg über 
Norden, sondern sie benutzen die um viele Fahrtstunden länge 
Strecke Wien-Passau, weil sie die Grenz- und Übergan 
schwierigkeiten beim Eintreten und beim Verlassen ‚des ‚tse 
cho-slowakischen Staates vermeiden. wollen. ei 


Die Unzulänglichkeit der Fahrbetrieb 
mittel. Eine derartig sehr erhebliche, über das Leistungsve 
mögen weit hinausgehende Zunahme der Verkehrsstärke 
selbst in gewöhnlichen Zeitläuften ernste Schwierigkeiten, 
hinderungen, ia selbst Verkehrsstockungen hervorgerufen. 
muß erst die Folge sein nach einem fürchterlichen Kriege, in 
dem unsere Anlagen aufs äußerste abgenutzt, unsere Wagen 
Lokomotiven vermindert und beschädigt wurden. In dem — tr 
unserer Bestrebungen noch nicht aufgeteilten — Fahrpark ı 
Monarchie herrscht Unklarheit und Unzulänglichkeit; unser: 
Lokomotiven, großenteils der gediegenen kupfernen Feuer 
büchsen beraubt und im Kriegsverkehr außerordentlich abe 
nutzt, werden rasch <zebrauchsunfähige und ausbesserungsb 
dürftig. Neuanschaffungen können nur in dem Maße erfolgen, 
als die Industrie den ohnedies mit allen Mitteln und mit ‚großem 
Geldaufwand betriebenen Bestellungen nachzukommen vermag. 
Es darf nicht außer acht gelassen werden, daß wir als rohstoff- 
armes Land auf die ausgleichsweise Lieferung der Rohstof 
die Lokomotiv- und Wage 
fabriken nur dann im Betrieb erhalten können, wenn diese au 
für das rohstoffliefernde Ausland Bestellungen entgeg 
nehmen, abgesehen davon, daß auch die Lebensmittelliefer 
aus dem Ausland solche Leistungen bedingt. Es wäre ein Di. 
der Unmöglichkeit gewesen, den Betrieb in diesen Fabri 
auch noch mit den ganz unzulänglichen -Kohlenmengen, die v« 
den fremden Staaten förmlich erbettelt werden mußten, aufrech 
zuerhalten. Lieferungen von Lokomotiven und Wagen brae 
den Fabriken Kohlen und damit die Möglichkeit, auch unsere 
‚Bestellungen nachzukommen. Jede einseitige und nicht alle Un 
stände des wirtschaftlichen Lebens Österreichs nach der jamn 
vollen Katastrophe berücksichtigende Beurteilung gerade d 
außerordentlich wichtigen Frage bedeutet eine vollkommene 
kennung der Tatsachen. 


Solange nicht mehr Fahrbetriebsmittel zur Verfügung stehe 
solange aber auch dann’noch das zu ihrer Bedienung nötige 


E F MI 
nicht untergebracht ist, können nicht mehr Züge geführt 
den. Daraus ergibt sich der zwingende Schluß, daß dem 
rkehrsbedürfnis einfach nicht voll entsprochen werden kann. 
ie Öffentlichkeit ist sich beim allmählichen Heruntergleiten in 
- wirtschaftliches Elend und bei den — Gott sei Dank! — 
u inneren Schwierigkeiten und Unruhen, denen 
ere Nachbarstaaten Bayern und Ungarn während einiger Zeit 
sgesetzt waren, der Schwierigkeiten nicht so gründlich bewußt 
eworden. Ein Mehr zu verlangen, als geleistet wird, bedeutet 
her, bar Unmögliches. zu fordern. Zu einer groß angelegten, 
tausgreifenden Investitionstätigkeit fehlen dermalen noch 
‚ darunter auch die finanziellen Voraussetzungen, und sie 
rde überdies auch nur durch ein auf weite Sicht gestelltes 
rogramm erfüllbar sein. Wenn also trotz alledem die Verkehrs- 
schichtung vollzogen, gegenüber der Friedenszeit mit viel un- 
glicheren Mitteln sogar eine Mehrleistung im Verkehr erzielt 
’erden kann, so ist das nur dem zu danken, daß die Bundes- 
ahnen die ihr zu Gebote stehenden Verbesserungsmöglichkeiten 
ollstem Maße ausgenutzt haben. 
eUmfahrung Wiens. So werden, um nur einige Bei- 
spiele zu geben, die Linie Breitenlee-Leopoldau-Jedlersdorf samt 
em daran anschließenden Linienzuge Jedlersdorf-Stockerau- 
sdorf-Tulln-St. Pölten unter Anwendung aller verkehrstech- 
chen Hilfsmittel als Entlastungswege der Hauptstrecke be- 
zt. Besonders hat die zweckmäßige Umfahrung Wiens im 
rchzugeverkehr einen gewaltigen Aufschwung der bisher lokal- 
mäßig betriebenen Linie Tulln-St. Pölten mit sich gebracht. Um 
eine ersprießliche Reihung und Zuführung der Wagen für die 
verschiedenen Schienenwege und Empfangspunkte im Bereiche 
Wiens zu ermöglichen, wurde im Knotenpunkte Amstetten in 
Gestalt eines Vorbahnhofes eine besondere Gleisanlaga geschaf- 
n, die noch im Laufe dieses Jahres eine Gleisvermehrung er- 
ten wird. Ebenso wurde, zur Entlastung des überaus wich- 
»n Knotenpunktes St. Pölten Staatsbahnhof, die auf dem 
Leobersdorfer Flügel gelegene Station St. Pölten Lokalbahnhof 
ausgestaltet, und sie wird zur Verriehtung von Arbeiten heran- 
gezogen. die vordem vom Hauptbahnhofe besorgt wurden. Seit 
1. Juni 1921 sind zwei zwischen Jedlersdorf und Hütteldorf- 
acking über Wien Nordbahnhof durchlaufende Personenzüge 
geführt worden, wodurch — zum erstenmal — im durch- 
enden Personenverkehr das linke Donauufer (Floridsdorf) 
t den wichtigsten Stadtteilen des rechten Donauufers (Leo- 
ldstadt, Hauptzollamt, Landstraße, Favoriten, Meidling usw.) 
rbunden wird. Solche Beispiele ließen sich vielfach ver- 
hren. Im Rahmen des Vorhandenen geschieht alles nur Mög- 
e. Aber dieser Rahmen ist, wie dargetan, dermalen zu eng. 


- Empfang der Pressevertreter beim Präsidenten der Er- 
rungskommission. Einer Einladung des Präsidenten Dr. 
x Wladimir Beck folgend, erschienen kürzlich die, Vertreter 
er Wiener und der Länderpresse zu einem Empfang im 
Sitzunezssaale des Obersten Rechnungshofes.. Von besonderem 
Interesse waren die Bemerkungen des Präsidenten über die 
Frage des Beamtenabbaues. Er sagte: 
Bevor man an den eigentlichen Beamtenabbau denken kann, 
muß man sich die Frage vorlegen, ob nicht ein Arbeitsabbau 
möglich wäre. Diese Frage muß unbedingt bejaht werden. Die 
iebleibende Arbeit muß richtig organisiert werden und an 
die meritorische Reform der Arbeit muß sich eine rationelle 
Kanzleiform anschließen. Der Personalabbau bildet vielleicht die 
schmerzlichste Aufgabe der Ersparungskommission. Diese ‚darf 
aber nicht sentimental sein und darf vor der Lösung dieser 
Aufgabe nicht zurückschrecken. Es wird sich ein vernünftiger 
'Stellenplan aufstellen lassen, und alle Kräfte, die in diesen 
Stellenplan nicht passen, müssen abgebaut werden. Die Er- 
sparungskommission steht auf dem Standpunkt, daß es sich 
"beim ‘Personalabbau um ein äußerst ernstes, schwieriges soziales 
Problem handelt, das vollkommen frei von fiskalischer 
Änestlichkeit und Engherzigkeit behandelt werden muß. Sie 
hat den Beschluß gefaßt, infolgedessen der Regierung hier Rat- 
'hläge zu eben, die es ermöglichen, diese schwierige Aufgabe 
entsprechender Weise zu lösen. So sollen denjenigen Be- 
en, die seinerzeit entbehrlich sein werden, eine sehr geraume 
t hindurch die vollen Bezüge ausgezahlt werden, damit sie 
die Lage kommen, neue Stellungen zu suchen. ohne für ihre 
stenz besorgt sein zu müssen, Denjenigen, die keine neuen 
llen finden, müssen Ruhegenüsse in einem Ausmaße zugebilligt 
rden, das sie vor Not schützt. Selbstverständlich muß die 
rlangung neuer Berufsstellungen durch entsprechende Ein- 
ßnahme bei Privatunternehmungen und durch Schaffung ent- 
echender Arbeitsvermittlungen erleichtert werden. Solange 
 Beamtenabbau stattfindet, muß unbedingt eine Sperre der 


Erweiterung des Schnellzugverkehrs auf der Südbahn. Die 
»jebsdirektion der Südbahn teilt mit, daß die gegenwälr 
hentlich dreimal verkehrenden Schnellzüge Prag- 1 
. Agram-Belgrad über Budweis, Linz, Leoben seit 12. 


z 


Triest 
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bzw. 14. Juli täglich verkehren. Die direkten Wagen I., II., 
Ill. Klasse Prag-Agram und Prag-Triest und umgekehrt laufen 
aber seit den genannten Tagen in der Südbahnstrecke Bruck 
a. d. M.-Steinbrück (Triest) nicht mehr mit den D-Zügen 7 und 8, 
sondern mit den D-Zügen 3 und 4. 

Gleichzeitig wird mitgeteilt, daß mit Rücksicht auf den Ab- 
schluß der Kursaison in Meran der bei den D-Zügen 1109 (Wien 
Südbahnhof ab 21 Uhr 20 Minuten) und 1110 (Wien Südbahnhof 
an 8 Uhr 20 Minuten) bisher täglich im Verkehr gewesene 
Schlafwagen Wien-Meran und umgekehrt seit 15. Juli nur noch 
wöchentlich dreimal verkehrt und zwar Wien ab ieden Mon- 
tag, Mittwoch, Freitag, Wien an jeden Mittwoch, - Freitag, 
Sonntag. 


— Unterstützung touristischer Vereine durch das Bundes- 
ministerium für Verkehr. In der letzten Sitzung des Verbandes 
zur Wahrung allgemeiner touristischer Interessen wurde der 
aus dem KReingewinn des Österreichischen Verkehrsbureaus 
stammende und vom Fremdenverkehrsbureau des Verkehrs- 
ministeriums für die Wiederherstellung von Weganlagen in den 
Alpen bestimmte Betrag von 800000 K. an die verschiedenen 


alpinen Vereine zur Verteilung gebracht. Auf Antrag 
des ständigen Berichterstatters des Verbandes, Hans Biendl, 
der die zahlreich eingelangten Ansuchen ZU prüfen 
hatte, wurde der obengenannte Betrag unter den Ver- 
einen derart verteilt, daß auf die  Wiederherstellung 
von Wes- und sSteiganlagen in den einzelnen Ländern 


folgende Beträge entfallen: für Niederösterreich 160 000 K., für 
Oberösterreich 100000 K., für Steiermark 140000 K., für Salz- 
burg 80000 K., für Kärnten 60000 K., für Tirol 240000 K. und 
für Vorarlberg 20000 K. Da diese Unterstützungen nur einen 
Bruchteil der von den einzelnen Vereinen aufzuwendenden Bar- 
auslagen betragen, wird noch im heurigen Jahre in den wäh- 
rend des Krieges stark vernachlässisten Alpengebieten ein 
schönes Stück Arbeit geleistet werden, an der das Verkehrs- 
ministerium werktätigen Anteil genommen hat. 


— Staatliche Förderung des Ausbaues der Wasserkräfte. 
In der Nationalversammlung gelangte am 13. Juli der Gesetz- 
entwurf über die Förderung von Wasserkraftelektrizitäts- 
werken zur Behandlung. Aus dem Sitzungsbericht entnehmen 
wir folgendes: 


Der Berichterstatter hob hervor, daß mit dem Gesetz der 
letzte Versuch unternommen werden soll, durch  gesetz- 
geberische Maßnahmen den Ausbau der Wasserkräfte in 


Deutschösterreich in die Wege zu leiten. Der Ausbau der 
Wasserkräfte sei für Österreich wohl die .allerwichtigste wirt- 
schaftliche Aufgabe. Die bisher unternommenen Versuche, die 
Wasserkräfte auszubauen, seien an den unzulänglichen Mitteln 
gescheitert. Das größte Hindernis bilde die Geldentwertung. 
Das vorliegende Gesetz wolle nun durch verschiedene Maß- 
nahmen auf dem Gebiete des Steuer- und Gebührenwesens so- 
wie durch Zinsengarantien das inländische und ausländische 
Kapital für den Ausbau der Wasserkräfte interessieren. ‚Das 
Entgegenkommen der Finanzverwaltung sei sehr weitgehend. 
Der Berichterstatter erörterte im einzelnen die Bestimmungen 
des Gesetzes und bat, es anzunehmen. 

Ein Abgeordneter hob hervor, daß neben den Alpenwässern 
vor allem das Waldviertel für den Ausbau der Wasserkräfte in 
Betracht komme. Gegenwärtig sei der Ausbau der Wasser- 
kräfte im Hölltal im Gange, durch welche die Bahn Schwar- 
zenau-Zwettl-Martinsberg versorgt werden soll. Für die rest- 
lose Durchführung dieses Planes werden sich die Vertreter des 
Waldviertels mit aller Tatkraft einsetzen. 

Abe. Dr. Ellenbogen, Präsident des Wasserkraft- und Elek- 
trizitätswirtschaftsamtes, betonte, daß ein wirksamer Ausbau 
der Woasserkräfte infolge des außerordentlichen Steigens der 
Baukosten ohne das Eingreifen der staatlichen Gesetzgebung 
durch Gewährung von Steuererleichterungen nicht zu gewärti- 
gen Sei. Bei dem’ Ausbau der Wasserkräfte müsse vor allem 
die Möglichkeit des Wettbewerbes gegenüber den mit Dampf- 
kraft betriebenen Werken und solchen Wasserkraftwerken in 
Rechnung gezogen werden, welche allenfalls in späterer Zeit 
billiger errichtet werden. Diesem Gesichtspunkte habe auch 
die Vorlage Rechnung getragen. Der Gesetzentwurf sei unter 
allen’ Versuchen der verschiedenen Länder, diese Frage zu er- 
Iedigen, wohl als der beste zu bezeichnen. Sehr erfreulich sei 
die Hauptabsicht des Gesetzes, Großkraftwerke zu begünstigen. 
Die Erkenntnis nach Vereinheitlichung der Elektrizitätswirt- 
schaft sei allgemein geworden, und es sei sehr zu begrüßen, 
daß sich innerhalb der einzelnen Länder das Verständnis für 
die Vereinheitlichung der Elektrizitätswirtschaft immer mehr 
durchsetze. Redner verlangte von der Regierung die baldigste 
Vorlage eines bezüglichen Gesetzes. Ein anderer Abgeordneter 
erinnerte an die Änderungen, welche der Ausschuß an der ur- 
sprünglichen Regierungsvorlage insofern vorgenommen habe, als 
nicht nur die Beschaffung neuer elektrischer Kraftquellen unter 
die Begünstigung des Gesetzes fallen, sondern auch Erweiterungs- 
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bauten schon bestehender Werke der Wohltaten des Gesetzes 
teilhaft werden sollen. Im Interesse unserer Wasserwirtschaft 
sei es gelegen, wenn möglichst große Kraftwerke entstehen und 
die kleineren Werke sich zu einer einheitlichen 
schaft verbinden. Redner richtete an die Regierung das Er- 
suchen, besonders diesen vom Ausschuß in das Gesetz ge- 
tragenen Grundgedanken bei der Durchführung gewissenhaft 
zu beachten. 

Nach dem Schlußworte des Berichterstatters wurde das Gesetz 
in zweiter und dritter Lesung angenommen. 


— Die Erhöhung der Mietzinse der Bahnhoflagerplätze. Die 
Erhöhung der Mieten für. die Bahnhoflagerplätze hat in den 
Kreisen des Handels und der Industrie große Beunruhigung her- 
vorgerufen, und es wurde auch von dem Handelsminister Dr. An- 
gerer einer Abordnung gegenüber der Befürchtung Ausdruck ge- 


geben. daß diese Erhöhung eine weitere Verteuerung lebens-- 


wichtiger Artikel, wie Getreide, Kohlen, Holz, Bauwaren und 
Petroleum herbeiführen könnte. Da die Mieter ihr Einverständ- 
nis mit der Erhöhung der Zinse bis 15. Juli erklären sollten, 
begab sich eine Abordnung der beteiligten Kreise zum Bundes- 
minister für Verkehrswesen Dr. Rodler, der eine Frist- 
erstreckung in Aussicht stellte. In einer am 13. Juli stattgefun- 
denen Versammlung erklärte nach einem Berichte des Präsiden- 
ten Eber der Vertreter der Bundesbahnen Dr. Koller, daß die 
Frist für die Annahme der Mietzinserhöhung bis 15. August er- 
streckt wurde. Es wurde hierauf ein Ausschuß gewählt, der 
in der Handelskammer gemeinsam mit den Vertretern der In- 
dustrie und des Gremiums der Wiener Kaufmannschaft die Ver- 


handlungen mit den Bundesbahnen zum Abschlusse bringen soll. | 


— Eintreffen von oberschlesischer Kohle in Wien. Nach der 
Einstellung der Zufuhren an oberschlesischer Kohle sind am 
10. Juli die ersten 3000 t oberschlesischer Steinkohle in Wien 
eingetroffen. Der tägliche Anteil, den Österreich aus den ober- 
schlesischen Revieren erhalten soll, beträgt rund 6500 t täglich. 
In den zuständigen Kreisen gibt man sich der Erwartung hin, 
daß die oberschlesischen Einläufe bald wieder auf die normale 
Höhe gebracht werden und regelmäßig einlangen werden. Im 
Vereine mit den Einläufen aus den tschechischen Revieren, die 
als normale bezeichnet werden können, ist die Kohlenlage in 
Österreich derzeit zumindest eine halbwegs befriedigende. 


— Die Genußscheine der Donau:Dampfschiffahrtsgesellschaft. 
Nach vielen Jahren ist diesmal auf die Genußscheine der Donau- 
Dampfschiffahrtsgesellschaft ein etwas größeres Erträgnis ver- 
teilt worden. In den Jahren 1880 bis 1915 waren die Genuß- 
scheine ganz ohne Erträgnis geblieben. Eür die Jahre 1916 und 
1917 war für die Genußscheinbesitzer ein Gewinnanteil von je 
1,62 K. festgesetzt worden. Für das abgelaufene Geschäftsjahr 
haben die Genußscheinbesitzer einen Betrag von 57,03 K. aus- 
bezahlt erhalten. An Genußscheinen der Donau-Dampfschiff- 
fahrtsgesellschaft befinden sich 25 000 Stück im Umlauf, die 
seinerzeit an die Aktionäre als Entschädigung ausgefolgt 
worden waren. Die Genußscheinbesitzer haben einen Anspruch 
auf 10% jenes an die Aktionäre zur Verteilung gelansten Ge- 
winnes der Donaudampfschiffahrtsgesellschaft, der 6% über- 
überschreitet. Da für die Aktionäre diesmal ein Betrag von 
20,37 Millionen Kronen zur Verfügung stand, so erhöht sich 
auch automatisch der Gewinnanteil der Genußscheinbesitzer 
Die sechsprozentige Verzinsung des Aktienkapitals erfordert 
einen Betrag von rund 6,1 Millionen Kronen. Vor dem darüber 
hinausgehenden Gewinn hatten die Genußscheinbesitzer der 
Anspruch auf einen zehnprozentigen Anteil. 


— Reisegepäckversicherung. Die Bundeseisenbahnverwaltung 
hat die Einrichtung getroffen, daß das Reisegepäck am Gepäck 
schalter bei der Europäischen Güter- und Reisegepäckversiche- 
rungs-Aktiengesellschaft versichert werden kann. Auf diese 
Einrichtungen macht sie die Reisenden im Hinblick darauf, daß 
die Bahnverwaltung bei Reisegepäck nur bis zum Höchstbetragt 
von 50 K. für das Kilogramm haftet, aufmerksam. Die Ver- 
sicherung erfolgt anläßlich der Aufgabe des Reisegepäcks, so 
daß hierdurch für den Reisenden keinerlei Zeitverlust eintritt 


— Anregung auf Errichtung eines technischen Ministeriums 
Unter Führung des Ministers a. D. Homann sprach am 13. Juli 
eine Abordnung des Ingenieur- und Architektenvereins, der Ge 
werkschaft der Ingenieure in Öffentlichen Diensten und der 
Zentralvereinigung der Architekten Österreichs beim Bundes 
kanzler Schober und beim Bundesminister für Handel und Ge- 
werbe, Industrie und Bauten Angerer vor, um den Wunsch der 
österreichischen Technikerschaft nach Wiedererrichtung eines 
selbständigen technischen Ministeriums vorzutragen. Der Bun- 
deskanzler nahm die Ausführungen mit großer Aufmerksamkeit 
entgegen und erklärte, daß er den Wunsch der österreichischen 
Technikerschaft nach Errichtung eines technischen Ministeriums 


Wasserwirt- | 


.wollend gegenübersteht, 


sowie nach einer Vertretung in der Regierung als berechtigt an 
sehe und hoffe, daß im Zuge der Verwaltungsreform diesem 4 
Wunsche Rechnung getragen werden könnte. - a 


— Einfuhrfreiheit von Postpaketen nach der Tschecho-Slowa- 
kei. In Ausführung der Vereinbarungen zwischen der öster 
reichischen und der tschecho-slowakischen Regierung - über 
die Erleichterung des Postpaketverkehrs hat das Bundesmini- 
sterium für Verkehrswesen die österreichischen Postämter an 
gewiesen, Pakete bis zum Gewichte von 5 kg und bis zu einer 
\Wertangabe von 9000 ö. K. ohne Beibringung einer tschecho- 
slowakischen Einfuhrbewilligung zur Beförderung nach der 
Tschecho-Slowakei anzunehmen, da derartige Pakete auf Grund 
einer Verfügung der tschecho-slowakischen Postverwaltunge nun 
mehr einfuhrfrei sind. Sie unterliegen aber nach wie vor der 
österreichischen Ausfuhrvorschriften. Be: 


“a 


— Kleinwirtschaftsausstellung der österreichischen Eisen 
bahner. Gelegentlich dieser Ausstellung in Innsbruck werden 
dort täglich von hervorragenden Fachleuten Vorträge über 
Kleinwirtschaft gehalten werden, die allgemein zugänglich sind. 
Besonderes Interesse dürften Vorträge über den Pflanzenbau 
über Arzneipflanzen und über Bienenzucht erwecken. RL 


— Versuch einer Innschiffahrt. Vor mehr als anderthalb 2 
Jahren wurde in Innsbruck der Tiroler Seemannsverband ge- 
gründet, der auf rein kameradschaftlicher Grundlage beruht, alle 
ehemaligen Angehörigen der früheren k. und k. Kriegsmarine 
ohne Unterschied des Ranges und der politischen Gesinnung 
aufnimmt und die Pflege der Kameradschaft sowie die Unter 
stützung aller hilfsbedürftigen Kameraden durch Stellenvermitt- 
lung usw. bezweckt. Von Anfane an hat der Verband die 
Durchsetzung ‚der Schleppschiffahrt auf dem Inn ins Auge ge- 
fast, um möglichst zahlreichen Kameraden ein halbwegs berufs- 
mäßiges Dasein zu schaffen. Bei der letzteren Arbeit ist der 
Verband auf sehr bedeutende Widerstände gestoßen. Da der 
Verband eine Probefahrt aus eigenen Mitteln nicht machen 
konnte, wendete er sich an die Regierung, um aus der Sach- 
demobilisierung ein Motorboot für die Bergfahrt zu erhalten. 
Die Verhandlungen sind, obwohl die Regierung der Sache wohl- 
noch nicht zu einem befriedigenden 
Abschlusse gelangt. Der Verband entschloß sich deshalb, auf 
eigene Kosten eine Fahrt von Innsbruck nach Wien zu unter- 
nehmen, um einerseits für die Sache zu werben und sich bei 
allen Schiffahrtsinteressenten vorzustellen und anderseits in 
Wien mit der Regierung unmittelbar zu verhandeln. z Sf; 

Unter Führung des derzeitigen Obmannes des Tiroler See- 4 
mannsverbandes und’ gewesenen Steuermeisters der Marine, 
Oskar Stumpf, traten 10 Mann am 5. Juli, 9 Uhr vormittags, 
auf dem,» Trauner „Thurwi“, einem offenen, hölzernen Schlepp- 
boote von zwei Wagen Tragfähigkeit, von Innsbruck aus die = 
Talfahrt auf dem Inn an. Den ersten Teil der Fahrt bis Kuf- 
stein machten aueh 48 Fahrgäste und die Musikkapelle des See- 
mannsverbandes mit. In Rosenheim fand ein großer Empfang 6 
durch die Vertreter der bayerischen Regierung, die sich an der 
Innschiffahrt sehr interessiert erklärte, statt. Die nächsten 
Stationen waren Wasserburg, Gars, Mühldorf. und Passau; in R 
letzterer kamen die Schiffer am Freitag an und wurden yon 
Vertretern der Behörden und der bayerischen sowie österrei- 
chischen Schiffahrtsinteressenten herzlich empfangen. Am 
Sonntag vormittag erfolgte die Ankunft in Linz, von wo aus 
nach eintägigem Aufenthalte die Weiterfahrt nach Wien ange- 
treten wurde. ER x R- 
-Am 13. Juli vormittags 9 Uhr ist der Trauner nach einer 
reinen Stromfahrt von 51 Stunden 32 Minuten in Wien gelandet 
und feierlich begrüßt worden. Er bleibt vorläufig in Wien, um 
die Beistellung eines Motorbootes für die Bereprobefahrt abzu- 
warten. Der Tiroler Seemannsverband beabsichtigt, unter der & 
Firma „Erste Tiroler Innschiffahrt‘“ den Frachtverkehr, in see 
ringem Ausmaße auch einen Personenverkehr bis Passau, ein- 
zurichten, wo dann der Anschluß an die Donau-Dampfschiff- 
fahrtsgesellschaft und den Bayerischen Lloyd donauab- und 
-aufwärts gegeben ist. Zur Schiffahrt sollen dann Trauner mit 
einer Ladungsfähigkeit von fünf Wagen verwendet werden. 


— Hofrat Ignaz Konta 7. Im 84. Lebensjahre ist in Wien 
Hofrat Ignaz Konta gestorben. Der Verblichene trat zuerst in 
den Verband der Südbahn. wurde später Generalsekretär der 
Mährischen Grenzbahn und im Jahre 1884 erfolgte seine Ein- 
reihung in den Status der Generaldirektion der österreichischen 
Staatsbahnen. Dort fand er ein reiches Feld der Betätigung 
und entfaltete insbesondere auf dem Gebiete der Statistik, der 
Publizistik und der Wohltätiekeitseinrichtungen eine umfas- 
sende Tätigkeit. ” 


DR. J ahrgang 
+21. Juli 1921. \ Bez 


Br Ungarn. 


— Anwendung des ungarischen Zolltarifs. Die Regierung hat 
_ auf Grund des Gesetzärtikels Nr. 21 vom Jahre 1920 mit der 
schweizerischen Regierung ein Übereinkommen getroffen, laut 
dessen die in der Beilage A des zwischen der ehemaligen öster- 
 reichisch-ungarischen Monarchie und der Schweiz im Jahre 1906 
geschlossenen Vertrages enthaltenen Zollsätze — vom Tage des 
 Inkrafttretens des neuen schweizerischen Zolltarifs an — außer 
Wirksamkeit gesetzt werden; demgegenüber wird die Gültigkeit 
der in der Beilage B enthaltenen vertragsmäßigen Zollsätze 
seitens der ungarischen Regierung vom obenangeführten Zeit- 
punkte an ebenfalls aufgehoben. Da der neue schweizerische 
$ Zolltarif am 1. Juli d. J. in Kraft getreten ist, hat der unga- 
rische Handelsminister im Verordnungswege verfügt, daß die 
 Verzollung sämtlicher Güter, die aus der Schweiz oder aus den 
zur Inanspruchnahme der Meistbegünstigung berechtigten 
Staaten stammen, in Ungarn vom 1. Juli 1921 an ohne Ausnahme 
unter Anwendung der allgemeinen Zollsätze erfolge. 


be: 
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— Ungarisch-polnischer Verkehr. Zwecks Wiederaufnahme 
des direkten Personen- und Güterverkehrs fand in Zakopane 
Eu: Konferenz statt, an der außer ungarischen :und polnischen 
 Fachmännern auch Tschechen teilgenommen haben. In Ver- 
 tretung der ungarischen Staatsbahnen war deren kommerzieller 
“ Direktor, Ministerialrat Anton Pasterezyk, anwesend. 


—  ——  Massenpensionierungen bei den Staatsbahnen. Zufolge 
_ einer Verfügung des Ministerrates wurde auf Grund des Gesetz- 
 artikels Nr. 11 vom Jahre 1920 der Dienst wegen unpatriotischen, 
-gesellschaftwidrigen und moralischen Verhaltens während der 
 Proletardiktatur mehr als 400 Eisenbahnangestellten gekündigt. 


 — Regelung der Ein- und Ausfuhr. Eine kürzlich veröffent- 
_ liehte Verordnung der Regierung bezweckt die Regelung der 
 Warenein- und -ausfuhr. Nach dieser Verordnung ist sowohl 
die Ein- wie die Ausfuhr bestimmter Waren an eine Be- 
_ willigung gebunden. Für landwirtschaftliche Erzeugnisse er- 
_ teilt die Bewilligungen. ausschließlich der Ackerbauminister, für 
die übrigen Güterarten nur der Finanzminister. Auf Grund er- 
 teilter Ein- und Ausfuhrbewilligungen dürfen Waren, Geld, 
"Wertsachen usw. nur auf den hierzu angeeebenen Zollwegen 
_ ein- oder ausgeführt werden. Das an eine Bewilligung nicht 
gebundene Reisegepäck hingegen kann nur auf solchen Strecken 

ein- oder ausgeführt werden, auf denen der Personenverkehr 
gestattet ist. Weder einer Ein- noch Ausfuhrbewilligung be- 
_ dürfen im wechselseitigen Verkehr amtliche Bedarfsgegenstände 
der im In- und Auslande wirkenden ungarischen staatlichen Be- 
- hörden. Ferner ist an keine Ein- oder Ausfuhrbewilligung ge- 
bunden die Beförderung von Gegenständen der staätlichen 
 Monopole und von Übersiedlungsgütern, von Brautausstattungs- 
 gegenständen und Hochzeitsgeschenken, von geerbten Sachen, 
- anatomischen Präparaten, Skeletten, Leichen, Aschenurnen, 
& Gegenständen zgerichtlicher Verhandlungen, von Gebrauchs- 


 gegenständen für Reisende — sofern sie zu deren eigenem Be- 
darf bestimmt sind —, von Musterblättern, a navaen der 
abak- 


'sorten dürfen nur bis zum Gewicht von 35 g oder in Form von 
- 10 Zigarren oder 25 Zigaretten, künstliche Süßstoffe bis zu 
25 g als Reisegut ohne behördliche Bewilligung ein- oder aus- 
geführt werden. Juwelen dürfen die Reisenden ohne besondere 

Bewilligung nur dann ein- oder ausführen, wenn sie der gesell- 
schaftlichen Stellung der Reisenden entsprechen und nicht den 
t Verdacht erwecken, daß eine Umgehung der Verbote beabsich- 
tigt oder eine Steuerflücht bezweckt wird. - Außerdem sind von 
a besonderer Bewilligung befreit die für den direkten Gebrauch 
des Staatsoberhauptes bestellten Gegenständt, ferner Waren 
und Gegenstände, die für die diplomatischen und militärischen 
- Vertretungen fremder Staaten, für einzelne Mitglieder dieser 
5 Vertretungen, für Angestellte und Mitglieder der Konsulate, für 
_Konsuln und deren Familienmitglieder und ihre Angestellten 
_ aus dem Auslande eintreffen, sofern sie ausschließlich deren per- 
F sönlichen Gebrauch dienen. sowie Liebesgaben. - 
Für die Durchfuhr ist im allgemeinen eine besondere Be- 
Ei willigung nicht notwendig. Für die Durchfuhr lebender Tiere, 
‚tierischer Rohstoffe und seuchenverbreitender Gegenstände sind 
die veterinärpolizeilichen Bestimmungen mäßgebend. 

In Zukunft unterliegen einer Ausfuhrbewilligung nur 
‚solche Gegenstände, die in der zu diesem Zwecke zusammenge- 
stellten Liste aufgeführt werden. Die Liste wird sich nur auf 
Be: Rohstoffe und Lebensmittel erstrecken, auf industrielle 


2 Gewerbeausweisen versehenen Geschäftsreisenden. 


“ 


\ 


. Erzeugnisse -nur insofern, als wichtige Wirtschaftsinteressen 
‚das Bewilligungsverfahren erheischen. Ohne besondere Bewil- 
ligung werden daher alle Güter ausführbar sein, die während 
der ganzen Dauer ihres inländischen Aufenthalts unter zoll- 
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amtlicher Aufsicht standen. Mit Ausnahme der verderblichen 
Güter wird in Zukunft keine Einfuhrbewilligung mehr gefordert 
werden. 


Diejenigen Gegenstände, die dem Einfuhrverbot unterliegen, 
und deren Bestimmungsort innerhalb des Landes liegt, dürfen 
künftig an der Grenze, unter dem Vorwand, daß die ent- 
sprechende Einfuhrbewilligung fehlt, nicht aufgehalten werden. 
Vorkommendenfalls ist die Partei zu verständigen und zu ver- 
pflichten, entweder die Einfuhrbewilligung innerhalb 14 Tagen 
vorzuweisen oder die Gegenstände behufs Zurückbeförderung 
ins Ausland abermals aufzugeben, sie in einem zollamtlichen 
Lager unterzubringen oder sie in ein Vormerkungslager auf- 
nehmen zu lassen. Nimmt die Partei keine der angeführten 
Möglichkeiten in Anspruch, so wird das Zollamt die Waren 
durch öffentliche Versteigerung verwerten. Der Versteigerungs- 
betrag dient zunächst zur Deckung der öffentlichen Abgaben und 
Frachtkosten, vom verbleibenden Restbetrag verfällt ein Drittel 
der Staatskasse, die übrigen zwei Drittel werden dem Eigen- 
tümer der Gegenstände angewiesen. 


Nicht überstempelte Banknoten der Österreichisch-Ungari- 
schen Bank dürfen ohne Bewilligung weder ein-, noch ausge- 
führt werden. 


— Wirtschaftsverhandlungen zwischen Ungarn und der 
Tschechoslowakei. Die Verhandlungen nehmen einen günstigen 
Verlauf und nähern sich einem Abschlusse. Auf der Tages- 
ordnung stand insbesondere die Frage der Kohlenlieferung aus 
der Tschechoslowakei nach Ungarn. Die tschechoslowakische 
Regierung erklärte sich bereit, den Wünschen der ungarischen 
Vertreter hinsichtlich der Kohlenbeförderung nach Ungarn in 
vollem Maß nachzukommen. Dem Wunsche nach Lieferung von 
Gaskoks konnte von der tschechoslowakischen Regierung nicht 
nachgekommen werden, weil kein Vorrat besteht. Als Ausgleich 
ist Ungarn geneigt, Brotgetreide und Mehl nach der Tschecho 
slowakei zu liefern. Ein endgültiger Abschluß konnte in dieser 
Beziehung nicht erzielt werden, weil die tschechoslowakischen 
Mühlen gegen die Einfuhr von Mehl Verwahrung einlegen. Die 
Verhandlungen in Verkehrsfragen sind zum größten Teil ab- 
geschlossen und werden erst nach der Konferenz von Portorose 
einer endgültigen Erledigung zugeführt werden. 


— Verhandlungen der Landwirte in Keeskemet über Eisen- 
bahnverkehrsfragen. In Kecskemeöt hielten die Landwirte eine 
gut besuchte Versammlung ab, in welcher der Vorsitzende in 
seiner Rede mit Nachdruck betonte, daß die Hauptbedingung zur 
Förderung und stärkeren Entwicklung der Landwirtschaft der 
Ausbau von Kleinbahnen ist. Zu diesem Zwecke eieneten sich 
besonders die schmalspurigen Kleinbahnen, da durch sie eine 
rasche Beförderung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse ermög- 
licht würde, und die Kleinwirte gezwungen wären, mit den 
Städten in engere Verbindung zu treten. Das hierzu benötigende 


' Kapital könnte durch die Landwirte ohne Schwierigkeiten auf- 


gebracht ‚werden. Ein entsprechender Antrag des Redners ‚wurde 
einstimmig angenommen. Es besteht die Absicht, zu Vorarbeiten 
für den Eisenbahnbau unverzüglich zu schreiten. 


— Errichtung von Wasserkraftanlagen im Szolnoker Komitat. 
In der Stadt Türkeve trafen Abgeordnete in Vertretung von 
3l Gemeinden zusammen, um in Verhandlungen über die in 
Szolnok zu errichtenden großangelegten Wasserkraftanlagen 
zu treten. Mit Rücksicht auf die wirtschaftliche Bedeutung, die 
sich an die Errichtungen der Wasserkraftanlagen knüpfen, 
haben die Abgeordneten beschlossen, eine Denkschrift zur Unter- 
stützung dieses Planes an die Regierung zu richten. Mit Rück- 
sicht au£ den Umstand, daß die Steinkohlenzufuhr für die 
städtischen Gas- und Elektrizitätswerke immer schwieriger und 
der Wiederaufbau des lahmgelegten Wirtschaftslebens in Frage 
gestellt wird, wurde in der Denkschrift der Hoffnung Ausdruck 
verliehen, daß die Regierung sich der Verwirklichung dieses 
wichtigen Entwurfes nicht verschließen werde. 


Uebrige europäische Länder. 


— Fahrpreisermäßigungen auf schweizerischen Bahnen. In 
einer kürzlich in Bern in Gegenwart von Vertretern des Eisen- 
bahndepartements zwischen den Bundesbahnen und einer An- 
zahl schweizerischer Verkehrsinteressenten und Transportan- 
stalten abgehaltenen Konferenz wurden, wie der „Berner Bund“ 
meldet, _ eine Anzahl von Fahrpreisermäßigungen 
vorgeschlagen und von den Bundesbahnen zur Vorlage an die 
Generaldirektion entgegengenommen. Für die Sonntags- 
karten soll eine Ermäßigung bis zu 20% des gewöhnlichen 
Fahrpreises in Aussicht genommen werden, wozu noch der Weg- 
fall der Schnellzugzuschläge kommt, was eine neue Ermäßigung 
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um etwa 15% bedeutet. Auf feste Rundreisehefte 
sollen bei einer Gesamtstrecke bis zu 400 km 10% Ermäßigung 
gewährt werden, bei mehr als 400 km 20 %; mit der gleichen Er- 
mäßigung darf bei den zusammenstellbaren Rundreiseheften ge- 
rechnet werden, welche bis zur Wiedereinführung der Vereins- 
reisehefte an deren Stelle treten. Bei der ersten Entfernungs- 
stufe beträgt die Gültigkeitsdauer 10 Tage, bei der zweiten 45. 
Die Zahl der Schnellzugzonen wird von 8 auf 4 herab» 
gesetzt, was einer Verallgemeinerung der Maßnahme _ gleich- 
kommt, welche für die Gotthardlinie schon vorher in Aussicht 
genommen war. Die neuen vier Zonen sind mit den ersten 
vier des gegenwärtigen Systems übereinstimmend; sie weisen 
Entfernungen von 50, 100, 150 und mehr als 150 km auf; für 
je 50 km beträgt der Zuschlag in den drei Klassen 50, 75 und 
100 Rappen; bei Entfernungen von über 150 km erhöht er sich 
nicht mehr. Für Kinder unter 12 Jahren soll der Zuschlag für 
die Benutzung von Schnellzügen die Hälfte der gewöhnlichen 
Zuschläge betragen, während heute der ganze Zuschlag zu be- 
zahlen ist. Bei den Gesellschaftsfahrkarten wurden Ermäßigun- 
gen von 25 bis 40 % vorgeschlagen, wobei mit wachsender Teil- 
nehmerzahl die prozentuale Ermäßigung sich erhöht. Für 
Schulen sollen in der ersten Altersstufe 70%, in der zweiten 
50% Ermäßigung gewährt werden, unter Wegfall des Schnell- 
allen 

Das Ergebnis der Prüfungen dieser Vorschläge durch . die 
Generaldirektion der Bundesbahnen bleibt abzuwarten. Der 
„Berner Bund“ nimmt indessen mit Sicherheit an, daß sie im 
großen und ganzen, vielleicht da und dort mit einigen Ab- 
strichen, die Zustimmung der Bundesbahnen finden werden. 


— Zur Neuorganisation der französischen Eisenbahnen. Man 
eht wohl nicht fehl, wenn man es dem persönlichen Eingreifen 
Briands (vgl. Nr. 25 S. 491 d. Ztg.) zuschreibt, daß die Finanz- 
und Eisenbahnkommission des Senats ihre Arbeiten so kaschleu- 
nigten, daß der Gesetzentwurf über die Neuorganisation der fran- 
zösischen Eisenbahnen am 5. Juli dem Plenum des Senats zur 
Beratung vorgelegt werden konnte. Zuvor hatte der Bericht- 
erstatter der Finanzkommission, Jeamenez, der sich als Gegner 
der Reform bekannte, sein Amt niedergelegt und war durch 
Raphael-George Levy ersetzt worden. Seinen überzeugenden 
Darlegungen ist es mitzuverdanken, daß die Gegner des Ge- 
setzes bei der Abstimmung am 10. Juli nur eine Minderheit von 
55 Stimmen auf sich vereinigten und der Entwurf mit einer 
Mehrheit von 219 Stimmen angenommen wurde. Die vom Senat 
angenommenen Abänderungsanträge lassen den Entwurf in 
seinen Grundzügen unberührt. Die endgültige Annahme des Ge- 
setzes durch die Deputiertenkammer ist nicht zweifelhaft. Die 
Kammer entschied sich am 18. Dezember v. J. bereits mit einer 
Mehrheit von 383 gegen 181 Stimmen für die Annahme des Ge- 
setzes. Die inzwischen erfolgten Abänderungen' des Entwurfs 
dürften die Mehrheit nech erhöhen. Das Gesetz wird in der 
‘Kammer .erst nach Beendigung der Parlamentsferien zur Be- 
ratung gelangen. Der ‚Temps gibt der Hoffnung Ausdruck, 
daß die Kammer alsdann mit Rücksicht auf die Dringlichkeit der 
Eisenbahnreform sofort nach ihrem Zusammentritt in die Be- 
ratung des Gesetzes eintritt. Nach Annahme des Entwurfs 
durch die beiden Kammern und seiner Veröffentlichung im 
Journal offieiel ist er aber noch nicht Gesetz geworden. Es 
darf nicht außer acht gelassen werden, daß es sich um eine 
auf Grund des Gesetzes abzuschließende neue Konvention 
zwischen dem Staat und den Eisenbahngesellschaften handelt, die 
an die Stelle der jetzt bestehenden Konventionen vom Jahre 
1883 treten soll. Es werden sich also noch die Generalversamm- 
lungen der Aktionäre der Gesellschaften mit dem Gesetz zu 
befassen haben. Da es sich um eine grundsätzliche Neuregelung 
des Verhältnisses der Eisenbahngesellschaften zum Staat han- 
delt, wird, wie der „Temps“ ausführt, die Frage die Zuständig- 
keit einer gewöhnlichen ordentlichen Generalversammlung über- 
schreiten. Es wird die Einberufung einer außerord»ntlichen 
Generalversammlung erforderlich werden. Da die Statuten für 
eine so wichtige Beschlußfassung die Vertretung einer bestimm- 
ten Höhe des Aktienkapitals vorschreiben, dürfte kaum damit zu 
rechnen sein, daß bereits die erste Versammlung beschlußfähig 


ist. Es wird also eine zweite einberufen werden müssen, in der‘ 


mit einfacher Stimmenmehrheit ein endgültiger Beschluß gefaßt 
werden kann, ohne Rücksicht auf die Höhe des vertretenen 
Aktienkapitals. Vor Ablauf von 2 Monaten werden diese Ver- 
handlungen der Gesellschaften schwerlich zum Abschluß gelangt 
sein. Falls die Kammer nach ihrem Wiederzusammentritt die 
Beratung des Gesetzes auch nur im geringsten verzögert, wer- 
den die Beschlußfassungen der Aktionäre kaum so zeitig herbei- 
geführt werden können, daß die Reform noch vor dem nächsten 
Jahr in Wirksamkeit treten kann. 


dazu gehörigen Ausführungsbestimmungen ergibt sich, daß die 


| Vorsatz und grobes Verschulden nicht frei zeichnen darf. Sie 


Zeitung des Versen : 
Derek Eisenbahnverwaltun 


Rechtspflege. i 


— Gültigkeit der Haftbesehränkung des Eisenbahnfiskus- bei 
der Aufbewahrung von Reisegepäck. Der Klägerin ist ein auf 
dem Lehrter Bahnhof in Berlin der Gepäckaufbewahrungsstelle 
übergebener Koffer mit Inhalt im Werte von 13 000 «4 abhanden 
gekommen. Der Eisenbahnfiskus hat entsprechend der auf dem 
Gepäckschein aufgedruckten Bestimmung der Eisenbahnverkehrs- 
ordnung die Haftung bis 100 M anerkannt; im übrigen lehnt 
jeden Ersatz ab. Klägerin verlangt Ersatz des weiteren Scha- 
dens. Sie will die betreffende Bestimmung, wonach der Fiskus 
für das zur Aufbewahrung übergebene Gepäck nur bis zum Be- 
trage von 100 Mark haftet, nicht gelesen haben. Außerdem führt ur 
sie aus, daß die Beamtin den Koffer in einen Raum gestellt - 
habe, der nur durch Tische vom Publikum getrennt gewesen sei, 
Es komme mithin grobe Fahrlässigkeit in - Betracht, für die 
der Fiskus einzustehen habe. 

Das Landgericht Berlin erkannte auf Abweisung ‚der 
Klage. Das Kammergericht hat durch Urteil vom 7. Mai 
1920 den Beklagten zur Zahlung von 100 Mark verurteilt, im. 
übrigen aber die Berufung der Klägerin gegen das landgericht- 
liche Urteil zurückgewiesen. Das Reichsgericht hat das 
Urteil des Kammergerichts bestätigt und die Revision mit fol- 
genden Entscheidungsgründen zurückgewiesen: „Der Be- = 
rufungsrichter geht davon aus, daß die Eisenbahnver- 
waltung ihrer Vertragspflicht zuwiderhandelt, wenn sie das ihr 
zur Aufbewahrung übergebene Gepäck nicht in den besonderen 
dazu bestimmten Räumen aufbewahrt, und daß sie einen dureh 
die Vertragsverletzung etwa herbeigeführten Schaden zu ersetzen 
hat. Bei dieser Schadensersatzpflicht greift dann aber, wie das 
Kammergericht mit Recht betont, die beschränkende Vorschrift 
Zr ENTERTFÄEr Ausführungsbestimmungen . zur E.V.O. ein. 
Mehr als 100 A braucht der Beklagte danach eben nicht zu 
zahlen. Aus der Entstehungsgeschichte des $S 39 E.V.O. und der 


Eisenbahnverwaltung sich nur schwer dazu entschlossen hat, 
Gepäckaufbewahrungsstellen unter ihrer eigenen Verantwortung Ö 
zu schaffen, und daß sie keine unangemessene Verantwortlichkeit 
übernehmen wollte. Die ganze Einrichtung ist von vornherein 
nur mit der Haftungsbeschränkung gewollt. — Die Revision 
hat auf verschiedene Vorschriften der E.V.O. hingewiesen, nach 
welchen die Eisenbahnverwaltunge sich von der Haftung für 


meint, daß diese Vorschriften, wenn auch vielleicht nicht un- 
mittelbar, so doch jedenfalls entsprechend anwendbar seien. Ein 
vorsätzliches Handeln eines Eisenbahnangestellten habe die Klä- 
gerin allerdings nicht zu behaupten vermocht, grobe Fahrlässig- 
keit falle aber jedenfalls der Beamtin zur Last, welche den 
Koffer aus dem eigentlichen Gepäckaufbewahrungsraum hinaus- 
gestellt habe. Über den Raum, in welchen der Koffer dabei ver- 
bracht worden ist, hat die Revision Ausführungen gemacht, 
welche in den Vorinstanzen noch nicht vorgebracht sind. Das 
erkennt die Revision auch an; sie meint aber, daß der Berufungs- 
richter Anlaß gehabt habe, das Fragerecht auszuüben. Das 
kann nicht anerkannt werden. Es ist stets unstreitig- gewesen, -- 
daß der Koffer in den Raum gestellt ist, in welchem sich das 
zur Beförderung abgefertigte Gepäck befand. Die Annahme, daß x 
die Beamtin des Beklagten bei dem Hinausstellen des Koffers 
grob fahrlässig gehandelt habe, würde auf ein Verkennen des 
Begriffs der groben Fahrlässigkeit beruhen. Für das zur Be- 
förderung aufgegebene Gepäck haftet die Eisenbahn’ nach den 
strengen Vorschriften des $ 465 Abs. 1 und 2 HGB. und der 
SS 35 ff. E.V.O.; nur bei besonderen Betriebsverhältnissen, mit 
(Genehmigung der Landesaufsichtsbehörde und nach Zustimmung 
des Reichseisenbahnamtes soll die Haftung auf einen Höchst- 
betrag beschränkt werden dürfen. Auch darf die Beschränkung 
nicht geltend gemacht werden, wenn der Schaden durch Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit der’Eisenbahn herbeigeführt ist. Alles 
das spricht dafür, daß die Eisenbahn das zur Beförderung über- 
gebene Gut in sichere Obhut nimmt. Deshalb durfte auch die 
Beamtin des Beklagten, um welche es sich vorliegend handelt, 
annehmen, den Koffer der Klägerin keiner Gefahr auszusetzen, a 
wenn sie ihn zu dem für die Beförderung bestimmten Gute 
stellte. Mit Recht hat der Berufungsrichter in Zweifel gezogen, 
ob in dem Handeln der Beamtin überhaupt eine Fahrlässigkeit 
zu erblicken ist. — Die Revision meint noch, daß dem Beklagten 
im gegenwärtigen Falle die Einrede der Arelist entgegenstehe, 
wenn er sich.auf $ 39 E.V.O. berufe. Nach der ganzen Sach- 
lage hätten seine Angestellten vor der ‚Annahme des offenbar 
hochwertigen Koffers darauf aufmerksam machen müssen, daß 
für verwahrtes Gepäck nur bis zum Betrage bis 100 Mark ge- 
haftet werde. Dieser Ausführung kann nicht beigetreten werden. - 
Die mehrerwähnte Vorschrift des $ 39 ist selbst als Warnung 
zu erachten, Gepäck von höherem Werte den Gepäckaufbewah- 
rungsstellen anzuvertrauen. Die Verschrift ist ordnungsmäßig 
bekanntgemacht. Ihre Kenntnis muß sich die Klägerin an- E 
rechnen, lassen.“ (Aktenzeichen: VII. 311/20. 8:47,21) 208 
R.M-L; 779 
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Bücherschau. 


- Psychotechnik En Maylor-äysteim. Von Betriebsingenieur 
K. A. Tramm. Bd. 1. Arbeitsuntersuchungen. Verlag von 
Julius Springer. Berlin 1921. Preis geh. 24 M, geb. 29 M. 


Die Psychotechnik oder — richtiger gesagt — die angewandte 
Be erufseignungsforschung und die Arbeitsrationalisierung, d. h. 
die Lehre von der zweckmäßigeren Einteilung und Ausführung 
der Arbeit, als deren Begründer Taylor anzusehen ist, werden 
in der künftigen Entwicklung unseres Wirtschaftslebens eine 
wesentliche Rolle spielen. Es ist daher Pflicht eines jeden im 
"Wirtschaftsleben stehenden Menschen, sich Kenntnisse von den 
Zielen und bisherigen Ergebnissen dieser Wissenschaften zu 
verschaffen. Hierzu bietet das Buch des auf dem Gebiete der 
Berufs- und Arbeitsforschung bereits bekannten Verfassers Ge- 
legenheit, zumal darin — abgesehen von der Überschrift des 
Buches — mit Erfolg versucht wird, ohne die leidige Fremd- 

wörtelei der Fachpsychologen auszukommen. Ein endgültiges 
Urteil über das Werk läßt sich allerdings erst abgeben nach Er- 
scheinen des zweiten, in Vorbereitung befindlichen Bandes, wel- 
cher die Grundzüge der Eignungsuntersuchung, Einstellung, Aus- 
bildung und Überwachung des Arbeiters und sonstige Anwen- 
dungen der Arbeitswissenschaft behandeln soll. Immerhin kann 
‚schon heute gesagt werden, daß der erste Band eine wertvolle 

Vermehrung der psychotechnischen Fachliteratur bedeutet. 


- Die Untersuchung der Arbeit beschäftigt heute zahlreiche 
Männer der Wissenschaft und der Praxis, und man kann ohne 
Übertreibung sagen, daß die Zuspitzung der innerpolitischen 
i erhältnisse gegenwärtig wohl nicht so weit gediehen wäre, 
wenn man sich gleichzeitig mit dem raschen Aufschwung der In- 
dustrie schon früher mehr um die Durchforschung der mensch- 
lichen Arbeitsleistung und ihrer wesentlichen Bedingungen ge- 
ktimmert hätte. 


Die Einflüsse der Umgebung auf die Arbeit (Kap. 1) wie 
Raum, Licht, Luft, Temperatur, Feuchtiekeit, sind aus der Ge- 
werbehygiene zum sroßen Teil bereits bekannt. Doch dürfen 
‘sie natürlich bei diesen Untersuchungen nicht außer acht ge- 
lassen werden. Hierzu kommen dann die periodischen Einflüsse 
auf die Arbeitsleistung (Kap. 2), die je nach der Lage der 
ee eechicht innerhalb des Tages, der Woche und des Monats 
- besonders hinsichtlich der Zahl der Unfälle — schwanken. Bei 
entsprechender Auswertung der Statistik (Leistungs- und Unfall- 
äufiekeitskurven) lassen sieh z. B. in der Fabrik durch rich- 
tige Einlegsung von Pausen in die Zeiten größter Unfallhäufig- 
keit — derartige Zeiten können in allen Berufen sowohl inner- 
halb. des Tages wie der Woche nachgewiesen werden — die 
Unfallziffern vermindern und die Leistungen ohne Überanstren- 
Bi steigern. Von besonderer Wichtigkeit sind ferner die Ein- 
Flüsse der allgemeinen Lebensbedingungen (Kap. 3), wie Einfluß 
des Lebensalters, der Gesundheit, Ernährung, Lebensweise sowie 
des. Alkohols, auf die Arbeitsfähigkeit und Unfallhäufiskeit. 
worüber die Gewerbehygiene ebenfalls schon wertvolle Unter- 
lagen gesammelt hat. Ferner dürfen’ die allgemeinen Arkeits- 
bedingungen (Kap. 4), wie Arbeitsdauer, Entlohnung, Behand- 
I ıng, Erhaltung der Arbeitsfreudigkeit, Einfla is der Einzel- und 
Y assenarbeit, nicht vergessen werder. 


Er " 


[2 


Eröffnung von Steacken, 


een direktsonekerzirk Münster (Westf£.). 
Am 1. August 1921 wird die normalspurige Bahnstrecke Sulin- 
gen (Han.)-Siedenburg als Nebenbahn mit den Stationen 
‚Siedenburg und Mellinghausen für den Personen-, Güter-, Ge- 
päck- und Privattelegrammverkehr sowie für die Abfertieung 
von Leichen und lebenden Tieren eröffnet. 


_ Rundschreiben der Geschäftsführenden Verwaltung sind er- 
en worden: 

Nr. II 60 vom 11. Juli 1921 an sämtliche Vereinsverwaltungen, 
‚betreffend Herausgabe eines Nachtrages zum Radstandsverzeic :h- 
nis (RV) (abgesandt am 18. Juli d. J.); 

‚Nr. II 68 vom 16. Juli 1921 an sämtliche Vereinsverwaltungen, 
betreffend Anträge des Verlages von ©. W. Kreidel in Berlin 
und des Schriftleiters des technischen Vereinsorgans in Han- 
nover auf Änderung der Verträge für das technische Vereins- 
Organ (abgesandt am 19. Juli-d. J.). 
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Diese Betrachtungen bilden jedoch nur die Grundlage für die 
eigentliche Untersuchung der menschlichen Arbeit (Kap. 5), der 
der größte Teil des vorliegenden Buches zewidmet ist. Auf 
Einzelheiten kann natürlich im Rahmen einer Besprechung nicht 
eingegangen werden; es seien daher nur kurz einige allgemein 
interessierende Fragen herausgegriffen. Für die Kenntnis der 
bisherigen Arbeitsweise ist vor allem eine genaue Unter- 
suchung der Bewegungen des arbeitenden Menschen und die Fest- 
stellung der Dauer dieser einzelnen Bewegungen nötig — Be- 
wegungs- und Zeitstudien, wie sie Taylor und seine Schüler zu- 
erst ausgeführt haben —; erst dann lassen sich zweckmäßigere 
Anordnungen für die Verteilung der Arbeit und der Verein- 
fachung der Arbeitsvorgänge mit Erfolg vornehmen. Über die 
hierzu bisher üblichen Methoden und gebräuchlichen Vorrich- 
tungen gibt das Buch umfassende Auskunft. Entsprechend der 
Tätigkeit des Verfassers als Leiter des psychotechnischen Labo- 
ratoriums der Großen Berliner Straßenbahn finden die eigenen 
Erfahrungen auf dem Gebiete des Verkehrswesens besondere 
Berücksichtigung. 

Die zweckmäßigsere Anpassung der Kurbeleriffe eines 
Straßenbahnwagenkontrollers an die wirkliche Form der Hand 
zur Vermeidung vorzeitiger Ermüdung oder des Krampfes regt 
z. B. zu weiteren Vergleichen mit der täglichen Umgebung des 
Menschen an. Die in die Handflächen, einschneidenden scharf- 
kantigen Koffergriffe, der zu dünne, den Schreibkrampf för- 
dernde Federhalter, der der Handfläche in keiner Weise ange- 
paßte Türgriff, der unpraktische Hammer- und Spatenstiel usw. 
sind traurige Zeugen mangelnder Anwendung der Arbeits- 
forschung im Zeitalter der Industrie. die eben alle Dinge meist 
nur nach der leichteren Herstellbarkeit, aber nicht nach der 
praktischen Verwendbarkeit und Kräfteersparnis „normalisiert“ 
hat. Wer sich einmal eingehender mit derartigen Untersuchungen 
befaßt, wird staunen, wie gedankenlos oft der „moderne“ Mensch 
seine eigenen und anderer Leute Kräfte vergeudet. Zwar fänst 
man hier und dort an, sich die Ergebnisse der Arbeitsforschung 
nutzbar zu machen, weil man allmählich die Vorteile für beide 
Teile — Arbeitgeber und Arbeitnehmer, Hersteller und Ver- 
braucher — einsehen lernt. Aber wir stehen vorläufig noch am 
Anfang. Der Einwand der Gegner der Arbeitsforschung, daß 
der Praktiker schon durch Erfahrung die besten Arbeitsweisen 
und Werkzeuge sich geschaffen habe, dürfte z.B. durch folgen- 
den Hinweis stark erschüttert werden. Noch heute mauert man 
nach den seit Jahrhunderten üblichen, also nach Ansicht der 
Gegner der Arbeitsforschung bewährten Methoden und mit den- 
selben Werkzeugen. Dennoch hat es der Taylorschüler Gilbreth 
fertiggebracht, durch zweckmäßigere Verteilung der Arbeit auf 
Maurer, Handlanger und Steinträger, durch Absondsrung aller 
nicht zur eigentlichen Maurerarbeit gehörendsa Arbeiten, durch 
praktische Ausbildung der Gerüste us. ohne Mehraufwand an 
Zeit und Kraft die Arbeitsleistangen zu verdoppeln. Hier hat 
also der Arbeitsforscher dem Praktiker wertvolle Fineerzeige 
geben können. Solcher Beispiele lassen sich eine ganze Reihe 
anführen. 

Das Buch schließt mit der Behandlung der Ermüdungs- 
erscheinungen infolge körperlicher und geistiger Arbeit.. deren 
Erforschung für die Erhaltung der Gesundheit und zugleich zur 
Steigerung der Leistungen ohne Raubbau an den Kräften 
wichtig ist. Dr.-Ing. Busse. 


Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Nr. III 195 vom 12. Juli 1921 an sämtliche Vereinsverwaltun- 
gen, betreffend die Niederschrift Nr. 74 des Satzungsausschusses 
(Rothenburg  o. T., den 27./28. Juni 1921) (abgesandt am 
1.-.Jule de I: 


“Nr. III 198 vom 13. Juli 1921 an sämtliche Vereinsverwaltun- 
gen, betreffend Einziehung der Beiträge zur Bestreitung der 
Kosten des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen (abge- 
sandt am 16: Juli d. J.); 


Nr. III 199 vom 15. Juli 1921 an sämtliche Vereinsverwaltun- 
gen, betreffend Abstimmung über den Beschluß des Satzungs- 
ausschusses zu Ziffer V der Niederschrift Nr. 74, Rothenburg 
o. T., den 27./28. Juni 1921 (abgesandt am 16. Juli 1921); 


Nr. IV 129 vom 9. Juli 1921 an die Vereinsverwaltungen, die 
kostenpflichtige Abdrücke der Vereinszeitung beziehen, betrei- 
fend Bezugskosten für die Zeitung des Vereins Deutscher Eisen- 
bahnverwaltungen (abgesandt am 15. Juli d. J:). 
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Zeitung des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen, 


1. Nachruf. 
a er LETTER EEE TE LESE N TORTE 


Am 6. Juli d. Js. verstarb plötzlich nach über-tandener Erkrankung an 
Grippe und Mittelohrkatarrh der Regierungsbaurat ; 
Herr ®tto Guericke. 


Der Verstorbene hat der Eisenbahndirektion Hannover seit dem 1. Juli 1908 
als Mitglied angehört, wo ihm die Verwaltung des Neubaudezernats übertragen 


war. 


Infolge seiner Tüchtigkeit und Liebenswürdigkeit erfreute er sich 


unserer Aller Wertschätzung in hohem Maße; wir werden sein Andenken in 


Ehren halten. 
Hannover, den 12. Juli 1921. 


REN) 


Der Präsident 
und die höheren Beamten der Eisenbahndirektion. 


BE 


2. Aenderung von Stationsnamen. 


Vom 1. August 1921 ab erhält der an 
der Bahnstrecke Weilmünster-Usingen 


gelegene Haltepunkt Weilmünster=A.- 
stalt die Bezeichnung  ,„Weilmünster- 
Kurhaus‘. (700) 


Frankfurt (M), den 8. Juli 1921. 
Eisenbahndirektion. 


3. Personen- und Güterverkehr. 


Gemeinschaftliches Heft CIb 
(Stationstariftafeln usw.), Tiv. 200. 
Mit Gültigkeit vom 15. Juli 1921 ab, 

dem Tage des Inkrafttretens des Aus- 
nahmetarifs für Düngemittel (Tfv. 2), 
wird im Verkehr mit den Bahnhöfen der 
Elmshorn-Barmsted-Oldesloer Eisenbahn 
der für Düngemittel dieses Ausnahme- 
tarifs zu erhebende Frachtzuschlag von 
70 Pf. erhöht auf 88 Pf. für 100 ke. 
Näheres enthält die am 14. Juli 1921 
erscheinende Nummer des Tarifanzeigers. 
Das alsbaldige Inkrafttreten _ der Er- 
höhungen gründet sich auf die vorüber- 
gehende Änderung des $ 6 der Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung (R.-G.-Bl. 1914, 
Seite 455). — Auskunft geben auch die 


beteilieten Güterabfertigungen sowie 
das Auskunftsbüro, hier, Bahnhof 
Alexanderplatz. (699) 
Berlin, den 12. Juli 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Ost-mitteldeutsch-sächsischer Verkehr, 
Heft 1 und 2. 

Mit Gültigkeit vom 15. Juli 1921 wer- 
den für Erde der Klasse E im Versanda 
von der Station Kayna nach den Staats- 
und Privatbahnstationen des norddeut- 
schen Gebiets besondere Ermäßigungen 
eingeführt. 

Aufkunft geben die beteiligten Güter- 
abfertigungen sowie das Auskunftsbüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. (697) 

Berlin, den 13. Juli 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Badisch-Württembergischer Güter- 

verkehr. 

Mit sofortiger Gültigkeit werden für 
Eilgut von Rohrdorf nach Kehl und 
Kehl Grenze mit Wegevorschrift des Ab- 
senders „über Pforzheim - Karlsruhe“ 
Entfernungen von 168 und 169 km in 
den Tarif aufgenommen. (696) 

Karlsruhe, den 13. Juli 1921. 

Eisenbahngeneraldirektion. 


Herausgegeben. im Auftrage des Vereins 

von dem verantwortlichen Schriftleiter, Geh, Oberregierungsrat Dr. v 
Für den Anzeigenteil verantw { 

Verlag von Julius Springer in Berlin W, 


Ausnahmetarif für Düngemittel (Tiv.2). 

Im Binnen- und Wechselverkehr der 
Reichsbahnen und auf den Strecken ein- 
zelner Privatbahnen tritt mit Gültigkeit 
vom 15. Juli 1921 bis auf Widerruf, läng- 
stens bis zum 30. Juni 1922, ein Aus- 
nahmetarif für Düngemittel (Tiv. 2) in 
Kraft. Er gewährt für eine größere An- 
zahl von Düngemitteln der Klassen C, 
D und E des Deutschen Eisenbahn- 
Gütertarifs, Teil IB, bei Verwendung 


zum Düngen im Deutschen Reich 
— nicht bei der Verwendung zur 
Herstellung von Düngemitteln _ 


eine Kürzung der Frachtsätze der 
Klassens°G,.. Cn, -D, Dn zund -B um 
20%. Der Ausnahmetarif kann zum 
Preise von: 30 Pf. für das Stück von 
den Güterabfertigungen sowie vom 
Auskunftsbüro, hier, Bahnhof Alexan- 
derplatz, bezogen werden. Auskunft 
geben auch die beteiligten Güterabferti- 
gungen sowie das Auskunftsbüro, hier, 
Bahnhof Alexanderplatz. (698) 
, Berlin, den 8. Juli 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Binnentarif der Rinteln-Stadthagener 
Eisenbahn. - 
Mit sofortiger Gültigkeit wird der 
Ausnahmetarif 5 des Staats- und Privat- 


bahngüterverkehrs, Heft C, Teilheft CIL, 


eingeführt. (690) 
Rinteln-Stadthagener Eisenbahn- 
Gesellschaft. 
Ausnahmetarif für Stickstoff-Düngemehl 
usw. — Tiv. 2c. 

Mit Gültigkeit vom 15. Juli 1921 findet 
der Ausnahmetarif für Dünsemittel — 
Tiv. 2 —, der eine Frachtermäßigung 
von 20% gewährt, sinngemäße Anwen- 
dung. Auskunft geben die beteiligten 
Güterabfertigungen sowie das Auskunfts- 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 

Berlin, den 12. Juli 1921. 1689) 

Eisenbahndirektion. 


Deutscher Eisenbahn-Gütertarif, Teil I. 
Besonderes Tarifheft, enthaltend Aus- 
: nahmetarif 6. $ 
Mit sofortiger Gültigkeit wird die 
Station Velpe (Westf.) unter die Ge- 
winnungsstätten IV.1. a) des Ausnahme- 
tarifs 6 für Steinkohlen usw. aufgenom- 

men. 

Nähere Auskunft durch die Abferti- 
gungsstellen. \ (701) 
Münster (Westf.), den 16. Juli 1921. 
Eisenbahndirektion. 


- Die 


Amtliche Bekanntmachungen. 


4. Personen- und Gepäckverkehr. 

Mit Gültigkeit vom 16. Juli d. J. 
werden im Wechselverkehr zwischen 
den -Stationen Emmerthal, Hehlen, 
Bodenwerder » Kemmnade, 
Linse, 


Sonntagsfahrkarten eingeführt. 


Bodenwerder= 
Eschershausen und Vorwohle 
Die 


Sonntagsfahrkarten berechtigen zur Hin-- 
fahrt bereits mit denjenigen Zügen, die 
die Fahrkartenausgabestationen Sonn- 


abends nach 1 Uhr mittags verlassen. 
Die Rückfahrt darf nur an Sonn- und 


Festtagen selbst ausgeführt werden und 


muß auf der Zielstation der Fahrkarte 
spätestens um 12 Uhr Mitternacht ange- 
treten werden. Nähere Auskunft er- 


teilt die unterzeichnete Direktion. (69%) 


Eschershausen, den 13. Juli 1921. 
Vorwohle-Emmerthaler Eisenbahn- 
Gesellschaft. 

Die Direktion. 


5. Verdingungen. 

In der Hauptwerkstätte Oldenburg 
(Oldbg.) stehen vier Stück # gekuppelte 
Tenderlokomotiven für 
sämtlich betriebsfähig und noch für 
Kleinbahnen usw. verwendbar, zum Ver- 
kauf. Verdingungsunterlagen können 
von unserem Materialienbureau, 


Personenzüge, 


hier, 


Karlstr. 16, gegen postfireie Einsendung . 
von 10 A (in bar) bezogen werden. Ver- 


schlossene Angebote mit der Aufschrift: 
„Angebot auf 
tiven“ sind bis 2. August d. 


"ausgemusterte Lokomo- 
J.: VormM 


10 Uhr an das vorgenannte Büro ein- 


zusenden. Eröffnung der Angebote da- 


selbst am 2. August vorm. 11 Uhr. (69) 


Oldenburg, den 11. Juli 1921. 
Eisenbahndirektion. 


6. Verkauf von Altmaterial. 


Abgängige Betriebsmaterialien und Alt- a 


metalle 
öffentlich zu verkaufen: 
Asbestabfälle, Gummischläuche 


mit 


Draht- und Stoffeinlagen, Glasscherben, 


Sicherungspatronen, : 
Packtücher, Rückstände 


Trockenelemente, 
von Kohlen- 


wasserstoff, Trüböl, Abfälle von Kupfer, 
Rotguß, Gelbguß, Blei, Mangan, Aschen 


und Krätzen von Rotguß, Weißmetall % 


und -aschen, Erdkabelstücke usw. 


. Angebotsbogen gegen Einsendung von 
2,50 AM in Briefmarken bei uns erhältlich. 
Angebote sind bis spätestens Mittwoch, 
den 10. August 1921, nachmittags 3 Uhr, 


‘bei uns einzureichen. 


Zuschlagsfrist 3 Wochen. (69177 
Karlsruhe, Baumeisterstr. 1, d. 11. Juli 


1921. 
' Materialamt A 


der Eisenbahn-Generaldirektion. 5 


Etwa 
karten, 


75000 kg gebrauchte 


Fahr- a 
100 000 kg Altpapier (Belege, 


Bücher, Depeschenstreifen) sämtlich zum 
Einstampfen (Einkochen) und 5000 kg 
Bücherdeckel sowie Korbpapier zur be- 


liebigen Verwendung bestimmt, 


sollen 


in verschiedenen Losen verkauft werden. 


Angebotbogen und Bedingungen können 


en 


in unserem Präsidialbüro, Fürstenstraße 
1--10, eırgesehen, auch von dort gegen 


portofreie Einsendung von 6 in bar 
(nicht in Briefmärken) bezogen werden. 


werden am 3. August 1921, vormit- 
tags 11 Uhr, im Verwaltungsgebäude. 
Fürstenstraße 1—10, geöffnet. Der Zu- 
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25 Das Walchenseekraftwerk. 
(Schluß aus Nr. 29.) 
4 4 
2, nannten Hängeisolatoren befestigt sind, gehen (Abb. 4) in ge- 


Zugleich mit der Bearbeitung des Entwurfs für das Walchen- 
seekraftwerk selbst hatte Dr, von Miller einen weitzügigen 
] lan für die Verwertung der Wasserkraft des Walchensees aus- 

ırbeitet und der Regierung im Februar 1918 vorgelegt. Der 
Plan, von der Regierung gutgeheißen, fand die einstimmige Ge- 
nehmigung der beiden Kammern des Landtages. Er ging dahin, 
a cas Verteilungsnetz der Walchenseekraft über das ganze 
Land auch die übrigen im öffentlichen oder privaten Besitz be- 
Tindlichen Wasserkräfte zwecks besserer Ausnutzung anzu- 
schließen, ebenso auch die‘ zur Ergänzung der Wasserkräfte 
nötigen Dampfkraftwerke, welche die Elektrizität durch die 
3 Verwendung billiger Braunkohle am günstigsten erzeugen. Es 
so lten, wie Dr. von Miller in einer Sondernummer in der Baye- 
rischen Staatszeitung vom 17. Juni ausführt, die großen Wasser- 
kräfte südlich der Donau benutzt werden, um nicht nur ihre 
eigenen Gebiete, sondern auch das nördliche Bayern mit Strom 
zu versorgen, während anderseits die im Norden des Landes ge- 
iegenen Kohlenzentralen Aushilfstrom nach dem Süden schicken 
sollten, wenn bei Wassermangel oder Eisgang im Winter die 
Wasserkräfte nicht ausreichen, um den Bedarf ihrer Gebiete zu 
ken. Die Verteilung des Stroms "erfolgt durch ein Fern- 
tungsnetz, das hochgespannten Strom von 100000 Volt führt. 
diese Spannung ist daher auch der Strom des Walchensee- 
ks an der Erzeugungsstelle hinaufzutransformieren; auch 
- Bahnstrom wird mit dieser Spannung vom Walchenseekraft- 


k geliefert. Die Leitungen des Bayernwerkes, teils 
Bier-, teils Aluminiumseile von 120 qmm Querschnitt 
| eisernen Gittermasten mit soge- 


m hohen 


schlossenem Ringe von Kochel über München, Landshut, Regens- 
burg, Amberg nach Nürnberg und über Augsburg, München 
nach Kochel zurück. Von dem Ringe führen Ausläufer von 
Amberg über Arzberg nach Hof, von Nürnberg nach Bamberg 
und ven Nürnberg über Würzburg nach Aschaffenburg mit einem 
Anschluß nach Schweinfurt. In allen genannten Orten sind 
Haupttransformatorenstationen errichtet, in denen der hochge- 
spannte Strom auf die Spannung der einzelnen Ueberlandwerke 
von 20.000 bis 50 000 Volt gebracht wird. In den angeschlossenen 
Städten und Gemeinden wird der Strom auf die Gebrauchsspan- 
nung von 100 bis 200 Volt herabgesetzt. 

In das 100 000-Voltnetz speisen, wie Dr. von Miller weiter 
ausfübrt, neben der Walchenseekraft weitere Kräfte der Isar, 
insbescndere die im Bau befindliche „Mittlere Isar“, die Lech- 
kräfte sowie die bereits bestehenden Dampfwerke in Nürnberg, 
linidhof, Arzberg usw. Das Zusammenwirken der verschiedenen 
Kraftquellen erfolgt in der Weise, daß jede zunächst das eigene 
Stromgebiet versorgt und sodann den überschüssigen Strom an 
las gemeinsame Leitungsnetz abgibt. In den wasserreichen 
Monaten wird hierdurch der Norden des Landes mit Wasser- 
kräften versorgt und Kohle gespart; in den wasserarmen Mo- 
naten liefert zunächst das Walchenseewerk aus seinen umfang- 
reichen Staubecken den nötigen Ersatz für die zurückgehenden 
Nivderdruckwasserkräfte. Wenn auch das Walchenseewerk nieht 
mehr ausreicht, greifen .die im Sommer stilliegenden Dampfwerke 
als weitere Ergänzung ein. ‘Was die wirtschaftliche Bedeutung 
dieser Zusammenfassung aller Kraftquellen des Landes betrifft, 
so wurde in den ausführlichen Berechnungen, die dem Entwurf 
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des Bayernwerkes beigegeben waren, festgestellt, daß schon in 
den ersten Betriebsjahren eine Ersparnis von 25000 Eisenbahn- 
wasen Kohle jährlich erzielt wird, “was bei den damaligen 
Kohienkosten eine Ersparnis von 8 Millionen Mark bedeutete. 
Den ersparten Kohlenkosten stehen die Ausgaben für Verzin- 
sung und Tilgung der Wasserkräfte, der Leitungen und Trans- 
forınatorstationen gegenüber. Es ergab sich jedoch, daß die 
Ersparnis an Kohlenkosten größer ist als der Aufwand für 


Zinsen und Abschreibung der Wasserkräfte und der Leitungen, - 


und daß der finanzielle Wert der gemeinsamen Energieverteilung 
um so größer wurde, je mehr das Geld in seinem Werte zu sinken 
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vurg, Wolle in Leipzig und Hummel in München vergeben, doch 
mußten späterhin die_ Verträge infolge Aenderung der wirt 
schaftlichen Verhältnisse einer Ergänzung unterzogen werden 
Inzwischen ist die Vergebung der maschinellen Einrichtunger 
der Wehr- und Schützenverschlüsse an die Maschinenfabrik 
Augsburg-Nürnberg, die Firmen Kustermann in München unt 
Noell-in Würzburg, der Kraftwerkturbinen an die Firma Voitl 
in Heidenheim, der Rohrleitungen an die Maschinenfabrik Augs 
burg-Nürnberg und der Seilbahn an die Firma Fühles & Schulze 
in München erfolgt. 

Im Dezember 1920 wurden zwei weitere Baulose des Loisach 


begann, weil die Isarkanals an die 
Verteuerung der >_ er BVZ ö m Opjauen 7% Sr Baugesellschaft Kal 
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in München gegrün- 
det. Das Grundkapi- 
tal beträgt 50 Mil- 
lionen Mark. Zur Beschaffung der übrigen Mittel gibt die Gesell- 
schaft gleichzeitig mit der Mittleren Isar A.-G. zu 4% % verzins- 
liche, von 1926 ab zum Nennwerte rückzahlbare ‚Schuldver- 
schreibungen der bayerischen Großwasserkraftwerke“ aus, die 
durch den jetzigen und künftigen Besitz der beiden Gesellschaften 
und unter deren gesamtverbindlichen Haftung und durch Bürg- 
schaft des mit seinem Gesamtvermögen für Kapital und Zinsen 
haftenden Staates Bayern sichergestellt sind. 


5. 


Bereits im Jahre 1917 konnte mit der Vergebung der Tief- 
bauarbeiten begonnen werden. Den Unternehmern war die Ver- 
pfliehtung auferlegt, die Arbeiten zu den Selbstkosten zuzüglich 
cınes prozentualen Zuschlages "für Unkosten und Nutzen unter 
Bindung auf eine bestimmte Höchstsumme zu übernehmen und 
mit den Arbeiten spätestens 3 Monate nach Kriegsschluß zu 
beginnen. Am 30. Juli 1917 wurden die Tiefbauarbeiten mit einem 
Kostenbetrage von 6 Mill. Mark an die Firmen Büchner in Würz- 


Abb. 4. Lageplan des Bayernwerks. 


wicklung der Ar- 
beits- und Lohnver- 
hältnisse haben den 
Fortgang der Arbeiten aufs stärkste beeinträchtigt. Erst all- 
mählich traten geordnete Verhältnisse ein. Bei Beginn der 
Arbeiten im Jahre 1919 waren etwa 120 Arbeiter beschäftigt; 
ihre Zahl stieg im Juli 1919 auf 500, im Januar 1920. auf 800, 
im Oktober auf 1200 und bis jetzt auf etwa 2000. Die Haupt- 
arbeiten sollen bis Ende 1922 beendet sein; die Inbetriebnahme 
des Walchenseewerks wird im Jahre 1923 erwartet. 


6. 


Die am 24. Juni vom Technischen Ausschuß des Vereins Deut- 
scher Eisenbahnverwaltungen unternommene Besichtigung der 
Bauanlagen erstreckte sich zunächst auf die Wehranlage bei 
Krün, den Überleitungskänal zur Obernach, die ner 
des Finzbaches und die Stollenanlage bei Wallgau. 

Die Wehranlage bei Krün ist nahezu fertig. Sie ist ganz in 
Beton ausgeführt und zum Teil auf festgelagerten Kies, teils 
auf gerammten Pfählen gegründet; ober- und unterstrom ist sie 
mit eisernen Spundwänden von 4,5 bzw. 6 m Höhe umschlossen, 
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XL. Jahrgang 
3. Juli 1921. 


Die ausgedehnten Fundamente wurden bereits im Jahre 1919/20, 
- die Aufbauten im verflossenen Herbst und Winter ausgeführt. 
- Die maschinellen Einrichtungen des Wehrs und des Einlaufbau- 
 werkes sind in Ausführung begriffen, so daß bereits in diesem 
_ Jahre mit der vollständigen Fertigstellung der Wehranlage zu 
rechnen ist. Der an die- Wehranlage anschließende Kiesdamm 
im Bett der Isar, der über einer 6 m hohen, 3 m tief eingeramm- 
ten eisernen Spundwand geschüttet ist, ist vollendet; an den 
} Uferregulierungen wird gearbeitet. 
Die Wasserzuführung zum Öbernachtal ist weit vorgeschrit- 
ten. Die etwa 120000 cbm betragende Erdbewegung für den 
3 ‚Überleitungskanal ist nahezu vollendet, die Betonverkleidung der 
Kanalwände in Ausführung. Der 140 m lange Dücker aus 
 Eisenbeton im Zuge des Zulaufkanals unter dem Bett des Finz- 
“ baches und der Staatsstraße nach Mittenwald ist fertiggestellt, 
so daß er von Teilnehmern des Ausfluges durchschritten 
_ werden konnte. Der Durchschlag des Stollens zwischen Wall- 
- gau und dem Sachensee, der im August 1919 von beiden Enden 
gleichzeitig in Angriff genommen wurde, ist bis zum Herbst 
d. J., die Vollendung im Sommer 1922 zu erwarten. Der Bau- 
- fortschritt beträgt 20 bis 25 m in der Woche. Der Kanalbau im 
_ Obernachtal und die Korrektionsarbeiten an der Obernach 
2 selbst sind im Eigenbetrieb der staatlichen Bauleitung im Gange. 
- Den zweiten Teil der Besichtigungen bildeten die Einlauf- 
anlagen bei Urfeld. Die wundervolle Fahrt am Westufer des 
h Walchensees entlang nach Urfeld, mit den herrlichen Ausblicken 
_ auf See und Gebirge wird den Teilnehmern sicherlich in dauern- 
- der Erinnerung bleiben. 
Das. zunächst in offener Bauweise geplante Einlaufbauwerk 
bei Urfeld bot erhebliche Ausführungsschwierigkeiten. Wegen 
großen Wasserandranges mußten die wesentlichen Teile von 
dem wasserdurchlässigen Seeufer weg in das Innere des Berges 
verlegt werden. Die dortigen Arbeiten befinden sich nun in 
gutem Fortschritt, so daß die fristgerechte Ausführung ge- 
sichert. ist. 
Der 1200 m lange Druckstollen zwischen Walchensee und 
 Kochelsee, der in scharfer Krümmung vom Walchensee ab- 
- biegt, ist bereits durchschlagen. Der Vortrieb erfolgte von 
_ der Nordseite auf etwa 900 m und auf der Südseite von einem 
- 14 m tiefen Schacht aus auf etwa 300 m Länge; der Sohlstollen 
schritt bei diesem zweiseitigen Betriebe wöchentlich um etwa 
E 30 m vorwärts. Bauliche Störungen sind nicht eingetreten. Der 
- Stollenausbruch ist auf 500 m Länge vorgeschritten, mit der 
 Ausbetonierung ist begonnen. 


- Über den Kesselberg führt. in neuerer Zeit eine sich in vielen - 


Kehren zum Kochelsee hinabwindende überaus romantische 
 Kunststraße. Über diese Straße erstreckte sich nach einer in 
_ Urfeld eingelegten Mittagpause der letzte Abschnitt der Besich- 
E: 54 
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Über diese Frage hat Rechtsanwalt Sommerfeld in Essen in 
der Nummer 9 vom 3. März beachtenswerte Ausführungen ge- 
"bracht. Mit Recht weist er auf die hohen Entschädigungen hin, 
_ welche die Eisenbahnverwaltung für Weinverluste zu zahlen 
“hat, und sucht die Ursache hierfür zu ergründen. Er sieht die 
_ Hauptschuld in der Beschaffenheit der Fässer, die infolge der 
gesteigerten Materialkosten, Verwendung geringwerligen 
Holzes und minderwertiger Arbeit gegenüber der Vorkriegszeit 
- wesentlich schlechter geworden sei. Diese Ansicht ist Z. "E 
richtig, denn es ist nicht zu bestreiten, daß das Faßmaterial 
_ während des Krieges aus den angegebenen Gründen an Güte 
"verloren hat. Namentlich wurde für Transportfässer an Stelle 
des allein hierzu geeigneten Eichenholzes viel Kastanien- und 
- Buchenholz verwendet, die beide hierzu nicht brauchbar sind. 
- Inzwischen ist hierin eine merkliche Besserung eingetreten, 
wozu einerseits die gewaltige Wertsteigerung des Weines und 
damit das große Risiko bei eintretendem Verlust und anderer- 
seits die Möglichkeit der Beschaffung von Eichenholz, wenn 
auch zu bedeutend höheren Preisen, beigetragen haben mag. 

- Sommerfeld weist ferner auf die Notwendigkeit schonlicher 
ehandlung dieser Sendungen durch das Bahnpersonal hiu und 
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tigungsfahrt zur Baustelle des Hauptkraftwerks. An dieser er- 
kennt man erst im ganzen Umfange die Wucht der von 
Menschenhand zu schaffenden Werke, die mit der Naturkraft zu 
wetteifern sich erkühnen. Dächte man sich den Kölner Dom im 
Talgrunde neben das Kraftwerk gestellt, so würden seine Spitzen 
von dem Wasserschloß doch noch hoch überragt, 
Baustelle oben am Bergeshange die Menschen nur wie 
schwarze Pünktchen hin. und her huschen. Eine ungeheure 
Blöße des Hanges bezeichnet die auszubauende Rohrbahn. 
Ebenso außerordentliche Grabarbeiten sind an der Stelle des 
Kraftwerkes und zur Herstellung “des Abwasserkanals ausge- 
führt worden — Arbeiten von wahrhaft faustischer Gewalt. 

Der Felsausbruch für das Wasserschloß wurde im Frühjahr 
1920. begonnen, nachdem die schwierige Einrichtung des Bau- 
platzes auf halber Berghöhe, die Herstellung von Baracken und 
Kantinen für die Arbeiter, die Ausführung einer vorläufigen 
Seilbahn für die Baustoffbeförderung usw. vollendet waren. Die 
Felssprengungen für das Wasserschloß sind nahezu vollendet; 
der Aufbau des Betonmauerwerkes ist im Gange. In der Rohr- 
bahn werden die erforderlichen Fundamentsprengungen vorge- 
nommen. «Die Druckrohrleitungen im Gesamtgewicht von über 
3000 t sind in Arbeit; mit ihrer Aufstellung wird baldigst be- 
gonnen. 

Der Erdaushub von rund 200000 cbm für das Krafthaus mit 
Rohrgraben und Unterwasserkanal und die über den Rohrgraben 
führende Brücke, ebenso die umfangreichen Betonierungs- 
arbeiten für die Krafthausfundamente sind soweit fertiggestellt, 
daß mit dem Hochbau bereits begonnen werden konnte Die 
Aufstellung der Turbinen und Stromerzeuger wird im kommen- 
den Winter in Angriff genommen. 

Wird noch ergänzend hinzugefügt, daß auch an der Wasser- 
rückleitung zwischen Beuerberg und Puppling (Loisach-Isar- 
kanal) gearbeitet wird, so ist damit der Stand der Bauarbeiten 
im wesentlichen gekennzeichyet. 

Damit ist der Ausflug in das Gebiet des Walchenses beendet. 
Angesichts der erhaltenen gewaltigen Eindrücke kann der vor- 
stehende Überblick nicht abgeschlossen werden, ohne gegenüber 
den Staatsbehörden, die den Ausilug veranstalteten, sowie den 
mit der Bauausführung betrauten Herren, die die Ausflugteil- 
nehmer über Gesamtheit und Einzelheiten des Walchenseewerks 
in so liebenswürdiger Weise unterrichteten, noch dem Empfinden 
des Dankes dafür Ausdruck zu geben, daß den Ausschußmit- 
gliedern die Inaugenscheinnahme der Arbeitsstätten vergönnt 
war, auf denen menschliches Betätigen so gewaltigen Ausdruck 
findet. K. 


an dessen 


Berichtigung eines Druckfehlers. 
In der Formel auf S. 552 in Nr. 29 muß es natürlich im Nenner 
heißen: 75 kgm statt 75 kg (75 kgm i. d. So =. PS). 


Die Haftung der Eisenbahn für Verluste aus Fässern. 


Von Bahnverwalter Franz Schwarzweller, Landau (Pfalz). 


auf die Wichtigkeit, den Tatbestand bei vorkommenden Be- 
schädigungen genau festzustellen. Darin muß ihm beigepflichtet 
werden. Die Hauptursache der vielen Beschädigungen ist ihm aber 
entgangen, nämlich: diemangelhafte Ladeweise. Weit 
mehr als man anzunehmen geneigt ist, ist diese die Schadens- 
ursache. Die Versender und Empfänger wollen dies allerdings 
nicht zugeben, sondern sind stets der Ansicht, daß die Schuld 
in der fahrlässigen Behandlung der Sendungen beim Bahn- 
transport zu suchen sei. Es gibt auch ‚Eisenbahnbeamte, die 
mangels der nötigen Sachkenntnis häufig diesen Standpunkt 
vertreten. Und dieser Mangel an Sachkenntnis ist verursacht 
durch die Unzulänglichkeit der Vorschriften über die Ladeweise 
von Flüssigkeiten in Fässern. Bei dieser Sachlage darf es nicht 
wundernehmen, wenn in Streitfällen gerichtlicherseits oft zu- 
ungunsten der Eisenbahn entschieden wird. Eine Besprechung 
dieser Frage dürfte deshalb im allgemeinen Interesse liegen. 


- Gilt es doch nicht nur der Bahn alljährlich große Summen zu 


ersparen, sondern auch — und darin werden mir wohl alle 
Freunde und Verehrer eines guten Tropfen Weines beipflichten 
— dafür zu sorgen, daß nichts von dieser edlen Gottesgabe 


seiner Bestimmung verloren gehe. 
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Über die Ladeweise von Wein in Fässern enthält die EVO. 
(Anlage II) keine besonderen Vorschriften. Es kommen somit 
nur die Vorschriften des $ 1 (1) der Anlage III in Betracht, 
die besagen, daß die zu verladenden Gegenstände sicher und 
fest liegen müssen und sich auch infolge von Stößen und Er- 
- schütterungen nicht verschieben lassen dürfen. Die Bestimmung 
ist ganz allgemein gehalten und läßt dem Ermessen der Ver- 
lader weiten Spielraum, Daraus müssen beim Vorkommen von 
Beschädigungen Meinungsverschiedenheiten zwischen Versender 
und Eisenbahn entstehen. Für den Fall, daß en Verladung sol- 
cher Sendungen der Eisenbahn obliegt — d. i. bei Stückgütern 
bis zu 500 kg Einzelgewicht — und, wenn ie die Verladung 
freiwillig übernimmt — in Betracht kommen Stückgüter über 
500 kg Einzelgewicht und Wagenladungen — hat sie in der 
Kundmachung 3 des deutschen. Eisenbahn-Verkehrsyerbandes 
(Güterbeförderungsvorschriften Heft 1) besondere Anordnungen 
erlassen, die jedoch, wie aus den Vorbemerkungen Seite 6 her- 
vorgeht, nur eine interne Vorschrift für das Bahnpersonal dar- 
stellen, für das Publikum aber weder verpflichtend sind, noch 
ihm irgendwelche Rechte verleihen. Von diesem Gesichtspunkt 
aus ist die Vorschrift des $ 20 (7) der GBV. Heft 1 zu be- 
a wonach das Bahnpersonal darauf hinwirken soll, daß 
die in $ 13 (13—15) vorgeschriebene Ladeweise auch bei Ver- 
ladung durch den Versender eingehalten wird, wenn nicht nach 
Art und Verpackung des Gutes eine andere Ladeweise die 
gleiche Sicherheit bietet. Eine Verpflichtung zur Einhaltung 
dieser Ladeweise besteht demnach für die Absender bei Selbst- 
verladung ihrer Güter nicht. Die Bahnverwaltung selbst ver- 
langt in $ 22 (8) GBV. von ihrem Personal ausdrücklich die 
Beachtung dieser Vorschriften, wenn es mit ihrem Einverständ- 
nis die tarifmäßige dem Absender obliesende Verladung von 
Stückzutsendungen im Einzelgewicht von mehr als 500 kg und 
von Wagenladungen übernimmt. Diese Vorschriften der Kund- 
machung 3 sind aber unzulänglich und bedürfen dringend einer 
sorgfältigen Nachprüfung und Umarbeitung. Erst dann, wenn 
die Eisenbahnverwaltung für die von ihr vorzunehmenden Ver- 
ladungen klare und bestimmte Vorschriften erläßt, darf gehofft 
werden, daß auch die Versender, wenn sie deren Zweckmäßig- 
keit erkennen, sie beachten. Und das wäre für beide Teile der 
größte Gewinn. Ich will nun die Mängel der Kundmachung 3 
etwas näher beleuchten. 


Nach $ 13 (13) sind Fässer mit Flüssigkeiten über 1001 gleich- 
laufend mit den Längsseiten des Wagens, die Kopfenden also den 
Stirnwänden des Wagens zugewendet, mit den Spunden nach 
oben, zu verladen und mit Holzkeilen und dergleichen, die 
erforderlichenfalls auf dem Boden des Wagens festzu- 
nageln sind, so zu befestigen, daß sie sich unterwegs nicht be- 
wegen können. Zu diesen Flüssigkeiten zählen solche, die nicht 
gären oder bereits vergoren haben, z. B. alter Wein. Für gärende 
Flüssigkeiten bestehen besondere Vorschriften im $ 13 (14). 
Hier ist gesagt, daß Fässer mit Most und nicht vergorenem 
neuem Wein bis zu 300 1 Fassungsgehalt im Wagen aufrecht 
gestellt werden dürfen. Größere Gebinde sind der Länge des 
Wagens nach zu verladen und mit dreikantigen, kräf- 
tigen Holzkeilen fest zu unterschlagen. Die Holzkeile 
sind am Wagenboden anzunageln. Während also 
für Fässer mit gärenden Flüssiskeiten die Form der Keile 
— dreikantig — und ihre Befestigung mit Nägeln 
bestimmt vorgeschrieben ist und auch hinsicht- 
lichder Stärke derKeile gesagt ist, daß siekräftig 
sein müssen, ist für. Fässer mit nichtgärenden 
Flüssigkeiten nur angeordnet, daß sie mit Holz- 
keilen und dergleichen, die erforderlichenfalls 
am Wagenboden anzunageln sind, so zu unterlegen 
sind, daß sie sich unterwegs nicht bewegen können. Dem Gut- 
dünken der Verlader ist hierdurch beim Versand dieser Flüssig- 
keiten ein weiter Spielraum gelassen. Es ist aber gar nicht 
einzusehen, warum z. B. für Fässer mit altem Wein nicht die 
gleichen Sicherungen getroffen werden sollen, wie für Fässer 
mit neuem, gärendem Wein. - Der Umstand, daß bei Fässern mit 
gärenden Flüssiekeiten diese aus den Gärpfeifen auslaufen 
können, wenn sich die Fässer unterwegs drehen, kann nicht aus- 
schlaggebend sein; denn seitliche Drehungen der Fässer ohne 
gleichzeitige Längsverschiebung kommen nicht so häufig vor. 
Die meisten Beschädigungen entstehen durch Rangierstöße, die 
in der Längsrichtung wirken und die Fässer aus ihrer Lage und 
zum gegenseitigen Anstoßen bringen. Es kommt ferner in Be- 
tracht, daß die Zahl der zur Beförderung gelangenden, nicht 
gärenden Flüssigkeiten weit größer ist als die der gärenden. 
In beiden Fällen aber sind die getroffenen Anordnungen unzu- 
länglich. Denn über die Zahl.der fürjedesFaßzuver- 
wendenden Keile, ihre Größe und die Holzart ist 
nichts gesagt. Undin diesem Mangelist die Haupt- 
auella der vielen fehlerhaften Ladeweisen zu 
suchen. Meistens werden Keile verwendet, die zu klein 
und ungleichmäßig geformt sind. Kleine Keile sind 
schwer zu befestigen, weil sie so weit unter die Fässer zu liegen 


kommen, daß man mit Hammer und Nägeln nicht gut beikommt. 


\ı Sie fassen die Fässer auch nicht fest genug, wodurch sich diese 


leicht verschieben. Vielfach werden nur zwei Keile verwendet, 
die an der inneren Seite unterlegt werden, während die äußere 
Seite an die Wagenwand angelegt wird. Auch diese Ladeweise 
ist unsachgemäß, denn sie bietet den Fässern keinen festen Halt. 
Schon die gewöhnlichen Transporterschütterungen können 


solche Fässer aus ihrer Lage bringen, noch mehr ist dies aber 


der Fall bei Rangierstößen. 

Sehr häufig werden die Unterschläge gar nicht oder nur 
mangelhaft befestigt. Die Nägel sind entweder zu schwach oder 
zu klein und dringen nicht tief genug in den Boden ein. Dies 
findet man oft bei Keilen aus Hartholz (Buchen und Eichen), 
durch die die Nägel nur schwer durchzuschlagen sind. Sie 
schlagen sich gewöhnlich krumm. Es ist deshalb durchaus ver- 


fehlt, Keile aus derartigem Holze zu benützen. In Frage können 


nur Keile aus Weichholz (Tanne, Fichte, Kiefer oder Pappel) 


kommen. Die Folge ungenügend befestigter Keile ist, daß diese 


sich während der Fahrt und bei Rangierstößen lösen und daß 
die Fässer ihren Halt verlieren. Ein mangelhaft oder gar nicht 


befestigter Keil — und das ist oft der Fall — kann schwere Ri 
Mancherorts ist man der Ansicht, eine Befesti- 


Folgen haben. 
gung der Keile durch Nägel sei überhaupt nicht nötig, denn diese 
werde bereits durch die Schwere der Fässer bewirkt. Dies ist 
nur richtig, wenn die Fässer frei, ohne mit dem Bauch den 
Wagenboden zu berühren, auf den vier Keilen ruhen, und wenn 


sie den Wagen räumlich so vollständig ausfüllen, daß Faß dicht 


an Faß liest. 
selten möglich. In der Regel sind zwischen den einzelnen 
Fässern größere oder kleinere Lücken, und in: diesem Falle 


Diese Ladeweise ist aber bei Wagenladungen 


müssen die Keile angenagelt werden. Ungeeignet sind auch die 


sogenannten Patentschließen, d. s. Holzkeile mit eisernen 
Krallen, die durch die Schwere des Fasses in den Wagenboden 
eingedrückt werden sollen. Diese Keile 


sind durchweg zu 


klein und die Krallen nicht groß und nicht spitz genug, um ge- 


nügend tief in den Wagenboden einzugreifen. 
vor, daß einzelne Stellen des Wagenbodens alt und morsch sind 
und daß infolgedessen die Nägel schlecht halten. 
lösen sich in derartigen Fällen schon durch die gewöhnlichen 
Transporterschütterungen, und gegenseitige Zusammenstöße der 
Fässer sind die Folge. Die Kundmachung 3 enthält keine Silbe 
davon, daß für Verladen von Flüssigkeiten in Fässern nur 
Wagen mit guten Böden gestellt und verwendet werden dürfen. 
(Ss 2 (2)). Zur mösglichsten Ausnutzung des Ladegewichtes 


Es kommt auch 


‚Die Keile 


werden zuweilen, um Fracht zu ersparen, Fässer quer oder 


stehend verladen. Die erstere Ladeweise ist deshalb gefährlich, 


weil bei Schräglagen des Wagens in Gefällstrecken die Fässer 
leicht über die Unterschläge rollen, wenn diese im Verhältnis | 
zu den Fässern nicht groß und hoch genug sind. Hierbei stoßen 


sie gegenseitig am Bauch an, der bekanntlich die empfindlichste 
Stelle des Fasses ist. 
hier einen Daubenbruch herbeizuführen. 


Die Gefahr der stehenden Verladung von Fässern hat bereits 


Rechtsanwalt Sommerfeld erwähnt. Ich betrachte aber die 


Grenze, die er für die Zulässigkeit dieser Ladeweise zieht, — 
.850 1 — als zu hoch gegriffen. 


Transportfässer von etwa 300 1 ab so gebaut, daß der beider- 
seitige- Kopfrand nicht einen gleichmäßig ebenlaufenden Kreis 
bildet, sondern er ist leicht wellenförmig gehalten (Zwei auf- 
und zwei abwärts gehende Wellen). Damit wird erreicht, daß 
stehende Fässer leicht umgelegt werden können. Dies würde 
schwer fallen, wenn der Kopfrand völlig eben wäre. So aber 
können die Fässer ohne große Anstrengung 


lage zu bringen. Solche Fässer geraten bei stehender Verladung 
durch die beim Bahntransport unvermeidlichen Erschütterungen 
in schaukelnde Bewegungen, durch die sie sich und etwa neben- 
an befindlichen Fässern gefährlich werden. 
stoßen am Bauch.) 


sigkeiten vorgesehen ist. 


zu 100 1 zulässig ist. 


tadellose Beschaffenheit der Fässer und besonders ein guter 


Faßboden, der durch die auf ihm ruhende Last nicht bricht. 
Gewiß werden viele einwenden, daß Sendungen mit den vor- 
stehend aufgeführten Ladefehlern sehr oft unbeschädigt ihr Ziel 
erreichen. Das ‚ist richtig und wird von mir nicht bestritten. 
Ichbehaupte aber,daß all diese Wagenkeinen 
erheblichen Rangierstoß erlitten haben, denn 
in der Regel sind diese es, welche das Unheil anrichten. Ist es 
nun möglich, Fässer mit Flüssiekeiten so zu verladen, daß sie 
durch Rangierstöße keinen Schaden nehmen? Diese Frage 
möchte ich für alle Fälle, mit Ausnahme von solchen, bei denen 


-In Deutschland werden die 


in anfänglich 
kleinere, dann immer größer werdende Schwingungen versetzt 
werden, bis es gelingt, sie in die zum Umlegen nötige Schräg- 


(Gegenseitiges An- 
Als Grenze für stehende Verladung von 
Fässern dürfte sich das Maß von 300 1 empfehlen, wie es in 
der Kundmachung 3 in $ 13 (14) für Fässer mit gärenden Flüs- 
Unbegründet und einen Widerspruch 
bildend, ist die Bestimmung des. 8 13 (13), wonach für Fässer 
mit nichtgärenden Flüssigkeiten die stehende Ladeweise nur bis 
Voraussetzung für diese Ladeweise ist 


Ein schwacher Stoß genügt schon, um 
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die Rangierstöße von ganz außergewöhnlicher Wucht und 
‚Stärke sind, bejahen. 

Solche ungewöhnliche Stöße liegen m. E. vor, wenn genügend 
große, zweifach genagelte Keile aus gutem Wagenboden her- 
ausgerissen werden. In diesem Falle erachte ich die Haft- 
_ pflicht der Eisenbahn für gegeben. - 

Welche Anforderungen sind nun an eine sachgemäße Lade- 
_ weise zu stellen? Die Fässer müssen gleichlaufend mit den 
 Langseiten des Wagens auf 4 hinlänglich großen — Mindest- 
_ maß 200 x 100 X 200 mm (Länge, Höhe, Breite) — ebenmäßig 
geformten und gut am Wagenboden befestigten Keilen aus Weich- 
holz. (Tannen-, Kiefern- oder Pappelholz, nicht aber Hartholz 
 — wie Buchen- und Eichenholz —) freiliegen, so daß die Last 
_ gleichmäßig verteilt ist. Die Mitte des Bauches kann bei 
_ schwächeren Fässern den Wagenboden leicht berühren, um die 
_ auf den 4 Keilen ruhende Last zu vermindern und die Gefahr 
_ eines Daubenbruches an diesen Stellen zu verringern. Liegen 
_ die Fässer fest auf dem Boden auf und tragen die Keile an der 
"Last nicht mit, so besteht die Gefahr, daß bei stärkeren Ran- 
 gierstößen die Fässer über die Keile hinausgeworfen werden. 
Das erklärt sich daraus, daß die bei Rangierstößen auftretenden 
- Kräfte die Puffer treffen und von hier aus in ihrer Hauptstärke 
auf dem anschließenden Wagenboden fortwirken. Dadurch 
- kommt es auch, daß, wenn solche Stöße in Gefällstrecken und 
- auf Ablaufrücken- auftreten, namentlich kürzere Fässer aus der 
 Längslage auf den Kopf gestellt werden. Die Keile sind, je 
- zwei auf jeder Seite, so zu legen, daß der 2. und 3.. Reif des 
 Fasses, von den beiden Köpfen aus gerechnet, auf sie zu sitzen 
kommt. Jeder Keil muß mit 2 Nägeln von etwa 10 cm Länge 
befestigt werden. Die Nägel sind im Abstand von etwa 10 cm 
- in der Mitte der Seitenfläche der Keile anzusetzen und müssen 
4-5 cm tief in den Wagenboden eindringen. Und zwar sollen 
„sie möglichst senkrecht sitzen, damit sie durch den seitlichen 
_ Druck des Fasses nicht gelockert werden, was bei schrägem 
Einschlag und nicht besonders gutem Wagenboden der Fall sein 
kann. So geladene Fässer halten selbst stärkere Rangierstöße 
aus ohne sich erheblich zu verschieben und sich und nebenan- 
_ liegende Fässer zu beschädigen. Zum Beweis führe ich an, daß 
ein Spediteur in Landau auf diese Weise im letzten Jahre etwa 
900 Wagen Wein verladen hat, die ausnahmslos ihr Ziel unbe- 
schädigt erreichten. Er läßt zu jedem Wagen eine Ladeskizze 
anfertigen, aus der die Lage der Fässer und die Zahl der Keile 
_ und Nägel ersichtlich ist und übersendet sie dem Empfänger 
mit dem Ersuchen, auf beigegebener Karte mitteilen zu wollen, 
in welchem Zustande die Sendung eintrifft. Die Antwort lautet 
stets: ‘„Unbeschädigt angekommen“. Ich bemerke dazu, daß 
- diese Wagen weite Entfernungen zu durchlaufen hatten (Ber- 
lin, Breslau, Dresden, Hamburg usw.), wobei sie mehrmals über 
_  Ablaufanlagen verschoben wurden, wo sich erfahrungsgemäß 
die meisten Rangierstöße ereignen. Sicherlich darf angenommen 
werden, daß einer oder der andere dieser Wagen solchen Stößen 
usgesetzt war. Ich führe ferner an, daß ich bei fast allen 
eschädigungen, die ich zu untersuchen Gelegenheit hatte, einen 
der vorerwähnten Ladefehler gefunden habe. 


- Damit komme ich zu einem weiteren wichtigen Punkt, auf 
_ den Rechtsanwalt Sommerfeld schon hingewiesen hat, d. i. die 
 Anfnahme des Tatbestandes bei Beschädigungen von Flüssig- 
keiten in Fässern. Hierin wird zuungunsten der Eisenbahn 
außerordentlich viel gefehlt. Die Prüfung und Beschreibung 
der Ladeweise ist sehr oft recht mangelhaft und ungenau, weil 
_ den damit betrauten Beamten die nötige Sachkenntnis abgeht. 
- Sie sind nicht in der Lage, beurteilen zu können, ob die Lade- 
_ weise sachgemäß war oder nicht. Der Grund hierfür liegt in 
der Unzulänglichkeit der Vorschriften. Dadurch kommt es, daß 
die Eisenbahn hohe Entschädigungssummen zahlt, die sie bei 

‚richtiger Schilderung der Ladeweisemängel ablehnen könnte. 
Und wie manches zuungunsten der Eisenbahn gefällte Ge- 
 riehtsurteil hätte durch klare, richtige’ Darstellung der Lade- 
_ weise schon vermieden werden können! Eine genaue Schilde- 
rung des Tatbestandes ist auch deshalb notwendig, weil die 
Kläger, wenn der Wein durch die Versender selbst verladen 
_ wird, mit Vorliebe behaupten, die Bahn habe bei Übernahme 
- des Gutes die Ladeweise geprüft, — wozu sie ja verpflichtet 
sei — und sie nicht beanstandet. In Wirklichkeit ist dies nicht 
der Fall: denn der Eisenbahn obliegt nur, die betriebssichere 

Ladeweise zu prüfen, nicht auch die sachgemäße. Das geht 
schon daraus hervor, daß die Prüfung der letzteren der Bahn 
nicht möglich ist. Denn ihr Vertreter müßte der Verladung 
_ von Beginn bis zum Schluß beiwohnen; er müßte jedes Faß auf 
seinen Zustand untersuchen, die Keile und Nägel auf ihre Eig- 
_ nung prüfen und feststellen, ob jeder Keil an der richtigen 
Stelle angelegt und gut angenagelt ist. Dazu fehlt dem Be- 
_ amten vor allem die Zeit; hat er doch in größeren Stationen 
_ neben einer sonstigen Arbeit zuweilen 30 und mehr Wagen zu 
übernehmen. Nach Beendigung der Verladung ist aber eine 


F ‚genaue Prüfung der Ladeweise nicht mehr möglich. Die Fässer 
liegen in der Regel so eng beisammen und so fest an der Wagen- 


-keiten und:-Lasten zu beachten wären. 


‚ wand an, daß die meisten Keile nicht mehr sichtbar sind. Ja es 


ist nicht einmal mehr festzustellen, ob und wieviel Keile ver- 
wendet sind. Ebensowenig können die Fässer in ihrem ganzen 
Umfange geprüft werden. Darum muß bei Erstellung von Tat- 
bestandsaufnahmen um so sorgfältiger verfahren werden. Auch 
hierzu sind für das damit betraute Personal genaue Anweisun- 
gen nötig, die in den Ermittelungsvorschriften fehlen. (Erm.-V. 
$ 1 (5). Anzugeben wäre: 

1. Die Ladeweise der Fässer (längs- oder querliegend, stehend 
und ob gesattelt) nebst Anfertigung einer einfachen Lade- 
skizze. 

3. Holzart, Beschaffenheit und Gehalt der Fässer (Eichen- 
oder Kastanienholz, in gutem Zustande oder alt und für die 
Beförderungsnicht mehr oder wenig geeignet). 

3. Die Bruchstellen. 

4. Zahl, Form, Größe und Art der Unterschläge und deren 
Befestigung. (Zahl und Stärke der Nägel.) Ferner, ob 
sich genagelte Keile vom Boden losgelöst hatten und bei 
welchen Fässern. 

5. Ob nach Lage der Keile die Hauptlast des Fasses auf diesem 
oder dem Wagenboden ruhte. SR 

6. Ob der Wagenboden gut oder schlecht ist, insbesondere an 
den Stellen, an denen sich die Keile gelöst hatten. 


In keiner Tatbestandsaufnahme dürften diese Angaben fehlen. 
Bei vielen Sendungen würden die Mängel der Ladeweise dann 
klar zutage treten, und die Eisenbahn könnte, weit mehr als bis- 
her, die Haftpflicht mit Erfolg ablehnen. In der Rheinpfalz, 
die als Hauptversandgebiet für Wein in Betracht kommt, wird 
diesen Fragen schon seit Jahren erhöhte Aufmerksamkeit ge- 
schenkt. Die Eisenbahndirektion Ludwigshafen hat, wohl im 
Hinblick auf die Unzulänglichkeit der Vorschriften der EVO. 
und der GBV. und in der richtigen Erkenntnis, daß eine sach- 
gemäße Ladeweise das beste Mittel zur. Hintanhaltung von Be- 
schädigungen ist, für ihren Bezirk daraufhinzielende besondere 
Anordnungen getroffen. Sie verlangt bei bahnseitiger Verla- 


‘dung, daß für Fässer von 300 und mehr Liter je 4 Keile mit 


einem Ausmaß von 130 x 70X 200 mm (Breite, Höhe, Länge) 
verwendet werden, die mit einem oder erforderlichenfalls zwei 
starken Nägeln am Wagenboden zu befestigen sind. Neuerdings 
hat sie das Ausmaß auf 200 X 100 X 200°mm erhöht. Die Keile, 
die gegen Kostenersatz auch an Selbstverlader abgegeben werden, 
liefert sie in tadelloser Beschaffenheit. Das Satteln (Aufein- 
anderlegen der Fässer) das früher üblich war, hat sie wegen 
der vielen dabei vorgekommenen Beschädigungen ihrem Personal 
untersagt- Sie lehnt ferner grundsätzlich die Übernahme des 
Ladegeschäftes von Wagenladungen ab. Bei Beschädigungen 
von Fässern verlangt sie besonders eingehende Beschreibung 
der Ladeweise. Hierbei ist Zahl und Größe. der für jedes Faß 
verwendeten Schließkeile anzugeben und ob und mit wieviel 
Nägeln sie am Wagenboden befestigt, waren. Bei Lageverände- 
rungen ist eine kleine Ladeskizze beizufügen, worin die beschä- 
digten Fässer zu kennzeichnen sind. 

Es wäre zu wünschen, daß, nachdem die deutschen Eisenbahnen 
verreichlicht sind und damit so manches bisher entgegenstehende 
Hindernis beseitigt ist, recht bald einheitliche Bestimmüngen 
über diese wichtigen Fragen erlassen würden. Zweckmälig 
wäre es, zuvor praktische Versuche anzustellen, wozu mit Was- 
ser gefüllte Fässer verwendet werden könnten. Geeignete, über- 
zählige Fässer würden wohl in genügender Zahl zu finden sein. 
Die Versuche wären nach einheitlichen Gesichtspunkten in 
Stationen mit Ablaufanlagen auszuführen, wobei insbesondere 
die Wirkung des Aufstoßens ablaufender Weinwagen auf 
stehende Wagen und ablaufender Wagen auf stehende Wein- 
wagen, sowie die dabei in Betracht kommenden Geschwindig- 
Zweifellos könnten durch 
derartige Versuche weitere wertvolle Erfahrungen für die 
zweckmäßige Ladeweise von Fässern gewonnen werden. 

Das Ergebnis dieser Versuche müßte sodann in geeigneten 
juristischen und in Weinfachzeitschriften bekanntgegeben wer- 
den; es würde sicherlich den mit Weinprozessen befaßten Juristen 
eine willkommene Aufklärung bieten und manche, der Eisen- 
bahn bisher ungünstige Anschauung beseitigen. Für den Wein- 
handel aber wäre es eine wertvolle Anleitung zur sachgemäßen 
Verladung seiner Sendungen. Den Hauptgewinn jedoch würde 
die Bahn erzielen durch Ersparung von Arbeit und hohen Ent- 
schädigungssummen. 

s e % 5 

Zu dem gleichen Thema ersucht uns der Go>schäftsführer des 
Verbandes der deutschen Faßfabriken, Dr. jur. Karl Dingel- 
dey in Berlin, noch folgende Äußerung aufzunehmen: _ 

„Zunächst will ich mich gegen die Darstellung in beiden Ar- 
tikeln, als ob die gesteigerten Kosten des Materials und der Her- 
stellung minderwertiger Arbeit, Verwendung geringwertigeren 
Holzes und Sparen an Material bedingt hätten, richten. Bahn- 
verwalter Schwarzweller führt dazu hinsichtlich .der Weinfässer 
noch aus, daß an Stelle des allein geeigneten Eichenholzes viel 
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Kastanien- und Buchenholz verwendet worden sei. Beides trifft 
nicht zu. Unter äußerster Anstrengung hat sich die deutsche 
Faßindustrie bemüht, auch in Zeiten größter Schwierigkeiten 
Qualitätsware zu liefern. Vielfach ist sie sogar gezwungen ge- 
wesen, besseres Material zu nehmen (Langholz), da die deut- 
schen Forstverwaltungen und Waldbesitzer geneigt waren, Nutz- 
holz ins Brennholz zu schlagen, um dort höhere Preise zu er- 
zielen. Kastanienholzfässer sind in Deutschland so gut.wie gar 
nicht hergestellt worden. Sie werden jedoch .in Italien und 
Spanien viel zu Weintransporten verwendet und erscheinen zu 
allen Zeiten in Deutschland als gebrauchte Fässer auf dem 
Markt. Die Verwendung von Buchenholzfässern zum Wein- 
transport ist geradezu ein unerhörter Leichtsinn. Wein in 
Buchenholzfässern sollte von der Bahnverwalt@ge ohne weiteres 
zurückgewiesen werden. 

Eine Qualitätsverschlechterung erheblichen Grades ist bei den 
gebrauchten Fässern zu verzeichnen. Die gestiegenen Preise für 


neue Fässer haben viele Faßverbraucher gezwungen, die Faß- 
leihe einzuführen. Sie geben also ihre Fässer nur leihweise ab 
und zwingen durch Inrechnungstellung eines hohen Betrages die 
Kunden dazu, sie immer wieder zurückzusenden. So haben sich 
viele Firmen selbst in leichtesten Fässern ihre Faßbestände sehr 


lange erhalten und Fässer, die eigentlich schon lange hätten zu- 4 


sammengeschlagen werden müssen, werden immer wieder her- 
vorgesucht, um als Verpackungsmaterial nochmals verwendet zu 
werden. Es scheint mir also unbedingt notwendig zu sein, daß 
die Bahnverwaltung, um sich vor Schäden zu bewahren, vor An- 
nahme von Gütern in alten Fässern diese darauf prüft, ob sie 
für den Versand noch geeignet sind, wobei auf Alter und Ab- 
nutzungsgrad besonderes Gewicht zu legen sein dürfte. 
nicht zu verkennen, daß durch Verwendung stark abgenutzter 


Fässer eine Schädigung der Eisenbahn vorkommen kann, und 


dies sollte unter allen Umständen vermieden werden.“ 


Der Satzungsausschuß des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen 


hat am 27./28. Juni d. J. in Rothenburg 0. T. seine 74. Voll- 
sitzung abgehalten und über folgende Beratungsgegenstände ver- 
handelt: 


1. Mit der Vorberatung des Antrags auf Änderung des Ver- 
einsbeschlusses vom Jahre 1880, der die Vereinsverwaltungen 
zur Veröffentlichung aller Tarifbekanntmachungen in der Ver- 
einszeitung verpflichtet, war in der 71. Sitzung ein Unteraus- 
schuß betraut worden, der nach eingehenden Erhebungen zu 
dem Ergebnis kam, die Aufhebung des Vereinsbeschlusses vor- 
zuschlagen. Die Mehrheit der deutschen Verwaltungen und 
Handelsvertretungen war zwar für die Beibehaltung der Ver- 
öffentlichung — wenn auch in verkürzter Form — eingetreten, 
von österreichischer und ungarischer Seite wurde dagegen die 
Notwendigkeit einer Veröffentlichung allgemein verneint. Der 
Ausschuß trat dem Vorschlage des Unterausschusses bei und 
wird der diesiährigen Vereinsversammlung in diesem Sinne be- 
richten. 


2. Der Ausschuß nahm ferner den Bericht des Unteraus- 
schusses entgegen, der die Weisung hatte, für den Geldausgleich 
der gesamten Vereinsabrechnung — zunächst versuchsweise — 
nur eine Vermittlungsstelle einzuführen. Die vom Unteraus- 
schuß erlassene vorläufige Anweisung über die Neuregelung des 
Zahlungsverkehrs bestimmt, daß mit Wirkung vom Abrechnungs- 


Die Arbeiterfrage bei den englischen Eisenbahnen. 


Die Lösung der Arbeiterfrage hat zwar bis jetzt bei den 
englischen Eisenbahnen noch nicht zu so schweren Störungen 
der Ordnung geführt wie bei den Bergwerken, die Frage ist 
aber trotzdem eine sehr brennende, die den Eisenbahngesell- 
schaften große Sorge macht. Die Löhne, sind auch in England 
im Laufe des Krieges stark gestiegen, und den Arbeitern haben 
Teuerungszulagen bewilligt werden müssen, die die Ausgaben 
der Eisenbahnen schwer belasten. Bisher konnten die Eisen- 
bahngesellschaften diese Lasten ohne Schwierigkeiten auf sich 
nehmen, weil die Regierung auf Grund der gesetzlichen Be- 
stimmungen und der Vereinbarungen, die für die Übernahme 
der Eisenbahnen in den. Staatsbetrieb während des Krieges 
gelten, den Eisenbahngesellschaften die Überschüsse in der 
Höhe gewährleistete, wie sie im letzten Friedensiahre erzielt 
worden waren. Durch das Verkehrsgesetz vom Jahre 1919 ist 
diese Haftung auch noch bis zum 15. August 1921 ausgedehnt 
worden. Bis zu diesem Zeitpunkt sollen die Rechtsverhältnisse 
der Eisenbahnen gesetzlich neu geregelt werden. Es ist noch 
nicht bekannt, ob dann der alte Zustand wieder hergestellt 
werden soll, ob also die Eisenbahngesellschaften wieder voll- 
ständig sich selbst überlassen werden sollen. Eine Verstaat- 
lichung, die von der Arbeiterpartei erstrebt wird, kommt jeden- 
falls nicht in Frage, und die Fisenbahngesellschaften sehen der 
Zukunft, die ihnen voraussichtlich wieder die volle Verant- 
wortung für die wirtschaftlichen Ergebnisse des Eisenbahn- 
betriebes aufbürden wird, mit einiger Besorgnis entgegen, die 
sich namentlich auf die Regelung des Verhältnisses zwischen 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber und die sich aus der Befriedi- 
sung der Forderungen der Arbeiter ergebende Belastung der 
Gesellschaften bezieht: Die Gesellschaften behaupten — und 
wohl mit Recht —, daß sie beim Wegfall der staatlichen Ge- 
währleistung für ihre Überschüsse die Löhne in jetziger Höhe 
nicht mehr tragen können. Die Arbeiter sind andererseits be- 
sorgt, wie sich ihre Einnahmen bei Wiedereinführung des 
vollen Privatbetriebes der Eisenbahnen gestalten werden. Die 


Es ist - 


abschnitt für die erste Hälfte Juli 1921 an die Stelle der im 
Artikel 4° des Vereinsabrechnungsübereinkommens festgesetzten 


Gruppenvermittlungsstellen nur eine Vermittlungsstelle, und - 
zwar die Preußische Staatsbank (Seehandlung) in Berlin treten ' 


soll. Als Erfüllungsort ist für die deutsche Reichswährung 
Berlin, für die österreichische Währung Wien und für die 
tschechoslowakische Währung Prag festgesetzt; die Zahlungen 
sind auf das Konto der Preußischen Staatsbank bei den von ihr 
bezeichneten Bankstellen zu leisten. Ebenso erfolgen die Zah- 
lungen an die forderungsberechtigten Verwaltungen an eine vor- 


her vereinbarte Stelle, falls nicht Zahlung am Sitze der Ver- 


waltung beansprucht wird. 

3. Die Überprüfung und Ergänzung des Vereinsabrechnungs- 
übereinkommens wurde einstweilen zurückgestellt, doch wurde 
auf Antrag der Ungarischen Staatseisenbahn die demnächst zur 
Einführung gelangende ungarische Kronenwährung bei der Ver- 


 einsabrechnung zugelassen. 


4. Dem Antrage der Königsberg-Cranzer "Eisenbahngesellschaft 
auf Anschluß an den Verein wurde zugestimmt. Der Beschluß 
unterliegt jedoch noch der satzungsmäßigen Abstimmung unter 
den Vereinsverwaltungen. 


5. Das für die Vereinsbeamten aufgestellte neue Dienstver- 


tragsmuster soll zunächst noch nach den Richtlinien des Aus- 
schusses in einem engeren Kreise durchberaten werden. 


Lage ist also gespannt: Die Schwierigkeiten, die sich aus der 
Aufhebung der staatlichen Bewirtschaftung der Kohlen ergeben 
haben, sind ein warnendes Beispiel ‚und werden den Erfolg 
haben, daß man bei der Aufhebung der staatlichen Herrschaft 
über die Eisenbahnen vorsichtiger zu Werke geht. Das Wirt- 
schaftsleben Englands kann, so wird geltend gemacht, solche 
Erschütterungen, wie sie der Bergarbeiterausstand mit sich ge- 
bracht hat, nicht ertragen, und wenn sie sich wiederholen, wird 
Englands Stellung auf dem Weltmarkt schwer gefährdet sein. 

Vor dem Kriege wurden Streitiekeiten zwischen den Eisen- 


bahngesellschaften als Arbeitgebern und ihren Arbeitern von‘ 


Einigungsämtern (Corciliation Boards) geschlichtet. Solche 
Ämter bestanden für jede Gesellschaft; sie waren mit deren 
eigenen Angestellten besetzt, und jede Gruppe von Arbeitern 
wurde von diesen Ämtern getrennt behandelt. Ihre Zuständig- 


keit erstreckte sich nur auf die im eigentlichen Betriebsdienst 


beschäftigten Arbeiter. Wegen der Regelung von Lohnfragen 
der Angestellten im Bürodienst und der Arbeitskräfte für den 
Aufsichtsdienst bestanden keine festen Vorschriften oder Ver- 
einbarungen-: Bei Würdigung dieser Verhältnisse darf nicht 
außer Acht gelassen werden, daß die Trennung zwischen Be- 
amten und Arbeitern, da es sich in England nur um Privat- 


betriebe handelt, eine andere und nicht so scharfe ist wie bei 


unseren Eisenbahnen. Die Löhne wurden bei dem vor dem 
Kriege üblichen Verfahren in solcher Höhe festgesetzt, wie es 
die wirtschaftlichen Verhältnisse einer jeden Gesellschaft er- 
laubten. Sie waren, ebenso wie die Frachtsätze, von denen die 


Leistungsfähigkeit der Gesellschaften auf dem Gebiete der 


bei 


Lohnzahlungen abhängt, jeder Gesellschaft verschieden. 


Natürlich wurde es trotzdem Gesellschaften mit günstigeren 


Betriebsergebnissen leichter, die Löhne aufzubringen, als sol- 


chen, bei denen Einnahmen und Ausgaben in einem weniger 


günstigen Verhältnis standen. 
Die Übernahme der Eisenbahnen durch den Staat zu dem 
Zwecke, die Verkehrsmittel des Landes bis auf das äußerste 
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ie Kriegführung auszunutzen, bestand darin, daß zwar das 
entumsrecht der Eisenbahngesellschaften an ihren Anlagen 
ht angetastet wurde, daß aber die Regierung die einheitliche 
beitung des gesamten Betriebes und Verkehrs in die Hand 
aahm. Infolgedessen wurden auch die Arbeits- und Lohnver- 
ältnisse für die Eisenbahnen des ganzen Landes einheitlich 
geregelt: Die ersten Verhandlungen, die im Kriege auf diesem 
Gebiete zwischen den Eisenbahngesellschaften und den Gewerk- 
schaften angeknüpft wurden, bezogen sich auf die Kriegs- 
teuerungszulagen, die zum Ausgleich der erhöhten Kosten der 
benshaltung gewährt wurden. Die Eisenbahngesellschaften 
mußten auf die Forderungen ihrer Arbeiter in bezug auf die 
Gewährung von Teuerungszulagen eingehen; sie konnten dies 
mit leichtem Herzen, denn durch ihre Haftung für die Betriebs- 
überschüsse kam die Regierung ia für die dadurch erhöhten 
Ausgaben auf, und als im Laufe des Krieges weitere Teue- 
Tungszulagen gewährt wurden, wurde sogar vereinbart, daß 
diese unmittelbar zu Lasten der Regierung gehen sollten, also 
von dieser nicht erst nachträglich ersetzt werden sollten. Die 
Erhöhung der Ausgaben für Löhne und Kriegszulagen hätte bei 
riehtiger Wirtschaft durch eine Erhöhung der Tarife ausge- 
lichen werden müssen, die Regierung sah aber hiervon zu- 
nächst ab, und die Eisenbahngesellschaften, deren Überschüsse 
ja sichergestellt waren, hatten keine Veranlassung, auf eine 
solche Erhöhung zu drängen. 

Nach dem Waffenstillstand kamen neue Vereinbarungen zwIi- 
‚schen der Regierung als Leiterin des Eisenbahnwesens und den 
Arbeitern der Eisenbahnen zustande, die einerseits zum Aus- 
gleich der Teuerung sehr erhebliche Lohnerhöhungen zur Folge 
"hatten, anderseits aber auch das Lohnwesen insofern auf eine 
sanz andere Grundlage stellten, als für die gleiche Tätigkeit 
bei allen Eisenbahnen Englands derselbe Lohn gewährt wurde. 
Der Lohn für einen Stellwerkswärter ist also jetzt derselbe, 
gleichviel ob er ein Stellwerk in einem verkehrsreichen Kno- 
tenpunkt oder auf einem abgelegenen Bahnhof bedient, wo nur 
wenige Züge am Tage durchfahren. Solange die Regierung 
für den Unterschied zwischen Einnahmen und Ausgaben auf- 
kommt, können die Eisenbahngesellschaften diesen Zustand, der 
zweifellos nicht richtig ist, ruhig mit ansehen; beim Heran- 
nahen des Zeitpunktes, wo sie die Folgen der Lohnpolitik der 
Regierung selbst tragen müssen, wird die Lage für sie eine 
andere. _ nen 
- Die Vermehrung der Ausgaben der Eisenbahngesellschaften, 
die durch Lohnerhöhungen verursacht wurde, war sehr erheb- 
lich, trotzdem war die Regierung zunächst immer noch nicht 
für eine Erhöhung der Gütertarife zu haben. Infolgedessen 
mußte der Staatssäckel in sehr weitgehendem Maße zur 
Deckung der Fehlbeträge der Eisenbahnen herangezogen wer- 
den. Ein zur Beratung der Tariffragen eingesetzter Ausschuß 
‘sprach sich daher für eine Erhöhung der Tarife aus, die end- 
lich im Januar 1920 durchgeführt wurde. Ehe sie aber den ge- 
“wünschten Erfolg zeitigen konnte, setzte ein allgemeiner Nie- 
dergang des Wirtschaftslebens ein, der natürlich seine Rück- 
wirkung auf den Eisenbahnverkehr und damit auf die u 

ieser Zu- 
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men der Eisenbahngesellschaften nicht verfehlte. 
stand hält zur Zeit noch an. - 

Die Lage der englischen Eisenbahnen ist daher jetzt derart, 
daß, wenn die staatliche Unterstützung in Form der Gewähr- 
leistung für die Dividende wegfiele, die meisten von ihnen, 
‘so wird wenigstens aus Eisenbahnkreisen behauptet, zahlungs- 
unfähig werden würden. Ganz so schlimm ist ihre Lage natür- 
lich nicht, um aber überhaupt eine Besserung zu erreichen, 
müssen sie ihre Notlage übertreiben, Ehe also die staatliche 
- Unterstützung im August wegfällt, muß etwas geschehen, um 
das Gleichgewicht zwischen den Einnahmen und Ausgaben der 
Eisenbahngesellschaften wieder herzustellen. Man hofft zwar, 
‘daß sich bis dahin das Wirtschaftsleben und damit der Ver- 
-kehr wieder hebt, aber das allein kann die Eisenbahnen nicht 
"retten. Eine Erhöhung der Tarife wird auch nicht für möglich 
gehalten, denn sie sind schon so hoch, wie sie der Verkehr 
tragen kann. Eine geringe Hoffnung auf Besserung wird an 
_ die Erwartung eines - weiteren Fallens der Lebensmittelpreise 
geknüpft; denn nach den bestehenden Vereinbarungen mit den 
Arbeitern hat eine Senkung der Lebensmittelpreise eine selbst- 
tätige Herabsetzung der Teuerungszulagen zur Folge. Hier- 
durch würden sehr erhebliche Ausgaben erspart werden. Es 
kann nicht übersehen werden, wie sich die Verhältnisse bis 
zum August gestalten werden; noch weniger ist es aber mög- 
"Jich vorauszusagen, was nach dem 15. August geschehen wird, 
da ia noch nicht einmal bekannt ist, wie die Verhältnisse 
er Eisenbahnen dann geregelt werden sollen, und selbst wenn 
das bekannt wird, kann man immer noch nicht sagen, ob die 
gesetzlichen Maßnahmen auch die gewünschten Folgen haben 
- werden, oder ob nicht ganz andere Zustände eintreten werden. 
- Wie stellen sich nun die Arbeiter zu den sich hieraus er- 
gebenden Fragen? Sie sind von lebhaftem Mißtrauen in bezug 
auf die Absichten, die die Eisenbahngesellschaften in der 


Lohnfrage haben, erfüllt, aber man traut ihnen so viel Einsicht 
zu, daß sie nicht wissentlich und mit Überlegung eine vollstän- 
dige Zerrüttung des englischen Wirtschaftslebens herbeiführen 
werden, die zweifellos eintreten würde, wenn sie auf einer 
Fortgewährung ihrer hohen Kriegs- und Nachkriegslöhne be- 
stehen. Sogar die Bergleute haben eingesehen, daß sie infolge 
der mißlichen Lage auf dem Kohlenmarkt in eine gewisse 
Herabsetzung ihrer Löhne willigen müssen. Nun ist aber die 
Eisenbahn ganz besonders empfindlich gegen Schwankungen im 
Wirtschaftsleben, und man erwartet von den Gewerkschaften 
die Einsicht, daß auch die Arbeiter ihren Teil an den Ver- 
lusten tragen müssen, von denen das Erwerbsleben im all- 
gemeinen betroffen wird. Wenn sie das tun, müssen sie natür- 
lich verlangen, daß diese Verluste ihnen nicht allein aufgebür- 
det werden, sondern daß alle Beteiligten, also die Leitungen 
der Gesellschaften und die Aktionäre auch ihr Teil daran 
tragen. Es müssen also‘auf allen Gebieten, nicht nur bei den 
Löhnen, Ersparnisse gemacht werden. Bis jetzt schließen die 
Arbeiter aber namentlich aus den Reden, die auf den Jahres- 
versammlungen der Eisenbahngesellschaften gehalten worden 
sind, daß die Ersparnisse, die erzielt werden müssen, haupt- 
sächlich auf ihre Kosten gehen sollen, und sehen die Stellung 
der Eisenbahngesellschaften zu der Frage, wie das Gleichge- 
wicht zwischen Einnahmen und Ausgaben hergestellt werden 
soll, als eine gegen sie gerichtete Verschwörung an. Nament- 
lich fürchten die Arbeiter aber auch, daß die Eisenbahngesell- 
schaften von den Vereinbarungen, die eine einheitliche Regelung 
der Lohn- und Arbeitsverhältnisse im ganzen Lande herbeige- 
führt haben, wieder abgehen werden, so daß die alten Schwie- 
rigekeiten, die bei der Regelung derartiger Fragen von Fall zu 
Fall in einer bei den einzelnen Gesellschaften verschiedenen 
Weise auftraten und durch die Schaffung einheitlicher Entschei- 
dungen beseitigt werden sollten, wieder aufleben würden. Un- 
ruhige Elemente, Bolschewisten und andere Kreise, denen an 
einer Gesundung des auch in England unter den Kriegsfolgen 
leidenden Wirtschaftslebens nichts liegt, die im Gegenteil den 
Klassenkampf fördern wollen, benutzen natürlich diese Ver- 
hältnisse und die sich daraus ergebende Unruhe unter den Ar- 
beitern, um sie gegen ihre Arbeitgeber aufzustacheln. Das 
nächste, was geschehen muß, ist daher, Klarheit zu schaffen, und 
das kann nur dadurch geschehen, daß die Leitungen der Eisen- 
bahngesellschaften die Arbeiter in ihr Vertrauen ziehen, ihnen 
darlegen, wie die wirtschaftlichen Verhältnisse der Eisenbahn- 
zesellschaften tatsächlich liegen, und ihnen ihre Pläne für die 
Zukunft enthüllen. Von einem solchen Vorgehen erwartet man, daß 
die Arbeiter einsehen werden, daß auch sie einen Teil der Ver- 
luste, denen dieEisenbahnen ausgesetzt sind, tragen müssen, doch 
kann man sich bei der Stimmung, die heutzutage in Arbeiter- 
kreisen herrscht, in dieser Beziehung auch sehr täuschen. Ver- 
sprechungen können den Arbeitern freilich jetzt nicht gemacht 
werden, denn niemand weiß, wie sich die Verhältnisse ge- 
stalten werden, wie weit die Eisenbahnen z. B. in der Lage sein 
werden, Versprechungen, die Zahlungsverpflichtungen nach sich 
ziehen, in Zukunft auch zu erfüllen. Daß manche Gesellschaften 
sich nicht mehr selbst erhalten können, erwartet man .augen- 
scheinlich mit Bestimmtheit, denn der Plan der Regierung, die 
Eisenbahnen zu Gruppen zusammenzufassen, in denen die wirt- 
schaftlich starken Gesellschaften den wirtschaftlich schwachen 
aushelfen müssen, scheint gebilligt zu werden. Die erste Sorge 
für die Zukunft muß sein, die Eisenbahngesellschaften auf eine 
wirtschaftlich gesunde Grundlage zu stellen, das kann aber nur 
geschehen, wenn alle Beteiligten, die Aktionäre, die Leitungen 
der Gesellschaften und die Arbeiter, bereit sind, Hand in Hand 
zu arbeiten und jeder seinen Standpunkt dem der anderen zu 
nähern. 

Wenn die Arbeiter richtig geleitet werden, müßten sie ein- 
sehen, daß es nicht ihr Vorteil ist, wenn durch hohe Lohnforde- 
rungen die wirtschaftlichen Verhältnisse der Eisenbahngesell- 
schaften zerrüttet werden, daß vielmehr ihre Interessen und 
die der Aktionäre dieselben sind. Ob es freilich gelingen wird, 
ihnen diese Überzeugung beizubringen, ist sehr zweifelhaft. 
Man scheint allerdings in dieser Beziehung in England den Ar- : 
beitern mehr Einsicht zuzutrauen, als sie bei uns haben. Denn 
von deutschen Verhältnissen könnte man heutzutage wohl sagen, 
daß es ganz ausgeschlossen wäre, die Zustimmung der Arbeiter 
dazu herbeizuführen, daß ihre Löhne herabgesetzt werden, daß 
also auch sie einen Anteil an dem Verlust trügen, mit dem jetzt 
die Eisenbahnen betrieben werden. In England liegen bekannt- 
lich die Verhältnisse in dieser Beziehung insofern anders als 
bei uns, als es sich dort um reine Privatbahnen handelt. Dort 
wird immer wieder betont, daß gerade in der Form der Privat- 
unternehmung die Eisenbahnen Eigentum der breitesten Allge- 
meinheit sind. Das_in den englischen Eisenbahnen angelegte 
Kapital befindet sich nämlich, in viele kleine Beträge unterteilt, 
in den Händen einer sehr großen Zahl von kleinen Aktionären; 
nur ein ganz geringer Teil der Eisenbahnaktien ist in den Hän- 
den kapitalkräftiger Kreise in größeren Beträgen vereinigt. Es 
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wird also darauf hingewiesen, daß sich ein Kampf der Eisen- 


bahnarbeiter gegen die Eisenbahngesellschaften nicht gegen das. 


von ihnen bekämpfte Großkapital richten würde, sondern gegen 
den kleinen Sparer, der dem Arbeiter ja ziemlich nahesteht. Ob 
der Arbeiter diesen Unterschied einsehen wird, ist freilich 
zweifelhaft. Alles kommt darauf an, wie sich die Arbeiterführer 
zu dieser Frage stellen werden. Die englischen Gewerkschaften 
haben den großen Vorteil, daß ihr Führer, Thomas, für einen 
gemäßigten Mann gilt. Er vertritt allerdings mit der Arbeiter- 


Nachrichten. 


Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


— Die Organisation der Reichsbahn. Der Verkehrsaus- 
schuß des Reichswirtschaftsrats beschäftigte 
sich kürzlich, wie der „Deutsche“ berichtet, mit einem Antrag 
betreffend Organisation der Reichsbahnver- 
waltung. Die Frage der künftigen Organisation wird 
im Reichsverkehrsministerium dauernd im Auge behalten und 
bearbeitet. Der Ausschuß setzte eine Arbeitskommission 
ein, die unter Zugrundelegung der bei der Verhandlung geltend 
gemachten Gesichtspunkte Vorschläge für die Verwaltung der 
Reichsbahn ausarbeiten wird. 

Der Ausschuß beschäftigte sich ferner mit dem Entwurf einer 
Verordnung, betreffend Beiräte für die Reichsbahn, 
die nach den Ferien weiter beraten werden soll-e Ein Antrag 
des Wirtschaftsrats Hamburg auf Einführung des Nachbar- 
ortsverkehrs zwischen Hamburg und Altona wurde 
der Regierung zur Erwägung überwiesen. 


— Notlage der Presse und Eisenbahntarife. Aus dem Reichs- 
verkehrsministerium wird der „D. Alle. Ztg.“ geschrieben: -In 
Nr. 324 des „Berliner Tageblatts“ vom 13. Juli 1921 wird unter 
der Überschrift „Was in einer parlamentarischen Republik un- 
möglich sein sollte“ der Reichsregierung zum Vorwurf gemacht, 
daß sie über den einstimmigen Beschluß des Reichstages, Zei- 
tungspapier aus der Tarifklasse A in die Klasse B des 
deutschen Eisenbahn-Gütertarifs zu versetzen, bisher mit völli- 
ger Nichtachtung hinweggegangen sei. Hierauf sei kurz fol- 
gendes erwidert: 


Der Reichstag hatte in einer Resolution vom 11. Mai in 
Anerkennung der schwierigen Lage, 
Zeitungsverleger befinden, verschiedene Maßnahmen empfohlen, 
um eine Herabsetzung des Preises für Zeitungsdruckpapier 
herbeizuführen. U. a. war hierbei unter baren Zuschüssen auch 
die erwähnte Frachtermäßigung für Zeitungsdruckpapier gefordert 
worden. Das Reichskabinet hatte daraufhin die Bereitstellung 


von 18 Millionen an Zuschüssen für die Presse im Nachtragsetat: 


des Reichswirtschaftsministeriums zugestimmt. Dagegen wurde 
die Frachtermäßigung vom Kabinett auf den Antrag 
des Reichsverkehrsministers abgelehnt. Dieser machte 
geltend, daß die mit einer Tarifermäßigung verbundenen Aus- 
fälle von den Eisenbahnen nicht getragen werden könnten. Eine 
Unterstützung der Presse habe aus allgemeinen Staatsmitteln zu 
erfolgen, wie sie auch tatsächlich durch Bewilligung von 18 Mil- 
lionen erfolgt sei. Die Reichsbahnen dagegen, die sich selber 
in denkbar schlechtester Finanzlage befänden, könnten für den 
beabsichtigten Zweck keine Opfer bringen. In diesem Zu- 
sammenhang müsse nachdrücklich daran erinnert werden; daß 
trotz der in den letzten Monaten durchgeführten Tarif- 
erhöhungen der Haushalt der Reichsbahnen im laufenden Wirt- 
schaftsjahre immer noch mit einem Milliardendefizitab- 


schließen werde, und daß ferner die im Güter- und Personen- . 


verkehr bereits zugebilligten Tarifermäßigungen voraussichtlich 
einen Verlust von etwa einer halben Milliarde gegenüber dem 
Voranschlag verursachen werden. Eine Frachtherabsetzung von 
Zeitungsdruckpapier würde nach Lage der Dinge nicht auf 
diesen Artikel beschränkt bleiben können, sondern dahin führen, 
daß auch für eine Reihe von anderen Gütern eleiche Ermäßi- 
gungen gewährt werden müßten. Dadurch würden sich die Aus- 
fälle der Reichsbahnen in Wirklichkeit noch weit höher stellen 
als für den beabsichtigten Zweck notwendig wäre. 


Aus denselben Erwägungen hatte bereits die ständi ge 
Tarifkommission, an der außer den deutschen Eisen- 
bahnen namhafte Vertreter des deutschen Wirtschaftslebens be- 
teiligt sind, die Detarifierung von Zeitungsdruckpapier 
einstimmig abgelehnt. Auch der Verkehrsausschuß 
des vorläufigen Reichswirtschaftsrats hat sich 
kürzlich auf den oben vertretenen Standpunkt gestellt, daß näm- 
lich den Eisenbahnen angesichts ihrer eigenen Notlage die Über- 
nahme solcher Ausfälle nicht zugemutet werden könne Es 


- Ruin führen. 


durch Detarifierung des 


in der sich viele deutsche - 


partei den Plan einer Verstaatlichung der Eisenbahnen und hat 
soeben den Versuch gemacht, dieses Ziel auf dem Wege der Ge- 
setzgebung zu erreichen. Wenn er aber sieht, daß er das nicht 
kann, ist von ihm vielleicht zu erwarten, daß er sich mit erreich- 
baren Zielen begnügen wird. Von seiner Haltung wird also in 
weitgehendem Maße die zukünftige Entwicklung des Verhält- 
nisses zwischen den Eisenbahngesellschaften und ihren Arbei- 
tern abhängen. E ; 


müsse zurzeit mit allen Mitteln dahin gestrebt werden, daß im 
Etat der Eisenbahnen wieder annähernd ein Ausgleich zwischen 
Einnahmen und Ausgaben erzielt werde. (Nebenbei sei bemerkt, 
daß in Nordamerika der Kongreß eine Tarifpolitik gefordert hat, 
die eine ausreichende Verzinsung des Anlagekapitals zu gewähr- 
leisten in der Lage sei.) : 

Ein schleichendes Betriebsdefizit muß iedes Unternehmen zum 
Die Reichsbahnen müssen sich umso mehr aus 
ihrer finanziellen Notlage herausarbeiten, als die kommenden 


- Steuern nicht noch durch vermehrte Einnahmeausfälle der Eisen- 


bahnen belastet werden dürfen. Es bliebe unter solchen Um- 
ständen nichts übrig, als den Ausfall, den die Eisenbahnen 
Zeitungsdruckpapiers erleiden, an- 
deren Gütern aufzupacken. - - 
Diese Andeutungen dürften genügen, um darzutun, daß das 
Reichskabinett sich nieht einfach über den Beschluß des Reichs- 
tags hinweggesetzt, sondern aus schwerwiegenden Gründen 
davon abgesehen hat, die gewünschte Frachtermäßigung ein- 
treten zu lassen. i 
- Nachdem der Reichstag die frühere Resolution am 5. Juli 
wiederholt hat, wird erneut die Entscheidung des 
Reichskabinetts herbeigeführt werden. 


— Der Fehlbetrag bei der Reichsbahn. Hierzu wird amtlich 
aus Berlin unterm 21. Juli geschrieben: Eine aus Düsseldorf da- 
tierte Nachricht der „B. Z. am Mittag“ spricht von einem stark 
wachsenden Defizit bei der Eisenbahn und sieht als Ursache 
dafür und für die ständig zurückgehenden Leistungen der Eisen- 
bahn die letzten Tariferhöhungen an. Die Nachricht ist unzu- 
treffend. Auszugehen ist davon, daß die im Dezember 1920 durch- 
geführte Reform des Tarifsystems und die am 1. April 1921 in 
Kraft getretenen Tariferhöhungen die Güterfrachten um An- 
nähernd 70 % gesteigert haben. Nach der Tariferhöhung sind die 
Einnahmen aus dem Güterverkehr im April jedoch nicht nur in 
diesem Umfange, sondern sogar um 80% gegen den gleichen Mo- 
nat des Vorjahres gestiegen. Das bedeutet, besonders in Anbe- 
tracht der zahlreichen, im Hinblick auf die kommende Fracht- 
erhöhung im März- vorgenommenen Vorwegbeförderungen eine 
Steigerung des Verkehrs um etwa 10%. Der Mai weist dem- 
gegenüber eine Steigerung der Verkehrseinnahme um nur 51% 
auf, also in Wirklichkeit einen Verkehrsrückgang von annähernd. 
20% gegenüber dem Vorjahre. Dieser Rückgang ist, soweit die 
bisher vorliegenden Meldungen erkennen lassen, auch im Juni. 
noch nicht ausgeglichen. Die Gründe für das Nachlassen des 
Verkehrs sind in erster Linie neben der allgemeinen Konjunktur- 
abschwächung in dem Ausfall des oberschlesischen Verkehrs und 
in den ständig fühlbarer werdenden Wirkungen der Sanktionen 
am Rhein zu suchen. Stark beeinflußt werden die Verkehrs- 


leistungen und infolgedessen die Einnahme auch durch den Fort- 


fall der Überschichten im Ruhrrevier. Im Personenver-' 
kehr sind die Einnahmen nicht nur um das Maß der am 1. Juni. 


durchgeführten Tariferhöhungen, sondern weit darüber hinaus 


gestiegen. Die Entwicklung des Reiseverkehrs ist zurzeit durch- 
aus zufriedenstellend. Im Haushaltsvoranschlage ist der Fehl- 
betrag der Eisenbahn für 1921 auf etwa 6% Milliarden geschätzt 
worden. Die inzwischen durchgeführte Erhöhung der Kohlen- 
preise muß ihn um eine Anzahl von Hunderten von Millionen er- 
höhen. Eine bestimmte Äußerung über das finanzielle Ergebnis. 
des Haushaltiahres abzugeben, ist jedoch im übrigen jetzt. nach- 
dem erst drei Monate desselben verflossen sind, kein Sachver-' 
ständiger imstande. Das Ergebnis wird von der Gestaltung der 
politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse entschieden beein- 
fDußt. Jedenfalls ist aber bestimmt zu erwarten, daß der Fehl- 
betrag des Jahres 1921 ganz wesentlich hinter dem von 1920 zu- 
rückbleiben wird, ein Ergebnis, das in erster Linie auf die Tarif- 
erhöhungen zurückzuführen ist. ; Een: 


— Fremdsprachige Texte in Reklamen. Auf eine Anfrage 
der Deutschen Eisenbahn-Reklamegesellschaft in Berlin hat der 
Reichsverkehrsminister dieser mitgeteilt, daß er nichts dagegen 
einzuwenden habe, daß in den Plakaten für Bahnhöfe mit leb-- 
haftem Fremdenverkehr, wie zum Beispiel Hamburg, neben den 
deutschen, an erster Stelle befindlichen Texten auch fremd- 
sprachige Texte in geringem Umfange angewandt werden. Er. 
setze aber als selbstverständlich voraus, daß die fremdsprachige. 
Beschriftung sich auf sachlich einwandfreie Dinge bezieht, von 


X Jahrgang . 
L2 Juli 1921. ‚ — 


er 
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fi 5 fremden Sprache nur in unbedingt nötigen Sonderfällen Ge- 
brauch gemacht wird, sowie daß alles unterbleibt, was würdelos 
wirken könnte. N 


_ — Preisverteilung für nützliche Erfindungen. Um die Be- 
amten des unteren Dienstes und die Arbeiter zur Mitarbeit an 
Fragen des technischen Dienstes anzuregen, hat das Reichsver- 
kehrsministerium ein Preisausschreiben erlassen, an dem sich 
zahlreiche Bedienstete der Eisenbahnwerkstätten beteiligt haben. 
43 Beamte und 95 Arbeiter sind mit Preisen bedacht worden. 


- — Frachtermäßigung für Düngemittel. Die Handelskammer 
zu Berlin weist die Verkehrtreibenden darauf hin, daß vom 
15. Juli d. J. bis auf Widerruf, längstens bis zum 30. Juni 1922 
ein Ausnahmetarif für Düngemittel der Tarifklassen C, D, E 
für die Reichsbahnen und einzelne Privatbahnen eingeführt 
worden ist, der eine 20 prozentige Frachtermäßigung der allge- 
meinen Tarife vorsieht. Die Vergünstigung wird gleich bei der 
Aufgabe der Sendung gewährt, wenn der Frachtbrief den Zu- 
satz enthält: „Zum Düngen im Deutschen Reiche“. Der Aus- 
nahmetarif kann zum Preise von 30 Pf. vom Auskunftsbiüro der 
Be rainen in Berlin, Bahnhof Alexanderplatz, bezogen 
werden. 


_ — Hebung des Verkehrs im besetzten Gebiet. Die starke 
Erhöhung der Fahrpreise im Saargebiet durch Einführung der 
Frankenwährung bei Eisenbahn und Post, schreibt der 
„Deutsche“, hat bereits zu einer ganz empfindlichen Ablen- 
kung des Reise verkehrs geführt, der sich nun viel- 
ch den Grenzen des Saarlandes entiang bewegt. Namentlich 
It dies für die verkehrsreiche Westpfalz, die Strecke Zwei- 
brücken-Homburg-Landstuhl und Kaiserslautern sowie weiter 
in Richtung Ludwigshafen. Diese Strecken werden jetzt durch 
Abwanderung der Reisenden in die Linie Zweibrücken-Bieber- 
mühle, in die bequeme Waldfischbachbahn oder in die Strecke 
Landau-Neustadt umgangen. Ganz erheblich macht sich die Ab- 
wanderung im Touristenverkehr namentlich in der früher so 
stark aufgesuchten Stadt (Saar) Homburg bemerkbar. Dieser 
‚Verkehr hat sich seit Pfingsten in die neue Richtung Pirmasens, 
"Waldfischbach, Dahn und Vorderpfälz geschlagen. Ganz be- 
deutend ist der Verkehr der Geschäftsreisenden zurückgegangen. 
Eine große Anzahl Pirmasenser Fabriken z. B. lassen nicht 
mehr reisen, sie verkehren wieder mit ihren Kunden im Saar- 
lande brieflich., Das Saarland-Städtebundtheater macht seine 
keisen in Lastautomobilen. Andererseits ist der Briefverkehr 
aus dem Saarlande sehr stark zurückgegangen, da das Porto 
durch die Frankenwährung um das Dreifache gestiegen ist. Und 
die Frankenwechselstuben an der Saargrenze erhöhen jedenfalls 
nicht die Annehmlichkeit einer Grenzüberschreitung. 

- _Wünschenswerter als diese unfreiwillige Hebung des Ver- 
kehrs in der Pfalz durch die Saarregierung wäre aber noch 
eine Einwirkung aller dazu berufenen deutschen 
Stellen auf einen möglichst starken Besuch des besetz- 
ten Gebietes während der Reisezeit. Das Grau- 
liehmachen vor dem besetzten Gebiet hat auch seine Schatten- 
seiten und diese auch durch Lichtseiten, durch die Schönheiten 
der ‚Natur, seinen Wein, seine leutseligen Bewohner, durch 
alle diese Hinweise wieder einigermaßen auszugleichen, würde 
zweifellos fruchtbringende Erfolge zeitigen nicht allein in 
‚materieller, sondern auch in moralischer Beziehung. Die Be- 
‚wohner fühlen, daß sie kein separiertes, von Deutschland ver- 
lassenes Land sind, daß wir mit ihnen leben, mit ihnen leiden. 
Und ohne jede Agitation werden dem deutschen Geist damit in den 
‚besetzten Gebieten neue Kräfte zugeführt. Es muß mit allen 
"Mitteln darauf hingewirkt werden, daß diehindernde Zoll- 
grenze — die jetzt nur noch als Chikane empfunden wird — 
verschwindet. 
Pfalz ein ständiges Reiseziel war und die seit der Besetzung 
diese meiden wie die Pest. Diese Tatsachen müssen auf die Be- 
‚wohner niederdrückend wirken. 


- — Expreßgutverkehr mit dem Memelgebiet. Die Beförderung 
von Expreßgütern zwischen Deutschland und dem Memelgebiet 
wird bis auf weiteres wieder zugelassen. Das Memelgebiet 
rechnet zolltechnisch als Zollausland. Die Zollabfertigung 
findet auf deutscher Seite in Tilsit, auf der Seite des Memel- 
gebietes in Pogegen statt. Für den Eisenbahnverkehr mit dem 
Memelgebiet greifen die Bestimmungen des Vereinszollgesetzes 
und der Eisenbahnzollordnung Platz. An Zollpapieren sind für 
Sendungen nach dem Memelgebiet erforderlich: a) ein statisti- 
scher Anmeldeschein, b) eine Ausfuhrerklärung, c) eine Aus- 
Tuhrgenehmigung. Einer Ausfuhrgenehmieung bedarf es nicht 
ausfuhrfreien Gütern. In diesem Fall muß die Eisen- 
hnpaketkarte den Vermerk einer Zollstelle tragen, daß das 
t ausfuhr frei ist, oder es muß eine entsprechende Beschei- 
zung einer Zollstelle vorgezeigt werden. Die Zollpapiere sind 
mit der Eisenbahnpaketkarte fest zu verbinden, damit sie nicht 
voneinander getrennt werden. Ä 


# 


Zahlreiche Leute gibt es, denen früher die- 


'steriums des Äußern einberufen, wo er zunächst 


— Beförderung von Kolonialwaren in bedecekten Wagen. Die 
Handelskammer zu Erfurt richtete, wie „Handel und Ge- 
werbe“ mitteilt, am 9. Juli folgende Eingabe an das Reichs- 
verkehrsministerium: 

„Der neue Eisenbahntarif vom 1. Juli 1920 unterwirft in $ 47 
alle Güter bei Verwendung von gedeckten Wagen einem Ge- 
wichtszuschlag von 10%, falls sie nicht durch Aufführung im 
Verzeichnis II des Tarifs von dem Zuschlag befreit sind. 

Während dieses Verzeichnis einerseits Güter enthält, die, wie 
Knochen, Mörtelmischungen, Schlacken, Steine usw., zum min- 
desten in der günstigen Jahreszeit unzweifelhaft offen befördert 
werden können, fehlen andererseits Waren, besonders Kolonial- 
produkte der Lebensmittelbranche, z. B. Kaffee, Tee und Kakao, 
welche niemals den Witterungseinflüssen in offenen Wagen 
ausgesetzt werden dürfen, also stets in verschlossenen Wagen 
verladen werden müssen. Diese Kolonialwaren sind unseres 
Erachtens durch die Einfuhrerlaubnis in ihrer Eigenschaft als 
notwendige Volksnahrungsmittel anerkannt, sollten also im 
Aligemeininteresse außer der hohen Belastung durch den Ein- 
fuhrzoll nicht auch noch durch einen ungerechtfertigten 
Frachtaufschlag verteuert werden. Ein solcher Zuschlag fällt 
bei diesen kolonialen Bedarfsgeütern besonders ins Gewicht, da 
sie nicht wie die inländischen Erzeugnisse durch entsprechende 
Absatzorientierung die Steigerung der Transportkosten ver- 
meiden bzw. verringern können. Der regierungsseitig ange- 
strebte Preisabbau für Lebensmittel des Allgemeinbedarfs, wie 
sie Kakao, Tee und Kaffee unbedinst darstellen, wird durch 
diese Tarifierung unmöglich gemacht, da diese Waren ge- 
schlossen verladen werden müssen. 

Wir bitten daher erwägen zu wollen, ob nicht durch Auf- 
nahme der Kolonialwaren, vor allem Kaffee, Tee und Kakao, 
in das Verzeichnis II des deutschen Eisenbahngütertarifs diesem 
Zustand ein Ende gemacht werden könnte, damit diese Lebens- 
mittel ohne den 10 prozentigen Zuschlag in gedeckten Wagen be- 
fördert werden können.“ 


— Streik auf Rheinschleppdampfern. Vor einiger Zeit ist es 
zwischen den Heizern und Maschinisten der Rheinschleppdampfer 
und den Reedern zu Streitigkeiten wegen Lohnforderungen, nach 
einem anderen Bericht wegen der Nichtbewilligung einer um 
zwei Stunden verkürzten Fahrzeit gekommen. Ein großer Teil 
des Heizer- und Maschinistenpersonals legte die Arbeit nieder, 
und dadurch steht der Schiffsverkehr zum großen Teil seit 
8 d. M. still. In Mannheim herrscht fast vollständige Ruhe, in 
Duisburg liegen sehr viele Schleppzüge still, und auf der ganzen 
Rheinstrecke sieht man Schiffe vor Anker. Die Arbeitswilligkeit - 
des übrigen Schiffspersonals kann natürlich nicht viel helfen, 
da ohne Schleppdampfer eine Schiffsbewegung nur in geringem 
Maße möglich ist. Die Streikenden haben durch die Arbeits- 
niederlegung gegen eine Verordnung der hohen alliierten Rhein- 
landkommission verstoßen, die Arbeitsniederlegung in lebens- 
wichtigen Betrieben im besetzten Gebiete ohne Zustimmung der 
Besatzungsbehörden verbietet. Der Oberpräsident der 
Rheinprovinz hat daher als Chef der Rheinstrombauverwaltung 
auf Befehl der interalliierten Schiffahrtskommission eine Be- 
kanntmachung erlassen, daß die Arbeit sofort wieder aufzu- 
nehmen ist. Die Heizer haben dieser aber kaum Folge geleistet. 


— Exzellenz von Frauendorfer +. Zum Tode des auf sein An- 
suchen kürzlich aus dem Reichsdienste mit Ruhegehalt ent- 
lassenen Staatssekretärs von Frauendorfer wird uns aus München 
unterm 23. d. M. gemeldet: 

Heute vormittag wurde der Leiter der Zweigstelle Bayern 
des Reichsverkehrsministeriums, Staatssekretär Exzellenz von 
Frauendorfer mit einer tödlichen Schußwunde in der Stirne, 
auf einer Ruhebank in den Anlagen bei Geiselgasteig aufgefun- 
den. Herr von Frauendorfer war Bayerns erster und letzter 
Verkehrsminister und. gleichzeitig der erste Staatssekretär der 
bayerischen Zweigstelle des Reichsverkehrsministeriums. ‚Ge- 
boren am 27. September 1855 in Höll (Oberpfalz) als Sohn eines 
Volksschullehrers, widmete er sich nach Besuch des Gymnasiums 
dem Studium der Rechtswissenschaften an der Universität 
München und. nachdem er im Jahre 1881 die juristische Staats- 
prüfung bestanden hatte, dem höheren Staatseisenbahndienst. 
Herr von Frauendorfer begann seine dienstliche Laufbahn im 
Jahre 1882 bei dem vormaligen Fiskalat der K. B. Verkehrsan- 
stalten. Er wurde bald von dem damaligen Ministerpräsidenten 
Grafen von Crailsheim in die Verkehrsabteilung des Staatsmini- 
als Hilfs- 
arbeiter und Referent und'späterhin als Leiter der Ministerial- 
verkehrsabteilung für Eisenbahn, Post und Telegraphen tätig 
war. 

Als am 1. Januar 1904 das bayerische Staatsministerium für 
Verkehrsangelegenheiten errichtet worden war, wurde er, nach- 
dem schon die Vorarbeiten hierfür in seiner Hand _ gelegen 
hatten, zum Staatsrat i. 0. D. und Staatsminister für Verkehrs- 
angelegenheiten berufen. Er nahm sofort die große Neuordnung 
des bayerischen Verkehrswesens in Angriff. Sie trat am 
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1. April 1907 ins Leben. 
bahnen und die Generaldirektion der Posten und Telegraphen 
wurden aufgehoben. Es wurden drei Ministerialabteilungen ge- 
schaffen. Das gesamte Personalwesen bei der Post und Eisen- 
bahn wurde neu geregelt. Alle Dienstvorschriften erfuhren eine 
Neubearbeitung. Als weitere Schöpfungen Frauendorfers sind 
hervorzuheben: Die Verbilligung des Personen- und Gepäck- 
verkehrs durch die Tarifreform von 1907 und Einführung des 
Zweipfennigsatzes für die 3. Wagenklasse. Die Verstaatlichung 
der Pfälzischen Eisenbahnen ab 1. Januar 1909. Die Beteiligung 
Bayerns am Deutschen Staatsbahnwagenverbande Der Ausbau 
der beiden Hauptbahnlinien Donauwörth-Treuchtlingen und 
Mühldorf-Freilassing, wodurch das große Hauptbahnnetz eine 
bedeutende Ausgestaltung erfuhr. Der Ausbau zahlreicher wich- 
tiger Lokalbahnen zur wirtschaftlichen Erschließung des Landes. 
Die finanzielle Stärkung der Verkehrsanstalten durch Schaffung 
einer planmäßigen- Schuldentilgung und eines Ausgleichs- und 
Tilgungsfonds der Eisenbahnverwaltunge. — Auf dem Gebiete 
der Post und Telegraphie: Einführung von Motorpostlinien ab 
1905. Einführung des Postscheckverkehrs 1909. Einführung der 
Barfrankierung 1910. Das bayerische Fernsprechwesen erfuhr 
durch Einführung des vollautomatischen Umschalteverfahrens 
in der Hauptstadt München eine wichtige Förderung. Auch 
sonst wurden 'auf den verschiedensten Gebieten des gesamten 
Verkehrswesens zahlreiche Neuerungen eingeführt. 

Anläßlich der noch in allgemeiner Erinnerung befindlichen 

politischen Konflikte der Jahreswende 1911/12 erfolgte sein 
Rücktritt am 12. Februar 1912. Die Ereignisse des November 
1918 führten Herrn von Frauendorfer wieder an die Spitze des 
bayerischen Verkehrswesens. Bei seinem Amtsantritt erklärte 
er damals, daß die Übernahme dieses Postens für ihn in dieser 
Zeit den schwersten Entschluß seines Lebens bedeute. 
In die Zeit seiner zweiten Ministertätiekeit fiei der Übergang 
der bayerischen Staatseisenbahnen sowie der bayerischen 
Posten und Telegraphen auf das Reich, dem er zwar widerstrebt 
hatte, den er aber nicht zu verhindern vermochte. 

Mit Wirkung vom 1. April 1920 wurde er zum Staatssekretär 
der en Bayern des. Reichsverkehrsministeriums er- 
nannt. £ 
‚Über dem tragischen Schicksal, das seinem Leben und Wirken 
ein Ziel gesetzt hat, dürfen die Verdienste und Erfolge dieses 
mit Gaben des Geistes und Willens so reich ausgestatteten 
Mannes nicht vergessen werden. Die von ihm geschaffene und 
mit größter Tatkraft durchgeführte Neuordnung war von glän- 
zenden Erfolgen begleitet” Sie hat den Grund gelegt zu großen 
Fortschritten des bayerischen Verkehrswesens in Wirtschaft, 
Technik, Betrieb und Verkehr, Fortschritten, mit denen auch 
eine warme Fürsorge für die soziale Wohlfahrt des großen Per- 
sonalkörpers der Verkehrsanstalten fortlaufend einherging. 


ar Personalnachrichten. Im Reichsverkehrsministerium — 
Eisenbahnabteilungen — sind ernannt: Der Regierungsbaurat 
Student zum ÖOberregierungsbaurat, der Ministerialamtmann, 
Rechnungsrat Behrens sowie der Ministerialamtmann Köh- 
ler :zu ‚ Regierungsbauräten, der Ministerialamtmann Rauh 
zum Regierungsrat. 

‚Im Reichsverkehrsministerium, Zweigstelle Preußen-Hessen, 
sind folgende Veränderungen eingetreten: Versetzt sind: der 
Oberregierungsbaurat Seyifert, bisher in Saarbrücken, zur 
Eisenbahndirektion nach Trier, die Regierungsbauräte Lettau, 
bisher in Magdeburg, als Vorstand der Eisenbahn-Bauabteilung 
nach Lauban, Schanze, bisher in Leipzig, als Vorstand der 
Eisenbahn-Bauabteilung 2 nach Halle (Saale), Schlunk, bis- 
her in Leipzig, als Vorstand der Eisenbahn-Bauabteilung nach 
Senftenberg (Laus.), Balfanz, bisher in Neustettin, als 
Mitglied (auftr.) der. Eisenbahndirektion nach Stettin, und 
Angst, bisher in Frankfurt (Main), als Vorstand des Eisen- 
bahn-Maschinenamts nach Hanau. und der Regierungsrat Dr. 
iur. vonRenesse, bisher in Köln, als Mitglied der Eisenbahn- 
direktion nach Frankfurt (Main). Der Regierungsbaurat 
Söffinge in Kattowitz ist mit der Wahrnehmung der Ge- 
schäfte eines Mitgliedes bei der Eisenbahndirektion daselbst be- 


auftragt. — Der Regierungsbauführer des Eisenbahn- und 
Straßenbaufaches Hermann Elling aus Daverden,: Kreis 
Achim, ist zum Regierungsbaumeister ernannt. — Der Regie- 


rungsbaurat Guericke, Mitglied der Eisenbahndirektion in 
Hannover, ist gestorben. 


Österreich. 


— Änderung des Eisenbahnbetriebsreglements. Durch die 
Verordnung des Bundesministeriums für Verkehrswesen vom 
15. Juni 1921, B.-G.-Bl. Nr. 320, werden einige Änderungen des 
Eisenbahnbetriebsreglements, das nunmehr die Bezeichnung 
Eisenbahn-Verkehrsordnung (EVO.) führen wird, durchgeführt. 
Diese Änderungen treten am 1, September in Kraft: Ferner er- 


kommen. Italien wird, da es den 


' alles aufbieten, 


Die Generaldirektion der Staatseisen- | schien im Bundesgesetzblatt unter Nr.370 eine Verordnung vom. 
6. Juli, enthaltend eine vorübergehende Änderung des Eisenbahn- 


betriebsreglements, in der die im Abschnitt TV. der Anlage © 
enthaltenen Beförderungsvorschriften für auf elektrischem Wege 
gewonnenes Ferrosilizium eine Abänderung erfahren. 


— Vereinfachung des Geschäftsganges bei den Bundesbahn 


direktionen und auswärtigen Dienststellen. Durch eine Dienst- 
anweisung des Bundesministers für Verkehrswesen wurden in’ 


der Absicht, das Bundesministerium für Verkehrswesen von den‘ 


laufenden Eisenbahnbetriebs- und Verwaltungsgeschäften der 


Bundesbahnen tunlichst zu entlasten, sowie in. Verfolg zahl- 


reicher auf Erweiterung ihres Wirkungskreises abzielender An- 
träge der Bundesbahndirektionen, Maßnahmen zur Vereinfachung 


Deutscher Eisenbahnverwaltungen, 


des. Geschäftsganges getroffen, die am 1. Juli in Kraft getreten 


sind. 


Durch eine dem gegenwärtigen und für die nächste Zeit vor- | 
aussichtlichen Geldwerte, wenn auch nur teilweise Rechnung tra- 
gende Erhöhung der finanziellen Zuständigkeit der Bundesbahn- 
direktionen und äußeren Dienststellen soll dafür vorgesorgt wer- 
den, daß die Erledigung der Eisenbahnbetriebs- und Verwaltungs- 


£eschäfte wieder von jener Stelle besorgt werde, die nach den 


bestehenden Vorschriften vor dem Kriege hierzu berufen war. 


Gleichzeitig wurde der frühere selbständige Wirkungskreis der 
Bundesbahndirektionen, der infolge der Kriegsverhältnisse Ein- 


schränkungen hatte erfahren müssen, wieder hergestellt bzw. in- 


soweit erweitert, als nicht das Erfordernis einer einheitlichen 
Geschäftsführung bei der augenblicklichen Verkehrs- und wirt- 


schaftspolitischen Lage noch eine weitere Beibehaltung nur vor- 
übergehend gedachter Zuständigkeitsverschiebungen bedingt: 


— Einführung einer neuen Zahlungsvorschrift,. Das Bundes- 


ministerium für Verkehrswesen hat die Einführung einer neuen 
Zahlungsvorschrift für den Bereich der Bundesverwaltung mit 
1. Juli d. J. angeordnet. Ihr Grundsatz ist, daß mit geringen Aus-. 
nahmen sämtliche Zahlungen und Empfänge in Kronenwährung 
im Wege der Postsparkasse, also ohne Bargeldbewegung, durch- 
zuführen sind. 

Alle mit dieser neuen Zahlungsvorschrift zusammenhängenden 
Dienstverrichtungen scheiden aus dem bisherigen Wirkungskreise 
der Direktionskasse aus und werden einer neu zu errichtenden 
Geschäftsgruppe für den Zahldienst (Postsparkassengruppe) bei 


der Abteilung VII für den finanziellen und Rechnungsdienst der 


Direktionen übertragen. 


— Die Südbahn-Gesellschaft veröffentlicht den Bericht, den sie 
der am 7. Juli abgehaltenen außerordentlichen Hauntversamm- 
lung erstattet hat. Er enthält in seinem Anhange den Wortlaut des 
Regime provisoire in französischer und deutscher Sprache und die 
auf Grund dieses Regime provisoire geänderten Satzungen. Die 
Vorschläge an die Hauptversammlung werden in diesem Be- 
richte des längeren begründet. Diesem Teil des Berichtes sind 
die folgenden wesentlichen Mitteilungen zu entnehmen: 3 

Der Bericht faßt zunächst den Inhalt des Regime provisoire 
zusammen. Wenn während der Dauer dieses Regimes die laufen- 
den Gelderfordernisse des Betriebes und die diesen gleichzuhal- 
tenden Investitionskosten eines der Südbahnnetze nicht in dem 
für das betreffende Netz jeweils verfügbaren Kassenbeständen 
ihre Deckung finden, so wird die Regierung des in Betracht 
kommenden Staates für- die Fehlbeträge durch Vorschüsse auf- 
Betrieb selbst führt, das Defizit 
4 fonds perdu zu seinen Lasten übernehmen. und der Südbahn 
eine Entschädigung zahlen. Die aufgelaufenen Vorschüsse mit‘ 
Sprozentigen Zinsen werden an die betreffenden Staaten wäh- 
rend der Konzessionsdauer zurückgezahlt, ebenso die von der 


"österreichischen und der ungarischen Regierung seit 3. November 


1918 vor Inkrafttreten des Regimes gewährten Vorschüsse. 
Während der Dauer des Regimes wird keine Dividende gezahlt, 
nach Ablauf werden die Überschüsse mit jenem Betrag zur Aus- 
schüttung einer Dividende verwendet werden können, welcher 
nach Rückzahlung der Vorschußraten verbleibt. Die Regierun- 
gen haben das Recht, eine besondere Kontrolle auszuüben. ‘Die 
Siidbahn erhofft von der Durchführung des Regimes provisoire 
hoch einzuschätzende Vorteile für die Führung ihrer Geschäfte, 
hauptsächlich durch das Vertrauen der Regierungen, welche durch 
ihre Vertreter im Verwaltungsrate unmittelbaren Einfluß und 
Einblick in die Geschäfte gewinnen werden. Die Regierungsver- 
treter im Verwaltungsrate werden als berufene Mittler zwischen 
der Südbahn und den Staaten dem Unternehmen und der Öffent- 
lichkeit wertvolle- Dienste leisten. Das Regime provisoire endigt. 
mit 31. Dezember 1922. Wenn um diese Zeit ein schiedsrichter- 
liches Verfahren. eingeleitet sein sollte, haben sich die Betei- 
lieten verpflichtet, es bis zum 31. Dezember 1923 zu verlängern. 
Das Regime enthält ferner die Klausel: „Sowohl die Regierungen’ 
der territorial beteiligten Staaten als auch die Südbahn werden 
damit das Regime definitiv ehetunlichst 
durch eine Vereinbarung oder durch Schiedsspruch zustande 


komme.“ - 
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ös werden nur einige allgemeine Bemerkungen mitgeteilt. Das 
ahr 1920 stand noch völlig unter den Nachwehen des Krieges, 
abenso das heurige Jahr. In Südslawien hat die Erstarkung der 
olkswirtschaft weitere kräftige Fortschritte gemacht. Es ist 
fer Südbahn bisher gelungen, dort ohne staatliche Vorschüsse, 
reilich oft nur mit Mühe und Not, gerade noch durchzukommen 
nd wenigstens die notwendigsten Gelderfordernisse aus den 
neingängen zu decken. In Ungarn betragen die staatlichen 
hüsse im Jahre 1920 rund 60 Millionen und sind jetzt auf 
Millionen ungarische Kronen gewachsen. Die öster- 
Regierung hat im abgelaufenen Jahre Vor- 
434 Millionen Kronen gewährt, und 
stellt sich die Schuld auf 1, Milliarden 
Die italienische Regierung hat als Anzahlung 
“die Vergütung für den Betrieb der italienischen Linien 
nächst einen Betrag von 100 Millionen Kronen zur Verfügung 
ellt.e. Trotz dieser Vorschüsse ist der Kassendienst in steter 
ängnis. Die Südbahn hat die monatlichen Abrechnungen 
den fremden Bahnen und die Staatssteuern nicht bezahlt, ist 
einzelnen größeren Lieferantenabrechnungen im Rückstande, 
nd auch die Entschädigungsansprüche des Publikums für ab- 
anden gekommene Güter sind unerfüllt. Die Ursache liegt im 
hen Steigen der Ausgaben, denen die Einnahmen nicht zu 
n vermochten. Ferner im Kohlen-, Lokomotiv- und Wagen- 
el. welcher Verkehrsstockungen zur Folge hatte und die 
iferhöhungen nicht zur Wirkung kommen ließ. Die Südbahn 
ab 15. Dezember die 50prozentice Erhöhung der Gütertarife 
genommen, die jedoch nur eine 40prozentige Einnahmesteige- 
& bedeutet, weil wichtige Artikel davon ausgenommen waren. 
im Februar verfügte neuerliche 50prozentige Erhöhung hat 
stens eine 25prozentige Steigerung der Einnahmen zur 
ee. Die Erhöhungen im Personenverkehre durch die mit 
uli verfügte Tariferhöhung betragen 100 %, jene der Güter- 
fe 80%. In Ungarn wurden im Juli 1920 alle Tarife um 

‚erhöht. Später erfolgte eine weitere Erhöhung 
meuerliche 50 bis 100%. Durch die gesamten, seit 
egsausbruch vorgenommenen Tariferhöhungen sind die Be- 
rungsgebühren im Güterverkehre durchschnittlich in 
erreich auf das 29fache, in Ungarn auf das 26fache, in Süd- 
rien auf das 29fache, im Personenverkehre auf das 10-, bzw. 
und 70Ofache gestiegen. Bei Berücksichtigung des Kurs- 
tes der Währung ergibt- sich eine Erhöhung der Beförde- 
ingsgebühren im Güterverkehr in Österreich um 26, in Ungarn 
um 22, in Südslawien um 88 %. im Personenverkehr um 8, bzw. 
[7 und 52% der Friedenstarife. Die Beförderungspreise sind 
demnach bei Berücksichtigung des Disagios der Währung durch- 
wees wesentlich niedriger als vor dem Kriege. Dagegen be- 
ige der Durchschnittspreis der Tonne Normalkohle, in voll- 
tigem Gelde ausgedrückt, 190%, der Preis des Schmieröls 
des Fisengusses 140, des Lagermetalles 160% des Friedens- 
es. Durch die Benützung minderwertizger Kohle, namentlich 
Braunkohle, stieg der Kohlenverbrauch um 45 bis 55 %. Der 
icht teilt ferner mit. daß Vereinbarungen über direkten Ver- 
mit den Nachbarstaaten, über die direkte Abfertigung von 
rn, über die Neuerstellung des für die Tiroler Linie sehr 
htigen deutsch-italienischen Gütertarifs, ferner über einen 
cho-slowakisch-österreichischen und _vpolnisch-österreichi- 
en Verbandstarif getroffen wurden. Auch die Verkehrs- 
ranke zwischen Österreich, Ungarn und Südslawien wird in 
ächster Zeit fallen. i 


Der Fahrpark ist rückständie. Die Lokomotiven sind 
wieder zur Stelle gebracht, von den Wagen sind vorläufig noch 
)% der Güterwagen und 13 % der Personenwagen verschollen. 

‚Reparatur ist in Minderung. Die Gesellschaft hat neue 
reinbarungen für den zwischenstaatlichen Wagendienst und 
en wechselseitiren Wagenaustausch der im Kriege und nach 
n Zusammenbruche eetauschten Wagen geschlossen. Trotz 
ser Hemmtingen hat der Verkehr eine Zunahme erfahren. 
Jahre 1920 sind die zefahrenen Nettokilometer um 12% 
ieeen und haben bereits 80% der im Rekordjahre 1913 
iltigten Frachten erreicht. Gleichzeitig ist aber der Durch- 
für die Tonne stark zurückgegangen als Folge der geän- 
erten politischen Verhältnisse. Im Jahre 1920 betrug die 
beistung im Güterverkehre die Hälfte des Verkehrs im Jahre 

113. Auch die Personenkilometer betrugen im Jahre 1920 nur 
Hälfte des Jahres 1913, wobei der Verkehr auf den italieni- 
n Linien ausgeschieden ist. Von dem Güterverkehr ent- 
allen 64% auf das österreichische, 30% auf das südslawische 
nd 6% auf das durch den Kohlenmangel arg betroffene unga- 
ische Netz. Die Südbahn erklärt, daß die Entwicklung des 
örkehrs einen neuerlichen Beweis für die Lebenskraft und 
je verkehrspolitische Bedeutung ihres Unternehmens ergebe. 
ie Investitionen beschränken sich auf Anschaffungen, Einrich- 
mgen, Lokomotiven und einzelne Bauten. Für die nächste 
ukunft stehen mehrere Investitionen bevor im Rahmen der 
bedingten Notwendigkeit. Mit der Graz-Köflacher Bahn 


Eine Bilanz für das Jahr 1920 wird neuerlich nicht aufgestellt. | wurde der bestehende Verkehrsvertrag als unerfüllbar aufge- 


löst. 

Der Bericht bespricht sodann den Prioritätendienst und er- 
klärt, daß die italienische Annuität noch nicht gere- 
gelt ist. Die Südbahn hat alles aufgeboten, um die notwendige 
Klärung herbeizuführen. Sodann werden die römischen Ver- 
handlungen im März besprochen, die sich äußerst schwierig ge- 
stalteten. Der Bericht führt aus: Die italienische Regierung 
hat den Rechtsstandpunkt vertreten, daß sie befugt sei, die 
Annuitätenforderung, soweit sie nicht pfandrechtlich für Forde- 
rungen von Obligationenbesitzern der alliierten, assoziierten 
und neutralen Staaten haftet, nach dem Artikel 248b des Staats- 
vertrages von St.-Germain zu behandeln, das heißt rückzubehal- 
ten und zu liquidieren, wogegen der österreichische Staat (nach 
lit. j, Artikel 249) verpflichtet wäre, die Südbahngesellschaft zu 
entschädigen. Demgegenüber hat die Abordnung des Ver- 
waltungsrates den Standpunkt vertreten, daß die im Artikel 249 
des genannten Staatsvertrages enthaltenen Bestimmungen über 
Rückbehaltung und Liquidierung auf die italienischen Annui- 
täten nicht anwendbar seien. Sie hat die juridischen und wirt- 
schaftlichen Momente geltend gemacht, welche gegen die Be- 
rechtigung und Zweckmäßigkeit einer derartigen Erledigung 
der Angelegenheit durch die italienische Regierung sprechen, 
und die’ Zahlung der Annuitäten nach den Bestimmungen der 
Baseler Konvention verlangt. Die Abordnung des Verwal- 
tungsrates hat des weiteren insbesondere folgende Grundsätze 
vertreten: Die italienischen Annuitäten sind nach dem klaren 
Wortlaut der Baseler Konvention in Gold zahlbar. Die Zah- 
lungen der Annuitäten sind an die Südbahngesellschaft zu 
leisten und die Südbahngesellschaft würde daher nur solche Zah- 
lungen als zur Abtragung der Annuitätenschulden geleistet 
anerkennen und quittieren, die an sie oder ihren Bevollmäeh- 
tieten erfolgen. Die Südbahngesellschaft kann einer verschie- 
denen Behandlung der Obligationenbesitzer nach ihrer Staats- 
angehörigkeit nicht zustimmen. Schließlich wurde den Vertre- 
tern der Gesellschaft im Namen des Schatzministers zur Kennt- 
nis gebracht, daß die italienische Regierung in der Frage einer 
allfälligen Rückbehaltung und Liquidierung der Annuitäten 
bisher noch keine Entscheidung getroffen habe, sich diese viel- 
mehr für einen späteren Zeitpunkt vorbehalte. Hierbei hat die 
italienische Reeierung die Tragweite der vorliegenden Frage 
für das künftige Schicksal der Südbahn und den Zusammenhang 
mit der Lösung des ganzen Südbahnproblems nicht verkannt. 
Zugleich wurden die Vertreter der Südbahn von der Absicht der 
italienischen Regierung unterrichtet, alsbald nach Beginn des 
Regime provisoire die Südbahngesellschaft aufzufordern, daß sie 
die territorial beteiligten Staaten sowie die Association Natio- 
nale zu einer Konferenz, betreffend das in Artikel 320 des 
Staatsvertrages von Saint-Germain bzw. Artikel 304 des Staats- 
vertrags von Trianon vorgesehene Regime definitif einlade. Die 
Verwaltung gibt schließlich der Hoffnung Raum, daß es dem 
verständnisvollen Zusammenwirken der zur Entscheidung über 
das künftige Schicksal der Gesellschaft berufenen Stellen ge- 
lingen werde, eine Lösung zu finden, die man vom Standpunkt 
aller dieser Interessen als eine gedeihliche werde bezeichnen 
dürfen. 

Am 7. Juli fand unter dem Vorsitze des Präsidenten Dr. 
Weeber die diesiährige Generalversammlung der Siidbahn 
statt, die im wesentlichen dazu berufen war, über die Satzungs- 
änderung im Sinne des Regime provisoire und die sich hieraus 
ergebende neue Zusammensetzung des Verwaltungsrates zu be- 
schließen. Der Präsident teilte mit, daß die Südbahn von der 
Rechnungslegung für die Jahre: 1919 und 1920 weiter ‚bis 31. De- 
zember d. J. enthoben worden sei. Der Bericht an die General- 
versammlung wurde genehmigt. Generaldirektor Dr. Fall 
brachte die auf die neue Zusammensetzung des Verwaltungsrates 
bezügliche Änderung der Satzungen zur Verlesung, die gleich- 
falls genehmigt wurden. Ein Aktionär stellte den Zusatzantrag, 
daß kein Aktionär im eigenen Namen mehr als 125 Stimmen und 
keiner im eigenen und in Vollmachtsnamen mehr als 250 Stimmen 
auf sich vereinigen dürfe. Der Antrag wurde ebenfalls ange- 
nommen. Sodann folgten die Wahlen in den Verwaltungsrat. 
Es wurden auf Vorschlag gewählt: seitens der Regierung Italiens 
Staatsrat Dr. Broechi und Divisionschef der Staatsbahnen Viegli- 
one; seitens der österreichischen Regierung Sektionschef ID 
Otto Miller-Martini und Sektionschef Dr. Karl Pollak; seitens 
der südslawischen. Regierung Unterstaatssekretär Jelic und der 
Generalkonsul Dr. Cerovic; seitens der ungarischen Begierune 
Staatssekretärstellvertreter Dr. Ernyey und Ministerialrat Dr. 
Finaezy. Auf Grund des gemäß den Bestimmungen des ROSEN 
provisoire den Regierungen der vier territorial en: 
valeurs mobiliöres eingeräumten Vorschlagsrechtes aan = 
nachstehende Herren in den Verwaltungsrat gewählt: ice 
der. Association Nationale Gabriele de Vellefrey, N = 
der Association Nationale Gustave Rendu, Cornelis de N Ei 
Ren6 Lisle. Ohne Rücksicht auf Staatsangehörigkeit und ohn- 
sitz wurden in den Verwaltungsrat frei gewählt: Dr. Alessan- 
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drini, Biraghi, Dr. Canganella, Dr. G. Fall, Dr Glessig, Hribar, 


BE. Kraft, Dr. H. Mauthner, Dr. W. Rosenberg, L. Rothschild, 
S Solvis, Ad. Baron Ullmann und Dr. A. Weeber. 


Im Anschluß an die Generalversammlung fand die gründende _ 


Sitzung des Verwaltungsrates statt. Der Vorsitzende, Louis 
Rothschild, begrüßte zunächst in warmen Worten die neuge- 
wählten Verwaltungsratsmitglieder, worauf zur Wahl des Prä- 
sidenten geschritten wurde. Als solcher wurde der bisherige 
Präsident Sektionschef Dr. August Weeber wiedergewählt. Im 
Hinblick auf die anläßlich der Verhandlungen in Rom von der 
italienischen Regierung erklärte Bereitwilliskeit, alsbald nach 
Einführung des Regime provisoire die Initiative zur Einleitung 
von Verhandlungen betreffend das im Artikel 320 des Staatsver- 
trages von St. Germain bzw. Artikel 304 des.Staatsvertrages von 
Trianon vorgesehene Regime definitif, 
Verwaltungsrat beschlossen, mit einem entsprechenden Ersuchen 
an die italienische Regierung heranzutreten. 


— Regelung des Reiseverkehrs im Jahre 1921. Aus der Ver- 
ordnung der Bundesregierung vom 6, Juli 1921, B.-G.-Bl. Nr. 374, 
entnehmen wir folgende Bestimmungen: 

Die Einreise, Durchreise und der Aufenthalt in den Bundes- 
ländern darf, unbeschadet der bestehenden gesetzlichen Schran- 
ken, keinem österreichischen Bundesbürger verwehrt werden. 
Doch können mit Rücksicht auf die Versorgung der einheimischen 
Bevölkerung ausnahmsweise örtliche Beschränkungen eintreten, 
da die Landeshauptmänner, wenn besondere Ereignisse im Inter- 
esse der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung 
es geboten erscheinen lassen, beim Bundesministerium für In- 
neres und Unterricht beantragen können, daß die Einreise von 
Fremden in einzelne Gemeinden untersagt oder an eine einzu- 
holende Bewilligung geknüpft werde. Bei Gefahr im Verzuge 
können Landeshauptmänner diese Anordnung selbst treffen, 
haben jedoch die nachträgliche Genehmigung des genannten Mini- 
steriums einzuholen. 

Personen, die in der Gemeinde heimatberechtigt sind oder ihren 
ordentlichen Wohnsitz haben, Hilfspersonal für die Dauer des 
Dienstverhältnisses, öffentliche Funktionäre, die im Dienste 
reisen, Personen, die über eine Wohnungsgelegenheit im eigenen 
Hause verfügen oder in Kranken- und Wohltätigkeitsanstalten 
aufgenommen werden, werden von einem derartigen Einreise- 
bzw. Aufenthaltsverbot nicht getroffen- 


— Lokalbahnen Weiz—Birkfeld und Unzmarkt—Mauterndorf. 
Mit 1. Juli d. J. schieden die vorgenannten beiden Lokalbahnen 
aus dem Betriebe der österreichischen Bundesbahnen aus und 
wurden in den Eigenbetrieb der Steiermärkischen Landesregie- 
rung übernommen. 


— Verkehrsnachrichten. Die Schnellzüge D 207 und D 208 
auf der Strecke Wien- Westbahnhof — Buchs und 209, 210 
Wien- Westbahnhof — Lindau werden jetzt wieder täglich 
geführt, und zwar Zug. D 207 ab Wien-Westbahnhof 20 Uhr 
25 Min., Zug 208 an Wien-Westbähnhot 10 Uhr 5 Min,, Zug 209 
ab Wien- Westbahnhof 22 Uhr, Zug 210 an Wien- Westbahnhof 
6 Uhr 50 Min. Desgleichen wird auf der Franz-Josef-Bahn bis 
auf weiteres an Samstagen Zug 19 (ab Wien F.-J.-B. 21 Uhr) 
schon ab Wien-F.-J.-B. bis Gmünd und an Sonntagen Zug 12 (an 
Wien-F.-J.-B. 22 Uhr 15 Min.) in der Strecke Gmünd— 
Wien-F.-J.-B. geführt. 

Der südslavische Durchgangsverkehr auf der Strecke Spiel- 
feld—Radkersburg und der österreichische auf den Streeken 


Woltsbere—Klagenfurt und Graz—Klagenfurt über Bleiburg 


(Vgl. Nr.25 d. Ztg.) 


— Kaiser-Ferdinands-Nordbahn. Ende Juni fand die ordent- 
liche Hauptversammlung der Nordbahn statt. Der Jahresbericht 
sowie die Anträge des Verwaltungsrates, betreffend die Verwen- 
dung des Reingewinnes und die Bilanz, wurden einhellig geneh- 
migt. Danach standen von dem nach Abzug der Abschlagsdivi- 
dende verbleibenden Reingewinn in der Höhe von 3465029 K. 
nach den satzungsmäßigen Abschreibungen zuzüglich des Gewinn- 
vortrages vom vorangegangenen Jahre 31 843 943 ö. K. zur Ver- 
fügung der Hauptversammlung. Hiervon werden nun 350 ö- K. 
für jede ganze Aktie und ganze Genußaktie, zusammen 26 078 937 


wurde eingestellt. 


ö. K. ausbezahlt und ein zehnprozentiser Anteil an dem Rein- 


ertrage des Bergbaues im Betrage von 1719762 6. K. als Wid- 
mung für gemeinnützige Zwecke der beim Bergbau Beschäftigten 
verwendet, der Rest von 4 045 244 auf neue Rechnung vorgetragen. 
— Bezüslich der weiteren Punkte der Tagesordnung führte 
Generaldirektor Dr. Pospischil aus: In der Hauptversammlung 
vom Juni 1919 sind Satzungsänderungen genehmigt worden, die 
zum größten Teile der Durchführung des Beschlusses auf Ver- 
legung des Sitzes der Gesellschaft in die Tschechoslowakei dienen. 
Das bald darauf abgeschlossene Nostrifikationsübereinkommen 
zwischen Österreich und der Tschechoslowakei vom August 1920 
und manche Änderungen in den Verhältnissen ließen erkennen, 
daß erst der Abschluß der Verhandlungen über die Nostrifikation 


zu ergreifen, hat der. 


 vorschüssen 


 schluß nach und von Triest. 


. eigentlich als Fortsetzung der am 29.—31. März d. J., 


der Gesellschaft in der Tschechoslowakei ergeben werde, wei 
weiteren Änderungen der Satzungen erforderlich sein werde 
Dagegen mußten Übergangsbestimmungen für die Zeit bis z 
endgültigen Feststellung der Einlösungsrenten für die verstas 
lichten Eisenbahnlinien geschaffen werden, welche die auße 
-ordentliche Hauptversammlung vom 26. April d.J. beschlossı 
hat, während die Beschlüsse auf Abänderung der Satzungen vo 
Juni 1919 der Genehmigung nicht zugeführt werden konnte 
Mit Rücksicht auf die inzwischen erfolgte Ergänzung der Satzu 
gen mit den Übergangsbestimmungen und die erwähnten Verhä 
nisse wird der Antrag gestellt, die Beschlüsse der Hauptversamı 
lung vom Juni 1919 unter Erneuerung des Beschlusses, den Si 
in die T'schechoslowakei zu verlegen, aufzuheben und zugleiı 
den Verwaltungsrat zu ermächtigen, im eigenen Wirkungskrei 
die aus Anlaß der Sitzverlegung erforderlichen Satzungsänd 
rungen durchzuführen. Dieser Antrag wurde einstimmig & 
nehmigt. Der Präsident teilte mit, daß mit Rücksicht darauf, di 
vom nächsten Jahre ab die Rechnung in tschechoslowakisch 
Währung zu führen sein wird, von einer Abschlagszahlung a 
die Dividende des laufenden Jahres zum 1, Juli abgesehen werd 


- — Konferenz in Portorose. Die Verkehrskonferenz in Port 
rose wurde neuerlich, und zwar auf den Herbst Se Jahre 
verschoben. (Vgl. Nr. 25 und.27 de: Zte.). 


Ungarn. | 

— Wiederaufnahme des direkten Personen- und Güterverkeh 
mit Südslawien. Am 10. Juli d. J. nahm nach langem Stillstand 
der direkte Personen- und Güterverkehr mit Südslawien sein« 
Anfang. Die Güterbeförderung erfolgt mittels direkter inte 
nationaler Frachtbriefe. Es werden außer ganzen Wagenladu 
gen auch Stückgüter befördert. Die Fracht bis zur Gren 
station, sowie sämtliche in der Aufgabestation zu berechnendk 
Nebengebühren, sind in der Aufgabestation durch den Versend: 


‘ des Gutes zu entrichten. Hingegen sind die Frachtgebühren ve 
‘der Grenzstation bis zur 


Bestimmungsstation zu überweise, 
Die Sendungen dürfen weder mit Nachnahmen, noch mit Ba 
oder Lieferzeitversicherung aufgegeben | 
Die Beförderung erfolgt einstweilen über die Stationen Szöre 
Röszke, Kelebia, Gyekenyes und Murakeresztür,. Zwische 
Budapest Südbahnhof und Pragerhof wird vorläufig nur e 
Personenzugpaar in Verkehr gesetzt. Der Zug geht vom Sü 
bahnhof um 20,20 Uhr ab und trifft in Pragerhof um 10,19 U] 
ein. In der Gegenrichtung geht der Zug um 16,50 Uhr ab ur 
trifft in Budapest um 6,55 Uhr ein. Die Reisenden müssen 
Naey Kanizsa“"umsteigen. In Pragerhof haben diese Züge A 
Von ungarischer Seite wird d 
Zoll- und Paßrevision in Nagy Kanizsa, von südslawischer Sei 
auf der Station Kotor durchgeführt ö 
B se 
— Regelung verschiedener Verkehrsfragen mit Rumänie 
Vom 13.—17. Juli d. J. wurde in Arad eine Konferenz zur R 
gelung verschiedener Verkehrsfragen zwischen den Eisenbah 
verwaltungen Ungarns und Rumäniens abgehalten. Diese i 
ebenfal 
in Arad abgehaltenen Besprechung zu betrachten. Das Ergebn 


| der am 17. Juli abgehaltenen Konferenz ist eine vorläufige Ve 


einbarung zur Abwicklung des Personen-, Gepäck- und Güte 
verkehrs über Lököshäza-Kurtos. Die Verhandlungen wegen dt 
übrigen Übergangsstationen sollen erst später und zwar einzel 
stattfinden. j 


nn Verlchur der Verena Die Verkehr 


einschränkungen auf den Linien der ungarischen Eisenbahne 


wurden nunmehr aufgehoben. Nur auf einigen Stationen un 
kurzen Strecken der Staatsbahnen bestehen noch einige Ve 
kehrseinschränkungen, die jedoch stufenweise aufgehoben we 
den, so daß in nächster Zeit auf allen ungarischen Eisenbahı 
linien uneingeschränkter Güterverkehr stattfinden wird. R 
— Verminderung des überzähligen Personals der Staatsbahne 
Im verkleinerten Ungarn beträgt die Länge des Eisenbahnnetze 
7000 km gegenüber dem ursprünglichen Eisenbahnnetze vo 
18000 km. Der Personalstand ist auf diesem zusammengt 
schrumpften Eisenbahnnetze derart erheblich, daß die Direktio 
der Staatsbahnen es angezeigt hielt, unter Einhaltung der bezüs 
lıchen Bestimmungen des Eisenbahnreglements- eine stufenweis 
Verminderung des Personalstandes vorzunehmen. Da bisher au 
den besetzten Gebieten 13000 Eisenbahnflüchtlinge auf Koste 
des ungarischen Staates Gehälter beziehen, und diese im Dienst 
der Eisenbahn nicht beschäftigt werden konnten, wurden au 
Grund einer Regierungsv erordnung sämtliche Eisenbahnan; ‘ 
stellte der Staatsbahnen in die Gruppe A oder B eingereil 


In die Gruppe A gehören alle einen aktiven Dienst ern 


2) 
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n, in die Gruppe B die überzähligen Bediensteten. Letztere 
en jedoch nicht ohne weiteres aus dem Eisenbahndienst ent- 
n, sondern vorkommendenfalls beim Finanzministerium ein- 
eteilt werden. Für sie bleiben die Gehaltsansprüche, Wohnungs- 
ebühren, Pensionen unveränderlich aufrecht. sh 


— Eine neuerliche Einschränkung der Einfuhr. Minister- 
sident Bethlen hat sich in der Nationalversammlung dahin 
ßert, daß die Regierung die Absicht habe, die Ausfuhr zu 
ern und die Einfuhr nach Tunlichkeit einzuschränken. Aus 
m Grunde werde die Liste der für die freie Ausfuhr be- 
stimmten Güter einer eingehenden Durchsicht unterzogen. Diese 

"Aussicht gestellten Maßnahmen der Regierung fanden im 
se der Industriellen Widerhall, die für die Einschränkung 


iritte eingeleitet haben. 


_ Die Kohlenbeförderung nach Ungarn. Vor kurzem wurde 
Ungarn in Frankreich Koks und im Saargebiet Gaskohle 
kauft. Diese Brennstoffe wurden jedoch während des Trans- 
ts in Österreich aufgehalten. Aus diesem Grunde mit den 
erreichischen Behörden eingeleitete Verhandlungen führten 
e Verordnung des österreichischen Verkehrsministeriums her- 
derzufolge die aufgehaltenen Sendungen unverzüglich weiter- 
jefördern sind. Hierdurch ist die Durchfuhr von täglich 
Wagen Koks oder Gaskohle für die Hauptstadt Budapest ge- 
'hert. Ferner wird damit die für die ungarischen Staatsbahnen 
n früher zugesagte Beförderung von zwei geschlossenen 
en in jeder Woche, wenn diese die ungarischen Staatsbahnen 
sich in Anspruch nehmen, für die Koksbeförderung der 
ptstadt gesichert. Die Verhandlungen wurden wesentlich 
durch erleichtert, daß die Südbahn ihre österreichischen Linien 
die Überfuhr der für Budapest bestimmten Kohle zur Ver- 
ng gestellt hat. Ein Teil der Gaskohle und des Koks wird 
dem Wasserwege nach Budapest gebracht werden. Die 
jgarische Fluß- und Seeschiffahrt-Gesellschaft wird in Passau 
die Donau-Dampfschiffahrt-Gesellschaft in Regensburg die 


waigen auf den Eisenbahnen auftretenden Verkehrsschwierig- 
iten Rechnung zu tragen war, um die Beförderung der Kohle 
alle Fälle sicherzustellen. 


Niederlande. 


SE 
Die Vlissinger Linie im Jahre 1920. Die Erwartung, daß 
schwierigen Verhältnisse sich bessern würden, hat sich 
ıt erfüllt. Es scheint, als ob die Vlissinger Linie dem Wett- 
erb der englischen Linie Hoek van Holland-Harwich auf 
» Dauer doch nicht gewachsen sein wird, wie das ja auch 
reits in dem großen’ Aufschwung der nördlichen Linie bis zum 


ahl 
deutet gegenüber 18 934 Personen im Jahre 1919 doch nur 
e sehr geringe Zunahme. (1914 wurden über 200 000 Per- 
‚nen befördert.) Dagegen ist der Güterverkehr, bei dem die 
chnelliekeit nicht die Rolle spielt, von 5322 t auf 32245 t ge- 
gen. Fernerhin reicht die hierdurch erzielte Steigerung der 
nahmen von 1740668 (1919) auf 2275 189 Fl. (1920) bei 
tem nicht aus. die Zunahme der Betriebsausgaben von 
1 643 677 Fl. (1919) auf 2551718 Fl. (1920) wettzumachen. So 
schließt das Jahr 1920 mit dem größten Verlust ab, der die Ge- 
sellschaft bislang zu verzeichnen hat, nämlich 276 529 El, 
1919 wurde noch ein Überschuß von 969% Fl. erzielt, wobei 
h zu bemerken wäre, daß erst 1912 nach 26jähriger Unter- 
brechung die Dividendenzahlung wieder aufgenommen werden 
konnte. (1912 und 1913: 6%. 1914: 10 %.) 5 
An Schiffen haben den Krieg nur überstanden „Zeeland, 
‚Prins Hendrik“ und „Oranje Nassau“. Alle anderen Schiffe 
gingen zugrunde. „Prinses Juliana“ ist inzwischen neu ent- 
standen, „Mecklenburg“ befindet sich noch im Bau. Dr. OÖ 


R: Uebrige europäische Länder. 


 —_ Aga-Warnungssignale an Wegübergängen der schwedischen 
atsbahnen. Zur Einsparung der Bewachung von Wegüber- 
gen lassen die schwedischen Staatsbahnen gegenwärtig eine 
e Anzahl — über 100 — Aga-Warnungssignale an Wegüber- 
en einrichten, von einer Art, die allgemeine Aufmerksamkeit 
uf sich ziehen dürfte. Für diese Warnungssignale ist es vor 
allem sehr bezeichnend, daß sie wirksame Lichtsign ale auch 


» 


Einfuhr schon seit langem bei der Regierung entsprechende - 


' keiten mit sich, 


bei Tage abgeben. Grünes Blinklicht deutet an, daß der Weg- 
übergang frei ist, rotes, daß der Zug naht. Das rote Licht tritt 
35 Sekunden, bevor der Zug den Wegübergang befährt, auf; 
Die Einrichtungen sind sehr einfach und enthalten keinerlei ver- 
wickelte Teile, die in Unordnung geraten können oder der öfteren 
Nachsicht bedürfen. Durch ihre Verbindung mit isolierten Gleis- 
strecken kann die größtmögliche Betriebssicherheit erreicht wer- 
den. Grundsatz für die Anlage ist, daß bei Unterbrechung des 
elektrischen Stromes Haltsignal erscheint. Jeder Fehler von der 
Art wie Bruch der elektrischen Leitungen oder Schienenstoßver- 
bindungen, Fehler in den Batterien oder Undichtheiten der Gas- 
leitung bewirken Haltstellung der Warnungssignale Je ein 
solches Signal, das dem Fahrwege zu die Blinke wirft, wird auf 
beiden Bahnseiten an geeigneten Stellen des Wegüberganges auf- 
gestellt, so daß sie dem herankommenden Fuhrwerke rechtzeitig 
kenntlich werden. Als Ständer des Signals wird eine einfache 
Schiene verwendet. Die Blinklichteinrichtung besteht aus einem 
Gasakkumulator der für Eisenbahnsignale eingeführten Form 
mit 1500 l Gasinhalt, einem Akkumulatorkasten der gewöhn- 
lichen Eisenbahnform, einem Satz Niederdruckleitungen, einem 
Warnungssignal mit Blinkeinrichtung der eingeführten Eisen- 
bahnform und mit einem selbsttätigen Farbenwechsler mit 
grünem und rotem Signalglas, mit einer Kappe um die Linse 
zur Abblendung des Tageslichts, einem Laternenarm und einem 
Elektromagnetventil für den Farbenwechsel. Der Gasverbrauch 
der Lampe ist 40 1 innerhalb 24 Stunden. Die Einrichtung ist 
so, daß, solange der elektrische Strom durch das Elektromagnet- 
ventil geht, das Gas freien Zutritt zum Farbenwechsler hat und 
dessen Membrane in gehobener Stellung hält, wodurch grünes 
Licht erscheint. Wenn der Magnetschalter fällt, schließt der 
Elektromagnet den Gaszutritt zum Farbenwechsler, der dafür 
mit der freien Luft in Verbindung tritt. Damit wird rotes Licht 
eingeschaltet. Die beiden Signale zu beiden Seiten der Bahn 
können untereinander durch eine unter der Bahn hindurch 
führende Gasleitung verbunden sein, so daß nur ein Gasbe- 
hälter notwendig ist und an Kosten gespart wird. Für die elek- 
trische Einrichtung der Gleisisolierung, mittels deren das Signal 
in Abhängigkeit von dem Zugverkehr tritt und das rote War- 
nungssignal selbsttätig auftritt, werden verschiedene Kupplungs- 
regelpläne für eine zulässige Höchstgeschwindigkeit von 
45 km/St. und für eine solche von über 45 km/St. empfohlen. Bei 
ersterer ist eine einzige isolierte Gleisstrecke von 1 km Länge, 
je 500 m zu beiden Seiten der Überfahrt vorgesehen, bei letzterer 
zwei isolierte Gleisstrecken von ie 850 m Länge je eine zu beiden 
Seiten der Überfahrt. Nach diesen beiden Regelplänen zeigen die 
Signale solange, nachdem der letzte Wagen des Zuges den Weg- 
übergang befahren hat, rotes Licht, als der Zug braucht, um das 
isolierte Gleis auf der anderen Seite des Wegüberganges zu 
durchfahren. Es bringt dies keine nennenswerten Unbequemlich- 
macht aber vereinfachte Anordnungen und 
niedere Anlagekosten auch für eingleisige Strecken möglich. Wo 
der Verkehr auf dem Wege sehr stark ist und „Fahrt“signal ge- 
wünscht wird, sobald der letzte Wagen des Zuges vorüber ist, 
kann dies leicht durch einen dritten Magnetschalter nach einem 
besonderen Kuppelungsregelplan erreicht werden. Die Batterien 
werden in isolierenden Holzkästen, die in defi Boden bis auf 
frostfreie Tiefe eingegraben werden, untergebracht. Nach Er- 
fahrungen an ausgeführten Anlagen arbeiten die Batterien voll- 
ständig sicher. Die Luftleitungen werden wie bei gewöhnlichen 
Fernsprech- oder Blockvorrichtungsleitungen ausgeführt. Zum 
Wegübergang und zu den Batteriekästen werden die Leitungen 
wegen des besseren Schutzes in Form von Erdkabeln geführt. 
Die Unterhaltung besteht meist nur in der Erneuerung des ver- 
brauchten Materials in den Batterien einmal jedes halbe Jahr und 
in der Auswechslung des Gasakkumulators nach einem Termin- 
kalender wie für gewöhnliche Lichtsignale. Die isolierte Gleis- 
strecke bildet bekanntlich die Grundlage des ganz selbsttätigen 
Eisenbahnsignalwesens, das bekanntlich die größte Verwendung 
und Ausbreitung in den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
erreicht hat. Dadurch. daß man die gleiche Anordnung auch für 
Warnungssignale an Wegübergängen übernommen hat, hat man 
eine Vorrichtung gefunden, die für diese Signale eine praktische 
und betriebsichere Einrichtung ermöglicht. Über die bisherigen 
Ausführungen liegen nach längerer Betriebszeit die besten Er- 
fahrungen vor. Im Bedarfsfalle können die Lichtsignale auch 
durch Läutesignale ergänzt werden. 


Bei elektrischen Eisenbahnen werden die Signale auf gleiche 
Weise angeordnet, jedoch werden an Stelle des isolierten Gleises 
nur Stromschlußvorrichtungen an der Luftleitung angewendet, 
die vom Stromabnehmer amı Motorwagen betätigt werden. - 

Da die Kosten für die Bewachung der Gleisübergänge sich 
sehr steigern, und der Automobilverkehr auf den Landstraßen 
schnell anwächst, wird die Frage nach wirksamen und betriebs- 
sicheren Warnungssignalen für Eisenbahnübergänge von Tag 
zu Tag in den meisten Ländern dringender. Die schwedischen 
Staatsbahnen scheinen nach dieser Richtung mit ihrem Vorgehen 
einen günstigen Griff gemacht zu haben. Dr. 8: 
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Zeitung des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen, 


— Luxemburgische Wilhelm-Bahn. Dem Bericht des Verwaäl- 
tungsrats dieses Unternehmens entnimmt die „B. B.-Ztg.“ fol- 
gende Ausführungen: Wir können noch immer nichts Bestimmtes 
über die zukünftige Gestaltung unseres Eisenbahnnetzes berich- 
ten, da die Verhandlungen Luxemburgs mit Belgien noch nicht 
abgeschlossen sind. Die luxemburgische Regierung betrachtet 
aber die auf luxemburgischem Gebiet liegenden Bahnen als ein 
unzertrennbares Ganzes, und aus den Verhandlungen mit der 
Regierung gehen die hauptsächlichsten Bedingungen hervor, 
welche die Regierung dem zukünftigen Exploitanten aufzuerlegen 
gedenkt, und daß er sich als Pächter des Wilhelm-Luxemburg 
mit uns zu verständigen hat. Die französische Verwaltung, 
welche nach dem Waffenstillstand die deutsche Verwaltung er- 
setzte, wird demnächst zurücktreten, und es steht noch nicht fest, 
was dann zu geschehen hat (vgl. auch Nr. 16 S. 313 d. Zte.). — 
Der Gewinn des Jahres 1920 beträgt 1870938 Fr. Es werden 
4% oder 20 Fr. Dividende verteilt für die alten und 10 Fr. für 
die neuen Aktien. 10268 Fr. werden vorgetragen. 

Aus Brüssel wird unterm 20. Juli gemeldet, daß der luxem- 
burgische Staatsminister Reuter erneut dorthin gekommen sei, 
um mit dem Minister für auswärtige Angelegenheiten Jaspar 
a: das Schicksal der luxemburgischen Eisenbahnen zu ver- 
handeln. 


— Übereinkommen über den internationalen Eisenbahnfracht- 
verkehr. Wie dem Zentralamt in Bern nachträglich mitgeteilt 
wird, hat das französische „Journal officiel“ vom 7. Dezember 
1920 eine Verfügung des Ministers der öffentlichen Arbeiten vom 
1. desselben Monats veröffentlicht, durch die unter Bezugnahme 
auf Art. 366 des Friedensvertrages von Versailles eine inter- 
ministerielle Kommission bestellt wird, mit-der Aufgabe, ‚die an 
dem Übereinkommen über den internationalen Eisenbahnfrachten- 
transport vorzunehmenden Änderungen zu studieren und nötigen- 
falls ein Übereinkommen über die internationale Eisenbahnbe- 
förderung der Reisenden und ihres Gepäcks auszuarbeiten“. Die 
Kommission besteht aus 34 Mitgliedern. 


— Vertretungsstelle französischer Eisenbahn- und Transport- 
unternehmungen in der Schweiz. Unter der Bezeichnung „Office 
General Francais des Chemins de Fer et Compagnies de Navi- 
gation“ mit dem Sitz in Bern haben eine Reihe hervorragender 
französischer Eisenbahn- und Transportunternehmungen eine ge- 
meinsame Vertretungsstelle in der Schweiz errichtet, die die ein- 
heitliche Erfassung des schweizerisch-französischen Personen- 
verkehrs und die Hinlenkung der schweizerischen Ausfuhr nach 
französischen Häfen zum Ziel:hat. 


— Polnischer Staatseisenbahnrat. Mit Gesetz vom 15. April 
1921 -ist „zum Zwecke der Entscheidung über die wichtigsten 
Eisenbahnangelegenheiten“ dem Eisenbahnminister als Bera- 
tungs- und Begutachtungsorgan ein Staatseisenbahnrat beige- 
geben. worden. 
sind die Beschlüsse des Staatseisenbahnrates nicht von bestim- 
mender Wirkung. Er hat vielmehr nach den Satzungen lediglich 


das Recht, Anträge. und Anfragen an das Eisenbahnministerium 


zu. stellen. : ’ 

In den Wirkungskreis des Staatseisenbahnrats fallen unter 
anderem: Allgemeiner Eisenbahnbauplan und Schaffung neuer 
Eisenbahnlinien, Grundsätze der Konzessionierung der Privat- 
bahnen, Grundzüge der reglementarischen Vorschriften, soweit 
sie nicht von rein technischer Bedeutung oder in den derzeitigen 
Ausnahmeverhältnissen begründet sind, Grundsätze über die Er- 
stattung, Anwendung und Wiedereinführung von Tarifen sowie 
über die Einführung neuer und Änderung bestehender Tarife. 
Alle Angelegenheiten, die das Eisenbahnwesen betreffen und die 
nn dem Staatseisenbahnrate zur Beratung 
vorlegt. 

Der Staatseisenbahnrat besteht aus Vertretern der in Frage 
kommenden Ministerien, aus durch Wahl bestimmten Vertretern 
der größeren Städte, aus 16 Mitgliedern, die von den Wirtschafts- 
und Handelsorganisationen gewählt werden, aus Vertretern der 
bei jeder Staatsbahndirektion bestehenden Eisenbahndirektions- 
räte und aus sechs vom Eisenbahnminister ernannten Fach- 
männern, die auf dem Gebiete des Tarifwesens besonders hervor- 
ragende Kenntnisse besitzen. 

Die Sitzungen des Staatseisenbahnrates finden im Jahre min- 
destens zweimal statt, und zwar wird in Ausschüssen verhandelt. 
Die Entscheidung der in den Wirkungskreis des Staatseisenbahn- 
rates fallenden Angelegenheiten trifft der Eisenbahnminister 
nach vorheriger Beratung und Befragung des Staatseisenbahn- 
rates. Die Mitglieder des Staatseisenbahnrates erhalten keinerlei 
Entlohnung, mit Ausnahme der Vorsitzenden der einzelnen Aus- 
schüsse. 


— Über Eisenbahnbaupläne in Groß-Rumänien entnehmen wir 
dem „Archiv f. Eisenbahnwesen“ folgendes: Infolge der Anglie- 
derung der ehemals österreichischen, ungarischen und russischen 
Gebietsteile sieht sich Rumänien auch auf verkehrstechnischem 


Wie wir dem „Allg. Tarifanzeiger“ entnehmen, ‘ 


S 
Gebiet vor neue Aufgaben gestellt. Das verhältnismäßig dichte 
Eisenbahnnetz Siebenbürgens und des Banats wies seiner ganzen 
Anlage nach naturgemäß nach der früheren Landeshauptstadt 
Budapest hin, während es mit dem Netz des alten Rumäniens nur 
durch wenige Durchlässe durch die Karpathen verbunden war, || 
Die rumänische Regierung will die Verbindung dieser beiden Ge- 
bietsteile enger gestalten und noch in diesem Jahr mit dem Bau 
einer Linie von Petroseni nach Targu-Jiu beginnen. Als zweiter 
Verbindungsweg mit Siebenbürgen ist eine Bahn von Kronstadt 
nach Nehoiasi geplant. | 

Für die Moldau, die bisher mit Siebenbürgen nur durch die 
Strecke über den Ghimespaß nach Pälanca verbunden war, si 1 
zwei neue Linien vorgesehen, und 'zwar eine von Dorna-Vatra 
nach Ilva, die andere von Pascani über Targu-Neamt nach Toplitz, 
die eine durchgehende Verbindung von Kischineff über Jassy 
nach Klausenburg und Groß-Wardein. herstellen soll. 1 

Besonderes Augenmerk will die Regierung auf den Ausbau des 
unter russischer. Herrschaft vernachlässisten bessarabischen | 
Bahnnetzes und seiner Verbindung mit der Moldau legen. u 
fertiggestellt ist die Linie Zerleni-Basarabeasca, im Bau befind- 
lich ist ferner die Strecke Bacesti-Roman. Innerhalb Bessara- 
biens sollen die bisher ohne jede Bahnverbindung befindlichen 
Bezirkshauptstädte Hotin, Soroca, Orhei und Ismail mit dem 
bestehenden Netz verbunden werden. 

In der Dobrutscha wird an der Fertigstellung der schon seit | 
mehreren Jahren begonnenen Strecke Tulcea-Ester gearbeitet. 

Die durch den Frieden von Trianon gegen Ungarn gezogene) 
Grenze hat die Verbindung zwischen Arad und Großwardein 
durchschnitten, die Regierung will daher zwischen beiden Städten 
a, es Gebiet das fehlende Verbindungsstück neu her- 
stellen. >) 

Die geschilderten Bauten sollen das Programm für die nächsten 
fünf Jahre darstellen. Da es sich bei den geplanten Bauten um 
verhältnismäßig kurze Strecken handelt, kann bei ungestörter 
Arbeit trotz schlechter Finanzlage des Staates mit ihrer Vollen- 
dung innerhalb von 5 Jahren wohl gerechnet werden. 3 


ge 


— Wiedereinführung des Frachttarifs auf den russischen 
-Bahnen. Es ist für die Beurteilung der russischen Wirtschafts- 
verhältnisse die Feststellung von Bedeutung, schreibt die „B. B.- 
Ztg.“, daß man nunmehr auch im russischen Verkehrswesen Ord- 
nung zu schaffen bestrebt ist. Die. Sowjetregierung hat seiner- 
zeit als Grundlage für den Eisenbahnbetrieb die Abschaffung‘ 
sämtlicher Tarife für die.Beförderung von Personen und Gütern 
angeordnet. Auch die für das Ausland bestimmten Güter, die 
von Ausländern auf russischen Bahnen zur Beförderung aufge- 
geben wurden, waren von jeder Frachtzahlung frei. Es bedeutet 
einen gewissen Umschwung, wenn nunmehr in Rußland dahin 
gearbeitet wird, der frachtfreien Beförderung von 
Gütern ein Ende zu bereiten. Das Zentraltransportkomitee 
hat neuerdings Bestimmungen ausgearbeitet, die durch Fest- 
‚setzung neuer Eisenbahntarife , mit dazu ‘beitragen sollen, ein- 
mal die Überlastung der Bahnen zu verhindern und zum andern 
\ 


dem leeren russischen Staatssäckel zu bedeutenden Einnahmen 
zu verhelfen. 5 


- — Kanadische Tankwagen für Rußland. Nach einer Meldung 
aus Montreal hat die Sowjetregierung bei einer kanadischen 
-Firma 500 Tankwagen bestellt. Der Wert beträgt 2 Millionen 
Dollar. Die Wagen werden in Kürze fertiggestellt und sind 
dazu bestimmt, Öle aus dem Kaukasus nach den Häfen des 
‚Schwarzen Meeres zu befördern. ? : 


g 
Be . 


Fremde Erdteile. 
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— Verringerung der Arbeiterzahl und der Löhne bei den 
amerikanischen Eisenbahnen. Nach den Berichten, die 175 Eisen- 
bahngesellschaften der Vereinigten Staaten an das Statistische 
Amt erstattet haben, haben sie im ersten Viertel des laufenden 
Jahres ihre Arbeiterzahl um 225 000 Köpfe oder annähernd 13 LE 
herabgesetzt. Sie sind zu dieser Maßnahme gezwungen worden, 
weil das Darniederliegen von Handel und Gewerbe eine Ver 
ringerung ihrer Einnahmen zur Folge hatte und sie infolge-” 
dessen die hohen Lohnausgaben nicht mehr tragen konnten. Von 
den Entlassungen sind auch die Arbeitskräfte in den Werk- 
stätten betroffen worden, so daß auch die Arbeit in den Werk- 
stätten eingeschränkt werden muß. Sobald es jedoch die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse der Eisenbahngesellschaften erlauben, 
muß hier wieder verstärkter Betrieb eingeführt werden, weil die 
Anforderungen, die in bezug auf die Unterhaltung von Loko- 
motiven und Wagen an die Werkstätten gestellt werden, nach 
wie vor sehr hoch sind. Die Herabsetzung der Löhne, die am 
1. Juli in Kraft treten sollte, wird die Ausgaben für Löhne 
schätzungsweise um 373 565 000 Dollar, oder ziemlich genau 10% 
des Gesamtbetrags, den die Eisenbahnen Amerikas an Löhnen 
zahlen und der sich auf 3 733 816 000 Dollar beläuft, ermäßigen. 


1. Jahrgan 
Juli Tg 


Allgemeines. 


_ — Die Eisenbahn im Film. Ein lehrreicher Eisenbahnfilm 
ist vor kurzem auf einer Vorortbahn in Melbourne, Australien, 
‚aufgenommen worden. Der Auinahme-Apparat war im Führer- 
"stand aufgestellt, so daß die Wirkung aller Überbauten, der 
— Signalanlagen, festen Streckenzeichen usw. im Film deutlich 
sichtbar wurde. Zugleich wurden die Vorgänge im Führer- 
stand, also die Bedienung von Schalter und Bremse, insbeson- 
dere auch das Arbeiten der Ausschalteeinrichtung für den Fall, 
ak der Führer durch einen Unfall oder ein plötzliches Un- 
e, wohlsein gezwungen wird, den Schaltergriff loszulassen, aufge- 
nommen. Besonders anschaulich erscheint im Bilde auch die 
Ei selbsttätige Anhaltevorrichtung für die Züge bei einem auf 
- Halt stehenden Signal. Man sieht im Film, wie der Zug sich 
dem Signal nähert, wie der Anhaltearm am Signal das zu diesem 
Zweck angebrachte Bremsventil öffnet; nach den für Melbourne 
geltenden Vorschriften muß der Führer aussteigen und das 
Ventil zurückstellen, ehe er die Fahrt fortsetzen kann. Die 
Bewegungen des selbsttätigen dreistelligen Signals, das aus der 
— Haltstellung in die Stellung unter 45 und 90° übergeht, können 
ebenfalls im Bilde ‚gut beobachtet werden. 


-  — Beförderung von Stückgut in Behältern. Um das _ zeit- 
raubende Verladen von namentlich kleinen Stückgütern zu be- 
schleunigen, ist wiederholt die Verwendung von Behältern an- 
_geregt worden, die im Güterschuppen oder auf der Laderampe 
_ mit den Kisten, Ballen usw. gefüllt und dann mit Hilfe eines 
“ Krans auf einen Güterwagen gehoben werden. Natürlich darf 
“ein solcher Behälter nur Stückgüter für einen Zielbahnhof ent- 
halten, damit er dort wieder im ganzen vom Wagen abgehoben 
werden kann.. Die Arbeit bei Handhabung der Stückgüter wird 
_ dadurch zwar nicht verringert, aber der Aufenthalt der Güter- 
wagen beim Be-.und Entladen wird dabei erheblich kürzer, als 
- wenn jedes Stück einzeln in den Wagen gekarrt oder getragen 
- wird. Bei dem Ladeverfahren mit Behälter wird also die Zeit, 
_ während der der Güterwagen nützliche Wege zurücklegt, ver- 
 längert, und die durchschnittlich am Tage zurückgelegte Ent- 
- fernung wird vergrößert. Die dadurch erhöhte Leistungsfähig- 
keit des einzelnen Güterwagens ist aber gleichbedeutend mit 
einer Vermehrung des Wagenparks, ohne daß dabei die hohen 
"Kosten für die Beschaffung neuer Wagen aufgewendet werden 
müssen. Güterwagen stehen bekanntlich den bei weitem grö- 
‚ßeren Teil des Tages still und laufen nur wenige Stunden. Die 
amerikanischen Eisenbahnen haben sich zum Ziel gesetzt, den 
Weg, den ein Güterwagen täglich im Durchschnitt zurücklest, 
auf 30 englische Meilen (48 km) zu bringen, und in den ersten 
9 Monaten nach Rücküberweisung der amerikanischen Eisen- 
bahnen aus dem Staatsbetrieb in den Gesellschaftsbetrieb ist es 
ihnen gelungen, diesem Ziele soweit nahezukommen, daß eine 
- Tagesleistung von 28,6 Meilen (46 km) im Herbst 1920 gegen 
- 22,3 Meilen (36 km) im Frühjahr erreicht wurde. 
- „Zurzeit werden von der Amerikanischen Expreß-Gesellschaft 
bei der Beförderung von Stückgütern zwischen Neuyork und 
Chicago Versuche mit Behältern angestellt. Die Neuyork Zen- 
- tral-Eisenbahn hat einen offenen Güterwagen so ausgebaut, daß 
er neun Behälter aufnehmen kann, die am Ziel vom Eisenbahn- 
wagen abgehoben und auf das Fahrgestell eines Kraftwagens 
worden. werden, um ohne weiteres in die Stadt abgefahren zu 
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_ werden. Auf dem Versandbahnhof werden die Ladungen ent- 

sprechend umgekehrt behandelt. Die Behälter sind je 2,75 m 

_ lang, 1,83 m breit und 2,23 m hoch; jeder faßt etwa 2,7 t Güter 

- (6000 amerikanische Pfund). Sie sind aus marktgängigem Form- 
‚eisen zusammengebaut, also feuersicher. Die Tür befindet sich 

_ an der Seite; wenn die Behälter nebeneinander stehen, ist sie 
durch den Nachbarbehälter versetzt, und der ‘Inhalt infolge- 
dessen gegen Beraubung gesichert, worüber sonst in den Ver- 
einigten Staaten sehr geklagt wird. Der so eingerichtete Wagen 

läuft in Personenzügen. 


a 


f 
X 
Bücherschau. 

L — Die Sicherungswerke im Eisenbahnbetriebe, von E. Schu- 
Ebert; 


a 
3 
Vollständig neu bearbeitet von O. Roudolf. Verlag 
von Julius Springer, Berlin. Preis- 60 NM. 


_ Änderung von Stationsnamen. 


ee tahndirektionebezirk Osten. Der an der 
Strecke Schneidemühl-Firchau gelegene 
Zakrzewo erhält von sofort ab die Bezeichnung Zakrze- 


wo(KreisFlatow). 


‚schwachstrom- und Kraftstellwerkanlagen 


Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Bahnhof 4. Klasse- 


Nr. 30 


Die Literatur des Eisenbahnsicherungswesens hat durch das vor- 

liegende Werk, das in 2 Bänden erscheint, eine wesentliche Ergän- 
zung erfahren. Das dem im praktischen Leben stehenden Eisen- 
bahner bekannte Schubertsche Buch ist durch Roudolf auf die 
Höhe der Zeit gebracht worden; dies konnte in Anbetracht der 
seit 1904 — dem Jahre der letzten Auflage des Schubertschen 
Buches — eingetretenen Änderungen und Neuerungen nur durch 
eine völlige ‚Umarbeitung geschehen, mit der der Verfasser alle 
Ehre einlegt. Der I. Band enthält die Grundlagen der Elektri- 
zitätslehre, die elektromagnetischen Ruf- und Läutewerke, 
die Telegraphen-, Fernsprech- und Blockanlagen, während 
der in. Bearbeitung befindliche II. Band die mecha- 
nischen und Kraftstellwerkanlagen, die Grundzüge und Ein- 
richtungen --selbsttätiger und halbselbsttätiger Signal- und 
Blockanlagen, statische Berechnungen für Signalbrücken und die 
abweichenden Einrichtungen anderer Bahnverwaltungen um- 
fassen soll. 

Der gesamte Aufbau und Inhalt des vorliegenden I. Bandes lassen 
den wissenschaftlichen Wert des Werkes klar erkennen. Ander 
Behandlung der Grundbegriffe der Elektrizitätslehre ist einlei- 
tend festgehaltenworden. Werdiese für entbehrlich halten möchte, 
möge sich erinnern, daß das Buch als Nachschlagebuch für den 
Handgebrauch bestimmt ist; aus diesem Grunde ist dem Leser 
dieser Abschnitt der Elektrizitätslehre in dem für das Ver- 
ständnis der Eisenbahn-Sicherungsanlagen erforderlichen Rah- 
men und die Erläuterung von Beispielen aus dem praktischen 
Unterhaltungsdienst ein sehr wertvoller Bestandteil des Werkes. 
Besonders ist auch hingewiesen auf die neue Theorie über das 
Wesen der Elektrizität, die am Anfang des Buches behandelt ist. 
Der Abschnitt unterrichtet über die Arten der Elektrizität, die 
elektrischen Gesetze, den Magnetismus. Einen weiteren be- 
achtenswerten Abschnitt bilden die elektrischen Meßeinrichtun- 
gen. Diese sind in den drei Unterabschnitten über Widerstands-, 
Stromstärke- und Spannungsmessungen in dem für Eisenbahn- 
erforderlichen Um- 
fang ausreichend behandelt. Bei einer Neuauflage dürften auch 
die Meßeinrichtungen der drahtlosen Telegraphie und die 
Wechselstrom-Meßinstrumente nicht unberücksichtigt bleiben. 
Die Wirkungsweise der Wecker, Läutewerke, neuzeitlicher Hupen 
im dritten Abschnitt, der Fahrgeschwindigkeitsmesser, Gleis- 
melder und Zugankündiger im vierten, ist durch übersichtliche 
Skizzen leicht verständlich gemacht; die Größe aller Abbil- 
dungen bewegt sich in den für das Auge gefälligen Grenzen. 
Im vierten Abschnitt „Der elektrische Telegraph, das Zeitsignal 
und elektrische Uhren‘ interessiert in den ersten Unterab- 
schnitten die den Fernsprechämtern ähnliche Vermittlungsstelle 
für Ferntelegraphie des Schlesischen Bahnhofes in Berlin. Im 
Unterabschnitt „Drahtlose Telegraphie“ sind‘ die Grundlagen 
der drahtlosen Telegraphie und deren Entwicklung be- 
handelt; sie bilden ebenso wie die in den folgenden Unter- 
abschnitten durchgeführte Beschreibung der elektrischen Zeit- 
signalübertragung, der elektrischen Uhren, der selbsttätigen 
Morsetelegraphen, der Ferndrucker und der im fünften Ab- 
schnitt behandelten neuen Fernsprechanlagen eine wesentliche 
Ergänzung des Inhalts. 

Der Schlußabschnitt ‚Die Blockeinrichtungen“ hat in den 
Unterabschnitten der Stationsblockung W echselstrom- 
blockfeld, Nebeneinrichtungen, elektrische Fahrstraßenfest- 
legung und Gruppenblockung — sowie der Streckenblockung — 
Streckenblockung zweigleisiger und eingleisiger Bahnen, Neben- 
einrichtungen — durchaus die ihm gebührende Berücksichtigung 
bei gut gewähltem Aufbau des Stoffes gefunden. Der Text ist 
durch übersichtliche Abbildungen, Schaltungen, Prinzipskizzen 
und Verschlußtafelköpfe sachlich und geschickt ergänzt. Die 
zeenaue Behandlung der Gruppenblockung mag dazu beitragen, 
dieser Blockungsart auch im Bereich der Reichsbahnen mehr 
als bisher Eingang zu verschaffen. 

Das treffliche Werk wendet sich in erster Linie an die Be- 
triebs- und Baubeamten der Eisenbahnen. Die Darstellungen 
sind so gehalten, daß sie auch für die Studierenden des Eisen- 
bahnbaufaches mit besonderem Vorteil benutzt werden können 
und sollten. Dem trefflichen Werke kann, schon nach dem in 


neuem Gewande auferstandenen ersten Bande beurteilt, nur 
die weiteste Verbreitung gewünscht werden. 
Rundschreiben der Geschäftsführenden Verwaltung sind er- 


lassen worden: : 

Nr. II 64 vom 16. Juli 1921 an sämtliche Vereinsverwaltungen, 
betreffend Niederschrift Nr. 99 des Ausschusses für technische 
Angelegenheiten (abgesandt am 23. Juli d. IR 5 

Nr. II65 vom 16. Juli 1921 an die Mitglieder des Wagenaus- 


— 921,7 
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schusses, betreffend Preise für Wiederherstellung von Wagen 
nach Anlage V des VWÜ. (abgesandt am 21. Juli d. J.); 

Nr. II66 vom 16. Juli 1921 an die Mitglieder des Wagenaus- 
schusses. betreffend Anträge auf Änderung der Anlage VI des 


VWÜ. (abgesandt am 21. Juli d. J.); 


Nr. II 70 vom 20. Juli 1921 an die vorsitzende Verwaltung des 


Amtliche Bekanntmachungen. 


1. Aenderung von Stationsnamen. 


Der an der Strecke Schneidemühl-Fir- 
chau gelegene Bahnhof 4. Klasse Zakrze- 
wo erhält von sofort ab die Bezeichnung. 
Zakrzewo (Kreis Flatow). (709) 

Charlottenburg, den 19. Juli 1921. 

Eisenbahndirektion Osten. 


2. Güterverkehr. 


Transportreglement der schweizerischen 
Eisenbahnen. 

Aha Ausust dr Kezwird die 
Nr. XXXVd der Anlage V zum schweize- 
rischen Transportreglement durch Auf- 
nahme von Miedziankit in Doppelhülsen 
aus Pergamentpapier ergänzt und im Ver- 
zeichnis zur Anlage V  nachgetragen: 
Patronen aus Miedziankit. Näheres in 
unserem Tarifanzeiger. (7.59 

Karlsruhe, den 18. Juli 1921. 

Bean 


Tarif für die Beförderung von Personen, 
Reisegepäck und Expreßgut im Berliner 
Stadt-, Ring- und Vorortverkehr. 
Die besondere Ausführ.-Bestimmung 
A3 zu $ 32 EVO. im obigen Tarif wird 


durch folgende neue Bestimmung mit so- 


fortiger Gültigkeit ergänzt: 

„Fahr- und Rollstühle von Kriegsteil- 
nehmern und Kriegsbeschädigten, die 
nach der bes. Ausf.-Best. 3 (!)e zu $ 12 
freie Beförderung des Begleiters ge- 
nießen, werden auf Gepäckschein fracht- 
frei befördert.“ Nähere Auskunft erteilt 
unser Verkehrsbüro. (713) 

Berlin, den 23. Juli 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Deutscher Eisenbahn-Gütertarif, Teil LI, 
Heft A. — Tiv. 200. 

Mit Gültigkeit vom 1. August 1921 wird 
der Übergangstarif für den Verkehr mit 
" Kleinbahnen, der für Wagenladungen von 
mindestens 5 t eine Frachtermäßigung 
um 2 3 für 100 kg gewährt, für den 
Übergangsverkehr auf Bahnhöfen der 
Reichseisenbahn aufgehoben. Das als- 
baldige Inkrafttreten der Erhöhung 
gründet sich auf die vorübergehende 
Änderung. des $S 6 der Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung (R.-G.-Bl. 1914, Seite 455). 
Auskunft geben auch die beteiligten 
Güterabfertigsungen sowie das Auskunfts- 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 

Berlin, den 20. Juli 1921. (707) 

Eisenbahndirektion. 


Westdeutseh-Sächsischer Güterverkehr. 
Am 15. Juli 1921 werden die Entfer- 
nungen für Eger und Hof im Tarif für 
den oben bezeichneten Verkehr aufge- 
hoben und in.den Tarif für den Nord- 
westdeutsch-Bayerischen Verkehr über- 
nommen. (703) 
Dresden, am 6. Juli 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion, 
namens der beteiligten Verwaltungen. 


Herausgegeben im Auftrage des Vereins Deutscher : Eisenbahnverwaltungen 

von dem verantwortlichen Schriftleiter, Geh. Oberregierungsrat 
Für den Anzeigenteil verantwortlich F, Luckhardt, Berlin 80. 26. Ren, 

Verläg von Julius Springer in Berlin W. — Druck von H.S$. Hermann & Co. in Berlin SW, : Br 


. meinschaftsbahnhof der 


Ostdeutsch-Bayerischer Güterverkehr. 
Güterverkehr mit Polen. 
Verkehr nach Garnsee. Die 


Grenzfestsetzungskommission hat den. 


Bahnhof Garnsee Polen zugesprochen mit 
der Maßgabe, daß Deutschland das Mit- 
benutzungsrecht dieses Bahnhofs bis zur 
Fertigstellung eines eigenen zusteht. Die 
deutsch - polnische Grenze auf der 
Strecke Marienwerder-Garnsee liegt jetzt 


in km 79,645’ unmittelbar bei dem Bahn- 


hof Garnsee. Der Bahnhof, der polnisch 
Gardeia heißt, ist am 20. Juni 1921 der 
polnischen 
übergeben worden und nunmehr Ge- 
deut- 
schen Reichseisenbahnen und der polni- 
schen Staatseisenbahnen. Die Abfertigung 
von Personen, Gepäck und Gütern nach 
und von Garnsee vollzieht sich nach wie 


- vor in derselben Weise wie bisher nach 


deutschen Vorschriften und Tarifen. Um 
für die Stadt Garnsee und deren deut- 
schen Umkreis den Personen- und Güter- 
verkehr über den Bahnhof Garnsee (Gar- 
deja) auf den deutschen Eisenbahnen 
zu erleichtern, ist ein Teil der Bahnhofs- 
anlagen, sowie die -Zugangsstraße für 
diesen Verkehr freigegeben. Die aus oder 
nach Deutschland über den Bahnhof 
Garnsee beförderten Güter sind zollfrei 
und keinerlei polnischen Aus-, Ein- und 
Durchfuhrverboten unterworfen. 
München, den 19. Juli 1921. (702) 
Tarifamt beim R. V.M., B. 


a) Deutscher Eisenbahn-Gütertarif, 
Teil II, Heft A, Anhänge 4 und 5. _ 
Tfv. 200. 

b) Gemeinschaftliches Heft CIb 
(Stationstariftafeln usw.). — Tiv. 200. 
Die Bestimmungen für Ruhleben in 
den Anhängen 4 und 5 des Tarifheftes A 
erhalten infolge Änderung des Verzeich- 
nisses der angeschlossenen Werke eine 
neue Fassung. Die früher im Tarifheft 
CIb für Ruhleben angegebenen Bestim- 
mungen sind durch Weglassung im Nach- 
trag aufgehoben, da die daselbst s. Zt. 
aufgeführten Gebühren unter den Begriff 
„Anschlußfracht“ fallen und als solche 


durch Verträge geregelt und festgesetzt 


worden sind. Näheres enthält die -am 


21. Juli 1921 erscheinende Nummer des 


Tarifanzeigers. Auskunft geben auch die 
beteiligten Güterabfertigungen sowie das 
Auskunftsbüro, hier, Bahnhof Alexander- 
platz. (704) 
Berlin, den 18. Juli 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Süddeutsch-österreichischer Verkehr. 
Eisenbahngütertarif. Teil II, Heft A 
(Kilometerzeiger), vom 1. Juli 1911. 
Änderungen und Ergänzungen. 
Mit sofortiger Gültigkeit sind bei 
nachgenannten Stationen die auf den 
Seiten 18—21 des Nachtrages II zum 
vorerwähnten Tarif in der Schnittafel B 
für den Schnittpunkt Reichsgrenze bei 
Scharnitz (Mittenwald Grenze) vorge- 


Technischen Ausschusses und an 
Unterausschı$ses zur Überprüfung des Entwurfes für das neue 
VWÜ. in technischer Beziehung (abgesandt am 25. Juli d. J.); 
Nr. II 70 vom 20. Juli 1921 an die Mitglieder des Wagenaus- 
schusses, betreffend Überprüfung des neuen VWÜ. 
nischer Beziehung (abgesandt am.21. Juli d>Jn. 


Staatseisenbahnverwaltung. 


Lichtbild des 


‚Pr iyatbahn-Per sonen- und Gepäckverkehr. F 


- selbständig arbeitend, mit Erfahrung in 


Dr. v. Ritter in Berlin. 


sämtliche Mitglieder de 


in tech- E 


en Entfernungen abzuändern, wie 
olgt: 
Brenner von 89 km auf 131 km, 
Matrei von 68 km auf 91 km, 
Patsch von 58 km auf 71 km, 
Steinach in Tirol von 73 km auf 
98 km. a 
- Ferner ist auf Sa 184 des Tarifes mn 
der Schnittafel B nach „Wien Westbahn- 
hof“ nachzutragen: 
„Wien Traisengasse W.-Simbach 
(Inn). 316 km“. ieh 
Wien, am 19. Juli 1921. ö 
Österreichische Bundesbahnen, 
namens der beteiligten Verwaltungen. 


‚3. Personen- und Gepäckverkehr. 


Vom 1. Oktober 1921 an ist auf sämt- 
lichen Stationen im Bereich der Eisen- 
'bahn-Generaldirektion Dresden bei Lö- 
sung einer Monats- oder Wochenkarte ein 
Inhabers beizubringen. 
Nähere Auskunft erteilen die Stationen. 

Dresden, am 21. Juli 1921. (205) & 

Eisenbahn-Generäldirektion. - 


Westdeutsch-südwestdeutscher Verkehr. 
Mit Gültiekeit vom 1. August 1921 
werden die Stationen Mellinghausen und ° 
Siedenburg des Direktionsbezirks Mün- 
ster - sowie die‘ Stationen Bokeloh, 
Flechum, Haselünne, Herzlake und Schle- 
ger der Meppen-Haselünner Eisenbahn 
und die Station Hochdorf (Riß) der 
württembergischen Eisenbahn in die 
direkten Verkehre einbezogen. Näheres 
im gemeinsamen Tarif- und Verkehrsan- 
zeiger oder bei den beteiligten Dienst- 
stellen. (71 2) ; 
Frankfurt (Main), den 22. Juli 1921. 
Eisenbahndirektion. = - 


Preußisceh-Sächsischer Staatsbahn- : 


preise 2, Kl. um 1 M und 3. Kl. um 50 b3 
erhöht. 


Nähere Auskunft erteilt die "Allge 
meine Deutsche Kleinbahn-Gesellschaft 
in Berlin W 9, Linkstraße 19. (706): 

Hannover. den 20. Juli 1921. Ti 

Eisenbahndirektion. B2- 
4. Offene Stellen. 2 
Jüngerer, lediger ‘ Eisenbahnassistent, 


großem Personenverkehr, wird als Ver- 
treter des Stationsvorstandes gesucht. 
Bezahlung erfolgt nach der Reichsbe- 
soldungsordnung. Baldiger Eintritt er- 
wünscht. Gesuche, mit Zeugnissen be- 
legst, unter Angabe der Gehaltsan- 
sprüche zu richten an (708) 
Eisenbahn-Aktiengesellschaft Schaft- 
lach-Gmund-Tegernsee in Tegernsee. 


Zeitung des Vereins 


4 E Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


Herausgegeben im 


ee  #vofii Dr. v. Ritter, ‚Geh. Oberregierungsrat in Berlin, als 


ENr. 31. 


i Ausbildungseinrichtungen für Eisenbahn- 


einem Gemeinschaftsbahnhof. 


kehrslage im Ruhrgebiet. — Verkehr 
ınit dem besetzten Gebiet. — Sonder- 


. züge zur Leipziger Herbstmesse. — Unearn: 
Bekanntgabe der Verkehrssperren im = - Ein neues 


Sat 


 Kisenbahnverkekr an die Hardels- 
-  kammern. — Zur Lage der Lokomo- 
 tiv- und Wagenfabriken. — Dienst- 
Jubiläum. — Personalnachrichten. 


stellungen von 


Berlin, den 4. August 1921. 


gung für Besucher 


schen Eisenbahner. 
Neuregelung der Einfuhr. 


breezen-Miskolcz. 
zwischen Ungarn und Italien. — Be- 


Polen. — Ausstellung für Maschinen- 


Auftrage des Vereins 
Schriftleiter. — Verlag von Julius Springer in Berlin W.9. 


Schriftleitung: Berlin W. 9, Köthener Str. 28/29. 


LXI. Jahrgang. 


Inhalt: 


( Österreich. Organisationsänderun- industrie in Budapest. — Deutsch- 

- arbeiter und Beamte unter dem Ge- sen im Buudesministceriurm: für Ver- ungarische Handelsbeziehungen. — 
— sichtspunkte der gegenwärtigen wirt- kehrswesen. — Beförderung vou Südslawisches Gebiet: Plan 
schaftlichen Lage. Kostbarkeiten. —. Aufhebung von für’den. Ausbau der Verkehrseinrich- 
Betrieb und Technik. Verkehrsbe.chrankungen. — Die tungen £ & 
fi eschlüsse der ständigen Tarifkom- Aufteilung des. Wageanparkes. — Übri £e europäische Länder: 
 wission. Umleitung des Luxuszuges Paris- Elektrisierung schwedischer Bahnen. 
Zur Erhöhung der Brdsnentärife, Bukarest und des D-Zuges Ostende- | — Eelgisch-luxemburgisches Eisen- 
E Betriebsdienstliche Beobachtungen auf Wien-Bukarest. — Fahrpreisermäßi- bahnabkommen. — Lettland. — Lett- 


der Reichenber- 


ländisch-esthländischer Durchganes- 


| Nachrichten. ger Messe. — Die Kohlenlage. — E + f 
- Deutschland: Die Einnahmen der Ausstand der Speditionsarbeiter. — ee = 
 Reicisbahn. _— Eröffnung von Simmeringer Waggonfabrik. — Wie- Mieenhahrerstraika; m Rüßlend 
Strecken: — Ergebnisse des Berliner ner Lokalschiffahrtsgesellschaft mit Zur Hebung der Arbeitsleistune in 
lerienverkehrs. — Erhöhung der Ge- beschränkter Haftung. — Kleinwirt- HensWarkststten. 2 2 Pytilow.Worke 
bühren für Privattelegromme. — Ver- schaftsausstellung der österreichi- in Petersburg, z Aa 


Fremde Erdteile:. Betrieb und 
Verkehr auf der Bagdadbahn nach 


Eisenbahnprojekt De- dem Kriege. 


Güterverkehr ° Bücherschau. 


en an Amtliche Mitteilungen. 


Amtliche Bekanntmachungen 
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z Ausbildungseinrichtungen für Eisenbahnarbeiter und Beamte unter dem Gesichtspunkte der 


Mit den politischen und wirtschaftlichen Umwälzungen im 
taatsleben gehen, wie die Geschichte uns lehrt, vielfach auch 
einschneidende Änderungen im Bildungswesen einher; es erfährt 
3 meist einen kräftigen Anstoß mit den Zielen einer Hebung der 
"unteren Bildungsgrenze eines Volkes. Die zur Zeit bei uns 
 einsstzenden Bestrebungen, bei denen die Beteiligten nicht nur 
Objekt der Bildung zu sein wünschen, sondern selbst über deren 
iele und Wege mitberaten wollen, reichen von der Hochschule 
hinab bis zur Volksschule, wo an Stelle der Minderjährigen die 
e' lternbeiräte eintreten. 


Auch in den gewerkschaftlichen Organisationen und Vereinen 
N on Beamten und Arbeitern steht heute die berufliche Ausbil- 
dung ihrer Mitglieder im Vordergrund; sie ist ein Gebiet, um 
das sogar gestritten wird. Bildungsvereine, Fach- und Volks- 
hochschulen wetteifern miteinander, um unter den verschiedenen 
Gesichtspunkten. Volksbildung in Form von beruflicher und 
allgemeiner Ausbildung zu verbreiten. .So wünschenswert eine 
"solche Bewegung auch ist, so liegt darin doch eine Gefahr, 
indem andere, ebenso wichtige Einrichtungen für das Volkswohl 
leicht vernachlässigt oder sogar zurückgesetzt werden können. 
ist daher angebracht, die Frage zu prüfen, wie weit neben 
den bestehenden allgemeinen und fachlichen Ausbildungsein- 
fichtungen zum Zwecke eines Aufstiegs im Berufe auch noch 
@ ndere Maßnahmen für das Wohl des einzelnen und damit des 


gegenwärtigen wirtschaftlichen Lage. 


Von Gewerbeschuldirektor Gotter, 
Dezernent für Unterrichts- und allgemeines Lehrlingswesen bei der Bisenbekudir ektion Berlin. 


gesamten Standes nn, sind. Letzten Endes geht ja doch 
alles Streben nach beruflicher Vervollkommnung darauf hinaus, 
sich durch besser bezahlte Arbeit, durch: eine höhere Stellung 
auch größere Einnahmen‘ und damit eine Verbesserung der 
wirtschaftlichen Lage zu verschaffen. Die Zahl derienigen, 
die wirklich aus rein innerem Bildungsbedürfnis heraus große 
Opfer für ihre Ausbildung bringen, ist gering; der materielle 
Zweck ist doch wohl die Haupttriebfeder. Damit soll nicht 
etwa das Bildungsstreben verurteilt werden, sondern es ist not- 
wendig, diese Tatsache bei der Beurteilung der zu treffenden 
Maßnahmen mit zu berücksichtigen. 


T ‚Beruflich- fachliche und hauswirtschaft- 


liche Ausbildung. 


Neben der beruflichen Tüchtiekeit spielt besonders heute im 
Leben eines jeden Beamten und Facharbeiters die wirtschaft- 
liche Seite eine nicht zu unterschätzende Rolle; Berufsfreudig- 
keit und Leistungsfähigkeit hängen zum großen Teile von der 
Sicherheit und Zufriedenheit mit der eigenen wirtschaftlichen 
Lage ab. Nichts ist mehr geeignet, die Leistungen im Berufe 
ungünstig zu beeinflussen, als das Gefühl der Unsicherheit in 
der eigenen Wirtschaft und damit die Sorge um die Zukunft der 
Familie. 

Volksvertretung und Behörden glauben, ihre Pflicht den Be- 
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amten gegenüber durch die Einführug einer Besoldungsordnung 
und den Arbeitern durch den Abschluß eines Tarifvertrages er- 
füllt zu haben. Damit sind aber noch lange nicht alle Vorbe- 
dingungen für sichere und ausreichende Lebensverhältnisse, 
namentlich nicht bei größerer Familie, geschaffen. In der heu- 
tigen Zeit sind noch besondere Maßnahmen zur Stärkung der 
hauswirtschaftlichen Lage eines jeden Beamten und Arbeiters 
erforderlich. Man sollte eigentlich annehmen, daß das Streben 
nach Bildung augenblicklich zurücktreten müßte zugunsten von 
solchen Einrichtungen, die sich die Stärkung der hauswirtschaft- 
lichen Lage der Familie als Aufgabe stellen. Alle Organisa- 
tionen von Beamten und Arbeitern mit derartigen Zielen müßten 
daher in bezug auf Mitgliedschaft eine recht große Zugkraft 
ausüben, besonders wenn die von ihnen geschaffenen Einrich- 
tungen recht mannigfaltig sind und jedem auch gleich Vorteile 
bieten, die bei einer beruflichen Ausbildung sich vielleicht erst 
nach längerer Zeit als Ergebnis vieler Arbeit und großer Opfer 
an Geld, Zeit und Familienleben einzustellen pflegen. 


Zwei Wege zur Verbesserung der eigenen Lebenshaltung 
können beschritten werden: 
1. Fachliche Ausbildung als or für einen Aufstieg 
im Beruf oder zwecks Erweiterung der Fähigkeiten zur 
Leistung besser bezahlter Arbeiten, 


9. hauswirtschaftliche Ausbildung zum Zwecke einer ertrags- 
reichen Betätigung in der Selbstversorgung der eigenen 
Haushaltung. 


Der Beamte bzw. Arbeiter wird also zu wählen haben, auf 
welchem Wege er sein Ziel erreichen kann, ob auf dem über den 
Beruf oder dem einer Ausbildung zur Selbstversorgung seiner 
Hauswirtschaft. Wenn ihn nicht ganz besondere Neigungen 
und Fähiekeiten zur beruflich-fachlichen Ausbildung hinziehen, 
müßte eigentlich der letztere Weg als der einfachere und in 


seiner Wirkung doch schnellere und dabei auch sicher zum- 


Ziele führende am meisten begehrt sein. Daß dies bis jetzt 
noch nicht der Fall ist, dürfte wohl darauf zurückzuführen sein, 
daß Ausbildungseinrichtungen für Beamte und Arbeiter nach der 
rein privat- und hauswirtschaftlichen Seite hin heute noch wenig 
bekannt sind, während solche beruflich-fachlicher Art bereits 
eine große Verbreitung gefunden haben. 


Die Vorteile der beruflichen Ausbildung beruhen auf besseren 
Leistungen und damit auf steigenden Einnahmen. Bei den Be- 
amten ist nach den jetzt zur Anwendung kommenden Grund- 
sätzen der neuen Besoldungsordnung die Steigerung im Gehalt 
nicht mehr so groß wie früher; der Unterschied zwischen den 
einzelnen Besoldungsklassen ist meist gering, so daß der An- 
reiz zum Streben in Zukunft nachlassen wird. Auch unter 
diesem Gesichtspunkte müssen daher die jetzt bestehenden fach- 
lichen Ausbildungseinrichtungen betrachtet werden. Demgegenüber 
gewinnen aber die zur Förderung derHauswirtschaft ein größeres 
Interesse; sie werden in Zukunft sogar stark begehrt werden, 
weil sie notwendig sind, um überhaupt in der kommenden Zeit 
und bei den schweren Lasten, unter denen unsere gesamte 
Wirtschaft leidet, wenigstens in der Hauswirtschaft noch einen 
erträglichen Zustand zu schaffen. Die Einstellung der Haus- 
wirtschaft auf die gegenwärtige Lage wird die größte Sorge 
eines jeden Familienvaters sein. Um Arbeiter und Beamte dazu 
zu befähigen, müssen alle hierfür geeigneten Ausbildungs- und 
Erziehungsmaßnahmen stark gefördert werden. Der ist der 
beste Kaufmann, der beste Volkswirt, der vorausschauend seine 
Vorkehrungen für die Zukunft rechtzeitig trifft. Dies ist für 
Schuleinrichtungen ebenso notwendig wie für Wirtschafts- 
betriebe; denn Arbeiter und Beamte sollen auch für zukünftige 
Aufgaben richtig erzogen und zu deren Erfüllung vollkommen 
ausgerüstet werden. 


2. Ausbildungseinrichtungen beruflicher Art. 


Die zur Zeit bestehenden Ausbildungseinrichtungen nach der 
beruflichen Seite hin sind meist zweifacher Art: 
% 
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"in seiner dienstfreien Zeit durchgeführt zu werden. 


“überzustellen. 


Wege zu locken, die vielleicht bei ihnen Hoffnungen erwecken, 


'Eisenbahn- und Staatsbediensteter, Allgemeiner Eisenbahnerver- 


Zeitung des Vereins \ 
Pestscher Eisenbahnverwaltungen. 


1. Solche mit Pflichtbesuch für Lehrlinge, Dienstanfänger ad 
einzelnen Beamtengruppen und für Beamte us Bedienstete 
als Dienstunterweisungen, r 

2. solche mit freiwilligem Besuche für Gehilfen, Aurirter und 
solche Beamte, die sich für höhere Stellungen die erforder- 
lichen Kenntnisse aneignen wollen. 


So weit es sich um Schulunterricht handelt zum Trek einer 
theoretischen Ergänzung der durchzuführenden praktischen Aus- 
bildung im Berufe sowie um Dienstunterweisungen für Beamte, 
darf es dem einzelnen nicht selbst überlassen bleiben zu ent- 
scheiden, ob er sie für notwendig erachtet oder nicht; von 
seiner Entscheidung darf seine Beteiligung nicht abhängig sein. 
Diese Ausbildung ist also Dienst und liegt daher auch inner- 
halb der planmäßigen Dienststunden, während alle son- 
stigen Ausbildungseinrichtungen zwecks Erlangung höherer Stel- 
len nicht als Dienst aufzufassen sind und daher auch dem Er- 
messen des einzelnen überlassen bleiben müssen, um von ihm 3 


Träger aller Ausbildungseinrichtungen mit Pflichtbesuch muß 
der Arbeitgeber oder die Behörde sein, während alle sonstigen 
Bildungsbestrebungen auch anderen überlassen werden können. 
In neuerer. Zeit treten auch die Bildungsbedürftigen selbst in 
Gestalt ihrer gewerkschaftlichen oder Beamtenorganisation als 
Träger eigener Unterrichtseinrichtungen auf. Hier sind z. B. 
die vier gewerkschaftlichen Großorganisationen der Eisenbahn- 
beamten und Arbeiter!) in großzügiger Weise durch Gründung 
von Eisenbahnfachschulen für ihre: Mitglieder vorgegangen, Ing 
gleicher Weise haben auch die Beamtenorganisationen?) für ganz 
bestimmte Beamtengruppen eine Verwaltungsakademie geschaf- 
fen und in Selbstverwaltung genommen. Beide haben damit ein 
weiteres Feld ihrer gewerkschaftlichen Ziele beschritten und 
damit eine große Verantwortung für die Weiterbildung und 
Hebung ihres Standes übernommen. Im einzelnen auf die Ziele 
dieser Anstalten einzugehen, ist nicht Aufgabe dieser Zeilen; { 
sie bezwecken vielmehr, nur die Bedeutung der Ausbildung für ° 
das öffentliche und das privatwirtschaftliche Leben hervorzu- = 
heben und ihre Vor- und etwaigen Nachteile einander gegen- 3 


3. Gelahren’der'rein voratunn w 


‚So sehr alle Schulbestrebungen, unter dem Gesichtspunkte der 
beruflichen Förderung betrachtet, zu begrüßen sind, besonders 
wenn sie aus den Kreisen der Bildungsbedürftigen selbst kom-. 
men, so bestehen doch bei einer zu starken Ausdehnung der- . 
selben, namentlich wenn sie weit über das Maß des Erforder- 
lichen hinausgehen, große Bedenken, ‚auf die beizeiten hinge- 
wiesen werden muß, da nur zu leicht alle die Vorteile, die sonst 
mit einer gesunden Förderung der fachlichen Ausbildung ver- 
bunden sind, verloren gehen können. Besondere Beachtung” 
verdienen folgende Gesichtspunkte: g K 


a) Nicht alle Arbeiter und Beamten werden für einen weiter- 
gehenden fachkundlichen Unterricht, der außer einer entsprechen- 
den Veranlagung auch noch große Anforderungen an den Willen u 
und die Opferfreudigkeit des einzelnen stellt, in Betracht kommen. 
Es gibt noch recht zahlreiche unter ihnen, die mit der Erreichung 
eines bestimmten bescheidenen Zieles im Berufe zufrieden sind 
und ihr Glück in ruhiger befriedigender Arbeit in dieser Stellung 
zum Wohle ihrer Familien suchen. Für sie kommen also Aus- 
bildungseinrichtungen mit dem Ziele eines Aufstiegs im Berufe 
nicht in Betracht; ja, es wäre sogar verkehrt, diese Männer auf 4 


1) Deutscher Eisenbahnerverband, Gewerkschaft Deutscher 


band, Reichsgewerkschaft Deutscher Eisenbahnbeamten und ART 
wärter. 


?) Deutscher Beamtenbund, Deutscher Beamtenwirte 
bund, Reichsarbeitsgemeinschaft technischer Beamten und Ver- 
bände, als Förderer. Als Mitglieder von Eisenbahnverbänden: 
Verband der Eisenbahn-Betriebsingenieure, Eisenbahn- or 
numerarverband, Pod der Staatsbahntechniker. A 
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& die aber nicht in Erfüllung gehen, während sie beim Beschreiten 


des Weges einer Förderung nach der hauswirtschaftlichen Seite 
- hin gleich sichtbare Erfolge erzielen können. 
b) Durch eine Heranbildung von Beamten und Arbeitern weit 
über den erforderlichen Bedarf werden Anwärter für Stellen 
geschaffen, die nicht in der gleichen Anzahl vorhanden sind. Die 
Aufstiegsmöglichkeiten im Berufe sind in allen Zweigen der Ver- 
waltung den Bedürfnissen entsprechend meist recht bescheiden; 
nur wenige werden Erfolg haben, die andern aber, das ist der bei 
weitem größte Teil, werden in ihren Hoffnungen eine Ent- 
 täuschung erleben. Die von ihnen gebrachten Opfer an Zeit und 
Geld, an Arbeit und Entbehrungen in der Familie werden ver- 
geblich gewesen sein; dagegen wird bei ihnen die feste Meinung 
zurückbleiben, daß sie jetzt eine Ausbildung besitzen, die sie 
zur Bekleidung höherer Stellen befähigt. Die Möglichkeit, alle 
- die vorhandenen Anwärter unterzubringen, wird aber niemals 
- vorhanden sein; damit ist die Grundlage für eine große Unzu- 
- friedenheit geschaffen, die wieder ungünstig auf'die Berufs- 
freudiekeit und Leistungsfähigkeit im Amte einwirken wird. 
Dieser Nachteil tritt nicht ein, wenn die bestehenden Schulein- 
richtungen sich hauptsächlich darauf beschränken, dem Arbeiter, 
dem Beamten, neben seinen Wünschen einer Erweiterung seiner 
allgemeinen Bildung, wie sie etwa die Volkshochschule mit ihren 
zahlreichen Arbeitsgemeinschaften erstrebt, die für die Aus- 
übung seines Berufes erforderlichen besten Fähigkeiten und 
Fertigkeiten zu übermitteln, um ihn damit zur höchsten Lei- 
stungsfähigkeit und, wenn möglich, auch zur vollen Befriedigung 
seiner Arbeit zu führen. Eine Ausbildung unter diesem Gesichts- 
punkte betrachtet, darf also das Ziel eines Aufstiegs nicht in den 
Vordergrund stellen, sondern es nur soweit gelten lassen, daß die 
Besten und Befähigtsten dem vorhandenen Bedürfnis entsprechend 
für eine weitere Ausbildung zwecks Beförderung zuzulassen 
wären. Diese wenigen, dafür aber bestgeeigneten, auszusuchen, 
ist Aufgabe der Schule (Verwaltungsakademie usw.) mit ihren 
aufsteigenden Kursen. Außerdem werden sie sich auch noch 
durch öftere Intelligenzprüfungen nach den neuesten wissen- 
' schaftlichen Verfahren von der Richtigkeit ihres Urteils zu über- 
zeugen haben, um damit, soweit dies überhaupt möglich, Irr- 
tümer auszuschalten. 
‚steigenden Kursen weiter, während allen anderen von dem Ver- 
folgen des eingeschlagenen Weges abgeraten werden müßte; sie 
werden dann auf dem anderen Wege der hauswirtschaftlichen 
Ausbildung zu ihrem gewünschten Ziele gelangen. Alle Unge- 
eigneten, die zurzeit nur hemmend auf den Fortschritt der 
übrigen wirken und auch sonst eine Unstetigkeit in den Unter- 
richtsbetrieb hineintragen, sind jetzt ausgeschaltet, so daß die 
ganze Arbeitskraft des Lehrenden sich den wirklich Befähigten 
zuwenden kann. Diese Auslese der Begabten liegt nicht nur 
im Interesse der Befähigten, sondern auch in dem der anderen, 
der Ungeeigneten, indem sie vor vergeblichen Opfern bewahrt 
bleiben, dafür aber auf einem anderen sicheren Wege den 
gleichen Erfolg einer Stärkung ihrer Wirtschaftslage erzielen 
werden. Die jetzt vorhandene starke Bewegung nach Fachbildung 
und Aufstieg wird sich im Laufe der Zeit von selbst regeln und 
damit nach und nach dem wirklichen Bedürfnisse anpassen. 


e) Durch das Fernhalten der Ungeeigneten von den Ausbil- 
dungseinrichtungen tritt eine Verringerung der sonst recht zahl- 
reichen Klassen und damit auch eine Ersparnis der Kosten ein. 
Wir werden auch auf dem Gebiete der Ausbildung nicht mehr 
aus dem Vollen schöpfen können, sondern sparen müssen. Dies 
kann am leichtesten und ohne Schaden für die Allgemeinheit 
dadurch geschehen, daß nur die wirklich Befähigten und Geeig- 
neten für einen Aufstieg ausgelesen werden; die sonst vergeb- 
liche Arbeit derjenigen, die ihr Ziel hier nicht erreichen können, 
muß anderen Zwecken der Volks- oder Hauswirtschaft nutzbar 
gemacht werden. ; 

d) Charakteristisch für die heutige Zeit ist das starke Bil- 
dungsstreben, das sich besonders in einem Zuwachs der Volks- 
hochschulen und anderen Hochschulcharakter tragenden Bildungs- 
anstalten, denen alle Stände zuströmen, auch äußerlich bemerk- 
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Diese wenigen gehen dann in den auf-_ 
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bar macht. Dieses Bildungsbedürfnis darf nicht eingedämmt, son- 
dern muß in solche Bahnen geleitet werden, daß etwaige Nach- 
teile vermieden werden, dem einzelnen wie der Allgemeinheit 
vielmehr Nutzen entsteht, und all die Strebsamen dabei auch voll 
befriedigt. Hierzu bietet sich die Möglichkeit durch Schaffung 
von Ausbildungseinrichtungen zur Förderung der Hauswirtschaft 
unter dem Hauptgesichtspunkte einer Verbesserung der Lebens- 
haltung der Beamten- und Arbeiterfamilien. Der Aufstieg in 
höhere Stellen zur Sicherung einer besseren. Lebenshaltung ist 
nur ein Weg, aber nicht der einzige; dies Ziel kann auch auf 
dem Wege der Ausbildung der Beamten, Arbeiter und deren 
Familienangehörigen für Hauswirtschaft, und zwar viel schneller 
und sicherer erreicht werden, als auf dem jetzt meist einge- 
schlagenen und viel beschwerlicheren der beruflichen Ausbildung. 
Die Wirkung in der Gesamtheit ist auf dem Wege des Aufstiegs 
im Berufe trotz des großen Apparates doch meist eine recht 
bescheidene, während sie auf dem anderen Wege, der leider bis 
jetzt noch nicht genügend beschritten wird, doch eine umfassende 
sein würde. Auch die Volkshochschulen werden daher zu ihren 
bestehenden Einrichtungen Arbeitsgemeinschaften mit den Zielen 
einer Förderung der hauswirtschaftlichen Lage ihrer Teilnehmer 
einzurichten haben, wollen sie nicht zurückbleiben und damit ein 
zurzeit notwendiges Mittel der Volksbildung ausschalten. 

e) Dieser Weg der Ausbildung nach der hauswirtschaftlichen 
Seite im Gegensatz und Ausgleich zu der beruflich-fachlichen ist 
bis heute in seiner großen Bedeutung für den Beamten und 
Arbeiter 'noch nicht genügend erkannt, wenn auch schon recht 
erfreuliche Anfänge in der Form von besonderen Vereinen (Eisen- 


"bahnvereinen), die sich die Verbreitung und Pflege hauswirt- 


schaftlicher Betätigung zur. Aufgabe stellen, zu verzeichnen sind. 
Er wird sogar heute infolge der jetzt allgemein durchgeführten 
einheitlichen achtstündigen Arbeitszeit zur Notwendigkeit; die 
Erfolge können außerordentlich groß sein, wenn es gelingt, 
durch richtige Ausbildung und Unterstützung diese freie Zeit im 
Interesse der eigenen Wirtschaft und damit für das Familien- 
leben nutzbar zu machen. Sie werden bestehen in der Schaffung 
einer zufriedenen Arbeiter- und Beamtenschaft. Sie werden 
ferner beitragen zu einer Stärkung des Familienlebens, das leider 
in den letzten Jahren sehr stark gelitten, eine Tatsache, die dazu 
beigetragen hat, daß der erziehliche Einfluß der Eltern auf die 
Kinder ein äußerst geringer geworden ist; er ist so tiei ge- 
sunken, daß sich die Öffentlichkeit sogar mit einer Jugendpflege 
beschäftigen muß. Durch eine hauswirtschaftliche Erziehung 
wird aber erreicht, daß der Schwerpunkt der Jugendpflege 
wieder im Hause, in der Familie liegen wird; ein solches 
Beamten- und Arbeiterheer ist für das Staats- und Wirtschafts- 
leben besser als ein unzufriedenes. 


4.. Bisherige Maßnahmen zur Stärkung und 
Hebungder wirtschaftlichen Lageder Beamten 
und Arbeiter. (Wohlfahrtseinrichtungen.) 


Was nützt es dem einzelnen, wenn er in einem Berufe noch so 
tüchtig ist und auch recht viel verdient, wenn er aber mit dem, 
was er erarbeitet, nicht hauszuhalten versteht. Eine solche 
Fähigkeit wird nur selten angeboren, sie muß daher anerzogen 
werden, und hierzu gehört eine richtige Anleitung und Ausbil- 
dung. Die größte Sparsamkeit und Einfachheit im eigenen Haus- 
halt, im Kleinen, in der Familie, ist die Vorbedingung für Er- 
sparnisse im Großen, für den Haushalt im Staat und Reich und 
damit in der gesamten deutschen Volkswirtschaft. Hieraus er- 
wachsen also allen Ausbildungseinrichtungen ‘neue unterricht- 
liche und erziehliche Aufgaben, die besonders für die nächste 
Zukunft von größerer Bedeutung sein werden als die nach der 
beruflich-fachlichen Seite hin gehenden Ziele. Ist der einzelne 
selbst zu schwach, wirksame Maßnahmen zur Förderung seiner 
wirtschaftlichen Interessen durchzuführen, so muß es eben auf 
dem Wege des Zusammenschlusses durch die bestehenden beruf- 
lichen Organisationen geschehen. Es ist daher notwendig, daß 
sie ihre Aufgaben nach der Richtung hin erweitern, die die 
jetzige wirtschaftliche Lage dringend fordert. Wohlfahrtsein= 
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Deutscher Eisenbahnverwaltung: 


richtungen der verschiedensten Art geben heute schon Zeugnis 
von dieser Selbsthilfe, welche die Beamten und Arbeiter (z. B. 
Fisenbahnvereine) angewendet und auch mit gutem Erfolge 
durchgeführt haben. Hierzu gehören: Spar- und Darlehnskassen, 
Pensions-, Kranken- und Sterbekassen, Erholungsheime für ihre 
Mitglieder, Konsumvereine und Einkaufsvergünstigungen jeg- 
licher Art, Wohnungs- und Baugenossenschaften, Vereine für 
Kleinwirte und Schrebergärten mit Laubenkolonien, Vereine für 
Kleintier-, Bienenzucht usw. 

Alle diese Bestrebungen müssen jetzt eine wesentliche Stär- 
kung erfahren, da sie sämtlich dazu beitragen, die bestehenden 
Schwieriskeiten, 
Familie mit allem zum Lebensunterhalt Notwendigem, auf dem 
kürzesten und billigsten Wege zu beseitigen. Heute ist schnelle 
Selbsthilfe dringend geboten; Träger derselben werden am zweck- 
mäßigsten die bestehenden Organisationen der Arbeiter und Be- 
amten. Aufgabe der Verwaltungen ist es, die Arbeiter und 
Beamten zum Verständnis der jetzigen wirtschaftlichen Lage und 
damit zu einer Selbsthilfe zu führen. Wir werden in Zukunft 
nicht nur unsere Volkswirtschaft, sondern unsere ganze Haus- 
wirtschaft umstellen müssen. Größte Sparsamkeit und damit 
volle Ausnutzung aller Werte wird oberster Grundsatz werden 
müssen. . Mit der Einsicht ist es aber nicht getan; es ist noch 
notwendig, Arbeiter und Beamte zur Durchführung und voll- 
kommenenAnwendung derselben zu erziehen und durch Schaffung 
von praktischen Ausbildungseinrichtungen planmäßig anzuleiten. 
Eine solche Erziehung des einzelnen wirkt dann erfolgreich im 
Staatsbetriebe. : 

5. Vorschläge für eine hauswirtschaftliche 

Ausbildungs ihre Vortene 


Am schnellsten und sichersten führen dieWege über die Schule; 
es ist daher notwendig, in der gleichen Weise, wie es für die 
berufliche Ausbildung schon geschieht, auch für diesen Zweig 
zur Förderung der hauswirtschaftlichen Lage der Beamten und 
Arbeiter regelmäßige Ausbildungseinrichtungen zu schaffen, von 
denen ieder je nach Neigung und Befähigung Gebrauch machen 
kann. Es kommen hierfür in Betracht: 


1. Unterweisungen in Form von Vorträgen mit Licht- 
bildern und praktischen Vorführungen über alle Arbeiten des 
Kleingarten- und Landbaues, der Kleintier-, Geflügel- und 
Bienenzucht. In weitestem Maße ist den Teilnehmern, die 
nicht selbst im Besitze eines Gartens, eines Stückes Pacht- 
landes sind, die Möglichkeit einer praktischen Betätigung in 
größeren wirtschaftlichen Betrieben zu bieten. 


2. Praktische Anleitung in der Herstellung und Unter- 
haltung von einfachem Hausgerät und solchem für alle 
Arbeiten, die zur Betätigung in den vorher genannten Be- 
trieben erforderlich sind. Praktische Kurse in Obstbau und 
Bienenzucht. 

3. Vorträgeund Übungen über ein geordnetes hauswirt- 
schaftliches Rechnungs- und Buchungswesen, über Einkaufs- 
und Betriebsgenossenschaften. 


Betrieb und Technik. 


Von Oberbahnverwalter Reffler, München. 


Unter der Überschrift „Betrieb und Technik“ bringt die Ver- 
einszeitung in Nr. 21 des laufenden Jahrganges einen Aufsatz 
des Herrn Regierungs- und Baurates Rosenfeld, der im Interesse 
einer sachlichen Klärung über die notwendige Scheidung und 
Begrenzung der einzelnen Arbeitsgebiete des weitverzweigten 
Eisenbahndienstes und nicht zuletzt auch im Interesse einer 
zutreffenden Darstellung der geschäftlichen Entwickelung der 
Betriebsorganisation nicht unwidersprochen bleiben kann. 

Anknüpfend an eine Auslassung in der „Reichseisenbahn- 
zeitung“, die dahin geht, daß die Besetzung der Stellen der Be- 
triebsamtsvorstände künftighin abwechselnd mit einem nicht- 
technischen und einem technischen Beamten erfolgen solle und 


besonders die einer besseren Versorgung: der‘ 


“Beruflich-fachliche und hauswirtschaftliche Ausbildung hängen 


‘zu pflegen, und hierzu gehören die vorher erwähnten Maßnahmen 


4. Vorträge über Gesundheit und Hygiene in 
- Wohnung, Kleidung und Ernährung, über Nahrungs- und Ge- 
nußmittel, deren Nähr- und. Kaufwert, soweit als möglich 
mit Lichtbildern und anderem vorhandenem Anschauungs- 


. material. 2 Fl 
5. Allgemein belehrende Vorträge über das 
Familienwesen, Familienrecht und -gründung, Kinder- 


erziehung, Berufsberatung und Ausbildungswesen der Jugend ’ 
mit den Zielen einer Erziehung. zur Arbeit und damit zu 
einem richtigen späteren Berufe. 
6. Besichtigungen gut eingerichteter Kleinwirtschaften 
und sonstiger Musteranlagen. 
Als Gesamtziel der unterrichtlichen Winrichtungen ist demnach 
hinzustellen: Förderung und Stärkung des Familienlebens, Spar- 
samkeit in der Hauswirtschaft und damit gesunde hauswirtschaft- 
liche und staatsbürgerliche Anschauungen als Grundlage einer 
geordneten Volkswirtschaft und eines guten Staatsbürgertums. 
Erziehung zur richtigen Ausnutzung .der freien nicht beruflich 
in Anspruch genommenen Zeit im Dienste der eigenen Wirtschaft. 


eng miteinander zusammen. Die beruflich-fachliche ist nötwen- 
dig zur Hebung der öffentlichen Wirtschaft und Förderung 
unserer Gütererzeugung nach der qualitativen und quantitativen 
Seite hin, die hauswirtschaftliche dagegen zur Stärkung der 
Privatwirtschaft, die wieder die Grundlage einer jeden Volks fi 
wirtschaft bildet. s 
Mit der Durchführung dieser hauswirtschaftlichen Förderung 
werden auch gleich volkswirtschaftlich-erziehliche Aufgaben 
gelöst. Um den Beamten, den Arbeiter mehr als bisher an seinen 
Wohnsitz, an die eigene Scholle zu fesseln, ist die Bewirtschaf- 
tung eines "Stück Gar tens, eines kleinen Pachtlandes ganz beson- 
ders geeignet. Eine Familie, die ihr Glück im engen Kreise der _ 
Angehörigen, an fester Scholle gefunden, wird bodenständig; die 3 
Wünsche der Beamten auf Versetzung werden stark zurücktreten, 
und Ersparnise sind damit auch hier eine Folge der hauswirt- 
schaftlichen Erziehung. Bei allen Einrichtungen, ob sie von Be- = 
hörden oder beruflichen Organisationen ausgehen, darf demnach 
nicht nur das fiskalische bezw. politische Interesse in den Vorder- 3 
grund treten, sondern es ist notwendig, auch das rein menschliche 
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zur Förderung und Pflege des Familiensinnes und der Hauswirt- 
schaft. Der Beamte bezw. Arbeiter soll seinen Halt, sein Glück e 
und seine Zufriedenheit in erster Linie in der Familie finden; ; 
damit wird er auch ein pflichttreuer und gewissenhafter Staats- e 
diener. Er wird seine Zukunft nicht so leicht der Gefahr des E: 
Verlustes seiner Stellung aussetzen, ihm wird stets vor Augen 
schweben, welche Verantwortung er auch seiner Familie gegen- 
über hat, und daß er sie bei Vergehen mit in sein Unglück hinein-- 
reißt. Solche Erziehungsregeln im Bewußtsein wirken besser als2 
Bekanntgabe von Strafbestimmungen. Die Zufriedenheit im Heim 2 
und in der Familie überträgt sich sowohl beim Beamten wie beim 
Arbeiter auch auf das Amt und den Beruf. Hiernach ist also 
die Lösung unserer jetzigen wirtschaftlichen Lage zugleich eine 
Erziehungs- und Bildungsfrage der Arbeiter und. Beamten. 


zwar unter Berücksichtigung von mittleren Beamten, die sich 
im Außendienste erprobt und bewährt haben, stellt der Ver- 
fasser verschiedene Fragen auf, die sich auf das Wesen des 
Betriebes und auf das notwendige Rüstzeug eines Betriebs- 
leiters beziehen. Bei Beantwortung dieser Fragen kommt er 
zu dem Ergebnis, daß nur ein Techniker das erforderliche Maß 
von Verständnis und Können für die Bedürfnisse des Betriebes 
aufbringen könne und daß deshalb nur solche Beamte als Vor- 
stände für ein Betriebsamt und weiterhin für ein Betriebs- 
dezernat in Frage kommen könnten. Bei diesen Ausführungen 
stellt der Verfasser neben anderen nicht ganz einwandfreien 
de dog ER: Satz auf: „Ein Betriebsprogramm ei 
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von einem Nichttechniker entworfen, kann nur ein unvollkom- 
- mener Schriftsatz sein, mit dem der entwerfende Techniker 


wenig anfangen kann.“ 

Damit spricht Herr Regierungs- und Baurat Rosenfeld jedem 
nicht bautechnisch vorgebildeten Beamten und zwar auch dem 
höheren Beamten die Fähigkeit ab, ein Betriebsamt zu leiten 
oder ein Betriebsdezernat zu führen, denn nach seiner An- 
schauung ist unerläßliche Voraussetzung für einen Betriebs- 
leiter, daß er auch Bahnhofsanlagen entwerfen und bauen kann. 

Ich verfolge die Eisenbahnfachliteratur, namentlich auch die 
technische, seit einer langen Reihe von Jahren; ein derartiges 
Urteil ist mir aber noch nirgends entgegengetreten. 

Dem -Ausspruch, daß ein Betriebsprogramm von einem Tech- 
niker bearbeitet werden müsse, stelle ich die Forderung gegen- 
über, daß der bauleitende Techniker bei der Aufstellung eines 
Betriebsprogrammes überhaupt nicht in Anspruch genommen 
werden darf; einmal deswegen, weil es nicht seine Aufgabe 


_ ist und auch gar nieht sein kann, die betriebs- und verkehrs- 
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dienstlich weit verzweigte Bedürfnisfrage zu lösen und im An- 
schlusse daran ein Betriebsprogramm aufzustellen und dann 
ganz besonders aber aus dem Grunde, weil der Bauleiter 
neben Seiner verantwortungsvollen Aufgabe 
Dicht amehrnoch mitäder Werantwortuneg. für 


das Betriebsprogramm belastet werden darf. 


Wenn es sich darum handelt, einen Rangierbahnhof. einen 
Güterbahnhof oder eine Umladeanlage zu bauen, so haben in 
erster Linie der Verkehr und der Betrieb das Wort; beim Bau 
einer Werkstätte oder eines Lokomotivschuppens der maschinen- 
technische Dienst. Sie prüfen und lösen die Bedürfnisfrage und 
stellen im Anschlusse daran das Betriebsprogramm auf. Dann 
erst setzt die Aufgabe des Bautechnikers ein und im Zusam- 
menwirken der beteilisten Referate wird das Bauvorhaben 
seiner Ausreifung und Verwirklichung zugeführt. Dabei spielt 
es gar keine Rolle, ob das Betriebsprogramm von einem Bau- 


‚techniker oder von einem Beamten mit anderer eisenbahndienst- 


licher Ausbildung stammt, denn es ist ganz selbstverständlich, 
daß Beamte, die ein Betriebsprogramm aufstellen sollen, auch 
die Elemente des Betriebes kennen . und: darüber ein Urteil 
haben müssen, welche Grundform und Ausgestaltung eine An- 
lage erhalten und wie der Betrieb angeordnet werden muß, 
wenn bestimmte Leistungen unter Berücksichtigung der betrieb- 
SR und wirtschaftlichen Notwendigkeiten erfüllt werden 
sollen. : 

Warum soll ein Techniker von Haus aus zu einem Urteil 


über die betrieblichen Bedürfnisse, Notwendigkeiten und Zweck- 


mäßiekeiten bei der Anlage eines Rangierbahnhofes oder einer 
großen Güterdienstanlage besonders befähigt sein? Die Dinge, 
um die es sich hier. handelt, lernt man nicht ausschließlich auf 
der Hochschule, sondern zu einem sehr erheblichen Teil erst in 


- der Praxis, und zwar in erster Linie dort, wo das Rad rollt. 


Der Techniker muß also so gut wie jeder andere Eisenbahner 
.erst Betriebsmann werden, um zu diesen Kenntnissen zu ge- 
langen. Der Weg, der zu diesem Ziele führt. ist ziemlich lang 
und der Vorgang ist deshalb in der Regel der, daß Techniker, die 
sich dem Betrieb widmen wollen, aus ihrem engeren technischen 
'Fach ausscheiden und reine Betriebsbeamte werden. Dabei 
wird dem Techniker selbstredend seine Aufgabe durch seine 
technische Vorbildung ganz wesentlich erleichtert. Die beiden 
großen und schwierigen Gebiete — Betrieb und Bau — maß- 
zebend zu beherrschen, wird nur wenigen möglich sein. 

Wie gestaltet sich denn der Verlauf der Dinge anderwärts? 
Wenn beispielsweise ein Industrieller sich eine Fabrik er- 
bauen, eine bestehende Anlage erweitern oder abändern will, 


muß er sich selbst erst darüber klar werden, was die Anlage 


leisten soll und wie er den Betrieb einrichten will, mit anderen 
Worten, er muß erst die Bedürfnisfrage lösen und. ein Be- 
triebsprogramm aufstellen. Erst wenn dies geschehen ist, be- 
nimmt er sich mit dem Bautechniker. Dessen Tätigkeit wird 
durch diesen Vorgang in ihrer Bedeutung keineswegs abge- 
mindert, denn ihm erwächst jetzt die sehr schwierige Aufgabe, 
den Bau mit den einfachsten und besten Mitteln und mit einem 
möglichst geringen Kostenaufwand herzustellen. Selbstredend 
muß ein Bauleiter durch eigene Kenntnis der Arbeitsvorgänge 
befähiet sein, auch maßgebend urteilen und mitbestimmend ein- 
greifen zu können, denn sonst wäre er seiner Aufgabe nicht ge- 
wachsen. 

Der Verfasser sagt in seinen Ausführungen weiter: „Der Be- 
trieb ist eine technische Wissenschaft, von Technikern ge- 
gründet und bis zur bisherigen Höhe geführt. Die Fahrdienst- 
vorschriften. die Bau- und Betriebsordnung, die Signalordnung, 
die’ Grundlagen aller Betriebskenntnisse für den Beamten sind 
fast ausschließlich von Technikern ausgearbeitet; von Techni- 
kern stammt die wissenschaftliche Ergründung der besten Form 
von Rangier- und Ablaufanlagen, von Betriebsbahnhöfen, Be- 
seitigung von Betriebskreuzungen, Entwicklung von Weichen- 
straßen usw., von Technikern die wissenschaftliche Unter- 
suchung über Zugbildung und Beförderung.“ Er nennt dann die 
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der 
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Namen verschiedener Hochschulprofessoren und anderer Tech- 
niker und fährt fort: „Wo findet sich hier eine nur annähernd 
ähnlich umfangreiche Mitarbeit der Nichttechniker, insbesondere 
der Beamten des mittleren Dienstes?“ 

Es wird niemandem einfallen, der Technik ihre großen Ver- 
dienste um die Entwicklung des Betriebsdienstes streitig machen 
zu wollen. Allein, das, was hier ausgesprochen wird, ist weder 
eisenbahngeschichtlich noch sachlich ganz zutreffend. 

Die geschichtliche Entwicklung hat sich so vollzogen, daß 
ursprünglich die Techniker nur in ihren engeren Fachgebieten 
tätig waren, während der Betrieb und zwar im Außen- und im 
Innendienst, namentlich auch das ganze Fahrplanwesen, von 
Betriebsbeamten wahrgenommen wurde, die entweder allge- 
mein wissenschaftliche oder juristische Vorbildung hatten. Erst 


"in späteren Jahren sind Techniker in den Betriebsdienst über- 


getreten. Die heutige Entwicklung des Fahrplanes und auch 
betriebsdienstlichen Vorschriften ist, wenigstens in Süd- 
deutschland noch zu einem nicht geringen Teil von Betriebs- 
männern geschaffen worden, dfe nicht fachtechnisch vorgebildet 
waren. Auch heute noch sind die Betriebs-- und Fahrplan- 
dezernate in Baden und Württemberg von nicht fachtechnisch 
vorgebildeten Betriebsbeamten besetzt und ebenso die Betriebs- 
inspektionen. In Bayern sind die Betriebsinspektionen gleich- 
mäßige von technischen und nichttechnischen Beamten besetzt 
und die Betriebs- und Fahrplandezernate werden zum Teil auch 
noch von Nichtfachtechnikern geführt. 

Unter den vom Verfasser. genannten, für 
Ausgestaltung von Rangierbahnhöfen besonders 
Technikern findet sich auch der Name Oder. 

Der leider viel zu früh verstorbene hervorragende Fachmann 
Oder ist auf seinen häufigen Fahrten in das Eisenbahnbetriebs- 
eelände auch öfters nach Süddeutschland gekommen und bei 
diesen Anlässen jederzeit mit Beamten des Betriebes und auch 
mit solchen des mittleren Dienstes in Fühlung und in Gedanken- 
austausch getreten, wenn es sich darum handelte, Einrichtungen 
zu ersinnen und zu schaffen, durch die in der Praxis aufge- 
tretene Betriebsschwierigkeiten bei Neuanlagen vermieden oder 
höhere Leistungen erzielt werden sollten. Mir selbst ist wieder- 
holt die Ehre seines Besuches zuteil geworden, und ich habe 
auch im Schriftwechsel mit ihm gestanden. 

Auch andere Vertreter der technischen Wissenschaften haben 
mit den Männern der Praxis Fühlung gehalten. Eine im Jahre 
1913 vom Verein für Eisenbahnkunde in Berlin gestellte Preis- 
aufgabe ist: von einem Vertreter der bautechnischen Wissen- 
schaft Dr.-Ing. Sammet und einem Betriebsbeamten, Bahnhofsyer- 
walter Merz in Karlsruhe, gemeinsam bearbeitet worden. 

Eine eroße Zahl von Arbeiten aus dem Gebiete des Be- 
triebsdienstes stammt von Betriebstechnikern, auch von solchen 
des mittleren Dienstes. Unter diesen befindet sich auch die 
Arbeit eines mittleren Betriebsbeamten über das vom Verein 
für Eisenbahnkunde in Berlin seinerzeit als Preisaufgabe aus- 
geschriebene Thema: „Untersuchung über die zweckmäßigste 
-Gestaltung der Anlagen für die Behandlung der Stückgüter auf 
Bahnhöfen.“ 

Mit diesen kurzen Einstreuungen möchte ich nur andeuten, 
-daß die Betriebsbeamten an der Entwicklung der Betriebs- 
vorschriften mitgewirkt haben und daß sie Betriebsfragen und 
der Beurteilung von Betriebseinrichtungen keineswegs So hilf- 
los und weltfremd gegenüberstehen, wie es nach den Ausführun- 
gen des Herrn Regierungs- und Baurates Rosenfeld den Anschein 
erwecken möchte. { 

Was wir heute auf dem großen Gebiete des Betriebes vor uns 
sehen, ist selbstredend zu einem großen Teil der Arbeit führen- 
der Männer zu verdanken. Es ist aber nicht das ausschließliche 
Verdienst und auch nicht das ausschließliche geistige Eigentum 
einer bestimmten Gruppe. -An diesem großen Werk haben seit 
Generationen Eisenbahnfachmänner aller Grade | und aller 
Dienstgattungen zu ihrem Teil redlich mitgearbeitet, und es 
wäre unrecht und undankbar, wenn man das in Abrede stellen 
wollte. .s 

Ein Nichttechniker ist nach der Anschauung des V erfassers 
als Vorständ eines Betriebsamtes schon deswegen unmöglich, 


die zweckmälige 
verdienten 


weil er einen Teil seiner Amtsgeschäfte, den Bau, nicht be- 
herrscht und von seinem untergebenen Personal deshalb als 


Denn nur durch 


Vorgesetzter nicht geachtet werden könnte. 
Personals nach 


besseres Wissen und Können ist die Achtung des 
seiner Meinung zu erringen. 

Ich bin persönlich auch .der Anschauung, daß man Bauauf- 
gaben nur Leuten übertragen soll, die das Bauen eelernt haben. 
Selbstredend trifft aber das auch für den Betrieb zu. Glaubt 
der Herr Verfasser im Ernst, daß ein junger Regierungsbau- 
meister, dem ein Betriebsamt übertragen wird, von Oberbahnhofs- 
vorstehern. die im Dienste ergraut sind, oder von erfahrenen 
Betriebskontrolleuren ohne weiteres als Autorität im Betriebs- 
dienste angesehen‘ wird, und daß ihm diese Beamten ‚nur a; 
wegen ihre Achtung nicht versagen, weil er als a 
den Betrieb besser kennen und verstehen muß als sie selbst; 


Ne 317 


988 


Zeitung des Terdins 


Ich glaube das nicht, bin aber felsenfest überzeugt, daß, wenn 
etwa das gegenteilige Empfinden ausgelöst werden sollte, 
diese Beamten ihrem Vorstande gegenüber es keinen Augen- 
blick an der nötigen Achtung fehlen lassen würden, denn 
Achtung und Disziplin gründen sich noch auf andere Voraus- 
setzungen und haben noch andere Stützen. Auch der tüchtigste 
Amtsvorstand kann nicht in allen Zweigen und Einzelheiten 
seines weitreichenden Arbeitsgebietes besser unterrichtet sein 
als sein Untergebener. 

Wenn der Verfasser sagt, Nichttechniker sollten erst dann zu 
Vorständen von Betriebsämtern ernannt werden und zu Betriebs- 
dezernenten aufrücken, wenn sie die nötigen technischen Kennt- 
nisse, insbesondere die Wissenschaft vom Entwerfen von Bahn- 
höfen und: Sicherungsanlagen erworben hätten, so wird man 
gegen eine solche Forderung, wenn man diese Fähigkeiten als 
einen Hauptbestandteil der Aufgaben eines Betriebsamtsvor- 
standes und eines Betriebsdezernenten ansieht, nichts zu er- 
innern haben. Nach meiner Kenntnis der Dinge kommen aber 
einem Betriebsamt als Vollzugstelle solche Aufgaben nicht zu, 
und auch ein Betriebsdezernent ist damit nicht befaßt, denn das 
Entwerfen und Ausführen von großen Anlagen ist Sache der 
Baudezernate. Wenn aber einmal Prüfungen gefordert werden, 
so können diese konsequenterweise der anderen Seite auf dem 
Gebiete des Betriebes nicht erlassen werden. 

Wenn man aus den hier gestellten Forderungen die Folgerung 
ziehen wollte, dann käme man naturnotwendig dahin, daß nicht 
nur alle leitenden Betriebsbeamten technisch vorgebildet sein 
müßten, sondern auch deren Hilfsarbeiter. In diesem Falle 
würde sich ergeben. daß eine große Zahl technisch vorgebildeter 
Beamten niemals ihrer eigentlichen Vorbildung entsprechend 
verwendet würde, ein Zustand, der gar nicht als erstrebens- 
wert bezeichnet werden kann. 

Wenn der Verfasser zum Schlusse meint, es sei heute schon 
entschieden, und von allen maßgebenden Seiten anerkannt, daß 
Bau und Betrieb zusammengehören, so dürfte diese Annahme 
vielleicht doch nicht ganz zutreffend sein. Ohne auf diese 
Streitfrage näher einzugehen, möchte ich nur bemerken, daß 
selbst namhafte Techniker gegen diese Forderung sind, und 
daß in ganz Süddeutschland bei den Inspektionen Betrieb und 
Verkehr vereinigt sind. 

Man kann noch so viele Gründe für die Zusammenlegung 
von Bau und Betrieb anführen, es bleibt immer die Tatsache 


bestehen, daß dem solchermaßen gebildeten Betriebsamt das 
wirtschaftlichen Verkehrs- 
dienstes, das letzten Endes doch der Zweck und das’ Ziel des 
in seinen Zusammen- 


große und wichtige Gebiet eines 


gesamten Eisenbahndienstes sein muß, 
hängen fremd bleibt, und es erscheint mir fraglich, ob der Tech- 


niker für seine Aufgabe als Betriebsdezernent nicht- be 
Unterlagen mitbringen würde, wenn er vorher einem Amt vor- 
gestanden hätte, bei dem Betrieb und Verkehr vereinigt ge- 


wesen wären. Nach meinem . Dafürhalten sind diese Zweige 


wesensverwandter und können viel weniger auseinander gehal- 


ten werden, als Bau und Betrieb. 

Im übrigen kann diese tiefgreifende Frage nur von einer. 
höheren Warte aus entschieden werden. Wenn aber eine andere 
Organisation und Besetzung der Ämter sachlich und innerlich 
berechtigt ist, dann wird sich diese durchsetzen und auch die 


r 


schärfere Polemik wird eine solche Wandlung der . Dinge su 


aufzuhalten vermögen. 


* | * 
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Zum vorstehenden Aufsatz endet Hari Oberregierun gebe uraue 


Rosenfeld der Schriftleitung folgende Bemerkungen, mit 
denen wir den Gegenstand als abgeschlossen ansehen: 

Die geschichtliche Entwicklung der, Betriebsleitung hat 
bei den Eisenbahnen Preußens anders vollzogen, als bei denen 
Bayerns. In Preußen sind es von Anfang an fast durchweg nur 
technisch ausgebildete Beamte gewesen, denen die Leitung des, 
Betriebes übertragen wurde. Es stellte sich dabei klar heraus, 


wie Herr Reffler es sehr richtig ausdrückt, „daß dem Techniker 


selbstredend seine Aufgabe durch seine technische Vorbildung 
ganz wesentlich erleichtert wird“. 


Daß neben den technischen Kenntnissen eine besondere Aukad 3 


bildung (und Begabung) für den Betrieb vorhanden sein muß, 
habe ich nie bestritten. 
ler überein, „daß der Bauleiter neben seiner verantwort- 


lichen Aufgabe nicht auch noch mit, der Verantwortung für das 
A EN der 


Betriebsprogramm belastet werden darf“. 
Bauleiter. 


Ich habe zu beweisen versucht, daß der B etriebslei te r 4 


nicht nur zweckmäßig, sondern notwendig technische Kenntnisse 


im Entwerfen von Bahnhöfen und im Sicherungswesen haben 4 
muß, und glaube diesen Beweis mit_Erfolg geführt zu haben. 


Beschlüsse der ständigen Tarifkommission. 


Wesen der Fülle des vorliegenden Beratungsstoffes war die 
ständige Tarifkommission genötigt, in Gemeinschaft mit dem 
ihr beigeordneten Ausschuß der Verkehrsinteressenten am 19. 
und 20. Mai d. J. in Bad Schachen eine außerordentliche Sitzung 
(124a) abzuhalten. Bei der Gelegenheit sind die folgenden Be- 
schlüsse gefaßt worden: 

I. Der in der 124. Sitzung der ständigen Tarifkommission ein- 
gesetzte Unterausschuß zur Prüfung der Anträge auf Fracht- 
ermäßigung für Dünge- und Lebensmittel hat seine Arbeiten 
beendet und schlägt zur. Verbilligung der Lebensmittel folgende 
Maßnahme vor: 

a) Gebrauchte Packmittel. In Anlehnung an den 
Tarif vom 1. Mai 1916 soll wieder eine 50prozentige Fracht- 
ermäßigung für alle gebrauchten Packmittel, die als Fracht- 
stückgut aufgegeben werden, eingeführt werden, und zwar soll 
die Fracht nach den Sätzen der Allgemeinen Stückgutklasse 
für das halbe wirkliche Gewicht — mindestens für 20 kg — 
berechnet werden, sofern nicht die Fracht für das volle Gewicht 
nach den Sätzen der ermäßigten Stückgutklasse billiger ist. 

Für gebrauchte Packmittel, die wegen ihrer Länge, Breite 


oder Höhe in gewöhnliche bedeckte Wagen nicht verladen wer- 


den können, soll mindestens die Fracht nach $ 24 der Allge- 
meinen Tarifvorschriften berechnet werden. 

Bei gebrauchten leeren, nicht in Körbe oder Kübel einge- 
setzten Glas- und Tonballons soll bei Aufgabe als Frachtstück- 
gut die Fracht nach den Sätzen der Klasse I für das halbe 
wirkliche Gewicht, mindestens jedoch für 2000 ke für jeden 
verwendeten Wagen berechnet werden, sofern nicht die Fracht 
für das 1%fache Gewicht billiger ist. 

b) Ermäßigte Eilgutklasse. Für die der Klasse II e 
angehörenden Güter wurde bisher die Fracht für das 1% fache 
des wirklichen Gewichts, mindestens für 30 kg für jede Fracht- 
briefsendung, nach den Bestimmungen für Frachtgut berechnet. 
Künftighin soll die Fracht für diese Güter ebenso wie für 
Frachtgut berechnet, d. h. der 50 prozentige Gewichtszuschlag 
beseitigt werden. 

c) Fische. Es soll ein Ausnahmetarif für frische See- 
fische unter Anlehnung an den bis zum 1. September 1919 gültig 
gewesenen Ausnahmetarif S.18 eingeführt werden und zwar für: 


‚, mit den Eisenbahnfähren 


0.) Seefische, frische und gefrorene, 
(grüner) Herinze und Breitlinge; 

ß) Seemuscheln, frische (ausgenommen Austern); 

y) Krabben (Garnelen, Granat), frisch oder nur bee 
Den Sendungen zu a) sollen wie beim früheren Ausnahmetarif 
S18 Haffische nur bei Aufgabe als Stückgut und in Mengen bis 
höchstens 20 % des Nettogewichts eines 
werden dürfen. Eine allgemeine Berücksichtigung der 
fische glaubte der Unterausschuß wegen der Berufungen für 
Binnenwasserfische nicht befürworten zu können. 


Der Ausnahmetarif soll wie "beim früheren Ausnahmetarif 3 
$S 18 nur für Sendungen £elten, die mit Eilfrachtbrief als Eil- 


gut, nicht aber für solche. die als beschleunigtes Eilgut 
aufgegeben werden. - Die alte Ausfuhrklausel ist wieder 
einzuführen, wobei auch die Sendungen einzubeziehen sind, die 
in Saßnitz Hafen von Stationen in. 
Schweden oder Norwegen und in Warnemünde von Stationen in 
Dänemark eingehen und umbehandelt werden. Ferner soll der 


Ausnahmetarif von allen Küstenstationen nach dem Binnen- 


lande gelten. Er gewährt bis 150 km keine a 
von 150—500 km wird scharf gestaffelt, um von da 
bei Stückgut auf die halben Sätze der Klasse F, 
bei 10 t-Ladungen auf die halben Sätze der Klasse A = 
bei 5 t-Ladungen auf die halben Sätze der Klasse An 
zu kommen; 
3. Alle Fische, auch Söharuge und Marinaden, werden in 
das Verzeichnis II aufgenommen; 


3. Das Freigewicht für Eispackung bei frischen Fischen ind 
ee Tarifvorsehriften) 5 


Wagenladungen (S$S 56 der 
wird von 5 auf 20% erhöht; 

4. Bei Beförderung lebender Fische 
Frachtberechnung nach 
schriften für das Liter Versandwasser nicht wie jetzt 1 ke, 
sondern nur 0,75 kg zugrunde gelegt werden; 

5. Salzheringe sollen aus Klasse B in Klasse © ver 
werden. Ihre Aufnahme in die ermäfßigte 


in Wasser 


2 


+3 


» Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


Auch darin Stimme ich mit Herrn Reff- a 


einschließlich a 3 


ackstückes beigegeben E 
nz E; 


soll A 
Ss 37 (2)a der Allgemeinen Taritvor 


Stückgutklasse 
empfiehlt der Unterausschuß abzulehnen. Be 
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- 6. Die Frage der Aufnahme von Marinaden in der Zeit vom 
1. Mai bis 30. September in die Klasse Ile soll zwecks noch- 
maliger Prüfung zurückgestellt werden. ; 

. 7. Die Berücksichtigung der Süßwasserfische und der ge- 
räucherten Fische in dem Ausnahmetarif für frische Seefische 
soll nach Ansicht des Unterausschusses abgelehnt werden, da 
hier angesichts des höheren Wertes der Fortfall des 50prozen- 
tigen Gewichtszuschlages für Güter der Klasse Ile genüge. 

d) Milch. Die Milchfrachten für Norddeutschland, Sachsen 
und die Pfalz sollen im Wege eines Ausnahmetarifs unter Ge- 
währung der vor der letzten allgemeinen Erhöhung vom 
1. April 1921 gültig gewesenen Frachtsätze der Klasse I ver- 
billigt werden. Die zurzeit noch niedrigeren Sätze in Süd- 
deutschland sollen dagegen bis auf weiteres bestehen bleiben. 

e) Butter. Butter der Klasse Ile wird nach dem Vor- 
- schlage unter b) vom 50prozentigen Gewichtszuschlage befreit. 
' Eine weitere Frachtvergünstisung wird nicht für notwendig 
erachtet. : 

f) Käse. Der Antrag wegen Einführung einer Fracht- 
ermäßigung soll nicht weiter verfolgt werden. 

g) Getreide und Mühlenerzeugnisse. Die Frage 
der Einführung einer Frachtermäßigung für Getreide und Mühlen- 
'erzeugnisse, einschließlich Kleie und Futtermehle, soll wegen 
‚weiterer Prüfung zurückgestellt werden. 
 h) Brot. Der Unterausschuß ist der Ansicht, daß Brot durch 
die Aufhebung des 50prozentigen Gewichtszuschlages der Klasse 
- IIe (Vorschlag unter b) und die Gewährung der Ermäßigung 
- für gebrauchte Packmittel (Vorschlag unter a) genügend be- 
günstig ist, und weitergehende Anträge, wie Gewährung eines 
Ausnahmetarifs zu den Frachtsätzen für Mehl, abzulehnen sind. 

i) Keks usw. Die Ziffer 2 des Verzeichnisses der sperrigen 
Stückgüter „Keks. Mazzot, Zwieback“ soll gestrichen werden. 
Weiter empfiehlt der Unterausschuß Ablehnung der Anträge auf 
- Aufnahme von Keks, Zwieback, Waffeln und Lebkuchen in die 
Liste A und das Verzeichnis II. 

k) Teigwaren, SuppenartikelundKindermehle. 
1. Suppenartikel sollen in die Liste A und in das Verzeichnis II 
aufgenommen werden. Unter „Suppenartikel“ sollen nur ver- 
standen werden: „Kochfertige Suppen, Suppenwürze, Fleischbrüh- 
würfel und Suppenwürfel“; 2. außerdem sollen Teigwaren und 
- Suppenartikel in die ermäßigte Stückgutklasse aufgenommen 
werden; 3. die für Teigwaren zugestandenen Vergünstigungen 
sollen auch dem Brot eingeräumt werden; 4. Kindermehle, aus 
_ einem Stoff hergestellt, sollen- als Mühlenerzeugnisse nach 

Klasse B gehen. 

1) Obst und Gemüse. Der Unterausschuß empfiehlt, es 
zunächst bei der Aufhebung des 50prozentigen Gewichtszu- 
schlages bei Obst und Gemüse (Vorschlag unter b) bewenden 
zu lassen . und die weiteren Anträge wegen Aufnahme aller 
frischen‘ Gemüse in die Klasse Ile und Versetzung von Gemüse 
der Klasse B nach Klasse C zwecks näherer Prüfung zurückzu- 
stellen. GR ee 

m) Essig, Senf, Sauerkraut und Gurken. Sauer- 
kraut soll aus der Klasse B nach der Klasse C versetzt, dagegen 
- die Einführung von Frachtermäßigungen für Essig, Senf und 
Gurken abgelehnt werden. 

n) Kaffeersatz. Der Unterausschuß empfiehlt: 


1. die Frage der Versetzung frischer Zichorienwurzeln in die 
Klasse E zurückzustellen, da die Erhebungen noch nicht abge- 
‚schlossen sind; 

2. in der Stelle „Feld- und Gartenfrüchte“ der Klasse B in 
Ziffer 2 die Absätze b) und ec) und im Zusammenhang damit in 
Ziffer 2a den Buchstaben a) zu streichen, die Ziffern 1—6 in der 
Stelle der Klasse © mit a)—f) zu bezeichnen und in der Über- 
schrift statt „frische“ zu setzen: -,1. frische“. Sodann erhält die 
Klasse © folgende neue Stelle: 2 „gedörrt oder getrocknet a) und 
b) Rüben*usw.‘“ (wie jetzt in Klasse B unter Ziffer 2b und c); 

3. in der Stelle „Getreide usw. geröstet, auch geglättet“ der 
Klasse B am Schluß anzufügen: „oder zerkleinert, auch gemischt 
mit Rüben- und Zichorienmehl. 

Anmerkung: Der Mischung dürfen bis 5 Hundertteile geröstete 
und geschrotene Hülsenfrüchte oder Eicheln zugesetzt sein“; 

4. die Stelle „Rübenmehl“ der Klasse B wie folgt zu ergänzen: 
„auch gemischt mit Weizen. Roggen, Gerste, geröstet und zer- 
kleinert und mit Zichorienmehl. 

Anmerkung: wie unter 3“; 

5. der Stelle „Zichorien usw.“ der Klasse B zuzusetzen: „auch 
gemischt mit Weizen, Roggen, Gerste, geröstet und zerkleinert 
und mit Rübenmehl. = : 

Anmerkung: wie unter 3“; 

6. In die Liste A aufzunehmen: 

x) Getreide, und zwar: Weizen, Roggen, Gerste, geröstet, 
auch geglättet; 
ß) Graupen, geröstet, auch geglättet; 
y) Malz, geröstet, auch geglättet; 


7. in das Verzeichnis II aufzunehmen: 

@) Getreide, und zwar: Weizen, Roggen, Gerste, geröstet, 
auch geglättet oder zerkleinert, auch gemischt mit Rüben- 
und Zichorienmehl. 

Anmerkung: wie unter 3; 

ß) Graupen, geröstet, auch geglättet; 

y) Malz, auch geröstet oder geglättet; 

ö) Rübenmehl, auch gemischt mit Weizen, Roggen, Gerste, 
geröstet und zerkleinert, und mit Zichorienmehl; 

Anmerkung: wie unter 3. 

£) Zichorien und Zichorienmehl, geröstet, auch gemischt 
mit Weizen, Roggen, Gerste, geröstet und zerkleinert, 
und mit Rübenmehl. 

Anmerkung: wie unter 3. 

o) Fleisch, Fleischwaren.und Fette. Der Unter- 
ausschuß hält eine Änderung des jetzigen Tarifzustandes nicht 
für erforderlich. 

p) Bier. Wegen der Detarifierung von Bier soll der Aus- 
schuß der Verkehrsinteressenten einen besonderen Antrag bei 
der ständigen Tarifkommission einbringen. 

Die ständige Tarifkommission schloß sich diesen Vorschlägen 
an, nur wurde die Beschlußfassung über die Frage, ob die den 
Teigwaren zugestandenen Vergünstigungen auch auf Brot aus- 
zudehnen seien, zwecks weiterer Prüfung vertagt. Außerdem 
wurde beschlossen, die Frachtermäßigungen mit äußerster Dring- ° 
lichkeit durchzuführen. Infolgedessen sind bis zur Übernahme 
der Bestimmungen in den deutschen Eisenbahn-Gütertarif, Tei) 
IB, mit Wirkung vom 15. Juni 1921 eingeführt worden: der 
Ausnahmetarif 8 für Seefische, frische und gefrorene usw., sowie 
der Ausnahmetarif 9 für Heringe und Breitlinge, frische (grüne) 
oder gesalzene, außerdem mit Wirkung vom 1. Juli 1921 für das 
preußisch-hessische, sächsische, -bayerische (pfälzische), mecklen- 
burgische und oldenburgische Netz einschließlich der anschließen- 
den Privatbahnen ein Ausnahmetarif für die ermäßigte Beförde- 
rung von Milch. Die Frachtermäßigung. für gebrauchte Pack- 
mittel und die Beseitigung des 50prozentigen Gewichtszuschlags 
für Güter der Klasse Ile sind am 1. Juli 1921 im Verfügungs- 
wege durchgeführt worden. Die übrigen Maßnahmen treten ver- 


" mutlich am 1. August 1921 durch Aufnahme in den an diesem 


Tage erscheinenden Nachtrag IV zum deutschen Eisenbahn- 
Gütertarif;, Teil IB, in Kraft. 

Zu der Frage, ob im Interesse einer Verbilligung der Lebens- 
mittel auch eine Frachtermäßigung für Düngemittel geboten sei, 
hat der Unterausschuß noch keine Stellung genommen. Der 
Ausschuß der Verkehrsinteressenten gibt sein Gutachten hierzu 
dahin ab, daß die möglichst baldige Einführung eines Ausnahme- 


‘tarifs für Düngemittel notwendig ist. Das Maß der Ermäßigung 


soll den Eisenbahnen nach Anhörung von Sachverständigen über- 
lassen bleiben. Der Verkehrsausschuß erwartet jedoch, daß die 
vom deutschen Kalisyndikat in Übereinstimmung mit den übrigen 
Düngemittelindustrien und der Landwirtschaft beantragten Er- 
mäßigungen von 30% bei der Klasse E, 35% bei der Klasse D 
und 40% bei der Klasse. © innegehalten werden. 

Die Streichung von Thomasschlacken und Thomasmehl in der 
Liste B,des deutschen Eisenbahn-Gütertarifs, Teil IB, wird so- 
wohl von der Tarifkommission als auch vom Verkehrsausschuß 
einmütig beschlossen und die Aufnahme von Ammoniakwasser in 
die Klasse E abgelehnt. 


II. Für wärmeempfindliche Güter, insbesondere Lebensmittel, 
standen bisher auf den Eisenbahnen keine Beförderungsmittel 
zur Verfügung, die dem heutigen Stande der Kühltechnik ent- 
sprechen. Um auf diesem Gebiete den aus volkswirtschaftlichen 
Gründen zu begrüßenden Wandel zu schaffen, ist vor einiger 
Zeit die Kühltransit-Aktiengesellschaft in Hamburg gegründet 
worden. Sie strebt eine durchgreifende Verbesserung der Eisen- 
bahnbeförderung mittels ihrer Kühlzüge und einzelner Kühl- 
wagen an. In der Hauptsache will sie sich der Beförderung von 
Butter, Fleisch, Margarine, Eiern, Milch und frischen Frichten 
widmen. Ob zu dieser Beförderung im Einzelfalle Kühlzüge, 
d. h. Züge, bestehend aus einer Anzahl Kühlwagen mit maschi- 
neller Kühlung, durch einen oder mehrere mitlaufende Kühl- 
maschinenwagen oder nur Kühlwagen mit maschineller Vorküh- 
lung aus einer ortsfesten Anlage oder Kühlwagen ohne maschi- 
nelle Kühlung verwendet werden sollen, hängt von der Beschaf- 
fenheit des Gutes, der Außentemperatur und der Länge der Be- 
förderungsstrecke ab. In größerem Umfange ist die Lebens- 
mittelbeförderung von Hamburg nach dem Binnenlande aufge- 
nommen. Doch haben auch schon Versuchsfahrten für den inter- 
nationalen Verkehr stattgefunden, so z. B. ein Kühltransport von 
Jugoslawien nach Deutschland. ! { 

Im deutschen Eisenbahn-Gütertarif, Teil IB, war bisher eine 
Frachtberechnung usw. für die Kühlmaschinenwagen nicht vor- 
gesehen. Die ständige Tarifkommission beschloß deshalb die Ein- 
führung besonderer Tarifvorschriften für „Privat-Kühlmaschinen- 
wagen“. (ÄD.) j 

III. Die Stellen „Sammelgut“ in Ziffer 117 der Liste A und in 
Ziffer 94 des Verzeichnisses II werden gestrichen. Die Aus- 
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legung des Begriffs „Sammelgut“ hat zu unzähligen Zweifeln 
und Mißbräuchen geführt, und außerdem braucht der Sammel- 
ladungsverkehr der Spediteure diese Vergünstigungen nicht mehr, 
nachdem durch die Tarifreform vom 1. April 1921 die Stück gut- 
frachten stärker erhöht worden sind als- die Wagenladungs- 
frachten. Durch die Spannung zwischen den Stückgut- und La- 
dungsfrachten wird ein genügender Anreiz zur Bildung von 
Sammelladungen geschaffen. (ÄD.) 

IV. Die Prüfung der Frachtberechnung für chemische Güter 
war ebenfalls einem Unterausschuß übertragen worden. Die 
ständige Tarifkommission beschloß nach dem Vorschlage dieses 
Unterausschusses, die Frachtberechnung für alle chemischen Er- 
zeugnisse nach einheitlichen Gesichtspunkten durchzuführen. 
Hier aber auf die einzelnen beschlossenen Tarifänderungen ein- 
zugehen, würde zu weit führen. 

V. Die Wirtschaftsstelle für das deutsche Zeitungsgewerbe in 
Berlin hatte beantragt, Zeitungsdruckpapier in die Klasse B der 
Gütereinteilung einzureihen. Die Begründung des Antrags stützt 
sich auf die vermeintlich unberechtiste Bevorzugung, die das 
Streichpapier aus Holzschliff mit Zusatz bis zu höchstens 20 % 
Holzzellstoff durch die Frachtberechnung nach Klasse B erfahre. 
Die ständige Tarifkommission kam aber zu dem Schluß, daß 
dieser Berufungsgrund nicht stichhaltig sei, und lehnte den An- 
trag ab. 

VI. Montanleim und Montanharzleim sind in der Güterein- 
teilung des deutschen Eisenbahn-Gütertarifs, Teil IB, nicht ge- 
nannt, gehören daher nach $ 8 der Allgemeinen Tarifvorschriften 
zur Klasse A. Die Eisenbahndirektion Berlin hatte die Frage 
der Frachtberechnung für diese Papierleime zur Erörterung ge- 
stellt und in erster Linie beantragt, an ihrer Zugehörigkeit zur 
Klasse A nichts zu ändern, aber das Wettbewerbserzeugnis 
„Harzleim“ tarifarisch gleichzustellen, d. h. 
(Stelle ‚„Klebmittel, flüssige“) zu streichen. Sollte diesem An- 
trage nicht stattgegeben werden, so empfiehlt die Eisenbahndirek- 
tion Berlin, Montanleim und gegebenenfalls auch Montanharzleim 
in die Stelle „Klebmittel, flüssige“ der Klasse B aufzunehmen. 
Die ständige Tarifkommission beschloß aber, an der heutigen 
Tarifierung nichts zu ändern und erst nach Klärung der Ver- 
hältnisse in eine erneute Prüfung der Frage einzutreten. : 

VII. Die Ziffer 1 der Stelle „Holz“ der Klasse D wird wie 
folet gefaßt: 

„Stamm-, Stangen-, Scheit- (Kloben-), Rollen-, Prügel- 
(Knüppel-) und Reisholz, sämtlich auch entrindet, gerissen oder 
gespalten, jedoch nicht weiter bearbeitet, ferner Abfall von Holz, 
lose, in Säcken oder gebündelt (Bündelholz), sämtlich bis zu 
13 m lang, von folgenden Arten: Birke, Buche (Rotbuche und 
Weiß- und Hainbuche), Erle, Fichte, Kiefer (Föhre, auch Zirbel- 
kiefer oder Arve), Lärche oder Tanne; 

ferner Scheit- (Kloben-), Rollen-, Prügel- (Knüppel-) und Reis- 
holz, sowie Abfall von Holz, sämtlich wie oben genannt, von 
folgenden Arten: Ahorn, Akazie, Aspe, Eiche, Esche, 
Pappel, Roßkastanie, Ulme und Weide.“ (ÄD.) 

VIII. Der Verein deutscher Eisen- und Stahlindustrieller in 
Berlin hatte beantragt: 

1. den in Klasse D unter Ziffer 1 und 2 der Stelle „Kalk“ auf- 
geführten kohlensauren und gebrannten Kalk im Falle seiner Ver- 
wendung für Hüttenzwecke in die Klasse E zu verweisen, 

2. wenn dem Antrage nicht in vollem Umfange entsprochen 
werden könnte, wenigstens den für Hüttenzwecke bestimmten 
rohen Dolomit und rohen Kalkstein in der angegebenen Weise 
zu begünstigen, 

3. in Klasse D die Ziffer la der Stelle „Kalk“ wie folet zu er- 
gänzen: „Kalk, kohlensaurer, erdiger, auch zetrocknet, ge- 
mahlen“, 

Die ständige Tarifkommission lehnte aber mangels anzu- 
erkennenden Bedürfnisses sämtliche Anträge ab und beschloß zur 
Verbesserung des Tarifs nur die folgenden Tarifänderungen: 

a): in der Stelle „Kalk“ der Klasse D als neue Ziffer nachzu- 
tragen: „5. Kalkrückstand der Azetylenerzeugung, soweit nicht 
in Ziffer 6 der Klasse E genannt“; 

b) in der Stelle „Kalk“ der Klasse E die Ziffer lc zu streichen 
und als neue Ziffern nachzutragen: „5. Kalkrückstand der 


‚zur Erhöhung der Personentarife. 
Von Leopold Stockert. 


Erhöhungen von Gütertarifen werden im allgemeinen weniger 
bitter als iene der Personentarife vom Publikum empfunden. 
Bei ihrer gegenwärtigen Höhe bei den Wiener Straßenbahnen 
und der künftigen Steigerung bei den Eisenbahnen fragst man 
sich, auf welche Entfernung der Fußmarsch wirtschaftlicher als 
die Benutzung der Fahrgelegenheit ist. Über dieses Thema 
schrieb kürzlich einer unserer -hervorragendsten Gelehrten, Pro- 
fessor Arnold Durig, Vorstand des Physiologischen Instituts an 
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Azetonerzeugung; 6. Kalkrückstand der Azetylenerzeugung zum 


- unter Ziffer 6°; 


sind folgende Tarifänderungen vorzunehmen: 


' fassen: „l. Braunkohlenteer, Steinkohlenteer und Torfteer“; 


in der Klasse B- 


Linde, 


mit Erfolg hätte vertreten werden können. 


lieh zum 1. August d. J. in Kraft gesetzt. falls nicht ‘wirksamer 


ihrer Gültigkeit der Genehmigung der Generalkonferenz od 
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Düngen oder zur Bereitung von Düngemitteln bestimmt“; 

c) in die Stelle „Kalkschlamm“ (Klasse E) die folgende Ans 
merkung aufzunehmen: „Kalkrückstand der Azetylenerzeug ng 
s. die Stellen „Kalk“ in ‚Klasse D unter Ziffer 5 und in Klasse | K 


d) in den Stellen „Mergel“ der Klassen D und E sowie 3 
Liste B, Ziffer 18, und im Verzeichnis 11, Ziffer; A, zu streich ; 
die Worte: „(auch Kalkmergel)‘“; 

-e) in Klasse E die Ziffer 2 der Stelle „Mergel“ wie folet z 
fassen: „2. getrocknete, auch gemahlen, zum Düngen oder zur 
Bereitung von Düngemitteln bestimmt“. (ÄD.) 
IX. Die Eisenbahndirektion Oldenburg hatte beantragt, die. 
Tarifstelle „Teere“ in Klasse D durch Aufnahme von „Torfteer“ 
zu. ergänzen. Begründet ‘war der Antrag damit, daß der bei m 
Verkoken des Torfes in der Retorte — also bei der sogenannten 
Trockendestillation des Torfes — als Nebenerzeugnis gewonne 
Torfteer mit dem Braunkohlenteer Ähnlichkeit habe, nur daß 
einen etwas größeren Kreosotgehalt besitze. Da er auch 
Preise dem Braunkohlenteer nahekomme, könne er tarifarisch 
nicht anders behandelt werden als dieser. Daß der Torfteer bis- 
her in der Gütereinteilung nicht genannt sei und deshalb zurzeit 
nach Klasse A t#arifiert werden müsse, habe wohl darin seinen 
Grund, daß er noch nicht lange im Handel vorkäme. Die ständi e 
Tarifkommission beschloß die Annahme des Antrages. Demgemäß 

a) in Klasse D der Stelle ‚Teere“ ist die Ziffer 1 wie folgt zu 

b) im Verzeichnis IV ist die Ziffer „61. Torfkoble“ durch A - 
Zusatz: „und Torfkoks“ zu ergänzen. i 

X. Es war beantragt worden: = 

ayelır Mitglieder der Genossenschaft deutscher. Bühnenange- 
höriger bei Reisen in neue Stellungen die Fahr- und Frachtpreise 
um mindestens 50% zu ermäligen; ! E- 

b) für Mitglieder des deutschen Chöresneen und Ballettver- 
bandes bei Reisen in neue Stellungen und zwecks Umsiedelun 
die Friedensfahr- und Gepäckpreise zu gewähren; S 

e) für einzelne Bühnenmitglieder und für ganze Bühnenunte 
nehmen (Wandertheater, Städtebundtheater) bei Kunstreise 
Tarifvergünstigungen von nicht näher ‚bezeichneter Art 
Höhe zuzubilligen; 

d) für das pfälzische Tandes: Sinfonie-Orchester bei Konze [= 
reisen die Fahrpreise um 50 % nachzulassen. = 

Die Anträge a) und b) erstreben Verbilligung des Stellen 
Wohnortwechsels, c) und d) Begünstigung von Berufsreisen. D 
ständige Tarifkommission erkannte aber ein Bedürfnis für di 
Gewährung der sehr weitgehenden Ermäßigungen nicht an u 
lehnte sämtliche Anträge einstimmig ab. 

XT. In der 123. Sitzung der ständigen Tarifkommission war 
reits die Aufhebung der Fahrpreisermäßigung für Mitglieder vo 
Krankenkassen und Versicherte von Versicherungsanstalten be 
schlossen worden. Gegen diesen Beschluß hatte die Eisenbahn 
direktion Berlin aber Widerspruch erhoben, weil die Aufhebung 
der Fahrpreisermäßigung nicht ausreichend begründet gewesen 
sei, so daß sie vor dem Parlament und der Öffentlichkeit nich! 
Mit einer sehr ein- 
gehenden Begründung beschloß die ständige Tarifkommission- 
nunmehr ‚nochmals die Aufhebung der Fahrpreisermäßigung. - 


IE 


ÄD.) 

XII. Auf Antrag des Bundes erblindeter Krieger wird zug 
standen, daß das zur Erlangung der Fahrpreisermäßigung 
Begleitung (Ausführungsbestimmung © VIII, Abschnitt II zu 
Ss 12 EVO.) vorzeschrifb bene Zeugnis eines beamteten Arztes über 
die Notwendigkeit einer ständigen Begleitung nur bei dem er 
maligen Antrage erforderlich ist, wenn darin die Notwendigk 
der ständigen Begleitung für die ganze Lebenszeit des Krieg 
beschädigten bescheinigt ist. 2 

Die äußerst dringlichen Beschlüsse (ÄD)’ werden voraussicht- 


Widerspruch erhoben wird. Die übrigen Beschlüsse bedürfen: 


der an ihre Stelle tretenden Körperschaft. 


der Wiener Universität, in der „N. Fr. Pr.“. °,Wo fängt ei 

Trambahnfahrt an, für den Passagier ’unrentabel zu werden 
Von dem gegenwärtigen hohen Tarif von sieben Kronen für eine 
Fahrt ausgehend, versucht Professor: Durig die Grenze festzu- 
stellen, bei der die Auslagen beim Gehen geringer als für d 
Fahrt sind, falls nicht notwendige Zeitersparnis das Geldopf 
erheischt. Letztere veränderliche Größe schaltet der 'Gelehr 
aus. Durch Versuche wurde festgestellt, daß man für d 
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Kilometer Weges für 1 Kilogramm Körpergewicht, beim Gehen 
auf guter .ebener Straße, 0,7 ‘Wärmeeinheiten. umsetzt. Ein 
70 kg schwerer Mensch benötigst also für iedes Kilometer 
Weges (0,7%xX70—49) rund 50 Wärmeeinheiten. Bei sehr 
raschem Gehen ist der Aufwand ein etwas größerer. Die 
Nahrungsmittel werden bekanntlich ebenfalls nach der Höhe 
ihres nutzbaren Nährwertes nach Wärmeeinheiten bemessen, 
und es wird zZ. B. bei Mehl ein Kilogramm mit rund 3000, bei 
Zucker mit rund 4000, bei Fett mit rund 8000 Wärmeeinheiten 
angenommen. Aus dem für das Kilogramm zu bezahlenden 
Preis ergibt sich jener der Wärmeeinheit. Also beispielsweise 
kostete bei den Wiener Lebensmittelpreisen im März d. J. die 
Wärmeeinheit bei rationiertem Brot und Mehl rund 0,37 h, bei 
Kartoffeln rund 1 h, bei Hülsenfrüchten 1,6 h, bei Reis 23 h, 
bei Mehl im Schleichhandel 2,7 h, bei Fett im freien Handel 
3,3 h, bei Sauerkraut 4,9 h, bei Wurst und Fleisch 14 h, bei 
Eiern 17,5 h. Selbstverständlich wird man um so unzweckmäßiger 
verfahren, ie kostspieligere Lebensmittel man der Tageskost 
zur Deckung des Mehrbedarfes an Wärmeeinheiten zusetzt. 
Sauerkraut, Wurst und Eier sind dabei am unwirtschaftlichsten. 
- Gegenüber einem Fahrpreise von 7 K kostet das Kilometer 
Fußweges bei Deckung durch Mehressen bei rationiertem Mehl 
rund 18 h, bei rationiertem Fett, Kartoffeln oder Maisgries- 
zulage 60 h, bei Hülsenfrüchten 80 h, bei: Schleichhandelsmehl 
1,40 K, Fett oder Speck 1,70 K, bei Sauerkraut 2,45 K und Wurst 
7 K. Nach Durig stellen sich die Kosten des Kilometer Weges 
bei der Alltagskost einer Wiener Mittelstandsfamilie einschließ- 
lich der Zutaten und deren Herstellung zum Ersatz von 
50 Wärmeeinheiten auf 1,14 K, und es wäre daher dieser Wert 
zweckmäßig als Durchschnittswert einzusetzen. Sonach käme 
‘das Fahren mit der Wiener Straßenbahn gegenwärtig erst dann 
billiger als das Gehen, wenn die gefahrene Strecke mehr als 
6 km beträst. Diese Berechnung gilt für einen 70 kg schweren 
Menschen; bei leichteren Personen, wie zum Beispiel einer nur 
50 ke schweren Frau, werden 8% km, bei einem eben noch eine 
volle Karte bezahlenden Kinde von unter 1,3 m Länge sogar 
12 km die Grenze bilden, bis zu der die Fahrt unwirtschaftlicher 
‚als das Gehen ist. Selbst bei der Veranschlagung eines Be- 
trages von 50 h für das Kilometer Fußweges für Schuhabnutzung 
bliebe nach Durig ein Weg von 4 bis 8 km zu Fuß wirtschaft- 
licher als die Straßenbahnfahrt. Er schließt daran eine Be- 
trachtung, daß es solcherart lohnend werde, an Stelle der Ar- 
beitskraft der Maschine oder des unqualifizierten Arbeiters 
jene des mindestbezahlten Hochqualifizierten zu setzen. Der 
"Aufschwung der Vergangenheit habe großenteils darin gelegen, 
daß die schwere Arbeit möglichst von Maschinen und die rein 
"manuelle Schwerarbeit von Minderqualifizierten geleistet worden 
"war. Dadurch war der qualifizierte Arbeiter seinem Berufe 
"vollständig freigegeben. Heute zwingen ihn die Verhältnisse 
"zu einer im Verhältnis zu seinem Können ganz unproduktiven 
"Arbeit. Er ist zur Zeitvergeudung bei häuslichen Arbeiten, 
“als Kohlenschleppen, Schuhe reparieren usw. gezwungen, also 
zu Leistungen, die von Maschinen oder dafür qualifizierten Ar- 
"beitskräften viel besser und rascher geleistet werden könnten. 


So wird der geistige Arbeiter nun auch gezwungen sein, sich 
der rein mechanischen, zeitraubenden und unproduktiven Arbeit 
des Fußmarsches zuzuwenden, „weil der Preis der maschinellen 
Beförderung nicht mehr in Einklang mit der Ökonomie zu 
bringen, die Arbeit der Maschine teurer- als die eigene ist“. 
Durig folgert richtig, daß der Verlust an Arbeitskraft und Zeit 
des Tlechnikers, Werkstättenleiters und geistiger Arbeiter über- 
baupt, einen Verlust an nationalem Arbeitsvermögen bedeutet. 
Die hohen Tarife der Straßenbahnen behindern die Ausnutzung 
aller Einrichtungen sozialer Fürsorge. „Der stete Rückschritt 
in der Nutzung der Maschine und der rein physischen, -nicht 
höher bewerteten Kraft des Menschen im Dienste der. Gesamt- 
heit schafft ein krankhaftes Mißverhältnis, durch das der qua- 
lifizierte Arbeiter immer mehr zu rein physischer, minder .pro- 
duktiver Arbeit gedrängt wird, und hierdurch wird nicht nur 
die Gesamtarbeitsleistung und Produktion des Staates, sondern 
auch das ganze Bildungsniveau unseres Nachwuchses herabge- 
drückt. Ein Volk, dessen geistiges Niveau sinkt, wird aber nie 
auf dem Gebiete physischer Leistung und damit auch nie in 
seiner Wohlfahrt aufwärts kommen können.“ Das ist der 
Schlußsatz Professor Durigs. 


Mittlerweile wurde vom Nationalrat die Erhöhung der Per- 
sonentarife der Staatsbahnen auf deren doppelte Höhe be- 
schlossen, die gleichzeitig den Privatbahnen zugestanden wird. 
Der Mindestfahrpreis soll nun — auch auf der Stadtbahn, 
wenn sie wieder in Betrieb gesetzt wird — auf sechs Kronen 
erhöht werden. Vom Zehnkreuzertarif und sogar Zehnheller- 
tarif ein arger Sprung, der bei der enormen Höhe der Autobus- 
tarife jene, die weitere Entfernungen zurückzulegen genötigt 
sind, besonders hart. trifft. Selbstverständlich bleibt die Ent- 
fernung begrenzt, auf welche insbesondere Kinder Fußmärsche 
zu machen in der Lage sind. Die bedeutende Erhöhung 
des Fahrpreises der Strecken und auch der Arbeiterkarten 
zwingt dazu, sie aufzugeben, die Kürze der Mittagspause ver- 
bietet längere Fußmärsche. So kann die Erhöhung der Fahr- 
preise zur Änderung der Arbeitszeit Veranlassung geben, wobei 
anstatt der wünschenswerten Verlängerung bei ununterbroche- 
ner Durcharbeit eine Verkürzung die notwendige Folge sein 
würde. Kleingärtner und Siedler streben die Durcharbeit längst 
an, um dadurch mehr freie Zeit zu gewinnen. Die Verteue- 
rung der Fahrpreise erschwert Siedlungen abseits des Stadt- 
zentrums, und dort sind Plätze nicht mehr vorhanden. 


Ob die letzten außerordentlichen Fahrpreiserhöhungen keine 
merkbare Abnahme der Benutzung zur Folge haben werden, muß 
die nächste Zukunft lehren. Unbegrenzt können ‘Überwälzun- 
zen gesteigerter Gehälter und sonstiger Betriebskosten auf die 


Fahrgäste nicht durchgeführt werden, und es hat den Anschein, 


als ob diese Grenze schon erreicht wäre. Mindestens kommen 
Fahrten auf kurzen Straßenbahnstrecken nicht mehr so häufig 
als früher vor und mehr der Not, als der Theorie gehorchend, 
läuft man Strecken zu Fuß, die man früher nur im Wagen zu- 
rück gelegt. hätte. 


Betriebsdienstliche Beobachtungen auf einem Gemeinschaftsbahnhof. 


Nachschieben und Bremsen bei Güterzügen. 


Von Eisenbahninspektor Zimmermann-Eger. 


Nachschieben von Güterzügen 


Die Belastungswerte, die wegen zu starker Inanspruchnahme 
der Zugekuppelungen ($ 53,6 der F.V.) bei Güterzügen mit ENOr- 
"spann nicht überschritten werden dürfen, sind vor kurzem wieder 
erhöht worden. Sie betrugen z.B. bei Steigung 1:60 670, 1: 100 
1100 und 1:140 1480 t. Sie sind dabei immer noch etwas nle- 
drixer, als die nach den Technischen Vereinbarungen A) 
(bei dem bis auf weiteres gestatteten Zuschlag von 50%) zu- 
lässigen Zahlen. Daß bei einem 1000 t-Zug in Steigung von 
1:100 die Zugvorrichtungen schwer mitgenommen werden, wird 
"ohne weiteres auch dem Nichttechniker klar sein, und ich möchte 
deshalb hier auf die’ einschlägigen Bestimmungen in den Zug- 
"belastungsvorschriften der vormalig österreichischen Bahnen 
(hier in Eger die tschecho-slowakische Staatsbahn und die Busch- 
‘tiehrader Eisenbahn) hinweisen, wo für die in der Steigung 
gezogenen Zuglasten bedeutend schärfere Grenzen gezogen 
sind. Der diesbezügliche Absatz in diesen Vorschriften lautet 
„wie folgt: ; 
„Für ziehende Lokomotiven ist lediglich die Beigabe jener 
"Bruttolast gestattet, die der summarischen Belastung der zie- 
"henden Lokomotiven entspricht; diese summarische Belastung 
darf jedoch auf Steigungen keinesfalls die in der Belastungs- 
tabeile unter Kolonne „Höchstbelastung für ziehende Loko- 
"motiven mit Rücksicht auf die Zugvorrichtung“ angegebenen 
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Belastungserenzen, die unter Bedachtnahme auf die zulässige _ 
Inanspruchnahme der Kupplungen und Zugvorrichtungen ermit- 
telt wurden, überschreiten.“ j 
Diese Belastungsgrenzen betragen bei Steigung 1:60 520, 
1:100 700, 1:110 750 t usw. Bei Überschreitung dieser Gren- 
zen darf nicht vorgespannt, sondern muß stets n achge- 
schoben werden. Praktisch betätigt wird dieses ‚Verfahren 
täglich auf den Strecken Tirschnitz-Eger (1: 110 Steigung) der 
BEB. und Eger-Königswart (1:100 Steigung). der Tsch.-sl. Stb., 
wo zu Zeiten starken Verkehrs fast jeder Güterzug mit Schiebe- 
maschinen verkehrt. Zur weiteren Schonung der. Zugvorrich- 
tungen ist bei diesen Bahnen bei Fahrten mit Nachschiebe- 
maschine folgender Vorgang (im Gegensatz zu unserem Ver- 
fahren) einzuhalten: i 
Zur gegebenen Abfahrtszeit gibt der Führer der Schiebe- 
lokomotive das Signal „Bremsen los“, worauf der Führer der 


Zuglokomotive das Signal „Achtung“ zu geben hat, daraufhin 


setzt der Führer der Schiebelokomotive den Zug langsam in 
Beweeung, und sobald dies der Führer der Zuglokomotive be- 
merkt, setzt er auch seine Lokomotive in Gan®e. 

-Die vorstehend. geschilderten Maßnahmen zur Schonung der 
Zugvorrichtungen haben sich nach meinen langlährigen Beob- 
achtungen stets bewährt. Sie sind, abgesehen von der bei 
einer Zugtrennung entstehenden Betriebsgefahr, schon wegen 
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der pfleglichen Behandlung des jetzt so kostspieligen Materials, 
jedenfalls sehr beachtenswert. 


2. Bremsen bei Güterzügen. 


Nach $ 55 der B.O. sind bei den deutschen Reichseisenbahnen 
die nach Steigung, Fahrgeschwindigkeit usw. zu berechnenden 
Wagenachsen zu bremsen, während bei den Bahnen in den 
Landen des vormaligen österreichischen Staates die Last ge- 
bremst wird. Die betreffende Vorschrift lautet: 

„In jedem Zuge müssen außer den Bremsen an den arbeitenden 
Lokomotiven und Tendern so viele Bremsen bedient sein, daß 
mit ihnen mindestens die aus der Bremstabelle zu entnehmenden 
Prozente des Gesamtgewichts der Fahrzeuge brems- 
bar sind“ (s. a. S 160 der T.V.). 

Nach meinen langjährigen Beobachtungen auf, dem Gemein- 
schaftsbahnhof Eger, wo drei bayerische, eine sächsische, eine‘ 


BEB.- und eine Tsch.-sl. Stb.-Linie einmünden, bin ich geneigt, . 


das System der gebremsten Last dem der gebremsten Ach- 
sen vorzuziehen, und zwar aus betriebstechnischen 
und wirtschaftlichen Gründen. Bei der Bremsung eines 
Zuges kommt das Gesetz der Flächenanziehung zur 'Geltung; 
je schwerer also die Bremslast, desto sicherer die Wirkung. 
Bei unseren Bremsachsen wird aber ein "mit Stückgut be- 
ladener G von 12 t gleich hoch bewertet, wie ein beladener 
Omm von 30 t Gesamtgewicht. Vor zwanzig Jahren, als unsere 
Fahrzeuge viel weniger tragfähig waren, ist das nicht so auf- 
gefallen wie heutzutage, wo die Tragfähigkeit der meisten 
Gm und Om von 15 auf 17,5 t erhöht wurde und uns Zahlreiche 
Omm zu 20 t zur Verfügung stehen. Erstere, ausschließlich mit 


Nachrichten. 


Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


— Die Einnahmen der Reichsbahn. Nach einer amtlichen Mit- 
teilung haben die Einnahmen der Reichsbahn betragen: 


im Pers.-u.Ge- im Güter- aus sonsti-  ZU- 
päckverkehr verkehr gen Quellen sammen 
Juni 1921 (in Tausenden) : 
I NM N M 
1920 Ar 349 552 858 237 42 560 1 250 349 
TIEF > 501 414 1 464 462 62 216 2 023 092 
+ 151862 606 225 19 656 777 743 
=-+434% +76% +42% +622% 
April-Juni 1921 (in Tausenden) 
1920 .°.-... 1016 007 2570 911 100 597 3 687 515 
1921 . 1341 233 4.198 345 156 844 5 696 422 
-+ 325 226 1 627 434 56 247 2.008 907 
=. + 32,0% +63,3% + 55,9 9% +54,5%/9 


Im Durchschnitt der Jahre 1912 und 1913 haben die Monate 
April-Juni im Personenverkehr 26,42%, im Güterverkehr 
23,77 % der Jahreseinnahme gebracht. Von der im Haushalt 1921 
veranschlagten Verkehrseinnahme hätten danach im Personen- 
verkehr — unter Berücksichtigung der erst am 1. Juni einge- 
tretenen Fahrpreiserhöhung — rund 1245 Millionen, im Güter- 
verkehr rund 5110 Millionen aufkommen müssen. Im Personen- 
verkehr, dessen günstige Entwicklung bereits an anderer Stelle 
betont ist, sind demnach rund 96 Millionen mehr, dagegen im 
« Güterverkehr 912 Millionen weniger verdient worden. Auch im 
Juni hat die Lahmlegung des Güterverkehrs im Westen durch 
die Sanktionen, im Osten durch den Polenaufruhr in Ober- 
schlesien die Verkehrseinnahmen ungünstig beeinflußt. Immer- 
hin weist der Juni gegenüber den beiden Vormonaten wieder 
eine Besserung auf. Die Einnahmen aus dem Güterverkehr er- 


brachten gegenüber. dem April ein Mehr von 47,6 Millionen, 


gegenüber dem Mai ein Mehr von 142,3 Millionen Mark. 


— Eröffnung von Strecken. Am 2. August d. J. ist im Eisen- 
bahndirektionsbezirk Hannover die vollspurige, 26,97” km lange 


Bahnstrecke Leese-Stolzenau-Stadthagen als Neben-. 


bahn mit den Bahnhöfen Loccum, Münchehagen, Wiedensahl und 
Niedernwöhren für den Personen-, Güter-, Gepäck- und Privat- 
telegrammverkehr sowie für die Abfertigung von Leichen und 
lebenden Tieren eröffnet worden. Ausgeschlossen ist auf allen 
diesen Bahnhöfen die Annahme und Auslieferung von Gegen- 
ständen, zu deren Ent- und Verladung eine feste Rampe erfor- 


derlich ist, sowie die Annahme und Auslieferung von Spreng- 


stoffen. 


— Ergebnisse des Berliner Ferienverkehrs. Hierüber liegen 
nunmehr genaue Zahlen vor, die einen Vergleich zu den ent- 
sprechenden Verkehrsziffern des Vorjahres zulassen. Danach 
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sicher wirkenden Doppelbremsen versehen, entsprechen im be- 
ladenen Zustande mit dem Eigengewicht einer Bremslast vou 
24--25, letztere einer solchen von 29—30 t, und damit ist die 
wirtschaftliche Ausnutzung des Brems-L ast- Systems. gegeben, 
das bedeutend weniger Bremsprozente aufweist, als unser Brems- 
achsensystem. Ich habe Beobachtungen angestellt und ge- 
funden, daß bei einem 1000 t Zug im Gefälle 1:60 nach dem 
System der gebremsten Achsen, wo bei uns (bei. 1000 a 
12 Bremskräfte nötig sind, bei der Lastbremsung 9 Manz 
genügen. Voraussetzung und Grundsatz ist dabei die Auswahl 
schwerer Bremsen bei der Besetzung. Ein besonders schwerer 
Bremswagen kommt an den Schluß, die übrigen sind vorschrifts- 
mäßig zu verteilen und dem Verschubleiter zu bezeichnen, wie 
dies bei den Tsch.-sl. Stb. geschieht. Auf diese Weise könn 
wenn Schwerbremsen sorgfältig verteilt und wenn nötig zurück- 
gehalten werden, bei jedem Zug, je nach der Stärke der Be 
lastung, 1—3 Mann an der Zugbegleitung gespart werden. Wenn 
man bedenkt, daß uns heute eine Bremserstunde5 Markl 
kostet, wozu noch die erheblichen Beträge an Fahrgeldern, 
Nachtdienstzuschlägen, Kinderzulagen und Kosten für die Inven- 
tarbekleidung kommen, so kann daraus der große wirtschaft 
liche Vorteil, den die Einführung dieses Bremssystems den deut- 
schen Reichseisenbahnen bringen würde, ermessen werden. Eine 
Änderung des $ 55 der B.O. wäre allerdings notwendig. Immer- 
hin könnte einmal eine Probe aufs Exempel auf einer stärker 
geneigten Strecke gemacht werden; sie kostet nichts, und je 
ihrem Ergebnis könnten weitere Maßnahmen . getroffen f 
werden.. Be - 


wurden in den Hauptreisetagen (7. hie 13. Juli) auf Eis Ber 
liner Fernbahnhöfen einschließlich des Verkaufs von Fahrkarten 
in den Reisebüros zusammen verkauft 431535 Fahrkarten des” 
Fernverkehrs (gegen 460 781 Fahrkarten im Vorjahre). Gegen 
das Vorjahr ist also eine Abnahme um 29246 Fahrkarten einge- 
treten, die etwa 0,5 % beträgt. Zu berücksichtigen ist bei dieser 
Zahl allerdings, daß die Fahrkarten zu ermäßigten Preisen, 
für die Feriensonderzüge auf den einzelnen Bahnhöfen verkauf 
worden sind, in diese Zahl nicht eingerechnet sind. Den größte 
Fahrkartenverkauf hatte in diesem Jahre nicht wie sonst d 
Stettiner Bahnhof, sondern der Schlesische, Bahnhof, der m 
86762 Fahrkarten (gegen 51299 i. Vorj.) an der Spitze steht. 
Auf dem Stettiner Bahnhof wurden verkauft 78975 (gegen 
131582) Fahrkarten, dann folgen der Anhalter Bahnhof mit 
58049 (gegen 57444) Fahrkarten, der Lehrter -Bahnhof mit 
43 840 (gegen 40518) Fahrkarten, der Potsdamer Bahnhof m 
24000 und der Görlitzer Bahnhof mit 22457 Fahrkarten. D 
Hauptbeförderung von Reisenden fällt in diesem Jahre nicht auf 
allen Bahnhöfen. gleichmäßig auf den Tag nach Schulschluß, 
sondern sie verteilt sich auf mehrere Tage. So war der Haupt- 
andrang auf dem Schlesischen Bahnhof am 11. Juli (20856 Rei- 
sende), der zweitstärkste am 10. Juli (19 187 Reisende), während 
auf.dem Stettiner Bahnhof am 9. Juli 14 345 Reisende, am 8. Juli 
12 990 Reisende abgefertigt wurden. Fast durchweg hat der 
Fahrkartenverkauf in den Reisebüros zugenommen, so daß ohne 
weiteres angenommen werden kann, daß sich diese Neueinrich- 
tung der Ausgabe von Fahrkarten durch die Reisebüros im 
letzten Jahre gut eingebürgert hat. Jedenfalls kann der Rück- 
gang der Zahl der verkauften Fahrkarten um 0,5% nicht & 
die ‚Folgen der Tariferhöhung zurückgeführt werden. = 


u 
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— Eine Erhöhung der Gebühren für Privattelegramme ‚tritt 
auf-den Eisenbahnen mit sofortiger Gültigkeit nach einer Be- 
kanntmachung der Eisenbahndirektion Hannover in Kraft. Da- 
nach wird die Telegrammgebühr für die Bestellung von Fahr- 
karten und Gepäckscheinen auf 1,50 A erhöht, während die Ge- 
bühren für die telegraphische Vorbestellung von Abteilen, num- 
merierten Plätzen und für die Nachsendung von Reinozep&acEaul 
3 M neu festgesetzt wird. - 


— Zur Verkehrslage im Ruhrgebiet. De Eisenbahnbetrieb b 
im Ruhrgebiet wickelte sich in der Woche vom 17.—23. Juli ohne 
besondere Schwierigkeiten ab. Durch Überleitung von Frachten, 
die sonst auf dem Rhein befördert werden, auf die Eisenbahn 
infolge des Streiks der Maschinisten und Heizer der Rhein- 


mehr als sonst in Anspruch genommen. 
Wagen nach südlichen Bestimmungsorten sind bedeutend gri 
als bei der bisherigen Bewegung von der Versandstation 
Hafen bzw. vom Hafen bis zur Bestimmungsstation. Der Wagt 
bestand, namentlich für Brennstoffe, ist daher sehr knapp. 

waren am Ende der vorigen Woche geringe Ausfälle bei der Stel. 
lung der angeforderten Wagen zu verzeichnen. Bei dem im all- 
zemeinen mäßigen Frachtenverkehr würde der dürch den Streik 
entstehende Mehrverkehr von der Eisenuun auch in der Wagen 
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gestellung ohne weiteres übernommen werden können, wenn 
nicht noch andere ungünstige Umstände den Wagenpark stark in 
Anspruch nähmen. So wird ein Teil der östlichen Bezirke des 
Reiches, wo früher oberschlesische Kohle verwendet wurde, mit 
Ruhrkohle beliefert. Der Weg ist bedeutend weiter. 
schlesien selbst begegnet der wieder anhebende Verkehr noch 
allerlei Hemmungen und Behinderungen. Auch durch die Zoll- 
kontrolle am Rhein wird der Umlauf der Wagen sehr verschlech- 
tert. 3000—4000 Wagen sind allein im Bezirk Köln dauernd auf- 
gestellt und harren der Verzollung. Dabei ist der Bedarf auch 
an gedeckten Wagen wegen der Steigerung des Kartoffelver- 
sandes und des Einsetzens des Kaliverkehrs bereits so gestiegen, 
daß offene Wagen für diese Zwecke mit herangezogen werden 
mußten. Für Kohlen, Koks, Briketts wurden in der vergan- 
genen Woche im arbeitstäglichen Durchschnitt einschließlich der 
nachträglich bestellten Wagen 20082 Wagen angefordert. Ge- 
stellt wurden arbeitstäglich durchschnittlich 1999 Wagen 
(Höchstgestellung am 21. Juli 20443). Im gleichen Zeitraum des 
Vorjahres betrug die Durchschnittsgestellung 18603 Wagen. Die 
Kipperleistung in den Duisburg-Ruhrorter Häfen wurde durch 
den Rheinschifferstreik, dessen Beendigung in Aussicht stand, 
jedoch an neu hinzutretenden Forderungen der Matrosen ge- 
scheitert ist, ebenfalls empfindlich beeinträchtigt. Sie ging von 
25108 t auf 17346 t im werktäglichen Durchschnitt herunter. 


— — Verkehr mit dem besetzten Gebiet. Die Handelskammer zu 
Berlin macht darauf aufmerksam, daß alle ausländischen Waren 
ohne Ausnahme bei der Einfuhr über das westliche Reichsgebiet 
in das unbesetzte Gebiet einer Zulaufgenehmigung (Bekannt- 
machung vom 29. April d. J., Reichsanzeiger Nr. 103 und deren 
Abänderung vom 20. Juni d. J., Reichsanzeiger Nr. 144) be- 
dürfen. Hinsichtlich der Form der Blankozulaufsgenehmigungen 
wird amtlich empfohlen, sie so zu. kennzeichnen, daß sie auch 
nach der Ausstellung als Blankette kenntlich sind. Zweckmäßig 
wird vielleicht neben die Geschäftsnummer der .erteilenden 
Stelle der Vermerk: „Blankett-Nr. ... .“ gesetzt. Wie der 
Handelskammer noch mitgeteilt wird, können nunmehr Sendun- 
gen aus dem Auslande, die in das unbesetzte Gebiet eingeführt 
werden und für das besetzte Gebiet bestimmt sind, auf Antrag 
auch nach dem besetzten Gebiet unter Zollkontrolle bis zum 
Empfangsorte abgelassen werden, ohne daß die Vorlegung einer 
Einfuhrbewilligung im unbesetzten Gebiet zu fordern wäre. Die 
Verzollung hat aber nach wie vor im unbesetzten Gebiet zu ge- 
schehen. REN - 

Aus dem besetzten Gebiet wird darauf aufmerksam gemacht, 
daß in letzter Zeit in den Eisenbahnzügen bzw. auf den Bahn- 
höfen wiederholt von sämtlichen ankommenden Reisenden die 
Vorzeigung von Personalausweisen seitens der alliierten Be- 
hörden verlangt worden ist. Es sei daher nochmals an die Be- 
stimmungen der Artikel 2 und 3 der Verordnung III erinnert, 
wonach alle Personen über 14 Jahre im Besitze 
eines Personalausweises mit Lichtbild sein müssen, der jedesmal 
auf Erfordern der alliierten Behörden vorzuzeigen ist. 


- — Sonderzüge zur Leipziger Herbstmesse. Die Bewältigung 
des Eisenbahnverkehrs zur Herbstmesse wird durch Einlage einer 
größeren Anzahl von Sonderzügen und Vorzügen bequemer und 
umfangreicher als bisher durchgeführt werden können. Vor- 
läufige sind Meßsonderzüge von München, Nürnberg, Stuttgart, 
Basel, Mannheim, Frankfurt (Main), Mainz, Köln, Düsseldorf, 
Münster (Westf.), Hamburg-Altona, Rostock, Berlin und Königs- 
berg ab sowie von Amsterdam, Kopenhagen, Stockholm, Prag, 
Wien und Zürich ab in Aussicht genommen. Nach den gleichen 
Orten werden Rückzüge von Leipzig abgehen. Der Verkehr der 
Rücksonderzüge wird sich bis Sonntag nach Meßschluß aus- 
dehnen. | F 


 — Bekanntgabe der Verkehrssperren im Eisenbahnverkehr an 
die Handelskammern. In Nr. 29, S. 560 d. Ztg. hatten wir eine 
dem .Juniheft der „Mitteilungen der Handelskammer zu Berlin“ 
entnommene Notiz wiedergegeben, nach der von den Handels- 
kammern bei der Oberbetriebsleitung Ost angeregt worden war, 
ihnen Mitteilungen über Verkehrssperren, die von den Ober- 
betriebsleitungen angeordnet werden und über die einzelnen 
Eisenbahndirektionen meist mit einer Verzögerung von 2-3 
Tagen zur Kenntnis der Handelskammern gelangen, letzteren 
wieder regelmäßige unmittelbar zuzustellen, damit sie wie in 
früheren Jahren die Verkehrsbeteiligten sofort auf Störungen der 
'Verkehrsverhältnisse auffmerksam machen können. 

- Wie uns die Oberbetriebsleitung Ost mitteilt. hat sie die Han- 
delskammer Berlin bereits am 13. Juni benachrichtigt, daß die 
Bekanntgabe von Sperren grundsätzlich Sache der Eisenbahn- 
direktionen ist, und es bei diesem Verfahren auch in Zukunft 
verbleiben muß. $ 


— Zur Lage der Lokomotiv- und Wagenfabriken. Ein Leit- 
aufsatz in deutscher und französischer Sprache über den deut- 
schen Wagen- und Lokomotivbau, den die Fachzeitschrift für 


Nr.91 
die Waggon-, Lokomotiv- und Motorfahrzeugindustrie, „Der 
Waggon- und Lokomotivbau“, Düsseldorf, in ihrer neuesten 


Ausgabe veröffentlicht, kommt auf Grund authentischer Dar- 
legungen über den gegenwärtigen Stand der Leistungsfähigkeit 
der beteiligten Werke zu dem Ergebnis, daß die Grundlagen des 
deutschen Lokomotiv- und Wagenbaues nach wie vor gesund, 
genügend stark und tragfähig sind, um ungeachtet der erschwer- 
ten Arbeitsbedingungen darauf eine erfolgreiche Zukunft be- 
gründen zu können. „Sozusagen in der Mitte zwischen Industrie 
und Verkehr stehend, als Bindeglied der beiden Hauptpfeiler des 
deutschen Wirtschaftslebens wird der deutsche Wagen- und Lo- 
komotivbau, wenn nicht unvorhergesehene Störungen und Rück- 
schläge den einsetzenden Wiederaufstieg zum Stillstand bringen, 
mit Zuversicht und in dem vollen Bewußtsein seiner Stärke und 
Leistungsfähigkeit dem neuen Entwicklungsstadium, das mehr 
oder weniger für alle Industriestaaten und alle Industrien einge- 
treten ist, entgegengehen können.“ 


— Dienstjubiläum. Der Vorstand des Verkehrsbüros der Eisen- 
bahndirektion Cassel, Rechnungsrat Rümer, vollendete am 6. ‚Tuli 
d. J. in großer Geistes- und Körperfrische eine 50jährige Dienst- 
laufbahn. Der Jubilar war nach kurzer Tätigkeit bei der Allge- 
meinen Staatsverwaltung, und nachdem er inzwischen seiner 
einjährigen Militärpflicht genügt hatte, als Zivilsupernumerar 
bei der Staatsbahnverwaltung, und zwar bei der damaligen König- 
lichen Direktion der Bebra-Hanauer Bahn zu Cassel eingetreten, 
dieim April 1874 nach Frankfurt (Main) verlegt und mit der Neu- 
organisation am 1. April 1880 in Königliche Eisenbahndirektion 
Frankfurt (Main) umbenannt wurde. Zum 1. April 1895 war 
der Jubilar nach Cassel versetzt worden, um bei der neuerrich- 
teten Eisenbahndirektion das Amt als Vorstand des Verkehrs- 
büros zu übernehmen, das er sonach seit 26 Jahren bekleidet. Der 
Jubilar war schon als junger Beamter der Verkehrsabteilung der 
Direktion zugeteilt worden und hat mit Ausnahme einer kurzen 
Zeit von 6 Monaten seine ganze Dienstlaufbahn im Verkehrs- 
dienst zugebracht. Er ist wohl einer der wenigen noch im Dienste 
befindlichen Beamten, vielleicht der letzte, der bei der Durch- 
führung der großen Tarifreform im Jahre 1877, die die tarif- 
technische Einheit der deutschen Gütertarife herbeiführte, mit 
tätig war. 

Die Eisenbahndirektion und das Reichsverkehrsministerium 
sprachen dem Jubilar ihre Glückwünsche und Anerkennung sowie 
den Dank für die bisher geleisteten treuen Dienste aus. 


— Personalnachriehten. Der Präsident des Eisenbahn-Zentral- 
amtes Gutbrod in Berlin ist zum Ministerialdirektor bei den 
Eisenbahnabteilungen des Reichsverkehrsministeriums und der 
Ministerialamtmann Karl Hinze zum Regierungsbaurat in 
diesen Abteilungen ernannt. Ferner sind ernannt: Der Ministe- 
rialrat Hammer in Berlin zum Präsidenten des Eisenbahn- 
Zentralamtes in Berlin und der Öberregierungsrat Friese in 
Magdeburg zum Präsidenten der Eisenbahndirektion daselbst. 


Österreich. 


— Organisationsänderungen im Bundesministerium für‘ Ver- 
kehrswesen. Im Bundesministerium für Verkehrswesen wurde 
ein neues Departement mit der Bezeichnung 4a für Organisa- 
tionsangelegenheiten errichtet, dem die Organisationsangelegen- 
heiten des Eisenbahnwesens und die Angelegenheiten des Eisen- 
bahnfachbildungs- und Prüfungswesens übertragen wurden. 
Dieses Departement wurde mit den Departements 4 und 13, die 
mit der Behandlung der Personalangelegenheiten "betraut sind, 
zu einer Revisionsgruppe vereinigt, und zu deren Leiter Bundes- 
bahndirektorstellvertreter Hofrat Dr. Franz Schubert bestellt. 


— Beförderung von Kostbarkeiten. In einer Kundmachung 
wurden die reglementarischen Bestimmungen für die Beförde- 
rung von Kostbarkeiten im Bereiche der beteiligten österreichi- 
schen Eisenbahnen wie folgt zusammengefaßt (Ausführungs- 
bestimmung II zu S54E.B.R.): 

„11. (1) Gold- und Silberbarren, Platina, Gold und Münzen aus 
edlen Metallen, Papiere mit Geldwert, Dokumente, Edelsteine, 
echte Perlen. besonders wertvolle Spitzen und. andere Kostbar- 
keiten, wie Waren aus Gold, Silber, Platina, Edelsteinen und 
echten Perlen, Präzisionsuhren, Ganzseidentülle, Ganzseiden- 
samte, bedruckte, bemalte oder bestickte Ganzseidenstoffe sowie 
Waren aus diesen Tüllen, Samten und Stoffen, gemusterte, ganz- 
seidene Möbelstoffe, Teppiche aus Seide, besonders wertvolles 
Pelzwerk, und zwar Biber, Blaufuchs, Chinchilla, Hermelin, Mar- 
der, Nerz, Otter, Persianer, Seehund (Seal), Seeotter, Silberfuchs, 
Skunks und Zobel sowie Waren aus solchem Pelzwerk, Straußen-, 
Reiher- und Marabufedern sowie Waren aus diesen Federn, 
Rosenöl müssen unter dieser Bezeichnung, die nicht genannten 
Kostbarkeiten als Kostbarkeiten im Frachtbrief ausdrücklich an- 
gegeben und dürfen nur als Eilgut aufgeliefert werden. 

(2) Sie müssen in festen, gut verschlossenen Behältern fest 
verpackt sein. 
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(3) Die Beförderung findet, soweit es die Betriebsverhältnisse 
gestatten, mit Personenzügen statt. 

(4) Kunstgegenstände müssen als solche im Frachtbrief aus- 
drücklich bezeichnet sein und dürfen nur als Eilgut aufgeliefert 
werden; ausgenommen sind Kunstgegenstände als Ausstellungs- 
gut, die zur Beförderung nach dem Ausstellungsorte und zurück 
auch als Frachtgut aufgeliefert werden dürfen. 

(5) Begleitung kann beigegeben werden. Den Begle.tern kann 
nach Ermessen der Eisenbahn gestattet werden, in dem Wagen, 


in dem das Gut verladen ist, zu fahren. Die Begleiter haben das 


tarifmäßige Fahrgeld zu entrichten. = 


(6) Werden die unter (1) und (4) angeführten Gegenstände - 
richt unter den vorgenannten Bezeichnungen aufgeliefert, so 


wird dessenungeachtet die Fracht nach den Bestimmungen des. 
österreichischen, ungarischen und bosnisch-herzegowinischen 
Eisenbahn-Gütertarifes, Teil I, Abteilung B, Abschnitt B-VI be- 
rechnet und das Doppelte des Unterschiedes zwischen der infolge 
der Angabe entstandenen und der richtig berechneten Fracht von 
der Aufgabe- bis zur Bestimmungsstation 'eingehoben; ferner 
wird in diesen Fällen die Haftung der Eisenbahn auf Grund des 
Frachtvertrages ausgeschlossen. ; 

(7) Zum Zwecke der Entschädigungsberechnung wird für die 
unter (1) und (4) angeführten Gegenstände der gemeine Han- 
“delswert bzw. der gemeine Wert nicht höher als mit 50 K für 
1 kg angenommen. ; 

(8) Für Gold und Münzen aus unedlen Metallen gelten die all- 
gemeinen Beförderungsbestimmungen. 


— Aufhebung von Verkehrsbeschränkungen. Der Transvort- 
scheinzwang für Obst, Gemüse, Gemüsesamen und Xartoffeln 
wurde aufgehoben. 


— Die Aufteilung des Wagenparkes. Zu den wichtigen Fragen, 
welche auf der Konferenz in Portorose gelöst werden sollen, ge- 
hört auch die Verteilung des Wagenparkes der österreichischen 
Staatsbahnen und die Ordnung der Ansprüche, welche Leihgesell- 
schaften und Private auf Rückgabe von Wagen, die sich in den 
Nachfolgestaaten befinden, gestellt haben. Einzelne der Nach- 
folgestaaten, wie die Tschechoslowakei, haben mit den öster- 
reichischen Besitzern der auf ihrem Gebiete befindlichen Wagen 
Mietverträge abgeschlossen und alle schwebenden Fragen in 
Güte gelöst. Dagegen ist mit anderen Staaten, so auch mit 
Polen, noch immer kein Übereinkommen getroffen worden. Die 
Wagenleihänstalten haben den größten Teil ihres Fahrparkes 
schon vermietet. Eine gewisse Zurückhaltung. bestand bei der. 
Anmietung von Kesselwagen, die mit dem Stillstande in der 
Petroleumindustrie in Zusammenhang steht. In der letzten Zeit 
kommen aber auch für Kesselwagen zahlreiche Anfragen, so daß 
man daraus wohl den Schluß ziehen kann, daß für den Herbst 
mit einer regeren Verfrachtung von KRohölerzeugnissen ge- 
rechnet wird. 


— Umleitung des Luxuszuges Paris-Bukarest und des D-Zuges 
Ostende-Wien-Bukarest. Aus -Betriebsrücksichten werden mit 
Anfang August der Luxuszug Paris-Bukarest, der D-Zug 
OÖstende-Wien und der D-Zug Wien-Bukarest nicht mehr den 
Westbahnhof in Wien berühren, sondern vom Ostbahnhof in 
Wien abgehen und auf diesem Bahnhofe in Wien ankommen. 


— Fahrpreisermäßigung für Besucher der Reichenberger Messe. 
Das österreichische Bundesministerium für Verkehrswesen hat 
mit Erlaß vom 5. Juli d. J. verfügt, daß es den Teilnehmern 
an der in der Zeit vom 13. bis 21. August in Reichenberg statt- 
findenden Internationalen Messe auf ihren Linien eine 50pro- 
zentige Ermäßigung des tarifmäßigen Fahrpreises bei allen per- 
sonenbefördernden Zügen (mit Ausnahme der Luxus- und D- 
Züge) zur einmaligen Hin- und Rückfahrt nach und von Reichen- 
berg zugesteht. Diese Fahrpreisermäßigung kann auf Grund des 
messeamtlichen Ausweises von Ausstellern in der Zeit vom 4. bis 
einschließlich 27. August, von den Besuchern (Einkäufern) in 
der Zeit vom 11. bis einschließlich 23 August in Anspruch ge- 
nommen werden. 

Der Ausweis ist bei Lösung der ermäßigten Karten sowie bei 
der Fahrkartenprüfung vorzuweisen. Er unterliegt den öster- 
reichischen staatlichen Stempelgebühren. Die Reise ist auf der 
kürzesten Strecke durchzuführen und muß um. Mitternacht des 
letzten Geltungstages des: Ausweises beendet sein. 
unterbrechung ist nicht gestattet. Bei Antritt der Reise in einem 
Bahnhofe einer im Betriebe der österreichischen Staatseisen- 
bahnverwaltung stehenden Privatbahn, für welche die Fahrpreis- 
ermäßigung nicht gilt, wird der Reisende bis zu jenem Bundes- 
bahnhof abgefertigt, von dem ab die Begünstigung in Anspruch 
genommen werden kann. Bei Lösung der ermäßigten Karten 
wird der Ausweis von der Fahrkartenausgabestelle abgestempelt 
Nach Beendigung der Rückreise ist er mit der Fahrkarte abzu- 
geben. Die Fahrpreisermäßigung wird nur bei Lösung der 
Karten am Fahrkartenschalter berücksichtigt, somit nicht bei 


| Nachzahlungen im Zuge. Eine nachträgliche Geltendmachun 


“schaft zu betreiben, bisher erfolglos bleiben mußten. Anderseifs 


einen größeren Umfang des Schadens verhindert. 


‚ändert fort. 


. treten ist, 


‚auch den Nachbarverkehr zwischen den in Betracht kommenden 


Eine- Fahrt- 


. Verhältnisse oder mit Hilfe von Dumpingpreisen — Ungarns ein- 


des Fahrbegünstigungsanspruchs im Wege einer Fahrgeldrück 
erstattung ist ausgeschlossen. : K 


— Die Kohlenlage (vgl. Nr. 29 S. 562 d. Ztg.). Nach zwer 
monatiger Unterbrechung der Kohlenzufuhren aus Oberschle 
sind am 8. Juli die Verladungen im oberschlesischen Kohle 
gebiete für Österreich wieder aufgenommen worden und haben 
in wenigen Tagen ansteigend einen solchen Umfang erreicht 
daß die Gesamtmenge der bereits ahgerollten Kohle im Tages 
durchschnitt zwar die Vertragsmengen noch nicht voll erre 
aber doch die begründete Aussicht besteht, daß sie noch in die 
Monat erreicht werden können. Die Förderung ist in den ei 
zelnen Gruben nur allmählich gesteigert worden und das erklärt 
auch die schwachen Anlieferungen in den ersten Tagen der 
Wiederaufnahme der Verladungen. 5 a 

Wenn eine neuerliche Störung durch politische Einflüsse nich 
abermals die Kohlenzufuhren aus Oberschlesien beeinflußt, wir 
es möglich ‘sein, die einschneidende Wirkung, die der zwe 
monatige Ausfall der oberschlesischen Kohle auf die 6 
reichische Kohlenwirtschaft hatte, zu überwinden. C 
bedeutet dieser Ausfall, daß die Bestrebungen, eine Vorratswir® 


hat nur der allgemeine wirtschaftliche Stillstand und die dami 
verbundene Verringerung des industriellen Kohlenverbrauch: 


— Ausstand- der Speditionsarbeiter. Der Ausstand der ‚spe 
ditionsarbeiter in Wien, der am 8. Juli einsetzte,. dauert unver 
Es feiern 1500 -Kutscher, Aufleger und Hilis 

arbeiter. = GBR, ei 


— Simmeringer Waggonfabrik. In der kürzlich abgehaltenen 
Hauptversammlung der Simmeringer Maschinen- und ji 
fabrik A.-G. wurde die Abtrennung des Biünrn-Königsfeld 
Unternehmens der Gesellschaft bzw. ihre Umwandlung in ei 
tschecho-slowakische Aktiengesellschaft beschlossen. Die Akt 
näre der Simmeringer Maschinenfabrik würden somit für d 
österreichische Unternehmen die Dividende in Österreichisch 
Kronen, für das Brünn-Königsfelder Unternehemen eine D 
dende in tschecho-slowakischen Kronen erhalten. In der Hau 
versammlung wurde auch mitgeteilt, daß der Auftragsbestan 
mit welchem das Unternehmen in das neue Geschäftsjahr ein 

noch für lange Zeit hinaus lohnende Beschäftigung 
gewähre. a 


— Wiener Lokalschiffahrtsgesellschaft mit beschränkter Haf 
tung. Am 19. Juli fand die Gründung dieser Gesellschaft stadt 
Zweck des Unternehmens ist die Befahrung des Wiener Donau: 
kanals sowie des österreichischen Teiles der Donau mit Motor: 
schiffen oder sonstigen Wasserfahrzeugen behufs Beförderung 
von Fahrgästen und Gütern. Bei Gründung der Gesellschaft hat 
sich die Verwaltung in erster Reihe die Aufgabe gestellt, 
Lokalschiffsverkehr zwischen Stationen im Wiener Donaukan 
(Sophienbrücke bis Nußdorf) und den auf der Strecke Wien 
Greifenstein gelegenen Strombädern (Kuchelau. Klosterneuburg 
Kritzendorf usw.), ‘Sommerfrischen und Ausflugsorten sowie 


Ortschaften einzurichten und allmählich zu erweitern. ° 


—  Kleinwirtschaftsausstellung der österreichischen Eisen 
bahner. Für die vom 3. bis 5. September in Linz stattfinden 
Ausstellung sind sehr schöne und zahlreiche Preise gespende 
worden, so daß die Aussicht besteht, daß die Mühewaltung de 
Aussteller belohnt werden kann. Nicht nur Staats-, sonder: 
auch Landespreise und vielfach Preise von landwirtschaftliche 
Körperschaften wurden gestiftet, und es dürften solche noch i 
et Zahl: auch von Gemeinden und einzelnen Personen ei 
treffen. EB n 3 


Ungarn. 


.— Neuregelung der Einfuhr. Ministerpräsident Graf Stefa 
Bethlen hat in der Nationalversammlung als eine wichtige Ma 
regel zur Abwehr der drohenden Arbeitslosigkeit die bevor- 
stehende Einschränkung der Wareneinfuhr durch eine Über- 
prüfung der Freiliste angekündigt. Dieses Versprechen ist nua 
durch eine soeben erschienene Regierungsverordnung in die 
umgesetzt worden. Im Sinne dieser Regierungsverordnung 
wurde die Einfuhr vieler Waren von einer vorherigen Bewil- 
ligung abhängig gemacht. Es handelt sich jedoch im  gegen- 
wärtigen Falle nur um die Einschränkung der freien Einfuhr, 
um nach Tunlichkeit zu vermeiden, daß die ausländische Pro- 
duktion — auf Grund günstigerer Produktions- öder Valuta 


heimischer Industrie, die wegen der Bedingungen des Friedens- 


T. Jahrgang 
ugust 1921. 
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ertrages. keinen ollschubs genießen kann, *unermeßlichen 
haden zufüge. "Da in den Kommissionen, die über die Einfuhr- 
esuche zu entscheiden berufen sind, auch die Vertreter von 
del und Gewerbe sowie der Verbraucher vertreten sind, ist 
ı Mißbrauch, der etwa die Beschränkung der Einfuhr für preis- 
Enerische oder monopolistische Zwecke ausnützen könnte, so 
ut wie ausgeschlossen. 

Unter den wichtigsten Gegenständen, deren Einfuhr an. eine 
rlaubnis gebunden ist, sind zu erwähnen: Wagenschmiere, Rüb- 
l, Farbenerden, Zwirne und andere Fäden aus Baumwolle, ge- 
ärbte und buntgedruckte Baumwollstoffe, Bänder, Lampen- 
ochte, Hanffäden, Jutestoffe, Besen, Bürsten, Kautschukwaren, 
Jaschen, Eisenfässer, emailliertes Blechgeschirr, Materialien für 
chienenbefestigung, Schrauben, Nägel, Drahtseile, Eisenbahn- 
äder, Metallfedern, Sensen, Hauen, Schaufeln, Schreibfedern, 
us Stahl erzeugte und im Zolltarif nicht besonders aufzezählte 
Varen, Holzplatten, einige Holzwaren, Halbfabrikate aus nicht- 
dien Metallen, Buchdruckschriften, Dampfkessel, Lokomotiven, 
‚okomobile, Dampfmaschinen, Motoren, landwirtschaftliche Ma- 
chinen und im Zolltarif nicht besonders aufgezählte Maschinen 
nd Geräte, elektrische Maschinen und Geräte, elektrotechnische 
jedarfsartikel, Pottasche, Druckerschwärze, "Leim, Lacke, 
erzen und Seifen. 5 

5 e 
— Ein neues Eisenbahnproiekt Debreezen-Miskolez. Die Wirt- 
ne der Komitate Hajdüu und Borsod hielten eine 
ersammlung ab, in der die Pläne für die zwischen Debreczen 
nd Miskolez auszubauende 70 km- lange. Eisenbahnlinie ein- 
ehend besprochen wurden. Die Baukosten werden auf 400 
[illionen Kronen veranschlagt. An den Handelsminister wurde 
ine Denkschrift behufs dringender Baubewilligung eingereicht. 


_ Güterverkehr zwischen Ungarn und Italien. Vor kurzem 
aben Beratungen der beteiligten Bisenbahnverwaltungen über 
ie Aufnahme des direkten Güterverkehrs zwischen den unga- 
ischen und italienischen Stationen über österreichische Linien 
tungen. * 


‘Bestellungen von chungen für Polen. Polen hat 
der Maschinenfabrik Ganz-Danubius eine größere Anzahl 
euer Güterwagen bestellt. Eine Bestellung auf Lokomotiver 
oll bevorstehen. 


e Dsetiltnae für Maschinenindustrie in Budapest. Der Landes- 
erband der Eisenhändler und Industriellen veranstaltet unter 
em Protektorat des Reichsverwesers vom 15. August bis Ende 
jeptember d..J. in Budapest eine Ausstellung für Maschinen- 
adustrie. 
2 ; 

-— Deutsch-ungarische Handelsbeziehungen. Seitdem sich die 
Er nalitischen Verhältnisse Ungarns gebessert haben und die 
Jurchführung des großangelegten Finanzplans auf das wirt- 
chaftliche Leben Ungarns einen günstigen Einfluß ausgeübt hat, 
at auch Produktion und Handel in Ungarn einen Aufschwung 
'enommen. Diese günstigen Verhältnisse haben auch das 
leutsche Interesse auf die Gestaltung der ungarischen Wirt- 
chaftslage gelenkt, so daß die deutschen Industrie- und Han- 
lelskreise derzeit bemüht sind, mit den ungarischen Wirtschafts- 
nteressenten ausgedehnte Handelsverträge zu schließen. — Nach 
iner Mitteilung der ungarischen Abteilung des Deusch-Öster- 
eichisch-Ungarischen Wirtschaftsverbandes haben gegenseitiger 
zedankenaustausch und Vermittlung eingesetzt, um eine Förde- 
ung des deutsch-ungarischen Handels im größeren Umfange 
lurchzuführen. Das Bestreben dieses Wirtschaftsverbandes ist 
‚unächst darauf gerichtet, unnütze Ausgaben unter allen Um- 
tänden zu vermeiden, worauf: die Mitglieder dieses Verbandes 
nıt Nachdruck aufmerksam gemacht werden. Zur Erreichung 
lieses Zieles hat die Ungarische Abteilung eine besondere Fach- 
ruppe eingeführt, die jedem, der sich an die Ungarische Ab- 
eilung des Deutsch- Österreichisch-Ungarischen Wirtschaftsver- 
jandes in Berlin W 35 wendet, unentgeltlich ausführliche Aus- 
unft erteilt. 


 Südslawisches Gebiet. 


E: > Plan für den Ausbau der Verkehiseinfichturgen. Vor 

zem sind die von der SHS.-Regierung geführten Verhand- 
ungen über eine von Privatbanken aufzunehmende Investi- 

onsanleihe von 500 Millionen Dinar zum Abschluß net. 
Nunmehr wurde, wie dem Handelsministerium aus Agram_ ge- 
meldet, wird, das Investitionsprogramm. des Ver- 
hrsministeriums über ‘die Verwendung der vor- 
ähnten Anleihe veröffentlicht. Daraus ist folgendes her- 
rzuheben: Die Arbeiten werden in vier Gruppen geteilt, und 
'ar: 1. in die Wiederherstellungsarbeiten auf den Strecken, in 
Bier Reihe der Hauptstrecke. Zagreb-Belgrad-Caribrod-Giev- 


gielija, 2. in die Trassierung neuer Strecken, 3. in die Herstellung 
von Eisenbahnverbindungen mit den Häfen, und 4. in die In- 
standsetzung von Häfen. Für die Verbesserung der Strecke 
Zagreb-Belgrad, wobei die bisherige Änderung der Zugrichtung 
bei Indija entfallen soll, wurden 4 Millionen Dinar vorgesehen; 
für die Beschaffung von Schwellen und sonstiges Material 
32 Millionen Dinar; für die Errichtung einer Brikettfabrik und 
zweier Kohlenlagerplätze 20 Millionen Dinar; für die Beendi- 
zung des Hauptmagazins in Batajnica 4 Millionen Dinar; zur 
Materialbeschaffung für die bosnıschen Eisenbahnen 1,67 Mil- 
lionen Dinar; für Wagen- und Lokomotivausbesserungen 34 Mil- 
lionen Dinar; für Wasserstationen in Vinkovci, Novska, Sombor, 
Indiia und Vel. Kikinda 8 Millionen Dinar und für Beschaffung 
von schmalspurigen Lokomotiven und Wagen 15 Mil- 
lionen Dinar. Ferner sollen verwendet werden 12 Mil- 
lionen Dinar für die Erweiterung und den Ausbau 
der Eisenbahnwerkstätten in Zagreb, Becskerek, Nisch 
und Sarajewo; 5 Millionen Dinar für Ljubljana; für Ver- 
erößerung der Gebäude bei den Staatsbahndirektionen 4,73 Mil- 
lionen Dinar, für den Bau eines Inspektionshauses in Ljubljana 
1 Million Dinar: für den Bedarf der Stationen Belgrad, Zagreb, 
zwecks Errichtung von Anlagen, welche die Verstopfung der 
Stationen verhindern sollen, 12 Millionen Dinar; für die Er- 
weiterung der Heizhauseinrichtungen auf der Hauptstrecke 
50 Millionen Dinar; für Weichenanlagen auf der Hauptstrecke 
40 Millionen Dinar; für die Trassierung neuer Strecken 388 Mil- 
lionen Dinar; für die Beendigung der Strecke Donji-Milanovac- 
Ugrinovci 9 Millionen Dinar; für die Beendigung der Strecke 
Nisch-Knjazevac 28 Millionen Dinar; für den Ausbau der Strecke 
Uzizi-Vardiste 15 Millionen Dinar; für. die Durchbohrung der 


-Ivan-Planina, um die Zahnradbahn auszuschalten, 9,5 Millionen 


Dinar; für den Ausbau der Strecke Gospic-Knin 15 Millionen 
Dinar; für den Ausbau der Strecke Bos. Krupa-Bihac-Zrmanija 
(Anschluß an die Lika-Bahn) 30 Millionen Dinar; für den Aus- 
bau der Strecke Titel-Orlovac 10 Millionen Dinar; für die Ver- 
besserung der Strecke Subotica-Senta-Coka-Karlovo-Kikinda 
6 Millionen Dinar; für die Beendigung der Ausbesserungen an 
der Strecke Kraljevo-Stolae 2 Millionen Dinar; für den Ausbau 
der Strecke Kraljevo-Stolac 5 Millionen Dinar; für den Ausbau 
der Strecke Topeider-Mala Krsna-Pozarevaece 25 Millionen Dinar; 
für die Errichtung einer Eisenkonstruktion an der Drina- 
brücke bei Mediedie in Bosnien 4 Millionen Dinar; für den Aus- 
bau der Strecke Liutimer-Ormoz-Muska Subota 10 Millionen 
Dinar. Für die Reparatur der Häfen. Baros und Martinscica 
werden 25 Millionen, für die Häfen Split und Sibenik 15 Millionen, 
für Gruz und Zelenika 10 Millionen, für kleinere Häfen 5 Mil- 
lionen Dinar vorgesehen. 5 Millionen Dinar sollen für die Be- 
schaffungz von Sanitätsschiffen, Schleppdampfern, Motorbooten 
usw., 4 Millionen Dinar für die Erneuerung der Signaleinrich- 
tungen, 5 Millionen Dinar für Errichtung von Beamtenhäusern 
und 15 Millionen Dinar für die Errichtung ‘des Gebäudes des 
Verkehrsministeriums und der Generaldirektion verwendet wer- 
den. Insgesamt sollen 455 Millionen Dinar für diese Zwecke und 
der Rest für Straßenbauten aufgewendet werden. 

Ein zwischen dem südslawischen Konsul in Saloniki und dem 
Generalgouverneur von Mazedonien getroffenes Abkommen über 
die Benutzung des Hafens von Saloniki für den 
Handel Südslawiens enthält folgende Bestimmungen: - Zoll- 
erleiehterungen, die die sofortigen Weiterbeförderungen möglich 
machen, werden für alle nach Südslawien bestimmten oder von 
dort kommenden Waren gewährt; die Waren können ohne die 
üblichen Förmlichkeiten gelagert werden, um unnötige Ausgaben 
und Zeitverlust zu: vermeiden; die auf der Bahnstrecke Guev- 
gueli-Saloniki verfügbaren Güterwagen werden nach den Bedürf- 
nissen der beiden Länder gleichmäßig verteilt werden. 


Uebrige europäische Länder. 


— Elektrisierung schwedischer Bahnen. Die schwedische Re- 
zierung hat die Erlaubnis zur Einführung elektrischen Betriebes 
auf der Eisenbahn von Vadstena nach Tägelsta erteilt. 

Die fünfte Kraftstation der Uddeholms A.-G. beim Krakeruds- 
wasserfall im Klarälv wurde kürzlich in Betrieb genommen. Sie 
hat über 5 Millionen Kronen gekostet und liefert 12 500 Pferde- 
stärken, wovon der größere Teil für den Betrieb der Klärälv- 
bahnen zur Verwendung kommt. Diese Bahnen w erden während 
des Sommers elektrisiert. 

Der Verkehrsminister hat sich Heijnes Bureau gegenüber da- 
hin ausgesprochen, daß für die nächsten Jahre keine solchen 
Verhältnisse erwartet werden, daß man mit der Elektrisierung 
der Staatsbahn: Stockholm- Göteborg beginnen könnte. Dr. S. 


— Belgisch-Iuxemburgisches Eisenbahnabkommen. Aus Brüssel 
wird der „B. B.-Ztg.“ unterm 28. Juli d. J. gemeldet: Die luxem- 
burgische Eisenbahnfrage ist durch das Abkommen zwischen 
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der luxemburger und der belgischen Regierung, das gestern ge- 
zeichnet wurde, erledigt worden. Die luxemburgischen Eisen- 
bahnen sollen in Zukunft von der belgischen Regierung ver- 
waltet werden. Belgien soll es unbenommen sein,-ein autonomes 
System herzustellen oder sie kurzerhand in das belgische Eisen- 
bahnetz einzufügen. 

— Lettland. Das lettländisch-sowjetrussische Abkommen über 
den direkten Personen-, Gepäck- und Güterverkehr vom 26. Fe- 
bruar 1921 ist durch das Zentralexekutivkomitee in Moskau 
ratifiziert worden. — Die Stationsgebäude und der Oberbau der 
lettländischen Eisenbahnen werden einer gründlichen Erneue- 
rung unterzogen. Die Arbeiten für Wiederherstellung der aus- 
gebrannten großen Güterschuppenanlagen des Rigaer Güter- 
bahnhofs werden zurzeit durch die lettländische Eisenbahnober- 
verwaltung vergeben. Sp. 


— Lettländisch-esthländischer Durchgangsverkehr. Die Ver- 
handlungen über den durchgehenden Verkehr auf der Strecke 
Alt-Schwaneburg-Walk und Walk-Pernau sind zum Abschluß ge- 
langt. Das hierauf bezügliche Abkommen ist fertiggestellt. 


— Verkehrszustände auf den sowietrussischen Bahnen. Der 
außerordentliche Mangel an lauffähigen Wagen wird in erheb- 
lichem Maße verstärkt durch die Entziehung zahlreicher Per- 
sonen- und Güterwagen zwecks Verwendung als Wohn- und 
Speicherräume. Diese Erscheinung machte sich bereits zur Zeit 
der deutschen Besetzung der Ukraine bemerkbar. Infolge des 
gesteigerten Verfalls ganzer Häuser- und Schuppenanlagen in 
Sowjietrußland (wegen Material- und Facharbeitermangels) sind 
jetzt auf verschiedenen Bahnknotenpunkten langgestreckte 
Wagenniederlassungen entstanden, die zur Beherbergung von 
Menschen, Tieren und Gütern in gleicher Weise dienen. An eine 
Räumung dieser Wagen, die Monate und Jahre abgestellt bleiben 
und dabei allmählich verwittern, denkt die Eisenbahnverwaltung 
nicht. Vielmehr trägt die ungeordnete und langsame Verfügung 
verschiedener Zentralbehörden zur Unterbindung eines ordnungs- 
mäßigen Wageumlaufes bei, was zusammenhängt mit der Mono- 
polisierung gerade der aus dem Auslande eintreffenden großen 
Gütertransporte durch Abrichtung an das Volkskommissariat für 
Außenhandel in Moskau, dessen Transportabteilung erst die ein- 
zelnen für die Ausladung und Verteilung zuständigen Verwal- 
tungen (oder anderen Kommissariate) benachrichtigt. So 
lagerten z. B. im Mai 1921 Wagenfedern, für deren Abruf das 
Volkskommissariat für Verkehr (entspricht dem ehemaligen Ver- 
kehrsministerium) zuständig ist, in Moskau seit 16. Dezember 
1920, Mangels geeigneter Lagerräume blieben 70 Wagen Tuch, 
bestimmt für den Zentrosojus und die Hauptverwaltung für Be- 
kleidung, im Mai 1921 unausgeladen. SP. 


— Eisenbahnerstreiks in Rußland. In den Gouvernements Tula, 
Orel, Kaluga, Zarizyn, Riasan und Tscherepowetz sind im Zu- 
sammenhange mit der Hungersnot Eisenbahnerstreiks ausge- 
brochen, die zu Sabotageakten führen. Das Eisenbahnpersonal 
zerstört die Maschinen und die Gleise. Die Lage ist außerordent- 
lich ernst. “ SP. 


— Zur Hebung der Arbeitsleistung in den Werkstätten ist in 
Samara zum ersten Mal versuchsweise eine Verbindung von 
Geld- und Naturallohn eingeführt worden. Eine Gruppe 
von Arbeitern hat binnen Monatsfrist eine Lokomotive von 
Grund auf auszubessern. Bei zufriedenstellender Arbeit erhält 
die Gruppe einen Lohn von 1600000 Rubel, 45 Pud Mehl, 3 Pud 
30 Pfund Fleisch oder Fisch, 1 Pud 35 Pfund Zucker, 37 Pud 
5 Pfund Salz, 4 Pud 35 Pfund Petroleum und 180 Arschin Stoffe. 
Das Lohnverfahren soll in größerem Umfange bei Gelingen des 
Versuchs eingeführt werden. 


— Putilow-Werke in Petersburg. Nach ‚„Ekonomitscheskaja 
Schisn“ sind diese Werke nunmehr endgültig geschlossen. Die 


Arbeiter sind in andere Fabriken überwiesen oder haben Garten- 


arbeit übernommen. 


Fremde Erdteile. 


— Betrieb und Verkehr auf der Bagdadbahn nach dem Kriege. 
Seit die Bagdadbahn durch den traurigen Ausgang des Krieges 
deutschem Einfluß entzogen worden ist, hören wir von ihr nur 
wenig. Bei der Räumung Kleinasiens durch die türkischen 
Truppen ist sie in die Hände der nachdrängenden Engländer 
gefallen. Daß diese sie dann den Franzosen überlassen haben, 
ist bei der Wichtigkeit, die sie als ein Glied in der Landver- 
bindung mit Indien hat, und den Plänen Englands in Persien 
verwunderlich und nicht recht zu erklären. Neuerdings wird 
in den von ihr durchschnittenen Gegenden wieder. zwischen Ke- 
malisten und Franzosen gekämpft, und einige große Brücken 
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‘nach dem Waffenstillstand stand sie zwar dem öffentlichen Pei 


“ überwacht. 


. Bremser ist verhältnismäßig hoch, 


diesen Beträgen nicht enthalten. 


Zeitung des Vereins 
Deutscher ‚Eisenbahnverwaltunge 


sollen bei diesen Kämpfen von den Türken gesprengt worde, 
sein. Bei der Spärlichkeit der Nachrichten, die wir aus jene 
Gegend und namentlich über die Eisenbahn erhalten, ist ei 
Bericht eines englischen Offiziers umso bemerkenswerter, de 
een an der Besetzung und dem Militärbetrieb mi 


technische an verliert er kein Wort, trotzdem kann ma 
aus seiner Schilderung schließen, daß er sie erkennt, aber aı 
Neid darüber, daß sie ein deutsches Werk und nicht ein eng 
sches ist, nicht eingestehen will. | 

Im Krieg diente die Bagdadbahn nur dem Militärverkehi 


sonen- und Güterverkehr zur Verfügung, beide waren aber mu 
schwach. In dem Halbjahr März-August 1919, auf das sich d 
nachstehenden statistischen Angaben beziehen, wurden auf de 
eigentlichen Bagdadbahn zwischen Konia und Tel-Ebiad 43 22 
und auf der gemeinsamen mit ihr betriebenen Strecke Mersin: 
Tarsus-Adana 54696 Fahrkarten verkauft. An der Spitze stel 
Adana mit nahezu 25000, während Aleppo mit 150 bis 160000 
Einwohnern, die größte Stadt jener Gegend, merkwürdiger Weis 
nur gegen 5000 aufgewiesen hat. ’ 
Der Güterverkehr umfaßte im genannten Zeitraum 40 308 
von denen nur 12272 auf die Bagdadbahn selbst, 28036 t 
gegen auf die Mersina-Tarsus-Adana-Eisenbahn entfielen. Die 
reichliche Hälfte dieser Güter war Getreide, von dem wieder 
rund die Hälfte über Mersina ausgeführt wurde. Im übrigen be 
standen die beförderten Güter aus Feuerholz, Baumwolle, Wolle, 
Butter, Häuten, getrocknetem Obst und Gemüse. Bei Rückkehr 
geordneter Verhältnisse in Kleinasien kann: bei der Fruchtbar- 
keit mancher von der Bagdadbahn berührter Gegenden, die ihre 
Erzeugnisse auf keinem anderen Wege abbefördern können, 
wohl eine erhebliche Steigerung des Verkehrs erwartet werden, 
Hierzu wird verstärkter Betrieb nötig sein, der aber auch Ver- 
kehr anlocken wird. Auf der Spitzenstrecke nach Nissibin ver- 
kehrte nur ein Zug in der Woche, und auch dieser diente haupt- 
sächlich dem militärischen Verkehr. E 
Die Leitung der Bagdadbahn hat ihren Sitz in Äleppo. Die 
Verkehrssprache ist französisch; sie soll das deutsche fast voll- 
ständig verdrängt haben. Die europäischen Bahnbeamten 
sprechen dabei meist auch türkisch. Die Leitung zerfällt in Bau 
und Betrieb. Bei letzterem ist die größte Abteilung diejenige 
für Streckenunterhaltung mit einem Stab von 1217 Köpfen. Im 
Lokomotiv- und Wagendienst arbeiten 597 Mann, im Verkehrs- 
dienst 507. Die übrigen Abteilungen, Rechtsabteilung, Gebühr a 
kontrolle und Rechnungswesen, Gesundheits- und Magazinwesen, 
sind schwächer besetzt; sie beschäftigen zusammen 126 ‚Köpfe, 
Bis in den November 1919 war jedem leitenden Beamten ein eng 
lischer Offizier zugeteilt, der seine Verfügungen und seine son 
stigen Schriftwechsel mitzeichnete. Sie unterstanden der eng 
lischen Heeresleitung in Ägypten. Die leitenden Beamten waren 
damals zum Teil noch Deutsche. Für Betrieb und Unterhaltung 
ist die Strecke in vier Teile geteilt: Konia--Dorak, 328 km, mit 
dem Sitz des Betriebsamts in Eregli, Dorak-Yenidje und Mersina- 
Islahie, 301 km, mit dem Betriebsamt in Adana, Islahie-Aleppo, 
144 km, mit dem Betriebsamt in Aleppo, und "Aleppo-Nissibi 
340 km, mit dem Betriebsamt in Dierablus. Den Bezirksinge- 
nieuren unterstehen Bahnmeister, die je 60 bis 80 km Streck 
überwachen. Die Unterhaltungsrotten bestehen aus je neun b 
fünfzehn Mann, d. i. etwa einer auf 1 km. Brücken, Tunnel, g 
fährdete Einschnitte, wichtige Wegübergänge werden besonders 
Der Lokomotiv- und Wagenabteilung unterstehen 
acht Lokomotivstationen, von denen die größte Adana mit 167 
Mann, die nächste Mersina mit 77 Köpfen ist. 36 Wasserstel 
sind über die Strecke: verteilt; das Lokomotivspeisewasser w 
in Brunnen, z. T. mit Handbetrieb, gewonnen. Unter den Ang 
stellten des Verkehrsdienstes sind 99 Bahnhofsvorsteher, 6 
Weichensteller, 128 Bremser, 50 Gepäckträger usw. Die Zahl der 
weil die durchgehende 


strecken handgebremst werden müssen. 
zur Zeit der englischen Besetzung sehr im argen. 
große Vorräte über die Strecke verstreut, doch werden sie nie 
genügend beaufsichtigt, und Diebstähle und Verluste durch Bi 
schädigungen kamen in großem Umfange vor. 


Pfund für Ne 20000 Pfund für Güter. 
24.600 Pfund, die für Beförderung von Truppen und Gefangene 
gebraucht wurden. Diesen 54600 Pfund Einnahmen stande 
33700 Pfund Ausgaben gegenüber, i 
auf persönliche und 15120 Pfund auf sächliche Ausgaben ve 
teilen. Eine Verzinsung des ee war aber unt 


. Jahrgang 
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Bücherschau. 


— Die Drahtseilbahnen. Von Prof. P. Stephan. 3. ver- 
besserte Auflage mit 543 Textabbildungen und 3 Tafeln. Verlag 
von Julius Springer, Berlin 1921. Preis gebunden 150 M. 
e Viele Eisenbahner haben während des Krieges in den Eisen- 
Bahnbaukompagnien besonders in den Vogesen, in Rumänien und 
anderen gebirgigen Gegenden den Bau und: Betrieb von Draht- 
seilbahnen näher kennen gelernt und so Gelegenheit zur Arbeit 
auf einem Gebiet erhalten, das sonst eigentlich nur einem kleinen 
Kreise von Fachleuten und wenigen großen Spezialfirmen vor- 
behalten ist. Es wird daher mancher von ihnen gern das oben- 
genannte gediegene Werk zur Hand nehmen, durch das er seine 
Ban in theoretischer und praktischer Hinsicht erweitern 

ann 

Nach einer kurzen dns des Wertes und der Entwick- 
seschichts der Drahtseilbahnen bringt der Verfasser eine 
Fülle von Konstruktionseinzelheiten, der Seile, Stützen, Wagen 
usw.; die durch zahlreiche Abbildungen, Tabellen, Berechnungen 
und Erläuterungen veranschaulicht werden. Die Ausführungen 


IE Are Er 


über die Ausbildung der Stationen sowie der Schutzbrücken und 
Schutznetze werden auch dem Eisenbahntechniker beim Bau 
von Umladebahnhöfen und bei Streckenüberkreuzungen wertvolle 
Fingerzeige geben. Hieran schließen sich zwei längere Ab- 
schnitte mit Beispielen aus der Anwendung der Drahtseilbahnen 
als Gebirgsbahnen und Transportmittel für Personen oder 
Massengüter in den verschiedenen Industrien. Die technische 
Darstellung wird weiter ergänzt durch wirtschaftliche Angaben 
und vergleichende Kostenberechnungen mit anderen Transport- 
mitteln sowie durch Anführung der wichtigsten gesetzlichen 
Bestimmungen über die Anlage und den Betrieb von Drahtseil- 
bahnen. Das Buch schließt mit einem Abschnitt über die ört- 
liche Bauausführung und den Betrieb von Drahtseilbahnen. 
Diese finden noch lange nicht die Beachtung, die sie infolge 
ihrer wirtschaftlichen Vorteile (geringer Grunderwerb, geringer 
Bedarf an Betriebspersonal, gradlinige Linienführung ohne Rück- 
sicht auf Geländeschwierigkeiten usw.) verdienen, und es ist da- 
her zu begrüßen, daß hier — frei von allen geschäftlichen Inter- 
essen, wie der Verfasser besonders betont — ein Werk entstan- 


(den ist, das die Kenntnis dieses Beförderungsmittels weiter ver- 


breiten wird. Dr.-Ing. Busse. 


Eröffnung von Bahnstrecken. 


—Eisenbahndirektionsbezirk Hannover. Am 
2. August 1921 ist die normalspurige Bahnstrecke Leese- 
Stolzenau-Stadthagen eröffnet worden. Alles Nähere 
über diese Strecke ist aus der amtlichen Bekanntmachung auf 
er Seite zu ersehen. 


B Änderung von Stationsnamen. 

= Eisenbahndirektionsbezirk Magdeburg. Der 
Bahnhof Ballenstedt an der Bahnstrecke Quedlinburg-Frose 
führt künftige die Bezeichnung Ballenstedt Ost und der 
Bahnhof Schloß Ballenstedt an der gleichen Strecke die 
Bezeichnung Ballenstedt West. 


Erweiterung der Abfertigungsbefugnisse von Stationen. 


— Eisenbahn-Generaldirektion Dresden. Vom 
4 August 1921 ab ist die Se larderung von Milch von dem Per- 


Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


sonenhaltepunkt Wolfsgrund im Übergangsverkehre nach 
und von den vollspurigen Linien zugelassen. 


Rundschreiben der Geschäftsführenden Verwaltung sind er= 
lassen worden: 

Nr. III 220 vom 22. Juli 1921 an sämtliche Vereinsverwaltun- 
gen, betreffend Kündigung der Vereinsmitgliedschaft der 
Kaschau-Oderberger Eisenbahn (abgesandt am 29. Juli d. J.); 

Nr. IV 135 vom 23. Juli 1921 an die Vereinsverwaltungen, die 
im II. Vierteliahr 1921 zahlpflichtige Bekanntmachungen in 
der Vereinszeitung erlassen haben, betreffend Kosten für Be- 
zo. in der Vereinszeitung (abgesandt am 29. Juli 

Nr. V 167 vom: 26. Juli 1921 an sämtliche Vereinsverwaltungen, 
das Eisenbahn-Zentralamt und diejenigen vereinsfremden Ver- 
waltungen, die nachbenannte Drucksache des Vereins bezogen 
haben, betreffend das Adressenverzeichnis . der Wagenverwal- 
tungen (abgesandt am 2. August d. J.). 


1. Eröffnung von Strecken. 


Eisenbahndirektionsbezirk Hannover. 
-Am 2. August 191 wird die normal- 
spurige Bahnstrecke Leese-Stolzenau- 
"Stadthagen als Nebenbahn mit den Bahn- 
-höfen Loccum, Münchehagen, Wiedensahl 
“und Niedernwöhren für den Personen-, 
- Güter-, Gepäck- und Privattelegramm- 
verkehr sowie für die Abfertigung von 
"Leichen und lebenden Tieren eröffnet. 

Ausgeschlossen ist auf allen diesen 
Bahnhöfen die Annahme und Ausliefe- 
rung von Gegenständen, zu deren Ent- 
und Verladung eine feste Rampe erfor- 
-derlich ist, sowie die Annahme und Aus- 
lieferung von Sprengstoffen. 

Die Züge werden nach den besonders 
"veröffentlichten Fahrplänen verkehren. 

- Für die neue Bahnstrecke haben Gül- 
tigkeit: die Eisenbahn-Bau- und Betriebs- 
ordnung vom 4. November 1904 und die 


- Eisenbahn- Verkehrsordnung vom 23. De- 


 zember 1908. 

- Über die Höhe der Tarifsätze geben die 

Dienststellen Auskunft. (733) 

2 Hannover, den 26. Juli 1921. 
Eisenbahndirektion. 


a 


- 2. Aenderung von Stationsnamen. 

Br 

i Der Bahnhof Ballenstedt an der Bahn- 
strecke Quedlinburg-Frose führt künftig 

? die Bezeichnung Ballenstedt Ost und der 

_ Bahnhot Schloß Ballenstedt an der 


RT 
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gleichen Strecke führt künftig die Be- 
zeichnung Ballenstedt West. (732) 
Magdeburg, den 29. Juli 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Der an der Strecke Elze-Kreiensen ge- 
legene Bahnhof Alfeld erhält ab 1. Sep- 


tember 1921 die Bezeichnung Alfeld 
(Leine). (715) 
Cassel, den 25. Juli 1921. 
kisenbahndirektion. 
3. Güterverkehr. 
"Verbandsgütertarif zwischen Deutsch- 
land einerseits, Dänemark, Schweden 


und Norwegen andererseits, Teil I, Ab- 
teilung B 

Vom 15. August 1921 an wird für er- 
mäßigtes Eilgut auf der deutschen Teil- 
strecke die Fracht wieder nach den ein- 
fachen Frachtgutsätzen berechnet. Die 
am 1. Dezember v. J. eingeführte 50pro- 
zentige Erhöhung der deutschen Schnitt- 
sätze fällt weg. 

Nähere Auskunft erteilen die Güter- 
abfertigungen. (730) 

Altona, den 27. Juli 1921. 

Eisenbahndirektion, 
namens der Verbandsverwaltungen. 


Ostdeutsch- und mitteldeutsch-süd- 
deutscher Tiertarif. 
Mit sofortiger Gültigkeit wird die Sta- 
tion Eisenberg (S.-Altenburg) in den 


£ Amtliche Bekanntmachungen. 


direkten Verkehr mit Stuttgart-Unter- 
türkheim aufgenommen. Ferner wird die 
Überfuhrgebühr für Heidelberg Viehhof 
mit Gültiekeit vom 1. August d. J. er- 
höht. 

Näheres bei den beteiligten Abferti- 
gungsstellen. (729) 

Erfurt, den 28. Juli 1921. 

Eisenbahndirektion, 


Badisch-Pfälzischer Güterverkehr. 
Mit sofortiger Gültigkeit wird der 
Frachtsatz des Ausnahmetarifs 4d für 
rohe Gipssteine von 258 auf 221 £ er- 
mäßigt. (727) 
Karlsruhe, den 28. Juli 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


Staats-- und Privatbahn-Güterverkehr 

Heft CH, Tiv. 5 
Wechselverkehr deutscher Eisenbahnen 
untereinander, Heft CII (Ausnahme- 

tarife) Tfv. 200. 

Mit Gültigkeit vom 1. September 1921 
wird der Ausnahmetarif 7 für Eisenerze 
auf im Deutschen Reich (zum Deutschen 
Reich gehört auch das Saargebiet) oder 
in der Tschechoslowakei belegene Eisen 
oder Stahl erzeugenden Hochöfen (auch 
Siemens-Martin- usw. Öfen), Bleihütten- 
werke oder Entzinkungsanstalten einge- 
schränkt. Näheres enthält die nächste 
Nummer des Tarifanzeigers. Das als- 
baldige Inkrafttreten der. Erhöhungen 
gründet sich auf die vorübergehende Än- 
derung des $ 6 der Eisenbahn-Verkehrs- 
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ordnung (R.-G.-Bl. 1914, Seite 455). Aus- 
kunft geben auch die beteiligten Güter- 
abfertigungen sowie das Auskunftsbüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. (726) 
Berlin, den 26-214132.1921: 
‘ Eisenbahndirektion. 


Binnen-Güter- und Tiertarif für die 
schmalspurigen Linien, Teil II. 


Vom 1.- August. 1921 an wird regel- ° 


mäßiger Milchverkehr auf dem Personen- 
haltepunkt Wolfsgrund im Übergangs- 
verkehr nach und von den vollspurigen 
Linien zugelassen. Wegen der Fracht- 
berechnung wird auf unseren Verkehrs- 


anzeiger verwiesen, auch geben die Sta- 


tionen Auskunft. 23) 
Dresden, am 27. Juli 1921. 


Eisenb.-Gen.-Dir. 


Ausnahmetarif für Düngemittel 
Tiv. 2. 

Mit Gültigkeit vom 28. Juli 1921 tritt 
die Meppen-Haselünner Eisenbahn dem 
Tarif bei. Auskunft geben die beteiligten 
Güterabfertigungen sowie das Auskunfts- 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 

Berlin, den 23. Juli 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Ausnahmetarif für Düngemittel Tv. 2. 

Mit Gültigkeit vom 1. August 1921 gilt 
der Ausnahmetarif auch für die Saar- 
bahnen. Die Zuschläge werden eleich- 
falls um 20 % gekürzt. 

Auskunft eben die beteiligien Güter- 
abfertisungen sowie das Auskunftsbüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. (734) 

Berlin, den 30. Juli 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Staats- und Privatbahn-Güterverkehr. 

Mit Gültigkeit vom 1. August 1921 wer- 
den die Teilhefte B II 40, 44 und 45 neu 
herausgegeben. Hierin sind die Nach- 
träge 1—15 eingearbeitet. Preis für das 
Teilheft 7,00 M. 

Die Teilhefte sind durch die beteiligten 
Güterabfertigungen sowie das Aus- 
kunftsbüro, hier, Bahnhof Alexander- 
platz, zu beziehen. 2 

Berlin, den 22. Juli 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Deutscher Eisenbahn-Gütertarif, Teil II, 
Heft A, Tfb. 200. 

Der Übergangstarif für den Verkehr 
mit Kleinbahnen wird mit Gültigkeit vom 
1. August auch für den -Übergangsver- 
kehr auf den Bahnhöfen von Privat- 
bahnen aufgehoben (vgl. unsere Bekannt- 
machung vom 20. Juli 1921). Der Ab- 
schnitt H (Übergangstarif mit Klein- 
bahnen) ist daher gänzlich aufgehoben. 
Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhungen gründet sich auf die vorüber- 
gehende Änderung des $ 6 der Eisenbahn- 
Verkehrsordnung (R.-G.-Bl. 1914, Seite 
455). — Auskunft geben auch die betei- 
listen Güterabfertigungen sowie das Aus- 
kunftsbüro, hier, Bahnhof Alexander- 
platz. (722) 

Berlin, den 27. Juli 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Am 1. August 1921 tritt zum Binnen- 
£ütertarif der Nachtrag 13 — enthal- 
tend Entfernungsänderungen, ermäßigte 
Frachtzuschläge und Einführung eines 
Ausnahmetarifs für Kies und Sand — in 
Kraft. (724) 

Crefeld, den 27. Juli 1921. 

Die Direktion. 


(723) 


Liegnitz-Rawitscher Eisenbahn. 

Mit Gültigkeit vom 1. August d. J. 
wird der Übergangstarif für den Verkehr 
mit der Kleinbahn Lissa-Guhrau-Steinau, 
der für Wagenladungen von mindestens 
5 t eine Frachtermäßigung um 0,02 M für 
100 kg vorsieht, aufgehoben: 

Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhung gründet sich auf die vorüber- 
gehende Änderung des $S6 der EVO. 
Auskunft geben die Dienststellen. - (716) 

Liegnitz, den 27. Juli 1921. 

Die Direktion. 


Butzbach-Lieher Eisenbahn. 

Die Frachtsätze des Ausnahmetarifs 9 
für ungewaschenen Bauxit sind mit rück- 
wirkender Kraft vom 1. April 1921 ge- 
ändert worden. 


Nähere Auskunft erteilt bis zum Er- 


scheinen eines Nachtrages die Bahnver- 

waltung in Butzbach/OÖberhessen. (719) 
Butzbach, den 27. Juli 1921. 
Der Vorstand. 


‘werden die Bestimmungen über die Aus 


-Greifswald-Grimmener Eisenbahn. 


Mit Gültigkeit vom1. August d.J. wird - 
der Übergangstarif für den Verkehr mit 


den Kleinbahnen Greifswald-Jarmen und 
Greifswald-Wolgast, der für Wagen- 
ladungen von mindestens 5 t eine Fracht- 
ermäßigung um 0,02 M für 100 kg vor- 


sieht, aufgehoben. 


Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhung gründet sich auf die vorüber- 
gehende Änderung des $ 6 der EVO. Aus- 
kunft geben die Dienststellen. 
. Grimmen, den 27. Juli 1921. 

2 Die Direktion. 


-  Stralsund-Tribseer Eisenbahn. 

Mit Gültigkeit vom 1. August d. J. 
wird der Übergangstarif für den Verkehr 
mit der Franzburger Südbahn, der für 
Wagenladungen von mindestens 5 t eine 
Frachtermäßigung um 0,02 M für 100 kg 
vorsieht, aufgehoben. ; 

Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhung gründet sich auf die vorüber- 
gehende Änderung des $S 6 der EVO. Aus- 
kunft geben. die: Dienststellen. (717) 

Stralsund, den 27. Juli 1921. i 

Der Vorstand. 


4. Personen- und Gepäckverkehr. 


Deutscher Eisenbahn-Personen- ‚und 
Gepäcktarif Teil I. 

Der. zweite Absatz .der Anlage II u. 
III zum obigen Tarif — besondere 
Bestimmungen überdie Gültis- 
keit. der Fahrkarten ur den 
Verkehr mit Berlin — erhält mit 


Gültigkeit vom 1. September 1921 an fol- 


gende geänderte Fassung: 


„Fahrkarten 4. Klasse gelten in 


:- den Vorort- und Stadtzügen zur 


Benutzung der 3. Klasse . ohne 
Nachzahlung, soweit nicht Aus- 
nahmen durch Schalteraushang be- 
kanntgegeben sind.“ 
Nähere Auskunft erteilt 
kehrsbüro. 1780) 
Berlin, den 29. Juli 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Ermäßigung der Zeitkartenpreise im 
Berliner Stadt-, Ring- und Vorortverkehr. 
Vom 1. September 1921 ab werden als 
vorübergehende Notstandsmaßregel die 
Monatskartenpreise im, Berliner Stadt-, 


gemäß $ 2 der Eisenbahnverkehrs- Ord 
61187 


unser Ver- | selbständig arbeitend, mit Erfahrung in 


* Zeitung des Var re | 
Deischer Siseubabny ern al n 


Ring- und Vorortverkehr um 20 Her 
mäßiet. 
werden vom gleichen Tage an auf ein 
Viertel, und die Preise der Schüler 
monatskarten auf die Hälfte -der vom 
T: September an geltenden Monstekeei 
preise 3. Klasse festgesetzt. 
Nähere Auskunft erteilen 
kartenausgaben. 
Berlin, den 30. Juli 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Personen- und Gepäcktarif, Teil II d 
ehemaligen preußisch-hessischen Staa 
bahnen. 1 

Mit Gültigkeit vom 1. Oktober d. a; 


gabe der Monats- und Wochenkarten da- 
hin ergänzt, daß die Eisenbahn die Bei- 
fügung eines Lichtbildes des Benuzu 
berechtigten verlangen kann. ; 
Erfurt, , den 30, Julr 192% (728) 
Eisenbahndirektion. 


Badischer Personentarif, Heft AS 
Mit Gültiskeit vom 1. September 1921 
erscheint der Nachtrag XI. Er enthält 
Tarifbestimmungen für Sonntagsfahrkar- 
ten, außerdem bis auf weiteres gültige 
Notstandstarife für Monatskarten, W 
chenkarten und Schülermonatskarten. 
Nähere Auskunft erteilt. unser Ve 
kehrsbüro. 
Die in dem Nachtrag en be- 
sonderen Ausführungsbestimmungen sin 


nung genehmigt. > Ca 
Karlsruhe, den 23. Juli 1921. 5 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


5. Verkauf von Altmaterial. 


' Die in dem Oberbau-Sammellager Gel- 
senkirchen-Wattenscheid lagernden, zu 
Eisenbahnzwecken nicht mehr verwend- 
baren Oberbäustoffe, bestehend aus etwa 
2000 t Schienen, die noch zu Grubenbau- 
und sonstigen Bauzweckei geeignet sind, 
sollen verkauft werden. Die Verdingungs- 
unterlagen liegen beim Präsidialbüro, 
hierselbst, Bismarckplatz Nr. 1. zur Ein- 
sicht offen und können, solange der Vor- 
rat reicht, gegen Einsendung von 6 AM 
in bar (nicht in Briefmarken) von dort 
bezogen werden. Mit der Aufschrift 
sGebotaur Ankauf abgängiger 
OÖberbaustoffe” versehene Ange- 


d-L, wormrisags 10 Uhr, 
dingungszimmer der unterzeichneten Di 
rektion (Bismarckplatz Nr, 1 hierselbst) 
stattfindenden Eröffnungsterminie einzu- 
senden. 
Zuschlagsfrist' nicht vor zwei Wochen. 
Essen, den 28. Juli 1921. 
Eisenhahndirektion. . (731 ) 


6. Offene Stellen. 


Jüngerer, lediger Eisenbahnassistent, 


großem Personenverkehr, wird als Ver- 
treter des Stationsvorstandes ‚gesucht. 
Bezahlung erfolgt nach der Reichsb 
soldungsordnung. : 
wünscht. Gesuche, mit Zeugnissen be- 
legt, unter Angabe der Gehaltsan- 
sprüche zu richten an (72 
Eisenbahn-Aktiengesellschaft Schaft- 
‚lach-Gmund-Tegernsee in Tegernsee 
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Berlin, den 11. August 1921. 


LXI. Jahrgang. 


Die Eisenbahn Aachen-Vise-Tongern. 
Die Bedeutung der Bekanntmachung 
‘vom 10. August 1914 über Lieferfristen. 


Inhalt: 


Ruhrgebiet. — 80 Jahre Lokomotiv- 
bau bei A, Borsig, Berlin-Tegel. — 
Gedenkfeier für Exzellenz Wichert. 


Die italienischen Eisenbahnen im Kriege. | br; Personalnachrichten. 

2 =; = Österreich: Entwicklung des 
Achtstundenarbeitstag und Schranken- Eisenbahnverkehrs, Die Koblen- 
dienst. förderung. 

Nachrichten. echoche- al wu rsechen GN 


=D eutschland: Dezentralisation 
bei der Eisenbahn. — Eröffnung von 


Unearn: 


biet: Die Sprachenfrage im neuen 
Eisenbahneütertarif. 
Aufhebungen von Ver- 


Strecken. — Neue Forderungen der kehrsbeschränkungen auf den Staats- 
Eisenbahner. — Ermäßigung der eisenbahnen. — Gegen das Einfuhr- 
Preise für Monatskarten, Schüler- verbot. — Der Personenverkehr auf 


monatskarten und Wochenkarten 


- — (Notständstarif). — Güterverkehr aus 


dem besetzten Gebiet zur Leipziger 
- - Messe. _ — Frachtgüterverkehr über 
die Rheinzollgrenze. — Sonderzüge 
zur Deutschen Ostmesse in Königs- 
berg i.,Pr. —  Zolitarif für das 
Memelgebiet, — Unfall des Schnell- 


der Strecke Budapest—Szabadka. — 
Ungarische Binnenschiffahrt-A.-G. — 
Herabsetzung der ungarischen Koh- 


' lenpreise. — Verringerung der Koh- 


lenzufuhr, — Beförderung von Sen- 
dungen nach Rumänien über Ungarn. 
— Die Fahrpreise für den Orient- 
Expreßzug und die D-Züge. — Fahr- 
preiserhöhung auf den Linien der 


Budapester Straßenbahngesellschaft. 
— Die Kohlenfrage -— Erdgas- 
bohrungen und Erdgsasfunde. — Per- 
sonalnachrichten. 

Niederlande: Kommerzieller 
Dienst der Eisenbahnen. 


Übrigeeuropäische Länder: 


Schwedens Auslandsverkehr. — Ver- 
mehrung der Schlafwagen dritter 
Klasse. — Notlage der schwedischen 
Eisenbahnwagenindustrie. — Die 
Siebenbürger Lokalbahnen. — Ver- 


kehr nach Rumänien. 


Fremde Erdteile: Großes Eisen- 


bahnunglück in Birma. — Zur Fi- 
nanzierung der amerikanischen 
Eisenbahnen. — Eisenbahnausgaben 
in Kanada. 

Bücherschau. 


Amtliche Mitteilungen. 
Amtliche ‚Bekanntmachungen. 


-  zuges D 64. — Zur Verkehrslage im 


E-:-: 2 Die Eisenbahn Aachen-Vise-Tongern. 


Vom Regierungs- und Baurat Weber; Coblenz. 


Die Eisenbahnverbindungen zwischen Deutschland und Belgien | beider Linien bei. 


waren schon lange vor dem Kriege nach Zahl und Leistungs- 
fähigkeit durchaus unzulänglich für den gewaltigen Verkehr 
zwischen beiden Ländern. Dieser Mangel machte sich natürlich 
auch im Kriege bemerkbar, weshalb drei neue zweigleisige 
Schienenwege erbaut wurden, deren wichtigster die Bahn 
Aachen-Vise-Tongern ist. 

Der Plan geht in die Anfänge des Eisenbahnwesens zurück. 
Schon de Rydder, der Erbauer der ersten belgischen Eisen- 
bahnen, wollte die Linie Antwerpen-Köln über Tongern-Vise- 
Aachen führen, nachdem sein erstes Vorhaben, die kürzeste 
Strecke über Maastricht zu‘ wählen, infolge der Revolution des 
Jahres 1 1830, die Maastricht an Holland brachte, gescheitert war. 
Später wurde de Rydder infolge der Anstrengungen von Lüttich 
und Verviers genötigt, die Bahn an diesen Städten entlang nach 
Herbesthal zu bauen, wo auf deutscher Seite die Stammstrecke 
der ehemaligen Rheinischen Eisenbahngesellschaft über Aachen- 
Düren nach Köln sich anschloß. Diese am 15. Oktober 1843 
(mit Teilstrecken schon früher) eröffnete Bahn war lange Jahre 
die einzige unmittelbare Verbindung zwischen Deutschland und 
Belgien. Erst 1872 gesellte sich als zweite die Strecke vom 
heutigen Bahnhofe Aachen-West durch den Gemmenicher Tunnel 


über Bleyberg nach Welkenraedt hinzu. Der Verkehr stieg von- 


Jahr zu Jahr, so daß schließlich beide Bahnen überlastet wurden. 
Hierzu trug nicht wenig die technisch ungünstige Ausgestaltung 


4 
7 
= 
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Die Hauptstrecke Brüssel-Aachen hat zwei 
Steilrampen, eine zwischen Ans und Lüttich, welche mit Stei- 
gungen bis 1:32 110 m, und eine zweite zwischen Aachen und 
Ronheide, welche mit Steigung 1:37 57 m Höhe überwindet, da- 
zwischen im vielgewundenen -Vesdretal scharfe Krümmungen, 
wedurch der Lauf der Schnellzüge verlangsamt wird. Vor dem 
Kriege bestand ein jetzt ausgeschalteter Kopfbahnhof in Ver- 
viers, und heute noch müssen die Züge der Richtung Namur- 
Paris im Hauptbahnhofe Lüttich Richtungswechsel vornehmen. 
Die Strecke Aachen-West-Bleyberg-Welkenraedt hat Steigungen 
bis 1:50 und etwa 114 m verlorene Steigung; zudem belasten 
die über diese Strecke umgelenkten Züge die Hauptstrecke doch 
wieder zwischen Welkenraedt und Angleur bei Lüttich, wo eine 
Güterlinie nach dem großen Verschiebebahnhofe Kinkempois 
abzweigt. Eine später erbaute, von Bleyberg durch das Lütticher 
Kohlenbecken nach Chende bei Lüttich führende Bahn konnte 
keine Entlastung bringen, da sie noch viel ungünstigere Stei- 
gungen besitzt und durch ihren eigenen starken Kohlenverkehr 
voll in Anspruch genommen wird. . 

Infolge der Unzulänglichkeit der Verbindungen bestand in 
den Jahren vor dem Kriege eine Verkehrsnot schlimmster Art. 
Die Hauptstrecke ist Durchgangslinie für den wichtigen Über- 
seeverkehr von England und Nordamerika, der von den Seehäfen 
Ostende, Calais und Boulogne über Brüssel-Aachen-Köln geleitet 
wird und von hier einerseits östlich nach Berlin, Rußland und 


. 
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den nordischen Staaten, anderseits südlich nach der Schweiz, 


Italien sowie über Wien-Budapest nach den Balkanstaaten 
weitergeht. Dazu kommt der Verkehr der Hauptriehtung 
Paris-Lüttich-Aachen-Köln-Berlin. Infolge der starken Belastung 
der Strecke war man gezwungen, die Züge von -und nach den 
Seehäfen mit denen der Richtung Paris zwischen Aachen und 
Lüttich vereinigt zu fahren. Dadurch übertiugen sich die Ver- 


spätungen, welche jene fast regelmäßig durch den Seeverkehr 


erfuhren, der unpünktlich war infolge des häufigen Nebels im 
Kanal, auf die Pariser Züge. Anderseits waren in den Zeiten 
starken Verkehrs die Züge beider Richtungen schon so belastet, 
daß ihre Zusammensetzung nicht mehr möglich war. Infolge 


der dann nötigen getrennten Durchführung wurden die Per- 


sonen- und Güterzüge vollständig aus ihrem Fahrplan verdrängt 
und Anschlußversäumnisse bildeten die Regel. Wären die Züge 
beider Hauptrichtungen stets getrennt durchgeführt worden, was 
der Verkehr schon längst dringend verlangte, so würden statt 
der 24 Schnellzüge, welche der Fahrplan von 1911 zwischen 


Aachen und Lüttich vorsah, deren 36 gefahren worden sein. Die. 


Vermehrung der Züge war aber unmöglich, weil der Fahrplan 
der dicht belegten Strecke keine Lücken mehr aufwies. 
mißlichen Verhältnisse machten sich die Franzosen zunutze, in- 
dem sie sich bestrebten, den Überseeverkehr über französische 
Strecken nach der Schweiz und Italien zum Nachteil Belgiens 
und Deutschlands abzulenken. » 


Der Güterverkehr konnte in stillen Zeiten soeben noch Be 


Mühe bewältigt werden. Bei stärkerem Andrange mußten Um- 
lenkungen über weite Umwege durch Holland oder Luxemburg 
vorgenommen werden, die bei 
z. B. Streiks, ein großes Maß annahmen und zu starken Fracht- 
ausfällen für die deutschen und belgischen Bahnen bei Steige- 
rung der Betriebsausgaben führten. 

Die schweren Mißstände führten schon vor langer Zeit zu 
Verhandlungen zwischen Deutschland und Belgien zwecks Schaf- 
fung von Abhilfe, und es kam zum Abschluß des Staatsvertrages 
vom 15. August 1903, nach welchem Belgien eine Abkürzungs- 
linie von Loewen nach Welkenraedt herstellen, Preußen dagegen 
die Steilrampe von Aachen nach Ronheide durch eine bessere 
Linie ersetzen sollte. Es kam hierbei vor allem darauf an, nicht 
nur die Strecke Aachen-Lüttich durch eine Umgehungsbahn zu 
entlasten, sondern auch die Reisezeit für die Schnellzüge 
zwischen Brüssel und Aachen durch Überleitung über eine 
kürzere und betrieblich bessere Linie bedeutend abzukürzen, um 
dem französischen Wettbewerb erfolgreich zu begegnen. In- 
dessen scheiterte die Ausführung vor dem Kriege an den allzu- 
großen technischen und anderen Schwierigkeiten. 


Nun wurde die Bahn im Kriege ausgeführt, zwar nicht die 
ganze Linie bis Löwen, aber doch die wichtigste und schwie- 


rigste Teilstrecke Aachen-Tongern. Auch die Verbesserung der 


steilen Strecken bei Aachen unterblieb; es wurde an die vor- 
handenen Bahnen am Ausgange der Tunnel von Gemmenich und 
Ronheide angeschlossen. Insbesondere wurde von der Herstel- 
lung eines neuen, etwa 20 m tieferen Tunnels bei Gemmenich 
abgesehen, wie ihn die Belgier früher ausführen wollten. Er 
würde eine Abflachung der Strecke nach Aachen-West von 1:58 
auf 1:100 ermöglicht haben, doch wäre die Bauzeit für die 
ganze Bahn, da der Tunnel im Triebsande liegt, zu sehr ver- 
länzert worden. Indessen kann die Verbesserung. später nach- 
geholt werden; die Zeit wird kommen, daß sie nötig wird. 


Der Beschluß zur Ausführung der Bahn wurde im Dezember 
1914 gefaßt und sofort eine Bauabteilung in Lüttich für die 
Sie erhielt 
den Befehl, am 1. Februar 1915 mit den Erdarbeiten zu beginnen - 


Vorarbeiten und die Leitung des Baues errichtet. 


und das ganze Werk in zwei Jahren fertigzustellen. In die Hand 
einer verschwindend kleinen Zahl von Eisenbahntechnikern war 
nun eine Aufgabe gelegt, so schwierig und verantwortungsvoll, 
wie sie wohl einzig dastehen dürfte. 
die beste Linienführung unter verschiedenen Möglichkriten in 
schwierigstem Gelände für eine Bahn von höchster Leistungs- 
fähigkeit ermittelt und abgesteckt und die grundlegenden Pläne 


forderte, Be Friedensaufgaben vorschauend in. ihrer ganze 


Diese 


außergewöhnlichen Anlässen, 


- zweigleisigen Tunnels würde wegen der bedeutenden Länge wei 
‘mehr Zeit erfordert haben als die ganze übrige Bahn. Desha 1 
' wurde zunächst eine eingleisige Röhre beschleunigt 'fertigg 


"war. 


ebenso zwischen dem nächsten Bahnhofe Warsage (Weerst), d 


In wenigen Wochen mußte 


 Turmstation geplant, allerdings teilweise nur behelfsmäßig, au 
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für die Bahnhöfe und die ganze Ausstattung de Bahn dergestal 
daß sie ihren vielfältigen späteren Friedensaufgaben gerech 
werden könne, aufgestellt werden, was natürlich vor allem eı 


Tragweite zu erfassen. Was die belgischen Ingenieure 
20jährigen Bemühungen nicht vermochten, leisteten diese deu 
schen Techniker in wenigen Wochen, denn die Erdarbeiten bi 
gannen in der Tat am 1. Februar 1915 in der Nähe von Tonger] 
Irgendwelche Vorarbeiten gab es nicht; ein später aufgefundene 
belgischer Plan für die Strecke Gemmenich-Vise erwies sich & 
gänzlich verfehlt. Im einzelnen hat die Linie folgenden Verlau 


Der hauptsächlich dem Güterverkehr dienende Zweig schlie 
am Westende des Gemmenicher Tunnels an die Strecke Aache 
West-Bleyberg an, mit schienenfreier Kreuzung der Haupteglei: 
beider Bahnen. Hier ist ein Haltepunkt für Gemmenich n 
über 3000 Einwohnern vorgesehen, aber noch nicht im Betrie 
Die Linie fällt 1:100 und trifft bei Belgisch-Moresnet mit 
vom Ronheider Tunnel kommenden 1:150 geneigten Linie 
sammen, die später hauptsächlich dem Schnellzugverkehr dien 
soll. Auch hier sind Schienenkreuzungen sowohl mit der Str 
Aachen-Herbesthal am Ronheider Tunnel als auch mit der Lin 
vom Gemmenicher Tunnel vermieden. Ein Haltepunkt mit Bahı 
steigen für alle Richtungen ist vorgesehen für die Orte Neut 
und Belgisch-Moresnet und dem Wallfahrtsort Ryksken mit z 
sammen über 4300 Einwohnern, jedoch noch nicht im Betrie 
Die Bahn überschreitet nunmehr den Maasnebenfluß Geul & 
einer 1163 m langen und bis zu 53,8 m hohen Brücke, eine 
Meisterwerk der Brückenbautechnik. Jenseits der Brücke wur 
eine 2,5 km lange und 1:550 geneigte gerade Strecke eingeleg 
um die Anlage eines Verschiebebahnhofes zu ermöglichen, dess; 
Ausführung sich sofort nach der Betriebseröffnung als nötig e " 
wies. Am Ostende wurde ein Bahnhof für den Ort Montzen mit 
2500 Einwohnern, am Westende bei Hindel eine Turmstation £ 
die Hauptlinie, die hier über sie geführte Bahn Bleyberg-Chen£ 
und eine Verbindungslinie beider Bahnen vorgesehen. Es fol 
mit Gefälle 1:200 die Durchbrechung der Wasserscheide zy 
schen Geul und ihrem Nebenflusse Gulp im 795 m langen Gul 
tunnel und die Überschreitung der Gulp auf 387 m langer u 
22,5 m hoher gewölbter Brücke, an die sich der Bahnhof Remer 
dact anschließt, der dem Verkehr der belgischen Gemeind: 
Remersdael und Teuven und einiger holländischen Orte die 
Dann durchbricht die Bahn im 2129 m langen Vörstunnel die 
Wasserscheide zwischen Gulp und dem Maasnebenflusse Vörs 
Der Tunnelbau ist bemerkenswert dadurch, daß zwei Röhre 
für jedes. Gleis eine, angeordnet sind. Dies geschah, um d 
Inbetriebnahme der Bahn nicht zu verzögern. Der Bau ein 


stellt, um zugleich mit dem übrigen zweigleisigen Teile der Bal 
diese Teilstrecke wenigstens eingleisig betreiben zu können, bi 
die zweite Röhre, deren Bau noch längere Zeit erforderte, fert 
Das Gefälle im Tunnel ist 1: 110, sonst von Remersda 
bis Vise 1:100 zwischen den Bahnhöfen. Hinter Fouro 
St. Martin (Martinsfuhren) mit Bahnhof für diese Gemeinde u 
Fouron=St. Pierre (Petersfuhren) wird die Vörs auf 250° 
langer und 21 m hoher gewölbter Brücke überschritten, 


dem Verkehr der Gemeinden Warsage, Fouron=le Co 
(Grafenfuhren) und Neufchateau mit 3300 Einwohnern‘ dieı 
der Maasnebenfluß Berwinne auf 230 m langer und 20 m hohe 
gewölbter Brücke. Der Bergrücken zwischen Berwinne une 
Maas wird in einem bis 30 m tiefen Einschnitte durchbroch« 
Bei Vise an der Maas erreicht die Bahn auf 71 m Meereshöh 
ihren tiefsten Punkt; sie ist vom Gemmenicher Tunnel ab, trot 
Überwindung von fünf Wasserscheiden ohne Gegenneigung, ! un 
185 m gefallen. Die Bahn führt 19 m hoch über die Strec 
Lüttich-Maastricht hinweg, wobei zur Zusammenfassung des Pı 
sonenverkehrs beider Linien eine bisher einzig dastehen 
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geführt wurde. - Eine 1: 100 geneigte Linie mit nördlicher Aus- 
- biegung verbindet den oberen Bahnhof der Neubaulinie mit dem 
unteren Bahnhofe der Strecke Lüttich-Maastricht. Vermittels 
dieser Verbindungslinie ist unmittelbarer Verkehr Aachen- 
| über Vis& möglich, jedoch war zu diesem Zwecke noch 
eine Verbindungslinie in der Stadt Lüttich nötig, um den dor- 
_ tigen Kopfbahnhof Lüttich-Longdoz auszuschalten. Auch sie 
" wurde im Kriege erbaut. Diese Verbindung Aachen-Lüttich ist 
‚ nicht nur betrieblich günstiger als die alte Strecke-über Verviers, 
Feondern auch etwa 6 km kürzer. Sie ermöglicht den Belgiern, 
den für den Süden Belgiens und Frankreich bestimmten Güter- 
It verkehr ohne Berührung der alten Strecke in den Verschiebe- 
} bahnhof Kinkempois bei Lüttich zu leiten. Die belgischen In- 
- genieure hatten die große Wichtigkeit dieser Verbindung schon 
früher erkannt, denn sie mühten sich jahrelang ab, sie mit dem 


Plan der Linie Aachen-Tongern-Löwen zu vereinigen, mußten 
S ‚aber schließlich gestehen, daß sie keine technische Lösung finden 
= _ könnten. Die Deutschen haben die schwierige Aufgabe nicht nur 
-in wenigen Wochen gelöst, sondern darüber hinaus noch die 
| - Möglichkeit für zwei andere, kaum weniger wichtige Verbin- 
‚dungslinien bei Vis& vorgesehen. Die eine zweigt ab in der 
| Richtung Tongern und gestattet den Belgiern, den sehr über- 
 lasteten Hauptbahnhof Lüttich von dem Güterverkehr der Rich- 
- tung Kinkempois-Antwerpen zu befreien und von der betrieblich 
u ‚äußerst ungünstigen Strecke Lüttich-Liers-Tongern auf die weit 
2 bessere Strecke über Vise umzulegen. Die andere verbindet Vise 

mit Herstal bei Lüttich links der Maas und hebt für den Durch- 
 gangsverkehr Aachen-Lüttich-Namur-Paris den Kopfbetrieb im 
Hauptbahnhofe Lüttich auf. Beide Linien zusammen schließen 
R eine vollständige Schleife zwischen Lüttich und Vise, die Vor- 
_ ortverkehr zwischen den. beiden Städten und den vielen dicht 
E bewohnten Orten der beiden Maasufer ermöglicht. Die neu 
= geschaffenen Bahnanlagen bei Vis& gestatten ferner eine groß- 
— zügige Erweiterung des Umschlagverkehrs zwischen der schiff- 
baren Maas und dem Maaskanal und der neuen Bahn, lassen auch 
die früher schon geplante Erweiterung und Vertiefung der 
K beiden überlasteten Schiffahrtsstraßen zu. Die Stadt Vise hat 
“ bekanntlich im Kriege durch Zerstörungen stark gelitten; durch 
_ die großartigen Bahnbauten ist eine neue Blüte der Stadt zu 
- größerer Bedeutung, als sie früher besaß, zu erwarten. Das Ver- 
 kehrsgebiet des Bahnhofs umfaßt mit Nachbarorten etwa 10 000 
Einwohner; es besteht hier eine ansehnliche Industrie, z. B. 
- Zementfabriken, Zuckerfabriken, Steinbrüche u. a. Auch ist Vise 
stets ein beliebter und viel besuchter Ausflugsort gewesen, wohin 
- Sonderzüge von Lüttich und Maastricht gefahren wurden. In 
späteren wirklich friedlichen Zeiten kommen vielleicht auch 
solche von Aachen hinzu. _ 


Führung das etwa 3 km breite Maastal, zunächst die Maas auf 
611 m langer und 24 m hoher Brücke, dann den Maaskanal auf 
316 m langer und 21,5 m hoher Brücke, und nun die Maasniede- 
rung auf etwa 20 m hohem Damm. Alsdann durchbricht die Linie 
im 1640 m langen Geertunnel den Bergrücken zwischen Maas 
und ihrem linken Nebenfluß Geer, dessen rechtsseitigem Tal- 
 hange sie nunmehr in Steigung 1: 400 folgt. Der nächste Bahn- 
hof ist Bassange (Bitsingen), wichtig für die Gemeinden des 
dicht besiedelten Geertales mit etwa 10000 Einwohnern und als 
* Knotenpunkt von nach fünf Richtungen ausstrahlenden Klein- 
bahnen. Weiterhin bot der malerisch am Berghange gelegene 
Friedhof des Dorfes Glons einige Schwierigkeiten. Durch Unter- 
fahrung des Friedhofes vermittels eines 145 ‘m langen Tunnels 
wurden sie aufs beste gelöst. Es folgt der Bahnhof Glons, bei 
welchem die Neubaulinie die Bahn Lüttich-Tongern überschreitet. 
Eine Verbindung des alten Bahnhofs mit dem neuen Bahnhofe 
Glons ist leicht möglich; sie wird nötig, wenn die Belgier später 
- vor Tongern einen Verschiebebahnhof anlegen werden. Um seine 
Ausführung, die nicht ausbleiben kann, zu erleichtern, ist 
zwischen Glons und Tongern eine mehrere Kilometer lange 
_ gerade und wagerechte Strecke eingelegt worden. Im Bahnhofe 
Tongern erreicht die Bahn mit 92 m Meereshöhe den höchsten 
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Vom Bahnhof Vise ab überschreitet die Bahn in wagerechter _ 
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Punkt zwischen Maas und Schelde Tongern ist eine lebhafte 
Kreisstadt von etwa 11000 Einwohnern, mit bedeutenden Resten 
römischer Bauten (Aduatuca Tungrorum) und herrli:her 
gotischer Kathedrale. Durch die aufgeführten Bahnhöfe, wozu 
später noch einige Haltepunkte kommen können, deren Anlage 
vorbereitet ist, wird das reiche Verkehrsgebiet der Bahn mit 


etwa 57000 Einwohnern aufs beste erschlossen. 


Von dem früheren belgischen Plan kann man dies nicht sagen, 
denn er sah zum Beispiel zwischen Vise und dem Grenzbahnhofe 
bei Bleyberg eine ununterbrochene Steigung von 18 km Länge 
ohne jeden Zwischenbahnhof vor. 

Von Tongern führt eine leistungsfähige zweigleisige Bahn 
nach Antwerpen, . so daß eine neue wichtige Yerbindung 
zwischen diesem Seehafen und Westdeutschland durch die Bahn 
Aachen-Tongern hergestellt ist. Wichtiger noch wird die Fort- 
setzung von Tongern in Richtung Löwen sein (die beste Füh- 
rung wäre wohl, abweichend vom belgischen Plan, über 
St. Trond-Tirlemont), welche die Belgier gewiß über kurz oder 


‘lang bauen werden, wie sie früher ja schon geplant hatten, um 
‚die kürzeste Verbindung Brüssel-Aachen mit Umgehung von 


Lüttich zu schaffen. Sie haben dieser Verbesserung der Schnell- 
zugstrecke von den Seehäfen nach Aachen bereits erheblich vor- 
gearbeitet durch den großzügigen Umbau des Bahnhofes Gent, 


den begonnenen Bau einer fast gradlinien Strecke von Gent nach 


Brüssel-Süd über Denderleeuw und die ebenfalls begonnene 
Verbindung der Bahnhöfe Brüssel-Süd und Brüssel-Nord mitten 
durch die Stadt, mit einem neuen Hauptbahnhofe in der Nähe 
des Rathauses, um diese beiden Kopfbahnhöfe in Durchgangs- 
bahnhöfe zu verwandeln. Durch alle diese Verbesserungen und 
Neubauten wird es möglich sein, die Reisezeit der internationa- 
len Schnellzüge zwischen den Seehäfen und Aachen um 


“schätzungsweise 2% bis 3 Stunden abzukürzen, das beste Mittel, 


den französischen Wettbewerb auszuschalten. Auf die Dauer 
werden die Belgier die fortwährende Entziehung des Verkehrs 
durch Frankreich sich nicht gefallen lassen, und auch die nach 
dem Kriege .neu geschaffenen Schnellzugverbindungen zwischen 
Brüssel einerseits, der Schweiz, Italien, Österreich und den 
Balkanstaaten anderseits über Luxemburg-Metz-Straßburg-Basel 
zwecks Umgehung von Deutschland werden auf die Dauer 
nicht lebensfähig bleiben, denn die Ablenkungsstrecke ist be- 
trieblich äußerst ungünstig, so daß die Reisezeit verlängert wird, 
und sie weist entfernt nicht so wichtige Städte auf als die deut- 
schen Linien über Aachen-Köln, Mainz, Wiesbaden, Frankfurt, 
Mannheim, Karlsruhe usw. Der frühere Verkehr hat sich Ja 
trotz aller politischen Gegensätze wieder entwickelt, und er wird 
weiter zunehmen bis zur früheren Friedensstärke und darüber 
hinaus. Dann wird die Bahn Aachen-Tongern ihre gewaitige 
Bedeutung für den internationalen Verkehr aller Welt offen- 
baren, die heute nur von wenigen Leuten erkannt wird. Aber 
heute schon ist die Bahn ganz unentbehrlich für die Abwicke- 
lung des Güterverkehrs zwischen Belgien und Deutschland, be- 
sonders der Reparationskohle. 


In Voraussicht dieser künftigen Bedeutung wurde die Bahn 
von vorn herein viergleisig trassiert. Alle baulichen Anlagen, 
namentlich die Bahnhöfe, sind so gestaltet, daß die spätere Hin- 
zufügung des dritten und vierten Gleises ohne wesentliche Än- 
derungen möglich ist. Sämtliche Güterbahnhöfe sind auf der 
Südseite angelegt, da das spätere südliche \Gleispaar für die 
Güterzüge bestimmt ist. Von Süden schließen auch alle Güter- 
zugverbindungen an, mit alleiniger Ausnahme der Strecke von 
Aachen=West, welche die große Geultalbrücke mit der Schaall- 
zugstrecke gemeinsam hat. Durch Erbauung einer zweiten 
Brücke über die Geul kann auch hier der Güterverkehr vom 
Schnellzugverkehr vollständig unabhängig gemacht werd>n. 
Wo eine Kreuzung des späteren Schnellzuggleispaares durch 
eine abzweigende Linie erforderlich ist, kann sie schienenfrei 
ohne Verschlechterung der beiden Strecken erfolgen. Auch ’iie 
Tunnel sind so angelegt, daß die spätere Hinzufügung der 
Tunnel für das dritte und vierte Gleis ohne Verschlechterung 
der Linie möglich ist, und daß das Schnellzuggleispaar die 
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flachsten Krümmungen mit Halbmessern nicht unter 1200 m vr- 
hält. Wo Seitenentnahmen erforderlich wurden, sind zur Ge- 
winnung der fehlenden Massen Einschnitte viergleisig herge- 
stellt, und umgekehrt Dämme viergleisig geschüttet, wo Ein- 
schnitte Mässenüberschuß lieferten. Viele kleinere Bauwerke 
sind schon für vier Gleise ausgeführt, ebenso von den größeren 
Brücken in der Regel die Endwiderlager 
brücke die Fundamente der Strompfeiler. Sämtliche die Bahn 
kreuzende Wege sind schienenfrei durchgeführt, wofür 33 Unter- 
und 7 Überführungen erbaut wurden, wozu noch 21 größere 
'Wasserdurchlässe kommen. Bei allen Bauwerken ist die Lösung 
so gewählt, daß Änderungen an den Straßenanlagen und den 
Bauwerken beim viergleisigen Ausbau nicht erforderlich werden. 
Insbesondere wird es nicht nötig werden, bei den späteren Er- 
weiterungen Überführungen und sonstige Bauten zu beseitigen, 
was sonst infolge kurzsichtiger Planung so häufig vorkommt. 
Hinsichtlich der Bauausführung ist zu erwähnen, daß 
ersten Arbeiten für die Einrichtung, Rodungen sowie Erd- 
arbeiten und Bauwerke kleineren Umfanges von Eisenbahn- 
truppen ausgeführt wurden. Diese stellten auch die Kräfte für 
die Vermessungsen und die zeichnerischen- Arbeiten sowie die 
Beaufsichtieung und Leitung der Unternehmerarbeiten. Für den 
weitaus größten Teil der Bauarbeiten, welche in der Bewälti- 
gung von über 7000000 cbm Erdmassen, der Herstellung von 
358 000 cebm Mauerwerkmassen und 10300 t eiserner Überbauten 
bestanden, waren 11 der namhaftesten deutschen Tiefbaufirmen 
angesetzt, welche zur Zeit des Hochbetriebes mit 12000 Ar- 
beitern sowie 44 Baggern, 190 Lokomotiven und 4500. Förder- 
wagen arbeiteten. Den Oberbau verlesten Eisenbahntruppen im 
Verein mit zwei deutschen Oberbaufirmen. Die verantwortlishen 
Stellen der Bauleitung waren durchweg mit tüchtigen Razie- 
runesbaumeistern des Eisenbahnbaufaches und anderen Ei; ;en- 
bahntechnikern besetzt, welche sich um das Zustandekommen 
des Werkes große Verdienste erworben haben. Die gewaltigen 
Arbeiten wurden dank der unermüdlichen Tag. und Nacht Tort- 
gesetzten Tätigkeit aller Beteiligten so gefördert, daß die mit 
zwei Jahren überaus kurz angesetzte Bauzeit fast genau .nne- 
gehalten werden konnte, denn bereits am 28. Februar 1917 er- 
folgte die Betriebseröffnung. Allerdings waren noch bedeutende 
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‚Restarbeiten rückständig, die bis um Waffenstillstande 
nicht vollendet wurden, so daß den Belgiern noch manches zur. 


und von der Maas- 


AT» 


Zeitung des Vereins 


—, 


Vervollständigung der Bahn zu tun übrig bleibt. 


Das große Werk hat in den Kreisen der früheren Feinde mehr- 
Schon während des Baues brachte ° 
das „XX. Siecle“, Organ der belgischen Regierung in Le Havre, > 
‚am 18. und 19. Juli 1915 eine längere Abhandlung über den dent- 
schen Plan, die ein fortgesetztes hohes Lob deutscher Weitsich- 
‚Der 
Berichterstatter glaubte aus der Schnelligkeit, mit welcher der 
Bau den Vorarbeiten folgte, schließen zu müssen, die Deutschen 
hätten die Pläne für die Bahn „Aachen-Calais“ schon vorher 
Ein anderer Artikel erschien in der 
Zeitung „Le Journal“ zu Paris am 14. Dzember 1915, in wel- 
‘chem der Berichterstatter eine Unterredung mit dem belgischen 
| Eisenbahnminister Paul Segers wiedergibt. 
allerdings, die Deutschen würden nur eine strategische Bahn 
bauen, die für den späteren Friedensverkehr untauglich sei, 
daß er genötigt würde, als Ersatz die Strecke Löwen-Lüttich- 


fach Anerkennung gefunden. 


tigkeit und Schaffenskraft, wenn auch widerwillig enthält. 


fix und fertig gehabt. 


Herbesthal viergleisig auszubauen. _Er wird: inzwischen s>ınen 


‚Irrtum eingesehen haben und sich freuen, daß er diese überaus 


teuren und betrieblich höchst unglücklichen Pläne fallen lassea 
kann. Bald nach dem Waffenstillstand wurde die Bahn von 


- einer Kommission belgischer, französischer, englischer und ame- 


rikanischer Sachverständigen besichtigt, welche sich überaus 


lobend über das Werk aussprachen. Öffentlichen Ausdruck fand 4 
dieses Lob in der Brüsseler Zeitung „La Nation Belge“ anläß- 


lich der Übergabe der Bahn an den belgischen öffentlichen Ver- 
kehr im Jahre 1919. 
größeren Bauwerke, daß die Bahn technisch und in ihrer Jand- 
schaftlichen Führung ein Meisterwerk sei, 


haben. Ein Artikel in einer der letzten Nummern der fr:n- 


zösischen Zeitschrift „Genie civil“ über das deutsche Feldeisem 
bahnwesen erklärt die Bahn Aachen-Tongern für das bedeu; 4 


tendste Bauwerk des Krieges. 


Daß dieses Meisterwerk auf deutscher Seite noch nicht die 
gebührende Würdigung gefunden hat, hängt wohl mit dem u E 


glücklichen Ausgange des Krieges zusammen. 


x 


Die Bedeutung der Bekanntmachung vom 10. August 1914 über Lieferfristen. 


x 


Die Bestimmungen über Lieferfristen gehören zu den um- 
strittensten und zweitelhaftesten des Eisenbahnfrachtrechtes. Die 
Entscheidungen des Reichsgerichts zu diesen Fragen, soweit sie 
bekannt geworden sind, dienen nicht dazu, sie zu klären; Die 
Entscheidungen haben teilweise eine herbe Kritik erfahren. 
(Vergl. v. d. Leyen J. W.1920 S. 642.) Durch Bekanntmachung 
des Reichseisenbahnamtes vom 10. 8. 1914 (RGB. S. 368) sind 
gemäß $S 2 Abs. 4 EVO. mit Rücksicht auf die militärische In- 
anspruchnahme der Eisenbahnen sämtliche Lieferfristen der 
Eisenbahnverkehrsordnung für den Privatverkehr außer Kraft 
gesetzt worden. Die Rechtsgültigkeit der Bekanntmachung, die 
teilweise bestritten worden ist, ist jetzt wohl allgemein, insbe- 
sondere auch durch die ständige Rechtsprechung des Reichs- 
gerichts anerkannt. 

Die Bekantmachung ist noch nicht wieder aufgehoben worden, 
wenn auch die beteiligten Kreise wiederholt die Aufhebung ver- 
langt haben. Wenn auch der Krieg offiziell zu Ende ist, so sind 
doch die Betriebsverhältnisse auf den Eisenbahnen auch heute 
bei weitem noch nicht zu den geordneten Verhältnissen der Zeit 
vor dem Kriege wieder angelangt, so daß die weitere Aufrecht- 
erhaltung der Bekanntmachung tatsächlich begründet erscheint. 
Die Bekanntmachung gilt nicht für zwischenstaatliche Beför- 
derung. Die Rechtsprechung hat folgerichtig für das Gebiet des 
IUe. die in diesem vorgesehenen Bestimmungen über Liefer- 
fristen nach wie vor angewendet. 

Für den Binnenfrachtverkehr kann man den Standnunkt ver- 
treten, daß die Eisenbahn auf Grund der Bekanntmachung vom 
10..8. 14 überhaupt nicht mehr an eine Frist zur Lieferung ge- 
bunden sei und dementsprechend für die Bahn infolge verzögerter 
Ablieferung keinerlei Haftung bestehe. Diese Auffassung ist im 


Kriege vielfach vertreten worden und wird von den ‚Dienststellen ] 


außer Kraft. 


Von Rechtsanwalt Sommerfeldt in Essen. 


der Eisenbahn auch bis in die neuere Zeit noch aufrecht ri 
Sie war bei den ungeheuer schwierigen Beförderungs- Ei 
verhältnissen im Kriege selbst auch wohl tatsächlich begründet, 


halten. 


erscheint aber unter den heutigen Verhältnissen jedenfalls nicht 
mehr als berechtigt. 
lich, den Standpunkt nicht. 


Die Rechtsverbindlichkeit der Bekanntmachung vom 10. 8. 14 7 
wird begrenzt durch das Ermächtigungsgesetz, auf das sie sich 
nach dem vorübergehende Aende- 
rungen einzelner Vorschriften der EVO. vom Reichseisenbahnamt 
Demgemäß setzt die Bekanntmachung, 


stützt, den S 2 Abs. 4 EVO,, 


verfügt werden können. 
vie sie ausdrücklich erklärt, nur die Lieferfristen der EVO. 
Darüber hinaus darf und will sie nichts anordnen. 
Insbesondere besteht die Bestimmuns des $ 466 HGB., sowie 


$ 428 HGB., der nach $ 454 HGB. auf das Eisenbahnfrachtrecht E: 


insoweit Anwendung zu finden hat, als nicht in den Sonder- 
kestimmungen ein anderes bestimmt ist, zu recht. „Ein anderes“ 
ist aber nach Außerkraftsetzen der Lieferfristen der EVO. 
den Sondervorschriften nicht bestimmt. 

Welche rechtliche Bedeutung es hat, 


kanntmachung nicht. 


kanntmachung kann deshalb nur aus sich selbst und den’ durch 


gehen. 


De Eisenbahnverwaltungen: 3 


Es heißt hier, unter Hervorhebung der 


noch RN 


Herr Segers glaubte 


Ss.) 


und daß die Deut- 
schen den Belgiern mit ihr ein” prächtiges Geschenk gemacht 


Die Rechtsprechung teilt, soweit ersicht- 


in 


daß sämtliche Tiere 
fristen der EVO, außer Kraft gesetzt werden, erläutert die Be- 
Nach der Zeit und den Umständen der 
Entstehung der Bekanntmachung ist auch nicht anzunehmen, daß 
irgendwelche Gesetzgebungsmaterialien zu der Bekanntmachung 
bestehen, geschweige denn veröffentlicht worden sind. Die Be- 


. sie berührten gesetzlichen Bestimmungen ausgelegt werden. Bei 
der Prüfung der Frage der rechtlichen Bedeutung der Bekannt- 
machung vom 10. 8. 14 muß man von den unzweifelhaft gültig 
gebliebenen Bestimmungen des HGB., besonders von: $ 466, aus- 
‚Danach haftet die Eisenbahn’ auch BeS noch, ‚für den 
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- Schaden, welcher durch Versäumung der Lieferfrist entsteht. 
Also gibt es auch heute noch Lieferfristen, Versäumnisse der- 
selben und eine Haftung der Eisenbahn für die Versäumung. 
Abs. 2 des $ 466 gibt die Sonderregelung im Falle der Versäu- 
_ mung von Lieferfristen bei nachgewiesenem Schaden. Auch 
_ diese Bestimmung besteht zu recht. Ebenso Abs. 4 bezüglich des 
" Ersatzes des vollen Schadens. Im übrigen verweist $ 466 in drei 
Fällen auf die EVO. selbst, nämlich für die Schadenregelung im 
Falle der Angabe des Interesses, des Reisegepäcks und des nicht 
_ nachgewiesenen Schadens. Die Bestimmungen hierüber finden 
sich in SS 94 und 37 EVO. In diesen Bestimmungen ist nichts 
darüber gesagt, welche Lieferfristen gemeint sind. Es ist ledig- 
- lich von Lieferfristen schlechthin die Rede, so daß damit die zu 
Recht bestehenden Lieferfristen gemeint sind. Welches diese 
sind, lassen die Bestimmungen dahingestellt. Ebenso steht es 
- mit dem $ 9 EVO. Es.ist bei allen diesen Bestimmungen nicht 
einzusehen, daß und inwiefern sie durch die Bekanntmachung 
vom 10. 8. 14 aufgehoben sein sollen. 
Durch die Bekanntmachung sind sämtliche Lieferfristen der 
EVO. außer Kraft gesetzt worden. Mit diesen Worten können 
_ nur die in $ 75 EVO. festgesetzten Lieferfristen, die sogenannten 
starren Lieferfristen, getroffen sein. Nur diese hat die Be- 
- kanntmachung aufgehoben, dagegen alle sonstigen Bestimmungen 
über Lieferfristen aufrechterhalten, mögen sie sich nun im HGB. 
oder in der EVO. finden, Auch ist keineswegs der $ 75 EVO. 
ganz aufgehoben, sondern nur die in ihm festgesetzten starren 
“ Lieferfristen mit den Bestimmungen, welche diese starren Lie- 
- ferfristen zur Voraussetzung haben. Wie weit sich demnach die 
- Wirkung der Bekanntmachung im einzelnen erstreckt, mag hier 
dahingestellt bleiben. Die Bestimmungen des $ 75 Abs. 5 Satz 3 
_ und Abs. 6 sind beispielsweise unbedenklich als rechtsgültig 
- anzusehen. Auch die durch die Bekanntmachung außer Kraft 
gesetzten Bestimmungen haben aber immer noch Bedeutung für 
die Auslegung. er 
Mit der Außerkraftsetzung der starren Lieferfristen des $ 75 
— EVO. verliert auch die Vorschrift des Abs. 4 $ 75, daß die Fristen 
durch den Tarif festzusetzen seien, ihra Grundlage und Be- 
- deutung. Auch die gemäß $ 75 Abs. 4 ergangenen tarifarischen 
Bestimmungen sind deshalb außer Kraft. Die tarifmäßige Fest- 
‚setzung der Frist ist nicht mehr wie bisher (vergl. Janzer- 
Burger Anm. I zu S 94 EVO.) Voraussetzung der Haftung. 


An die Stelle der starren Lieferfristen des $ 75 EVO. sind ge- 


_ mäß 55 466, 454 HGB., da weder in dem Abschnitt des HGB. über 
 Eisenbahnfrachtrecht noch in der EVO. ein anderes bestimmt ist, 
die angemessenen Lieferfristen des Landesfrachtrechtes $ 428 
HGB. getreten. " Es sind also statt der starren Lieferfristen des 
&75 EVO. die angemessenen Lieferfristen des $ 428 Abs. 1 HGB. 
einzusetzen, Im übrigen ist eine Aenderung der Vorschriften 


14 auch dem $ % der EVO. der Boden entzogen sei. 
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nicht eingetreten. Die $$ 466 HGB. und 94 EVO. sind genau so 
anzuwenden wie vordem. Insbesondere ist es unrichtig, wenn 
das Reichsgericht in der Entscheidung vom 19. 10. 18 (EGER 
XXXVIL S. 68) sagt, daß durch die Bekanntmachung vom 10. 8 
Wenn S 75 
in der EVO, tatsächlich fehlte, wie er jetzt durch die Bekannt- 
machung vom 10. 8. 14 rechtlich fehlt, behalten die $$ 90, 94 usw. 
in vollem Umfang ihre Wirksamkeit. Daß die hier ausge- 
sprochene Ansicht die richtige ist, ergibt sich auch daraus, daß 
trotz der Bekanntmachung vom 10. 8. 14 die Versicherung des 
Interesses an der Lieferung nach wie vor zugelassen ist. (Vergl. 
Bekanntmachung im gemeins. Tarif- und Verkehrsanzeiger 1914 


8:.51,.:1915: 8.617.) 


$S 94 EVO. ist ein Sondergesetz, das an Stelle der allgemeinen 
Haftungsbestimmungen ($$ 284ff. BGB.) tritt. Einerseits ist 
eine über die gewöhnliche Verschuldenshaftung hinausgehende 
Haftung bis zur höheren Gewalt festgestellt. Wie oft in der- 
artigen Fällen einer qualitativen Ausdehnung der Haftung, ist 
andererseits die Haftung quantitativ beschränkt und zwar grund- 
sätzlich bis zur Höhe der Fracht. Diese Bestimmungen haben 
auch unter der Bekanntmachung vom 8, 10. 14 Gültigkeit. Im 
Streitfall ist es Sache des erkennenden Gerichts, die angemessene 
Lieferfrist festzustellen, und danach die Fristüberschreitung für 
die Anwendung des $ 94 Abs. 2 zu berechnen. Das mag weder 
bequem noch praktisch sein, ist aber durch die gesetzliche Re- 
gelung geboten. Man wird bei der Berechnung von den starren 
Lieferfristen. des $S 75 EVO. ausgehen und diese als Mindest- 
fristen ansehen dürfen, dabei aber beachten müssen, daß der 
Eisenbahn nicht zugemutet werden darf, diese für den geregelten 
Friedensbetrieb erlassenen Fristen einzuhalten. Wenn die Ein- 
haltung unter besonders günstigen Umständen der Eisenbahn im 
Einzelfalle auch heute noch gelingen sollte, so kann hieraus bei 
den: vielfachen Schwierigkeiten, mit. denen die Eisenbahn bei 
der Beförderung zu kämpfen hat, keine allgemein gültige Ver- 
pflichtung hergeleitet werden. Man wird dem Massenbetriebe der 
Eisenbahn nicht gerecht, wenn man ihr zumutet, daß sie Einzel- 
sendungen eine besondere Aufmerksamkeit widmen müsse, und 
sie trotz Einhaltung der Lieferfristen schon für Zugverspätuns, 
Versäumung des Anschlusses und dergl. haftbar machen will. 
(Vergl. Staub $ 466 Anm. 2.) Es wird in diesem wie in ent- 
sprechend liegenden Fällen übersehen, zu wie niedrigen Fracht- 
sätzen die Eisenbahn befördert. Nach Treu und Glauben kann 


deshalb nur eine im Verhältnis zu dem Frachtsatze stehende 


Leistung im Massenbetrieb verlangt werden. Eine liebevolle 
Einzelbehandlung des Gutes erfordert eine derartige Erhöhung 
des Aufwandes der Bahn an Einrichtungen und Personal, daß 
eine einfache Ueberlegung ergibt, daß sie über den Rahmen der 
vertraglichen Beförderungspflicht herausgeht. 


i 


> 


3 BE Die italienischen Eisenbahnen im Kriege. 


Italien hatte in der Zeit zwischen dem Ausbruch des Krieges 
und seiner Beteiligung an ihm genügend Zeit, um sein Eisen- 
- bahnwesen auf den Kriegszustand einzustellen. Schon am 
" 5. Oktober 1914, also zu einer Zeit, wo Italien noch neutral war, 
erließ der Kriegsminister eine Verordnung, die für die Mobil- 
machung anordnete, daß die Angestellten der Eisenbahnen zwar 
als zum Heere eingezogen zu betrachten, aber mit wenigen Aus- 
nahmen in ihren Friedensstellungen zu belassen seien. .Zugleich 
wurde die Gründung von Eisenbahnkompasgnien vorgesehen. Der 
militärische Befehl über das Personal der Eisenbahnen wurde 
den Linien- und Bahnhofskommandanturen übertragen. 
Am 15. April 1915 setzte ein gemeinschaftlicher Erlaß des 
- Kriegs- und des Marineministers und des Ministers der öffent- 
 liehen Arbeiten einen teils militärischen, teils technischen Haupt- 
_ ausschuß für militärische Eisenbahntransporte ein. An seiner 
_ Spitze steht derrLeiter des Intendanturdienstes beim Generalstab; 
ihm gehören Offiziere, Vertreter der Ministerien und technische 
_  Eisenbahnbeamte an. Während des Krieges’ steht nach diesem Er- 
laß der gesamte Eisenbahndienst unter dem Befehl der obersten 
— Heeresleitung, die nicht nur die Heerestransporte, sondern auch 
die privaten regelt. Bei der Mobilmachung wird eine Transport- 
direktion eingerichtet, deren Leiter der Vorstand der Transport- 
abteilung im Generalstab ist. Sie bestimmt, wann und auf 
welchen Strecken der Militärfahrplan eingeführt wird, welche 
Züge von der Zivilbevölkerung benutzt werden dürfen, und ver- 
teilt die Betriebsmittel auf die verschiedenen Netze. Auch wo 
_ der Militärfahrplan nicht eingeführt ist, kann ‘die Transport- 
- direktion Änderungen des Fahrplans verlangen und. die Züge 
für Heereszwecke ausnutzen.. Zur Ausführung der Befehle sind 
- die Linienkommandanituren berufen, die schon im Frieden be- 
- stehen, aber im Kriege verstärkt werden. Während des: Auf- 
_ marsches war der Sitz der Transportdirektion Rom; dann begab 
"sie sich in das Hauptquartier und ließ in der Hauptstadt nur 


- eine. Vertretung zurück, die das Einvernehmen mit der Eisen- 


u 
j 


‘dem Militärbetrieb gewisser Strecken beauftragen kann. 


bahnverwaltung im Hinterlande zu pflegen hatte. Auch die 
Flußschiffahrt ist der Transportdirektion unterstellt. Zu ihren 
Hauptaufgaben gehört die Festsetzung der Grenze zwischen 
den Eisenbahnen des Kriegsschauplatzes und denen des Hinter- 
landes und die Zuteilung der verschiedenen Aufgaben, die der 
Krieg mit sich bringt, an die Bahnhöfe. Die Eisenbahnverwal- 
tungen haben den Anforderungen der Transportdirektion, ihrer 
Vertretung in Rom und der Linienkommandanturen zu ent- 
sprechen. Sie verfügt auch über die Eisenbahnkompagnien, die 
sie zur Unterstützung der Zivilkräfte einsetzen, aber auch a 

ie 
Kompagnien haben einen technischen Leiter, der von der General- 
direktion der Staatseisenbahnen ernannt wird, und einen mili- 
tärischen Führer. 

Die vorstehend angedeutete Regelung des Eisenbahnwesens 
wurde während des ganzen Krieges unverändert beibehalten; es 
wurde ihr nur eine andere Spitze gegeben, indem ein „Mini- 
sterium der See- und Eisenbahntransporte“ gegründet wurde; 
eine solche Behörde, die das Zusammenarbeiten aller am Ver- 
kehrswesen beteiligten Stellen gewährleisten soll, ist schon vor 
dem Kriege von vielen Seiten gefordert worden, und man nimmt 
an, daß sie dauernd erhalten bleiben wird. } 

- Ein königlicher Erlaß vom 15. April 1915 zählt die Befugnisse 
der obersten Heeresleitung gegenüber den Eisenbahnen auf; 
er macht sie zu unumschränkten Herrn über die Eisenbahnen. 


Sie kann die vollständige Einstellung des Zivilverkehrs anord- 


nen, hat jedoch ‚von .dieser Berechtigung während ‚des ganzen 
Krieges keinen Gebrauch gemacht. Wenn auch gewisse und Sso- 
gar weitgehende Beschränkungen nötig ‚waren, SO hat ‚doch die 
italienische Zivilbevölkerung stets reisen und ihre Güter ver- 
senden können. Freilich hat die Eisenbahnverwaltung während 
des Krieges jede Haftung abgelehnt, und die Benutzung der 
Eisenbahnen geschah auf Gefahr des Versenders. 

Der Personen- und Güterverkehr während des Krieges wurde 
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her Eisenbahnverwaltungen. 


durch drei Verfügungen der Generaldirektion der Staatseisen- ] Bestellungen verzögerte sich durch den Mangel an Frachtraum, 


bahnen, vom 29. Mai, vom 28. September und vom 8. November 
1915 auf Grund von Anordnungen der obersten Heeresleitung ge- 
regelt. Zunächst wurde im Personenverkehr das Freihalten be- 
stellter Abteile, sowie von Abteilen für Frauen abgeschafft; 
für Reisegepäck wurde eine Höchstgrenze von 50 kg eingeführt. 


Die Beförderung von Kostbarkeiten, Zeitungen und Gepäck im 


Kriegsgebiet wurde aufgehoben. Im Güterverkehr wurde den 
Transporten, die der Ernährung und ähnlichen Zwecken dienen, 
ein Vorrecht eingeräumt. Für . Güter, die an sich in bedecekten 
Güterwagen befördert werden müssen, durften offene Wagen be- 
nutzt werden. Die Annahme von Gütern zur Beförderung konnte 
davon abhängig gemacht werden, daß die nötigen Wagen zu ihrer 
Beförderung vorhanden waren. Zwangsentladung nicht recht- 
zeitig abgenommener Güter wurde eingeführt. Die Lieferfristen 
wurden auf das Achtfache erhöht. Die Bestimmungen blieben bis 
zum 1. Oktober 1915 bestehen und wurden dann zum Teil aufge- 
höben, zum Teil verschärft. 


Neue Verkehrsbeschränkungen traten im Mai 1917 ein, als den 
Eisenbahnen das Recht zugestanden wurde, die Beförderung ge- 


wisser nicht lebenswichtiger Güter abzulehnen, andere Güter nur 
in Wagenladungen zu befördern, usw. Während der ganzen 


Dauer des Krieges haben die italienischen Eisenbahnen die Haf- _ 


tung für die ihnen übergebenen Güter abgelehnt. 


Der Aufmarsch der italienischen Heere ging, soweit die Eisen- 
bahnen beteiligt waren, glatt vor sich. Die Anforderungen, die 
der Krieg in seinem weiteren Verlauf an die Eisenbahnen stellte, 
waren aber größer als die der Mobilmachungszeit. In den Jahren 


1916 und 1917 übertrafen z. B. die täglichen Leistungen der. 


Eisenbahnen für das Heer diejenigen der Aufmarschzeit um 15 
und 30 %. Die Heerestransporte wurden durch die langgestreckte 
Gestalt des Landes und dadurch erheblich erschwert, daß aus 


Furcht vor feindlichen Angriffen vom Meere her alle Transporte 


auf die Eisenbahnen der Westküste verwiesen werden mußten 
und daher, wenn ihr Ziel die Po-Ebene war, das Gebirge mit 
ihnen überschritten werden mußte. 


Außer dem italienischen Heer stellten auch die Heere der mit 
Italien Verbündeten große Anforderungen an seine Eisenbahnen, 
indem sie sie auf dem Wege nach Mazedonien und nach dem 
fernen Osten benutzten. So sind schon bis Ende 1917 17 Mil- 
lionen Mann, 1,5 Millionen Zug- und Reittiere, 4 Millionen Wagen 
mit Gepäck und Gütern über die italienischen Eisenbahnen be- 
fördert worden. Die Höchstleistung in einzelnen Monaten be- 
trug 900000 Mann und 200000 Wagen. Auf vielen Strecken 
verkehrten täglich mehr als 100 Militärzüge, auf einigen bis 120, 
und auf manchen Bahnhöfen liefen an einem Tage 300, ja sogar 
320 und 350 Militärzüge zusammen. 


Großen Anforderungen mußte der Wagenpark der italienischen 
Staatsbahnen genügen: es mußten Lazarettzüge gestellt und 
Panzerzüge zur Küstenverteidigung ausgerüstet werden; für die 
Beförderung von Gefrierfleisch mußten besondere Kühlwagen 
vorgehalten werden. Die Beförderung von Kohlen, von Roh- 


stoffen, von Nahrungsmitteln fiel im Kriege wegen der Behinde- 


rung der Schiffahrt auf dem Adriatischen Meere den Eisenbahnen 
in erhöhtem Maße zu. Der Personenverkehr mußte dabei aller- 
dings eingeschränkt werden. Trotzdem nahmen die Einnahmen 
der Eisenbahnen während des Krieges noch stark zu. Sie be- 
trugen im ersten Betriebsjahr des Krieges, 1915/16, 758 657 788 
Lire, wovon 221589088 Lire auf den Heeresverkehr entfielen; 
und waren damit 183 Millionen höher als im Voriahre Im 
nächsten Jahre überstieger sie die Milliarde noch um 100 Mil- 
lionen, wovon allein die Hälfte aus dem Heeresverkehr herrührte. 
Die Steigerung hat im Jahre 1917/18 noch angehalten. Sowohl 
die Strecken, wie auch der Wagenpark wurden durch diesen ver- 
stärkten Verkehr sehr in Anspruch genommen, und das war 
umso empfindlicher, als in Italien ebenso wie in anderen Län- 
aern viele Unterhaltungsarbeiten zurückgestellt werden mußten, 
teils weil es an den dazu nötigen Bau- und Rohstoffen fehlte, 
teils weil 
anderweit in Anspruch genommen waren. Die Eisenbahnen 
Italiens waren schon vor dem Kriege mit 5300 Lokomotiven und 
103 000 Güterwagen ungenügend mit Betriebsmitteln versehen; 
dieser Mangel wurde im Kriege doppelt fühlbar, und das umso 
mehr, als es infolge der fehlenden Einfuhr — Italien besitzt be- 
kanntlich so gut wie gar keine einheimische Kohle — bald an- 
fing, an Kohle zu fehlen. Italien führte vor dem Kriege jähr- 
lich etwa 10000000 t Kohle ein, zum größten Teil aus England, 
wovon ein Drittel von den Eisenbahnen, zwei Drittel von der 
Industrie und zum Hausbrand verbraucht werden. Teils infolge 
des U-Bootkrieges, teils wegen der Preissteigerung sank diese 
Menge auf etwa 10000 täglich, also auf etwa ein Drittel der 
Friedensmenge, und die im Kriege .geförderte Kohle war be- 
kanntlich überall von minderwertiger Beschaffenheit, wodurch 
die Notlage noch verschärft wurde. Um der - Wagen- und Loko- 
motivnot zu steuern, wurden in Amerika 3000 Güterwagen und 
300 Lokomotiven, in Italien selbst 300 Güterwagen und 
50 Lokomotiven bestellt. Die Ablieferung der amerikanischen 


Dezember 1916 kam dazu noch eine sehr erhebliche Erhöhung 


die Eisenbahnwerkstätten durch Kriegslieferungen - 


‚auf 20 Millionen Lire, ein Betrag, der freilich im Verhältnis zu 


die der italienischen durch den Mangel an Arbeitskräften. Im 
November 1916 mußten 5000 Wagen zur Beförderung von Ge- 
treide, 12000 zur Abfuhr der letzten. Weinernte, 4000 zum 
Transport von Düngemitteln ausschließlich vorbehalten bleiben. 
Mitte Dezember 1915 waren bereits auf einmal 23 Züge auf de 
Hauptstrecken und mehrere auf Nebenbahnen aufgelassen 
worden, Ende September war die Zahl der aufgelassenen Per- 
sonenzüge auf 60 gestiegen, und weitere Beschränkungen des 
Fahrplans standen bevor. 


entnehmen, die Kriegsausgabe der Revue generale des chemins. 
de fer, bewundert den Mut, den die Eisenbahnverwaltung .durch 
diese Maßnahme gezeigt hat; es gehörte. so sagt sie, besonderer 
Mut dazu, weil schon im Juli 1914 die Tarife der italienischen 
Eisenbahnen um ein für alle am Verkehr beteilieten Kreise 
sehr empfindliches Maß erhöht worden waren. Schon im Sep- 
tember 1916, also wenige Monate nach den ersten Tariferhöhungen 
im Kriege, wurde diese Maßnahme nochmals wiederholt. Im 


der Stempelgebühren, deren Dauer bis sechs Monate nach Frie- 
densschluß in Aussicht genommen wurde. Im Januar 1917 trat 
eine. neue Verteuerung des Personenverkehrs ein, indem die 
Rückfahrkarten, ebenso die Rundreise- und Dauerkarten und. 
andere Fahrkarten zu ermäßigten Preisen aufgehoben wurden. 
Ferner wurden die Preisermäßigungen für Beamte und die Frei- 
fahrten für die Angehörigen des Eisenbahndienstes erheblich‘ 
eingeschränkt. Die bestehen bleibenden Fahrkarten wurden im 
Preise um 20 % hinaufgesetzt, nachdem schon die vorhergehen- 
den Preiserhöhungen wiederholt 5 und 10% betragen hatten. Im 
April 1917 wurden eine Anzahl Gebühren im Güterverkehr ver- 
dreifacht, und einige Frachtsätze, namentlich im Eilverkehr, 
wurden aufgehoben oder abgeändert, lauter Maßnahmen, von 
denen zugegeben wird, daß sie für Empfänger und Versender 
höchst lästig waren. S Sera 

Diese Erhöhungen genügten aber immer noch nicht. Im De- 
zember 1917 wurden die Fahrpreise der 1. und 2. Klasse noch- 
mals um 50 % und die der 3. Klasse um 30 % erhöht, und im Juni 
1918 wurde dem Wagenladungsverkehr ein Sonderzuschlag von 
5 und 2 Lire je nach Art der versandten Güter auferlegt. wäh- 
rend die Gebühren für Eil- und Frachtgut, Gepäck und Hunde 
bis 30% erhöht wurden. Auch die Sätze für die Beförderung 
von Heeresgut blieben von diesen Erhöhungen nicht verschont. 
Im ganzen sind die Fahrpreise während des Krieges um 50% 
und die Frachtsätze um 300% erhöht worden. 2. 2.05 

Der zwingende Grund, die Einnahmen der Eisenbahnen zu er- 
höhen, war nicht nur die schon erwähnte Teuerung der Kohlen 
und sonstigen Bau- und Betriebsstoffe, auch die persönlichen 
Ausgaben waren sehr erheblich gewachsen. Schon für die er- 
wähnten Tariferhöhungen im Jahre 1914 vor Ausbruch des 
Krieges war der Grund in Erhöhungen des Einkommens der An- 
gestellten und Arbeiter der Eisenbahnen zu suchen. Die Dienst- 
zulagen, die bei Ausbruch des Krieges gezahlt wurden, brachten 
die Einnahmen und Ausgaben der Eisenbahnen wieder vollstän- 
dire aus dem Gleichgewicht, das soeben erst mit Mühe hergestellt 
worden war. Um die persönlichen Ausgaben zu verringern, 
wurde die Anstellung neuer Beamten untersagt, und die Auf- 
rückungsfristen im Einkommen wurden verlängert. Auch wur- 
den Stellenverminderungen und Entlassungen vorgenommen. 
Hierdurch wurde eine gewisse Besserung in bezug auf die wirt- 
schaftliche Lage der Eisenbahnen herbeigeführt, doch wurde 
diese wieder zunichte gemacht, als im Jahre 1918 Kriegsteue- 
rungszulagen gewährt werden mußten. Zusammen-mit einer Er- 
höhung der Lohnzuschläge für den Nachtdienst belief sich die 
dadurch hervorgerufene Mehrbelastung des Eisenbahnhaushaltes 


den Lasten, die die Eisenbahnen anderer Länder aus dem 
gleichen Grunde zu tragen haben, nicht hoch erscheint. Die 
Italiener, besonders die unteren Schichten, sind ja wegen ihrer 
Genügsamkeit bekannt, und so brauchten denn auch die Teue- 
rungszulagen nicht sonderlich hoch zu sein; sie betrugen 70 bis 
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11. August 1921. 


ki nderlose Witwen erhielten nur zwei Drittel. Bei einem Dienst- 
einkommen über 10000 Lire wurde ein Abzug von den Zulagen 


gemacht. 

Für die Kriegszeit waren die folgenden Maßnahmen von beson- 
‘derer Bedeutung für die Eisenbahnen: die Ablehnung der Haf- 
tung für Überschreitung der Lieferfristen, für Verluste und Be- 
eng der Güter, die Beschränkung der Kriegszulagen für 
das Personal auf ein verhältnismäßig niedriges Maß, der erheb- 
‚liche Ersparnisse durch eine Verminderung der Beamtenzahl, der 
Verlängerung der Aufrückungsfristen und eine Beschränkung 
‘von Neueinstellungen gegenüberstanden, und die rechtzeitige Er- 
höhung aller Gebühren für die Benutzung der Eisenbahnen. Das 
Ergebnis dieser Maßnahmen war. daß der Betrieb der italieni- 
‚schen Staatseisenbahnen im Betriebsjahr 1916/17 mit einem Über- 
schuß von 85 Millionen Lire abschloß, während 1914/15 sich ein 
“ 


IE 
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Nachdem der 8stündige Arbeitstag Gesetz geworden war, wurde 
a beim stationären Eisenbahnbetriebspersonal bekanntlich mit 
-der Maßgabe durchgeführt, daß die reine Arbeitszeit im monat- 
"lichen Durchschnitt 208 Stunden nicht überschreiten darf, wobei 
ienstpausen von mehr als 15 Minuten nicht als Arbeitszeit ge- 
rechnet werden sollen. Ueber den Begriff „Dienstpause“ be- 
standen und bestehen noch Meinungsverschiedenheiten; vom Per- 
sonal wird meistens — auch hier und da von Beamten in leitender 
Stellung — die Ansicht vertreten, daß nur solche Pausen bei Be- 
"rechnung der reinen Arbeitszeit außer Betracht zu bleiben 
“hätten, in denen der Posten verlassen werden darf, während nach 
- den von der Zentralstelle ergangenen und neuerdings bestätigten 
Weisungen auch die in der Dienstbereitschaft verbrachten 
grausen über 15 Minuten nicht als Arbeitszeit gelten sollen. Das 
"Personal erhebt gegen die Nichtanrechnung der Pausen meistens 
“den Einwand, daß für den Bediensteten lediglich die Zeit in 
Betracht komme, die er dem Staate opfern müsse; daß der eine 
weniger zu tun habe, als der andere, sei ja nicht seine Schuld. 
- Deshalb sei für alle Eisenbahnbedienstete die Dienstdauer gleich 
lang zu bemessen. Diese Beweisführung ist, so bestechend sie 
auf den ersten Blick erscheinen mag, bei näherer Betrachtung 
“nicht stichhaltig. Ein Weichensteller z. B., der auf einem wich- 
tigen Stellwerk 8 Stunden ohne Unterbrechung körperlich und 
- geistige tätig war, wird nach beendistem Dienst erst nach mehr- 
_ stündiger Ruhe in der Lage sein, Haus- oder Gartenarbeit zu 
_ verrichten; ein anderer, der in der Achtstundenschicht auf 
_ ruhigem Posten ausgiebige Ruhepausen genossen hat, kann da- 
_ gegen sofort oder nach kurzer Ruhe im eigenen Interesse tätig 
“sein. Der erste hat seine Arbeitskraft im Dienste verbraucht, 
Bier zweite sie so schonen können, daß er nach Dienstschluß sofort 
für sich weiter arbeiten kann. Die Ansicht, daß alle Eisenbahn- 
3 bediensteten bei gleich langer Dienstschichtt auch die 
gleiche Zeitim Staatsinteresse opfern, ist damit 
als Trugschluß gekennzeichnet. KEN 
-- Der Widerstand des Personals gegen das Ansetzen von Dienst- 
_ pausen und andere hier nicht näher zu erörternde Umstände 
- haben nun den Zustand gezeitigt, daß die Diensteinteilungen des 
- stationären Betriebspersonals fast überall nach dem gleichen 
Muster, ohne Rücksicht auf das Maß der zu leistenden Arbeit, 
- aufgestellt sind. Man hat die Dienstzeit kurzer Hand als Ar- 
beitszeit angenommen und wöchentlich 6 Schichten zu 8 Stunden 
_ angesetzt. Hierdurch sind auf Posten mit durchgehendem Dienst, 
auf welchen früher der Dienst von 2 Mann versehen wurde, die 
Sonntags 1 Tag und Montags % Tag abgelöst wurden, jetzt 
3 ständige Bedienstete vorhanden, die noch an 3 Tagen abgelöst 
werden, zusammen 3% Köpfe. Welche Verhältnisse dadurch 
_ auf Posten mit leichtem Dienst, z. B. auf Schrankenwärterposten, 
'eingetreten sind, zeigt die nachstehende Uebersicht. Der Be- 
rechnung der Arbeitszeit liegt die Annahme zugrunde, daß ein 
Schrankenwärter zur Abfertigung eines Zuges durchschnittlich 
8 Minuten in Anspruch genommen ist; die gesamte Zeit vom 
 Ertönen des Abläutesignals bis zur vollzogenen Oeffnung der 
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-  — Dezentralisation bei der Eisenbahn. Neben der Prüfung, 
- inwieweit eine Neuordnung: der Reichsbahnverwaltung im großen 
zweckmäßig und erforderlich ist, ist das Reichsverkehrsministe- 
'rium seit langem bemüht, den Verwaltungsorganismus dadurch 


Achtstundenarbeitstag 
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Fehlbetrag von 20 Millionen ergeben hatte. Seitdem haben sich 
freilich die wirtschaftlichen Verhältnisse der italienischen Eisen- 
bahnen sehr erheblich verschlechtert und weitere Erhöhungen 
der Tarife sind die Folge gewesen. Auch Schwierigkeiten mit 
ihren Arbeitern sind ihnen nicht erspart geblieben, und die 
Kohlennot, der Mangel an Lokomotiven und Wagen, die Schwie- 
rigkeiten, die Betriebsmittel in gutem Zustande zu erhalten, 
sind sehr erheblich gestiegen. Wenn also auch die italienischen 
Eisenbahnen betrieblich und wirtschaftlich verhältnismäßig heil 
und unversehrt aus dem Kriege selbst hervorgegangen sind, so 
sind doch bei ihnen mittlerweile die Verhältnisse so geworden, 
daß sie keine Ausnahme von der Zerrüttung machen, die der 
Krieg und die Ereignisse seit Einstellung der Feindseligkeiten 
geradezu bei den Eisenbahnen der ganzen Welt hervorgerufen 
haben. 
Wk. 


und Schrankendienst. 


Schranke nach der Vorbeifahrt des Zuges ist dabei als Arbeits- 
zeit eingerechnet. Die Tatsache, daß auf zweigleisigen Strecken 
innerhalb desselben Zeitraums von 8 Minuten zuweilen 2 Züge 
abgefertigt werden, ist zugunsten des Personals außer Betracht 


. gelassen worden. 


i 0 s E Bedienungs- 
Anzahl | Gesamtarbeits- eleltune kosten für u Zug 
der in leistung Marker Ben und Posten. unter 
24 Stun- | (8 Minuten für 3 Prectenat % Zugrundelegung 
den ver- jeden Zug en ven von 820% für den 
kehren- (ohne Ablösen) Tag und Kopf 
den Züge 
Stunden | Minuten | Stunden Minuten Mark 
30 4 ==. 1: 20 3,20 
40 5 20 l 47 2,40 
50 6 40 2 14 1,90 
60° 8 = 2 40 1,60 
70 9 20 3 07 1,37 
80 10 40 3 34 1,20 
90 12 — 4 ee 1,06 
100 13 20 4 40 0,96 
180 24 — 8 — 0,55 


Die Uebersicht zeigt, daß eine volle Inanspruchnahme des 
Wärters erst bei einer Belegung der Strecke mit 180 Zügen ein- 
tritt, ferner, wie niedrig die gesamte Arbeitsleistung für 3 Köpfe 
(bezahlt werden in der Regel sogar .3% Köpfe) sich bei einem 
Verkehr von 30-100 Zügen stellt. Wollte ein Schrankenwärter 
lediglich mit der Schrankenbedienung sein tägliches Arbeitss»il 
von 8 Stunden erfüllen, so müßte er beim Verkehren von 
6) Zügen 24 Stunden, also ständig Dienst versehen; bei gerin- 
gerem Verkehr würde dies zur absoluten Unmöglichkeit. Hieraus 
ergibt sich klar, daß der Schrankendienst in seiner Eigenart am 
allerwenigsten für eine schematische Anwendung des Acht- 
stundentags geeignet ist. Könnte die Eisenbahnverwaltung, frei 
von den ihr durch Betriebsordnung und Haftpflichtgesetz an- 
gelegten Fesseln, nach rein kaufmännischen Gesichtspunkten 


‚arbeiten, so würde sie vielleicht die Posten untergeordneter Be- 


deutung gegen eines nach der Stärke des Zugverkehrs zu be- 
messende Pauschvergütung an solche Personen vergeben können, 
die unter Beihilfe von Familienangehörigen:-den gesamten Dienst 
versehen würden. Nebenbeschäftigung mit Arbeiten, die ohne 
Verlassen des Postens ausführbar sind, könnte diesen Personen 
wohl unbedenklich gestattet werden. Hierzu zählen Uhrmacher-, 
Korbflechter-, Stuhlflechter-, Schuhmacher-, Schneider-, Schlosser- 
und dergl. Arbeiten. Auf jeden Fall müßte aus wirtschaftlichen 
Gründen eine Verminderung der jetzt viel zu hohen Schranken- 
bedienungskosten durchgeführt werden. % 


wirtschaftlicher und beweglicher zu gestalten, daß Befugnisse, 
die bisher dem Ministerium vorbehalten waren, auf die Eisen- 
bahndirektionen, und Befugnisse dieser Behörden auf die Eisen- 
bahnämter oder die Dienststellen übertragen werden. Diese Ab- 
wälzung von Befugnissen auf die unteren Organe des Verwal- 
tungskörpers ist eins der wirksamsten Mittel, die von allen Sei- 
ten mit Recht geforderte Dezentralisation der Ver- 
waltung herbeizuführen. Dadurch, daß so die selbständige 
Entscheidung in die Hände derienigen Beamten gelegt wird, die 
die Unterlagen für diese Entscheidung aus eigener Anschauung 
kennen, wird zugleich das Verantwortungsgefühl und die Ent- 
schlußfreudigkeit dieser Beamten gestärkt und das Schreibwerk 
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zwischen den verschiedenen Instanzen der Verwaltung vermin- 
dert werden. 

Schon im Jahre 1920 hat die Eisenbahnverwaltung in diesem 
Sinne eine Anzahl wichtiger Maßnahmen getroffen, von denen 
hier nur zwei erwähnt seien. Durch die erste wurde die Zu- 
ständiekeit der Verkehrsämter und größeren Güterabfertigungen 
zur selbständigen Erledigung von Schadenser- 
satzansprüchen wegen Beschädigung und Verlustes von 
Frachtgütern erhöht.. Früher war diesen örtlichen Stellen die 
Entscheidungsbefugnis nur bei ganz geringen Objekten’ über- 
lassen. 
ständigen Entscheidung von Erstattungsanträgen bis zu 300 HM 
und die Verkehrsämter von solchen bis zu 3000 M befugt. Durch 
diese Dezentralisation sind etwa 40 % aller bisher bei den Eisen- 
bahndirektionen behandelten Entschädigungsanträge auf die ört- 
lichen Stellen übergegangen. 

Die andere Maßnahme, die für 26 weiten Kreise von Handel 
und Industrie von Bedeutung werden wird, die als Lieferanten 
der Eisenbahnverwaltung arbeiten, ist die Erweiterun £ 
der Zuständigkeit der Eisenbahndirektionen 
für die Feststellung von Kostenanschlägen 
zum Abschluß von Lieferungsverträgen und zur Zuschlags- 
erteilung bei Verdingungen. Die Eisenbahndirektionen sind künf- 
tig berechtigt, Entwürfe und Kostenanschläge ohne Mitwirkung 
des Ministeriums endgültig festzustellen, 
500 000 AM (bisher 50.000 
Lieferungs- und Arbeitsverträge bis 
100 000 A) abzuschließen und bei öffentlichen Verdingungen bis 
zum Betrage von 3 000 000 A (bisher 500000 MA) den Zuschlag 
zu erteilen. 

Neben diesen einzelnen Maßnahmen ist die Verwaltung aber 
auch mit der systematischen Neuordnung ihres 
Verwaltuneskörpers eifrig. beschäftist. Als erstes Er- 
gebnis dieser Arbeit, die an verschiedenen Punkten in Angriff 
genommen ist, und über die demnächst mehr zu sagen sein wird, 
ist ein Erlaß des Reichsverkehrsministers erschienen, der, zu- 
nächst für das Gebiet der ehemals preußisch-hessischen Eisen- 
bahnen, die Stellung der Dienststellenvorsteher aller Art (Bahn- 
höfe, Güterabfertigungen, Bahnmeistereien, Betriebswerkmeiste- 


reien usw.) erweitert. Der Erlaß überträgt eine Reihe bisher bei 


den Eisenbahnämtern liegender Verwaltungsbefugnisse an alle 
Dienststellen 1. und 2. Klasse, bei deren Leitern nach der be- 
stehenden Personalorganisation eine gewisse Vorbildung und um- 
fassende allgemeine Dienstkenntnis vorausgesetzt werden darf. 

Auf dem Gebiete des Personalwesens wird diesen 
Dienststellenleitern eine Reihe von Geschäften selbständig über- 
tragen. Am wichtigsten ist, daß sie künftig gewisse praktische 
Prüfungen selbständig abzunehmen haben. Vor allem aber er- 
halten diese Dienststellen eine Art eigenen Wirtschafts- 
etats, indem ihnen von dem vorgesetzten Eisenbahnamt be- 
stimmte Mittel zur selbständigen Bewirtschaftung überwiesen 
werden. Der Dienststellenleiter hat im Rahmen dieser Mittel 
selbständige für die Unterhaltung aller zu seiner Dienststelle ge- 
hörigen Einrichtungen zu sorgen. Er. darf Stoffe und Geräte 
bis zum Einzelbetrage von 500 Al selbst beschaffen, selbständig 
Lieferungen bis zum gleichen Betrage vergeben und mit den 
Magazinen der Verwaltung zwecks Anforderung von Bau- und 
Werkstoffen aller Art verkehren, ohne die Genehmigung des 
Eisenbahnamts einholen zu müssen. Auf anderen Gebieten wird 
ihm die Abnahme wiederkehrender Materialprüfungen sowie die 
Verfolgung von Unregelmäßigkeiten übertragen. 

Diese Neuordnung der sachlichen Befugnisse der Dienststellen- 
leiter ist Hand in Hand mit einer Hebung ihrer Stellung im Rah- 
men der Besoldungsordnung gegangen. Eine große Zahl von 
ihnen ist zu Eisenbahnoberinspektoren und Eisenbahnamtmän- 
nern befördert worden, um auch dadurch anzuzeigen, welchen 
entscheidenden Wert die Verwaltung auf die Besetzung dieser 
Stellen des äußeren Dienstes legt. 


Am 16. d. M. wird im Eisenbahn- 
direktionsbezirk Trier die Teilstrecke Simmern—H 
bach der im Bau befindlichen vollspurigen Nebenbahn 
Simmern—Gemünden mit dem Bahnhofe Holzbach für den Per- 
sonen-, Gepäck- und Güterverkehr sowie -für Leichen und 
le] bende Tiere eröffnet. Auf dem genannten Bahnhofe befindet 
sich eine feste Rampe für Kopf- und Seitenverladung. Die An- 
nahme und Auslieferung von Gütern erfolgt dort zunächst nur 
in der Zeit von 7—9 Uhr vormittags. Das Höchstgewicht der 
Stückgüter von und nach Holzbach ist auf 100 kg für das Stück 
beschränkt. 


— Eröffnung von Strecken. 


— Neue Forderungen der Eisenbahner. Der geschäftsführende 
Vorstand der Gewerkschaft deutscher Eisenbahner und Staats- 
bediensteter hat sich in einer Sitzung erneut mit der bevor- 
stehenden Teuerung der Lebenshaltung beschäftigt und "eine 
Reihe von Forderungen aufgestellt, von deren Veröffentlichung 
zunächst abgesehen werden soll. da in den nächsten Tazen die 
Großorganisationen der Eisenbahner zu einer gemeinsamen Be- 


Heute sind alle größeren Güterabfertigungen zur selb- 


die den. Betrag von. 
A) im einzelnen nicht übersteigen, 
zu 500 000 A (bisher : 


„Deutsche“ 


des Eisenbahndirektionsbezirks Köln für (die - Zeit vom 3. bis” 


Um den zu erwartenden starken Verkehr zur Deutschen Ost- 


olz-- 


ratung 'zusammentreten werden, um nz möglichst große. Ein- 
heitlichkeit ihrer Forderungen zu erzielen und demgemäße Be- 
schlüse zu fassen. 


— Ermäßigung der Preise für Monalskärtens Schülermona 
karten und Wochenkarten (Notstandstarif). Vom 1. Septem 
d.J. wird für die Dauer der gegenwärtig besonders ungünstigen 
Lage des Arbeitsmarktes ein Notstandstarif für Zeitkarten e 
geführt, durch den die Preise für Monatskarten, Schülermona 
karten und Wochenkärten vorübergehend ermäßigt werden. 


— Der Güterverkehr aus dem besetzten Gebiet zur Leipzi 
Messe. Hierzu wird dem „Deutschen‘ aus dem Rheinland 
schrieben: Wenn aus dem besetzten Gebiet bisher nur wenige 
Anmeldungen zur Ausstellung auf der diesjährigen Leipziger 
Herbstmesse eingelaufen sind, so erklärt sich diese Zurückh 
tung aus der Scheu der Firmen des besetzten Gebietes vor d 
umständlichen Emser Bewilligungssystem und vor der doppelte 
Rheiuzollpflicht bei der Ausfuhr und bei der Wiedereinfuhr ı 
Ausstellungsgutes ins besetzte Gebiet. Diese Furcht ist a 
in diesem Falle unberechtigt. Schon am 20. Mai 1921 hat & 
Interalliierte Rheinlandkommission die deutschen Bestimmungen 
über den Retourwarenverkehr, unter welchen auch 
Ansstellungsgut fällt, anerkannt. Während aber das deutsche 
Gesetz nur einen Einfuhrzoll kennt, demgemäß auch nur dieser 
bei der Wiedereinfuhr der Ausstellungsware nach deutschem Recht 
'wegfallenkann, sind nach den Bestimmungen der Interalliierten 
Rheinlandkommission im Retourwarenverkehr auch die bei der 
Ausfuhr aus dem besetzten Gebiet fälligen Rheinzölle nicht zu 
zahlen, ebensowenig Ausfuhr- noch Einfuhrbewillieungen beim 
Anusfuhramt einzuholen. Die Firmen des besetzten Gebietes, die 
die Messe beschicken -wollen, haben lediglich bei ihrem Haupt- 
zollamt einen Antrag auf Zulassung ihres Ausstellungsgutes zum 
Retourwarenverkehr zu: stellen. Dort wird dann die zum Ver- 
sand gelangende Ware genau verzeichnet, vorgeschrieben, inner- 
"halb welcher Frist sie ins besetzte Gebiet zurückgebracht sein 
muß, und Bürgschaft für fristgerechte Wiedereinfuhr gefordert: 


— :- Frachtgüterverkehr über die Rheinzoligrenze. Wie der 
erfährt, hat die Eisenbahnverwaltung die seit Ende 
Mai :bestehende Annahmesperre für Frachtstückgüter von Sta- 
tionen westlich der Rheinzollgrenze nach den besetzten Stationen 


13, August außer Kraft gesetzt. Bekanntlich ist die Sperre 
scinerzeit unumgänglich gewesen, weil die von der Entente ver- 
a Zollabfertigung eine Überfüllung und völlige Stockung 
des Verkehrs an den Stationen der Zollgrenze verursachte. Durch 
das Aufheben der Sperre ist jetzt — wenn auch nur für fünf 
Tage — die Möglichkeit geschaffen, den Rückstand des Güter- 
austausches nach dem besetzten Gebiet etwas aufzuholen. 

en Sonderzüge zur Deutschen Ostmesse in Königsberg i-kra 
messe aufzunehmen, hat die Eisenbahnverwaltung für den 11., 
12. und 13. August einen Sonderzug im Korridorverkehr einge-. 
legt, der 8 Uhr 37 Min. abends Charlottenburg verläßt und am 
andern Vormittag 8 Uhr 13 Min. in Königsberg einläuft. Die 
Züge haben 1. bis 3. Klasse und 2—3 Schlafwagen. Es werden 
also in diesen drei Tagen je drei Züge durch den 'Korridor 
zehen, deren Benutzung lediglich mit Personalausweis möglich ä 
ist, Es stehen den Meßbesuchern aus dem Reiche außerdem“ 
der Seeweg Swinemünde-Pillau (Personalausweis, kein Visum) 
und die Eisenbahnlinie über Danzig zur Verfügung, für deren 
Benutzung ein polnisches Visum erforderlich ist. 


— Zum Zolltarif für das Memelgebiet ist soeben ein Nachiei , 
erschienen, dem wir folgende wichtigste Bestimmungen für die 
Versendung von Waren nach dort entnehmen: Der Wert. der 
Ware umfaßt den Kaufpreis einschließlich der Fracht sowie der 
Versicherungs-, Löschungs- und sonstigen Gebühren bis zur 
Grenze des Memelgebiets; Rabattabzug ist nicht statthaft. Den - 
Gütersendungen soll eine Rechnung beigefügt werden, aus der 
Ursprungsland der Ware, Käufer, Tag des Kaufes und der Wert 
der Ware ersichtlich ist. ‘Wird die Rechnung nicht beigefügt, 
so gilt als Wert der Ware der Preis nach allgemeiner Markt- 
lage am Tage der Verzollung. Von der schriftlichen Anmeldung 
der Ware zur Verzollung kann bei Reisenden abgesehen 
werden, die nur geringe Menge zollpflichtiger Waren: bei sich 
führen, die nicht zum Verkaufe bestimmt sind. In solchen 
Fällen geschieht die Anmeldung mündlich; die Zollabfertigung 
soll nach Möglichkeit noch am Tage ‘des inganges ( der Ver 
und Güter stattfinden. 


— Unfall des Schnellzuges D 64. Der Schhenete » 64 Be 
Lübeck-Kiel, welcher Lübeck 1.42 nachm. verläßt, ist am 
1. August d. J. zwischen Lübeck und Bad Schwartau in Kilo- 
meter 28,4 mit den vier letzten Wagen entgleist. Die Ursache 
ist wahrscheinlich durch die starke. Hitze hervor gerufene Gleis j 
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 verwerfung. Personen sind nicht verletzt. Der vordere Teil 
des Zuges ist mit 35 Minuten Verspätung nach Kiel weiterge- 
- fahren. Die Aufgleisungsarbeiten waren'am Morgen des 2. d. Mts. 
_ beendet. Der Zugverkehr wurde eingleisig aufrechterhalten. Das 
- Nähere über.die Ursache des Unfalles muß die eingeleitete Unter- 
_ suchung ergeben. ' 

= — Zur Verkehrslage im Ruhrgebiet. Der Eisenbahn- 
betrieb im Ruhrbezirk hat sich in der Woche vom 24. bis 
- 30. Juli im allgemeinen befriedigend abgewickelt. Durch die 
- Fortdauer des Streiks der Maschinisten und Heizer der Rhein- 
- schlepper an den ersten Tagen der Woche, durch wesentlich er- 
_ höhte Inanspruchnahme des Wagenparks für Sendungen mach 
Süddeutschland und den östlichen Bezirken sowie durch die 
- Hemmungen, die die Sanktionen auf den Umlauf der Waren aus- 
_ üben, war es nicht möglich, den Anforderungen an Leermaterial 
- für Brennstoffe und andere Güter in vollem Umfange gerecht 
zu werden. Zur Beschleunigung des Wagenumlaufs und zur Er- 
_ zielung eines verstärkten Zulaufs zur Ruhr sind umfangreiche 
- Maßnahmen getroffen worden, u.a. wurde am Sonntag, den 


31. Juli, der Güterverkehr in erheblichem Umfange aufrecht-. 


_ erhalten. Zur Verbesserung der Wagengestellung für Brenn- 
- stoffe mußten in der Gestellung von Wagen für andere Güter 
“Einschränkungen durchgeführt werden. Für Kohlen, Koks und 
- Briketts wurden in der Woche vom 24. bis 30. Juli im arbeits- 
_ täglichen Durchschnitt einschließlich der nachträglich bestellten 
— Wagen 21235 Wagen (gerechnet zu je 10 t) angefordert. Ge- 
stellt wurden arbeitstäglich durchschnittlich 20233 Wagen 
 (Höchstgestellung am 27. Juli 20936). In dem gleichen Zeit- 
"raum des Vorjahres betrug die Durchschnittsgestellung 18 676 
"Wagen. Bei der Rheinschiffahrt liegen die Verhältnisse 


5 
_ infolge des Streiks der Heizer und Maschinisten, obwohl dieser 
- inzwischen beigelegt wurde, weiterhin infolge des anhaltenden 
- Tiefwasserstandes zurzeit denkbar ungünstig. Der Cauber Pegel 


zeigte am 30. Juli einen Wasserstand von nur 1,17 m. Angesichts 
- dieser Umstände, die an zahlreichen Stellen eine zunehmende 
- Verstopfung durch Ansammlung von Schleppzügen zur Folge ge- 
habt haben, sind die Aussichten für ein baldiges Wiederflott- 
- machen des Rheinverkehrs nicht günstig, zumal auch die Leichte- 
 rungsarbeit nur langsam von statten geht. Während die Kipper- 
leistung in den Duisburg-Ruhrorter Häfen eine weitere Abnahme 
von 17346 auf 15700. t zu verzeichnen hat, ist der Gesamt- 
_ umschlag in den Kanalhäfen gegen die Woche vom 17. bis 
- 23. Juli nur wenig zurückgegangen. Er betrug 20 297 t im werk- 
- täglichen Durchschnitt. Bei den Lagerbeständen ergibt sich mit 
288796 t am 30. Juli eine Steigerung um 33665 t im Vergleich 
zum 23. vorigen Monats. _. 


80 Jahre Lokomotivhau bei A. Borsig, Berlin-Tegel. Am 
24. Juli d. J. waren 80 Jahre vergangen, seit die Firma Borsig, 
_ eine der ältesten Berliner Maschinenfabriken, zugleich die 
_ älteste deutsche Lokomotivfabrik, ihre erste Lokomotive die 
3: Probefahrt machen ließ. Es geschah dies auf der damals noch 
_ nicht ganz fertiggestellten und bald danach, am 10. September 
“ 1841, eröffneten Berlin-Anhaltischen Eisenbahn, für die diese 
- Lokomotive bestimmt war. Der „Mechaniker“ August Borsig 
(geb. 1804 in Breslau, gest. 1854 in Berlin) war nicht der erste, 
der überhaupt in Deutschland Lokomotiven gebaut hat. Ver- 
sucht hatten es schon vor ihm, seit 1837, einige deutsche Werk- 
 stätten. Aber alle diese Versuche hatten den Lokomotivbau 
“nicht dauernd in Deutschland einführen können. Es ist A. Bor- 
 sigs Verdienst, den Lokomotivbau mit Erfolg aufgenommen und 
zu höchster Entwicklung gebracht zu haben. An Mühen und 
- Widerwärtigkeiten hat es dabei nicht gefehlt; es gehörte Zähig- 
keit und Energie dazu, ihrer Herr zu werden. August Borsig 
hat seine erste Lokomotive nach dem Vorbild des Amerikaners 
- Norris gebaut, dessen Lokomotiven damals selbst in England 
_ einen guten Ruf besaßen. Borsigs Lokomotive war jedoch 
stärker und leistungsfähiger. Sie bewährte sich und hat bis 
- 1846 Dienst getan. 1842 konnte A. Borsig bereits sieben Loko- 
7 motiven an drei preußische Eisenbahngesellschaften abliefern. 
"Der Lokomotivenbau bei A. Borsig gewann von da ab immer 
größere Bedeutung. Aus der Fabrik gingen hervor: die 100. 
Lokomotive, für die Berlin-Hamburger Eisenbahn, 1846; die 
500., eine schöne, damals viel bewunderte Schnellzuglokomotive, 
für die Berlin-Kölner Schnellzüge, 1854. Es folgte 1858 die 1000., 
zur Pariser Weltausstellung 1867 die 2000. und dann 1873 und 
-1883 die 3000. und 4000. Die 5000. wurde 1902 fertiggestellt. Die 
zweiten 5000 Lokomotiven wurden 1902 bis 1918 gebaut. Gegen- 
- wärtig sind etwa 10900 Lokomotiven aller Art geliefert worden, 
die Fertigstellung der 11.000. steht nahe bevor. 


— Gedenkfeier für Exzellenz Wichert. Am 13, Juli .d. J; ver- 
"anstaltete die Deutsche Maschinentechnische Gesellschaft im 
großen Saale des Potsdamer Bahnhofes zu Berlin eine ein- 
_ drucksvolle Gedenkfeier zu Ehren ihres am 18. Juni d. J. in 
a Nauheim verstorbenen langiährigen Vorsitzenden und Ehrenmit- 
 gliedes, des Wirklichen Geheimen Rats, Exzellenz Dr.-Ing. E..h. 


— OO 


Essen, 
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Carl Wichert. An der Feier nahmen teil die Witwe, zahl- 
reiche Angehörige und Freunde des Verstorbenen, sowie eine 
große Anzahl der Mitglieder der Deutschen Maschinentech- 
nischen Gesellschaft, Das Reichsverkehrsministerium war ver- 
treten durch Se. Exzellenz den Herrn Reichsverkehrsminister, 
Herrn. Staatssekretär Kumbier, den Amtsnachfolger des Ver- 
storbenen, Herrn Ministerialdirektor Anger und zahlreiche Be- 
amte. Ferner waren vertreten das Eisenbahn-Zentralamt, die 
Eisenbahndirektionen Berlin und Osten, das Reichspatentamt 
und andere Reichsbehörden durch die Herren Präsidenten Wulff 
und Hammer und zahlreiche Vertreter, die Technische Hoch- 
schule in Charlottenburg, der Verein für Eisenbahnkunde und 
eine größere Zahl industrieller Verbände. 

Nach Vortrag des Trauermarsches aus ‚„Saul“ von Händel 
durch den Trompeten- und Posaunenchor des Kosleck’schen Blä- 
serbundes feierte der Vorsitzende der Deutschen Maschinentech- 
nischen Gesellschaft, Herr Baurat de Grahl, den Verstorbe- 
nen in einer von wärmster Empfindung getragenen Ansprache 
als zielbewußten Förderer technischen Fortschritts auf den ver- 
schiedensten Gebieten des Eisenbahnwesens, zugleich als Vor- 
bild eines Mannes von lauterster Gesinnung, der dem Staate in 
55jähriger vorbildlichster Pflichterfüllung seine Dienste gewid- 
met hat. Im Anschluß hieran gab Herr Unterstaatssekretär 
Kumbier namens der Reichseisenbahnverwaltung dem Danke 
Ausdruck, den die deutschen Bahnen, insbesondere die preußi- 
schen Staatsbahnen, dem Entschlafenen schulden. Er brachte 
noch einmal die wesentlichsten Punkte seines Lebensganges und 
Wirkens in Erinnerung. Als Hauptverdienste des Verstorbenen 
verdienen, wie der Redner kurz zusammenfaßte, der Hervor- 
hebung seine Fürsorge für die Heranbildung eines eigenen Hand- 
werkernachwuchses in den Eisenbahnwerkstätten durch Rege- 
lung des Lehrlingswesens und für die sachgemäße Ausbildung 
der Anwärter des maschinentechnischen mittleren und höheren 
Dienstes; ferner die einheitliche Regelung des Werkstätten- 
und Betriebsmaterialienwesens; weiterhin die ‘Förderung aller 
Fortschritte in der Bauart der Lokomotiven und Wagen; die 
Ausgestaltung des Werkstättenwesens durch Bau von modernen 


‚ Werkstätten; sodann die Ausbildung und Erprobung der ver- 


schiedenen Bremsbauarten und insbesondere .der durchgehenden 
Güterzugbremse; endlich sein Eintreten für die Elektrisierung 


der Berliner Stadt- und Ringbahn. 


Auf den genannten Gebieten sei manches noch im Werden be- 
griffen oder reife der Vervollkommnung entgegen. Der Heimge- 
gangene aber habe die Richtlinien gewiesen oder das Ziel fest 
umrissen gezeigt. 

Die Feier wurde geschlossen durch den Vortrag des Chors der 
heimkehrenden Pilger aus „Tannhäuser“ von Wagner und „Zum 
Schluß“ aus dem „Myrten-Liederkreis“ von Schumann. 

Die Vereinszeitung hat den Verdiensten des Verstorbenen an- 
läßlich seines Scheidens aus dem Staatseisenbahndienste in einem 
von Herrn Dr.-Ing. Schwarze entworfenen Lebensbilde in Nr. 4 


-vom 27. Januar d. J. ausführliche Würdigung zu teil werden 


lassen. Bereits in Nr. 26 mußte leider schon die Mitteilung fol- 
gen, daß Exzellenz Wichert sich der wohlverdienten Muße des 


Ruhestandes nur kurze Zeit hat erfreuen dürfen; am 18. Juni 


ist er an den Folgen eines Gehirnschlages verschieden. 


— Personalnachriehten. Im Reichsverkehrsministerium, Zweig- 
stelle Preußen-Hessen, sind folgende Änderungen eingetreten: 
Versetzt sind: der Ober- und Geheime Regierungsrat 
Melehers, bisher in Münster (Westf.), zur Eisenbahndirek- 
tion nach Köln, die Öberregierungsräte Fritz, bisher in 
Stettin, zur Eisenbahndirektion nach Magdeburg, Dr. jur. 
Ernst, bisher in Magdeburg, zur Eisenbahndirektion nach 
Erfurt, und Hermann Fischer, bisher in Cottbus, als Vor- 
stand des Eisenbahn-Verkehrsamts 1 nach Berlin, die Ober- 
regierungsbauräte Balduin Sehmitz, bisher in Halle (Saale), 
zur Eisenbahndirektion nach Köln, Paul Schmidt, bisher in 
zur Eisenbahndirektion Osten nach Berlin, Baum- 
garten, bisher in Frankfurt. (Main), zur Eisenbahndirektion 
nach Elberfeld, Foellner, bisher in Magdeburg, zum Eisen- 
bahn-Zentralamt nach Berlin, Metzger, bisher in Cassel, zur 
Eisenbahndirektion nach Magdeburg, Senffleben, bisher in 
Bremen, zur Eisenbahndirektion nach Elberfeld, Frevert, 
bisher in Treis (Mosel), als Vorstand des Eisenbahn-Betriebs- 
amts 2 nach Coblenz und Leibbrand, bisher in Berlin, als 
Vorstand des Eisenbahn-Betriebsamts 1 nach Elberfeld; — die 


-Regierungsräte Dr. jur. Gau, bisher in ‚Berlin, als Mitglied der 


Eisenbahndirektion nach Magdeburg, von Conradi, bisher in 
Köln, als Mitglied der Eisenbahndirektion nach Erfurt, Schö- 
nemann, bisher in Berlin, als Vorstand des Eisenbahn-Ver- 
kehrsamts nach Cottbus, Gigling, bisher in Schwiebus, als 
Vorstand des Eisenbahn-Verkehrsamts nach Halle (Saale), 
Kligge, bisher in Köln, als Vorstand des Eisenbahn-V erkehrs- 
amts nach Emden, und Albert, bisher in Lyck, als Vorstand 
des Eisenbahn-Verkehrsamts nach Halberstadt; — die Regie- 
rungsbauräte Briegleb, bisher in Trier, als Mitglied der 
Eisenbahndirektion nach Hannover, Tschich, bisher in Berlin, 
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als Mitglied der Eisenbahndirektion nach Münster (Westf.), 
Schloe, bisher in Erfurt, als Mitglied der Eisenbahndirektion 
nach Altona, Emil Hartmann, bisher in Rheine, als Vorstand 
des Eisenbahn-Betriebsamts nach Oberlahnstein, Hoes e, bisher 
in Halle (Saale), als Vorstand des Eisenbahn-Betriebsamts 2 
nach Hannover, Heidensleben, bisher in Aschersleben, als 
Vorstand des Eisenbahn-Betriebsamts 1 nach Leipzig, Dieck- 
hoven, bisher in Gerolstein, als Vorstand des Eisenbahn-Be- 
'triebsamts nach Bochum, Karl Jordan, bisher in Lyck, als 
Vorstand, des Eisenbahn-Betriebsamts-nach Nienburg (Weser), 
Scheel, bisher in Oppeln, als Vorstand des Eisenbahn-Be- 
triebsamts nach Kolberg, Scehlott, bisher in Seesen, als 
Vorstand des Eisenbahn - Betriebsamts 
Lodemann, bisher 

Eisenbahn - Betriebsamts 
Essen, als Mitglied 

nach Hannover, Sonne, 
als Vorstand : des 
stein, Kredel, 


in Deutsch-Eylau, als Vorstand. des 
nach Seesen, Röhrs, bisher in 
(auftrw.) _ der Eisenbahndirektion 
bisher in Finsterwalde (N.-L.), 
Eisenbahn-Betriebsamts 3 nach Allen- 
bisher in Coesfeld, als Vorstand des Eisen- 


bahn-Betriebsamts 2 nach Aschersleben, Philipp Becker, bis- . 


her in Jülich, als Vorstand des Eisenbahn-Betriebsamts nach 
Limburg (Lahn), Finkelde, bisher in Ludwigslust, als Mit- 
glied (auftrw.) der Eisenbahndirektion nach Halle (Saale), 
Honemann, bisher in Breslau, als Mitglied (auftrw.) der 
Eisenbahndirektion nach Königsberg (Pr.), Westphal, bisher 
in Mayen, als Mitglied (auftrw.) der Eisenbahndirektion nach 
Münster (Westf.), Franz Berndt, bisher in Stargard (Pom.), 
als Mitglied (auftrw.) der Eisenbahndirektion nach Königsberg 
(Pr), Dintelmann, bisher in Halberstadt, unter Über- 
tragung der Stellung eines Eisenbahndirektions-Mitgliedes als 


Vorstand des Eisenbahn-Betriebsamts 1 nach Bremen, Wist, 


kisher in Bochum, als Oberregierungsbaurat (auftrw.) und Vor- 
stand des Eisenbahn-Betriebsamts 1 nach Dortmund, Marais, 
bisher in Dortmund, als Mitglied .(auftrw.) der Eisenbahn- 
direktion nach Altona, Kleemann, bisher in Oberlahnstein, 
als Mitglied (auftrw.) der Eisenbahndirektion nach Köln, 
Stäckel, bisher in Eisenach, als Mitglied (auftrw.) der Eisen- 
bahndirektion nach Köln, Hennig, bisher in Husum, als Mit- 
glied (auftrw.) der Eisenbahndirektion nach Erfurt, Heinrich 
Müller, bisher in Flensburg, als Mitglied (auftrw.) der Eisen- 
bahndirektion nach Cassel, Heyne, bisher in Allenstein, als 
Vorstand des Eisenbahn-Betriebsamts 1 nach Halberstadt, 
Pietz, bisher in Worms, als Mitglied (auftrw.) der Eisen- 
bahndirektion nach Frankfurt (Main), Heinrich Tecklen- 
burg, bisher in Gera (Reuß),. als Oberregierungsbaurat 
(auftrw.) und Vorstand des Eisenbahn-Betriebsamts 2 nach 
Steitin, Pfeiffer, bisher in Stettin, als Mitglied (auftrw.) 
der Eisenbahndirektion nach Essen, Urb an, bisher in. Göttin- 
gen, als Mitglied (auftrw.) der Fisenbahndirektion nach Cassel, 
Popcke, bisher in Stolp (Pom.), ‘als Mitzlied (auftrw.). der 
Eisenbahndirektion nach Mainz, Fritzen, bisher in Düssel- 
dorf, als Oberregierungsbaurat (auftrw.) und Vorstand des 
Eisenbahn-Betriebsamts 2 nach Duisburg, August Sauer, bis- 
her in Limburg (Lahn), als Mitglied (auftrw.) der Eisenbahn- 
direktion nach Erfurt, Walter Fröhlich, bisher in Coblenz, 
als Mitglied (auftrw.) 
Kriesel, bisher in Glogau, als Vorstand des Eisenbahn-Be- 
triebsamt 3 nach Breslau, Alfred Zimmermann, bisher in 
Hamm (Westf.), als Vorstand des Eisenbahn-Betriebsamts 1 
nach Glogau, Türcke, bisher in Lauenburg (Pom.), als Vor- 
stand des Eisenbahn- Betriebsamts nach Heilsberg, Franz Har t- 
mann, bisher in Duisburg, als. Mitglied (auftrw.) der Eisen- 
bahndirektion nach Köln, Albert Ritter, bisher in Essen, als 
Vorstand. des Eisenbahn-Betriebsamts nach Eisenach, Bohn- 
hoff, bisher in Luckenwalde, als Vorstand des Eisenbahn- Be- 


triebsamts 2 nach Halle (Saale), Purrucker, bisher in Bad“ 


Oeynhausen, als Vorstand des Eisenbahn- Betriebsamts nach 
Flensburg, Moldenhauer, bisher in Goldap, als Vorstand des 
Eisenbahn-Betriebsamts nach Elbing, Karl Becker, bisher in 
Münster (Westf.), als Vorstand des Eisenbahn-Betriebsamts 
nach Gerolstein, Mock, bisher in Kiel, als Vorstand des Eisen- 
bahn-Betriebsamts nach Gera (Reuß), Roloff, bisher in 
Hannover, als Vorstand des Eisenbahn- Betriebsamts nach 
Luckenw alde, Christian Kraft, bisher in Itzehoe, als Vorstand 
des Eisenbahn-Betriebsamts nach Arnsberg (Westf. ).K lei:st, 
bisher in Dessau, als ‚Vorstand des Eisenbahn- Betriebsamts nach 
Guben, Matthaeas, bisher in Minden (Westf.), als Vorstand 
des Eisenbahn- Betriebsamts nach Rheine, Johannes Böhme, 
bisher in Liegnitz, als Vorstand des Eisenbahn- Betriebsamts 
nach Finsterwalde (N.-L.), Funke, bisher in Merseburg, als 
Vorstand des Eisenbahn- Betriebsamts 2.nach Düsseldorf, Mor- 
rasch, bisher in Frankfurt (Main), als Vorstand des Eisen- 
bahn- Betriebsamts il nach Worms, Euler, bisher in Fulda, als 
Vorstand des Eisenbahn-Betriebsamts nach Betzdorf (Sieg), Paul 
Krüger, bisher in Düsseldorf, als Vorstand des Fisenbahn- 
Betriebsamts 10 nach Berlin, K eßler, bisher in Trier, als 
Vorstand -des Eisenbahn- Betriebsamts 4 nach Essen, Ru - 
dolphi, bisher in Berlin, als Vorstand des Eisenbahn- Betriebs- 


1 nach - Göttingen, - 


‘mann bei der ‚Eisenbahndirektion in Köln, Deufel bei der 


der Eisenbahndirektion nach Trier, 


-Eisenbahndirektion in Altona, Liesegang bei der Eisen- 


- Kolberg, 


“ Guben; — die Regierungsräte Paul Beyer, Rechnungsdirektor 
‚bei der Eisenbahndirektion in Halle (Saale), "Wilhelm Fuchs: 5, 
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amts 3 nach Essen, Leop old, cher in Cassel, als Vorstand 
des Eisenbahn-Betriebsamts 2 nach Oppeln, Walter Hart- 
mann, bisher in Münster (Westf.), als Vorstand des Eisen- 
‚bahn-Betriebsamts 2 nach Essen, Ernst Koester, bisher in 
Borgholzhausen, als ‘Vorstand des Eisenbahn-Betriebsamts nach 
Stolp (Pom.), Freyß, bisher in Köln, als Vorstand des Eisen- 
bahn-Betriebsamts nach M. -Gladbachh, Vibrans, bisher in’ 
Halle (Saale), als Vorstand der Eisenbahn-Bauabteilung nach 
Dessau, Ebeling, bisher in Köln, zur Eisenbahndirektion 
nach Hannover, Altenburg, bisher in Fulda, zur Eisenbahn- 
direktion nach Frankfurt (Main), Noeßke, bisher in Heils- 
berg, als Vorstand des Eisenbahn-Betriebsamts 2 nach Breslau 
und Bartmer, bisher in Lötzen, als Vorstand des Eisenbahn- 
Betriebsamts nach Coesfeld; — der Regierungsbaumeister des 
Eisenbahn- und Straßenbaufaches Gr apow, bisher in Küstrin, 
zur Eisenbahndirektion nach Berlin, der Regierungsbaumeister 
des Hochbaufaches Friedrich Arnold, -bisher in Erfurt, zur 
Eisenbahndirektion nach Altona: — die Regierungsassessoren 
Lagatz, bisher in Berlin, als Vorstand (auftrw.) des Eisen- 
bahn-Verkehrsamts nach Aschersleben, und Consbruch, bis 
her in Berlin, zur Eisenbahndirektion nach Halle (Saale). 
Mit der Wahrnehmung der Geschäfte eines Fisenbahndirei 
tionsmitgliedes sind beauftragt: die Regierungsbauräte Bach 
bei der Eisenbahndirektion in Elberfeld, William Wolff bei 
der Eisenbahndirektion in Berlin, Heinrich Dorpmüller bei 
der Eisenbahndirektion Osten in Berlin, Schönborn bei der 
Eisenbahndirektion in Breslau, Krabb e und Irmer, bei d 
Eisenbahndirektion in Essen. ; 
Übertragenist: dem Ökerröfierinechaurat Meinee 


rungsbaurat Horstmannin Köln die Stellung des Vorstandes 
‘des Eisenbahn-Betriebsamts 1 daselbst; — den Regierungsbau- 
räten Hülsner in Halle (Saale) die Stellung des Vorstandes 
des Eisenbahn-Betriebsamts 1 daselbst, Tillinger in Aschers- 
leben die Stellung des Vorstandes des Eisenbahn-Betriebsamts 1° 
daselbst, Parow in Breslau die Stellung des Vorstandes des 
Eisenbahn- Betriebsamts 1 daselbst, Löliger in Stargaı 
(Pom.). die ‘Stellung des Vorstandes des Eisenbahn-Betriebs- 
amts 2 daselbst und Tils in Duisburg die Stellung des Vor- 
standes des Eisenbahn-Betriebsamts 3 daselbst. 

Einberufen zur Beschäftigung im Reichseisen- 
bahndienst sind die Regierungsbaumeister des Eisenbahn- un 
Straßenbaufaches Robert Feindler bei der Fisenbahndirckä 
tion in Elberfeld und Hermann Elling bei der Eisenbahn- 
direktion in Köln, 

Der Wirkliche Geheime Oberbaurat Richard, Präsident der 
Eisenbahndirektion in Münster (Westf.), die Abteilungsdirek- 
toren einer Eisenbahndirektion Middendorf bei der Eisen- 
bahndirektion in Hannover, Dr. jur, Riesen bei der Eisen 
bahndirektion in Köln, Mispel bei der- Eisenbahndirektion. 
Altona und Ignaz Meyer bei der Eisenbahndirektion in Elbe 
feld; die Oberregierungsbauräte Geheimen Bauräte Kul 


Eisenbahndirektion in Hannover, Kahler bei der Eisenbahn- 
direktion in Essen und Große bei der Eisenbahndirektion 
Königsberg (Pr.); — die Oberregierungsbauräte Schayer bei 
der Eisenbahndirektion in Hannover, Max Meyer bei der 


bahndirektion in Frankfurt (Main), Werren bei der Eisen- 
bahndirektion in Köln, Geber bei der Eisenbahndirektion in 
Elberfeld, Hans Schwarz beim Eisenbahn-Zentralamt in 
Berlin, Schäfer bei der Eisenbahndirektion in Cassel und 
Lüt ke bei der Eisenbahndirektion in Köln; — die Regierungs- 
bauräte Geheimen Bauräte und Mitglieder der Eisenbahndirek- 
tion Steinmann in Münster. (Westf.), Galmertin Altona, 
Georg Peters in Stettin, Heller in Münster (Westf. I 
Adalbert Michaelis in Königsberg (Pr.), Prött in Elber- 
feld und Bulle in Magdeburg; — die Regierungsbauräte Ge- 
heimen Bauräte Boettcher, Vorstand des Eisenbahn-Be- 
triebsamts 5 in Berlin, Kroeber, Vorstand des Eisenbahn- 
Betriebsamts 1 in Leipzig, Großjohann, Vorstand des Eisen- 
bahn-Betriebsamts in Nienburg (Weser), Tanneberger bei 
der Eisenbahndirektion-in Trier, Lang, Vorstand eines Eisen- 
bahn-Werkstättenamts in Köln-Nippes und de Haas, Vorstand 
des Eisenbahn-Maschinenamts 2 in Duisburg: — die Regierungs- 
bauräte Lenz, Vorstand eines Eisenbahn- Werkstättenamts in 
Dortmund, Baur, Vorstand des Eisenbahn-Betriebsamts in- 
Grimm, Vorstand des Eisenbahn-Betriebsamts in 
Betzdorf, Pietig, Vorstand des Eisenbahn-Betriebsamts in’ 
Arnsberg, Umlauff, Vorstand des Eisenbahn-Betriebsamts in 
Weimar, Czygan, Vorstand des Eisenbahn-Betriebsamts 2- ‚in 
Hannover und Roth, Vorstand des Eisenbähn-Betriebsamts in 


Rechnungsdirektor bei der Eisenbahndirektion in Köln, Rasch- 
dorff, Vorstand des Eisenbahn-Verkehrsamts in Görlitz, 
Toennes, Forstamt des Eisenbahn-Vorkehrsamts 'in Osna- 
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in Halle (Saale), Paul Schmidt, Vorstand des Eisenbahn- 
Verkehrsamts in Wiesbaden, Grimm, Vorstand des Eisenbahn- 
Verkehrsamts in Kiel, Herzbruch, Vorstand des Eisenbahn- 
erkehrsamts in Königsberg (Pr.), Schaum, Vorstand des 
, Eisenbahn-Verkehrsamts in Bielefeld, Albrecht, Vorstand des 
Eisenbahn-Verkehrsamts 1: in Berlin, Jende, Vorstand des 
en Yeti in. Dortmund, Stein, Vorstand des 
"Eisenbahn-Verkehrsamts in Halberstadt und Schoenian, 
"Vorstand des Eisenbahn-Verkehrsamts in Flensburg sowie der 
' Eisenbahndirektor Maring beim Eisenbahn-Zentralamt in 
"Berlin sind auf ihren Antrag unter Gewährung des gesetzlichen 
‚Ruhegehalts in den Ruhestand versetzt. 
E Dem Regierungsbaurat Albert Beil in Godesberg und dem 
un zebaumeister; des Eisenbahn- und Straßenbaufaches 
Friedrich Wille in Liegnitz ist die nachgesuchte Entlassung 
aus dem Reichseisenbahndienst erteilt. 
Im Bereich des Reichsverkehrsministeriums, 
"Bayern, sind folgende Änderungen eingetreten: Der Ober- 
regierungsrat der Eisenbahndirektion Nürnberg, Albert 
Hübler, wurde in gleicher Diensteseigenschaft an die Eisen- 
bahndirektion München in etatsmäßiger Weise berufen. — Zu 


| 
| Zweigstelle 
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eonhard Zoellner, bei dieser Direktion; der Direktionsrat 
des: Tarifabrechnungsbureaus beim Reichsverkehrsministerium, 
Zweigstelle Bayern, in München, Julius Fuchs, bei diesem 
Amte; der Direktionsrat der Eisenbahndirektion Nürnberg, Jo- 
 hann Weiß, bei dieser Direktion und der Vorstand der Ma- 
“schineninspektion Augsburg, Direktionsrat Harald Kull, an 
‚seinem seitherigen Dienstorte. — In den Ruhestand sind ge- 
- treten: der Ministerialrat im Reichsverkehrsministerium, .Zweig- 
"stelle Bayern, Richard Ritter von Opel, der Vorstand der 
Bauinspektion I München, Regierungsrat Friedrich Kößler und 
der Vorstand der Bauinspektion II München, Regierungsrat Jo- 
hann Hafner we 

Im Bereich der Eisenbahn-Generaldirektion Dresden wurden 
versetzt: der Regierungsbaurat Contius vom Werkstättenamt 
Dresden zum Maschinenamt Dresden-N. und der Regierungsbau- 
rat Kraner vom Bauamt Greiz zum Neubauamt Leipzig- 
- Engelsdorf. - 2 

Im Bereich der Eisenbahn-Generaldirektion Stuttgart sind 
folgende Änderungen eingetreten: Es wurden verliehen: die 
Stelle des Vorstands der Betriebsabteilung der Eisenbahn-Gene- 
raldirektion mit der Dienststellung eines Abteilungsdirektors 


Staatseisenbahndienst 
tretenen, in der Dienststellung von Regierungsräten oder Re- 
gierungsbauräten befindlichen‘ ordentlichen Mitgliedern der 
Eisenbahn-Generaldirektion, sowie dem zur Eisenbahn-General- 
direktion versetzten Regierungsbaurat Scheuffe le, vormals 
Mitelied der Generaldirektion der Eisenbahnen in Elsaß-Loth- 
ringen: je-die Stelle eines Oberregierungsrats den .Regierungs- 
räten Hopf in Ulm, Köhrer bei der Eisenbahn-Generaldirek- 
“tion, Baur in Stuttgart, Daniel und Karle je bei der 
_ Eisenbahn-Generaldirektion, Keitel in Aalen, Hindennac h 
"in Heilbronn, Kehm in Crailsheim und Banzhaf bei der 
- Eisenbahn-Generaldirektion; je die Stelle eines Oberregierungs- 
 baurats den Regierungsbauräten Süßdorf in Eßlingen, 
 Mühlberger in Stuttgart, Hoffacker bei der Eisenbahn- 
 Generaldirektion, Vetter in Eßlingen, Haßl er in Aalen, 
"Mesmerin Ulm, Kaiser in Stuttgart, Welte in Heilbronn, 
Ackermann in Reutlingen, Jörg in Stuttgart, Schiller 
in Cannstatt, Rupp in Ludwigsburg und Fe kl=.1n Aalen. —_ 
_ Versetzt wurden: der Oberregierungsrat Gaier, Mitglied der 
- Eisenbahn - Generaldirektion nach Berlin ‚(Eisenbahn -‚Zen- 
'_ tralamt), der Regierungsrat Sonntag bei der Betriebs- 
inspektion Heilbronn nach _ Flensburg, unter Übertragung 
- der Stellung des Vorstandes des Eisenbahn-Verkehrsamtes da- 

selbst, der Regierungsrat Necker, Vorstand der Güterstelle 
_ Stuttgart Hbf. zur Betriebsinspektion Stuttgart und der Re- 
-gierungsrat Kühleisen in Stuttgart (Betriebsinspektion) zur 


Eisenbahn-Generaldirektion. 
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* Österreich. 


-— Entwicklun des Eisenbahnverkehrs. Aus Zeitungsberich- 
“ Die staatlichen Verkehrsanstalten Öster- 
'Zusammenbruche nichts unterlassen, um 
der den österreichischen 


e 


_ ten entnehmen wir: 
“reichs haben seit dem 
_ auf dem Überreste des Eisenbahnnetzes, eich 
_ Bahnen verblieben ist, den Verkehr so gut als möglich zu 
_ heben und allmählich wieder in Ordnung zu bringen. Wenn 
dies nur zu einem Teile in befriedigender Weise gelungen ist, 
so liegt dies mehr in den allgemeinen Verhältnissen, als an der 


Nr. 32 


Schuld der leitenden Verkehrsstellen, die nicht nur für den 
Personenverkehr, sondern auch, und zwar in ganz besonderem 
Maße, für den Güterverkehr zu sorgen hatten. Ist doch bei 
Beurteilung der Verkehrslage zu beachten, daß die österreichi- 
schen Bundesbahnen noch nicht über einen eigenen ausreichen- 
den Fahrpark verfügen, da die nach dem Staatsvertrage von 
Saint-Germain vorzunehmende Aufteilung des Fahrparkes der 
ehemaligen k. k. Staatsbahnen noch nicht abgeschlossen ist, die 
finanziellen Mittel beschränkt sind und Neubestellungen auch 
deswegen nur in beschränktem Umfange erfolgen könuten, weil 
die- Industrie auf Ausgleichslieferungen für Rohmaterial und 
Lebensmittel an das Ausland angewiesen ist. Allen Hinder: 
nissen gegenüber zeigt sich eine stetige Steigerung der Ver- 
kehrsleistungen der Bundesbahnen. Im Jahre 1919 stand es 
mit dem Verkehr noch recht aussichtslos, doch zeigte das Jahr 
1920 bereits eine Verkehrsleistung, die sich — Personen- und 
Güterzüge zusammengerechnet — in einer 20prozentigen Erhöhung 
der gefahrenen Zugkilometer und in einer 24prozentigen Mehr- 
leistung an Bruttotonnenkilometer ausdrückte. Im Jahre 1921 
hielt die Steigerung der Verkehrsleistung nicht nur an, sie er- 
höhte sich vielmehr. geradezu :sprunghaft, und zwar schon im 
Monate Januar fast um die Hälfte, hatte im April (gegen 567 000 
des Jahres 1920) die Ziffer von 828 000 Bruttokilometer erreicht; 
an Zugkilometern wurden von Personen- und Güterzügen im 
April des ‚Vorjahres 1,37 Millionen, im April 1921 aber 2,13 
Millionen zurückgelegt, eine Leistung, die bei der Widrigkeit 
der für den Eisenbahnverkehr in Betracht kommenden Verhält- 
nisse kaum erweitert werden konnte. Seither wachsen die. Ver- 
kehrsleistungen andauernd, obwohl die Kohlenzuschübe aus dem 
Auslande, auf welche die österreichischen Bahnen fast aus- 
nahmslos angewiesen sind, immer wieder Störungen erfuhren 
und außerdem insbesondere aus den tschecho-slowakischen Koh: 
lengebieten in einer solchen Beschaffenheit geliefert wurden 
daß die Bahnen zur Erzielung der gleichen Leistung wie im 
Frieden eine um 54% größere Kohlenmenge verbrauchen. Wenn 
man berücksichtigt, daß viele Lokomotiven noch immer mit den 
aus dem Kriege herrührenden flußeisernen Feuerbüchsen statt ' 
mit dauerhaften und widerstandsfähigen kupfernen ausgestattet 
sind, daß unzulängliches Schmiermaterial, die abgenutzte Fahr- 
bahn und andere Folgewirkungen der Kriegswirtschaft einer 
Erhöhung der Fahrtleistungen schwere Hindernisse. bereiten, die 
nicht von heute auf morgen zu überwinden sind, so kann dem 
bisher auf dem Gebiete der Verkehrsverbesserung Erreichten 
die Anerkennung nicht versagt werden. Allerdings wird es 
noch eine Weile dauern, bis auch die Bedürfnisse des bereits 
über die Friedensziffern hinaus - angewachsenen Personenver- 
kehrs klaglos befriedigt werden können. Es ist leicht, den Ruf 
nach einer Vermehrung der Züge zu erheben, aber schwer, ihn 
zu befolgen. Die Besserung ist bei allem guten Willen der 
Verkehrsanstalten und bei allen Bemühungen, das vorhandene 
Fahrmaterial voll auszunutzen, doch nur allmählich zu erzielen, 
in Zeiten großen Reiseandranges, wie er sich auch jetzt zu Be- 
einn der großen Urlaubszeit einstellte, werden sich Unzuläng- 
lichkeiten des Verkehrs immer wieder geltend machen, bis die 
österreichischen Bahnen ihre volle Ausgestaltung durch ihre 
Elektrisierung finden werden. 


— Die: Kohlenförderung. Im Juni d. J. betrug die Kohlen- 
förderung Österreichs 199 844 t. Hiervon waren 10466 t Stein- 
kohle und 189378 t Braunkohle. Im Mai d. J. hatte die Ge- 
samtförderung 111799 t betragen. Bekanntlich hatten die Berg- 
arbeiter Steiermarks und Niederösterreichs im Mai die Arbeit 
niedergelegt, Die Aprilförderung hatte 245130 t betragen; sie 
ist sonach auch im Juni bei weitem nicht erreicht worden. 


Tschecho-slowakisches Gebiet. 


— Die Sprachenfrage im neuen Eisenbahngütertarif. In dem 
am 1. August d. J. in Kraft getretenen neuen Gütertarife, Teil ir 
Abteilung A, befindet sich, wie der „Globus“ mitteilt, in der 
Ausführungsbestimmung XVII zu $ 56 des Eisenbahn-Betriebs- 
Reglements folgende Vorschrift, die die Frage regelt, in welcher 
Sprache der Absender inländische Frachtbriefe auszufüllen hat. 
Während bisher die Frachtbriefe in jeder landesüblichen 
Sprache ausgefertigt werden durften, lautet die Ausführungs- 
bestimmung numehr wie folgt: S 

„Die Frachtbriefe sind in der Staatssprache auszufüllen. In 
Stationen, die nach Gemeinden benannt sind oder die in Ge- 
meinden liegen, in denen wenigstens 20 % der Staatsbürger eine 
von der Staatssprache verschiedene Sprache sprechen, ist es 
gestattet, die Frachtbriefe auch in der Sprache der betreffenden 
staatlichen Minderheit auszufüllen, sofern in der Bestimmungs- 
station die gleiche qualifizierte Minderheit sich befindet. Ist 

| dies nicht der Fall, so ist zu allen Angaben des Frachtbriefes 
eine Übersetzung in der Staatssprache beizufügen.“ 
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Wenn also beispielsweise eine Sendung von Kuttenberg nach 
Caslau aufgegeben wird, so ist der Frachtbrief in tschechischer 
oder [slowakischer Sprache auszufüllen. Eine Sendung von 
Eger-nach Reichenberg kann von einem tschechischen, slowaki- 
schen, aber 
sein. 
mit deutschem Frachtbriefe aufgegeben werden, da Prag keine 
20 %ige deutsche Minderheit besitzt. Es muß in-einem solchen 
Falle einem deutsch ausgefertigten - Frachtbriefe eine Über- 
setzun® in die tschechische oder slowakische Sprache beigefügt 
werden. Die Frage, ob der Absender oder die Eisenbahn die 
"Übersetzung besorgen wird, ist im Tarife nicht entschieden, doch 
kann wohl die Eisenbahn verlangen, daß dies der Absender tut. 


Ungarn. 


— Aufhebungen von Verkehrsbeschränkungen auf den Staats- 
eisenbahnen. Auf den nicht besetzten‘ Linien der Staatsbahnen 
wie der ungarischen Strecken der Südbahngesellschaft werden 
Eil- und Frachtgüter, und zwar sowohl Stückgut- wie Wagen- 
ladungssendungen, nunmehr anstandslos zur Beförderung ange- 


nommen. Hierdurch werden jedoch die für einzelne Stationen 
oder Strecken angeordneten Verkehrsbeschränkungen nicht 
berührt. 


— Gegen das Einfuhrverbot. Der Handels- und der Gewerbe- 
verband hielt eine Versammlung ab, in der gegen jene Regie- 
rungsverordnung Verwahrung eingelegt wurde, nach der die 
Einfuhr zahlreicher Industrieartikel, wie Baumwolle, Seide, Halb- 
seide usw. (vergl. Nr. 31, 8. 594 d. Ztg.) verboten wurde. 


— Der Personenverkehr auf der Strecke Budapest—Szabadka. 


Den zwischen Budapest und Szabadka jüngst eingeführten Eilzug 
nehmen nur wenig Reisende in Anspruch. Am ersten Tage seit 
der Verkehrseröffnung reisten mit diesem Eilzug 18, am zweiten 
20, am dritten 8 und am vierten nur 6 Personen. Dieser auf 
das mindeste herabgesetzte Verkehr ist auf die umständliche 
Beschaffung des serbischen Reisepasses zurückzuführen. 


— Ungarische Binnenschiffahrt-A.-G. Die Banca Commerciale 
Italiana hat in Gemeinschaft mit der Ungarisch-Italienischen 
Bank die Aktienmehrheit der Ungarischen Binnenschiffahrt- 
A.-G. erworben. Durch dieses Geschäft glaubt die Gesellschaft 
in der Lage zu sein, bei entsprechendem Ausbau des Schiffs- 
parkes die ihr gebührende Rolle im Donauverkehr zu behaupten. 


— Herabsetzung der ungarischen Kohlenpreise: Die ungarischen 
Kohlenbergwerke haben mit Rücksicht auf die Verbillisung der 
Herstellungskosten den Preis der Industriekohle um 20 % herab- 
gesetzt. 


— Verringerung der Kohlenzufuhr. Nach einem mit Frank- 
reich geschlossenen Übereinkommen hat sich Frankreich ver- 
pflichtet, nach Ungarn in geschlossenen Zügen Kohle und Koks 
zu befördern. In der Beförderung dieser Kohlensendungen ist 
iedoch auf den österreichischen Bundesbahnen eine Stockung 
eingetreten, die österreichischerseits damit begründet wurde, daß 
die österreichische Westbahn -außerstande sei, die großen Trans- 
porte von Saarkohle, ferner amerikanische und holländische Ge- 
treidesendungen und den Personenverkehr zu bewerkstelligen; 


infolgedessen mußte eine Einschränkung der ungarischen Koh- 


lentransporte auf zwei Züge wöchentlich vorgenommen werden. 
Das österreichische Verkehrsministerium machte den ungarischen 
Staatsbahnen den Vorschlag, täglich einen Zug verkehren zu 
lassen, falls sie zehn schwere Güterzuglokomotiven zur Ver- 
fügung stellen. Die ungarischen Staatsbahnen haben in Er- 
widerung dieses Vorschlages zunächst die Beförderung von 
französischen Gaskoks statt der nach Ungarn bestimmten Kohle 
verlangt. Diesem’ Wunsche der ungarischen Staatsbahnen wurde 
willfahrt. 


— Beförderung von Sendungen nach Rumänien über Ungarn. 
Das Eisenbahnministerium der tschechoslowakischen Republik 
hat die Abfertigung von Sendungen für Rumänien mit der Wege- 
vorschrift über Ungarn behufs Reexpedition in größeren ungari- 
schen Stationen bis auf weiteres genehmigt. Auf Wunsch:.der 


ungarischen Eisenbahndirektion wurden als-Reexpeditionsstatio- 


nen für Sendungen über Pärkäny-Näna die. Station Budapest 


Westbahnhof und für die anderen Übergänge die Station Buda- |- 
Trälleborg-Saßnitz Kommen die deutschen Zollbeamten schon in 


pest Donauuferbahnhof bezeichnet. 


— Die Fahrpreise für den rede und die D-Züge. 
Der Handelsminister hat die .Direktion ‘der Staatsbahnen  er- 
mächtigt, die Fahrpreise für den Orientexpreßzug auf den eige- 
nen Linien in der eineinhalbfachen Höhe der Fahrpreise für dia 
gewöhnlichen Schnellzüge festzusetzen, . Ferner sind die Fahr- 
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auch von einem deutschen Frachtbrief begleitet 
Eine Sendung von Eger nach Prag darf jedoch nicht. 


‚günstig fort. 


E Gang gesetzt. 


. Zeitung des Vereins B- 
Deutscher Eisenbahnverwaltunge n. 


preise für die sogenannten D ER vom 1. August an vom zwe a 
einhalbfachen Betrag der Preise für die Schnellzüge auf das e 
einhalbfache dieser Gebühr herabgesetzt worden. 


— Fahrpreiserhöhung en den Linien der Budapester Strap 
bahngesellschaft. Die Direktion der Straßenbahngesellschaft, 
erst vor kurzem den Betrieb der Budapester Lokalbahnen über 
nommen hat, hatte beschlossen, die Tarife vom 1. August .d. J. &1 
auf den Linien der Budapest—Haraszti—Räczkever, Budapes 
Cinkota—Godöllöer, Budapest—Szentendrer und Budapes 
Nagyteteny—Törökbälinter Lokalbahnen zu erhöhen. Die 
Arbeiter und öffentliche Beamte bisher bewilligten Fahrpreis 
ermäßigungen bleiben auch in Hinkunft bestehen, i 


— Die Kohlenfrage. Dr. Franz Chorin, Generaldirektor 
Salgötariäner Kohlenbergebau-A.-G., hielt kürzlich in der Vol 
versammlung der Gesellschaft einen Vortrag, in dem er unter 
anderem betonte, daß die oberschlesischen Wirren auch i 
Ungarn einen Rückgang in den Gewerbebetrieben ‚hervorgerufe: 
haben. Dieser Umstand veranlaßte die Salgötarjäner Kohlen 
bergbau A.-G. die Kohlenförderung zu erhöhen. Sollten auch di 
Kleinkohlenbergwerke die Kohlenförderung steigern, und di 
Pecser _ (Fünfkirchener) Kohlengruben an Ungarn zurück- 
gegeben werden, so bestehe die Aussicht, daß Ungarn A 
Kohlenbedarf zum Teil unabhängig vom Ausland zu decken i 
stande sein wird. EN 


= Erdgasbohrungen und Er dgasfunde. Die Arbeiten der Erd- 
gasbohrungen schreiten an einzelnen Orten jenseits der Donau 
Die Arbeiten werden insbesondere in der nördlich 
von der Station Letenye gelegenen Ortschaft Rudafa emsig i 
An den meisten Punkten ist man bereits bis zu 
einer Tiefe von 220 bis 240 m gelangt. — In neuester Zeit hat 
man in der Muragegend ausgiebire Erdgasduellen entdeckt, 


deren Ausbeute jedoch auf spätere Zeit verschoben. wurde, g 
"I 


— Personalnachrichten. Dem Staatshahndirektnraieliser il 
Bartholomäus Noväk ‘ist anläßlich seiner endgültigen Ver- 
setzung in den Ruhestand der Titel eines Ministerialrats B 
liehen worden. 


E 


u 


Se 


B. 
Niederlande. “ 


— Kommerzieller Dienst der Eisenbahnen, Da die Be 
schaft für den Betrieb von niederländischen Staatseisenbahner 
und die Holländische Eisenbahn-Gesellschaft nunmehr einen ge 
meinsamen kommerziellen Dienst haben, ist der Schriftwechse) 
usw. über Gütertarifangelegenheiten sowie über Angelegen- 
heiten des Vereinsgüterausschusses und des Internationalen 
Uebereinkommens über den Eisenbahnfrachtverkehr = Dion 
an „die Niederländischen’ Dan (Kommerzieller De 
in Utrecht“ zu richten. 


Uebrige europäische Länder. 
— Vermehrung der Schlaf: 


— Notlage der schwedischen Eisenbahn- 
Der neue, seit dem 1. Juni geltende Sommer- 
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— Schwedens Auslandsverkehr. 
wagen dritter Klasse. 
wagenindustrie. 


fahrplan sieht bei den Nachtzügen von und nach Malmö 
je einen Zuger für Auslandsreisende und einen 
solchen für Inlandsreisende vor. Diese Anordnung 
bringt den Vorteil mit sich, daß Verspätungen der An- 
schlußfähren nicht mehr - störend auf den Inlandsverkehr 
einwirken. . Für den Postverkehr zeigte sich dagegen die neue 


Zugeinteilung im Anfange weniger geeignet. Die Postverwaltung 


glaubte nämlich, in diesen Zeiten es sich nicht leisten zu können, 


daß in beiden Nachtzügen von Malmö Postabteile laufen, sondern 


nur in dem letzten, dem sogenannten Auslandszug, der also aue 


die Inlandspost von Malmö nach Stockholm mitnimmt. Wenn 
also der Auslandszug den Fahrplan nicht einhalten kann — im 


- Anfang kamen jeden Tag stundenlange Verspätungen vor —, so 


verspätete sich die ganze Post. In neuester Zeit konnte jedoch 
der Auslandszug den Fahrplan viel besser einhalten. Nach 
wiederholten Besprechungen in Saßnitz sind auf deutscher Seite 
verschiedene Anordnungen getroffen worden zur Verminderung 
der Verspätungen. In der Paßkontrolle und Zollbehandlung in 
Saßnitz- wurden Vereinfachungen vorgenommen.. In Richtung 


Trälleborg auf die Fähre und führen die Verzollung während der 
Überfahrt durch. Es ist dies deshalb von Bedeutung weil die 

Verspätung der Ausreise auch auf die Einreise einwirkt infolge 
der Kreuzung der Züge auf Rügen. Auch schwedischerseits ist 


. manches geschehen. So ist in Trälleborg die Anordnung getroffen, 
| daß die ae bis zur Dampffähre vorfahren und nicht wie reneg 


ei der Dampffährenstation selbst stehen und von dort ausgehen. 
Der Auslandsverkehr ist außerordentlich lebhait und. steht 
jetzt auf seinem Höhepunkte. Die Auslandszüge Stockholm- 
Malmö sind durchgehends stärker als die Einreisezüge. Sie haben 
oft bis zu. 12 und 13 Drehgestellwagen. Man mußte die Züge 
auch schon verdoppeln. Der Schwede war früher bekannt für 
seine Vorliebe für die Natur und für das Land. Diese Vorliebe 
hat sich nicht geändert, aber die schwedische Valuta hat ein An- 
sehen gewonnen, von dem man vor dem Kriege nicht zu träumen 
wagte, Schweden ist nicht reicher, aber die anderen Länder sind 
ärmer geworden., und jetzt haben diese letzteren soweit ge- 
ordnete Verhältnisse angenommen, um Gäste aufzunehmen, wenn 
auch die Geschäftslage noch nicht so ist, daß sie die Gäste neid- 
losen Herzens willkommen heißen können, obgleich doch auslän- 
discher Reisendenstrom zweifellos einer der Wege ist, einem un- 
sünstigen Kursstand aufzuhelfen. Jedenfallshandelt es sich jetzt 
für Schweden um eine Gelegenheit, die nicht oft vorkommt. Dabei 
erstreckt sich das Reisefieber in Schwenden zurzeit viel mehr als 
früher auf die Mittelklasse, insbesondere auf die gebildete Mittel- 
klasse mit begrenztem Einkommen, bei der der bescheidene Über- 
schuß, der bisher nur zu einem Sommeraufenthalt langte, jetzt 
mit Hilfe der Valuta achtunggebietend wird. Es sind vor allem 
Lehrer, Beamte, Künstler, Studenten, Männer und Frauen der 
freien Berufe, auch Handwerker und kleine Geschäftsleute, aber 
in geringerem Umfang. Ziel der Reise ist auf Grund des Valuta- 
marktes hauptsächlich Deutschland, auch Tschechien und Öster- 
reich, und hier wieder kulturell auffallende Orte wie Nürnberg, 
Heidelberg, Jena usw. Obwohl es sich also vorwiegend um Rei- 
sende handelt, die in der Heimat die dritte Klasse benutzen, glau- 
ben sie sich doch auf der anderen Seite der Ostsee veranlaßt, in 
die zweite Klasse überzugehen, teils weil sie der Überfüllung aus 
dem Wege gehen zu müssen glauben, teils weil der Valutaunter- 
schied ihnen dieses gestattet. 

- Der Reisendenstrom von Norden nach Berlin hat bedeutend zu- 
genommen. Von 14000 Ausländern, die im Mai ankamen, waren 
nicht weniger als 2500 Schweden, 1420 Dänen und 835 Norweger. 
Die Anzahl der Reisenden der Fähre Trälleborg-Saßnitz geht oft 
bis zu 800 und darüber, wobei die starke Vermehrung der Rei- 
senden dritter Klasse auffallend ist. Die Nachfrage nach Schlaf- 
wagenplätzen ist ungeheuer. In der Regel sind die ganzen 
Schlafwagen schon am ersten Verkaufstage, einen Monat vor 
dem Abgangstage, ausverkauft. Nach Schlafwagen dritter 
Klasse besteht die größte Nachfrage. Auf Grund der verhältnis- 
mäßig geringen Anzahl solcher noch im Verkehr befindlicher 
Wagen müssen viele Reisende wegen Raummangels auf die 
zweite Klasse oder auf Sitzplätze verwiesen werden. Doch wird 
eine Wendung zum Besseren bald eintreten, da fünf neue 
"Wagen dritter Klasse während des Sommers in Verkehr gesetzt 
‘werden sollen. Es sind Sitzwagen zweiter Klasse, die in Schlaf- 
wagen dritter Klasse umgebaut werden sollen. Da der Verkehr 
jetzt immer mehr die Neigung hat, auf die dritte Klasse über- 
zugehen, so hat die Eisenbahn keinen Bedarf mehr für alle 
Wagen zweiter Klasse, besonders nicht mehr für Sitzwagen. 
Nach dem Umbau ist dagegen ihre äußerste Ausnützung zu er- 
warten. 
Die schwedische Eisenbahnwagenindustrie befindet sich 
zurzeit in einer schweren Notlage Die Wagenfabriken in 
Arlöv oder die A. G. schwedische Eisenbahnwerkstätten standen 
schon vor Monaten vor einer Betriebseinstellung, und neuer- 
‚dings bitten die schwedischen Eisenbahnwerkstätten in Lin- 
köping das Verkehrsministerium dringend um Bestellungen. Die 
schwedischen Staatsbahnen hätten voriges Jahr und heuer noch 
keinen einzigen Wagen bestellt. Die Arbeiterzahl sei schon 
‚bedeutend eingeschränkt und müsse weiter eingeschränkt 
‚werden. Dr. S. 


—  — Die Siebenbürger Lokalbahnen. Eine der vielen schweren 
"Aufeaben der rumänischen Eisenbahnverwaltung ist die Rege- 
"lung des Verhältnisses zu den etwa 2700 km langen Lokalbahnen 
in Siebenbürgen und in den übrigen ehemals ungarischen Pro- 
"Yinzen des neuen rumänischen Reiches. Diese Bahnen hatten 
"mit den ungarischen Staatsbahnen einen Betriebsvertrag abge- 
schlossen, der eigentlich eine-indirekte Staatsunterstützung dar- 
elite, da die Staatsbahnen nur etwa 50% der Brutto ein- 
nahmen zur Deckung der Instandhaltungs- und Betriebskosten 
"zurückbehielten, die übrigen 50% aber den Gesellschaften für 
ihren Zinsendienst überließen. Die ungarischen Staatsbahnen 
hatten infolge dieses ungünstigen Vertrages — dem übrigens 
‚Andererseits die schnelle Entwicklung des ungarischen Eisen- 
"bahnnetzes zu verdanken war — in den letzten Friedensjahren 
‚auf den Betrieb der Lokalbahnen in immer zunehmender Steige- 
ung draufgezahlt, im Jahre 1913 nicht weniger als 28 Millionen 
(Gold-) Kronen. Nun steht der rumänische Staat vor der unge- 
wöhnlichen Aufgabe, daß er auf den Betrieb dieser Lokalbahnen 
in noch viel größerem Maßstabe “draufzahlt als ehemals der 
ungarische, während infolge der mehrfach erhöhten Tarife die 
50 % der Bruttoeinahmen den Gesellschaften eine glänzende Ver- 
zinsung ihres Kapitals sichern würden, dies um so mehr, als sich 


» 
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fast das ganze Kapital in ungarischen Händen befindet, also noch 
der erhebliche Valutaunterschied dazukommt. In der Tat haben 
ni: die Gesellschaften seit dem Zusammenbruch nichts er- 
halten. 

Gegenwärtig schweben Verhandlungen zwischen der unter den 
Einfluß der ungarischen Kommerzialbank in Budapest stehenden 
Lokalbahngruppe (der Mehrheit aller fraglichen Bahnen) und 
altrumänischen Großbanken wegen Nationalisierung dieser Ge- 
sellschaften, d. h. wegen Umformung der Lokalbahnen in rumä- 
nische Aktiengesellschaften unter Beteiligung rumänischen 
Großkapitals. 


— Verkehr nach Rumänien. Von der Firma ‚Merkur‘ (Poliezer 
& Co.) in Kosice erhielt der ‚Globus‘ folgende Zuschrift: Von 
Kirälyhäza dürfen nach Rumänien nur Wagen der rumänischen 
Staatsbahnen (C.F.R.) austreten, alle anderen sind umzuladen. 
Demzufolge haben sich dort einige hundert Wagen angesammelt, 
die auf Umladung warten, Der Bedarf an C.F.R.-Wagen ist da- 
nach ungewöhnlich groß, weshalb in Kirälyhäza solche sehr selten 
erhältlich sind. 

Mit Rücksicht auf die von Rumänien ankommenden Getreide- 
transporte ist es möglich, in Kosice ziemlich rasch ©. F. R.-Wagen 
zu erhalten. Daher ist es angezeigt, daß die versendenden Par- 
teien, falls sie keine C.F.R.-Wagen erhalten, ihre Sendungen 
ee: Kosice leiten, wo die Umladung in kurzer Zeit erfolgen 

ann. 

In Kirälyhäza stehen noch immer Wagen seit dem Monat Mai. 
— Die Staatsbahndirektion fordert die Verpflichtung der Par- 
teien, wonach die nicht in ©. F.R.-Wagen verladenen Sendungen 
innerhalb der Ladefrist umzuladen sind, da sonst die Parteien 
für die Wagenstandsgelder aufzukommen haben. H 

Das Liegenbleiben der in anderen ais C.F.R.-Wagen ver- 
ladenen Waren in Kirälyhäza ist auf eine längere Zeitdauer zu 
erwarten, ‘weshalb diese, Art der Versendung zurzeit für den 
Spediteur ungünstig und mit erheblichen Kosten an Wagenstands- 
geldern verbunden ist. 


Fremde Erdteile. 


— Großes Eisenbahnunglück in Birma. Bei einem schweren 
Eisenbahnzusammenstoß zwischen einem Post- und einem Güter- 
zug bei Tawwi in Birma wurden, wie aus London gemeldet wird, 
98 Personen getötet und 57 schwer verletzt. 


— Zur Finanzierung der amerikanischen Eisenbahnen. Präsi- 
dent Harding hat, wie die „D. A. Z.“ meldet, an den Kongreß 
eine Sonderbotschaft gerichtet, in der für die Kriegsfinanzkorpo- 
rationen Vollmachten gefordert werden, um augenblicklich im 
Besitze der Eisenbahnverwaltung befindliche Werte bis zur 
wahrscheinlichen Höhe von 300 Mill, Dollar anzukaufen. Das 
Erträgnis dieses Verkaufs solle zur Regelung der zwischen Re- 
gierung und Eisenbahngesellschaften schwebenden Angelegen- 
heiten dienen. Der Präsident habe darauf aufmerksam gemacht, 
daß wenn die amerikanischen Eisenbahnen dem Staat erhebliche 
Summen schuldig seien, dieser seinerseits auch den Gesellschaf- 
ten hohe Beträge zu zahlen habe. Für den Staat handle es sich 
weder um neue Ausgaben noch um eine Erhöhung des Budgets, 
noch schließlich um eine Erhöhung der Steuerlast, sondern 
darum, Mittel zu erlangen, die ein sehr nützliches und ergiebiges 
Regierungsdepartement in die Lage versetzen sollen, die ihm 
zur Verfügung stehenden Kapitalien zum Verkauf, zum Ankauf 
und zur Nutzbarmachung der Wertpapiere zu verwenden, deren 
Ausgabe der Kongreß bereits gebilligt habe. 


— Eisenbahnausgaben in Kanada. Die kanadische Regierung 
hat dem Unterhaus den Haushaltplan für die Staatseisenbahnen 
vorgeleet und damit großen Unwillen im ganzen Lande erregt. 
Er schließt nämlich mit einem Fehlbetrag von 582 Millionen 
Dollar ab, den nunmehr die Steuerzahler aufzubringen haben 
würden. Das kanadische Staatsbahnnetz, das mit 36000 km 
Länge mehr als die Hälfte der kanadischen Eisenbahnen um- 
faßt, besteht aus der Grand Trunk-, der Grand Trunk Paeifie- 
Eisenbahn und der Großen Nordbahn. Der obengenannte Zu- 
schußbetrag verteilt sich bei der Grand Trunk-Eisenbahn mit 
57 Millionen auf den Fehlbetrag aus dem Betriebe und 12 Mil- 
lionen Dollar auf Neuanlagen, die dem Anlagekapital zur Last 
geschrieben werden: bei der Grand Trunk Pacific-Eisenbahn ent- 
fallen 11 Millionen auf den Betriebsfehlbetrag, 8 Millionen auf 
Zinsen u. dgl. und 6 Millionen auf Neuanlagen und Ausbauten 
der bestehenden. Bei der Nordbahn ist ein Fehlbetrag von 23 Mil- 
lionen zu decken, worunter 7 Millionen aus dem Betriebe her- 
rühren. Die endgültige Entscheidung darüber, ob geplante Ver- 
besserungen wirklich durchgeführt werden sollen, wird davon 
abhängen, wie sich die Wirtschaftslage und namentlich die 
Arbeiterfrage entwickelt. Das Hauptbahnnetz Kanadas gilt zur 


| Zeit für ausgebaut, und die Neuanlagen der. nächsten Zweit wer- 
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den sich mehr darauf beziehen, dessen Maschen auszufüllen als 


neue durchgehende Verbindungen zu schaffen; das letztere haben 


die bestehenden Eisenbahnen seinerzeit in weitgehendem Maße 
getan. Auch Umbauten von Strecken, für die in der Eile des 
Neubaus eine ungünstige Linienführung gewählt worden ist, 
werden nötig werden, und sie werden erhebliche Betriebserspar- 
nisse zur Folge haben. Der Aufwand für solche Anlagen ist 
aber nur gerechtfertigt, wenn der Verkehr sich entwickelt. Ob 
er dies tun wird, kann augenblicklich wegen der unsicheren 


Wirtschaftslage nicht mit Bestimmtheit vorausgesehen werden. 


Bücherschau. 


— Der praktische Maschinenbauer. 
Inge. H. Winkel. Erster Band, 1921, Werkstattsausbildung 
von August Laufer. Mit 100 Textabbildungen. Verlag von 
Julius Springer, Berlin. Preis gebunden 24 M. 


Mit dem „praktischen Maschinenbauer“ soll dem Lehrling und 


Gehilfen ein Buch an die Hand gegeben werden, das ihnen wäh- 


rend der Ausbildung ein gewissenhafter Führer und in ihrer 
Tätigkeit ein zuverlässiger Ratgeber ist. Dementsprechend ist 
das ganze Werk vierteilig gegliedert. 

Der erste Band ist der Werkstattsausbildung des jungen 
Maschinenbauers gewidmet, der zweite soll ibn in die wissen- 
schaftlichen Grundlagen des Maschinenbaues einführen, der 
dritte umfaßt die Kraftmaschinen, Feuerungsanlagen und Be- 
förderungsmittel in Betrieben und der vierte behandelt die Be- 
triebsführung. 3 

Der erste Band, um den es sich hier handelt, sucht dem Ler- 
nenden die vielseitigen Arbeiten, die bei dem heutigen hochent- 
wickelten Stande unserer Industrie der Werkstatt zufallen, 
durch Wort und Bild näher zu bringen. Theoretische Fragen 
sind nur soweit berührt wie sie erfahrungsgemäß von Lehr- 
lingen verstanden werden, nach der praktischen Seite hin ist 
aber neben den Lehrlingsarbeiten im engeren Sinne auch die 
Tätigkeit des Gesellen und des Meisters berücksichtigt. So be- 
ginnt das Buch mit den Schlosserarbeiten, beschreibt die den 
Lehrlingen in die Hand gegebenen Werkzeuge, unterrichtet sie 


in der praktischen Handhabung derselben und gibt Winke für , 


die Herstellung der verschiedensten Erzeugnisse des Schlosser- 
handwerks. Dann folgt eine erklärende Beschreibung der Werk- 
zeugmaschinen aller Art. Neben der Erläuterung ihrer Bauart 
werden Ratschläge über ihre Bedienung, Instandhaltung und das 
Einspannen der zu bearbeitenden Werkstücke gegeben. Auch 
der Behandlung und Unterhaltung der Werkzeuge sowie ihrer 
Schleifmaschinen ist eingehend gedacht. 


Ausgießen gewidmet. 
für Rohrinstallation, Aufstellungsarbeiten für Maschinen und 


Antriebwerke sowie über die Behandlung elektrischer Einrich- 


tungen. 


Das Buch soll keineswegs die Werkstatt ersetzen; es soll 
vielmehr der Lehrling, der es liest, sehen lernen; deshalb muß 
auch das Buch bei jedem Schritte, den der Lehrling auf seinem 
Ausbildungswege macht, immer wieder von neuem in die Hand 
genommen werden. Es kann daher als Lehrbuch für Lehrlinge 
und Gehilfen und als Nachschlagebuch für den Meister warm 
empfohlen werden. 


— Der Eisenhochbau. Ein Handbuch für Lernende und 
Lehrende sowie zum Gebrauch für entwerfende und ausführende 
Architekten und Ingerieure. Von Hermann Boost, Geheimer 
Regierungsrat, ordentlicher Professor der Technischen Hoch- 
schule Berlin-Charlottenburg. Mit 1432 Textabbildunzgen und 
62 Tafeln mit Abbildungen im besonderen Atlas. Hugo Sadowsky, 
Verlagsbuchhandlung, Darmstadt. 1920. Preis 120 M, ge- 
bunden 140 M. 


Der Verfasser hat sich nach der näheren Bezeichnung, die er 


seinem Buche gegeben hat, eine umfangreiche und schwierige: 
Bei der großen Bedeutung dieser Aufgabe 
ist ein lebhafter Wunsch vorhanden, die Aufgabe gut gelöst zu 


Aufgabe gestellt. 


sehen. Die Arbeit des Verfassers ist nicht umsonst gewesen, 


es ist ihm gelungen, das große Gebiet des Eisenhochbaues dem . 


von ihm selbst genannten Leserkreise in übersichtlicher und ver- 
ständlicher Form vorzuführen. Das Buch ist in 22 Abschnitte 
gegliedert. Es behandelt Abschnitt I die Eisenhüttenkunde, Ab- 
schnitt ıI die Formgebung des Eisens, Abschnitt IH die Handels- 


fabrikate des Eisens, Abschnitt IV die Beschaffenheit und Prü- 


fung des Eisens, Abschnitt V die Rostbildung und den Rost- 
schutz, Abschnitt VI das Verhalten des Eisens im Feuer und 
die feuersicheren Ummantelungen, Abschnitt VII die Verbidungs- 
mittel der Eisenkonstruktionen, Abschnitt VIII die Anschlüsse 


verschiedener Arten von Stäben, Abschnitt IX die Stoß- und 


:dächer, Abschnitt XX die 


Herausgegeben von Dipl.- 


 gierungsrat, ordentlicher Professor der Technischen Hochsch 


Besondere Abschnitte‘ 
sind den Baustoffen, dem Schmieden, Verzinnen, Löten und ' 
Der Fortgeschrittenere findet Anleitung‘ 


, Schwindspannungen auf die Entstehung von Rissen haben, w 


“ der reinen Betonbauweise behandelt werden. Davon bringst 


Knotenpunktsverbindungen von Stäben, Abschnitt X di 
Stützen und Säulen, Abschnitt XI die ebenen Tragwerke, Ab 
schnitt XII die Zwischendecken, Abschnitt XIII die Treppen 
Abschnitt XIV. Balkone und Erker, Abschnitt XV die Unte 
stützung von freitragenden Steingesimsen, Abschnitt XVI di 
eisernen - Fachwerkbauten, Abschnitt XVII die Dächer, A 
schnitt XVIII die Dachdeckung, Abschnitt XIX die Kup 
Zelt- und Turmdächer, Abschnitt XX 

die Glockenstühle und Abschnitt XXII den Entwurf, die He 
stellung und die Aufstellung der Eisenkonstruktionen. . 
Schluß des Buches bilden Zusammenstellungen der Walzq 
schnitte, der Wellbleche, der Tragfähigkeit der 
Schrauben, der Widerstandsmomente und der Gewichte vor 
Blechträgern und Angaben über die Berechnungsgrundlagen fü 
die statische Untersuchung der Hochbauten. Wie dieser reic 
Inhalt zeigt, ist der Verfasser bemüht gewesen, ein umfassend 
Bild von dem Eisenhochbau zu geben und die Entstehung d 
Hochbauten von der Gewinnung der Rohstoffe bis zum fertige 
Bauwerk seinen Lesern vor Augen zu führen. Sicher beste 
ein beonderer Wert des Buches darin, daß nicht nur die Dure 
bildung und Berechnung der Eisenhochbauten behandelt sin 
sondern daß auch die Herstellung der verschiedenen Eisensorten 
die Walzverfahren, die verschiedenen Grundeinheiten der Eisen 
konstruktionen und die Werkstatt- und Baustellenarbeiten ei 
gehend beschrieben sind. Sehr zahlreiche und zute Abbildung 
unterstützen die Darbietungen des Textes. Die Beschreibung d 
Berechnungsverfahren der verschiedenen Trägerarten und 
glieder wird durch Vorführung von Rechnungsbeispielen weite 
geklärt. Ein besonderer Atlas enthält 62 große Tafeln mit vor 
züglichen Darstellungen neuerer und neuester Ausführungen 
aller Arten von Eisenhochbauten. E Sr 
Wenn man auch — wie es bei der ersten Auflage eines Buches 
nicht ausbleiben kann — einige Wünsche für Abänderungen und 
Ergänzungen und Ausmerzungen einiger weniger gut 
Ausführungsbeispiele hat, so tut das der Güte des Buch 
im großen und ganzen keinen Abbruch. Sein gründlich 
Studium kann allen Studierenden und werktätigen Ih 
senieuren und Architekten des- Eisenhochbaues Si 
empfohlen werden. Der Preis des Buches ist im Verhäl - 
nis zu dem, was es uns. bietet, namentlich im Hinblick auf di 
62 Tafeln mit ihren vorzüglichen Darstellungen, sehr gering, 
Schaper 


)- 


Lernende und Lehrende. Von Hermann Boost, Geheimer R 


Berlin-Charlottenburg. Mit 300 Textabbildungen. Hugo Sadov 
sky, Verlagsbuchhandlung, Darmstadt. 1920. Preis 32 M, g 
bunden 38 M. TS TE 2 


Das Buch ist in drei Hauptabschnitte gegliedert. Der ers 


zweckmäßigen Mischungsverhältnisse, seine Ausbeute, sei, 
‚Festigkeitseigenschaften, die Schwinderscheinungen und se 
Verhalten gegen Wärme. Im zweiten Hauptabschnitt werden 
wichtigsten allgemeinen Ausführungsfiormen, die Festigkeits 
eigenschaften und die Berechnungsverfahren des Eisenbet 
vorgeführt. Die Abhandlung über die Schwindspannungen 
Eisenbeton ist zu kurz. Bei dem großen Einfluß, welchen d 


eine eingehendere Behandlung dieser wichtigen Frage am Pl 
gewesen. Im dritten Hauptabschnitt werden Ausführu 
beispiele aus allen Gebieten des Eisenbetons an der Hand vo 
zahlreichen und guten Abbildungen besprochen. Zu knapp 
die Beschreibung der Ausführungsarbeiten und -regeln gehalten: 
Mit der Wiedergabe der „Bestimmungen für Ausführung vo 
Bauwerken aus Eisenbeton“ und der ‚„Musterbeispiele“ schli 
das Buch. Wenn auch schon eine Reihe sehr guter Bücher ü 
den Eisenbetonbau vorhanden ist, so wird das Boostsche Bu 
doch seinen Zweck erfüllen, Lernenden und Lehrenden ein L 


über den Eisenbeton. Sein Studium kann Lernenden und Lehr 
den und werktätigen Ingenieuren empfohlen werden. Der Tite 
des Buches ist nicht glücklich gewählt. Wenn es ein Brch üb 
Beton- und Eisenbetonbau sein will, so müssen natürlich & 
die Berechnungsarten und die Ausführungsformen und -reg 


Buch aber nichts; es beschränkt sich auf die Beschreibung 
allgemeinen Eigenschaften des Betons. Da eine solche Beschr 
bung des einen der beiden Grundstoffe des Eisenbetons in 
Buch über Eisenbeton selbstverständlich- hineingehört, so sol) 
das Buch den Titel „Der Eisenbetonbau“ führen. Schaper 
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Stadthagen der  vollspurigen 


nover zugerechnet worden. 


Änderung von Stationsnamen, 
Eisenbahndirektionsbezirk Osten. Die Schreib- 
weise des an der Strecke Landsberg— Kreuz gelegenen Bahnhofs 
8. Klasse Alt-Karbe ist in elearbe geändert. 


Nr. 32 


Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Zurechnung neuer Streeken zu den Vereinsbahnstrecken. 


Die 26,966 km lange Reststrecke Leese-Stolzenau— 
Nebenbahn 
(Weser)— Minden (Westf.) mit Abzweigung nach Stadthagen 
I am 2. August 1921 in Betrieb genommen und vom gleichen 
Tage ab den Vereinsbahnstrecken der Eisenbahndirektion Han- 


lassen worden: 


Nienburg Nr. III. 227 vom 


(abgesandt am 


Rundschreiben der Geschäftsführenden Verwaltung sind er- 


30. Juli 1921 an sämtliche Vereinsverwal- 
tungen, betreffend Sitz der Holländischen Eisenbahngesellschaft 
5. August d, J.); 


Nr. III 228 vom 4. August 1921 an sämtliche Vereinsverwal- 


tungen und das Eisenbahn-Zentralamt in Berlin, betreffend Er- 
gebnis der schriftlichen Abstimmung über den Beschluß des 
Vereinswagenausschusses zu Ziffer IV der Niederschrift Nr. 73 
(abgesandt am 6. August 1921). 


Am 2%. Juli ist in Neustrelitz 


Herr Regierungs- und Baurat Bressel 


: Sorstöchen. Er war von 1905 bis 1916 Vorstand des Betriebsamts in Neustrelitz. 
Wir bedauern den Heimgang dieses von uns hochgeschätzten ehemaligen 
Mitarbeiters und werden ihm ein ehrendes denken bewahren. 


Stettin, im Juli 1921. 


(737) 


Der Präsident 
und die höheren Beamten der Eisenbahndirektion. 


In letzter Nacht ist der 


y: 


Regierungsrat 


Herr Dr. jur. Franz Ludwig Halınz 


nach kurzem schweren Leiden sanft entschlafen. 


gehört. 
eines unermüdlich fleißigen, 


”hervorıagend tüchtigen 


Mit seinem Heimgange beklagt die Generaldirektion den Verlust 


Mitarbeiters z 


liebenswürdigen, vornehmen Kollegen. Ehre seinem Andenken. 


Schwerin, den 5. August 1921. 


Der Präsident 


Regierungsrat 


im Alter von 68 Jahren. 


vom 6. April 1381 


Reiches Wissen, 


Andenken bewahren. 
Berlin, den 6. August 1921. 


2. Eröffnung von Strecken. 


Am 16. August 1921 wird die Teilstrecke 
Simmern-Holzbach der im Bau 
befindlichen normalspurigen Nebenbahn 
- Simmern-Gemünden mit dem Bahnhofe 
Holzbach für den Personen-, Gepäck- und 


Güterverkehr sowie für Leichen und 


lebende Tiere eröffnet. Auf dem genann- 
ten Bahnhofe befindet sich eine feste 
Rampe für Kopf- und Seitenverladung. 
Die Annahme und Auslieferung von Gü- 


Der Dahingeschiedene hat der Generaldirektion seit dem 1. Oktober 1919 an- 
eines 
(750) 


und die höheren Beamten der Generaldirektion. 
EIITIIIZEIIINNZERIBEIFIEN DET NEAR EEE 


Infolge eines Unfalls verstarb hier am 31. Juli d. Js. 


der Geheime 


' Herr Max Simmers 


2 


Nach voraufgegangener Tätigkeit im ‚Justizdienste war der Verstorbene 
is zu seiner am 1. Oktober 1413 erfolgten Zurruhesetzung 
im Staatseisenbahndienste — und zwar seit dem 1. April 1904 als Mitglied der 
Eisenbahndirektion in Berlin — tätig. 

große Pflichttreue und entgegenkommendes Wesen 
machten ihn zu einem geschätzten Mitarbeiter. Wir werden ihm ein ehrendes 


(754) 


Der Präsident } . 
und die früheren Beamten der Eisenbahndirektion. 


tern erfolgt dort zunächst nur in der Zeit 
von 7-9 Uhr vormittags. Das Höchst- 
gewicht der Stückgüter von und nach 
Holzbach ist auf 100 kg für das Stück 
beschränkt. In der Richtung von Holz- 
bach nach Simmern werden die Fahr- 
karten nur durch den Zugführer * ver- 
kauft. 
geben die Dienststellen Auskunft. 

Die Züge werden nach den besonders 
veröffentlichten Fahrplänen verkehren. 

Für die neue Strecke haben Gültigkeit: 


Über die Höhe der Frachtsätze. 


Amtliche Bekanntmachungen. 
1. Nachrufe. 


die Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung 
vom 4. November 1904 und die Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung vom 23. Dezember 
1908. (753) 
Trier, den 1. August 1921. 
Eisenbahndirektion. 


3. Aenderung von Stationsnamen. 


Die Schreibweise des an der Strecke 
Landsberg-Kreuz gelegenen “© Bahnhofs 
3. Klasse Alt-Karbe wird von sofort in 
Altkarbe geändert. (743) 

Charlottenburg, den 22. Juli 1921. 

Eisenbahndirektion. 


4. Güterverkehr. 


Gemeinschaftliches Heft CIb (Stations- 
tariftafeln usw.) — Tiv. 300. 

Mit Gültiekeit vom 8. September 1921 
ab wird die für die Beförderung von 
Wagenladungen zwischen Dorsten und 
Hervest-Dorsten bestehende Überfuhrge- 
bühr (s. Nachtrag 6, Seite 19) aufge- 
hoben. An ihre Stelle tritt die normale 
Frachtberechnung. 

Näheres enthält die am 8. August 1921 
erscheinende Nummer des Tarifanzeigers. 
Die Verkürzung der Veröffentlichungs- 
frist gründet sich auf die vorüber- 
gehende Änderung des $S 6 der Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung (R.-G.-Bl. 1914, 
Seite 455). Auskunft geben auch die 
beteiligten Güterabfertigungen sowie das 
Auskunftsbüro, hier, Bahnhof Alexander- 
platz. (739) 

Berlin, den 1. August 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Gemeinschaftliches Heft CIb (Stations- 
tariftafeln usw.) — Tiv. 200. 

Mit Gültiekeit vom 4. August 1921 ab 
treten bei den im Verkehr mit den 
Nebenbahnen Neckarbischofsheim-Hüffen- 
hardt und Wiesloch-Meckesheim-Wald- 
angelloch zu erhebenden Frachtzu- 
schlägen einige Ermäßigungen ein. 
Näheres enthält die am 4. August 1921 
erscheinende Nummer des Tarifanzeigers. 
Auskunft zeben auch die beteiligten 
Güterabfertieungen sowie das Auskunfts- 
hüro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 

Berlin, den 2. August 1921. (740) 

Eisenbahndirektion. 


Deutscher Eisenbahn- Gütertarif, Teil II, 
Heft A, Anhänge 4 und 5 — Hy. 200. 
Mit sofortiger Gültigkeit werden die 

Bestimmungen für Ludwigshafen (Rhein) 


geändert. 
Näheres enthält die am 8. August 1921 


Nr. 32 


ne 


erscheinende Nummer des Tarifanzeigers. 
Auskunft geben auch die beteiligten 
Güterabfertigungen sowie das Auskunfts- 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 
Berlin, den 1. August 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Staats- und Privatbahn-Güterverkehr. 
v.D. 
Wechselverkehr Deutscher Eisenbahnen 
untereinander. Tiv. 200. 

Mit Gültigkeit vom 15. Oktober 1921 
wird die zwischen den Bahnhöfen Milspe 
Tal und Altenvoerde gelegene Ladestelle 
Milspe Tal G in die Deutschen Eisen- 
bahn-Gütertarife als selbständige Tarif- 
station einbezogen. Hierdurch treten im 
Verkehr der bisherigen Ladestelle mit 
der Station HaspesRückelhausen und 
allen darüber hinaus gelegenen Stationen 


mäßige Tariferhöhungen ein. Nähere 

Auskunft durch das Verkehrsbüro der 

Eisenbahndirektion. (742) 
Elberfeld, den 30. Juli 1921. 


Eisenbahndirektion. 


Schweiz. Transportreglement. 

Mit Gültigkeit 
wird die auf 15. August 1916. einge- 
führte Ergänzung der Nr. X. und XXI. 
der Anlage V betr. Beschaffenheit der 


Kesselwagen zur Beförderung von 

Schwefelkohlenstoff und Benzin aufge- 

hoben. (744) 
Karlsruhe, den 31. Juli 1921. ® 


Eisenbahn-Generaldirektion. 


Deutscher Eisenbahn-Gütertarif, Teil 11. 
Besonderes Tarifheift, enthaltend Aus- 
nahmetarif 6. 

Mit sofortiger Gültigkeit wird die 
Station Meppen unter die Wasserum- 
schlagstellen IV 2 des Ausnahmetarits 6 
für Steinkohlen usw. aufgenommen. 
Nähere Auskunft durch die Abfertirunes- 

stellen. 

Münster (Westf.), 30. Juli 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Ost-mitteldeutsch-sächsischer Verkehr, 
Heft 2. 
Mit Gültigkeit vom 1. Oktober 1921 


werden die Entfernungen für eine Anzahl ° 


Stationen der Gernrode-Harzgeroder und 
Mühlhausen-Ebelebener Eisenbahn ge- 
ändert. Das alsbaldige Inkrafttreten der 
Erhöhungen gründet sich auf die vorüber- 
gehende - Änderung des $ 6 der EVO. 
(R.-G.-Bl. 1914, S. 455). 

Auskunft geben die beteiligten Güter- 
abfertigungen sowie das Auskunftshüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. 

Berlin, den 3. August 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Deutscher a Teil I 
t a 

(Nr. 200 des Tarifverzeichnisses). 

Am 12. September d. J. wird die Ge- 
bühr für die Überführung von Wagen- 
ladungen zwischen „Maedeburg 
Elbbf“ und.’ der - Ladestelle::, Am 
Kranstrange“ für abgabefreie Güter 
auf 6 AM und für die übrigen Güter auf 
6,50 AM für jeden Wagen erhöht. 

Magdeburg, den 6. August 1921. (751) 

Eisenbahndirektion. 


Badischer Binnen-Güter- und Tiertaril. 
Weechseltarife. 

Mit sofortiger Wirkung werden bei der 
Umwandlung der in ausländischer Wäh- 
rung berechneten Beträge die sich er- 
gebenden Markbeträge auf 10 8 nach 


Herausgegeben im Auftrage des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen 

von dem verantwortlichen Schriftleiter, 
Für den Anzeigenteil verantwortlich F. use tn Berlin SO, 

Verlag von ‚Julius Springer in Berlin W, — Druck von H. 


(TE) 


vom 1. August 1921 


(745) 


(749) 


-Sächsischer 


oben aufgerundet, anstatt wie bisher auf ; 


ganze Pfennige. 
Karlsruhe, den 25. Juli 1921. 
Eisenbahn- Generaldirektion. 


(746) 


Süddeutsch-österreichischer Verkehr. 


Tarif für die Beförderung von 
Gütern zwischen Stationen der öster- 
:reichischen Bundesbahnen und der 


vom Bunde betriebenen Privatbahnen 
und der Südbahngesellschaft  (Öster- 
reichische Linien einschließlich der 
in ihrem Betriebe stehenden Wien- 
Pottendorf _ Wr. Neustädter Bahn) 
einerseits und Stationen der Lokal- 
bahnen der österreichischen Bundes- 
bahnen KReutte-Schönbichl Staatsgrenze 
und . Staatsgrenze - bei 
(Mittenwaldbahn) sowie der Station 
Pfronten-Steinach Übergang anderseits, 

vom 15. Juli 1921. 
Eisenbahngütertarif Teil II, Heft A 

(Kilometerzeiger), vom 1. Juli 1911. 
Änderung und Erhöhung von Fracht- 
sätzen sowie Ergänzung des Kilometer- 

zeigers. 

Mit Gültiskeit 
bis auf Widerruf, bzw. bis zur Durchfün- 
rung im Tarifwege, längstens jedoch bis 
31. Dezember 1921 sind folgende Ände- 
rungen und Ergänzungen durchzuführen: 

Auf Seite 40 des Tarifes sind die Teil- 
frachtsätze in Kronen für Zucker von 
Lundenburg durchwegs um zwei Kro- 
nen, für Kohle und Koks von Lunden- 


burg nach Leermoos und Vils um je. 


eine Krone zu ermäßigen. 
Auf derselben Seite ist bei den Fracht- 


sätzen für Zucker, Kohle und Koks der: 


Stationsname Lundenburg auf „Staats- 
grenzebis Bernhardsthal“ und 
der Stationsname Oberhaid - Böhmisch 
Hörschlag auf 
Summerau“ abzuändern. 

Auf derselben Seite sind die Teilfracht- 
sätze in Kronen für Kohle und Koks von 
Wien Nordbahnhof Übergang (Filiale 
Straßhof) nach den’ nachbenannten Sta- 
tionen um folgende Beträge zu erhöhen: 

ohle Koks 


Khan Kronen 
“ Ehrwald . um 1. um 2.— 
Leermoos um: m 1. 
Reutte in Tirol un 1.5 Tan 2 
Vils nl 


: um 1.— 
- Auf den Seiten 117 und 155 es Kilo- 


-.meterzeigers sind die in der Schnitt-Tafel 


B angeführten Stationsnamen Lunden- 
burz und Oberhaid-Böhmisch_ Hörschlag 
samt den zugehörigen Angaben und Ent- 


. fernungen zu streichen. . R 
An entsprechender Stelle sind für den 


Schnittpunkt Simbach (Inn) folgende 
Entfernungen nachzutragen: 
Staatsgrenze bei Bernhardsthal (Wiens 


Nordost) 416 km, 


Staatsgrenze bei Summerau- (Ei) 
184 km. Ba \ 
Wien, am 23. Juli 1921. (738) 


Österreichische Bundesbahnen, 5 
namens der beteiligten Verwaltungen. 


4. Personen- und Gepäckverkehr. 


Personen- und Gepäcktarif, 
Teil I. 


Mit Gültiekeit vom 1. September 1921 


an werden vorübergehend die Fahrpreise 
für Monatskarten, Wochenkarten IV. 
Klasse ‘und . Schülermonatskarten er- 
mäßigt. Nähere Auskunft erteilt die 
Verkehrskontrolle I. 
Dresden, am 6. August 1921. (752) 
Eisenb.-Gen.-Dir. 


Geh.. Oberregierungsrat Dr. 


Griesen-Reutte | 


vom 1. a 1921 3 


..maächt, 


„Staatsgerenze bei 


v. Ben, ‘in Berlin. 
, Hermann & 60 = Berlin sw. 


Zeitung des Vereins 
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Porsönen. und Gepäcktarif, Teil IT, der 
'ehemal. Preuß.-Hess. 


ehemal. 
Preußisch-Hessisch-Oldenburgischer Per- 


Staatsbahnen, der 
Oldenburgischen Staatsbahnen, 


sonentarif und Tarif für den Verkehr der 


Reichseisenbahnen mit den Kleinbahnen 
und Fähren im Bezirk der Eisenbahn- 


direktion Oldenburg. 
Am. 
Preise für Monatskarten, 


ermäßigt (Notstandstarif). Zum 
sonen- und . Gepäcktarif, Teil II, der 
ehemal. Preußisch - Hessischen Staats- 
bahnen wird zu diesem Tage der Nach- 


trag VII herausgegeben. (7 47) BG 


Erfurt, den 30. Juli 1921. 
‚Eisenbahndirektion. 


5. Verdingungen. 


Die Erd-, Beton- und Nebenarbeiten 


zur Herstellung einer Wegeunterführung 
in Teilpunkt 130 +85 der südlichen Um- 


Sehungsbahn sollen vergeben werden. 
Die Angebotsmuster 
und bestellgeldfreie Bareinsendung von 


6,00. von der Eisenbahnbauabteilung in 
Michendort zu beziehen. 
Die Angebote, auf dem verschlossenen 


Briefumschlag als solche kenntlich ge- 
sind bis zum 22. August" 192T, 
vormittags 11 Uhr, postfrei an die Bau- 


abteilung einzusenden. (748) 
Michendorf, den A. August 1921. 
| 
Der - Umbau des Porsonänsleii 


September di J. werden die 
Schülermonats- 
karten und Wochenkarten vorübergehend 
Per- 


a 


sind gegen porto- 


eh 


Spandau-—-Berlin Leb von km 5,0 bis 3,94 


— 1,06 km. mit neuen“ Oberbaustoffen 
zwischen den Bahnhöfen Fürstenbrunn 
und Moabit soll öffentlich vergeben wer- - 
den. Die Verdingungsunterlagen können 


im Zimmer 28 des unterzeichneten Be- 
triebsamts eingesehen werden, auch 


können Angebothefte, soweit solche vor- 


handen, gegen Zahlung von 12.M in der 


Kanzlei, Zimmer 60, hierselbst bezogen 


werden. Der Betrag ist in bar zu zahlen 
oder portofrei 


führung des Umbaues im Schnellzuggleis 


Spandau—Berlin Leb zw. km 5,0 und. 
3.94 versehen bis zum 27. August, nach- 


mittags 1 Uhr, nach hier einzureichen, 
Zuschlagsfrist vier Wochen, 

Eisenbahnbetriebsamt 3, 

Berlin NW.40, Invalidenstr. 51. 


durch die. Post einzu- 
senden. Die Angebote sind verschlossen 
- mit ‘der ‘Aufschrift „Angebot auf Aus- 


(756) 


6. Verkauf, von Altmaterial. 


Alte Oberbau- nd 
materialien öffentlich zu verkaufen: 
Schienen, Schwellen, Kleineisen- 
zeug, Auslenkungen, Zentralweichen- 
material, Drehscheiben, 
bühnen, Kernschrot, 


Mark in Briefmarken bei uns erhältlich. 


Angebote sind spätestens bis Montag, 
aachmit- 
‘bei uns einzureichen. 


den .29 Anuıgsust 19T, 
tags 8 Uhr, 
° Zuschlassfrist 3 Wochen. 
Karlsruhe, den 6. August 1921. 
Baumeisterstr. 1. : 
Materialamt der Eisenbahn- re 
direktion. = (755) 


pur 


Wer kotätte- : 


Schiebe- 
Hohlschrot, 
Bleche, Radreifen, Spiral- und Blatt- 
federn, Bremsklötze, Roststäbe u. a. 
Angebote gegen Einsendung von 4,50 
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Berlin, den 18. August 1921. 


- LXI. Jahrgang. 


Vom Wiederaufbau der Teitschen Han- 
delsflotte. 


Die 


Ausnutzung des Verkehrs- und Bau- 


“ museums für Unterrichtszwecke. 


Inhalt: 


bezirk. — Zahlung gegen Fracht- 
briefduplikat. — Ankauf eines Sana- 
toriums für Zwecke eines Kranken- 
und Genesungsheims. — Geheimrat 
Felix Herrmann 7. 


Die Bedeutung des Gerichtsentlastungs- R s AR: 
 gesetzes und des Gesetzes betreffend Österreich:  Tariferhöhungen, 
Änderungen in der Unfallversicherung Eisenbahnbetriebsreglement. — Gü- 
- für die Eisenbahnen. en Eu über a 
ie ee rn a mia-Postoina-Adelsberg. — Änderung 
en a Aoseieehen Grenz einiger Beuel der tndestabe 
Br. i i F . beamten. — Haftun er Gepäck- 
Die Unwirtschaftlichkeit  unbesetzter en alruneestellin © een 
% Haltepunkte der Nebenbahnen. sorgung. — Von den Wiener städti- 
Eehrichten. - schen Unternehmungen. — Hofrat 
_ Deutschland: Anlage C zur Eisen- Dez i 
—— bahn-Verkehrsordnung. — Neuein- Tschecho-slowakisches Ge- 
“ stellung von Personal. — Einsicht- biet: Schnellzüge Prag-Budapest- 
nahme in Personalblätter durch Be- Belgrad. — Güterverkehr mit Süd- 
-  triebsvertretungen. — Geschäftsfüh- slawien. 
© rung der Betriebsräte. — Stellung Ungarn: Regelung des Zustellens 
der 'Eisenbahn-Ingenieure. — Aus- der Wagen auf offener Strecke. — 
kunfterteilung an Reisende. — Um- Wagenausbesserungsarbeiten für Süd- 


zeichnung der Güterwagen der deut- 
schen Reichsbahn. ’— Wilder Eisen- 


slawien. — Güterverkehr zwischen 
Ungarn und Italien. — Die Lage der 


Dankschreiben an die Eisenbahn- 
angestellten. — Ungarn auf der Mün- 
chener Wasserstraßentagung. _ 
Freigabe des Verkehrs mit Mühlen- 
erzeugnissen. — Ein- und Ausfuhr- 
gebühren. — Wassernot und die 
Budapester Straßenbahnen. — Hof- 
rat Gottlieb Rau 7 


Südslawisches Gebiet: Fahr- 


preisermäßigungen zum Besuch der 
Laibacher Mustermesse. 


Übrige europäische Länder: 


Notstandsarbeiten bei den schwed. 


Staatsbahnen. — Reisegepäckver- 
sicherung auf den schwed. Staats- 
bahnen. — Allgemeine Krankenver- 


sorgung der schwed. Staatsbahnen. — 
Der luxemburgisch-belgische Eisen- 


bahnvertrag. — Eine französische 
Weltwasserstraße. - Rhätische 
Bahn. — Lettländisch-esthländischer 
Durchgangsverkehr. — Lettland. — 
Sowietrußland. 


Fremde Erdteile: Pennsylvania- 


Eisenbahn. — Antafagosta-Eisenbahn. 


- bahnerstreik in Cassel. — Verkehr ungar. Fabrikindustrie und die Ver- Allgemeines. 

- mit Ostpreußen. — Verbrecherischer kehrsfrage.e — Die gegenwärtige |: Rechtspflege. 
Eisenbahnanschlag. — Die Eisen- Wirtschaftslage. — Regelung der Be- Bücherschau. 
 bahntarife für Baustoffe. — Paris- förderung von lebenden Tieren auf Amtlıche Mitteilungen. 


- Riga. — Zur Verkehrslage im Ruhr- den ungar. 


Eisenbahnen. — Ein 


Amtiiıche Bekanntmachungen. 


5.0: Vom Wiederaufbau der deutschen Handelsflotte. 


Von Regierungsrat Moriz Hellwig, Erfurt. 


- Deutschland hatte bekanntlich ‘vor dem Weltkriege die 
“weitgrößte Handelsflotte der Welt mit 5135000 Brutto-Re- 
gister-Tonnen*). An erster Stelle stand England mit seinen 
18% Millionen Brutto-Register-Tonnen, das waren zwei Fünftel 
der Welttonnage. Dessenungeachtet stand Deutschland an der 
Spitze unter den Reedern der Welt. Die Hamburg-Amerika- 
nische Paketfahrt-A.-G. und der Norddeutsche Lloyd, erstere 
mit 1360 000 Brutto-Register-Tonnen, letzterer_mit fast 1 000 000, 
waren Schiffahrtsunternehmungen, deren Größe und Leistun- 
gen in der Welt unerreicht waren. Durch die Schaffung der 
Hapag-Schiffe „Imperator“ und „Vaterland“ kam dies” auch 
äußerlich zum Ausdruck. Überragte doch die Größe dieser 
Özeaner mit 52000 und 54000 Tonnen sowie die Großartigkeit 
ihrer Einrichtung alles bisher dagewesene. Kein Wunder, daß 
dies den seebeherrschenden Briten ein Dorn im Auge war. Durch 


> *) Der Name Registertonne stammt aus einer alten englischen 
Vermessungsvorschrift, nach der die Tragfähigkeit eines 
Schiffes nach der Anzahl von Weinfässern festgestellt wurde, 
die in das Schiff verstaut werden konnten. Die Registertonne 
bedeutet also das Raummaß des Schiffsleibes und ist gleich 2,83 
Kubikmeter. Man unterscheidet noch Bruttorauminhalt vom 
Nettorauminhalt. Zur Ermittlung ‘des letzteren werden vom 
Bruttoraum bestimmte Betriebs- und Wirtschaftsräume abgezo- 
gen. Zu unterscheiden ist das Deplacement, welches das Ge- 
wicht des durch das Schiff verdrängten Wassers angibt (Maß- 
einheit für Kriegsschiffe). Die Ladefähigkeit endlich wird ent- 
weder durch Raum- oder Gewichtsmaß ausgedrückt und ist je 
nach Zweck und Bauart des Schiffes verschieden. 


ee, . 


den Erdrosselungsfrieden von Versailles wurden wir auch un- 
serer herrlichen Handelsflotte so gut wie beraubt. Wir hatten 
hiernach den Verbündeten alle Fahrzeuge der Handelsmarine 
über 1600 Br.-To., die Hälfte der Fahrzeuge zwischen 1000 und 
1600 Br.-To. und ein Viertel der Schlepper und anderer Fisch- 
boote abzutreten. Diese Abtretung umfaßte auch Fahrzeuge in 
deutschem Besitz unter anderer Flagge und die am Tage der 
Ratifikation, dem 10. Januar 1920, im Bau begriffenen. Deutsch- 
land mußte sich ferner verpflichten, für die Verbündeten Schiffe 
und zwar Typen nach ihrer Angabe bis zu 200000 To. jährlich 
fünf Jahre hindurch zu bauen. Die deutsche Flagge war hier- 
mit von den Weltmeeren hinweggefest; Deutschland ‚sollte die 
Rohstoffe, die es zu seiner Ernährung, zur Betätigung seines In- 
dustriefleißes: und damit zur Leistung seiner Wiedergut- 
machungsschuld bedarf, nur gegen Zahlung hoher Frachten an 
fremde Schiffseigner erhalten. können. 

Der Ganz der Ereignisse aber hatte es besser mit uns ge- 
meint, und Tatkraft und Unternehmergeist unserer Hamburger 
und Bremer Reeder haben es vermocht, daß bereits heute wie- 
der unsere deutschen Farben fast auf allen Weltmeeren sich 
sehen lassen, wenn auch in unvergleichlich geringerem Maße 
als einst. Hierzu wirkten folgende Umstände mit: Es trat als- 
bald nach dem Kriege ein gewaltiges Überangebot an Schiffs- 
raum in der ganzen Welt zutage. Einmal konnten die Völker 
Mittel- und Osteuropas, die früher rund ein Drittel aller Roh- 
stofferzeugung der Welt zum Verbrauch und zur Verarbeitung 
in Anspruch nahmen, duı:h den Krieg ihrer Kaufkraft beraubt, 
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ihren früheren Anteil an Rohprodukten nicht mehr abnehmen. 
Zudem war auch die Kaufkraft anderer Völker der Erde durch 
die einsetzende Weltwirtschaftskrise verringert und waren die 
Arbeitsleistungen in allen Ländern zurückgegangen. 
eekehrten Verhältnis aber, als die Nachfrage nach Schiffsraum 
sank, hat dieser selbst sich vermehrt. England hatte bereits 
1920 seine Verluste an Brutto-Tonnen fast vollständig eingeholt. 
Die Vereinigten Staaten, vor dem Kriege mit 4287000 Br.-To. 
an dritter Stelle unter den seefahrenden Nationen der Erde, 


waren auf den zweiten Platz mit 14525000 Br.-To. gestiegen, 


hatten also ihre Handelsflotte etwa um das Doppelte des deut- 
schen Bestandes vor dem Kriege vermehrt. Treibhausartig war 
die Produktion an Schiffen dort insbesondere seit dem Jahre 
1918 emporgeschossen, ein Hauptfaktor dafür, daß trotz der 
eroßen Kriegsverluste die Welttonnage 
krieeszustand im Jahre 1920 bereits um 8 Millionen To., heute 
sogar um etwa 11 Millionen To., nämlich auf 54 Millionen To. 
vermehrt hat. = 


Nachfolgende Übersicht zeigt, in welchem Maße die Vereinig- 


ten Staaten ihren Schiffsbestand vermehrten. Es bauten in 
1000 Brutto-Register-Tonnen 
Ver. Eneg- Frank- die 
im Jahre Staaten land Japan “reich Welt 
IB 276 1932 6 170 3333 
VOTE 201 1634 86 114 2853 
1915222: 7% 3:12: 651 49 23 1202 
III RB 504 608 ° 164 43 1688 
RO SE NR 997 1163 350 19 2933 
II SE ER RTER 3033 1348 490 14 5447 
INES, 4075 1620 612 33 7145 
zus. 1913—1919 9263 9006 1816 418 24 606 


Diese Zahlen zeigen die scharfe Konkurrenz zwischen den 
Vereinigten Staaten und Eneland, das sich seinen ersten Platz 
nicht rauben lassen will und mit seinen Dominions schon im 
September 1920 wieder nicht weniger als 4 Millionen Br.-To, auf 
dem Stapel hatte. Amerika, das auf seinen Eisenbahnen den 
unter eigener Flagge verschifften Gütern Vorzugstarife ein- 
räumt, bewerkstelligt heute seinen Export und Import zu rund 
40 Proz. unter dem Sternenbanner gegen 8 Proz. vor dem Kriege. 
Zurzeit beziffert sich Amerikas Tonnenzahl bereits auf 16 Millio- 
nen, wobei allerdings zu beachten ist, daß die Schiffe der 
Kriegsimprovisation zum großen Teil kleine Holz- und Stahl- 
schiffe unter 6000 t sind, die bei den hohen amerikanischen 
Heuern unwirtschaftlich arbeiten und daher wieder abgeschafft 
werden. 

Die natürliche Folge dieses Überangebots an Schiffen war ein 
katastrophales Fallen der Frachtsätze, und überdies mußte etwa 
ein Viertel aller Handelsschiffe brachliegen, und durch Ver- 
stopfung der Häfen wurde die Schiffahrt noch weiterhin be- 
hindert. Angesichts dieser Umstände hatten die Reeder und 
Werften unserer Gegner kein Interesse daran, daß der Über- 
schuß an nutzlosem Schiffsraum durch Zwangsbauten deutscher 
Werften noch vergrößert wurde. Ja, die der Aufträge erman- 
gelnden englischen Werften machten ihre Regierung für etwaige 
Arbeiterentlassungen und Arbeitslosenunterstützungen verant-. 
wortlich, wenn ihnen durch deutsche Werften die Arbeit ent- 
zogen würde. Deutschland konnte also seit dem Inkrafttreten 
des Friedensvertrages die eroße Leistungsfähirkeit seiner 
Schiffswerften zum besten Teil schon wieder für sich nutzen; 
alle großen Linien waren alsbald wieder im Besitz einzelner 
Überseeschiffe, mit denen sie ihren Dienst aufnehmen konnten; 
Aber auch schon vorher waren die deutschen Reeder nicht 
müßig gewesen; sie hatten sich umgesehen, wie sie Beschäfti- 
gung für ihr zahlreiches Personal finden konnten, und hatten 
durch Anmieten oder Ankaufen von Schiffen oder durch Ab- 
schluß von Gemeinschaftsverträgen mit andern -Reedereien ihr 
Geschäft in Gang gebracht. So hat bekanntlich die Hapag 
mit dem amerikanischen Harriman-Konzern, einer Vereinigung 
von Schiffsreedern der Vereinigten Staaten, einen Gemein- 
schaftsvertrag auf 20 Jahre abgeschlossen. Nach diesem werden 


Im um-. 


sich gegen: den Vor- 


ihrem‘ erprobten kaufmännischen, technischen und nautische 


auch nach Jahren erzwungener Untätigkeit wieder Früch 
. tragen. Die Hapag bedient nach ihren Anzeigen in den Ze 
tungen jetzt folgende Linien: Hamburg-New York, Hambur 


| mit Reedern oder auch auf eigene Faust neu entfaltet. So unter 


- Schiffe, der neuerbauten „Argentina“ (9000 t), deutsche Auswan 


von der Hapag gemeinsam mit dem Konzern Fracht- und Ei 
sagierlinien eingerichtet zwischen Deutschland und den Von 
einigten Staaten sowie zwischen Deutschland und anderen Welt- 
häfen. Die Hapag darf Schiffe bis zu 50 % einstellen und diese 
unter deutscher Flagge fahren lassen. Jede Gesellschaft stellt 
ihre gesamten Einriehtungen, ihre gesamte Organisation in der 
gemeinsamen Dienst. Die Hapag hat der amerikanischen Ge 
sellschaft bei dem Bau von Passagierdampfern ihre Kenntniss 
und Erfahrungen zur Verfügung zu stellen. Diese bemerkens 
werte Bedingung enthält die Anerkennung der Überlegenhei 
dieser deutschen Gesellschaft im Schiffsbau und Schiffahr 
dienst. Beide Teile haben große Vorteile aus diesem Vertrag 
Der Amerikaner, jetzt überreich an Handelsschiffen, aber nic] 
in gleichem Maße an geschulten Seeleuten und an Kenntnisse 
in der zweckmäßigsten Handhabung solch großen, schwierige 
Apparates, erhält alle wertvollen Erfahrungen der frühere 
größten Weltlinie, und diese kommt ihrerseits unter dem mäc 
tigen amerikanischen Schutz wieder ins Geschäft. Es zei 
sich hierin, daß Werte, die ein Volk sich durch jahrzehnte- 
lange Arbeit, durch Fleiß und Intelligenz geschaffen hat, w 
die deutsche Schiffahrt; mit ihrer die Welt umfassenden Pa 
sage- und Frachtenorganisation, ihren Hafeneinrichtungen un 


Personal nicht durch einen Federstrich zu vernichten sind un 


Südamerika, Hamburg-Östasien, Hamburg- Westküste von Aus 
rika und Hamburg-Cuba-Mexiko. 


In ähnlicher Weise wie die Hapag hat auch der Nord 
deutsche Lloyd einen Gemeinschaftsvertrag abgeschlosse 
mit der U.S$.-Mail, Steamship-Co., der sich nach fünfjähri 
Dauer stets von selbst um ein weiteres Jahr verlängert. De 
Gemeinschaftsdienst ist zunächst für die Linien Bremen-Balt 
more-New- York, Bremen-Boston und Danzig-New York vorge 
sehen. 


Auch die übrigen “größeren Schiffahrtsgesellschatten, Ai 3 
Deutschland vor dem Kriege zählte, haben sich durch Zu 
sammenschlüsse unter sich oder durch Arbeitsgemeinschafte 


halten die Wo ermannlinie und die Deutsch-Ost 
afrikalinie in Gemeinschaft mit dem Afrikadienst der Ha 
pag und der Bremer. Afrikalinie wieder regelmäßigen Dampfen 
dienst nach West-, Südwest- und Südafrika. Die Hamburg- 
Südamerikanische. "Dampfschiffahrtsgesellz 
schaft hat ihre einzigen Fahrten nach Brasilien und Argen 
tinien aufgenommen und hat schon im Dezember v. J. zun 
ersten Male wieder nach dem Kriege auf einem deutsche: 


derer nach Südamerika gebracht. Auch die A.-G. Hugo 
Stinnes’ unterhält einen Dienst dorthin. Die deutsch 
Dampfschiffahrtsgesellschaft „Kosmos“ fährt wieder an 


Westküste Südamerikas, die Bremer Hansalinie nac 
Indien. Die deutsche Levante-Linie und die Sloma 
Linie zeigen die deutsche Flagge wieder im Mittelmeer, un 
die Deutsch-Australische Dampfschiffahrts- 
gesellschaft hat ihre Fahrten vorläufig bis Niederlän 
disch-Indien wieder aufgenommen und ist zudem eine enge Ge 
schäfts- und Betriebsgemeinschaft mit der Dampfschiffa 
gesellschaft „Kosmos“ eingegangen. Die Ozeanliniel 
die ersten deutschen Dampfer in mexikanische ‚Häfen gesa 
und dort freudige Aufnahme gefunden. 


Deutschlands Handelsflotte umfaßt so gegenwärtig bei 
wieder rd. 700000 Br.-T. und ist damit vom 13. scht 
wieder auf den 10. Platz in der Reihenfolge der seefahrender 
Nationen aufgerückt. Die nachfolgende Übersicht zeigt 
Größe der wichtigsten Handelsflotten vor u nach dem Kr 
(1920) in 1000 Br.-T. 


BL 
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Er na, 1 a a IT Ze Bed 
Br 1914 1920 
England . 20 524 20 143 
Vereinigte Staaten ey: 14 525 
Japan 1708 2 996 
Frankreich 1922 2963 
Italien 1430 2118 
Norwegen 1957 1980 
Holland & & 1432. 1773 
- Schweden 1015 996 
- Spanien 884 937 
- Dänemark 770 719 
Griechenland 821 497 
- Deutschland 5135 419 
- Österreich u us 1052 => 
- Hiernach folgten die genannten Nationen in folgender Reihe: 
SER 1914 1920 
Br England England 
7 Deutschland Ver. Staaten 
@ Vereinigte Staaten Japan 
= == Norwegen Frankreich 
Bi. Frankreich Italien 
Mi .- Japan Norwegen 
Be: Holland Holland 
E Italien Schweden 
” Österreich Spanien 
E; Schweden Dänemark 
® Griechenland Brasilien 
Dänemark 


Deutschland 


Im folgenden seien einzelne Schiffe aufgezählt, die heute 
den Listen der deutschen Reedereien geführt werden. Hier- 
‘sei bemerkt, daß in letzter. Zeit auch vom Ausland Schiffe 
auft, insbesondere auch ehemalige deutsche Schiffe von 
land zurückgekauft sind. Von den letzteren ist allen voran 
ennen der 21000 To. große Schnelldampfer „Cap, Polonia“ 
Hamburg-Amerikanischen Dampfschiffahrtsgesellschaft. Die 
pag wird demnächst den früheren Schnelldampfer „Deutsch- 
d“ unter. dem Namen „Hansa“ wieder in Dienst. stellen und 
noch zwei anderen neuerbauten ' 12000 To.-Schiffen, der 
Bayern“ und „Württemberg“ den Verkehr nach New York 
hen. ı Der neuerbaute Dampfer „Ussukuna“ der deutschen 
afrikalinie hat jüngst seine erste Reise nach dem schwarzen 
eil angetreten. Die Hansalinie hat die neuen 12.000 To.- 
mpfer „Frauenfels“ und „Gutenfels“ jüngsthin eingestellt. 
Artusreederei Danzig läßt den 12000 To.-Dampfer „Oliva“ 
Südamerika auslaufen. Für die Rolandlinie in Bremen 
en jünest zwei 6000 To.-Schiffe auf der Vulkanwerft in 
ttin vom Stapel. Ferner sind zu nennen die neuen 12000 To.- 
ffe der A.-G. Hugo Stinnes „Hindenburg“, „Ludendorf“ und 
pitz“, sowie der 9500 To.-Dampfer „Hamburg“ der Deutsch- 
ustralischen Dampfschiffahrtsgesellschaft. 
@rwähnt sei, daß sich der Wiederaufbau natürlich auch auf 
jegelschiffe erstreckt. Neu ist hier der Einbau eines Motors, 
der gleichzeitig zum Vortrieb in Windstillen usw., für. Lade- 
di Löscheinrichtungen und für Funkspruchanlage auszunutzen 
Die Frage ist aufgeworfen, ob solcher in Zukunft auch 
Bedienung der Segel zur Ersparung von Personal heran- 
gen werden kann. %% 
So ist Deutschland von neuem — wenn auch im bescheidenen 
faße. im Vergleich zu einst — in den Wettbewerb der See- 
fahrt eingetreten. Da dieser auf dem Frachtenmarkt an- 
chts des Überangebotes an Schiffsraum ein sehr schwerer 
den wird, so ist eine -siegreiche Konkurrenz nur dann zu 
rten, wenn die neuen Schiffe denkbar wirtschaftlich ar- 
en. Hierfür ist einmal die Frage des Schiffsantriebes, so- 
, einer den Zeitverhältnissen angepaßten Inneneinrichtung 
"besonderer Bedeutung. In erster Beziehung scheint die 
-Dampfkolbenmaschine trotz ihrer in hundertjähriger Ent- 
klung erfolgten- hohen Vervollkommnung durch die wirt- 
cha tlich günstigere Dampfturbine geschlagen zu sein, die beim 


heutigen Stand ‘der Technik ihre Kraft mittels mechanischer 
Übersetzungsgetriebe mit bis zu 98 % Nutzeffekt auf den 
Propeller überträgt. An Stelle der Kohlenfeuerung scheint die 
Ölfeuerung den Sieg zu erringen, die ungleich weniger nutz- 
baren Raum des mitzunehmenden Feuerungsmaterials und er- 
heblich weniger Arbeitsstunden zur Übernahme dieses Mate- 
rials wie insbesondere auch zur Befeuerung (Ersparung von’ 
Schiffspersonal) beansprucht. Den letzten Veröffentlichungen 
von „Lloyds Shipping Register“ lassen sich folgende Zahlen 
über Zunahme der Öffeuerung auf Handelsschiffen entnehmen: 
Es verfeuerten Öl unter den Kesseln 1914 — 364 Dampfer mit 
insgesamt 1,3 Millionen To. 1921 = 2536 Schiffe mit 13 Mil- 
lionen To. Kohlen verfeuerten 1914: 89 %, 1921: 72 %. Zei- 
tungsnachrichten zufolge soll von den Amerikanern auch die 
ehemalige „Vaterland“, das größte Schiff der Welt*) auf Öl- 
feuerung umgebaut werden. An Stelle der Ölfeuerung unter 
Kesseln hat sich aber wiederum die Verwendung des Öls in 
Dieselmotoren (Ölverbrennungsmaschinen) als wirtschaftlicher 


erwiesen. Ob nun dem Dieselmotor die Zukunft in der Schiff- 
fahrt gehört, läßt sich zurzeit noch nicht entscheiden. Heute 
bedienen sich 1447 Handelsschiffe des Dieselmotors - als An- 


triebsmittels. Das sind erst 2 % gegen 0,47 % aller Schiffe im 
Jahre 1914. Zum Dieselmotorschiff wird jetzt z. B. der frühere 
Küstenpanzer „Odin“ von den Deutschen Werken A.-G. Rüst- 
ringen umgebaut, ein Schiff, das für den Lokomotivtransport 
von Deutschland nach Rußland verwendet werden soll. Ent- 
sprechend diesem stärkeren Verbrauch an Öl in der Handels- 
schiffahrt hat sich auch die Zahl der Öltankdampfer vermehrt. 
Während es im Jahre 1914 385 derartige Dampfer mit insgesamt 
1,5 Millionen To. gab, sind es heute 861 mit 4,42 Millionen To: 
Die Firma Stinnes hat jüngst ein Motor-Tankschiff, die „Ober- 
schlesien“, in Dienst gestellt. Bei dieser Fortentwicklung des 
Schiffsantriebes würde natürlich der Erdölreichtum der ein- 
zelnen Länder in Zukunft eine beherrschende Rolle spielen. 
Zurzeit befinden sich % der Erdölgewinnung der Welt in den 
Händen der Vereinigten Staaten und weitere ?/s in den Händen 
Mexikos. Es wird das Bestreben Englands sein müssen, einen 
der Größe‘ seiner Schiffahrt entsprechenden. Teil der Erdöl- 
gewinnung der Welt in seine Hand zu bekommen. — Bemerkt 
sei noch, daß die Ölverbrennungsmaschine nach neuen Beob- 
achtungen einen äußerst nachteiligen Einfluß auf die Fische 
des Meeres und die Hochseefischerei hat. Vielleicht daß ihrer 
Weiterentwicklung aus diesem Grunde gewisse Schranken ge- 
setzt sind. . > 

Was die Inneneinrichtung unserer neuen Schiffe betrifft, so 
dürfte auch diese von entscheidender Bedeutung für die Wirt- 
schaftlichkeit und damit das allmähliche Aufwachsen unserer 
neuen Handelsflotte von Bedeutung sein. Den Zeitbedürfnissen 
ist hier Rechnung zu tragen. Die Hapag läßt demnächst einen 
neuen Dampfer „Teutonia“ (es ist die von England zurückge- 
kaufte frühere „Habsburg“) nach Südamerika ausreisen, der 
wieder auch die I. Kl. führt, und weitere neue Luxusdampfer 
sind im Auftrag. Auch die übrigen Dampfschiffahrtsgesell- 
schaften führen die I. Kl. wieder ein. Man muß aber wohl 
damit rechnen, daß in den nächsten 10 Jahren eine sehr er- 
hebliehe Einwanderung aus Mitteleuropa nach Latein-Amerika 
und Südafrika einsetzen wird, sodann aber auch nach Nord- 
amerika, das z.: B. nach Behebung der Einreisebeschränkung 
in den nächsten 12 Monaten mehr als doppelt soviel deutsche 
Einwanderer zulassen wird als im Jahre 1913. Das Bestreben, 
diesen Auswandererstrom auf deutsche Schiffe zu lenken, dürfte 
es nahelegen, gerade dem Zwischendeck der Schiffe besondere 
Aufmerksamkeit zuzuwenden und hier Einrichtungen zu schaf- 
fen, die gerade diesen Fahrgästen mehr als bisher Anteil an 
den Annehmlichkeiten und Genüssen der Seefahrt verschaffen. 

Die Mittel zum Wiederaufbau der Handelsflotte hat die 
Reichsregierung gleichzeitig bei der Abgeltung der Reeder für 
die erlittenen Kriegsverluste auf Grund des Reedereiabfindungs- 


*) Es heißt jetzt „Leviathan = das Seeungeleuer. 
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vertrages vom 23. 2. 1921 bereitgestellt. 
Reedern und Werften abgeschlossene Vertrag ist durch Reichs- 
gesetz vom"11. 3. 1921 bestätigt und soll dem Reich gewähr- 
leisten, daß die den Reedern insgesamt gezahlte Entschädigung 
von 11,97 Milliarden Mark auch tatsächlich für den Wiederauf- 
bau der Handelsflotte verwendet wird. Von diesen 12 Milliar- 
den konnten jedoch, wie jüngst bekannt wurde, nur rd. 8 Mil- 
liarden für den Wiederaufbau in den nächsten 5 Jahren von 
der Regierung als noch verfügbar bezeichnet werden. Die 
Reeder verpflichten sich, für den Betrag mindestens % der frü- 
heren Handelstonnage, d. s. 2% Millionen Tonnen Tragfähigkeit, 
zu bauen. 9% % des Geldes sind für Neubauten auf deutschen 
Werften bestimmt, 10 % für Ankäufe im Ausland. Die Ver- 
teilung und Verwaltung dieser Gelder ist ebenso wie die Be- 
aufsichticeung des Neubaues einer Organisation der Reeder und 
Werften übertragen, in deren Ausschüssen auch die Arbeit- 
nehmer mitwirken. Diese Entschädieung erreicht im übrigen 
natürlich bei weitem nicht den vollen Wert der von den Reede- 
reien durch den Krieg erlittenen Verluste, an‘ dem heutigen 
Geldstand gemessen. Der größere Teil des zur Verfügung ge- 
stellten Geldes ist bereits erforderlich, um die jetzt begonnenen 
Bauten fortzuführen und die abgeschlossenen Bauverträge zu 
erledigen. Es ist daher leider damit zu rechnen, daß das Bau- 
tempo in den nächsten Jahren wieder abgeschwächt werden muß 
und von den 100 000 Arbeitern, die jetzt gegen 25000 in Frie- 
denszeiten auf deutschen Werften beschäftigt sind, ein erheb- 
licher Teil anderen Beschäftigungen als dem Schiffsbau wieder 
zugeführt werden muß. Es ist also auch hier die leidige Geld- 
frage, die dem Wiederaufbau der Handelsflotte von vornherein 
eine Grenze setzt. Ob andere Mittel gefunden werden, darüber 
hinweg zu kommen, muß die Zukunft lehren. 

Es hat sich zur Verbilligung des heute so teueren Schiffs- 
baues ein Verband der Schwerindustrie und der Werften ge- 
bildet, und es ist ein Handelsschiffnormausschuß gegründet wor- 
den. Der Gedanke geht dahin, durch Typisierung der Einzel- 
bestandteile der Schiffe, die von der binnenländischen Industrie, 
und zwar auch der süddeutschen, zeliefert werden, eine Art 
Einheitsschiffbau zu organisieren, wobei nicht nur Verbilligung, 
sondern auch Vereinfachung und Beschleunigung eintritt. Eine 
Durchführung dieses Verfahrens dürfte aber nur soweit denk- 
bar sein, als Zweck und dadurch bedingte Bauart des Schiffes 
es zuläßt. Hinsichtlich Größenverhältnisse, Bauart und Ein- 


Die Ausnutzung des Verkehrs- und Baumuseums für Unterrichtszwecke. 
Von Karl Gotter, Berlin. | N 


Der Gedanke einer Verbindung von Museum und Unterricht 


ist nicht neu, sondern eine ganz natürliche Erscheinung, die be-- 


reits in zahlreichen Bildungsanstalten, den Volks-, Mittel- und 
höheren Schulen mit gutem Erfolge verwirklicht worden ist. 
Diese Schulen haben in ihrem Lehrplan Besuche von Museen 
und Ausstellungen unter sachkundiger Führung mit Vorträgen 
vorgesehen, weil Sie erkannt haben, daß hierin ein außerordent- 
lich wertvolles Bildungsmittel liegt, auf das die Schule nicht 
verzichten darf. Es genügt nicht, die Jugend nur in die Geistes- 
arbeit unserer Denker und Dichter, in die- Werke der Künstler 
einzuführen, sondern auch die Schöpfer technischer Geistes- 
werke müssen neben den anderen einen :hervörrasenden Platz 
in ihrer Vorstellung und ihrem Gedächtnis erhalten. Die Technik 
ist aber leider bis heute gegenüber den bildenden Künsten, der 
Musik und Literatur noch nicht genügend: berücksichtigt; sie 
wird in den Schulen (abgesehen von den rein technischen Lehr- 
anstalten) und auch bei den Volksbildungseinrichtungen, wie 
sie sich z. B. die Volkshochschule als Ziel gesetzt hat, zurzeit 
noch recht stiefmütterlich behandelt. Zurückzuführen ist dies 
wohl in der Hauptsache darauf, daß die Mittel der Veranschau- 
lichung, wie sie sonst durch Kunstausstellungen, Konzerte und 
Theater möglich sind, bei der Technik. sich nicht immer be- 
schaffen lassen. Dieser Mangel besteht aber für den Wässer-, 
Eisenbahnbau und ‘Verkehr in Wirklichkeit nicht; da hier das 
Verkehrs- und Baumuseum mit seinen zahlreichen und wertvollen 
Ausstellungsgegenständen eine recht anschauliche Darstellung 
zu bieten in der Lage ist. Die Kenntnis der Geschichte eines 


Dieser zwischen Reich, 


‚aller Schwierigkeiten der Zeitverhältnisse und aller Not des Vol. 


der traurigen Gesamtlage Deutschlands in der Welt auch etw 


& eur der Handelsrloite bewahren! 


‚Die anderen werden sich begnügen müssen mit einer Anschau 


richtung, kurz Typ des gesamten Schiffes, kann nur ein Zwe k 
schiffbau das richtige sein. 


So steht der W iederaufbau der deutschen Handelsflotte vi t 


kes in guten Anfängen. Das Wort: „Navigare necesse est“ gil; 
ganz besonders beim Wiederaufbau unseres Landes nach deı 
Niederbruch im Weltkriege. Es ist efste Lebensfrage für 
eine Handelsflotte wieder zu erhalten, mit der wir die für un 
nötige rd. 13 Millionen Tonnen jährlich betragende Rohstoff 
einfuhr selbst bewerkstelligen können. Zahlen wir doch jetz 
jährlich rd. 17% Milliarde Goldmark für Seefrachten an das Aus 
land, während wir vor dem Kriege noch 2 Milliarden Rohein 
nahmen an Frachten aus der Handelsflotte zogen. Es komm { 
hinzu, daß Deutschlands zentrale Lage es zum geborenen Üh 
seespediteur Europas macht. Menschen und Güter aus dem 0 
europäischen Becken müssen über unsere Schienenwege als die 
kürzesten zu den großen Überseehäfen fahren und so unsere 
Schiffahrt neu befruchten. Schafft Deutschland sich jetzt ei 
den Zeitbedürfnissen Rechnung tragende und nach dem heutig 
Stande der Technik möglichst wirtschaftlich arbeitende Ha 
delsflotte, so kann die Kraft, die mit der Wegnahme der alteı 
zwar das Böse gewollt, doch gerade das Gute geschafft haben 
Sehr bezeichnend hat jüngst die „Nautical Gazette“ in  Ney 
York folgendes geschrieben: „Überdies hat der Verlust fast 
ihrer ganzen Handelsflotte die Deutschen angespornt, doppe 
Anstrengungen zu machen, um ihre frühere Seegeltung zurü 
zugewinnen. Nachdem ihre veraltete Tonnage auf die Alliier 
ten abgeladen ist (!), widmen sie ihre Tatkraft der Schaffung 
einer völlig neuen, leistungsfähigen Handelsflotte, deren Bes; 
Deutschland zu einem gefährlicheren Seekonkurrenten mach 
wird als zuvor, und in kürzerer Zeit, als angenommen und f 
möglich gehalten wurde.“ Erscheinen diese Worte angesicl 


schönfärbend, so haben wir doch schon heute die sichere A 
sicht, daß der Wiederaufbau der deutschen Handelsflotte w 
tere Fortschritte machen wird. Möchte die Einsicht der w 
testen Kreise des Volkes, daß nur einträchtige, zielbewußte u 
ernste Arbeit, wie auf allen Gebieten so auch hier, uns wiedeı 
zu besseren Zuständen führen kann, uns vor unvorhergesehene n 
neuen Erschütterungen und kückschritten auch hezualichs d 


\ 


Volkes, der Wissenschaft, der Technik führt erst zum voll 

Verständnis derselben. Diesem Zwecke dient jedes Museum, u 

" unter diesem Gesichtspunkte ist es notwendig, daß geeigne 
Vorträge in Verbindung mit einem Museumesbesuch für a 
Schularten, die allgemein bildenden bis zur Fachschule, eing 
richtet werden. 

Die große Masse unseres Volkes wird in Zukimft Richt me 
in dem Maße reisen können wie früher, um das eigene Vat 
land mit seinen Naturschönheiten und Wundern der Technik a 
Grund eigener Anschauung kennen zu lernen. Dies wird n 
einem auserwählten Teil glücklicher Menschen beschieden se 


durch Bilder, durch Besichtigung von guten Nachbildungen und 
Modellen, wie sie in ganz vollkommener Weise nur in einem 
Museum vorhanden sein können. Es wird also das Museum 5 
seinen Ausstellungen allen denjenigen, die auf das wirkliche 
leben, wie es das Reisen ermöglicht, verzichten müssen, ‚ei 
Ersatz bieten, wenn auch keinen vollkommenen, so doch eim 
recht guten. Zur vollen Erfüllung dieser Aufgabe ist aber neb: 
der Ausstellung ein größerer Vortraessaal mit entsprechend 
' Einrichtungen, zu denen in erster Reihe auch ein Kino zur a 
führung von Lichtbildern und Lehrfilmen zu rechnen ist, ‚erfo : 
derlich. Erst diese drei Anschauungsmittel WOLLT, 5 1:G 
bild und Ausstellung“ zusammenwirkend werden d 
beitragen, das Verständnis für die gewaltigen Kunstwerke d 
Technik, wie sie im Verkehrs- und Baumuseum enthalten, 
fördern: sie werden außerdem der Masse des Volkes auch 
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egung, ja sogar einen geistigen Genuß bieten. Das wirkliche 
‚eben und Treiben im Lichtbild vorgeführt, wie es schon Jetzt 
durch gute Lehrfilme geschieht, wie z. B. der Verkehr mit seinem 
Mesenden und vielseitigen bunten. Leben und Treiben im 
afen, auf der Eisenbahn, wird in Verbindung mit der Aus- 
ellung der hierfür erforderlichen technischen Anlagen ein 
recht anschauliches Bild bieten und damit die Besucher in 
lebendiger Weise ‚einführen in das Gebiet. des Verkehrs mit 
seiner Technik. Daß das Verkehrs- und Baumuseum trotz seiner 
wundervollen Sammlungen, die schon an sich kleine Kunstwerke 
sind und zu einem Besuch mit lohnendem Genuß ständig ein- 
laden, zurzeit noch nicht in dem wünschenswerten Maße von 
der breiten Öffentlichkeit ausgenutzt wird, ist teilweise auch 
darauf zurückzuführen, daß sein Vorhandensein nicht bekannt ist 
und sein Bildungswert noch nicht genügend geschatzt wird. Bei 
den recht zahlreichen Einrichtungen, die eine Weltstadt dem 
Zerstreuungs- und Bildungsbedürfnis seiner Millionen Einwohner 
bietet, ist es für ein Verkehrs- und Baumuseum recht schwer, 
sich durchzusetzen, namentlich, da es sich hier um eine Einrich- 
tung handelt, die weniger geräuschvoller Art ist, mehr belehren- 
den als unterhaltenden ‚Charakter trägt und daher für den Be- 
such eine Konzentration aller Gedanken verlangt und auch ein 
gewisses Maß von Verständnis für den Fall einer Befriedigung 
voraussetzt. Daß z. B. das Kunstgewerbemuseum eine so große 
Anziehungskraft auf die Allgemeinheit ausübt und auch in recht, 
weiten Kreisen der Bevölkerung bekannt ist, findet zum großen 
Teil seine Erklärung darin, daß schon seit Jahr en in einem dort 
zur Verfügung stehenden Saale regelmäßige Vorträge, besonders 
in den Wintermonaten, über die verschiedenen Gebiete des Kunst- 
gewerbes abgehalten werden. Zu Vorträgen, besonders wenn sie 
mit Vorführungen von Lichtbildern verbunden sind, strömt die 
Masse der Besucher, wie die Erfahrung uns täglich lehrt, sehr 
gern. Diese Vorträge erst geben Anregung und reizen zu einem 
öfteren Besuch nicht nur die Massen, sondern mehr „och den 
einzelnen Bildungsbedürftigen zu stiller Betrachtung. Sie bieten 
eine günstige Gelegenheit zu eingehendem Studium. In der 
gleichen Weise müssen auch die Einrichtungen des Verkehrs- und 
Baumuseums der Allgemeinheit mehr zum Verständnis gebracht 
verden. Hierfür fehlt es aber an einem sroßen Vortragssaal 
zum eroßen Nachteile für das Museum und auch dem der Be- 
sucher. Schon die vielen Tausende der im Eisenbahnbetriebe 
tehenden Bediensteten und ihre Angehörigen bilden einen In- 
ressentenkreis, der ein Museum dauernd zu füllen in der Lage 
ist. Daß ein Bedürfnis für derartige allgemein bildende Vor- 
äge bei den Eisenbahnbediensteten vorhanden ist, beweisen 
. B. die guten Besuche, welche die Tisenbahnfachschule mit 
aren öffentlichen Vorträgen für ihre Schüler und deren Ange- 
rige unter gleichzeitiger Ausnutzunz von Filmdarstellungen, 
ie sich allerdings auch auf Vorführungen unterhaltenden In- 
haltes ausdehnen, gefunden haben. Hier im Museum bietet sich 
demnach eine Gelegenheit, mit guten belehrenden Vorträgen das 
ildungsbedürfnis aller Eisenbahnbediensteten nach der Rich- 
tung einer allgemein fachlichen Belehrung zu befriedigen und 
damit zum eroßen Verständnis des Verkehrswesens mit seinen 
recht vielseitigen und technisch vollkommenen Einrichtungen, 
bei denen jeder einzelne Beamte nur in bescheidener Weise an 
einer Stelle m:‘wirkt, beizutragen. Erst durch einen Überblick 
über alle eng ineinandergreifenden Zweige des Verkehrs und 
ihrer Einrichtungen wird ihm das Verständnis von der Groß- 
züugigekeit und der gewaltigen Bedeutung der Eisenbahn und 
ihren technischen Anlagen sowie der großen Verantwortung, die 
oft auf dem einzelnen ruht, erschlossen. 


ER 
So wichtig die Ausnutzung des Museums zur Förderung der 
allgemeinen Bildung ist, ist damit seine Aufgabe doch noch nicht 
erschöpft. Die Ausbildungseinrichtungen fachlicher Art für alle 
Eisenbahnbediensteten sind recht vielseitig, und unter den Unter- 
richtsstoffen, die sie ihren Schülern zum Verständnis zu bringen 
haben, befinden sich zahlreiche, die praktischer Vorführung 
mindestens aber einer recht vielseitigen Anschauung bedürfen, 
ie aber in den Werkstätten bzw. im Betriebe selbst nicht immer 
geboten werden können. Soweit es also hier in der Praxis nicht 
möglich, muß demnach als Ergänzung das. Museum, mit seinen 
vielseitigen Bildungswerten eintreten. Es wäre verkehrt und 
Ach unwirtschaftlich, für den Unterricht, wie er für die Werk- 
sh, Eisenbahnverwaltungsschulen in Betracht kommt, besondere 


| 


Schulsammlungen, die heute außerordertlich hohe Anschaffunges- 
{osten verursachen, anzulegen. Bei-unserer heutigen wirtschaft- 
ichen Lage ist es notwendig, so bedauerlich es auch ist, selbst 
uf dem Gebiete des Bildungswesens recht sparsam zu wirt- 
schaften; es müssen daher alle vorhandenen mustergültigen Ein- 
een in vollkommener Weise auch. für Unterrichtszwecke 
ausgenutzt werden. Dies kann nur geschehen durch eine enge 
Verbindung von Museum mit dem Unterrichtsbetriebe in ähn- 
licher Weise, wie es das hiesige Kunstgewerbemuseum mit seiner 
Unterrichtsanstalt schon seit Jahrzehnten mit dem besten Er- 
folge durchgeführt hat. Auch das Verkehrs- und Baumuseum 
mit seinen zahlreichen Sammlungen bietet ein so reichhaltiges 


Anschauungsmaterial in Bild und Modell, und zwar in vollkom- 
mener Weise, daß es gewissermaßen zur Ausnutzung im Unter- 
richte herausfordert. Der Zweck des’ Museums muß also nach 
dieser Richtung hin erweitert werden; seine Einrichtungen 
müssen durch die engste unmittelbare Verbindung von Vortrag 
und Anschauung zu einem vollkommenen Unterrichtsmittel wer- 
den. Eine bessere Sicherstellung der Unterrichtsergebnisse ist 
demnach nicht denkbar. Gelegentliche Führungen, die schon 
Jetzt stattfinden, reichen nicht aus; sie haben auch den Nach- 
teil, daß der Zeitaufwand ein außerordentlich großer, die wirk- 
lich ausgenutzte Zeit aber verhältnismäßig gering ist. Diese 
jetzt als Verlust zu verbuchende Zeit muß dem Unterricht nutz- 
bar gemacht werden, indem mit der Besichtigung zugleich ein 
geeigneter Vortrag verbunden wird. Ein solcher ist im Aus- 
stellungsraum selbst infolge der vielen Ablenkungen und Stö- 
rungen durch die anderen Besucher nicht möglich. Bei der Be- 
sichtigung selbst genügt es vielmehr, wenn sich der Vortragende 
nur. auf kurze Hinweise und Erläuterungen beschränkt. 


Von noch größerer Bedeutung wie für die Lehrlinge der Werk- 
schule und die Schüler der Eisenbahnverwaltungsschule werden 
aber diese Vorträge und Besichtieungen im Musevm für die 
Schüler, die als Lokomotivführeranwärter die Abteilung II der 
Werkschule besuchen, um sich für ihre neue Laufbahn VOrZU- 
bereiten. Hier sind sie für die meisten Unterrichtsgebiete sogar 
unentbehrlich. Vergleiche der verschiedenen im Laufe der Jahre 
verbesserten Einrichtungen, wie z.B. Kesselanlagen, Steuerungen, 
Bremsvorrichtungen usw., können in den Werkstätten über- 
haupt nicht im so übersichtlicher Weise vorgeführt werden wie 
im Museum, wo sie anschaulich, ihrer zeitlichen Entwickelung 
folgend, nebeneinander geordnet sind. Nur hierdurch wird die 
notwendige klare Vorstellung erreicht und dabei auch die größte 
Ausnutzung der zur Verfügung stehenden, recht knapp bemessenen 
Unterrichtszeit möglich gemacht. 

Neben den Bildungsänstalten für Eisenbahnen ist das Museum 
auch für alle übrigen Fach-, Gewerbe- und Handelsschulen ein 
unentbehrliches Unterrichtsmittel. Es ist auch hier gänzlich aus- 
geschlossen, jede Schule mit allen erforderlichen Lehrmitteln 
auszustatten. Wenn nicht von vornherein auf Anschauung ver- 
zichtet werden und der Unterricht zu einer wirkungslösen Ein- 
richtung herabgedrückt werden soll, müssen daher die Modelle 
bzw. die sonstigen Lehrmittel mit hohen Kosten bei sehr großem 
Zeitaufwand und auch der Gefahr einer starken Beschädigung 
jedesmal umständlich herbeigeschafft werden. Dieser Übelstand 
kann nur vermieden werden, wenn im Museum selbst ein geeig- 
neter Unterrichtsraum vorhanden ist, der dann allen in Betracht 
kommenden Schulen planmäßig zur Verfügung gestellt wird. 
Zurzeit fehlt er, und sind daher die hier gesammelten so wert- 
vollen Bildungsmittel ihres größten Einflusses beraubt. In dem 
gleichen Maße wie für die Fachschulen würde das Museum äber 
auch der Verwaltungsakademie, die ebenfalls in ihrem Vor- 
lesungsverzeichnis recht zahlreiche Vorträge enthält, die am 
zweckmäßigsten in Verbindung mit dem Museum gehalten wer- 
den, zur Verfügung stehen. Diese Ausnutzung liegt nicht nur im 
Interesse der Zuhörer, sondern auch in dem der Vortragenden, 
die ihre Vorlesung ganz anders erläutern und veranschaulichen 
können als sonst, wenn sie auf diese unmittelbare Anschauung 
verzichten und sich, wie es jetzt geschieht, mit einem allgemeinen 
Hinweis auf eine Besichtigung begnügen müssen. 


Neben den Ausstellungesgegenständen ist aber auch die mit dem 
Museum verbundene Fachbibliothek für einen guten Unterrichts- 
erfolg von nicht zu unterschätzender Bedeutung. Die Schüler, 
welche auf die Benutzung derselben angewiesen sind, sind durch- 
weg nicht in der Lage, sich selbst größere und daher auch sehr 
teure Werke für ihr Studium zu beschaffen. Es ist daher not- 
wendig, daß eine solche Bibliothek, der allerdings gleichzeitig 
ein besonderer Leseraum zur Verfügung stehen muß, der Öffent- 
lichkeit, vor allen Dingen aber allen Eisenbahnbediensteten zu- 
gängig gemacht wird. 

Nachdem die Reichseisenbahn dazu übergegangen ist, für ihre 
Bediensteten eigene Schulen einzurichten, ist es notwendig, auch 
für den inneren Ausbau derselben die Maßnahmen zu treffen, die 
den besten Unterrichtserfolg sicherstellen. Aus zwingenden 
Gründen der Sparsamkeit ist es aber notwendig, bei allen An- 
schaffungen, die für Unterrichtszwecke jetzt vorzunehmen sind, 
unnötige Ausgaben zu vermeiden. Nur die !besten, von Fach- 
leuten anerkannten Lehr- und Lernmittel kommen für diese 
Schulen in Betracht. Sehr zweckmäßig wäre es, wenn hierfür 
gewissermaßen als Ergänzung des Museums nach der rein schul- 
technischen Seite hin eine Lehrmittelausstellung eingerichtet 
würde. Dieselbe hätte in der Hauptsache zu enthalten alle 
für den Unterrichtsbetrieb der Eisenbahnwerk- und Fachschulen 
notwendigen Lehrpläne sowie deren Lehrmittel, geordnet nach 
den einzelnen Unterrichtsgebieten, einschließlich der betreffen- 
den Fachliteratur. Besondere Anschaffungskosten würden dem 
Museum hierbei nicht entstehen, da in derartigen Fällen die 
Verleger gern bereit sind, ihre Erzeugnisse zu Ausstellungs- 
zwecken zu überlassen. Außerdem könnten hier noch die Pläne 
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mustergültiger Bauten, sowie deren innere Einrichtungen für 
das gesamte Eisenbahnunterrichtswesen gesammelt werden. Allen 
Schuldezernenten, Leitern und Lehrern wäre damit die Möglich- 
keit geboten, sich durch eigene Anschauung ein Urteil zu bilden. 
Ihnen würde eine solche Ausstellung die Einrichtung.der eigenen 
Schulen wesentlich erleichtern und die Verwaltung auch vor 
mancherlei unnötigen Ausgaben bewahren. Dies ist um so not- 
wendiger, weil die Reichseisenbahnen zurzeit vor dem Aufbau 
ihres gesamten Bildungswesens stehen. Damit würde das Museum 
auch über den Rahmen einer örtlichen Einriehtung hinaus für 
alle Werk- und Eisenbahnfachschulen nicht nur ein Bildungs- 
mittel, sondern ein Zentralinstitut für das Eisenbahnbildungs- 
wesen sein, in ähnlicher Weise, vielleicht sogar vollkommener, 
als das Zentralinstitut für Erziehung und Unterricht, das die 
Preußische Schulverwaltung für ihre Schulen geschaffen hat. 
Zweck dieser Ausführungen ist, darauf hinzuweisen, daß zu 
einer richtigen Förderung der fachlichen Ausbildung für alle 
Eisenbahnbeamte und Arbeiter sowie zur Verbreitung einer all- 
gemeinen Volksbildung das Verkehrs- und Baumuseum eine Ein- 
richtung ist, die wir nicht entbehren können und daher in Zu- 
kunft mehr als bisher ausnutzen müssen. Um dies zu ermög- 
lichen, ist aber die Schaffung eines besonderen Vortragssaales, 
sowie die Erweiterung zu einem Schulmuseum nebst Ausbau der 


Die Bedeutung des Gerichtsentlastungsgesetzes und des Gesetzes betreffend Aenderungen 
in der Unfallversicherung für die Eisenbahnen. 


Von Regierungsrat Dr. jur. 


Durch das Gesetz zur Entlastung der Gerichte (RGBl. 1921, 
S..229) und das Gesetz betreffend Änderungen in der Unfall- 
versicherung (RGBl. 1921, S. 467 ff.) sind in dem bestehenden 
Rechtszustand wichtige Änderungen eingetreten, die ihre Wir- 
kung auch für die Eisenbahnen äußern. 


I. 


Auf dem Gebiet des Zivilprozeßrechts ist die Zu- 
ständigkeit der Amtsgerichte erweitert und 
Zulässigkeit der Berufung gegen amtsgerichtliche 
Urteile von einem höheren Wert des SuetEepennu les als 
bisher abhängig gemacht worden. 

1. Die Zuständigkeit der Amtsgerichte umfaßt ab 1. April 

1921 in bürgerlichen Rechtsstreitiekeiten, _ soweit dieselben 
nicht ohne Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstandes den 
Landgerichten zugewiesen sind, alle Streitigkeiten über  ver- 


mögensrechtliche Ansprüche, deren Gegenstand an Geld -oder 


Geldeswert die Summe von dreitausend Mark (statt bisher 
1200 MA) nicht übersteigt. 

3. Die Zulässigkeit der Berufung gegen amtsgerichtliche Ur- 
teile ist ab 1. April 1921, wenn die Berufung ausschließlich 
einen Anspruch betrifft, der die Zahlung einer Geldsumme zum 
Gegenstand hat, durch einen den Betrag von dreihundert 


Mark (bisher 50 MA) übersteisenden Wert des Streitgegenstandes . 


bedingt. Als ein Anspruch, welcher die Zahlung einer Geld- 
summe zum Gegenstand hat, gilt auch der Anspruch aus einer 
Hypothek, einer Grundschuld oder Rentenschuld. In Betreff 
des Wertes des Streitgegenstandes kommen die SS 3—9 ZPO. zur 
Anwendung. Soweit der Wert des Streitgegenstandes nicht 300 M 
übersteigt, entscheiden die Amtsgerichte endgültige. Der Be- 
rufungskläger hat den Wert des Streitgegenstandes glaubhaft zu 
machen. Zur Versicherung an Eidesstatt darf er nicht zuge- 
lassen werden. In Rechtsstreitigkeiten über Ansprüche, für 
welche die Landgerichte ohne Rücksicht auf den Wert des Streit- 
gegenstandes ausschließlich zuständig sind, findet gegen die in 
erster Instanz erlassenen Endurteile der Landgerichte die Be- 
rufung ohne Rücksicht auf den Wert des Beschwerdegegen- 
standes statt. Vgl. hierzu die Verordnung des Bundesrats zur 
Entlastung der Gerichte vom 9. September 1915 (RGBl. S. 562), 
abgeändert durch die Bekanntmachung vom 18. Mai 1916 (RGBl. 
S: 393) 520. 

3. Die Erhöhung der gemeindegerichtlichen Zustän- 
digkeit zur Entscheidung über vermögensrechtliche Ansprüche, 
deren Gegenstand an Geld oder Geldeswert die Summe von nun- 
mehr 300 AM nicht übersteigt, ist für die Bisenbahnen ohne prak- 
tische Bedeutung. 

4. Von praktischer Bedeutung ist jedoch die Ermächtigung der 
Landesiustizverwaltungen 

a) zu bestimmen, daß Gerichtsschreiber die Entschei- 
dung über den Erlaß des Vollstreekungsbefehls auch 
im Falle der Ablehnung zu treffen haben sowie die Voll- 
streckungsklausel im Falle des $S 730 Abs. 1 und des 
S 733 ZPO. ohne Einholung einer Anordnung des Vorsitzenden 
erteilen können; 


- bestimmt wurde. 


dies 


"spruch durch Klage beim Amtsgericht geltend gemacht, der ü 


schaft begründeten gesetzlichen Unterhaältspfl 


Bibliothek dringend erforderlich. Bei der heutigen schwierige 
wirtschaftlichen Lage, unter der auch das gesamte Eisenbahn 
wesen leidet, ist es freilich ein gewagter Schritt, hierfür n 
Geldforderungen zu kommen.  Dieselben sind aber notwend 
und müssen unter dem Gesichtspunkte einer guten Kapita 
anlage betrachtet werden. Die Ausführung dieses in Vorschla 
gebrachten Planes wird dafür gleichzeitig Ersparnisse an anderes 
Stellen erzielen, die einzeln betrachtet vielleicht nicht besonde 
auffällig sind, in ihrer Gesamtheit aber bei den zahlreich 
Stellen, für die sie aufgewendet werden missen, doch zu groß 
Summen führen, die schließlich die jetzt erforderlichen einmalig 
Aufwendungen weit überschreiten werden. Ganz abgesehen 
dieser finanziellen Wirkung, besteht aber der größte Nu 
darin, daß wir die Fachausbildung aller Eisenbahnbeamten z 
Vorteil des ganzen Unterehmens wesentlich erhöhen und auch 
nach Bildung strebenden Teile der Bevölkerung zu einem geist 
Genuß verhelfen, der vielleicht sonst, wenn er nicht befrie 
wird, sich an anderer, nicht so nützlicher Weise äußern könn 

Hoffen wir, daß demnach das Ziel, das Verkehrs- und Ba 
museum mehr und mehr zu einem Erziehungs- und Bildung 
mittel auszubauen, recht bald erreicht und es zu dem Kul 
instrument geschaffen werde, zu dem es bei seiner Gründu 


En 
“I 


Seybold, Stuttgart. 


b) die Erledigung der folgenden "Geschatte des Richters 6 
richtsschreibern zur selbständigen Erledigui 
zu vbertragen: 
1. die nach $ 109 und $ 715 ZPO., betreffend Rückgabe von 

Sicherheiten, zu {r effenden Entscheidungen; 
2. den Erlaß von Zahlungsbefehlen; i 
3. die in bezug auf die Zwangsvollstreeckungin Fe 
derungen undandere Vermögensrechte nach $ 8 
bis 863 ZPO. zu treffenden Entscheidungen, z. B. der E 
der Pfändungs- und Überweisungsbeschlüsse; 
4. die in den Fällen der SS 771, 805 vom Vollstreckungsger 
gemäß S 769 Abs. 2 ZPO. zu treffenden Entscheidungen; 
Anordnungen des Arrestgerichts auf Klageerhebu 
und Aufhebung des vollzogenen Arrestes nach Hinterlegu 
des in dem Arrestbefehl festgestellten Geldbetrags. ; 


or 


5 Die in der Verordnung des Bundesrats zur- Entlastung : 
Gerichte vom 9. September 1915 bzw. 18. Mai 1916 enthalte 
Vorschrift, daß ein Anspruch, der zur Zuständigkeit der A: 
gerichte gehört, unbeschadet der $$ 500, 510 ZPO. im Mah 
verfahren geltend gemacht werden soll, wenn der Anspruc 
die Zahlung einer bestimmten Geldsumme oder die Leistı 
einer bestimmten Menge anderer vertretbarer Sachen oder Wert 
papiere zum Gegenstand hat ($ 13), gilt auch fernerhin unver- 
ändert weiter. Nach dem Inhalt des Gesuchs um Erlassung ein 
Zahlungsbefehls darf die Geltendmachung des Anspruchs nic 
von einer noch nicht erfolgten Gegenleistung abhängig sein od 
die Zustellung des Zahlungsbefehls im Auslande oder dure 
öffentliche Bekanntmachung erfolgen müssen. Wird ein Au- 


Mahnverfahren hätte geltend gemacht werden können, so gilt 
Klage als Gesuch um Erlassung des Zahlungsbefehls, es 
denn, daß der Kläger glaubhaft macht, der Beklagte werde d 
Anspruch bestreiten und sich auf die Klage einlassen. Die Z 
stellung einer mit dem Zahlungsbefehl versehenen Klage hat 
Wirkungen, die mit der Zustellung eines Zahlungsbefehls 
bunden sind. Eg ist also, wenn Widerspruch’ erhoben wird 
trag auf Terminbestimmung zur mündlichen Verhandlung 
Rechtsstreits zu stellen. Ein unbegründeter Antrag auf Zal 
 lungsbefehl wird vom Gericht nach $ 691 ZPO. zurückgewiesen 
Ist dagegen eine Klage beim Amtsgericht eingereicht wor 
die lediglich auf einen im Mahnverfahren verfolebaren Anspr 
gerichtet ist, so wird nicht nach $S 691 ZPO. verfahren, sond 
.es- wird Termin zur mündlichen Verhandlung des Rechtsstr 
‘anberaumt ($ 14). 


6. Die Ausdehnung der amtsgerichtlichen Zuständigkeit: 
sprüche, die auf Erfüllung einer durch Ehe oder Ve rwa 
gerichtet sind, sei der Vollständigkeit wegen erwähnt. 
11. an, 
Die Entlastung der Strafverfoleungs- und Straf 


vollstreekungsbehörden auf dem Gebiet des. Strag 
prozeßrechts. 


1. Nach $ 414 Abs. 1 StrPO. sind die dort Surkefnhiten Delikte 
rivatklagdelikten umgewandelt worden. Bei ihnen 
ift eine Verfolgung von Amts wegen nur noch 
atz, wenn die Strafverfolgungim öffentlichen 
nteresse liegt. Soweit dies nicht der Fall ist, bleibt es dem 
“erletzten überlassen, Privatklage zu erheben. Es sind dies fol- 
\ nde Delikte: Hausfriedensbruch ($ 123 StGB.), Be- 

idigung ($$ 185—187, 189 StGB.), wenn nicht eine der im 
'$ 197 StGB. bezeichneten politischen Körperschaften beleidigt 
jet Kör perverletzung (SS 223, 223a Abs. 1, 230 StGB.). so- 
n nicht die Körperverletzung mit Übertr etung ein2r Amts-, 
‚Berufs- oder Gewerbspflicht begangen worden ist, Bedrohung 
5941 StGB.), Verletzung fremder Geheimnisse 
299 StGB.), Sachbeschädizung ($ 303 StGB.), alle 


ünlauteren Wettbewerbsdelikte (Vergehen) und die 
ü Sa desliterarischen, künstlerischen und 


trafbar sind. Beidenz.B.in Ausübung der Bahnpolizei gegen das 
ne häufig vorkommenden Vergehen der Beleidi- 
zung, Körperverletzung und Bedrohung sowie bei den übrigen 
‚Vergehen der vorerwähnten Art wird die Strafverfolgung regel- 
mäßig im öffentlichen- Interesse liesen. Es sind deshalb die 
trafanzeigen bei der zuständigen Strafverfolgungsbehörde zu 
statten, im Zweifelfall unter Hervorhebung des bestehenden 
ffentlichen Interesses an der Strafverfoleung. Soweit ein 
fentliches Interesse an der Strafverfolgung nicht besteht, ist 
lem Verletzten nur der Privatklageweg offen. 


2. Für die vorstehenden in Ziffer 1 aufgeführten Vergehen 
sind die Schöffengerichte zuständig, soweit die Verfol- 
ung im Weg der 'Privatklage erfolgt ($ 27 Z. 3 GVG.). Außer- 
em sind nunmehr die Schöffengerichte bei Diebstahl (S 242 
GB.), Unterschlagung (8 246 StGB.). Betrug (S 263 StGB.) 
nd Sachbeschädigung (S 303 StGB.) bis zu 3000 M Höchst- 
chaden zuständig. Die Verbrechen des schweren Diebstahls 
(S 243 StGB.), des Diebstahls im Rückfall (S 244 StGB.) 
d des Betrugs im Rückfall ($ 264 StGB.) sind bis zu 
em Schadenbetrag von 3000 A den Schöffengerichten zuge- 
esen. Die Vergehen und Verbrechen der Hehlerei (S$ 258, 
StGB.) mit Ausnahme der gewerbs- oder gewohnheitsmäßi- 
n Hehlerei ($ 260 StGB.) und der Hehlerei im Rückfall 
261 StGB.) werden von den Schöffengerichten abgeurteilt, 
nn die Handlung, auf die sich die Hehlerei bezieht, zur Zu- 
ndiekeit der Schöffengerichte gehört. Soweit die Schöffen- 
richte zuständige sind, sind die Strafanzeigen, die im Bereich 
r Eisenbahnen anfallen, an die zuständige Amts anwaltschaft, 
bei dem Schöffengericht das Amt der Staatsanwaltschaft ver- 
ieht, zu richten. 


3. Soweit hiernach noch die Strafkammern der Land- 
richte für Vergehen zuständig sind. kann der Staatsanwalt 
e Zuständiekeit des Schöffengerichts dadurch begründen, daß 
er bei Einreichung der Anklageschrift die Eröffnung des Haupt- 
‚verfahrens vor dem Schöffengericht beantragt. Ausgenommen 
a iervon bleiben nur die im $S 74 GVG. aufgeführten für den Bes 
reich der Eisenbahnen bedeutungslosen Delikte. Bei schwerem 
"Diebstahl ($ 243 StGB.). Rückfalldiebstahl ($ 244 StGB.) und 
ä ückfallbetrug kann der Staatsanwalt, soweit die Straikammern 
zuständig sind, also bei einem Schaden über 3000 #M, bei Ein- 
“reichung der Anklageschrift die Eröffnung des Hauntverfahrens 
vor dem Schöffengericht beantragen ($ 29 GVG.). Nach $ 197 a 
- Amtsgericht und, wenn Voruntersuchung geführt ist, bei dem 
Landgericht einzureichen. 


= 4. Die Befugnis des Amtsrichters, die Strafe durch schrift- 
lichen Strafbefehl ohne vorgängige mündliche Verhandlung 
festzusetzen, ist auf alle Übertretungen und Vergeh>n ausge- 
dehnt. Bei Vergehen, für welche der Staatsanwalt die Zustän- 
‚digkeit der Schöffengerichte begründen kann (vgl. II, 3), kann 
nur der: Staatsanwalt den Antrag stellen. Mit der Stellung des 
Antrags gelten die Sachen als zur Zuständigkeit der Schöffen- 
-gerichte gehörig. ($ 447 StPO.). 


5 Die Strafvollstreeckung mit Ausnahme der Ent- 
_scheidungen über Aufschub und Unterbrechung der Strafvoll- 
- streckung sowie der richterlichen Entscheidungen gemäß 5 4% 
bis 494 StPO. kann durch die Landesjustizverwaltung Gerichts- 
schreibern, Amtsanwälten oder bei der Staatsanwaltschaft hier- 
für zu bestellenden Beamten übertragen werden. 


II. 


In.der gewerblichen Unfallversicherung der 
Reichsversicherungsordnung sind nach dem "Gesetz 
betreffend Änderungen in der Unfallversicherung vom 11. April 


o. 


StPO. ist in diesen Fällen vom Staatsanwalt der Antrag bei dem - 


NIS 


1921 (RGBl. S. 467 ff.) folgende für die Eisenbahnen wichtige 
Änderungen eingetreten: 


1. Bei der Berechnung des Jahresarbeitsverdienstes zur Fest- 
setzung der Unfallrente ist nicht mehr wie bisher der 1800 A 
übersteigende Jahresarbeitsverdienst nur zu % anzurechnen, son- 
dern es kommt nur der 10200 AM übersteigende Teil des Jahres- 
arbeitsverdienstes zu % zur Anrechnung ($ 563 Abs. 2 RVO.). 
Es werden also die Renten bedeutend höher sein als früher. 


2. Die Betriebsbeamten sind bis zu einem Jahres- 
arbeitsverdienst von 40000 4 (bisher 5000 A) versicherungs- 
nfliehtig. (S 544 Abs. 1 Ziff. 2 RVO.). Das Reich als Ver- 
sicherungsträger kann die Versicherungspflicht auf Betriebs- 
beamte mit mehr als 40 000 A Jahresarbeitsverdienst erstrecken. 
vo) sie nicht nach $ 554 RVO. versicherungsfrei sind ($ 896 
an Zar: 


3. Die Änderungen in III 1 u. 2 treten am 1. Januar 1920 
mit der Maßgabe in Kraft, daß bei der Festsetzung des anrech- 
nungsfähisen und des nach dem Gesetz versicherten Jahres- 
arbeitsverdienstes für die Arbeitsverdienstberechnung auch die 
während des Jahres 1919 bezogenen Entgelte nach Jen neuen 
Vorschriften berücksichtigt werden. 


4. Wichtig sind auch die Änderungen auf dem Gebiet des Zu - 
lagewesens. 


a) Verletzten,.die auf Grund der reichsgesetzlichen Unfallver- 
sicherung eine Rente von 50 % oder mehr der Vollrente aus An- 
laß von Unfällen beziehen, die sich vor dem 1. Januar (statt 
bisher 1. Februar) 1920 ereignet haben, wird für die Zeit vom 
1. Januar 1920 bis zum 31. Dezember 1921 eine monatliche, im 
voraus zahlbare Zulage zu ihrer Rente gewährt, wenn sie 
nicht Ausländer sind, die sich im Ausland aufhalten. Das 
gleiche gilt für Verletzte, die auf Grund der reichsegesetzlichen 
Unfallversicherung aus Anlaß von Unfällen, die sich vor dem 
1. Januar (statt 1. Februar) 1920 ereignet haben, mehrere 
Renten von je weniger als 50 % der Vollrente beziehen, wenn die 
Vomhundertsätze ihrer Renten zusammen mindestens die Zahl 50 
ergeben. Bezieht der Verletzte die Rente von mehreren Ver- 
sicherungsträgern, so gewährt jeder dieser Versicherungsträger 
die Zulage zu der von ihm gewährten Rente. Es ist hiernach 
der bisherige Stichtag, der 31. Januar 1920, auf den 31. De- 
zember 1919 verschoben. Es erhalten also alle Unfall- 
verletzten, ‘deren Uniall sieh vor dem 1. Januar 1%0 
ereignet hat, beim Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen 
eine Zulage. Alle Unfallverletzten, die am 1. Jannar 1920 
oder später einen Betriebsunfall erlitten haben oder noch er- 
leiden, erhalten keine Zulage mehr, sie erhalten vielmehr eine 
höhere Rente zufolge der Neuberechnung der Jahresarbeits- 
verdienste gemäß III, 1. Die Rentenzulagen, die für im Januar 
1920 erlittene Unfälle ausbezahlt worden sind, sind auf die nach 
den neuen Vorschriften zu gewährenden Rentenbeträge anzu- 
rechnen. Soweit jedoch nach den bisherigen Vorschriften höhere 
Leistungen gewährt wurden, sind sie weiterzugewähren. Die 


"Nachprüfung der in Betracht kommenden Rentenfälle hat von 


Amts wegen zu erfolgen. 

b) Von Bedeutung ist weiter die Streichung des $ 1542 RVO. 
in $S 7 der Verordnung über die Gewährung von Zulagen zu 
Verletztenrenten. Die Ersatzleistungspflicht der Eissnbahnen 
gegenüber den Berufsgenossenschaften regelt sich nunmehr auch 
bezüglich der Zulagen ganz nach S 1542 RVO.; während bisher 
die Zulagen nicht zu erstatten waren, sind sie jetzt in gleichem 
Umfang wie die sonstigen Leistungen nach der Reichsversiche- 
runesordnung zu ersetzen. 

e) Die Zulagen werden für das Jahr 1921 verdoppelt. 
Die näheren Anweisungen über die Durchführung dieser neuen 
Bestimmungen erläßt das Reichsversicherungsamt. 


d) Die Vorschriften über die Änderungen der Verordnung 
über die Gewährung von Zulagen zu Renten aus der Unfallver- 
sicherung treten mit Wirkung vom 8. Mai 1920, also gleichzeitig 
mit der Verordnung vom 5. Mai 1920 (RGBl. S. 878), in Kraft. 
Es müssen also die Änderungen mit rückwirkender Kraft durch- 
geführt werden. Sind Versicherungsleistungen für Unfälle, die 
sich nach dem 31. Dezember 1919 ereignet haben oder noch 
ereignen werden, nach den bisherigen Vorschriften rechtskräftig 
gewährt oder deshalb rechtskräftig abgelehnt, weil ein Betriebs- 
beamter nicht nach Gesetz oder Satzung versichert war, so hat 
der Versicherungsträger die Feststellung noch einmal zu prüfen. 
Führt die Prüfung zu einem dem Berechtigten günstigen Ergeb- 
nis, oder wird sie von dem Berechtigten beantragt, so 'st dem- 
selben ein neuer Bescheid zu erteilen. Im übrigen trıtt das 
Gesetz mit dem Tag der Verkündung, also am 15. Aprıl 1921 in 
Kraft. 
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Nr.-33 — 912 — 7 Deutscher Eisenbahnverwaltunge 
Die neuen deutsch-französischen Grenzbahnhöfe am Oberrhein. 
Von Prof: Dr. A. Kuntzemüller. $ 13 
3 
Durch den unglücklichen Ausgang des Weltkrieges ist | eisenbahnen in Elsaß-Lothringen Besitz, und zwar nach | 


Baden wieder deutsch-französische Grenzmark geworden, die es 
vor 1871 schon gewesen war. Hinsichtlich des Verkehrs ist aber 
der Besitzwechsel vom Jahre 1919 von ganz anderer Bedeutung 
als 50 Jahre zuvor. Als die elsaß-lothringischen Strecken der 
französischen Ostbahngesellschaft damals in den Besitz des 


Deutschen Reiches übergingen, bestand zwischen ihnen und den 


benachbarten badischen Bahnen nur ein einziges zusammen- 
hängendes Band, die 1861 eingeweihte Kehler Rhein- 
brücke. An keiner anderen Stelle der 182 km langen Fluß- 


grenze von Basel bis Lauterburg befand sich ein unmittelbarer 
Anschluß beider Eisenbahnnetze, noch’ war selbst die geringste 
Eisenbahnlinie an die Ufer des Rheinstromes geführt. Der 
Kehler Übergang konnte zwar einige Bedeutung für sich in An- 
spruch nehmen, da er den durchgehenden Verkehr der Linie 
Paris-Wien zu vermitteln hatte; infolge seiner völligen Isoliert- 
heit vermochte der damalige Besitzwechsel der linksrheinischen 
Fisenbahnen jedoch — zum 
wesentlichen Einfluß auf die Verkehrsgestaltung der beider- 
seitigen Eisenbahnlinien auszuüben. - 

Im Lauf des letzten halben Jahrhunderts ist dies, wie bekannt, 
anders geworden. Von einer ganzen Reihe unbedeutender Neben- 
bahnen, die inzwischen beide Ufer des Rheines belebt haben, 
abgesehen, haben sich zu dem einen festen Flußübergang vier 
weitere, davon drei ober- und einer unterhalb Kehls, gesellt, 
Der Zeitfolge nach wurden eröffnet 


der Rheinübergang Altbreisach am 5. Januar 1878, 
Neuenburg am 6. Februar. 1878, 
Leopoldshöhe am 11. Februar 1878, 
Wintersdorf am 1. Mai 189. 


Es waren in erster Reihe strategische Rücksichten, die zum Bau 
dieser festen Rheinbrücken führten: infolgedessen vermochten 
sie dem allgemeinen durchgehenden Verkehr eigentlich weniger 
zu dienen, da sie teilweise in recht verkehrsarmen Gegenden 
entstanden. Am auffallendsten war dies bei dem letztgenannten 
Wintersdorfer Übergang der Fall, der auf der ganzen Strecke 
zwischen Straßburg und Rastatt keinen einzigen Ort von irgend- 
welcher Bedeutung zu bedienen hatte. Wenn er gleichwohl als 
einziger unter den vier genannten Übereängen sofort zweigleisig 
ausgebaut wurde, so geschah dies wiederum in ausschließlich 
militärischem Interesse, das einen weiteren festen Übergang in 
möglichster Nähe der Festung Straßburg- erheischte. 

Im Laufe der letzten Jahrzehnte hat sich der durchgehende 
Verkehr über die verschiedenen Übergänge verschieden ent- 
wickelt. _ Trotz aller nördlichen und südlichen Konkurrenzwege 
hat sich der Kehl-Straßburger Übergang doch eine vorherr- 
schende Stellung bewahren können, wie aus folgender Zusam- 
menstellung ohne weiteres hervorgehen dürfte. Nach dem 
Sommerfahrplan 1914, dem letzten der Vorkriegszeit, 
haben an Zügen für den Personenverkehr ihren Weg genom- 


men: über 
Schnell- und Personen- Sonn-u. Feier- 
Eilzüge: züge: tagszüge: 
AVantersdort ur 6 — 
Kehl N BE PR, 19 3 
Altpreisach ve wur 229 7 — 
Neuenbürs se tan ee 9 3 
Leopoldshöhe ... 1 10 —_ 
Hierzu darf noch bemerkt werden, daß die ‚sämtlichen 


Schnell- und Eilzugsverbindungen (außer über Kehl) erst aus 
der allerjüngsten Zeit stammten, wodurch sich die Bedeutung 
Kehls für den Übergangsverkehr am Oberrhein noch wesent: 
lich erhöht. 

Die Fahrplan- und Verkehrsverhältnisse dieser Übergänge 
während der Kriegszeit können hier füglich übergangen 
werden. Infolge der Nähe des Kriegsschauplatzes, der zahl- 
reichen Festungen, der Paß- und sonstigen Verkehrsschwierig- 
keiten im Etappengebiet entspräche das darzebotene Bild kaum 
der tatsächlichen Sachlage, da hierzulande der militärische 
Verkehr den zivilen von Kriegsbeeinn an fast völlig beiseite 
schob. Kehl mußte — um nur ein Beispiel zu nennen — von 
seinen oben angeführten 32 Zügen über zwei Drittel einbüßen 
und sich mit 10 Zugverbindungen begnügen; der über seine 


Brücke seit Jahrzehnten fahrende Orient-Expreßzug Paris-Kon- 


stantinopel fiel seit Ende Juli 1914 aus. Ähnlich, und teilweise 
fast noch schlimmer, war es im Krieg um den Verkehr der 
anderen Oberrheinübergänge bestellt. 

„Der Krieg ging verloren und mit ihm auch Elsaß-Lothringen. 
Nach Artikel 67, Absatz 1 des Friedensvertrages von Versailles 
eıgriff die französische Regierung von den ehemaligen Reichs- 


‚staltung der Grenzbahnhöfe zogen sich das ganze Jahr 1919 h 


mindesten zunächst — keinerlei 


. politisch-militärische, indem man zlaubte, sich Stützpunkte 


den, als wenn etwa die Grenzbahnhöfe 


wären, so läßt sich ohne weiteres ermessen, was die deutsche 
‘Eisenbahnverwaltung und die deutsche Geschäftswelt für die 


-mußten. 


AB 
satz 3 des genannten Artikels sogar ohne jedes Entgelt. Ab- 
satz 4 bestimmte weiter, daß die neuen Grenzbahnhöfe durch 
besonderes Übereinkommen festgesetzt werden sollten, wobei 
von vornherein als ausgemacht zu gelten hatte, daß sie an der 
Rheingrenze auf dem rechten Flußufer zu liegen kämen. 
Zugleich mit der Inbesitznahme Elsaß-Lothringens hörte nätür- 
lich jeder Personen- und Güterverkehr zwischen diesem u. 
der rechten Rheinseite auf. ”Die Absperrung war vollkomm 
Ende Januar 1919 ward das ganze Gebiet um Kehl als Str 
burger Brückenkopf mit hineinbezogen. 


Die deutsch-französischen Verhandlungen über die Neu 


Über die Gründe, die die Franzosen zu ihrer Herstellung auf 
dem rechten Rheinufer bewogen haben mochten, waren ver- 
schiedene Ansichten möglich. Nach den - Ausführungen, die ein 
Vertreter der‘ Eisenbahn-Generaldirektion Karlsruhe in de 
71. Sitzung des Badischen Eisenbahnrates vom 22. März 1927 
über den Gegenstand gemacht hat, seien dafür „offenbar haupt- 
sächlich Prestigegründe maßgebend gewesen, vielleicht au 


eine friedliche oder im Ernstfall auch militärische Durchdr 
gung Süddeutschlands schaffen zu sollen“ (vgl, Niederschrift 
über die erwähnte Sitzung Seite 17). Gründe wirtschaftlicher 
Art dürften dabei weniger mitgespielt haben; denn da die Fran 
zosen Gemeinschaftsbahnhöfe erstrebten, so hätten sie an de 
Kosten der Grenzbahnhöfe entsprechend dem Maß der Mitbe 

nutzung mitzutragen £gehabt.- a, en: 


Auf der anderen Seite waren die Vorteile nicht zu unter 
schätzen, die die rechtsrheinische Lage der neuen Bahnhöfe für 
die deutsche Eisenbahnverwaltung, die Geschäftswelt und die 
Allgemeinheit bringen mochte. Die Eisenbahnverwaltung wie 
die Geschäftswelt sind im eigenen Land völlig ungehindert; 
auch können die deutschen Interessen viel besser gewahrt wer- 
im Elsaß lägen, wo 
mindestens nicht immer mit dem guten Willen der französischen 
Organe, wahrscheinlich aber mehr mit den üblichen französi- 
schen Schikanen zu rechnen gewesen wäre. Auch hinsichtlich 
des Kostenpunktes dürfte die Lösung befriedigen. Wenn die 
Grenzbahnhöfe auf französisches Gebiet zu stehen gekommen 


Benutzung ihrer Einrichtungen, zumal bei den vorliegenden Geld- 
wertsverhältnissen, hätten zahlen müssen. Diese Kosten und 
die Beiträge zur Herstellung der Bahnhöfe wären unerschwing- 
lich gewesen. Andererseits wurden durch die Verlegung der 
Grenzbahnhöfe auf deutsches Gebiet die französischen Spedi- 
tions- und anderen Firmen zu Niederlassungen auf badischer 
Seite gezwungen; für das ihnen gestellte Gelände ebenso wie: 
für die in ihrem Interesse notwendigen Gleisanschlüsse mußten 
den Kosten entsprechende Entschädigungen gezahlt werden. 
Endlich konnten der Bau und Betrieb der Grenzbahnhöfcä 
ferner die sich niederlassenden Geschäfte erwünschte Gelegen- 
heit geben, eine erhebliche Anzahl von Arbeitskräften zu bes 
schäftigen, die damit ihren Lebensunterhalt verdienten, ein Um- 
stand, der gerade in der heutigen Zeit großer Arbeitslosigkeit 
von besonderer Wichtigkeit sein mußte. Aus den in und um 
die Grenzbahnhöfe sich niederlassenden Geschäftsbetrieben 
Bonen Staat und Gemeinde in Gestalt von Steuern Nutzen 
ziehen. - 2 


Alle diese angeführten Gründe zeigen zur Genüge, daß die 
Verlegung der Grenzbahnhöfe auf die rechte Rheinseite nicht 
gerade ein Unglück für Deutschland bedeutete. Es versteht 
sich von selbst, daß die weiter oben gestreiften politischen Be- 
denken zu besonderer Vorsicht bei dem Abschluß des nach 
Artikel 67, Absatz 4, zu treffenden Übereinkommens mahnen 
Daran hat es denn auch die deutsche Delegation für 
elsaß-lothringische Friedensfragen und ihr Unterausschuß für 
Eisenbahnen nicht fehlen lassen. Bei den langwierigen Ver- 
handlungen mit Frankreich wurde immer der Standpunkt ver- 
treten, daß die französischerseits gewünschte Ausgestaltung der 
Grenzbahnhöfe zu Gemeinschaftsbahnhöfen, die den Franzosen 
ein weitgehendes Mitbestimmunesrecht und insbesondere die 
pachtweise Überlassung der Strecke von der Grenze bis zum 
Grenzbahnhof selbst eingeräumt hätte, unter allen Umständen 
zu verwerfen sei. Die Grenzbahnhöfe mußten nach deutscher 
Auffasssung deutsche Bahnhöfe bleiben, und es war nur dafür 
Sorge zu tragen, daß darin alle Grenzdienstverrichtungen, vor 
allem die Zollabfertigung, . vorgenommen werden konnten. 
Nach langen und teilweise recht schwierigen Verhandlungen 
kam am 18. Dezember 1919 zuBaden-Baden das vorläufige 


J ahrgang 
ugust 1921. « 
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Hiernach wurden als Grenzbahnhöfe 


bkommen zustande. 
bestimmt für die Linien: 
Weil-Leopoldshöhe-Hüningen der Bahnhof Palmrain, 
Müllheim-Mülhausen der Bahnhof Neuenburg, 
Freiburg-Kolmar der Bahnhof Breisach, 
-  Appenweier-Straßburg der Bahnhof Kehl und 
- Rastatt-Röschwoog der Bahnhof Wintersdort. 
Unter ihnen nimmt der Grenzbahnhof Palmrain insofern 
eine Sonderstellung ein, als er nur dem Durchgangsverkehr 
dient. Kein Kursbuch verzeichnet ihn. Einrichtungen für den 
 Ortsverkehr konnten bei den Geländeverhältnissen (unmittel- 
bar am Rheinstrom, in nächster Nähe der schweizerischen und 
‚ französischen Grenze) nicht geschaffen werden, so daß der 
"Örtsverkehr auf die unweit gelegenen Stationen Haltingen und 
' Weil-Leopoldshöhe angewiesen ist. 
Es leuchtet ohne weiteres ein, daß die neuen Bahnhöfe, auf 
denen es auch an allen Voraussetzungen für einen Grenzbahn- 
hof fehlte, nicht über Nacht in fertige Grenzbahnhöfe umgewan- 
delt werden konnten, sondern daß damit schrittweise vorge- 
| "gangen werden mußte. Tatsächlich hat es vieler Verhandlun- 
gen im Unterausschuß für Eisenbahnfragen mit der Verwaltung 
ler Eisenbahnen in Elsaß-Lothringen in Straßburg und den 
eiden Zollverwaltungen bedurft, bis die verschiedenen 
wischenstadien festgelegt waren. Der Verkehr ließ sich wäh- 
‘end dieser Zeit naturgemäß nur mit großen Schwierigkeiten 
and gelegentlich mit großen Stockungen bewältigen; doch gelang 
trotz allem verhältnismäßig rasch, ihn gut zu bedienen. 
_ Wie hat sich nun die ganze Umstellung — um das wenig 
schöne Wort „Neuorientierung“ zu vermeiden — der genannten 
= inf neuen Grenzbahnhöfe im einzelnen vollzogen? Am frühesten 
konnte, was nicht zu verwundern ist, der Verkehr über den 
wichtigsten Übergang Kehl wieder. aufgenommen werden. 
igentlich hat er. hier, von der kurzen Zeitspanne von der Räu- 
mung Elsaß-Lothringens durch die Deutschen bis zur Besetzung 
des Brückenkopfes Kehl durch die Franzosen ‘abgesehen, nie 
ganz geruht. Gleich nach der Besetzung des Brückenkopfes 
Kehl hat der Güteraustausch zwischen dem linken und rechten 
Rheinufer wieder begonnen, allerdings besehränkt durch die 
Kontrollmaßnahmen der Straßburger Derogation und der badi- 
3 hen Außenhandelsstelle Karlsruhe, in wenig erheblichem Um- 
ang. Im Februar 1920 wurde die französische Zollstelle in 
Kehl, im März 1920 die deutsche Zollstelle daselbst einge- 
'ichtet. Hiermit begann erst ein wirklicher Verkehrsauf- 
schwung. Dank den ausgedehnten Hafenanlagen, die zu dem 
Zweck entsprechend ergänzt und erweitert wurden, konnten der 
sanze Wagenladungsverkehr beider Richtungen und der Stück- 
gutverkehr Richtung Frankreich-Deutschland im Hafen Kehl 
isher abgefertigt werden, zumal der Hafenverkehr (Schiffum- 
chlag) bislang nur gering war. Durch den Bau einer Gleis- 
ee am dritten Hafenbecken für den Durchgangsverkehr aus 
rankreich nach Deutschland hofft man bis zur Erbauung eines 
euen Grenzbahnhofes den gesamten Durchgangsverkehr auch 
"beim Einsetzen des Verkehrs im Hafen bewältigen zu können. 
e eine östlich und westlich des Aufnahmegebäudes aufgestellte 
jaracke für die Personenzollabfertigung gestatten eine ver- 
hältnismäßig flotte Abwicklung des ziemlich lebhaften Personen- 
verkehrs. Der neueste Entwurf für den- Grenzgüterbahnhof Kehl 


iegt zurzeit der Direktion Straßburg zur Prüfung vor. Sobald 
Einverständnis erzielt ist, wird mit dem Bau begonnen werden. 
ie Mittel für sämtliche Grenzbahnhöfe sind vom Reichsver- 
kehrsministerium im Betrage von 102000000 A zur Verfügung 
estellt. Sie verteilen sich auf Kehl mit 40,7, Wintersdorf mit 
5, Breisach mit 11, Neuenburg mit 86 und Palmrain mit 
6,7 Millionen Mark. 
Bei den vier übrigen Grenzbahnhöfen ging die Wiederauf- 
ahme des Verkehrs wesentlich langsamer vor sich als in Kehl. 
Am 1. Juli 1920 folgte sie bei zwei weiteren Übergängen, Palm- 
in und Breisach. An diesem Tage wurde der Personenverkehr 


Der ae auf den unbesetzten Haltepunkten der 
Nebenbahnen, der schen im Frieden zum Teil recht unerheblich 
war, ist unter den neuzeitlichen Verhältnissen noch geringer 
orten, so daß es lohnend erscheint, diesen Verkehr in bezug 
auf seine Wirtschaftlichkeit nachzuprüfen. Das Ergebnis einer 
solchen Prüfung läßt sich etwa, wie folgt, zusammenfassen. 
Es bildet heute die Regel, daß jeder der Personenbeförderung 
ienende Zug an den unbesetzten Haltepunkten anhält (vel. 
B. die Fahrpläne der Eisenbahndirektion Halle). Durch das 
einmalige Halten und Anfahren eines. Personenzuges oder ge- 
ischten Zuges auf der Nebenbahn entstehen ungefähr 10 M 


Von Eisenbahninspektor Dr. 


über Haltingen-Süd, dem Provisorium für Palmrain, 
aufgenommen; Palmrain sebst: gedenkt man voll ausgebaut vor- 
aussichtlich im August 1921 für den Gesamtverkehr eröffnen 
zu können. In Breisach wurde ebenfalls der Verkehr wieder 
aufgenommen, und zwar gleich insgesamt, da es hier nur 
weniger baulicher Veränderungen bedurfte. Das alte Bahnhofs- 
gebäude wurde zum Gebäude für die Personenzollabfertigung 
umgewandelt und die Güterhalle entsprechend vergrößert. Mit 
der gegenwärtig in Ausführung begriffenen Vergrößerung der 
Güterhalle und der Verbesserung der Gleisanlagen wird Brei- 
sach wohl imstande sein, den ihm vorläufig zufallenden Ver- 


kehr zu bewältigen. Eine größere Bedeutung für den Durch- 
gangsverkehr könnte Breisach freilich bekommen, wenn die 
Franzosen den beabsichtigten Vogesendurchstich "ausführen 


sollten. Die auch hierfür nötigen Erweiterungen sind im Ent- 
wurf für den Vollausbau schon vorgesehen und werden nach 
Maßgabe des Bedürfnisses zur Ausführung gelangen. 

Als vorletzter Übergang wurde Neuenburg am 1. Februar 
1921 für den Gesamtverkehr eröffnet. Schon vorher hatten in 
jeder Richtung wöchentlich ein bis zwei Güterzüge für Möbel- 
wagen und Gut für Ausgewiesene sowie Holz von Südbaden 
nach Südelsaß verkehrt. Der Entwurf für den Vollausbau von 
Neuenburg ist ebenfalls schon aufgestellt. Mit dem Bau wird 
so rasch wie möglich begonnen, weil Neuenburg einen außer- 
ordentlichen Aufschwung genommen hat und anscheinend eine 
ganz hervorragende Bedeutung für den Güteraustausch von und 
nach Südfrankreich und Spanien erlangen dürfte. Der neue 
Bahnhof wird voraussichtlich im November 1921 vollendet 
werden. 

Nun steht nur ein einziger Übergang noch aus, Winters- 
dorf. Auch hier war ein erstes Provisorium vorgesehen ge- 
wesen, das am 1. März 1921 eröffnet werden sollte. Die An- 
lagen erwiesen sich jedoch für den Güterverkehr als so unzu- 
‚länglich, daß man im Einverständnis mit der Direktion Straß- 
burg es vorzog, die Eröffnung zu unterlassen und sofort an ein 
zweites Provisorium heranzugehen, das dem über Wintersdorf 
zu erwartenden Verkehr einigermaßen gewachsen sein und so 
rasch als möglich eröffnet werden soll. Auch der Entwurf für 
den Vollausbau ist bereits bearbeitet. Er wird ungefähr die 
gleichen Ausmaße wie Kehl erhalten, nur fallen hier die An- 
lagen für den Hafenverkehr fort. Die auffallende Verzögerung 
der Verkehrswiederaufnahme in Wintersdorf hat zu allerhand 
Gerüchten, die auch in der Tagespresse Eingang fanden, Anlaß 
gegeben. So wurde u. a. behauptet, die Franzosen hätten an die 
Eröffnung serade dieses Überganges ganz besonders harte Be- 
dingungen geknüpft und die deutschen Vorschläge wiederholt 
zurückgewiesen. Tatsache ist iedenfalls, daß Wintersdorf als 
einziger badisch-französischer Rheinübergang noch heute seiner 
Wiederinbetriebnahme harrt. Ein Blick in den neuen Sommer- 
fahrplan 1921 der Eisenbahn-Generaldirektion Karlsruhe 
zeigt, daß gegenüber Elsaß-Lothringen nur hier noch die Welt 
im wahrsten Sinn des Wortes mit Brettern vernagelt ist. 

Der eben erwähnte Sommerfahrplan zeigt aber auch weiter, 
daß außerhalb Wintersdorf wieder ein langsam zunehmender 
Verkehr zwischen beiden Ufern des Rheines zu neuem Leben 
erwacht. Auf die Dauer konnten die regen Verkehrsbeziehungen 
zueinander nicht künstlich abgeschnürt bleiben. Schon befahren 
internationale Schnellzüge wieder die Kehler Rheinbrücke, 
schon pendeln anderwärts Personenzüge hinüber und herüber, 
und, was das wichtigste ist, auch der Güterverkehr lebt allent- 
halben auf: Schon jetzt werden in Kehl täglich in der Richtung 
Frankreich-Deutschland 80 bis 100, in. der Gegenrichtung 130 
bis 170 Wagen, in Neuenburg 60 und 45 Wagen und in Breisach 
ie 40 Wagen abgefahren. Das erweckt in uns die leise, aber be- 
rechtigte: Hoffnung, daß zerrissene Bande wieder angeknüpft, 
hemmende Schranken allmählich beseitigt werden und die länder- 
verbindenden Schienenstraßen wieder ausschließlich ihrem 
eigentlichen Zweck, Vermittler friedlichen Verkehrs der Völker 
untereinander zu sein, dienen können. 


Die Unwirtschaftlichkeit unbesetzter Haltepunkte der Nebenbahnen. 


Ritter; Torgau. 


Kosten Aalrerbrauch etwa 40 Pfund Kohlen, einiges Öl, Ab- 
nutzung der Betriebsmittel, Zeitverlust usw.). Verkehren nun 
auf der Nebenbahn drei Zugpaare, so ergibt sich hiernach für 
den einzelnen unbesetzten Haltepunkt eine tägliche Ausgabe 
von 6.10—60 M. Das wäre eine Jahresausgabe von rund 
18—20 000 A. Hat die Nebenbahn nur zwei Zugpaare, so ver- 
ringert sich diese Ausgabe auf 12—14000 #. 

Wenn man nun die Einnahmen, die ein solcher Haltepunkt 
liefert, überschaut, so ergibt sich zunächst, daß die meisten 
dieser Haltepunkte ‚unter den heutigen Verhältnissen entweder 
überhaupt nicht oder nur unter erheblichen laufenden Zu- 
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schüssen der beteiligten Gemeinden angelest worden wären. 
Gibt es doch unbesetzte Haltepunkte, für die (durch die Zug- 
führer) in einem Vierteljahre, namentlich in einem Winter- 
vierteljahre, noch nicht insgesamt 90 Fahrkarten verkauft wor- 
den sind, also für den Tag kaum eine Fahrkarte. Die hiermit 
ohne weiteres erwiesene große Unwirtschaftlichkeit müßte nach 
Möglichkeit beseitigt werden: 

Die unbesetzten Haltepunkte dienen im allgemeinen der länd- 
lichen Bevölkerung, die an und für sich ein geringes Reise- 
bedürfnis hat. Gewiß würde es eine fühlbare Verkehrsein- 
schränkung bedeuten, wenn jene unbesetzten Haltepunkte auf- 
. gehoben würden; es fragt sich aber, ob demgegenüber die un- 
gedeckten Ausgaben, die jetzt durch diese Haltepunkte ent- 
stehen, für -den Gesamtverkehr der Eisenbahn nicht noch eine 
größere Einschränkung oder Lähmung bedeuten, nicht zuletzt 
durch ihren Anteil, den sie zu den Tariferhöhungen beitragen. 
Die letztere Erscheinung ist weit bedeutsamer als die Unbe- 
quemlichkeit, die einzelne Dorfbewohner auf sich - nehmen 
müßten, wenn sie für ihre Eisenbahnfahrten nach Schließung 
des Haltepunktes auf den nächstgelegenen Bahnhof angewiesen 
würden. Ein großer Teil dieser Bewohner verfügt. über Pferd 
und Wagen ‘oder auch über Fahrräder und wird die Zurück- 
legung eines einige Kilometer längeren Weges bis zur nächsten 
Sisenbahnstation nicht als übermäßige Erschwernis empfinden. 
Selbstverständlich liegen die Verhältnisse nicht bei allen Halte- 
punkten so, vor allem nicht bei solchen, die einen Arbeiterver- 
kehr oder auch einen Ausflugsverkehr haben; wohl aber bildet 
die hier gegebene Schilderung für ländliche Gegenden die Regel 

Es käme daher in Frage, alle die unbesetzten Haltepüunkte, 
deren Einnahmen gegenüber den Ausgaben verschwindend ge- 
ring sind, dem Gebot der Wirtschaftlichkeit folgend, aufzu: 
heben. Wie gesagt, würden die meisten dieser Haltepunkte 
gar nicht eingerichtet worden sein, wenn Einnahmen und Aus- 
gaben unter den heute maßgebenden Gesichtspunkten geprüft 
worden wären. Mit dem Gedanken, daß die Haltepunkte einmal 
eingerichtet seien und nun auch mit ihnen: gerechnet werden 
müsse, gleichviel ob sie einen. Ertrag liefern oder nicht, ist die 
Angelegenheit keineswegs abgetan; vielmehr erfordert die Not 
der Zeit, daß auch hier Maßnahmen zur Gesundung der Eisen- 
bahnfinanzen in die Wege geleitet werden. 


Nachrichten. 


Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


Anlage C zur Eisenbahn-Verkehrsordnung. 
verkehrsministerium hat unterm 13. Juli d. Js. 
rungen und Ergänzungen der Anlage C zur Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung verfügt. Das Nähere geht .aus der Bekannt- 
machung in Nr. 78 des Reichs-Gesetzblattes hervor. 


— Neneinstellung von Personal. Das Reichsverkehrsministe- 
rium, Zweigstelle Preußen-Hessen, hat an die nachgeordneten Eisen- 
bahndirektionen folgenden Erlaß gerichtet: „Trotz der wieder- 
holt in nachdrücklicher Form ergangenen Weisungen, auf mög- 
lichste Herabminderung des Personals hinzuwirken, ist von den 
Eisenbahndirektionen auch im Juni, wie in den vorhergehenden 
Monaten, Personal in erheblicher Zahl neueingestellt worden. 
Es ist mir bekannt, daß im Bahnunterhaltungsdienst mancher- 
orts noch Mangel an Arbeitskräften besteht. Ich habe jedoch den 
Eindruck, daß diesem Mangel durch Neueinstellungen begeenst 
wird, ohne daß mit genügendem Ernst geprüft ist, ob nicht aus 
anderen Dienstzweigen Arbeitskräfte verfügbar gemacht werden 
können, oder ob die Vergebung von Arbeiten an Unternehmer 
im einzelnen Falle wirtschaftlicher wäre. Ich ordne deshalb 
an, daß im Bezirk der Eisenbahndirektionen von sofort ab bis 
auf weiteres der Personalabgang höchstens bis zu.einem 
Drittel durch Neueinstellungen ersetzt werden darf. Wenn 
dies in einzelnen Fällen nicht ausreichend und ein größerer Er- 
satz für ausscheidende Kräfte erforderlich erscheinen sollte, 
ist die Genehmigung hierzu vorher hier nachzusuchen, wobei 
das Bedürfnis eingehend.zu begründen und anzugeben ist, von 
welchen “Direktionsdezernenten es an Ort und Stelle nachge- 
prüft und festgestellt worden ist. Nur wenn das Bedürfnis sich 
als so dringlich erweist, daß die vorherige Einholung der Ge- 
nehmigung nicht mehr angängig ist, soll es dem Ermessen der 
Herren Präsidenten überlassen sein, die Mehreinstellung zuzu- 
lassen. In diesem Falle ist die Genehmisung hier unverzüglich 
nachträglich einzuholen und dabei außer der Notwendigkeit 
auch die Dringlichkeit der Einstellung darzutun.“ 


Das Reichs- 
einige Ände- 


— Einsichtnahme in Personalblätter durch Betriebsver- 
tretungen. Über diese Frage hat sich der Reichs- 
verkehrsminister in einem Erlaß an die Zweigstelle 


‚ihnen nahezulegen, zu den Kosten der Eisenbahn einen gebüh- 


‚Bedarf zu halten. 


von als Beitrag zu den Lasten, die ein solcher Haltepunkt für 


rn auf dem Wege zur- en, Gesundung. 


legung. 


“Als das Nächstliegende ns die Schließung er Vor 
schwächsten und demnach unrentabelsten unbesetzten Halte- 
‚punkte in Betracht. Haben die beteiligten Gemeinden an dem 
Fortbestehen des Haltepunktes ein besonderes Interesse, so ist 


renden Teil beizutragen. Gehen die Gemeinden darauf ein, so 
haben die Züge auf den Haltepunkten grundsätzich nur nach 
Unbeschadet der Verpflichtungen, die in 
solchem Falle Zugbegleit- und Lokomotivpersoral baben, hat 
jeder, der einsteigen will, sich beim Nahen des Zuges bemerk- | 
bar zu machen; desgleichen hat sich jeder, der aussteigen will, 
beim Schaffner möglichst schon während des Einsteigens oder 
während der Fahrkartenprüfung zu melden. } 


Auf allen übrigen unbesetzten Haltepunkten, die etwas 
regeren Verkehr haben und deren Schließung heute eine zu 
große Härte bedeuten würde, ist ebenfalls Br ee ‚das. 
Halten nach Bedarf durchzuführen. B 


Diese Maßnahme, auf das Gebiet der Reichseisenbahn ausge- 
dehnt, würde ganz ohne Zweifel eine wesentliche Ersparnis an 
den Kosten des Personenverkehrs zur Folge haben. Die Ge- 
meinden — es handelt sich in der Hauptsache um ländliche — 
werden die Übernahme’eines Hauptteils der Kosten ihres Halte- 
punktes nicht als sonderliche Belastung auffassen. Dazu sind 
die Kosten gegenüber den Beträgen, mit denen heutzutage der 
Landwirt wie ebenso übrigens der Kaufmann. zu rechnen hat, - 
viel zu gering. Der Zuschuß von 12000 A bedeutet nicht mehr 
als die Entlohnung eines einzigen Arbeiters (Bar- und Natural- 
lohn). Die Ersparnisse an Zeit, Fuhrkosten usw. schließlieh, 
die den Gemeindeangehörigen beim Fortbestehen ihres Halte 
punktes verbleiben, sind dermaßen, daß sehr wohl ein Teil da- 


die Allgemeinheit verursacht, abgegeben werden kann und wohl 
auch abgegeben werden wird. Der Grundsatz, daß eine anteilige j 
Tragung der Kosten einer Anlage dann verlangt werden ınuß, 
wenn diese in erster Linie ganz bestimmten Interessenten zu- 
gute kommt, muß auch hier angewendet werden. Für die Reichs- 
eisenbahn aber bedeutet die Maßnahme einen weiteren Schritt 


Preußen - Hessen wie folgt geäußert: „Ein Recht der Be- 
triebsvertretungen auf Einsicht der Personalblätter besteht 
nach der BRV. an sich nicht, da die Vorlage von Unterlagen ir 
$ 71 abschließend geregelt ist. Auskünfte über bestimmte A 
gaben der Personalblätter sind jedoch dann zu erteilen, wen 
solche Angaben zur pflichtmäßigen Erledigung ihrer Aufgabe 
für eine Betriebsvertretung nötig sind. Hierunter fallen z. B. 
Angaben. über. Vorstrafen, die zur Festsetzung oder zur B 
messung der Höhe einer zu verhängenden Strafe ins Gewie 
fallen. Wenn es in solchen Fällen zur einfacheren Erledigung 
zweckmäßig erscheint, der Betriebsvertretung an Stelle notwen-- 
diser Auskunft Einsicht in die: Personalblätter zu gewähren, so 
bestehen dagegen keine Bedenken. Meistens wird die Einsicht 
in das Strafverzeichnis genügen, die im Beisein eines berufenen f 
Beamten erfolgen kann. Voraussetzung ist in allen Fällen, daß 
lie Angelegenheit zu den Aufgaben der betreffenden Betrieb 
vertretung gehört. Bezirksbetriebsräte werden deshalb, weil 
sie sich mit Einzelsachen nur im Berufungsverfahren befassen 
können, verhältnismäßig selten in die Lage kommen, den 
Wunsch auf Einsicht in Personalblätter zu begründen.“ Ti 


— Geschäftsführung der Betriebsräte. Der Reichsverkehrs- 
minister hat an die Eisenbahndirektionen usw. folgenden Erlaß- 
gerichtet: „Es sind Zweifel darüber aufgetreten, nach welche 
Grundsätzen diejenigen Betriebsratsmitglieder mit Namen zu b 
stimmen sind, die für eine dauernde und völlige Befreiu 
vom Dienst in Betracht kommen. Während die Verwaltungs 
stellen das Recht haben, im Rahmen der Ausführungsbesti 
mungen zu $ 34, Satz 2 darüber zu entscheiden, wieviel Mit- 
glieder eines Betriebsrats vom Dienst befreit werden, ist es 
eine Angelegenheit des Betriebsrats, zu bestimmen, welche Mit- 
glieder des Betriebsausschusses — abgesehen von dem Vo 
sitzenden — und -in welcher Reihenfolge er sie. für ei 
dauernde und völlige Dienstbefreiung in Vorschlag bringen wi 
Hierzu bedarf es keines besonderen Wahlaktes, sondern nur 
eines einfachen Mehrheitsbeschlusses gemäß $ 30 BRV. Da: 
Gleiche gilt, falls an Stelle des Betriebsrats der Betriebsaus 
schuß die Entscheidung selbst trifft. " 

Die Auffassung, daß das Abstimmungsergebnis für die "Wah 
des Betriebsausschusses für die Reihenfolge maßgebend sei, in 
der die Mitglieder für die Dienstbefreiung in Betracht kämen, 
findet in der Betriebsräteverordnung keine Stütze und ist nicht 
haltbar; Absatz 2 des $ 22 spricht vielmehr gegen diese Aus- 
Die vorliegende Frage ist ausschließlich eine solche‘ 
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der E Geschäftsführung des Betriebsrats, die mangels einer be- 
“ sonderen Bestimmung wie alle übrigen Gegenstände dieser Art 
Barch Mehrheitsbeschluß zu entscheiden ist.“ 


Fr. Stellung der Eisenbahn- Ingenieure. Das Ralensrerkähre- 
ministerium, Zweigstelle Preußen-Hessen, hat der Arbeitszemein- 
schaft der Eisenbahningenieure, zu Händen ihres Vorsitzenden, auf 
eine Eingabe folgendes eröffnen lassen: „Denbisherigen Fisenbahn- 
ngenieuren ist nach der Besoldungsreform Gelegenheit gegeben, 
a die Stellen von Hilfsdezernenten und Eisenbahnamtmännern 
zu gelangen. Ihre Verwendung als „Hilfsarbeiter“ ist oreanisa- 
_ tionsmäßige nicht angängie. Sie sind seinerzeit geschaffen 
worden zur Wahrnehmung von Dienstgeschäften, die vorher vom 
höheren  Hilfsarbeiter erledigt wurden, alsdann aber durch mitt- 
_ lere Beamte bearbeitet werden sollen. Es ist deshalb auch 
nicht angängig, bei den bisherigen Eisenbahningenieuren be- 
züglich der für alle Angehörige ihrer Dienstklasse zeforderten 
Vertretung der Dezernenten anders zu verfahren, als es bei den 
übrigen bisher als mittleren Beamten, bezeichneten "Gruppen, 
also nur innerhalb des Rahmens der Ernennung zu Hilfsdezer. 
nenten, geschielt. Im übrigen behalte ich mir eine Nachprüfung 
der Laufbahn gelegentlich der demnächst einsetzenden Personal- 
‚reform vor.“ 


me — En kinkerteiluie: an Reisende. Der Reichsverkehrsminister 
hat an die Zweigstellen, die Eisenbahn-Generaldirektionen und 
Eisenbahndirektionen folgenden Erlaß gerichtet: Um den sich 
mehrenden Klagen über mangelhafte Zurechtweisung der Rei- 
senden und über ihre ungenügende Unterrichtung bei Ab- 
— weiehungen vom planmäßigen Zugbetriebe zu begegnen, ist für 
eine ausreichenda Auskunfterteilung auf den Bahnhöfen zu 
“sorgen. Wo es die Verhältnisse zur Entlastung der Aufsichts- 
beamten erfordern, sind Auskunftschalter einzurichten oder be- 
sondere Beamte mit der Auskunft auf den Bahnhöfen zu be- 
. frauen, deren Standplatz in geeigneter Weise kenntlich zu 
machen. ist. Die Auskunftstellen sind rechtzeitig und zuver- 
Bir über alle den Reiseverkehr beeinflussenden Vorkommnisse 
zu unterrichten, so daß sie insbesondere in Verspätungsfällen der 
; ge und bei Versäumung von Anschlüssen die zur Erreichung 
des ‚Reiseziels vorhandenen Hilfswege angeben können. 


y 


_— Umzeichnung der Güterwagen der deutschen Reichsbahn. 
Die Güterwagen der deutschen Reichsbahn werden ne in 
den Werstätten neue Anschriften erhalten und zwar das Eigen- 
“ tumsmerkmal „Deutsche Reichsbahn“ mit dem Zusatz eines Be- 
- zirksnamens (z. B. Halle) sowie eine Nummer und ein 
- Gattungszeichen. Der Bezirksname bedeutet zugleich eine be- 
stimmte Hauptgattung von Güterwagen. So werden z. B. alle 
- Holzwagen mit „Regensburg“, alle Kleinviehwagen mit „Altona“, 
"alle Kalkwagen mit „Elberfeld“ usw. bezeichnet. Die 15- und 
20-t-Kohlenwagen sind besonderen Geltungsbezirken zugewiesen, 
so daß hier der Geltungsbezirk zugleich das Ladegewicht an- 
gibt. Im Eisenbahnzentralamt Berlin wird eine besondere 
- Güterwagenkartei geschaffen. Diese umständlichen und kost- 
‚spieligen Arbeiten sind aus vielen Gründen unaüfschiebbar ze- 
worden: die ehemaligen Eigentumsmerkmale. „Elsaß-Lothr.“, 
 „Bromberg“, „Danzig“, „Posen“, „Saarbrücken“ sollen ver- 
- schwinden. Vor allem soll genau ermittelt werden die Zahl und 
- Gattung der am 1. April 1920 in das Eigentum der deutschen 
- Reichsbahn übergegangenen Güterwagen: denn viele Tausende 
- Güterwagen deutscher Bauart sind auf Grund des Waffenstill- 
andes an die Entente abgeliefert und zur Bildung besonderer 
 Güterwagenparks für das ehemalige Reichsland Elsaß-Lothrin- 
‚gen, das Saargebiet, Eupen-Malmedy, die Freistadt Danzig und 
u Memelland beansprucht. 


 —— Wilder Eisenbahnerstreik in Cassel. Am 13. d. M., nach- 
mittags ist bei einigen Dienststellen des Bahnhofes Cassel- 
berstadt ein wilder Streik ausgebrochen. Einige Tage 
_ vorher ‘waren Teile der Arbeiterschaft an die Eisenbahn- 
direktion Cassel mit der Forderung herangetreten, den Tage- 
 lohn der Arbeiter des Bahnbetriebswerkes dem höheren Gesamt- 
 einkommen der im Gedinge ‘arbeitenden. Hauptwerkstätten- 
arbeiter mit rückwirkender Kraft zleichzustellen und auf die 
- biernach zu erwartende Nachzahlung sofort einen größeren Vor- 
- schuß auszuzahlen. Da die Lohnverhältnisse in dem Reichlohn- 
tarifvertrag geregelt sind, dieser zwischen Reichsverkehrs- 
- ministerium und d®n Spitzenorganisationen der Arbeiterschaft 
abgeschlossen worden ist und. auch nur von diesen Vertrags- 
 gegnern geändert werden kann, war die Eisenbahndirektion 
gar nicht in der Lage, über die gestellten Forderungen zu ent- 
scheiden. Obwohl diese Verhältnisse der Arbeiterschaft genau 
bekannt sind, sie außerdem aber auch davon Kenntnis hatte, daß 
die Eisenbahndirektion über die gestellten Forderungen an das 
- Reichsverkehrsministerium berichtet hat und dort die Verhand- 
lungen bereits aufgenommen sind, ist der Streik begonnen wor- 


den, ohne daß eine Entscheidung auf die Berichterstattung der ' 


- Erfurt übergegriffen haben. 


- geren Streikposten an der Arbeit sehindert. 
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Eisenbahndirektion oder das Ergebnis der Berliner Verhandlun- 
gen abgewartet worden ist. 

An dem Streik sind (die Arbeiter ıder 
bahnwerkstätten, die Kohlenarbeiter, Hilfsheizer, Raneier- 
arbeiter und Wagenputzer beteiligt. Nachdem am 14. d. M. die 
Aussicht für die Beilegung des Streiks auf friedlichem Wege 
günstig gewesen war, haben sich die Verhältnisse durch das Ein- 
greifen der Kommunisten, die in Automobilen nach Bebra, Göt- 
tingen, Marburg und anderen Orten fuhren, um die dortige Ar- 
beiterschaft zum Streik zu bewegen, erheblich verschärft. In 
Marburg sollen die Arbeiter ebenfalls in den Streik wetreten sein. 
Auch soll die Arbeitseinstellung auf die Bezirke Frankfurt und 
Die Eisenbahndirektion hat in 
einem Anschlage die streikenden Arbeiter aufgefordert, den 
planmäßigen Dienst sofort wieder aufzunehmen; andernfalls 
sollten sie als entlassen gelten. Eine Reihe von Arbeitern hatte 
sich daraufhin zur Arbeit gemeldet, doch wurden sie von jün- 
Einige junge Per- 
sonen, die den Betrieb auf den Bahngleisen störten, wurden 
verhaftet. Der Eisenbahndirektionspräsident hat die Beamten 
zur Nothilfe aufgefordert, welcher Aufforderung sofort ent- 
sprochen wurde. So konnte der Eisenbahnbetrieb im wesentlichen 
aufrechterhalten werden, 

Die Reichsgewerkschaft deutscher Eisenbahnbeamten und An- 
wärter hat es, obwohl sie die Forderungen der Arbeiter an sich 
als berechtigt anerkennt, entschieden abgelehnt, den wilden 
Streik, vor dessen Ausbruch die Verhandlungsmöglichkeiten nicht 
erschöpft waren, irgendwie zu unterstützen. 


— Verkehr mit. Ostpreußen. Der den beiden zurzeit be- 
stehenden Schnellzugspaaren zwischen Berlin und Ostpreußen 
über Schneidemühl-Marienburg zufallende Verkehr ist so stark. 
daß sich Verhältnisse entwickelt haben, die schon seit längerer 
Zeit dringend der Abhilfe bedurft hätten. Die Züge sind 
regelmäßig so überfüllt, daß ein großer Teil der Reisenden, 
dicht gedrängt in den Gängen stehend, die lange Fahrt zwischen 
Ostpreußen und Berlin zurücklegen muß. Nun ist zwar Polen 
nach dem Friedensvertrage verpflichtet, „dem Personenverkehr 
zwischen Ostpreußen und dem übrigen Deutschland durch das 
polnische "Gebiet (den sogenannten Korridor) völlige 
Durehgangsfreiheit zuzugestehen“ Man sollte meinen, 
daß: diese Vertragsbestimmung eine genügende Handhabe für 
eine dem Bedürfnisse entsprechende Verkehrsregelung bieten 
würde Trotzdem war es aber nicht möglich, die Zahl der 
durchgehenden Zugverbindungen zwischen Ostpreußen und dem 
Reich so zu bemessen, daß der Verkehr in geordneter Weise 
hätte bedient werden können. Die hierzu nötige Zustimmung 
der polnischen Regierung war nicht zu erlangen. Es hat an 
en der deutschen Regierung dieserhalb nicht ge- 
ehlt. 

Wie dem „Deutschen“ von gut unterrichteter Seite mitgeteilt 
wird, ist es nun endlich gelungen, eine, wenn auch nicht durch- 


Casseler Eisen- 


' greifende, so doch immerhin erfreuliche Verbesserung der Ver- 


kehrsverhältnisse mit Ostpreußen zu erreichen. Von Mitte 
dieses Monats ab werden mit Einverständnis der Polen neue 
beschleunigte Personenzüge durch den Korridor von Berlin nach 
Königsberg und zurück. gefahren. Sie werden mit be- 
reits bestehenden Zügen der Strecke Königsberg-Eydtkuhnen 
zu einer durchgehenden Verbindung zwischen Berlin und Eydt- 
kuhnen zusammengeschlossen. Die hauptsächlichsten Verkehrs- 
zeiten sind: Nach Ostpreußen: Berlin, Bahnhof Frie- 
drichstraße ab 11 Uhr 40 Min. abends, Marienburg an 11 Uhr 
26 Min. vorm., Königsberg an 2 Uhr 41 Min. nachm.,. Gumbinnen 


6 Uhr 9 Min. und Eydtkuhnen 6 Uhr 54 Min. abends. Von 
Ostpreußen: Eydtkuhnen ab 9 Uhr 44 Min abends, Gum- 
binnen 10 Uhr 33 Min., Königsberg ab 1 Uhr 23 Min. nachts, 


Marienburg 4 Uhr 36 Min. früh, 
4 Uhr 20 Min. nachmittags. 

Die Reisedauer zwischen Berlin und Königsberg beträgt rund 
14% Stunden, gegen 10 bis 11 Stunden mit den schon jetzt be- 
stehenden D-Zügen. Da die neuen Züge auch die 4. Klasse 
führen sollen und ohne besonderen Fahrpreiszuschlag benutzt 
werden können, ist nicht daran zu zweifeln, daß sie sich bald 
großer Beliebtheit weiter Kreise erfreuen werden. 

Für den Durchgangsverkehr durch den polnischen Korridor 
genügt bei diesen Zügen, ebenso wie bei den schon bestehenden 
Schnellzügen über Schneidemühl, ein von der Ortsbehörde aus- 
gestellter Personalausweis mit Lichtbild mit dem Vermerk: 
„Nur gültige für den Durchgangsverkehr zwischen Ostpreußen 
und dem übrigen Deutschland in zeschlossenen Zügen oder 
Zugteilen.“ Zur Erleichterung und Hebung des Verkehrs mit 
Ostpreußen hat das Preußische Staatsministerium diese Aus- 
weise von der Stempelsteuer befreit. Die Ausfertigung erfolgt, 
abeesehen von einem für Druck- und Schreibkosten vielleicht 
zu erhebenden geringen Betrage, kostenfrei. Wenn so auch in 
gewissem Grade eine Erleichterung für den Verkehr mit ÖOst- 
preußen zu verzeichnen ist, so bleibt bis zur normalen Ver- 


Berlin Friedrichstraße an 
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kehrsbedienung noch vieles zu tun. 
mehrung der Züge über Schneidemühl, Marienburg gehört hier- 
zu vor allem, daß endlich der Anfang damit gemacht wird, über 
Schneidemühl, Bromberg, Thorn, Allenstein durchlaufende Züge 
zwischen Berlin und Ostpreußen zu fahren. 


— Verbrecherischer Eisenbahnanschlag. Am 15. d. M., vorm. 
1 Uhr 15 Min., ist bei Blockstation Azmannsdorf in Kilometer 
103,8 Strecke Erfurt-Weimar der Güterzug 6739 mit der Loko- 
motive und dem vordersten 15 Güterwagen entgleist. Die Ur- 
sache war vierbrecherischer Anschlag durch Lösen der Schienen- 
befestigungsmittel. Menschen sind nicht verletzt, 10 Güterwagen 
sind stark beschädigt und beide  Hauptgleise gesperrt :worden. 
Die Schnellzüge wurden über Erfurt-Sangerhausen umgeleitet, 
der sonstige Personenverkehr (durch Umsteigen ° aufrecht- 
erhalten. Der eingleisige Betrieb wurde im Laufe des Vor- 
mittags wieder aufgenommen, Von der Eisenbahndirektion Er- 
furt ist eine namhafte Belohnung zur Ermittelung der Täter aus- 
gesetzt worden. 


— Die Eisenbahntarife für Baustoffe. Auf eine Anfrage des 
Abe. Dauer bezüglich der wirtschaftlich bedenklichen Aus- 
wirkung der Tarifsteigerung für Baustoffe ist aus dem Reichs- 
verkehrsministerium u, a. erwidert worden: „Die Wirkung der 
Tariferhöhungen auf den Versand von Steinen, insbesondere von 
Wegebaustoffen, sind in den einzelnen Versandbezirken allem 
Anschein mach verschieden. Aus einer Reihe von Bezirken sind 
dringende Vorstellungen wegen des ungünstigen Einflusses der 
Tariferhöhung auf ‚die wirtschaftliche Lage der Steinindustrie 
erhoben worden, Da eine zusammenhängende Behandlung dieser 
Frage geboten ist, ist durch .einen besonderen Ausschuß eine 
Prüfung darüber angeordnet worden, ob und in welcher Weise 
für einzelne Bezirke eine Erleichterung gewährt werden kann. 


— Paris-Riga.. Ein neuer internationaler Zug wird vom 
16. d. M. ab zwischen Berlin und Riga gefahren und zwar mit 
Anschluß nach und von den Schnellzügen D 11 und D 12, die 
seit längerer Zeit bereits zwischen Paris, London und Ostende 
und Warschau laufen. Bei der Einlegung dieser Züge ist Vor- 
sorge getroffen worden, daß aus dem. Schnellzuge Paris- 
Warschau zwei Schlafwagen, von denen der eine von Paris und 
der andere von Östende kommt, in den Zug nach Riga und 
umgekehrt übergehen können. Mit der Einlegung dieses Schnell- 
zugpaares ist also eine neue Verbindung, die zweite dieser Art 
zwischen Paris und Riga, geschaffen. Der Schrallzue D 7 fährt 
von Friedrichstraße 5.51 abends ab: er trifft in Schneidemiihl 
um 1050, in Dirschau um 248, in Marienburg um 3.35 nachts 
ein. Er ist in Königsberg um 6.24 früh, in Insterburze um 8.01. 
in Gumbinnen 843. und überschreitet die deutsche Ostgrenze bei 
Eydtkuhnen-Wirballen (an 925. ab 1.09 mittags), wo gleichzeitig 
die deutsche und littauische Zollabfertigung stattfindet. Um 
4.19 nachm. verläßt der Zug Kowno nnd trifft am anderen Mor- 
gen um 640 früh in Riga ein. Der Gegenzug D 8 verläßt Riga 
am 19. August um 1020 abends und trifft nach 22stündieer 
Fahrt am 20. abends an der deutschen Grenze'in Eydtkuhnen 
ein. Er fährt um 12.18 nachts von Köpigsberg ab, von Marien- 
burz 3.00 nachts und trifft in Berlin, Friedrichstraße, um 130 
nachmittags ein. Die deutsche Zollabfertigeung findet in Dir- 
schau und Marienbnrg, die polnische in Konitz und Dirschau 
statt, zu welchem Zwecke an diesen Orten einige Anfenthalte 
vorgesehen sind. Neben den beiden oben erwähnten Schlafwagen 
von und nach Paris und Ostende führt der Zug nur noch Wagen 
1. und 2. Klasse und einen Speisewagen, der zwischen Berlin 
und Schneidemühl in den Zug eingestellt wird. Zur Benutzung 
dieser Züge ist ein Paß mit polnischem Visum erforderlich. Wie 
wir hören, wird die Reise zwischen Paris und Riga bei der 
Benutzung dieser Schnellzugverbindung trotz günstigster An- 
schlüsse rund 60 Stunden dauern. 


Der Eisenbahnbetriehb 
ersten Augustwoche ohne Stö- 
rungen abgewickelt werden. Der andauernd niedrice Rhein- 
wasserstand, die Wirkungen der Sanktionen auf den Warenum- 
lauf, die Schwierigkeiten in der Wagenbedienung im oberschlesi- 
schen Gebiet, die beschleunigte Abgabe der gebauten Wagen an 
die Entente und der wesentlich erhöhte Versand von Wiederher- 
stellungskohlen nach- Italien haben den Wagenumlauf weiterhin 
ungünstig beeinflußt. Alle diese Umstände führten dazu, daß 
in der Wagengestellung für Brennstoffe und andere Güter ge- 
ringe Ausfälle nicht vermieden werden konnten, trotzdem die 
Zufuhr .öffener, leerer Wagen aus dem Zuführungsgebiet zur 
Ruhr mit allen Mitteln betrieben wurde, und der Güterverkehr 
am Sonntag, dem 14. August, aufrechterhalten wurde. Auch die 
Beilegung des Heizerstreiks der Rheinschlepper hat bisher auf 
den Verkehr in den Rhein- und Ruhrhäfen nur ganz geringe 
Wirkung ausgeübt. Die wesentlich erhöhten Anforderungen an 
bedeckten Wagen für Kali, Frühkartoffeln und Auslandsgetreide 


Be Zur Verkehrslage im Ruhrbezirk. 
im Ruhrbezirk konnte in der 


Neben einer weiteren Ver- | 


hatten auch Ausfälle in der Gestellung von Wagen dieser 
Gattung zur Folge. Für Kohlen, Koks und Briketts wurden in 
der ersten Augustwoche im arbeitstäglichen Durchschnitt ein- 
schließlich der nachträglich bestellten. Wagen 20 146 Wagen (ge- 
rechnet zu je 10 t) angefordert. Gestellt würden arbeitstäglich ° 
durchschnittlich 19811 Wagen (Höchstgestellung am 2. August 
20281). In dem gleichen Zeitraum des Vorjahres betrug die 
Durchschnittsgestellung 18178 Wagen. Die Kipperleistung in 
den Duisburg-Ruhrorter Häfen sank unter 
dauernd ungünstigen Wasserverhältnisse auf dem Rhein weiter 
von 15705 auf 13782 t im täglichen Durchschnitt der Arbeits- 
woche. Ebenso blieb der Gesamtumschlag in den Kanalhäfen 
der Zeche mit 21026 t nicht unerheblich gegenüber dem "zz 
gebnis der Vorwoche zurück, 


— Zahlung gegen Frachtbriefduplikat. In nn be- - 
steht vielfach die Übung, beim Kauf Zahlung gegen Fracht- 
briefduplikat zu vereinbaren, um eine Sicherheit zu haben, daß 


die gekaufte Ware vor Zahlung des Kaufpreises zum Versand 


gebracht ist. Die Handelskammer zu Berlin hat jetzt die be- 
teiligten Kreise darauf aufmerksam gemacht, daß derartige Ver- 
kaufsabschlüsse wegen der vielfachen Fälschung der Frachtbrief- E 
duplikate eimerseits nicht unbedenklich für den Käufer sind und 
andererseits eine Erschwerung für die Abfertigung der Sen- 
(dungen dann mit sich bringen, wenn zur Veerbilligung der Fracht- 
kosten sowohl im Interesse des Absenders als auch des Emp- 
fängers Sendungen im Sammelverkehr der Spediteure auf der 
Eisenbahn oder auf dem Schiffahrtswege wbgefertigt werden 
sollen, da in diesem Falle es nicht möglich ist, einen auf den 
Empfänger ausgestellten Duplikatfrachtbrief oder ein Duplikat- 
konossement beizubringen. 
empfohlen werden, sich in anderer Weise vor Schaden dadurch 
zu- sichern, daß man sich entweder eines Vermittlers (Spediteur 
oder Bank) bei der Einziehung des Kaufpreises und Aushändi- 
gung der Ware bediene oder aber die Ware gegen Nachnahme 
reisn lasse. 5 


— Ankauf eines Sanatoriums für Zwecke eines Kranken- und 3 
Genesungsheims. . Die Eisenbahnbetriebskrankenkasse Stutt- 
gart hat am 1. April d. J. das Sanatorium Elisabethenberg im 
Remstal erworben, um es als Leichtkranken- und Genesungsheim 
für ihre Kassenmitglieder zu betreiben. Bestimmungsgemäß soll 
es in erster Linie zur Unterbringung von Leichtkranken (Ner- 
ven-, Gemüts-, Magen- usw. Kranken, Blutarmen usw.) dienen, 
dann aber auch für von schwerer Krankheit Genesende und 
schließlich für Erholungsbedürftisge. Zufolge Beschluß der Kas- 
senorgane sollen ‚aber auch — soweit Platz vorhanden — in 
Württemberg verwendete Beamte der Reichsbahn- und Reichs- 
postverwaltung gegen Bezahlung der Selbstkosten Aufnahme 
finden. Das Heim liegt unweit des Bahnhofs Waldhausen, links 
von der Remsbahnlinie Stuttgart—Nördlingen. Es ist bisher als 
physikalische und diätetische Kuranstalt für Nerven-, Stoffvrech- 
sel- und Innerlichkranke betrieben worden, besitzt also alle 
hygienischen Einrichtungen, insbesondere für Hydro- und Blek- 
trotherapie, wie es auch für Freiluftkuren geschaffen ist. 3 

Das Anwesen — 375 m über dem Meere liegend — hat eine - 
prächtige, sonnige - und sehr ruhige Lage, ist staub- und nebel- 
frei. Gegen Norden bieten die anschließenden "Wälder mit ihrem 
hohen und starken Baumbestand den nötigen Windschutz, die 
Tannenforsten des Welzheimer (‚Schwäbischen‘) Waldes gehen 
sogar in die Parkanlagen des Sanatoriums unmittelbar über; 
seine Lage entspricht somit hinsichtlich der klimatischen Ver- 
hältnisse allen wesentlichen Erfordernissen, die für eine solche 
Kuranstalt ins Auge gefaßt werden müssen.- Viele Spaziergänge 
— meist eben — ermöglichen es auch in den anstoßenden Par- 
tien des „Schwäbischen Waldes“ den Patienten, sich in ozen- 
reicher Luft zu ergehen. Die unmittelbare Nähe der Bahn, ver- 
möge der auch in kurzer Zeit die Städte Lorch und Schorndorf 
erreichbar sind, bieten für den Betrieb und den Besuch der An- 
stalt unschätzbare Vorteile, auch können die hauptsächlichsten 
Lebensmittel und namentlich Milch fast ausschließlich aus den 
benachbarten Bauernhöfen und Orten bezogen werden. Von der 
Terrasse sowohl, als von den Zimmern des Sanatoriums aus hat 
man sehr hübsche* Aussicht ins Remstal auf- und abwärts: 
namentlich ist der Blick von hier auf Lorch, sein Kloster und 
die dahinter liegenden Höhenrücken der Alb bezaubernd. Das 
zur Anstalt gehörende Gelände hat einen Flächeninhalt von über 
3% ha. Im Norden schließt sich an das, ‚Anstaltsgebäude ein 
Luftbad mit Turn- und Spielplatz nebst Kegelbahn an. Ein 
eroßer Gemüsegarten und einige Äcker versorgen die Anstalt in 
der Hauptsache mit den nötigen Kichengewächsen und SOnStEEEHEe 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen. = 

Das Anstaltsgebäude selbst stellt in seiner Frontlänge von 
52 m einen dem Landschaftsbild gut angepaßten Bau dar, der den 
in Württemberg (und im Reich) für Krankenanstalten Geier ei 
fenen behördlichen Bau- usw. Vorschriften in jeder Beziehung 


‚entspricht, namentlich ist auf ausgiebige Licht- und Luftzufuhr 


dem Einfluß der 


Bei solchen Serdungen könne nur 
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Ein Bau Bedacht genommen worden. Die Zimmer, deren Böden 
‘alle mit Linoleum belegt sind, haben hohe Fenster und genügen- 
F8 ‚den Luftraum für den einzelnen Insassen; Holzrolläden schützen 
- gegen die Sonne und. die Zentralheizung gegen die Kälte im 
- Winter. 

Im Hochparterre sind die Den une 
1 Frühstückszimmer, 1 Lesezimmer, 1 Musikzimmer, 1 Billard- 
und Spielsaal und 1 Rauchzimmer. In dem Speisesaal, der im 
Bedarfsfall durch» den Billardsaal mittels einer Rollwand ver- 

erößert werden kann, können bis zu 75 bezw. 150 Personen 

- bequem untergebracht werden, im Musikzimmer 
= u gel von Ibach, während im Lesezimmer Zeitungen und Bücher 

‚aller Art Gelegenheit bieten zur Unterhaltung auch bei schlech- 

tem. Wetter; im Billardsaal steht ein Dorpfelder Billard und 

- sind mehrere Karten-, Domino- und Schachspiele und dere]. auf- 
—  gelest. Im ersten und zweiten Stockwerk befinden sich die 

Zimmer für die Kurgäste (von denen die meisten Balkons — 

zum Teil mit Glasverschluß — haben), und im Zwischenstock 
die Baderäume, getrennt für Männer und Frauen. Alle Bade- 
räume sind hell und freundlich und mit weißer Fließenbeklei- 
dung der Wände und Böden versehen. Zur Abgabe gelangen 
‚daselbst auch Sauerstoff-, Kohlensäure-, Sol- und Fichtennadel- 
_  bäder, Douchen, Voll- und Teilbäder, Kasfen-; Heißluft- und 
Eben. sowie elektrische Glühlichtbäder nebst Handmassage. 
Ein Luftlicht- und Sonnenbad (mit Wasserbassin und Turnge- 
-_ räten nebst Kegelbahn) ermöglicht Freiluftkuren, denen Terrain- 
- kuren- sich anschließen können. . Zwei Liegehallen bieten im 
- Park Gelegenheit für entsprechende Kuren, die auch u. U. in 
- den Loggien der Speisesäle vorgenommen werden können. Für 
den Arzt ist 5 Minuten vom Hauptgebäude entfernt, innerhalb 
des Anstaltsareals eine Villa vorhanden mit 12 Zimmern: an sie 
ist der Wasserturm, an den das Wasser von unten mittels zweier 

E durch einen elektrischen Motor und einen hydrau- 
iischen Widder — von zwei Seiten her — hinaufgeschafft wird, 
angebaut. Der für Licht- und Kraftzwecke benötigte elektrische 
Strom kommt von den „Neckarwerken“ in Altbach; das Kabel 
 endigt im Erdgeschoß, -wo der hochgespannte Drehstrom durch 
einen Transformator von 440 auf 120 Volt Spannung umge- 
- wandelt und dann nach den Verbrauchsstellen geleitet wird. 
- Mehrere Motore dienen dem Antrieb von maschinellen Einrich- 
tungen (Waschmaschine, Eisbereitungsmaschine usw.). Das Ab- 
wasser, sowohl von den Aborten, als den Küchen- usw. Einrich- 
_ tungen wird durch eine biologische Kläranlage geführt. 

Was die innere Ausstattung anbelangt, so sind neben Beach- 
tung der praktisch-wirtschaftlichen, hauptsächlich die hygieni- 
schen Gesichtspunkte maßgebend: gewesen, überall ist den Zim- 
mern( fast alle sind nur für eine Person bestimmt) der Cha- 
rakter behaglicher Wohnlichkeit aufgedrückt. In 12 Patienten- 
 zimmern ist das Mobiliar aus nußbaum-satinpoliertem und in 15 
aus weißlackiertem, z. T. auch aus Eichenholz; die übrigen 
- Zimmer sind mit z. "T, weiß-, z. T. braunlackierten Eisenmöbeln 

ausgestattet. Kleiderkästen, Wasch- und Nachttische, Tische mit 

_ einigen Stühlen und fast überall Liegestühle (Chaiselongues 
oder Divans) bilden die übliche Ausstattung. 
Die Anstaltsleitung ist unter Aufsicht des Vorstandsvor- 
sitzenden einer Oberschwester übertragen, der eine Wirtschaf- 
_ terin zur Seite steht. Für die ärztliche Behandlung und Lei- 
tung ist der Bahnarzt von dem benachbarten Lorch. der-wöchent- 
‘ lich dreimal die Anstalt besucht, gewonnen worden. Ein Ma- 
schinist. ein Gärtner, eine Oberköchir, ein Krankenwärter (zu- 
gleich Badewärter und Masseur) und ein Hausbursche sowie 
einige Zimmermädchen nebst den sonst nötigen Küchen- und 
Hilfspersonen vervollständigen den Personalbestand. 

Vom Bahnhof Waldhausen führt ein bequemer Zickzack- 
Fußweg in 20 Minuten zum Sanatorium hinauf; das Gepäck wird 
auf Wunsch vom Bahnhof abgeholt, da wegen des einen größe- 
E: Eee bildenden Fahrwegs die Anstalt auch ein Fuhrwerk 

esitzt. 
2 Wegen ziemlich umfangreicher Instandsetzungsarbeiten — das 
Sanatorium war während des Krieges als Lazarett verwendet — 
konnte kürzlich erst die Inbetriebnahme erfolgen. Zuvor fand 
— am 29. Juni — eine kleine Eröffnungsfeier statt, an der außer 
Mitgliedern des Kassenvorstands und Ausschusses auch Vertre- 
ter von Staats- und Gemeindebehörden, der Landesversiche- 
rungsanstalt usw. teilnahmen. Alle Teilnehmer sprachen sich 
hochbefriedigt über die praktische und schöne Ausstattung des 
_ Heimes, ebenso wie über dessen Umgebung aus. In seiner men- 
- schenfreundliche Denkungsart und soziale Empfindung ausstrah- 
lenden Ansprache wünschte zum Schluß der Präsident der Eisen- 
_ bahngeneraldirektion Stuttgart dem Unternehmen. das er als 

Stätte der Fürsorge und Nächstenliebe“ pries, den besten Er- 

folg und erfreuliches Gedeihen. 
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—  Geheimrat Felix Herrmann 7. Am Juli d. J. ist. der 
Wirkliche Geheime Öberregierungsrat Felix Herrmann, der 
bekannte langjährige Tarifreferent des preußischen Ministeriums 
der öffentlichen Arbeiten nach kurzer, schwerer Krankheit in 


steht ein Flü- 


ı Malente-Gremsmühlen, wo er mit seiner Familie Erholung suchte, 
| im 66. Lebensjahre gestorben. Felix Herrmann ist am 17. Ja- 
nuar 1856 in Berlin geboren. Nach Vollendung seiner juristischen 
Studien trat er im Jahre 1882 in Magdeburg in die Eisenbahn- 
verwaltung ein und wurde nach mehrjähriger Beschäftigung beim 
Betriebsamt der Magdeburg-Halberstädter Eisenbahn am 8. Sep- 
tember 1890 Regierungsrat und am 18. Mai 1891 Direktionsmit- 
glied. In gleicher Eigenschaft war er später bei den Direk- 
tionen Bromberg und Münster tätige und kam am 15. Dezember 
1898 zur Eisenbahndirektion Berlin, wo er das Tarifdezernat 
übernahm und zugleich die Bearbeitung der Geschäfte der Vor- 
sitzenden Verwaltung der Ständigen Tarifkommission. In dieser 
Tätigkeit zeichnete sich H. durch seine Tüchtigkeit derart aus, 
daß er am 1. Dezember 1903 als Tarifreferent in das Ministerium 
der”öffentlichen Arbeiten berufen wurde, wo er bis zu seinem 
"Übertritt in den Ruhestand am 1. Juli 1914 gewirkt hat. Er war 
einer ıder. hervorragendsten Kenner des (deutschen Tarifwesens 
und der ‚deutschen volkswirtschaftlichen Verhältnisse und hat im 
Ministerium auf die Gestaltung der Tarifpolitik einen maßgeben- 
den Einfluß ausgeübt. Seine bedeutenden Leistungen haben denn 
auch allseitige Anerkennung zsefunden, die in der Verleihung 
heher Ordensauszeichnungen — im Jahre 1913 erhielt er den 
Roten Adlerorden II. Klasse mit Eichenlaub — äußeren Aus- 
druck gefunden hat. Im Jahre 1907 wurde er zum Geheimen 
Oberregierungsrat, im Jahre 1914 zum Wirklichen Geheimen 
Oberregierungsrat ernannt. Als während des Krieges infolge ‚der 
zahlreichen Abordnungen hoher Beamter zum Militärdienst und 
(der an das Ministerium herantretenden außergewöhnlichen Auf- 
gaben ein Mangel an geeigneten Kräften eintrat, folgte H. dem 
Ruf des Ministers und stellte seine Kräfte dem vaterländischen 
Dienst wieder zur Verfügung. Vom 6. Dezember 1916 bis 
31. März 1919 übernahm :er wieder seine Referententätigkeit. 

Mit seinem endgültigen Ausscheiden beendete H. eine lange 
erfolgreiche und für unser Staatseisenbahnwesen ungemein wert- 
volle Tätigkeit. Er besaß neben tiefen und umfassenden Kennt- 
nissen, insbesondere auf dem Gebiet des Tarifwesens, eimen 
scharfen, kritischen Verstand und eins gewandte Feder, der die 
Eisenfachwissenschaft zahlreiche gediegene und viel beachtete 
Abhandlungen verdankt. Auch für die Zeitung (des Vereins 
deutscher Eisenbahnverwaltungen war er ein geschätzter Mit- 
arbeiter. Noch kurz vor seinem Tode hat er ihren Inhalt durch 
scharfsinnige, längere Besprechungen des Sax’schen Werkes be- 
reichert. Die Zeitung wird ihn schwer vermissen. Vermissen 
werden ihn aber auch vor allem .die zahlreichen Freunde und 
Verehrer, die er sich im Laufe seines Lebens erworben hat. 
Hinter einer manchmal etwas spröden Außenseite und zuweilen 
sarkastischem Humor verbarg er eine große Herzenszüte, die 
alle erfahren haben, die ihm nähertreten (durften. Bei der 
Eisenbahndirektion Berlin war ihm auf Anordnung des Ministers 
die Überwachung der Ausbildung der jungen Assessoren über- 
tragen, und wir erinnern uns voller Dankbarkeit der Zeit, wo 
er uns nicht bloß so manches aus (dem reichen Schatz seines 
„Wissens mitgeteilt hat, sondern uns auch ein stets wohlmöllender 
und verständnisvoller Berater war. 

In seinen Mußestunden fand der Verstorbene Zeit, seine künst- 
lerischen Neigungen und Fähigkeiten zu pflegen. Er war ein 
feinsinniger Musiker, der sich nicht nur als außerordentlich 
guter Kenner der Werke der Tonkunst, sondern auch als aus- 
übander Künstler und tüchtiger Orchesterdirigent auszeichnete. 
Der bildenden Kunst brachte er gleichfalls ein reges Interesse 
entgegen. Die wertvolle Sammlung von Werken hervorragender 
Maler, die er sich im Laufe der Jahre erworben hat, zeugt von 
einem feinen und liebevollen Verständnis. Gerade die Viel- 
seitigkeit seiner Kenntnisse und Interessen kennzeichnete. ihn 
als eine außergewöhnliche Persönlichkeit. 

Der Tod dieses ausgezeichneten Mannes hinterläßt nicht nur 
für seine Familie, sondern auch für seine Freunde und Berufs- 
genossen und für die Verwaltung, der er angehört hat, eine 
schmerzliche Lücke. Sein Andenken wird von allen, die ihn 
kannten, in hohen Ehren gehalten werden! v.R. 


5 Österreich. 

— Tariferhöhungen, Eisenbahnbetriebsreglement. Eine Ver- 
ordnung (des Bundesministeriums für “ Verkehrswesen vom 
4. August 1921, betreffend vorübergehende Änderungen. des 
Eisenbahnbetriebsreglements, setzt unter anderem die für das 


Inkrafttreten von Tariferhöhungen oder anderen Erschwerungen 
der Beförderungesbedingungen festgesetzte Frist von zwei Mo- 
naten auf vierzehn Tag herab. Die Vorschrift, daß die Fahr- 
karte den Fahrpreis angeben muß, wird hinsichtlich der aus be- 
stehenden Vorräten zur Ausgabe gelanzenden Fahrkarten vor- 
übergehend außer Kraft gesetzt. Die geltenden Fahrpreise sind 
in dem vorgeschriebenen Tarifauszuge zuzüglich der Fahrkarten- 
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steuer in einem Betrage anzugeben und der Tarifauszug neben 
dem Fahrkartenschalter auszuhängen. Jedes Gepäckstück muß 
die genaue und dauerhaft befestigte Adresse des Reisenden 
(Name, Wohnort, Wohnung) sowie den Namen der Aufgabe- und 
Bestimmungsstation tragen. Nicht - derartig sgekennzeichnetes 
Gepäck kann zurückgewiesen werden. Weiter enthält die Ver- 
ordnung (die Abänderung der Strafbeträge bei Gepäck- und 


Güterbeförderung, die durchschnittlich um (den zwanzigfachen - 


Betrag erhöht werden. Die Verordnung tritt am 1. September 


1921 in Kraft. 


— Güterverkehr mit Italien über Postumia-Postojna-Adelberg. 
Vom 15. August d. J. an werden wöchentlich zweimal ab Wien- 
Matzleinsdorf nach Triest jeden Dienstag und Freitag und in der 
Gegenrichtung ab Triest nach Wien-Matzleinsdorf wöchentlich 
vorläufig einmal jeden Donnerstag beschleunigte direkte Güter- 
züge mit Fracht von und nach Italien, insbesondere Triest, über 
Postumia geführt werden. Diese Güterzüge werden in der Rich- 
tung nach Italien unter dem Kennwort Lloyd A, in der Richtung 
von Italien unter dem Kennwort Lloyd B geführt; ‚die ‚Beförde- 
rungsdauer beträgt von Wien nach Triest 63 Stunden, in der 
Gegenrichtung 55 Stunden. Diesen Zügen werden grundsätzlich 
nur solche Wagen beigegeben, deren Frachtbriefen die zur Aus- 
tritts-, Durchfuhr- und Bintrittsbehandlung erforderlichen Zoll- 
papiere vollständig beiliegen, so daß ein Abstellen in der Grienz- 
station Leibnitz, Marburg oder Postumia vermieden bleibt. Die 
Frachtbriefe dnürfen einen Antrag des Absenders auf Zollabfer- 
tigung (Schlußabfertigung) in der italienischen Grenzstation 
Postumia nicht enthalten; es sind demgemäß nur Anträge auf 
Zollabfertisung beim Zollamt der Bestimmungsstation oder in 
einer Unterwegstation, die nicht Grenzstation ist, zulässig. Die 


Begleitung der diesen Zügen beigegebenen Sendungen ist unter- 


sact, wogegen die Anlegung von Schlössern “oder Wagenver- 
schlüssen „Rekord“ erlaubt ist. Die italienischen Staatsbahnen 
werden dafür Sorge tragen, daß Sendungen nach und von Triest, 
die mit diesen Zügen rollen, von Verkehrsbeschränkungen, die 
Triester Bahnhöfe betreffend, befreit bleiben. 


— Änderung einiger Diensttitel der Bundesbahnbeamten. Der 
Bundesminister für Verkehrswesen hat gemäß dem Beschlusse 
des Ministerrates vom 1. Juli d. J. folgende Anordnungen ge- 
troffen: 

1. Den Bundesbahnbeamten des ebemaligen Satuts I mit dem 
Diensttitel Zentralinspektor wird statt dieses Diensttitels der 
Titel Hofrat zuerkannt. 

2. Die Oberbundesbahnräte und Rundesbahnräte erhalten je 
nach ihrer Vorbildung die Titel Oberbahnrat. bzw. Bahnrat oder 
Oberbaurat bzw. Baurat. 

3. Für Bundesbahnbeamte des ehemaligen Status Ila mit der 
für Vermessungsbeamte vorgeschriebenen Vorbildung werden die 
Diensttitel' Oberinspektor bzw. Inspektor in Obervermessungsrat 
bzw. Vermessungsrat abgeändert. 

Ferner ist durch Verordnung des Bundesministers für Ver- 
kehrswesen auf Grund eines Beschlusses des Ministerrates für 
die Vorstände der Bundesbahndirektionen der Diensttitel Präsi- 


dent der Bundesbahndirektion, für deren Stellvertreter der 
Diensttitel Vizepräsident der Bundesbahndirektion eingeführt 
worden. ; 


— Die Haftung der Gepäckaufbewahrungsstellen. Im Sommer 
1919 hinterlegte Fräulein H. auf dem Wiener Westbahnhof 
einen Reisekorb, der ihre gesamte Ausstattung enthielt. Die 
Besitzerin der Gepäckaufbewahrungsstelle stellte ihr den 
Hinterlegungsschein Nr. 966 aus. Unmittelbar vorher hatte 
ein Betrüger seine mit Zeitungspapier gefüllte Aktentasche 
hinterlegt und den Schein Nr. 960 erhalten. Wenige Minuten, 
nachdem sich Fräulein H, entfernt hatte, erschien der Be- 
trüger wieder, der mittlerweile seinen Schein Nr. 960 in Nr. 966 
gefälscht hatte, mit einem Handwagen, behob den Reisekorb des 
Fräuleins und verschwand mit diesem. Die Besitzerin der 
Gepäckaufbewahrungsstelle , verwendete nun den gefälschten 
Schein Nr. 966 ein zweitesmal, als bald nachher ein Schneider 
aus Linz sein Gepäck hinterlegte. Am Nachmittag. desselben 
Tages wies Fräulein H. 


erhielt statt ihrer wertvollen Ausstattung den‘ Koffer des 
Schneiders, der auf den gefälschten Schein Nr. 966 hinterlegt 
war. 


Dieser Sachverhalt fand in einem durch zwei Jahre geführten 
Rechtsstreit sein Nachspiel. Nach der ständigen Rechtsprechung 
des Obersten Gerichtshofes haftet die Bahn für den vollen 
Wert der in den Gepäckaufbewahrungsstellen hinterlegten 
Stücke nur dann, wenn 
Verschulden zur Last fällt. Im vorliegenden Falle aber war 
die Fälschung so sehr gelungen, daß selbst die gewiegtesten 
Kriminalbeamten den echten Schein nur mit größter Mühe von 
dem gefälschten unterscheiden konnten. Der Anwalt der 


ihren echten Schein Nr. 966 vor und’ 


ihren Angestellten ein auffallendes . 


Klägerin behauptete, daß ein ren solchen Grades in 
besondere darin zu erblicken sei, daß die „Gattung’ im Scheine - 
nicht ausgefüllt worden sei, obwohl die genaue Ausfüllung 
ieder einzelnen vorgedruckten Spalte des Scheins nach den 
inneren Dienstvorschriften den Angestellten der Gepäckauf- 
bewahrungsstellen ausdrücklich zur Pflicht gemacht worden 
sei. Der Vertreter der Finanzprokuratur verwies darauf, daß 
die fraglichen Spalten niemals ausgefüllt werden, und daß die 
Haftung der Eisenbahn laut Aufdrucks auf der Rückseite des 
Scheines ausdrücklich auf den Betrag von 100 K für 1 Gepäck- 
stück beschränkt sei. Durch die’ vorbehaltlose Annahme des 
Scheines gebe der Hinterleger sein Einverständnis mit dieser 
aftungsbeschränkung kund. Der klägerische Anwalt wies eine 
Reihe von Hinterlegungsscheinen vor, aus denen sich ergab, ° 
daß die Spalte „Gattung“ in allen Fällen ordnungsgemäß aus- ° 
gefüllt war. Das Handelsgericht erblickte in der Unterlassung 
der Ausfüllung dieser Spalte ein grobes Verschulden und er- 
kannte auf Verpflichtung der Bahn, den dem Fräulein H. zu- 
gefüsten Schaden zu ersetzen. IR 


— Die Kohlenversorgung. Aus Zeitungssmeldungen entnehmen 
wir: In Fachkreisen sind die Ansichten über «die voraussichtliche 
Gestaltung des Koßlenmarktes im kommenden Herbste geteilt. 
Infolge der Zustände in Oberschlesien werden Stockungen in‘der 
Zufuhr nach Österreich befürchtet, die sich für die Kohlenver- 
sorgung besonders im Winter geltend machen könnten. Diese 
Befürchtungen werden jedoch in Bergwerkskreisen nicht voll 
geteilt. Allerdings könnte eine abermalige Unterbrechung der 
oberschlesischen Steinkohlenzufuhren Österreich in Verlegenheit ° 
bringen. Bei der heutigen internationalen Kohlenlage aber könnte 
auch eine solche Möglichkeit nur die Preisfrage und die Güte 
der Kohle berühren. In der Tschecho-Slowakei herrscht Kohlen- 
überfluß, und es wird auch seine Freigabe der ersten Marken für 
die Ausfuhr angestrebt, Ostrauwer Koks soll im Preis weiter er- 
mäßigt werden, um die außerordentlichen Koksbestände aus dem 
Ostrauer Gebiet endlich wegzubringen. - Die österreichische 
Industrie hat sich schon bisher mit Kohlen verschiedener Her- 
kunft reichlich eingedeckt. Wenn tschechische erste Marken in 
größeren Mengen für die Ausfuhr frei werden, werden auch 
unsere Bahnen nicht in Verrlegenheit geraten. Nur der Haus- 
brand. wird sich voraussichtlich nicht genügend mit hochwertiger | 
Kohle — und das wäre in erster Linie die für den Hausbrand 
am besten geeignete oberschlesische Steinkohle — versorgen 
können. Allerdings müssen die meisten Verbraucher die außer 
Kontingent bezogenen Kohlen aus der Tschecho-Slowakei, Polen 
usw. erheblich teurer bezahlen als die im ‚gewöhnlichen Wega 

zugewiesene deutsche Kohle. Daß wir heuer bereits erheblich 
besser mit Auslandkohle versorgt sind als im Vorjahre, zeigen 
auch die Zahlen über unsere ‚Kohleneinfuhr. Hiernach hat 
Österreich im ersten Vierteljahr 1921 aus dem Auslande 1062045 
Tonnen Kohle und Koks gegen nur 751 300 .t in der gleichen Zeit 
des Vorjahres bezogen. In ıden letzten Wochen ist freilich di 
oberschlesische Kohle ausgeblieben, es wurden jedoch Ersatz- 
mengen aus der Tschecho-Slowakei, aus dem- Saarrevier usw. 
hereingebracht. Der Ausfall im zweiten Vierteljahr 1921 dürfte 
sonach der Menge nach gegenüber .den Lieferungen in den ersten 
drei Monaten des laufenden Jahres nicht bedeutend gewesen sein. 
Dagegen mußte diese Ersatzkohle teuerer bezahlt werden. Ein 
erfreuliches Anzeichen für die Besserung unserer Brennstoffver- 
sorgung ist es auch, daß die neu gegründeten deutschösterreich 
schen Brikettfabriken bereits hochwertige Briketts, aus heim: 
scher Kohle hergestellt, auf den Markt bringen. Diese Briketts | 

eignen sich auch. vorzüglich zu Heizzwecken. = 


- — Von den Wiener städtischen Unternehmungen. Gelegent- 
lich der Budgetdebatte im Wiener Gemeinderat berichtete Vize- 
bürgermeister Emmerling, daß infolge der eine Viertelmilliarde | 
verschlingenden Eisenbahntariferhöhungen neuerdings eine 
Steigerung der Gas- und Elektrizitätstarife notwendig werde, 
daß man aber von der beantragten Einführung von Staffel-- 
tarifen mit Rücksicht auf die Bemessungsschwierigkeiten Ab- 
stand zu nehmen gezwungen sein werde. Daß der Ertrag der 

Nebenerzeugnisse der Wiener Gaswerke jenen aus der Gas 
abgabe um 130 Millionen Kronen übersteige, deute auf die vollste 
Ausnutzung aller Einrichtungen, und es sei sogar zelungen, 
‚bis 40 Wagen solcherart gewonnenen Schwefels auf den inlän- 
dischen Markt zu bringen. Auch die städtischen Elektrizität: 

werke mit ihren Überlandzentralen Ebenfurt und Zillingsdorf, 
deren Förderung von 80 bis 90 auf täglich 150 bis 160 Wagen 
gesteigert wurde, arbeiten befriedigend. Von 40 Millionen Kilo- 
wattstunden Kraft- und 80 Millionen Lichtstrom verbrauchten 
die elektrischen Straßenbahnen allein 50 Millionen Kilowatt- 
stunden. Eine Steigerung der Stromerzeugung könnte auch” 
ohne Wasserkraftwerke ebenso leicht wie iene der Gaswerke 
erfolgen, die von 170 Millionen bis 300 Millionen Kubikmeter 
unschwer durchführbar wäre. Die Bemühungen, in der nächsten 
Umgebung Wiens Kohle zu finden, waren erfolgreich, und man 
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"kam bei den Bohrungen in dem nächst Wien an der Aspangbahn 
- gelegenen Maria-Lanzendorf auf Erdgas mit einem Heizwert 
-von 9000 Wärmeeinheiten. Man gibt sich der Hoffnung hin, 
dort auch Rohöl zu finden. Allerdings ist es fraglich, ob sol- 
ches‘ auch für die Petroleum- und Benzinerzeugung verwendbar 
sein würde. Nächst Göding während des Krieges gemachte, 
anfänglich erfolgverheißende Bohrversuche hatten später zu 
einer Enttäuschung geführte Auch in Wien ist bei einer 
Leistung von 52 Millionen Wagenkilometer und der Beförderung 
von 255 Millionen Fahrgästen, seit der im Jahre 1917 be- 
- Kilowattstunden umfassende Stromersparnis eingetreten. Wie 
überall spielen auch bei den Wiener städtischen Straßenbahnen 
& die Personalkosten, die von 30 Millionen Kronen im Jahre 
1913/14 nun auf 2 Milliarden gestiegen sind, eine bedeutende 
| _ Rolle. Gegenüber einer durchschnittlichen Steigerung der Ma- 
& terialkosten auf das 200fache, wird die Erhöhung des Tagesfahr- 
— preises auf nur das 35fache geschätzt. So muß ein Gebarungs- 
3 ‚abgang von 46 Millionen Kronen veranschlagt werden. Der als 
+ Ergänzung des Straßenbahnverkehrs eingeführte Kraftstell- 
— wagenbetrieb -wird trotz eines Ausfalles von 6% Millionen 
Kronen aufrechterhalten. IrER. 


— Hofrat Dr. Alfred Kaizl 7. In Gmunden ist kürzlich der 
ehemalige Generaldirektor der Südbahngesellschaft Hofrat Dr. 
‚Alfred Kaizl im Alter von 82 Jahren gestorben. Kaizl, der un- 
 sefähr vier Jahrzehnte lang im Dienste der genannten Bahn 
- £estanden hat, leitete in einer schwierigen Zeit mit großer Um- 
sicht deren finanziellen Dienst und wurde später auch mit der 
obersten Führung des administrativen Dienstes betraut. Als 
im Jahre 1907 Generaldirektor Dr. Eger von seinem Posten 
zurücktrat, wurde Dr. Kaizl zu seinem Nachfolger bestellt und 
bekleidete diesen Posten bis zur Ernennung des gegenwärtigen 
Generaldirektors Dr. Wieeber. 


S + Tschecho-slowakisches Gebiet. 


= — Schnellzüge Prag-Budapest-Belgrad. Sei#s dem}. Jul 
besteht eine tägliche Schnellzugverbindung zwischen Bodenbach- 
- Karlsbad und Prag-Belgrad über 
‘ Diesen Zügen sind Schlafwagen zwischen Karlsbad und Belgrad 
(bzw. Konstantinopel), Speisewagen zwischen Preßburg und Bel- 
— grad, Durchlaufwagen I. und II. Klasse zwischen Bodenbach und 
Belgrad angeschlossen. Diese Schnellzüge erhalten in Belgrad 

tägliche ‚direkte Verbindung mit dem Expreßzug Konstantinopel- 
Sofia und Athen-Saloniki und zurück. 


 —_ Güterverkehr mit Südslawien. Der Zentralverband der 
-  tschecho-slowakischen Industriellen hat mit Unterstützung des 
" tschecho-slowakischen Eisenbahnministeriums und des Außen- 


_ des Gütertransports aus der Tschecho-Slowakei in geschlossenen 
Zügen nach Südslawien übertragen. Diese Züge rollen zur Ab- 
-  fertigung einmal wöchentlich direkt nach Marburg, Agram und 
Belgrad. Für Begleitung und möglichst schnelle Verzollung in 
Südslawien wurde Vorsorge getroffen. Die Transporte dürften 
fünf bis sechs Tlage laufen. £ 


Ungarn. 


— Regelung des Zustellens der Wagen auf offener Strecke. 
Nach einer Verordnung der Direktion der ungarischen Staats- 
bahnen wurde betreffend Zustellens der Wagen auf offener 
Strecke folgende Maßnahmen getroffen: Wenn das Zustellen der 
Wagen auf Wunsch der Parteien auf die innerhalb 500 Meter — 
gerechnet von der äußersten Weiche der Station — gelegene 
offene Strecke durch Lokomotiven erfolgt, so werden die Be- 
dingungen der Beförderung und (die Gebührenberechnung von 

Fall zu Fall festgestellt. Insofern aber die Parteien mit Be- 
- willieung der Bahnverwaltung die Wagen auf die bis 500 Meter 
— gerechnet von der äußersten Weiche der Stationen — ge 
 legene offene Strecke durch eigene Leute hinausschieben lassen, 
so wird an Aufsichtsgebühren 60 K. je Wagen erhoben, Diese 
Bestimmungen sind auf den Linien der ungarischen Staatsbahnen 
- und auf den im Betriebe der ungarischen Staatsbahnen stehenden 
Lokalbahnen gültig. 


— Wagenausbesserungsarbeiten für Südslawien. Die unga- 
rischen Staatsbahnen haben seiwerzeit mit der südslawischen Re- 
- gierung einen Vertrag über Ausbesserungen von südslawischen 
"Lokomotiven und Wagen abgeschlossen. Diese Arbeiten sind 
- bereits soweit fortgeschritten, daß das aufgebesserte roliende 
Material zum größten Teile zur Ablieferung bereitgestellt ist. 


sonnenen Auflassung von Haltestellen eine mehrere Millionen - 


Brünn-Preßburg-Budapest. 


handelsministeriums an sechs Speditionsfirmen die Organisation | 


angestellten. 


Die ungarische Regierung ist im Sinne der Abmachung berech- 
tigt, für das Zweifache des Betrages in südslawischen Kronen 
zu begünstigten Preisen Lebensmittel einzukaufen. 


— Güterverkehr zwischen Ungarn und Italien. Vor kurzem 
haben Beratungen der beteilisten Eisenbahnverwaltungen über 
die Aufnahme des unmittelbaren Güterverkehrs zwischen den 
ungarischen und italienischen Stationen über österreichische 
Linien stattgefunden, 


— Die Lage der ungarischen Fabrikindustrie und die Ver- 
kehrsfrage. Der Bund der Ungarischen Fabrikindustriellen 
hielt. unter Vorsitz des Magnatenhausmitgliedes Dr. Franz 
Chonin eine Sitzung ab, in der Dr. Max Fenyö ausführte, daß die 
Lage der Fabrikindustrie einer sehr schweren Zukunft entgegen- 
sieht, weil der Finanzausschuß alle Vorschläge der Industriellen 
abgelehnt hat, die die Vermögensablösung für die Privatfirmen 
einigermaßen erträglich gestaltet hätten. Hierdurch würde die 
Vermögensablösung dieser Unternehmungen derart erhöht, daß 
im Falle die Vorlage Gesetzeskraft erlangt, die Fabrikindustrie 
lahmgelegt und auch der Eisenbahnverkehr in Mitleidenschaft 
gezogen würde. Redner machte noch die Bemerkung, daß 
während durch den Finanzausschuß die Vermögensablösung des 
Grundbesitzes eingehend erwogen und mit den Interessenten er- 
örtert wurde, und der geplante Steuerschlüssel bereits namhaft 
herabgesetzt wurde, hinsichtlich der Privatindustrie bloß solche 
Veränderungen vorgenommen wurden, die die Lage dieser Unter- 
nehmungen in erheblichem Maße erschweren würden. Da mit 
der Frage der Vermögensablösung zugleich auch unser lahm- 
gelegter Eisenbahnverkehr eng verbunden ist, wurde in (der 
Sitzung beschlossen, die Aufmerksamkeit der Mitglieder der 
Nationalversammlung auf die. vorgebrachten Ausführungen zu 
lenken und Anträge auf Abänderung des Gesetzentwurfes über 
die Vermögensablösung zu stellen. 


— Die gegenwärtige Wirtschaftslage. Es besteht im Auslande 
die irrtümliche Ansicht, daß Ungarn infolge der territorialen 
Veränderung des Staatsgebietes, dem fast sämtliche Industrie- 
anlagen entrissen wurden, nunmehr auf seine ihm vierbliebene 
blühende Landwirtschaft angewiesen, ausschließlich als Aerarland 
sich betätigen muß. Demgegenüber unterliegt es keinem Zweifel, 
daß-die Lebensfähickeit des ungarischen Staates nicht nur von 
seiner landwirtschaftlichen Entwicklung, sondern damit Hand in 
Hand von der Neuorganisation seiner Industrie abhängt. Zum 
Wiederaufbau der Industrie bedarf Ungarn in erster Reihe der 
Rohstoffeinfuhr und selbstredend der Kohlenbeschaffuns, Ob- 
schon infolge der noch unseklärten oberschlesischen Lage die 
Ungarn zugesicherte Kohlenmenge aus diesem Gebiete nicht ein- 
geführt ‘werden kann, und die Verhandlungen über die Erwei- 
terung der Kohlenlieferungen aus Oberschlesien eine unliebsame 
Verzögerung erfahren haben, setzt Ungarn seine Hoffnung auf 
die Hilfe Deutschlands. 


— Regelung der Beförderung von lebenden Tieren auf den 
ungarischen Eisenbahnen. Nachdem (die Direktion ıder unga- 
rischen Staatsbahnen in Erfahrung gebracht hat, daß viele Sta- 
tionen die im Abschnitte VII des Eisenbahn-Tiertarifs ent- 
haltene Bestimmung, wonach mit einem Frachtbriefe außer 
lebenden Tieren sonstige Güter nicht zur Aufgabe gelangen 
dürfen, außer acht ließen, sah sich die Direktion der ungarischen 
Staatsbahnen veranlaßt, die Stationen auf die unbedingte Ein- 
haltung obiger Bestimmung hinzuweisen. Die Eisenbahnange- 


stellten wurden mit Nachdruck aufmerksam gemacht, daß in den 


bei Aufgabe von Tiersendungen ausgestellten Frachtbriefen 
andere Gegenstände selbst in dem Falle nicht aufgeführt werden 
dürfen, wenn ‘diese mit den Tieren in demselben Wagen ver- 
laden werden, vielmehr sind in solchen Fällen die Gegenstände 
unabhängig von (den Tiersendungen mit besonderem Frachtbrief 
aufzugeben. ° 


— Ein Dankschreiben des Handelsministers an die Eisenbahn- 
Handelsminister Ludwig v. Hegyeshalmy hat im 
Verordnungsblatte der ungarischen Staatsbahnen ein Dankschrei- 
ben veröffentlicht, in dem er den Leitern und dem Personal der 
Staatsbahnen seine vollste Anerkennung und seinen Dank aus 
dem Anlasse ausgedrückt hat, daß es der hingebungsvollen 
Opferwilligkeit, Ausdauer und dem Diensteifer der Eisenbahn- 
angestellten gelungen ist, nach dem Sturze der Proletardiktatur 
den lahmgelesten Eisenbahnverkehr wieder herzustellen. 


— Ungarn auf der Münchener Wasserstraßentagung. Auf der 


- Münchener Wasserstraßentagung wurde das ungarische Referat 


durch den königl. ung. Rat und Direktorstellvertreter der unga- 
rischen Fluß- und Seeschiffahrtsaktiengesellschaft Trebitsch vor- 
getragen, der über die Wirtschafts- und Verkehrsverhältnisse 
in Ungarn mit besonderer Berücksichtigung der Donau einen 
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lehrreichen Vortrag gehalten hat, dem wir folgende Mittei- 
lungen ‘entnehmen. Die Länge der mit Dampfschiffen befahr- 
baren Wasserstraßen Ungarns hatte vor dem Kriege 3502 km 
betragen. Der Schiffspark bestand aus 164 Dampfern und: 521 
eisernen Schleppkähnen sowie 150 hölzernen Schleppschiften. 
Mit diesem Schiffpark zusammen mit der österreichischen Donau- 
flotte wurde der 
gewickelt. 
12,5 Millionen Tonnen. Nach dem Krieg wurde Ungarn zum 
erößten Teil seiner Wasserstraßen beraubt und ihm seine Schiffe 
entrissen. Die Freiheit des Schiffverkehrs ist nach den Friedens- 
verträgen einseitig nur den Staatsbürgern der Entente zuge- 
sichert worden. Trotzdem hofft Ungarn, daß sich in den Entente- 
staaten die Erkenntnis Bahn brechen werde, auch Ungarn die 
freie Schiffahrt zu ermöglichen, damit auf der Donau der Wett- 
bewerb mit den Nachbarstaaten erfolgreich aufgenommen wer- 
den kann. 


— Freigabe des Verkehrs mit Mühlenerzeugnissen. Nach einer 
Regierungsverordnung wurde der Verkehr von Abfällen der Ge 
treidevermahlung und -schälung, ferner auch von sonstigen Fut- 
terzweecken dienenden industriellen Produkten und Abfällen frei- 
gegeben. Die Vorräte an Kleie können auch fernerhin nur nach 
Verfügungen der Kleiezentrale in Verkehr gebracht werden. 


— Die Ein- und Ausfuhrgebühren. Der Ministerrat hat be- 
schlossen, die durch das Güterverkehrsbüro des Handelsministe- 
riums für Ein- und Ausluhrbewillisungen erhobenen Gebühren 
entsprechend zu vermindern, zumal da Güter von geringerem 
Werte verhältnismäßig schwerer belastet sind. Insbesondere be- 
schloß ‚der Ministerrat, im Falle die Aus- und Binfuhrbewilligun- 
sen nicht benutzt werden, 80 % der bezahlten Gebühren zurück- 
zuvergüten. 


— Die Wassernot und die Budapester Straßenbahnen, Auf den 
Linien der Vereinigten Elektrischen Straßenbahnen ist jüngst eine 
Verkehrspause eingetreten, deren Ursache auf den Wassermangel 
in der Stromerzeugungsanlage zurückzuführen ’ist. Für die Zeit, 
bis die entsprechende Wassermenge zur Verfügung stand, mußte 
die Stromerzeugung ruhen, was eine Einstellung des Verkehrs 
für ungefähr zwei Stunden zur Folge hatte. 


— Hofrat Gottlieb Rau 7. Der 
Kohlenverteilung, Rau, ist plötzlich verschieden. Er hatte sich 
durch seine aufopferungsvolle Tätiekeit auf dem Gebiete der 
Kohlenverteilung mehrere Jahre hindurch besondere Verdienste 
erworben. Ihm ist es zu danken, daß in den Jahren der großen 
Kchlennot Ungarn stets mit Kohle versorgt war. Umso größer 
sind seine Verdienste, je mehr die inländische Kohlenversorgung 
mit großen Schwieriekeiten zu kämpfen hatte. Seine umfane- 
reichen Fachkenntnisse machte es ihm möglich, anläßlich der 
mit (den verschiedenen Ententekommissionen “geführten Ver- 
handlungen den Standpunkt Ungarns zu wahren. 


Regierungskommissar für 


Südslawisch es Gebiet. 


— Fahrpreisermäßigungen zum Besuch der Laibacher Muster- 
messe, Das Verkehrsministerium in Belgrad hat für die Be- 
sucher der Laibacher Mustermesse einen 50proz. Nachlaß von 
den Fahrpreisen der Personenzüge des südslawischen Eisenbahn- 
netzes bewilligt, der für die Hin- und Rückfahrt in der Zeit 
vom 6, August bis 1. September gilt. Die Fahrt darf nicht 
unterbrochen werden, und jeder Besucher muß sich mit dem vom 
Laibacher -Meßamt ausgestellten Ausweis und mit dem Messe- 
abzeichen, welche beide die gleiche laufende Nummer tragen, 
ausweisen. Wo, wann und zu welchen Preisen die Ausweise 
und Messeabzeichen verkäuflich sein werden, wird, wie das 
Handelsmuseum berichtet, noch verlautbart werden. 


Uebrige europäische Länder. 


— Notstandsmaßnahmen bei den schwedischen Staatsbahnen. 
Der gegenwärtige schwedische Reichstag bewilligte für 1921 einen 
Betrag von 9 Mill. Kr., die nach Verfügung der Regierung der 
Ausführung solcher Arbeiten zugeführt werden sollen, die der 
Bekämpfung (der Arbeitslosigkeit dienen können. Die Eisenbahn- 
direktion hat nunmehr solche Arbeiten in Vorschlag gebracht. 
Dabei wurden möglichst solche Arbeiten ausgesucht, die mög- 
lichst wenig Baustoffkosten 'erheischen, und deren Aufwendungen 
sich möglichst in Arbeitslöhne umsetzen. Weiter wurde daraüf 
gesehen, daß die Arbeiten auch wirklich nützlich sind und inner- 
halb der nächsten Jahre doch ausgeführt werden müßten. Unter 

den vorgeschlagenen größeren Arbeiten ist der Umbau der Sta- 


ganze- Verkehr von Regensburg bis Sulina ab- 
Der Jahresäurchsehnitt des Güterverkehrs betrug’ 


'Gasthäusern usw. 


tion Sävenäs mit 650 000 Kr., Fußgängertunnel in Huddinge mith 
172000 Kr., Weichen--und Signalsicherungsanlagen mit 175 000 
Kronen, Stationserweiterung in Malmö mit 225 000 Kr., die neue 
Staatsbahn Hällnäs-Stensele mit 1000000 Kr., der Umbau der 
Station Storvik mit 350000 Kr. enthalten. Zusammen werden 
3295000 Kr. verlangt; es sollen damit 168300 Tagwerke geleistet 
werden. Außerdem beabsichtig t die Eisenbahndirektion, einen 
Betrag von 1000 000 Kr. für eine neue Staatsbahn Forsmo-Hoting 
zu verlangen. 2 Dre 


— Reisegepäckversicherung auf den schwedischen Staats- 
bahnen. Der von den Reisenden inSchweden allgemein längst 
gehegte Wunsch, das Reisegepäck unmittelbar bei den Stationen 
versichern zu können, wird jetzt verwirklicht werden. Zwischen 
den schwedischen Staatsbahnen und der europäischen Waren- 
und Reise&epäckversicherung-A.-G. in Stockholm ist ein Ak 
men getroffen worden, dem sich auch (die schwedischen Privat- 
bahnen anschließen. Die Handhabung geschieht bei aufgegebenem 
Reisegepäck einfach ıderart, daß auf der. Rückseite des Reise- 
Sepäckscheines (die Versicherungsmarken im gewünschten Be- 
trage aufgeklebt und mit dem Datumstempel der Station vier- 
sehen werden. Die Gebühren sind sehr niedrig und machen für - 
jedes Tausend Kronen der V.ersicherungssumme nach einer Sta- 
tion innerhälb Schweden 1 Kr., innerhalb Norwegens, Dänemarks 
und Finnlands 2 Kr. und im übrigen Europa 5 Kr. aus. 


Die Versicherung von aufgegebenem Reisegepäck und Hand 
gepäck zusammen erfolgt mittels fertiger Versicherungsbriefe, 
die dem Reisenden auf Verlangen unmittelbar auszchändiei 
‚werden. Hierdurch wird das Reisegepäck sowohl während der 
Reisen und Beförderungen wie während des Aufenthaltes in 
gegen allen Schaden versichert, inbegriffen 
den Verlust einzelner Gegenstände durch gewöhnlichen Dieb- 
stahl. Die‘ Prämie macht 15 Kr. für 1000 Kr. Versicherungs 7 
summe aus. Die Versicherung gilt für eine Zeit bis zu 60 Tagen 
für Reisen innerhalb ganz Europas. Im Falle eines Schadens, 
(der sich im Auslande ereignet, kann die reisende Allgemeinheit 
dank den Verbindungen der Gesellschaft mit gleichartigen Ver- 
sicherungsgesellschaften des Auslandes auf schnelle Regelung des 
Schadens rechnen. Dr. Ss ? 


— Aligemeine Kearkene ersorgung der schwedischen Stan 
bahnen. Mit den neuen Entlohnungsvorschriften wurde die 
freie Krankenversorgung des Verkehrspersonals auf alle Be- 
amten, auch höheren Grades, ausgedehnt. Diese Maßnahme ist 
nunmehr Gegenstand heftiger Kritik und lebhafter Änderungs- 
vorschläge, und zwar auch auf Seiten der Ärzte. Die Verwal- 
tungen treffen mit einem oder mehreren Ärzten an jedem Orte 
Vereinbarungen über Ausführung der Krankenversorgung gegen 
einen Einheitssatz von im allgemeinen 10 Kr. Größere Orte, wie 
z. B. Stockholm, werden in Distrikte aufgeteilt mit je einem Arzt 
für die (daselbst wohnenden Angestellten. Jeder Angestellte ist 
also auf einen ganz bestimmten Arzt hingewiesen, wenn er den 
Vorteil der freien Behandlung genießen will. Aber auch wenn. 
er darauf verzichtet, muß ıer zu dem betreffenden Arzt gehen, 
sofern seine Krankheit Entbindung vom Dienst erheischt. Ein 
Zeugnis eines anderen Arztes gilt nämlich nicht. Die Folge ist, 
wie auch die Ärzte zugeben, eine etwas summarische Kranken- 
behandlung und die Ausschließung der freien Arztwahl. Dazu 
kommt, daß in den Fällen, in denen der Kranke vom Amtsarzt 
an einen Spezialisten verwiesen wird, (die freie, vom Entlohnungs- 
reglement vorgesehene Krankenversorgung nicht mehr verbürgt 
ist, und daß die von den einzelnen Verwaltungen in diesen Fällen 
gewährten Vergütungen verschieden hoch ausfallen. Der Reichs-- 
verband der Verkehrsanstalten will bei dier Regierung eine An 
rung vorschlagen. Dr. 8. 


— Der luxemburgisch-belgische Eisenbahnvertrag. Nach u 
wierigen Verhandlungen unterzeichneten Belgien "und Luxem- 
burg den Vorvertrag betreffend den Betrieb au? den luxem- 
burgischen Eisenbahnen. Wann. dieses vorläufige Abkommen 
durch ein endeültiges ersetzt werden wird, steht noch immer 
nicht fest. Einstweilen ist es aber möglich, sich ein Bild 
über diesen Eisenbahnvertrag zu machen, „wie er‘ später Aus- 
sicht hat, Wirklichkeit zu werden. Nach einer amtlichen Mit- 
teilung der luxemburgischen Regierung wird (bis zur Reglung. 
der ganzen Pisenbahnfrage durch ein Sonderabkommen) Belgien 
vorläufig den Betrieb der Wilhelm-Luxemburg-Bahn (nötigen- 
falls auch der Prinz-Heinrich-Bahn) sichern und die Jahres- 
rente im Betrage von 3 868400 Franken an die Wilhelm-Luxem- 
burg-Gesellschaft auszahlen. Weitere von Belgien zu zahlende 
Summen, betreffend die vom luxemburgischen Staat bisher fürs 
Teueruneszulagen aufgeworfenen Vorschüsse, haben nur vor- 
übergehenden Charakter. Der luxemburgische Staat soll mit % 
am Betriebsgewinn beteiligt werden, jedenfalls aber eine all- 
Jährliche Mindestsumme von 250000 Franken erhalten. Bis zum 
Ablauf des ersten Betriebsjahrs darf sich der luxemburgische 
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Staat-bis zur Hälfte und gegen eine entsprechende Kapital- 
einlage am Betrieb beteiligen. Die Gehälter werden nach dem 
_ luxemburgischen Eisenbahnerstatut ausbezahlt, wogegen Belgien 
die Befugnis hat, die daraus entstehenden Mehrausgaben durch 
_ einen Transporttarif zu decken, welcher höher ist, als der 
> belgische. Daß Belgien davon reichlich Gebrauch machen 
dürfte, ist um so wahrscheinlicher, als es auf diese Weise die 
belgische Industrie durch höhere Tarife gegen die luxem- 
" buregische schützen kann. Der belgische Staat stellt das rollende 
Material. Die belgische Verwältung stellt auch Luxemburger in 
die Brüsseler Zentralverwaltung ein, und zwar im Verhältnis 
zur Ausdehnung des Netzes. Ein abschließendes Urteil kann 
erst dann gefällt werden, wenn das Abkommen endgültig ist 
und gewisse Punkte aufgeklärt sind, die von ausschlaggebender 
- Bedeutung sind, Der ganze Zollunionsvorvertrag sollte in der 
- soeben verflossenen Woche der luxemburgischen Kammer zu- 
gestellt werden. 5 


—_ Eine französische Weltwasserstraße. — Die Provinz gegen 

- die Hauptstadt. Die vereinigten Handelskammern des Loire- 
beckens, nämlich Nantes, Tours, Blois, Limoges, Clermont-Fer- 
- rand, Nevers usw. haben dieser Tage bei Anlaß der Einweihung 
_ des neuen Hafens von Orleans wichtige Beschlüsse bezüglich 
- der Bewirtschaftung der Loire gefaßt. Die eine Resolution weist 
auf die ungenügende Verbindung des Loirebeckens mit dem 
übrigen Frankreich hin, welche Lage sich künftig infolge der 
_ Verwirklichung der Rhein- und Rhone-Projekte sowie des im 


Art. 361 des Friedensvertrages vorgesehenen Rhein-Maas-Kanals » 


noch wesentlich verschlechtern werde. Der Umstand so heißt 
es in der Entschließung, daß sich auf der Ostgrenze des Landes 
‚der größte Teil der industriellen Regsamkeit betätigt, verlangt 
> mit allem Nachdruck eine Verbesserung der Eisenbahnwerbindun- 
sen in der West-Ost-Richtung und die Verwirklichung der 
Wasserstraße der Loire, die ihrerseits wieder die Vervollkomm- 
mung der Seitenwasserstraßen nach sich ziehen wird und in 
kurzer Zeit ein Veerkehrsorgan von allererster Bedeutung werden 
würde. — Die andere Resolution verwahrt sich gegen den 
- Wasserentzug aus der Loire von täglich 1 Million Kubikmeter 
durch die Stadt Paris zu ihrer Versorgung mit Wasser, gemäß 
_ einem der , Regierung eingereichten Projekt. Diese Million 
Kubikmeter Wasser könnte künftig in gleicher Weise Verwen- 
dung finden, wie es für das Wasser der Rhone und des Rheines 
geplant ist, und dürfe daher der Loire nicht entzogen werden. 


? 
| 


2 Rhätische Bahn. Am 9. Juli wurde, wie der „Berner Bund“ 
e schreibt, auf der Rhätischen Bahn dieerstatausendpfer- 
dige elektrische Lokomotive dem Betriebe übergeben. 
Es sind von dieser ‚neuen Serie sechs Stick teils fertig, teils 
noch in Montage begriffen, die alle noch im Laufe dieses Monats 
betriebsbereit werden. Diese Maschinen sind besonders für die 
> langen Biergstrecken - Chur-Thusis-St. Moritz und Landquart-Da- 
vos gebaut worden. Sie vermögen bei einem Eigengewicht von 
"66 t von Chur bis Thusis 250 t, von Thusis bis St. Moritz 200 t, 
3 zwischen Landquart und Küblis ‚ebenfalls 200 t und von Küblis 
_ bis Davos 150 t Anhängelast zu fördern. Eine solche Loko- 
— motive erlaubt damit, auf den Steilrampen ein Zuggewicht zu 
ziehen, das bis zu 18 % größer ist, als das von zwei großen 
—- Dampflokomotiven von 9 t Gesamtgewicht geförderte. Außer- 
_ dem ist hierbei noch (die Fahrgeschwindigkeit auf der Steigung 
_ etwa 10 % höher als bei der Dampflokomotive. 
— Diese neuen Lokomotiven, welche gemeinschaftlich von der 
> A.-G. Brown, Boveri & Co. in Baden, der Schweiz. Lokomotiv- 
und Maschinenfabrik in Winterthur und der Maschinenfabrik in 
 Oerlikon gebaut wurden, bilden heute die leistungsfähigsten 
elektrischen Schmalspurbahn-Lokomotiven der Welt, 


3 —. Lettländisch-esthländischer -Durchgangsverkehr. Auf der 
Konferenz zu Reval am 21. und 22. Juli wurden folgende Grund- 
_ sätze vereinbart: 


ni 1. Einführung eines direkten Güterverkehrs unter Zugrunde- 
E lerung des Tonnenkilometers. 
* 2. Durchgehender Personen und Gepäckverkehr. 
- 3. Durchgehender Güterverkehr unter Zuerundelegung des 
z durchgehenden Frachtbrief- und Nachnahmeverfahrens. 
4. Die ‚Abrechnung erfolgt im gegenseitigen Verkehr auf der 
3 Grundlage des Goldfranken nach dem Londoner Börsenkurs 
2 am Verrechnungstage. 

5. Besondere“ Förderung des Personen- und Au geraurchesnes” 


verkehrs durch die Vertragsstaaten. p. 
20 Lettland. Nach dem lettländischen Regierungsorgan „Wal- 


en dibus Wehstnesis“ haben in Riga am 2%0. Juli die deutsch-lett- 
 Jändischen Verhandlungen u. a. über Eisenbahnfragen begonnen; 


3 ; 


auf deutscher Seite 


} ist Vertreter in 
Geh. Regierungsrat 


der Verkehrskommission 
Scholz vom 


Reichsverkehrsministerium. 
Sp. 


_ Sowjetrußland. Nach ‚„Ekonomitscheskajia Schisn“ vom 
17, Juli (in „Rul“ vom 31. Juli) hat die Außerordentliche Kom- 
mission des „Sownarkoms“ den Personalbestand auf den Eisen- 
bahnen durch sofortige Entlassung überflüssiger Arbeiter und 
Angestellter in der Weise vermindert, daß von 1290 000 Bedien- 
steten: 131 900 auszuscheiden haben, also rund 10 %. Geeignete 
Arbeiter sollen dabei nach Möglichkeit zurückbehalten werden. 

Nach der gleichen Quelle wird der Ausgabenetat des „Volks- 
kommissariats für Verkehrswesen“ für das 2. Halbjahr 1921 auf 
mehr als 347 Milliarden Rubel veranschlagt. Sp. 


> 


Fremde Erdteile. 


— Pennsylvania-Eisenbahn. Zum 75. Geburtstag dieser Bahn 
macht deren jetziger Präsident, Samuel Rea, Mitteilungen über 
die Entwicklung des Unternehmens, aus denen das „Arch. 1. 
Eisenbahnwesen" folgendes hervorhebt: 

Am 13. April 1846 wurde der Pennsylvania-Eisenbahngesell- 
schaft vom Staat Pennsylvania die Genehmigungsurkunde für 
den Bau einer Eisenbahn von Philadelphia nach Pittsburgh 
(rund 430 km) erteilt. Heute ist das Eisenbahnunternehmen 
eins der größten der. Welt; es hat eine Länge von 12.000 Meilen 
(19300 km), ein Anlagekapital von über 2 Milliarden Dollars mit 
140 000 Aktionären. Seine Linien führen durch 13 Staaten der 
Union und den Distrikt von Columbien, die Zahl der Bediensteten 
betrug im Oktober 1920 rund 279000 Mann. Der Fuhrpark setzt 
sich zusammen aus 7445 Lokomotiven, 271438 Güterwagen und 
6985 Personenwagen, von letzteren waren 4381 Stahlwagen. Die 
Pennsyivania-Eisenbahn bedient etwa den 8. Teil des gesamten 
Personen- und Güterverkehrs der Vereinigten Staaten von 
Amerika. Die fortschreitende wirtschaftliche Entwicklung des 
Unternehmens ist eine Folge der von Anfang an beobachteten 
stetigen Finanzpolitik. 

Die Eisenbahnen der Vereinigten Staaten befinden sich, wie 
der Präsident bemerkte, jetzt noch immer in einer sehr schwie- 
rigen Lage. Folgende Maßnahmen. wären geeignet, eine Besse- 
rung herbeizuführen: Gegenseitige Verständigung zwischen den 
Eisenbahnverwaltungen und ihren Bediensteten, angemessene Be- 
zahlung des Personals unter Berücksichtigung der finanziellen 
Lage der Eisenbahnen und der Bedürfnisse des Verkehrs, vollste 
Arbeitstätiekeit des Personals, angemessene Einnahmen (Tarife). 
Der. Präsident ersuchte am 75jährigen Geburtstag der Penn- 
sylvania-Eisenbahngesellschaft jeden Eisenbahnbediensteten so- 
wie das Publikum um Mitarbeit zur Aufrechterhaltung der bis- 
herigen gesunden Eisenbahnpolitik und der rühmlichen Tradi- 
ee des Eisenbahnunternehmens zum Wohl des ganzen Vater- 
andes. 


— Die Antafagosta-Eisenbahn hat für das Jahr 1920 über ganz 
außergewöhnliche Betriebsergebnisse zu berichten, die damit zu- 
sammenhängen, daß im Jahre 1920 1013491 t Salpeter gegen- 
über 230 217 t im Vorjahre gefördert worden sind, jedenfalls eine 
Folge der Wiederaufnahme des Friedensbetriebes in den Fund- 
stätten. Da die Strecke und die Betriebsmittel in gutem Zu- 
stande waren, hat es keine Schwierigkeiten gehabt. diesen außer- 
gewöhnlichen Verkehr zu bewältigen. Die Gesellschaft, deren 
Betrieb seit dem 1. Juli 1919 von der Chilenischen Nörd- 
lichenLängsbahn-Gesellschaft geführt wird, besitzt 
790 km Eisenbahn auf chilenischem und 520 km auf bolivischem 
Gebiet. Auf ersterem haben die Einnahmen von 1919 zu 1920 
um 92,62 %, auf letzterem um 20,91 % zugenommen; im ganzen 
betrugen die Einnahmen 2370079 £, d. h. 1023487 £ oder 
76,01 % mehr als im Vorjahre. Natürlich sind auch die Betriebs- 
ausgaben gestiegen. Die Zunahme betrug 733 244 £ oder 83,16 % 
eegen das Vorjahr; die Einnahmen erreichten damit den Betrag 
von 1614 959 £, so daß sich ein Betriebsüberschuß von 755 120 &£, 
d. s. 290243 £ oder 62,43 % mehr als im Vorjahr errechnet, ein 
Ergebnis, auf das die bei weitem größte Mehrzahl der Eisen- 
bahnen anderer Länder mit Neid blicken wird. Allerdings. ist 
dieses Ergebnis durch eine Erhöhung der Tarife um 12 bis 15% 
erreicht worden, doch ist diese Erhöhung sehr bescheiden im 
Vergleich zu denen, die bei anderen Bahnen vorgenommen WOrT- 
den sind. Die Vorzugs- und sonstigen Aktien der Gesellschaft 
sind im Jahre 1920 zusammengelegt worden; während früher 
eine Divide.de von 5 und 9 % auf sie verteilt wurde, ist nun- 
mehr eine Einheitsdividende von 7 % ausgeworfen worden, wo- 
zu bei einem Aktienkapital von rund 5 580 000 £ 390499 £ nötig 
waren. Zum Vortrag auf neue Rechnung blieben noch 285 206 £. 
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Allgemeines. 


— Die Sicherheit der Fahrgäste in eisernen Wagen. Einem 
Bericht der „ETZ.“ vom 23. Juni 1921 über einen im New-Yorker 
Eisenbahn-Verein gehaltenen Vortrag über Eisenbahnunfälle und 
Zusammenstöße entnimmt die „Ztschr. d. V. d. Ing.“ folgende, 
auf Grund einer Anzahl von Zusammenstößen und Unfällen fest- 
gestellte Beobachtung. 1. Das Untergestell der neuzeitlichen 
eisernen Personenwagen widersteht den heftigsten Zusammen- 
stößen. 2. Das Untergestell des auffahrenden Wagens über- 
klettert das Untergestell des angefahrenen Wagens und spaltet 
die Seitenwände weg. 3. Die Personenräume sind auch bei 
eisernen Waeen bisheriger Art nicht geschützt, wenn der auf- 
fahrende Wagen ein eisernes Untergestell hat, da dieses ver- 
hältnismäßig stärker und schwerer ist als der eiserne Wagen- 
kasten. 4. Die Verbindungen zwischen Seitenwänden und Dach 
sind nicht genügend widerstandsfähig. 
fahrenden Wagens wird zusammengedrückt; 
sind aber selten sehr groß. 

Eine genaue Bestimmung der bei einem Zusammenstoß auf- 
tretenden Kräfte ist praktisch unmöglich, doch können zwei 
Wirkungen annähernd festgestellt werden, -die einen Eindruck 
von der Heftigkeit des Zusammenstoßes geben, und zwar die 


die Zerstörungen 


Eindringungstiefe des Wagens und die Wegstrecke, die der 
stehende Zug fortgestoßen worden ist. 
— Eine hübsche Überraschung Die neue französische 


Bahnverwaltune von Elsaß-Lothringen benötigte sechs große 
Bohrmaschinen, wie man sie vor dem Kriege nur bei Lanz- 
Mannheim bekommen konnte. Man bat also naturgemäß die be- 
treffende Firma, ein Angebot zu machen; die Antwort traf, wie 
der „Deutsche“ berichtet, pünktlich ein: 60.000 Franken für eine 
Maschine. Dem Herrn Ingenieur principal ging das jedoch ge- 
een den Strich; er wollte, daß man die Maschinen entweder in 
Frankreich oder in einem alliierten Staate bestellen soll. Auf 
die gemachten Anfragen kamen nur aus England Angebote, und 
zwar verlangte die betreffende Firma 200 000 Franken für eine 
Maschine, 6 mal 200 000 gleich 1200000. Das störte aber den 
Herrn Ingenieur nicht, und die Maschinen wurden in England 
bestellt! — Als sie ankamen, wurde Befehl ausgegeben, daß 
die Maschinen nicht vor Ankunft der englischen Monteure auf- 
gestellt werden dürften. In allen Werkstätten befolgte man 
diese Anordnung, nur in Bischheim (Els.) nicht, wo man die 
Maschinen unbedingt benötigte. Man ging daran, sie zu- 
sammenzustellen, zog die verschiedenen Teile hoch, und als der 
erste große Block hech oben am Kran baumelte, blickten die 
Augen aller Arbeiter wie gebannt auf die darunter stehende 


Inschrift, die nicht etwa Stephanson-Sheffield oder Watter- 
mann-Manchester lautete, sondern — „Lanz-Mannheim!“ 


Rechtspflege. 


— Übernahme von Bauschäden durch Vertrag zwischen Eisen- 
bahnfiskus und Baufirma. Auf Grund eines mit der Preußischen 


Staatsbahnverwaltung abgeschlossenen Vertrages zwecks Erwei- 


terung der Anlagen des Staatsbahnhofs S. hat die Firma L. & Co., 
Aktiengesellschaft in H., in den Jahren 1915—1916 als selbstän- 
dige Unternehmerin Ausschachtungs- und Sprengarbeiten aus- 
geführt. Der Vertrag enthält die Bestimmung, daß die Bau- 
firma für alle bei der Bahnanlage entstehenden Schäden dem 
Fiskus gegenüber die Haftung übernimmt. Der Holz- 
händler J. und der Kaufmann V. behaupten nunmehr, durch die 
mit den Sprengungsarbeiten verbundenen Erschütterungen seien 
ihre in der Nähe gelegenen Grundstücke erheblich beschädigt 
worden. Sie verlangen im Wege der Klage Ersatz des durch 
Sachverständige zu schätzenden Schadens, den sie selbst auf 
5400 und 17000 M bemessen. Die Beklagte bestreitet, daß 
durch ihre Arbeiten eine Schädigung der Grundstücke ent- 
standen sei, und hält für die etwa entstandenen Schäden den 
Eisenbahnfiskus für . verantwortlich. Landgericht und 
Oberlandesgericht Köln haben den — mit Rücksicht auf 
die Verteuerung der Ausbesserungsarbeiten erhöhten — Klage- 
anspruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Das 
Reichsgericht hat das Urteil des Oberlandesgerichts mit 
folgenden Entscheidungsgründen bestätigt. 

„Es entspricht .der ständigen Rechtsprechung des Reichsgerichts, 
wenn das Berufungsgericht annimmt, daß dem Eigentümer, dem 
aus besonderen Gründen die Befugnis entzogen ist, Störungen 
seines Eigentums mit der Unterlassungsklage aus $ 1004 BGB. 
abzuwehren, als Ersatz hierfür ein Anspruch auf Erstattung des 
durch die Störung verursachten Schadens zugestanden werden 
muß, ohne daß hierzu der Nachweis eines Verschuldens erfor- 
derlich ist. Die sich aus diesem Anspruche ergebende Schadens- 
ersatzklage ist nicht bloß ein Ersatz der Unterlassungsklage, 


beruht auf dem Gedanken, daß, wer zugunsten der Allgemeinheit 


5. Das Ende des auf-. 


sächlich in Anspruch genommen wurde. 
‘ pflicht aber ist auf die Beklagte übergegangen, da sie nach der 


‘ Herstellung der Bahnanlage entstehenden Schäden dem Fiskus 
‚gegenüber 


‘dem Kläger eingelassen hat.“ (Akt.-Z. V. 373, 374/20. — 16.4. 


‘zu Fall gekommen, als er in einen über den erhöhte 


was den Streitpunkt unter den Parteien bildet, daß den Klä 


boten sei. 
vorderen Wagen nicht zulassen oder diese wie sonst üblich 
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so daß sie, wie diese, schlechthin gegen den Störer gerichtet 
werden kann, sondern der Schadensersatzanspruch gründet sich 
auf die Rechtsentziehung, die der beschädigte Eigentümer sich 
aus Gründen des öffentlichen Wohls gefallen lassen muß, und 


ein Recht aufopfert von dem, in dessen Interesse die Rechts 
ziehung geschieht und gebraucht wird, entschädigt werden mu 
Ob diese Entschädigungspflicht auch den Bauunternehm 
trifft, der die behördlich genehmigte Eisenbahnanlage auf Grun 
eines mit dem Eisenbahnunternehmer ahgeschlossenen Werkve 
trages herstellt .und hierbei störende Einwirkungen auf 
Nachbargrundstück verursacht, bedarf im vorliegenden Fal 
nicht der Entscheidung. In jedem Falle trifft sie den Eisenbahn- 
unternehmer als Konzessionsträger, da dieser durch die Ko 
zession am ehesten das Recht erhält, von dem benachbar 
Eigentümer die Duldung sonst unzulässiger Einwirkungen & 
das Eigentum zu verlangen, und in’ seinem Interesse auch von 
diesem Rechte Gebrauch gemacht wird. Deshalb lag auch im 
gegebenen Falle die Pflicht zum Schadensersatz dem Eisenbahn- 
fiskus ob, als bei den zur Herstellung der Bahnstrecke vorge- 
nommenen Sprengungen die Duldungspflicht des Klägers tat- 
Diese Entschädigungs- 


‚Feststellung des Berufungsgerichts die Haftung für alle bei der 


2 übernommen hat und diese Haftung auf die von 
ihr verschuldeten Schäden, für die sie ohnehin einzustehen hatte, 
nicht beschränkt gewesen ist. Eine solche Übernahme wirkt im 
Zweifel zwar nur unter den Vertragsparteien. Aber auch bei 
der Erfüllungsübernahme kann der Gläubiger ein unmittelbares 
Recht gegen den Übernehmer erlangen, wenn dieses in der Ab- 
sich der Beteiligten liegt (RGZ. Bd. 65, S. 167). Es ist des- 
halb rechtlich nicht zu beanstanden, wenn das Berufungsgericht 
die Ansicht der Beklagten, daß der Kläger aus dem Abkommen 
zwischen dem Fiskus und der Beklagten selber keine Rechte für 
sich herleiten könne, zurückweist und sich damit auf den Stand- 
punkt stellt, daß der Kläger aus dieser Verabredung tatsächlich 
ein unmittelbares Recht gegen die Beklagte gewonnen hat. Daß 
eine solche Regelung in der Absicht der Vertragsparteien ge- 
legen hat, geht auch daraus hervor, daß die Eisenbahndirektion 
in Saarbrücken in dem Schreiben vom 8. Januar 1916 den Kläg 
sofort an die Beklagte verwiesen hat und diese sich zunäch 
auch in Verhandlungen über den Schadensersatzanspruch m 


: ‘ M.-LE 
-— Haftung der Bahn aus Unfall beim Besteigen eines 
beiterzuges. Der Fabrikarbeiter B. aus Barmen-Bechacker ist 
am Morgen des 4. Juni 1919 auf dem Bahnhof Wichlinghausen 


Bahnsteig hinausgefahrenen Wagen des Zuge 
zu seiner Arbeitsstätte einsteigen wollte. ee 
. Das Landgericht Elberfeld hat seine Schadensers 
klage abgewiesen, dass Oberlandesgericht Düssel- 


dorf hat den Eisenbahnfiskus verurteilt, dem Kläger allen 


aus dem Unfall entstandenden Schaden zu ersetzen. Die Rev 
sion des beklagten Fiskus ist vom Reichsgericht mit fo 
genden Entscheidungsgründen zurückgewiesen wor- 
den: „Der Kläger wollte mit seinen Arbeitsgenossen in ei 
vorderen Wagen einsteigen, um hierdurch am Bahnhof Varı 
beck — seinem Ziel — schneller durch die Bahnsperre und 
die 10 Minuten entfernte J.sche Fabrik zu gelangen. Das Bert 
fungsgericht geht davon aus, daß wegen der Kürze des Bahı 
steies die vorderen Wagen auf dem freien Bahndamm halten 
und die. dort Einsteigenden das etwa 1 m über dem Erdbode 

befindliche Trittbrett der Wagen erklettern mußten. Ein Zu- 
rücksetzen des Zuges, so daß auch die vorderen Wagen noch 
innerhalb des Bahnsteiges blieben, sei nicht möglich gewesen. 
Das Berufungsgericht ist der Ansicht, daß sich hiernach d 
Unfall im Bereich der dem Eisenbahnbetrieb eigentümlic 
Gefahren und im ursächlichen Zusammenhang mit ihnen. 
eignet habe, daher ein Betriebsunfall nach $ 1 Hpfl.-G. vorlie 
Im Gegensatz zum Landgericht verneint das Berufungsgeri 


ein eigenes Verschulden treffe. Die Eisenbahn habe dem Pub 
kum sämtliche Wagen, auch die vorderen zur Verfügung & 
stellt und könne sich nicht darauf berufen, daß der Kläger 
einen hinteren Wagen hätte einsteigen sollen oder gar, 
das Betreten des Bahnkörpers außerhalb des Bahnsteigs v 
\ Solehenfalls hätte die Bahn ‘das Einsteigen in 


schließen sollen. Das sei nicht geschehen, jedenfalls nicht zur 
Kenntnis des Klägers gelangt. Im Gegenteil habe die Eisenbahn 
das Einsteigen in die vorderen Wagen geduldet, und die _ 
beiter hätten ein dringendes Interesse gehabt, gerade diese 
Wagen zu benutzen, um rechtzeitig ihre Arbeitsstätte zu er- 
reichen. Denn in Varresbeck seien über 1000 Personen ausge- 


u 
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tiegen, so daß die zunächst an der Sperre befindlichen Fahr- 
ste den Bahnhof um 8—10 Minuten früher verlassen konnten 
ls die hinten aussteigenden. Zudem sei der Kläger über 50 
Jahre alt und nicht so behend gewesen wie die jüngeren Arbei- 
er. Diese Ausführungen werden von der. Revision vergeblich 
ekämpft. Nach der Rechtspreehung des Senats gehören das 
Ein- und Aussteigen zu der Beförderung im engeren Sinne, und 
‘schon deshalb sind die Unfälle, die sich hierbei ereignen, als 
‚solche im Sinne $ 1 Hpfl.-G, anzusehen. Ohne Rechtsirrtum 
lehnt auch das Berufungsgericht ein Mitverschulden des Klä- 
sers ab. Zwar ist nicht entscheidend, daß die Eisenbahn die 
tzung der Wagen außerhalb des Bahnsteigs zugelassen 
‚hatte. - Denn dem Kläger war bekannt, daß in diese Wagen nur 
mit einiger Schwierigkeit und nicht ohne Gefahr zu gelangen 
war, und daß die hinteren bequem zu ersteigenden Wagen un- 
besetzt waren. Er hat also, wenn er die vorderen Wagen be- 
‚stieg, in gewissem Grade auf eigene Gefahr gehandelt. Dies 
gereicht ihm aber um deswillen nicht zum Verschulden, weil er 
‚ein dringendes Interesse hatte, rechtzeitig seine Arbeitsstätte 
zu erreichen, und hieran bei Benutzung der hinteren Wagen ge- 
‚hindert gewesen wäre. Die Revision war demgemäß zurück- 
'zuverweisen, jedoch, da der Beklagte nur nach Maßgabe des 
Haftpflichtgesetzes verurteilt ist, mit der entsprechenden 
Richtigstellung der Urteilsform.“ (Aktenzeichen: VI. 52/21. — 
7 5. 21.) RK. M.-L. 


 —_ Ersatz der Bahn für den Verlust amerikanischer Schoko- 
ade Einwand der Konfiskation wegen verbote- 
ner Einfuhr. Am 19. September 1919 sandten die Firmen T. 
und L. in Krefeld an die Firma J. in Oldenburg mehrere Kisten 
‘Schokolade. Auf dem Bahntransport Crefeld-Oldenburg sind 
‚die Kisten beraubt worden. Die Firma J. in Oldenburg hat 
‚deshalb gegen den Oldenburgischen Staat als Unternehmer der 
Eisenbahn Klage erhoben und. Schadensersatz im Betrage von 
5787 M aus dem Frachtvertrage. gemäß $ 456 HGB. verlangt. 


Landgericht und'Oberlandesgericht Olden- 
burg haben die Klage für berechtigt erklärt. Das Reichs- 
gericht hat die Revision des Beklagten zurückgewiesen und 
das Urteil des Oberlandesgerichts mit: folgenden Entschei- 
dungesgründen bestätigt: „Der Beklagte bestreitet - eine 
ee aus $ 456 HGB. nicht, macht nur geltend, 
‚der Klägerin sei ein Schaden nicht entstanden, weil die Schoko- 
lade der Konfiskation ohne Entschädigung unterlegen hätte. 
In Betracht kommen in dieser Beziehung die Verordnungen vom 
10. Januar 1917 und die dazu ergangenen Ausführungsbestim- 
mungen vom gleichen Tage, die Verordnung vom 22. März 1917, 
die Verordnung vom 2. September 1918 und die dazu ergange- 
Fe Ausführungsbestimmungen vom 15. Mai 1919, in Verbin- 
dung mit den Strafbestimmungen der SS 134 ff. des Vereinszoll- 
gesetzes. Hiernach wäre eine Konfiskation nur zulässig ze- 
"wesen gegenüber der Klägerin, wenn sie sich selbst an der ver- 
"botswidrigen Einführung unmittelbar oder mittelbar beteiligt und 
"ihr insoweit beim Erwerb die Gutgläubigkeit gefehlt hätte. Gegen- 
teiliges folgt auch hier nicht aus der Verordnung vom 22. März 1917 
um so weniger, als deren Voraussetzung, daß die Verfolgung einer 
"bestimmten Person nicht ausführbar war, bei der Klägerin 
"nieht zutraf. Beide Vorinstanzen erwägen in tatsächlicher Be- 
ziehung, da Beklagter es an jeder anderen Darlegung hat fehlen 
lassen, daß die Schokolade, bevor sie Klägerin von der Firma 
PD und L. in Crefeld erwarb, längst im besetzten Gebiet im 
"Verkehr und damit ihrer durch die verbotswidrige Einführung 
-erstrebten Bestimmung zugeführt gewesen sein könne, da. nichts 
dafür vorliege, daß die bei der Einführung vorgestellte Be- 
stimmung die gewesen sei, daß die Schokolade in das unbe- 
‚setzte Gebiet gelangen und damit erst die Einfuhr vollendet 
‚sein sollte. Gegen diese Erwägung läßt sieh, da Beklagter, was 
ihm obgelezgen hätte, es an jeder tatsächlichem näheren Dar- 
leeung hat fehlen lassen, rechtlich nichts einwenden. Bei solcher 
"Sachlage konnte die verbotswidrige Einfuhr auch schon vollendet 
‚sein, ehe die Lieferantin der Klägerin die Schokolade erworben, 
denn Beklagter hat auch nicht einmal darzuiegen vermocht — 
und aus der Eideszuschiebung folgt dies keineswegs —, daß 
‘etwa die Lieferanten der Klägerin die Schokolade verbotswidrig 
eingeführt hätten. Ebenso wenig hat Beklagter behauptet oder 
‘auch nur behaupten können, daß irgend eine Teilnahme der Klä- 
'gerin an der verbotswidrigen Einfuhr anzunehmen sei. Eine Be- 


\ 


 Bisenbahndirektion Münster (Westf.), Am 
1. September wird der links der Bahnstrecke Rheine-Quakenbrück 
zwischen den Stationen Freren und Fürstenau (Han.) neuerrich- 


Eröffnung von Stationen. 


1 re 


— OO 
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strafung der Klägerin auf Grund der angeführten Bestimmungen 


und folgeweise eine Konfiskation der Schokolade war daher 
nicht möglich, da nach den tatsächlichen Erwägungen des Ober- 
landesgerichts die verbotswidrige Einfuhr bereits im besetzten 
Gebiet längst abgeschlossen war, ehe Klägerin die Ware er- 
warb.“ - (Aktenzeichen I. 389/20. — 27. 4. 21.) RAM.“ 


Bücherschau. 


— Eisenbahnstationsverzeichnis (ehemals Dr.-Kochs Hand- 
buch) enthaltend die Stationen der Eisenbahnen Europas (mit 
Ausnahme der Eisenbahnen . Griechenlands, Großbritanniens, 
Portugals und Spaniens), unter Angabe der Adressen der Fisen- 
bahn- und Stationsverwaltungen, der Entfernungen der Statio- 
nen untereinander, ihrer Abfertigungs- und sonstigen Befugnisse 


im Eisenbahn-Güterverkehr sowie ihrer geographischen und 
politischen Lage. Nach amtlichem Material im Auftrage des 


Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen herausgegeben vom 
Geh. Oberregierunesrat Dr. von Ritter. 46. Auflage. _ Außer- 
dienstlicher :Vertrieb durch den Verlag von Barthol & Co., 
Berlin-Schöneberg, Bahnstr. 19/20. 

Die erste. Ausgabe nach dem Kriege dieses der Verkehrswelt 
allbekannten Handbuches ist nunmehr erschienen. Mit welcher 
Spannung diese Neuausgabe erwartet wurde, zeigen die zahl- 
losen Anfragen, mit denen der Verleger im Laufe der letzten 
Jahre bestürmt worden ist. Es waren zanz besonders die 
Kreise der Spediteure und größeren Verfrachter, die auf einen 
baldigen Neudruck des für sie unentbehrlichen und gerade in 
diesen Zeiten starker Umwälzungen auf dem Eisenbahngebiet 
doppelt- notwendigen Werkes drängten. Aber gerade angesichts 
dieser gewaltigen Verschiebungen der politischen und betrieb- 
lichen Grenzen, mußte der Herausgeber warten, bis ein gewisser 
Abschluß eingetreten war. Noch heute sind manche Grenzen 
noch unbestimmt, so daß die Neuausgabe nicht überall so 
lückenlos hergestellt werden konnte, wie man es hätte wünschen 
können: Nur der Fachmann: kann beurteilen, welche Fülle von 
Schwieriekeiten bei dieser Neubearbeitung zu überwinden 
waren, und welches Maß an Arbeit, Mühe und Nachdenken er- 
forderlich war, um dieses Werk herauszubringen, das so gut 
und vollkommen ist, wie es unter den derzeitigen Umständen 
nur sein kann. Die nächste Ausgabe soll die Lücken ausfüllen, 
die notgedrungen noch nicht vermieden werden konnten. 

In dieser Neuausgabe sind sorefältig alle Veränderungen bei 
den Stationen und Bahnlinien berücksichtigt, und es ist dem 
durch die Friedensverträge geschaffenen Zustande nach Mög- 
lichkeit Rechnung getragen worden. Besonders wertvoll ist 
diese Ausgabe dadurch, daß aus dem Verzeichnis die nach Tau- 
senden zählenden Stationsnamenänderungen zu ersehen sind. 
Bekanntlich haben die Staaten, denen ehemaliges deutsches, 
österreichisches und ungarisches Gebiet zugeteilt wurde, die 
Stationsnamen zeändert. Die Schwierigkeiten, die sich daraus 
ergeben haben, daß es bisher an einem Verzeichnis fehlte, aus 
dem diese Namensänderungen entnommen werden können, sind 
bekannt. In der vorliegenden Ausgabe sind nun diese Statio- 
nen sowohl mit ihrer neuen Bezeichnung, unter nachricht- 
licher Angabe der alten, als auch mit ihrer alten Bezeichnung, 
unter nachrichtlicher Angabe der neuen Bezeichnung aufgeführt; 
z. B. 1. Bohumin (Oderberg) — mit den üblichen Angaben — 
2. Oderberg siehe Bohumin. 

Wir sind überzeugt, daß das Stationsverzeichnis in dieser 
Ausgabe, trotz der erwähnten Lücken, dem dringenden Bedürf- 
nis der Verkehrswelt entsprechen wird! 


Berichtigu nz. 


In dem Aufsatz: „Betriebsdienstliche Beobachtungen auf einem 
Gemeinschaftsbahnhof“ in Nr. 31 $, 591 fg. d. Ztg. befinden sich 
einige Druckfehler. Es muß dort heißen: auf S, 591, 1. Spalte; 
Zeile 5 von oben „betragen“ statt „betrugen“; auf derselben 
Seite, 2. Spalte, Zeile 10/11 von oben „Schiebemaschine“, statt 
„Schiebemaschinen“ und auf 8. 59, 2. Spalte, Zeile 8 von oben 
„100 Achsen“, statt „1000 Achsen“. 


- Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


tete Bahnhof IV. Klasse Settrup für den Personen-, Gepäck-, 
Expreßgut- und Wagenladungsverkehr eröffnet werden. 
Bundesbahndirektion Wien-Nordost. 
Am 11. August d. J. ist die an der Bahnstrecke Gänserndorf- 
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Marchegz zwischen der Haltestelle Weckendorf und der Station. 
Stripfine für 


Oberweiden gelegene Haltestelle 


sonenverkehr und die Stückgutauflieferung 


eröffnet worden. 
Rundschreiben der Geschäftsf. Verw. 


Amtliche Bekanntmachungen. ee 


sind erlassen worden: 
Nr. III. 232 vom 9. August d. J. an sämtliche Vereinsverwal- ! 14. 


den Per- 


ohne Abfertigung 


August d. J.). 


1. Nachruf. 


® 


Am 5. d. Mts. verschied in Bremen, wo er im Ruhestande lebte, der 


Geheime Baurat &ottfried Claasen 


im hohen Alter von 83 Jahren. 


Seit 1866 im maschinentechnischen Dienste der Cöln-Mindener Bisenhahn- 
gesellschaft und seit 1881 im preußischen Staatseisenbahndienste, zuletzt von. 
1888 bis 1905 als Vorstand des Eisenbahnwerkstättenamtes in Osnabrück tätig, 
hat der Verstorbene vermöge seines vielseitigen Wissens und seiner großen 


Erfahrungen in verdienstvoller Weise gewirkt. 


Seinen zahlreichen “Unter- 


gebenen war er allezeit ein wohlwollender Vorgesetzter. 
Sein Andenken wird bei uns und allen, die ihn kannten, in hohen Ehren 


bleiben. 


‚Münster (Westf.), den 13. August 1921. 


(765) 


Der Präsident 
und die höheren Beamten des Eisenbahndirektionsbezirkes. 


2. Eröffnung von Stationen. 


Am 1. September 
Bahnstrecke 


wird der links der 
Rheine - Quaken- 
brück zwischen den Stationen 
Freren und Fürstenau:: (Han) 
neuerrichtete Bahnhof IV. Klasse 
Settrup für den Personen-, Gepäck-, 
Expreßgut- und : Wagenladunssverkehr 
eröffnet werden. 

Zur Bedienung des Verkehrs werden 
daselbst folgende Züge anhalten: 

In der Richtung: 
1. 


von Rheine nach Quakenbrück: 


Zug Nr. 691 Settrup ab 8.9 v. 
NE ROIT 5 „u b2rabar: 
3, ” 693 Er) ” 3. al n. 
$ 2699 3 3 1080,0: 
ae ‚8201 E ee 
938203 \ SE NEE 
II. 
von Quakenbrück nach Rheine: 
Zug Nr. 694 Settrup ab 6.4 v. 
a9 = »..12.29-9; 
ID ge RL SH BET: 
Er E2) 698 ” „ 8.488 n. 
„ ER) 8204 „ ” 4.14 n. 
8208 73n 


Münster (Westf.), 8 . August 1921. 
isenbahndir ektion. (764) 


3. Güterverkehr. 


Mitteldeutsch-südwestdeutsceher Güter- 
verkehr. 

Am 22. d. Mts. werden die badischen 

Stationen Bermatingen-Ahausen und Hil- 


zingen in den ordentlichen Tarif auf- 

genommen. (767) 
Erfurt, den 15. August 1921. 
Eisenbahndirektion: 


Wechselverkehr Sachsen-Württemberg, 
Tarifheft 11B. 

Am 1. Oktober, 1921 wird die bisher im 
Bayerisch-Württembergischen Gütertarif 
enthaltene Station  Franzensbad in den 
obenbezeichneten ‘Verkehr einbezogen, 
womit unwesentliche Frachterhöhungen 


für Kies und Sand. 


verbunden sind. Das alsbaldige In- 
krafttreten der Erhöhungen gründet sich 
auf die vorübergehende Änderung des 
S 6 der Eisenbahn-Verkehrsordnung. 
(R.-G. Bl. 1914, S. 455). Näheres ist aus 
unserem Verkehrsanzeiger und dem 
Tarifanzeiger der ehemalig preußisch- 
hessischen Staatseisenbahnen zu ersehen. 

Dresden, am 12. August 1921. (766) 

Eisenbahn-Generaldirektion, 
als geschäftsführende Verwaltung. 


Ausnahmetarif für die regelmäßige 
Beförderung von Milch vom 1. Juli 1921 
(Tiv. 2a). 

Mit Wirkung vom 10. September 1921 
scheidet die Elmshorn-Barmstedt- Oldes- 
loer Eisenbahn aus dem Ausnahmetarif 

für Milch aus. 

Auskunft geben die beteilisten Güter- 
abfertigungen sowie das Auskunfts- 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 

Berlin, den 10. August 1921. (758) 

Eisenbahndirektion- 


Gemeinschaftliches Heft CIb (Stations- 
tariftafeln usw.) — Tiv. 200. 

Die durch Bekanntmachung im Deut- 
schen Reichs- und Preußischen - Staats- 
anzeiger, Nr. 155 vom 6.7. 21, dritte 
Zentral - Handelsregister - Beilage, Ab- 
schnitt 12 eingeführte Ermäßisung des 
Frachtzuschlages (von 8 3 auf 55 8 
für 100 kg) im Versand von Capellen- 
Lauersfort gilt nicht nur für Baukies 
und Bausand, sondern allgemein 


am 15. August 1921 erscheinende Num- 
mer des Tarifanzeigers. Auskunft, geben 
auch die beteiligten Güterabfertigungen 
sowie das Auskunftsbüro, hier, Bahnhof 
Alexanderplatz. £ (757) 
Berlin, den 9. August 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Gemeinsames Heft A für den Wechsel- 

verkehr deutscher Eisenbahnen unter- 

einander sowie für den Staats- 
Privatbahn-Güterverkehr — Tiv. 200. 
Mit Gültiekeit vom 15. September 1921 


Näheres enthält die 


und . 


tateeı; betr. die Niederschrift Nr. 74 des Wagenausschusses (ab- 
gesandt am 14. August d. J.). & 
Nr. III. 237 vom 12. August d. J. an sämtliche Vereine 
tungen, betr. die Niederschrift des Gemischten Ausschusses für 
die Ausgestaltung des Teer Ausschusses (abgesandt a am 


geben auch die 


die 


- Weiterbeförderung 


‘ bahnen angewendet. 


wird unter den Zuschlareffeien für ein- 
zelne Bahnen für den Verkehr mit den 
an der Schmalspurstrecke der Kerke 
bachbahn gelegenen Stationen eine Z 
schlagsfrist von 1 .Tag für Eil- und 
Frachtgut nachgetragen. 
Die Zuschlagsfrist ist gemäß $ 2 Be, 
EVO. genehmiet. Das alsbaldige In- 
krafttreten der Erhöhungen gründet 
sich auf die vorübergehende Änderung 
des S 6 der Eisenbahn-Verkehrsordnung 
(R.-G.-Bl. 1914, Seite 455). — Auskunft 
beteiligten Güterab- 
fertigungen 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. 
Berlin, den 10. August 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Mitteldeutsch-Bayrischer Güterverkehr. 
Am 20. August 1921 tritt der Nach- 
trag 17 in Kraft. Er enthält neue Ent- 
fernungen- für die Station Hüttenrode- 
und z. T. geänderte Entfernungen für‘ 
übrigen Verbandsstationen der 
Halberstadt - Blankenburger Eisenbahn. 


Näheres durch die ‚beteiligten -Güter- 

abfertigungen. - (760) 

Erfurt, den 8. August 1921. SR 
Eisenbahndirektion. 


stelle Keitum (Sylt) über Hoyer be- 
stehenden direkten Frachtsätze nebst 
zugehörigen Bestimmungen werden vom 

3 


15. Oktober 1921 ab aufgehoben. Im 
Frachtbrief ist gegebenenfalls künftig ‘ 
vorzuschreiben: Westerland (Sylt), zur 
mit der Kleinbahn 
nach Keitum. & CIE 
Altona, den 6. August 1921. ze 
Eisenbahndirektion, E 
zugleich namens der Verbands- 3 
verwaltungen. ° SE 


Anhang» zu den badischen Wechsel 
gütertarifen. E 
Mit Gültigkeit vom 20. August 1921 
wird der Anhang auch im Verkehr von 
und nach Stationen ausländischer Eisen- 


(763) 


Karlsruhe, den 10. August 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


4. Personen- und Gepäckverkehr. 


Mit Genehmigung der Landesaufsichts- 
behörde werden ab 15. September d. J. 
die Sätze für Expreßgut im Binnen- 
Personen-Gepäcktarif, Teil II, erhöht. ä 


- Die Erhöhung beträgt in einigen Ver 


bindungen bis zu 122 %. # 

-Nähere Auskunft erteilen unsere 
Dienststellen. 

Die verkürzte Veröffentlichungsfrisb. 
gründet sich auf die vorübergehende 
Änderung des $ 6 der Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung. (762) 

Neuruppin, den 11. August 1921. 5 

Direktion der Ruppiner Eisenbahn. 
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Berlin, den 25. August 1921. 


LXI. Jahrgang. 


_ Farbensinnprüfung. 
- Vorschläge zur Verhinderung von Ver- 
kehrsstockungen und zur Beschleuni- 


gung des Wagenumlaufes im Ruhr- 


revier. 
Die Verladung von größeren Fässern. 
Wagenstandgeld bei Fristüberschreitun- 
gen infolge Verwiegungsanträgen. 
-Unwirtschaftliches im‘ Ermittlungsver- 
fahren. ; 
Einführung von Fahrgeldzuschlägsn 
während der Winterzeit. 


* Nachrichten. 


Deutschland: Hauptversamm- 
lung und 75. Jubiläum des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen. — 
Eröffnung von Eisenbahnstrecken. — 


Inhalt: 


schen Berlin und München. — Die 
Danziger Eisenbahnen an Polen. — 
Keine Freifahrt für Abgeordnete im 
Saargebiet. — Der letzte Verwal- 
tungsbericht der württembereischen 
Verkehrsanstalten. — Die Verkehrs- 
lage im Ruhrgebiet. — Eisenbahner- 


heim für den Direktionsbezirk - 


Essen. — Kleintier- und Gartenbau- 
Verbandsausstellunge. —  Exzellenz 
Hoff. — Personalnachrichten. 


Österreich: Vorkehrungen für den 


gesteigerten Reiseverkehr im Sep- 
tember. — Fahrkartenausgabe für 
Messezüge. — Werbeanzeigen auf 
Eisenbahnfahrkarten. — Verband 
der : österreichischen . Lokalbahnen 


und Kleinbahnen. — Südbahn. — 


Donauverkehr. — Eine -Heldentat 
zweier Eisenbahner. 


Räumung der Baranya. — Freigabe 
von Zuckersendungen. — Personal- 
nachrichten. 


Übrige europäische Länder: 


Die dänischen Bahnen im Betriebs- 


“ jahre 1919/20. — Motorwagenverkehr 


auf kleineren Strecken und Automo- 
bilverbindungen der schwedischen 
Staatsbahnen. —  Luftverbindung 
Stockholm -Reval-Riga. — Öberst 
H. L. .Etienne. — Eine neue Luft- 
linie Genua-Stockholm. — Italienische 
Verkehrspläne. — Ausbau und Elek- 
trisierung der spanischen Eisen- 
bahnen. — Neuordnung des engli- 
schen Eisenbahnwesenss — Eng- 
lischer Reiseverkehr nach dem Fest- 
land.-— Von den Eisenbahnen Ruß- 
lands. 


Mißbräuchliche- Benutzung von Mo- Ungarn: Aufhebung der Erhöhung Allgemeines. 
natskarten. — Eisenbahn-Fundord- des Wagenstandgeldes. — Fahrpreis- Rechfenries 

nung. — Sperrung des Güterverkehrs erhöhungen auf den Staatsbahnen. — SEREIDIFSS: 
nach Kiel. — Beilegung des Casseler Die Erziehungs- und Verpflegungs- Bücherschau., 
Eisenbahnerstreiks. — Paßkontrolle anstalten der Staatseisenbahnen. — 


[: auf der Strecke Lauenburg-Danzieg. 
-  — Starker Schlafwagenverkehr zwi- 


Die Lage der Wagenbewohner. — 
Verkehrsmaßnahmen aus Anlaß der 


Amtliche Mitteilungen. 
Amtliche Bekanntmachungen. 


Farbensinnprüfung. 


Von Öberregierungsrat Pfeiffer in Erfurt. 


Schon sehr früh bediente man sich im Eisenbahnwesen far- 
biger Lichtsi@nale, aber erst sehr spät erkannte man die große 
Gefahr, welche hiermit verbunden ist, weil ein beträchtlicher 
Prozentsatz aller Menschen einen mangelhaften Farbensinn be- 
- sitzt. Auf diese Gefahr wurde man erst aufmerksam, als Holm- 
green im Jahre 1875 die Farbensinnstörung eines Eisenbahn- 
betriebsbeamten als die Ursache eines schweren Eisenbahn- 
unglücks bei Lagerlunda in Schweden nachgewiesen hatte. Die 
Mängel des Sehorgans in bezug auf die Farbenempfindung, 
welche bisher wenig studiert worden war, gewannen jetzt eine 
große Bedeutung im Interesse der öffentlichen Sicherheit und 
wurde eingehender untersucht. 

Zum Verständnis des Folgenden sei hier, ohne weiter auf die 
Farbensinntheorien einzugehen, erwähnt, daß man Farbenblind- 
heit und Farbenschwäche unterscheiden muß. Die Farbenblind- 
heit ist entweder, was selten vorkommt, eine totale — der damit 
Behaftete kennt nur Helligkeitsunterschiede, keine Farbenunter- 
schiede, er sieht alles grau in grau, etwa wie ein photographi- 
sches Bild — oder eine partielle, bei der nur die Empfindung für 
bestimmte Farben fehlt. _Man unterscheidet die Rotgrünblind- 
heit und die seltener vorkommende Blaugelbblindheit. Der ver- 
breitetste Mangel ist eine bloß herabgesetzte Empfindung für 
‚bestimmte Farben, man spricht dann von Rot- oder Grünano- 
malie. Auch die bloß Anomalen bilden eine Gefahr für das 


Eisenbahnwesen, weil sie unsicher sind und leicht Fehler be- 
gehen können, z. B. das weiße Licht einer Petroleumlampe, das 
in Wirklichkeit gelb ist, mit dem grünen Signallicht, das freie 
Fahrt bedeutet, unter gewissen Bedingungen zu verwechseln ge- 
neigt sind. Mängel des Farbensinnes sind keineswegs selten, 
sie sollen sich bei 5 bis 8% aller Menschen finden, vielleicht 
sind sie noch häufiger, weil die angegebenen Zahlen auf älte- 
ren Massenuntersuchungen nach mangelhaften Methoden be- 
ruhen. Farbenblindheit und Farbensinnschwäche, die sich übri- 
gens merkwürdigerweise fast gar nicht beim weiblichen Ge- 
schlecht finden, sind meistens angeboren; nur in seltenen Fällen 
werden sie nachträglich durch Krankheiten des Sehorgans er- 
worben. Sehr oft aber machen sich Mängel des Farbensinns, 
welche früher übersehen worden waren, in späterem Alter beim 
Nachlassen der Sehschärfe bemerklich. Den meisten Personen 
mit Farbensinnstörungen ist ihr Defekt, auch wenn er grob ist, 
unbewußt, er wird oft nur durch Zufall entdeckt. 

Die Notwendigkeit, farbenuntüchtige Personen aus dem Eisen- 
bahnbetrieb fernzuhalten oder auszuscheiden, führte zur Ausbil- 
dung von Prüfungsmethoden für den Farbensinn. Anfangs hielt 
man diese Aufgabe für sehr einfach, später aber entdeckte man, 
daß es ganz außerordentlich schwierig ist, eine wirklilch zuver- 
lässige Prüfungsmethode zu schaffen. In den letzten 20 Jahren ist 
diese Frage in Deutschland nicht zur Ruhe gekommen, die Prik 
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Der Eisenbahnverwaltungen : 


fungsmethoden sind Gegenstand unablässiger Kritik und Er- 
örterung gewesen und ihre allmählich fortgesetzte Verschärfung 
ist geradezu zu einem Leidenswee für das Eisenbahnbetriebs- 
personal geworden. 

“ Ursprünglich bediente man sich der Holmgreenschen Methode. 
Sie besteht darin, daß der Prüfling aus einem Bündel mit far- 
bigen Wollfäden bestimmte, insbesondere die gleichfarbigen, her- 
aussuchen muß. 2 

Nagel bezeichnet diese Methode als ungenügend. Er fand, daß 
größere Farbenflächen auch von Anomalen richtig erkannt 
werden und daß die Untersuchungsobjekte bei der Holmgreen- 
schen Methode zu groß seien. Die farbigen Lichtsignale seien 
kleine Pünktchen, welche, fixiert, sich auf der Mitte der Netz- 
haut abbilden; es müsse also bei der Untersuchung geprüft 
werden, ob bei dieser Art des Sehens die Farben richtig unter- 
schieden werden. Zu diesem Zwecke fertigte Nagel Prüfungs- 
tafeln, welche kleine runde farbige Flecke enthalten, die in 
einem Kreise angeordnet sind. Er stellt 16 Tafeln zusammen, 
auf denen die Farbentöne enthalten sind, welche von Anomalen 
erfahrungsgemäß verwechselt werden und verschärfte die Prü- 
fung, indem er die Unterscheidung feiner Nuancen, z. B. von 
Graugrün und reinem Grau, forderte und sich außerdem des 
Farbenkontrastes bediente. 

Die Nagelsche Methode wurde an die Stelle der Holmgreen- 
schen gesetzt. Sie war aber beim Personal sehr unbeliebt. Sie 
hatte zur Folge, daß eine große Anzahl von Bediensteten, die auf 
Grund der Untersuchungen nach Holmgreen eingestellt waren, 
wieder aus dem Betriebsdienst zurückgezogen werden mußten. 
Das Personal hielt die Prüfung für zu schwer. Es fragte vor 
allem, warum denn auf feine Farbenunterschiede geprüft werde, 
während es in der Praxis doch nur darauf ankomme, rotes und 
grünes Licht richtig zu erkennen. Diese Einwendungen werden 
selbstverständlich den Grundgedanken des Systems nicht ge- 
recht. Aber auch von sachverständiger Seite wurde an den 
Nagelschen Tafeln Kritik geübt. Man warf ihnen vor allem vor, 
daß sie die Benennung von Farben fordern. Es könne also vor- 
kommen, daß Personen, welche die Farben richtig sehen, aber 
nicht richtig zu benennen vermögen, welche also nicht farben- 
blind, sondern „farbendumm“ seien, die Prüfung nicht beständen. 
— Die Nagelschen Tafeln sind dem Verschmutzen und dem Ver- 
bleichen ausgesetzt; günstige oder weniger günstige Beleuch- 
tungsverhältnisse können einen ‘sehr großen Einfluß auf das 
* Ergebnis der Untersuchungen haben. Die größte Schwierigkeit 
war die, daß trotz der einfachen Gebrauchsanweisung eine kor- 
rekte Handhabung der Methode durch die Bahnärzte nicht. zu 
erzielen war. Dies ging soweit, daß man es in Preußen für ge- 
boten hielt, durch Spezialisten die Bahnärzte über die Grundlage 
der Farbensinnprüfungen belehren und im richtigen Gebrauch 
der Nagelschen Tafeln unterweisen zu lassen. Ob mit Erfolg, 
scheint nicht unzweifelhaft. Es ist zum Beispiel nicht anzu- 
nehmen, daß der von Nagel vorgeschriebene Abstand bei der 
Betrachtung der Tafeln, der für das Ergebnis der Prüfung sehr 
wesentlich ist, immer richtig innegehalten wird. 


Unter den Kritikern der Nagelschen Methode ist vor allem 
Seydel in Breslau zu nennen. Er empfahl die Stillingschen 
Tafeln, welche sich besonders für Massenuntersuchungen gut 
eigenen. Die Stillingsche Methode, welche schon alt ist, aber erst 
sehr spät die gebührende Anerkennung fand, hat den Vorzug, daß 
von Farben überhaupt nicht gesprochen wird. Die Tafeln stellen 
eine mit verschiedenfarbisen Tüpfeln bedeckte 
Für den Farbentüchtigen heben sich sofort Zahlenbilder ab, 
welche sich aus den gleichfarbigen Flecken zusammensetzen. 
Der Farbenuntüchtige vermag diese Zahlen nicht zu erkennen, 
weil der ganze Grund mit Tüpfeln bedeckt ist, die für ihn mit 
den die Zahlen bildenden gleichfarbig erscheinen; er wird außer- 
dem durch Helligkeitsunterschiede irregeführt. — Die Anwen- 
dung der Stillingschen Methode ist sehr einfach und erfordert 
keine besondere Sachkunde. 

Um ein vergleichendes Urteil über den Wert der beiden Metho- 
den zu gewinnen, wurden in Preußen im Jahre 1912 bei den so- 


‚Rot bestrahlt. 


gelb, und wenn die Menge des grünen Lichtes das rote zu 3 


Fläche dar. 


- struments wieder. 


genannten Wiederholungsprüfungen Massenuntersuchungen na 
beiden vorgenommen. Über die hierbei sich ergebenden Wider- 
sprüche sollte als letzte Instanz das Anomaloskop von Nagel 
Entscheidung treffen, ein Apparat, in dem man damals ein un- En. 
fehlbares Prüfungsmittel erblickte. 


- Das Nagelsche Anomaloskop!) verwendet zur Prüfung des 4 
Farbensinnes an Stelle von Pigmentfarben, das heißt solchen, 
die an Körpern haften, Spektralfarben. Lenkt man den Strahl ” 
einer Lichtquelle auf ein Prisma, so. entsteht in bekannter 
Weise das als Spektrum bezeichnete regenbogenfarbige Band. ; 
Man denke sich ein Prisma so angeordnet, daß aus dem Spek- 
trum nur eine ganz bestimmte kurze Strecke in das Gesichtsfeld“ : 
des Prüfungsapparates fällt; auf diese Weise wird gewisser- 
maßen die für die Untersuchung nötige Farbe aus dem Spek- 
trum herausgeschnitten. Es seien zwei Prismen vorhanden, von 
denen das eine grünes, das andere rotes Licht in dasselbe Ge 
sichtsfeld des Apparates entsendet, so daß sich also: beide Farben 
mischen können. Dies Farbengemisch kann nun dadurch ge- 
regelt werden, daß die Lichtzufuhr zu den beiden Prismen 
durch einen Schieber, dessen genaue Stellung an einer Mikro- 
meterschraube abzulesen ist, verändert werden kann. Steht 
der Schieber in der einen Endstellung, so ist der Spalt, welcher 
dem Rotprisma das Licht zuführt, ganz offen, der für das Grün- 
prisma ganz geschlossen, das Gesichtsfeld wird also mit reinem 
Wird nun der Schieber verstellt, so wird der 
Lichtspalt des Rotprismas allmählich verengert und gleichzeitig 
der des Grünprismas geöffnet und allmählich erweitert. Das 
rote Licht wird also mehr und mehr vermindert und dafür 
grünes beigemischt. Die Farbe im Gesichtsfeld des Apparates 
ändert sich. Das Rot erscheint verwaschen, bei einer be- 
stimmten Mischung. erscheint das Gemisch 


überwiegen beginnt, erscheint das Gesichtsfeld grün. Diesem 
Grün ist aber immer noch Rot beigemischt, und erst in der an- 
deren Endstellung des Schiebers ist das rote Licht ganz abge- 
schnitten und das Gesichtsfeld von reinem, homogenem Graz 
bestrahlt. 

Der Gang der Trennen besteht darin, zu arme. ver 8 
welcher Stellung des Schiebers das Farbengemisch für den zu. 
Untersuchenden gelb erscheint. Farbenbenennung ist hierzu 
nieht notwendig, denn das Gesichtsfeld ist geteilt; nur die eine. 
Hälfte wird mit dem Lichtgemisch bestrahlt, und auf der zweiten 
Hälfte wird gleichzeitig durch ein besonderes Prisma reines 
spektrales Gelb vorgeführt, dessen Helligkeit durch Verstellung 
einer zweiten Schraube so reguliert werden kann, daß das ganze 
Gesichtsfeld in Farbe und Helligkeit vollkommen übereinstim- 
mend 'erseheint, Der zu Untersuchende braucht also nur anzu- 
geben, bei welcher Einstellung ihm der mit dem Lichtgemisch® 
bestrahlte Teil des Gesichtsfeldes vollkommen gleich mit dem 
anderen Teil erscheint, welcher reines, homogenes Gelb zeigt. 
(Sogenannte Rayleighsche Gleichung.) Diese Einstellung ist 
wun bei den meisten Personen verschieden, auch bei- Normalen 
nicht gleichmäßig. Wer eine herabgesetzte Empfindlichkeit für” 
Grün hat, muß von dieser Farbe mehr‘ beimischen, um die 
Gleichung. zu erzielen, er stellt also ein Gemisch ein, das für 
den Normalen ausgesprochen grün ist; ebenso sieht der Rot- 
anomale als gelb ein ausgesprochen rotes Farbengemisch aD. 
Die Untersuchung ist eine außerordentlich feine, da die Glei- 
chung beim Normalen nur auf einer ganz kurzen Strecke ein- 
tritt und bei einer kurzen Verdrehung der Schraube das Ge- 
misch von rot nach grün wechselt und umgekehrt. Das Instru- 
ment soll es ermöglichen, die Anomalie gsradweise festzustellen. 
Theoretisch erscheint diese Methode unübertrefflich. Über sn 
Praxis wird später zu reden sein. 


“ Bei den vergleichenden Untersuchungen wurde Franck auch 
die. Cohnsche Tafel zur Prüfung feinen Farbensinns benutzt, 2 


13 Die folgende Dariellang gibt nur BE Prinzip des In-, 
Auf die konstruktive Ausbildung kommt es 
hier nicht an. 
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eine sogenannte Florprobe. Bedeckt man eine rote Tafel, auf 
_ der sich schwarze Zeichen befinden, mit einem dünnen Seiden- 
- papier, so schimmert der Grund mattrötlich hindurch, während 
die schwarzen Zeichen grün durchschimmern. Man sieht also 
ganz mattgrüne Zeichen auf einem ebenso mattrotem Grunde, 
> und der Farbenschwache sieht überhaupt nichts, weil ein Kon- 
‘ trast zwischen diesen beiden schwachen Farben für ihn nicht 
vorhanden ist. | 
_ Der Erwähnung verdient noch eine Prüfungsmethode von 
- Helmbold, welche ebenso wie das Anomaloskop die Einstellung 
_ einer Farbengleichuug fordert. Auf zwei drehbaren Scheiben 
N befinden sich Ringe mit Farbentüpfeln, wie auf den Nagelschen 
E Tafeln. In einem Ausschnitt können zwei Farbentüpfel gegen- 
-  übergestellt werden, über deren Gleichfarbigkeit der zu Unter- 
 ‚suchende urteilen muß. Die Methode hat sich nicht eingeführt. 
Ich habe auch Versuche mit der bei der englischen Marine vor 
dem Kriege benutzten Edridge-Green-Lampe anstellen lassen. 
_ Dies Instrument versucht die Untersuchungsmethode den Ver- 
hältnissen der Praxis anzupassen. In einer Blendenöffnung 
können verschiedenfarbige Lichter gezeigt werden, welche durch 


schwächt werden, wie sich angeblich auf See bei unsichtigem 
E Wetter die Signallichter zeigen. Dem Apparat liegt ein richtiger 
- Gedanke zugrunde, die technische Durchbildung ist aber ganz 
- unzulänglich, und. dem entsprachen auch die Ergebnisse. 

Es sei beiläufig erwähnt, daß in Preußen auf Grund der ver- 
 gleichenden Untersuchungen des Jahres 1912 die Nagelsche 
- Methode beibehalten, daneben aber die Stillingsche Me- 
 thode als ebenfalls brauchbar anerkannt und die Unter- 
_ suchung aller zweifelhaften Fälle mit dem Anomaloskop, außer- 
er dem aber die Prüfung aller Lokomotivbediensteten mit diesem 
5 E ‚Instrument vorgeschrieben wurde. 


; Bei diesen vergleichenden Untersuchungen hatte ich eine ganze 
- Anzahl von zweifelhaften Fällen nach vier und noch mehr Me- 
i g 'thoden prüfen lassen. Die Ergebnisse waren wenig befriedigend. 
- Man gewann den Eindruck, daß keine Methode absolut sicher sei. 
= Denn sehr häufig wurden Personen nach der einen Probe als 
- farbentüchtig befunden, während sie bei der Prüfung nach den 
- anderen Methoden Fehler machten, die deutlich auf Farbensinn- 
_  störung hinwiesen. Die Anwendung: mehrerer Methoden er- 
- leichterte also nicht die Entscheidung des Falles, sondern sie er- 
 schwerte sie durch die widersprechenden Ergebnisse. 
 'Anomaloskop erwies sich nicht als ‚zuverlässig. Es ließ in 
> einer Anzahl von Fällen Leute als farbentüchtig passieren, die 
bei den anderen Prüfungen grobe Fehler gemacht hatten. Ich 
gewann schon damals die Überzeugung, daß das Instrument nur 
dann sicher beweisend sei, wenn es Anomalie diagnostizierte. 
E Um der Sache auf den Grund zu kommen, beschloß ich, in 
_ einer Anzahl ganz zweifelhafter Fälle festzustellen, wie sich die 
- betreffenden Personen in der Praxis unter schwierigen Be- 
- dingungen gegenüber den Lichtsignalen des Betriebes verhalten 
würden. : 

Umoalle Mißverständnisse von vornherein auszuschließen, sage 
ick hier ausdrücklich, daß ich keinen Augenblick daran gedacht 
- habe, etwa das vorzunehmen, was man „die praktische Prüfung 
- auf der Strecke“ nannte. Eine solche Prüfung war freilich von 
- jeher der Wunsch des Personals gewesen, und immer wieder war 
-- der Ruf danach in den Fachzeitschriften, besonders der Loko- 
“  motivführer, laut geworden. Man kommt aber damit nicht zum 
Ziele. F arbensinnprüfungen sind nicht so einfach, wie sie sich 
jener Amtsvorstand dachte, der dem Prüfling auf 200 m Ent- 


der roten Blende hinhalten ließ und sich befriedigt erklärte, als 
E diese Farben richtig unterschieden wurden. Ebensowenig hat 
es Zweck, mit dem Prüfling wild auf der Strecke herumzufahren 
- und sich die Lichter ansagen zu lassen, welche die zufällige 
-  Betriebsstelle bietet. Mit einer solchen Prüfung kann man, 
_ wenn man dabei Glück hat, und wenn der Prüfling beim Raten 
Unglück hat, einmal einen grob Anomalen überführen, niemals 
_ aber kann man auf Grund solcher Probe jemanden für positiv 


Zwischenscheiben von mattem oder geriffeltem Glas so abge-, 
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fernung eine Oberwagenlaterne abwechselnd mit der grünen und 
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farbentüchtig erklären. Diese Art von Prüfung war daher mit 
Recht verboten. Das hatte aber zur Folge, daß es heute kaum 
nech Praktiker gibt, welche über das Verhalten der Anomalen 
gegenüber den Lichtsignalen des Betriebs Versuche angestellt 
haben, und daß hierüber gar keine Erfahrungen vorlagen. Um 
die Grundlagen für ein brauchbares Prüfungsverfahren zu ge- 
winnen, war ich daher genötigt, mich eingehend mit der Lite- 
ratur über die Farbensinnstörungen zu befassen. Ich fand in 
den Schriften von Nagel, der ja wohl selbst anomal war, wert- 
volle Anhaltspunkte über das Farbensehen der Anomalen und 
stellte danach einen Prüfungsapparat zusammen. Er war so 
primitiv, daß ich mich nicht gewundert hätte, wenn das Er- 
gebnis ein völlig negatives gewesen wäre. Es wurden aus- 
schließlich Lichter’verwendet, deren Unterscheidung der prak- 
tische Betrieb fordert, das rubinrote Licht des Haltsignals, das 
orangerote des Vorsignals, grünes und weißes Licht. Diese 
Lichter wurden aber in solcher Anordnung und Abstufung vor- 
geführt, daß die Bedingungen der Verwechslung für den Ano- 
malen gegeben waren. Welches diese Bedingungen sind, kann 
hier nicht dargestellt werden, da sich die öffentliche Erörterung 
der Grundlagen einer Farbensinnprüfung aus naheliegenden 
Gründen verbietet. Ich beschränke mich daher auf die Angabe 
der äußeren Anordnung. Ich ging auf die freie Strecke hinaus, 
lediglich aus dem Grunde, weil hier die Vorführung der Prü- 
fungslichter in verschiedenen Entfernungen am einfachsten be- 
werkstellist werden Eonnte Die Schaffung eines Prüfungs- 
apparats im geschlossenen dunklen Raum hätte optische Ein- 
richtungen erfordert, welche sich für die kurze Serie von Ver» 
suchen nicht gelohnt hätten. -Auf- einer in Mannshöhe quer über 
dem Gleis angebrachten Bohle wurden 5 Laternen aufgestellt. 
Ich befand mich mit den Prüflingen auf einer Maschine, mit der 
allmählich herangefahren wurde. Die Prüfung wurde auf 3 Ent- 
fernungen vorgenommen. An jedem Standort wurden auf Horn- 
signale die vorgeführten Lichter nach einem vorher festgelegten 
Plane dreimal gewechselt. 

Es war nun geradezu verblüffend, welche Ergebnisse mit die- 
sem ganz einfachen Apparat erzielt wurden. Es wurden Fehler 
gemacht, die ein absolut sicheres Urteil über die zweifelhaften 
Fälle ermöglichten’). Man mag über eine solche Prüfung, wenn 
sie bestanden wird, denken wie man will — wird sie nicht be- 
standen, werden die Lichter des wirklichen Betriebes verwech- 
selt, so ist sie unbedingt beweisend. Denn überzeugender kann 
die Umbrauchbarkeit eines Bediensteten für den Betrieb über- 
haupt nicht dargetan werden, als wenn einwandfrei festgestellt 
wird, daß er in der Praxis versagt hat?). 


2) Von einer Wiedergabe der einzelnen Fälle muß hier abge- 
sehen werden. Sie liegen aktenmäßig fest und können jederzeit 
in einer Fachzeitschrift veröffentlicht werden. 

3) Wie sich Farbenschwache im Betriebe verhalten, dafür mag 
der folgende Versuch ein Beispiel geben. 


Mit zwei Lokomotivbediensteten, deren Farbentüchtigkeit 
zweifelhaft war, wurde eine Sonderfahrt veranstaltet. Der eine 
mußte verantwortlichen Führerdienst leisten, der andere die 
Signallichter ansagen. Am Einfahrtsignal einer Station war die 
farbige Blende herausgenommen und die Lampe so herabge- 
schraubt worden, daß die Helligkeit etwa der eines grüngeblen- 
deten Lichtes entsprach. . Als das Hauptsignal gesichtet wurde, 
erklärten beide Lokomotivführer, grünes Licht zu sehen. Hier- 
bei blieben sie auch, als man bis zum Vorsignal herangekommen 
war. Auf die Frage, ob das Licht auch wirklich grün sei, wurde 
geantwortet, es sei sehr hell, es werde immer heller, es habe 
einen auffälligen Rand. Erst unmittelbar davor, auf weniger als 
100 m, wurde das Licht als weißes erkannt. Der verantwort- 
liche Führer überfuhr das Signal, vor dem er unbedingt hätte 
halten müssen, weil es weder rot noch grün, also ein unvor- 
schriftsmäßiges Signalbild zeigte. Beide Bedienstete waren 
zweifelios untauglich für den Betrieb. Charakteristisch ist, daß 
sie den Rand des Signallichtes beobachteten. Denkt wohl ein 
Farbentüchtiger jemals daran, sich diesen anzusehen? Es ist 
ein Hilfsmittel, dessen sich Farbenschwache im Zweifel bedienen. 
Beide Prüflinge hatten die Anomaloskopprüfung bestanden (5S, 
59), aber nach den anderen Methoden Fehler gemacht. Die Leute 
wurden damals auf Grund des Anomaloskops im Betriebe be- 
lassen. Der von mir vorgenommene Versuch wurde nicht als 
maßgeblich betrachtet, weil man sich bei den Prüfungen keiner 
absichtlichen Irreführung bedienen dürfe. 
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Es stellte sich nun heraus, daß auch Leute, welche das Ano- 
maloskop bestanden hatten, bei dieser Prüfung versagten. Die 
Anomaloskop-Untersuchungen waren durch einen Spezialisten 
ausgeführt worden, welcher alles, was man damals über dieses 
Instrument wußte, aufs eingehendste studiert hatte; Mängel des 
Untersuchungsverfahrens kamen nicht in Betracht. Die ıAnge- 
legenheit wurde der Zentralbehörde vorgetragen. Es fand sich 
nun, daß Beobachtungen über (die Unzuverlässigkeit des Ano- 
maloskops auch schon von anderer Seite gemacht worden waren, 


und daß die Fehleruuellen des als‘ letzte Instans über die anderen 


Prüfungsmethoden eingesetzten Instruments noch keineswegs er- 
forscht waren. Es ist das Verdienst Professor Köllners, durch 
eine große Anzahl systematischer Untersuchungen die Fehler- 
quellen des Anomaloskops, wenn auch nicht sämtlich aufgedeckt, 


so doch jedenfalls soweit bestimmt zu haben, daß der Apparat 


als Prüfungsmittel 'beibehalter werden konnte, allerdings unter 
Benutzung einer sehr komplizierten Gebrauchsanweisung, welche 
20 Druckseiten umfaßt. (Schluß folgt.) 


Vorschläge zur Verhinderung von Verkehrsstockungen und zur Beschleunigung des 
Wagenumlaufes im Ruhrrevier. 


TrsSstockunsen. 

Unter den Verkehrsstockungen leiden nicht nur die Eisen- 
bahnverwaltungen, sondern ganz erheblich auch die Frachtver- 
sender und Empfänger. Es wäre daher eigentlich vernunftge- 
mäß, wenn die Leidtragenden sich um Vermeidung, wenigstens 
aber um möglichst rasche Beseitigung dieses Übelstandes bemüh- 
ten. Tatsächlich ist aber in betreff der Versender meist gerade 
das Gegenteil der Fall, wie die nachstehenden Beispiele dar- 
legen dürften. 

Die leider recht häufigen Stockungen in den Ruhrhäfen ent- 
stehen dadurch, daß der Hauptversender, das. Kohlensyndikat, 
ohne Rücksicht auf die augenblickliche. Betriebslage in den 
Häfen und Hafenbahnhöfen Kohlenfrachten abläßt. Fehlt es 
an Kahnraum, oder ist gar die Menge der angerollten Wagen 
zu groß, um noch rechtzeitig verarbeitet werden zu können, 
so entstehen Reste, welche bei seite gestellt werden müssen, 
es droht Überfüllung und demnächst gänzliche Stockung. 

Als weiteres Beispiel möge die gewaltige Stockung im Jahre 
1912 auf der Strecke Wanne-Hamburg besprochen werden: der 
Zustrom von Wagen nach dem Hamburger Hafen war allmäh- 
lich so stark angewachsen, daß die Hafenanlagen und rück- 
stauend die dortigen Eisenbahnanlagen nicht mehr in der Lage 
waren, div täglich eingehenden Wagen zu verarbeiten. Der 
Rückstau dehnte sich allmählich derartig aus, daß schließlich 
alle Nebengleise und selbst‘ die meisten. Überholungsgleise 
zwischen Sinsen und Hamburg mit beiseitegestellten "Wagen 
besetzt waren und im Essener Bezirk etwa 30000 beladene 
Wagen für Richtung Hamburg auf Nebengleisen aufgestellt 
werden mußten. Der Zusammenbruch des gesamten Eisenbahn- 
betriebs wäre unvermeidlich gewesen, wenn nicht, man kann 
in diesem Falle fast sagen, glücklicherweise, der große Berg- 
arbeiterstreik ausgebrochen wäre, der es dann der Eisenbahn- 
verwaltung ermöglichte, in l4tägiger schwerer Arbeit wieder 
einigermaßen Ordnung in dem vorhandenen Chaos zu schaffen. 

Was nun die häufizen Stockungen in den Ruhrhäfen betrifft, 
so hat die Eisenbahndirektion Essen zwar kein Vorbeugungs- 
mittel, aber wenigstens ein Abhilfsmittel dadurch, daß sie die 
Annahme von Frachten für überfüllte Hafenteile sperren kann. 
Von diesem allerdings erst post festum wirkenden Mittel, 
welches das Übel aber nicht an der Wurzel faßt, muß leider 
zu Zeiten starken Verkehrs recht häufig Gebrauch gemacht 
werden, was ja aus den Veröffentlichungen in den Tages- 
zeitungen allgemein bekannt ist. 

Von dieser Sperrmaßnahme darf‘ die Eisenbahndirektion 
Essen selbständige nur für den Ruhrhafenverkehr Gebrauch 
machen. Für die Sperrung von weiteren Gebieten ist sie nicht 
zuständige. Anträge in Berlin im Jahr 1912 wegen Sperrung 
der Frachten zur Vermeidung völliger Verstopfung 
keinen Erfolge. Ebensowenie führten Verhandlungen mit dem 
größten Versender, dem Kohlensyndikat, wegen Unterlassung 
der Versandaufträge zu einem Ergebnis. Es herrschte dazumal 
Kohlenüberfluß, und bei den Zechenarbeitern kriselte es. Beides 
mag die ablehnende Haltung des Kohlensyndikats erklären, ob 
aber das ablehnende Verhalten richtig war, sei dahingestellt. 

Wenn in Zeiten, wo das Angebot die Nachfrage übersteist, 
der Verfrachter keine Rücksicht auf die augenblickliche Laze 
des Eisenbahnverkehrs glaubt nehmen zu müssen, so liegt die 
Sache gegenwärtig völlig anders: Wir haben Kohlenknappheit, 
das Kohlensyndikat hat mehr Bestellungen, als es auslühren 
kann. Was wäre da natürlicher, als daß das Kohlensyudikat 
mit der Eisenbahnverwaltung Hand in Hand arbeitete, um 
Stockungen zu vermeiden. Es könnten von der Eisenbahnver- 
waltung dem Syndikat nach Eingang der Morgenmeldungen 
Mitteilung über die augenblickliche Betriebslage gemacht wer- 
den. Das Syndikat hätte dann seine Versandaufträge diesen 
Mitteilungen anzupassen, was möglich sein muß, da ausreichend 
Bestellungen nach allen Richtungen vorliegen. Wenn so ver- 
fahren wird, wäre damit der Keim kommender Stockungen be: 
seitigt. 


hatten » 


ir den Veixehr mit den Ruhrhäfen müßte auch die Hafen- 
verwaltung angewiesen werden, ieden Morgen genaue Angaben 
über die Reste vom Vortag und den Bestand an vorhandenem 
sowie im Laufe des Tages noch zu erwartendem Kahnraum zu 
machen. Diese Meldungen würden dem. Kohlensyndikat die 
Möglichkeit geben, seine Versandaufträge so einzurichten, daß 
Stockungen nicht mehr vorkommen, die Liegezeit der Kähne 
und die Umlaufszeit der Wagen verkürzt wird. 


ER Nero 


er vorstehende Vorschlag würde zwar günstig auf den 
Wagenumlauf einwirken, es bleibt aber immer noch die eroße 


Zahl der den Transportweg verlängernden Kreuz- und Quer- 


fahrten der Kohlenfrachten im Ruhrrevier. Steigt man etwa 


in Wanne auf einen Stellwerksturm, von dem man einen Ein- 


blick in die vorbeifahrenden offenen Güterwagen hat, so wird 
man nicht wenig erstaunt sein, zu sehen, daß alle Züge, ob sie 
von oder nach Osten, Westen, Norden oder Süden kommen older 
een in. großer Menge befördern. Wären 
zB. 
Osten, anstatt nach .entgegengesetzter Richtung gefahren, so 
würde der Transportweg wesentlich abgekürzt werden. 
es daher möglich wäre, das Ruhrkohlengebiet in einzelne Bezirke 
zu teilen, derartig, daß jeder Bezirk vorwiegend nur nach einer 
Richtung Frachten abläßt, so wäre viel gewonnen. Dieser Vor- 
schlag, der zunächst etwas 


all den Erfahrungen, die wir in den letzten sieben Jahren haben 
machen müssen. Wenn dem Vorschlag die vielen verschiedenen 


Kohlensorten entgegengehalten werden, so sei als Gegenbeispiel 


die Kartoffel „angeführt, Vor dem Kriege kaufte sich jede 
Familie die Kartoffelsorte, die ihrem Geschmack ‚entsprach. 
Später war Bis froh, wenn sie überhaupt Kartoffeln erhaälter 
konnte. Es wird. nicht daran gedacht, Kohlen und Kartoffeln 
in einen Topf zu werfen, aber die Ähnlichkeit, mit der gegen- 
wärtie sich die Ansprüche an die Beschaffenheit der gelieferten 
Kohlen gemindert haben, dürfte wohl die Heranziehung des 
obigen Beispiels rechtfertigen. Während früher der Kohlenr- 


empfänger die Lieferung seiner Kohlen von einer ganz bestimm- 
ten Zeche verlangte, ist er bei dem jetzigen allgemeinen Kohlen- - 


hunger froh, wenn er überhaupt Kohlen erhält, die er in seinen 
Feuerungseinrichtungen verbrauchen kann. 

Durch die vorgeschlagene Teilung des Ruhrgebiets ehren 
große Vorteile erzielt: -Für die Verfrachter ergäben sich 
kürzere Transportwege und damit geringere Bahnfrachten. 


Dazu kommt in den Zechen völliger Wegfall des Rangierens S 


der Übergabezüge, oder wenn ein Teil der Wagen keinen Ab- 
gang nach der Hauptrichtung finden kann, Rückgabe des Übor- 
gabezugs mit den überschießenden Wagen am Schluß, was 
wiederum auf einfachste Weise durch 


Pinsel“, d. h. durch zweckentsprechonde Anbringung der Be- 


klebezettel ohne besonderen Arbeitsaufwand. und Kosten "mi a 


lich ist. 


Für die Eisenbahnverwaltung würden koisen Vorteile er- 


reicht: Der Übergabezug kann nach kürzester Zeit als Fern- 
zug abfahren. 
fahren: 
von Bestimmungsrichtungen ‚ausrangiert werden. 
bleiben dann stundenlang in den 
stehen, bis sich Gelegenheit zum Abgang nach den in den Be- 


förderungsrichtungen liegenden Sammelbahnhöfen findet. 
wiederum eine Ausrangierung nach den von den Sammeibahn- 
höfen abzweizenden Richtungen. Der Gesamtaufenthalt, ein- 


schließlich des Aufenthalts auf dem Ursprungsbahnhof, beträgt 
12-18 Stunden, bis die Wagen endlich mit Fernzug ahrollen 
können. Der größte Teil dieses Aufenthalts läßt sich aber ver- 


meiden, wenn es durch die vorgeschlagene Betriebseintsiluug 
UDERUE abe Kermauee ‚bereits von den a ab- BE 


Deutscher Eisenbahnverwaltungen. : 


Ak 


ee 


die von Osten kommenden Kohlen größtenteils nsch dem 


Wenn. 


N wunderlich klingt, erscheint mir 
ar in der jetzigen Zeit der Kohlenknappheit, und- nach 
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ah a a De A and ann Ze ra re et" 


RR 


„Rangieren mit dem 


Vergleicht man hiermit das gegenwärtige Ver- 

der Übergabezug muß zunächst nach der großen Zahl 
Die Wagen ” 

einzelnen Sammelgleisen 


Dort 


ie 


ee 


LXI. Jahrgang 
95. August 1921. 


939 


Nr. 34 


zulassen. Es würden sich also folgende Vorteile ergeben: Be- 
schleunigung des Wagenumlaufs durch Vermeidung der Kreuzr- 
und Querfahrten, durch verkürzten Aufenthalt auf den Ur- 
sprungsstationen und durch Umfahren der Sammelbahnnöfe. 
Da nach den neuesten Erhebungen Jdie Rangierkosten für 
einen Wagen auf das Zwanzigfache gegenüber den Aufwendun- 
gen für diese Arbeit in der Vorkriegszeit gestiegen sind, 3 


bedeutet der Wegfall eines großen Teils der Rangierarbeit eine 


so gewaltige Ersparnis, daß es sich wohl. lohnen dürfte, auch 
dieserhalb Jen Versuch zu wagen. 

Außer den Ersparnissen an Rangierkosten käme noch binzu, 
daß die beim KRangieren entstehenden Beschädigungen von 
Wagen und Ladung größtenteils vermieden würden. Auch hier 
handelt es sich um große Summen, wenn man berücksichtigt, 
daß die Kosten für Aufbesserung von beschädigten Wagen auf 
das 28fache gegenüber der Vorkriegszeit gestiegen sind. Ferner 
wird durch Verminderung der Ladungsbeschädigungen ein“ bei 
den gegenwärtig so hohen Warenpreisen recht beträchtliche 
Ersparnis erzielt werden. 

Durch die Verkürzung des Aufenthalts auf den Ursprungs- 


‚ihre Betriebsanlagen 


und Sammelbahnhöfen wird die Möglichkeit der Beraubung er- 
schwert und werden dadurch die Kosten der Erstattung für in 
Verlust geratene Güter herabgedrückt, auch das Handweık der 
Schieber, welche ganze Wagenladungen verschwinden 
wesentlich erschwert. 

Schließlich würden die teueren und bei starkem Verkehr bis 
an die Grenze der Leistungsfähiskeit belegten Sammeibahnhöfe 
und die zumeist wegen ihrer Einbauung kaum noch erweıte- 
rungsfähigen Ursprungsbahnhöfe so wesentlich entlastet, daß 
noch für eine Reihe von Jahren völüg 
ausreichen würden und eine Erweiterung bestehender Anlagen 
oder gar der Bau neuer Sammelbahnhöfe sich erübrigen wiirde. 
Diese Ersparnis würde bei den jetzigen Baukosten ungezänlte 
Millionen betragen. 

Die kaum zu bestreitenden Vorteile, welche der Vorschlag 
für die Eisenbahnverwaltung und damit auch für die Allge- 
meinheit hat, dürfte wohl Veranlassung sein, daß in der ange- 
gebenen Richtung recht bald ein ernstlicher Versuch gemacht 
werde. 

Essen, im Juli 1921. 


lassen, 


Sigle. 


‚Die Verladung von größeren Fässern*). 


Der Artikel des Herrn Schwarzweller in Nr. 30 dieser Zeitung 
behandelt den Gegenstand sehr ausführlich und sachlich, Trotz- 
dem kann man sich der Empfindung nicht erwehren, daß aus 
ihm der Fachmann der Versandstation spricht, der die Erfah- 
rungen der Empfangsstationen nicht genügend berücksichtigt. 
Hier zeigen sich erst die Mängel in ihren Auswirkungen, ohne 
daß es immer möglich ist, den Nachweis einer Unterlassungs- 
sünde des Verladers zu erbringen. Je nach Art der Fässer 
muß auch deren Verladeweise verschieden sein. Fässer mit 
schwachen Daubez werden zweckmäßig liegend, solche mit 
starken Dauben stehend zu verladen sein. Dementsprechend 
werden Bierfässer stets aufrecht stehend verladen, und es kommen 
bei diesen Sendungen -so gut wie gar keine Beschädigungen vor. 
Am empfindlichsten sind die hauptsächlich zum Weinversand 
gebrauchten Stückfässer, deren übliche Verladeweise in der 
Längsrichtung des Wagens Herr Schwarzweller richtig darge- 
stellt hat. Leider ist es bei dieser Verladeweise kaum möglich, 
die verwandten vier Keile stets so einwandfrei zu befestigen, 
wie es deren Beanspruchung erfordert. Löst sich auch nur ein 
einziger Keil, so wird schon die Ladung dadurch gefährdet, 
daß sich das betreffende Faß in wiegende Bewegung setzen 
kann und dadurch auch die anderen Fässer in Mitleidenschaft 
zieht. Bei diesem Wiegen berühren die Kimmen des einen Fasses 
den Boder des anderen und drücken diesen ein. In jahrelangen 
Erfahrungen habe ich diese Art der Beschädigungen sich ständig 
wiederholen sehen und versucht, durch Vermittlung der 
Empfänger auf die Verlader einzuwirken, jedoch allgemein mit 


negativem Erfolg, da letztere stets erklärten, sachgemäß zu ver- 
laden. Daher kann eine durchgreifende Abhilfe, die doch im 
allseitigen Interesse liegt, nur dadurch- herbeigeführt werden, 
daß Vorschriften erlassen werden, wie sie in analoger Weise 
in der Anlage IV zua $ 62 der EVO. für die Verladung von 

F . % .p 
Fahrzeugen gegeben sind. Es muß aber eine Verladevorschrift 
gegeben werden, die kein „wenn“ und „aber“ enthält, die 
für alle Fälle anwendbar ist, und die eine so zuverlässige Ver- 


ladeweise vorsieht, daß bei trotzdem vorgekommenen Ver- 
schiebungen ohne weiteres auf unsachgemäße KRangierbe- 
wegungen geschloss?n werden kann. 

Diese Forderung ist kurz folgende: 

1. Es sind ke:ne wnregelmäßigen Holzstücke, sondern nur 


Sattelklötze zu verwenden. Sie sind durch Nägel zu sichern; 

2. Zwischen die einzelnen Faßreihen sind Trennungsgitter, 

nach Art der Tiergitter, einzustellen. 

Bei einer derart gesicherten Ladung wird eher die Stirnwand 
des Wagens, denn ein Faß zerbrochen. 

Eine ungebührliche Inanspruchnahme der Parteien ist nicht 
anzuerkennen, da die Eisenbahn die Verladegeräte frachtfrei 
zurückbefördert. 

Kiel, den 8. August 1921, Eisenb.-Verkehrsamt. 

Richard Puck, Eisenb.-Inspektor. 


*) Mit diesen Ausführungen soll die Erörterung über die Ver- 
ladung von Fässern abgeschlossen werden. Die Schriftl. 


Wagenstandgeld bei Fristüberschreitungen infolge Verwiegungsanträgen. 


Nach $ 58 (3) der Eisenbahnverkehrsordnung ist die Eisen- 
bahn verpflichtet, das Gewicht der Wagenladungsgüter amtlich 
festzustellen, wenn der Absender die Gewichtsangabe im Fracht- 
briefe unterlassen hat oder einen ausdrücklichen schriftlichen 
Wiegeantrag im Frachtbriefe stellt. Diese Verwiegungen Kön- 
nen meist nicht sofort bei Auflieferung der Ladungen und viel- 
fach auch nicht einmal innerhalb der standgeldfreien Ladefrist 
ausgeführt werden, weil infolge des Standortes der Gleiswagen 
erst eine Ausrangierung der betreffenden Wagen erforderlich. ist. 
Die Regel ist daher, daß zwar vor Ablauf der festgesetzten Be- 
ladefrist dem Beauftragten der Eisenbahn, dem Lademeister, der 
Frachtbrief mit dem Wiegeantrage übergeben und damit der 
Frachtvertrag, abgeschlossen wird, die Verwiegung selbst aber 
erst später, gelegentlich der planmäßigen Räumung der Lade- 
gleise stattfindet. _ Die tatsächliche Auflieferung solcher La- 
dungen ist daher in Wirklichkeit erst zu diesem letzteren Zeit- 
punkte und nicht schon bei der Auflieferung des Frachtbriefes 
erfolgt, weil letzterer dann erst nach der erfolgten Verwiegung 
des Wagens, in der Gewichtsspalte ausgefüllt und weiterver- 
arbeitet werden kann. Ist die Versandstation selbst nicht mit 
einer Gleiswage ausgerüstet, so daß die Verwiegung nach 
$ 58 (3) der E.V.O. erst auf einer anderen Station erfolgen 
muß, dann tritt zu der eigentlichen Ladezeit auf der Versand- 
station noch der zur Verwiegung erforderliche Mehraufenthalt 
‘auf der Unterwegsstation. Be 

Aus vorstehendem geht hervor, daß die eigentliche tarifmäßig 
festzesetzte Ladefrist für Wagenladungsgüter, infolge von Ver- 
wieeungsanträgen der Versender, je nach den Umständen, er- 
heblich überschritten werden kann, Die Eisenbahnverkehrsord- 


nung läßt die Frage offen, ob‘für diese Ladefristüberschrei- 
tungen Wagenstandgeld zu erheben ist, oder nicht. Tatsächlich 
eibt zwar der Versender infolge seines Wiegeantrages den An- 
laß zu der Ladefristüberschreitung, und es erscheint die Er- 
bebung von Wagenstandgeld hiernach nicht unberechtigt. Andec- 
rerseits aber ist die Eisenbahn nach der oben angeführten Be- 
stimmung der E.V.O. verpflichtet, das Gewicht bahnamtlich fest- 


zustellen. Wenn ihr dies nicht sofort bei Aufgabe des Gutes 
oder innerhalb der Ladefrist möglich ist, so kann dies dem 


Versender nicht zur Last gelegt: werden. Es ist daher auch ZU- 
egunsten des letzteren in den Alle. Abf.-Vorschriften bestimmt, 
daß in den oben geschilderten Fällen von Erhebung von Wagen- 
standgeld abzusehen ist. Der $ 7 lautet unter 14 Ba der ZAIARVG 
Teil II: „Beantragt der Absender die Nachwägung eines Wa- 
gens innerhalb der Ladefrist, jedoch spätestens bei Übergabe 
des beladenen Wagens, so wird der durch die Verwägung ver- 
ursachte Aufenthalt bei der etwa in Frage kommenden Stand- 
zelderhebung außer Berücksichtigung gelassen. 2 
Nun liegt aber häufig der Fall vor, daß die benutzten Wagen 
überladen worden sind und aus diesem Grunde nicht abrollen 
können, sondern erst umbehandelt werden müssen. Zu dem 
durch die erste Verwägung verursachten Mehraufenthalt tritt 
dann noch die zum Abladen erforderliche Zeit sowie die Zeit 
der abermaligen Verwiegung. Handelt es sich hierbei um Güter, 
die kine besonders sachgemäße Entladung und Lagerung erfor- 
dern, so muß erst der Versender benachrichtigt und zur Ent- 
ladung in Anspruch genommen werden. Es kann hiernach unter 
Umständen zu der durch die ‘erste Verwiegung entstandenen 
Ladefristüberschreitung noch eine. weitere nicht unerhebliche 
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Zeit treten. Wir stehen daher nochmals vor der Frage, ob nicht 
vielleicht in diesen Fällen die Erhebung von Wagenstandgeld 
gerechtfertigt sein möchte. 

Die gegebenen Bestimmungen weisen hier eine Lücke auf und 
gestatten nur eine Auslegung. Die Meinungen hierüber gehen 
aber auseinander. Deshalb erscheint es nicht unwichtig, behufs 
Klarstellung der Frage, eine weitere Aussprache anzuregen. 
Nehmen wir beispielsweise an, daß bei Ladefristverlängerungen 
infolge Überladens der Wagen und Abladens des Übergewichts 
kein Standgeld erhoben wird, so deckt sich dies Verfahren mit 
der oben angeführten Bestimmung der A.A.V., wonach der durch 
die Verwägung entstehende 
menden Standgelderhebung außer Berücksichtigung zu lassen ist. 
Ob sich diese Bestimmung nur auf -die erstmalige Verwiegung 
oder auch auf die infolge der Überlastung des Wagens notwen- 
dige nochmalige Verwiegung bezieht, ist nicht genau ausge- 
drückt. Mangels einer klaren Bestimmung ist deshalb zugunsten 
der Versender anzunehmen, daß die zur ordnungsmälßigen Fest- 
stellung des Gewichts von Wagenladungen aufigewendete Zeit 
bei der Standgeldberechnung in allen Fällen außer Ansatz 
bleibt. Obwohl aber die obige Meinung durch die angeführten 
Bestimmungen der A.A.V. scheinbar gestützt wird, dürfte den 


Aufenthalt bei der in Frage kom- 


‘die durch 


noch die gegenteilige Ansicht nicht ganz von det Hand zu weisen 
sein. Denn $ 4! der A.A.V. Teil II bestimmt: „Die Ladefrist ist 
gewahrt, wenn die Ladung innerhalb der Frist in ordnungs- 

mäßigem Zustande der Abfertigung übergeben ist.“ 


Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 4 \ 


Stellt sich 
nun bei der erstmaligen Verwiegung heraus, daß der Wagen 


überladen :worden ist, so kann die Äuflieferung nicht als ord- 


nungesmäßig erfolgt gelten. 


Die nochmalige Verwiegung ist 


dann nicht auf Grund des $ 58° der E.V.O. vorzunehmen, son- . 


dern wegen nicht 'ordnungsmäßig erfolgter Auflieferung des 
Wagens. Da hieran aber der Versender die Schuld trägt, so 
hat.er.m. E. 
Verladung aufzukommen, d. h. 
die zweimalige Verwiegung entstehende Ladefrist- 
verlängerung das Standgeld zu tragen. f 


Die durch den Krieg hervorgerufenen außerordentlichen Ver- 
hältnisse bedingen voraussichtlich auf Jahre hinaus eine mög- 
lichste Steigerung der Einnahmen. 
Rechnung getragen, wenn über die vorstehend aufgeworfene 


auch für die Folgen der nicht ordnungsmäßigen 
in dem geschilderten Falle für 


. Diesem Umstande würde 


Frage allgemein in dem am Schluß meiner Ausführungen be- 


zeichneten Sinne Entscheidung getroffen würde. 
Schöder, Gütervorsteher, Dobrilugk-Kirchhain. _ 


Unwirtschaftliches im Ermittlungsverfahren. 


Von Anselm Müller, Dresden. 


Def bei weitem größte Teil aller fehlenden Güter ist durch 
Diebstahl oder. auf andere Weise aus dem Bereich der Eisen- 
bahnen gekommen. Hinsichtlich der meisten fehlenden Güter 
ist also die Tätiekeit des Deutschen Ausgleichsamtes und die 
damit zusammenhängende Arbeit der übrigen Dienststellen von 
vornherein zwecklos. Es kann sich beim Deutschen Ausgleichs- 
amt eben nur darum handeln, die Hingehörigkeit der ihm über- 
zählig gemeldeten Güter möglichst bald festzustellen. Diese 
Aufgabe vermag das D. A. A. seit einigen Jahren nicht mehr in 
wünschenswerter Weise zu erfüllen. Dies liest zum Teil daran, 
daß die Abfertigungsstellen wegen der großen Anzahl der Jetzt 
zu erstattenden Fehlmeldungen auf die Anfertigung der ein- 
zelnen Meldung nicht die nötige Sorgfalt verwenden können. Je 
mehr Meldungen beim D.A. A, eingehen, desto schwerer ist die 
Feststellung der Hingehöriskeit, desto leichter ein Übersehen. 
Es ist daher nicht zu verwundern, wenn bisweilen durch die 
Nachforschungen der Direktionen, der Ämter oder der Abferti- 
gungsstellen ein Gut aufgefunden wird, das dem D. A. A. ohne 
Erfolg fehlend und überzählig gemeldet worden ist. 


Auf Grund der Fehl- und Ueberzähligmeldungen konnten vom 
D.A.A. im Jahre 1918 bei einer Gesamtzahl von 854030 Fällen 
25097 Ausgleiche bewirkt werden. Dies stelıt einen Erfolg von 
noch nicht 3% dar. Erscheint dieser „Erfolg“ wirtschaftlich, 
wenn man die Kosten der ganzen Einrichtung auf die bewirkten 
Ausgleiche verteilt? Was kostet dann ein solcher Ausgleich der 
Eisenbahn? Das D.A.A. rechnet zu seinen Erfolgen auch 
solche Fälle, wo es die Hingehörigkeit eines überzähligen Gutes 
nicht festzustellen vermag, dieses aber als Ersatz für ein anderes 
Gut eleicher ‚Art überweist. ‘Aber selbst wenn es dem D. A. A 
gelingt, die Hingehörigkeit eines Gutes festzustellen, ist damit 
nicht immer ein Vorteil für die Eisenbahn verbunden, der im 
Verhältnis zu den aufgewendeten Kosten steht. Wäre die Hin- 
gehörickeit nicht festgestellt worden, so hätte die Eisenbahn das 
überzählige Gut für eigene Rechnung bestmöglichst verkauft und 
auf Antrag dem Entschädigungsberechtigten den gemeinen Wert 
des Gutes ersetzt. Der Verkaufserlös würde der zu zahlenden 
Eintschädigunge annähernd entsprechen, weil die Eisenbahn in 
den meisten Fällen nur den gemeinen Handelswert zu vergüten 
hat. Wenn das Gut während der Beförderung Schaden gelitten 
hat, würde der Verkaufserlös allerdings wesentlich niedriger 
als der Entschädigungsbetrag sein. In solchen Fällen würde die 
Eisenbahn aber auch bei der Auslieferung des aufgerfundenen 
Gutes oft eine Entschädigung zahlen müssen. Ferner ist noch 
zu berücksichtigen, daß mit der Bewirkung eines Ausgleiches 


Einführung von Fahrgeldzuschlägen während der Winterzeit. = 38 


In der Belieferung der Eisenbahnen mit Heizmaterial für 
Lokomotiven ist gegen das Vorjahr eine erhebliche Besserung 
eingetreten. Es war in Mecklenburg und auch wohl im 
übrigen Deutschland — möglich, den Betrieb im letzten Winter 
in uneingeschränktem Maße aufrechtzuerhalten und auch wieder 


eine ausreichende Beheizung der Wagenzüge zu bewirken. Für 


den kommenden Winter darf man daher mit Recht auf diesem 
Gebiet das Wiedereintreten normaler Verhältnisse erwarten, so- 


stets eine zu Lasten der Eisenbahn- gehende (frachtfreie) Be- 


jörderung verbunden ist, und daß bei dieser Beförderung das 


Gut erneut der Gefahr des Verlustes und der Beschädigung aus- 
gesetzt wird. Man denke z. B. an die Zuweisung eines ver- 
schleppten überzähligen Wagens Stroh. Den Fällen, wo der Ver- 


kaufserlös ausnahmsweise wesentlich niedriger als der Entschä- 
digungsbetrag ist, stehen selche Fälle gegenüber, wo der Ver- 


kauf der Fisenbahn seinen über den gezahlten a 
betrag hinausgehenden Gewinn gebracht hat. So ist z. B. 

einem Fall beim Verkauf einer überzähligen Nähmaschine 8. 
doppelte Betrag der gezahlten Entschädizunge 
Außerdem kommt noch in Betracht, daß in einzelnen Fällen die 
Stellung von Entschädigungsansprüchen unterbleibt, oder daß 


die Eisenbahn überhaupt nicht oder nur bis zu einem Höchst- 


betrage zu haften hat. 


Die Feststellung der Hingehörigkeit eines Gutes ist aber auch _ 


erzielt worden. 


für den Entschädigungsberechtigten nicht immer von besonderem 


Wert. 


In manchen Fällen wird ihm mehr daran liegen, bald den 
Entschädigungsbetrag, als nach längerer Zeit, nachdem vielleicht 
schon. Ersatz beschafft worden ist, das Gut selbst zu erhalten. 


Nur dann wird dem Entschädigungsberechtigten mehr an der 


Wiedererlangung des Gutes als an dem Entschädigungsbetrag 


gelegen sein, wenn es nicht möglich ist, für den Entschädigungs- 


betrag gleichwertigen Ersatz zu beschaffen. Daß in diesen 
wichtigen Fällen das 
rechtzeitig aufgefunden wird, ist aber wegen der großen Anzahl 


zum Teil unvollständiger Meldungen jetzt unsicher. 


Eine Besserung ließ sich dadurch erreichen, daß die Erstattung ER 


überzählig lagernde Gut vom D.A.A. 


von Fehl- und Veberzähligmeldungen nur auf solche Fälle be- Er 
schränkt würde, wo die Herbeischaffung des Gutes von beson- 


derem Wert ist. 
Dienststellen entlastet. 


gungsanträge vereinfacht und beschleunigt. 
Die Bekanntgabe 


dieser Güter nicht mehr im Bereiche der Eisenbahnen befindet. 


Dagegen würde eine Bekanntgabe der wertvolleren überzähligen 


Güter zur schnellen Feststellung ihrer Hingehöriskeit beitragen 
können. 
reicher zu gestalten, zu einem befriedigenden Ergebnis noch 
nicht geführt haben, wäre es ratsam. daß sich Reklamations- und 


Abfertigungssbeamte auf a, ihrer Erfahrungen zu ‚dieser An- 


selegenheit äußerten. 3 


‘ 


fern nicht durch politische Verhältnisse wieder Schwierigkeiten 
in: der Kohlenversorgung eintreten. 


Umfange in Geltung kommen, der für „die im Winter zu be- 
nutzenden Personenwagen Einrichtung zur Heizung“ verlangt 
und damit die Haftpflicht der Eisenbahn dem reisenden Publi- 


kum gegenüber erstehen läßt für nachweislich durch unter- 
lassene Heizung ihm erwachsenen Schaden an Leben und Ge- 


Hierdurch würden das D. A. A. und die übrigen 
Die ganze Einrichtung würde erfolg- 
reicher und wirtschaftlicher und die Erledigung 24 


Da. bisherige Versuche, das ietzig«e Verfahren erfolg- 
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Damit würde dann auch _ 
der $ 39 (4) der Bau- und Betriebsordnung wieder in vollem 


fehlender Güter im Tarif- und Werkehre E 
anzeiger ist meistens erfolglos, weil sich eben der größte Teil 


. 
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_ sundheit. Gehören hieraus entstehende Haftpflichtklagen auch 
zu den Seltenheiten, so können die vom Fiskus geforderten 
Summen doch unter ungünstigen Umständen eine recht erheb- 
liche Höhe erreichen. Erinnern möchten wir beispielsweise an 
ein im Jahre 1914 ergangenes Reichsgerichtsurteil (vgl. Nr. 73, 
—S. 1065, Jahrg. 1914 d. Ztg.), das die bayerische Staatsbahnver- 
 waltung verurteilte, für die einer Dame durch die Abkühlung 
_ eines in einen D-Zug eingestellten italienischen Wagens ent- 
Be Andene körperliche Schädigung eine hohe Entschädigung zu 
. zahlen. ; \ 
Ist es nun gesetzlich möglich, die Bahn für eine unterlassene 
er Leistung in solchem Umfange haftpflichtig zu machen, so müßte 
R die unbedingte Folge sein, daß die Bahn für die ordnungsmäßige 
Ausführung dieser von ihr gesetzlich verlangten Leistung 
- zu ihrer Selbstversicherung, zur Deckung der Unkosten und Er- 
zielung eines kaufmännischen Gewinnes eine Gebühr erhebt. 
In der Vorkriegszeit gestattete es der Bahn allerdings die über- 
- aus glänzende Finanzlage, von der Erhebung solcher Zuschläge 


_— die immerhin nur eine verhältnismäßig geringe Höhe hätten 


- haben können — abzusehen und Sommer. wie Winter die gleich 
hohen Fahrpreise zu erheben. Doch kann man bei der heutigen 


geänderten Sach- und Finanzlage die Beibehaltung dieses Ver- 


 bliebene, jetzt aber nicht länger zu vertretende Maßnahme an- 
sehen. Die Auffassung etwa, die Entschädigung für Zug- 
- heizung sei bei der Berechnung der Fahrpreise mit in Ansatz 
gebracht worden, ist-anfechtbar, sie würde zu der Schlußfolge- 
_ rung führen, daß auch der Sommerreisende zu der Auf- 
 bringung der Heizkosten anteilig herangezogen und damit dem 

interreisenden gegenüber benachteiligt wird, oder anzu- 
nehmen, daß unter den heutigen Verhältnissen und bei den 
jetzigen Preisen für die Anlage und Instandhaltung der Heiz- 
 vorrichtungen der Wagen, für Heizmaterial, Heizschläuche, 
- Schlußhähne usw. die Bahn die Zugheizung auch weiter unent- 
3 geltlich ausführen soll, wird niemand erwarten oder verlangen. 


anfänglich Verneinenden dem Grundsatze der Erhebung höherer 
 Fahrpreise während des Winterhalbjahres näher führen, so noch 
- mehr die für den Staat vorliegende unbedingte Notwendiekeit, 
_ kein irgendwie mögliches Mittel unangewendet zu lassen, das 


: zu einer Besserung der Einnahmen der Eisenbahnen beitragen 
3 kann. Gerade dieser Grund muß auch dahin führen, daß man 
Nachrichten 


er A 


een Vereinsgebiet. 
Br n : Deutschland. 


— Hauptversammlung und 75. Jubiläum des Vereins Deut- 
scher Eisenbahnverwaltungen. Vom 7. bis 9. September findet 


in Berlin die Hauptversammlung des Vereins Deutscher 


Eisenbahnverwaltungen statt, die in diesem Jahre dadurch eine 
besondere Bedeutung erhält, daß der Verein zugleich die Feier 
seines 75. Bestehens begeht. So soll denn auch diese Vereins- 
versammlung innerhalb des durch den Ernst der Zeiten ge- 
- zogenen bescheidenen Rahmens ein feierlicheres Gepräge als 


- sonst erhalten. Auf der Tagesordnung des Vereins stehen fol- 


gende Beratungsgegenstände: 

1. Geschäftsbericht der Geschäftsführenden Verwaltung des 
Vereins für die Zeit von Anfang August 1918 bis Ende 
Juli 1921. 

2. Änderung des Vereinsbeschlusses von 1880, betreffend 

. Tarifveröffentlichungen in der Vereinszeitung. 

3. Weitere Ausgestaltung des Technischen Ausschusses. 

- 4. Gewährung von freier Fahrt und von Tagegeldern für die 
nicht mehr im aktiven Eisenbahndienst befindlichen Mit- 

| glieder des Preisausschusses, 

- 5. Ergänzung des Artikels 7 Abs. 2 des Übereinkommens 
zum Vereinsbetriebsreglement (Beigabe von Unterschieds- 
berechnungen bei Frachterstattungen). & 

6. Änderung der Bestimmungen des Artikels 13 des Überein- 
kommens zum Vereinsbetriebsreglement über die Benutzung 
von Hilfswegen bei Verkehrsstörungen. 

7 Änderung der Artikel 17 und 19 des Übereinkommens zum 
-  Vereinsbetriebsreglement (vereinfachte Erledigung von 
- Entschädigungsanträgen). 

8. Änderung des Musters E (Monatsübersicht über gezahlte 
Entschädigungen usw.) im Übereinkommen zum Vereins- 

- betriebsreglement. 3 { 

9. Neugestaltung des Vereinswagenübereinkommem. EN, 

10. Einführung der zweiteiligen Heizkupplung, Bauart Kleimen- 
hagen-Haas. 

11. Neugestaltung der Güteprobensammlung. 


zieht nur als eine aus guter vergangener Zeit bisher ver- : 


Muß schon diese Überlegung mit zwingender Kraft selbst den. 


sich hinsichtlich der Höhe der Winterfahrgeldzuschläge nicht 
darauf beschränkt — wie dies in der Zeit vor dem Kriege hätte 
geschehen müssen —, nur eine Deckung der Unkosten zu er- 
reichen; das Reich muß vielmehr der Notlage entsprechend da- 
nach trachten, sich auch in diesem Falle eine neue indirekte 
Steuerquelle zu schaffen. 


Die Verwirklichung dieses Gedankens kann selbstverständlich 
nur unter Berücksichtigung des sozialen Gesichtspunktes ge- 
schehen, die Zuschläge können nicht für alle Klassen einheit- 
lich, sondern müssen entsprechend den Wagenklassen verschie- 
den festgesetzt werden. Vielleicht könnte man 10% des jewei- 
ligen Fahrpreises als angemessenen Zuschlag ansehen, bei Fest- 
setzung gewisser Mindestsätze (VI. Klasse etwa 30 8, 
Ill. Klasse 50 3 usw.) und vielleicht unter Abrundung auf 
volle Mark, ‘sobald der Fahrpreis diese Abrundung erfährt. Aus 
praktischen Gründen müßte aber unter allen Umständen davon 
abgesehen werden, besondere Karten auszugeben, wie bei den 
Schnellzugzuschlägen. Dies würde eine unstatthafte Mehrbe- 
lastung des jetzt schon recht schwierigen Abfertigungsdienstes 
am Fahrkartenschalter bedeuten. Die einfachste Lösung würde 


' sein, jede Fahrkarte allgemein mit zwei Fahrpreisen zu ver- 


sehen, einem niedrigeren vielleicht mit dem Vorzeichen ,„S“, der 
allgemein und feststehend vom 1. April bis 30. September er- 
hoben, und einen um 10 % höheren mit dem Vorzeichen „W“, 
der vom 1. Oktober bis 31. März gelten würde. Allerdings 
würde diese Maßnahme für den Vorverkauf an den Tagen kurz 
vor jedem 1. Oktober eine verbietende Bestimmung erforderlich 
machen, iedenfalls würden sonst noch einige Kontrollmaß- 
nahmen für diesen Wechsel nötig sein. Im übrigen aber würde 
jede Mehrarbeit oder Mehrbelastung für den Abfertigungsdienst 
gänzlich vermieden und damit auch iede Mehrausgabe. Eine 
Voraussetzung wäre allerdings doch noch an die Einführung 
dieser Neuerung zu knüpfen: Es müßte im allgemeinen wohl 
etwas mehr Sorgfalt auf die Heizung der Wagenzüge verwendet 
werden, damit diese immer als völlig ausreichend angesehen 
werden kann; besonders müßten lange Züge mehr als bisher mit 
Heizwagen ausgerüstet werden. Eine Bedingung, die aber gut 
und gern mit in den Kauf genommen werden kann, wenn dem 
Reich auf diese Weise mehrere hundert Millionen Mark Mehr- 
einnahme erwachsen. 


H. Schwedler, Eisenbahnobersekretär. 


12. Festsetzung der Durchführungsfristen in den $8S 75 und 133 
der Technischen Vereinbarungen für die Einführung der 
verstärkten Zugvorrichtung. 

13. Festsetzung der Durchführungsfristen in $ 83 der Tech- 
nischen Vereinbarungen für die Bestimmungen über die 
Kupplungen der Luftdruckbremsen. 

14. Rechnungslegung der Geschäftsführenden Verwaltung des 
Vereins über die Verwaltung der Vereinskasse. 

15. Bericht des Verwaltungsausschusses der Versorgungskasse 
für Vereinsbeamte. 

16. Neuwahl des Preisausschusses. 

17. Neuwahl der. ständigen Ausschüsse. n 

18. Neuwahl des Wahlausschusses (Übk., betreffend die Aus- 
setzung von Preisen). 

19. Neuwahl des Verwaltungsausschusses der Versorgungskasse 
für Vereinsbeamte. 

20. Neuwahl der Geschäftsführenden Verwaltung. es 

21. Bestimmung von Zeit und Ort der nächsten Vereinsver- 
sammlung. 


Die Sitzungen finden im großen Sitzungssaal des Vereins 
Deutscher Ingenieure (Sommerstraße 4a) statt und sind für 
den 7., 8. und 9. September in Aussicht genommen. An jedem 
dieser drei Tage wird im Anschluß an die Beratungen je ein 
Festvortrag über ein wirtschaftliches, ein bautechnisches und 
ein elektrotechnisches Thema gehalten. 

An der Vereinsversammlung werden sich voraussichtlich über 
100 Vertreter der dem Verein angehörenden Verwaltungen be- 
teiligeen. Zur Pflege des außerdienstlichen geselligen Ver- 
kehrs ist am ersten Tage ein gemeinschaftliches Essen und am 
zweiten ein gemeinsamer Ausflug nach Wannsee geplant. 

Unsere Zeitung wird zur Feier des Jubiläums in ihrer 
Nummer vom 8. September in festlichem Gewande erscheinen 
und eine Reihe von Aufsätzen aus der Feder fachkundiger Mit- 
arbeiter verschiedener Vereinsverwaltungen bringen, die einen 
Überblick über die Tätigkeit des Vereins in den 75 Jahren 
seines Bestehens gewähren sollen. 


—_ Eröffnung von Eisenbahnstrecken. Am 12. Mai d. J. ist 


die Teilstrecke der neuerbauten Hamburger Marsch- 


bahn Geesthacht-Zollenspieker-Fünfhausen 
mit den Bahnhöfen bzw. Haltepunkten Geesthacht Düneberg, 
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Brandenmoor, Borghorst, Altengamme, Elbdeich, Kiebitzbrack, 
Krauel, Riepenburg, Teufelsort, Zollenspieker, Howe und Fünf- 
hausen in Betrieb genommen. Mit der Bergedorf-Geesthachter 
Eisenbahn werden die Bahnhöfe Geesthacht und Düneberg und 
mit der Vierländer Eisenbahn der Bahnhof Zollenspieker ge- 
meinschaftlich benutzt. Sämtliche Bahnhöfe, mit Ausnahme von 
Riepenburg sind für den Personen- und Gepäckverkehr frei- 
gegeben. Dem Güterverkehr dienen alle Bahnhöfe mit Aus- 
nahme von Düneberg und Brandenmoor.‘ Als Übergangsbahnhof 
kommt für alle Bahnhöfe Bergedorf in Frage. Der Betrieb wird 
vr der Bergedorf-Geesthachter Eisenbahn in Bergedorf-Süd 
geleitet. 


— Mißbräuchliche Benutzung von Monatskarten. Eine im 
Reichstag über die Frage der Ausstattung der Monatskarten im 
Berliner Vorortverkehr mit Lichtbildern (vgl. Nr. 29, S. 560) 
gestellte Anfrage hat der Reichsverkehrsminister wie folst 
beantwortet: „Die mißbräuchliche Benutzung der Monatskarten 
durch Übertragung an andere Personen hat einen Umfang ange- 
nommen, der der Eisenbahnverwaltung ganz beträchtliche Ein- 
nahmen entzieht. Da die bisherigen Kontrollmaßnahmen- nicht 
ausreichten, dem Übel abzuhelfen, habe ich versuchsweise für 
einen verkehrsreichen Bezirk des Berliner Vorortverkehrs an- 
zeordnet, daß die Monatskarte mit. einem Lichtbild des Berech- 
tisten fest verbunden werden muß. 

In. Sachsen wird das Verfahren schon seit 1. Januar d. J. 
erprobt. 

Ich verkenne nicht, daß die Durchführung des neuen Ver- 
fahrens für die Reisenden manche Unbequemlichkeiten bringen 
wird. Angesichts der großen Fahrpreisermäßigung, die mit der 
Benutzung der Monatskarten verbunden ist, werden sie aber 
von ihnen wohl getragen werden können, ebenso wie die ver- 
hältnismäßig geringen Kosten, die für sie damit verbunden sind. 
Andere brauchbare Maßregeln, die verhindern würden, daß der 
Eisenbahnverwaltung große, heute besonders ins Gewicht fal- 
lende Beträge entzogen werden, haben sich noch nicht ermittein 
lassen. : 

Zu meinem Bedauern bin ich deshalb nicht in der Lage, von 
der Erprobung des Verfahrens vom 1. August d. J. ab auf den 
Stationen der Strecke Berlin-Wannseebahnhof-Wannssze abzu- 
sehen, zudem bereits alle erforderlichen Vorbereitungen. ge- 
troffen sind.“ 


— Eisenbahn-Fundordnung. In dieser tritt mit sofortiger 
Gültierkeit eine Erhöhung der Gebühren ein. Die Vordrucke für 
Verlustanzeigen werden in Zukunft von den Bahnhöfen - gegen 
eine Gebühr von 40 Pf. für das Stück abgegeben. Die zefun- 
denen Gegenstände werden, wenn die Auslieferung durch den 
Bahnhof erfolgt, gegen eine Gebühr von 2 M und Empfangsbe- 
scheinigung und, wenn die Auslieferung auf dem Fundbüro 
oder einer Fundsammelstelle erfolgt, gegen Empfangsbescheini- 
gung und eine Gebühr von 3 A ausgehändigt. Wird die Ver- 
lustanzeige von Bahnbeamten ausgefertigt, so beträgt die Ge- 
bühr hierfür 50 Pf. Die übrigen Vorschriften und Gebühren, 
z. B. die Ermittelung mittels Fernsprechers usw. bleiben unver- 
ändert wie bisher bestehen. 


— Sperrung des Güterverkehrs nach Kiel. In Kiel ist ein 
Streik der Transportarbeiter ausgebrochen. Um eine Überfül- 
lung der Bahnhofsanlagen zu verhüten, hat die Eisenbahnver- 
waltung den gesamten Güterverkehr nach Kiel — ausgenommen 
Milch und Ladungen für Anschlußinhaber — gesperrt. 


— Beilegung des Casseler Eisenbahnerstreiks. (Vgl. SE 
S. 625 d. Zte.) Die zwischen der Eisenbahndirektion er 
und den Bezirksbetriebsräten andererseits zepflogenen Ver- 
handlungen, zu denen der Reichsverkehrsminister und die Ar- 


beiterverbände je zwei Vertreter entsandt hatten, haben zur 
seilegung des Streiks geführt. Nach langen Verhandlungen 
einigte man sich dahin, daß die Arbeiter Mittwoch, den 


17, August, früh überall die Arbeit wieder aufnehmen soliten. 
Lohn für die Streiktage wird nicht bezahlt. Der Forderung. den 
Zeitlohn der Betriebsarbeiter dem Einkommen der im Gedinge 
arbeitenden. Hauptwerkstättenarbeiter durch Lohnzulage mit 
rückwirkender Kraft auszugleichen, konnte nicht stattgegeben 
werden.. Dagegen wurde zugesagt, die allgemeinen Teuerungs- 
niaßnahmen zugunsten der Beamten und Arbeiter möglichst zu 
fördern und die Frage zu prüfen, wie bei Einführung des Ge- 
dingeverfahrens die mittelbar daran beteiligten Arbeiter zu 
entlohnen seien. E 


— Paßkontrolle auf der Strecke Lauenburg- Danzig. -Nach 
Mitteilung der polnischen Regierung tritt auf Grund eines Be- 
schlusses der interministeriellen Kommission bei zwei Schnell- 
zügen von Danzig nach Lauenburg und umgekehrt die folgende 
Erleichterung der Paßrevision ein: 

„Die Überprüfung der Reisedokumente wird nicht auf der 
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Station Neustadt, sondern im Zuge N während der 
Fahrt und des Aufenthalts und zwar folgendermaßen: F 

a) Für den Schnellzug Danzig-Lauenburg: Die Be- 
amten steigen in Klein Katz ein (wo zu diesem Zweck der Zug 
eine Minute hält, den Reisenden ist es nicht gestattet, ein- oder 
auszusteigen) und nehmen die Kontrolle während der Fahrt vor. 
In Neustadt, wo der Zug 10 Minuten Aufenthalt hat, wird die 
Kontrolle abgeschlossen, worauf die Polizeibeamten den Zug‘ 
verlassen. (Auf der Weiterfahrt hält der Zug erst auf deutscher 
Seite.) Da zur Durchführung der Kontrolle bloß 27 Minuten zur 2 
Verfügung stehen (17 Minuten Fahrzeit von Klein Katz nach - 
Neustadt und 10 Minuten Aufenthalt in Neustadt), wird es vor- 
aussichtlich notwendig sein, die Kontrolle in zwei Partien durch- 
zuführen, d. h. von den beiden Zugenden an. 

b) Für den Schnellzug Lauenburg-Danzige: Die Kon 
trollorgane steigen in Strzebielin ein (dort Aufenthalt eine Mi- 3 
nute ohne Ein- oder Aussteigen von Reisenden) und nehmen ° 
die Kontrolle während der Fahrt bis nach Gdingen vor, wo sie 
aussteigen. Auf der Weiterfahrt hält der Zug erst auf dem 
Gebiete der Freien Stadt Danzig. 2 

Die übrigen Aufenthalte, und zwar in beiden Richtungen, ir 
bleiben unverändert. Unverändert bleibt ebenfalls die Kon- 
trolle der Personenzüge. Die oben angeführte: Art der Kos 
trolle ist bereits am 15: August d. J. in Kraft getreten. 


— Starker Schlafwagenverkehr zwischen Berlin und München. 
Der Schlafwagenzug Berlin-München, der während der Sommer- E 
monate als Schnellzug D70 vom Anhalter Bahnhof um 7.18 
abends gefahren wurde und der mit dem 31. d. M. a ins 
Fortfall kommen sollte, wird, wie wir erfahren, wegen der über- 
aus starken Nachfrage nach Bettkarten Berlin-München und 
München-Berlin bis auf weiteres noch verkehren. Ebenso wird 
auch der Rnzid D 71, an Anhalter Bahnhof 7.27 vorm., noch 


nach dem September beibehalten werden. Neben sechs 
een 1. und 2% Klasse führen die beiden Züge keine 
Wagen. R ’ 7 


— Die Danziger Eisenbahnen an Polen. Da bei den Ver- 
handlungen zwischen Danzig und Polen über Eigentum und Ver- 
waltung der Eisenbahnlinien. ih Gebiete der Freien Stadt ° 
Danzig, sowie im Hafenausschuß zwischen den Danziger. und 
polnischen Mitgliedern über die Auslegung des Begriffs Hafen- 
bahn keine Einigung erzielt werden konnte, hat der 
kommissar des Völkerbundes Haking entschieden, daß die Voll- 


bahnen außer den Hafenlinien an Polen überwiesen werden und 


die Verwaltung in polnische Hände übergeht. Die Eisenbahnen 
und Straßenbahnen, die in erster Linie dem Bedürfnis der Freien 
Stadt Danzig dienen, sowie die vorhandene Schmalspurbahn und 
Straßenbahn im Gebiete der Freien Stadt mit den dazu ge- 
hörigen Grundstücken _ einschließlich der Eisenbahndirektion ge- 
hören Polen auf Grund von Artikel 25 der Konvention. Eigen- 
tum, Verwaltung usw. der bestehenden Eisenbahnen, die beson- 
ders dem Hafen dienen, gehören dem Hafenausschuß: In der 3 
Entscheidung des Oberkommissare heißt es dann u. a.: Die pol- 
nische Regierung wird sich verpflichten, den Hafen von Danzig 
voll auszunutzen, welche andere Häfen in Zukunft auch an 
der Ostsee eröffnet’werden mögen. Die Danziger en 
wird sich verpflichten, 
freien Zugangs zum Meere zu allen Zeiten sicherzustellen, des 
freien Zugangs, welcher Polen durch den ihm seitens des Rates 


. des Völkerbundes in seinem Beschluß vom 22. Juli 1921 erteilten 4 


Anweisungen erneut gewährleistet wird. 


— Keine Freifahrt für Abgeordnete i im SR ar: Die - E. 
bahndirektion Saarbrücken hat auf sämtlichen Bahnhöfen durch 
Anschlag bekanntgegeben, daß die für die Reichstags- und Land- 
tagsabgeordneten vom preußischen Ministerium des Innern aus- 
gestellten Freifahrkarten im Saargebiet keine Gültigkeit haben. = 


— Der letzte Verwaltungsberieht der württembergischen Ver - 
kehrsanstalten ist vor kurzem erschienen. Aus diesem Anlaß 
ist dem Bericht auch ein Überblick über die Betriebsergebnisse 
von 1881 an beigegeben, aus dem sich ersehen läßt, welche Ent- ä 
wicklung die württembergischen Verkehrsanstalten in den 
letzten 38 Jahren genommen haben. u 

Von Interesse ist zunächst eine kurze Darstellung der Be- ‘ 
triebs- und Verkehrsverhältnisse der Staatseisenbahnen bei dem 
am 1. April 1920 vollzogenen Übergang auf. das Reich. Die 
Länge der Bahnen betrug rund 2155 km, davon Hauptbahnen 
1608 km, vollspurige Nebenbahnen 425 km, schmalspurige Neben- 
bahnen 121 km, zweigleisige Strecken 600 km. Die Zahl der 
Stationen betrug 652. An Lokomotiven waren vorhanden 902 
Stück, an Personenwagen 2442, an Sitzplätzen 138226, an Ge- 
päckwagen 6477, bedeckte Güterwagen 8717, offene Güterwagen. 
8179, Postwagen 160. Die Zahl der beförderten Personen 
betrug 90 978 732 gegen 96. 395 440 im Jahr 1918; eine Person hat 
durchfahren 18,34 km gegen 21,76 km im’ Vorjahr. Es zeigt sich E 


E} 


Ober- 


die- Interessen Polens bezüglich des 


. Jahrgang 
August 1921. 
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n diesen Zahlen deutlich die verkehrseinschränkende Wirkung 
ler Verteuerung des Reisens. Von der Personeneinnahme mit 
0% Millionen Mark (Vorjahr 51 Millionen) entfielen auf die 
Klasse 0,63% (Vorjahr 0,49%), auf die 2. Klasse 10,97 % 
842%), auf die 3. Klasse 23,355 % (20,14%), auf die 4. Klasse 
2,96% (46,12%), Militär 1,59% (24,83%). Der Güterver- 
sehr umfaßte 10 964 170 t gegen 14996 297 t im Vorjahr. Die 
Sinnahmen daraus betrugen 149 Millionen Mark (71,6 Millionen), 
I. s. 59,65 (51,55) % der Gesamteinnahme Die Ge samt- 
sinnahmen der Bahn beliefen sich auf 250 Millionen 
Mark gegen 138 Millionen im Vorjahr; die Gesamtausgaben auf 
49% Millionen Mark (165) Millionen), der Fehlbetrag auf 
"92 Millionen Mark (27 Millionen) oder —10% % (Vorjahr 
=3%). Die Gesamtzahl des Personals betrug 30 949 gegen 
2983 im Vorjahr; die Zahl .der Beamten und Hilfsbeamten 
2024 (10746), die der Arbeiter 18925 (12237). Die Per- 
;onalausgaben im ganzen ohne Wohlfahrtszwecke betrugen 243 
Millionen Mark (114 Millionen im Vorjahr); die Ausgaben für 
sinen Beamten berechnen sich im Durchschnitt auf 3423 M 
(Vorjahr 5742 M), für einen Arbeiter 6855 M (Vorjahr 4278 MM). 
Seit dem Jahre 1881 ist die Betriebslänge der Eisenbahnen ge- 
stiegen von 1541 auf 2155 km, (die zweigleisigen Bahnstrecken 
ron 166 auf 600 km, die Zahl der Beamten und Arbeiter ZU- 
sammen von 8052 auf 30 949, die der Beamten allein yon 2935 
uf 10 556, die Zahl des gegen Taggeld verwendeteten ersonals 
von 1232 auf 1468, die Zahl der Arbeiter von 3885 auf 18925, 
die Zahl der Lokomotiven von 331 auf 902, der Personenwagen 
von. 786 auf 2442, der Gepäck- und Güterwagen von 50% auf 
17824, die Zahl der beförderten Züge von 97.964 auf 349 126, 
die Zahl der Unfälle von 84 auf 128 (die Zahl der tödlichen 
Infälle von 20 auf 49), die Zahl der auf 1 Million beförderter 
Reisenden kommenden Tötungen von 0,37 auf 0,25, die Zahl 
der beförderten Personen ist angewachsen von 10745 646 auf 
90978732. Die Einnahmen aus dem Personenverkehr sind ge- 
stieeen von 9,4 auf 71,4 Millionen Mark, aus dem Gepäckver- 
‚kehr von 405 975 M auf 1482115 M, aus dem Güterverkehr von 
15,8 auf 149,2 Millionen. Mark. 


— Die Verkehrslage im Ruhrgebiet. Die Betriebslage im 
hrbezirk war in der zweiten Augustwoche im allgemeinen be- 
Tiedigend. Die ungünstigen Wirkungen, die der niedrige Rhein- 
wasserstand, die Sanktionen, die Abgabe von Beutewagen, die 
erhöhte Abfuhr von Wiederherstellungskohle nach Italien und 
‚die Lage in Oberschlesien auf den Wagenumlauf ausübten, 
"haben eher eine Verschärfung als Milderung erfahren. Die Aus- 


| 


fälle an Wagen für Brennstoffe sowohl wie für andere Güter 


"haben sich erhöht, obwohl die Eisenbahn ; bemüht ge- 
wesen ist, den Wagenumlauf zu. beschleunigen. Es sind im ge- 
samten Reichsbahngebiet Teildeckungen für andere Güter als 


| 3 angeordnet, und ‘der Güterverkehr wurde am Sonn- 
Sr d. M,, in weitem Umfange aufrechterhalten. Auch 
‚der Mangel an bedeckten Wagen hat sich weiter verschärlt, da 
‚die Anforderungen durch verstärkten Kartoffelversand, aueh 
‚Steigerung des Kaliverkehrs und besonders auch durch len 
‚Bedarf an Wagen für Getreide und Futtermittel ganz erhenlich 
gewachsen sind. : a. 
— Für Kohlen, Koks und Briketts wurden im arbeitstäglichen 
Durchschnitt einschließlich der nachträglich eingestellten W agen 
‚20387 Wazen angefordert. © Gestellt wurden arbeitstäglich 
‘durchschnittlich 19070 Wagen. In dem gleichen Zeitraum des 
Vorjahres betrug die Durchschnittsgestellung 18253 _ Wagen. 


in der zweiten Augustwoche zwar eine kräftige Steigerung er- 
rei indem sich diese von 13.782 ‚auf 18 508 t werk- 
‚täglich hob, doch wird eine Wiederkehr der frühern a en 
‚leistung erst möglich sein, wenn eine Besserung der Verhä t- 
"nisse bei der Rheinschiffahrt eingetreten sein wird. Der Brenn- 


stöffumschlag in den Zechenhäfen der Kanäle bezifferte sich 
auf 24. 609 t gegenüber 21026 t in der ersten Augustwoche. 
E_ Eisenbahnerheim: für den’ Direktionsbezirk Essen. Der 


(Essener Eisenbahndirektionsbezirk besaß bisher im Gegensatz zu 
anderen Bezirken kein Heim, in dem der erholungsbedürftige 
Beamte und Arbeiter zu annehmbaren Preisen in landschaftlich 
schöner und gesunder Gegend Aufnahme finden ‚konnte. Um 
‚diesen Mangel abzuhelfen, haben sich am 17. Juni d. J. Arbeiter 
‚und Beamte zu einer Genossenschaft mit beschränkter Haft- 
 pflicht zusammengeschlossen. Der Genossenschaft ist es ge- 
' Jungen, das Gasthaus „Zur frischen Quelle“ in Hiddesen ‚bei 
Detmold am Teutoburgerwald zu erwerben, und zu einem Heime 
inzurichten. Das Grundstück ist rd. 7700 am groß; davon sind 
ungefähr % bebaut, #4 Garten. Das Heim liegt am Fuße der 
‚Grotenburg, einem Berge, auf dem einst in germanischer Zeit 
eine Gaufestung, die Grotenburg, emporragte, und auf dem jetzt 
das Hermannsdenkmal steht. ' 

= Mit wenigen Schritten befindet man sich vom Heim aus im 
"Walde. Eisenbahnstation ist Detmold: Der Fußgänger erreicht 


Kl) 


Bei der Umschlagleistung in den Duisburg-Ruhrorter Häfen ist, 


das Heim vom Bahnhofe in Detmold aus in X Stunden, von der 
ı Mitte der Stadt aus in einer halben Stunde auf herrlichem, schat- 
tigem Wege, der die schönsten Ausblicke auf Berge und Wälder 
gestattet. Die Straßenbahn fährt vom Bahnhofe bis vor das 
Heim. In dem Heim sind zurzeit 40 Betten aufgestellt, doch 
ist die Möglichkeit gegeben, diese Zahl zu vermehren. Es sind 
Räume und große Säle für Wirtschaftsbetrieb vorhanden. 

Am 6. August d. J. ist das Heim eröffnet worden. Am 
3. August fand eine mit Rücksicht auf die Zeitverhältnisse in 
bescheidenem Rahmen gehaltene Eröffnungsfeier statt. 

Das Heim soll das ganze Jahr geöffnet sein, da im Winter 
Gelegenheit zu Wintersport vorhanden ist. In dem Heim können 
aulgenommen werden: Eisenbahnbedienstete, soweit sie sich ein 
Jahr im Eisenbahndienste befinden und ihre zum Haushalt ge- 
hörenden Personen und, sofern Platz vorhanden ist: Eisenbahn- 
bedienstete mit kürzerer als einjähriger Dienstzeit und sonstige 
Personen. Kinder unter 5 Jahren, Kranke und Hilfsbedürftige 
sind von der Aufnahme ausgeschlossen. Der Pensionspreis wird 
einheitlich ohne Rücksicht auf die Lage oder die Güte des Zim- 
mers festgesetzt und beträgt zurzeit 25 MH für den Tag. 

Anmeldungen mit Dienststellung, Dienststelle, Wohnort und 
Wohnung, der Zeitdauer, der Anzahl der gewünschten Zimmer 
und Betten sind zu richten an das Essener Eisenbahnheim 
„Frische Quelle“ zu Hiddesen bei Detmold e. G. m. b. H., Essen; 
Bismarckplatz 1. 


— Kleintier- und Gartenbau-Verbandsausstellung. Der Ver- 
band der Eisenbahn-Kleintierzucht- und Gartenbauvereine Mag- 
deburg veranstaltet am 19. bis 21. November d. Js. in der „Wil- 
helma“, Magdeburg-Neustadt, eine Ausstellung. Die Vorarbeiten 
sind erledigt, und es haben sich auch schon Aussteller ange- 
meldet. Die Ausstellung soll den Besuchern zeigen, wie durch 
diese Bestrebungen zum Aufbau unserer Wirtschaftslage beige- 
tragen werden kann. Durch belehrende Vorträge von Fach- 
leuten aus der Kleinwirtschaft werden die Besucher an den Aus- 
stellungstagen zum Betreiben von Kleinwirtschaft Anregung er- 
halten. Eine amtlich genehmigte Lotterie ist mit der Aus- 
stellung verbunden, und ein Verkaufsmarkt wird eingerichtet. 
Die Beschickung und der Besuch der Ausstellung ist zur Förde- 
rung der guten Sache zu empfehlen. Auskunft erteilt die Aus- 
stellungsleitung, Magdeburg, Alte Ulrichstr. 17. 


— Exzellenz Hoff. Der frühere preußische Minister der öffent- 
lichen Arbeiten, Wirklicher Geheimer Rat Hoff, hat am 
21. d. M. in voller körperlicher und geistiger Frische sein 
“0. Lebensjahr vollendet. Über die hervorragenden Verdienste 
dieses Mannes, der seine ganze Arbeitskraft und insbesondere 
sein allseitig anerkanntes außergewöhnliches Orzanisations- 
talent der preußischen Eisenbahnverwaltung gewidmet hat, ist 
in unserer Zeitung schon bei früheren Anlässen eingehend be- 
richtet worden. Auch ist das Wirken von Exzellenz Hoff noch 
in so frischer Erinnerung, daß wir das Wesentliche aus seiner 
Laufbahn bei unseren Lesern als bekannt voraussetzen dürfen. 

Nach seinem Ausscheiden aus dem Staatsdienst hat Exzellenz 
Hoff seine Arbeitskraft noch weiter in den Dienst des Eisen- 
bahnwesens gestellt. Von dem kleinen westfälischen Badeort 
Driburg aus, den er sich zum Wohnsitz gewählt hat, verfolet 
er die Entwicklung der neuen Reichseisenbahnverwaltung mit 
regem Interesse, stets bereit, seine reichen Erfahrungen bei der 
Erörterung und Entscheidung wichtiger Fragen zur Verfügung 
zu stellen. Seine Aufsätze über Organisationsfragen zehören 
zu dem Besten, was in unserer Zeitung in den letzten Jahren 
veröffentlicht worden ist, und haben in unserem Leserkreise 
die verdiente. große Beachtung gefunden. 

Wir hoffen, daß Exzellenz Hoff auch fernerhin die beneidens- 
werte Frische und Spannkraft, deren er sich erfreut, erhalten 
bleiben möge, und wünschen ihnen einen glücklichen Lebens- 
abend! 


Personalnachrichten. Im  Reichsverkehrsministerium, 
Zweigstelle Preußen-Hessen sind folgende Veränderungen ein- 
getreten: Versetzt sind: der Oberregierungsrat Heintze, 
bisher in Halle (Saale), zur Eisenbahndirektion nach Essen und 
der Regierungsbaumeister des FEisenbahn- und Straßenbaufaches 
Dr.-Ing. Apel, bisher in Magdeburg, zum Eisenbahn-Zentral- 
amt nach Berlin — Zu Regierungsbaumeistern sind ernannt: die 
Regierungsbauführer des Maschinenbaufaches Hans Blüme- 
ner aus Berlin und Walter Guth aus Charlottenburg. 


Österreich. 


— Vorkehrungen für den gesteigerten Reiseverkehr ins Sep- 
tember. Wegen des in der nächsten Zeit zu gewärtigenden 
starken Rückreiseverkehrs aus den Somerfrischen, der durch die 
vom 11. bis 17. September in Wien stattfindende Internationale 
Messe eine bedeutende Steigerung erfahren wird, sah sich die 
Bundesbahnverwaltung zur- Aufrechterhaltung der Ordnung im 
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/Zeitung des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltung er 


Betriebe und mit Rücksicht Br die Reisenden veranlaßt, über 
sämtliche D-Züge der Direktionsbezirke Wien-West, Linz, Inns- 
bruck und Villach in der Richtung nach Wien für die Zeit vom 
25. August bis 30. September und in der Richtung von Wien 
für die Zeit vom 14. bis 25. September die Fahrbegünstigungs- 
sperre zu verhängen. Für diese Zeit werden die D-Züge im 
allgemeinen nur mit voll bezahlten und mit Kinderkarten be- 
nützbar sein. Die den Teilnehmern an der Wiener Messe für 
D-Züge eingeräumte Begünstigung (Befreiung vom D-Zug- 
zuschlag) wird hierdurch nicht berührt. : 

Zur Ermöglichung 


— Fahrkartenausgabe für Messezüge. 


einer glatten Abfertigung der heimreisenden Messeteilnehmer sind. 


besondere Vorsorgen in Aussicht genommen, die hauptsächlich 
dem Zwecke dienen, 
züge zu erleichtern, insbesondere ein langes Anstellen der Rei- 
senden bei den Schaltern hintanzuhalten und den Schleichhandel 
auszuschalten. So werden Fahrkarten für die Benutzung der 
Messezüge grundsätzlich nur gegen Vorweisung des Messeaus- 
weises ausgegeben werden. Messeteilnehmer, die sich zur Be- 
nutzung eines bestimmten Messezuges rechtzeitig anmelden, haben 
bei Lösung der Fahrkarten den Vorzug vor anderen Reisenden. 
Von der Messeleitung werden im Messepalast und in der Rotunde 
besondere Anmeldestellen errichtet, die die Anmeldung der Rei- 
senden zur Benutzung bestimmter Messezüge entgegennehmen. 
Bei der Anmeldung hat der Reisende seinen Messeausweis VOr- 
zulegen, auf dem die erfolgte Vormerkung bestätigt wird. An- 
meldungen werden für jeden Messezug vom Beginn der Messe 
bis zum dritten Tage (einschließlich) vor dem Reisetage täg- 
lich in der Zeit von 8 Uhr früh bis 18 Uhr abends entgegen- 
Senommen. 5 


Die Ausgabe der Fahrkarten erfolgt an den beiden dem Reise- 
tage vorangehenden Tage von 8 Uhr früh bis 18 Uhr abends, 
bei. den Zügen, die nach 13 Uhr abgehen, überdies auch am Ver- 
kehrstage selbst bis 12 Uhr mittags bei den im Messepalast so- 
wie in der Rotunde errichteten Fahrkartenverkaufsstellen des 
Österreichischen Verkehrsbureaus. Fahrkarten für Messezüge 
werden bei diesen Schaltern nur gegen Vorweisung eines mit dem 
Anmeldevermerk versehenen Messeausweises verabfolet. Auf 
dem Messeausweis wird die erfolgte Ausfolgung der Fahrkarten 
vermerkt. Für die bei den Vorverkaufsstellen in den Messe- 
gebäuden unverkauft gebliebenen Zugsplätze werden Fahrkarten 
am Reisetage in der vorgeschriebenen Verkaufszeit bei -den 
Kassenschaltern der Ausgangsbahnhöfe zur Ausgabe gelangen. 


Die für Messezüge gelösten Fahrkarten werden weder zurückge- 


nommen noch gegen andere umgetauscht, noch für spätere Züge 
gültige geschrieben. 


— Werbeanzeigen auf Eisenbahnfahrkarten. 
direktion Wien-Nordost hat eine Angebotsausschreibung er- 
lassen, derzufolge sie für den Gesamtbereich der österreichi- 
schen Bundesbahnen die Rückseite der Eisenbahnfahrkarten an 
den Meistbietenden zur Anbringung von Werbeanzeigen vergibt. 


— Verband der österreichischen Lokalbahnen und Kleinbahnen. 
Am 12. und .13. d. M. fand in Maria-Zell die Hauptversammlung 
des Verbandes der österreichischen Lokal- und Kleinbahnen 
statt, die von 34 Vertretern beschickt war. 
Lokal- und Kleinbahnen sind infolge der Nachwirkungen des 
Krieges — mit ganz wenigen Ausnahmen — von Jahr zu Jahr 
in eine immer schlechtere finanzielle. Lage gekommen. Finige 
stehen unmittelbar vor der Betriebseinstellung oder vor der Zah- 
lungseinstellung, so daß ihre Stützung aus Öffentlichen Geldern 
nıcht mehr entbehrt werden kann. Als Mittel zu einer Besse- 
rung der Verhältnisse wurde eine staatliche Beitragsleistung zur 
raschesten Elektrisierung der noch mit Dampfkraft betriebenen 
Lokalbahnen erkannt, vor allem aber eine begünstigte Bevor- 
schussung der Betriebsabgänge aus Staats- oder 
öffentlichen Mitteln verlangt. Außerdem wird eine Verminde- 


rung der Belastungen durch Aufhebung der besonders drücken- 


den Verkehrssteuern und Abgabeverpflichtungen sowie ‚durch 
eine Überprüfung der sonstigen Auflagen und Verpflichtungen 
angestrebt. Alle diese Punkte sind in einer an die Regierung 
gerichteten Entschließung und in entsprechenden Gesetzent- 
würfen niedergelegt worden. 


— Südbahn. Die: Betriebsdirektion der Südbahn teilt mit, daß 
von nun. ab in den größeren und mittleren Stationen . ihres 
Dienstbereiches die Zahlung der Fahrpreise und Beförderungs- 
gebühren tatsächlich in jenen Währungen zu leisten sein wird, 
in welchen diese Beträge auf den Fahrtausweisen oder Beförde- 
rungsscheinen ersichtlich sind. Hiervon ausgenommen werden 
vorläufig nur die in ungarischen Kronen zu leistenden Gebühren 
sein, deren Begleichung sowohl in dieser Währung als auch um- 
gerechnet in österreichischer Währung stattfinden kann. Diese 
Kundmachung bezieht sich nicht auf die südslawischen Linien, 
für welche die Einzahlung der Gebühren und Frachtsätze in Zu- 


das Lösen der Fahrkarten für die Messe- ° 


‚treue Mann gestorben. 


‘reiche des ausströmenden Dampfes herauszureißen, dann gü 


- Pfeifenzug nieder. 


Die Bundesbann- 


"ausdenken, was das Ende dieses Zuges und seiner Insassen 


Die österreichischen 


sonstigen | bestimmungen in 


kunft ausschließlich in südslawischen Kronen oder Dinass 
erfolgen hat, während bisher die Zahlung in österreichischt 
Kronen überwog. 


-- Donauverkehr. Der von der Ersten Donau-Danpr 
fahrtsgesellschaft im Juni 1921 auf der österreichischen Strec 
der Donau abgewickelte Verkehr betrug 96463 Personen. Hier 
von entfielen auf den Eilschiffverkehr 3704 Personen, auf 
Postschiffverkehr 59440 Personen, auf den Lokalschiffverkehh 
31874 Personen und endlich auf den Eilschiffverkehr Wier 
Belgrad 1445 Personen. Der Eil- und Frachtgüterverkehr u 
faßte an abgegangenen und angekommenen Gütern zusan 
17908 t.. Die größte Güterbewezung überhaupt hatte Wien a 
zuweisen, und zwar 13557 t, dann kommt Linz mit 2111 t, 
minestein mit 91027; Wallsee mit 291 t, Korneuburg mit br 
dann Melk, Aschach, Grein usw. Die Abwicklung des Verkeh 
erfolgte bei giünstigem Woasserstande ohne nennenswerte SH 
rungen 


— Eine Heldentat zweier Eisenbahner. Dem „Berner Bunt 
wird aus Innsbruck geschrieben: Der Lokomotivführer K 
Hörmann und der Heizer Franz Prohaska der Bun 
bahndirektion Innsbruck haben durch ihre mutige und 
schlossene Haltung ein ungeheures Unglück verhütet. D 
Reisenden des D-Zuges Buchs-Innsbruck-Wien, der in der No Ö 
zum 31. Julre<Dirol und Salzburg durehfuhr, hatten ke 
Ahnung von der Gefahr, in der sie schwebten. Kurz nach 
Ausfahrt aus der Station Bruck=Fusch, bei einer Zuggeschwindi: 
keit von 55 km, löste sich am Führerstand der Lokomotive 
Dichtungsbestandteil los. Der dichte Strahl des ausströmend: 
Dampfes traf den Lokomotivführer Karl Hörmann und verle 
ihn in furchtbarer Weise. Hörmann hatte trotz der schwe 
Brandwunden noch die Geistesgegenwart, den Regulator 
schließen, und er betätigte noch eigenhändig die Tenderbrems 
Dann wurde er ohnmächtig. Später ist der brave, pflich 
Der Heizer Prohaska war ebenfall 
dem heißen ausströmenden Dampfstrahl ausgesetzt; er 
mochte aber noch den halb ohnmächtigen Hörmann aus dem 


er an die Rettung des Zuges. Er versuchte, die Dampfpf 
in Bewegung zu setzen. Vom Führerstande aus war dies a 
nicht möglich, weil dieser durch den ausströmenden Da 
versperrt war. Deshalb kletterte Prohaska trotz seiner V: 
wundungen auf das Dach des Führerhaüses und drückte do: 
mit den Füßen (die Hände waren unbrauchbar geworden) 
Auf diese Weise ‘gelang es ihm, ein 
Pfiffe, Alarmsignale von der Lokomotive aus, hervorzubrin 
Der Zugführer wurde aufmerksam, zog die Notleine an, un 
dann brachten die Bremsen im Zuge diesen zum Stehen. 
schweres Unglück-wurde durch die wackere Haltung der beide 
Männer auf der Lokomotive verhiütet, denn es läßt sich sch 


wesen wäre, wenn er bei der ungehinderten Fahrt talab führ 
los geworden wäre. 


Ungarn, 


— Aufhebung der Erhöhung des Wagenstandgeldes. 
Kundmachung über die Erhöhung des: Wagenstandgelde 
sämtlichen Budapester Stationen, ferner die Kundmachun 
treffend die Kürzung der lagergeldfreien Frist, Erhöhung 
Lagergeldes und Wagenstandgeldes in Budapest-Westbahn 
schließlich die Kundmachung hinsichtlich der Einschränkun 
Budapest-Donau-Uferbahnhof wurden 
1. Juli d. J. außer Kraft gesetzt. Von diesem Tage an 
hinsichtlich der Ladefristen und der lagergeldfreien Zei 
Bestimmungen ‘der Kundmachung Nr. 4145/21 FIV vom 21 
nuar 1920, hinsichtlich des Lagergeldes und des Wagens 
geldes die im österreichisch-ungarischen und  bosnisch-herze 
gowinischen Eisenbahngütertarif, Teil I, Abt. B bestimmten | 
bühren in Wirksamkeit. 


— Fahrpreiserhöhungen auf den Staatsbahnen. Mit Wirk 
keit vom 1. September d. J. werden die Preise der ermäßi 
ten Fahrkarten für Schüler auf den Linien der un 
rischen Staatsbahnen und der durch diese verwalteten Lok 
bahnen erhöht. Die ermäßigten Fahrkarten für Schüler 
rechtigen zur täglich zweimaligen Hin- und Rückreise, die a 
nicht ‘unterbrochen werden darf. Vom 1. September d. 
werden ferner die ..Preise der an Staats- und Militärbeamte 
gefoleten, aus 30 Fahrkarten bestehenden Fahrkartenhefte 
50% erhöht. Der Preis der ermäßigten Monkteni 3 
Arbeiter bleibt unverändert. 
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ie Erziehungs- und Verpflegungsanstalten der Staatseisen- 
en. Abgeordneter Rudolf Ruppert befragte den Handels- 
er wegen der Erziehungs- und Verpflegungsanstalten in 
und Päpa. Diese im praktischen Leben vorzüglich be- 
ten Anstalten konnten nach Ausführung des Redners nicht 
en, weil der Staat, der bisher die Erziehung der Kinder 
isenbahnangestellten gegen den jährlichen Betrag von 
. auf sich genommen hatte, jetzt die Kosten der Ver- 
ız in diesen Anstalten auf den jährlichen Betrag von 
K. für das Jahr festgesetzt hat. Diesen hohen Betrag 
die Eisenbahner außerstande zu entrichten. Diese An- 
Iten würden daher in eine mißliche Lage geraten. Der Ab- 
ordnete ersuchte daher den Handelsminister, diesem Übel- 
nde abzuhelfen. 
Handelsminister Hegyeshalmy erklärte, der Finanzminister 
den Betrag von 6000 K. in Vorschlag gebracht. Der Han- 
ninister habe hierauf jedoch sofort erklärt, daß die Eisen- 
er außerstande seien, diesen hohen Betrag aufzubringen. 
ieser Frage sei die endgültige Entscheidung noch nicht 
ffen worden. Die Verhandlungen seien im Gange, und er 
je alles daransetzen, daß der zu entrichtende Betrag der- 
erabgesetzt werde, daß ihn die Eisenbahner ohne beson- 
e Schwierigkeiten zu begleichen vermöchten. 


— Die Lage der Wagenbewohner. _ Wir haben an dieser Stelle 
reits mitgeteilt, daß aus den Ungarn entrissenen Gebieten 
ıs allen Gesellschaftsklassen Militär, Beamte jeder Rangstufe, 
‘okaten, Professoren und sonstige Angehörige der Intelli- 
nz nach Ungarn geflüchtet sind und in Wagen untergebracht 
rden. Unter den. Flüchtlingen befinden sich viele Postbe- 
stete und Eisenbahner, die bald. zu ihrer Dienststelle ge- 
en. In einer traurigen Lage sind jedoch Offiziere, Komi- 
eamte und sonstige Angestellte geraten. Insbesondere 
teten viele aus Rumänien. Auf den Linien in der Rich- 
nach Siebenbürgen sind fast alle größeren Stationen mit 
hschnittlich zwanzig Wagen mit Flüchtlingen besetzt, von 
etwa die Hälfte Eisenbahner - sind. Insgesamt halten 
15000 Flüchtlinge 4308 Wagen besetzt. Ein großer Teil 
auf den Gleisen des Westbahnhofes in Budapest. Der- 
ind hier 402 Wagen mit Flüchtlingen besetzt. Diese 
enhafte Inanspruchnahme der Wagen kostet dem Staate 
bliche Beträge. An Transportkosten und Lagergebühren 
für jeden Wagen rund 30000 K. zu entrichten. Der 
nwärtige Stand bedeutet demnach eine Belastung der 
tskasse mit rund 135 Millionen Kronen. Rechnet man dazu 


achtgebühren entsteht, so bedeuten die durch Flüchtlinge be- 
ıtzten Wagen für den Staat einen unermeßlichen Schaden. 
x 

Verkehrsmaßnahmen aus Anlaß der Räumung der Baranya. 
ich der Räumung der Baranya durch die Serben wurden 
der ungarischen Regierung folgende Maßnahmen getroffen: 
Verkehr in der Grenzzone (40 km) wird eingestellt, ebenso 
die Ausgabe der Ausweise für solche Reisen. Während der 
der militärischen Bewegungen ruht der Personenverkehr 
lieh, Das Reisen in das früher unter südslawischer Be- 
\itzung stehende Gebiet und in das Zollausland mit vorschrifts- 
äßigeem Paß wird auch weiter aufrechterhalten, die Kontrolle 
Reisenden wird von den militärischen Kontrollstationen er> 
Die Reise mit Pässen nach dem Auslande ist unbehin- 


h Beendigung der militärischen Verschiebungen ist für die 
tzer von Reiseausweisen die Einreise nach Ungarn an eine 
willisune gebunden. Die Weiterreise vom befreiten Gebiet 
ungehindert erfolgen mit Ausnahme auf den Linien Pe&ecs- 
k, Sellye-Szlatina, Bares-Virovitica, Gy&kenyes-Szeged, Sze- 
agykikinda, Szeged-Nagybeeskerek, Szeged-Szabadka, Kis- 
inhalas-Szabadka, Kiskünhalas-Dombövär und Bajia-Zombor, 
ö die Besitzer von Reisepässen durch die militärischen Kon- 

stationen untersucht werden. - 
Freigabe von Zuckersendungen. Die Zuckererzeugung und 
innenverkehr mit Zucker wird vom 1. September d. J. an 
geben. 

Personalnachrichten. Der Direktorstellvertreter der König- 
"ungarischen Staatseisenbahnen Karl Pretsch, wurde 
r Verleihung des Titels eines Ministerialrates zum Direktor 
nnt und mit der Leitung der Finanzhauptabteilung der Di- 
on betraut. — Ministerialrat Aurel v. Seidl, Zentraldirek- 
der staatlichen Steinkohlenwerke, wurde zum Direktor der 
bahnen ernannt und mit der Stellvertretung des Direktors, 
erialrat Karl Pretsch, betraut. 


den Verlust, der durch den Ausfall ar Einnahmen aus. 


Uebrige europäische Länder. 


— Die dänischen Bahnen im Betriebsjahre 1919/20. Dem allge- 
meinen, S. 211 d. Ztg., mitgeteilten Ergebnisse der dänischen 
Staatsbahnen können wir noch einige interessante Angaben 
hinzufügen. Von den 1919/20 für die Staatsbahnen gelieferten 
330000 t Kohle kamen von England rd. 250 000, von den Ver- 
einigten Staaten 30 000, von Deutschland 20 000 und von Belgien 
10000 t. Im Berichtsiahre wurden 27000 Stahlschienen zum 
Preise von 269 Kr./t beschafft. Die Tränkung einer Föhren- 
schwelle kostete 2,07 Kr., die einer Buchenschwelle 4,50 Kr. 
Schotterbettung wurde auf 8,35 km eingeführt, so daß im ganzen 
Jetzt 395 km Schotterbettung vorhanden sind. Der Mangel an 
Güterwagen war im Berichtsiahre besonders groß. Sie wurden 
um 288 Stück auf rd. 11000 vermehrt. Der knappe Kohlenzu- 
gang bewirkte, daß man schon im März 1917 die Personenzüge 
einschränken mußte, um wenigstens den zur Versorgung der 
Bevölkerung mit Lebensmitteln, Brennstoffen usw. “nötigen 
Güterverkehr aufrecht erhalten zu können. Das Anlagekapital 
der dänischen Staatsbahnen war am 31. März 1921 rd. 353 600 000 
Kronen. 

In unserem, dem Sozialisierungsgedanken so geneigten Zeit- 
alter mag es Aufmerksamkeit verdienen, das Betriebsergebnis 
der dänischen Staatsbahnen mit dem der dänischen Privat- 
bahnen, die beide ungefähr gleiche Verkehrslänge haben, in fol- 
gender Zusammenstellung zu vergleichen: 

Staatsbahnen Privatbahnen 
einschl. der einschl der 
Privatbahnen Staatsbahnen 


im Staats- im Privat- 

Durchschnittsbetriebslänge in betrieh betrieb 

Kilometer EINE SEE 2948 2 226,0 
Anzahl Eokomotimen? 32,8 651 _ 239 
Anzahl Zugkilometer RE 12 141 657 5 852 980 
Anzahl Plätze in den -Personen- 

Wagen... BES he 84 529 28 449 
Anzahl Reisen a 31 723 390 14 054 884 
Personenkilometer a 1109892 227 230 904 
Tragfähigkeit der Gepäck- und 

Güterwagen in Tonnen N 133 028 39 552 
Gewicht des beförderten Gepäcks, 

der Güter und lebenden Tiere in 

Tonnen rn, 8203 951 4248 333 
Anzahl Tonnenkilometer . . . 795 976 656 89 259 716 
Einnahmen aus der Personen- 

beförderung ee dc 52.823 417 13113421 
Einnahmen aus der Beförderung 

von Gepäck, Gütern und 

lebenden Tieren ; 72214 113 22 595 833 
Gesamteinnahme 138 673 622 37 929 828 
Gesamtausgabe Ener . 164300 610 33 088 425 
Gewinn oder Verlus . = 25.626.988 —+ 4 841 403 


Die Ergebnisse im neuen Jahre scheinen sich bei den däni- 
schen Staatsbahnen gleich ungünstig anzulassen. Die neueste 
Übersicht für Mai d. J. schließt mit 4,5 Millionen Kronen Fehl- 
betrag, während im Monat Mai v. J. 2040000 Kr. Fehlbetrag 
sich ergaben. Dr. 8. 


— Motorwagenverkehr auf kleineren Strecken und Automobil- 
verbindungen der schwedischen Staatsbahnen. Die schwedische 
Eisenbahndirektion stellt zur Zeit Erhebungen an, ob sich nicht 
in kleinerem Umfange, zunächst für den Personenverkehr ge- 
wisser Staatsbahnstrecken, Motorwagen verwenden lassen. Zu- 
nächst soll einmal rein versuchsweise ein Motorwagen ange- 
schafft werden, wobei die Frage, ob dessen Leistung 160 oder 
250 Pferdestärken sein soll, noch offen ist. Auf der westlichen 
7entralbahn ist ein 7öpferdiger Motorwagen seit Juni 1919 in 
Verwendung. Er verkehrte zwischen Ulricehamn und Värnamo 
und zurück, 280 km täglich, und mußte auf Grund von Schäden 
nieht öfter ausgestellt werden als eine gewöhnliche Dampfloko- 
motive. Die Betriebskosten einschließlich Personal erreichen 
ungefähr 60 Öre für das Kilometer, d. h.. bei 9 Reisenden sind 
die Kosten gedeckt. Der Motorwagen mußte nur einige wenige 
Male auf Grund von Schneehindernissen durch eine Dampfloko- 
motive ersetzt werden. Die Eisenbahn hat einen 160pferdigen 
Wagen bestellt, der im Sommer geliefert werden soll. Dieser 
Wagen, der außer der Maschinerie Post- und Gepäckräume ent- 
hält, kann 2 Drehgestellwagen befördern. Die Einführung von 
beispielsweise 160pferdigen Motorwagen bei den Staatsbahnen 
dürfte insofern besonders wertvoll werden, als es dabei möglich 
würde, ohne Verlust dem Verlangen der Allgemeinheit nach 
besseren Zugverbindungen nachzukommen. _160pferdige Motor- 
wagen könnten vorderhand auf den Linien Katrineholm—Halls= 
berg, Falköping—Alingsas und Karlsborg—Skövde verwendet 


* Einschließlich Betriebslänge der Überfahrten. 
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werden. Auf den Strecken Katrineholm—Norrköping und Fal- 
köping—Hallsberg wären schon von vornherein 250pferdige Mo- 
torwagen erforderlich. 


In der verflossenen Mitsommerwoche, am 20. Juni, wurde in 


aller Stille in Schweden eine neue Verkehrsverbindung, eine 
regelmäßige Automobillinie zwischen Dingle Station an der 
Bohusbahn und dem Fischerdorf Hunnebostrand, eröffnet. Die 


Verkehrsleistung der neuen Verbindung ist zwar sehr .beschei- 
den und doch könnte sie die Einleitung zu einem neuen Kapitel 
in der Geschichte des schwedischen Verkehrswesens bilden. Es 
wurde damit ‘die erste Strecke der Automobilverbindungen im 
Bohuslän in Gebrauch genommen, deren Einführung der Staat 
schon seit 1917 vorhatte. Die übrigen (im ganzen sind bisher 
75 km beschlossen) sollen im Herbst d. J. oder nächstes Jahr 
fertig werden. Schon 1911—1915 hatten die schwedischen Staats- 
bahnen mit einer Automobillinie nach: Grebbestad im Bohuslän 
Versuche gemacht, mußten sie aber wieder aufgeben, da die dor- 
ticen Wegstrecken die Belastung und die schweren Motorfahr- 
zeuze die schlechten Wege nicht aushielten. Damals war das 
Verständnis für die Bedeutung des Automobilverkehrs noch nicht 
derart entwickelt, daß es gelungen wäre, die nötigen Mittel auf- 
zubringen. Diesmal hat die Notwendigkeit, notleidenden Stein- 
hauern Arbeit zu schaffen, über die Schwierigkeit hinwegge- 
holfen, ohne daß jedoch die Ausführung wie so manche andere 
unter dem Zeichen der reinen Notstandsarbeit gestanden hätte. 
Man ist sich jetzt der Bedeutung, welche solche Automobillinien 
als Ersatz für Eisenbahnlinien oder als .Zubringer für schon be- 
stehende Bahnstrecken annehmen können, bewußt und weiß von 
den guten Erfahrungen, die in Deutschland, besonders Bayern, 
Frankreich, Oesterreich und Italien auf diesem Gebiete _ge- 
macht wurden. Waren doch auch 
wegen schon im Sommer vorigen Jahres 270 Automobilstrecken 
mit zusammen 9227 km Länge, wenn auch teilweise in ziemlich 
ursprünglicher Aufmachung, im Betriebe. Das Bezeichnende für 
die Art von Automobilverbindungen, wie sie jetzt zuerst für 
die Strecke Dingle—Hunnebostrand eröffnet wurden, ist ja 
ihre tatsächliche Regelmäßigkeit, d. h. ihr Verkehren zu allen 
Jahreszeiten und bei jedem Wetter. 
bilverkehr mit dem Eisenbahnverkehr verglichen werden. Der 
Abstand zwischen Dingle und Hunnebostrand ist 27 km. Die 
Personenautomobile (bisher 2 Daimler-Mercedes) fassen 14 bis 
20 Personen und 200 kg Gepäck. Zweirädrige Schleppwagen für 
Gepäck und vierrädrige Schleppwagen für je 20 Personen, ebenso 
wie ein weiterer Automobilomnibus nach bayerischem Muster 
mit Beheizung für die kalte Jahreszeit sind in Bestellung. Der 
Omnibus fährt viermal täglich zum Anschluß an die Züge der 
Bohusbahn. Für den Verkehr hat die Eisenbahndirektion prak- 
tische Abfertigungsbestimmungen nach dem vereinfachten Ver- 
kehrssystem der Skara-—Timmerdalabahn ausgearbeitet.  „Li- 
nienfahrscheine‘” nach Zonentarif werden vom Chauffeur und an 
der Station Dingle verkauft. 
vom Staate vertraglich angestellter Vertreter. 
schieden zwischen Orts- und Übergangsverkehr. 


Es wird unter- 
Für den erste- 


ren sind „Frachtkarten“ besonderer Form in Anwendunng. Sen-. 


dungen dagegen, die auf die Eisenbahn übergehen, werden au: 
sewöhnliche Eisenbahnfrachtscheine angenommen. Die Fracht- 
scheine und die am -Absendungsorte eingezahlten Frachten wer- 
den an die Station Dingle eingesandt, woselbst der Frachtver- 
trag abgeschlossen wird. Ebenso wird auch für den Verkehr 
von der Bahn her auf die Automobillinien verfahren, so daß 
also die Station Dingle als nichts anderes als Bahnbeauftragte 
für Gütersendunsen zu und von den Automobilrouten anzu- 
sehen ist. In Schweden wirken übrigens derzeit auch die sehr 
hohen Eisenbahnfrachten auf den Wettbewerb des Automobils 
mit der Bahn begünstigend ein. Wer seine Versendungen nicht 
einschränken oder ganz einstellen kann, sucht sich in immer 
größerem Maßstabe dieses Aushilfsmittels zu bedienen. 

In diesem Zusammenhange mag noch erwähnt werden, daß die 
schwedische Wegdirektion neuerdings für die Instandsetzung 
des in den letzten Jahren durch zu schweren und für den -Be- 
stand der: Wege ungeeieneten Verkehr stark heruntergekomme- 
nen Wegnetzes, aber auch um alle Hindernisse für die dringend 
notwendige Entwicklung eines zeitgemäßen Motorwagenverkehrs 
zu beseitigen, vorgeschlagen hat. dem Wegebau einen Raddruck 
von 1300 kg für gewöhnliche Wege und von 1800 ke für die 
leistungsfähigeren Wege zugrunde zu legen. Auch sollen Un- 
tersuchungen angestellt werden, ob die Wegbrücken in ihrer 
jetzigen Verfassung oder nach teilweiser Verstärkung schweren 
Verkehr aufnehmen können. Weiter sollen Bestimmungen er- 
lassen werden, die den Verkehr 
1300 kg Raddruck auf den gewöhnlichen Wegen unter entspre- 
chender Einschränkung der Größtgeschwindigkeit zulassen. 


Dr} 


— Luftverbindung Stockholm—Reval—Riga. Am 18. Juli wurde 
durch die schwedische. Luftverkehrs-A.-G. zusammen mit einer 
estnischen Gesellschaft der Luftverkehr zwischen Stockholm und 
Reval sowohl für den. Personen- wie für den Postverkehr er- 


. für die Wirtschaftlichkeit eines solchen Verkehrs augenbli 


Reval könne nur in Ansehung der Wichtiekeit einer V 


in dem benachbarten Nor-'|. bahntransport in Bern war und in diesem Frühjah 


Nur so kann der Automo- 


- und unter 


Den Güterverkehr besorgt ein. 


war. Die Inangriffinahme der Arbeiten hat der Ausbruch 
Krieges verhindert. — Auch bei Neapel sind groß 
' Wasserbauten in Angriff genommen worden. Mit einem 


von Automobilen mit über ‘ 


‚nischen Eisenbahnen zu ‘erwarten sein. 


Deutscher Eisenbahnverwaltu 


öffnet. Er geht von Stockholm über Furusund, Söderarm, 8 
Aland und Hangö unmittelbar nach Reval. Zwei Flugboote 
allen denkbaren Sicherheitsvorrichtungen, drahtloser Teleg 
phie usw. stehen zur Verfügung. Sie können außer dem Füh 
dem Mechaniker und der Post noch drei Fahrgäste aufıtehm 
Durchschnittliche Flugzeit hin und zurück je drei Stun 
Preis 250 Kr. Der Dampfer braucht 24 Stunden und kost 
die Person 150 Kr. Die Postbeförderung erfolgt zu den 
wöhnlichen Taxen ohne jeden Zuschlag. ein Versuch, der h 
zum ersten Male gemacht wird. Die Fahrt soll vorderh: 
zweimal wöchentlich, am Dienstag und Freitag, und zwar 
gleichen Tage hin und zurück erfolgen. Im übrigen stellt 
sich in Schweden einer Einrichtnug des Luftverkehrs in 
rem Umfange abwartend gegenüber. Man hält die Grun 
lich noch nicht für gegeben. Die Luftverbindung Stockholt 
dung nach Rußland und der Unsunst der sonst besteh 
Verkehrsgelegenheiten. eine Ausnahme bilden. Auch will 
bei einer kommenden Konjunktur wenigstens schon ein 
nehmen im Gang haben. Im Einvernehmen mit der estn 
Fluggesellschaft Aeronautie soll die Luftverbindung Stockh 
Reval ab August nach Riga ausgedehnt werden. Flugzeit 
val—Riga 2 Stunden. Anlaß hierzu hat die große Ackerbaua 
stellung im Riga gegeben, die Luftverbindung wird aber 
Bedarfsfalle auch weiterhin bestehen bleiben. Sie bezwe 
hauptsächlich die Beförderung von Reisenden. Dr. 


— Oberst H.-L; Etienne, der seit dem J ahre 1912 Vizedire 
des Zentralamts fürdeninternationalen Bi 


Amt mit Erfolg bei der internationalen Verkehrskonferen 
Barcelona vertreten hat, ist vom schweizerischen Bundesrat 
Nachfolger von Alt-Bundesrat Frey als Direktor des ı 
nationalen Büros der Telegraphenunion ernannt worden. 
Ausscheiden bedeutet einen großen Verlust für das Zentr: 
und wird allgemein bedauert. 

— Eine neue Luftlinie Genua-Stockholm. In Italien ] 
spricht man eifrig das neue Proiekt eines Luft-Zivildi 
zwischen Genua und Stockholm mit Stationen in Münc 
Berlin und Kopenhagen. Man hat berechnet, daß bei & 
täglichen Fahrt in jeder Richtung mit je 20 bis 30 Fahrgä 
Mitnahme der Post sich ein Reingewinn - 
mehreren Millionen erreichen lasse. Die Luftreise von Ge 
Bach, Stockholm würde in 15 Stunden zurückgelegt we 
können. - N 


e 
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— Italienische Verkehrspläne. Der Bahnbau Ostia- 
an dem schon vor 29 Jahren begonnen wurde, scheint nun 
seiner Beendigung entgegenzugehen. Die beiden Tunnels 
San Paolo sind fertig gestellt, und man ist zurzeit mit dem. 
der letzten beiden Brücken beschäftigt. In Ostia und in. 
Nuova schießen die Neubauten zu Wohnzwecken wie Pilze 
dem Boden, und eine Seebäderstadt ist im Entstehen begı 
Kein Wunder, wenn bei dieser plötzlich erwachten Bauwut 
der Ruf nach der endlichen Herstellung des Schiffahrtsk> 
von Rom bis zum Meere immer lebhafter ertönt, und w 
Römischen Gemeindeparlament bereits mit Interpellati 
nachgeholfen wird.“ Die Behörden bleiben aber dieser 
gegenüber trotz alledem taub, da sie der Ansicht sind, 
zwischen Rom und dem Meere nicht ein besonderer Kan 
baut werden darf, sondern daß die schiffbare Straße dure 
gulierung der Tiber erreieht werden soll, wie es scho 
zahlreichen Projekteingaben vor dem Kriege beschlossen wol 


breiten und 1 km langen Kanal will man den Avernerse 
dem Meere verbinden. Dieser See hat einen Umfang von 
und eignet sich bei seiner außerordentlichen Tiefe vorz 
für ein industrielles Hafenbecken. An seinen Ufern steh 
reits die großen industriellen Werke von Armstrong 
mehrere Eisenbahnlinien werden ihn mit den Kanälen in 
Provinzen zwischen Rom und Neapel in Verbindung setze 
gleicher Zeit arbeitet man in Neapel an der Herstellun 
Werftbeckens, das 40 m breit und 280 m lang wird u 
größte am ganzen Mittelmeer sein wird. 

— Ausbau und Elektrisierung der spanischen Eisen! 
Demnächst werden größere Elektrisierungsarbeiten bei d 
Die spanisch( 
rune will den‘ Gesellschaften finanziell beistehen, dam 
die Transportkrise überwinden können. Der Deputiertenka 
wurde der Vorschlag unterbreitet, daß hierzu Mittel in 
von 2% bis 3 Milliarden Peseten benötigt werden. Das 
bringende Projekt sieht eine vollständige Reorganisation 
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nischen Eisenbahnen vor. Ferner sollen, wie schon früher 
ichtet, , neue Linien angelegt und der Betrieb im allgemeinen 
ensiver gestaltet werden. Die Regierung wird den Gesell- 
ıaften die nötigen Kapitalien zum Ausbau des Verkehrs zur 
rfügung stellen und ein entsprechendes Abkommen mit 
en schließen. Die neuen Linien will der Staat mit eigenem 
rsonal bauen und betreiben. Die Aktien der FEisenbahn- 
sellschaften werden vom Staate garantiert. 


— Neuordnung des englischen Eisenbahnwesens. Am 9, August 
das neue englische Eisenbahngesetz (s. Nr. 36 d. Zte. v. 29. V. 
‚ auch Nr. 4 v. 27. I. 21) vom Unterhaus nach langer, eingehen- 
e Beratung in dritter Lesung angenommen worden, nachdem 
‘vorher fast vier Monate lang im zuständigen Ausschuß er- 
sert worden war. Es bedarf nun noch der Genehmigung durch 
s Oberhaus und der Zustimmung ıdes Königs, ehe es in Kraft 
ten kann, doch wurde bei der Verabschiedung im Unterhause 
‚wartet, daß diese beiden so schnell erteilt werden würden, daß 
r 15. August, dem Tage, an (dem die Gewähr des Staates für 
2 Einnahmen der Eisenbahnen aufhört, an die Durchführung 
'r neuen gesetzlichen Bestimmungen herangetreten werden 
mn. Ob. dies erreicht worden äst, darüber liegen noch keine 
orten vor. . Wir kommen auf den Inhalt des Gesetzes noch 
‚rück. 
‚Bei einem Rückblick auf die Zeit des Staatsbetriebes — Staats- 
Itrieb insofern, als Ausgaben und Einnahmen zu Lasten und 
lansten. des Staates gingen, wenn auch die Handhabung des 
gentlichen Betriebes und die Durchführung des Verkehrs, aller- 
(ngs unter Aufsicht durch einen vom Staate eingesetzten Aus- 
'huß, in den Händen der Gesellschaft blieb — wird es von 
nem Teil der englischen Fachpresse als verfehlt angesehen, 
8 man diese Form des Staatsbetriebes so lange aufrecht er- 
‚ılten hat. Man hätte, so wird behauptet, die Bisenbahnen nur 
r die Dauer des Aufmarsches unter staatliche Leitung stellen 
1d sie dann wieder sich selbst überlassen sollen. Dann wäre 
‚re wirtschaftliche Zerrüttung vermieden worden: sie hätten 
‚ine die staatliche Gewährleistung für ihre Einnahmen die Lohn- 
‚höhungen, die die Regierung den Arbeitern zugebilligt hat, 
nz einfach nicht bezahlen können, wenn nicht gleichzeitig die 
ife entsprechend ‚erhöht worden wären. Wäre dies aber ge- 
'hehen, so wäre das wirtschaftliche Gleichgewicht überhaupt 
icht gestört worden, während es jetzt, nachdem endlich die 
‚anife erhöht worden sind, sehr erhebliche Schwierigkeiten 
acht, es wieder herzustellen. Welche Wirkung das neue Gesetz 
ben wird, darauf ist man sehr gespannt. Wie bei vielen wirt- 
"haftlichen Maßnahmen kann auch hier erst aus dem Üirfolg 
schlossen werden, ob man mit den neuen gesetzlichen Bestim- 
ngen das richtige getroffen hat. _ 
Als ersten (Schritt auf dem Wege zum Vorkriegszustand haben 
ie Eisenbahngesellschaften für den 20. August, den ersten 
‚onnabend nach Aufhebung des Staatsbetriebes, die Einführung 
om Wochenende-Karten zu ermäßigten Preisen angekündigt. 
'ekanntlich spielt die Arbeitsruhe am Wochenende, das der 
‚ngländer häufig’schon am Freitag abend beginnt und zuweilen 
is zum Montag ausdehnv, in England seine große Rolle und be- 
influßt den Eisenbahnverkehr sehr stark. Es ist ein geschickter 
chachzug der englischen Eisenbahngesellschaften, daß sie durch 
atgegenkommen bei dieser Vierkehrsart die öffentliche Meinung 
‘sich zu gewinnen suchen; durch sie wollen sie dann sicher 
anfluß auf Parlament und Regierung in dem Sinne gewinnen, 
aß diese für den Abbau von Kriegsmaßnahmen, die den Eisen- 
ähngesellschaften lästig sind, zu haben sind. Die Wochenende- 
"ahrkarten kosten für Hin- und Rückreise das Einundeindrittel- 
äche des einfachen Fahrpreises, mindestens aber 10 Shilling in 
&; ersten und 5 Shilling. in der dritten Klasse, sind also für 
en Verkehr auf mindestens mittlere Entfernungen bestimmt. 
die Fahrkarten gelten für alle Züge am Sonnabend und von 
Uhr abends an am Sonntag, wie auch am Montag. 
Englischer Reiseverkehr nach dem Festland. Englische 
lätter melden, daß der Reiseverkehr nach dem Festland in 
desem Sommer eine Höhe erreicht hat, die selbst den Verkehr 
‘or dem Kriege übertrifft. Man schätzt die Zahl der täglichen 
Jberfahrten auf 10000. Als Hauptursache wird die Aufhebung 
ler Reisebeschränkungen durch die meisten in Betracht kommen- 
len Länder angegeben; auch das durch die langandauernde 
Titze erhöhte Erholungsbedürfnis mag das Seinige dazu beige- 
ragen haben. Die französischen -Seebadeorte sind überfüllt; 
lorthin kommen auch viele Reisende, die die flandrischen 
Schlachtfelder besichtigen wollen. 


| 
| 


— Von den Eisenbahnen Rußlands. Prof. Lomonosow, der an 
7 Spitze der ausländischen Sowijetkommission zur Vergebung 
‘on Bestellungen für Eisenbahnzwecke steht, hat erklärt, daß 
je Eisenbahnkommission in Schweden 1000 Lokomotiven und in 
Jeutschland 700 bestellt habe, wobei die letzteren in einem Jahre 
seliefert werden sollen, während sich die schwedische Bestellung 
” 7 
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auf eine vierjährige Frist erstreckt. In Deutschland werden die 
Lokomotiven in 19 Fabriken gebaut, während die Bestellung -in 
Schweden an eine einzige Fabrik vergeben wurde, die ihre Er- 
zeugung innerhalb kurzer Zeit vervierfachte. Diese letztere 
Fabrik wird mit märchenhafter Geschwindigkeit umgebaut und 
im Verlauf von fünf Jahren ausschließlich für Rußland arbeiten. 
Gegenwärtig ist der Mittelpreis einer Lokomotive 130 000 Rubel 
in 'Gold. Alle Maschinen, sowohl die in Schweden wie die in 
Deutschland gebauten, sind einander völlig gleich in Plan und 
Zeichnung, aber auch in den Schablonen, die alle von einer 
Fabrik in Deutschland hergestellt werden. Alle sind Güterzug- 
lokomotiven; Personenzuglokomotiven wird Rußland kaum so 
bald bestellen. Außer Lokomotiven sind für 56 Millionen schw e- 
dische Kronen allerhand Ersatzteile bestellt, an deren Herstellung 
im Januar 1921 gegangen wurde; (doch ist ein Teil derselben 
schon ausgeführt, und für 5 Millionen hat Rußland schon er- 
halten. 86% des ganzen Programms sollten Mitte Juli fertig- 
gestellt sein, und es soll für einzelne Gegenstände, wie Röhren 
und Bandagen, damit der Bedarf von ganz Rußland gedeckt sein. 
In Amerika waren seinerzeit auch Lokomotiven bestellt, und 265 
Stück waren fertig. Die Lokomotiven waren schon bezahlt, aber 
während .des Krieges schloß die amerikanische Regierung mit der 
russischen einen Pachtvertrag über diese Lokomotiven ab. Jetzt 
weigert sich Amerika, (die Lokomotiven der Sowjetregierung her- 
auszugeben. Die letztere betrachtet aber die Lokomotiven als 
ihr Eigentum und will sie nicht nochmals kaufen. Ebenso wei- 
gerte sich die Sowietregieurng auch in Wien, die Maschinen zu 
kaufen, die Wrangel dort bestellte und kaufte. Sie betrachtet 
auch (diese als ihr Eigentum. 

Lomonosow hat meuerdings (die mechanische Werkstätte in 
Karlstad in Schweden besucht wegen der dort zurzeit in Ausfüh- 
rung ‚begriffenen großen Lokomotivbestelluneen. Zu gleichem 
Zwecke 'besuchte er auch Trollhättan, Motala und die Atlas- 
Dieselwerke. 

Nach „Gudok“ Nr. 281 sind auf der Strecke Berdiansk-Rostow 
fast alle Maschinen so verdorben, daß sie nur einen Zug fahren 
können und dann in Reparatur gehen, Der Sowietkommission 
wurde hierüber berichtet, allein (die Schriftstücke gerieten in 
Verlust und damit blieb die Sache unerledigt. 

Nach „Isvjestija“ Nr. 92 ist der Verbrauch an Heizmaterial für 
das Lokomotivkilometer außerordentlich gestiegen. 1913 war 
er noch 1,6 Pud, jetzt 2,7. 

Nach „Ekonomitscheskaja Schisn“ Nr. 60 waren am 1. Februar 
noch 8% Millionen Eisenbahnschwellen im Rückstande. Im Mai 
sollte die Auswechslung beginnen; von früher her sind noch 
2,3 Millionen Stück vorhanden. Bekanntlich ist der Zustande der 
Schwellen in Rußland besonders bedenklich. Anlaß der geringen 
Schwellenänlieferung ist Mangel an Werkzeugen, an Lebens- 
mitteln, an Fuhrwerk und Pferden. 

Nach „Ek. Schisn‘ Nr. 89 drückt sich die ungünstige Lage der 
Industrie in Rußland nicht nur in dem Niedergange der Leistun- 
zen, sondern auch in der Verminderung (der gestellten Aufgaben 
aus. Nach ursprünglichem Plane sollten 1921 1800 Lokomotiven 
in Hauptreparatur und 10000 in mittlerer Reparatur wiederher- 
gestellt werden. Ende 1920 wurde die erstere Zahl auf 1090 ver- 
mindert, die letztere auf 11650 etwas erhöht, aber im April 
stellte sich die völlige Unmöglichkeit heraus, die für Durchfüh- 
rung des Programms nötigen Baustoffe und Ersatzteile zu be- 
schaffen. Das Programm wurde also gekürzt, weil der Zustand 
der ‚Lokomotiven nur auf gegenwärtiger .Höhe erhalten werden -» 
soll. Danach sollten 875 Lokomotiven in Hauptreparatur kom- 
men. Allein auch diese Zahl mußte «eingeschränkt werden, und 
zwar auf 675. Die mittlere Reparatur wurde dabei auf 6675 fest- 
gesetzt. Am 1. Januar 1921 sollen 7729 brauchbare, 10 714 re- 
paraturbedürftige Lokomotiven, 358552 brauchbare, 96580 re- 
paraturbedürftigse Güterwagen vorhanden gewesen sein. Die 
Brauchbarkeit soll allerdings teilweise sehr zweifelhaft gewesen 
sein. Die Heizmaterialkrisis besteht nach wie vor. Nach „Ek. 
Schisn‘ Nr.84 hat deshalb eine ganze Reihe von Fabriken der 
chemischen, Zündholz-, Papier-, Baustoffindustrie u. a. ge- 
schlossen. Nach 'allerneuesten Nachrichten aus Riga ist wuch die 
Putilowfabrik jetzt: geschlossen. Von den Verhältnissen bei (der 
Bahn verlautet nichts, wie denn überhaupt (die Nachrichten immer 
spärlicher einlaufen. Die Förderung im Donezbecken wäre nach 
den.einen Nachrichten wenig befriedigend, nach den anderen, ver- 
mutlich übertriebenen, verzweifelt gering. Im April sind nach 
„Ek. Schisn“ Nr. 102 auf dem ganzen russischen Bahnnetz 82 326 
Wagen Holz verladen worden statt 116 190. Im März waren es 
noch 137764 Wagen. Der starke Ausfall wird mit dem Beginn 
der Landarbeit und der. Demobilisierung der Armee begründet. 
Waldbrände wüten infolge der Trockenheit in ungeheuerlichem 
Maße, Nach Nachrichten über Helsingfors vom 16. Juli wurden 
bisher 11364 Waldbrände verzeichnet, wobei über 2 Millionen 
Desjatinen Wald zerstört wurden. Die Nachrichten über Wald- 
brände beginnen schon Anfang Mai. Bezüglich der bekanntlich 
im Wolgagebiet infolge außerordentlicher Dürre drohenden Hun- 


Nr. 34 


648 


Zeitung des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltun 


gersnot wird als besonders verhängnisvoll erwähnt, daß das an 
sich schon vermutlich trostlose Verkehrswesen infolge von Auf- 
ständen, die im April im-Gebiete der mittleren Wolea stattfanden, 
dortselbst vollends gestört sei. 

Viel liest man von allseitigen Bemühungen, mit Rußland Han- 
delsbeziehungen anzuknüpfen, wobei allerdings die bestehende 
große Seuchengefahr hemmend wirkt. Nach den Mitteilungen des 
esthnischen Verkehrsministeriums gingen in der ersten Maihälfte 
1994 Wagen mit Gütern nach Rußland hinüber, aus Esthland 
5 Wagen Papier und 748 Wagen Kartoffeln. In der gleichen 
Zeit kamen aus Rußland 6 Wagen Hanf und 1 Wagen Kaviar. 
Am 15. Mai wurde die Schiffahrt im finnischen Busen eröffnet. 
Nach „Ek. Schisn“ 
die Hauptverzollungspunkte Jamburg und Sebesch im ganzen 
1634753 Pud Waren nach Rußland eingeführt, ungefähr andert- 
halbmal so viel als im halben April. Ungefähr 59% hiervon 
waren Lebensmittel (Heringe, Bohnen, Mehl, Fleischkonserven 
und Saatkartoffeln), 
Sämereien und etwa 70000 Pud Papier. Von ıdem Monopol- 
vertrag, den die Hamburg-Amerika-Linie mit (der So wJetregierung 
über den Warentransport nach Sowjetrußland und zurück abge- 
schlossen hat, wobei eine „Deutsch-russische Transportgesell- 
schaft“ je zur Hälfte von der Hamburg-Amerika-Linie und von 
der Sowjetregierung finanziert wurde, hat man wohl auch in 
unseren Tagesblättern gelesen. Im Hafen von Petersburg, der 
auch nach der Untersuchung der finnischen Handelsdelegation 
in gutem Zustande ist, sollen gleichzeitig 8 bis 10 Dampfer ent- 
laden können. Die Wassertiefe beträgt 22 Fuß, so daß 3000 bis 
4000-Tonnenschiffe anlaufen können. Am Hafenverkehr in 
Petersburg sind bereits Hamburger, Bremer, Lübecker und Stet- 
tiner Dampfergesellschaften beteiligt. Nach „Polit. Isvjestija“ 
hätte die Sowjetregierung beschlossen, die Konzessionen im 
Petersburger Hafen den Kneländern zu überlassen. Eine A.-G. 
soll gebildet werden. 

Der Stand der russischen Handelsflotte ist nach Nachrichten 
aus Riga: 78 Dampfer im Baltischen Meere, 222 im Schwarzen 
Meere, 329 im Weißen Meere. Inbegriffen sind hierbei auch 
kleine Schiffe. Segelschiffe sind im Baltischen Meere 5, im 
Weißen Meere gegen 100 vorhanden. öin großer Teil der Dampfer 
ist ausbesserungsbedürftie. Nach Nachrichten aus Helsinsfors 
bereitet man sich dort auf den Transport von 6000 Tonnen Papier 
nach Rußland vor. Es fehlt aber noch an der russischen Kaution. 
Anfang Juli sollen 20 W agenladungen Äxte finnischen Fabrikates 
nach Rußland abgegangen sein. Viel liest man von Eisenbahn- 
Konzessionen, ohne eigentlich zu erfahren, was an der Sache ist. 
Nach neuesten Reuternachrichten wurde ein lettisch-russischer 
Eisenbahnvertrag ratifiziert. 

Als Illustration zu dem bekannten Leninschen Elektrisierungs- 
bluff entnehmen wir dem „rk, Schisn“ Nr.132, daß- in Moskau 
im Jahre 1914 für die Elektrisierungsbedürfnisse von zwölf Gou- 
vernements noch 75 bis 80 Ingenieure, 25 


| Techniker und 600 
Monteure vorhanden ‚waren. Jetzt sind es 20 Ingenieure, 10 


Techniker und gegen 100 Elektromonteure. Dabei ist vom 
Materialmangel noch gar nicht geredet. 
An kleineren Nachrichten entnehmen wir dem „Rul“ eine an- 


ziehende Schilderung eines Flüchtlings über die, Annehmlichkeiten 
einer Reise im heutigen Rußland. Die Reise von der Wolga nach 
Petersburg dauerte 30 Tage. Zwischen Wolga und Moskau wurde 


der Zug (dreimal, zwischen Moskau und: Petersburg zweimal be- 


schossen, Der Zug: war begleitet von 30 Sowjet-Soldaten und 
2 Maschinengewehren. :— In der Nähe von Rostow in der Station. 
Pocharjezka fand eine größere Zugenteleisung statt, wobei 17 
Personen, darunter 2 Kommissare, getötet wurden. — Unter den 
Wagen, die an Lettland von Sowjetrußland ausgeliefert wurden, 
soll sich auch (der Salonwagen des General Russki befinden, in 
dem Nikolaus II. die Thronentsagung unterzeichnete. Dr.S. 


Allgemeines. 


— Ein neues Signal für Bahnbewachung. Die Schweizerische 
Südostbahn hat durch die Compagnie g6n6rale de sienalisation 
in Paris, eine Zweiganstalt der Westinghouse-Gesellschaft, bei 
der Station Samstagern ein. neues Warnungssignal für Bahn- 
übergänge erstellen lassen und bereits in Betrieb gesetzt. Der 
Apparat, genannt Wig-Wag-Signal, macht das Publikum durch 
hörbare. und sichtbare Zeichen rechtzeitig auf das Herannahen 
eines Zuges aufmerksam. Beim Herannahen des Zuges er- 
scheint eine rote Scheibe mit rotem Glühlicht, welche hin und 
her schwingt. Gleichzeitig wird eine gut hörbare Glocke in 
Tätigkeit gesetzt. Im Falle eines Versagens bleibt die Scheibe 
mit der Aufschrift „Halt!“ vollständig sichtbar. Der Apparat 
wird also einer Grundbedingung des Sienalwesens gerecht, 
indem er bei jeder Störung das Zeichen „Gefahr“ gibt. Das 
Wig-Wag-Signal ersetzt in vollkommener Weise die Wege- 
schranke und jede menschliche Bewachung der Übergänge, Eine 


Nr.123 wurden in der ersten Maihälfte über. 


153% Metalle und Metallwaren, 14,2%. 


>| dargetan. 


Bedienung des Signals ist nicht erforderlich, da es durch d 
-herannahenden Zug auf elektrischem Wege selbst betätigt w 
-Bei den amerikanischen Bahnen wird das. Wig-Wag-Signal 
langem mit gutem Erfolge verwendet. Auf dem europäise 
Festland ist der in Samstagern aufgestellte Apparat der ers 
seiner Art. a | 
— Lagermetall mit 49% Graphit. Ein neues Lagerme 
dessen Hauptbestandteile Zinn, Blei und Kupfer bilden, und 
bis zu 40 % Graphit enthalten soll, wird, wie die Alle. 
 mobilzeitung mitteilt, unter dem Namen 'Genelite von 
amerikanischen Firma auf den Markt gebracht. Nach den wo 
noch ‚der Nachprüfung bedürfenden vorliegenden Mitteilung 
soll es für Wellen von hoher. Geschwindigkeit ‚besonders & 
eignet sein und’ wird auch für Wellenbuchsen von selbstsch 
renden Lagern bei Bremsgestängen, Kupplungen, Pumpen u8 
empfohlen. Die Legierung soll sehr porös sein und sehr st 
Öl aufsaugen. Sie ähnelt im Aussehen «der Bronze, kann Jed. 
nicht wie dieses bearbeitet ‘werden. Am .besten soll sie 
schleifen lassen. Die Zugfestigkeit ist bedeutend geringer 
die von Bronze, dagegen soll die Legierung hohen Druckbea 
spruchungen standhalten. | | 


Rechtspflege. 


— Keine Haftung der Eisenbahn bei Querverladung von 
Flüssigkeiten gefüllten Fässern. Die Brennerei R. sandte 
17. Januar 1918 nach K. 16 Fässer Spiritus. Die Verladun 
folgte auf einem offenen Wagen und zwar derart, daß 12 Fä 
quer zur Fahrtrichtung auf dem Wagenboden und 4 Fi 
darauf gesattelt lagerten. Die Ladung ist in schwerbes 
digtem Zustande und anscheinend beraupt am Bestimmung 
eingegangen. Von einem Faß war der Boden eingedrückt. ; 
von dem Empfänger bzw. (dessen Rechtsnachfolger bei 
‚Landgericht Schwerin (Meckl.) erhobene Klage 
Schadenersatz "wurde, soweit Ersatz wegen der Beschädi 
des Fasses erhoben war, von (diesem Gericht abgewiesen. 
gegen dieses Urteil von der Klägerin bei dm Oberlan d 
gericht Rostock eingelegte Berufung wurde von di 
durch Urteil vom.9. Mai 1921 auf Kosten der Klägerin als 
begründet zurückgewiesen, : 

Entscheidungsgründe: Gegenüber dem Grunds 
daß die Eisenbahn für den Verlust und die Beschädigung der 
ihr zur Beförderung übernommenen Güter haftet, ist durch di 
übereinstimmenden Vorschriften des $S 459 H.G.B. und des $® 
E.V.O. eine Reihe von Beschränkungen der Haftpflicht au 
stellt. Das Gesetz zählt hier eine Anzahl von Fällen auf, 
‚denen die Natur und Beschaffenheit der Güter oder die Art ih 
Versendung und Behandlung besondere Möglichkeiten e 
Schadens begründen. Es bestimmt, daß für einen aus solchen 
Grunde eintretenden Schaden die Eisenbahn nicht haftet un 
stellt dabei die Rechtsvermutung auf, daß ein Schade, der 
Umständen nach aus einer dieser Gefahren entstehen kan 
auch. tatsächlich aus dieser Gefahr entstanden ist, belastet 
den Absender oder Empfänger mit dem Beweis, daß ‚der Scha 
durch ein anderes Ereignis, für welches die Bahn einzuste 
hat, hervorgerufen ist. Für den vorliegenden Fall kommt 
Vorschrift der E.V.O. 5 86 Abs. 1 unter 3 zur ‚Anwendung. I 
Beladung des Wagens erfolgte durch den Absender, und für | 
Schaden, der aus der mit dem Auf- und Abladen oder mit e 
mangelhaften Verladung verbundenen Gefahr entsteht, haftet 
Eisenbahn nicht. Daß aber die Art der Verladung für die 
schädigung des Fasses Nr. 7 ursächlich gewesen sein kann 


: 


Es besteht im inneren Die»st des Deutschen Eisenbahny 
kehrsverbandes eine Vorschrift, wonach Fässer mit Flüssigkei 
gleichlaufend mit den Längsseiten des Wagens, also die En 
den Stirnseiten des Wagens zugekehrt, befördert werı 
sollen. Der Sachverständige Sch. hat gleichfalls diese V 
ladunge für die zweckmäßigste erklärt, indem er ausführ 
daß Stöße, welche die so gelagerten Fässer treffen, nicht 
empfindlich wirken, als in der Querlage der Fässer, wo bei 
Bewegung die Bauchungen der Fässer gegeneinander prallen 
nen. Er hält weiter das Verladen der Fässer übereinander, 
„Satteln“ der Fässer in der stattzehabten Art für bedenk 
da sich die Stoßwirkung durch den Druck der aufliegen 
Fässer noch verstärkt. Der Sachverständige Dr. Br. 
tritt die gleiche Ansicht, er hebt . weiter - hervor, 
gerade für den vorliegenden Fall von - Interesse ist, daß i 
den Bauch an Bauch liegenden Fässern das bei Rangierstö 
eintretendea Sichberühren der Fässer eine federnde Bewegt 
‚der Faßdauben hervorruft, die geeignet ist, ein Herausspring 
des Faßbodens aus der am Ende der Dauben befindlichen NM 
zu bewirken. Diesem Erachten gegenüber ist die Verneh 


ve 


erer ech vatständiger überflüssig. Ein abweichendes neues 
hten würde vielleicht die aus den alten Erachten herge- 
Möglichkeit der Entstehungsursache mehr oder minder 
ahrscheinlich machen, nie aber ganz ausschließen können. 
Beweis einer anderen Entstehungsursache’ vermag die Klä- 
T nicht zu erbringen. 

In Gemäßheit des Ss 86 Abs. 3 E.V.O. könnte noch in Frage 
men, ob vielleicht ein Verschulden der Eisenbahn bei dem 
en mitgewirkt habe. In diesem Falle würde sich die Eisen- 
in auf die Befreiung von der Haftung nicht berufen können 
el. Eger, die Eisenbahn-Verkehrsordnung ‚3. Auflage‘Anm. 
Es ist aber nach dieser Richtung hin nur das eine VOor- 
bracht, daß die Bahn die ihr in offenem Wagen übergebene 
ung zur Beförderung übernommen hat ohne die mangelhafte 
rladung zu rügen. Aber ein Verschulden kann hierin nicht 
nden werden. Die Verladung der Fässer war Sache des 
nders. Die Bahn hatte sich um die Verladung nicht weiter 
bekümmern, als dies die Rücksicht auf die Sicherheit des 
nen Betriebes erforderte.. Alles übrige konnte sie dem Ab- 
ran Eumensen Die Berufung konnte daher einen Erfolg 
t haben 


3 -Beraubung von ken danzen bei Beförderung als Dienst- 
Von 28 Barrels Lack, die die Firma T. am 6. August 1919 
Coswig der Eisenbahn zur Beförderung als Frachteut an das 
kstätten-Hauptmagazin in Leinhausen aufgab, waren wäh- 
der Beförderung 6 Stück beraubt. Dadurch war ein 
Schaden von 2194 M 50 3 erwachsen; den Ersatzanspruch ließ 
ı die Firma von der Adressatin abtreten, und sie trat ihn 
seits wieder an die Klägerin ab. Der beklagte Eisenbahn- 
us behauptet unter Vortrag seiner Klagbeantwortung, ein 
rachtvertrag sei nur für die "Strecke Coswig-Großenhain ab- 
schlossen worden, dort sei der Lack als preußisches Betriebs- 
t übernommen worden, und für diese Beförderung hafte nicht 
, sondern vertragsmäßig die Absenderin. Die Klägerin be- 
eitet dies. Einverständnis besteht aber darüber, daß die Be- 


übung erst bei der Weiterbeförderung von Großenhain 
olgt ist. 
Das Landgericht Dresden hat mit rechtskräftigem 


teil vom 15. April 1921 die Klage abgewiesen aus folgenden 
tscheidungesgründen: „Die Lieferung der 28 Barrels Lack 
erfolgt auf Grund des von der Absenderin T. mit dem Eisen- 
hnzentralamt in Berlin geschlossenen Vertrages, für den die 
den vom Zeugen überreichten Schriftstücke (Vertrags- 
schrift und Vertragsbedingungen) gelten. Dabei erfolgte nach 
Aussage des Zeugen die Versendung in der Weise, daß die 
rma T. die Ware auf Abruf und nach Aufgabe des Bestim- 
gsorts den Lack frachtfrei bis zur Übersangsstation, in 
vorliegenden Falle Großenhain, sandte, und daß dann die 
"Ware als ‚Dienstgut bis zum Ablieferungsort ging. Dieser galt 
ch $ 9 der Allgemeinen Vertragsbedingungen als Erfüllungs- 
rt, und dort ging mit der Abnahme neben dem Eigentum auch 
ie Gefahr auf die Verwaltung über. Diese Bestimmung war 
orderlich, da von der Überganesstation, von wo aus das Gut 
 Betriebsgut ging, die Eisenbahn tatsächlich das Gut schon 
ernommen hatte und dem Endziel zuführte, ohne daß für diese 
cke ein Frachtvertrag im eisenbahnrechtlichen Sinne abge- 
hlossen war. Die Eisenbahn kommt deshalb für diese Be- 
(derung von Dienstgut nicht als Frachtführer in Betracht, 
ndern nur als Vertragsgegner, als Käufer. Als solcher hatte 
die Haftung aber bis zur Abnahme am Biestimmungsort auf 
n Absender abgeschoben. Diesen treffen daher die Folgen 
er Beraubung, die unstreitig nach der Übernahme als Be- 
tiebsgut erfolgt ist. Bei dieser Auffassung kann es dahinge- 
Ilt bleiben, ob die Haftung des Beklagten nach $ 86 Ziff. 1 
‚ausgeschlossen wäre, weil, wenn man das Vorliegen eines 
u 'rachtvertrages annehme, es sich um einen Diebstahl an auf 
enem Wagen beförderten Gutes handelte. 
ie Klägerin hat noch darauf hingewiesen, daß der Beklagte 
h Treu und Glauben verstoße, wenn er seine Ersatzpflicht 
hne. Dem kann das Gericht nicht beipflichten. Ein solcher 


hung neuer Surdcken zu den Vereinsbahnstrecken. 


Die am 16. August d. J. dem öffentlichen Verkehr übergebene 
12 km lange Teilstrecke Simmern-Holzbach ist vom 
Tage der Betriebseröffnung den Vereinsbahnstrecken der Eisen- 
jahndirektion Trier zugerechnet worden. 


- Rundschreiben der Geschäftsführenden Verwaltung sind er- 

assen worden: 

r. II76 vom 15. August 1921 an die Mitglieder des Aus- 

usses für technische Angelegenheiten, betreffend Antrag des 

hsverkehrsministeriums, Zweigstelle Bayern, auf Ergänzung 
$ 140 der. Technischen Vereinbarungen, betr. Ausrüstung 
Güterwagen -mit Zettelhaltern zum Anbringen von Be- 

| Ehezstteln (abgesandt am 19. August d. J.); 
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Verstoß folgt aus der Monopolstellung des Beklaeten bei der 
Beförderung von Eisenbahngütern nicht, in dem vorliegenden 
Fall um so weniger, als er seine Haftung vor der Übernahme 
am Bestimmüungsort ausdrücklich im voraus auseeschlossen hat. 
Die Klage ist daher mit der Kostenfolge aus $ 91 ZPO. abzu- 


weisen.“. 
2 


Bücherschau. 


— Riesengebirge, Isergebirge, Grafschaft Glatz und Altvater. 
19. Auflage. 1921. Mit 16 Karten, 10 Plänen und zwei Rund- 
sichten. Gebunden 18 M., dazu kommt der Buchhändlerzuschlae. 
(Meyers Reisebücher.) Verlag des Bibliographischen Instituts 
in Leipzig und Wien. i 

Das bewährte Reisebuch, das die gesamten Sudeten: Iser- 
gebirge, Riesengebirge und Bober-Katzbachgebirge, Raben- und 
Überschargebirge, Waldenburger Bergland, Heuscheuer- und 
Adlergebirge, Eulen- und Reichensteiner Gebirge, Glatzer 
Schneegebirge, Altvater und Mährisches Gesenke, beschreibt, 
ist den neuen Verhältnissen angepaßt. Der Text sowie das 
reichhaltige Kartenmaterial sind mit Unterstützung der Gebirgs- 
vereine gründlich- durchgearbeitet und auf den neuesten Stand 
gebracht. Der Führer kann daher allen Reisenden, besonders 
aber den Wanderern bestens empfohlen werden. 


— Erzgebirge, Vogtland, Nordböhmen mit den Böhmischen 
Bädern. Zweite Auflage. 1921. Mit 10 Karten, acht Plänen 
und zwei Rundsichten. Gebunden 16 M., dazu kommt der Buch- 
händlerzuschlag. (Meyers Reisebücher..) Verlag des Biblio- 
graphischen Instituts in Leipzig und Wien. 

Zur „Sächsischen Schweiz“ und der neu erschienenen „Ober- 
lausitz“ gesellt sich die zweite Auflage vom Erzgebirgsführer, 
der das sächsich-böhmische Bergland von Marienbad, Karlsbad, 
Donnersberg und Leitmeritz im Süden bis zum Mulden- und 
Zschopautal im Norden eingehend und doch "knapp beschreibt. 
Die neue Auflage ist gründlich durchgearbeitet und verdient 
mit ihrer trefflichen Kartenausstattung- weiteste Verbreitung 
uick5 nur in der engeren Heimat. 


— Mitrepa-Kursbuch, der Schlafwagen und Speisewagen füh- 
Ba Schnellzüge in Deutschland und Holland. Sommer 1921. 
Preis 2 M. Herausgegeben von der Mitropa, Mitteleuropäischen 
Sa und Speisewagen-A.-G. in Berlin. 

Da die überwiegende Zahl der deutschen Schnellzüge Schlaf- 
oder Speisewasen führt, so bietet uns dieses Kursbuch mehr 
als ein Verzeichnis der Luxuseinrichtungen, die von der Mitropa 
betrieben werden, es ist in der Tat eine Zusammenstellung 
fast aller Zugverbindungen, die für eine Reise über den nähe- 
ren Ortsverkehr hinaus in Frage kommen. In 13 Tafeln sind 
zunächst die in den-wichtigsten Reiseverbindunsen mit Schlaf- 
oder Speisewagen verkehrenden Schnellzüge zusammengestellt, 
und dann folgen die einzelnen Schlaf-. und Speisewagenkurse 
mit ihren Fahrplänen, ihren Preisen und mit Bezugnahme auf 
die Seiten des Reichskursbuchs. Dabei sind die von der Reichs- 
bahnverwaltung betriebenen Schlafwagenkurse genau so in das 
Kursbuch aufgenommen, wie die der Mitropa. Besonders zu 
erwähnen ist, daß auch die wichtigsten Fahrpläne von An- 
schlußzüssen auf den Bahnen der Nachbarländer aus dem Kurs- 
buch ersichtlich sind. So kann man das Mitropa-Kursbuch 
denjenigen zum Gebrauch empfehlen, die vorwiegend längere 
Reisen zu machen haben und den wesentlich höheren Preis der 
allgemeinen Kursbücher scheuen. — Sehr interessant ist es, 
aus dem Kursbuch zu sehen, wie der Reiseverkehr sich seit 
dem Kriege wieder gehoben hat. Dieser Aufschwung spiegelt 
sich in der Zahl der Schlaf- und Speisewagen wider, die jetzt 
in Deutschland verkehren. Die Mitropa führt im Sommerfahr- 
plan nicht weniger als 72 Speisewagenkurse einschließlich des 
Restaurationsbetriebes auf den Eilschiffen der Donau-Dampf- 
schiffahrtsgesellschaft (und zwar jeden Kurs in beiden Rich- 
tungen) und 16 Schlafwagenkurse, das Reich 22 Schlalwagen- 
kurse. Ganze Schlafwagenzüge verkehren zwischen Berlin 
und Köln, München, Frankfurt (Main). 


_ Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Nr. II77 vom 15. August 1921 an die Mitglieder des Aus- 
schusses für technische Angelegenheiten, betreffend Antrag auf 
Herstellung einer neuen Anlage zum VWtV,, betr. Verzeichnis 
der Wagenteile in deutscher, französischer und italienischer 
Sprache (abgesandt am 19. August d. J.); 

Nr. III 221 vom 10. August 1921 an sämtliche Vereinsverwal- 
tungen, betreffend Vereinswagenübereinkommen (abgesandt am 
19. August d. J.); 

Nr. III233 vom 18 August 1921 an die Mitglieder des. Ver- 
einswagenausschusses, betreffend die Übergangsbestimmungen 
für  Personen-, Gepäck- und Triebwagen (abgesandt am 
19: August. d... 5); 

Nr. III240 vom 16. August 1921 an sämtliche Vereinsverwal- 


Nr. 34: 


tungen, betreffend Vorlage für die 
sammlung (abgesandt am 19. August d. 


Nr. III 242 vom 17. August‘. 1921 an die Mitglieder des Ver- 
einssatzungsausschusses und Wagenausschusses (abgesandt am 


20. August d. 


Nr. IV 159 vom 29, August 1921 an sämtliche Vereinsverwal- 


Amtliche Bekanntmachungen. 


1. Güterverkehr. 


Deutsch-schwediseh-norwegischer 
Güterverkehr. 

Am 1. September d. J. tritt Nachtrag 
III zum Verbandsgeütertarif Teil II in 
Kraft. Er enthält ermäßigte Schnitt- 
frachtsätze für die nordischen Strecken. 

Nähere Auskunft erteilt unser Ver- 
kehrsbüro. ) 

Altona, den 18. August 1921. 

Eisenbahndirektion, 
namens der Verbandsverwaltungen; 


Rheinisch-Bayerischer Güterverkehr. 
Tarif vom 1. Februar 1917. 

Mit Wirkung vom 16. August 1921 
wurde die neu eröffnete Station Holz- 
bach St 100 kg, W in den Tarif einbe- 
zogen. 

Die Tarifentfernungen werden gebildet 
durch Anstoß von 6 km an die Ent- 
fernungen für Simmern. (776) 

München, den 14. August 1921. 

Tarifamt b. RVM, ZB: 


Ausnahmetarif für die regelmäßige 
Beförderung von Milch. 
(Nr. 2a des Tarifverzeichnisses.) s 
Mit sofortiger Gültigkeit wird unter 
Abschrift er (Anwendungsbedingungen) 
e) Ziffer 2 folgender neuer Absatz nach- 
getragen: „Die Eisenbahn ist berechtigt, 
Gefäße und Kisten, die vom Empfänger 
bei Ankunft des Zuges nicht abgenom- 
men werden, an einem ihr geeignet er- 
scheinenden Platze dem Empfänger auf 
seine Gefahr zur Verfügung zu stellen.“ 
Auskunft geben die beteiligten Güter- 
abfertigungen sowie -das Auskunftsbüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. 774) 
Berlin, den 15. August 1921. 
Eisenbahndirektion 


Güterverkehr bad.-schweiz. Übergänge — 

Schweiz. 

Am 15. August 1. J. wird der gemein- 
same schweiz. Ausnahmetarif 13 für 
Kalk, Zement und Gips in Ladungen von 
10 000° kg unter gleichzeitiger Ausgabe 
eines I. Nachtrags mit neuen Fracht- 
sätzen wieder in Kraft gesetzt. Wegen 
Ergänzung der Gütertarife für Basler 
Verb.-Bahn, Basel Bad.. Bf. — und 
Waldshut usw. — Schweiz nebst An- 
hang für Rhätische Bahn wird auf 
unsern Tarif- und Verkehrsanzeiger 
verwiesen. (768) 

Karlsruhe, den 15. August 1921. 

Eisenbahn-Generäldirektion. 


Westdeutseh-Sächsischer Güterverkehr. 

Mit Gültiskeit vom 22. August 1921 
werden einige Stationen des Eisenbahn- 
direktionsbezirkes Hannover in den 
Tarif aufgenommen und zugleich die 
Entfernungen einiger Stationen 
Bezirks geändert. Ferner wird mit Gül- 
tigkeit vom 25. Oktober 1921 die Lade- 
stelle Milspe Tal G des Eisenbahndirek- 
tionsbezirks Elberfeld in den Tarif ein- 
bezogen, womit geringfügige Fracht- 
erhöhungen verbunden sind. Näheres 
enthält der 'Tarif- und Verkehrsanzeiger 
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dieses. 
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diesjährige Vereinsver- | tungen, betreffend die Niederschrift Nr. 99a des Güterverkehil 
| ausschusses (München, 


22, August dad.); 


für ‘den Bereich der. ehemalig. preuß.- 
hess. Staatseisenbahnen und unser Ver- 
kehrsanzeiger. (772) 
Dresden, am 17. August 1921. 
Eisenb.-Gen.-Dir., 
namens der beteil. Verwaltungen. 


Ostdeutsch-Südwestdeutscher Güter- 

verkehr. 

Vom 1. September 1921 ab wird die 
Station Garnsee des HEisenbahndirek- 
tionsbezirks Königsberg (Pr.) in die 
Tarifhefte 1, 2 und 4 aufgenommen. 


Näheres enthält der Tarif- und Were 
kehrsanzeiger der ehemalig preußisch- 
hessischen Staatseisenbahnen. (773) 


Breslau, den 16. August 1921. 
Eisenbahndirektion, 
namens der beteiligten Verwaltungen. 


Deutsch-Dänischer Gütertarif, Teil LI. 
Am 1. ‘September 191 tritt in der 
Form : eines Ausnahmetarifes 5 für 
frische Fische als Eilgut in Wagen- 
ladungen die im dänischen Binnenver- 
kehr eingetretene Versetzung frischer 
Fische in eine billigere Wagenladungs- 
klasse für den Verbandsverkehr in 
Kraft. Gleichzeitig treten an die Stelle 
der bestehenden Eilstückgutsätze in der 
Schnittafel B (dänische Teilstrecke) 
neue niedrigere. 
Nähere Auskunft erteilen die Dienst- 
stellen. (777) 
Altona, den 17. August 1921. 
Eisenbahndirektion, 
namens der Verbandsverwaltungen. 


a 


Westdeutsch-Südwestdeutscher Verkehr. 

Mit sofortiger Gültigkeit wird die Sta- 
tion- Holzbach des : Direktionsbezirks 
Trier in die Tarifhefte 5, 6 und 8 ein- 
bezogen. Näheres bei den beteiligten 
Abfertigungen und in ‘der nächsten 
Nummer “des gemeinsamen Tarif- und 
Verkehrsanzeigers. (778) 

Frankfurt (M.), den 16. August 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Deutscher Eisenbahn-Gütertarif, 
Teil IB (Tiv. 1b). 

Mit Gültigkeit vom 1. September 1921 
werden im Verzeichnis der sperrigen 
Stück güter gestrichen die Ziffern: 

„21. Gasmesser“ 
„22. Gelatine“ und 


„64 fees 
ferner in Ziffer 30: 
„Nisthöhlen, Nistkästen“: 


sowie in Ziffer 41b): 
„Kreissägemaschinen, Sägemaschinen 
mit Bandsägen“. (780) 
Berlin, den 23. August 1928: 
Eisenbahndirektion, 
als geschäftsführende Verwaltung. 


Binnen-Gütertarif der Lausitzer 
Eisenbahngesellschaft. 

Der Kleinbahn-Übergangstarif 
schnitt H auf Seite 16) gelangt mit Wir- 
kung vom 1. September zur Aufhebung. 

Sommerfeld, 23. August 1921. (781) 

Direktion 
der Lausitzer Eisenbahngesellschaft. 


von dem en Schriftleiter, Geh. Oberregierungsrat Dr. 


ür den Anzeigenteil verantwortlich F, Luckhardt, Berlin SO. 
Verlag von Julius Springer in Berlin W. — Druck von H, 8, Hermann & 60, "in Berlin SW. 


Nr. :-1V 160 vom 22. August 191 an sämtliche Vereinsverwe 
tungen, betreffend Ausschußberichte für 
einsversammlung (abgesandt am 23. August d. J.). 


- von Personen und Gütern im Binnenv 


‚öffentlich verkauft werden. 
bote sind postfrei und versiegelt, mi 


‚ Werkstattsstoffe sollen verkauft werden 


"in Briefmarken) bezogen -werden. — Di 


(Ab- 


N Zeitung des Vereins - 
re Döutscher Eisenbahnverwaltun 


den 1./2. August. 1921) (abgesandt 


‚die diesjährige Ve 


2. Personen- und Güterverkehr. i 


Eisern-Siegener Eisenbahn. Binnents 
Zu dem Tarife für die Beförderun 


kehr vom 1. August 1918 wird mit 
nehmigsung der “ Aufsichtsbehörde 
1. Oktober 1921 der Nachtrag VII e 
geführt, wodurch Tariferhöhungen e 
treten. Die Abkürzung der Veröfte 
lichunesfrist gründet sich auf die voı 
übergehende Änderung des $S 6 
Eisenbahn - Verkehrsordnung (R.-G--Bl. 
1914, S> 455). ; 
Auskunft erteilt die unterzeichnet 
Direktion. (770) 
‚Siegen, den 18. August 1921. - Fa 
Eisern-Siegener Eisenbahn- Gesellschaft. 
Die Direktion. j 


Deutscher Eisenbahn-Personen- und | 
Gepäcktarif, Teil 1. E 

- Der erste Satz der Alle. Ausf.-Best. ° 
unter Alb) zu $ 12 EVO. im obi 
Tarif erhält mit sofortiger Gültigke 
folgende geänderte Fassung: „Die A 
führungsbestimmungen a) 2-4 und 
finden entsprechende Anwendung.“ y. 
Nähere Auskunft erteilt unser Ver 
kehrsbüro. TE 
Berlin, den ta August 1921. = 


4. Verkauf von Altmaterial. 


Im Bezirk der Eisenbahndirektion Be 
lin sollen rund 1700 t altunbrauchbare 
Schienen und eiserne Weichenschwelle 
Kaufang 


entsprechender Aufschrift versehen, & 
das Präsidialbüro der Eisenbahndir 
tion Berlin W.35, Schöneberger Ufer 1 
bis zum 15. September 1921, vormittag 
11 Uhr, einzureichen: 

Kauflustige können Bedingungen und 
Angebotbogen im Präsidialbüro, Zimmer 
258, einsehen oder von dort gegen Ein- 
sendung von 3 MA (nur bares Geld) be 
ziehen. (769 

Zuschlagsfrist bis 7. Oktober 1921. 

Berlin, den 12. August 1921. 

Eisenbahndirektion. > 


Die angesammelten, br 
und zwar: 

Altgsummi-, Zeug- und Lederabfä 
Plüschabfälle, Glasbrocken usw. Die“ 
dingungen und die zu den Angeboten z 
benutzenden Formulare könren m 
unserem Zentralbüro, Fürstenstraße 1—10, 
eingesehen, auch von dort gegen porto- 
freie Einsendung von 6 HA in bar (nicht 


an uns einzusendenden Angebote werden 
am 227. September d.. Js vos 
mittags 11 hr im Verwaltungsge 
bäude Fürstenstraße 1—10- eröffnet. ; 
Der Zuschlag erfolgt bis zum 12. Fe 
tober 1921. @ 2 
Magdeburg, den 22. August 1921. . 
Eisenbahndirektion. 
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Zum Versuch einer Innschiffahrt. — 
Aufrechterhaltung der 
Kohlenbewirtschaftung 


Saatlichen deutende Frachtermäßigung im eng- 
üher. & lischen Schiffsverkehr. — England 


den 


Nachrichten. Winter. und die Rheinschiffahrt bis Basel. 
D r hl ES Reich = U a. Bier — Von polnischen Bahnen. 
eutschlan eichsverkehrs- ngarn: Fahrkarten zu ermäßigten 
 „minister Groener über die Finanz- Preisen zwischen Budapest und Fremde aa ER ee 
lage. — Zusammenlegung zweier Ei- Prag. — Südbahn-Fremdenverkehrs- ee een De a 6 
senbahnabteilungen des Reichsver- und. Handelsaktiengesellschaft. — Nordafrika. Tue Ger 
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Eisenbahnen. — Gewaltige Steige- Gefäße. ee Neue drahtlose Rechtspflege: Ablehnung der 
rung des Berliner Vorortverkehrs. Telegraphenstation in Szekesfeher- Haftpflicht der Bahn bei nicht nach- 
_ — Heizung der Eisenbahnzüge. — var (Stuhlweißenburg). — Ausfuhr- .  weisbarem Unfall eines Vollblut- 
Der diesjährige Winterfahrplan. — beschränkungen. — Erdgasquellen in hengstes. 
Beförderung von Liebesgaben. — der Hortobägy (Haiduer Komitat). Bücherschau. 


© Nordische Verkehrsfragen. — Ein 
Jubiläum der Hanomag. — Eine 
ww nee, Eisenbahnergewerkschaft. — 


Von Dr. 


FTn ‚neuerer Zeit haben in mehr oder weniger großem Um- 
fange Kraftwagen die Beförderung von Gütern aufgenommen, 
die bislang mit der Eisenbahn oder auf dem: Wasserwege be- 
fördert wurden. Unverkennbar ist dadurch eine Bewegung in 
die Eisenbahnverwaltung hineingetragen, die gerade in jüngster 
Zeiv größere Wellen geschlagen hat. Der- Eisenbahnverkehrs- 
mann sieht mit einem gewissen Erstaunen, daß in Verkehrs- 
beziehungen, die recht gut von der Eisenbahn bedient wurden, 
plötzlich trotz der hohen Kosten des Kraftwagenbetriebes Ver- 
frachter in nicht geringem Umfange ihre Güter in Kraftwagen 
befördern; er stellt fest, daß tatsächlich in jenen Beziehungen 
die Gütermengen und Verkehrseinnahmen nicht unerheblich zu- 
rückgegangen sind, und fragt sich erstaunt, ob denn wirklich 
der Kraftwagen den Wettbewerb mit der Eisenbahn aufnehmen 
will und kann. | 

= Ohne Frage liegt in dem Kraftwagen ein neues Verkehrs- 
" mittel vor, das wirtschaftlich von der größten Bedeutung ist. 
- Wie die Eisenbahn bei der unaufhaltsam fortschreitenden Vervoli- 
 kommnung der Technik sich einst mit dem Luftverkehr ausein- 
andersetzen muß, wird-sie jetzt wohl oder übel auch zu den 
KR raftwagen ‘Stellung nehmen müssen. — Ist nun in der Tat der 
Kraftwagenverkehr ein Wettbewerbsunternehmen gegen die 
1 isenbahn, oder kann er sich zu einem solchen ausgestalten? 
"Auf den ersten Blick wird ieder Eisenbahner die Frags be- 
lahen, denn der Kraftwagen nimmt ihr ja offensichtlich Frach- 
ten und schmälert ihre Einnahmen. Wir wollen sehen, ob diese 
Antwort einer näheren Prüfung standhält. 


- fahren werden. 


— Die Entscheidung über den Eiser- 
nen Tor-Schleppdampfer „Vaskapu“. 
— Personalnachrichten. - 


Amtliche Mitteilungen. 
Amtliche Bekanntmachungen. 


en, ; | Eisenbahn und Kraftwagengüterbeförderung. 


jur. Teubner, Berlin. 


Schon vor dem Kriege hatten einzelne deutsche Staaten be- 
gonnen, dem Kraftwagenverkehr ihre Aufmerksamkeit "zuzu- 
wenden. Sie richteten im Anschluß an das Eisenbahnnetz Kraft- 
wagenlinien sowohl für den Personen- als auch für den Güter- 
verkehr ein und dachten sich den Betrieb in Ergänzung der 
Eisenbahn in wenig bevölkerten Gegenden gewissermaßen als 
Zubringer. Dann kam der Krieg, und die vorhandenen Kraft- 
wagen mußten militärischen Zwecken nutzbar gemacht wer- 
den. Mit dem Ende des Krieges stieß die Militärverwaltung 
ihre außerordentlich großen Bestände an Kraftwagen ab, es 
bildeten sich unter kommunaler, staatlicher und Reichsunter- 


stützung die Kraftverkehrsgesellschaften, die ebenso wie die 
privaten Kraftwagenbesitzer ihre Fahrzeuge geschäftlich 


nutzen wollen. So erklärt sich ohne weiteres die jetzt in grö- 
ßerem Maße in Erscheinung tretende Verwendung der Kraft- 
wagen, das Bestreben, sie in weitestem Umfange wirtschaftlich 
auszunutzen und so auch zwangsläufig das Eindringen des 
Kraftwagenbetriebes in das Verkehrsgebiet der Eisenbahn. 


Ohne Zweifel bietet die Beförderung der Güter mit Kraft- 
wagen gewisse Vorteile vor der Eisenbahnbeförderung. Es ent- 
fällt einmal der mit der Bahnbeförderung verbundene Umschlag 
auf die-Eisenbahn im Versand und von der Eisenbahn im Emp- 
fang. Die Güter können unmittelbar von dem Hersteller oder 
der Gewinnungsstätte. zu dem Verbraucher oder Händler ge- 
Die Verfrachter sparen also Rollgelder, viel- 
fach auch die Verpackung, was beides heute nicht unwesentlich 
ins Gewicht fällt. Dazu kommt die glatte und beschleunigte 


N7# 35 | — 


652 0 


Zeitung des Were Be. 


Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


Beförderung sowie die größere Beweglichkeit des Kraftwagens, 
seine Freiheit vom Schienenstrang und starren Fahrplan. 

Man wird hiernach sagen müssen, daß für bestimmte Güter- 
arten die Kraftwagenbeförderung nicht unerhebliche volkswirt- 
„ schaftliche Vorteile bietet. Dies sind z. B. Obst- und Gemüse, 
die unter gewissen Umständen schneller, frischer und vielleicht 
auch billiger zum Markt gebracht werden können. Man wird 
auch weiter eine Reihe von Fällen anführen können, bei denen 
der Kraftwagenbetrieb - volkswirtschaftlich gerechtfertigt er- 
scheint. So die Zuführung der Güter mit Kraftwagen von 
Käufhäusern und großen Gewerbetreibenden im eigenen 
Betriebe an ihre Landkundschaft, ebenso dort, wo 
der Kraftwagen in‘ Ergänzung der: Eisenbahn als 
Zubringer oder Abholer wirkt, oder wenn der Kraft- 
wagen vornehmlich bei Stauungen und Stockungen zur 
IE'ntlastung der Eisenbahn dient. In allen diesen Fällea treten 
die dem Kraftwagenbetrieb eigenen verkehrstechnis 
züge in die Erscheinung, und es wäre unrichtig, eisenbahn- 
seitige in der Abwanderung des Gutes in solchen Fäll»n von der 
Eisenbahn auf den Kraftwagen einen schädlichen Wettbewerb 
zu erblicken. . Insoweit liegt eben eine Fortbildung. des Ver- 
kehrs vor. . 

Wie jedem Verkehrsmittel ist aber auch dem Kraftwagen seine 
natürliche Grenze gesetzt. Das ist einmal der geringe Fas- 


sungsraum und die geringe Tragfähigkeit, die vollständig auch. 


nicht durch Anhänger behoben werden können, und die Te- 
schränkung in der Entfernung. Der Kraftwagen ist ein Nah- 
verkehrsmittel. Wird diese Grenze überschritten, will der Kruft- 
wagen den Massenverkehr und den Fernverkehr bedienen, oder 
wendet sich der Kraftwagen Aufgaben zu, bei denen dıese De- 
förderungsart nicht durch volkswirtschaftliche Vorteile gerecht- 
fertigt wird, so ist die Entwicklung ungesund. Es ist durchaus 
verständlich, wenn hierin ein schädlicher Wettbewerb gegen die 
Eisenbahn erblickt wird, dem diese nicht stillschweigend zu- 
sehen kann. x 

Die Frage, in welchem Maße der Kraftwagen billiger oder 
teuerer befördert als die Eisenbahn, erscheint mir zunächst nicht 
so bedeutungsvoll und vordringlich. Abgesehen davon, daß es 
zur Zeit bei den noch außerordentlich schwankenden Preisen 
sehr schwierig ist, sichere und zuverlässige Zahlen zu erhalten, 
ist erfahrungsgemäß die Kostenfrage nicht durchaus ausschlaz- 
gebend im Verkehrsleben. Sind wirklich wesentliche verkehrs- 


Farbensinnprüfung. 
Von Oberregierungsrat Pfeiffer in Erfurt. 
(Schluß aus Nr. 34) 


Über die Farbentafelproben ist schon so viel geschrieben wor- 
den, daß ich hier nicht die Zahl der Kritiker vermehren will. 
Es genügt, auf den Aufsatz hinzuweisen, den Obermedizinalrat 
Dr. Gilbert in Dresden im November 1919 in der Zeitschrift für 
Bahn- und Kassenärzte veröffentlichte. Am 22. September 1918 
hatte ein Lokomotivführer, der im Laufe seiner langen Dienst- 
zeit fünfmal bahnärztlich untersucht und stets als farbentüchtig 
befunden worden war, vor den Toren von Dresden in der Dun- 
kelheit ein rotes Haltsignallicht und die Schlußlaternen eines 


vor ihm liegenden Schnellzuges übersehen und war auf diesen 


aufgefahren, wobei 41 Personen getötet, 27 schwer und sehr 
viele leicht verletzt wurden — das schwerste Eisenbahnunglück, 
welches die sächsische Staatseisenbahnverwaltung bis dahin be- 
troffen hatte. Es wurde nachträglich einwandfrei festgestellt, 
daß dieser Lokomotivführer farbenuntüchtig war.?) 


*) Das Gericht verurteilte den Lokomotivführer nur, weil er 
die Schlußlichter des Schnellzuges nicht beachtet hatte (Form- 
signal!), nicht aber, weil er das Haltsignal übersehen hatte. 
Das Urteil setzte sich in Widerspruch mit Sachverständigengut- 
achten, welche besagten, der Führer hätte trotz seines Farben- 
u das rote Licht am Hauptsignal erkennen müssen; 
er habe 


-treffend Kraftfahrzeuglinien vom 24. 1. 19 stellt lediglich 
hen Vor- 


zum Eingreifen nicht versäumt wird. 


dies nur aus Unaufmerksamkeit, nicht wegen seiner 


technische Vorzüge vorhanden, so wird sich der Kraftwec 
durchsetzen trotz hoher Kosten, trotz aller Hinderungsen und 
Hemmungen, die ihm zeitweilig in den Weg gestellt werden 
können. Es ist ein aussichtsloses Beginnen, gesunder Fort- 
entwickelung entgegenzutreten. BR 

Aber die Frage drängt zur Entscheidung, inwieweit über- 
haupt eine gesunde Fortentwicklung vorliegt, inwieweit die 
Volkswirtschaft die Verwendung von Kraftwagen gebietet. Es 
ist bislang hierüber eine Klärung noch nicht erfolgt. Diese 
Klärung herbeizuführen, ist das Reich berufen. Nach Artikel 7 
der Verfassung hat das Reich die Gesetzgebung über die Eisen- 
bahnen, die Binnenschiffahrt, den Verkehr von Kraftfahrzeugen 
zu Lande, zu Wasser und in der Luft sowie den Bau von Land- 
straßen, soweit es sich um den allgemeinen Verkehr und 
die Landesverteidigunge handelt. Die Reichsverordnung | 


Genehmigungspflicht derartiger Unternehmungen fest und übes 4 
trägt diese den Ländern. 5 


Da die bestehenden Kraftverkehrsgesellschaften fast särntlich 
vom Reiche erheblich unterstützt werden, halte ich es nicht 
schwierig, eine Regelung zu finden, die dem Bedürfnis gerecht 
wird, und bei der auch Privatunternehmungen nicht ausge- 
schlossen zu werden brauchten. Wenn die Reichsbahn die An- 
zelegenheit in die Hand nimmt, deren vornehmste Aufgabe es 
ist, den allgemeinen Verkehr zum Wohle des Volkes zu pflegen 
und zu fördern, wird sich ein Weg finden lassen. der auch dem 
neuen Verkehrsmittel die Stelle in unserer Güterbeförderung 
zuweist, die ihm nach seinen Eigenschaften und seiner Entwiek- 
lungsmöglichkeit im gesamten Verkehrsleben zukommt. Nach 
einheitlichen Richtlinien für das ganze Reichsgebiet müßte die 
Kraftwagengüterbeförderung im engsten Anschluß an den Ei- 
senbahnbeförderungsdienst aufgebaut und geordnet werden. 


Diese Regelung hätte auch den Vorteil, daß den Verkenii 
gesellschaften neue, fest umrissene Aufgaben zugewiesen wer- 
den könnten, die dazu dienen würden, die vielfach nicht ganz 
sichere Stellung dieser Gesellschaften zu stärken und damit die 
Gefahr zu beseitigen, daß die großen Wagenbestände der Ge- 
sellschaften an das Ausland verloren gehen. Sicherlich stehen 
wir noch am Anfang der Entwickelung der Kraftwagenbeför- 
derung. Ich hoffe und wünsche, daß der Ne, Augenblick 


. Dieser krasse Fall gab der sächsischen Vermelione Veran- 
lassung, ihre sämtlichen Lokomotivführer nochmals nach allen 
üblichen Methoden — mit Ausnahme des damals noch nicht be- 
schafften Anomaloskops — auf ihren Farbensinn untersuchen 
zu lassen, mit dem überraschenden Ergebnis, daß über 10 % als 
farbenschwach beanstandet warden. Und das geschah bei einem 
Personal, aus dem doch offenbar durch die vorangegangenen 
Untersuchungen bereits alle grob Anomalen ausgesiebt sein 
mußten. Wie ist dieser merkwürdig hohe Prozentsatz zu er 
klären? Es ist anzunehmen, daß die sächsischen Bahnärzte nach 
dem Dresdener Unfall es mit der Farbensinnprüfung sehr genau 
genommen haben, und daß erst bei diesen Untersuchungen di 
Gebrauchsanweisung für die einzelnen Tafelproben wirkli 
streng befolgt worden ist. Das würde aber beweisen, daß diese 
Proben zu große Anforderungen stellen, daß sie zu schwer Sa 


Anomalie Buersehn Das Gericht hat aber m. E. mit Recht eine 
solche Feststellung abgelehnt, weil man bei einem Anomalen 
niemals sicher wissen kann, inwieweit seine Wahrnehmung: 
im Einzelfall durch seinen Defekt beeinflußt sind, weil man, wie 
Professor Köllner selbst sagt, nie und nimmer ‚die Grenze an- 
geben kann, wo bei ihnen durch Abspannung, durch Ermüdungs 
gefühl ein plötzliches Versagen eintreten kann. 
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aß sie unter Umständen auch von Farbentüchtigen nicht be- 
standen werden. Andererseits hatte aber wieder die Nagelsche 
Probe bei dem Lokomotivführer, welcher den schweren Unfall 
"herbeiführte, fünfmal versagt (Unzuverlässigkeit bei Grün-Ano- 
‚malie), sie ist also nach anderer Richtung wieder zu leicht. — 
Die Stillingsche Methode hat große Vorzüge, es können aber 
“auch bei ihr Momente hineinspielen, welche das Ergebnis beein- 
Hussen und nicht auf dem Gebiet der Farbensinnstörung liegen. 
Die Cohnsche Methode gilt als solche für besonders feinen Far- 
 bensinn, wird also immer nur aushilfsweise herangezogen wer- 
“den können. Es besteht wohl darüber kein Zweifel, daß man 
sich auf eine Methode allein nicht verlassen kann, während 
‚andererseits die Prüfung nach mehreren Methoden bei wider- 
‚sprechenden Ergebnissen zu einem unerträglichen Dilemma führt. 


Aus diesem Dilemma sollte nun das Anomaloskop heraus- 
helfen. Aber auch diese Prüfungsmethode ist in der Praxis 
‚keineswegs so ideal wie in der Theorie. Schon beim Normalen 
ist die Sache nicht ganz einfach. Man muß durch eine Öffnung 
von Stecknadelkopfgröße in den Apparat hineinsehen. Der Rand 
des Gesichtsfeldes und die dasselbe teilende Linie schillert in 
“den Regenbogenfarben. Die richtig geschaute Gleichung ver- 
schwindet nach kurzer Zeit wieder, dunkle Flecken scheinen 
über das Mischfeld hinzuzieher. Bei wiederholtem Hineinsehen 
ergibt sich oft ein anderes Bild. Wenn also schon die Wahr- 
 nehmung des Normalen keine ganz sichere ist, so gestaltet sich 
die Untersuchung beim Anomalen außerordentlich schwierig. Er 
ist unsicher und ängstlich, oft sehr aufgeregt, da das Ergebnis 
“der Untersuchung für ihn von großer Wichtigkeit ist. Er hat 
ee die größte Besorgnis, sich auf eine ihm nachteilige 
Dr Ur ’ 5 
"Angabe festzulegen. Wenn er mit seinen Angaben zögernd und 
zurückhaltend ist, so ist dies nicht böser Wille, sondern beruht 
auf der tatsächlichen Unsicherheit seiner Wahrnehmungen. 
Schon nach kurzer Zeit treten Ermüdungserscheinungen auf, 
Be ‘welche dazu nötigen, die Prüfung zu unterbrechen und eine län- 
Bee Pause zu machen. Der zu Untersuchende wird natürlich 
| 
| 


immer nervöser und ängstlicher. Eine solche Untersuchung wird 
‚geradezu zu einer Qual für beide Teile; oft genug muß der Unter- 
- sucher den Prüfling fortschicken, um ihn zum anderen Tag wie- 
‚der zu bestellen, und unter Umständen ist auch dann kein 
"sicheres Ergebnis zu erzielen. Der Fehler des Apparates liegt 
‚eben an seiner Überempfindlichkeit, was sich schon daraus er- 
gibt, daß der eine Normale rot sieht, wo der andere Normale 
grün sieht. Ich möchte das Instrument mit einer Wage ver- 
gleichen, welche so fein justiert ist, daß bereits ein Milligramm 
die Schale vollständig zum Sinken bringt. Ein solcher Apparat 
gehört eher in das Studierzimmer des Gelehrten, als in das prak- 
tische Leben. Selbst wenn man alle Fehlerquellen ausschalten 
würde, die im Apparat selbst begründet sind, bleiben solche, die 
in physiologischen und psychischen Eigenschaften des zu unter- 
 suchenden- Individuums begründet sind und mit seinem Farben- 
sinn nichts zu tun haben. Aber auch schon die Beachtung aller 
Fehlerquellen des Apparates selbst ist eine außerordentlich 
schwierige und nur einem Spezialisten möglich, der sich durch 
sehr gründliches Studium der Theorie und umfangreiche Ver- 
suche an dem Apparat mit Normalen und Anomalen damit ver- 
traut gemacht hat; liegt das Instrument nicht in den Händen 
eines solchen Kenners, so ist es mehr gefährlich als nützlich. 
Es ist mir erst vor kurzem ein Fall mitgeteilt worden, in dem 
die Untersuchung desselben Bediensteten mit zwei Anomalosko- 
"pen durch Spezialisten zweier Eisenbahnbezirke ein ganz ver- 
- schiedenes Ergebnis hatte. Aber auch bei ganz fehlerloser, alle 
_ bekannten Fehlerquellen berücksichtigender Untersuchung ist 
_ das Instrument ganz zuverlässig nur, wenn es Farben u n tüchtig- 
keit diagnostiziert. ‘Bereits in der ersten Fassung seiner Ge- 
1 -brauchsanweisung (Zeitschrift für Bahn- und Kassenärzte Nr. 6 

vom 1. Juni 1913) betonte Prof. Dr. Köllner, daß theoretisch die 
is glichkeit eines normalen Anomaloskopbefundes trotz Herab- 
setzung des Farbensinns vorliege. Doch habe sich in der Mehr- 
zahl der ohnehin seltenen Fälle das Mißverhältnis als ein schein- 
bares herausgestellt. In der jetzt geltenden Gebrauchsanweisung 


E 


sagt er (Seite 6 unten) „Ausnahmsweise kommt allerdings tat- 
‚sächlich ein Versagen bei Tafelproben trotz normalen Anoma- 
loskopbefundes vor (gewissermaßen Farbenschwäche ohne ano- 
male Trichromasie). Die Betreffenden sind als farbenuntüchtig 
anzusehen.“ Das heißt also mit anderen Worten: Die Diagnose 
am Anomaloskop auf Farbentüchtigkeit ist niemals absolut be- 
weisend. Man muß stets noch andere Proben anwenden. Gegen 
den oben erwähnten schweren Dresdener Unfall würde also auch 
die Anomaloskopuntersuchung keinen unbedingten Schutz ge- 
boten haben. 

Und wie verhält es sich mit der Eichung des Instruments? 
Theoretisch sollte die Gleichung des Normalen gegeben sein, 
wenn das Rot- und das Grün-Prisma genau die gleiche Licht: 
menge erhalten. Darauf kann man sich aber nicht verlassen. 
Es wird deshalb stets die Kontrolleinstellung eines Normalen 
vorgeschrieben. Sie ändert sich je nach der Beschaffenheit der 
Lichtquelle und anderen Ursachen und ist stets eine subjektive. 
Willkürlich ist ferner die Festsetzung der Grenze, innerhalb 
deren als farbentüchtig diagnostiziert werden soll. Es wurde 
schon erwähnt, daß die Einstellung der Normalen sehr beträcht- 
lich voneinander abweicht, daß der eine rot sieht, wo der andere 
schon grün sieht; es muß also eine Toleranz festgelegt werden, 
innerhalb deren noch Farbentüchtigkeit angenommen werden 
soll. Diese Grenze kann aber auch wieder nur gezogen wer- 
den auf Grund von Versuchen mit anderen Prüfungsmitteln, 
also auf Grund von Tafelproben, deren Unzulänglichkeit ja ge- 
rade die Veranlassung zur Einführung des Anomaloskops gab. 


Ich bin überzeugt, daß jeder, der sich auf Grund eingehenden 
Studiums der Literatur, insbesondere auch der komplizierten 
Gebrauchsanweisung für das Instrument, und auf Grund eigener 
Versuche mit diesem ein selbständiges Urteil zu bilden vermag, 
zu dem Ergebnis gelangen muß, daß auch dieser Apparat das 
Problem der Farbensinnprüfung noch keineswegs endgültig löst, 
und daß es sehr erwünscht wäre, wenn man an Stelle dieser um- 
ständlichen, kostspieligen und dabei doch nicht absolut sicheren 
Untersuchungsmethode eine einfachere und zuverlässigere setzen 
könnte. 

Die Versuche, welche ich im Jahre 1912 angestellt hatte, legten 
den Gedanken nahe, ob man nicht durch ihren weiteren Ausbau 
zu einer brauchbaren Prüfungsmethode gelangen könne. Wenn 
es mir schon damals mit den allereinfachsten Mitteln gelang, 
sichere Feststellungen in Zweifelsfällen zu treffen, in denen die 
anderen Methoden sich in Widerspruch miteinander befanden, so 
sollte man meinen, mit einem auf dieser Grundlage systematisch 
und mit allen technischen Hilfsmitteln durchgebildeten Prü- 
fungsapparat müsse es möglich sein, alle Anomalen mit Sicher- 
heit herauszufinden, welche für den Betrieb gefährlich werden 
können. 

Eine solche Prüfungsmethode verfolgt ein ganz anderes Ziel 
als die bisherigen. Diese streben danach zu ermitteln, ob der 
zu Untersuchende einen vollkommenen Farbensinn besitzt. Ist 
dies überhaupt möglich, und kommt es wirklich darauf an? 
Genügt nicht eine Methode, welche feststellt, daß der. Unter- 
suchte den Aufgaben des Betriebes gewachsen ist, diesen aber 
auch unbedingt und unter den schwierigsten Verhältnissen? 

Verfolgt man dieses Ziel, so gelangt man zu einer Methode, 
bei der der. Prüfling nur vor (Aufgaben gestellt wird, wie sie der 
Betrieb in der Praxis wirklich bietet oder bieten kann. Wir 
verlangen nur die Unterscheidung der wirklichen Lichter des 
Betriebes, bekiimmern uns nicht mehr um graugrün und rosa und 
erfüllen damit einen langgehegten Wunsch des Personals. Wir 
nehmen aber keine planlose Prüfung auf der Strecke vor, son- 
dern wir bilden systematisch auf Grund der Theorie und der 
Beobachtungen über das Farbensehen der Anomalen einen Prü- 
fungsapparat aus, der die Lichter des Betriebes von den ein- 
fachsten Bedingungen bis zu den schwierigsten, bei denen sogar 
der Normale unsicher wird, vorführt. Alle Bedingungen, unter 
denen der Anomale Verwechslungen begeht, unter denen die 
Hilfsmittel versagen, deren er sich bedient, um den mangelnden 
Farbensinn durch sonstige Beobachtungen zu ergänzen, können 
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künstlich geschaffen werden. Die Helligkeit der vorgeführten 
Lichter kann so abgestuft werden, daß jeder Schluß von der Hel- 
liekeit auf die Farbe fehlgeht. Die Schätzung der Entfernun- 
gen ist im dunklen Raum ünmöglich, die praktische Erfahrung 
läßt also den Untersuchten ganz in Stich, und er ist allein auf 
das Farbenunterscheidungsvermögen angewiesen. Durch geeig- 
nete Anordnung der Lichter kann der Farbenkontrast so gestei- 
gert werden, wie er in der Wirklichkeit wohl niemals vorkommt, 
bis zu einer Grenze, bei der auch der Normale nicht mehr ganz 
sicher ist. 

Werden alle diese Mittel bei der Prüfungseinrichtung rationell 
benutzt, so wird schon schwerlich ein Anomaler durchschlüpfen. 
Denn mit Raten durchzukommen, ist bei einer großen Zahl rasch 
aufeinander folgender Proben ganz aussichtslos. Es bieten sich 
aber bei einer solchen Prüfung noch weitere sehr wertvolle 
Möglichkeiten, die bei den bisherigen Methoden gänzlich fehlen. 
Man kann die Lichter nur sekundenlang oder für Bruchteile von 
Sekunden “aufleuchten lassen, wobei der Farbenuntüchtige un- 
fehlbar versagt, denn er hat keine Zeit zu allen den sonstigen 
Beobachturgen, Erwägungen und Schlußfolgerungen, mit denen 
er dem mangelnden Farbensinn nachhilft. Man kann ferner mit 
solehen Prüfungsmethoden die Ermüdungserscheinungen stu- 


dieren. Beim Anomaloskop darf man den zu Untersuchenden 
niemals ermüden, weil man sonst zu falschen Ergebnissen 
kommt. Eine Prüfung aber, bei der man das Verhalten des 


Prüflines im Betriebe erforschen will, soll und muß man bis zur 
Ermüdung fortsetzen. Man gewinnt dann eine Vorstellung da- 
von, was der Prüfling nach langer Fahrt in abgespanntem Zu- 
stand noch leisten kann, und überzeugt sich, ob er die Signal- 
lichter nur vermöge einer besonders angespannten Aufmerksam- 
keit richtige unterscheiden kann, welche er auf die Dauer nicht 
auszuüben vermag. Man könnte die Prüfung schließlich sogar 
so weit ausdehnen, daß von dem Prüfling gleichzeitig noch 
andere Verrichtungen oder ‚Beobachtungen gefordert werden, 
wie sie die Praxis tatsächlich fordert und durch welche die 
Aufmerksamkeit geteilt wird. 

Wohin sind wir aber damit geraten? Wir befinden uns mit 
einem Male mitten auf dem- Gebiet der Psychotechnik. Wer 
wollte bezweifeln, daß die ganze Angelegenheit wirklich in dieses 
Gebiet gehört? Was ist die Farbensinnprüfung anders als ein 
einzelner Bestandteil der Berufseignungsprüfung? Darum sollte 
man sich die großen Fortschritte, welche auf diesem Gebiet in 
den letzten Jahren gemacht worden sind, auch für die Farben 
sinnprüfungen zunutze machen. 

Eine solche psychotechnische Prüfungsmethode würde von 
größtem Wert sein für die Wiederholungsprüfungen. 


Alle Prüfungen nach den bisherigen Methoden — Nagel, Stil- 
ling, Cohn und Anomaloskop — liefern kein unmittelbares Ur- 
teil über das Verhalten des Geprüften im Betriebe. Sie laufen, 
wie schon oben gesagt wurde, lediglich darauf hinaus, festzu- 
stellen, ob der Untersuchte einen vollkommenen Farbensinn hat 
oder nicht. Nimmt man auf Grund der Prüfung das erstere an, 
so darf man dacaus den Schluß ziehen, daß der Geprüfte im Be- 
triebe auch unter den schwierigsten Verhältnissen alle farbigen 
Signale richtig erkennen wird. Werden aber bei der Prüfung 
Fehler gemacht, so tappt man darüber, wie sich der Ge- 
prüfteinder Praxisverhalten, würde, vollkom- 
men im Dunkeln, man muß ihn, wenn man gewissenhaft 
verfahren will, unbedingt ausschließen. Dies führt dazu, daß bei 
der Wiederholungsprüfung eine große Menge von Bediensteten 


aus dem Betriebe zurückgezogen werden muß, deren Farben- 


sinn vielleicht unter einfachen Verhältuissen noch ausreichen 
würde, und die auf gewissen Posten den Betrieb nicht mehr ge- 
fährden würden als Leute mit herabgesetzter Sehschärfe, die 
man im Betrieb läßt. Die bisherigen Prüfungsmethoden — auch 
das Anomaloskop trotz seiner Gradeinteilung — geben keinen 
sicheren Anhalt, um die Anomalie nach ihrem Grade so zuver- 
lässig zu diagxostizieren, daß man danach bestimmen könnte, 
für welchen Posten ein Farbenschwacher noch tauglich ist. Die 
Entscheidung kann immer nur lauten: farbentüchtig oder nicht. 
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geltend gemacht. 


- für den ihr Farbensinn noch ‚ausreicht. 


- dies feststellen? Es geht nur durch eine Prüfung, 
‘der ihnen die. Lichter des Betriebes von den & 
fachsten Bedingungen bis zu den schwierigsten vorgefi 


-durch gute Sehschärfe ausgeglichen werden können. 


Zeiumg des Vereins 
ee Eisenbahnverwaltungen, n, 
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Dies hat zur Folge, daß an den Schrankenwärter und den Lowd 
motivführer im Rangierdienst bei der Farbensinnprüfung die- 
selben Anforderungen gestellt werden müssen wie an den Führer 
des Schnellzuges. Für das neu einzustellende Personal ist dies un 
zweifelhaft richtig; für alle Zweige des Betriebsdiensts sollten 
nur vollständig farbensichere Leute augenommen werden. = 
solche aber, die sich bereits im Dienst befinden und dies: 
jahrelang einwandfrei wahrgenommen ‚haben, ist es eine grol 
Härte, wenn sie plötzlich auf Grund einer entdeckten geringen 
Farbenschwäche ganz aus dem Betriebe ausscheiden müssen, 
wenn z. B. ein Lokomotivführer, der gestern noch den Schi 
zug fuhr, heute nicht einmal mehr am hellen Tage auf dem Ba 
hof rangieren darf. Da die Farbenschwäche in der Regel 
geboren ist, so sind diese Leute. ein Opfer der mit der Z 
immer mehr verschärften Prüfungsmethode; sie sind bei ih! 
Eintritt mangelhaft geprüft worden, vielleicht hat sich auch 
Defekt später mit der Abnahme der Sehschärfe etwas stärker 
Die Härte, welche darin liegt, daß ein Be 
diensteter nach langiährigem Dienst plötzlich aus. dem Betri 
entfernt werden muß, führt bekanntlich dazu, daß die Ärz 
leicht geneigt sind, bei der Wiederholungsprüfung eine gew 
Toleranz zu üben und kleinere Fehler nicht als erheblich a 
zusehen. Hierin liegt aber eine‘ große Gefahr. Denn wenn man 
bei der Handhabung der bisherigen Prüfungsmethoden ent# 
zegender Gebrauchsanweisung die geringsten Feh- 
ler durchläßt, so kann man nie wissen, welche Feh= 

ler der Geprüfte möglicherweisein der Praxi 
macht. Wenn sich die sächsische Verwaltung, wie dies 
dem oben erwähnten Aufsatz des Obermedizinalrats Dr. Gilbert 
hervorgeht, im Jahre 1918 entschloß, solche Leute mit anse 
nend geringerer Farbensinnstörung im Betriebe zu belassen 
war dies durch die damalige außerordentliche Notlage gebo 
und zu verantworten. Anders liegt die Sache heute, und 
Praxis, gegenüber Fehlern bei der Prüfung Toleranz zu übe 4 
erscheint äußerst bedenklich. Ich kann mich nicht der Ansie 
Professor Köllners anschließen, wonach z. B. Leute, welche 
Anomaloskopprüfung bestanden haben, sogar bei der BE 
stellung nur dann als farbenuntüchtig ang 
sehen werden sollea, wenn siemindestenszweiTaf 
proben nicht bestanden haben. (Anleitung für die Anom 
skopprüfung Seite 14, 4a.) Das Versagen bei auch nur e 
Tafeiprobe begründet stets den Verdacht der Farbensinnstörun 
Man mache die Versuche, und man wird finden, daß Leute, welc 
nur eine einzelne Tafelprobe nicht bestanden haben, ‚weißes ı 
grünes Licht, oder gar grünes und orangerotes Licht unter g 

wissen Bedingungen glatt verwechseln können. Man sollte darum 
von der Rinstellung dieser Zweifelhaften unbedingt 
sehen, zumal bekanntlich das Anomaloskop versagen k: 


beim Eintritt in diesen mangelhaft untersucht waren. 
haben Anspruch darauf, auf einem Posten verwendet zu werd 
Wie aber soll 


werden. Nur auf diesem Wege kann man sich ein zuverlässig 
Urteil bilden, was sie zu leisten vermögen, und die Grenze f 
stellen, an der sie versagen. 

Eine solche Prüfung hat aber noch andere Vorteile. 
nur beiläufig erwähnt, dass sie die bei den Tafelproben und de 
Anomaloskop fehlende Möglichkeit bietet, auf Sehschärfe 
Farbensinn gleichzeitig zu prüfen, die sich gegenseitig ergänz 
so daß Mängel des Farbensinns bis zu einem gewissen Gras 


Dem Personal würde man eine Wohltat erweisen. Bei 
Prüfung im Sprechzimmer des Arztes zeigen die Bedienstet 
oft eine Befangenheit, welche die Untersuchung auf’s äuße 
erschwert. Sie haben die Vorstellung, daß hier über il 
Schieksal auf Grund von Prüfungsmitteln entschieden wird 
sie nicht verstehen. Immer wieder behaupten sie, das Ni 


bestehen der Tafelprobe beweise nichts; im Betriebe hätten sie 
sich nie geirrt und würden sie sich.nie irren. Denn kein Far- 
‚benuntüchtiger hat ein Bewußtsein seines Mangels; von der 
Vollkommenheit des Sehapparates, der dem Normalen zu Gebote 
steht, fehlt ihm jede Vorstellung, und er meint, sein Farbensinn 
reiche für alle Anforderungen aus. Nun ist es freilich nicht 
Aufgabe der Farbensinnprüfung, die Untersuchten von ihrem 
Defekt zu überzeugen. Die bei den Wiederholungsprüfuneen 
aus dem Botriebe ausscheidenden Bediensteten würden sich aber 
viel leichter in ihr Schicksal finden, wenn eine Prüfungsmethode 
benutzt würde, bei der ihre Unzulänglichkeit für den Betrieb ein- 
" wandfrei festgestellt wird. _ Manches Vorurteil gegen die Ärzte 
"und die Verwaltung, manche unnötige Verbitterung könnte da- 
durch vermieden werden. Man redet jetzt so viel von dem Ver- 
‚auen, das zwischen der Verwaltung und dem Personal bestehen 

nüsse. Ich muß aus langjähriger Erfahrung leider sagen, daß 
das Personal zu den Farbensinnprüfungsmethoden kein beson- 
deres Vertrauen hat. Es würde einen großen Fortschritt be- 


elbst zu überzeugen, daß in dieser Sache alles mit 
“ Dingen zugeht und niemandem Unrecht geschieht. 


rechten 
Ich gehöre 


“ Aber bei der Farbensinnprüfung möchte ich sis em- 
1 Sie ist freilich nur möglich, wenn eine Prüfungs- 
methode benutzt wird, welche für das Personal vollkommen ver- 
ständlich und überzeugend ist. 


* Aus dem Gesagten ergeben sich die folgenden Vorschläge: 


1. Die vielfachen Vorschläge, die farbigen Nachtsigenale durch 
Formsignale zu ersetzen, haben in absehbarer Zeit keine 


Aus Zeitungsnachrichten entnehmen wir 
berblick über die Entwicklung der 
nd den gegenwärtigen Stand bei den früheren Staats- 
ahnen und jetzigen Bundesbahnen. Es ist selbstverständlich, 
daß hierbei der sogenannte schwere Oberbau, das ist ein Ober- 
bau mit Schienen von mehr als 40 kg/m, das Um und Auf ist, 
da nur ein solcher entsprechend große Achsdrücke und Fahr- 
 geschwindigkeiten zuläßt und damit den Verkehr entsprechend 
leistungsfähiger Lokomotiven ermöglicht. Nachdem Versuche 
mit einem dem englischen nachgebildeten Stuhlschienenoberbau, 
der sich aber als zu kostspielig erwies, später mit einem Breit- 
 fußschienenoberbau von 44 ke/m günstige Ergebnisse gezeitigt 


nachstehenden 
Oberbauverhältnisse 


hatten und die geldlichen Schwierigkeiten beseitigt waren, 
"wurde letzterer der Ausgestaltung - aller Hauptschnellzug- 
strecken der früheren Staatsbahnen zugrunde gelegt. Nur in 


den langen Tunneln und auf großen Steigungen wurde der Stuhi- 
schienenoberbau auch weiter beibehalten. 
rungen, die sogenannten Neulagen, die auf den bestimmten 
Be (Wien-Salzburg, Wien-Gmünd-Eger, Gmünd-Prag, 
Krakau-Lemberg-Podwoloczyska) durchzuführen waren, wur- 
den seither nur mit diesem schweren Oberbau vorgenommen, 
der Achsdrücke von 18 t bei Fahrgeschwindigkeit über 100 km 
in der Stunde gestattet und die gleiche Leistungsfähigkeit be- 
sitzt wie die schweren Oberbausysteme der übrigen europäischen 
Verwaltungen. Eine Ausnützung dieser Linien durch schwere 
okomotiven kann natürlich erst dann erfolgen, wenn diese 
ganz oder wenigstens auf große Abschnitte mit dem. schweren 
Oberbau versehen sind, ein Zustand, der sich bei den vielen 
Gleiskilometern, die hier in Betracht kommen, auch bei Auf- 
wendung sehr großer Geldmittel erst nach angemessener Zeit 
erreichen läßt. Denn bei allen Verwaltungen erfolgt der Er- 
satz eines bestehenden Öberbaues durch einen stärkeren im 
großen und ganzen immer nur in dem Maße. wie eben der be- 
stehende Oberbau infolge Abnutzung und Schadhaftigkeit für 
den durchlaufenden Verkehr unbrauchbar wird, und eine Be- 
_ schleunigung kann nur soweit eintreten, als man für noch gutes, 
_ vorzeitig auszuwechselndes Material anderweitig zweckmäßige 
_ Verwendung findet. In dieser Absicht wurden in Österreich 
alle zum Bau gelangenden neuen Lokalbahnen, ebenso alle 
Gleisanlagen bei Stationserweiterungen und (dergleichen nicht 
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Aussicht auf Verwirklichung, 
ausgezeichnetes Signalmittel; es muß gelingen, durch ver- 
besserte Prüfungsmethoden alle Personen mit mangel- 
haftem Farbensinn aus dem Eisenbahndienst fernzuhalten. 
Für das neu einzustellende Personal ist also die denkbar 
schärfste Prüfung des Farbensinns erforderlich. Es darf 
nicht mehr vorkommen, daß Bedienstete aus dem Eisen- 
bahndienst eines Tages ausscheiden müssen, weil sie beim 
Eintritt mangelhaft geprüft waren. Man gebe also für die 
erstmalige Prüfung die schärfsten Vorschriften, vermeide 
dabei jegliche Toleranz und arbeite fortgesetzt an der Ver- 
besserung der Prüfungsmethoden weiter, denn daß die bis- 
herigen von der Vovllkommenheit noch immer weit entfernt 
sind, ist unzweifelhaft, 


Das farbige Licht ist ein 


2. Das Verhalten farbenschwacher Personen gegenüber den 
Signallichtern des Betriebes unter einfachen und schwie- 
rigen Verhältnissen muß gründlich studiert werden. Man 
schaffe also eine Versuchseinrichtung auf den Grundlagen, 
wie sie oben dargelegt sind, und bilde auf Grund der heu- 
tigen psychotechnischen Erfahrung ein möglichst voll- 
kommenes Prüfungsverfahren aus. Man benutze dieses zu- 
nächst, um durch eine große Anzahl von Versuchen die 
bisherigen Prüfungsmethoden auf ihre Zuverlässiekeit zu 
kontrollieren. 


3. Alle Bediensteten, die bei den Wiederholungsprüfungen 

“ als untüchtig befunden werden, unterziehe man in letzter 
Instanz unter Mitwirkung ihrer Personalvertretung einer 
rationell ausgebildeten Prüfung in bezug auf 
ihr Verhalten gegenüber den Signallichtern des Betriebes 
von den einfachsten Bedingungen an bis zu den schwierig- 
‘sten. Auf Grund des Ergebnisses ist zu entscheiden, ob 
und unter welchen Verhältnissen sie im Betriebsdienst 
belassen werden können. \ 


Die Ausgestaltung des Oberbaues der österreichischen Bundesbahnen. 


aus neuem Material hergestellt, sondern aus noch brauchbarem 
Oberbau, der aus Hauptschnellzugstrecken eigens herausgenom- 
men wurde, um an seine Stelle schweren Oberbau einzulegen 
und so die Verstärkung der Hauptstrecken zu fördern. 

Da die Zeit, innerhalb welcher ein bestimmter Oberbau durch 
Abnutzung auswechslungsreif wird, in der Hauptsache von der 
Stärke des Verkehrs abhängt, so ist es auch klar, daß sich in 
Ländern mit sehr starkem Verkehr, wie in den westeuropäischen 
und in Nordamerika, naturgemäß der angeführte Austausch viel 
rascher vollziehen kann und muß als in dem verkehrs- 
schwachen Österreich, um so mehr, als hier auch der Bedarf 
für untergeordnete Zwecke (Lokalbahnen, Stationserweiterungen 
und dergleichen) eine weit geringere Rolle spielt als in den 


anderen Ländern. Auch darf nicht übersehen werden, daß bei 
Eisenbahnen mit so schwierigen Anlageverhältnissen wie den 


österreichischen, die dementsprechend große Auslagen für die 
gesamte bauliche Erhaltung und Erneuerung erfordern, für den 
Oberbau allein nicht so viele Geldmittel übriebleiben wie bei 
Flachlandbahnen. 

Das, worauf es hier vor allem ankommt, ist, daß auf den 
Hauptschnellzugstrecken alle Neueinbauten nur mit schwerem 
Oberbau durchgeführt werden, und das heutige Österreich wäre 
bei dem geschilderten planmäßigen Vorgehen längst auf allen 
diesen Strecken durchwegs mit solchem Oberbau ausgestattet, 
wenn nicht zwei Ereignisse eingetreten wären: die letzten Ver- 
staatlichungen und der Krieg. Während die früheren k. k. 
Staatsbahnen zur Zeit der Verstaatlichung schon wesentlich 
vorgeschrittenere Oberbauverhältnisse aufwiesen,. war der Ober- 
bau vor allem der Nordbahn und der Staatseisenbahngesell- 
schaft in einem schlechten Zustande. Der Hauptbahnoberbau 
der Staatseisenbahngesellschaft und Nordwestbahn besaß über- 
dies nur ein Schienengewicht von 33 kg/m, war also noch 
wesentlich schwächer als der gewöhnliche (nicht der schwere) 
Oberbau der Staatsbahnen mit 35,6 kg/m und nicht einmal für 
einen Achsdruck von 14,5 t Erenähben Das ganze durch die 


j en geschlossene Netz wurde so durch die Linien 


der Staatseisenbahngesellschaft und Nordwestbahn zerschnitten 
und die Freizügigkeit der Fahrbetriebsmittel innerhalb des Ge- 
samtnetzes unterbunden. Das Oberbauprogramm der Staats- 
bahnen mußte dementsprechend sofort geändert und der Schwer- 
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punkt der Auswechslungen, sehr zum Nachteile des heutigen 
Österreich, in die erwähnten früheren Privatbahnstrecken ver- 
legt werden, die ja auch, vor allem die Nordbahn und die Flach- 
landstrecken der Staatseisenbahngesellschatt, einen weit größe- 
ren Verkehr als die alten Staatsbahnen aufwiesen und schon 
deshalb des starken Oberbaues am dringendsten bedurften. Daß 
hierbei auch nicht ein Monat versäumt wurde, möge aus der 
Tatsache entnommen werden, daß schon im Sommer des Jahres 
1909, also unmittelbar nach der im Frühjahr desselben Jahres 
vollzogenen Verstaatlichung der Nordwestbahn und Staatseisen- 
bahngesellschaft, auf den Linien letzterer 30 km mit schwerem 
Öberbau versehen wurden. 

Alljährlich ist seither auf allen diesen Strecken der Oberbau 
in einem Ausmaß durch schweren ersetzt. worden, wie es mit 
Rücksicht auf den Verkehr eben noch zulässig erschien. Im 
Sommer des Jahres 1914, also unmittelbar vor Ausbruch des 
Krieges, waren mit schwerem Oberbau_bereits versehen: In der 
Linie Wien-Salzburg rund 58%, in der Linie Salzburg-Wörgl 
57 %, in der Linie Wien-Gmünd-Eger 43 %, in der Strecke Wien- 
Krakau 40%, in der Strecke Krakau-Lemberg 52%, in der 
Strecke PBöhmisch-Trübau-Bodenbach 48% usw.; insgesamt 
waren auf allen Staatsbahnlinien zu dieser Zeit 2300 Gleis- 
kilometer mit schwerem Oberbau verlegt. 


Man sieht, daß trotz Einbeziehung der verstäntlichten. Nord- 
bahn, Nordwestbahn und Staatseisenbahngesellschaft in verhält- 
nismäßig kurzer Zeit alle im Umbau begriffenen Strecken „zum 
Schlusse“ gekommen und damit die Hauptstrecken für Achs- 
drücke von 18 t und Fahrgeschwindigkeiten über 100 km/st 
jreizügig geworden wären, daß demnach auch die Behauptung, 
man begnüge sich im großen und ganzen immer noch mit einem 
Oberbau, dessen oberste Grenze ein Schienengewicht von 
34,5 kg/m und 14,5 t Achsbelastung darstellt, unzutreffend ist. 

Bei Kriegsbeginn konnte selbstverständlich an eine auch nur 
halbwegs ausreichende Fortsetzung dieser Arbeiten nicht ge- 
dacht werden. Alles verfügbare und irgendwie erlanebare Ma- 
terial mußte für ausgesprochene Kriegszwecke in der Etappe 
und später für Wiederinstandsetzungen und Neuherstellungen 
im Kriegsgebiete verwendet werden. Für Tausende Gleiskilo- 
meter ist inländisches Oberbaumaterial nach Galizien, Polen, 
Wolhynien, Serbien, Rumänien und Öberitalien gerollt. Soweit 
Material und Arbeitskräfte für das innere Österreich verfügbar 
blieben, waren sie auch hier zum größten Teil durch mit dem 
Kriegsbedarfe unmittelbar zusammenhängende Herstellungen, 
wie des zweiten Gleises Salzburg-Wörgl, der Wiener Umfah- 
rungslinien usw., gebunden. Der Materialmangel und fast noch 
mehr der Arbeitermangel erreichte nach und nach einen Grad, 
der kaum mehr die allernotwendigsten Instandhaltungen er- 
mösglichte. 

Wenn in dieser Zeit schon die Neulagen notgedrungen auf das 
Unumgänglichste eingeschränkt werden mußten, so wurde ander- 
seits, und zwar schon zu Anfang des Jahres 1917, das gesamte 
Oberbauprogramm einer eingehenden Überprüfung unterzogen, 
um bei Eintritt geordneterer Verhältnisse sofort planmäßig 
weiterarbeiten zu können. 

Es wurde ein der erwarteten Verkehrshauptrichtung (Nord- 
seehäfen-Wien-Balkan-Orient) angepaßter Oberbauneulagenplan 
bis in alle Einzelheiten entworfen, nach dem die Strecken Wien- 
Wels-Passau, Wien-Bodenbach-Tetschen sowie Wien-Bruck in 
etwa drei bis fünf Jahren für die schwersten in Europa für 
absehbare Zeiten zu erwartenden Fahrbetriebsmittel (20 t Achs- 
druck) auszugestalten waren. Gleichzeitig wurde mit allen 
Nachbarstaaten wegen einheitlicher Festsetzung der größten, in 
Zukunft den Neuherstellungen zugrunde zu legenden Achs- 
drücken usw. Fühlung genommen, da Österreich als ausge- 
sprochenes Durchzugsland in allen diesen Fragen auf die Nach- 
barstaaten Rücksicht nehmen muß. Leider läßt sich die er- 
wünschte Klärung mit Rücksicht auf den damit zusammenhän- 
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Der durchgehenden Abfertigung im Personenverkehr der 
Reichseisenbahnstationen unter sich liegen noch die Entfernungs- 
zeiger, Stations- und Schnittarife der früheren Eisenbahndirek- 
tionen und Staatsbahnen unter sich zugrunde. Durch die Ver- 
reichlichung der Staatsbahnen ist daher eine nennenswerte Er- 
weiterung der Abfertigungsmöglichkeit bis ietzt nicht einge- 
treten. 

Anzustreben ist die durchgehende Abfertigung im Binnenver- 
kehr der Reichseisenbahnen von und nach jeder Station und über 
alle durch den Fahrplan bedingten Wege. Ein diesen Zweck 
erfüllender Entfernungszeiger würde jedoch einen derartigen 
Umfang bekommen, daß er als Handbehelf zur Feststellung von 
Tarifentfernungen für die Schalterbeamten nicht in Frage kom- 


auch schwerer und teurer. 


‘werden. 


genden außerordentlichen Geldaufwand bei der jetzigen finan- 
ziellen Lage der meisten: beteiligten Staaten nicht so rasch er- 
reichen. j 


Die weitere politische Entwicklung machte jedoch den vor- 
erwähnten Plan bald hinfällig, und die Verlegung von neuem 
Oberbau wird nunmehr vor allem auf den West-Ost-Linien: 
Wien-Salzburg- Wörgl, Wels-Passau, Innsbruck-Buchs und Wien- 
Bruck so rasch wie möglich zum "Abschlusse gebracht werden. 
Hierbei wird bei allen Oberbauneuherstellungen an dem Achs- 
druck von 20 t und Fahrgeschwindiekeiten über 100 km fest- 
gehalten. Daß seit dem Zusammenbruche nur wenig gesch Ha 
konnte, ist wohl für jedermann begreiflich, da als Dringendstes 5 
die außerordentlichen Rückstände in der Instandhaltung der ge- 
samten baulichen Anlagen, also nicht nur des Oberbaues, son- 
dern auch des Unter- und Hochbaues usw. nachgeholt werden | 
mußten. Auch wären nennenswerte Verlegungen von neuem 
Öberbau bisher schon aus (dem Grunde nicht möglich gewesen, 
weil die Werke bei dem außerordentlichen Kohlen- und Eisen- 
mangel Bestellungen auf Schienen und Weichen die längste Zeit 
überhaupt nicht annehmen konnten. Wenn im ‚Zusammenhange u 
mit der Größe der zulässigen Achsdrücke bisher immer nur 
vom“Oberbau gesprochen wurde, so darf natürlich nicht über- 
sehen werden, daß neben diesem auch die eisernen Brücken eine 
ausschlaggebende Rolle spielen; denn eine Strecke kann so lange 
nicht von. schweren Lokomotiven befahren werden, bevor nicht 
auch alle diese Bauwerke entsprechend verstärkt sind, und hier 
ist der springende Punkt. Bei allen Umbauplänen ist für die 
Durchführungszeit nicht die Oberbau-, sondern zumeist die 
Brückenauswechslung ausschlaggebend, die schon aus rein tech- 
nischen Gründen nicht über ein bestimmtes Maß gebracht werden 
kann, ganz abgesehen von den Kosten der Auswechslung. Denn 
während beim Oberbau mit einer Bestanddauer von etwa 15 bis. 
20 Jahren zu rechnen ist, die im großen und ganzen auch für 
die Umbaudauer maßgebend erscheint, so erreicht sie bei den 
eisernen Brücken etwa 80 Jahre, und demgemäß muß auch die 
Entwicklungsmöglichkeit der Achsdrücke der Fahrbetriebsmittel® 
eingeschätzt werden. 5 


Wird also bei den Oberbauneulagen derzeit mit 20 t Achs- 
druck gerechnet, so wird für Brücken schon ein Druck von 25 t 
zugrunde gelegt. Dementsprechend werden aber diese Bauwerke 
Das Erfordernis für Brückenaus- 
wechslungen allein aus Anlaß der Achsdruckerhöhungen geht 
— man denke nur an die Donaubrücken — bei den heutigen 
Preisverhältnissen in die Milliarden. Bei aller Anerkennung 
der Großzügigkeit, mit der solche Fragen des öfteren von 
Fachmännern behandelt werden, denen die geldliche Seite keine 
Sorge zu machen braucht, und bei aller Rücksichtnahme darauf, 
daß es sich hier um werbende Auslagen handelt, ist diesen aber 
doch eine bestimmte, nicht überschreitbare Grenze gesetzt. Ins 
Uferlose kann kein Staat wirtschaften, am allerwenigsten das 
heutige Österreich. Wenn nicht ganz unvorherzusehende neuer- 
liche Rückschläge eintreten, wird die Strecke Wien-Linz als 
erste in etwa zwei bis drei Jahren zunächst wenigstens für 
16t Achsdruck befahrbar gemacht sein, und die übrigen Strecken 
werden sodann rasch folgen. Der Bau entsprechender Loko- 
motivarten wurde bereits eingeleitet. Jedenfalls kann, und das 
zu. erhärten ist der Zweck dieser Zeilen, von Planlosigkeit oder 
Rückständigkeit in der Ausgestaltung des Oberbaues und auch 
der Brücken der österreichischen Eisenbahnen nicht gesprochen 
Diese Ausgestaltung wird dem jeweiligen Stand de 
Lokomotivtechnik angepaßt, wobei selbstverständlich alle ein- 
schlägigen Fragen im Einvernehmen. mit den beteiligten Fach- 
stellen, also der maschinentechnischen Abteilung und derzeit 
auch mit dem Elektrisierungsamte, gelöst werden. Praktisch 
durchführbar ist aber nur ein stufenweiser Fortschritt unter 
Bedachtnahme auf die geldlichen Möglichkeiten, und dem wird 
mit allen Aurely Rechnung getragen. 


Pr 


men könnte. Außerdem dürfte schon aus finanziellen Gründen a 
die Ausstattung sämtlicher Reichseisenbahnstationen mit einem 
solch umfangreichen Tarifmaterial nicht möglich sein. Der nach- 
stehende Vorschlag soll einen \Weg zeigen, wie die zurzeit noch 
bestehenden Entfernungszeiger, Stations- und Schnittarife ersetzt 
werden können und zugleich die Abfertigungsmöglichkeit ver- 
vielfacht werden würde. 3 
A. Fernverkehr (über den benachbarten Kontroll- 
i bezirk hinaus). 

1. Für jeden der 18 deutschen Kontrollbezirke wird ein Ent. 
fernungszeiger für die Übergangsstationen (Schnittpunkte) 
einerseits und die Abzweigestationen (Knotenpunkte), End- und 
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En Bezeichnung der Wegangabe mit Buchstaben, wie beim Entfernungszeiger für den Binnenverkehr der Reichseisenbahnen 
württembergisches Netz. Am Schluß der Stationsnamen gleichen Anfangsbuchstabens Raum zur Eintragung neu zu eröffnender 


- Stationen. 


nungen nach den anderen im Entfernungszeiger (Ziffer 1) auf- 
geführten Stationen in kürzester Zeit leicht ermittelt werden. 
Für etwa notwendig werdende Erweiterungen des Entfernungs- 
zeigers (Ziffer 1) werden nach seinem Muster nach Bedarf 
selbständige Nachträge herausgegeben, die eine handschriftliche 
Berichtigung entbehrlich machen. 


B. Verkehr mit Stationen benachbarter 
Kontrollbezirke. 


Sämtliche Stationen erhalten für den Verkehr mit den Sta- 


_ bedeutenderen Zwischenstationen andererseits unter Berücksich- 
tigung auch der durch den Fahrplan bedingten Umwege herge- 
stellt. Für den Kontrollbezirk Württemberg kämen z. B. 
23 Übergangsstationen (Schnittpunkte) und etwa 200 bis höch- 
 stens 250 Abzweige-, End- und bedeutendere Zwischenstationen 
"in Betracht. Diese Schnittentfernungszeiger aller Kontrollbe- 
 zirke werden in einem Band vereinigt. Diesem wird je eine 
Übersichtskarte aller Kontrollbezirke und ein gemeinsames 
 alphabetisches Stationsverzeichnis mit; Angabe der Seitenzahlen 


- oder des Kontrollbezirks beigegeben. In der Übersichtskarte 
sind die Schnellzugslinien besonders hervorgehoben; außerdem 
"ist bei den Übergangsstationen angegeben, aus welcher Haupt- 
- richtung die Einreise dort erfolgt. 


- 2. Für jeden Kontrollbezirk wird zum Gebrauch der eigenen 
- Stationen ein Verzeichnis der Entfernungen von den eigenen 
-_ Austrittsübergangsstationen nach den für ihn in Betracht kom- 
“menden Eintrittsübergangsstationen in die anderen Kontroll- 
- bezirke aufgestellt. In diesem Verzeichnis sind neben den Ent- 
_ fernungen über den nächsten Weg auch die Entfernungen über 
die durch den Fahrplan bedingten Umwege (wahlweise Gültig- 
keit) unter Bezeichnung der für die Blankoabfertigung notwen- 
digen abgekürzten Wegangabe enthalten. 


- 8. Auf Grund des Entfernungszeigers (Ziffer 1) und des Ver- 
 zeichnisses (Ziffer 2) legen die in dem Entfernungszeiger aufge- 
führten Stationen zum Handgebrauch für die Schalterbeamten 
einen Stationsentfernungszeiger (gemeinsames Formular für die 
- Stationen jedes Kontrollbezirkes) an, in den neben den Ent- 
fernungen für die in Betracht kommenden wichtigeren Verkehrs- 
 verbindungen auch die Entfernungen nach den in Betracht kom- 
menden Eintrittsübergangsstationen der anderen Kontrollbezirke 
aufgeführt sind. Durch Anstoß an letztere können die Entfer- 


tionen .der Nachbarkontrollbezirke je einen Schnittkilometer- 
zeiger von den in Betracht kommenden Eintrittsübergangs- 
stationen nach sämtlichen Stationen des anderen Kontrollbezirks 
unter Berücksichtigung auch der durch den Fahrplan bedingten 
Umwege (siehe das obige Muster). Im Kopf jeder Seite dieses 
Entfernungszeigers ist Raum zu Eintragungen der Entfernung 
von der Ausgabestation der Fahrkarten nach den Eintrittsüber- 
gangsstationen vorgesehen. 

Dieser Schnittentfernungszeiger ermöglicht es den Schalter- 
beamten, in kürzester Zeit die Tarifentfernung nach jeder Sta- 
tion eines benachbarten Kontrollbezirks festzustellen. Wesent- 
lich übersichtlicher würden die unter A und B vorgeschlagenen 
Entfernungszeiger, wenn das Reichseisenbahnnetz zu diesem 
Zwecke in einige Bezirke mit bedeutenderen, iedem Verkehrs- 
beamten geläufigen Übergangsstationen eingeteilt würde. 

Diese Entfernungszeiger würden in verhältnismäßig kurzer 
Zeit bearbeitet werden können und gegenüber den bestehenden 
Stations- und Schnittarifen trotz vervielfachter Abfertigungs- 
möglichkeit einen geringen Umfang erhalten. Das Publikum 
würde die Erweiterung der Abfertisungsmöglichkeit begrüßen, 
selbst wenn gegebenenfalls für die Ausgabe von Blankofahrkar- 
ten eine angemessene Bestellfrist eingeführt würde. 


Ein Beitrag zur Wiedergesundung der Kassenverwaltung. 


In Nr. 19 u. 20 der Ztg. des V.D.E.V. werden aus berufener 


Feder die derzeitigen Verhältnisse bei der Kassenverwaltung 


der Reichseisenbahnen geschildert und dabei Vorschläge zu 
ihrer Wiedergesundung gemacht. Auf alle Einzelheiten der Vor- 
schläge einzugehen, kann nicht meine Aufgabe sein; nicht un- 
widersprochen kann jedoch vom Standpunkt eines Verkehrs- 
amtsvorstandes aus der Vorschlag bleiben, alle Kassen- 
stellender VerwaltungzueinerEinheitzuver- 
schmelzen, die Stationskassen dem „Machtbe- 
reich der Verkehrsämter“ — wie sich der Herr Ver- 
fasser ausdrückt — zuentziehenundsieinallenVer- 
waltungs- und persönlichen Angelegenheiten 
der Hauptkasse zu unterstellen. 

‚Aus Gründen, die einer weiteren Erörterung nicht bedürfen, 
geht es nicht an, eine Stationskasse einer Kasse zu unterstellen, 
von der sie geschäftlich abhängig ist, und von der sie geschäfts- 
ordnungsgemäß Zahlungsaufträge entgegenzunehmen hat. Die 
Stationskasse ist eine reine Abfertigungskasse und muß als solche 
naturgemäß dem Verkehrsamt unterstellt bleiben; der Zusam- 
menhang mit den übrigen Abfertigungskassen ist ein so enger, 
daß eine ordnungsmäßige Prüfung der Stationskasse, die nach 
dem Vorschlage nach wie vor durch die Verkehrsämter erfolgen 


soll — die Arbeit verbleibt den letzteren also! —, gar nicht 
möglich wäre. Weshalb der Vorschlag, die Stationskassenprü- 
fungen auch fernerhin durch die Verkehrsämter bewirken zu 
lassen, gemacht werden muß, liest auf der Hand (eine Kasse 
kann die ihr unterstellte Kasse nicht prüfen). Wie denkt sich 
der Herr Verfasser übrigens bei disziplinarischer Unterstellung 
der Stationskassen unter die Hauptkasse z. B. die Aufstellung 
einer zweckmäßigen Diensteinteilung für die Stationskasse, 
deren Personal nicht nur in Ausnahmefällen, sondern auch nach 
der regelmäßigen Diensteinteilung aus wirtschaftlichen Gründen 
durchweg bei den angegliederten Abfertigungen (Fahrkarten- 
ausgabe, Gepäckabfertigung) mitverwendet werden muß? Wie 
soll die Hauptkasse, der kein Personal hierfür zur Verfügung 
steht, Vertretungen bei den Stationskassen regeln, erforderliche 
Personalvermehrungen durchführen, ohne das Verkehrsamt in 
Anspruch zu nehmen? Würde dem Verkehrsamt der Einfluß auf 
die Geschäftsführung bei den Stationskassen entzogen und das 
Personal dieser Dienststelle ihm disziplinarisch nicht mehr 
unterstellt sein, kann es eine ersprießliche Prüfungstätigkeit 
nicht mehr ausüben; der Verkehrsamtsvorstand und die Ver- 
kehrskontrolleure würden die Vertrauenswürdiekeit und Zuver- 
lässigkeit des Stationskassenpersonals überhaupt nicht mehr 
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kennenlernen; auch das Hauptkassenamt würde bei dem losen 
Zusammenhang, der zwischen ihm und den Stationskassen be- 
stehen würde, das Personal nach dieser Richtung kaum aus- 
reichend kennenlernen. 

Die nicht zu verkennende derzeitige Überlastung der Stations- 
kasse und auch der Hauptkasse, die erst inder Nachkriegs- 
zeit eingetreten ist, ist eine Folge der jetzt fortgesetzten Aen- 
derungen unterworfenen Lohn- und Besoldungsvorschriften, in 


Ministerialdirektor Breusing. 


Leiter der 


Am... Augusts ste der er. ne | 
Ministerialdirektor Breusing, 


des Reichsverkehrsministeriums, 
in den Ruhestand getreten. Damit ist eine Beamten- 
laufbahn zum Abschluß zekommen, die an der Entwick- 
lung des (deutschen Eisenbahnwesens einen hervorragenden An- 
teil hatte. So still und unbemerkt, wie für den Außenstehenden 
die Wirksamkeit Breusings blieb, so sehr erfreute sich die AN- 
gemeinheit der Früchte seiner rastlosen und zähen Tätigkeit, 
und es erscheint angebracht, sie vor einer breiteren Öffentlich- 
keit zu würdieen. Wenn wir so oft mit Stolz darauf hinweisen 
konnten, daß man nirgends so pünktlich und so sicher reisen 
konnte wie in Deutschland, wenn es den deutschen Bahnen ge- 
lang, einen erheblichen Anteil des internationalen Reiseverkehrs 
auf und über seine Linien zu lenken, und die Zuverlässigkeit 
und Schnelligkeit der Güterbefürderung vor dem Kriege einen 
immer höheren Grad erreichte, so darf wohl niemand in dem 
Maße ein Verdienst dafür in Anspruch nehmen wie Breusing. 
Dabei muß in Betracht. gezogen werden, daß Breusings Haupt- 
tätiekeit in der Vervollkommnung des Eisenbahnbetriebes in die 
Zweit fiel, als an die preußischen Eisenbahnen infolge des unge- 
ahnten wirtschaftlichen Aufschwungs Deutschlands mit den 
sprunghaften : Verkehrssteigerungen gewaltige Aufgaben heran- 
traten. Es ist klar, daß bei dieser Entwicklung die Formen der 
Betriebsabwicklung infolge des immer verwickelter werdenden 
Fisenbahnnetzes vertieft und mit neuen Anregungen befruchtet 
werden mußten, wenn das Eisenbahnnetz dem Verkehrsansturm 
nicht erliegen sollte. Und auf diesem Gebiete liegen die haupt- 
sächlichsten Verdienste Breusings in der Vorkriegszeit. ‘ Breu- 
sing entstammt, wie das bei leitenden Betriebstechnikern der 
preußischen Eisenbahnverwaltung die Norm ist, der bautechni- 
schen Laufbahn. Gehoren am 27. April 1853 in Osnabrück, ob- 
lag er in den Jahren 1874-1878 dem Studium des Staatsbau- 
dienstes an der Potytechnischen Schule in Hannover und trat 
als Bauführer 1879 bei der Königlichen Ostbahn in den Eisen- 
bahndienst. In der ersten Zeit seiner Laufbahn traten ab- 
wechselnd bau- und betriebstechnische Aufgaben an ihn heran, 
wodurch er in die Lage versetzt wurde, unterstützt durch ein 
ausgezeichnetes Gedächtnis, sich die reichen Erfahrungen in 
diesen beiden miteinander engverknüpften Arbeitsgebieten zu 
sammeln, die später bei jedem Bewunderung hervorriefen, der 
unter seiner Leitung mitarbeiten durfte. Seine Laufbahn führte 
ihn 1883 in das Amt des Vorstehers der Betriebsinspektion Ia 
der Breslau-Schweidnitz-Freiburger Eisenbahn, 1885 in das be- 
triebstechnische Büro des Betriebsamts Hannover. Von 1890 
bis 1895 war er im Bezirk der Eisenbahndirektion Köln-links- 
rheinisch tätig, wo er hervorragenden Anteil an dem Ausbau der 
Kölner Eisenbahnanlagen hatte. Nach vorübergehender Tätig- 
keit in den Eisenbahndirektionen Stettin und Kattowitz wurde 
ihm 1898 die Leitung der Eisenbahnbetriebsinspektion 7 in Ber- 
lin übertragen. Nach darauffolgender zweijähriger Tätigkeit als 
Mitglied der Eisenbahndirektion Hannover wurde er 1903 .als 
vortragender Rat ins Ministerium der öffentlichen Arbeiten be- 
rufen, wo er zunächst als Baureferent tätig war. Seiner beson- 
deren Befähigung für den Betriebsdienst wurde jedoch bald ein 
neues Tätigkeitsfeld eröffnet, indem ihm 1904 das neu errichtete 


Nachrichten. 


Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


— Reichsverkehrsminister Groener über die Finanzlage. Im 
Laufe der Verhandlungen, die mit den Organisationen der Be- 


Betriebsabteilung _ 


amten und Arbeiter über die geforderte Erhöhung ihrer Bezüge - 


am 23. August im Reichsfinanzministerium gepflogen wurden, 
sprach sich der Reichsverkehrsminister Groener, 
wie folgt, aus: Im ganzen und großen habe die letzte Tarif- 
erböhung nicht die üblen Folgeerscheinungen gehabt, die man 
vielfach befürchtet habe. Der Personenverkehr sei be- 


Herbst 1916 der an Personal und Material geschwächte Eisen- 


sing das Hauptverdienst an diesen Leistungen. 


gewagt hat. 


"Eigenschaften, seiner geraden offenen Art, seiner wohlwollenden 


“der Überschichten. 


die hoffentlich auch recht bald wieder Ruhe einkehren wirds 
alsdann werden auch wieder Ruhe, Ordnung und Übersichtlich- 
keit in die Geschäfte der Hauptkasse eintreten, ohne daß 
grundlegender Änderungen der Verwaltungsvorschriften bedarf, 
die übrigens nach dem Vorschlage des Herrn Verfassers zweifel- 
los recht kostspielig werden würden. 


Gießen, Juni 1921. Jösch, Regierungsrat. ® 
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zweite Betriebsreferat der Verkehrsabteilung übertragen wurde, 
das er fast 10 Jahre lang bearbeitete. Es würde hier zu weit 
führen, Breusings Tätiekeit als Betriebsreferent im einzelnen zu 
würdigen. Er münzte hier seine reichen Erfahrungen in ein 
Verbesserung der Organisation .der Betriebsüberwachung und de 
Betriebsleitung um, sorgte für eine Vereinheitlichung der be- 
trieblichen Vorschriften und setzte sich für eine Verbesserung‘ 
der durchgehenden Schnellzugverbindungen, besonders der- 
jenigen zum Abschluß an die holländischen Überseeverbindun- 
gen, ein. Bei der Verkehrskrisis im rheinischen Industriegebiet 
im Herbst 1912, bei der sich herausstellte, daß die Bautätigkeit 
den schnell wachsenden Verkehrsansprüchen nicht gefolgt war, 
bereiste Breusing als Ministerialkommissar das bedrohte Gebiet 
und zeigte, wo der Hebel anzusetzen war, um den Schwierigkeiten 
beizukommen. In den Jahren 1913 bis 1917 hatte Breusing als 
Präsident der Eisenbahndirektion Saarbrücken einen hervor- 
ragenden Anteil an der Durchführung des Aufmarsches und den 
Aufgaben der Versorgung der kämpfenden Heere. Als dann im 
bahnapparat den riesigen Verkehrsansprüchen des Hindenbur 
programms zu erliegen drohte, wurde Breusing zum ersten Leiter 
der im wesentlichen auf seine Anregung geschaffenen General- 
betriebsleitung West berufen. Bald darauf ergab sich aber die 
Notwendigkeit, durch eive straffe zentrale Betriebsleitung das 
ganze deutsche Eisenbahnnetz zusammenzufassen, und als 
daraufhin die bundesstaatlichen Eisenbahnverwaltungen gemei . 
sam mit dem Feldeisenbahnchef die Kriegsbetriebsleitung in 
Leben riefen, war Breusing der gegebene Leiter dieser Stell 
die mit großem Erfolge aus dem erschöpften Eisenbahnnetz d 
Menschenmösglichste herausholte. Wenn die Eisenbahnleistunge R- 
nach Einarbeitung der zentralisierten Betriebsleitung im Früh» 
jahr 1918 trotz gestiegener Kriegserschwernisse eine merkbare 
Steigerung aufweisen konnten und trotz Revolutionstaumel die 
Rückführung des Heeres überraschend gelang, so gebührt Breu- 


Gleichzeitig mit der Errichtung der Kriegsbetriebsleitung ve 2 
mochte Breusing auch durchzusetzen, daß _dem wichtigen Ar- 
beitsgebiete des Betriebes im Ministerium der öffentliche 
Arbeiten eine selbständige Abteilung zuerkannt wurde, die auch 
im neuen Reichsverkehrsministerium ihre Fortsetzung fand. 
Über ein Jahr lang stand Breusing noch als Ministerialdirektor 
an der Spitze dieser Abteilung. Nichts zeigt deutlicher die ge- 
sunde Organisation des deutschen Eisenbahnbetriebes als die 
von jedermann wahrnehmbare Tatsache, daß sich die Betriebs- 
führung überraschend schnell aus dem Niederbruch erholt hat, 
so daß heute die Verkehrsbefriedigung sowie die Pünktlichkeit 
und Sicherheit des Zugverkehrs wieder einen Grad erreicht 
haben, den man für diesen frühen Zeitpunkt kaum zu erholten 


Die Würdigung 
schlossen werden, 


der Leistungen Breusings darf hicht ge- 
ohne daß seiner vorbildlichen menschlichen 


Förderung der unter ihm Arbeitenden und seines Verständnisses‘ 
für die Sorgen und Wünsche seiner Standesgenossen gedacht 
wird. Röbe. 


friedigend, dagegen seien die Einnahmen aus dem Güte 
verkehr ganz wesentlich zurückgegangen. Dieser Umstand 
sei einmal dadurch hervorgerufen, daß die Bergarbeiter 
Ruhrrevier das ÜberschichtenabKommen kündigten, so daß tä 
lich 3000 Eisenbahnwagen weniger verladen werden als zur Zeit 
Noch schlimmer sei der Ausfall, den die 
Eisenbahn in Oberschlesien nunmehr seit Monaten erleide. In- 
folge der politischen: Wirren würden dort jetzt täglich 7- bis 8000 
Wagen weniger beansprucht, als in den Zeiten ungestörter 
Arbeit. Weiter müsse die Eisenbahn mit neuen recht erheb- 
lichen Ausgaben rechnen. Die neue Materialsteigerung, 
etwa 10% betrage, erfordere Mehraufwendungen in Höhe von 
rund einer Milliarde Hierzu kämen noch andere Betriebsau 

gaben, etwa in gleicher Höhe, so daß das Defizit für das Jahr 
1921 sich nicht in so engen Grenzen bewegen werde, als man i 
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fat angenommen habe. Infolge der neuen Beamtenforderungen 
der Erhöhung der Arbeiterlöhne könne er auch wahrschein- 
seine Absicht, das Defizit bei den Reichseisenbahnen bis 
April 1923 zu beseitigen, nicht durchführen. Aus allen 
n Gründen habe man im Reichsverkehrsministerium bereits 
eine neue Tariferhöhung gedacht, die sich auch wohl 
ıum werde umgehen lassen. 


Im gleichen Rahmen bewegten sich die Ausführungen des 
eichspostministers Giesberts, der erklärte, daß 
Post einen ungedeckten Fehlbetrag von über zwei Milliarden 
weise, der unbedingt beseitigt werden müsse. Er halte des- 
b eine Erhöhung aller Post-, Fernsprech- und Telegraphen- 
bühren im Verhältnis 1:10 für notwendig, so daß also ein 
jef künftiehin 1 «# kosten würde. Weiterhin müsse eine er- 
bliche Erhöhung der Telegrammgebühren durchgeführt wer- 
en, da dieser Betrieb, der noch niemals rentabel gewesen sei, 
etzt besondere Aufwendungen für Neu- und Umbauten verlange. 


— Zusammenlegung zweier Eisenbahnabteilungen des Reichs- 
erkehrsministeriums. Die Verkehrsabteilung (E.III) und die 
arifabteilung (E.V.), die zur Bearbeitung der dem Reichs- 
erkehrsminister in der vorläufigen Verwaltungsordnung der 
eichsbahn in Verkehrs- und Tarifangelegenheiten vorbehal- 
nen Geschäfte durch die Erlasse E.1.3.5123 vom 15. Juni 
20 und E.1.3.5326 vom 24. Juni 1920 eingerichtet wurden 
eichs-Verkehrs-Blatt 1920 S. 2/4) sind am 20. Juli 1921 unter 
er Bezeichnung „Verkehrsäabteilung (E. V.)“ zu einer Abteilung 
ereinigt worden. 


— — Die Danziger Eisenbahnen. Der Danziger Staat hat am 
26. August beschlossen, bei dem Rat des Völkerbundes Einspruch 
en die Entscheidung des Oberkommissars Haking wegen der 
teilung der Danziger Eisenbahnen an Polen zu erheben. Die 
rufung Danzigs wird sich in der Hauptsache richten 


. gegen die Entscheidung, nach der der Freien Stadt Danzig 
diglich die Straßenbahnen und die Schmalspurbahnen in ihrem 
ebiet zugewiesen werden, ; 

2. gegen die Überweisung der Verwaltung, der Überwachung 
nd des Betriebes der Hafenanschlußbahnen an die polnische 
erwaltung, = 

. gegen die Zuweisung des Eisenbahndirektionsgebäudes an 
olen und Er 
4. gegen die Zuteilung der Verwaltung der Eisenbahnhaupt- 
erkstätten an Polen. - 


Vie W.T.B. meldet, fanden am Nachmittag desselben Tages 
Danzig vier große Protestversammlungen gegen 
en Raub der Danziger Eisenbahnen statt. In allen Versamm- 
ıneen wurde einstimmig eine Entschließfung angenommen, in 
er es unter anderem heißt: Die Entscheidung des Oberkom- 
ssars, der die Verwaltung aller Vollspurbahnen der polnischen 
isenbahnverwaltung überträgt, bedeutet eine gröbliche Ver- 
zung des Artikels 104 des Friedensvertrages:und der Dan- 
zer polnischen Konvention vom 9. November 1920, sowie eine 

hwere Vergewaltieung der verfassungsmäßigen Rechte, der 
nationalen Selbständigkeit und der wirtschaftlichen Interessen 

Freistaates. Vom Senat der Freien Stadt Danzig erwarten 
r, daß die Interessen der Danziger Bevölkerung mit allem 
achdruck und allen zu Gebote stehenden Mitteln gewahrt 
erden. 
Der Generalkommissar der. Republik Polen hat dem Senat 
e Mitteilung zugehen lassen, daß die polnische Regierung gegen 
ie Entscheidung des Oberkommissars des Völkerbundes in der 
aze der Eisenbahnen vom 15. August an den Rat des Völker- 
undes keine Berufung einlegen wird und diese Entscheidung 
vollem Umfange annimmt. 


-— Gewaltige Steigerung des Berliner Vorortverkehrs. Welche 
Rerordentlich gesteigerten Leistungen die Berliner Bahnen zu 
iten des gesteigerten Verkehrs bewältigen müssen, zeigen 
utlich die Vergleiche einiger Zahlen aus dem Berliner Aus- 
lugverkehr, aus dem sich auch Schlüsse ziehen lassen auf die 
twicklung des Verkehrs auf den einzelnen Strecken. Bemer- 
nswert bei diesen Zahlen ist noch, daß ieder Berufsverkehr 
sgeschaltet ist, da es. sich um die Anzahl der abgegebenen 
Fahrkarten handelt, also um die tatsächlich ausgeführten 
Einzelfahrten im Vorortverkehr. Schon immer von besonderer 
edeutung war im Berliner Eisenbahnverkehr der Pfingstverkehr, 
er im Jahre vor dem Kriege 1607000 gegen 1921 2292000 zu- 
ickgelegte Einzelfahrten aufwies. Dieser Spitzenbelastung 
er Vorortstrecken, in die der Verkehr der Stadt- und Ring- 
ahn ebenfalls einbezogen ist, steht die Verkehrssteigerung an 
schönen Sommertagen nicht nach: Während im Sommer 1913 

Sonntagen mit schönem Wetter im Durchschnitt 1,4 Millionen 
'ahrgäste auf den Berliner Strecken befördert werden mußten, 
reist das Jahr 1921 dagegen eine Steigerung von rund 50 % 

‚ da in den letzten Sonntagen ein Durchschnitt von 2,1 Milli- 


vr 


onen Fahrgästen erreicht worden ist. Aber auch an den Tagen 
mit nicht besonders günstigem Austlugswetter ist die gleiche 
Steigerung des Verkehrs zu verzeichnen (von 800000 auf 14 
Millionen). 


. Besonders interessant sind die Vergleiche zwischen 
Zahlen der einzelnen Vorortstationen, bei denen der Verkehr 
auffällig zugenommen hat. An erster Stelle stehen natürlich 
die Stationen, die in der Nähe von Freibädern liegen, bei denen 
gerade das schöne Wetter ausschlaggebend ist: Nach Grünau 
fuhren 1913 an schönen Sonntagen 46000 Fahrgäste, während 
die letzten Juli-Sonntage durchschnittlich 73500 Fahrgäste hin- 
ausbrachten. Dieser Zahl steht eine Mindestzahl von 12600 
Fahrgästen in diesem Jahre an einem: Juni-Sonntage gegenüber. 
Die entsprechenden Zahlen sind für Rahnsdorf 24 500 1933); 
44600 (21) ‚und 7700, für Nikolassee 32500 (13), 66000 (1), 
4600 bei ungünstigem Wetter. Aber nicht nur die Orte mit 
Freibädern sind Hauptausflugsorte geworden, bei denen die 
Verkehrssteigerung 100% und mehr beträgt. Als beliebteste 
Aasflugsorte müssen nach der Statistik angesprochen werden: 
Erkner mit 20 500 (13) gegen 37200 (21), Strausberg 9500 (13) 
gegen 14100 (21), Birkenwerder mit 6400 (13) gegen 14500 
(21), Rennbahn 15500 gegen 30000, Bernau 3500 zezen 8500 
usw. Auch einige vor dem Kriege bedeutungslose Stationen 
weisen heute einen stattlichen Verkehr auf, z. B. Lehnitz 1900 
gegen 9300, Rangsdorf 650 (13) gegen 9500 (21). Endlich haben 
auch in jüngster Zeit eröffnete Vorortstationen bereits heute 
einen ziemlich starken Ausflugsverkehr aufzuweisen, wie 
Brieselang mit 1650 Fahrgästen an schönen Sommersonntagen. 

Welche Leistungen hierbei- von den Eisenbahnen verlangt 
werden, wird jedoch erst so recht verständlich, wenn man be- 
denkt, daß der Fahrplan auf den meisten Strecken etwa nur die 
gleiche Zugfolge wie im Frieden aufzuweisen hat, infolgedessen 
auch der Sonntagsverkehr an das Personal erheblich höhere 
Ansprüche stellt als im Frieden. 

— Heizung der Eisenbahnzüge. Schon jetzt trifft die Reichs- 
eisenbahnverwaltung ihre Maßnahmen für die kommenden Win- 
termonate. Die Vorbereitungen erstrecken sich auf die Instand- 
setzung der Heizungsanlagen in den Zügen. Da im allgemeinen 
in der Kohlenlage eine gewisse Entspannung eingetreten ist, so 
wird es, vorausgesetzt, daß nicht neue Streiks oder Unruhen in 
den Kohlenbezirken die Förderung ungünstig beeinflussen, in 
diesem Jahre möglich sein, die Heizung der Züge in größerem 
Umfange vorzunehmen, als es in dem letzten Jahre der Fall 
war. Es wird beabsichtigt, die bisherigen Beschränkungen in 
der Heizung der Züge wieder aufzuheben. 


den 


& [3 

— Der diesjährige Winterfahrplan wird auf den deutschen 
Eisenbahnen nicht, wie sonst üblich, am 1. Oktober, sondern 
erst am Montag, dem 24. Oktober, eingeführt werden. Die 
Gründe für die spätere Einführung des Winterfahrplans sind 
darin zu suchen, daß der Fahrplanwechsel auf den französischen 
Eisenbahnen auch erst an diesem Tage eintritt, und die Fahrplan- 
änderungen auf den beiden Bahnen gleichzeitig eingeführt wer- 
den müssen. Eine Einführung zum 1. Oktober kann nicht statt- 
finden, weil Frankreich zum 1. Oktober den Übergang aus der 
Sommer- in die Winterzeit durchführt; das Zusammenfallen 
beider Termine auf den 1. Oktober würde zu Irrtümern führen 


können, die gerade im Eisenbahnverkehr die bedenklichsten 
Folgen haben könnten. 
— Beförderung von Liebesgaben. Für deren Beförderung 


zu ermäßigten Frachtsätzen ist eine neue Vorschrift erschienen. 
Als Liebesgaben gelten danach Lebensmittel, Kleidungsstücke 
und gebrauchte Gegenstände, die von gemeinnützigen deutschen 
und ausländischen Vereinen, Komitees oder Ausschüssen be- 
schafft und von Behörden, Vereinen, Ausschüssen usw. unent- 
eeltlich an Notleidende oder Bedürftige abgegeben werden. Für 
Tabakerzeugnisse, Wein, Schaumwein, Spirituosen wird eine 
Frachtvergünstieung nicht mehr gewährt. Die Anträge auf (Gre- 
währung von Tarifzugeständnissen müssen rechtzeitig vor Auf- 
gabe der Liebesgabensendungen gestellt werden; nachträgliche 
Erstattung von Frachtbeträgen findet bei Anträgen, die erst 
nach Versand der Liebesgaben gestellt werden, nicht mehr statt. 
Anerkannte Liebesgabensendungen werden in Zukunft. als 
Frachgut frachtfrei und bei Aufgabe als Eilgut zu den Sätzen 
für Frachtzut befördert. Nebengebühren müssen in allen Fällen 
in voller Höhe gezahlt werden. 


— Nordische Verkehrsfragen. Auf der zu Beginn des Sep- 
tember in Lübeck tagenden Nordischen Woche werden, wie die 
„D. A. Zteg.“ schreibt, u. a. Beratungen über neue Verkehrs- 
wege mit den nordischen Ländern stattfinden. So hat die 
Lübecker Handelskammer insbesondere die Länder des Ost- 
seegebietes zum 7. September zu einer Deutsch-Nordischen 
Verkehrskonferenz eingeladen, auf der Fragen, die den Ostsee- 
verkehr betreffen, geklärt werden sollen, wozu in erster Linie 
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die. Beseitigung der. heute bestehenden Paßschwierigkeiten und 
die Erleichterung des allgemeinen internationalen Reiseverkehrs 
gehören. Das große Gebiet der Ostseewirtschaft wird Geheim- 
rat Prof. Dr. H. Schumacher-Berlin in einem ausführlichen Vor- 
trage behandeln. ae 

Ferner soll auch Klarheit in die Frage der Zugverbindungen 
der Hansastädte mit den dänischen Inseln gebracht werden. Zu 
diesem Zwecke haben sich über 30 Handelskammern des west- 
deutschen Industriegebietes zu dem Fehmarnbahnkomitee zu- 
sammengeschlossen mit der Hauptaufgabe, eine Schnellzugs- 
verbindung Hamburg—Lübeck—Fehmarn—Dänemark (Inseln) 
zu schaffen. Inwiefern die augenblicklichen Verkehrszustände 
unhaltbar sind, und welche wirtschaftliche und handels- 
politische Bedeutung ein Schnellverkehr zwischen Hamburg — 
Lübeck und den dänischen Inseln hat, wird Prof. Munch- 
Petersen aus Kopenhagen in einem Vortrage ausführen. Auch 
werden deutsch-finnische Verkehrsfragen während der Tagung 
der Deutsch-Finnländischen Vereinigung zur Sprache kommen. 
Gleichzeitig wird die Lübecker Industrie in einer Musterschau 
Zeugnis geben von ihrem Bestreben, dem deutschen Gewerbe 
und den alten Hansastädten ihren alten Ruf zu erhalten. 


— Ein Jubiläum der Hanomag. Die 10000. Lokomotive der 
Hannoverschen Maschinenbau-Aktiengesellschaft, vormals Georg 
Egestorff, in Hannover-Linden geht iher Vollendung entgegen. 


Es sind gerade 75 Jahre verflossen, seidem die erste Lokomotive 
das Werk verließ, so daß dieses auf eine Jahresleistung von 


durchschnittlich 133 Lokomotiven zurückblicken kann. Anläß- 
lich dieses Jubiläums schreiben die Hanomag-Nachrichten: 


„Der 15. Juni 1846, der Tag, an dem unsere Fabriknummer 1 


der Bestellerin, der Königl. Hannoverschen Eisenbahn, zum Be- 
triebe übergeben wurde, bedeutet aber auch insofern einen Mark- 
stein in der Entwicklung der Industrie unserer engeren Heimat, 
als jene Lokomotive überhaupt die erste für die Hannoversche 
Bahn in Deutschland gebaute war. Damit war man vom eng- 
lischen Markt unabhängig geworden, und ein Lieblingswunsch 
des weitsichtigen Königs Ernst August war erfüllt. Dieser 
gestattete denn auch, daß die erste hannoversche Lokomotive 
seinen Namen trüge, während früher und später- die Lokomo- 
tiven der Hannoverschen Staatsbahn, abgesehen von der 
1000. ° Lokomotive, die den Namen „Bismarck“ erhielt, unbe- 
nannt blieben. E 

Die Lokomotive, eine 1 A 1-Maschine, die später im Jahre 1861 
in eine C-Maschine. umgebaut wurde und bis 1872 im Dienst 
blieb, ist ausführlich beschrieben in Heft 11, Jahrgang 1915, der 
„Hanomag-Nachrichten“. Die Güte der Lieferung beweist nach- 
stehendes Zeugnis der Hannoverschen Staatsbahn: 


„Dieselbe ist von sehr zweckmäßiger Konstruktion und von 


durchaus sorgfältiger und solider Arbeit. Sie hat seit ihrer 
Aufstellung über 1000 Meilen mit schweren Zügen zurückgelegt, 
ohne daß erhebliche Reparaturen nötig wurden, und sich nicht 
nur als ausgezeichnet kräftig, sondern auch als sparsam im 
Feuerungsverbrauch gezeigt.“ 


— Eine neue Eisenbahnergewerkschaft. Vor kurzem: fand 
in Essen eine aus mehr als 30 deutschen Städten besuchte 
öffentliche Versammlung der Eisenbahnfahrbeamten 
statt, in welcher der Vorsitzende des Allgemeinen Eisenbahner- 
Verbandes Scaruppre und der Landtagsabgeordnete - Riedel 
sprachen. Diese Versammlung führte dazu, daß die bisher 
schon im Allgemeinen -Eisenbahner-Verband, wenn auch in 
schwacher Zahl, vereinigten Fahrbeamten und eine große Anzahl 
bisher anders organisierter Fahrbeamten sich zu einer neuen 
„Fahrbeamtengewerkschaft im Allgemeinen Eisen- 
bahner-Verband“ zusammenschlossen. 


— Hugo von Maffei 7. Über das Leben des am 13. Mai d. J. 
in München im 85. Lebensjahre verstorbenen bekannten Groß- 
industriellen Excellenz Hugo von Maffei schreibt das Organ für 
dia Fortschritte des Eisenbahnwesens folgendes: Geboren zu 
Bamberg am 31. August 1836, übernahm Hugo v. Maffei im Erb- 


wege am 1. September 1870 von seinem Onkel Joseph Anton 


v. Maffeji das von diesem 1838 gegründete Werk. Ohne selbst 
Techniker zu sein, entwickelte er das Werk zu ansehnlicher 
Bedeutung. Er hatte eine. glückliche Hand in der Wahl vor- 
züglicher Direktoren, denen ein trefflicher Beamtenkörper und 
eine Schar erprobter Arbeiter zur Seite stand. Mit Tatkraft, 
slänzendem Urteile und vornehmem Ehrgeize begabt, förderte 
Hugo v. Maffei jederzeit den Fortschritt, der ihm weit mehr 
am Herzen lag. als Geldeswert. So sind die hervorragenden 
technischen Leistungen seines Werkes auch wesentlich sein 
Verdienst. Neben dem Bau von Lokomotiven, Dampfmaschinen 


und Dampfkesseln nahm er um 1900 den von Werkzeusmaschi- | 


nen auf und begründete etwas später die Maffei-Schwarzkopff- 
Werke in Berlin für rasch laufende Maschinensätze, wie Strom- 
erzeuger mit Turbine. Pumpen, Gebläse. ebenso 1918 die Firma 
J. A. Maffei und Jacob in Leipzig zum Verkauf der in München 


gung des Zinses in Erwägung zu ziehen. 


. der Bedeutung der Leistungsfähiekeit der Lagerhäuser für ı 


einem Zeitungsberichte entnehmen wir hierüber folgendes: In 
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gebauten 'Straßen-Dampfwalzen und -Lokomotiven.. Auch die 
Landwirtschaft fand seine Beachtung; sein Besitz umfaßte meh- 
rere Brauereien und landwirtschaftliche Musterbetriebe in Ober: 
bayern und Tirol. Eine seltene Arbeitskraft ‚ermöglichte ihm 
neben. der Leitung seines Besitzes ‘die Tätigkeit als Staats- 
schuldenkommissär, als Vorsitzender der süddeutschen Ei 
und Stahl-Berufsgenossenschaft, ferner bei der Verwaltung 
bayerischen Hypotheken- und Wechsel-Bank, deren Präsident 
bis zuletzt war, bei der Notenbank, der Münchener Rückversiche 
rungsgesellschaft, bei der Eisenwerksgesellschaft Maximilians- 
hütte und anderen Unternehmungen. : N... 
An Ehrungen für seine Lebensarbeit im Dienste der Vo 
wirtschaft und Technik fehlte es ihm nicht. 1880 wurde 
lebenslänglicher, 1900 erblicher Reichsrat der Krone Bay 
1910 mit dem Titel „Exzellenz“ und von der Technischen Ho 
schule München mit der höchsten akademischen Würde 
Dr.-Ing. E. h. ausgezeichnet. Persönlich war Hugo v. M 
von der Liebenswürdiekeit und der Bedürfnislosigkeit des gro 
Mannes. Goldener Humor stand ihm zu Gebote. Seine rei 
Lebenserfahrung hieß ihn auch in der jetzigen Zeit der 
niedrigung Deutschlands nicht verzweifeln. Er hatte manc 
kommen und gehen sehn. : E E 
An seiner Bahre, die Kränze des Königs, seiner Angestell 
und gemeinnütziger Vereine zierten, trauern die Witwe, der 
in wenigen Monaten am diamantenen Hochzeitsmorgen hätte | 
Hand drücken können, zwei Söhne und drei Töchter. Zwei 
Schwiegersöhne hatte ihm der Krieg geraubt. Das deutsche 
Großgewerbe verliert in Hugo von Maffei einen seiner vor- 
nehmsten Führer. Sein wertvollstes Vermächtnis sei die Nach- 
ahmung seines Beispieles! Ss, 


 — Personalnachrichten. Der- Eisenbahndirektionspräsident 
v. Frank in München ist zum Staatssekretär bei der Zweig- 
stelle Bayern des Reichsverkehrsministeriums ernannt worden. 

E 


Österreich. 


— Sondergewerbeinspektorat für die Binnensechiffahrt. Zu 
folge einer Verordnung der Bundesministerien für soziale Ver- 
waltung und für Verkehrswesen wurde die gesamte Binnen- 
schiffahrt unter die Aufsicht des Binnenschiffahrtsinspektorates 
im Bundesministerium für Verkehrswesen als Sonderinspektorat 
gestellt. BR 

— Erhöhung der Bahnhoflagermieten. Laut einer Zusch: 
der Bundesbahndirektion Wien=Nordost an die Wiener Handels- 
kammer ist das Bundesministerium für Verkehrswesen nicht 
in der Lage, den’ Geltungsbeginn der verfügten Zinserhöhung 
für Bahnhoflagerplätze hinauszuschieben, und hält grundsätzlich 
an den in Aussicht genommenen Erhöhungen fest. Das genann 
Ministerium ist jedoch bereit, falls das Ausmaß der Erhöh 
der Gebühren in einzelnen Fällen tatsächlich unerschwing- 
lich sein sollte oder besondere volkswirtschaftliche oder öffent- 
liche Interessen in Betracht kämen, nachträglich eine Ermäßi- 


— Der Verkehr in den Wiener Lagerhäusern hat in der 
letzten Zeit eine außerordentliche Steigerung erfahren, die ı 
der zunehmenden Bedeutung Wiens für den Durchgangsverk: 
zeugt. Der Umsatz, der an die Lagerhäuser die größten Anfor- 
derungen stellte, betrug im Geschäftsiahre 1920/21 20) 


gegen 36492 t (155 Schleppschiffe) im vorhergegangenen 
schäftsjahr 1919/20 und 56225 t (96 Schleppschiffe) im Ja 
1913. Der Gesamtumsatz. des Jahres 1920/21 ist gegen das Ge 
schäftsjahr 1919/20 um 25000 Wagen oder 42%, gegen das 
Geschäftsjahr 1913 um 59300 Wagen oder 230% gewachsen. 
Nach den derzeitigen Preisverhältnissen kann der Wert der in 
den Lagerhäusern ‘der Stadt Wien im letzten Geschäftsjahre 
umgesetzten Waren mit ungefähr 40 Milliarden Kronen anze- 
nommen werden. Die Gemeinde Wien hat in der Erkenntnis 


Heranziehung des Handels eine großzügige Ausgestaltung ihrer 
Lagerhäuser, die schon heute einen Fassungsraum von 10 
Wagen besitzen und für einen Umsatz ‚von 300 Wagen tägl 
eingerichtet sind, eingeleitet. In der letzten Zeit wurden Aul 
wendungen im Gesamtbetrage von ungefähr 100 Millionen 
Kronen bewilligt. | Se EI 


— Zur Lokomotiv- und Wagenfrage der Bundesbahnen. A E 


den Jahren 1919 und 1920 lieferten die neu entstandenen Natio- 
nalstaaten die von Österreich benötigten Lebensmittel und 
Kohlen fast immer nur unter der Bedingung, daß ihnen die zur 
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Be törderung dieser Sendungen auf ihren Linien nötigen Loko- 
motiven von Österreich zur Verfügung gestellt würden. Häufig 
‚stellten sie auch das Verlangen nach einer Gegenleistung durch 
Ausbesserung ihrer Lokomotiven oder Entlehnunz solcher von 
Österreich, und es blieb meist nichts anderes übrig, als diese 
Bedingung anzunehmen und somit auch zu erfüllen. Im ganzen 
‚hat ‚Österreich in diesen zwei Jahren entsprechend den von der 
Regierung notgedrungen getroffenen Vereinbarungen 443 be- 
' triebsfähige, meist von den Werkstätten der österreichischen 
‚ Bundesbahnen instandgesetzte Lokomotiven an andere Bahn- 
verwaltungen teils leihweise, teils im Tausch gegen dienstun- 
| fähig gewordene Maschinen abgegeben. Die Mehrzahl davon 
| ging in die Tschecho-Slowakei, die sonst keine Kohle geliefert 
hätte, der Rest nach Polen wegen Versorgung Österreichs mit 
| ee und nach Südslawien infolge des Vertrages vom Dezember 
| Dieselben Umstände, welche die österreichische Bundesbahn- 
verwaltung zur Abgabe dieser Lokomotiven zwangen, nötigten 
- sie zum Abschlusse des Vertrages mit der polnischen Regierung 
"im April 1920 über die Ausbesserung von 500 polnischen Loko- 
motiven in österreichischen Eisenbahnwerkstätten. Diesen Ver- 
trag hat jedoch die österreichische Bundesbahnverwaltung in 
“ganz richtiger Voraussicht der kommenden Entwicklung und 
"unter vollstem Schutz der österreichischen Bedürfnisse nur 
- unter der Bedingung abgeschlossen, daß die österreichische 
- Bundesbahnverwaltung mit der Ausbesserung der polnischen 
Lokomotiven erst dann zu beginnen habe, wenn der Zustand 
der Lokomotiven der österreichischen Bundesbahnen, somit der 
eigene Bedarf des österreichischen Staates, dies gestatten 
_ werde. Da diese Voraussetzung noch nicht eingetreten ist, hat 
Österreich mit der Ausbesserung der polnischen Lokomotiven 
auch noch nicht begonnen. Die österreichischen Eisenbahnwerk- 
 stätten können derzeit 414 Lokomotiven gleichzeitig ausbessern; 
im Jahre 1920 haben die Staatsbahnwerkstätten im Monat 
durchschnittlich rund 1200 Lokomotiven ausgebessert. 


- Mit der Notwendigkeit, österreichische Fahrbetriebsmittel 
"zum Abholen ausländischer Kohle bereitzustellen, hängt der An- 
- kauf französischer Wagen durch die österreichische Staatsbahn- 
_ verwaltung eng zusammen. 
Dieser Kauf fand Ende 1919 statt, zu einer Zeit, da Öster- 
_ reich, unter dem empfindlichsten Kohlenmangel leidend, auch 
durch die Öffentlichkeit und die Entente sowie durch das 
deutsche Verlangen nach österreichischen Wagen gedrängt, alles 
aufbieten mußte, um in den Besitz solcher Wagen zu kommen, 
die unantastbar für die anderen - Nachfolgestaaten nur der 
- Kohlenzufuhr nach Österreich zu dienen hätten. Die öster- 
_ reichischen Wagenbauanstalten, deren Leistungsfähiekeit durch 
die anhaltend unzureichende Kohlenzufuhr und den aufge- 
_ tretenen Baustoffmangel auf das stärkste beeinträchtigt war, 
standen damals mit etwa zwei Drittel der in Auftrag gegebenen 
 Wagenbestellungen im Rückstande. Die österreichische Bahn- 
- verwaltung trat daher wegen der Mietung von etwa 6000 fran- 
_ zösischen Kohlenwagen in Unterhandlung. Dieser Schritt 
- scheiterte aber ebenso, wie die beabsichtigte Mietung von 1000 
italienischen Kohlenwagen. Erst als Gewißheit bestand, daß 
- von keiner Seite rasch eine größere Wagenzahl für die öster- 
_ reichischen Bahnen zu erlangen war, wurde der Ankauf der 
französischen Wagen vollzogen. 


- Von den ursprünglich angebotenen 1200 Kohlenwagen über- 
nahm Österreich infolge der Saumseligkeit der Liefergesell- 
schaft nur 600, die in der Zeit der ärgsten Kohlennot gute 
- Dienste leisteten; die Wagen wurden zur Hereinbringung von 
_ Zuschußkohle sowohl aus der Tschecho-Slowakei, als auch aus 
- Öberschlesien und Polen verwendet. Von der Übernahme der 
restlichen 600 Kohlenwagen wurde Abstand genommen, weil die 
- Verkäufer diese Wagen erst zu einem Zeitpunkt zur Verfügung 
_ stellten. zu dem bereits die eigenen Wagenfabriken Kohlen- 
_ wagen lieferten und der österreichische Wagenpark durch Mie- 
tung von Leihwagen genügend gestärkt war. 


— Zum Versuch einer Innschiffahrt und Gründung einer 
Innschiffahrtsgesellschaft (vel. Nr. 29, S. 562 d. Ztg.) entnehmen 
wir Zeitungsberichten folgendes: Die an Reizen aller Art un- 
_ gemein reiche, von der gesamten Öffentlichkeit mit Spannung 
- beobachtete Versuchsfahrt des Tiroler Seemannsverbandes hat 
zu Beginn der vergangenen Woche im Herzen Tirols glücklich 
ihr Ziel erreicht. Das von Kapitän Stumpf gesteuerte Boot hat 
seine eigene und die vieltonnige Last des ihm angehängten 
- Trauners „Truwi“, auf welchem eine ungefähr zwanzigköpfige 
Gesellschaft vom „Silbernen Kreuz“ die Fahrt mitmachte, ohne 
_ nennenswerten Zwischenfall bis zu den aus alten Zeiten stam- 
- menden einfachen Hafenbauten in Hall in Tirol emporgearbeitet, 
wo es in diesen Tagen bereits wieder die Abfahrt nach Wien 
antreten wird. Die Fahrt glich sowohl in Bayern als auch in 
lirol einem rauschenden Triumphzug, bei welchem es feier- 
- liche Empfänge mit Ansprachen, Böllerschießen usw. in großer 
- Zahl gab. Am Ziele der Fahrt, an den Toren Innsbrucks, 
4 


in 


welches durch mehrere Reihen Holzpiloten von den Hafen- 
anlagen abgesperrt ist, würdigte Bürgermeister Schlögel die 
historische Bedeutung dieser so glänzend gelungenen Erstlings- 
fahrt und hieß die Ankömmlinge aufs herzlichste willkommen. 
In der Landeshauptstadt selbst begrüßte Landeshauptmann- 
Stellvertreter Dr. Peer eine Abordnung der Fahrtteilnehmer. 
Mit großem Interesse nahm der Vertreter der Landesregierung 
einen ausführlichen Bericht über den Verlauf der Fahrt ent- 
gegen, welche jedenfalls die Schiffbarkeit des Inn, allen Zweif- 
lern zum Trotz, ungeachtet der besonders erschwerenden Um- 
stände (tiefster Wasserstand seit ungefähr 30 Jahren, unge- 
schulte Bootsmannschaft usw.) einwandfrei bewiesen hat. 


Nunmehr ist der Grund zu einer aussichtsreichen Innschiffahrt, 
welche Tirol mit dem großen festländischen Wasserstraßennetz 
verbindet, gelegt. Aufgabe des bereits in Bildung begriffenen 
Ausschusses zur Gründung einer Innschiffahrtsgesellschaft, für 
die bereits ein Betrag von ungefähr 6 Millionen gezeichnet 
wurde, ist es, mit tatkräftiger Unterstützung der Landesregie- 
rung und der Ufergemeinden den für Tirol hochwichtigen Plan 
eines ständigen Schiffsverkehres zu verwirklichen. 


— Aufrechterhaltung der staatlichen Kohlenbewirtschaftung 
über den Winter. In Anbetracht der geänderten Lage des 
Weltkohlenmarktes hatte das Bundesministerium für Handel und 
Gewerbe, Industrie und Bauten im Juni in einer zu diesem 
Zwecke einberufenen Tagung aller beteiligten Gruppen die 
Frage zur Erörterung gebracht, ob und inwieweit die staatliche 
Bewirtschaftung der Kohle bereits abgebaut, und in welchem 
Zeitpunkte sie gänzlich aufgehoben werden soll. Bei dieser 
Tagung wurde der von dem genannten Bundesministerium in 
Aussicht genommenen gänzlichen Aufhebung der staatlichen 
Kohlenbewirtschaftung von ‘sämtlichen Vertretern der. Ver- 
braucher übereinstimmend beigepflichtet. Lediglich bezüglich 
des Zeitpunktes der Aufhebung gingen die Anschauungen aus- 
einander, indem sich die Vertreter der Industrie für die 
rascheste Aufhebung aussprachen, während alle amtlichen und 
rrivaten Stellen, denen die Fürsorge für den Hausbrand der 
Bevölkerung obliegt, den Standpunkt vertraten, daß die Zwangs- 
bewirtschaftung unter allen Umständen während des nächsten 
Winters noch aufrechtzuerhalten sei. 

Auf Grund der Ergebnisse dieser Beratung hat sich das 
Bundesministerium dahin entschieden, die staatliche Kohlen- 
bewirtschaftung noch über die Wintermonate beizubehalten und 
sie mit dem 1. März 1922 aufzuheben. Die Kohlenversorgung 
in Österreich ist im allgemeinen gegenwärtig keine ungünstige, 
der Einkauf an oberschlesischer Kohle ist ein zufriedenstellen- 
der, aus der Tschecho-Slowakei kommen auch größere Mengen 
Exkontingentkohle. doch ist es hauptsächlich nur Braunkohle 
minderer Güte. Was die Kohlenversorgung der Industrie be- 
trifft, so ist diese angesichts des Stillstandes, welcher in einer 
Reihe von Industriezweigen herrscht, derzeit vielfach eine mehr 
als ausreichende. 


Ungarn. 


— Fahrkarten zu ermäßigten Preisen zwischen Budapest und 
Prag. Anläßlich der Prager Messe werden vom 29. August ab 
-für den tschechischen Durchlauf im Verkehr Budanest-Prag 
Schnellzugfahrkarten zum ermäßigten Preise von 325 unga- 
rischen Kronen ausgegeben. 


— Siüdbahn-Fremdenverkehrs- und Handelsaktiengesellschaft. 
Unter dieser Firma hat sich in Budapest eine Unternehmung ge- 
bildet, die den Zweck verfolgt, den Fremdenverkehr des Platten- 
sees zu entwickeln. An dem mit einem Stammkapital von 4% 
Millionen Kronen gegründeten Unternehmen hat sich außer der 
Südbahn auch die Ungarisch-Italienische Bank und die Stein- 
brucher Bürgerliche Bierbrauerei-A.-G. beteiligt. 


— Frachtberechnung für Mileh- usw. Gefäße. Die Fracht 
für die zur Beförderung von Rahm, Käse usw. benutzten und 
mit dem Zeichen des Eigentümers versehenen Gefäße wird nach 
einer Verfügung ‘der Staatsbahndirektion nach der gewöhnlichen 
Eilgutklasse, und bei Aufgabe als Frachtgut ‘nach Klasse I 
berechnet. 


Neue drahtlose Telegraphenstation in Szekesfehervär 
(Stuhlweißenburg). Bisher besteht in Ungarn nur eine draht- 
lose Telegraphenstation, nämlich in Csepel nächst Budapest. Da 
die Reichweite dieser Station nur beschränkt ist, so daß man 
durch diese Station im besten Falle nur mit Frankreich ver- 
kehren kann, beabsichtigt der Staat, eine drahtlose Telegraphen- 
station auch in Sz6ekesfehervär zu errichten. Der Munizipial- 
ausschuß dieser Stadt beschloß, dem Staate den zur Errichtung 
der Funkstation notwendigen Grund und Boden zur Verfügung 
zu stellen. Die Antennenanlagen werden eine Höhe von 150 m 
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erreichen, und die Bauten samt den Nebengebäuden werden einen 
Kostenaufwand von 30 Millionen Kronen erfordern. Mit Hilfe 
der neuen Funkentelegraphenstation wird es möglich sein, mit 
Amerika Gespräche zu führen. 


— Ausfuhrbeschränkungen. Da die anhaltende Dürre in ein- 
zelnen Gegenden jenseits der Donau und im Alföld (Tiefebene) 
hinsicktlich wichtiger landwirtschaftlicher Erzeugnisse großen 
Schaden verursacht hat, sah sich die Regierung veranlaßt, die 
Ausfuhr von Fett zu verbieten, zumal da infolge des schlechten 
Ausfalls der Maisernte in kurzer Zeit Fettmangel eintreten 


dürfte. 


—  Erdgasquellen in der Hortobägy (Hajduer Komitat). 
Schon seit langem wurde in der Hortobägy nach Erägas ge- 
forscht. Vor zwei Mcnaten wurden die. Arbeiten, die längere 
Zeit eingestellt waren, von neuem aufgenommen, und kürzlich 
stieß man im sogenannten „Pentezug“ endlich auf Erdgas. An 
einer unweit von Debreczen entfernten Stelle, wo die Bohrungen 
die Tiefe von 825 m erreicht haben, brach plötzlich ein 8 m 
hoher Strahl hervor, von dem festgestellt wurde, daß die Flüssig- 
keit Gas und Öl enthält. Die Quelle wurde vorläufig abgesperrt, 
doch werden die Bohrungen bis 1100 m fortgesetzt werden. Die 
Quelle ist Eigentum des Staates. 3 


—_ Die Entscheidung über den Eisernen Tor-Schleppdampfer 
„Vaskapu“. In Wien fand die Konferenz zwischen dem eng- 
lischen Schiedsrichter Hynes und den Vertretern der Donau- 
Dampfschiffahrt-Gesellschaften und der Nationalstaaten statt. 
In der ersten Sitzung wurde als Verhandlungsgegenstand die 
Entscheidung über den Eisernen-Tor-Schleppdampfer „Vaskapu 
bestimmt, wobei Hofrat v. Csatäry als Vertreter Ungarns aus- 
führte, daß der Schlepper nach wie vor Eigentum Ungarns sei, 
und aus diesem Grunde dessen Rückerstattung verlangte. Eine 
Entscheidung wurde nicht. gefällt. 


— Personalnachrichten. Der Direktionspräsident der unga- 
rischen Staatsbahnen Dyonis von Kelety wurde zum 
Staatssekretär, und Direktionspräsident-Stellvertreter der un- 
earischen Staatsbahnen Andreas von Tasnädy-Szüts 
zum Staatssekretär-Stellvertreter ernannt. Beide stehen bereits 
seit mehr als 20 Jahren im Dienste des ungarischen Verkehrs- 
wesens und haben durch ihren unermüdeten Diensteifer auf dem 
Gebiete des Eisenbahnwesens eine besonders ersprießliche Tä- 
tigkeit entfaltet. : 


Uebrige europäische Länder. 


— Eine Eisenbahnbrücke über den Kleinen Belt. Die dänische 
Staatsbahnverwaltung hat im Auftrage der Regierung den Plan 
zu einer Hochbrücke über den Kleinen Belt ausgearbeitet, der, 
wie die „D. Alle. Ztg.“ schreibt, jetzt in allen Einzelheiten 
fertig ist und dem nächsten Reichstag, der im Oktober zusam- 
mentritt, vorgelegt werden kann. Mit diesem Brückenbau soll 
der dänische und internationale Verkehr mit dem westlichen 
Deutschland und Europa verbessert werden. Wie über den 
Großen Belt zwischen Korsör und Nyborg, wird auch auf dem 
Kleinen Belt, zwischen Strib, Insel Fünen, und Fredericia, Jüt- 
land, die Eisenbahnverbindung mit Dampffähren vermittelt, 
ebenso wie dies auch in der Richtung zwischen Kopenhagen 
und Warnemünde geschieht, wo nicht bloß zwischen Giedser 
und Warnemünde, sondern auch auf dem Masned Sund zwischen 
Seeland und der Insel Falster Dampffähren verkehren. Da der 
Dampffährenbetrieb kostspielige und mit gewissem Zeitverlust 
verknüpft ist, steht bekanntlich seit Jahren auch der Bau einer 
Tisenbahnbrücke über den Masned Sund (3,4 km) auf der 
Tagesordnung, aber nunmehr soll also : zuerst der Brückenbau 
über den kleinen Belt (25 km) verwirklicht werden. Die 
beabsichtigte Hochbrücke wird 33 m über der Wasserfläche 
liegen und außer den Rampen an den Ufern acht Pfeiler im 
Wasser erhalten. In Verbindung mit dem Brückenbau werden 
die Bahnstrecken am Belt umgelegt, und Fredericia erhält eine 
neue Bahnstation. Die gesamten Anlagen — Brücke, Umlegung 
der Linien und Bahnstation — erfordern einen Kostenaufwand 
von etwas über 50 Millionen Kronen. Würde der Fährenbetrieb 
über den Kleinen Belt beibehalten werden, so wäre doch auf 
alle Fälle ein neuer Bahnhof in Fredericia zu bauen, der allein 
10 Millionen Kronen kostet, und mit dem zunehmenden Eisen- 
‘bahnverkehr würde auch der Fährenbetrieb noch teurer werden. 
Eine baldige Entscheidung über die künftige Regelung des Eisen- 
bahnverkehrs über den Kleinen Belt ist daher nicht zu um- 
gehen. Für die Reisenden würde die Brückenverbindung 
zwischen Jütland und Fünen "eine bedeutendere Erleichterung 
sein, und bei der Höhe der Brücke könnten selbst die größten 
Schiffe darunter hinweggehen. 


Ausbau der Linie über den Predilpaß bis Tarvis und dann zw 


‚von Triest und Venedig. 


‚gerichtet, in denen die Sache so dargestellt wurde, als ob der 


‚pflichtung dazu gründe sich auf eine Abmachung aus dem Jahre 


‚einigen weiteren Bemerkungen im Parlament, und es werden 


-jn. Dienst gestellt. - = 


steht aus Wagen mit Seitengang, die mit einander ünd den als 


— Beschaffung kupferner Feuerbüchsen für schwedische Loko- 
motiven. Die Eisenbahndirektion der’schwedischen Staätseisen- 
bahnen in Stockholm hat bei der Regierung die Genehmigung 
nachgesucht, 17,6 t kupferne Fewerbüchsen für Lokomotiven 
Auslande kaufen zu dürfen. Von den eingelaufenen einheimischen 
Angeboten überstieg das Angebot der Svenska Metallverken 
A. B. mit nicht weniger als 50% oder ungefähr 20 000 Kr, das 
Jenige ausländische Angebot, das die Eisenbahndirektion in 
sicht auf Preis und Lieferzeit als das annehmbarste erac 

— Eisenbahnbauten in Norditalien. Um der Arbeitslosigkeit 
zu steuern, hat die Regierung für die durch den Friedensschluß 
erworbenen Provinzen Gesetze zum Ausbau der Predilbah 
und der Valsuganabahn vorbereitet. Für die Predilbal 
sind 300 Millionen bewilligt, von denen für das laufende Jah 
15 Millionen zur Verbauung kommen. In Betracht kommt d 


Verbindungen mit Triest, in dessen besonderem Interesse d 
Bahn gebaut wird, und zwar die Verbindung durch das Isonzo 
mit der bestehenden Bahnlinie von Santa Lucia di Tolmino, d 
andere für den großen Verkehr durch das Tal von Natiso 
Cividale und Monfalcone. Triest wird dadurch eine direkte Ver- 
bindung mit dem Brenner über Udine durch Kärnten erhalten. 


Von der Valsuganabsehu wird zunächst das Stück Tezze- 
Caldonazzo bei Berücksichtigung der Interessen der Stadt Trient, 
die durch die Abzweigung Pergine-San Michele beeinträchtigt 
wäre, - gebaut. Um der Linie im Interesse von Venedig und 
Trient auch ohne den Strang Pergine-San Michele die nötige 
Entwicklung zu geben, wird der Weg von Caldonazzo durch das 
Etschtal studiert, um auch den direkten Verkehr von Trient 
zu begünstigen. Diese beiden Linien vereinigen die Interessen 
— Der englische Verkehrsminister und die Nordostbahn. Der 
englische Verkehrsminister Sir E. Geddes war bekanntlich, ehe 
er sein jetziges Amt antrat, stellvertretender ‘Generaldirektor 
der englischen Nordostbahn. Diese hat ihm bei seinem Aus 
scheiden eine Abfindung von 50000 £ gezahlt, und es erhebt 
sich nun die Frage, ob dieser Betrag zu den Kosten gehört, für 
die die Regierung auf Grund ihrer Haftung für die Einkünfte 
der englischen Eisenbahnen aufzukommen hat. Mehrere Abge- 
ordnete haben im Parlament Anfragen an die Regierung hierüber 


Verkehrsminister den Betrag von einer Eisenbahngesellschaft 
older gar von der Regierung erhalten habe. Diese hat in ihrer 
Antwort zunächst berichtigend darauf hingewiesen, daß nicht 
der Verkehrsminister, sondern der stellvertretende General- 
direktor der Nordöstbahn vor Antritt seines neuen Amtes der 
Erapfänger gewesen sei; auch habe nicht die Regierung. sondern 
die Leitung der Nordostbahn diesen Betrag gezahlt. Die Ver- 


1912, also aus der Zeit vor Übernahme der Eisenbahnen in 
Staatsbetrieb. Die Verpflichtung zur Zahlung des Betrages sei 
daher zweifellos, die Frage könne nur sein, ob er zu den Be- 
triebsausgaben gehöre, für die die Regierung aufzukommen habe. 
Hierüber habe sie ein Rechtsgutachten eingefordert, das die 
Verpflichtung der Regierung, auch diese Zahlung zu decken, aus 
gesprochen habe. Die Antwort der Regierunge gab Anlaß zu 


voraussichtlieh noch weitere Erörterungen folgen. 


— Neuerungen im Verkehr zwischen England und dem Fest 
lande. Die London, Brighton und Südküstenbahn gibt neuer- 
dings besondere Ausfluskarten mit 15tägiger Gültigkeit zwischen 
London und Paris über Newhaven und Dieppe aus: sie kosten 
42 Shilling in der 3., 63 Shilling in der 2. und 85 Shilling in der 
1. Klasse. Sie gelten am Freitag und Sonnabend, dem 2. und 
3. September. Die Reisenden 1. und 2. Klasse können einen um 
10 Uhr vorm. aus London (Vietoria) abfahrenden Zug benutzen 
und sind bereits abends 6 Uhr in Paris, wo sie Anschluß nach 
Basel finden, während die Reisenden 3. Klasse die Unbequemlich- 
keit auf sich nehmen müssen, zu einer für London außerordent- 
lich frühen Stunde, nämlich 8 Uhr 20 Min. vorm., abzufahren und 
erst am nächsten Morgen um 6 Uhr in Paris eintreffen. Die 
Überfahrt zwischen Newhaven und Dieppe dauert 2% Stunden. 
Die französischen Staatsbahnen, die diese Strecke, die kür- 
zeste Verbindung zwischen London und Paris, gemeinsam 
mit der "genannten. englischen Gesellschaft bedienen, haben 
neuerdings einen neuen Dampfer „Versailles“ für diesen Verkehr 


Auf der Südost- und Chatham-Eisenbahn verkehrt um 11 Uhr 
vorm, ein Zug von London {Victoria) nach Dover, zu dem der 
Gegenzug um 5 Uhr 55 Min. aus Dover abfährt. Der Zug be- 


Speisewagen dienenden Pullmannwagen in Verbindung stehen. 
In letzteren werden die Mahlzeiten, Frühstück und die Haupt 
mahlzeit — Lunch und Diner — je nach der Tageszeit, au 


. Jahrgang 
eptember 1921. 


fischen aufgetragen, die bei Bedarf zwischen den Sitzplätzen 
aufgestellt werden. Für Kartenspieler — so wird ausdrücklich 
betont — sind besondere kleine Abteile zu vier Plätzen vorgs- 
en. Zu den Zügen werden Platzkarten im voraus gegen eıne 
ebühr von 1 Shilling ausgegeben. 


3 Die Lancashire- und Yorkshire-Eisenbahn läßt Mittwoch und 
Sonnabend 6 Uhr nachm. einen Dampfer von Hull nach Zee- 
rügge verkehren, zu dem der Gegendampfer am Montag und 
Freitag um 6 Uhr 30 Min. nachm. eintrifft. Anschließend be- 
‚stehen durchgehende Zugverbindungen zwischen Hull einerseits 
Liverpool, Manchester und York andererseits, 


— Die Große Ostbahn gibt Wochenende-Fahrkarten zwischen 
"London und Zeebrügge zum Preise von 75 Shilline in der 1. 
und 50% Shilling in der 2. Klasse aus. Gegen Zuschlag von 
12% Shilling können die Inhaber der Fahrkarten 2. Klasse auf 
| em Schiff die 1. Klasse benutzen. Zur Fahrt nach Beleien 
"ist ein am Sonnabend 8 Uhr 40 Min. abends von London (Liver- 
"pool Street) abgehender Zug zu benutzen, und die Reisenden sind 
am Montag früh 8 Uhr wieder in London, können also ihren 
ienst zur üblichen Stunde antreten, nachdem sie 18 Stunden in 
"Belgien zugebracht haben. 


 — Bedeutende Frachtermäßigung im englischen Schiffsver- 
kehr. Infolge der von ausländischen Dampfschiffahrtsgesell- 
schaften, besonders den deutschen, eingeführten niedrigen 
-Frachtsätze haben die britischen Schiffahrtsgesellschaften be- 
schlossen, die Frachtsätze von England nach Indien beleutend 
herabzusetzen. Die Herabsetzung soll sich auf 40 #5 der Grund- 
preise nach Bombay, Kalkutta und Madras für Ladungen nach 
Gewicht belaufen und auf 25% für Stückgüter. Die ermäßigten 
Sätze treten anfangs August in Kraft. ‘Diese Maßnahme wurde 
von (den britischen Linien durchgeführt, damit die britischen 
Fabrikanten sich nicht in einer weniger günstigen Lage be- 
finden als ihre Konkurrenz auf dem Festland. 

= Der Export von England wird als sehr kläglich bezeichnet, 
und die Reeder schätzen, däß auf Grund der neuen Frachten und 
“der Heimladung von Getreide eine Reise nach Indien und zu- 
rück für einen Dampfer von 8000 t einen Verlust für die 
eeder von 10000 bis 15000 Pfund Sterling bedeutet. 


— England und die Rheinschiffahrt bis Basel. Sir Joseph G. 
- Broodbank, der Präsident des Dock- und Lagerhauskomitees für 
den Londoner Hafen, der im Sommer 1920 die Basler Hafen- 
anlagen besuchte und einer eingehenden Betrachtung unterzogen 
at, hat im Verlage von Daniel O’Connor in London ein zwei: 
bändiges Werk über die „Geschichte des Londoner Hafens“ er- 
“scheinen lassen, in welchem er auch auf die schweizerischen 
"Bestrebungen zur Förderung der Rheinschiffahrt zu sprechen 
ommt. ‚Auf Seite 494 schreibt er in bezug auf die Baseler 
Hafenanlagen folgendes: „Unter den zahlreichen Möglichkeiten 
ner Erweiterung des Londoner Hafenverkehrs wäre auch zu 
nennen die Schaffung eines Transithafens für den schweizeri- 
schen Überseehandel. London könnte der Bestimmungshafen sein 
für Seeschiffe für die Beförderung der Import- und Exportgüter 
von Handel und Industrie der Schweiz, und es könnte dieser 
Transit von und zu der Schweiz durch Schiffe mit eigenem 
"Antrieb und von 1000 t Fassungsvermögen, die zwischen Basel 
und London verkehren, bewerkstelligt werden. Basel ist das 
_Verteilungszentrum für die Schweiz. Bereits ist in Basel eine 
"ansehnliche Hafenanlage im Bau begriffen. Dieser beabsichtigte 
Dienst würde beiden, dem britischen und dem schweizerischen 
Handel, viele Vorteile bringen, zumal er einen Dienst ersetzen 
würde, der eine dreifache Umladung der Güter, nämlich in 
"Rotterdam, Köln und Straßburg, erfordert, wodurch dem Handel 
große und unnütze Ausgaben erspart würden. Aber für den Er- 
folg dieses Dienstes ist es wesentlich, daß der Rhein von Straß- 
burg aufwärts vertieft wird, welche Arbeiten unglücklicher- 
weise verschoben werden, bis eine endgültige Entscheidung in 
der Frage des von Frankreich geplanten elsässischen Rhein- 
‚seitenkanals, welcher der Schiffahrt und der Kraftgewinnung 
dienen soll, erfolgen wird. Da aber die Erstellung dieses Ka- 
nals über 30 Jahre beanspruchen wird, erfordern die Handels- 
interessen Londons, daß der Strom in seinem heutigen Zustande 
reguliert wird. Dringende Vorstellungen nach dieser Hinsicht 
‘sind bei der englischen Regierung durch die Londoner Hafen- 
behörden und durch die Londoner Handelskammer gemacht 
worden.“ _ 


— Von polnischen Bahnen. In der Nacht auf den 16. Juni 
ereignete sich in Lublin ein großer Brand in Bisenbahnlagern. 
er Schaden soll 3 Milliarden erreichen. In der Nacht auf den 
8. Juni ereignete sich ein ähnlicher Brand in Lodz. Der Schaden 
iffert sich auch hier nach vielen Millionen. Man vermutet 
einen Zusammenhang (der Ursachen beider Brände. Dr. S. 
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Fremde Erdteile. 


— Eine neue strategische französische Bahn in Nordafrika. 
Nachdem am 31. Juli das Gleis der neuen strategischen Bahn 
von Fez nach Taza fertiggestellt worden ist, wurde die Bahn 
einige Tage später eingeweiht, und die erste Lokomotive durch- 
fuhr die Strecke ohne Störung. Obwohl es sich nur um eine 
Schmalspurbahn von 60 cm Spurweite handelt, wird ihr in 
Frankreich eine hohe Bedeutung zugemessen, denn sie ver- 
bindet nunmehr Algier mit Marokko und im weiteren Bizerta 
init dem adriatischen Meere. Der Anschluß an die marokkani- 
schen Bahnen findet in Dar=Caid-Moar, 45 km von Fez entfernt, 
statt, und hier fand auch in Gegenwart der Vertreter Frank- 
reichs, der Handelskammer und der eingeborenen Stämme die 
Einweihungsfeier statt. Auch der Stamm der Beni-Quarain, der 
erst noch vor kurzer Zeit mit Frankreich auf dem Kriegsfuße 
stand, war dabei vertreten, so daß der Verkehr auf der neuen 
Linie sozusagen gesichert erscheint. Durch die neue Bahn wer- 
den 1300 km marokkanischer Bahnen an das algerische Bahnnetz 
angeschlossen, wovon man eine starke Erleichterung im gegen- 
seitigsen Handel erhofft. 


— Betriebsmittel der amerikanischen Eisenbahnen. Das Sta- 
tistische Amt der Vereinigten Staaten weist nach, daß Ende 
1920 bei den amerikanischen Eisenbahnen 2382 212 Güterwagen 
liefen. Diese Zahl erscheint zwar hoch, ist aber um 125 324 
niedriger als die Zahl der Ende 1917 dem Verkehr dienenden 
Güterwaeen. Diese Verminderung ist hauptsächlich darauf zu- 
rückzuführen, daß sich große Mengen von Wagen, und zwar er- 
heblich mehr-als früher, in den Werkstätten zur Ausführung 
von Unterhaltungsarbeiten befinden. Nach einer Statistik_der 
Vereinieung der Eisenbahnbetriebsbeamten haben sich die Ver- 
hältnisse in dieser Beziehung im Jahre 1921 sogar noch ver- 
schlechtert. Die Zahl der dem Verkehr als schadhaft entzogenen 
Güterwagen hat seit dem 1. Januar 1921 stärker zugenommen 
als je zuvor; Schuld daran ist hauptsächlich der Mangel an Geld- 
mitteln zur Ausführung dar Instandsetzungssarbeiten. Während 
am 1. Mai etwa 310 000 Güterwagen oder rd. 13,2% des Gesamt- 
bestandes auf den Eisenbahnen 1. Klasse dienstunfähig waren, 
ist diese Zahl bis zum 1. Juni auf 14,8,- bis zum 15. Juni auf 
15,1 und bis zum 1. Juli auf 15,4% gestiegen. So hohe Zahlen 
sollen bei den amerikanischen Eisenbahnen seit ihrem Bestehen 
noch nicht dagewesen sein. _Sie rühren zum Teil daher, daß die 
Eisenbahngesellschaften viele Arbeiten bis nach dem 1. Juli ver- 
schoben haben, weil an diesem Tage gewisse Herabsetzungen 
der Arbeitslöhne in Kraft getreten sind. Durch den hohen Be- 
stand an beschädigten Wagen ist zwar ein unbefriedigender Zu- 
stand hervorgerufen worden; er ist aber zurzeit noch erträglich, 
weil das Wirtschaftsleben augenblicklich keine hohen Anforde- 
rungen an die Eisenbahnen stellt. Sollte jedoch der Verkehr dem- 


nächst aufleben — und daran muß den Eisenbahngesellschaften 
eigentlich gelegen sein —, so werden sie in die größte Verlegen- 


heit kommen, weil ihr Betriebsmittelpark den gesteigerten Anfor- 
derungen nicht zu entsprechen vermag. 


Rechtspflege. 


— Ablehnung der Haftpflicht der Bahn bei nicht nachweis- 
barem Unfall eines Vollbluthengstes. Am 1. Juli 1918 gab der 
Kommissionsrat S. auf dem Ostbahnhof in Berlin einen Wagen 
mit sieben Pferden und zwei Ziegen zur Beförderung nach Neuen- 
hagen auf. Unter den Pferden befand sich ein Vollblut- 
hengst, der während des Transports zu Fall gekommen und am 
3. Juli verendet ist. S. hat infolgedessen gegen den Preu- 
ßBischen Fisenbahnfiskus Klage auf Schadensersatz er- 
hoben und ausgeführt, der genannte Hengst und zwei andere 
Pferde seien durch einen plötzlichen Raneierstoß zu Fall ge- 
kommen. Hierbei habe sich der Hengst Verletzungen, die ein 
innerliches Verbluten und damit seinen Tod verursacht hätten, 
zugezogen. 

. Die auf Zahlung von 8000 Mark gerichtete Schadensersatzklage 
ist vom Landgericht und vom Kammergericht zu Berlin ab- 
gewiesen worden. Das Kammergericht lest seiner Entschei- 
dung die Behauptung des Klägers zugrunde, daß von 7 in einem 
Wagen beförderten Pferden drei, darunter der Hengst, während 
des Transportes zu Fall gekommen sind und dieser sich dabei 
schwere Verletzungen zugezogen hat, infolge deren er einge- 
gangen ist. Es nimmt aber an, es handele sich 'um ein Ereignis, 
welches dadurch eingetreten sein könne, daß das Tier infolge 
der mit dem Bahntransport verbundenen unvermeidlichen, auf 
Tiere beunruhigend einwirkenden Umstände unruhig geworden 
sei, so daß der Schaden sich durch eine mit der Beförde- 
rung von lebenden Tieren, namentlich Pferden, ver- 
bundene besondere Gefahr erklären lasse. Daher be- 
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stehe die Vermutung, daß der Schaden aus dieser Gefahr ent- 
standen sei, und es sei Sache des Klägers, diese Vermutung zu 
widerlegen. Er habe nun zwar behauptet, daß das Tier durch 
einen unvorsichtigen Rangierstoß zu Fall gekommen sei. Einen 
Beweis dafür habe er aber nicht erbracht. Die Tatsache allein, 
daß die Tiere gefallen seien, rechtfertige nicht den Schluß, daß 
ein unvorsichtiger Rangierstoß die Ursache gewesen sei. Es 
bestehe durchaus die Möglichkeit, daß eins der im Wagen be- 
findlichen Tiere infolge eines mit dem Bahnbetriebe untrennbar 
verbundenen Umstandes unruhig geworden sei und die Unruhe 
sich auf die anderen Tiere übertragen habe und schließlich alle 
drei Tiere zu Fall gekommen seien. Das Gericht könne aus 
eigener Sachkunde so viel beurteilen, daß die Bedenken gegen 
die vom Kläger gegebene Darstellung durch ein Gutachten sich 
nicht beseitigen ließen. 

Die gegen das Urteil des Kammergerichts eingelegte Revi- 
sion ist vom Reichsgericht mit folgenden Entschei- 
dungsgründen zurückgewiesen worden: Das Kammergericht 
geht hiernach zutreffend davon aus, daß es gemäß S 459 Abs. 1 
Nr. 5 und Abs. 2 HGB. sowie $ 86 Abs. 1 Nr. 5 Abs. 2 der Eisen- 
bahnverkehrsordnung darauf ankommt, ob der Schaden, um den 
es sich handelt, aus der für die Tiere mit’der Beförde- 
rungverbundenen Gefahr entstehen konnte, und daß in 
diesem Fialle die Vermutung dafür spricht, daß der Schaden tat- 
sächlich aus dieser Gefahr entstanden sei, es also Sache des 
Klägers ist, diese Vermutung zu widerlegen. Wenn es dann 
weiter ausführt, daß das Vorbringen des Klägers zu einer Wider- 
legung nicht geeignet sei, so handelt es sich dabei um Er- 
wägungen tatsächlicher Art, die in der Revisionsinstanz nicht 
nachzuprüfen sind. Daß es dabei Anführungen des Klägers un- 


berücksichtigt gelassen hätte, ist nicht .ersichtlich. - (Akten- 

zeichem; 1. 39120. 476..219 K. M.-L. 
Bücherschau. 

.— Das Lehrlingswesen der preußisch-hessischen Staats- 

eisenbahnverwaltung unter Berücksichtigung der Lehrlings- 


verhältnisse in Handwerks- und Fabrikbetrieben, ein Hand- 
buch von Dr.-Ing. Bruno Schwarze, mit 56 Abbildungen, 
Berlin, 1918, Verlag von Julius Springer. Preis gebunden 
18 M und 10 % Teuerungszuschlag. 


Der Verfasser — gegenwärtig Geheimer Baurat und Vor- 
tragender Rat im Reichsverkehrsministerium — hat als Vor- 
stand des Werkstättenamts Guben sich um die Ausbildung der 
Lehrlinge große Verdienste erworben und seine Erfahrungen 
im vorliegenden Werke allen Gewerbetreibenden und Großbe- 
trieben dienstbar gemacht. Mit großer Sachkenntnis und Hiu- 
gabe ist hier die verwickelte Lehrlingsfrage allen Beteiligten 
vorgeführt, und ihre gar nicht zu überschätzende Bedeutung für 
die Gesundung und den Aufschwung des Handwerks und das 
weitere Gedeihen der Großbetriebe durch planmäßige Lehrlings- 
erziehung und Ausbildung dargestellt. Für den Schreiber dieser 
Zeilen, der schon seit 1878, ähnlich wie der Verfasser in neuerer 
Zeit, Jahrzehnte hindurch für ein gesetzlich geordnetes deut- 
sches Lehrlingswesen gearbeitet und gekämpft hat, war das 
Studium vorliegenden Werkes eine Freude in trüber Gegenwart. 
Schon früh hatte er die hohe Bedeutung der Lehrlingsfrage als 
das geeignetste Mittel zu zeitgemäßer Volkserziehung über die 
Schulzeit hinaus erkannt. 
unterstützte schon damals die praktischen Bestrebungen in der 
hier fraglichen Richtung. U. a. gab auch der Schreiber dieser 
Zeilen im Jahre 1888 ein Buch heraus, das den Titel führt: 
„Der zeitgemäße Ausbau des gesamten Lehrlingswesens für 
Industrie und Gewerbe, Vorschläge zur Erziehung und Ausbil- 
dung der gewerblichen Jugend, entwickelt und besprochen nach 
gesammelten und auszüglich mitgeteilten in- und ausländischen 
Bestrebungen um die Hebung der Industrie, des: Gewerbe- und 
des Handwerksstandes‘“ — das auch in vorliegendem Werke Er- 
wähnung findet. 


Sehr viel nutzbringende Arbeit ist seither von allen beteilig- 
ten Kräften in der Gesetzgebung, durch staatliche und städtische 
Behörden und Schulen, den Großbetrieb und die Innungen, tech- 
nische Vereine und solche für die Volkswohlfahrt geleistet 
worden, aber sehr viel bleibt auf diesem hochwichtigen Ge- 
biete noch zu tun. 


Da ist es besonders dankbar zu begrüßen, daß der Verfasser 
im vorliegenden, Werke neben eingehender Vorführung des Lehr- 
lingswesens der Staatseisenbahnverwaltung in umfassender 
Weise zu zeigen bestrebt war, wie die angedeuteten Anregun- 
gen und viele andere Arbeiten auf die Behörden und Personen 
in Klein- und Großbetrieben gewirkt haben, und was in gemein- 
samer Arbeit aller Beteiligten gegenwärtig erreicht ist und noch 
zu tun bleibt. 
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.mit guten bildlichen Darstellungen von vielen und mannigfachen 


Auch ein umfängliches Schriftwerk . 
Sehulzucht und Strafen ‚bringt der Verfasser 


auch Stiftungen, 


Zeitung des Vereins 
‘ Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


== 


Eine auszügliche Wiedergabe von Einzelheiten ist bei der 
Fülle der Ausführungen, Vorschriften, Vordrucke und anderer 
Unterlagen nicht angängig. Der Unterzeichnete muß sich durch 
nachstehende teilweise Angabe des Inhaltsverzeichnisses _be- 
gnügen, zu zeigen, daß das Studium des Buches nicht nur allen 
Gewerbetreibenden, sondern auch den gesetzgebenden Körper- 
schaften, staatlichen und städtischen Behörden und jedem tat- 
kräftigen Volksfreund ein sicherer Führer und Berater au Fe. 
dem schwierigen Gebiete des Lehrlingswesens werden kann. 7 


Sein Vorwort beginnt der Verfasser mit den Worten: „Die 
Angelegenheiten des gewerblichen Nachwuchses in Deutsch- 
land sind mit der ungeahnten Entwickelung unserer Industri 
mehr und mehr ein Sondergebiet geworden, das nicht nur den 
Gewerbetreibenden, sondern auch den Schulmann, Jugendpfle- 
ger und Arzt berührt, und an dem weder der sich mit Jugend- 
kunde beschäftigende Psychologe, noch der eine kraftvolle Mit- 
telstandspolitik treibende Staatsmann oder Volksvertreter acht- 
los vorübergehen kann. . Vieles und Bedeutendes steht also 
zur Erörterung.“ % 

Der weitere Inhalt des Werkes ist in 10 Hauptabschnitte, 
einen Anhang und einen umfänglichen, sehr wertvollen Schrif- 
tennachweis, sowie ein Namen- und Sachverzeichnis gegliedert. 

Aus Teil I „Allgemeines“ sei genannt die allgemeine geschicht- 
liche Entwickelung des Lehrlingswesens in gewerblichen Groß- 
betrieben und die Entwickelung desselben bei der Staatseisen- 
bahnverwaltung. ar 

Teil II „Dienstliche Bestimmungen der Do hessischen 
Staatseisenbahnverwaltung über das Lehrlingswesen“ bringt 
Vorschriften für die Annahme, Ausbildung und Prüfung von 
Handwerkslehrlingen, einen Ausbildungsplan, einen Vordruck 
für den Lehrvertrag und die Gesellenprüfungsordnunsg, 

Teil III „Die Annahme der Lehrlinge“ erwähnt die Vorbei 
gungen, den Bewerberkreis und Gesichtspunkte für die Auswahl, 
darunter auch psychotechnische Prüfungsverfahren. 

Teil IV „Die Lehrvertragsbestimmungen“ enthält Arc 
über die Dauer der Lehrzeit, die Einstellung, allgemeine und 
besondere Pflichten und Rechte der Lehrlinge und der Ver- 
waltung, sowie der gesetzlichen Vertreter des Lehrlings ‚und 
den Lehrvertrag. ; 

Teil V „Die praktische Ausbildung“ behandelt nach einer al 
gemeinen Finführung und nach wertvollen Angaben über di 
Ueberwachung der Ausbildung besonders eingehend die prak- 
tische Ausbildung für das Schlosserhandwerk, gibt j 
2. Abschnitt auch Auskunft über die praktische Ausbildung im 
Dreher-, Schmiede- und Kesselschmiede-, Tischler-, Lackierer 
Sattler- und Formerhandwerk. 

Das über die Überwachung und Kuskildiing Gesagte wird dure 
erprobte Vordrucke unterstützt, und zahlreiche Aushängetafel 


Lehrlingsarbeiten für die einzelnen Lehrjahre mit erläutern- 
den Anschriften versehen, werden die praktische Ausbildung 
erleichtern und fördern. Die Ergebnisse reicher Erfahrungen) 
sind in diesem V. Teil niedergelegt. 

Teil VI „Die Ausbildung der Lehrlinge in Fortbildungs- und 
Werkstättenschulen“ ergänzt die in Teil V behandelte prak- 
tische Ausbildung umfänglich und gründlich. _ Nach einer all- 
gemeinen Einführung werden die Ziele und Einrichtungen des 
Unterrichts an staatlich unterstützten gewerblichen Fortbilss 
dungsschulen sowie deren Unterrichtsstoff, weiterhin auch Ein- 
richtungen und Lehrstoff von erprobten Werkschulen, sowie 
die Gliederung der Lehrfächer in praktischer Anordnung des 
vielgestaltigen Stoffes besprochen. Auch über die Lehrkräfte, 
die Lehrmittel, die Unterrichtszeit, Zeugnisse, Klassenbuch, 

wichtige Aus 
führungen. Br 

Teil VII „Die Gesellenprüfung“ behandelt das wichtige‘ Pri 
fungswesen im Handwerk und in Großbetrieben gleichfalls in 
dankenswerter Weise. Er enthält Prüfungsbestimmungen und 
solche über den -Prüfungsausschuß, gibt Auskunft über Zu- 
lassung, Ladung, Vorbereitung, gibt Bestimmungen und Winke 
für die praktische, schriftliche und mündliche Prüfung und 
über Prüfungsergebnisse und Lehrbriefe, von denen. einige in 
hübschen Abbildungen wiedergegeben sind. 

Teil VIII „Lohn- und Wohlfahrtswesen“ bringt Mitteilunge n 
über Lohnwesen, Spargroschen, Belohnungen und Preise, die 
Gesundheitsverhältnisse der Lehrlinge, allgemeine gesetzliche e 
und dienstliche Bestimmungen über die Kranken-, Unfall- und 
Altersversicherung und die Wohlfahrtseinrichtungen, a 
Jugendpflegeeinrichtungen und  Lehrlings- 
heime. Zahlreiche erprobte Vordrucke und gute Abbildungen : 
unterstützen das Gesagte. } 

Teil IX „Bauliche und Maschinenanlagen“ gibt das Nötige 
über die allgemeine Anordnung der Werkstätten- und Schul- 
räume, sowie ihrer Nebenräume, den Platzbedarf und die Aus- 
rüstung der Lehrlingswerkstätten mit Werkzeugen und Werk- 
zeugmaschinen. Das Ganze ist durch Beispiele und Abbildungen 
praktisch wertvol gemacht. 
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Ein Anhang „Die handwerksmäßige Ausbildung von Frauen“ 


den umfangreichen Inhalt des vortrefflichen Werkes. 
Dr. Ing. ehrenhalber- Garbe, Geheimer Baurat. 
zT 

— Bezugsquellen in fünf Sprachen. Aus der chen 
Industrie und verwandten Gebieten. Verlag des Vereins deut- 
scher Ingenieure, Berlin. 16. Ausgabe 1921. Preis 36 #. 


Der Verein deutscher Ingenieure gibt dieses Bezugsquellen- 
verzeichnis seit dem Jahre 1909 heraus. Es enthält die genauen 
 Brief- und Telegrammadressen von über 1400 Firmen auf dem 
Gebiete des Maschinenbaues, der Elektrotechnik und verwandter 


Eisenbahnwerkstätten und in privaten Betrieben beschließt 


| Gebiete. 


Die Bezugsquellen sind in einem besonderen Teil, nach 
Fachgruppen geordnet, alphabetisch zusammengestellt. Für aus- 
ländische Besteller ist die Benutzung des Verzeichnisses durch 


Stichwortverzeichnisse in deutscher, englischer, französischer, 
italienischer und spanischer Sprache erleichtert. 
— Nachtrag zum Industriefahrplan. Zollfahrplan, gültige vom 


20. Juli 1921 ab. Der Verlag der Wirtschaftlichen Nachrichten 
aus dem Ruhrbezirk in Essen hat zu seinem Sommerfahrplan 
(vgl. Nr. 26, Seite 513 d. Ztg.) einen Nachtrag herausgegeben. 
der die Pläne der Strecken und Züge, die durch die Zollauf- 
enthalte an der Rheinzo!linie vom 20. Juli d. J. ab eine Ände- 
rung erfahren haben, enthält. 


# 


llendorf (Kr. 


“den Vereinsbahnstrecken der 
Een zugerechnet worden. 


en 1. September 1921 wird die 


in Betrieb genommen. 


MED: 


1. Eröffnung von Strecken. 


b Am 1. September 1921 wird die 7,26 km 
‚lange Teilstrecke Stockhausen (Lahn)- 
Allendorf (Kr. Wetzlar) der Neubau- 
‚strecke Stockhausen (Lahn)-Beilstein 
“(Dillkreis), in Betrieb genommen. ‘An 
derselben liegt der dem Personenverkehr 
dienende Haltepunkt Bissenberg und der 
"Bahnhof 4. Klasse Allendorf (Kr. Wetz- 
‚lar), der’ für Personen-, Gepäck- und 
-Eil- und Frachtstückgutverkehr und die 
Bedienung der Anschlüsse industrieller 
Werke eingerichtet ist. 
- Für die neue Strecke eilt die Eisen- 


"bahn-Bau- und Betriebsordnung vom. 
4. November 1904 und die Eisenbahn- 
Verkehrsordnung vom 23. Dezember 
1908. 

Näheres ist in unserem Verkehrsbüro 
‚zu ‚erfahren. (788 

“ Frankfurt (M.), den 24. August 1921. 

Eisenbahndirektion. 


2. Verkehrseinstellung. 


Mit dem 1. September d. J. wird der 
Verkehr auf der Teilstrecke Brackede 
Feldweiche-Wendewisch einge- 
stellt und dieser Streckenabschnitt abge- 
brochen. Bei der jetzigen Abzweigung 
"nach Wendewisch, vor Brackede, wird 
ein Personenhaltepunkt mit der Bezeich- 
nung „Garlstorf“ neu errichtet. Die 
Strecke Brackede-Wendewisch endet also 
künftig in Brackede. (803) 
 Bleckede a. Elbe, den 25. August 1921. 
Betriebsleitung 
der Bleckeder Kleinbahn. 


; 3. Güterverkehr. 

ä Deutsch-dänischer Kohlentarif. 

E Am 1. Oktober d. J. tritt Nachtrag SE RT 
"in Kraft. Durch ihn wird getrennte 
Schnittfrachtberechnung für die deut- 
ben Strecken in Markwährung und die 


Zurechnung neuer Strecken zu den Vereinsbahnstrecken. 

Die-am 1. September d. Js. dem öffentlichen Verkehr über- 
Ei: 726 km lange Teilstrecke Stockhausen (Lahn)- 
Wetzlar) der Nebenbahn Stockhausen 
Lahn)- -Beilstein (Dillkr.) ist vom Tage der Betriebseröffnung 
Eisenbahndirektion Frankfurt 


R Eröffnung neuer Bahnstrecken. 


R "Eisenbahndirektionsbezirk Frankfurt (Main): 


7.26 km lange Teilstrecke 
Stockhausen (Lahn) - Allendorf (Kr. 
er Neubaustrecke Stockhausen (Lahn) -Beilstein (Dillkreis) 


‚dänischen Strecken 


| verkehr dienende 


lassen worden: 


Haltepunkt Bissenberg und der 
4. Klasse Allendorf (Kr. Wetzlar), der für den Personen-, Ge- 
päck- und Eil- und Frachtstückgutverkehr und die Bedienung 
der Anschlüsse industrieller Werke eingerichtet ist. 


Rundschreiben der 


e Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Bahnhof 


Geschäftsführenden Verwaltung sind er- 


Nr. II 78 vom 24. August 1921 an.sämtliche Vereinsverwal- - 


Wetzlar) 


in Kronenwährung 
eingeführt. Die Höhe der Frachtsätze 
wird dadurch nicht geändert. 

Nähere Auskunft erteilt unser Ver- 
kehrsbüro. (799) 

Altona, den 26. August 1921. 

Eisenbahndirektion, 
namens der Verbandsverwaltungen. 


Badischer Gütertarif. 

Mit Wirkung vom 1. September 1921 
werden auf den bad. Stationen auf 
Schweizergebiet für den Verkehr unter 
sich und mit Konstanz, Singen und 


Waldshut für den Übergangsverkehr für ' 


Kalk, Zement und Gips bei Frachtzah- 
lung für mindestens 10000 kg für den 


Wagen die Frachtsätze des schweiz. 
Ausnahmetarifs 13 eingeführt, wodurch 
gegen bisher Ermäßigungen eintreten. 


Näheres in unserem Tarifanzeiger. (790) 
Karlsruhe, den 25. August 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


-Deutsch-dänischer Gütertarif, Teil II. 

Unter Aufhebung des Tarifes vom 
1. Januar 1919 nebst Nachträgen I—VII 
tritt am 1. Oktober d. J. eine Neuaus- 
gabe in Kraft. Durch sie wird getrennte 
Schnittfrachtberechnung für die deut- 
schen Strecken in Markwährung und. die 
dänischen Strecken in Kronenwährung 
eingeführt. Die Höhe der Frachtsätze 
bleibt an sich im wesentlichen unver- 
ändert. Die zugleich mit Nachtrag VII 
vom 1. 4. 21 des jetzigen Tarifes heraus- 
gegebene „Anlage zum Verbandsgüter- 
tarif, Teil II“, enthaltend die Schnittafel 
A (deutsche Schnittfrachtsätze), bleibt 
demgemäß- auch für den neuen Tarif in 
Kraft. Außerdem ist eine größere Zahl 
deutscher Stationen neu in den Tarif ein- 
bezogen worden. 

Nähere Auskunft erteilt unser ’Ver- 
kehrsbüro. (798) 

Altona, den 26. August 1921. 

Eisenbahndirektion, 
namens der Verbandsverwaltungen. 


tungen, betreffend Ausschußberichte für die diesjährige Ver- 
einsversammlung (abgesandt am 25. August d. Js.); 

Nr. III 249 vom 23. August 1921 an sämtliche Vereinsver- 
waltungen, betreffend Vorlagen für die Vereinsversammlung in 


Berlin am 7./9. September d. Js. 
An derselben liest der dem Personen- d: Je 


(abgesandt am 24. August 


2: 2 Amtliche Bekanntmachungen. 


Deutsch-nordischer Güterverkehr 
(Deutschland einerseits und Dänemark, 
Schweden, Norwegen anderseits). 
Verbands-Gütertarif Teil.ıl, 

Abteilung B , 

Unter Aufhebung der Ausgabe vom 
1. Januar 1912 mit Nachträgen I und I 
sowie Änderungs- und Ergänzungsheft 
tritt am 1. Oktober d. J. eine Neuausgabe 
in Kraft. Durch sie wird getrennte 
Schnittfrachtberechnung für die deut- 
schen und nordischen Strecken unter 
weitgehender Berücksichtigung der deut- 
schen und nordischen Binnentarifvor- 
schriften und Gütereinteilungen 


einge- 

führt. 
Nähere Auskunft erteilt unser Ver- 
kehrsbüro. (797) 


‘ Altona, den 26. August 1921. 
Eisenbahndirektion, 
namens der Verbandsverwaltungen. 


Ostdeutsch- Sudwestdentscher 

verkehr. 

Vom 5. September 1921 ab wird die 
badische Station Hilzingen in das Tarif- 
heft 1 aufgenommen. 

Näheres enthält der Tarif- und Ver- 
kehrsanzeiger der ehemalig preuß.-hess. 
Staatseisenbahnen. (793) 

Breslau, den 26. August 1921. 

Eisenbahndirektion, 
‚namens der beteiligten Verwaltungen. 


Güter- 


Staats- und Privatbahn-Tierverkehr 
(Nr. 1504 des Tarifverz.). 

Mit sofortiger Gültigkeit werden die 
Bestimmungen der Teutoburger Wald- 
Eisenbahn im Abschnitt F. III. A auf 
Seite 133 des Tarifs geändert. 

Näheres enthält die .nächste Nummer 
des Tarifanzeigers. — Auskunft geben 
auch die beteiligten Güterabfertigungen 
sowie das Auskunftsbüro, hier, Bahnhof 
Alexanderplatz. (789) 

Berlin, den 28. August 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Nr. 35 


re 


Bayerisch-Württembergischer Güter- 

verkehr. 

Mit Gültigkeit vom 1. Oktober 1921 
wird der" Tarif neu ausgegeben und hier- 
durch der bisherige Tarif vom 1. Juni 
1907 nebst Nachträgen und Verfügungen 
aufgehoben und ersetzt. Neben Fracht- 
ermäßigungen treten auch Fracht- 
erhöhungen ein durch Einrechnung teil- 
weise erhöhter Entfernungen, sowie 
durch Aufhebung entbehrlicher Stations- 
frachtsätze für frische Fische in Wagen- 
ladungen und für frische Kutteln, ferner 
des Ausnahmetarifs 21 für Holzsägemehl 
zu Streuzwecken nach und von Ulm Ort. 

Nähere Auskunft erteilt das Tarifamt, 

Der neue Tarif ist von Mitte September 
1921 an durch das Regie- und Material- 
büro- der Eisenbahndirektion München 
zum Preise von 20 Al zu beziehen. 

München, 25. August 1921. (802) 
Tarifamt beim Reichsverkehrsministerium. 

Zweigstelle Bayern. 


Deutsch-sehwediseh-norwegischer Güter- 
tarif, Teil 

Unter Aufhebung des Tarifes vom 

1. Juli 1920 nebst Nachträgen I—III tritt 


vom 1. Oktober d. J. eine Neuausgabe 
in Kraft. Sie enthält außer den bis- 
herigen eine Anzahl neuer Verbands- 
stationen. 

- Nähere Auskunft erteilt unser Ver- 
kehrsbüro. (800) 


Altona, den 26. August 1921. 
Eisenbahndirektion, 
namens der. Verbandsverwaltungen. 


Staats- und Privatbahn-Güterverkehr. 

Mit Gültigkeit vom 1. September 1921; 
soweit nicht im Tarif ein anderer Zeit- 
punkt angegeben ist, werden folgende 
Nachträge herausgegeben: 

1. Zu Heft BI (Teilhefte Baldateel, 

16, 20 und 21) Nachtrag 16. 
2. Zu Heft II (Teilhefte BII 1-64) 
Nachtrag 16. 

Die Nachträge enthalten neben bereits 
veröffentlichten Änderungen und Er- 
gänzungen: 

a) Entfernungsänderungen infolge Er- 
öffnung der Verbindungesbahn 
Lünen Nord-Lünen Süd, 

b) Entfernungsänderungen der 
tionen der Eckernförde- Kappelner 
Eisenbahn, 

C) Ergänzungen infolge Eröffnung der 
Teilstrecke Siedenburg - Sulingen 
(Hann.)-Wehrbleck, 

d) Neue Stationen, 

e) Sonstige Änderungen. 

Auskunft geben die beteiligten Güter- 
abfertigungen sowie das Auskunftsbiüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz, - (794) 

Berlin, den 24. August 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Mit Gültiekeit vom 1. September 1921 
ab werden im Verkehr mit den Stationen 
der Köln-Bonner Eisenbahnen mit Aus- 
nahme der Stationen Bonn Ellerbahnhof, 
Köln-Sülz, Rodenkirchen b. Köln und 
Vochem- Brühl neben der Fracht Fracht- 
zuschläge erhoben. Das alsbaldige In- 
krafttreten der Tarifmaßnahme eründet 
sich auf die vorübergehende Änderung 
des S 6 der Eisenbahn-Verkehrsordnung 
(R.-G.-Bl. 1914, S. 455). Nähere Auskunft 
erteilen die beteiligten Dienststellen und 
das Verkehrsbüro in Köln, Ubierring 11. 

Köln, den 26. August 1921. (791) 
: Direktion 

der Köln-Bonner Eisenbahnen. 
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Sta- : 


Zeitung des Voreius E 
Deutscher Eisenbahnverwaltunge: 


Württembergischer Binnen-Gitertarif 
(Tiv. 39a). 
Auf 1. Oktober 1921 gehen die bisherigen 
Gemeinschaftsstationen Bieberehren und 
Röttingen (Ufr.) Bahnhof aus dem 
württembergischen. Binnengütertarif in 
den  bayerisch-württembergischen Güter- 
tarif über. Für Sendungen zwischen den 
genannten Stationen und einzelnen 
württembergischen Haltepunkten ent- 
steken hierdurch Frachtverteuerungen. 
Näheres beim Tarifbüro der Eisenbahn- 
Generaldirektion Stuttgart. 
. Stuttgart, den 27. August 1921. (801) 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


und Privatbahn-Güterverkehr. 
Verbindungsbahn Lünen Nord- 


Staats- 
Die 


Lünen Süd wird voraussichtlich erst am 


1. Oktober 1921 in Betrieb genommen 
werden, mithin haben die in dem am 
1. September 1921 erscheinenden Nach- 
trag 16, unter Abschnitt 1 zu den Heften 
BII 1-64 sowie zum Heft BI 16, Ab- 
schnitt 2 und BI 20, aufgeführten Ent- 
fernungsänderungen erst vom 1. Oktober 
1921 ab Gültigkeit. (786) 
Berlin, den 23. August 1921. 
Eisenbahndirektion. 


- Binnen-Gütertarif für die vollspurigen 


Linien der Reichseisenbahnen — Sächsi- 
sches Netz, Teil II, Heft 1 vom 1. De- 
zember 1920. 

Mit Gültigkeit vom 1. September 1921 
wird für die Verwägung auf der Kran- 
wage in Riesa das Wägegeld auf 15 Pf. 
(785) 
Dresden, am 24. August 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


Ausnahmetarif für die regelmäßige Be- 


förderung von Milch (Nr. 2a des Tarif- 


verzeichnisses). 

Mit sofortiger Gültigkeit wird die im 
Abschnitt III (Geltungsbereich) durch 
Fußanmerkung 2) bestimmte  Beschrän- 
kung im Verkehr mit der Lübeck-Büche- 
ner Risenbahn aufgehoben. 

Auskunft geben die beteiligten Güter- 
abfertigungen sowie das Auskunftsbüre, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. (782) 

Berlin, den 21. August 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Binnen-Gütertarif für die vollspurigen 
Linien, Teil II, Heft 2. £ 

Vom 1. November 1921 an werden in 
Dresden Elbufer Altstadt, Dresden Elb- 
ufer Neustadt und Dresden König Albert- 
Hafen Eilstückzüter nicht mehr ange- 
nommen und ausgeliefert. (787) 
Dresden, am 24. August 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


Gemeinschaftliches Heit CIb 
(Stationstariftafeln usw.) — Tiv. 200. 
Mit Gültigkeit vom 1. September 1921 

ab werden im Verkehr mit fast allen 


"Bahnhöfen der Köln-Bonner Eisenbahnen 


Frachtzuschläge erhoben. Näheres ent- 
hält die am 29. August 1921 erscheinende 
Nummer des Tarifanzeigers. Das als- 
baldige Inkrafttreten der Erhöhungen 
gründet sich auf die vorübergehende 
Änderung des $ 6 der Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung (R.-G.-Bl. 1914, Seite 455). 
— Auskunft geben auch die: beteiligten 


Güterabfertigungen sowie das Auskunfts- 


büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. , 
Berlin, den 24, August 1921. (783) 
Eisenbahndirektion. 


‘die Fahrpreise für Monatskarten 


- Nähere 


von Reihensteinen und Ausführung 
. Pflasterarbeiten 


* 


4 Wochen. 


s über die Milchrampe auf Bahnhof N 


- verschlossen mit der : der: Mil 


. 4. Personen- und Gepäckvorkehr. 


PreuBisch-Sächsischer Staatsbahn-, 
vatbahn-Personen- und Gepäckver 
Mit Geltung vom 1. Oktober d. J. w 
den im Verkehr mit der Ratzebur 
ser Kleinbahn die Fahrpreise 2.K 
und 3. Kl. je um 20 Pf., die Militärfal 
preise um 30 Pf. und der Fahrpreis 
Hunde um 40. Pf. erhöht. _ ; 
Nähere Auskunft erteilt die F 
Lenz & Co. in Berlin. : 
Hannover, den 23. August 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Am 1. Oktober d. J. erscheint 
1. Nachtrag für unseren Binnen 
Derselbe enthält, vorbehaltlich der [e 
nehmigung durch die Aufsichtsbehöre 1 
Erhöhungen der Fahrpreise. . 

Nähere Auskunft erteilt das Verkeh 18 
büro. - (80E 

Berlin, den 26. August 1921. -— 

Reinickendorf-Liebenwalde- 
\ Groß Schönebecker Eisenbahn. 
Die Direktion. = Be 


Br Andenbueeische Städtebahn- 

-  Aktiengesellschaft. = 

Mit Gültiekeit vom 1. September . 
werden im diesseitigen Binnenverkeh 


Wochenkarten bis auf weiteres ermä 
Auskunft erteilen die F 
karten-Ausgabestellen. 
Berlin, den 27. August 1921. 
Die Direktion. 


5. Verdingungen.. 

Die Lieferung von -Reihensteine: 
Ausführung von Pflasterarbeiten au 
Hamburger Güterkahnhof in Berli 
Güterbf: Moabit soll öffentlich ve 
werden. Die  Verdingungsunterlag 
können gegen Zahlung von 6 Hl bei di 
unterzeichneten Betriebsamt bez 
werden. i i 
zahlen oder portofrei 
Die Angebote sind verschlossen mit 
Aufschrift: „Angebot auf die Liefe 


auf. dem Hambu 
Güterbahnhof in Berlin und dem G 
bahnhof Moabit“ versehen bis 
15. September 1921, mittags 1 Uhr, 
hier einzureichen. Die Öffnung der e 
gegangenen Angebote findet zu Vv 
nannter Zeit statt. an 


Eisenbahn-Betriebsamt 3, 
Berlin NW. 40, Invalidenstr. 
Die Ausführung einer Überdae 
soll öffentlich verdungen werden. 
Die Verdingungsunterlagen und Zei 
nungen können im Zimmer 28 des w 
zeichneten Betriebsamts eingesehen 
den, auch können Angebotshefte, sow 
solche vorhanden, gegen Zahlung 
15 M bezogen werden. Die Beträge‘ 
in bar zu zahlen oder post- und beste 
geldfrei einzusenden. Die Angebote 


S, ner. nach hier Sinzureichn. Die 

nung der eingegangenen Angebote fit 

zu vorbenannter' Zeit in Gegenwart « 
etwa erschienenen Bieter statt. - 

schlagsfrist £ Wochen. a 

Eisenbahnbetriebsamt 3, Be 

Berlin NW. 40, Invalidenstraße 51. 
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| _ Nachrichten. burg Sitz der internationalen Donau- Schieferölfeuerung bei den schwedi- 
iR Deutschland: Die ‚völkerrecht- kommission. schen Staatsbahnen. — Tariferhö- 
Br liche Stellung der Saarbahnen. — nn et N hungen der polnischen Staatsbahnen. 
Die Verkehrseinheit. — Die Fracht- h: ka .isenbalinprojekt _Sza- — Zugentgleisung bei Baranowitschi. 
I ‚stundungsgebühr. — Übertenerungs- 1e St Er = gen bei — Eisenbahnverbindungen zwischen 
 — darlehen der Reichseisenhahiver- den Staatsbahnen. — Die Frage deı dem Elsaß und Frankreich. — Frank- 
Übernahme der Straßenbahnen. — 


waltung. — Beiräte für die Beichs- 


reich und der spanisch-schweizerische 


— Tschechoslowakisches Ge- 
_ _biet: Buschtiehrader Bahn. — Preß- 


Nachrichten. 


Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


— __ Die völkerrechtliche Stellung der Saarbahnen. In einer 
Note vom 4. Juli 1921 teilte der Präsident der Regierungskom- 
mission des Saargebiets dem Generalsekretär des 
Völkerbundes mit, daß die deutsche Regierung sich dem 
_ Anschluß des Saargebiets an das Internationale Übereinkommen 
vom 14. Oktober 1890 über den Eisenbahnfrachtverkehr wider- 
setze. Die deutsche Regierung erklärte, daß, ‚obwohl 
- Deutschland auf seine Regierungsbefugnisse im Saargebiet ver- 
zichtet habe, dieses Gebiet kein unabhängiger Staat sei, sondern 
_ weiterhin einen Teil Deutschlands bilde und unter deutscher 
Souveränität stehe Nur Staaten könnten dem Ab- 
_ kommen beitreten, also nicht das Saargebiet. Außerdem wäre 
dieser Beitritt überflüssig, da das Reichsgesetz, das das I. Ü. 
_ als deutsches Gesetz anerkenne, laut Friedensvertrag im Saar- 
_ gebiet in Kraft bleibe. Die Regierungskommissıon 
- des Saargebiets macht geltend, daß die Vollmachten, die 
der Friedensvertrag für den Eisenbahnbetrieb verleihe, be- 
"schränkt würden, wenn die Saarbahnen nicht dem I. Ü. beitre- 
_ ten könnten. Da es sich um Transportfragen handelt, machte 
der Generalsekretär die beratende und technische Verkehrs- 
kommission des Völkerbundes auf der letzten Ta- 
_ gung in Genf Ende Juli auf diese Frage aufmerksam. Die 
Verkehrskommission hat eine Unterkommission eingesetzt, die, 
_ wenn die Umstände es erfordern, die Frage prüfen wird. Nach- 
_ dem der Völkerbundsrat den Bericht über diese Ange- 
_  legenheit und die Erklärungen des Generalsekretärs der Regie- 
rungskommission zur Kenntnis genommen hatte, nahm er 2.0.1- 
gende Entschließung an: „Die beratende und technische 
- _ Verkehrskommission des Völkerbundes wird aufgefordert, dem 
Rat einen Vorschlag über die Verkehrsfragen zu unterbreiten, 
_ die aus dem Ersuchen der Regierungskommission des Saar- 
 gebiets über den Beitritt zum internationalen Übereinkommen 
über den Eisenbahnfrachtverkehr von 1890 erwachsen. 


der: Große Waldbrände an skandi- 
navischen und dänischen Bahnen. — 


wasserstraßen. — Neue Tariferhö- ne zwischen  Györ Eisenbahngüterverkehr. — Auslän- 
 hungen bei der Eisenbahn. — Eisen- (Raab) und Osorna. — Eröffnung dische Lieferungen für englische Ei- 
bahngüterdiebstähle — Verlänger- der Landes-Eisen- und Maschinen- senbahnen. — Ferienverkehr in Eng- 
ter Verkehr von Bäderzügen. — industrie-Ausstellung in Budapest. — land. — Eisenbahnunglück in Italien. 
Eisenbahnvertrag mit Lettland und Ungarische Erdgas-Aktien-Gesell- Me 
Litauen. — Eisenbahnunglück. — schaft. — Bund ungarischer Güter- Er em de Er d tei le i Chinesische 
Fisenbahnwissenschaftliche: Vorle- versicherungsunternehmungen. a Eisenbahnpolitik. — Neue Eisenbahn- 
sungen an der Berliner Verwaltungs- Deutsch-ungarische wirtschaftliche linien in Algier. — Verpachtung chi- 
Akademie. — Straßenbahn-Cüterbe- Annäherung. — Herabsetzung der lenischer Statseisenbahnen. 
; förderung. Tarife für Grubenholz. — Der Eisen- ER 
— österreich: Der Schiedsspruch bahnverkehr mit Südslawien. — Allgemeines. 
er die Verteilung Te Nenn Personalnachrichten. Rechtspfles.e. 
schiffe. Übrige europäische Län- DivPSrsomAn, 


Amtliche Mitteilungen. 
Amtliche Bekanntmachungen. 


— Die Verkehrseinheit. Auf eine Anfrage des preußischen 
Ministerpräsidenten hat der Reichsverkehrsminister wie folgt 
geantwortet: 

„In Fragen der Verkehrspolitik, namentlich auch soweit es 
sich um die Verkehrsbeziehungen zum Ausland handelt, habe 
ich die endgültige Entscheidung mir selbst und der Hauptstelle 
meines Ministeriums vorbehalten. Dagegen erscheint es nach 
Lage der Sache geboten, alle vorbereitenden Verhandlungen in 
Verkehrsfragen von den Direktivbehörden führen zu lassen. 
Deshalb habe ich für den Verkehr mit dem Auslande die Feder- 
führung auf deutscher Seite denjenigen Grenzdirektionen über- 
tragen, die infolge ihrer geographischen Lage die engsten Be- 
ziehungen zu den betreffenden fremden Ländern haben. 

Diesem Grundsatz entsprechend sind die Direktivbehörden in 
München mit der Federführung für die Verhandlungen in Fra- 
gen des Personen- und Güterverkehrs mit Oesterreich, Italien 
(über Brenner), Südslawien und Ungarn betraut worden. Eine 
ähnliche Regelung ist bezüglich des Verkehrs mit der Schweiz, 
Frankreich, Belgien, den Niederlanden (England), Skandina- 
vien, den Östsee-Randstaaten, der Tschechoslowakei zugunsten 
der Eisenbahndirektionen in Karlsruhe, Köln, Altona, Königs- 
berg und Dresden bereits erfolgt und wird für die Verhandlungen 
mit anderen Ländern noch entsprechend getroffen werden .. .“ 


— Die Frachtstundungsgebühr (vgl. auch Nr. 22, S. 431 
d. Ztge.). Auf eine Anfrage der Reichstagsmitzlieder Dr. Most 
und Dr. Quaatz hat der Reichsverkehrsminister wie folgt ge- 
antwortet: „Die Gründe, die für und gegen die Erhebung der 
Frachtstundungsgebühren sprechen, sind durch den deutschen 
Eisenbahn-Verkehrsverband wiederholt eingehend und sorg- 
fältig geprüft worden. Der Beschluß des Verkehrsverbandes 
stützt sich im wesentlichen auf das berechtigte Verlangen der 
Eisenbahnverwaltungen nach einem Ausgleich für die Zins- 
verluste, die die Verwaltungen aus der nachträglichen Fracht- 
begleichung erleiden, vor allem aber nach einer angemessenen 
Entschädigung für die den Dienststellen aus der Frachtstun- 
dung erwachsenden Sonder- und Mehrarbeiten, die namentlich 
unter den gegenwärtigen Verhältnissen erhebliche Kosten ver- 
ursachen. Entgegen der in der Anfrage wiedergegebenen Auf- 
fassung, wonach das Stundungsverfahren der Eisenbahn erheb- 
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liche Arbeit ersparen soll, ist nämlich der Verkehrsverband der 
Überzeugung, daß es die Kräfte der Eisenbahn besonders stark 
in Anspruch nimmt. 

Die Schwierigkeiten, die die neue Belastung für die Fracht- 
stundungsnehmer mit sich bringt, werden durchaus nicht ver- 
kannt. Die Eisenbahn rechnet also allerdings damit, daß ein 
Teil der Stundungsnehmer dieses Verfahren aufgibt. Wenn, 
wie kürzlich bei einer Besprechung der Angelegenheit mit den 
Vertretern der Spediteure festgestellt wurde, diese Kreise dazu 
übergehen, die Frachten täglich abzurechnen, so ist damit bei- 
den Teilen geholfen. 'Eine Beseitigung oder Ermäßigung der 
Gebühr kann nicht in Aussicht gestellt werden.“ 


—  Überteuerungsdarlehen der Reichseisenbahnverwaltung. 
Der Reichsverkehrsminister hat an die Zweigstellen, Direktio- 
nen usw. folgenden Erlaß gerichtet: I. Vom Haushaltsjahre 1922 
an können in beschränktem Umfange Überteuerungs- 
darlehen auch zum Bau von Eigenwohnungen gegeben werden. 
Besondere Bedingungen hierfür sind: 

1. Die Eigenwohnungen sollen möglichst auf die Dauer von 
50 Jahren Beamten, Angestellten und Arbeitern vorbehalten 
bleiben. 

2, Die Wohnungsinhaber müssen sich zur Verminderung der 
Eisenbahn-Überteuerungsdarlehen in erheblichem Maße an der 
Abbürdung der Überteuerungskosten beteiligen, wie dies am 
gleichen Orte für Zuschuß - Mietwohnungen gefordert wird. 

3. Überteuerungesdarlehen sollen in der Regel nur gewährt 
werden, wenn die Eigenheime entweder kraft eines Erbbau- 
rechts an Grundstücken einer gemeinnützigen oder öffentlich- 
rechtlichen Körperschaft oder als Heimstätten nach Maßgabe 


der Bestimmungen des Reichsheimstättengesetzes vom 10. Mai | 


1920 (R.G.Bl. S. 963) ausgegeben werden, oder ein Vor-, An- 
kaufs- oder Wiederkaufsrecht zugunsten einer öffentlich- recht- 
lichen oder gemeinnützigen Stelle vereinbart und die Erfüllung 
der Verpflichtung durch eine Eintragung im Grundbuche ge- 
führt wird. 

4. Scheidet der Eigentümer oder Erbbauberechtigte eines mit 
Arbeitzeberzuschüssen errichteten Eigenheimes aus dem Eisen- 
bahndienste aus, so kann ihm die Verpflichtung zur sofortigen 
Zurückzahlung des Arbeitgeberzuschusses auferlegt werden, so- 
fern er nicht vor Ablauf der in Ziffer 1 festgesetzten. Frist 
einen anderen Angehörigen der R.E.V. bei sich aufnimmt. Diese 
Verpflichtung obliegt nicht bei Pensionierung oder Ableben mit 
en einer Witwe mit Kindern. 

Der Besitz eines Eigenheims darf kein Hinderunssgrund 
8 eine Versetzung sein. Eine dahingehende Erklärung muß 
vor der Darlehnshingabe abgegeben werden. 

II. Vom Haushaltsjahre 1922 an können ferner zum Neubau 
von Mietwohnungen, die Angehörigen der Eisenbahnverwaltung 
zugute kommen, in besonderen Ausnahmefällen Überteuerungs- 
darlehen gegeben werden, wenn die Bauten durch Einzel- 
personen errichtet werden. Diese Einzelpersonen müssen 
für die ordnungsmäßige Durchführung der ‘Bauvorhaben und 
für die Einhaltung der Darlehensbedingungen Gewähr bieten. 

III. Wenn ganz besondere Verhältnisse es geboten erscheinen 
lassen, die vorstehenden Bestimmungen in Einzelfällen bereits 
in diesem Jahre anzuwenden, so ersuche ich hierwegen unter 
Beigabe der Skizzen-, Kostenanschläge- und Wirtschaftspläne, 
sowie des Entwurfs des Darlehensvertrages zu berichten.“ 


— Beiräte für die Reichswasserstraßen. Die Reichsregierung 
befaßt sich mit einer Verordnung, betr. die Einführung von 
Beiräten für die Reichswasserstraßen gemäß Artikel 98 der 
Verfassung des Deutschen Reiches. Es sollen acht Bezirks- 
wasserstraßenbeiräte und ein Reichswasserstraßenbeirat errich- 
tet werden und zwar folgende: 

1. Ostpreußischer Wasserstraßenbeirat für 

die Wiasserstraßen in der Provinz Ostpreußen; 

2. Oder-Wasserstraßenbeirat für das: 

u Stettin mit Ausnahme 

3. Märkischer Wasserstraßenbeirat für die 

Wasserstraßen zwischen der Elbe von Magdeburg bis Havel- 
berg und der Oder von Fürstenberg bis Hohensaathen; 

4. Elbe-Wasserstraßenbeirat für das Elbegebiet 
bis Hamburg-Harburg mit Ausnahme der Märkischen 
Wasserstraßen (3) und für den Elbe-Trave-Kanal; 
Mittelland-Wasserstraßenbeirat für das Ems- 
gebiet bis Papenburg, das Wesergebiet bis Bremen, den 
Rhein-Herne-Kanal, den Lippe-Kanal, den Ems-Weser-Kanal 
und den Weser-Elbe-Kanal ohne Anschluß nach Leipzig; 

6. Rhein-Wasserstraßenbeirat für das Rheingebiet 
mit Ausnahme der unter 5 und 7 aufgeführten Wasser- 
straßen; 

7. Main-Donau-Wasserstraßenbeirat für den 
Main oberhalb Aschaffenburg, die Main-Donau-Verbindung 
und das Donaugebiet; 


Odergebiet 
der Märkischen Wasserstraß en 


(Bi 


8 See-Wasserstraßenbeirat für 
strecken der Oder, Elbe, 
helm-Kanal und .soustige See-Wasserstraßen 
Küstenflüsse, mit Ausnahme der ostpreußischen (1). 


wichtigen, die Verwaltung, die Unterhaltung, den Ausbau und 
den Verkehr der ihm a Wasserstraßen berührende ii 
Als solche wichtige Angelegenz 


ie Ufern zur Erhaltung und. Verbesserung der Schiffbarka 
und Vorflut, Hochwasserregulierungen, Bedingungen für die 
Erlaubnis zur Anlage von Häfen und Anlegestellen, soziale Für- 
sorge für die an Wasserstraßen beschäftigten Angestellten 
Arbeiter sowie die schiffahrttreibende Bevölkerung, 
fahrtspolizeiverordnungen, Bestimmungen über Schiffahrtsabga- 
ben, Einrichtung der Wasserstraßenverwaltung und Anordnun- 
gen über den internationalen Schiffahrtsverkehr. Jeder Beirat 
besteht aus einem Vorsitzenden und dessen Stellvertreter, die 
vom Reichsverkehrsminister ernannt werden, ferner aus Vertre 
tern der beteiligten Landesregierungen, der Schiffahrt und Sp 
'dition, der Häfen und Beamten und Arbeitern, die durch d 
Landesregierungen ernannt werden sollen, ferner aus Mitglie- 
dern aus den Kreisen von Handel, Industrie und Landwirtschaft. 
Der Reichs wasserstraßenbeirat hat die Aufgabe, in 
den obengenannten wichtisen Angelegenheiten der Bezirks- 
wasserstraßenbeiräte, sofern sich ihre Bedeutung über den Ge- 
schäftsbereich eines Bezirkswasserstraßenbeirats hinaus er 
streckt, Gutachten abzugeben. Er besteht aus einem Vorsitzen- 
den, aus 40 von den Bezirkswasserstraßenbeiräten gewählten 
Mitgliedern, aus 12 Mitgliedern des Reichswirtschaftsrats und 
10 vom Reichsverkehrsminister berufenen Mitgliedern, darunter 
je einem Vertreter der internationalen Schiffahrtskommissionen 
und der Reichsbahnverwaltung. Nach den vorläufigen Vorschlä- 
gen erhalten die Wasserstraßenbeiräte folgende Mitglieder: Ost- 
preußischer Beirat 16, Oder-Beirat 30, Märkischer Beirat 26, 
Elbe-Beirat 50, Mittelland- Beirat 52, Rhein- Beirat 63, Main h 
Donau-Beirat 26, See-Beirat 56. 


— Neue Tariferhöhungen bei der Eisenbahn. Die Mehrkosten, 
die der Eisenbahnverwaltung entstehen werden durch die Er 
höhung der Teuerungszulagen für die Eisenbahnbediensteten 
ab 1. August und durch die voraussichtliche Verteuerung der 
Betriebsmaterialien (Kohle usw.) sollen, wie der „Deutsche“ 
berichtet, nach einem Beschlusse des Reichskabinetts durch eine 
Erhöhung der Personen- und Gütertarife um 30 % wieder ein- 
gebracht werden. Entsprechende Vorlagen werden zunächst in 
der zuständigen Tarifkommission der Deutschen Eisenbahnver- 
waltungen und dem Verkehrsbeirat durchberaten werden. Die 
Erhöhungen sollen so bald wie möglich, voraussichtlich ab 1. No- E 
vember für den Güterverkehr und ab 1. Dezember für den Per- 
sonenverkehr in Kraft treten. Die erhöhten Tarife werden recht- 
zeitig vor dem Inkrafttreten veröffentlicht werden. 


— Eisenbahngüterdiebstähle. ‚Der Deutsche“ schreibt In 
Kriege und nach der Revolution nahmen die Diebstähle und 
Beraubungen an Eisenbahngütern und Gepäck einen derartigen 
Umfang an, daß die deutschen Eisenbahnen großzügige Mai- 
nahmen treffen mußten, um dem Übel soweit als möglich zu 
steuern. In allen Eisenbahndirektionsbezirken wurden beson- 
dere Überwachungsabteilungen gebildet. Diese Maßnahmen 
haben zwar erhebliche Aufwendungen nötig gemacht, sind je- 
doch von bester Wirkung gewesen. Seit dem 1. Januar dieses 
Jahres wurden auf den deutschen Reichsbahnen bis Ende Juli 
rund 104000 Diebstähle festgestellt. In fast 10 % der Fälle 
konnten die Diebe ermittelt werden und zwar überwiegend 
durch die genannten Überwachungsabteilungen. i 
nen Bediensteten hat die Eisenbahnverwaltung in der fraglichen. 
Zeit wegen Diebstahls mehr als 2600 entlassen. Als ein Zeichen 
der Besserung unserer Verhältnisse im Güterbeförderungsdienst 
ist es anzusprechen, daß die Zahl der Entschädigungsanträge 
für verlorengegangene, beschädigte und beraubte Güter in letz- 
ter Zeit ständig und erheblich gesunken ist. 


— Verlängerter Verkehr von Bäderzügen. Infolge des überall 
a zwischen den Ostseebädern an der meck- 


um 1159 in I ein, während dr Gegenzug Neckeng D Fi2 
um 601 von Rostock abfährt und um 1007 abends in Berlin ein- 
trifft. Ebenso wird auch der Vorzug D 36, Heringsdorf (ab 
1103 vorm.)—Berlin (an Stettiner Bahnhof 355 nachm.) wegen 
des anhaltend starken Reiseverkehrs bis zum 15. d. Mts. ‚weigeg 2 
beibehalten. a 
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bezüglichen Tarife festsetzt. Güterzüge können in Zukunft 
lettländische, litauische und ostdeutsche Grenzen ohne die bis- 
herige Kontrolle und Umladung durchfahren. Aus Deutschland 
"können nach Lettland Waren direkt bis zu folgenden Stationen 
gesandt werden: Riga, Dünaburg, Libau, Mitau, Walk, Ölmar, 
Windau, Schugowo und Rossitten. Besonders die beiden letzten 
Orte kommen, da sie direkt an der russischen Grenze liegen, 
für die von Deutschland nach Rußland gehenden Warentrans- 
Allerdings würden in Riga Umladungen 
erforderlich sein, da hier die deutsche Spurbreite aufhört, so 
daß erst von hier aus die Transporte glatt ins Innere Rußlands 
durchrollen. 


— Eisenbahnunglück. Am 4. September um 2 Uhr 15 Minuten 


“nachmittags fuhr auf dem Bahnhof Iserlohn der Personen- 


_ Eisenbahnbeamte sind von besonderer Bedeutung: 
“dersch: Enzyklopädie der Verkehrswissenschaften (Allgem. 


_ bahnverwaltung; 


zug 883 von Schwerte nach Iserlohn dem Personenzug 1317 von 
Letmathe nach Iserlohn in die Flanke. Vier Personen sind &v- 
tötet, eine Person schwer und 20 leicht verletzt. Vier Personen- 
wagen sind beschädigt. Der Betrieb wurde nach kurzer Unter- 

- breehung um 8 Uhr abends wieder im vollen Umfange aufgeuom 
men. Die Untersuchung der Schuldfrage ist eingeleitet. 


- —— Eisenbahnwissenschaftliche Vorlesungen an der Berliner 
Verwaltungs-Akademie. Das neue Vorlesungs-Verzeichnis der 
Akademie ist soeben erschienen. Es enthält eine große Zahl 
von Vorlesungen und Übungen, die der allgemeinen und fach- 
 wissenschaftlichen Fortbildung der Beamten dienen. Für 
DERSEAT- 


"Verkehrslehre);. Minister.-Rat Dr. Roser: Betriebsräte, Be- 
"amtenvertretungen und Arbeiterlohntarif -bei der Reichseisen- 
Oberreg.-Baurat Dr. Martens: Taylors 
Lehre und Anwendung im Eisenbahnwesen; Geh. Baurat Hein- 


“ 
Sg 


rich: Einführung in die Betriebswissenschaft: Geh. Reg.-Rat, 


_Min.-Rat a. D. Dr. Sarter: Eisenbahn und Wirtschaftsleben: 


2 


_ Oberreg.-Rat Dr. Niemack: Die Eisenbahntarife im Rahmen 
eder deutschen Volkswirtschaft; Prof. Kaskel: Arbeiter- und 
- Angestelltenrecht; Prof. Dr. Heyde: Sozialpolitik. Das Vor- 
lesungs-Verzeichnis ist gegen Voreinsendung von 2 M 


von der Geschäftsstelle, Berlin W 8, Charlottenstr. 50/51, zu 
beziehen. x 
= — Straßenbahn-Güterbeförderung. Kürzlich ging die Nach- 


-rTicht durch die Berliner Presse, schreibt der „Deutsche“, die 


- Berliner Straßenbahn beabsichtige zur Hebung ihrer Einnahmen 


- Fabriken usw. aufzunehmen. 
 stanzen ihr hierbei noch Schwierigkeiten machen. 


- fruchtbringend. 


= 
F 


 pakete mag sich glatt abwickeln. 


die Güterbeförderung zwischen den Berliner Bahnhöfen und 
Leider sollten die staatlichen In- 
Im ersten 
Augenblick erscheint der Gedanke der Straßenbahn ganz sicher 
Bei näherem Zusehen tauchen jedoch 
mancherlei Bedenken und Zweifel hinsichtlich der Ausführbar- 
keit und Rentabilität auf. Die Beförderung der kleinen Post- 
Wie ist aber im einzelnen 


_ die Beförderung von „Fabrikgut“ (Brennstoffe, Maschinenteile, 
große Kisten u. dergl.) gedacht? 


a 
_ der Behörden Versuche hierin gemacht. 


Im Kriege sind unseres Wissens in Berlin unter Förderung 
Treibender Faktor war 


damals der außerordentliche Mangel an Pferden, Kutschern, 


-_ Futtermitteln, Lastkraftwagen, Betriebsstoffen hierzu u. dergl. 


- Heutzutage ist das Spediteurgewerbe wieder auf der Höhe seiner 


\ früheren Leistungsfähigkeit. 
_ eigenes 


Selbst kleine Fabriken besitzen 
Pferdefuhrwerk oder Kraftwagen. Größere Werke 


haben eigene Eisenbahnanschlußgleise mit eigenen Lokomotiven. 


Werden unter diesen günstigeren Verhältnissen viele Verkehr- 


_ treibende geneigt sein, sich kostspielige Straßenbahngleise mit 
_ den nötigen Weichen usw. nach ihren Grundstücken einführen 
zu lassen? Denn die Ent- und Aufladung von Gütern auf der 


ent 


freien Strecke — das ist auf den Straßen — erscheint unmög- 
lich. Ferner sei daran erinnert, welche ungeheuren Geldmittel 


die Straßenbahn aufwenden müßte für die Einführung der 
- Straßenbahngleise in die Ladestraßen der Bahnhöfe, für die Be- 
 schaffung eines größeren Güterwagenparkes mit verschiedenen 


- Typen (bedeckte, offene für Kohlen, Plattformwagen). 


In den 


 Tagesstunden wäre der Btrieb ohne Beeinträchtigung des Per- 
- sonenverkehrs — vielleicht auch aus polizeilichen Gründen — 


Die Verkehrtreibenden werden 
nachts rechnen. müssen. 


ER 


auf den meisten Linien wegen der Verkehrsdichte ausge- 
schlossen. Und die Nachtarbeit hat Nachteile. mancherlei Art. 
Die Eisenbahnverwaltung wird besondere Kosten verlangen für 
das Besetzthalten der Güterbahnhöfe, für Beleuchtung u. dergl. 
mit erhöhter Diebstahlsgefahr 
Die Personale sowohl bei den Werken 
wie vielleicht auch bei der Straßenbahn werden Widerstand 
gegen Nachtarbeit leisten, zum mindesten erhöhte Löhne ver- 


, 


langen. Auch in technischer Beziehung wären viele Fragen zu 
klären: die unmittelbare Überführung der Eisenbahnwagen auf 
die Gleise der Straßenbahn — auch auf logenannten Rollböcken 
— dürfte wegen Ungeeignetheit des Oberbaues (geringe Spur- 
weite, zu starke Krümmungen, zu schwache Tragfähigkeit) aus- 
geschlossen sein. Die Beförderung gewöhnlicher Straßenfuhr- 
werke durch Straßenbahnmotorwagen erscheint unpraktisch. Sie 
wäre nur nachts möglich bei sehr niedriger Geschwindigkeit 
und nur kurzen Zügen. Übrigens wären alsdann Zugtiere und 
Kutscher zu Anfang und Beendigung des Transportes nötig 
wodurch die Kosten sich erhöhen. 


Österreich. 


— Der Schiedsspruch über die Verteilung der Donauschiffe. 
Nach fünftägigen Beratungen und nach Vernehmung der Inter- 
essenten und Fachleute sind am 26. August die Verhandlun- 
gen des Schiedsrichters Hynes über die Verteilung des Schiffs- 
parks auf der Donau sowie die Feststellung der Entschädigun- 
gen zum Abschlusse gebracht worden. Der Stoff ist ungemein 
schwierig, so daß der Schiedsrichter erklärte, daß er seinen 
Schiedsspruch über die Entschädigung und Zahlung der Kosten 
in einem späteren Zeitpunkte von Paris aus fällen werde. Was 
bis jetzt feststeht, ist die Aufteilung der einzelnen Schiffe auf 
die Uferstaaten. Offen geblieben ist die Frage der Entschä- 
digung. 

Der Schiedsspruch verfügt, daß Österreich von den noch in 
seinem Besitze befindlichen Schiffen die Dampfer „Budapest“, 
„Schönbrunn“ an Südslawien, ferner die Dampfer „Hohenberg“. 
„Iris“, „Laudon“, „Tegetthoff“, „Osjiek“ und ‚„Elen‘ an Rumä- 
nien, endlich die Dampfer „Aggstein“, „Wachau“ und „Wien“ 
an die Tschechoslowakei herausgeben müsse. Weiter muß Öster- 
reich die Dampfer ‚‚Wien“, „München“, „Bayern“, „Irene“ und 
„Wittelsbach“ sowie 52 Schlepper an Südslawien, Ungarn 2 Re- 
morköre und 20 Schlepper an die Tschechoslowakei und 10 Re- 
morköre an Rumänien herausgeben. Außer diesen Dampfern, 
die noch im Besitze Österreichs und Ungarns sind und abgege- 
ben werden müssen, kommen noch iene Dampfer in Betracht, die 
bereits weggenommen worden waren, und deren Eigentumsver- 
hältnisse jetzt geordnet werden. .An Südslawien tritt Österreich 
22 Remorköre, 347 Schlepper, und 9 Pontons, Ungarn 22 
Remorköre, 164 Schlepper und 1 Ponton ab. An Rumänien 
übergibt Österreich 8 Remorköre und 43 Schlepper, Un- 
garn 3 Remorköre und 24 Schlepper. An Frankreich gibt 
Österreich 5 Remorköre und 33 Schlepper, Ungarn 4 Re- 
morköre und 14 Schlepper ab. Außerdem hat das alte Öster- 
reich-Ungarn nach der Militärkonvention, die dem Zusammen- 
bruch im Jahre 1918 folgte und einen Bestandteil des Waffen- 
stillstandes bildete, 10 Passagierdampfer, 10 Remorköre und 
60 Schlepper abliefern müssen. Diese Schiffe wurden jetzt 
als verfallen erklärt, und für diese ist keine Entschädigung zu 
zahlen. Dagegen erhält Österreich von Südslawien 4 Passa- 
gierdampfer, 3 Remorköre und. 71 Schlepper zurück, von denen 
es aber einen Teil an die Tschechoslowakei abgeben muß. Un- 
garn bekommt 2 Remorköre und 58 Schlepper zurück. 


Bezüglich der Entschädigung wurde ausgesprochen, daß 
weder Südslawien noch Rumänien eine Zahlung für die ver- 
fallenen Schiffe leisten müssen, weil diese als Beute erklärt 
werden. Dagegen hat die Tschechoslowakei die Dampfer, die 
sie empfängt, zu bezahlen. Über die Frage des Kaufpreises 
herrschte weitgehende Meinungsverschiedenheit. Die Vertre- 
ter der Tschechoslowakei erklärten sich bereit, den ursprüng- 
lichen Anschaffungswert in Kronen zu bezahlen. Dagegen ver- 
traten die Vertreter Österreichs bzw. der Donau-Dampfschiff- 
fahrtsgesellschaft, den Standpunkt, daß sie so viel zahlen sollen, 
als dem heutigen Werte der Schiffe entspricht. Die öster- 
reichischen Vertreter hatten auch bereits bestimmte Angebote 
über den Preis eines Dampfers und eines Schleppers vorliegen. 
Die tschechischen Vertreter lehnten diese Berechnungen ab und 
sagten, daß die Preise sehr schwankend sind und eine Ver- 
billigunz in Aussicht steht. Der Schiedsrichter bemerkte, er 
würde empfehlen, daß die Vertreter der Tschechoslowakei einen 
friedlichen Ausgleich auf Grundlage dessen, was die Dampfer 
der Gesellschaft an Zinsen einbringen, annehmen sollen. Diese 
Anregung wurde von den tschechischen Vertretern bekämpft, mit 
der Begründung, daß die Preise fallen und die gegenwärtige 
Verzinsung nicht werde aufrechterhalten werden können. Be- 
stritten war auch die Frage, in welcher Währung die Entschädi- 
gung zu leisten sei. Die österreichischen Vertreter lehnten die 
Zahlung in Kronen ab. Die tschechischen Vertreter boten 
tschechoslowakische Kronen an, der Schiedsrichter empfahl, sich 
auf neutrales Geld, etwa auf Schweizer Francs, zu vergleichen. 
Die tschechischen Vertreter bemerkten noch, daß "diese Schiffe 
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schon lange nicht mehr in Österreich seien, daß die Eigentümer 
sie als verloren gegeben haben, und daß deshalb eine Entschä- 


digung auf Grund des seinerzeitigen Anschaffungspreises nicht 
Das wurde von den österreichischen Vertretern, 


unbillig sei. 
bekämpft. Schließlich bemerkte der Schiedsrichter, er werde die 
Frage nochmals einem Unterausschuß zur Prüfung vorlegen 
und das Urteil nach seiner Rückkehr aus Paris auf schriftlichem 
Wege verkündigen. 


Tschecho-slowakisches Gebiet. 


— Buschtiehrader Bahn. In kurzer Zeit werden in Prag die 
Verhandlungen der Buschtiehrader Bahn mit der tschechoslowa- 
kischen Regierung wegen der schwebenden Fragen wieder auf- 
genommen werden. Die Buschtiehrader Bahn hat das Begehren 
gestellt, daß ihr die Kriegszuschläge im vollen Betrage als Ein- 
nahme zugebilligt werden. Die tschechische Regierung hat ein 
solches Zugeständnis von Bedingungen abhängig gemacht, über 
welche die Verhandlungen schweben. Von dem Ausfall der Ver- 
handlungen und den Vereinbarungen mit der Regierung wird es 
abhängen, ob die Buschtiehrader Bahn in der Lage sein wird, 
für das Jahr 1920, dessen Bilanz bis jetzt noch nicht feststeht, 
eine Dividende zu bezahlen. Die Dividende kann in jedem Fall 
nur aus dem Reservefonds ausgeschüttet werden und dürfte des- 
halb höchstens für beide Netze je 4% betragen. Es ist jedoch 
noch nicht gewiß, ob überhaupt eine Dividende verteilt wer- 
den wird. Hierbei spielt auch die Frage der Verstaatlichung 
mit; wenn jetzt schon eine grundsätzliche Verständigung erzielt 
werden sollte, dürfte dann die Frage der Dividende mit 
geregelt werden. Hierbei werden auch die Aussichten des lau- 
fenden Jahres, welche wegen der industriellen Krise in der 
Tschechoslowakei nicht die besten sind, mitspielen. 


— Preßburg Sitz der internationalen Donaukommission. .Die 
„Schweizerische Verkehrskorrespondenz“ schreibt: Der Frie- 
densvertrag hat es unterlassen, den Sitz der internationalen 
Donaukommission zum Voraus zu bestimmen, wie das für die 
Rheinkommission geschehen ist. Die Donaukommission hat 
ihren Sitz selber zu bestimmen und dies geschah in der letzten 
Sitzung, wo die Stadt Pozsony (Preßburg) als Sitz bezeichnet 
wurde. Nachdem die Kommission einstimmig den Beschluß ge- 
faßt hatte, Budapest nicht zum Sitze zu bestimmen, wurde von 
verschiedenen, darunter auch Frankreich, Wien in Vorschlag ge- 
bracht, aber diese Stadt unterlag zugunsten von Preßburg 


Ungarn. 


— Eisenbahnprojekt Szabadka-Zombor. Eine belgisch-ser- 
bische Gesellschaft plant zwischen Szabadka und Zombor eine 
elektrische Eisenbahn auszubauen und beabsichtigt die auf un- 
garischem Gebite befindliche Station Kelebia in diese Eisen- 
bahnstrecke einzubeziehen. 


— Beförderungen bei den Staatsbahnen. Das Amtsblatt der 
Staatsbahnen veröffentlicht eine Anzahl von Beförderungen 
außer der Reihe. Mehr als 1200 Beamte wurden bei der Staats- 
bahnverwaltung- befördert. 


— Die Frage der Übernahme der Straßenbahnen. Das vor kur- 
zem in Wirksamkeit getretene Gesetz über die Übernahme der 
Straßenbahnen hat noch immer keine klare Rechtslage dieser 
Bahnen herbeigeführt. Insbesondere sind die Rechtsverhält- 
nisse hinsichtlich der materiellen Verantwortlichkeit ungeklärt. 
Aber auch über die Übernahme selbst ist die Lage verworren. 


In dieser Beziehung hat wohl die Generalversammlung- schon - 


einen Beschluß gefaßt, doch läßt sich eine entschiedene Ab- 
sicht der Übernahme aus dem Beschlusse nicht erkennen, denn 
die Generalversammlung beabsichtigt erst später, also nachdem 
der Beschluß schon erbracht wurde, eine Kommission. zu ent- 
senden, die die Frage der Straßenbahnen eingehend prüfen wird, 
was eigentlich vor der Beschlußfassung hätte geschehen 
müssen. Die Frage der Übernahme ist unter den heutigen Ver- 
hältnissen viel schwieriger, als sie noch vor einigen Monaten 
war, da für den Fehlbetrag, der sich aus der Verwaltung der 
Bahnen schon seit November 1918 ergibt, weder die Eisenbahn- 
gesellschaft, noch die Hauptstadt aufkommen will. 

Da für die Regelung sämtlicher ungeklärter Fragen ein etwai- 
ger außergerichtlicher Ausgleich eine allgemeine Beruhigung der 
erresten Gemüter sämtlicher Interessenten kaum herbeiführen 
besteht die Absicht, die strittigen Fragen vor Gericht zu 

ringen. 


— Motorwagenverkehr zwischen Györ (Raab) und Csorna. 
Auf der Strecke Györ-Csorna ist ein regelmäßiger Motorwagen- 
verkehr eingeführt worden. Vorläufig laufen nur aus vier Per- 
sonenwagen bestehende Züge. Die Kraftwagen sind mit Mo- 
toren nach dem Russing-System von 35 PS ausgerüstet. 


. komotive ist das Erzeugnis der Lokomotivfabrik Henschel 


nis; sie haben eine Tragfähigkeit von 10 t. 


- durch die Deutsche Bank gegründeten Gesellschaft befindet sic 


— Eröffnung der Landes-Eisen- und Maschinenindnetrie NE 
stellung in Budapest. In der Industriehalle eröffnete am 
19: August der Reichsverweser und der Protektor-Stellvertreter 
der Ausstellung, Handelsminister Ludwig v. H egyeshalmy, 
die Landes-Eisen- und Maschinenindustrie-Ausstellung. Letzterer 
würdigte in seiner an den Reichsverweser gerichteten Ansprache 
die große Bedeutung dieser Ausstellung. Er verwies auf die 
traurige Lage, in die das Land auf wirtschaftlichem Gebiete in- 
folge der verschiedenen Revolutionen und der rumänischen Be- 
setzung geraten war. Hierzu gesellte sich noch der große Man- 
gel an Rohstoffen und Kohlen. Trotzdem habe die Veransta 
tung dieser Ausstellung den Beweis für die Lebensfähiskeit der 
ungarischen Industrie erbracht. Die mit größter Kraftanstren- 
gung wieder in Gang gesetzten industriellen Betriebe zeigten, 
daß sie den Wiederaufbau der ungarischen Volkswirtschaf 
ernst nähmen. — Nachdem Reichsverweser v. Horthy darau 
hingewiesen hatte, daß die Eisen- und Maschinenindustrie nac 
einer verhältnismäßig kurzen Zeit sich wieder habe aufrichten 
können, und daß dies ein Beweis der Lebens- und Entwicklungs 
fähigkeit der ungarischen Volkswirtschaft sei, wurde die Aus 
stellung für eröffnet erklärt. 

Die besondere Beachtung des Reichsverwesers und des Pu 
kums erregten die von der: Ungarischen Stahlwarenfabrik-A.-G 
ausgestellten Eisenbahn- und Autofedern, Wagen- und Maschi 
nenfedern, aus Spezialstahl geschmiedete und gepreßte M 
schinenteile sowie Stahlrohre. Ferner wurden eine Lokomot 
und zwei Langholztransportwagen von der Ungarischen Wir 
schafts- und Kleinbahnen A.-G., Budapest, ausgestellt. Die Lo 


Sohn in Cassel, die Wagen hingegen sind ungarisches Erzeug 
Auch die Aus 
stellung der Maschinenfabrik der ungarischen Staatsbahnen fan 
in Fachkreisen besondere Beachtung, so daß sich gewiß de 
gute Ruf dieser Unternehmung auch Ruben ee: Gr 
Ungarns verbreiten wird. 


= 


— Ungarische Erdga--Aktien Gesellschart Die in Siebanb 
gen befindlichen weltberühmten :Erdgasanlagen der vorgena 
ten Gesellschaft stehen derzeit unter Leitung der dort verblie 
benen deutschen Fachmänner. Die Mehrheit der Aktien de 


in ungarischen Händen. Zwischen den Aktienbesitzern und 
rumänischen Behörden werden schon seit längerer Zeit Verhan 
lungen gepflogen, die den Zweck verfolgen, mit Einbeziehun 
rumänischer und ausländischer Interessenten eine meue Gesel 
schaft mit dem Sitz in Rumänien zu gründen. a 


— Bund tingarischer-Güterversichernngsunternehmun ah I 
Budapest wurde ein Bund ungarischer Güterversicherungsunte 
nehmungen gegründet, dem sich mit Ausnahme von zwei bis dre 
Gesellschaften sämtliche angesehenen in- und ausländische 
Güterversicherungsgesellschaften angeschlossen haben. Zwee 
des Bundes ist, den auf dem Gebiete der Güterversicherung en 
arteten Wettbewerb durch kartellmäßige Einführung einhei 
licher Gebührensätze und Bedingungen zu regeln. 


— Deutseh-ungarische wirtschaftliche Annäherung. Zwische 
angesehenen Persönlichkeiten aus ungarischen Wirtschafts- un 
Finanzkreisen und deutschen Wirtschaftsinteressenten . a 
Besprechungen geführt, die den Zweck verfolgen, in Budapes 
a Deutsch -Ungarischen Wirtschaftskongreß ins Leben zZ 
rufen 


> Herabseizuns der Tarife für Erabenhofz: Im Handel 
ministerium hat auf Vorlage des Landesverbandes der In 
dustriellen und des Verbandes der Berg- und Hüttenwerke vor 
kurzem eine Beratung über die Ermäßigung der Tarife fü 
Grubenholz stattgefunden. Die Bergwerke beabsichtigen, 
durch die Frachtermäßigung gewonnenen Ersparnisse für neu 
Anlagen zu verwenden. Eine endgültige Entscheidung wurd 
vom Handelsministerium noch nicht getroffen. 


— Der Eisenbahnverkehr mit Südslawien. Die Südbah 
direktion teilt mit, daß vom 1. August an zwischen Nagykanizs 
und Gyekenyes täglich ein neues Personenzugpaar verkeh 
wird, das sich in Gy&ekönyes an die nach Agram abgehenden s 
slawischen Züge anschließen werde. Hierdurch wird zwise 
Budapest Südbahnhof und Agram über Nasykanizsa-Gyekeny 
eine unmittelbare Verbindung hergestellt. Abfahrtszeit vo 
Budapest Südbahnhof Dienstag, Donnerstag und Sonnabend m 
dem. Balaton-D-Zug- um 9 Uhr vormittags; Ankunft an dem 
selben Tag in Agram um 9 Uhr 24 Min. abends. 


Ankunft am selben Tage mit dem Balaton-D-Zug in Budap 
Südbahnhof um 6 Uhr 35 Min. abends. 


— Personalnachrichten. Der Direktor-Stellvertieter dena ung& 
rischen ae Berl, Dre t sch unter gleichzeiti 
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ziellen Hauptsektion der Staatsbahnen, und der mit dem 
tel eines Ministerialrats bekleidete Zentral-Direktor des staat- 
chen Kohlenbergbaues Aurel Seidlv. Magyaräd zum Di- 
tor bei der Staatsbahnverwaltung ernannt und mit der stän- 
digen Stellvertretung des Direktors der 
»ktion betraut worden. 


E Uebrige europäische Länder. 


e- Große Waldbrände an skandinavischen und dänischen 
Bahnen. Anfang Juni zerstörte ein großer Waldbrand in der 
Nähe der schwedischen Station Nihem, unweit von Bräcke, einen 
Waldbereich beiderseits der Bahn von etwa 5 km Länge und 
1 km Breite. Auch ein Bahnwärterhaus brannte nieder. Die 
Eisenbahnlinie war zeitweise gesperrt, Drei Telegraphenlinien 
brannten ab. Um die gleiche Zeit tobte auch ein großer Wald- 
brand zwischen den schwedischen Stationen Älvsby und Bränn- 
berg, vermutlich durch Lokomotivfunken hervorgerufen. Die 
gleiche Ursache wurde auch einem großen Wald- und Moor- 
brand des Köpingemoors nahe bei Eslöv in Schweden zuge- 
schrieben. Ende Mai wurde durch einen Zug der Riksgräns- 
bahn Wald angezündet zwischen den Stationen Gullträsk und 
Lakaträsk. Nachdem 400 Morgen der Krone gehörenden wert- 
vollen Waldes abgebrannt waren, gelang es, dem Feuer Einhalt 
zu tun. Anfang Juni brannte auch ein großes Holzlager von 
ungefähr 5000 cbm am Halteplatz Hedsiön bei der schwedischen 
Station Lingbo ab. ; 
Mitte Juli setzten besonders große Waldbrände ein. Zwischen 
axa und Kristiania, in den Wäldern von Laxahütte in der 
a der Station Porla verbrannten 120 Morgen. Um die gleiche 
Zeit tobten auch große Waldbrände in Dänemark. Reisende, 
die Jütland mit der Bahn bereisten, berichteten, daß es auf 
eiden und in Wäldern der Halbinsel fast überall brenne. Eine 
besonders große Feuersbrunst wurde von Lilla und Stora Vild- 
mossen, südlich von Limfjord, gemeldet. Die Rauchwolken 
reichten weit hinaus ins Meer. Ungeheure Ausmaße nahm ein 
bei Loshult in Schweden an. Er soll durch eine alte 
kleine, torfgeheizte Lokomotive, die schon mehrfach gezündet 
hatte, entstanden sein. Am 16. Juli schien der Brand auf den 
Yinkel zwischen der südlichen Stammbahn und der Eisenbahn 
Imhult=Sölvesberg beschränkt. Besonders brannte es zwischen 
tation Kärraboda und Station Boalt (an der Strecke Älmhult- 
Kristiania), Schon damals wurde eine Brandausdehnung von 
3000 Morgen gemeldet. Der Rauch lag auf dem Brandgebiet so 
dicht, daß man kaum atmen konnte und daß man in Station 
Boalt die ankommenden und abfahrenden Züge nicht unterschei- 
en konnte. Die Geschwindigkeit des Brandfortschreitens wurde 
bis zu einer Meile in der Stunde geschätzt. Extrazüge waren 
mit Herbeischaffung von Löschmannschaften und Militär und 
mit Abfuhr von Beschädigten und Kranken reichlich beschäftigt. 
Nach einer späteren Meldung sind mindestens 2000 Hektar Wald 
und Moorboden zerstört. In Station Hökön, deren Ortschaft etwa 
zwanzig Häuser umfaßt, kam es dabei zu einer förmlichen 
Panik. Der Feuerherd näherte sich bis auf 800 m. Die Häuser 
lagen völlig im Rauch, und man .begann die Station mit Extra- 
zug zu räumen. Glücklicherweise nahm der Brand noch recht- 
zeitig eine andere Richtung. Am Abend des 22. Juli hat endlich 
ein schwacher Regen dem Brand Einhalt getan, und er-kam auch 
@lücklich zum Stehen, wiewohl nach Aufhören des Regens ein 
nochmaliges Aufflammen begann. Nach Erhebungen der Pro- 
vinzialregierung ist der Brand durch eine Lokomotive der Eisen- 
bahn Kristianstad-Hässleholm entstanden. Die Gesellschaft sei 
‚gegen Brände, die durch’ihre Lokomotiven entstehen, versichert, 
und es sei daher zu erwarten, daß von’ dieser Seite Schaden- 
‚ersatz erfolge. 
Am 17. Juli brach zwischen den Stationen Emarp und Lönne- 
berga der Nässjö-Oskarhamnsbahn ein großer Waldbrand aus, 
wie man annimmt, ebenfalls durch Funken einer Lokomotive. 
Ungefähr zweihundert Morgen wurden vernichtet. Weitere 
Brände wurden von Station Bruzaholm und Hult der ‚Nässjö- 
Oskarhamnsbahn, von Satserup an der Eisenbahn Kristianstad- 
Eslöv, von Trakeryd an der Strecke Markaryd-Liungby usw. 
gemeldet. Dr. S. 


—_ Schieferölfeuerung bei den schwedischen Staatsbahnen. Wie 
"manche andere Länder (vel. Estland Nr. 28 d. Ztg., S. 548) hat 
"auch Schweden große Ölschiefervorräte. Die schwedischen 
'Schieferwerke haben der Regierung die jährliche Lieferung von 
"zusammen 10000 t Schieferöl verschiedener Art auf 10 Jahre 
vorgeschlagen. Die Eisenbahndirektion ließ durch ihren che- 
“misch-technischen Beamten die Schieferanlagen bei Laana ‚in 
"Närke besuchen. Bei aller Anerkennung des Strebens, eine 
"schwedische Schieferölindustrie zustande zu bringen, damit gu- 
 eignete Öle im Lande zu annehmbarem Preise bezogen werden 
können, schlägt die Direktion in ihrem Berichte doch vor, den 
orschlag, soweit er die Staatsbahnen betrifft, abschlägig zu 


finanziellen Haupt- . 


bescheiden. Seitdem die Steinkohlen im Preise bedeutend ge- 
fallen sind, dürfte es möglich sein, ein Öl zu’erhalten, das sich 
als Brennstoff ebenso wirtschaftlich stellt wie Steinkohle, be- 
sonders in Ansehung der Kosten, welche der Übergang der 
Kohlen- auf Ölfeuerung bei den Staatsbahnlokomotiven bedingen 
würde. Es müssen nämlich an den Lokomotivkesseln Änderungen 
vorgenommen werden, wobei auch noch in einer großen Anzahl 
von Stationen Ölzisternen aufgeführt werden müssen Dr.S. 


— Tariferhöhungen der polnischen Staatsbahnen. Das pol- 
nische Eisenbahnministerium veröffentlicht eine neue Verord- 
nung betr. Erhöhung der Fahrpreise vom 1. Oktober an. Diese 
Erhöhung soll für die 3. Klasse 67 % betragen, für die 2. und 
1. Klasse jedoch höher sein. Für das Erste werden vorläufig 
vom 10. September an die Fahrpreise für alle Klassen um 50 % 
erhöht. Gleichzeitig erhöhten sich auch die Frachten. 


— Zugentgleisung bei Baranowitschi. Nach einer Havas- 
meldung aus Warschau ist ein mit in die Heimat zurückkehren- 
den Polen aus Rußland kommender Zug bei Baranowitschi ent- 
gleist. 13 Personen wurden getötet, 20 verletzt. 


— Eisenbahnverbindungen zwischen dem Elsaß und Frank- 
reich. Wie wir dem Jahresbericht der französischen Ostbahn- 
Gesellschaft entnehmen, sind die Arbeiten für die Verbindungs- 
bahn von St. Di& nach Saales von der französischen Ostbahn 
auf Rechnung des Staates in Angriff genommen worden und 
das Teilstück St. Die-Provencheres wird wahrscheinlich schon 
1922 dem -Betrieb übergeben werden können. Was die andern 
Vogesendurchstiche anbelangt, so ist man noch nicht über die 
Prüfung der Pläne hinweggekommen, und es ist heute unmög- 
lich zu sagen, wann die finanzielle Lage des Landes die Inan- 
griffnahme der Arbeiten gestatten wird. 


— Frankreich und der spanisch-schweizerische Eisenbahn- 
güterverkehr. Der Güterverkehr von der Schweiz nach Spa- 
nien auf dem Landwege war längere Zeit durch die französische 
Regierung gesperrt, und es hat längerer Verhandlungen be- 
durft, um von Frankreich die Freigabe des Weges zu erlangen, 
und nicht zum mindesten auch des Hinweises, daß sich bei wei- 
ter ausdauernder Sperre der Eisenbahnlinien der schweizerische 
Handel in seinem Verkehr mit 'Spanien auf den Seeweg über 
Genua einstellen werde. Nun vernimmt man, daß die franzö- 
sischen Behörden „bis auf weiteres“ und unter gewissen Be- 
dingungen den Weg wieder freigegeben haben. Es dürfen ie- 
doch nur drei Güterwagen mit Waren schweizerischen Ur- 
sprungs je wochentäglich durch Frankreich nach Spanien be- 
fördert werden und zwar zweimal davon über Cerbere-Port- 
Bou und einer über Henraye-Irun. Die Wagen werden jedoch 
nur in Empfang genommen, wenn eine besondere, durch die 
schweizerischen Behörden ausgestellte Transportermächtigung 
den Frachtbriefen beigeheftet ist. Die Wagen für diese Trans- 
porte müssen in üblicher Weise am Abgangsbahnhof bestellt 
werden unter Beilage folgender Angaben: Name des Absenders, 
Art der Ware, Gewicht, Eilgut oder Bahngut, Angabe der fran- 
zösisch-spanischen Grenzstation und Bestimmunssbahnhof.‘ Die 
Stationen bestimmen alsdann in angemessener Frist den Tag, an 
welchem verladen werden kann. Kann die Spedition nicht am 
vorher bestimmten Tage vor sich gehen, so soll eine neue Frist 
angesetzt werden. Die Waren müssen vom Ursprungserzaug- 
nissen begleitet sein. Die Versendung von Stückgütern wird 
nur in Wagenladungen von mindestens 10 t angenommen. Be- 
hufs Ausübung der unerläßlichen Kontrolle sollen alle für Spa- 
nien bestimmte Güter bis auf weiteres über Genf-Cornavin 
spediert werden. 


— Ausländische Lieferungen für englische Eisenbahnen. Ein 
hoher Stand der Währung hat bekanntlich ebenso wie der nie- 
drige für den von ihm betroffenen Land seine Nachteile. Unter 
denen, die der hohe Stand zur Folge hat, leidet zur Zeit Eng- 
land. Die Fachpresse beklagt namentlich, daß die großen Lie- 
ferungen, die die Eisenbahngesellschaften jetzt zu vergeben 
haben, um ihren Lokomotiv- und Wagenpark aufzufrischen, ihre 
Vorräte an Bau- und Betriebsstoffen zu ergänzen, zum großen 
Teil ins Ausland gehen, weil dieses billiger liefern kann. Den 
Eisenbahngesellschaften könne es nicht verdacht werden, Jaß 
sie das billigste Angebot annehmen, aber die Folge sei, daß es 
den englischen Lieferwerken für Eisenbahnbedarf an Aufträgen 
fehle, daß manche sogar stillgelegt seien, während in Ländern 
mit niedrigerer Währung das einschlägige Gewerbe stark mit 
Aufträgen für England beschäftist sei. Das Opfer, das die 
Eisenbahnen bringen würden, wenn sie ihre Aufträge nach Eng- 
land vergeben wollten, würde durch die Verminderung der zur 
Zeit dort herrschenden Arbeitslosigkeit wieder ausgeglichen 
werden. Vom privatwirtschaftlichen Standpunkt ist also die 
Politik, die die englischen Eisenbahngesellschaften bei Ver- 
gebung ihrer Lieferungen einschlagen, zwar richtig, vom ge- 
meinwirtschaftlichen dagegen falsch, und letzten Endes ist das 
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Gedeihen der Privatwirtschaft von einem guten Stand der Ge- 
meinwirtschaft abhängige. Die Angelegenheit ist für das eng- 
lische Wirtschaftsleben von um so größerer Bedeutung, als die 
Eisenbahnen zur Zeit sehr umfangreiche Aufträge zu vergeben 
haben, um das während des Krieges und seit seiner Beendi- 
gung in dieser Beziehung Versäumte wieder einzuholen. Unter 
den Ländern mit schlechter Währung, die für England liefern, 
dürfte an erster Stelle Belgien stehen. Deutschland kommt 
wegen der politischen Spannung weniger in Frage. Immerhin 
ist es auch für uns von Bedeutung zu sehen, unter welchen 
Schwierigkeiten das Wirtschaftsleben eines der ‚siegreichen‘ 
Länder zu leiden hat. 


— Ferienverkehr in England. Der erste Montag im August 
ist in England ein sog. Bankfeiertag, neben dem 2. Weihnachts- 
feiertag, Oster- und Pfingstmontag einer von den vier Tagen im 
Jahre, an Idenen außer am Sonntag die Bank von England und 
infolgedessen alle anderen Geschäfte geschlossen bleiben. 

Diese Bankfeiertage spielen eine große Rolle im Ausflugver- 
kehr (der englischer Eisenbahnen, und ıder erste Montag im 
August nimmt wegen des sonstigen sommerlichen Verkehrs unter 
ihnen noch eine Sonderstellung ein. Dieses Jahr sind für diesen 
Verkehr zum erstenmal wieder Fahrkarten zu ermäßigten Prei- 
sen ausgegeben worden, und infolgedessen hat sich ein außer- 
ordentlich starker Verkehr entwickelt. Schätzungsweise wird 
die Zahl der Reisenden, die in der Zeit vom Freitag,-dem 29. Juli, 
bis Montag, den 1. August, von London abgefahren sind, auf 
mehr als eine Million -angegeben, und viele Züge mußten 
verdoppelt, mancher sogar verdreifacht und- vervierfacht 
werden. Die Einnahmen der Eisenbahnen sind allerdings gegen 


1920 etwas zurückgegangen, teils wegen der Fahrpreisermäßi- 


sungen, teils weil im vorigen Jahr viele Urlaubsreisen so gelegt 
worden waren, daß sie vor ıder Fahrpreiserhöhung, die am 
5. August 190 eingeführt wurde, beendet waren. Trotzdem 
scheinen die Eisenbahngesellschaften mit dem wirtschaftlichen 
Ergebnis des Feiertagsverkehrs zufrieden zu sein, denn sie kün- 
digen für die nächste Zukunft weitere Preisermäßigungen und 
Erleichterungen für den Ausflussverkehr an. Sie wollen damit 
vor allem auch den Wettbewerb bekämpfen, den ihnen der 
Kraftwagen auf der Straße bereitet. Daß dieser nicht gering ist, 
geht schon aus (dem Bericht einer Londoner Gesellschaft über 
ihren Kraftverkehr während der Augustfeiertage hervor; danach 
hat sie in diesen Tagen 23000 Personen und 16000 Stück Ge- 
päck auf 116 000 km Entfernung befördert. Sie veranstaltet auch 
1-, 7- und 14tägige Rundreisen und läßt Sonnabends und Sonn- 
tags alle Stunden einen Kraftwagen zwischen London und 
Briehton vierkehren. 


— Eisenbahnunglück in Italien. Am 28 August ereignete 
sich auf der kleinen Station Magliana an der Linie Pisa-Rom 
eın schweres Eisenbahnunglück, indem ein von der Station 
Ladispoli kommender Zug auf einen Verschiebezug stieß. Den 
letzten Nachrichten zufolge wurden 30 Tote und über 100 Ver- 
letzte, wovon zahlreiche Schwerverletzte, unter den Trümmern 
hervorgezogen. 


Fremde Erdteile. 


— Chinesische Eisenbahnpelitik. China ist zurzeit bestrebt, 
sich .bei der Entwicklung seines Eisenbahnwesens vom Ausland 
unabhängig zu machen. Seine neuen Eisenbahnen sollen ganz 
mit inländischem Gelde gebaut werden. Um die hierfür nötigen 


Mittel. aufzubringen, werden die Überschüsse aus dem Eisen-. 


bahnbetrieb, die im Vorjahre 33 000000 Dollar betragen haben, 
während man für dieses Jahr 45000000 Dollar erwartet, für 
den Ausbau des Eisenbahnnetzes verwendet. Die Überschüss» 
einzelner Eisenbahnen werden garnicht erst der allgemeinen 
Staatskasse zugeführt, sondern von jeder Verwaltung unmittel- 
har der Stelle überwiesen, die sie verwenden soll. So werden 
z. B. für die Fertigstellung der Eisenbahn Kanton-Hankau für 
die nächsten vier Jahre, innerhalb deren der Bau vollendet wer- 
den soll, je 20000000 Dollar zur Verfügung gestellt. . Sollte 
dieser Betrag nicht ausreichen, so wird er erhöht werden, denn 
man ist entschlossen, nunmehr eine Verbindung zwischen Süd- 
und Nord=-China aus eigenen Mitteln zustande zu bringen. Schon 
vor Vollendung der gesamten Anlage, in etwa drei Jahren, er- 
wartet man von der Eisenbahn Kanton-Hankau Überschüsse, die 
wieder zum Ausbau und zur Verbesserung ihrer Anlagen ver- 
wendet werden sollen. Auch eine nach der Monseolei führende 
Eisenbahn, an deren Ausbau gearbeitet wird, ist ganz aus Über- 
schüssen der chinesischen Eisenbahnen gebaut worden. Daß 
das chinesische Eisenbahnnetz noch recht rückständig ist, geht 
daraus hervor, daß auf 62000 Bewohner und 740 qkm erst 1 km 
Eisenbahn entfällt, während z. B. Indien, dessen Handel nicht 
so bedeutend ist wie der chinesische, auf 5400 Einwohner und 


Banken haben der Regierung eine Anleihe von 6000000 Dollar 
zur Anschaffung von Betriebsmitteln zur Verfügung gestellt 
und bereiten eine weitere Anleihe vor, die wie die erste im 
Inland aufgebracht werden soll. Für die Verzinsung dieser 
Anleihen sollen die Einfuhrzölle und die Salzsteuer haften. $ 


“ — Neue Eisenbahnlinien in Algier. In dem Programm für die 
öffentlichen Arbeiten 1921 werden, wie wir der „Weltwirtschaft” 
entnehmen, die Kosten für Eisenbahnlinien mit 1539 Millionen 
Frances aufgeführt. Die neuen Linien sollen davon 857 Millione; 
beanspruchen, während der Rest der Ausbesserung des bisheri- 
gen Bahnsystems zugute kommen soll. Folgende Linien si 
geplant: Saida-Bel-Abbes 124 km, Nemours-Maghnia 54 km, Do 
basle-Frenda 93 km, Mostaganem-Dahra 57 km, Mostaganem 
L’Hillil 57 km, Frenda-Tiaret 58 km, Saida-Martimprey 100 km 
Trumulet-Tiaret 20 km, Blida-Algier 52 km, Trumelet-Tiaret 
120 km, Berrouaghia-Ain-Bessem 86 km, Affreville-Amoura 38 km 
Dijelfa-Laghoual 110 km, Orleansville-Vialar 150 km, Bone-Te 
bessa et Medjez-Sfax-Oued-Dhamous 150 km, Bougie-Setif 120 km, 
Philippeville-Guelma 108 km, Qued-Athmenia-Saint Donat 40 km 
Khenchela-Batna 100 km, Mila-Fedj-M’Zala 30 km. — Die Ge 
samtlänge der geplanten Linien beträgt 1655 km. a 


— Verpachtung chilenischer Staatseisenbahnen. Aus Santiago 
wird gemeldet, daß man in Regierungskreisen sich über die Vor- 
schläge wichtiger ausländischer Handelshäuser, die chilenischen 
Staatsbahnen in Pacht zu nehmen, unterrichtet hat. Obgleich 
die Regierung diesem Plane bisher gegnerisch gegenüberstand 
so läßt doch die Krisis, die die Finanzwirtschaft der Verwaltung 
der Staatsbahnen durchmacht, erwarten, daß sie ihre Meinung 
in dem Sinne geändert hat, den Vorschlägen näher zu treten 
Man versichert, daß sehr hohe Pachtsummen für die Übernahm: 
der Bahnen geboten wurden. : A 


Allgemeines. 


— Das Gleitboot, das Motorboot der Zukunft. 
Gleitboot mit Luftschraubenantrieb hat kürzlich gelungene 
Versuche auf der Rhone ausgeführt. Es ist das Gleitbeot der 
beiden Lyoner Dumond und Galvin, das am :83. August 
mit 10 Fahrgästen von Lyon die Rhone abwärts fuhr und die 
Strecke Lyon-Givors (18 km) in 12 Minuten und 40 Sekunde 
zurücklegte, somit mit einer Schnelligkeit von 85 km in der 
Stunde fuhr, bei einer Wassergeschwindigkeit des Stromes von 
12 km in der Stunde. Die gleiche Strecke stromaufwärts wurde 
in 19 Minuten und 35 Sekunden zurückgelegt oder mit einer 
Geschwindigkeit von 60 km in der Stunde. Das .gleiche Schiff 
hat mit 12 Fahrgästen acht Tage vorher die Strecke Lyon- 
Aix-les-Bains in vier Stunden zurückgelegt. Damit scheint das 
Problem der Gleitboote gelöst zu sein. Das Boot hat einen 
Sechs-Zylindermotor und eine Luftschraube.mit vier Flügeln 
am Hinterschiff., = ’ A Ko 


Ein neues 


Se 


Rechtspflege. 


— Ablehnung der Haftung der Eisenbahn für einen Wagen m 
Brand geratener Zindhölzer. Die Firma L. in Iserlohn hatte 
von einer Zündholzfabrik einen Wagen Zündhölzer gekauft, der 
auf der Station Vohwinkel der preußischen Staatsbahn am 
13. Juli 1917 in Brand geraten und zu drei Vierteln verbrannt 
ist. Der Rest der Sendung ist bei Löschung des Brandes durch 
Nässe unbrauchbar geworden. Landgericht Elberfeld und 
Oberlandesgericht Düsseldorf haben den von der Kläge-, 
rin begehrten Schadensersatzanspruch gemäß $ 86 IV der E.V.O. 
abgewiesen. Das Reichsgericht hat die Entscheidung des 
Öberlandesgerichts mit. folgenden Entscheidungsgrün- 
den bestätigt: { : i 4 

„Weder durch die Ausführungen des Dr. F. noch nach der Er- 
fahrung des täglichen Lebens ist dargetan, daß in den Erwägun- 
gen des Vorderrichters rechtliche Fehlsamkeit oder ein Auen 


TE 


gegen die Erfahrungen des Lebens enthalten wäre. Die Ableh- 
nung der Beweiskraft der von Dr. F. vorgenommenen Versuche 
beweist, daß das Oberlandesgericht seine Erwägungen keines- 
wegs auf Reibzündhölzer beliebiger Art abgestellt hat, sondern 
auf solche, wie sie hier zur Versendung kamen. Von ihnen sind 
Proben dem Gerichte übergeben gewesen und befinden sich noch 
bei den Akten. Der Erstrichter hat hierzu festgestellt, daß es 
sich um gewöhnliche sogenannte Küchenstreichhölzer handelt, 
die sich an jeder Reibfläche entzünden, ferner, daß ein Ver- 
such ergeben habe, daß sich die Zündhölzer sogar an dem Deckel 
der eigenen Schachtel anzünden ließen, weshalb ohne weiteres‘ 
eine besonders leichte Eintzündbarkeit derselben vorliege. Die 


65 qkm bereits 1 km Eisenbahn aufzuweisen hat. — Chinesische | Klägerin hat selbst in ihrem Schriftsatze vom 11. April 1919 dar- 
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auf hingewiesen, daß die eigentümliche Beschaffenheit der 
 Streichhölzer in ihrer Entzündbarkeit durch Reibung oder andere 
"Art der Erhitzung bestehe. Wenn nun, wie die Vorinstanzen in 
‚tatsächlicher Beziehung festgestellt haben, diese Entzündbarkeit 
unter den durch den Bahntransport geschaffenen regelmäßi- 
gen Verhältnissen eine leichte ist, dann handele es sich 
nicht mehr um die bloße Möglichkeit einer durch Reibung ein- 
tretenden Selbstentzündung, wie sie dem Fall mit bengalischen 
"Streichhölzern in der RGE. f. Z. S. Bd. 15, $. 149 tatsächlich zu 
Grunde gelegen hat, sondern um die besondere Gefahr 
inneren Verderbens durch Selbstentzündung im Sinne des $ 86 
Ziff. 4 EVO. Es kann nicht anerkannt werden, daß Selbst- 
 entzündung etwa nur begriffsmäßig in einem inneren Stoffprozeß 
_ (ehemischer Veränderung) liegen könne Selbstentzün- 
‚dungindemhiereinschlägigen eisenbahntech- 
nischen Sinne muß stets angenommen werden. 
wennnach der Beschaffenheit des Gutes einer- 
Seitsundderdurch die VerladungundBeförde- 
zung des Gutesandererseits notwendigen Ein- 
wirkung es zu einer Entzündung der Streich- 
hölzerkommt, ohne daß die Inbrandsetzung durch Ueber- 
tragung des Feuers von außen her auf das Gut herbei- 
geführt wurde. Zu der Einwirkung im genannten Sinne gehören 
‚also auch Stöße des Guts beim Verladen, Fahren und Rangieren, 
“nicht minder wie die Tatsache, daß das Gut längere Zeit der 
‚Sonnenhitze in geschlossenem Raume ausgesetzt ist. Klägerin 
nimmt selbst besondere starke Rangierstöße als mögliche Ur- 
sache der Entzündung an, der Vorderrichter dem entgegen aus 
einer Reihe einwandfreier Erwägungen tatsächlicher Art aber 
auch eine leichte Entzündbarkeit, unter der Einwirkung der ganz 
gewöhnlichen, nicht vermeidbaren Rangierstöße, mit oder ohne 
gleichzeitigen Einflusses von erheblicher Sonnenbestrahlung und 
Wärmeentwicklung im Waggon. Das steht mit den physikali- 
schen Gesetzen und der Lebenserfahrung nicht im Widerspruch. 
‚Die Grundlage, daß in dem Wagen starke Wärme geherrscht 
habe, hat das Oberlandesgericht in Zeugenaussagen und der 
Auskunft des Observatoriums in Aachen gefunden. Dem Um- 
Stande, daß in der Anlage C zur EVO. bei der Aufzählung der 
selbstentzündlichen Stoffe unter II die Reibstreichhölzer nicht 
mit aufgeführt sind, kann ein entscheidender Einfluß für die 
fraglichen Zündhölzer nicht zukommen. Die Revision irrt in der 
Annahme, daß durch diese Klassifizierung zum Ausdruck ge- 
‚bracht sei, es handle sich bei den Reibzündhölzern um Güter, bei 
«denen nur die Möglichkeit der Selbstentzündung gegeben sei. 
Hiernach war die Revision zurückzuweisen. (Aktenzeichen: 
=361/20..—. 23. 4 219) K.M.-. 
f - 5 


E Bücherschau. 


 — Facehschriften der Reichszentrale für deutsche Verkehrs- 
werbung. I. Die zukünftigen Aufgaben der deutschen Verkehrs- 
werbung im In- und Auslande. Von Maximilian Krauß. Berlin 
1921. Druck der Brandenburger Buch- und Kunstdruck-Gesell- 
schaft m. b. H., Berlin-Niederschöneweide. 
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a Teilnahme an den Vereinseinrichtungen. 
Vom 1. September 1921 ab haben die Vereinseinrichtungen 
auf den Verkehr der Königsberg-Cranzer Eisen- 
bahngesellschaft mit den Vereinsbahnen gemäß $ 6 der 
Vereinssatzungen Anwendung zu finden. 


Erweiterung der Abfertigungsbefugnisse von Stationen. 
_ Eisenbahndirektionsbezirk Köln. Der Gepäck- 
abfertigune Köln Hauptbf. ist mit Wirkung vom 1. Sep- 
tember 1921 die Befugnis zur selbständigen Abfertigung von be- 
schleunigtem Eilgut erteilt worden. 


Rundschreiben der Geschäftsführenden Verwaltung sind er- 
lassen worden: 


Nr. I 79 vom 29. August 1921 an die Mitglieder des Aus- 
schusses für technische Angelegenheiten betreffend Zulassung 
längerer Schlafwagen zum Verkehr auf den Vereinsbahnstrecken 
(abgesandt am 1. September d. J.); 
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Diese erste Schrift der Reichszentrale für Deutsche Verkehrs- 
werbung enthält einen in der Hauptversammlung des West- 
fälischen Verkehrsverbandes in Dortmund am 2. Juli d. J. ge- 
haltenen Vortrag. Er beleuchtet die Bedeutung des Reise- und 
Fremdenverkehrs. Vor dem Kriege stand der Deutsche im Reise- 
verkehr der Schweiz und Tirols an erster Stelle. In der Schweiz 
entfielen auf Deutschland etwa 30% aller Fremden, in Tirol 
stieg der Besuch von 100000 bis 120 000 Deutschen im Jahre 
1894 auf rd. 320000 im Jahre 1909 bei einem Gesamt-Auslands- 
verkehr von 160000 und 440000 Fremden. Auch in Italien 
spielten. die Deutschen im Reiseverkehr eine hervorragende 
Rolle. Diese Länder haben denn auch die Bedeutung der 
„Fremdenindustrie“ für das Wirtschaftsleben erkannt und sie 
durch geschickte Propaganda gefördert. 


Deutschland hat damit nicht Schritt gehalten. Gerade jetzt 
aber, wo wir unsere Bilanz mit allen Mitteln verbessern sollten, 
darf dieser Zweig des Wirtschaftslebens nicht länger vernach- 
lässigt werden. Die Deutschen selbst sollten mehr als bisher 
ihre Heimat zum Ziel ihrer Erholungsreisen machen, ihre Schön- 
heiten kennen- und schätzenlernen. Aber mehr noch als diese In- 
landsreisen, die vorwiegend einzelnen Landstrichen finanziellen 
Gewinn bringen, das Nationalvermögen aber nicht vermehren, 
ist die Heranziehung des Auslandes vonnöten, weil dadurch 
fremdes Geld ins Land fließt, das zur Hebung unserer Handels- 
bilanz beiträgt. Neben dieser materiellen Seite ist die kulturelle 
Bedeutung nicht zu unterschätzen. Die Auslandsdeutschen 
sollten mehr als früher durch Besuche die Fühlung mit der alten 
Heimat wiedergewinnen und vertiefen, die bisher vielfach recht 
oberflächlich war: Die Ausländer aber müßten die landschaft- 
lichen und künstlerischen Schönheiten, die Kulturschätze, die 
Bildung, die Verkehrsmittel, die staatlichen und sozialen Ein- 
richtungen, die wissenschaftliche und industrielle Arbeit 
unseres Vaterlandes kennenlernen und durch eigene Anschau- 
ung ein richtigeres Bild gewinnen, als die gefärbten Berichte 
der Auslandspresse zu geben pflegen. 


Diese Ziele zu erreichen, soll eine Verkehrspropa- 
gzanda einsetzen, die nicht bloß durch örtliche Hilfsvereine 
gepflegt, sondern durch eine Zentralstelle zusammengefaßt und 
in die richtigen Bahnen geleitet wird. Es ist ein Verdienst des 
Reichsverkehrsminister Groener, in der Reichszentrale für 
deutsche Verkehrswerbung eine solche Stelle ins Leben gerufen 
zu haben. Sie hat jetzt ihre Arbeiten aufgenommen. In der 
Erkenntnis, daß durch das Bild, wenn es geschickt gewählt 
und geschmackvoll ausgeführt ist, mehr gewirkt werden kann, 
als durch Anpreisung mit Worten, hat die Reichszentrale ein 
Bändchen deutscher Bilder (1. Reihe) herausgegeben. Dieses 
Werk entspricht allerdings den strengsten Bedingungen, die man 
stellen kann. Es enthält in geschickter Zusammenstellung 
95 Aufnahmen der schönsten Bauten, Denkmäler, Gemälde, die 
die verschiedenen Landesteile Deutschlands aufzuweisen haben, 
und kann sich mit den besten Veröffentlichungen des Auslandes 
nach Inhalt und Ausstattung messen. Weitere Folgen sollen 
Darstellungen der deutschen Industrie, Landschaften, Bäder usw. 
enthalten. Möchten die Bemühungen und Bestrebungen - der 
Reichszentrale den verdienten Erfolg haben! —-T, 


Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Nr. III 254 vom 1. September 1921 an sämtliche Vereinsver- 
waltungen, betreffend Anschluß der Königsberg-Cranzer Eisen- 
bahngesellschaft an den Verein Deutscher Eisenbahnverwal- 
tungen als selbständige Verwaltung (abzesandt am 1. September 
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Nr. III 256 vom 2. September 1921 an sämtliche Mitglieder 
des Gemischten Ausschusses zur Ausarbeitung von Übergangs- 
bestimmungen für die Zulassung, Behandlung und Beförderung 
von Privatwagen (abgesandt am 6. September d. J.); 

Nr. IV 170 vom 29. August 1921 an die deutschen Vereins- 
verwaltungen, betreffend die Vereinsabrechnung in der I’ranken- 
währung (abgesandt am 1. September d. J.); 

Nr. IV 173 vom 30. August 1921 an die Verwaltungen 12” 
bisherigen österreichischen und ungarischen Gruppe, betreffend 
die Rückstände bei der Vereinsabrechnung (abgesandt am 4. Sep- 
tember d. J.). 
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Amtliche Bekanntmachungen. 


1. Nachruf. 


Am 31. August d. Js. entschlief nach langem schweren Leiden der 


Paul Maeltzer. 


Der Verstorbene hat seit dem 1. Oktober 1904 bis zum Übertritt in den 
Ruhestand am 1. Januar 1919 der hiesigen Eisenbahndirektion als Mitglied an- 


Geheime Baurat 


gehört. 
ihn aus. 
Gedenken. 


Hannover, den 3. September 1921. 


Der Präsident 
und die höheren Beamten der Eisenbahndirektion. 


Reiches Wissen, Sachkenntnis und strenge Pflichterfüllung zeichneten 
Sein liebenswürdiges Wesen sichert ihm ein dauerndes, ehrendes 


(813) 


2. Erweiterung der Abfertigungs- 
befugnisse von Stationen. 


Deutsche Reichsbahn. 
Mecklenburgisches Netz. 
Die an der Kleinbahnstrecke Doberan- 
Arendsee gelegene Station Heiligendamm 
ist von jetzt ab auch für den Wagen- 


ladungsverkehr eröffnet. (809) 

Schwerin, den 23. August 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion. 

Der Gepäckabfertigung Köln 
Hauptbf.: ıst mit: Wirkung = vom 
I. September 19%1 die Befugnis zur 
selbständigen Abfertigung von be- 
schleunigtem Bilgut erteit 
worden. (810) 


Eisenbahndirektion Köln. 


3: Verkehrswiederaufnahme. 


Wiederaufnahme des Verkehrs auf der 
Linie der Eisenbahn Mohäcs-Pe&es. 
Zufolge Aufhören der Besetzung von 
fremden Truppen auf der Linie der 
Eisenbahn Mohäcs-P&es, ist der Verkehr 
auf der ganzen Strecke vom 27. August 
laufenden Jahres wieder aufgenommen 
worden. 
Budapest, 28. August 1921. (317) 
Betriebsdirektion der Eisenbahn 
Mohäcs-P cs. 


4. Güterverkehr. 


Tiv. 216. Rheinisceh-Bayerischer Güter- 

verkehr, Tarif vom 1. Februar 1917. 

Mit sofortiger Gültigkeit werden die 
bisher im Westdeutsch-Sschsischen 
Gütertarif enthaltenen Entfernungen zwi- 
schen Eger einerseits und den Abferti- 
gungsstellen der Strecken Crefeld-Linn- 
Cranenburg, Goch-Spyck und Büderich- 
Genny anderseits in diesen Tarif übeı- 
nommen. (216) 

München, 31. August 1921. 

Tarifamt b. RVM., Z.B. 


Güterverkehr mit Norderney. 
Am 15. September 1921 treten auf der 


Strecke Norddeich-Norderney erhöhte 
Frachtsätze in Kraft. Nähere Auskunft 
erteilen die Güterabfertigungen. Die 


Tarifmaßnahme ist gemäß $ 2 der Eisen- 
bahnverkehrsordnung genehmist. (812) 
Münster (Westf.), 27. August 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Westdeutsch-Sächsischer Güterverkehr. 

Mit Gültiskeit vom 5. September 1921 
werden die Entfernungszuschläge für den 
Verkehr mit den Stationen der Bronltal- 
Eisenbahn ermäßigt. Näheres enthält 
der Tarif- und Verkehrsanzeieer der 
ehemalig preuß.-hess. Staatse!sendahnen 
und unser Verkehrsanzeiger. (811) 

Dresden, am 30. August 1921. 

Eisenb.-Gen.-Dir., 
namens der beteiligt. Verwaitungen. 


Bad.-Württembergischer Tiertarif. 
Mit sofortiger Gültigkeit wird die Sta- 
tion Trossingen Ort mit den um 20 km 
erhöhten Entfernungen von Trossingen 
Staatsbf. in den Tarif einbezogen. 

Karlsruhe, 31. August 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


Westdeutsch-Südwestdeutscher Verkehr. 
Die Stationen Allendorf (Kr. 'Wetz- 
lar), Gr. Lessen, Mellinghausen, Milspe 
Tal G, Settrup, Siedenburg und Wehr- 
bleck werden in die Tarife des oben- 
bezeichneten Verkehrs einbezogen. Nähe- 
res bei den beteiligten Abfertigungen 
und in der nächsten Nummer des gemein- 
samen Tarif- und Verkehrsanzeirzers. 
Frankfurt (M.), 1. September 1921. 
Eisenbahndirektion. (819) 


(815) 


Preußisch-Hessisch-Bayerischer 
Tierverkehr. 

Mit sofortiger Gültigkeit werden ver- 
schiedene Stationen des Bezirks Elber- 
feld in den direkten Verkehr aufgenom- 
men. Näheres bei den. beteiligten Ab- 
fertigungsstellen. (814) 

Erfurt, den 31. August 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Am 1. Oktober 1921 erscheint ein 
Nachtrag VI zu den Entfernungstafeln 
zum Personen- und Gepäcktarife, Teil II 
der Eisenbahn-Generaldirektion Dresden 
und im Verkehrsanzeiger ein Deckblatt 
zum Entfernungszeiger für den Perso- 
nen-, Gepäck- und Expreßgutverkehr. 
Der Nachtrag und das Deckblatt enthal- 
ten neue und geänderte, z. T. erhöhte 
Entfernungen. Nähere Auskunft erteilt 
die Verkehrskontrolle I in Dresden, 
Strehlener.. Straße 1. (818) 

Dresden, am 3. September 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektiou. 


Ostdeutsch-Bayerischer Güterverkehr. 


Ab 15. September 1921 wird die Sta- 


in den Tarif 
Tarifentfernungen 


tion Garnsee (Kbge.) 
aufgenommen. Die 


5 


2 
f 


sind zu bilden durch Anstoß von 395 kı 
an die Entfernungen für die deutsch 


Station Guben. 


Die Verkehrsleitung ist die gleich 
wie für Guben, bis und ab Guben übe 


„Bomst Übergang“. (808 


München, 29. August 1921. 
Tarifamt beim RVM., Z. B. 4 


Ausnahmetarif für Düngemittel (Tiv. 2 
Mit Gültigkeit vom 1. September 1% 
tritt die Straßburger Straßenbahn-Gesel 
schaft (Abteilung Baden) mit de 
Strecken Kehl-Bühl, Kehl-Altenhein 
Offenburg - Öttenheim und Rastat 
Schwarzach dem Tarif bei. j 
Auskunft geben die beteiligten Güte 
abfertigungen sowie das Auskunft 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz, 
Berlin, den 25. August 1921. (80: 
Eisenbahndirektion. = 


ee 
Staats- und Privatbahn-Güterverkehr, 
Tiv. 5, Heft CH. = 
Wechselverkehr deutscher Eisenbahn: 
untereinander, Tfv. 200, Heft CIL. 
Mit Gültigkeit vom 1. September 19 
wird die Station Adenau als Samme 
lagerstation in den Ausnahmetarif Ia fi 
Grubenhölzer usw; einbezogen. Auskun 
geben die beteiligten Güterabfertigung: 
sowie das Auskunftsbüro, hier, Bahnh 
Alexanderplatz. (80 
Berlin, den 29. August 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Güterverkehr bad.-schweiz. Übergänge: 
Schweiz. 

Auf 1. September 1921 werden die g 
meinsamen schweiz. Ausnahmetari 
Nr. 1 Bier, 7 Wein usw., 9 landw. Pı 
dukte, 11 Heu, Stroh usw., 14 Düng 
mittel usw., 17 Holzstoff usw., 22 Stei 
kohlen usw., schweiz. Herkunft, fern 
auf 8. September 1921 die Ausnahm 
tarife Nr. 8 Eis, 18 Holz und Torf, 34 P 
pier, 35. Holzstoff usw. wieder in Kr: 
gesetzt, und zwar teils durch Ausga 
von Nachträgen, teils durch Neuausga 
der Ausnahmetarife. Ferner werden a 
8. September die Frachtsätze des Aı 
nahmetarifs Nr. 51 Kalziumkarbid « 
mäßigt. Näheres wegen Ergänzung d 
Gütertarife Basel Bad. St. u. Waldsh 
Schweiz enthält unser Tarif- und Vi 


 kehrsanzeiger. (80 


Karlsruhe, den 29. August 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion Karlsruh 


Gemeinschaftliches Heft C Ib (Statio 
tariftafeln usw.). Tiv. 200. 

Mit Gültigkeit vom 8. September 1£ 
werden im Verkehr mit den Bahnhöfl 
der Reinickendorf - Liebenwalde - Grc 
Schönebecker Eisenbahn auch für Stü 
gutsendungen Frachtzuschläge erhoben 

Die für Wagenladungen bereits bes 
henden Frachtzuschläge werden glei 
zeitig erhöht. 

Näheres enthält die am 8.September 1 
erscheinende Nummer des Tarifanzeige 
Das alsbaldige Inkrafttreten der Erhöhn 
gen gründet sich auf die vorübergeher 
Änderung des $ 6 der Eisenbahnverkeh 
ordnung (R.G.Bl. 1914, Seite 455). — A 
kunft geben auch die beteiligten Güter: 


fertigungen sowie das Auskunftsbü 
hier, Bahnhof . Alexanderplatz. (& 
Berlin, den 5. September 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Herausgegeben im Auftrage des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen : 
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Berlin, den 15. September 1921. 


LXI. Jahrgang. 


Inhalt: 


Unser 75jähriges Vereinsjubiläum. 


Ein neues Eisenbahnbetriebsreglement 
für die Tschechoslowakische Republik. 


Burgenlande — 
Bahn für das Gepäck in den Gepäck- 
aufbewahrungsstellen. — 
kehr mit Italien. — Der Ausbau der 


Entdeckung sroßer Lager von 
Aluminiumerz im Bakonygebiete. 
Niederlande: Die holländischen 
Eisenbahnen im Jahre 1920. — Flek- 


Volle Haftung der 


Güterver- 


Nachrichten. Wasserkrä fte durch die Gemeinde trisierung der holländischen Eisen- 
Deutschand: Anlage C zur Eisen- |_ Wien. „ bahnen. I 3 
bahn-Verkehrsordnung. — Der Reichs- Ungarn: Die neuen südslawischen Übrige europäische Län- 
verkehrsminister gegen Bestechungs- Grenzstationen. — Erhöhung der d 2 E ‚Sparkommission der dänischen 
versuche. — Die Organisation der Frachtgebühren auf der Mohäses- Staatsbahnen. 3X Neuer Yerschiebe: 
Reichsbahnverwaltung. -—  Staats- Pecser Eisenbahn. — Hebung Jes bahnhof Hallsberg Be Schweden. BB 
sekretär Frank. — Die Verkehrslage Fremdenverkehrs am Balaton (Plat- Unglücksfälle auf den schwedischen 


Bahnen 1920. — Tariferhöhung in 


im Ruhrrevier,. — Sonderzüze zur tensee),. — Transportscheinzwang. ir RER RB 
Frankfurter Herbstmesse. — Erleich- — De neue Re car Koen. — Die französischen Kanal- 
terungen im Korridorverkehr. — Die für Kohlenangelegenheiten. — Zur wun-cbe; — Großes Eisenbahnun- 
Fehmarnbahn. — Sprache und Wäh- Kohlenlage Ungarns. — Die Lage der glück in Frankreich. — Mängel des 
rung im Eisenbahnverkehr in Dan- staatlichen Torflager. — Regelnng französischen Eisenbahnmaterials. — 
zig. — . Eisenbahnwissenschaftliche der Rinder- und Schweineausfuhr. Einnahmen der englischen Eisen- 
Vorlesungen an der Berliner Verwal- —  Barvorschüsse. — _Die Aus- bahnen. — Neue Bahnprojekte auf 
tungsaka.lemie. — Ruppiner Eisen- nutzung der ungarischen Wasser- dem Balkan. 
bahn-A.-G. — Lausitzer Eisenbahn- kräfte.e — Ausbau des Budapester Bücherschau. 
‚ Gesellschaft in Sommerfeld. Handels- und Industriehafens. — Die Amtliche Mitteilungen. 

‚Österreich: Verkehrswesen im Aufteilung des -Donauschiffparkes. Amtliche Bekanntmachungen. 


Unser 75 jähriges Vereinsjubiläum. 


Als vor 25 Jahren der Verein Deutscher Eisenbahnverwaltungen 
sein 50jähriges Jubiläum feierte, stand er auf der Höhe seines 
Einflusses und seiner Macht. Damais glaubte man, einer fried- 


lichen Weiterentwicklung, einer Fortsetzung des beispiellosen 
- Aufschwungs der Wirtschafts- und Verkehrsverhältnisse ent- 


_  gegensehen zu dürfen. 


A 


18 Jahre lang hat die Zukunft gehalten, 
was sie am Jubiläumstage versprach. Dann kam der Krieg und 
nach 4% Kriegsjahren der jähe Sturz für die Mehrzahl der dem 
Verein angehörenden Verwaltungen infolge der militärischen 
Niederlage, des verhängnisvollen Friedensschlusses und der 
Wirkungen der Revolutionen. Der Verein wird in ernster Arbeit 
versuchen müssen, wiederaufzubauen und den verlorenen Boden 
wiederzugewinnen. 

Wenn trotzdem die Jubiläumsfeier, die im Anschluß an die 
diesjährige 57. Vereinsversammlung in Berlin vom 7. bis 9. Sep- 
tember abgehalten worden ist, im Zeichen froher Zuversicht 
stand, so entsprang dieses Gefühl dem Bewußtsein, daß mehr 
denn je der Verein berufen ist, die gelockerten Bande zwischen 


den Eisenbahnverwaltungen wieder zu festigen, neue Verkehrs- 


beziehungen mit den Nachbarn zu knüpfen und so den Mittel- 
punkt zu bilden, von dem die Wiedergesundung des internatio- 
nalen Verkehrslebens ausgehen sol. Der Glaube an diesen 
Beruf des Vereins und der Wunsch, unter allen Umständen, 
allen etwaigen von außen gegen seinen Besitzstand und seine 
Arbeitserfolge gerichteten Schlägen zum Trotz, an ihm festzu- 
halten und ihn weiterzuentwickeln, klangen aus allen Reden, 
die im Laufe der Versammlungstage von Vertretern der Ver- 


_ waltungen gehalten wurden, und deren Inhalt weiter unten 
" wiedergegeben ist; sie bildeten aber auch den Grundton der ver- 


traulichen Gespräche der Teilnehmer untereinander. 


Bekanntlich wird die Hauptarbeit des Vereins in den Aus- 
schüssen geleistet. Die der Beschlußfassung durch die Ver- 
einsversammlung unterliegenden Beschlüsse gelangen erst an 
diese, nachdem sie durch die Ausschüsse durchberaten, nach allen 
Seiten erwogen und zu festen Vorschlägen verdichtet worden sind, 
denen dann in der Hauptversammlung gewöhnlich wenig neue 
Gesichtspunkte abgewonnen werden können, und die in den 
meisten Fällen der Zustimmung der Versammlung sicher sind. 
Trotzdem ist die Bedeutung der Vereinsversammlung nicht zu 


unterschätzen, da sie den Vertretern aller Verwaltungen des Ver- 


eins Gelegenheit bietet, in einen Gedankenaustausch über alle 
Fragen einzutreten, die sie bewegen. Diese persönliche Fühlung- 
nahme ist von wesentlichem Einfluß auf die Stimmung und den 
Geist, der die Arbeiten eines so großen Verbandes heherrscht. 
Es entwickeln sich persönliche Bekanntschaften, ja Freund- 
schaften, die es erleichtern, Gegensätze auszugleichen und eine 
Einigung herbeizuführen. Viele Schwierigkeiten, die auf dem 
Schriftwege kaum überwindbar scheinen, werden oft durch die 


von gegenseitigem gutem Willen getragene mündliche Aussprache 


spielend gelöst. Deshalb hat die Geschäftsführende Verwaltung 
auch mit Recht Wert darauf gelegt, durch die Veranstaltung 
geselliger Zusammenkünfte, wenn sie auch, dem Ernst der Zeiten 
entsprechend, in bescheidenem Rahmen gehalten werden mußten, 


‚ den Mitgliedern des Vereins zu längerem außerdienstlichem Zu- 
'sammensein und zu unverbindlichen Aussprachen Gelegenheit 


zu geben. 

Zu der Vereinsversammlung waren etwa 100 Vertreter von 
50 Vereinsbahnen erschienen. Außer den Angehörigen der nun- 
mehr zu der einheitlichen Verkehrsanstalt der Reichseisenbahnen 
zusammengeschlossenen deutschen Staatsbahnverwaltungen und 
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zahlreicher deutscher Privatbahnen hatten die Eisenbahsen Hol- 
lands, die österreichischen und die ungarischen Staatsbahnen, 
zahlreiche Privatbahnen dieser Staaten sowie die jetzt zur 


Tschechoslowakei gehörenden Vereinsmitglieder, die Aussie- 
Teplitzer und die Buschtöhrader Bahn Vertretsr  ent- 
sendet. Außerdem konnten unter den Gästen die Staats- 
sekretäre und Direktoren des Reichsverkehrsministeriums 
begrüßt werden und eine Anzahl von Herren, die zwar 
jetzt schon in den Ruhestand getreten sind, aber 
früher hervorragende Mitglieder des Vereins waren. Unter 


den Gästen, die schon an dem 50jährigen Jubiläum teilgenommen 


hatten, ist vor allem der frühere langjährige Präsident der Eisen- 
bahndirektion Berlin, Exzellenz von Kranold, zu nennen, der 


beim Jubiläum von 1896 den Vorsitz. seführt und schon als junger 
Assessor den 25. Geburtstag des Vereins mitgefeiert nat. Dieser 
Nestor unseres Vereins, dem man seine 83 Jahre wahrlich nicht 
ansieht, hat in voller Rüstigkeit und mit regem Interesse an allen 
dienstlichen und außerdienstlichen Veranstaltungen dieser fest- 
lichen Tage teilgenommen. Von den Veteranen des 50jährigen 
Vereinsjubiläums waren ferner der frühere Unterstaatssekretär 
des preußischen Ministeriums der öffentlichen Arbeiten, Exzel- 
lenz Stieger, anwesend, der Präsident der Eisenbahn-Generai- 
direktion in Karlsruhe, Staatsrat Schulz, und der frühere 
Sektionschef und zeitweilige Leiter des österreichischen 
Eisenbahnministeriums, Dr. Freiherr von Röll, der als Auf- 
sichtsrat der Buschtehrader Bahn und der Eisenbahn Wien- 
Aspang erschienen war. Eine besondere Ehre hat der Reichsver- 
kehrsminister, Exzellenz Groener, dem Verein dadurch erwiesen, 
daß aus seinem Urlaub herbeigeeilt war, um durch seine 
Gegenwart die hohe Bedeutung zu bekunden, die er den Auf- 
gaben des Vereins beimißt. Die. inhaltsreiche Rede, in der er 
diese Aufgaben gekennzeichnet und zur gemeinsamen Arbeit zum 
Besten der internationalen Verkehrsbeziehungen zemahnt hat, 
hat auf die Anwesenden tiefen Eindruck gemacht. 

Die drei Tage unserer Jubiläumsfeier waren von der Ge- 
schäftsführenden Verwaltung so eingeteilt worden, daß in den 
Vormittagsstunden je ein wissenschaftlicher Vortrag eines her- 
vorragenden Fıachmannes die Sitzung einleitete und sieh dann 
(lie eigentlichen Beratungen der Vereinsversammlung anschlossen, 
während die Nachmittagsstunden dem außerdienstlichen Zusam- 
mensein vorbehalten blieben. Die Begrüßung der Gäste und die 
Leitung der Sitzungen und sonstigen Veranstaltungen lagen in 
den Händen des Vorsitzenden der Geschäftsführenden Verwal- 
ung, Eisenbahndirektionspräsidenten Wulff. Neben em 
Generalsekretär des Vereins unterstützte ihn ein Stab von Herren 
der Eisenbahndirektion Berlin und des Vereinsbüros. 

Über den Gang der Verhandlungen sei foleendes mitgeteilt: 

Die Versammlung taste in dem großen Sitzungssaal des Ver- 
eins Deutscher Ingenieure in der Sommerstraße 4a, gegenüber 
dem Reichstagsgebäude. Die Verhandlungen begannen am 7. Sep- 
tember, vormittags 10 Uhr, und wurden vom Eisenbahndirekti- 
onspräsidenten Wulff eröffnet. Er begrüßte die Versamm- 
lung mit folgenden Worten: 


er 


Euere Exzellenzen! Meine Herren! 


Als wir uns am Schlusse der letzten Vereinsversa} mmluns in 
Stuttgart im Jahre 1912 trennten, von einer Vereinsversamm- 
lung, deren Gedenken die schönsten Erinnerungen auslöst, da 
schieden wir voneinander mit dem Gruße auf frohes Wieder- 
sehen in zwei Jahren in Dresden. War doch Dresden als Sitz 
der nächsten Vereinsversammlung ausersehen. 

Das Schicksal hat es anders gewollt. Keiner von uns ahnte 
damals, was kommen würde. 
 Gewaltige Stürme sind-in der Zwischenzeit über die Länder 
Europas dahingebraust und haben an ihren Grundfesten ge- 
rüttelt. Ein Weltkrieg von ungeahnter, nie gesehener Heftiekeit 
und Furchtbarkeit hat die Völker heimgesucht und ihnen 
schwere Wunden geschlagen. Auch der Verein Deutscher Eisen- 
bahnveerwaltungen ist von den Folgen dieses Krieges nicht ver- 
schont geblieben, Ich darf bloß darauf hinweisen, daß sein Um- 
fang, der bei der Gründung im Jahre 1846 nahezu 2000 km be- 
trug und 10 Mitglieder umfaßte, dann vor dem Kriege bis auf 
111500 km und 65 Mitglieder gestiegen war, gegenwärtige auf 
76500 km nnd 56 Mitglieder zurückgegangen ist. 

Aber wie ein Orkah wohl eine alte Eiche zu schütteln und 


- gezeichnet 


: 5 
rütteln und ihr ganze Äste wegzunehmen vermag, sie jedoch E 
nicht entwurzelt, die Eiche vielmehr sich wieder mit neuem 
Laube schmückt, so steht auch der Verein heute, wie Ihr starker 
Besuch zeigt, kraftvoll da und ist gewillt, neues Leben, neue 
Tätigkeit, neues Wirken zu entfalten. Ihre starke Beteiligung i 
zeigt weiter, daß der von der Geschäftsführenden Verwaltung im { 
Benehmen mit dem Satzungsausschuß zefaßte Entschluß, trotz : 
aller Sorgen, die uns umschatten, an dem. T5jährig>n Bestehen j 
des Vereins nicht vorbeizugehen, sondern dieses durch eine Feier | 
zu begehen, Zustimmung gefunden hat. Freilich haben wir ge- 
glaubt — und dies dürfte auch Ihrer Auffassung entsprechen — 
den Zeitumständen entsprechend die Feier in einfacheren For- 
men als früher halten zu sollen. 3 

Ich selbst stehe heute zum ersten Male hier an dieser Stelle. 
Nachdem ich im August 1917 zum Präsidenten der Eisenbahn- | 
direktion Berlin berufen war, habe ich vom gleichen Zeitpunxte 
ab die Geschäfte als Vorsitzender der Geschäftsführenden Ver- 
waltung geführt. 

Ich bin mir der hohen Ehre wie aber auch der Verantwortung, 
die ich als Vorsitzender des Vereins trage, voll bewußt: Ich 
bin mir weiter bewußt, daß der gute Wille, der mich erfüllt, die 
Geschäfte des Vereins zum Besten zu führen und die hohe Ver- 
einsversammlung geschickt zu leiten, allein nicht ausreicht. Es 
wird mir dies um so schwerer gemacht, als meine Herren Amts- 
vorgeänger es verstanden haben, in so hervorragender Weise die- 
sen Posten auszufüllen und sich Anerkennung zu verschalfen. 
Ich bitte um Ihre gütige Nachsicht bei meiner Amteführung und 
der Leitung der Geschäfte. ; | 

In meiner Eigenschaft als Vorsitzender ( ler Geschäftsführung 
gestatte ich mir, Sie auf das herzlichste zu begrüßen. | 

Ich begrüße insbesondere Herrn Reichsverkehrsne Fe 
Groener. Wir schätzen und bewerten die Ehre um so-mehr, als 
wir wissen, daß Euer Exzellenz den Urlaub unterbrochen ha- 
ben, um an der Feier des 75jährigen Jubiläums des Vereins 
Deutscher üisenbahnverwaltungen : persönlich teilzunehmen. 
Ferner begrüße ich die Herren Staatssekretäre. und Ministerial- 
direktoren des Reichsverkehrsministeriums und der Zweig- 
stelle Preußen-Hessen. Die Anwesenheit der hohen Ytaatsregie- 
rung gibt dem Verein die Gewißheit, daß die Ziele des Vereins 
anerkannt werden und er sich auf richtigem Wege. befindet. 
Unter den Ehrengästen begrüße ich Se. Exzellenz Herrn Unter- 
staatssekretär Stieger, der selbst langjähriger tätiger Mitarbeiter 
des Vereins auch in seiner späteren hohen Stellung im Preußi- 
schen Ministerium der öffentlichen Arbeiten stets dem Verein 
Förderung und Unterstützung hat angedeihen lassen, ich begrüße 
endlich den lang ee Vorsitzenden des Vereins, Se. Exzellenz 
Herrn Wirkl. Geh. Rat v. Kranold, dessen Anwesenheit bei der 
diesjährigen Tagung-uns ganz besonders erfreut. Ich bezrüße 
Sie alle, meine Herren, die Sie aus Nord, Süd, Ost a \West 
herbeigeeilt sind, auf das wärmste. IR 

An einem Erinnerungstäge pflegt man en zu‘ halten, 
einen Rückblick auf die Vergangenheit zu ‚werfen. und zu ‚Ver- 
suchen, die Zukunft zu ergründen. 

Wenn wir bei diesem Rückblick zunächst Umschau in unseren. 
Reihen halten, so werden wir. viele vermissen, die sich um den 
Verein verdient gemacht haben, Männer, die uns lieb und wert 
waren. Der Tod hat sie uns seit der letzten Vereinsvarsamm-. 
lung "entrissen. Es ist mir leider nicht möglich, alle Namen 
einzeln aufzuführen und ihre Verdienste nach Gebühr zu würdi- 
gen. Wir werden ihnen aber ein dankbares Andenken bewahren. 
Lassen Sie mich aber zweier Männer gedenken, die dem Ver- 
ein und der Geschäftsführenden Verwaltung besonders nahe- 
standen. Es ist das der frühere Schriftleiter der Ver»inszeitung, 
Herr Eisenbahndirektionspräsident:a. D. von Mühlenfels- und 
Herr Generalsekretär Burmeister. Herr Eisenbahndirektions- 
präsident von Mühlenfels ist am 17. Juli 1918 im hohen .- Alter , 
von 75 Jahren aus dem Leben geschieden. Trotz seiner hohen 
Jahre hat er frisch wie ein Jüngling an ns und .aus- 
durch eine hervorragende Liebenswürdiekeit — in 
vortrefflichster Weise seines Amtes gewaltet und hatte sich 
unser aller Liebe und Achtung erworben. Wir werden sein 
Andenken stets in hohen Ehren halten. Sein Nachfolger ist der 
Ihnen bereits wohlbekannte Geheime Oberregierungsrat DY3 
von Ritter. : & e 

Herr Generalsekretär Burmeister, der seit 1911 die ( Geschäfte ä 
des Vereins bearbeitet hat und diese mit vorbildlichem Fieiße - 
und großer Umsicht führte, vertauschte, von tiefster Vater- - 
landsliebe beseelt, bei Ausbruch des Krieges die Feder ınit dem 
Schwerte. Sein Leiden zwang ihn aber, "diesen Disast' wieder 
aufzugeben. Obwohl’ sich aber dieses mehr und mehr ver- 
schlimmerte, hat der Verstorbene mit größter "Energie immer - 
wieder seine Tätigkeit aufgenommen, bis der Tod ihn von seinen 
leiden am 2. Oktober 1920 erlöste. Als Nachfolge sr. ist Herr. i 
Generalsekretär Nether gewählt worden. m 

Wenn ich nunmehr einen geschäftlichen Rückblick auf u 
Vergangenheit werfe, kann es nicht meine Aufgabe : sein, Ihnen 
die ganze Tätigkeit aus unseren letzten 25 Jahren darzustellen. 
Nur einiges lassen Sie mich streifen, das ein Licht auf das er 
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internationalen Übereinkommen 
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- Dieser Zeitraum war im wesentlichen der weiteren Ausenstal- 
=} 


fung der auf den verschiedenen Gebieten des Eisenbahnw:sens 


geschaffenen Eisenbahneinrichtungen gewidmet. 
Ich erwähne hier aus der Tätigkeit des Satzungzsanus- 


die Neuregelung des Verfahrens bei der Abwicklung der 
Vereinsabrechnungen, 
das Übereinkommen, betreffend 

stelle, 

die Herausgabe des Kochschen Stationsverzeichaisses, die 
vom Verein jetzt besorgt wird. 


die  Vereinsähkrechnungs- 


—— Aus Anlaß der Einführung neuer Zusatzübereinkommen zum 


über den Eisenbahnfracht- 
verkehr sowie der Einführung neuer innerstaatlicher Ver- 
kehrsordnungen in Deutschland, Österreich und Ungarn 
sind im Güterverkehrsausschuß 
die transportrechtlichen Vorschriften 
beitet worden. 
Für das gesamte Vereinseebiet wurde 
der Abfertigungsdienst durch Schaffung 
Abfertigungsvorschriften“ 
einheitlich und umfassend geregelt. Durch die Einrichtung von 
_ —— „Güterausgleichstellen“ im ganzen Vereinsgebiet und die 
Einführung eines einheitlichen Ermittlungsverfahrens wurde 
die Behandlung und der Ausgleich von fehlenden und über- 
zähligen Gepäckstücken und Gütern zweckdienlich ausge- 
baut. In. der Erledigung von Frachterstattungs- und Ent- 
schädigungsansprüchen wurden wesentliche Vereinfacnun- 
gen eingeführt, die später’ über den Rahmen des Versins 
als Grundlage für die Vereinbarungen in weiteren inter- 
nationalen Verbänden benutzt wurden. Besondere Vercin- 
barungen regelten die Leitungen von Gütern über Hilfswege, 
ein Gegenstand, der u. a. auch die heutige Vereinsversiumm- 
lung beschäftigen wird. 
Im Personenverke.hrsausschuß wurde die im Jahre 


wiederholt umeear- 


„Gemeinsamer 


€ 1884 geschaffene 
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_ kehr auf nahezu 60 Millionen angewächsen waren. 
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ges leider vorläufig eingestellt werden. 


- — Einrichtung der  zusammenstellbaren Fahrscheinhefte, des 
sogenannten Vereinsreiseverkehrs, 

zu immer größerer Entfaltung gebracht. Die Einrientung erreichte 
ihre größte Blüte im Jahre 19%)7, wo die Einnahmen aus diesem Ver- 
Später gıng 
dieser Verkehr infolge Beseitigung der früheren Ermäßigungen 
auf den deutschen Bahnen zurück und mußte während des Krie- 
Aufgabe der aller- 


"nächsten Zukunft wird es sein, dieser Angelegenheit besondere 
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Aufmerksamkeit zuzuwenden und zu prüfen, wie. diese wichtige 
Einrichtung wiederbelebt und auch unabhängig von etwaigen 


internationalen Neuschöpfungen gleicher Art dem Verein erhal- 
ten bleiben kann. 
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Das den Wagendienst regelnde Vereins-Wagenübereinkommen 
wurde durch den Wagsenausschuß im Jahre 1896 neu be- 
arbeitet und durch Vereinfachungen der Wagenbenutzungs- und 
Ahrechnungsvorschriften weiter ausgebaut. Dem Bestreben nach 


_ weiterer Vereinheitlichung des Wagenrechts der großen euro- 


päischen Wagenverbände wird durch das der heutigen Vereins- 
versammlung vorliegende neue Vereinswagenübereinkommen, das 


sich eng an das ebenfalls neu geschaifene internationale Wagen- 
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übereinkommen (R.J.V.) anschließt, Rechnung getragen. 
Aus der erfolgreichen Tätiekeit des Vereins in den letzten 


-25 Jahren auf technischem Gebiet lassen Sie mich nur 


folgendes hervorheben: 


Die „Technischen Vereinbarungen über den Bau und die 


Betriebseinrichtungen der Haupt- und Nebenbahnen“ sowie 
die - 

„Grundzüge für den Bau und die Betriebseinrichtungen der 
Lokalbahnen“ 


sind den neuzeitlichen Bedürfnissen entsprechend weiter ent- 
wickelt und weiter ausgebaut worden. 

Eine Reihe von Sondervorschriften, die den Vereinsver waltun- 
gen zur Beachtung empfohlen sind, wurden vom Verein heraus- 
gegeben, wie: 

Sicherheitsvorschriften für die Einrichtung elektrischer Be- 
‘leuchtung in Eisenbahnwagen, 

Anleitung für Bestimmungen über die Ausführung und den 
Betrieb fremder elektrischer Starkstromleitungen, 
Leitsätze für den Bau von Weichen und Kreuzungen in 
Haupteleisen, - 

Einheitliche Bezeichnung von Lokomotiven usw. 

Einer alten Übung folgend sind auch in den letzten 25 Jahren 
wiederum 

„allgemeine technische -Fragen“ aufgestellt und beantwortet 
und durch Veröffentlichung als Ergänzungsband zun Organ 
für die Fortschritte des Eisenbahnwesens der Allgemeinheit 
zugeführt worden. In der Behandlung besonderer tech- 
nischer Fragen seien hervorgehoben die Fragen der Einfüh- 
rung einer selbsttätigen durchgehenden Bremse Jür Citer- 
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olereiche Wirken des Vereins während dieses Zeitraumes wirit. züge, Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit des Eisen- 


 betons bei den Eisenbahnbauten usw. 
, Im Eiriexs ausschuß sind in den letzten 25 Jahren sechs 
Preisausschreiben erlassen und darauf 63 Preise verteilt worden 
Eine bedeutsame Erweiterung erfuhr das Übereinkommen durch 
die Bereitstellung von 15000 M für die Lösung besonderer fach- 
licher Aufgaben oder für die Abfassung bestimmter schriftstelle- 
rischer Arbeiten über Eisenbahnwesen und zwar ohne Aus- 
schreibung eines Wettbewerbs. Auf Grund dieser Erweiterung 
hat der Preisausschuß bereits die Herausgabe eines Werkes über 
die Entwieklung des Lokomotivbaues in wissenschaftlicher und 
historischer Beziehung beschlossen, ein Werk, von dem der Ver- 
eın eime wesentliche Bereicherung der Eisenbahnfachwissen- 
schaft erwarten darf. | 

Aus dieser — ich -wiederhole — nur leicht gestreiften Tätie- 
keit des Vereins in den letzten 25 Jahren werden Sie erkennen 
daß er auch hier seinen alten Grundsatz gewahrt und befolgt 


hat, die „Interessen des allgemeinen Verkehrs und seiner Mit- 
glieder zu fördern“. 


Diese Aufgabe lassen Sie uns auch weiter erfüllen. Wenn sich 
auch ‚die Zeiten geändert haben, wenn auch die Auxzunft ein 
Schleier verhüllt, so daß keiner über die weitere Gestaltung 


der Dinge ein sicheres Urteil abgeben kann, soviel dürfen wir 
doch wohl sagen: 


Ein Verein, der wie der Verein Deutscher Eisenbahn- 
verwaltungen mit berechtigtem Stolze auf seine Erfolge und 
Werke in dem Zeitraum von 75 Jahren zurückblicken l:ann 
hat den Beweis seiner Notwendigkeit und Zweckmäßirkeit 
erbracht, eine solche Organisation muß für die Weiterent- 
wicklung des Eisenbahnwesens auch weiter bestehen hlei- 
ben. An uns liegt es, durch ruhige, stetige weitere Aus- 
gestaltung den Verein wieder auf eine feste Basis zu stellen 
und wie bisher durch treues Mitarbeiten, durch verstänulpis- 


volle und freudige Hingabe an unsere Aufgabe neue Erfolge 
den alten anzureihen. 


Von diesem Gedanken erfüllt und von diesem Wunsch beseelt 


lassen Sie uns in unsere heutige Beratung und Verhandlung 
eintreten. _ a 

‚Möge die 75jährige Feier des Vereins, mögen die hierbei ge- 
ae A sowie der gemeinsame Scdank en- 
au dar Er Verein neue Kraft und 
bestehen und wir alle Frische Sohritfen ns W aller- 

1 & ısfreude für unser weite- 
res Wirken schöpfen! 

Hieran schloß sich ein Festvortrag des Herrn Sektionsrats Dr. 
Rottleuthner, Budgetreferentstellvertreters im österreichi- 
schen Bundesministerium für Verkehrswesen, über „Die Wir- 
kungendes Weltkriegesaufdie Betriebsergeb- 
nisse der Eisenbahnen unter besonderer Be- 
rücksichtigung der Bahnen des Vereins Deut- 
scher Eisenbahnverwaltungen“. Der Vortragend» 
gab zunächst einen Überblick über den hohen Stand des Eisen- 
bahnwesens, besonders in den Ländern des Versinsgebiets, ın 
den letzten Friedensjahren. Er ging sodann auf die ungeheuren 
Leistungen ein, die von den Eisenbahnen während des Welt- 
krieges für die unmittelbaren Kriegszwecke, wie auch für die 
Aufrechterhaltung des allgemeinen bürgerlichen Verkehrs be- 
wältigt wurden, und die an die Arbeitskraft und Opferwilligkeit 
des durch die Einziehungen zum Militärdienst in hohem Maße 
verringerten Personals die größten Anforderungen stellten. In 
fesselnder Weise schilderte Redner den infolge der $bsperrungen 
vom Weltmarkt immer mehr zunehmenden Mangel an Lebens- 
mitteln, Rohstoffen und Erzeugnissen aller Art und die hier- 
durch bedingte Notwendigkeit zur weitestgehenden Sparsamkeit 
mit den vorhandenen Vorräten sowie zur Verwendung der var- 
schiedenartigsten Ersatzstoffe. Wie sich hieraus die immar 
stärkere Zermürbung der Eisenbahnen der mittelsuropäischen 
Länder ergab, wie sich der Zerfall bei dem gesamten Personal, 
bei den Löhnen und bei dem finanziellen Ertrag der Eisenbahnen 
überhaupt äußerte, wurde anschaulich dargestellt und durch 
viele wertvolle Einzelangaben über die Entwicklung der Betriebs- 
zahlen unterstützt. Die Einwirkungen der Friedensverträge auf 
Gebiet, Wirtschaft und Betriebsverhältnisse in den Vereins- 
ländern, die Kohlennot und der dadurch beschleunigte 
Ausbau der Elektrisierung der Wisenbahnen, der Einfluß der zer- 
rütteten Währungsverhältnisse bildeten den weiteran Teil der 
gehaltvollen Ausführungen, die mit einer Schilderung der gegen- 
wärtig sich anbahnenden Gesundung der Verhältnisse und mit 
einem Ausblick auf die Zukunft schlossen. 
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An diesen mit eroßem Beifall aufgenommenen Vortrag 
schlossen sich die sachlichen Verhandlungen, die eine statt- 
liche Tagesordnung von 21 Punkten umfaßten. Den ersten Be- 
ratungsgegenstand bildete der Geschäftsbericht der Ge- 
schäftsführenden Verwaltung für die Zeit vom August 1918 bis 
Ende Juli 1921; aus diesem möchten wir folgendes heraus- 
greifen: 

Gegenüber der Angabe im letzten Geschäftsbericht hat sich 
die Gesamtlänge der Vereinsbahnstrecken in den drei Berichts- 
iahren vom August 1918 bis Ende Juli 1921 von 109 717 km auf 
76187 km verringert, die Zahl der stimmberechtigten Vereins- 
mitglieder ist von 64 auf 56 zurückgegangen. Von: den ausge- 
schiedenen Bahnen sind zu erwähnen die Eisenbahner in Elsaß- 
Lothringen, die jetzt vom französischen Staat betrieben werden, 
die abgetretenen Strecken der früheren preußischen Eisenbahn- 
direktionen Bromberg, Danzig und Posen, die in der 'Tschecho- 
slowakei, in Rumänien und im Königreich der Serben, Kroaten 
und Slowenen gelegenen vormaligen Österreichischen und unga- 
rischen Staatsbahnlinien sowie schließlich die in Belgien ge- 
legene Chimaybahn und die Warschau-Wiener Staatseisenbahn. 
Zu den an den Vereinseinrichtungen nach $ 6 der Satzungen teil- 
nehmenden kleineren Privatbahnen sind in der Berichtszeit neu 
hinzugekommen die Gera-Meuselwitz-Wuitzer Eisenbahn, die 
Neuhaldensleber und Königsberg-Kranzer Eisenbahn. 

Ein weiterer Abschnitt des Geschäftsberichts behandelt die 
Tätiekeit der Ausschüsse; hieraus sei erwähnt, daß der 'Tech- 
nische Ausschuß an Stelle des in den Ruhestand getretenen Herrn 
Geheimen Rats Ritter von Weiß, Ministerialrats im Reichsver- 
kehrsministerium, Zweigstelle Bayern, den Herrn Abteilungs- 
direktor Kittel von der Eisenbahn-Generaldirektion in Stutt- 
gart zum ständigen Vertreter des Vereins in den Vorstandsrat 
des deutschen Museums von Meisterwerken der Naturwissen- 
schaft und Technik in München gewählt hat. 

Aus dem reichhaltigen Stoff über die Fortbildung der Druck- 
sachen des Vereins ist hervorzuheben, daß die Bearbeitung des 
bisher von dem verstorbenen Schriftleiter der Vereinszeitung, 
Herrn Präsidenten von Mühlenfels, herausgegebenen ehemals 
Kochschen Handbuches für den Eisenbahn-Güterverkehr auf den 
Verein übergegangen und daß es trotz der bei den heutigen, viel- 
fach noch ungeklärten politischen Verhältnissen zu überwinden- 
den großen Schwierigkeiten gelungen ist, das für len Dienst- 
gebrauch aller Vereinsverwaltungen wie auch von den Privat- 


interessenten dringend benötigte Eisenbahnstations- 
Verzeichnis noch vor der Vereinsversammlung neu er- 


scheinen zu lassen. Es wird allseitig mit großer Freude begrüßt 
werden, daß auch die Neuausgabe des zweiten Teils dieses Wer- 
kes, nämlich des Ortsverzeichnisses, nunmehr sofort 
in-Angriff genommen werden soll. 

Aus der eroßen Zahl der übrigen Vereinsdrucksachen sei noch 
auf das vollständig umgearbeitete und auf neuer Grundlage auf- 
gebaute Vereinswagenübereinkommen hingewiesen, 
auf das wir, da es einen der wichtigsten Beratungsgegenstände 
der. Vereinsversammlung darstellt, bei der Tagesordnung zurück- 
kommen werden. 

Einen weiteren wichtigen Abschnitt des Geschäfitsberichts 
bilden die besonderen Einrichtungen des Vereins, und zwar das 
Vereinsbüro, die Vereins-Abrechnungsstelle, 
die Vereins- und Versorgungskasse, die Zeitung 
des Vereins und das Organ für die Fortschritte 
desEisenbahnwesensintechnischerBeziehung 

Den Schluß des Geschäftsberichts bilden die Vorarbeiten iS 
Geschäftsführenden Verwaltung für die von der Vereinsversamm- 
lung vorzunehmenden Neuwahlen. 


Zu Nr. IIder Tagesordnung beschloß die Vereinsver- 
sammlung auf Antrag des Satzungsausschusses die Aufhebung 
eines noch aus dem Jahre 1880 stammenden Vereinsbeschlusses, 
der die Vereinsverwaltungen verpflichtete, alle von ihnen aus- 
gehenden Veröffentlichungen über Gütertarife und deren Ände- 
rungen dem Anzeigenteile der Vereinszeitung zuzuweisen; die 
deutschen Verwaltungen, die ebenso wie eine beträchtliche Zahl 


7 


’ 


‘den sollen und der Technische Ausschuß zur Vereinfachung der 


zeit wurden von Jeı Vers: ammlung als abänderungsbedürftig an- 
erkannt. Da aber bei den heutigen unklaren Verhältnissen 
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von deutschen Handelsvertretungen für die Beibehaltung der $ 
Veröffentlichung in der Vereinszeitung — wenn auch in ver-f 
kürzter Form — eingetreten waren, sind jedoch gewillt, ihre | 
Tarifbekanntmachungen nach wie vor in der Vereinszeitung in. 
gekürzter Form zu veröffentlichen. 


Punkt III der Verhandlungen betraf die Ausgesial- 
tung des Technischen Ausschusses, dessen Arbeitsfeld sich bei 
der in den letzten Jahrzehnten eingetretenen Entwicklung der 
‚Eisenbahntechnik mehr und mehr vergrößert hat.: Zur Bewälti- 
gung des immer schwieriger und umfangreicher werdenden Ars 
beitsstoffes hat es sich als unumgänglich nötig herausge- 
stellt, dem Ausschuß durch geeignete Maßnahmen eine größere * 
Beweglichkeit zu geben und eine Beschleunigung seiner Arbeiten 
kerbeizuführen, zumal der Ausschuß sich künftige mehr als bis- i 
her auch mit eisenbahntechnischen Untersuchungen und Fragen 
befassen und Gutachten über sie abgeben soll. 

(Auf Vorschlag des zu diesem Zweck eingesetzten Gens 
ten Ausschusses beschloß die Vereinsversammlung, daß zur Be- 
schleunigung der Arbeiten für bestimmte Gebiete — Unter- und. 
Brückenbau, Hochbau, Oberbau, allgemeine Bahnaerhaltungs- 
angelegenheiten usw. — ständige Unterausschüsse gebildet wer- 


Geschäftsbehandlung. über die - gegenwärtigen Satzungsbestim- 
mungen hinaus mit der endgültigen Erledigung von weniger be- 
deutenden Anträgen rein technischer Natur betraut wird. In 
folge der beabsichtigten Erweiterung seines Arbeitsgebiets soll - 
der Technische ‚Ausschuß künftig aus einem Ausschuß A und B 
bestehen, wovon dem ersteren lediglich ‘die Behandlung eisen- 
bahnfachwissenschaftlicher Beratungsgegenstände und im Zu- 
sammenhang damit die Erstattung von eisenbahntechnischen Gur- 
achten obliegt, während dem Ausschuß B die Aufgaben des bis- 
herigen Technischen Ausschusses in bezug auf die technischem 
Vereinsbestimmungen zufallen. 


Zu Punkt IV der Tagesordnung beschioß die Ver- 
sammlung eine Ergärzung des Übereinkommens, betreffend die 
Aussetzung von Preisen, die den aus dem aktiven Dienst der 
Vereinsbahnen ausgeschiedenen, bis zum Ablauf ihrer Wahl- 
periode jedoch noch tätigen Mitgliedern des Prejsaı sschusses 
die Teilnahme an den Ausschußsitzungen erleichtert. 

Die weiteren Nr. V-VllIder Tagesordnung z Behr 
ten.den Güterverkehr. Hier wurde u. a. ein Antrag auf Änderung - 
der Bestimmungen des Art. 13 des Übereinkommens zum Vers 
einsbetriebsreglement über die Benutzung von Hilfswagen bei 
Verkehrsstörungen beraten. Die Bestimmungen aus der Friclens- 


schwer zu entscheiden ist, ob und in welcher Weise der ArtIsg 
den neuen Verhältnissen entsprechend geändert werden kann, 
oder ob er etwa ganz aufgehoben und die weitere Verfolgung _ 
der Sache den einzelnen Tarifverbänden überlassen bleiben soll, 
beschloß die Versammlung, den Art. 13 zunächst unverändert 
bestehen zu lassen, und ermächtigte den Güterver kehrsausschuß, 
die Angelegenheit in dem vorgeschlagenen Sinne in neuer Vier-ä 
handlung zu prüfen. 3 

Zu den Angelegenheiten des Güterverkehrs ehe weiter ein 
Antrag auf vereinfachte Erledigung von Entschädigungsan- 
trägen. Die zur Erleichterung der Abrechnung innerhalb der 
Verwaltungen vorgesehenen Mindestbeträge, die zur Vermei- 
dung unnützen Schreibwerks von der regelnden Verwaltung 
allein übernommen werden, wurden \den heutigen Geldver- 
hältnissen entsprechend erhöht. Die neuen, Sätze sollen zu- 
nächst versuchsweise auf ein halbes Jahr eingeführt und als- - 
dann vom Güterverkehrsausschuß auf Grund erneuter Prüfung 
in eigener Zuständiekeit festgesetzt werden. & 

Gleichzeitig wurden die zur Verteilung der Entschädigungs- 
beträge auf die einzelnen Vereinsverwaltungen verwendeten 
Vordrucke wesentlich vereinfacht. BE 

Den wichtigsten Teil der Verb nangen. bildete zweifellos. 3 
die Beratung des Entwurfs zu einem auf völlig neuer Grund- 
lage aufgebauten Vereinswagenübere inkommen 
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Punkt IX der Tagesordnung). Das schon vor dem Kriege 
eitig ausgesprochene Verlangen nach Vereinfachung der 


angreichen und vielfach schwer verständlichen Waeen- 
utzungs- und Abrechnungsvorschriften hatten das Eisen- 


n-Zentralamt in Berlin veranlaßt, im Januar 1921 die 
eunige Umarbeitung des VWÜ. mit dem Ziele größtmög- 
| eher Vereinfachungen zu beantragen. Als dann bei den im 
Hl in Stresa stattfindenden internationalen Verhandlungen 
I er Mitwirkung der hauptbeteiligten Vereinsverwaltungen ein 
aes internationales Wagenrecht (RIV.) geschaffen wurde, 
inio das Zentralamt seinen Antrag dahin, das VWÜ, nach 
m Vorbilde des neuen RIV. umzuarbeiten. Dieser Antrag 
‚fand im Wagenausschuß einstimmige Annahme. Um das neue 
"W'Ü. möglichst’ noch mit dem 1. Januar 1922 in Kraft setzen 
| können, wurde sofort ein Entwurf aufgestellt, der dann 
ın einem Unterausschuß nochmals eingehend durchberaten und 
‚auch vom Technischen Ausschuß nach der technischen Seite 
geprüft worden ist. Die hauptsächlichste Änderung 
enüber dem alten VWÜ. ist die Einführung einer reinen 
taffelten Zeitmiete, mit der die Laufmiete und damit auch 
umständliche Feststellung des Wiagenlaufs, die Berechnung 
-Lauf- und Ladefristen sowie der Verzögerungsgebühren 
tfällt, die Kilometerzeiger für die Wagenmietberechnungen 
ntbehrlich werden und schließlich eine Kontrolle der Be- 
zung der eigenen Wagen auf fremden Bahnen sich erübrigt. 
u aufgenommen ist eine bisher fehlende Bestimmung über 
-schollene Wagen, ebenso ist die Behandlung der Privat- 
sen neu geregelt. Die Meldungen mit den Einschreibungen 
"Wagenbeschädigungen in den Übergangsstationen sind weg- 
allen, die der fehlenden Inventargegenstände wesentlich 
infacht. Ersatzteile werden unentgeltlich geliefert, die be- 
hädigten ausgewechselten Teile müssen an die Eigentums- 
waltung zurückgesandt werden. Die bisherigen Anlagen III 
Verzeichnis der Mängel, die zur Zurückweisung des Wagens 
E echtigen), V (Preise für Wiederherstellung von Wagen) und 
(Vorschriften für die Einrichtung und Behandlung der 
lwagen) sind weggefallen. 
e Mieten sind in 5 Staffeln festgesetzt, und zwar: 
für den 1— 3. Tag 10 M 
Ar EEE 
" Bell... 14, 
ebd 105; 
: für jeden weiteren ,„ 20 „ 
= Bei setzung dieser Mietsätze war der Wagenausschuß der 
Ansicht, daß die Sätze des neuen VWÜ. niedriger sein müssen, 
die des RIV., da die Vereinsverwaltungen sich in dieser 
ıge selbstverständlich gegenseitig eine Erleichterung. ge- 
ähren und so auch das Vereinsinteresse fördern wollen. Da die 
irkung der neuen Sätze sich in keiner Weise übersehen läßt, 
len sie nach 2 Jahren nachgeprüft werden. 
Der vom Wagenausschuß vorgelegte Entwurf wurde von der 
Tereinsversammlung einstimmig angenommen und der 'Aus- 
‚schuß für den Fall, daß etwa in der Zwischenzeit eintretende 
ondene Umstände wine sofortige Änderung der Sätze er- 
eischen, zur selbständigen Änderung der Mietsätze ermächtigt. 
Das neue Vereinswagenübereinkommen wird somit am 1. Ja- 
nuar 1922 zugleich mit dem neuen internationalen Wagen- 
r eglement, dessen Fassung in die neue Drucksache mitauf- 
genommen werden soll, in Kraft gesetzt werden. 
Die Nr. X-XIII der Tagesordnung umfassen die 
hnischen Angelegenheiten, von denen der Antrag auf Ein- 
ihrung der zweiteiligen Heizkupplung, Bauart Kleimenhagen- 
‚as, an erster Stelle steht.. Die Einführung zweiteiliger Heiz- 
wupplungen verfolgt den Zweck, die jetzt im Vereinsgebiet 
ast allgemein in Verwendung stehende, gegenwärtig nicht mehr 
tsprechende einteilige Heizkupplung durch eine wirtschaft- 
here und technisch volkommenere Einrichtung zu ersetzen 
d gleichzeitig die Möglichkeit zu bieten, den dichten Quer- 
schnitt in allen Teilen der Hauptleitung zu erweitern. 
In bezug auf die beantragte Neugestaltung der Güteproben- 
mmlung beschloß die Vereinsversammlung, bis auf weiteres 
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vom Jahrgang 1912/13 ab von der Herausgabe auf Grund der 
bisherigen Unterlagen abzusehen und beauftraete den Tech- 
nischen Ausschuß, auf neuer Grundlage Vordrucke zu einer 
zeitgemäßen Statistik auszuarbeiten. 

Schließlich wurden für die Einführung der verstärkten Zug- 
vorrichtung ($ 75 u. 133 der Technischen Vereinbarungen) so- 
wie für die Bestimmungen über die Kupplungen der Luftdruck- 


bremsen (8 8 der T. V.) neue Durchführungsfristen fest- 
Sıesetzt. 
Bei Nr. XIV u. XV der Tagesordnung wurden die Rech- 


nungen über die Binnahmen und Ausgaben der Vereins- und 
Verwaltungskasse geprüft und der Geschäftsführenden Verwal- 
tung Entlastung erteilt. Den Schluß der Verhandlungen bil- 
deten die Neuwahlen. 
In den Preisausschuß sind folgende Herren gewählt: 

Geheimer Oberbaurat Courtin (Karlsruhe), 
Sektionschef Ing. Enderes (Wien); 

Abteilungsdirektor Kittel (Stuttgart); 

Bahndirektor Maas Geesteranus (Utrecht); 
Geheimer Baurat Friessner (Dresden) ; 

Geheimer Baurat Samans (Berlin); 

Ministerialrat Staby (München); 

Sektionschet Rihosek (Wien); 

Präsident, Staatssekretär v. Kelety (Budapest); 
Sektionschef a.D. Dr. Freiherr v. Röll (Wien); 
Geheimer Oberbaurat Sehmitt (Oldenburg); 
2. Eisenbahndirektionspräsident Schultze Stettin); 
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13. Ministerialrat Dr. Traka (Wien); 
14. Präsident Dr. Ritter vv. Weeber (Wien); 
15. Eisenbahndirektionspräsident Dr. Wesener (Hannover); 


16. Abteilungsdirektor Wallbaum (Berlin). 


Die 'erstgenannten 8 Herren wurden vom Technischen Aus- 
schuß, die übrigen von einem besonderen Wahlausschuß 
gewählt. 

Bei den ständigen he des Vereins wurde, da sich in 
der gegenwärtigen Zeit einer neuen Zusammensetzung außer- 
ordentliche Schwieriekeiten entgegenstellben, von einer Neu- 
wahl Abstand genommen; es wurde — abgesehen von den durch 
den Austritt einzelner Vereinsverwaltungen eingetretenen 
Änderungen — bei dem bisherigen Stande belassen. 

In den nach dem Übereinkommen, betr. die Aussetzung von 
Preisen, zu bestellenden 'Wahlausschuß und in den Verwal- 
tungsausschuß der Versorgungskasse für Venreinsbeamte wurden 
die diesen Ausschüssen bisher angehörenden a en 
wiedergewählt. : 

Ebenso wurde als Geschäftsführende Verwaltung ne Vereins 
die Eisenbahndirektion Berlin einstimmig wiedergewählt. 

Die Verhandlungen des ersten Tages wurden bei Nr. X der 
Tagesordnung abgebrochen. Am zweiten Vierhandlungstage 
wurden die vorstehend bereits erwähnten Punkte XI—XX er- 
ledigt, während die Verhandlung am dritten Tage mit der Ver- 
lesung der Niederschrift vom Vortage und der Festsetzung von 
Zeit und Ort der nächsten Vereinsversammlung abschlossen. 

Auch der zweite und dritte Verhandlungstag wurde mit je 
einem Festvortrag eröffnet. 

Oberregierungsbaurat Dr.-Ing. Kommerell vom Eisen- 
bahn-Zentralamt in Berlin hielt den zweiten Festvortrag am 
8. September über die Frage: i 

„Welcher Lastenzug soll dem Bau newer und der Vier- 
stärkung bestehender Brücken zugrunde gelegt werden?“ 


Der Vortragende legte dar, wie die bevorstehende Einführung 
der Großgüterwagen von 50 t Tragfähiskeit möglicherweise 
eine völlige Umwälzung in der Beförderung und Entladung 
von Massengütern, wie Kohlen, Erzen, Bettungsstoffen, Rüben, 
Kartoffeln usw. hervorbringen wird, und daß es notwendig ist, 
schon jetzt der Berechnung der ‚Brücken eine Wagenlast von 
6,67 t/m, statt wie seither 4,0 t/m zugrunde zu legen. Ferner 
zeigte er, wie unumgänglich notwendig es ist, auch den zu- 
lässigen Raddruck der Lokomotiven zu erhöhen. Diesem Um- 
stand soll Rechnung getragen werden durch die bevorstehende 
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Einführung des neuen Lastenzuses N. Dieser Lastenzug 
sieht 3 Tienderlokomotiven von je Achsen zu je 25 t Achs- 
druck mit einem Achsabstand von je 1,5 m vor. 

An der Hand der Schaulinien der |Biegungsmomente bei 
Brücken bis zu 60 m Stützweite wurde dargelegt, wie unüber- 
sichtlich die bisherige Klasseneinteilunge der Brücken ist, und 
daß man sich dabei kein Bild machen kann, wie hoch die 
älteren Brücken unter den tatsächlichen Betriebslastenzüsen 
beansprucht sind. ‚Es sollen in Zukunft die Brücken nur noch 
in 4 Klassen, und zwar in Klasse ‘N, E, /G und U eingeteilt 
werden. Dabei soll sich diese Neweinteilung auf die tatsäch- 
lichen Betriebslastenzüge gründen.  .Die Klasse N ist für 
neue Brücken, E für die schwersten und G für die 
leichteren der .ietzigen Betriebslastenzüse in 
Aussicht genommen. ‘Alle Brücken, die schwächer sind, 
als diejenigen der Klasse G, kommen in die Klasse U (un- 


genügend). Für jede Lokomotivgattung soll nun berechnet 
werden, ob (diese auf den 'G-Strecken oder nur auf den 
E-Strecken bzw. bei: neuen Lokomotiven nur auf N-Strecken 


Eine Übersicht über die Verwendbarkeit der 
Lokomotiven, in der die Strecken des ganzen |Bahnnetzes ent- 
sprechend ihrer Bedeutung und der Schwere der Züge in N-, 
E,- G-Strecken einseteilt werden, gibt an, mit welchen Loko- 
motiven vorläufig diese Strecken befahrbar sind, und liefert 


verkehren kann. 


ein großzügiges Bauprogeramm für die Brückenverstärkungen.: 


Auf den N-Strecken sollen alle Brücken nach dem Lastenzug N 
umgebaut werden, ebenso alle mewen |Brücken, gleichgültig ob 
sie in E- oder G-Strecken liessen. Die Brücken der Klasse U 
müssen verstärkt oder erneuert wierden. Brücken der 
E-Strecken sind tunlichst für die Klasse N, Brücken in 
G-Strecken tunlichst für die Klasse E zu verstärken. Die 
Brücken und der Oberbau müssen sich nach dem Bedürfnis des 
Betriebes richten, nicht umgekehrt. Es müssen in Zukunft er- 


hebliche‘ Mittel für die Brückenverstärkunge aufgewendet 
werden.. Diese Mittel werden jedoch gegenüber den Kosten für 


die Beschaffung der Betriebsmittel verhältnismäßig sering sein. 
Der Vortrag, der ein ausgezeichnetes ‚Bild über die auch auf 
diesem IG&elbiet notwendigen großen Umwälzungen bot, wurde 


mit sichtlichem Interesse aufgenommen, allseitiger lebhafter 
Beifall lohnte den Redner. 
Den (dritten Festvortrag hielt Ministerialrat Dr. Gleich- 


mann vom 
in München über die „elektris 
den Reichsbahnen“. 
Anknüpfend an die im Verein in jüngster Zeit behandelten 
Fragen über die Stromart, Fahrdrahtspannung und Perioden- 
zahl bei 'elektrisch zu betreibenden Vollbahnen gab der Redner 
zunächst einen geschichtlichen Überblick über die Entwicklung 


Reichsverkehrsministerium, Zweigstelle Bayern, 
sche Zusförderune auf 


der elektrischen Zueförderung, insbesondere auf Vollbahnen. 
An der Hand zahlreichen statistischen Materials und wunter- 


stützt durch sorgfältig ausgewählte ‘Lichtbilder leete der 
Redner die Unterschiede der verschiedenen Stromarten und die 
wirtschaftliche Art ihrer Verwendung für die verschiedenen 
Bedürfnisse des Eisenbahn-Zugförderungsdienstes dar (Gegen- 
satz zwischen Personen- und Güterverkehr, Unterschied zwischen 
Personen-Nah- und Fernverkehr, Spitzenleistungen zu gewissen 
Tageszeiten usw.). 

In anschaulicher Weise schilderte Redner ferner die durch 
die Kohlenknappheit in allen Ländern in den Vordergrund ge- 
tretenen ‚Bemühungen, die. teure Kohle in weitestem Umfange 
durch Ausnutzung der vorhandenen Wasserkräfte zu ersetzen. 
Ein wichtiger Teil seiner Ausführungen war den Projekten ze- 
widmet, die die Ausnutzung der Wasserkräfte aus den Donau- 
nebenflüssen zum Ziele‘ haben. Insbesondere sind es die 
imposanten Bauanlagen am Walchensee, die die Wassermengen 
benachbarter Flüsse dadurch nutzbar machen wollen, daß das 
Betriebswasser in einen künstlichen Felsschacht geleitet wird und 
über 200 m bis zum Turbinenhaus am Kochelsee hinabfällt. Die 
hier und in den übrigen Großwasserkraftwerken Bayerns Sie- 
plante Energiegewinnung soll nicht nur dem Betrieb eines 


‚worden. 


großen Teils der 
auch für‘ alle 
werden, - 

Eine Reihe wertvoller und schwieriger Berechnungen ver 
suchte die Grenzen festzulegen, die sich bei der Berechnung 
der Wirtschaftlichkeit des Kohlen- und Dampfibetriebes im Ver: 
gleich zur Wasserkraft und elektrischen Energie ergeben. Den 
unter den jetzigen. Verhältnissen äußerst hohen, ständigen A 1S 
gaben für Kohle stehen di® ebenfalls nicht  unerheblicher 
Amortisationskosten für die erste bauliche Anlage von Wasser. 
kraftwerken gegenüber. Auch in diesen Berechnungen waı 
versucht worden, trotz aller Schwierigkeiten einer Voraussa 
alle Entwicklungsmöglichkeiten auf Jahrzehnte hinaus zu er 
fassen, um die volkswirtschaftlich beste Betriebsart zu er- 
gründen. 4 Bi 


Eisenbahnlinien in Bayern dienen, sondern 
übrigen Wirtschaftsgebiete . nutzbar gemacht 


Der Vortrag, der im übrigen auch von außerhalb des Vierein 
stehenden Vertretern der Fachwissenschaft besucht wurde, bo 
nicht nur den anwesenden Spezialfachmännern außerordentliel 
wertvolle Anregungen, sondern fesselte, seiner gegenwärtigen 
allgemeinen Bedeutung wegen, auch alle übrigen Zuhörer in 
hohem Maße. ER 


Nach der Arbeit des ersten Tages vereinigte ein Fiestbankett 
die Teilnehmer der Versammlung und die Ehrengäste in den 
Prachträumen des Restaurants im Zoologischen Garten. An 
blumengeschmückter Tafel und unter den Klängen einer Tafel- 
musik wurlte das durch zahlreich> Reden gewürzte Festmah 
eingenommen. Der. Vorsitzende, Eisenbahndirektionspräsiden 
Wulff, begrüßte zunächst die Anwesenden durch folgende‘ 
Ansprache; E 


Euere Exzellenzen! Meine Herren! 


Gestatten Sie mir, Sie heute abend an dieser Stelle auf das. 
herzlichste zu begrüßen und zu bewillkommnen. Ich freue mich 
ganz besonders, Sie alle, die Herren Vereinsmitglieder hier üı 
Berlin zur 75. Feier des‘ Vereins begrüßen zu dürfen, hier m. 
Berlin, wo unser Verein vor 75 Jahren gegründet wurde, wo div 
25. und 5Vjährige Wiederkehr dieses Tages gefeiert wurde, wo 
wir uns zum siebenten Male seit dem Bestehen des Vereins zur 
Vereinsversammlung zusammenfinden. Zur besonderen Ehre ge- 
reicht es uns, auch wieder den Herrn Reichsverkehrsminister 
und die Herren Staatssekretäre und Ministerialdirektoren sowie. 
die Ehrengäste, die ich alle heute morgen bereits besonders he- 
grüßt habe, hier unter uns weilen zu sehen. 

Wie im menschlichen Leben die 75. Wiederkehr des Geburtel 
tages als ein kostbares Geschenk empfunden und gefeiert wird, 
so bedeutet dieser Tag auch bei einem Verein einen seltenen 
und wichtigen Lebensabschnitt, den festlich zu begehen wir wohl 
allen Anlaß haben. Und wie beim Menschen der 75. Geburtstag 
auf einen festen Kern und eine starke Gesundheit schließen 
läßt, aber auch auf ein weises Einteilen im Gebrauch der 
Lebenskräfte, die das Erreichen eines solchen Alters, das Über- 
winden zahlreicher Gefahren und Krisen des Lebens ermög- 
lichen, so auch im Vereinsleben. Hier besteht der gesunde Kern 
in dem richtigen Zweck, in der ernsten zielbewußten Arbeit zu 
Durchführung der Ziele. Und diese Arbeit ist von unserm Ver- 
ein geleistet worden. Sie hat ihm über Klippen und Fährnisse 
hinweggeholfen, der in uns wohnende starke Wille zur Arbeit 
gewährleistet auch die weitere Lebenskraft des Vereins. 

Bei diesem gemeinsamen Wirken und Schaffen hat sich im 
Verein ein guter Geist der Gemeinsamkeit und Kameradschaft- 
lichkeit herausgebildet, den zu hegen und zu pflegen die nach 
getaner Arbeit ins Leben gerufenen geselligen gemeinschaft- 
lichen Veranstaltungen Gelegenheit boten. Auch Essen and 
Trinken hat der Verein nicht vergessen. Hier ist manche” 
Freundschaft geschlossen, manche im Büro unter den einzelnen 
Berufskreisen entstandenen Gegensätze sind hier ausgeglichen, 
manche wertvolle Erfahrung ist hier gegenseitig ausgetauscht 
Möge auch der heutige Abend dazu beitragen, neue 
persönliche Beziehungen anzuknüpfen und die bereits vorhan- 
denen freundschaftlichen Beziehungen zu vertiefen und das 
gemeinschaftliche Band, das uns alle in unsern Bestrebungen 
verknüpft, fester zu gestalten. 2 h 

Rückblickend auf den ersten Geburtstag des ara gedenken 
wir mit Dankbarkeit und Bewunderung der Männer, die in wei 
vorausschauender Erkenntnis von der notwendigen weiteren 
Ausgestaltung des Eisenbahnwesens am 10. November 1846 zu- 
sammentraten und die Grundlage des Vereins schufen. Keiner 
von ihnen weilt mehr unter uns Lebenden. Einer 
der bekanntesten Mitbegründer von jenen Tagen, der. Geheime 
Kommerzienrat von Mevissen, der Präsident der damaligen 
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rheinischen Eisenbahnen, war bereits beim 50jährigen Jubiläum 
s Vereins im Jahre 1896 nur noch der einzig Überlebende. An 
wurde damals auf Vorschlag des Staatsministers Kxzellenz 
von Thielen ein Begrüßungstelegramm übersandt. Die Chronik 
berichtet wenig über das Fest bei dem 25jährigen. Geburtstag 
les Vereins, das vom 14. bis 16. August 1871 in Berlin statt- 
fand. Glanzvoll wurde das 50jährige Jubiläum des Vereins im 
Be 1896 vom 27. Juli bis 31. Juli gefeiert. „Fünf festliche 

age” so lautet die Überschrift eines Artikels in unserer Vereins- 
"zeitung, der diese Tage in leuchtenden Farben beschreibt. . Es 
‚ müssen nach diesem Berichte glanzvolle Tage von alter Pracht 
‘und Herrlichkeit gewesen sein, und wir haben die große Freude, 
daß Zeugen iener Tage auch heute abend noch unter uns wei- 
‘Ten. Wir sehen hier vor allem zu unserer großen Freude den 
Jangjährigen Vorsitzenden der Geschäftsführenden Verwaltung, 
den damaligen Präsidenten der BEisenbahndirektion Exzellenz son 
' Kranold, der- sechs Vereinsversamlungen geleitet und eine Reihe 


von Jahren die Geschäfte des Vereins geführt hat. Er ist 
"auch der einzige unter uns, der — damals Reg.-Assessor bei der 
"Öberschlesischen Eisenbahn — an der 25iährigen Jubelfeier teil- 
genommen hat. Ich glaube im Namen aller Anwesenden zu 


‚sprechen, wenn ich unserer ganz besonderen Freude Ausdru:k 
verleihe, Exzellenz von Kranold bei seinem hohen Alter in alter 
Jügendfrische unter uns weilen zu sehen. Aber noch andere 
‚ hochgeschätzte Teilnehmer jezer Versammlung von 1896 weilen 
"unter uns. Ich nenne Herrn Sektionschef Baron Dr. von Röll, 
‚der damals die österreichischen Staatseisenbahnen vertrat, ferner 
‚ Herrn Staatsrat Exzellenz Schulz, der heute als Präsident der 
 Generaldirektion Karlsrube hier erscheint. Ich möchte nicht 
‚unterlassen, hier auch Herrn Unterstaatssekretär Exzellenz 
"Stieger zu erwähnen, der zwar nicht an der Feier vor 25 Jahren 


teilgenommen hat, der aber doch ein langjähriger Mitarbeiter im 
Verein gewesen ist und an einer großen Anzahl Versammlungen 
teilgenommen hat. 

So festlich wie damals können wir die jetzigen Tage nicht ge- 
 stalten, die Zeitverhältnisse sind nicht dazu angetan. Wir ha- 
ben deshalk auch davon absehen müssen, Gäste in größerer Zahl, 
"Vertreter der Staats- und Kommunalbehörden, des Handels und 
‚der Industrie einzuladen. Auch Berlin bietet nicht melr die 
alte Pracht und den alten Glanz. Aber. dessen ungeachtet hoffen 
die Geschäftsführende Verwaltung und die Direktion Berlin, 
daß Sie frohe Stunden hier verleben. Lassen wir die Sorgen, 
die uns alle umgeben, für einige Augenblicke beiseite und geben 
uns einem heiteren Augenblicke hin. Mögen Sie alle augenelime 
Erinnerungen mit in Ihre Heimat nehmen. 

Ich erhebe mein Glas und trinke auf das Wohl unserer Gäste. 
| ‚Indem ich‘ die Herren der Geschäftsführenden Verwaltung, des 
Zentralamts und der Eisenbahndirektion Osten bitte, mich zu 
unterstützen, rufe ich: - 

= Unsere, Gäste leben hoch, hoch, hoch! 


Fan 


Der Reichsverkehrsminister, Exzellenz Groener, antwor- 
tete mit folgenden Worten: 


3 Hochverehrte Festversammlung! 

Zunächst darf ich dem Herrn Vorsitzenden für seine Ireund- 
lichen Worte der Begrüßung meiner Person danken. Mit großer 
Freude bin ich herbeigeeilt, um an dem heutigen Fest teilzu- 


”* $ 5 3 NE * 
nehmen. Es war mir ein inneres Bedürfnis, diesen Tag — zum 
ersten Male als Reichsverkehrsminister — in der Mitte des Ver- 


eins Deutscher Eisenbahnverwaltungen zuzubringen 

- Die Zeiten sind sicherlich sehr ernst, nicht nur für Deutsch- 
"land, sondern für die ganze Welt. Namentlich ist die Lage der 
 Eisenbahnunternehmungen nirgends schön. Wir sind aber auch 
nicht hier zusammengekommen, um Freudenfeste zu feiern, son- 
_ dern um ein Fest zu begehen, aus dem neue Kraft zu frischer 
Tätigkeit und Arbeit geschöpft werden soll. 

Der Herr Vorsitzende hat den Verein mit einem Menschen 
verglichen, dessen 75. Geburtstag besonders festlich begangen 
werden muß. Lassen Sie mich diesen Vergleich aufnehmen und 
„erweitern. Dem Leben des Menschen ist es beschieden, einmal 
zu erlöschen, früher oder später. wie eine Flamme. Dem Ver- 
ein, der auf ein Leben von 75 Jahren zurückblicken darf, soll 
_ ein solches Schicksal nicht beschieden sein, es soll nicht der 
 „Jubelgreis“ gefeiert werden, sondern der „Jubeljüngling“. Ich 
hoffe, daß in uns allen bei unserer Arbeit die Kraft und Frische 
der Jugend lebendig ist. In diesem Sinne soll auch aus unserm 
ernsten Feste Jugendkraft hinausströmen in alle beteiligten Ver- 
- waltungen. Die Worte, die wir heute sprechen, sollen Wider- 
 hall finden bei unsern Mitarbeitern draußen, nicht nur bei den 
_ Spitzen der Verwaltungen, sondern in dem gesamten Organis- 
mus und beim gesamten Personal. 

Der Verein hat eine reiche Geschichte hinter sich, und es ist 
angezeigt, sich zu erinnern, welche großen Werte für den Ver- 
 kehr und die Verbindung der Völker er geschaffen hat. Diese 


Werte schienen durch den Krieg und seine entsetzlichen Folgen 


3 


rernichtet. Aber ich habe die feste Überzeugung, dal dem 
icht so ist, daß diese Werte durch die Tätigkeit des Vereins 


’ 


für ‚uns alle und für alle Völker in einer neuen Form und neuer 
Sprießung sich in der Zukunft wieder zeigen werden. Wenn 
wir auf die letzten zehn Jahre zurückblicken mit ihrem jähen 
Übergang von einer hochentwickelten Volks- und Weltwirtschaft 
zu dem heutigen Zustand erenzenloser Zerstörung, so .dürfen 
wir uns nicht wundern, wenn die Verkehrsunternehmungen in 
hohem Maße Not leiden und nicht wie früher ihre Gaben aus- 
schütten können auf die Gesamtheit des Volkes, wie z. B. die 
preußischen Staatseisenbahnen einst dem Finanzminister ihre 
glänzenden Ergebnisse darboten. Aber nichts ist von dauerndem 
Bestande auf unserm Planeten, alles ist im Fließen, im Ent- 
wickeln und Werden. So dürfen auch wir hoffen, und, sogar 
felsenfest überzeugt sein, daß unsere Verkehrsunternehmungen 
den Weg hinausfinden werden aus dem Wellental zum Wellen- 
berg. Bei den großen Aufgaben, die uns obliegen, wird der 
Verein Deutscher Eisenbahnverwaltungen ein mächtiges Mittel 
des Aufstieges für uns alle sein. 

Seit der letzten Vereinsversamalung haben sich die Verhält- 
nisse der deutschen Staatseisenbahnen verändert. Ich will 
hier nicht sprechen von unseren Finanznöten, wohl aber vom 
Zusammenschluß der deutschen Staatseisenbahnen zu einer ein- 
heitlichen Verkehrsanstalt. 

Die Aufgaben der Reichseisenbahnverwaltung sind zweifacher 
Art. Vom politischen Standpunkte gesehen national, um — wie ich 
stets betone — ein neues eisernes Band um das deutsche Volk 
zu schließen. Zweitens aber auch international, um alles zu tun, 
die Völker zu verbinden, den Verkehr zu beleben, die Volks- 
wirtschaft, auch der Nachbarn und Freunde, die ehrlich bestrebt 
sind, mit uns zu arbeiten, zu heben. Es kann nicht Absicht der 
Reichseisenbahn sein, sich abzusondern und im Bewußtseiu des 
großen Umfanges ihres Netzes Eigenbrötelei zu treiben, oder gar 
zu versuchen, andere zu übervorteilen. Ich erblicke die Aufgabe 
der Verwaltung im internationalen Verkehr darin, dem andern 
zu dienen und dadurch auch die andern zu veranlassen, ihr be- 
hilflieh zu sein. Dieses gegenseitige Sichdienen soll auch die 
Politik des Vereins sein. Wir wollen ja gegenseitig voneinander 
lernen und in dieser Hilfeleistung — alle für einen, einer für 
alle — bemüht sein, unsern Völkern wieder herauszuhelfen aus 
ihrer entsetzlichen Lage; dazu soll heute der Verein neuen Mut, 
neue Kraft und Frische schöpfen. Möge der Verein Deutscher 
Eisegbahnverwaltungen neu erblühen und gedeihen, um seine 
hohen Aufgaben zu erfüllen; nicht bloß um in 25 Jahren sein 
100jähriges Geburtstagsfest zu feiern, sondern weit darüber hin- 
aus bis in unabsehbare Ferne den Völkern Wohlfahrt zu brin- 
zen und sie zu vereinen zu friedlicher Arbeit. 


Als Vertreter des österreichischen Bundesverkehrsministeri- 
ums in Wien ergriff der Sektionschef Ing. Enderes zu folgendem 
Trinkspruch das Wort: 

Eure Exzellenz! Hochverehrte Versammlung! 


Ich möchte mir vorerst erlauben zu bitten, Ihnen die herz- 
lichsten Grüße des österreichischen Bundesministers für Ver- 
kehrswesen, Herrn Dr. Rodler, übermitteln zu dürfen, der 
zu seinem Bedauern durch die augenblicklichen Verhältnisse 
Österreichs verhindert ist, der heutigen Tagung beizuwohnen. 
Auch hat mich der Herr Minister beauftragt, dem Verein die 
besten Wünsche für sein Blühen und Gedeihen zu übermitteln 
und Sie zu versichern, daß die österreichischen Bundesbahnen 
es sich zur Ehre und Pflicht anrechnen werden, nach Maßgabe 
ihrer Kräfte an den’ Arbeiten des Vereins eifrigst teilzunehmen. 

Ich möchte aber auch bitten, dem Reichsverkehrsminister 
auf seine soeben an den Verein gerichteten Worte antworten zu 
dürfen. Wir sind dem Herrn Minister mehrfach zu Dank ver- 
pflichtet; zunächst dafür, daß er die einem hohen Staatsbeamten 
immer zu kurz bemessene Urlaubszeit unterbrochen hat, um an 
unserer Gedenkfeier teilzunehmen; auch seine warmen Worte 
über die Leistungen des Vereins geben uns Anlaß, dem Herrn 
Minister unseren herzlichsten Dank auszusprechen. Wofür wir 
aber dem Herrn Minister ganz besonders dankbar sein müssen, 
darauf werde ich zum Schluß meiner Ausführungen kommen. 
Die Glückwünsche des Herrn Ministers zum 75. Wiegenfeste des 
Vereins kann dieser durch seine herzlichsten Glückwünsche 
zum Geburtstage der Reichseisenbahnen erwidern. Die heutige 
Festfeier gibt uus eine ganz besonders günstige Gelegenheit zu 
zeigen, wie sehr der Verein und das deutsche Eisenbahn wesen, 
das heute in Gestalt der einheitlich verwalteten Reichseisen- 


bahnen vor uns steht, mit einander verwachsen sind. In der 
Geschichte des Vereins und der Eisenbahnen des Deutschen 


Reiches zeigt sich der enge Zusammenhang dieser beiden Körper 
auf Schritt und Tritt, von Tag zu Tag. Vor 75 Jahren haben 
zehn kleine Bahnverwaltungen. mit durchschnittlich etwa 200 km 
Linienlänge den Verband preußischer Bahnen gegründet. Noch 
in demselben Jahre wuchs die Mitgliederzahl auf 21, und schon 
Ende 1847 betrug sie 40, darunter 3 österreichische. Damals 
verwandelte sich der preußische Verband in’ den „Verein Deut- 
scher Eisenbahnverwaltungen“, der er bis heute blieb. Dann 
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kam die großartige Entwicklung, bis der Verein kurz vor dem 
Kriege 65 Mitglieder mit mehr als 110000 km Linienlänge zu 
verzeichnen hatte. Dies war der Gipfelpunkt der Entwicklung, 
von dem der Verein nun zwar durch den Krieg und seine Folgen 
herabgedrückt worden ist, aber wohl sicher nur vorübergehend 
und nur kurze Zeit; „kurze Zeit“, wenn man bedenkt, daß im 
Leben der Völker fünf, zehn oder fünfzehn Jahre nur ein Au- 
genblick sind. 

Gleichlaufend mit dieser Entwicklung ‘des Vereins ging der 
großartige Aufstieg der Eisenbahnen des Deutschen Reiches. 
Aus einer großen Zahl verhältnismäßig kleiner Privat- und 
kleinstaatlicher Staatsbahnnetze wuchs zunächst das System 
der einzelstaatlichen Staatsbahnverwaltungen hervor, unter 
denen die mächtige preußisch-hessische Staatsbahnzemeinschaft 
die größte Bedeutung hatte. j 

Bismarck hat dieser Entwicklung — seiner Zeit um fast ein 
halbes Jahrhundert vorauseilend — durch Schaffung einer ein- 
heitlichen deutschen Reichseisenbahnverwaltung die Krone auf- 
setzen wollen. Deutschlands größter Staatsmann hat nach 
einem beispiellos erfolgreichen Krieg in einer unerhört glück- 
lichen Zeit seine Absicht nicht durchführen können. Nach einem 
beispiellos unglücklichen Krieg ist dieser Gedanke 40 Jahre 
später ohne Schwierigkeiten zur Tat geworden. Der zeschicht- 
lich und politisch denkende Deutsche erkennt, leicht den Grund 
dieser überaus auffälligen Erscheinung: es handelte sich nicht 
um einen künstlich erdachten Plan eines einzelnen Mannes oder 
einer Partei, sondern um eine immer dringender und nach dem 
Weltkrieg unüberwindlich gewordene Notwendiekeit des deut- 
schen Wirtschaftslebens — das Bedürfnis nach Erweiterung 
der Wirtschaftsgebiete, nach Vereinheitlichung, Beschleunigung 


und Sicherung des Verkehrs, dieses unbesiegbare, aus unseren 


jetzigen Lebensverhältnissen geborene, wie eine Naturgewalt 
auftretende Bedürfnis, das sich auch in naher Zukunft wieder 
über Engherziekeit und Engstirnigkeit, über Völkerhaß und 
Völkerneid, über Paß- und Zollschranken hinweg unwiderst.h- 
lich durchsetzen wird. Und dieses Bedürfnis war es, das schon 
bisher einerseits zu den Reichseisenbahnen, andererseits zum 
Verein Deutscher Eisenbahnverwaltungen geführt bat. 

Solange die deutschen Bahnen das System der einzelstaat- 
lichen Bahnen hatten, kam die Überlegenheit des deutschen Ei- 
senbahnwesens gegenüber den außerdeutschen Mitgliedern des 
Vereins — wenigstens förmlich — nicht sehr auffällie zur Gel- 
tung. Heute, wo dieser gewaltige Betrieb, der größte einheitliche 
Betrieb der ganzen Welt, fast genau zwei Drittel der Vereins- 
bahnen in einer Hand vereinigt, springt diese Überlegenheit in 
die Augen. Ängstliche Gemüter könnten diese Tatsache mit 
Beunruhigung betrachten und fürchten, daß diese mächtige, alle 
anderen Verwaltungen zusammen zahlenmäßig überragende 
Reichseisenbahnverwaltung die anderen Vereinsmitglieder mit 
der Zeit an die Wand drücken werde. 

Aber das kann nicht geschehen. Ich denke dabei 
gar nicht an die Tatsache, daß unsere Satzungen schon lange 
in weiser Voraussicht durch ausgiebigen Schutz der Minderheit 
einer solchen Möglichkeit einen festen Riegel vorgeschoben haben. 
Ich denke an die Tatsache, daß die Reichseisenbahnen selbst 
eine solche Entwicklung nie wollen werden und nie wollen 
können. . Ist es doch seit der ersten Gründung des Vereins 
Grundsatz gewesen, daß die Mitglieder untereinander alle für 
einen und einer für alle, und nach außenhin alle für das öffent- 
liche Wohl sachlich arbeiten. 

Hat sich im Verein schon bisher das Erstarken und der iminer 
enger werdende Zusammenschluß der Eisenbahnen des Deutschen 
Reiches, der nun seinen Abschluß zefunden hat, nicht nach- 
teili@ bemerkbar gemacht, so wird dies in Zukunft noch viel 
deutlicher werden, und wir müssen uns freuen, daß der tiefste 
Kern des Vereins ein so tüchtiges Gebilde ist. 

Wir werden einen festen Zusammenschluß 
brauchen. Denn ich bin der Überzeugung, daß unser Verein 
noch lange nicht seine große historische Aufgabe erfüllt und 
sich keineswegs etwa überlebt hat. Ja, auf die Gefahr hin, 
als unverbesserlicher Optimist zu gelten, möchte ich behaupten, 
daß dem Vereine gerade jetzt eine größere Aufgabe gestellt ist, 
als je zuvor und daß er, wenn er sie erfüllt, einer neuen glän- 
zenden Zukunft entgegengeht. 

Nicht nur die Unterlegenen, auch die Sieger und die Neutralen 
leiden mehr oder weniger, manche ganz furchtbar, unter den 
Folgen des Krieges, an den Folgen im eigenen Lande, insbeson- 
dere aber an den Erschwerungen des zwischenstaatlichen Ver- 
kehres. Das unbesiegliche Verkehrsbedürfnis wird sich — wie 
ich erwähnte — in absehbarer Zeit durchsetzen. Dann wird es 
natwendig sein, daß alle, die guten Willens sind. sich zu ge- 
meinsamer Arbeit zusammenscharen. Das geschieht am leich- 
testen, wenn schon ein Kristallisationspunkt da ist, an den sich 
die anderen anschließen können. Dazu aber ist gerade unser 
Verein besonders geeignet. Es ist heute schon mehrmals er- 
wähnt worden, daß der Verein vor dem Kriege in Deutschland, 
Österreich, Ungarn, Holland und Rumänien alle, und berdies 
in anderen Ländern noch ein paar andere wichtige Bahnen als 


der Verein am Berner Übereinkommen, an der Technisch 


‘“ wir dem Herrn Reichsminister herzlichst, denn wir schöpf 


Geiste mit der Reichseisenbahnverwaltung zusammenarbeite 


älteste, größte und stärkste Brüder, auf den wir uns verlass 


im Vereine | 


Mitglieder umfaßte. Aber in Wirklichkeit war sein Einfl 
gebiet viel größer. Denken Sie daran, welchen großen Ant 


Einheit, an dem Internationalen und am Deutsch-Italienisch 
Wagenregulativ hatte, wie weit sonstige Vereinbarun 
— 2. B. besonders im Personenverkehr — über die Vereins 
grenzen hinausgegriffen und sich bis an alle Küsten des er 
päischen Festlandes außerhalb der Breitspurländer erstre 
haben: Da kommen noch ganz andere Zahlen als die 110 000° 
zum Vorschein. Und so muß es wieder werden. B 
Die Schöpfung von 1846 war kein Homunkulus, der künstl 
in der Retorte zusammengebraut, von jedem Windhauch den T. 
befürchten mußte. Es war ein Kind von recht gesundem Fleisel 
und Blut, das die Stürme von 1866 ohne irgendeine Stör 
und den Orkan von 1914 bis 1918 mit schweren Schäden, 
lebensfähig und in ungebrochener Kraft überstand. Es I 
da ein Vergleich nahe: Der Internationale Kongreßverband. 
schon eher eine Art Homunkulus: Er ist als weltumsp 
nender Verband, der er sein sollte, zusammengebrochen 
besteht nur als Rumpfkörperschaft weiter. a 
Der Verein muß und wird daher auch sicher irgendeine Form 
finden, die .die Mitarbeit und das Zusammenwirken aller deı 
ermöglicht, die aus dem Sumpfe heraus wollen, in dem wir all 
stecken. Sache geschickter Politik wird es sein, diese Entwiel 
lung zu fördern und zu beschleunigen. Voraussetzung dafür i 
aber die innere Kraft des Vereins, und dieser kann 
festgefügte Kern der Reichsbahnen nur nützlich sein. Blick 
wir zurück, so sehen wir, daß die Geschäftsleitung des Verein 
stets in Berlin-lag, zuerst bei den Privatbahndirektionen, da 
bei der Königlichen Direktion. Und mit welchem Erfolg, das w: ; 
sofort deutlich, wenn ich Sie an ein paar Namen erinnere, di 
uns allen geläufig sind: an Exzellenz von Kranold, Exzelle 
Behrendt, Exzellenz Rüdlin, an die wir alle mit großer Verehrun; 
denken, und wenn ich auf das herzliche Vertrauen verwei 
das wir alle unserem neuen Vorsitzenden, Herrn Präsidente 
Wulff, entgegenbringen. > RER R 
. Alle diese Männer gehörten und gehören jener großen V 
waltung an, die als festgeschlossene preußisch-hessische Ge 
meinschaft schließlich wieder der Kern war, aus dem sich > 
Reichbahnen entwickelten. Auch da genügt der Hinweis auf ei 
paar Namen, um die Bedeutung dieses Körpers für den Verein : 
kennzeichnen: Ich erinnere nur an die Minister von Maybacd 
von Thielen und:von Breitenbach und ihren Weltruf. x 
Und nun komme ich zur Antwort an Seine Exzellenz de 
Herrn Reichsverkehrsminister. Be 
Wir danken ihm herzlichst dafür, daß der erste Reichseisen 
bahnminister, der mit dem Verein in Berührung tritt, in seine 
Begrüßungsrede sich schon zu der Auffassung bekannt hat un 
erklärte, die Reichseisenbahnen wollen ihren nationalen un 
ihren internationalen Aufgaben in kameradschaftlicher Zu 
sammenarbeit mit allen Mitgliedern entsprechen. Dafür danken 


hieraus die Zuversicht an eine neue, glänzende Zukunft de 

Vereins. Aber wir wollen auch unsererseits hierzu Stellu 
PR . een . . wi 

nehmen und erklären, daß wir nach unseren Kräften im gleichen 


wollen, ‚die ja in unserer Familie nichts anderes ist als d 


und der sich auf uns verlassen kann. 
Dafür danken wir mit dem festen und ehrlichen Verspree 
unsererseits unsere ganze Kraft für die Mitarbeit und unse 
volles Vertrauen zur Verfügung zu stellen. Arbeiten wir all 
in diesem Geiste, dann brauchen wir Tod und Teufel nicht z 
fürchten. u 
Ich : bitte Sie, meine verehrten Herren, mit mir Ihre Glä 
zu erheben und einzustimmen in den Ruf: Der gute alte Geist 
des Vereins, er lebe hoch! Sa 


Die Reihe der offiziellen Trinksprüche beendigte der Ministe- 
rialrat Pasterezyk als Vertreter der Königlich Ungarischen 
Staatseisenbahnverwaltung durch folgende Ansprache: 


Euere Exzellenz! Sehr geehrte Herren! j 
Ich bitte zu gestatten, mich zweier Aufträge zu entledigen. 
Der Präsident der Königlich Ungarischen Staatsbahnen, Heı 
Staatssekretär von Kelety, hatte die Absicht, an der Sitzı 
persönlich teilzunehmen, wurde jedoch zu seinem größten B 
dauern aus dienstlichen Gründen hieran verhindert. Demzufol 
ist mir die ehrende Aufgabe zuteil geworden, namens des Präs 
denten Se. Exzellenz den Herrn Reichsverkehrsminister Groene: 
den hochverehrten Herrn Präsidenten Wulf und die hochv 
ehrten Anwesenden anläßlich der 75. Sitzung des Vereins Deu 
scher Eisenbahnverwaltungen zu begrüßen und den Verein. 
seiner außerordentlich erfolgreichen Tätigkeit auf dem Gebie 
der Entwicklung des Eisenbahnwesens aufs wärmste zu beglü 
wünschen. g Fe. 
‘Meine schlichten Begrüßungsworte sind keine konvent 
nellen, sie sind tief empfunden und von Herzen ko:nmend. I 


r 
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"Ausführung eines zweiten ehrenden Auftrages habe ich namens 
der ‚Vereinsmitglieder Sr. Exzellenz dem Herrn Reichsverkehrs- 
 minister für sein die Versammlung auszeichnendes persönliches 
Erscheinen- zu danken. Es ist dies ein Beweis für deu hohen 
Wert, den Ew. Exzellenz dem Wirken des Vereins beilegen. 


o Weiter habe ich dem hochgeehrten Herrn Präsidenten Wulff für 
seine 


warmen Begrüßungsworte und der Geschäftsführenden 


Verwaltung für die außerordentlich segensreiche Tätigkeit bei 
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noch wenige Worte zum Ausdruck zu bringen. 
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? Ausgestaltung des Vereins den besonderen Dank der Vereinsmit- 
3 
£ 
> 


glieder zum Ausdrucke zu bringen. Zu großem Dank sind wir 
auch für die Bemühungen um das Zustandekommen der dies- 


h jährigen Vereinsversammlung ‚und für die Vorbereitungen zu 
dieser Feier verpflichtet. 
Vereins und. die damit 


Was die historische Entwicklung des 
RT zusammenhängenden Fragen auch per- 
sönlicher Natur anbelangt, so sind diese von den Herren Vor- 
rednern in glänzender Weise dargelegt worden. Ich habe nur 
T Vor allem muß 
ich feststellen, daß die Vereinsmitglieder stets stolz darauf wa- 

ren, dem Verein anzugehören und an dessen vorbildlichen Arbei- 

ten teilnehmen zu können. Im edlen, geistigen Wettbewerb 

‚haben die Eisenbahnverwaltungen ihre hervorragendsten Fach- 

leute in den Dienst des Vereins gestellt und mit vereinten Kräf- 

ten dessen Ausbau zur Höhe einer Mustereinrichtung gebracht. 
Die Schöpfungen des Vereins waren für das Wirtschaftsleben 
der Völker von größter Wichtigkeit, denn diese allein ermöglichen 
den glatten und klaglosen Güteraustausch zwischen den be- 
teiligeten Staaten. Der Krieg und seine traurigen Folgen konnten 
wohl materielle Werte jeder Art vernichten — geistige 
- Werte, wie sie der Verein Deutscher Eisenbahnverwaltungen 
- geschaffen, sind unzerstörbar. Waren die Vereinsvereinbarungen 
bisher die Achse der internationalen Verkehrseinrichtungen, so 
werden sie es auch für die Zukunft sein und bleiben. Es ergibt 
sich jedoch von selbst die Notwendigkeit zur Fortsetzung der 

Arbeit, denn Stillstand wäre Rückgang, insbesondere in Anbe- 
tracht des durch die eingetretenen Verhältnisse herbeigeführten 
abnormalen Zustandes im internationalen Güteraustausch. 

Ohne unbescheiden zu erscheinen, darf ich wohl auch persön- 
lich meiner Verehrung für den Verein und sein segensreiches 
- Walten Ausdruck verleihen; denn ich dürfte zu den wenigen 
zählen, die, ein volles Halbiahrhundert im aktiven Eisenbahn- 
dienste stehend, den Werdegang des Vereins in allen seinen 
- Phasen verfolgt haben und an der praktischen Durchführung 
seiner Schöpfungen mit beteiligt waren. 

Als Ehrenpflicht möchte ich heute in inniger Dankbarkeit aller 
jener zedenken, die bisher an der Leitung und Ausgestaltung 
des Vereins tätig waren, und wünsche, daß die Weiterentwick- 
lung sich auf der bisherigen Höhe der Vollkommenheit bewegen 
möge, zu eigenem Ruhme, zum Wohle der Völker. Gottes Se- 
gen walte auch fernerhin über der gemeinsamen Arbeit! 

Ein ‚dreifaches Hoch Seiner Exzellenz dem Herrn Reichs- 
verkehrsminister, der geehrten Vereinsleitung und ihrem Prä- 

- sidenten! 


Der frühere Vorsitzende der Geschäftsführenden Verwaltung, 
Fxzellenz Rüdlin, den die Versammlung gern als Gast in ihrer 
Mitte gesehen hätte, hatte aus seinem Urlaub ein Begrüßungs- 
telegramm geschickt, das von dem Vorsitzenden verlesen und mit 
großem Beifall aufgenommen wurde. 


Für den zweiten Nachmittag hatte die Geschäftsführende Ver- 
waltung einen Ausflug nach Potsdam veranstaltet. Mit der 
Eisenbahn fuhren die Festteilnehmer nach Wannsee, von wo aus 
nach einem reichlichen Imbiß im Kaiserpavillon auf einem 
Sonderdampfer die schöne Fahrt durch die Havelseen nach 
Potsdam bei herrlichstem Wetter angetreten wurde. Die 
Sehönheit dieser Fahrt wurde durch Beteiligung einiger aus- 
wärtiger Damen erhöht, die ihre Gatten nach Berlin begleitet, 
und zu denen sich mehrere Damen der Berliner Vertreter 
zesellt hatten. Die Stimmung war denn auch vortrefflich 
und fand in den Klängen deutscher Volkslieder Ausdruck, 
die über die Havel und die in reichem Herbstschmuck pran- 
genden Wälder erschallten. In Potsdam besuchten die Fest- 


teilnehmer in drei Abteilungen die Sehenswürdigkeiten der 
alten Residenz: das Stadtschloß, das Neue Palais und 
Sanssouci. 


Am Abend des 9. September konnten die Festteilnehmer, die 
noch nicht abgereist waren, sich in einigen Berliner Theatern 
treffen, -die durch ihre Darstellungen den Beweis erbrachten. 
daß Berlin seinen alten Ruf als Kunststätte heute noch verdient. 


Wenn auch die Festlichkeiten dieser Jubiläumstage, dem 
Ernst der Zeit entsprechend, an äußerem Glanz sich nicht mit 
dem messen konnten, was in Friedenszeiten bei solchen An- 
lässen geboten zu werden pflegte, so werden ‘doch alle Teil- 
nehmer mit Befriedigung auf diese letzten Tage zurückblicken 
und das Gefühl mit nach Hause nehmen, daß der Verein fest 
und unerschüttert dasteht, und daß durch dieses Zusammensein, 
durch die gegenseitige Annäherung und Aussprache das Band, 
das seine Mitglieder umschließt, noch fester geknüpft worden ist. 
Möge der Verein in dem neuen Vierteljahrhundert, das er Jetzt 
beginnt, sich weiter stärken und kräftig entwickeln, damit er 
im Jahre 1946 sein 100jähriges Jubiläum in dem Bewußtsein 
feiern kann, seine hohen Aufgaben erfüllt und, wie der Reichs- 
verkehrsminister sich ausdrückte, den. Völkern Wohlfahrt ge- 
bracht und sie vereint zu haben zu friedlicher Arbeit. 


Ein neues Eisenbahnbetriebsreglement für die Tschechoslowakische Republik. 


Am 1. August d. J. ist ein neues tschechoslowakisches Eisen- 
bahnbetriebsreglement in Kraft getreten. Es ist in der ‚Samm- 
lung der Gesetze und Verordnungen (Nr. 203 vom 4. Juni 1921) 


- nur in tschechischer Sprache, in den Teilen I der neuen Per- 


> 


sonen- und Gütertarife auch in deutscher Sprache abgedruckt. 
-Es gründet sich im wesentlichen auf den von den österreichischen 
und ungarischen Eisenbahnverwaltungen im Jahre 1918 verfaß- 
ten Entwurf eines neuen EBR. für die Eisenbahnen der im 
Reichsrat vertretenen Königreiche und Länder, das an die Stelle 
des EBR. vom 1. Januar 1910 treten sollte. Über die wichtigsten 
Unterschiede zwischen dem alten österreichischen und. unga- 
rischen und dem neuen tschechischen EBR. entnehmen wir einl- 
zen Abhandlungen des „Globus“ folgendes: } 
Während vorläufige oder vorübergehende Änderungen einzel- 
ner Vorschriften bisher von der Aufsichtsbehörde verfügt wer- 
‘den konnten, können sie künftig nur noch in dringenden Fällen 
von der Aufsichtsbehörde selbst verfügt werden, zudem mit dem 
Vorbehalte nachträglicher Genehmigung durch die Regierung. 
Die Neuerung will selbst vorübergehende Änderungen des EBR. 
erschweren und dem Publikum eine gewisse Stetigkeit der Be- 
stimmungen, außerdem die Mitwirkung aller Ministerien bei den 
Änderungen sichern. Einige gleichzeitig mit dem neuen EBR. 
veröffentlichte „vorläufige Änderungen“, die durch die derzei- 
tieen außergewöhnlichen Verhältnisse bedingt sind, werden am 
"Schluß dieser Abhandlung erwähnt werden. 


Aus den Vorschriften für die Beförderung von Personen und 


Gepäck sei zunächst bemerkt, daß die frühere Bestimmung, wo- 
nach die ausgehängten Fahrpläne deseigenen Verwaltungsbezirks 
“einer Bahn auf hellgelbem, die anderer Bahnen auf weißem Pa- 


-  pier gedruckt sein mußten, im neuen EBR. nicht mehr enthalten 


ist. Auf jeder Station ist ein Tarifauszug auszuhängen, der die 
Preise der dort verkäuflichen gedruckten Fahrkarten enthält. 
Früher mußte dieser Auszug auch die Preise der Blankokarten 
enthalten. Der Anspruch auf Verabfolgung einer Fahrkarte er- 
lischt nach dem neuen EBR. ($ 14) fünf Minuten vor der im 
Fahrplan festgesetzten Abfahrtszeit des Zuges. Bisher war nur 
von der Abfahrtzeit des Zuges die Rede. Durch die genauere 
Bezeichnung des Zeitpunktes wird manchen Streitigkeiten zwi- 
schen Reisenden und Bahnbediensteten vorgebeugt. Die neue 
genauere Fassung findet sich auch noch an einigen anderen 
Stellen des EBR. in ähnlichem Zusammenhang. Die Warte- 
räume müssen die Nacht über geöffnet bleiben, wenn die Zeit 
von der Ankunft des letzten bis zum Abgang des ersten 
Zuges weniger als sechs Stunden beträgt (S 17). Bisher war 
diese Frist auf vier Stunden bemessen. Die Führung von 
Frauenabteilen II. und III. Klasse in Zügen, die drei oder 
mehr Abteile dieser Klassen haben, ist künftig nicht mehr un- 
bedingt, sondern nur noch nach Tunlichkeit verlangt (8 19). 
Eine willkommene Erleichterung für die Eisenbahn, die durch 
die verminderte Nachfrage alleinreisender Frauen nach Frauen- 
abteilen gerechtfertigt ist. Verschärft sind die Bestimmungen 
des $ 18 über Nichtrauchersbteile. Künftig darf man sich näm- 
lich nicht einmal auf dem Gange solcher Wagen, in denen Nicht- 
raucherabteile sich befinden, mit einer brennenden Zigarre, Ziga- 
rette oder Pfeife aufhalten; bisher war nur das Betreten der 
Nichtraucherabteile selbst verboten. 

Nach $ 27 konnten bisher die Hunde in Behältern mit Hunde- 
karten oder als Gepäck befördert werden. Künitig fällt die 
erste Beförderungsart weg. Der Besitzer eines ‘in das Wagen- 
abteil mitgenommenen Hundes, der ohne Fundekarte angetrof- 
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fen wird, muß künftig für die von dem Tiere durchfahrene 
Strecke, und wenn diese sich nicht sofort zweifellos feststellen 
läßt, für die ganze vom Zuge durchfahrene Strecke bis zur 
nächsten Station, in welcher der Zug zum Zwecke des Ausstei- 
gens hält, die doppelte tarifmäßige Gebühr, mindestens jedoch 
10 Kr. bezahlen. Bisher gab es eine solche Bestimmung nicht. 
Der $ 30 enthält folgende neue Bestimmungen: 

„Das Gewicht des einzelnen Gepäckstückes kann im Tarife 
einheitlich beschränkt werden, oder es kann die Aufgabe schwe- 
rer Stücke nur zu bestimmten Bedingungen zugelassen werden. 
Werden als Gepäck nicht zugelassene Gegenstände als Gepäck 
aufgegeben, so ist die Frachtnachzahlung als Expreßeut zu 
entrichten. Außerdem ist, wie bisher, der Frachtzuschlag nach 
der Bestimmung des $ 60, Abs. 1 zu entrichten.“ Die letzter« 


Bestimmung wurde allerdings schon bisher gehandhabt. - Wich- ' 


tig ist die neue Bestimmung des $ 31, daß jedes Gepäckstück mit 
der genauen und dauerhaft befestigten Adresse des Reisenden 
(Name, Wohnort, Wohnung) sowie mit dem Namen der Auf. 
gabestation und der Bestimmungsstation versehen sein muß. 
Gepäckstücke, welche nicht derart bezeichnet sind, können zu- 
rückgewiesen werden. $ 32 enthält die neue Bestimmung, daß 
für Gepäckstücke, welche ausnahmsweise in dringenden Fällen 
mit dem V'orbehalte nachträglicher Abfertigung angenommen 
wurden, ein Zuschlag von 3 Kr. zur Gepäckfracht zu ent- 
richten ist. 

Unter den Vorschriften für die Beförderung von Gütern sind 
in $ 54 die explosionsgefährlichen Gegenstände nicht mehr ge- 
nannt, da sie in der Anlage © enthalten sind. Der $S 56 enthält 
die neue. Bestimmung, daß die in der Anlage C zenannten 
Gegenstände mit dem Zusatz „bedinzungsweise“ in den Fracht- 
briefen zu bezeichnen sind. Eine Strafbestimmung bei Unter- 
lassung des Zusatzes „bedingungsweise“ ist jedoch im Regle- 
ment nicht enthalten, doch dürfte der Absender, da er seine 
Verpflichtungen nicht erfüllt hat, für den etwa entstehenden Scha- 
den verantwortlich sein. Auch hat die Station das Recht, solche 
Frachtbriefe zurückzuweisen. Im $ 58 ist bestimmt, daß die 
Eisenbahn verpflichtet ist, Anzahl und Gewicht der- Sendung 
bei der Annahme festzustellen. Der Tarif bestimmt, ob die 
Eisenbahn hierfür Gebühren berechnet. Bisher mußte diese 
Verwägung oder Zählung gebührenfrei geschehen. Da jedoch 
auch in den Tarifen eine Gebühr hierfür nicht enthalten ist, 
bleibt der bisherige Zustand zunächst unverändert. Nach $ 60 
wird der Frachtzuschlag für Überlastung um etwa 20 % 
erhöht. 

Bei Beförderungshindernissen ($ 74) hat die Eisenbahn das 
Gut ohne Erhebung einer Mehrfracht auf einem Hilfswege der 
Bestimmungsstation zuzuführen, wenn das Gut zur Beförderung 
angenommen wurde. Bisher genügte es, wenn das Gut auf- 
geliefert war. Bei Nichtvorhandensein eines Hilfsweges sind, 
wenn die Sendung zurückgenommen wird, neben den bisherigen 
Gebühren künftig auch die Nebengebühren für die bereits vor- 
genommenen Leistungen zu entrichten. Ist der letzte Tag der 
Lieferfrist ein Sonntag oder Festtag, so läuft diese Frist mit der 
entsprechenden Stunde des nächsten Werktages ab. Bisher galt 
dies nur für Frachtgut. Während bisher bei Eilgut die Benach- 
richtigung des Empfängers noch am Tage der Ankunft binnen 
zwei Stunden erfolgen mußte, wenn die Ankunft an Werktagen 
bis 6 Uhr abends oder an Sonn- und Festtagen bis 12 Uhr mittags 
erfolgte, kann sie jetzt bei Ankunft von Eilgut an Werktagen 
nach 4 Uhr nachmittags oder an Sonn- und Festtagen überhaupt 
erst am folgenden Morgen verlangt werden. 

Mit den Änderungen des EBR. ist auch eine Reihe von Ände- 


rungen in den Ausführungsbestimm ungen einge- 
treten und in den Tarifteilen I Abt. A veröffentlicht. Wir 


heben daraus folgendes hervor: 


Die Ausführungsbestimmung VI zu $ 13 bestimmt, daß Sta- 
tionen, die keine direkten Fahrkarten verabfelgen, die tatsäch- 
lich ausgegebene Karte mit „p. j.“ (piimä Jızda, direkte Fahrt) 
versehen. Neu ist ferner die Vorschrift der AB. IV zu diesem 
Paragraphen, wonach Reisende, die beim Verlassen des Bahn- 
hofes nachweisen, daß sie sich zur Nachzahlung vergeblich 
gemeldet hatten, für die durchfahrene Strecke und benutzte 
Klasse einen Zuschlag von 3 Kr. zum tarifmäßigen Preise, im 
ganzen aber nicht mehr als den doppelten tarifmäßizen Preis 
zu entrichten haben. Die Besitzer von Schlafwagenkarten haben 
lediglich Anspruch auf einen Platz im Schlafwagen, die Be- 
sitzer von Zuschlagkarten für Aussichtswagen nur auf einen 
Platz in diesem Wagen: (AB. VI zu $ 19). 


Die AB. II zu $ 30 enthält die neue Einführung, daß die 
Eisenbahn die Mithilfe des Reisenden beim Ein- und Ausladen 
von mehr als 50 kg schweren Stücken beanspruchen kann. Diese 
Bestimmung wird bloß in kleineren Stationen mit wenig Per- 
sonal praktisch werden können. Als Reisegepäck dürfen nun- 
mehr auch bis zu 4 m lange Geräte von wandernden Schan- 
spielern, ferner Wagen, Gewichte und die zur Eichung nötige 
Ausrüstung angenommen werden. (AB. IId. u. ESEL Die 


‚ Stationen (neu), die jenseits der Grenzzollabfertigung liegen, ist 


- anzubringen. 


- gehören nunmehr auch Korallen, Gold-, Silber- und Platinwaren, 


Hausierer und Marktfieranten, die Waren und Emballagen als 
Reisegepäck mitführen, müssen nunmehr mit amtlichen Legiti- 
mationen versehen sein. Wichtig ist die neue Bestimmung, daß 
Filme als Reisegepäck nicht angenommen werden dürfen (AB. 
VI). Kunstgegenstände und Kunstaltertümer werden nur dann 
als Reisegepäck zugelassen, wenn sie nicht für Geschäftszwecke 
mitgenommen werden. Wesentlich ist, daß die Haftungsgrenzs 
von 12 Kr. trotz der enormen Wertsteigerung aller Gebrauchs- 
segenstände die gleiche wie im alten EBR. geblieben ist. Der 
"Reisende darf nach S 32 AB I 3 sein Reisegepäck nur nach 
einer Bestimmungsstation aufgeben. Die Annahme einzelner 
Gepäckstücke nach verschiedenen Bestimmungsstationen ist ver 
boten. Die Mindestgebühr für die Aufgabe des Reisegepäcks mit 
versicherter Lieferfrist wurde von 40 Heller auf 1 Kr. erhöht 
(AB... IL zu ;$: 32). Be 
Neu ist die Bestimmung des $ 34 AB. V., wonach die Eisen- 
Dahn, falls der Gepäckschein nicht beigebracht werden kann, nur 
dann das Gepäck ausfolgt, wenn die Partei in glaubhafter 
Weise die Empfangsberechtigung erweist und einen gestempel- 
ten Revers Abgibt oder Sicherheit leistet. In dem Revers hat die 
Partei zu erklären, daß sie der Eisenbahn für alle Folgen, die 
ihr durch diese Ausfolgung bzw. durch Geltendmachung von 
Ansprüchen dritter erwachsen würden, hafte. Nach $ 38 AB.Te 
werden Stationen, in denen Gepäckträger bestellt sind, durch 
Aushang bekanntgemacht. : 1 
Laut AB. II zu $ 40 sind Gegenstände, die einzeln mehr als 
SO kg wiegen, ‚vonder Beförderung als Expreßeut ausgeschlossen. 
Derselbe Absender darf zu demselben Zuge nach der gleichen 
Bestimmungsstation höchstens fünf Stücke im Gesamtgewichte - 
von höchstens 400 kg aufgeben. Die Beförderung nach und von. 


ausgeschlossen. Nach AB. VII zu diesem Paragraphen ist der 
Absender verpflichtet, seine Adresse auf den einzelnen Stücken 


Im VI. Abschnitt (Beförderung von Leichen) ist die Bestim- 
mung bezüglich der Ausstellung von Leichenpässen den neuen 
politischen Verhältnissen entsprechs.d eirheitlich in der Weise 
geregelt, daß hierzu nunmehr immer die politischen Behörde 
erster Instanz befugt sind (AB. III $ 44). B 

Von Interesse sind die Änderungen im Abschnitt VIII (Beför- 
derung von Gütern). Zu den nur unter besonderen Bedingungen 
zur Beförderung zugelassenen Gegenständen (Kostbarkeiten) 2 


besonders wertvolles Pelzwerk und Filme (wie bei.$ 30 he- 
treffend Reisegepäck). Der Entschädigungshöchstbetrag von 
400 Kr. für 100 kg für diese Wertsachen bleibt jedoch unverän- 
dert (844 AB. II). Wenn man die Wertsteigerung der Waren 
seit dem Kriege berücksichtigt, so bedeutet die Beibehaltung 
des obigen niedrigen Haftungsbetrages eigentlich eine weitere 
Haftungsbeschränkung, der die Verfrachter nur durch beson- 
dere Versicherung begesnen können. ar 

In den AB. zu S 56 ist die Sprachenfrage für die Ausfüllung 
der Frachtbriefe geregelt. Wir haben hierüber in Nr. 32 (8. 619) 
d. Zeitung bereits berichtet. N A 

Nach $ 62 muß das Gut, soweit es seine Natur erfordert, 
durch gehörige Verpackung gegen Verlust, Minderung oder Be- 
schädigung geschützt sein. Inder AB.I zu diesem Paragraphen 
wird der Begriff der sicheren Verpackung näher umschrieben 
Güter, die nicht sicher verpackt sind, werden nur gegen An- 
erkennung des Mangels der Verpackung zur Beförderung an- 
genommen. Bei Ackergeräten und Baugeräten, Dampfkesseln, 
Eisen, Stahl, Fässern, Holz, landwirtschaftlichen Maschinen, Y 
Steinen u. dgl. wird vom obigen Revers abgesehen. { 

Die Stückgüter sind in einer Verwechslungen ausschließen- 
den Weise zu bezeiennen. Die Bezeichnung hat wenigsteus ım 
zwei (neu) Buchstaben oder in anderen leicht zu unterscheiden- 
den Zeichen und in Zahlen (mindestens drei) (neu) zu bestehen. 
(AB. V zu $ 62). Die Stückgüter sind mit dem Namen der ° 
Bestimmungsstation zu bezeichnen. ‚Hiervon wird bei Milch-- 
kannen abgesehen, wenn sie mit dem Namen und Wohnort des 
Eigentümers deutlich und dauerhaft bezeichnet sind (AB. VII). 
Die Sicherheit für die Besteilung eines Wagens beträgt nunmehr 
28,80 Kr. statt 9,60 Kr. (AB. III (3) zu $ 63). Für einen bereit-> 
gestellten, jedoch wieder abgestellten Wagen, statt der bisherigen 
40 Heller für die Stunde nunmehr 1.20 Kr., mindestens jedoch 
14,40 Kr. für den Wagen. Bei Nichtbenutzung eines bestellten 
Wagens sind 28,80 Kr. (früher 9,60 Kr.) zu bezahlen. Die Lade- 
frist (wagenstandseldfreie Frist) beträgt 24 Stunden, sofern 
rient zur Aufrechterhaltung des regelmäßigen. Verkehres bei - 
Güterstauungen oder bei außergewöhnlichen Verhältnissen kür- 
zere Fristen festgesetzt wurden (AB. IV). Neu,ist die Bestim- 
mung, daß eine Verzögerungsgebühr für Decken berechnet wird. 
wenn letztere in der Versandstation unbenutzt oder in der Be- 
stimmungsstation erst nach Ablauf der Abnahmefrist zurück- 
gestellt werden. (AB. Il zu S 66). Barvorschüsse werden nur 
bis zur Höhe von 300 Kr. zugelassen. Bei Weitersendungen mit 
neuen Frachtbriefen können gemäß $ 76 (5) begründete Forde- 
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ungen der Eisenbahn, wie Fracht, Frachtzuschläge, Nachnahme 
ich Eingang, Barvorschüsse, Zoll, Zollgebühren u. del. auch 
höheren Beträgen als Barvorschuß zugelassen werden (AB. 
V zu $S 72). Laut AB. IV zu 76 (neu) sind Empfangsbeschei- 
ügungen über Sendungen, die vom Auslande kommen, der 
stempelgebühr von 1,20 Kr. (bei Wagenladungen) und von 39 
lellern (bei Stückgütern) unterworfen, sofern nicht nach dem 
stempel- und Gebührengesetze eine Befreiung eintritt. (Siehe 
\nmerkung zu $ 55 EBR.). Enthalten die Frachtbriefe Einlege- 
lätter, so ist außerdem zu jedem Einlegeblatt die Gebühr im 
leichen Ausmaße zu entrichten. Durch die Ausführunes- 
jestimmung VIII wird dem Empfänger gewisser Waren unter 
jestimmten Voraussetzungen die Berechtigung erteilt, Prober. zu 
ntnehmen und sich die Identität der Muster beglaubigen zu 
assen. Von Bedeutung ist die neue Vorschrift der AB. I (3) zu 
> 79, wonach die Eisenbahn berechtigt ist, den Empfänger von 
Wagenladungen und leichtverderblichen Gütern telegraphisch zu 
verständigen, falls er in einer größeren Entfernung von der Be- 
timmungsstation wohnt. Während bisher bei Beschädigung von 
Bisengußwaren während des Bahntransportes bloß der frachtfreie 
kücktransport der beschädigten Stücke von der -Bestimmungs- 
station nach der ursprünglichen Station gestattet war, wird nun- 
nehr von der Eisenbahn auch die frachtfreie Beförderung der 
Drsatzstücke als Frachtgut von der ursprünglichen Versand- 
station nach der ursprünglichen Bestimmungsstation zugelassen, 
alls der Verfügungsberechtigte dies beantragt (S 86 AB. III). 
Durch die neue Bestimmung IV zu S 86 wird die Frage der Be- 
leitung der Güter regelt. Ein Begleiter wird nämlich nur 
lann zugelassen, wenn der Absender einen Revers vorlegt, in dem 
sich der Arbeitgeber des Begleiters oder eine dritte Person 
(meistens eine Versicherungsgesellschaft) verpflichtet, den be- 
eilisten Bahnen die gesamte Entschädigung voll zu ersetzen, 
lie die Eisenbahn dem Begleiter, seinen Rechtsnachfolgern oder 
anderen Berechtigten infolge eines Unfalles während der Fahrt 
)der beim Aufenthalt auf den Bahnobiekten etwa zu leisten hat. 
nfolge der Verkehrsunsicherheit der letzten Jahre hat sich die 
Notwendiekeit, Warensendungen besonders begleiten zu lassen, 
m viel größerem Maße ergeben als früher. Durch die Aufnahme 
Ibiger Bestimmung wurde die bereits geübte Praxis der Abgabe 
eines Reverses festgelegt. 

Fi Mit der Veröffentlichung des neuen EBR. sind ferner zugleich 
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e. Nachrichten. 


< Vereinsgebiet. 
Deutschland. 
F Das Reichs- 


— Anlage C zur Eisenbahn-Verkehrsordnung. 
rerkehrsministerium hat unterm 20. August einige Änderungen 
ind Ergänzungen der Anlage © zur Eisenbahn-V erkehrsordnung 
yerfüst. Das Nähere geht aus der Bekanntmachung in Nr. 91 
les Reichs-Gesetzblattes hervor. 


+ 


— 


Der Reichsverkehrsminister gegen Bestechungsversuche. 
Der Reichsverkehrsminister Groener richtete an den Vereia 
segen das Bestechungsunwesen, Sitz Berlin, folgendes Schreiben: 

„Im Bereich der Reichseisenbahnen ist es den angestrengten 
Bemühungen der Verwaltung nach Wiederherstellung der Un- 
intastbarkeit ihres Beamtenkörpers gelungen, wesentliche Fort- 
schritte zu erzielen. Die Beamtenverbände unterstützen diese 
Bestrebungen in anerkennenswerter Weise. Leider wird ihnen 
von gewissen Firmen entgegengearbeitet, die sich nicht scheuen, 
in die Beamten, denen die Beschaffung, Abnahme und Verwal- 
tung von Stoffen aller Art oder die bauliche Unterhaltung von 
Anlagen übertragen ist, mit mehr oder weniger verhüllten Be- 
stechungsangeboten heranzutreten. Ich werde hiergegen mit 
allen Mitteln vorgehen und behalte mir vor, die Namen dieser 
Firmen öffentlich bekanntzugeben und strafrechtliche Verfolgung 
sintreten zu lassen. Solche Firmen werden von Lieferungen und 
Leistungen für die Eisenbahnvefwaltung künftig ausgeschlossen 
werden. Anderseits werde ich Schädlinge innerhalb des Beamten- 
körpers unnachsichtlich beseitigen. Den Verein gegen das Be- 
stechungsunwesen bitte ich um Unterstützung durch Weiterver- 
breitung der von mir beabsichtigten Maßnahmen.“ 


- — Die Organisation der Reiehsbahnverwaltung. Über die 
tünftige Organisation der Reichsbahn sind von den verschie- 
lensten Seiten Vorschläge gemacht worden. Zur Ausarbeitung 
von Vorschlägen für die künftige Organisation der Reichsbahn- 
verwaltung hat der Reichsverkehrsminister zwei Ausschüsse von 
Bisenbahnfachmännern berufen. Dem einen dieser beiden Aus- 
schüsse soll die Prüfung der allgemeinen Organisationstragen 
ler Reichsbahn obliegen. Seine Hauptaufgabe wird sein, Vor- 


FR 


— wie eingangs erwähnt — mit besonderer Regierungsverord- 
nung für die Dauer der außergewöhnlichen Betriebsverhält- 
nisse mehrere vorübergehende Änderungen des EBR. bekannt- 
gegeben worden, die nachstehend noch kurz bezeichnet sind. 

Die im $ 6 Abs. 3 EBR. für das Inkrafttreten von Tarif- 
erhöhungen oder anderen Eirschwerungsen der Beförderungs- 
bedingungen festgesetzte Frist von zwei Monaiesn wird vorüber- 
gehend auf 14 Tage herabgesetzt. Die Bestimmung des $ 13 
Abs. 2 EBR., daß die Fahrkarte den Fahrpreis angeben muß, 
wiod, soweit es sich um Fahrkarten alter Vorräte handelt, vor- 
übergehend aufgehoben. Der esültige Fahrpreis einschließlich 
Fahrkartensteuer ist mit dem Gesamtbetrage in dem im 5 12 
Abs. 1 EBR. vorgeschriebenen Tarifauszuge zu bezeichnen. Die- 
ser Auszug ist. bei der Fahrkartenausgabestelle auszuhängen. 
Die Reisenden sind durch einen Aushang darauf aufmerksam zu 
machen, daß für die Kinhekung des Fahrgeldes nur die in dem 
Tarifauszuge bezeichneten Beträge maßgebend sind. Unter Ab- 
weichung von der Vorschrift des S 76 Abs.3 EBR. kann das Gut 
statt in der vom Absender bezeichneten Bestimmungsstation in 
einer anderen in demselben Orte befindlichen Station abgelie- 
fert werden; es darf jedoch keine höhere Fracht erhoben wer- 
den, als bei der Ablieferung in- der vom Absender bezeichneten 
Station zu zahlen wäre Ist wegen außergewöhnlicher Be- 
triebsverhältnisse in einigen Stationen die regelmäßige Abwick- 
lung des Güterverkehres nicht möglich, so gelten nach vor- 
ausgehender Genehmigung und Verlautbarung im „Vestnik pro 
zeleznice a plavbu‘“ hinsichtlich der Ablieferung der Güter auf 
diesen Stationen besondere, von dem EBR. abweichende Bestim- 
mungen, durch die insbesondere die Fristen für die Abnahme, 
Anmeldung und Verwahrung der Güter entsprechend herab- 
gesetzt werden. 


Die neuen reglementarischen Bestimmungen für die Tsschecho- 
stiowakei bringen — wie man siekt — keine grundlegenden Ände- 
rungen des bisherigen Rechts. Die im Interesse des allgemeinen 
Verkehrs so. sehr erwünschte Übereinstimmung der eisenbahn- 
röchtlichen Bestimmungen dieses Landes mit denen für Deutsch- 
land, Österreich und Ungarn ist also im wesentlichen erhalten 
geblieben, eine Tatsache, die insofern von größerer praktischer 
Bedeutung ist, als früher, als die Binnentarife bei dem häufigen 
Fehlen an direkten Tarifen in viel zahlreicheren Fällen auch für 
Auslandssendungen angewendet werden. Kb. 


schläge über die. zweckmäßige Gestaltung der eigentlichen 
Verwaltungsstellen der Reichsbahn (Ministerium und diesem 
unmittelbar nachgeordnete Stellen) auszuarbeiten. Daneben zoll 
der Ausschuß ein Gutachten darüber abgeben, ob in der Mi- 
nisterialinstanz das Wasserstraßen-, das Kraft- und Lultfahr- 
wesen von dem Eisenbahnwesen zu trennen ist. Der Ausschuß 
wird auch zu den von gewissen Seiten gemachten Vorschlägen 
Stellung zu nehmen haben, die das Staatsbahnsystem (lurch ein 
privatwirtschaftliches System ersetzen wollen. Den Vor-itz ın 
diesem Ausschuß hat auf Wunsch des Reichsverkehrsmimisters 


der frühere Staatssekretär des Reichspostamtes und lang- 
jährige Präsident der Eisenbahndirektion Berlin Rüdlın, 
übernommen. Mit der künftigen Gliederung der den Kisenkahn- 


direktionen und den Eisenbahn-Generaldirektionen unmittelbar 
nachgeordneten Stellen (Ämter, Inspektionen, Betriebs.lirektionen 
usw.) soll sich der zweite Ausschuß befassen, zu dessen I.ci- 
tung sich der frühere Eisenbahndirektionspräsident v. Schae- 
wen bereit erklärt hat. Dieser Ausschuß wird insbesondere Vor- 
schläge für die Abgrenzung der Zuständigkeiten der genaunten 
Ämter und Stellen zu machen und zu prüfen haben, inwieweit 
zur lörzielung eines reibungslosen und einfachen Geschälts- 
sanges eine Zusammenfassung verschiedener Dienstgendiete (z.B. 
Verkehr und Betrieb, oder Bau und Betrieb) möglich und er- 
wünscht ist. - Die Arbeiten dieser beiden Ausschüsse sollen in 
Kürze beginnen. 3 


— Staatssekretär Frank. Der zum Nachfolger v. Frauendor- 
fers als Leiter der Zweigstelle Bayern und zum Staatssekretär 
ernannte Eisenbahndirektionspräsident Frank hat an sämtliche 
Dienststellen und das gesamte Personal des Geschäftsbereichs der 
Zweigstelle Bayern folgenden Erlaß gerichtet: f 

„Der Herr Reichspräsident hät mich zum Leiter der Zweig- 
stelle Bayern des Reichsverkehrsministeriums ernannt. Ich 
werde mich bemühen, dieses verantwortungsvolle Amt mit Ge- 
rechtigkeit und Wohlwollen zu führen. Das Ziel meiner Arbeit 
wird sein, zur weiteren Gesundung unseres Eisenbahnwesens 
nach besten Kräften beizutragen. Zu jedem -einzelnen Ange- 
hörieen der Eisenbahnverwaltung vertraue ich, daß er mich in 
diesem Bestreben unterstützt durch treue Erfüllung seiner 
Pflicht. 

München, den 29. August 1921. 

Frank, Staatssekretär.“ 
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— Die Verkehrslage im Ruhrrevier. Die betriebliche Lage im 
Ruhrbezirk war in der ersten Septemberwoche wie in den Vor- 
wochen weiter günstig. Die Heranführung offener Wagen zur 
Ruhr aus dem gesamten Zufuhrgebiet wurde so energisch be- 
trieben, daß den Anforderungen für Brennstoffe immer mehr ge- 
nügt werden konnte und Ausfall nicht mehr entstanden ist. Auch 
die Gestellung offener Wagen für andere Güter konnte wesent- 
lich verbessert werden. Dagegen waren die Bestände an gedeck- 
ten Wagen weiterhin so niedrig, daß kaum die dringendsten 
Bedürfnisse befriedigt werden konnten. Es ist zu hoffen, daß 
dieser Mangel bei anhaltend günstigen Beständen an offenen 
Wagen durch Heranziehung solcher Wagen als Ersatz für feh- 
lende gedeckte Wagen in der nächsten Zeit etwas gemildert 
werden kann. Für Kohlen, Koks und Briketts wurden in der 
vergangenen Woche im arbeitstäglichen Durchschnitt einschließ- 
lich der nachträglich bestellten Wagen 20598 (gerechnet zu je 
10 t) angefordert. Gestellt wurden im arbeitstäglichen Durch- 
schnitt 20266 Wagen (Höchstgestellung am 31. August 20 465). 
In der gleichen Zeit des Vorjahres betrug die Wagengestellung 
21651 Wagen. Als Folge der günstigerem Verkehrslage konnte 
erstmalig wieder von den Lagerbeständen auf den Zechen ab- 
geladen werden. Am 3. September lagerten insgesamt 353 392 t 
Brennstoff auf den Zechen. Der Rheinwasserstand hat in der 
vergangenen Woche wiederum langsam abgenommen. Am 3. Sep- 
tember zeigte der Cauber Pegel einen Stand von 1,30 m: in den 
letzten Tagen ist er wieder stärker gefallen, so daß die Unsicher- 
heit in der Beladung und die Scheu vor dem Wassertransport, &o- 
mit auch die Zahl der beschäftigungslosen Kähne an der Ruhr 
noch weiter zunimmt. Infolge dieser Verhältnisse ging in der 
letzten Zeit die schon geringe Umschlagziffer in den Duisburger 
Häfen noch weiter zurück. An den Kippern wurde im arbeits- 
täglichen Durchschnitt 20 160 (22047) t umgeschlagen. In den 
Zechenhäfen der Kanäle liegt die Leistung mit 26413 t annähernd 
wie in der Vorwoche. 2 


— Sonderzüge zur Frankfurter Herbstmesse. Ang-sichts des 
zu erwartenden besonders starken Eisenbahnverkehrs zur Frank- 
furter Herbstmesse sind auf Grund von zwischen dem Meßamt 
Frankfurt a. M. und der Eisenbahnverwaltung getroffenen Ab- 


machungen alle Vorkehrungen getroffen, um die Bewältigung - 


des Verkehrs in bequemer Weise durchzuführen. Abgesehen 
von zwischenstaatlichen Sonderzügen, welche die Besucher der 
Frankfurter Messe aus Skandinavien ebenso wie aus Italien be- 
fördern werden, sind Sonderzüge, Vor- und Nachzüge oder wenig- 
stens Zugverstärkungen vorgesehen für die Besucher aus Bayern 
auf den Strecken München-Frankfurt a. M. und Nürnbere-Frank- 
furt a. M. Letztere Strecke dient auch zur Aufnahme der Gäste 
aus der Tschechoslowakei. Für Rheinland und Wesifalen kom- 
men -die Verbindungen Hagen-Frankfurt a. M. und Dortmund- 
Frankfurt a. M. in Betracht: für Württemberg und Baden die 
Züge von Stuttgart und Karlsruhe. Den schon an sich stark be- 
lasteten Linien Altona-Hamburg-Hannover-Frankfurt a. M. ist be- 
sondere Sorgfalt gewidmet worden, ebenso wie für den zu erwar- 
tenden starken Verkehr von Berlin, Maerdeburg und Leipzig 
alle Vorkehrungen getroffen sind. Für die Zureise zur Frank- 
furter Messe kommen vor allem der 23. und 24. September, 
für die Rückreise der 29. und 30. September sowie der 1. und 
2. Oktober in Betracht. 

Die Eisenbahnverwaltung wird ferner in der Zeit vom %. bis 
27. September täglich besondere Expreßgutwagen von Berlin, 
Leipzig und Köln für die beschleunigte Beförderung von Meß- 
zütern, die als beschleunigtes Eilgut oder als Expreßeut aufze- 
liefert werden, nach Frankfurt a. M. verkehren lassen. Die 
Wagen werden wie folgt befördert: 

a) ab Berlin 1153 abends mit Zug 6100; Ankunft in Frankfurt 
(Main) 816 am nächsten Abend; 


b) ab Leipzig 9U abends mit Zug 6134 und geht unterwegs. 


auf den Zug 6100 von Berlin über: 
c) ab Köln 1006 vormittags mit Zug 1328; Ankunft in Frank- 
furt (Main) 6l2 abends am gleichen Tage. 


Die genannten Züge halten auf allen größeren Unterwegs- _ 


stationen, so daß sie auch unterwegs für die Messe aufkom- 
mende Expreßgüter aufnehmen können. 


— Erleichterungen im Korridorverkehr. Nach längeren Ver- 
handlungen hat sich die polnische Regierung nunmehr proto- 
kollarisch bereit erklärt, vom 16 September ab ein neues Provi- 
sorium für den Eisenbahnverkehr zwischen Ostpreußen und dem 
übrigen Deutschland in Kraft zu setzen. . 

Dieses neue Provisorium bringt eine erhebliche Erweiterung 
der bisher bestehenden Zugverbindungen, insbesondere auch ein 
Schnellzugs- und ein Personenzugspaar auf der Strecke Schnei- 
demühl—Bromberg—Thorn—Deutsch Eylau. Für die Benutzung 
dieser Züge gelten dieselben Bestimmungen wie für die auf der 
Strecke Konitz—Dirschau bereits verkehrenden Schnell- und 
Personenzüge; deutsche Reichsangehörige brauchen also nur mit 
einem Personalausweis versehen zu sein. Ein polnisches Visum 
ist für diese Züge nicht erforderlich. Ebenso werden nach dem 


'Eisenbahnstationen, Fahrplänen usw. im Gebiet der Freien 


-großen Interesses, das gerade die Taylorsche Lehre beansp 


‚vom Inhalt der Vorlesungen geben wird, demnächst in uns 


verteilt und 22536 A auf neue Rechnung vorgetragen wei 
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neuen Provisorium sowohl auf der Strecke Konitz—Dirsch 
wie auf der Strecke Schneidemühl— Deutsch Eylau eine Anza 
neuer Güterzüge verkehren. See 


— Die Fehmarnbahn. Auf der Tagung des Deutschen 
marnbahnkomitees während der Lübecker. Nordischen 
wurde eine Entschließung- angenommen, in der es 1. ah 
Die im Deutschen Fehmarnbahnkomitee vereinigten Han 
kammern und sonstigen wirtschaftlichen Kreise von West-, 
Süd- und Norddeutschland geben erneut der Überzeugung 
druck, daß die deutsch-nordische . Weltlinie Hamburg-L 
Fehmarn-Laaland-Kopenhagen unbestreitbar die beste ist 
sie die weitaus kürzeste und bequemste Verbindung mit 
ganzen deutschen und europäischen Westen und den drei 
dinavischen Ländern sowie Finnland darstellt. Die b 
Durchführung des großen Fehmarnbaues werden alle bete 
Kreise mit vollem Nachdurck weiterverfolgen. 


— Sprache und Währung im Eisenbahnverkehr in Danzig. D 
Danziger Oberkommissar des Völkerbundes hat in Auslegung 
Artikel 22 und 23 der Danzig-polnischen Konvention eine R 
neuer bemerkienswerter Entscheidungen über Sprache, Wäh 
und Eisenbahnverkehr im Freistaat gefällt. Er hat entschi 
daß bei allen Dienstzweigen der polnischen Eisenbahnverwaltt 
im Verkehr mit dem Danziger Publikum oder Beamten 
Arbeitern mit Danziger Staatsangehöriskeit die deutsche Sp 
zur Anwendung kommen soll, und daß alle Aufschriften auf 


Danzig deutsch sein sollen. Aufschriften in Eisenbahnw 
auf Rettungsstationen usw. können doppelsprachig sein. In 
Begründung erkennt der Oberkommissar an, daß die Ges 
heit der Einwohner deutsch spricht und die große Mehrhei 
in der Lage ist, polnisch zu sprechen. Da die Amtssprache 
Freistaates nach der Verfassung deutsch ist, sei es einleue 
daß jede nur mögliche Erleichterung für den Gebrauch 
Sprache im Gebiet des Freistaates gegeben werden mu 
wäre eine sehr schlechte Politik seitens der polnischen 
bahnverwaltung, von ihren Fahrgästen eine Sprache zı 
langen, die nur wenige von ihnen verstehen. 


im Gebiet der Freien Stadt Danzig zur Anwendung ge 
alle Zahlungen, sowohl für den Fahrkartenverkauf, 
auch für den Güterverkehr in deutscher Währung zu leisten 
Die amtliche Währung im Freistaat bleibt die deutsche Ma 
Bei der Besetzung von freien Stellen beim Eisenbahnpersor 
muß nach der IEintscheidung des Oberkommissars seitens P 
den Danziger Bürgern der Vorrang gegeben werden. MW 
brauchbare Anwärter Danziger Staatsangehörigkeit fehlen, 
hat Polen das Recht, polnische Staatsangehörige heranzuzieh 
Schließlich hat der Oberkommissar entschieden, daß die Republ 
Polen an den Freistaat Danzig 50 Millionen M zurückzuzahl 
hat, die Danzig für den Betrieb der Eisenbahn bisher für Pol 
verauslast, hat. 


— Eisenbahnwissenschaftliche Vorlesungen an der Ber 
Verwaltungsakademie (vgl. Nr. 36, S. 669 d. Zte.). Die ei 
dige Seminarvorlesung, die Herr Dr. Hans A. Martens 
„Laylors Lehre und Anwendung im Eisenbahnwesen“ - 
17. Oktober beginnend — hält, wird in ihrem theoretischen 
zwei Hauptabschnitte umfassen: A. Methodik der Statistik 
eine der Grundlagen betriebswissenschaftlicher Untersuchung 
B. Die Grundgedanken Taylors. Außerdem werden praktische 
gaben aus dem Betriebe der Haupt- und Betriebswerkstätte 
Lokomotiv-, Wagen-, Bahnhofs-, Zug- und Ladedienstes 
aus dem Bürogeschäftsgang gestellt und besprochen. Schliel 
ist die Besichtigung eines Bahnhofs, einer Güterabfertigun 
eines Industriewerkes in Aussicht genommen, Angesich 


werden wir die Einführungsvorlesung, die ein gedrängtes 
Zeitung veröffentlichen. x 


— Ruppiner Eisenbahn-A.-G. Laut Geschäftsbericht 
1920/21 erzielte die Gesellschaft, die im Berichtsiahre die L 


berg-Lindow-Rheinsberger Bisenbahn übernommen und de 
sprechend das Grundkapital von 6,6 Mill. M auf 8,07 


Mi 
erhöht hat, nach Abzug der Zinsen, Abschreibungen, St: 
eisenbahnsteuer und Rückstellung für noch auszuführende Ar 

ten einschl. 65 785 A (52380 Al) Vortrag einen Reingewinn VC 
345336 M (307 522: M), aus dem wie im Vorjahre 4 % Di 
dende auf beide Aktienkategorien gleich 322 800 A (264 00 


sollen. 
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Der Güter- 
"verkehr hat sich infolge der anhaltend großen Nachfrage nach 
"Kohle, Holz usw. trotz des während eines großen Teiles des 
Jahres bestandenen scharfen Wagenmangels sowohl nach der 
gefahrenen Menge als auch nach den Einnahmen günstig ge- 
"staltet. Die Zahl der gefahrenen Tonnen konnte sich von 
758102 auf 908 004 — 19,77% und die Einnahmen daraus von 
1795313 M auf 4933 763 M — 174,76 % erhöhen. Die Erklärung 
für diese außerordentliche Steigerung ist neben der Zunahme 
"in der Menge der beförderten Güter in dem bereits für den Per- 
_ sonenverkehr angeführten Umstand zu suchen. Der Betrag der 
-Schuldverschreibungen hat sich durch Tilgung weiterer 33500 M 


auf 1292000 M ermäßigt. Die Gesamteinnahmen sind von 
2 239%64 M auf 5826218 M —160,19% gestiegen. Bei den 


Ausgaben ist eine Steigerung von 1809381 AM auf 4998836 MN 
— 176,3 % zu verzeichnen. Aus dem Reingewinn von 405 377 M 
- (274509 M) gelangt eine Dividende von 7% (44 %) — 399 (00 
Mark ((270750 «K#) zur Verteilung. 


Österreich. 


 — Verkehrswesen im Burgenlande. Nach einer Verordnung 
der Bundesregierung werden für das Burgenland eine Post- 
 direktion, eine Telegraphendirektion und ein Eisenbahnbetriehs- 
"inspektorat mit dem Sitz in Ödenburg errichtet. 


— Volle Haftung der Bahn für das Gepäck in den Gepäck- 
_ aufbewahrungsstellen. Der Oberste Gerichtshof hat kürzlich eine 
wichtige Entscheidung in der Frage der Haftung der Bahn für die 
Gepäckaufbewahrungsstellen gefällt. Die Beschließerin Leontine 
Schweigler hatte bei ihrer Ankunft-am Ostbahnhofe in Wien 
um 11 Uhr nachts ihren großen Lederkoffer in der Gepäck- 
"aufbewahrungsstelle hinterlegt. Als sie ihn am nächsten Tage 
unter Vorweisunz des Hinterlegungsscheines abholen woilte, 
_ wurde ihr eröffnet, daß der Koffer in der Nacht nebst anderem 
Gepäck bei einem Einbruch gestohlen wurde. Da die Bahn ge- 
mäß der auf dem Hinterlegungsschein abgedruckten Bestim- 
mungen für Reisegepäck in der Gepäckaufbewahrunesstelle nur 
"mit dem Höchstbetrage von 100 K Ersatz leistete, brachte 
 Leontine Schweigler gegen das Eisenbahnärar eine Klage auf 
Ensatz des vollen Wertes von 6835 K ein. Der Klagevertreter 
bezeichnete die Bestimmung, daß die Bahn nur bis 100 K Ersatz 


leiste — ein lächerlich geringer Betrag bei dem heutigen Geld- 
‚werte — als den guten Sitten widersprechend und nicht bin- 
-dend; da grobes Verschulden der Bahn vorliege — die Gepäck- 


-aufbewahrungsstelle sei zur Nachtzeit nicht bewacht gewesen — 
-hafte die Bahn für den vollen Wert der gestohlenen Gegen- 
stände, ebenso wie für das auf der Reise abhanden gekommene 
Reisegepäck. Das Handelsgericht verurteilte aus diesen Grün- 
den das beklagte Eisenbahnärar zum vollen Schadenersatz. In 
der dagegen vom Eisenbahnärar eingebrachten Berufung ver- 
‘trat die Finanzprokuratur die Ansicht, daß, selbst wenn großes 
Verschulden der Bahn vorläge, die Bestimmung des Eisenbahn- 
‚betriebsreglements, wonach für verlorenes Reisegepäck bei 
_grobem Verschulden der Bahn voller Ersatz zu leisten ist, auf 
die in der Gepäckaufbewahrungsstelle hinterlegten Gegenstände 
keine Anwendung finde. Das Oberlandesgericht gab der Be- 
rufung der Bahn keine Folge, weil, wenn auch die Haftungs- 
bestimmung des Eisenbahnbetriebsreglements sich zunächst nur 
auf den Güterbeförderungsvertrag beziehe, die Bahn doch auch 
darüber hinaus für das ganze Gebiet des Eisenbahnverkehrs- 
 wesens die Haftung zu tragen habe, wenn grobes Verschulden 
der Bahn vorliege. Ein solches sei durch die Außerachtlassung 
der bei den gegenwärtigen Verhältnissen dringend gebotenen 
Vorsichtsmaßregeln gegeben. Daß die Bahn ebenso wie beim 
- Güterbeförderungsvertrag auch für die von den Reisenden in 
den Gepäckaufbewahrungsstellen hinterlegten Reisegepäck- 
stücke hafte, gehe auch daraus hervor, daß die Reisenden 
mangels einer anderweitigen Hinterlegungsgelegenheit auf die 


Eisenbahn als Monopolunternehmen angewiesen sind. Der 
Oberste Gerichtshof hat dem Revisionsrekurs der Eisenbahn 


keine Folge gegeben und in der Begründung hervorgehoben, 
die vertragsmäßige Haftungsbeschränkung auf 100 K sei aus 
den von den Unterinstanzen angeführten Gründen wirkungslos. 
Da die Bahn bei gerobem Verschulden für die Gepäckaufbe- 
 wahrungsstelle ebenso wie beim Güterbeförderungsvertrage zu 
haften habe, entfalle die Prüfung der Frage, ob eine Haftungs- 
-beschränkung auf 100 _ K schon durch den Aufdruck auf den 
 Hinterlegungsschein und nicht überdies noch durch Anschlag 
an allgemein zugänglichen Stellen als vereinbart gelten könne, 
ferner ob eine Haftungsbeschränkung auf 100 K mit Rücksicht 
‚auf den derzeitigen Geldwert noch als gültig angesehen werden 
könne. 


{ e 
Ei; 


— Güterverkehr mit Italien. 


Die Südbahn teilt folgendes mit: 
Mit dem 10. d. M. wird der ee 


V gesamte Stückgutverkehr zwischen 
Österreich und Italien über Adelsberg wieder ireigegeben. Mit 
dem gleichen Tage werden in beiden Richtungen zwischen 
Wien-Südbahnhof und Triest täglich kilgutkurswagen in be- 
sonderen Zuglagen zur raschen Beförderung von Eilstückgütern 
nach, und von Italien in Verkehr gesetzt werden. Für die un- 
aufgehaltene Beförderung über die Zollgrenze wurde vorgesorgt. 
Die Beförderungszeit auf der Strecke Wien-Triest und umge- 
kehrt beträgt rund 45 Stunden. 


— Der Ausbau der Wasserkräfte durch die Gemeinde Wien. 
Die Stadt Wien hat den Ausbau- der Wasserkräfte in Angriff 
genommen und will diesen Plan bereits in diesem Herbste ver- 
wirklichen. Das Wasserkraft- und Elektrizitätswirtschaftsamt 
(W.E.W.A.) hat, da die Versuche, ausländisches Kapital zu 
gewinnen, gescheitert sind, einen Plan ausgearbeitet, durch wel- 
chen der Ausbau mit Hilfe des österreichischen Finanzkapitals 
versucht wurde. Es wurde ein Vertrag zwischen der Gemeinde 
Wien und den großen Banken geschlossen, wonach eine Wasser- 
kraftwerk-A.-G. (W.A.G.) mit dem Sitze in Wien gegründet 
wird und. den Ausbau und die Verwertung der Wasserkräfte 
durchführt. Der Gegenstand dieses Unternehmens umfaßt dsn 
Ausbau von Wasserkraftwerken und sonstigen Kraftquellen für 
eigene und fremde Rechnung, die Erzeugung, Leitung, Vertei- 
lung der aus diesen Kraftquellen gewonnenen elektrischen Ener- 
gie, den Bezug und die Verwendung von Energie aus fremden 
Kraftquellen, die Verfassung von Entwürfen und die Erwer- 
bung von behördlichen Bewilligungen ieder Art für diese 
Zwecke, die Erwerbung bestehender Betriebe, die Beteiligung 
an gleichen und verwandten Unternehmungen, die Verbindung 
von Leitungsnetzen, die Anpassung bestehender Anlagen an den 
elektrischen Betrieb, die Schaffung eizener Industrie zur Ver- 
wertung der erzeugten Energie, die Durchführung aller dazu- 
gehörigen Hilfsgeschäfte und schließlich die Besoreung der mit 


diesen Aufgaben zusammenhängenden finanziellen Unterneh- 
mungen. Das Aktienkapital der „Wae“ ist mit 509 Millionen 


Kronen vereinbart, von denen je die Hälft» auf die Gemeinde 
Wien und die Banken entfällt. Zur Durchführung des ersten 
Bauprogramms werden vorerst von den beirlen Gruppen je 100 
Millionen Kronen bar eingezahlt. Beide Teile verpflichten sirh. 
ihren "Aktienbesitz durch fünf Jahre nicht zu veräußern, und 
räumen einander für die Dauer von weiteren fünf Jahren zegen- 
seitig ein - Vorkaufsrecht ein. Sollten die Banken nach Ablauf 
der fünf Sperrjahre die Aktien an der Börse einzuführen beab- 
sichtigen, so steht, auch in diesem Falle der Stadt Wien das 
Vorkaufsrecht zum Einführungskurse zu. Der Verwaltungsrat; 
wird im Verhältnis zum Aktienbesitz zusammengesetzt, doch 
ist die Stelle des Präsidenten der „Wag“ der Gemeinde vorbe- 
halten. 

Das erste Bauprogramm umfaßt die Wasserkraftwerke an der 
Ybbs und an der Wasserleitungsstrecke Lunz-Kienberg-Gaming 
sowie die dazugehörigen Fernleitungen und Nelenanlagen, 
schließlich jene Kraftquellen, die bis zum Gesamtbetrage von 
3600 Millionen Kronen hergestellt werden können. Für das 
erste und zweite Bauprogramm sind zusammen 10 Milliarden 
Kronen in Aussicht genommen, und zwar 3600 Millionen für den 
ersten, 6400 Millionen für den zweiten Bauabschnitt. Die Be- 
schaffung dieser Beträge ist in der Weise vereinbart, daß die 
„Wag‘“ Schuldverschreibungen ausgibt, die auf die von ihr zu 
errichtenden Wasserkraftanlagen grundbücherlich sichergestelit 
werden und für deren ordnungsgemäße Verzinsung und Rück- 
zahlung überdies die Gemeinde Wien, soweit die Wasserkräfte 
für die Stadt bestimmt sind, die Bürgschaft übernimmt. 


Ungarn. 


Die neuen südslawischen Grenzstationen. Die serbische 
Eisenbahndirektion hat auf der neuen ungarisch-südslawischen 
Grenze folgende Grenzstationen festgesetzt: Auf der Szabadka- 
Budapester Linie die Station Kelebia auf der Bätaszek - Sza- 
badkaer Linie die Szabadkaer Meierhöfe., auf der Sze- 
ged Szabadkaer Linie Kamaräswald, auf der Szeged-Szöre- 
ger Strecke Ob&eba. Die Zollbehandlung wird auch auf diesen 
Stationen durchgeführt. 


— Erhöhung der Frachtgebühren auf der Mohäes-Peeser Eisen- 
bahn. Mit Gültickeit vom Zeitpunkte, mit welchem die obige 
Bahn wieder an Ungarn zurückgestellt wird, bis längstens 
31. Dezember 1921 werden die Frachtsätze und Gebühren (des 
Tarifs vom 1. April 1908, bzw. der Nachträge I—V und Kund- 
machungen zu diesem Tarife um 300 % erhöht. 


— Hebung des Fremdenverkehrs am Balaton (Plattensee). 
Im Interesse der Hebung des Fremdenverkehrs, besonders am 
r . Ne . T1r . 4,7 . 
Balaton, hat die Südbahn mit Einbeziehung der an Siäfok, 
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Balatonföldvär und Balatonfüred interessierten Ungarisch-Ita- 
lienischen Bank und der Köbänyaer Bürgerlichen Brauerei A.-G. 
mit einem Stammkapital von 1% Millionen Kr. eine selbständize 
Aktiengesellschaft gegründet, die vor kurzem ihre Gründungs- 
sitzung abgehalten hat, in der unter auderem die Kinführung 
neuer Lokalzüge nach dem Plattensee zur Beratung gelangte. 


— Transportsecheinzwang. Der Ackerbauminister hat 
‘[ransportscheinzwang auf den im Verordnungswege bestimmten 
Grenzstreifen, ferner auf das nicht besetzte Gebiet des Bereger 
Komitates, den Gyulaer Bezirk des Komitates Bekes und die 
Stadt Gyula ausgedehnt. Der Verordnung ist ein. Verzeichnis 
der gegenwärtig unter diesem Zwang stehenden Eisenbahnstatio- 
nen beigegeben. Der Transportscheinzwang bezieht sich auf die 


Beförderung von Weizen, Roggen, Halbfrucht, Gerste, Hafer, 


Hirse, Mais und ihre Mahlprodukte. 


— Der neue Regierungskommissar für Kohlenangelegenheiten. 
Der Handelsminister hat die durch das Ableben des Hofrates Cott- 
lob Rau frei gewordene Stelle des Regierungskommissars für die 
Kohlenverteilung mit dem Direktorstellvertreter der ungarischen 
Staatsbahnen, Roland Szönyey,-besetzt. Szönyey, der sei- 
nerzeit als Maschineningenieur in den Dienst der Staatsbahnen 
getreten war, ist seit längerer Zeit stellvertretender Leiter der 
Materialbeschaffungsabteilung der Staatsbahndirsktion. Nach 
dem Sturze der Proletardiktatur vertrat ‘er die unezarischen 
Staatsbahnen in der Kommission zur Aufteilung des Kriegs- 
materials. Infolge seiner hervorragenden Fachkunde und seiner 
umfassenden Sprachkenntnisse sehen sämtliche Interassentan der 
Industrieunternehmungen der Tätigkeit des neuen Kohlenrewie- 
rungskommissars vertrauensvoll entgegen. 


wei Zur Kohlenlage Ungarns. Zwischen Beauftrasten der un- 
garischen und tschechoslowakischen Regierung wurden jüngst 
Ausgleichsverhandlungen abgehalten, die zu einem günstigen 
Ergebnis führten. Die tschechoslowakische Regierung hat 
sich verpflichtet, bis Ende Dezember d. J. 10200 Wasen Kohle 
für Ungarn zu liefern. | 


Hr, Die Lage der staatlichen Torflager. Die staatlichen Torf- 
iager in Isaszeg, Nädasladäny und Keszthely haben bereits im 
vorigen Jahre nennenswerte Mengen Torf eeliefert. Da der 


Heizwert des geförderten Torfes über alle Erwartungen gut ist, 


wird die Regierung alles daransetzen, um die Förderung des 
Torfes zu heben. Zu diesem Zwecke werden mit einem Kon- 
sortium Verhandlungen gepflogen, die den Zweck verfolgen 
diese staatlichen Torflager an eine Aktiengesellschaft zu ver- 
kaufen, um eine intensivere Produktion zu ermöglichen. Man 


rechnet darauf, daß der Ertrag im laufenden Jahre auf 4000 und 


im nächsten Jahre auf 5000 bis 6004 Wagen Torf erhöht werden 
kann. Die eingeleiteten Verhandlungen führten bisher noch nicht 
zu einem endgültigen Ergebnis. 


— Regelung der Rinder: und Schweineausfuhr. Die Rinder- 
und Schweineausfuhr wurde nach einer Verordnung des Finanz- 
ministers freigegeben. Es wurde der erste Ausfuhrviehmarkt in 
Budapest veranstaltet. Die auf diese Märkte gebrachten Tiere 
dürfen nur an Ausländer verkauft werden. Mit der Errichtung 
des Ausfuhrviehmarktes ist der erste Schritt zur Freisebung 
des Viehmarktes getan. R 5 


+ Barvorschüsse. Die ungarischen Eisenbahnen haben auf 
eine Frmächtigung des Handelsministers die Ausführungs- 
bestimmung V zu $ 72 des jetriebsreglements, betreffend den 
Höchstbetrag des an die Partei zahlbaren Barvorschusses, dahin 


geändert, daß der Höchstbetrag des Barvorschusses.von 300 Kr. | 


auf 800 Kr. erhöht wurde. 


__ Die Ausnutzung der ungarischen Wasserkräfte. Minister 
a. D. Bela Földes veröffentlichte im französischen Wirtschafts- 


blatte „Agence &conomique et finaneiere“ einen sehr beachtens- ' 


werten Artikel über die Ausnutzung der ungarischen Wassxr- 
kräfte. 
sichtlich der Kohlenversorgung infolge des grausamen Friedens- 
vertrages von Trianon in eine sehr ernste Lage geraten, die nur 
durch die Verwertung der Wasserkräfte gründlich behoben wer- 
den könnte. Leider sind wir jedoch auch in dieser Beziehung 
stiefmütterlich behandelt worden, da uns die mächtigsten 
Wasserkräfte entrissen wurden. Da aber im Friedensvertrage 
die einheitliche Regelung der gemeinsam interessierenden 
Wasserkräfte vorgesehen ist, wäre die Möglichkeit gegeben, mit 
Hilfe internationalen Kapitals größere Kraftzentralen anzulse n. 
So könnten z. B. die vorzüglichen Wasserkräfte der untere:: 
Donau die ganze Tiefebene (alföld) bis Budapest mit elek- 
wischem Strom versehen. Außerdem müßten die bei Ungarn 


verbliebenen Woasserkräfte durch Kanalisierung ausgenutzt 
werden. Zu. diesem Zwecke müßte das internationale Kapital 


den 


. die Schiffbarmachung soll gleichfalls in die Hafenarbeiten 


; über. € x 


- beschlagnahmten Fahrzeuge #ngeordnet, die nicht vom gemei 


- den Fahrzeuge werden Ungarn zugesprochen. : 


Nach den Ausführungen des Verfassers ist Ungarn hin- . 
'zu betrachten ist. 


zur Ausbeute herangezogen werden, da weder Ungarn, noch die 
Nachbarstaaten über so hohe Mittel verfügen. An Hand | 
tistischer Angaben bewies der Verfasser, daß es sowohl 
Interesse Ungarns, als auch in dem der Nachfolgestaaten gele 
wäre, diese Entwürfe und Vorschläge baldigst in die Tat 
zusetzen und sich in dieser Beziehung über alle politisch 
Bedenken hinwegzusetzen. 
Földes, der sich schon als Minister mit der Frage eingeh 
beschäftigt hat und auf wirtschaftlichem und finanziellem 
biete als einer der angesehensten Fachmänner Ungarns eilt, v 
gewiß in allen mäßgebenden Kreisen das größte Interesse 
die Verwirklichung seines groß angelegten Vorschlages anreg 
Er fordert die Regierung auf, vor allem die Frage der Was 
kräfte gesetzlich zu regeln. k 


— Ausbau des Budapester Handels- und Industriehafens. 
Ministerpräsident hat den Präsidenten des Baurates Dr. Kons! 
tin Zielinszky zum Regierungskommissar des Ausba 
des Budapester - Handels- und Industriehafens ernannt. B 
durch gelangt die Leitung des Baues des Budapester Han 
und Industriehafens in die Hände eines tüchtigen Fachmann 
dem es zweifellos gelingen wird, diese sich schon seit la 
Zeit hinziehende Frage einer baldigen Lösung zuzuführen. 
neue Regieruneskommissar gab seiner Hoffnung Ausdruck, 
der zu erbauende Budapester Handelshafen _ sich ° schon 
im Herbst des nächsten Jahres in einem verkehrsfähisen Zu 
stande .befinden werde. Die für drei Jahre veranschlagt 
Kosten werden.den Betrag von 270 Millionen Kronen übersteige 

Im Zusammenhange mit dem Ausbau des Budapester Hand 
und Industriehafens hat der Staat auch den Ausbau des Räck 
veer Donauarmes beschlossen. Die Regulierung, der Bau un 


geschaltet werden. Der neue Regierungskommissar wird auch di 
Angelegenheit des Räckeveer Donauarmes übernehmen, und 
besteht die Absicht, diesen Donauarm für die. Kraftversorg 
der Hauptstadt heranzuziehen, zumal, da die Versorgung d 
öffentlichen Betriebe mit der Wasserkraft dieses Donauarm 
auch die Kohlenfrage günstiger gestalten würde. YF 

— Die Aufteilung des Donauschiffparkes. (Vgl. auch Nr. 3 
S. 669 d. Ztg.) Die Entscheidung über die Bemessung un 
Verteilung der im Sinne des Friedensvertrages zu übergebend: 
Fahrzeuge wurde einem amerikanischen Schiedsrichter übe 
lassen. Der Schiedsrichter hat seine Entscheidung in den stritt 
sen Fragen wie folgt getroffen: RE TEN 

1. Alle im Privateigentum stehenden Donauwasserfahrzeu: 
die von der Zentral-Transpartleitung des gemeinsamen Kri 
ministeriums gepachtet und von Serbien, Rumänien und Fra 
reich beschlagnahmt worden waren, gehen in deren Kigent 


2. Hingegen werden alle diejenigen Schiffe ihren Privateigen- 
tümern zuerkannt, und es wird die Rückgabe aller derjeni 


samen Kriegsministerium gepachtet waren, und über die die 
treffenden Privateigentümer zur Zeit der Beschlagnahme zu 
fügen berechtigt waren. } e N: 

3. Die: von den Tschechen vorgenommenen Beschlaenahm 
ungarischer Schiffe werden nicht anerkannt; diese schwimm: 


Auf Grund dieser Verfügungen erhält Ungarn insgesamt sech 
Dampfer mit 1030 PS, 88 Schlepper mit 34099 t Tragfähizkeii 
und fünf Tankschlepper mit 3366 t Tragfähigkeit, sowie 
Stegschiffe (Pontons) zurück. Die Forderungen Rumäniens und 
Serbiens werden durch die erwähnten und von ihm genehmixt 
Schiffsraumbeschlagnahmen als erfüllt erklärt, und es stellt « 
Schiedsrichter nur die Beteiligung Tschechiens als neuen Do 
staates mit -Schleppern von 70000 t Tragfähigkeit und Rem 
kören von 4450 PS fest. Zur Deckung dieser Beteiligung h 
Ungarn an Schleppern 15086 t, an Remorkören 1650 PS zegt 
Geldentschädigung beizustellen. i N 

Den im Besitz von ungarischen Schiffseigentümern befin 
lichen Personenschiffspark läßt das Urteil des Schiedsrichte 
unberührt. Schließlich ist zu bemerken, daß mit dem Urteil’d 
Schiedsrichters die Entschädigungsfrage als endgültig erledi 


— Entdeckung großer Lager von Aluminiumerz im Bakony: 
gebiete. Im Gebiete der Gemeinde Taljändörögd nördlich ven 
Tapolecza hat man Bauxit in großer Menge entdeckt. Im Gegen- 
satz zu andern Bauxitgebieten, wie in Südfrankreich, im Biha 
gebirge, in Dalmatien, ist: die Erzmenge dieses Vorkommei 
nicht auf einzelne Linien im Gestein verteilt, sondern es bild 
einen einheitlichen Erzkörper in Form eines mächtigen, weıt 
ausgedehnten Lagers. Außer diesen und anderen Vorteilen de 
geologischen Lagerungsverhältnisse, die eine billige Ausbeutur 
gestatten, besitzt das neu entdeckte Bauxitlager den Vorzug, a 
es nur wenige Kilometer von der Bahnlinie Veszpr&m-Devec 
entfernt ist. = NER 
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_ Nachdem Ungarn das Bauxitlager im Bihargebirge (Siebenbür- 
en) geraubt worden ist, kann dieses neu entdeckte Alumininm- 
rz als Ersatz für dena herben Verlust angesehen werden. Hier- 
urch ist die Grundlage für eine staatliche Aluminiumerzaurung 
eschaffen, was aus .wirtschaftlichem Gesichtspunkte um so 
wichtiger ist, als ja das Aluminium bekanntlich als Ersatzstoff 
ür Kupfer in der Elektrotechnik, in den meisten iadust:ie- 
internehmungen und im Eisenbahnbau derzeit fast als unsnt- 
behrlich betrachtet werden kann. 


Niederlande. 


— Die holländischen Eisenbahnen im Jahre 1920. Neue Linien 
sind im Berichtsjahr nicht in Betrieb genommen worden; 
HSM. hat jedoch eine Reihe von Bahnen, die sie bislang pacht- 
weise betrieb, augekauft, da die Verzinsung des Kaufpreises 
weniger erforderte, als die bisherigen. Eigentümer von der 
Betriebsführerin zu beanspruchen hatten. Es handelt sich dabei 
um folgende Linien: 1. Apeldoorn-Almelo, Dieren-Apeldoorn- 
Hattem und Hattem-Kampen der Königl. Niederl. Nebenbahn- 
gesellschaft Wilhelm IIl., 2. Winterswijk-Doetinchem-Zevenaar, 
Winterswijk-Neede-Boekolo-Hengelo, Doetinehen-Ruurlo-Neede 
und Boekolo-Enschede der Geldersch Överiisselschen Nebenbahn- 
gesellschaft, endlich 3. die Linie Enschede-Oldenzaal der gleich- 
namigen Eisenbahngesellschaft. Es ist Vorsorge getroffen wor- 
den, daß diese Linien vom Staat übernommen werden, falls HSM. 
verstaatlicht werden sollte. 

Die Gesamteinnahme der beiden Gesellschaften stiez von 
156 425 080,32 £l. (1919) auf 204339 427,59 fl. (1920), d. i. also 
um 30,63 %, während die Zunahme 1919 nur 24,27% betragen 
hatte. - Die Mehreinnahmen erklären sich in erster Linie aus 
der Ende 1919 eingeführten 25prozentigen Tariferhöhung. Die 
Einnahmen aus dem Personenverkehr ‚sind auch in diesem Jahre 
mit 90 777 163,89 fl. Seringer geblieben als die aus dem Güter- 
verkehr, die 105 457 016,54 fl. betrugen. Die Steigerung der Be- 
triebsausgaben hat dagegen nicht in dem Maße zugenommen 
wie im vorigen Jahre, sie ist auch hinter der der löinnahmen 
zurückgeblieben. . Die Betriebsausgaben beliefen sich 1920 auf 
181 339 600,29 £1., d. i. 25,61 % mehr als 1919. In diesem Jahre 
betrug die Zunahme. 36,41%. Die Mehrausgaben stammen in 
erster Linie aus den Erhöhungen der Kohlenpreise und der 
Personalkosten, allein die Verkürzungen der Dienstschichten 
verlangte eine Vermehrung des Personals um etwa 8000 Köpfe, 
wobei zu beachten ist, daß :der Gesamtbestand Ende 1920 -noch 
nicht 50000 Personen betrug. Da die militärische Beschlag- 
zahme der Bahnen am 1. Januar 1920 aufhörte, fiel die Divi- 
dendengarantie des Staates fort, und die Gesellschaften mußten 
nun für das seit Jahren vorhandene Defizit selbst aufkommen. 
Der  Gesamtverlust der beiden Gesellschaften betrug 
2393 179,73 fl, wovon auf SS. 1063 635,44 fl. und auf HSM. 
1329 544,29 entfallen, welche Summen aus der Rücklage ent- 
Dommen werden mußten bis auf einige kleine Beträge, die aus 
dem unverteilten Gewinn früherer Jahre noch verfügbar waren. 
Damit ist HSM. zum ersten Mal seit ihrem Bestehen (1839) 
ohne Dividende, SS. zum ersten Mal wieder seit 1874. 

Im Laufe des Jahres wurden allgemeine Tariferhöhungen 
nicht mehr vorgenommen, der Fahrplan konnte sowohl im 
inneren als auch im internationalen Verkehr weiter ausgebaut 
werden. Es sei noch erwähnt, daß alle von ‘SS. und die Mehr- 
zahl der von HSM. neu beschafften Lokomotiven aus Deutsch- 
land stammen. e 3 
- Die’ Neuordnung des Eisenbahnwesens, wobei der Staat die 
Mehrheit der Aktien beider Gesellschaften erhalten soll, ist im 
Berichtsjiahre noch nicht durchgeführt worden; es ist anzu- 
nehmen, daß nach Abschluß dieser Maßnahmen die geldlichen 
Ergebnisse der Gesellschaften sich wieder bessern werden. 
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— Elektrisierung der holländischen Eisenbahnen. Nach einer 
Meldung des holländischen‘ „Telegraaf“ ist in Erwägung zezogzen, 
die holländischen Eisenbahnen zu elektrisieren. Eine besondere 
Kommission zur Prüfung dieser Frage hat kürzlich dem Ministe- 
rium ein mit genauen Berechnungen und Vergleichen versehenes 
Gutachten überreicht. Hiernach ‘wird die Anwendung des 
Gleichstromes von 1500 Volt vorgeschlagen. : 


Uebrige europäische Länder. 


— Sparkommission der dänischen Staatsbahnen. Im Septem- 
ber v. J. wurde bei den dänischen Staatsbahnen eine „Sparlkkom- 
mission‘ eingesetzt, um Erhebungen anzustellen und Vorschlagv 
zu machen, die im Eisenbahnbetriebe Ersparnisse bewirken und 
dadurch die ständig wachsenden Fehlbeträge, mit denen die 
dänischen Staatsbahnen bisher zu kämpfen hatten, beseitigen 
könnten. Die Kommission hat nunmehr ihre Arbeiten beendet 
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und soll.demnächst ihren Bericht veröffentlichen. Nach einer 
vorläufigen Mitteilung des Dansk Jernbaneblad werden weit- 
gehende Anträge auf Personaleinziehungen nicht gestellt, son- 
dern die Ersparnisse dadurch erzielt, daß die Nachtarbeit ein- 
geschränkt wird und zugleich weniger Extrapersonal verwendet 
wird. In der Zeniralleitung schlägt die Kommission eine Per- 
sonalersparnis vor, die dadurch erreicht wird, daß die Verwen- 
dung von Aushilfen eingeschränkt und das ständige Personal 
besser ausgenutzt wird. Das gleiche soll auch bei den Distrikts- 
verwältungen durchgeführt werden. Auch das Stationspersonal 
soll wirksamer ausgenutzt werden. Allein bei der kürzlich ein- 
getretenen Zugvermehrung glaubt man nach dieser Richtung 
mit einer geringeren Personalstärke als der vorhandenen nicht 
auskommen zu können. 

Die Kommission hat auf das Beschaffuneskonto der Staats- 
bahnen Gewicht gelegt und weist auf den Vorteil einer mehr 
vereinigten geschäftsmäßigen Beschaffungsart hin. Gesenwärtig 
erreichten die jährlichen Beschaffungskosten der dänischen 
Staatsbahnen über 100 Millionen Kr.. und man erwartet 
hier eine Ersparnismöglichkeit von mindestens 4 Millio- 
nen Kronen. Dazu kommt die Frage der erhöhten An- 
wendung inländischen Brennstoffes, der Verminderung der Zug- 
geschwindigkeit, der größtmöglichen Einschränkung des Güter- 
zugverkehrs an Sonntagen, der billieeren Bauweise. der Um- 
bildung der Sicherheitsanlagen und eine ganze Reihe anderer 
Fragen. Auch die Frage der Tariferhöhung wurde-von der 
Kommission berührt, doch hat sie hier keinen bestimmten Vor- 
schlag gemacht. Dr... 


— Neuer Verschiebebahnhof Hallsberg in Schweden. In 
Schweden ist augenblicklich ein neuer Verschiebebahnhof in 
Ausführung, der in diesem Sommer fertige werden soll. Es ist 
der erste Verschiebebahnhof in Schweden, der derart im Gefälle 
und mit einem solchen gegenseitigen Verhältnis der Gleis- 
gruppen zueinander verlegt ist, daß das Auswechseln der 
Wagen unter Zuhilfenahme ihres eigenen Gewichtes erfolgen 
und die Verschiebearbeit der Hauptsache nach ohne Beiziehung 
einer Lokomotive ausgeführt werden kann. 

Die Station Hallsberg bildet den Kreuzungspunkt zwischen 
zwei verkehrsreichen Stammbahnteilen. Durch die Station läuft 


so gut wie der ganze Güterverkehr zwischen Süd- und Siüd- 
westschweden einerseits und dem mittleren und oberen Norr- 


land anderseits, ebenso wie zwischen dem westlichen Schweden 
und Norwegen einerseits und den mittleren Teilen Ostschwedens 
anderseits. Die Lage der Station zu den Anschlußlinien und den 
an diesen gelegenen Stationen ist eine solche, daß die Mehr- 
zahl der Güterzüge, die sie berühren, dort vollständige umgestellt 
werden muß, wobei die Wagen aus den von verschiedenen 
Strecken ankommenden Zügen nach den Bestimmungsorten ge- 
ordnet und in newre Züge zusammengestellt werden sollen. Auch 
hatten die Erhebungen ergeben, daß mit großem, wirtschaft- 
lichem Vorteile ein beträchtlicher Teil der bisher auf Stationen 
der Linien Tomteboda-Göteborg und Bollnäs-Nässjö ausgeführten 
Verschiebearbeiten nach Hallsberg verlegt werden könnte, so- 
fern diese Station mit neuen und ausreichenden betriebssparen- 
den Einrichtungen versehen würde. Die bisher verfüebaren 
Gleise in Hallsberg waren ungenügend und für die Abwicklung 
des großen Wagenverkehrs unzweckmäßie. Sowohl Verschiebe- 
wie Auszieh- und Aufstellungsgleise entsprechender Ausdehnung 
fehlten, und bei Zus- und -Verschiebebewezungen hinderten auf 
der für Personen- und Güterverkehr gemeinsamen Station die 
Züge einander in solchem Grade, daß sich kein Verkehr ord- 
nungsmäßig vollziehen konnte. Eine gründliche Verbesserung 
der Stationsverhältnisse in Hallsberg war nur durch Anlage 
eines ganz neuen Verschiebebahnhofes möglich. 1917 bewilliste 
der Reichstag hierfür die Mittel. Der neue Verschiebebahnhof 
liegt westlich des bisherigen Bahnhofes auf der Nordseite der 
Strecke nach Göteborg. Wiewohl die ganze Bahnhofsanlage 
in solchen Steigungen verlegt ist, daß in der Regel die Ver- 
schiebearbeit_ der Hauptsache nach lediglich mit Zuhilfenahme 
der Schwerkraft erfolgen kann, so müssen doch bei ungünstigen 
Witterungsverhältnissen, wie nach Schneefall und bei starker 
Kälte, in gewissem Umfange voraussichtlich Verschiebelokomo- 
tiven in Anspruch genommen werden. 

Der Verschiebebahnhof besitzt eine Gesamtlänge von etwa 
3 km und einen Höhenunterschied zwischen den -beiden Enden 
von ungefähr 21 m. Die Geländeverhältnisse an Ort und Stelle 
sind für die Durchführung der gewählten Stationsform beson- 
ders günstig. Durch angestellte Berechnungen ist nachgewiesen, 
daß die Anlagekosten sich für diese Ausführungsform nicht 
höher stellen, als wenn eine andere Form gewählt worden wäre. 
Die Kosten für die jetzt im Bau begriffene Verschiebeanlage 
belaufen sich auf etwa 5 Millionen Kronen. 

Die Inbetriebnahme des Verschiebebahnhofes in Hallsberg 
sollte eine Reihe von Erleichterungen in der Verschrebearbeit 
einer ganzen Anzahl größerer Stationen in einem so großen Be- 
reiche wie Göteborg-Nässiö-Stockholm-Bollnäs herbeiführen. Es 
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werden bedeutende Ersparnisse in den Verschiebekosten erzielt 
werden können, da sich diese Kosten ja in Hallsberg viel nied- 
riger stellen. Durch die Entlastung einer Reihe von Stationen 
umgeht man auch eine andernfalls sicherlich in naher Zukunft 
erforderliche Erweiterung wenigstens einzelner dieser Stationen 
und die damit verknüpften Anlagekosten. 

Durch die Anlage: der neuen Station erreicht man auch den 
Vorteil, daß von Hallsberg in größerem Umfange sogenannte 
Durchgangszüterzüge abgefertigt werden können, die bis zu ihrem 
Bestimmungsort durchlaufen, ohne daß auf Zwischenstationen 
Wagen herausgenommen oder eingestellt werden müßten. Man 
wird unter regelmäßigen Verkehrsverhältnissen Durchgangsgüter- 
züge z. B. für Stockholm, Göteborg, Nässjö und Ange einlegen 
können. Um solche vom betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkte 
besonders vorteilhafte Züge in größtmöglichem Maße zu erhalten, 
dürfte man in gewissen Fällen sogar soweit gehen, daß man 
Wagen im Verschiebebahnhofe bis zu 48 Stunden zurückhält. 

Die gegenwärtige, ungünstige Verkehrslage in Schweden wird 
den wirtschaftlichen Vorteil der Neuanlage wohl zunächst nicht 
voll zutage treten lassen. Doch hofft man, daß später nicht nur 
Verzinsung und Tilgung des aufgewendeten Kapitals, sondern 
auch ein beträchtlicher Reingewinn abfallen wird. 19725 


— Unglücksfälle auf den schwedischen Bahnen 1920. Der 
Gewerbeinspektor hat nunmehr seinen Bericht über die 1920 
erfolgten Unfälle im Betriebe der Staatsbahnen erstattet. Die 
Anzahl der Unglücksfälle betrug 1565, wovon 17 mit tötlichem 
Ausganege. Die höchste Unfallzahl mit 435 trifft auf den Trans- 
portdienst, auf DON DEN und Kohlenlagerdienst 351, 
Verschiebedienst 273, Lokomotivdienst 128, Wagenaufsicht 76. 
Von den Todesfällen trafen 7 auf den Verschiebedienst. 

Bei den Privatbahnen mit 20 215. Angestellten (gegen 33 800 
bei den Staatsbahnen) sind im gleichen Jahre 599 Unfälle, da- 
von 16 mit tötlichem‘ Ausgang, vorgekommen. Sieben Todesfälle 


ereigneten sich im. Verschiebedienst, 4 beim Schaffner- und 
Bremserdienst. Die größte Anzahl der Unfälle, d. i. 168, ist im 


Verschiebedienst, 110 im Transportdienst, 88 im Bahndienst und 
56 im Lokomotivdienst vorgekommen. 

Die große Anzahl der im Verschiebedienst der Staatsbahnen 
vorgekommenen Unfälle hat dem Gewerbeinspektor Veran- 
lassung gegeben, in seinem Tätigkeitsberichte an die Sozial- 
direktion Schutzverordnungen vorzuschlagen. Bei Ausführung 
dieses Verschiebedienstes muß in gewissen Fällen, wenn der 
Bahnhof im Gefälle liegt, die Entkuppelung der Wagen ge- 
schehen, während sich diese noch in Bewegung befinden. Es 
ist öfter vorgekommen, daß Personen, die bei dieser Gelegenheit 
zwischen die Wagen traten, am Boden stolperten oder von den 
Wagen einen Stoß erhielten, so daß sie fielen und sich Schaden 
zuzogen, oft sogar mit Todesfolge. Der Gewerbeinspektor 
schlägt die Anwendung sogenannter Entkuppelungsstangen vor, 
damit es nicht mehr nötig ist, zwischen die Wagen zu treten; 
auch sonst benennt der Bericht eine Reihe von Anordnungen 
zum Schutze des gefährdeten Personals. Dias: 


— MTariferhöhung in Polen. Eine Erhöhung des Gütertarifes 
der polnischen Staatsbahnen ist mit Gültigkeit vom 10. Sep- 
tember 1921 in Kraft getreten. Die Durchführung der. Tarif- 
erhöhung erfolgt im Wege einer allgemeinen Aufklassifizierung. 
Es werden nämlich die allgemeinen Tarifklassen VI und VII 
aufgelassen und die in diese Klasse fallenden Güter in die 
Tarifklasse V eingereiht, ferner die bisher in die Klasse V 
fallenden Güter künftig nach Klasse IV tarifiert. Außerdem 
werden noch einzelne Güter aufklassifiziert. Von den Er- 
höhungen sind vor allem folgende Artikel betroffen: Holz, und 
zwar Bauholz, Industrieholz, Eisenbahnschwellen, Zelluloseholz, 
Brennholz, ferner Stein- und Braunkohle, Koks USW., Steine, 
Kalkstein und Kalk, Zement, Beton, Eisen und Stahl usw. 

Gleichzeitig mit der Aufklassifizierung gelangt auch eine 
Erhöhung der in den Frachtsätzen des polnischen Tarifes ein- 
gerechneten festen Stationsgebühr zur Durchführung. Die Sta- 
tionsgebühr wird mit Gültigkeit vom 10. September 1921 erhöht 
bei der Eilgutklasse von 4 AM auf 15 MN, Klasse Lund II von 
3 M auf 10 AM, Klasse III von 2 MN auf 10 MN, Klasse IV und V 
von 2 M auf 5 M. Die Aufklassifizierung im Zusammenhang 
mit der Erhöhung der festen Stationsgebühr bringt für Güter, 
die bisher nach Klasse VII tarifiert wurden, eine Erhöhung 
der Fracht um rund 100 %, für Güter der Klasse VI um mehr 
als 60%. Die bisher nach Klasse V tarifierenden Güter, die 
nunmehr in die Klasse IV fallen, erfahren durch die neue 
Maßnahme eine Erhöhung, die sich bei Entfernungen bis zu 
200 km auf zirka 40 % und bei Entfernungen über 200 km auf 
ungefähr 50% stellt. Wie der „Alle. Tarifanzeiger“, dem wir 
diese Mitteilungen entnehmen, berichtet, sind weitere Ände- 
rungen des Tarifes der polnischen Staatsbahnen in kurzer Zeit 
zu erwarten. 


— Die französischen Kanalwünsche. Der kürzlich in Nantes 
stattgehabte Kongreß für Außenhandel und Wasserstraßen hat 
auf einen Bericht von Abel Durand folgende Wünsche zur bal- 


mit 80 km Geschwindigkeit die Station Echets durchfuhr. D ei 
Wagen dritter Klasse und ein Postwagen wurden umgeworfen. 


‘der zu großen Geschwindigkeit des Zuges und einem Bruch d 


‚angestellten haben schon seit zwei Jahren auf die schlecht 
Zustände der 


Einnahmen und Ausgaben der englischen Eisenbahngesellschal . 


digen Verwirklichung empfohlen: Verbesserung und Erweite- 
rung des französischen Wıasserstraßennetzes und dessen bessere 
Anpassung an den Außenhandel, möglichst baldige Herstellu 
der Rhoneschiffahrtsstraße gemäß dem Gesetz vom 27. Mai 19% 

Erstellung einer leistungsfähigen Wasserstraße im Tale der 
Loire von Nantes nach Briarre gemäß dem vom Obersten Rat 

für öffentliche Bauten aufgestellten Plan, Verbindung di 
Wasserstraße mit dem mittleren Kanalnetz durch Erweitern 
des Kanals du Berry und der kanalisierten Cher, Verbesserun 
arbeiten an der Seine und Vertiefung dieses Flusses auf 4,50 
von Paris nach Rouen, Erweiterung der Kanäle des Südens | 
Schiffe von 300 t Fassungsvermögen, Erstellung des Nord-O 
Kanals, Fertigstellung des Nord-Kanals, Fertigstellung der V 
besserungsarbeiten am Rhein-Rhone-Kanal und 
Marne-Kanal, Kanalisierung der Mosel zwischen Metz und D 
denhofen, Frleichterung des gebrochenen Verkehrs, um den v 
handenen Binnenschiffspark stärker als bisher am Außenhan 
zu beteiligen. und Herabsetzung der Eisenbahntarife für di 
Ausfuhr- und Durchgangszüter behufs Anziehung von Güte 
auf die Waserstraßen. Da die aufgestellten Forderungen nie 
von der Schiffbarmachung .des Oberrheins verlauten lassen, ist 
zu vermuten, daß man. in Frankreich die Herstellung des Gran 
Canal d’Alsace nicht für dringlich erachtet. 


Kilometer vor Lyon der Expreßzug Straßburg-Lyon, als 


Die Zahl der Toten beträgt 25, die der Verletzten etwa 60. 
Nach den bisherigen Feststellungen ist die Eisenbahnkatastrop 


Kuppelung zuzuschreiben. 


— Mängel des französischen Eisenbahnmaterials. Der fran- 
zösische Eisenbahnerverband wird, wie der „D. A. Z.“ aus Pari 
gemeldet wird, den Verkehrsminister aufs neue ersuchen, ei 
gründliche Revision der Eisenbahnanlagen auf den Haupt- 
strecken Frankreichs vorzunehmen, und die Mängel, die sehr 
umfangreicher .Art sind, beseitigen zu lassen. Die Eisenbahn 


französischen Eisenbahnen hingewiesen u 
wiederholt angedeutet, daß schwere Unfälle sich fortgesetzt 
eignen könnten und für die Sicherheit des Personals Gef: 
bestehe. 
Die große Zahl der Unfälle, die sich auf den französischen 
Bahnen im letzten halben Jahre ereignet haben, bestätigen die 
Mitteilungen des Personals, doch beschränkt sich die Tätigkeit 
der Regierung darauf, die Unfälle auf Attentate zurückzuführen 
und die Anstifter zu suchen. Es ist in letzter Zeit mehrfach 
vorgekommen, daß Lokomotivführer sich geweigert haben, di 
vorgeschriebene Fahrtgeschwindigkeit einzuhalten, weil der Zu- 
stand des Streckenmaterials dies nicht zulasse. j 
Die Direktionen der Bahnen erklären, daß die Ernenen a 
arbeiten beschlossen seien, aber bisher aus verschiedenen Grün- 
den nicht ausgeführt werden konnten. Unter dem Fahrpersona ı 
ist jetzt eine ernste Bewegung im Gange, um die Sicherheit der 
Beamten wiederherzustellen, weshalb eine Herabsetzung dei 
Fahrtgeschwindigkeit erforderlich ist. g 


se Einnahmen der englischen Eisenbahnen. Das englische Ver- 
kehrsministerium veröffentlicht allmonatlich Angaben über die 


ten aus dem Betriebe ihrer Eisenbahnen und über die Verpflich- 
tungen, die sich aus ihnen für die Regierung daraus ergeben, 
daß diese bis zum 15. August d. J. als Vergütung für die Kriegs 
leistungen der Eisenbahnen ihre Dividenden in Höhe derjenigen 
des Jahres 1913 zu gewährleisten hatte. Nach dem neuesten Be- 
richt, demjenigen für Juli 1921, war dieser Monat der erste seit 
dem September 1920, in dem die Einnahmen die Ausgaben über- 
troffen haben. Der Überschuß war zwar nicht groß, er betrug. 
nur 252 738 £, bedeutet aber doch einen. erheblichen Fortschritt 
gegenüber dem Fehlbetrag des Juni mit 5718680 £. Der Grund 
für diesen Unterschied ist im wesentlichen in der Beendigu 
des Ausstandes der Bergarbeiter zu suchen, doch hat sich a 
sonst der Verkehr etwas gehoben. 

Der schon erwähnte Überschuß des September 1920 war un- 


‘eefähr ebenso hoch oder vielmehr ebenso niedrig wie derjenige 


des Juli 1921; er betrug 228485 £. Dann folgten schlechte Zei- 
ten für die Eisenbahnen, verursacht durch den damaligen Aus- 
stand der Bergarbeiter, der bis zum Juni d. J. ankielt. In den 
sechs Monaten April/September 1920 hatten die Eisenbahnen aus 
ihrem Betriebe einen Überschuß von 10752 707 £ zu verzeichnen 
gehabt, und die Haftung der Regierung wurde mit 15 640331 £- 
in Anspruch genommen. Bis Ende des Jahres 1920 war der Che 
schuß auf 6539 242 £ gesunken, so daß der Staatszuschuß sich 
auf 32525 863 £ erhöht hatte. Ende März 1921 waren die ent- 
sprechenden Zahlen 3172458 £ Überschuß und 46445411 


N RR 
\ prmner 1921. 


atszuschuß. Dann folgte die verlustreiche Zeit des noch- 
igen Bergarbeiterausstandes, der zur Folge hatte, daß die 
gierung Ende Juni für 28518416 £ aufzukommen hatte. Die 
bung des Verkehrs im Juli infolge der Beendigung des Berg- 
beiterausstandes hatte die Wirkung, daß der Staat nur noc >h 


lichtungen in Anspruch genommen zu werden brauchte. 

So wichtig die vorstehend aufgeführten Zahlen und die sich 
s ihnen ergebenden Tatsachen aus dem Verkehrsleben Englands 
r die Eisenbahngesellschaften sind, so wird ihre Bedeutung 
ch noch dadurch übertroffen, daß sie ein Spiegelbild von den 
)rgängen im Wirtschaftsleben geben. Auch ihr Einfluß auf den 
aatshaushalt darf nicht unterschätzt werden. Sie zeigen, daß 
ndel und Gewerbe und damit der Verkehr auch im Lande 
Ss „Siegers im Weltkrieg“ mit schweren Beeinträchtigungen 
. kämpfen haben. \ 


— Neue Bahnprojekte auf dem Balkan. Zur Herstellung einer 
sseren Verbindung Belgerads mit dem Adriatischen Meere 
erden demnächst zwei neue Projekte Gegenstand der Behand- 
ne im südslawischen Parlament sein, nämlich eine Eisen- 
hnlinie Belgrad-Cattaro über Nicksich und eine Linie Bel- 
ad-Neum über Seraiewo und die Narentaschlucht mit einer An- 
ıhl von Tunnels, deren längster 10 km lang sein wird. — Fer- 
sr hat sich in Belgrad ein Initiativkomitee gebildet für die 
erstellung einer neuen Eisenbahnlinie von Laibach nach dem 
driatischen Meere unter Benutzunz der bestehenden Linie 
iibach-Großlupp-Gottschee, die durch Anschluß eines neuen 
ejilstückes von 40 km Länge verlängert wird bis nach Buceari, 
ıssak oder Porto Baros.. — In Athen hat sich des weitern 
n italienisch-eriechisches Syndikat gebildet, das sich den Bau 
r projektierten neuen Linie Vallona-Giannina-Kalabaka mit 
nschluß an die Linie Athen-Saloniki zur Aufgabe gemacht 
it. Das Teilstück Vallona-Giannina ist verhältnismäßig leicht 
rzustellen, nicht aber der übrige Teil, der namhafte Kunst- 
wuten erfordert. Das Syndikat steht in enger Verbindung mit 
»r Nationalbank in Athen, an welcher französisches Kapital 
teilist ist. 


Bücherschau. 


— Taschenbuch für das Eisenbahn-Sicherungswesen. Unter 
snutzung amtlichen Materials zusammengestelit und bearbeitet 
n Behrens, Regierungs- und Baurat, Mitglied des Eisen- 
(hn-Zentralamts, und Schubert, Eisenbahninspektor, tech- 
scher - Betriebskontrolleur beim Eisenbahn-Zentralamt. 1921. 
erlag. H. Apitz. Berlin W 57, Mansteinstr. 12. 

Das Taschenbuch soll offenbar vor allem dem im Betriebe 
ehenden Eisenbahnsicherungs-Fachmann ein Hilfsmittel bie- 
n, und so versteht es sich, daß an erster Stelle die amtlichan 
sonderen Bedingungen für die Lieferung und Aufstellung von 
echanisch bedienten Weichen- und Signalstellwerken oder von 


t einem Zuschuß von 4767792 £ zur Erfüllung seiner Ver- 


Kraftstellwerken und schließlich auch die Grundsätze für die 
Ausführung der elektrischen Blockeinrichtungen auszugsweise 
wiedergegeben sind. Gleichfalls aufgenommen sind die Vor- 
schriften für das Aufstellen der Signale und Vorsignale, Aus- 
züge aus der Telegraphen-Bauordnung und aus den in der Zeit- 
spanne vom 11. November 1918 bis 26. April 1920 herausgegebe- 
nen wichtigeren Erlassen des Reichsverkehrsministeriunis, so- 
weit solche die Eisenbahn-Sicherungseinrichtungen betreffen. 
Zwei mit vielen Abbildungen versehene Tafeln enthalten die 
Regelabmessungen der Weichen, Zungenverbindungsstangen usw. 
Eingehend ist der Weichenspitzenverschluß der ehemals preu- 
Risch-hessischen Staatsbahnen behandelt; hierbei ist auf .Jie 
Unterhaltung der Weichen und Weichenhakenschlösser, auf «lie 
Mängel am Hakenschloß und deren Beseitigung und Verhütung 
gründlich eingegangen. Eine besondere Note erhäit las Taschen- 
buch durch die wertvolle, über etwa 90 Seiten sich hinziehende 
ausführliche Beschreibung des Einheitsstellwerks unter Beigabe 
vieler Abbildungen. Behandelt werden dann noch in besonderen 


Abschnitten, mehr oder weniger ausführlich, dıe Blocksperre, 
elektrische Flügelkupplung, Signalflügelbrense, elektris.hr> 


Sienal-Flügelsperre, der Signalflügelkontakt, die Signalschau- 
zeichen, Magnetschalter, Schienenstromschließer, isoli»rie 
Schienenstränge, Zählweckeranlagen, elektrische Tastensperren. 
Auch zahlreiche Handrisse des Wechsel- und Gleichstromblo"k- 
feldes mit Bezeichnungen der Einzelteile finden sich, und ın 
großer Ausführlichkeit die Schaltungen der Weichen- und Sig- 
nalantriebe des elektrischen Stellwerkes. Daß die Schluß- 
abschnitte die Grundzüge der Elektrotechnik in Erinnerung brin- 
gen, dürfte vielen recht angenehm sein; auch eine Anleitung zum 
Messen mit dem Volt- und Milliamperemeter ist gexcben. 

Über Druckluftstellwerke und das selbsttätige Sienalsystem, 
das mittlerweile auch in Deutschland — auf der Berliner Ho-h- 
und Untergrundbahn — mit gutem Erfolge eingeführt worden 
ist, hätten sich die Verfasser nicht gänzlich ausschweigen sollen. 
Bei einer Neuauflage sollte ein Hinweis auf diese, insbesondere 
für den Stadtschnellverkehr wichtigen Gebiete des Eisenbahn- 
sicherungswesens nicht fehlen; zum mindesten dürfte ein hierauf 
bezüglicher Literaturnachweis am TVlatze sein. Nebenbei be- 
merkt, fehlen im Inhaltsverzeichnis die Seitenzahlen, wodurch 
ein Auffinden der einzelnen Abschnitte recht ersshwert wird. 
Dem im übrigen sehr zweckdienlichen Handbuche ist weiteste 
Verbreitung zu wünschen. 


Berichtigung. 


Infolge eines nach Abschluß der Redaktionsarbeiten von dem 
Drucker begangenen Versehens ist in der Festnummar (Nr. 36) 
unserer Zeitung auf Seite 36 eine falsche Zeile einzeschonen 
worden. Die Zeile 16 von oben muß lauten: „eine Einheit dieser 
Beziehungen im Vereinsbereich zu“. 


- Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Änderung von Stationsnamen. 
Eisenbahndirektionsbezirk Köln. Vom 15. 
mber 1921 ab wird der Stationsname Broich (Kr. Kempen) 
- St.Hubert=-Vösch und die Bezeichnungen der Güter- 
ahnhöfe und Güterabfertigungen Köln-Kalk in „Köln 
ER Sude und Kalk Nord in- „Köln Kalk Nord" 
‚geändert. 


Sep-. 


Rundschreiben der 
lassen worden: 


Nr. IL 82 vom 3. September 1921 an sämtliche Vereinsverwal- 
tungen, betreffend Ergebnis der schriftlichen Abstimmung über 
die Beschlüsse des Technischen Ausschusses zu Ziffer 35 der 
Niederschrift Nr. 99 betr. das technische Vereinsorgan (abge- 
sandt am 9. September d. J.). 


Geschäftsführenden Verwaltung sind er- 


Amtliche Bekanntmachungen. 


1. Eröffnung von Strecken. 


zember 198. 
Am 1. Oktober 1921 wird die normal- 


Über die Höha 


Eisenbahnverkehrsordnung vom 23. De- 


für den Wagenladungsverkehr in den 
Staats- und Privatbahn-Gütertarif auf- 


Tarifsätze zeben genommen. 


urige Bahnstrecke Sulingen (Han.)- die Dienststellen Auskunft. (822) Auskuft geben die beteiligten Güter- 
ehrbleck als Nebenbahn mit den Sta- Münster (Westf.), 3. September 1921. abfertigungen sowie das Auskunftsbüro, 


nen Gr. Leßen und Wehrbleck für den 
rsonen-, Güter- Gepäck- und Privat- 
legrammverkehr sowie für die Abfer- 
ung von Leichen und lebenden Tieren 
öffnet. 

Die Züge werden nach den besondars 


röffentlichten Fahrplänen verkehren. Tiv. : 
Mit Gültigkeit vom 15. September 1921 


Für die neue Bahnstrecke haben Gül- 
keit: die Eisenbahn-Bau- und Betriens- ab 
Inung vom 4. November 1904 und die 


wird die 


Eisenbahndirektion. 


2. Güterverkehr. 


Staats- und Privatbahn-Güterverkehr 


Halberstadt-Blankenburger 


hier, Bahnhof Alexanderplatz. 
Berlin, den 10. September 1921. 
Kisenbahndirektion. 


Gemeinsames Heft A Kane 6 


(834) 


Tiv. 200. 
5. Mit Gültigkeit vom 19. September 1921 
werden die Bestimmungen über Berech- 
Station Braunesumpf der nung der Bahnhofsfracht für Eisenbahn- 


Eisenbahn fahrzeuge den Bestimmungen des deut- 


— 692 — 


Zeitung des Verepaii j 
Deutscher Eisenbahnverwaltun 


NER DU 
schen Eisenbahn-Gütertarifs Teil IB 
angepaßt. 
Ferner werden mit Gültigkeit vom 


20. Oktober 1921 die Bestimmungen über 
Erhebung von ermäßigtem Wagenstand- 
zeld auf einigen Schmalspurbahnen im 
Eisenbahndirektionsbezirk Erfurt sowie 
der Brölthaler Eisenbahn aufgehoben. 
Auskunft geben die beteiligten Güter- 
abfertigungen sowie das Auskunftsbüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. (833) 
Berlin, den 12. September 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Staats- und Privatbahn-Güterverkehr. 
Tiv. 5. Heit CI 
Wechselverkehr deutscher Eisenbahnen 
untereinander. 

Tiv. 200. Heft C I. 

Mit Gültiekeit vom 12. September 1921 
wird die Station Hoppecke als Sammel- 
lagerstation in den Ausnahmetarif la für 

Grubenhölzer usw. einbezogen. 

Auskunft geben die beteiligten Güter- 


abfertigungen sowie das Auskunftsbüro, 


hier, Bahnhof Alexanderplatz. (824) 
Berlin, 6. September 1921. 


Eisenbahndirektion. 


Deutseher Eisenbahn-Personen- und Ge- 

päcktarif, Teil I (Tfv. 2000) und Dent- 

scher Eisenbahn-Gütertarif, Teil IB 
(Tiv. 1b). 


Mit Gültigkeit vom 15. September 1921 


treten folgende Änderungen in Kraft: 

1. In der Ausführungesbestinmung 3 
zu $ 30 der Eisenbahnverkehrsordaung 
wird der 2. Absatz wie folst gelait: 

„Gold- und Silberbarren, Platina, 
Dokumente, Edelsteine und zehte 
Perlen, Waren aus Gold, Silber 
oder Platina, auch in Verbindung 
mit Edelsteinen oder echten Per- 
len, ferner Kunstgegenstände, wie 
Gemälde, Bildwerke, Gegsnstande 
aus Erzgeuß und Kunstaltertümer, 
sowie andere Kostbarkeiten, wer- 
den zur Geparkbefördsrung unter 
foleenden Bedingungen zugelassen 

a) Die Gegenstände müssen zum 

Reisededarf oder: zu den in der 
Auslführungslestzminung 1 genarı- 
ten Sachen gehören; 

b) die Gepäckstiicke mussen fest vVor- 

schlossen sein; 


e) der Wert der Gepä:kzstücke "ist 
— unbeschadet der Ausfühnrungs- 
bestimmung zu 8 35 (2) — .der 


Eisenbahn bei der Aufgabe anzu- 
veben. An Stelle der Wertangabe 
genügt auch die Erklärung, daß 
die Gepäckstücke Kostbarkeiten 
enthalten. Die Angaben sındl im 
Gepyäckschein zu vermerken.“ 

32. In der Ausführungsbestimmung. Il 
(1) zu S 54 der Eisenbahnverkehrsord- 
nung ist hinter „handelsüblichen Benen- 
nung“ einzufügen: 

„mit dem Zusatz „Kostbarkeit“ 
oder — unbeschadet der Ausfüh- 
rungsbestimmune zu $ 89 (2) der 
Eisenbahnverkehrsordnung — un- 
ter Angabe des Wertes“. 

Die Änderungen sind gemäß $S 2 der 
Fiisenbahnverkehrsordnung senehmigt. 

Berlin, 6. September 1921. 825) 

Eisenbahndirektion;z 
als geschäftsführende Verwaltung. 


Westdeutsch-Sächsischer Güterverkehr. 

Im Anschluß an unsere -Bekunnt- 
machung vom 6. Juli 1921 wird verlaut- 
bart, daß die im Tarif für den oben be- 
zeichneten Verkehr enthaltenen Tarıf- 
entfernungen zwischen sämtlichen Nord- 
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Für den Anzeigenteil 


scehafenstationen und den Ostseehuafen- 
stätionen Flensburg, Hassee, Kiel, Lä- 
beck und Schlutup einerseits und den 
Stationen Eger und Hof Hbf. anderseits 
bis zur Übernahme i.ı den Tarif Für den 
Deutschen Seehafenverkehr mit Süd- 
deutschland noch weiter gelten. -Näheras 
euthält der Tarif- und Verkehrsanzeiger 
für den Bereich der ehemalig preulisch- 
hessischen Staatseisenbahnen und unser 
Verkehrsanzeiger. (823) 
Dresden, 6. September 1921. 
Eisenbahn-Gereraldirektion, 
namens der beteiligten Verwaltungen. 


Preußiseh-Hessisch-Bayerischer Tiertarif. 
Mit sofortiger Gültiekeit werden dıe 
Zuschlagsfrachten im Verkehr mit der 


Teutoburger Waldeisenbahn erhöht. 

Näheres bei den beteiligten Abferti- 

gungsstellen. ERS 2UR) 
Erfurt, 2. September 1921. 


Eisenbahndirektion. 


Wechselverkehr Sachsen-Baden. 

Am 1. Oktober 1921 wird in das Tarif- 
heft 9B die bisher ım Badisch-Bayeri- 
schen Gütertarif enthaltene Station 
Franzensbad mit den Entfernungen 
dieses Tarifs, die bis zum Ablauf des 
31. Oktober 1921 gelten, einbezogen. Am 
1. November 1921 treten im Verkehr mit 
Franzensbad Entfernungsänderuneen und 
damit unwesentliche Frachterhöhungen 
ein. Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhungen gründet sich auf die vorüber- 
gehende Anderung des $ 6 der Eisen- 
bahn-Verkehrsorduung (R.-G.-Bl. 1914, 
S. 455). Näheres ist aus unserem Ver- 
kehrsanzeiger und dem Tarifanzeiger der 
vorm. preuß.-hess. Staatseisenbahnen zu 
ersehen. (832) 

Dresden, am 12. September .1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion. 2 


Bayerischer Lekalbahn-Schnittarif. 

I. Mit sofortiger Wirksamkeit wird 
die Schreibweise der Station der- Isartal- 
bahn  (Lokalbahn-Akt.-Ges. München) 
Höllriegelskreuth-Grünwald in 

„Höllriegelskreuth- 
Ä Grünwald“ 
geändert. 

II. Seite 12 ist nach Garmisch-Parten- 
kirchen zu ergänzen: 

Gasseldorf OK] | Forchheim (Ofr.) | 

21 | 6,7 | 5000. 

München, 6. September 1921. (826) 

Tarifamt beim RVM. 2. ®B. 


Nordwestdeutseh-bayerischer Gütertarif. 

In die Kilometertafel u des Tariis 

werden einbezogen: 

a) mit sofortiger Gültigkeit die Sta- 
tionen Loccum, Münchehagen, Mal- 
linghausen, Niederwöhren, Sieden- 
burg, Wiedensahl; 

b) mit Gültigkeit vom 1. Oktober 1921 
die Stationen Groß Lessen und 
Wehrbleck. Mer 

Näheres bei den. beteiligten Abferti- 
gungsstellen und in der nächsten Num- 
mer des gemeinsamen Tarif- und Ver- 
kehrsanzeigers. (831) 

Frankfurt (Main), 2. September 1921. 

Eisenbahndirektion. 


3. Verdingungen. 


Dar Bedarf an 4000 Stück Merkzeichen 
für Weichen (Porzellankappen aus‘ Hart- 
feuerporzellan mit eingebrannten kurzen 
roten Feldern) soll vergeben werden. 


bot auf Lieferung von Nut 


- Präsidialbüro, Zimmer 292, abgegeben. 


Die Verdingungsunterlagen liegen beii 
Präsidialbüro hierselbst, Bismarckplatz 
zur Einsicht offen und können, sola 
der Vorrat reicht, nur gegen vorhe 
Einsendung von 6,00 in bar 
Briefmarken) von dort bezogen werd 

Angebote mit der Aufschrift: „Ang 
bot aufLieferune von Porz 
lankappen“ sind bis zum 30.8 
tember 1921, vormittags IV 
an die unterzeichnete Direktion, 
marckplatz Nr. 1, einzusenden. 
schlagsfrist innerhalb 14 Tagen. 

Essen, den 6. September 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Die Instandsetzungsarbeiten der 
haupteleise Nr. 3 u. 4 auf Verse 
bahnhof Wustermark, etwa 4,85 km, $ 
öffentlich vergeben werden. Die 
dingungsunterlagen können im Zimm 
des unterzeichneten Betriebsamts ein; 
sehen werden, auch können Angeboth 
soweit solche vorhanden, gegen Zah 
von 12,00 A in der Kanzlei, Zimmer 
hierselbst bezogen werden. Der Betra 
in bar zu zahlen oder portofrei du 
die Post einzusenden. Die Angebote si 
verschlossen mit der Aufschrift „Ange 
auf Instandsetzungsarbeiten der G 
haupteleise Nr. 3 und 4 auf Verschie 
bahnhof Wustermark“ versehen bis 2 
28..d. M., mittags 1 Uhr, nach hier € 
zureiehen. Die Öffnung der eingegan 
Angebote findet zu vorbenannter Zeit 
Gegenwart der etwa erschienenen Bi 
statt. Zuschlagsfrist vier Wochen. 

Eisenbahnbetriebsamt 3, 

Berlin NW 40, Invalidenstraße 51. 


Unser Holzbedarf für die Zeit 
12.210,2272b18731.. 12221 ad zwar 
gefähr: 

265 cbm Pannen: und Kiefernkanthe 
Bohlen. Spaltbordbretter, Fußbod 
bretter, Tannen- und Kiefernbre 
besäumt. 

32000 Ifdm. -Dachlatten, Salierlat en 
Fußleisten 2 

soll vergeben werden. ® 

Die Verdingungsunterlagen liegen 
Präsidialbüro, hierselbst, Bismarckp 
Nr. 1; zur Einsicht offen und können, so 
lange der Vorrat reicht, nur gegen v 
herige Einsendung von 6,00 M in I 
(nicht Briefmarken) von dort bezog) 
werden. x 
‚Angebote mit der Aufschrift: „Ang 


holz“ »sind bis zum’ td OXToms 
1921, vormittaes 11 Uhr, an 
unterzeichnete Direktion (Bismar 


platz 1) einzusenden. 

- Zuschlagsfrist innerhalb 14 Tagen. R 
Essen, den 10. September 1921. 

Eisenbahndirektion. 


4. Verkauf von Altmaterial. 


Öffentlicher Verkauf alter Papiere. 
Die in Hannover lagernden alten Ak 
Rechnungsbelege, Bücher, Morsestrei 
Avise und Papierabfälle sollen öffentli 
verkauft werden. Gewicht schätzni 
weise 245 492 ke. 
. Eröffnung der Angebote am 28. Se 
tember 1921, vormittags 12 Uhr, in unser: 
Geschäftsgebäude, Zimmer 133. Verka 
machweisungen und Bedingungen werd 
gegen postgeldfreie (ohne Bestellgel 
Einsendung von 6,00 AM von unse 
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Eisenbahndirektion Hannover. 
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Berlin, den 22. September 1921. 
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Grundlagen und Ergebnisse der Gleiswirtschatft. 
Vom Rechnungsrat Rud. Schmidt, Berlin. 


Fortschrittliche Arbeit auf dem Gebiete der Bahnunterhaltung, 
abzielend auf größte Wirkung mit geringstem Aufwande, ist nur 
von Fachleuten zu erwarten, die mit den technisch-wirtschaft- 
lichen Grundlagen und Zusammenhängen ihres Dienstbereiches 
ausreichend vertraut sind, die Arbeitsausführung nach Stoff “und 
Tagewerksaufwand ohne Scheu vor Kleinarbeit selbst über- 
wachen und den Erfolg jeweilig an den Ergebnissen des eigenen 
Wirkens sowie an den Abschlußzahlen gleichartiger Dienst- 
stellen zu messen suchen. 

Der Hauptanteil der Bahnunterhaltung entfällt auf die Gleis- 
wirtschaft, d. h. die planmäßige Veranschlagung, Ausführung 
und Abrechnung aller Arbeiten zur betriebssicheren Unterhal- 
tung und Erneuerung der Gleise und Weichen mit ihrer Unter- 
bettung nach technisch und wirtschaftlich bewährten Gesichts- 
punkten. Besonders die alljährliche gründliche Abrechnung führt 
zu -klaren statistischen Ergebnissen und damit erst zur Kennt- 
nis der Wirklichkeit als der zuverlässigsten Unterlage für die 
Veranschlagung des nächstfolgenden Haushaltes. 

- Die Gleis- und Weichenanlagen etwa eines Eisenbahndirek- 
tionsbezirkes in all ihrer Verschiedenheit nach Formen, Aufbau 
und Alter hat der Gleiswirtschafter als gegeben hinzunehmen. 
Stoff, Ursprung und Bedeutung eines ieden Bauteiles innerhalb 
des Gleisganzen soll er kennen, um den im Betriebe hervor- 
tretenden Mängeln und den dem Gleisgefüge schädlichen Be- 
wegungen möglichst schon im Entstehen mit den einfachsten 


Mitteln begegnen. zu können. Den, der dieses Fach versteht, 
möchte ich im folgenden als „Gleiswirt“ bezeichnen. 

„Die Grundlagen des Gleisbaues“ von K. Bräuning (Verlag 
W. Ernst & Sohn, Berlin 1920) geben ein Bild von dem Um- 
fange und der Schwierigkeit der Aufgaben, die besonders der 
konstruierende Fachmann des Oberbaues unter Ausnutzung der 
praktischen Erfahrungen des Gleiswirtes der Lösung näher zu 
bringen hat. Eine amerikanische Dienstvorschrift über Gleis- 
unterhaltung beginnt mit den Worten: „Es läßt sich kaum eine 
mechanische Anordnung denken, die noch einfacher und zugleich 
verwickelter ist als das heutige Schienengleis.“ _Am Schlusse 
seines eben genannten Werkes klagt Bräuning: „Es ist eine zu- 
nächst auffällige Erscheinung, daß die lange Erfahrung, die dem 
Gleisbau zur Seite steht, nicht ausgereicht hat, Formen zu ent- 
wickeln, die allgemein als mustergültig angesehen werden 
können, daß vielmehr die widersprechendsten Ansichten über 
Vorzüge und Nachteile gewisser Bauarten auch heute noch un- 
vermittelt nebeneinander fortbestehen.“ Dagegen findet es Joh. 
Frahm bei „Besprechung von Oberbaufragen und der Versuchs- 
bahn bei Oranienburg“ (Z. d. V..D. E. V. 1907, S. 185/187) „nicht 
verwunderlich, daß unser Eisenbahnoberbau ein höchst ab- 
wechslungsreiches Bild bietet“; anschließend fragt er jedoch: 
„Woher kommt es wohl, daß die Oberbaufrage, nachdem wir schon 
so lange Eisenbahnen bauen und betreiben, noch so wenig gelöst 
erscheint?“ Bräuning glaubte schon damals, „die Ursachen 
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klaren Erkenntnis fehlte, welche Kräfte überhaupt im Gleise 
wirken“ und begrüßte es gleich wie Frahm freudig, in der Ver- 
suchsbahn bei Oranienburg eine Einrichtung zur Förderung 
unserer Erkenntnis in der Oberbaufrage gefunden zu haben 
(vgl. das Deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart, Bd. II, Kap. 
NXXVI). Um so tragischer mutet es an, daß dem bei der Er- 
öffnung im Jahre 1907 auch von großen Berliner Tageszeitungen 
hoffnungsfreudig begrüßten Werke, das (nach Bräuning) „nicht 
mit-einer einzigen Person stehen und fallen, sondern die Stetig- 
keit in sich tragen sollte, um Personen zu überdauern“, nach 
kaum siebenjähriger Betriebszeit vom oberbautechnischen Ge- 
sichtspunkte unter Berufung auf die weit fortgeschrittene Ein- 
leeung des aus der Denkschrift vom September 1907 hervor- 
gezranzenen Breitschwellenoberbaues die Daseinsberechtigung 
wieder abgesprochen wurde. 


Damit verschwand sang- und klanglos die einst von in- und 
ausländischen Fachleuten viel beachtete und auch in dem sog. 
Zehnjahresbericht über die „Verwaltung der öffentlichen Ar- 
beiten in Preußen 1900 bis 1910“ (Verlag Jul. Springer, Berlin 
1911, 8. 20) erwähnte elektrische Versuchsbahn bei Oranienburg. 
Bräuning lebt der Hoffnung, ‚daß sie den Ausgangspunkt zu 
erweiterten Einrichtungen bildet, die den wirklichen Vorgängen 
in den Betriebsgleisen voll Rechnung tragen“ (Grundlagen des 
Gleisbaues $S. 114). Ohne Zweifel werden sich vorbildliche An- 
lagen für Oberbauversuche für die Reichsbahn nicht weniger 
bezahlt machen als Mustergärten und Ziegenfarmen. 


So spiegelt das kleine, verstaubte Historienbild der Oranien- 
burger Versuchsbahn, die auch dem für 1915 in Berlin geplanten, 
eleichfalls im Weltkriege untergegangenen Internationalen 
Eisenbahnkongreß vorgeführt werden sollte, die weit längere 
Geschichte der allgemeinen Gleisbaukunst, dieses nur wenigen 
Konstruktionsfachleuten und noch weniger Laienerfindern vor- 
behaltenen Grenzgebietes des Maschinen- und Ingenieurbau- 
wesens wieder: Ein Jahrzehnt zeiht das voraufgegangene des 
Irrtums! Glied reiht sich an Glied in der langen Kette lehr- 
reicher Beweisstücke, die unsere Gleismuseen bergen. Über 
ihrer Pforte könnten — frei nach Bräuning — ' etwa die Worte 
stehen: 


„Schiene bei Schiene hier lehrt, wie jeder Erfinder geglaubt hat, 
Frei vom verderblichen Stoß sei nun das rollende Rad. — 
Aber bevor noch sein Ruhm in Haarmanns Annalen vermerkt ward, 
Hämmert’s mit größerer Wucht auf den veralteten Stoß.“ 


Im Vergleich zu der hiernach ebenso seltenen wie schwierigen 
Aufgabe, für neue Gleis- und Weichenbauarten eines großen 
Verwaltungsbereiches in ieder Hinsicht befriedigende Lösungen 
zu finden, bietet das Gebiet der Bahnunterhaltung und Gleis- 
wirtschaft mit den dafür durch den Haushalt bereitgestellten 
Arbeiterbelegschaften und zugehörigen Stäben technisch ge- 
schulter Helfer, nebst Stofflagern, maschinellen Anlagen für 
Auffrischung von Altstoffen usw. einem großen Kreise von 
Eisenbahntechnikern von guter Beobachtungs- und Führergabe 
ein dankbares Feld der Betätigung. Was hier nach Maßgabe 
persönlicher Neigung bei tieferem Eindringen in die einzelnen 
Sonderfragen auch wissenschaftlich zu erreichen ist, zeigt sich 
z. B. in kleinem Ausschnitt in der Summe bisher meist privater ! 
Facharbeit, die im Wettbewerb zwischen Holz- und Eisen- 
schwelle seit Jahr und Tag geleistet wurde. Und dieser wirt- 
schaftlich bedeutungsvolle Wettstreit, der sachlicher Mitarbeit 
nicht entraten Kann, ist noch keineswegs beendigt. Unter an- 
derem bedeuten auch die Kapitel: Oberbaugeräte, Stopfmaschinen, 
Tagewerkszahlen, Leistungskontrollen usw. je für sich ein Pro- 
gramm, das der weiteren Durcharbeitung nicht weniger bedarf, 
als die noch keineswegs genügend geklärten Begriffe und Me- 
thoden der Gleisunterhaltung selbst. Beweis hierfür ist ein 
wegen des Krieges leider nicht ans Licht gekommener Vortrag | 
schätzbaren Inhaltes, der für den Internationalen Eisenbahn- 
kongreß in Berlin 1915 bestimmt war. Wie könnten sonst auch 


Verwaltungsgebieten so verschieden sein! - 
Durch Einführung eines einheitlichen Oberbaues würde 
gegenwärtige Gleisbild der Reichsbahn nur sehr langsam, mit jäh 
lich etwa 4 bis 5% der Hauptgleislänge, verändert, das Mos 
deutscher Gleisformen und Bauarten zunächst sogar noch 
einige Farben bereichert werden. Der Gleiswirt hata 
wie bereits oben bemerkt, die ihm zur Unterhaltung anv 
trauten Schienenstraßen, so wie sie da liegen, von Reichs we; 
als Treuhänder zu verwalten, d. h. zu unterhalten und n 
Bedarf zu erneuern, und über sein Tun — nicht zuletzt 
selbst — Rechenschaft zu geben. - Auch ihın erleichtert die W 
räumung der Grenzpfähle zwischen den vormals staatli 
Eisenbahnen Deutschlands die Beobachtung und Vergleich 
wodurch der Gesichtskreis erweitert wird und die Arbeitsfre 
keit gewinnt. Sofern es sich um wirklich Vergleichbares han 
ist Vergleichung geradezu ein Losungs- und Zauber 
jeden Organisator und Wirtschafter. | 
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Solche Vergleichung eigener und fremder Einrichtungen ı | 
Ergebnisse bietet heute nicht weniger Anreiz und Nutzen 
vor zwei Jahrzehnten, wo eine Kaiserfahrt nach Siiddeutschla 
über .die Frage nachträglich sehr ernsthafte Betrachtungen 3 
löste, weshalb wohl der Hofzug auf den steilen und bog 
reichen Strecken der badischen Schwarzwaldbahn sanfter und 
stoßfreier dahinrollte als auf den von vornherein günsti 
trassierten preußischen Flachlandbahnen. Diese Untersuchung 
die sich sowohl auf die Beschaffenheit der Gleise und Weich 
als auch der Fahrzeuge erstreckten, zeitigten wenigstens mi 
' bar eine Reihe von Maßnahmen, die für die Heraushebung 
Gleiswirtschaft aus dem Rahmen der Bahnunterhaltung von | 
deutung werden sollten. Was in technischer Hinsicht für 
Verbesserung und Verstärkung des Oberbaues in der Zeitspar 
1900 bis 1910 geschehen ist, steht hier nicht zur Erörterung 
findet sich aber kurz in dem oben schon einmal erwähnten 
Zehnjahresbericht verzeichnet. x 


Neben ‘dem Ausschuß für technische Angelegenheiten 
Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen befaßte sich a 
kleinere Vereinigung von Fachleuten mit den Fragen des Obeı 
baues und der Gleisunterhaltung der im Jahre 1902 begründ 
preußische Oberbauausschuß, seit 1907 unter Leitung des Eisen- 
bahn-Zentralamtes in Berlin. ‘Schon in den ersten Jahren seines 
Bestehens (1908) fand er außer einem ständigen Vertreter de r 
Reichseisenbahnen aus Straßburg wertvolle Mitarbeit, Unter- 
stützung und Führung auf Besichtigungsreisen durch Fachleute 
aus Sachsen, Württemberg, Baden und Oldenburg. Ein Sach- 
verzeichnis zu den Ausschußberichten von 1904 bis 1921 würde 
einen wertvollen Abschluß dieses ersten Tagungsabschnittes 
bilden. Mit Uebergang der Ausschußleitung an die Zweigstelle 
Bayern des Reichsverkehrsministeriums in München (April 
‚ 1921) hebt ein neuer Wirkungsabschnitt an. Dabei bilden 
ı Praktiker der Gleiswirtschaft vom Rottenführer aufwärts den 
Kreis, der in seiner Tagesordnung neben den rein technischen 
auch. wirtschaftlich-statistischen Fragen wird Raum geben 
"müssen, um mit der heute mehr als ie auf Rechenschaft einge- 
stellten Wirklichkeit Fühlung zu gewinnen. „Der Wert einer 
Oberbauanordnung wird endgültig gemessen durch ihre Spar- 
samkeit in der Unterhaltung und Erneuerung bei höchster 
triebstechnischer Leistung.“ (R. Scheibe.) Wo aber findet s 
ein Maßstab der Sparsamkeit, wenn nicht in der Vergleichv 
der Ergebnisse einer auf einheitlicher Grundlage beukzze 
technischen Statistik? 2 Ei 


Unter den für die Hebung der Gleiswirtschaft in Preußeh® seit 
1900 weiterhin grundlegenden Maßnahmen war die Berufu 12 
von Bezirks-Oberbauksntrelleuren von Bedeutung, deren Ge 
schäftsanweisung ein Ministeriaierlaß vom 28. Januar 1908 
(E. V. Bl. 8. 21) regelt. Danach hat der der Eisenbahndirektion 
unmittelbar unterstellte Oberbaukontrolleur die Streckendezer 
vtenten bei der Überwachung der Gleisunterhaltung und Erneue- 
rung zu unterstützen, auch bei der Vorbereitung und Durchfüh- 
rung der Stoffbeschaffung und -verwaltung, bei Bearbeitung der 
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wendungspläne, Haushaltunterlagen und bei der Belehrung 
; Personals in seinem Dienstkreise mitzuwirken. Im Grunde 
schreibt dieser Plan — abgesehen von den darin vernach- 
sieten, damals noch nicht besonders dringlichen wirtschaft- 
ren Gesichtspunkten — bereits den Aufgabenkreis der Oberban- 
zernenten, die unter dem Drucke der mißlichen Verhältnisse 
der Belieferung mit Gleisbaustoffen im Jahre 1920 doch end- 
ı bestellt werden mußten, nachdem es s. Zt. nicht gelungen 
r, dieses Sonderdezernat, ohne das den Kontrolleuren der 
ckhalt fehlte, dem Aufbau der Bezirksbehörden einzufügen. 
mit waren erst die berufenen Gleiswirte und in ihnen eine 
sreichende Anzahl von Etappenleitern bestellt, um einerseits 
e Bezirksarbeiten an den Schienenwegen und allem was damit 
sammenhängt, technisch und wirtschaftlich vorzubereiten, ört- 
h zu überwachen und abzuwickeln, und um andererseits die 
rbindung mit der die einheitliche Richtung weisenden Zentral- 
lle zu schaffen. 

Wanches ist hierbei noch im Werden; aber die günstige Ein- 
rkung dieser Neueinrichtung auf die Gleiswirtschaft und eine 
ubelebung des Arbeitswillens von unten bis oben ist unver- 
nnbar. Es wird gleichsam als Prüfstein des Wertes der Ober- 
udezernate gelten können, ob es dem persönlichen Eingreifen 
er Leiter und Helfer gc<!ıngt, dem stetigen Anwachsen 
? Unterhaltungskosten, das bisher noch keine Verbesserung 
d Verstärkung des Oberbaues und der Bettung und keine 
rschrift der alten Finanzordnung wesentlich zu hemmen ver- 
chte, ohne Beeinträchtigung des guten Gleiszustandes und 
s technischen Fortschrittes endlich Einhalt zu tun. 


„Mit größtem Nachdruck müssen die Bestrebungen, sparsam zu 
rtschaften, durchgeführt werden, und hierbei ist die Verwal- 
ng auf die tatkräftige Mitwirkung jedes Einzelnen angewie- 
ı. Dieser Pflicht darf sich kein einziger Bediensteter ent- 
Shen. Jeder muß sein dienstliches Tun und Lassen fort- 
setzt aufs eingehendste kontrollieren und jede, selbst die an- 
heinend geringfügigste Vergeudung unterlassen. Darüber hin- 
s aber muß jeder Dienststellenleiter, jeder Beamte, dem ein 
stimmter Wirkungskreis zugewiesen ist, in dem Leistungen 
schaffen werden, sich selbst dauernd die Wirtschaftlichkeit 
ines engeren Wirkungskreises veranschaulichen; er muß sich 
chenschaft darüber ablegen, welche Kosten sein Betrieb verur- 
cht, und welche Leistungen er als Gegenwert dafür erzeugt. 
ıs Bild, das er hierdurch erhält, wird ihm namentlich im Ver- 


gleich mit anderen gleichartigen Betrieben zeigen, wo die Mängel 
seines Betriebes liegen, wo er den Hebel ansetzen mul, um 
bessere wirtschaftliche Leistungen zu erzielen.“ 

Durch die hier aus Dr.-Ing. Tecklenburgs wertvollem Aufsätze 
über die Steigerung der Selbstkosten wiederholten Zeilen (Z..d. 
V. D. E. V. 1921, S. 302), die auch diese Abhandlung mit an- 
geregt haben, wird der Gleiswirtschaft der nächsten Zukunft 
Richtung und Ziel gewiesen. - 

Was den Oberbaudezernenten an technischen Grundlagen, 
Oberbau- und Weichenbüchern, Formentafeln, Strecken-, Wei- 
chen-, Längen- und andern Liegenschaftsverzeichnissen, Gleis- 
und Weichenerneuerungsplänen, Bestandsnachweisungen, Ge- 
wichts- und _ Kostenberechnungen, Abnahme-, Beschaffungs- und 
Dienstvorschriften als Rüstzeug zum täglichen Gebrauch von- 
nöten ist — manches wird er sich nach eigener Neigung ein- 
richten —, kann als allgemein’ bekannt hier übergangen werden. 
Nur eine Errungenschaft aus neuerer Zeit sei ausdrücklich ge- 
nannt: Die neben einem leider noch nicht verwirklichten Leit- 
faden für Rottenführer schon im Jahre 1906 vorgeschlagenen, aber 
erst 1909 in erster und 1915 in verbesserter Auflage für den 
Dienstgebrauch erschienenen „Vorschriften für die Herstellung, 
Unterhaltung und Erneuerung des Oberbaues“ (O.-V.), die aller- 
dings noch immer persönlichen Meinungen darüber Spielraum 
lassen, was eigentlich unter wirtschaftlicher Gleisunterhaltung 
zu verstehen, und welches dafür und für die Erneuerung die 
beste Zeit und Arbeitsweise ist. 

Wenn in diesen hier und da mit geschichtlichen Daten und 
Erinnerungsfäden durchwirkten Ausführungen bisher vorwie- 
gend preußische Verhältnisse behandelt wurden, die aber für 
die weitere Entwicklung der Gleiswirtschaft im Reiche nicht £auz 
belanglos sein dürften, so ist mit dem Erscheinen der Reichsbahn- 
Buehungs-Ordnung vom 1. April 1921, abgesehen vom Haushalt 
selbst, die erste wichtige alleemeine Grundlage für einheitliche 
Buch- und Wirtschaftsführung zegeban, mit deren Filfe sich die 
Leistungen der einzelnen Verwaltungsbezirke auch in der Gleis- 
wirtschaft bald genauer als bisher werden vergleichen und be- 
urteilen lassen. 

Ein großer Fortschritt gegnüber den früheren Buchungsarten 
ist die nunmehr durch die Buchungs-Ordnung. allgemein vorge- 
schriebene. im Haushalt 1921 beim Titel 14 bereits erkennbare 
Trennung der Ausgaben für Löhne, Stoffe usw. nach „Gewöhn- 
licher Unterhaltung“ (Ziffer 1) und nach „Gleis- und Bettungs- 


Übersicht der Reichsbahn-Betriebsausgaben — 28331 Millionen Mark — 
für das Haushaltjahr 1921. 
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Wiederholung; Unterhaltung, Erneuerung und Ergänzung der 


Titeli bis 12: Besoldungen und 
andere persönliche Ausgaben. 


Titel 13: Unterhaltung und Eı- 
gänzung der Ausstattungsgegen- 
stände sowie Beschaffung der Be- 
triebsstoffe. 


Titel 14 (s. hierneben). 


Titel 15: Unterhaltung, Erneue- 
rung und Ergänzung der Fahrzeuge 
und maschinellen Anlagen. 


Titel 16: Benutzung fremder 
Bahnanlagen und Dienstleistungen. 


Titel 17: Benutzung fremder 
Fahrzeuge. 


Titel 18: Verschiedene Ausgaben. 


baulichen Anlagen. 
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Titel 14 zusammen 4098 Millionen Mark 
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erneuerung in zusammenhängenden Strecken“ (Ziffer 2). Die 
Überwachung der wirtschaftlichen Verwendung der Mittel für 
(diesen Gleisumbau mit durchweg neuen Stoffen bietet, . wem 
erst einmal das Umbaubedürfnis, d. h. die Länge des zu er- 
neuernden Gleisabschnittes feststeht, keine Schwierigkeit, weil 
die zu einem Kilometer Gleis erforderlichen Stoffmengen genau 
bekannt und die Preise durch die Vertragsabschlüsse gegeben 
sind. Weit weniger durchsichtig sind aber die Verhältnisse bei 
sewöhnlichen Unterhaltun, der bahnanlagen, an der Jie 
reine Gleisunterhaltung {Kinz« Inusweshslung von Gleisbestand- 
teilen) überwiegend beteiligt i“t. 
Meister in der Beschränkung, 
Stoffen und Tagewerken, zeizen. 


der 


Hier kann sich tatsächlich der 

nämlich bei Verwendung von 
Kingehendere Vergleichune der 
Wirtschaftsergebnisse einzelner Bezirke untereinander in Ver- 
bindung mit planmäßiger Gleisschau wird hier noch wertvolle 
Fingerzeige &eben. 


Die Gleisbaukosten H>stelian zumeist aus den Ausgahen Tür 
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die wertvollen Gleisstoife, und nur etwa ein Zehntel en 
auf die Lohnaufwendung für den Einbau. Bei der gewöhnl 
Unterhaltung hingegen wird mindestens dis lTälfte der dafi 
Haushalt vorgesehenen Geldmittel zur l,öhnung der Bahnı 
haltungsarbeiter und der Rest fü: Stoffs un] Sonstiges, was 
fach gar nicht zur eigentlichen Gieis-, sondern zur :Bahnkö 
und Gebäudeunterhaltung usw. gehört, verbraucht. Die 
mischung der Ausgaben für Unterhaltung und Erneu 
konnte deshalb niemals zu braushbaren Vergleichszahlen 
Gleiswirtschaft führen; ganz gewiß nicht mit denjenigen de 
Verwaltungen in Bayern, Sachsen, Württemberg und Bade an. 
die bei weitem nicht in dem preußischen Verhältnis erneuert 
Hauptgleise ein entsprechend höheres Durchsechnittsalter 
weisen. Auch die preußischen Betriebsberichte und die Tabelk 
der Reichsstatistik geben keine zuverlässige Auskunft über d 
Kosten der Gleisunterhaltung. f ; 
Nach der bekannten Rede des Reichskanzlers Dr. Wirth vo 
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6. Juli d. J. „ist nichts so wenig in Deutschland verbreitet wie Wie die Unterlagen für die Haushaltaufstellung — Titel 14 — 
die Kenntnis der Etatszahlen“, und auch nicht jeder Gleiswirt- | und wie die Finanzberichte, Leistungsnachweise, Jahres- 


schafter ist sich darüber klar, welchem Ausschnitte des Reiclıs- 
bahnhaushalts seine Mitarbeit gilt. Die vorstehende Übersicht 
über den Anteil des Titels 14 am Haushalt 1921 wird deshalb 
nicht ohne Wert sein. Es sei dazu bemerkt, daß die Besoldun- 
gen der an der Bahnunterhaltung beteilieten Beamten, vom 
Rottenführer aufwärts, in den Gehaltstiteln 1 bis 12 und die 
Kosten der Geräte für Gleisunterhaltung, Kiesgewinnung usw. 
im Titel 13 des Ausgabehaushaltes vorgesehen sind. 

Zu der bildlichen Darstellung der anteiligen Mittel für die 
gewöhnliche Unterhaltung — Titel 14 Ziffer 1 — wird bemerkt, 
daß die äußere Kreislinie die Länge der durchgehenden Gleise 
der einzelnen Verwaltungsgebiete (= 75700 km für die Reichs- 
bahn) darstellt. Darauf -sind nach der Mitte hin die Ausgabe- 
beträge auf 1 km Hauptgleis berechnet ringförmig aufge- 
tragen: 10 mm — 10000 AM. Der größte, auf Preußen-Hessen 
entfallende Ausschnitt zeigt in dem äußeren, 27 mm breiten Ringe 
die für die gewöhnliche Unterhaltung — Ziffer 1 — bestimmten 
Mittel = 27000 A/km, die sich in drei Einzelringe für Löhne 
(Unterziffer 1 = 61 %), Stoffe (Unterziffer 2 = 27 %) und 
Sonstiges (Unterziffer 3 = 12 %) gliedern. An der Stelle des 
Uhrzifferblattes 4 bis 5 sind die Ausgaben der gewöhnlichen 
Unterhaltung aus 1914 durch ein 2% mm breites Ringstück 
(— 2450 Mli km) angedeutet. Damals entfielen auf Löhne 
42 %, auf Stoffe 27 % und Sonstiges 31 %. Am Fuße des Rund- 
bildes findet sich als Ring in Breite von 39 mm die Gesamt- 
ausgabe 1921 Titel 14 für Preußen-Hessen mit 39000 MAlkm 
gleich der Summe der Ziffern 1 — 68,5 % für gewöhnliche Unter- 
haltung, Ziffer 2 — 27% für Umbau und Ziffer 3bis5 = 45 % 
für Ergänzungen. Bemerkenswert ist, daß in Preußen den letzt- 
genannten Stellen bei Prüfung der Entwurfshefte, auf Haushalt- 
reisen usw. im allgemeinen größere Sorgfalt zugewendet wird 
als den den Ausgabetitel 14 mit über 95 % belastenden Ziffern ] 
(gewöhnliche Unterhaltung) und Ziffer 2 (Umbau). 
 ıAn Stelle der Uhrziffern 7 und 8 ist die wirkliche Ausgabe für 
gewöhnliche Unterhaltung im Haushaltjahr 1920 mit 26 600 Ajkm, 
aufgeteilt nach den Unterziffern 1 bis 3, vermerkt. Diese Aus- 
‚gabe deckt sich im allgemeinen mit der Bewilligung für 1921. 

Die gegenüber den preußischen Ausgabezahlen vielfach er- 
heblich abweichenden Beträge für gewöhnliche Unterhaltung 
usw. in den übrigen Ländern lassen sich teilweise aus Mängeln 
der Veranschlagung infolge Fehlens einheitlicher Vorschriften 
z. Zt. der Haushaltaufstellung im Jahre 1920 erklären. Immer- 
hin sind die Abweichungen, selbst bei Berücksichtigung der Ver- 
kehrsunterschiede usw., so groß, und auch statistische Unter- 
lagen aus früheren Jahren sprechen dafür, daß dort zum Teil 
ganz andere Auffassungen über Unterhaltung und Erneuerung 
bestehen müssen als in Preußen. 


abschlüsse und Kontrollen im einzelnen beschaffen sein müssen, 
um die planmäßige Durchforschung aller den Gesamtbetrieb 
ausmachenden Einzelvorgänge sicherzustellen und eine brauch- 
bare Statistik zu bekommen, wird vor Herausgabe neuer Ord- 
nungen unter Mitwirkung von Fachvertretern zu überlegen sein. 


Nun kommt es aber nicht allein darauf an, möglichst zuver- 
lässige, alle wirklich dringenden Bedürfnisse tunlichst berück- 
sichtigende Haushaltanschläge aufzustellen und die bewilligten 
Mittel möglichst zutreffend auf die Verbrauchsstellen zu verteilen, 
sondern immer- wieder handelt es sich letzten Endes darum, mit 
möglichst geringem Kostenaufwande die größte Nutzleistung zu 
erzielen. Für das Gebiet der bei heutigem Geldwerte .alljähr- 
lich mit mehreren Milliarden rechnenden deutschen Gleiswirt- 
schaft erheischt dies Antwort auf die Frage: Wo liegt für einen 
begrenzten Bezirk und Zeitraum das zur planmäßigen Instand- 
haltung der Gleise und Weichen vertretbare richtige Maß an 
Stoffaufwand und Tagewerken, und wie sich dies praktisch 
durchführen? 


Wie schon einleitend bemerkt, führt besonders eine von der 
Haushaltbewilligung ausgehende gründliche Rechnungslegung 
nach und nach zu immer wertvolleren statistischen Ergebnissen 
und damit zur Kenntnis der Wirklichkeit, an der es vielfach 
noch fehlt. Der „papiernen Kontrolle“ muß sich noch weit mehr 
als bisher der örtliche Um- und Einblick zugesellen, ohne den es 
keineswegs sicher ist, daß die statistisch billigste Wirtschaft 
draußen im Gleise auch in technischer Hinsicht vor 
blicken besteht. 


Die Steuerbehörde soll die Einstellung gut bezahlter Revisoren 
planen, denen sie zutraut, daß sie an einem Tage mehr an 
Steuerhinterziehungen aufdecken werden, als sie an Jahresgehalt 
beziehen. Die gleiche Hoffnung darf auf eine sachkundige 
Gleisschau gesetzt werden, die durch häufige Besichtigung von 
Gleisen, Prüfung von Arbeitsmethoden, Stofflagern usw. beson- 
ders an den statistisch gekennzeichneten Stellen dem wirtschaft- 
lichen Fortschritt dienen würden. 


Kenner- 


Zu den Grundlagen einer. jeden auf Erfolg eingestellten Ver- 
waltung gehört also eine ihren Bedürfnissen angepasste, für die 
Gleiswirtschaft hauptsächlich technische Statistik, die sich zwar 
schon für den Bezirk einer Eisenbahndirektion, weit mehr aber 
noch für den Bereich der Reichsbahn auf Massenbeobachtung und 
das ausgleichende Gesetz der großen Zahl stützen kann. Die 
Zahl an sich ist nun zwar tot; aber eine mit den Erfahrungen 
der Praxis ständig in lebendiger Fühlung bleibende Statistik ist 
gleichsam die Wünschelrute, mit der jeder von ernstem Willen 
beseelte Gleiswirt imstande sein wird, Fehlerquellen aufzuspüren 
und den Weg des Erfolges zu beschreiten. 


Zur Geschichte der Rheinschiffahrt. 


Einen interessanten Beitrag zur Entwicklung der Damp!- 
schiffahrt auf dem Niederrhein stellt ein Bericht des damaligen 
Regierungspräsidenten Delius von Köln dar, den der genannte 
im Jahre 1827 an den „Verein zur Beförderung des Gewerbe- 
fleißes in Preußen“ nach Berlin richtete. Aus diesem Bericht 
ist zu entnehmen, daß im Jahre 1827 der gesamte Dampfschiffs- 
verkehr auf dem Niederrhein nicht mehr als drei Dampfschiffe 
umfaßte, und zwar waren es die beiden Frachtschiffe „Rhyn’ 
und „Stadt Nymwegen“ und. das Personenschiff „Der Nieder- 
länder“. Letzteres verkehrte in der Zeit vom 1. Mai bis 30. Ok- 
tober auf der Strecke Rotterdam-Köln, und zwar fuhr das 
„Dampfboot“ in den Monaten Mai bis August wöchentlich zwei- 
mal und in den Monaten September und Oktober nur einmal hin 
und her, insgesamt machte das Personenschiff 47 Reisen. Die 
"beiden Frachtdampfer versahen den Güterverkehr zwischen 
Köln und Rotterdam; nahmen aber auch zum Teil Passagiere 
mit. Der Frachtverkehr wurde vom 16. März bis gegen Ende 
des Jahres aufrechterhalten; beide Frachtdampfer führten insg®- 
samt 72 Reisen aus. Bei den obigen Schiffen handelt es sich um 
solche einer holländischen Gesellschaft. Es war die im Jahre 1822 
unter der Firma van Vollenhoven, Dutilh & Co. zu Rotterdam er- 


richtete Dampfschiffahrts-Gesellschaft, die den Verkehr 
mit dem Schiff „Der Niederländer“ aufnahm. Ein Jahr 
bildete sich das Unternehmen in einen Aktienverein um, dessen 
Statuten vom König der Niederlande genehmigt wurden. An die 
Handelskammer zu Köln erging die Aufforderung, sich an dem 
Unternehmen zu beteiligen. Später ging aus diesem Unterneh- 
men die „Neederlandsche Stoomboot-Maatschapij“ hervor. Die Köl- 
ner Handelskammer veranlaßte, daß sich verschiedene Kölner 
Handelsherren an dem holländischen Aktienverein beteiligten. 
der 1825 zwei Dampfer zwischen Rotterdam und Düsseldorf un 
zwar die Schiffe „Stadt Düsseldorf“ mit 70 PS. und „Prinz Fri»- 
drich von Preußen“ mit 60 PS. laufen ließen. Zwischen Rotter- 
dam und Köln fuhren die Dampfer „Agrippina“ mit 120 PS 
„Ludwig“ mit 30 PS., „Stadt Nymwegen“ mit 60 PS., ‚Stadt 
Köln“ mit 50 PS. und der „Seeländer“ ebenfalls mit 50 PS. 
Außerdem wurde ein Schleppdienst zwischen Rotterdam un! 
Köln mit dem Dampfer „Herkules“ von 200 PS. und zwischen 
Rotterdam und Lobith mit dem Dampfer „Simson“ von 100 Ps. 
unterhalten. Als Reserveschiff diente der Dampfer „Stadt Ar: 

heim“ mit 60 PS. Im Bau befand sich der Dampfer „Rhein“ 
mit 500 PS., gleichfalls für den Schleppdienst bestimmt. ” Ein 


zuerst 
später 
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Jahr vorher am 29. Oktober 1824 war der Dampfer „Seeländer“ 
- bereits in Köln eingetroffen. Die Absicht des Schiffes bis Mainz 
durchzufahren, ließ sich nicht ausführen, vielmehr kam 
Schiff nur bis Kaub, vermutlich waren die Maschinen der Strö- 
mung nicht gewachsen. Am 3. September 1825 wurde von der 
Handelskammer zu Köln mit der Niederländischen Dampfschiif- 
fahrts-Gesellschaft ein Abkommen getroffen, nach welchem den 
Holländern die Strecke Rotterdam-Köln zum Betriebe über- 
lassen blieb, während von Köln ab oberhalb die Schiffahrt einer 
in Köln neu zu gründenden Gesellschaft vorbehalten’ werden 
sollte. Beide Gesellschaften verpflichteten sich, sich Pasagiere und 
Güter zuzuführen. Am 14. September 1825 fand eine Probefahrt 


mit dem Dampfer „Rhein“ zwischen Köln und Koblenz statt, die | 


unter Beteiligung des Königs Friedrich Wilhelm III. glücklich 
verlief. Am nächsten Tage, dem 15. September 1825 wurde mit 
der „Rhein- und Main-Dampfschiffahrts-Gesellschaft“ eine Ab- 


rede getroffen, wonach diese Gesellschaft: gegen Entschädigung. 


auf einen Schiffsbetrieb unterhalb Mainz verzichtete. Im Jahre 
1826, mit Statuten vom 11. Juni, bildete sich die „Preußiscn- 
Rheinische Dampfischiffahrts-Gesellschaft“ zu Köln, die am 
1. Mai 1827 ihre regelmäßigen Fahrten mit dem Dampfboot 
„Concordia“ zwischen Köln und Mainz unternahm. Da das er- 
wähnte Dampfboot „Agrippina“ technisch nicht den verlangten 
Anforderungen entsprach, wurde dieses Schiff von der hollän- 
dischen Schiffahrtsgesellschaft gegen den Dampfer „Rhein“ aus- 


getauscht, welch letzterem dann von der preußischen Gesellschaft’ 


der Namen „Prinz Friedrich“ gegeben wurde. 


Wir erfahren weiter, daß diese ersten rheinischen Fracht- 
schiffe beträchtliche Ladungen Kleesamen zur Weiterbeförds- 
rung nach England verschifften. 
lius hob hervor, daß der Frachtverkehr auf dem Rhein sich dursh 
die Dampfischiffe ersichtlich hebe. So wurden erstmalig einige 


hundert Zentner Rohseide aus Italien auf der Rheinstraße nach. 


England befördert, während vorher diese Seidentransporte ihren 
Weg über Havre genommen hatten. Delius vermutete, daß nach 
einer sachgemäßen Regelung des Dampfschiffverkehrs auf dem 
Mittel- und Oberrhein die italienischen Seidentransporte ständig 
ihren Weg über den Rhein nehmen würden. Die drei hollän- 
dischen Schiffe beförderten im Jahre 1827 von Köln insgesamt 
4240 Reisende, und es belief sich die Passagiereinnahme auf 
18 666,19 Rtlr. An Schiffahrtsabgaben waren hierfür zu leisten 
9405,30 Rtlr. Die Frachteinnahme erreichte die 


den. Die drei holländischen Dampfschiffe bezogen im Jahre 
1827. rund 2872 Zentner Ruhrkohlen, die zu 12 Sgr. 8 Pf. den 
Zentner berechnet, die Summe von 10501 Rtlr. 15 Sgr. 4 Pf. aus- 
machten. Man war damals mit der Beschaffenheit der Ruhrkohle 
nicht immer zufrieden, so daß die. drei holländischen Dampfer 
noch weitere 5000 Zentner Brabanter Kohle bezogen. 


Delius verbreitet sich dann über die Dampfschiffahrt auf dem 
Mittelrhein, als deren Repräsentanten im Jahre 1827 lediglich 
die beiden Dampfschiffe „Friedrich Wilhelm“ und „Concordia“ 
vorhanden waren, die sich im Besitz der Kölner Aktiengesell- 
schaft befanden. Die beiden Dampfschiffe kamen erst im Monat 
Mai und Juni in Betrieb, so daß das von Delius gegebene wirt- 
schaftliche Ergebnis für 1827 nicht die ganze Schiffahrtsbetriebs- 
zeit umfaßt. Wenngleich der Wasserstand des Rheins im Jahre 
1827 in den verbliebenen vier Betriebsmonaten recht günstig war, 
befriedigte das wirtschaftliche Ergebnis beider Dampfer nicht, 
zumal sich noch recht beträchtliche Reparaturkosten zeltend 
machten. Das Dampfschiff war damals technisch noch nicht ge- 
nügend entwickelt, um nicht öfteren unliebsamen technischen 
Störungen ausgesetzt zu sein. Beide Dampfer führten 1827 
97 Reisen aus; für das ganze Schiffahrtsiahr berechnet man die 
Zahl der Reisen auf 160. Die beiden Schiffe versahen ihren 
Dienst auf der Strecke Köln-Mainz. Im Jahre 1827 wurden 
18624 Passagiere befördert, und zwar zu Berg 7393 Personen 
und zu Tal 11231 Personen. Die Einnahmen aus dem Personen- 
verkehr beliefen sich auf 55 498,27 Rtlr. Der Warentransport 
bezifferte sich in der Bergfahrt auf 39007 Zentner und in der 
Talfahrt auf 18128 Zentner mit 23 388,12 Rtlr. Einnahmen, die 
Gesamteinnahmen erreichten somit die Summe von 78 887,10 Rtlr., 
so daß durchschnittlich auf eine jede Reise eine Einnahme von 
etwa 813,80 Rtlr. entfiel. Interessant ist die damalige Belastung 
der Rheinschiffahrt durch die sogenannten Rheinzollgebühren. 
Nachstehend die Beträge, die von den beiden Dampfern aufzu- 
bringen waren; der Hauptteil entfiel auf die Rheinzolleebühren 
Preußens, der sich in diesem Fall auf 9051.20 Rtlr. berechnet», 
wobei allerdings die Brückengelder bei Koblenz mit einge- 
schlossen waren. Recht beträchtlich waren auch die von Nassau 
erhobenen Rheinzollgebühren, die sich einschließlich der ‚„un- 
rechtmäßigen“ Erhebungen. auf 3618 Rtlr.. beliefen. Als dritter 
Staat erhob noch Hessen Rheinzollgebühren, und zwar im vor- 
liegenden Fall 874,20 Rtlr. Beide Schiffe hatten in dem Berichts- 
Jahr 1827 einen Kohlenverbrauch von 29206 Zentner, die einen 
Kostenaufwand von 14603 Ritlr. erforderten, wobei sich der 
Preis für den Zentner Kohlen auf 15 Sgr. stellte. Aus dem Be- 


das 


Der Regierungspräsident De- 


Summe von 
74.330,27 Rtlr., denen 25 397,51 Rtlr. als Abgaben gegenüberstan- 


richt geht weiter hervor, 
160 000 Rtlr. besaßen. = ? ig“ Be 

Es wird nicht wundernehmen, daß bei der damals noch : 
unvollkommenen Maschinentechnik sich auf diesen beiden Rh 
 dampfern die mannigfachen Schwierigkeiten und Störungen ı 
stellten. So macht der Regierungspräsident Delius eine ga 
Reihe von Unfällen beider Rheindampfer namhaft, die sie 
ihren Fahrten erlitten. \ De, 

Nach Schluß der Betriebszeit wurden beide Dampfer auf 
Werft nach Rotterdam gebracht und‘ dort einer gründlie 
‚Durchsicht unterworfen. Die „Concordia“ erhielt bei dieser 
legenheit einen Reservekessel; im übrigen wurden die Masc) 
gänzlich auseinandergenommen. Die gesamten Reparaturen 
gaben die hohe Summe von 25000 holl. Gulden. Mit Recht. 
merkt Delius hierzu, daß derartige hohe Reparaturkosten rn 
nur sechs- bis siebenmonatigem Gebrauch der Dampfer un 
felhaft auf schlechte und mangelhafte Ausführung hinwie 
Der Leiter der Rotterdamer Werft für Dampfschiffahrt Rö 
entschuldigte sich damit, daß die Maschinen leicht geba 
Flußdampfer gewöhnlich nach Verlauf der ersten Zeit aus 
andergenommen werden müßten, weil die veränderte Lage da 
Schiffes den Gang der Maschine erschwere. Delius ließ se] 
richtig diese Ausrede nicht gelten, führte vielmehr zutreff 
die meisten Betriebsstörungen auf die Verwendung schlecht: 
Materials und auf unsachgemäße Bauart zurück; Delius ri 
diesen Tatsachen gegenüber besonders die hohen Preise und 
merkte weiter, daß die Wirtschaftlichkeit des Dampfschiffah 
betriebes schließlich von der Errichtung einer eigenen Repaı 
turwerkstätte abhängen dürfte. Man glaubte die Wirtschaftlich 
keit des Unternehmens noch dadurch zu heben, daß man ı 
Kohlenbeschaffung günstiger zestaltete. Im ersten Betriehs- 
jahr hatte jeder Dampfer auf jeder Reise einen Kohlenverbrauch 
von rund 301 Zentner. Den größten Teil der Kohlen hatte man 
mittels Wagens von Eschweiler bezogen; außerdem zwei Schiffs 
ladungen von rund 5000 Zentner. Erstere Kohlen stellten sich 
durch den teuren Transport auf 15 Sgr. pro Zentner. Man hoffte 
jedoch künftig die um ein Drittel billigeren Ruhrkohlen be- 
ziehen zu können, sobald man auf eine gleichmäßige Beschaff 
‚heit rechnen konnte. Die deutsche Schiffsmannschaft hatte man 
vorher gegen Lohn und Beköstigung auf holländischen Dampf 
schiffen fahren lassen, damit die Leute bei der Übernahme 
beiden deutschen Rheindampfer mit der Maschinentechnik 


daß beide Schiffe einen Wert 


gen überwinden zu können. Das Schiff besaß eine Länge vo 
465 Fuß, eine Breite von 38 Fuß und eine Einsenkung vo) 
37% Fuß. Bei der Abnahme des Schiffes zeigte es sich, daß 
Maschine zu schwer war, auch bereiteten die Größenverhält 
des Dampfers an einigen Stellen des Rheines Schwierigkeiten, 
so daß die Gesellschaft von der Übernahme des Dampfers vor- 
läufig absah und erst Sachverständige berief. Trotz allen 
legte Delius in verständiger Weise den kommenden Nutzen bei 
weiterer Entwicklung der Rheindampfschiffahrt dar. Er b= 
merkte, daß seit dem Jahre 1825, wo noch kein Dampfer d 
Mittelrhein befuhr, der Fremdenverkehr an den Rheinuft 
nicht unerheblich zugenommen habe. Nach den unvollständigen 
Meldezetteln der an den Rheinufern liegenden Gasthäuser wur: 
den“diese in den fünf Sommermonaten Mai bis September im 
Jahre 1825 von 13571 Personen und im Jahre 1827 von 16 
Personen besucht. Auch von Düsseldorf, Mainz und Koble 
‘werden ähnlich günstige Ergebnisse berichtet. Ein weite 
wirtschaftlicher Vorteil durch die Eröffnung der Dampfsch 
fahrt auf dem Mittelrhein ergab sich durch die Tatsache, d 
die bis dahin täglich nur einmal auf der Rheinstraße verke 
den Schnellposten nunmehr verdoppelt wurden. 
Bemerkenswert ist auch, daß auf den beiden Rheindamy 
„Friedrich Wilhelm“ und „Concordia“ die Restauration 
Unternehmern übertragen worden war, die Speisen und Geträn 
nach festgesetzton Preisen abzugeben hatten... So kostete 
Mittagsmahl in der „großen Kajüte“ einschließlich einer ha 
Flasche Wein 20 Ser.; in der „Vorkajüte‘“ belief sich der ] 
einschließlich einer Flasche Bier auf 10 Sgr. Wer die Sp 
im „Pavillon“ einnahm, wo nach der Karte gespeist wurde, 
höhere Preise zu zahlen. Im Jahre 1827 wurde die große 
 Jüte von 6—7000 Personen und die Vorkajüte von 3500 
sonen zum Speisen aufgesucht. Der Weinverbrauch stellte 
auf 11—12000 Flaschen, wobei fast ausschließlich Gewäc 
vom preußischen Rhein. der Mosel und Ahr zum Verkauf kam 
Der- Speisebetrieb ohne Getränke erzielte auf beiden Schiffen 
einen Umsatz von rund 20000 Rtlr. Das Jahr 1828 bracht? 
eine bedeutende Steigerung in der Personenbeförderung; wi 
rend 1827 beide Rheindampfer 18 624 Personen beförderten, stie2 
diese Zahl im Jahre 1828 auf 33352 Personen. Unzweifelhaft 
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dürfte hier der Reiz der Neuheit, mit einem Dampfschiff zu 
fahren, einen gewissen Anteil an dieser Steigerung haben. Der 
Weinverbrauch an Bord der Schiffe stieg gleichzeitig bis auf 
16 000 Flaschen. Die niederländische Dampfschiffahrt stellte 
im Jahre 1828 den Dampfer „Stadt Cöln“ auf dem Niederrhein ın 
Betrieb. Im folgenden Jahre stellte die Kölner Dampfschiff- 
fahrtsgesellschaft einen dritten Dampfer „Prinz Friedrich von 
Preußen“ in Dienst. Die Gesamtzahl der im Jahre 1829 beför- 
derten Personen betrug 43 169, so daß gegen das Vorjahr eine 
Zunahme um fast 10 000 Personen vorlag. Auch im Jahre 1830 
vollzog sich eine Steigerung in der Personenbeförderung un 
rund 9400 Fahrgäste. 

Die Kölner Gesellschaft dehnte den Dampfschiffsverkehr aush 
auf den Oberrhein und Main aus. Man hatte hierfür anfangs 
den Dampfer „Ludwig“ bestimmt, der den Fahrdienst im Juli 
1827 zwischen Mainz und Straßburg aufnehmen sollte. Bei der 
Prüfung des Dampfers bestand iedoch der Dampfkessel die 
Wasserprobe nicht, so daß das Schiff zur Werft zurück nach 
Rotterdam eing. Die Indienststellung sollte nun erst im näch- 
sten Jahr gemeinsam mit dem Dampfer „Stadt Frankfurt“ er- 
folgen, der. auf dem Main fahren sollte. Delius versprach sich 
jedoch von dieser Verkehrsweiterung wenig Erfolg, da die 
Schiffe zu teuer waren, zu großen Tiefgang besaßen und über 
zu schwerfällige Maschinen verfügten. 

Einen weiteren interessanten Einblick in die damaligen Schifi- 
fahrtsverhältnisse auf dem Rhein gewährt das Protokoll der 
6. Generalversammlung der Aktionäre der rheinischen Dampf- 
schiffahrt vom Jahre 1832. Man ersieht aus diesem Protokoll, 
daß sich die Dampfschiffahrt auf dem Rhein im allgemeinen gut 
entwickelt hat, wenngleich gerade das Jahr 1832 wirtschaftlich 
kein günstiges war. Als Winterhafen für den Schiffspark der 
Gesellschaft diente Ruhrort, wo auch die erforderlichen Repa- 
raturen fortan vorgenommen wurden. So erhielt im Jahre 1832 
das Dampfschiff „Prinzessin Marianne“ eine Bodenverdoppelung, 
‚auch wurde das Schiff gestreckt und verstrebt, was insgesamt 
7272 Taler kostete. Die Kosten der Reparaturen für die übri- 
"gen Schiffe beliefen sich auf 4986 Tlr. 9 Sgr. 2 Pf. Wenngleich 
die Schiffahrt am 1. März begonnen hatte, so konnte den ganzen 
‘Monat März der Verkehr doch nur bis Coblenz aufrecht er- 
‚halten werden, da der Wasserstand ungenügend war. Auch 
im April und Mai war der Wasserstand so ungünstig, daß zur 
"Aufrechterhaltung des Verkehrs bis Mainz der flotter gehende 
"Dampfer „Stadt Frankfurt“ zur -Aushilfe herangezogen werden 
mußte. Diese Aushilfe vollzog sich in der Weise, daß die 
‘großen Schiffe der Gesellschaft bei niedrigem Wasser nur bis 
Kaub, und bei besonders niedrigem Wasser nur bis Kammereck 
bei St. Goar fuhren, wo dann eine Umladung der Waren, Wagen 
“und Pferde und Übernahme der Passagiere durch den Dampfer 
„Stadt Frankfurt“ erfolgte, der dann die Weiterbeförderung nach 
Mainz übernahm. Umgekehrt vollzog sich das gleiche von 
Mainz ab. Im genannten Jahr mußte dieser Dampfer 76 Aus- 
-hilfsreisen leisten, wodurch die Rentabilität dieses Schiffes sehr 
beeinträchtigt wurde. Die Einstellung des gesamten Verkehrs 
_ wegen Wintersanbruch erfolgte am 22. November. 

_ Auf dem Oberrhein wurde der Verkehr auf der Strecke Mainz bis 
_ Mannheim am 7. Juli 1832 eröffnet und der Dampfer „Prinzessin 
- Marianne“ in Dienst gestellt, der dort seine Fahrten täglich bis zum 
26. September innehielt. Dann mußte das Schiff zurückgezogen 
_ werden, um wegen des niedrigen Wasserstandes auf dem Nieder- 
_ rhein ein dortiges Schiff abzulösen. Der auf dem Main fah- 
_ rende Dampfer „Stadt Frankfurt“ hat dort nur wenige Wochen 
- Dienst getan, wurde dann aber nach dem Mittelrhein verwiesen, 


da die Mainfahrt wegen zu geringer Beteiligung nur Verluste 
brachte. Die Kölner Gesellschaft hatte im Jahre 1832 auf den 
Rhein sieben Dampfer zu gehen. Die Zahl der beförderten 
Personen war abermals gestiegen, und zwar bis auf 65.420 Per- 
sonen, was dem Vorjahr 1831 gegenüber ein Mehr von 5315 Per- 
sonen ausmachte, „trotz - Cholera, holländisch-belgischen Zer- 
würfnissen, französischen Unruhen, englischen Reformers und 
deutschen Hambachaden“, wie das Protokoll wörtlich bemerkt. 
Die vorgenannte Beförderungszahl gilt nur für die Strecke 
Köln-Mainz. Auf der Strecke Mainz-Mannheim und zurück wur- 
den 6152 Personen befördert, zwischen Mainz und Frankfurt, 
491 Personen, so daß sich die Gesamtzahl der beförderten Per- 
sonen auf 72063 belief. Hinzu kamen weiter 651 Reisewagen, 
73 Pferde und 352 Hunde. Der. Gütertransport bezifferte sich 
auf 106129 Zentner; hier war ein bedeutender Ausfall gegan 
das Vorjahr zu verzeichnen. Hauptursache war der geringe 
Wasserstand. Interessant ist auch, wieviel Zeit die damalign 
Rheindampfer zur Zurücklegung einer Fahrt benötigten, es ge- 
brauchten die Schiffe von Köln nach Mainz und zurück folgende 
Zeit: Dampfer „Prinzessin Marianne“ 30 Stunden 38 Minuten, 
„Friedrich Wilhelm“ 33 Stunden 16 Minuten, „Concordia“ 33 
Stunden 22 Minuten, „Stadt Coblenz“ 33 Stunden 38 Minuten. 
„Stadt Mainz“ 34 Stunden 27 Minuten und „Ludwig“ 39 Stunden 
42 Minuten. Der Kohlenverbrauch für eine Reise von Köln nach 
Mainz war naturgemäß bei den einzelnen Dampfern verschieden; 
bei den meisten Dampfern betrug dieser Verbrauch etwa 509 
Zentner. Nur der Dampfer „Stadt Coblenz“ hatte den auffal- 
lenden Kohlenverbrauch von 359 Zentner aufzuweisen; eine Tat- 
sache, die man auf schlechte Kesselkonstruktion zurückführt». 
Der Kessel wurde daraufhin umgebaut. Die Kohlenbelieferungen 
erfolgten von Eschweiler Gruben, Ruhrgruben und aus dem Saar- 
zebiet. Man wollte künftig die Saarkohle mehr heranziehen, ob- 
wohl dieselbe des starken‘ Rußens wegen wenig beliebt war: 
man glaubte sie aber billiger beschaffen zu können. Die G>- 
sellschaft hatte im Jahre 1832 beschlossen, den Verkehr auf dem 
Oberrhein bis Basel auszudehnen. Zu diesem Zwecke wurde 
der Dampfer „Stadt Frankfurt“ beauftragt, die Stromstrecke bis 
Basel auf Verkehrsmöglichkeiten zu untersuchen. Das Ergeb- 
nis fiel im großen und ganzen günstig aus; allerdings war man 
sich nicht ganz einig, ob der damalige Stand der Schiffbautech- 


‘nik in der Lage sein würde, Dampfer zu bauen, die bei flachem 


Tiefgang dennoch der starken Strömungen des Oberrheins Herr 
würden. In dem Prospekt teilte der Direktor der Gesellschaft 
mit, daß der Dampfer „Stadt Frankfurt“ umgebaut werden solle, 
so daß er alsdann vermutlich den schwierigen Stromverhält- 
nissen des Oberrheins gewachsen sein dürfte. Man versprach 
sich von dem Verkehr mit Basel als Mittelpunkt der nach dar 
Schweiz reisenden Fremden sehr viel. Im nächsten Jahr 1833 
gelang es in den ersten Monaten wegen unzünstigen Wassers 
den Verkehr nur bis zum Leopoldshafen zu führen. Dieser Ort 
bot zwar die nächste Verbindung nach Karlsruhe und Baden- 
Baden, war aber sonst für die Wirtschaftlichkeit des Schiffs- 
betriebes unzureichend. Man trachtete danach, wenn schon nicht 
Basel, dann doch wenigstens Straßburg zu erreichen. Im Jahre 
1832 nahm die Kölner Gesellschaft eine Betriebsvergrößerung 
durch Ankauf der „Rhein- und Maingesellschaft“ vor, für welche 
ein Betrag von 70571 Tir. 12 Sgr. 10 Pf. gezahlt wurde Zu 
diesem Zweck gab die Kölner Gesellschaft 342 neue Aktien 
heraus, so. daß sich 1832 das gesamte Aktienkapital auf 304 600 
Taler belief. Soweit das vorliegende Material, das einen inter- 
essanten Einblick in die Anfänge der Dampfschiffahrt auf dem 
Rhein gewährt Dr. P. Martell. 


5 0 'Zum Beamtenabbau in Österreich. 


Während bisher dem Beamtenabbau, obwohl allseitig seine Not- 
- wendigkeit erkannt wurde, nur bedingt zugestimmt worden war, 
_ das heißt insofern es sich um nicht der sozialdemokratischen 
Partei angehörende, daher großenteils höhere Beamte handelte, 
hat nun die deutsche Verkehrsgewerkschaft in einem, den Be- 
amtenabbau behandelnden, in: ihrer Zeitschrift „Der 
“bahner“ enthaltenen Aufsatz ein Programm entwickelt, 
welche Weise die Staatsangestelltenorganisationen sich selbst 
an dem Abbau beteiligen sollten. 
Bei dem Zugeständnis, daß er unter allen Umständen erfolgen 
_ muß, wird gefordert, daß er ohne 
essen vor sich gehe, und empfohlen, 
daß 1. alle in der nächsten Zeit in der Industrie, in Gewerbe 
und Handel und in der Landwirtschaft besetzbaren Stellen mit 


- Angabe der Beschäftigungsart, der Entlohnung und sonstiger für ° 


die Entschädigung des Arbeitsuchenden wichtigen Nebenfragen 
_ festgestellt werden; 2: 
daß 2. auch die eigenen Auslandsvertretungen zu beauftragen 
© wären, mit den Produktionskörperschaften des Auslandes in Ver- 


a PN “ 


Eisen- 
auf 


Gefährdung der Einzelinter- 


| bindung zu treten und in gleicher Weise wie im Inlande die 


Unterbringungsmöglichkeiten im Auslande zu ermitteln, zu- 
sammenzustellen und zu melden; 

-daß 3. die zum freiwilligen Austritt geneigten Bediensteten 
unter Erfassung ihrer Wünsche nach Art und Ort der künftigen 
Beschäftigung, der Bereitwilligkeit, auch in das Ausland zu 
gehen, sowie ihrer . besonderen Lebensverhältnisse ermittelt 
werden; 

daß 4. alle-Beamten, die durch Zwangspensionierung zum Aus- 
scheiden kommen, aber vom Ruhegenuß nicht leben können, da- 
her eine Beschäftigung brauchen, festgestellt werden; 

daß 5.. insbesondere iene Beamten, die zu landwirtschaftlichen 
Kleinsiedlungen und zu Heimarbeiten bereit sind, zu ermitteln 
wären; 

daß 6. alle Siedlungsmöglichkeiten und Möglichkeiten gewerb- 
licher und industrieller Betätigung in Arbeitsgemeinschaften 
oder in Heimarbeit erfaßt werden; 5 

und endlich 7. für die Durchführung und Verarbeitung dieses 
Ermittlungsmaterials ein besonderes Abbauamt eingerichtet 
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werde, in das’ Vertreter der Regierung, der Prbdiktronestllen 
und der Beamtenorganisationen als beamtete Mitarbeiter einzu- 
berufen wären. Es sollen zuerst die Arbeitsstellen und Arbeits- 
angebote ermittelt werden und erst auf Grund dieser der Aus- 
gleich und Abbau erfolgen. Bezüglich der besonderen Entschä- 
digung der „abgebauten“ Beamten, Kredithilfe, Ablösungsvor- 
sorge für zum Verkaufe gelangende Habseligkeiten würde es 
nicht sehwer werden, eine Lösung zu finden, doch müßte mit 
den vorbereitenden Ermittlungen endlich begonnen werden, da 
nur sie die allererst abzustellenden Neuanstellungen verhindern 
könnten. 

Die hier mitgeteilten Vorschläge, insbesondere, daß die Be- 
amtenschaft selbst beim Abbau mitzuwirken hätte, sind zweifel- 
los erwägenswert. Die Erhebungen anlangend, waren. solche 
schon zu Kriegsbeginn für .Militärinvaliden beantragt Ang zum 
Teil durchgeführt worden. 

Wenn auch in dem erwähnten Aufsatz nicht von einer beson- 
deren Kategorie von Bediensteten gesprochen wird, ist es wohl 
selbstverständlich, daß der deutschen Verkehrsgewerkschaft in 
erster Linie das zum Abbau gelangende Personal der Eisenbahner 
am Herzen liegt. Nun wäre in Österreich besondere Möglichkeit 
£eboten, jenen nach und nach zu den Wiener Zentralstellen 
einberufenen Bediensteten, deren Abstammung oder langjährige 
dienstliche Verwendung in den Sukzessionsstaaten ihnen beson- 
dere Sprachkenntnisse verschafft hat, durch besondere Verein- 
barungen Stellungen in diesen Staaten zu sichern. Von Polen 
abgesehen, 
Österreichs es mit sich, daß heute viele sich glücklich schätzen 
würden, in den Sukzessionsstaaten, mit denen heute mindestens 
korrekte Beziehungen bestehen, weiter dienen zu können, anstatt 


in Österreich trotz aller Erhöhungen der Ruhegenüsse noch 
recht harte Zeiten als Pensionäre mitmachen zu müssen. 
Nicht so sehr die Auslandsvertretungen überhaupt, als jene 


Tschechiens, Südslawiens und auch Italiens wären mit der Auf- 
gabe. zu betrauen, abbaureifen Eisenbahn- oder Verkehrsbedien- 
steten überhaupt, wozu in Österreich nun auch Post und Schiff- 
fahrt gehören, Stellungen zu sichern. Dafür wäre auch die 
Ausgabe größerer Beträge, die die Anstellung von Ermittlungs- 
beamten im Auslande erfordern würde, gerechtfertigt. 

Die unter 3. beantragte Ermittlung der zum freiwilligen Aus- 
tritte Bereiten, könnte unschwer durch geeignete, in den Tages- 
blättern verlautbarte Aufrufe unterstützt werden, wie die unter 
4. für die Zwangspensionierung in Aussicht genommenen bei 
den zuständigen Dienststellen festgestellt werden könnten. 

Die zur landwirtschaftlichen Kleinsiedlung geneigten Beamten 


Rangierwinden. 


Von Regierungs- und Baurat Leopold Sarrazin, Burgsteinfurt. 


„Erspar- 
versucht, 


In dem in Nr.:62 d. Ztg. veröffentlichten Aufsatze: 
nisse im Eisenbahnbetriebe“ habe ich nachzuweisen 
daß die Verwendung von Rangierwinden gegenüber 
gieren mit Lokomotiven billiger ist. Die nachfolgende  Ab- 
handlung soll eine Ergänzung bzw, Berichtigung geben. 

In der genannten Abhandlung war angenommen, daß durch 
Verwendung von Rangierwinden auf den sieben Stationen einer 
60 km langen Nebenbahn eine Zeitersparnis von 300 Minuten 
bei den vorhandenen 13 Güterzügen eintritt. Diese seinerzeit 
überschläglich gemachte Angabe von 300 Minuten habe ich in- 
zwischen näher untersucht. Die weitere Untersuchuig erstreckt 
sich nunmehr nicht auf sieben, sondern sechs Stationen, weil 
auf einer Station die öffentliche Ladestraße fehlt. Die Stationen 
haben unterbrochenen Dienst. Das ermittelte Ergebnis auf 
den sechs ‚Stationen ist folgendes: 


bringen die ungünstigen valutarischen Verhältnisse 


dem Ran- ' 


'Sommergästen vorzuziehen sind. Gerade in den Alpenländern sind 


Sehehen ist, auf die Gewährung von Begünstigungen bei Über- 


dürften in der Mehrzahl schon an der ausgebreiteten Schrebec 
(Klein)gartenaktion aktiv teilgenommen haben und wären da- 
durch unschwer sicherzustellen. Anders allerdings zu Heim- 
arbeiten Bereite, die mit dem vorbeantragten Aufruf zur Mel- 
dung veranlaßt werden könnten. De: 

Was die Einrichtung eines eigenen Abbauamtes anlangt, dürfte 
diese, so wünschenswert sie wäre, geraume Zeit zur Bewilligung 
der dafür erforderlichen Mittel und Unterbringung erfordern, 
so daß sie kaum noch rechtzeitig erfolgen würde, denn der frei- 
willige Abbau muß bald begonnen werden, wenn er nicht ‚zwangs- 
weise erfolgen soll. ® 

Auf Unterbringung österreichischer Verkehrsbediensteter in 
nennenswerter Zahl außerhalb der Sukzessionsstaaten ist leider 
kaum zu hoffen, und es wird wohl auf dem Wege der angebahn- 
ten Innenkolonisation, womit nicht nur die Kleinsiedlungs- 
aktion gemeint ist, sondern die Übersiedlung in die Bundesländer 
zu dauerndem anstatt des früher üblichen Sommeraufenthaltes 
vorgegangen werden müssen. Be 

Wenn auch gegenwärtig die Bundesländer dem Zuzug a 
Wiener, vielfach nur aus konfessionellen Gründen, erheblichen 7 
Widerstand entgegensetzten, fallen diese bei den zum vorzeitigen 
Ruhestande. verurteilten Verkehrsbediensteten in der Regel fort. 
und es beginnt sich die Einsicht Bahn zu brechen, daß Pen- 
sionäre als Jahresmieter in mancher Beziehung Te 


die Wohnungen mit Rücksicht auf Witterungsumschläge meist ” 
heizbar eingerichtet, und so bleibt für die in den Ruhestand 
tretenden Verkehrsbediensteten nur die, nun allerdings äußerst 
nel Übersiedlung zu erwägen. 

Beamtenabbau sollte auch, und mehr als es bisher ge- 


siedlungen in ‚die Provinz, seitens der Zentralstellen erwogen 
werden. Die dauernde Verminderung der Ruhegenüsse durch 
Verringerung des Ortszuschlages sollte bei der staatlichen Bei- 
tragsleistung zu den Übersiedlungskosten entsprechende Berück- e 
sichtigung finden. _ R 
Die Unmöglichkeit, bei den hohen Preisen Theater und Kon- 
zerte zu besuchen, die Wahrnehmung, daß der Besuch von Hoch- 
schulen und höheren Bildungsanstalten die Zukunft der Kinder 
wenig sichert, die Möglichkeit, auf dem Lande billiger und besser 

als in der Großstadt leben zu können, dürfte manchen Zwangs- 
pensionär dazu veranlassen, dieser bei Eintritt in den dauern- 
den Ruhestand den Rücken zu kehren. Ihn darin zu unterstützen, 
wäre die Aufgabe einer voraussehenden Regierung. ; 
Leopold Stockert 


entstandenen Aufenthaltes 
planmäßigen Aufenthaltes 


Der Zeitaufwand des wirklich 
(Spalte 1) ist gegenüber dem des 
(Spalte 2) um 186 Minuten größer. Spalte 1 ist der weiteren 
Untersuchung zu Grunde gelegt. Die bei’ Anwendung von £ 
Rangierwinden "benötigte Zeit (Spalte 6) ist in der Weise 
ermittelt, daß jeder zu behandelnde Zug sechs Minuten ge- 
braucht (für Aus- und Einsetzen von Wagen sind acht Minuten, 
für Aus- oder Einsetzen vier Minuten gerechnet). Die Angaben 
der Spalte 3 und 4 sind durch örtliche Ermittlungen festgestellt. 
Unter Beobachtung des. Vorstehenden ergibt sich eine Zeit- 
ersparnis von 195 Minuten — 3,25 Stunden bei Anwendung von 
Rangierwinden gegenüber dem Rangieren mit Lokomotive. 

Es ist nunmehr die Frage zu beantworten, welche Vorteile 
es hat, wenn ein Güterzug in einer Stärke von 80 Achsen 3,25 
Bnaen weniger Zeit ı zur ‚Erfüllung seines Zweckes gebraucht, 
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und ob die entstehenden. lörsparnisse die Mehrausgaben bei Ver- 
wendung von Rangierwinden ausgleichen. 

Die Vorteile liegen darin, daß 

1. Personal gespart wird; 

2. Lokomotiven gespart werden; 

3. der Wagenumlauf beschleunigt wird. 

Zu 1. Das Zugpersonal besteht aus einem Zugführer und 
fünf Bremsern = sechs Röpfen. Äls Durchschnittseinkommen ist 
5,80 A für die Stunde ermittelt. Es ergibt sich eine jährliche 
Ersparnis von (5 X 5,80) 3,25.26.12 = 35287 M an den Wochen- 
tagen und, da des Sonntags bei Plan R ein Viertel der Wochen- 
tagszüge verkehrt, also auch mit % der Ersparnis zu rechnen 
ist, 4 1(6 X 5,80) 3,25] 52 — 1470 «A an Sonntagen, zusammen 
36 757 M. . 

Zu 3. Bewertet man eine Lokomotivstunde mit Personal mit 
100 #, so entsteht eine Ersparnis von 3,25.100.312 — 101 400 
an Wochentagsn und 4 (3,25.100) 52 4225 an Sonntagen, 
zusammen 105625 M. Ä 

Zu 3. Diese Vorteile sind in einer Abhandlung von Dr.-Ing. 
Gläser, Dresden „Ersparnisse mit Rangierwinden* in Nr. 6 der 


Zeitung des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen vom 
10. Februar 1921 näher dargestellt und deren Geldeswert er- 
mittelt. So sehr dieser Vorteil gemäß der erwähnten Abhand- 


lung auch ins Gewicht fällt, soll der ermittelte Geldwert, weil 
nicht ohne weiteres greifbar, außer acht gelassen werden. 

Diesen Ersparnissen gegenüber brinst die Anlage und die 
Verwendung der Rangierwinden Mehrausgaben: 

4. durch die Herstellung der Anlage: 
5. durch die Betriebskosten; 

6. durch Mehraufwendung von Raneierern. 

Zu 4. Die in meiner damaligen Abhandlung auf 1083009 N 
veranschlagte Summe der Herstellung ‚ler Anlage auf jeder Sta- 
tion kann nunmehr, wie mir von einer Spezialfirma bestätigt ist, 
Auf 81000 A herabgesetzt werden. Um sicher zu gehen, sollen 
die Herstellungskosten auf einer Station mit 100 000 A einze- 
Setzt werden. Für die sechs Stationen betragen sie also 600 000 
Mark oder einem jährlichen Zinsaufwand von 24000 M. 


Zu 5. Die Unterhaltungs- und ‚Betriebskosten stellen sich 


i. : Nachrichten. 


Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


- — Statistisches Büro bei den Eisenbahnabteilungen des Reichs- 
verkehrsministeriums. Bei den Eisenbahnabteilungen des Reichs- 
verkehrsministeriums ist ein „Statistisches Büro“ eingerichtet 


worden. Zur Bearbeitung sind diesem Büro vorläufig - über- 

tragen: 

- a) die Statistik der im Betriebe befindlichen Eisenbahnen 
Deutschlands, 4 


b) die monatliche Zusammenstellung der Betriebsergebnisse 
(Einnahmen) der deutschen Eisenbahnen, 

c) die Jahresberichte des Reichsverkehrsministeriums 

Bau und Betrieb der Reichseisenbahnstrecken, 

d) die monatliche Zusammenstellung der Betriebs- und Ver- 
kehrsleistungen der Deutschen Reichsbahn, 

e) die Zusammenstellung ‘der Bau- und Betriebslängen und 
der Leistungen der Züge und Fahrzeuge zu den Haus- 
haltsentwürfen der Deutschen Reichsbahn, 

If) die Zusammenstellung der Leistungen für die Postverwal- 

tung, 

2) zeschäftliche Nachrichten über die Ergebnisse des Reichs- 
eisenbahnbetriebs und über die .Geschäftsbezirke der 

- Reichseisenbahnbehörden, 

hı) die Herausgabe alphabetischer Stationsverzeichnisse, 

i) die Statistik der Dienst- und Ruhezeiten des Eisenbahn- 
personals, HRLE 

k) die Herausgabe der „Statistischen Mitteilungen“. 

Die Unterlagen hierzu sind fortan unmittelbar an das Sta- 
(istische Büro E des Reichsverkehrsministeriums einzusenden 
und können von diesem unmittelbar angefordert werden. Der 
Schriftwechsel über die statistischen laufenden Arbeiten wird 
unter der Firma des Büros geführt und von dessen Leiter ge- 
zeichnet. 


über 


— Vermehrung der beschleunigten Personenzüge. Aus dem 
Reichsverkehrsministerium wird den „Berl. Pol. Nachr.“ ge- 
schrieben: Die wiederholt begehrte Einrichtung von Eilzügen, 
lie auch die 4. Wagenklasse führen, erweist sich als undurch- 
führbar. weil, um die sichere Beförderung der Reisenden zu 
Zewährleisten, nur Wagen schwerer Bauart eingestellt werden 
könnten. Von der vermeintlichen Ersparnis an Betriebs- 


im Jahr für eine Station: Stromverbrauch bei 3 «Hl f.d. kWSt., 
an Werktagen 3,6.3.312 — 3769,6 AM, an Sonntagen 3,6.3.52 — 
140,4 MA, zusammen 3910,0 AM; Ölverbrauch 500,0 M, Unterhal- 
tung der Teile 3000,0 MH, für kleinere Ausbesserungen 500,0 M, 
a 7910,0 M; also für die sechs Stationen: 6X 7910 — 
47460 MM. 


Zu 6. ‘Auf den Bahnhöfen mit zwei Stellwerken und da, 
wo ein Schrankwärterposten in der Nähe liegt -- es sind deren 
zwei — ist eine Vermehrung des Bahnhofspersonals zur Aus- 


führung der Rangierarbeiten mit Rangierwinden nicht notwen- 
die. Auf den übrigen vier Bahnhöfen wird der Mehrbedarf auf 
zwei Köpfe geschätzt: zwei Köpfe a 1500 A— 30000 A. 

Werden die jährlichen Ersparnisse, Punkt 1, 2, 3 den Mehr- 


ausgaben Punkt 4 5,:. 6 gegenüberstellt, so ergibt sich 
ein Betrag zugunsten des Rangierens mit Rangierwinden: 


36 757 + 105625 + 0 — (24000 + 47460 + 30.000) ..142 382 — 
101 460 — 40 922 M. 

Der Vorteil aus der Beschleunigung des Wagenumlauf ist mit 
0) eingesetzt. 

Theoretisch betrachtet, ist also die Verwendung von Rangier- 
winden vom wirtschaftlichen Standpunkte aus zu empfehlen; ob 
dasselbe Ergebnis durch die praktische Anwendung erreicht 
wird, muß der Versuch ergeben. 

Auch andere Gründe, als bis jetzt angeführt, sprechen 
Anwendung des Rangierbetriebes mit Rangierwinden: 

Es können Wagen, die auf derselben Station wieder 'lade- 
bereit gestellt werden sollen, ohne Abwarten des nächsten 
passenden Zuges, also schneller an ihren Platz gebracht werden. 
Die tägliche ‘Anzahl dieser Wagen beträgt auf den in Betracht 
zezogenen Stationen acht. Die Dauer des stationären Dienstes 
auf den Bahnhöfen wird zum Teil bedingt durch die Gz, die 
des morgens zuerst und des abends zuletzt fahren. Wenn diese 
Gz.. schneller durchgeführt werden können, kann auch der 
stationäre Dienst eingesehränkt werden. Der Aufenthalt der 
Gz. auf den Bahnhöfen wird durch Anwendung der Rangier- 
winden unabhängige von dem Umfange des Kangiergeschäftes. 
Es wird dadurch eine bessere Innehaltung des Fahrplans ze- 
währleistet. 


für 


kosten wäre datın keine Rede mehr. Dagegen würde die zweifel- 
los eintretende starke Abwanderung von Reisenden in die 
4, Klasse einen erheblichen Ausfall an Kinnahmen zur Folge 
haben, der nur durch Tariferhöhung gedeckt werden könnte. 
Der mit Schaffung von Eilzügen 4. Klasse für das Publikum 
erstrebte Vorteil würde dadurch. wieder hinfällig. Dem Be- 
dürfnis, Reisen in der 4. Klasse auch auf weitere Entfernungen 
in angemessener Reisedauer zurücklegen zu können, muß daher 
in anderer Weise entgegengekommen werden. Die Reichsbahn- 
verwaltung hat den auch bereits für einzelne besonders wichtige 
Verkehrsbeziehungen beschleunigte Personenzüge eingelegt. 
Diese Züge halten nur auf den wichtigsten Stationen. Es ist 
beabsichtigt, das System der beschleunigten Parsonenzugverbin- 
dungen mit Wagen 1. bis 4. Klasse auf weitere Entfernungen 
nach und nach weiter auszubauen. { 


— „Sanktionen und Zollaufenthalte.“ Auf eine von dem Abge- 
ordneten Dr. Quaatz an die Regierung gerichtete Anfrage, be- 
treffend die Zollkontrolle im Eisenbahnverkehr auf Grund der 
Sanktionen, erteilte das Reichsverkehrsministerium folgende 
Antwort: 5 : 

Die Zollaufenthalte bilden einen Teil der Sanktionen. Nach, 
deutscher Auffassung sind die Sanktionen mit dem Vertrag von 
Versailles und dem Völkerrecht unvereinbar, ein Widerstand 
gegen die Sanktionen in irgendwelcher Form hätte sich aber als 
zwecklos erwiesen. Es war deshalb die Frage, ob die. inter- 
alliierte Feldeisenbahnkommission. zur Durchführung der wegen 
der Zollkontrolle im Eisenbahnverkehr von der Entente an- 
eeordneten Maßnahmen innerhalb ihrer bisherigen Kompetenz 
zuständige sei, praktisch ohne Bedeutung. Der deutsche Dele- 
eierte bei der interalliierten Feldeisenbahnkommission hat sich 
auf Entgegennahme und Weitergabe der Anordnungen über die 
Durchführung /der Zollaufenthalte bei den Eisenbahnen be- 
schränkt. Auf die Bemühungen und Vorstellungen des deutschen 
Delegierten ist es zurückzuführen, daß die Einführung der be- 
reits bei Verhängung der Sanktionen vorgesehenen Zollaufent- 
halte bis zum 20. Juli hinausgeschoben und bei einer größeren 
Anzahl von Zügen die Einschränkung des verlangten Zollauf- 
enthalts von 20 bis auf 8 Minuten durchgesetzt werden konnte. 
Die Eisenbahndirektionen sind über die zu erwartenden Zoll- 
maßnahmen alsbald nach ihrer Ankündigung fortlaufend unter- 
richtet worden. Der Zeitpunkt der Einführung der angeordneten 
Zollaufenthalte konnte wegen der mehrfach versuchten und 
erwirkten Hinausschiebungen erst kurz vor seiner endgültigen 
Bestimmung durch die Entente mit Sicherheit festgestellt und 
bekanntgegeben werden. Nach der von der FEntente ver- 
tretenen Auffassung muß die Deutsche Delegation bei der inter- 
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alliierten Feldeisenbahnkommission auf Grund des Artikels II 
der Verordnung Nr. 6 der Rheinlandkommission unterhalten 
werden. Eine Zurückziehung der Deutschen Delegation würde 
mit Bestimmtheit zu Konflikten führen, die gerade jetzt sehr 
unerwünscht wären. 


— Über den Stand der Bahnelektrisierung in Deutschland 


hat - sich der Referent des Reichsverkehrsministeriums im 
„Deutschen“ wie folgt geäußert: „Die Einführung elektrischer 
Zugförderung an Stelle des Dampfbetriebes läßt sich nur dann 
rechtfertigen, wenn sie eine Verminderung der Betriebsaus- 
gaben, also eine Erhöhung der Wirtschaftlichkeit des Unter- 
nehmens mit sich bringt, oder wenn die Leistungsfähigkeit der 
Bahn gegenüber dem Dampfbetrieb beträchtlich gesteigert wer- 
den kann, wodurch sich die Einnahmen der Bahn erhöhen. Wenn 
diese stärker anwachsen als die Betriebsausgaben, die bei einer 
Erhöhung der Leistungsfähigkeit naturgemäß ebenfalls steigen, 
so ist auch hier eine Erhöhung der. Wirtschaftlichkeit zu ver- 
zeichnen. Die Erhöhung der Leistungsfähiskeit ist schon seit 


mehreren Jahren dringend auf der Berliner Stadt- und Ringbahn 


erforderlich. Da hier die einzelnen Züge bereits so lang sind, 
daß ihre Abefertigung gerade noch möglich ist, kann die Lei- 
stungsfähirkeit wesentlich nur durch eine dichtere Zugfolge er- 
höht werden. Diese aber läßt sich nur mit elektrisch betrie- 
benen Zügen erreichen, die natürlich auch auf die Vorort- 
strecken übergehen müssen, da sich der Betrieb der Vorort- 
bahnen nicht von dem der Stadtbahn trennen läßt. Die Ein- 
richtung des elektrischen Betriebes ist zunächst auf den nörd- 
lichen Vorortstrecken im Gange. 

Auf: Fernbahnen wird die Wirtschaftlichkeit des Betriebes 
in der Hauptsache dadurch erreicht, daß der elektrische Strom 
zum Betriebe der Züge beim Eintritt in die elektrischen Loko- 
motiven wesentlich billiger ist als die zum Betrieb der Dampf- 
lokomotiven erforderliche Kohle. Dieser Preisunterschied zu- 
eunsten des elektrischen Stromes darf nicht etwa aufgehoben 
werden durch die Kosten der Tilgung. und Verzinsung der an 
sich sehr teuren Anlagen, die die elektrische Zugförderung be- 
dingt. Man wird daher ‘danach trachten, den Strom so. billig 
wie nur irgend möglich herzustellen, z. B. in Wärmekraft- 
werken aus geringwertigen Brennstoffen oder in günstig ge- 
legenen Waserkraftwerken, deren Errichtung geringe Baukosten 
erfordert. So wird der elektrische Strom für die schlesischen 
Gebirgsbahnen aus geringwertiger Steinkohle im Kraftwerk 
Mittelsteine am Fuße des Eulengebirges erzeugt. Der elektrische 


Betrieb wird gegenwärtig auf der Hauptstrecke der Gebirgs- 


bahn von Königszelt bis nach Hirschberg, ferner auf den Seiten- 
strecken Niedersalzbrunn-Halbstadt 
führt; im Bau begriffen sind die elektrischen Einrichtungen 
auf den Strecken Hirschberg-Görlitz-Güterbahnhof Schlauroth 
und  Hirschberg-Schreiberhau-Grüntal über den Riesengebirgs- 
kamm, deren Fertigstellung im Jahre 1922 zu erwarten ist. Die 
gesamte Länge dieser Strecken beträgt 260 km. Im mittel- 
deutschen Braunkohlenbezirk liegt das Bahnkraftwerk Mulden- 


stein, welches die zum Teil im Betrieb, zum Teil noch im Aus- | 
befindlichen Strecken Weahren- Engelsdorf, Halle-Leipzig - 


bau. 
und Leipzig-Bitterfeld-Magdeburg mit einer Gesamtlänge von 
179 km mit Strom versorgt. Die badische Wiesentalbahn, um- 
fassend die Strecken. Basel-Zell -und Schopfheim- Säckingen, ZU- 
sammen 49.km, wird’ aus dem Rheinkraftwerk Augst-Whylen 
betrieben. 

In Bayern sind seit einigen Jahren die Strecken Salzburg- 
Freilassing- Berchtesgaden und Scharnitz-Garmisch-Griesen, zu- 
sammen 77 km, im elektrischen Betrieb. Gleichzeitig mit dem 


"Ausbau des Walchenseewerks und der Wasserkräfte an der mitt-- 


leren Isar werden die Strecken. München-Scharnitz, Tutzing- 


Kochel und München-Regensburg mit zusammen 302 km Länge 


elektrisiert.“ 


— Reichsbahnfinanzgesetz. 


der Eisenbahnen bestimmt die Verfassung, daß die Reichs- 
eisenbahnen mit ihrem Etat und ihrer Rechnung in den allge- 
meinen WBReichshaushalt einzugliedern sind; innerhalb ihres 


Rahmens sind sie aber als ein selbständiges wirtschaftliches 
Unternehmen zu- verwalten, das seine Ausgaben einschließlich 


Verzinsung und Tilgung der Eisenbahnschuld selbst zu bestreiten. 


und eine- Eisenbahnrücklage anzusammeln hat. Die Höhe der 


Tileung und der Rücklage sowie die Verwendungszwecke der 


Rücklagen sind durch besonderes Gesetz zu regeln. - 


Im Reichsverkehrsministerium ist man zurzeit, wie die ,D. 


Alle. Ztg.‘‘ schreibt, mit der Ausarbeitung eines Gesetzent- 
wurfes beschäftigt. der vor allem die Frage der Mitwirkung der 
gesetzgebenden Körperschaften bei der Finanzgebarung und 
Etatgestaltung der Eisenbahnen, den Einfluß des Finanz- 
en auf sie, sowie eine Reihe von Ftatsfragen regeln soll, 

B. wie der Geldbedarf der Eisenbahnen aufzubringen, der Er- 
Be): zu bilden ist, welche Ausgaben auf den ordent- 
lichen und außerordentlichen Etat übernommen werden sollen. 
%s handelt sich hierbei um eine außerordentlich umfangreiche 


' naten dem Finanzminister zur Prüfung vorgelegt und sp 


Zweifel 


- Wintermonaten, in denen die Witterung den Seeverkehr 1 
viele Reisende sehr unbequem -macht, er noch weiter zurück- 
sinken wird. 


Lage nicht wohl vereinigen. 


und Ruhbank-Liebau ze-- 


muß. 


‘den. Die beiden Personenzüge führen einen geschlossenen 
teil für den Verkehr zwischen Ostpreußen und dem übri 


Für die künftige Finanzpolitik 


“wichtige Strecke Schneidemühl-Bromberg-Dt. Eylau für priv 


Verfügung stehen, haben die Polen einen großen Teil der Güte 


und schwierige Materie, deren Ausarbeitung längere Zeit eT- 
fordert. Der Entwurf wird voraussichtlich in den nächsten 1 


in weitem Umfang hervorragenden Vertretern der Industrie 
des Handels, sowie des Bankwesens zur Begutachtung vorge 
und der öffentlichen Kritik unterbreitet werden. In unterri 
teten Kreisen rechnet man damit, daß das Gesetz in der näch 
jährigen Legislaturperiode zur Verabschiedung gelangen kann 


— Der Seeweg nach Ostpreußen. Der vom Reich mit 
Reederei Bräunlich in Stettin und der Hamburg-Amerika-L 
abgeschlossene Vertrag über den Seeverkehr zwischen Swi 
münde und Pillau läuft am 1. Oktober ab. Die dadurch v 
anlaßten Verhandlungen haben, wie der „Deutsche“ schrei 
zu der von allen beteiligten Stellen gebilligten Anerkennu 
geführt, daß, so hoch auch die Opfer sein mögen, auf diese v 
‚dem Ausland unabhängige Verbindung ÖOstpreußens mit d 
Reich nicht verzichtet werden kann. Es bestand auch k 
darüber, daß, wenn Ersparnisrücksichten und d 
Kohlenverbrauch dazu nötigen, die Zahl der Verbindungsfahr: 
zu vermindern, unter allen Umständen aber Gewähr dafür 
leistet werden muß, daß, sobald irgendwelche Störungen im K 
ridorverkehr eintreten, oder sonstige unvorhergesehene U 
stände es erforderlich machen, sofort auf telegraphische W 
sung der tägliche Verkehr in Betrieb: gesetzt werden kann. We 
auch bei ganz geringem Verkehr Fahrten einzusparen si 
dürfen doch die Kosten nicht gescheut werden, die dadurch ent 
stehen, daß die für täglichen Verkehr notwendigen Damp 
ständig fahrbereit zu halten sind. : 

Nach dem Emporschnellen des Seeverkehrs infolge der dur 
den Streik hervorgerufenen Eisenbahnstörungen im - Mo 
August ist im September der: Verkehr- bereits stark gesunkeı 
und viel schwächer als im Vorjahre um die gleiche Zeit. Mar 
wird deshalb damit rechnen müssen, daß in den eigentliche 


In diesen Zeiten für 15 bis 20 Passagiere täglich 
mehr als 32000 «A lediglich für Bunkerkohlen aufzuwender 
läßt sich finanziell und wirtschaftlich mit unserer gesam 
Infolgedessen wird sich in dies 
Monaten eine Verkehrsbeschränkung nicht vermeiden lass 
selbstredend aber aur unter der Voraussetzung, daß die Fa 
bereitschaft für den täglichen Verkehr immer aufrechterhal 
bleibt. Im Falle einer solchen Einschränkung werden die Ta 
an denen die Dampfer dann verkehren, wenigstens 10 Tag 
vorher in der Presse und durch Aushang auf den Eisenbah 
stationen bekannt gemacht werden. Auch erachtet man es 
gegeben, daß in den Sommermonaten, in denen der Besuch o 
preußischer Bäder in Zukunft sicherlich eine steigende Bed 
tung gewinnen wird, der tägliche Verkehr beibehalten wer 


— Erleichterungen im Korsidorwurkeie ne 31; S. 
d- Ztg.) Über Änderungen des Verkehrs durch den sogenann 
polnischen Korridor wird uns amtlich noch folgendes m 
teilt: Am 15. September tritt im Eisenbahnverkehr mit 
preußen durch den polnischen Korridor das. sogenannte Pr 
sorium in Kraft. Durch diese vorläufigen Abmachungen w 
der Eisenbahnverkehr auf den Strecken Schneidemühl-Koni 
Marienburg und Schneidemühl-Bromberg-Thorn-Deutsch-Ey 
geregelt und die Zahl der: Züge wesentlich vermehrt. Für d 
Personenverkehr werden die Schnellzüge D51 und D352 auf ı 
Strecke Berlin - Schneidemühl - Dt. Eylau-Insterburg-Eydtkuhn 
und die Personenzüge 355 und 348 auf der Strecke Berlin- 
Schneidemühl-Thorn-Dt. Eylau-Insterburg mehr gefahren 


Deutschland, der übrige Zugteil vermittelt den Verkehr zwi 
Deutschland. und Polen. Hierzu wird bemerkt, daß Pers 
züge, zu deren Benutzung man kein pölnisches Visum braucht 
sogenannte privilegierte Züge, bisher nur über die -St 
Schneidemühl-Konitz-Marienburg verkehren. Durch das 


gierte Züge freigegeben. Von größter Wichtigkeit ist aber. 
Einführung des Provisoriums für den Güterverkehr. Die Güte, 
züge fuhren bis jetzt durch Polen nur sehr unregelmäßig. 
wohl die in betrieblicher Hinsicht günstigen Strecken ü 
Konitz-Dirschau-Marienburg und über Bromberg-Dt. Eylau z 


züge bisher über die betrieblich ungünstigen Strecken Konit7 
Czersk-Marienwerder und Konitz-Laskowitz-Dt. Eylau- geleitet 
Nur ein kleiner Teil der Güterzüge fuhr über Dirsch 
und der Rest: mußte in Deutschland von Schneidemül 
über Neustettin-Lauenburg umgeleitet werden und w 
über Danzig nach Ostpreußen gefahren. “Die Zahl 
Güterzüge über Konitz .stand nicht = und schwan 
ständig. Feste Fahrpläne waren für die Güterzüge überha 
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nicht. vorhanden. Zahllose Störungen des Verkehrs waren die 
Folgen eines solch unregelmäßigen Betriebes. Diesem Zustand 
wird durch das Provisorium hoffentlich ein Ende gemacht. 

Es sind vorgesehen auf der Strecke Schnridemühl-Konitz- 
Dirschau-Marienburg in einer Richtung sechs planmäßige und 
drei Bedarfsgüterzüge, auf der Strecke Schneidemühl-Bromberg- 
Dt. Eylau drei planmäßige und ein Bedarfsgüterzus. Damit 
Posen diese Züge fahren kann, muß Deutschland eine größere 
Zahl von Lokomotiven leihweise zur Verfügung stellen. 
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— Zur Verkehrslage im Ruhrbezirk. Die Eisenbahnbetriebs- 
lage im KRuhrbezirk blieb auch in der Woche vom 4. bis 
10. September 1921 unverändert günstig. Die Anforderungen an 
leeren offenen Wagen konnten sowohl für Brennstoffe als für 
andere Güter bis gegen Ende der Woche in vollem Umfanze 
befriedigt werden. Dagegen ließ in den letzten Tagen der Zu- 
lauf an leeren Wagen wieder ganz erheblich nach. Unter dem 
Druck der dringenden Not war mit Rücksicht auf die guten 
- Bestände an der Ruhr die vorübergehend stark eingeschränkte 
-  Gestellung offener Wagen im Zuführungsgebiet in größerem 
 — Umfange freigegeben. Infolgedessen nahm der Zulauf zum 
- Ruhrbezirk wesentlich ab. Es sind jedoch sofort von den maß- 
-  gebenden Stellen Anordnungen getroffen, die eine Besserung 
des Zulaufs offener Wagen zur Ruhr für die nächsten Tage er- 
hoffen lassen. Der Mangel an leeren gedeckten Wagen ver- 
schärfte sich noch gegen die Vorwoche, und es ist bei dem 
- dringenden Bedarf an solchen Wagen im gesamten Reichsbahn- 
gebiet für die laufende Woche kaum eine Besserung zu er- 
> warten. Für Kohlen, Koks und Briketts wurden in der ver- 
gangenen Woche im arbeitstäglichen Durchschnitt einschließ- 
lich der nachträglich gestellten Wagen 19964 Wagen (gerechnet 
zu je 10 t) angefordert. Gestellt wurden aber täglich durch- 
schnittlich 19934 Wagen (Höchstgestellung am 5. September 
20.060). Im gleichen Zeitraum des Vorjahres betrug die Durch- 
schnittsgestellung 19653 Wagen. Die Lagerbestände beliefen 
sich am 10. d. M. auf 362098 t. Da der Wasserstand des Rheins 
in der Berichtswoche weiter zurückgegangen ist — der Cauber 
Pegel zeigte am 18. August einen Stand von nur 1,10 m — ist 
in der allgemeinen Verkehrslage auf dem Rhein noch keine 
Besserung eingetreten, wie sie nunmehr nach den Niederschlägen 


®, 


‚burg 76% aller 


“um 101538 M gesunken. 


e der letzten Tage erhofft werden kann. Die Kipperleistung in 

- den Duisburg-Ruhrorter Häfen betrug werktäglich 21185 t 

(20160 t). In den Zechenhäfen der Kanäle wurden 24725 t 

% (26 413 t) Brennstoffe umgeschlagen. 

% _ — Wagengestellung für Kohle, Koks und Briketts in der ersten 

ee: Hälfte des August 1921. In der Zeit vom 1. bis 15. August, 

die 13 Werktage und zwei Sonntage umfaßte, gestaltete sich die 

E  Wagengestellung in (I.) den acht Steinkohlen- und (II.) den 

- 11 Braunkohlenbezirken wie folgt: : 

E- Es wurden gestellt 

e u durchschnittlich 
im ganzen davon Werktags für den Werktag 

3 : | 

Be: 1921 452732. 438 233 7 33.679 

2 .972.:.1920 370 268 350 906 29 242 

23 1913 659 979 645 838 49 679 

Br 

m. 1921 177351 | 177 266 13 633 

S 1920 156 546 | 156 312 12995 

Be) 1913 126 691 | 126 691: 9745 


Die vorstehenden Angaben beziehen sich auf Einheiten von 

je 10 t. In den Steinkohlenbezirken beträgt der Zugang in der 

- Wagengestellung gegen 1920 22,2%, der Rückgang gegen 1913 

314%. Dagegen steigerte sie sich in den Braunkohlenbezirken 

gegen 1920 um 13,4% und gegen 1914 um 40,2%. Von den ein- 

zelnen Steinkohlenbezirken hat der Aachener Bezirk mit 65,9% 

den stärksten Rückgang und der Saarbezirk mit 419 % die größte 

Steigerung gegen das Vorjahr aufzuweisen. Die entsprechenden 

- Braunkohlenbezirke sind Hannover mit 22% Abnahme und Bres- 
lau mit 40 % Zunahme gegen das Vorjahr. 


4 — Die Bahnsteigmarken. (Vgl. Nr. 11, S. 207 d. Zte.) Vor 

längerer Zeit wurden auf dem Görlitzer Bahnhof in Berlin 
versuchsweise, an Stelle der 'sonst üblichen Bahnsteigkarten 
runde Metallmarken ausgegeben, die an den Schaltern verkauft, 
beim Betreten des Bahnsteiges vorgewiesen und beim Verlassen 

des Bahnstieges wieder abgegeben wurden. Dieses Verfahren 
hat sich nicht bewährt und ist deshalb aufgehoben wörden. 
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— Beschleunigung der Auszahlung von Besoldungszulagen. In 
“ zwei Erlassen tritt der Reichsverkehrsminister für eine Be- 
- — schleunigung der Auszahlung der aus der Neuberechnung des Be- 
soldungsdienstalters, aus den Höherstufungen der Ortsklassen- 
 einteilungen usw. seit dem 1. April 1920 sich ergebenden Beträge 
ein. In dem ersten Erlaß heißt es: 


„Von vielen Seiten wird darüber geklagt, daß die Auszahlung 
der Mehrbeträge aus der Neuberechnung des Besoldungsdienst- 
alters und der Ausgleichszulagen, sowie aus der Durchführung 


des Nachtragshaushalts und der Einführung der Nachtdienstzu- 


lagen fast überall bedeutend im Rückstande sei. Wenn ich auch 
die Schwierigkeiten, die mit der Ausführung der zahlreichen in 
der letzten Zeit zugunsten der Beamten getroffenen Maßnahmen 
verbunden sind, nicht verkenne, so muß ich doch immer wieder 
betonen, daß der Hauptwert aller wirtschaftlichen Verbesserungs- 
maßnahmen in ihrer schleunisen Durchführung liest und daß un- 
gebührliche Verzögerungen unbedingt zu vermeiden sind. Ich er- 
suche daher dringend, mit allen zu Gebote stehenden Mitteln auf 
die Förderung der Rechnungs- und Kassenarbeiten Bedacht zu 
nehmen, damit die Beamten sobald wie möglich in den Besitz der 
rückständigen Bezüge gelangen.“ 

In einem weiteren Erlaß wendet sich der Reichsverkehrs- 
minister gegen die langsame Arbeit der Pensionsfest- 
setzungsbehörden: 

„Sowohl beim Reichstag wie bei mir gehen aus allen Teilen 
des Reiches zahlreiche Klagen von Altruhegehaltsempfängern 
über den schleppenden Geschäftsgeang bei den Pensionsfest- 
setzungsbehörden ein, wonach ihnen, trotz des bereits am 21. De- 
zember 1920 verabschiedeten Pensionsergänzungsgesetzes, bis 
heute noch nicht die neuen Ruhegehaltsbezüge angewiesen seien. 
Hierdurch ist eine begreifliche Unruhe in den genannten Per- 
sonenkreis hineingetragen, weil ihm bei den alten unzureichen- 
den Bezügen die Lebenshaltung außerordentlich erschwert ist. 
Dieser Zustand erscheint unerträglich. Bis zum Erscheinen der 
endgültigen Ausführungsbestimmungen des Pensionsergänzungs- 
gesetzes bieten die mit meinem Erlaß vom 1. Februar 1921 be- 
kanntgegebenen Richtlinien zur Anwendung des Pensionsergän- 
zungsgesetzes genügende Handhaben zur einstweiligen Umrech- 
nung der Altruhegehaltsbezüge. Ziff. 1 dieser Richtlinien er- 
möglicht es auch, Zwischenfällen einigermaßen zu begegnen, so 
daß auch hier den betroffenen Personen vorläufig geholfen wer- 
den kann.“ 


— Die Beamtenrätewahlen bei der Eisenbahn. Die Zusammen- 
stellung der Ergebnisse für die Beamtenräte ist jetzt beendet. 
Wie vorauszusehen war, ist die Mehrzahl der Stimmen auf: die 
Reichsgewerkschaft deutscher Eisenbahnbeamten und Anwärter 
gefallen, die im Direktionsbezirk Altona 69,6 % in Berlin 74%, 
in Kassel 73,6 %, in Elberfeld 71,5 %, in Erfurt 86 %, in Halle 
71,3 %, in Hannover 69,4%, in Königsberg 84% und in Magde- 
abgegebenen Stimmen auf sich vereinigen 
konnte. In Baden erhielt die Reichsgewerkschaft 61,0%, in 
Mecklenburg 91% und in Oldenburg 79,6% der Stimmen. In 
die restlichen Stimmen teilten sich der Allgemeine Eisenbahner- 
verband, die Gewerkschaft deutscher Eisenbahnbeamten und der 
Deutsche Eisenbahnerverband. 


— Der Eisenbahn-Töchterhort hat das Rechnungsergebnis für 
das Geschäftsjahr 1920 veröffentlicht, das mit einem Fehlbe- 
trag von 128328 M abschließt, in dem der Geschäftsverlust 
des vorigen Jahres mit 18989 M enthalten ist. Das Vermägen 
der Stiftung beträgt 3819414 M und ist seit dem vorigen Jahr 
Die Einnahmen aus den Sammlungen 
sind gegenüber 1919 um 185352. M gestiegen, die Einnahmen 
aus Zinsen um 12733 M gefallen. 

Die Ausgaben des Berichtsjahres betrugen 1061368 M gegen 
665448 M im Vorjahre. Sie verteilten sich auf Waisenunter- 
stützungen, Beihilfen für Ferienkolonien, auf die Kosten des 
Christianenheims und des Töchterheims „Der Aschenhof“ und 
auf geringfügige Verwaltungskosten. Es wurden im Jahre 
1920 3865 Mädchen unterstützt, darunter 40 Töchter höherer, 
887 Töchter mittlerer Beamter und 2928 Töchter von Unter- 
beamten und Arbeitern sowie 10 Bahnarzttöchter. Die Untar- 
stützungen wurden verwendet für Entsendung in Ferienkolonien, 
für Berufsausbildung, Beihilfen für Kuren, zur Beseitigung 
augenblicklicher Notlage und für Beihilfen zum Lebensunter- 
halt, für Erziehungsbeihilfen, Beschaffung von Kleidunzs- 
stücken und Nähmaschinen, für Bestreitung von. Beerdigungs- 
kosten und Gewährung von Reisegeld. Das Christianenheim 
in Erfurt war 1920 mit 309 Personen belegt, der Aschenhof mit 
39 Zöglingen besetzt. 

Der Bericht betont, daß der Töchterhort auch im abgelaufenen 
Jahre eine in hohem Grade segensreiche Tätigkeit entfaltet hat, 
namentlich zugunsten von Kriegswaisen. Die Ansprüche an die 
Stiftung sind aber angesichts der allgemeinen Notlage ständig 
im Wachsen, so daß die Mitglieder und Vertrauensmänner er- 
sucht werden, in der Öpferwilliekeit nicht zu erlahmen, da sonst 
die Stiftung nicht leistungsfähig bleiben könne und an eine 
Einschränkung der Fürsorgetätigkeit, besonders bei der Be- 
legung der beiden Heime, ernstlich gedacht werden müsse. 


— Gernrode-Harzgeroder Eisenbahngesellschaft in Gernrode 
a. H. Das wirtschaftliche Gesamtergebnis des Rechnungsjahres 
1920/21 zeigt im allgemeinen das Bild des Vorjahres. Die be- 
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deutend gestiegenen Betriebseinnahmen haben es zwar ermsg- 
licht, die sprunghaft angewachsenen Betriebsausgaben  ein- 
schließlich der Ausgaben für Verzinsung und Tilgung der An- 
leihen voll zu bestreiten, sie haben aber .nicht ausgereicht zur 
vollen Deckung der Rücklagebeträge in die gesetzlichen Fonds. 
Die Gesamteinnahmen — ausschließlich der dem Erneuerunzs- 
nis zufließenden Anteile — sind gegen das Vorjahr von 

122 613 MA auf 2978817 AM, mithin um 1856204 M = 165,355. %, 
RE, Die Betriebsausg gaben — ausschließlich der aus den 
einzelnen Reservefonds zu bestreitenden Aufwendungen — haben 
sich infolge der ‘gewaltigen Preissteigerung für. Betriebsstoffe 
aller Art und durch Vermehrung der persönlichen Ausgaben 
(Löhne, Gehälter usw.) von 1089359 M auf 2780785 M, mit- 
hin um 1691425 M — 155,27 %, erhöht. ‘Die Betriebszahl, das 


ist das Verkälinie der Ausgaben zu den Einnahmen, ist gegen 
das. Voriahr von 97,04% auf 93,35 % gesunken. Der Betriebs- 


überschuß, der sich im Voriahrs auf 33253 M stellte, hat sich 
im’ Berichtsiahre auf 198032 HM, 
Nach Bestreitung der zur Verzinsung und Tilgung der Priori- 
tätsanleihen und sonstigen Schulden erforderlichen Aufwendun- 
ven, sowie nach Abführung der Zinsen an den Unfallreserve- 
[onds und der Rücklage und des Zinsbeträges. an den Kr- 
neuerungsfonds schließt die Bilanz mit einem Verlust von 
93532 M ab, der sich unter Hinzurechnung des Verlustvor- 
tıage vom Voriahre mit 227482: M auf 321 014 A erhöht und 
auf neue Rechnung vorgetragen wird. 


Unter diesem Namen wird ın aller- 
„Zeitschrift für alle Angehörigen der 

Reichsbahnen” erscheinen, deren 
Schriftleitung unser langjähriger Mitarbeiter, Herr Ober- 
reeierungsbaurat Dr. H. A.Martens, übernimmt. In einem Werbe- 
prospekt des Verlages heißt es darüber: Es ist nur zu bekannt, 
daß den zahlreichen Eisenbahnwerkstätten der: Reichsbahn eine 
Zeitschrift fehlt, welche der geistige Mittelpunkt der vielseitigen 
Interessen der Verwaltung und der Beamten- und Arbeiterschaft 
ist. Der unterzeichnete Verlag beabsichtigt daher, noch in 
diesem Jahre eine Werkzeitschrift ins Leben zu rufen, und be- 
ehrt sich schon jetzt hiermit, insbesondere alle Angehörigen der 
Werkstättenverwaltung zur Mitwirkung und zum Bezug er- 
zebenst einzuladen. Leser und Bezieher kann ieder sein, der 
[ür das Eisenbahnwerkwesen Interesse hat. Die Zeitschrift wird 
zweimal im Monat erscheinen zum Abonnementspreise von 
0,75 «A das Heft. 

Jeder, der etwas zu sagen weiß, ist als Mitarbeiter herzlich 
willkommen. Daß jeder Beitrag angemessen vergütet wird, be- 
darf kaum der Erwähnung. Die neue Werkzeitschrift hat den 
Ehrgeiz, nach Möglichkeit ihren Hauptinhalt aus den Beiträgen 
der Werkangehörigen zu bestreiten, denn wer wüßte sachlicher 
als alle Werkmänner, vom Vorstand bis zum jüngsten Lehrling, 
Interessierendes mitzuteilen, .als einer aus ihren Reihen? 
Schriftleitunge und Verlag werden besonders dankbar sein für 
jeden Hinweis, für jeden Wunsch. Welche Aufsätze würden 
gern gelesen, welche Gebiete möchte die Zeitschrift in den 
Kreis ihrer Betrachtungen ziehen? Das alles sind Fragen, die 
unsere zukünftigen Leser besser beantworten können als die 
Schriitleitung, die in erster Linie ihr Augenmerk 
richten bemüht sin wird, das zu bringen, was allen Wünschen 
am besten entspricht. ; 

Im Vordergrunde des Interesses steht insbesondere der Werk- 
betrieb mit seinen wichtigen Teilgebieten: Organisation, Fabri- 
kation, Statistik, Lohnwesen, Bildungswesen. ichtige Erlasse, 
Bestimmungen, Verhandlungsauszüge hierzu werden  schnell- 
stens abgedruckt und, wenn nötig, erläutert werden. Daneben 
will die Zeitschrift Material bringen zur Bildung eines Urteils 
über Fragen der Welt- und Volkswirtschaft, zur Unterhaltung 
und Belehrung aus Haus und Hof, wobei der Mitarbeit der Frau 
im .Kultur- und Wirtschaftsleben der Familie besonders gedacht 
werden soll. Und der Lehrlinge soll nicht vergessen werden, 
um ihnen allerlei Nützliches vom Handwerk, zur Bildung von 
Gemüt und Charakter mit auf den Lebensweg zu geben. Wer 
Schatzgräber sein mag, die wertvollen Güter zur Lebenskunst 
aus der Verborgenheit hervorzuholen, dem wird die Jugend 
immer dankbar sein. - 

Die Wierkzeitschrift verbannt grundsätzlich jede Politik aus 
ihren Spalten. 

So vermag die neue Werkzeitschrift ein getreues Spiegelbild 
vom Fühlen und Denken der Männer von Feder und Hammer, 
vom Leben und Weben in den Werkstätten, von der größten 
llauptwerkstätte bis zur kleinsten Betriebswerkstätte, zu geben, 
ein Bild um so treuer, je größer das einander ergänzende In- 
teresse der Mitarbeiter und Leser .ist, Denn jedem Leser steht 
(lie Zeitschrift zu freimütigem Meinungsaustausch zur. Ver- 
fügung. Niemand soll abseits stehen, der etwas zu sagen auf 
dem Herzen hat. Die Mitteilung auch der kleinsten Erfahrung 
dient dem Fortschritt, ist eine Tat! 

Beiträge bitten wir von sofort ab an, die Schriftleitung der 
Werkzeifschrift „Das Eisenbahnwerk“, Berlin SW 11, Halle- 


— „Das Eisenbahnwerk.* 
nächster Zeit eine neue 
\Werkstättenbetriebe der 


P% 
Stoffe gestohlen sein konnten, erst eine in einer anderen Sache 


mithin um 164779 «MA erhöht. 


darauf 'zu- 


sches Ufer 35/36, 2. Stock, zu eher Bestellungen und son- 
'stige geschäftliche Mitteilungen werden an den Verlag der Werk- Br; 
zeitschrift „Das Eisenbahnwerk“, Berlin W 57, Mansteinstr., 52, 

erbeten. Ber 


— Die Beraubung eines ehren Güterzuges hat durch die 
Arbeit der Überwachunesabteilung ihre Aufklärung gefunden. 
Mit einem Güterzuge, der zwischen Stendal und Berlin verkehrt, 
ging am 3. d.M. ein in Aachen beladener Wagen ein, aus dem 
11 Ballen Tuch fehlten, obwohl die beiden Plomben, die den Wa- 
gen verschließen, anscheinend unverletzt waren. Die sofort an- 
gestellten Ermittelungen ergaben zunächst keinen Anhalt, wo die ei 
von der Überwachungsabteilung angestellte Haussuchung brachte 
teilweise Licht in die Angelegenheit. Auf der Suche nach den 
Dieben zweier Filme, die im Januar gestohlen worden sind, wurde 
überraschend die Wohnung des Kaufmanns Pick durchsucht, in 
dessen Schlafzimmer etwa Rür 70- bis 80 000 A Herrenstoffe ge- 3 
funden "wurden. Über die Herkunft der Stoffe gibt Pick an, daß 
er auf Veranlassung seiner Frau die Stoffe in der dem Dieb- % 
stahl folgenden Nacht mit einem Handwagen in drei Fuhren aus 
dem Walde, etwa 800 m vom Bahnhof Seegefeld entfernt, geholt 
"hat, wohin er in Begleitung zweier ihm unbekannter Männer, 
die ihn mit Schußwaffen bedrohten, geleitet wurde. Frau P. 
die verhaftet wurde, erklärt, ein ihr Unbekannter habe ihr in. 
einem Vorortzuge ein gutes Geschäft angeboten und sie sei 
darauf eingegangen. Von den - eigentlichen Tätern fehlt bisher 
jede Spur. ee 
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Ss Perdonalnaährichten. Im Bereich des Reichsverkehranın Bi 
riums, Zweigstelle Preußen-Hessen, sind folgende Veränderungen 
eingetreten: 3 

Der Herr Reichspräsident hat den Fach- und Gewerbiren 
direktor Gotter bei der ‚Eisenbahndir ektion in Berlin zum Re- Mi 
2ierungsbaurat ernannt, 

Dem Regierungsrat Patzer in Essen ist die Stellung des 
Vorstandes des Eisenbahn-Verkehrsamts 2 daselbst übertragen. iR 

Der Regierungsbaurat Albinus in Berlin ist der Eisenbahn 
direktion Osten in Berlin als Direktionsmitglied überwiesen. E 

Versetzt sind: der Oberregierungsrat Köster, bisher in Köln, 
zur Eisenbahndirektion Osten nach Berlin, die Regierungsräte = 
Kleinhempel, bisher in Essen, als Vorstand des ee vg 
Verkehrsamts nach Bielefeld, und Dr. jur. Utsch, bisher in 
Torgau, als Vorstand des Eisenbahn-Verkehrsamts 1 nach Essen: 
die Regierungsbauräte Adolf Francke. bisher in Salzungen, 3 
als Mitglied (auftıw.) der Eisenbahndirektion nach Altona, a 
Straßer, bisher in Neuß, als Mitglied (auftrw. ) der Eisenbahn- Be 
direktion nach Trier, Grohnert, bisher in Stolberg, als Vor- 
stand des Eisenbahn-Betriebsamts nach Neuß, Deipser, bisher 
in Magdeburg, als Vorstand des Kisenbahn-Betriebsamts nach 
Salzungen, Ziel, bisher in Berlin, als Mitglied der Eisenbahn- 
direktion nach Essen, Engelke, bisher in Magdeburg, als Mit- : 
glied ‘der Fisenbahndirektion nach Halle (Saale), R i emer, 
bisher in Halberstadt, als Mitglied (auftrw.) der Eisenbahn 
direktion nach Maedeburg, Golddammer, bisher in Golha, 
als. Mitglied (auftrw.) des Kisenbahn-Zentralamts nach Berlin, 
Streuber, bisher in Hamburg, als Vorstand des Eisenbahn- 
Maschinenamts nach Marburg, Max Breuer, bisher in Marburg, 
als Mitglied ‚(auftrw.) des Eisenbahn-Zentralamts nach Berlin, 
Emmelius, bisher in Berlin, nach Jena als Vorstand des 
Werkesittenanmte bei der Eisenbahn-Hauptwerkstätte. daselbst, 
Arthur Julius Müller, bisher in Altona, zur Bisenbahn- Gie- 
neraldirektion nach Schwerin (Meckl.), und Hofstedter, bis- 
her in Oldenburg, nach Halberstadt, als Vorstand des Werk- 
stättenamts bei der Eisenbahn-Hauptwerkstätte daselbst, die Re- 
gierungsbaumeister des Maschinenbaufachs Wilhelm Becker: 
‘bisher in Hannover, als Vorstand. (auftrw.) des Eisenbahn- -Ma- 
schinenamts nach Worms und Rudolph, bisher in Chemnitz, 
zum Eisenbahn-Maschinenamt nach Leipzig, der Regierungs- 
assessor Dr. jur, Krueger, bisher in Berlin, zur Be 
bahndirektion nach Königsberg (Pr.). 5 

Der Regierungsbaumeister des Maschinenbaufachs Hans B L Kir= 
mener ist beim Eisenbahn-Zentralamt in Berlin zur Besch' Äf 
gung im Reichseisenbahndienst einberufen. 

Dem Regierungsbaurat Fleck, bisher‘ Mitelied. (auftrw.). de 
Eisenbahndirektion in Halle (Saale), ist die nachgesuchte FEnt- 
lassung aus dem Reichsdienste erteilt, x rE 

Im Bereich der Eisenbahn-Generaldirektion 
folgende Änderungen eingetreten: 

Den Oberregierungsräten Hopf in Ulm und Kö h rer bei der 
Eisenbahn-Generaldirektion Stuttgart, ferner dem Oberrogie-” 
rungsbaurat_ Hoffacker, den Regierungsbauräten Mayer 
(Johannes) und Schiller bei der Kisenbahn-Generaldirektion 
Stuttgart, Ganßer bei der Eisenbahnbauinspektion Stuttgart 
und Schon bei der Eisenbahn-Generaldirektion Stuttgart ist die 
nachgesuchte Entlassung aus. dem Reichsdienst a Ruhegehalt 
erteilt. : a 
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Der Oberregierungsrat Fischer, vormals Mitglied der Ge- 

neraldirektion der Eisenbahnen in Elsaß- Lothringen, zuletzt hei 
der Reichseisenbahnzweigstelle in Karlsruhe, ist in die Stelle 
eines Mitgliedes der Eisenbahn- Generaldirektion Stuttgart ver- 
setzt worden. 


Österreich. 


Tarifbestimmungen für das Burgenland. Nach einer Ver- 
ordnung des Bundesministeriums für Verkehrswesen bleiben auf 
den im Burgenlande gelegenen Bahnlinien die Personen-, Ge- 
päck-, Tier- und Gütertarife Teil I, Abteilungen A und B, sowie 
die Personen-, Gepäck-, Tier- und Gütertarife Teil II, die zur 
Zeit der Betriebsübernahme in Geltung stehen, bis auf Wider- 
ruf in Kraft, 

Eine Kundmachung der Ber elehrchen Bundesbahnen ver- 
fügt weiter folgendes: 

1. Im Binnenverkehr des Burgenlandes bleibt es 
bezüglich der Abfertigung von Personen, Gepäck, Tieren und 
Gütern bei den bisher in Geltung stehenden Vorschriften. Neben 
(len österreichischen Frachtbriefen können bis auf weiteres auch 
ungarische verwendet werden. - 

2.Im Verkehr mit-Stationende 
reich erfolgt: 
a) für Personen, Hunde, Reisegepäck und Expreßeut, soweit 
nieht schon heute direkte Fahr- und Beförderungspreise zwischen 
Stationen des Burgenlandes und Stationen des übrigen Österreich 
bestehen, erfolgt die Berechnung der Beförderungspreise nur bis 
und ab der bisherigen Übergangsstation, bzw. der bisherigen 
Landesserenze. Im Verkehr von Stationen der Strecke Bruck- 
"Nikelsdorf, bzw. Fehring-St. Gotthard nach Stationen der Strecke 
 Bruck-Wien Ostbahnhof, Fehring-Graz und Fehring-Aspang wer- 
den Reisende, wenn direkte Fahrkarten nicht schon aufliegen, 
dadurch durchgehend .abgefertiet, daß sie außer der Fahrkarte 
für die im Burgenlande gelegenen Strecken auch noch eine wei- 
tere Fahrkarte für die im übrigen Österreich gelegene Strecke 
‚erhalten. Die Abfertigung von Reisegepäck und Expreßgut hat, 
soweit möglich, durchgehend zu erfolgen. 
2b)’ Der gleiche Grundsatz gilt für die Frachtbereehnung für 
- Eil- und Frachteüter, Die Abfertigung erfolgt jedoch möglichst 
durchgehend unter besonderer Auswerfung der auf die einzelnen 
- burgenländischen und auf die übrigen österreichischen Strecken 
_ entfallenden Frachtgebühren (Binnenanschlußverkehr). In die- 
sem Verkehr sind bis auf weiteres neben den österreichischen 
internationalen Frachtbriefen auch ungarische internationale 
Frachtbriefe zugelassen. 
F 3. Die unter 2 angeführten Bestimmungen gelten auch für den 
Verkehr mit dem Aus lande im Durchzuge durch das 
übrige Österreich, 
4. Im Verkehr des ee mit’Ungsarn 
undim Verkehr ’mit der Tschechoslowakei über 
Kittsee erfolgt die Abfertigung und Berechnung der Beförde- 
rungspreise oder der Fracht ausschließlich bis und ab der Be- 
triebswechselstation, falls aber vorerst eine Vereinbarung mit 
den genannten Staaten über einen durchgehenden Verkehr nicht 
"zustande kommt, ausschließlich bis und ab der der Staatsgrenze 
nächstgelegenen, für den betreffenden Verkehr eröffneten bur- 
 genländischen Anhaltestelle In diesem Verkehr können neben 
den österreichischen internationalen Frachtbriefen auch unga- 
 risthe internationale Frachtbriefe verwendet werden. 
Die Veröffentlichung der Tarife für die Beförderung 
von Personen, Gepäck und Leichen. lebenden Tieren und Gü- 
tern sowie die Gewährung von Tarifnachlässen im Güter- 
Ererkehre auf den  burgenländischen Linien hat nach. einer 
Verordnung der Bundesregierung in der gleichen Weise zu er- 

“folgen, wie es für die Linien der österreichischen Eisenbahnen 

vorgeschrieben ist. 


 — Erste Donau- Dampfschiffahrtsgesellschaft. Mit dem 15. d. M. 
wird die Güterannahme an und nach den gesellschaftlichen Sta- 
tionen Budafok, Nagyteteny, Ercsi, Adony, Dunapentele, Duna- 
vecse, Dunaföldvar, Harta, Ordas, Paks, Uszod. Kalocsa, Fadd- 
Tolna, ‚Baja, Dunaszekesö und Mohacs, und zwar für den Fracht- 

gutverkehr zwischen diesen Stationen untereinander sowie Zwi- 
schen diesen Stationen einerseits und den gesellschaftlichen Sta- 
tionen Regensburg, Passau, Linz, Wien (ausschließlich Wien- 
Donaukaibahnhof), Preßburg, Uipest und Budapest (auch Buda- 
pest D.U.B. nur für Sendungen von mindestens 10000 kg Tür 
den Schiffsfrachtbrief) andererseits eröffnet. 


Y 


subrißenOster- 


Ungarn. 


— Beschränkung des Eisenbahnverkehrs mit Südslawien. Nach 
‚einer telegraphischen Mitteilung der Direktion der südslawischen 
Eisenbahn wurde der Personenverkehr über Szöreg und 
Röszke, der Güterverkehr über Szöreg, Röszke und Kelebia 


\ 
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eingestellt. Demzufolge hat die Direktion der Königlich 
ungarischen Staatsbahnen die Aufnahme von über  Szöreg, 
Röszke und Kelebia nach Südslawien. zu befördernden  Sen- 
‚dungen bis aufs weitere einstellen müssen. Unterwegs befind- 
liche Waren sind aufzuhalten und dem Absender zur Verfügung 
zu stellen. Der Simplon-Orient-Expreßzug, ferner die Pilzüge 
D/901 und. D/902 über Kelebia- werden’ weiter verkehren. 


— Erhöhung des Wagenstandgeldes. Die Budapester Be- 
triebsleitung der ungarischen Staatsbahnen hat, um die auf den 
Budapester Stationen drohenden Güterstauungen zu vermeiden, 
das Wagenstandgeld für die ersten 48 Stunden je Wagen und 
Stunde von 4 Kronen auf 8 Kronen, für jede weitere Stunde bis 
zu. »einer Gesamtüberschreitunge von 7 Tagen je Wagen und 
Stunde von 8 Kronen auf 12 Kronen erhöht. Bei einer 7 Tage 
übersteigenden. Überschreitung bleibt für die fernere Zeit das 
tarifmäßige Standgeld von 16 Kronen in Geltung, 


— Die ven fremder Herrschaft befreiten Linien, Auf Grund 
der Bestimmungen der Nachträge XIV und XV des Lokalgüter- 
tarifs der in Verwaltung der Königl. ungarischen Staatsbahnen 
stehenden Viziwmalbahnen, ferner laut Bestimmungen der Nach- 
träze VIII und IX zum Lokalsütertarife der Königlich unga- 
rischen Staatsbahnen tritt für die von fremder Herrschaft be- 
[reiten Eisenbahnlinien mit dem: Zeitpunkte ihres Überganges 
unter die ungarische Herrschaft der Lokalgütertarif Teil II 
der unter Verwaltung der Königl. ung. Staatsbahnen stehenden 
Vizinalbahnen samt Nachträgen I-XV, bzw. der Lokaleütertarif 
Teil II der Staatsbahnen wieder in Kraft. 


— Betriebsergebnis der Budapester Vereinigten Städtischen 
Eisenbahnen. Die Generaldirekt:on dieser Bahnunternehmunz 
hat die Betriebsergiebnisse für das Geschäftsjahr 1920 veröffent- 


licht, aus denen ersichtlich ist, daß diese Unternehmung bei einen 
Bruttoverkehr von nahezu 600 Millionen Kronen einen Rein- 
überschuß von 24 Millionen Kronen ausgewiesen hat. Dieses 


günstige Ergebnis ist auf die in diesem Zeitraum eingeführte 
Tariferhöhung zurückzuführen, wobei aber bemerkt wird, daß, 
während im Geschäftsjahre 1919 346 Millionen Persosen die 
städtischen Eisenbahnen benutzten, diese Zahl im Jahre 1920 
auf 280 Millionen sank. — Die Zahl der mit Abonnements ver- 
sehenen Fahrgäste nimmt von Monat zu Monat zu. Im Jahre 
1919 haben insgesamt 49,5 Millionen Personen Abonnements- 
karten gelöst, im Jahre 1920 73,2 Millionen, und seitdem ist deren 
Zahl stets im Steigen hapriffen. 


— Handelsvertrag zwischen Ungarn und der Tschechoslowakei. 
Die zwischen Ungarn und der Tschechoslowakei kürzlich ein- 
eeleiteten Verhandlungen Naben zu einem günstigen Abschluß 
geführt. Im Sinne des abzeschlossenen Handelsvertrags ver- 
pflicehtet sich Ungarn, für Böhmen 3000 Wagen ungarischen 
Mehls zu liefern; dafür hat Böhmen 10 000 Wason Schwarzkohle, 
davon 6000 Wagen. Gaskohle, an Ungarn abzuseben. 


Zwischen Un- 
Handelsvertrag abge- 


— Der Güterverkehrsvertrag mit Österreich. 
garn und Österreich ist seinerzeit ein 


schlossen worden, der am 6. September d. .J. abläuft. Bisber ist 
dieser Vertrag allmonatlich stillschweigend automatisch ver- 
längert worden. Diesmal wurde der Vertrag jedoch "am 


28. August gekündiet, und zu seiner Verlängerung wurden bis- 
her keine Schritte unternommen. Die zwischen Ungarn und 
Österreich derzeit aufgstauchten Streitfragen sind zwar noch 
nicht beigelegt, doch werden aller Wahrscheinlichkeit nach «die 


wirtschaftlichen Verhandlungen demnächst aufgenommen, welche 
zu einem neuen Vertrag führen sollten. Diese Frage ist 


mit dem westungarischen Problem engstens verbunden, so «daß 
ein vertragsloser Zustand eintreten muß, wenn in (der westunga- 
rischen Frage keine Vereinbarung zustande gebracht wird. 


Uebrige europäische Länder. 


— Europäische Fahrplankonferenz. In der Zeit vom 9 bis 
11. November d. J. soll in Bern die Europäische Fahrplankonfe- 
renz für das Jahr 1922 abgehalten werden. Die Ge neraldirektion 
der Schweizerischen Bundesbahnen in Bern hat als geschäftsfüh- 
rende Verwaltung alle bedeutenden Eisenbahnländer. Europas, 
die Schlaf- und Speisewagen-Gesellschaften und wichtige Schiff- 
fahrtsunternehmungen zur Teilnahme an diesen für die Gestal- 
tung des Fahrplanes des internationalen Reiseverkehrs im näch- 
sten Jahre wichtigen Beratungen eingeladen. Auch die deutschen 
Reichseisenbahnen werden an den Verhandlungen teilnehmen, Die 
europäische Fahrplankonferenz, die früher alliährlich abgehal- 
ten wurde, #- die letzte vor dem Kriege war 1913 in Neapel — 
hat im Dezember vorigen Jahres zum ersten Male seit Kriegs: 
ausbruch wieder stattgefunden und tagte ebenfalls in Bern. Der 
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Schweizerischen Bundesbahn kommt das Verdienst zu, diese inter- 
nationalen Fahrplankonferenzen wieder ins Leben gerufen zu 
haben. + 


— Eisenbahnunglück bei Drontheim. Ein 
Teilnehmer an der Festlichkeit bei Eröffnung der Dovresbahn 
südwärts brachte und Drontheim am 18. d. M. um 11% Uhr 
abends verließ, stieß aus unbekannter Ursache am Südende des 
Nidareid-Tunnels mit einem fahrplanmäßigen Zuge zusammen. 
Die beiden ersten Wagen des Sonderzuges. wurden vollkommen 
zertrümmert. Sechs Personen fanden den Tod. es sind auch 
viele Verwundete zu verzeichnen. Unter den Getöteten befin- 
den sich drei der bekanntesten Männer Norwegens, nämlich der 
Telegraphendirektor Heftye, früher Mitglied der Internationalen 
Kommission in Flensburg, ferner Oberst Sejerstedt und Archi- 
tekt Glosinod, unter den Verwundeten der Generalstabschef 
Bauck, der frühere Eisenbahndirektor Jenssen und der szhwe- 
dische Eisenbahndirektor Karnell. 


— Jahresbericht der norwegischen Eisenbahnen 1919/20. , Für 


das vom 1. Juli 1919 bis 30. Juni 1920 dauernde Betriehsjahr 
ist der amtliche Bericht erschienen. Die gesamte Bahnlänge 
ist von 3249,5 km auf 3286,4 km gestiegen durch Hinzutritt der 
36,9 km langen vollspurigen Bahnstrecke Kongsberg—Hijuksebo 
am 11. Februar 1920. Doppelspurig sind nur 33 km, nämlich 
Christiania—Sandviken (13 km) der Drammensbahn und Kri- 
stiania—Lillestrom (20.km) der Hovedbahn. Im Betriebsjahre 
gingen zwei Strecken von der früheren Spurweite 1,067 m auf 
Vollspur über, nämlich Hamar—Elverum (32,1 km) und Kristia- 
nia—Drammen (52,9 km). Beide Strecken werden indes. auch 
noch mit Material ihrer früheren Spurweite betrieben, da sie 
mit einer dritten Schiene versehen wurden. 2132,7 km haben 
Vollspur, 1044,7 km 1,067 m Spur. Der Rest von 109 km ver- 
teilt sich auf 1,0 und 0,75 m Spur. Am Schlusse des Betriebs- 
jahres waren 2820,3 km Staatsbahnen und 466,1 km. Privatbah- 
nen. Von den Staatsbahnen waren 2310 km reine Staatsbahner, 


während 510,3 km Staatsbahngesellschaften gehörten, wobei ein 


kleinerer Teil des Aktienkapitals im Besitz von Gemeinden und 
Privaten ist. Die älteren Staatsbahngesellschaften befinden sich 
im Übergang zu reinen Staatsbahnen, da der Staat die gemeind- 
lichen und privaten Aktien enteignet (Gesetz vom 7. Juli 1907 
mit Zusatz vom 19. Juli 1912). Am 30. Juni 1920 waren noch 
drei von diesen . älteren Staatsbahngesellschaften ausständig, 
nämlich die Smälensbahn, die Kongsvingerbahn und die Jaeder- 
bahn (auch diese ging am 1. Juli 1920 zu den reinen Staats- 
bahnen über). 
sellschaft, in der die Norsk Transportaktieselskap neben dem 
Staate als Aktionär auftritt. Die reinen Staatsbahnen und die 
Staatsbahngesellschaften werden von der Generaldirektion der 
Staatsbahnen mit dem Sitze in Kristiania verwaltet und unter- 
stehen dem Departement der öffentlichen Arbeiten. Die Gene- 
raldirektion besteht aus einem Generaldirektor und vier Eisen- 
bahndirektoren. Diesen zur Seite stehen zwei vom. Storthine 
gewählte Mitglieder. Eingeteilt sind die Staatsbahnen in 
9 Distrikte: Kristiana, Drammen, Hamar, Trondhjiem, Stavanger, 
Bergen, Kristiansand, Narvik und Arendal, an deren Spitze’ je 
ein Distriktschef steht. Üeber das Verhältnis des Staates zur 
Anlage und zum Betrieb der Privatbahnen ist zu bemerken: Zu 
den Bahnen, die nicht ganz aus privaten Mitteln gebaut werden, 
hat der Staat im allgemeinen einen Zuschuß bis zur Hälfte des 
berechneten Anlagekapitals (ausschl Grunderwerb u. a.) gelei- 
stet, davon die eine Hälfte auf Aktien und die andere Hälfte als 
zins- und rückzahlungsfreie Anleihe gegen Verpfändung der 
Bahn und mit dem Vorbehalt der Betriebsüberwachung und des 
Tarifgenehmigungsrechtes. Wenn solche Bahnen in die Lage 
kamen, ihre Betriebskosten nicht aufbringen zu können, so 
sprang der Staat unterstützend bei. Als allgemeiner Vorbehalt 
galt hierbei, daß auch die Gemeinden und die Hauptbeteiligten 
Zuschuß leisteten. 

Die Verteilung der Bahnen in ganz Norwegen ist im Durch- 
schnitt 13,74 km auf 10 000 Einwohner und 1,02 km auf 100 km, 
wobei nach der Einwohnerzahl Hedmark mit 39,61 km, nach dem 
Flächeninhalt Vestfold mit 897 km am stärksten bedacht ist, 
während Sogn und Fiordane mit 1,78 km auf 10000 Einwohner 
und 0,09 km auf 100 qkm am spärlichsten daran sind. 


Die Einnahmen und Ausgaben betragen für sämtliche -Bahnen: 


Ein- Aus- Ein- Aus- Über- Fehl- 

nahmen | gaben | nahmen | gaben | schuß | betrag 

< 3 t 

| x auf 1 km 

. im ganzen Bahnlänge auf 1 km 

Millionen Kronen Kr. | Kr. Kr. | Kr 
1918/19 94,930 | 96,818 , 28958 | 29754 & 796 
a | 120, ‚088 | 124,072 | 36828 37908 — 1080 


Sonderzug, der 


der norwegischen Bahnen (ausgenommen 1916/17 mit %,5 %) nie 


‘(598 km) bis 40 kg/m (242 km). 


‚Bergensbahn hat für Schneereinigung vier- rotierende Schn 


Die Bratsbergbahn ist eine neue Staatsbahnge- 
gestiegen. „Dr 


"„Svenska Dagebladet“ 
‚ihre 


‚und Aneby und zwischen Sandsjö und Sävsiö für 700 000 K zZ 


Das Jahr 1917/18 war in der Geschichte der nor 
Bahnen das erste, in dem der Betrieb mit einem Fehlbetrage, 
und zwar gleich mit dem bedeutenden Betrage von 7554 346 Kr. 
abgeschlossen hat. 1918/19 hatte eine Besserung eingesetzt, der- 
art, daß der Fehlbetrag nur noch 2587962 Kr. betrug, Das 
Jahr 1919/20 verschlechterte sich wieder. Der Fehlbetrag ist, 
diesmal 3533354 Kr. 4 


45 % (i. V. 44 %) der Einnahmen trafen auf den Per 
verkehr und 53 % (Gi. V. 54 %) auf den Güterverkehr, die 
übrigen 2 % auf Telegraphenverkehr u. a. Die in den letz 
Jahren zu beobachtende Verschiebung der Einnahmenbeteilig 
des Personenverkehrs zu ungunsten des Güterverkehrs hat sicl 
auch im Berichtsjahre fortgesetzt. Die Ausgaben für Betrie 
und Unterhaltung der Bahnen sind gegen das Vorjahr 
28,1 % gestiegen. Die Steigerung im Vorjahre hatte 15 % : 
tragen, nachdem 1917/18 eine Steigerung von 62,9 % gebracht 
hatte. Die Betriebszahl, die im Vorjahre von 109,9 % der Ein- 
nahmen auf 102,7 % zurückgegangen war, ist diesmal mit 
102,8 % ziemlich stehen geblieben. _ Früher war die Betriebszahl 
über 85 hinaufgekommen. Auch im Berichtsjahre hatten die 
meisten Staatsbahnen einen Fehlbetrag. Wie immer steht die 
Ofotenbahn mit einem Überschuß von 2148348 Kr. (i. 3 
1494315 Kr.) wieder weitaus an erster Stelle. Gefahren wur 
den im ‚Betriebsjahre 13.188 870 Zugkilometer (gegen 11695 Mil- 
lionen i. V.) mit-394 899 546 Wagenachskilometern. Die Zahl 
der Personenkilometer ist von 772,792 auf 824,153 Millionen 
hinaufgegangen, die der Tonnenkilometer von 499, 769 auf 498,4 2 
Millionen etwas zurückgegangen. 


Die Schienen für Vollspur sind in Noregan noch fechta une 
heitlich. Der Bericht verzeichnet neun verschiedene ‚Schienen-, 
gewichte für den laufenden Meter und zwar von 25 kelm 

Es sind durchweg Vienol- 
schienen aus Stahl auf Holzschwellen und mit schwebend 
Stößen. Die Ausgaben für Beseitigung von Schnee und Eis E 
den Staatsbahnen und der Hovedbahn waren in den letzten fünf 
Jahren (beginnend 1915/16): 421282, 380414, 503 423, 508 414, 
1203253 Kr. oder für den Kilometer 151, Jar akt 178, 429 Kr. 
Sie wechseln also ie nach Beschaffenheit des Winters sehr stark 2 
und sind im Berichtsjahre besonders bedeutend gewesen. Die 


pflüge angeschafft, die im Berichtsjahre 10 064 km liefen. 
Kosten für Unterhaltung und Bewachung der Strecke, deı 
Bauten und Telegraphen sind bei den Staatsbahnen für den 
Kilometer Betriebslänge in den letzten fünf Jahren von 2005 Kr. 
auf 6660 Kr. und bei der Horb von 6814 auf 23 472 Kr. 


— Eisenbahnvoranschlag er schwedischen Staatsbahnen, "N 
hat die schwedische Eisenbahndirekt 
Budgetforderungen für den nächsten Reichstag 
7294 300 Kr. heruntergebracht, während sie noch 1920 60 Mil 
nen Kronen und 1919 87 Millionen verlangt hatte. Abgasal 
davon, daß die wirtschaftliche Lage natürlich zur- Sparsamk 
mähnt, gibt die Eisenbahndirektion als Grund für die | 
'scheidenheit ihrer Ansprüche die Notwendiekeit an, mit a 
ordentlicher Sparsamkeit vorzugehen, wenn es sich darum h 
delt, neues Kapital in die Staatsbahnen zu stecken. so lange 
nicht feste Richtlinien für die Tarifpolitik aufgestellt werde» 
können. Unter den Arbeiten, die jetzt für alle Fälle zur Aus 
führung kommen sollen, ist die Anlage eines weiteren Gl 
zwischen Aneby und Sandsiö für 300000 Kr., zwischen Tr 


‘erwähnen. Für die Staatsbahn Sveg-Hede werden 600 000 
verlangt, für die Inlandsbahn zwischen Volesjö und Gällivara 
1 500 000 Kr., für die Staatsbahn Forsmo-Hoting 1200000 Kr, 
für die Staatsbahn Hällnäs-Stensele 1500000 Kr. und schließl 
für die Einführung der durchgehenden Luftdruckbr 
3075000 Kr. Was die Doppelbahnanlasen Tranäs-Aneby 
Sandsiö-Sävsiö betrifft, so betont die Eisenbahndirektion 
de unabstreitbare Wichtigkeit, für den Staatsbahnbetrieb, daß 
dieses Doppelgleis zustande kommt, teils den unter ‚jetzigen 
Verhältnissen wichtigen Umstand, daß, wenn die Doppelbahn 
Aneby-Sandsiö im Jahre 1922 vollendet wird, die daselbst be- 
schäftigte Arbeitergruppe sonst entlassen werden müßte, sof 
sie nicht auf die Doppelbahn Tranäs- Aneby und Sandsjö- S 
übernommen werden könnte. 5 
Mit der Elektrisierung der Strecke Soeben Göteborg ste 
es so. daß die zwei Ausschüsse, welche die Erhebungen besor 
sen, bis zum Jahresschlusse mit ihren Gutachten ‘fertig werde 
dürften. Demnach sollen, wenn alles stimmt, die Arbeiten 
Ganze kommen. Die Kosten für die Ausführung der Anl 
haben sich nennenswert vermindert und _werden nunmehr 
65 Millionen gegenüber einer früheren Gesamtsumme von 103 
Millionen berechnet. Da weiter der Wert der durch die ee 
sierung frei werdenden Dampflokomotiven nunmehr auf r 
22 500 000 Kr. geschätzt wird, so wäre jetzt für die Flektrisi 
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tung nur noch ein Betrag von 42,5 Millionen Kronen erforder- 
lieh. Die schon bewilligte Anschlagsumme von 23 Millionen 
reicht sonach jetzt für mehr als die Hälfte des nötigen Betrazss, 
und auch wenn die Elektrisierungsarbeit schon 1922 in Gang 
käme, wäre dafür keine weitere Forderung an den Reichst 
1922 zu stellen. 

ei; Mit dem geforderten Betrag für den südlichen Teil der In- 
_ landsbahn scheint mit Rücksicht auf die niedrigeren Baukosten 
- der im Jahr 1919 entworfene Arbeitsplan im: großen ganzen ecin- 
gehalten werden zu können, nämlich die Fertigstellung der Bahn 
im Jahr 1922 bis Storuman und der Bau einer Materialzufuhr- 
straße von Storuman bis hinauf nach Blattnicksele. Wenn 
dann die Arbeiten damit zu einem gewissen Abschluß gekommen 
- sind, dürfte geprüft’werden, inwieweit der Bahnbau nördlich von 
_ Storuman unmittelbar fortgesetzt werden soll, oder ob die Bahn 
_ für einige Zeit mit Rücksicht auf die Konjunktur ihren zeit- 
_ weiligen Endpunkt in Storuman erhalten soll. Bei der jetzt 
_ herrschenden Arbeitsnot können indes die schon am nördlishen 
- Teil der Inlandsbahn in Gang gesetzten Arbeiten nicht ab- 
- gebrochen werden, sondern sie sollen in dem Maße fortgesetzt 
_ werden, wie es zur Weiterbeschäftigung der eingestellten Ar- 
 beiter erforderlich ist. Es könnte das unter Inanspruchnahme 
_ der für die fragliche Bahn schon veranschlagten Mittel ge- 
 schehen. Die Eisenbahndirektion berichtet, daß sie möglicher- 
_ weise weiterhin um Mittel für Inangriffnahme gewisser Ände- 
rungen au den Bahnhofsanlagen in Stockholm und Lund ein- 
- geben müsse. Doch sind die vorbereitenden Verhandlungen mit 
den betreffenden Städten noch nicht soweit vorgeschritten, daß 
die Eisenbahndirektion diese Fragen bestimmt vor den Reichs- 
tag 1922 bringen könnte. Des 


— Plan einer Eisenbahn Belfort-Colmar. In der französi- 
schen Abgordnetenkammer wurde, wie wir dem Archiv für 
- Eisenbahnwesen entnehmen, der Gesetzesvorschlag eingebracht, 
_ eine Eisenbahn von Chevremont (östlich Belfort) über Burn- 
haupt nach Bollweiler (an der Strecke Mülhausen-Colmar) zu 
- bauen, und zwar mit folgender Begründung: Die große Strecke 
- Straßburg-Belfort über Mülhausen ist für den Verkehr unzu- 
reichend; ein viergleisiger Ausbau würde die schon jetzt be- 
stehenden Verkehrsstockungen auf dem häufig verstopften 
Bahnhof Mülhausen verstärken. Die wirtschaftliche Bedeutung 
_ der Strecke liegt in der Abkürzung des Weges von Colmar 
nach Belfort um etwa 20 km, in der Erleichterung der Verbin- 
_ dung zwischen Elsaß und Süddeutschland einerseits und Saone- 
und Rhonebecken anderseits. Der Osten und der Südosten 
Frankreichs sind fast ausschließlich von Saar- und Ruhrkohlen 
_ abhängig. Des weiteren dient die Strecke der lokalen Aufgabe, 
den westlichen Teil des Kalibeckens an das Verkehrsnetz anzu- 
schließen. Endlich ist auch vom strategischen Gesichtspunkt 
aus eine,vom Rhein weiter abliegende Aufmarschlinie, die nient 
den Bahnhof Mülhausen berührt, wertvoll. Der Vorschlag wurde 
dem Ministerium der öffentlichen Arbeiten zur Prüfung iüber- 
geben. : 
—— 50jähriges Jubiläum des Mont Cenis-Tunnels. Am 17. Sep- 
 tember waren 50 Jahre verstrichen, seit der Mont Cenis-Tunanel 
_ dem Eisenbahnbetriebe übergeben wurde. Damit war der erste 
_ große Alpendurchstich vollendet und eine neue Zeit für den 
_ Eisenbahnbau angebrochen. Der Ingenieur Sommeiller hatte 
_ gemeinsam mit den Ingenieuren Grattoni und Grandis dem Pie- 
_ monteser Minister Cavour einen Plan zur Untertunnelung des 
- Mont Cenis (oder Col de Frejus) durch einen zweispurigen, 
- 12,82 km langen Tunnel vorgelegt, der nach Durchführung eini- 
- ger praktischer Versuche bei Genua mit der Sommeillerschen 
Bohrmaschine im Jahre 1857 bei dem Piemonteser Parlament den 
- Beschluß zum Tunnelbau durchsetzte. Der Bau nahm 14 Jahre 
in Anspruch, die größten Monatsfortschritte betrugen 92 m auf 
der Nordseite und 91 m auf der Südseite. Von Hand wurder. 
-1640 m, mit der Preßluftbohrmaschine, System Sommeiller, 
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10580 m Stollen hergestellt. Die Länge des Tunnels stellte sich 


- mit den gekrümmten Ausgängen nach der genauen Schlußmessung 
- auf 12819,6 m; in den Jahren 1880—1881 wurde der Nordaus- 
- gang verlegt und der Tunnel verlängert, so daß die Gesamt- 
_ länge jetzt 13637 m beträgt. Die Kosten des Tunnelbaus stellten 
sich auf 5400 Fr./m, zusammen rund 70 Mill. Fr. Die Abände- 
rungsarbeiten der Jahre 1880-81 kosteten weiter 4,4 Mill. Fr. 
Im Jahre 1862, nach Übergang Savoyens än Frankreich, über- 
nahm dieses einen Beitrag von 26,1 Mill. Fr. zu den Kosten. Die 
- Grenze zwischen Frankreich und Italien verläuft jetzt etwa. durch 
die Mitte des Tunnels, der die Strecke Chamböry-Modane (Nord- 
eingang des Tunnels) der P.L.M.-Bahn mit der Strecke Bardo- 
_ neechia (Südeingang) - Turin der italienischen Staatsbahn ver- 
_ bindet. Die guten Erfolge, die beim Mont Cenis mit dem 
" Punnelbau gemacht wurden, gaben den Anstoß zu weiteren 
Unternehmungen. Bald nach der Vollendung des Mont Üenis 
_ begann im Jahre 1872 der Bau des St. Gotthard. Es entstanden 
“ nach und nach der Gotthard, Arlberg, Tauern, Albula, Lötsch- 
- berg und der Simplon, dessen zweiter Stollen in der allernächsten 
Zeit vollendet sein wird. 


1 


— Lokomotivbau in Italien. Die italienische Industrie hat 
kürzlich den Vorschlag der Regierung, einen Auftrag auf 300 
Lokomotiven nach Deutschland zu vergeben, mit großem Näch- 
druck und Erfolg bekämpft. Im Zusammenhang damit dürfte 
es, wie die „Deutsch-Italienische Vereinigung“ mitteilt, von 
Interesse sein, die bisherigen Leistungen der italienischen In- 
dustrie zu prüfen. Von 669 Lokomotiven, die sich im Auftrag 
befinden, sind bisher erst 163 zur Ablieferung gelangt; sie ge- 
hören zu einer Bestellung von 486 Stück, die bereits in den 
Monaten Juli/August 1919 vergeben worden ist. Der zweite 
Auftrag vom 12. April d. J. umfaßte 183 Lokomotiven. Die 
italienischen Fabriken haben demnach noch 506 Maschinen in 
Auftrag; wenn im bisherigen Tempo . weitergearbeitet wird, ist 
dafür eine Bauzeit von drei Jahren erforderlich. 


— Arbeiter als Aktionäre. Die Beteiligung der Arbeiter am 
Aktienkapital der Gesellschaft, für die sie arbeiten, ist eine 
Frage, die bei den neuzeitlichen Bestrebungen, der Arbeiter- 
schaft eine gegen die bisherigen Verhältnisse veränderte Stellung 
zu schaffen, wiederholt erörtert worden ist. Für und gegen 
halten sich dabei auf der einen und der anderen Seite die Wage. 
In Frankreich sind neuerdings durch Gesetz Arbeiteraktien 
bei den Eisenbahngesellschaften geschaffen worden, ein eng- 
lischer Bahnhofsvorsteher sucht durch private Tätigkeit das 
gleiche Ziel zu erreichen. Er hat schon zwei- bis dreihundert 
Angestellte und Arbeiter aller Grade, die über das ganze Netz 
seiner Gesellschaft verbreitet sind, veranlait, mindestens 
1000 £ in Aktien ihrer Arbeitgeberin anzulegen. Sein Ziel ist 
dabei, alle Angehörigen des Eisenbahndienstes zu Aktionären 
der Eisenbahngesellschaften, also zu Mitbesitzern der Eisen- 
bahnen zu machen, und er hält die Zeit zur Erreichung dieses 
Zieles deshalb für günstig, weil die Eisenbahnwerte zurzeit 
an der Börse niedrig stehen. Er verspricht sich von seinen 
Bestrebungen den Erfolg, daß die Arbeiteraktionäre weniger 
geneigt-sein, werden, auf den Umsturz der bestehenden Ordnung 
hinzuwirken, daß vielmehr ihr Vorteil und der des Arbeit- 
gebers dieselben sind. Abgesehen von den sonst dadurch er- 
reichten Vorteilen würde dabei auch der Erfolg erzielt werden, 
daß die Beraubung und die Beschädigung von Gütern, zu 
deren Ausgleich die Eisenbahngesellschaften hohe Beträge auf- 
zuwenden haben, verringert würden. Die dadurch erzielten 
höheren Überschüsse würden also den Aktionären und somit 
den Arbeitern zugute kommen. Kine wichtige Frage ist, wie 
sich die Gewerkschaften zu dem Erwerb von Aktien dur:h 
ihre Mitglieder stellen werden. Sie besitzen zwar selbst erheb- 
liche Mengen von Aktien der Eisenbahngesellschaften, haben 
sich jedoch bisher gegen die Beteiligung ilicer Mitgieder am 
Aktienkapital der Unternehmungen, bei denen sie arbeiten, ab- 
lehnend verhalten. 


— Ausflugverkehr in England. Daß die englischen Eisen- 
bahnen eine Anzahl Vergünstigungen für den Reiseverkehr wie- 
der eingeführt haben, seit sie ihre Einnahmen und Ausgaben 


wieder ohne Mitwirkung des Staates verwalten — ‚‚decontrol“ 
ist der gut geprägte, aber schwer zu übersetzende Ausdruck für 
die Aufhebung des Staatsbetriebs —, ist in dieser Zeitschrift 


schon erwähnt worden (s. Nr. 34 d. Zte. v. 25. VII. 21, S. 547). 
Auch in bezug auf den Verkehr von Sonderzügen zu ermäßigten 
Preisen sind sie wieder zu einer alten Gewohnheit zurückgekehrt 
Wenn zu einem solchen mindestens 300 Personen angemeldet 
werden, geben die Gesellschaften Rückfahrkarten mit andert- 
halbtägiger Gültigkeit zum einfachen Preise aus und gewähren 
dem Veranstalter noch einen Abzug als Vergütung für seine 
Mühewaltung. Derartige Ausflüge waren vor dem Kriege 'sehr 
beliebt und hatten für die Eisenbahnen den Vorteil, daß sie genau 
wußten, wieviel Personen zu befördern waren, so daß die betr. 
Züge voll besetzt verkehrten. Man erwartet von der Wieder- 
aufnahme dieses Sonderzugverkehrs namentlich eine Belebung 
des Besuchs von sportlichen Veranstaltungen, die bekanntlich in 
England von jeher eine große Anzivhungskraft ausgeübt haben. 
Dasselbe Ziel, Förderung des Sports, bezweckt die. Bestimmung, 
daß ermäßigte Preise für Gesellschaftsreisen — ein und ein 
Drittel des einfachen Fahrpreises für Hin- und Rückfahrt — 
schon bei 12, statt; wie bisher bei 30, Teilnehmern gewährt wer- 
den. Dieser Vorteil soll namentlich Fußball- und Öricketmann- 
schaften zugute kommen, die zu auswärtigen Wettspielen reisen. 
Man erwartet von diesen Vergünstigungen eine wesentliche Be- 
lebung des Personenverkehrs. 


— Die englischen Eisenbahn-Bediensteten. Das englische Ver- 
kehrsministerium hat wieder einmal seine Vorliebe für Sta- 
#istik gezeigt, indem es im August eine Aufstellung der im eng- 
jischen Eisenbahndienst beschäftigten Personen in Form einer 
Denkschrift veröffentlicht hat. In der Woche, für die die Sta- 
tistik aufgestellt ist, nämlich vom 13. bis 19. März d. J., be- 
schäftirten die Eisenbahnen von England, Schottland und Irland 
ein Heer von 763359 Köpfen, d. s. 124036 Mann oder 19,4 % 
mehr als Ende Dezember 1913, dem Zeitpunkt, der zu einem 
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Vergleich gewählt ist. Ganz streng vergleichbar sind diese 
Zahlenangaben nicht, weil einerseits der Kreis, auf den sich die 
Stätistik bezieht, nicht ganz derselbe geblieben ist (doch sind 


aie Abweichungen nicht sehr erheblich), und weil mittlerweile 


Verschiebungen innerhalb der Klassen der ‚Angestellten vor- 
gekommen sind (doch haben diese keinen Einfluß auf die Ge- 
samtzahl). An der Spitze der Eisenbahngesellschaften steht die 
London und Nordwestbahn mit 101483 (1913: 87 948) Angestell- 
ten, die einzige Gesellschaft, die einen Mannschaftsbestand von 
über 100 000 aufweist. Besonders stark ist die Vermehrung der 
Angestellten im Betriebsdienst, eine Folge der Einführung des 
Achtstundentags; auch im Werkstättendienst ist eine erhebliche 
Vermehrung zu verzeichnen, 
sichtspersonen verzeichnet, und auch im technischen Dienste ist 
die Zahl der beschäftigten Kräfte etwas zurückgegangen. Die 
starke Vermehrung der Kopfzahl spiegelt sich natürlich. in den 
persönlichen Ausgaben, die doppelt angewachsen sind, wider: 
einmal infolge der Erhöhung der Bezüge des einzelnen, das an- 
dere Mal durch die Zunahme der Zahl derer, die zu entlohnen 
sind. Diesen Mehrausgaben stehen keine entsprechenden Mehr- 
einnahmen aus dem Betrieb gegenüber. 


— Von den rumänischen Eisenbahnen. 
nischen Eisenbahnen leidet zur Zeit sehr unter der Mannigfaltie- 


keit der Bauart der Lokomotiven, wodurch namentlich die Unter- 


haltung sehr erschwert wird. Rumänien mußte, um seinen Loko- 
motivpark nach dem Kriege zu ergänzen, aus den verschiedenen 
(Juellen Maschinen beschaffen, und so hat es denn in Österreich, 
in der Tschechoslowakei, in Deutschland, sogar in Kanada und 


den Vereinigten Staaten solche angekauft; außerdem sind auch . 


von der französischen Regierung deutsche Lokomotiven überwie- 
sen worden, die auf Grund der Bestimmungen des Waffenstill- 
standes hatten abgeliefert werden missen. So kommt es, daß 
der Lokomotivbestand der rumänischen Staatsbahnen zur Zeit 
über 80 verschiedene Bauarten umfaßt. Die Lokomotivnot war 
und ist aber so groß, daß die Verwaltung die Lokomotiven kau- 
fen muß, die ihr angeboten werden, ohne danach zu fragen, ab 
sie in ihren Park passen. 

Durch einen Erlaß vom 7. Dezember :1920 sind alle Gebühren 
der rumänischen Staatsbahnen verdoppelt und am 31. Dezember 
nochmals um 20 % der neuen Beträge erhöht worden. Die 
letztere Erhöhung ist dazu bestimmt, die Ausgaben zu decken, die 
durch die Gewährung von Teuerungszulagen an die Angestellten 
der Eisenbahnen erwachsen. Bei den bis zum Dezember gültigen 
Sätzen arbeiteten die Eisenbahnen mit Fehlbeträgen; eine Er- 
höhung war also vom wirtschaftlichen Standpunkte aus unum- 
eänglich, es wird ihr jedoch auch erhebliche politische Bedeutung 
beigeleet. Die Einnahmen der rumänischen Eisenbahnen, ein- 
schließlich derjenigen von Bessarabien, Siebenbürgen -und der 
Yukowina haben im Jahre 1920 562 Millionen Lei ausgemacht, 
loch werden sie vollständig von den Betriebsausgaben aufgezehrt, 
so daß für den Wiederaufbau keine Mittel übrig bleiben: für die- 
sen müssen die Gelder aus anderen Quellen beschafft werden. 


Die Eisenbahnen Rumäniens sollen nach den neuesten Vor- 
schlägen des Finanzministers als wirtschaftlich selbständiges 


ohne staatliche Beihilfen wird es 
‚ ehe 


Unternehmen betrieben werden; 
aber dabei nicht abgehen, und es werden Jahre verstreichen 
sie sich selbst erhalten können. 

Trotz der mißlichen Wirtschaft fehlt es nicht an Plänen für 
den Neubau von Eisenbahnen. Die neu erwo.benen Gebiete 
sollen mit Altrumänien in bessere Verbindung gebracht werden, 
und auch ihre bestehenden Strecken bedürfen mancher Umbau- 
ten, weil der Verkehr auf ihnen früher ein anderes Ziel hatte 
als jetzt. Siebenbürgen und das Banat besitzen z. B. ein wohl- 
“entwickeltes Eisenbahnnetz, dessen Verkehr aber, wie es nur 
natürlich war, stark auf Budapest gerichtet war. Jetzt soll 
dieses Netz durch Vermehrung der Übergänge über die Karpa- 
then in bessere Verbindung mit der Walachei gebracht und so 
enger an das rumänische Stammland angeschlossen werden. Au:n 
das Eisenbahnnetz von Bessaräbien soll mit dem demjenigen der 
Bukowina in bessere Verbindung gebracht werden. Hier sowie 
in der Dobrudscha wird bereits an der Fertigstellung neuer 
Wisenbahnen gearbeitet. Die jetzt aufgestellten Pläne sollen 
innerhalb der nächsten fünf Jahre durchgeführt werden, und 
man rechnet damit, daß dieses Ziel trotz der entgegenstehenden 
Schwierigkeiten, namentlich trotz der Geldknappheit wird ır- 
reicht werden können. 

Auch der alte Plan, Rumänien durch eine Eisenbahn mit «em 
Adriatischen Meer zu verbinden, ist wieder einmal aufgetaucht. 
Ür wird aber wohl wieder an den Schwierigkeiten scheitern, 
die dem dabei nötig werdenden Bau einer Donaubrücke zwischen 
Rumänien und Südslawien entgegenstehen. Die Bedeutung 
(lieses Bahnbaus läge an erster Stelle auf politischem Go obiete, 
indem er die beiden Rönigreiche in engere Beziehungen zueinan- 
der bringen würde, obgleich natürlich der wirtschaftliche Wert, 
den ein Ausgang nach dem Adriatischern Meer für Rumänien 
haben würde auch nicht zu unterschätzen sein würde, Woher 


dagegen sind etwas weniger Auf-. 


Der Betrieb der rumä- 


"und so hat einer von ihnen ausgerechnet, daß die auf eine volle 


kehrs eingesetzt. 


sollen aber die Mittel zu dieser neuen Biscnbahnv ort 
kommen, die neben dem teuren Bau der Donaubrücke auch noch 
erhebliche Streckenneubauten nötig een wür de? - 4. 


En: 


Fremde Erdteile. 


— Kapitalisierung der nordamerikanischen Eisenbahnen in de 
a Jahren. In Heft 7 und 8des XII. Jahrgangs 1921, Neue Folg 
S. 426/27, der‘ Zeisehrikt für Sozialwissenscha 
(A. Deichertsche Verlagsbuchhandlung, Dr. Werner Scholl 
Leipzig) befindet sich ein kurzer, aber interessanter Aufsatz y. 
Dr. E Schultze über obige Frage. Die Kapitalien, die seit 
1900 alljährlich für den Bau neuer Eisenbahnstrecken in den Ver 


einigten Staaten und für Ergänzung und Verbesserung der Be 


triebsmittel verwendet worden sind, sind aus folgender Zu: 
sammenstellung ersichtlich: 3 E 
1919 . . 2 124.064 350 Dollars 19093 2.597 943 i12 Dolla 
1918 -. . 32680 300 N 19087 27314 .687.250, Bu 
NIT: 110 322 460 x 1907 -. . 225 74&050 BR 
1916 57 382 500 e 1906...» ..252.842 300 7 Sr 
1915 .- 91 535 070 Hr 1905 . . . 300 347 400 SS E 
1914 .. 303 230 500 7 - 1904 203.733 600° rs 
19327.2.2321599 SBH RT 1903:°..227231:256:850 So 
19127222 1552088002 2% 1902. ;;. °213:208 7007 Sr 
1911... 195 888 850 % x 1901: . ....187 679. 080 Sr Si 
1910 . 303 248 615 5 1900 °. + 160558:622 


Daraus ergibt sich, daß» während früher für Eisenbahnanlag 
Jährlich mehrere hundert Millionen Dollars ausgegeben wurden 
(1909 sogar 597% Millionen!), die weitere Ausdehnung des 
Fisenbahnnetzes und die Erneuerung der Betriebsmittel 
Kriegsbeginn vernachlässigt worden sind. Im Kriege kam 
den Vereinigten Staaten nur darauf an, Geld zu machen, was 
durch gesteigerte Ausfuhr nach Kuropa unter Vernachlässigung 
der eigenen Betriebsanlagen gelungen ist. Es hat sich heraus 
gestellt, daß während des Staatsbetriebes nicht nur 1800 Mill. 
Dollars Betriebsverluste entstanden sind, sondern daß auch fi 
die Wiederherstellung der Anlagen und Betriebsmittel bis z 
voller Betriebsfähigkeit nicht weniger als 6 Milliarden Dolla 
für nötig gehalten werden. Von einem Betriebsgewinn ist jetzt 
bei vielen Unternehmungen nicht mehr die Rede, es will nicht 
gelingen, neue Mittel auf dem Kapitalmarkt aufzubringen. Dr. 
Schultze schließt mit dem Ausspruch, daß man gespannt sein 
könne, wie sich die Kapitalisierung der nordamerikanische 
Eisenbahnen in den nächsten Jahren entwickeln werde, 


-— Eisenbahnfrachten und Kosten der Lebenshaltung. Daß die 
Steigerung der Eisenbahnfrachten für viele Zweige des Wirt- 
schaftslebens eine schwer zu tragende Last bedeutet, soll nicht 
bestritten werden; sie ist aber unter den heutigen Verhältnissen 
unvermeidlich und nicht so groß, wie es auf den ersten Blick 
erscheinen möchte. Die Amer ikaner lieben es, derartige Behaup- 
tungen durch in die Augen fallende Zahlenbeispiele zu beweisen, 


Mahlzeit entfallenden Frachtkosten bei einem Preise von 1,25 
Dollar nur 1,2. Cents. betragen. Zugrunde gelegt ist dabei eine 
Mahlzeit in Springfield im Staate Illinois, zu der das Rindfleisch 
aus Jowa, der Lachs aus Oregon und die übrigen Bestandte 
aus größerer Entfernung, bis Louisiana und Neuyork, bezogen 
worden sind. Als Fracht sind für den Weg zwischen Erzeuger 
und Großhändler die Sätze des Wagenladungsverkehrs, für den 
zwischen Großhändler und Kleinhändler die des Stückgutver- 
Selbst wenn also die Frachtkosten um 100 % 
und mehr gesteigert werden, hat dies auf die Kosten der mensch- 
lichen ‚Ernährung nur einen verschwindenden Einfluß. Deı 
Händler wird sich freilich die Gelegenheit kaum entgehen lass 
auf eine Tariferhöhung mit einer Steigerung seiner Verkauf: 
preise zu antworten, die in keinem Verhältnis zu der tatsäch- 
lichen Erhöhung der Kosten und dem Anteil der Fracht an ap 
Gesamtkosten steht. 


— Vereinheitlichung der en Sndenbahrs rer dis Absichl 
die chilenische und die arzentinische Teilstrerko der von Los 
Andes nach Mendoza führenden Transandenhahn zu einer B 
triebseinheit zu verschmelzen, haben :wır schon früher berich 
(vgl. Dr. 15; S. 148 d. Ztg.). Nachdem die argentinische Regie 
rung schon vor zwei Jahren ihre Zustimmung erteilt hatte, hal 
sich nunmehr auch die chilenische Regierung angeschlossen. 
Den vereinigten Eisenbahngesellschaften wird wine erhebliche 
staatliche Unterstützung gewährt werden, damit die notwendige 
Bauten — vor allem zum Schutz gegen Schneefälle _ hergent 
und Betriebsmittel beschafft werden können. -Der elektrische 
Betrieb soll. demnächst eingeführt werden. Die Geschäftsle: ter 
ernennt die Regierung. 


\ LXT. Jahrgang 
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‚ein. 


"seit nunmehr 8 Jahren bestens bewährt. 


nach. einem besondern. Verfahren 


109 -— 


; Allgemeines. 


— Eisenbahnkühlwagen. _In Hamburg hat sich, wie „Der 
Deutsche“ schreibt, kürzlich eine „Kühltransit-Aktiengesell- 
schaft“ gebildet, die den Transport wärmeempfindlicher Güter 
— vor allem Lebensmittel — auf der: Eisenbahn in eigenen, 
dem neuesten Stande der- Kühltechnik entsprechenden Kühlwagen 
aufnehmen will, besonders von Hamburg nach dem Binnenlande. 
Verwendet werden je nach Lage des Einzelfalles (Art des Gu- 
tes, Länge des Weges, Außentemperatur) 

a) entweder ganze Kühlzüge, d. h. Züge bestehend aus einem 

oder mehreren mitlaufenden Kühlmaschinenwagen nebst 
einer Anzahl dazu gehöriger Anhängekühlwagen, oder 


b) nur Kühlwagen mit maschineller Vorkühlung aus einer _ 


ortsfesten Rühlanlage, oder 

-e) Kühlwagen ohne maschinelle Vorkühlung. 

Die Kihlmaschinenwagen enthalten eine vollständige Kälte- 
inaschinenanlage und werden von dem nötigen technischen Per- 
sonal begleitet. Bei dem älteren Kühlsystem wird aus dem Kühl- 
maschinenwagen Chlormagnesiumlauge auf die Kühlwagen über- 
geleitet. Hier läuft sie in einem Rohrsystem um und wird durch 
eine Pumpe im Kreislauf in den Maschinenwagen zurück- 
geleitet. Bei dem neueren System wird die Kälte avs dem 
Maschinenwagen auf die Kühlwagen nicht durch eine Flüssigkeit, 
sondern unmittelbar durch kalte Luft übertragen. Die Luft 


‚beschreibt den gleichen Kreislauf und wird am: Maschinenwagen 


immer neu gekühlt.. Für Beförderung auf kurze lintiernungen 
werden die Kühlwagen aus einer ortsfesten Kältemaschine nach 
Beendigung der Verladung und Verschluß des Wagens mit Kälte 
cespeist, So gekühlte Wagen halten die erforderliche Teempe- 
ıatur mehrere Tage. 

Die Bedeutung derartiger Einrichtungen für die allgemeine 
Volkswirtschaft ist unzweifelhaft groß. Sie wird erst in Br- 


_ scheinung treten, wenn es wieder möglich ist, aus den früheren 


eroßen Lebensmittelüberschußgebieten — Südslawien, humä- 


nien, Litauen, Ukraine usw. — Lebensmittel nach Deutschland | 
heranzuschaffen. Die Beförderung von Seefischen wird durch 


sie auf weite Entfernungen ermöglicht. Besonders wird sich 
der Versand von Fleisch lohnen, denn die Bahnbeförderung 
lebenden Viehs auf weite Entfernungen ist unwirtschaftlich, 
weil es dabei einen erheblichen Teil seines Gewichts verliert 
und im Vergleich zu seinem Gewicht unverhältnismäßig großen 
Raum einnimmt. Auch gehen vielfach lebende Tiere unterwegs 
Die Kühlzüge bieten die Möglichkeit, das im- Versand- 
vebiet-geschlachtete Vieh zu versenden, was erhebliche Fracht- 
ersparnisse einbringt. 


— Die Asbestonschwelle für Eisenbahngleise. Eine deutsche 
Erfindine, die erstmalig im Jahre 1911 auf der Sächsischen 
Staatsbahn bei Pirna und auf den Schweizerischen Bundes- 
bahnen bej Bern und nach einigen Verbesserungen seit 1913 
auf zahlreichen Voll-, Neben-, Klein- und Straßenbahnen, An- 


“ schlußzleisen und industriellen Anlagen des In- und Auslandes 


(auch in den Tropen) zur Probeanwendung gelangte, hat sich 
An Haltbarkeit, Be- 
triebssicherheit und geringsten Unterhaltungskosten kommt ihr 
weder die Holz- noch die Eisenschwelle gleich; jedoch war sie 


"noch in den Beschaffungskosten höher als diese, und hierdurch 


erklärt sich die. bisherige Zurückhaltung der Eisenbahnverwal- 
tungen. Nach den heutigen Verhältnissen ist sie aber etwas 
billiger als gut getränkte erstklassige Holzschwellen und viel 
billiger als Eisenschwellen. Die deutsche Asbeston-Gesellschaft 
in Köln als Inhaberin der Patentrechte für Deutschland ein- 
schließlich des Saargebiets verlangt für eine 2,2 m lange und 
330 kg schwere Vollbahnschwelle für mindestens 8 t Raddruck 
einen Preis von etwa 145 M. Falls die Herstellung am Ver- 
wendungsorte erfolgen kann,.werden die sonst aufzuwendenden 
hohen Frachtkosten ganz erspart. 

Die bereits im Jahre 1913 in Leipzig auf der internationalen 
Baufachausstellung mit der goldenen Medaille ausgezeichnete 
Asbestonschwelle unterscheidet sich von gewöhnlichen Eisen- 
betonkörpern nur dadurch, daß an den Schienenauflagestellen 
Asbestonmasse (Asbest mit 
mit dem übrigen Beton 
Schienenbefestigungsmittel 
Diese letztern lassen sich 
wobei 


Zement) eingebettet wird, die sich 
monolithartig verbindet und die 
(Schrauben oder Nägel) aufnimmt. 


wie bei Holz in vorgebohrte Löcher leicht eintreiben, 
‚die. Asbestfaser ähnlich der Holzfaser ausweicht. Die Eisen- 
teile haften, trotz einer gewissen Elastizität, die es nicht zu 


Rissen und Sprüngen kommen läßt, im Asbeston bedeutend fester 
als im besten Eichenholz. 


Die Asbestonschwelle verschlechtert oder verschleißt sich 
weder durch Witterungs-, noch durch Betriebsverhältnisse. Sie 
vereiniet im übrigen die Vorteile der Holzschwelle mit den- 


ienigen der Eisenschwelle und besitzt infolge ihrer Eisenein- 
lagen bei der nötigen Elastizität, die erwiesenermaßen auch 


‘ Umstand 


‘dem Eisenbeton innewohnt und durch die Asbestonkissen ver- 
stärkt wird, jede praktisch erforderliche Festigkeit, wenn sie 
dementsprechend berechnet und hergestellt ist. Hinsichtlich der 
festen Lagerung im Schotterbett wirkt das hohe Eigengewicht 
der Asbestonschwelle, die selten eines Nachstopfens bedarf, noch 
besonders günstig. Statische Berechnungen ergeben, daß diese 
Vollbahnschwelle nur 2,2 m lang und nur in den beiden äußeren 
Dritteln ihrer Länge unterbettet sein soll. Auf einigermaßen 
tragfähigem Boden des Bahndammes ist eine besondere Schotter- 
bettung meistens nicht unbedingt notwendige. Im übrigen aber 
kommt man, auch wegen der geringeren Schwellenlänge, mit 
zwei Dritteln der sonst erforderlichen  Schottermenge voll- 
kommen aus, was einer Ersparnis von einem Kubikmeter für 
ein Meter Gleis entspricht. Bei Neubauten von doppeleleisieen 
Strecken erspart man ferner etwa 1,2 m Kronenbreite des Bahn- 
dammes, und es werden dementsprechend sowohl die Grund- 
erwerbskosten als auch die Ausgaben für Boden-Auftrag oder 
-Abtrag ganz wesentlich geringer. Namentlich in Felsein- 
schnitten und in Tunneln können Millionenersparnisse gemacht 
werden. Hoefer. 


Rechtspfiege. 


— Höhere Gewalt bei Explosion eines mit explosibler Flüs- 
siekeit gefüllten Gepäckstückes. Im Jahrgang 1920, 8. 651 dieser 
Zeitung ist ein Urteil des Reichsgerichts vom” 29. IV. 20 mit- 
geteilt, das anläßlich des bekannten Eisenbahnunglücks bei 
Schleißheim, welches durch die Explosion einer mit Vulkani- 
sierlösung gefüllten, verbotswidrig in das Wagenabteil mitee- 
nommenen Korbflasche entstanden. ist, das abweisende Ur- 
teil des Oberlandesgerichts München aufgehoben und die Sache 
zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das Be- 
rufungsgericht zurückgewiesen hatte. Das Reichsgericht hatte 
die Annahme des Öberlandesgerichts, daß höhere Gewalt vor- 
liege, deshalb beanstandet, weil solange von der Annahme einer 
höheren Gewalt keine Rede sein könne, als die Möelichkeit 
nicht ausgeschlossen sei, daß die Explosion durch Ursachen 
herbeigeführt sei, die in dem Betrieb und seinen Einrichtungen 


ihren Grund gehabt haben. Nun hat das Oberlandeseericht 
München. wiederholt in der Sache entschieden und nunmehr 


durch Urteil vom 13. Juli 1921 den Anspruch dem Grunde nach 
für berechtigt erklärt. In dem neuerlichen Urteil ist zunächst 
ausgeführt, daß das Oberlandesgericht auch jetzt, wie in 
seinem früheren Urteil, auf dem Rechtsstandpunkte stehe, daß 
ein Unfall beim Betrieb der Eisenbahn im Sinne des $ 1 Haft- 
pflicht.-G. vorliege, und daß das Einbringen des Glasballons in 
den Zug in Hannover und das Verbleiben im Abteil bis zur 
Explosion höhere Gewalt war. Im Anschluß an diese Fest- 
stellung ist dann weiter bemerkt: „Das Gericht hat in. seinem 
früheren Urteil die unmittlbare Explosionsursache nicht näher 
untersucht, weil es davon ausging, daß, gleichgültig, welches 
die nähere Ursache sei, diese immer durch das als höhere Ge- 
walt anzusehende Einbringen veranlaßt sei, da ja ohne dieses 
Einbringen die nähere Ursache nicht hätte wirksam werden 


können. Das Gericht hat aber nunmehr gemäß dem Urteil des 
Reichsgerichtes auch diese nähere Ursache zu untersuchen. 


Das Ergebnis der gepflogenen Beweiserhebung ist aber dieses, 
daß die eigentliche Ursache der Explosion nicht festgestellt und 
auch durch weitere Beweiserhebung nicht feststellbar ist. 
Prüft man die Aussagen der sämtlichen im Strafverfahren ver- 
nommenen Zeugen, auf die die beklagte Partei Bezug genom- 
men hat, und die Angaben derselben bei der neuerlichen Ver- 
nehmuns im Berufungsverfahren, so besteht die Möglichkeit, 
daß die Flasche durch ein Gepäckstück, sei es nun infolge Un- 
achtsamkeit eines Mitreisenden oder einer Zuebewegrung zer- 
brach; möglich ist auch, daß die Flüssiskeit durch den Kork- 
verschluß herausdrang; möglich ist ferner die Entzündung durch 
die Heizung, durch eine brennende Pfeife oder Zigarre, vielleicht 
auch durch die Sonne; möglich ist auch ein Umstand, der bis- 
her gar nicht in den Kreis der Vermutungen gezogen wurde. 
Eine Klarheit läßt sich auch nicht durch weitere Sachverstän- 
digenvernehmung erbringen. Da sonach die eigentliche Scha- 
densursache nicht feststellbar ist, ist mit der Möglichkeit zu 
rechnen, daß dies ein nicht als höhere Gewalt zu beurteilender 
ist. Demnach haftet der "Beklagte. Hierzu kommt 
weiter, daß die Folgen der Verletzung jedenfalls zum großen 
Teil auf die Enge in dem Abteil zurückzuführen sind. Die 
Reisenden konnten, wie die Zeugenaussagen ergaben, bei dem 
großen Gedränge, bei der durch die Enge der Gänge bedingten 
Schwierigkeit des Verkehrs sich nicht rasch aus dem Gefahren- 
‘bereich entfernen und waren so der Verbrennung länger aus- 
gesetzt: diese Enge des Abteils ist, wie das Urteil des R.G. in 
JW 1921 S.-343 ergibt, ebenfalls eine dem Betriebe eigentüm- 
liche Gefahr; ‘sie kann nicht als höhere Gewalt angesehen 
werden. weil sie nicht von außen wirkt“ es haftet ‘daher der 
Fiskus auch unter diesem Gesichtspunkt nach $ 1 Haftpflicht- 
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Ges., da diese Enge iedenfalls eine Mitursache des Schadens: 
war, gleichgültig, was die nähere Ursache. der Explosion war. 


Haften würde unter diesem Gesichtspunkt der Fiskus nur so- 
weit, als bewiesen wird, daß der Schaden nicht sehon unmit- 
telbar durch die Explosion verursacht war.“ 

Daß das Oberlandesgericht nunmehr die Haftung der Eisen- 
kaln für gegeben erachtete, ist eine Folge davon, daß es an 
die rechtliche Auffassung des Reichsgerichts in dem zurück- 
weisenden Urteil vom 29. IV. 20 gebunden war. Diese Auf- 
fassung hat aber in Fachkreisen durchweg Widerspruch gefun- 
den; ich verweise in dieser Hinsicht auf die Anmerkung von 
Schmidt-Ensthausen zur Entscheidung in JW 1920 S. 343 und 
die Ausführungen von Seligsohn in dieser Zeitung, Jahrgang 
1921, S. 516, 517 sowie von Hanow im. jüngst erschienenen 
Heft 4, S. 29, Bd. 37 der eisenbahnrechtlichen Entscheidungen 
und Abhandlungen von Eger. Der Standpunkt des Reichsge- 
richts und des ihm in dem vorstehenden Urteil folgenden Ober- 
landesgerichts scheint mir in der Tat unhaltbar. Wenn es 
richtig ist, wie die beiden Gerichte auch annehmen, daß das 
verbotswidrige Einbringen des im höchsten Grade explosiblen 
Gepäckstückes in den Zug höhere Gewalt darstellt, wenn es 
ferner, wie beide Gierichte annehmen, richtig ist, daß jedes Ein- 
bringen die erste und hauptsächliche Bedingung für den Ein- 
tritt des Unfalles, nämlich die Explosion im Eisenbahnzug, ge- 
schaffen hat, wenn es ferner richtig ist, daß die eigentliche Ur- 
sache der Explosion nicht festgestellt ist, so muß doch bis zum 
Beweis des Gegenteils als ganz natürliche Folge der als höhere 
(Gewalt anzusehenden Handlung (Einbringen in den Zug) an- 
genommen werden, daß diese nähere Ursache eben in der in 
der Natur des Gutes selbst liegenden hohen Explosionsfähig- 
keit derselben gelegen ist, daß also der kausale Zusammen- 
hang zwischen der als höhere Gewalt anzusehenden Handlung 
und der tatsächlich eingetretenen Explosion, die übrigens von 
dem verbotswidrig Handelnden auch vorausgesehen werden 
konnte und mußte, gegeben ist. Den Beweis, daß die nähere 
Ursache der Explosion auf Umstände zurückzuführen sei, 
nicht in der Natur des Gutes selbst, sondern in dem Betriebe 
und seinen Einrichtungen ihren Grund haben, z. B. Bruch der 


(Glasflasche durch Unachtsamkeit eines Mitreisenden oder durch . 


die Bewegung des Zuges, daß also der kausale Zusammen- 
hang zwischen der als höhere Gewalt anzusehenden Handlung 
und dem Eintritt des Unfalls unterbrochen ist, muß dann der 
die Haftung der Eisenbahn in Anspruch Nehmende führen; und 
wenn er ihn, wie das letzte Urteil des Oberlandesgerichts dar- 
legt, nicht führen kann, so ist eben sein Anspruch nicht be- 
gründet und die Eisenbahn daher auf Grund des von ihr ge- 
führten Nachweises des Vorliegens höherer Gewalt von der 
Haftung befreit. Das Urteil des Reichsgerichts beruht daher 
meines Erachtens auf einer Verkennung der Grundsätze über 
den ursächlichen Zusammenhang und über die Beweislast, und 
ich stimme deshalb Seligsohn bei, wenn er in seiner Abhand- 
lung 8. 516—518 d. Ztg. meint, daß dem Reichsgericht Gelegen- 
heit gegeben werden sollte, von diesem Gesichtspunkte aus die 
Frage einer Nachprüfung zu unterziehen. So viel mir bekannt 
ist, wird dem Reichsgericht diese Gelegenheit der Nachprüfung 
durch Einreichung der Revision gegen das neuerliche Urteil 
des Öberlandesgerichts seitens der Eisenbahn- Verwaltung ge- 


geben werden. Dr. Reindl. 
Bücherschau. 
— Die Eisenbahnsicherungsanlagen. Ein Lehr- und. Nach- 
schlagebuch zum Gebrauch in der Praxis, im Büro und bei der 


Vorbereitung für den technischen Eisenbahndienst, sowie für 
den Unterricht und die Übungen an technischen Lehranstalten. 
Von Karl Becker, techn. Eisenbahn-Obersekretär in Darm- 


stadt. Mit 291 Abbildungen, einer Verschlußtafel und einem 
Sachregister. ©. W. Kreidels Verlag in Berlin und Wiesbaden. 
1920. Preis geb. 30 M und Sortimentszuschlae. 


In dem Bestreben, das vorliegende Buch nicht zu umfangreich 
zu gestalten, hat der Verfasser eine Reihe wichtiger Einrich- 
tungen des weitverzweigten Stoffgebietes mit einer Kürze be- 
handelt, die leider der Sache Eintrag tut. Der die zahlreichen, 
zum großen Teil guten Abbildungen begleitende Text reicht an 
vielen Stellen nicht aus, um die Dinge in ausreichendem Maße: 
klarzustellen. Das eilt z B. von den Stellwerkanlagen mit 
Kraftbetrieb (elektrische Stellwerke oder Preßlufistall- 
werke mit elektrischer Steuerung), denen nur ein Raum von 
11 Seiten gewidmet ist. 

‚Was den Stoff selbst betrifft, so sind zunächst die 
Weichensicherungen behandelt, denen eine Darstellung 
der Weichen und Kreuzungen vorausgeschickt ist. Der den 
handbedienten zweistelligen lügelsienalen 
gewidmete Abschnitt macht vorerst mit den mittels Drahtzug 
betätigten Signalantrieben bekannt. Nach Erläuterung der Be- 
deutung und Anwendung der Signale sind kurz die Beleuchtungs- 


 Bahnsteig- und Zimmerläutewerk, der Läutewerkstromgeber, die 


 Tastensperre, die weitverbreitete elektrische Signalflügelkuppe- 


die | 


- Sicherungseinrichtungen, 


das für elektrische Stadtschnellbahnen mit dichterer Zugfolg 


einrichtungen der Flügelsignale besprochen. Anschließend folgt 
einiges iiber die Anordnung der Drahtzugleitungen zur mec h a ES; ER 
nischen Fernbedienung der Weichen und Signale. 

An elektromagnetischen Länteeinrichtinee \ 


sind aufgeführt die elektrische Klingel, das Strecken-, Spindel-, - B | 


Schaltung der Streckenläutewerke und schließlich das Vorläute- 
werk, die Anordnung und Beschaffenheit der im Eisenbahnbe- 
triebe häufig angewendeten elektrischen Hupen und der Läute- 
werke für unbewachte Wegeübergänge. 

Der Abschnitt Stellwerk- und Blockeinrichtungen 
läßt erkennen, wie schwierig sich die Aufgabe gestaltet, in ge- e 
drängter und dennoch verständlicher Form über so schwierigen 5 
Stoff zu berichten. Es muß aber hier nochmals. ausgesprochen 
werden, daß auf so engbegrenztem Raume, wie ihn der Ver- 
fasser sich im vorliegenden Buche gesteckt hat, eine sründlichoil 
Berichterstattung über einen so verwickelten Gegenstand zur 
Unmöglichkeit werden muß. In demselben Abschnitt finden sich 
einleitend kurze Angaben über Zweck und Einteilung der 
mechanischen Stellwerke Mitteilungen über die mecha- 
nischen Blocksperren schließen sich an. An sonstigen Einrich- 
tungen zur Erhöhung der Betriebssicherheit sind u. a. aufge- 
führt: die unter Mitwirkung des Zuges arbeitende elektrische 


lung (bei mechanischem Signalbetrieb), die Signalflügel- 
bremse, die elektrische Signalflügelsperre, der Schienenstrom- 
schließer. Es folet, um auf den Bau und Betrieb weiterer zur. 
mechanischen Bahnhof--und Streckenblockung 
Einrichtungen aufmerksam zu machen, eine allgemein gehaltene 
Erklärung über Zweck und Einteilung derartiger Anlagen; dann 
ist auf die verschiedenartig gestalteten Streckenblockstellen 
eingegangen. Es sind Richtlinien und Winke zur Darstellung 
der Stellwerkentwürfe und zum Aufbau der Verschlußtafeln 
(Bedienungstafeln) gegeben. Erwähnt sind auch die Einrich- 
tungen zur Überwachung der Fahrgeschwindigkeit auf soge- 
nannten Gefahrstrecken; u. a. ist dann auch einiges über den 
„Zählwecker“, der das vorschriftswidrige Überfahren eines hai e 
£ebietenden Signals anzeigt und vermerkt, mitgeteilt. - a 
Der Morseschreiber, der Bahnhof- und Streckenfernsprecher, Be; 
der „lauttönende“ und der tragbare Streckenfernsprecher sind 
im Bilde vorgeführt. Es folgen Darlegungen über die Strom- 
quellen für die Telegraphen-, Fernsprech- und elektrischen 
über die elektrischen Stromsammler 
(Akkumulatoren) und schließlich über die elektrischen Strom- 2 
einheiten. Hierbei ist gezeigt, wie bei der Berechnung der 
Stromstärke und Elementenzahl vorzugehen ist; auch ist einiges E 
über den Batterieverteilungsplan, über die für Schwach 
anlagen in Frage kommenden Leitungen und endlich über die 
Messungen der Stromstärken, Isolations- und Erdleitungswider- 
stände aufgeführt. A 
Im Schlußabschnitt äußert sich der Verfasser über die Maß- 
nahmen zur Sicherung des Betriebes während der Ausführung 
von Unterhaltungs- und Ergänzungsarbeiten an den Stellwerk- 
und Blockeinrichtungen; er gibt bei dieser Gelegenheit auch 
einige Winke für die Unterhaltungsarbeitn, Erkennung und 
Beseitigung von Störungen an den elektromagnetischen Block 
einrichtungen. Das angehängte alphabetisch geordnete Sachres 2 
zeichnis erleichtert das Nachschlagen. Be 
Vermißt wird ein Hinweis auf das bereits seit 1913 N 
Deutschland eingeführte selbsttätige el 


kaum entbehrlich ist. Die Berliner Hoch- und Untergrundbah 
hat auf ihrem weitverzweigten Netze damit die besten Erfah- 
rungen gemacht. Da auch die im Bau befindlichen Strecken der 
städtischen Berliner Nord-Südbahn, der A.E.G.-Bahn und woh 
auch die zur Umwandlung auf elektrischen Betrieb bestimmten 
Strecken der Berliner Stadtbahn mit selbsttätigen Signalen ver- 
sehen werden, ist dieser Zugsicherungsart gebührende Beachtun 
zu- schenken. 

Bei einer Neuauflage des Buches wäre der Stoff straffer z 
gliedern, auch einige Fehler, auf die hier nicht näher einge 
gangen werden soll, auszumerzen; vor allem aber ist — wie 
bereits Se angedeutet — der erklärende Text zu ergänzen, 
um dem Buch die in seinem Titel angekündigten Eigenschaften 
zu verschaffen und es dem gesteckten Ziele näher zu bringen, 
als Lehrbuch gelten zu können. == 


— Der praktische Maschinenzeichner. Leitfaden für die Aus- 


führung moderner maschinentechnischer Zeichnungen. Von W 
Apel und A. Fröhlich, Konstruktions-Ingenieure. Mit 9 
Abbildungen. Verlag von Julius Springer, Berlin 'W, 1921 2 
Preis 7,20 M. 


In dem zweckdienlichen Büchlein geben die Verfasser auf 
Grund ihrer Erfahrungen als Konstruktionsingenieure dem beruf- 
lich tätigen technischen Zeichner und auch dem Studierenden i 
leichtverständlicher Weise wertvolle Richtlinien zur Herstellun 
vorbildlicher Maschinenzeichnungen. Den Anweisungen für 


LXI. Jahrgang ; 
September 39a, | er: 


E. Anfertigung der technischen Skizze folgen solche für die 
Fechtwinklige und für die schiefwinklige Projektion. Die Aus- 
führungen über sachgemäße Anbringung der Schnitte und übe: 
Schraubendarstellungen sind durchaus zweckentsprechend. Be- 
grüßenswert erscheinen auch die zahlreichen Gegenüberstellun- 
gen falscher und richtiger zeichnerischer Darstellungen, z. DB. 
bei Wiedergabe eines Gewindes und der Schraubenformen über- 
haupt. Weiter wird in dem kleinen Buche gezeiet, in wie hohem 
Maße die Übersichtlichkeit einer technischen Zeichnung durch 
geschickte Anordnung der Maßzahlen und der Maßlinien gewin- 


| nen kann; bekanntlich wird auf diesem Gebiete noch immer recht 
viel gesündigt, 

Alles in allem darf gesagt werden, daß die Ausführungen ds 
mit vielen, vorkriessmäßig sauber ausgeführten Abbildungen 
versehenen Biichleins von großer Sachkenntnis zeugen; es sollte 
als zuverlässiger Ratgeber in den Konstruktionsbüros, an tech- 
nischen Hoch- und Mittelschulen und auch in den Fachklassen 
der Fortbildungsschulen stets zur Hand liegen. Bei einer Neu- 
auflage wäre ein Hinweis auf die neuzeitlichen Vervielfälti- 
zungsverfahren technischer Zeichnungen einzufügen. YW.M. 


Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


A Eröffnung von Stationen. 
Eisenb ahn-Generaldirektionsbezirk 
den. Am 1. Oktober 1921 wird der an der Linie Gaschwitz-Meus l- 
witz, zwischen den Stationen Wintersdorf und Meuselwitz or- 
zichtete Haltepunkt „Heurekagrube b. Meuselwitz“ 
dem Betriebe übergeben. Die neue Verkehrsstelle dient dem 

öftentlichen Personen-, Gepäck- und Expreßgutverkehr. 
-Eisenbahndirektionsbezirk Königsberg (Pr.). 
Am 1. Oktober 1921 wird der rechts der Bahnstr ecke Marieu- 


Dres- | kigt geändert. 


an der Linie Potschappel-Possendorf wird in Freital=-Bir- 


Rundschreiben der Geschäftsführenden Verwaltung sind er- 
lassen worden: 


Nr. III 265 vom 15. September 1921 an die Mitglieder des Ver- 
einswagenausschusses und das Eisenbahn-Zentralamt in Berlin, 
betreffend Antrag des Eisenbahn-Zentralamts in Berlin auf Kr- 


burg-Allenstein, zwischen den netten Pollwitten und \Mal- 
Klasse Ebenhöh (Os 
für den Personen-, Gepäck- und "Güterverkehr sowie für die Ab- 
fertigung von Leichen und lebenden Tieren »eröf!ı.et 


‘deuten neuerrichtete Bahnhof 4 


Änderung von Stationsnamen. 
Eisenbahn-Generaldirektions 


den. 


tal-Pots 


aung Freital-Deuben 


bezirk 
Vom 1. Oktober 1921 ab erhält der an der Linie Dresden- 
"Werdau gelegene Bahnhof Potschappel die Bezeichnung Frei- 
ehappel und der Haltepunkt Deuben die Bezsich- 
Der Bahnhof Potschanvel-Birkigt 


pr.) 
werden 


Rn 


Torten 
Dres- 


Anwendung 


ngen und das Eisenbahn-Zentralamt in 
senwiederherstellungskosten 
ten, es Jahres); 


Nr? Tr 262 vom 17. September 1921 an die Mitglieder des Aus- 
schusses für technische Angelegenheiten, betreffend Antrag auf 
einheitlicher Abkürzungen in 
wagenparkverzeichnissen (abgesandt am 21. 


gänzung des $S 15 (neu S 13) des VWÜ. durch Aufnahme all- 
gemeiner Vorschriften für den 
Ladungen (abgesandt am 21. September d. J.); 
vlnr I 268 vom 


Verschiebedienst bei bestimmf»n 
September 1921 an sämtliche Vereins- 
3erlin, betref- 
(abgesandt am 21. Sep- 


den SE, 
September d. J.). 


Amtliche Bekanntmachungen. 


1. Eröffnung von Stationen. 


Am 1. Oktober 1921 wird der rechts 
der Bahnstrecke Marienburg-Allenstein 
zwischen den Bahnhöfen Pollwitten und 
Maldeuten neuerrichtete Bahnhof IV. 
Klasse Ebenhöh (Ostpr.) für den Perso- 
nen-, Gepäck-, und Güterverkehr sowie 
für die Abfertigung von Leichen und le- 
benden Tieren eröffnet werden. (845) 

Königsberg (Pr.), 15. September 1921. 

Eisenbahndirektion. 


2. Gebühren. 


Mit Gültiekeit vom 1. Oktober: 1921 
ab werden die Überfiuhrgebühren für 
Bremen, Bremerhaven, Geestemünde und 
Lehe (abgedruckt im Teilheft CIb, Ab- 
schnitt III, Nr. 200 des Tarifverzeich- 
nisses) erhöht. Die neuen Gebührensätze 
sind in der nächsten Nummer des Tarif- 
und Verkehrsanzeigers abgedruckt. 
Hannover, 16. September 1921. 


(848) 
Eisenbahndirektion. 


3. Güterverkehr. 


Ausnahmetarif 

für die regelmäßige Beförderung von 
"Milch zwischen den Stationen der Elms- 
horn-Barmstedt-Oldesloer Eisenbahn und 
verschiedenen Stationen der Eisenbahn- 
Direktion Altona, ‘ der Altona-Kalten- 
kirchen-Neumünster und der Lübeck- 

Büchener Eisenbahn. 

Infolge Ausscheidens der Elmshorn- 
Barmstedt-Oldesloer Eisenbahn aus dem 
Ausnahmetarif für die regelmäßige Be- 
förderung von Milch — Nr. 2a des Tarif- 
verzeichnisses — werden mit Wirkung 
vom 10. September d. J. ab für den Ver- 


A 


# 


3 


kehr zwischen den Stationen der Elms- 
horn-Barmstedt-Oldesloer Eisenbahn und 
den Stationen Altona  Staatsbahnhof, 
Altona AKN, Stellingen, Hamburg ULB 
und Wandsbek für Milch, die auf Milch- 
versandschein befördert wird, besondere 
Stationsfrachtsätze eingeführt. 

Die Anwendungshadingungen und 
Grundsätze für die : Frachtberechnung 
sind die gleichen wie im Ausnahmetarif 
für Milch (Nr 2a des Tarifverzeich- 
nisses). 

Auskunft zeben die beteiligten Güter- 
Abfertigungsstellen. (841) 
Elmshorn-Barmstedt-Oldssloer Eisenbahn, 
namens der beteiligten Verwaltungen. 


Deutscher Eisenbahn-Gütertarif, Teil IB 
(Tiv. 1b). 
Mit Gültiekeit vom 1. Oktober 1921 
wird als Ziffer 55a in der Liste A nach- 
getragen: 
„Holzmehl, sonst nicht genannt.“ 
Berlin, 15. September 1921. (847) 
 Eisenbahndirektion, 
als geschäftsführende Verwaltung. 


Internationaler Tarifverband. 
Eisenbalmgütertarif Teil I, Abteilung A 
für den Verkehr zwischen den österr., 
ungar. und bosn.-herzeg. Eisenbahnen 
einerseits, den deutschen, luxemburgi- 
schen, belgischen und niederländischen 
Eisenbahnen anderseits (J.T. A.), güitig 

vom 1. September 1914. 

Änderung der Zusatzbestimmung 3 zu 
Artikel 3, Beförderung von Kostbarkeiten. 

Mit sofortiger Gültigkeit tritt an Stelle 
der bisherigen Zusatzbestimmung 3 zu 
Artikel 3 nachstehende neue Zusatz- 
bestimmung: 

3. Die übrigen im $ 1 der Ausführungs- 
bestimmuneen zum Internationalen Über- 


. Pelzwerk, 


einkommen unter (2) 2 aufgezählten Ge- 
genstände sowie Gegenstände, die in ei- 
nem der vom Transporte berührten Länder 
nach den für den inneren Verkehr geiten- 
den Bestimmungen zu den Kostbarkeiten 
zu ‚rechnen sind, sind von der Beförde- 
rung auf Grund internationaler Fracht- 
kriefe ausgeschlossen und daher an eine 
Mitteisperson in der Grenzstation zu 
adressieren. 

Zu den Kostbarkeiten sind beispiel=- 
weise noch zu rechnen: 

In Deutschland: Waren aus Gold, Sil- 
ber oder Platina, auch. in Verbindung 
mit Edelsteinen oder echten Perlen 

In Österreich: Waren aus Gold, Siibes, 
Platina, Edelsteinen und echten Perien, 
Präzisionsuhren, Ganzseidentülle, Ganz- 
seidensamte, bedruckte: bemalte oder be- 
stickte Ganzseidenstoffe sowie Waren 
aus diesen Tüllen, Samten uud Stoffen, 
semusterte, ganzseidene Möbelstoffe, Tep- 
piche aus Seide, besonders wertvolles 
und zwar Biber, Blaufuchs, 
Chinchilla, Hermelin, Marder, Nerz, Otter. 
Peısianer, Seehund (Seal), Seeotter, Sil- 
berfuchs, Skunks und Zobel, sowie Wa- 
ren aus solchem Pelzwerk, Straußen-, 
Reiher- und Marabufedern, sowie Waren 
aus diesen Federn, Rosenöl (846) 

Wien, 8. September 1921. _ 

Österreichische Bundesbahnen, 
namens der Verbandsverwaltungen. 


Preußisch-Hessisch-Bayerischer Tier- 

verkehr, 

Mit sofortiger Gültigkeit wird die Sta- 
tion Eger in den Tarif einbezogen. Nähe- 
res bei den beteilisten Abfertigungs- 
stellen. (SH4) 

Erfurt, 15. September 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Zeitung des Vereins ö 
Dektssher Eigenbahnverwaltun 


INT 28 = Sa 
Ostdeutsch-Bayerischer Gütertarif. 
Seite bei Station / ist zu streichen ist zu ergänzen 
10 |  Berolzheim Berolzheim Markt Berolzheim (Mfr) 
ı  Bettmannsäge St 250 kg, W, OR, Bes 
.Blaichach (Allgäu) 
| Buch (Inn) St 350 kg 
ll ' Burgbernheim Bahnhof Bahnhof Markt 
12 | Erlenbach (Main) St 250 kg, OR 
l4 Friedberg ı  b. Augsburg 
19  _ Großhesselohe Staatsbahn 
20 Hegge n Be kg, WA, OR, Bes 
'  Heidingsfeld 
21 | Hersbruck (l. Pegnitz) (l. Pegnitz) te Pegnitz) 
' Hersbruck (r. Pegnitz), (r. Pegnitz) (rechts Pegnitz) ' 
21 ,  Hiltersdorf St 250 kg, WA, OR, Bes 
27 ‘ Landshut i. Bayern 
29 | Lauf (l. Pegnitz) (l. Pegnitz) (links Pegnitz) 
| Lauf (r. Pegnitz)  (r. Pegnitz) (rechts Pegnitz) 
3l Luitpoldhütte OR, Bes 
36 | Mühlfeld St 250 kg, OR E 
42 , Roh:bach : (Obb) St 250 kg, WA, OR 
43 | Röthenbach b. Lauf b. Lauf (Pegnitz) 
45 Seifen (Schwb) 


Der Vortrag „OR“ ist zu streichen bei den Stationen: 

Epfenhausen, Gabelbach, Harbatshofen, Igling, Küps, Nersingen, Or 
Öberriedenburg, Rupboden, Vöhringen, Wiedergeltinven, Zeitldfs. 

Der Vortrag „OR* ist zu ergänzen bei den SPS an 

Aubing, Buchbrunn-Mainstoekheim, Diemen< 88 Dee nn Dürrenzimmern, 
Ehlheim, Ermetzhofen, Etzelwang, Etzenricht, Gamvduüch ( vor) Gnötzheim, Goßmanns- 
dorf, Hörbering, Langenprozelten, Laudenbach b. Kleink,,abach, Neubäu, Neuendorf 
(Main), Nürnberg Rbf, Oberhaid, Obernau, Oberstreu, Stettfeld, Unterschwaningen, 
Velden b. Hersbruck, Walpertskirchen, Weidenbach, Wettelsheim, Wiesthal. 

Der Vortrag , ‚Öl “ ist zu ergänzen bei den Stationen: 

Altenschwand, Arnschwang, Eggolsheim, Epfenhausen, Fischbach (Inn), Gundels- 
dcrf, Harbatzhofen, Hartmannshof, Haslau, Igling, Kothmaißling, Kufstein, Kühnham, 
Neuses b. Kronach, "Nürnberg Viehhof, Oberreitnau, Öberriedenberg, Olching, Rimsting, 
Rupboden, Schwarzenbach b. Pressath, Soyen, Steinbach a. Wald, Steinmühle, Stephans- 
kirchen, Vöhringen, Wicklesgreuth, Wiedergeltingen, Zeitlofs. 


Auf Seite & Absatz 3, zweite Zeile muß es unter „Bes“ statt... .. „im Ab- 


schnitt D 7 des Gemeinsamen Heftes heißen: ... . . ... „im Anhang 5 zum gemein- 
samen Heft“. 
Auf Seite 25 ist Kirchweidach nach Kirchseeon zu setzen. 
München, 13. September 1921. (836) 
Tarifamt beim R. V.M., Z.B. 


a) Binnengütertarif (Tfv. 192), gmünd), dagegen auf Seite 109 die glei- 
b)  Gemeinschaftliches Heft CIb chen Kopfstationen wie Seite 103 (Garst- 
Stationstariftafeln usw. (Tiv. 200). hofen bis Heigenbrücken) zu setzen. Be- 
Mit Gültigkeit vom 1. Oktober 1921 ab richtigungsdeckblätter werden ausgege- 
werden die im Binnen- und direkten ben. (843) 
Güterverkehr der Buttstädt-Rastenberger, München, 15. September 1921. 
Esperstedt-Oldislebener, Greußen-Ebe- Tarifamt beim Reichsverkehrs- 


leben-Keulaer, Hohenebra-Ebelebener, ministerium, Zweigstelle Bayern. 
Ruhlaer, Weimar-Berka-Blankenhainer, 
Weimar-Rastenberger und Wenisentaft- 


Badischer Binnenzüterverkehr, Verkehr 


Öchsener Eisenbahn zur Erhebung kom- : 
AS = Baden — Bad. Nebenbahnen, Badisch- 
ei rn Württembergischer und Badisch-Bayeri- 


scher Güterverkehr. 


Näheres enthält die am 19. September a = 
1921 erscheinende Nummer des von der Auf den 1. Oktober 1921 scheiden die 
Eisenbahndirektion Berlin herausgegebe- Stationen Heidinssfeld West und Würz- 

rn: in de burg Hbf als badische, die Stationen 


nen Tarif- und Verkehrsanzeigers für 
den Güterverkehr, auch erteilen die be- 
teilieten Güterabfertigungen weitere 
Auskunft. — Das alsbaldige Inkraft- 
treten der Erhöhungen gründet sich auf 
die vorübergehende Änderung des $ 6 der 


hof als württembergische Stationen aus 
den Tarifen aus. Sie erscheinen von nun 
an ausschließlich als Stationen des rechts- 
rheinisch-bayerischen Netzes der: deut- 


schen Reichsbahn. Zum badisch-bayeri- 
EVO. (R.G.Bl. 1914, 8.455). 3 a, 2 
Berlin, den 16. September 1921..5°.(835) ae rn 


Centralverwaltunge für Sekundärbahnen. 


ermenn Beshktein. Karlsruhe, den 13. September 1921. 


Eisenbahn-Generaldirektion. 


Bayerisch-Württembergischer Güter- | = 
verkehr. 4. Personen- und Gepäckverkehr. 


In dem neuen Tarif vom 1. Oktober 
1921 sind auf Seite 100 und 109 die Konf- Vorbehaltlich der Genehmigung der 
stationen verwechselt. Es sind daher auf Aufsichtsbehörde werden vom 1. Oktober 
Seite 100 die gleichen Kopfstationen wie d. Js. ab im Binnen- und direkten Per- 
Seite 101 (Etterzhausen bis Georgens- sonenverkehr sämtliche Fahrpreise um 
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‚arbeiten zum Bau eines Teiles des 


Cassel, Erfurt, Hannover und Münster‘ 


Bieberehren und Röthingen (Ufr) Bahn- _ 


30 v. H. erhöht. Nähere Auskunft W 
durch uns erteilt. 
Blankenburg (Harz), 1. Dept. 1921 
Direktion der Halberstadt- Piankri 
Eisenbahn. 


| ‘5. Verdingungen. 
Die Erd-, Ramm-, Beton- und Nebeı 


wölbten Mühlenfließdurchlasses 
km 12,1 + 27 der Strecke Tegel-Henn 
dorf sollen öffentlich verdungen werde 
Angebote sind bis Donnerstag, 
6. Oktober 1921, vormittags 10% 
portofrei, versiegelt und mit entsprech 
der Aufschrift versehen an uns, Be 
W35, Schöneberger Ufer I— 4, y£ 
mer 258, einzureichen. 
Für den Verding sind die für die 
werbung um Arbeiten und Lieferun 
geltenden Vorschriften, die . N in 
Nummer 76 des Deutschen Reichs- £ 
Preußischen Staatsanzeigers vo 
31. März 1913 weröffentlicht worden sind, 
maßgebend. 
Das Öffnen der Angebote findet um 
11 Uhr im Dienstgebäude der Eisenbah 
direktion Berlin SW 11, Königgrätzer 
Straße 105, Zimmer 21, statt. 5 
Angebotshefte sind. soweit der Vor 
rat reicht, in unserm A ‚Berlin 
W535, Schöneberger. Ufer-- 1-4, us 
mer 958, einzusehen, beziehungsweise von 
dort gegen portofreie Einsendung von 
6 A in bar (nicht in- Briefmarken) zu 3 
ziehen. 3 
Zeichnungen und Bedingungen sind im 
technischen Büro, Königgrätzer Str. 105, 
Zimmer 26, einzusehen. 
Zuschlagsfrist: 31. Oktober 1921. 12) 
Berlin, den 12: September 1921. "ze 
Eisenbahndirektion.' 


\ Verdinzinr ö 
der Lieferung von Werketäten für 
die Eisenbahndirektionen. in: Altona, 


i. W. für die zweite Hälfte des Rech- 
nungsjahres 1921, und zwar: 
A. 1920 cbm Eichen-, 161 ebm Buchen 

-- 130. cbm Eschen-, 94 cbm Erlen-, 
16 cbm Linden-, 106 cbm Pappel- 
und. 11 cbm Ahornholz. 
B. 17290 cbm Kiefern-, 485 ebm Tan- 2 
nen- und 355 ebm Fichtenholz. 2 
"Eröffnung der Angebote am 18. Ok 
tober 1921, vormittags 11 Uhr. 
Verdingungsunterlagen gibt unser Pr 
sidialbüro gegen 10 M "bar im Zims 
mer 230 ab. Zuschlagsfrist bis 15. No- 
vember 1921. 837 
Hannover. den 12. September 19. N 
Eisenbahndirektion. ee, 


Die Ausführung der Erd-, Ram 
ton- und Nebenarbeiten zur Herstellun 
des Bauwerks über die Nuthe in Teil- 
punkt 208 + 70 der südlichen Umgehungs- 
bahn Michendorf-Mahlsdorf soll verge 
werden. Die Angebotsmuster sind geg 
porto- und bestellgeldfreie Bareinsendung 
von 6 A ohne Zeichnung von der Eisen- 
bahnbauabteilung Michendorf (Mark) zu 
beziehen. 

Die Angebote, auf dem verkchlo 
Briefumschlag als solche kenntlich ge- 
macht, sind bis Dienstag, den 4. Oktober 
1921. vormittags 10,45 Uhr, pünktlich und 
postfrei an die Bauabteilung einzuusende D. 

Michendorf, den 9. September 1921. 
| Eisenbahnbauabteilung. co) 


Zeitung des Vereins 


Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


. Herausgegeben im Auftrage des Vereins 
von Dr. v. Ritter, Geh. Oberregierungsrat in Berlin, als Schriftleiter. — Verlag von Julius Springer in Berlin W.9. 
Schriftleitung: Berlin W.9, Köthener Str. 28/29. 


Nr. 39. 


Berlin, den 29. September 1921. 


LXI. Jahrgang. 


Über die Einteilung der Güterzüge. | 
nachrichten. 


Die Aktivlegitimation des Empfängers 


Inhalt: 
Wagenladungsgütern. —. 
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events des>Qutes, Österreich: Gebührenerhöhung werke. — Wohnungsbau ‚für Eisen- 
auf den Bundesbahnen. — Die Ta- bahnangestellte — Ausbildungskurs 

E Vom Londoner Massenverkehr. rife der Murtalbahn. — Paß- und für Eisenbahnbeamte. — Die Lage 
- Kleinwirtschaftsausstellung der österrei- Gepäckrevision während der Wiener der Angestellten der Kaschau-Oder- 
ehischen 'Fisenbähner. Messe. — Verkehrsnachrichten. — berger Eisenbahn in Budapest. — Die 


- Nachrichten. 


Deutschland: Die Eisenbahnräte. 


— Eröffnung von Strecken. — Er- 


- riehtung einer  Unteraussgleichstelle 


für fehlende und überzählige Eil- 
und Frachtstückzüter in Nürnberg. 
— Ausgabe von Fahrkarten 
Schnellzugzuschlagkarten nach und 
von Stationen Ostpreußens und der 
Freistadt Danzig. — Beschränkung 
der Geltungsdauer der Fahrscheine 
des Mitteleuropäischen Reisebüros. 
—  Eisenbahnratssitzung. — Die 


und 


Frachtbegünstigungen für die Grazer 


mit den tschechoslowakischen Staats- 


Eisenbahn - Ausrüstungs - Aktien- 


Messe. — Eine Aufforderung 'des Gesellschaft. — Fernsprechverkehr 
Landesverbandes für. Fremdenver- Budapest-Berlin. 
kehr an das Reisepublikum. — Be- Übrige europäische Län- 
triebseinstellung -bei der Ersten dierr: Von der Wirksamkeit der 
Donau - Dampfschiffahrtsgesellschaft. geotechnischen Kommission der 
— Gründung einer Österreichischen schwedischen Staatsbahnen. — Gro- 
Schiffahrtsgesellschaft. — Zur Frage ßer Erdrutsch an der nördlichen 
des Beamtenabbaues. — Verbot des Stammbahn in Schweden. — Schwe:= 
Verkehrs von mehr als einem An- discher Winterfahrplan. — Das Pro- 
hängewagen auf _ österreichischen jekt eines Zentralbahnhofes in Brüs- 
Bundesstraßen. sel. — Nachrichten von den schwei- 
Ungarn: Direkter Güterverkehr zerischen Eisenbahnen. — Die Ver- 


wirklichung der Rhoneproiekte. — 


Verkehrslage bei den Eisenbahnen. bahnen. — Aussprache über die Privatgüterwagen in England. — 
— Schlafwagsen 3. Klasse. — Ver- Herabsetzung der Frachtgebühren Ein Kampf zwischen Eisenbahnen 
kehr über die Grenzen des besetzten für Kartoffelsendungen. — Das und Wasserstraßen in England. 
Gebietes. — Die Umgebung des selbständige Zollgebiet. — Kür- Allgemeines. 

Bahnhofs Friedrichstraße in Berlin. zung der wagenstandgeldfreien Ver- erkianrles 

—  Anhaltische Landes-Eisenbahn- ladezeit. — Versammlung der Eisen- Serapı en: 

gemeinschaft. — Paulinenaue-Neu- bahnwagenbewohner. — DBeschrän- Bücherschau. 

ruppiner Eisenbahn. — Die Gebüh- kung der Ausfuhr. — Eröffnung des Amtliche Mitteilungen. 


ren für zwangsweise Zuführung von Personen- und Güterverkehrs zwi- Amtliche Bekanntmachungen. 
Ueber die Einteilung der Güterzüge. 
Vom Geheimen Baurat Heinrich. 
Die Notwendigkeit der Beschleunigung der Güterbeförderung, Die Entwicklung der Verkehrsverhältnisse in den letzten 


- der Vereinfachung der Rangierarbeiten und der Verbesserung 


5 


des Wagenumlaufs führte Ende der neunziger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts- in Preußen zu einer schärferen Trennung des 
Nahverkehrs vom Fernverkehr, als sie bis dahin üblich gewesen 
war. Durch Erlaß vom 3. Juni 1898 bestimmte der preußische 
Minister der öffentlichen Arbeiten, daß zukünftig außer den 
Eilgüter- und Viehzügen drei Arten von Güterzügen unter- 
schieden werden sollten, und zwar Ferngüterzüge, Durchgangs- 
güterzüge und Ortsgüterzüge. Diese Einteilung wurde später 
(1905) von den übrigen deutschen Staatsbahnen mit geringen 
Abweichungen übernommen. Der $ 26 des Heftes 1 der Güter- 


 beförderungsvorschriften des deutschen Eisenbahnverkehrsver- 


leere Wagen 


bandes unterscheidet: 

Ferngeüterzüge, die dazu bestimmt sind, beladene oder 
geschlossen auf großen Entfernungen durchzu- 
führen. 

Durchgangsgüterzüge, die dazu bestimmt sind, be- 
ladene und leere Wagen auf weitere Entfernungen zu befördern, 
deshalb nur auf wichtigeren Stationen, insbesondere Abzweig- 
stationen, halten und gleichzeitig deren Verkehr untereinander 
vermitteln: Pe 

Nahgüterzüge, die dem Nahverkehr, insbesondere der 
kleineren Stationen, dienen, und deshalb möglichst auf allen 
Stationen halten. Nahgüterzüze, die hauptsächlich zur Beförde- 
rung von Frachtgutkurswagen bestimmt sind, heißen Stückgüter- 


züge. 


20 Jahren, insbesondere die immer mehr zunehmende Zusammen- 
ballung des Verkehrs an den großen Erzeugungs- und Ver- 
brauchsstätten, sowie die Entstehung neuer Verkehrsschwer- 
punkte, ferner die mit der Verkehrsentwicklung fortschreitende 
Verbesserung in der baulichen Ausgestaltung der Verschiebe- 
bahnhöfe ergaben die Zweckmäßigkeit und Möglichkeit der Bil- 
dung geschlossener Züge auch auf mittlere, ja kleinere Ent- 
fernungen; sie führte ferner zu der Notwendigkeit, Züge mit 
verschiedenen Gruppen meist hochwertiger Güter auf sehr weite 
Entfernungen zu fahren. Die oben angegebenen Merkmäle der 
beiden ersten Güterzugklassen stimmten daher in vielen Fällen 
mit den Bedürfnissen der Zugbildung nicht mehr überein und 
zwangen zu Abweichungen von den Bestimmungen. Auch hin- 
sichtlich der Nahgüterzüge ist die oben angegebene Begriffs- 
bestimmung nicht zutreffend. Sie dienen nicht nur dem Nah- 
verkehr, insbesondere der kleineren Stationen, sondern sie 
müssen auch für den Fernverkehr und den mittelweiten Ver- 
kehr benutzt werden, denn sie sind die Zubringer für die Fern- 
und Durchgangsgüterzüge. Sie müssen die auf kleineren Sta- 
tionen aufkommenden und nach weit entfernten Orten be- 
stimmten Wagen aufnehmen und sie soweit befördern, bis sich 
Gelegenheit zur Einstellung in einen Durchgangs- oder Fern- 
zug findet. Im Interesse des Wagenumlaufs und der Wirtschaft- 
lichkeit kann es sogar zuweilen liegen, daß man Wagen mit 
Ferngut unter Umständen länger in einem Nahgüterzug läßt, als 
es dem Charakter des Zuges entspricht. 
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Besondere Schwierigkeiten bietet die Einreihung eines Teils 
der im Industriegebiet und im Bezirk Berlin verkehrenden Züge 
unter die oben angegebene Begriffsbestimmung. Im Bezirk 
Berlin verkehren geschlossene Züge mit bunten Frachten zwi- 


schen den verschiedenen Rangierbahnhöfen, die die zwischen. 


10 und 48 km liegenden Entfernungen ohne Aufenthalt durch- 
fahren. Man hat diese Züge Durchgangsgüterzüge genannt, da 
man wohl Bedenken trug, sie als Fernzüge zu bezeichnen, ob- 
wohl sie „geschlossene“ Züge sind, die Benennung Durchgangs- 
güterzüge ist aber auch unrichtig, da diese Züge auf Zwischen- 
stationen nicht halten. Im Industriegebiet hat man bunte Züge, 
die aus dem Innern des Reviers nach den Randbahnhöfen ver- 
kehren, Schleppzüge genannt. 

In vielen. Fällen hat man auch Züge als Fernzüge be- 
zeichnet, die nicht geschlossen durchgeführt werden, sondern 
eine oder mehrere Gruppen für Unterwegsstationen zu. beför- 
dern haben. Offenbar hat man diese Benennung gewählt, weil 
es sich um einen auf größere Entfernungen verkehrenden Zug 
handelte. 

Die folgenden Angaben, die aus dem letzten Heft 4 der Güter- 
beförderungsvorschriften verschiedener Direktionen entnommen 


sind, werden die vorstehenden Ausführungen bestätigen. Die 
Zusammenstellung ist nicht erschöpfend, sondern enthält nur 
einige willkürlich gegriffene Beispiele: 
Fernzüge: 
7044 Wrist-Itzehoe (nach Bedarf) . Entfernung 21 km 
6612 Mannheim-Karlsruhe . . . ....» & 61, 
5208 Porta-Scharnhorst . . ». . ».. - 3 13075 
6700 Oberlahnstein-Wedau . . 2... 2 160 „ 
5111 Hamm-Seelze . I e 170: 
7333 . Frankfurt (Oder)-Schneidemühl BaSE e- 190 ” 
Durchgangszüge: 
6807 Kufstein-Nürnberg-Berlin 2: Entfernung 824 km 
5006 Berlin Hgb.-Kalk Nord. . . . . . 570 
5025 Wanne-Wustermark Se a en R 458 „ 
7109 Kalk Nord-Kirchweyhe. . . ... .: = 300 _, 
Nahgüterzüge: Si 
9403 Pankow-Stralsund Entfernung 220 km 
8543. Wustermärk-Lehrte . „= "2m ». = ARNE- 
8707. Tondern-Bangenfelde on 22. nen » 21H; 
6617 Nürnberg-Furth i. Wald. . ... % 161% 
8422 Wilhelmsburg-Lehrte = 160 ,, 
Fernzüge mit Gruppen: 
7578 Seelze- a 1. Gruppe: Strecke Bünde-Bassum, 
2. Osnabrück, 3. Porta. 
7579 Ba heran Wieternart (Gemüsezug), 1. Gruppe: Löhne, 


2. Berlin, 3. Wustermark, 4. Porta, 5. Auslastung Löhne. 


Durehsangszüge im Berliner Verkehr: 


9031 Lichtenberg-Niederschöneweide Entfernung 10 km 
9001 Lichtenberg-Grunewald . . .... © Dur 
8985 Wustermark-Pankow : ..... > ST 
8966 Wustermark-Lichtenberg 5 40 „ 


Die Nachteile der bisher üblichen Bezeichnungen bestehen 
hauptsächlich darin, daß sie den „Entfernungsbegriff“ zu stark 
in den Vordergrund stellen, und daß eine befriedigende Unter- 
scheidung der großen, weiteren und nahen Entfernungen natur- 
gemäß etwas Willkürliches hat. Selbst wenn die Einteilung nach 
Entfernungen zweckmäßig getroffen würde, so würden damit 
noch nicht alle Forderungen des betrieblichen Beförderungs- 
dienstes erfüllt sein. Er verlangt zur Bestimmung des Charakters 
der Güterzüge einen Begriff, der auf. die Zugbildung zurück- 
geht. Neben den Entfernungsbegriff muß der „Rangierbegriff“ 
treten. E 

Will man eine Einteilung der Güterzüge nach vorstehenden 
Gesichtspunkten unter möglichster Schonung der seit 2 Jahr- 
zehnten üblichen, gut eingelebten Benennungen vornehmen, so 
könnte man folgende Erklärungen aufstellen: 


Rangierbahnhöfe und großer Verkehrsstellen untereinander. 


Ferngüterzüge dienen zur Beiirderung beladener Er 5 
leerer Wagen in einer oder mehreren Gruppen auf große Fuss 
fernungen. E 

Durchgangsgüterzüge dienen zur Beförderung be-- 
ladener oder leerer Wagen in einer oder mehreren Gruppen auf 
mittlere Entfernungen. K 

Nahgüterzüge dienen erslchs zur Bedienung kleiner und x 
mittlerer Stationen und zweitens zum Verkehr nahegelegener 


Falls es erwünscht erscheint, die zuletzt genannten Züge nicht 
Nahgüterzügen zuzurechnen, sondern ihren geschlossenen Cha- 
rakter zum Ausdruck zu bringen, so könnte man eine vierte 
Klasse mit nachstehender Begriffsbestimmung unterscheiden: 
 Schleppzüzge dienen zur Beförderung beladener oder leerer 
Wagen in einer Gruppe zwischen nahe gelegenen Rangierbahn- 
höfen und großen Verkehrsstellen. 

Hinsichtlich der _Rangordnung würden die Schleppzüge den 
Fern- und Durchgangsgüterzügen zuzurechnen sein. 

Bei einer solchen zeitgemäßen Anpassung der Aufgaben der i 
bisherigen Güterzuggattungen an die Bedürfnisse des Verkehrs. i 
und Betriebes bleibt der Nachteil bestehen, daß das Hauptunter- 1 
scheidungsmerkmal der 3 (oder 4) Klassen auf dem willkürlich 
angenommenen Entfernungsbegriff beruht. Eine vollkommenere 
Lösung ergibt sich, wenn man diesen Begriff hinter den Ran- 
gierbegriff zurücktreten läßt, indem man die Zuggattungen aus 
ihrer Entstehung auf den Rangierbahnhöfen ableitet. _ Danach 
muß man unterscheiden: 

1. Züge, die nur aus einer Gruppe bestehen; sie können nach 
dem Ablaufen der angekommenen Züge in die Richtungsgleise 
ohne weiteres aus diesen abfahren, nachdem die aus den $ 86 
und 88 der Fahrdienstvorschriften sich ergebenden Umsiellnneze 
vorgenommen sind. 3 

2 Züge, die aus mehreren Hauptgruppen bestehen. Sie wer- 
den im allgemeinen durch Zusammensetzung in den Spitzen der E: 
Richtungsgruppen gebildet. N). 
3. Züge, die nach Stationen geordnet werden müssen. Be 

Über den Namen der zweiten Zuggattung wird leicht eine 
Übereinstimmung zu erzielen sein. Am passendsten erschei 
der Name Gruppengüterzug. Auch über die Benennung 
der dritten Klasse wird ein Einverständnis leicht möglich sein. 
Da diese Züge auf allen Stationen halten, so läge die Benennung 
Streckenbedienungszug, Unterwegsgüterzug oder Ortsgüterzug 
nahe. Da sie der Versorgung der beiden anderen für den Fern- 
verkehr wichtigen Zugklassen dienen, könnte man sie auch Zu- 
bringerzüge nennen. Am meisten möchte sich die Bezeichnung 
Sammelgüterzüge empfehlen. Schwieriger ist die 


- Namensgebung für die erste Zuggattung, weil im Namen mög- 


lichst die Wichtigkeit der Züge für den Fernverkehr zum Au 
druck kommen muß. Die Bezeichnung „direkter Zuge“, die i 
Auslande vielfach für solche Züge üblich ist, ist wegen d 
Fremdwortes nicht empfehlenswert. Die Bezeichnung „Ein- 
gruppenzug“ kann wegen der Verwechslung mit Gruppenzug 
nicht in Frage kommen. Die sonst gut passende Benennung 
„Buntzug“ ist unvorteilhaft, da der Eisenbahner mit dem Begriff 
„bunt“ bei Zügen vielfach die Vorstellung des Minderwertigen 
verbindet (bunt einstellen — kursmäßig einstellen), es ‚aber Ä 
gerade darauf ankommt, daß das gesamte Personal die nötige 
Achtung vor diesen Zügen, die unterwegs nicht angetastet we - 
den dürfen, hat. Auch die Bezeichnung „Einheitszug“ ist nie t 
ratsam, da eine Verwechslung mit den in einigen westlichen Be 
zirken üblichen, aus Lokomotive und Packwagen bestehenden 
„Einheiten“ zu befürchten wäre. So erscheint es am vorteil- 
haftesten, für diese Züge die etwas lange und der Wortbildung 
der anderen Zugklassen nicht entsprechende und gut eingelebte 
Benennung geschlossene Züge zu wählen. ; 2 


Demnach ergeben sich folgende Erklärungen: Be 
1. Geschlossene Güterzüge sind Güterzüge mit einer 
Gruppe für den Wagenaustausch zwischen großen Rangierbahn- 
höfen oder großen Versand- und Empfangsstellen (Großver- 
kehrsstellen). Sie sind von der Zugbildungs- bis zur Zugauf- 
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lösungsstation geschlossen nur mit Betriebsaufenthalten unter- 
wegs beschleunigt durchzuführen. 


2. Gruppengüterzüge sind Güterzüge mit mehr als 
‚einer Gruppe zum Wagenaustausch zwischen den Rangierbahn- 
 höfen, wichtigeren Knotenpunkten und größeren Verkehrsstellen. 
‚Sie kommen in Frage, wenn nicht so viele Wagen aufkommen, 
daß die Bildung geschlossener Züge vorteilhaft ist. 


83 Sammelgüterzüge sind Güterzüge zur Bedienung 
_ der kleineren und mittleren Stationen und zur Verbringung der 
> Wagen des Fernverkehrs von und nach den Halt- und Bildungs- 
 stationen der Gruppen- und seschlossenen Züge. 
- güterzüge, die hauptsächlich zur Beförderung von 
 kurswagen bestimmt sind, heißen Stückgüterzüge. 


Man müßte selbstverständlich der Einführung einer auf 
anderer Grundlage aufgebauten Benennung der Güterzüge 
_ widerraten, wenn die Gefahr bestände, daß vielleicht eine Ver- 
-schlechterung in der Beförderung der Ferngüter einträte. Doch 
> das ist nicht der Fall. Nach $ 5 der Fahrdienstvorschriften 
_ haben die Fern- und Durchgangsgüterzüge in der Beförderung 
_ den Vorrang vor den Nahgüterzügen. Diese Bestimmung würde 
_ dahin geändert werden müssen, daß die geschlossenen und 
- Gruppengüterzüge den Vorrang vor den Sammelgüterzügen 


Sammel- 
Frachtgut- 


_ haben. Da die Sammelgüterzüge im wesentlichen den bisherigen 


* 


In neuerer Zeit wurde es von verschiedenen Seiten zum 
Gegenstand von Erörterungen gemacht, daß über die Frage der 
- Aktivlegitimation das Berner Internationale Übereinkommen 
(EL Ü.) und die Einheitlichen Zusatzbestimmungen zu diesem 
_ Übereinkommen einander gewissermaßen widersprechende Be- 
 stimmungen enthalten. Tatsache ist es, daß der die gerichtliche 
- Aktivlegitimation regelnde Artikel 26, Abs. (1) I. Ü. mit der 
 einh. Zusatzbestimmung (2) zum Art. 26, die die Berechtigung 
auf Schadenersatz im außergerichtlichen Wege regelt, nicht 
gleichlautend ist. Daß die voneinander abweichenden Fassungen 
dieser Bestimmungen unter gewissen Umständen auch wirklich 
sachliche und wesentliche Abweichungen in der Beurteilung der 
_ Rechtslage der Parteien zur Folge haben können, werden wir im 
folgenden klarzustellen versuchen. Um diese Frage ins rechte 
- Licht stellen zu können, müssen wir erst einigen besonderen 
Fragen des Frachtrechtes nähertreten. 
- Nach dem Frachtrecht stehen bekanntlich dem Frachtführer 
zwei Berechtigte gesenüber: der Absender und der Empfänger. 
“Der Herr des Gutes — der ‚dominus negotii“ — ist der 
— Absender. Sein ausschließliches Recht über das Gut besteht 
_ auch während der Dauer des Transportes — wenn auch in einer 
den speziellen frachtrechtlichen Verhältnissen entsprechenden 
eigenen Form: als Verfügungsrecht über das Gut — fort. 
Der Zweck des Frachtvertrages ist jedoch, das Gut dem Emp- 
fänger so zuzustellen, daß es in seinen Besitz gelangt und sein 
Vermögen vermehrt. Demgemäß .erkennt auch das positive 
Recht in dieser Hinsicht die Berechtigung des Empfängers an, 
indem im Art. 16, Abs. (2) I. Ü. ausgesprochen wird, daß „der 
Empfänger nach Ankunft des Gutes am Bestimmungsorte be- 
rechtigt ist, die durch den Frachtvertrag begründeten Rechte 
in eigenem Namen gegen die Kisenbahn geltend zu machen ... 
Er ist insbesondere berechtigt, von der Eisenbahn die Übergabe 
des Frachtbriefes und die Auslieferung des Gutes zu verlangen.“ 
Der Anspruch des Empfängers auf die Ausfolgung des Gutes 
kann neben dem Verfügungsrecht des Absenders nur in einer 
zeitlichen Aufeinanderfolge zur Geltung gelangen. Die zwei 
Berechtigungen können nicht gleichzeitig ausgeübt werden; in- 
folgedessen ist der Zeitpunkt genau zu bestimmen, bis zu dem 
das Recht des Absenders besteht, und von dem an es erlischt, 
um dem Rechte des Empfängers Raum zu geben. Dieser Zeit- 
punkt ist — wenn auch, wie später zu ersehen sein wird, nicht 
mit einer in jeder Hinsicht unzweifelhaften Genauigkeit — im 
Art. 15 Abs. (4) I. Ü. bestimmt, wonach „das Verfügungsrecht 
des Absenders erlischt, sobald nach Ankunft des Gutes am Be- 
stimmungsorte der Frachtbrief dem Empfänger übergeben, oder 
die von letzterem nach Maßgabe des Art. 16 erhobene Klage 
der Eisenbahn zugestellt worden ist“. EIER 
Wenn nun das Gut unterwegs abhanden kommt, so tritt für 
die Eisenbahn an Stelle des Erfüllens des Frachtvertrages 


% 
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Nahgüterzügen entsprechen, so würde gegenüber dem jetzigen 
Zustande nicht viel geändert werden. Ein Teil der Nahgüter- 
züge, die jetzt zwischen benachbarten Rangierbahnhöfen 
zwischen Zechen und Randbahnhöfen verkehren, würde 


oder 
aller- 


dings in die Klasse der ‚geschlossenen und Gruppenzüge 
rücken und damit des Vorrangs vor den Sammelzüeen teil- 


haftig werden. -Doch ist dabei zu bedenken, daß diese Züge 
schon jetzt zum Teil Durchgangszüge genannt werden. Sollte 
man es trotzdem für nötig halten, die Entfernung in der neuen 
Benennung der Züge auszudrücken, so könnte man die Zusätze 


„Fern“ oder auch „Fern und Nah“ zu der Zugbezeichnung 
setzen. Die auf weniger als etwa 100 km Entfernung ver- 


kehrenden Züge würden als Nahzüge, die auf mehr als 300 km 
verkehrenden Züge als Fiernzüge zu bezeichnen sein. Bei mitt- 
leren und nahen oder auch nur bei mittleren Entfernungen von 
etwa 100 bis 300 km würde der Entfernungszusatz fortfallen. 
Man könnte also z. B. sagen „Geschlossener Güterfernzug“ 7903, 
in den Rangiervorschriften, im bildlichen Fahrplan und Fahr- 
planbuch abgekürzt G. G. F. 7903, oder „Gruppenfernzug“ (abge- 
kürzt G.F.) oder „Geschlossener Nahzug“ (abgekürzt G.G.N.) 
oder „Gruppennahzug“ (G.N.). Für die Sammelgüterzüge ist die 
Entfernungsangabe überflüssige. Im Zugmeldeverfahren würden 
alle Züge nach wie vor nur mit der Abkürzung Z. zu be- 
zeichnen sein. 


Die Aktivlegitimation des Empfängers im Falle des Verlustes des Gutes. 
: Von Dr. Bela Näanässy, Budapest. 


eine Verpflichtung zum Schadenersatz und an Stelle 
des Rechtes über das Gut aber ein Anspruch auf Schaden- 
ersatz. Da aber nach allgemeiner Regel nur derjenige einen 
Anspruch auf Ersatz haben kann, dessen Rechte verkürzt wor- 
den sind, kann auch die im Falle des Verlustes des Gutes zu 
gewährende Entschädigung sich wohl nur nach dem Verfügungs- 
recht über das Gut richten. 

Auf Grund dieses Gedankenganges ist auch im Art. 36 (1) 
I. U. als aktiv legitimiert derjenige bestimmt, dem das Ver- 
fügungsrecht über das Gut zusteht. Mit Rücksicht auf die Be- 
stimmung im Abs. (4) des Art. 15 L.Ü. kann: der Empfänger 
demnach nur eine Entschädigung beanspruchen, d. h. er ist nur 
aktiv legitimiert, wenn er nach Ankunft des Gutes am Bestim- 
mungsorte den Frachtbrief eingelöst oder die Klage auf Aus- 
foleung des Gutes und des Frachtbriefes gegen die Eisenbahn 
anhängig gemacht hat. Die Aktivleeitimation des Empfängers 
hat daher zwei wesentliche Vorbedingungen: die Ankunft des 
Gutes einerseits, und die Einlösung des Frachtbriefes oder die 
Erhebung der Klage andererseits. Beide Vorbedingungen 
müssen vorhanden sein. Wenn eine dieser Vorbedingungen 
fehlt, so. ist der Empfänger nicht aktiv legitimiert. 

Mit Rücksicht auf diese zwei Vorbedingungen sind hinsicht- 
lich der Verfügungs- und der Schadenersatzberechtigung drei 
Zeiträume zu unterscheiden: 

1. Biszur Ankunftdes Gutesam Bestimmungs- 
orte ist allein der Absender verfügungsberechtigt und aktiv 
legitimiert. 

9, Nach Ankunft des Gutes bis zur Einlösung 
des Frachtbriefes ist zwar noch immer der Absender 
anspruchsberechtigt, da aber die Einlösung des Frachtbriefes 
oder die Einbringung der Klage auf Übergabe des Frachtbriefes 
und Auslieferung des Gutes seitens des Empfängers nach seinem 
Belieben jederzeit erfolgen kann und somit der Empfänger aus 
eigener Entschließung iederzeit die Berechtigung erwerbe 
kann, kann in diesem Zeitraume sowohl der Absender, wie auch 
der Empfänger gleichfalls als virtualiter berechtigt be- 
trachtet werden; entscheidend ist es, wer von seinem Rechte 
eher Gebrauch macht. ; b 

3. Nach der Übergabe des Frachtbriefes an den Empfänger 
ist ausschließlich dieser aktiv legitimiert (eine regelmäßige Ab- 
wicklung des Transportes vorausgesetzt). 

Es ist zu bemerken, daß Eger — im Gegensatze zur oben ge- 
schilderten allgemeinen Auffassung — dem Abs. (4) des Art. 15 
-I.Ü. eigentümlicherweise den Sinn beilegt, daß mit der Zu- 
stellung der Klage der Empfänger auch dann als aktiv legiti- 
miert zu betrachten ist, wenn das Gut nicht angekommen ‚ist; 
die Ankunft des Gutes spiele demnach nur dann eine wesentliche 
Rolle, wenn der Frachtbrief dem Empfänger übergeben worden 
sei. Daß diese Auslegung nur aus einem Mißverstehen des 
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Wortlautes des betreffenden Absatzes entstanden sein kann und | Frage voneinander abweichende Standpunkte eingenommen E 
übrigens auch unbegründet und folgewidrig wäre, braucht nicht | haben. A Ag 2 ne 
näher bewiesen zu werden. Schon in der Auslegung des die Verfügungsberechtigung 


Hinsichtlich des außergerichtlichen Verfahrens ist die Frage 
des Schadenersatzanspruches in der einheitlichen Zusatzbestim- 
mung 2 zum Art. 26 1.Ü. etwas anders geregelt. Hierbei sind 
— ohne Rücksicht auf das Verfügungsrecht und auf die Ankunft 
des Gutes — nur zwei Zeiträume zu unterscheiden, und zwar: 


1. solange der Frachtbrief dem Empfänger nicht übergeben 
worden ist, ist ausschließlich der Absender, 

2. nach der Übergabe des Frachtbriefes an den Empfänger aus- 
schließlich der letztere zur Anbringung von außergericht- 
lichen Ansprüchen berechtigt. 

Bei einer regelmäßigen Abwicklung der Güterabfertigung sind 
die geschilderten Bestimmungen über die Regelung des gericht- 
lichen und außergerichtlichen Verfahrens trotz ihrer verschie- 
denen: Abfassungen eigentlich gleichbedeutend, da von der An- 
kunft eines bereits unterwegs in Verlust geratenen Gutes ver- 
möge der Natur der Sache der Empfänger allerdings nicht be- 
nachrichtigt werden kann und dementsprechend die Dienstvor- 
schriften eine solche Verständigung ausdrücklich verbieten. 
Der Empfänger kann daher beim vorschriftsmäßigen Vorgehen 
der Bahnorgane eigentlich nicht in die Lage kommen, den 
Frachtbrief einlösen zu können. Es dürften daher eigentlich 
Fälle nicht vorkommen, wo Frachtbriefe nicht angelangter Güter 
den Empfängern übergeben werden. 

Schon infolge der bei der Benachrichtigung der Empfänger 
nicht selten vorkommenden Abfertigungsfehler kommt es jedoch 
ölters — wenn auch vorschriftswidrigerweise — vor, daß 


Frachtbriefe nicht angelangter Güter den Empfängern übergeben ° 


werden. Es können aber auch Ausnahmefälle vorkommen, in 
denen die Übergabe des Frachtbriefes eines nicht anzelangten 
Gutes an den Empfänger nicht einmal für vorschriftswidrig 
betrachtet werden kann. Aus Zweckmäßigkeitsgründen bestehen 
nämlich auf einzelnen Bahnen Sonderbestimmungen, wonach 
die Güterabfertigungsstellen einzelner erößerer -Knotenpunkt- 
stationen — wo dies die glatte Abwicklung der Abfertigung 
massenhaft anlangender Güter erfordert — von einer der Avi- 
sierung vorausgehenden Abstimmung der Begleitpapiere mit den 
Sendungen selbst enthoben werden, da sie die Benachrichtigung 
der Empfänger und folglich .die Ausfolguneg der sämt- 
lichen angelangten Güter nicht nur um Stunden, son- 
dern vielleicht auch um einen oder zwei Tage verzögern würde. 
Um solche Verzögerungen vermeiden zu können, lassen diese 
Bahnen in den genannten Stationen sämtliche in den eingetrof- 
fenen Begleitpapieren bezeichneten Empfänger von der Ankunft 
der in den Frachtbriefen angegebenen Güter benachrichtigen, 
ohne Rücksicht darauf, ob das betreffende Gut selbst tatsächlich 
angelangt ist oder nicht. Bei einem solchen Verfahren kann 
es nun wohl vorkommen, und kommt es auch in der Tat häufig 
vor, daß der Empfänger auf Grund des erhaltenen Benach- 
richtigungsschreibens den Frachtbrief eines nicht angelangten 
Gutes in gutem Glauben einlöst. 

Wer ist nun in einem solchen Falle berechtigt, einen An- 
spruch auf Schadenersatz wegen. des Verlustes des Gutes anzu- 
bringen? -Für solche Fälle stimmen nämlich die oben erörterten 
Bestimmungen über die Regelung des gerichtlichen und außer- 
gerichtlichen Verfahrens nicht mehr überein. Nach dem Art. 26 
(1) I1.Ü. bleibt in einem solchen Falle ausschließlich der Ab- 
sender aktiv legitimiert, da hierbei eine der beiden Voraus- 
setzungen des Art. 15 (4) I.Ü. hinsichtlich des Erlöschens 
seines Rechtes — nämlich die Ankunft des Gutes — fehlt, wäh- 
rend auf Grund der einheitlichen Zusatzbestimmung 2 zum 
Art. 26 1. Ü. ausschließlich der Empfänger das Recht hat, einen 
außergerichtlichen Anspruch anzubringen. Die Eisenbahn kann 
weder die Aktivlegitimation des im“ gerichtlichen Wege. auf- 
tretenden Absenders, noch die Berechtigung des durch den 
Empfänger in außergerichtliichem Wege angebrachten An- 
spruches in Zweifel ziehen. Zahlen wird sie allerdings nicht 
den beiden, sondern wahrscheinlich nur dem klagenden Absen- 
der; der Empfänger kann ohnehin sein Recht im Prozeßwege 
nicht geltend machen, weil er im Sinne des Art. 26 (1) a con- 
trario im gerichtlichen Verfahren nicht aktiv legitimiert ist. 
Für ein in Verlust geratenes Gut könnte die Eisenbahn demnach 
auf Grund der erwähnten Zusatzbestimmung dem Empfänger 
nie einen Schadenersatz leisten, da sie nie sicher sein kann, ob 
der Versender auf Grund des Art. 26 (1) I. Ü. aus derselben 
Angelegenheit nicht einen Prozeß anhängig machen wird. 

Daß der in der Fassung der betreffenden Bestimmungen 
liegende Widerspruch tatsächlich Anlaß zu vielfachen Mißver- 


ständnissen bietet, und daß der Widerspruch auch durch die ein- - 


gehendsten Auseinandersetzungen in einer jeden Zweifel aus- 
schließenden Weise nicht beseitigt werden kann, zeht schon 
aus dem Umstande hervor, daß die ausschlaggebendsten Kenner 
des internationalen Frachtrechtes, sogar auch selbst die Ent- 
- werfer und deshalb berufensten Ausleger des I. U, in dieser 


leger zur Folgerung, daß im Falle des “'Nichtankommens des 


beziehen. (Dann steht aber immer noch die Frage offen, wie 
sich die Aktivlegitimation in einem solchen — allerdings vor- 
 schriftswidrigen — Falle gestalte.) a 


regelnden Art. 26 (1) I. Ü. weichen die Kommentare von ein- 
ander ab. Einige — wie Gerstner, Rundnagel und 

Blume — wollen den Abs. (1) des Art. 26 I. Ü. streng buch- 
stäblich auffassen und betrachten in einem Falle des Verlustes 
allein und ausschließlich den Absender als verfügungsberechtigt 
und aktiv legitimiert. Ausgehend aus der streng wörtlichen 
Auslegung der Bestimmungen, laut denen „der Empfänger nur 
nach Ankunft des Gutes am Bestimmungsorte 
berechtigt ist, die durch den Frachtvertrag begründeten Rechte 
..... geltend zu machen“ [Art. 16 (2)], und das Verfügungs- 
recht des Absenders nur erlischt, „wenn nach Ankunfitdes 
Gutes am Bestimmungsorte der Frachtbrief dem 
Empfänger . . .. . übergeben worden ist“, gelangen diese Aus- 


Gutes eine Berechtigung des Empfängers auf Grund des Fracht- 
vertrages überhaupt nicht entstehen könne. Die Rechtslage 
des Absenders kann nach dieser Auslegung durch den Umstand, 
ob der Frachtbrief eingelöst ist oder ‚nicht, keineswegs beein- 
flußt werden; der Empfänger, der den Frachtbrief eingelöst hat, 
kann nur eine Rückerstattung der tatsächlich bezahlten Beträge 
(Fracht, Nebengebühren, auch Nachnahmebeträge usw.) bean- 
spruchen. Aber auch dieser Anspruch des Empfängers ist natür- 
lich nicht durch den Frachtvertrag begründet, sondern steht ihm 
— .ganz unabhängig vom Frachtvertrage — aus eigenem Rechte 
zu (als eine- Art der eondiecetro eausa data causa none 
secuta). 


Da diese Auslegung sich. streng dem Wortlaute der ange- 


führten Bestimmungen anpaßt, kann nach derselben die Aktiv- 


legitimation eines Empfängers, der den Frachtbrief eingelöst 
hat, in einem Falle, wo das Gut am Bestimmungsorte ange- 
kommen ist, aber nach der Ankunft irgendwie abhanden kommt 
oder von dort aus weiter verschleppt wird — weil in diesem 
Falle die beiden Voraussetzungen des Art. 26 (1) und 15 (4) 
I. Ü. vorhanden sind —, keineswegs in Zweifel gezogen werden. 
Bei einer solchen Auslegung könnte man sich jedoch kaum 
der Feststellung verschließen, daß die einheitliche Zusatzbestim- 
mung 2 zum Art. 26 I. Ü. eigentlich keinen annehmbaren Sinn ° 
hätte. Bezüglich dieser Zusatzbestimmung erklären diese Aus- 
leger nur, daß das I. Ü. nur Vorschriften für die regelmäßige 
Abwicklung des Transportdienstes enthalte und darin keine 
Bestimmung für einen vorschriftswidrigen Vorgang der Bahn- 
organe vorgesehen sei. Die Benachrichtigung des Empfängers 
von der Ankunft eines bereits unterwegs in Verlust geratenen 
Gutes sei zweifellos vorschriftswidrig, und es könne. daher die 
betreffende Zusatzbestimmung auf einen solchen Fall sieh nicht 


Gegenüber dieser sich vollkommen an den Buchstaben hal- 
tenden Auslegung, deren strenge Logik jedoch jedenfalls nicht 
in Abrede gestellt werden kann, steht die Auffassung, wonach 
die Bestimmung des Art. 26 (1) I. Ü. nicht in buchstäblichem 
Sinne zu deuten sei. Der Gedankengang dieser Auslegung ist 
der folgende: Schon durch den Abschluß des Frachtvertrages 
erhält der Empfänger zufolge des Vertragsinhaltes” 
ein Recht-auf die Ablieferung des Gutes und Frachtbriefes an 
seine Person. Dieses Recht des Empfängers erscheint um so 
mehr begründet, als die Waren in der Regel auf Gefahr des 
Empfängers reisen. Dieses Recht des Empfängers wird zwar 
durch den Abschluß des Frachtvertrages begründet, es kann 
aber nicht sofort ausgeübt werden, da. doch der Eisenbahn die 
an Ausführung der Beförderung nötige Zeit: gelassen werden 
muß. 5 > 

Erst wenn die Ausfoleung von Gut und Frachtbrief nach den 
Umständen des Falles bei ordnungsmäßiger Ausführung der Be- 
förderung möglich ist, wird das Recht des Empfängers wirksam. 

Im Landrecht ist dies dadurch zum Ausdruck gebracht, daß 
dem Empfänger das Bezugsrecht „nach Ankunft des Fracht- 
führers am Orte der Ablieferung“ zusteht. Das Betriebs- 
reglement setzt nun an Stelle des Ausdrucks „Ankunft des 
Frachtführers“ sinngemäß. die Fassung „Ankunft des. 
GutbeB..nr \ = 

Aus diesen Erwägungen ergibt sich mit Notwendiekeit, daß 
das Recht des Empfängers auf Ausfolgunge des Gutes und 
Frachtbriefes keinesfalls, wie es nach dem Wortlaute des Art. 16 
(2) I. Ü. den Anschein haben könnte, von der tatsäch- 
lichen Ankunft des Gutes abhängig ist. Auch wenn das 
Gut nicht ankommt, wird das bereits beim Abschlusse des 
Frachtvertrages begründete Recht des Empfängers in dem 
Augenblicke wirksam, indem das Guthätteankommen 
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Auch Eger behauptet, daß „nach Ablauf der Lieferfrist die 
Übergabe des Frachtbriefes an den Empfänger oder die Zu- 
stellung der Klage auch ohne Ankunft des Gutes am 
‚Bestimmungsorte das Verfügungsrecht des Absenders 


Pu s 


beendet. In diesem Falle steht dem Zeitpunkte der Ankunft des 
- Gutes am Bestimmungsorte derjenige Zeitpunkt gleich, an 
welchem der Transport bestimmungsmäßig hätte beendet 


sein sollen.“ Auch Rosenthal schließt sich dieser Auf- 
 fassung an. 

Aus dem Gesichtspunkte der praktischen Folgen scheint diese 
Auslegung jeden Widerspruch zwischen dem Art. 26 (1) und 
der einheitlichen Zusatzbestimmung 2 zu diesem Artikel vollkom- 

_ men wegzuräumen, denn der Ersatz für das in Verlust geratene 
® Gut kann allerdings, wenn nicht der Untergang des Gutes durch 
Brand, Zertrümmerung usw. bereits feststeht, erstnach Ab- 
- lauf von weiteren 30 Tagen gefordert werden. 
| Die geschilderten zwei verschiedenen Gesetzauslegungen, die 
 gleicherweise von hervorragenden Autoren behauptet worden 
sind, sind also hinsichtlich der praktischen Folgen voneinander 
wesentlich abweichend. Nach der ersteren ist im Falle des 
- Niehtankommens des Gutes ein für allemal der Versender, nach 
der letzteren nach Einlösung des Frachtbriefes und Ablauf der 
Lieferfrist ausschließlich der Empfänger als aktiv legitimiert 
zu betrachten. 
. In der Rechtspraxis hat eigentümlicherweise — insbesondere 
- in Ungarn — die Gerstner-Rundnagelsche Auslegung die Ober- 
hand gewonnen, es gibt immerhin auch richterliche Entschei- 


_ dungen genügender Anzahl, die auf Grund der Egerschen Aus- 
 legung stehen. 


Unserer Ansicht nach wäre aus dem Gesichtspunkte des prak- 
» tischen Lebens — und eigentlich ist das der einzig berechtigte 
- Gesichtspunkt überhaupt — der Ezerschen Auslegung der Vor- 


zug zu‘geben, und zwar aus folgenden Gründen: 

1. Bei dieser Auslegung erweist sich die einheitliche Zusatz- 
2 bestimmung 2 zum Art. 26.1. Ü. als sehr gut brauchbar, während 
> bei der anderen diese Bestimmung vernünftigerweise überhaupt 


. 
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| nicht angewendet werden kann. 


= 2. Es entspricht allein diese Auslegung den Verhältnissen des 
wirklichen Handelslebens, da derzeit die Güter fast ausnahms- 
los auf Gefahr des Empfängers befördert werden. Wenn daher 
— ein Gut jetzt unterwegs in Verlust gerät, soisttatsächlich 
der Empfänger der Verlusttragende: infolee- 
dessen ist es recht und billige, daß die Eisenbahn ihm Schaden- 
- ersatz leisten soll. 


E 3. Aus demselben Grunde kann die Eisenbahn, allerdings nur 
bei Handelswaren, dem Empfänger ohne Bedenken Ersatz 
- leisten, da sie sich in einem durch den Absender auf Grund des 


1) 


Art. 26 (1) I Ü. anhängig zu machenden Prozesse mit der Aus- 
rede verteidigen kann, daß der Absender den Kaufpreis vom 
Empfänger bereits erhalten hat und somit der Ersatz für ihn 
eine ungebührliche Bereicherung wäre, zumal die außergericht- 
lichen Entschädigungen in der Regel nur gegen Vorweis der 
Originalrechnung erfolgen, d. h. der Empfänger nur dann einen 
Ersatz erhalten kann, wenn er den Kaufpreis bereits bezahlt hat. 

4. Abgesehen aber von allem — wie oben ’schon erwähnt —, ist 
für die Beurteilun& der Aktivlegitimation die Tatsache der wirk- 
lichen Ankunft des Gutes am Bestimmungsorte ausschlaggebend. 
Alle beiden geschilderten Auslegungen stimmen darin überein, 
daß, falls das Gut nach der Ankunft am Bestimmungsort irgend- 
wie abhanden kommt, der Empfänger, sobald ihm der Fracht- 
brief übergeben wird, ausschließlich anspruchsberechtigt wird. 
Die Frage aber, wo das Gut abhanden gekommen ist, unterwegs 
oder aber nur in der Bestimmungsstation, kann auch bahnamtlich 
nicht immer in einer jeden Zweifel ausschließenden Weise ge- 
löst werden, desto weniger kann der vom Bahndienste fern- 
stehende Absender dieser Frage nähertreten. 

Auch aus bloß formellen Gründen ist daher eine Anspruch- 
erhebung von seiten des Absenders als ausgeschlossen zu be- 
trachten, da ohne Kenntnis von Tatsachen, die auch dem mit 
den inneren Dienstangelegenheiten Vertrauten nicht immer be- 
kannt sind, der Absender überhaupt nicht wissen kann, ob er 
aktiv legitimiert ist oder nicht. Die Gefahr, daß er die Kosten 
des anhängig zu machenden Prozesses unter Umständen wird 
bestreiten müssen, wird den Absender von einem Versuche zur 
Geltendmachung seines zweifelhaften Rechtes wohl zurückhalten, 
was der Eisenbahn in dieser Hinsicht vollkommen genügende 
Sicherheit bietet. 

Daß auch de lege ferenda die Egersche Auslegung und 
die allgemeine Anwendung der erörterten einheitlichen Zusatz- 
bestimmung vorzuziehen wäre, haben die einzelnen Bahnen be- 
reits anerkannt, und sie sind daher in der Tat bestrebt, in den 
zu treffenden neuen Vereinbarungen über die Aufnahme des 
gegenseitigen Verkehrs zwischen den einzelnen Staaten die 
Frage der Aktivlegitimation — abweichend von der Bestimmung 
im Art. 26 (1) I. Ü. — im Sinne der einheitlichen Zusatzbe- 
stimmung 2 zum Art. 26 1. Ü. zu regeln. Ob diese Bestrebungen 
ein günstiges Ergebnis erzielen werden können, wird die Zu- 
kunft zeigen. : 

Wir haben die Frage von verschiedenen Seiten beleuchtet. 
ohne zu meinen, daß hierdurch alle Gesichtspunkte erschöpft 
worden wären. Unsere Absicht war nur, die Aufmerksamkeit 
auf diese wichtige Streitfrage zu lenken, damit sie bei der 
allerdings bald zu erwartenden Revision der Bestimmungen des 
I. Ü. die verdiente Würdigung finde und zum Gegenstand ein- 
sehendster Erörterungen gemacht werde. 


« 


« 


Vom Geh 


Der Londoner Stadtverkehr hat von jeher den Kreisen, Be- 
hörden und Verkehrsunternehmungen, die an seiner Bewältigung 

- beteiligt sind, große Sorge gemacht. Die sogenannte City-Bildung 
hat ja von London ihren Namen; die Hauptstadt Englands dürfte 
aber die erste Stadt gewesen sein, in der Wohn- und Geschäfts- 
viertel voneinander getrennt worden sind, und diese Entwicklung 
- dürfte, abgesehen von den Großstädten Amerikas, in London 
zurzeit am weitesten fortgeschritten sein. Infolgedessen waren 
schon zu Zeiten, als der Stadtverkehr, immer nur vom Personen- 
verkehr gesprochen, in anderen Großstädten sich noch in den 
Kinderschuhen bewegte, in London sehr erhebliche Mengen von 

- Arbeitern, das Wort hier im weitesten Sinne verstanden, täglich 
zweimal zwischen Heim und Arbeitsstätte zu befördern. Der 

- Entwicklung des Geschäftslebens entsprechend ist die Zahl der 
auf diesem Wege verkehrenden Personen von Jahr zu Jahr ge- 
wachsen, und das hat wieder den. Erfolg gehabt, daß die Fläche, 

- auf die sich ihre Wohnungen verteilen, immer größer geworden 
- ist. Die Anforderungen, die infolgedessen an die großstädtischen 
Massenverkehrsmittel gestellt werden müssen, sind daher doppelt 
gestiegen; es müssen nicht nur größere Mengen befördert werden, 
sondern diese legen auch größere Entfernungen zurück. Der Be- 
richt eines vom Verkehrsministerium eingesetzten Ausschusses 
zur Untersuchung der Londoner Verkehrsverhältnisse vergleicht 
den Londoner Stadtverkehr mit einer täglich sich wiederholen- 
- den Flut und Ebbe, die von Zeit zu Zeit ihre Richtung und die 
bewegte Masse ändert. Werden dabei nicht die alten Kanäle zur 
- Aufnahme dieser Fluten vertieft und verbreitert, und, werden 
- nicht neue geschaffen, so gebe es schnell Stauungen. Dieser Vor- 
— gang sei schon wiederholt dagewesen und würde sich auch in 
Zukunft wiederholen. Zu diesem Ebbe- und Flutverkehr komme 
nun noch der ständige Zustrom, den die Eisenbahnen der Haupt- 
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-Stadt und zwischen ihr und ihren Vororten zu erzeugen. 


Vom Londoner Massenverkehr. 
Regierungsrat Wernekke. 


stadt zuführen. Obgleich diese nicht, wie z. B. Berlin, Paris. 
Wien, im Herzen des Landes, sondern nahe seiner Südostspitze 
liegt, laufen doch in ihr alle Eisenbahnen zusammen; es gibt nur 
eine von den großen Eisenbahngesellschaften Englands, die 
Lancashire und Yorkshire-Eisenbahn, deren Netz nicht mit einer 
Spitze nach London zeigt. Dazu kommt noch der Hafenverkehr, 
und überdies ist London eine große Fabrikstadt, so daß zahl- 
reiche Umstände zusammentreffen, um Verkehr im Innern ge 

er 
Krieg hat auf vielen Gebieten des Wirtschaftslebens einen er- 
heblichen Aufschwung mit sich gebracht; infolgedessen hat der 
Verkehr seit seinem Ausbruch stark zugenommen. Während 
seiner Dauer konnten aber aus naheliegenden Ursachen: nur 
solche Anlagen neu geschaffen oder erweitert werden, die un- 
mittelbar dem Kriege dienten, und nach seiner Beendigung hat 
aus anderen, ebenfalls allgemein bekannten Gründen die Bau- 
tätigkeit ruhen müssen, so daß zwar der Verkehr in den letzten 
sieben Jahren gestiegen ist, die Mittel zu seiner Bewältigung 
aber dieser Steigerung nicht zu folgen vermocht haben. Hier- 
durch sind unhaltbare Verhältnisse geschaffen worden. Ver- 
schärft worden sind die Schwierigkeiten noch durch die wirt- 
schaftliche Lage der Verkehrsunternehmungen. Der Krieg hat 
auch in England eine Steigerung aller Kosten, namentlich der 
Arbeitslöhne und der Preise für Rohstoffe, Bau- und Betriebs- 
stoffe, mit sich gebracht und zur Folge gehabt, und wenn die 
Höhe dieser Preissteigerungen auch an diejenige bei uns infolge 
des günstigeren Standes der englischen Währung bei weitem 
nicht heranreicht, so ist sie doch der Art nach nicht von ihr ver- 
schieden, und es liegt nur ein Unterschied des Grades vor. Die 
Verkehrsunternehmen haben mit ihren Fahrpreisen der dadurch 
hervorgerufenen Steigerung der Betriebskosten nicht folgen 
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können, teils weil die Fahrpreise gesetzlich festgelegt ad und 
Gesetzesänderungen in England nur nach einem langwierigen 


Verfahren möglich sind, teils weil sie glaubten, auf die Fahr- 


gäste Rücksicht nehmen zu müssen; obgleich die meisten von 
diesen gezwungen sind, die großstädtischen Verkehrsmittel zu be- 
nutzen, schrak man doch vor zu weitgehenden Preissteigerungen 
zurück, um nicht den Verkehr dadurch in einem über das Er- 
wünschte hinausgehenden Maße abzudrosseln. Der Stadtverkehr 
ergibt infolgedessen Keine Überschüsse mehr, sondern Fehlbe- 
träge, und die an ihnen beteiligten Unternehmungen sind daher 
nicht in der Lage, die technischen Einrichtungen zu treffen, die 
sie in den Stand setzen könnten, der ihnen gestellten Aufgabe 
in vollem Umfang gerecht zu werden. 

Am: Londoner Stadt- und Vorortverkehr sind die Pernbahnen 
mit ihren zum Teil elektrisch betriebenen Vorortstrecken, die 
elektrischen Untergrundbahnen, die Straßenbahnen und die Omni- 
busse beteiligt. Die Straßenbahnen spielen dabei nur eine unter- 
geordnete Rolle, namentlich drangen sie bis vor kurzem nicht 
in den Stadtkern ein, sondern beschränken sich im wesent- 
lichen auf die Außenbezirke. Dagegen kommt den Omnibussen 
eine Bedeutung im Verkehrsleben zu, die sie kaum in irgendeiner 
anderen Großstadt erreichen dürften. Bei einer Bevölkerung 
von nahezu 7,5 Millionen, von der ein jeder 350 Fahrten mit den 
Stadtbahnen im Jahre machte, hatten die elektrischen Bahnen 


und die Eisenbahnen im Jahre 1919 659 Millionen Fahrgäste, die 


Straßenbahnen etwas über 1 Milliarde und die Omnibusse 
861 Millionen zu befördern. Auffallend ist die hohe Zahl bei den 
Straßenbahnen gegenüber derjenigen bei den Eisenbahnen und 
elektrischen Schnellbahnen, weil diese Verkehrsmenge trotz ibrer 
ungünstigen örtlichen Lage erreicht worden ist; sie wird damit 
zusammenhängen, daß mit der Straßenbahn nur kurze Strecken 
zurückgelegt zu werden pflegen, während die Eisenbahnen und 
Untergrundbahnen ihre Fahrgäste auf größere Entfernungen be- 
fördern müssen; die Belastung der letzteren ist daher trotz der 
seringeren Zahl von Fahrgästen erheblich höher. Noch auf- 
fallender ist aber die große Zahl der Londoner, die die Omni- 
busse benutzen, und da diese nicht nur die breiten Straßen der 
neueren Außenbezirke, sondern namentlich auch die schmalen 
Straßen des alten London befahren, ist es kein Wunder, daß 
dort ein Fährverkehr herrscht, der zu Störungen Anlaß gibt 
und an vielen Stellen nur durch das Eingreifen der auf diesem 
Gebiete altbewährten Londoner Polizei geregelt werden kann. 
Die vorstehend angegebenen Zahlen berückäichtigen nicht den 
Vorortverkehr auf den Fernbahnen, der statistisch schwer zu 
erfassen ist. Auf guter Grundlage wird er zu 468 Millionen 
Reisenden im Jahre geschätzt, wodurch die Zahl der. durch- 
schnittlich von jedem Londoner im Jahre gemachten Fahrten 
sich auf 413 erhöht. 

Bekanntlich gibt es in England nur Privatbahnen, und die 
Folge ist eine weitgehende Zersplitterung, ein Mangel an Ein- 
heitlichkeit im englischen Eisenbahnwesen. Ebenso sind. die 
Unternehmungen, die den Londoner Stadt- und Vorortverkehr 
bedienen, in eine ganze Anzahl von Einzelunternehmungen ge- 
spalten. Sownhl im Fernverkehr der Eisenbahnen wie auch im 
Londoner Verkehr macht sich aber das Bestreben zum Zusammen- 
schluß geltend, und dieses hat in London zur Bildung des soge- 
nannten „Combine“ geführt. Zu ihm gehören die elektrischen 
Untergrundbahnen und auch die Straßenbahnen und die Omni- 
busgesellschaft. Die Mitglieder sind also die Metropolitan 
District Railway, die noch aus der Zeit der Dampfuntergrund- 
bahnen stammt, die London Electrie Railway, die wiederum aus 
sechs Einzelunternehmungen, darunter 
Street-Waterloo-Eisenbahn, gewöhnlich Bakerloo genannt, zu- 
sammengeschweißt ist, ferner die City and South London Rail- 
way, die erste der elektrischen Untergrundbahnen Londöns, die 
Central London Railway, endlich die London General Omnibus 
Company, deren Pferdeomnibusse, ursprünglich ein kennzeich- 
nender Bestandteil des Londoner Straßenbilds, jetzt alle durch 
Kraftwagen ersetzt sind, und die London and Suburban Traction 
Company, die drei Straßenbahngesellschaften in sich begreift. 
Die Vereinigung ist im Jahre 1915 mit Genehmigung des Parla- 
ments gegründet worden. Die vier Schnellbahnunternehmungen 
und die Omnibusgesellschaft führen ‘seitdem ihre Einnahmen 
einer gemeinsamen Kasse zu, aus der die Überschüsse, nachdem 
die Fehlbeträge notleidender Mitglieder gedeckt sind, so an die 
Teilnehmer an dieser Einrichtung verteilt werden, daß die City 
and South London-Railway 6%, die Central London Railway 
20%, die London Electric Railway 30%, die Metropolitan 
Distriet-Railway 12% und die Omnibus-Gesellschaft 32 % erhält. 
Alle Betriebsausgaben einschließlich der Ausgaben für den 
Schuldendienst sind dabei von den einzelnen Gesellschäften aus 
den Betriebseinnahmen oder aus ihrem Anteil an der gemein- 
schaftlichen Kasse zu decken. Grund zu dieser Vereinbarung 
war der Umstand, daß bei der Metropolitan 'Distriet Railway 
schon vor dem Kriege die Betriebsausgaben die Einnahmen über- 
wogen, so daß die Regierung helfend eingreifen mußte, indem 
sie der Gesellschaft seitdem einen Zuschuß gewährt, ein Vor- 

gang, der im englischen Verkehrsleben damals einzig dastand. 


* 


ı Londoner Verkehrsunternehmungen geschlossen worden ist, um 


‚ Abgesehen von der Beseitigung eines Notstandes bei einem ihrer 


den Arbeitern erhobenen Forderungen auf Erhöhung ihrer Löhne 


Betrieb und Verkehr keinen Einfluß hat. 


Company, die gegründet worden ist, um den Betrieb der Omnibus- 


‚sich weitere Kreise die mit ihnen verbundene Vergünstigung zu- 
die bekannte Baker 


' verkehr beteiligten 'Kreisen auch ein Vertreter der Arbeiterschaft 
‘saß, nach viermonätiger Beratung eine Anzahl ‚Vorschläge ge- 


 Verkehrsfragen zur Verfügung stünde. 


Nachdem 1915 die Beben zwischen den genannten 


die Fehlbeträge der einen Gruppe durch die Überschüsse der 
anderen zu decken, kommt diese Staatshilfe auch den anderen 
Gesellschaften zugute, indem sie den Fehlbetrag der Metropolitan 
Distriet Railway, der sonst aus der gemeinschaftlichen Kasse 
gedeckt werden müßte, vermindert oder zum Verschwinden bringt. 


Mitglieder, war der Zweck der Vereinigung auch der, eine gleich- 
mäßige Fahrpreispolitik zu erreichen, um die Gesellschaften 
durch Erhöhung der Fahrpreise in den Stand zu setzen, den von 


zu entsprechen. Eine Folge dieser Vereinigung, die für die Fahr- 
gäste sehr angenehm ist, besteht darin, daß der Umsteigever- 
kehr zwischen den verschiedenen Netzen mit durchgehenden Fahr- 
karten möglich ist. Daß dadurch die Berechnung der geldlichen 
Betriebsergebnisse verwischt wird, hat nichts zu bedeuten, weil 
ja doch die Einnahmen der gemeinschaftlichen ‚Kasse zufließons 
und aus ihr gedeckt werden. 

Am Londoner elektrischen Stadtverkehr a außer den ge- 
nannten Gesellschaften noch die Unterground Electrie Railway 
beteiligt, doch ist dies nur ein Unternehmen zur Beschaffung der 
Geldmittel für die elektrischen Untergrundbahnen, das auf den 
Sie steht nicht nur 
hinter den elektrischen Untergrundbahnen, sondern auch hinter 
der Omnibusgesellschaft und den Straßenbahnen. Überdies be- 
sitzt sie einen großen Teil der Aktien der Associated Equipment 


gesellschaft von der Beschaffung der Fahrzeuge zu trennen. ng 

Eine der Hauptschwierigkeiten bei der Bewältigung groß- 
städtischen Verkehrs, die sich in London wegen der vollstän- 
digen Durchführung der durchgehenden, sogenannten -englischen 
Arbeitszeit besonders bemerkbar macht, besteht darin, daß der 
Verkehr nicht gleichmäßig über den Tag verteilt ist, sondern sich 
auf eine kurze Zeit des Morgens und des Abends zusammen- 
drängt. Die verkehrsstaıken Stunden sind in London diejenigen 
von %#8 bis 9 Uhr morgens und von 5 bis 7 Uhr abends. Man hat 
schon wiederholt erwogen, ob man nicht die Verkehrsmittel da- 
durch entlasten könnte, daß nicht alle Betriebe die Arbeit zu 
gleicher Zeit beginnen und beenden, so daß die Arbeiter der ver- 
schiedenen Gattungen nacheinander, nicht gleichzeitig zur Arbeit 
fahren und von ihr zurückkehren. Eine solche Regelung hat aber 
erhebliche Schwierigkeiten. Auch durch eine Abstufung der 
Fahrpreise nach der Zeit hat man versucht, ausgleichend zu 
wirken. So hat man z. B. bei der Omnibusgesellschaft den Fahr- 
preis in den Stunden schwachen Verkehrs herabgesetzt, um die 
Fahrgäste, die nicht an die Zeit gebunden sind, also z. B. Damen, 
die im Innern der Stadt Einkäufe machen wollen, zu veranlassen, 
diese Zeiten zu wählen. Auch in anderer Beziehung muß bei 
der Festsetzung der Fahrpreise auf die dadurch hervorgerufene 
zeitliche Verteilung des Verkehrs Rücksicht genommen werden. 
Die Preise für Arbeiterfahrkarten können aus politischen und‘ 
sozialen Gründen nicht oder nur wenig.erhöht werden. Da aber 
die anderen Fahrpreise gesteigert werden müssen, wird die 
Spannung zwischen ihnen und denen der Arbeiterkarten immer 
größer, und es werden immer weitere Kreise veranlaßt, sich die 
Arbeiterkarten mit ihrem niedrigeren Preis zunutze zu machen, 
Da die Beschränkung, der die Benutzung von Arbeiterkarten 
unterliegt, meist lediglich darin besteht, daß sie nur innerhalb. 
gewisser Stunden benutzt werden dürfen, wird der Verkehr, wenn 


nutze mächen, noch mehr, als es schon an sich geschieht, auf 
diese Stunden zusammengedrängt, und .die Folge ist, daß die 
Verkehrsmittel in diesen Zeiten überlastet werden. : 

Um. wenigstens einen Teil der Verkehrsmißstände in London 
zu beseitigen oder zu mildern, hat der schon erwähnte Ausschuß’ 
zur Untersuchung der Londoner Verkehrsverhältnisse, in dem 
neben Verkehrsfachleuten, Vertretern des Verkehrsministerrums 
und anderer Verwaltungsbehörden, der Polizei, der Untergrund- 
und Straßenbahnen, der Hafenbehörden und aus am Kraftwagen 


macht. Sie gipfeln darin, daß für ganz London eine einheitliche, 
mit weitgehenden Vollmachten ausgestattete Verkehrsbehörde ein- 
gesetzt werden solle, deren örtlicher Geschäftsbereich nicht durch 
politische Grenzen, sondern durch das Verkehrsbedürfnis festge- 
setzt werden soll. Der Gedanke, eine solche Behörde zu er- 
richten, taucht hier nicht zum ersten Male auf; schon 1905 ist 
ein ähnlicher Vorschlag gemacht worden. ‘Ob er diesmal durch- 
geführt werden wird, ist aus mehr als einem Grunde zweifelhaft. 
Eine der Ursachen, ihn jetzt wieder aufzugreifen, bestand darin, 
daß 1919 das Verkehrsministerium geschaffen worden ist, dessen 
Einwirkung auf den Londoner Verkehr sehr verstärkt würde, 
wenn ihm eine besondere Behörde zur Bearbeitung der Londoner 
Neuerdings ist es aber 
fraglich geworden, ob das Verkehrsministerium erhalten bleiben, 
oder ob es wieder aufgelöst werden soll, und die endgültige = 
Regelung dieser Frage, die noch in diesem Jahre zu erwarten 
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ist, wird nicht ohne Einfluß darauf bleiben, ob man eine Lon- 
 doner Verkehrsbehörde schaffen wird oder nicht. Der Ausschuß 
hat in seinem Bericht die Aufgaben der Verkehrsbehörde vor- 
_ gezeichnet; hierauf soll aber hier nicht näher eingegangen wer- 
den. Die Errichtung der Behörde bedarf der Genehmigung des 
- Parlaments, das ihr auch ihre Aufgaben zuweisen wird. -Ein 
Eingehen hierauf mag also aufgeschoben bleiben, bis durch die 
Entscheidung des Parlaments klare Verhältnisse geschaffen 
sind, bis also ersichtlich ist, inwieweit die jetzt gemachten Vor- 
- schläge angenommen werden, oder inwieweit sie durch andere 
Bestimmungen ersetzt werden. Um die Bedeutung der Verkehrs- 
behörde zu kennzeichnen, sei nur erwähnt, daß für ihre drei 
Mitglieder eine Besoldung mit 3000 und 4000 £ (60- und 80000 
Mark nach Friedenswährung) vorgeschlagen wird; bei Bewertung 
dieser Beträge muß man berücksichtigen, daß einerseits Beamte 


in 


x in leitender Stellung in England von jeher höher besoldet worden 
- sind als bei uns, daß aber anderseits die Entwertung des Geldes 
- in England bei weitem nicht so weit geht wie bei uns. 

E Während seiner Beratungen, zu denen der Ausschuß außer 
14 seinen Mitgliedern noch weitere Vertreter der am Londoner Ver- 
2. 


kehr beteiligten Kreise zugezogen hat, hat der Ausschuß ver- 
sucht, schon vor Gründung der neuen, von ihm vorgeschlagenen 
Behörde regelnd auf den Londoner Verkehr einzuwirken. So 
hat er z. B. die Omnibus- und Straßenbahngesellschaften veran- 
laßt, ihre Haltestellen anders als bisher zu verteilen. Die Om- 
nibusse hatten überhaupt bis vor kurzem keine festen Halte- 
stellen, sondern hielten nach Bedarf. Neuerdings hat man ihnen 
etwa alle 400 m eine feste Haltestelle zugewiesen, eine Maß- 
nahme, die sich bisher sehr gut bewährt hat. Auf die an der 
Straßenunterhaltung beteilieten Behörden ist in dem Sinne 
eingewirkt worden, daß sie besser als bisher Hand in Hand 
arbeiten; es ist ein einheitlicher Arbeitsplan für diese Behörden 
aufgestellt worden, so daß, wenn ein durchgehender Straßenzug 
die Gebiete mehrerer solcher Behörden durchschneidet, eine 
gewisse Einheitlichkeit in der Verwaltung, im Bau und der 
Unterhaltung dieses Straßenzuges zu erreichen gesucht wird. 
- Für den Fußgängerverkehr wird angestrebt, daß links ge- 
- sangen wird; in England ist bekanntlich links die übliche 
- Richtung des Verkehrs. Der Ausschuß hat auch die Wieder- 
_ eröffnung einer Anzahl von Eisenbahnhaltestellen veranlaßt, die 
im Kriege, um zu sparen und den Betrieb zu vereinfachen, ge- 
schlossen worden waren. Die Befugnisse der Polizei in bezug 
- auf die Regelung des Straßenverkehrs bedürfen nach dem Bericht 
‘ des Ausschusses einer Neuordnung; die einschlägigen Vor- 
schriften, die sich auf ein Gesetz aus dem Jahre 1867 stützen, 
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werden. 

Zu den Aufgaben der neuen Verkehrsbehörde würde natür- 
lich an erster Stelle die Regelung der Fahrpreise gehören, wozu 
aber bei der englischen Rechtslage die Mitwirkung des Parla- 
_ ments nötig ist. Um die Fahrpreise in angemessener Höhe festzu- 
setzen, bedürfte es zunächst der Feststellung, welches Anlage- 
kapital durch die Betriebsüberschisse zu verzinsen ist, und die 
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‘Der Bundesminister für Verkehrswesen a. D. Dr. Karl 
- Pesta regte die Veranstaltung einer großzügigen Ausstellung 
an, die alle Ergebnisse der kleinwirtschaftlichen Tätigkeit der 
österreichischen Eisenbahner zusammenfassen und den Bew>is 
erbringen sollte, daß diese kleinwirtschaftliche Betätigung ganz 
hervorragende Bedeutung für die Volkswirtschaft hat, aber auch 
sozialpolitisch überaus hoch zu bewerten ist. Sein Nachfolger, 
Bundesminister für Verkehrswesen Dr. Wal- 
ter Rodler, hat diesen Gedanken weiter verfolgt und. die 
Ausstellung mit seinem ganzen Einfluß tatkräftigst unterstützt. 
Als Ausstellungsort wurde Linz gewählt, weil gerade in Ober- 
österreich ganz hervorragende wirtschaftliche Betätigung bereits 
in der Vorkriegszeit unter den Eisenbahnern festzustellen war, 
und weil Linz verkehrstechnisch im Mittelpunkt Österreichs ge- 
legen ist und daher von allen Eisenbahnern am leichtesten eT- 
reicht werden kann. Der Aufforderung des Ministeriums kamen 
die: Eisenbahner aller Direktionen äußerst zahlreich nach, und 
es liefen weit über 1000 Anmeldungen ein. Die Zusammen- 
_ stellung und Anordnung wurde dem Architekten Ing. Otto 
Trnik im Ministerium für Verkehrswesen _tbertragen, der 
seine Aufgabe in einer allgemein anerkannten, überaus ge- 
schmackvollen und geradezu beispielgebenden Weise löste. Die 
eroße Festturnhalle am Südbahnhof in Linz wurde durch 
_  Waldesgrün stimmungsvoll ausgeschmückt. Am 3. September 
1991 eröffnete der Bundespräsident Dr. Michael Haiuisch, 
begleitet vom Bundesminister für Verkehrswesen Dr. ‚Rodler 
und seinem Vorgänger Dr. Karl Pesta, unter Anwesenheit zahl- 
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_ müssen vereinfacht und- neuzeitlichen Verhältnissen angepaßt 


hierzu anzustellenden Berechnungen sind reichlich verwickelt. 
Ferner müßte eine Entscheidung darüber getroffen werden, 
welcher Satz als angemessen für die Verzinsung der in den Lon- 
doner Verkehrsunternehmungen angelegten Gelder erachtet wird. 
Sind diese beiden Grundlagen ermittelt, so besteht bei der Fest- 
setzung der Fahrpreise nur insofern noch eine Schwierigkeit, 
als man nie im voraus wissen kann, wie eine Abänderung der 
Fahrpreise auf die Benutzer der Verkehrsmittel wirken wird, 
ob also die Zahl der Fahrgäste, die der Berechnung der Wirt- 
schaftlichkeit des Betriebes zu Grunde gelegt wird, auch wirk- 
lich erreicht werden wird. Nur wenn es eelingt, die Verkehrs- 
unternehmungen durch Festsetzung eines angemessenen Fahr- 
preises, der sowohl eine ausreichende Verzinsung der Anlage- 
werte gewährleistet, als auch der breitesten Allgemeinheit eine 
ausgiebige Benutzung der Verkehrsmittel ermöglicht, auf eine 
gesunde Grundlage zu stellen, wird es möglich ' sein, die Geld- 
geber zur Bereitstellung der Gelder zu veranlassen, die für die 
Aufrechterhaltung des Betriebes und den zeitgemäßen Ausbau 
der Verkehrsmittel nötig sind. Die Festsetzung der Fahrpreise 
in dieser Höhe wird also die wichtigste, wohl aber auch die 
schwierigste Aufgabe der nächsten Zeit sein. 

Auch städtebauliche Aufgaben hat der vorbereitende Aus- 
schuß in den Kreis seiner Erörterungen gezogen, wie überhaupt 
Städtebau und Verkehr im engen Zusammenhang stehen, wenn 
man auch bei dem Begriff Sädtebau meist zunächst an andere, 
mehr auf künstlerischem Gebiete liegende Gesichtspunkte zu 
denken pflegt. So hat er sich mit der Verbreiterung von Berkeley 
Street, der Anlage der Rettungsinseln in Whitehall, der endgül- 
tigen Aufstellung des Kriegsdenkmals auf dem Trafalgar 
Square, also mit; Planungen, die Brennpunkte des Londoner Ver- 
kehrs betreffen, befaßt, und auch der neuen Verkehrsbehörde hat 
er eine Anzahl Aufgaben auf diesem Gebiete zugewiesen; so 
sollen ihr z. B. alle Pläne für Neuanlagen von Straßen, für die 
Verbreiterung bestehender Verkehrswege, für die Beseitigung 
verkehrshinderlicher Kriümmungen vorgelegt werden, und sie 
soll bei der Festsetzung von Fluchtlinien mitwirken und einen 
Einfluß auf die Wohnungsfürsorge gewinnen, wobei namentlich 
die Beseitigung der in England als Folge des Krieges ebenso 
wie bei uns bestehenden Wohnungsnot in Frage kommt. 

London bedarf zur Bewältigung seines heutigen und zukünf- 
tigen Stadtverkehrs neuer Untergrundbahnen, bei deren Linien- 
führung namentlich auf den Anschluß an die Fernbahnen Be- 
dacht genommen werden muß: es bedarf neuer und leistungs- 
fähiger Straßenbahnstrecken; es bedarf einer Neuregelung des 
Omnibusverkehrs. Ehe aber die angedeuteten Neuanlagen ge- 
schaffen und neue Betriebsmaßnahmen getroffen werden, müssen 
die Aufgaben der einzelnen Verkehrsmittel scharf umrissen und 
zereneinander abgegrenzt werden, so daß der jetzige Zustand, 
bei denen sie miteinander in Wettbewerb stehen, beseitigt wird; 
sie müssen. vielmehr, statt einander zu bekämpfen, einander er- 
eänzen. Nur so kann die Höchstleistung nicht nur der einzelnen 
Verkehrsunternehmungen, sondern auch aller zusammen erreicht 
werden. 


, Kleinwirtschaftsausstellung der österreichischen Eisenbahner*). 


reicher Vertreter verschiedener Ministerien und Behörden die 
Ausstellung. Anläßlich der Eröffnung richtete der Verkehrs- 
minister Dr. Rodler an den Bundespräsidenten eine längere 
Ansprache, in der er den Werdegang der wirtschaftlichen 
Tätiekeit unter den Eisenbahnern in großen Zügen darstellte und 
betonte, daß aus dem Gebot der Not während der Kriegszeit 
nunmehr eine Lieblingsbeschäftigung der Eisenbahner entstan- 
den ist, und daß die wirtschaftliche Tätigkeit im Kleingarten 
und in der Kleintierzucht die Brücke schlagen soll zur Klein- 
siedlung, die unter allen Umständen das erstrebenswerte Ziel 
für jeden Bundesbürger bilden soll, weil nur auf diese Weise 
ein gesundes, gemütliches Heim und hierdurch zufriedene Men- 
schen geschaffen werden können. Die Erfolge dieser vom Bun- 
desministerium mit allen Mitteln geförderten wirtschaftlichen 
Tätiekeit seien äußerst befriedigend, da über 30 000 Grundteile 
durch Eisenbahnangestellte bebaut werden und nahezu die Hälfte 
aller Eisenbahnangestelllten, die einen eigenen Haushalt führen, 
Kleinwirtschaft betreiben. 4 
Bundespräsident Dr. Hainisch dankte für den 
freundlichen Empfang und gab der Freude Ausdruck, daß es ihm 
vergönnt sei, der Schutzherr dieser Ausstellung zu sein und sie 
zu eröffnen. Die Kriegszeit habe uns gelehrt, welch große 
Bedeutung der Landwirtschaft zukomme. Es müsse alles getan 
werden, um die landwirtschaftliche Erzeugung zu heben, Da 
wir dies nicht durch Heranziehung neuen Bodens erreichen 
könnten, weil solcher nicht zur Verfügung stehe, müßte die 
Wirtschaft vertieft und die Tätigkeit erhöht werden, um auf 
diese Weise eine Steigerung des Ertrages durchzusetzen. Von 
diesem Gesichtspunkte aus begrüße er die Bestrebungen der 
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Eisenbahner auf das herzlichste und freue sich, daß alle maß- 
gebenden Behörden diese förderten und begünstigten. Es sei 
ganz besonders anerkennenswert, wenn Eisenbahner nach dem 
Mühen und Plagen des anstrengenden Dienstes noch Zeit un” 
Lust zur wirtschaftlichen Betätigunze fänden und hierdurch 
nicht nur ihre eigene Lebensführung verbesserten, sondern auch 
der Gesamtheit große Dienste leisteten. Möchte das Beispiel 
der Eisenbahner auf die breiten Schichten der Bevölkerung an- 
regend wirken und möchte die Ausstellung großen Erfolg haben. 
Der Bundespräsident eröffnete hierauf unter den Klängen der 
Bundeshymne die Ausstellung. 
Besichtigung der Ausstellung, wobei die Ausstellungsleiter, 
Insp. Alois Helmer des Bundesministeriums und Ober- 
bahnrat Dr. Wilhelm-Kowarz der Bundesbahndirek- 
tion Linz, sowie der Architekt Ing. Otto Trnik die Füh- 
rung übernahmen und die nötigen "Aufklärungen gaben. Dar 
Präsident äußerte sich über das Gesehene und Gebotene des 
öfteren in Worten der höchsten Anerkennung und des vollsten 
Lobes. 

Die Aufstellung der Ausstellungsgegenstände erfolgte 
10 Gruppen u. zw. in der nachstehenden Reihenfolge: 

In der ersten Gruppe, die den mittleren Raum der Turnhalle 
einnahm, waren in geschmackvoller Anordnung, nach Direk- 
tionen geordnet, die verschiedenen Bodenerzeugnisse 
aller Arten, Feldfrüchte, Gemüse und Obst aus- 
gestellt. Man sah wahre Prachtstücke der verschiedenen Obhst- 
arten 'edelster Sorten. An Besonderheiten seien erwähnt, im 
Garten zezogener Tee, Kaffee und Paprika. Von Kennern 
wurde ein mehr als Menschenkopf eroßer FEierbofist, auch 
fälschlich Champienon genannt, sehr bewundert. Einen sehr 
schönen Schmuck dieses Teiles der Ausstellung bildeten die 
vielen Gartenblumen, bei denen der Jahreszeit entspreshend 
die Astern vorherrschten. Sehr anschaulich wurden die Erzeng- 
nisse der chinesischen Ackerbeetkultur in geradezu erstaunens- 
werten Beispielen vorgeführt. Die zweite Gruppe enthielt die 
Verwertung der Gartenerzeuenisse, das Ein- 
kochen von Früchten, die Herstellune von Früchtsäften usw. 
Die dritte Gruppe umfaßte die selbstverfertieten @e- 

räte und Behelfe, Frucht- und Obstpressen, Obstlagar- 
stände, Handwagen, Gitterstriekmaschinen. verschiedene Klein- 
ansführungen von Schrebergartenhäuschen, darunter ein 
Hühnerhans, das gleichzeitig als Hundehütte dient. und vieles 
andere. Von besonderer Bedeutung für unsere Zeit waren die 
selbstverfertigten Geräte zur Bienenzucht von einem Rinarmisan 
(Offizial Hammer. Linz). der dadurch für die zahlreichen Invali- 
den einen Zukunfterwerb eröffnete. Sehr reichhaltie war die 
Kleintierhaltung beschickt, die in der vierten Gruppe 
sich vereinigte und Geflügel, Kaninchen. Zieeen, Schafe und 
Schweine umfafte. Wir sahen da alle Rassen von Hühnarn, 
durchwegs erstklassige Tiere, einzelne hervorragend schöne 
Truthühner, Tauben. Enten und Gänse. Eine Auswahl sehr 
schöner Kaninchen aller Rassen sowie prächtige Sahnen-, Pinz- 
gauer und Toggenburger Ziegen, ferner prächtiges Junevieh, 
Holländerschlag. bildeten einen starken Anziehunesnunkt der 
Ausstellung. In der fünften Gruppe wurden wir mit den Hilfe- 
mitteln zur Kleintierhaltung bekannteemacht. Ts 
waren da verschiedene Futtermittel. technische Behelfe nnd 
Apparate ausgestellt. Eine wahre Funderube fir den Tmker 

war die sechste Gruppe, die alles Wissens- und Seherswerte anf, 
den Gebiet der Bienenzucht brachte. Nach T,ändern »e- 
ordnet sahen wir die verschiedenen Systeme der Bienenstöcke, 
Honig aller Art, vom wasserklaren bis zum dunkeleriinen. alle 
Finriehtungen zur Honigzewinntung. zur Rienenzucht und Ba- 
wirtschaftung des Stockes. Lehrreiche Darstellunzen der ver- 
schiedenen Krankheiten des Bienenvolkes, der Honis- nnd 
Wachsverwertung. reichhaltie und geschmackvoll zusammen- 
gestellt. Die siebente Gruppe, für Fischzucht. enthielt 
Kleinausführungen, Hochbilder. Wandtafeln für Teich- nnd 
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Nachrichten. 


Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


— Die Eisenbahnräte. Der Verkehrsausschnß des vorläufigen 
Reichswirtschaftsrates beriet, wie wir dem . ‚Deutschen“ entneh- 
men, den vom Reichsverkehrsminister vorgelegten Entwurf einer 
Verordnung betreffend Beiräte für die Reichseisenbahnen. Die. 
ser Entwurf sieht für den ganzen Bereich der Reichseisenbahnen 
elf Bezirkseisenbahnräte vor, welche nach dem Entwurf in der 
Weise gebildet werden sollen, daß für jeden Bezirkseisenbahn- 
rat die Hälfte der Mitglieder von den staatlich organisierten 
Wirtschaftskörpern (Handels-, Gewerbe-, Handwerks-, Land- 


Sodann erfolgt die eingehende. 


: Flußfischerei, Netze, Fischstöcke u. del. 


- — , 


In einer großen Anzahl 
von Wasserbehältern waren auserlesene Forellen, Karpfen, 
Huchen, Weißfische und Krebse ausgestellt. Eine ‚ent- 
zückende Sammlunz von Klein- und Zierfischen, ‘die in sol- 
cher Mannigfaltiekeit und Zahl wohl noch nie zu sehen waren, 
bildete den Mittelpunkt in diesem Teil: der Ausstellung. In’ 
der achten Gruppe fanden gewerblich hergestellte 
Gegenstände, die mit der Kleinwirtschaft in Zusammen- 
hang stehen, Unterkunft. Wir sahen da Pflanzenschutzmittel, 
Knnstdünger, verschiedene Geräte landwirtschaftlicher Art. Sehr 
sehenswert war die Abteilung für Fellverwertung, besonders 
Kaninchenfelle Die neunte Gruppe war dem Unterricht 
und der Belehrung gewidmet und umfaßte eine prächtige 
Sammlung von Käfern und Schmetterlingen, die uns die verschie- 
denen Schädlinge der Pflanzenwelt aufwiesen. Auch Bisam- 
ratten, Ottern und fischfressende Vögel wurden zur Schau ge- 
stell. Dem Siedlungswesen war die letzte Gruppe vor- 
behalten, die aber deshalb durchaus nicht den geringsten Teils 
einnahm, sondern im Gegenteil in äußerst lehrreichen Kleinaus-- 
führungen verschiedene Bauarten vorführte. Unter anderem 
war auch die auf Grund der Selbsthilfe und persönlichen Mit- 
arbeit in Ausführung begriffene Kleinsiedlung der Eisenbahner 
der Bundesdirektion Linz in Gips dargestellt zu sehen. Ein 
wahres Kunstwerk war die Nachbildung der Eisenbahner-Klein- 
tierfarm „Linzer Tiergarten“, die in lebenswahrer Darstellung 4 
den ganzen Betrieb dieser neugeschaffenen Kleinwirtschaft wie- 
dergab. St. Pöltener Kleingärtner brachten ein äußerst vorteil j 
haftes Kleintierhaus zur Ausstellung. 

Die Firma Ortner stellte Hohlsteine aus. die Firma Pax von. 
Wien-Inzersdorf führte sehenswerte Maschinen bei der Au } 
führung von Betonhohlsteinen vor, und die Tektonwerke Hagen- 
bucher & Co., Linz, stellten ein gauzes Haus aus Holzbeton dar, 7 
das nicht nur wegen seiner geschmackvollen Ausführung, son- 
dern. ganz besonders deshalb die Aufmerksamkeit der Besucher 
erregte, weil es innerhalb vier Tagen vollständig beziehbar auf- 
zebaut wurde. Tiekton ist eine neue Kunstholzmasse, die auf 
Bretter aufgestrichen und auf Holzstäben angebracht wird und 
so ein Gegenstück zum Eisenbeton bildet, nur mit dem Imnter- 
schied, daß die Masse selbst ein sehr schlechter Wärmeleiter ist, 
also gut vor Kälte und Hitze schützt. Tektonbauten kommen 
um rund ein Drittel billiger als Bauten in hergebrachter Aus- 
führung. Besonders bei der Mitarbeit ist die Tektonbauausfüh- 
rung zu empfehlen, da sie leicht von ungelernten Arbeitern 7 
durchgeführt werden kann. 4 

Der Zentralverband der Vehestuse 
zine für Bedienstete der österreichischen Verkehrsanstalten 
hatte einen breiten Raum in der THarnnthalle der Ausstellung 
beleet und zahlreiche Lebensmittel und Webwaren und andere 
Bekleidungsgeeenstände ausgestellt. Es würde zu weit führen. 
eingehend -die einzelnen Ausstellungszegenstände oder Grunven 
zu. wiüirdigen, und wir missen uns damit bescheiden. festzustellen. 
daß ganze Arbeit geleistet wurde und die Ausstellung 
in ihrer Art das beste war. was auf diesem Gebiet bisher geboten 
wurde. Die Besucher und die Besprechungen in den Zeitschrif- 
ten sind einheitlich des Lobes voll und haben so der Bahn- 
verwaltung iedenfalls geniigend Aufmunterung gegeben. diese 
Art der Belehrung und Anfklärnng im Kieiveittech er 
auch fernerhin beizubehalten. Neben der Ausstellung fand eine 
Reihe wirtschaftlicher Vorträge von hervorragenden Fachleute“ E 
statt. Unter anderem sprach Sektionsrat Dr. Band] iiber mo- 
derne Probleme der Blektrizitätsverwertune in der Kleinwirt- 
schaft: diesen Vortrag hörte sich auch der Bundespräsident an. 
Anich die Vertreter des Deutschen Reiches stannten über die 
Fülle urd Schönheit des Gebotenen nnd waren voll Bewundernng 
tınd Anerkennung. :Wir hoffen. daß auch das eeldliche Treehrie F 
der Ausstellung ein befriedigendes sein wird. und daß nicht 
dureh zu große Auslagen die Wiederholung einer Ansstellnne 
unmöglich Ban wird. : DW: Reg 


x 
und Forstwirtschaftskammern) und ein Vie "Re von den Ver- Ei 
sichertenvertretern: bei den Landesversi®herungsänstalten und 
Sonderanstalten sowie von den  Angest»l!tenvertretern unter 
den Vertrauensmännern der Angestellten’rersicherung zu wäh- > 
len "sind, während das letzte Viertel von den Regierungen der 
heteilieten Tänder ernannt wird. 


Gegen diese Zusammensetzung erhoben im Verkehrsausschuß 
die Arbeitnehmervertreter Bedenken, da hiermit eine Verletzung 
des Grundsatzes der Parität verbunden sei und die Arbeitneh- - 
mer nicht genügend zu ihrem: ‘Recht kämen. Sie fraten mit dem 
Gegenvorschlag hervor, daß nur ein Drittel der Mitglieder jede 
Bezirkseisenbahnrates von den staatlich organisierten Wirt 
schaftskörpern, dahingegen das zweite Drittel von den Gewerk- 
schaften zu wählen sei, während das letzte ‚Drittel von den 
Länderregierungen ernannt werden solle. ; 

Die Arbeitgebervertreter machten hingegen geltend, daß man 


% 
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- Kammern beibehalten; 


 bezirke verschoben werden. 


 rücksichtirt werden und nicht die politischen 


j 


 gierungsentwurf 
Vorschlage zugestimmt, daß die Arbeitnehmer (Beamte, Ange- 
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nicht unnötig an der bewährten Tradition .rütteln solle, die den 


- staatlich organisierten Wirtschaftskörpern zum großen Vorteil 


des Würtschaftslebens einen erheblichen Binfluß gewährt habe; 
infolgedessen möchte man in der Beschneidung des Einflusses 
dieser Wirtschaftskörper nicht über den Regierungsentwürf hin- 
ausgehen. Der Vorschlag der Arbeitnehmervertreter eröffne 
zwei Möglichkeiten: Entweder nämlich werde die Zahl der im 
Regierungsentwurf vorgesehenen Vertreter der Handels- usw. 
dann werde eine entsprechend große 
Zahl Arbeitnehmer und von den Länderresierungen ernannter 
Mitglieder hinzutreten und dadurch ein so großer Beratungs- 
körper entstehen, daß eine fruchtbringende Arbeit von ihm keines- 
falls zu erwarten sei. Oder man suche diesen Nachteil zu ver- 
meiden und vermindere die Zahl der im Regierunesentwurf vor- 
gesehenen Vertreter der Handels- usw. Kammern, so käme man 
zwar zu einer erträglichen Gesamtzahl der Mitglieder der Be- 
zirkseisenbahnräte, es würden aber dann die sachkundigen Per- 
sönliehkeiten aus den Kreisen der Arbeitgeber des Handels, der 
Industrie, des Gewerbes sowie der Forst- und Landwirtschaft 
zweifellos an Zahl durchaus ungenügend vertreten sein. Die 
Arbeitnehmervertreter pflichteten dem nicht bei und betonten, 
daß auch in den Arbeitnehmerkreisen viel Sachkunde auf 
dem hier in Betracht kommenden Gebiete (Tarif-, Verkehrs-, Ab- 
fertigungsfragen) zu finden sei. 

Bei der Abstimmung ergab sich eine Mehrheit für die Anträge 
der Arbeitnehmer, die geschlossen an ihrem Vorschlage festhiel- 
ten, während die Arbeitgeber ebenso geschlossen für den Re- 
eintraten. Mit großer Mehrheit wurde dem 


stellte, Arbeiter) für die Bezirkseisenbahnräte von den gewerk- 
schaftlichen Organisationen gewählt werden sollen. 
Hinsichtlich der Zusammensetzung des Reichseisenbahnrats 


kam eine Einigung zwischen den Arbeitgebern und Arbeitneh- 


mern nicht zustande. Letztere verfochten auch für den Reichs- 
eisenbahnrat den Grundsatz der unbedingten Parität. 
Einstimmig wurde vom Ausschuß folgende Entschlie- 


 Rßung gefaßt: 


„Der Reichswirtschaftsrat hält die baldige Schaffung neuer 
Eisenbahnbezirksräte der Reichsbahnen und eines darauf 
aufzeebauten Reichseisenbahnrates für geboten. 
Sie sollte keinesfalls bis nach der Bildung der Wirtschafts- 
Der Reichswirtschaftsrat ist ein- 
verstanden mit dem Grundsatze der Vorlage der Regierung, daß 
bei der Bildung der Eisenbahnratsbezirke in erster Linie die 
wirtschaftlichen und verkehrspolitischen Zusammenhänge _ be- 
Grenzen der Län- 
der ausschlaggebend sein, sollen.“ 


_— Eröffnung von Streeken. Am 1. Oktober d. J. sollen die 

foleenden Eisenbahnstrecken dem PRetriebe übergeben werden: 
a) im Direktionsbezirk Münster (Westf.) die vollspurige Bahn- 

strecke Sulingen (Han.)-Wehrbleck als Nebenbahn mit 


‘den Stationen Gr. Leßen und Wehrbleck für den Personen-, 


Güter-, Gepäck- und Privattelegrammverkehr sowie für die Ab- 
fertigung von Leichen und lebenden Tieren. 

b) im Direktionsbezirk Cassel die 3,28 km lange vollspurige 
Teilstrecke Uslar-Uslar Stadt der Neubaulinie Uslar- 
Schönhagen als Nebenbahn. Der an dieser Strecke gelegene Bahn- 
hof IV. Klasse Uslar Stadt erhält zunächst Verkehrseinrich- 
tungen zur Abfertieung von Eilgut, Frachtgut und Tieren in 
Wagenladungen. Die Abfertigung von Stückgut und Spreng- 
stoffen ist ausgeschlossen. Eine feste Rampe für Kopf- und 
Seitenverladungen ist vorgesehen. r 

Fir beide Strecken haben Gültigkeit: die Fisenbahn-Bau- und 
Betriebsordnunz vom 4. November 1904 und die Eisenbahn-Ver- 


 kehrsordnung vom 23. Dezember 1908. 


— Errichtung einer Unterausgleichstelle für fehlende und 
überzählice Eil- und Frachtstückzüter in Nürnberg. 7Zur Fint- 
lastung des Deutschen Ausgleichamtes Berlin und zur Er- 
höhune der Ausgleichmöglichkeit bei fehlenden und überzähli- 
£en Gütern wird vom 1. Oktober d. J. ab zunächst versuchsweise 
eine Unteransgleichstelle für den Bezirk des bayer. (rechtsrh.) 
Netzes in Nürnberg errichtet. Durch diese Einrichtung ‚wird 
das sonstire Nachforschungsverfahren bei fehlenden und tiber- 
zählieen Gütern (Fehl- und Überzähligmitteilungen. Fehl-, 
Überzählie- und Erledieungsmeldungen) nicht berührt. Die 
Unterauseleichstelle wird der Frachtzutabfertieung Nürnberg 


- Hbf. aneegliedert. Die Anschrift lautet: An die Unteransgleich- 


stelle in Nürnberg (Gütstat). Die Bearbeitung der Unregel- 
mäßiekeiten hei der Unterausgleichstelle erfolgt im Karteiver- 
fahren. Zur Vereinfachung und Beschleunieung der Arbeit wird 


B: die Ausfertisunz der Karten den Abfertigungsstellen übertra- 
‘zen. Die Karten gelten gleichzeitig als Meldung an die Unter- 


auseleichstelle. Für fehlende Sendungen sind weiße, für über- 
zähliee Sendungen farbige Karten zu verwenden. Ausführliche 
Bestimmungen sind für den Geschäftsgang der neuen Dienst- 
stellen erlassen worden. 


— Ausgabe von Fahrkarten und Schnellzugzuschlagkarten 
nach und von Stationen Ostpreußens und der Freistadt Danzig. 
Im Verkehr nach und von Stationen Ostpreußens und der Frei- 
stadt Danzig sind bei Benutzung von Schnellzügen auf pol- 
nischen und Freistadtstrecken allgemein Fahrkarten für alle 
Züge auszugeben. Beim Fehlen fertig gedruckter Fahrkarten 
sind Blankokarten für alle Züge zu verabfolgen. Schnellzug- 
zuschlagkarten dürfen mit Fahrkarten für Eil- oder Personen- 
züge nur in folgenden Fällen verausgabt werden: 


1. bei Ausgabe von Fahrkarten zum halben Preise, neben 
dem der volle Schnellzugzuschlag zu zahlen ist: 


2, wenn der Reisende bis zu seiner Zielstation eine Fahrkarte 
nicht erhalten kann und eine Fahrkarte nach der zur Lösung 
neuer Fahrkarten geeigneten weitestgelegenen Station löst. 
Die Zuschlagkarte ist in diesem Falle gemäß A.A.V. ISA, 
Ziff. 21 auf der Vorderseite mit dem Stationsstempel zu 
versehen und auf der Rückseite durch Angabe der Station, 
bis zu der sie Geltung erhalten soll, mit Tinte oder Tinten- 
stift gültix zu schreiben. Der die Gültigkeit behandelnde 
gedruckte Vermerk auf der Rückseite ist zu durchstreichen; 


3. wenn der Reisende nur auf einer Teilstrecke der Fahrkarte 
Schnellzüge benutzen will; 


4. bei Ausgabe von Militärfahrkarten, die zu Schnellzügen be- 
nutzt werden sollen. 


Besehränkung der Geltungsdauer der Fahrscheine des 
Mitteleuropäischen Reisebüros (Unternehmerfahrscheine). Aus 
Anlaß der am 1. Dezember d. J. eintretenden Fahrpreiserhöhun- 
gen wird die Geltungsdauer der zu den jetzigen Preisen auszu- 
gebenden deutschen Fahrscheine des Mitteleuropäischen Reise- 
büros zeitweise beschränkt, und zwar zelten die Scheine, die 
mit einem in der Zeit vom 6. Oktober bis 30. November fallenden 
Datum abgestempelt sind, nur bis zum 3. Dezember d. J. Ferner 
wird für solche Fahrscheine die Bestimmung über den Reise- 
antritt zu jeder Zeit innerhalb der Geltungsdauer dahin ge- 
ändert, daß die Reise — bei Fahrscheinheften für Hin- und 
Rückfahrt auch die Rückreise — spätestens am 30. November 
d. J. anzutreten ist. Die Ausgabestellen sind angewiesen, auf 
allen derartigen Fahrscheinen (einschließlich Schnellzuezu- 
schlagscheinen) den Aufdruck „Gültig 60 Tage, den Tag der 
Abstempelunz mitgerechnet“ sowie auf den zugehörigen Heft- 
umschlägen den Aufdruck „Die Geltungsdauer ist auf den ein- 
zelnen Fahrscheinen vermerkt“ und „Die Reise kann innerhalb 
der Geltungsdauer zu jeder Zeit angetreten werden“ zu streichen 
und dafür auf der ersten Seite des Heftumschlags handschriftlich 
mit Tinte oder mittels Stempels zu vermerken: „Gültige bis 
3. Dezember 1921. Die Reise (bei Fahrscheinheften für Hin- 
und Rückfahrt die Hin- und Rückreise) ist spätestens am 30. No- 
vember 1921 anzutreten.“ Bei Heften, die auch Fahrscheine für 
ausländische Strecken enthalten, ist diesem Vermerk vorzu- 
setzen: „Auf den deutschen Strecken.“ 

Die Geltungsdauer der Fahrscheine, die mit dem 3.. 4. und 
5. Oktober abzestempelt werden, wird nicht beschränkt. Sie 
selten daher bis zum 1.. 2. oder 3. Dezember d. J. Es muß 
iedoch auch mit solchen Fahrscheinen die Reise oder Rückreise 
spätestens am 30. November d. J. angetreten werden. 

Hinsichtlich der Hefte, die auch Fahrscheine für ausländische 
Strecken enthalten und nach und durch Deutschland benutzt 
werden, wird die Vorschrift über den Reiseantritt bis spätestens 
30. November als erfiillt angesehen, wenn die Reise oder Rück- 
reise bis zu diesem Tare im Auslande angetreten ist. 

Eine Beschränkung der beliebigen Fahrtunterbrechung inner- 
halb der Geltunesdauer tritt durch die vorstehende Maßnahme 
nicht ein. Die Reisenden, die nach dem 3. Dezember d. J. mit 
einem vor dem 1. Dezember abgestempelten Fahrscheinhefte be- 
troffen werden, sind als Reisende ohne zültige Fahrkarte nach 
den Bestimmungen der Fisenbahn-Verkehrsordnung zu be- 
handeln. 


— Eisenbahnratssitzung. Der der Fisenbahn-Generaldirektion 
Dresden beireordnete Eisenbahnrat hielt am 24. Sentember d. J. 
unter dem Vorsitz des Präsidenten der Generaldirektion Dr. 
Mettie seine 81. Sitzung ab. Er nahm Mitteilungen über die 
Tarifierung von Brennholz und über die Frachtermäßigung für 
Lebensmittel und Diingemittel entgegen. 

In der Frage der in Aussicht genommenen Tariferhöhun- 
&en gelangte er zu foleender Entschließung: Der Eisenbahnrat 
«laubt der allgemeinen Erhöhung aller Tarife um 30 % trotz der 
schweren Bedenken. die ihm wegen der Wirkung auf das deut- 
sche Wirtschaftsleben beieehen. zustimmen zu sollen, spricht 
aber die Erwarfung aus. daß alsbald in eine Prüfung dariiber 
eingetreten wird, ob diese Erhöhung im einzelnen noch abze- 
stuft werden kann. und in welcher Weise etwaige Härten zu 
beseitigen sind. Der Eisenbahnrat erwartet. ferner, daß die 
Fisenbahnverwaltung bestrebt ist, zur Vermeidung weiterer Er- 
höhung die Wirtschaftlichkeit des Betriebes mit allen Mitteln 
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Zeitung des Vereins _ : 


zu heben und daß sie, was den Personenverkehr anlangt, bemüht 
bleibt, Anschlüsse und Fahrpläne zu verbessern und die Schnel- 
ligkeit des Reisens zu erhöhen. 


— Die Verkehrslage bei den Eisenbahnen. Die Veerkehrsanfor- 
derungen zeigten eine nicht unbedeutende Aufwärtsbewegung. 
Sie wurde hervorgerufen durch die ungünstigen Wasserverhält- 
nisse auf den meisten Binnenwasserstraßen und die um fast 
vier Wocher früher als sonst einsetzende Ernte Die. Mehr- 
anforderungen an Güterwagen betrugen nach den vorläufigen 
Ergebnissen bei den offenen Wagen über 400000, bei den ge- 
deckten über 30.000. Diesen hohen Wagenanforderungen 
konnte nicht in vollem Umfange entsprochen werden, zumal durch 


die noch immer bestehenden Schwierigkeiten im Westen infolge | 


der Sanktionen (Verzögerungen in der Zollabfertigung, Wagen- 
ansammlungen), ferner durch die langen Eisenbahnbeförderun- 
gen infolge des teilweisen Versagens der Wasserstraßen, den 
Streik auf den polnischen Eisenbahnen und die vermehrte Ver- 
wendung deutscher Wasen im Auslandsverkehr, besonders für 
Wiedergutmachungskohle nach Italien, der schnelle Wagenum- 
lauf zum Teil erheblich beeinflußt wurde. Die Zahlen der nicht 
sestellten Wagen stiegen erheblich an. 
sich in der Ruhrwagengestellung an einzelnen Tagen Ausfälle 
von über 2900 Wagen. Im ganzen wurden dort im August nach 
den vorläufigen Ergebnissen 557 448 Wagen gestellt, gegenüber 
537650 im. Juli und .508613 im August des Vorjahres. Der 
Umschlag in den Ruhrhäfen ist infolge der verminderten Lei- 
stungsfähiekeit des Rheins bei einem anhaltenden Niedrigwasser 
erheblich zurückgegangen, und zwar wurden umgeschlagenr im 
August 21509309 Wagen, im Juli 21562842 \agen, im August 
des Voriahres 20 807120 Wagen. 

Die Kohlenversorgung Süddeutschlands stellt 
sich im ganzen etwas uneünstiger als im Vormonat. Die Halden- 
bestände an der Ruhr sind in geringem Umfange gestiegen. Zur 
Abbeförderung der Kohlen aus Oberschlesien wurden 


gestellt: fielen aus: 
Ausust 1921 . 21233890 Wagen 14535 Wagen 
Jun 122% 21.155 250: 5 31 860 & 
August 1920 20 168 913 = 7638 


Der Umschlag in Cosel war unbedeutend, weil bei dem Nie- 
drigwasser und dem dadurch bedingten Festliegen vieler Kähne 
die Oder nicht mehr leistungsfähig war. Es wurden nur 45 711t 
umgeschlagen, gegenüber 151050 t im Juli und 175219 t im 
August 1920. 

In denmitteldeutschen undsächsischenKohlen- 
revieren gestaltete sich der Versand wiederum um etwa 
4-5 % lebhafter als im Vormonat. 

Große Veränderungen zeigten sich in dem Wagenbedarf für 
künstliche Düngemittel. Infolge der Preiserhöhungen für Kali 
ab 1. September und des zerößeren Bedarfs der deutschen Land- 
wirtschaft im. allgemeinen, der bei der früheren Ernte ent- 
sprechend früher einsetzte, schnellten die Anforderungen in die 


Höhe. An einzelnen Tagen wurden mehr als 3800 Wagen an- 
Im ganzen wurden für künstliche Düngemittel über- 
1aupt 
gestellt: fielen aus: 
August... 1921 2165386 Wagen 42460 Wagen 
Iul1:19212% 2 140 457 gi 3513 ® 
August 1920 2.050 891 = 1194 e 


Erheblich gestiegen ist ferner der Bedarf für die Befürderine 
von Kartoffeln, Brotgetreide und Mehl. Für Kartoffeln wurden 
gestellt 42 376 Wagen gegenüber 17 826 Wagen im Juli und 58 045 
im- August v. J., für Brotgetreide und Mehl im August 1921: 
89 268 gegenüber 37172 im Juli und 51182 im August 1920. 


 — Schlafwagen 3: Klasse. Dem Beispiele der nordischen Län- 
der folgend, beabsichtigt auch die Reichsbahnverwaltung, auf 
deutschen Bahnstrecken demnächst, möglicherweise schon zum 
Fahrplanwechsel am 24. Oktober, auf. vielbefahrenen Strecken 
Schlafwagen für die 3. Wagenklasse versuchsweise in Dienst 
zu stellen. Diese neuen Schlafwagen, von denen zurzeit zehn 
Stück bei. den Linke-Hoffmannwerken im Bau sind, werden in 
12 Halbabteilungen 36 Schlafplätze 3. Klasse enthalten. Ihrer be- 
sonderen Inneneinrichtung wegen werden die neuen Schlafwagen 
ein hochgewölbtes Dach, ähnlich wie die bayerischen Staatsbahn- 
D-Wagen erhalten, an dem gut durchkonstruierte Entlüftungs- 
anlagen seitlich angebracht sind und für ausreichenden Luft- 
wechsel sorgen. Für die Beleuchtung erhält der Schlafwagen 
eine elektrische Lichtmaschine. Die. Schlafplätze, drei iberein- 
ander angeordnete Liegestätten, werden mit Liegepolstern und 
Keilkissen ausgerüstet, während die Reisenden für Decken und 
Bettwäsche sorgen müssen. Der Längsgang ist niedriger als 
bei gewöhnlichen Wagen, da durch eine eingebaute Zwischen- 
decke Raum in den Abteilen zur Unterbringung von Handgepäck 
geschaffen ist. An der Zwischenwand, die die einzelnen Abteile 
voneinander scheidet, sind Haken zur Aufnahme der Kleidung 


Beispielsweise ergaben 


.gäste zwischen dieser neuen Schnellbahnlinie, der städtischen 


 Staßfurt- Löderburg sind seit Anfang dieses Jahres in der An 


: allgemeine Verwaltung, den Betrieb und den Verkehr einschließ 


| triebseinnahmen beliefen sich auf 1614361 M 


der Reisenden ee Außer den Schlafabteilen enthält: 
der Wagen bei einer Länge von 19 m noch ein Abteil für den 
Schaffner, zwei Aborte und zwei Waschkabinen. Der Wagen 
ist aus Eisen gebaut und läuft auf zwei zweiachsigen Dreb- 
gestellen. Eine gute Innenverkleidung aus Holz sorgt für den 
nötigen Wärmeschutz. 


— Verkehr über die Grenzen des besetzten Gebietes. B 3 


einer Mitteilung der Eisenbahndirektion Köln hat die dortige 


Eisenbahn-Unterkommission angeordnet, daß allen Frachtbriefen 
zu Sendungen, die in verschlossenen Wagen zur Absendung ge- 
langen, wozu namentlich Künstler- und Möbelwagen gehöre 
die Schlüssel zu diesen Wagen beizufügen sind, da der Inha 
der Wagen der Untersuchung durch die Zollorgane und d 
Kontrollposten — Offiziere der Besatzungsmächte — unterliegt 
Die strengste Durchführung dieser Anordnung ist eerforderli 
damit unnötiges Zurückhalten dieser Sendungen auf den , 
trollpostenstationen vermieden wird. 


— Die Umgebung des Bahnhofs Friedrichstraße in Berlin, Die 
Akademie des Bauwesens hat folgendes Gutachten abgegeben: 
„Die Akademie des Bauwesens spricht sich dahin aus, daß auf 
der Nordseite des neuen Bahnhofs Friedrichstraße die Schaffun 
beträchtlicher Freiflächen von guter Formgestaltung erforder. 
lich ist für den Veerkehr aus der Stadt zum Bahnhof, für ei 
Untergrundbahn entlang der Spree, für den Übergang der Fahr 


Untererundbahn im Zuge der Friedrichstraße und dem Staa 
bahnhof, endlich für eine neue Seitenstraße neben der Sta 
bahn von der Friedrichstraße bis zur Prinz-Louis-Ferdinand 
Straße. Neben ihrer Verkehrsbedeutung hat diese Seitenstraße . 
die Eigenschaft, daß sie der vorhandenen und weiterhin drohe 
den Verunstaltung der Bahnhofsumgebung durch ausgedehn 
rohe Brandmauern am wirksamsten entgegentreten würde. 
'. Wenn die Schaffung dieser Freiflächen so hohe Opfer fordert 
daß sie weder von der Allgemeinheit noch von einzelnen Grund 
besitzern getragen werden können, so verdient der Vorschlag ; 


das aus dem Geländedreieck zwischen _ Friedrichstraße 
Uferstraße und Bahnhof übrigbleibende Grundstück behuf 
Erzielung eines wirtschaftlichen Ausgleichs höher zu be 


bauen, als die allgemeine Bauordnung es Zzestattet, ernste Er 
wägune und Empfehlung. Ein solcher Hochbau an dieser Stell 
ist nicht bloß städtebaulich und künstlerisch einer befriedigen 
den Ausbildung fähig, sondern würde, angesichts der weite 
Leerfläche der Spree und ihrer Uferstraßen, bei entsprechen 
der Gestaltung besonders geeignet sein, das Stadtbild 
kraftvoller Weise zu bereichern.“ 

— Anhaltische Landes-Eisenbahngemeinschaft. Die Dessau 
Wörlitzer, Gernrode-Harzgeroder Eisenbahn und die Kleinbah 


haltischen Landes-Eisenbahngemeinschaft (öffentlich - rechtlie 
Körperschaft) vereinigt worden. Alle Schriftstücke, die di 


lieh Kontroll- und Abrechnungsdienst der genannten Bahnen 
treffen, sind an die. Anhaltische Landes-Eisenbahngemeinsch 
in Dessau, Leopoldstraße 17—19 zu richten. ER 


=  Paulinenaue-Neuruppiner Eisenbahn. Der Abschluß 
1920/21 zeigt nach 127602 M besonderer Rücklage für den Pr-- 
neuerungsfonds einen Reingewinn von 4682 A, der auf neue 
Rechnung vorgetragen werden soll (i. V. 9718 AM). Die Be-- 3 
(748.066 AM) und 
die Betriebsausgaben auf 1 446 004 M (642607 A). In der Bilanz 
erscheinen Bahnanlagen mit 2367305 M (2371725 M), Effekten 
mit 312436 M (364939 M) und Kasse sowie Be 
97295 M (96 538 M). 


— Die Gebühren für zwangsweise Zuführung von Wagen 
ladungsgütern werden nach einer der Handelskammer zu Berlin 
zugegangenen Mitteilung der Eisenbahndirektion Berlin infolge 
der Steigerung der Fuhrhaltungskosten vom '1. Oktober d. J. 
ab erhöht. Es betragen daher vom 1. Oktober ab die Gebühreı 
für die zwangsweise Entladung und Zuführung bei Gütern de 
Klasse I für 100 kg: für die ersten 2000 m 3,20 A (bishe 
M), für weitere 1000 m 0,80 M (bisher 0,55 M), für di x 
Güter der Klasse II für die ersten 2000 m 4,50 M (bisher 3 MM), 
für weitere 1000 m 0,80 A (bisher 0,55 A). Die Auf- und Ab- 
ladegebühren betragen für die Klasse I 0,60 M, für ae Klasse 
0,90 A für 100 ke. 2 


stelle Bayern, ist der Roglerungsdirektor Otto Mor hart zum 
Ministerialrat ernannt worden. 
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= Österreich. 
u Gebührenerhöhung auf den Bundesbahnen. Das Bundes- 


ministerium für Verkehrswesen verlautbart: Im Einvernehmen 
mit den Direktionen der Bundesbahnen wird die „statistische 
Gebühr“ bei Wagenladungen bis 20000 ke mit 10 K für den 
Wagen festgesetzt. Bei mehreren Wagen bezw. einem ganzen 
Zug, welcher auf einer Erklärung erscheint, ist obige Gebühr 
für jeden Wagen einzuheben. Die Erhöhung tritt mit 1. Oktober 
1921 in Kraft. 


_— Die Tarife der. Murtalbahn. Zeitungsberichten zufolge 
sprach eine Abordnung von Industriellen, Handels- und Gewerbe- 
treibenden, Vertretern der Landwirtschaft aus dem Murtale 
unter Führung des eroßdeutschen Abgeordneten Dr. Straffner 
beim Verkehrsminister Dr. Rodler vor, um ihm ihre Wünsche 
bezüglich der Tarifbemessung bei der Murtalbahn bekanntzu- 
geben. Die Mitglieder der Abordnung wiesen darauf hin, daß 
die Tarife der Murtalbahn drei- bis viermal so hoch sind. wie 
"bei den Bundesbahnen. Die Murtalbahn vermittelt den Holz- 
{ransport aus einem der reichsten Holzausfuhrgebiete. Der Bahn- 
betrieb sei aktiv, und die Gesellschaft sei im vorigen Jahre in 
der Lage gewesen, eine Dividende auszuzahlen. Durch die 
Überspannung der Tarife zugunsten der Murtalbahn sei die 
Holzausfuhr außerordentlich geschädigt, ia fast unmöglich ze- 
worden. Auch der Transport der notwendigen landwirtschaft- 
lichen Bedarfsartikel werde außerordentlich verteuert. Bereits 
vor einigen Wochen hat Abe. Pauly beim Verkehrminister Dr. 
Rodler vorgesprochen und die Versicherung erhalten, daß ent- 
sprechende Schritte gemacht werden, welche die Förderung der 
Holzausfuhr, die bekanntlich einer der größten Aktivposten der 
österreichischen Volkswirtschaft ist, unbedingt. erfordert. Ver- 
kehrsminister Dr. Rodler erklärte der von Dr. Straffner geführ- 
ten Abordnung, daß, soweit sein Ressort in Betracht käme, die 
"Wünsche der Abordnung unterstützt würden. — Schwieriger ge- 
stalteten sich die Verhandlungen im Finanzministerium, wohin 
‘sich die Abordnung gleichfalls begab, doch auch dort wird sich 
ein Weg finden lassen, der zum Erfolge führt. 


£ 

 — Paß- und Gepäckrevision während der Wiener Messe. Auf 
Anregung der Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie. die 
sich im Einvernehmen mit der Messeleitung an den österreichi- 
schen Gesandten in Berlin. das Konsulat und die Handels- 
kammer in München gewendet hat, hat die deutsche Regierung 
zugestimmt, daß die Paß-, Gepäck- und Valutenrevision bei 
direkten Zügen in Passau und Salzburg während zehn 
Tagen im Zuge stattfindet. Auch die österreichische Paß- und 
‚Gepäckrevision fand in den beiden Stationen im Zuge statt. 


E.— Verkehrsnachrichten. Die Direktion der Eisenbahn Wien- 
Aspang verlautbart: Vom 17. September ab wurde der durch- 
laufende Personenzueverkehr zwischen Wien und Ödenburg 
wieder aufgenommen. Geführt wird wie vor dem 30. August 
d. J. täglich von Wien nach Ödenburg: Zus 11 (ab Wien 6 Uhr 
15 Minuten, an Ödenburg 10 Uhr 16 Minuten) und Zug 17a (ab 
"Wien 16 Uhr 20 Minuten, an Ödenburg 20 Uhr 19 Minuten). Von 
Ödenburg nach Wien: Zug 12a (ab Ödenburz 5 Uhr 30 Minuten, 
an Wien 9 Uhr 26 Minuten) und Zug 18a (ab Ödenburg 16 Uhr 
20 Minuten, an Wien 20 Uhr 4 Minuten). 


 — Frachtbegünstigungen für die Grazer Messe. In der Zeit 
vom 24. September bis 2. Oktober d. J. wird in Graz die „Grazer 
Messe“ veranstaltet. Für Messegüter bei Aufgabe als Eil- oder 
-Frachtgut, die als „Messegut“ auf den betreffenden Frachtstücken 
bezeichnet und im Frachtbrief an die Grazer Messe gerichtet 
sind oder von der Grazer Messe aufgegeben werden. wird in der 
Zeit vom 1. September bis 30. Oktober d. J. auf sämtlichen in 
Österreich gelegenen Linien der am Eisenbahn-Gütertarif. Teil T. 
‚beteiligten österreichischen Eisenbahnen eire 50prozentize Er- 
mäßigzung der Frachtgebühren bei der Abfertigung im Kartie- 
Tungswege mit der Maßgabe gewährt, daß die im Abschnitt 
A-I-x des Eisenbahngütertarifs, Teil T. Abteilung B festge- 
‘setzten Mindestgebühren gewahrt erscheinen. 

Bei der Beförderung von leicht verderblichen Genußmitteln, 
wie Obst, Gemüse. Obstmost. Wein. Fleisch usw. wird diese 
Begiünstirung nur bei Auflieferung im Gewichte von höchstens 
50 kg zugestanden. 

- Die Inanspruchnahme dieser Begünstigung ist an besondere, 
ausschließlich von der Grazer Messe auszustellende ‚„Bestäti- 
‚zungen I bzw. II* gebunden. Die von der Grazer Messe aus- 
£estellte Bestätigunz I ist bei der Anfgabe der Sendung zur 
Grazer Messe, die Bestäticung II bei der Riickbeförderung des 
Messegutes von Graz in die ursprüngliche Versandstation oder 
deren Weiterbeförderung in eine beliebige Bestimmungsstation 
dem Frachthriefe beizugeben. 

 — Eine Aufforderung des Landesverbandes für Fremdenver- 


kehr an das Reisepublikum. Der Landesverband für Fremden- 
verkehr veröffentlicht in den Tagesblättern folgende Mitteilung: 


; 


Die ungewöhnlich starke Fremdenbewegung im Laufe dieses 


"Sommers mußte selbstverständlich bei dem herrschenden Mangel 


an Betriebsmaterial zu vielen Reibungen führen; auch war es 
erklärlich, daß der plötzliche Zustrom von Fremden in die 
meisten Kurorte und Sommerfrischen sowohl ein Anwachsen der 
Preise zur Folge hatte, als auch zu mancher Enttäuschung 
führte, indem Fremde in einem kürzlich erst empfohlenen Ort 
bei ihrem Eintreffen unbefriedigende Unterkunft fanden. Mit 
solchen Unannehmlichkeiten wurde zweifellos von der größten 
Zahl der Reisenden gerechnet, und es mußten solche auch nach 
der ganzen Sachlage in Kauf genommen werden. Es ist jedoch 
möglich, daß in dieser schwierigen Reisesaison mancher Reisende 
auch außergewöhnlich unangenehme Erfahrungen machen mußte. 
Von solchen Kenntnis zu bekommen, wäre dem Landesverband 
für Fremdenverkehr von Wien und Niederösterreich äußerst 
wertvoll, weil er durch das Zusammenfassen solcher Vorkomm- 
nisse in die Lage käme, durch Verwendung bei den zuständigen 
Stellen Wiederholungen in der Folge auszuschließen. Ebenso wich- 
tie wäre es dem Landesverband für Fremdenverkehr, wenn eine 
große Anzahl von Reisenden ihre in den verschiedenen Kurorten 
und Gasthäusern gemachten besonders erfreulichen oder auch 
unliebsamen Erfahrungen zur Kenntnis bringen würden. Gerade 
jetzt bei der Bearbeitung eines neuen Führers könnten solche 
Aufklärungen sehr zweckdienlich sein und würden wesentlich 
zur Ergänzung des bereits angesammelten Materials beitragen. 


— Die Erste Donau-Dampfschiffahrtsgesellschaft gibt bekannt: 
Die. Eilschiffahrten Wien-Linz werden diesjährig mit letzter 
Fahrt ab Wien am 24. September und ab Linz am 25. September 
eineestellt. Der Postschiffverkehr Passau-Linz wird in beiden 
Richtungen mit letzter Fahrt am 19. September, der Postschiff- 
verkehr Linz-Wien mit letzter Fahrt von Wien nach Linz am 
29. September und mit letzter Fahrt von Linz nach Wien am 
3, Oktober diesjährig zeschlossen. 


—_ Gründung einer österreichischen Schiffahrtsgesellschaft. 
Am 9. September d. J. fand in den Räumen der Österreichischen 
Creditanstalt die eründende Hauptversammlung der Österreichi- 
schen Reederei A.-G. statt. Diese Aktiengesellschaft ist von der 
Österreichischen Creditanstalt unter Mitwirkung der American 
Ship and Commerce Navigation Corporation, der größten ameri- 
kanischen Schiffahrtsgesellschaft (Harriman-Konzern), und der 
ihr verbündeten Hamburg-Amerika-Linie gegründet. Der Zweck 
dieser Gründung ist, den Wiederaufbau einer österreichischen 
fandelsflotte vorzubereiten. Da die gegenwärtigen Verhältnisse 
die Erwerbung eigener Schiffe nicht gestatten, hat sich die 
Österreichische Reederei sowohl für Fahrgäste als auch für 
Frachten den notwendigen Schiffsraum auf den Linien ihrer 
amerikanischen und deutschen Freunde auf lange Zeit hinaus 
gesichert. Sobald die Österreichische Reederei eigene Schiffe 
erworben haben wird, die sodann unter österreichischer Flagge 
fahren werden, ist. auch die Anwerbung österreichischen sre- 
männischen Personals ins Auge gefaßt. Auf Grund dieses Ab- 
kommens mit den befreundeten amerikanischen und. deutsche" 
Reedereien ist vorläufig nur ein geringes Betriebskanital für die 
Österreichische Reederei nötig: es wurde das volleingezahlte 
Aktienkapital daher zunächst mit 10 000 000 K festgesetzt. Die 
Aktien wurden von der Österreichischen Creditanstalt und ihren 
amerikanischen und deutschen Freunden voll übernommen; die 
Mehrheit der Aktien bleibt in österreichischen Händen. ‚Der 
Verwaltungsrat bestellte zu seinem Präsidenten Herrn Sektions- 
chef a. D. Dr Siegmund Brosche, zum Direktor der Gesellschaft 


Herrn Hugo Sonnewald. 


— Zur Frare des Beamtenabbaues macht Dr. Friedrich 
Leiter im „Neuen Wiener Tagblatt“ einen interessanten Vor- 
schlag Ausgehend von der Tatsache, daß die stetig steigenden 
Ausgaben für die Besoldung der Beamten unvermeidlich ‚auf 
alle nur irgendwie finanziell leistungsfähigen Staatsangehörigen 
drücken müssen, somit jeder einzelne Staatsbürger unmittelbar 
an Ersparungen des Staatshaushaltes beteilist ist, erhebt. der 
Verfasser die Forderung, daß aus der Initiative jener Bevölke- 
rungsschichten, deren Betriebe und Unternehmungen ihnen die 
Möglichkeit bieten. der Weg gesucht werde, um zur \ erringerung 
der staatlichen Besoldungsbelastung beizutragen. Selbstver- 
ständlich dürfe der Beamtenabbau nicht etwa die betreffenden 
Staatsangestellten brotlos machen, sie nicht einfach auf die Gasse 
setzen und ihnen selbst. anheimgeben, sich eine neue Existenz 
zu suchen. vielmehr müßte jedem Beamten, der aus dem Staats- 
dienste scheidet und nicht vermöge seines vorgerückten ee 
oder sonstiger Arbeitsunfähigkeit einen materiell gesie vente 
Ruhestand vorzieht, die Anstellung im Privatdienste gewä x 
leistet werden, bei tunlichster Sicherung erworbener Rechte au 
Gehalt, Vorrückung und Altersversorgung. Es Ba SE 
dienstvolle Tat von unermeßlicher Tragweite, wenn die Organi- 
sationen des Handels. der Industrie und des een 
treten würden, um in gemeinsamer Beratung und im Br 
nehmen mit den staatlichen Vertretern sich dartiber einigermaßen 
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Klarheit zu verschaffen, welche Arten Unternehmungen in 
Betracht kämen bei der Bemühung, dem Überschuß staatlicher 
Beamten eine tunlichst gleichwertige Betätigung in der privat- 
wirtschaftlichen Produktion zu verschaffen. Die Kammer für 
Handel, Industrie und Gewerbe in Wien sollte an die maßgeben- 
den freien Vereinigungen, ferner an die gewerblichen Genossen- 
schaften und landwirtschaftlichen Körperschaften mit der Ein- 
ladung herantreten, Vertreter in einen Ausschuß zu entsenden, 
der die Aufgabe zu übernehmen hätte, mit den geeigneten ein- 
zelnen Betrieben Fühlung zu suchen, um sie für die Aufnahme 
bisher staatlicher Beamten unter ihr Personal zu gewinnen. 

Es wäre als hochherziger Akt wirksamer Betätigung des 
Staatszefühles zu werten. wenn, ohne daß erst ein behördlicher 
Zwang im Namen des Gesetzes abzewartet würde, die ange- 
sehenen Vertreter der verschiedenen Zweige der Volkswirtschaft 
sich zu der angereeten Hilfsaktion vereinigen würden. 


— Verbot des Verkehrs von mehr als einem Anhängewagen 
auf österreichischen Bundesstraßen. Die kürzlich verlantbarte 
Straßenpolizeiverordnunge des Bundesministeriums für Handel 
und Gewerbe, Industrie und Bauten verbietet auf Bundesstraßen 
das Fahren mit mehr als einem Anhängewagen, seht damit auf 


eine Stadthaltereiverordnung vom 8. April 1888 zurück und schei- 


det dadurch grundsätzlich den während des Krieges öfters ge- 
sehenen, mehr oder weniger bewährten Motorzug mit Vielachsen- 
antrieb vom Straßenvsrkehr aus. Was auf der Bundesstraße ver- 
boten ist, wird von dem Land- und den Straßenausschüssen gewiß 
nicht oder nur unter schweren Hemmungen bewilligt werden. 
Daß aber das Handelsministerium und nicht das Bundesministe- 
rium für Verkehrswesen diesen auf Bundesstraßen zu regeln be- 
rufen ist. steht offenbar mit der Straßenunterhaltune., die ersterem 
obliegt. im Zusammenhange. Jedenfalls wäre es zweckmäfßiger, 
wenn dem Ministerium für Verkehrswesen, dem auch die Post- 
verwaltung untergeordnet ist, den Fahrverkehr auf der. Straße 
zu regeln befugt wäre. 

Auch die .eleislose Bahn“ mit elektrischer Oberleitunge ist 
Straßenbenutzerin und daher nicht dem Ministerium für Ver- 
kehrswesen untergeordnet, obwohl sie auch auf eigener Fahr- 
bahn, mindestens auf eigens dafür hergestellter, asphaltierter 
oder betonierter Oberfläche betrieben wird. Infolge des Krie- 
ges, als längst alle mit Exvlosionsmotoren ausgerüsteten Kraft- 
wagen der staatlichen und privaten Linien von der Heeres- 
verwaltung eingezogen worden waren, waren die Wagen der 
eleislosen Bahnen, als im Felde unverwendbar, so lange im 
Betriebe geblieben, bis Strommangel und der Zustand der durch 
militärische Kraftwagen unfahrbar gewordenen Straßen zur Be- 
triebseinstellung genötigt hatten. Die schon vor dem Kriege 
wiederholt betonte Notwendiekeit, anstatt teure Lokalbahnen 
zu bauen. vorerst Kraftwagenlinien als Ersatz einzurichten, be- 
steht auch hente in erhöhtem Grade. da die Fahrbarmachung von 
Straßen rascher und billiger durchführbar ist. als der Bau von 
Lokalbahnen. deren Rentabilität obendrein nicht gesichert ist. 

Während des Krieges wurden die benzin-elektrischen Kraft- 
wagenzüge durch die schweren österreichischen Mörserbatterien 
bekannt, und auch über die für den Verkehr auf Gleisen ver- 
wendbaren benziv-elektrischen Kraftwagenzüce mit bis zehn 
Anhängewagen wurde wiederholt berichtet. Damals wurde ge- 
änßert. daR der Mehrachsenantrieb bei Pefärderung der gleichen 
Last der Straßenoberfläche weniger schade als ein Zugwagen 
mit, entsprechend beschwerten Zugs- bzw. Triebsachsen. Die nun 
laut Verordnung vorgeschriebene Gnmmibereifung würde um so 
mehr zur Schonung der Straßenoberfläche beitragen. Zugegeben, 
daß der benzin-elektrisch betriebene Vielachsenzug noch sehr 
verbesserunesfähig wäre, so ist es doch bedauerlich. daß durch 
eine den Verkehr von mehr als zwei zusammengehängsten Wa- 
sen behindernde Verordnung dieses neue Betriebsmittel voll- 
ständige von der Straße verschwinden soll, anstatt daß man ver- 
suchte.‘ seine Leistungsfähigkeit zu erhöhen. Wenn die Berichte 
der österreichischen Heeresverwaltung richtig waren, sind die 
Transportkosten bei diesen Züzen wesentlich niedriger, als bei 
ieder anderen: Befördernng auf der Straße gewesen. Gewiß 
kostet ein derartiser Zug ebenso wie jeder einfache Kraft- 
waeen das Vielfache von einst. Trotzdem dürfte die Möglich- 
keit der für den Fisenbahnverkehr wiünschenswerten zleich- 
zeiticen Abfuhr ganzer Wagenladungen, der Ersparnis an Kraft- 
wagenführern und Begleitmannschaften mit ihren hohen Be- 
züzen, insbesondere wenn die Wagen mit Schnellentladeeinrich- 
tungen versehen würden. ihre Verwendung vorteilhaft erschei- 
nen lassen. Wenn auch geeenwärtig hohe Prennstoffkosten, 
selbst bei Anwendung von Verbrennunssmotoren anstatt der 
Fxplosionsmotoren, die Stromerzengung verteuern, so dürfte in 
absehbärer Zeit. das heißt nach Fertigstellung der allenthalben 
in Österreich nnd Deutschland im Bau befindlichen Wasserkraft- 
anlagen für Elektrizitätserzeugeung und Errichtung von Über- 
landzentralen. den .eleislosen Bahnen“ ein erweitertes Arbeits- 
feld erstehen. Auch Motorzüze für elektrischen Vielachsen- 
antrieb werden vermutlich‘infolge geringeren Anlagekapitals und 
dadurch verminderten Zinsendienstes bei gleicher oder sogar er- 


‚Sendungen bisher nur über die Stationen Oroszvär, Köpesen 


noch nicht getroffen. 


höhter Leistungsfähigkeit besondere Bedeutung für die Güterzu 
und -abfuhr gewinnen. ; 

Es dürfte vorteilhaft gewesen sein, schon in der kürz 
— am 9. August d. J. — verlautbarten Verordnung Motorz 
mit Vielachsenantrieb für den Verkehr auf der Straße iene A 
nahmestellung zu belassen, die ihnen im Interesse der Hee: 
verwaltung eingeräumt war, anstatt zu einem späteren Raı 
um die Freigabe der Straße zu zwingen. Aufgabe des Bund 
amtes für Verkehrswesen wäre es, sich im eigenen Inte 
für diese Freigabe einzusetzen, wo in absehbarer Zeit. als Loks 
bahnersatz gleislose Bahnen für rein elektrischen Betrieb 
benzin-elektrisch betriebene Motorzüge in Verkehr gesetzt 
den könnten. Die Kraftwagenabteilung der dem Bundesmin ‚st 
rium für Verkehrswesen unterstellten Postsektion ist dera 
rührig, daß das so verringerte Lokalbahnnetz Österreichs dur 
ein ausgebreitetes Netz staatlicher, auf den Frachtenverkel 
ausgedehnter Kraftwagenlinien bald eine notwendige Ergänzung 
erfahren dürfte. Regierungsrat Leopold Stock om 


Ungarn. 
— Direkter Güterverkehr mit den tschechosiow Kr 
Staatsbahnen. Im Wechselverkehr der Stationen der Königli 


ımgarischen und der tschechoslowakischen Stationen konnten d 


Szob, Salsötariän. Bänreve, Hidasnömeti und Sätoraliauihely ı 
einem Frachtbriefe unmittelbar verrechnet und befördert w 
den. Über die übrigen Grenzstationen, wie Tornanädaska, Tv 
Ivtarnöez und Drezelypalänk konnten die Sendungen nur b 
zu diesen Grenzstationen befördert und von den Grenzstation 
ab his zur Bestimmungsstation mit nen ausgestellten Fracht 
hriefen befördert werden. Nach einer Mitteilnnge der Direktjor 
der ungarischen Staatsbahnen wurde die unmittelbare Refö 
rıne der Güter über die letztgenannten Grenzstationen oh 
Umladung oder Neuaufgabe, also auf Grund eines Frach 
hriefes. angeordnet. Derzeit erfolet die direkte Befördert 
der Güter — mit Arısnahme über die Station Komärom. wo 
Gleisverbindung noch unterbrochen ist — über sämtliche ung 
risch-tschechoslowakischen Grenzstationen. 


— Aussprache über die Herabsetzung der Frachtgebühren 
Kartoffelsendungen. Im Handelsministerinm fanden über 
Herabsetzung der Frachtgebühren für Kartoffelsendungen Ber 
tungen statt. Der Magistrat der Hauntstadt hatte sich nämlich 
mit dem Ersuchen an den Handelsminister gewendet, daß z 
T,inderung der unerträglichen Teuerung «die Frachtgebühren f 
Kartoffelsendunzen um wenigstens 300 % ermäßigt werd 
möchten. wodurch die Preise der Kartoffeln sich im entsprecl 
den Maße billiger stellen würden. Eine Entscheidung ‚wur 


— Das selbständige Zollgebiet. Mit Rücksicht darauf, daßı das 
Gebiet Ungarns nunmehr ein selbständiges und einheitliches 70 
eebiet bildet. wurde durch Regierungsverordnune die Frricht 
einer Zollwache ins Leben gerufen. Aufgabe der Zollwache 
die Bewachnne der Zollgrenze, wie arch die Aufsicht iiber d 
Personen- und Güterverkehr auf den die Zollerenze berihrend 
Wisenbahnen nnd schiffbaren Gewässern aus dem Gesichtspun 
dar Folleebüihren und die Verhinderung und Pntdecknrg v 
Jıollübertretungen. Das Zollgebiet des Landes wird vorlänfi 
sieben Zollwachbezirke mit dem Sitz in Budapest, Debree 
Györ, Kaposvär, Miskolez, Szeged und Szombathely eingetei 


— Kürzung der wagenstandgeldfreien Verladezeit. Nach ei 
Verfügung der ungarischen Staatsbahnen wurde die wagenstan 
celdfreie Verladezeit mit Wirksamkeit vom 1. September al 
sechs Tagesstunden herabgesetzt. u 3 Bin 


— Versammlung der Eisenbahnwagenbewohner. Die Wagen 
bewohner haben kürzlich eine Versammlung abgehalten. in de 
die Verfüenng des Handelsministers, laut deren alle-bisher vi 
den Flüchtlingen in Beschlag genommenen Wagen geräumt wer 
den müssen, zur Sprache kam. Es wurde mitgeteilt. daß die 
Staatsbahnen monatlich 50 Millionen Kronen dadurch Schaden € 
leiden, daß die Wagen dem Verkehr entzogen werden. und der 
Antrag zestellt daß die Hauptstadt den Wagenhewohnern A 

iiberflüssigen Vergnügungslokale zur Verfügung stellen möch 
Der Antrae wurde einstimmig angenommen. 2 


— Beschränkung der Ausfuhr. Der Ackerbauminister hat d 
Ausfuhr von Zwiebeln, Knoblauch, frischem Kraut und sonstl- 
em, frischem Gemüse, von allen zubereiteten Gemüsearten, fı 
rer der vom Nagytetenyer offenen und Ausfuhr-Schweinemar 
stammenden’ Fettschweine sowie des von inländischen Schwein 
stammenden Fetts in das Zollausland an eine Ausfuhrbewilligu 
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eknüpft. Gleichzeitig wurde die Ausfuhr von Roggen, Weizen, 
fafer, Gerste, Mais, Bohnen, Erbsen, Kartoffeln, frischem und 
zubereitetem Gemüse und Grünzeug, Tebendem und zeschlachte- 
em Geflügel, Eiern, inländischem Fett und inländischen Fett- 
chweinen eingestellt. 


E Eröffnung des Personen- und Güterverkehrs Eschen Un- 
en und Südslawien. Auf der Strecke Budapest-Pragerhof der 
üdbahnsesellschaft wurde der: Personen- und Güterverkehr zwi- 
schen Ungarn und Südslawien über die Linie Murakeresztur- 
Xotor mit dem 31. August eröffnet. 


-— Die Peeser (Fünfkirchener) Kohlenwerke, die seit 6. Mai 
1919 urter der Öberaufsicht eines Kommissars der sindslawischen 
Regierung standen, der die Kohlenverteilung und Kassengeba- 
ung überwachte, sind nunmehr anläßlich der Räumung des Ba- 
'anyaer Komitats in das freie Eigentum der Donau-Dampfschiff- 
ee leneit zurückgelangt. 


- — Wohnungsbau für Eisenbahnangestellte. Die Direktion der 
ingarischen Staatsbahnen wird demnächst in Miskolez, Gyön- 
zyös, Barczika, Bänr&ve und Putnok insgesamt 15 Wohnhäuser 
und Nebenwohnungen für Eisenbahnangestellte bauen lassen. Mit 
lem Bau wird in kürzester Zeit begonnen werden. Ferner be- 
ibsichtiet sie, in Salgdtariän für Eisenbahnangestellte 12 Wohn- 
gebäude zu errichten. Das Preisausschreiben wurde bereits ver- 
Dicht 


— — Ausbildungskurs für Eisenbahnbeamte. Anf Verfiieung des 
Jandelsministers wird der Ausbildungskurs für Eisenbahnbeamte, 
ter während des Krieges eingestellt war, im Laufe des Monats 
September wieder beginnen. 


e- Die Lage der Angestellten der Kaschau-Oderberger Eisen- 
bahn in Budapest. Infolge des am 25. Januar d. J. zwischen der 
Kaschau- Oderberger Eisenbahn und der tschechoslowakischen Re- 
sierung zustande gekommenen Betriebsvertrages, wonach die 
'schechoslowakischen Staatsbahnen am 1. Januar 1921 den Be- 
trieb der Kaschau-Oderberger Eisenbahn übernommen haben, sind 
über den Abbau der Generaldirektion in Budapest und die 
Sicherstellung der Pensionsansprüche des Personals der General- 
lirektion zwischen der Verwaltung dieser Bahn und der Frager 
Regierung seit geraumer Zeit Verhandlungen im Gange. dlie in 
kürzester Zeit einer günstigen Erledigung zugeführt werden. 
Die tschechoslowakische Regierung hat sich nämlich bereit er- 
klärt. jene Eisenbahnangestellten, die einen Anspruch auf die 
tschechoslowakische Staatsbürgerschaft besitzen und die dortige 
Dienstsprache binnen einer festzusetzenden Frist lernen, in den 
Streckendienst zu übernehmen, ferner der Gesellschaft die mit 
der Auflösung der Generaldirektior verbundenen Kosten nd di 
zur ‘Auszahlung der erworbenen Pensionsansprüche des Perso- 
nals nötige Deckung zur Verfügung zu stellen. Die Lösung 
sämtlicher schwebenden Fragen ist in kürzester Zeit zu er- 
warten. 


- — Die Eisenbahn-Ausrüstungs-Aktien-Gesellschaft hielt am 
29. August in Budanest ihre konstituierende Versammlung ab, 
in der der Vorsitzende mitteilte, daß diese Gesellschaft mit einem 
Stammkapital von 20 Millionen Kronen zur Übernahme der 
Budapester Eisenbahnausrüstungs-Firma Biedermann & Co. ge- 
srüindet wurde und unter Einbeziehung (der deutschen Firma 
Otto Wolf und deutscher Firanzgruppen das Ziel verfolgt. die 
Ausfuhr von Eisenbahnausrüstungen nach dem Orient zu er- 
möglichen. Zum Präsidenten wurde Dr. Gustav Gratz. zu Direk- 
een Baron Adolf Kohner, Baron Banhans und 

olf Urban gewählt. Mit der Geschäftsleitung dieser Unter- 
nehmunge wurde Eugen Biedermann betraut. 
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-_ — Fernsprechverkehr Budanrest-Berlin. Die direkte Fern- 
sprechlirie Budanest-Berlin wnrde am 1. Sentember d. J. wieder 
eröffnet, so daß jetzt die Vermittlung Be nicht mehr in 
Anspruch genommen werden muß. Seit 1. September sind. die 
Gebühren ven 60 auf 80 Kr., bei dringenden Gesprächen von 180 
auf 340 K. erhöht worden. Die bisherige Beschränkung, daß 
von 9 Uhr morgens bis 7 Uhr ahends nur drirzende Staate- nder 
Priv rateresnräche zulässie sind. fällt wer Für festgesetzte Nacht- 
stunden werden ebenso wie vor dem Kriege Abonnements ent- 
gegengenommen Das Abonnement gilt ureeteilt für einen Mn- 
rat. Die Mindestmietgespräche sind sechs, die Höchstmiet- 
&espräche 12 Minuten Anf längere Ferngespräche kann nur mit 
3ewilligung beider ‚Hermeprechverwpltungen abonniert werden. 


Uebrige europäische Länder. 


- — Von der Wirksamkeit der zeotechnischen Kommission der 
hwedischen Staatsbahnen. Mehrfach schon wurde in dieser 
Zeitung der geotechnischen Kommission der schwedischen 
taatsbahnen gedacht als einer unseres Wissens ziemlich einzig 
stehenden Einrichtung. Die Ausführungen dieser Kommission 
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kehren innerhalb der jährlichen Berichterstattungen der Bahn- 
abteilung der Staatsbahnen ‘ständig wieder. Sie beschränkt 
ihre Tätigkeit nicht auf das wissenschaftliche Gebiet, sondern 
betätigt dauernde Überwachung der schwedischen Bahnen, 


greift in einzelnen Fällen ein und übt auf den Gang der Züge 


und selbst auf den Fahrplan, naheliegenderweise leicht auch 
einem ‚gewissen Widerstande der Betriebsfachleute begegası. 
Einfluß aus. (Vgl. „Der Eisenbahnbau“ 1921, zweites April- 
heft.) Ein neuerliches Eingreifen dieser Kommission in Form 
der Anordnung großer Sprengungen an der Strecke Lerum-Jon- 
sered am Aspensee hat in schwedischen Fachkreisen größtes 
Interesse erregt und ist auch in der Tagespresse gebührendem 
Aufsehen begegnet. Die Tragfähigkeit der Eisenbahndamm- 
schüttung im Aspensee am sog. Jungfruhügel, ungefähr 1 km 
östlich der Station Jonsered, war seit Anbeginn des Bestehens 
der Kommission ein Gegenstand ihrer besonderen Sorge. Um 
die Tragfähigkeit des Dammes zu prüfen und zegebenenfalls 
eine künstliche Setzung herbeizuführen, hat die Kommission 
Sprengungen angeordnet, wobei die gesprengte Kiesschüttung 
den unterlagerten blauen Ton vor sich herschieben und sodann 
festen Boden finden sollte, um künftig für neue Ausfüllungen 
einen zuverlässigen Untergrund zu bilden. Die Sprengzungs- 
arbeiten dauerten ungefähr einen Monat, während dessen man 
die Außenkante des Bahnwalles auf Seeseite mit einer 2 m 
hohen Kiesschüttung belastete und außerhalb des Dammes im 
See zehn starke Eisenröhren eintrieb, die mit zusammen 240 kg 
Dynamit geladen wurden. Das Doppelgleis war an der gegebe- 
nen Stelle für den Verkehr gesperrt und durch ein einstweiliges 
Einzeleleis ersetzt. Die erste Sprenzung fand nachts statt. 
Als man sich längere Zeit nach der Sprengung dem Damm wie- 
der zu nahen getraute, zeigte es sich, daß der Damm im großen 
sanzen gut gehalten hatte. Nur auf eine 30 m lange Strecke 
war er in die Tiefe gerutscht. Da hier. die Doppelspur gelegen 
ıatte, so hatten sich die Bedenken der geotechnischen Kom- 
mission als wohlbegsründet erwiesen, wenn auch nicht anzu- 
nehmen war, daß der gewöhnliche Zugverkehr zu den gleichen 
Beanspruchungen des Dammes hätte führen können wie die 
Sprengung. Kurz nach dieser ersten Rutschung folgte eine 
zweite, die den ganzen stehengebliebenen Teil des Bahnwalles 
mit sich nahm. : Es zeigte sich bei näherer Besichtigung, daß 
zwei Ladungen von ie 10 kz Dynamit bei der nächtlichen 
Sprengung nicht explodiert waren. Die beiden Ladungen wur- 
den noch zur Explosion gebracht, ohne aber weitere Rut- 
schungswirkung zu erzielen. Man füllte sodann die Rutschung 
mit neuem Kies nach, um die neue Schüttunz nochmals durch 
eine Sprengung zu erproben. Es handelte sich diesmal nur um 
50 bis 60 kg Dynamit. Die Setzungen waren diesmal nicht ent- 
fernt so umfassend wie das erstemal, wiewohl auch dieses Mal 
eroße Kiesmenzen in den Aspensee rutschten. Es folgte auch 
keine weitere Rutschung mehr. Neue Auffüllungen und Spren- 
gungen folgten, bis der Bahndamm für die Wirkungen des Dy- 
namits sich nicht mehr empfindlich zeigte. Die geotechnische 
Kommission ließ sodann nach nochmaliger Prüfung die Doppel- 
hahn in ihre frühere Lage zurückbringen und erklärte "die 
Dammschüttunge nunmehr für vollkommen zuverlässig. 

Kurz darauf (am 15. Juli d. J.) wurde auch am Eisenbahn- 
damm am See Hällungen in der Nähe der Station Svenshögen 
eine ähnliche Sprengung vorgenommen. Es handelte sich dies- 
mal um etwa 100 ke Dynamit auf sieben Laderöhren verteilt. 
Der Bahndamm rutschte auf ungefähr 30 m Länge, so daß das 
eanze eine Dopnelgleis in der Luft hing Das Gerutschte war 
spurlos im Wasser verschwunden. Die Untersuchungen erwie- 
sen, daß der Bahndamm auf der hier stark abfallenden Berg- 
wand abeerutscht und erst etwa 120 m draußen im See zum 
Halten gekommen war. Dr. S. 


— Großer Erdrutsch an der nördlichen Stammbahn in Schwe- 
den. Am letzten Angusttage trat morgens im Eisenbahndamm 
siidlich Ramsiö in. Hälsingland eine große Dammrutschung auf 
300 m Länge ein. unmittelbar nachdem der von Stockholm nord- 
wärts sehende Schnellzug die Stelle passiert hatte. Wäre din 
Rutschung nachts eingetreten, so hätte ein unübersehbares !Ir- 
elück hereinbreehen können. da eine Nachtkontrolle auf dieser 
Strecke nicht mehr stattfindet. Die Rutschung war durch einen 
Dammbruch hervorserufen, da der Damm durch anhnltenden 
Reeen unterhöhlt war. Ungefähr 2000 ebm des eliicklicherweisa 
nicht: sehr hohen Dammes wurden fortzespiült,. Der Verkehr 
wurde einige. Tage durch Umleitung aufrechterhalten. Dr. S. 


— Schwedischer Winterfahrplan. Der neue, mit dem 1. Okto- 
ber in Kraft tretende Winterfahrnlan ist nunmehr von der 
Fisenbahndirektion festgesetzt worden. Er bedeutet im groden 
ganzen einen Riekgriff auf den vorigen Winterfahrplan, woFei 
also manche Veränderungen und Verbesserungen, die im: Früh- 
iahr und Vorsommer eintraten, wieder verschwinden. jedoch 
Nicht alle. Der Tagschnellzug zwischen Stockholm und Götebore, 
dessen Einziehung im Herbst vorigen Jahres so großes Miß- 
vergnügen hervorrief, soll auch in diesem Winter bleiben Die 
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Linie Stockholm-Malmö bekommt dagegen nahezu len gleichen 
Fahrplan wie im vorigen Jahre, d. h. der Tagesschnellzug und 
der Tagespersonenzug werden zu einem Zug zusammengezogen, 
der nördlich von Mjiölby Personenzug, südlich davon aber 
Schnellzug ist. Die Verbesserungen im Orts- und Nahverkehr, 
die seit dem vorigen Winter eingeführt wurden, wırden in dem 
neuen Fahrplane im allgemeinen beibehalten. Der  Vorort- 
verkehr erfährt eigentlich keine Veränderungen. Die Ursarhe 
dafür, daß die Eisenbahndirektion so viele Zugeinschränkungen 
vom vorigen Winter wieder einführen zu müssen glaubte, ist 
natürlich in der bedenklichen Wirtschaftslage der Staatsbahnen 
zu suchen. Man nimmt an, daß die allgemeine Depression auch 
einen weiteren Niedergang im Reiseverkehr bringen wi S 
Den 


— Das Projekt eines Zentralbahnhofes in Brüssel wurde, wie 
wir der Schweiz. Bauzeitung entnehmen, fallen gelassen. Vor 
dem Kriege verfolgte‘ das belgische Verkehrsministerium den 
Plan einer Verbindung des Nord- und des Südbahnhofes derart, 
daß etwa in der Mitte dieser Verbindung, im Herzen der Stadt, 
ein Zentralbahnhof angelegt werden sollte. Im Einverständnis 
mit der Stadtverwaltung wird nun dieser große Plan aufgegeben. 
Die bereits vor dem Kriege begonnenen Arbeiten wurden ein- 
gestellt, und es werden die für den Zentralbahnhof freigelassenen 
Flächen nunmehr mit Wohnungen und Geschäftshäusern bebaut. 


— Nachrichten von den schweizerischen Eisenbahnen. Die 
Bundesbahnen haben sich in diesem Sommer mit dem schwieri- 
gen Problem befassen müssen, ob jetzt die Wiedereinführung 
von Tarifermäfigungen geboten sei. Der Verwaltungs- 
rat hat die Generaldirektion im Einvernehmen mit dem Eisen- 
bahndepartement ermächtigt, solehe Ermäßigungen einzuführen, 
von denen keine Mindereinnahme, wohl aber eine Belebung des 
Verkehrs zu erwarten sei. Zu solchen Ermäßigungen gehören 
die zur Hebung des Sonntags- und Ausflugverkehrs nunmehr mit 
Gültiekeit vom 20. Juli 1921 für Gesellschaften und Schulen ge- 
währten Fahrpreisnachlässe, die schon bei einer Beteiligung von 
16 Personen in Wirksamkeit treten. Bei Gesellschaften schwankt 
der Nachlaß ie nach der Beteiligung zwischen 20 und 50 %; die 
Ermäßigung für Schulfahrten. beläuft sich auf 70 % für Schüler 
bis zu 12 Jahren und auf 50 % für ältere Schüler. — Seit dem 


1. August sind ferner feste Rurdreisehefte in beschränk- 


ter Anzahl für besonders häufige Reisestrecken ausgelegt wor- 
den, für die eine Ermäßigung von 20 bis 30 % zewährt wird. 
Die meisten Privatbahnen und Dampfschiffahrtsgesellschaften 
haben sich diesen Neuerungen angeschlossen. Von der Aussahe 
der von vielen Seiten geforderten I5tägigen Generalabonnements 
ist aus finanziellen Gründen abgesehen worden. — Um ihre 
Wettbewerbsfähiekeit gegenüber den ausländischen, durch die 
letzigen Valutaverhältnisse begtinstieten Bahnlinien zu stärken. 
zewähren die Bundesbahnen und die Lötschbergbahn seit 15. Juli 
1921 Frachtrückerstattungen in gewissen Grenzen und 
mit gewissen Ausnahmen. 
auf dem Wettbewerbswese entstehende 
£egen Vorlage der Frachturk' "den zurückbezahlt, wobei aber 
immer eine bestimmte Mindestfracht für jedes Tarifkilometer 
verbleiben muß. Gewisse Verkehre, bei denen-die für die Maß- 
nahme ausschlaggebenden Wettbewerbsverhältnisse. nicht vor- 
handen sind, bleiben von der Vergünstieung ausgeschlossen. 
Über den Stand der Elektrisierune der Gotthard- 
bahn ist folgendes mitzuteilen: Auf der Strecke Luzern-Erst- 
feld sind die baulichen Änderungen. Brückenverstärkungen und 
Gleisabsenkungen fast vollendet. Auch die Anlage der Fahr- 
leitungen schreitet vorwärts. 
Ritom (Südseite) für die Stromlieferung auf der ganzen Nord- 
strecke bis Luzern genügen, da bis Ende des Jahres das Unter- 
werk in Goeschenen in Betrieb zesetzt werden kann und an 
der Fertigstellung des Unterwerks in Steinen und der Trans- 
formatorenanlage in Amsteg gearbeitet wird. Es wird angenom- 
men, daß der elektrische Betrieb Ende dieses Jahres bis Goldan 
aufgenommen werden kann, während die Flektrisierung bis Lu- 
zern erst im Frühiahr 1922 nach Fertiestellune des Unterwerks 
Steinen durchgeführt wird. Auf der Südstrecke werden zunächst 
der doppelspurige Ausbau zwischen Giubiasco und Al Sasso und 
die Errichtung neuer steinerner Brücken zwischen Al Sasso und 
Rivera. zur Aufnahme des zweiten Gleises beendiet werden 
müssen, bevor die endgültige Vorbereitunz zur Aufnahme des 
Probebetriebs zetroffen werden kann. Man hofft, schor Ende 
dieses Jahres diesen Probebetrieb aufnehmen und kurz daranf 
endeültig den elektrischen Betrieb bis Chiasso, also für die 
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ganze südliche Strecke, durchführen zu können — Die 
Lötschbergbahngzesellscehaft hat ietzt  Toleende 
Linien in elektrischen Betrieb genommen: Spiez-Erlen- 


bach-Zweisimmen, Spiez-Interlaken-Bönigen, Thun-Bern, links- 
ufrig (Gürbetalbahn) und Bern-Schwarzenbure. Die Kosten he- 
laufen sich auf rd. 18 Millionen Franken; davon entfallen rd. 
10 Millionen auf Rollmaterial. Außerdem wird bekanntlich die 
Hauptstrecke Scherzligen-Spiez-Brig längst elektrisch betrieben. 


 durchstoßen worden. Das trifft insofern nicht zu, 


- ausgegeben. 


Es wird die Mehrfracht über die 


Einstweilen wird das Kraftwerk. 


spiegels des Genfer Sees Rechenschaft zu geben. daß ande 


— Die Rhätische Bahn hat = Juli ihre. Teilstr 
Reichenau-Trins, auf der eine einfachere Fahrdrahtaufhä 
erprobt wird, durch eine neue, von den Maschinenfabriken F 
den, Oerlikon und Winterthur gelieferte 100pferdige Loko 
tive mit gutem Erfolg befahren lassen. Mit diesem Teils 
sind jetzt fast 200 km für den elektrischen Betrieb eingerie 
Die durch die Elektrisierung der Eisenbahnen freigewor. 
Lokomotiven sind zum Teil an das Ausland verkauft 
den. So hat die Berner Alpenbahngesellschaft 18 vier- bis 
achsige, leichtere Personenzug- und fünfachsige Güterzugd 
lokomotiven an die österreichischen Bundesbahnen verkau 
Bundesbahnen haben wiederum 100 Dampflokomotiven neueı 
dien österreichischen Bundesbahmen angeboten. — Vor kur 
meldeten die Zeitungen, der zweite Simplonstollen 
als beka 
liche beide Stöllen zu gleicher Zeit durchstochen wurden, un 
sich also nur um eine vollständige Ausbohrung handelt. D 
ist allerdings beendet, so daß jetzt die Ausrauerung stattfin 
Die Fertigstellung des zweiten Simplontunnels ist demnacl 
Kürze zu erwarten. — Die Kraftwagenbeförder 
hat in diesem Sommer einen großen Umfang angenommen 
den Eisenbahnverwaltungen starken Wettbewerb gemacht. 
Anfang Juli setzte der Kraftwagenverkehr so stark 
daß die Postverwaltung ihre Kurse verstärken mußte. Es 
sich die Zuteilung neuer Wagen an die Grimsel-, Furka-, OÖ) 
alp- und Bernhardinkurse als notwendig erwiesen. 
1. August sind wieder neue Wagen zur Ablieferung selangt, 
die Ansprüche der verwöhntesten Reisenden befriedigen. 
von znanchen Seiten geforderte Besetzung der Kraftwagen 
zwei Führern hat die Oberpostdirektion als nicht notwe 
abgelehnt: bei Kursen mit starkem Verkehr wird ein Postsc 
ner dem Wagen beigegeben. — Die Bundesbahnen haben i 
Vertrag mit der Europäischen Güter- und R E 
gepäck- Versicherungs-ÄA.-G. ‘in Bern erneuert, 
wie dies auch in anderen BPisenbahnländern eingeführt ist, 
Reisenden Gelegenheit gibt. ihr Reisegepäck an den Gep’ iclksch 
tern zu versichern. Auf kleineren Stationen ist nur die 
sicherung des abgefertieten Gepäcks im Markeny 
sen möglich: auf größeren Bahnhöfen werden auch Versic] 
rungspolicen für das Handzepäck für die ganze Reiseda 


— Die Verwirklichung der Rhoneproiekte. Der. Gene 
des Rhonedepartements hat sich in seiner letzten Sitzung m 
Frage der finanziellen Beteiligung an der zu gründenden „Ce 

pagnie Nationale du Rhöne* befaßt. Diese Gesellschaft wird 
kanntlich die Durchführung des von der Kammer und vom Se 
angenommenen Gesetzes, betreffend den Ausbau der Rhone 
Schiffahrt. Kraftausnutzunz und Bewässerung in die H 
nehmen. Nach dem Voranschlage wird die Verwirklichung 
Rhoneproiekte eine Summe von 3600 Millionen Franken 
nötigen. Für die Durchführung der Arbeiten wird die & 
schaft sich ein vorläufiges Aktienkapital von 600 Milli 
Franken beschaffen durch Ausgabe von 600000 Aktien z 
1000 Fr. Nach dem vorliegenden Plane übernimmt der f 
sische Staat davon 240 Millionen. die Stadt Paris 90 Mill 
die Paris-Lyon-Mittelmeerbahn 90 Millionen. die interess 
Departements 90 Millionen. Auf das Rhonedepartement e 
ein Anteil von 25 Millionen. Der Generalrat hat nun di 
stimmung über die Beteiligung des Departements auf den M 
Oktober verschoben und hat eine aus Vertretern des Ge 
rats und der privaten Unternehmungen und wirtschaftlichen 
bänden bestehende Kommission ernannt. die einen Bericht 
neuen Vorschlägen für die Revision einiger Artikel in den 
tuten der Gesellschaft ausarbeiten soll. 


Am 17. September hat in Genf das Französi 
schweizerische Komitee für die obere Rh 
getagt und nach einer eingehenden Aussprache folgende 
schließunz angenommen: „Nach Anhörung verschiedener Refera 
stellt das Komitee fest. daß die in der Schweiz vorgenomm 
Untersuchungen den Bundesrat in die Lage versetzen, sich 
die Möglichkeit und die Tragweite der Erhöhung des W 


seits das französische Gesetz über den Ausbau der Rhone 
Beeinn der Arbeiten für die 'Schiffbarmachung des Strome 
zwischen Seyssel und der Schweizer Grenze abhängig mad 
von dem Zustandekommen eines Übereinkommens der beiden R 
gierungen. Es gibt dem Wunsche Ausdruck. daß die fra 
sische und die schweizerische Regierung in Bälde die schwe 
den Verhandlungen in dieser Angelegenheit wieder aufneh 
und zu einer Annahme des im Entwurfe liegenden Überein 
mens gelangen mögen. A 


— Privatgüterwagen in England. vr den nd 1,4 Million X: 
Güterwagen, über die die englischen: Eisenbahnen verfügen, 1 
etwa die Hälfte nicht Eigentum der  Eisenbahngesellscha: 
sondern der Verfrachter. Die Privatwagen dienen meist. 
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hlen-, teilweise auch dem Erzverkehr und pendeln zum Teil 
‚geschlossenen Zügen zwischen dein Ort, wo ihre Ladung ge- 
Onnen wird, und der Verwendungsstelle oder dem Austuhr- 
ıfen. Obgleich sie für den Verkehr schwerer Massengüter be- 


immt sind, der das Arbeitsgebiet des großräumigen Güter- 


agens_ ist, hat doch die Mehrzahl von ihnen nur eine Lade- 
higkeit von 10 t. Die große Zahl von Privatwagen bedeutet 
nche Erschwernis für den Betrieb; sie laufen in der Regel nur 
‚ einer Richtung beladen, der leere Rücklauf verursacht Kosten 
ıd bringt nichts ein; auch ihre Aussonderung und besondere 
ehandlung auf den Verschiebebahnhöfen gibt Anlaß zu mancher 
ehrarbeit, für die keine besondere Bezahlung geleistet wird. 
ie Eisenbahngesellschaften haben schon erwogen, die Privat- 
iterwagen anzukaufen und sie mit ihrem eigenen Wagenpark 
ı verschmelzen; gegen diesen Vorschlag ist aber geltend ge- 
acht worden, daß dadurch die verworrene Lage des englischen 
üterwagenparks nicht verbessert, sondern eher noch verschlim- 
ert werden würde. Die englischen BEisenbahngesellschaften 
ıben zwar schon seit 30 Jahren Vorschriften für den Bau von 
rivatgüterwagen erlassen, und Dreiviertel der im Verkehr be- 
ndlichen Privatwagen entspricht diesen Vorschriften. Trotz- 
sm herrscht aber unter ihnen großer Mangel an Einheitlichkeit; 
ı iede Eisenbahngesellschaft ihren Güterwagenpark nach an- 
sren Gesichtspunkten eingerichtet hat, ist auch die Mannig- 
ıltiekeit der bahneigenen Wagen groß. Bei der Verschmelzung 
ider Wagengruppen würde also geradezu Verwirrung entstehen. 
berdies gilt es für leichter, bei den Privatgüterwagen Kinheit- 
chkeit der Bauart zu erzwingen als bei den bahneigenen, und 
a das Bestreben des heutigen Tages auf weitgehende Einheit- 
chkeit des Güterwagenparks gerichtet sein müßte, wäre von 
jesem Gesichtspunkt aus sogar die Beschaffung von eigenen 
Vagen durch die Verfrachter zu fördern. _ 

"Neben der Vereinheitlichung in der Bauart der Einzelteile und 
n Zusammenhang mit ihr fordern die Eisenbahngesellschaften, 
aß die Privatwagen mit größerer Ladefähigkeit gebaut werden. 
em steht allerdings ein erhebliches Hindernis darin entgegen, 
ß die Verladeanlagen in den Häfen, Wagenkipper u. dgl. meist 
ur für 10 oder 12 t-Wagen eingerichtet sind. ls würden etwa 
00 derartige Anlagen umzubauen sein, und dazu ist gerade 
ie jetzige Zeit wenig geeignet. Der Umbau der Verladeanlagen 
Lüßte aber der "Umgestaltung des Wagenparks vorausgehen. 

vr 

a Ein Kampf zwischen Eisenbahnen und Wasserstraßen in 
ingland. Um die Konkurrenz der Wasserstraßen auf das aller- 
otwendigste herabzudrücken, haben sich die mächtigen eng- 
schen Eisenbahngesellschaften darum bemüht, die Kontrolle 
ber die Wasserstraßen in ihre Hände zu bekommen, und es 
st ihnen dies auch gelungen. Die Folge war, daß die 
Shropshire Union Railways and Canal Com- 
any“ sowie die „Hochdale CanalCompany” den Ver- 
ehr auf ihren Kanälen eingestellt haben, was neuerdings die 
‚ufmerksamkeit der englischen Bevölkerung auf die Schiffahrts- 
tagen gelenkt hat. Das Transportministerium hat nun eine 
'rüfungskommission eingesetzt, und man nimmt an, daß deren 
emnächst erscheinender Bericht zum Schlusse kommen wird, 
ıß das Wasserstraßennetz dem Einfluß der Eisenbahngesell- 
haften zu entziehen sei. Auch in England ist in letzter Zueit 
er Ruf nach dem Ausbau der Wasserstraßen vom Meere bis 
ıs Innere und der Schaffung neuer Wasserstraßen laut erschallt, 


“ 


nd es wäre daher auch gar kein Wunder, wenn infolgedessen 


ie Prüfungskommission zu dem erwähnten Resultat kommen 
"ird, Es ist ein verkehrswirtschaftlicher Grundsatz, daß Wasser- 
fraßen nur dann wirtschaftlicher sind als andere Verkehrs- 
littel, wenn die Güter auf weite Strecken zu Wasser befördert 
rerden können: da aber die englischen Flüsse höchstens auf 
0 km vom Meere ins Landinnere für die Binnenschiffahrt 
ı Frage kommen und die Bahnen sich doch der unliebsamen 
Tonkurrenz entledigen wollen, so ergibt sich hier, daß doch auch 
Vasserstraßen unter 200 km Länge unter gewissen Bedingungen 
ehr wirtschaftliche Objekte sein können. 


u. 


* 3 - Allgemeines. 

—  Verteuerung des Reisens durch Paßsehwierigkeiten. 
‘enn über die Schwierigkeiten geklagt wird, die einer Reise 
us Deutschland nach dem feindlichen Auslande heute noch im 
Vege stehen — man muß dabei einen Paß haben, der an sich 
icht billig ist und durch die in ausländischer Währung fest- 
esetzten Kosten für die geforderten Sichtvermerke noch erheb- 
ich verteuert wird — so hat man den Eindruck, daß es sich da- 
ei um Maßnahmen handelt, mit denen unsere Feinde Deutsch- 
ind zu kränken und zu belästigen suchen. Das trifft aber nicht, 
enigstens nicht in vollem Umfange, zu. Das Mißtrauen (der 
"ölker untereinander ist zurzeit so groß, sie haben solche| Sorge, 
könnten unerwünschte Personen aus den Nachbarländern zu- 
isen, daß auch die ehemaligen Kriegsverbündeten sich gegen- 


a 


1 — REIT Nr. 39 
seitige Paßschwierigkeiten bereiten. Wenn man z. B. von 
Paris nach Konstantinopel reist, so muß man dabei sechs 


Staaten berühren und infolgedessen auf seinem Paß sechs Sicht- 
vermerke besitzen; diese kosten in Frankreich 2,40 {r., in der 
Schweiz 2,50 fr., in Italien 135 fr., in der Tschecho-Slowak:ici 
136 fr., in Griechenland '130 fr. und in Serbien 125 fr., zusammen 
also rd. 531 fr., während die Fahrkarte 2. Klasse nur rd. 500 fr. 
kostet. Auch bei einer Fahrkarte 1. Klasse, die 1075 {r. kostet, 
wird die Reise durch die Paßförmlichkeiten noch ungefähr auf 
das Anderthalbfache verteuert. Eine Fahrkarte von Paris bis 
an die spanische Grenze kostet 1. Klasse etwa 200 Ir, der 
spanische Sichtvermerk auf dem Paß aber auch 150 fr., ist also 
auch teurer als die Fahrkarte 2. Klasse. 


Rechtspflege. 


Bar: Versendung von Silbersachen ohne bestimmte Wertangabe. 
Genügt die Angabe „Wert über 150 M für 1 kg“? 
Ei nre de der Arglist. Ein Herr Dr. K. aus Hamburg iiber- 
gab im April 1919 dem Preußischen Eisenbahnfiskus eine Sen- 
dung Silbersachen zur Belörderung als Eilgut von Hamburg nach 
Berlin. Im Frachtbriefe bezeichnete er die Sendung als: „Silber- 
sachen, Kostbarkeiten, Wert über 150 # für’ 1 kg.” Die Sen- 
dung wurde auf dem I'ransport beraubt. K. erhielt den Schaden 
in Höhe von 20000 Al, zu welchem Betrage er bei der Deut- 
schen Transport - Versicherungsgesellschaft 
versichert war, von dieser ersetzt. Die Versicherungsgesellschaft 
erhebt Ansprüche gegen den Eisenbahnfiskus, der sich auf seine 
Tarifbestimmungen vom März 1919 beruft und unter anderem 
geltend macht, daß bei Versendung von Kostbarkeiten der 
volle Wert der Sendung angegeben werden müsse — Land- 
gericht und Oberlandesgericht Hamburg haben 
den Preußischen Eisenbahnfiskus zur Leistung von Schadens- 
ersatz in Höhe der Versicherungssumme verurteilt. Das 
Reichsgericht hat die Entscheidung des Oberlandesgerichts 
im Ergebnis bestätigt mit folgenden Entscheidungs- 
gründen: Zu der Frage, ob die Angabe „Wert über 150 M 
für 1 kg“ in der Spalte „Inhalt“ des Frachtbriefes genügt, er- 
scheint die Begründung des Oberlandesgerichts nicht ganz be- 
denkenfrei. Ist in den Ausführungsbestimmungen für die Be- 
förderung von Kostbarkeiten ausdrücklich vorgeschrieben, daß 
„der Wert, der den Höchstbetrag einer Entschädigung bilden 
soll, in der Spalte „Inhalt“ angegeben werden muß“, so kann 
diese Angabe nicht durch eine anders lautende Wertbezeich- 
nung, die über den Höchstbetrag der Entschädigung völlig 
schweigt, ersetzt werden. Die Eisenbahn hat Anspruch darauf, 
daß die maßgeblichen Vorschriften über Ausfüllung des Fracht- 
briefes vom Absender genau befolgt werden. Es kann aber 
weeen der Besonderheit des vorliegenden Falles dahingestellt 
bleiben, ob das Fehlen der bezeichneten Wertangabe geeignet ist, 
die Verwirkung der Ersatzansprüche des Absenders und die Haft- 
pflichtbefreiung der Eisenbahn gemäß $ 457 HGB., $S % EVO. 
herbeizuführen. Denn jedenfalls steht der Berufung der Eisen- 
bahn auf jene Schutzvorschriften die Einrede der Arglist 
entgegen, wie auch bereits im Berufungsurteil zutreffend ange- 
nommen worden ist. Schon vor Veröffentlichung des erst im 
August 1919 erschienenen Tarifnachtrages V und auch schon vor 
Abschluß des fraglichen Frachtvertrages hatten die deutschen 
Eisenbahnverwaltungen, alierdings in einer den Vorschriften der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung nicht entsprechenden Form, öffent- 
lich bekannt gemacht, daß vom 1. März 1919 at neue Tarifbe- 
stimmungen für die Beförderung der nur bedingungsweise zuge- 
lassenen Gegenstände (Gold- und_ Silberwaren, Platina, Geld 
und andere Kostbarkeiten sowie Kunstgegenstände) eingeführt 
würden. Eine solche Bekanntmachung brachte vor allem der 
Deutsche Reichsanzeiger vom 17. Februar usa Darin wurde 
ein Auszug der neuen Vorschriften mitgeteilt und im übrigen 
auf die Veröffentlichung des Wortlauts derselben im preußisch- 
hessischen Tarif- und Verkehrsanzeiger hingewiesen. In den 
neuen Bestimmungen, durch die die bisherigen Ausführungsbe- 
stimmungen II und III zu $ 54 Abs. 2B1 ersetzt werden sollten, 
war auch die Vorschrift über die Ausfüllung der Frachtbrief- 
spalte „Inhalt” geändert. Danach kam für. Kostbarkeiten, wıe 


“Waren aus Gold oder Silber, die Hinzufügung des Höchstwertes 


für die etwaige Entschädigung’ in Spalte „Inhalt“ in Wegfall, 
und es wurde neu bestimmt, daß Kostbarkeiten, soweit sie — 
wie die Waren aus Gold oder Silber — in der neuen Fassung der 
Vorschrift namentlich aufgeführt seien, unter diesen Namen, so- 
weit sie nicht genannt seien, unter ihrer tarifarischen „oder 
handelsüblichen Benennung mit dem Zusatze „Wert über 150 MA 
für 1 kg“ zu bezeichnen seien. Dieser Vorschrift ge- 
nügte die vom Absender des fraglichen Gutes 
in den Frachtbrief aufgenommene ‚Inhaltsan- 
eabe,in der es heißt: „Silbersachen, Kostbarkeiten, Wert über 
150 M für 1 kg“. Wenn trotzdem der Beklagte diese Inhalts- 
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angabe nicht als genügend gelten lassen will, weil sie der älteren 
Ausführungsbestimmung III nicht entspr eche und die neue Aus- 
führungsbestimmung zur Zeit der Versendung des Frachtguts 
mangels gehöriger Bekanntmachung noch nicht in Kraft gewesen 
sei, so verstößt er in gröblicher Weise gegen Treu und Glauben 
und gegen die Anschauungen des redlichen Geschäftsverkehrs 
(S 242 BGB.). Hatten- die deutschen Eisenbahnverwaltungen 


öffentlich bekaratgegeben, daß bereits vom 1. März 1919 neue. 


Ausführungsbestimmungen in Geltung wären, und hatten sie 
auch deren Inhalt veröffentlicht, so hatte dies natürlich zur 
Folge, daß alle Absender von Frachtgüte: :n sich danach rich- 
teten, da sie bei Nichtbefolgung der neuen Vorschriften Gefahr 
liefen, daß ihre Güter eisenbahnseitig von der Beförderung zu- 
rückgewiesen wurden. ‘Die Grundsätze von Treu und Glauben 
und der redliche Geschäftsverkehr erfordern es daher, daß die 
Eisenbahn die Aufgabe von Frachtgütern, die gemäß der neuen 
Ausführungsvorschrift richtig erfolgt ist, als ordnungsmäßig 
gegen sich gelten lassen muß, ungeachtet des Umstandes, daß, 
wie sich nachträglich herausgestellt hat, die erste Veröffent- 
liehung der neuen Bestimmungen nicht gesetzmäßig erfolet und 
deshalb zur Inkraftsetzung derselben unzureichend war. Diesen 
Mißstand haben allein die Eisenbahnverwaltungen, insonderheit 
die zur Vertretung des Beklagten berufenen Behörden, verschul- 
det, indem sie die Vorschriften der Eisenbahn-Verkehrsordrung 
über die Veröffentlichung der Ausführungsbestimmungen nicht 
beachteten. Aus seinem eigenen Verschulden kann aber der 
Beklagte keinen Vorteil ziehen, vielmehr handelt er arglistig, 
wenn er sich im Rechtsstreit auf die durch sein Verschulden 
geschaffene Rechtslage beruft, 
entziehen und seinem Vertragsgeener oder dessen Rechtsnach- 
folger Nachteile zuzufügen. Dies Verhalten berechtigt die 
Klägerin zur Erhebung der Einrede der allgemeinen Arglist. 
Zur Begründung dieser Kinrede ist es nach der Rechtsprechung 
des Reichsgerichts genügend, daß eine Partei im Rechtsstreite 
eine Haltung einnimmt, die mit einem von ihr früher betätigten 
Verhalten nach dem Grundsatze von Treu und Glauben unver- 
einbar ist. Die Revision irrt daher, wenn sie auszuführen sucht, 
daß der Absender den Frsatzanspruch gegen die Eisenbahn ge- 
mäß $S 467 HGB., S 96 EVO. verwirkt habe, weil die Angaben 
im Frachtbriefe nicht den damals noch in Geltung gewesenen 
Ausführungsbestimmungen entsprochen hätten. Shelniche erweist 
sich diese Verteidigung als hinfällig, da ihr von der Klägerin 
mit Recht die Einrede der Arglist entgegengesetzt worden ist. 
(Aktenzeichen: I. 98/21. — 18. 6. 21.) K.M.-L 


— Gefärbte Felle als Kostbarkeiten. Die Vorschriftder 
ausdrücklichen Bezeichnung .einerSendung als 
„Kostbarkeit‘ wird durch die Angabe des tat- 
sächlichen Inhalts und des Nachnahmebetrages 
nicht beseitigt, Der Rauchwarenhändler Abraham 
K. in Leipzig übergab der Eisenbahn am 7. September 1918 
eine Kiste mit Rauchwaren zur Beförderung als EKEilgut von 
Leipzig nach Wien. Die Kiste hatte einen Umfang von 
100X75x60 cm und wog mit Inhalt 82 kg. Der Inhalt war im 
Frachtbriefe auf 290 gefärbte Kaninfelle, 50 zubereitete Schiras- 
felle, 362 zubereitete Iltisfelle, 64 gefärbte Fuchsfelle und 6 ge- 
färbte Fuchsschweife angegeben. Belastet «war das Gut im 
Frachtbriefe mit einer Nachnahme von 22245 Mark. Die Kiste 
lagerte mach ihrem Eintreffen in Wien ‚dort kurze Zeit und 
wurde. dann im ıAuftrage des K. nach Leipzig zurückgesandt. 
Hier wurde festgestellt, daß sie erbrochen und eines Teils ihres 
Inhaltes beraubt war. Die verlorengegangenen Waren hat K. 
auf 24 blaugefärbte Fuchsfelle. im Werte von 5760 #M, 20 alaska- 


zefärbte nordische Fuchsfelle, Wert 9200 M, 10 silbergefärbte - 


Fuchstelle, Wert 2375 Al, 153 zugerichtete Iltisschwarten, Wert 


826,20 M, 23 Schirasfelle, Wert 115 HM, 53 gefärbte Kaninfelle,, 


Wert 106 AM, und 5 gefärbte Fuchsschweife, Wert 50 M ange- 
geben. In Höhe des Gesamtwertes won (einschließlich der 
Frachtkosten) 18665 M hat er den Sächsischen Staat als 
Unternehmer der Eisenbahn in Anspruch genommen. Der Be- 
klagte hat dem Kläger den Wert der Iltisschwarten, der Schiras- 
felle und der Kaninfelle mit 1047 NM versetzt, im übrigen aber 
Klageabweisung beantragt, weil die in Frage stehenden Waren 
Kostbarkeiten im frachtrechtlichen Sinne seien und für 
ihren Verlust nicht gehaftet werde, da bei ihrer Absendung die 
für Kostbarkeiten geltenden Tarifvorschriften nicht beachtet 
worden seien. Landgericht und Oberlandesgericht 
Dresden sind der Auffassung des Beklagten gefolgt und haben 
die Klage abgewiesen. In gleichem Sinne hat jetzt das 


Re ichs gericht. entschieden. Die Entscheidungsgründe 
führen im einzelnen folgendes aus: „Die Angriffe der 
Revision sind nicht begründet. Bei der Bestimmung des 


Kostbarkeitsbegriffes ist das Berufungsgericht der ständigen 
Rechtsprechung des Reichsgerichts gefolgt, die den Begriff ganz 
allgemein auch für den zwischenstaatlichen Frachtverkehr auf 
solche Frachtgüter anwendet, deren Wert im Verhältnis zu ihrem 
Gewicht und Umfang ungewöhnlich hoch ist. In tatsächlicher 


um sich seiner Haftpflicht zu » 


der im Art. 30 der Eisenbahn aufgebürdeten strengen Haftpf 


toleung der zugunsten der Eisenbahn getroffenen, zur Schade 


. verhütung 'bestimmten Vorschriften zugemutet wird.“ (Ak 
zeichen: 1. 409/20. — 8. 6. 21.) .M.-L, 
Bücherachau. 


‚ion Umfang der im Vertrage uns auferlegten Verpflichtung: 


Werk hilft diesem Mangel ab, indem darin in der Form vo 


. beziehungen zum großen Teil zerstört hat. Um so mehr 5 


‘deutsche Seeschiffahrt unter besonderer Berücksichtigun 


Beziehung hat es festgestellt, daß der Wert der verlorenge 
gangenen Felle 614 # für 1 Kg bei Einrechnung der bere 
ersetzten weniger wertvollen. Stücke und 1114 M auf das Kil 
gramm bei Ausschluß der letzteren ausmacht, auch der Umfan 
der Kiste im Vergleich mit dem Werte des. Inhalts gering wa 
und (die Preissteigerung bei Fellen während des Krieges 
höherem Maße hervorgetreten ist, als sie sonst infolge der Gel 
entwertung bei anderen Waren Platz gegriffen hat, Diese Fe 
stellungen reichen aus, um die Anwendung des. Kostbarkeii 
begriffs auf das streitige Frachtgut zu rechtfertigen. 

Andererseits wurde die im Tarif angeordnete besondere B 
zeichnung (der Kostbarkeiten als Solche. nicht dadurch :entk 
lich, daß der Frachtbrief den Inhalt der Sendung genau aı 
und auch den Nachnahmebetrag nannte. Die oben mitget 
Tarifbestimmung schreibt unzweideutig vor, (daß Kostbaı 
keiten als solche . im ‚Frachtbrief ausdrücklich zub 
zeichnen sind. Der Grund für diese strenge Bestim mail 
ist darin zu finden, daß bei der Güterabfertigung meist un 
geordnete Beamte beschäftigt werden, denen schwierigere 
legungen nicht zuzumuten sind, sondern die nach festen, kl 
Richtlinien zu verfahren haben. Für sie bedeutet daher ers 
klare Bezeichnung einer Sache als „Kostbarkeit“ einen 
nügenden Hinweis darauf, wie sie das Gut bei der Beförde 
zu behandeln haben. Hierbei kann es dahingestellt bleiben 
in jedem Falle gerade der Ausdruck ‚„Kostbarkeit“ gebra 
werden muß, oder ob es unter Umständen auch genügen könn 
wenn die Kostbarkeitseizenschaft auf andere Weise im Fr 
brief für jedermann außer Zweifel gestellt würde An e 
solchen klaren Bezeichnung fehlt es aber unbedenklich im 
liegenden Fialle. Der Eisenbahn kann deshalb der Vorwurf e 
Verletzung von Treu und Glauben nicht gemacht werden, 
sie sich auf das Fehlen der Bezeichnung des Guts als Kost 
keit beruft, mag auch bereits bei genauer Durchsicht 
Frachtbriefes aus dessen übrigen Angaben, ‘insbesondere na 
Aufstellung seiner rechnerischen Ermittelung, der hohe Wert 
Guts feststellbar gewesen sein. Es kommt noch hinzu, daß 


durchaus ‘entspricht, wenn auch dem Absender eine genaue 


— Der iriedensveriräk und Deutschlands Stellung in der W 
wirtschaft. Herausgegeben von der Deutschen weltwirtse 
lichen Gesellschaft. Verlag von Julius Springer, Berlin 19 
Preis 28 M. 

Unter Mitwirkung namhafter Sachverständiger (Prof. B 
Prof. Eulenburg-Kiel, Prof. de Thierry, Guggenheimer u. a. 
ist hier ein Werk entstanden, das weiten Kreisen die Bedeu 
des Friedensvertrages von Versailles für unsere Wirtsc 
zeigen soll. lenn ieider kennen auch heute noch recht wen 


Den meisten ist das Studium der Paragraphen des Friedens: 
trags infolge des Fehlens eingehender Kenntnisse auf den 
schiedenen Wirtschaftsgebieten zu langwierig. Das vorlieg 


in sich abgeschlossenen Abhandlungen aus berufenen Fede: 
wichtigsten Abschnitte des Friedensvertrages im Zusammen 
mit unserem Wirtschaftsleben besprochen werden. Zahlre 
statistische Angaben über unsere Produktion, das Verk: 
wesen, die Rohstoffversorgung usw. ersparen dem Leser & 
Nachschlagen in anderen Werken und vervollständigen di 
stellung “der voraussichtlichen Wirkungen der schweren 
dingungen für unser Vaterland. Deutschlands Stellung in 
Weltwirtschaft wird künftig wesentlich schwerer als früher 
hauptet werden können, nachdem uns der Feind geschickt 
äußeren Stützpunkte beraubt und unsere auswärtigen Han 


aber, nicht Vogel-Strauß-Politik zu treiben, sondern sich m 
ganzen Schwere unserer Zukunft bekannt zu machen, dam 
durch vermehrte Arbeit rascher wieder nach oben gelang 
- » Diesem Zwecke dient das Werk, und seine Durchsicht 
jedermann nur empfohlen werden. r.-Ing. B us 
— Norddeutscher Lloyd, Bremen, . Tabkue 1920/21. 
Norddeutschen Lloyd und die Folgen des Krieges. Bremen 1% 
Kommissionsverlag Franz Leuwer, Bremen. Preis 60 M. 
Dieses von uns schon wiederholt besprochene Jahrbuch 
wieder im alten Umfang und in seiner wohlbekannten, gedie 
nen Ausstattung- erschienen. Gerade in diesen Zeiten, die 
die deutsche Wirtschaft und namentlich für unsere Schiffahl 
so bedeutsam sind, a es doppelt wertvoll, aus erster Quelle « 


. Jahrgang 


% September 1921. 


a 
ild von dem Ringen der großen Unternehmungen um ıhre 
hwer bedrohte Existenz zu bekommen. Wir konnten vor kur- 
m (vgl; Nr. 33, S. 615 d. Ztg.) einen interessanten Aufsatz 
sröffentlichen, der die erfolgreichen Bemühungen der führenden 
"hiffahrtsgesellschaften um die allmähliche Wiedergewinnung 
rer früheren Bedeutung schilderte. Der Norddeutsche Lloyd 
‚eht mit der. Hapag in erster Linie im Vordergrund des 
ampfes. Das Jahrbuch 1920/21 vervollständigt dieses Bild, und 
otz der schweren Widerstände, die sich entgegenstellen, kön- 
on wir aus den Berichten dieses Werkes die Hoffnung schöp- 
n, daß es unter der Führung der bedeutenden \ Männer, deren 
ch diese Gesellschaften zu ihrem und des Deutschen Reiches 
lück erfreuen, langsam aber sicher bergauf geht. Der vor 
urzem in den Aufsichtsrat des Lloyd übergetretene General- 
irektor Philipp Heineken gibt uns in seinem einleiten- 
en Aufsatz ein knappes, aber klares Bild von der Wirtschafts- 
ige. Eis ist eine herbe Anklage gegen die Unterzeichner des 
ersailler Friedens, gegen die Steuer- und Arbeiterpolitik, die 
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verschleierte Sozialisierung, die Finanzpolitik. Diese Kritik aus 
dem Munde eines Mannes des praktischen W irtschaftslebens, 
dessen weit vorausschauender Blick auch von seinen Gegnern 
anerkannt werden muß, gibt zu denken. Ihn verläßt aber selbst 
bei dieser trüben Rückschau ein schöner Optimismus, das Ver- 
trauen zur inneren Kraft unseres Volkes, nicht. Sein Aufsatz 
klingt in einer Mahnung zur Einigkeit und zum nationalen 
Selbstbewußtsein aus. 

Auch die übrigen Aufsätze liefern wertvolle Beiträge für die 
Beurteilung der großen, im Schiffahrtswesen schwebenden i'ra- 
gen. Wir beschränken uns hier auf die Aufzählung der Titel: 
Runge, Seeschiffahrt und Schiffahrtspolitik der Vereinizten 
Staaten; Bremens Schiffsverkehr in den Kriegs- und Nachkriegs- 
jahren; 'Flügel, die Projekte einer Kanalverbindung zwischen 
Rheinland-W. estfalen und den Weser- und Elbehäfen; V o.ß, Bre- 
men und sein Flughafen; Zur Entwicklung des sta: \tlichen Nord- 
seebades Norderney. Ein spezieller Teil bringt Mitteilungen über 
die Entwicklung und die Personalien des Norddeutschen Lloyd. 


Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Eröffnung von Bahnstrecken. 
une okebezirk Cassel, 


ommen. 


72 


Am 1. Ok- 
ober 1921 wird die vollspurige Teilstrecke Uslar-Uslar Stadt 
er Neubaulinie Uslar-Schönhagen als Nebenbahn in Betrieb ge- 


Rundschreiben der 
lassen worden: 

Nr. 111 267 vom 20. September 1921 an sämtliche stimmberech- 
tigten Vereinsmitglieder, betreffend die Abstimmung über die 
Beschlüsse der diesjährigen Vereinsversammlung (abgesandt am 
23. September d. J.). 


Geschäftsführenden Verwaltung sind 'er- 


Amtliche Bekanntmachungen. 


= 


1. Eröffnung von Strecken. 


E:- 

Br.“ 1. Oktober 191 | Reichsbahn heben wir 
ird die normalspurige Teilstrecke 

slar-Uslar Stadt der Neubaulinie Uslar- des 

chönhagen als Nebenbahn in 


etrieb genommen. *Der an dieser 
trecke gelegene Bahnhof IV. Kl. Uslar 
tadt erhält zunächst Verkehrseinrich- 
ıngen zur Abfertigung von Eilgut, 
rachtgut und Tieren in Wagenladungen. 
ie Abfertigung von. Stückgut und 
prengstoffen ist ausgeschlossen. Eine 
este Rampe für Kopi- und Seitenver- 
ıdungen ist vorgesehen. Die Züge wer- 
en nach den besonders veröffentlichten 
"ahrplänen verkehren. 

Für die neue Bahnstrecke haben Gül- 
iekeit: die Bisenbahn-Bau- und Betriebs- 
rdnung vom 4. November 1904 und die 
Jisenbahn-Verkehrsordnung vom 23. De- 
ember 1908. 

Über die Höhe der Tarifsätze geben 


auf. 
Ilm. Hinblick 


bahndirektionen 
Essen behält 


tere Gültigkeit. 


ie Dienststellen Auskunft. 4800) Tiv. 1101. Beso! 

Cassel, den 15. September 1921. Ausnahmetarif 6 für 
Eisenbahndirektion. 

‚Am 1. Oktober 1921 wird die normal- ausnahmetarifs 

purige eingleisige Verbindungsbahn vom 1. 9. 21 aufgenommen: 


wischen den Strecken Österfeld-Hamm 
Westf.) und Dortmund-Gronau in Lünen 
Verbindung des Bahnhofs Lünen Süd 
lit dem Bahnhof Lünen Nord) als 
fauptbahn für den öffentlichen Güter- 
erkehr in Betrieb genommen. 
Für die neue Verbindungsbahn haben Eee 
tültigkeit: die Eisenbahn-Bau- und Be- 
Gebsordnung vom 4, November 19)4 und 
je Eisenbahn - Verkehrsordnung vom 
3. Dezember 1908. (855) 
Essen, den 14. September 1921. 
Eisenbahndirektion. 


unter 3 


Vom 1. 


3. Verkehrsstörung. 
Namens der Verwaltung der Deutschen 


amtliche Bekanntmachung in der Zeitung 
Vereins Deutscher Eisenbahnyer wal- 
tungen: vom 26. Mai 1921, Seite 417, so- 
weit sie die Verhältnisse im Bezirk der 
Eisenbahndirektion in Kattowitz betrifft, 
mit Gültigkeit vom 20. September 1921 


auf die 
bestehende Behinderung des regelmäßigen 
Betriebes auf den Strecken der Eisen- 
Köln, 
unsere Bekanntmachung ° 
vom 26. Mai 1921 für diese Bezirke wei- 


. Berlin, 21. September 1921. 
Eisenbahn-Zentralamt. 


es muss] 


4. Güterverkehr. bahn. 


Besonderes Tarifheft. 


vom 1.4, 21. 
In den Geitungsbereich des Kohlen- 
werden 


unter 1a) (Gewinnungsstätten): 
Bad Eilsen, 

(Überg sangsstationen): die 
Station Saarbrücken Hbf. Grenze. 
Essen, 10. September 1921. 
Eisenbahndirektion. 


| berg-Colmnitz-Naundorf b. Freiberg (Sa.) 
die Stationen Colmnitz und Naundorf b. 
Freiberg (Sa.) mit Entfernungen aufge- 
nommen. . Näheres ist aus unserem Ver- 
kehrsanzeiger zu ersehen, auch erteilen 
die Stationen Auskunft. (851) 
Dresden, am 21. September 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


hiermit unsere | 


Binnen- und Wechsel-Güterverkehr 
der Halberstadt-Blankenburger Eisenbahn, 

Am 1. November 1921 treten, vorbe- 
haltlich der Genehmigung der Aufsichts- 
behörde, für gebrannten Kalk Fracht- 
eıhöhungen und für rohe Kalksteine 
Frachtermäßigungen ein. 

Nähere Auskunft wird durch uns er- 


noch fort- 
Elberfeld und 


(857) 


teilt. 
Blankenburg (Harz), 19. September 1921. 
Direktion (853) 
der Halberstadt-Blankenburger Eisen- 


= = 


Deutsch-nordischer Güterverkehr. 
(Deutschland einerseits und Dänemark, 
Schweden, Norwegen andererseits. ) 
Verbandszütertarif, Teil I, Abteilung B, 

Deutsch-dänischer Gütertarif, Teil II, 
Deutsch-dänischer Kohlentarif, 
Deutsch-schwedisch-norwegischer Güter- 

tarif, Teil D. 

Die "unterm 36. August d. J.. für den 
1. Oktober 1921 angekündigten Neuausga- 
ben der obengenannten Tarife treten erst 
am:t. November: 1921 in Kraft. Falls 


Steinkohllen usw. 


mit Wirkung 


(854) 


Binnenzitertärif für die vollspurigen 
Linien, Teil II, Heft 2. 
Dezember 
Leipzig-Stünz Eilstückgüter nicht mehr 
angenommen und ausgeliefert. 
Dresden, am 20. September 1921. 
Eisenb. Gen. -Dir: 


am 1. November auf den deutschen Bah- 
nen eine Tariferhöhung in Kraft tritt, 
werden die deutschen Schnittsätze des 
deutsch-dänischen Güter- und Kohlentari- 
fes sowie des deutsch-schwedisch-norwe- 
gischen Gütertarifes entsprechend erhöht 
werden. 
Altona, 15. September 1921. 


1921 an werden in 


(849) 


2. Schließung von Stationen. 


Bremerhaven 
'ollinland wird zum 1. November 1921 


ür den "Wagenladungsverkehr ge- 
chlossen. 
Beaver. 19. September 1921. 


“ Binnen-Güter- 
Die Güterabfertigung 
bahnen, 


Eisenbahndirektion. 


ER 


ad Tiertarif für die 
schmalspurigen Linien der Reichseisen- 
sächsisches Netz. 
Mit Gültiekeit vom 1. Oktober 
werden in die Tariftafel für die Linie 
Klingenberg-Colmnitz - Frauenstein in- 
folge Eröffnung der Teilstrecke Klinzor? 


Eisenbahndirektion, (852) 
namens der Verbandsverwaltungen. 


Badisch-Bayerischer Güterverkehr. 
Tarıf vom 1. Dezember 1909, 
Aın 1. Oktober 1921 tritt der Nachtrag 
VII in Kraft. Er enthält Entfernungen 
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Deutscher Eisenbahnv erwaltunge 


für die in den Tarif neu eindbezegen®n 
Stationen der Lokalbahn Kempten-Si- 
bratsliofen sowie Änderungen und Er- 
gänzungen. Verkaufspreis 4,50 AM 

München, 15. September 1921. (856) 

Tarifamt beim RVM, ZB 
Badischer Binnengütertarif, Teil IL, Heft 
C 1b des deutschen Eisenbahngütertarifs, 
Teile IT des deutsch-schwedisch-norwe- 
gischen und des deutsch-dänischen Güter- 

tarifs. 

Auf 24. September i. J. werden drei 
weitere Tafeln Ia, Ib und Ice zur Be- 
rechnung der Auslandszuschläge im Ver- 
kehr mit badischen Stationen auf Schwei- 
he? und Waldshut Übergang einge- 
führt. 

Gleichzeitig werden Ermäßigungen der 
Zuschläge für den Nahverkehr bis 40 km 
und für den Verkehr mit Italien und 
Siidfrankreich durchgeführt und die 'bis- 
herigen Zuschlagstafelun für Beringen 
Bad. Bahnhof, Neunkirch und Wilchin- 
sen-Hallau aufgehoben. Für diese Sta- 
tionen gelten künftig die Zuschläge für 
Neuhausen Bad. Bahnhof. 

Näheres enthalten die Tarif- und Ver- 
kehrsanzeiger. (359) 

Karlsruhe, 21. September 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


Güterverkehr bad.-schweiz. Übergänge — 
Schweiz. 

Am 27. September 1921 wird Giornico 
(alte Station) geschlossen. Die für diese 
Station bestehenden Frachtsätze werden 
daher gestrichen. Die Aufnahmefracht- 
sätze für Holz im Verkehr mit .den Sta- 
tionen der Montreux-Oberlind-Bahn sind 
durch Wiedereinführung des gemeinsa- 
men schweiz. Ausnahmetarifs Nr. 18 für 
Stamm- und Brennholz hinfällig gewor- 
den. Auf 6. Oktober 1921 werden Ausnah- 
mefrachtsätze für Rohkupfer aus Mes- 


singabfällen ab Oey-Diemtigen und für 


Exportpapier ab Aarburg-Oftringen ein- 
geführt. Näheres in unserem Tarif- und 
Verkehrsanzeiger. [865] 
Karlsruhe, den 24. September 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


Mitteldeutsch-Bayeriseher und Mittel- 
deutsch-Südwestdeutscher Güterverkehr. 

Mit Geltung vom 1. Oktober 1921 tre- 
ten für Station Braunschweig Nordost 
der Braunschweig-Schöninger Eisenbahn 
um je 2 km ermäßigte Gesamtentfernun- 
sen in Kraft. [861] 

Erfurt, den 23. September 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Deutscher Eisenbahn-Gütertarif, Teil II 
Heft A — Tiv. 200. 

Mit Gültigkeit vom 1. November 1921 
fällt im Verkehr mit der Weimar-Rasten- 
berger Eisenbahn die Kürzung der 
Frachtsätze um 3 8 weg. Auskunft 
geben die beteiligten Güterabfertigungen 
sowie das Auskunftsbüro, hier, Bahnhof 
Alexanderplatz. [860] 

Berlin, den 22. September 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Hafenordnung für - die Umschlagstelle 
Cosel Hafen. 

Mit. Gültigkeit vom 15. Oktober d.. Js. 

erscheint ein Nachtrag 3, durch den der 

im Nachtrag 2 vom 1. Juli 1920 enthal- 


tene Gebührentarif nebst den dazu ver- . 


öffentlichten Änderungen aufgehoben 
wird. Die Gebührensätze sind durchweg 
erhöht, Stücke des Nachtrages können 
von den Stationskassen Cosel Hafen, 


Herausgegeben ım Auftrage des 


Kattowitz, Beuthen (Oberschles.) und 
Breslau Hbf, bezogen werden. Preis 
1 AM. Das Inkrafttreten mit verkürzter 
Bekanntmachungsfrist gründet sich auf 
die vorübergehende Änderung der Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung (R. G. Bl. 1914, 
Seite 455). 

Kattowitz, den 22. September 1921. 

Eisenbahndinektion, 


Doutsch italienisches Güterverkehr über 
den Gotthard- und Lötschberg-Simplon. 
(Übergänge: Chiasso, Pino, 

Iselle.) 

I. Am 1. Oktober 1921 tritt ein direkter 
Tarif für die Beförderung von Gütern 
zwischen Stationen der italienischen 
Eisenbahnen einerseits. und Stationen der 
deutschen "Reichsbahn sowie der Lübeck- 
Büchener Eisenbahn über die oben- 
bezeichneten Übergänge in Kraft. Er ist 
nur eine vorläufige Maßnahme, durch die 
den augenblicklichen dringendsten Ver- 
kehrsbedürfnissen . Rechnung getragen 
werden soll. Die Sätze des Taarifs sind 
auf den Wagenladungsverkehr der wich- 
tigsten Stationen beschränkt und gelten 
nur für folgende Güter: 

Frische Blumen als Schnell- 
zugsgut aus Italien, 

lebendes Geflügel als Eilgut 
aus Italien, 

Lebensmittel als 
aus Italien, 

“Bier als Prachtgut nach Italien 

sowie 
Güter aller Art im Durchgang 
durch Italien. 

Der Tarif ist käuflich erhältlich. 

II. Die Sendungen, die nicht zum di- 
rekten Tarif abgefertiet werden können, 
bleiben wie seither auf die Umbehand- 
lung verwiesen. Für diesen Verkehr 
tritt ebenfalls am 1. Oktober. 1921 eine 
Kundmachung in Kraft, dureh die die 
seitherige Ausgabe ‚vom 1. Januar 1920 
ersetzt wird. 868 

Frankfurt (M.), den 96. September 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Frachtgut 


Mitteldeutsch-südwestdeutscher Güter- 
tarıf. 
Am 1. Oktober tritt je ein weiterer 
Nachtrag zu den Heften 1, 2 und 4 in 
Kraft. Sie enthalten bereits im Ver- 
fügungswege bekanntgegebene Ände- 
rungen und Ergänzungen sowie Neuauf- 
nahmen und Erweiterungen besonders für 
die Stationen Meiningen, Probstzella, 
Eberbach und Mannheim. 
Erfurt, den 26.. September 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Cechoslovakischer 
kehr über Bratislava und Komarno. 
Einführung eines Umschlagtarifes. 
Mit 1. August ° 1921 tritt im oben- 
bezeichneten Verkehr ein Gütertarif 
Teil II für den Verkehr zwischen Statio- 
nen der priv. Aussig-Teplitzer Eisen- 
bahn, der ausschließend priv. Buschteh- 
rader Eisenbahn, der priv. Kaschau-Oder- 
berger Eisenbahn und der cechoslovaki- 
schen Staatsbahnen einerseits und 
Stationen des Bayerischen Lloyd Schiff- 
fahrts-Aktiengesellschaft, der cechoslova- 


kischen staatlichen Donauschiffahrt, der _ 


Ersten Donau-Dampfschiffahrts-Gesell- 
schaft, ‘der Kgl. Ung. Fluß- und See- 
schiffahrts-Aktiengesellschaft,. des Schiff- 
fahrts-Syndikates S.H.S. und der Süd- 
deutschen Donau- Dampfschiffahrt-Ge- 
sellschaft andererseits in Kraft. Dieser 
Tarif enthält u. a. Anwendungsbedin- 


(862) 


- namens (der beteiligten Verweltungen, 


Binnen-Tarife der Lausitzer Eisenbah 


Aufsichtsbehörde werden, dem Vorge 


(869) 


Donau-Umschlagver- 


- der Wittenberge- Perleberger Eisen 


Erhöhung: der Fahrpreise — auße 


|. zeichnete Direktion. 18 


der Zschipkau-Finsterwalder Fire 


Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen 
von dem verantwortlichen Schriftleiter, Geh. Oberregierungsrat Dr. v, Ritter in Berlin. 
Für den Anzeigenteil verantwortlich F. Luckhardt, Berlin SO 26. 
Verlag von Julius Springer in Berlin W. — Druck von H.S8. Hermann & Co. in Berlin SW. 


zungen. Besondere Bestimmunge 
Frachtsätze für Klassengut, Ausnahm 
tarife für Güter der Klasse I, Miners 
wasser, landwirtschaftliche Maschine 
Schamotteziegel, Kaolin, sSchieferto 
Graphit, Schiefer,. Kupfervitriol, Lith 
pone, Steine usw., ferner Überfuhrgebü 
ren, Bestimmungen und Gebühren 
den Umschlag sowie den Kilometerzeig 
und die Leitungsvorschrift für den Eise 
bahndurchlauf.- Abdrücke dieses Tari 
sind bei den beteiligten Endverwaltun 
sowie durch Vermittlung der beteiligte 
Stationen, in Österreich auch bei der Z 
tralverkaufsstelle für Tarife, Wien, 
Biberstraße 16, zum Preise von ös 
Kr. 100 für das Stück zu erhalten. ; 
Der Bayerische Lloyd übernimmt vo 
erst nur komplette Schleppladungen { 
diesem Verkehre. g 
Wien,-am 12. Juli 1921. (86 
Erste Donau-Dampfschiffahrts- 

- Gesellschaft, E 

namens .der beteiligten Verwaltungen 


Cechoslovakischer Donau-Umschlagve 
kehr über Bratislava und Komarno. 
Gütertarıit, -Feil IE : N 

vom 3 Au gust 1921. 
ge “Änderung. Ei 
Mit sofortiger Gültigkeit ist im obe 

genannten Tarife auf Seite 43 im A 

schnitt TVB bei der Station Bratis- 

lava dunajsk6& näbrezie ind 

6. Zeile das Wort „Frachtgüter“ abz 

ändern auf: „Eil- und Frachtgüter“. B. 

folgenden Absatze sind demgemäß- 

Worte „Überführgsbühren für Eilgüt, 

und“ zu streichen. (86 
Wien, am 19. September 1921. 

Erste Donau-Dampfschiffahrts- 
Gesellschaft, 


5. Personen- und Güterverkehr. r 


zsesellschaft. 
Vorbehaltlich der Genehmigung 


der Reichsbahn entsprechend, die Befö) 
derungspreise und Gebühren im Gü 
und Tierverkehr ab 1. November 1% 
im Personenverkehr ab 1. Dezember 1 
erhöht. 8 
Sommerfeld, 27. September 1921. 
Direktion E 

der Lausitzer Fisenbahngesellschaft. 


6. Personen- und Gepäckverkehr. 


Mit Gültigkeit vom 1. Dezember 
werden die diesseitigen Personen 
preise pp. ‚erhöht. 

Nähere Auskunft erteilt der u 
zeichnete Betriebsvorstand. 

Betriebsvorstand 


Binnen-Personen- und Gepäcktarif . der 
- Zschipkau-Finsterwalder Eisenbahn. 

Vorbehaltlich der Genehmigung 
Aufsichtsbehörde tritt am 1. Dezem 
1921 der Nachtrag 1 in Kraft. Er en 


Militär .— 
frachbien. 
Nähere Auskart 


Gepäck- und Expre 
erteilt die u 


Finsterwalde, den 23. September 1921 
Die Direktion 
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Berlin, den 6. Oktober 1921. 


LXI. Jahrgang. . 


Inhalt: 


Familienförderung durch hauswirtschaft- leuchtunge im 


Eisenbahnwagen, — 


eisenbahn. — Einführung der Mehr- 


liche Ausbildung der Frauen und Mitropa, Mitteleuropäische Schlaf- fachtelegraphie. _— . Aktiengesell- 

Töchter der Eisenbahnbeamten und wagen- und Speisewagen-Aktienge- schaft für elektrische und Verkehrs- 

„arbeiter. & r sellschaft. — Bahnamtliche Rollge- unternehmungen. — Leistungsfähig- 
Die Schwierigkeiten der rumänischen bühren in Berlin. — Die deutschen keit der Wagenbauindustrie. 
 Staatsbahnen. Lokoniotivlieferungen nach Rußland. In 
Vereinfachungen im Fahrkartenausgabe- — Eisenbahn-Fachausstellung. Übrige europäische Länder: 
dienst. Österreich: Bewillieung zu tech- Reform der Schweizerischen Bundes- 
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: | Familienförderung durch hauswirtschaftliche Ausbildung der Frauen und Töchter 
RE . - der Eisenbahnbeamten und -arbeiter. 


die beruflichen Organisatio- 
haben von jeher durch 


Kisenbahnbehörden und -vereine, 
nen ‚der Eisenbahnbsamten und -arbeiter, 
Schaffung von Wohlfahrtseinrichtungen eine Stärkung der wirt- 
schaftlichen Lage der Angestellten und Mitglieder angestrebt 
und auch mit gutem Erfolge durchgeführt. Diese Fürsorge er- 
streckte sich auf alle Zweige der Hauswirtschaft sowie auf (lie 
Erhaltung und Förderung der Gesundheit der Mitglieder und 
"ihrer Angehörigen. Große Verdienste um die Volksgesund- 
heit haben sie sich erworben durch Beschaffung von gesunden 
_ Wohnungen in Eigenhäusern bei gleichzeitiger Förderung be- 
sonderer Ansiedlungen. Im Direktionsbezirk Berlin werden 
durch die Verwaltung zur Zeit auf dem Tempelhofer Felde für 
mehr als 400 Familien Doppelwohnhäuser erbaut; zu jeder Woh- 
"nung gehört ein annähernd 400—500 qm großer Garten. Mit der 
Bereitstellung von Wohnung und Garten allein ist es aber nicht 
| getan, denn die richtige Verwaltung und Bewirtschaftung eines 
“eigenen Heims mit Garten und die davon abhängige Lebens- 
"weise stellen an alle Familienangehörigen Anforderungen, die 
im allgemeinen die im Häusermeer der Großstadt Aufgewachse- 
nen nicht besitzen. Die höchsten Ansprüche werden aber an 
die Hausfrau gestellt. Die Lebensbedingungen in einer Kolonie 
"und die hier bedingte Wirtschaftsführung sind andere als in 
der Großstadt, wo jederzeit alle für den Haushalt und die son- 
"stigen Lebensbedürfnisse notwendigen. Waren sofort und auch 
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Von Regierungsbaurat Karl Gotter in Berlin. 


‚in Jeder, selbst der geringsten Menge ohne besondere Mühe und 


auch ohne Zurücklegung weiter Wege zu beschaffen sind. Das 
Leben in der Kolonie, also abseits von dem großen Verkehr, 
stellt an die Hausfrau große Forderungen an Überlegung, au 
Vorsorge und Vorbereitung. Ein solcher Haushalt muß orga- 
nisiert sein, will. die Hausfrau nicht in die größte Verlegenheit 
geraten und dann die Mithilfe der Nachbarn, die meist recht 
bald aufhört, oft in Anspruch nehmen. Auch die Bewirtschaftung 
des Gartens, der als etwas ganz Selbstverständliches zu jedem 
Eigenheim gehört, ebenso wie die Haltung von Haustieren usw. 
werden an die Fähigkeiten und Neigungen aller Familienmit- 
glieder besondere Anforderungen stellen, wenn ein wirklicher 
Nutzen und nicht nur Ärger und Verdruß entstehen soll. Der 
gesellschaftliche Verkehr und die mit dem Großstadtleben ver- 
bundenen Zerstreuungen und Vergnügungen, die zu jeder Zeit 
und auch in jeder nur denkbaren Form geboten werden, werden 
hier eine andere Gestalt annehmen, wenn nicht vielleicht ganz 
darauf verzichtet werden “muß. . Erholung und Unterhaltung 
werden sich den neuen Verhältnissen anpassen müssen. Da- 
mit nun wirklicher Genuß und Freude an einem derartigen na- 
türliehen Leben, in dem die Familie den Mittelpunkt bildet, ge- 
funden wird, müssen .erst alle Mitglieder erzogen werden. Die 
Lösung der für die Volksgesundheit so wichtigen Frage der 
Siedlung ist demnach auch eine Bildungs- und Erziehungsfrage. 
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Arbeitern der Eisenbahn, weil bei ihnen zunächst den Berg- 
arbeitern die Möglichkeit der Durchführung der Eigenhaus- 
siedlung größer ist als bei allen anderen Beamten und Arbeitern. 

So umfangreich und vielseitig auch alle auf die Hebung der 
wirtschaftlichen Lage und der Familiengesundheit heute bereits 
vorhandenen Maßnahmen sind, sie reichen doch nicht aus, wenn 
nicht noch das Wichtigste dazu kommt, das ist eine gut 


vorgebildete- und hauswirtschaftlich. den- 
kende, also recht sparsame Hausfrau, die für 
eine natürliche Lebensweise, wie sie- die Siedlung mit sich 


bringt, vorgebildet ist, und die selbst unter großen Schwierig- 
keiten zu wirtschaften versteht. Nicht umsonst heißt es im Volks- 
mund: „Eine schlechte Frau kann scheffelweise das aus dem 
Hause tragen, was der fleißige Mann pfennigweise hineinbringt.“ 
Der Erziehung und Ausbildung der zukünftigen Hausfrau und 
Mutter werden wir demnach die größte Sorgfalt zuwenden 
müssen. : "N 

Daß z. B. 
das Maß des Zulässigen gesunken, 
Mangel an Nahrungsmitteln, sondern vielfach auch auf Un- 
kenntnis in der richtigen Verwertung und zweckmälßigen Aus- 
nutzung derselben zurückzuführen. Hier zeigte sich die bis 
dahin nicht ausreichende Ausbildung unserer Frauen und 
Mädchen für Hauswirtschaft -und Hausfrauenpflichten. Diese 


Mängel so schnell wie möglich und auch recht gründlich zu be- 


seitigen, ist Aufgabe der zukünftigen hauswirtschaftlichen 
Schulen für Frauen und Mädchen; in ihnen wird die Erziehung 
zur praktischen Hausfrau die Grundlage bilden. 


Die Frawenorganisationen fordern schon seit vielen Jahren 


die Einführung eines hauswirtschaftlichen Pflichtjahres für alle 
Mädchen. Die Erfüllung dieser Forderung, die bis jetzt nicht 
durchgesetzt werden konnte, soll nunmehr nach einer Mitteilung 
in den Tageszeitungen nahe bevorstehen, indem. durch Reichs- 
gesetz alle Mädchen bis zum 18. Lebensjahre zum Besuche einer 
Fortbildungs- oder Hausfrauenschule herangezogen‘ werden 


sollen, damit sie in ihnen durch .entsprechenden Unterricht zur. 


richtigen Führung einer Hauswirtschaft befähigt werden. Diese 
Hilfe, zu der erst die Not des Krieges die Einsicht schuf, ist 
aber so schnell nicht möglich, und Jahre können vergehen, ehe 
wir die Wirkung dieser beabsichtigten staatlichen Maßnahme 
auf gesetzlicher Grundlage zu spüren bekommen. Heute ist 
aber möglichst schnelle Selbsthilfe notwendig. Diese setzt ein, 
sobald neben den Ausbildungseinrichtungen für die männlichen 
Familienmitglieder, die aus gleichen Gründen nach der hauswirt- 
schaftlichen Seite hin zu ergänzen sind, auch solche für Frauen 
und Töchter der Beamten und Arbeiter geschaffen werden. Die 
Zukunft stellt an unser ganzes Privatwirtschaftsleben neue 
Forderungen. Wir werden zur Erfüllung aller uns durch unsere 
bisherigen Feinde auferlegten Forderungen gezwungen: sein, 
auch unseren Familienhaushalt umzustellen: größte Spar- 
samkeit und dabei-volle Ausnutzung aller 
Werte wirdoberster Grundsatzwerden müssen. 

Die Not des Krieges hat uns gezeiet, daß dies möglich ist; 
denn alte gewendete Kleider, zusammengeflickte und auch 
Papierwäsche geben uns den besten Beweis hierfür, und niemand 
empfindet dies und nimmt Anstoß daran, höchstens Wucherer 
und Schieber, die ihr Geld mühelos verdienen und es ebenso 
verschleudern. Diese Änderung in unseren Lebensgewohn- 
heiten durch Schonung von Kleidung und Wohnung, wie es bei 
unseren Vorfahren üblich war, wird uns zu einer Vereinfachung 
führen, die von vielen zunächst als Verschlechterung ihrer ge- 


samten Lebenslage unter dem Begriff „Entbehrung“ aufgefaßt. 


werden wird, aber dieser Wandel in der gesamten Hauswirt- 
schaft und damit in der Lebensanschauung jedes einzelnen wird 
notwendig sein, um uns wieder einem späteren Erfolge näher 
zu bringen. 

Diese hohen Ziele werden wir aber nur durchführen können 
mit Hilfe der Frauen. Ihre Ausbildung werden wir daher in 


erster Reihe diesen Anforderungen anpassen müssen. Wir | Förderung einer Volksgesundheit auf dem Wege einer Stärkung 


die Ernährung während des Krieges vielfach unter- 
ist nicht allein auf den - 


-Zeit, oder wenigstens einen wesentlichen Teil ‚derselben, ihr 


"Wahl: 
schluß 


ihnen die berufliche Seite — die gleichen Einrichtungen scha 
müssen, wie sie für die gelernten Facharbeiter und die Beam 
schaft mit ihrer Fachausbildung bereits getroffen sind, d. 
Förderung sich jetzt auch Vereine und berufliche Organ 
tionen zum Ziel genommen haben. Die Träger dieser. Bild 
bestrebungen werden ihre Aufgabe demnach auch nach 
Seite hin als der noch wichtigeren erweitern müssen. Mu 
beispiele für diese hauswirtschaftlichen Ausbildungseinrichtu 
gibt es bereits, da ja der Gedanke nicht neu ist. Trotzdem 
er nicht oft genug hervorgehoben und allen Kreisen. i 
wieder recht ernst ins Bewußtsein zurückgerufen werden 


Für Frauen und Mädchen werden in der Hauptsache fo 
Einrichtungen in Betracht kommen: 


a) Vortragsreihen mit Lichtbildern über verschied 
Gebiete der Hauswirtschaftskunde (z. B. Ernährung, Gesu 
heitslehre, Wohnungshygiene, Säuglingspflege, Kindererzie 
usw.); 2 I 
b) Fachkurse praktischer Art im Anschluß an die b: beruf. 
liche bzw. Hausarbeit in allen hauswirtschaftlichen Fächern 
je nach Wahl: Kochen, Waschen, Plätten, Ausbessern, Maschinen 
nähen, Wäschenähen, Schneidern, Umändern, feine Handarbei 
Putz, Schuhanfertigung, Haushaltung mit hauswirtschaftlich 
Buchführung, Säuglings- und häusliche Krankenpflege: 
c) Ausbildung im Erziehungsheim (Frauenschule 
Neben diesen abgekürzten Ausbildungseinrichtungen für. Fraue 
und Töchter, die tagsüber im Berufe oder im eigenen Haush 
tätig sind, werden auch noch solche zu schaffen sein für 
die nicht beruflich in Anspruch genommen sind und ihre ga 


hauswirtschaftlichen Ausbildung zuwenden wollen. Um eir 
gründliche Schulung in allen Zweigen der Hauswirtschaft 
ermöglichen, werden an bestehende Anstalten mit Wirtscha 
betrieb zweckmäßig besondere Erziehungsheime für junge M 
chen angeschlossen. Die Ausbildung hat zu umfassen je nae 
volle und Halbjahrskurse von 6—12 Monaten im 

an Erholungsheime, Küchen, Kinderpileren 
Ferienkolonien; \ ; 
d) Wanderkurse für und Tücher von Er 
und Arbeitern abgelegener Orte mit praktischen Vorführun; 
am Spätnachmittag bzw. des Abends üb einzelne Zweige 
Hauswirtschaft; 


e) Kurse in Feld- rd Gartenbau für le 
im elterlichen Hause zur praktischen Betätigung Gelegenhe 
haben oder: sich derselben demnächst zuwenden wollen im 
schluß an geeignete, reine Betriebe oder an Erziehungsheii 
Der Unterricht ‚erstreckt sich auf Kleintier- (Geflügel un 
Kaninchen) und Schweinezucht, Molkerei, Ziegen: und Kuhs 
haltung, Gärtnerei, Obst-, Beeren-, Kartoffel- und Gemüsebat 
Us = R 

Da es heute gänzlich ee ist, besonders: Seh 
mit allen für Unterrichtszwecke notwendigen Einrichtungen 
zu schaffen, so bleibt nur die Möglichkeit, bestehende mu 
gültige Betriebe hauswirtschaftlicher Art auch für Bildungs- 
Erziehungszwecke nutzbar zu machen. 

Zur Lösung dieser so "wichtigen haus- und volkswirtscha 
lichen Frage scheinen in erster Reihe die Eisenbahnvereine 
rufen zu sein. Sie haben von jeher Familienwohlfahrt 
engeren und damit Volkswohlfahrt im weiteren Sinne betrie en; 
hiervon geben ihre gesamten Einrichtungen das beste Zeugn 
Wenn diese Bestrebungen, deren Anfänge weit in die Friedens 
jahre zurückreichen, bereits vor dem Kriege bei den Mitgliederz 
eroßen Anklang gefunden haben, so daß wertvolle Einrichtu 
geschaffen werden konnten, so werden sie jetzt, nachdem unse 
Volks- und damit auch das Familienleben in große Bedrän 
geraten, zur Notwendigkeit. In Zukunft handelt es sich r 
nur um ein bloßes 'Weiterbestehen, sondern um eine Erweiteru 
aller Wohlfahrtseinrichtungen, besonders nach der Seite 
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ir es häuslichen wirtschaftlichen Lebens der Mitglieder, angepaßt 
der Notwendigkeit der heutigen Zeit. 
E Zu den wichtigsten Wohlfahrtseinrichtungen, die die Eisen- 
-bahnvereine sich gestellt haben, sind besonders zu erwähnen 
“Kinderheime und Erholungsheime für Erwachsene Eine Er- 
Aveiterung derselben durch Ausnutzung zu Erziehungs- und Bil- 
 dungszwecken für die jungen weiblichen Familienmitglieder ist 
dringend geboten. Hiernach müßten diese Einrichtungen fol- 
gende Aufgaben erfüllen: 
- Neben den Zwecken der Unterbringung von Mitgliedern und 
_ ihrer Angehörigen während der Zeit eines Urlaubs müßte das 
T Heim auch gleichzeitig eine praktische hauswirtschaftliche Aus- 
_ bildungsstätte für die Töchter der Eisenbahnbeamten und Ar- 
-beiter werden. Daß die praktische Anleitung im elterlichen 
Hause nicht ausreichend ist, um eine vollwertige hauswirtschaft- 
liche Ausbildung der zukünftigen Hausfrau und Mutter sicher- 
zustellen, dafür geben die Forderungen der Frauen über die 
Einrichtung von hauswirtschaftlichen Schulen mit Pflichtbesuch 
- für alle Mädchen ausreichend Zeugnis. Die Durchführung einer 
x derartigen umfangreichen Maßnahme, wie sehr auch ihre Dring- 
lichkeit anerkannt wird, wird aber zurzeit auf Schwierigkeiten 
stoßen, da die Einrichtung so zahlreicher Schulen infolge der 
® damit verbundenen gewaltigen Kosten heute nicht mehr mögli:h 
ist. Ein großer Teil der Eltern hat bereits jetzt schon in An- 
_ erkennung der Notwendigkeit der Unterbringung jüngerer Mäd- 
chen in einem fremden Haushalt dieselben in Mädchen-Gewerbe- 
- schulen, in sogenannte Pensionate oder in Familien ohne gegen- 
 seitige Vergütung gegeben. In Zukunft werden aber auch diese 
Wege nicht mehr in dem Maße wie in früheren Jahren be- 
 schritten werden können, besonders nicht von den Beamten, 
® da die damit verbundenen Kosten, selbst bei den bescheidensten 
Ansprüchen, für jeden Hausvater unerschwinglich sein werden. 
“ Diese Hindernisse und Schwierigkeiten können zum großen 
“ Teile beseitigt werden, wenn die von den Eisenbahnvereinen 
geschaffenen Erholungsheime "für derartige Zwecke nutzbar ge- 
“ macht werden. Auch in gesundheitlicher Beziehung dürfte ein 
_ längerer Aufenthalt der im Wachstum stehenden jungen Mäd- 
chen von großem Vorteil sein, zumal alle diese Heime in be- 
sonders günstigen und landschaftlich schönen Gegenden liegen. 
Der Ausbildungsplan kann so eingerichtet werden, daß die 
"Mädchen an einzelnen Tagen der Woche als Gäste behand»lt 
werden, um auch nach dieser Richtung hin Vorteile zu genießen. 
- Gutachten von maßgebenden Stellen haben nicht nur die Mög- 
— liehkeit einer derartigen schulmäßigen Ausnutzung ausge- 
 sprochen, sondern ganz besonders auch auf die Notwendigkeit 
derselben hingewiesen, da heute weder der Staat noch die Gemein- 
den derartige neue Unterrichtsanstalten werden schaffen können. 
Neben der hauswirtschaftlichen Ausbildung, die für die jungen 
Mädchen mindestens 6 Monate im Sommerhalbjahr dauern 
könnte, ist aber außerdem auch noch eine praktische Ausbildung 
in . handwerklich-praktischer Betätigung, wie Schneidern, 
_ Wäschenähen, Flicken-. usw., wie sie für den eigenen Haus- 
- bedarf notwendig, einzurichten. Hierfür kann, um die gesamte 
Anlage auch in den Wintermonaten auszunutzen, diese Zeit ver- 
wendet werden. Da während der Wintermonate ein praktischer 
Betrieb mit Gästen nicht besteht, so kann der Ausbildungsplan 
_ für Mädchen in dieser Zeit. systematisch, lediglich auf die Be- 
_ dürfnisse des Unterrichts zugeschnitten, durchgeführt werden. 
Die gesamte hauswirtschaftliche Ausbildung der jungen Mädchen 
würde damit eine vollkommene sein, und die Räumlichkeiten, 
2 die jetzt einen eroßen Teil des Jahres über leer sind, erhielten 
- damit eine im Sinne der Familienfürsorge entsprechende Aus- 
nutzung. ; 
2: Von großer Wichtigkeit für die Erziehung der jungen Mädchen 
sind auch die Erholungsheime für Kinder (z. B. in Lubmin an 
der Ostsee). Hier bietet sich Gelegenheit, die Mädchen für ihre 
natürliche Aufgabe als zukünftige Mütter in der Erziehung der 
Kinder durch Beschäftigung mit solchen anzuleiten und sie mit 


der jungen Mädchen eine derartige Anleitung im elterlichen 
- Hause niemals erhalten können. 


- Erfahrungen für das zukünftige Leben auszurüsten, zumal viele 


In der für die Eisenbahnbeamten und Arbeiter" bestehenden 
Kolonie Leinhausen bei Hannover befindet sich z. B. ein eigener 
Kinderhort, in dem junge Mädchen, Bräute und angehende 
Mütter in bester Weise in der Beschäftigung und Erziehung der 
Kinder ausgebildet werden könnten. Eine solche Ausbildung in 
engster Verbindung mit der Praxis ist besser als eine solche 
in eigens hierfür geschaffenen Erziehungsheimen. Durch eine 
umfangreiche Ausnutzung der Erholungsheime zu Erziehungs- 
und Bildungszwecken für die Töchter der Mitglieder, der Eisen- 
bahnbeamten und Arbeiter, bei gleichzeitigem Aufenthalt in 
schöner und gesunder Gegend werden sicherlich Erfolge erzielt, 
die dem Familienleben jetzt und auch in Zukunft zugute kom- 
men. Wenn vielleicht auch die Zahl der jährlich Ausgebildeten 
zunächst noch bescheiden wäre, so könnten damit doch auch 
heute schon für zahlreiche Eltern die Sorgen um die Zukunft ihrer 
Töchter erleichtert werden. Auch die Träger (Vereine) der- 
artiger Wohlfahrtseinrichtungen würden durch die Aufnahme 
ihrer eigenen Angehörigen in ihre Heime bzw. landwirtschaft- 
lichen Betriebe bei Ausbau derselben zu Erziehungs- und Bil- 
dungsanstalten große Vorteile erzielen, indem sie aus eigenen 
Kreisen eine große Zahl von Hilfskräften erhielten, die ihnen 
die Durchführung ihrer Wohlfahrtseinrichtungen erleichtern 
würden. Es liegt daher im beiderseitigen Interesse, daß die 
eigenen Verbandseinrichtungen, wie sie von den Eisenbahnver- 
einen für ihre Mitglieder und ihre Angehörigen recht zahlreich 
geschaffen, auch nach jeder möglichen Richtung hin ausgenutzt 
werden. Die Befürchtung, daß die Ausbildung der jungen Mäd- 
chen unter dem Gesichtspunkte billiger Arbeitskräfte erfolgen 
und daher leiden könnte, liegt hier nicht vor; die etwaigen Vor- 
teile kommen stets den eigenen Mitgliedern wieder zugute. 

Auch die Frage, wer Träger aller dieser Bildungs- und Er- 
ziehungseinrichtungen sein soll, muß gestreift werden. In erster 
Reihe sind hierzu die Frauenorganisationen selbst berufen; sie 
werden sich mehr als bisher auch diesen praktischen Aufgaben 
der Erziehung und des Unterrichts ihrer Mitglieder, besonders 
des juzendlichen Nachwuchses, zuwenden müssen. Durch die 
politische Gleichberechtigung der Frau mit den, Männern haben 
ihre Ziele eine schnelle und vollkommene Erfüllung gefunden, die 
noch vor wenigen Jahren selbst die kühnsten Verfechterinnen 
der Frauenbewegung nicht erhofft hatten. Hiermit haben sie 
aber auch gleichzeitig Pflichten übernommen, die sie durch ihren 
Einfluß auf die großen gewerkschaftlichen Organisationen er- 
füllen müssen. Ihr Ziel muß sein: Hauswirtsc haftliche 
Ausbildung der Frau als Gleichberechtigung 
mit der beruflich-fachlichen des Mannes. Auch 
die Eisenbahnvereine und die sonstigen Verbände der Beamten 
und Arbeiter werden an diesen Erziehungs- und Bildungsfragen 
ihrer weiblichen Familienmitglieder nicht achtlos vorübergehen 
können, hängt doch das Glück ihres Familienlebens in der Haupt- 
sache hiervon ab. 

Die Hauswirtschaft als Grundlage der Volkswirtschaft ist eine 
Erziehungsfrage sowohl der männlichen als auch der weiblichen 
Jugend, im weitesten Sinne also eine Volkserziehungsfrage, an 
deren Lösung die Frau in der Hauptsache mitzuarbeiten hat. 
Alle Einrichtungen werden, wie die vorausgegangenen Vor- 
schläge zeigen, teilweise die gleichen für die männliche wie 
für die weibliche Jugend sein müssen. Dies trifft zu für zahl- 
reiche Vorträge, besonders aber für’ alle praktischen Arbeiten 
im Feld, Garten und-in.der Kleintierzucht. Diese Arbeiten in 
freier Luft werden -sicherlich auch auf den Körper fördernd 
wirken, so daß damit auch unsere Volksgesundheit eine wesent- 
liche Stärkung erfahren dürfte Mädchen und Frauen, derartig 
erzogen und für Familie und Hauswirtschaft herangebildet, 
werden zur Gesundung des zum Teil gesunkenen Familienlebens 
beitragen. Die Erkenntnis, daß die richtige Erziehung der Frau 
die wichtigste Grundlage der menschlichen Kultur: bildet, ist 
recht alt; sagte doch einst ein heute längst vergessener Kirchen- 
vater: „Gebt mir bessere Mütter, und ich will Euch eine bessare 
Welt schaffen.” i ? 
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Die Schwierigkeiten der rumänischen Mensen 


Die andauernde Verkehrskrise, welche die rasche wirtschaft- 
liche Entwicklung Großrumäniens dauernd abbremst, kann als 
bekannt vorausgesetzt werdei. Kaum ein Land in Europa ist 
in so reichem Maße mit Naturschätzen gesegnet, wie Rumänien, 
und doch üst der Neuaufbau der Volkswirtschaft nach dem 
Kriege nirgends mühevoller und langsamer vorwärtsgekommen, 
als eben in Rumänien. Neben anderen, sehr wichtigen Ursachen 
ist zweifellos auch die Art und Weise, wie die Neuorganisierung 
‘der Eisenbahn vorgenommen, oder besser gesagt unsicher tastend 
versucht wurde, dafür verantwortlich zu machen. 

Die rumänischen Eisenbahnen haben zu ihrem alten 3000-km- 
Netze mit einem Schlage 9000 km neue Linien hinzubekommen, 
und dies von drei verschiedenen Verwaltungen, von der öster- 
reichischen, ungarischen und russischen Staatsbahn. Das von 
der letzteren übernommene Netz ist zu alledem noch breit- 
spurig. 


Staat direkt feindlich gesinnte Personal dieser- Bahnen. Das 
Personal der beßarabischen Linien war fast ganz nach Ruß- 
land zurückgekehrt und mußte aus dem alten rumänischen Reich 
ersetzt werden. Die Natur der Aufgabe schrieb eine zwiespäl- 
tige Lösung vor. 

Die bukowinischen und beßarabischen Bahnen wurden sofort 
direkt der neugeschaffenen Generaldirektion der 
C.F.R.!) in Bukarest unterstellt und von hier aus verwaltet. 

Die ehemals ungarischen Linien dagegen, die mit etwa 5000 km 
fast die Hälfte des Gesamtnetzes ausmachten, und fast rein 


maeyarisches Personal hatten, behielten eine zeitlang eine halbe - 


Selbständigkeit unter einer eigenen, anfangs in Hermannstadt, 
später in Klausenburg wirkenden sog. Zentraldirektion, 
die mehr von dem, Siebenbürgen provisorisch verwaltenden revo- 
lutionären dirigierenden Rat (Consiliul dirigent), als von der 
Bukarester Zentralbehörde abhing. Erst im Herbst 1920 konnte 
dieses Provisorium beseitigt, die Zentraldirektion aufgelöst und 
die Einheitlichkeit -der ee wenigstens äußerlich, 
hergestellt werden. 

Es wirken derzeit unter der Generaldirektionin Buka- 
rest neun Regionaldirektionen, und zwar in Bukarest, 
Jassy,Kischinmew, Tschernowitz, Klausenbursg, 
Kronstadt, Temesvar und Kraiowa. Die ÖOrganisa- 
tion weiter abwärts ist noch nicht einheitlich. 

In Alt-Rumänien, Beßarabien und in der Bukowina wird nach 
dem ©. F.R.-System mit Betriebs-, Verkehrs- und Bauinspektio- 
nen, also mit größeren Einheiten gearbeitet, während auf-den 
ehemals ungarischen Linien noch das System der M.A.V. mit 
Heizhäusern, Stationsämtern und Bahnunterhaltungssektionen, 
also das System der kleinen Einheiten, besteht. Über die end- 
gültige Organisation wird noch verhandelt. Sie wird sicher 
eine kleinere Anzahl von Regionaldirektionen erhalten. (Tscher- 
nowitz und Arad dürften aufgelöst werden.) Bei dem allgemei- 
nen Mangel an Fachkräften ist auch die endgültige Annahme 
des Inspektionssystems wahrscheinlich. 

Die Aufgabe der Neuorganisierung ist, wie ersichtlich, keine 
leichte, sie wäre es auch nicht für bessere Organisatoren, als 
Rumänien sie heute in leitenden Stellen hat. Sie ist aber un- 
möglich zu lösen durch eine Ausschließung der Eisenbahnfach- 
männer aus allen wichtigen Entscheidungen, durch eine „Laj- 
sierung“ des Eisenbahndienstes, wie sie wohl noch nie in dem 
Maße versucht wurde, wie heute bei den rumänischen Staats- 
bahnen. 

Der infolge eines Konfliktes mit dem derzeitigen militärischen 
Generaldirektor der ©. F.R. General Michael Jonescu aus dem 
Dienst geschiedene Regionaldirektor N. Miclescu hat letzt- 
hin?) eine Studie über das Problem der Wiederherstellung der 
rumänischen Staatsbahnen veröffentlicht, in der er mit den 
besangenen Fehlern scharf ins Gericht geht. Wir geben im fol- 
genden zwei Kapitel dieser Studie auszugsweise wieder, die von 
allgemeinem Interesse sind: 


I. Lokomotivmangel. 


Der Mangel an Lokomotiven war eine der hauptsächlichsten. 


Ursachen der Verkehrskrise, Die öffentliche Meinung beschwerte 
sich zwar fortwährend über Wagenmangel, dieser war aber nur 
eine Folge dessen, daß die Lokomotiven fehlten, um die Wagen 
dorthin zu befördern, wo sie gebraucht wurden. In der Tat 
waren im Verhältnis zum betriebsbereiten Lokomotivpark über- 
reichlich viel Wagen vorhanden. Das alte Reich hatte im Frie- 
den für sein 3000-km-Netz rd. 1000 Lokomotiven. Das groß- 
rumänische Netz von 12000 km benötigte also, dieselbe Ver- 
kehrsdichtigkeit vorausgesetzt, 


1) C.F.R. — Caile ferate romäne (Rumänische Staatsbahnen). 

?) Im volkswirtschaftlichen Tageblatt „Argus“ und in der 
Mai/Juni-Nummer des Bulletins des rumänischen Ingenieur- 
vereines A.G. IR. 


-unbrauchbaren Lokomotiven 


Die Aufgabe der Angliederung dieser Netze war er- 
schwert durch das fast durchwegs fremde, teilweise dem neuen. 


. rikanische) Maschine bezahlte. 


‚bestellt. 


tur, der in en Tabelle augerehonen Se 


= Zu reparieren im Jahre. 
Bei 1er Fabrik - Ss 
3 1921 | 1922 | 1923 | 1924 | 1925 | 1926 
Skoda 120-1166. 1.166.) 46 | 
Warchalowski 80 1, 100° 1.100, 100.:7-100::2°20 
-Maffei:2 2... ; 20 ne — — = —- 
Smoschewer . |; 50 75 Be Fe 
Mühlberg . . 71,50% 1200 100 Emo 
Reschitza . 180 180 |. 180 | 180 . 90 — 
_ zusammen | 500 | 621 571. : 376 | 190. | 20 


.Lemaitre .„ . . | — | 1201201120120 | 120 120) 120°) 120 
Fernicwerke . | 20, 20| 20) 201 20) —ı — | — | — 
Kleinere Wer- | RE - ge 
ko-.25 125321264) 25412641 2644264 | Te Fer 
(Griwitza 300 | 300.300 | 300 | 300 |. 300 | 300 | 300 | 300 
zusammen. |756 | 876 | 876 | 876 | 796 | 420 | 420 420 420 


etwa 4000 Lokomotiven. In 


3 


er 


der Tat hatten aber die C. F.R. für das ganze 12 000- Ne ie 
Jahre 1919 nur rd. 1000 Maschinen zur Verfügung, deren größter 
Teil überanstrengt, schlecht gewartet, sich in einem Zustand der 
Verwahrlosung befand. 

Die Lage wurde verschärft durch den Umstand, daß 
Werkstätten in eine Disziplinlosigkeit uud Desorgan 
tion verfallen waren, die es oft unmöglich machte, die kleinste 
Reparaturen zeitgerecht durchzuführen, so daß die Anzahl d 
in beängstigender Weise wu 
Ein kleiner Defekt machte oft die ganze Lokomotive auf lan, 
Zeit unbrauchbar, besonders, da bei der allgemeinen Unehrlie 
keit von den auf -Aufbesserung wartenden Lokomotiven sofort 
alle wertvolleren Metallbestände gestohlen wurden, so” 
sie in kurzer Zeit zu Ruinen wurden.‘ 

Die Lage war eine zeitlang bereits so kritisch, daß sogar q 
Lokomotiven zur Beförderung der Kohlen fehlten und der Ve 
kehr tagelang aussetzen mußte, bis -Brennmaterial her 
geschafft war. Und trotzdem wurden bis zum April 1920 au 
falsch angewendeter Sparsamkeit und in trügerischer Hoffnun, 
auf Besserung der Valuta keinerlei ‘rnstliche Maßnahmen 
getroffen, keine einzige neue Lokomotive bestellt. Es wurden 
dadurch Gelegenheiten verpaßt, wo — unmittelbar nach Kriegs- 
schluß —, .die Lokomotive mit 800000 Lei zu bekommen ge- 
wesen wäre, während man später bis 4,9 Millionen für eine (ame- 
Als erste Bestellung wurden 
im April 1920: 50 Lokomotiven bei Baldwin in Amerika 
Von diesen sind 15 bereits im Verkehr, der Rest be 
findet sich’ im Hafen von Konstanza und wird jetzt zusammen- 
gesetzt. Es wurden ferner in rascher Folge bestellt 350 Stück Lo- 
komotiven bei Brutinel®), 75 beiHenschel, 50 bei Oren- 
stein & Koppel, 10 bei den Hohenzollernwerken 
10 bei Linke- Hoffmann, 80 bei Sk o'da und 10 bei Stee 
also insgesamt 635 Stück, von denen 460 im laufenden J Jahre, 
im: Jahre :1922 abzuliefern waren. 

Um ferner die Tausende der in den sogenannten Tiokomek 
friedhöfen der Abstellgleise liegenden Lokomotivruinen nutzb. 
zu machen, wurden für ihre Instandsetzung mit in- und au 
ländischen Firmen Verträge abgeschlossen, und zwar zur nn 


Für die Hauptausbesserungen der in Betrieb befindlichen Lo- 
komotiven wurden mit.einer Serie von inländischen Firmen Ver- 
träge abgeschlossen, und zwar zur Reparatur der in. ce 
der Tabelle angegebenen Stückzahl: - 


‚Zu reparieren im Jahre 
Bei der Firma — S 
1921/1922 192311924] 192511926) 1927/19281929) 


So —|- 
ER ee ee 


Weitzer. . . . | 80| 80| 80 
"Wolf, Vulcan . , 32| 32\ 32 
Eisengießerei | 
Großwardein: | 601 60: 60) 601 60 — | —| — | — 


>) Der Kontrakt mit dem kanadischen , ‚General“ Bruline is! 
inzwischen aufgehoben worden, da die öffentliche Meinung heftig 
gegen die äußerst ungünstigen Bedingungen des Kontraktes 
Millionen Lei für je eine Lokomotive) Stellung nahm, und. ei 
Brutinel ein Konjunkturgeschäftsmann ohne. ernstlichen ' ; 
dustriellen Hintergrund war und daher nicht zur Zeit lief 
konnte. Er bot.-zum Schluß die Lieferung vo. „europäische 
Lokomotiven an, die er wohl in Deutschland bestellt hätte, x 
wo um diese Zeit Angebote von 2,5 ‚Millionen Lei pro a om 
tive vorlagen. 


XI. Jahrgang 
6, Oktober 1921. 
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In Berücksichtigung dieser Verträge, eines gewissen Sicher- 
u  oerhetenten für Nichtlieferung sowie der heute arbeitenden 
© Maschinen und des natürlichen Reparaturstandes ergibt sich, 
daß die ©. F. R. in den nächsten Jahren etwa folgende Anzahl 
von dienstfertigen Lokomotiven haben wird: 


=. ; ee 
E  Imdahre | ai | 1m | 1923 | 1924 | 19% 
E _ | 

£ : | 

Lokomotiven. . | 1960 | 2206 | 271 | 3012 | 310 


Die notwendige Anzahl von Lokomotiven würde also erst im 
Jahre 1924 zur Verfügung stehen. (4000 — 1000 in Reparatur 
-— Da iedoch der Kontrakt mit Brutinel aufgehoben wurde, und 
von den Lokomotivruinen wohl viele als gänzlich unbrauchbar 
_ und veraltet ausgeschieden werden müssen, so kommt der Ver- 
_ fasser zum Ergebnis, daß die C. F.R. noch etwa 500 neue 
Lokomotiven zu bestellenhaben werden, um im 
- Jahre 1925 wirklich 3000 dienstbereite Maschinen zu haben. 

Die angeführten Ankaufs- und Reparaturverträge belasten das 
Budget der Eisenbahn mit folgenden Summen: 


| 1926—3U 
Jährlich 


Im Jahre | 1921 | 1922 


1923 | 1924 | 1025 


N WANT 


27; 


"Mülionen Lei .. | 2198 | 1606 210 


123 | 626 | 493 
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Der Verfasser stellt fest, daß alle diese Verträge, die dem 
Staat Milliardenverpflichtungen auflegen, ohne Anhörung 
dertechnischen Fachkräfte der Eisenbahnver- 
waltung, ohne eingehende Studien, ohne jede vernünftige 
-Pypisierung direkt durch das Verkehrsministe- 
"rium abgeschlossen wurden, oft ohne die Eisenbahnbehörde 
auch nur zu verständigent). | 
' Nachdem jedoch vollendete Tatsachen vorliegen, ist es nutz- 
los, sich mit der Frage zu beschäftigen, warum die Bestellungen 
nicht früher gemacht wurden, und ebenso nutzlos, die bestellten 
' Typen, die Preise usw. zu kritisieren. Der Verfasser weist 
jedoch darauf hin, daß ohne Wiederherstellung der Leistungs- 
fähigkeit der Werkstätten das Lokomotivproblem nicht end- 
‚eültig lösbar ist. [ 

Die Kontrakte für Lokomotivreparaturen laufen über 1925 
"hinaus nur noch auf jährlich 420 Lokomotiven, während voraus- 
= sichtlich jährlich rd. 1000 Lokomotiven auszubessern sein wer- 
den. Es müssen also zu diesem Zeitpunkte die eigenen Werk- 
ey stätten der Bahn bereits einen sehr erheblichen Teil der Aus- 
besserungsarbeiten übernehmen, und es ist wünschenswert, daß 
Su 
#\ 
& 


vr 


schließlich alle Reparaturen von Lokomotiven und Wagen nur 
noch in den eigenen Werkstätten ausgeführt werden. 
Der Verfasser protestiert gegen den Gedanken, den das Ver- 
"kehrsministerium noch immer nicht aufgegeben hat, nämlich die 
gesamten Eisenbahnwerkstätten an ein eng- 
lisch-französisches Konsortium zu verpach- 
ten.. Der Druck der öffentlichen Meinung hat auch hier, wie 
im Fall Brutinel, gegen die überaus ungünstigen Bedingungen 


-_ Staat stellte. Die Regierung mußte infolgedessen diese Sache 
vorläufig zurückstellen. Der Verfasser spricht sich grundsätz- 
lich gegen jede Verfremdung der Eisenbahnwerkstätten aus, die 
_ einen gefährlichen Vorgang für weitere Verfremdungen bilden 
würde Die Werkstätten müssen aus eigener Kraft weiter- 
geführt und ausgebaut werden. Da die heutigen Werkstätten 
der C.F.R. insgesamt nur über 264 Lokomotivreparaturstände 
verfügen, müssen über 700 neue Stände geschaffen werden. Diese 
_ und die für die Ausbesserung der entsprechenden Anzahl von 
Wagen notwendigen Einrichtungen erfordern zusammen ein An- 
- lagekapital von 1,2 Milliarden Lei, verteilt auf die Jahre. 1922 
bis 1926. 5 

- Die Zustände in den Werkstätten haben sich infolge Hebung 
- der Arbeitsdisziplin, Einführung des Akkord- und Prämien- 
- systems inzwischen aus eigener Kraft erheblich gebessert, so 
daß jeder Vorwand für ihre Verpachtung hinfällig geworden ist. 


II. Organisationsschwierigkeiten. 


Der Krieg hat die alte, gut arbeitende Verwaltung der ©. FR: 
zerstört. Ein Wiederaufbau auf der alten Grundlage war schon 
infolge des Umstandes unmöglich, daß man ja 1200 statt 3000 km 
zu verwalten hatte. Es wurde daher eine Generaldirektion, und 
es wurden Bezirksdirektionen geschaffen für die Arbeiten, die 
früher die Direktion allein besorgen konnte. Es wurde aber 
dabei sehr unorganisch und oberflächlich verfahren, die Wir- 
kungskreise nicht genau abgegrenzt, auch lebte noch die alte 


- 4) Die Eisenbahn wurde nicht einmal gefragt, ob die schweren 
"amerikanischen Lokomotiven mit 18 t Achslasten auf dem 
schwachen Unter- und Oberbau der rumänischen Strecken auch 
verkehren können. 


Front gemacht, die das ausländische Kapital dem rumänischen 


Direktionspraxis in vielen leitenden Köpfen — der Erfolg war, 
daß die Bezirksdirektionen bald zu einfachen Registrierbüros 
herabsanken und fast alle Entscheidungen, auch die minder wich- 
tigen, von der Generaldirektion getroffen wurden. 

Dieser strömte infolgedessen eine Arbeitslast zu, die im schrei- 
enden Mißverhältnisse zu den vorhandenen wenigen Arbeits- 
kräften stand. Die Folge war und ist natürlich, daß die kleinen 
Sorgen des Tages, die Papiermenge, die sich täglich an den: 
Schreibtischen häufte, der riesige Verkehr mit dem Publikum 
die wichtigsten Organisationsfragen weit in den Hintergrund ge- 
drängt haben. Es fehlt den leitenden Eisenbahnorganen einfach 
die Zeit, sich mit etwas anderem als Tagesiragen zu beschäfti- 
gen. Die Folge ist, daß heute noch nicht einmal die Anzahi der 
Bezirksdirektionen feststeht, und daß durch Versuche mit häu- 
figer Errichtung und Auflösung von Bezirksdirektionen eine 
heillose Verwirrung bei der Verwaltung einriß. Hierzu kam, daß 
mit der alten Organisation auch der alte Pflichteifer und die 
alte Disziplin verschwunden waren, eine Folge der überstürzten 
Neuaufnahmen, die notwendig geworden waren, um das Personal 
für die Bezirksdirektionen zu gewinnen und das zahlreiche Per- 
sonal zu ersetzen, das in seine russische, österreichische und un- 
garische Heimat zurückkehrte. 

Bei diesem Schwächezustand der EBisenbahnverwaltung ist es 
dann nicht weiter verwunderlich, daß auch die Wechselfälle 
des politischen Parteikampfes Einfluß auf die Verwaltung ge- 
wannen, hauptsächlich im Wege des Verkehrsministeriums, das 
sich seinerseits in alle Einzelheiten der Kienbahnverwaltung ein- 
zumischen begann und, wie oben erwähnt, über die einschneidend- 
sten Verfügungen, Verträge, Anschaffungen usw. über die Köpfe 


‚der zuständigen Eisenbahnorgane hinweg selbständig zu befin- 


den gelernt hatte. Dadurch verwiüschten sich die Grenzen der 
Wirkungskreise zwischen Generaldirektion und Ministerium 
ebenso, wie sie sich von der Generaldirektion weiter abwärts 
verwischt hatten. Auch hier verschob sich der Schwerpunkt, auch 
der unwichtigeren Entscheidungen, immer mehr nach aufwärts, 
was bei der Vielseitiekeit des Gegenstandes natürlich noch 
mehr Oberflächlichkeit zur Folge hatte. 

Charakteristisch für die erzwuneene Unselbständigkeit der 
untergeordneten Dienststellen ist die Tatsache, daß noch immer 
diefriedens&emäßen Grenzen des Ausgabenbewilligungs- 
rechtes maßgehend sind, also die Bezirksdirektionen selbst von 
Krediten, die im ordentlichen Budget vorgesehen sind, nur die 
Auszahlung von Beträgen bis 10000 Lei gutheißen dürfen; bis 
50000 Lei ist die Generaldirektion, bis 100000 Lei das Ministe- 
rium zuständig, alle höheren Ausgaben müssen von dem 
Ministerrat gutgeheißen werden! 

Bei der Entwertung des rumänischen Geldes, das bekanntlich 
nur unwesentlich besser steht als die deutsche Mark, ist es also 
wohl zu verstehen, wenn die höheren Dienststellen im Wust der 


| Kleinigkeiten ersticken. 


Dieser Stand der Dinge und die allgemeine Unzufriedenheit 
mit der Eisenbahnverwaltung haben zu der unglückseligen Ein- 
richtung der Verkehrskommission geführt, in der alle 
möglichen hohen und nicht hohen Würdenträger, Minister, Staats- 


sekretäre, Generäle, Obersten usw. — nur keine Eisenbalinfach- 
leute sitzen. Der einzige Vertreter der Bahn nämlich — ihr 
Generaldirektor — war und ist ebenfalls ein General. 


Diese Kommission von Laien hat die Generaldirektion der 
C.F.R. förmlich unter Kuratel gestellt. Von ihr und durch ihre 
Vermittlung ergehen Entscheidungen, erfolgen Ernennungen, Be- 
förderungen, Versetzungen usw., ohne daß die Dienstleiter der 
Eisenbahn auch nur gefragt werden. Diese Kommission hat 
natürlich kein Gefühl dafür, daß die Eisenbahn dem Wesen 
nach ein Geschäftsunternehmen ist, das in erster Linie dem 
Handel und der Industrie zu dienen hat. Sie hat durch ihre von 
keinerlei Sachkenntnis getrübten Verfügugen, die tief in das 
Getriebe eingriffen, der Eisenbahn und der rumänischen Volks- 
wirtschaft unberechenbaren Schaden zügefügt. So gab es 2. BR. 
Linien, auf denen zwei Monate lang die viel zu wenigen Loko- 
motiven der Bahn mit gänz geringer Belastung verkehrten, da 
die allmächtige Kommission jede Güterannahme von Privaten 
verweigerte, aber für die betreffenden Linien eben keine amt- 
lichen Transporte da waren. Die Züge verkehrten so fast ganz 
nutzlos, dafür gingen Riesenmengen von Waren in den Häfen 
zugrunde, die nicht ins Land befördert werden konnten, wogegen 
wieder im Innern des Landes die Teuerung erschreckenden Um- 
fange annahm. Da alle diese Versuche zu nichts als zu neuen 
Klagen des Publikums und zu neuen Mißständen führten, griff 
man endlich im November 1920 zum letzten Mittel, man mi li- 
tarisierte die Eisenbahnverwaltung. 

Durch diese Maßregel wurde die Entmündigung der Eisenbahn 
erst vollkommen. Es wurde den Fachleuten der Bahn auch die 
letzte Möglichkeit von selbständigen Entscheidungen genommen 
und ihnen nur die Verantwortung für die Ausführung der Ent- 
scheidungen der militärischen Führer überlassen. Das Büro des 
Generaldirektors wurde rein militärisch organisiert, und die drei 
zivilen Stellvertreter des Generaldirektors zu bloßen Referenten 


Nr. 40 — 


Te 


Zeitung des Wereins : 
Deutscher Also ar 


gemacht. Es war geradezu so, wie es ein Fender a mit 
der Eisenbahn gemacht hätte. 

Der passive Widerstand, den die höhere Beamtenschaft dieser 
Art von Verwaltung entgegensetzte, hatte zur Folge, daß eine 
unabsehbare Reihe von militärischen Kontrollorganen geschaffen 
wurde. Diese, sowohl im inneren als auch im Außendienst ver- 
teilt, haben die Gewohnheit angenommen, unmittelbar in das 
Getriebe des Dienstes -einzugreifen, Ausweise, Tabellen usw. zu 
verlangen, mit dem Krieesgsericht zu drohen und dadurch das 
Personal, besonders des ausübenden Dienstes, in ein Meer von 
Büroarbeit zu ertränken und es dadurch von seinen dringendsten 
Obliegenheiten abzuhalten. 

Es wäre ungerecht, nicht anzuerkennen, daß die Militarisie- 
rung und die mit ihr verbundene Einschüchterung nicht auch 
gute Auswirkungen auf die bereits ganz verfallene Arbeitsdiszi- 
plin gehabt hat. Sie hatte, als kurzes Überganesstadium sedächt, 
zweifellos ihre Berechtigung. Da sich die Militarisierung aber 
nach neunmonatiger Dauer endgültig einzurichten scheint, ‚muß 
es doch festgestellt werden, daß sie keine Dauerlösung der Frage 
bringen kann. Die lange Dauer der Militarisierung hat auch 


Vereinfachungen im Fahrkartenausgabedienst. et 


Die außerordentlich hohen Kosten, welche jede Tarifänderung 
im Personenverkehr der Eisenbahnverwaltune in den Fahr- 
kartenausgaben verursacht, lassen Erwägungen darüber ange- 
bracht erscheinen, ob diese mit Zunahme der Teuerung neuer- 


dines fast in rezelmäßigen Zeitabschnitten immer wieder- 
kehrenden Ausgaben nicht eingeschränkt oder ganz gespart 
werden können. Der Fahrkartenverkauf an den Eisenbahn- 


schaltern geht jetzt, wenn wir von Blanko-, Buch- und Zettel- 
jahrkarten absehen wollen, deren Ausgabe ia nur als Ausnahme- 
erscheinung* anzusprechen ist, entweder in der Weise vor sich, 
daß fertiggedruckte Fahrkarten der Nummernfolge nach aus den 
Verkaufsschränken ‘entnommen oder Karten auf besonderen 
Druckmaschinen durch den Schalterbeamten selbst hergestellt 
und ‚ausgegeben werden. Eine Druckmaschine. enthält bis zu 
2000 Druckplatten für die auf ..der betreffenden Station gang- 
barsten Verbindungen und Wagenklassen. Die Klischees zu allen 
diesen Platten müssen bei jeder Fahrpreisänderung neu herge- 
stellt und ausgewechselt werden. Die Kosten belaufen sich — 
die Kosten der Einlegung der Platten in die Maschine nicht ein- 
gerechnet — für die. Maschine mit 2000 Verbindungen auf rd. 


30 000 #, für die im Direktionsbezirk Essen im Gebrauch befind- |’ 


lichen Maschinen allein also auf iedesmal mehr als 1 Million 
Mark. 


Im Nachstehenden Anbehtd ich nun darlegen, auf welche Weise | 


die jedesmalige Auswechselung der Platten bei Tarifänderungen 
umgangen und dadurch die obenerwähnten Kosten gespart wer- 
den könnten. Verbinden möchte ich damit gleichzeitig einen 
Vorschlag zur wesentlichen Herabsetzung der ietzt durch den 
Verkauf aus den Fahrkartenschränken entstehenden sehr erheb- 
lichen Abrechnungs- und Kontrollkosten. Der Vorschlag besteht 
in einer Vereinigung der beiden jetzt üblichen Verkaufssysteme 
unter Ausschaltung der die außergewöhnlichen Kosten verur- 
sachenden Umstände. 


Bei dem Verkaufsschrank verursacht die meisten Kosten are 


sächlich der bisherige Geldwert der Karten, insofern nämlich, 


als er laufende persönliche Ausgaben für regelmäßige und um- 
fangreiche Abrechnungs- und Kontrollarbeiten zur Folge hat. 
Bei der Maschine ist es die bei jeder Tarifänderung notwendige 
Auswechslung der Druckplatten. Ich möchte deshälb den fertig- 
gedruckten Fahrkarten und zwar sowohl den im Verkaufs- 
schrank ausliegenden als auch den durch die Druckmaschine 
herzustellenden jeden Geldwert nehmen und letzteren zwar 
ebenfalls durch die Druckmaschine, aber vermittels besonderer, 
nur den Fahrpreis aufweisender Drackplatten in Verbindung 
mit der auch jetzt schon erfolgenden Abstempelung mit dem 
Ausgabedatum, der Schalterbezeichnung, der laufenden Nummer 
sowie einem nicht leicht nachzuahmenden Kontrollzeichen geben. 


Ich denke mir also den Hersang des Fahrkartenverkaufs der- 
art, daß zunächst die fertiegedruckte Fahrkarte, die aber 
künftighin nur im Verkehr mit fremden Bahnen noch eine Kon- 
trollnummer und. das Schalterzeiehen führen soll, dem -Ver- 
kaufsschrank entnommen wird und dann auf der Rückseite einen 
neuen Aufdruck mit Ausgabedatum, Schalterbezeichnung, Kon- 
trollzeichen, Fahrpreis und laufender Nummer erhält. Der Schal- 
terbeamte hat zu diesem Zweck die Maschine auf den der. Fahr- 
karte aufgedruckten Fahrpreis einzustellen. Da die Fahrpreise 


auf der Maschine der Höhe nach hintereinanderstehen werden, 


so ist das betreffende Feld auch von einem Neuling, mit dem als 
Ablöser gerade an den verkehrsreichen Sonntagen immer ge- 
rechnet werden muß, viel schneller zu finden, als die bisherigen 
Stationsverbindungen. 


‚ einzusenden. Die Aufbewahrung und Einsendung hat aber nac 


kartendruckplatten keine 


‚änderungen keine Plattenauswechslung mehr notwendig sein. 


'Schalter“.besonders gedruckt zu werden brauchen. 


- ders aufzudrucken. 


| druck aufzudruckenden Fahrpreise, weitere 300 Platten für 


und zwar durch den Reisenden, die Bahnsteigschaffner, das Z 


"müßte, 


Bei. Kinderfahrkarten hat der Schalter- 


den- lotztan Rest der alten gesunden Eresnllolkersaditionen: zer- 
stört, die Autorität der zivilen Amtschefs untergraben und zu 
Massenentlassungen der wertvollsten Kräfte geführt, deren Ar- 
beitslust nicht erzwungen werden konnte durch die Nichtannahme 
ihrer Entlassungsgesuche. Die Eisenbahn ist auf diese Weise 
für das Personal zu einer Art Zuchthaus geworden, so daß sich 
mit deren Interessen niemand mehr verbunden fühlt. An Stelle 
der aus Unlust in den Hintergrund getretenen alten Eisenbahner 
traten junge, unerfahrene Kräfte, die zusammen mit den militä- 
rischen Führern und Kontrollorganen eine für die Bahn und 
für das Land gleich gefährliche Dilottantenwirtschaft : 
einführten. 
Der Verfasser bespricht sodann in mehreren Kapiteln die 
sachen und Auswirkungen der Unzufriedenheit des Person 
die Unregelmäßiskeiten, die bei der Beschaffung und Bezahl 
der Materialien eingerissen sind, und macht. schließlich 
gehende Vorschläge zur Abstellung der dargestellten Mißstä 
und zur wirklichen Neuordnung der Eisenbahn, ohne die ke 
Erholung der rumänischen Volkswirtschaft denkbar ist. 


beamte die Maschine einfach auf den halben vorgedruckten Fahr- ; 
preis einzustellen und den Kinderabschnitt abzutrennen. Der 
letztere ist jetzt wertlos und nicht mehr, wie bisher, zur Ent- 
lastung mit dem Rechnungsmaterial an die. Verkehrskontrolle 


wie vor bei verstempelten Fahrkarten zu geschehen. 

Wo Druckmaschinen schon jetzt im Gebrauch sind, besteh« 
m. E. keine Bedenken, die zahlreichen freibleibenden Felder 
auch zum Neudruck von Fahrkarten durch die Schalterbeamten ° 
selbst. auszunutzen, wenn es ermöglicht werden kann, den 
Buchungsapparat beim Drucken der Vorderseite der Fahrkarte 
derart auszuschalten, daß Aufnahme- und Kontrollstreifen i 
diesem Falle nicht laufen. Nötigenfalls könnte zum Druck 
der Fahrkarten vielleicht auch ein besonderer Schlitten ein 
setzt werden. Die Arbeit kann, wo mehrere Maschinen vorhan 
den sind, auf alle Maschinen verteilt werden. ‘Wenn die Fah 
Fahrpreise' mehr enthalten u 
letztere auf der gleichen Maschine auf der Vorderseite der Fa 
karten mittels besonderer Platten aufgedruckt werden, dann w 
auch beim Druck der Fahrkarten auf der Maschine bei Tarif- 


Die neuen Druckmaschinen werden schon der Raumfrage. 
wegen nicht mehr die bisherige Größe beizubehalten brauchen. 
Für sie werden höchstens 300 Preisplatten genügen. Vielleicht 
würden: hierfür auch die in Warenhäusern an den Kassen b 
nutzten Registriermaschinen verwendbar sein. 

Der Druck der Fahrkarten wird — soweit nicht. die alten M 
schinen ausgenutzt werden können — am zweckmäfßigsten den 
Fahrkartendruckereien vorbehalten bleiben. Er wird sich aber ° 
wesentlich vereinfachen, weil die Karten nicht mehr für jeden 
Bei Fahr- 
preisermäßigungen wäre etwaigen-Restbeständen wie bisher der 
neue Fahrpreis mit Gummistempel auf der See beson- 


.Die Ausnutzung der bisher im: Ceerich befindlichen 'M 
schinen. denke ich mir so, daß etwa 300 Platten für die 
Soll. bildenden, der Rückseite der Fahrkarten möglichst in Bu 


den Fahrkarten auf der Vorderseite in Schwarzdruck aufzu- 
druckenden, nur nachrichtlich als Anhalt bei der Ausgabe und 
Kontrolle dienenden Fahrpreise und die verbleibenden Platten’ 
uch der Fahrkarten ohne Fahrpreisangabe verwen 
werden 

Die Kontrolle. ob der Schältekbeämte en Henne Fee 
erhebt, soll durch Vergleichen des auf der Vorderseite der Fa 
karte in’ schwarzer Farbe aufgedruckten Fahrpreises mit dem 
auf der Rückseite in Buntdruck vermerkten Fahrpreise erfolger 


personal, die Zugrevisoren, die Beamten der Zielstation und. 
Revisionsbeamten des zuständigen Verkehrsamts. Für die ! 
mittelung von Unregelmäßigkeiten wären prozentuale Präm 
anzusetzen. Im Reichsbahnbinnenverkehr wäre dann bei 
dureh die Druckerei gelieferten. Karten m. E. jede weitere. ‚Ko 
trolle überflüssig. - 
Ich will zugeben, daß hei denienigen Schaltern, die bisher nı 
mit Maschine gearbeitet haben, die Durchführung meines V 
schlags insofern eine kleine Erschwernis bringen würde, a 
künftighin auch mit einem Verkaufsschrank gearbeitet werd: 
Da aber der Verkaufsschrank keinerlei Schaltera 
sahme mehr wie- früher bedingt, so dürfte die geringe Me 
belasukg Be den erheblichen finanziellen Vorteilen d 
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neuen Verfahrens nicht so sehr ins Gewicht fallen. Der Auf- 
druck des Fahrpreises und der sonstigen Kassenzeichen tnter 
_ Benutzung der Maschine kann bei einiger Übung auch nicht 
_ länger aufhalten als das Aufdrücken des Datumtrockenstempels 
bei der früheren Ausgabe der Fahrkarten aus dem Verkaufs- 
schrank. Es darf auch nicht übersehen werden, daß der Schalter- 
beamte für den eigenen Gebrauch nur einen kleinen Verkaufs- 
schrank mit den gangbarsten Verbindungen braucht, während 
die Fahrkarten in den weniger gangbaren Verbindungen ganz 
gut in einem mit den Nachbarschaltern gemeinschaftlich zu be- 
_ nmutzenden Verkaufsschrank untergebracht werden können, falls 
- die Raumfrage bei Aufstellung der Schränke irgendwelche 
- Schwierigkeiten bereiten sollte. 

Die umständliche und zeitraubende und deshalb bei größeren 
- Fahrkartenausgaben mit Verkaufsschränken kostspielige Schal- 
- teraufnahme nebst Sollermittlung ist jedenfalls bei Einführung 
der Fahrpreisdruckmaschine- gespart. Der Schalterabschluß 
- dauert nur. kurze Zeit, und der ablösende Schalterbeamte kann 
“ nötigenfalls schon nach wenigen Minuten am gleichen Schalter 
die-Ausgabe der Fahrkarten fortsetzen. Ein Verkauf von Fahr- 
karten außer der Reihe ist bei dem geschilderten Verfahren 
zwecklos, weil die Fahrkarten erst durch den Aufdruck des 


Pin 


InNr. 24 d. Ztg. will Dr. Hans Martens den Beweis dafür 
& führen, daß die handwerksmäßige Vorbildung als Vorbedingung 
- für die Lokomotivführerlaufbahn längst überholt und nur noch 
- aus der geschichtlichen Entwicklung zu verstehen sei. Da Dr. 
Martens selbst zur Kritik auffordert, und diese Frage eine der 
wichtigsten Standesfragen der Lokomotivführer ist, will ich 
nicht zögern, die Ausführungen einer Kritik zu unterziehen. 


"Nach Dr. Martens verlangt der englische Ingenieur Isambart 
‚ Brüunnel vom Lokomotivführer, daß er einsichtsvoll, recht- 
schaffen, nüchtern, solid, von guter Körperbeschaffenheit und 
gegen alle Witterungsverhältnisse abgehärtet sein soll, er darf 
nicht sorglos oder nachlässig sein. Brunnel legt weniger Wert 
— auf allgemeines Wissen als auf große Arbeitslüst und Arbeits- 
“ kraft. Obermaschinenmeister Kretschmar sieht dagegen in der 
_ handwerksmäßigen Vorbildung das beste Erziehungsmittel für 
einen sorgsamen Maschinisten. Er verlangt eine gute, allge- 
meine Bildung, „damit der Führer die Naturkräfte begreift, die 
"ihn umgeben“. Bei ihm tritt der feine Beobachter hervor, der 
die große Verantwortung und Schwere des Berufes eines Loko- 
"motivführers voll versteht. Denn er verlangt, daß der Lokomo- 
 tivführer seinen Dienst aus Überzeugung ausüben soll. Diese 
- Überzeugung wird.aber nicht angeboren, sondern sie ist bedingt, 
> neben einer guten Allgemeinbildung, durch ein großes Maß 
idealer Pflichttreue, Erkenntnis der Wichtigkeit des Berufes und 
_ volle Beherrschung der ihm anvertrauten Kraftquelle. Ober- 
- inspektor Kilp geht noch weiter und will mit den Betriebs- 
 beamten und dem Maschinisten auch noch den Betriebsleiter 
- der fahrenden Kraftanlage in der Person des Lokomotivführers 
vereinigen, und verlangt deshalb die im. besten Mannesalter 
‚stehenden,  intelligentesten Maschinenmonteure der größten 
“ Werkstätten für die Laufbahn. : 

7 Was die alten Praktiker vor -mehr als 50 Jahren verlangt 
haben, ist heute im erhöhten Maße erforderlich geworden, denn 
‚die immer komplizierter werdende Lokomotive mit allen Neue- 
rungen verlangt von dem Führer mehr als die mechanischen 
Handgriffe zum Ingangsetzen einer Maschine. 

Zum Betriebsbeamten gehören vor allen Dingen die schon 
von Ing. Brunnel genannten Eigenschaften, denn nur diese ga- 
— rantieren ein betriebssicheres Verschieben, ein gefahrloses, plan- 
_ mäßiges und unfallfreies Befördern der Züge. Hierzu gehört 
_ aber auch die Mitüberwachung der gesamten Bahnanlagen. 
" Wenn Dr. Martens diese Mitüberwachung als überlebt und nur 
“aus der Kindheit der Eisenbahn mit übernommen und nicht 
mehr zu den Dienstpflichten des Lokomotivführers gehörend, 
betrachtet, so ist das kaum ernst zu nehmen. Wenn auch der 
 Lokomotivführer infolge seiner Tätigkeit nur bis zu einem ge- 
_ wissen Grade hierfür verantwortlich gemacht werden kann, so 
muß heute bei der gewaltigen Ausdehnung des Eisenbahnnetzes 
mit seinen riesigen Bahnhöfen, den sehr komplizierten Signal- 
anlagen und der dichten Zugfolge diese Pflicht aus innerer 
Überzeugng heraus ausgeübt werden. Es wäre unverantwort- 
lich, dieses bestehende Verantwortlichkeitsgefühl beschneiden 
" zu wollen, denn es ist notwendiger als je. 

Als Maschinist darf der Lokomotivführer keine Maschine 
“auf der Lokomotive sein, er muß vielmehr nach Kretschmar 
die ihm umgebenden Naturkräfte verstehen und beherrschen‘, 
_ pur dann wird er es auch verstehen. die Leistungsfähigkeit der 
_ Maschine den immer wechselnden Betriebsverhältnissen anzu- 
" passen. Jeder Gleisabschnitt, jeder Wechsel in der Geschwindig- 
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Fahrpreises mit der Maschine ihren Geldwert und ihre Nummer 
bekommen. Auch die Gefahr des unbefugten Druckens von Fahr- 
karten mittels alter ausgewechselter Platten dürfte bei Ein- 
führung des‘ geschilderten Verfahrens als beseitiet anzusehen 
sein, weil eine Auswechslung nur noch bei etwaigem Schadhaft- 
werden von Platten ausnahmsweise notwendig werden kann. 

Für kleinere Stationen mit schwachem Reiseverkehr halte ich 
die Einführung von Fahrpreisdruekmaschinen allerdings nicht 
für wirtschaftlich. Für diese würde es wohl bei dem bisherigen 
Verfahren bleiben müssen. 

Auf weitere Einzelheiten, wie Nachweisung und Kontrolle der 
Bestände, Ausstellung von Bescheinigungen durch die Auf- 
sichtsbeamten usw. will ieh an dieser Stelle nicht näher ein- 
gehen. Sie werden m. E. auch gar keine Schwieriekeiten ba- 
reiten. Ich möchte hiermit auch nur die Anregung zu seiner 
Nachprüfung des jetzigen Fahrkartenausgabesystems und zu 
Reformen gegeben haben, die eine Einschränkung der uns überall 
erwachsenden ungeheuren Ausgaben herbeizuführen geeignet 
sind. Wünschen möchte ich aber, daß eine Prüfung meiner Vor- 
schläge sobald als möglich erfolgt, weil die Bestellung der neuen 
Druckplatten für die auf den Dienststellen schon vorhandenen 
Maschinen bereits jetzt vor sich geht. K.-Bf. 


Neuzeitliche Schulung des Lokomotivführers. 


keit, der Belastung und Zusammensetzung der Züge bedingt 
ein besonderes Anpassungsvermögen. Die Lokomotive mit allen 
ihren wichtigen Apparaten erfordert zur Pflege und sachge- 
mäßen Handhabung bedeutende praktische und theoretische 
Kenntnisse über deren Bau und Arbeitsweise. Diese Kennt- 
nisse erwirbt er sich aber nicht mit der handwerksmäßigen 
Handhabung der Werkzeuge, sondern nur in der vollen hand- 
werksmäßigen Bearbeitung und Zusammensetzung der einzelnen 
Bestandteile. 

Innige an die Funktion des Maschinisten schließt sich die 

des Betriebsleiters an. Der Lokomotivführer ist der Betriebs- 
leiter der fahrenden Kraftanlage. Als solcher hat er die Ver- 
antwortung für die Kessel- und Maschinenanlage, er überwacht 
die Tätigkeit des Heizers, sorgt für die sachgemäße Verwendung 
der heute so teuren Betriebsstoffe, für die jeweils erforderliche 
Dampfspannunge und ihre Ausnutzung. Dabei muß er wie Kilp 
sagt „praktische Gebrechen der Lokomotive sofort beim Auf- 
treten erkennen, schwieriger zu unterscheidende Mängel wahr- 
nehmen und bestimmbar unterscheiden“. 
- Heute hängt die Betriebssicherheit zum großen Teil von 
der geschulten geistigen und fachmännischen Fähigkeit.und Um- 
sicht des Lokomotivführers ab. Beim Schnellzug-, Güterzug- und 
Rangierdienst ist er in Gefahrfällen immer nur auf sich: selbst 
angewiesen. Blitzschnell tritt die Frage an ihn heran: Fahren 
oder Halten? Wo liegt die größte Gefahr? Kaum bleiben Se- 
kunden zur Entscheidung, und doch hängt oft Schweres davon 
ab. Ist es ein Kessel- oder Maschinendefekt, er muß die Lauf- 
oder Betriebsfähigkeit verantwortlich bestimmen und die er- 
forderlichen Maßnahmen. treffen, von denen oft auf. Stunden 
die glatte Durchführung des Betriebes abhängt. Nur als Hand- 
werker und Erbauer wird der Lokomotivführer in der Lage sein, 
auch in den schwierigsten Fällen die richtigen Anordnungen 
zu treffen. Aus diesem Grunde verlangt Kilp „die im besten 
Mannesalter stehenden intelligentesten Monteure.aus den großen 
Werkstätten“ Er erblickt in der genauen Kenntnis der Bear- 
beitung und der Zusammensetzung aller Bestandteile der Loko- 
motive die beste Gewähr für einen tüchtigen, allen Anforderun- 
gen gerecht werdenden Betriebsleiter. 


"Aus dem vorhergehenden’ geht klar hervor, daß zu einem 
Lokomotivführer ganz andere Bedinsungen und Eigenschaften 
gehören als zu einem Schlosser. Aber im Gegensatz zu Dr. 
Martens schließt das nicht aus, daß die Eigenschaften eines 
Schlossers unbedingt zu denen des Lokomotivführers gehören. 
Es ist wohl richtig, daß der Lokomotivführer infolge. der bis 
an die Höchsterenze gesteigerten Ausnutzung der Maschinen 
nicht mehr in dem Maße wie früher die Ausbesserung an seiner 
Lokomotive selbst ausführen kann und auszuführen braucht. 
Es wäre aber schlimm um die Betriebssicherheit bestellt, wenn 
das. Interesse an der ordnungsmäßigen Ausführung der Aus- 
besserungen dadurch geringer geworden wäre. Auch dieser 
Punkt spricht gerade für das Handwerk, denn der fremden Ar- 
beit muß der Lokomotivführer ebensoviel Aufmerksamkeit und 
handwerksmäßise Urteilsfähiekeit entgegenbringen wie seiner 
eigenen. Auch in Zukunft wird man dem Lokomotivführer 
die Verantwortung für die Betriebssicherheit und Tüchtigkeit 
seiner Lokomotive überlassen müssen. Vor allem aber soll- man 
sich hüten, das noch vorhandene Verantwortlichkeitsgefühl zu 
zerstören. Es gibt wohl keinen Lokomotivführer, der trotz des 
stark ausgeprägten Standesbewußtseins seine handwerksmäßige 
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Vorbildung als nicht standesgemäß betrachtet. Das behaupten, 
heißt die Lokomotivführer nicht kennen. Ich gebe zu, daß es 
auch Lokomotivführer gibt, die ihren Beruf verfehlt haben. 
Aber hier trifft die Verwaltung allein die Schuld, indem die 
Auswahl und Ausbildung nicht mit der Sorgfalt überwacht wird, 
wie es die Wichtigkeit des Berufes erfordert. 52 

Nach Dr. Martens sind die’ Lokomotiv-Anwärter ein großes 
Hindernis in den Hauptwerkstätten. „Sie bringen Unruhe in. 
die Belegschaft, halten die Arbeitskollegen durch wunnützes 
Fragen von der Arbeit ab, machen es unmöglich, ein Stamm- 
personal zu schaffen.“ Alles dieses sind Dinge, die es verständ- 
lich erscheinen lassen, daß die Werkstätten nur wenig oder 
kein Interesse daran haben, für andere Dienstzweige die An- 
wärter auszubilden. Sollte dieses wirklich Tatsache sein, so ist 
damit noch lange nicht der Beweis erbracht, daß die -hand- 
werksmäßige Vorbildung für den Lokomotivführer nicht mehr 
notwendig ist. Was soll dem Lokomotivführer die handwerks- 
mäßige Handhabung der Werkzeuge nützen, wenn ihm das Ver- 
ständnis für die Bearbeitung der verschiedenen Metalle und die 
Herstellung der einzelnen Teile fehlt. Das Handwerk gibt ihm 
die beste Grundlage zum urteilsfähigen Betriebsleiter der Lo- 
komotive, der es verstehen wird, den Betrieb derselben möglichst 
ohne Störung und mit dem geringsten Maß von Reparaturen 
durchzuführen. Welche Unzahl von Arbeitsstunden werden 
auf die Ausbesserungen an Zylinder, Kolben, Schieber, Achsen 
und Lager, Stehbolzen, Siederohren usw. verwendet? Hierzu’ 
kommen die heutigen Preise für Kohlen, Oel, Metall und Dich- 
tungsmaterial und die durch schadhafte Lokomotiven gesteigerte 
Unfallgefahr. Daraus ergeben sich ganz beachtenswerte Sum- 
men. Ein von der Wichtigkeit seines Berufes durchdrungener 
Lokomotivführer wird viel dazu beitragen können, diese Ver- 
lustzahlen erheblich zu verringern. .Nach’Dr. Martens ist ein 
großes Maß von Allgemeinbildung und Urteilsvermögen für 
einen mittleren Beamten in so. wichtiger Dienststellung er- 
forderlich. Er verlangt daher 2 weitere Schuliahre, um ein 
besseres Denkvermögen und. größeres Verständnis für den 
späteren Fachunterricht zu erzielen, ohne den eine sorgfältige 
Schulung der Lokomotivführer heute undenkbar ist. Es dürfte 
wohl nicht viel Berufe geben, bei denen an die körperlichen, 
geistigen, praktischen und theoretischen Fähigkeiten im gleichen 
Maße Ansprüche gestellt werden wie beim Lokomotivführer. 
Auf diesen vier Grundflächen muß auch gleichmäßig die Aus- 
bildung aufgebaut werden. Es ist mir unerklärlich, daß man 
hierbei auf die vollhandwerksmäßige Ausbildung an und für 
sich sowohl als auch auf ihre erzieherische Wirkung ohne 
Schaden soll verzichten können. Beides ist vielmehr von grund- 
sätzlicher Bedeutung, um die erforderlichen Eigenschaften für 
unseren Beruf zu erzielen. Daraus folgernd dürfte sich auch 
empfehlen, die Ausbildung auf die Hauptwerkstätte, Betriebs- 
werkstätte und die Fachschule gleichmäßig zu verteilen. Eine 
Entscheidung für die Lokomotivführerlaufbahn schon mit 
16 Jahren zu treffen, halte ich für ausgeschlossen. Sie kann 
höchstens auf das vollendete 19. Lebensiahr gelegt werden, nach- 
dem der Geselle eine gewisse Selbständigkeit und Reife erlanst 
hat. Die Schwere des Berufes, die Unregelmäßigkeit des 
Dienstes mit seinen Härten und Entbehrunrgen verlangen ein 
sroßes Maß von idealer Begeisterung und Willensstärke. Auf 
die zwei weiteren verlangten Schuliahre kann man verzichten. 
Hierfür sind aber 2 Werkstättenjahre erforderlich. Diese 
müßten in geschlossene halbiährige Semester eingeteilt w.ar- 
den. Hiervon die ersten beiden in der Hauptwerkstätte, das 
dritte Halbjahr in der Betriebswerkstätte und auf der Loko- 
motive und das vierte wieder in der Hauptwerkstätte. Auf diese 
ganze Zeit muß dann die Verteilung. der entsprechenden Fach- 
schnlstunden erfolgen. 

Ein so geschultes Personal wäre in der Lage, die Wirt- 
schaftlichkeit der Eisenbahnen erheblich zu unterstützen. Die 
nicht zum Fahrdienst kommenden Bewerber würden einen guten 
Stamm von Vorschlossern und Werkführern für Haupt-- und 
Nebenwerkstätten abgeben. Die frühzeitig als fahrdienstuntaug- 
lich ausscheidenden Kollegen würden auch in anderen  Dienst- 
zweigen dem Eisenbahnbetriebe gute Dienste leisten. 
die sö anerzogenen guten Eigenschaften: Entschlossenheit, kluge 
Umsicht ‘und ideale Pflichttreue, 
Erkenntnis der Wichtiskeit des einzelnen Mannes im Berufe, ver- 
bunden mit den nötigen körperlichen Fähigkeiten sind die Ge- 
währ für gute Leistungen immer und überall. : 


Aug. Goedicke, Lokomotivführer, Saarbrücken. 
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Auf Wunsch des Herrn Dr. Martens wird. die nach- 
stehende Ergänzung seiner von dem Verfasser bekämpften Aus- 


Denn alle 


Verantwortlichkeitsgefühl, 


berührt und mit Sorefalt studiert werden muß. 


' Bahnunterhaltunesdienstes, die bei ihren Dienstreisen auf de 


Deutscher -Risenbahnverwaltungen. 
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führungen abgedruckt, womit wir die Erörterung der Frage ab- 
schließen. et 2 Se 3 


Dr.. Martens schreibt: ) & 3 Re 
„Der vorstehende Beitrag zur meuzeitlichen Schulung des 
Lokomotivführers veranlaßt mich zu folgenden ergänzenden 
Ausführungen: ee = 
‘Mein Aufsatz in Nr. 24 dieser Zeitschrift hat den Zweck, ® | 
die Aufmerksamkeit auf eine wichtige Frage zu lenken, die den 
Maschinenbetriebs- und Werkstättendienst in gleicher Weise 
Als einfluß- 
reichen Faktor habe ich die Kosten der Ausbildung, ihren 
Zweck und die Eignung des heranwachsenden Menschen in 
gleiche Reihe mit den Störungen des Werkbetriebs, die die he 
kömmliche  vollhandwerksmäßige  Schlosservorbildung verur- 
sacht, gestellt. Es würde an dieser Stelle zu weit führen, den 
Nachweis zu erbringen, daß der Werkbetrieb in der angestrebten 
und zum Teil schon erfolgten neuzeitlichen Umstellung — deren 
Wesen und Ziele den Fernstehenden in der Regel unbekannt 
sein werden — die Aufgaben einer Vorbildung für den Loko- 
motivführerberuf gar nicht erfüllen kann, indem der Anwärter 
nach bisheriger Anschauung als Schlosser in der Hauptwerk- 
'stätte arbeitet: Derinden Werkarbeitsgangalspro-. 
duktive Arbeitskraft eingestellte Schlosser 
hat seine Zeit mit nutzbringender-Arbeit aus 
zufüllen, fürdieerentsprechend gelöhnt wird, 
denn es ist seine Lebensstellung. Zum „Kenntnisnehmen“, um 
sich für einen anderen Beruf vorzubereiten, kann ein Tei 
der vollgelöhnten Arbeitszeit nicht freigegeben werden. Und 
wenn man die Erfahrungen in den Prüfungen, die mit den an- 
gehenden Lokomotivführern abgehalten werden, sprechen läßt, 
die, soweit ich auf Grund meiner Prüfungstätigkeit in fast 
einem Jahrzehnt urteilen darf, allen Grund zu einer Neuord- 
nung der Vorbildung geben, so wird man schnell erkennen, wo 
der Hebel zur Besserung anzusetzen ist. Be 
Die Mitüberwachung der gesamten Bahnanlagen durch d | 
Lokomotivführer während seines Dienstes ist schon vom Stand- 
punkt des Berufsspezialisten und der Ueberlastung im Diens 
zu verwerfen. Steigt auch nicht mehr wie in den ersten _ 
fänzen des Dampfbetriebes auf Eisenbahnen der Heizer vor der 
Bahnhofseingangsweiche ab, um sich von ihrer richtigen Stel-" 
‚lung zu überzeugen, so ragen doch Forderungen, wie die Mel- 
dung schlechter Gleislage, mangelhaft bedienter Schranken noch 
allzusehr aus jener Zeit zu uns hinein. Denn hier auf OÖ 
nung zu halten, ist Aufgabe der Beamten des Betriebes un 


Kommandoturm des Zuges, auf den Führerstand der Lokomo- 
tive gehören, um sich hier der Beobachtung ihres Bezirks zu 
widmen. Einzig und allein im Signalwesen wird die sofortige 
Meldung von Störungen als Pflicht des Lokomotivführers anzu- 
erkennen sein. Daß betriebsgefährliche Vorkommnisse während 
der Fahrt vom Lokomotivführer sofort gemeldet werden, ist = 
selbstverständlich, hat aber mit der pflichtmäßigen „Mitüber- 
wachung der Bahnanlagen“ nichts zu tun. - 1 
Daß die Entscheidung für den Lokomotivführerberuf erst 
in das 19. Lebensjahr zu legen sei, vereint sich wenig mit de 
tatsächlichen Verhältnissen: Ein recht großer Teil schon - 
iingsten Lehrlinge in den Hauptwerkstätten beantwortet die” 
Frage: „Was willst Du werden, wenn Du Geselle bist?“ recht’ 
sicher, kurz und bündig: „Lokomotivführer“. Ein an sich 2 
wünschter Zustand, schon von klein auf den Lebensberuf ziel-. 
sicher irs Auge zu fassen. Daß die Väter ihre 14jährigen: 
Söhne mit dem gleichen Ziel in die Lehre geben, ist bekannt. 4 
Es ist nur zu begrüßen, wenn nun die Vorbildung des Lo- 
komotivführers Männer der Praxis zur Prüfung der Gedanken, 
die zunächst ungewöhnlich scheinen, anregt. Vielleicht habe 
deutsche Lokomotivführer und andere Beamte des Maschine: 
betriebsdienstes im Weltkriege in fremden Ländern Gele 
heit gehabt, sich über die dortige Vorbildung der Lokomo 
führer zu unterrichten. Wenn nicht, wäre dies nachzuholen 
Anbetracht der vielen Interessen, von denen die der W« 
stätten-Betriebe als lebenswichtige Vorbedingungen für ei 
wirtschaftlichen Erfolg wohl: beachtet ‘werden müssen ne 
denen des Maschinenbetriebsdienstes. Denn nicht ‚durch | 
Brille der Ueberlieferung und Gewöhnung, die beide Fei 
eines gesunden Fortschritts sind, dürfen neue Vorschläge 
gesehen werden, auch nicht durch jene des Standesbewußtse 
die oft nur den Blick zu trüben geeignet ist, sondern nur 
Urteil, das herb und streng in Sachlichkeit ohne Vorbeei 
flussung sich zu formen vermag, wird den richtigen Ww 
weisen.“ E 
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 — Die bevorstehenden Tariferhöhungen. Der vorläufige Var- 
kehrsbeirat des Reichsverkehrsministeriums beschäftigte sich am 
28 September mit der Frage der Tariferhöhungen, die im Güter- 
"verkehr anf den deutschen Eisenbahnen zur Einführung am 
1. November in Aussicht genommen sind. Bei der Besprechung 
‚des Gutachtens der Ständigen Tarifkommission über die Notwen- 
"digkeit, die Höhe der Güterzuschläge und die Form ihrer Ein- 
führung wurde die Notwendigkeit einer Erhöhung der Eisen- 
"bahntarife allseitig anerkannt, wenn man auch im allgemeinen 
"Bedenken trug, diese Erhöhung auf dem. Wege eines gleich- 
"mäßigen Zuschlages durchzuführen. Der Vertreter der Privat- 
"bahnen beantragte eine Erhöhung der Tarife um 50 %, da die 
Erhöhung von 30% der jetzt geltenden Frachten nicht aus- 
reichend sei. Dieser Antrag wurde abgelehnt und die Erhöhung 
der Frachtsätze durch einen rohen Zuschlag von 30% zu den 
Frachtsätzen angenommen. — Zur Schonung des Güterverkehrs 
über weitere Entfernungen wurde weiterhin vorgeschlagen, eine 
"stärkere Staffelung des Tarifes vorzunehmen. Zur Erleichterung 
des Ausfuhrverkehrs wurde die baldige Wiedereinführung von 
Seehafen-Ausnahmetarifen angeregt. Befürwortet wurde schließ- 
lich noch die eingehende Prüfung der Frage, ob die Tarife für 
- Lebensmittel und Dünger eine Ausnahme von der allgemeinen 
0prozentigen Tariferhöhung bilden sollten. Diese letzteren 
drei Punkte wurden der Ständigen Tarifkommission als Material 
zur eingehenden erneuten Prüfung überwiesen, die ebenso auch 
_ die etwa durch den Tarif auftretenden Härten ausgleichen soll. 
Damit werden also voraussichtlich zum 1. November sämtliche 
Frachtsätze der Eisenbahnen um 30 % erhöht werden. 


2 — Paßfreier Durchgangsverkehr durch dänisches Gebiet. 
Zwischen den deutschen und den dänischen Eisenbahnverwaltun- 
“gen haben in letzter Zeit mehrfach Verhandlungen über den 
urchreiseverkehr nach und von Westerland stattgefunden. Die 
dänischen Behörden haben sich nach diesen Verhandlungen nun- 
_ mehr bereit erklärt, daß der paßfreie Reiseverkehr zwischen dem 
deutschen Festland und der Insel Sylt über Tondern-Hoyer- 
_ schleuse, der im Sommer durch den Verkehr der direkten Bäder- 
- schnellzüge ermöglicht wurde, auch .nach Fortfall der Bäder- 
_ schnellzüge Hamburg-Westerland in beschränktem Umfange 
-versuchsweise bis vorläufig zum 1. Januar k. J. aufrechterhalten 
“werden soll. Die Reisenden müssen unter dänischer Zoll- und 
 Staatspolizeiaufsicht in Tondern umsteigen und werden in plom- 
bierten dänischen Wagen zwischen Tondern und Hoyerschleuse 
_ weiterbefördert. Die zur Weiterbeförderung nach Westerland 
zur Verfüsung stehenden Züge verkehren nicht täglich, sondern 
im Oktober nur an folgenden Tagen: 1., 3., 8., 17. bis 22. und 
24. bis 31. Oktober in -der Richtung nach Hoyerschleuse. . Die 
_ Reisenden nach Westerland fahren von Hamburg um 7.17 vorm. 
_ ab und treffen um 6.00 abends in Westerland ein. In der Gegen- 
“richtung verkehren: der Dampfer ab Westerland gegen 10.30 
-_ vorm., der um 2.50 in Hoverschleuse sein soll. In Tondern 
treffen die Reisenden um 3.26 nachm. und in Hamburg um 10.47 
- abends ein. Rückreisemöglichkeit besteht am 1., 3., 12. bis 15., 
17. und 18. und am 27. bis 31. Oktober. 


— — —_ Auflösung des preußischen Ministeriums der öffentlichen 
"Arbeiten. (Vgl. Nr. 26, S. 504 d. Zte.) Nach dem Gesetz, be- 
treffend anderweite Regelung der auf Gesetz beruhenden Zu- 
 ständigkeit des Ministers der öffentlichen Arbeiten, vom 
- 15. August 1921. (Gesetzsammlung S. 487) sind die gesetzlichen 
- Befumisse dieses Ministers, soweit sie nicht bei dem Übergange 
der Eisenbahnen und der Wasserstraßen auf das Reich Reichs- 
“ behörden übertragen worden sind, auf die Minister für Land- 
_ wirtschaft, Domänen und Forsten und für Handel und Gewerbe 
_ übergegangen. Das Ministerium der öffentlichen Arbeiten ist 
_ aufgelöst. } 

- Zur Zuständigkeit des MinistersfürHandelun dGe- 
-werbe gehören nunmehr auch die bei Preußen verbliebenen 
- Angelegenheiten des Eisenbahnwesens einschließlich des Privat- 
- bahnwesens (u. a. auch die Wahrnehmung der Rechte aus dem 
Staatsvertrag über den Übergang der Staatseisenbahnen auf das 
" Reich vom 29. April 1920 und der preußischen eisenbahnpoli- 
tischen und eisenbahnwirtschaftlichen Interessen), ferner die An- 
- gelegenheiten der Kleinbahnen und Privatanschlußbahnen des 
_ Luft- und Kraftfahrwesens und der Elektrizitätswirtschaft sowie 
die Enteignungssachen. Es sind daher, soweit dies nicht schon 
_ bisher geschehen ist, künftig alle in diesen Angelegenheiten für 
_ die Zentralstelle bestimmten Berichte, Anzeigen, Anfragen usw. 
 a= den Minister für Handel und Gewerbe zu richten. 


— Studienkursus der Bildungsdezernenten. Für die auf Grund 
des Erlasses des Reichsverkehrsministeriums vom 24. August 
1921 — E. 11..27. 3990/21. Il. Ang. — nunmehr ernannten Dezer- 
nenten für das Unterrichts- und Bildungswesen bei sämtlichen 
Direktionen und Generaldirektionen der Reichseisenbahnen findet 
in der Zeit vom 5. bis 8. Oktober d. J. in Berlin ein Studien- 
kursus statt, damit sie mit ihren neuen Aufgaben vertraut go- 
macht werden und deren einheitliche Durchführung sicherge- 
stellt wird. Die Eröffnung erfolgt am 5. Oktober vormittags 
durch den Reichsverkehrsminister. Am Nachmittag desselben 
Tages findet außerdem die Eröffnung der Psychotechnischen 
Versuchsstelle der Reichseisenbahnverwaltung in Grunewald 
statt mit anschließendem Rundgang durch die Laboratorien. Das 
vielseitige und daher reichhaltige Programm enthält folgende 
Vorträge und Besichtigungen: - 

Privatdozent Dr. Moede (Psychologischer ‘Berater der psycho- 
technischen Versuchsstelle der Reichseisenbahnverwaltune): 
Anwendung der Psychotechnik im deutschen und ausländi- 
schen Verkehrswesen. — Einführung in die Psychotechnik. 

Regierungsbaurat Gotter (Bildungsdezernent der Eisenbahn- 
direktion Berlin): Die Lehrlingswerkschule mit ihren er- 
ziehlichen und unterrichtlichen Aufgaben. — Die Unter- 
richtsräume, ihre Ausstattung und die schultechnischen und 
hygienischen Anforderungen. 

Geheimer Baurat Kurth (Ministerialrat im Reichsverkehrs- 
ministerium): Anforderungen der Abteilung für Oberbau an 
“das Unterrichtswesen. 


Oberregierungsrat Niemack (Reichsverkehrsministerium): 
Anforderungen der Verkehrsabteilung an das Unterrichts- 
wesen. 


RegierungsbauratGerstenberg (Reichsverkehrsministerium): 
Anforderung der Abteilung für Sicherungswesen an das 
Unterrichtswesen. £ 

Regfierungsbaurat Fröhlich (Leiter der psychotechnischen 
Versuchsstelle der Reichseisenbahnverwaltung): Die psycho- 
technischen Prüfapparate der Psytev und des Eisenbahn- 
Prüflaboratoriums Dresden (mit Lichtbildern). — Psycho- 
technisches Praktikum. Ausführung von Versuchen. 

Professor Schindler (Direktor des staatlichen Gewerbe- 
lehrerseminars in Charlottenburg): Die Ausbildung von: Ge- 
werbelehrern im staatlichen Seminar in Charlottenburg. 
Ausstellung von Arbeiten aus dem Lehrerkursus. — Besich- 

. tigung der Werkschule Grunewald und Ausstellung von 
Lehrmitteln und Schuleinrichtungsgegenständen. 

Dr.-Ing. Heiland (Abteilungschef der A.E.G., Mitglied des 
deutschen Ausschusses für technisches. Schulwesen): Der 
Ausschuß für technisches Schulwesen unter besonderer Be- 
rücksichtigung der Werkschulen. Anschließend Besichtigung 
der Werkschule der A.E.G. und der Einrichtung für Lehr- 
lingsausbildung. 

2 NETTER: 

Psychotechnische Prüfung des Verkehrspersonals der Großen 
Berliner Straßenbahn. Anschließend Besichtigung des psycho- 
technischen Laboratoriums der Großen Berliner Straßenbahn. 

Ministerialrat Dr. Jöhlinger (Studiendirektor der Verwal- 
tungsakademie): Die Verwaltungsakademie in Berlin und 
ihre Aufgabe für die fachwissenschaftliche Fortbildung der 
Beamten. 

Oberregierungsbaurat Dr.-Ing. Tecklenburg (Reichsver- 
kehrsministerium): Auswertung der Fachliteratur für Bil- 
dungs-, Unterrichts- und Büchereizwecke. 

Regierungs- und Gewerbeschulrat Prof. Lohmann (Bildungs- 
dezernent der Eisenbahndirektion Osten): Die Fortbildungs- 
schule (Berufsschule). 

Oberregierungsbaurat Freiherr v. Eltz-Rübenach (Reichs- 
verkehrsministerium): Anforderungen der betriebsmaschinen- 
technischen Abteilung an das Unterrichtswesen. 

Der II. Teil des Studienkurses ist für die Zeit vom 18. bis 

22, Oktober in Tutzing in Bayern in Aussicht genommen. Über 


den Verlauf soll demnächst kurz berichtet werden. 


— Eine Neuordnung der Umrechnungskurse soll auf den 
Reichsbahnen vom 11. Oktober an eingeführt werden. Bisher 
wurden die Kursänderungen telegraphisch den einzelnen Eisen- 
bahnverwaltungen- mitgeteilt, wodurch eine außerordentliche 
Verzögerung eintrat, so daß die Güterabfertigungen und Fahr- 
kartenausgaben oft nicht rechtzeitig im Besitze der neuen Um- 
rechnungstafeln waren. Das neue Verfahren wird die Mitteilung 
neuer Kurse wesentlich vereinfachen. Alle 10 Tage werden ge- 
druckte Kurstafeln erscheinen, die den beteiligten Dienststellen 
zugehen sollen, so daß die Beförderungssätze laufend dem Va- 
lutastande angepaßt werden können. Die Zusendung erfolgt so 
rechtzeitig, daß jede, auch die weitest gelegenen Stationen sie 
noch vor Inkrafttreten der neuen Kurse erhalten, die dann 
gleichmäßig in Kraft treten. Bei sprunghaftem Steigen und 
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Fallen der Kurse sind a Kunstetän: vor- 
gesehen, so daß auch hier ein Nachteil für die Eisenbahnverwal- 
tung: nicht eintreten kann: 


— Güterverkehr zwischen Deutschland und Italien. Eine 
wichtige Dienstanweisung ist von der Generaldirektion München 
soeben erlassen worden und in Kraft getreten. Sie bringt wesent- 
liche Erleichterungen gegen die bisher bestehenden Bestimmun- 
gen, z. B. die Aufhebung des Frankaturzwanges bis zur italie- 
nischen Grenze für die wichtigsten Verkehrsbeziehungen, die 
Zulassung von Nachnahmen und Interessendeklaration. Die 
Kundmachung: vom 15. März wird durch eine neue ersetzt, die 
die aneen Bestimmungen des deutsch-italienischen Tarifs 
enthält 


— Einrichtung einer Unterausgleichstelle für fehlende und 
überzählige Stückgüter in Dresden, Um den Ausgleich fehlender 
und überzähliger Stückgüter soweit wie möglich zu beschleu- 
nigen, ist, wie dies auch in München geschehen ist (vgl. Nr. 39, 
Ss. 721 d. Zte.), am 1. Oktober 1921 versuchsweise in Dresden 
eine Unterausgleichstelle für fehlende und überzählige 
Stückgüter für den Bereich der Eisenbahn-Generaldirektion 
Dresden eingerichtet. Durch diese Einrichtung rlediet sich 
für die Abfertigungen in Dresden und Chemnitz und den benach- 
barten Orten das in den $$ 13°. (2) und 16 (6) der Ermittlungs- 
vorschriften vorgeschriebene Umfrageverfahren, soweit es sich 
auf Stück gut bezieht. Für die Leipziger Abfertigungen wird 
das Umfrageverfahren vorläufige beibehalten. Das sonstige, 
durch die Ermittlungsvorschriften vorgeschriebene Nachfor- 
schungs- und Meldeverfahren bei fehlenden und überzähligen 
Gütern (Fehl- und Überzähligmitteilungen, Fehl-, Überzählig- 
und Erledigungsmeldungen) wird durch diese Einrichtung nicht 
berührt. Die Unterausgleichstelle wird der Güterabfertigung 
Dresden-Neust. angegliedert. Die: Anschrift lautet: An die 
Unterausgleichstelle in Dresden-Neust. 'Güterabf. Die gemel- 
deten Unregelmäßiekeiten werden bei der Unterausgleichstelle 
im: Karteiverfahren bearbeitet. Zur Vereinfachung und Be- 
schleunigeung der Ausgleiche wird die Ausfertirung der Kartei- 
karten den meldenden . Abfertigungsstellen übertragen. Die 
Karten gelten gleichzeitig als Meldungen an die Unterausgleich- 
stelle. 


— . Dahme-Uckroer : Bisenbahn. In der Generalversammlung 
am'Donnerstag, dem 22. September 1921, waren 6 Aktionäre mit 
263 Stimmen - anwesend. Unter Abänderung. der vorgelegten 
Bilanz wurde beschlossen, eine Dividende von 5% % auf die 
Aktien Lit. B und von 6% % auf die Aktien Lit. A zu verteilen. 


— Köln-Bonner Eisenbahnen A,-G., Köln. Am 20. September d. J. 
fand in Köln die diesjährige :Generalversammlung der Gesell- 
schaft statt. 
naeh-dem Bericht des Vorstandes nicht den anfangs gehegten 
Erwartungen. Die am 1. März 1920 eingeführte Erhöhung der 
Tarife, von der man einen Auseleich zwischen Einnahmen und 
Ausgaben erhoffte, ergab zwar im ersten Halbiahr einen Über- 
schuß, die Tariferhöhung genügte jedoch in den folgenden Mo- 
naten nicht, um die Folgen der bereits im Frühjahr 1920 ein- 
setzenden Entwertung der Mark aufzuheben. Die Preise aller 
Materialien stiegen in seiner Weise, die in keinem Verhältnis zu 
dem Sinken des Markwerts stand und haselten sich während des 
ganzen Jahres auf gleicher Höhe. Die Steigerung der Löhne und 
Gehälter erfolgte fast automatisch. Wenn auch im Herbst eine 
Verbilligung der Lebensmittel sich bemerkbar machte, so mußten 
im letzten Halbiahr wiederholt "trotz abgeschlossener Tarif- 
verträge weitere Erhöhungen bewilliet werden. Die Regelung 
der Beamtenbesoldung und die Einreihung der Beamten in die 
Ortsklassen brachten neue große Ausgaben. Die Betriebseinnah- 
men betragen 47089031 Al (20331226 A), während die Be- 
triebsausgaben 49 860 318 A (20614010 A.) erforderten. Es sind 
ferner verwendet: zur Verzinsung der Anleihen 
(361572 AM), zur Tilgung der Anleihen 238605 M (143373 NM), 
Rücklage in den Erneuerungsfonds I 411249 A (394 801 Al), in 
den Erneuwerungsfonds II 142180 A (124580 A) und in den 
Spezialreservefonds 15000 M (wie i: V.), so daß sich der 
Verlust vom Vorjahre von 133 994 A auf 4628 443 M erhöht, 
der wieder auf neue Rechnung vorgetragen wird. 


— Liesnitz-Rawitscher Eisenbahn-Gesellschaft. Die Be 
versammlung &enehmigte den Abschluß mit 483490 Al Fehl- 
betrag, den : voraussichtlich die beteiligten Kreisverwaltungen 
übernehmen werden. Der Aufsichtsrat. wurde von acht auf-zwölf 
Mitglieder erhöht. Der: Vorstand erklärte, daß die ersten Monate 
des laufenden Jahres die Einnahmen um 150000 A gebessert 
hätten; ob die Besserung weiter anhalte, sei ungewiß. 


— Polnisch-Danziger Eisenbahnvertrag. Aus Danzig wird 
unterm 29. September gemeldet: Der in Genf am 23. September 
abgeschlossene Eisenbahnvertrag: zwischen der Republik Polen 
und der Freien Stadt Danzig anerkennt in der Hauptsache die 
Entscheidung. des Oberkommissars des Völkerbundes, wonach 


‚vor Vertretern der Presse über d@n abgeschlossenen Vertra 


maligen Niederschlesisch-Märkischen Eisenbahn die ersten m 


Das Ergebnis des Geschäftsjahres 1920 entspricht - 


 tungsanlagen der 1891 von Auer von Welsbach erfundene & 


'wälzung in der Gasbeleuchtung der Wagen ein, die um so he- 


916 127 M\ 


' eine sehr schwierige Aufgabe gelöst werden, die darin besta 


nur eine bestimmte Menge Gas mitführen. 


‘ Wagenumlauf ausreicht; die Reichdauer beträgt etwa 39 S 


Polen die len. lenhahles im Freistaat übernimmt und 
auch die Verwaltung der sogenannten Hafenbahnen führt, 
Senatspräsident Sahm berichtete vor dem Hauptausschuß und 


durch den Danzig gewisse Garantien erhält. Die Eisenbahn- 
hauptwerkstätte in Danzig hört auf, ein Staatsbetrieb zu se 
und wird in eine Aktiengesellschaft umgewandelt, in der 45 
Danziger, 45 % polnisches und 10%. ausländisches Kapital ver 
treten sein sollen. Bezüglich der Eisenbahnschulden Preuße 
sollen die Ansichten der Wiedergutmachungskommission 
geholt werden. 

Die den Hafen balllenenden Eisenbahnen gehören. dem Ha 
rat, der sich der polnischen Eisenbahnverwaltung für die 
tung, die Verwaltung und den Betrieb der Bahn bedient. 
Hafenrat und die Freie Stadt Danzig unterhalten Vertreter 
der polnischen Verwaltung. Das Eigentum und die Verwalt 
der Straßebahnen und der schmalspurigen Eisenbahnen wurd 
Danzig zugesprochen, das Eigentum und die Leitung der. 
deren Bahnen sowie das Gebäude der Haupteisenbahnvery 
tung fallen Polen zu. Die polnische Verwaltung muß sich 
den polnischen und den Danziger Beamten gegenüb« 
der deutschen Sprache bedienen. i 
Sprache kann, wenn es für den Betrieb unbedingt notwen( 
ist oder von dem Publikum gewünscht wird, angewendet werde 
Die Bekanntmachungen auf dem Bahnhof müssenindeu 
scher Sprache, in gewissen Fällen in beiden Sprachen a 
gefaßt werden. Die offizielle Währung in der Eisenbahnverwal- 
tung ist die deutsche Mark. Polnisches Geld ist nur bei 
Übereinstimmung. beider Beteiligten zuzulassen. Die anderen 
Bestimmungen des Abkommens beziehen sich auf die Steuern 
und Gebühren, auf die Viersetzung von Beamten und Arbeitern, 
auf das Versicherungswesen sowie auf die Neubesetzung frei- 
gewordener Stellen, bei denen den Danzigern grundsätzlich die 2 
Priorität zugesichert ist. Schließlich. verpflichtet sich ‚Polen, 
Danzig für die vorläufige Verwaltung des Bahnnetzes 50 Millio- 
nen Mark zu zahlen. Das Abkommen sieht für eine Reihe von, 
Fragen, die noch offen sind, weitere Vereinbarungen vor. 


u 50 Jahre Gasbeleuchtung im Eisenbahnwagen. Im ‚Deut 
schen“ veröffentlicht Geheimrat Wechmann den nachstehen- 
den, interessanten RückbHck: Im Jahre 1871 wurden auf der da R 


Gasbeleuchtung versehenen Personenwagen dem öffentlichen 
Verkehr übergeben. Bis dahin hatte man sich mit Rüböllampen 
beholfen. Die neue Beleuchtungseinriehtung wurde von der 
Firma Julius Pintsch ausgeführt, die auch ‚heute noch auf di 
sem Sondergebiet eine führende Rolle spielt. 


Das Gas wurde, wie auch heute noch im Bereich manche 
Eisenbahnverwaltungen, aus Braunkohlenteeröl in bahneigenen 
Gasanstalten hergestellt und war beispielsweise bei der ehema 
Preußisch-Hessischen Staatsbahnverwaltung bis zum Jahre 19 
in Verwendung. In den neunziger Jahren wurde es, zu 
Zweck, die Leuchtkraft der Gasflammen zu erhöhen, mit 
damals zur ‚Verbreitung gelangten Acetylengas vermischt. 
den Laternen wurden bis dahin gewöhnliche Zweilochbrer 
aus Speckstein benützt. Inzwischen hatte für ortsfeste Beleuc) 


glühlichtbrenner die größte Verbreitung ‘gefunden. | Es war w 
derum die Firma Pintsch, der es gelang, eine hierfür brauchba 
Eisenbahnwagenlaterne durchzubilden, deren Brenner nun wie- 
der mit reinem Fettgas betrieben wurden. Die Acetylengasanstal- 
ten konnten außer Betrieb gesetzt werden. Die neuen. Brenn: 
besaßen Hängeglühlichtkörper. 


Im Jahre 1916, mitten im Weltkriege, trat eine abermalige Um- 


merkenswerter ist, als die neuen Anlagen im ganzen Bereich 
der Staatsbahn unter den damaligen schwierigen Verhältnissen 
zwischen zwei aufeinanderfolgenden Nächten in Betrieb gen 
men werden müßten. Es wurde damals das Ölgas du 
Steinkohlengas ersetzt. Hiermit ist der große Vor 
verbunden, daß nunmehr das Leuchtgas für Eisenbahnwagen 
der beliebigen Steinkohlengasanstalt entnommen werden kan 
Bevor das Steinkohlengas eingeführt werden konnte, mußte ab 


die Reichweite des Steinkohlengases ganz -beträchtlich zu’ 
höhen. Hiermit hat es folgende Bewandtnis: Jeder Wagen ka 
naturgemäß in den unter dem Fußboden angebrachten Behältern 
Das Ölgas hat 
einen so hohen Heizwert. daß diese Menge bequem für ei 


den.. Das Steinkohlengas hat dagegen nur den halben Heizwert 
des Ölgases und die dadurch bedingte Reichdauer der Gas 
behälterfüllung von nur 20 Stunden erwies sich als unzureichend. 
Da gelang es vor etwa fünf Jahren wiederum der Firma Pintsch, 
einen Preßeasbrenner zu bauen, dem das Gas mit einem Druck 
zugeführt wird, der zehnmal so hoch ist wie der bis dahin üb- 
liche Gasdruck, ‚Die Meeting Folge hiervon ist, daß, 18 
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Gasverbrauch bei gleicher Lichtstärke nur halb so groß wie 
früher ist; die Reichdauer des Gasbehälters wird also die dop- 
pelte, d. h. etwa ebenso groß wie die des Ölgases. 

- Die Preßgasbeleuchtung ist jetzt überall eingeführt, die La- 
ternen weisen die bekannten ganz kleinen Glühkörper auf und 
besitzen keine Zündflammen; die Hauptflamme kann vielmehr 
durch bloße. Druckverringerung klein gestellt werden. So hat 
sich auch dieser Sonderzweig der Technik durch deutschen For- 
schungseifer zu einer erstaunlichen Höhe der Vollkommenheit 
entwickelt. 


_ — Mitropa, Mitteleuropäische Schlafwagen- und Speisewagen- 
Aktiengesellschaft. Am 30. September hat die Gesellschaft ihre 
Generalversammlung für das vierte Geschäftsiahr abgehalten. 
Sie beschloß die Ausschüttung einer Dividende von 8 % und 
wählte die bisherigen Aufsichtsratsmitglieder, darunter drei 
Vertreter der deutschen Reichseisenbahnverwaltung, wieder. Zu- 
gewählt wurden: Sir Henry Worth Thornton, Generaldirektor 
= Great Eastern Railway Company in London, Sir George Me 
„avren Brown, europäischer Generaldirektor der Canadian Pa- 
eific Railway in London, Herr Monro Cuthbertson, zurzeit ia 
‚Wien. Durch diese Zuwahl kommt zum Ausdruck, daß seine 
große englische Gruppe an der Mitropa ein erhebliches Mino- 
Titätsinteresse genommen hat. Die von dieser Gruppe erwor- 
'benen Aktien werden in die Hand einer Schweizer Gesellschaft 
übergehen, an der wiederum die Mitropa beteiligt ist. - Die 
Schweizer Gesellschaft hat den Zweck und die Absicht, auch 
anderwärts in Europa Anteile von Verkehrsunternehmungen zu 
erwerben, die bereits bestehen oder noch gegründet werden 
sollen, und durch ihren Aktienbesitz diese Verkehrsunterneh- 
mungen zu einem £emeinsamen, den internationalen Verkehr 
fördernden Zusammenarbeiten zu veranlassen. 
Diese Verbindung mit den großen englisch-amerikanischen 
Unternehmungen wird für die Mitropa auch eine kräftigere 
Rückenstärkung gegenüber der französisch-belgischen Internatio- 
nalen Schlaf- und Speisewagen-Gesellschaft bedeuten, die sich 
einer großen Unterstützung der französischen Regierung er- 
freut „und mit .deren Hilfe sehr weitgehende Entschädigungs- 
‚ansprüche gegenüber der Mitropa und dem Deutschen Reich gel- 
tend macht. Angesichts der jetzigen politischen Machtvertei- 
hung hielt es schwer, diesen Ansprüchen, die sich auf dem Ver- 
‚sailler' Friedensvertrag stützen, einen wirksamen Widerstand 
auch dann entgegenzustellen, wenn sie einer genügenden Rechts- 
grundlage zu entbehren schienen. Es ist zu hoffen, daß es jetzt, 
wo auch englische Interessen mitsprechen, ‚ leichter sein wird, 
in diesen schwierigen Fragen eine wirklich billige Lösung zu 
finden. Durch den Zusammenschluß wird es auch der Mitropa 
leichter gemacht werden, internationale Verbindungen zu 
schaffen, die befruchtend auf den Reiseverkehr von und nach 
Deutschland einwirken und damit den Verkehrsinteressen des 
‚Deutschen Reiches Nutzen bringen werden. . Schließlich würde, 
‘wie bekannt, infolge der erheblichen finanziellen Beteiligung 
der Reichseisenbahnverwaltung eine Hebung der wirtschaftlichen 
‚Erfolge der Mitropa dem Reich unmittelbar zugute kommen. 


— Bahnamtliche Rollgebühren in Berlin. Infolge Steigerung 
der Fuhrunterhaltungskosten ist nach einer der Handelskammer 
zu-Berlin ‘zugegangenen Mitteilung auch eine Erhöhung der 
bahnamtlichen Rollgebühren mit Gültigkeit vom 26. September 
d. J. ab in Kraft getreten. Es betragen künftie die Gebühren 
für die Abfuhr von der Bahn a) für Eilgut bis 20 kg 
550 M, von 21-50 k2z9 A, von 51—100 kg 12 M, für je weitere 
50 ke 6 MN, b) für Frachteut dementsprechend 4,50, 7, 20, 10 und 
& AM. Die Sätze für die Anfuhr zur Bahn betragen a) für 
Bileut bis 20 kg 6,90 M, von 21-50 kg 11.20 M, von 51—100 kg 
15 M, für je weitere 50 kg 6,90 A, b) für Frachtgut dement- 
“sprechend 5,50, 9, 12, 5,50 f. Für sperrige "Güter wird ein 
50prozentiger Zuschlag berechnet. Die Lagerge bühren 
betragen für 50 kg und 1 Monat 2 M, bei sperrigen Gütern 3 HM. 


— Die deutschen Lokomotivlieferungen nach Rußland. Wie 


‚treter deutscher Konzerne, die die Lokomotivaufträge von Ruß- 
land erhalten haben, in Petersburg. um mit den zuständigen 
russischen Stellen die notwendigen Vorarbeiten- für den glatten 
"Verlauf der Ablieferung der bestellten Lokomotiven zu machen. 
Es handelt sich um Vertreter der Krupp-Werke, der Vulkan- 
"Werke, der Firma Hentschel & Sohn sowie um einen Delegier- 
"ten der deufsch-russischen Transportgesellschaft. Die Probe- 
-fahrten der Lokomotiven dürften in Deutschland vorgenommen 
"werden, und zwar gedenkt man zu diesem Zwecke in Hamburg 
einen besonderen Schienenstrang in russischer Spurweite anzu- 
‚legen. ä f 
- — Eisenbahn-Fachausstellung. Der Verband deutscher Eisen- 
‘bahnfachschulen, dessen Träger die vier Eisenbahngroßorganisa- 
tionen (Reichsgewerkschaft deutscher Eisenbahnbeamten und 
-anwärter, Gewerkschaft deutscher Eisenbahner und Staatsbe- 
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von Staatssekretär Kumbier, 


"ministerium für Verkehrswesen hat. der 


die „Iswestija“ melden, weilen seit einer Reihe von Tagen Ver-- 


diensteten, Deutscher Eisenbahnerverband und Allgemeiner 
Eisenbahnerverband) sind, veranstaltete in der Aula der Tech- 
nischen Hochschule zu Charlottenburg vom 25. September bis 
2. Oktober eine Ausstellung der Lehrmittel für den Unterricht 
in den Eisenbahnfachschulen sowie von Arbeitsproben der Teil- 
nehmer. — Die Eröffnung fand am Sonntag, dem 25. September, 
vormittags im Beisein vieler Vertreter der Behörden und Parla- 
mentarier statt. Der Vorsitzende des Verbandes, Linow, be- 
grüßte die Anwesenden und gab eine Übersicht über Um- 
fang, Zweck und Ziele des Verbandes. Er betonte besonders, 
daß im Verbande die vier Gewerkschaften, die verschiedenen 
politischen Richtungen und Weltanschauungen angehören, sich 
auf gemeinsamem Boden zur Bildung des Eisenbahners zu- 
sammengeschlossen haben. . Seine Ausführungen klangen dahin 
aus, daß die Eisenbahner aus eigener Kraft ohne Inanspruch- 
nahme von Staatsmitteln durch Vertiefung und Erweiterung 
ihrer Fachkenntnisse an der Eisenbahnfachschule an dem Auf- 
bau Deutschlands, der nur ein geistiger sein kann, mithelfen 
wollen. Es sprachen dann verschiedene Vertreter der Gewerk- 
schaften und -der Reichsbehörden. Nachdem der Verbandsschul- 
leiter Rehe noch kurz die Ausstellung erläutert hatte, fand ein 
Rundgang durch die Ausstellungsräume statt. Alle Erschienenen 


- sprachen sich anerkennend über das Gebotene auf dem Gebiete 


des Eisenbahnbildungswesens aus. 

In diesen Tagen besuchte auch der Reichspräsident, begleitet 
Ministerialdirektor Hitzler, Mi- 
nisterialdirektor Meißner und Geheimen Baurat Dr. Schwarze, 
die Ausstellung. 


Österreich. . 


— Bewilligung zu technischen Vorarbeiten. Das Bundes- 
Aktiengesellschaft 
Stubaitalbahn in Innsbruck die Bewilligung zu technischen Vor- 
arbeiten für eine Bahn niederer Ordnung von der Station Tel- 
fes der Stubaitalbahn nach Neustift auf die Dauer eines 
Jahres erteilt. 


_— Studienreise. Der Österreichische Ingenieur- und Archi- 
tektenverein hat am 2. Oktober eine Studienreise zu den Bau- 
arbeiten am Spullersee angetreten, zu der bereits seinerzeit durch 
den früheren Bundesminister Dr. Pesta die Einladung ergangen 
war und deren Durchführung vom Verkehrsministerium in der 
entgesenkommendsten Weise gefördert wurde. Der Leiter des 
Elektrisierungsamtes Sektionschef Ing. Paul Dittes begleitet 
die Reiseteilnehmer und übernimmt auf den Baustellen selbst 
die Führung. Auf der Rückfahrt vom Spullersee ist im Reise- 
programm. die Besichtigung der Bauarbeiten der Reschen- 
scheideckbahn sowie des Ruetz-Werkes und der Mittenwaldbahn 
bei Innsbruck vorgesehen. f 


— Ausbau des Telephon- und Telegraphennetzes. In der 
letzten Pressekonferenz machte der Sektionschef Stachel - vom 
Verkehrsministerium über den Ausbau .des Telephon- und Tele- 
graphennetzes Mitteilungen, die wir in folgendem wiedergeben: 

„Der Hauptzug des Telephonverkehrs geht nach dem 
Westen, und diese Verbindungen haben bisher nicht die er- 
forderliche Beachtung gefunden. So haben wir mit der Schweiz 
wohl einen guten telegraphischen Verkehr, aber für den tele- 
phonischen Verkehr besteht nur eine einzige Linie, Nun ist 
eine zweite direkte Linie von Innsbruck nach Wien projektiert, , 
und noch in diesem Jahre wird die Strecke von Innsbruck nach 
Salzbur& und im ‚nächsten Jahre von Salzburg nach Wien ge- 
baut werden. Auch müssen wir dafür Sorge tragen, daß die 
Linie ausschließlich über österreichisches Gebiet nach Vorarl- 
bere führt. Weiter ist eine neue Linie über Linz und Passau 


rach Berlin im Bau, wodurch die hohen Durchgangsgebühren 


durch die Tschechoslowakei erspart werden. Bezüglich. des 
Baues einer neuen Linie nach Frankfurt stehen wir mit Deutsch- 
land in aussichtsreichen Verhandlungen, und man trachtet, die 
notwendigen Mittel vom Finanzministerium zu erlangen, damit 


‘ die Linie noch in diesem Jahre in Angriff genommen ' werden 


kann. Ferner ist eine Vermehrung der Telephonleitungen nach 
Graz in Arbeit, und diese wird über Obersteiermark geführt, 
üm die Störungen, die sich im Semmeringgebiet, oft ereignet, 
zu vermeiden. Die neue Linie Graz-Wien. wird über den 
Wechsel nach Hartberg geführt. Außerdem ist eine Linie Wien- 
Aspang-Mönichkirchen-Hartberg in Aussicht genommen. zur Ent- 
lastung des oststeirischen Verkehrs und zur V erbindung mit dem 
Burgenlande. Eine Leitung Villach-Wien soll Kärnten in einen 
innigeren  telephonischen Kontakt mit der Bundeshauptstadt 
bringen. Das Stück Villach-Bruck soll noch dieses Jahr fertig- 
gestellt werden; diese Linie käme auch für den Verkehr mit 
Italien in Betracht. Im nächsten Jahre soll eine Linie Klagen- 


furt-Graz gebaut werden. Für das Burgenland wird eine Leitung 
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Wien-Aspang hergestellt, und gegen Norden wird eine Reihe 
von neuen Telephonleitungen, so nach Gmünd, von Krems nach 
Horn und seine von Wien nach Mistelbach, eingerichtet werden. 
Alle technischen Fortschritte werden selbstverständlich 
Anwendung gelangen. 
matik, während in den übrigen Städten Vielfachbetriebe' einge- 
richtet werden. In Linz wird eine newe Zentrale errichtet. 


Was den telegraphischen Verkehr anlangt, so ist die Lage 
eine bessere. In Arbeit befindet sich die Zuspannung einer 
Leitung gegen Deutschland. Von Wien bis Passau ist die Lei- 
tung bereits in Arbeit. Für das nächste Jahr sind zwei inter- 
nationale Leitungen geplant, die eine nach Dresden, die andere 
nach Hamburg; beide werden unsererseits bis Passau geführt. 
Bezüglich des "Radiov erkehrs haben: wir bereits Röhrensender 
erhalten und sind dieselben in Aufstellung begriffen. Wir wer- 
den damit ‚einen kleinen Länderverkehr aufnehmen können. 


Für die Telegraphenleitungen sind 118, für die Tielephonleitun- 
gen 364 Millionen, für andere Investitionen 18 Millionen, für 
Hochbäauten 26 Millionen, für die Einrichtung der neuen Zen- 
tralen 302 Millionen, für die Vergrößerung der Zentralen von 
Innsbruck und Graz 37 Millionen, für Fernsprechapparate usw.. 


167 Millionen, im ganzen rund 1030 Millionen. Kronen präli- 
miniert.' 


— Tarife für den Wiener Eisenbahn-Gepäck- und Rollfuhr- 
dienst. Mit Gültiekeit vom 16. September 1921 wurden die Sätze 
der Tarife für den Wiener Eisenbahn-Gepäck- und Rollfuhrdienst 
um 40 % erhöht. In der Zeit vom 1. Dezember bis 28. Februar 


1922 wird wegen der kürzeren Tageszeit und der schwierigen. 


Fuhrverhältnisse auf die Rollfuhrsätze ein Winterzuschlag von. 
10 %, eingehoben. ° 


Tschecho-slowakisches Gebiet. 


— Lokomotivbau. Wie viele andere Fabriken für Heeres- und 
Kriegsbedarf haben auch die bekannten Skoda-Werke in Pilsen 
nach dem Umsturz sich dem Lokomotivbau gewidmet. Sie haben 
kürzlich die 100. Lokomotive herausgebracht, für einen noch 
nicht die drei ersten Jahre umfassenden Zeitraum eine ganz 
ansehnliche Leistung. Die monatliche Erzeugung beträgt zur- 
zeit 16 Lokomotiven und Tender, und ebensoviele können in- 
stand gesetzt werden. Einer der besten Abnehmer ist Rumänien, 
das 130 Lokomotiven bestellt und eine Anzahl davon bereits 
erhalten hat. 


Ungarn. 


— Direkter Güterverkehr zwischen Ungarn und Südslawien. 
Der direkte Güterverkehr zwischen Ungarn und Südslawien ist 
über 
men worden. Die Beförderung erfolgt auf Grund des Internatio- 
nalen Übereinkommens mit direkten internationalen Frachtbrie- 
fen. In den Frachtbriefen ist der Beförderungsweg mit Bezeich- 
nung der Grenzstation anzugeben. Die Frachtberechnung erfolgt 
auf "Grund der lL.okalgütertarife der bezüglichen Bahnen. Die 
Sendungen unterliegen in beiden Richtungen bis zur Grenz- 
station dem Frankaturzwang. 


— Regelung der Ausfuhr von Wertgegenständen. Auf Grund 
der Bestimmungen des Friedensvertrags von Trianon ist ver- 
boten die Ausfuhr von Gold, Silber, sowie deren Legierungen 
in Münzen, ferner von _Körnchen, Plättchen, Stangen, Stäben, 
Blechen, Bändern und Streifen aus Gold und Silber, von Göld- 
blättchen, Gold- und. Silberarbeiten, sowie von aus Gold und 
Silber her gestellten Halbfabrikaten. Ferner ist verboten die Aus- 
fuhr von wertvollen Kunst- und wissenschaftlichen Gegenstän- 
den, von Gemälden, 
SC hriften, kirchlichen und weltlichen Einrichtungsgegenständen, 
Schnitzereien, Möbeln als Denkmälern der ungarischen Kultur- 
geschichte, der Archäologie und der Ethnographie, von Werken 
der Volkskunst und solchen Sammlungen, von Bauplänen, Re- 
produktionen von Kunstwerken und ähnlichen Gegenständen. 


— Direkter. Güterverkehr zwischen Ungarn und der Tschecho- 


slowakei. Gegenwärtig finden in Prag Verhandlungen hinsicht- 
lich Einführung eines direkten Güterverkehrs ‘zwischen 
Tschechien und Ungarn statt. Als Grundlage wurde das Berner 
Internationale Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr 
angenommen, während bisher das österreichisch-ungarische Be- 
triebsreglement maßgebend war. 


— Neuaufgabe der Sendungen zwischen Ungarn und Österreich. 
Mit Rücksicht auf die Verordnung des österreichischen Eisen- 
bahnministeriums, wonach die Neuaufgabe von Ausfuhrsendun- 
sen ohne Umladung nach allen Staaten mit Ausnahme von Ru- 
mänien bewilligt wurde, 


ZUR“ 
Graz erhält eine Erweiterung der Auto-. 


kursus.. 


ordnet, daß die Vorträge 


alle in Frage kommende Über se neialoneh aufgenom- - 
‚schränken haben. 


.Köberl und Emil Fontaine haben Anteil an der anerke 


graphischen Werken, Hand- und Druck- 


ist die Bewilligung des Eisenbahn- 


ministers zur Neuaufgabe solcher Sendungen. an N von. Um 
garn künftig nicht notwendig. \ 


— Die Kohlenversorgung er aus der Tschechoslone 
Bereits im Sommer ist zwischen Ungarn und der Tschechoslo' 
kei ein Abkommen zustande gekommen, nach welchem sich 
Tschechen gegen Kompensationslieferungen verpflichtet hat 
monatlich 1000 Wagen Gaskohle für Ungarn abzuliefern. 
der Beförderung der Kohle hätte schon im Monat Juli begon: 
werden müssen, jedoch erhielt Ungarn bis jetzt gar keine Koh 
Im Monat August d. J. hat der Kohlenregierungskomm 
Szönyei in Prag zu diesem Zwecke wieder Verhandlungen 
pflogen, und obwohl die Böhmen die Beförderung der Kohle 
den Monat August festsetzten, ist solche MB, heute noch nicht 
Ungarn abgeliefert worden. 


— Die Wiedereröffnung des Tisenbalinbeaniensu eb 
Um dem Wunsche der beteiligten Eisenbahnuni 
nehmungen entgegenzukommen, hat der Handelsminister. an 
des Eisenbahnbeamtenausbildun 
kursus, die seit dem Ausbruche des Krieges, d. h. also bere 
sieben Jahre lang unterbrochen worden sind, in diesem ‚Ja 
wieder begonnen werden sollen. 

Vor 34 "Jahren, als der berühmte Minister der Se 
Arbeiten und des Verkehrs, Gabriel Baross, dieses Institut 
gründete, war dieser Lehrkurs bestimmt, den Eisenbahnbeam 
die Möglichkeit einer höheren und auch theoretischen Fachau 
bildung zu gewähren. In der Tat hat sich dieses Institut 
unentbehrlich erwiesen; bald hat die in Ungarn angeregte Fr 
der höheren Ausbildung des Eisenbahnbeamtenstandes auch 
Auslande die besondere Aufmerksamkeit der beteiligten Kreise 
auf sich gelenkt. 

Obwohl die großen Gendeodarks Gabriel Baross’ ‚auch 
der gegenwärtigen Wiedereröffnung des Kursus wohl vor Au 
schwebten, ist doch die Notwendigkeit in den Vordergru 
getreten, den Studienplan in der Weise abzuändern, daß 
nicht unbedingt notwendige theoretische Teil des Lehrsto 
beiseite gesetzt und das Hauptgewicht auf die Vertiefung 
praktischen Ausbildung gelegt werde. Dementsprechend sin 
als vorzutragende Lehrgegenstände die folgenden festgeset 
worden: 1. Eisenbahngeographie, 2, Entwicklungsgeschichte « 
Eisenbahnwesens, 3. Eisenbahnrecht, 4. Eisenbahnmaterial- ı 
Warenkunde, -5. Kassenverwaltung und Rechnungsführung, 
Sanitätsdienst, 7. Deutsche Sprache (unter Wegfall der bis 
gelehrten französischer Sprache), 8. Eisenbahnbauten und -e 
richtungen, 9. Telegraphendienst, 10. Verkehrsdienst, 11. S 
tions- und Wagendienst, 12, Eisenbahntarif, 13. Eisenbahnfra 
recht wad Güterabfertigune. 

Bezüglich der Lehrmethode hat auch eine neuere Auffası 
die Oberhand gewonnen, wonach unter gänzlicher Hintansetzu 
der allerdings bereits meistens veralteten Lehrbücher der Un 
richt hauptsächlich auf Grund der praktischen Behelfe - ‚(In 
struktionen, Tarife) vorzunehmen sei und die Vorträge sich 
nur noch auf die gründliche Auslegung. dieser Behelfe ZU, 


Im Zusammenhange mit der Wiedereröffnung des Kursus S 
auch wesentliche Personalveränderungen vor sich gegang 
sind mehrere ehrwürdige, alte Lehrkräfte vom ee 
hoben worden und ihre Stellen wurden durch neue Kräft 
setzt. Unter den Enthobenen ist der berühmte Tarifspezia 
Paul Mehely, der mehr als 30 Jahre lang seine fruchtk 
Tätigkeit bei diesem Ausbildungskursus ausgeübt hat. BEN 
auch die übrigen scheidenden Lehrer "wie Ignätz Raic 
Franz Trozonyi, Szilard Koszits, August Kädär, Jos 
nenswerten Arbeit ‚der Heranbildung des ungarischen Eisen 
bahnbeamtenstandes. Aus dem alten Lehrerstande sind A 
Barthos, der gegenwärtige bewährte Direktor des I 
tuts, weiter Koloman Olgyay, Elemer Mätray, Z 
Vörös, Blemer Gäspärdy,.EFranz. Halasz, Edu 
Wolter, Alexander Pallay, Otto Frank und Geza Cs 
pläros bei ihren Lehrämtern geblieben. Als neue L 

sind beauftragt worden: Karl Friedl, Edmund Rob 
Emerich Oberhofer, ‚Adalbert Bäräny "und Eu 
Herde. 

Die Lehrer dieses re die meistens höhere Ministerial- 
Eisenbahnbeamte sind, betreiben ihre Lehrtätigkeit nur | 
als Nebenbeschäftigung; sie erhalten hierfür ein Jahresg, 
von 3000 bis 6000 Kr., je nachdem sie wöchentlich nur zwei 
aber mehrere (höchstens sechs) Unterrichtsstunden geben 

Unter den gegenwärtigen Verhältnissen war die Frage 
Unterbringung und Versorgung der Hörer des Kursus von t 
sonderer Wichtigkeit. Bei der wohlbekannten Wohnungs 
und der Teuerung schien es nämlich kaum möglich, Hun 
von jungen Männern in Budapest unterzubringen, gehöri: 


ausrüsten zu können. Es sind nämlah iechihr 160 Hörer vo 
den verschiedenen Eisenbahnunternehmungen angemeldet 


Jahrgang 
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lien. Um diesen Studenten, die allerdings Eisenbahnangestellte 
nit sehr bescheidenem Gehalte sind, ihre Versorgung möglich 
zu machen, ohne dadurch den Staatshaushalt besonders zu be- 
asten, ist es gelungen zu bewerkstelligen, daß diese Studenten 
die Brachialgewalt zum Wachtdienst eingezogen werden. 
Sie werden auf diese Weise einer Kasernierung teilhaftie und 
Be: außer ihrem ordentlichen Monatsgehalt einen Zuschlag 
von 800 Kr., womit sie bei der ihnen gebotenen, billigen Ver- 
wöstigung auskommen und auch noch ihre anderweitigen Aus- 
agen (Lehrmittel, Lehrbehelfe usw.) bestreiten können. Die 
dörer leisten ihren Wachtdienst gruppenweise, und zwar so, daß 
“in jeder Hörer jeden 10. Tag zum Wächtdienst kommandiert 


u 


wird und somit jeden 10. Tag vom Lehrkurse ausbleiben muß. 


ei einer so seltenen Abwesentheit können noch die päda- 
gogischen und Studienrücksichten wohl gewahrt werden. Wenn 


aber diese Verfügung. auch irgend welche Nachteile hätte, was 
lerdings nicht vollkommen ausgeschlossen sein kann, dürfte 
sie auch dann angezeigt sein, denn eine anderweitige Lösung 
der Frage der Versorgung der Hörer scheint überhaupt nicht 
möglich zu sein. \ 

IE x 


 — Die Wohnungsfrage bei den Staatsbahnen. 
Ungarn herrschende große Wohnungsnot ist auch für die 
Bisenbahnverwaltung arg fühlbar. Die wichtigsten Personal- 
dispositionen sind wegen mangelnder Wohnungen oft nicht voll- 
ziehbar. Die Besserung der Wohnungsfrage hat die ungarische 
Staatsbahnverwaltung schon seit Jahren zielbewußt angestrebt, 
und es sind im Laufe des vorigen Jahres mehrere größere Miets- 
häuser in der Umgebung der Hauptstadt erbaut worden. Im Laufe 
les nächsten Monats wird newerdings ein großes Mietshaus fertie: 
es werden darin 114 Eisenbahnbeamten-Familien Unterkunft fin- 
den. Der Häuserblock ist in der Nähe der Zentralbahnämter 
erbaut; der Bau wurde vor zwei Jahren begonnen. Die Woh- 
nungen sind modern eingerichtet, und es sind zumeist Wohnun- 
gen mit zwei und drei Zimmern, doch sind auch etliche Woh- 
nungen mit vier Zimmern vorhanden. Nachdem der Staat durch 
die Bewohnung von Eisenbahnwagen einen ungeheuren Schaden 
erlitten hat, wird sich die Lage auch auf diesem Gebiet lang- 
sam bessern. Die Bestrebungen der ungarischen Staatsbahn- 
verwaltung werden in weitem Kreise aufs wärmste gewürdigt. 
Außer den 'erwähnten festen Bauten wird auch der. Bau von 
Notwohnungen für Eisenbahnbeamte tatkräftig gefördert. 


- — Der Eisenbahnverkehr mit der Baranya. Die Direktion der 
Königl. ung. Staatsbahnen hat die für das befreite Gebiet ange- 
ordnete Güterverkehrseinschränkung mit dem 14. September d. J. 
aufgehoben. .. Von diesem Tage an können von und nach dem 
Mutterlande Eil- und Frachtgüter sowohl als Stückgut wie auch 
in ganzen Wagenladungen, aufgegeben werden. Für Waren, die 
aur mit Zertifikaten aufgegeben werden dürfen, sind diese bei- 
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zubringen.’ Die neuen Grenzstationen nach Südslawien sind: 
Gyekenyes, Barcs, Drävasztära-Zaläta, Dräva-Szabolces, Bere- 


mend, Magyarboly, Herczegszäntö, Gara, Katymär, Csikenia, Ke- 
lebia, Röszke und Oszentivän. 


 — Die Lage der Lokal- und Kleinbahnen. Die Lage der Lokal- 
und Kleinbahnen gestaltet sich in: jüngster Zeit infolge der un- 
ermeßlichen Personal- und sächlichen Ausgaben derart un- 
günstig, daß einige entweder vor einer Betriebseinstellung oder 
vor dem Konkurs stehen, so daß sie auf Unterstützung durch 
öffentliche Mittel angewiesen sind, um den Verkehr einiger- 
maßen aufrecht erhalten zu können. Auf Anregung von Fach- 
männern wurde eine staatliche Beitragsleistung zur ehebaldig- 
sten Elektrisierung der mit Dampfkraft betriebenen Lokalbahnen 
als bestes Mittel erkannt. Indem aber die Durchführung der 
Elektrisierunz für die nächste Zukunft nicht zu gewärtigen ist, 
wurde der Vorschlag gemacht, vor allem einen Barvorschuß aus 
Staats- oder sonstigen öffentlichen Mitteln zu erwirken und die 
Aufhebung der drückenden Verkehrssteuern und sonstigen Ab- 
gaben zu versuchen, 


 —_ Die Alfölder Erste Wirtschaftseisenbahn beabsichtigt zwi- 


Schen Doboz, Bek6s-Csaba, Gerendäs, Kondoros, Osabacsüd, 
Szarvas, Szeniandräs, Öcsöd und Künszentmiklöstasz eine 


schmalspurige Eisenbahn mit motorischer Kraft demnächst aus- 
zubauen. In Künszentmiklöstasz wird diese Bahn an das unga- 
tische Staatseisenbahnnetz Anschluß erhalten. 


— Einführung der Mehrfachtelegraphie. Die ungarische Te- 
lephonfabrik-A.-G. führte das im Auslande vorzüglich bewährte 
System der Mehrfachtelegraphie auf der Budapest-Szombathelyer 
Linie ein. Die Unternehmung hat den Entschluß gefaßt, auch 
auf den übrigen Linien dieses System einzuführen, wodurch 
die sonst überfüllten Interurban-Linien entlastet werden könnten. 


CE Aktiengesellschaft für elektrische und Verkehrsunterneh- 
mungen. Die Direktion dieser Gesellschaft hat in ihrer General- 
versammlung beschlossen, die Erhöhung des Aktienkapitals von 
16 Millionen auf 40 Millionen Kronen durchzuführen. Das bis- 
herige Ergebnis des laufenden Geschäftsjahres gestaltet sich 
noch günstiger, als das des Vorjahres. 
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— Leistungsfähigkeit der Wagenbauindustrie. In den unga- 
rischen Wagenbauunternehmungen, ist ein erfreulicher Fort- 
schritt zu verzeichnen. Ein Beweis hierfür zeigte sich vor kurzer 
Zeit bei der Vergebung einer bulgarischen Lieferung, bei der 
200 gedeckte Güterwagen und 200 offene Kohlenwagen ausge- 
schrieben wurden. Um diese Lieferungen haben sich 12 deutsche, 


drei französische, zwei belgische, drei italienische, zwei 
tschechoslowakische und eine ungarische Firma beworben. Die 


ungarische Firma war in der Lage, für Güterwagen eine Offerte 
zum billigsten Preise einzureichen. Auch für Kohlenwagen war 
das ungarische Angebot das niedrigste. 


Uebrige europäische Länder. 


— Reform der Schweizerischen Bundesbahnen. Aus Lugano 
wird unterm 30. September d. J. gemeldet: Die nationalrätliche 
Kommission für die Reform der Schweizerischen Bundesbahnen 
nahm noch Anregungen von Gamma (Uri) entgegen, die sich 
auf die Zusammensetzung der Kreisdirektionen, auf den Ersatz 
der Kreisdirektionen durch Kreiskonferenzen, beziehen. Der 
Artikel 31, wonach Beamte, die das 65. Altersjahr erreicht haben, 
in den Ruhestand treten müssen, wurde mehrheitlich angenom- 
men, doch sollen Ausnahmen zugelassen werden. 


—., Alt-Bundesrat Dr. Ludwig Forrer 7. Am 28. September ist 
der Direktor des Zentralamts für den internationalen RBisenbahn- 
transport in Bern, Dr. Ludwig Forrer, an den Folgen einer 
Lungenentzündung im 77. Lebensjahr gestorben. Mit ihm ist 
einer der besten Männer der Schweiz, der Jahrzehnte lang einen 
maßgebenden Einfluß auf die Politik der Eidgenossenschaft aus- 
geübt hat, aus dem Leben geschieden. Forrer hat sich aus klei- 
nen Verhältnissen durch seine Tüchtigkeit und Tatkraft zu der 
höchsten Stellung emporgearbeitet, die sein Vaterland zu ver- 
geben hat. Mit 23 Jahren sehen wir ihn als ersten Sekretär im 
Verfassungsrat seines Heimatsstaats Zürich, wo im Jahre 1868 
die Wogen der demokratischen Bewegung hoch schlugen. Nach 
dem Inkrafttreten der newen Verfassung bekleidete Forrer drei 
Jahre lang (1870—73) die Stelle des ersten Generalprokurators, 
dann widmete er sich dem Rechtsanwaltsstande und erwarb sich 
den Ruf des ersten Anwalts seines Kantons, dem die größ- 
ten Prozesse übertragen wurden. Bald wandte er sich aber dem 
eigentlichen Feld für seine außergewöhnliche Begabung, der 
Politik, wieder zu. Er wurde der anerkannte Führer der demo- 
kratischen Partei Zürichs und später einer der Begründer der 
Freisinnig-demokratischen Partei, die bekanntlich sehr bald die 


unbestrittene Führung der schweizerischen Politik errang. Von 
1875—1900 sehörte Forrer mit kurzer Unterbrechung dem 


Schweizerischen Nationalrat an. Die gebieterische Macht seiner 
starken Persönlichkeit machte sich bald nachhaltig in dieser 


‚Versammlung geltend, die seine Arbeitskraft in den wichtigsten 


Kommissionen ausnutzte. Seine kraftvolle, unnötigen redne- 
rischen Beiwerks bare Sprache machte ihn zu einem der .ein- 
drucksvollsten Redner des Nationalrats. Ganz besonders hat er 
sich als Bearbeiter der Gotthardfrage, als Verfasser der gesetz- 
lichen Bestimmungen über die Kranken- und Unfallversicherung 
hervorgetan. 

Als im Jahre 1900 der erste Direktor des Zentralamts für den 
internationalen Eisenbahntransport, Numa Droz, starb, wurde 
er an dessen Stelle berufen, vertauschte aber bald wieder diese 
ruhige Stellung mit der eines Mitgliedes des Bundesrats, die 
durch den Tod Hausers im Jahre 1902 freigeworden war. In 
dieser höchsten \Amtsstellung der Schweiz hat Forrer bis zum 
Jahre 1917, also 15 Jahre lang, mit bedeutendem Erfolge ge- 
wirkt. Er hat verschiedene Ressorts verwaltet, zweimal die 
Stelle eines Bundespräsidenten bekleidet (1906 und 1912), vor 
allem aber jahrelang die Leitung des eidgenössischen Post- und 
Eisenbahndepartements gehabt und der schweizerischen Ver- 
kehrspolitik in dieser Zeit den Stempel seiner Persönlichkeit 
aufgedrückt. Als Mitglied der höchsten schweizerischen Behörde 
hat sich Forrer einer ungewöhnlichen Beliebtheit und Volks- 
tümlichkeit erfreut. Er war einer der einflußreichsten und be- 
deutendsten Persönlichkeiten dieser an hervorragenden Männern 
so reichen -Körperschaft. Bei aller Schlichtheit wußte er in 
schwierigsten Lagen auch im internationalen Verkehr die Würde 
der Eidgenossenschaft in vorbildlicher Weise zu wahren. Wäh- 
rend des Weltkriegs war er ein unermüdlicher Verfechter der 
schweizerischen Neutralität. Trotz der Vorherrschaft - der 
Entente hat er sein Verständnis für den deutschen Standpunkt. 
seine Anerkennung deutschen Wesens und deutscher Kultur 
niemals verleugnet. 

Im Jahre 1917 schied Forrer auf seinen Wunsch aus dem 
Bundesrat aus, um wieder die Leitung des Zentralamts zu über- 
nehmen, wo er von seinen früheren Mitarbeitern mit aufrichtiger 
Freude begrüßt worden ist. Auch die an dem Internationalen 
Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr beteiligten 
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Zeitung des Vereins‘ 
Deutscher Eisenbahnverwaltung 


Staaten haben diesen Wiedereintritt in das Zentralamt mit 
‚großer Befriedigung aufgenommen. Hoffte man doch, daß er 
bei den kommenden Verhandlungen über eine Revision des Inter- 
nationalen Übereinkommens seine große Erfahrung und seine 
anerkannte internationale Vertrauensstellung zur Schaffung 
eines gerechten Ausgleichs zwischen den Interessen der Ver- 
tragsstaaten verwenden würde. Sein Tod hat dieser Hoffnung 
ein Ende gemacht und wird auch außerhalb der Schweiz eine 
schmerzliche Lücke hinterlassen. Das Andenken an diesen vor- 
trefflichen Mann wird auch bei dem Verein Deutscher Eisen- 
bahnverwaltungen lebendig bleiben. Y. 


— Erweiterung des Londoner Untergrundbahnnetzes. Auf der 
Suche nach Beschäftigung für Arbeitslose sind die Londoner 
Arbeiterbürgermeister dem Gedanken einer Erweiterung des 
Netzes der Untergrundbahnen nähergetreten. Zunächst will man 
die City- ünd Südlondoner Eisenbahn, die älteste der elek- 
trischen Untergrundbahnen, umbauen, um sie auf den eleichen 
Stand mit den neueren Anlagen zu bringen, ein Plan, der übrigens 
schon seit längerer Zeit besteht, wegen der seiner Ausführung 
entgegenstehenden Schwierigkeiten aber zunächst aufgeschoben 
wurde, nunmehr aber zur Beschäftigung für Arbeitslose viel- 
leicht doch durchgeführt werden wird. Bei der- letzten General- 
versammlung ist bereits ein Betrag von 1750 000 £ angefordert 
worden, damit, sobald die Umstände es erlauben, mit dem Um- 
bau begonnen werden kann. Die Entwürfe scheinen fertig zu 
sein, und es handelt sich nur noch um die Beschaffung der zu 
ihrer Ausführung erforderlichen Mittel; wann mit den Arbeiten 
begonnen werden soll, konnte bei einer Anfrage bei der Leitung 
der Untergrundbahnen nicht angegeben werden: anscheinend 
bereitet also die Beschaffung der Geldmittel einige Schwierig- 
keiten. An anderen Stellen sind Verlängerungen bestehender 
Strecken in Aussicht genommen, so von Golders Green nach 
Edgware und von Shepherds Bush nach Richmond; für die erst- 
genannte Verlängerung ist der Grund und Boden. bereits er- 
worben. Auch neue Betriebsmittel für die Londoner Unter- 
grundbahnstrecken werden zur Zeit angeschafft: Die Abliefe- 
rung ist bereits im Gange. Die neuen Wagen sollen zur Ver- 
größerung der Zuglänge dienen, und man hofft, durch diese 
Verstärkung der Züge die jetzt bestehende Überfüllung besei- 
Ligen zu können. ; : 


— Schwere Schnellzüge. Der fast dreimonatige Ausstand der 
Kohlenbergleute in England hat die englischen Eisenbahnen ge- 
zwungen, zu manchen Sondermaßnahmen zu greifen, um der 
durch den Ausstand herbeigeführten 'Kohlennot zu begegnen. 
Manche Gesellschaften haben ihre Lokomotiven auf Ölfeuerung 
umgestellt, an anderen Stellen sind die Lokomotiven, die im 
allgemeinen nicht bis an die Grenze ihrer Leistungsfähigckeit 
belastet wurden, stärker als sonst ausgenutzt worden. Während 
sonst für Personenzüge in England 400-450 t als Höchstgewicht 
gelten, hat man mehrere Züge zusammengefaßt und so Einheiten 
von über 600 t geschaffen, die von einer Lokomotive gezogen 
wurden. 
dings, obgleich die Lokomotiven die ihnen zugemutete Mehrlast 
sehr wohl befördern konnten, und es ist also nicht daran zu den- 
ken, so schwere Züge etwa auf die Dauer beizubehalten. Auch 
ergeben sich insofern gewisse Schwieriekeiten, als die Bahn- 
steiglänge nicht immer für die verstärkten Züge ausreicht. Wenn 
man, um dem abzuhelfen, den Zug nach einem Teil seines Auf- 
enthalts vorzieht, um auch in der Hälfte, die erst außerhalb des 
Bahnsteigs gehalten hatte, den Verkehr abzuwickeln, so ist das 
einerseits nicht ohne Gefahr und verlängert andererseits die 
Dauer des Aufenthalts sehr erheblich, zumal auf Bahnhöfen, wo 


die Lokomotive, um Wasser zu nehmen, an einer bestimmten \ 


Stelle halten muß. : 


-— Die englische ‚„Tripleallianz“. Nach einer Mitteilune der 
„Daily News” sollen die Führer der 'englischen Gewerkschaften 
beschlossen haben, die sogenannte Tripleallianz aufzuheben. Sie 


ist bekanntlich ein Verband der drei größten englischen Gewerk-. 


schaften, der Grubenarbeiter, Transportarbeiter 
und Eisenbahner und verfügt über eine überragende 
Machtstellung, die sie bei zahlreichen Streikbewegungen rück- 
sichtslos ausgenutzt hat. 
roch nichts bekannt geworden. 


— Frankreich und die griechischen Eisenbahnen. Die Neu- 
regelung des griechischen Eisenbahnwesens war bekanntlich. 
einer Abordnung französischer Eisenbahnfachleute übertragen 
worden (s. Nr. 9 d. Ztg. v. 3. IIE 21). Sie hat ihre Arbeiten 
nunmehr abgeschlossen und wird wohl mittlerweile wieder in die 
Heimat zurückgekehrt sein. Frankreich tut sich auf diese Mit- 
wirkung beim Wiederaufbau der griechischen Eisenbahnen nicht 
wenig zugute, wenn auch anerkannt wird, daß die Durchführung 


der Arbeit der französischen Abordnung nur infolge der tätigen. 


Mitwirkung der griechischen Regierung möglich war. Ein Fran- 
zose, der kürzlich Griechenland bereist hat, berichtet in einer 
Tageszeitung über die wunderbare Ordnung, die jetzt auf den 


griechischen Eisenbahnen herrscht. Andererseits glaubt a 


Heimat abgeschlossen haben, angelockt werden, zu ihrer weiteren 


‚lager, ebenso Erdöl; ‘seine Wasserkräfte bedürfen nur des Au 


: Bald zeiet er sich in Schweden, bald in Deutschland, wo na 
"Lokomotiven mit 6 bis 7 Monaten Lieferfrist, sowie-für : 


Die Wirtschaftlichkeit des Betriebes litt dabei. aller-. 1 } 
' von Rußland bisher drei Schiffsladungen-Holzwaren und’gro 


durch Finnland nach Sowjetrußland zu befördern. Auch Bes 


mission, bestehend aus Abgeordneten von Krupp, Vulkan, 


Über die Gründe der Auflösung ist 


-in Rußland verzichtet werden sollte und erklärten sich bereit, 


erfolgen habe. Lomonosow sprach sich dahin aus, daß er 


ı Petersburg geliefert. 


Frankreich, durch die genannte Abordnung Beziehungen 
knüpft zu haben, die dauernd bestehen bleiben und dem fra; 
sischen Außenhandel Nutzen bringen sollen. Allerdings kann 
Besorgnis nicht unterdrückt werden, daß andere die Früchte 
französischen Arbeit pflücken könnten. Gemeint ist damit 
scheinlich England, vielleicht auch Amerika. Beide Län 
haben in der letzten Zeit Eisenbahnbedarf nach Grieche: 
geliefert, und die ehemaligen Verbündeten scheuen. sich ' 
einander durch sog. friedlichen Wettbewerb zu schädigen 
Griechenland muß über kurz oder lang seine Betriebs 
vermehren und ergänzen. Sein jetzt vorläufig als Staatsb 
betriebenes Netz muß noch in eine endeültige Form geb 
werden; man wird wahrscheinlich wieder auf Privatbetriel 
rückkommen, aber in einer Form, bei der. einerseits der $ 
für den wirtschaftlichen Erfolg des Eisenbahnbetriebes ha 
die Eisenbahngesellschaften aber dadurch nicht etwa so we 
von-ihrer Verantwortung entlastet werden, daß es ihnen gle 
gültig ist, ob der Betrieb Überschüsse oder Fehlbeträge ergil 
Zu dieser Umformung sind aber sehr erhebliche Geldmittel‘ 
forderlich, und diese -können nicht in Griechenland allein aı 
gebracht werden; das Ausland muß dabei mitwirken, und Fr 
reich sieht sich schon als Geldgeber ‘Griechenlands. Esh 
dort schon großen Einfluß namentlich bei den Eisenbahnen, 
wie das „Journal des Transports“ behauptet, alle Angestellt 
von französischem Geist erfüllt sind, nach französischen Ve 
fahren arbeiten und die meisten französisch sprechen oder do 
verstehen. Dieser Einfluß soll noch dadurch verstärkt werde 
daß die jungen Griechen, nachdem sie ihre Ausbildung in d 


Fortbildung nach Frankreich zu kommen. Freilich, ‘aus re 
bundesbrüderlichen Gefühlen will Frankreich Griechenland nie 
unterstützen; es will sich vielmehr an den griechischen Na 
schätzen schadlos halten. Es gibt dort abbauwürdige Kohlen- 


baues, und ihre Nutzbarmachung gibt dem französischen Ba 
gewerbe und dem Maschinenbau Gelegenheit zu umfangreich 
Lieferungen und Leistungen. Die Bodenschätze sind noch volk 
ständig unausgebeutet, und zu ihrer Gewinnung bedarf Griech 
land ‘ausländischer Unterstützung, wozu sich Frankreich 
erster Stelle berufen fühlt. ; ER BE 


— Von russischen Bahnen und russischem Verkehre. Un 
den kargen Nachrichten über russische Bahnen spielen na 
wie vor die Bestellungen für Eisenbahnmateria 
insbesondere Lokomotiven, durch die russische Abordnung, 
deren Spitze Professor Lomonosow steht, eine Rolle. Sei 
Reisen werden viel beobachtet und in den Zeitungen ert 


neuesten Nachrichten. kürzlich durch die Sowietregierung 


Milliarden Mark landwirtschaftliche Maschinen, Kisenhahnn 
rial usw. bestellt worden sein sollen. Deutschland soll dageg 


Mengen Hanf und Flachs erhalten haben. Die Versendung 
fertigen Lokomotiven hat schon begonnen. Nydquist und H 
in Trollhättan haben die drei ersten fertigen Maschinen. in Zt 
lestem Zustand, mit den Kesseln und gewissen anderen 
auf besonderen Wagen nach Hanaranda-Torneä gesshickt. D 
Rahmenwerk ist mit Sonderachsen schwedischer Spur für 
Verbringung bis Torneä ausgestattet. Drei weitere folgt 
40 Rahmenwerke sind in der schwedischen Fabrik schon 
sammengesetzt, eine für ‘schwedische Verhältnisse einzig « 
stehende Leistung, Nach Nachrichten aus Helsingfors hat e 
deutsche Kommission Hangö in Finnland besucht, um die M 
lichkeit, im dortigen Hafen Lokomotiven in großem Maßsta 
auszuladen, zu untersuchen. Es soll die Absicht bestehen, ı 
rere Monate lanz täglich sechs Lokomotiven auszuladen 


wurde besucht, doch soll Hangö vorteilhafter sein. Nac 
Petersburger ‚Prawda“ kam eine deutsch-schwedische 


schel, Nydqvist und Holm, sowie der russisch-schwedisch 
Transportgesellschaft nach Petersburg. Die Deutschen sol! 
vorgeschlagen haben, daß auf die Übernahme der Lokom 
Hamburg eine breitspurige Schleifenbahn. zu erbauen. ‚Amt 
wurde aber ‘bestimmt, daß die Übergabe auf der Nikolaibahn. 


den Arbeiten der schwedischen und deutschen Fabriken mit: 
ringen Ausnahmen im allgemeinen zufrieden sei. Die ersten ne 

deutschen -Lokomotiven sollten Anfang September auf dem 
Wasserwege. nach Rußland gehen. In Schweden sollen 69 Fab 
ken an der Herstellung der TLokomotiventeile arbeiten. AI 
Schienenlieferungen für Rußland soll Krupp wesentlich beteil 
sein. Auf Lübecker Dampfer wurden Eisenbahnschienen. na 
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Die Nachrichten, daß der Handelsverkehr mit Rußland 
den verschiedenen Einfallwegen nach Petersburg in Gang 
mmt, häufen sich. 
fen im Juli 44 Dampfer im Petersburger Hafen ein gegen 17 
n Juni. Im ganzen sollen seit Eröffnung des Hafens (27. Mai) 
bis Juli 67 fremde Dampfer eingelaufen sein. Auch der Verkehr 
über das ‘Schwarze und über das Weiße Meer scheint sich zu 
regen. Die Sowjetregierung scheint sich auch besonders für 
einen Verkehr nach Sibirien zum Jenissei einzusetzen. Sie hat 
für 32000 Pfund Sterling einen norwegischen 3200-t-Dampfer 
„Brann“ gekauft, der in Gothenburg vor allem landwirtschaft- 
iche Maschinen aufnehmen sollte. Sie soll weitere 20 englische 
und deutsche Fahrzeuge ‘gekauft haben. Die ganze Flotte, als 
deren Führer Kapitän Sverdrup gewonnen wurde, fuhr nach 
Archangelsk und dann zum Jenissei, wo sie nach neuesten Nach- 
richten schon angelangt ist und gelagerte Ausfuhrware aus den 
nordrussischen Bezirken (Wolle, Häute, Leder, Asbest und 
Pferdehaare) für den Markt in London aufnimmt. Es handelt 
ch also um ein großes Vieerkehrsunternehmen. Ein Kanal durch 
lie Jalmalhalbinsel, der eine unmittelbare Verbindung zwischen 
dem Karischen Meere und der Obbucht ermöglicht, wird geplant. 
sowie ein Kanal zwischen dem Turuchar,; einem Nebenfluß des 
Jenissei, und dem Tasfluß, wodurch Ob und Jenissei verbunden 
werden und das unsichere Fahrwasser im nördlichen Karischen 
Meere vermieden wird. = 

"Nach neuesten Nachrichten ist in der Frage einer unmittel- 
arenEisenbahnverbindung zwischen der russi- 
hen und finnischen Regierung ein Vertrag geschlossen 
orden, wonach sich Rußland verpflichtet, für jeden finnischen 
isenbahnwagen, der auf russischen Boden übergeht und nich’ 
innerhalb 30 Tagen zurückkehrt, 70000 l zu zahlen. Finnland 
hat damit auf seine frühere Forderung, von -russischer Seite 
eine besondere dingliche, Bürgschaft dafür zu erhalten, daß das 


Wagenmäterial nach Finnland zurückkehrt, verzichtet, erhält da- 


für aber Ersatz für eingetretene Verluste. 

_ Eine polnisch-russische Eisenbahnkonferenz zur Regelung des 
Grenzverkehrs sollte in dem polnischen Grenzort Stolberg statt- 
finden. u 

Die Heizmaterialnot in Rußland besteht- ungeschwächt 
weiter. Nach „Ekonomiskaja Schisn“ Nr. 133 kamen im Mai 
39 % der planmäßig vorgesehenen Heizmaterialwagen in Moskau 
in. Im Donezkohlenbecken droht eine Katastrophe. Die letzten 
Schächte ersaufen. Die Kohlenausbeute, die im März noch 33 
Millionen Pud erreicht hatte, fiel im Juni auf 18 und im Juli auf 
9 Millionen, und die Sowietzeitungen schreiben, daß das Herein- 
bringen ausländischer Kohlen noch wichtieer sei als die Finfuhr 
von Lebensmitteln. - Nach „E. Sch.“ Nr. 171 sind innerhalb eines 
halben Monats nur 3000 Wagen im ganzen Becken beladen wor- 
den, eine geradezu vernichtende Zahl. Von einer Besserungs- 
aussicht ist keine Rede. Eine Zeitlang kann man noch von alten 
Vorräten zehren, dann muß der Eisenbahnverkehr eingestellt 
werden. Die Ursache ist der Mangel an Lebensmitteln, der zu 
einer Zerstreuung der Arbeitskräfte führt. Die Hungersnot im 
Wolsagebiet besiegelt auch das Verderben des Donezbeckens 
Nach „Prawda“ Nr. 164 hat sich die Lage des Eisen- 
bahnverkehrs im Mai und Juni außerordentlich verschlech- 
tert, und sie gibt für weiterhin zu den größten Befürchtungen 
Anlaß. Die Zahlen der aus der Reparatur kommenden Maschinen 
geben in den letzten Monaten ein beängstigendes Bild... Die Ur- 
Beche liegt hauptsächlich in Lebensmittelschwierigkeiten, beson- 
ders auf den östlichen Bahnen, wo infolge der Hungersnot 60 % 
der Arbeiter fehlen. Wiewohl der Arbeitsplan auf 40 % her- 
untergesetzt wurde, besteht doch nicht einmal Aussicht, soviel 
durchzuführen. Nach „E. Sch.“ Nr. 155 erhöhte sich die Zahl der 
nicht mehr ausbesserungsfähigen, auszuschließenden Wagen von 
8785 auf 9115. Die Anzahl der ausbesserungsbedürftigen Wagen 


wuchs von 115932 auf 119 834. 


_ Die Hungersnot im Wolgagebiet äußert sich auch in einem 
äußerst bedenklichen Verfall der Holzindustrie. Was das. be- 
deutet, versteht man, wenn man weiß, daß ohne schleunigen 
Austausch einer großen Anzahl schlechter Eisenbahn- 
Schwellen die Bahn in einen Zustand völliger Unbrauchbar- 
keit kommt. Nach Berechnung des „Glawlieskom“ (eine der be 
liebten Abkürzungen für Sowietstellen) ist der ‚Schwellenbedarf 
für das laufende Jahr auf 36 Millionen Stick berechnet; „Glawl- 
jeskom“ behauptet, 15 Millionen liefern zu können. Wieviele 
werden es aber tatsächlich werden? B 

Dieser allgemeinen Behauptung von der völligen Zerrüttung des 
tussischen Verkehrswesens wird von anderer Seite 
wieder die Feststellung entgegengehalten, daß die Bahnen regel- 
mäßig arbeiten, wo es sich um Zwecke der roten Armee handle. 
Wenn diese Soldatentransporte aufhörten und der Wagenpark 
der Lebensmittelbeförderung zugeführt würde, dann könnte vie- 
les besser werden. Alle Eisenbahner werden nach dieser Quelle 
von den Bolschewisten als Gegenrevolutionäre angesehen, denen 
sie überall ihre Kommissare vor die Nase setzen, die vom Eisen- 


Dr 


Nach amtlichen Petersburger Nachrichten ' 
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bahnverkehre 
bringen. 

Nach Mitteilungen aus Moskau erhöhte die Sowjietregierung 
die Post- und Eisenbahntarife ins Ungehewerlieha, Ein 
gewöhnlicher Brief kostet 250 Rubel, eine eingeschriebener 1000 
Rubel. _ Telegramme 500 Rubel das Wort. Die Fahrt von Peters- 
burg nach Moskau kostet. 140000, nach anderen Nachrichten 
180 000 Rubel, wozu noch verschiedenes kommt, Platzkarten usw. 
Ein.Fahrschein auf 600 km Entfernung kostet 250 000 bis 300 000 
Rubel. Die Erhöhung der Tarife äußert sich natürlich wieder 
in einem Steigen der Lebensmittelpreise. Ausländer müssen 
den Fahrscheinpreis in der Valuta ihrer eigenen Länder ent- 
richten. : 

Im Zusammenhange mit der Lebensmittelnot stehen auch Nach- 
richten von häufigen Beraubungen und vom Abfangen von 
Lebensmittelsendungen. 8446 Cholerafälle kamen vom 
1. Januar bis 27. Juli auf den Eisenbahnen im ganzen vor, auf 
den. Wasserstraßen 245. Wie der Eisenbahnverkehr, liegt auch 
der Wasserverkehr darnieder. Zur Zeit der Sozialisierung 
des Transportes im Jahre 1918 waren es auf dem Dniepr noch 250 
Dampfschiffe und 800 Barken. Jetzt sind es nach der Sowiet- 
presse nur noch einige wenige Dampfer und 75 Barken. „BE. Sch.“ 
vom 17. Juli teilt mit, daß eine außerordentliche Sowjet- 
kommission die Anzahl der Eisenbahnarbeiter und Be- 
diensteten für zu hoch erklärte und 10 %, d. i. von 1290 000 
Mann 131900 sofort zu entlassen beschloß. Diese Entlassung 
soll aber keine gelernten Arbeiter betreffen. Übrigens ist sich 
die Sowjetstatistik über die Zahl der Eisenbahner selbst nicht 
sicher. Als es sich um Abgabe. der Lebensmittelrationen han- 
delte, schwoll die Zahl auf 1800000 an. Als es sich aber um 
Mobilisierung der Eisenbahner handelte, waren es auf einmal nur 
noch 900.000, woraus die Sowjetstatistik den philosophischen 
Schluß zieht, daß der Lebensmittelempfang offenbar beliebter 
sei als die Mobilisierung. 

Zum Schluß noch einen Beweis, daß es trotz allem in Ruß- 
land großartig zugeht, und daß Rußland in Geld schwimmt: das 
Budget des Eisenbahnkommissariats beträst, angeblich für das 
laufende zweite Halbjahr, über 347 Milliarden Rubel („E. Sch.“ 
182.183) Pi) Dr>S: 


— Eisenbahnunglück bei Kiew. Nach einer „Times“-Meldune 
aus Warschau ist ein Verpflegungszug, der Lebensmittel aus der 
Ukraine brachte, bei Fastow in ‚der Nähe von Kiew entegleist. 
Es sollen 27 Personen getötet und 30 verletzt worden sein. 


‚nichts. verstehen und nur alles durcheinander 


Fremde Erdteile. 


— Eine neue Bahn im Kongogebiet zum Anschluß an die Kap- 
Kairo-Linie. Wie aus Brüssel gemeldet wird, zieht das Kolo- 
nialamt einen. Vorschlag in Erwägung zur Verbindung von Ba- 
sergo mit Bukama, der Station der Kapbahn. Basergo liegt in 
dem großen, .nach Süden: geöffneten Bogen des Kongo, wo der 
Nebenfluß des Kongo, Kassei, den Zufluß des Sarkuru erhält. 
Die Bahn würde 800 km lang werden und zwischen dem Kassei 
und Sarkuru ein reiches Ackerbaugebiet durchqueren und zur 
Versorgung von Katanga erschließen. Auf der anderen Seite ist 
Basergo auf dem Kongo und Kassei für Schiffe von 600 t er- 
reichbar. 


— Eine neue Eisenbahnlinie im ehemaligen Deutsch-Ost- 
Afrika. Die englische Regierung hat mit der Firma Norton 
Griffiths & Co. soeben einen Vertrag über den Bau einer neuen 
Eisenbahnlinie in der Kolonie Kenya, dem ehemaligen Deutsch- 
Ost-Afrika, abgeschlossen. Die neue Linie, die sofort in Angriff 
Senommen werden soll, und deren Kosten auf 2 Millionen Pfund 
Sterling veranschlagt werden, geht von Nakuru an der Uganda- 
Eisenbahn aus und hat als Endstation Turbo auf dem Uasin 
Gishu-Plateau. Es ist geplant, diese neue Strecke später nach 
Uganda hinein fortzuführen und sie so zu einem Bindeglied 
zwischen Mombasa und der Kap-Kairo-Strecke zu gestalten. 


— Die kanadischen Staatsbahnen. In einem Rundschreiben 
deuten die neugegründeten kanadischen Staatsbahnen einige 
Richtlinien an, die bei der Weiterentwickelunge der Eisenbahnen 
Kanadas befolgt werden sollen. Darin wird behauptet, daß nach 
der Verstaatlichung der Grand Trunk-Eisenbahn die kanadischen 
Staatsbahnen mit einer Streckenlänge von 36 000 km das größte 
Staatsbahnnetz der Welt darstellen; von den deutschen Reichs- 
eisenbahnen weiß also die Verwaltung der kanadischen Staats- 
bahnen nichts, sehr bezeichnend für. die Kenntnisse, die ihre 
Beamten über das- ausländische Eisenbahnwesen besitzen. Der 
Betriebsumfang dieses Eisenbahnnetzes wird noch dadurch ver- 
erößert, daß den Eisenbahnen auch Schiffsbetrieb, Paketverkehr, 
Telegraphendienst und Gasthofsbewirtschaftung angegliedert ist; 
in dieser Beziehung mag es wohl zutreffen, daß die kanadischen 
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Zeitung des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltu 


Staatsbahnen der größte einheitliche Betrieb sind. Sie werden 
von einem Staatseisenbahnamt — National Railway Board — 


geleitet; an seiner Spitze steht ein Präsident, dem eine Anzahl 


Vizepräsidenten und Direktoren beigegeben sind. Sie tragen die 
volle Verantwortung für die Leitung der Staatseisenbahnen, die 
nach kaufmännischen Gesichtspunkten betrieben werden sollen. 
Die Regierung befaßt sich nur mit den Richtlinien der. zu be- 
folgenden Eisenbahnpolitik. Das Staatseisenbahnamt entspricht 
nach. kanadischer Auffassung der bisherigen Generalversamm- 
lung der Aktionäre, nur daß an deren Stelle die Gesamtheit des 
Volkes ‚getreten ist, was aber ein etwas schiefer Vergleich ist. 
-Der Staat glaubt, daß er mit dem Erwerb der Grand Trunk- 
Eisenbahn ein gutes Geschäft gemacht hat; ihre Anlagen sind 
zwar umfangreicher, als es dem jetzigen Verkehrsbedürfnis ent- 
spricht, aber sie sind gut gebaut und in gutem Unterhaltungs- 
zustand, sowie. gut mit Betriebsmitteln ausgestattet. Die Roh- 
einnahmen sind höher als je zuvor, aber als Folgeerscheinung 
des Krieges sind auch hier die Überschüsse verschwunden und 
haben Fehlbeträgen Platz gemacht. Wenn’aber die Folgen des 
Krieges wieder überwunden sein werden, erwartet man, daß 
auch wieder das Gleichgewicht zwischen Einnahmen und Aus- 
gaben wird hergestellt werden. — Eine amerikanische Makler- 
firma hat soeben -einen Vertrag wegen der Übernahme von 
Schuldverschreibungen der Kanadischen Staatsbahnen im Be- 
trage von 25 Millionen Dollar abgeschlossen. Sie sollen 15 Jahre 
laufen und mit 6% unter Haftung durch die kanadische Regie- 
rung für Zinsen und Kapital verzinst werden. Schon im Oktober 
vorigen Jahres ist eine Anleihe in gleicher Höhe in Neuyork zu 
7%, rückzahlbar nach 20 Jahren, aufgenommen worden, wobei 
die Schuldverschreibungen zum Nennwert vergeben wurden. 


Allgemeines. 


— Rundreiseverkehr. 
tungen den Versuch, Einrichtungen, die der Verein ‚Deutscher 


Eisenbahnverwaltungen ins Leben gerufen und ausgebaut hat, - 


an sich zu reißen und unter neuem Namen, unter mißbräuch- 
licher Ausnutzung der vom Verein geleisteten Arbeit und der 
von ihm gewonnenen Erfahrungen aufzunehmen. 
dies mit dem Vereinswagenübereinkommen bereits geschehen ist, 
soll ietzt der vom Verein geschaffene und Jahrzehnte hindurch 


mit großem Erfolg immer weiter ausgebaute Verkehr auf zu- 


sammenstellbare Fahrscheinhefte (Vereinsreiseverkehr) unter 
belgischer Führung ‚,‚kopiert“ "und wiedereingerichtet werden. 
Welchen Eindruck diese Gründung auf Neutrale macht, ergibt 


sich aus einem Artikel, der in dem der schweizerischen Regie- 


rung nahestehenden „Berner Bund“ veröffentlicht- ist, und den 
wir — ohne die Verantwortung für die Richtiskeit der Zahlen 
und des Stimmverhältnisses zu übernehmen — hier folgen lassen. 
Rundreisebillette im internationalen .Ver- 
kehr. Vom Jahre 1922 an werden im internationalen Verkehr 
wieder Rundreisebillette ausgegeben, welche für Reisen von 500 
bis 1000 km eine Gültigkeitsdauer von 45 Tagen haben, von 1000 
bis 3000 km von 60 Tagen und von 3000 und mehr Kilometern 
von 90 Tagen; der Rabatt gegenüber den gewöhnlichen Billetten 
ist von den Bundesbahnen, ohne Rücksicht auf die Entfernung, 
auf 20% festgesetzt worden; Kinder von drei bis acht Jahren 
werden zum halben Preise befördert. In einer auf den 5. Ok- 
tober nach Brüssel einberufenen Ausschußsitzung sollen die 
Tarife festgesetzt werden. ö 
Der Vereinbarung gehören statutengemäß Mitglieder und so- 
genannte angeschlossene Verwaltungen (mit eigener Vertretung) 
und  beigefügte Verwaltungen : (ohne eigene 
an. Trotz schweizerischen und italienischen Bemühungen ge- 
lang es nicht, den Kreis der. Vollmitglieder über den Rahmen 
der Teilnehmer der. ersten Brüsseler Konferenz zu erweitern, 
womit de Deutsche Reichsbahn von der uneingeschränk- 
ten Mitgliedschaft ausgeschlossen ist. Angeschlossen sind fünf 
beleische Verwaltungen mit 17 Stimmen — die belgischen Staats- 
bahnen führen für eine erste zwölfjiährige Amtsperiode den Vor- 
sitz —, fünf englische Verwaltungen mit 22-23 Stimmen, die 
italienischen Staatsbahnen mit-41 Stimmen, die luxemburgische 
Prinz-Heinrich-Bahn mit zwei Stimmen, die Niederländischen 
Bisenbahnen mit 9 Stimmen und die Schweiz mit 10 Stimmen 
(Schweizerische Bundesbahnen 8, Lötschbergbahn 2). Die Ge- 
samtstimmenzahl beträgt, da die sieben beteiligten französischen 
Verwaltungen über 108 Stimmen verfügen, 210; die französi- 
schen Verwaltungen verfügen also für sich allein über 
die absolute Mehrheit, und da die Statuten keine Stimmrechts- 
beschränkung kennen, haben die Franzosen tatsächlich die Zu- 
lassung weiterer Mitglieder völlige in Händen. Auch 
im Verbandsvorstand, dem gewisse Kompetenzen delegiert sind, 
verfügen sie mit 18 von 34 Stimmen über die absolute Mehrheit. 
Eigentümlicherweise wurde ein Versuch der Bundesbahnen, auch 
für Schmalspurbahnen von erheblicher Bedeutung im internatio- 


als „höhere Gewalt“. 
Bekanntlich machen die Ententeverwal- 


Ähnlich wie 


höhere Gewalt verursacht worden ist und deshalb die Eis 


Vertretung) 


nalen Verkehr (konkret die Rhätische Bahn und die Montre 
Oberland-Bahn), die uneingeschränkte Mitgliedschaft zu 
langen, damit beantwortet, daß die Statuten nunmehr ausd 
lich diese Zulassung ablehnen. Dagegen sind die beteil 
Verwaltungen mit ihrem ganzen Netz, d. h. auch mit so: 
vollspurigen Linien beteiligt, die an Bedeutung bei weitem ni 
an gewisse Schmalspurbahnen heranreichen. Letzteres gilt a 
für fast alle der beteiligten vier belgischen Privatbahnen 
bei insgesamt 337 km über 5 Stimmen verfügen, die Schw 
rischen Bundesbahnen mit 2874 km dagegen nur über deren 
Man wird dadurch im Eindruck der Stimmengeometrie bestä 

Zu weiteren Bedenken muß die statutarische Bestimmung 
laß geben, daß die Verteilung der Verbandskosten im Verhä 
der Einnahmen aus den den einzelnen Verwaltungen zugete 
Rundreisebilletten erfolet. Aus dieser Abrechnungsart erh 
nämlich die Verkehrsstärke und -instradierung, und damit 
ein Material ausgeliefert, das bei den gegebenen Verhältn! 
der fremden Konkurrenz die Ergreifung geeigneter 
nahmen zur Umfahrung der Schweiz einseitig erleichter 

Man wird mit Recht vermuten dürfen, daß angesichts d 
Bestimmungen die schweizerischen Verwaltungen sich mit 
mischten Gefühlen und jedenfalls nur unter dem Zwang der \ 
hältnisse zum Beitritt entschlossen haben. Es bleibt abzuwar 
ob nicht die Verkehrskommission des Völkerbundes, in wel 
die Schweiz durch Direktor Dr. Herold vertreten ist, die 
teiligten zu einer Lösung zu veranlassen wenigstens versu 
wird,. die nicht von vornherein das Odium der Einseiti: 
trägt. : : 


Rechtspflege 
— Die Beraubung eines Güterzuges durch Leichtverwun 
Am 14. Oktober 1918 mußte ein Mil: 
zug mit Leichtverwundeten wegen Maschinenschadens in N 
brandenburg auf ein Güterzuggleis geleitet werden. Währen 
des dreistündigen Aufenthalts erwachten die schlafenden | 
daten, entdeckten die Waren des Güterzuges und eingen 
Plündern. Hierbei ist eine von der Firma Fränkel in Hambı 
an den Kaufmann D. in Neubrandenburg sesandte Kiste mi 
Waren beraubt worden. Kläger verlangt demgemäß Zahlu 
von 4730 MA von der General-Eisenbahndirektion in Schwe 
Das Landgericht Neustrelitz hat die Beklagte antra 
gemäß verurteilt, das Oberlandesgericht Rostock] 
sich jedoch der Auffassung der Beklagten angeschlossen u 
wegen des Vorliegens von höherer Gewalt die Klage ab 
wiesen. Im selben Sinne hat nunmehr das Reichsgerie 
mit folgenden Entscheidungsgründen erkannt: „ 
Berufungsgericht nimmt als erwiesen an, daß der Schaden 


kahn gemäß $ 456 HGB. für den Schaden nicht haftet. Der 
rufungsrichter stellt fest, daß bei der Plünderung etwa 50 
60 Personen mitgewirkt haben. Der Transportführer und 
ihm unterstellten Wachen haben die Plünderung nicht verhind 
können. Nun war allerdings der Generaldirektion bekann 
wiederholt Güterzüge durch die Insassen von Militärzügen 
raubt worden sind; deshalb nimmt der Berufungsrichte 
Recht an, daß die Generaldirektion verpflichtet war, die B 
hofsvorstände hiervon in Kenntnis zu setzen und sie zu 
sichtsmaßregeln anzuweisen. Allein er nimmt zugleich in. zu 
treffender Würdigung der gesamten Umstände an, daß, we 
eine ‘solche Anweisung erfolgt wäre, der Schaden gleichw 
nicht hätte vermieden werden können. Die Heranziehung ei 
militärischen Bewachung war nicht möglich, weil der Aufenthö 
des Militärzuges in Neubrandenburg ein unerwarteter, duı 
Maschinenschaden hervorgerufener war. Allerdings war zu ( 
hier fraglichen Zeit der Zustand der Lokomotiven ein derartige 
daß man stets mit Maschinenschäden zu rechnen hatte; trotz: 
wird man vernünftigerweise nicht an die Eisenbahnverwal 
das Verlangen stellen können, daß ihr allerorten für alle plö 
irgend nur. eintretenden Maschinenschäden zur Sicherung 
Güterwagen gegen Beraubung ein genügendes militärisches A 
gebot zur Verfügung steht. Auch würde die hierzu erforderli 
sroße Anzahl von Soldaten zu damaliger Zeit im Inlande 
haupt nicht zur Verfügung gestanden haben. Zumal in 
brandenburg, wo nach Aussage der Zeugen noch niemals 
derartige Plünderung vorgekommen war, konnte der Bahnh 
vorstand auch bei Anwendung der- gesteigertsten, den besondeı 
Verhältnissen angepaßten Sorgfalt ‘davon ausgehen, da 

militärische Transportführer nicht vollständig versagen w 
und daß von einem Militärtransport von Leichtverwun 
überhaupt keine derartige Gefahr zu erwarten sei. Daß der B 
"hofsvorstand in der Folgezeit bei Militärtransporten mi 
schen Schutz aus Neustrelitz herangezogen hat, ändert a 
Beurteilung - nichts, da es sich im vorliegenden Falle um 
‘ganz unvoraussehbaren Aufenthalt des Militärtransportzug 


iin, daß es der Beklagten ein Leichtes gewesen wäre, von der 
ubrandenburger Polizei einige Schutzleute zu erhalten, und 
Berufungsrichter ist im einzelnen hierauf nicht eingegangen. 
lein es kann ohne weiteres angenommen werden, daß auch 
e Anzahl von Polizeibeamten der Plünderung durch eine 
as 50-60 Personen bestehende, disziplinlose Horde machtlos 
egenübergestanden haben würde Dazu der Zeit, wo der 
itärzug vom Gleis 2 auf Gleis 30 umgesetzt wurde, die Mann- 
chaften schliefen, genügte der Bahnhofsvorstand seiner Sorg- 
tspflicht, wenn er dafür sorgte, daß ein Wächter zur Stelle 
r, da Plünderungen unter diesen Umständen nicht vorauszu- 
en waren. Der Berufungsrichter prüfte weiter, welche Maß- 
ahmen zur Verhinderung der Plünderung hätten getroffen 
erden können, und gelangte hierbei zu einem ganz negativen 
rgebnis. Ein vom Bahnhofsvorstand erwirktes Verbot, den 
ug zu verlassen, würde bei der damals herrschenden Stimmung 
der Truppen und der eingerissenen Disziplinlosigkeit die Gefahr 
voraussichtlich verschärft haben. Auch ein Umrangieren hätte 
lichts genützt. Ein Wegsetzen der in geschlossenen Wagen- 
gruppen stehenden Stückgutwagen war nach dem Bericht der 
u erugune Neubrandenburg ausgeschlossen, da dazu um- 

ngreiche Verschiebearbeiten erforderlich gewesen wären, wo- 
es an Zugkraft und Mannschaften fehlte. Auch war es nach 
der Aussage des Zeugen G. nicht angängig, die Güterwagen aus 
dem Bereich des Transports zu entfernen, da sie am nächsten 
'orgen für den Abeang des Güterzuges bereitstehen mußten. 
n Transportzug aber auf ein totes Gleis zu führen, war in 
ler Nacht gefährlich, Die Umstellung des Militärzuges von 
eis 2 auf Güterzuggleis 30 war notwendig, da das Gleis 2 
er andere Zugfahrten gebraucht wurde Auf. freier 
recke, wie der Kläger in der Revisionsbegründung sagt, 
ı Militärzug halten zu lassen, war bei einem dreistündigen 
\ufenthalt mit Rücksicht auf die dadurch herbeigeführte voll- 
dige Verkehrsstörung sicherlich ausgeschlossen. Die übrigen 
evisionsangriffe gehen ebenfalls fehl. Wenn auch der Ma- 
nenschaden zweifellos keine höhere Gewalt darstellt, so war 
och allein die Veranlassung für den dreistündigen Aufent- 
.des Zuges; er steht aber mit dem Schaden des Klägers nur 
sehr entferntem Zusammenhang. Hiernach ist der Kläger 
nit Recht abgewiesen worden, da im vorliegenden Falle höhere 
walt vorliegt.“ (Aktenzeichen: I. 417/20. — 7. 5. N 5 


Haftpflicht der Eisenbahn für Tötung von Vieh. Begriff der 
öheren Gewalt. Am 26. November 1917 überfuhr der von Meck- 
nburg nach Lübeck fahrende Frühzug der Beklagten (Mecklen- 
£ische Friedrich-Franz-Eisenbahn) auf Lübeckischem Staats- 
biete sechs Rinder des Klägers. Gegenüber dem dafür in der 
age geforderten Schadensersatz hat sich die Beklagte auf 
here Gewalt und eigenes Verschulden des Klägers berufen. 
"Das Landgericht Lübeck hat durch —. rechtskräftig gewordenes 
- Urteil vom 19. Februar 1920 die Klage unter folgender Be- 
ündung abgewiesen: 
„Nach $ 60,.62 des Lübecker Ausführungsgesetzes zum Bür- 
rlichen Gesetzbuche vom 30. Oktober 1899, die auf den vor- 
iegenden Streitfall anzuwenden sind, haftet die Beklagte für den 
eim Betriebe der Eisenbahn angerichteten Sachschaden, es sei 
n, daß dieser durch höhere Gewalt oder durch Verschulden 
Geschädigten verursacht ist, oder daß letzterer nach $ 831 
SB. für den Schaden einzustehen hat. 
Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme ist der streitige Un- 
ll auf höhere Gewalt zurückzuführen. Die überfahrenen Kühe 
aren nachts in einem früheren Ziegeleischuppen, der zu einem 
aufstall umgebaut war, untergebracht. Dieser wurde durch ein 
ecktor verschlossen, das von innen gegen die Mauern lehnt, so 
daß das Vieh es nicht aufdrücken konnte. In welcher Weise 
“das Hecktor, das abends durch das Überlegen einer Drahtschlinge 
verschlossen wurde, in der Nacht vor dem Unfall geöffnet und 
as Vieh ausgebrochen ist, läßt sich nicht mit Sicherheit auf- 
lären. Die Kühe sind dann an den Bahnkörper der nach Schlu- 
ip führenden Strecke der Nebenintervenientin (der Lübeck- 
jüchener Eisenbahngesellschaft) gelangt und zwischen dem End- 
punkte des am Bahnkörper entlang führenden Drahtzaunes und 
der Wakenitz hindurchgegangen, wo es an einer Einfriedigung 
fehlt: Die Böschung hinaufkletternd, sind sie dann, wie sich an 
en Fußspuren im Schnee hat verfolgen lassen, auf dem Bahn- 
örper der Nebenintervenientin entlanggegangen bis zu dem 
reffpunkt mit dem Bahnkörper der Beklagten. Auf diesem sind 
e darauf in rückwärtiger Richtung bis zur Unfallstelle gelau- 
, wo sie von dem aus Mecklenburg kommenden Frühzuge der 
klagten überfahren wurden. 
"Bei dieser Sachlage ist der Zusammenstoß des Zuges mit dem 
h als-ein Ereignis anzusehen, das ungeachtet aller irgend- 
lichen, durch die Umstände gebotenen Vorsicht von der Be- 
gten nicht abgewendet werden konnte. Wenn der Drahtzaun, 


a 


Nr. 40 
der den Bahnkörper der Nebenintervenientin sicherte, nahe der 
Wakenitz nicht weit genug fortgeführt war, um das Übertreten 
des Viehs zu hindern, so kann dies der Beklagten nicht zur 
Last gelegt werden, die gar nicht in der Lage war, an der ge- 
fährdeten Stelle Sicherheitsmaßnahmen zu treffen, . Sie konnte 
sich auch nicht dagegen schützen, daß über die Gleise der Neben- 
intervenientin Vieh auf den von ihr mit. dieser gemeinsam be- 
nutzten. -Bahnkörper gelangte und von hier aus, sich zurück- 
wendend, ihren eigenen Bahnkörper der nach Mecklenburg füh- 
renden Strecke betrat. Mit dieser Möglichkeit brauchte sie auch 
keineswegs zu rechnen. Hiergegen hätte es auch nichts genützt, 
wenn sie ihren Bahnkörper seitlich gegen die angrenzenden Fel- 
der mit einer Binfriedigung versehen hätte, so daß deren Fehlen 
im vorliegenden Falle gar nicht in Betracht gezogen werden darf. 
Daß die Kühe sich über den Bahnkörper der Nebenintervenientin 
auf ihre Gleise verlaufen hatten und von dem Zuge überfahren 
wurden, war daher für sie ein unvorhersehbarer und unabwend- 
barer Zufall, der als höhere Gewalt zu bezeichnen ist. 

Hiernach ist die Beklagte für den eingetretenen Schaden nicht 
verantwortlich und die Klage abzuweisen.“ 


'Bücherschau. 


— Die Beseitigung der Kohlennot. 
sichtigung der Elektrotechnik. Von Dr.-Ing. e. h. G. Dett- 
mar, Generalsekretär des Verbandes Deutscher Elektrotech- 
niker. Mit 45 Abbildungen. Berlin W. 9. Verlage von Julius 
Springer 1920. Preis 10 #. 

Das Buch gibt wertvolle Aufschlüsse über die voraussichtliche 
Gestaltung der Kohlenlage Deutschlands für die nächste Zeit 
und darüber, wie die derzeitige Kohlennot in möglichst kurzer 
Zeit wesentlich gebessert und schließlich ganz beseitigt werden 
kann. Für die Beurteilung dieser für das gesamte Wirtschafts- 
leben außerordentlich wichtigen Frage darf der Verfasser durch 
seine langjährige Tätigkeit als Leiter der Abteilung „Elektri- 
zität“ des Reichskommissars für die Kohlenverteilung und Elek- 
trizitäts-Wirtschaftsstelle als durchaus zuständig gelten. Das 
Buch lehrt, wie durch vermehrte Gewinnung der Brennstoffe, 
Verringerung des Verbrauchs z.B. durch Umstellung auf Braun- 
kohle, Ausnutzung der Wasserkräfte, bessere Wärmewirtschaft 
und durch weitgehendste Verwendung geringwertiger Brenn- 
stoffe z. B. Steinkohlengrus, Kohlenstaub, Kohlenschlamm, 
Koksasche, Lokomotivlösche, Sägemehl, Gerberlohe, Waldstreu, 
Schilf, Ölschiefer usw. der Kohlennot entgegenzuwirken ist; auch 
der Müllverbrennung ist, Beachtung geschenkt. 

Nachdem auch noch in diesem Zusammenhange auf die Be- 
deutung‘ der Beförderungsverhältnisse, Entlastung der Beför- 
derungsmittel und auf deren Verbesserung aufmerksam gemacht 
worden ist, bringt die insbesondere für alle Ingenieure, In- 
dustrielle und Volkswirtschaftler hervorragend wichtige Abhand- 
lung in dem Schlußkapitel u. a. eine in nachfolgendem wieder- 
gegebene Listederzur BeseitigungderKohlennot 
zu ergreifenden Maßnahmen: Erhöhung der Beleg- 
schaft der Kohlengruben. Bau von Wohnungen für die Bergar- 
beiter. Steigerunz der Arbeitsleistung der Bergarbeiter. Ver- 
besserung der Betriebseinrichtungen in den Gruben. Vermeh- 
rung der Zahl der Gruben (Sehächte). _ Hebung der Güte der 


Unter besonderer Berück- 


Kohle. Verbesserung der Wäschen und der maschinellen Ein- 
richtungen. Verminderung der Verluste im Bergbau und des 


Selbstverbrauches der Zechen. Verbesserung der Arbeitsver- 
hältnisse in-den Gruben. Vermehrung der Torfgewinnung, des 
Holzeinschlages (vorübergehend) und der Petroleumgewinnung. 
Sparsamkeit an allen Stoffen, für deren Herstellung Brennstoffe 
aufgewendet werden. Ausnutzung der Wasserkräfte zu allen 
Stunden des Tages und der Nacht. Ausnutzung von Ebbe und 
Flut und der Bewegung der Wellen. Ausnutzung des Windes, 
der Sonnenstrahlen und der Erdwärme. Gewinnung elektrischer 
Arbeit aus der Luft. Direkte Arbeitserzeugung aus der Kohle. 


Vergasung der Kohle und geringwertiger Brennstoffe. Ver- 
besserung der Heizeinrichtungen. Verbindung der Heiz- und 
Kraftanlagen. Weitgehendste Verwertung der Abwärme. Vor- 


benutzunze von Dampf für Heizzwecke. Verbesserung der in- 
dustriellen Feuerungen. Bessere Ausbildung der Heizer. Spar- 
samkeit beim Kohlentransport. Sachgemäße Betriebskontrolle. 
Verwendung von Kohlenstaubfeuerungen. Speisewasser-Vor- 
wärmung. "Ausnutzung des Abdampfes von Speisepumpen und 
des Kondensats von Wasserabscheidern, Ausnutzung des Ab- 
blasewassers von Kesseln und der Abwärme von Dynamos und 
Motoren. Steigerung des Dampfdruckes in Kraftwerken. Ver- 
besserung der Kesselanlagen in Kraftwerken. Weitgehendste 
Beseitigung von „Spitzen“ und Einsenkungen bei den Kraft- 
werken. Erhöhung der Nachtbelastung bei den Kraftwerken. 
Ausführung von Kuppelungsleitungen zwischen benachbarten 
Kraftwerken. Anschluß- von Einzelanlagen, soweit sie wärme- 
wirtschaftlich schlecht arbeiten, an elektrische Kraftwerke. An- 
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schluß kleiner Elektrizitätswerke, 
Kraft- und Lichtverbraucher 
des elektrischen _ Betriebes der 


von Haltestellen: 


Zweckmäßige Ausnutzung. der 


Weitgehendste Ausnutzung des 


Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwal M 


Eröffnung von Stationen. 
Eisenbahndirektionsbezirk Osten 
der Strecke Schneidemühl-Köniesblick 


Der an 


sonenhaltepunkt „Friedrichstein“ 


Am 1. Oktober 
worden: 


1. Die 3,28 km lange Neubaustrecke Uslar-Uslar Stadt: 

vollspurigen Nebenbahn Uslar-Schönhagen 
einbahnstrecken der Eisenbahndirekton Cassel, 

2. die 0,631 km lange vollspurige Verbindungsbahn Lünen 


der 


Amtliche Bekanntmachungen. 
| 


1. Eröffnung von Stationen. 


Der an der Strecke Schneidemühl-Usch 
(Czarnikau) gelegene  Personenhalte- 
punkt Uschhauland wird mit Gültigkeit 
vom 10. Oktober 1921 eröffnet. (893) 
Charlottenburg, 26. September 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Der an der Strecke Schneidemühl- 
Königsblick gelegene Personenhalte- 
punkt „Friedrichstein“ (Netzekreis) ist 


am 2. September 1921 für den Personen- 
verkehr eröffnet worden. (876) 
Charlottenburg, 22. September 1921. 
Eisenbahndirektion Osten. 


2. Fahrpläne. 


Die für die Arbeiterbeförderung vor- 
gesehenen Züge der Strecken Gotha- 
Fröttstädt - Waltershausen, Gotha - Ohr- 
druf - Crawinkel, 
Gotha-Bufleben-Großenbehringen, Gotha- 
Ballstedt-Tennstedt, Tambach-Georgen- 
thal (Th.), Erfurt-Kühnhausen-Langen- 
salza, Erfurt-Artern,  Erfurt-Greußen, 
Meiningen-Themar-Schleusingen, Strauß- 
furt-Sömmerda, Weißenfels-Zeitz, Jena- 
Saalfeld _(8.), Zeitz-Camburg (83. Co- 
burg-Rossach, Coburg-Rodach, Coburg- 
Sonneberg-Ernstthal a. Rs Ebersdorf b. 
Coburg-Neustadt b. Coburg, Hildburg- 
hausen-Lindenau-Friedrichshall, Sonne- 
berg-Stockheim, Zella-Mehlis-Schmalkal- 
den-Kleinschmalkalden verkehren, soweit 
für sie im Winter eine vom Sommer ab- 
weichende Lage bisher vorgesehen war, 
ab 1. Oktober bereits in dem. Winter- 
Fahrplan. Die Fahrzeiten können aus 
den Aushangfahrplänen auf den Bahn- 
höfen ersehen werden. (871) 

Erfurt, den 27. September 1921. 

Eisenbahndirektion. 


3. Güterverkehr, 


Gemeinschaftliches Heft CIb 
(Stationstariftafeln usw.). — Tiv. 200. 
Mit Gültigkeit vom 6. Oktober 1921 


Gotha - Mühlhausen, 


soweit sie wärmewirtschaft- 
lich schlecht arbeiten, an große Kraftwerke. 
zur Sparsamkeit. 
Vollbahnen., 

Fahren bei den elektrischen Straßenbahnen und Verringerung 
Einführung von Kugel- 
Verbesserung der Antriebe in den Fabriken und beim Handwerk. 
Beleuchtung. 
Werkmeister und Arbeiter zur Sparsamkeit mit Kraft und Licht. 
Weitgehendste Ausnutzung geringwertiger Brennstoffe. 
‚nutzung des Mülls zur Kraft- und Lichterzeugung, 
rung der Beförderungsverhältnisse der Kohle. 
Lokomotiven und Wagen und Zustandsverbesserung derselben. 
Wassertransportes. 


(Netzekreis) 
2 September 1921 für den Personenverkehr eröffnet worden. 


Zurechnung neuer Strecken zu den Vereinsbahnstrecken, 
sind den Vereinsbahnstrecken 


Erziehung der | Wege. 
Durchführung sung, 
Wirtschaftliches 


und Rollenlagern. | Sparmaßnahmen. 


Erziehung der 


Aus- 
Verbesse- 
Vermehrung der 


Weit- | aufzunehmen. 


Süd-Lünen Nord den Vereinsbahnstrecken der E 8 
bahndirektion Essen und 
3. die 7,84 km lange Teilstrecke K lingenberg- c 0 
nitz-Naundorfb Freiberg (Sa.): der. schmals 
- Nebenbahn L- 
'Vereinsbahnstrecken der Eisenbahn- “ea ) 


in Berlin. 
gelegene Per- ‘ 
ist am 
gen 
den 


zugerechnet Dresden. 


Ändern: ung von Statiohsnamen. 
Eisenbahndirektionsbezirk Hannover. | 
Oktober 1921 ‘hat der an der Bahnstrecke Leese-Stolzen3 
Stadthagen belegene Bahnhof IV. Klasse Zwee die Bez ( 
nung Baceum Reichsb. erhalten. Be 


den Ver-, \-T, 


ab werden die im Verkehr mit den Bahn- 
höfen der Nebenbahn Rhein-Ettenheim- 
münster zu erhebenden Frachtzuschläge 
erhöht. 

Näheres enthält ‘die am 6. Oktober 
1921 erscheinende Nummer des Tarif- 
anzeigers. Das alsbaldige Inkrafttreten 
der Erhöhungen gründet sich auf die 
vorübergehende Änderung des 8 6 der 
Eisenbahn - Verkehrsordnung (R.-G.-Bl. 
1914, Seite 455). Auskunft geben auch 
die beteiligten Güterabfertigungen so-. 


wie das Auskunftsbüro, hier, Bahnhof 

Alexanderplatz. (900) 
Berlin, den 3. Oktober 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Binnen-Gütertarif für die vollspurigen 
Linien der Reichseisenbahnen 
Sächsisches Netz — Teil II, Heft 1. 
Mit sofortiger Gültigkeit ist in Ab- 
schnitt F III das Wägegeld für Einzel- 
verwägung von Waegenladungsgut in 
Dresden für Umschlagsgeut auf 27 3 
und für Ortsgut auf 30 D) festgesetzt 
worden. (898) 
Dresden, den 29. September 1921. 
Eisenbahn- Generaldirektion. 


Ausnahmetarif für Düngemittel Tiv. 2 en 
Gemeinsames Heft CIb (Stationstarif- 
tafeln usw.) Tiv. 200. 


Mit Gültigkeit vom 1. Oktober 1921 


treten dem Ausnahmetarif für Dünge- 
mittel bei: die Köln-Bonner Eisenbahnen, 


‚die Lausitzer Eisenbahn, die Neustadt- . 


Gogoliner Eisenbahn, die Osterwieck- 
Wasserlebener Eisenbahn, die Reinicken- 
dorf - Liebenwalde - Groß Schönebecker 
Eisenbahn und die Ruppiner Eisenbahn. 

Gleichzeitig erhöhen ihren- Frachtzu- 
schlag für die im Ausnahmetarif ge- 
nannten Düngemittel: die Lausitzer 
Eisenbahn, die Meppen-Haselünner Eisen- 
bahn, die 
Eisenbahn und die Ruppiner Eisenbahn. 

Schließlich tritt mit Gültigkeit vom 
gleichen Tage bei 


Österwieck - Wasserlebener _ 


der Braunschweig- 


sehendste Verwendung der Arbeihaubensabe auf lee 
Einschränkung der Brikettverwendung zur Krafter 
Großzügige und einheitliche Behandlung aller Mögli 
keiten für die Arbeitsübertragung. Weitgehendste Aufkläru 
des Volkes über die Notwendiekeit und Durchführbarkeit. 
Durchführung von Auebildune ER 
schließlich Benutzung des Films zur Aufklärung. 

Der Verfasser ist: sich völlig im klaren darüber, daß es natu 
gemäß nicht möglich ist, alle diese Forderungen in kurzer Zi 
zu erfüllen; er ist sich der Schwierigkeiten bewußt, die der Vi 
wirklichung vieler seiner Vorschläge entgegenstehen. G 
wir uns der Hoffnung hin, daß es den deutschen Ingenieuren 
lingen wird, die von Dettmar angeregten Arbeiten mit Er 
Wo ein Wille ist, da ist auch ein Weg! 


. geben die beteiligten Güterabfertigung 


- .Hbf., 


‚gelten. 


herigen Entfernungen im. 
deutsch-sächsischen Güte 
zwischen Eger und Hof Hbf.,‘ soweit 


‚ letztere Station noch Entfernungen 


: Gemeinsamen 


"> 


Klingenberg-Colmnitz-Oberdittmannsd. 


Schöninger Eisenbahn eine Ermäßi 
einzelner Frachtzuschläge ein. Ausk 


sowie das Auskunftsbüro, hier, Bahn. 
Alexanderplatz. 
Berlin, den 26. September 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Deutscher Seehafenverkehr mit Süd- 
deutschland. Westdeutsch - Sächsisel hör 
Güterverkehr. 

Mit Gültigkeit vom 1. Oktober : 
werden die Stationen Eger Bes. und 
letztere soweit sie nicht berei 
den deutschen Seehafenverkehr mit S 
deutschland einbezogen war, im 
kehr mit sämtlichen Nordseehäfen 
den Ostseehäfen Flensburg, Hassee, R 
Lübeck und Schlutup in den Tarif 
genommen. . Ferner werden ° beso 
Entfernungen für Eger Bes. eingef 
die nur bei Leitung über Marktre 


Zum gleichen Zeitpunkt treten die 


standen, im Verkehr mit sämtlie 
Nordseehafenstationen sowie den OÖ 
häfen Flensburg, Hassee, Kiel, Lübt 
und Schlutup außer Kraft. Näheres 

Tarif- und Verke] 
anzeiger. (8 
Hannover, den 27. Senlenber 192 


Eisenbahndirektion. Sa 


Binnen-Giitertarif für die Yollapı 
Linien der ' Reichseisenbahnen 
- Sächsisches Netz — Teil II, Heft 1. 
Mit Gültigkeit vom 10. Dezember 
wird die Bestimmung unter A. 3, ne 
fend die Aufgabe mehrerer "w 
ladungen mit einem ‚Frachtbriefe, 
gehoben. CL 
Dresden, am 29. Bentembar- 1921 E 
Eisenbahn- Generaldirektion. 


B. Ehröing 
0. Oktober 1921. 


0 BE ikteldeufsch-Sächsischer Verkehr. 

- Mit Gültigkeit vom 25. September 1921 
yird die Station Straisund Vorstadt in 
en Tarif einbezogen. 

- Auskunft geben die beteiligten Güter- 
bfertigungen sowie das Auskunftsbüro, 
ier, Bahnhof Alexanderplatz. (877) 
Berlin, den 19, September 1921. 

= Eisenbahndirektion. 


| Reichseisenbahnen, Sächsisches Netz, 
Binnen-Gütertarif ideen die 
Eollspurisen Linien, Teil II, 
} Inattelas: 

=. Mit Gültiskeit vom 1. ‘November 1921 
wird der Abschnitt D, Übergangstarif 
ir den Verkehr mit der Kleinbahn Gör- 
itz-Weißenbere (Sa.) und der elektri- 
hen Straßenbahn Hohenstein-Ernstthal- 


Isnitz (Erzgeb.) gestrichen. Das als- 
dige Inkrafttreten der Erhöhung 
indet sich auf die vorübergehende 


derung des $ 6 der Eisenbahn-Ver- 


Dresden, 28. September 1921. (875) 


Eisenb. -Generaldirektion. 


-  — Deutsch-Dänischer Tiertarif, 
Am 1. November 1921 tritt Nachtrag 
Il in Kraft. Sofern im deutschen Ver- 
hr die Frachtsätze erhöht werden, wer- 
en die deutschen Schnittsätze ebenfalls 
tsprechend erhöht werden. (880) 
- Altona, den 28. September 1921. » 

3 ; Eisenbahndirektion, 

nam ens der Verbandsverwaltungen. 


che Eisenbahn-Güter- und Tier- 
- —  tarife, Teile I und II, 

- Vom 1. November 1921 ab - werden 
mtliche Frachten im Güter- und Tier- 
Be um 30° v. H. erhöht. Gleichzeitig 


Vebengebühren Erhöhungen ein. 
Aus diesem Anlaß werden zum 1, 
er 1921 neu ausgegeben: 
Der Nachtrag V zum Deutschen 
Eisenbahn-Gütertarif, Teil I, Abtei- 
lung B mit Erläuterungen und Ent- 
scheidungen vom 1. Dezember 1920; 
der Nachtrag III zum Deutschen 
- Eisenbahn-Tiertarif, Teil I vom 
1. Dezember 1920; n 
3. Nachträge zum : Deutschen Eisen- 
- bahn-Gütertarif, Teil II, Heft A vom 
15. August 1919 nebst Anhängen; 
4. der Frachtsatzzeiger (Heft C Ia, 
-— Tiv. 200) unter Aufhebung des vom 
2.1. April 1921 ab’ gültigen Frachtsatz- 
 zeigers; 
BD. der Nachtrag VII zum Heft CIb: 
 Frachtsätze, gültig vom 15. Mai 1920; 
der: deutsche Eisenbahn - Gütertarif, 
Bares rr,; Heft -G IE (Tfv.5 und. 2003: 
. Ausnshmetarife, unter Aufhebung 
- der vom 1. Dezember 1920 ab gül- 
tigen Hefte © II nebst Nachträgen; 
. der Nachtrag I zum Ausnahmetarif 
für die regelmäßige Beförderung von 
- Milch (Tiv. 2a) vom 1. Juli 1921; 
. der Nachtrag I zum Ausnahmetarif 6 
für Steinkohlen usw. (Tfv. 1101) 
we vom-1. April 1921. 
Im Tierverkehr werden die Fracht- 
ätze des vom 1. Dezember 19% ab gül- 
tigen Tierfrachtzeigers (Tfv. 1504a) vom 
1. November 1921 ab verdoppelt. Die vom 
April 1921 ab gültige Umrechnungs- 
afel zum Tierfrachtzeiger wird zum 
leichen Zeitpunkt aufgehoben. 
Die verkürzte Veröffentlichungsfrist 


No- 


st auf Grund der vorübergehenden 
derung des $S 6 der PISSERBEREN 
hrsordnung IB ZB 1914, 8. 455) 


- einbezogen. 


ehrsordnung (R.-G.-Bl. 1914, Seite 455). 


ten auch bei den in den Güter- und 
fiertarifen enthaltenen Mindest- "und 
jnderfrachtbeträgen sowie bei den 


‘ den Tarifanzeigern. 


Die neuen Drucksachen können etwa 
vom .20. Oktober d. J. ab bei den 
deutschen Eisenbahnverwaltungen, in 
Berlin bei dem Auskunftsbüro (Bahnhof 
Alexanderplatz) käuflich bezogen werden. 

Berlin, den 29. September 1921. 

Eisenbahndirektion. (874) 


Sr eußisch-Hessisch-Bayerischer 
Tierverkehr. 
Mit sofortiger Gültigkeit werden die 
Stationen Brühl, Eschweiler (Eifel) und 
Stolberg des Bezirks Köln in. den Tarif 
Näheres bei den beteiligten 
Abfertigungsstellen. (879) 
Erfurt, den 27. September 1921. 
Eisenbahndirer 0% 


Württ. Binnen-Gütertarif (Tfv. 39a). 
Am 1. November 1921 tritt der Nach- 
trag 3 (neue Folge) in Kraft, der haupt- 
sächlich die durch die allgemeine Tarif- 
erhöhung bedingten Änderungen enthält. 
Stuttgart, den 30. September 1921. (892) 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


Badischer Binnengütertarif Teil II und 


Heft C Ib des deutschen Eisenbahngüter- 
tarifs. 

Mit sofortigerGültiekeit erhält die*) An- 
merkung zu den Zuschlagstafeln zur Be- 
rechnung des Auslandszuschlags im Ver- 
kehr mit Italien und Südfrankreich fol- 
gende Fassung: „Soweit die Zuschläge 
bei Entfernungen von 1—40 km im Ver- 


kehr mit der Schweiz geringer sind, en 


den nur diese berechnet.“ 
Karlsruhe, den 30. September 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


887) 


Badisch-Pfälzischer Gütertarif, 

Auf 1. November 1921 wird: der Fracht- 
satz des Ausnahmetarifs 4d für rohe 
Gipssteine von Neckarzimmern nach Lud- 
wigshafen (Rhein) um 30 % erhöht. 
Näheres in unserem Tarifanzeiger. (883) 

Karlsruhe, den 29. September 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


Deutsch-italienischer Güterverkehr über 
Brenner, Tarvis, Piedieolle und-Postumia. 


Kundmachung vom 1-Oktober 


1921. 

Mit Wirkung vom 1. Oktober 1921 tritt 
eine neue Kundmachung in Kraft. 
Hierdurch wird die Kundmachung vom 
15. März 1921 samt den hierzu erlassenen 
Ausschreiben aufgehoben. 

- Die neue Kundmachung enthält wesent- 
liche Änderungen über die Frachtzahlung, 
die Zulassung von Nachnahmen und In- 
teressedeklaration für jenen Verkehr, für 
welchen in dem mit Wirkung vom 1. Ok- 


tober 1921 zur Einführung gelangenden 


direkten deutsch-italienischen Tarif über 
Brenner und Tarvis Schnittsätze nicht 
enthalten sind. Preis 50 Pf. (884) 
München, den 26. September 1921. _ 
Tarifamt 
beim Reichsverkehrsministerium, Zweig- 
stelle Bayern. 


Bad.-Württ.-Bad.-Pfälz.- und Württb.- 
Pfälz. Güterverkehr. 

Auf 1. November 1921 werden - die 
Frachtsätze des Ausnahmetarifs 3b für 
Steinsalz um 30 % erhöht. Näheres in 
(882) 
Karlsruhe, den 29. September 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion., 


Staats- und Privatbahn-Güterverkehr. 

Mit Gültiekeit vom 1. Oktober 1921 
werden die Teilhefte BII 18, 22, 34 und 
35 neu herausgegeben. Hierin sind die 
Nachträge 1—16 eingearbeitet. : Preis für 
das Teilheft 16 HM. 
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Die Hefte sind zu beziehen durch die 
Güterabfertigungen sowie das Auskunfts- 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. (881) 

Berlin, den 24. September 1921. 

Eisenbahndirektion. 
Deutsch-italienischer Güterverkehr über 
Brenner und über Tarvis. 

Am 1. Oktober 1921 tritt ein direk- 
ter Tarif für die Beförderung von be- 
stimmten Gütern zwischen Stationen der 
italienischen Eisenbahnen einerseits und 
Stationen der deutschen Reichsbahn, der 
Lübeck-Büchener Bahn und der Grenz- 
station Lindau-Reutin andererseits über 
die oben bezeichneten Übergänge in 
Kraft. 

Der Tarif ist eine vorläufige Maß- 
nahme, durch welche dem dringendsten 
Verkehrsbedürfnis Rechnung getragen 
werden soll. Er enthält daher zunächst 
nur Sätze für die wichtigsten Stationen 
und nur für folgende Güter in Wagen- 
ladungen: 

. Frische Blumen als beschleunigtes 

Eilgut aus Italien; 


2. Lebendes Geflügel als Eilgut aus 
Italien; 

3 Lebensmittel als Frachteut aus 
Italien; _ 

4, Bier als Frachtgut nach Italien; 

5, Güter aller Art im Durchgang durch 


Italien. 

Die Frachtbereehnung für den außer- 
italienischen Schnitt II erfolgt nach den 
Sätzen der Reihe C. 

Änderungen in der Anwendung der für 
den außeritalienischen Schnitt I in drei 
Reihen im Tarif enthaltenen Sätze wer- 
den durch Schalteranschlag bekanntgege- 


ben. — Preis 5 M (885) 
München, den 26. September 1921, 
Tarifamt 


beim Reichsverkehrsministerium, 
Zweigstelle Bayern in München. 

Westdeutsch-Südwestdeutscher Güter- 

verkehr. 

Am 1. November 1921 treten die beson- 
deren Tarifhefte 1, 2 und 3 in Kraft. 
Sie - enthalten den Entfernungszeiger 
für den Verkehr zwischen den zu den 
ehemaligen preuß.-hess. Tarifgruppen III 
und IV gehörenden Reichsbahnstationen 
der Direktionsbezirke Altona, Cassel, El- 
berfeld, Essen; Frankfurt (M.), Hanno- 
ver, Köln, Magdeburg, Mainz, Münster, 
Oldenburg und Trier, nebst den Stationen 
der anschließenden Privateisenbahnen, 
ferner der niederländischen Staatseisen- 
bahnen (Stationen auf deutschem Gebiet) 
einerseits und den Stationen des 

badischen Netzes (Heft 1); 
bayrischen (pfälzischen) Netzes 
(Heft 2); 
württembergischen Netzes (Heft 3); 
der Reichsbahnen nebst anschließenden 
Privatbahnen anderseits. 

Gleichzeitig werden aufgehoben: 

1. die besonderen Hefte 1, 2, 4 des west- 
deutsch-südwestdeutschen Verkehrs 
vom 1, Februar 1908 nebst allen 
Nachträgen; 

2. die besonderen Hefte 5, 6 und 8 des- 
selben Verkehrs vom. 1. März 1907 
nebst allen Nachträgen. Es bleiben 
jedoch bis auf weiteres in Geltung: 
a) die Hefte 2 und 6 für den Verkehr 

zwischen den saarpfälzi- 

schien Stationen einerseits und 
den Stationen der nördlichen End- 
bahnen anderseits. 

.der gemeinsame Nachtrag zu den 

Heften 5, 6 und 8 vom 1. Septem- 

ber 1920, enthaltend die Entfer- 

nungen für den Verkehr zwischen 
den Stationen des Saargebiets 


b 


mi 
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einerseits und den Stationen des 


badischen, bayerischen _ (pfälzi- 
schen) und  württembergischen 


Netzes der Reichsbahnen ander- 
seits. = 

3. Die Vorschriften über die Abferti- 

zung von Gütersendungen im Ver- 

kehr zwischen badischen und würt- 

tembergischen Stationen ° ‚einerseits 


und linksrheinischen sowie verschie- 


denen rechtsrheinischen preußisch- 
hessischen Stationen anderseits, wäh- 
rend der Besetzung der linksrheini- 
schen Gebiete, Tarifhefte 5 und 8 
vom 20. November 1919, hinsichtlich 
der Tarifbildung. Die in diesen Vor- 
schriften vorgesehenen Bestimmun- 
zen über die Verkehrsleitung bleiben 
aber in Geltung. 

4, Die Entfernungen - der Stationen 
Eberbach, Mannheim und Weinheim 
im Staats-"und Privatbahngütertarif, 


soweit in dem neuen Tarifheft 1 für. 


die genannten drei Stationen im Vier- 
kehr mit preußisch-hessischen Statio- 
nen Entfernungen vorgesehen sind. 

5. Die Entfernungen der Stationen De- 
denhausen, Dollbergen und Immensen-= 
Arpke im Tarif für den mitteldeutsch- 
sidwestdeutschen Verkehr, Hefte 1, 2 
und 4. 

6. Die Entfernungen zwischen den Sta- 
tionen Bad Münster am Stein und 


Staudernheim einerseits und den pfäl- 


zischen Stationen anderseits im pfäl- 
zischen Binnengütertarif. Die Entfer- 
nungen der Stationen Bad Münster 
am Stein und Staudernheim mit den 
saarpfälzischen Stationen bleiben je- 
doch bis zur Ausgabe eines besonde- 
ren Tarifs für den Verkehr der Saar- 
bahnen mit den Reichseisenbahnen 
weiter bestehen. 

In den neuen Tarifheften sind Entfer- 
nuneserhöhungen bis zu 3 km durchge- 
führt. Das alsbaldige Inkrafttreten der 
Erhöhungen gründet sich auf die vorüber- 
gehende Änderung des $ 6 der KEisenbahn- 
Verkehrsordnung (R.G.Bl. 1914, S. 455). 

Nähere Auskunft erteilt unser Tarif- 
büro in Frankfurt (M.). (891) 

Frankfurt (Main), 30. September 1921. 

* - Eisenbahndirektion. 


Gemeinschaftliches Heft CIb (Stations- 


tariftafeln usw.). — Tiv. 200. 

Für den Zeitraum vom 
31. Oktober 1921 (einschl.) werden im 
Verkehr mit den Bahnhöfen der Köln- 
Frechen-Benzelrather Eisenbahn -Fracht- 
zuschläge erhoben. 

Näheres enthält die am 6. Oktober 1921 
erscheinende Nummer des Tarifanzeigers. 
Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhungen gründet sich auf die vorüber- 
zehende Änderung des $ 6 der Eisen- 
bahnverkehrsordnung (R.G.Bl. 1914, 
Seite 455). Auskunft geben .auch die be- 
teiligten Güterabfertigungen sowie das 
Auskunftsbüro, hier, Bahnhof Alexander- 
platz. (894) 

Berlin, den 1. Oktober 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Erste Donau-Dampfschiffahrts-Gesell- - 


schaft. 
Einführune eines neuen Ge- 
bührentarifs Für die :LaDer* 


häuserin Wien Il »Präterkai- 
FELrUChtDIRLZ: 

Ab 4. Oktober 1921: wird ein neuer (re- 
bührentarif für die- Lagerhäuser der 
ürsten  Dohau - Dampfschiffahrts - Gesell: 
schaft in Wien Il, Praterkai-Fruchtplatz, 
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eingeführt, welcher Gebührenansätze und 
Bestimmungen enthält. Durch diesen Ta- 
rif wird. der gleichnamige Tarif vom 
5. Juli 1921 aufgehoben. 

Der Tarif ist durch die Direktion in 
Wien, durch Vermittlung der. gesell- 
schaftlichen Stationen, sowie durch die 
Zentralverkaufsstelle für 
Wien I, Biberstraße 16, zum Preise von 
(896) 
Wien, am 1. Oktober 1921. 

7.100.644 Tor 


Tschechoslowakischer Donau - Umschlag- 


verkehr über Bratislava und Komarvo. 
Gütertarif Teil LI. 
Ereänzung. 
Zufolge der Eröffnung der Station 


Bezdän in dem von der Ersten Donau- 
Dampfschiffahrts-Gesellschaft und dem 
Schiffahrts-Syndikate S.H.S. bedienten 
Expreßschiffsverkehre ist mit Gültigkeit 
vom 25. September a. c, auf Seite 48 des 
obenbezeichneten Tarifes in der Tabelle 
unter 2a (Frachtsätze für Expreßgut) 
zwischen Mohäcs und Alimas die Station 
Bezdän mit einem Frachtsatze von 12 570 
Para für 100 kg nachzutragen. 
Wien, am 18 September 1921. (890) 
Erste Donau-Dampfschiffahrts-Gesell- 
schaft, er 
namens der beteiligten Verwaltungen. 


5. Personen- und Güterverkehr. 


Rinteln-Stadthagener Eisenbahn. 

Es findet eine Erhöhung der Tarifsätze 
für Güter ab 1. November und für Per- 
sonen, Gepäck und Expreßgut ab 1. De- 
zember d. J, statt. x (888) 

Rinteln, den 29. September 1921. 

Rinteln-Stadthagener Pisenbahn-Gesell- 
‚schaft, 


Württembergische Nehenkahnen, 
Aktiengesellschaft zu Stuttgart. / 
Auf der Härtsfeldbahn, Reutlingen-Gön- 


ninger Bahn und Strohgäubahn werden 


am 1. November d. J. die Güter- und Tier- 
tarife, am 1. Dezember d. J. die Personen-, 
Gepäck- und  Expreßguttarife erhöht. 
Näheres bei der unterzeichneten Direk- 
tion. - (878) 
Stuttgart, den 29. September 1921. 
Direktion N 
der Württembergischen Nebenbahnen. 


6. Personen- und Gepäckverkehr. 


Brandenburgische Städtebahn-Aktien- 

gesellschaft. 

Vorbehaltlich der Genehmigung durch 
die Aufsichtsbehörde gelangt am 1. De- 
zember d. J. ein Nachtrag zum diesseiti- 
gen Binnen-, Personen- und Gepäcktarif 
zur Einführung, durch welchen die Fahr- 
preise, Frachtsätze und Gebühren erhöht 
werden. (889) 

Berlin, den 30. September 1921. 

Die Direktion. x 


7. Verdingungen. 


Die Erd-, Maurer-, Asphalt-, Schmiede-, 


Zimmer- und Stakerarbeiten zum Bau 
eines Dienstwohngebäudes auf Bahnhof 
Tegel sollen in zwei Lösen und zwar: 


Los I: Erd-, Maurer-, Asphalt- und 
E Schmiedearbeiten, 
Los II: .Zimmer- und- Stakerarbeiten 


öffentlich verdungen werden. _ 


Tarife .. in -1 


Berlin SO 


\ 


. letztgenannte 


- wagen, und zwar: 


' nebst Angebotbogen 


"Hallesches Ufer 35/36. 
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Angebote sind bis Donnerstag, den 
20. Oktober 1921, vormittags 10 Uhr, 
vortofrei versiegelt und mit entsprechen- 
der. Aufschrift versehen an uns, Berlin 
'W 35, Schöneberger Ufer 1/4, Zimmer 258, 
einzureichen. Für den Verding sind die 
für die.Bewerbung um Arbeiten und Lie 
ferungen geltenden Vorschriften, die zu 
letzt in Nr. 76 des Deutschen Reichs- und 
Preußischen Staatsanzeigers vom 31..März 
1913 veröffentlicht worden sind, maß- 
gebend. Rs 

Das Öffnen der Angebote findet 
für Los I um 10% Uhr und | 
für Los II um 11% Uhr ee ; 

im Dienstgebäude der Eisenbahndirektior 
Berlin SW 11, Königgrätzer Straße _-1 
Zimmer 21, statt. Angebotshefte sind, : 
weit der Vorrat reicht, in unserem Per- 
sonalbüro Berlin- W35, Schöneberger 
Ufer 1/4, Zimmer 258, einzusehen bz 
von dort gegen portofreie Einsendung vor 
6 A in bar (nicht in Briefmarken) fü 
Jedes Los zu beziehen. RB 

Zeichnungen und Bedingungen sind im 
technischen Büro, Königgrätzer Str. 105, 
Zimmer 24a, einzusehen. (886) 

Zuschlagsfrist: 10, November 1921. 

Berlin, den 28, September 191, 

Eisenbahndirektion. 


Deutsche Reichsbahn. 2 
In der Werkstatt Schwerin (Meckl,) 
stehen eine 3/3 gek. und eine 2/2 2 
Tenderlokomotive, beide lauffähig, « 
2 auch. betriebsfähige u 
noch für .Kleinbahnen usw, verwend 
zum Verkauf. Verdingungsunterlagen h 
unserer Kanzlei gegen postfreie Ei 
sendung von 8 M (in bar) erhältlich. A 
gebote verschlossen mit Aufschrift „A 
gebot auf ausgemusterte Lokomotive 
postfrei an die Unterzeichnete bis. 
25. Oktober 1921, vormittags 10 Uhr, ein 
senden; Eröffnung der Angebote um 
11 Uhr im Verwaltungsgebäude, 1 Treppe. 
Schwerin, im September 1921. (897) 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


Verdingung ‘von Bremseestängete 
nebst Zubehör für 6000 beisckte © 
246 000 Stück 
lere und kleine Schmiedeteile, 1080 
Stück  gedrehte Bolzen, 66000. 
schwarze Muttern mit %4*” und 1% 3- 
sewinde, 12000 Stück kleine -Eisenkon- 
struktionsteile, 12000 Rohrkrümmer und 
60.000 m- nahtloses Rohr fir  Bremsluft- 
leitungen. : SEX. 

‚Lieferbar möglichst sofort, späteste 
bis zum 1. März 1922. Die Bedingung 
ebst und Zeichnung 
sind im Zimmer 59 des Eisenbahnzen 
amts zur Einsichtnahme -ausgelegt u 
können von dort £egen portofreie Ei 
sendung von 20. an .die Bürok 
(nieht Hauptkasse) des Eisenb 
zentralamts bezogen werden. Im "Inte 
esse einer schnellen Zustellung 
Unterlagen wird empfohlen, sich in die 
sem Falle nicht des bargeldlosen V 
kehrs zu bedienen, sondern den Be 
bar' einzusenden. ER 

Die Angebote müssen verschlossen 
der Aufschrift: „Angebot-auf Liefer 
von Bremsgestängeteilen nebst Zube 
für bedeckte Güterwagen“ postfrei 
zum Eröffnungszeitpunkt, dem 24. Okt 
ber. 1921, vorm. 10 Uhr,. an’ das Bi 
bahnzentralamt, , Dez. 37a. einges 
werden. RE (8% 
- Berlin SW 11, den 3. Oktober 1921 


u 


Eisenbahnzentralamt. - 


y 
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Schriftleitung: Berlin W.9, Köthener Str. 28/29. 
Berlin, den 13. Oktober 1921. 


LXI. Jahrgang. 


er - 3 Inhalt: 

Wagenmane) und Überwachung des - Deutsche Eisenbahn-Betriebs-Ge- Budapester Munizipalausschuß. — 
agenumlaufs. ne A.-G. a a uns Handels- und 
Haftpflich Ei en x iner Untergrundbahn Nord-Süd. — ‚andwirtschafts-Kammer. — Rechts- 

Die, High der Eisenbahn für Per Studienkursus der Bildungsdezernen- widrigkeiten der Serben. 

ten. — Das Genesungsheim „Drei- i : ö 

Der Rangierdienst. zehnlinden. — Der Verkehr im os u ie ie dee 

r 5 Hamburger Hafen. — Personalnach- ntersuchung der verwaltungs- un 

er Sand und Auf- richten. betriebswirtschaftlichen Verhältnisse 

u ; ; der schwedischen Staatsbahnen durch 


Österreich: 
Verkehrs der 


Wiederaufnahme des 
Balaton-D-Züge. — 
Der Kohlenbezug aus der Tschecho- 


die schwedische Steuerzahlervereini- 
gung. — Eine schwedische Privat- 


Deutschland: Anlage C zur re 5 : schlafwagengesellschaft? — Elek- 
 — Eisenbahn - Verkehrsordnung. m ee Er N. a füh- trischer Vollbahnbetrieb Brüssel- 
1 Reichseisenbahnen oder Privateisen- Br seen: Tara a, Antwerpen. — Der Budget-Vor- 
bahnen? —. _Verbrecherische - An- ie Rt, Be arılos. TÜRE .anschlag der Schweizerischen 
& uk Kisenbahnzüge usw. — en ee tung ne 55 Bundesbahnen für 1922, — Eisen- 
 _Neueinstellung polnischer Flücht- Een Sn Sr er hie fö re bahnunglück in Paris, — Die Be- 
_ Jinge. — Stimmen zur Eisenbahn- en Ri h 0 A SEUSTUNE steuerung der englischen Eisenbah- 

- tariferhöhung. — Neue Bauart von Österreichs. — Richtigstellung. nen. — 
 Straßenbahnbremsen. — Die Saar- Ungarn: Wiederaufnahme des Ver- Fremde Erdteile: Bahnbau in 


bahnen im Gutachten der Verkehrs- 
 kommission des Völkerbundes. — 
Verkehrslage im Ruhrgebiet. — 
- Viehversandversicherung. — Fracht- 
= vergünstigung für die durch die Ex- 
- plosion in Oppau Geschädigten. — 


- Frachtermäßigungen für Kartoffeln. höhung 


kehrs auf der Strecke Sopron (Öden- 
burg)-Lajtauifalu. — Einstellung des 
Eisenbahnverkehrs. 
derungsvertrag zwischen Ungarn und 
Deutschland. — Eröffnung des Auto- 
busverkehrs in Budapest. — Die Er- 
der Straßenbahntarife im 


Alaska. — Argentinisch-bolivianische 
Bahnverbindung. 
— Kohlenbeför- 
Bücherschau. 


Amtliche Mitteilungen. 
Amtliche Bekanntmachungen. 


Zur geordneten Bedienung des Güterverkehrs ist die Vor- 
haltung eines Wagenparks in solcher Höhe erforderlich, daß er 
bei normalem Verkehr zur rechtzeitigen Deckung des Wagen- 
bedarfs ausreicht. Vor dem Kriege wurde auf Grund eingehender 
Beratungen mit berufenen Vertretern aus den Kreisen der Ver- 
<ehrtreibenden alliährlich die voraussichtliche Verkehrsentwick- 
ung schätzungsweise ermittelt. (Diese Schätzungen werden 
lemnächst wieder aufgenommen werden.) Auf Grund dieser und 
inderer Unterlagen wurde der Umfang der Neubeschaffun- 
zen an Güterwagen bestimmt. Es ist bekannt, daß trotzdem in 
ler Regel mit Eintritt des Herbstes und auch zu bestimmten 
ınderen Jahreszeiten die Wagenanforderungen in mehr oder 
ninder erheblichem Umfange nicht befriedigt werden können, 
veil die Versendung einer Reihe von Massengütern .in bestimm- 
en Jahreszeiten sich stark steigert oder überhaupt an sie ge- 
Jjunden ist. Die Vorhaltung eines Wagenparks, der derartig ge- 
teigerten, nur zeitweise auftretenden Anforderungen angepaßt 
wäre, würde unwirtschaftlich sein, weil das darin angelegte Ka- 
Jital während des größeren Teils des Jahres sich nicht verzinsen, 
ind weil die Abstellung der nicht benötigten Wagenmengen un- 
tütze Betriebs- und Bauaufwendungen erfordern würde. Es muß 
leshalb versucht werden, die Deckung des gesteigerten Wagen- 
jedarfs durch Beschleunigung des Wagenumlaufs zu ermög- 
ichen. Zu diesem Zwecke muß in der Regel in jenen Jahres- 
‚eiten „Wagenmangel“ angesagt werden. Eine große Zahl be- 


Wagenmangel und Ueberwachung des Wagenumlaufs. 


Von Regierungsrat Schröter, Berlin. 


sonderer Abwehrmaßnahmen, namentlich auf dem Gebiete des 
Verkehrs-, Betriebs- und Werkstättendienstes, tritt damit selbst- 
tätig in Kraft. 

Zurzeit steht die Höhe des Wagenparkes der Reichsbahn nicht 
fest, da zwar die buchmälliigen Bestände aus früherer Zeit be- 
kannt sind, nicht aber die durch die Kriegsfolgsen eingetretenen 
Verluste. Die Höhe der für die Bedarfsdeckung verwendbaren 
Bestände dieses. Parkes ist zunächst abhängig von der Höhe des 
Ausbesserungsstandes und von dem Umfange des Wagenüber- 
gangs nach und von dem Auslande. Für den durch diese beiden 
Umstände verursachten Abgang sind zahlenmäßige Unterlagen 
vorhanden. Nach ihren Veränderungen kann, sobald der Gesamt- 
bestand — was später wieder der Fall sein wird — feststeht, 
die Zahl der verfügbar bleibenden Bestände errechnet werden. 
Wenn diese durch Zunahme. der schadhaften Wagen oder durch 
stärkeren Wagenabfluß nach dem Auslande geschmälert wer- 
den, sind die Ursachen eines etwa eintretenden „Wagenmangels“ 
insoweit alsbald erkennbar. Es zielen daher u. a. auch alle 
Bemühungen, ihn hintanzuhalten, dawernd darauf ab, den Aus- 
besserungsstand so niedrig wie möglich zu halten. 


Verschlechterungen der Wagengestellung, die sich nicht aus 
diesen beiden Ursachen erklären lassen, entstehen durch eine län- 


gere Dauer des Umlaufs der übrigen Wagen. Die Gründe dieser 


längeren Umlaufsdauer können verschiedenster Art sein. Wenn 


sie durch längere Beförderungswege infolge größerer Verkehrs- 


verschiebungen bedingt sind, müssen sich diese in einer Er- 
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höhung der Einnahmen sowie der geleisteten Lokomotiv-, 
und Wagenachskilometer widerspiegeln. Ferner entgehen der- 
artige Verschiebungen, wie sie z. B. beim Versagen großer 
Binnenwasserstraßen eintreten, ohnehin nicht der Aufmerksam- 
keit der leitenden Stellen. Dagegen ist der Grad ihrer Rück- 
wirkungen auf die Umlaufszeit nicht genauer erkennbar und 
kann allenfalls nur geschätzt werden. 

Soweit Verlängerungen der Umlaufsdauer nicht durch solche 
Verkehrsverschiebungen verursacht sind, müssen sie ihren 
Grund in Verzögerungen haben, die auf den Ent- oder Belade- 
bahnhöfen oder während der Beförderung eingetreten sind. 
Diese Verzögerungen können sich aus einer außerordentlich 
großen Zahl von Einzelfällen zusammensetzen und in ihrer Ge- 
samtwirkung den Wagenumlauf und die Wagengestellung ent- 
scheidend beeinflussen. 

In diesem Jahre sind nun bereits im Juli an der Ruhr und in 
Oberschlesien Ausfälle in der Wagengestellung eingetreten, die 
sich im Laufe des’ Monats August noch erheblich vergrößert 
haben. 
für Getreide, Kartoffeln und Düngemittel zugenommen hat, 
kann zurzeit — zweite Augusthälfte — bei weitem nicht mehr 
voll gedeckt werden. Für Kohlen- und Koks-, wie für bedeckte 
Wagen mußte daher bereits „Mangel“ angesagt werden. 
bleiben die täglichen Gestellungsleistungen im gesamten Reichs- 
bahngebiet mehr und mehr hinter denen vom August des Vorjahres 
zurück. Der Ausbesserungsstand war Anfang Augustum einige 
Tausend, die Zahl der im Auslande befindlichen deutschen Güter- 
wagen Anfang Juli um rund 14 000 höher als in der entsprechen- 
den Zeit des Vorjahres. Ein gewisser Ausgleich dieses Abgangs 
ist durch verstärkte Beschaffung eingetreten. Die Gestellungs- 
ausfälle müssen daher noch auf sonstige Ursachen zurückge- 
führt werden, und es liegt nahe, ihnen nachzugehen. Als solche 
sind erkennbar: 


1. Übernahme eines erheblichen Verkehrsanteils vom Wasser- 
auf den Bahnweg infolge des niedrigen Wasserstandes der 
Flüsse, besonders auch des Rheins, und der Nachwirkungen 
des Streiks der Rheinschiffer, sowie dadurch bedingte län- 
gere Wagenläufe, 

. Nachwirkungen des Polenaufstandes in Oberschlesien, 

. Behinderungen durch die Zollgrenze im Westen, 

4. Zurückziehung von etwa 35000 zur Übergabe an die En- 
tente bestimmten Beutewäagen aus dem Verkehr. (Diese 
Maßnahme ist inzwischen dadurch eingeschränkt worden, 
daß ein Teil der Wagen bis auf weiteres im inneren Ver- 
kehr der Abstellbezirke benutzt werden darf.) 


Umlaufsbehinderungen sind außerdem noch dadurch entstanden, 
daß einige Tausend Wagen täglich nicht laderecht gestellt wer- 
den konnten. Doch handelt es sich hierbei hauptsächlich um 
Rückstände im Stückgutverkehr, die zum Teil vermutlich auf 
einen gewissen Leistungsrückgang infolge der mit der Urlaubs- 
zeit zusammenfallenden außergewöhnlichen Hitze zurückzufüh- 
ren sind. Ferner ist noch eine vorübergehende Abstellung von 
Italiakohlenzügen zu erwähnen. 

Ob außer diesen Umständen nicht noch andere Gründe für. den 
Rückgang der Gestellungsleistungen vorliegen, inwieweit durch 
sie und die vorher erwähnten Ursachen der gesamte Wagen- 
umlauf behindert worden ist, und welcher Anteil der Verzöge- 
rungen auf den Aufenthalt auf den Ent- und Beladestationen 
und auf (die Beförderung entfällt, ist nicht bekannt, weil dafür 
zurzeit bestimmte Unterlasen fehlen. Darüber, daß es nur er- 
wünscht sein könnte, Sitz und Ursachen der Umlaufsverzöge- 
rungen schärfer zu erkennen als bisher, wird kein Zweifel be- 
stehen. Denn je gründlicher dabei verfahren wird, um so wirk- 
samer werden die Abhilfsmaßnahmen sein können. 


m 


LI: 


Mehrfach ist dem Gedanken Ausdruck gegeben worden, ob es 
nicht möglich sei, systematischer als bisher die Frage des Wa- 
genumlaufs zu erforschen, Sitz und Ursachen der Umlaufsver- 
zögerungen zu ermitteln und das Ergebnis solcher Bemühungen 


Zug- 


Auch der Bedarf an bedeckten Wagen, der namentlich . 


Dabei. 


‚dungen seit längerer Zeit eine zwar langsame, irn allgemei 


für die Besserung der Wagengestelling und Aa letz 
Endes auch für die Hebung der Volkswirtschaft nutzbar 
machen. Will man diesen Gedanken weiterverfolgen, so w 
man sich zunächst die Frage vorzulegen haben, welche Hilf 
mittel heute den leitenden Stellen für die Überwachung “ 
Wagenvmlaufs und die Beurteilung der Gestellungsverhältnis 
und der Schwankungen in der Umlaufszeit zur Verfügung stehe 
n dürften im wesentlichen die folgenden sein: p 
. die Meldungen des Wagenbedarfs und -bestandes, der | 
stellungs- und Ausfallzahlen sowie die in regelmäßigen Ze 
abständen stattfindenden Wagenzählungen; A 
2. die Meldungen über die Leistungen der Fahrzeuge, i 
sondere über die geleisteten Zug- und Wagenachskilome at 
und über die Zahl der betriebsfähigen Lokomotiven; 
-3. die Meldungen über den Ausbesserungsstand und den Wagen 
übergang nach und von dem Auslande; $ 
4. die täglichen Meldungen über die Betriebslage; 
5. die Meldungen über die Zahl der länger als einen Tag al 
gestellten Wagen; 
-6. Örtliche Prüfungen und Erhebungen. 


Die Einnahmen aus dem Güterverkehr sowie die aufge m 
menen Wagenstandgelder, die zu nachträglichen Betrachtungen 
über die Wagengestellungsverhältnisse gern mit herangezo 
werden, haben als praktische Hilfsmittel geringere Bedeut 
weil diese Zahlen zu spät ermittelt werden, als daß sie noch 
betriebliche oder verkehrliche Abhilfsmaßnahmen rechtzeit 
verwertet werden könnten. Reichen die erwähnten Hilfsmi 
nun aus, um die Ursachen und den Sitz der Umlaufsverzö 
rungen sicher erkennen zu lassen, oder werden sie sich noch 
wertvoller Weise ausbauen oder ergänzen lassen? z 

Will man diese Frage beantworten, so wird man zunächst fest t- 
zustellen haben, welche Erkenntnismöglichkeiten die erwähnten 
Hilfen bieten. Die Meldungen zu 1 lassen nur den Wagen. 
bedarf und den zu seiner Deckung zur Verfügung ste 
den Bestand sowie die Gestellungsleistungen _ erken 
Auch die Wagenzählungen bieten keinen geeigneten 
halt für die Ermittlung der Ursachen der Umlaufsschwan- 
kungen. Die unter 2 erwähnten Meldungen über die Leistunge 
der Fahrzeuge lassen sich zwar mit den Gestellungszahlen 
mit den Einnahmen in Vergleich stellen, bilden aber keint 
ausreichende Unterlage für den in Rede stehenden Zweck. Ehe 
ist dies der Fall bezüglich der Meldungen über die Z 
der betriebsfähigen Lokomotiven. Doch weisen diese | 


aber stetige Aufwärtsbewegung nach. Rückschlüsse auf ein 
Verschlechterung des Wagenumlaufs lassen sich also darau 


wohl nicht ziehen. Die Leistungen an Wagenachskilometer 
können übrigens jetzt erst so spät zusammengestellt werden 
daß eine rechtzeitige Verwertung ausgeschlossen ist. Di 
Schwankungen in der Höhe des Ausbesserungsstandes und im 
Wagenverkehr mit dem Auslande lassen nur die Zu- oder 
nahme der verfügbaren Wagenbestände erkennen. Auch 
Meldungen geben keine Unterlage für die Prüfung, ob 
Rückgang der Gestellungsleistungen etwa auf Wagenumlaufsv 
zögerungen zurückzuführen ist, und wo diese ihren Sitz habeı 
Die unter 6 erwähnten örtlichen Prüfungen und Erhebungen, 
hier vorweggenommen werden sollen, sind zwar wertvolle 
unentbehrliche Hilfen, könwen aber neh nur Rückschlüsse { 
Einzelfeststellungen auf die Gesamtlage gestatten. 
Wichtige Anhaltspunkte für die Beurteilung des Wagen m 
laufs bieten die unter 4 genannten Meldungen über die Betriebs 
lage, die in diesem Zusammenhange etwas eingehender h 
sprochen werden sollen. Auch sie geben freilich kein zuver 
lässiges Bild des Wagenumlaufs und seiner Schwankungen. Da 
ist iedoch auch von vornherein nicht der Zweck dieser 
dungen, die in der Zeit der allergrößten Betriebsnot eingefü 
, worden sind, gewesen. Sie dienen betrieblichen Zwecken. Dama ıı 
" kam es darauf an, die für die Betriebführung wesent 
lichen Umstände zu erfassen und sie durch tägliche Meldungen 


. Jahrgang 
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Kenntnis der leitenden Stellen zu bringen. Die nach Buch- 
taben geordnete Reihenfolge der Angaben in diesen Meldungen ist 
inheitlich festgelegt. In gewissem Sinne berühren die meisten 
te mehr oder weniger auch den Wagenumlauf. Im wesent- 
ichen sind es jedoch die Punkte e (Abstellung wegen stockender 
Vorflut), f (Abstellung wegen Lokomotiv- oder.Personalmangels) 
md & (nicht laderecht gestellte Wagen), Jie für die Beurtei- 
ung des Wagenumlaufs mehr ins Gewicht fallen. Von ihnen 
srscheinen, nachdem im Laufe des letzten Jahres die Zahl der 
jetriebsfähigen Lokomotiven erheblich zugenommen und ihr Zu- 
tand und ihre Leistungsfähigkeit sich wesentlich. gebessert 
kaben, hier am wichtigsten die Angaben unter Puukt e. Als bei 
Binführung der Betriebsmeldungen ungeheure Wagenmengen 
ıbgestellt waren, konnte es nur darauf ankommen, die Angaben 
iber den Umfang dieser Abstellungen in einer Form zu ver- 
langen, die den Dienststellen bei der Ermittlung keine zu grose 
Arbeit aufbürdete. Es wurde deshalb bestimmt, daß als abgestellt 
pur die Wagen zu melden sind, die wegen stockender Vorflut, 
z.B. wegen Annahmeverweigerung der vorliegenden Zugleitungen 
und Bahnhöfe, wegen Unfalls und Sperren zur Zeit der Meldung 
— 4 Uhr nachmittags — in den Bahnhöfen stehen und voraus- 
sichtlich in 6 Stunden nicht abrollen können. Hieraus erhellt, 
daß nur ein Teil der Abstellungen von der Meldung erfaßt wird. 
Es wurden als abgestellt im wesentlichen ganze Züge gemeldet, 
die entweder auf Unterwegsstationen oder auf den Meldebahn- 
höfen selbst beiseitegesetzt werden mußten und seirerzeit zum 
Teil wochenlang abgestellt blieben. Nicht zu berücksichtigen 
sind also auch jetzt noch alle Fälle, in denen Wagen innerhalb 
des abgelaufenen Meldeabschnitts (von 4 Uhr bis 4 Uhr) am 
Weiterlauf behindert waren, soweit sie entweder bereits vor Er 
stattung der Meldung wieder in Gang gesetzt wurden, oder so- 
weit anzunehmen ist, daß sie noch am Meldetage bis 10 Uhr 
nachm. werden abrollen können. Wagen, die z. B. von 5 Uhr 
nachm. bis zum folgenden Tage 10 Uhr nachm. — 29 Stunden — 
abgestellt waren, sind hiernach nicht zu melden. Es kommt 
hinzu, daß die Meldungen vielfach nicht alle Bahnhöfe eines 
Direktionsbezirks umfassen, sondern nur die den Meldestellen 
(Zugleitungen) zugeteilten. Ob nicht etwa zum Teil auch 
‚Wagen, die tatsächlich länger als bis 10_Uhr nachm. stehen, 
bei der Meldung nicht berücksichtigt werden, mag dahingestellt 
bleiben. Jedenfalls läßt sich häufiger bei Abgabe der Meldung 
noch nicht mit Sicherheit übersehen, ob die Wagen länger als 
‚bis 10 Uhr stehen werden. 


“ Da sich später das Bedürfnis herausstellte, neben den Betriebs- 
‚lagemeldungen noch weitere Anhaltspunkte für die Beurteilung 
‚des Umfangs und der Ursachen der Umlaufsverzögerungen zu ge- 
‚winnen, wurden im Dezember 1917 wöchentliche Meldungen der 
‚über einen Tag abgestellten Wagen eingeführt. Im vorigen 
Jahre wurde das Verfahren dann so geregelt, daß die Meldungen 
nur noch am zweiten und vierten Mittwoch eines jeden Monats zu 
erstatten sind, daß gleichzeitig aber eine schärfere Trennung der 
‚Verzögerungsursachen nach solchen betrieblicher und nicht be- 
'trieblicher Art gefordert wurde. Die Meldungen sind von den 
wichtigsten Bahnhöfen I. Kl. mit bedeutendem Rangier- oder 
Güterwagenverkehr zu erstatten. Es sollen alle Wagen, die 
länger als einen Tag abgestellt waren, unter Angabe der Zahl 
der Tage und der Verzögerungsursächen gemeldet werden. Die 
unter Punkt e der Betriebslagemeldung als überzählig zu mel- 
denden Wagen sollen unberücksichtigt bleiben. Hinsichtlich der 
Art der Ermittlung ist nur bestimmt, daß die Zählung nicht 
ausschließlich nach den Begleitpapieren erfolgen, sondern alle 
Wagen — leere und beladene — umfassen soll. 


 Hiernach setzt sich das Gesamtergebnis auch dieser Meldungen 
aus den Angaben nur einer beschränkten Anzahl von Dienst- 
stellen zusammen. Ferner ist — abgesehen von der Benutzung 
der Begleitpapiere für die Zwecke der Ermittlung — über 
deren Art nichts bestimmt. Je nach dem zur Verwendung kom- 
menden Ermittlungsverfahren kann aber das Ergebnis ein recht 


verschiedenes sein. Tatsächlich ergibt ein Vergleich der End- 
Wei 


r 


zahlen für vier große Meldegruppen, nach denen die Meldungen 
der Direktionen zusammengestellt werden, öfters so auffallende 
Unterschiede, daß sie sich nur aus dem Fehlen eingehenderer 
Ermittlungsvorschrilten erklären lassen. Bei Einführung des 
jetzigen Verfahrens ist auch schon hervorgehoben worden, daß 
es weniger darauf ankomme, daß die Zahlen in allen Teilen 
genau stimmten, als daß ein übersichtliches, einigermaßen 
zuverlässiges Bild über die Zusammenhänge und die Wir- 
kungen der den Wagenumlauf jeweilig ungünstig gestaltenden 
Ursachen und .deren Sitz gewonnen würde. 


Ein großer Teil der Umlaufsverzögerungen, die vor einigen 
Jahren bei der damaligen Betriebslage im Verhältnis zu den 
massenhafiten Abstellungen ganzer Züge nicht ins Gewicht fallen 
konnten, heute aber doch ganz anders bewertet werden müssen, 
weil sie in ihrer Gesamtheit die Gestellungsverhältnisse außer- 
ordentlich ungünstig ‚beeinflussen können, kommt nach dem 
vorstehend - zu 4 ‚und 5" Ausgeführten. nich®& zur 
Kenntnis der - leitenden“ Stellen. Vergegen- 
wärtigt man sich nun, daß schon eine durchschnittliche 


“ Verlangsamunse des Umlaufs um wenige Stunden bei 


der großen Zahl der täglich insgesamt gestellten und zu 
befördernden Wagen einen außerordentlichen Verlust an Wagen- 
tagen bedeutet und eine stark fühlbare Verschlechterung der 
Wagengestellung zur Folge haben muß, so wird man zu «dem 
Schlusse kommen, daß eine schärfere Erfassung der Umlaufsv>r- 
zögerungen dringend erwünscht erscheint. Denn eine durch- 
schnittliche Verlangsamung des Umlaufs um beispielsweise nur 
sechs Stunden würde bei Annahme einer täglichen Gestellungszahl 
von 100000 Wagen schon einen Verlust von 25 000 Wagentagen 
bedeuten, mit anderen Worten, es wären im ganzen 25000 
Wagen mehr erforderlich, wenn die-tägliche Gestellungsleistung 
von 100000 Wagen noch innegehalten werden sollte. Schon diese 
Erwägungen zeigen, daß es in verkehrs- wie in 'betriebsdienst- 
licher Hinsicht von gleich großem Belange sein muß, den 
Schwankungen im Wagenumlauf schärfer als bisher nachzugehen. 

Im folgenden soll untersucht werden, ob und inwieweit eine 
solche schärfere Erfassung der Umlaufsverzögerungen möglich 
erscheint. 


III. 


Die Umlaufszeit eines Güterwagens setzt sich im Regelfalle 
zusammen aus der Aufenthaltsdauer auf dem Beladebahnhof 
und der Beladestelle, aus der Aufenthaltsdauer auf den Halte- 
stationen der Züge und auf den Zugwechselstationen, aus der 
reinen Beförderungszeit von Haltestation zu Haltestation und 
aus der Aufenthaltsdauer auf dem Entladebahnhof und der Ent- 
ladestelle. Im Falle des Leerrücklaufs nach dem Verladebezirk 
wie es z. B. im Verkehr mit den Kohlenbezirken die Regel ist, 
treten für den Rückweg die Aufenthalte auf den Unterwegssta- 
tionen und die reinen Beförderungszeiten von Haltestation zu 
Haltestation hinzu. Für den vorliegenden Zweck wollen wir 
aber, die Umlaufszeit in drei besondere Abschnitte zerlegen, auf, 
die die Umlaufsverzögerungen entfallen können, und unterschei- 
den nach 


1. Aufenthaltsdauer auf den Ent- und Beladebahnhöfen und 
-stellen, 


2. Aufenthaltsdauer auf den Zugwechselstationen, 


3. Beförderungsdauer im Zuge (einschl. der Halte auf den 
Unterwegsstationen). 


Diese Gliederung paßt sich den Unterlagen an, die für die 
Kontrolle des Wagenumlaufs zurzeit vorhanden oder verwend- 
bar sind. Es sind dies die Wagen- und Bezirkskontrollbücher 
und Güterwagenzettel, die Begleitpapiere und die Fahrberichte. 

Der — allerdings unerreichbare — Idealzustand wäre es. 
wenn die leitenden Stellen für diese drei Punkte das Gesamt- 
ergebnis aller Wagenläufe täglich in wenigen Zahlen gemeldet 
bekommen könnten. Das wird aber ein Ding der Unmöglichkeit 
bleiben. Wir wollen deshalb jeden der drei Punkte einzeln 
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untersuchen, um festzustellen, ob und welche Möglichkeiten ig: i 2 = 
i ; 5 ; ER Dauer des Aufenthalts 

etwa gegeben sind, dem Ziel näher zu kommen, als es bis jetzt 
der Fall ist. D. SEE 

Zu 1.-Da für den Wagen, abgesehen vom Anschlußverkehr, : . er von der | von der Be- 
für die Be- und Entladung im allgemeinen je ein standgeldfreier Nummer. | vom Ein- a eu : 
Tag gewährt wird, könnte es scheinen, daß es genügen würde, des gang. bis zur Beendi oder In53E2 
die Zahl der standgeldpflichtigen Wagen und der aufgekonı- Wagens | Ur Lade- gung der Wieder- (Spalten 
menen Standgeldtage zu erfahren, um ein Bild über die Verlän- recht- Ent-‚Be-oder| beladung bis ec) 
gerung der normalen Aufenthaltsdauer auf den Ent- oder Belade- stellung 5 ee ae 
bahnhöfen zu bekommen. Dies würde jedoch ein schiefes ge = 
Bild geben. Denn es treten sowohl vor Beginn als nach Beendi- Tage, Std. Tage) Std. age) Std. | Tage | S 
zung der Ent- oder Beladung bis zum Abgang häufig Verzögs- | | | ‘ | | ; 
rungen ein, die bei Beschränkung der Ermittlungen auf die 
standgeldpflichtigen Wagen unberücksichtigt bleiben würden. | | > | x I : 
rin zutreffendes Bild kann daher nur die Gesamtaufenthalts- | we | | 


dauer und die davon auf die Ent- oder Beladung bzw 
Wiederbeladung entfallende Zeit geben. Vor Jahrzehnten 
wurden auf den Bahnhöfen sogenannte Wagenaufenthaltslisten 
geführt, die die Aufenthaltsdauer eines jeden Wagens nach- 
wiesen. Von Zeit zu Zeit wären den überwachenden Stellen 
Auszüge aus diesen Listen vorzulegen. Aus Gründen der Wirt- 
schaftlichkeit sind die Listen seinerzeit durch die von den Zug- 
führern auszufüllenden Wagenzettel und die auf den Bahnhöfen 
(meist von Bediensteten der Güterabfertigung) zu: führenden 
Wagen- oder Bezirkskontrollbücher ersetzt worden. Wenn die 
Wagenaufenthaltslisten heute noch beständen, würden sie eine 
sehr brauchbare Unterlage für die Prüfung des Wagenumlaufs 
bilden, die gegenüber dem jetzigen Verfahren auf den größeren 
Bahnhöfen den großen Vorteil der Möglichkeit schnellster Un- 
terrichtung böte. Durch einfaches Aufaddieren der Wagen- 
zahlen und Aufenthaltszeiten und durch Zusammenstellung der 
Endsummen für die einzelnen Bahnhöfe und Strecken ließe sich 
ferner jederzeit ein zuverlässiger Überblick über die durch- 
schnittliche Aufenthaltsdauer der Wagen erzielen. Heute wären 
für den gedachten Zweck lediglich die den Wagenein- und -au s- 
gang nachweisenden W agenkontrollbücher verwertbar. Sie 
werden nur auf kleinen Bahnhöfen geführt, auf denen im all- 
gemeinen keine Güterwagenzettel abzugeben sind. Da dort nur 
wenige Verwendunesstellen in Frage kommen, verursacht der 
Nachweis des Wagenausganges im Kontrollbuch keine Schwierig- 
keiten. Diese Bahnhöfe stellen zwar bei weitem die Mehrzahl 
aller Bahnhöfe dar, jedoch wird wohl die Mehrzahl der Wagen 
auf den größeren Bahnhöfen behandelt. Dort können aber die 
Wagen kontrollbücher nicht zeführt werden, weil der Nach- 
weis des Wagenausgangs in diesen Büchern eine zu große Arbeit 
verursachen würde Auf diesen Bahnhöfen kann die Aufent- 
haltsdauer daher nur ermittelt werden entweder durch Verglei- 


chen der Eingangs- mit den Ausgangs-Güterwagenzetteln oder _ 


durch Eintragung des Wagenausgangs in den Bezirkskontrol- 
büchern nach den Ausgangsgüterwagenzetteln.. Das Suchen und 
Vergleichen zahlreicher Wagennummern in diesen Unter- 
lagen erfordert auf einem großen ‚Bahnhofe einen nicht 
unbeträchtlichen Arbeitsaufwand. Tägliche oder regelmäßige 
wöchentliche Aufschreibungen würden daher kaum in Frage 
kommen können. Wohl aber wären bei  drohendem 
oder  bestehendem Wagenmangel gelegentliche Fest- 
stellungen für einen bestimmten, etwa von der Zentralstelle 
festzusetzenden Stichtag denkbar. Sie könnten auch für einzelne 
Tage im voraus ein für allemal angeordnet werden, z. B. etwa 
für jeden zweiten Mittwoch der Monate September bis De- 
zember, Februar und März. Die an diesen wenigen Tagen ent- 
stehende Mehrarbeit ließe sich in Anbetracht des großen Nutzens 
einer solchen umfassenden Ermittlung wohl vertreten. Für die 
Ermittlungen könnte das folgende Muster*) verwendet werden: 


+) Auf großen Bahnhöfen werden an einer Verwendungs- 
stelle entladene Wagen öfters einer anderen zur Wieder- 
beladung zugeführt, so daß dabei eintretende Aufenthaltsverzö- 
gerungen nicht dem. Ladegeschäft zur Last fallen. Im Verhält- 
nis zur Gesamtzahl der Ent- und Beladungen sind das Aus- 
nahmefälle. Für ihre Berücksichtigung sind in dem Muster 
deshalb keine Spalten vorgesehen. 


Umstände wären die Fristen für die Einsendung der Nachw 


Für die Führung der Nachweisung könnte die nachstehen 
Anweisung gegeben werden: B 
„Für jeden nach dem Mawerkönroilehe oder den Bezi 
‚kontrollbüchern am..... (Stichtag) zur Ent-, Be- oder Wied. 
beladung gestellten Wagen ist die Dauer des Aufenthalts‘ 
a) vom Eingang bis zur Laderechtstellung, 
b) von der Laderechtstellung bis zur Beendigung der En 
' Be- oder Wiederbeladung, S 
ce) von der Beendigung der Ent-, Be- oder Wiederbeiai 
bis zum Absang, Z £ 

d) insgesamt (Spalten a bis e). 


nach Tagen und Stunden festzustellen. 


In den Bezirkskontrollbüchern ist zu diesem Zwecke Z 
Tag und Stunde des Abgangs*) vorher nach den Güterwag 
zetteln zu vermerken. Gesamtwagenzahl und -aufenthalte si 
am Schlusse durch Aufaddieren der einzelnen Spalten zu er- 
mitteln. Die Stundenzahlen sind dabei in Tage umzurechnen.” 

Die Nachweisungen wären der Direktion vorzulegen, die die 
Zahlen für ihren Bezirk streckenweise zusammenzustellen und 
die Endsummen zu errechnen hätte. Am Schlusse dieser d g 
Zentralstelle einzureichenden Zusammenstellung wäre 
durchschnittliche Aufenthaltsdauer eines Wagens zu a bis 
anzugeben. Soweit die Verzögerungen in der Laderechtstell 
durch Überfüllung der Ladestellen verursacht sind, könnte d 
erforderlichenfalls unter Angabe der. Wagenzahlen angegeb 
werden. ur 222 

Der Zeit- und Arbeitsaufwand, den die durch die Güter- 
abfertigungen vorzunehmenden Ermittlungen erfordern würden, 
wäre auf der Mehrzahl der Dienststellen — nämlich auf allen, 
die Wagen kontrollbücher führen — nur geringfügig, weil «ll 
Angaben ohne weiteres aus diesen Büchern entnommen werden 
könnten, und weil es sich (abgesehen von Ausnahmefällen, wie 
zB. auf Rübenverladestationen) nur um geringere Wagenzahlen 
handeln würde. Auch für die Mehrzahl der übrigen Bahnhöfe 
würden die Aufschreibungen, die ja nur für bestimmte Stichta 
zu fertigen wären, bei Gewährung einer angemessenen 
keine übermäßige Belastung bedeuten. Viele Bahnhöfe II. u 
auch I. Klasse werden kaum einen Ladeverkehr von 100 Wag 
täglich erreichen. Die Bahnhöfe mit einem Ladeverkehr von 
mehreren Hundert Wagen und darüber bilden die Minderzahl, 
Bei Gewährung einer achttägigen Frist für die Anfertigung di 
Nachweise würden z. B. bei 300 Wagen auf den Tag noch nic 
40 Wagen entfallen, die ermittelt werden müßten. Zu bedenken 
ist auch, daß großen Dienststellen mit starkem Ladeverkehr 
und zahlreichen Ladestellen auch ein entsprechend zahlreicher 
Personal zur Verfügung steht. Unter Berücksichtigung dies 


zweckmäßig so festzusetzen, daß den kleineren Dienststellen 
etwa 2, den mittleren 4 und den großen 8 Tage gewährt würden. N. 
Dies hätte auch den Vorteil, daß die Behandlung der Nachwei 
bei den Direktionen erleichtert und beschleunigt würde. Do { 


*) Soweit die Buksundelegune der fahrplanmäßigen 
kunft- und Abfahrtzeiten nicht für ausreichend gehalten wurd 
müßten die wirklichen vermerkt ‚werden. E 
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irden im voraus im Umdruckverfahren — lose oder in Hoft- 


form — Listen anzulegen sein, in denen sämtliche Ladebahn- 
höfe streckenweise geordnet untereinander aufzuführen wären. 


Im Kopfe wären die Spalten der obenstehenden Nachweisung 
vorzusehen, so daß beim Eingang der Nachweise .deren End- 
 summen sofort in die Listen übertragen werden könnten. Es 
_ würden demnach zuerst die Endzahlen der kleineren, dann die 
der mittleren und zuletzt die der größeren Dienststellen einzu- 
'agen sein. Auf diese Weise könnte die Zusammenstellung 
spätestens etwa 12—14 Tage nach dem Zähltage abgeschlossen 
nd der Zentralstelle eingesandt werden. 

Zu 2. Für Verschiebebahnhöfe wird man bei regelmäßigem 
etriebe im allgemeinen einen achtstündigen Aufenthalt für den 
Wagen als Durchschnitt annehmen können. Auf sonstigen Zug- 
echsel- (Übergangs- und Abzweigungs-) Stationen wird 
die Dauer des Aufenthalts je nach der Fahrplangestaltung und 
den Beförderungsmöglichkeiten mehr schwanken. Wollte man 
einen Überblick über den Umfang der Überschreitungen der 
durchschnittlichen Aufenthaltsdauer auf den Zugwechsal- 
stationen erhalten, so müßte die Aufenthaltsdauer ein>s 
_ jeden auf einen anderen Zug ° übergehenden Wagens, 
der länger ‚als 8 Stunden zerelanden hätte, ie 


3 1 tunden festgeställt würden. Die lungen wären auf 
= ‚weierlei Art möglich, und zwar entweder rach den Güterwagen- 
zetteln oder nach den Begleitpapieren. Im ersteren Falle würden 
‚sowohl die beladenen als die leeren Wagen ohne weiteres erfaßt 
werden. Es müßten entweder die an einem bestimmten Tage ein- 
egangenen Wagen im Ausgang ermittelt werden, oder umgekehrt 

die an einem bestimmten Zare ausgegangenen. im Binganz. Die Er- 


ten S 56) ermitteln. Ob das so Bnhofen N 
vorübergehende Verstärkung der Arbeitskräfte an den Zähltagen 


% 


müßten.- Die Meldungen - würden allerdings zunächst nur die 
beladenen Wagen umfassen. Doch könnte vielleicht auch die 
E rmittlung der Aufenthaltsdauer der leeren Wagen — wanıg- 
tens. für geschlossene Züge — durch die Mitgabe von Begleit- 

scheinen erreicht werden, die mit Übergangssiempeln oder -ver- 
nerken zu versehen wären. Sonstige leere Wagen würden u. U., 
soweit möglich, durch Zählung im Bahnhof oder nach den Güter- 


Die Kuischreibing durch die Zugabfertiger könnte unter Be- 
nutzung etwa des folgenden Musters erfolgen: 


- Von den mit nebenstehenden Zügen am 
we; (Stichtag) abgegangenen Wagen haben im Bahn- 
_ Nummer j hot gestanden länger als 
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fuch Aufaddierung der Wagenzahlen wäre die Nachweisung 
der Direktion einzusenden, die die Endsummen für ihren Bezirk 
streckenweise zusammenzustellen und die Zusammenstellung an 
ie Zentralstelle einzusenden hätte. Für die Behandlung auch 


z ahren Listen hergestellt werden, in denen links seitlich die Namen 
_ der Zugwechselstationen, im Kopfe der Vordruck des vor- 
E ehenden Musters (ohne die Nummern der Abgangszüge) an- 


zugeben wären. Man könnte natürlich die ersten Spalten durch 
Unterteilung in kürzere Zeiträume zerlegen und die folgenden 
Spalten durch Zusammenlegung für längere Zeiträume vorsehen 
und die Spaltenzahl so beliebig verringern oder vermehren. Mit 
dem vorstehenden Muster sollte nur ein Anhalt gegeben werden. 
Wenn die Angabe der Gründe der Aufenthaltsverzögerung (die 
ia heute in der unter II 5 erwähnten Nachweisung auch sehr 
eingehend gefordert wird) für zweckmäßig gehalten werden 
sollte, so müßten dafür noch besondere Spalten hinter den für 
die Wagenzahlen vorgesehenen angeordnet werden. Einzu- 
richten wären dann wohl solche für a) Ausbesserungen, 
b) stockende Vorflut, . Lokomotiv- und Personalmangel, Be- 
lastung der vorher abgefahrenen Züge, Verzögerungen im Ran- 
gierdienst, ec) Sperren, d) Unregelmäßigekeiten in den Begleit- 
papieren und im Zugabfertigungsdienst. Die Ausfüllung dieser 
Spalten, die durch einen Strich oder ein anderes Zeichen an der 
zutreffenden Stelle erfolgen könnte, würde keine nennenswerte 
Arbeit machen, weil meistens die gleichen Ursachen für größere 
Wagengruppen in Frage kommen würden. Die Meldungen 
könnten an die Stelle der unter II 5 erwähnten treten und eben- 
falls für den zweiten und vierten Mittwoch jedes Monats erstattet 
werden. Der Hauptunterschied gegenüber dem jetzigen Ver- 
fahren läge — abgesehen von der Erfassung auch der Wagen, 
die nur länger als 12 Stunden gestanden haben — darin, daß 
die Zählung auf allen Zugwechselstationen stattzufinden 
hätte und daß eine formularmäßige Aufschreibung vor- 
geschrieben wäre. Deren Nutzen läge darin, daß ein einheit- 
liches Ermittlungsverfahren bestände, und daß die Benutzung 
eines allgemein vorgeschriebenen Musters zu genauer Ermitt- 
lung nötigen und auch eine nachträgliche Prüfung der Ein- 
tragungen gestatten würde. 

Für einen Direktionsbezirk von mittlerer Größe werden 
schätzungsweise etwa 50 Meldebahnhöfe, und zwar zum größeren 
Teil kleinere und mittlere, in Frage kommen. Dazu kämen in 
Zeiten größerer Betriebsschwierigkeiten u. U. kleinere Bahnhöfe, 
die nicht zu den Zugwechselstationen gehören, auf denen aber 
aus betrieblichen Gründen vorübergehend Züge abgestellt wer- 
den müssen. Werden Züge auf solchen Bahnhöfen abgespannt, 
so laufen sie in der Regel später entweder unter anderer Num- 
mer unverändert weiter, oder die Wagen gehen in größeren 
Gruppen auf andere Züge über. In beiden Fällen liegt ein 
Zugwechsel vor. Die Bahnhöfe, auf denen solche Abstellungen 
vorkommen können, sind den Direktionen im allgemeinen be- 
kannt, sie können daher für den Bedarfsfall mit dem Formular 
für die Aufschreibung im voraus ausgerüstet werden. Nernens- 
werte Arbeit würde ihnen aus der Ausfüllung des Formulars 
nicht erwachsen, weil die Aufschreibung nur die an einem be- 
stimmten Stichtage abgegangenen Wagen zu enthalten hätte 
und weil die abgestellten Wagen meistens in geschlossenen 
Zügen oder Zueteilen weiterlaufen, so daß es sich nur um die 
Ausfüllung weniger Spalten handeln würde. 

Ich halte das vorgeschlagene Verfahren auf den kleineren und 
mittleren Zugwechselstationen im allgemeinen für durchführbar. 
Für die Verschiebebahnhöfe würde es, wie bereits erwähnt, wohl 
noch einer Erprobung auf seine Durchführbarkeit bedürfen. Auch 
dort müßte mit Rücksicht auf den großen Nutzen solcher Meldun- 
gen versucht werden, die Schwierigkeiten, die jede Neuerung 
mehr oder weniger mit sich zu bringen pflegt, möglichst zu über- 
winden. 


Zu 3. Jede Überschreitung der fahrplanmäßigen Beförde- 
rungsdauer eines Zuges verzögert den Wagenumlauf. Einen 
Anhalt für die Beurteilung dieser Verzögerungen geben zurzeit 
die Angaben unter Punkt d der täglichen Betriebslagemeldungen. 
Sie enthalten aber nur die allgemeinen Verspätungen der 
Güterzüge auf den wichtigen Hauptstrecken. Wollte man einen 
genauen Überblick gewinnen, um die Einwirkungen der Über- 
schreitungen der fahrplanmäßigen Beförderungsdauer auf den 
gesamten Wagenumlauf festzustellen, so müßten sie für alle 
Züge ermittelt werden. Fine solche Ermittlung wäre am besten 
auf Grund der Fahrberichte vorzunehmen. Sie stößt aber auf 
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gewisse Schwierigkeiten. Ein erheblicher Teil der Züge ver- I.y& 
kehrt auf Strecken mehrerer Direktionsbezirke.. Bei diesen 


Zügen wird für jeden Direktionsbezirk ein Teilfahrbericht auf- 
gestellt, aus dem nur die auf der Teilstrecke, nicht aber die 
während des ganzen Zuglaufs entstandenen Verspätungen er- 
sehen werden können. 


Man würde sich daher, um die durch die Führung von Teil- 
fahrberichten für die Ermittlung entstehenden Schwierigkeiten 
zu vermeiden, wohl darauf beschränken können, auf Grund der 
Fahr- und Teilfahrberichte die Verspätungen bei Ankunft auf 
der Zugendstation zu ermitteln. Denn die Überschreitung der 
fahrplanmäßigen Beförderungsdauer zwischen Abgangs- und 
Endstation ließe sich, soweit Teilfahrberichte geführt werden, 
nur durch Vergleichen derjenigen für ein und denselben Zug auf- 
sestellten Teilfahrberichte ermitteln, die bei den für die Ab- 
fahrt- und Endstation zuständigen Direktionen behandelt wer- 
den. Wegen der damit verbundenen Umstände könnte eine 
solche Ermittlung wohl nicht in Frage kommen. Die Zug- 
verspätungen sind auf der Abgangsstation und auf den Unter- 
wegsstationen natürlich in den seltensten Fällen: die gleichen 
wie auf der Endstation. Sie können geringer oder größer sein, 
ie nachdem die Verspätung unterwegs zu- oder abnimmt. Eine 
Einzelermittlung für alle unterwegs aus- oder einzusetzenden 
Wagen würde zu weit führen. Man wird auch annehmen müssen, 
daß die auf den Anfangs- und Unterwegsstationen -einzustellen- 
den Wagen im allgemeinen um die fahrplanmäßige Abfahrtzeit 
zur Abfahrt oder Einstellung bereitstehen. Man könnte daher 
für die Ermittlung der Verzögerungen, die durch die Über- 
schreitung der fahrplanmäßigen Beförderungsdauer in den Zügen 
entstanden sind, die Verspätungen bei ihrem Eintreffen auf den 
Endstationen als Mittel wohl zugrunde legen. 


Die Direktionen führen nun zum Teil jetzt schon nach den 
Vahrberichten tägliche Aufschreibungen, in denen für jeden Zug 
ein besonderes Konto eingerichtit ist. ° Aus diesen Aufschrei- 
bungen dürfte sich die Zahl der mit Verspätung angekommenen 
Züge und die Höhe der Verspätung eines jeden Zuges für jede 
Zugendstation leicht ermitteln lassen. Die Verspätungen 
könnten dabei in der Weise abgerundet werden, daß angefangene 
halbe Stunden unberücksichtigt blieben, Überschreitungen halber 
Stunden aber als volle Stunden gerechnet würden. Durch Tei- 
lung der Stunden- durch die Zugzahl ergäben sich die durch- 
schnittlichen Verspätungen. Unter Annahme einer entsprechen- 
den Dwurchschnittsbelastung (etwa 30—40 Wagen) für die 
endenden Züge ließe sich die Summe der verlorenen Wagentage 
errechnen. Solche Ermittlungen, an denen die Dienststellen 
nicht beteiliet wären, könnten bei drohendem oder bestehendem 
Wagenmangel ebenfalls etwa am zweiten oder vierten Mittwoch 
iedes Monats bei den Direktionen vorgenommen werden. - Das 
Ergebnis wäre der Zentralstelle mitzuteilen. Umlaufsverzöge- 
rungen, die durch Einstellung der Wagen in ungeeignete Züge 
(z. B. von Fernfrachten in Nahgüterzüge) oder durch Mängel 
in der Fahrplanbildung entstehen, können natürlich auch durch 
das vorstehend erläuterte Verfahren nicht _ erfaßt werden. 
Solche Fälle dürften aber im allgemeinen zu den Ausnahmen 
gehören. Sie können nur durch örtliche Erhebungen oder durch 
Überprüfung des Fahrplans festgestellt werden. 


Nebenbei sei hier noch ein Hilfsmittel erwähnt, das eine Fest- 
stellung der Einwirkungen gestattet, die die Verlängerung \ler 
Beförderungs wege bei Verk hrsverschiebungen, z. B. infolge 
Versagens der Wasserwege, auf die Wagenumlaufszeit hat. Durch 
Aufschreibungen der Empfangsgüterabfertigungen oder gewisser 
Knotenpunkte läßt sich für bestimmte Verkehrsbeziehungen und 
Strecken die Beförderungsdauer der Wagen an Hand der Begleit- 
papiere ermitteln. Solche Ermittlungen sind z. B. für bestimmte 
Sendungen aus dem Ruhr- und aus dem oberschlesischen Kohlen- 
bezirk schon verschiedentlich angeordnet worden. Sie lassen sich 
auch durch Anbringung von Beklebezetteln durchführen, die bis 
zur Rückkunft der Wagen im Leerlauf an letzteren verbleiben. 
Sie werden natürlich nur von Fall zu Fall und stichweise vorge- 
nommen werden können. 


- da anzusetzen, wo es jeweils nottut. 


Die Vorteile der vorstehend zu 1 bis 3 vorgeschlagenen Er- 
mittlungen erblicke ich in folgendem: ® 
i. Systematische Zerlegung der Umlaufsverzögerungen in 
“solche, die auf den Be- und Entladebahnhöfen, auf den Zug- 3 
wechselstationen und im Zuglauf entstanden sind. “ ; 

2. Umfassende Ermittlung für sämtliche Be- uni Endlade- 
bahnhöfe, Zugwechsekstationen und Zugläufe. ; 
3. Möglichste Gewähr für zutreffende Ermittlung durch genau 
Vorschrift des anzuwendenden Verfahrens bei Benutzung 
möglichst sicherer Unterlagen (Kontrollbücher und Güter- | E 
wagenzettel, Begleitpapiere, Fahrberichte). iR 

4. An Hand der Endzahlen ließe sich ein genauer Überblick 
über die Gesamtlage gewinnen. Der auf die einzelnen 
Phasen .der Umlaufszeit entfallende Anteil an den Ver- 
zögerungen ließe sich in Wagentage umrechnen, so daß hier- # 
nach ihre Rückwirkung auf die Gestellungsverhältnisse fest- 
gestellt und wirksame Abhilfsmaßnahmen getroffen ver 
könnten. D 
Wie bereits oben erwähnt, erscheinen tägliche Ermittiunee ii 2 | 
der angeregten Art, die noch wertvoller sein würden, E 
durchführbar. Sobald praktische_Erfahrungsen vorlägen, würde 7 
gegebenenfalls zu prüfen sein, ob die Ermittlungen etwa zum 
Teil doch in kürzeren Zeitabständen vorgenommen Be 
könnten. Am ehesten erschiene das noch für die Vorschläge zu 
2 und 3 möglich. Fine Trennung nach Wagengattungen würde 
zu weit führen und die Ermittlungen. zu sehr erschweren. Sie 
erscheint auch deshalb nicht nötig, weil die wichtigsten Gat- 
tungen, nämlich die Kohlen- und Kokswagen sowie die be 
deckten Wagen, den größten Teil des Wagenparks ausmachen, 


und weil der Mangel an diesen beiden Hauptgattungen meistens 


gleichzeitig besteht Wenn letzteres nicht zutrifft, dann werden 
die Wagen der einen Hauptgattung als Ersatz für die fehlenden 
Wagen der anderen gestellt, so daß auch in diesen Fällen für 
beide Gattungen eine Beschleunigung des Umlaufs geboten ist. 
Ich glaube auf Lücken hingewiesen zu haben, die noch aus- 
gefüllt werden könnten. 
Einsetzen der mit dem Begriff „Wagenmangel“ verbundenen 
Erscheinungen als solche empfunden. Immer wieder wird. in. 
solchen Fällen die Frage nach den Ursachen der verschlechterien 4 
Wagengestellung erörtert, ohne daß es jetzt möglich wäre, E 
erschöpfend zu beantworten, weil eben die dazu nötigen Unter- 
lagen fehlen. Ich verhehle mir nicht, daß die Durchführung der 
Vorschläge Mehrarbeit verursachen _ würde. Ohne Mehr 
arbeit ist aber eine schärfere Überwachung eben nicht 
lich. Man wird auch hier die Vorteile und Nachteile gegenein- 
ander abzuwägen haben und wird sich fragen müssen, ‘ob der 


„Nutzen der Mehrarbeit den Nachteil, den diese an sich bedeutet, 


überwiegt. Und diese Frage wird zu bejahen sein. Wenn die 
im gesamten Reichsbahngebiet gerade in Zeiten sgesteigerter. 
Verkehrsanforderungen zweifellos außerordentlich zahlreichen, 
wenn auch an sich vielleicht häufig geringeren Verzögerung®n 
des Wagenumlaufes, die diesen in ihrer Gesamtheit aber stark 
beeinträchtigen können, und die jetzt zu einem großen Teile nicht 
zur Kenntnis der leitenden Stellen kommen, durch.ein schärferes 
Ermittlungs- und Meldeverfahren erfaßt werden könnten, würde 
es möglich sein, den Hebel zur Besserung wirksamer als bisher 
Ich denke hier sowohl an 
Maßnahmen betrieblicher als auch verkehrlicher Art. 

Wenn im Verlaufe der vorstehenden Untersuchungen mehr. 
fach auch Unterlagen erörtert worden sind, die an sich in erster 3 
Linie für die Zwecke der Überwachung der Betriebsführung ;n 
Betracht kommen, so ergab sich das bei der engen Verflechtung 


‘der Frage des Wagenumlaufs mit diesem Arbeitsgebiete von 


selbst. Es ist m. E. auch nicht vor Bedeutung, ob etwa einzelne 
Meldungen, die in erster Linie Betriebszwecken dienen, nebenbei 
mehr als bisher dem Zwecke einer besseren Überwachung des 
Wagenumlaufs und einer schärferen Erfassung der Ursachen 
seiner Verzögerungen nutzbar gemacht werden, oder ob Er- 


| mittlungen und Meldungen der angeregten Art völlig getrennt A 


nicht 


Sie werden auch noch jedesmal beim = 


4 
| 


re 


4 er re 
Mon jenen betrieblichen Meldungen durchgeführt werden. 
E Verkehr und Betrieb ziehen am gleichen Strange. 


übermäßig große Belastung der Eisenbahnverwaltungen 
- Schadensersatzleistungen auf ein erträgliches Maß herabzumin- 


 letzung von 
zung bedarf. 
Gesetzentwurf mit diesem Ziele vor, der jedoch nur eine Be- 
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Denn 
Vielleicht 
ließen sich auch- bei etwaigem Ausbau des Ermittlungs- und 


 Meldeverfahrens im Sinne der vorstehenden Anregungen sonstige 
_ Meldungen oder Nachweisungen sparen. 


Die örtlichen Nach- 
- prüfungen des Wagenumlaufs und aller damit zusammenhängen- 
_ den Erscheinungen würden durch einen solchen Ausbau selbst- 
_ verständlich nicht entbehrlich werden. Gerade durch eingehendere 


Meldungen würde eine noch wirksamere Betätigung auf diesem 
Gebiete ermöglicht werden, weil sie dann an den Stellen ein- 
setzen könnte, die die größten Mängel erkennen lassen. 

Im übrigen wollen diese Zeilen vor allem zu weiterer Beschäfti- 
gung mit den hier berührten Fragen anregen. Wenn sie den 
Anstoß dazu geben sollten, auf einfacherem als dem von mir 
angedeuteten Wege dem Ziele näher zu kommen, dann um so 
besser! 


Die Haftpflicht der Eisenbahn für Personenschäden*). 


‚Dem Vernehmen nach ist beabsichtigt, die Gesetzgebung über 
die Haftpflicht der Eisenbahn für Güter abzuändern, um die 
mit 


dern. Als Ausgleich soll den Verkehrstreibenden die Versiche- 


_ rung des durch die Eisenbahnhäftung nicht gedeckten Teils des 


gemeinen Werts zu mäßigen Gebühren geboten werden. Es 
fragt sich, ob nicht auch die Haftpflicht für Tötung und Ver- 
Personen beim Eisenbahnbetrieb der Begren- 
Schon vor dem Kriege lag dem Reichstag ein 


- günstigung der unter Benutzung öffentlicher Straßen als Fahr- 


Y bahn betriebenen Eisenbahnen ins Auge faßte und die Haftung 


für die Reisenden unbeschränkt bestehen ließ. Die Notlage, in 
der sich heute sämtliche Eisenbahnen, an der Spitze die Reichs- 
bahnen, befinden, erfordert im wohlverstandenen Interesse der 
- Allgemeinheit dringend eine allgemeine Herabsetzung oder viel- 
mehr Begrenzung der Haftpflicht der Eisenbahnen auch für diese 
- Schäden. Es besteht kein Grund mehr, in dem verarmten 
Deutschland die dem öffentlichen Verkehr dienenden, schwer 
um ihr Dasein ringenden Unternehmen mit einer strengeren Haf- 
tung zu belasten, als sie in reichen Ländern, z. B. in den Ver- 
einigten Staaten und in England besteht. Zu der sehr scharfen 


Gesetzgebung ist eine im Laufe der Jahre immer schärfer wer- 


Zu welcher Überspannung der 
zeigt das bekannte Urteil des 


_ dende Rechtsprechung getreten. 
Haftpflicht diese gelangt ist, 


% 


 Reichsgerichts, wonach die Eisenbahn einer Dame eine sehr er- 


hebliche Rente zahlen muß, die sich eine schwere Erkältung, zu- 
gezogen hatte, weil sie trotz Warnung des Schaffners des 


Nachts in dem letzten, nicht genügend geheizten Wagen des 


Zuges geblieben war. 
Wenn die deutschen Eisenbahnen in den letzten Jahren kaum 
‘einen Unfall mit finanziell sehr schweren Folgen im Personen- 


_ verkehr zu beklagen hatten, so ist dies gewiß hocherfreulich, 


_ darf aber nicht hindern, die Möglichkeit solcher Unfälle in Rech- 
nung zu stellen. Trifft ein schwerer Unfall einen der inter- 


_ nationalen D-Züge oder. Luxuszüge, so muß bei dem überaus 


- „Rangierleitung‘“ und der ‚„Rangieraufsicht‘“ besteht. 


 eroßen Ausländerverkehr, den diese Züge aufweisen, damit ge- 


* Vgl. auch die Aufsätze in Nr. 2, S. 32 und Nr. 27, S. 516 


dieser Zeitung. 


rechnet werden, daß die Entschädigungen in die Hunderte von 
Millionen und dabei in der Hauptsache ins Ausland gehen, denn 
der für die Schadensersatzpflicht der Eisenbahn maßgebende 
Vermögensnachteil ist für den Ausländer selbstverständlich in 
der Währung seiner Heimat festzustellen und dann in Papier- 
mark umzurechnen. Ein besonderer Stachel für bei dem gleichen 
Unfall zu Schaden gekommene Deutsche wird darin liegen, daß 
sie unter den heutigen Währungsverhältnissen bei gleicher Be- 
schädigung nur einen ganz kleinen Bruchteil der Entschädi- 
gung erhalten, die einem in der nämlichen sozialen Lage befind- 
lichen Ausländer gezahlt werden muß, 

Soziale Bedenken stehen der Festsetzung der Eisenbahn-Haft- 
pflicht auf eine Höchstgrenze nicht im Wege, denn die Haft- 
pflicht gegenüber dem Eisenbahnpersonal ist allgemein 
durch die Reichsversicherungsordnung und die Fürsorgegesetze 
geregelt, und die in Papiermark auszudrückende Grenze für 
sonstige Personen kann unbedenklich so hoch gegriffen werden, 
daß die Interessen der großen Masse der Bevölkerung gewahrt 
bleiben. Der übrigbleibende, besser gestellte Teil der Reisenden 
kann keine Härte darin sehen, wenn er sich gegen den von der 
Eisenbahn nicht gedeckten Teil seines Schadens durch eine Ver- 
sicherung schützen muß, .die bei der großen Sicherheit des Eisen- 
bahnverkehrs zweifellos gegen verhältnismäßig geringe Prämien 
— vielleicht auch hier von der Eisenbahn selbst — zu beschaffen 
sein wird. Die rechtliche Begründung eines solchen Gesetzes 
kann unseres Erachtens keine Schwierigkeiten machen. Gesetz- 
gebung und Rechtswissenschaft haben auf diesem Gebiete ohne- 
hin schon reiche Wandlungen durchgemacht. Von der „Ver- 
schuldungspräsumtion“ ist man zur „Haftung ex lege“ und von 
da zum sogenannten „Gefährdungsprinzip“ übergegangen. Als, 
der Kraftwagenverkehr gesetzlich geregelt werden sollte, geriet 
man plötzlich mit diesem Grundsatz ins Gedränge, weil man bei 
seiner Anwendung nicht zu der beabsichtigten Milderung, son- 
dern zur Verschärfung der Kraftwagen-Haftpflicht über die- 
ienige der Eisenbahn hinaus hätte kommen müssen. Man ließ 
deshalb den Grundsatz in der Versenkung verschwinden und an 
seine Stelle wirtschaftliche Erwägungen treten, mit deren Hilfe 
man das Gesetz so machen konnte, wie man es machen wollte. 
Diese Erwägungen waren sehr vernünftig, müssen aber jetzt 
auch den Eisenbahnen gegenüber angestellt werden, deren Not- 
lage schwer auf allen Kreisen der Bevölkerung lastet. - OO. 


Der Rangierdienst. 
Von Oberbahnhofsvorsteher Alstädter, Warbure. 


Meine Abhandlung in Nr. 22 der vorliegenden Zeitschrift über 
die „Leitung von Rangierbewegungen“ hat das „Zentralorgan 


der Rangierbediensteten“ mit offenbar großem Interesse abge- 


druckt. Dabei hat es neben der Bemerkung, daß über den Ran- 
gierdienst noch viele Unklarheiten bestehen, drei Fragen auf- 
geworfen, die den Dienst des Rangiermeisters, des Rangierauf- 


 sehers und das Verhältnis des Rangierbeamten zum Aufsichts- 


beamten betreffen. 
Diese Fragen will ich im nachstehenden behandeln. y 
Zunächst muß gesagt werden, daß der Rangierdienst allgemein 
in der Ausübung oder Verrichtung der En rneiienn 2 
u den 


Rangierarbeiten, die von Arbeitern (Rangivrarbeitern, Bahnhofs- 


arbeitern) verrichtet werden, gehört das Hemmschuhlegen, das 
Bedienen der Bremsen beim Rangieren, das An-, Ab- und Lang- 


kuppeln usw. E Re; g.:\% 
Was unter den Begriff „Rangierleitung“ fällt, habe ich „in 
meinem Artikel „Leitung von Rangierbewegungen“ eingehend 


dargelest. Diese Tätigkeit wird in der Regel von den hierzu be- 


fähigten Rangierern (jetzt Beamte) und den Rangieraufsehern 
ausgeübt. Die Rangieraufsicht besteht in der allgemeinen Beauf- 
sichtigung der Rangierarbeiten und Rangierbewegungen in einem 


_ Rangierbezirke. Der Rangieraufsichtsbeamte teilt den Rangier- 


s 


arbeitern und Rangierleitern die Arbeiten zu und verteilt sie auf 
die einzelnen Gleise und Lokomotiven des Rangierbezirks. Er 
gibt den Rangierleitern allgemeine Weisungen über die Zusam- 
menstellung, das Ausrangieren und die Bedienung der Züge und 
die Erledigung der sonstigen Rangiergeschäfte, wie die Bedienung 
der Wagenverwendungsstellen, Anschlüsse usw. Die richtige 
und sichere Ausführung der einzelnen Rangiergeschäfte ist dann 
Sache der Raneierleiter und Rangierarbeiter, die hierfür auch die 
alleinige Verantwortung tragen müssen. 

Diese Rangieraufsicht übt der Rangiermeister 
Rangierbezirke aus. 

Damit wäre die erste Frage betreffend des Dienstes des Rangier- 
meisters hinreichend zeklärt. Was den Rangieraufseher betrifft, 
so kann ich nur sagen, daß dieser Rangierbeamte im praktischen 
Dienst eine unglückliche Person ist. Wie schon vorher gesagt, 
versieht er in der Regel Rangierleiterdienst wie jeder andere 
Rangierer. Zum Rangieraufsichtsdienst, den man ihm nach seiner 
Amtsbezeichnung eigentlich zumuten sollte, kommt er nur in 
Vertretune des Rangiermeisters, also wenn oder wo der Rangier- 
meister fehlt. Nun zur dritten Frage. Hier muß zunächst betont 
werden, daß der Rangieraufsichtsdienst mit dem Bahnhofsauf- 
sichtsdienst nicht verwechselt werden darf. Ersterer erstreckt 
sich auf einen Rangierbezirk, letzterer auf alle Rangierbezirke 


in seinem 
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zugleich, also den ganzen Bahnhofsbereich, wenn dieser nicht in 


mehrere Bahnhofsaufsichtsbezirke eingeteilt ist, in denen dann 
ie ein besonderer Beamter Aufsichtsdienst verrichtet. (F.V. 
s 2 (%).) Die Aufgaben dieser Aufsichtsbeamten sind im $ 9 
der F.V. angeführt. Bezüglich des Rangierdienstes muß. der 
Bahnhofsaufsichtsbeamte mit dem Rangieraufsichtsbeamten 
(Rangiermeister) stets in enger Fühlung sein und ihm Weisungen 
über Wagendispositionen, Ausfall von Zügen, Bildung von Be- 
darfszügen usw. erteilen. Ferner muß er im Einvernehmen mit 
den Rangieraufsichtsbeamten Dispositionen treffen beim Ver- 
teilen von Rangierarbeiten bei Arbeitshäufungen und Hemmungen 


Weltwirtschaftlicher Stand und Aufgaben der Elektroindustrie*), 


In dem im nachfolgenden zur Besprechung gelangenden Buche 
sind alle in den letzten Jahren aus dem Auslande hier- 
her gelangten, die Weltwirtschaft und insbesondere den 
Stand der elektrotechnischen Industrie betreffenden Nachrichten 
verarbeitet, um ein nach Möglichkeit zutreffendes Bild vom 
Lauf und Ziel der weltwirtschaftlichen Entwicklung zu geben. 
Das Buch dürfte nicht nur die Aufmerksamkeit der an der 
Elektrotechnik interessierten Kreise erwecken, sondern auch von 
Volkswirten, Kaufleuten und Industriellen und nicht zuletzt von 
den Eisenbahnfachleuten gelesen werden. Mit _ seinem 
statistischen Material ist es eine Fundgrube von hervorragen- 
der Bedeutung; es wirft Schlaglichter auf die wirtschaftlichen 
Verhältnisse aller Staaten, die bei der jetzt im Zuge befind- 
lichen Neuorientierung der Weltwirtschaft überhaupt in Frage 
kommen können. 

Der Verfasser gliedert den Stoff in vier Hauptabschnitte. 
Vorangestellt sind die Verhältnisse des angelsächsischen Wirt- 
schaftskörpers und der wichtigsten Südamerikamärkte ein- 
schließlich Mexiko; dann folgen das asiatische Wirtschaftsge- 
biet (Japan, China, Indien), der romanische Wirtschaftskörper 
(Frankreich, Spanien, Italien unter Zurechnung der -Schweiz) 
und zuletzt der germanisch-slawische, -bei dem in drei Unter- 
abschnitten die skandinavischen Länder, Mitteleuropa und die 
slawischen Hauptstaaten behandelt sind. Man kann nichi 
sagen, daß die Einteilung des Stoffes in allen Teilen folge- 
richtige wäre; so hätte Holland beispielsweise nicht unter den 
skandinavischen Ländern mit aufgeführt werden dürfen. Die Un- 
gleichartickeiten in der Stoffeinteilung kommen auch im Texte 
in ungleichartiger typischer Behandlung der Überschriften 
störend zum Ausdruck. Für derartige Mängel muß 
des Stoffes entschädigen. 

Aus dem Inhalt auch dieses 
Leser wieder die niederdrückende Erkenntnis, 


Buches kommt dem deutschen 
daß Deutsch- 


land im Weltwirtschaftsbetriebe noch auf lange Zeit zur Rolle- 


des Zaungastes verurteilt bleiben wird. Mit Recht schreibt der 
Verfasser: „Englands und Frankreichs wirtschaftliches 
Ziel ist, die wirtschaftliche Diktatur gegen Deutschland und 
Rußland aufzurichten, Englands und Frankreichs politisches 
Ziel aber, die soziale Bewegung und die neuen Ideen zurückzu- 
drängen.“ — Eine der übelsten Nachwirkungen des Krieges 
ist der” Kohlenmangel.e. Wie ein roter Faden zieht sich durch 
das Buch der immer wiederkehrende Hinweis auf das in allen 
Ländern erkennbare Bestreben, zwecks Kohlenersparnis _ die 
Wasserkräfte besser auszunutzen und die Eisenbahnen elek- 
trisch zu betreiben. ; 

Nur einige Stichproben aus solchen Teilen ‘des Werkes, die 
das Eisenbahnwesen und verwandte Gebiete streifen, die 
auf das Kohlenvorkommen und andere Kraftquellen Bezug 
haben oder die Arbeiterfrage behandeln und schließlich auch 
Vorschläge zur Hebung der darniederliegenden deutschen In- 
dustrie und Wirtschaft enthalten, seien hier ohne kritische 
Stellungnahme aufgeführt. Wenn es auch nur geringfügige Aus- 
schnitte aus dem von Dr. Respondek zegebenen umfassenderen 
Gesamtbilde sind, so werden diese Beispiele doch den Leser 
zum weiteren Studium anregen. 

In den Vereinigten Staaten von Amerika wird 
der größte Teil des Kraftbedarfs aus der Kohle gewonnen. 
Steigerung der Kohlenkosten, vielleicht auch der Gedanke 
an eine schließliche Erschöpfung der Felder wird die Hauptlast 
allmählich den Wasserkräften zuschieben. Der gesteigerte Be- 
darf an elektrischer Kratt hat eine Reihe von Gesellschaften 
veranlaßt, ihre Wasserkraftanlagen weiter auszubauen und neue 
Großkraftwerke anzulegen. Die neueste Anwendung des elektri- 
schen Stromes, die Stahlgewinnunge auf elektrischem Wege, hat 
in den Ver. Staaten eine unerwartete Ausdehnung gewonnen. 


*) Weltwirtschaftlicher Stand und Aufgaben der Elektro- 
industrie. Von Dr. G. Respondek, Ingenieur bei Dr. Erich 
F. Huth, Gesellschaft für Funkentelegraphie m. b. H., Berlin. 
Verlag von Julius Springer, Berlin W. 9. 1920. Preis geheftet 
16 «A, zuzüglich Teuerungszuschlag. 


‘Tacturers Export Association zusammengeschlossen. In Kanada 


die Fülle 


"stimmt, daß alle Industrieerzeugnisse des Landes die Bezeie 


' dilleren. 
lich vorhanden; die Regierung läßt zurzeit prüfen, ob die Er- 


Die 


in den einzelnen Rangierbezirken. Der Rangieraufsichtsbeamt: 
bildet dann ein Bindeglied zwischen dem Rangierpersonal und 
dem Bahnhofsaufsichtsbeamten. 
- So ist jedem Beamten seine bestimmte Tätigkeit zugemessen; 
doch müssen alle vom geringsten Rangierarbeiter als- Abkuppler 
bis zum Bahnhofsaufsiehtsbeamten mit Vertrauen und mit gegen- 
seitigem Verständnis Hand in Hand arbeiten, damit der Rangier- 
dienst als einer der eigenartigsten, schwierigsten und gefahr- 
vollsten Dienstzweige sich in ordnungsmäßiger Weise an 
wickeln kann. 


1917 sind von den Elektrizitätswerken mehr als 25 Müliardeni 
Kilowattstunden geliefert worden. Etwa 30 elektrotechnische 
Fabrikationsunternehmungen haben sich zu der Electrical Mamu- 


soll in Kürze eine ganze Reihe elektrischer Schmalspurbahnen 
in Angriff genommen werden. 

In Argentinien ist mit einer großzügigen Entwicklu 
elektrischer Anlagen kaum zu rechnen, da Kraftquellen in gr 
ßerem Maße nicht zur Verfügung stehen. Erwogen ist, die an 
der Grenze von Argentinien und Brasilien liegenden gewaltigen £.' 
Wasserfälle des Yguassü auszunutzen, deren Fallhöhe 50 bis 
60 m beträgt, bei einer mutmaßlichen Wassermenge von 3000 
bis 4000 cbm in der Sekunde. Die Nutzleistung von 1 Million 
Kilowatt würde ausreichen, um Argentinien, Brasilien, Bolivien, 
Paraguay und Uruguay mit elektrischer Kraft zu versorgen. 
Der Bedarf der Industrie an elektrischer Kraft wird auf 130 
bis 140000 PS. veranschlagt. In Buenos Ayres bestehen sieben 
Straßenbahngesellschaften, von denen fünf zu der Anglo-Argen- 
tinischen Gesellschaft, deren Betriebsnetz annähernd 600 km 
Linien umfaßt, zusammengeschlossen sind; diese Bahnen haben 
deutsche und englische Triebmaschinen. Vor dem Kriege hatte 
sich dert englisches Kapital an elektrischen Unternehmungen 
im großen Umfange beteiligt; z. B. waren in Straßenbahnen ° 
27,5 Millionen Dollars festgelegt. In Argentinien ist von einer 
deutsch-feindlichen Stimmung nichts zu bemerken; deutsche ° 
Ware wird auf dem Markte willkommen geheißen. Seit 1914 ist. 
die Einfuhr japanischer Waren beträchtlich gestiegen. 

In Brasilien macht England große Anstrengungen, Be. 
den Markt zu gewinnen und zu behaupten. Die Anlagen neuer 
Kraftwerke, die Elektrisierung von Eisenbahnstreeken usw. i 
vorgesehen. Die deutsch-feindliche Stimmung in Brasilien wird 
von England zefördert. Das Wirtschaftsministerium hat i 


nung „brasilianisches Erzeugnis“ zum Unterschiede vom „aus 
ländischen Erzeugnis“ tragen müssen. 

Bolivien besitzt keine aufgeschlossenen Öl- oder Kohlen- 
felder; Wasserkräfte sind in stärkerem Maße vorhanden. Chile 2“ 
verfügt über Kohle, Petroleum und die Wasserkräfte der Kor- 
In Coquimbo und Valdivia sind Wasserkräfte reich- 


richtung eines weitverzweigten Kraftnetzes von hier aus wirt- 
schaftlich wäre. Geplant sind wnfangreiche Bewässerungs- 
anlagen, Eisenbahnbauten und Telegraphenlinien; jedoch stehen 
der Entwicklung die große Längenausdehnung des . Landes 
und ungünstige Verkehrsverhältuisse im Wege. Ein ausge- 
sprochener Deutschenhaß ist in Chile nicht vorhanden; es be- 
Jürfte nur eines kräftigen Anstoßes seitens der deutschen In- 
dustrie, um dort wieder festen Fuß zu fassen. Südamerika ist 
durch die Blockade und das System der schwarzen Listen zum 
Vergleich der von der Entente gelieferten Waren mit den 
„Made in Germany“-Waren gezwungen worden, und dieser Ver- 
gleich ist nicht zu Ungunsten Deutschlands ausgefallen. 
Auf die ausführliche Besprechung der elektrotechnischen Bi - 
dustrie Englands übergehend, wollen wir erwähnen, daß die 
Kohlenvorräte dieses Landes bei weiter steigender Förderung in 
200 Jahren voraussichtlich erschöpft sein können. Der Ausbau 
der Wasserkräfte, die Anlage von Großkraftwerken, die Elek- 
trisierung der Eisenbahnen, der Ausbau der Wasserstraßen und‘ 
der elektrometallureischen und elektrotechnischen Industrien - 
sind die Aufgaben der nächsten Jahre. Der elektrische Bahn- 
betrieb im vereinigten Königreich hat zurzeit einen Kraftbedarf 
von einer Milliarde Kilowattstunden im Jahre. Die in nächster 
Zukunft zu erwartende Elektrisierung der Eisenbahnen wird 
diesen Bedarf bedeutend steigern. Die hohen Preise für flüssige 
Brennstoffe und die Schwierigkeiten ihrer Beschaffung haben 
die Verwendung elektrisch betriebener Fahrzeuge "bedeutend 
gefördert. Wie gelegentlich an anderer Stelle in dieser Zeitung 
ausgeführt, ist eine Revision, Zusammenfassung und Ergänzung 
der englischen Normalien nach amerikanischem Vorbild vorge 
nommen worden: die Ergebnisse sollen mehrsprachig verbreite! 
werden; in Großbritannien ist das Engineering Standard Com- 
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mittee der Mittelpunkt für die Normalisierungsbestrebungen. 
Über die Lösung der Arbeiterfrage vermerkt der Verfasser das 
olgende: Man verlangt von den Arbeitern eine Erhöhung ihrer 
eistung, denn die ganze britische Handelsstellung hängt von 
Leistungsfähigkeit der Industrie ab. Gegensätze zwischen 
rbeitgebern und Arbeitnehmern müssen durch allgemeine 
bereinkunft beseitigt werden. Man will die Arbeitgeber und 
lie Führer der Trade Unions vereinigen und Vorschläge zur 
ne dieses größten Problems machen, um eine reibungslose 
"Übereinstimmung zwischen Kapital und Arbeit für den Industrie- 
aufschwung ‚zu erzielen. Dies wird in England keine allzu 
großen Schwierigkeiten machen. Der englische Arbeiter steht 
‚zwischen dem Proletarier und Kapitalisten. Diese Stellung be- 
‚ruht auf der Arbeit der unterworfenen Proletariervölker: sie 
ist auch die Erklärung für die imperialistische Haltung der eng- 
lischen Arbeiterschaft. 
'M Die Entwicklung der japanischen Industrie hat nach dem 
‚zussisch-japanischen Kriege schärfer eingesetzt und ist während 
des Weltkrieges derart ausgebaut worden, daß sie zum Mit- 
‚ bewerb auf dem Weltmarkte befähigt ist. Nach einem in der 
„Vossischen Zeitung“ kürzlich veröffentlichten Stimmungsbilde 
aus Tokio geben sich jedoch die japanischen Industriellen und 
leute ‚keinerlei Selbsttäuschung bezüglich der japanischen 
 Wettbewerbsfähigkeit hin. Sie wissen genau, daß die jetzt ver- 
‚ hältnismäßig gerings Einfuhr deutscher Maschinen und anderer 
ae utscher Waren ihren Grund einzig und allein in der bei der 
allgemeinen Depression zurzeit sehr eingeschränkten Aufnahme- 
‚ lust des japanischen Marktes hat. Man wird daran auch dadurch 
nicht viel ändern, daß man eine größere Anzahl deutscher In- 
genieure und Vorarbeiter angeworben hat, um japanische Be- 
triebe und besonders die Arbeitsmethoden zu modernisieren. 
Die japanischen Kohlengruben können jährlich 23 bis 25 Mil- 
"Tionen Tonnen Kohle liefern, die aber nicht besonders wertvoll 
sein soll. Das Hüttenwesen zieht große Vorteile aus den 
Wasserkräften. Auf der Insel Formosa wird ein Wasserkraft- 
werk von 130000 PS gebaut, um die Insel mit elektrischem 
Strom zu versorgen. Die ausgenutzte Wasserkraft beträgt in 
Japan 463 437 Kilowatt, die Dampfkraft 162364 Kilowatt. 
-_ Die Südmandschurische Eisenbahngesell- 
schaft ist zu einer Geschäftspolitik verpflichtet, welche die 
"industrielle Entwicklung der Mandschurei und Mongolei zu 
Tördern hat. Weiterer Ausbau der Eisenbahnen, der Schiffahrt 
"und der Häfen, Gas- und Eilektrizitätswerke, Bergbau- und 
 Eisenwerke usw. ist vorgesehen. 
- Über China wird ausgeführt, daß England alle Vorberei- 
tungen trifft, wirtschaftlich und politisch über Indien und Tibet 
pach dem Reich der Mitte vorzurücken, während Japan von 
‚Nordosten vordringt. Für die Verbindung mit Indien sind Eis»n- 
"bahnpläne vom Mittelmeer zum Persischen Golf in Vorbereitung, 
die handelspolitische und große strategische Bedeutung haben. 
Als dringendstes Erfordernis wird der Ausbau des chinesischen 
Eisenbahnnetzes bezeichnet, das zurzeit eine Ausdehnung von 
eiwa 6800 englischen Meilen Länge besitzt. Der Ausbau soll 
rach amerikanischem Muster und mit amerikanischem Material 
"vorgenommen werden. Ausländer dürfen in China keine Geschäfte 
unter eigenem Namen machen; ihr Kapital kann nur in Form 
"von Anleihen in chinesischen Gesellschaften arbeiten. Das Land 
besitzt etwa 87 Elektrizitätswerke; von diesen sind sechs im 
Regierungsbetriebe. Über elektrische Straßenbahnen verfügen 
-nur Schanghai, Hongkong und Tientsin. 
- InIndien soll der Bedarf an elektrischer Kraft durch die 
dem Lande zur Verfügung stehenden Wasserkräfte möglichst 
£>deckt werden. Sowohl in Südindien als in den westlichen 
-Ghats, dem Himalaya und anderen Gebirgen sind große Wasser- 
kräfte vorhanden, so daß die Möglichkeit für die Errichtung 
‘von Industriebetrieben vorhanden ist. Da große Teile Indiens 
über drei Monate ununterbrochen Regenfall haben, innerhalb der 
"übrigen Zeit die Flüsse aber austrocknen, sollen geeignete 
"Täler zu Sammelbecken ausgebaut werden, durch die etwa 
100000 PS zu gewinnen wären. Das Tata-Kraftwerk ist bereits 
eine derartige Anlage; das Andhra-Werk ist seit 1916 im Bau. 


- Auch im romanischen Wirtschaftskörper hat der wichtigste 
Staat Frankreich bekanntlich Kohlenmangel, besitzt aber 
reichlich ausbaufähige Wasserkräfte. Hier wird sich unter den 
heutigen Verhältnissen für die amerikanische Industrie ein 
weites Arbeitsfeld ergeben. Von den etwa 10 Millionen Pferde- 
‚stärken der Wasserkräfte sind nur 2 Millionen nutzbar gemacht 
worden. Der Plan für eine Ausnutzung der Wasserkräfte zum 
elektrischen Betriebe der Bahnen. deren völliger Ausbau inner- 


hale 20 Jahren möglich sein würde, ist veröffentlicht. Die 
'Wasserkräfte im Departement Dordogne genügen, um das 
Netz der Paris-Orl&eans-Bahn elektrisch zu betreiben. Die Ein- 


führung des elektrischen. Betriebes auf der Paris-Lyon-Mittel- 
meerbahn ist in Aussicht genommen; auf dem Netz der Süd- 
"bahn ist hiermit bereits begonnen worden. Ausgebaut werden 
folgende Strecken: in der Nordsüdrichtung die Linien Chäteau- 


Montlucon-Aurillac-Neumarques; in westöstlicher Richtung die 


Linie Angoul&me-Limoges-Argentat, für den Verkehr von 
Bordeaux nach Lyon über St. Etienne nebst verschiedenen 
Seitenstrecken. Wasserkräfte am Mont d’Or im Massif 


Central würden bei vollem Ausbau dauernd 73 500 Kilowatt her- 
geben, was einer Jal'resleistung von etwa 500 Millionen Kilo- 
‘watt entspräche. 

Spaniens wichtigstes Kohlengebiet ist Asturien, das vor 
dem Kriege 65% der spanischen Gesamterzeugung lieferte: 
wichtig ist auch der Quecksilberbergbau im Süden des Landes. 
Die reichen Wasserkräfte der Pyrenäen werden die Grundlage 
für die Industrialisierung des Landes bilden. Es sind eine 
ganze Reihe von Eisenbahnlinien geplant, die wohl insbesondere 
strategischen Zielen dienen. Vigo erhält einen neuen Hafen. 
Jede bedeutende Stadt und auch kleine Orte sind mit elektri- 
schem Strom versorgt. Die Duerofälle, die bei 277 m Gefälle 
350 000 PS liefern können, sollen Madrid und Bilbao mit Strom 
versorgen. Die „Sociedad Electrica Industrial“ hat sich die 
Aufgabe gestellt, den Eisenbahnbetrieb zu elektrisieren. 1918 
gab es 85 Wasserkraftanlagen mit Leistungen von mehr als 
800 PS und 50 mit Leistungen von 300 bis 800 PS. Bezweifeln 
möchte man die Bemerkung des Verfassers, „daß die deutschen 
Firmen unter den Wirkungen des Krieges in Spanien nicht 
gelitten zu haben scheinen“. Richtiger ist wohl der Hinweis, 
daß der spanische Handel seine Beziehungen nach Südamerika 
zu erweitern sucht, daß Spanien voraussichtlich eine größere 
wirtschaftliche Rolle spielen wird und zu einem wichtigen wirt- 
schaftlichen Bundesgenossen Deutschlands werden kann. Die 
Entwicklung der spanischen Industrie hängt nach Ansicht des 
Verfassers von der Lösung der Arbeiterfrare ab, die bei der 
ae der spanischen Arbeiter sich schwierig gestalten 
dürfte. 

Für die Schweiz und ihre Industrie war der getätigte 
Ausbau von Wasserkraftanlagen mit elektrischen Großkraft- 
werken eine Lebensnotwendigkeit. Die gesamte in den schwei- 
zerischen Gewässern vorhandene nutzbare Leistung betrug für 
das Jahr 1914 etwa 4 Millionen Pferdekräfte unter Zugrunde- 
lezung einer mittleren täglichen Betriebszeit der Kraftanlagen 
ven etwa 15 Stunden. Die bereits. ausgebauten Wasserkraft- 
werke von 1,5 Millionen Pferdekräften genügen für den Betrieb 
der schweizerischen Bahnen und den Bedarf der Industrie an 
Licht und Kraft. Die zu Anfang des Krieges unterbrochene 
Elektrisierung der Eisenbahnen ist wieder aufgenommen worden. 
Neben der Gotthardbahn soll die Elektrisierung einiger weiterer 
Strecken, z. B. Brig-Sitten, schnellstens durchgeführt werden; 
demzufolge werden erhebliche Aufträge für Ausrüstungen 
von Bahnkraftwerken und Lokomotiven sowie für Oberleitungs- 
und Stationsausrüstungen usw. für die nächsten Jahre zu er- 
warten sein. Die Elektrisierung der französischen, italienischen 
und schweizerischen Eisenbahnen wird nach einem einheitlichen 
und privatwirtschaftlichen Plane durchgeführt. Durch den Sieg 
der Westmächte und die territorialen und wirtschaftlichen Ver- 
schiebungen am Oberrhein wird die Schweiz naturgemäß in den 
Bannkreis Frankreichs gezogen. 

Auch in Italien ist die Ausnutzung der Wasserkräfte zur 
Elektrizitätserzeueung eine der ersten und dringendsten Auf- 
gaben. Das Land verfügt über 5,5 Millionen Pferdestärken 
Wasserkräfte, wovon 1 Million für den Betrieb der Eisenbahnen 
und der Industrie verwertet sind. Die Kohleneinfuhr beträgt 
Jährlich rd. 10 Millionen Tonnen; von diesen werden 2,5 Millionen 
für Cie Bahnen verbraucht. Der Ausbau und die Ausbeutung 
der Wasserkraftwerke stand bekanntlich stark unter deutschem 
Einfluß. Im Jahre 1914 betrug das in der italienischen Elektri- 
zitätsindustrie.angelegste Kapital mehr als 1 Milliarde Lire. Das 
deutsche Kapital stammt von den Banken und Gesellschaften des 
Siemens-Schuckert- und A.E.G.-Konzerns. Demnächst wird 
Italien ein elektrisches Vollbahnnetz von etwa 1500 km Strecken- 
länge haben, das zum größten Teil mit Drehstrom von 
3000—83300 Volt Fahrdrahtspannung bei 15—16% Perioden i. d. 
Sek. versorgt wird. Die Elektrisisrung ließe sich gegebenen- 
falls auf etwa 12000 km Hauptbahnen ausdehnen. Nur einige 
kürzere Strecken sind für Gleichstrombetrieb bei 650 Volt Be- 
triebsspannung eingerichtet Zur Ausdehnung des elektrischen 
Betriebes auf den italienischen Staatsbahnen ist nunmehr ein 
amerikauisch-italienisches Syndikat gegründet worden, dessen 
Kapital von 300 Millionen Lire zur Häfte von amerikanischen 
Banken aufgebracht ist. Die Vereinigten Staaten und England 
haben Deutschland auch aus seiner Stellung als Hauptlieferer 
von Maschinen verdrängt. 1918 stand Deutschland, das nach 
Italien mehr Maschinen ausgeführt hatte als alle anderen 
Staaten zusammen, an letzter Stelle, 

In bezug auf Schweden ist zu bemerken, daß die von der 
schwedischen Eisenbahndirektion angestellten grundlegenden Er- 
mittelungen für die Elektrisierung der Bahnen abgeschlossen 
sind. Der elektrische Betrieb soll zuerst auf der 453 km langen 
Linie Stockholm-Gotenburg eingerichtet werden, danach käme 


roux-Montauban, Limoges-Agen, Brive-Toulouse über Capdenac, | die für den Verkehr mit dem Festlande, besonders für Deutsch- 
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land wichtige Strecke Stockholm-Malmö mit einer Länge von 
450 km an die Reihe. Ebenso soll eine von Stockholm nach Nord- 
schweden führende Strecke elektrisiert werden. Für den Eisen- 
bahnbetrieb ist der für 1925 erforderliche elektrische Kraft- 
bedarf auf rd. 700 Mill. Kilowattstunden geschätzt, zu dessen 
Deckung die Bezirkskraftwerke Porjus, Umeälv, zwei Werke 
am Dalälv, Motala, Strön, Trollhättan und Lagan heranzuziehen 
wären. Zur Unterstützung der. Wasseırkraftanlagen sind die 
Torfmoore auszubeuten und erforderlichenfalls längere Kraft- 
übertragungen nach den südlichen Landesteilen anzulegen. 


Deutschland besitzt von den 550000 akm umfassend-n 
Kohlenfeldern der Erde nur 15000 akm; 200 000 akm entfallen 
auf die Vereinigten Staaten und China. Der Verlust von Loth- 
ringen hatte für Deutschland den Verlust von 21,5 Millionen 
Tonnen reichsdeutscher Erze zur Folge; es bleiben nur 
7,5 Millionen Tonnen deutscheigene Erze. übrig, während die 
deutsche Eisenindustrie auf einen Jahresbedarf von 47,2 Mil- 
lionen Tonnen eingestellt war. Die Gefahr, daß Deutschland 
eine untergeordnete Stellung unter den Stahlerzeugern erhält, 
ist somit vorhanden. Zur Erhöhung der Wirtschaftlichkeit wird 
die Durchführung einer weitgehenden Normalisierung, Typisie- 
rung und Spezialisierung in der elektrotechnischen Industrie im 
allgemeinen und auf den Gebieten der Maschinen-, Transfor- 
matorentechnik und der Schwachstromtechnik im besonderen 
empfohlen. Eine wesentliche Herabsetzung der Löhne ist vorder- 
hand nicht möglich; die Verbilligung bei der Werteschaffung 
muß durch vollkommene Materialausnutzung, Betriebsorgani- 
sationen und durch Reihenherstellung erreicht werden. Der Ver- 
fasser gibt in dieser Beziehung einige beachtenswerte Rat- 
schläge. Für den neuen industriellen Wettstreit seien alle 
Kräfte anzuspannen, um nicht auf dem Felde der Arbeit zu unter- 
liegen; die Erziehung zu dieser Aufgabe sei von der Regierung 
zu leisten. Die alte Regierung hat sie mittels einer starken 
Landesverteidigung geleistet. Die neue Regierung wird einen 
zweckentsprechenden Ersatz schaffen müssen, auch wenn es die 
obligatorische Einführung der zweijährigen Arbeitsdienstzeit 
für unsere Jugend sein müßte. 

Österreich besitzt Kraftquellen, die jedoch für-die Er- 
zeugung der Elektrizität ungenügend herangezogen sind. Von 
den Wasserkräften der .Alpenländer sind nur 8% verwertet. 
Die Arbeiten zur Elektrisierurg der Strecke Landeck-Bludenz, 
der die Strecken Innsbruck-Landeck und Bludenz-Bregsenz folgen 
werden, sind begonnen. Die Kohlenvorräte Ungarns sind bei 
der heutigen Wirtschaft für nur etwa 170 Jahre ausreichend, an 
Wasserkräften sind nur rd. 1,7 Millionen Pferdekräfte vorhanden. 


In Rumänien sind Kraftquellen in Form von Kohle und 
Erdöl vorhanden; auf die Erdölgebiete sucht Amerika Einfluß 
zu erhalten. Die jährliche Kohleförderung beträgt etwa 
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— Anlage C zur. Eisenbahn- Verkehrsordnung. Das Reichs- 
verkehrsministerium hat unterm 24. September einige Änderun- 
gen und Ergänzungen der Anlage © zur Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung verfügt. Das Nähere geht aus der Bekanntmachung 
in Nr. 99 des Reichs-Gesetzblattes hervor. 


— Reichseisenbahnen oder Privateisenbahnen? 1% einem viel 
beachteten Artikel im „Tag“ hat Staatsminister" a. D. v. Breiten- 
bach die Frage aufgeworfen, ob angesichts der Milliardendefizite 
der Reichseisenbahnen in der Gegenwart eine staatliche 
Verwaltung überhaupt in der Lage ist, die Wiederherstellung 
geordneter Eisenbahnfinanzen herbeizuführen, oder ob die Frei- 
heit der Bewegung, welche privatem Unternehmungsgeist 
innewohnt, und die größere Anpassungsfähiskeit der freien 
Erwerbskreise eine zweckmäßige Lösung schneller herbeiführen 
kann. Er kommt zu ‚folgendem Ergebnis: 

„Eine Verwaltung der deutschen Eisenbahnen unter gleichen 
grundsätzlichen Gesichtspunkten wie in der Zeit vor dem Um- 
sturz erscheint ausgeschlossen. Bei der Notlage des Reiches 
und im Angesicht der Riesendefizite wird im Gegensatz zu 
früher ihre Verwaltung in erster Linie unter finanziellen Tr- 
wäzungen stehen müssen, bis der erstrebte Wechsel der Dinge 
es gestattet, diejenigen der Verkehrsförderung wieder in den 
Vordergrund zu stellen. 

Es erscheint unerläßlich, mit äußerster Dringlichkeit in eine 
Prüfung darüber einzutreten: 

1. ob die Reichseisenbahnen in die Privatwirtschaft mit dem 
Ziele der Abbürdung der Fehlbeträge und Erzielung von Er- 
trägen zu überführen sind, und solchen Falles 
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- des Unternehmens würde bei der großen Transaktion zu wahren 


Tatsache aufführen, daß der Gegenstand als einziger Punkt auf 


230000 t und hat danach dieselbe Höhe ie die Kohleneinfuniä 
Griechenland ist durch den Weltkrieg reich geworden, 
jedoch fehlt es an Steinkohlen und Petroleum. Das Land besitzt | 
bei Ausnutzung der zahlreichen Wasserfälle der mazedonischen 
Provinzen eine reiche Ersatzquelle für das fehlende Brenn- 
material. Von den Wasserkräften sind bisher nur 6300 PS a 
gebaut worden, obwohl nach einer in dem Buche gegebe 
Zusammenstellung insgesamt 102000 PS zur Verfügung ste 
Die Aussichten für den deutschen Ausfuhrhandel nach 
Türkei sind nicht vielversprechend. In Polen sind umfa: 
reiche und wichtige Arbeiten für den Bau elektrischer Straß 
bahnen und Überlandbahnen im polnischen Gruben- und Hüt 
bezirk zu erledigen. In Rußland sind die Grundlagen ı 7 
weitestgehenden Einführung der Elektrizität vorhanden, 
dieses Land reichliche und billige Wasserkräfte, weit aus 
dehnte Torfmoore, Braunkohlenlager und Petroleumfelder 
sitzt. Die Torflager übertreffen an Größe die aller übrige 
europäischen Länder; sie bedecken allein im europäischen R 
land eine Fläche von 38 Millionen Hektar. Die Seen südl 
Uleaborg-Kaiana sind derart miteinander verbunden, daß 
riesige natürliche Staubecken bilden. Aus einer vom Verfas 
gegebenen Zusammenstellung geht der völlige Verfall des Eis 
bahnwesens mit erschreckender Deutlichkeit hervor. Rett 
sei durch Anlage großer Wasserkraftwerke und den Bau 
Großkraftwerken zu erhoffen. Da Deutschland allein Rußlands 
Bedarf an Maschinen nicht decken kann, wird sich das Lan 2 
wirtschaftlich enger an Amerika und England anschließen. Sowiet 
Rußland ist im Gegensatze zu den rosig gefärbten Berichten ER 
deutschen radikalen Arbeiterpresse auch nach den Schilderungen 
dieses Buches kaum als „Paradies“ der Arbeiter anzusprechen, 
denn die Betriebsräte und Arbeiterausschüsse sind abgeschafft; 
an der Spitze bedeutender industrieller Unternehmungen stehen 
Diktatoren mit ausgedehnter Machtbefugnis. Der achtstündige 
Arbeitstag ist abgeschafft; die Ausgabe von Arbeitsbüchern 
ist in Moskau und Petersburg bereits zur Ausführung gekommen. 
Wer nicht im Besitze eines solchen Arbeitsbuches ist, wird einem — 
Sonderausschuß vorgeführt, der ihm körperliche Arbeit zuweist. 
Arbeitsarmeen werden mobilisiert, um die Industriewerke des 
Uralgebirges wieder in Ordnung zu bringen. Das ganze wirt- 
schaftliche System der Sowjetregierung wird sich nach den Dar- 
legungen des Verfassers zu nichts anderem als zu einer Diktatur 
der Ein- und Ausfuhr entwickeln können. 
Der Gesamtinhalt des Werkes lehrt, daß mit einer. "außer 
ordentlichen Steigerung des Weltbedarfs zu rechnen ist. und daß 
große Unternehmungen bei genügender wirtschaftlicher Sicherung 
zur Ausführung kommen werden. Die bestmögliche Ausnutzung 
der Wasserkräfte, Braunkohlenfelder und Torfmoore, sowie die 
Elektrisierung der Bahnen darf in den meisten Ländern nicht 
mehr aufgeschoben werden. M. 
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2-Än welcher Form — Verkauf mit Röckkausr ci g mein- i 
wirtschaftlicher Betrieb oder Verpachtung — dieses zu er olgen 
hätte. 

Die Beantwortung kann nur nach sorgfältiger Prüfung durch 
die zuständigen Zentralstellen geschehen. Die: Aus ch ui 
parteipolitischer Gesichtspunkte ist hierbei unerläßlich. 

Für einen überzeugten Anhänger des. reinen Staatsbahn- 

systems ist es schwer, in den Kreis solcher Erwägungen zu 
treten, Aber vor allem anderen — und mag die Vergangenheit 
dem alten System ein noch so glänzendes Zeugnis ausgestellt 
haben — steht der Bestand des Reiches. Wird dieser durch die 
Finanzgebarung der Eisenbahnen gefährdet, muß ein anderes 
System an die Stelle treten, sofern es Aussicht auf Entlastung 
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sein. Andererseits müßte eine Fesselung, die zu ungeniieenig 
Erträgen führte, ausgeschlossen werden. - 

Es wird angenommen werden können, daß die zuständigen 
Stellen der Reichsregierung dieser entscheidungsschweren Frage 
bereits ihre Aufmerksamkeit zugewendet haben. Die Öffent- 
lichkeit will aber über die zukünftige Entwicklung und die 3 
ienigen Maßnahmen, die zu einer günstigen Gestaltung führen 


können, aufgeklärt sein. Die jeder Vorstellung spotten: 
Fehlbeträge — trotz der ins Ungemessene gehenden Ta 
erhöhungen — rechtfertigen dieses Verlangen.“ 


Der Staatssekretär im -Reichsverkehrsministerium Stieler 
hat in einer Entgegnung in der „D. Alle. Ztg.“ sich zu dieser 
Frage wie folgt geäußert: 

„Wenn Staatsminister v. Breitenbach sagt, die Öffentlichkeit 
srwarte eine Stellungnahme der Verwaltung zu dieser Frage. 
so kann ich bier die auch Exzellenz v. Breitenbach bekannte 


die Tagesordnung einer in dieser Woche stattfindenden Be- 
sprechung der Eisenbahndirektionspräsidenten gesetzt ist, zu der, 
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die früheren Leiter der Staatsbahnverwaltungen eingeladen 
worden sind, und an der sich auch eine große Anzahl dieser 
Herren beteiligen wird. Weiter ist beabsichtigt, dieselbe Frage 
"noch in diesem Monat in dem aus Parlamentariern und Ver- 
tretern der Wirtschaft (Arbeitgebern und Arbeitnehmern) zu- 
"sammengesetzten Sachverständigenbeirat des Reichsverkehrs- 
„ministeriums zu erörtern. Daß die Verwaltung an der Frage 
nicht vorbeigehen will, ist damit dargetan. Es geziemt :mir 
heute nicht, dem Ergebnis der Beratungen vorzugreifen. Nur 
ein Punkt ist es, auf den ich jetzt schon kurz eingehen möchte. 


An der eindrucksvollsten Stelle seiner Däarlegungen spricht 
rn xzellenz v. Breitenbach von den „ins Ungemessene gehenden 
“ ariferhöhungen“. Hierzu darf ich folgendes bemerken: Gewiß 
ist richtig, daß die Tariferhöhungen, zu denen sich die Reichs- 
bahn entschlossen hat, ganz außerordentlich hoch sind. Wenn 


die jetzt in Aussicht stehende Tariferhöhung mit berücksichtigt 


wird, so beträgt die Steigerung gegenüber den Friedenssätzen 
"im Personenverkehr in Prozenten in I. Klasse 986, in II. Klasse 
839, in III. Klasse und in IV. Klasse je 745. Daneben sind die 
Zeitkarten, die früher außerordentlich billig berechnet waren, 
noch besonders verteuert worden. 


— Im Güterverkehr wird die Steigerung rund 1200 % betragen. 
“ Auch hier ist nicht zu verschweigen, daß durch Weefall von 
- Ausnahmetarifen und- durch Neuklassifizierung der Güter eine 
große Anzahl von Transporten noch weiter verteuert worden ist. 
-Doch wird namentlich der Wegfall von Ausnahmetarifen in der 
Regel überschätzt. Man vergißt, daß für sehr wichtige Güter 
heute noch Ausnahmetarife, bestehen, so für Kohlen, Erze, Roh- 
stoffe, Düngemittel, Steine. Die Lage ist heute so, daß noch 
“rund 50% aller Wagenladungen zu Ausnahmesätzen (einschließ- 
_ Tich der Klasse E) befördert werden gegen rund 60 % in der Vor- 
kriegszeit. 2 
Der Steigerung der Gütertarifsätze gegenüber muß aber darauf 
hingewiesen werden, wie sich der Wert der Güter selbst ge- 
steigert hat. Hier sei nur der wichtigste Artikel, die Kohle, 
 herausgegriffen. Die Tonne bestmelierter Förderkohle kostete 
"im Juli 1914 frei Zechenstation 12,30 Al, heute kommt sie ohne 
die Kohlensteuer auf 237 AM zu stehen. Die Preissteigerung 
beträgt also 1827 %, die Tariferhöhung aber bei einer Ent- 
fernung von 120 km nur 1097 %. Berücksichtigt man noch die 
- Kohlensteuer, so ergibt sich folgendes Bild: 


-— Der Kaufpreis und die Steuer für eine Tonne Ruhrkohlen war 
vor dem Kriege von der Eisenbahn verdient durch die Beförde- 
zung von 10 t Kohle von Herne nach Dortmund, vom 1. No- 
‚vember anımuß die Eisenbahn dieselbe Menge Kohle schon von 
_ Herne bis Soest fahren, um den Kaufpreis für eine Tonne auf- 
_ zubringeen. Ich glaube nicht, daß eine privatwirtschaftlich ge- 
leitete Eisenbahnverwaltung sich bei diesem Ergebnis beruhigen 
würde. Sie würde sicher ihre Tarife noch stärker erhöht haben, 
als die Reichsbahn dies bisher getan hat. Es ist mir nicht be- 
kannt, daß die Kohlenproduzenten sich in dieser Richtung 
' Schranken auferlegt hätten. Wenn die in der Presse wieder- 
gegebenen Nachrichten zutreffen, so betragen die Leistungen 
eines Mannes der Belegschaft im Ruhrkohlenbezirk heute rund 
zwei Drittel der Vorkriegszeit:e. Niemand macht den Zechen- 
 besitzern einen Vorwurf daraus, daß es ihnen nicht gelungen ist, 
die Leistungen ihrer Arbeiter zu erhöhen. Anders urteilt man 
in dieser Beziehung über die Eisenbahnverwaltung. Was man 
der Privatindustrie, nicht aber der Eisenbahnverwaltung, ohne 
weiteres zubilligt, ist die Erhöhung ihrer Preise nach Maßgabe 
' der Erhöhung der Produktionskosten. Davon macht die Privat- 
industrie auch vollen Gebrauch. Sie hat sich deshalb mit der 
Steigerung der Löhne und der Verringerung der Arbeits- 
leistungen abfinden können und auch tatsächlich abgefunden.“ 


Inzwischen hat die von Staatssekretär Stieler erwähnte Kon- 
ferenz in München unter dem Vorsitz des Reichsverkehrs- 
ministers Gröner stattgefunden. Es haben an ihr außer 
sämtlichen deutschen Eisenbahndirektionspräsidenten auch eine 
große Zahl der Leiter und Präsidenten der früheren Länder- 
-eisenbahnen teilgenommen. Gegenstand der Besprechung war 
die wirtschaftliche Lage der Reichseisenbahnen sowie die von 
Exzellenz v. Breitenbach aufgeworfene Frage, ob etwa durch 
eine Änderung ihrer Organisationsform, insbesondere durch ihre 
Überführung in Privatbetrieb eine durchgreifende und schnelle 
Besserung erzielt werden könne. Die Beratungen hatten ledie- 
lich akademischen Charakter. Irgendwelche Beschlüsse wurden 
"nicht gefaßt. Staatsminister a. D. v. Breitenbach hat sich an 
der Konferenz nicht beteiligt. 

* Man wird in der Annahme nicht fehlgehen, daß diese Erörte- 
ıune in einem Kreise von Männern von so anerkannter Erfah- 
runze und Sachkenntnis dem Wunsche des Reichsverkehrs- 
"ministers entsprungen ist, diese sowohl in der Fach- und Tages- 
presse als auch in wirtschaftlichen Körperschaften so vielfach 
angeschnittene und für unsere wirtschaftliche Zukunft so be- 
deutsame Frage mit aller Gründlichkeit zu untersuchen und 
"keine Erkenntnisquelle, die zu ihrer Klärung dienen könnte, 
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unbenutzt zu lassen, zumal ja anzunehmen ist, daß sie auch im 
Parlament ein Gegenstand lebhafter: und eingehender Be- 
sprechungen sein wird, 


— Verbrecherische Anschläge auf Eisenbahnzüge usw. Um 
in Fällen vorsätzlicher Gefährdung von Eisenbahnzügen und 
verbrecherischer Anschläge gegen die Bahnanlagen oder gegen 
Reisende und Beamte eine lebhaftere Beteiligung der Bevölke- 
rung und der Beamten bei der Ermittlung und Anzeige der Täter: 
herbeizuführen, hat der Reichsverkehrsminister die Eisenbahn- 
Generaldirektionen und Eisenbahndirektionen ermächtigt, hier- 
für selbständig Belohnungen auszusetzen. Die Belohnungen 
sollen grundsätzlich sofort nach Bekanntwerden der verbreche- 
rischen Handlung ausgeschrieben werden. Sie sollen nicht unter 
3000 A, in schwereren Fällen mindestens 5000 M betragen. Wenn 
durch die Handlung ein Betriebsunfall (Entgleisung oder Zu- 
sammenstoß) "herbeigeführt worden ist, so ist die Belohnung 
auf 10000 AM zu bemessen. Erscheint es im Einzelfalle zweck- 
mäßig, über 10 000 M hinauszugehen, so ist hierzu die Genehmi- 
gung des Ministers, von den der Zweigstelle Bayern unterstellten 
Eisenbahndirektionen die Genehmigung der Zweigstelle telegra- 
phisch einzuholen. Letztere ersucht der Minister, ihm in derarti- 
gen Fällen ihre Enntschließung telegraphisch mitzuteilen. Der Mi- 
nister hat gleichzeitig die Eisenbahn-Generaldirektionen und 
Eisenbahndirektionen beauftragt, in allen derartigen Fällen 
die unmittelbare Untersuchung und die schleunigste Verfolgung 
mit allen verfügbaren Mitteln zu fördern und ihm im Anschluß 
an die von der Station zu erstattende telegraphische Meldung 
umgehend, spätestens tags darauf durch Telegramm anzuzeigen, 
welche Maßnahmen zur Ermittlung der Täter getroffen worden 
sind, z. B. Höhe der ausgesetzten Belohnung, Verwendung von 
Spür- und besonders abgerichteten Polizeihunden, Antrag auf 
Entsendung von Kriminalbeamten bei der zuständigen Behörde 
u. dere). Die der Zweigstelle Bayern unterstehenden Direk- 
tionen haben gleichzeitig auch an diese telegraphisch zu be- 
richten. 


— Neueinstellung polnischer Flüchtlinge. Nach Verhandlung 
mit dem Hauptbetriebsrat hat der Reichsverkehrsminister, 
Zweigstelle Preußen-Hessen, folgenden Erlaß an die Eisenbahn- 
direktionen gerichtet: „Nach den Bestimmungen für die Über- 
nahme von deutschstämmigen Arbeitern aus den an Polen ab- 
setretenen Gebieten können in der Regel nur diejenigen Arbeiter 
in den heimischen Eisenbahndienst übernommen werden, die 
sich bereits vor dem 1. August 1914 im Eisenbahndienst befun- 
den und nicht über den 1. April 1920 hinaus für Polen Dienst 
zetan haben. 

Obwohl die Bediensteten hiervon seinerzeit in Kenntnis ge- 
setzt worden sind, laufen bei mir im Ministerium, bei der 
Eisenbahndirektion Osten, welche für die Regelung der Ab- 
wicklungsgeschäfte mit Polen bestimmt ist, oder bei anderen 
Direktionen noch zahlreiche Gesuche von solchen Bediensteten 
ein, die diesen Voraussetzungen nicht ‚entsprechen. Entweder 
sind die Gesuchsteller erst nach dem 1. August 1914 in den 
Eisenbahndienst eingetreten oder über den 1. April 1920 hinaus 
im Dienste der polnischen Verwaltung verblieben. Zur Ent- 
schuldigung des längeren Verbleibens in polnischen Diensten 
werden die mannigfaltigsten Gründe angeführt (zu späte Be- 
nachrichtigung, Erkrankung von Familienmitgliedern, Regelung 
von Grundstücksangelegenheiten, Wohnungsschwierigkeiten in 
Deutschland, Hochhaltung des Deutschtums in polnischen Ge- 
bieten usw.)., Diese Begriündungen mögen vereinzelt zutreffen, 
im allgemeinen aber können sie nicht als stichhaltig angesehen 
werden. In den meisten Fällen werden die Bediensteten ledig- 
lich unter dem Druck der Verhältnisse nachträglich nach 
Deutschland ausgewandert sein. Wenn es nun auch nicht Auf- 
gabe der Verwaltung sein kann, diese Bediensteten durch nach- 
trägliche Übernahme vor Schaden zu bewahren, den sie durch 
eirenes Verschulden erlitten haben, so mögen doch vielfach Um- 
stände vorgelesen haben, die das längere Verbleiben der Be- 
diensteten an ihrer bisherigen Dienststelle entschuldbar er- 
scheinen lassen, so daß eine dauernde Ablehnung ihrer Wieder- 
einstellung in den Eisenbahndienst mit Rücksicht auf die von 
ihnen bereits zurückgelegte langjährige Eisenbahndienstzeit und 
ihr vorgeschrittenes Lebensalter sowie auf ihre Arbeitslosigkeit 
und ihre Notlage infolge der Vertreibung für sie eine große 
Härte bedeuten würde. : Eine nachträgliche Übernahme 
dieser Leute in den heimischen Eisenbahndienst muß aus Er- 
wäerungen erundsätzlicher Art nach. wie vor abgelehnt werden. 
Es erscheint aber angezeigt, diejenigen Bediensteten, die bereits 
vor dem 1. August 1914 im Eisenbahndienst gewesen sind und 
lediglich ihrer deutschen Gesinnung wegen ihren bisherigen 
Arbeitsplatz in Polen haben aufgeben müssen. sofern bei, hei- 
mischen Bisenbahndienststellen ein Arbeiterbedarf eintreten 
und Neueinstellungen vorgenommen werden sollten, hierbei vor- 
zugsweise zu berücksichtigen. Ob und inwieweit ihnen zu ge- 
eebener Zeit die frühere Fisenbahndienstzeit anzurechnen sein 
wird, würde späterer Entscheidung vorbehalten bleiben müssen.“ 
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Um eine ordnungsmäßige Durchführung hiernach ausnahms- 
weise in Frage kommender Neueinstellung polnischer Flücht- 
linge zu gewährleisten, hat der Minister einheitliche Gesichts- 
punkte aufgestellt, die für das Verfahren maßgebend sein sollen. 
Mit der Regelung und dem Ausgleich der Gesuche und Bedarfs- 
meldungen ist die Eisenbahndirektion Osten (Hauptabwicklungs- 
stelle), der ohnehin schon die Regelung der Abwicklungsge- 
schäfte der aus Polen ausgewanderten Bediensteten obliegt, 
beauftragt worden. 


— Stimmen zur Eisenbahntäriferhöhung. Zahlreiche Körper- 
schaften haben zur bevorstehenden Tariferhöhung Stellung ge- 
nommen. Wir geben hier einige der Entschließungen wieder: 
Der bayerische Landeseisenbahnraäat hat einstimmig 
folgende Entschließung angenommen: „Der Landeseisenbahnrat 
erkennt an, daß die Reichseisenbahnverwaltung genötigt ist, ihre 
Einnahmen zu erhöhen. Er bedauert, daß dies zurzeit durch eine 
£leichmäßige Tariferhöhung geschehen soll. 
sondere, daß der Zuschlag für Lebens- und Düngemittel- und 
für Kohlentransporte nur in einem geringen Prozentsatze er- 
folgen soll. Der Landeseisenbahnrat ist sich dabei vollständig 
klar, daß gegen eine abermalige so scharfe Erhöhung die aller- 
schwersten volkswirtschaftlichen Bedenken bestehen, die sich be- 
sonders für das bayerische Wirtschaftsleben aus der ungünstigen 
Lage Bayerns zu den Rohstoffquellen und den Hauptabsatzgebie- 
ten ergeben. Der Landeseisenbahnrat ist im Anschluß an die vom 
Ausschuß der Verkehrsinteressenten in seiner letzten Sitzung be- 
schlossene Erklärung der Überzeugung, daß eine Gesundung un- 


seres deutschen Verkehrswesens nicht durch fortwährende Tarif- 


erhöhungen herbeigeführt werden kann, sondern mit der ener- 


gischen Anbahnung einer wirtschaftlichen und sparsamen Ver- 


waltung und Betriebsführung verbunden sein muß.“ Auf An- 
trag des Handelsministeriums wurde der Entschließung noch 
folgender Zusatz beigefügt: „Der Landeseisenbahnräat  befür- 


wortet deshalb bei diesem Anlasse auch eine erneute Überprüfung 


der Staffelung der Gütertarife auf weiten Entfernungen.“ 

Am 24. September fand im Sitzungssaal der Eisenbahn-General- 
direktion Stuttgart eine Sitzung des Beirats für den Bezirk 
Württemberg statt, in der die bevorstehende weitere Erhöhung 
der Eisenbahntarife eingehend besprochen wurde. Auf dem Ge- 
biete der Personentarife wurden verschiedene Wünsche zur Prü- 
fung durch die Eisenbahnverwaltung vorgetragen. Der Beirat 
hat sich unter den vorliegenden Verhältnissen mit dem von der 
Eisenbahnverwaltung beabsichtigten Vorgehen einverstan- 
denerklärt. 


Die 72. Sitzung des Badischen Eisenbahnrats hat 


sich mit der Erhöhung der Tarife befaßt. Im Verlauf der Be- 
ratung wurde von Mitgliedern des Eisenbahnrats geltend ge- 
macht, daß eine eingehende Nachprüfung der Notwendigkeit der 
Erhöhungen mangels ausreichender: Unterlage unmöglich sei. 
Eine Stellungnahme sei daher außerordentlich schwer. In den 
fortwährenden Tariferhöhungen könne nicht der richtige Weg 
zur Ordnung des Reichshaushalts erblickt werden, vielmehr soll- 
ten sich die Ausgaben nach den Einnahmen richten. In einer 
Entschließung kam dies auch zum Ausdruck. Es wurde dabei 
auch betont, daß die geographisch so ungünstig gelezene badische 
Wirtschaft bei weiterer tariflicher Belastung größtenteils zum 
Erliegen kommt. Der Eisenbahnrat sei deshalb außer Stande, 
der geforderten 30prozentigen Erhöhung zuzustimmen. Sollte 
gleichwohl diese Tariferhöhung durchgeführt werden, so bean- 
tragt der Eisenbahnrat Berücksichtigung folgender Wünsche: 
1. Weitzehende Staffelung der Gütertarife unter besonderer Be- 
rücksichtigung der geographisch ungünstig zelegenen Länder: 
2. Abstufung der Personentariferhöhungen nach der Leistungs- 
fähigkeit der Fahrgäste; 3. Einführung beschleunigter Personen- 
züge und zuschlagfreier Eilzüge mit allen Wagenklassen: 4. 
Berücksichtigung der Entschließung vom 22. März hinsichtlich 
rechtzeitiger Bekanntgabe aller geplanten Veränderungen unter 
Mitteilung aller Einzelheiten und ausreichender Unterlagen. Im 
weiteren Verlauf wurde gewünscht, daß der Verkehr auf 
Wochenkarten von einer Erhöhung freigelassen werde. 


— Eine neue Konstruktion von Straßenbahnbremsen wurde 
kürzlich im Berlin den Aufsichtsbehörden vorgeführt. Bei der 
Durehprüfung der Straßenbahnwagenkonstruktionen ergab es 
sich, daß sein großer Kraftverlust durch die jetzt übliche Brems- 


anlage der Siraßenbahnwagen bei längerer Benutzungsdauer ein-. 


tritt. Die auf die Spurkränze der Wagenräder wirkenden Brems- 
klötze schleifen dann auch bei nicht angezogener Bremse und 
verursachen dadurch große Kraft- und Stromverluste, verzögern 
den Straßenbahnverkehr und vrhöhen, da die schleifenden 
Bremsklötze auch die Spurkränze der Räder verschleißen, die 
Kosten für die Wagenunterhaltung. Die neue Straßenbahnbremse, 
die sich in die bestehenden Wagenkonstruktionen gut einfügen 
läßt, wirkt nicht mehr auf die Wagenräder, sondern auf beson- 
dere Bremsscheiben, die auf den Radachsen sitzen. Da durch 


die Scheiben die Bremsfläche vergrößert wird, tritt eine erhöhte . 


Bremswirkung ein. Die neuen Bremsen sollen nach und nach 


Er wünscht insbe- 


| am Schluß der Woche nicht vermieden werden konnten. 


in die bisherigen Wagen der Berliner Straßenbahnen eingebaut 
werden. Auch diese Neuerung ist dazu bestimmt, die Ausgaben 
der Straßenbahn herabzumindern und die Wirtschaftlichkeit des 
Betriebes zu erhöhen. r " 


— Die Saarbahnen im Gutachten der Verkehrskommission des 
Völkerbundes. Am 2. d. M. beschäftigte sich der Völkerbunds- 
rat mit den Anträgen der Regierungskommission des Saar- 
gebietes, das Saargebiet der Berner Eisenbahn-Konvention vom 
Jahre 1890 anzuschließen. Dagegen hatte die deutsche Regie- 
rung seinerzeit protestiert (vgl. Nr. 36, 8. 667 d. Ztg.), weil 
das Saargebiet als ein Teil des Deutschen Reiches ohnehin der 
Berner Konvention angehöre. In dem Gutachten der Verkehr® 
und Transit-Kommission des Völkerbundes heißt es, daß di’ 
Einbeziehung des Saargebietes in die internationale Bern 
Konvention überflüssig sei; denn die Berner Konvention gel 
für alle Unterzeichner dieser Konvention, auch für das Saa 
gebiet. Die Regierungskommission des Saargebietes allein s 
befähigt, das Eisenbahnnetz des Saargebietes in allen Fragen 
der Anwendung oder der Revision der genannten Konvention 
zu vertreten, ebenso wie die Regierung einer der Mächte, deren 
Gebiete der Berner Konvention unterstehen. Fr 


— Verkehrslage im Ruhrgebiet. Der Eisenbahnbetrieb 
Ruhrbezirk wickelte sich in der Woche vom 25. September bis 
1. Oktober d. J. ohne besondere Schwierigkeiten ab. Die Rück- 
leitung der Güter, die zur Behebung von betrieblichen Schwie-” 
rigkeiten aus Anlaß der inzwischen aufgehobenen Sanktionen 
umgeleitet werden mußten, auf den alten, ihnen organisch zu- 
gewiesenen Weg geschieht so schnell wie möglich. Die Wage 3 
gestellung war besonders für Brennstoffe sehr ungünstig. Der 
Zulauf an leeren Wagen war so gering, daß größere A 

er 
Mangel an gedeckten Wagen hat an Schärfe noch zugenommen. 
Für Kohlen, Koks und Briketts wurden im arbeitstäglichen 
Durchschnitt gestellt 20212 Wagen (i. V. 20061 Wagen). Die 
Lagerbestände auf den Zechen haben von 356 805 auf 359 104 t 
zugenommen. Die Schiffahrtslage auf dem Rhein hat sich leider 
immer noch nicht zebessert. Infolgedessen wird der Mangel an 
Laderaum fühlbarer. Auch die Schleppsätze ziehen neuerdings an, 


je) 


— Viehversandversicherung. Die bayerische ‚Versicherungs- 
kammer hat eine Versicherung gegen Unfall lebender Tiere wäh- 
rend der Eisenbahnbeförderung eingerichtet. Die Versicherungs- 
anträge an die Versicherungskammer München erfolgen durch 
Kartenbrief, den der Antragsteller nach dem Vordruck ‚ausz 
füllen, und in den er die entsprechenden Beitragsmarken je nach 
Höhe der Versicherungssumme und nach Kilometerzahl einzukle- 
ben hat. Die Abgabe der Antragsformulare und Versicherungs 
marken wird von der Versicherungskammer geregelt; die Eisen- 
bahndienststellen haben damit keine Befassung’ Um den Zeit- 
punkt der abgeschlossenen Versicherung feststellen zu könne 
ist es erforderlich, den Abgang der versicherten Viehsend 
einwandfrei nachzuweisen. . Die Abfertigungsstellen mit Vieh- 
verkehr sind daher angewiesen worden, die Versicherung 4 
marken in den Anträgen (Kartenbriefen), die bei Auflieferu 
der Viehsendung vom Versender vorgelegt werden, mit einem 
deutlichen Abdruck des Tagesstempels zu versehen. Eine ‚wei- 
tere Mitwirkung der Eisenbahndienststellen, wie beispielswei 
Nachprüfung hinsichtlich der richtigen und vollzähligen 
tüllung der Anträge, deren Auflieferung zur Post usw., find 
nicht statt. Die erforderliche Anzahl Muster von Viehversich 
rungsanträgen nebst eingeklebter Marke werden von der Ve 
sicherungeskammer München den einzelnen Direktionen zur Ve 
teilung an die unterstellten Stationen unmittelbar zugehen. 
die Abstempelung. der Beitragsmarken wird voraussichtlich noch 
eine Pauschalgebühr festgesetzt werden. Re 
 — Frachtvergünstigung für die durch die Explosion in Oppa' 
Geschädigten. Liebesgaben (Lebensmittel, Kleidungsstücke, 
Wäsche, Bedarfsgegenstände, Verbandzeug u. dgl.), die ve 
staatlichen oder städtischen Behörden, gemeinnützigen Vereinen, 
Ausschüssen oder Komitees an behördliche oder gemeinnützige 
Stellen zur unentgeltlichen Verteilung unter die durch die Expl 
sion in Oppau Geschädigten aufgegeben werden, werden bis zum 
31. Dezember 1921 auf den Strecken der Reichsbahn bei 
lieferung als Frachtgut frachtfrei befördert. In den Frae 
briefen ist unter der tarifmäßigen Inhaltsangabe zu vermerk 
„Freiwillig gespendete Gaben zur unentgeltlichen Verteilu 
unter die durch die Explosion in Oppau Geschädigten.“ D 
Frachtbriefe sind mit Stempel und Unterschrift des Absen 
zu versehen. Für Sendungen von Spediteuren oder an Spedite 
wird Frachtfreiheit nicht gewährt. Ferner wird obdachlo 
Einwohnern von Oppau beim Umzuge nach einem anderen Or 
frachtfreie Beförderung ihres Hausrates bei Aufgabe & 
Frachtgut gewährt. Die Frachtbriefe müssen mit dem Ve 
merke: „Umzugsgut für Obdaechlose. aus Oppau“ und mit Stemp 
und Unterschrift des Bürgermeisteramtes Oppau versehen sein, 
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- Frächtermäßigungen für Kartoffeln. Nach einer Mittei 
‚Eisenbahndirektion Berlin wird, nöch rechtzeitig Kae 
iesjähri&en Kartoffelversand, von der Eisenbahnverwaltung eine 
chtermäßigung für Kartoffeln eingeführt, die nicht unbe- 
chtlich ist. Die Ermäßigung wird rund 35 % betragen. Bei 
en jetzt. geltenden Frachtsätzen ‚würden 100 k& auf 100 km 
Entfernung 13,70 A kösten, nach der, tibrißens sofort &eltenden 
rmäßigung für den Stück&utversand von Kartoffeln wird die 
racht für 100 k& über eine Entfernung von 100 km nur 8,90 Al 
jötragen. Ist die Vergünstigung auch zunächst noch auf den 
Stück&utversand beschränkt, so wird sie doch Gerade dem ein- 
zelnen, der seinen Bedarf durch Bezug vom Erzeu&er direkt 
deckt, die- Versorgung mit einem Wintervorrat an Kartoffeln 
erheblich erleichtern. Besonders sei noch darauf hingewiesen, 
daß die eingeführte Frachtermäßigung durch die zum 1. Novem- 
ber d. J. in Aussicht genommene Erhöhung der Frachten um 
% nicht berührt wird. Wenn auch aus tariftechnischen Grün: 
len die Grundlage des Tarifs etwas verändert werden muß, so 
sollen doch die Frachtsätze im wesentlichen unverändert bleiben. 


— Deutsche Eisenbahn-Betriebs-Geseilschaft A.-G. in Berlin, 
Der Abschluß für das am 31. März 1921 abgelaufene Geschäfts- 
jahr ergibt nach Sonderzuweisung zum Erneuerungsfonds von 
300 000 AM (im Vorjahr 150000 Jl) einen Reingewinn von. ründ 
292 000 A, aus dem eine Dividende von 8 % &egen 7 % im Vor- 
jahr in Vorschlag gebracht wird. Der auf den 20. Oktober ein- 
berufenen Generalversammlung soll die Erhöhung des Aktien- 
kapitals um 3000 000 ‚N Stammaktien und 500.000 « mehi'stim- 
miger 6prozentiger Vorzugsaktien mit halber Dividende für 
1921/22 vorgeschlagen werden. Die neuen Stammaktien sollen 
den alten Aktionären im Verhältnis 1:1 zum Kürs von 115 % 
zum Bezug angeboten werden. Die aus der Kapitalerhöhung 
fließenden Mittel sollen der Hauptsache nach zum Erwerh 
zweier Bahnen in Baden verwendet werden, an denen die 
Gesellschaft bereits konsortialiter beteiligt ist: 

_ — Berliner Untergrundbähn Nord-Süd. Auf dem  Belle- 
Allianceplatz in Berlin erhebt sieh seit einiger Zeit ein etwa 
haushohes Gerüst, an dem ein riesiger Ausleger angebracht ist, 
und auf dem eine Maschine zum Mischen von Beton aufgestellt 
ist. Diese Sanze Vorrichtung ist zur Durchführung einer neu- 
artıgen Betonbauweise (Betonguß) errichtet worden, die in 
Deutschland zum ersten Male bei einem Unter&rundbahnbau 
Verwendung findet. Auf der Westhälfte des Belle - Alliance- 
platzes wird zurzeit die unterirdische Maschinenhalle für das 
zum Betriebe der Bahn notwendige Unterwerk hergestellt. Die 
Herstellung des Bauwerkes in Stampfbeton würte außerordent- 
ich zeitraubend sein, wodurch die Fertigstellung des Rohbaues 
ler Bahn zum 1. Januar k. J. verzögert würde. Daher werden 
lie Maschinenfundamente, Seitenwände und die Decke des Tun- 
nels nicht in Stampfbeton, sondern in Gußbeton hergestellt. Der 
üblichen Mischung von Kies und Zement wird soviel Wasser 
mehr zugesetzt, daß ein zähflüssiger Brei entsteht, der über eine 
Rinnenanlage, die an dem Ausleger des Gerüstes hängt, in die 
Form geleitet wird und so nicht nur das Stampfen, sondern auch 
len Transport der Betonmischung von der Maschine zur Form 
rspart und den Bau bedeutend schneller entstehen läßt als 
onst. Das Unterwerk am Belle-Allianceplatz soll in etwa vier 
Wochen im Rohbau bereits fertiggestellt sein. Anschließend 
iieran wird die Decke des Tunnels auf dem Belle-Allianceplatz 
ıergestellt, so daß der Platz selbst, der heute größtenteils ein- 
zezäunt ist, im nächsten Frühjahr wieder zur allgemeinen Be- 
nutzung freigegeben werden kann. 


_— Studienkursus der Bildungsdezernenten (vgl. Nr. 40, S. 739 
l. Zte.). Der seit längerer Zeit vorbereitete Studienkursus 
ür die an den Eisenbahndirektionen ernannten Dezernenten 
ler Bildungs-, Unterrichts- und psychotechnischen Angelegen- 
teiten hat am 5. Oktober begonnen. Die Eröffnung fand in Ber- 
in im Sitzungssaale des Potsdamer Bahnhofes durch den Reichs- 
serkehrsminister statt. Als Gäste waren eine größere Zahl 
Terren des Reichsverkehrsministeriums und mehrerer Fisen- 
jahndirektionen erschienen, außerdem Vertreter aus anderen 
Winisterien sowie aus Kreisen der Wissenschaft und Groß- 
ndustrie. Näheren Bericht behalten wir uns vor. 


— Das Genesungsheim „Dreizehnlinden“. Am 1. September 
l. J. ist in Bad Driburg das bisherige Kur- und Badehotel „Drei- 
;ehnlinden“ als Genesungsheim für die Mitglieder der Eisenbahn- 
jetriebskrankenkasse Essen im Beisein Sr. Exzellenz, des Staats- 
ninisters a. D. Hoff, des Ministerialrats Dr. Tielemann, Ver- 
reters des Reichsverkehrsministers, der Präsidenten der Eisen- 
jahndirektionen Essen und Cassel sowie sonstiger Vertreter der 
2isenbahn und der kommunalen Verwaltungen eröffnet worden. 
Jer Vorstand der Eisenbahnbetriebskrankenkasse Essen hat mit 
lieser Anstalt ein Werk geschaffen, das gerade innerhalb der 
Sisenbahnverwaltung die größte Beachtung und weiteste Nach- 
Yhmung verdient. Der durch die schädlichen Einflüsse des Welt» 


krieges herabgedrückte Gesundheitszustand, dessen Hebung bei 
der geringen Kaufkraft der heutigen Löhne dem einzelnen meist 
nicht möglich ist, fordert gebieterisch nach solchen, von einer 
Gesamtheit unterhaltenen Heimen. Nur hierdurch wird es 
möglich sein, die der Fürsorge der Krankenkasse anvertrauten 
Menschen auf eine solche &esundheitliche Grundlage zu stellen, 
daß sie imstande sind, schädlichen Einwirkungen größeren 
Widerstand Zu leisten. Abgesehen davon, muß dieses Prinzip 
der „Schadenverhütung“, das auch in der zu erwartenden neuen 
Reichsversicherungsordnung bezüglich der Krankenversicherung 
mehr zum Ausdruck kommen soll, letzten Endes zu einer Erspar- 
nis für die Versicherungsträger führen. 

BadDribure ist für die Zwecke eines Eisenbahngenesungs- 
heims wie geschaffen, da es alle wünschenswerten Vorzüge in 
sich vereini&t. Eingebettet in dem safenumwöbenen Nethegau, 
rin&s umschlössen von den bewaldeten Höhenzügen des Egge-, 
£ebir&es und des Teutoburgerwaldes, liegt es ruhig-anmutig in 
einem schützenden Talkessel, nach allen Seiten herrliche Aus- 
sichten bietend. Bei der reichen Fülle von Naturschönheiten 
ist Gelegenheit zu manniefachen Spaziergängen und inniger 
Naturbetrachtung. ‘In Bad Driburg haben die Pfleglinge des Ge- 
nesungsheims einen besonderen Vorzug, die vorhandenen Stahl- 
und Schwefelheilguellen mit in Anspruch nehmen zu können. 
Das Gründstück des Genesungsheims birgt außerdem selbst noch 
eine Stahlwasserader, die demnächst erschlossen werden soll. 
Mancher Kranke, dem sonst die Mittel für den Besuch eines 
Badeortes fehlen würden, erhält dadurch die Möglichkeit, ohne 
weitere Kosten eine Badekur durchmachen zu können. Die 
äußere und innere Aufmachung des Heims ist zweckmäßig, ge- 
diegen und von vöornehmer Einfachheit. Die Einheitlichkeit in 
der künstlerischen Gestaltung wirkt angenehm beruhigend und 
bedeutet zweifellos an sich schon einen gewissen Heilfaktor. 
Mit dem Genesungsheim verbunden ist eine großzügig und nach 
modernen Grundsätzen eingerichtete, auch der Öffentlichkeit zu- 
eängliche Badeanlage, in der alle Arten medizinischer Bäder so- 
wie elektrische Licht-, Dampf: und Schwefelmoorbäder verab- 
reicht werden können. 

Die Eisenbahnbetriebskrankenkasse Essen kann sich zu der 
Erwerbung dieses einzi& in seiner Art stehenden Genesungs- 
heims nur beglückwünschen, denn gerade für die Arbeiter im 
Industriebezirk ist eine solche Fürsorge besonders vonnöten. 

Sp. 


— Der Verkehr im Hamburger Hafen. Im September hat der 
Seeschiffahrtsverkehr im Hamburger Hafen 1 Million t über- 
schritten. Es sind 257 ankommende Schiffe mit zusammen 
1017738 Netto-Registertonnen zu verzeichnen gegen 1 246 556 im 
Jahre 1913. Von den ankommenden Schiffen sind 486 deutscher, 
209 britischer, 82 niederländischer, 43 schwedischer, 35 ameri- 
kanischer, 34 dänischer, 13 französischer und 11 norwegischer 
Nationalität. Unter den auslaufenden Schiffen, deren Gehalt im 
September 1013768 t gegen 1223305 t im Jahre 1913 betrug, 
befinden sich außer den Flaggen der oben angegebenen Natio- 
nen auch noch die der Tschechoslowakei, Rußlands und Cubas. 


— Personalnachrichten. Im Reichsverkehrsministerium — 
Eisenbahnabteilungen — sind die Oberregierungsräte Niemack 
und Dr.Kieschke sowie der OberregierungsbauratBrandes 
zu Ministerialräten ernannt worden. 


Im Reichsverkehrsministerium, Zweigstelle 
sind folgende Änderungen eingetreten: 

Versetzt sind: der Ober- und Geheime Regierungsrat 
Warsitz, bisher in Elberfeld, zur Eisenbahndirektion nach 
Breslau, die Oberregierungsräte Haaßengier, bisher in Halle 
(Saale), zur Eisenbahndirektion nach Hannover, und Klewitz, 
bisher in Cassel, zur Eisenbahndirektion nach Altona, der Regie- 
rungsrat Dr. jur. Johannes Wolff, bisher in Altona, als Mit- 
glied der Eisenbahndirektion nach Cassel, die Regierungsbauräte 
Emil Meier, bisher in Hameln, als Vorstand des Eisenbahn- 
Betriebsamts 2 nach Braunschweig, Dr. phil. Schrader, bis- 
her in Waldenburg (Schlesien), als Mitglied (auftrw.) der Eisen- 
bahndirektion nach Halle (Saale), Wilhelm Fröhlich, bisher 
in Berlin, als Vorstand des Eisenbahn-Betriebsamts nach Ebers- 
walde, Karl Oppermann, bisher in Verden (Aller), als Vor- 
stand des Eisenbahn-Betriebsamts nach Waldenburg (Schlesien), 
Troitzsch, bisher in Leubus, zum Eisenbahn-Betriebsamt 1 
nach Lieenitz, Brühne, bisher in Hannover, als Vorstand der 
Eisenbahn-Bauabteilung nach Verden (Aller), Düring, bisher 
in Frankfurt (Main), zum Eisenbahnwerk nach Nied, Leu- 
pold, bisher in Soldin, als Vorstand des Eisenbahn-Betriebs- 
amts 2 nach Glogau, Karl Frey, bisher in Schorndorf, zum 
Eisenbahn-Betriebsamt 2 nach Coblenz, Mei ßel, bisher in Sie- 
sen, als Vorstand des Eisenbahn-Maschinenamts nach Cassel, 
Linack, bisher in Liegnitz, als Vorstand des Eisenbahn- 
Maschinenamts 1 nach Breslau, Wieszner, bisher in Oels, als 
Mitglied (auftrw.) des FEisenbahn-Zentralamts nach Berlin, 
Hintze, bisher in Nordhausen, als Vorstand des Eisenbahn- 


Preußen-Hessen, 


Tea, 
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Maschinenamts nach Sagan, Adalbert Wagner, bisher in | nung Bee Es wurde in Würdigung der österreichisel 


Paderborn, zur Eisenbahndirektion nach Magdeburg, Helff, 
bisher in Sagan, nach Frankfurt (Oder) als Vorstand eines Werk- 
stättenamts bei der Eisenbahn-Hauptwerkstätte daselbst, Le 
Blanc, bisher in Königsberg (Pr.), nach Gotha, als Vorstand 
eines Werkstättenamts bei der Eisenbahn-Hauptwerkstätte da- 
selbst, Angst, bisher in Frankfurt (Main), als Vorstand des 
Eisenbahn - Maschinenamts nach Siegen, Ritter und 
v. Keßler, bisher in Bremen, als Mitglied (auftrw.) der Eisen- 
bahndirektion nach Altona, Grützner, bisher in Breslau, als 
Vorstand des Eisenbahn-Maschinenamts nach Liegnitz, Bere- 
hauer, bisher in Halle (Saale), nach Breslau als Vorstand 
eines Werkstättenamts bei der Eisenbahn-Hauptwerkstätte da- 
selbst, Köppe, bisher in Göttingen, nach Oels als Vorstand 
des Werkstättenamts bei der Eisenbahn-Hauptwerkstätte da- 
selbst, Opificius, bisher in Glogau, als Vorstand des Eisen- 
bahn-Maschinenamts nach Bremen, Bothe, bisher in Schneide- 
miühl, als Vorstand des ‚Eisenbahn-Maschinenamts nach Nord- 
hausen, Gräfe, bisher in Jena, als Vorstand des Eisenbahn- 
Maschinenamts nach Schneidemühl, Sorger, bisher in Dresden, 
z Vorstand (auftrw.) des Eisenbahn-Maschinenamts nach Halle 
(Saale), und Pfisterer, bisher in Neuwied, als Vorstand 
eines Eisenbahnamts nach Schwerin (Meckl.), der Regierungs- 
baumeister des Eisenbahnbaufachs Friedrich Veil, bisher in 
Zuffenhausen (Württemb.), zum  Eisenbahn- Betriebsamt nach 
Cüstrin, die Regierungsbaumeister des Maschinenbaufachs 
Pietsch, bisher in Berlin, als Vorstand des Eisenbahn- 
Maschinenamts nach Glogau, und Roeder, bisher in Düssel- 
dorf, als Vorstand der Maschinenverwaltung nach Oldenburg, der 
Eisenbahnamtmann Hohberg, bisher in Berlin, als Vorstand 
(auftrw.) des Eisenbahn-Maschinenamts nach Neustettin. die Re- 
gierungsassessoren Büttner, bisher in Berlin, als Vorstand 
(auftrw.) des Eisenbahn-Verkehrsamts nach Köln, 
Rund, bisher in Berlin, 
Schwerin (Meckl.). 
Überwiesenist: 


zur Eisenbahn-Generaldirektion nach 


der Regierungsbaurat Dr. Ing. Lands- 


berg in Berlin dem Eisenbahn-Ausbesserungswerk in Berlin- - 


Grunewald, der Regierungsbaurat Erich Sehulze in Berlin 
dem Eisenbahn-Zentralamt in Berlin als Mitglied und der Re- 
gierungsbaumeister des Maschinenbaufachs Kurt Schulz in 
Berlin dem Eisenbahn-Zentralamt in Berlin. 

Der Regierungsbaumeister des Maschinenbaufachs Walter 
Guth ist bei dem Eisenbahn-Zentralamt in Berlin zur Beschäf- 
tigung im Reichseisenbahndienst einberufen. 

Den Regierungsbauräten Wehling in Essen und Vock in 
Frankfurt (Main) ist die nachgesuchte Entlassung aus dem 
Reichsdienste erteilt. 

Der ÖOberregierungsbaurat, Geheime Baurat Karl Schwarz, 
bei der Eisenbahndirektion in Berlin, der Regierungsbaurat, Ge- 
heime Baurat Sel le, Vorstand des Eisenbahn-Betriebsamts 2 in 
Braunschweig sowie die Regierungsbauräte Genz, 
des Eisenbahn-Betriebsamts 2 in Glogau, und Franzen, Vor- 
stand des Eisenbahn-Betriebsamts in Eberswalde, sind auf ihren 
Antrag unter Gewährung des gesetzlichen Ruhegehalts in den 
Ruhestand versetzt worden. 

Im Reichsverkehrsministerium, Zweigstelle Bayern, ist dem 
Regierungsdirektor Otto Morhart die Stelle eines Ministerial- 
rates verliehen worden. — Der Ministerialrat Geheime Rat 
von Völeker in München, ist zum Präsidenten der Eisen- 
bahndirektion in München ernannt worden. 

Im Bereich der Eisenbahn-Generaldirektiono Dresden ist der 
Regierungsbaurat beim Brücken- und Oberbaubüro Dr. Ing. 
Bloß zur Eisenbahn-Generaldirektion versetzt worden. 

Im Bereich der Eisenbahn-Generaldirektion Stuttgart sind 
versetzt: der Regierungsrat Heizges, bei der Eiserbahn- 
Generaldirektion Stuttgart nach Berlin und der Regierungsrat 
Holzherr. bei “der Betriebsinspektion Friedrichshafen zur 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


Österreich. 


— Wiederaufnahme des Verkehrs der Balaton-D-Züge. Die 
Betriebsdirektion der Südbahn teilt mit: Mit Donnerstag, dem 
6. Oktober, wird der Verkehr der Balaton-D-Züge vorläufig auf 
dem Wege über Pottendorf-Ebenfurt-Ödenburg-Groß-Kanizsa 
wieder aufgenommen. Die Ankunft in Wien Südbahnhof erfolgt 
um 19 Uhr 25 Minuten jeden Dienstag, Donnerstag und Sonn- 
abend, erstmals 6. Oktober; die Abfahrt von Wien. Südbahnhof 
um 9 Uhr jeden Mittwoch, Freitag und Sonntag, erstmals 
7. Oktober. } 


— Der Kohlenbezug aus der Tschechoslowakei für die Eisen- 


bahnen. In den letzten Tagen haben im tschechoslowakischen 
Arbeitsministerium Verhandlungen wegen Verbesserung der 
Kohlenbezüge der österreichischen Bahnen stattgefunden. Hier- 
bei wurde bereits der geänderten Lage des Kohlenmarktes Rech- 


Edler ° 


und Dr. jur. 


"Elektrisierungsgedankens in aller Zukunft. 


-Mai 1921 traten die Bergarbeiter Niederösterreichs und Ste 


Vorstand: 


Verhältnisse eine Erhöhung: der Steinkohlenzuweisung bei V 
minderung des Braunkohlenbezuges erzielt und auch vereinb 
daß bei der Wiederaufnahme des Braunkohlenzuschubes 
10. Oktober d. J. nur mehr Grobsorten zur Lieferung gelang 
Hierdurch werden die bisherigen Schwierigkeiten bei Lager 
und Verwendung der Braunkohle verschwinden, wie auch. 
‚Wirtschaftlichkeit des Betriebes gefördert wird. 


— Bisenbahnunfall in Linz. Am 4. Oktober früh ereigne 
sich auf dem Linzer Personenbahnhof ein Zusammenstoß z e 
Güterzüge, wobei ein Oberschaffner schwer verletzt wurde. 
Schaden ist sehr beträchtlich, da außer einer Lokomotive 
Wagen schwer beschädigt und etwa zehn bis zwölf andere 
Wagen gebrauchsunfähig wurden. er 


— Einführung eines neuen Tarifes. Mit Gültigkeit v 
1. Oktober 1921 ist ein neuer Österreichischer Eisenbahn-P 
sonen- und Gepäcktarif, Teil I (abgekürzt: P.G.T.I) ein 
führt worden. Gleichzeitig wurde der vom 1. Januar 1910 
gültige österreichische und bosnisch-herzegowinische Eisenba 
Personen- und Gepäcktarif, Teil I, in Österreich außer Kr 
gesetzt. A ye E. 

— Begrüßungsdrahtung der österreichischen Ingenieure an di 
Nationalversammlung. Die zur Besichtigung des Elektrizi 
werkes der Bundesbahnen am Spullersee eingetroffenen 
genieure (vgl. Nr. 40, S. 741. d. Ztg.) sandten an den Pr: 
denten der österreichischen Nationalversarmiung folgende - 
erüßungsdrahtung: 

„Die am Spullersee versammelten nein Österreichs 
denken des großzügizen Schrittes, den die Nationalversamml 
durch Schaffung des Gesetzes für die Elektrisierung der Bah 
vollbracht hat, und sehen in der nachhaltigen Förderung die 
Baues durch die Volksvertretung den wirksamsten Schutz 
Sie entbieten 
Nationalversammlung ihren Dank und Gruß. Ingenieure 
Goldemund.“ : 


— Kohlenförderung Österreichs. Die Kohlenförderung Öst 
reichs zeigte bis April 1921 eine günstige Entwicklung. 


marks in den Ausstand, der erst Anfang Juni beigelegt werd 
konnte. ' Seitdem erholt sich die Förderung nur langsam, obw 
mittlerweile die Absatzmöglichkeit für heimische Kohle we 
der Verteuerung des ausländischen Brennstoffes wieder 
stiger geworden ist. Nachstehende- Zusammenstellung gibt Aı ıf 
schluß über die Entwicklung der Förderung in den ersten a 


Monaten 1920 und 1921. 
Förderung in Meterzentnern 


1920 1921 
Januar 1 968 832 2289 216 
Februar Be Vs gellyite 2260 862 
Mare een AR 2 354 581 
April 2 ENT RINDE ST 
Mai 1 920 958 1117995 
Juni 1931601 1998 443 
Juli ..2.218 157 2141630 
August . .%2.132:18252° 1:72. 192:636 


In den ersten acht Monaten 1920 betrug sohin die Förderung an 
Braun- und Steinkohlen 16,2 Millionen Meterzentner, in de 
geichen Zeit des laufenden Jahres 16,81 Millionen Meterzent 
Die deutschösterreichischen Grubenpreise dürften in der 
sten Zeit eine Erhöhung erfahren, da die Arbeiter neue 
Lohnforderungen gestellt haben. 


— Riechtigstellung. Die in Nr.39 8.723 d. Zte. unter do m 
„Gebührenerhöhung aufden Bundesbahnen“ 
haltene Nachricht über eine mit Wirksamkeit vom 1. Oktob: her 
d: J. in Kraft tretende Erhöhung der „St atistischen Ge 
bühr“ bei Wagenladungen entspr icht nicht den Tat 
sachen. 


Ungarn. 


— Wiederaufnahme des Verkehrs auf der Strecke Sop 
(Ödenburg)-Lastaujfalu (Neufeld). Der Verkehr auf der Stre 
Sopron-Lajtauifalu wurde am 14. September wieder a 
nommen. 7 R 


— Einstellung des Eisenbahnverkehrs. Auf den Streı 


Szentgotthärd-Fehring-Köpeseny-Sopron, Serez-Szentmargitbän 
Ruszt, Felsöläszlö -Sopron, Nagyszentmihäly - Pinkafö 


Felsöör-Felsölövö ist der Gesamtverkehr eingestellt. Er: 


— Kohlenbeförderungsvertrag zwischen Ungarn und Deutsel 
land. Ungarn hat in Deutschland für das Geschäftsiahr 1921 
Kohlenverträge in Höhe von 250 Millionen Kronen abge 
schlossen. i Er 


T. Jahrgang 
ktober 1921. 
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—_ Eröffnung des Autobusverkehrs in Budapest. Die Stadt 
udapest hat vor mehreren Monaten in Wien fünf elektrische 
utobusse gekauft, die jetzt in Betrieb gesetzt wurden. In 
dem Autobus sind 32 Sitzplätze. Die Hauptstadt hat auch 
- Benzinautobusse, doch können diese wegen der hohen 
enzinpreise zurzeit nicht in Betrieb gesetzt werden. 


— Die Erhöhung der Straßenbahntarife im Budapester Muni- 
ipalausschuß. In der kürzlich abgehaltenen Generalversamm- 
me des hauptstädtischen Munizipalausschusses wurde die 
Tage der Erhöhung der Straßenbahntarife verhandelt. Der 
fagistrat beschloß, eine neue Vorlage der Greneralversammlung 
u unterbreiten. Die Vorlage des Magistrats enthielt den Be- 
chlußantrag, daß die Generalversammlung mit Genugtuung zur 
“enntnis nimmt, daß der Beschluß, betreffend die Kündigung 
er Grundbenutzungsverträge der Budapester Straßenbahn und 
er elektrischen Stadtbahn, vom Minister des Innern genehmigt 
ei. Da nunmehr die Rechtslage der Straßenbahnen vom Ge- 
ichtspunkte der Ablösung den Interessen der Hauptstadt ent- 
prechend gesichert ist, ist die Generalversammlung gewillt — 
lit Rücksicht auf die Lohnansprüche der Angestellten der Ver- 
inigten Stadtbahnen und auf die im Interesse der Aufrecht- 
haltung des Straßenbahnverkehrs und der Sicherheit der 
teisenden unbedingt erforderlichen Ausbesserungsarbeiten —, 
ie Notwendigkeit einer Erhöhung der Tarife anzuerkennen. 
Ja ihr jedoch nicht genügend Zeit zur Verfügung stand, um die 
age zu prüfen, in welchem Maße die Tarife erhöht werden 
nüßten, konnte sie in dieser Beziehung nicht. Stellung nehmen. 
Nie sich auch die Lage gestalte, stellt sie die Forderung auf, 
laß den öffentlichen Angestellten und Pensionären sowie den 
Arbeitern und Schülern eine ınöglichst große Begünstigung ge- 
vährt, ferner daß der Anspruch der Hauptstadt auf eine Be- 
eiligung befriedigt, und schließlich, daß die Instandsetzung der 
Disenbahn bald in Angriff genommen werde. 


— Ungarisch - bulgarische Handels - und Landwirt - 
schafts - Kammer. Unter Teilnahme der bulgarischen 
Fesandtschaft, der ungarischen Regierung und der 


Interessenten fand die Errichtung der ungarisch - bulgarischen 
Handels- und Landwirtschaftskammer statt.. Baron Moriz Herzog 
wies in seiner Eröffnungsrede auf den Umstand hin, daß dieser 
Tage ein Wirtschaftsabkommen mit Bulgarien abgeschlossen 
worden sei, das berufen sei, auf Grund der Meistbegünstigungen 
alte Beziehungen aufrechtzuerhalten und neue Märkte zu 
schaffen. 


—ı Rechtswidrigkeiten der Serben. Nach der Räumung der 
Baranya durch die Serben wurde festgestellt, daß die Serben 
auf der Szekozärd-Uj Dombovarer Strecke in der Länge von 
drei Kilometern die Bahnstrecke zugrunde gerichtet und_ die 
Gleise ausgehoben hatten. Die Serben haben ferner nach Ver- 
lassen der Stadt Fünfkirchen den größten Teil der Eisenbahn- 
materialien und alle Lokomotiven — mit Ausnahme von sieben 
— fortgeschleppt. Von den Einrichtungsgegenständen haben sie 
bloß die beweglichen Stücke und einige wertlose Möbel zurück- 
gelassen, während alles übrige fortgeschleppt wurde. 


> Uebrige europäische Länder. 


- —_ Untersuchung der verwaltungs- und betriebswirtschaftlichen 
‚Verhältnisse der schwedischen Staatsbahnen durch die schwe- 
(dische Steuerzahlervereinigung. Eine Untersuchung der Wirt- 
schaftlichkeit der schwellischen Staatsbahnen, die mit Erlaubnis 
‚des Verkehrsministeriums auf private Veranlassung und durch 
‚einen ausländischen Sachverständigen stattfinden sollte, hat vor 
‚einiger Zeit in der schwedischen Tages- und Fachpresse einiges 
"Aufsehen erregt. Kaum hatte die Staatsbahnwirtschaftskom- 
mission die Ergebnisse ihrer Erhebungen vorgelegt, da erhielt 
‚eine private Vereinigung, der schwedische Steuerzahlerverein 
die Erlaubnis, unter Beiziehung eines ausländischen Sachverstän- 
digen eine Untersuchung der verwaltungs- und betriebswirt- 
schaftlichen Verhältnisse der schwedischen Staatsbahnen vorzu- 
nehmen. Die schwedische - Zeitung „Soc. Dem.“ druckte zuerst 
‘ein Schreiben des Generaldirektors Granholm an die Eisenbahn- 
befehlstellen ab, wonach der Verkehrsminister-dem Wunsche des 
‚Steuerzahlervereins stattgegeben habe. Die Vereinigung habe als 
Sachverständigen den früheren Unterstaatssekretär Franke 
von Berlin berufen. Franke habe seine Arbeiten in Schweien 
bereits begonnen unter Beihilfe eines Direktionsmitgliedes des 
‚Steuerzahlervereins. Den Herren solle alle erforderliche Aus- 
‚kunft erteilt werden. Sie erhalten einen Inspektionswagen zur 
‚Verfügung gestellt, mit der Berechtigung, diesen in jeden Staats- 
bahnzug einzustellen, Der betreffende Distrikts- oder Bürochet 
soll persönlich begleiten, sofern er es für nötig hält, oder einen 
Begleiter in solcher Stellung beigeben, damit er alle für die 
Untersuchung erforderlichen Auskünfte zu geben imstande ist. 


k 


£ 
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Franke und sein Begleiter sollten Zutritt zu allen Räumen und 
Anlagen der Bahn bekommen. 

Auf die hierauf zustande gekommene Presseerörterung hin 
hat der Verkehrsminister das Ganze mehr oder weniger auf ein 
Mißverständnis zurückgeführt. Es sei nur gemeint gewesen, daß 
der betreffende Sachverständige bei Bedarf mit dem General- 
direktor selbst oder mit Personen, welche dieser bezeichne, be- 
rate. Von weiterem Entgegenkommen, wie solches im Schreiben 
‚des C@eneraldinektors angedeutet sei, sei nicht die Rede gewesen, 
und es werde ein solches von seiten der Vereinigung auch 
gar nicht gewünscht. Das in der Öffentlichkeit irrtümlich auf- 
gefaßte Schreiben sei nur durch einen Zufall ausgelaufen, da er, 
der Minister, die ihm zugestellte Abschrift zu spät gelesen habe. 

Das Schreiben des Generaldirektors, in dem dieser, offenbar 
modernsten freiheitlichun Grundsätzen folgend, das ihm unter- 
stellte staatliche Unternehmen sachverständiger Prüfung frei 
unterstellen und die Zielbewußtheit in der Herabsetzung der Ver- 
waltungs- und Betriebskosten, die für privaten Unternehmungs- 
geist bezeichnend ist, in der gegenwärtigen schwierigen Wirt- 
schaftslage auch dem Staatseisenbahnmechanismus zugänglich 
machen wollte, hat vorübergehend einige Beunruhigung in 
Schweden hervorgerufen. Im Reichstag hat Prof. Wohlin die 
Frage an den Verkehrsminister gerichtet, ob die in der Presse 
wiedergegebenen Behauptungen den Tatsachen entsprechen und 
bejahenden Falles, ob der Minister es mit den Interessen und der 
Würde des schwedischen Staates vereinbar erachte, daß Privat- 
vereinigungen unter Beihilfe von Ausländern das Recht erhiel- 
ten, Untersuchungen über die Geschäftsverwaltung und Einrich- 
tung schwedischer Staatsämter anzustellen. Auch der Eisen- 
bahnerverband erließ einen Protest gegen das Ansinnen des 
Steuerzahlervereins, der übrigens auch auf anderen Gebieten, 
z. B. dem des Forstwesens sich zu betätigen Gelegenheit gehabt 
zu haben scheint. Mit der Beantwortung der Interpellation im 
Reichstag durch den Verkehrsminister, in der die Sache auf ihre 
wirkliche Bedeutung zurückgeführt wurde, scheint nunmehr die 
Angelegenheit völlig zur Ruhe gekommen zu sein. 

Recht glückliche Nachworte zu der etwas Aufsehen erregenden 
Angelegenheit hat auch hier wieder Jder bei uns ja genügend 
bekannte schwedische Volkswirtschaftler Gustav Cassel im ,„Sv. 
VDagbl.“ gefunden. Er findet den Widerstand, den die beabsich- 
tigte Untersuchung der Staatsbahnwirtschaft durch den Steuer- 
zahlerverein gefunden habe, psychologisch erklärlich und ohne 
Zweifel in hohem Maße von Stimmungen getragen, die an und 
für sich wertvoll sind. Doch sei im vorliegenden Falle zu be- 
fürchten, daß diese Beweggründe eine ganz fehlerhafte Richtung 
nähmen und mit anderen Beweggründen höchst bedenklicher Art 
sich mischten. Mit der wachsenden Macht der Demokratie über 
die Staatsgewalt und mit der zunehmenden Neigung, sie immer 
mehr zu erweitern, sei eine Empfindlichkeit gegenüber jeder 
Prüfung des Staatsbetriebes groß geworden, die nahezu so weit 
gehe, daß jede private Kritik als Beleidigung aufgefaßt werde. 
Darin liege eine große Gefahr, denn damit könne viel versteckt 
werden, was ans Tageslicht gehöre, und manche Untüchtigkeit 
und Geringwertigkeit finde damit Unterschlupf. Die Unter- 
suchung sollte ja, soweit möglich, Wege zu einer Verbesserung 
der Staatsbahnwirtschaft finden und damit den Druck auf Staats- 
finanzen und Steuerzahler erleichtern. Wenn Mängel an den Tag 
gebracht werden- könnten, die dem, Staate Millionen kosteten, 
so sei das doch schließlich Allgemeininteresse. Im vorliegenden 
Falle setze sich allerdings eine Privateinrichtung als Richter 
über die Staatsverwaltung. Allein die Staatseinrichtung habe 
sich so gewaltig ausgewachsen, daß ein wirklicher Einblick in 
ihre Verwaltung gar nicht mehr anders als auf dem Wege einer 
planmäßigen Arbeit, als deren Träger eine eigens dafür be- 
stimmte Organisation auftreten müsse, möglich sei. Es sei das 
eine technische Notwendigkeit, die aus der allgemeinen Ent- 
wicklung folge, und über die man sich gar nicht zu wundern 
brauche Es sei eher zu verwundern, daß der Organisations- 
zedanke auf diesem Gebiete so viel später als auf anderen auf- 
getreten sei. Es sei ganz sicher, daß vielleicht Hunderte von 
Millionen dem Lande hätten erspart werden können, wenn sich 
kraftvolle Zusammenschlüsse zur Ausübung des öffentlichen 
Prüfungsrechtes schon früher gefunden hätten. Das Reichs- 
tagsmandat gebe nicht das Alleinrecht auf Kritik. Dr, S. 


— Eine schwedische Privatschlafwagengesellschaft? Von an- 
zesehener verkehrstechnischer Seite in Schweden ist vor allem 
im Hinblick auf die Schaffung einer bequemeren Eisenbahnver- 
bindung mit Deutschland die Anregung in der Presse vertreten 
worden, besonders zur Wiederherstellung. des Schlafwagenver- 
kehrs über Saßnitz und Trälleborg eine private schwedische 
Schlafwagengesellschaft für internationalen Verkehr zu gründen. 
Die Ursache, daß der durchgehende Schlafwagenverkehr mit 
Deutschland trotz mehrerer Friedensiahre nicht wieder in 
Schwung gekommen ist und auch nicht wieder in Schwung 
kommen kann, wird von dieser Seite darin erblickt, daß 
das Monopol des ganzen Schlafwagenverkehrs in Deutschland 
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‚einer ‘großen festländischen Schlafwagengesellschaft „Mitropa“ 
übergeben worden sei, und daß daher die Schlafwagen der schwe- 


dischen Staatsbahnen auf die deutschen Bahnen ohne besonderes - 
Übereinkommen mit dieser Gesellschaft nicht übergehen könnten. 


Der Gedanke, den -Schlafwagenverkehr einer Privatgesellschaft 
zu überlassen, habe seine Berechtigung. Es sei viel leichter 
für eine private Schlafwagengesellschaft, Übereinkommen mit 
den verschiedenen 
schaften und mit den verschiedenen Staaten über Durchgangs- 
verbindungen zu schließen, als für einen Staat, dessen Inter- 
essen an ein besonderes Eisenbahnsystem gebunden seien. Die 
Mitropa, in der auch englisches Kapital beteiligt sein dürfte, 
habe daher auch schon Vorteile errungen, die völlig außerhalb der 
Reichweite der preußischen Staatsbahnen liegen. Deutschland 
habe durch Übergabe des Schlafwagenverkehrs an eine private 
Unternehmung offenbar große Vorteile errungen, und es sei da- 
ber naheliegend, auch in Schweden zu diesem System überzu- 
sehen. Eine private Gesellschaft wierde viel leichter Verbin- 
dungen mit ausländischen Interessen anknüpfen. Schweden 
müsse aus seiner jetzigen Vereinsamung heraustreten und am 
internationalen Reiseverkehr möglichst eroßen Anteil nehmen. 
Der schwedische Einsatz im internationalen Verkehr habe aber 
noch größere Zukunftsaufgaben. Wenn Rußland einmal. dem 
Verkehr wieder eröffnet werde, gelte es für Schweden, am 
russischen Durchgangsverkehr Anteil zu gewinnen, und es werde 
da von großer Bedeutung sein, für durchgehenden Personenver- 
kehr auch nach den russischen Hauptorten gerüstet zu sein. 
Durch eine Fährenverbindung über die Ostsee — eine Frage, 
die durch die Wiederanknüpfung der Verhandlungen mit Finn- 
land neuerdings brennend geworden sei — würde es möglich 
werden, Schlafwagen russischer Spurweite bis an die schwedische 
(srenze heranzuführen. Derartigen Aufgaben sei aber nur eine 
Privatgesellschaft, gegebenenfalls im Zusammenarbeiten mit aus- 
ländischen Verkehrsgesellschaften, gewachsen. Es sei daher 
wünschenswert, sich rechtzeitig zu rüsten. Als Bedingung für 
die Mitwirkung des schwedischen Staates und der schwedischen 
Staatsbahnen bei der Gründung einer schwedischen Schlafwagen- 
gesellschaft für internationalen Verkehr müßten jedoch, um dem 
schwedischen Nationalgefühl Rechnung zu tragen, sichere Bürg- 
schaften gegeben werden, daß das Unternehmen in schwedischen 
Händen bleibe. Soviel bekannt, arbeite die deutsch-englische 
Gesellschaft auch däran, 
den skandinavischen Ländern auszudehnen. Mit Dänemark dürfte 
ein Abkommen schon getroffen sein. Sicherlich wären die schwe- 
dischen Interessen besser bedient, wenn die Frage durch schwe- 
dischen Unternehmungsgeist aufgegriffen würde, 


Der Direktor der schwedischen Staatsbahnen, Granholm, 
stellte sich in einer Presseäußerung zu diesem Gedanken sehr 
skeptisch. Vor allem sei es ganz unsinnig, an eine Wiederher- 
stellung der früheren bequemen Verbindungen mit Deutschland 
mittels direkter Wagen zu denken, so lange die jetzigen Paß- 
beschwerlichkeiten bestehen. Diese seien es ja, die in viel 
höherem Grade als das Fehlen direkter Wagen die Auslands- 
reisen verleiden. Ob jetzt Durchgangswäagen vorhanden seien 
oder nicht, immer müßten die Reisenden mit all ihrem Gepäck 
hinaus in den Untersuchungsraum. Dazu komme der Sparsam- 
keitsgesichtspunkt. Die Überführung der Schlafwagen auf die 
Dampffähre bedeute die Inanspruchnahme von Fährenraum, der 
für den Güterverkehr bestimmt sei und daher eine Vermehrung 
der Fährentouren. Auf diese Weise den Dampffährenverkehr zu 
belasten, sei mit der jetzigen wirtschaftlichen Lage der Staats- 
bahnen und mit den verschiedenen Sparsamkeitsanregungen, die 


die Eisenbahndirektion teils selbst gegeben, teils von der Staats- 


regierung empfangen habe, nicht wereinbar. Es bleibe daher 
nichts anderes übrig, als- sich in die geminderte Bequemlichkeit. 
die das Fehlen direkter Wagen mit sich bringe, hineinzufinden. 
Sobald sich aber die Voraussetzungen für eine Erhöhung der 
Beqwemlichkeiten ergeben, sollen direkte Wagen eingestellt wer- 
den. Die Befürchtung, daß die Mitropagesellschaft das Einstellen 
schwedischer Wagen auf deutschen Linien, wo solche früher ver- 
kehrten, hindern könnte oder wollte, hält der Generaldirektor 
für unbegründet, er glaubt vielmehr, daß auch bei der deutschen 
Staatsbahnverwaltung ein starkes Interesse dafür bestehe, so 
schnell wie möglich zu guten und wohlgeordneten Verbindungen 
zu kommen. Und d& die schwedischen Staatsbahnen über eine 
völlig genügende Anzahl von Schlafwagen ausgezeichneter Be- 
schaffenheit verfügen, so sehe er keinen Anlaß, warum der in- 
ländische Schlafwagenverkehr von einer Privatgesellschaft, sei 
sie jetzt ausländisch oder schwedisch, übernommen werden solle. 
Der Schlafwazenverkehr sei einer von den Verkehrszweigen, die 
gegenwärtic Gewinn abwerfen. Unter solchen Verhältnissen 
ohne zwingenden Grund sich mit Außenstehenden in diesen Ver- 
kehr zu teilen, dafür sehe er keinerlei triftigen Grund. 


Dr: S. 


staatlichen und privaten Eisenbahngesell- . 


ihre Schlafwagenverbindungen nach 


— Elektrischer Vollbahnbetrieb Brüssel-Antwerpen. 
Elektrisierung der Bahnlinie Brüssel-Antwerpen soll, wie wir 
der „Weltwirtschaft“ entnehmen, demnächst in Angriff geno 
men werden. Man beabsichtigt, zwei doppelgleisige Linien 
legen, die eine für Schnell- und Eil-, sowie die international 
Züge, an die auf dieser Strecke ine elektrische Lokomoti 
angehängt wird, die andere für Personen- und Güterzüge. 
durchgehenden Züge werden die Strecke Brüssel-Nord-Antwerg 
(Zentralbahnhof) in 32 Minuten zurücklegen, was einer Du 
schnittsgeschwindigekeit von 83 km in der Stunde entspricht 
Eil- und Personenzüge abzüglich der Aufenthalte in 37 
56 Minuten. Die Zuführung des elektrischen Stromes gesch 
durch drei Stationen in Schaerbeek, Mecheln und Berchem, 
jährliche Verbrauch der ganzen Linie an Starkstrom wird & 
100 Millionen Kilowattstunden geschätzt. e; 


— Der Budget-Voranschlag der Schweizerischen Bundechi 
für 1922. Die Generaldirektion der Bundesbahnen und die St 
dige Kommission haben dem Verwaltungsrat das Budget für 19 
vorgelegt, das im Zeichen der wirtschaftlichen Krisis steht, u 
der die Schweiz trotz, oder vielmehr wegen seiner hohen Va 
leidet. In dem jetzigen Betriebsiahr hat sich im Güterverk 
ein Rückgang geltend gemacht, der schon Ende Juli gegen 
dem Voranschlage einen Einnahmeausfall von rd. 26 "Milli 
Franken zur Folge hatte. Schätzungsweise wird er bis Z 
Jahresende auf 50 Millionen ansteigen. Der Personenverkehr war 
zwar infolge des guten Wetters in der Ferienzeit nicht schl 
Der Zuzug von auswärts ließ aber doch zu wünschen übrig, 
daß der Gesamtausfall der Betriebseinnahmen im Ja 
1921 auf 71 Millionen Franken geschätzt werden muß. Ei 
Minderausgaben konnten im Personaletat und für Brennstoff 
zielt werden. Leider sind vorsorglich reichliche Kohlenvorr 
zu dem hohen Preise angesammelt worden (etwa. 700 000 t), 
daß der Preisrückgang sich erst allmählich geltend macht. 

Ein vom Bundesrat auf Ersuchen der Bundesbahnkommiss 
des Nationalrats erstatteter Bericht über die Finanzlage 
Bundesbahnen (veröffentlicht im Bundesblatt vom 15. Juni 1% 
hatte die Aussichten für die fünf Jahre 19201924, wie fol 


geschätzt: a 
Er Betriebs- Retriche: Überschuß, 4 
Ä einnahmen ausgaben B 
19202, 394 000.000 - 346 000 000 48 000 000 
1921 414 100 000 341 670 000 72 430 000 ° 
1922 419 400 000 329 310 000 90 HM 200 
1923 428 900 000 323 010 000 105 890 00 Hi 
1924 442.800 000 320 990 000. 121810 000° 


Die ang der Betriebsausgaben fußt auf der oben 
schon erwähnten Ermäßigung der Kohlenpreise. Auch der V 
anschlag für 1922 «eht davon aus, daß der Höhepunkt 
jetzigen Krisis im Jahre 1922 überschritten sein wird. Es 
aber auch sonst gespart werden. Die Unterhaltungsarb 
sollen auf das Notwendigste beschränkt werden. 
Titel ist eine Ersparnis von 7,8 Millionen vorgesehen. 
sonalausgaben werden gegenüber 1921 um 4,7 Millionen herab, 
setzt. Der Überschuß der Betriebseinnahmen über die Betrii 
ausgaben ist im Voranschlag auf 77693 Millionen Franken 
schätzt, er weicht also etwas von der Annahme in dem Be 
des Bundesrats von Mitte Juni ab. Er ist um 60 Millionen h 
als der Überschuß von 1921 nach der jetzt eingetretenen 
wicklung des Verkehrs. 


Der Bauvoranschlag stellt sich, Ind wie in 
beiden letzten Jahren, auf rd. 112,8 Millionen Franken. Ma 
der früher beschlossenen Ergänzungen des Fisenbahnnetzes si 
zurückgestellt worden. Es ist die Erwägung durchgedrunge 
daß die Anlagen, die vor dem Kriege ausreichten, auch jetzt no 
bis auf weiteres genügen müssen. Die Aufwendungen für 
Durchführung des elektrischen Betriebes stehen an der Spitze 
Sie beziffern sich auf rd. 56 Millionen Franken, zu denen noch 
28,8 Millionen für die Beschaffung von elektrischen Lokomotiven 
und Motorwagen treten. Die baulichen Anlagen der einzeln 
Kreisdirektionen werden 26,5 Millionen beanspruchen, der B 
neuer Linien (Genfer Verbindungsbahn und zweiter a 
tunnel) nur 1,15 Millionen Franken. 


Die Gewinn-und Verlustrechnung wird dureh 
Bundesgesetz vom 16. Dezember 1920, betreffend Abändeı 
des Art. 7 des Eisenbahnrückkaufsgesetzes beeinflußt; danach 
wird die Frist für die völlige Tileung der Eisenbahnschuld von 
60 auf 100 Jahre verlängert; der Überschuß an getilgtem Schuld. 
kapital der Jahre 1903 bis 1919 ist zur Deckung eines Teils des 
Passivsaldos im Jahre 1920 verwendet worden. Diese Schu 
die sich Ende 1919 auf rd 191 Millionen Franken beziffert hat 
wurde hiernach um 98,4 Millionen rechnungsmäßig herabge 
dert. Sie wird Ende 1924 noch rd. 118,83 Millionen Franken 
tragen und soll dann nach und nach getilgt werden, 


— 167 = Nr. 41 


 — Eisenbahnunglück in Paris. Am Mittwoch, dem 5. Oktober, 
bends um 6 Uhr 15 Minuten, stieß in Paris in der Nähe des 
ahnhofs St. Lazare ein Personenzug, der nach Puteau fahren 
ollte, im Tunnel Batignolles mit einem anderen Zuge 
n voller Fahrt zusammen. Die Gasbehälter der ersten Wagen 
es Personenzuges gerieten in Brand und explodierten. Das 
euer breitete sich mit außerordentlicher Schnelligkeit aus und 
mzüngelte auch die Lokomotive, so daß diese infolge des'unge- 
euren Dampfdrucks ebenfalls explodierte. Binnen fünf Minuten 
and die Hälfte des Zuges in Flammen. Von 21 Wagen sind 16 
öllig verbrannt. Die Fahrgäste versuchten in ihrem Schrecken 
aus dem Zuge herauszuspringen. Eine große Zahl von ihnen 
wurde getötet oder mehr oder weniger schwer verletzt. Die 
Erkennung der Toten war mit Schwierigkeiten verknüpft, weil 
sie zum Teil vollständig verkohlt waren. Nach den letzten 
aina 0. m belief sich die Zahl der sofort Getöteten auf 


etwa 30, zu denen eine etwa gleich große Zahl von Schwer- 
verletzten hinzukam, die später ihren Wunden erlagen. Die 
ahl der Opfer ist dadurch auf etwa 60 gestiegen. Außerdem 
ird die Zahl der durch Brandwunden und Glassplitter verletzten 
Reisenden auf 150 geschätzt. Nach der Untersuchung ist das 
Unglück darauf zurückzuführen, daß eine Kupplung des Zuges 
333 riß, kurz nachdem er den Bahnhof .St. Lazare in der Rich- 
ung Versailles verlassen hatte. Der Heizer verließ die Loko- 
otive, um den Schaden auszubessern. Einige Minuten später 
tieß der Zug 253, der auf der gleichen Linie nach Moulineaux 
uhr, von hinten auf den Zug 333. 


— — Die. Besteuerung der englischen Eisenbahnen. Die eng- 
‚lischen Eisenbahngesellschaften fühlen sich durch ihre Heran- 
ziehung zur Bezahlung örtlicher Steuern schwer bedrückt, und 
das um so mehr, als die Steuerlast sehr gestiegen ist, bei der 
‚Großen Nordbahn z.: B. im Durchschnitt um 134 %. Überdies 
empfinden sie es bitter, daß sie bei der Verwendung dieser 
Steuern nicht mitzureden haben, und weisen dabei auf die Kraft- 
wagen hin, die in dieser Beziehung bevorzugt sind. Die 25 
wichtigsten englischen Eisenbahnen haben im „Jahre 1920 
9608483 £ an Steuern bezahlt; die Besteuerung der Kraft- 
wagen, die gewerblichen Zwecken dienen, wird nach den bis- 
‚herigen Erträgen für 1921 zwar nur etwa die Hälfte dieses Be- 
trags, nämlich 4,5 Millionen einbringen. Dieses Geld sowie die 
‚sonstigen von den Besitzern von Kraftwagen zu zahlenden Ab- 
‚gaben werden aber ausschließlich zur Verbesserung der Straßen- 
unterhaltung verausgabt und kommen so den Kraftwagenhaltern 
wieder zugute, während die Eisenbahnen ihre Anlagen aus- 
‘schließlich selbst unterhalten müssen. Die Eisenbahngesellschaf- 
en versuchen, die Steuerlast erträglicher zu machen, indem sie 
auf eine Neuveranlagung dringen. Andererseits verlangen sie 
eine Beteiligung an den Einnahmen des Staats und der sonstigen 
öffentlichen Körperschaften, die durch Steuern aufgebracht wer- 
‘den, und zwar in der Form, daß ihnen Darlehen’in Höhe der an 
Arbeitslose gezahlten Unterstützungen gewährt werden. Sie 
wollen dafür die Verpflichtung übernehmen, gewisse Arbeiten, 
für die es ihnen jetzt an Mitteln fehlt, auszuführen und dabei 
eine gewisse Anzahl von Arbeitslosen zu beschäftigen. Einige 
Gesellschaften haben z. B. den Bau von Elektrizitätswerken in 
"Aussicht genommen, von deren Baukosten 60 bis 70 % auf 
u en: entfallen; sie können aber den Bau nicht durch- 
führen, weil sie kein Geld dazu haben. Wenn die Regierung 
ihnen dazu eine Beihilfe gewährte, würden sie einen Teil ihrer 
Steuern zurückerhalten; durch die Verwendung dieser Beträge 
würden sie aber der Regierung erhebliche Ausgaben für Arbeits- 
losenfürsorge ersparen. 


= s 
; Fremde Erdteile. 


In Alaska ist die amerikanische Re- 
'gierung bekanntlich von ihrem Grundsatz, den Eisenbahrbau 
"vollständig privatem Unternehmungsgeist zu überlassen, abge- 
"wichen und hat Staatsbahnen zebaut, für die 50 Millionen Dollars 
"bewilligt sind. Der Bau wird durch Geländeschwierigkeiten sehr 
"behindert, und dazu kommen noch die Erschwernisse, die das 
'rauhe Klima mit sich bringt. Eins der bedeutendsten Baus 
werke an der Staatsbahn in Alaska ist eine Brücke über den 
‚Susitna-Fluß an einer 425 km landeinwärts von Seward entfernt 
gelegenen Stelle. Sie kreuzt den Fluß mit einer Hauptöffnung 
von 153,7 m Spannweite; der Bau eines Mittelpfeilers mußte 
wegen des schweren Eisgangs unterbleiben. Im ganzen wird die 
Brücke über 400 m lang. Um den Beton für die Brücke herzu- 
stellen, mußte der Klarschlag auf etwa 300 km Entfernung 
herangeschafft werden. Alle Bestandteile des Betons, einschließ- 
lich des Wassers, mußten vor der Verwendung angewärmt wer- 
den: sogar die Baugruben, die bis etwa 8 m unter Gelände 
reichen, mußten geheizt werden, sonst hätte der Frost das Be- 
‚tonieren unmöglich gemacht. Der Brückenbau begann im Mai 


8 Bahnbau in Alaska. 


zur Beförderung der 


1920 und war im Februar 1921 beendet. Mittlerweile war der 
Oberbau jenseits der Brücken auf eine erhebliche Strecke fertig- 
gestellt worden, wobei eine einstweilige Brücke über den Fluß 
Baustoffe gedient hatte. Infolgedessen 
konnte bei Fertigstellung der Brücke sofort der Betrieb über sie 
aufgenommen werden. 


—  Argentinisch-bolivianische Bahnverbindung. Die nord- 
amerikanische „Ulen Contracting Corporation“ hat einen Ver- 
trag mit der bolivianischen Regierung unterzeichnet, nach dem 
sie den Bau von 128 Meilen Bahnlinie zwischen Villazon und 
Atocha übernimmt. Diese Bahn soll eine Verbindung zwischen 
dem argentinischen und dem bolivianischen Bahnsystem her- 
stellen. Mit Fertigstellung der Linie wird gleichzeitig eine 
neue Verbindung zwischen dem Atlantischen und dem Stillen 
Ozean vorhanden sein. Die Reise zwischen Argentinien und 
Bolivien wird um zwei Tage abgekürzt. Der Bau soll in fünf 
Jahren beendet sein, doch erwartet man, daß er vie) früher 
=, ist. Mit den Arbeiten wird am 1. Januar 1922 begonnen 
werden. N 


Der Schriftleitung sind folgende Bücher 
zugegangen: 


Berechnung technischer und industrieller Betriebe. Von Ing. 
Siegfried Herzog, beratender Ingenieur in. Zürich. Berlin 
und Me 1921. Verlag von Urban & Schwarzenberg. Preis 
‘ ) ch, Zi 

Kompendium der Statik der Baukonstruktionen. Von Dr.-Ing. 
J. Pirlet, Privatdozent an der Technischen Hochschule zu 
Aächen. Zweiter Band: Die statisch unbestimmten 
Systeme. Erster Teil: Die allgemeinen Grundlagen zur Be- 
rechnung statisch unbestimmter. Systeme. Die Untersuchung 
elastischer Formänderungen. Die Elastizitätsausgleichungen 
und deren Auflösung. Mit 136 Textabbildungen. Berlin 1921. 
Verlag von Julius Springer. Preis 40 M, geb. 46 M. 


Die Heizerschule. Vorträge über die Bedienung und Einrich- 
tung von Dampfkesselanlagen, mit einem Anhang über Nieder- 
druckkessel für Heizungsanlagen. Von F. OÖ. Morgner, Re- 
gierungsgewerberat, Leiter der Heizer- und Maschinenkurse in 


Chemnitz. Dritte, umgearbeitete und vervollständigte Auflage. 
Mit 158 Textabbildungen. Berlin 1921. Verlag von Julius 
Springer. Preis 20 M. 


radiotechnisches Praktikum, Von 
Hanns Günther (W. de Haas). Mit 61 Textabbildungen. 
1. bis 5. Auflage. Stuttgart 1921. Franckh’sche Verlagsbuch- 
handlung. Preis 6,60 M, geb. 9,80 HM. 


AEG-Hilfsbuch für elektrische Licht- und Kraftanlagen. Mit 
zahlreichen Textabbildungen. Berlin 1921. Allgemeine Elektri- 
zitäts-Geselischaft. : 


Wellentelegraphie. Ein 


Die praktische Nutzanwendung der Prüfung des Eisens durch 
Ätzverfahren und mit Hilfe des Mikroskopes. Kurze Anleitung 
für Ingenieure, insbesondere Betriebsbeamte. Von Dr.-Ing. 
E. Preußf. Zweite, vermehrte und verbesserte Auflage. Her- 
ausgegeben von Prof. Dr. G. Berndt, Privatdozent an der 
Technischen Hochschule zu Charlottenburg, und Ingenieur 
A. Cochius,‘Leiter der Materialprüfungsabteilung der Fritz 
Werner A.-G., Berlin-Marienfelde. Mit 153 Abbildungen im Text 
und auf einer Tafel. Berlin 1921. Verlag von Julius Springer. 
Preis 14 M, zeb. 18,40 M. 


Energie und Entropie. Eine leicht verständliche Darstellung 


ihres Wesens und der Grundlagen der Energiewirtschaft. Von 

Dipl.-Ing. W. Lehmann. Mit acht Textabbildungen. Berlin 

1921. Verlag von Julius Springer. Preis 5,40 #. 
Brennstoff-Untersuchungen 1918—1920. Steinkohlen, Braun- 


kohlen, Torf, Koks, Briketts, Ersatzbrennstoffe, Heizöle usw. 
Kohlentabelle Ausgabe 1921. Beitrag zum Jahresbericht 1921 
des Vereins für Feuerungsbetrieb und Rauchbekämpfung in 
Hambure. Thermochemische Prüfungs- und Versuchsanstalt 
Dr. Aufhäuser, Hamburg 8. Preis 10 M. 


Die neue Lokomotivwerkstätte Nied. Von F. Soder, Regie- 
runes- und Baurat in Neumünster (Holstein). Mit 12 Tafeln und 
46 Abbildungen im Text. Berlin und Wiesbaden 19273: 0#W.: 
Kreidels Verlag. Preis 24 M. 


Schwierigkeiten des Eisenbahnbetriebes auf den Frontstrecken 
während der Sommeschlacht 1916. Von Dr.-Ing. L. Jänecke, 
Regierungsbaumeister und Privatdozent in Hannover. Sonder- 
abdruck aus dem Organ für die Fortschritte des Eisenbahn- 
wesens. Neue Folge. LVIII. Band, 9. u. 10. Heft. 


Zeitung des Vereins t 
Nr. 41 TO j Deutscher a 
Französische Studien zur Einführung der durchgehenden Saug- | Arbeitslohn. Für die Entlohnung von Stunden, Tagen, Woche 


luft-Güterzugbremse. Von P. P&echot, 
a. D., Mitglied des Komitees des technischen Eisenbahnbetriebes 
im französischen Ministerium der öffentlichen Arbeiten, Mitglied 
der Bremsenkommission (1917—1918), Verfasser der „Nouvelle 
Etude“ (2 Bände, September 1918) und der „Notes compl&men- 
taires“, 15. März 1920. Sonderabdruck aus der Zeitschrift „Die 
Lokomotive“, Jahrgang 1921, Heft 5—8. Berlin, Wien u. 
Zürich, Zeitschriftenverlag A. Berg, Wien IV, Favoritenstr. 21 


Die Aufgaben des Bauingenieurs beim ‚Wiederaufbau unseres 
Eisenbahnwesens. Festrede bei der Feier der Übergabe des 
Rektorats der Badischen Technischen Hochschule Fridericiana, 


gehalten vom Rektor des Jahres 1920/21 Dr.-Ing. Otto Am- 
mann,.ord. Professor der Ingenieurwissenschaften. Karlsruhe 
1921. 


Zeitschrift für Metallkunde, Monatsschrift, herausgegeben von 
der Deutschen Gesellschaft für Metallkunde. Verlag des Ver- 
eins deutscher Ingenieure in Berlin. 

Die Zeitschrift hat entsprechend der stetig wachsenden Be- 
deutung der Metalle und Legierungen in der Gegenwart außer 
den bisher von ihr vorwiegend zepflesten Gebieten der Aufbau- 
und -Eigenschaftslehre der Metalle auch das ganze Feld der 
mechanisch - technologischen Verarbeitung 
in ihren Wirkungskreis aufgenommen. Sie will der Metall- 
technik die Wege zu einer ausgiebigen Verwendung und Aus- 
nutzung namentlich auch unserer inländischen Metalle ebnen 
und besonders die machtvoll aufstrebende Entwicklung unserer 
l.eichtmetalle und Leichtlegierungen zusammenfassen. Damit 
soll auch dem Mangel abgeholfen werden, daß wir in Deutsch- 
land im Gegensatz zum Ausland bisher ein führendes Blatt der 
eigentlichen Metallverarbeitung nicht hatten. 


Siemens Zeitschrift. Siemens & Halske und Siemens- 
Schuckert. Die früheren „Mitteilungen aus den Gesellschaften 
Siemens & Halske und Siemens- Schuckertwerke“ mußten mit 
Kriegsbeginn ihr Erscheinen einstellen. Es sind den beiden 
(sesellschaften aber aus dem Kreise ihrer Geschäftsfreunde so 
viele Anfragen nach einer derartigen regelmäßigen Veröffent- 
lichung dieses Konzerns zugegangen, daß sie sieh entschlossen 


haben, in der Siemens Zeitschrift die „Mitteilungen“ 
fortzusetzen. 
Lohnsteuertabelle zur Berechnung des Steuerabzures nach 


dem Gesetze vom 11. Juli 1921 über die Einkommensteuer vom 


Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Zurechnung neuer Strecken zu den Vereinsbahnstrecken. 
Am 1. Oktober 1921 ist die normalspurige Nebenbahnstrecke 
Sulingen (Han.)-Wehrbleck den Vereinsbahnstrecken 
der Eisenbahndirektion Münster (Westf.) zugerechnet 
worden. 


Eröffnung von Bahnstreceken., 


Eisenbahndirektionsbezirk Münster (Westf.). 
Am 1. Oktober d. J. ist ‘die normalspurige Nebenbahnstrecke 
Sulingen (Han.)-Wehrbleck für den Personen-, Güter-, 
Gepäck- und Privattelegrammverkehr sowie für die Abfertieunge 
von Leichen und lebenden Tieren eröffnet worden. 


Eröffnung von Stationen. 
Eisenbahndirektionsbezirk Osten’in Berlin. 
Am 10. Oktober 1921 ist der an der Strecke Schneidemühl-Usch 
(Czarnikau) gelegene. Per sonenhaltepunkt Uschhauland 
eröffnet worden. 


Amtliche Bekanntmachungen. 


1. An Stelle des Frachtsatzzeigers auf 
Seite 3 des Nachtrages 13 wird für den 
Ausnahmetarif 5 der jeweilige im Deut- 
Eisenbahn-Güter-Tarif 
Ausnahmetarife) aufge- 
führte Frachtsatzzeiger 


1. Güterverkehr. 


Crefelder Eisenbahn. 
Vorbehaltlich Genehmigung der Auf- 
sichtsbehörde treten zum Binnengüter- 
tarif der Crefelder Eisenbahn (Nr. 69 2 
des Tarifverzeichnisses) mit Wirkung 
vom 1. November 1921 folgende Ände- 
rungen ein: 


schen 
(Teilheft CII 


Für 


zwischen . der 


Oberst der Artillerie . 


die Überführung der 
Güterladestelle 

broich und der zugehörigen Tarifstation 
Kempen Cref E. wird an Stelle der im 
Nachtrag 7 Seite 3 vorgesehenen Über- 


und Monaten mit Beispielen für die Steuerberechnung, bearbeitet 
von Bauamtssekretär FL. Wimmer in Kochel. Bayer. Kom- 
munalschriften- Verlag G.m.b.H.,, München, Arcisstraße | 
Preis 1,80 M. | 


M 1057 bbilduneen im Text und 2 Tarein Zweite Be | | 
und vermehrte Auflage. Sammlung Göschen Nr. 107. in. 
und Leipzig 1921. Vereinigung _wissenschaftlicher Verlegezg 
Preis 6 N. | 


Die Drehbank, ihre Geschichte: ihr Aufka und ihre Hand- 
habung nebst zahlreichen Berechnungstabellen. Ein Buch fi 
Eisendreher, Mechaniker und Maschinenschlosser, fü Er 
meister und Betriebsleiter und namentlich solche, die es werde | 
wollen. Von A. Hegele, Gewerbeschulrat an der staatlichen 
Gewerbeschule für maschinentechnische Berufe in Stuttgart- 


Cannstatt. Mit 274 Abbildungen, Skizzen und Zeichnungen im 
Text und 52 Tafeln. 1921. Franckh’sche Verlagsbuchhandlung 
Stuttgart. Preis geheftet 40 M, gebunden 50 NM. 


Wincklers Eisenbahnstrecken- und Lademaßkarte von Mittel- 
curopa nebst einem Verzeichnis der Eisenbahnverwaltungen und 
bildlicher Darstellung der anzuwendenden Lademaße. Er 


von Joh. Engst, Eisenbahnobersekretär. Ausgabe 1921 Ver- 
lag von Adolf Urban, Dresden-A., Wilsdruffer Str. 21. Preis) 
60 Al. . Den Eisenbahnverwaltungen wird die Karte zum Vor 


zugspreise von 40 M geliefert. 


Die Lademaßkarte enthält sämtliche Eisenbahnen von Paris 
bis Bukarest, von Aarhus bis Genua sowie .die von Italien, 
Schweden, Norwegen und der Balkanhalbinsel, mit Angabe der 
zwei- und eingleisigen, der Haupt- und Klein-, der voll- und | 
schmälspurigen Bahnen, der Verwaltungen in verschiedenen 
Farben, der Entfernungen von Knotenpunkt zu Knotenpunkt 
in -Kilometern, der zulässigen Maximallademaße und der Zoll 2 
abfertigungs- und Übergangsstationen. Die Strecken sind in 
geraden Linien dargestellt und geben der Karte infolgedessen 
ein klares, übersichtliches Bild. Die Karte ist bei fast sämt-” 
lichen dem Verein Deutscher Eisenbahnverwaltungen ange- 
hörenden und ausländischen Verwaltungen zum Dienstgebrauch £ 
eingeführt. 


Rundschreiben der Geschäftsführenden Verwaltung sind er- 
lassen worden: B-% 


Nr. III 289 vom 7. Oktober 1921 an sämtliche Vereinsverwal- 
tungen, das Eisenbahn-Zentralamt in Berlin und die am VWÜ. 
beteiligten vereinsfremden Verwaltungen, betreffend die Auf- 
lage des neuen VWÜ, (abgesandt am 11. Oktober d. J.). # 


Nr. IV 200 vom 28. September 1921 an die Mitglieder des Aus- 
schusses für Angelegenheiten des en, und die E. D. 
Altona, Königsberg, Osten, Stettin, die E. D. Schwerin, die 
Altona-Kaltenkirchen-Neumünster 1 die Te Büchener E. E 
und die Elmshorn-Barmstedt-Oldesloer E., betreffend Antrag auf 
schiedsgerichtliche Entscheidung in einem Streitfalle. 


Nr. V 280 vom 5. Oktober 1921 an sämtliche Vereinsverwai 
tungen mit Ausnahme der ehem. preuß.-hess. Eisenbahndirek- 
tionen, betreffend Austausch der Geschäftsberichte der Vereins- 
verwaltungen (abgesandt am 10. Oktober d. J.). 


| führungsgebühr eine solche wie folgt 


erhoben: 
A. Für alle Güter, ausgenommen 
ers. zT Steinkohlen, Braunkohlen, Koks 


und Preßköhlen aller Art 11 23 

für 100 kg; { 

Für _ Steinkohlen, 

Koks und Preßkoöhlen aller 

10 8 _ für 100 ke. (918 

Crefeld, den 6. Oktober 1921. 
Die Direktion. 


eingeführt. 
Güter B. 
Schmal- 


XI. Jahrgang 
18. Oktober 1921. 


5 ar 


bei uns in Ehren gehalten wird. 
Stuttgart, den 4. Oktober 1921. 


ftleißigen und tüchtigen Beamten. 


Trier, den 5. Oktober 1921. 


Am 23. September 1921 ist der 


Geheime Baurat 


Jean Adolf Klotzbach 


kurz nach seiner am 1. Juli 1921 erfolgten Versetzung in den Ruhestand ver- 


schieden. 


2. Nachrufe. 


Am 3. Oktober verschied in Stuttgart im 5: ‘ahr | 
ER - DDEl ‚tg 53. Lebensjahr nach kurzer 
Krankheit das Mitglied unserer Eisenbahn-Generaldirektion i 


o; Herr Oberregierungsrat Binder. 


- Wi ‚betrauern in dem Dahingeschiedenen einen besonders tüchtigen, 
- kenntnisreichen Beamten und liebenswürdigen Berufsgenossen, dessen Andenken 


Am 4. Oktober d. J. verstarb plötzlich und unerwartet im rüstigsten 
Mannesalter von 41 Jahren der Regierungsbaurat 


Herr Paul Friedrich Miece 
Vorstand des Betriebsamts lin 


Seit September 1920 mit der Verwaltung des Betriebsamts 1 in Trier 

betraut, war es ihm nicht lange vergönnt, sich dieses Postens zu erfreuen. 

Mit seinem Heimgang beklagt die Eisenbahndirektion den Verlust eines 

| Alle, die wir sein frisches Wesen kannten, 
werden ihm dauernd ein treues Andenken bewahren. 


: Der Präsident 
und die Beamten der oberen Stellen der Eisenbahndirektion. 
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(905) 


2 A Der Präsident 
und die Mitglieder der Eisenbahn-Generaldirektion. 


Trren 


(915) 


Der Verstorbene gehörte dem Fisenbahn-Zentralamt seit dem 1. April 1912 
als Mitglied an und erfreute sich wegen seiner vorzüglichen Charaktereigen- 


schaften besonderer Beliebtheit und Wertschätzung. 


‚wir in Ehren halten. 
Berlin, den 10. Oktober 1921. 


Sein Andenken werden 


(919) 


Der Präsident 
und die höheren Beamten des Eisenbahn-Zentralamts. 


Güterverkehr (Fortsetzung). 


Bayerischer Lokalbahn-Sehnittarif. 

I. Bei nachfolgenden Stationen ist der 
größte zulässige Raddruck von 5000 auf 
- 6250 kg zu ändern: Aidenbach, Alders- 
- bach, Aunkirchen, Balbersdorf, Eisen- 
_ ärzt, Geigant;, Mattenham, Ruhpolding, 

Siegsdorf, Taferl, Waffenbrunn, Wald- 
münchen, Zillendorf. 

II. Der größte zulässige Raddruck ist 

zu ändern: 
a) von Kreuzstein nach 
von 6250 auf 5000 kg; 
b) von Altenplos, Drossenfeld, Hei- 
nersreuth, Herzoghöhe, Kasendorf, 
Katschenreuth, Krumme Fohre, 
Limmersdorf, Melkendorf, Neuen- 
reuth b. Thurnau, Thurnau nach 


Kulmbach 


Bayreuth Hbf. von 7000 kg auf 
5000 kg. 
- München, 7. Oktober 1921. (914) 


Tarifamt beim RVM., Z 


Zum 1. November d. J. erscheint zu 
unserm Binnengütertarif, zum Gütertarif 
-Lübeck-Büchen-Eutin-Lübeck und zum 
Tarif für die Kleinbahn Lübeck-Segeberg 
- je ein Nachtrag, der die anläßlich der Er- 
höhung der Beförderungspreise auf den 
‘deutschen Eisenbahnen zur Erhebung 
kommenden neuen Preise enthält. Das 
alsbaldige Inkraftsetzen der Erhöhungen 
gründet sich auf die vorübergehende 


4 
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Änderung des S 6 der Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung. 

Abdrücke der Nachträge können von 
uns gegen Kostenerstattung bezogen 
werden. (920) 

Lübeck, den 10. Oktober 1921. 

Die Direktion 
der Lübeck-Büchener Eisenbahn- 
Gesellschaft. 


Gemeinsames Heft CIb (Stations- 

tariftafeln usw.). 

Mit Gültigkeit vom 10. November 1921 
an werden die auf Seite 4 des Nach- 
trages 4 unter lfd. Nr. 77. (Schmalspur- 
bahnen des Direktionsbezirks Erfurt) 
aufgeführten Umlade- und _Rollbock- 
gebührensätze erhöht und zwar 

für die Güter der Gruppe 1 (Stein- 
grus usw.): von 10 Pf. auf 13 Pf.; 

fir die Güter der Gruppe 2 (Holz, 
Holzwaren usw.): von 40 Pf. auf 
So rBf; 

für Güter der Gruppe 3 (sonstige 
Waeenladungen): von 30 Pf. auf 
40 Pf. 

Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhung gründet sich auf die vorüber- 
gehende Änderung des $ 6 der Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung (Reichs-Gesetz- 
blatt 1914, S. 455). (912) 

Erfurt, den 5. Oktober 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Tiv. 500. Internationaler Eisenbahn- 
gütertarif vom 1. Oktober 1921, 
Am 1. Oktober 1921 gelangt der 
„Internationale Eisenbahn- 
gütertarif” zur Ausgabe, der Allge- 
meine Bestimmungen für die Beförderung 
von Eil- und Frachtgütern im internatio- 
nalen Güterverkehr enthält. Der Tarif 
gilt für diejenigen internationalen 
Güterverkehre, in welchen er nach den 
geltenden besonderen Tarifbestimmungen 
für anwendbar erklärt ist. (911) 
Preis des Tarifs 5 MH. 
München, den 30. September 1921. 
Tarifamt 
beim Reichsverkehrsministerium, 
Zweigstelle Bayern, 


a) Ausnahmetarif für Düngemittel. 
Tiv. 2. 

b) Gemeinschaftliches Heft CIb 

(Stationstariftafeln usw.). Tiv. 200. 

Mit Gültigkeit vom 13. Oktober 1921 
tritt die Teutoburger Waldeisenbahn 
dem Ausnahmetarif für Düngemittel bei. 
Gleichzeitig werden einzelne der im Ver- 
kehr mit den Bahnhöfen dieser Bahn zu 
erhebenden Frachtzuschläge erhöht. 


Näheres enthält die am 13, Oktober 
1921 erscheinende Nummer des Tarif- 
anzeigers. Das alsbaldige Inkrafttreten 


der Erhöhungen gründet sich auf die 
vorübergehende Änderung des S 6 der 
Eisenbahn - Verkehrsordnung (R.-G.-Bl. 
1914, Seite 455). — Auskunft geben auch 
die beteiligten Güterabfertigungen sowie 


das Auskunftsbüro, hier, Bahnhof 
Alexanderplatz. (916) 
Berlin, den 8. Oktober 1921. 
Eisenbahndirektion. 
Eisern-Siegener Eisenbahn. 
Binnentari. 
Vorbehaltlich der Genehmigung der 


Aufsichtsbehörde wird am 1. November 
1921 der Nachtrag VIII eingeführt, durch 
den Tariferhöhungen eintreten. 

Die Abkürzung der Veröffentlichungs- 
frist gründet sich auf die vorübergehende 
Änderung des $ 6 der Eisenb.-Verk.-Ordn. 
(R.-G@:. Bl: 1914, S. 455). 


Auskunft erteilt die "unterzeichnete 
Direktion. ? (307) 
Siegen, den 4. Oktober 1921. 


Eisern-Siegener Eisenb.-Gesellseh. 
Die Direktion. 


Ausnahmetarif für Düngemittel (Tiv. 2). 
Gemeinschaftliches Heft C Ib (Stations- 
tariftafeln usw.) (Tiv. 00). 
Mit Gültickeit vom 6. Oktober 1921 
tritt die Liegnitz-Rawitscher Eisenbahn 
dem Ausnahmetarif für Düngemittel bei. 
Gleichzeitig erhöht sie für Düngemittel 
ihre Frachtzuschläge. y 
Auskunft geben die beteiligten Güter- 
abfertirungen sowie das Auskunftsbüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. (9064) 
Berlin, den 3. Oktober 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Ausnahmetarif für frische Kartoffeln als 
Frachtstückgut. 

Im Binnen- und Wechselverkehr der 
Reichsbahnen tritt mit Gültigkeit vom 
6. Oktober 1921 bis auf Widerruf läng- 
stens bis zum 15. Mai 1922 ein Ausnahme- 
tarif für frische Kartoffeln bei Aufgabe 
als Frachtstückgut in Kraft. Er gewährt 
vom 6, bis 31. Oktober die Frachtsätze 
der Klasse A für das volle Gewicht der 
Stückgutsendungen und vom 1. November 


ab die Frachtsätze der ermäßigten 
Stückzutklasse für das halbe (Gewicht 
der Stückgutsendungen. Beide Berech- 


nungen ergeben nur geringe Frachtunter- 
schiede. Der Tarif wird zunächst als 
Sonderauszabe des Tarif- und Verkehrs- 
anzeigers herausgegeben. 
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Auskunft geben die beteiligten Güter- 
abfertigungen sowie das Auskunftsbüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. (908) 

Berlin, den 3. Oktober 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Gemeinschaftliches Heft CIb (Stations- 
tariftafeln usw.) — Tiv. 200 


Im Binnen- und Wechselverkehr der 


westfälischen Landes-Eisenbahn werden 
ab 1. September 1921 bis auf weiteres fol- 
gend Frachterleichterungen 
zugestanden: 

Werden von ein und demselben Ver- 
lader monatlich mehr als 2000 t Mühlen- 
erzeugnisse der Klasse B, einschließlich 
Kleie der Klasse D, zur Beförderung als 
Wagenladung auf einem Bahnhofe der 
Westfälischen Landes-Eisenbahn auf- 
geliefert, oder werden von ein und dem- 
selben Empfänger monatlich mehr als 
2000 t Getreide und Hülsenfrüchte auf 
einem Bahnhofe entladen, so findet nach 
Schluß des Monats auf Antrag 
Rückvergütung statt, die bei Versand 
oder Empfang bei mehr als 2000 t 2,90 
Mark für die 
Tonne beträgt. 

Näheres enthält die am 6. Oktober 1921 
erscheinende Nummer des Tarifanzeigers. 
Auskunft geben auch die 
Güterabfertigungen sowie das Auskunfts- 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 

Berlin, den 3. Oktober 1921. (903) 

Eisenbahndirektion. 


Güterverkehr der badisch-schweizerischen 
Übergänge — Schweiz. 

Mit Gültiekeit vom 1. Oktober 1921 
wird die Berninabahn in den Ausnahme- 
tarif Nr. 19 (Steine) einbezogen. Gleich- 
zeitig werden die Frachtsätze dieses Aus- 
nahmetarifs im Verkehr der Rhätischen 
Bahn ermäßigt: 

Am 10. Oktober 1. J. erscheint eine 
Neuausgabe des Ausnahmetarifs Nr. 43 
(Materialien zur Bekämpfung von 
Pflanzenkrankheiten) und auf 20. Okto- 
ber l. J. wird der Ausnahmetarif Nr. 34 
(Papier) durch Frachtsätze für Bischofs- 
zell-Nord und Stadt sowie Gordola=-Val 
Verzasca ergänzt. Näheres in unserm 
Tarifanzeiger. (901) 

Karlsruhe, den 4 Oktober 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


Badisch-Bayerischer Güterverkehr. 
Tarif vom 1. Dezember 1909. 

Mit sofortiger Gültigkeit wird der 
Geltungsbereich des : Ausnahme- 
tarifs 6 (Seite 37/38 des Nachtrages VII) 
wie folgt geändert: 


Unter I. b) ist nach Rheinau Hafen 
nachzutragen: 
„nach sämtlichen Stationen mit 


Wagenladungsverkehr“; 
ferner erhält der Vortrag unter I. e) fol- 
genden Wortlaut: 

„e) nach undvonden Grenz- 

stationen: i 
Eger, 


Asch i. Böhmen, Eisenstein, 
Furt i. Wald, . Haidmühle und 
Passau; (921) 


München, den 7. Oktober 1921. 
Tarifamt beim R.V.M., Z. B. 


Tfv. 86. Binnen-Gütertarif, Teil II der 
Eimshorn-Barmstedt-Oldesloer Eisenbahn. 

Am 1. November d. J. tritt der. Nach- 
trag I zum Binnen-Gütertarif, Teil II, 
mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
in Kraft. 

Der Nachtrag enthält die an diesem 
Tage auf den deutschen Eisenbahnen ein- 


Herausgegeben im Auftrage des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen 

Geh. Oberregierungsrat Dr. v. Ritter in Berlin. 
Für den Anzeigenteil verantwortlich F. Luckhardt, Berlin SO 26. 
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Verlag von Julius Springer in Berlin W. 


eine 


2000 t überschreitende _ 


beteilieten - 


- unterzeichnete Direktion. 


trebenden Tariferhöhungen. Nähere Aus- 
Be erteilt die unterzeichnete Direk- 
ion 

Das alsbaldige Inkrafttreten der Tarif- 
maßnahme gründet sich auf die vorüber- 
gehende Änderung des $ 6 der Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung. (R.G.Bl. 
Seite 455.) 

Elmshorn, den 5. Oktober 1921. 


Elmshorn-Barmstedt-Oldesloer unlaun, 


Die Direktion. 


Preußisch-Hessisch-Bayerischer 
Tierverkehr. 

Mit sofortiger Gültigkeit en ein- 
zelne Stationen der Bezirke Breslau, 
Frankfurt, Halle und Köln in den Tarif 
einbezogen. 
Abfertigungsstellen. (913) 

Erfurt, den 7. Oktober 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Deutsch-italienischer Gütertarif über die 
Schweiz vom 1. Oktober 1921. 

Die Frachtsätze für den außeritalie- 
nischen Durchlauf (Frachttafel B) wer- 
den aus Anlaß der auf den deutschen 
Strecken zum 1. November 1921 eintre- 
tenden Erhöhung von 30 % zu dem glei- 
chen Tage ebenfalls um 30 % erhöht. 

Nähere Auskunft erteilen die Abfer- 


tigungsstellen. (924) 
Frankfurt. (M.), 10. Oktober 1921. 
Eisenbahndirektion. 


3. Personen- und Güterverkehr. 


Ab 1. November d. J. tritt eine Er- 
höhung der Gütertarifsätze und Gebüh- 
ren und ab 1. Dezember d. J. eine solche 
der Personenfahrpreise, Gepäck- und 
Expreßgutsätze unseres Binnentarifes in 
Kraft. Nähere Auskunft erteilt an 


Neuruppin, den 30. September. 1921. 
Die Direktion 
der Ruppiner Eisenbahn. 


: Niederlausitzer Eisenbahn. 
Am 1. November d. J. werden die 
Frachtsätze im Güter- und Tierverkehr 


und am 1. Dezember d. J. die Fahr- 


preise und Frachtsätze im Personen-, Ge- 
päck- und Expreßgutverkehr erhöht. 
Nähere Auskunft erteilt die Betriebs- 
verwaltung in Lübben. (902) 
Berlin, den 3. Oktober 1921. 
Die Direktion. 


Süddeutsche Eisenbahn-Gesellschaft, 
Badische, Hessische und. 
Thüringische Linien. 
(Tarifverz. 188a, c. u. d). 

Vorbehaltlich der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörden tritt am 1. November 


laufenden Jahres Nachtrag I zum Binnen- 


tarif für den Personen-, Gepäck-, Tier- 
und Güterverkehr in Kraft, der eine Er- 
höhung der Fahrgeld-, 
bührensätze enthält. 
Darmstadt, am 4. Oktober 1921. 
Die Direktion. 


Teutoburger Waldeisenbahn. 

Vorbehaltlich der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde werden, dem Vorgehen 
der Reichsbahn entsprechend, die Beför- 
derungspreise im Güter- und Tierverkehr 
ab 1. November 1921, im Personen- 

verkehr ab 1. Dezember 1921 erhöht. 
Gütersloh, den 7. Oktober 1921. 
Die Direktion. ' 


Näheres bei den beteiligten - 


'- Zuschlagsfrist 30. November 1921. 


Fracht- und Ge- 
909 


(95) 


4. Personen- und d: Gepäckverkehrn E 


- Deutsche Eisenbahn-Personen- und 
Gepäcktarife. Teile Iund I. 
Im Bereich der Deutschen Reichsbahn 
werden die Personen-, Gepäck- 1d 
Expreßguttarife erhöht. Die Erhöhun- 
gen betragen im allgemeinen im T 
sonenverkehr 30 % und im Gepäck» 
verkehr rund 9 %. Im Expreßgutverkehr 
wird der Einheitssatz für 10 kg und 
1 km von. 36.3 auf 48 3 und da 
Mindestfracht von 3 HM auf 4 M cha 
Die Erhöhungen treten 
im Personen- und Gepäckverkehr 
1. Dezember 1921, 
und im Expreßeutverkehr bereits 3 m 
1. November 1921 3 
in Kraft; sie werden entweder a 
Ausgabe neuer Tarife oder durch Nach- 
träge zu den Tarifen oder im V 
fügungswege durchgeführt. 
Die verkürzte Veröffenilehure st 
ist auf Grund der vorübergehenden 
Änderung des $ 6 E.V.O. (R.G.Bl. 1914, 
Seite 455) genehmigt. 
Nähere Auskunft 
kehrsbüro. 
Berlin, den 10. Oktober 1921. 
Eisenbahndirektion, - 
für die Verwaltung der Döutschen. 
Reichsbahn. 


= 


erteilt unser Ver a 


5. Verdingungen. 

Der Umbau der Gleise 33/34, 36/37 u 
38 auf Bahnhof Moabit mit altbrau 
baren Oberbaustoffen soll öffentlich ver- 
geben werden. Die Verdingungsunter- 
lagen können im unterzeichneten 3- 
triebsamt eingesehen werden, auch k 
nen Anzgebothefte, soweit solche vor- 
handen, gegen Zahlung von 12,00 AM in 
der Kanzlei hierselbst bezogen werden. 
Der Betrag ist in bar zu zahlen oder 
durch die Post portofrei einzusend 
Die Angebote sind verschlossen mit 
Aufschrift „Angebot auf Umbau 
Gleise 33/34, 36/37 und 38 auf Bahn 
Moabit“ versehen bis zum 25. UÜktober 
1921, nachmittags 1 Uhr nach hier ein- 
zureichen. Die Öffnung der Angebote 
findet zu vorbenannter Zeit in Gegen- 
wart der etwa erschienenen Bieter statt, 


Berlin NW. 40, Invalidenstraße 51. 
Eisenbahnbetriebsamt Rs (917) ) 


Der Umbau des Personengleises Spa n- 
dau-Berlin Leb von km 6,0 bis 5,0 = 
1,0 km mit neuen ÖOberbaustoffen Zwi- 
schen den Bahnhöfen Jungfernheide und 
Moabit soll öffentlich vergeben we 
Die Verdingungsunterlagen können 
unterzeichneten Betriebsamt eingeseh 


weit solche vorhanden, 
von 12,00 A in der Kanzlei hierselbst 
zogen werden. Der Betrag ist in bar : 
zahlen oder portofrei durch die Post 
zusenden. Die Angebote sind ver- 
schlossen mit der Aufschrift „Angebot 
auf Umbau des Personengleises Span 
Berlin Leb zwischen km 6,0 u. 5,0“ 
sehen bis zum Eröffnungstermin 
21. Oktober 1921, nachmittags 1 
nach hier einzureichen. Auschlayee 
vier Wochen. 

Berlin NW-40. Invalidenstr. 5% 

Eisenbahnbetriebsamt 2. 
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Berlin, den 20. Oktober 1921. 


LXI. Jahrgang. 


Taylors Lehre und rs Anwendung im 
Eisenbahnwesen. 


Beschlüsse. der ständigen Tarifkommis- 
sion. i : 


Nachrich ten. \ 


Deutschland: Die Frage des Pri- 
vatbetriebs der Reichseisenbahnen. — 
Filmaufnahmen. — Die Aufträge 

. der Reichseisenbahn. — Erhöhung 

- der Wagenstandgelder. — Wieder- 
einführung der Platzkarten. — Kar- 

 toffeltransporttage. — Studienkursus 

der. Bildungdezernenten. — Wagen- 
—  gestellung für den Kartoffeltrans- 

port. — Die Fahrpreiserhöhung im 

Berliner Stadt-, Ring- und Vorort- 

verkehr. — Westfälische Landes- 

eisenbahn. — Verkehrslage im Ruhr- 
gebiet. — Personalnachrichten. 
"Österreich: Grundsätze für die 


$ 


— sparsamste Wirtschaftsfühung in 
j der Bundesverwaltung. — Die Ver- 
handlungen der Südbahn mit der 


italienischen Regie erung. — Der Win- 


Inhalt: 


terfahrplan. —  Industriekonferenz. 
emeinsame Beratung des Trans- 
port- und Tarifausschusses mit Ver- 


tretern der Bahnbenutzer. — Direkte 
Schnellzugverbindung Wien - Karls- 
bad-Marienbad-Franzensbad. — Der 


Güterverkehr anläßlich der Wiener 


Messe. _ — Wiederaufnahme . der 
Plattensee-D-Züge -— Schwierig- 
keiten im Reiseverkehr. — Verkehrs- 
nachrichten. i 


Ungarn: Einstellung des Güterver- 


kehrs über Bruck-Kirälyhida nach 
Österreich. — Regelung des Güter- 
verkehrs mit der Tischecho-Slowakei. 
— Beratungen über die Einfuhrver- 
bote. — Beförderung von frischem, 
neuem Mais. — Frachtbegünstigung 
für Zement- (Beton-) Dachziegeln 
auf den ungarischen Staatsbahnen. — 
Die Ausarbeitung des neuen ungari- 
schen Zolltarifs. — Die Erhöhung der 
Straßenbahntarife. 


Niederlande: Vom Winterfahrplan 


der holländischen Eisenbahnen. — 
Die Vlissinger Linie im Jahre 1920. 


Übrige europäische Länder: 
Fehlbeträge der dänischen Staats- 


bahnen. — Eisenbahnbrücke über 
den Lilla Bält. — ‚Verwendung: von 


Braunkohle auf dänischen Staats- 
bahnlokomotiven.e — Maßnahmen 
gesen Brandgefahr in Norwegen. — 
Sicherheitsvorschriften: der schwedi- 
schen Privatbahnen. — Personalbe- 
setzung der schwedischen Staats- 
bahnen. — Von der internationalen 
Rheinkommission. — Kleine Erspar- 
nisse bei den englischen - Eisen- 
bahnen. — Verbesserungen im. Lon- 
doner Stadt- und Vorortverkehr. 


‚Fremde Erdteile: Lokomotiv- 
anschaffung für die indischen Eisen- 
bahnen. — Die Forderungen der 
amerikanischen Eisenbahnen an den 
Staat. 

£ ® 
Rechtspflege. 
Bücherschau. 


Amtliche Bekanntmachungen. 
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5: 2 -  Taylors Lehre’und ihre Anwendung im Eisenbahnwesen. 


= Einleitende Worte zur Seminarvorlesung an der Verwaltungsakademie zu Berlin im Wintersemester 1920/21. 


ß Meine Herren! 
Eine noch junge Wissenschaft, die Biotechnik, von dem Mün- 
chener Forscher R. N. Franc& begründet, stellt sich die Aufgabe, 
die Technik in ursächlichen Zusammenhang mit den Gesetzen des 
"Lebens zu bringen. Ihr erster Satz lautet „Alles muß seine beste 
Form haben, die zugleich ihr- Wesen ist.“ Verständlicher lautet 
der Satz: Jeder Vorgang hat seine notwendige Form; denn alle 
Funktionsformen sind nach Franc& nur „Versuche, um beste Lö- 
sungen des jeweils gegebenen Problems anzubahnen“. Der auf- 
merksame Beobachter wird überall in der Natur finden, daß sie 
Formen schafft, die sich den besten Formen für bestimmte Auf- 
gaben möglichst nähern, wenn nicht diese erreichen. ‚Das zweite 
biotechnische Gesetz, leicht herzuleiten aus dem ersten, liegt in 
dem in der ganzen Welt nachzuweisenden Bestreben, jeden Vor- 
gang unter möglichst geringem Widerstand und mit möglichst 
großer Ersparnis an Kraft und Material ablaufen zu lassen. 
Wie die Natur nach diesem Gesetz des geringsten Widerstan- 
- des und der größtmöglichen Wirtschaftlichkeit der Leistung bei 
gleichen Tätigkeiten auch gleiche, beste Formen findet, so ver- 
sucht der Mensch von alters her, bewußt oder unbewußt, seine 
Arbeit einzurichten. Die wirtschaftliche Not der Gegenwart 
veranlaßt heutzutage alle Kulturvölker, sich auf die Linie des 
t- geringsten Widerstandes und des größtmöglichen Erfolgs einzu- 
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Vergeude keine Energie, 


„verwerte sie! Wilhelm Ostwald. 


stellen. Die Betriebe der Industrie sehen wir fieberhaft am 
Werke, die Grundgedanken jener beiden biotechnischen Gesetze 
in die Tat umzusetzen. Alle diese neuzeitlichen Bestrebungen 
werden zusammengefaßt unter dem Wort „Wissenschaftliche 
Betriebsführung‘“ und drehen sich um die eine einzige Aufgabe, 
durchführbare Vorschläge zur Herabsetzung der Betriebskosten 
zu machen. Aus diesem Kern entspringt alles andere. Der 
Mann, der diese Aufgabe auf Grund einer jahrzehntelangen Er- 
fahrung als Betriebsleiter und Organisator industrieller Werke 
in ein System gebracht hat, war Frederik Winslow Taylor. 
Lange bevor er seine aufsehenerregenden Veröffentlichungen 
herausbrachte, gab es in Amerika und Deutschland Ansätze zur 
wissenschaftlichen Betriebsführung. Aber die Erkenntnis, wie 
sie als Problem aufzufassen ist, das ist doch das Verdienst Tay- 
lors, dessen Name unlösbar mit ihr verbunden ist. 

Selten ist eine neue Lehre, die nichts anderes umfaßt als die 
planmäßige und folgerichtige Anwendung des gesunden 
Menschenverstandes und sich eigentlich nur aus lauter Selbst- 
verständlichkeiten zusammensetzt, so mißverstanden und be- 
kämpft worden wie die Taylorsche. Nur gewissenlose Agitato- 
- ren vermochten die Lehre in ihr Gegenteil zu verdrehen und noch 
£gewissenlosere, gewinngierige Unternehmer konnten das System, 
das so sozial wie nur selten möglich gedacht und aufgebaut ist, 
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zur Ausbeutung der menschlichen Arbeitskraft mißbrauchen. 
Glücklicherweise hat auch hier die Zeit heilend und aufklärend 
gewirkt. Vieles, was die Arbeiterschaft der ganzen Welt for- 
dert, ruft Taylor dem Arbeitgeber zu, und den Nutzen Taylor- 
scher Gedanken zu erkennen, ist unsere Arbeiterschaft auf dem 
besten Wege. 
Hinsicht Taylorschen Grundsätzen immer besser gerecht, indem 
sie sich bemüht, in der Arbeiterschaft einen gleichberechtigten 


Faktor im Wirtschaftsleben zu sehen, ohne dabei die un- 
ntbehrliche straffe Werkdienstzucht aufzu- 
geben. 


Außerordentlich umfangreich ist das Schrifttum über die Ab- 
sichten und Leistungen des im Jahre 1915 nur zu {irüh verstor- 
benen Mannes. Für die breite Öffentlichkeit hat Dr. Rudolf 
Rösler sein Buch „Die Grundsätze wissenschaftlicher Betriebs- 
führung” im Jahre 1913, im Verlage von R. Oldenbourg, heraus- 
segeben. Neben diesem Buch kann „Das A-B-C der wissenschaft- 
lichen Betriebsführung“ von Frank B. Gilbreth, Taylors bedeu- 
tendsten Schüülers, in freier Bearbeitung von Dr. Colin Roß, 
im Jahre 1917 bei Julius Springer erschienen, bestens empfohlen 
werden. Eine eingehende Beschreibung findet derjenige, der 
tiefer in die Durchführung der Taylorschen Betriebsweise ein- 
dringen will, in dem Buch ‚Aus der Praxis des Taylor-Systems“ 
von R. Seubert, im Jahre 1920 im vierten Neudruck bei Julius 
Springer verlegt. Aber wem Industriebetriebe ein unbekanntes 
Land sind, in dem er sich nur schwer zurechtzufinden vermag, 
und wer daher der Darstellung Taylorscher Gedanken an Hand 
eines F'abrikbetriebs nur mit Mühe folgen kann, der nehme zur 
Hand das Buch „Die rationelle Haushaltführung, Betriebswissen- 
schaftliche Studien‘, das Frau Christine Frederick, eine Schü- 
ierın Taylors, in Amerika herausgegeben hat, und das, von 
Irene Witte ins Deutsche übersetzt, bei Julius Springer in die- 
sem Jahr erschienen ist. Wer das Buch aufmerksam durch- 
studiert und Seite für Seite dabei seinen Haushalt mit den für 
einen Haushalt vom Standpunkt der Hausfrau entwickelten For- 
derungen der wissenschaftlichen Betriebsführung vergleicht, der 
wird nicht nur das Buch befriedigt aus der Hand legen, sondern 
praktisch zugreifen, um seinen unwirtschaftlich arbeitenden 
Hausbetrieb zu taylorisieren, was ihm um so leichter gelingen 
wird, je vorurteilsfreier und neuwilliger die ihm zur Seite 
stehende Hausfrau und Hausgehilfin sind. Adele Schreiber 
fragt in ihrem Geleitwort: „Wie beseitigt man in der Hauswirt- 
schaft die unrationelle, primitive, Zeit und Kraft vergeudende 
Arbeitsweise? Wie setzt man an ihre Stelle wissenschaftlich 
durchdachte Arbeitsersparnis?“ und gibt die Antwort: „Durch 
Übertragung der Grundsätze wissenschaftlicher Betriebsführung, 
die zu so staunenerregenden Leistungssteigerungen in der In- 
dustrie geführt haben, auch auf die Hausarbeit.“ So kann jeder 
Hausvater ein bewußter Taylormann werden und die Segnungen 


der Taylorschen Lehre als des Hauses Finanzminister am eigenen 


Geldbeutel spüren neben der guten Laune, die seine Hausfrau 
infolge beschleunigter und erleichterter Erledigung ihrer Haus- 
haltspflichten auszeichnen wird. Sind aber erst die Taylorschen 
Grundgedanken in Fleisch und Blut übergegangen, so werden 
sie sich bald auszuwirken beginnen im beruflichen Leben. Mit 
ganz anderen Augen wird der aus dem taylorisierten Haushalt 
kommende Mann seine Arbeit und Arbeitsstätte betrachten. 
Fehler fallen ihm auf und Vorschläge zur Besserung ein, die er 
der Betriebsleitung unterbreitet. Prächtig vorbereitet ist. der 
Boden für die Aussaat Taylorscher Gedanken seitens der Ge- 
schäftsleitung und für ihre Durchführung durch die Beamten 
und Arbeiter, die für die Anordnungen ein williges Ohr und für 
die Mitarbeit eine bereite Hand haben werden. Nichts kann 
überzeugender wirken als der eigne Versuch im eienen Haus- 
halt; deswegen gehört das genannte Buch in alle Betriebs- und 
Volksbüchereien. 

Der Kern der Taylorschen Lehre ist in dem genannten Frede- 
rickschen Buch trefflich und anschaulich, positiv in zwölf Grund- 
sätzen zusammengefaßt und an Beispielen erläutert, um dann 
negativ in sechs Punkten die durch sorgfältige Beobachtung er- 


Auch die arbeitgebende Industrie wird in dieser 


mittelten, Zeit und Kraft raubenden Umstände zu zeigen, die 
3 ee der. Haushaltsarbeit herabziehen. Da die 


so mögen sie unserer weueren Betrachtung zugrunde zelegt | 
werden: - 
. Ideale, 

. gesunder Menschenverstand, 

sachverständiger Rat, 

normalisierte Arbeit, 

normalisierte Verhältnisse, 

normalisiertes Verfahren, 
Arbeitsvorbereitung, 

. Arbeitsverteilung, 

. zuverlässige Nachweise (Ordnungshilfsmittel), 
Disziplin, 

. Gerechtigkeit, 

12. Belohnung der Leistungssteigerung. 
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Wir sehen uns diese Grundsätze etwas genauer an. Ohne da ;B 
‘gewisse unwägbare Etwas, das doch so schwer wiegt im Leben 
des Einzelnen und der Völker, und das wir Berufsideale nennen, 
wird die Ausübung des Berufs zur seelenlosen Sr 
Widerwillig und verdrossen verrichten jene ihr Tagewerk, 
begierig auf das baldige Ende und den Lohn. Aus vielen. EN 
standteilen setzen sich die Berufsideale zusammen, Gemeinsinn, 
sich mitverantwortlich zu fühlen in einem großen Betriebe, in 
einem Volke, Freude am Wirken und Schaffen überhäupt, Treue 
im Kleinsten, besondere Neigung und Begabung und Willens- 
stärke, manchen unvermeidlichen, unerfüllbaren Wunsch schließ- 
lich als ein Nichts ansehen zu lernen. So wird der Beruf zum 
Sport, so daß man auch einmal ohne Rücksicht auf die Dienst- 
und Arbeitsstunden freudig weiter arbeitet, so wird Arbeit 
Gottesdienst nach einem Wort, das Adolf von Menzel u 
als er darauf aufmerksam gemacht wurde, daß er Sonntags i 
seinem Atelier nicht arbeiten dürfe. Prachtvoll ist es, die Ideale 
an erster Stelle aufgeführt zu sehen. 

Gesunder Menschenverstand. Das soll heißen: Vorurteilsfr i 
urteilen und als bestes Erkanntes annehmen. Wenn Sie sich 
umsehen, wieviel Hemmpisse einem gesunden Urteil oft ent 
gegenstehen, und wieviele Widerstände menschliche Schwächen 
verursachen, so werden auch Sie diese Forderung als die zwe 
wichtigste anzuerkennen geneigt sein, die die Voraussetzung 
erfolgreichem Arbeiten aller Betriebe ist: Sehen lernen, beob 
ten, das Geschaute verarbeiten, bringen den Fortschritt. 

„Sachverständiger Rat bedeutet zuverlässige Unterstütz 
und Hilfe“ Die Eisenbahnbetriebe können ihn auf manche 
Weise sich selbst verschaffen: Durch Ausnutzung der N 
erscheinungen des technischen Schrifttums. Meist wird esa 
einem Beamten fehlen, der, mit vollakademischer Bildung aus- 
gerüstet, für die Auswertung der einschlägigen Veröffentlichun- 
gen verfügbar gemacht werden könnte, obwohl es doch oft 
ermöglichen sein wird, eine Abhandlung einem Beamten zur B 
arbeitung und zum Vortrag in einer Besprechung in größerem 
Kreise zuzuweisen. Durch Reisen kann Rat bei anderen Be- 
trieben eingeholt werden. ein sehr empfehlenswertes Verfahren, 
um einen Betrieb vor Inzucht ünd langsamem Rückwärtsgehen 
zu bewahren. Der beste Weg ist wohl der, den unsere Verw 
tung für die Werkstätten beschritten hat, indem sie ein 
zernat für wissenschaftliche Betriebsführung seit April 1920 ge- 
schaffen hat, dessen vornehmste Aufgabe darin besteht, die Ge- 
sundung der Werkstätten herbeizuführen, d. h. Richtlinien für 
Hochleistung und sparsame Wirtschaft auszuarbeiten, diese Be 
Werkbetrieben zu übermitteln und ihnen mit Rat und Tat behilf- 
lich zu sein bei der Anwendung in der Praxis. Losgelöst von 
den Tagesgeschäften des Werkbetriebes, aber stets in innig 


 Fühlung mit ihm, seine Bedürfnisse stets unmittelbar aus 


selbst erkennend, alle Neuerscheinungen der Tagesliteratur unter 
die kritische Lupe nehmend, immer bereit, aus ihr für die Werl k- 
betriebe Kapital zu schlagen, muß diese zentrale Stelle zı um 
Sammelpunkt aller neuzeitlichen Bestrebungen für den Werk. <= 
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rieb werden. Der Ausbau dieser zentralen Stelle für die 
issenschaftliche Betriebsführung schreitet voran. Es ist zu 
fen, daß alle ihre Mitarbeiter Hand in Hand mit den Werk- 
ungen, den Beamten und der Arbeiterschaft ihre persönliche 
beit als Helfer und Berater bald erfolgreich werden aufneh- 
on können. An die Stelle des leblosen Worts in Verfügungen 
t nun das leben- und begeisterungsprühende, gesprochene 
ort: Der „beratende Ingenieur“ hat gegenüber schriftlichen 
nordnungen den Vorteil, wenn er mit den nötigen Vollmachten 
sgestattet ist und sich tatkräftig durchzusetzen weiß, daß von 
ih nicht nur „Kenntnis genommen“ wird, und daß er sich nicht 
wie eine Verfügung sang- und klanglos „weglegen“ läßt. Jeder 
ieser beratenden Ingenieure aber wird seinen Ehrgeiz darein 
etzen, ein gern gesehener Gast in allen Werken zu sein. 
: "Der Austausch der Erfahrungen von Werk zu Werk muß viel 
lebhafter gestaltet werden. Der Mangel einer eigenen Werk- 
sitschrift ist seit langer Zeit nicht nur von der Verwaltung 
erkannt worden; in der Beamten- und Arbeiterschaft wird der 
unsch nach ihr: immer lebhafter ausgesprochen. Diesem er- 
Fr ulichen Interesse am Werkleben will das Reichsverkehrs- 
nisterium insofern entsprechen, als es einen Verlag zur baldi- 
gen Herausgabe einer Werkzeitschrift angeregt hat. Die ersten 
/erbeblätter, die zur Mitarbeit und zum Bezuge einladen, sind 
ereits hinausgegangen. Da diese Zeitschrift, gedacht für alle 
etriebe der Haupt-, Neben- und Betriebswerkstätten, „Das 
Eisenbahnwerk“ genannt, nicht „von oben“ und möglichst nicht 
von außen“ gemacht werden soll, sondern dann am besten ihren 
Zweck erfüllen wird, wenn alle Werkangehörigen versuchen, 
an ihr mitzuarbeiten, so darf man eine rege Beteiligung zur 
Mitarbeit aus allen Kreisen erwarten. Sie wird dann der zu- 
 verlässigste Berater sein, der durch die Druckerschwärze denkbar 
ist. Für die Betriebs-, Maschinen- und Verkehrsämter ist eine 


rwünscht. Auch hier fehlt es an einem geistigen Mittelpunkt 
r vielseitigen Interessen der Verwaltung und der Beamten- 
d Arbeiterschaft. Denn es ist allgemein zu beklagen, daß die 
ertvollen Erfahrungen in vielen Zeitschriften zerstreut nieder- 
elegt werden und meist gar nicht diejenigen Leser erreichen 
- die die Veröffentlichung geschrieben ist und von prak- 
tischem Nutzen sein kann. Schlimmer aber ist, daß die Mösg- 
lichkeit eines freimütigen, schriftlichen Meinungsaus- 
 tausches vor der Öffentlichkeit fehlt, der besser wie das flüch- 
tige, gesprochene Wort zur Form des Ausdrucks und Verant- 
wortlichkeit der Gedanken erzieht. 
Die Grundsätze 4 bis 6, die Arbeit, die Umwelt der Arbeit und 
e Arbeitsverfahren zu normalisieren, sind so selbstverständ- 
ch, daß man erstaunt sein muß, daß heute noch der „Das haben 
ir immer so‘ gemacht-Standpunkt“ so weit verbreitet ist, zum 
;haden sparsamer Fertigung und Erzeugung. Diese Forderung 
spielt in dem Riesenbetriebe unserer Eisenbahnverwaltung eine 
‚große Rolle. Arbeitsvorgänge wiederholen sich oft nicht nur 
hundert- und tausendfach, ja oft millionenfach in einem Jahre, 
und man bedarf keiner besonders regen Einbildungskraft und 
keines besonders ausgebildeten Wirtschaftssinnes, um sich klar 
zu machen, welche Werte an Kraft und Geld verloren gehen, 
wenn die Arbeitsvorgänge gewohnheitsgemäß arbeitsvergeudend 
laufen. Vergeudung bedeutet bei maschineller Kraftäuße- 
£ vorzeitige Abnutzung, bei menschlicher Kraftäußerung 
vorzeitige Ermüdung. Die Arbeitswissenschaft beschäftigt sich 
_ bereits mit den Ermüdungserscheinungen und wird die Grenzen 
der Arbeitsleistung, die Dienst- und Arbeitsdauer sowie die er- 
'orderlichen Erholungspausen nach Länge und Lage zwischen 
en Dienst- und Arbeitszeiten zu ermitteln haben. Arzt, Psycho- 


rem Rüstzeug Fragen zu entscheiden haben, die zurzeit noch 
'ewohnheiten, Wünsche, Neigungen oder Macht regeln, oft ohne 
ücksicht auf die einfachsten praktischen Bedürfnisse. Es wird 
ie Aufgabe unserer gemeinsamen Arbeit in dieser Vorlesung 
sein, unseren Blick für Vergeudung an Zeit und Kraft zu 
härfen. Im Jahre 1918 versuchte ich die Aufmerksamkeit der 


ge und Ingenieur werden auf diesem Gebiet mit unanfecht-- 


Eisenbahnen auf dies Gebiet in einer Veröffentlichung!) ‚Die 
Ersparnis und Schonung an Menschenkraft auf Eisenbahnen“ an 
Hand von zehn Beispielen hinzulenken. i 

Die Taylorschen Arbeits- und Zeitproben öffnen die Augen 
über die Verluste durch ungeschickte Arbeitsverfahren, indem 
sie zwingen, einen Vorgang in kleinste Teile zu zerlegen, kri- 
tisch zu untersuchen, die Fehler auszumerzen, um dann die 
kleinsten Teilarbeitsvorgänge in vollkommenster Form wieder 
zusammenzusetzen. Damit diese beste Form nun eingeführt und 
beibehalten wird, ist sie auf einer Arbeitsanleitungskarte Test- 
zulegen, die genau bei der Arbeitsausführung zu beachten ist. 
Unsere Übungen werden Gelegenheit bieten zum Versuch, für 
ein gegebenes Problem die jeweils beste Lösung, die auch die 
wirtschaftlichste ist, zu finden. Hierbei ist es nötig, alle Gattun- 
gen von Beamten und Arbeitern zur Unterstützung dieser Be- 
mühungen im praktischen Dienste des Betriebes, des Verkehrs 
und’ der Werkstätten zu gewinnen. Denn wissenschaftliche 
Betriebsführung ist ohne Verständnis und Mitwirkung aller 
nicht denkbar. Es wird daher noch viel Mühe in den Unter- 
richtsstunden aufgewendet werden müssen, um alle Eisenbah- 
ner zu Mithelfern zur Sparsamkeit auszubilden. Der Sinn zum 
eingehenden Nachforschen nach den Ursachen des teuren oder 
die vorgeschriebene Regelmäßigkeit störenden Betriebes wird 
seine Vorteile in der Einschränkung unnötigen Schreibwerks zur 
Geltune bringen. Die Sucht, die Ursachen dem lieben Nach- 
barn und Bruder im Amte zuzuschieben, anstatt zunächst selbst 
im eigenen Geschäftsbereich nachzuforschen, ob etwas faul ist 
im Staate Dänemark, wird nachlassen beim Erstarken des Sinns 
für wissenschaftliche Betriebsführung. Aber auch die vorge- 
setzte Behörde wird Anträgen auf Bewilligung von Geldmitteln 
oder auf Änderung von Betriebsverhältnissen gegenüber keinen 
Schaden am Ohr haben können, wenn jene Anträge an Stelle 
ermüdender Schriftsätze mit beweiskräftigen, nicht auszulöschen- 
den Versuchen oder Zahlen belegt sind. 

Arbeitsvorbereitung und Arbeitsverteilung sind wesentliche 
Vorbedingungen für einen störungsfreien, stockungsfreien Ar- 
beitsablauf. Die Frage der Fristarbeit wird aufgerollt, jenes 
bedeutsame Problem der Planwirtschaft. Jeder Arbeitsdispo- 
nent hat die Arbeit vorzubereiten und sich über die Dauer ihrer 
Erledigung klar zu werden, um gleichmäßige Beschäftigung 
aller zu gewährleisten. „Wir können nicht weiterarbeiten“ ist 
ein Ruf, der keinem Betriebe zur Ehre gereicht. Selbst bei 
unvermeidlichen Stockungen muß für baldige Ersatzarbeit ge- 
sorgt werden. Alles muß im Fließen bleiben, denn unfreiwillige 
Arbeitspausen führen bald zu zewohnheitsmäßigem Zeitver- 
trödeln. 

Zuverlässige Nachweise führen in das Gebiet der büromäßigen 
Behandlung von Verfügungen und Anordnungen von dauerndem 
‘Wert, von wertvollen Abhandlungen und Merkblättern. Daß 
wir hierin mit seltenen Ausnahmen noch weit zurück sind, 
läßt sich alle Tage mühelos feststellen: Nichtauffinden von wich- 
tigen Vorgängen gedachter Art, Nichterledigung von Anordnun- 
gen sind die Erscheinungen. Ihr Grund liegt aber weniger in 
den Personen als in der Büroordnung, die allzu sehr auf das 
Gedächtnis jedes Einzelnen eingestellt ist, was aber bei Per- 
sonalwechsel und umfangreichem Geschäftsverkehr nicht mehr 
die genügende Sicherheit bieten kann und als Registraturersatz 
versagen muß. Bei dem Großgeschäftsverkehr in unserer Eisen- 
bahnverwaltung wird für jeden Zweck besonders ein Verfahren 
zu entwickeln sein, das Anspruch auf zuverlässige und leicht- 
auffindbare Aufbewahrung wichtiger Geschäftsstücke aller Art 
machen kann. Das bedeutet die völlige Neuordnung der Re- 
eistratur in allen Verwaltungsstellen. 

Hier ist es an der Zeit, auf die vorher genannten ‘sechs „ne- 
gativen“ Punkte der Frau Frederick zurückzukommen, die die 
Ursachen zu SO % aller wirkungslosen Arbeit im Haushalt dar- 
stellen. Daß sie wörtlich für jeden Industriebetrieb gelten, ist 
der sicherste Beweis für die Allgemeingültigkeit Taylorscher 


1) Nr, 41 bis 43, 1918 d. Zte. 


Nr. 42 


Zeitung des Vereins 


are < x 


Gedanken — und ihre Selbstverständlichkeit. Sie lauten für 
einen Fabrikbetrieb umgeformt, wobei in Klammern der Urwort- 
laut beigefügt ist: 

1. Der Arbeiter (die Hausfrau) hat vor Beginn seiner ihrer) 
Arbeit nicht sämtliche zu ihrer Ausführung gebrauchten Geräte 
zusammen. 

2. Er (Sie) verliert Zeit und Kraft beim Holen und Suchen der 
fehlenden Gegenstände. 

3. Mitten in einer Arbeit hört er (sie) auf, um eine ganz an- 


dere, in keinem Zusammenhang mit der ersten stehende Arbeit 


anzufangen. 

4. Der Wirkungsgrad seiner (ihrer) an und für sich vielleicht 
guten Arbeit wird durch den beim Fortlegen der Geräte oder 
der Arbeit bedingten Zeitverlust herabgedrückt. Als Ursache ist 
tierfür die ungeeignete Einrichtung der Werkstatt, des Materia- 
lienschrankes (der Küche, des Speiseschrankes) und der 
Schränke im allgemeinen zu bezeichnen. 

5. Er (sie) verwendet ein schlechtes oder ganz falsches, für die 
betreffende Arbeit nicht geeignetes Werkzeug, oder er (sie) 
arbeitet an einem Tisch, einer Feilbank oder Feldschmiede (Ab- 
waschtisch oder Plättbrett) von ungenügender Höhe. 

6. Er (sie) verliert viel Zeit dadurch, daß er (sie) keine ge- 
nügenden Vorräte zur Hand hat oder seine Geräte und Werk- 
zeuge nicht in gutem Zustand erhalter sind. 

Die aufs Haar stimmende Parallele zwischen Fabrikbetrieb 
und Haushalt mag viele überraschen, aber auch überzeugen, 
welche gute Schule der Selbsterziehung zum Taylormann ieder 
in seinem eigenen Haushalt — zu seinem eigenen Vorteil — 
durchmachen kann, und welche Kleinarbeit und Treue im Klei- 
nen zu leisten ist, um Erfclge im Großen zu erzielen. 

Die drei letzten Grundsätze: Disziplin, Gerechtigkeit und Be- 
lohnung der Leistungssteigerung sind die Grundpfeiler jedes er- 
folgreichen Betriebes. Man gewinnt keinen besseren Begriff von 
der Notwendigkeit der Disziplin, als wenn man im 
Genießen eines Musikstücks sich-die Einmütigkeit des Orchesters 
und seines Dirigenten ansieht. Aller Musiker Augen hängen 
an dem Taktstock des Musikmeisters, und jeder bemüht sich im 
Rhythmus, beim Einsatz zur Stelle zu sein. Wenn jeder nach 
seinem eigenen Gutdünken tuten, streichen und pauken wollte, 
das käme doch einer Zertrümmerung des Musikstücks gleich. 

In gleicher Weise kann in einem Betriebe nur einer Füh- 
rersein, dem sieh alle willig unterordnen. Ein 
guter Führer hört auf seine Berater und vermag dann, um so 
gediegener jene an Charakter, Können und Wissen sind, um so 
leichter die Verantwortung seiner persönlichen Entscheidung zu 
tragen. Ein guter Führer reicht jedem, der mit ihm arbeiten 
will, die Hand zum Willkommen. Insbesondere wird er um 
so lieber mit den berufenen Vertretern der Beamten und Arbei- 
ter gemeinsam arbeiten, je mehr diese den ernsten Willen haben, 
sachlich und vorurteilsfrei an alle Aufgaben heranzugehen, das 
Beste für den Betrieb zu erreichen und durch ihr Beispiel er- 
zieherisch zu wirken. So wird sich, um mit dem Altmeister der 
Deutschen Eisenbahnen, Max Maria von Weber, zu sprechen, 
entwickeln „die wahre Disziplin (nicht die des Zwan- 
ges und der brutalen Angst vor Strafe, sondern die der Über- 
zeugung), die beruht auf Respekt vor Pflicht und 
den Repräsentanten derselben, den Vorgesetz- 
ten“. Jede Ungerechtiekeit und Bevorzugung eines einzelnen 
ist ein Schlag zegen die Gesamtheit. „Wo Günstlingswirtschaft 


und unklare Köpfe herrschen, dort sieht man Teilnahmlosigkeit 


und Mißbehagen, 

Andrew Carnegie. 
Die Forderung nach Belohnung der er führt 

in das schwierige Besoldunes- und Lohnwesen. Zuviele psycho- 


mäßige Erfolge und ernstliche Zwiste“, sagt 


logische und gefühlsmäßige Einflüsse wirken hier mit und er- 


schweren deswegen ein klares Verfahren, wie es die Erfor- 
schung der rein technischen Probleme ermöglicht. Schon die Be- 
stimmung des Grundgehalts und Grundlohnes als „Existenz- 
minimum“ hängt von sovielen exakt nicht zu erfassenden Um- 
ständen ab, daß sie in heutiger Zeit schwankender Wirtschafts- 


‘nischen Geist weniger entwickeln; 
erkennt dies an dem von Alters her betriebenen und unverän- 


preise ein ständiger Gegenstand des Kampfes sind. 
normale Arbeitsleistung, die doch zunächst bekannt sein muß, 
wenn man von Steigerung und ihrer Belohnung spricht, bestimmt 
werden soll, ist ebenfalls schwierig genug; für geistige Arbeit 
genau überhaupt nicht lösbar. Für Handarbeit, die eine be- 


stimmte Arbeit in meßbarer, vorzuschreibender Güte fertigstellt 
in einer Zeit, die durch Versuche zu ermitteln ist, läßt sich die 


normale Leistung schon eher bestimmen durch die Zeit, in der 
ein durchschnittlicher Arbeiter ohne besondere Anstrengung 
mit den vorhandenen Hilfsmitteln ein bestimmtes Arbeitsstück 
herstellen kann. 
auch eine Steigerung der Leistung eindeutig ermittelt und ent- 
sprechend mehr bewertet werden. Hierbei stellen sich bisher 
noch ungelöste Fragen entgegen auf jenen Grenzgebieten der 
Hand- und Kopfarbeiter, 
geistige Tätigkeit ausgeübt wird, die noch in keiner zwang- 
läufigen Form in Beziehung zur Leistung gesetzt worden ist. 


So ist die gerechte Entschädigung der Leistung keine ein- 
fache Frage, und um nichts leichter ist die Förderung des An- 
reizes zum Fortschritt in Arbeitsleistung und Verdienst zu er- 
reichen, eine Aufgabe, die ebenfalls für alle Gehalts- und Lohn- 


empfänger systematisch dem Versuch der Lösung unterworfen 
werden mul. Bei den Lohnempfängern der Handarbeit wird der 
Anreiz zu vermehrter Arbeitsleistung in einem Stückzeitverfah- 


ren, dessen Kernpunkt die sachliche und gerechte Bestimmung 


der obengedachien Grundzeit ist, gegeben, wie es als Gedinge- 
verfahren in den Werkstätten der Deutschen Neichsbahn in 
der Entwicklung begriffen ist. Die Hauptgerundlage zur richti- 


sen Bestimmung der Stückzeiten ist in den Taylorschen Arbeits- 


und Zeitstudien zu. erblicken, deren Nutzen von dem urteilsfähi- 


gen Teil der Arbeiterwelt der Weltindustrie längst eingesehen 
worden ist und daher nicht mehr bestritten wird. Wo noch Miß- 
trauen und Widerstand gegen sie besteht, kann man mit Sicher- 
heit mangelnde oder falsche Kenntnisse über sie voraussetzen. 
gsten und dring- 


Es ist daher in der Lohnpolitik eine der wichti 
lichsten Aufgaben der Gegenwart und nächsten Zukunft, eine 
leichtverständliche Aufklärung durch Wort und *Schrift und 
praktische Übungen in den Zeitproben zu treiben. Die Original- 
schriften von und über Taylor sind so wenig bekannt, daß es 
hohe Zeit wird, sie zu verbreiten oder das wichtigste aus ihnen 
in kurzen Aufsätzen oder Vorträgen vorzuführen. | 
man Taylors Lehre fast ausschließlich nur in Fabrikbetrieben, 
aus denen sie herstammen, angewendet. Aber in Verkehrsunter; 
nehmungen mit 
Ladedienst, Rangierbetrieb, ist sie nicht minder in allen ihren 
Elementen verwertbar. Wenn Versuche mit Stückzeit- 
Gedingearbeit nicht immer gelungen sind, so kann man, ohne 
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Wie die 


Erst wenn dieser Normalwert festliegt, kann - 


wo ..vom Kopfarbeiter mechanisch- - 


Bisher hat 


‘ . * . .. N % ı 
ihren zahlreichen Einzelarbeitsvorgängen‘ im 


oder 


die Ursache des Mißlingens im einzelnen untersucht zu haben, 


allgemein sagen, daß jenen Versuchen der Geist einer betriebs- 


wissenschaftlichen Methode im Sinne Taylors sicher gefehlt hat. 
Der in Leitung und Durchführung von nichttechnischen Beam- 


ten versehene Verkehrsdienst konnte beispielsweise bisher tech- 


derten Ladegeschäft im Stückgut-, Massengut- und Gepäck- 


verkehr mit einem Blick. Darüber täuschen auch einige wenige 


Versuche maschineller Behandlung nicht hinweg. Es ist also 


ein geschultes Taylorauge 


hohe Zeit, auch hier arbeitskundlich vorgebildete Beamte an- 


zusetzen, um die vielen Tausende alltäglich gleichartiger Arbeits- 


vorgänge zu einem wirtschaftlichen Verlauf zu bringen mit 
gleichzeitiger Ausarbeitung eines die Mehrleistung begünstigen- 
den Lohnverfahrens. 


Die Steigerung der Leistung ist nach der ‘Güte und Menge z zu. > 
In der durch Handarbeit Arbeitsstücke schaffenden In- 


trennen. 
dustrie ist die Güte der gelieferten Arbeit eindeutig meßbar und 
wird als konstante Größe bei 


Man hat also 


bei der ‘Bezahlung zu berücksichtigen ist. 


der Inbeziehungsetzung von 
. Merge und Vergütung der Mehrarbeit betrachtet. 
nur eine Unbekannte im Problem der Leistungssteigerung, die Br 
Bei der Kopfarheit 
sind beide Größen veränderlich, weil die Arbeitsaufgahe schon 
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gar nicht eindeutig bestimmbar ist. Die Güte der Arbeit steigt 
in der selbstschöpferischen Gestaltung eines Gedankens zur 
Höhe und bleibt in der Tiefe, mit der Richtung zum Schematismus, 
wenn breitausgefahrene Pfade der Überlieferung und Gewöhnung 


‚ nicht verlassen und sogenannte langjährige Erfahrungen, die 


men werden. 


oft nur unschöpferische Hemmungen sind, kritiklos hingenom- 
Kein geeichter Maßstab steht zur Beurteilung 
eines Schriftsatzes oder eines Vortrags zur Verfügung. So kann 
die Leistung. eines Kopfarbeiters nur im subjektiven Urteil eines 
zu ihm Berufenen erscheinen und letzten Endes sachlich eigent- 
lich nur an ihrem Erfolg gemessen werden. Begriffe wie Nor- 
malleistung und gesteigerte Leistung liegen mehr im Gefühl, 


“ dem unsichersten Maßstab von der Welt, und in den Allgemei- 


nen erfahrungsmäßigen Anforderungen einer Stelle. Da nun 
natürlich die Leistungssteigerung ebenso schwer meßbar ist, so 
ist ihre Belohnung in irgendeiner Form schwer möglich, so daß 
der mehrleistende Kopfarbeiter dem mehrleistenden. Handarbei- 
ter gegenüber im Nachteil ist. Die verschlungenen Zusammen- 
hänge in den zahlreichen Geschäftsbereichen des Eisenbahn- 
wesens erlaubten bisher kaum, den Erfolg der gesteigerten 
Leistung eines Einzelnen sicher zu bestimmen, so daß besondere 
Belohnungen am Jahresschluß an Einzelne von den Nicht- 
bedachten als ungerecht empfunden werden. Ob Betriebswissen- 
schaft und Psychotechnik im Bunde zu einem einwandfreien 
Wertmesser geistiger Arbeit und Mehrarbeit kommen, mag dahin- 
stehen. Wirkliche, verdienstvolle Einzelleistungen, die über (den 
lıahmen der normalen Dienstausübung weit hinausgehen und als 
solche auch von den anderen Kopfwerkern zu erkennen sind, 
sollte eine auf eine willige, pflichteifrige Kopfarbeiterschaft 
bedachte Verwaltung belohnen. Die Zukunft wird ihrem‘ Tun 


- recht geben. 


Diese zwölf Grundsätze des Taylorsystems durchdringen, wie 
unsere kurze Betrachtung zeigt, alle Betriebe,. bis in die fein- 


. sten Verzweizungen. Eng verkettet mit Taylors Lehre ist die 


Psychotechnik, jene ebenfalls in weiteren Kreisen noch zu wenig 
bekannte angewandte Psychologie, mit deren Hilfe die Fähig- 
keiten eines Menschen beim Eintritt in einen Beruf und wäh- 
rend seiner Ausbildung oder Einarbeitung in ihn erkannt wer- 
den, damit man ihn dann an den Platz zu stellen vermag, an 
dem er seinen Fähigkeiten und Neigungen entsprechend das 
Beste zu leisten imstande sein wird; daß hierbei der innere 
Mensch auch glücklich und zufrieden sein wird, fällt als wert- 
volles Nebenprodukt des Verfahrens ab. Schon die Arbeits- und 
Zeitproben fordern zur Beurteilung der Geschicklichkeit des aus- 
führenden Arbeiters auf. 
anzuschließende Frage nach der Eignung des Betreffenden. Ein 
neuzeitlich wissenschaftlich geleiteter Betrieb ist ohne Nutzbar- 
machung der Berufs- und Eignungsforschung und Lehre gar 
nicht denkbar. Unserem ganzen deutschen Volke kann die 
Bedeutung der psychotechnischen "Untersuchungen gar nicht 


eindrucksvoller zum Bewußtsein gebracht werden, als durch den 


kaum bekannten Machtspruch unserer Gegner im Versailler 
Vertrag, der jegliche psychotechnische Eignungsprüfung in un- 
serer Reichswehr verbietet. Die Reichsbahn trägt, wie Ihnen be- 
kannt, der Bedeutung der Psychotechnik Rechnung durch eine 
besondere Versuchsstelle, die im Anfang dieses Jahres in Berlin 
unter dem abgekürzten Namen Psytev eingerichtet wurde. Je- 
doch ist es wichtig, auch über dieses Arbeitsgebiet, über seine 


- Ziele und Errungenschaften, dauernd aufzuklären, um das Mils- 


trauen, das gegen alles Neue und Unbekannte nur zu begreiflich 
ist, zu beseitigen. - Für Ende September d. J. war der erste 


internationale Kongreß für Psychotechnik einberufen, zu dem 


zahlreiche Länder, auch Deutschland, Vertreter angemeldet 
hatten. Der zehnte Kongreß der Gewerkschalten Deutschlands 
faßte in Nürnberg unter Punkt XII folgenden Beschluß: „Mit 
der Berufsberatung ist eine Prüfung der Eignung zu verbinden, 
nicht allein dureh ärztliche Untersuchung, sondern auch durch 
wissenschaftliche, systematische Prüfung der geistigen und kör- 
perlichen Eigenschaften. 
Männern der Wissenschaft sind für jeden Beruf Merkblätter an- 


-spornt oder vor Verwendung an falscher Stelle bewahrt. 


Sie sind der Ausganzspunkt für die 


Gemeinsam mit den dafür geeigneten 


| zufertigen, die die Eigenschaften nachweisen, die für den Beruf 


nötig sind, und ebenfalls die Eigenschaften, die vom Ergreifen 
des Berufs abraten.“ Die Mitwirkung der Kenner und Praktiker 
in allen Zweigen des Eisenbahnbetriebes wird nicht zu entbehren 
sein. Gute Eignung bedeutet gute Arbeit mit Kopf und Hand 
bei guter Leistung, die, in mannigfache Formen umgesetzt, als 
Betriebssicherheit, Bequemlichkeit der Reisenden, Schnelligkeit 
ihrer Abfertigung, Qualitätsarbeit in den Werkstätten u.a. in die 
Erscheinung tritt. Nur Segensreiches kann aus der praktischen 
Ausnutzung experimentell-psychologischer Erkenntnis entstehen. 

Wird die der Schule entwachsene Jugend in den richtigen Be- 
ruf geleitet, so ist es nun dessen Aufgabe, aus jedem Einzelnen 
der Berufsanfänger das zu machen, was Erziehung aus ihm 
machen kann. So richtig es ist, den Anfängern; die einst berufen 
sein sollen, leitende Stellen von größerer oder kleinerer Trae- 
weite zu bekleiden, eine in alle Zweige des Eisenbahndienstes 
Einblick gewährende Ausbildung zu geben, so muß man doch eins 
hierbei im Auge behalten: Diese allumfassende Aus- 
bildungdarfniedazudienen,einenAllerwelts- 
Eisenbahner schaffen zu wollen, der je nach Be- 
darf, wo eine Stelle frei ist, von einem Sondergebiet in das 
andere geworfen wird. Wenn man sich der Speziallokomotiven, 
-wagen-, -werkzeugmaschinen und -geräte erinnert, so muß es 
abenteuerlich erscheinen, einen Menschen universell und nicht 
speziell verwenden zu wollen. Denn nur selten schenkt die wenig 
freigebige Mutter Natur einem Menschen solche Geistesgaben, 
die ihn zur Erfassung eines gewaltigen Könnens und Wissens 
befähigen. Deswegen solldie Zeitder Ausbildung für 
den sie leitenden Beamten und für den Anwärter selbst zu 
Bi ner Zeit der Erkenntnis der besonderen Begaburg 
und Neigung jedes einzelnen werden. Wie es überhaupt im Sinne 
Taylors ist, die eigenartigen Fähigkeiten uud Leistungen jedes 
einzelnen dauernd zu beobachten, um ihn zu seinem und der 
Verwaltung, der er dient, Vorteil zu fördern. So angenehm es 
ist, ein günstiges Urteil abgeben zu können, so darf sich doch der 
pflichtbewußte Mann niemals abhalten lassen, redlich und getreu 
seiner Überzeugung, wo notwendig, mahnend auf Mängel in der 
Leistung und Eignung desihm zur Ausbildung oder zur Mitarbeit 
Anvertrauten aufmerksam zu machen; in gerechter und woHl- 
wollender Form ausgesprochen, muß selbst ein solches UVvieil 
der Verwaltung -und dem Manne, dem es gilt, zum Guten ge- 
reichen, weil es ihn zur Einsetzung seiner ganzen Kraft aän- 
Wir 
sehen, daß richtige Personalbehandlung nur auf Taylorschen 
Spuren zu erreichen ist. 

Das Unterrichts- und Bildungswesen muß zielbewußt vorgehen, 
um die wissenschaftliche Durchdringung des Eisenbahnwesens 
durch den Unterricht und die praktische Tätigkeit vorzubereiten. 
Der Umweg, daß jeder erst selbst seine Erfahrungen sammelt und 
durch Schaden klug wird, den er anrichtet, und der nicht selten 
in Summen hinaufsteigt, die er meist gar nicht bezahlen kanı 
— von dem möglichen Verlust an Menschenleben ganz zu schwei- 
sen — ist ebenso Zeit wie Geld raubend. Schon vom ersten 
Tage muß ieder Anfänger im Sinne Taylors zu seiner Arbeit 
„anzeleitet‘“ werden, die er praktisch selbst zu leisten und nicht 
nur „Kenntnis zu nehmen“ hat als fünftes Rad am Wagen, als 


- überall wenig wohlgelittener „Ausbilder“, Eleve, Zögling oder 


Praktikant. Nur wenn tüchtige Praktiker als Lehrer (Lehr- 
meister, Lehrlokomotivführer, Lehrsekretäre nicht zu ver- 
gessen, usw.) sich des Anwärters annehmen, ihn überall sehen, 
hören und urteilen lehren, kann ein begehrter Könner aus ihm 
werden. So wird allmählich ein Mann von Urteil und Selbst- 
gestaltungskraft heranwachsen, der nicht abwartet, bis etwas 
angeordnet ist, sondern selbst in eigener Verantwortung zugreift 
und ‘nicht versagt in schwierigen Verhältnissen oder in Fällen 
der Gefahr. An ihm wird die Verwaltung eine Stütze haben für 
ihre Bemühungen, Mißstände nach den Lehren der Arbeitskunde 
zu untersuchen; denn er hat in seinen Lehrjiahren schon mit- 
geholfen, statistisches Material zusammenzutragen, es unter kun- 
diger Leitung zu sichten, aus ihm Schlüsse zu ziehen und Vor- 
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schläge zu Verbesserungen abzuleiten. Er wird keine Dia- 
gramme unbesehen beiseite legen. 

Soweit Unter richtsstoff in Büchern und Zeichnungen nicht ent- 
behrt werden kann, wird er gänzlich neu in Taylors Geist um- 
zugestalten sein. Dabei wird man sich genau die „Prüfunssleit- 
fäder“ ansehen müssen, die, von Examensmedizinmännern ge- 
schrieben, oft so verständnislos auswendig gelernt werden. 
Unterrichtsstoff und Richtschnur im Dienst zugleich sind die 
Dienstanweisungen. Die sorgfältige Durchsicht der gültigen 
Dienstvorschriften auf leichte Verständlichkeit, klare Ausdrucks- 
weise und auf die Wirkung, die sie, vom psychologischen 
Standpunkt betrachtet, auf den Leser ausüben, wird noch 
manche Vervollkommnung bringen können. Ohne  nutzloses 
Wagen zu begünstigen, dürfen sie aber auch nicht lähmend 
oder entmutisend auf die Dienstausübung wirken. In ihnen 
findet die Wirtschaftlichkeit und Sicherheit, Ruhe und Ordnung 
des großen Betriebsorganismus ihren beredten Ausdruck; es 
liegt aller Grund vor, daß sich die wissenschaftliche Betriebs- 
führung mit ihnen dauernd beschäftigt, um sie und die nach 
ihnen arbeitende Verwaltung vor Erstarrung in überlebten For- 
men zu behüten. 

Für das eroße Heer der Eisenbahnfacharbeiter (Schlosser, 
Schmiede, Dreher, Tischler usw.) ist (die noch wenig beachtete 
Aufgabe zu lösen, dureh Fortbildungskurse im 
Handwerk hochwertige Qualitätsarbeiter her- 
anzubilden. Nicht jeder Handwerker ist zum Aufstieg zum 
Meister geeignet: Nur die hierzu wirklich Geeigneten dürfen 
einer Fortbildung zugeführt werden, die zum Aufstieg hinleitet. 
Deswegen muß eine grundsätzliche Trennung in der Weiter- 
bildung der Arbeiter vorgenommen werden. Die große Menge 
muß zu einer Stammbelegschaft mit bestem handwerklichen Kön- 
nen werden. Die Wenigen, deren Eignung zum Vorhandwerker 
und Meister zweifelsfrei erkannt und erprobt ist, dürfen zum 
Unterführer im Werkbetrieb entwickelt werden. 

Meine Herren, Sie werden durch diese wenigen Andeutungen 
schon den Eindruck gewonnen haben, daß es im Eisenbahn- 
wesen kein Teilgebiet gibt, das Taylorschen Geistes entraten 
könnte. Ebensowenig darf es eine Gattung im großen Heer der 
Eisenbahnbeamten und -arbeiter geben, die nicht von ihm durch- 
drungen ist: Jeder Einzelne muß nach ihm leben und arbeiten, 
mag er nun, wie es Dienstvorschriften und Anordnungen vor- 
sehen, die. tatsächliche Arbeit leisten, sie als Verantwortlicher 
beaufsichtigen und leiten, oder zu jener Art der Männer gehören, 
die von höherer Warte aus das Denken und Planen besorgen. 


Je mehr diese drei sc verschiedenartigen Gruppen von Eisen- 


bahnern den Sinn wissenschaftlicher Betriebsführung erfassen 


Beschlüsse der ständigen Tarifkommission. 


Am 15. und 16. September 191 ist im Beisein des Herrn 
Reichsverkehrsministers in Münster (Westf.) die 125. Sitzung 
der ständigen Tarifkommission und des ihr angegliederten Aus- 
schusses der Verkehrsinteressenten abgehalten worden. Dabei 
ist zunächst über eine Vorlage der Eisenbahndirektion Berlin, 
betreffend eine weitere Erhöhung der Güter- und Tiertarife, be- 
raten worden. Zur Begründung der Vorlage wurde ausgeführt, 
daß den Reichseisenbahnen durch die kürzlich erfolgte Erhöhung 
der Bezüge der Beamten und Arbeiter in Verbindung mit der zu 
erwartenden Steigerung der sächlichen Betriebskosten eine 
Jahresmehrausgabe erwachse, die 

Milliarden Maık 
für die Erhöhung der Gehälter und Löhne ungefähr 3,5 


hier = »  Kohlenpreise 5 1,5 
en h „ Geräte- u.Materialien- 
Da ren x ) 
zusammen 7,0 
betrage.. Um die Mittel zur Deckung dieser Mehrausgabe auf- 


zubringen, bleibe nur übrig, die Eisenbahntarife abermals um 
30 % zu erhöhen. Wegen "der gebotenen Beschleunigung der 
Durchführung werde zunächst die Form eines gleichmäßigen Zu- 
schlags auf alle Tarifklassen und Ausnahmetarife zu wählen 
sein. Nach -Einführung dieses gleichmäßigen Zuschlags könne 
geprüft werden, inwieweit eine Änderung der Frachtsätze für 


‘unserer Studien besonders lehrreich und lebendig zu gestalten, 


a einer dem andern in Fe gleichen Bemühungen willig, wor 
mit Überzeugung folgt, um so größere wirtschaftliche Erfolge 
werden unserer Reichsbahn beschieden sein. Es ist interessant 
zu wissen, daß auch in England, wo in allen Berufen der BR 
Sammlung von eigenen Erfahrungen durch die Praxis von ieher 
der Vorzug vor der gründlichen wissenschaftlichen -Vorbildung 
gegeben wurde, in den letzten Jahren in dieser Anschauung ein 
Wandel unverkennbar ist. In Deutschland tritt in neuerer Zeit 
bei den Eisenbahnen der Gedanke immer stärker hervor, die y 
praktischen Aufgaben des Verkehrswesens nicht tastend zu 

lösen, sondern sorgfältigen Studien zu unterwerfen. In welcher 
Weise alte und neue Aufgaben der Praxis betriebswissenschaft- 
lich zu erfassen sind, und wie alle dabei Hand anzulegen haben, 
sollen uns die Übungsaufgaben lehren, die wir, gemeinsam S 
durchsprechen wollen. Es wird an Ihnen liegen, diesen Teil’ { 


indem Sie selbst aus den Aufgaben, die Ihnen im Dienst so 
reichlich zufließen, in unserem Kreise hier Beispiele zur Er- 
örterung stellen. Nicht daß wir große Untersuchungen ihrer 
endgültigen Lösung zuführen wollen; dazu würde uns ilie Zeit 
fehlen. Aber wie sie angefaßt werden müssen, wie man den 
Hemmungen eines als fehlerhaft erkannten Betriebsvorganges 


‚betriebswissenschaftlich zu Leibe geht, das wollen wir an den 


Beispielen zu lernen versuchen. Auch dürfen wir unsere Er- 
wartungen nicht zu hoch spannen: Zu gewiegten Taylorleuten 
kann uns unsere stille, emsige Arbeit in den wenigen winter 
lichen Stunden des Zusammenseins noch nicht machen; denn 
die Betriebswissenschaft kann nicht eingeübt werden, sie ; 
will draußen in der Praxis eingelebt sein.. - 


Vielleicht dringt unser Bemühen auch in weitere Kreise und. . 
regt zur Nacheiferung an. Denn unser Häuflein ist viel .zu. 
klein, als daß seine praktische Tätigkeit im Taylorschen Geist B, 
in unserer großen Verwaltung erheblich nutzbringend fühlbar 
würde. Deswegen denke ich daran, daß das Streben nach Fort- Sa 
schritt sich allerwärts nach Gelegenheit umsehen wird, wenn a a 
nur der erste Anstoß erst gegeben ist, sich mit Taylor bekannt. } 4 
zu. machen. An Lehrkräften fehlt es nicht, und die nötigen M ittel: B- 
zur Veranstaltung von Vorträgen werden kaum vorenthalten _ = 
werden, wo ihre gute Verzinsung so sicher zu erwarten ist. na 
Deswegen dürfen Sie alle, meine Herren, nicht Ihre hier er- 3 
worbenen Kenntnisse für den eigenen Hausgebrauch hamstern 
und aufstapeln, sondern haben die Pflicht, sie in Wort und \ 
Schrift zu verbreiten. So werden Sie alle zum Bahnbrecher der 
wissenschaftlichen Betriebsführung in allen Zweigen der Ver- 
waltung, der wir dienen. 


Be: 


Y; 
ze) 
Dr. Hans AM ee . 


einzelne Tarifklassen, Tarifentfernungen oder Güter a a s 
wirtschaftlichen Belastungsfähiekeit erforderlich sei. 


Die Stellung des Verkehrsausschusses zu dieser Vorlage Kam F: 
durch folgende, von seinem Vorsitzenden abgegebene Erklärung =2 
zum Ausdruck: h 


„Der Ausschuß der "Venkehrsinteressenten hat mit er 
Mehrheit zur Deckung des um mindestens 7 Milliarden er 
höhten Fehlbetrages der Reichseisenbahnen einer allgemeinen 
Erhöhung der Güter- und Tiertarife einschließlilch des Expreß- 
guttarifes um rund 30 % zugestimmt. Einmütig aber war 
sich der Verkehrsausschuß darüber klar, daß diese abermalige 
starke Erhöhung der Tarife die schwersten Bedenken hin- 
sichtlich ihrer Wirkung auf das deutsche. Wirtschaftsleben 
auslöst, und daß sie zu einer empfindlichen Verschärfung der 
gegenwärtigen Teuerung, zu einer schweren Beunruhigung und. 

unübersehbaren wirtschaftlichen Verschiebung sowie zur 
Schwächung des deutschen Wettbewerbes führen muß. Er ist 
ebenso einmütig der Überzeugung, daß eine Gesundung ‚der. = 
Eisenbahnfinanzen durch fortgesetzte Tariferhöhungen, die = 
auf dem Wege über erhöhte Preise für alle Bedarfsgegen- 

stände und über neue Lohnforderungen zu neuen weiteren 
finanziellen Schwierigkeiten der Eisenbahnen leiten, unerträg- 
lich ist. Nur eine wirtschaftliche und sparsame Verwaltung 5. 
der dieicheetsanbahnen kann zur allmählichen. Beseitigung den2 ä 
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Fehlbetrages und zur schließlichen Wiedergesundung _ der 

 Eisenbahnfinanzen führen. Dazu ist einmal erforderlich, daß 
die Beschaffung und Auswertung aller Materialien nach ge- 
sunden kaufmännischen Grundsätzen erfolgt und daß ferner 
die Zahl der von den Reichsbahnen beschäftigten Angestellten 
und Arbeiter auf das unbedingt notwendige Maß beschränkt, 
für eine volle Ausnutzung ihrer Arbeitskraft gesorgt und ins- 
besondere von der schematischen Durchführung der achtstün- 
digen Arbeitszeit Abstand genommen wird.“ 

Die Zustimmung des Verkehrsausschusses zu der Tarif- 
erhöhung wurde insbesondere aber davon abhängig gemacht, daß 
recht bald und in ausgedehntem Maße eine Beseitigung von 
Härten stattfinden soll. Gleichzeitig mit der Erhöhung der 
Güter- und Tiertarife sollen auch sämtliche in den Tarifen vor- 
gesehenen Mindestfrachten, Sonderbeträge und Nebengebühren 
sowie der Expreßguttarif in dem gleichen Verhältnis erhöht 
werden. 

Zu einem in diesem Sinne ausgearbeiteten Gutachten der stän- 
digen Tarifkommission hat der (an Stelle des noch nicht ge- 
bildeten Reichseisenbahnrats bestehende) Ausschuß von Ver- 
tretern der Erzeuger- und Verbraucherkreise am 28. September 
1921 Stellung genommen und die Vorschläge gutgeheißen. Dar- 
auf hat der Herr Reichsverkehrsminister angeordnet, daß die 
30prozentige Tariferhöhung für den Güter- und Tierverkehr so- 


"wie für den Expreßgutverkehr am 1. November 1921 in Kraft 


treten soll. 
Ebenso wie die Güter-, Tier- und Expreßguttarife sollen auch 
die Personen- und Gepäcktarife erhöht werden. Hinsichtlich des 


-Gepäcktarifs hat die ständige Tarifkommission den Beschluß 


gefaßt, die Ausführungsbestimmung 2 zu $ 32 der Eisenbahn- 


- Verkehrsordnung wie folgt zu ändern: 


„2. Die Gepäckfrachtsätze ergeben sich aus der nachfolgen- 
_ den Übersicht. Abweichungen werden in den. Tarifteilen II 


Neben diesen Beratungen über die Tarifreform hat sich die 
ständige Tarifkommission in ihrer 125. Sitzung mit einer Reihe 
von Tariffragen beschäftigt und folgende Beschlüsse gefaßt: 

1. Im der 124. Sitzung war beschlossen worden, den Betrag 
für nicht begleitscheinpflichtige Nachnahmen von 150 auf 1000 AM 
zu erhöhen und die Ausführungsbestimmung II (1) zu $ 72 der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung entsprechend zu ändern.: Gegen 
diesen Beschluß hat die Eisenbahndirektion Berlin namens der 
Reichseisenbahnen Widerspruch erhoben, weil der Betrag von 
1000 A vom Standpunkte der Eisenbahn als zu hoch be2eichnet 
werden mußte. Nach erneuter Beratung beschloß die ständige 
Tarifkommission, die Grenze auf 500 M festzusetzen. 

Die Ausführungsbestimmung I zu Abschnitt IV der An- 
lage © zur Eisenbahn-Verkehrsordnung soll derart ergänzt wer- 
den, daß auch Baryt, Barythydrat, Baryumsalze (ausgenommen 
schwefelsaures Baryum) sowie leere Behälter, in denen diese 
Stoffe enthalten waren, von der Annahme als Eilstückgut aus- 
geschlossen sind. Es handelt sich dabei um giftige Stoffe und 
deren Verpackungen, die nicht mit Nahrungs- oder Genußmitteln 
zusammen verladen werden dürfen. 

3. Die ermäßigte Deckenfracht nach $ 54 der Allgemeinen 
Tarifvorschriften im Deutschen Eisenbahn-Gütertarif, Teil IB, 
wird künftig nur noch gewährt, wenn die Decken mit der Inhalts- 
bezeichnung im Frachtbrief aufgeliefert werden: 

„Die Decken sind zum Schutze von Eisenbahnwagenladungen 

bestimmt 
verwendet worden.“ 

4. „Röhren“, wie in Ziffer 5 der Klasse © genannt, von mehr 
als 0,5 m Durchmesser sollen, soweit dafür nicht großräumige 
offene oder Wagen von mehr als 10 m Länge verwendet wer- 
den, in die Liste A aufgenommen werden. 

5. „Flüssige Kohlensäure“ wird in die ermäßigte Stückgut- 
klasse eingereiht:. Die gleichfalls beantragte Aufnahme von 
flüssiger Kohlensäure in die Liste A und das Verzeichnis II 


veröffentlicht. 
Gewichtsstufen 
a) een a Ba RE 
Auf Tarifentfernungen Gepäckfracht für Sendungen im Gewicht von 
a 1 bis | 11 bis | 21 bis | 81 bis | Au bis-| 51 bis | 61 bis | Tı bis | 81 bis | 91 bis 
10 kg | 20 kg , 30 kg | AO kg | 50kg | 60kg | TOkg | 80kg | YOkg | 1WOkg 
Mark 

Zone. 21°  Huckmsseonn ne B) 3 4,5 5,9 6,5 8 ) 11 12 13 
LE HB 100 2 3 5,5 8 11 13 15 18 20 1.38 25 
Fe IE0 er, 4,5 8 12 15 19 23 26 30 33 37 
» EVEIHL FG 5,8 11 15 20 25 30 35 39 Au 49 
5 ERDE a ie, 6,5 13 19 25 31 37 43 49 55 6L 
= NE281 8005, 7 =: 8 15 23 30 34 44 öl 39 66 73 
= SIEG SSH FEN $) 18 "26 35 43 5l 60 68 | 77 85 
“ VERS AN e 11 20 30 39 49 59 68 1852| 87 gm 
; IX AOF=450:, „en waren 12 23 33 44 55 ' 66 {Bft 87 | 9822152109 
ABLE. et er 13 25 37 49 61 | 73 85 97 109 121 
EB 55045 rn 14 27 41 54 67 80 93 107 120 133 
RIEHEHWE, EN 15 30 44 59 ° 73 87 102 116 131 145 
=, RUE 60 HF Fe rer 17 32 48 63 79 9 110 126 141 157 
„ REVERSE Eat 18 35 51 68 85 102 119 135 152 169 
„ VE 70-80, ee 19 37 55 73 91 109 126 145 163 181 
5 RVETDITBUE 20 39 59 78 OR 116° 135 155 174 193 
„EX VII 806 ü-mehr km "2%, 25 49 73 97 121 145 169 193 217 241 


Für Sendungen über 100 kg wird die Fracht durch Zusammen- 
stoß der Sätze für je 100. kg und für das überschießende Gewicht 
berechnet. Dabei werden für Mehrgewicht von 1—30 kg folgende 
Anstoßfrachten angewendet: 


1 bis 10 kg|11 bis 20kg| 21 bis 20 kg 


Auf Tarifentfernungen 


(Zonen) Maren 
Zone I 1-50 km... > 3 | 4,5 
„ 1 51—100 „ 3 5,5 .8 


Die durch Zusammenstoß der Frachtsätze sich ergebende, 
auf 50 Pf. auslaufende Gesamtfracht über 10 A wird auf volle 
Mark aufgerundet.“ 

Die Festsetzung der Beförderungspreise des Personenverkehrs 
ist nicht Sache der ständigen Tarifkommission, weil diese Preise 
in den Tarifteilen II enthalten sind. Infolgedessen konnte sich 
die ständige Tarifkommission mit der Erhöhung der Personen- 
tarife nicht befassen. Aber auch hier ist beabsichtigt, sämtliche 
Fahrpreise um 30 % zu erhöhen. Als Zeitpunkt für die Er- 
höhung der Personen- und Gepäcktarife ist der 1, Dezember 1921 
in Aussicht genommen. 


wird dem zur Überprüfung der Liste A und des Verzeichnisses 
II eingesetzten Unterausschuß überwiesen. 

6. „Kränze und Sträuße aus künstlichen oder haltbaren oder 
haltbar gemachten natürlichen Blumen, Früchten, Pflanzen oder 
Pflanzenteilen“ werden in die ermäßigte Stückgutklasse auf- 
genommen. 2 

7. Die Ziffer 29 der ermäßigten Stückgutklasse erhält folgende 
Fassung: 

„29, Metalle, Metallwaren sowie metallhal- 
tige und chemische Metallverbindungen ent- 
haltende Abfälle und Zwischenerzeugnisse, 
folgende: 

a) Abfälle und Altwären von Antimon, Blei, 
Kupfer, Zink, Zinn und von Mischungen aus 
diesen‘ Metallen, auch zu Blöcken  zusammen- 
geschmolzen oder brikettiert. 

Als Altwaren gelten nur abgängige, zu ihrem ursprüng- 
lichen Zweck nicht mehr brauchbare, sondern nur noch 
zum Einschmelzen oder zur Verarbeitung auf chemischem 
Wege verwendbare Stücke. Gebrauchte, nicht abgängige 
Stücke fallen nicht hierunter. 


Nr. 42 


718 


Zeitung des Vereins 


b) Antimon, Blei folgendes: Werkblei, Hart- (Antimon-) 
Blei, Weichblei und Zinkblei, Kupfer, Zink, Zinn 
und Mischungenaus diesen Metallen, z. B. Bri- 
tanniametall, Bronze, Deltametall, Lagermetall, Lötzinn, 
Magnoliametall, Messing (Rotmessinge, Tombak und Schlag- 
lot), Rotguß, Weißmetall (Weißeuß), Zinnantimonblei, 
sämtlich roh, auch gereinigt, gegossen in Barren, Blöcken, 
Mulden, Platten oder Stangen, Kupfer auch durch Elektro- 
lyse gereinigt in Platten (Blektr olyt- und Kathodenkupfer). 
Bodenzink aus Verzinkereien, nicht gereinigt. 
EisenundStahl, Eisen- und Stahlwaren, wie 
in den Klassen B, ©, und D. genannt. 

Metallhaltige und 
bindungen enthaltende Abfälle um.d 
Zwischenerzeugnisse, wie in diesen Stellen der 
Klassen B, © und D genannt. 

Nach dieser neuen Fassung sind Halbfabrikate aus den unter 
b) aufgeführten Metallen von der ermäßigten Stückgutklasse 
ausgeschlossen. Es fallen also nur die Rohmaterialien — auch 
gereinigt — hierunter. Bei der bisherigen Fassung der Tarif- 
stelle kam diese Absicht nicht einwandfrei zum Ausdruck, Fer- 
ner ist die Gleichstellung der Abfälle und Altwaren mit dem 
Rohmetall, wie es bei Blei und Zink bisher schon der Fall war, 
auch auf Antimon, Kupfer und Zinn sowie auf Legierungen aus 
diesen Metallen ausgedehnt worden. 

8. Eine weitere tarifarische Begünstigung von „Getreide und 
Mühlenerzeugnissen einschließlich Kleie und Futtermehle sowie 
von Brot“ wird abgelehnt, weil teils der Kleinverbraucher von 
einer solchen Maßnahme keinen Vorteil hätte, teils ein wirt- 
schaftliches Bedürfnis hierfür nicht als vorliegend anzuerken- 
nen sei. 

Gleichfalls abgelehnt wird die Einführung einer Fracht- 
ermäßigung für Kartoffeln in Wagenladungen. Sie seien 
durch die Gewährung der Klasse E schon in genügendem Maße 
begünstigt. Dagegen soll dem Herrn Reichsverkehrsminister 
empfohlen werden, ab 1. November 1921 für Kartoffeln bei 
Auflieferung als Stückgut einen vorläufigen Aus- 
nahmetarif einzuführen, der entweder Frachtberechnung für das 
halbe Gewicht nach der ermäßigten Stückgutklasse vorsehen 
oder die Frachtsätze der Klasse Cn für das wirkliche Gewicht 
gewähren soll. 

9. „Geschälte und geschrotene Hülsenfrüchte“ werden durch 
Änderung der Stelle „Mühlenerzeugnisse“ in die Klasse B auf- 
genommen. Außerdem wird für „Lupinen, auch geschroten und 
entbittert“, eine besondere Stelle in Klasse D, im Verzeichnis II 
und in der ermäßigten Stückgzutklasse geschaffen. 

10. Zur Beseitigung von Ungleichheiten und Härten "wurde 
hinsichtlich der Stelle „Eisen und Stahl“ folgendes beschlossen: 

I. Die Ziffer 2 der Klasse B wird wie folgt gefaßt: 

„Bandeisen und -stahl 

a) im Feuer oder Galvanisierungsverfahren verzinkt, 
zinnt, verbleit, 

b) kalt gewalzt.“ 

II. „Bremsklötze“ werden in Ziffer 3 der Klasse B aufgenom- 
men. Eine gleichzeitig für „Achslagerkasten, Beschlasteile für 
Eisenbahnfahrzeuge, Untergestelle, Pufferstangen, Pufferteller, 
Radsterne, Radscheiben, Radreifen, eiserne Böden und Förder- 
wagenbleche“ beantragte Detarifierung wird abgelehnt. 

III. Unverpackter oder lose mit Papier umhüllter Draht mit 
rundem oder eirundem Querschnitt gehörte bisher zu Klasse C, 
Draht in- anderer Form (profilierter Draht) und verpackter 
Draht zur Klasse Be Nunmehr soll die Ziffer 4 der Klasse © 
folgende Fassung erhalten: 

„Draht, ausgenommen Flachdraht, auch verzinkt oder gal- 
vanisch verkupfert oder lackiert in Ringen oder Bündeln, 
unverpackt, auch lose mit Papier umhüllt“, 
und die Ziffer 6 der Klasse B: 
„Draht, soweit nicht in Klasse C genannt, auch verzinkt 
oder galvanisch verkupfert oder lackiert“. 
Damit wird auch der profilierte unverpackte Draht 
Klasse C verwiesen. 

IV. Ebenso war in der Tarifierung der „Niete‘“ bisher nach 
„warm hergestellten“ und ‚kalt hergestellten“ unterschieden. 
Erstere gingen nach Klasse B, letztere nach Klasse A; Künftig- 
hin sollen alle Niete unter die Klasse B fallen. 

V. „Stahlkugeln, geschmiedet, unbearbeitet, von mindestens 
20 mm Durchmesser“, die bei Kugelfallmühlen und Dreh- 
scheiben Verwendung finden, werden unter besonderer Ziffer 
in die Klasse © aufgenommen. 

VI. Die Ziffer 8 der Klasse B wird auf ‚zerlegte einfache 
Prellböcke und Weichen“ ausgedehnt. Ferner werden „Spur- 
stangen“ unter die Eisenbahnoberbaugegenstände der Ziffer 10 
der Klasse C eingereiht. ° 

11. Die Stellen „Schmirgel usw.“ 
sollen gestrichen und 
werden: 


€) 
d) 


e) 


ver- 


in die 


in den Klassen C und D 
durch folgende neue Stellen ersetzt 


chemische Metallver- 


Für: ein Stück Kleinvieh 
| für 1 Stück Großvieh 4 #, 


3) in Klasse B: 
„Schmirgel, 
wiegend aus Tonerde bestehend, gemahlen, gekörnt oder 
geschlämmt, auch staubförmiger Abfall dieser Stoffe“; 

in Klasse Ö 

„Schmirgel, 
gend ‚aus 

. gekörnt)“; 
in Klasse D: 

„Bruchstücke von Schmirgelscheiben“. 
12. Unter die ‚„Tierhaare” 

nommen: 


b) 


Tonerde bestehend, roh (nicht gemahlen oder 


c) 


(Gerberkaninhaare)“. Ferner werden durch Änderung der An- 
merkung zur Stelle „Tierhaare“ der Klasse © 
a) „die in Haarschneidereien abgeschnittenen (abgeschorenen) 
Hasen- und Kaninchenhaare (Kaninhaare)“ in die Klasse 
A verwiesen, und 
b) „kurzfallende rohe trockene Kopf- und Beinhaare von Rin- 
dern und Kälbern“ in die Klasse D, Ziffer 


Die Ziffer 2 der Stelle „Tierhaare“ der Kruse D erhält außer- 


dem folgende neue Fassung: 
„Abfälle beim Waschen und Reinigen von Tierhaaren sowie 
kurzfallende rohe Kopf- und Beinhaare von Rindern und 
Kälbern“. 
13. In der Stelle „Ammonsulfatsalpeter“ 
der heutige erläuternde Zusatz, was unter Ammonsulfatsalpeter 
zu verstehen ist, 


Korund und künstliche Schleifmassen, vor- 


Korund und künstliche Schleifmassen, vorwie- 


der Klasse C werden neu aufge- 
„die Körperhaare von Rehen, Hirschen, Renntieren so- 
wie die beim Gerben anfallenden Hasen- und Kaninchenhaare, 


der Klasse D wird 


nommen. 

14. „Kleestroh“ wird unter die Strohsorten der Klasse D auf- 
genommen. 
< a „Rhenaniaphosphat“ wird durch Aufnahme folgender 

telle: 

„Phosphat- Glühdünger, künstlicher, mit einem Mindestge- 
halt von 8%  zitronensäurelöslicher Phosphorsäure, wie 
Rhenaniaphosphat“ 2 


in die Klasse D eingereiht. 

16. Die Versetzung von „Zichorienwurzeln, adch . 
aus Klasse D nach E wird abgelehnt. 

17. Für die besonderen Leistungen der Eisenbahn auf er 
Grenzbahnhöfen war beantragt worden, durch den Nebengebüh- 


rentarif die Erhebung einer „Grenzgebühr“ vorzuschreiben. Das 
Tarifamt München kam aber in dem ihm übertragenen Bericht 


zur Ablehnung dieses Antrages. Es schlug vielmehr vor: 


ng 


Deutscher Eisenbahnverwaltungen, 


.- a a ed Ne a ’ u 
re ee 


gestrichen und in die Tariferläuterungen über- 


m 


u 


ac 20 Se 


id 


a) im Abschnitt IX des Nebengebührentarifs im deutschen 
Eisenbahn-Gütertarif, Teil TB die Beetiunupnzon unter Bund 


GC wie folgt zu fassen: 


„B. Abfertigungsgebühr. 
a) Für jede Stückgutsendung 4 N, 
b) für jede Wagenladung 10 MH. - 
Diese Gebühr wird berechnet SE res 
1. auf den Grenzzollstationen: 
a) beim Grenzeingang für jede Sendung aus dem. Auslande, 
b) beim Grenzausgang für Güter, 


handlung unterworfen sind; 
außerdem: 
ZESHHAUNE Bnenatätipnen: 
für die bahnseitige Ausführung 
steueramtlichen Abfertigung. 
3. Bei den im Ansageverfahren abgefertigten Zügen (siehe 
Ziffer la) kann die Berechnung der Gebühr auch der 


einer zoll- 


Station überlassen werden, auf der die weitere zollamt-. 


liche Abfertigung der Züge erfolgt. 
i GC. Vorführen der Güter. 
Vorführen E 
1. von Stückgut für je — auch nur angefangene — 100 kg 
EM. 203, 
von Frachtstücken im Einzelgewicht von mehr a8 200 kg 
für ie 100 kg 1 M 60 8, 
von verpacktem Geflügel für je 100 ke 1 M 60 3° 
bei Vorführung im Wagen wie für Wagenladungen. 
2. von Waeenladungen für den Wagen 18 AM. 


oder 


Muß das Gut auf Landfuhrwerk nach der Zollstelle über-- 
geführt werden, so wird außerdem das von der Eisenbahn aus- 


gelegte Rollgeld erhoben ($ 68 ?) EVO.). 


deren Ausfuhr nachzu- 
weisen ist, oder die einer zoll- oder steueramtlichen Be- 


Diese Gebühren werden jedesmal erhoben, wenn das Gut zu. 


einer zoll- oder steueramtlichen Beschau gestellt wird.“ 

b) im Abschnitt X des. Nebengebührentarifs im Deutschen 
Eisenbahn-Tiertarif, Teil I die Bestimmungen unter 1 und 2 
wie folgt zu fassen: 


„il. Abfertigungsgebühr: 
3 M, 
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höchstens für die in einem Wagen verladenen Tiere einer 
Sendung 10 dl. - 
Diese Gebühr wird berechnet: 
1. Auf den Grenzzollstationen, 
a) beim Grenzeingang für jede Sendung aus dem Auslande; 
b) beim Grenzausgang für Sendungen, deren Ausfuhr nach- 
zuweisen ist, oder die einer zollamtlichen Behandlung 
unterliegen. 
Außerdem: 
2. Auf Binnenstationen: - 
für die bahnseitige Ausführung einer zollamtlichen 
Abfertigung. S | 
2. Vorführen-der Tiere: 
für ein Stück Kleinvieh 3 fl, 
für ein Stück Großvieh 5 MH, 
höchstens für die in einem Wagen verladenen Tiere einer 
Sendung 40 HM.“ S 
18. In der Ausführungsbestimmunge IV 2 zu S 48 der Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung soll künftichin gesagt werden, daß der 
Absender das. Verlangen auf ausschließliche Benutzung eines 
Wagens zur Beförderung einzelner Stücke Vieh schon bei der 
Wagenbestellung zu erklären hat, und daß die Eisenbahn nicht 
‚verpflichtet ist, einem erst später ausgesprochenen Verlangen 
nachzukommen. Die Zurückziehung des Antrages nach der 
Ladebereitstellung des Wagens braucht eisenbahnseitig nicht 
anerkannt zu werden. Außerdem soll im $ 7 (1) der Allgemeinen 
Tarifvorschriften des Deutschen Eisenbahn-Tiertarifs, Teil I 
gesagt werden, daß die Mindestfrachten auch dann erhoben wer- 
‘den, wenn der Antrag. auf. ausschließliche Benutzung eines 
Wagens erst nach der Ladebereitstellung zurückgezogen wird 
aus eine Zusammenladung mehrerer Sendungen nicht statt- 
'indet. - 
19. Ein Antrag, bei den auf Frachtbrief abgefertigten Tier- 
sendungen allgemein Frachtüberweisung zuzulassen, wird abge- 
lehnt. Die Tierfrachten müssen vorausbezahlt werden, sofern 
nicht der Absender den Frachtbetrag hinterlegt. Die Verwal- 


tung der Versandbahn kann jedoch gestatten, daß auf Eilfracht- 
brief abgefertigte Tiersendungen ohne Sicherheitsleistung oder 
gegen Hinterlegung einer allgemeinen Sicherheit unfrankiert 
zur Beförderung angenommen werden. 

20. Tiere, die in. Viehsammelwagen, Stückgutwagen und Ge- 
päckwagen befördert werden, müssen künftiehin auf Verlangen 
der Versandstation in einer Verwechslungen ausschließenden 
Weise gekennzeichnet werden. Abgelehnt wird aber ein Antrag, 
daß die in Viehsammelwagen, Stückgutkurswagen oder Gepäck- 
wagen beförderten Tiere durch die Eisenbahn auf Gefahr und 
Kosten des Verfügungsberechtigten auszuladen sind, wenn der 
Empfänger auf der Bestimmungsstation der Sendung zum Aus- 
laden der Tiere nicht zur Stelle ist. 

21. Für die Hergabe von Vorsatzgittern zum Offenhalten der 
Wagenöffnungen sowie zur Trennung von Tieren verschiedener 
Gattung in demselben Wagen wird eine Leihgebühr von 6 fl 
für jedes Stück der Lattengitter oder Lattenverschläge ein- 
geführt. 

22. Die Fahrpreisermäßigung zugunsten der öffentlichen 
Bean en dese und der Magdalenenstifte soll wieder eingeführt 
werden. 

23. Marktschirme von Artisten, Schaustellern und Markthänd- 
lern werden, soweit sie sich nach Gewicht und Größe zur Be- 
förderung in Packwagen eignen, zur Auflieferung als Gepäck 
zugelassen. Die Einführung der gleichen Maßnahme für Ge- 
mälde wird aber abgelehnt. 

24. Die Eisenbahndirektion Berlin hat vor einiger Zeit die 
zu den Generalkonferenzen zugelassenen Verwaltungen um Mit- 
teilung der bisher von ihnen festgestellten Unklarheiten im 
Deutschen Eisenbahn-Gütertarif, Teil IB ersucht. Zur Beseiti- 
gung der auf diese Umfrage gemeldeten Tarifunstimmigkeiten 
sind verschiedene Beschlüsse gefaßt worden, deren Wiedergabe 
hier aber zu weit führen würde. 

‚Einem ausdrücklichen Beschluß zufolge sollen alle in der 
123. bis 125. Sitzung der Ständigen Tarifkommission gefaßten 
Beschlüsse als äußerst dringlich behandelt und zum 1. Januar 
1922 durchgeführt werden. Geisler. 


. Nachrichten. 
| _ Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


— Die Frage des Privatbetriebs der Reiehseisenbahnen. Der 
Verkehrsausschuß des Reichswirtschaftsra- 
tes hat einen besonderen Arbeitsausschuß zur Prüfung von 
Denkschriften und Eingaben über Mängel usw. im Eisenbahn- 
wesen eingesetzt, der, am nächsten Freitag (21. Oktober) eine 
Sitzung abhalten wird, um sich mit der Frage zu beschäftigen, 
welche Vorteile zu erwarten sind, wenn die deutschen Reichs- 
eisenbahnen privatwirtschaftlich betrieben würden, welche 


Form dem Unternehmen zu geben wäre, welche Einrichtungen 


des Privatbetriebes auf der Deutschen Reichsbahn ohne Ände- 


rung ihres istaatsrechtlichen Charakters übernommen werden 
könnten. 
— Filmaufnahmen. Der Reichsverkehrsminister hat an das 


Reichsverkehrsministerium, Zweigstelle . Bayern in München, 
die Eisenbahn-Generaldirektionen und Eisenbahndirektionen 
folgenden Erlaß gerichtet: 

Es mehren sich die Anträge, in denen Filmgesellschaften die 
Genehmigung zur Aufnahme von Eisenbahnanlagen und von be- 
trieblichen Vorgängen oder die Gestellung von Zügen, Loko- 
motiven und dergl. für Filmaufnahmen nachsuchen. Bei dem 
Interesse, das das Publikum diesen-Aufnahmen ientgegenbringt, 
erscheint es nicht angebracht, sich solchen Anträgen gegenüber 
grundsätzlich ablehnend zu verhalten. “ Bei der Verschiedenheit 
- der Fälle ist es nicht möglich, Grundsätze für ein ‚einheit- 
liches Vorgehen der Eisenbahndirektionen zu geben, die Eisen- 
bahndirektionen werden vielmehr im Einzelfall selbständig Ent- 
scheidung zu treffen oder in Zweifelsfällen meine Entscheidung 
einzuholen haben. Bei der Bearbeitung solcher Anträge sind 
folgende Gesichtspunkte unter allen Umständen zu beachten: 

1. Der Betrieb darf keinesfalls gstört oder gar gefährdet wer- 
den. Gewagte Experimente, durch die Personen oder Ma- 
terial in Gefahr gebracht werden können, sind unbedingt 
abzulehnen. 

2. Der Inhalt des Films muß so beschaffen sein, daß das Eisen- 
bahnpersonal nicht in Handlungen vorgeführt wird, die es 
in der öffentlichen Meinung herabzusetzen oder die seinen 
Unwillen zu erregen geeignet sind. Die Mitwirkung ist also 
namentlich überall da zu versagen, wo z. B. dienstwidriges 
oder verbrecherisches Verhalten des Personals den Gegen- 
stand der Handlung bildet. 


3. Um der Verwaltung ein entsprechendes Urteil zu gestatten, 
haben die Gesellschaften den gesamten Inhalt des 
Stückes vorzulegen und nicht nur einige Szenen. Die Prü- 
fung wird sich dabei auf die eisenbahnseitigen Interessen 
zu beschränken haben. = 

4. Irgend ein Druck zur Mitwirkung darf auf das Personal 
nicht ausgeübt werden. 

5. Die Gesellschaften haben die Haftpflieht in vollstem Um- 
fange zu übernehmen und die Erfüllung dieser Pflicht 
sicherzustellen. 

6. Für die Gestattung haben die Gesellschaften ıein reichliches 
Entgelt zu zahlen. Bei der Bemessung dieses Entgeltes muß 
als Richtschnur dienen, daß Filme, die Szenen aus dem 
Eisenbahnwesen zeigen, bei dem Publikum offenbar großen 
Anklang finden und daher den Gesellschaften hohe Ein- 
nahmen bringen. Die Rücksicht auf die Allgemeinheit ver- 
langt, daß das Reich, das den Gesellschaften diese Gewinne 
ermöglicht, an diesen Einnahmen erheblich beteiligt wird. 
Maßgzebend müssen also nicht die Leistungen der Eisenbahn- 
verwaltung, sondern die zu erwartenden Gewinne der Gesell- 
schaften sein. Hiernach wird jeder Einzelfall besonders zu 
beurteilen sein. 


— Die Aufträge der Reichseisenbahn. Eine Reichstagsanfrage, 
in der gesagt wurde, daß die Reichseisenbahn mit den Aufträgen 
zur Deckung des laufenden Bedarfes außerordentlich zurück- 
halte, um den Haushalt weniger zu belasten, ist vom Reichsver- 
kehrsminister wie folgt beantwortet worden: Die Beschaffung 
der Materialien ist dem wirklichen Bedarf angepaßt. An und 
für sich ist dieser geringer geworden, weil die Versorgung der 
abgetretenen Gebiete in Wegfall gekommen ist. Außerdem kommt 
in Betracht, daß unmittelbar nach dem Kriege zur Beschaffung 
von Arbeit große Notstandsaufträge über den augenblicklichen 
Bedarf hinaus vergeben wurden, die zum Teil heute noch nicht 
völlig aufgezehrt sind. Die Materialbestände sind also im allge- 
meinen eher zu groß als zu klein. Wenn sich im Gegensatz hier- 
zu teilweise in-letzter Zeit ein Mangel an einzelnen Stoffen, ins- 
besondere an Oberbaustoffen, Kleineisenzeug usw., bemerkbar 
gemacht hat, so ist dieser darauf zurückzuführen, daß ein Teil 
der Werke die ihnen übertragenen Lieferungen nicht fristgemäß 
ausgeführt hat. Vielfach sind sie sogar so in Verzug geraten, 
daß die Eisenbahnverwaltung in große Verlegenheit kam. Wie 
mehrfach festgestellt worden ist, hatten diese Werke Auslands- 
aufträge enizegengenommen, die zusammen mit den Aufträgen 
für die Fisenbahnverwaltung ihre Leistungsfähiskeit bei weitem 
überschritten. Im übrigen ist die Linderung der Arbeitslosig- 
keit Gegenstand meiner dauernden Aufmerksamkeit. Außer den 
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ständigen Besprechungen mit den Lieferwerken habe ich in 
meinem Ministerium und bei den örtlichen Beschaffungsbehörden 
Ausschüsse von Vertretern der Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
organisationen gebildet, in denen die allgemeinen Fragen der 
Auftragsvergebune behandelt werden. Die Beseitigung der 
Arbeitslosigkeit lediglich durch die Vergebung von staatlichen 
Aufträgen anzustreben, erscheint mir indessen insofern kaum an- 
eängie, als diese bei der ungünstigen Finanzlage der Eisen- 
bahnen ihre Grenze in dem vorliegenden Bedarf finden müssen. 


— Erhöhung der Wagenstandgelder. Gleich zu Beginn des 
stärkeren Güterverkehrs traten in diesem Jahre auf den Eisen- 
bahnen verschiedene Tatsachen ein, die eine regere Nachfrage 
nach Eisenbahnwagen zur Folge hatten. Die in Aussicht ge- 
nommene Kalipreiserhöhung bewirkte eine frühzeitige Bestel- 
lung auf Düngemittel. Die frühe Ernte verschob den Verkehr 
mit Feldfrüchten und Getreide um etwa vier Wochen, so daß 
auch hierdurch eine unerwartete Mehrbelastung der Eisenbahnen 
hinsichtlich ihres Güterwagenparkes eintrat. Endlich verur- 
sachten auch einige Streiks auf den mitteldeutschen W asser- 
straßen einen Mehrzulauf von Gütern, die sonst auf dem Wasser- 
wege befördert werden konnten, und die infolge des Streiks mit 
der Eisenbahn befördert werden mußten. Auch der. überaus 
rege Güterverkehr: nach dem Auslande (Italien, Holland usw.), 
durch den die Güterwagen verhältnismäßig lange in Anspruch 
zenommen werden, schwächte den Bestand der verfügbaren 
Wasen, so daß ein immer fühlbarer werdender Güterwagen- 
mangel auf allen deutschen Eisenbahnen eintrat. Um eine wirk- 
same Abhilfe zu schaffen, soll der Umlauf der Güter- 
wagen auf allen deutschen Reichs- und’ Privatbahnen tunlichst 
beschleunigt werden, und zwar durch möglichst schnelle Beför- 
derung sowie durch Beschleunigung des Be- und Entladens. Um 
das letztere zu erreichen, werden mit Wirkung vom 17 d. Mts. 
ab auf sämtlichen deutschen Eisenbahnen die Standgeldsätze 
bis auf weiteres für die ersten 24 Stunden von 20 auf 100 l, 
für die nächsten 24 Stunden von 30 auf 150 M,-und für jede 
weiteren 24 Stunden von 50 auf 250  M erhöht.  (Vel. 
die Bekanntmachung auf S. 788 d. Zte.) Etwa für einzelne 
Bezirke oder Orte bereits eingeführte höhere Standgeldsätze als 
die vorstehend neu festgesetzten, bleiben durch diese Erhöhung 
unberührt. Es ist anzunehmen, daß diese außerordentliche Er- 
höhunge der Wagenstandgeldsätze eine wesentliche Beschleuni- 
zung des Wagenumlaufs zur Folge haben und sich die Wirkung 
in aller Kürze zeigen wird. Die in den Vorjahren mit den 
außerordentlichen Erhöhungen der Wagenstandgelder gemachten 
Erfahrungen haben die 
nahme deutlich erkennen lassen. 


Wiedereinführung der Platzkarten. Wie erinnerlich, ist 
die Ausgabe von Platzkarten während des Krieges aufgehoben 
und erst vor etwa Jahresfrist wieder in den von Berlin, Pots- 
damer und Anhalter Bahnhof abfahrenden Zügen versuchsweise 


eingeführt worden. - Nachdem dieser Versuch der Vorausbe- 
stellung von Platzkarten in Schnellzügen gegen eine Gebühr 


eelungen ist und auch die anfänglich bei dem neuen Verfahren 
zu überwindenden Schwierigkeiten beseitigt worden sind, ist die 
allgemeine Wiedereinführung -der Platzkarten, die gebühren- 
pflichtig sind, beschlossen worden. Am 10. .d. Mts. sind die 
Platzkarten für die vom Lehrter Bahnhof abgehenden Schnell- 
züge wieder eingeführt worden. Nunmehr sind die Vorarbeiten 
für die Wiedereinführung der Platzkarten in allen Schnellzügen, 
die vom Stettiner und Görlitzer Bahnhof abfahren, soweit vor- 
seschritten, daß der Termin für die Einführung festgesetzt wer- 
den konnte. Auf den beiden genannten Bahnhöfen sollen dire 
Platzkarten erstmalig für dieienigen Züge ausgegeben werden, 
die Berlin am Tage des Fahrplanwechsels, dem 26. Oktober, 
verlassen. Bereits drei Tage vorher, am 23. Oktober, beginnt 
die Ausgabe der numerierten Platzkarten, die bei allen Ausgabe- 
stellen des Mitteleuropäischen Reisebüros gegen Vorlage oder bei 
gleichzeitiger Lösung einer entsprechenden Fahrkarte «elöst 
werden können. Die Preise der Platzkarten betragen 6 M für 
die 1, 4 AM für die 2. und 2 M für die 3. Wagenklasse. Die 
Plätze müssen in Berlin eingenommen werden, andernfalls er- 
lischt der Anspruch auf den Platz. eine Erstattung der Platz- 
zebühr ist auch bei Umtausch der Karten ausgeschlossen. Wie 
wir hören, ist auch die Platzkartenausgabe für die sämtlichen 
von der Stadtbahn abfahrenden Schnellzüge in Vorbereitung, so 
daß in einigen Monaten zu sämtlichen Schnellzügen, die von 
Berlin abfahren, wieder Platzkarfen im Vorverkauf gelöst wer- 
den können. 


— Kartoffel-Transporttage. Von Vertretern der Landwirt- 
schaft und des Handels sind mit dem Reichsernährungs- und 
Reichsverkehrsministerium Verhandlungen gepflogen worden, 
um gemeinsam die Schwierigkeiten zu beseitigen, die durch den 
Wagenmangel auf dem großstädtischen Kartoffelmarkt entstan- 
den sind. Es wurde vorgeschlagen, wöchentlich etwa ein bis 


Zweckmäßigkeit einer solchen Maß- _ 


zwei besondere „Kartoffel- Transporttage“ aus den. Hauptliefe- 


rungsgebieten einzuführen, um eine sofortige reichliche Ver- 


sorgung mit Kartoffeln sicherzustellen. 


— Studienkursus der Bildungsdezernenten. Der am 5. Oklone 
d. J. in Berlin begonnene Studienkursus (vgl. Nr. 40, S. 739 


d. Ztg.) wird in der Zeit vom 18. bis 22. Oktober in Tutzing B 


(Oberbayern) mit folgenden Vorlesungen fortgesetzt: 
Dienstag, den 18. Oktober 191. 
List (Zweigstelle Bayern des RVM.):- 
Nutzen einer dienstlichen und freiwilligen theoretischen Aus- 
bildung von Eisenbahnbeamten und Arbeitern der verschiedenen 
Fachrichtungen. Ministerialrat Hetzner (Bayer. Staats- 
nıunisterium für Unterricht und Kultus): Das gewierbliche 
öffentliche Fortbildungs- und Fachschulwesen in Bayern., — 
Regierungs- und Gewerbeschulrat Prof. Lohmann (Bildungs- 
dezernent der Eisenbahndirektion Osten): Das Fachschulwesen 
in Deutschland. — Ministerialrat Honold (Abteilungsdirektor 
der Eisenbahn-Generaldirektion Stuttgart): Geschäftsumfang, 
Zusammensetzung und Arbeitsplan des Ausschusses für das Ver- 
waltungsschulwesen. 
Mittwoch, den’19. Oktober 1921. 
Dr.-Ing. Sc hwarze (Ministerialrat im. RVM.): Ziele und 
Organisation des Bildungswesens der Reichseisenbahnverwal- 
tung. — Regierungsbaurat Dr.-Ing. Busse (Psychotechnische 
Versuchsstelle der Rieichseisenbahnverwaltung): Das verein- 


Öberregierungsrat 
Notwendigkeit und. 


Geheimer Baurat 


fachte Prüfverfahren für Bewerber um Lehrlingsstellen bei der 


Reichseisenbahnverwaltung. 


Oberregierungsbaurat Meyer 


(Eisenbähndirektion Halle a. S.): Geschäftsumfang, Zusammen- - 


setzune und Arbeitsplan des Dienstanfängerschul- und Vor- 
tragswesens der Bau- und Betriebsbeamten. — Oberregierungs- 
rat Dr. Teubner (Eisenbahndirektion Berlin): 


schul- und Vortragswesens der Beamten des Verkehrsdienstes. 
— Geheimer Baurat Heinrich (Ministerialrat im RVM.): 
Die Erziehung zum Betriebsbeamten. — Geheimer Baurat Peter 


Kühne (Ministerialrat im RVM.): Ausbildung der maschinen- 


technischen Beamten in den Eisenbahnwerkstätten. — Öber- 
regierungsbaurat Fraenkel (Eisenbahndirektion Cassel, 
Vorsitzender des Ausschusses): Gieschäftsumfang, Zusammen- 


setzung und Arbeitsplan des Unterausschusses für Ausarbeitung 3 


einheitlicher Vorschriften des Lehrlingswesens. 
Donnerstae, den 20. Oktober 1921. Geheimer 
Dr.-Ing. Schwarze (Ministerialrat im RVM.):- 
Organisation des psychotechnischen Prüfungswesens bei der 
Reichseisenbahnverwaltung. Gewerbeassessor Hellmich 
(Direktor des Vereins deutscher Ingenieure): Das Vorlesungs- 
und Bildungswesen in der Großindustrie und in den führen- 
den technischen Körperschaften. 
lich (Leiter der psychotechnischen Versuchsstelle der Reichs- 
eisenbahnverwaltung):  Bewertungsübungen 
zum vereinfachten Prüfverfahren mit praktischen Vorführungen. 
— Fräulein Dr. jur. 


Geschäfts- 
umfang, Zusammensetzung und Arbeitssplan des Dienstanfänger- 


Bau- > 
Ziele und 


— Regierungsbaurat Fröh-- 


sterium für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung und Leiterin. 


des. Ausschusses der 
Die Jugendpflege und Jugendbewegungen in Deutschland. 
Regierungsbaurat Gotter (Bildungsdezernent der Eisenbahn- 
direktion Berlin): Eimrichtungen der Jugendpflege unter - Be- 


rückssichtigunge. einer Förderung der Hauswirtschaft und Pflege 


des Familiensinnes. Geheimer Rat Dr. Döhmann (Mini- 
sterialrat im preußischen Ministerium für Handel und Gewerbe): 


Organisation des Handwerks und Bestimmung über das Lehr- 
lingswesen in der Gewerbeordnung. a 
Regierungsbaurat 


Freitag, den 21::Oktober 19217. 


deutschen Volksbildungsvereinigungen): 
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und Aussprache - 


Hertha Siemering (Preußisches Mini- 


Gotter (Bildungsdezernent der Eisenbahndirektion Berlin): 


Lehrmittel (Anforderung, Beschaffung und Aufbewahrung). — 


Geheimer Rat Dr. Alfred Kühne (Ministerialrat im preußi- Se 


schen Ministerium für Handel und Gewerbe): Die Psychologie 
der Arbeiterjugend. Geheimer Regierungsrat Dr. Roser 


(Ministerialrat im RVM.): Überblick über Geschichte, Zusam- 
mensetzung und Bedeutung der wichtigsten Gewerkschaften und 


scnstigen Beamten- und Arbeiterorganisationen bei der Reichs- 


eisenbahnverwaltung. — Ministerialdirektor Hitzler (RVM.): 


Die Hauptaufgaben der neuen Dezernate auf dem Gebiete des 
Bildungs- und Unterrichtswesens, der Jugendpflege und Psycho- 


technik. — Prof. G. von Hanffstengel (Privatdozent an 
der Technischen Hochschule Berlin): Zur Theorie und Praxis. 
des fachwissenschaftlichen Bildungswesens. 

Sonnabend,den 2. Oktober 191. 
Alfred Kühne (Ministerialrat 
für Handel und Gewerbe): Die Stellung der Berufs- und Fach- 
schule im Aufbau des deutschen Schulwesens. — Ministerialrat 
Dr. Haas (RVM.): Verwaltungstechnik. — Oberregierungsbau- 
rat Dr.-Ing. Uebelacker (Eisenbahndirektion Nürnberg): 
Geschäftsumfang, Zusammensetzung und. Arbeitsplan des Aus- 
schusses für das Dienstsch 
technischen Dienstanfänger und Lehrlinge. — Oberregierungs- 
baurat Modrze (Eisenbahndirektion Breslau): Geschäftsum- 
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Geheimer Rat Dr, S 
im preußischen Ministerium 
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- und Vortragswesen der maschinen- 


LX1. Naht aan 


Am Sonnabend, dem 22. Oktober, ist im Anschluß an die Vor- 
lesungen eine Besichtigung der Kraftwerkanlagen am Walchen- 


x see vorgesehen. 


jr. 
diger Stelle wird den „P. P. N.* 


nr 
% 
“ 
a 


— W agengestellung für den Kartoffeltransport. Von zustän- 
geschrieben: 
„Von zahlreichen Seiten kommen Klagen, daß nicht genü- 


gend gedeckte Güterwagen für den Versand von Kar- 


t offeln gestellt werden, und daß infolgedessen die Versorgung 


& ist richtig, 
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den - können. 
_ diesem Jahre weniger 


der Bevölkerung nur unzureichend und vor allen Dingen nur zu 
_ hohen Preisen möglich ist. Im Anschluß daran wird in etwas 
- Jeichtfertiger Weise behauptet, die Eisenbahnverwaltung stelle in 
- diesem Jahre für die Kartoffelbeförderung weniger Wagen zur 
Verfügung als im Vorjahre, obwohl die zuständigen Organisatio- 


nen bereits im September darauf aufmerksam gemacht hätten, 


daß. die Wagengestellung nicht ausreiche. An diesem Vorwurf 
daß die derzeitigen Anforderungen an gedeckten 
Güter wagen für den Versand von Kartoffeln nicht befriedi gt wer- 
‚Völlig unrichtig ist die Behauptung, daßin 
rolLleudes MateriaL- für 


- Kartoffeln zur Verfügung gestellt wurde als im Vor- 


die Eisenbahnverwaltung also keinerlei Schuld. 


jahre. Im Oktober und September 1921 sind genau so viel Wagen 


für den Kartoffelversand in Wagenladungen gestellt worden wie 
‚in den gleichen Monaten des Vorjahres, In dieser Beziehung trifft 
Dagegen haben 


2 die Anforderungen in diesem Jahre bei weitem nicht befriedigt 


: 


liegen zum großen Teil 
Für Ge- 


werden können. Die Gründe hierfür 
außerhalb dies Machtbereichs der Eisenbahnverwaltung. 


- treide wurden Anfang Oktober im Vorjahre täglich 1100 Wagen 


gestellt, in 


diesem Jahre dagegen rund 3500, weil der Er- 


" nährungsminister das Umlagegetreide unter allen Umständen mit 


% 
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- lich auf Tausende von Wagen beläuft. 


besonderer Beschleunigung abtransportiert haben will. 
Elbe, Weser und Oder scheidenin diesem Jahre für 
porte wegen des niedrigen Wasserstandes so gut wie 
völlig aus; die Folge davon ist, daß die starken Transit-Trans- 
porte nach Österreich und der Tschechoslowakei sämtlich mit der 
Eisenbahn gefahren werden müssen; eine Belastung, die sich täg- 
Der Stückgutver- 


 kehr erfordert in diesem Jahre täglich rund 4000 Wagen 


PR a tä ue mu 


miehr.als im Vorjahre Er ist zu einer ‘ganz enormen Höhe 

angewachsen, und zwar vor allen Dingen deshalb, weil ein ganz 

außergewöhnlicher Stückgutversand in Kartoffeln stattfindet. 
Durch Tarifermäßigungen ist dieser Verkehr noch besonders 


- erleichtert worden, weil der Stückgutversand im allgemeinen 


unmittelbar vom Erzeuger zum Verbraucher geht und die billi- 


gere Eindeckung der Bevölkerung ermöglicht. Insgesamt beträgt 
in. diesem Jahre die Zahl der täglich angeforderten gedeckten 
Güterwagen über 490 000 Wagen, gegen 60000 bis 70000 Wagen 


3 im Jahre 1920. 


Auf der anderen Seite ist die Eisenbahnverwaltung an der Ver- 


wendung ihrer Betriebsmittel augenblicklich stärker als gewöhn- 


=ziehung der 
Verkehr und ihre Ablieferung in tadellosem Zustande. 


lieh behindert. Die Entente verlangt gerade jetzt die Heraus- 
sogenannten Beutewagen aus dem 
Das be- 


dingt die bevorzugte Zuführung dieser Beutewagen an die Re- 


- parationswerkstätten unter Zurückstellung schadhafter deutscher 


Güterwagen. Dadurch werden letztere dem deutschen Verkehr 
sehr viel länger entzogen, als es unter anderen Umständen der 
Fall sein würde. Im August 1921 ist infolge der Ententeforde- 
rung der Ausbesserungszustand der gedeckten Wagen um rund 


10000 Wagen gestiegen. 


Das sind einige der Hauptursachen für den augenblicklichen 
Wagenmangel, dem die Eisenbahnverwaltung mit allen Kräften, 


durch Beschleunigung der Zuggeschwindigkei- 


ten, durch Einführung von Sonntagsarbeit, Erhöhung 
des Standgeldes für nicht rechtzeitig entladene Wagen, Erweite- 
rung des Güterzugfahrplanes u. a. m. zu begegnen viersucht. Sie 
hat auch bereits vor längerer Zeit angeordnet, daß in allererster 
Linie die Wagenanforderungen für Kartoffeln befriedigt werden. 
Leider wird diese Anordnung vielfach durch die Verkehrsinter- 
essenten selbst durchkreuzt, die zu allerlei Mitteln greifen, um 
sich Güterwagen für den Versand auch minder wichtiger Güter 
zu sichern. 


— Die Fahrpreiserhöhung im Berliner Stadt-, Ring- und Vor- 
ortverkehr. Nach einer Bekanntmachung der Eisenbahndirek- 
tion Berlin sind nun auch die neuen, vom 1. Dezember ab gel- 
tenden Fahrpreise im Berliner Stadt-, Ring- und Vorortverkehr 
festgesetzt worden. Wie im Fernverkehr betragen die neuen 
Preise für die Einzelfahrkarten etwa 30 % mehr als bisher. 
Danach werden auf der Stadt- und Ringbahn folgende Einheits- 
fahrpreise am 1. Dezember in Kraft treten: Die- Fahrkarte 
3. Klasse (geltend zur Fahrt auf der ganzen Stadt- und Ring- 
.bahn) 1,50 M und in der 3. Klasse 1 AM. Mit diesen neuen 
Preisen ist der Unterschied, der früher zwischen dem Fahrpreis 


Die | 
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fang, Zusammensetzung und Arbeitsplan des Ausschusses für | der 2. und 3. Klasse bestand, wieder hergestellt. Die Preise 
das Dienstvortragswesen der Lokomotivbeamten. für die Monatskarten im Stadt- und Ringbahnverkehr werden 


sich auf 40 M in der 2. Klasse und auf 235 MA in der 3. Klasse 
stellen, die Sehülermonatskarten werden für die 2. Klasse 9 AM 
und 3. Klasse 13 M, die Wochenkarten für die 3. Klasse 6,50 A 
kosten. Die Preise für die Zeitkarten erhöhen sich also nur 
um 25%. Demgemäß stellt die neue Erhöhung der Zeitkarten- 
preise nur den zum -1. Juli in Aussicht genommenen Zustand 
wieder her, da bekanntlich die Zeitkartenpreise (Monatskarten), 
die am 1. Juli eingeführt wurden, mit Wirkung vom 1. Sep- 
tember d. J. ermäßiet worden sind, und zwar durch die Ein- 
führung eines sogenannten Notstandstarifs, der die Preise um 
25% ermäßigte. Die zum 1. Dezember in Aussicht genommene 
Erhöhung wird also unter Schonung des Berliner Berufsver- 

kehrs nichts weiter bringen als die "Aufhebung der Notstands- 
tarife. Ähnlich wie bei den Einzelfahrkarten des inneren Stadt- 
bahnverkehrs werden auch die Fahrpreise für die Einzelfahr- 
karten im 'Vorortverkehr um 30% erhöht, wobei die für eine 
Entfernung von 10 km geltenden Mindestfahrpreise mit den 
Stadtbahnfahrkarten gleichgestellt werden. und 150 M in der 
2. und 1 A in der 3. Klasse kosten werden. Im übrigen wer- 
den zu den Preisen der Fahrkarten des Vorortverkehrs 30% 
zugerechnet. Die Preise für die Beförderung von Fahrrädern 
sollen vorläufig unverändert bestehen bleiben. Die Preise für 
die Monats- und Schülermonatskarten werden die zleichen sein, 
wie sie im Zeitraum vom 1. Juli bis zum 31. August erhoben 
worden sind, dies kommt einer Erhöhung der jetzt zeltenden 
Preise um 35% gleich. Dagegen werden die Preise der - 
Wochenkarten nicht wieder die frühere Höhe erreichen. 
Die Preisberechnung für die Wochenkarten, die dem Tarif vom 
1. Juli zugrunde gelegt worden war, betrug !/s des Preises 
der Monatskarten 3. Klasse. - Dagegen betrugen die Preise der 
Wochenkarten bei den Notstandstarifen nur den 4. Teil des 
Preises der Monatskarten 3. Klasse für die gleiche Entfernung. 
Diese neue Berechnung ist auch den Wochenkartenpreisen in 
dem Tarif, der zum 1. Dezember in Kraft treten wird, zugrunde 
gelegt, so daß sich der Mindestpreis von 5 auf 6,50 M erhöht. 


— Westfälische Landes-Eisenbahn. Ohne Berücksichtigung 
des Vortrags aus dem Voriahre und der Einnahmen zum Er- 
neuerungsfonds hat die Gesellschaft gegenüber dem Vorjahre 
eine Mehreinnahme von 14161386 A zu verzeichnen gehabt. Da- 
von entfallen 8837832 M auf den Güterverkehr, 3823 078 M 
auf den Personenverkehr und 1500474 M auf die sonstigen 
Quellen. Die Anzahl der beförderten Personen betrug 3 540 780 
gegen 4377485 M im Vorjahre, ist also gegen das Vorjahr um 
19,11 % gesunken. Die Summe der beförderten Güter ist von 
18 402 520 tkm im- Vorjahre -auf 21615240 tkm also um 17,46 % 
gestiegen. Der Güterverkehr brachte ‘eine Einnahme von 
13 080 841 M gegen 4243 009 AM im Vorjahr, also 308,29 % mehr. 
Der Übertrag aus dem Vorjahre betrug 82982 M (53905 NM), 
die Betriebseinnahmen brachten 24470610 M (9956 812 NM), 
die Zinsen des Erneuerungsfonds 20672 M(21005 AM), des Re- 
servefonds 17466 AM (17030 A), während die Betriebsausgaben 
einschl. derjenigen auf Erneuerungs- und Reservefonds 24-343 985 
Mark (9372013 M), die Rücklagen in den Erneuerungsfonds 
1455 985 M (522 809 A), die Deckung von Kursverlusten 58 489 

Mark (106 974 A) und die Abgabe zum Reichsnotopfer 100 700 M 
erforderten, so daß nach Entnahme von 1040621 M aus dem Er- 
neuerungsfonds ein Verlust von 373156 M (Gewinn 370202 AM) 
bleibt, der neu vorgetragen wird. In der Bilanz erscheinen bei 
einem Aktienkapital von 22660000 A Kreditoren mit 3 481 852 
Mark (1663 424 M). Andererseits betragen die Betriebsvorräte 
3093 061 AM (1802940 M, der Materialbestand des Erneuerungs- 
fonds 680545 M (528 517 M) und die Debitoren 3 193 522 M 
(3171451 M). 


— Verkehrslage im Ruhrgebiet. Die aus Anlaß der Sank- 
tionen zur Vermeidung von Stockungen umeeleiteten Frachten 
wurden im Laufe der Woche vom 2. bis 8. Oktober allmählich 
wieder auf den alten, ihnen organisch zugewiesenen Weg ge- 
bracht. Der Bedarf an leeren, gedeckten und offenen Wagen 
ist infolge hoher Anforderungen im gesamten Zuführungsgebiet 
sowie im Ruhrbezirk selbst ungewöhnlich scharf ge- 
stiegen. Zu den erheblichen Anforderungen für Kartoffeln 
kommen noeh die wachsenden Anforderungen für die infolge 
des günstigen Wetters früh einsetzende Zuckerrübenernte. 
Der Eisenbahnverwaltung ist es trotz angestrengtester Tätig- 
keit, und: besonders auch durch Sonntagsarbeit, nicht gelungen, 
den sroßen Anforderungen völlige nachzukommen. Wenn das 
Wetter die Versendung von Feldfrüchten weiterhin begünstigt, 
so ist kaum’zu hoffen, daß eine wesentliche Besserung in der 
Wagengestellung in Kürze eintritt. Für Kohlen, Koks und 
Briketts wurden in der Woche vom 2. bis 8. Oktober im arbeits- 
täglichen Durchschnitt 22482 Wagen angefordert und 20 456 
Wagen gestellte In dem gleichen Zeitraum des Vorjahres 
betrug die Durchschnittsgestellung 20278 Wagen. Die Lager- 
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bestände auf den Zechen blieben mit 357492 t am 8. Oktober 
ungefähr die gleichen wie in der Vorwoche. 

Infolge der anhaltenden trockenen Witterung ist der Rhein- 
wasserstand in der Berichtswoche noch weiter zurückgegangen, 
so daß trotz der schon stark eingeschränkten Abladung umfang- 
reiche Leichterungen vor der Gebirgsstrecke und vor der Ober- 
rheinfahrt nicht zu vermeiden sein werden. Die Kipperleistung 
in den Duisburg-Ruhrorter Häfen eing werktäglich von 22078 
auf 17802 t, der Brennstoffumschlag in den. Zechenhäfen der 
Kanäle :von 25 261- auf 23186 t zurück. 


— Personalnachrichten. Der 
Dasch in Würzburg 
Zweigstelle Bayern des 
worden. 


Eisenbahndirektionspräsident 


Reichsyerkehrsministeriums ernannt 


Österreich. 


— Grundsätze für die sparsamste Wirtschaftsführung in der 
Bundesverwaltung. Der Ministerrat hat in seiner Sitzung vom 
22. Juli 1921 folgende Beschlüsse gefaßt: 

„In Erfüllung der dem Völkerbunde gegenüber eingegangenen 
Verpflichtungen und angesichts der fortschreitenden Verschlech- 
terung der staatsfinanziellen Lage sind sofort umfassende Maß- 
nahmen zur Herabminderung der Ausgaben einzuleiten. Der Ab- 
bau der Ausgaben muß, wenn ver seinen Zweck erreichen soll, 
ein tiefgehender und umfassender sein, wobei als leitender Ge- 
sichtspunkt zu gelten hat, daß dem staatsfinanziellen Interesse 
der Vorrang vor den anderen Ressortinteressen zukommt. 

Die Maßnahmen haben sich insbesondere in folgenden Rich- 
tungen zu bewegen: 

&) Bestehende Ämter, Anstalten, Organe, Kommissionen,. Aus- 
schüsse u. dgl. sind, soweit sie für die Fortführung der Verwal- 
tung nicht unbedinget notwendig sind, sofort aufzulassen oder auf 
das unbedingt erforderliche Maß einzuschränken. Neue Ämter, 
Anstalten oder Institutionen der genannten Art dürfen nicht er- 
richtet werden. 5 

b) Herabminderung der Personalausgaben ist nachdrücklichst 
anzustreben. Überflüssige Dienstposten sind aufzulassen. Er- 
ledigte Dienstposten dürfen nicht besetzt werden, es wäre denn, 
daß ihre Beibehaltung zwingend und nachweisbar notwendig ist. 
In diesem Falle sind sie nach Möglichkeit mit entbehrlichen Be- 
amten auf anderen Dienstposten oder in anderen Ressorts zu 
besetzen. Neuaufnahmen in den Bundesdienst sind bis auf 
weiteres unzulässig. Neue Dienstposten dürfen nur mit Zu- 
stimmung des Bundesministeriums für Finanzen und aur dann 
geschaffen werden, wenn sie zwingend notwendig und in gesetz- 
lichen Maßnahmen begründet sind. 

c) Die sachlichen Regieausgaben sind auf ienes Ausmaß zu 
beschränken, welches zur Fortführung der. Verwaltung im 'be- 
scheidensten Umfange unerläßlich ist. 

d) Die Ressortausgaben, das sind die Ausgaben, 
mittelbar der Erfüllung der Verwaltungszwecke dienen, dürfen 
nur dann bewilligt werden, wenn sie Existenzbedürfnissen dienen 
oder für den Bundesschutz unmittelbar produktiv wirken. Alle 
übrigen Ausgaben dieser Art sind zurückzustellen. 


e) Darlehen, Vorschüsse, Kapitalsbeteiligeungen und Subventio- 


nen an neue Unter nehmungen, Konsum- und Handelsorganisatio- 
nen, Selbsthilfverbände und andere private Stellen sollen grund- 
sätzlich nicht mehr bewilligt werden. Der Geldbedarf solcher 
Organisationen ist vielmehr auf den normalen ökonomischen Weg 
zu verweisen. 

f) Im Falle eines Interessenkonfliktes entscheidet das staats- 
finanzielle Interesse.“ 


— Die Verhandlungen der Südbahn mit der italienischen Re- 
gierung. Nach den Ankündigungen der italienischen Regierung 
war ursprünglich beabsichtigt, im Oktober Verhandlungen mit 
der Südbahn über. das endgültige Regime zu führen. Diese Ver- 
handlungen werden nun einen Aufschub erfahren. Die Südbahn 
hat eine Anzahl neuer Verwaltungsräte, und zwar aus Deutsch- 
österreich, Italien, Südslawien und Ungarn erhalten. Diese Ver- 
waltungsräte sind, da sie eben neu eingetreten sind, über die 
Verhältnisse der. Gesellschaft nicht ausreichend unterrichtet. 
Deswegen wurde der Wunsch ausgesprochen, daß vorerst eine 
eingehende Aufklärung dieser Verwaltungsräte stattfinden solle, 
bevor die Verhandlungen über die italienische Jahr eszahlung be- 
ginnen. Die Sudbahn. wird im Laufe des Monats eine auf meh- 
rere Tage verteilte Sitzung des Verwaltungsrats abhalten, in 
welcher der Generaldirektor über die Verhältnisse der Gesell- 
schaft und die schwebenden finanzpolitischen Fragen eingehende 
Mitteilungen machen wird. Wenn diese Aufklärung durchgeführt 
ist, dürfte voraussichtlich dann im November die Leitung der 
Südbahn und ihre Verwaltungsräte nach Rom reisen. um dort 
in die Verhandlungen über die italienische Jahreszahlung ein- 
zutrieten. 
vember ausfüllen und vielleicht bis 


in das nächste Jahr 
geführt werden. 


fort- 


" ausfallende 
ist zum Ministerialdirektor bei der. 


welche un- 


Diese Verhandlungen dürften den ganzen Monat No- 


— Der Winterfahrplan tritt in diesem Jahre am 26. Oktober - 
in Kraft. Bis auf die bereits eingestellten Bäder- und Saison- 
züge (nach Bad Gastein, Salzkammergut und böhmische Bäder) 
wird der bisherige Fahrplan nahezu in seinem ganzen Umfange 
aufrecht ‚bleiben. An nennenswerten Änderungen wären anzu- 
führen: Der von Wien Westbahnhof um 22 Uhr abfahrende 
Schnellzug Nr. 209 wird im Winter nicht mehr bis Lindau, son- 
dern nur noch bis Salzburg, der Gegenschnellzug Nr. 210 (Wieu 
Westbahnhof an 6 Uhr 50 Minuten) statt von Lindau haur mehr 
ab Salzburg verkehren. Als teilweiser Ersatz für die hierdurch 
Schnellzugsverbindung nach Stationen westlich von 
Salzburg wird ein neues, beschleunigtes Personenzugspaar, das 
auch Anschluß an die Tauernbahn findet, im Anschlusse an die 
vorgenannten. Züge zwischen Salzburg und Saalfelden in Ver- 
kehr gesetzt. Überdies übernehmen die Züge._D 207 und D 208 
(Wien Westbahnhof ab 20 Uhr 25 Minuten bzw. am 10 Uhr 5 Mi- 
puten) die- Aufenthalte der ausfallenden Schnellzüge Nr. 209 
und 210 in st. on im Pongau, Ötzthal, Imst und Langen. 
Die Tageszüg:e D 201/D 202 (Wien Westbahnhof ab 8 Uhr 
20 Minuten bzw. an 21 Uhr 35 Minuten) werden als ge- 
wöhnliche Schnellzüge geführt, so daß auch die .bis- 
her für die Strecke Wien-Salzburz eingehobenen D-Zug- 
zuschläge entfallen. An Stelle der bei diesen Zügen zur Auf- 
lassung gelangenden Anschlußschnellzüge Nr. 701/70% nach und 
von Böckstein (Bad Gastein) verkehrt mit den Personenzügen 
711/712 ein durchlaufender Wagen mit allen drei Wagenklassen 
von Wien nach Villach Hauptbahnhof, (Villach an 22 ‚Uhr, N. 
ab 7 Uhr 45 Minuten.) Fr 

Der für den Touristenverkehr in das Gesäuse bes “ 
beschleunigte Personenzug Nr. 915 (Wien Westbahnhof ab 
15 Uhr 30 Minuten) und Nr. 916 (Wien Westbahnhof an 0 Uhr ° 


35 Minuten) wird vom 26. Oktober ab eingestellt. Dafür 
wird zur Förderung des Wintersportes vom 3. De 
zember 1921 bis 19. März 1922 ein 'beschleunigter Personenzug 
jeden Sonnabend von Wien Westbahnhof über Amstetten-Selz- 
thal nach Mitterndorf und Bad Aussee verkehren und 
nachts von Sonntag auf Montag sowie zu Weihnachten vom 
26. auf den 27. Dezember nach Wien zurückkehren. (Wien 
Westbahnhof ab 14 Uhr, Bad Aussee an 21 Uhr 50 Minuten, 
zurück Bad Aussee ab 21 Uhr 5 Minuten, Wien Westbahnhof _ 
an.5b Uhr 30 Minuten.) i } 
.. Der bei den Zügen D 209/D 210. (Wien Nordbahnhof ab 
21 Uhr 50 Minuten sowie an 8 Uhr 20 Minuten) geführte Karls- 
bader ‚Schlafwagen verkehrt nur noch bis und von Prag. 

Die Schnellzüge Nr. 1101 und 1102 werden vom 1. November 
ab die seit dem Kriege. unterbrochen gzewesene unmittelbare 
Verbindung Wien Südbahnhof - Leoben - Klagenfurt - Asling- 
Triest und durch Vereinigung mit den ebenfalls täglich in 
Verkehr gesetzten Schnellzügen 703/704 auch jene von Mün- 
chen (über Salzburg-Tauernbahn) nach Triest über Rosen- 
bach-Asling wieder herstellen. 


— Industriekonferenz. Auf Antrag der Arbeiterkammern 
hatte das Bundesministerium für soziale Verwaltung für den 
12. Oktober die dritte Industriekonferenz einberufen, deren 
Zweck es ist, den Vertretern der Industrie und der: Arbeiter- 
schaft Gelegenheit zu geben, in. semeinsamer Besprechung 
diejenigen Maßnahmen zu erörtern, die geeignet sind, die herr- ° 
schende Arbeitslosigkeit zu mindern und dem drohenden Stil 
stand der Erzeugung vorzubeugen. Der Konferenz wohnten 
auch Vertreter des . Verkehrsministeriums bei, die wichtige 
Aufschlüsse über Investitionspläne der Bisenbahn-, Telephon- 
und Postverwaltung gaben. £ ER 

Sektionschef Enderses erinnerte zunächst gegenüber dem 
Vorwurfe, der Staat habe keine Initiative, daran, daß seit dem 
28. Oktober 1918 im Österreich nur eine große wirtschaftliche 
Tat gesetzt. wurde, der Beginn der Elektrisierung 
unserer Bahnen, und diese Tat hat der Staat gesetzt. 
Was die Verhältnisse. hinsichtlich der Fahrbetriebsmittel be- 
trifft, so hatten wir am 15. Juli d. J. einen Reparaturstand 
von 925 Lokomotiven, am 30. September einen solchen von 883, 
am 15. Juli waren 201 Lokomotiven außerhalb der Werkstätten 
in Reparatur, am 30. September nur 181, am 15. Juli befanden - 
sich 11000 Güterwagen in Reparatur, am 30. September 7900. 
Ein Investitionsplan, wie er unter regelmäßigen Verhältnissen 
aufgestellt wurde, kann Jetzt nicht vorgelegt werden. Das ist 
in unseren besonderen Verhältnissen begründet. Seit dem Zu- 
sammenbruch haben sich Verkehrsrichtung une Verkehrsdichte 
vollständig geändert. Früher führten wir auf der Nordbahn‘ 
täglich 60 Güterzüge, jetzt 22; dagegen ist die Westbahn un- 
endlich mehr "belastet als vor dem. Kriege. Aber auch diese 
Tatsache vermag uns nicht die Grundlage für einen. Investi- 
tionsplan zu geben, denn auch da ändert sich alles von heute 
auf morgen. So haben wir zum Beispiel noch im Mai 
100000 t Kohle von Oberschlesien nach Italien gefahren, nun 
ist die früher überanstrengte Nordsüdlinie Lundenburs-Tarvis 
nicht mehr genügend belastet. Umgekehrt. haben auf der- 
Westbahn plötzlich die Saarkohlensendungen nach Österreich' 
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:- en, 2 
_ und die Einfuhr der Gaskohle nach Budapest eingesetzt. Nie-. 


_ mand kann Gewähr leisten, daß wir nicht plötzlich die ober- 
 schlesische Reparationskohle werden nach Italien wieder zu 
befördern haben. Auch hinsichtlich unseres rollenden Mate- 
' rials können wir kein ausgreifendes Programm entwerfen; denn 
wir wissen heute noch nicht, was uns aus dem gemeinsamen 
österreichisch-ungarischen Wagenpark an Waeen und Loko- 
 motiven zufallen wird. Hinsichtlich des rollenden Materials 
hat die Eisenbahnverwaltung zunächst die Aufgabe, unseren 
durch den Krieg und insbesondere in der Nachkriegszeit eanz 


außerordentlich geschädigten Fahrpark rasch in einen tadel- 


losen Zustand zu versetzen. Dies kann durch möglichste Aus- 
gestaltung der Reparaturmöglichkeiten und des Arbeitserfolges 
in den Werkstätten, durch Beschäftigung der inländischen und 
der ausländischen Privatindustrie erreicht werden. Seitdem 
‘ die Frage der Arbeitslosen aufgerollt wurde, hat sich die Eisen- 
bahnverwaltung bemüht, möglichst weitgehende Arbeitsgelesen- 
heiten in unseren eigenen Werkstätten zu schaffen. . Dort aber, 
- wo keine Wohnungen vorhanden sind, können Arbeitslose nicht 
untergebracht werden. In Wien sind die Grenzen, die uns 
gezogen sind, in den Einrichtungen der Werkstätten selbst 
gelegen. Wir haben so viel wie möglich unsere privaten 
- Lokomotiv- und Wagenfabriken sowie die übriee  metall- 
. verarbeitende Industrie bei der Ausbesserung der Fahrbetriebs- 
- mittel herangezogen. Es handelt sich hierbei um -mehrere 
hundert Wagen im Monat. Die Vergebung der Reparatur von 
dreißig Maschinen an eine deutsche Lokomotivfabrik kann die 
- Krise der Arbeitslosen in keiner Weise beeinflussen. Was die 
‘ Bauarbeiten anbelangt, so hat das Verkehrsministerium alles 
- getan, um seinen Aufgaben zu entsprechen. Um die zentrale 
Leitung des Zugverkehrs klaglos zu gestalten, werden dem- 
nächst 1800 km Fernsprechleitungen gebaut werden. : SchlieR- 
lich machte der Redner noch Mitteilung über erfolgte Neu- 
bestellungen. Bis Juni 1922 werden 61, hernach noch 150, im 
ganzen 220 Lokomotiven abzuliefern sein. Außerdem werden 
bis Ende nächsten Jahres 1001 Güterwagen, 99 Dienstwagen 
und.78 Personenwagen geliefert werden. Ob ses noch möglich 
sein wird, Holztransportwasen zu bestellen, hänge zum "Teil 
von .der Leistungsfähigkeit der Wagenfabriken ab. 
Sektionschef Dr. Stachel beklagte die Riückständigkeit des 
Fernsprechwesens und gab ein Bild über den bisher erfolgten 
Ausbau des Fiernsprechnetzes. Die Industriekonferenz be- 
schloß sodann, zur eingehenden Beratung der einzelnen Fragen 
mehrere Ausschüsse einzusetzen, deren Wahl sofort vorge- 
nommen wurde und deren Tätigkeit bereits am 14: Oktober 
d. J. beginnen sollte. 


-  — Gemeinsame Beratung des Transport- und Tarifausschusses 
mit Vertretern der Bahnbenutzer. An die Stelle des früheren 
'Tarif- ‚und des früheren Transportkomitees der Eisenbahn- 
direktorenkonferenz sind der Tarifausschuß und der Transport- 
ausschuß des kommerziellen Verbandes der österreichischen 
Eisenbahnen getreten, wobei, einem lang geäußerten Bedürf- 
nisse der Bahnbenutzer entsprechend, die Einrichtung getroffen 
wurde, daß an den Beratungen der beiden Verbandsausschüsse 
auch eine Vertretung der Bahnbenutzer teilnimmt. Am 19. und 
20. September 1921 haben der Transportausschuß und der Tarif- 
ausschuß zum ersten Male gemeinsam mit den Vertretern der 
Bahnbenutzer beraten. Auf der Tagesordnung stand die von den 
Eisenbahnen in Aussicht genommene Änderung der Neben- 
gebühren des neuen Eisenbahn-Gütertarifes, Teil I, Abtei- 
lung B, der mit Gültigkeit vom 1. November 1921 zur Ausgabe 
zelangen wird. Bezüglich einer ganzen Reihe von Verhand- 
lungspunkten stimmten die Auffassungen der Bahnbenutzer mit 
jenen der Eisenbahnen vorweg überein, in vielen anderen Punk- 
ten sahen sich die Eisenbahnen veranlaßt, den Wünschen der 
Bahnbenutzer entgegenzukommen. 


— Direkte Schnellzugverbindung. Wien-Karlsbad-Marienbad- 
Franzensbad. Der Landesverband für Fremdenverkehr, Sitz 
Karlsbad, hat wegen der täglichen Führung des Bäderschnell- 


zuges Wien-Karlsbad-Marienbad-Franzensbad während der Kur-. 


zeit 1922 bei allen in Betracht kommenden Behörden Schritte 
unternommen und die Mitteilung erhalten, daß. sowohl das Pra- 
ger Eisenbahnministerium als auch das österreichische Bundes- 
ministerium für Verkehrswesen auf der internationalen Fahr- 
plankonferenz im Noviember d. J. entsprechende Vereinbarungen 
wegen der täglichen Führung dieses Zuges treffen werden. Nach 
Mitteilung der Staatsbahndirektion Pilsen ist weiter beabsichtigt, 
während des Winters eine direkte Schnellzugverbindung nach 
Wien allenfalls dreimal wöchentlich im Vorschlag zu bringen. 


— Der Güterverkehr anläßlich der Wiener Messe. Laut 
Zeitungsberichten hat sich der Güterverkehr der für die Wiener 
Messe bestimmten Güter glatt und. ohne jeden Anstand abee- 
wickelt. Der allergrößte Teil der Messewaren bestand aus 


Stückgütern, die nach den für die Wiener Messe erlassenen Vor- 


schriften mit Bevorzugung behandelt und deren Einlangen den 


Parteien durch Fernsprecher angezeigt wurde. Alle Messegüter 
sind auch sofort bezogen worden. Die für Messegüter erteilte 
S0prozentige Frachtermäßisung wurde nur für eimen Teil der 
Sendungen in Anspruch genommen. Eine größere Anzahl von 
Messegütern wurde unmittelbar an Wiener Spediteure, und zwar 
ohne Messebestätigung, wenn auch mit der Bezeichnung Messe- 
gut, gerichtet. Diese Messegüter wurden gewöhnlich, d. h. ohne 
Frachtermäßigung berechnet, sie entziehen sich daher auch einer 
statistischen Erfassung. Vielfach langten Messegüter auch als 
Gepäck oder Expreßgut ein, die ebenfalls nicht für eine Statistik 
herangezogen werden können. Fine besondere Erhöhung des 
Güterumsatzes im Eilgut- oder Frachtgutverkehr ist durch die 
Beförderung der Messewagen nicht herbeigeführt worden, so daß 
sich der Messegüterverkehr im Rahmen des allgemeinen Güter- 
verkehrs ganz regelmäßig abgewickelt hat. Die Vorkehrungen, 
welche die Eisenbahnverwaltungen für den Güterverkehr zur 
Wiener Messe getroffen hatten, erwiesen sich in jeder Beziehung 
als durchaus ausreichend, sowohl auf dem Westbahnhofe, wo die 
meisten Messezüter eingelaufen sein dürften, wie auf dem Nord-, 
Nordwestbahn- und Franz-Josefs-Bahnhofe. Den geringsten 
Messegüterverkehr hatte der Ostbahnhof, was ohne Zweifel aus 
den politischen Verhältnissen zu erklären ist. 


— Wiederaufnahme der Plattensee-D-Züge (vgl. Nr. 41, S. 764 
dieser Zeitung). ° Nach einer Mitteilung der Südbahndirektion 
verkehren die Plattensee-(Balaton-)D-Züge seit 12. Oktober 
zwischen Budapest Südbahnhof und Wien Südbahnhof wieder 
täglich, jedoch bis auf weiteres über Ödenburg-Ebenfurt. 


— Schwierigkeiten im Reiseverkehr. In einer Sitzung der 
Wiener Kammer für Handel, Gewerbe und Industrie stellte ein 
Mitglied einen Antrag wegen Sicherung der Fahrmöglichkeit für 
zahlende Reisende. In dem Antrage wurde auf die Schwierig- 
keiten im Reiseverkehr hingewiesen und der Wunsch ausge- 
drückt, daß bei den Personen führenden Zügen eine bestimmte 
Anzahl von Wagen aller drei Klassen ausschließlich für die mit 
bezahlten Fahrausweisen versehenen Reisenden vorbehalten 
werde, während ein anderer Teil der Wagen Besitzern von Frei- 
und Regiekarten zur Verfügung stehen soll. Ein Ausgleich 
zwischen den ıbeiden Arten von Reisenden könne natürlich wäh- 
rend der Fahrt stattfinden. Der Antrag wurde der geschäfts: 
ordnusgsmäßigen Behandlung zugewiesen. 


— Verkehrsnachriehten. Die Betriebsdirektion der Südbahn 
teilt mit: _ Von Montag, den: 10. Oktober, an wird zwischen 
Wien-Südbahnhof-Triest-Agsram auf dem Wege über 
Graz, Marburg, Laibach täglich ein neues Nacht-D-Zugpaar 
geführt werden.. Erste Abfahrt von Wien Südbahnhof um 
19 Uhr 20 Min. am 10. Oktober, Ankunft in Triest 9 Uhr 35 Min,, 
in Agram 5 Uhr 39 Min. am 11. Oktober; erste Abfahrt von 
Triest (19 Uhr 45 Min.) am 11..Oktober, von Agram (0 Uhr 
2 Min.) am 12. Oktober, Wien Südbahnhof an erstmals 10 Uhr 
55 Min. am 12. Oktober. Die Einzelheiten sind, in den Fahr- 
plänen der. Südbahn vom 1. Juni 1921 enthalten. Diese D-Züge 
führen Wagen aller drei Wagenklassen und internationale 
Schlafwagen sowohl nach und von Triest ‚wie auch nach und 
von Agram. Die Benützungsbestimmungen sind dieselben wie 
bei den D-Zügen Wien-Triest-Agram Nr. 3 und 4 Die Paß- 
und Zolluntersuchung findet während der Fahrt statt. Das in 
Wien Südbahnhof und Graz H.B. zur Aufgabe gebrachte Reise- 
gepäck ist spätestens eine Stunde vor: Abgang des Zuges den 
Zollorganen in diesen Stationen zur Untersuchung zu stellen, da 
später aufgeliefertes Gepäck nicht mehr zur Beförderung auf- 
genommen werden kann. Der Sichtvermerk für die Durchreise 
durch Südslawien wird in den Zügen 9 und 10 im Zuge gegen 
Erlag von 10 Dinar durch die südslawischen Behörden gegeben. 


Ungarn. 


— Einstellung des Güterverkehrs über Bruck-Kirälyhida nach 
Österreich. Nach einer Verordnung der Staatsbahndirektion 
wird die Annahme von Eil- und Frachtgütern als Stückgut und 
in Wagenladungen für die ‚Stationen des Abschnittes Hegyes- 
halom-Bruck-Kirälyhida sowie für Miklöshalma, Zuräny, 


Laitakäta Kiterö, Pandorfalu und Bruck=Kirälyhida, ferner für 


die über Bruck-Kirälyhida hinaus nach Österreich zu gelegenen 
Stationen bis auf weiteres eingestellt. : Unterwegs befindliche 
Sendungen sind dem Absender zur Verfügung zu stellen. 
Nach einer weiteren Vierordnung werden die über die Station 
Bruck-Kirälyhida nach Österreich austretenden Sendungen der 


im Punkt 1 der Bedarfsgüterliste aufgezählten Güter — ausge- 
nommen Getreide, Mehl und sonstige Mahlprodukte, W ein, 
Spiritus und Spirituosen — in Wagenladungen sowohl als Eil- 

Stückgüter 


wie als Frachtgut, zur Beförderung angenommen. 
Auf den Stationen der 


können nur als Eilgut befördert werden. Mal r de 
Köszeg-Felsöläszlö-Vis 


Strecken Szombathely-Nagyszentmihäly, 
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und Pinkamindszent-Nemetujväros werden Sendungen von leben- 
den Tieren nur auf Grund der von Fall zu Fall zu erteilenden 
besonderen Bewilligung des Regierungskommissars in Szomba- 
thely angenommen und befördert. 


— Regelung des Güterverkehrs mit der Tschecho-Slowakei. 
Nach einer Verordnung der Direktion der ungarischen Staats- 
eisenbahnen gelangen die im Laufe dieses Jahres getroffenen 
einstweiligen Bestimmungen nicht nur für Sendungen über 
Szob bzw. Pärkänynäna, Oroszvär und Köpcseny bzw. 


Pozsonyligetfalu, Salgstarjan,  Bänreve, Hidasn&meti, bzw. 
Hernädesäny, Sätoraliauihely bzw. Sätoraliaujhely-Gyärtelep, 
sondern auch für die Beförderung über Tornanädaska bzw. 


Turna, Doegelypalank bzw. Ipolysäg ‘und Inpolytarndez bzw. 
Rapp im Eil- und Frachtgutverkehr zur Anwendung. Die Veer- 
sender haben im Frachtbrief den Grenzübergang vorzusschrei- 
ben, über den die Sendung befördert werden soll. 


— Beratungen über die Einfuhrverbote. Die Außenhandels- 
abteilung der Budapester Handels- und Gewerbekammer hielt 
eine Sitzune ab, auf der die Frage der Einfuhrverbote und diie 
Mittel zur Ausgleichung der Gegensätze besprochen wurden. Es 
wurde vorgeschlagen zu prüfen, ob alle in der, jüngsten Zeit 
erlassenen Einfuhrverbote notwendig seien, ferner in welchem 
Maße sie die Teuerung erhöhen und den Übergangshandel er- 
schweren. Es wäre angezeigt, daß gewisse Vergeltungsmaß- 
nahmen eingestellt, die Einfuhrverbote für solche Waren aber, 
die durch Zollsätze nicht geschützt sind, aufrechterhalten wür- 
den. Die Besprechungen werden demnächst fortgesetzt werden. 


— Beförderung von frischem, neuem Mais. Nach einer Ver- 


ordnung der Staatsbahndir ektion müssen Sendungen von frischem . 


Mais auf den Linien der ungarischen Staatsbahnen und der 
unter ihrer Verwaltung stehenden Vizinalbahnen außer der 
Reihe allen anderen Sendungen vorangehend befördert werden. 
Eine Ausnahme bilden nur lebende Tiere, frisches Fleisch, 
frisches Obst, frisches Gemüse und Eier. 


— Frachtbegünstigung für Zement- (Beton-) Dachziegeln auf 
den ungarischen Staatsbahnen. Um die gänzlich eingestellte 
Bautätigkeit einigermaßen wieder in Gang zu setzen, wurden 
auf Antrae des Bundes der ungarischen Industriellen für die 
vorgenannten Güter auf sämtlichen Linien der ungarischen 
Staatsbahnen seit 20. September d. J. ab die ermäßigten Fracht- 
sätze des Ausnahmetarifes I gewährt. 


— Die Ausarbeitung des neuen ungarischen Zolltarifs hat 
in der jüngsten Zeit große Fortschritte gemacht. Der industrielle 
Teil nähert sich bereits der Vollendung, und die Zollgebühren 
für einzelne Industriezweige, wie die Textil- und Lederbranche, 
wurden festgesetzt. Um auch den Provinzinteressenten Gelegen- 
heit zu bieten, zu diesen sehr wichtigen Fragen unmittelbar 
Stellung zu nehmen, veranstaltet die ungarische zollpolitische 
Zentrale in den größeren Provinzstädten Konferenzen, an denen 


auch die Vertreter des Handels und Gewerbes teilnehmen. Die 
erste dieser Konferenzen hat in Miskolez stattgefunden. 
— Die Erhöhung der Straßenbahntarife (vgl. Nr. 41, S. 765 


d. Ztg.). Der hauptstädtische Munizipalausschuß hat eine Tarif- 
erhöhung auf den Vereinigten Straßenbahnen dem Handels- 


minister vorgeschlagen. Der Handelsminister hat im Einver- 
nehmen mit dem Minister des Innern die Erhöhung der Tarife 
der Vereinigten Straßenbahnen bewilligt. Demzufolge traten 
am 1. Oktober auf den Linien der Budapester Vereinigten 
Straßenbahnen folgende Tarife ins Leben: für Kinder (auch mit 
Umsteigen) 1 K., für Erwachsene (auch mit Umsteigen) im 
Außenviertel 3 K., im Innenviertel 5 K. Nachts kosten die 


zum Umsteigen nicht berechtigenden Fahrkarten 10 K, Seit 
2. Oktober werden folgende Wochenkarten ausgegeben: für 
Kinder 10 K., für Erwachsene im Außenviertel 18 K., für. 


öffentliche Angestellte 30 K., wenn die Elektrische viermal am 
Tage benutzt wird, und 20 K% wenn sie zweimal am Tage be- 
nutzt wird; für Arbeiter und Privatangestellte 40 K. Preis 
einer normalen Wochenkarte 60 K. Monatsabonnement: 
Photographie 800 K., ohne Photographie 1000 K. Der Handels- 
minister hat gleichzeitig angeordnet, daß die elektrische Bahn 
alle von der Staatskasse erhaltenen verschiedenen Anleihen 
schleunigst zurückerstatte, daß sie ferner mit der Hauptstadt 
hinsichtlich der Grundbenutzungsgebühren einen billigen Aus- 
eleich abschließe und daß sie die zur Herstellung der Bahn 
erforderlichen Wiederaufbauarbeiten sofort in Angriff nehme. 
Nach Berechnungen der Straßenbahn wird der erhöhte Tarif 
eine Mehreinnahme von 180 Millionen Kronen jährlich ‚erzielen. 
Hiervon würden auf die Lohnerhöhung 120 Millionen verwendet, 
während von den verbleibenden 60 Millionen die Forderung des 
Staates beglichen und überdies noch Wiederherstellungsarbeiten 
durchgeführt werden müßten. 


mit 


Niederlande. 


— Vom Winterfahrplan der holländischen Eisenbahnen. Die 
seit dem 1. Juni 1921 bestehende Verbindung Amsterdam-Ham- 
burg über Groningen-Leer-Oldenburg-Bremen soll nun auch für 
den Winter bestehen bleiben. Da die Badezüge Berlin-Nord- 
deich, die den Verkehr auf der oldenburgischen Strecke mit 
übernahmen, im Winter nicht vierkehren, sollen die D-Züge Ham- 
burg-Bremen (D 125/126) ganz bis Neuschanz durchgeführt wer- 
den; es wird dann auch der durchgehende Verkehr auf die dritte 
Klasse ausgedehnt werden, und der Mitropa-Speisewagen Amster- 
dam-Leer wird bis Hamburg verkehren. Es ist somit zu hoffen, 
daß die neugeschaffene Verbindung Amsterdam-Oldenburg-Ham- 
burg (503 km) für die Dauer bestehen bleiben wird, was um 50° 
mehr zu begrüßen ist, als eine durchgehende TPagesverbindung 2 
auf der alten Linie über Osnabrück (489 km) zurzeit nicht be 
steht. _Auf dieser Strecke bringt aber der Winterfahrplan. für ” 
die Nachtverbindung insofern eine wesentliche Verbesserung, als 
der Schlafwagen Rotterdam-Altona dem Dresdener Zuge 4 
(D 137/138) abgenommen und mit durchlaufenden Wagen 1. bis ; 


3. Klasse :als besonderer Zuge (D 128/129) von Bentheim nach 
Altona. durchgeführt werden wird. Dadurch entfällt der lästige 
Aufenthalt in Osnabrück. Die. Schlafwagen Amsterdam-Berlin, 
der Schlafwagen Haag-Leipzie und der Mitropa-Speisewagen 
Amsterdam-Osnabrück verbleiben in dem Zuge nach Dresden. 

Von Holland nach Süddeutschland verkehren nach wie vor drei 
D-Züge, zunächst der Zug 254/255 über Nymwegen von 


ER 2 


dam- und Haag-Rotterdam nach Würzburg-Wien (-Bukarest), so- 
wie über Emmerich die beiden Baseler Züge: D 107/108 mit 
Schlafwagen Amsterdam-Basel und  durchlaufenden Wagen 3 
Rotterdam-Basel, Haag-Mailand, Amsterdam-Innsbruck und -Mün- ; 
chen, und D 281/282 mit Speisewagen Amsterdam-Frankfurt und 

durchgehenden Wagen Amsterdam-Genua, -Chur und -München. 3 
Im Anschluß an den Dampfer. der Vlissinger Linie erscheint 


auch zum ersten Male wieder ein durchgehender Wagen 
Vlissingen-Goch-Köln-Frankfurt. Dr... 05534 
— Die Vlissinger Linie im’ Jahre 1920. Zu der Notiz Eu 


S. 579 unserer Zeitung wird uns von anderer Seite geschrieben: 
Die Befürchtung, daß die Vlissinger Linie auf die Dauer der 3 
Linie Hoek van Holland- Harwich nicht gewachsen sein könne, ; 
vermögen wir nicht zu teilen. Vor allem wäre dazu darauf hin- 
zuweisen, daß die Niederländische Regierung kürzlich die Hälfte 
des Aktienkapitals der Gesellschaft „Zeeland“ übernommen und - 
dadurch das Weiterbestehen der Verbindung für die Zukunft 
gesichert hat; sie wurde hierbei von den Mitgliedern sämtlicher 
Parteien in der Zweiten Kammer unterstützt. Die Schnelligkeit 
der Verbindung über Vlissingen steht übrigens der über Hock 
in. keiner Weise nach, wie der Fahrplan und der Güterverkehr 
in Lebensmitteln, bei dem 'es gerade auf Zuverlässiekeit und 
Schnelligkeit ankommt, ergibt. Daß die Vlissinger Linie für | 
den internationalen Verkehr von weit größerer Bedeutung war 
als die Hoeker Linie, geht auch aus den Zahlen für 1913 hervor, 
wonach der Durchgangsverkehr zwischen Deutschland und Eng- 
land über Vlissingen 145000 Personen, der über Hoek van ; 
Holland nur 53000 Personen betrug. Als Beweis hierfür möge 
ferner auch der Ausspruch des : Verkehrsverbandes „Linker. 
Niederrhein“ in Crefeld in seinem Antrag auf Verkehr 
besserung an die Eisenbahndirektion Köln vom Juli d. J. dienen, 
in dem es heißt: „Schon lange Jahre vor dem Kriege hat sich - 
der weitaus größte Teil des Personen-, Post- und Schnellgüter- 
verkehrs England-Holland- ‚Westdeutschland auf dem Seewege 
über Vlissingen abgespielt.“ Obwohl die Gesellschaft „Zeeland“ - 
nach dem Kriege mit vielen Schwieriekeiten zu kämpfen gehabt 
und bis heute noch immer hat, und die jetzt fusionierten Nieder- 
ländischen Eisenbahnen ihr nicht so sympathisch gegenüber- 
stehen wie die früheren Niederländischen Staatseisenbahnen, 
welch letztere in Konkurrrenz gegen die Hoek-Linie arbeiten, 2 
gelingt es der „Zeeland“ dennoch allmählich, Boden zu gewinnen 
und weist alles auf eine stetige und noch für große Entwicklung 
geeignete Zunahme. Daß die Kriegsjahre finanziell schlechte Er- 
gebnisse hatten und bei Wiederaufnahme des Verkehrs zufolge 
der außerordentlich gestiegenen Kohlenpreise nur mit Verlust 
gefahren werden konnte, sind Vorkommnisse, denen auch eine 
Menge anderer Schiffahrtsgesellschaften ausgesetzt gewesen sind 
und die durchaus nicht daran dachten, aus diesen Gründen ihre 
Dienste einzustellen. Nicht nur der Unfall des Dampfers „Berlin“, u 
sondern die Schnelligkeit, Regelmäßigkeit, Sicherheit, kurzum 
die ganze Betriebsweise der Vlissinger Linie hat letzterer die ß 
Beliebtheit des reisenden Publikums gesichert und! bisher unver- 
ändert erhalten. Soweit im wesentlichen der sachliche Inhalt 4 
der Zuschrift. Wir möchten dazu folgendes bemerken: ee; 
Daß die holländische Regierung für 1 Million Gulden Re 
die „Zeeland“-Gesellschaft übernommen hat, hatten wir bereits 
früher (8. 211 d. Jahrg.) berichtet; das Kapital. beträgt übrigens 
insgesamt etwas mehr als 2 Millionen Gulden, nämlich genau 
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2020500 fl.; der Staat besitzt somit noch nicht ganz die Aktien- 
_ mehrheit. Im übrigen trifft es nicht zu, daß die Bedeutung der 
 Vlissinger Linie für den internationalen Verkehr weit größer 
gewesen ist als die der Harwich-Linie. Auch wenn die Zahlen, 
die die Zuschrift für den deutsch-englischen Durchgangsverkehr 
‚angibt, richtig sind — wir sind nicht in der Lage, sie nachzu- 
prüfen —, so ist zu beachten, daß die Vlissinser Dampfer täg- 
lich zweimal, die über Hoek van Holland-Harwich nur einmal 
täglich verkehren. Die Nachtboote der Vlissinger Linie beför- 
 derten nun 1913 insgesamt nur 120 937 Personen, die über Hoek 
van Holland dagegen 121 166 Reisende, während der Verkehr der 
 Vlissinger Tagesschiffe nur 48397 Personen betrug. Übrigens 
- hatte die Hoeker Linie, die erst seit 1893 besteht, bereits 1905 
mehr Reisende befördert (104500) als. die Vlissinger, die 
18 Jahre früher in Betrieb gesetzt worden war, und die 1905 mit 
doppelt so viel Schiffen nur 101842 Personen beförderte; der 
Aufschwung der Hoeker Linie ist also unverkennbar. Der 
spätere Rückgang der Hoeker Linie ist ohne Frage eine un- 
mittelbare Folge des Unfalls ihres Dampfers „Berlin“. 
Was mun den Güterverkehr der Vlissinger Linie anlanst, so 
- möchten wir darauf hinweisen, daß der Personenverkehr hier 
- immer die Hauptrolle gespielt hat. Die Einnahmen aus dem 
Personenverkehr betrugen alliährlich durchweg das Doppelte 
der Einnahmen aus dem Güterverkehr (1913: 119478 und 
648798 f1.). Nachdem 1919 der am 20. März 1915 ganz einge- 
stellte Güterverkehr wieder aufgenommen war, kehrte sich das 
Verhältnis der Einnahmen im Jahre 1920 ganz um: die Ein- 
nahmen aus dem Personenverkehr betrugen 483 351 fl., die aus 
dem Güterverkehr 854255 fl. Es hat also eine vollständige Um- 
stellung. stattzefunden. : 
Die schlechten finanziellen Ergebnisse der „Zeeland*-Linie 
sind übrigers nichv lediglich auf den Krieg zurückzuführen, die 
Gesellschaft hat, wie den Lesern des Blattes bekannt sein wird, 
| a E den Jahren 1882—1886 und 1912—1914 eine Dividende 
verteilt, = 
Im übrigen haben wir es seinerzeit mit Freuden begrüßt, daß 
' der holländische Staat sich der notleidenden „Zeeland“-Gesell- 
schaft angenommen hat, denn es wäre in hohem Maße bedauer- 
lich gewesen, wenn die Linie, deren Entwicklung mit der deut- 
schen Postverwaltung so eng verbunden gewesen ist, hätte ein- 
gehen müssen. Wie im Verkehr mit Holland überhaupt, hat 
auch hier der Wettbewerb der Verbindungen der Hebung des 
Verkehrs außerordentlich gedient, und diese alte Pflicht der 
 Verkehrsverwaltungen steht jetzt beim Wiederaufbau erst recht 
vor neuen Aufgaben. Vielleicht übernimmt in Zukunft die 
Hoeker Linie den Verkehr nach Norden (Hamburg, Berlin), 
während die Vlissinger Linie den nach Süden (Köln-Süddeutsch- 
land) bedient. Damit erhielte jede Linie ein besonderes Ar- 
beitsgebiet und ein Wettbewerb entfiele, der sich unter den 
heutigen Verhältnissen nicht mehr recht verantworten läßt. 
: ’ Dr. OÖ 


Uebrige europäische Länder. 


— Fehlbeträge der dänischen Staatsbahnen. Die dänischen 
Staatsbahnen, die rund 2100 km umfassen, gegenüber ungefähr 
2200 km Privatbahnen, haben immer größere Betriebsverluste 
zu verzeichnen. So hat sich z. B-im Mai d. J. ein Fehlbetrag 
von 45 Millionen Kronen gegen 2 Millionen Fehlbetrag im Mai 
1920 ergeben. Im April d. J. ergab sich für die Staatsbahnen 
ein Fehlbetrag von 1,6 Millionen gegen etwas über 0,5 Millionen 
Überschuß im gleichen Monat 1920. Die sich immer mehr stei- 
gernden Fehlbeträge des dänischen Staatsbahnbetriebes haben 
den dänischen Zeitungen Anlaß gegeben, sich mit den Staats- 
“bahnen und deren Tarifpolitik zu beschäftigen. Es wird eine 
Tarifherabsetzung verlangt, um den Eisenbahnen Verkehr zuzu- 
führen. 4a Dr.-8. 


— Eisenbahnbrücke über den Lilla Bält. Die Generaldirek- 
tion in Kopenhagen hat im Auftrage der Regierung einen Vor- 
schlag für eine Eisenbahnbrücke über den Lilla Bält zwischen 
Strib und Fredericia ausgearbeitet. Der Vorschlag soll dem im 
Oktober zusammentretenden Reichstage vorgelegt werden. Man 
will durch diese Brücke die Verkehrsschwierigkeiten beseitigen, 
die darin bestehen, daß die Züge zwischen Fühnen und Jütland 
ietzt mittels Fähren überführt werden müssen.- Seit einigen 
Jahren steht auch der Bau einer Eisenbahnbrücke über den 
Masnedsund auf der Gjedserlinie auf der Tagesordnung. Aber 
man hat sich jetzt für die (2,5 km lange) Brücke über den Lilla 
Bält entschieden. Es wird eine Hochbrücke mit acht Wasser- 
-pfeilern und einer Höhe von 33 m über Wasseroberfläche, so 
daß die größten Fahrzeuge durchfahren können. _ Zugleich, mit 
dem Brückenbau werden auch die. Eisenbahnlinien etwas um- 
gelegt, und Fredericia bekommt eine neue Eisenbahnstation. 
Station, Gleisanlagen und Brückenbau sind auf 50 Millionen 
Kronen veranschlagt. Dr. S 


— Verwendung von Braunkohle auf dänischen Staatsbahn- 
lokomotiven. Unter den Bestrebungen der dänischen Staats- 
bahnen, Betriebsersparnisse zu erzielen, sind neuerdings auch 
Versuche mit Braunkohlenheizung zu erwähnen. Die Braun- 
kohlen sollen vor ihrer Verwendung zu Briketts verarbeitet 
werden. Dr4»: 


— Maßnahmen gegen Brandgefahr in Norwegen. Damit die 
Lokomotiven nicht zu sehr angestrenet werden und der Funken- 
auswurf in Steigungen nicht überhand nimmt, hat die Haupt- 
direktion der norwegischen. Staatsbahnen in diesem Sommer an- 
läßlich der Dürre die Anordnung getroffen, daß die Ge- 
schwindigkeit in Steigungsrampen herabgesetzt werden soll, und 
zwar ohne Rücksicht darauf, ob Verspätungen rn 

Te. 


— Sieherheitsvorschriften der schwedischen Privatbahnen. Die 
schwedische Eisenbahndirektion hat schon längere Zeit ihre 
Aufmerksamkeit auf die Beseitigung des Mißstandes gerichtet, 
daß die Sicherheitsvorschriften der Privatbahnen verschiedenes 
zu wünschen übrig ließen, nicht nur in bezug auf Mangel an 
Übereinstimmung zwischen Bahnen gleicher Verkehrsart und 
Verkehrsstärke, sondern auch in anderer Hinsicht. Nach lang- 
wierigen Verhandlungen mit der schwedischen Eisenbahnver- 
einigung als Vertreterin der schwedischen Privatbahninteressen 
ist am 28. Februar d. J. (mit Gültigkeit vom 1. Oktober ab) 
von der Eisenbahndirektion ein ‚„erneuertes Dienstreglement 
für die Privatbahnen mit Haupt- und Sekundärbahnbetrieb"“ 
herausgegeben worden, das zum größten Teile sich in Überein- 
stimmung mit den jetzt geltenden Sicherheits- und Signalvor- 
schriften der Staatsbahnen befindet (diese am 1. Oktober 1907 
in Kraft getretenen Vorschriften scheinen übrigens im Laufe 
einiger Jahre durch neue ersetzt werden zu sollen). Zugleich 
ist beabsichtigt, daß ein soweit möglich einheitliches „Lertiär- 
bahnreglement“ bei den Eisenbahnen mit sogenanntem verein- 


-fachten Betriebe in Verwendung kommen soll. Dr. S 


— Personalbesetzung der schwedischen Staatsbahnen. In dem 
abgelaufenen schwedischen Wahlkampf spielte auch die Über- 
besetzung der Staatsbahnen mit Personal eine bedeutsame Rolle. 
Die Zeitschrift ‚„Medborgare“ schreibt hierüber: Während der 
fünf Jahre 1911 bis 1915 brauchte der Staat ungefähr 4500 Neu- 
anstellungen, aber 1916 bis 1920 bis zu 14000. Die Beamten und 
Bediensteten nahmen während der letzten fünf Jahre um 45 % 
zu. Wenn diese Vermehrung einigermaßen im Verhältnis zur 
Bevölkerungszahl stände, so hätte Schweden in der gleichen Zeit 


-ıum 2% Millionen Einwohner zugenommen. Diese Vermehrung 


an statusmäßigen Beamten- und Bedienstetenstellen ergibt sich 


aus nachstehender Zusammenstellung: ) 
a LOL 1905 1910 1915 1920 


N ; Fr. 901.7 105008 18 177 15760722790 
De ee 210828 2,543 3389 4.296 4994 
Telegraphen BR 396 889 1903 2232 4213 
Rorstenwae 588 547 591 648... 875 
Wasserfälle. . ... ... —_ == ek 248 440 
Beichsbank:. , 2. 203 236 295 21 3 ; : 


Postsparbank . . . == = 
12021: 14715 19355 23504 33768 
Telegsraphen und Staatsbahnen haben also die größte Vermeh- 
rung. Während der ersten F ünfjahrperioden brauchten die 
Staatsbahnen höchstens je 2500 neue statusmäßige Stellen, wäh- 
rend der letzten Periode waren 7000 erforderlich, woran sicher 
en nur der Achtstundentag schuld: ist, sondern noch andere 
Ursachen, Dis: 


— Von der internationalen Rheinkommission. Aus, der Schweiz 
wird geschrieben: Die internationale Rheinkommission wird vor- 
aussichtlich im Monat Dezember wieder zusammentreten und 
alsdann auch erneut die Frage des elsässischen Rheinseiten- 
kanals und der von der Schweiz vorgeschlagenen Regulierung 
der Strecke Basel-Straßburg anschneiden. Die Schweiz wird 
zu diesem Termin ein eingehendes Regulierungsprojekt vorlegen. 
Ob es aber schon in der Dezembertagung zu einer endgültigen 
Entscheidung kommen wird, ist sehr fraglich, denn Projekte von 
soleher Bedeutung wollen gründlich durchdacht werden. Eigen- 
tümlich ist die Geheimniskrämerei, die unter den neuen Ver- 
hältnissen in der internationalen Kommission an der Tagesord- 
nung ist. Während die frühere Kommission, die ihren Sitz in 
Mannheim hatte, allen Interessenten und namentlich der Presse 
ihre jeweiligen Beschlüsse nach jeder Sitzung gedruckt ZUu- 
kommen ließ, schweigt sich die Kommission heute vollständig 
darüber aus, und auch die Jahresberichte aus früherer Zeit sind 
nicht mehr erhältlich, obgleich doch die Kommission das ganze 
Inventar aus Mannheim übernommen hat. Nach Art. 45_der 
Rheinschiffahrtsakte, die laut Art. 354 auch weiterhin in Kraft 
besteht, hat die Kommission jährlich einen Bericht über den 
Stand der Rheinschiffahrt zu erstatten, und man darf wohl er- 
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warten, daß auch die neue Rheinkommission an diesem Brauch 
festhalten wird. Wenn über das Jahr 1920 ein solcher. noch 
nicht erschienen ist, so ist das wohl zu entschuldigen, denn die 
Kommission trat zum erstenmal im Sommer 1920 zusammen. Nun 
ist aber anzunehmen, daß die Strombefährung im Juni d. J. in 
- einer im Frühjahr erscheinenden wissenschaftlichen Begutach- 
tung ihren Niederschlag finden werde, und man darf einem sol- 
chen Berichte wohl mit großem Interesse entgegensehen. Es sei 
darauf aufmerksam gemacht, daß auch die Internationale Donau- 
kommission, derin der Zeitschrift „Le Danube International” ein 
eirenes Organ zur Verfügung steht, daselbst ihre Beschlüsse und 
sogar eingehend ihre Verhandlungen veröffentlicht. 


— Kleine Ersparnisse bei den englischen Eisenbahnen. Seit 
die englischen Eisenbahnen infolge des Inkrafttretens deis neuen 
lisenbahngesetzes wieder auf eigene Füße gestellt sind, geben 
sie sich einerseits Mühe, Verkehr anzulocken, indem sie in bezug 
auf Sonderfahrkarten zu ermäßigten Preisen den Reisenden 
eroßes Entgegenkommen zeigen, andererseits sind sie aber eifrig 
bemüht, an Betriebskosten zu sparen, wo es irgend geht, um so 
dem Gleichgewicht zwischen Einnahmen und Ausgaben wenig- 
stens wieder nahezukommen, wenn sie es zunächst nicht ganz 
wiederherstellen können. Sie hoffen, daß viele kleine Sparmaß- 

- nahmen endlich einen hohen Betrag ausmachen und so einen 
wesentlichen Einfluß auf die Betriebsrechnung haben werden. 
Zu ihnen gehört z. B. das Schließen weniger benutzter Eingänge 
zu Bahnhöfen’ mit mehreren Zugängen während verkehrs- 
schwacher Stunden und die  kKimführung der Begleitung 
schwacher Züge durch nur einen Wagenführer, der zugleich den 
Dienst des Zugführers versieht und Fahrkarten im Zuge ver- 
kauft. Eine ‘eigenartige, aber um so .beachtlichere Maßnahme 
ist bei der Großen Ostbahn im Stellwerkdienst getroffen worden, 
um an Sonntagen, wo bekanntlich in England der Zugverkehr 
stark eingeschränkt wird, und während sonstiger  verkehrs- 
schwacher Zeit an Arbeitskräften und damit an Löhnen zu 
sparen. Derartige Ersparnisse fallen beim achtstündigen Arbeits- 
tag besonders ins Gewicht, weil sie häufig die Einstellung einer 
Ablösung entbehrlich machen. Es werden dann einige Signal- 
stellwerke umgeschaltet, so daß die Blockabschnitte entsprechend 
verlängert und die Leistungsfähigkeit der Strecke herabgesetzt 
wird, was aber wegen des beschränkten Zugverkehrs keine Be- 
denken hat, Schwierigkeiten waren nur insofern zu überwinden, 
als manche Sienale mit Wegeschranken gekuppelt sind. Es sind 
deshalb an den Schrankenwärterposten besondere Stellhebel für 
diese Signale angebracht worden, so daß diese die Signale, die 
aber nicht in das Blocksystem einbezogen sind, stellen können. 
Die Signale müßten nach englischem Gebrauch, da das Stellwerk 
ausgeschaltet ist, auf „Frei“ stehen; um aber den Straßenver- 
kehr zu decken, wenn die Schranken offen sind, stellt der 
Schrankenwärter das Signal auf „Halt”. Eine‘ Anzeigevorrich- 
tung benachrichtiet den Schrankenwärter vom Herannahen eines 
Zuges. Das Verfahren ist nur auf Vorortstrecken anwendbar, 
wo alle Züge mit gleicher Geschwindigkeit verkehren; wo 
schnellere Züge und solche, die nicht überall halten, einge- 
schaltet sind, können keine Stellwerke. stillgelegt werden. 
Jedenfalls sind zur Durchführung dieses Gedankens auch be- 
sondere Maßnahmen im Stellwerk nötig, und da diese und das 
Einbauen der Stellhebel, mit deren Hilfe die Signale vom 
Schrankenwärter gestellt werden, gewiß nicht wunerhebliche 
Kosten erfordern, dürften die Ersparnisse nur gering sein. 


— Verbesserungen im Londoner Stadt- und Vorortverkehr. 
London hat bekanntlich von jeher einen außerordentlich starken 
Stadt- und Vorortverkehr gehabt und wird in dieser Beziehung 
wohl nur neuerdings von den amerikanischen Großstädten über- 
troffen. Während des Krieges hat der Zugverkehr auf den 
diesem Verkehr dienenden Strecken stark eingeschränkt werden 
müssen, das Veerkehrsbedürfnis ist aber seitdem stark gewachsen, 
und die Folge waren lebhafte Klagen über Überfüllung der Züge, 
namentlich in den verkehrsstarken Morgenstunden. Abhilfe zu 
schaffen war nicht so schnell möglich, wie es namentlich von 
den Fahrgästen gern gesehen worden wäre. In der letzten Zeit 
sind aber einige Maßnahmen getroffen worden, die die Verkehrs- 
not beseitigen sollen. Bei der ‚„Untergrund-Gruppe“, die ohne 
ihren Omnibusbetrieb allein jährlich etwa 400000000 Fahreäste 
befördert, sind die Züge in den Stunden des Spitzenverkehrs 
verstärkt und vermehrt worden. Auf der Bakerloo-Strecke ver- 
kehren jetzt stündlich in den verkehrsstarken Zeiten 180 Wagen 
gegen 146 im. September, auf der Hampstead-Strecke 132 gegen 
105, auf der Central-London-Railway 174 gegen 144, auf der 
City und Südlondoner Bahn 140 gegen 125. Die Züge folgen 
sich auf der Bakerloo-Strecke in 2 bis 2%. Minuten. Abstand 
gegen 2% bis 3 Minuten im September; die entsprechenden Zei- 
ten sind auf der Hampstead-Strecke 1% bis 2 Minuten gezren 
2 Minuten, auf der Central London Railway 2 Minuten geeen 
2% Minuten und auf der City und Südlondoner Bahn 2 bis 2% 
Minuten gegen 2% bis 3 Minuten, Vorbedingung für diese Ver- 
kehrsverstärkung war die Beschaffung von 153 neuen Wagen, 


 kehrsverbesserungen durchgeführt. ) 
‚Chelsea, ist ein neuer Turbogenerator von 15000 Kilowatt Lei- 


‚tan Distriet-Eisenbahn gestellt werden. 


——— < 


die 750000 £ gekostet haben. Durch einen Umbau der Signal- 
einrichtungen auf der Piccadilly-Strecke der Londoner Blektri- 
schen Eisenbahn ist die Möglichkeit geschaffen worden, die Zug- 
geschwindigkeit zu steigern, wodurch zwischen Hammersmith 


und Finsbury Park zwei Minuten an Fahrzeit gespart werden. 


Auch für den Theater- und den Sonntagsverkehr ist gesorgt 
worden, indem einerseits einige Spätzüge eingelegt worden sind, 


bei deren Fahrplan auch Rücksicht darauf genommen worden. 


ist, daß die Fahrgäste nach Beendigung der Vorstellung in der 
Stadt noch zu Abend essen können und indem andererseits von. 
den 33 Haltestellen, die Sonntags geschlossen waren, 29 wieder 
für siebentägigen Betrieb in der Woche eröffnet worden sind, 


so daß nur noch bei 4 Haltestellen die Beschränkung auf den 
Werktagsverkehr besteht. Einige Züge sind besonders den Be- 
dürfnissen des City-Verkehrs angepaßt, z. B. der „City Man’s 


Express“, der etwa um 5 Uhr von Mansion House nach Ealing 


fährt und unterwegs auf einem großen Teil der Strecke nieht 
hält. Der Gegenzug, der „Pansy Express“, legt die Entfernung 
Ealing Broadway-Mansion House in 27 Minuten zurück, während 
früher bei Dampfbetrieb die Fahrt 48 Minuten dauerte. Er ist 
allerdings nicht für die große Masse, sondern nur für wenige 


Bevorzugte bestimmt, denn er fährt erst um 9 Uhr 14 Min. ab. 


Die Leitung der Untergrund-Gruppe gibt sich Mühe, diejenigen 


Fahrgäste, die, im Vorort wohnend, die City nicht aufsuchen, 


um ihre Geschäfte zu betreiben, sondern um Einkäufe zu machen, 
zur Benutzung der weniger besetzten Züge zwischen 10 und 
4 Uhr zu veranlassen und hat, um hierfür einen Anreiz zu bie- 
ten und“so die Züge der verkehrsstarken Zeit zu entlasten, 
auch für die Stunden zwischen 10 und 4 Uhr eine Anzahl Ver- 
Im Kraftwerk Lot’s Road, 


stung aufgestellt worden, so daß dieses Kraftwerk jetzt über 
100 000 Kilowatt verfügt. ; 

Auch die Metropolitan-Eisenbahn hat 100 Wagen einer neuen 
Bauart beschafft und sie Anfang Oktober in den Verkehr ein- 
gestellt. Der Hauptvorteil dieser Wagen besteht darin, daß sie 
drei Seitentüren haben, wodurch das Ein- und Aussteigen be- 
schleunigt und der Aufenthalt an den Haltestellen verkürzt wird. 
Ähnliche Wagen verkehren auch auf der Metropolitan-Distriet- 
Fisenbahn (Inner Circle), und in einige ältere Wagen, die nur 
Türen an den Enden hatten, sind Mitteltüren eingebaut worden. 
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Auch auf diesen Strecken sind die Züge verstärkt und vermehrt 


worden und man hofft, nunmehr den Fahrplan einhalten und die 
Fahrgäste bequem befördern zu können, was augenscheinlich 
bisher beides nicht der Fall war. Um _die Verkehrsleistungen 
zu beleuchten, sei angeführt, daß in Bakerstreet in der Haupt- 
verkehrszeit stündlich 634 Wagen vorbeigeführt werden, und 
daß die elektrischen Fahrzeuge monatlich weit über 3 Millionen 
Wagenkilometer zurücklegen. 
auf der Metropolitan-Eisenbahn ziemlich dicht; trotzdem sind 
auf einigen Strecken zusammen noch 40 Züge mehr eing»lest 


Der Fahrplan war schon früher 


worden; 28 von ihnen verkehren zwischen Hammersmith und 


Aldgate, wodurch hier bis Mitternacht ein 6-Minuten-Verkehr 
erreicht ist. Im allgemeinen dauert der Verkehr bis 12 Uhr 
30 Min. Nach Uxbridge findet jetzt halbstündlicher Verkehr 


statt, der zeitweilig noch verstärkt wird, Auch für den Theater- 


besuch ist besonders vorgesorgt, und 11 Uhr 45 Min. fährt von 


Bakerstreet ein Zug mit, Speisewagen für Theaterbesucher ab, 
der die Orte in Middlesex, Hertfordshire und ‚Buckinghamshire 
bedient. - Auch die Fahrgeschwindigkeiten sind erhöht, und der 
Fahrplan ist durch Umstellung einiger Züge verbessert worden, 
um‘ dem zeitlich schwankenden Verkehrsbedürfnis besser zu 
genügen. In verkehrsstarken Stunden und Strecken sind die 


Züge neuerdings aus acht Wagen zusammengesetzt; zu ihrer 
eine Anzahl Bahnsteige verlängert werden 


Aufnahme haben 
müssen. Auf. dem Inner Circle verkehren nur noch Fünfwagen- 
züge, gleichviel ob sie von der Metropolitan oder der Metropoli- 
Auf diese Art ist die 
Leistungsfähiskeit der Strecke auf 50000 Fahrgäste täglich 
gesteigert worden. ö Pre ae 

Durch die Maßnahmen zur Förderung des Verkehrs will (die 


.Metropolitan-Eisenbahn vor allem auch zur Verwertung des Ge- 


ländes beitragen, das sie durch Vermittelung von Tochtergssell- 


und Chorley Wood erworben hat. In diesem „Metro-Land“, wie. 
sie es nennt, bauen die Tochtergesellschaften Häuser in ver- 


schaften in Neasden, Wembley Park, Pinner, Rickmannsworth | 


schiedener Größe und Ausstattung, die für alle Kreise der Be- 


völkerung geeignet sein sollen und. trägt dadurch wieder ihr 
Teil dazu bei, der ‘Muttergesellschaft Verkehr zuzuführen. 
Küpnstlerisch ausgestattete Drucksachen werden kostenlos ver- 
teilt, um die unter der Wohnungsnot leidende Bevölkerung, zu 


deren Unterbringung schätzungsweise 500000 Wohnungen ge- 


braucht werden, auf diese Gelegenheit zur 


Ansiedelung auf- 
merksam zu machen. 
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Für die Dampfstrecke nach Aylesbury hat die Metropolitan = 


Eisenbahn ‚eine neue Lokomotivbauart 2B2 eingeführt, und ihre 
elektrischen Lokomotiven sind so umgebaut worden, daß sie 
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- 1200 PS leisten. Im Kraftwerk in Neasden ist ein neuer Turbo- 
generator von 12000 PS Leistung aufgestellt worden; auch die 
 Kesselanlagen sind erneuert worden, 


P Fremde Erdteile. 


— Lokomotivanschaffung für die indischen Eisenbahnen. Eine 


- Denkschrift der indischen Eisenbahnen enthält einen umfassen- 
den Plan für die Beschaffung von Lokomotiven in 
1. Oktober 1922 beginnenden Zeitraum von 12 Jahren. In den 
ersten zwei Jahren sollen jährlich 160 Lokomotiven und dazu 
noch 160, Kessel beschafft werden, in den folgenden zehn Jahren 
sollen beide Mengen auf je 400 gesteigert werden. Die Denk- 
schrift fordert die Lokomotivbauanstalten auf, sich an diesen 
Lieferungen zu beteiligen; sie enthält zugleich Angaben über 
die Lieferungsbedingungen. Weitere Auskünfte erteilt das 
Sekretariat der Eisenbahnabteilung — Secretary, Railway De- 
partment — in Indien oder der indische Beauftragte — Hish 
 Commissioner for India — in London. Die indischen Eisen- 
-bahnen streben zwar, an, sich bei ihren Beschaffungen unab- 
 häneige vom Auslande zu machen, der einheimische Lokomotiv- 
bau wird aber kaum genügend leistungsfähig sein, um so große 
- Lieferungen zu übernehmen, und so muß denn auch das Ausland 
herangezogen werden, Ausländische Lieferwerke sollen aber 
die Verpflichtung übernehmen, einen wesentlichen Teil der ihnen 
' übertragenen Arbeiten in Indien ausführen zu lassen, und. in 
dieser Beziehung sollen im Laufe der Zeit schärfere Bedingun- 
gen gestellt werden. Unter diesen Umständen wird es für aus- 
ländische Lieferwerke schwer werden, sich an der Ausschreibung 
zu beteiligen, es sei denn, daß sie einzelne Teile liefern, die dann 
in Indien in die Lokomotiven eingebaut werden. Die Liefer- 
werke, sowohl die indischen wie die auswärtigen, müssen die 
Verpflichtung übernehmen, Anwärter für den Maschinen- und 
Werkstättendienst der indischen Eisenbahnen in ihren Fabriken 
auszubilden. 


— Die Forderungen der amerikanischen Eisenbahnen an den 
Staat. Aus der Zeit der Staats- und Kriegsbetriebe haben die 
amerikanischen Eisenbahngeselisshaften noch sehr erhebliche 
Forderungen an die Regierung. In einem Bericht des General- 
direktors der Eisenbalinen wird angegeben, daß von den 425 
Eisenbahngesellschaften mit 385 000 km Streckenlänge. auf die 
der Staatsbetrieb ausgedehnt worden war, schon Gesellschaften 
mit 269 000 .km Länge ihre Forderungen in-Höhe von 758 Mil- 
‘ lionen Dollar- angemeldet haben, wovon etwa 43 % erledigt sind. 
Der größte Posten unter den bestrittenen Beträgen, denn auch 
solche finden sich natürlich unter den eisenbahnseitigen Forde- 
rungen, ist derjenige für rückständige Unterhaltung sowohl der 
Strecke und der Bauten als auch der Betriebsmittel; er macht 
über die Hälfte des genannten Betrags aus. Der Mangel an Ar- 
beitskräften, deren geringe Leistungen und die Teuerung der 
Bau-, Betriebs- und Werkstoffe bilden den Grund für 5% 
der Forderungen für rückständige Unterhaltung. Die staatliche 
Eisenbahnverwaltung erkennt diese Forderungen nicht an, weil 
diese Entschädigung in den Abmachungen mit den Eisenbahn- 
gesellschaften nicht vorgesehen war, und weil es schwer ist, 
‚ihre Höhe richtig festzusetzen. Neben diesen Ansprüchen 
gehen noch eine Anzahl Forderungen her, die sich auf den Ür- 
‚satz der Aufwendungen für Feuer-, Verlust- und sonstige 
Transportschäden beziehen; die Regelung dieser Ansprüche ist 
Dinnen kurzem zu erwarten. 


Die staatliche Eisenbahnverwaltung hat während des Staats- 
betriebes 1144000000 Dollar für Aufwendungen verausgabt, 
die das Anlagekapital tragen muß. Hierfür sind unter anderem 
100 000 Güterwagen und 2000 Lokomotiven für über 381. Mil- 
lionen beschafft worden. Die Mittel hierfür sind durch die 
Ausgabe von Schuldverschreibungen beschafft worden, die sich 
in den Händen der staatlichen Eisenbahnverwaltung befinden. 
Den Rest von 763 Millionen, der für den Ausbau der Anlagen 
aufgewendet worden ist, wird von den Gesellschaften zu tragen 
sein, also von ihrem Guthaben zu kürzen sein, es wird aber ge- 
fordert, daß diese Ausgaben auf einen längeren Zeitraum ver- 
teilt werden. 


Besonders bemerkbar macht sich heute noch die rückständige 
Unterhaltung bei den Betriebsmitteln. Im Jahre 1917 schwankte 
die Zahl der instandsetzungsbedürftigen Güterwagen zwischen 
52 und 6% der Gesamtzahl, bis Juli 1921 war sie auf 15,6% 
gestiegen. Da die amerikanischen Eisenbahnen über 2400 000 
Güterwagen verfügen, sind also 240000 Wagen über den 
Durehschnitt dem Betriebe entzogen. Bei den Lokomotiven, 
deren Zahl ohne Verschiebemaschinen 50000 beträgt, liegen 
die Verhältnisse ähnlich. 10%. ist die Regelzahl der aus- 
besserungsbedürftigen Lokomotiven, . sie beträgt aber jetzt 
fast 24%, sodaß dem Betrieb 7000 Lokomotiven fehlen. Die 
Kosten für die Instandsetzung der rückständigen Betriebsmittel 
werden auf 200000000 Dollar geschätzt, und ebenso hoch sind 


dem am. 


- Schrifttum und Rechtsprechung SCHE vick 
-haben, wonach aufgelieferte Güter, die nicht sofort befördert 


die Kosten für rückständige Unterhaltung der Bauten und der 
Strecke, L 

Die amerikanischen Eisenbahnen beschäftigten im ersten 
Vierteljahr 1921 ein Heer von 1691471 Köpfen, d. s. 340 456 
Mann weniger als im Durchschnitt des Vorjahres. Die Ent- 
lassungen sind jedenfalls zur Erzielung von Ersparnissen vor- 
genommen worden, sie rächen sich aber jetzt durch das fortge- 
setzte Unterbleiben der nötigen Unterhaltungsarbeiten. Wenn 
die Eisenbahnen di® Mittel besäßen, um alle für nötig erachteten 
Arbeiten auszuführen, würden sie ihre Arbeiterzahl sehr erheb- 
lich vermehren müssen, und sie könnten dann viel zur Behebung 
der in den Vereinigten Staaten herrschenden Arbeitslosig- 
keit beitragen. 

Der staatliche Generaldirektor der Eisenbahnen vertritt in 
seinem Bericht den Standpunkt, daß die Abrechnung zwischen 
Staat und Eisenbahnen schleunigst erledigt werden sollte, und 
auch der Präsident hat sich in einer Botschaft in diesem Sinne 
ausgesprochen; er weist dabei auf die Vertragsbestimmung hin, 
nach der der Staat die Verpflichtung hat, die Eisenbahnen ihren 
Gesellschaften in demselben guten Zustande zu überweisen, wie 
er sie übernommen hat. Die Kosten, die der Staat zu tragen hat, 
werden sich auf etwa 500 000 000 Dollar belaufen, doch ist keine 
weitere Bewilligung von Staatsmitteln zu ihrer Deckung nötig, 
als sie bereits genehmigt sind; sie sollen vielmehr durch lang- 
fristige Schuldverschreibungen aufgebracht werden. Hierzu be- 
darf es allerdings parlamentarischer Genehmigung. Diese wird 
in der Form beantragt, daß die Kriegswirtschaftsgesellschaft 
ermächtigt werden soll, die Schuldverschreibungen vom General- 
direktor der Eisenbahnen zu übernehmen und in den Handel 
zu bringen; diese Gesellschaft ist zurzeit bemüht, eine besondere 
Vereinigung zu bilden, die die Eisenbahnwerte von der Regie- 
rung übernehmen und so den Staatshaushalt- von den ein- 
schlägigen Verpflichtungen entlasten soll. Der Kongreß hat aller- 
dings den Wünschen des Präsidenten in bezug auf schleunige 
Verabschiedung des die Regelung der eisenbahnwirtschaftlichen 
ragen betreffenden Gesetzes nicht Rechnung getragen, und 
die Eisenbahngesellschaften sprechen darüber ihr Bedauern aus. 
Er hat das Gesetz zwar Mitte August beraten, sich aber dann, 
ohne es zu erledigen, bis gegen Einde September vertagt. 


Rechtspflege. 


— Haftung der Eisenbahn aus dem 
Stehenbleiben von Wein auf dem Güterboden. Die Badische 
Landwirtschaftskammer in Karlsruhe bezog Anfang Oktober 
1918 von ihrem Rebgut Waldulm’ eine Sendung von vier Faß 
Wein mit der Eisenbahn. Die Sendung kam vollzählig in Karls- 
ruhe an. Der mit der Abrollung bestellte Spediteur H. löste den 
Frachtbrief am 5. Oktober ein und quittierte über den lümpfang 
der Ware. Er nahm die Fässer jedoch nicht gleich an sich, 
sondern ließ sie bis zum 9. Oktober aufdem Güterboden 
stehen. Als er sie abholen wollte, fehlte ein Faß im Gewichte 
von 834 Kilogramm. Landgericht und Oberlandes- 
sericht Karlsruhe haben kHen ‚Reichseisenbahnfiskus zum 
Ersatz des Wertes des Weins- verurteilt. Das Reichs- 


Verwahrungsvertrag. 


gericht hat die Entscheidung ‚des Oberlandesgerichts gebıl- 


list. Im "wesentlichen mit folgenden Entscheidungs- 
gründen: 

„Das Berufungsgericht hat angenommen, der Sinn und die 
rechtliche Bedeutung der im Voraus geleisteten Quittierung sei 
dahin aufzufassen, daß die Ware als abgenommen gelte. (welche 
Wirkung nur bei sofortigem Widerruf der Quittung aufgehoben 
werden könne), und daß zwischen Empfänger und Eisenbahn 
ein Verwahrungsvertrag abgeschlossen werde, der bis zur kör- 
perlichen Abholung der Ware in Kraft bleibe. Dieser Verwah- 
rungsvertrag sei ein entgeltlicher. Die Eisenbahn müsse nach- 
weisen, daß sie an dem Verlust des Gutes schuldlos sei. Ein 
derartiger Beweis sei nicht angetreten. Die Revision rügt, daß 
zu Unrecht cin entzeltlicher Verwahrungsvertrag angenommen 
sei. Zunächst ist es nicht zu beanstanden, wenn das Berufungs- 
gericht in der Bezahlung der Fracht und der Quittierung über 
den Empfang der Ware rechtlich eine Ablieferung und Abnahnıe 
des Frachteutes erblickt hat. Insoweit sind’ auch von dar Re- 
vision keine Angriffe erhoben. Da nun aber die Ware nicht 
körperlich abgenoramen (abgeholt), vielmehr sodann in Verlust 
geraten ist, fragt sich, welche Haftungsart der Eisenbahn 
außerhalb der Dauer des eigentlichen Transports eintritt. Die 
Entscheidungsgründe führen dazu eingehend aus, daß_in 
sich Grundsätze entwickelt 


werden können, von der Bahn in Verwahrung zu nehmen sind. 
(E.V.O. 8 64.) Darin sei ein Verwahrungsvertrag zu erblicken. 
Jedoch soll nach der vorherrschenden Meinung in der Rechts- 
literatur bi Annahmeverzug nur für grobes Ver- 
schulden gehaftet werden. Zu betonen sei aber, daß nicht 
ein Surrogat der körperlichen Ablieferung (Quittierung über 
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den Empfang und Zahlung der Fracht) vorliege. Hierauf 
fahren die Eintscheidungsgründe wie folgt fort: In dem zur 
Eintscheidung stehenden Falle ist die Sachlage so, daß das er- 


wähnte Surrogat der körperlichen Ablieferung eingetreten ist, 


der Empfänger sich aber um das Gut mehrere Tage lanz nicht 
gekümmert hat. Das Berufungsgericht hat angenomman, daß 
zwischen den Parteien ein Verwahrungsvertrag geschlossen ist 
und zwar ein entgeltiicher, so daß der Beklagte für jedes Ver- 
schulden zu haften habe. Dies Ergebnis wäre nur schwer in 
Einklane zu bringen mit der vorstehend gekennzeichneten vor- 
herrschenden Meinung, daß auch schon vor Ablieferung des 
Frachtguts bei Verzug des Empfängers nur eine Haftunz für 
grobes Verschulden eintritt. Es bedarf jedoch keiner Prüfung, 
ob deshalb der Entscheidung des Berufunssgerichts entgegen- 
zutreten ist. Denn die Sachlage ist so gestaltet, laß grobes 
Verschulden auf Seiten des Beklagten angenommen werden 
muß. Es handelte sich um ein Faß Wein im Gewicht; von 534 
Kilogramm, also ein Fracktstück von erheblichem Umfane und 
(Gewicht. Kommt ein solches Frachtstück abhanden, so ist das 
jedenfalls so lange auf grobes Verschulden der Eisenbahn- 
beamten zurückzuführen, als nicht die Eisenbahn irgendeine sie 


entlastende Erklärung für die Möglichkeit des Verliustes zu 
£eben vermag. Nach dem nächsten Anschein kann ein der- 


artiges Kollo nicht ohne grobes Verschulden in Verlust geraten. 
Daß es versehentlich mit anderen Waren‘ auszeliefert worden 
ist, erscheint sehr wenig wahrscheinlich, Unbemerkt fort- 
bringen ließ es sich kaum. Von Einbruchsdiebstählen hat nichts 
verlautet. Die nächstliegende Annahme ist also, daß die Bahn- 
angestellten es zum mindesten an der nötigen Bewachung haben 
fehlen lassen. Das schließt ein grobes Verschulden ein. Für 
eine andere Auffassung der Sachlage hat:der Beklagte, wie es 
bei solcher Beweislage ihm obgelegen hätte, nichts vorgebracht. 
Für ein grobes Verschulden seiner Beamten und Angestellten 
aber kann der Beklagte dic Haftung nicht ablehnen und zwar 
weder, wenn man einen entgeltlichen, noch auch wena man 
einen unentgeltlichen Verwahrungsvertrag annehmen will, noch 
auch, wenn man einen Verwahrungsvertrag ablehnt, vielmehr 
eine fortdauernde Haftung aus dem Frachtvertrage annimmt. 
Danach erweist sich die Revision als unbegründet. = (Akten- 
zeichen: 1. 411/20: —:28. 5. 21.) K.M, 1. 


Bücherschau. 


Von. Dipl.-Ing. August Boshart, Auss 
burg. Mit 72 Abbildungen. Zweite Auflage. 1920. Sammlung 
Göschen Nr. 559. - Vereinigung wissenschaftlicher Verleger 
Walter de Gruyter & Co., Berlin. W. 10 und Leipzig. Preis 2,10 
Mark und 100 % Vierlegerteuerungszuschlae. 

Die neue verbesserte Auflage des nützlichen, in 9 Abschnitte 
segliederten Büchleins berücksichtigt, soweit dies im Rahmen 
einer gedrängten Abhandlung irgend möglich ist, die seit dem 
Erscheinen der ersten Auflage eingetretenen Veränderungen in 
Bau und Betrieb der Straßenbahnen und geht ausführlicher auf 
einige Fragen ein, die in der Zwischenzeit größere Bedeutung 
gewonnen oder eine bessere Klärung gefunden haben. In neu 
aufgenommenen Abschnitten werden kurz erörtert u. a. die 
Straßenbahntunnel, die Frage der Riffelbildung auf den Schie- 
nenfahrflächen und ihre Bekämpfung, die Vielfach- oder Ketten- 
aufhängung der Fahrleitung. Ergänzt sind die Abhandlungen 
über Verlegung der Gleise in sog. geräuschlosem Pflaster (As- 


— Straßenbahnen. 


: — wurden die inzwischen gemachten Erfahrungen berücksich- 


suchungen zur Ermittlung der virtuellen Längen aufs glück- 


nung nicht etwa ersetzen, wohl aber unterstützen. 


phalt- oder Holzpflaster), über Schienenschweißung (durch Er- 
wähnung der autogenen Schweißung). Die Ausführungen über 
Betriebsanlagen auf der Strecke enthalten auch einiges über 
Stellwerk- und Blockeinrichtungen und über Streckenunter- 
haltung. Die durch die traurigen Zeitverhältnisse notwendig 
gewordene Verwendung von Ersatzstoffen bei Anlage der 
elektrischen Leitungen wird an den in Frage kommenden stellen 
in aller Kürze gewürdigt; die statistischen Angaben sind, soweit 
irgend angängig, auf den neuesten Stand gebracht. Auch bei 
Erwähnung der  gleislosen elektrischen Bahnen —- einem 
Mittelding zwischen elektrischer Straßenbahn und Kraftwagen 


tist. Zu begrüßen sind die im Text verstreuten Literaturnach- 
weise; sie geben dem Leser wertvolle Fingerzeige, wo er sich 
noch ausführlicher über die einzelnen Punkte zu unterrichten 
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. vermag. Das alphabetisch geordnete Sachverzeichnis wird die 
Benutzung des Büchleins für Nachzchlaneamecks außerordentlich 
erleichtern. er 3 

— Die zweckmäßieste Neigung der Eisenbahn. Von Richard 
Petersen, o. Professor in Danzig. Mit 14 Abbildungen. ° 
C. W. Kreidels Verlag, Berlin und Wiesbaden. 1921. Preis 7 M. R 


Die Arbeit behandelt in anschaulicher Weise die für den ent- 
werfenden Eisenbahningenieur wichtigen Fragen der Rentabili- 
tät, der möglichen Zuglänge, des Einflusses der Neigung auf die 
Betriebskosten, der virtuellen Länge und schließlich‘ der vir- 
tuellen Höhe. Durch die Abhandlung werden die von Dr. 
Mutzner und auch von Sanzin durchgeführten Unter- 


ur, Br} 
ar ihr At 2 nen 


lichste ergänzt. Der Verfasser möchte seine in dem vorliegenden 
Buche. veröffentlichte Berechnungsart im Gegensatze zum Ver , 
fahren der virtuellen Längen als das Verfahren dervir- 
tuellen Höhen bezeichnen; es soll die Rentabilitätsberech- 
Zweck der _ 
Untersuchung ist, festzustellen, in welcher Weise die Kosten der 
mechanischen Arbeit der AUSITOSTUNE durch ee NAEUDE ber “ 
einflußt werden. Be - 


Das in ausführlicher Weise vorgefühits: Near der Viren 
tuellen Höhen hat unbestreitbar den Vorzug, die Frage nach der 
zweckmäßigsten Neigung’ mit bedeutend größerem Spielraum zu 
beantworten, als dies bei dem Verfahren der virtuellen Längen 
bisher möglich war. Wenn Petersen auf Grund auch dieser ° 
Untersuchungen die Einführung des elektrischen Bahnbetriebes 
befürworten kann und wiederholt dessen große Überlegenheit 3 
gegenüber dem Dampfbetrieb hervorhebt, so möchte er doch ein 
abfälliges Urteil über die Dampflokomotive nicht aussprechen, 
vorausgesetzt, daß diese auf solchen Strecken im Betriebe steht, 
deren höchste Neigung 25°/o nicht überschreitet. Die großen 
Vorzüge, die der elektrischen Lokomotive nachgerühmt werden, 
können nach seinem Ermessen auch beim Dampfbetriebe ‘mit 
einer Tenderlokomotive erreicht werden; hierbei wäre 
jedoch in Rechnung zu stellen, daß die Tenderlokomotive gegen- 7 
über den gebräuchlichen Lokomotiven mit Schlepptender noch 
richt die halbe Wegelänge der letzteren zu durchlaufen ‚vermag, x 
ohne ihren Vorrat zu ergänzen. 


Das treffliche Büchlein, das einen Erasmten Sonderdruck der 
in der Schweizerischen Bauzeitung in Nr. 24 bis 26 des Jahr- 
gangs 1920 veröffentlichten Abhandlung darstellt, wird sicherlich 
lebhaften Beifall finden; es werden neue Gesichtspunkte Tür-dierss 
Linienführung geplanter Gebirgsbahnen entwickelt und wert- 
volle Anregungen zur Vervollkommnung der hierfür nötigen 
Betriebsmittel gegeben. En M.. 


Amtliche Bekanntmachungen. en en = 


1. Wagenstandgeld. 


Bentheimer Kreis-Bahn, 


Mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 


wird ab 17. 
höht auf: 
M 100 für die ersten 24 Stunden, 
M 150 fürdie zweiten 24 Stunden und 
M 250 für jede weiteren 24 Stunden. 
Bentheim, den 15. Oktober 1921. _ (956) 
Der Betriebsdirektor. 


d. M, das Wagenstandgeld er- 


2: Einschränkung der Abfertigungs- 
befugnisse von Stationen. 


Deutsche Reichsbahn. 


Mit Wirkung vom 1. November 1921 


wird der Abfertigungsdienst auf dem. 
Haltepunkt Unterlenzkirch aufgehoben. 
Vom gleichen Zeitpunkt ab werden im 
Verkehr von dem Haltepunkt Fahr- 
karten für Personen und Hunde in Be- 
gleitung von Reisenden im Zuge ver- 
kauft. Die in Unterlenzkirch aufge- 
gebene Milch wird während des Zug- 
aufenthaltes in Lenzkirch nachträglich 
abgefertigt. Im. Verkehr nach dem. 


. Haltepunkt wird nur noch die Abferti- 


gung von Personen und Hunden in: Be- 
gleitung von Reisendem zugelassen. Die 
übrigen Abfertigungsbefugnisse werden 
aufgehoben. BE (941) 
Karlsruhe, den 11. Oktober 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


. Dresden, am 12, 


3. Güterverkehr. 


Binnen-Güter- und Tiertarife der Reiehs- 


eisenbahnen — Sächsisches Netz. 


Vom 17. Oktober 1921 an wird auf > 
Grund von $ 80 (8) der Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung mit Genehmigung der Lan- 
desaufsichtsbehörde bis auf weiteres das 


im - Nebengebührentarif festgesetzte 
Wagenstandgeld für den Wagen und je 
— auch nur angefangene — 24 Stunden 


wie folet festgesetzt: für 


für jede weiteren 24 Stunden auf 250. M 


(295 Kr.). 
Oktober 1921. Os 
Eisenbahn-Generaldirektion. i 


die -ersten ; 
24 Stunden auf 100 A (118 Kr.), für die 
zweiten 24 Stunden auf 150 M (177.Kr.), 


Auf 
a yı 0 rare 
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E 
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_ LXI. Jahrgang 
20, U Oktober 1921. 


i Badischer Gütertarif. 

= Mit Genehmigung der Landesaufsichts- 
_ behörde wird gemäß $ SO () EVO. mit 
_ sofortiger Wirkung bis auf weiteres das 
 Wagenstandgeld für die ersten 24 Stun- 
den auf 100 A, für die zweiten 24 Stun- 
‚den auf 150 M, "für jede weiteren 24 Stun- 
"den auf 250 M erhöht. Die für die Most- 
obstsendungen aus Frankreich festgesetz- 
ten höheren Standgeldsätze und die Stand- 
geldsätze in Frankenwährung werden 
_ hierdurch nicht berührt. (942) 

Karlsruhe, den 13. Oktober 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


Staats- und Privatbahn-Gütertarif, 
Teilhefte BI1l und BII 1-64. 
Mit Gültigkeit vom 20. Oktober 1921 
_ erhält Braunschweig Nordost niedrigere 
Entfernungen. 

Auskunft geben die beteiligten Güter- 
 abfertigungen sowie das Auskunftsbüro, 
- hier, Bahnhof Alexanderplatz. (961) 

Berlin, den 14. Oktober 1921. - 

Eisenbahndirektion. 
Bayerisch-Württembergischer Güter- 
- verkehr. 

Im Tarif Seite 194 wird die Entfer- 
nung für Schweinfurt Hbf.-Langenargen 
Bahnhof in 383 km berichtigt. (960) 

München, 14. Oktober 1921. 

Tarifamt beim Reichsverkehrs- 
ministerium, Zweigstelle Bayern. 


a) Deutscher Eisenbahn Gütertarif. 


g Teil II, Heft CIb, 
— b) Staats- und "Privatbahn-Tiertarif, 
2 Teil 1. 


E Am 1. November 1921 treten erhöhte 
- Fraehtsätze im Güter- und Tierverkehr 
mit den Güternebenstellen Wittdün (Am- 
rum) und Wyk (Föhr) in Kraft. 
Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhung gründet sich auf die vorüber- 
zehende Änderung des $S 6 der Eisen- 


bahn-Verkehrsordnung (R.-G.-Bl. 1914, 
8. 455). 

Nähere Auskunft erteilt unser Ver- 
kehrsbüro- (939) 


Altona, den 12. Oktober 1921. 
Eisenbahndirektion, 
namens der Verbandsverwaltungen. 


a) Deutscher Eisenbahn-Gütertarif, 
Teil II, Heft CIb, 
b) Staats- und Privatbahn-Tiertarif, 
Teil II. 
Am 1. November 1921 treten erhöhte 
 Frachtsätze im Güter- und Tierverkehr 
mit der Güternebenstelle Westerland 
- (Sylt) in Kraft. 
Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhung gründet sich auf die vorüber- 
gehende Änderung des $ 6 der Eisen- 


bahn-Verkehrsordnung (R.-G.-Bl. 1914, 
S. 455). 
Nähere Auskunft erteilt unser Ver- 
kehrsbüro. (940) 
Altona, den 11. Oktober 1921. 


Eisenbahndirektion, 
namens der Yerbandeva walbungen. 


Ershltal-Exenhahn: 3 

Die auf den Deutschen Reichseisen- 
bahnen ab 1. November 1921 eintretende 
Erhöhung der Güter- und Tiertarife tritt 
mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
vom gleichen Zeitpunkte ab und in glei- 
chem Umfange auch für unsern Binnen- 
verkehr in Kraft. 

Das Reichsverkehrsministerium hat 
von der Innehaltung der zweimonatlichen 
Bekanntmachunesfrist abgesehen. (958) 

Brobl a. Rh., den 12. Oktober 1921. 

Die Direktion. 


Wechselverkehr Sachsen-Bayern 
rechtsrh. Netz. 

Am 1. November 1921 wird die Station 
Ergazensbad in das Tariiheft 
7B als Station des sächsischen Netzes 
aufgenommen. Die in diesem Tarifheft 
enthaltenen Entfernungen für den Ver- 
kehr zwischen Franzensbad einerseits 
und Feilitzsch, Gutenfürst und Reuth 
(Sa.) anderseits gehen vom gleichen 
Tage ab in den .„Binnen-Gütertarif für 
die vollspurigen Linien des sächsischen 
Netzes, Teil II, Heft 2, Entfernungs- 
zeiger“ über. Näheres ist aus unserm 
Verkehrsanzeiger zu ersehen. (959) 

Dresden, am 17. Oktober 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion 
als geschäftsführende Verwaltung. 


Deutsch-sehweiz. Gütertarife Teil IB. 
Allgemeine Tarifvorschriften und Güter- 
klassifikation der schweiz, Transport- 
anstalten, schweiz. Ausnahmetarif Nr. 10 
(leere Privatgüterwagen), 

Die Bestimmungen der Artikel 34 und 
35 des deutsch-schweiz. Teils I B, des 
Art. 31 der schweiz. Tarifvorschriften 
sowie der Ziffern 6 und 9 des schweiz. 
Ausnahmetarifs Nr. 10 werden auf den 
31. Dezember 1921 gekündigt. Deren Er- 
satz wird später bekannt gegeben. (930) 

Karlsruhe, den 10. Oktober 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


Staats- und Privatbahn-Tierverkehr 
(Nr. 1504 des Tarifverzeichnisses). 
Mit sofortiger Gültigkeit wird der 
Bahnhof Schöneberg b. Berlin 
Militärbf. für den gesamten Tierver- 
kehr geschlossen. Näheres enthält die 
nächste Nummer des Tarifanzeigers. Aus- 
kunft geben auch die beteiligten Güter- 
abfertigungen sowie das Auskunftsbüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. (932) 
Berlin, den 10. Oktober 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Deutscher Eisenbahn-Gütertarif Teil II, 
Heft A, Anhänge 4 und 5. — Tiv. 200. 
Mit sofortiger Gültigkeit erhalten die 

Bestimmungen für Nürnberg Rbf. unter 

Aufhebung des bisherigen Verzeichnisses 

der Anschlußgleisinhaber eine neue Fas- 

sung. Näheres enthält die am 13. Oktober 

1921 erscheinende Nummer des Tarif- 

anzeigers. Auskunft geben auch die be- 

teiligten Güterabfertigungen sowie das 

Auskunftsbüro, hier, Bahnhof Alexander- 

platz. (933) 
Berlin, den 10. Oktober 1921. 
Eisenbahndirektion.' 


Gemeinschaftliches Heft CIB (Stations- 
tariftafeln usw.). — Tfv. 200, 

Mit Gültigkeit vom 15. November 1921 
ab werden die im Verkehr mit den auf 
niederländischem Gebiet liegenden Sta- 
tionen der Strecke Preußische Landes- 
grenze-Coevorden der Bentheimer Kreis- 
bahn zu erhebenden Zuschlagsfrachten 
(Währungszuschläge) erhöht. Näheres 
enthält die am 13. Oktober 1921 erschei- 
wende Nummer des Tarifanzeigers. Die 
Abkürzung der Veröffentlichungsfrist 
gründet sich auf die vorübergehende 
Änderung des $ 6 der Eisenbahn-Ver- 


‘kehrsordnung (R.-G.-Bl. 1914, Seite 455). 


Auskunft geben auch die beteiligten 
Güterabfertigungen sowie das Auskunfts- 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 
Berlin, 10. Oktober 1921. (934) 
Eisenbahndirektion. 


Besondere Bestimmungen über den Eisen- 
bahn-Güterverkehr in Altona, Hamburg 
und Harburg. 

Die in den oben genannten Bestimmun- 


Nr. 49 


gen in $ 23 Abschnitt I Ziffer (1) enut- 
haltenen Überführungsgebühren von und 
nach der Lübeck-Büchener Bahn und die 
in $ 26 Ziffer (3) unter I (2) und II aut- 
geführten Frachtsätze für die Sendungen 
zwischen Altona Ort und Altona Kai 
werden mit Wirkung vom 15. November 
1921 erhöht werden. Nähere Auskunft 
erteilt unser Verkehrsbiüro. (926) 
Altona, den 10. Oktober 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Binnen-Gütertarif der Zschipkau-Finster- 
walder Eisenbahn. 

Vom 1. November 1921 ab werden die 
jetzt bestehenden Frachtsätze für den 
Güterverkehr um 30 v.H. erhöht. Die 
verkürzte Veröffentlichungsfrist ist auf 
Grund der vorübergehenden Änderung 
des $ 6 der Eisenbahn-Verkehrsordnung 
(R.-G.-Bl. 1914, S. 455) genehmigt. 

Finsterwalde, den 8. Oktober 1921. 

Die Direktion (928) 
der Be u nel malder Eisenbahn 


Einen! und Wechselgüterverkehr der 
Halberstadt-Blankenburger Eisenbahn. 
Ab 17. Oktober 1921 werden die Zu- 
schlagsfrachten für Sendungen, die auf 
der Strecke Derenburg-Minsleben Stb. be- 
fördert werden, erhöht. 

Nähere Auskunft wird durch uns er- 
teilt. (955) 
Blankenburg (Harz), 16. Oktober 1921. 
Direktion 
der Halberstadt-Blankenburger 
Eisenbahn-Gesellschaft. 


Preußisch-Hessisch-Bayerischer Tier- 

verkehr. 

Mit sofortiger Gültiekeit werden die 
Stationen Idstein und Neuwied in 
den Tarif einbezogen. Näheres bei den 
beteiligten Abfertigungsstellen. (953) 

Erfurt, den 14. Oktober 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Pfälzisch-Württ. Güterverkehr. 

Mit Gültigkeit vom 15. November 1921 
" wird die Station Röttingen (Ufr.) 
Bahnhof nebst Entfernungen im Tarif 
gestrichen; sie geht von diesem Tag an 
in die Tarife für den Verkehr zwischen 
Bayern 1. d. Rh. und Bayern r. d. Rh. 
über. . (951) 

Stuttgart, den 12. Oktober 1921. 

EFisenbahn-Generaldirektion. 
Deutsch-italienischer Güterverkehr über 
Brenner und Tarvis. Tarif vom 1. Ok- 

tober 1921. 

I. Mit Gültigkeit vom 1. November 
1921 werden die Frachtsätze im Schnitt 
I der außeritalienischen Tariftafeln 1 bis 
13 der Abteilung A (Verkehr über Bren- 
ner) und der Abteilung B (Verkehr über_ 
Tarvis) um 30 % erhöht. Überschießende 
Bruchpfennige werden auf volle Pfennige 
aufgerundet. 

Il. Zum Tarif erscheint mit Gültigkeit 
vom 1. November 1921 ein Nachtrag, der 
für die außeritalienischen Tariftafeln in 
Abteilung A und B zu den Schnitten II 
(österreichische Schnittsätze) weitere 
Reihen und zu den Schnitten III 
(tschechoslowakische Schnittsätze) 
gleichfalls Reihensätze enthält. (954) 

München, den 13. Oktober 1921. 
Tarifamt'beim Reichsverkehrsministerium, 

Zweigstelle Bayern. 


Süddeutsch-österreichiseher Verkehr. 

Tarif für die Beförderung von Gütern 
zwischen Stationen der österreichischen 
Bundesbahnen usw. einerseits und Sta- 
tionen der Lokalbahnen der österreichi- 


ae 


Zeitung des. Vereins - ” 


Deutscher Kisenbahnverwaltungen. ; 


schen Bundesbahnen Reutte -Schönbichl 
Staatserenze und Staatsgrenze bei 
Grießen-Reutte (Mittenwaldbahn) "usw. 
anderseits. vom 15. Juli 1921. 

Erhöhung der Teilfracht- 
sätze.ın 

gung des Tarifes 

I, Mit: Gültigkeit vom 1. November 
1921 werden die Teilfrachtsätze in Mark 
durchgehend um dreißig vom Hundert 


erhöht. Bei Ermittlung der hiernach sieh 
ergebenden Teilfrachtsätze werden die 


im Endergebnisse entfallenden Bruchteile 
auf ganze Pfennige abgerundet. 

II. Mit Gültigkeit. vom 1. November 
1921 sind auf Seite 32 des Tarifs unter 
„B. Eil- und Frachtstückgut-Artikeltarife 
a) Eilstückgut“ im Artikeltarif Nr. 1 
die Teilfrachtsätze in Mark durch- 
&ehends von 13.97'auf 12.11 **) ’abzu- 
ändern. 

Am -Schlusse ‘ der Seite ist folgende 
Anmerkung anzubringen: **) In diesem 
Frachtsatz ist der Zuschlag von dreißig 
vom Hundert bereits enthalten. 

III. Druckfehlerberichtigung. Auf 
Seite.30 des Tarifs ist bei Lustenau der 
Teilfrachtsatz der Frachtstückzutklasse 
II in Mark von 5152 auf 2152 abzu- 
ändern. (945) 

Wien, am 10. Oktober 1921. 

Österreichische Bundesbahnen, 
namens der beteiligten Ver waltungen. 


4. Personen- und Güterverkehr. 


Liegnitz-Rawitscher Eisenbahn. 

Mit Gültigkeit vom 1. November d. J. 
an werden die Beförderungspreise für 
den Tier- und Güterverkehr und vom 
1. Dezember d. J. ab für den Personen- 
usw. -verkehr erhöht. Nähere Auskunft 
erteilt die Bahnverwaltung in Liegnitz, 

Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhung gründet sich. auf die vorüber- 
gehende Änderung des $S 6 der EVO., 

Lieenitz, im Oktober 72 (950) 

Die Direktion. s 


Neustadt-Gogoliner Eisenbahn. 

Mit Gültiekeit vom 1. November d. J. 
an werden die Beförderungspreise. für 
den Tier- und Güterverkehr und vom 
1. Dezember d. J. ab für den Personen- 
verkehr erhöht. Nähere Auskunft erteilt 
die Bahnverwaltung in Zülz. 

Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhung gründet sich auf die vorüber- 
schende Änderung des S 6 der EVO. 

Neustadt O./S., im Okober 1921. (949) 

Die Direktion. 


Freien Grunder Eisenbahn. 
Vorbehaltlich der Genehmigung durch 
die Aufsichtsbehörde werden die Beför- 
derungspreise und Gebühren im Güter- 
und Tierverkehr ab 1. November d. J., 


im Personenverkehr ab 1. Dezember 
d. J. erhöht. 

Nähere Auskunft erteilt. die unter- 
zeichnete Direktion. (929) 


Frankfurt a. Main, 8. Oktober 1921. 
Die Direktion. 


Mit Gültigkeit vom 1. November d. J. 
werden die Beförderungspreise für Ge- 
päck- und Expreßgut und vom 1. De- 
zember d. J. ab die Personenfahrpreise 
usw. außer Militär erhöht. (948) 

Lippstadt, den 12. Oktober 1921. 

Die Direktion 
der Westfälischen Landes-Eisenbahn. 


Herausgegeben - im Auftrage des Vereins 
von dem verantwortlichen Schriftleiter, ; } 
Für den Anzeigenteil verantwortlich F, Luckhardt, Berlin SO. 26. 


Mark und Berichti- 


Nebenbahn Waldhof-Sandhofen, 
Vorbehaltlich‘ der Genehmigung durch 
die Aufsichtsbehörde werden die Beför- 
derungspreise und Gebühren im Güter- 
und Tierverkehr ab 1. November 1921, im 
Personenverkehr ab .1. Dezember der I. 
erhöht. 

Nähere Auskunft Set die Betriebs- 
leitung Sandhofen. (931) 
Mannheim-Waldhof, 8. Oktober 1921. 
Bahngesellschaft Waldhof. 


Braunschweig-Schöninger Eisenbahn. 
Am 1. Dezember 1921 tritt ein neuer 


Binnentarif in Kraft, welcher auch die . 
. am 1. November und 1. Dezember ein- 


tretenden Tariferhöhungen enthält. 
Braunschweig, 13. Oktober 1921. 


(947) 
Der Vorstand, 


-Oschersleben-Schöninger Eisenbahn. 


Am 1. November und 1. Dezember 1991 


treten Erhöhungen in unserem Binnen- 
tarif ein, (946) 
Oschersleben, den 13. Oktober 1921. 
Der Vorstand. 


Eisenbahngesellschaft Stralsund- 
Tribsees. 

Mit Gültigkeit vom 1. November 1921 
werden die Güter- und Tiertarife ge- 

mäß dem Vorgehen der Reichsbahnen 
um 30% erhöht. 

Ferner erfolet mit Gültickeit' vom 
1. Dezember 1921 die Erhöhung der 
Fahrpreise für den Personen-, Gepäck- 
und Expreßgutverkehr auf die von ge- 
nanntem Tage ab gültigen Reichsbahn- 
sätze, mit der Maßgabe, daß die Fahr- 
preise für Sonntagskarten mit 25 %, die 
für Ausflugskarten mit 35% Ermäßi- 
gung neugebildet werden. 


Nähere Auskunft erteilt die Bahnver-. 


waltung Tribsees, 
Stralsund, den 12. Oktober 1921. 
Der Vorstand. 


(937) 


Eisenbahngesellschaft Greifswald- 
Grimmen. 

Mit Gültigkeit vom 1. November 1921 
werden die Güter- und Tiertarife gemäß 
dem Vor gehen der Reichsbahnen um 390% 
erhöht. 

Ferner 
1. Dezember 1921 die Erhöhung der 
Fahrpreise für den Personen-, Gepäck- 
und Expreßgutverkehr auf die von ge- 
nanntem Tage ab gültigen Reichsbahn- 


sätze. 

Die Verkürzung der Veröffent- 
lichungsfrist ist durch. Ministerialerlaß 
vom 29. September bzw. 19. September 
1921 genehmigt. 

Nähere Auskunft 
verwaltung Tribsees. 

Grimmen, den 12. Oktober 1921. 

Die Direktion. 


Mühlhausen-Ebelebener Eisenbahn- 
Gesellschait, 

Mit Gültieskeit vom 1. November 1921 
werden die Güter- und Tiertärife gemäß 
dem Vorgehen der Reichsbahnen um 30%, 
erhöht. 

Ferner erfolgt mit Gültigkeit vom 
1. Dezember 1921 die 
Fahrpreise für den Personen-, Gepäck- 
und - Expreßgutverkehr ebenfalls um 


30 %. 

Die Verkürzung der Veröffent- 
lichungsfrist ist durch Ministerialerlaß 
vom 29. September bzw. 19. September 
1921 genehmigt. 


erteilt die 


Geh.  Oberregierungsrat Dr. 


führung. 


erfolet mit Gültigkeit vom. 


Erhöhung der 


Nähere Auskunft erteilt "die Bahn- 
verwaltung Schlotheim: ° eB 
: Mühlhausen, den 12. Oktober M2E- 

ne Der Vorstand, ' 


5. Personen- und Gepäckverkehr. 


a RN ERSRERRR, 


Tv. 53. Binnen-Personen- und Gepäck- ! 


tarif der Bentheimer Kreisbahn, Teil II. 

Am 1. Dezember 1921 
Nachtrag 1 _ zum  diesseitigen Binnen- 
Personen- und Gepäcktarif zur 


den die Fahrpreise und Frachtsätze um 

30. % erhöht. (935) 

(Betriebsdirektion der Bentheimer Kreis- 
bahn Nr. 6862 vom 11. Oktober. 1921. ®) 


Tarif für den Personen- und Gepäck- 


Tschechoslowakei. 
‘Am 1. Dezember 1921 tritt zum ne 


gelangt. der 


Ein-. | 
Durch diesen Nachtrag wer- 


' verkehr zwischen Deutsehland und. der & 


bezeichneten Tarif ein Nachtrag II in © 


"Kraft, der Erhöhungen der Fahrpreise 
‚und Gepäckfrachtsätze sowie neue Sta- 
Nähere Aus-. 


tionsverbindungen enthält. 
kunft erteilt die Verkehrskontrolle I in 
Dresden-A., Strehlener Str. 1. (943) 
Dresden, "den 13. Oktober 1921. 
Bisenh. -Generaldirektion. 


Dahme-Uckro’er Eisenbahn 
Vorbehaltlich der Genehmigung der 


Aufsichtsbehörde tritt am 1. Dezember R 


d. J: Nachtrae VI 
Binnentarif für die Beförderung von Per- 
sonen, Reisegepäck, - Expreßgut und 


zum diesseitigen‘ 


Leichen in Kraft. Er enthält Änderungen 


der Ausführungsbestimmungen zur Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung nebst Erhöhungen 


der Fahrpreise und sonstigen Beförde- 


rungsgebühren. Nähere 
teilen unsere Dienststellen. % 927} 
Dahme (Mark), 10. Oktober 1921. 
Die Direktion. 


Butzbach-Lieher Eisenbahn, ; 

Mit Gültigkeit vom 1. Noviember d. J. 
ab werden die Beförderungspreise für 
den Tier- und Güterverkehr und vom. 
1. Dezember d. J. ab für den Personen- 
pp. Verkehr um 30 % erhöht. Nähere 
Auskunft erteilt die Bahnverwaltung in 


Butzbach. 


Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhung 


Berlin, im Oktober 1927: 


(952) 


A er- ° 


gründet sich auf die vorüber- 
gehende Änderung des $S 6 der -EVO.. 


Butzbach-Licher Eisenbahn- Aktie | 


schaft. 
Der Vorstand. : 
6. Verdingungen. 
Der abi der Gleise”9, 56,.95, 78, 


79 u. 80 mit' altbrauchbaren Öberbau- 
stoffen auf dem Lehrter Haupt- und 
Güterbahnhof in Berlin, inszesamt 


2,07 km, soll öffentlich vergeben werden. 
Angebothefte können, soweit solche vor- 
handen, gegen Zahlung von 12 AM von der 
Kanzlei des unterzeichneten Betriebs- 
amtes bezogen werden. 
sind verschlossen mit der Aufschrift 


„Angebot auf Gleisumbau Lehrter Bahn- 
hof Berlin“ versehen bis zum 2. Novem- 


ber, nachmittags 1 Uhr, nach hier ein- 
zureichen. Die Öffnung der eingegange- 
nen Angebote findet zu vorbenannter 
Zeit in Gegenwart, der etwa erschienenen 
Bieter statt. Zuschlagsfrist vier Wochen. 
Berlin NW 40, Invalidenstr. 51. (9% 
Eisenbahnbetriebsamt 3. 


Deutscher Eisenbahnverwaltungen 
v. Ritter in Berlin, 


Verlag ‘von Julius Springer in Berlin W, — Druck von H.S$. Hermann & Co. in Berlin SW. 


Die Angebote 
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„haben, von großer Bedeutung, um so mehr, 


Zeitung des Vereins 
_ Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


Herausgegeben im Auftrage des Vereins 
von Dr. v. Ritter, Geh. Oberregierungsrat in Berlin, als Schriftleiter. — Verlag von Julius Springer in Berlin W.9, 
Schriftleitung: Berlin W.9, Köthener Str. 28/29. 


Berlin, den 27. Oktober 1921. 


LXI. Jahrgang. 


Inhalt: 


| Wirtschaftliche Ausnutzung des Perso- | Österreich: 


nals und Prüfung des Kopfbedarfs bei 


kehr zwischen Österreich und Frank- 


Übrige europäische Länder: 
Motorwagenverkehr der schwedischen 


Direkter Güterver- 


den Eisenbahndienststellen und Büros. reich über Italien. — Verwaltungs- Staatsbahnen. — Doppelbahn Stock- 
- Einiges über‘ Beschleunigung des reform. — Herstellung und Verwen- holm-Järna. — Gemeinsame  Ver- 
. Wagenumlaufs. ; dung von Eisenbahnfrachtbriefen. — kehrsverwaltung der schwedischen 
E Nachrichten. Krankenversicherung bei den Bun- Upplandsbahnen. — Tarifermäßigun- 
Deutschland: Reichs-Verkehrs- desbahnen.. — Kleinwirtschaftsaus- gen bei den schwedischen Staats- 
Blatt. — Maßnahmen zum Schutz stellung der österr. Eisenbahner in bahnen. — Schwedische Lokomotiv- 
von Eisenbahngütern. — Vorgeschla- Linz. — Arbeiterkammerntage. — lieferungen für Rußland. — Ermäßi- 
gene Wirtschaftsmaßnahmen für Österreichs Kohlenbergbau. gung der Lagergebühren in Frank- 
Oberschlesien. — Vertretung der Ungarn: Beratungen über die Ein- reich. — "Französischer Ausstel- 
Technischen Hochschulen in Fach- und Ausfuhr im Handelsministerium. lungszug. — Neuer. Lokalsütertarif 
ausschüssen der Reichsbahn. — — Beförderung von Getreide und für Italien. — Der italienische natio- 
Wagengestellung. — Direkte Eisen- Mahlerzeugnissen. — Staatliche nale Binnenschiffahrtskongreß. — 
bahngütertarife mit Italien. — Kohlenförderung. — Die Lage der Durchgehende Güterzüge zwischen 
Stockung des Eisenbahngüterver- Pecser (Fünfkirchener) Kohlengru- London und Südfrankreich. — Durch- 
kehrs zwischen Ostpreußen und dem ben. — Versorgung der Hauptstadt gehende - Zugverbindung Schottland- 
Reich. — Lichtbilder für: Zeitkarten. mit Kohle. — Donaukommission. — Cornwall. 
»— Neue Schnellzugverbindung Ber- Handelsbeziehungen zu Bulgarien. Fremde Erdteile: Generalstreik 
lin-Riga. — Neuordnung der Umrech- — Vernichtung des ungar. Flugzeug- der amerikanischen Eisenbahner, — 
nungskurse. — Kartoffelversorgung parkes. Einiges über die ‘elektrischen Ein- 
im: Ruhrgebiet. — Verkehrslage im Be Eis: Pe ; richtungen auf der Paulistabahn in 
Ruhrgebiet. — Werkheimstätten für Südslawisches Gebiet: Die Brasilien. 
beschädigte Eisenbahnbedienstete. Eisenbahnen des _S8.-H.-8.-König- Allgemeines. 
— Eisenbahner-Hauptbeamtenrat. — . reiches. Rechtspflege 
Zusammenschluß -der- Eisenbahn- Niederlande: Zur Neuorganisa- Bucher kan. 
erholungsheime.  — Rhein-Main- tion der Eisenbahnverwaltung. — Re er E = 
Donau. — Technisch-wissenschaft- Erholungsheim-Verein des Amtliche Mitteilungen. 


liche Vorträge. - bahnpersonals. 


Eisen- | 
= Amtliche Bekanntmachungen. 


_ 


Wirtschaftliche Ausnutzung des Personals und Prüfung des Kopfbedarfs bei den 
Eisenbahndienststellen und Büros. 


{ Vom Regierungs- und Baurat Holtermann, Paderborn. 


Die richtige Bemessung des Kopfbedarfes bei den Dienst- 


stellen und Büros und die Prüfung, ob und in welchem Maße 
der einzelne Bedienstete auf dem ihm zugewiesenen Posten ent- 
sprechend den jeweiligen Betriebs- und Verkehrsverhältnissen 
wirtschaftlich ausgenutzt wird, ist bei dem großen Einflusse, den 
die persönlichen Ausgaben. auf die Höhe der Betriebszahl 
als der erheb- 
‚lichen Personalvermehrung auch unter Berücksichtigung der den 


Bediensteten gewährten Zugeständnisse und: Erleichterungen 


keine entsprechenden Mehrleistungen gegenüberstehen und somit 
die Arbeitsleistung des einzelnen Bediensteten an manchen 
Stellen gegen früher erheblich zurückgegangen sein muß. 


Die Ermittlung des Kopfbedarfs und die Prüfung der Kopf- 
ausnutzung bei den verschiedenen Dienststellen ist jedoch oft 
keine leichte. Aufgabe. Für die Dauer der einzelnen im Ver- 
kehrsdienste auszuführenden Arbeiten haben sich bereits im 
Laufe der Jahre als Anhalt bei den Prüfungen bestimmte Er- 
fahrungssätze herausgebildet. Hier ist die Prüfung im allge- 
meinen leicht und bald durchzuführen, da die einzelnen Arbeits- 


 ausführungen meist scharf voneinander getrennt und klar zu 


erkennen sind. Schwieriger gestaltet sich die Aufgabe für den. 


Betriebsdienst, bei dem die Dienstverrichtungen oft ineinander- 
greifen oder sich überdecken. Der für die Ausführung der je- 


. weiligen Arbeit nötige Zeitaufwand kann nicht, wie beim Ver- 


kehrsdienst, durch bestimmte Sätze —_ Arbeitsdauereinheiteh — 
fesigeieat, werden. 


Die Einheiten weichen vielmehr bei den verschiedenen Dienst- 

stellen oft nicht unerheblich voneinander ab und richten sich 
‚nach der Größe, der Einrichtung und den örtlichen Besonder- 

heiten des Bahnhofes, nach der Gestaltung des Fahrplans und 
anderem. Die Prüfung setzt daher eine genaue Kenntnis des 
Dienstes, der einzelnen Betriebsanlagen, der Wirkungsweise der 
Signal- und Weichenstellwerke usw. auf dem betreffenden Bahn- 
hofe voraus. 

Für die kleinen und mittleren Dienststellen, die Bahnhöfe 
III. und IV. Klasse der Nebenbahnen, deren örtliche Ausdehnung 
und Betriebseinrichtungen meistens nicht sehr voneinander ab- 
weichen, können für die Dauer der einzelnen Handlungen Ein- 
heiten angegeben werden. Es empfiehlt sich jedoch, sie für jede 
Dienststelle durch örtliche Feststellungen nachzuprüfen und zu 
berichtigen. Es geschieht das zweckmäßig so, daß durch sorg- 
fältige Beobachtung ermittelt wird, welche Zeit im Durchschnitt 
von einem leistungsfähigen Bediensteten gebraucht wird, um 
die einzelne Handlung — Arbeitseinheit — gut und ohne Über- 
anstrengung auszuführen. Unvermeidliche kleine Verzögerungen 
sind mit einzurechnen. Die auf diese Weise für die Dienststelle 
ermittelten Einheiten können dann bei den späteren Kopfbedarfis- 
prüfungen meist ohne weiteres benutzt werden. 

Diese Feststellung der Arbeitsdauereinheiten und der Ver- 
gleich der gefundenen Werte gleich großer und gleich einge- 
richteter Bahnhöfe untereinander ist sehr lehrreich und dank- 
bar, wenn man den Gründen nachgeht, durch die etwaige Unter- 


Zeitung des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 3 


Nr. 43 Sg IR MW 


schiede herbeigeführt werden. Man findet dann bald heraus, 
daß die Einrichtung auf der einen Dienststelle unzweckmäßig 
ist, oder daß der Inhaber des betreffenden Postens sich für ihn 
nicht eignet, daß er .schlecht unterwiesen ist oder dergl. Am 
besten ist die Kopfausnutzung bei den Bahnhöfen III. und 
IV. Klasse der Nebenbahnen mit vereinigtem Betriebs- und Ver- 
kehrsdienste, bei denen der Stationsmeister oder Vorsteher im 
Bürodienst, Betriebskassen- und Verkehrsdienste zugleich tätig 
ist und den Bediensteten, Eisenbahnassistenten und Betriebs- 
assistenten infolge ihrer vielseitigen Verwendbarkeit sämtliche 
Obliegenheiten übertragen werden können, die auf dem Bahn- 
hofe vorkommen. Meistens ist hier nur ein Dienstraum vorhan- 
den, in dem die Betriebs- und Verkehrsdienstgeschäfte erledigt 
werden und zugleich auch das Stellwerk untergebracht ist. - Die 
Bediensteten können sich infolgedessen leicht verständigen und 
gegenseitig aushelfen. Zur Ausführung des gesamten Dienstes 
reichen je nach dem Umfange des Verkehrsdienstes 2—4 Köpfe 
aus, deren Ausnutzung bei guter Dienstregelung bis zu 100 % 
betragen kann. 

Bei den Bahnhöfen III. und IV. Klasse der Housthahnen mit 
vereinigtem Verkehrs- und Betriebsdienste kann’ die Kopfaus- 


nutzung noch gleich günstig gestaltet werden. Außer dem Vor- 


steher, den Fahrdienstleitern und den für den Verkehrsdienst 
erforderlichen C-Kräften werden hier meistens noch je ein Bahn- 
steigschaffner und ein Bahnhofsarbeiter erforderlich, die als 
Telegraphisten zur Entlastung des Fahrdienstleiters, zur Gepäck- 
abfertigung und Gepäckbeförderung, zum Bedienen der Hand- 
weichen, Lampenputzen und zu sonstigen Reinigungsarbeiten, 
erforderlichenfalls, zur Schrankenbedienung und Weichenunter- 
haltung herangezogen und genügend ausgenutzt werden -können. 
Die Weichenwärter auf den Endstellwerken sind im allge- 
meinen nicht ausreichend beschäftigt, es sei denn, daß die Züge 
in sehr kurzen Abständen sieh folgen, oder daß in dem Bezirk 
des Weichenwärters sehr häufig rangiert wird. Oft wird die Aus- 
nutzung des Endweichenwärters jedoch nur 30-60 % betragen. 
Um größere Pausen mit nutzbringenden. Arbeiten auszufüllen, 
kann den Weichenwärtern die Unterhaltung und Reinigung 
einiger in der Nähe des Stellwerks liegender Weichen sowie der 
Laternen übertragen werden. Ist das nicht möglich, oder reicht 
die Beschäftigung noch nicht aus, so wird unter Anrechnung der 
abzugsfähigen Pausen über 15 Minuten Dauer eine Verlänge- 
rung der Dienstschichten auf 9 bis 12 Stunden einzurichten sein. 
Bahnhöfe II. Klasse mit vereinigtem Betriebs- und Verkehrs- 
dienste dürften im allgemeinen nur auf Nebenbahnstrecken und 
bei schwachbelasteten Hauptbahnstrecken vorkommen, wo der 
Betriebsdienst und Zugverkehr verhältnismäßig gering sind, 
während der Umfang des Verkehrsdienstes schon ziemlich groß 
sein kann. 
gesehen von den Anlagen für den Ortsgüterverkehr, für Gleis- 
anschlüsse und dergl. verhältnismäßig klein sein; meist genügt 
auch hier ein Dienstraum für den Betriebs-, Stellwerks- und Ab- 
fertigungsdienst, so daß eine gute Kopfausnutzung möglich ist. 
Bei den Bahnhöfen I. Klasse, Verschiebebahnhöfen und 
anderen Dienststelien mit erößerem Personalbestande erfordert 
die Prüfung der Kopfausnutzung einige Mühe und verständnis- 
volle Arbeit. Ist jedoch die Aufstellung mit kontoweisem Nach- 
weis der Nutzleistung eines ieden Kopfes und jeder Dienst- 
gruppe einmal fertiggestellt, so kann sie bei allen späteren Nach- 
prüfungen als Grundlage dienen. Jede Änderung in der Per- 
sonalbesetzung im Fahrplan, im Verkehrs- und Rangierdienst 
kann leicht in die Nachweisung eingetragen und ihr Einfluß 
auf die Kopfausnutzung und den Personalbedarf erkennbar ge- 
u werden: 


x) Zum Beispiel wurde auf einem Bahnhofe I. Klasse durch 
Ernennung von 215 Hilfsbediensteten zu Diätaren die in der 
nachstehenden Aufstellung unter 7, 9 und 10 aufgeführten Ar- 
beiten im Büro um 3 +22. 215 — 476 Minuten täglich weniger, 
co ane ein Kopf aus dem Bürodienst ‚zurückgezogen werden 

onnte 


‚von Vergleichen der Leistungen gleich großer Dienststellen und 


Die räumliche Ausdehnung des Bahnhofes wird, ab- 


Angelegenheiten. - 


Bei den Dienststellen mit vereinigtem Betriebs- und Ver- 
kehrsdienste wird der Kopfbedarf und die Kopfausnutzung vom 
Betriebsamtsvorstand, dem das Personal unterstellt ist, gemein- ;’ 
sam mit den Vorständen des Maschinen- und Verkehrsamtes, so- 
weit diese beteiligt sind, nachgeprüft und festgestellt. g 

Es wird dabei zweckmäßig so verfahren, daß für jeden ein- 
zelnen Posten oder jede Dienstgruppe (Telegraphendienst, Fahr- : 
kartenverkauf, Frachtbriefabfertigung und dergl.) ausgerechnet 
wird, welche Zeit nötig ist, um die dort zu leistenden Arbeiten 
auszuführen. Das Verhältnis dieser Nutzzeit zu der Dienstzeit 
ergibt dann die Kopfausnutzung. Es fragt sich nun, wie groß 3 
die Ausnutzung des einzelnen Bediensteten sein darf, bzw. 
welche Arbeitsmenge ihm innerhalb seiner Dienstschicht über- 
tragen werden kann. Nach den Grundsätzen für die wissen-, 
schaftliche Betriebsführung darf diese Arbeitsmenge nicht da- 
nach bemessen werden, was der Bedienstete unter aller Kraft- 
anstrengung vorübergehend leisten kann, sondern danach, was 
er ohne körperliche oder seelische Schädigung seiner Gesundheit 
stetig vollbringen kann. Für die Eisenbahnbediensteten ist 
durch die Vorschriften über die Dienst- und Ruhezeiten gesorgt 
worden, daß sie nicht über ihre Kräfte in Anspruch genommen 
werden. Die Vorschriften setzen das zulässige Höchstmaß der 
dienstlichen Inanspruchnahme und das Mindestmaß der 
Ruhezeiten sowie die Verteilung von Dienst- und Ruhezeit fest. 


FB er 
ei a a a Ten 


- Werden :der Berechnung der Nutzzeit die nach vorerwähnten . 


Gesichtspunkten ermittellen Arbeitsdauereinheiten zugrunde 
gelegt, so kann während der durch Diensteinteilungen unter ° 
Beachtung der Dienstdauervorschriften festgelegten Arbeits- 
zeit eine Inanspruchnahme bis zu 100 % unbedenklich zuge- 
lassen werden. Bei den: wenigen ganz schwierigen Posten im 
Betriebsdienste, die neben einer ununterbrochenen, ange- 
strengten körperlichen Betätigung auch noch zeitweise beson- 
dere Aufmerksamkeit und Überlegung erfordern, muß von Fall 

zu Fall geprüft werden, ob und "welche Diensterleichterungen 
angezeigt erscheinen*). | 


An einem Beispiel soll nachstehend die Prüfung der Personal-. : 
ausnutzung eines Bahnhofs dargestellt werden, wie ich sie mit 
bestem Erfolge bei vielen Dienststellen durchgeführt habe. 
Für die Prüfung benutze ich eine Nachweisung, in der die ein- 
zelnen Arbeiten, die im Büro-, Betriebs-, Verkehrs-, Lokomotiv- 
und Wagendienst vorkommen, mit den zugehörigen Arbeitsdauer- 
einheiten zusammengestellt sind: Die Arbeitsdauereinheiten 
sind auf Grund sorgfältiger Beobachtung und Erfahrung sowie 


verschieden leistungsfähiger Bediensteten ermittelt worden. -Sie 

können natürlich nicht: als Norm gelten, sondern sind, wie 
bereits anfangs ausgeführt worden ist, durch BErIIeRe Nachprü- R; 
fung zu berichtigen. ö & 


Zwecks. Ermittelung der für die : Bahnhoferrafeng und 
die Bearbeitung der Beamten- und Arbeiterangelegen- 
heiten auf größeren Bahnhöfen erforderlichen © Kopfzahl 
und zur Nachprüfung der Ausnutzung. des vorhandenen 
Kopfbestandes sind nachstehend die in Betracht kommenden 
Arbeiten, zunächst unter 1—10, zusammengestellt und die für 
ihre Erledigung erforderliche Zeit in Beziehung Eee zu 


der Anzahl der Weichen w, E 

der Anzahl der Bediensteten b, E 

der Anzahl der Arbeiter a, 

der Anzahl der auf Aushilfsliste überwiesonen Arbeiter 
act; 


Es bedeutet: v Alleeneite Aufgaben des Ba tionar or 
und seiner Vertreter, P Personalangelegenheiten, R Rech- 
nungsangelegenheiten, B Betriebsangelegenheiten, A Allgemeine 


* Pe N Bee 


| *) Es kann das z. B. vorkommen bei den Bellen et auf 
schwierigen Signal- und Weichenstellwerken mit starkem Ra ‘ 
gier-, Block- und Fernsprechdienst. 
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Allgemeine Aufgaben des Stationsvorstehers 
und Bürodienst bei den Stationen 


Zeit, die täglich erforderlich ist 
zur Bearbeitung der 
Be Por Ri BA 


1. Bahnhofsprüfung und Überwachung des. Betriebsdienstes, gelegentliche | 


Prüfung und Unterweisung des Personals. 
w = 324 Weichen; für den Vorsteher RE BET a 10+15.w | 6 | — ı — —_ _ 
2. Bearbeiten der Personalangelegenheiten, der Diensteinteilungen und des | | 
 _ Kopfplanes. Dienstregelung in Krankheits- und Urlaubsfällen, Überwachung 
der Ausbildung und des Unterrichts. i 
b = 840 Bedienstete, | | 
PIE AONIVOrBIOUSR Er nn, 3+03.b 255 | U 
für die Hilfskraft RE We RBB Gy | 0,3..b De 258, 1 — 
3. Schriftenverkehr, Bearbeiten der Ein- und Ausgänge, Fristsachen, Fund- 
sachen, Verhandlung mit Beamten- und Arbeitervertretungen | | 
Für deal Vorsteher see se a 1790 02:5. 1. 7887 152== — — 
: für die Hilfskraft . NE TR SR ee 035.b 1294 | .— —_ — 
4. Verwaltung und Berichtigung, Ausgabe und Empfang der Dienstanweisungen, | | 
Dienstvorschriften, Amtsblätter und Fahrplansachen. Führung der Urlaubs- | 
bücher, Freifahrtangelegenheiten, Badekarten, Absenden der Schriftstücke 10+03.b | — 262 
5. Unterstützunesanträge, Beihilfen, Zulagen, Dienstauszeichnungen, Töchter- | | 
hort, Eisenbahnvereinsangelegenheiten, Berichtigung der Personalienbogen | 
und Arbeiterlisteen ... .. Be a Rn PER | 0,25.b 20 | 190 
6. Bearbeiten der Unfallberichte und Unfallanzeigen, Fahrberichte und Un- | | 
regelmäßigkeiten beim Zug- und Rangierdienst, Vernehmungen, Verhand- 
lungen mit dem Unfallausschuß | i : | 
jur dem Vorsteher. 7.3 Keane ER |.2-+01.b 86 — 0 —_ 
KURIHeSEIHTSkr a ea ee RER 0,4.b I — — 1836 .| — 
7. Aufstellen, Führen und Abschluß der Lohnrechnungen und Beitragslisten | | 
der Übersicht der Tagewerke und Bezüge. Fertigstellen der Abschlags- 
rechnungen, der Steuerlisten für Arbeiter, der Hebelisten für Kleiderkasse, 
Reichsversicherung und Sterbekasse, Fertigstellen der Lohntüten, Aufstellen 
und Berichtigung der Arbeiterverzeichnisse 
a = 450 Lohnempfänger: 
“für den Vorsteher... .. ERETIR R 0,1a 45 REF OR 7a 
BTL GIG Eirltekta le nn a ER 3+14.a | — _ 63381 — u 
8. desgl. der Aushilfslisten | 
täglich | 
al = 40 Lohnempfänger ae Eee a . 0,5.al _ — 20 — Fr 
9. Rechnerische Prüfung von Kranken-, Wochengeld-, Lohnreehnungen und Bei- | 
tragslisten EEE x 
täglich en BE 0,24 EIG > 
10. Sehriftenwechsel in Krankenkassenangelegenheiten, Aufstellen der Kranken- 
und Wochengeldrechnungen, Annahme und Bearbeiten der Krankmeldungen, | 
Geburts- und Sterbeurkunden, ärztliche Untersuchungen | | 
Staplch- a .n, N 0,53 - 1-1) 33| —- | — 
NFEr | für den Vorsteher ; 25-+06.b | 1090 | 736 | 968 , 336 | 262 
! Zusammen 2—6 für: die) Hilfskraft, go a,  10+16.b | | 
| 35292.b | | | 
AR EBTODIOENE TEN ULUNELTDE 84+22,& | | 
| 05.21 | 
Beiden kleinen und mittleren Dienststellen können die Arbeits- | Fernsprechdienste, Bahnsteigschaffner-, Weichenwärter-, Wei- 


leistungen unter 2—6 und 7, 9 und 10 zusammengezogen werden. 


‘ Es ergibt sich dann für Bearbeiten der Personalangelegenheiten 


sämtlicher Bediensteten und Schriftenverkehr 35+2,2b. 
beiten der Lohn- und Kassenangelegenheiten 
33-7228 u, 058-1, 

Auch für die übrigen im Bürodienste vorkommenden Dienst- 
verrichtungen sind Arbeitsdauereinheiten angegeben. Z. B. für 
Prüfen der Dienstbücher der Fahrpersonale und Aufstellen der 
Nebengebührenrechnungen (für ein Buch 0,4—0,6 Min. tägl.), 
Prüfen der Wagenachs- und Sonderzugnachweisungen und Auf- 
stellung der Zugverzeichnisse (für ein Stück 12 Min. tägl.), 
Wagenverfolgungen und Beschädigungen (12—15 Min. für ein 
Stück tägl.), Verfolgung beraubter und beschädigter Güter (für 
ein Stück 25—30 Min. täglich), Kohlen- und Koksausgabe und 
Rapportierung, Fahrmeisterdienst (für einen Kopf Fahrpersonal 
tägl. 1,4—1,6 Min.), Unterrichtserteilunge (auf kleinen und mitt- 
leren Stattonen im Tagesdurchschnitt 5+0,5b Min.),- und für 
anderes mehr. 

Beim Betriebsdienste wurde unter Abschnitt Zugabfertigung, 
Fahrdienstleitung, Weichensteller- und Rangierdienst ermittelt, 
wieviel Zeit bei der Durchführung der Persenen- und Güterzüge 
durch den Bahnhof und beim sonstigen Rangierverkehr von den 
beteiligten Bediensteten aufgewendet werden muß. (Vergl. die 
folgende Nachweisung unter II [1]). Im Telegraphen- und 


Bear- 
der Arbeiter 


ehenreiniger- und Betriebsarbeiterdienst wurden Arbeitsdauer- 
einheiten für eine Zugmeldung (2 Min.), für Betriebs- und Pri- 
vattelegramme, Ferngespräche, Klappenschrankbedienungen 
(ie 0,3 Min.), Reinigen der Morse- und Fernsprechapparate und 
der Elemente (0,4 Min. für ein Element), für Bedienen der 
Bahnsteigsperre, Reinigen und Unterhalten der Weichen 
(15- Min. für eine einfache Weiche im Tagesdurchschnitt), 
Reinigen und Unterhalten der Laternen, der Drahtzugleitungen, 
der Gleise und Wegeübergänge, sowie für Reinigen der Zimmer, 
Bahnsteige, Ladestraßen (0,2 Min. für ein qm) usw. er- 
mittelt, Ebenso wurden für die Berechnung des im Verkehrs-, 
Lokomotiv- und Wagendienste auf den Bahnhöfen mit vereinig- 
tem Dienste erforderlichen’ Kopfbedarfs Arbeitsdauereinheiten 
angegeben, wie für den Stationsdienst, Fahrkartenverkauf, 
Lademeister- und Arbeiterdienst, ferner für Behandeln der Lo- 
komotiven im Schuppen (vergl. Nachweisung unter IV [1]), für 
Ausladen und Aufladen von Kohlen, Koks, Asche, für die Reini- 
gung der Polster- und Holzabteile (Nachw. IV [3]) und für an- 
deres mehr. n 

Die folgende Nachweisung enthält die Prüfung eines Bahnhofs 
II. Klasse der Hauptbahn mit abgetrenntem Güterabfertigungs- 
dienst, bei dem iedoch der Kassendienst, Wagendienst, Fahr- 
kartenverkauf, Eileut-Annahme und -Ausgabe, sowie Gepäckab- 
fertigung noch dem Stationsvorsteher unterstellt sind. Die 
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einzelnen Dienstverrichtungen konnten in der Nachweisung der | Rf Rangierführer, Ab Abfertigungsbeamter, Lp Lokomoötiv- 


Raumersparnis halber nur zum Teil aufgenommen werden. Wo | putzer. i ? re 
sie fehlen, ist jedoch die Gesamtzeit ausgerechnet, die für die Nachweis ® ng : 

Erledigung der unter den betreffenden Abschnitt fallenden 2 
Dienstverrichtungen aufgewendet werden muß. Es bedeutet: über die een Dienstleistungen Jos Borna zur Ermittelung 

V Stationsvorsteher, © Hilfskräfte im Bürodienst, Fdl Fahr- een ze 

dienstleiter, Tel Telegraphist, So Weichensteller auf dem End- Festgestellt Bestand . | Bedarf. 2 eR 
stellwerk Osten, Sw Weichenwärter auf dem JEundstellwerk am Minuten e Auen 
Westen, Arb Arbeiter, Hd Ww Weichenreiniger und Weichen- 7 
wärter..zur Bedienung der nicht an die Stellwerke angeschlos- 679.91. | 16 320 13 409 ‚ 82%, 

senen Weichen, Bsch Bahnsteigschaffner, Rm Rangiermeister, | 10. 9. 21. 14880 13 409 90%, 


Zeit, die. täglich erforderlich ist zur Wahrnehmung der Geschäfte als = B 


x -, v | © | Fal| Tell So | Sw |Arb |\yÜ |Bsch| Rm| Rf | Ab | Lp 


Minuten 


7 


x ale cmeine Dienstrerricheen en des R | In 

Stationsvorstehers und Büroarbeiten bei | er 

der Dienststelle. i 
1. Bahnhofsprüfung und Überwachung des Betriebsdienstes» 
gelegentlich Prüfung und Unterweisung des Personals ; 
we 0 LS ee ee 
Bearbeiten der Her shalsschen häiichöh dieusiofes 
und Schrifienverkehr : 
Vorst-25-4+.0,6. 2 ea ea ee en Be: 
b=42 Hilfskr. 10+16b. a Ben vr | — 
3earbeiten der Lohn- und Krankenkassenangelegenheiten 3 
ad Arbeiter 3 j 
am IE a MO ee ne Re 2 — I —- I |) 
ad 08.01 ar ee sr: 


4-11 Andere Bürvarbeiten u... A eo 


NND 


I. Betriebsdienst. a 
1. Zueabfertigung, Fahrdienstleitung, Weichensteller- und 
Rangierdienst. 
a) 4 durchfahrende Pz, beteiligt sind: 
1 Fal. 4 Min.: 2 Wchw. 3 Min.; ..Hdwchw. ...Min.; \ ; 
Arb Min ss ER te ee Be Io: : 61.61 ee 
b) 26 Pz. mit 2 Min Aufenthalt, beteiligt sind: = 
1.--#dl. 26: Min; 2, IWchw. Je 3: Ms: 2 en ; = ; 
Min.; / Arb. 10 Min... PO a 78. 78:1. 260.1. I = te 
c) 12 beginnende und endende Pz., "beteiligt sind: : se 
1 Fal. 6 Min.; 2 Weliw. 3 Min; ...Hdwehw. ...Min.; 3 i BE BE 
1 Arb. 10 Min.; PR . Min.: 1 RoL:20 Min. ..1»20. — 7228796, = BO ee 
42 durchfahrende Gz, beteiligt sind: = 
1 Fal. 5 Min.; 2 Wchw. 4 Min.: .Hadwchw. ...Min.; ' Bee 
Tre a ZUERST .Min. GEHEr ae = 210.01 108) 108 ee ne 
e) 20 Gz. mit 25 Min. Aufenthalt. beteiligt sind: ® 
1SE01.210 Mid 1 Wchw. :.. Min.; bei je /0 Zügen| . 
mit 20 Min.; 7 Hdw. bei 75 Züsen je 70. Min. ;-. Arb. 3 - 
.Mın.; 1 Rgm. bei 75 Zügen mit 25 Min.; 7 Rgf. =; 
bei 20 Zügen mit 25 Min. . -. ‚20 
Übergabezüge (Teilfahrten), Rangierdienst wit Rangier- 
lokomotive, Zusammenstelien, und Ausraneieren” der 
Ü bergabezüge, Rangierdienst ohne Ran gierlokomotive Br 


2. Telegraphen- und Fernsprechdienst. 

a) Zugmeldungen bei /08 Zügen je 2Min... .. = 

b—ım) Wagenmeldungen, Telegramme, Ferngespräche, ; 5 E 
Reinigungsarbeiten usw. ER ; 5 

8. Bahnsteigschäffnerdienst 2 rs man 1 ei Eu 

Weichenwärterdienst. SR rer. 

a) 34 Weichen reinigen und unterhalten je 15 Min. . .| — 

4 einfache Kreuzungsweichen desgl. je 30 Min... . .| 

4 doppelte Kreuzungsweichen desgl. je 60 Min... .| = = 

b) 30 Signal- und Weichenlaternen reinigen, füllen, an- ö Be 

zünden, löschen bei kleinen „mittl., großen Dienstst. x - ae 

15 10 10 Min. 2... 1m Ss ara ee ee Bee 

c) 55 Weichen- und Signalhebel im Stellwerk reinigen BEN 

je 3 Min. BEER 

d) 46 Blockfelder zu reinigen je 0,5 5 ‚Min . Er as 

e) 72 km Sienal- und Drahtzugleitungen unterhalten, 

1-8 mal w öchentlich, täglich je 15 Min. ,. Sr 

f) 80 km Gleise unterhalten. und nachprüfen je 30 Min.| — 

&) ... Wegeübergänge unterhalten täglich je 15 Min. .| — 

h)..  ferngestellte Wegeschranken bedienen Je 2,Min.17= 


5. Betriebsarbeiterdienst, 
a—l) Lampen putzen, Zimmer, Ladestraßen, Rampen, Vor- 
plätze, Bahnsteige reinigen usw. ' 


d 


f—h 


Der 
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. Stationskassendienst den jeweiligen Verhältnissen ent- 


= Lademeisterdienst. Aufsichtsdienst. 


Zeit, die täglich erforderlich ist zur Wahrnehmung der Geschäfte als 


ni 


Ö 


Fal | Tel 


So | Sw 


Arb 


Hd 
Ww 


Bsch! Rm 


Rf 


Ab Lp 


Minuten 


. Übertrag 
II. Verkehrsdienst. 


sprechend festzustellen nach der Anzahl der Belege, der 
Zahl der abliefernden Kassen, der Gehalts- und Lohnlisten, 
der Pensionszahlungen, der Rechnungen nach dem Geld- 
umsatz etwa bei kleinen, mittleren Dienststellen 
12810, 2 San en 
Fahrkartenverkauf. 
a) Selbstrevision der Fahrgeldeinnahmen, Aufstellen 
der Übersicht, Nachzählen und Anfordern der Fahr- 
karten bei kleinen, mittleren Dienststellen 
10—30 Min. 30—60 Min. BAgtIch? 2 nes 
b) 394 Stck. Fahrkarten verkaufen einschließlich aller 
Nebenarbeiten kleine und mittlere Dienststellen 
BSR N 
Gepäckabfertigung. a-b. ... ....2.. ER DEU NE, 


Güter- und Eilgutabfertigung. 
a) 32 Frachtbriefe (Fracht- oder Eilgut abzufertigen bei 
kleinen, mittleren Dienststellen 
je 8,7 Min. 83—-85Min. . .. 2... 
b) . . desgl. außerdeutsche Frachtbriefe je 40 Min. 
c) 1 Stück Tarifsammlungen einbessern Je 25 Min.. 


a) im Güterschuppen / Tonnen je 12 Min. 
b) in den Freiladegleisen, Viehrampen ... Wagen- 
ladungen je 10 Min. 
Arbeiterdienst. 
a—f) Fracht- und Eilgut annehmen, ausgeben, im Schuppen 
behandeln, Wagen bekleben und von alten Zetteln 
reinigen, Schuppen und Lampen reinigen usw... . 


IV. Lokomotiv- und Wagendienst. 


Lokomotivputzerdienst. Lokomotive im Schuppen be- 
handeln Für Putzen, Ausschlacken, Rohre blasen, Aus- 
waschen, Anheizen "und mit Sand versehen bei etwa 
10-stündiger Beanspruchung täglich erforderlich für 
.S4,5,6, P6=je 750 Min. . 
2 S3, P4 G 7,8,9,10, T 14, 16, 18=.je 520 Min. 


7 BA 9,7,8 238.880-Mini4. 0. 2. RS 


Dabei i-t angenommen, daß jede Lok. Beach 6 ganze 
und 24 halbe Putzungen erhält. 


Arbeiterdienst. 
a—i) Kohlen laden, Lastschuppen reinigen, Lokscheibe 
Brenn en ee Sana 


Wagenputzerdienst je nach der Umlaufszeit der Wagen 
und der Stärke der Benutzung der Abteile 


Haupt- | Neben: 
Reinigung 
2 Polsterabteile reinigen je. . 30—40 Min. 6—8 Min. 
5 Holzabteile desgl.. .. ..... 15207, °3—4 '„ | 
2,5 D.- und Di.- -Wagen desgl... „1.740 
1 P-. und Pg.-Wagen desgl. . . . 30—40 
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1478 


628 | 950 
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707 
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Zusammenstellung I. 


4 | 1473 


818 | 950 


18% 


912.| 1420 


11 


12 


Es BE Br 2 3 La) 3 | 3 | 


Dienstzeit in 21 Std.. | 480 480 | 1440 480 | 1440 | 1440 | 


Nutzzeit...... | 474 | 245 


1092 | 416 | 1038 | 907 | 


ee ee. ag). 00 | 
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Nr. 43 5 ——c 196 DEE Deitscher Eisenbahnverwaltungen. 2 
Zusammenstellung & / 
Kopfzahl. Be; j.2,.)2.ha era aa 
Dienstzeit in 24 Std... 480 | 5 | 1440 | 450 | 1440 | 1440 | 1920 | 140 | 960 | seo | 1920 | 360 | 140 | 14890. 
Nutzzeit . aa |-— | 1897 | 416 | ns | 952 | 1804 | 183 | 7 |\980 | 1899 | am | 1120 | 13409 
Ana EN | ER % | 94% — 75 n 66% N: — 83 | — | — 3% Zi 90 ra 


Wie aus der Zusammenstellung 1 ersichtlich ist, sind die Fahr- 
dienstleiter und die Hilfskraft im Bürodienst nicht genügend 
ausgenutzt. Die Hilfskraft wurde daher zurückgezogen und ihre 
Arbeiten den Fahrdienstleitern und dem Telegraphisten über- 
tragen, denen im Telegraphen- und Fernsprechdienst während 
der Stunden des stärkeren Verkehrs der Bahnsteigschaffner aus- 
helfen, kann. Den Weichenwärtern auf den Endstellwerken So 
und Sw wurde noch die Reinigung von 9 Stück in der Nähe des 
Stellwerks befindlichen Weichenlaternen übertragen, wodurch 


der Weichenreiniger um 90 Min, täglich entlastet werden konnte. 
Bessere 


So und Sw sind dann mit 75% bzw. 66 % beansprucht. 
Ausnutzung ließ sich nicht ermöglichen. Es konnte jedoch an 
den Sonntagen für die Posten bei den Plänen R und A 12stündige 
Dienstzeit eingerichtet werden, wodurch. Ablösertag@werke er- 
spart wurden. Der Abfertigunssbeamte und der Bahnsteig- 
schaffner im Naäachtdienst wurden zurückgezogen. Für die 5 in 
die Nachtschicht fallenden Züge kann der Fahrdienstleiter den 
Fahrkartenschalter und der Bahnhofsarbeiter die Sperre be- 
dienen. Es ergibt sich alsdann die Inanspruchnahme des ge- 
samten Kopfbestandes nach der Zusammenstellung 2 zu 90%. 

Durch das Prüfungsverfahren wird also die Inanspruchnahme 
jedes Bediensteten nachgewiesen. Überschuß an Arbeitskräften 
an der einen, Mangel an der anderen Stelle sind sofort zu er- 


Einiges über Beschleunigung des Wagenumlaufs. Ä 2 a 


1. 


Zur Beförderung der Güter auf den“Eisenbahnen stehen zwei 
Hauptgattungen von Güterwagen, offene und gedeckte, zur Ver- 
fügung. Die Auswahl zwischen diesen beiden Arten von Wagen 
ist aber keine beliebige, sondern erfolgt nach genauen  Vor- 
schriften (vgl. $ 44 u. 45 der Allg. Tarifvorschriften). Diese 
Beschränkung in der Benutzung der Güterwagen ist für die 
Eisenbahnverwaltung von recht nachteiligem Einfluß insofern, 
als durch die Beförderung der leeren Wagen nach den jeweiligen 
Bedarfsstationen wesentlich mehr Leerläufe erforderlich werden, 
als. wenn von den Güterabfertigungen über die Wiederbenutzung 
jedes Wagens ohne Rücksicht auf die Tarifvorschriften frei ver- 
fügt werden könnte, d. h. wenn jeder auf dem Bahnhof beladen 
eingegangene offene oder gedeckte Wagen sofort nach Entla- 
dung im Einverständnis mit den Versendern für jede Art von 
Gütern wiederverwendet werden dürfte. 

Dürch den Zwang, der jetzt darin liegt, daß die Wagen immer 
nur mit der für sie vorgeschriebenen Güterart beladen werden 
dürfen, nehmen sie fast eine den Spezialwagen ähnliche Eigen- 
schaft an. Die Spezialwagen aber verursachen dadurch, daß sie 
nur für bestimmte Güterarten gebaut sind und daher immer nur 
zur Beförderung dieser Güterarten benutzt werden dürfen, un- 


gleich mehr Leerlaufkilometer als ein gewöhnlicher Güter- 
wagen. Aus diesem Grunde ist man auch bereits dazu überge- 
gangen, eine Reihe von Wagen ihrer früheren Spezialwagen- 


eigenschaft gänzlich oder zum Teil zu entkleiden, z. B. R-, K-, 
Oc- und Ve-Wagen. 
auf die gewöhnlichen offenen und gedeckten Güterwagen ausge- 
dehnt würde, dürfte sicherlich die Zahl der Leerlaufkilometer 
eine wesentliche Verminderung erfahren und ein entsprechend 
schnellerer Wagenumlauf erreicht werden. Das folgende Bei- 
spiel soll die Richtigkeit meiner Annahme veranschaulichen: 


Ein Bahnhof meldet dem Wagenbüro für den folgenden Tag: 
„Bedarf Gm 1, Om 2, Bestand Gm 2, Om 1.“ Hiernach müßte 
dieser Bahnhof auf Verfügung des Wagenbüros nach den jetzt 
geltenden Bestimmungen 1 Gm nach einem ‘anderen Bahnhof 
absenden, und 1 Om ‚müßte dem ersteren Bahnhof leer zuge- 
führt werden. Es werden daher schon kei diesem angeführten 
geringen Wagenbedarf 2 Leerläufe erforderlich, die sich vermei- 
den ließen, wenn nach obigem Vorschlage, und natürlich im Ein- 
verständnis mit den Versendern, der überzählige gedeckte Wa- 


"sen an Stelle des fehlenden Orc Wagens zur Beladuie ge- 


Wenn diese Maßnahme sinngemäß auch. 


kennen, so daß durch Zurückziehung, Einstellung oder PR 
Verteilung der Arbeitskräfte -oder sonstige Dienständerungen 
eine möglichst günstige Ausnutzung des Personals erzielt wer- 
den kann. Bei sorgfältiger Prüfung werden auch ungeeienete 
oder für den vorliegenden Dienst minder leistungsfähige Bedien- 
stete bald erkannt und ausgewechselt werden können. Rei 

Für die Bediensteten hat die Vorrechnung der von ihnen zu 
leistenden Arbeitsmenge und der Vergleich mit den Leistungen 
auf anderen ähnlich beanspruchten Posten erzieherischen Wert. 
An Hand der Zahlen werden sie sich leicht überzeugen, daß sie 4 
zulässige Mehrleistungen übernehmen können, und manche 
Klage über zu starke Belastung wird, wenn sie berechtigt ist, 
anerkannt oder, wenn sie unbegründet ist, er oder 
zum Schweigen gebracht werden können. 2% 

Wenn nicht starke Verkehrsschwankungen es zwischenzeitig | 
erfordern, findet die Nachprüfung der Personalausnutzung in 
jedem Jahre zweckmäßig gelegentlich der Geschäftsprüfung der 
Dienststelle statt. An Hand. der vorliegenden Nachweisung‘ 
erfordert sie nur ganz kurze Zeit. ; 
Ebenso wie für die Bahnhöfe lassen sich auch für jede : h 
Dienststelle und die Büros leieht ähnliche Nachweisungen der 
auszuführenden Arbeiten aufstellen, um die Kopfausnutzung 
nachzuprüfen oder den erforderlichen Kopfbedarf zu ermitteln. 


stellt werden dürfte. Wenn an offenen Wagen Mangel und an 
gedeckten Überfluß herrschte, wäre diese Ersatzgestellung nach 
S 79 der Güterwagenvorschriften ohne weiteres zulässig. Da 
aber seit Anfang des Krieges bis vor kurzer Zeit unausgesetzt 
Mangel an offenen Wagen und gedeckten Wagen gleichzeitig 
herrschte, so konnte die angeführte Ersatzgestellung bisher 
nicht zur Anwendung kommen. Mein Vorschlag bedeutet also 
keine Neuerung, sondern nur die erweiterte Anwendung einer 
bestehenden und bereits früher erprobten Bestimmung. 
Daß sich die Interessenten mit dieser Ersatzgestellunz von 
Güterwagen leicht abfinden würden, ist als sicher anzunehmen. 
Zu dieser Annahme berechtigen die Erfahrungen am Anfang der 
Kriegszeit, wo infolge der Benutzung der gedeckten Wagen zu 
Militärtransporten ein scharfer Mangel an solchen für den Privat- + 
verkehr herrschte, so daß die Versender froh waren, überhaupt 
einen Wagen zu erhalten; ob dies ein gedeckter, ein offener 
mit Decken oder nur ein offener Wagen ohne Decke war, blieb 
sich für alle Güterarten gleich. Allerdings wird ietzt die 
Stellung offener Wagen mit Decken, an Stelle gedeckter Wagen, 
vielfach am Mangel an Decken scheitern, weil ein großer Teil 
der letzteren beim Rückzug unserer Heere in Feindesland zu- 
rückgeblieben zu sein scheint. Es kommt aber demgegenüber 
in Betracht, daß der Bedarf an offenen Wagen im allgemeinen 
größer ist als an gedeckten Wagen, so daß in der Regel mehr 
gedeckte Wagen als Ersatz für offene zu stellen sein würden 
als umgekehrt. 
Die Wirkung des vorgeschlagenen Verfahrens wäre aus den. r 
monatlichen Wagennachweisungen der Güterabfertigungen ohne 
weiteres ersichtlich, weil jede nachgewiesene Ersatzgestellung 
eines Wagens einen ersparten Leerlauf darstellen würde. Da 
auch das Verfahren, wie schon gesagt, keine wesentlichen Ände- 
rungen der bestehenden Bestimmungen bedingt, so käme es zu- 
nächst nur darauf an, die An ihtueg einmal versuchsweise Zu 
verfügen. 
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II. 


Zur möglichst restlosen Ausnutzung des oben vorgeschlagenen 
Verfahrens gehört, daß ieder offene Güterwagen möglichst so- 
fort zur Beförderung von Gütern verwendbar ist, die bestim- 
mungsmäßig in gedeckte Wagen verladen werden müßten. Dies 
wäre möglich, wenn die offenen Wagen so eingerichtet wären, 
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daß sie sich bequem mit einer Wagenplane bedecken ließen und 
dadurch als Ersatz für gedeckte Wagen zu verwenden wären. 
Zu dem Zwecke waren bereits vor dem Kriege sogenannte 
Deckenträger in Benutzung. Sie bestanden aus einer hölzernen 
ee Stange mit je einer Schraubvorriehtung an beiden Seiten, die es 
F ermöglichten, den Deckenträger an die Stirnwände jedes belie- 
bigen offenen Güterwagens anzuschrauben. Dadurch wird das 
-  Auflegen einer Wagendecke sehr erleichtert. Diese Deckenträ- 
ger sind wieder außer Gebrauch gekommen. Sie litten an dem 
Nachteil, daß sie nach Benutzung, falls der Wagen als offener 
ohne Decke weiter benutzt werden sollte, abgeschraubt und bei 
den Güterabfertigungen aufbewahrt werden mußten. Hier wur- 
den sie täglich im Bestand und Bedarf gemeldet und den Be- 
darfsstationeu auf Verfügung des Wagenbüros überwiesen. Da 
sie nun mindestens die Länge eines gewöhnlichen Güterwagens 
haben mußten, also im Durchschnitt 7 m lang waren, so war 
- die Versendung in den Packwagen oder in den gedeckten Kurs- 
- wagen mit erheblichen Mißhelligkeiten verbunden. Die Folge 
- hiervon war, daß, wenn überhaupt Wagendecken und Decken- 
träger gleichzeitig verfügbar gemeldet waren, die letzteren ver- 
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Nachrichten. 


Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


— Das Reichs-Verkehrs-Blatt erscheint hinfort unter dem bis- 
herigen einheitlichen Haupttitel in zwei Abteilungen als: 

1. Reichs-Verkehrs-Blatt, Abteilung A: Für Eisenbahnen. 

2. Reichs-Verkehrs-Blatt, Abteilung B: Für Wasserstraßen 

sowie Luft- und Kraftfahrwesen. 

Beide Abteilungen führen voneinander unabhängige Nummern- 
folgen, die an die bisherige Nummernfolge des einheitlichen 
Reichs-Vierkehrs-Blattes unmittelbar anschließen. Die alle drei 

-"Verwaltungszweige des Reichsverkehrsministeriums — Eisen- 
bahnen, Wasserstraßen, Luft- und Kraftfahrwesen — angehen- 
den Gesetze, Verordnungen, Bekanntmachungen und allgemeinen 

_ Erlasse werden in beiden Abteilungen ' des Reichs-Verkehrs- 
Blattes abgedruckt, während die nur eine jener Verwaltungen 
berührenden Bestimmungen lediglich in der für sie bestimmten 
Abteilung veröffentlicht werden. 


-— Maßnahmen zum Schutz von Eisenbahngütern. In dem 
wirtschaftlichen Ausschuß. des Reichswirt- 
schaftsrats wurde eine Eingabe der Reichswirtschaftsstelle 
für  Flachs, welche die Eisenbahnen - zur Wiederbeschaffung 
eigener Wagenpläne veranlassen will, beraten. Zur Begrün- 
dung wurde angeführt, daß die Fabrikation des Grobleinens von 
ausschlaggebender Bedeutung für den deutschen Flachsbau und 
die deutsche -Zelt- und ‚Segeltuchindustrie sei, da ohne Unter- 
bringung der groben Sorten keine Sortenauswahl für die mitt- 
lere und höhere Fabrikation erfolgen könne. 
Friedensabnehmer grober Garne, Flotte und Heer, bezögen aber 
heute nichts mehr. Die Eisenbahn sollte es daher nicht gleich- 
falls ablehnen, wieder eigene Wagendecken wie im Frieden 
zu beschaffen, zumal die Deckenleihgeschäfte-den Bedarf nicht 
regelmäßig befriedigen können und Schädigungen der transpor- 
-tierten Güter dadurch eintreten. Der Verkehrsausschuß des 
Reichswirtschaftsrats hat in einer Sitzung am 20. September be- 


reits beschlossen, die Eingabe der Regierung zur Erwägung zu 


überweisen. 

Der Vertreter des Reichsverkehrsministeriums betonte, daß 
zur Beschaffung eines Bestandes von 70000 Decken, wie er vor 
dem Kriege vorhanden gewesen sei, bei einem Preise von 3000 
bis 4000 M für die Decke etwa 300 bis 400 Millionen Mark not- 
wendig sein würden. Diese große Ausgabe müsse sich die 
Eisenbahn bei ihrer heutigen Finanzlage überlegen. Der Aus- 
schuß kam jedoch zu der Überzeugung, daß eine derartige Aus- 
gabe fruchtbar angelegt ist, wenn dadurch Schädigungen der 
beförderten Güter, die unter Umständen der Volkswirtschaft viel 
teurer zu stehen kommen, vermieden werden, und überwies die 
Eingabe der Regierung zur Berücksichtigung. 


— Die vorgeschlagenen Wirtschaftsmaßnahmen für ' Ober- 
schlesien lauten, soweit sie das Eisenbahnwesen betreffen, 
nach den Beschlüssen der Bötschafterkonferenz folgendermaßen: 

Die deutsche und polnische Regierung werden in möglichst 
kurzer Frist gemäß Artikel 92, letzter Absatz des Friedensver- 
trages, unter Zugrundelegung folgender Bestimmungen ein Ab- 
kommen treffen: 

„Die Rechte und Pflichten der Eisenbahnen und Straßen- 
bahnen, soweit sie sich in Privat- oder Kommunalbesitz befinden, 


bleiben durch ihre Konzessionen geregelt; die Betriebseinheit, 


Die wichtigsten. 


spätet eintrafen und für die beabsichtigte Verladung ihren 
Zweck verfehlt hatten. Dieser Nachteil würde beseitigt, wenn 
die Deckenträger mit den Güterwagen fest verbunden würden. 
Sie müßten ‚aber so angebracht sein, daß sie der Vierladung 
nicht hinderlich sind, wenn der Wagen als offener benutzt wer- 
den soll. In dieser Beziehung erächte ich eine bereits bestehende 
belgische Bauart für praktisch, bei der der Deckenträger be- 
weglich an den Stirnwänden angebracht ist. Wird er bei La- 
dungen, die offen befördert werden sollen, wie Kohlen, Steine, 
Ziegeln usw., nicht gebraucht, so wird er einfach auf die Seite 
gelegt, so daß er die Verladung nicht im geringsten hindert. Bei 
künftigen Neubeschaffungen von offenen Güterwagen erachte ich 
es deshalb für vorteilhaft, einen Teil solcher Wagen in Be- 
stellung zu geben. Wenn in Verbindung damit auch der 
Wagendeckenbestand wieder auf seine frühere Höhe gebracht 
sein wird, so dürften die angeführten Maßnahmen mit Sicher- 
heit eine wesentliche Erhöhung der Leistungsfähigkeit unseres 
Güterwagenparks und damit gleichzeitig eine Verbilligung des 
Eisenbahnbetriebes erhoffen lassen. 
Schöder, Eisenbahn-Inspektor, Dobriluek-Kirchhain, 


des Netzes der schlesischen Kleinbahn-Aktiengesellschaft bleibt 
für die Dauer von 15 Jahren aufrechterhalten. 

Der Betrieb der deutschen Normal- und schmalspurigen Eisen- 
bahnen wird im Abstimmungsgebiet für die Dauer von 15 Jahren 
einer gemischten Verwaltung unterstellt. Die Mengen rollenden 
Materials, die auf das Abstimmungsgebiet entfallen, werden ge- 
mäß Artikel 371 des Versailler Vertrages bestimmt werden. 

Die Tarife werden einheitlich geregelt. Nach 
Artikel 365 des Friedensvertrages von Versailles wird ieder 
Spezialtarif, der zwischen dem deutschen Gebiet und einem 
Punkt des Abstimmungsgebietes in Kraft ist, auf das gesamte 
Abstimmungsgebiet Anwendungfinden. Der Vorteil jedes Spezial- 
tarifes, der im Abstimmungsgebiet Geltung hat, wird den Waren 
der gleichen Art zugute kommen, die aus Polen, Deutschland 
oder aus irgendeinem anderen Lande ausgeführt oder dorthin 
eingeführt werden. 

Die Fahrpläne werden nach den Bedürfnissen der In- 
dustrie geregelt, und der Aufenthalt der Arbeiterzüge, die über 
die Grenze fahren, wird nach Möglichkeit beschränkt werden. 
Die Kosten der sozialen und: staatlichen Versicherungen zu- 
zunsten der Angestellten der schlesischen Eisenbahnen werden 
der Verwaltung dieser Eisenbahnen zur Last fallen. 

Für den- Betrieb der Eisenbahnen wird eine einheit- 
liche Berechnung eingeführt werden, die alle Einnahmen 
und Ausgaben einschließlich der Unterhaltungsskosten der Gleise 
und des Eisenbahnmaterials und die Einzahlungen in die Fonds =» 
für 'Erneuerungsarbeiten umfassen. Die Ausgaben für Neu- 
arbeiten werden besonders verrechnet werden; sie werden von 
dem Staate getragen, auf dessen Gebiet sie ausgeführt werden. 
Gewinn oder Verlust werden unter beide Länder, je nach der 
Länge der ihnen gehörenden Eisenbahnlinien und nach der Be- 
deutung des Verkehrs, verteilt werden.“ 


in 


— Vertretung der Technischen Hochschulen Fach- 
ausschüssen der Reichsbahn. Um. eine innigere Verbindung 


zwischen der technischen Eisenbahnwissenschaft und der Reichs- 
bahnverwaltung herzustellen, hat der Reichsverkehrsminister 
einer Anregung aus Hochschulkreisen folgend angeordnet, daß 
die Niederschriften des Oberbauausschussts, des Block- und 
Stellwerkausschusses sowie des Fahrdienstausschusses regel- 
mäßig’ den Teechnischen Hochschulen zugestellt werden. In ie- 
dem dieser Ausschüsse soll ein Vertreter der Technischen 
Hochschulen aus den Reihen der ordentlichen Professoren für 
Eisenbahnbau- und Betrieb an den Sitzungen und Besichtigun- 
gen als Gast teilnehmen dürfen. Der Minister beabsichtigt, die 
Berufungen an die Bauingenieurabteilungen der Hochschulen zu 
richten und ihnen die Auswah) der Persönlichkeit zu über- 
lassen. Die Beteiligung der einzelnen Hochschulen wird nach 
festem Plan geregelt. Für ‘den Jahrgang 1922/23 bestellen die 
Bauingenieurabteilungen bei den Technischen Hochschulen in 


Charlottenburg, Braunschweig und Karlsruhe je einen Ver- 
treter. 
— Wagengestellung. Eine Reichstagsanfrage des Abgeord- 


neten Jandrey hat der Reichsverkehrsminister wie folgt beant- 
wortet: „Es ist der. Eisenbahnverwaltung bekannt, daß die An- 
forderungen an Wagen, insbesondere an bedeckten Wagen, 
schon seit längerer Zeit nur in unzureichendem Maße befriedigt 
werden. Während der Eisenbahngüterverkehr bis in den Monat 
Juli hinein noch äußerst schwach war, so daß zeitweise im Be- 
reich der Deutschen Reichsbahn über 40000 bedeckte und über 
48.000 offene Güterwagen wegen Mangels an Frachten unbenutzt 
umhergestanden hatten, setzte plötzlich gegen Ende Juli zu- 
nächst ein starkes Anwachsen des Bedarfs an bedeckten Güter- 
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wagen ein, dem neuerdings auch eine ständig zunehmende Stei- 
gerung der Anforderungen an offenen Güterwagen folgte. Die 
Gründe für die unzulängliche Gestellung an bedeckten Wagen 
liegen hauptsächlich darin, daß infolge der ungewöhnlichen 
Witterungsverhältnisse im Sommer die Ernte frühzeitig begann 
und zugleich eine stürmische Nachfrage nach Düngemitteln 
und Zement eintrat, die von den beteiligten Kreisen selbst als 
geradezu explosiv bezeichnet wird. Außerdem wurden zu der- 
selben Zeit erhebliche Mengen von Getreide, Mehl und F utter- 
mitteln aus dem .Auslande über die Seehäfen eingeführt, die 
zum großen Teil für Österreich, die Tschechoslowakei und 
Süddeutschland bestimmt — bei diem Veersagen der Wasserstraßen 
auf der Eisenbahn weite Wege zurückzulegen haben. Schließ- 
lich stellt in neuerer Zeit die Abfuhr der Kartoffelernte, die 
sich gleichfalls im großen und ganzen über weite Wege voll- 
zieht, an den Park der bedeckten Güterwagen sehr hohe An- 
sprüche. Bei den offenen Güterwagen ergeben: sich die Ge- 
stellungsschwierigkeiten namentlich aus den starken Anfor- 
derungen für die Wintereindeckung mit Heizstoffen und neuer- 
dings auch für die Abfuhr der Rübenernte. 

Die besondere Wichtigkeit der rechtzeitisen Abbeförderung 
des Brotgetreides und der*Kartoffeln im Interesse der Volks- 


ernährung wird von der Eisenbahnverwaltung voll gewürdigt; - 


sie hat demgemäß auch angeordnet, daß der Wagenbedarf für 
Kartoffeln wie auch für andere Lebensmittel (Brotgetreide 
usw.) vorzugsweise zu befriedigen ist. Bei den langen Wegen, 
die die bedeckten Wagen größtenteils zurückzulegen haben, 
dauert aber der Wagenumlauf ziemlich lange. Der vorhandene 
Wagenbestand reicht deshalb zur Deckung des hohen Bedarfs 
auch für die lebenswichtigsten Güter bei weitem nicht aus, So 
daß sich größere Wagenausfälle zur Zeit leider nicht vermeiden 
lassen. An diesen Ausfällen müssen alle Bezirke gleichmäßig 
teilnehmen. 

Die Eisenbahnverwaltung ist unausgesetzt bemüht, den 
Wagenumlauf mit allen Mitteln. zu beschleunigen und dadurch 
mehr Wagen für die Abfuhr der lebenswichtigsten Güter frei- 
zumachen und den besonders notleidenden Bezirken zuzu- 
führen. ä 

Die Aufhebung der wirtschaftlichen Sanktionen im Westen 
wird hoffentlich bald eine Erleichterung in der Wagenversor- 
gung namentlich auch der Landwirtschaft mit sich bringen. So- 
weit es sich jetzt übersehen läßt, wird damit gerechnet werden 
können, daß der Abtransport der Ernte, wenn auch mit einiger 
Verzögerung, bewältigt wird.“ 


— Direkte Eisenbahngütertarife mit Italien. Vom 1. Oktober 
dieses Jahres ab sind wieder direkte Gütertarife für die Beförde- 
rung von Gütern zwischen Stationen der italienischen Eisen- 
bahnen und der deutschen Reichsbahn, sowie der Lübeck- 
Büchener Fisenbahn über die Schweiz (Übergänge Chiasıso, 
Pino, Iselle) und Deutsch-Österreich (Übereänze Brenner und 
Tarvis) eingeführt worden. Der Tarif ist eine vorläufige 
Maßnahme und soll dem dringendsten Verkehrsbedürfnis Rech- 
nung tragen. Er enthält deshalb zunächst nur Frachtsätze für 
die wichtigsten Stationen und nur für folgende Güter in Wagen- 
ladungen: 1. frische Blumen als beschleunigtes Eilgut aus Ita- 
iıen, 2. lebendes Geflügel als Eilgut aus Italien, 3. Lebens- 
mittel als Frachtgut aus Italien. 4. Bier als Frachtgut nach 
Italien, 5. Güter aller Art im: Durchgang durch Italien. 


— Stockung des Eisenbahngüterverkehrs zwischen Ostpreußen 
und dem Reich. Die polnischen Eisenbahnen lehnen seit dem 
15. Oktober _die Abfuhr der aus Oberschlesien kommenden 
Kohlenladungen für Ostpreußen — angeblich wegen eigenen 
Kohlenmangels — ab. Auch sind sie in letzter Zeit nicht in 
der Lage gewesen, die ihnen zur Beförderung von Ostpreußen 
nach dem übrigen Reich angebotenen beladenen Güterzüge voll- 
zählig abzufahren. Vor kurzem standen in Ostpreußen” mehr 
als 50 beladene Güterzüge, die der Abbeförderung durch die 
polnischen Bahnen vergeblich harrten. Die Annahme weiterer 
(rüter hat deshalb von der Eisenbahndirektion Königsberg ge- 
sperrt ‘werden müssen. 

Besonders bedauerlich ist, daß etwa die Hälfte der fest- 
gehaltenen Züge mit Kartoffeln beladen ist, die bei etwaigen 
Nachtfrösten gefährdet sind, zumal vielfach offene Wagen ver- 
wendet sind. Von der deutschen Reichsbahn sind Verhandlun- 
zen mit den polnischen Bahnen eingeleitet, um die die deutschen 
Interessen ungemein schädigende Stockung baldiest zu über- 
winden. 


— Lichtbilder für Zeitkarten. In Beantwortung einer An- 
frage im Reichstag hat sich der Reichsverkehrsminister für 
Beibehaltung der zunächst versuchsweise eingeführten Anwen- 
dung des Lichtbildzwanges für Zeitkarten ausgesprochen. Die 
Berechtigung und Wirksamkeit Jes. Verfahrens hat sich beson- 
ders in der Eisenbahn-Generaldirektion Dresden erwiesen, wo 
der Lichtbildzwang bereits seit Januar d. J. besteht. Im Monat 


träglich bestellter Wagen, 23 377 


nach der Einführung des Verfahrens hat dort der Afestz von 


Zeitkarten um etwa 30% zugenommen, es wurden auch mehr 
Einzelfahrkarten verkauft. 
ist nach Ansicht des Reichsverkehrsministers klargelegt, daß in 


eıheblichem Umfange Durchstechereien mit, Zeitkarten bestanden 


haben. Die Einführung des Lichtbildzwangs ist bisher auf den 
Rezirk der Direktion Dresden und einige anschließende 
Strecken sowie auf je eine Vorortstrecke der Direktionen Altona 
und Berlin beschränkt geblieben. 


— Neue Schnellzugverbindung Berlin-Riga, Seit kurzem ver- 
kehrt ein neues internationales ‚Schnellzugpaar zwischen Berlin 
und Riga, das Anschluß an die zwischen Paris, London, Ostende 
und Warschau laufenden Schnellzüge D 11 und 12 hat, und bei 
dem je ein Schlafwagen von Paris und Ostende in den Zug nach 
Riga und umgekehrt übergeht. Der ‘neue Schnellzug fährt ab 
Berlin Friedrichstraße 5.51. nachm., Anschluß ab Leipzie Hbf. 
1.32 nachm., trifft 6.24 vorm. in Königsberg, 8.43 in Gumbinnen, 
und am anderen Tage 6.40 vorm. in Riga ein: in der Gegen- 
richtung verkehrt D 8 ab Riga 10% abds,, 
Tage nachts 12.18 in Königsberg, am folgenden Tage 1.30 nachm. 
in Berlin Friedrichstraße ein. (Anschluß nach Leipzig, an 
627 nachm.) Die Züge führen nur 1. und 2. Wagenklasse und 
Speise- sowie Schlafwagen. Zur Benutzung derselben ist ein 
Paß mit polnischem Visum erforderlich. 


— Neuordnung der Umrechnungskurse. In der in Nr. 40, 
S. 739 d. Ztg. unter dieser Überschrift gebrachten Mitteilung 
befindet sich die .Bemerkung, daß die neuen Kurstafeln den 
„Güterabfertigungen und Fahrkartenausgaben“ zugehen. Dieses 


trifft hinsichtlich der Güterabfertigungen nicht zu, 
da die neuen Kurstafeln lediglich die Umrechnungskurse und 
Erhebungssätze für den Auslands-Personen und Ge 


päckverkehr enthalten. 


— Die Kartoffelversorgung im Ruhrgebiet. Über eine Be- 
sprechung des Reichs- und Staatskommissars Mehlich (Dort- 


Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


Durch die Erfahrungen in Sachsen 


‚trifft am anderen 


au PR in 


mund) mit dem Reichsernährungsministers Dr. Hermes über 


die Kärtoffelversorgung im rheinisch-westfälischen Industrie- 


gebiet wird folgendes berichtet: 


Seitens des Staatskommissars Mehlich, wurde darauf hinzewie- 


sen, daß die Beunruhigung im rheinisch-westfälischen Industrie- 
gebiet wegen der Kartoffelversorgung eine sehr große sei, 
Minister Dr. Hermes wies darauf hin, daß nach seiner Ansicht 
die bedauerlichen Verhältnisse in der Hauptsache auf die bis- 
herige ungenügende Wagenstellung für Kartoffeln zurückzufüh- 
ren seien. Es seien seitens des Reichsverkehrsministeriums be- 
reits einschneidende Maßnahmen angeordnet (vel. Nr. 42, S. 780 
dieser Zeitung). 
vorzugt vor allen anderen Gütern, zum Abrollen zebracht. 
Weiter habe er kürzlich einen Erlaß 
lichen Organisationen gerichtet, in welchem er diese ‚ersucht 
habe, mit Nachdruck die Landwirtschaft zu- einer verstärkten 
Ablieferung der Kartoffeln anzuhalten. Von einer generellen 
Festsetzung von Höchst- und Richtpreisen für ganz Deutsch- 


land verspreche er sich bei der Verschiedenheit der Verhält-. 


nisse in den einzelnen Bezirken keinen Erfolg. Die bedauer- 
lichen Preissteigerungen seien zum Teil darauf zurückzuführen, 
daß sich einzelne Bezirke, wie z. B. einzelne Kreise in “Han- 
noveer durch Ausfuhrsperre abgesperrt hätten. 
Maßnahmen, die lediglich für die Bevölkerung 


an die landwirtschaft- 


Durch solche 
eines kleinen 


E 


' 
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Die Kartoffeln würden an erster Stelle, be- 


Bezirkes vorteilhaft wären, würden die Interessen der Al- 


gemeinheit aufs schwerste geschädigt. Der Minister bat zu- 
nächst abzuwarten, ob nicht die Bemühungen des Reichs- 
verkehrsministeriums ausreichend wären, 
toffeln nach dem Ruhrgebiet heranzuschaffen. 


Verbindung mit den landwirtschaftlichen 
er für eine erwägenswerte Maßnahme. 


— Die Verkehrslage im Ruhrgebiet. 
im Ruhrbezirk wickelte sich in der Woche vom 9. zum 15. d.M. 
ohne erhebliche Störungen ab. Da der Rheinwasserstand noch 
zurückgegangen ist, sind weitere erhebliche Mengen an Frach- 
ten vom Wasser auf die Eisenbahn übergegangen. Es gelang 
daher nicht,. den großen Anforderungen gerecht zu werden, 


insbesondere machte es große Schwierigkeiten, die am Rhein- 


Herne-Kanal liegenden Zechen, deren Anforderungen vielfach 


um genügend Kar- 
Die Festsetzung 
von Richtlinien seitens der provinziellen Preisprüfungsstellen in 
Organisationen halte 


Der Eisenbahnbetrieb 


um 100 % und mehr gestiegen sind, mit leeren Wagen :aus- 


reichend zu versorgen. Der Verkehr 


aufkommenden Feldfrüchte und der sonstige Herbstverkehr 


lassen noch nicht nach, so daß eine Besserung zur Zeit nicht 


zu erwarten ist. 


Für Kohlen, Koks und Briketts wurden in der vergangenen 
Woche im arbeitstäglichen Durchschnitt, 
Wagen (gerechnet zu ie 10 t) 
angelordert.- Gestellt wurden 


der.:in großen Massen 


einschließlich nach- 


arbeitstäglich durchschnittlich. Be: 


ad SE Zr 


27. Oktober 102. er Ei 


gleichen Zeitraum 


‘Kohlen, Koks, Geld und Papier, 


- bringende Beschäftigung 
‚ lastung des Betriebes von nicht vollwertigen Arbeitern, 3. För- 
derung der Siedlung und Schaffung von Werkwohngelegenheiten. 


Ähnlich steht es mit den anderen Bürstenwaren. 
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9 715 Wagen (Höchstgestellung am 12. Oktober 20531). Im 
des Vorjahres betrug die Durchschnitts- 
gestellung 19938 Wagen. 

Die Wirkung der Notlage auf dem Rhein zeigte sich auch 
bei der Kipperleistung in den Duisburg-Ruhrorter Häfen, welche 
von 17802 t auf 15789 t zurückgine. Der Gesamtumschlag in 
den Zechenhäfen und Kanälen blieb mit 233615 t annähernd 
der gleiche wie in der Woche von 2. bis 8 d. M. Bei den 
Lagerbeständen ist ein Anwachsen von 357492 t auf 39249 t 
am 15. d. M. zu verzeichnen. 


— Werkheimstätten für beschädigte Eisenbahnbedienstete. 
Die Eisenbahnverwaltung ist so stark mit Kriegs- und Eisen- 
bahnbeschädigten belastet, daß. sich für neu hinzukommende 


- Eisenbahnbeschädigte nach ihrer Genesung jetzt häufig keine 


Gelegenheit zu einer geeieneten Beschäftigung mehr bietet; 
z. B. werden Schwerbeschädigte den Unterhaltungsrotten zuge- 
teilt, wo sie nur untergebracht werden und überhaupt nichts 
leisten können. Es ist daher dringend geboten, für diese Be- 
dauernswerten eine geordnete, nutzbringende Beschäftigung im 
Eisenbahndienst zu schaffen. Diese Maßnahme würde den Be- 
trieb entlasten und zur Gesundung und Verminderung der hohen 
Kosten beitragen. 

Der Jahresbedarf an Besen und Bürsten aller Art aus Haaren, 
Pflanzenfasern und Reisern ist ziemlich bedeutend, ebenso der 
Bedarf an geflochtenen Körben (aus Rohr oder Weiden) für 
desgleichen an Fußdecken und 
Matten aus Stroh und Fasern. Diese Geräte ließen sich teil- 
weise sehr wohl durch Beschädigte in eigenen Betrieben für die 
Verwaltung herstellen, wo ein ziemlicher Prozentsatz der Leute 
Beschäftigung finden könnte. Das Nächstliegende wäre, diese 
Arbeitsstätten den Werkstätten anzugliedern. Doch hiervon 
möchte ich aus sozialpelitischen Gründen abraten, denn durch 
die ständige Berührung mit den gesunden und voll beschäftigten 
Dienstgenossen könnten die Eisenbahnbeschädigten noch unzu- 
friedener mit ihrem Lose werden.- Besser wäre es, diese Arbeits- 
stätten den Stofflagern anzugliedern, die dann gleichzeitig den 
Versand und die Verteilung der Fertigware zu übernehmen 
hätten. Ich möchte also den Vorschlag machen, Werkheimstätten 
für beschädigte Eisenbahnbedienstete zu schaffen und diese in 
der Nähe von Bahnhöfen kleinerer Provinzstädte als Neusied- 
lung mit einer kleinen Werkstatt anzulegen. Als erste Aus- 
führung sollte man fünf Siedlungen etwa zu ie 50 Familien 
anlegen in Süd-, Nord-, West-, Ost- und Mitteldeutschland. Die 
Hauptvorteile einer Werkheimstättensiedlung wären: 1. Nutz- 
von Eisenbahnbeschädigten, 2. ‚Ent- 


- Die Nutzbereehnung dürfte durch die Unterlagen des Zentral- 
amtes leicht aufzustellen sein. Es brauchen z. B. 5000 Eisen- 


_ bahnmeistereien jährlich (1 Bahnmeisterei — 2 Stück) 10 000 Treer- 
-bürsten, 


ein Mann verfertist täglich etwa 3 Stück, mithin 
könnten fünf Köpfe ständig mit dieser Arbeit betraut werden. 
Eine Siedlung 
für 50 Familien würde etwa 2500000 Al kosten. Außerdem 
könnte die Anlage späterhin noch dadurch erweitert“ werden, 
daß sich die Beschädigten durch Kapitalabfindung Eigenheime 
gründen und ihrer Beschäftigung in den Binderei- und Flechterei- 
werkanstalten in der Nähe ihres Heims nachgehen könnten. 

Ich hoffe eine kleine Anregung und einen Beitrag zur wirt- 


schaftlichen Gesundung der Eisenbahnverwaltung und. zum 
ee der- Ba annahnbeschadisien gegeben zu aber. 
er t zer: 


— Der Eisenbahner-Hauptbeamtenrat, der als Spitzenorgani- 


sation aus den Wahlen im ganzen Reich hervorgegangen ist, 


hat sich am 14. d. M: im Reichsverkehrsministerium gebildet. 
Der Eröffnungssitzung wohnte ein Vertreter des Ministers bei, 
Der Hauptbeamtenrat wird so lange in Tätigkeit bleiben, bis die 
gesetzliche Regelung der Beamtenvertretung erfolgt ist. 


— Zusammenschluß der Eisenbahnerhelungsheime. In den 
Tagen vom 28. bis 30. September d. J. fanden sich Vertreter 
der Eisenbahnerholungsheime in dem Erholungsheim der badi- 
schen  Eisenbahnbeamten „Gut Hechtsberg“ bei Hausach 
(Schwarzwald) zusammen, um in gemeinsamer Beratunr fragen 
der Wirtsehaftlichkeit, der Erhaltung und Unterhaltang der 
Heime und einer weiteren Ausdehnung der Gesundheitsfürsorge 
zu erörtern. Übereinstimmend wurde festgestellt, daß ein ein- 
heitliches Vorgehen und ein Zusammenschluß der Erholungs- 
heime notwendig sei, um den Schwierigkeiten in der Wirt- 
schaftsführung zu begegnen und die Besuchsmöglichkeit der 
Eisenbahnbediensteten — der Beamten und Arbeiter — zu er- 
weitern. Es wurde daher die bereits im Herbst v. J. grund- 
sätzlich beschlossene Vereinigung durch Satzungen festgelegt 
und ein „Verband der Deutschen Eisenbahnerholungsheime“ 
gegründet. Zum Vorsitzenden des Verbandsvorstandes wurde 


‚abends, im großen Saal des Ne re 


Bergemann bei der Eisenbahndirektion 
Breslau gewählt. Der Verband bezweckt die Förderung ge- 
meinsamer Interessen und ihrer Wirtschaftlichkeit, die Pflege 
der Beziehungen unter allen Angehörisen der. Bisenbahnver- 


Oberregierungsrat Dr. 


waltung durch wechselseitige Aufnahme in den Ileimen, die 
Festlegung gemeinsamer Bestimmungen, die Unterstützung be- 


dürftiger, erholungsuchender Beamten und Arbeiter sowie ihrer 
Angehörigen, und die Herausgabe gemeinsamer Drucksachen. 
Mitglied (des Verbandes kann jedes deutsche  Eisenbahn- 
erholungsheim werden, mit Zustimmung der Hauptversammlung 
auch jedes nicht in Deutschland gelegene Eisenbahnerholungs- 
heim, dessen Mitglieder deutschstämmig oder deutschvölkisch 
sind, und solche Heime, die zum großen Teil für Aufnahme von 
Eisenbahnern bestimmt sind. Hiernach ist es also z. B. an- 
gängig, daß sieh die Heime der deutsch-österreichischen Eisen- 
bahner dem Verbande anschließen können. 

Im Anschluß an diese Verhandlungen fand im Erholungsheiim 
des badischen Beamtenbundes. „Schloß Hornberg“ im Schwarz- 
wald eine Besprechung mit Vertretern der Beamten-, Liehrer-, 
Lehrerinnen-, Kaufmanns- und Handwerkererholungsheime 
statt, in der der Abschluß einer Interessengemeinschaft aller 
Erholungsheime besprochen und allseits als erwünscht be- 
zeichnet wurde. Wesen Schaffung einer gemeinsamen Zentral- 
stelle sollen die Verhandlungen demnächst beginnen. 

Als ein 


— Rhein-Main-Donau. Auftakt zu der künftigen Ent- 


wicklung des Großschiffahrtsweges vom Main zur Donau kann 
wohl die Inbetriebsetzung der großen Anlagen bezeichnet wer- 


den, die die Harpener Bergbau Aktien-Gesellschaft im neu er- 
bauten Hafen von Aschaffenburg kürzlich hat vornehmen kön- 
nen. Denn Aschaffenburg ist nicht nur der heutige Endpunkt 
der Großschiffahrt auf dem kanalisierten Main, sondern auch 
der Anfangspunkt der zukünftigen Großschiffahrtsstraße Rhein- 
Main-Donau. Die Harpener Bergbau Aktien-Gesellschaft hat 
in Aschaffenburg neben einem umfangreichen Kohlenumschlag- 
platz mit den nötigen Einrichtungen auch eine Brikettfabrik für 
eine Leistung von 240 t in 10 Stunden eingerichtet. Bei einer 
Eröffnungsfeier wies Generaldirektor Bergrat Kleine auf die 
enge Verknüpfung hin, die durch diese Anlagen die. rheinische 
Industrie und Schiffahrt mit den bayerischen Interessen und 
dem Kanal eingeleitet hat. 


Technisch-wissenschaftliche Vorträge. Die Arbeitsgemein- 
schaft deutscher Betriebsingenieure_im Verein deutscher Inge- 
nieure veranstaltet in diesm Winter eine Reihe von wissen- 
schaftlichen Vortragskursen. 

Eine umfassende Vortragsreihe ist 
tauschbau“ vorgesehen. Dr.-Ing. Kienzle, 
„Allgemeine Grundlagen des Austauschbaues“ sprechen, der 
bisher bei der Friedrich Krupp A.-G. in Essen tätige, jetzt als 
Professor an die Technische Hochschule Breslau berufene Dipl.- 
Ingenieur Gottwein über „Passungssysteme“, Professor Berndt, 
Berlin, über „Messen und Meßwerkzeuge‘, Direktor Reindl, Ber- 
lin, über „Meßwerkzeuge zur Herstellung von Passungen“. Eine 
Reihe von Vorträgen behandelt mit bezug auf den Austauschbau 
die wichtige Frage der wirtschaftlichen Grenze der Genauig- 
keit in den einzelnen Industriezweisen und zwar im Werk- 
zeugmaschinenbau (Direktor Huhn, Berlin), Apparatebau 
(Oberingenieur Leifer, Berlin), im Großmaschinenbau  (Ober- 
ingenieur Frenz, Mülheim/Ruhr), im Lokomotivbau (Ingenieur 
Damm, Hannover), im Automobilbau (Ingenieur Gramenz, Ber- 
lin-Marienfelde), im Elektromaschinenbau (Oberingenieur 


über das Thema „Aus-. 
Berlin, wird über 


Drescher, Berlin) und im Kugellugerhau (Ingenieur Gohlke, 
Borsigwalde). Am Schluß "dieser ganzen Vortragsreihe wird 
durch Dr.-Ing. Kienzle eine Gesa Balihere icht und Zusammen- 


fassung gegeben. 

Weiterhin wird Dipl.-Ing. Meyenberg, Berlin, an sechs Aben- 
den über „Fragen der Fabrikorganisation“ sprechen. Dr. techn. 
Kurrein von der Technischen Hochschule Charlottenburg an 
sieben Abenden über „Schneidestähle“, Dipl.-Ing. v. Dobbeler, 
Berlin, an sechs Abenden über „Nomogramme*, Oberingenieur 
Bussien, Berlin-Weißensee. an sechs Abenden über „Vorrich- 
tunesbau* und Dipl.-Ing. Fölmer, Berlin, an fünf Abenden über 
‚ Zahnräder, namentl. Zahnräderkorrekturen“; vorgesehen ist für 


Ende des Wir’ srs noch eine Vortragsreihe des Dr.-Ing. Kutsche, 
Berlin, über „Auftragsvorbereitung, Terminüberwachung und 


Verfoleunge in Maschinenfabriken“ 
Der erste Vortrag „Schweidestähle“ 
einnt am 1. November, abends 7,30 Uhr, 
nasium,. Berlin, Reichstagsufer 6, der 
Kienzle über „Austauschbau“ findet am 


techn. Kurrein be- 
ränzösischen Gym- 
BE des Dr.-Ing. 
‘November. 8 Uhr 

Berlin, Sommer- 
straße 4a, statt, Dipl. -Ing. Meyenberg wird zum ersten Male am 
Dr November, abends 7.30 Uhr, im Französischen Gymnasium, 
Berlin, am Beichloesifer 6, reden; am gleichen Ort und zur 
gleichen Zeit beginnt am 11. November Oberingenieur Bussien 
seine Vortragsreihe über „Vorrichtungsbau“. 
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Zeitung des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


Österreich. 


— Direkter Güterverkehr zwischen Österreich und Frank- 
reich über Italien. Vom 1. September 1921 angefangen können 
Sendungen zwischen Österreich und Frankreich im Durchgang 
durch Italien. mit direkten internationalen Frachtbriefen für den 
ganzen Durchlauf befördert werden. Der Absender hat alle 
Grenzübergangspunkte, über welche die Sendung befördert wer- 
den soll, im Frachtbrief vorzuschreiben. Die Sendungen müssen 
sowohl in der Richtung von Frankreich als in der Richtung aus 
Österreich bis zum österreichisch-italienischen Grenzpunkte 
frankiert, für den übrigen Durchlauf in. Überweisung abge- 
fertigt werden. Die Frachtberechnung im italienisch-französi- 
schen bzw. italienisch-schweizerisch-französischen Durchlauf er- 
folgt nach “den betreffenden Verbandstarifen, soweit dieselben 
nach den allgemeinen Bestimmungen anwendbar sind. Nach- 
nahmen, Barvorschüsse und Interessedeklarationen sind nicht 
zugelassen. Nachträgliche Verfügungen des Absenders werden 
nur ausgeführt, solange die Sendung die Grenze des Versand- 
landes nicht überschritten hat. Abgesehen hiervon werden — 
ausgenommen Verfügungen im Sinne der Artikel 18 und 24 des 
0... nur ‚solche nachträgliche Verfügungen angenommen, 
durch welche die Person des Empfängers in der Bestimmungs- 
station geändert wird. Die italienisch-französischen Übergangs- 
stationen, über die der Transport bei Herkunft aus Frankreich 
und die österreichisch-italienischen Übergangsstationen, über die 
der Transport bei Herkunft aus Österreich rollt, haben sich da- 
von zu überzeugen, daß die Sendungen von den für den Trans- 


port notwendigen Zoll-, Ein- und Durchfuhrdokumenten be- 
gleitet sind. 

— Verwaltungsreform. Der neue Bundesminister für Finanzen 
Dr. Gürtler äußerte sich in der Nationalversammlung am 
13._ Oktober über die Fragen der Reform der staatlichen Ver- 
waltung, insbesondere der staatlichen Betriebe, wie folgt: 

„Der Aufwand unserer Verwaltung steht heute in keinem 
Verhältnis zur finanziellen Leistungsfähigkeit des Staates und 
zu seinem Umfang. Durch Änderungen der Organisation der 
Verwaltung und der meritorischen Behandlung von Verwaltungs- 
geschäften sowie des formalen Geschäftsganges wird und muß 
es gelingen,. die niederdrückende finanzielle Last der Verwaltung 


auf ein erträgliches Maß herabzusetzen. Zu. diesem Zwecke 
werde ich eine Perlustrierung aller Verwaltungszweige ein- 
leiten, die zunächst die Notwendiekeit der Verwaltungs- 


funktionen im einzelnen feststellen soll, und erbitte mir hierbei 
die Unterstützung des Finanz- und Budgetausschusses, dem bei 
Beratung des nächsten Voranschlages bald Gelegenheit gegeben 
sein wird, die gegenwärtige Hypertrophie der Verwaltung zu 
kritisieren und durch Streichung von Krediten zu bekämpfen. 
Alle Funktionen, welche den finanziellen Kräften unseres v.er- 
kleinerten Staatswesens nicht mehr angemessen erscheinen, 
müssen beseitigt werden. Die bestehenden Verwaltungsnormen 
müssen in der-Richtung revidiert werden, daß der Verwaltungs- 
zweck mit den geringst möglichsten Mitteln erreicht wird. Es 
muß eine Art Arbeitsabbau vorgenommen werden, Doppelarbeit 
durch Abgrenzung der einzelnen Verwaltungs sgebiete vermieden 
werden und gleichartige Funktionen ohne Rücksicht auf 
gegenwärtige Ressorteinteilung zusammengelegt werden. Einer 
Änderung bedarf auch das Verhältnis der Unterbehörden zu den 
Zentralstellen. Wir haben viel zu viel Zentralstellen, die über- 
dies auch Einzelfälle, die sich in der Verwaltung laufend er- 
eben, erledigen. Das ist Sache der Unterbehörden und diesen 
künftiehin zuzuweisen. Die Zentralstellen sollen nur mit An- 
selegenheiten befaßt werden, die grundsätzlicher Natur sind und 
zur Oberleitung gehören. Eine schwere Hemmung und Verlang- 
samung des Geschäftsganges bilden auch die vielen Instanzen 
bei Erledigung eines Geschäftsfalles. Eine Einschränkung des 
Instanzenwesens wird die Arbeit und damit auch die Zahl der 
Arbeitskräfte vermindern, ohne daß dadurch dem Rechtsschutze 
des einzelnen oder der Verwaltung Abbruch. geschieht. Ein 
Grundfehler der Verwaltung liegt darin, daß die Selbständigkeit 
und der Wirkungskreis auch sachlich zur Entscheidung be- 
fähieter und berufener einzelner Verwaltungsbeamten zu ein- 
geengt ist. Es wird der Vierwaltung nur zum Vorteile gereichen 
und die Arbeitsfreude der Verwaltungssbeamten erhöhen, 
ihre Selbständiekeit erweitert und das Gefühl der Verantwortung 
[für ihre Tätigkeit vertieft wird. Mit der meritorischen Ge- 
schäftsführung muß auch der normale Geschäftsgang verein- 
facht werden. Alle überflüssigen Schreibereien, Erhebungen usw. 
welche dem Staate nur Geld kosten, müssen vermieden werden. 
Ich werde mich bemühen, die Verwaltungstechnik durch effek- 
tive und räumliche Zusammenlegung der Ämter zu vereinfachen 
und zu verbilligen. 

Ebenso wie die Bundeszentralverwaltung muß auch die Orr 
nisation der Bundesbehörden in den Bundesländern Ersparungen 
anstreben. Jedenfalls sollte man mit Rücksicht auf den Gebiets- 
verlust, den Österreich durch den Frieden erlitten hat, gewisse 


die - 


wenn 


funktionsarm gewordene Behörden surlögen Wir haben fünf 
Bundesbahndirektionen, von denen Wien-West, Linz und Villach 
je etwas über 1000 km verwalten, während die „Nordost“ nur 
550 km und Innsbruck 765 km administrieren; dabei haben so- 
wohl die Bundesbahnen der Steiermark als die Südbahn in Tirol 
Rumpfstrecken, die von ihrem übrigen Bahngebiete ganz abge- 
schnitten sind. 
daß die Bundesbahnen und die Südbahn, die doch tarifarisch und 
in allen Fragen der Gehälter und Löhne gleich behandelt werden, 
gegenseitig rein Tür Betriebszwecke und nicht eigentümlich ge- 
wisse Strecken so eintauschen könnten, daß etwa die Linie Wien- 
Leoben-St. Michael-St. Veit-Linz und alle von dieser Linie östlich 
gelegenen der Südbahn, alle davon westlich gelegenen den 
Bundesbahnen zur Verwaltung zu überlassen wären. Die Riesen- 
organisation unserer Verwaltung muß jedenfalls durch Zusam- 
menlegung auf das notwendige Maß herabgedrückt werden. 

Über die damit im Zusammenhange stehende Frage des ‚Per- 
sonalabbaues werde ich das Haus durch eine in den nächsten 
Tagen zu erwartende Regierungsvorlage unterrichten. Es wäre 
sinnlos, Beamte einfach aufs Pflaster zu setzen. Aber es muß 
ein Weg gefunden werden, ihnen den Übergang in andere Wirt- 
schaftszweige. zu erleichtern, einen Umbau vorzunehmen, um 
Ausgleiche zwischen Beamtenüberfluß und Beamtenmangel — 
denn auch einen solchen gibt es — auszugleichen. Schließlich 
kostet mich wein überzähliger Beamter weniger, wenn ich ihn 
spazieren gehen lasse, als wenn er durch eine überflüssige Tätig- 
keit den Geschäftsgang kompliziert und sachliche Kosten ver- 
ursacht. 

Selbstverständlich kann die Sanierung des Bundeshaushaltes 
durch Ersparungen allein nicht erreicht werden, sondern es wird 
eine gewaltige Erhöhung der Staatseinnahmen notwendig sein. 
Die hierfür erforderlichen Opfer werden aber nicht umsonst ge- 
bracht sein, wenn alle Maßnahmen mit.der nötigen Geschwindig- 
keit und Dringlichkeit durchgeführt werden. 

Vor allem ist erforderlich, daß das .Verwaltungsdefizit des 
Staates nicht noch einen Zuwachs erhalte in dem Defizit der 
Staatsbetriebe. Eine Reform der Staatsbetriebe in der Richtung 
einer kaufmännischen Behandlung 
stellung ihrer Wirtschaft auf, wenn nicht Erzielung eines Er- 
trages, so doch mindestens auf Aufbrinsung ihrer eigenen 
Kosten, würde die staatliche Finanzverwaltung ganz wesentlich 
entlasten. Ich möchte hier nur die drei Defizite der drei größten 
Betriebe herausgreifen. Das Defizit der Bundesbahnen beträgt, 
soweit gegenwärtig feststellbar, mehr als 10 Milliarden, das 
Defizit der Telegraphenverwaltung mehr als eine Milliarde, das 
Defizit der Postanstalt fast % Milliarden, wobei allerdings zu- 
gegeben werden muß, daß das Defizit der Postverwaltung viel-, 
fach resultiert aus den unentgeltlichen Leistungen, die sie unter 
dem Titel der. Portofreiheit prästiert. Das Bedenklichste an dem 
Defizit dieser Betriebe ist, daß die zu diesem Defizit geleisteten 
Staatszuschüsse nicht nur unserer Bevölkerung oder der hei- 


mischen Volkswirtschaft, sondern zum großen Teile auch den 


Ausländern und den ausländischen Volkswirtschaften dadurch 
zugute kommen, daß eben die Leistungen dieser Betriebe nicht 
voll vergütet werden, woraus das Ausland einen ganz ungerecht- 
fertigten Vorteil lukriert. Aus meinen früheren Ausführungen 


Ich frage mich nun, ob es nicht möglich wäre, - 


derselben und in der Ein- - 


geht schon hervor, daß diese Staatsbetriebe durch einen viel zu 


umfangreichen bürokratischen Oberbau finanziell schwer belastet 
werden. In dieser Beziehung ist ein raschester Abbau dringend 
geboten und muß unverzüglich erfolgen. Des weiteren kann 
aber nicht verkannt werden, daß bei den Bundesbahnen eine den 
Gedanken des Achtstundentages nicht entsprechende Interpreta- 
tion des Gesetzes über den achtstündigen Arbeitstag erfolst, 
die den Betrieb erheblich erschwert und verteuert und der unter 
erundsätzlicher Aufrechterhaltung des Achtstundentages im 
Wege von. Kollektivverträgen durch besser entlohnte. Über- 
stunden leicht abgeholfen werden könnte. Ich glaube, daß es 
im Einvernehmen mit den Organisationen, die gewiß in der 
Lage sein werden, sachgemäße Vorschläge zu erstatten, möglich 
sein wird, entsprechende Reformen 
durchzuführen. Aus Zweckmäßigkeitsgründen wäre aueh zu er- 
wägen, daß die ursprünglich gemeinsamen und heute getrennten 
Verwaltungen der Post und des Telegraphen wieder vereinigt 
werden. ‘Aber auch die Einnahmen der Staatsbetriebe werden 
wesentlich erhöht werden müssen, um diesem Beitrag des Staates 


zu den Kosten der inländischen und auch sogar der ausländir 


schen Privatwirtschaften ein Ende zu bereiten.“ 


[° 


— Herstellung und Verwendung von Eisenbahnfrachtbriefen. ? 


Aus einer Verordnung der Bundesministerien für Verkehrs- 


wesen und für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundes- 


ministerium für Justiz vom 1. Oktober 1921, betreffend die Her- 


stellung und Verwendung von Eisenbahnfrachtbriefen, Beförde- 


rungssscheinen und Aviso- und Bezugsscheinen mit aufgedruck- 
ten Stempelwertzeichen, entnehmen wir folgende Bestimmungen: 

Für das zu Eisenbahnfrachtbriefen zu verwendende. Papier 
wird folgende Beschaffenheit festgesetzt: .. . 2.05% 


v2 


in diesen Staatsbetrieben 2 


LX1I. Jahrgang 
27. Oktober 1921. 


e.1. Gewicht: “0 g auf den Geviertmeter, | Besichtigung von der Reichhaltigkeit und Güte der Ausstellung, 
ö 2. mittlere Reißlänge: 4000 m, | die nach Aussagen von Fachleuten zu den besten auf diesem 
, 5% mittlere Bruchdehnung: 2 vom Hundert und Gebiete gehört, überzeugen konnte. Allen, die sich um das Ge- 
. 4. stoffliche Zusammensetzung: je zur Hälfte gebleichte beste Lingen der Ausstellung verdient gemacht haben, spreche ich auch 


Zellulose und gebleichter Holzschliff. 

Zum Zeichen dafür, daß das für Eisenbahnfrachtbriefe ver- 
wendete Papier der vorstehenden Beschaffenheit entspricht, hat 
‚leder Eisenbahnfrachtbrief ein Wasserzeichen zu erhalten, das 
aus den vier Anfangsbuchstaben „N. F. B. P“*, das ist der 
Bezeichnung „Normal - Fracht - Brief - Papier“ (vier Versalien 
(große Buchstaben) nebst beigesetztem Punkte bei jedem Buch- 
 staben als Abkürzungszeichen in Italienneschrift- von 39 mm 
. Höhe), sowie aus einem Fabrikszeichen gebildet wird. 

Frachtbriefe, die dieses Wasserzeichen nicht tragen, sind von 
der Anbringung des im $ 55, Absatz 3, der Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung vorgesehenen Prüfungsstempels ausgeschlossen, ge- 
gebenenfalls von der Eisenbahn zurückzuweisen. Die Form, 
- Papierbeschaffenheit und die Verschleißpreise der Beförde- 
‚rungsscheine werden fallweise nach den Anträgen der sich um 
ihre Zulassung bewerbenden Bahnverwaltungen vom Bundes- 
ministerium für Verkehrswesen einvernehmlich mit dem Bundes- 
ministerium für Finanzen festgesetzt; die Drucklegung und der 
Verschleiß der Beförderungsscheine ist ausschließlich denjenigen 
Bahnverwaltungen vorbehalten, welchen ihre Verwendung für 
‚gewisse Sendungen von (der Eisenbahnaufsichtsbehörde ge- 
stattet wird. 

In der Republik Österreich dürfen unbeschadet der durch die 
Stempel- und Gebührengesetze festgesetzten Befreiungen bei der 
„Aufgabe von Eisenbahnsendungen nur. Frachtbriefe mit aufge- 

druckten Stempelwertzeichen von 2 K oder 20 K oder Beförde- 
rungsscheine mit dem aufgedruckten Stempelwertzeichen von 
2 K verwendet werden. 
Die Form der Frachtbriefe richtet sich nach dem durch die 
‚Eisenbahn-V.erkehrsordnung, durch das Internationale Überein- 
- kommen über den Eisenbahnfrachtverkehr und durch die sonst 
für den Eisenbahnverkehr geltenden besonderen Vorschriften 
festgesetzten Frachtbriefmuster. Die bezeichneten Vorschriften 
- entscheiden auch- über die Zulässigkeit des Aufdruckes von 
- Frachtbriefeintragungen und nachrichtlichen Vermerken. Die 
- Übereinstimmung der Frachtbriefe mit den. bezeichneten Vor- 
- schriften wird durch den Aufdruck des in ‘den vorangeführten 
Vorschriften vorgesehenen Prüfungs-(Kontroll-)Stempels einer 
- inländischen Eisenbahn bezeugt. 


— Krankenversicherung bei den Bundesbahnen. Die mit 1. Juli 
1921 eingeführten Satzungen der Krankenkasse der österreichi- 
schen Bundesbahnverwaltung sichern den Mitgliedern (Be- 

 diensteten und Ruheständlern) und ihren anspruchsberechtigten 
Angehörigen je nach Wahl die Behandlung entweder durch den 
zuständigen Bahnarzt, die vollkommen zu Lasten der Kasse 
seht, oder durch einen innerhalb des Sprengels wohnenden Ver- 
 tragsarzt, die, abgesehen von der satzungsmäßigen geringfügigen 
Ärztegebühr, ebenfalls zu Lasten der Kasse erfolgt, oder durch 
einen ganz frei gewählten Arzt gegen Ersatz der Kosten nach 
Maßgabe der für‘ die. Vertragsärzte seitens der Kasse festge- 
setzten Honorarsätze. Während den Erkrankten bisher nur die 
erste und letzterwähnte Art der Arzthilfe zur Verfügung stand, 
“wurden mit 1. Oktober 1921 im Wege der wirtschaftlichen Orga- 
nisation der Ärzte Wiens für das Wiener Gemeindegebiet eine 
Reihe von Ärzten als Vertrags- und Fachärzte gewonnen, die 
nunmehr von den in Wien wohnenden Bediensteten und Ruhe- 
ständlern und deren Angehörigen in Anspruch genommen wer- 
den können. Die Sprengeleinteilung sowie die Namen der Ver- 
 tragsärzte wurden in einem Verzeichnisse zusammengestellt, das 
von den aktiven Bediensteten bei ihrer vorgesetzten Dienst- 
stelle, von den Ruheständlern bei der ihrer Wohnung nächstge- 
te Bundesbahndirektion zum  Selbstkostenpreise erhält- 
ich ist. 


-  — Kleinwirtschaftsausstellung der österreichischen Eisen- 
bahner in Linz (vgl. Nr. 39 d. Ztge.). Dier Bundesminister für 
Verkehrswesen hat an das Eisenbahnpersonal folgende Dienst- 
anweisung gerichtet: ER \ 

„Der Herr Bundespräsident hat anläßlich der Besichtigung der 
Kleinwirtschaftsausstellung der österreichischen Eisenbahner in 
Linz mich beauftragt, dem gesamten Eisenbahnpersonale, das sich 
an der Kleinwirtschaftsausstellung in Linz beteiligt hat, für die 
hervorragenden Leistungen auf dem Gebiete des Kleingarten- 
wesens, der Kleintierzucht und des Siedlungswesens die vollste 
Anerkennung und den besten Dank auszusprechen. Diese An- 
erkennung gebührt in erster Linie dem engeren Arbeitsaus- 
schusse in Linz, den Arbeitsausschüssen der übrigen Bundes- 

- bahndirektionen und jenen Bediensteten der Werkstätten-, der 
Streckenleitungen und der anderen Dienststellen, die zum Gelin- 
des Unternehmens in so beispielgebender Weise beigetragen 
haben. De ! 

Es erfüllt mich mit berechtigtem Stolze, dieses Lob kundzuge- 
ben; besondere Freude bereitet es mir, daß ich mich durch eigene 


meinerseits den Dank und die vollste Anerkennung aus. 

Der Erfolg der Ausstellung läßt die Hoffnung begründet ver- 
scheinen, daß wir auch künftiehin zwecks Anregung und Be- 
lehrung derartige Ausstellungen werden veranstalten können; es 
sind daher alle Kleinausführungen, Bilder und sonstigen Biehelfe, 
soweit diese für künftige Ausstellungen verwertet werden kön- 
nen, dem österreichischen Eisenbahnmuseum in Wien (XIIL., 
Mariahilfer Straße 212) zur Aufbewahrung zu überlassen. 


— Arbeiterkammerntag. Im Sitzungssaale der Wiener Arbeiter- 
und Angestelltenkammer wurde am 14. und 15. Oktober die erste 
gemeinsame Besprechung der Vorstände aller österreichischen 
Arbeiter- und Angestelltenkammern abgehalten. In seiner Er- 
 öffnungsansprache wies der Präsident der Wiener Kammer dar- 
auf hin, daß die kurze Zeit der Tätigkeit der Arbeiterkammern 
genügte, um dieser gesetzlichen Interessenvertretung einen maß- 
sebenden Kinfluß im Wirtschaftsleben und bei der Beurteilung 
der gesetzlichen Maßnahmen zu sichern. Das Werk, das von der 
Arbeiterschaft gemeinsam begonnen wurde, dürfte in der Zu- 
kunft eine stets wachsende Bedeutung erlangen. 

Gemäß der anläßlich der Tagung festgestellten Geschäftsord- 
nung wurde beschlossen, den Kammertag als ständige Einrich- 
tung und als organisatorischen Überbau über alle Kammern des 
Bundesgebietes anzusehen, der von einem Vorstand geleitet wird, 
der aus den Präsidenten der Kammern besteht. Mit der laufen- 
den Geschäftsführung aller Angelegenheiten, die durch Beschluß 
der Tagungen des Kammertages oder im Wege der Vereinbarung 
als gemeinsam erklärt werden, wurde die Wiener Kammer be- 
traut. Diese ist auch im Rahmen der erwähnten Beschlüsse und 
Vereinbarungen befuest, sämtliche oder einzelne Kammern nach 
außenhin zu vertreten. Durch diese Einrichtung ist den Kam- 
‘mern die Möglichkeit geboten, möglichst einheitlich und ent- 
schieden die Belange der Arbeiter und Angestellten zu ver- 
treten. 

- Die Beratungen des Kammertages waren vorwiegend organisa- 

torischen Fragen gewidmet, um ®in einheitliches Vorgehen bei 
einer Reihe von wichtigen Aufgaben, insbesondere bei den stati- 
stischen Arbeiten (Wirtschaftsstatistik, wirtschaftlicher In- 
formationsdienst, Lohnstatistik, Gewerbestatistik, Betriebs- 
kataster), bei der Förderung des Arbeiterbildungswesens, der 
Schulung der Betriebsräte, der Weiterbildung der Gewerbe- 
richter, der Lehrlinesfürsorge, der Bekämpfung der Arbeits- 
losiekeit und bei einer Reihe von Verwaltungsmaßnahmen (Ver- 
möäsensgebarung) zu sichern. 


— Österreichs. Kohlenbergbau. In Österreich waren im Jahre 
1920, wie dem zweiten Jahrgang 1921 der vom Bundesministerium 
für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten herausgegebenen 
„Mitteilungen über den österreichischen Bergbau“ zu entnehmen 
ist, insgesamt 75 Braunkohlen- und 18 Steinkohlenbergwerke im 
Betriebe. Von den Bergwerksbetrieben auf Braunkohle ‚bestan- 
den 8 in Niederösterreich, 5 in Oberösterreich, 54 in Steiermark, 
5 in Kärnten und 3 in Tirol und Vorarlberg. Diese 75 Betriebe 
beschäftieten im Berichtsiahre 17704 Personen, die insgesamt 
an Löhnen und Gehältern 579,69 Millionen Kronen erhielten. Die 
Jahresförderung an verwertbaren Braunkohlen bezifferte sich 
auf 2,4 Milionen t mit einem Gesamtwerte von 1468,13 Millionen 
Kronen. Von der oben angeführten Jahresförderung wurden im 
Inlande. 1,55 Millionen t im Werte von 875,91 Millionen Kronen 
abeesetzt; der Rest verteilte sich auf Deputate und die Abgabe 
an eigene Werke. Von den 18 Steinkohlenbergwerksbetrieben 
befanden sich 15 in Niederösterreich, 2 in Oberösterreich und 1 
in Steiermark. Sie beschäftigten 2077 Personen, die an Löhnen 
und Gehältern 73,57 Millionen Kronen ausbezahlt erhielten. Die 
Jahresförderung an Steinkohlen belief sich 1920 auf 132 864 t im 
Werte von 225,47 Millionen Kronen. Die geförderte Steinkohlen- 
menee wurde bis auf 16000 t. die von den Betrieben für eigene 
Zwiecke benötigt wurden, im Inlande verkauft. Außer der ange- 
führten Steinkohlenmenge wurden in Niederösterreich noch 1532 
Tonnen‘ Kohlenschiefer im Werte von 1,85 Millionen Kronen 
gefördert. ; 


Ungarn. 


— Beratungen über die Ein- und Ausfuhr im Handelsmini- 
sterium. Im Handelsministerium fanden unter Vorsitz, des 
Handelsministers über die Frage der Ein- und Ausfuhr wichtige 
Beratungen statt. Der Minister teilte mit, daß eine neue Liste 
der freien Einfuhrwaren ausgearbeitet wird, ferner, daß die 
Gliederung der Zollaufgelder durch Verfügungen ergänzt wird, 
die einerseits den Schwankungen der Valuta Rechnung tragen, 

\ andererseits aber jenen Massenbedarfsartikeln, die im Inlande 
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in nicht genügender Menge hergestellt werden, Zollbegünstigun- 


zen einräumen. Die Handels- und Gewerbeinteres ısenten er- 
örterten sodann außer diesen Fragen die zu treffenden Maß- 


ıahmen, die geeignet wären, die Erzeugung zu steigern, die. Bau- 
tätiskeit in Gang zu setzen und die staatlichen Anlagen durch- 
zuführen. Der Minister machte in dieser Beziehung zuversicht- 
liche Äußerungen. 


Beförderung von Getreide und Mahlerzeugnissen. Der 
Ackerbauminister hat die Grenzzone auf das ganze unbesetzte 
Gebiet der Komitate Vas, Sopron (Ödenburg) und Moseon, auf 
die Bezirke Nagy-Kanizsa und Nova des Zalaer Komitates aus- 
redehnt, dagegen den Transportzertifikatszwang für das 
ganze Gebiet des Tolnaer Komitats, wie auch für das der Städte 
Szezeed und Hödmezöväsärhely aufgehoben. 


— Die staatliehe Kehlenförderung nimmt im letzter Zeit 
erfreulicherweise zu. Täglich werden durehschnittlich 122 
Wagen Kohlen gefördert. Das günstigste Firgebnis hat das 
staatliche Kohlenbergwerk in Komlo aufzuweisen, wo 700 Ar- 
beiter beschäftigt sind, die täglich durchschnittlich 22 Wagen- 
ladungen Kohle fördern. 


Die Lage der Pecser (Fünfkirchener) Kohlengruben. Nach 


der Räumung der Baranya durch die Südslawen wurden die Fiünf- 


kirchener Kohlengruben wieder frei, und die Förderung der 
Kohle ist in stetigem Wachsen begriffen, doch. wird der voll- 
kommenen Ausbeute infolge des verhängnisvollen Friedensver- 


trages von Trianon eine Schranke gesetzt, Dem südslawischen 
Staate gebühren nämlich auf Grund des Friedensvertrages 20 % 


der Gesamtförderung aller Kohlengruben des Fünfkirchener 
Bergwerkes, Derzeit befinden sich vier Kohlengruben unter- 
südslawischer und drei unter ungarischer Verwaltung. Behufs 


Sicherstellung der Einfuhr des südslawischen -Kohlenkontingents 


stellte Südslawien an Ungarn folgende Forderungen: 1. Das 
Recht, in Fünfkirchen eine Kommission zu bestellen; die die 
Förderung und Ablieferung der Kohle überwacht. Die Über- 


Eisenbahnstrecke a Grenze 
Obwohl sich Ungarn verpflichtet, 
die Kohle bis zur Grenze zu liefern, will Südslawien die Kohle 
in eigenen Wagen von Fünfkirchen aus befördern. Die Kohlen- 
förderung in den vier von Südslawien verwälteten Gruben stieg 


nahme der 
in südslawische Verwaltung. 


seit der Übernahme von 100 auf 180 Wagen täglich. 
Die ungarische Regierung beabsichtigt, im. Rahmen des 


Friedensvertrages in diesen ungeklärten Zuständen Wandel zu 
schaffen, damit die Kohlenförderung ohne Hindernisse vor sich 
gehen kann. 


Die Versorgung der Hauptstadt mit Kohle. Zwischen der 
französischen und ungarischen Regierung wurde ein Kompen- 


sationsvertrag betreffend . Beförderung von 3000 Wagen Gas- 
kohle für Budapest vor einigen Monaten abgeschlossen. Die 


Beförderung (dieser Kohle ist bereits im Gange. Die ersten 
1500 Wagen sind angelangt, Be der Kohlenbedarf der 
Hauptstadt auf die Dauer von 2% Monaten gedeckt ist. 


— Donaukommissien. In der letzten Sitzung der Internatio- 
nalen Donaukommission wurde bekanntlich beschlossen, Prel- 
burg zum Sitz der- Donaukommission auf fünf Jahre zu wählen. 
Da aber die entsprechenden Geschäfts- und Wohnräume für die 
Kommission und ihre Beamten noch nicht zur Verfügung 


stehen und außerdem der Fernsprech- und telegraphische Ver- 


kehr entsprechend zu erweitern. ist und alle diese Arbeiten 


erst am 1. Januar 1922 fertiggestellt werden, verbleibt. die Inter- 


nationale Donaukommission bis zu diesem Zeitpunkt in Buda- 
pest. 


— Handelsbeziehungen zu Bulgarien. Zwischen Ungarn und 
Bulgarien wurde eine Vereinbarung über den wirtschaftlichen 
Verkehr abgeschlossen, wobei. der Grundsatz der Meistbegünsti- 
gung ausgesprochen wurde. \ 


— Die Vernichtung des ungarischen Flugzeugparkes, Auf 
dem Miskolezer Flugplatze wurden die dort befindlichen Flug- 
zeuge auf Weisung der Entente zertrümmert. Der Friedens- 
vertrag von Trianon gestattet nämlich nicht, daß Ungarn auch 
nur ein einziges Flugzeug in Besitz behalte; gleichviel, ob 
Kriegs- oder Verkehrsfluszeuge, werden die wertvollsten und 
jeden militärischen Charakters entbehrenden Flugzeuge vernich- 
tet. Es müssen daher auch die Flugzeuge vernichtet werden, 
(lie dem Luftverkehr zwischen Szombathely und’ Szeged aufrecht- 
hielten. — Der Luftverkehr wird in Ungarn so lange ruhen, 
bis die Entente das Verbot zur Erzeugung der Flugzeuge auf- 
hebt. In seiner der ungarischen Flugzeugsfabriken hat die 
Enntente”nicht nur die lange nach dem Kriege gebauten Ma- 
schinen und Motoren zertrümmern lassen, sondern es sind sogar 
die Motorenbremsenständer und (die technischen Instrumente 
ins Ausland befördert worden. 


"für den Güterverkehr, während einzelne Personenzüge ab und 


/ 


in Kiuklang gebracht. werden. 


"Eisenbahnen. 3 
EZ 
— Der Erholungsheim-Verein des Brseihalmperion hat 
. der -Gemeinde Harderwyk in der Nähe der „Zuidersee“, 


‘den firschwernissen, die der Kohlenmangel bereitete, noch di 


Südslawisches Geb iet. 


— Die Eisenbahnen des S.-H.-S. Königreiches Nach einem 
Bericht des Handelssekretärs der englischen Gesandtschaft in 
Belgrad sind die Staatsbahnen des S.-H.-S.-Königreiches 8200 k 
lang, wovon 6020 km vollspurig und 2180 km schmalspurig sin 
Außerdem gibt es noch sine Anzahl Privatbahnen, von den 
800 km auf.die Südbahn, 310 km auf die Slawonische Eisenbahn 
58 km (Schmalspur) auf die Sabac- (Schabatzer) Fisenbahn un 
58 km- auf die Pozarevac-Eisenbahn entfallen. Für die Ver:- 
waltung der Staatsbahnen ist das Land in vier Bezirke mit d 
Hauptorten Belgrad, Subotica (Szabadka), Agram und Es 
jevo eingeteilt. r En 


Der Eisenbahnverkehr hat sieh im Jahre 1920, Aowoht wa 
den Personen- wie den Güterverkehr anbelangt, bis zu einem 
gewissen Grade gehoben; auch der Zustand der Strecken u 
der Hochbauten, der Sicherungs- und Telegraphenanlagen ist 
besser geworden. Während vor Jahresfrist selbst die wichti 
geren Städte des Landes nur durch ein Zugpaar miteinander 
in Verbindung standen, verkehren jetzt erheblich mehr Züge, 
7. B. vier Personenzugpaare zwischen Belgrad und Agram, 
neben einer ganzen Anzahl von Güterzügen. Im Belgrader 
Direktionsbezirk betrug z. B. die Zugzahl im Juli 1919 nur 300 
im vergangenen ne aber 3000. — Der Aufbau des Eisen 
bahngüterverkehrs wäre schon weiter vorgeschritten, wenn nicht 
im April, ein allgemeiner Ausstand, der 14 Tage dauerte, zu star 
ker Beschränkung des Zugverkehrs gezwungen hätte. Die Ar- 
beiter verlangten 50 % Löhnerhöhung, bessere Unterkunft und 
bessere. Kleidung. Außer auf der Südbahn ruhte während des 
Ausstandes der Zugverkehr fast vollständig; das galt besonders 


verkehrten. Die Regierung berief die Eisenbahnarbeiter zum 
Heeresdienst ein, und so wurde dann der Streik beendigt, woh 
auch die Forderungen der Arbeiter bewilligt wurden. Im No 
vember brach ein Ausstand der Kohlenarbeiter aus, desse 
Folge große Kohlenknappheit war, und so mußte wieder zwe 
Monate lang der Eisenbahnverkhr stark eingeschränkt werden. 
Im Westen des Landes wurde der Güterverkehr während dieser 
Zeit ganz eingestellt. Auf der Eisenbahn von Saloniki kamen 2 


geringe Leistungsfähigkeit der Strecke und Störungen im Hafen- 
betrieb hinzu, um den Verkehr zu zerrütten. Eine Zeitlang wa 
es möglich, Gütersendungen ‘in fünf Tagen von. Saloniki bi 
Belgrad durchzubringen, aber nach diesen Störungen ist d 
Lieferzeit wieder ganz unsicher geworden. Wenn die poli- 
tischen Fragen, Fiume betreffend, geregelt sind, hofft man, 
den Auslandverkehr über diesen Hafen leiten zu können; Jetzt 
zcht ein großer Teil dieses Verkehrs über Metkovic, Spalato nd. 
Ragusa, doch leidet er darunter, daß ein Teil der dahin führen 


den Strecken schmalspurig ist, so daß die Güter un 
umgeladen werden müssen. 
Niederlande. 


‘— Zur Neuorganisation der Eisenbahnverwaltung. Die näh 
Verträge zwischen dem Staat und den Eisenbahngesellschafte 
(siehe Nr. 84/1920 d. Zte.), sind nunmehr mit Gesetz 
28. Juli 1921 genehmigt worden. Der Staat ist also jetzt Inha e 
der Mehrheit der Aktien beider Gesellschaften, und damit sind 
für die niederländischen Eisenbahnen ganz neue Verhältnisse 
— ein gemischtes System — eingetreten. Auch das staat 
liche Aufsichtsrecht soll mit den neuen Verhältnisse 
Der Minister van Waterstaat 
hat eine Kommission ernannt mit der Aufgabe, zu untersuchen 
welche Änderungen der Vorschriften betreffend die Staatsauf- 
sicht erwünscht sind. _Der frühere Minister van Waterstai 
Dr. Lely, ist Vorsitzender dieser Kommission. Mitglieder & 
die Herren van Kretschmar, van Veen, früheres Mitglie 
Generaldirektion der beiden Eisenbahngesellschaften, Dr va 
der Meulen, Ministerialdirektor im Ministerium van Waterst j 
und Herr van der Vegt, Präsident des Staatsaufsichtsrates de 


schöner Waldgegend, eine 14,5 ha eroße Grundfläche gekau 
Ein neues Erholungsheim soll dort gebaut werden. Das jetzi 
Gebäude „Villandry“ bei Nymwegen ist zu klein Bew 
Verein zählt 16 B. Mitglieder, 
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_ Nr. 34 dieser Ztg. wurde schon über Erhebungen der schwiedi- 


 Rönninge-Ström, anvertraut war. 
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27. Oktober 1921. 


Vebrige europäische Länder. 


— Motorwagenverkehr der schwedischen Staatsbahnen. In 


‘schen Eisenbahndirektion wegen Verwendung von Motorwagen 


auf gewissen Staatsbahnstrecken zunächst für den Personen- 


verkehr berichtet. Die Eisenbahndirektion hat neuerdings bei 
der Regierung den Antrag gestellt, von Deutschland, und zwar 
aus den staatlichen Werkstätten in Kiel, drei Motordrehgestell- 


wagen zu beziehen und im ÖOrtsverkehre u. a. auf der Strecke 


'Landskrona - Billesholm gruva zu verwenden. Die Absicht des 
Bezuges dieser Wagen aus Deutschland hat Vertreter der schwe- 
dischen Industrie auf den Plan gebracht. Asea A.-G., Atlas 
Diesel und Diesels elektrische Wagen A--G. haben eine zemein- 


same Eingabe an die Regierung gemacht, worin sie die Ab- 


lehnung des Antrages der Eisenbahndirektion wünschen. Gleich- 
zeitig beantragen sie, daß eine sachverständige Untersuchung 
der: dieselelektrischen Bisenbahnmotorwagen der Gesellschaft 
und der deutschen Benzinmotorwagen so schnell als möglich aus- 
‚geführt werde, und daß den drei Gesellschaften Gelegenheit ge- 
geben werde, an dieser Untersuchung teilzunehmen und ein An- 
gebot für elektrische Diesel-Motorwagen zu machen. Eine 
£öntscheidung liegt noch nicht vor. Vermutlich werden eben 
wieder die schwedischen Firmen wesentlich teurer sein. Dr. S. 
— Deppelbahn Steekholm-Järna. Das letzte Glied dieser 
Doppelbahn ist nun endlich fertig geworden. In der Nacht zum 
1. Oktober liefen die Züge zum ersten Male über Östertälje- 
Södertälje-Södra - Ströms Sigmalplatz anstatt über Saltskoge. 
Zugleich bekommt die Stadt Södertälie ihre Verbindung mit 
der Stammbahn und mit Stockholm über die neue Station 
Södertälie-Södra selest. Der Staatsbahnbau, der damit- vollendet 
ist, macht ein Kapitel für sich in der Baugeschichte der 
schwiedischen Staatsbahnen aus. Der Umfang der Arbeit kann 
zwar an und für sich kaum als besonders bemerkenswert be- 


' zeichnet werden. Und doch hat diese Anlage mehr von sich 


reden gemacht als irgend ein anderer ıschwedischer Fisenbahn- 
bau. / 
stritten. Es ist die einzige vom Staate unmittelbar gebaute 
Eisenbahnlinie, die nicht von der Bisenbahnabteilung der 
Eisenbahndirektion ausgeführt wurde, da ihre Leitung einem 
besonderen Ausschusse, der Baukommission der Doppelbahn 
Diese Übertragung kam 1912 
unter besonderes Aufsehen erregenden Formen zustande. Die 
zu ‚lösende Aufgabe war, die alte Strecke zwischen Rönninge 


und Ström auf einer zeeisneteren newen- Linie zu verdoppeln. 


Zwischen Rönninse und Igselsta folgt die neue Linie zunächst 


der alten. Bei Igelsta, das jetzt den Namen Östertälie bekommt, 


' ausgebotenes und dann der Mehlrationierung 


_ landsbahnen. 


die Station Saltskog, die sie zu ersetzen hat. 


geht sie aber nach Näset ab, wo eine: ganz neue Station 
Södertälie-Södra gebaut wurde. Von hier aus setzt sie sich 
über Ströms Signalplatz, der nur vorläufiger Natur ist, fort 
zu der schon fertiggestellten Doppelbahn nach Järna. Die newe 
Linie ist 24 km kürzer als die alte. - Als besonders wichtige 


Einzielheit begreift der Bau eine neue segelfreie Eisenbahn- 


brücke über den Södertäljekanal in sich. 

Die neue Station Södertälje-Södra ist bedeutend größer als 
Sie ist aus- 
gerüstet mit neuzeitlichen Sisnal- und Sicherheitseinrichtungen, 
hat Personentunnel usw. Die alte Station Saltskog, den Rei- 
senden früher bekannt durch ein besonderes dort zum Verkauf 
während der 
Kriegsiahre zum Opfer zgefallenes Kringelgebäck. wird noch 
einige Zeit als Haltepunkt für die Norra-Södermanlandbahn 
fortbestehen, deren Züge bis.auf weiteres unmittelbar nach 
Södertälje einlaufen. Wenn auch diese Bahn in einigen Wochen 
unmittelbaren Anschluß nach SödertäljesSödra erhalten hat, 
wird Saltskog als Eisenbahnstation ganz und gar verschwinden. 
Das Stationsgebäude wird abgebrochen und die Gleise werden 
herausgenommen werden. Dr. 8. 


— Gemeinsame Verkehrsverwaltung der schwedischen Upp- 
Mit dem Hinzutreten der am 30. September er- 
öffneten Bahn Faringe-Gimo und der bevorstehenden Vollendung 
der Bahnlinie Gimo-Lövstabruk tritt eine sehr bedeutungsvolle 
Veränderung in den Eisenbahnverhältnissen Upplands ein. Es 
kommt damit ein zusammenhängendes schmalspuriges Eisenbahn- 
netz zustande, das Uppland gerade von Norden nach Süden, von 
der Gegend der Lövstabucht bis nach Stockholm herunter 
durchschneidet. Ein derartiges Eisenbahnnetz erfordert für 
einen günstigen wirtschaftlichen Betrieb natürlich eine einheit- 
liche Leitung. Eine solche soll nun auch dadurch zustande- 
gekommen sein, daß die drei Eisenbahn-Aktiengesellschaften 
Stockbolm-Rimbo, Faringe-Gimo und Dannemora-Harg sich dahin 
geeinigt haben, ihre Linien unter eine gemeinsame Verwaltung, 
nämlich die der Stockholm-Roslagen-Eisenbahnen, zu stellen, die 
sonach die Leitung dieses für Steckholm und Uppland so be- 
deutungsvollen Eisenbahnnetzes übernehmen werden. Durch das 
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Von der ersten bis zur letzten Stunde war sie viel um-_ 


Hinzukommen der Eisenbahn Faringe-Gimo eröffnet sich ein 
neues Zuzugsgebiet für Stockholm und Upsala. Die Bahn durch- 
läuft einen sehr reichen Ackerbaudistrikt, und durch die Zu- 
sammenknüpflung mit der Bahn Dannemora-Harge wird das Zu- 
zugsgebiet beider Städte natürlich sehr vergrößert. 

Die Beförderungsmöglichkeiten werden auch dadurch bedeu- 
tend. erleichtert, daß für das Gebiet längs der Stationen um die 
Bahn Dannemora-Harg mit den dort gelegenen großen Kisen- 
werken wie Österby, Lövsta, Gimo und Harg, nicht zu ver- 
gessen Öregrund und Östhammar mit Umgebung, keine Umladung 
mehr nötig ist. Natürlich erhalten damit die älteren Linien 
der Roslagsbahn eiwe bedeutende Verkehrsvermehrung. Doch 
glaubt man, durch Neuerwerbung von Fahrmaterial und .ent- 
sprechende Verteilung des Bisenbahnmaterials der Faringe-Gimo- 
Eisenbahnen imstande zu sein, des neuen Verkehrs Herr zu 
werden. Auch im Personenverkehr spielt das Hinzukommen 
der Eisenbahn Faringe-Gimo für Uppland eine große Rolle. Die 
Reisenden vom nördlichen Uppland erhalten die Möglichkeit, 
ohne Umsteigen in direkten Wagen nach Stockholm und Upsala 
zu gelangen, wozu noch der Vorteil kürzerer Reisezeit und des 
billigeren Fahrpreises hinzutritt. 2.28. 


Tarifermäßigungen bei den schwedischen Staatsbahnen. 
(Vgl. Nr. 25, S. 490 d. Ztg.) Der Reichstag hat, um eine Herab- 
setzung der Gütertarifsätze zu ermöglichen, 10 Millionen Kronen 
bewilligt. Über die Verwendung dieser Mittel haben die Eisen- 
bahndirektion und die zu diesem Zwecke berufenen Sachver- 
ständigen sich einstimmig und bestimmt dahin ausgesprochen, 
daß eine allgemeine Tarifermäßigung vorgenommen werden 
sollte, die. am -größten für die niedrigsten, für Ernährungs- 
zwecke wichtigsten Tarife werden und stufenweise für die 
höheren Tarife abnehmen soll. Die Direktion hat also vorge- 
schlagen, daß die prozentualen Aufschläge wie folgt geändert 
werden: 


Wagenladungsgüter: 


Tarif 10-U von 200% auf 100% 

% 9 er 2H0rgor 125 

” 8 „ 250 % en 150 % 

© 1-7.0.852350 4237 200% 
Frachtgüter: 

Tarif 1-5 von 300% auf 250 %. 


Die Eisenbahndirektion rechnet aus, daß eine solche Tarif- 
ermäßigung bei dem vorauszusehenden Verkehrsumfange eine 
Einkommenverminderune von 10,38 Millionen Kronen, also etwa 
entsprechend den genehmigten 10 Millionen, herbeiführen werde. 
Da die vorgeschlagene Ermäßigung der Staatsbahngütertarife 
natürlich auf die Wirtschaft der Privatbahnen zurückwirkt, vor 
allem insofern, als die Staatsbahntarife zugleich Übergangstarife 
sind, so schlägt die Direktion vor, da die Zeit zur Regelung der 
damit zusammenhängenden Fragen nicht geboten war, daß die 
Privatbahnen nach Vollzug der Festsetzung der neuen Staats- 
bahntarife durch die Regierung iede für sich mit begründeten 
Eingaben über den Bedarf’an außerordentlichen Gebühren oder 
Frachtzuschlägen als Ersatz für die durch die Tarifherab- 
setzungen eintretenden Frachtausfälle. im Übergangsverkehr ein- 
kommen solle. 

Die seit dem 1. August durchgeführten Frachtsenkungen der 
Staatsbahnen betragen für Stückgut ungefähr 12% und für 
Waeenladungseüter ungefähr 15% in den Tarifen 2—7, 238% 


“im Tarif 8, 35 % im Tarif 9, 33% in den Tarifen 10—U. Die 
erößte Herabsetzung trifft also die Tarife 8&—-U. Da das am 


meisten vorkommende Wagenladunrgsgut, wie Holzwaren, Brenn- 
holz, Baumaterial, Eisen, Erz, Kohle, Ziegel u. a. nach den 
Tarifen 8—-U verfrachtet wird, so treten also für Wagenladurgs- 
sendungen ganz bedeutende Erleichterungen ein. Dr. S. 


— Schwedische Lokomotivlieferungen für Rußland. Die erste 
Sendung der bei den Nydqvist & Holms-Werkstätten bestellten 
Lokomotiven eine neulich über Torneä nach Rußland ab. Dem 
Transport gingen langwierige Verhandlungen der Gesellschaft 
mit der Eisenbahndirektion voraus. Es sah anfangs so aus, als 
ob der Transport wegen der großen Höhe der Lokomotiven über- 
haupt nieht stattfinden könnte, Schließlich wurde die Sache aber 
so eingerichtet, daß die Dampfkessel abmontiert und auf beson- 
dere Wagen verladen. wurden. Da die Lokomotiven für russische 
Spurweite (1,524 m) gebaut sind, wurden sie auf den schw edi- 
schen Strecken auf besonderen Radsätzen befördert, die von 
Torneä wieder zurückgehen. Für die richtigen Radsätze und 
für die übrieen abgenommenen Lokomotivteile waren sieben 
weitere Wagen erforderlich. Diese „Russenlökomotiven” haben 
in der Öffentlichkeit und in der Presse Schwedens großes Auf- 
sehen erreet. da wohl der Glauben bestand, daß so große Loko- 
motiven in Schweden bisher überhaupt noch nicht hergestellt 
worden seien. Dies trifft aber nur teilweise zu. Schweden hat 
zum Beispiel in seinen 1908 und 1909 in Trollhätta und Motala 
hergestellten Erzzuglokomotiven Maschinen, die sowohl 
schwerer als auch kräftirer sind. Sie sind nämlich 83,5 t schwer 
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und leisten 20 t Zugkraft am Tenderhaken, während die be- 
‚reffenden Zahlen bei den Russenlokomotiven nur 80,6 und 17,5 
sind. Die äußeren Ausmaße der letzteren stechen allerdings 
von den schwedischen etwas ab. Alle Russenlokomotiven erhalten 
durchgehende Druckluftbremse, System Westinghouse, auf sämt- 
liche Lokomotiv- und Tenderräder wirkend. 

Es handelt sich hier um eine Lieferung von ungeheurem 
Umfang. Es sollen nämlich nicht weniger als 1000 Lokomotiven, 
also ungefähr gleich der Hälfte des ganzen schwedischen Loko- 
motivparkes, geliefert werden für einen Betrag von nicht 
wenger als 230 Millionen Kronen. Diese ganze Bestellung auf 
die ausgemachte Zeit konnte allerdings nicht angenommen wer- 
den ohne Zuhilfenahme anderer Werkstätten, mit denen. die 
Trollhätta-Werkstätte zu diesem Behufe sich vereinigte, aber 
die Hauptarbeit, unter anderem die ganze: Maschinerie um- 
fassend, wird in der Trollhätta-Werkstätte ausgeführt, deren 
Arbeiterstand 2000 Mann bedeutend übersteigen soll. In Erkil- 
stuna (Munktells mech. Werkstätte) werden die Lokomotiv- 
tender hergestellt und in Atlas mechanischer Werkstätte in 
Stockholm die Dampfkessel. Dampfkesselbleche und anderes 
Rohmaterial werden auch über das ganze Land hin hergestellt, 
so daß die russische Lokomotivbestellunge im. ganzen gegen 
20000 Arbeiter, und zwar auf lange Zeit hinaus, beschäftigt. 
Eine zweite Lokomotivsendung ist nach neuesten Nachrichten 
der ersten schon gefolgt. Dr..S; 


— Ermäßigung der Lagergebühren in Frankreich. Ein Erlaß 
vom 25. September d..J. hat in Frankreich die bis jetzt 'berech- 
neten Lagersätze der Eisenbahnen ermäßist. Die Zeitschrift 
„Der Verkehr“ bemerkt dazu, daß dies wohl der Anfang zur, 
allgemeinen Herabsetzung der Eisenbahntarife in Frankreich 
bedeute. Bekanntlich seien die Vorkriegstarife um ungefähr 
152 % erhöht worden. Bemerkenswert sei, daß die Herab- 
setzung der Lagergelder verschieden sei; dieselbe richtet sich 
nach der Jahreszeit. Vom 16. Dezember bis zum 15. September 
ist die Ermäßigung seine größere als in der Zeit vom 16. Sep- 
tember bis zum 15. Dezember, weil in dieser Jahreszeit der 
Güterandrang ein größerer sein soll. 

— Französischer Ausstellungszug. Gegenwärtig durchfährt, 
wie wir dem Handelsmuseum entnehmen, ein französischer Aus- 
stelluneszug mit sieben entsprechend eingerichteten Wagen 
Kanada und erzielt, nach diesen Meldungen, sehr gute Erfolge. 
Die rollende Ausstellung berührt alle wichtigeren Orte des 
Landes. Gleichzeitig mit der Durchfahrt des Ausstellungszuges 
werden in den betreffenden Orten französische Propagandafilme 
vorgeführt. Wie des weiteren mitgeteilt wird, ist geplant, einen 
entsprechenden kanadischen Ausstellungszug durch Frankreich 
rollen zu lassen. 


— Ein neuer Lokalgütertarif für Italien. Am 1. Januar 1922 
tritt ein neuer Lokalgütertarif in Italien in Kraft. Der „Alle. 
Tarif-Anzeiger“ schreibt darüber folgendes: Der Tarif wird aus 
zwei Teilheften bestehen. Teil I wird enthalten die regle- 
mentarischen und tarifarischen Bestimmungen und überdies die 
Tariftabellen, Teil II die Güterklassifikation. Diese ‚beiden 
Hefte umfassen das Tarifmaterial für das gesamte Gebiet des 
Königreiches Italien. Die kilometrischen Entfernungen isind in 
diesen Heften nicht enthalten. Die Ausgabe eines neuen Kilo- 
meterzeigers für ganz Italien ist in Arbeit, jedoch wird er wahr- 
scheinlich später erscheinen als die beiden Tarifhefte. 

Das Schema des neuen italienischen Tarifes paßt sich im gan- 
zen und weroßen dem bei den mitteleuropäischen Bahnen be- 
stehenden Tarifschema an. Es wird in Zukunft nur Eilgüter 
und Frachtgüter geben; die besonderen Tarife für beschleunigtes 
Frachtgut fallen weg. Ebenso fallen die besonderen Tarife, die 
bloß für den „Lokalverkehr“ Geltung haben, weg. Im ganzen 
wird es außer den Tarifen für Gepäck, kleine Kolli, Fahrzeuge 
und lebende Tiere 77 Klassen geben (bisher 770). . Die An- 
ordnung der Frachtsätze in den Tariftabellen ist derart, daß für 
jede’ Klasse Frachtsätze angegeben sind a) für Mengen unter 
5000 kg, b) für Mengen von 5000 kg, ec) für Mengen von 10 000 
Kilogramm und d) für Mengen von 15000 kg. Die besonderen 
Tarife für Sizilien werden aufgehoben und mit denen des Kon- 
tinents gleichgestellt. Ebenso werden die bestehenden Tarife 
für die Hafenplätze aufgelassen; deren Frachtsätze sind gleich 
denen der Binnenstationen dem Teil I bzw. Teil II zu ent- 
mehmen. Die besonderen Gebühren für die Meerense von 
Messina hören auf; an ihre Stelle tritt ein kilometrischer Zu- 
schlag. Die Tarife für Vieh und Fahrzeuge werden vereinfacht. 
Die Unterscheidung in der Fracht zwischen Gegenständen bis 
7 m Länge und über 7 m Länge hört auf. Neue Bestimmungen 
resieln die Frachtberechnung für bestimmte Güter, für welche die 
Frachtzahlung nach dem Ladegewicht des verwendeten Wagens 
festgesetzt wird. Wenn für derartige Güter das Ladegewicht 
des Wagens nicht ausgenutzt wird, so wird für das fehlende 
(sewicht ein prozentualer Zuschlag. eingehoben. Die Nomen- 


'Schiffahrtskongreß mit dem größten Interesse ’ verfolgen. 


:nie zustande gekommen ist, nämlich die Beförderung von Eisen- 


‚ klatur und Güterklassifikation Be durchwegs nachgeprüft, 
die Zahl. der Positionen herabgesetzt. 


Durch die newen Tarife treten im allgemeinen Erhöhun- 
gen ein, und zwar bei Eilgütern von 54,5 %, bei Frachtgütern 
3,92 %, doch werden bei einigen Massengütern, ZA Bi Kohle, 
Eisen, Holz, auch Tarifermäßigungen eingeführt, 
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— Der italienische nationale Binnenschitlahrtskon ib: Von 
schweizerischer Seite wird geschrieben: In den Tagen vom 22, 
bis zum 26. Oktober veranstaltet der italienische Nationale Ver- 
band für Schiffahrtskongresse in Ravenna, Ferrara und Venedig 
einen großen „Kongreß für Binnenschiffahrt und Häfen“, auf 
dessen Programm und Arbeitsliste eine ganze Anzahl Vorträge 4 
und Mitteilungen verzeichnet sind. An erster Stelle findet sich 
da ein Bericht von Dr. Mario Beretta, dem Sekretär des National- 
verbandes, über den „Regulierungplan der Weasserstraßen für 
die Großschiffahrt in Oberitalien“, ferner ein Bericht über „Die 
üblichen Bauarten und Abmessungen der über Wasserstraßen 
zu erstellenden Kunstbauten“, ein solcher über ‚bessere Aus- 
nutzung der bestehenden Kleinwasserstraßen in Oberitalien“, ein 
Bericht über ein „Betriebsr eelement für die Benutzung der be- 
stehenden Wasserstraßen“, ein weiterer über „das Verwaltungs- - 
regime der Seehäfen“ und einer über „die Verteilung und Gleich- : 
stellung der Obliegenheiten der größeren adriatischen Häfen“. 
Sowohl‘ aus dem Programm wie aus der Zusammensetzung des 
Ehrenkomitees geht deutlich hervor, daß dieser groß angelegte 
Kongreß in der Hauptsache zwei entschiedene Ziele verfolgt: 
er will erstens die vom italienischen Abgeordneten Bignami in 
der Verkehrskonferenz in Barcelona vertretene Stellung Italiens ° 
im Innern des Landes festigen, denn verschiedene Gegenden in 
Oberitalien sind mit der in Barcelona vertretenen Stellung nicht 
zufrieden, weil sie darin eine Gefährdung des Wasserstraßen- 
anschlusses vom Po nach dem Langensee erblicken, und zwei- 
tens will der Kongreß ein für allemal festlegen, daß dem An-® 
schluß Mailands an den Comersee-der Vorzug zu zeben sei vor 
dem Anschlusse Mailands an den Langensee. Letzteres geht nur 
zu deutlich aus der Zusammensetzung des Ehrenkomitees her- 
vor, das keinen Namen aus der Provinz Navarra aufweist, wo 
man den von der Schweiz befürworteten Anschluß nach dem 
Langensee will. Da sich der Anschluß über den Langensee im 
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-Grunde genommen als nichts anderes darstellt als eine Fort- 
n- 


setzung der Rheinwasserstraße und Italien wahrscheinlich 
künftige mehr noch als bisher auf den Bezug seiner Kohlen aus 
der Saar und aus den rheinischen Kohlengebieten angewiesen 
sein wird, wird man am Rhein die Vorgänge am es 

ie 
Schweiz aber hat ebenfalls das größte Interesse daran, da ein 
Anschluß an den Comersee bei der Aussichtslosigkeit des Zu- 


'standekommens eines Splügendurchstiches gar keinen Wert hat. 


3 
Man erinnert sich noch, daß in der Schweiz gegen Ende des 
letzten Jahres auf Veranlassung der italienischen Handelskam- h 
mer eine große Versammlung, bestehend aus schweizerischen 

und italienischen Schiffahrtsinteressenten und Magistratsperso: | 
nen vorbereitet wurde, die aber dann wegen des Zusammentritts 
der: Konferenz von Barcelona immer wieder verschoben wurde. 
Eis scheint nun aber, daß man in Italien keine Lust mehr hat, 
für das Zustandekommen dieses „Conveeno di Locarno“ zu 
arbeiten, und es wird wohl ins Wasser fallen. Trotzdem ist 
aber noch nicht alle Hoffnung auf das Zustandekommen eines 


- Anschlusses über den Langensee aufzugeben, denn, wenn auch 


die privaten Pläne einen Comerseeanschluß vorziehen, so ist 
noch nicht gesagt, daß sich die Regierung auf die kostspielige 
und . verkehrsarme Sackgasse nach dem Comersee festlegen > 
wird, zumal weite Kreise in Oberitalien einem ‚solchen An- 
schlusse aus verkehrspolitischen und wirtschaftlichen Gründen 
entgegentreten werden. Es sei nur noch darauf hingewiesen, daß 
derselbe Bignami, der Italien auf der Verkehrskonferenz in 
Barcelona vertreten und dort die Behauptung aufgestellt hat, daß 3 


der Tessin kein schiffbarer Fluß sei, selbst schriftlich festgelegt 
hat, daß der Tessin heute schon zwischen Sesto Calende und 
Mailand einen durehschnittlichen Jahresverkehr von 210000 t 
aufweist — einen Verkehr, der sich allerdines noch in 50-- 
Schiffen abwickelt — während sich der Wasserverkehr zwischen 
en et und Mailand nur auf AUTORBCh A nEL 40 000. % 
eläuft \ 


Y 


— Durehgehende Güterzüge zwischen London und Südfrank- 2 
reich. Was trotz wiederholter Erörterungen vor dem Kriege‘ 


kahnwagen mit’ Hilfe von Fähren zwischen England und dem 
Festland, ist bekanntlich im Kriege Wirklichkeit geworden. Um 
das englische Heer in Frankreich mit Nachschub zu versorgen, 
wurde in Richborough ein großer Hafen ausschließlich für 
Heereszwecke angelegt (s. „Werft und Reederei“ Nr. 5 vom 
22. März 1920), der bezeichnenderweise den Beinamen „Mystroy 
Port“ führte. Hier waren auch Fähranlagen errichtet, auf 
denen Eisenbahnwagen zwischen beiden Ländern übergeführ 
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wurden. Nach Einstellung der Feindseliekeiten wurden die. An- 


lagen noch zur Rückführung englischen Heereszutes in Anspruch 


genommen, es schwebten aber zugleich Erörterungen über ihre 


Eeitere Verwertung in der Zeit, wo keine Heerestransporte 


7 
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mehr auszuführen sein würden. Über deren Verlauf ist wenig 
 bekanntgeworden, jedenfalls haben die englischen Eisenbahnen 
nicht, wie man erwartet hatte, die Anlagen übernommen und für 
‚ einen dauernden Friedensverkehr ausgebaut. Daß bei der Be- 
rung von. Fähren zur Beförderung von Eisenbahnreisenden 
ohne Verlassen des Zuges und von Gütern ohne Umladung auf 


- Emtfernungen, die größer sind als diejenigen zwischen England 


E 
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- morgens ankommen soll. 
2 gung 


Fährverkehr eingerichtet worden ist, muß auffallen. 


auf dieser verkehrsreichen Strecke noch kein 
Es müssen 
besondere Gründe dafür vorliegen, die aber nicht recht einzu- 
sehen sind. Neuerdings hat die Queenboroush Development 
Company, also ein Unternehmen, das augenscheinlich den Hafen 
Queenborough in der Themsemündung, den englischen Endpunkt 
der Verbindung nach Vlissingen, ausbauen will, den Hafen und 
die Fähranlagen in Richborough” sowie die Gleisanlagen, die den 
- Hafen mit der Südost- und Chatham-Eisenbahn verbinden, über- 
nommen, und richtet jetzt von dort ausgehend einen Versuchs- 
betrieb zur Beförderung von Obst und Gemüse von Südfrank- 
reich zur Versorgung des Londoner Marktes ein. Der Versuchs- 
zug besteht aus 30 gedeckten Güterwagen, die von der Südost- 
und Chatham-Gesellschaft gestellt werden; er wird in Südfrank- 
reich beladen, die Wagen werden verschlossen, und der ganze 
Zug läuft geschlossen über die Strecken der Orfsans- und der 
Nordbahn bis Calais, von wo er mit der Fähre nach Richborough 
übergesetzt wird. Dort soll er Dienstags um 6 Uhr morgens ein- 
treffen und nach dem Eilgutbahnhof Southwark der Südost- und 
Chatham-Eisenbahn weitergeleitet werden, wo er um 9 Uhr 
Um keinen Aufenthalt durch Erledi- 
soll die Unter- 


und Frankreich, 


der Zollförmlichkeiten zu verursachen, 


- suchung durch die Zollbamten erst in London vorgenommen 


werden. Vom Zuge sollen die Güter dann sofort in Kraftwagen 
nach der Londoner Daunen in Covent Garden überführt 
werden. 


De Durehgehende Zueverbindung Schottland - Cornwall. 


Zwischen Schottland und der Halbinsel Cornwall, also zwischen 


dem Norden und dem äußersten Westen der Insel Großbritannien 
ist neuerdings eine Zugverbindung geschaffen worden, die mit 
1264 km Länge die längste ihrer Art in Großbritannien ist. Der 


E durchgehende Zug geht in der Richtung nach Süden von Aber- 


deen aus (Abfahrt 9 Uhr 45 Min. vorm.); er begleitet über Edin- 
burg und Berwick die Ostküste bis Newcastle; ‘dann geht 


er in fast. genau südlicher Richtung, also in der Mitte Englands 


über York, Sheffield, Leicester und Dideot, wo er nach Westen 


 abbiegt, und erreicht schließlich über Bristol, Exeter und Ply- 
mouth das Ziel Penzance (Ankunft 7 Uhr 40 Min. am nächsten 


_ und verließen ihn dort auf der Rückfahrt. 


‚ihm beigegeben. 
Öktobertagen ist eine Probefahrt unternommen worden, zu der 


Morgen) in der englischen „Riviera“. In der Gegenrichtung ver- 
läßt der Zug Penzance um 11 Uhr vorm. und kommt in Aberdeen 
um 7 Uhr 40 Min. am nächsten Morgen an. An dem durchgehen- 


‚den Zug sind die Nordbritische Eisenbahn, die Nordostbahn, die 


Great Central-Eisenbahn und die Große Westbahn beteiligt, in- 
dem sie die Betriebsmittel stellen. Außerdem werden noch die 
Gleise der Kaledonischen Eisenbahn und einer Verbindungsbahn 
benutzt. Auf einem Teil der Strecke verkehren die durchgehen- 
den Wagen der neuen Verbindung in Schnellzügen, die bereits 
vorher bestanden haben. Während der Nachtfahrt wird ein 
Schlafwagen in den Zug eingestellt; auch ein Speisewagen ist 
In den letzten September- und den. ersten 


etwa 60 Vertreter der Presse und eine Anzahl Eisenbahnbeamte 
anderer Gesellschaften eingeladen waren; einige von ihnen haben 
die ganze Fahrt mitgemacht, andere nur einen Teil; z.B. stießen 
die Vertreter der Londoner Zeitungen in Swindon auf den Zug 
Der neue Zug be- 
deutet eine Wiederaufnahme und zugleich eine Fortbildung der 
Querverbindungen *) der englischen Eisenbahnen, die vor dem 
Kriege eine wichtige Rolle im englischen Verkehrsleben spielten, 
im Kriege aber aufgegeben und und bis jetzt nur ganz be- 
schränkt wieder aufgenommen worden sind: 


r 


Fremde Erdteile. 


— Generalstreik der amerikanischen Eisenbahner. Nach einem 
Privattelegramm aus Newyork wird am 30. Oktober, 6 Uhr früh, 
auf den Eisenbahnen der Vereinigten Staaten von Amerika der 
Generalstreik beginnen. Über 9 % der amerikanischen Eisen- 
bahnangestellten stimmten für. den Streik. Die Streikleitung 
hat die Eisenbahnlinien in vier Gruppen geteilt. In der ersten 


Sun! d. Ver. Dtsch. Eisenb.-Verw! Nr, 11 vom 17. März 1921, 
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18:82 oder 1:4,56. 


“ der der Laufräder 914 mm; 


Gruppe, die alle größeren Linien umfaßt, wird der Streik am 
30. Oktober, in den anderen je einen Tag später eintreten. „Prä- 
sident Harding ist bestrebt, den Streit zu schlichten. Er hat die 
Absicht, die Führer der Gewerkschaften sofort zu sich zu rufen, 


um sie zum Verzicht auf den Streik, dessen Folgen für das 
Land unabsehbar sind, zu veranlassen. 
— Einiges über die elektrischen Einrichtungen auf der 


Paulistabahn in Brasilien. In Nr. 58, S. 650 Jahrg. 1920 d, Zte. 
findet sich ein kurzer Bericht über: die Einführung des elek- 
trischen Betriebes auf der 45 km langen, doppelgleisigen, mit der 
Weitspur von 16 m versehenen Teilstrecke Jundiahy- 
Gampinas der Paulistabahn; danach ist die Bahn für hoch- 
gespannten Gleichstrom von 3000 Volt Spannung eingerichtet. 
An Hand einer in Heft 36 des lfd. Jahrg. der Elektrotechnischen 
Zeitschrift veröffentlichten Abhandlung kann in nachstehendem 
einiges über die Ausgestaltung des Betriebes und die Betriebs- 
mittel mitgeteilt werden. ' 

Vorausgeschickt sei, daß auch Brasilien seit 
einer ständig wachsenden Kohlennot leidet; da 
preise nach und nach ins ungeheuerliche stiegen, 
neben anderen brasilianischen Bahnen auch die Paulistabahn 
zur Lokomotivbeheizunge mit Holz. Ein hierzu sehr ge- 
eigenetes Hartholz steht dort in großen Mengen zur Verfügung; 
aber auch dieses Heizmittel wird kostspielig, zumal die in Frage 
kommenden Wälder weit von den Bahnstrecken entfernt sind 
und zum Fällen, Schneiden, Stapeln, Verteilen usw. viele Ar- 
beitskräfte benötigt werden. Es sollen allein im Staate S. Paolo 
im Jahre 1917 nicht weniger als 15 000 Arbeiter mit der Beschaf- 
fung des von den Bahnen angeforderten Holzes beschäftist ze- 
wesen sein. Auf welche Weise die in Brasilien aufs reichlichste 
vorhandenen Wasserkräfte zur elektrischen Krafterzeuzung 
herangezogen werden könnten, wird bereits seit vier Jahren 
studiert, mit dem einstweiligen Ergebnis, daß ihre Ausnutzung 
seit dem verflossenen Jahre beschlossen worden ist. Für die 
elektrisierte Strecke Jundiahy-Campinas wird die General 
Electrie Co. vorderhand 4 Personen- ung 8 Güterzug-Lokomo- 
tiven, die Westinzehouse-Gesellschaft 2 Personen- und 2 Güter- 
zug-L,okomotiven liefern. 

Die Lokomotiven der General Electric Co. sind 
im wesentlichen den auf anderen amerikanischen Bahnen ver- 
kehrenden nachgebildet; sie ähneln z. B. den auf der Chicago- 
Milwaukee-St. Paul-Bahn, der Butte-Anaconda und Paeific-Bahn 
und den auf der Michigan Central-Bahn in Dienst gestellten 
Lokomotiven. Die Güterzuglokomotivender G. E. Co. 
vermögen einen 700 t schweren Zug auf einer Höhensteigung 
von 18°/o mit einer Geschwindigkeit von etwa 20 bis 25 km in 
der Stunde zu befördern. Die höchste zulässige Geschwindigkeit 
auf der wagerechten Strecke ist 45 km in der Stunde. Die 
Güterzuglokomotive hat zwei zweiachsige Untergestelle und 
nur einen Führerstand. Jedes Untergestell ist mit zwei Motoren 
ausgerüstet; zwei Zahnradgetriebe für ieden Motor treiben die 
Achsen an. Die Gesamtlänge beträgt 11,95 m, der feste Achs- 
stand 2,64 m, das Gesamtgewicht 90,72 t, der Durchmesser der 
Triebräder 1067 mm; das Zahnradübersetzungsverhältnis ist 
Die Dauerleistung der Lokomotive beträgt 
1600 PS. Zwei Stromabnehmer in Scherenform sind. auf dem 
Dache angebracht. An Bremsen sind vorgesehen eine gewöhn- 
liche Luftbremse für die Lokomotive und eine Vakuumbremse 
für den Zug, von denen in der Regel iede für sich allein benutzt 
wird; nur während der Stromrückgewinnung wird durch ein 
Magnetventil dafür gesorgt, daß die Lokomotivluftbremse nicht 
in Tätiekeit tritt. Da infolge der Breitspur reichlich Raum 
zwischen den Rädern vorhanden ist, konnten selbstlüftende 
Triebmaschinen eingebaut werden. Zur Zuführung reiner Luft 
für die Motorenlüftung ist eine zweckentsprechend geschützte 
Leitung vorgesehen, die an der Außenseite des Lokomotiv- 
untergestells entlang geführt ist. Die Triebmaschinen sind für 
ie 1500 Volt ausgebildet und dauernd zu zweien hintereinander- 
geschaltet; sie können über 14 Widerstandsstufen auch. zu 
viert hintereinandergeschaltet werden und schließlich auch zu 
zwei Gruppen nebeneinander über zehn Widerstandsstufen. 

Die Personenzuglokomotiven der G. E..Eo. 
ähneln im wesentlichen den Güterzuglokommotiven; sie 
haben jedoch außer den zwei zweiachsigen Untergestellen 
der letzteren an jedem Ende noch ie ein zweiachsiges 
Führungsuntergestell. Auch die elektrischen Einrich- 
tungen der Personenzuglokomotiven entsprechen im gro- 
ßen und ganzen denen der Güterzuglokomotiven. Die Per- 
sonenzuglokomotive der G. E. Co. soll 400 t angehängte Last 
auf einer Steigung von 10°/o mit einer Geschwindigkeit von 
etwa 62 km in der Stunde befördern können. Die Länge im 


langem unter 
die Kohlen- 
entschloß sich 


- ganzen beträgt 19,15 m, der feste Achsstand 2,36 m, das Gesamt- 


gewicht 108,86 t, der Durchmesser der Triebräder 1067 mm und 
das Übersetzungsverhältnis der Zahn- 
räder ist 30 : 70 oder 1 : 2,88. Die Dauerleistung der Lokomotive 
ist 1600 PS. 
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Die Westingshouse-Güterzuglokomotiven sind 


nach der Bauart O—F—O + O—F-—-O hergestellt; sie besitzen 
sechs Achsmotoren von je 280 PS Stundenleistung. Jeder Motor 
ist für 1500 Volt gewickelt; je zwei sind für die Betriebspannung 
von 3000 Volt ständig hintereinandergeschaltet. Der feste Achs- 
stand ist 4,27 m, die Länge über die Puffer beträgt 15,30 m, die 
Triebräder haben einen Durchmesser von 1016 mm, das Gesamt- 
gewicht beträgt 105,8 t, das Übersetzungsverhältnis ist 16 : 63, 
die gesamte Stundenleistung beträgt 6 X280 — 1680. PS, die mitt- 
lere Fahrgeschwindigkeit ist zu 35 km/Std., die Höchstgeschwin- 
digkeit zu 55 km/Std. angegeben. Die Lokomotiven sind in 
mechanischer Beziehung insofern recht einfach,’ als sie Achs- 
motoren und direkten Zahnradantrieb haben. 

Für die Westinghouse - Personenzuglokomo- 
tiven verwendet man die Bauart 2=D—0 + 0-D-2. Die 
Lokomotiven besitzen vier Achsmotoren von je 560 PS Stunden- 
leistung; es sind Doppelmotoren für 3000 Volt Spannung. In 
elektrischer Beziehung sind sich die Triebmaschinen beider 


Lokomotivgattungen gleich; alle Ersatzteile: Spulen, voll- 
ständige Armaturen, Feldpole, Bürsten, Lager usw. können 


untereinander ausgetauscht werden. Der feste Achsstand be- 
trägt 2,54 m, die Länge über die Puffer 16,13 m, der Durch- 
messer der Triebräder 1600 mm, das Gesamtgewicht 127,7 t, das 
Übersetzungsverhältnis -28:86; da die Stundenleistung eines 
ieden Motors 560 PS beträgt, beläuft sich die Gesamtstunden- 
leistung auf 2240 PS. Die mittlere Fahrgeschwindigkeit beträgt 
70 km/Std., die Höchstgeschwindigkeit 105 km/Std. Alle Loko- 
motiven sind für Stromrückgewinnung eingerichtet. Die Brems- 
einrichtungen bestehen aus einem vereinigten System der 
Westingehouse-Luftdruckbremse und einer Vakuumbremse An 
iedem Ende der Lokomotive befindet sich ein Führerabteil und 
iiber jedem ein Scherenstromabnehmer. 

Für die einstweilen in elektrischen Betrieb zu nehmende 
Strecke der Paulistabahn ist von der General Electrie Co. ein 
Unterwerk in Louveira, etwa- 15 km von Jundiahy entfernt, er- 
richtet worden. Hier sind drei Sätze Synchron-Motor-Genera- 
toren, Bauart der General Electrie Co., von je 1500 Kilowatt 
aufgestellt. Jeder Satz betreibt seine beiden Generatoren in 
Serienschaltung für 3000 Volt. Die Kraft wird einer gleichfalls 
von der GE. Co. gelieferten 88000 Volt Drehstromleitung — bei 
60 Perioden in der Sekunde — entnommen und in 3 Umformern 
von 1900 Kilo Volt Amp. auf 2300 Volt für die Synchronmotoren 
abgespannt. Die Hochspannungsleitung der Bahn üst ‚mit 
doppeltem Stromkreis ausgeführt; sie ist zwischen Jundiahy 
und Louveira getrennt und auf zwei Reihen Holzmasten geführt. 
In Jundiahy vereinigt man diese Linie mit einer neuen Linie 
der Sao-Paolo-Licht- und Kraft-Gesellschaft, die nach dem etwa 
97 km entfernten hydroelektrischen Kraftwerk in Parnahyba 
führt; die Hochspannungsstrecke beträgt somit insgesamt etwa 
43 km. 

Die Fahrzeuse entnehmen den Betriebstrom den oberirdisch 
seführten Fahrleitungen, die nach dem Zweifach-Kettensystem 
anfgehängt sind; zwei Fahrdrähte werden mittels Schlaufen an 
demselben  Tragseil befestigt. Für Abzweig- und Rangiergleise 
wird nur ein einzelner Draht über iedem Gleis gespannt. Bei 
einfachem Gleis sind Holzmaste mit Ausleger, bei mehreren 
Gleisen Queraufhängungen vorgesehen. Die regelrechte Höhe 


des Fahrdrahtes über Schienenoberkante beträgt auf der an 


Strecke 6,40 m. 


Allgemeines. 


— Aufgewalzte Schienen. In den Vereinigten Staaten hat 
neuerdings der Gedanke, alte, abgenutzte Eisenbahnschienen 
zu einem schwächeren Querschnitt nachzuwalzen, an Verbrei- 
tung gewonnen, .der Verlust beträgt dabei etwa 20—25 % des 
Gewichts, das Verfahren ist aber trotzdem isicher billiger als 
die Verarbeitung der alten Schienen zu Roheisen und Blöcken 
und das Walzen neuer Schienen aus diesen. Es läßt sich natür- 
lich nur zur Verwertung von Schienen mit großem Querschnitt 
und zur Herstellung solcher mit kleinen Abmessungen anwen- 
den. Neue schwere Schienen müssen nach wie vor aus Blöcken 
gewalzt werden, und aus abgenutzten leichten Schienen muß 
nach wie vor Roheisen hergestellt werden, wenn neue Schie- 
nen gebraucht werden. Auch alte Eisenschwellen, Laschen 
und ähnliche Tieile werden durch Aufwalzen wieder für kleinere 
Abmessungen brauchbar gemacht. Bei einem der Walzwerke, 
die sich mit dieser Arbeit befassen, werden die schwereren unter 
den alten Schienen: in drei Teile, Kopf, Steg und Fuß, zerlegt, 
dann erhitzt, und die Teile werden dann zu neuen, kleineren 
Schienen ausgewalzt. Es scheint dabei ein beträchtlicher Teil 
Schienen von nicht ganz einwandfreier Beschaffenheit zu ent- 
stehen, doch sind diese. besonders gesucht, namentlich als 
Grubenschienen und für ähnliche Verwendung, weil sie billiger 
sind und für viele Zwecke auch genügen. Das Werk leistet 
mit. einer Belegschaft von 300 Mann etwa 100000 t im Jahre 


und Westinghouse-Bremse vorgesehen ist. . 


- denham aus als beschleunigtes Eilgeut an ihn aufgegeben worden - 


‚ersatz in Anspruch. 


' Einrechnung doch stattfinden könnte, da die Anhaltung durch 


ü 1 
und soll demnächst erheblich vergrößert werden. Um der star- 
ken Nachfrage nach aufgewalzten Schienen entsprechen zu kön- 


nen, wird darauf gehalten, daß immer ein V 
3000 t’auf Lager ist, in Vorrat von a 


— Güterwagen für 106 t Ladegewicht. Während bei uns 
offene Güterwagen, vornehmlich für den Transport der Kohle, 
bis vierachsig und bis 40 t Ladegewicht gebaut werden, ist man 
in Amerika, wie wir dem „Weltverkehr“ entnehmen, dazu über- 
gegangen, sechsachsige offene Güterwagen aus Stahl mit 106 t 
Tragfähigkeit zu bauen. Von dieser Wagenbauart sind neuer- 
dings 1000 Stück bei der „Pressed Steel Car“ Gesellschaft in 
Pittsburg bestellt worden. Sie werden zu schweren Zügen mit 
starken Zug- und Schiebelokomotiven zusammengestellt und von 
der Bestellerin, der amerikanischen Virginia-Bahn, zur Beför- 
derung erheblicher Kohlenmengen auf der 720 km langen Strecke 
vom Kohlenbezirke West-Virginien zum Hafen von Norfolk be- 
nut2t.2 Die Verwendungsmöglichkeit solch schwerer Wagen - 
gründet sich auf den in Amerika schwereren Oberban. e 

Der Wagenkasten ist 15,08 m lang, innen 3,12 m breit, der 
Bordrand liegt 3,35 m über Schienenoberkante. Um den Lade- 
raum zu vergrößern, ist der Boden zwischen den Drehgestellen 
heruntergezogen. Der Wagenkasten, auf Rollenlagern ruhend, 
faßt 10,89 cbm. Das Leergewicht des Wagens beträgt 35,77 1.38 
Die Seitenwände sind außen glatt und ohne jede Durchbrechung, 
da der Wagen durch vollständiges Umkippen entleert wird. Die 
Rahmen der dreiachsigen Drehgestelle sind aus Stahlguß her- 
gestellt, über der Mittelachse geteilt und durch ein Gelenk ver- 
bunden. Die ‚Abfederung erfolgt mit Schraubenfedern aus 
Rundstahl. Die Räder werden zweiseitig gebremst, wofür Hand- 


Rechtspflege. 


—, Sehadensersatzpflicht der Bahn wegen Verderbs von 
Fischen. Trennung des Frachtbriefes vom Gute. 
Der Kaufmann K. in Saarbrücken war Empfänger einer Wagen- 
ladung geräucherter Schellfische, die am 21. Mai 1919 von Nor- 


war. Die Bahn sandte -der-Einfachheit halber den Frachtbrief 
gesondert nach Saarbrücken. Infolgedessen wurde die Sendung - 
vonder britischen Behörde beim Übergang in das be- 
setzte Gebiet angehalten. Bis zur Herbeischaffung des Fracht- 
briefes vergingen mehrere Tage. Und als dann die Sendung 
freigegeben war, stellte sich bei ihrer Ankunft in Saarbrücken 
heraus, daß die Schellfische inzwischen verdorben waren. K. 3 
nimmt deshalb den preußischen Eisenbahnfiskus auf Schadens- E 
Er behauptet, daß die Verzögerung der 
Sendung und der Vierderb der Fische auf einem Verschulden des 
Eisenbahnfiskus beruhe. Der Frachtbrief hätte dem Wagen bei- 
gegeben werden müssen. E 
Landgericht und Oberlandesgericht Köln haben 
die Klage dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Das Ober- 
landesgericht mit der Maßgabe, daß der Beklagte nur im Rahmen 
des $ 88 der Eisenbahn-Verkehrsordnung zu haften habe. Das 
Reichsgericht hat das Urteil des Oberlandesgerichts be- 
stätist aus folgenden Entscheidungsgründen: „Das 
Berufungsgericht hat angenommen, daß der Verderb der ge- 
räucherten Fische durch die Verzögerung des Transports her- 
vorgerufen ist, und weiterhin ist festgestellt, daß es dem Be- 
klagten zum Verschulden gereiche, wenn der Frachtbrief nicht 
dem Wagen mitgegeben sei. Denn es sei seit Monaten bekannt 
gewesen, daß Sendungen ohne Frachtbrief von den englischen 
Kontrollposten angehalten wurden. . Es komme nicht in Betracht, 
daß bei den englischen Behörden noch keine ständige, ausnahms- 
los befolgte Praxis in dieser Hinsicht bestanden habe. Gerade 
bei der herrschenden Ungewißheit hätte der Frachtbrief beige- 
geben werden müsısen, Die Revision rügt, daß gewissen Beweis- 
anträgen nicht stattgegeben sei, und daß das Verfahren der 
britischen Behörden nicht als höhere Gewalt angesehen sei. Diese 
Rügen sind nicht ‚begründet. In der mündlichen Verhandlung 
hat sich die Revision weiter darauf berufen, daß — wenn die 
Lieferfristen nicht. außer Kraft gesetzt wären — die Sendung 
als rechtzeitig angekommen anzusehen sein würde, weil die Zeit 
der Anhaltung durch die britischen Behörden nicht in die Liefer- 
frist einzurechnen wäre. Dem ist entgegenzuhalten, daß diese = 


die britischen Behörden, wie das Berufungsgericht feststellt, dem 
Beklagten zum Verschulden gereicht. Die entscheidenden Fragen 
sind immer, ob die Eisenbahnbehörden aus dem — wenn auch 
nicht gleichmäßigen — Verhalten der britischen Behörden An- 
laß nehmen mußten, den Frachtbrief mit dem Gute reisen zu 
lassen, und ob dies ohne technische Schwierigkeiten möglich 
war. Beide Fragen hat das Berufungsgericht rechtlich einwand 
frei bejaht. Danach konnte der Revision nicht stattgegeben 
werden. (Aktenzeichen: I. 57/21. — 9. 7. 1921.) ‘K.-M.-L, 


— Besoldungstafeln für die Reichsbeamten der Besoldungs- 
gruppen ‘I—XllI mit den. vom 1. August 1921 ab gültigen 
Teuerungszuschlägen. Von FEisenbahninspektor Wießner, 
Eiberfeld, Erlenstr. 28.: Preis 2,50 M und 15 38 Porto. Das 
Deftchen enthält für die Ortsklassen A—E ie eine Tafel, aus 


in, 
% 


i Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Übergang der Vereinsmitgliedschaft der Holländischen Eisen- 
bahn und der Niederländischen Staatseisenbahnen auf die 
Generaldirektion der Niederländischen Eisenbahnen in Utrecht. 
- Die Verwaltung und Betriebsleitung der Holländischen 
Eisenbahn und der Niederländischen Staats- 
eisenbahnen werden nur noch von einer Verwaltungsstelle, 
der Generaldirektion der Niederländischen 
Eisenbahnnenin Utrecht, geführt. - Vom 1. Januar 1922 
ab geht daher die Vereinsmitgliedschaft der genannten Bahnen 
auf die Generaldirektion der Niederländischen Eisenbahnen als 
"bet riebsleitende Verwaltungsstelle über: 

E Eröffnung von Stationen - 

- Bundesbahndirektion Villach. Am 26. Oktober 
1921 wird die zwischen den Stationen Kleinreifling-Weißenbach 
St. Gallen in km 75.550 der Linie Amstetten-Tarvis gelegene Be- 
triebsausweiche Schönaua. d. Enns für den Personen- und 
Gepäckverkehr eröffnet. 

Bundesbahndirektion Wien=-West. Am 15. Ok- 
tober 1. J. ist die im km 5.679 der Strecke Penzing-Maxing-Kl. 
‚Schwechat gelegene Personenhaltestelle Altmannsdorf als 
‚selbständige Güterabfertigungsstelle eröffnet worden. 


Erweiterung bzw. Beschränkung der Abfertigungsbefugnisse 
Be - von Stationen. - 

_ Eisenbahn-Generaldirektion Karlsruhe. Vom 
1. November 1921 ab wird der Abfertigungsdienst auf dem Halte- 
punkt Unterlenzkirceh aufgehoben. Im Verkehr von dem 
Haltepunkt werden Fahrkarten für Personen und Hunde in Be- 
‚gleitung von Reisenden im Zuge verkauft. Die in Unterlenzkirch 
aufgegebene Milch wird während des Zugaufenthaltes in Lenz- 
kirch nachträglich abgefertigt. Im Verkehr nach dem Halte- 
"punkt wird nur noch die Abfertigung von Personen und Hunden 
in Begleitung von Reisenden zugelassen. Die übrigen Abferti- 
‚gungsbefugnisse werden aufgehoben. 

= Eisenbahn-Generaldirektion Stuttgart. Die 
an der Güterbahn Stuttgart-Untertürkheim-Kornwestheim ge- 
legene Station Münster (Neckar) dient fortan. auch dem 
Verkehr mit Gegenständen, zu deren Verladung oder Entladung 
eine Kopframpe erforderlich ist. 


f Änderung von Stationsnamen. 
Eisenbahn - Generaldirektion Dresden. Vom 
26. Oktober 1921 ab werden folgende Stationsnamen geändert: 


tr %, BI u Fr 5 
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Bücherschau. | der für jeden Gehaltssatz das Einzel- und Gesamteinkommen an 


Grundgehalt, Ortszuschlag und Teeuerungszuschlag für das Jahr, 
Vierteljahr oder den: Monat abgelesen werden kann, ohne erst 


Berechnungen vorzunehmen; weitere Tafeln enthalten die für 
1—6 Kinder errechneten Kinderzuschläge einschl. der Teue- 


rungszuschläge, die Diätensätze für außerplanmäßige Beamte so- 
wie Steuertarif, Steuerermäßigungen und Steuerabzug. 


1. Linie Kiotzsehe-Schwepnitz: Bahnhof Moritzdorf in 
„Ottendorf-ÖOkrilla*“, Haltepınkt Ottendorf-Okril- 
la in „Ottendorf-Okrilla Htp.“, Bahnhof Cunners- 
dorf b. Medineen in „Ottendorf-Okrilla Süd‘. 

3, Linie Potschappel - Nossen: Bahnhof - Wurgwitz- 
Nrederhermsdorf.in-„Wurgwitz”, 

3. Linie Bachholz-Schwarzenberg: Bahnhof Walthersdorf 
(Sa.) an ,Walthersdorf (Erzgeh.)“. 

4. Linie Walthersdorf-Crottendorf: Haltepunkt Walthers- 
dorf (Sa.) in „Walthersdorf (Erzgeb.) Htp.“. 

Rundschreiben der Geschäftsführenden Verwaltung sind er- 
lassen worden: 

Nr. I 92 vom 18. Oktober 1921 an die Mitglieder des Satzungs- 
ausschusses, nachrichtlich an dıe vorsitzende Verwaltung des 
''echnischen Ausschusses, betreifend Technischer Unterausschuß 
für die Frage des elektrischen Betriebes auf Vollbahnen (abge- 
sandt am 21. Oktober d. J.); 

Nr. IH 287 vom 16. Oktober 1921 an sämtliche Vereinsverwal- 
tungen, betreffend Vereinsmitgliedschaft der Niederländischen 

. Eisenbahnen (abgesandt am 21. Oktober d. J.); 

Nr, III 297 vom 14. Oktober 1921 an sämtliche Vereinsverwal- 
tungen, betreffend Übergangsbestimmungen für die gegenseitige 
Benutzung der. Personen- und Gepäckwagen sowie Triebwagen 
im Bereich des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen (ab- 
gesandt am 18. Oktober d. J.); 

Nr. III 298 vom 15. Oktober 1921 an sämtliche Vereinsverwal- 
tungen, betreffend Antrag auf Anschluß der Dessau-Wörlitzer 
Fisenbahn an den Verein Deutscher Eisenbahnverwaltungen ge- 
mäß $ 6. der Satzungen (abgesandt am 21. Oktober d. J.); 

Nr. IV 208 vom 14. Oktober 1921 an die Mitglieder des Güter- 
verkehrsausschusses, betreffend Antrag des Österreichischen 
Bundesministeriums für Verkehrswesen in Wien auf Änderung 
des Art. 7 Ziff. 8 Abs. (3) des Übk. zum VBR. (abgesandt am 
16. Oktober d. J.); 

Nr. IV 208 vom 14. Oktober 1921 an die Mitglieder des beson- 
deren Unterausschusses für Angelegenheiten des Vereinsreisever- 
kehrs (Eisenb.-Gd. Stuttgart, Karlsruhe, Dresden, Reichsverk.- 
Min. Zweiest. Bayern, E.-D. Altona und Köln, Südbahn, österr. 
Bundesminist., Ungarische, Dänische und Schwedische Stb., 
Schweizerische Bundesbahn, betreffend Antrag des österr. Bun- 
desministeriums für Verkehrswesen in Wien auf Änderung der 
Ziff. 5, Abs. 5 der AV. zum FEÜ. (abgesandt am 18. Ok- 

| tober d. J.). 


Amtliche Bekanntmachungen. 


1. Eröffnung von Strecken. 


ten 
Am 15. November 1921 wird die | eröffnet. 
normalspurige Bahnstrecke Sieden- 
burg - Harbergen = Staffhorst 


als Nebenbahn mit der Station Harbergen- 
Staffhorst für den Personen-, Güter-, Ge- 
päck- und Privattelegrammverkehr sowie 
für die Abfertigung von Leichen und 
lebenden Tieren eröffnet. 

Die Züge werden nach den besonders 
veröffentlichten Fahrplänen verkehren. 

Für die neue Bahnstrecke haben Gül- 
tiekeit: die Eisenbahn-Bau- und Be- 
triebsordnung vom 4. November 1904 und 
die Eisenbahn - Verkehrsordnung vom 
93. Dezember 1908. 

- Über die Höhe der Tarifsätze geben die 
Dienststellen Auskunft. - (984) 
Münster (Westf.), 11. Oktober. 1921. 

- Eisenbahndirektion. 


tiekeit: die 


23. Dezember 1908. 
Über 


 Lantow und Waldhof für den beschränk- 
öffentlichen Wagenladungsverkehr 


Die Züge werden nach den besonders 
veröffentlichten Fahrplänen verkehren. 

Für die neue Bahnstrecke haben Gül- 
Eisenbahn-Bau- 
triebsordnung vom 4. November 1904 und 
die Eisenbahr- - Veerkelirsordnung 


die Höhe der Tarifsätze geben 

die Dienststellen Auskunft. 
Stettin, den 14. Oktober 1921. 

Eisenbahndirektion.- 


Am 1. November 1921 wird die Güter- 
ladestelle Schleswig-Friedrichsberg unter 
sleichem Namen als selbständige Güter- 
tarifstation für den. Güter- und Tier- 


stadt. Sendungen ohne Bahnhofsbezeich- 
| nung im Frachtbriefe werden auf Schles- 
-| wig-Altstadt abgetertigt. 
| Nähere Auskunft erteilt das Verkehrs- 
küro der E.D. Altona. (999) 
Altona, den 24. Oktober 1921. 
FEisenbahndirektion. 


Ba N RE RE 
. 3. Erweiterung der Abfertigungs- 
befugnisse von Stationen. 


Am 1. November 1921 wird der an der 
Teilstreecke Stockhausen (Lahn)-Allen- 


und  Be- 


vom 


(994) 


dorf (Kreis Wetzlar) der Nebenbahn 

R Stockhausen (Lahn) - Beilstein en 

‚ Eröffnung von Stationen. kreis) gelegene Bahnhef 4. Klasse 
Es I Allendorf (Kreis Wetzlar), der seit 


1. September d. J. nur für den Personen-, 
Gepäck- und Eil- und Frachtstück gut- 
verkehr und die Bedienung der An- 
schlüsse industrieller Werke dient, auch 


Am 1. November 1921 wird die normal- verkehr in Betrieb genommen. Von der für den öffentlichen Wagenladungsver- 
spurige Bahnstrecke Pollnow-Zollbrück Abfertigung von und nach Schleswig- kehr eröffnet. Die Abfertigung von 
ale Nebenbahn .mit - den Bahnhöfen | Friedrichsberg bleiben nur Sprengstoffe Sprengstoffen _ bleibt ausgeschlossen. 
IV. Klasse Gr. Reetz, Rochow, Misdow, ausgeschlossen. Die Gütertarifstation Näheres bei den beteiligten Dienststellen. 
Crangen-Bussin, Wend.-Puddiger "Schleswig Gbf. erhält vom 1. November Frankfurt (M.), den 19. Oktober 1921. 


und 
Suckow sowie den Holzverladestellen | 


BEN 


1921 ab die Bezeichnung Schleswig-Alt- 


Eisenbahndirektion. (989) 
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4. Nachrufe. 
STETÄRTTRAEEREEINTEL TITLE TREE TE  VREREETEEETENRIGEN 


Am 4. Oktober d. J. verstarb plötzlich und unerwartet im rüstigsten 
Mannesalter von 41 Jahren der Regierungsbaurat 


Herr Paul Friedrich Mieck 
Vorstand des Betriebsamts Tin Trier. 


Seit September 1920 mit der Verwaltung des Betriebsamts 1 in Trier 
betraut, war es ihm nicht lange vergönnt, sich dieses Postens zu erfreuen. 
Mit seinem Hei imgang beklagt "die Eisenbahndirektion den Verlust eines 


tleißigen und tüchtigen Beamten. "Alle, 


die wir sein frisches Wesen kannten, 


werden ihm dauernd ein treues Andenken bewahren. 


Trier, den 5. Oktober 1921. 


(980) 


Der Präsident 
und die Beamten der oberen Stellen der Eisenbahndirektion. 


ee a RN a en Sa a > 
INITIIERTE" 


Am 23. Oktober d. Js. verschied in Stettin nach längerem Leiden 


der Geheime Baurat 
Herr Georg Peters. 


Seit dem Jahre 1885 im Staatseisenbahndienst tätig, hat er vom 1. Januar 
1906 bis zu seiner Versetzung in den Ruhestand am 1. August d. Js. der Eisen- 


bahndirektion in Stettin als Mitglied 
Pfliehttreue und- unermüdliche Tatkraft. 


angehört, 


ausgezeichnet durch Fleiß, 


Sein liebenswürdiges, entgegenkommendes Wesen sichern ihm unser 


bleibendes Gedenken. 
Stettin, den 24. Oktober 1921. 


(995) 


Der Präsident 5 3 
und die höheren Beamten des Direktionsbezirks Stettin. 


5. Gebühren. 


Überfuhrgebühren. 

Am 1. November 1921 werden in Ver- 
bindung mit der- eintretenden allgemei- 
nen Tariferhöhung, die für die Bahnhöfe 
Altwarnsdorf, Ebersbach, Johanngeor- 
genstadt, Reitzenhain, Sebnitz und Zittau 
bestehenden Überfuhr- und Übergangs- 
sebühren um rund 30 % erhöht. (969) 

Dresden, am 18. Oktober 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


6. Güterverkehr. 


Rheinisch-Bayerischer Güterverkehr. 
Tarif vom i. Februar 1917. 

Die an Deutschland “zurückgefallene 
Station Bosheim (Kr. Malmedy) wird 
wieder in den Tarif einbezogen. Als 
Schnittentfernungen gelten die im Nach- 
trag 1 für Hallschlag vorgesehenen zu- 
züglich 5 km. (997) 

München, den 20. Oktober 1921. 

Tarifamt beim R.V.M., Z.B. 


Ausnahmetarif für die regelmäßige Be-. 


förderung von Milch (Nr. 2a des Tarif- 
verzeichnisses). 

Die unter dem 29. September 1921 un- 
ter dem Titel „Deutsche Eisenbahn- 
Güter- und Tiertarife, Teile I und II“ 
bekanntgemachte Erhöhung der Fracht- 
sätze des Ausnahmetarifs für die regel- 
mäßige Beförderune von Milch (Tiv. 
2a) um 30 % tritt nicht ein. Die jetzi- 
gen Sätze des Milchausnahmetarifs be- 
halten auch ab 1. November d. J. bis auf 
weiteres Gültiekeit. Ein Nachtrag zum 
Tarif wird nicht herausgegeben. 

Auskunft geben die beteiligten Güter- 
abfertigungen sowie das Auskunftsbüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. (996) 

Berlin, den 21. Oktober 1921. 

f Eisenbahndirektion. 


erfolgt 


Bayerisch-Württembergischer Güter- 
. verkehr. 
Mit Gültigkeit vom 1. November 1921 
die Frachtberechnung im Ver- 
kehr mit den Stationen Baienfurt, Tett- 
nane und Weingarten (Württ.) auf 
Grund der Gesamtentfernungsen. Es gel- 
ten für Baienfurt die um 6 km, für Wein- 
garten (Württ.) die um 10 km erhöhten 
Entfernungen für Niederbiegen und für 
Tettnang die um 10 km erhöhten Ent- 
fernungen für Bleckenbeuren. Hierzu 
treten noch die ab 1. November 1921 neu 
in das Heft CIb aufgenommenen Zu- 
schlagsfrachten. (998) 
München, den 24. Oktober 1921. 
Tarifamt beim R.V.M. ZB. 


Tiv. 200. Wechselverkehr deutscher 
Eisenbahnen untereinander, 

Heft C II (Ausnahmetarife). 
„Mit Gültigkeit vom 1. November 1921 
werden in dem Ausnahmetarif 7 für 
Eisenerze Stationsfrachtsätze von Kon- 
stanz eingeführt. 

. Auskunft geben die beteiligten Güter- 

abfertigungen sowie das Auskunftsbüro, 

hier, Alexanderplatz, (1000) 
Berlin, den 24. Oktober 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Wechselverkehr Sachsen-Bayern 
(pfälz, Netz). 

Am 15. November 1921’ wird in das 
Tarifheft 8B die bisher im Pfälzisch- 
Bayerischen Gütertarif enthaltene Sta- 
tion Franzensbad mit den Entfernungen 
dieses Tarifs, die bis zum ‚Ablauf des 
30. November 1921 gelten, einbezogen. 
Am 1. Dezember 1921 treten im Verkehr 
mit Franzensbad Entfernungsänderungen 
und damit unwelsentliche Frachterhöhun- 
gen ein. Das alsbaldige Inkrafttreten 


- der Erhöhungen gründet sich auf die vor- 
. übergehende Änderung des $ 6 der Fisen- 
(R.&B1L 19147 


bahn-Verkehrsordnung 
S. 455). Näheres ist aus unserem Ver- 
kehrsanzeiger und dem Tarifanzeiger der 


ehemalig preuß. -hess. Staatseisenbahnen 
zu ersehen. (974) 
Dresden, am 18. Oktober 1921. 3 
Eisenbahr-Gen.-Dir. ? ü 

als geschäftsführende Verwaltung. 


Heukacher Eisenbahn-Gütertarif, Teil IB. 
(Tiv. 1b), und Deutscher Eisenbahn- 
Tiertarif, Teil I (Tiv. 1500). ® 

Um den Wagenumlauf zu beschleuni- 
gen und die ordnungsmäßige Abwicklung 
des Verkehrs sicherzustellen, werden ge- 
mäß S 80 (8) der Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung mit Wirkung vom Mon- 
tag, den 17. Oktober d J. an mite 
Genehmigung der Landesaufsichtsbehörde 
(wel. S 75 (4) der Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung) die Standgeldsätze (s. Abschnitt 
VILI® des Nebengebührentarifs, im 
Deutschen KEisenbahn-Gütertarif, Teil’ 
IB, sowie Abschnitt VIII .des Neben- 
gebührentarifs im Deutschen Eisenbahn- 
Tiertarif, Teil I) wie folgt erhöht: 

für die ersten 24 Stunden von 20 M 
auf 100 M, 

für die zweiten 24 Stunden von 30 M- 
auf 150 #, ; 

für jede weiteren 24 Stunden von 
50 .M auf 250 M. 

Etwa für einzelne Bezirke oder Or 
bereits eingeführte höhere Standzeldsätze 
hleiben in Kraft: am 17. Oktober 1921 be- 
reits laufende Standeelder werden nach 
den bisherigen Sätzen berechnet. (975) 
» Berlin, - den. 13.2 Oktober 1921. 2 229 

Eisenbahndirektion, 
als geschäftsführende Verwaltung. 


Für ‘ den Güterverkehr mit  Geeste- 
münde Fähre über Blexen — Tarifver- 
zeichnis Nr. 312 — treten am 1. Novem- 
ber 1921. neue, erhöhte Tarifsätze in. 
Kraft. Näheres ‚ist auf den Stationen zu 
erfahren. (972 R 

Oldenburg, ieh 17. Oktober 1921. 

Eisenbahndirektion. 
Badischer Binnengütertarif, Deutscher 
Eisenbahngütertarif, Teil II, Heft CIb, 
Deutsch - schwedisch - norwegischer und 

deutsch-dänischer Gütertar:f. 

Auf 1. November 1. J. werden die Zu- 
schlagstafeln zur Berechnung der Aus- 
landszwsschläge im Verkehr mit deutschen 
Stationen auf Schweizergebiet und 
Waldshut Übergang neu ausgegeben 
unter Aufnahme zweier weiterer Zu- 
schlasstafeln. Näheres enthalten die 
Tarifanzeiser und die auf 1. November 
erscheinenden Tarife. '.(967) 

Karlsruhe, den 17. Oktober 1921. 

2 Eisenbahn-Generaldirektion. 


Deutsch-italienischer Güterverkehr über 

den Brenner, Innichen, Tarvis, Piedi- 

colle und Postumia. Kundmachung vom 
1. Oktober 1921. 

Nachzutragen ist: 

Auf dem Titelblatt unter den Über- 
zängen zwischen Brenner und Tarvis der 
Übergang ‚„Innichen“. 

Auf Seite 3 in der 6. Zeile von unten 
nach Postumia: „oder über Innichen“. 

Auf Seite 4 in der 9. Zeile von oben 
nach .Postumia: „über Innichen“. 

München, den 20. Oktober 1921. (983) 

Tarifamt. beiin RVM, Z.B. 


Badischer Tiertarif. 
Mit sofortiger Wirkung wird für die 


' Benutzung der überdeckten Tierstände 


und der dabei befindlichen Tränkeinrich- 
tungen im Bahnhof Basel Bad. Bahnhof 
eine Gebühr von 1 Fr. für 1 Pferd oder 
1 Stück sonstiges Großvieh erhoben. 
Karlsruhe, den 20. Oktober 1921. 
Eisenbahngeneraldirektion. (985) 


- LX1. Jahrgang 
27. Oktober 1921. 
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E: Ost-Mitteldeutsch-Sächsischer Verkehr. 
Mit Gültigkeit vom 24. Oktober: 1921 
wird die Station Braunesumpf der Hal- 
- berstadt-Blankenburger Eisenbahn in den 
- Tarif einbezogen. 
Auskunft geben die beteiligten Güter- 
- abfertigungen sowie das Auskunftsbüro, 
“ hier, Bahnhof Alexanderplatz. (970) 
- Berlin, den 18. Oktober 1921. 
Eisenbahndirektion. 


ur Ten 


NE 
u Mitteldeutsch-Südwestdeutscher Güter- 
| verkehr. 

Am 1. November d. J. wird die Station 
 Braunesumpf der Halberstadt-Biauken- 
burger Eisenbahn in den Tarif einbezo- 

gen. Näheres bei den’ beteiligten Abfer- 
tigungsstellen. (968) 
Erfurt, den 18. Oktober 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Deutscher Seehafenverkehr mit Süd- 
; deutschland. 

Mit Gültiekeit vom 1. November 1921 
wird die Fracht für die Stationen 
Baienfurt, Tettnang und Weingarten 
(Württ.) wieder auf Grund der früheren 
Gesamtentfernungen berechnet. Ferner 
werden die auf Grund voller Umbehand- 

lung gebildeten Stationsfrachtsätze für 
- beschleunistes Eilgut von Stuttgart Hbf. 
- und Tamm b. Bietigheim nach Bremen 
- und Hamburg sowie von Schaffhausen 
nach Warnemünde der Erhöhung des ab 
1. November 1921 gültigen neuen Fracht- 
satzzeigers entsprechend geändert. 

‚Das Dienstbeschränkungszeichen „OK“ 

bei der württemb. Station Münster 
- (Neckar) ist zu streichen. 
Näheres im Gemeinsamen Tarif- und 


Verkehrsanzeiger. 991) 
Hannover, den 22. Öktober 1921. 
Eisenbahndirektion. 
Dahme-Uckroer Eisenbahn, 
Am 1. November d. J. werden im 


Binnen- und Wechselverkehr der dies- 
seitigen Bahn die Güter- und Tier-Tarife 
sowie die Frachtsätze für Expreßgut in 
gleichem Umfange wie bei der Reichs- 
bahn erhöht. Der besondere Frachtzu- 
schlag für Steinkohlen usw. bei Fracht- 
berechnung nach den Bestimmungen und 
zu den Sätzen des Ausnahmetarifs 6 fällt 
vom gleichen Zeitpunkte ab fort, dagegen 
kommen für die im Ausnahmetarif für 


Badisch- „Bayerischer Güterverkehr. 


Düngemittel — Tfv. 2 — genannten Ar- 
tikel erhöhte Frachtzuschläge zur Ein- 
führung. Nähere Auskunft erteilen 
unsere Dienststellen. Die Abkürzung 
der Veröffentlichungsfrist ist auf Grund 
der vorübergehenden Änderung des $ 6 
der Eisenbahn-Verkehrsordnung (R.-G.- 
Bl. 1914, S. 455) genehmigt. (993) 
Dahme (Mark), 20. Oktober 1921. 
Die Direktion. 


Tiv, 1101. Ausnahmetarif für Steinkohlen 

usw. vom 1. April 1921. 

Mit Wirkung vom 1. November 1921 
ab werden auf Seite 8 die besonderen 
Zuschläge für Reichenberg; wie folgt 
geändert: 

Der Satz des sans 6 be- 
trägt 15 3 für 100 kg; 

Der Satz der Klasse D beträgt 17 3 
für 100 kg; 

Der Satz 
2529. zur 10041ke 

Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhung gründet sich auf uWie vorüber- 
ehende Änderung des $ 6 der Eisen- 
ahn-Verkehrs-Ordnung. 

Essen, den 20. Oktober 1921. 

Eisenbähndirektion. 


Neuhaldensleber Eisenbahn. 
Durch die am 1. November 1921 all- 
gemein zur Einführung kommenden 
neuen Güterfrachtsätze tritt auch eine 


- Erhöhung der. Frachtsätze für unseren 


Binnenverkehr ein. Nähere Auskunft er- 
teilen die Güterabfertigungsstellen. 
. Die verkürzte Veröftentlichungsfeist 
ist auf Grund der vorübergehenden 
Änderung des $ 6 E.V.©. (R.G.Bl. 
1914 S. 455) genehmiest. (966) 
Neuhaldensleben, den 15. Oktober 1921. 
Die Direktion, 


Köln-Bonner Eisenbahnen. 

Vorbehaltlich ‘der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde tritt am 1. ‚November 
d. J. der Nachtrag 1 zum Binnengüter- 
tarif in Kraft. Derselbe enthält Erhö- 
hung der Frachten und Nebengebühren. 
Gleichzeitig werden die am 1. Septem- 
ber .d. J. eingeführten Frachtzuschläge 
aufgehoben mit Ausnahme derjenigen 
für den Düngemittel - Ausnahmetarif; 


‚ hierfür werden vom 1. November d. 5% 


ab erhoben: Düngemittel der Klasse © 
24 M, D16 M und E 13 M. Von diesen 
Frachtzuschlägen bleiben auch fernerhin 


der Fe Du beträgt 


(987) 


die Stationen Bonn Ellerbahnhof, Köln- 
Sülz, Rodenkirchen bei Köln und Vochem- 
Brühl ausgeschlossen. Das alsbaldige 
Inkrafttreten der Tariferhöhung gründet 
sich auf die vorübergehende Änderung 
des $ 6 der Eisenbahn-Verkehrs-Ordnung 


-.(R.G. Bl. 1914, Seite 455). 


Nähere Auskunft erteilt das Verkehrs- 
büro in Köln, Ubierring 11. 
Köln, den 20. Oktober 1921. : (982) 
Die Direktion. 


Deutscher Eisenbahn- Gütertarit, Teil IL, 
Heft A, Anhänge 4 und 5 Tv. 200. 
Mit sofortiger Gültigkeit. erhalten die 

Bestimmungen für Nürnberg Rbf. tinter 

Aufhebung des- bisherigen Verzeichnis- 

ses der Anschlußgleisinhaber eine neue 

Fassung. Näheres enthält die am 13, Ok- 

tober 1921 erscheinende Nummer des 

Tarifanzeigers. Auskunft geben auch 

die beteiligten Güterabfertigungen so- 


wie das Auskunftsbüro, hier, Bahnhof 

Alexanderplatz, (965) 
Berlin, den 10. Oktober 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Deutsch-nordischer Güter- und Tierver- 
kehr. (Deutschland einerseits und Däne- 
mark, Schweden und Norwegen anderer- 
seits.) 

1. Verbandsgütertarif Teil I Abtei- 
lung B, 

2 Deutsch - dänischer 
Teil :Il, 

3 Deutsch-schwedisch - 
Gütertarif, Teil II, 

4. Deutsch-dänischer Kohlentarif, 

5. Deutsch-dänischer Tiertarif. 

Die unter dem 15. September 1921 an- 
gekündisten Neuausgaben zu den oben 
unter 1—4 genannten Tarifen treten 
erst am 1. Dezember 1921 in Kraft. 

Zu den unter 2, 3 und 5 genannten Ta- 
rifen treten entsprechend unserer An- 
kündigung vom 15. September 1921 am 
1. November 1921 eine „Einrechnungs- 
tafel für die 30 %ige Erhöhung der däni- 
schen Schnittfrachtsätze‘, zum Deutsch- 
dänischen Kohlentarif ein Nachtrag XIII 
in Kraft, enthaltend um 30 % der deut- 
schen Einrechnungsanteile erhöhte 
Frachtsätze. 

Nähere Auskunft erteilen die Abferti- 
gungsstellen. (988) 

Altona, den- 20. Oktober 1921.’ 

Eisenbahndirektion, 
namens der Verbandsverwaltungen. 


Gütertarif, 


norwagischer 


Mit Wirksamkeit vom 1. November 1921 werden 


1. Die Stationsfrachtsätze für Konsta nz 


aufgehoben und durch folgende ersetzt: 


-Lindau Reutin und -Lindau Stadt (Nachtrag VII Seite 


Tarif vom 1. Dezember 1909. 


29) 


Frachtsätze, für 100 kg in Pfennig 
Stückgut Wagenladungen 
© o Ausnahmetarife für 
2 Konstanz 3313 3 83 y 
©| nach oder von 34 SE 353 Klassen Se-)>B 
e a | 5 2,8 = Brennstoffe 
ao |50 EMS) De er 
<5 |<: A: on 2) 
at = |& 
Ie | I | I | A | An | B | Bn | © | Cn | D | Darm 1.08: |. 86 Do 6 
105| Lindau ReutinFBes Sen 1310 | 1150 | 830 | 940 | 690, | 820 | 600 | 740 | 420 | 610 320 | 220 160 3a | a ; eo 
104 Lindau Stadt E Bes! 2360 | 1310 | — 830 | 940 | 690 | 820 | 600 | 740 | 420 | 610 | 320 = >= | 


2. Die Frachtsatzzeiger für die Ausnahmetarife 


5, 5c, 6 und 7 (Seite 31—44 des Nachtrags VII) Furzähoben. 


An deren Stelle treten die Frachtsatzzeiger für diese Ausnahmetarife im Tarif Teil II Hett © II, Tfv. Nr. 200. 


München, den 18. Oktober 1921. 


Tarifamt beim RVM, ZB. 


(978) 
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Teil II, Abt, 1 des bad. Binnengüter- 
tarits, badischer Tiertarif. 

Mit Gültigkeit vom 1. November I. J. 
wird die Abfertieungsgebühr zu Zif- 
fer IX der besonderen Ausführungsbe- 
stimmungen zum Nebengebührentarif 


auf 50 Rappen für jede Stückgutsendung . 


und 2,50 Fr. für jeden Wagen bei Wa- 
genladungen’ festgesetzt. Gleichzeitig 
fällt die. besondere Grenzabfertigungs- 
gebühr von 50 Rappen für Stückgut und 
10 Franken für eine ‚Wagenladung weg. 
Die auf Seite 6 des VII. Nachtrags zum 
bad. Tiertarif vorgesehene Grenzabfer- 
tigungsgebühr wird ebenfalls auf den 
1. November 1921 aufgehoben; dafür Lre- 
ten im Nebengebührentarif des Teil I 
des deutschen Tiertarifs einzelne Er- 
höhungen ein. Näheres in unserem Ta- 
rif- und Verkehrsänzeiger. (964) 
Karlsruhe, den 8. Oktober 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


Pfälzisch-Württ. Güterverkehr. 

Mit Gültigkeit vom. 1. November 1921 
wird die Frachtberechnung im Verkehr 
mit Baienfurt, Tettnang und Weinagar- 
ten (Württ.) geändert. Näheres bei den 
Dienststellen und in unserem Tarif- 
anzeiger. (963) 

Stuttgart, den 18. Oktober 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


Süddeutsch-österreichischer Verkehr. 

Tarif für die Beförderung von Gütern 
zwischen Stationen der. österreichischen 
Bundesbahnen usw. einerseits und Sta- 
tionen der Lokalbahnen der. öster- 
reichischen Bundesbahnen Reutte-Schön- 
bichl Staatsgrenze und Staatsgrenze bei 
Griesen-Reutte (Mittenwaldbahn) usw. 
vom 15. Juli 1921. 

Berichtigung von Fracht- 

sätzen. 

Mit Gültigkeit vom 1. November 1921 
sind die auf Seite 38 des genannten Ta- 
rifes für den Verkehr mit Hall: vor- 
gesehenen Teilfrachtsätze in Kronen für 
a) Kochsalz und b) Viehsalz zu berichti- 
gen wie folst: 


a b 
576 210-4..75 46-240 
Kronen für 100 kg 


Bichlpach- 2 :22.95957.219 22102 51 
Ehrwald# se; 2327..194 91 47 
Heiterwang. . .. 256 2831 107... 53 
Leermoos . . „28122201 94: 49 
Reutte in Tirol 295.7 254° 147 57 
Vils rer 344.295 154: 63 
Wien, am 19. Oktober 1921. (992) 


Österreichische Bundesbahnen, 
namens der beteilieten Verwaltungen. 


Tsehechoslowakischer Donau-Umschlag- 
verkehr über Bratislava und Komarno. 
Hafentaxen für Expreßgut. 

Die im Verkehre mit Schiffsstationen 
im Königreiche S.H.S. bestehenden Hafen- 
taxen werden in dem durch die Erste 
Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft und 
das Schiffahrts-Syndikat S.H.S. bedienten 
Expreßgutverkehre von und nach den in 
Betracht kommenden Schiffsstationen im 
Königreiche  S.H.S. im Betrage von 500 
Para für je 100 kg des der Frachtberech- 
nung zugrunde zu legenden Gewichtes 
der Sendung mit sofortiger Gültigkeit 
eingehoben. (977) 

Wien, am 17. Oktober 1921. 

Erste Donau - Dampfschiffahrts - Gesell- 
schaft, 

namens der beteiligten Verwaltungen. 


schaft. 


Erste Donau-Dampischiffahrts-Gesell- 
Lokalgütertarif Teil I, Abt. B. 

Einführung eines Nachtrages IV. 

Mit 1. November 1921 tritt zum oben 
bezeichneten Tarif ein Nachtrag IV, ent- 
haltend Änderungen und Ergänzungen, 
in Kraft 

Dieser Nachtrag ist durch Vermittlung 
der zesellschaitlichen Stationen sowie 


durch die Zentralverkaufsstelle für Ta- 
‘ rife in Wien], 


Biberstraße 16, zum 
Kronen für das 
(1001) 


Preise von 25 österr. 
Stück zu beziehen. 
at am 24. Oktober 1921. 
Zahl 104 798/Ia. 


7. Personen- und Gepäckverkehr. 


‚  Meppen-Haselünner Eisenbahn. ; 
Ab 1. Dezember 1921 tritt eine Er- 
höhung der Personenfahrpreise und Ge- 
päcksätze, ab 1. November 1921 eine Er- 
höhung - der Expreßgutsätze unseres 
Binnentarifs in Kraft. (1002) 
Meppen, den 25. Oktober 1921. 
Der Betriebs-Direktor, 


Tarif für die Beförderung von Personen, 
Reisegepäck und Expreßgut im Berliner 
Stadt-, Ring- und Vorortverkehr. 
Am 1. Dezember 1921 werden die Fahr- 
preise im Berliner Stadt-, Ring- und Vor- 


ortverkehr erhöht. Die Erhöhung beträgt- 
den Einzelkarten ' 


im allgemeinen bei 
30 % und bei den Monatskarten 25 % 
der jetzigen Fahrpreise. Die künftigen 
Preise der Wochenkarten 3. Kl. sind auf 


ein Viertel der künftigen Monatskarten- - 


preise 3. Klasse festgesetzt. Die Er- 
höhungen werden durch Ausgabe eines 


' Nachtrages zu den Preistafeln zu Shigem 


Tarif durchgeführt. 
Nähere Auskunft erteilt unser Ver- 
kehrsbüro. (971) 
Berlin, den 15. Oktober 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Binnentarif der Vorwohle-Emmerthaler 
Eisenbahn für die Beförderung von Per- 
sonen, Gepäck, Expreßgut und Leichen. 

Am 1. Dezember 1921 tritt zum vor- 
bezeichneten Tarif der Nachtrag 7 in 
Kraft. Durch denselben treten Tarif- 
erhöhungen «in. 

Die Abkürzung der Veröffentlichungs- 
frist gründet sich auf die vorübergehende 


Änderung des $ 6 der E.V.O. (R.G.Bl. 


1914, S. 455). Auskunft erteilt die N 
zeichnete Direktion. (976) 
Eschershausen, den 21. Oktober 1921. 
Vorwohle-Emmerthaler Eisenbahngesell- 

schaft. BR 
Die Direktion. 


Preußisch-Sächsischer Staatsbabn-, Pri- 
vatbahn-Personen- und Gepäckverkehr. 
Mit Geltung vom 1. Dezember 1921 
werden die Gebühren für Überführung 
von Gepäck und Expreßgut zwischen 
dem Reichsbahnhof und dem Bahnhof der 
Öschersleben-Schöninger Eisenbahn in 
Oschersleben erhöht auf 50 Pf. für 
je angefangene 10 kg, mindestens 1 M 
für die Sendung. (990) 
Hannover, den 22. Oktober- 1921. 
_Eisenbahndirektion. \ 


Köln-Bonner Eisenbahnen. 
Mit Gültigkeit vom 1. Dezember d. J. 


tritt ein Nachtrag II zum Personen- und 


rung des $6 EV.O. (R.G.B. 


dung von 6 fl zuzüglich 0,80 A Porto- 


Zeitung des Var Sr : 
Deutscher Bisonbahnvörwalningeng 


S— 


Gepäcktarif Teil II in Kraft, der ‚eine 
Erhöhung der Fahrgeld- und Frachtsätze 
für den Personen-, Gepäck- und Expreß- ö 
gutverkehr enthält. 

Die verkürzte Veröffentlichungsfrist. 
ist auf Grund der vorübergehenden Ände- 


1914, E 

Seite 455) genehmigt. 
Nähere Auskunft erteilt das Verkehrs- 
büro in Köln; Ubierring 11. (981) 
Köln, den 31. Oktober 1921. Mi 
Die Direktion. 


8. oramee 


Die Ausführung der Erd-, Beton- und“ 
Nebenarbeiten zur Herstellung des Bau- 
werkes in Teilpunkt 205 + 30 der süd- B., 
lichen Umgehungsbahn Michendorf-Mahls- 
dorf soll vergeben werden. Die Angebot- 
muster sind gegen porto- und bestellgeld- 
freie Bareinsendung von: 6,00 A ohne, 
Zeichnung von der Eisenbahnbauabtei- 
lung in Michendorf (Mark) zu beziehen. 

Die Angebote, auf dem verschlossenen 
Briefumschlag als solche kenntlich ge 
macht, sind bis zum 9. November 1921, 
vormittags 11 Uhr, pünktlich und post- e. 
frei an die Bauabteilung einzusenden. F 

Michendorf, den 19. Oktober 1921. A 

Eisenbahnbauabteilung. (979) 8 


Verkauf von 53 ausgemusterten Güter- : 
- „und Personenwagen, = 

Am 15._ November d. J., vormittags 10 
Uhr, findet in unserem Geschäftsgebäude, _ 
hier, W 35, Schöneberger Ufer 1/4, Zim- ° 
mer 200, ein Termin für die Eröffnung ° 
von Kaufgeboten statt. Kaufgebote sind 
bis zum genannten Zeitpunkt gebühren- 
irei, versiegelt und mit der Aufschrift 
„Angebot auf ausgemusterte Eisenbahn- 
wagen an uns einzureichen. = 
Angebotbogen nebst Verkaufsbedinsuie 
gen können im Geschäftszimmer 258 ein- 
gesehen <und gegen portofreie Binsen- 


gebühren in bar (nicht in Briefmarken) E 

von uns bezogen werden. ee 3 

bis 5. Dezember d. J. (973 73 

Berlin, den 12. Oktober 1921. De =. 3 

Eisenbahndirektion.- Er 

‘ Verdingung > 

der Lieferung von Werkstattsstoffen für = 
die 2. Hälfte des Rechnungsjahres 1921 

und a | 


A. 2472000 kg Eisenguß da 320 000 kg- 
ne 920000 kg Rost- e 
stäbe, 123000 ke KL TI, r 000 kg 

- Kl. H, 53000 ke Kl. III 

B. 32 500 ke Flaßeisen a Sa 
formguß, 9000 kg  Temperguß 3 
21350 Stck. flußeiserne Lager 
schalen. 

C. 690 Steck. -Achslagerkasten und 
Teile davon aus Eisenguß, = 

D. 20500 Stek. Borstpinsel, 2600 Steck. 
Haarpinsel. = 

E.:10 770 Stck. Werkseugstiels für 
Bahnmeistereien, ‘8300 Stck. Ham- 
merstiele für Werkstattszwecke. 

Eröffnung der Angebote am 7. Novem- 

ber 1921 zu A vorm. 11 Uhr, zu B vorm. 
11% Uhr, ‘zu C 11% Uhr, zu D-vorm = 
11% Uhr, zu E vorm. 12 Uhr.: Verbin- 5 
dungsunterlagen gibt unser Präsidial- > 
büro gegen AM, BBb MA CI MM 
DIESEN RICH bar. nicht gegen Ne E 
nahme, im Zimmer 230 ab. Zuschlags- 
frist bis 21. November 1921. (962) 
Hannover, den 17. Oktober 1921. 7 

Eisenbahndirektion. Ya 
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rungen im Berliner Stadtbahnver- | 


verhandlungen. — 


Maßnahmen für | Amtliche Bekanntmachungen. 


Die Enteignung für Reichseisenbahnen in Preußen. 
Vom Wirklichen Geheimen Rat Fritsch, 


A. Die grundlegenden Vorschriften des neuen 
Reichsrechts. 

Die Weimarer Verfassung — im folgenden „RVerf.“ genannt — 
hat das rechtsgrundsätzliche Verhältnis der Reichseisenbahnen 
zu den Ländern umgestaltet. Abgesehen von Elsaß-Lothringen 
und von dem in Art. 41 Abs. 1 der Reichsverfassung von 1871 
behandelten Falle hatte bisher das Reich, wenn es Eisenbahnen 
bauen und betreiben wollte, keine von: der jedes anderen Eisen- 
bahnunternehmers wesentlich verschiedene Rechtsstellung. 
. Wollte es z. B. Grunderwerb für eine von ihm zu erbauende 
Eisenbahn erzwingen, so mußte es beim Lande (die Verleihung 
des Enteignungsrechts nachsuchen und sich dem landesrecht- 
lichen Enteignungsverfahren unterwerfen, ohne daß ihm irgend- 
welche besondere Einwirkung auf dieses zustand. Jetzt hat das 
Reich ein über der Landesgewalt stehendes eigenes Eisenbahn- 
unternehmungsrecht und sind seine Eisenbahnen der Landes- 
# hoheit entzogen. Die veränderte Rechtsstellung hat auch im Ent- 
eienungswesen ihren Ausdruck gefunden. 

RVerf. Art. 90 bestimmt: „Mit dem Übergang der Eisenbahnen 
übernimmt das Reich die Enteignungsbefugnis und die staat- 
lichen Hoheitsrechte, die sich auf das Eisenbahnwesen beziehen. 
Über den Umfang dieser Rechte entscheidet im Streitfall der 
Staatsgerichtshof.“ 

Ergänzend tritt hierzu $ 12 des Staatsvertrags über den Über- 
gang der Staatseisenbahnen auf das Reich!‘ „Den Reichseisen- 
bahnbehörden stehen alle Befugnisse öffentlich-rechtlicher Art 
zu, die bisher den Eisenbahnbehörden der Länder zugestanden 
haben. 57 | 


Eine nähere Regelung bringt die Vorschrift in $ 17 des Ge- 
setzes, betreffend die Feststellung des Reichshaushaltsplans für 


| das Rechnungsjahr 1921, vom 26. März 1921 (RGBl. S. 405), im 


folgenden „HaushG.“ genannt: „Für Zwecke, für die im Reichs- 
haushaltsplan der Verwaltungen der Reichseisenbahnen und der 
Reichswasserstraßen für 1921 Mittel vorgesehen sind, stellt der 
Beichspräsident die Zulässigkeit der Enteignung fest. Die end- 
gültige Entscheidung über die Art der Durchführung und den 
Umfang der Enteignung, soweit sie nicht in einem Verwaltungs- 
streitverfahren ergeht, sowie über die Zulässiekeit der Inan- 
spruchnahme von fremden Grundstücken zur Ausführung von 
Vorarbeiten trifft der Reichsverkehrsminister. Im übrigen gelten 
die Landesenteignungsgesetze.“ 

Die für die Auslegung wichtige Begründung des $ 17 (Reichs- 
tag, 1. Wahlperiode 1920, Drucks. 1563) lautet: „Nach den 
Artikeln 90 und 97 Abs. 5 der Reichsverfassung steht die Ent- 
eignungsbefugnis für Zwecke der Reichseisenbahnen und der 
Reichswasserstraßen dem Reiche zu. Da ein allgemeines Reichs- 
gesetz, welches die Ausübung dieser Enteignungsbefugnis regelt, 
noch nicht ergangen ist, gelten zunächst die Landesgesetze mit 
den aus den genannten Artikeln der Reichsverfassung sich er- 
gebenden Abänderungen weiter, so daß von Reichs wegen vorerst 
nur zu bestimmen ist, welche Reichsbehörden für die Ausübung 
der dem Reiche bei Enteignungen für Zwecke der Reichseisen- 
bahnen und'der Reichswasserstraßen zustehenden Rechte zu- 
ständig sind. Die Bedeutung des Gegenstandes und seine Wich- 
tiek&it für die Durchführung des Haushalts lassen seine Regelung 
im Haushaltsgesetze als geboten erscheinen. 


2. — : Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 
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Die Entscheidung der Frage, ob in einem bestimmten Falle 
die Enteignung zulässig sein soll (die ‚Feststellung des Ent- 
eignungsfalles), ist mit Rücksicht auf die in einigen Landes- 
gesetzen, vorgesehene Regelung, die diese Frage der Entschei- 
dung des Staatsoberhauptes vorbehält, dem Reichspräsidenten 
übertragen. Die übrigen Entscheidungen sind, soweit sie die 
Art der Durchführung des Enteignungsverfahrens, insbesondere 
die Frage, ob ein in den Landesgesetzen etwa vorgesehenes ab- 
gekürztes oder Dringlichkeitsverfahren durchzuführen ist, und 
den Umfang der der Enteignung unterliegenden Grundstücke be- 
stimmen und nicht nach Landesrecht in einem Verwaltungsstreit- 
verfahren ‘ergehen, in letzter Instanz (dem. Reichsverkehrs- 
minister übertragen. In gleicher Weise ‚soll diesem die Ent- 
scheidung darüber zustehen, ob zwecks Gewinnung eines Urteils 
über die Ausführbarkeit und Bauwürdiskeit eines Bauvorhabens 


die Inanspruchnahme von fremden Grundstücken’ zu Vorarbeiten | 


zulässig sein soll. Im übrigen sollen die durch die Landesgesetze 
begründeten Zuständigkeiten unberührt bleiben.“ 

In RVerf. Art. 94 Abs. 2 ist ferner "(nach dem Vorbilde des 
Art..41 der Verfassung von 1871) dem Reiche die Verleihung 
des Enteignungsrechts für den Fall ausdrücklich vorbehalten, 
daß das Reich in Gebieten, in denen es die Eisenbahnen noch 
nicht in seine Verwaltung übernommen hat, einem anderen den 
Bau einer Eisenbahn zur Ausführung überläßt. Da es solche 
„Gebiete“ nicht mehr gibt, kann Art. 94 aus unserer Betrach- 
tung ausscheiden. 

Die nachfolgenden Ausführungen sollen sich nur auf die 
unter HaushG. S 17 fallenden Eisenbahnbauten 
des Reichs in Preußen beziehen. Diese Vorschrift be- 
seitigt für ihren Geltungsbereich ‘einige Zweifel, zu denen die 
Fassung des Art. 90 RVerf. Anlaß geben könnte, und trifft wohl 
alle Unternehmen der Reichsbahnen in Preußen, für die zurzeit 
eine Enteienung in Frage kommt. ) 

‚Zur Erläuterung des $ 17 sei vorab bemerkt, daß in Preußen 
nach dem Enteignungsgesetze vom 11. Juni 1874 (GS. 8. 221) — 
im folgenden „EntG.“ genannt — die Entscheidungen über die 
Art der Durchführung und den Umfang der Enteignung nicht im 
Verwaltungsstr.eit verfahren, sondern im .Verwaltungs- 
beschlußverfahren ergehen. Die- Voraussetzung, von der 
S 17 die Zuständigkeit des Reichsverkehrsministers zur end- 


gültigen Entscheidung darüber abhängig macht, liest also für 


Preußen vor. Indem ihm aber $ 17 die „endgültige Entschei- 
dung“ zuweist, wird er — wie es auch die Begründung erkennen 
läßt — in den landesrechtlichen Instanzenzug eingeschoben. 
Das ist zwar, soweit mir die Gesetzgebung bekannt ist, etwas 
Neues; der beabsichtigte Zweck hätte auch auf dem Wege er- 
reicht werden können, 
Beichsstelle außerhalb des förmlichen Verfahrens ergehen, aber 
als für die Landesbehörden bindend erklärt werden. Indessen 
verdient die vom Gesetze gewählte Lösung den Vorzug, weil sie 
einfacher ist, das Verfahren beschleunigt und’ auch dem Ansehen 
der Landeszentrale besser Rechnung trägt. Offenbar geht auch 
das noch mehrfach zu erwähnende preußische Gesetz betr. ander- 
weite Regelung der auf Gesetz beruhenden Zuständickeit des 
Ministers der öffentlichen Arbeiten vom 15. August 1921 (GS. 
S. 487) von der gleichen Auffassung aus, indem es von dem 
Übergange auf andere Minister solche durch gesetzliche Vor- 
schriften geordnete Zuständiekeiten ausschließt, die „beim 
Übergange der Eisenbahnen und der Wasserstraßen auf das 
Reich Reichsbehörden übertragen werden.“ 


B. Die Vorarbeiten. 


Die Erlaubnis zu Vorarbeiten für Eisenbahnen erteilte in 
Preußen bisher der Minister der öffentlichen Arbeiten (Seydel 
Anm. 1 zu EntG. $ 5, für Staatsbahnen $ 4a der Verwaltungs- 
ordnung vom 10. Mai 1907). An seine Stelle ist für Reichsbahnen 
nach HaushG. $ 17 der Reichsverkehrsminister getreten. Daraus 
ergeben sich die nachstehenden Folgerungen. 

Hat der Reichsverkehrsminister die Vorarbeiten genehmigt, 
so muß der Berireranzschnh die im EntG. $ 5. Abs. 1 Satz. 1 be- 


'schwerde über diese Anordnung 


-veriahren stattfindet. 


daß die Entscheidungen der obersten. 


R 
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zeichnete Anordnung treffen. Zur Enten auf eine Be- 
oder ihre Versagung (Zustän- 
digkeitsgesetz $ 150) ist der Reichsverkehrsminister berufen. n 

Ebenso muß der im EntG. $ 5 Abs. 3 vorgesehene polizeiliche 
Zwang zur Offenstellung von Gebäuden usw. eintreten, wenn die 
Erlaubnis des Verkehrsministers zu den Vorarbeiten erteilt ist. 

Im “übrigen richtet sich das Verfahren nach 5 5 a.a. I 


G; Die neuen Zistamdyseiten im Entoignungs 
verfahren. 


Nach HaushG. S 17: umfaßt die Ent keine des 
Reichs (RVerf. Art. 90) außer der Erlaubnis zu Me, j 
die Feststellung des Enteignungsfalles, | 
die Entscheidung über die Art der Durchführung en Enteignung, 
die Entscheidung über den Umfang der Enteignung. 

1. Für die Feststellung des Enteignungsfalles 
ist nach $ 17 der Reichspräsident zuständig. Die die Zulässig- 
keit der Enteignung aussprechende Rechtsverordnung wird also 
nicht wie sonst — nach EntG. 5 2 in Verbindung mit Art. 2 (1) 
der Verfassung des‘ Freistaates Preußen — vom Preußischen 
Staatsministerium, sondern vom Reichspräsidenten erlassen und ; 
nach RVerf. Art 50 vom Reichsverkehrsminister gegengezeich- 
net. Inhalt der Verordnung und Art der Verkündung ergeben 3 
sich aus EntG, $ 2. Die Verordnung hat alle Rechtswirkungen, 
die sich an eine nach EntG. $ 2 erlassene Verordnung knüpfen, 
namentlich ist-sie die Grundlage für den Antrag auf Einleitung 
des Planfeststellungsverfahrens (EntG. ‚S 18) oder gr verein- 
fachten Enteignungsverfahrens. | 


2. Der Reichsfinanzminister entscheidet Hack S 17 des 
über die Art der Durchführung der Enteignung 
d. h. „insbesondere“ (Begründung) darüber, ob ein nach den ; 
Landesgesetzen zulässiges abgekürztes oder Dringlichkeitsver- 3 
fahren einzutreten hat. Für Preußen ergibt sich hieraus eine 
Weihe von Zuständigkeiten des Reichsverkehrsministers. 


&) Er kann anordnen, daß das zu Kriegsbeginn eingeführte, : 
in einer langen Reihe von Verordnungen und Giesetzen, zuletzt 
zusammenfassend in der Bekanntmachung vom 31. August 1921 
(GS. S. 513) behandelte vereinfachte Enteignungs- 
\ Seine Zuständigkeit tritt damit an 
Stelle der des nach $ 1 der Bekanntmachung dazu berufenen 
Staatsministeriums. Von. den in diesem $ 1 genannten, auch 
für den Reichsverkehrsminister maßgebenden Voraussetzungen 
für die Anordnung kommt hier wohl nur das Erfordernis in 
Frage, daß die Unternehmung, für welche das Verfahren vor sich 
gehen: soll, für Zwecke der Kriegsführung oder der Volksver- 
sorgung Bedeutung hat, und daß bei ihr .das Enteignungsver- 
fahren aus Gründen des öffentlichen Wohles einer besonderen 
Beschleunigung bedarf. Ob dieser Fall vorliegt — was für alle 
mit dem Enteignungsrecht ausgestatteten Bauten der BReichs- 
bahnen zutreffen wird. —, hat aber der Reichsverkehrsminister 
selbst „endgültig"“ zu sntscheiden: und wenn er in Bejahung der 
Frage die Anordnung erläßt, so muß der Regierungspräsident 
das Verfahren einleiten. und die Anordnung im Amtsblatt ver- 
öffentlichen. 

Die Anordnung muß der eihane dıes Erbalnene esrechts 
unmittelbar nachfolgen, da ‚sich ihre Wirkung schon bei der 
Einleitung des Enteignungsverfahrens äußert. Sie wird also 
zweckmäßig mit der Weitergabe der das Enteignungsrecht ver-* 
leihenden Verordnung des Reichspräsidenten verbunden werden. 


b) Kann oder will der: Reichsverkehrsminister nicht das ver- 
einfachte Verfahren anordnen, so ist er in der Lage, den An- 
spruch der Enteignung dadurch zu beschleunigen, daß er sie 
für dringlich im Sinne EntG. $ 34 erklärt. Auch hier hat 
er maßgeblich zu beurteilen, ob die sachlichen Voraussetzungen | 
dafür vorhanden sind. Jade Erklärung tritt an Stelle der in 
$ 34 in Verbindung mit Zuständigkeitsgesetz $ 150 vorgesehenen 
Anordnung des Bezirksausschusses und hat die gleichen Rechts- “ 
wirkungen wie diese, d. h. die Enteignung erfolgt schon vor 
Erledigung des Rechtswegs nach Zahlung oder Hinterlegung. der 
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Eorläutig festgestellten Entschädigung. — Die sog, Dringlich- 
 keitsbeschwerde kann dann nicht mehr vorkommen. 


In Preußen gelten Eisenbahnbauten grundsätzlich als dring- 
(Seydel Anm. 1 zu EntG. $ 34). Wenn also nicht aus- 
nahmsweise für alle zum Unternehmen nötigen Grundstücke 


 Bauwerlaubnis erteilt oder zu erwarten ist, wird nichts im Wege 


 eignungsverordnung erläßt. 


rung“ 


stehen, daß der Reichsverkehrsminister auch in diesem Falle 
seine Entscheidung gleichzeitig mit der. Weitergabe der Ent- 
Es genügt aber, wenn sie nach 
Erlaß des Entschädigungsfeststellungsbeschlusses ergeht. 

c) Dem $ 17 Haush@. liegt offenbar: die: Absicht zugrunde, 
dem Reiche bei allen Entscheidungen das letzte Wort zu lassen, 
von denen die Erreichung des Verfahrenszwecks abhängt. Dazu 
gehören aber außer der Verleihung des Enteignungsrechts und 
der Bestimmung über den Umfang der Enteignung sowie über 
das allgemeine Tempo des Verfahrens auch die Einleitung der 
einzelnen Verfahrensabschnitte und der. Ausspruch der- Ent- 
SLENURE. Auch diese Entscheidungen sind für., die. „Durchfüh- 
der Enteignung-in dem Sinne we esentlich, daß sie vereitelt 
wird, wenn die Entscheidungen verneinend ausfallen. Da ferner 
in der Gesetzesbegründung die Anordnung eines abgekürzten 
Verfahrens oder der Dringlichkeit nur als Beispiele (,insbe- 
sondere“) für die Zuständigkeit des Verkehrsministers ange- 
führt werden, so wird man in der Annahme nicht’fehlgehen, daß 
sich diese Zuständigkeit auch auf die Beschwerde gegen Be- 
schlüsse erstreckt, in welchen die eben bezeichneten : Entscheei- 
dungen abgelehnt werden: Würde sich die Behörde, gegen deren 
ablehnenden. Beschluß die Beschwerde gerichtet war, der Ent- 
scheidung des Reichsverkehrsministers nicht fügen, so hätte ge- 
mäß RVerf. Art. 90 der Staatsgerichtshof zu entscheiden. 

Wie würde sich aber die’Lage gestalten, wenn die Zuständig- 
keit des Reichsministers zur Entscheidung auf die Beschwerde 
verneint wird? Dann scheidet für diese Zuständigkeitsfrage das 
Reichsrecht aus und ist das preußische Recht anzuwenden, d.h. 
nach Zuständigkeitsgesetz $ 150 und Landesverwaltungsgesetz 
$ 125 ist der preußische Enteignungsminister — seit dem Ge- 
setze vom 15. August 1921 (GS..S: 487) der Minister für Handel 
und Gewerbe — die Beschwerdeinstanz. Bestätigt dieser den 
angefochtenen Beschluß, so würde: m. E. das Weitere von der 
Begründung seiner Entscheidung abhängen: Stützt er sie auf 
eine vom Standpunkt des Reichswerkehrsministers abweichende 
Auffassung über den Umfang der dem Reiche zustehenden Ent- 
eignungsbefugnis, so wäre der Staatsgerichtshof auf Grund 
RVerf. Art. 90 anzurufen., ‚Andernfalls lfegt. ein Fall. des Art. 19 
Abs. 1 RVerf. vor, und es. ist, ‘zwar, wenn. sich nicht etwa die 
Reichseisenbahnverwaltung. den: Gründen ‚des Handelsministers 
anschließt, ebenfalls der Staatsgerichtshof zur Entscheidung be- 
rufen, aber nach $ 18 des Gesetzes über den Staatsgerichtshof 
vom 9. Juli 1921 (RGBl. S. 905) in einer anderen Zusammen- 
setzung als im Falle des Art. 90. Unter allen Umständen ergibt 


- sich eine solche Vieerzwicktheit des Rechtsverhältnisses und. eine 


solche Gefährdung der auf schnelle Erledigung angewiesenen 
Reichsaktion, daß es sicherlich nicht dem Willen des Gesetz- 


'gebers entspricht, wenn Haush@. $ 17 nieht auch auf die in 
Rede stehenden Entscheidungen bezogen wird, 


3. Um Gewähr dafür zu: erlangen, daß das Enteignungsver- 


fahren dem Unternehmer dessen Geländebedarf in vollem Um- 


fange liefert, mußte sich ‚das Reich die maßgebliche Einwirkung 


auf den Umfang der Enteignung sichern. 


Im preußischen Enteignungsverfahren wird der Gegenstand 
der Enteignung dürch”den Plaiifeststellungsbeschluß des Be- 
zirksausschusses (EntG. $ 21). — im vereinfachten Verfahren: 
des Regierungspräsidenten (Bek. vom. 3l. August 1921 SS 2,5) — 
bestimmt. Zugrunde liegt diesem Beschlüsse die vorläufige Plan- 
feststellung (EntG. $ 15), für die bei Eisenbahnen, Staats- wie 
Privatbahnen,. näch $ 4 des. Eisenbahngese »tzes vom 3. November 


1838 der Minister der öffentlichen Arbeiten zuständig war. 
Das durch $ 4 dem Arbeitsminister "eingeräumte souveräne 


' Planfeststellungsröcht"wurde aber ‘durch das Enteignungsgesetz 


nicht berührt (Seydel Anm. 6 zu,EntG. $ 21), und dafür, daß 
/ 


- gegangen. 
als bekannt vorausgesetzte) Kraft, die nach dem preußischen 


nicht etwa durch den Planfeststellungsbeschluß die Grundlagen 
der. vorläufigen Planfeststellung den Absichten des Arbeits- 
ministers entgegen umgestoßen wurden, 'war «gesorgt, indem 
nach EntG. $ 22 in Verbindung mit Zuständigkeitsgesetz $ 150 
gegen den Planfeststellungsbeschluß des Bezirksausschusses die 
Beschwerde an diesen Minister gegeben war. Um einer Auf- 
hebung des Beschlusses durch die höhere Instanz vorzubeugen 
und zugleich solchen Planänderungen, die sich im Laufe des 
Enteignungsverfahrens als zweckmäßig herausstellten, nicht den 
Weg zu versperren, hatte der Minister angeordnet (Seydel a. a. O.), 
daß grundsätzlich seine Genehmigung vorher einzuholen sei, 
wenn die Beschlußbehörde von dem vor läufig festgestellten Plane 
abweichen wollte. 

Für die Reichsbahnen ergibt sich hieraus folgende Rechtslage: 

a) Das Recht der vorläufigen Planfeststellung ist 
als staatliches Hoheitsrecht nach RVerf. Art. 90 in Verbindung 
mit Staatsvertrag $ 12 auf den Reichsverkehrsminister über- 
Seine Entscheidung hat also die weitgehende (hier 


Recht der Feststellung des Eisenbahnbauplanes durch den 
Minister der öffentlichen Arbeiten innewohnte, und dient .nach 
dem soeben Ausgeführten auch für die endgültige Planfest- 
stellung im Enteignungsverfahren als Richtschnur. 

b) Nach HaushG. $ 17 trifft über den Umfang der Enteignung 
der Reichsverkehrsminister die endgültige Entscheidung. Wie 
aber (bei A am Schlusse) ausgeführt ist (zu vgl. auch Umdruck- 
erlaß des RVMin. vom 8. August 1921 I 16 Nr. 2765), ergibt sich 
daraus, daß zur Entscheidung auf die Beschwerde über den 
Planfeststeallungsbeschluß — EntG. $ 22, Bek. vom 
31. August 1921 SS 5, 7 — bei Enteignung für Reichsbahnen 
nicht der preußische Minister (seit dem Gesetz vom 15. August 
1921 der Minister für Handel und Gewerbe), sondern der Reichs- 
verkehrsminister zuständig ist. 


Da UDVeE 


Das Verfahren beginnt wie bisher mit der vorläufigen 
Planfeststellung, bei welcher dem Reichsverkehrs- 
minister die 'Schlußentscheidung zusteht. Voran geht dieser 
Entscheidung regelmäßig (in Fällen, in denen Enteignungen 
nötig werden, wohl stets) die landespolizeiliche Prü- 
fung, die sich bis auf weiteres nach dem Erlasse des Ministers 
der öffentlichen Arbeiten vom 7. Februar 1914 (EisVerordBl. 
S. 36) richtet und durch den Regierungspräsidenten gemeinsam 
mit der Eisenbahndirektion vorgenommen wird. Wenn nicht 
schon angeordnet, die Eisenbahndirektion es aber für zweck- 
mäßig hält, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren Platz 
greift, so wird sie in dem Bericht, mit dem sie dem Minister den 
Plan vorlegst, einen dahin gehenden Antrag zu stellen und zu 
begründen haben. Mit einer landespolizeilichen Prüfung nach 
Maßgabe der preußischen Bestimmungen wird m. E. der Vor- 


Gang des Enteignungsverfahrens 


‘schrift in Art. 94 Abs. 1 Satz 2 der RVeerf. Rechnung getragen, 


derzufolge die Reichseisenbahnverwaltung vor der Entscheidung 
über ‚den Bau newer oder die Veränderung bestehender Reichs- 
bahnanlagen die Landesbehörden anzuhören hat, sofern da- 
durch der Geschäftsbereich der Landespolizei berührt wird. Die 
außerdem durch $ 19 des Staatsvertrags dem Reiche auferlegte 
Verpflichtung, die Pläne für größere Eisenbahnbauten recht- 
zeitig (!). den Regierungen der Länder zur Stellungnahme 
zu übermitteln, hat mit dem Enteignungsverfahren nichts zu tun. 

Das förmliche Planfeststellungsverfahren 
vollzieht sich im allgemeinen gemäß den Vorschriften’in EntG. 
$S$ 18—22. Lehnt der Regierungspräsident die Einleitung des 
Verfahrens ab, so ist dagegen nach Landesverwaltungsgesetz 
S 125 Beschwerde an die „in der Hauptsache zunächst höhere 
Instanz“ gegeben (Seydel, Anm. 4 zu EntG. $ 18). Diese ist 
nach HaushG. $ 17 der Reichsverkehrsminister, dessen Zu- 
ständigkeit sich ‘also hier aus der Gesetzeslage unmittelbar er- 
gibt, ohne daß es der oben bei C 2c. angestellten Erwägungen 
bedarf. Will der Bezirksausschuß von dem vorläufig Test- 
gestellten, Plane abweichen, so wird es sich empfehlen, daß er 
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sich, wie das bei Enteignungen für preußische Eisenbahnen vor- 
geschrieben war (oben © 3), vorher der Zustimmung des Reichs- 
verkehrsministers versichert. Daß Beschwerden über den Plan- 
feststellungsbeschluß der Entscheidung des Reichsverkehrs- 
ministers unterliegen, ist oben schon ausgeführt. 

Auch für das Entschädigung steststellungsser- 
fahren bleiben im allgemeinen die Vorschriften: .des EntG. 
maßgebend. Gegen eine Ablehnung der Verfahrenseinleitung 
würde die nach "Landesverwaltungsgesetz $ 125 gegebene Be- 
schwerde an den Reichsverkehrsminister zu richten-sein (oben 
C 2c). Daß im Bedarfsfalle der Antrag auf Erklärung der 
Dringlichkeit bei dem Reichsverkehrsminister spätestens 
nach Erlaß dies Entschädigungsbeschlusses gestellt werden muß, 
ist unter © 2b dargelegt. \ 


Zur Vollziehung der. Enteignung 
unter Hinweis auf C 2e zu bemerken, daß auch gegen einen 


Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


ist nur noch % 


den Ausspruch der Enteignung ablehnenden Beschluß des Be- 


zirksausschusses die Beschwerde.an den Reichsverkehrsminister 
zu. richten ist. / 


Im vereinfachten Verfahren ist der Reichsminister. 


Beschwerdeinstanz, wenn der Regierungspräsident die Einleitung 
des Verfahrens oder den Erlaß des in $ 5 der Bekanntmachung 
vom 31. August 1921 bezeichneten Beschlusses ablehnt, und: bei 


Beschwerden über den die Planfeststellung betreffenden Teil des 3 


Beschlusses ($S 7 der Bekanntmachung). 
Hannover, im Oktober 1921. | 


Das Hartguß- (Griffin-) Rad im Eisenbahnbetrieb und seine Herstellung®). 
Von Oberstaatsbahnrat Ing. Emil Rüker. 


Die Bedeutung des Hartguß- (Griffin-) Rades rechtfertigt ein 


näheres Eingehen auf die Entwicklung, Erzeugung und Verwen- 


dung dieser besonderen Räderart. 

Die größte Verbreitung haben die Griffin-Räder in Nord- 
amerika gefunden. 
36” engl. Durchmesser, sind doppelwandig und halbdoppelwandig 
mit Versteifungsrippen, sowohl ungebremst, als auch in- Brems- 
wagen, bei Güter- und Personenzügen in Anwendung. Für die 
Beurteilung kommen die Betriebssicherheit, Haltbarkeit und die 
Erzeugungskosten in Betracht. Erstere ist nach den amtlichen 
Berichten unwidersprochen. Bezüglich der Haltbarkeit bedarf 
es einer eingehenderen Beleuchtung und eines Rückblicks auf die 
Entwicklung der für diese Zwecke errichteten Großgießerei- 
betriebe. 

Die ausgedehnten Anlagen und Eisengießereien der Canadian 
Pacifie Ry in Montreal vom Jahre 1905 und der Chicago Mil- 
waukee and St. Paul Ry in West Milwaukee Wisc. von 1906, 
der Lenoir Carworks Foundry u. a. waren für die Erzeugung der 
Hartgußräder in großem Stil auf die ausschließliche Verwendung 
des Holzkohlenroheisens gegründet. Die Eisenkahnverwaltungen 
ließen es an der nachdrücklichen Überprüfung der Erzeugnisse 
nicht fehlen, indem beispielsweise im Canadian Paecifie Car 
Departement eine genaue Übersicht über Gußfehler, Betriebs- 
mängel, Lebensdauer usw. stückweise geführt wurde, die im 


Bedarfsfall durch die Begleitkarten der Angus Wheel Foundry i 


wirksam ergänzt wurde. 

Es war die Zeit des raschen Aufstieges der Hartgußindustrie, 
die nach dem Verfahren von Griffin im Jahre 1913 allein 1% 
Millionen Räder in einer bis dahin unerreichten Qualität herge- 
stellt hatte. 
kränze sich rascher abnutzen als solche von gehärtetem Guß- 
eisen, daß ferner „das Gußeisenrad so sicher sei, wenn es nach 
den geltenden Vorschriften genau ausgeführt werde, daß von 
einer Million auch: nicht ein einziges brechen: werde“. 


Allmählich wurde jedoch auf eine Verminderung der 
Lebensdauer infolge  Strukturveränderungen der Räder 
hingewiesen, die nach dem Gutachten von Fachmännern 


durch den Rückgang der Verwendung von  Holzkohlen- 
roheisen und ‘die bevorzugte Verwendung von Koksroh- 
eisen zu erklären war. Die Bedenken mehrten sich, und 
eine Persönlichkeit, wie Crawford, Generaldirektor der "Penn- 
sylvania Ry hob die vorteilhaften Eigenschaften des Stahlrades 
gegenüber dem Hartgußrad: hervor; ‚das Stahlrad sei dem Hart- 
gußrad überlegen, und das letztere werde gewaltige Anstrengun- 
gen: machen . müssen, "um. den früheren Platz zu behaupten“. 
Ziffermäßige Beweise wurden nicht erbracht. Immerhin waren 
die Angriffe scharf genug, um die Anhänger des Hartgußrades 
und die Eisengießereien zu veranlassen, der Angelegenheit ihr 
volles Augenmerk. zuzuwenden, und der immer dringender wer- 
denden Forderung nach Wagen. mit höherer: Trag ähigkeit 
Rechnung zu tragen. 

In den Fachschriften ist das Thema auf der Tagesordnung und 
wird sehr ernst genommen. Wie anfänglich ‘eine -Material- 
verbesserung :erstrebt war, zeigt der: Umstand, daß die Beigabe 
von Nickeleisen Zur Gattierung empfohlen wurde, womit gegen- 
über dem gewalzten Stahlrad befriedigende Ergebnisse erzielt 
worden sein sollen. Verbreitung scheint dieser Gedanke nieht 
gefunden zu häben. - 

Inzwischen haben .die Bahngesellschaften die Forderung auf- 


en Nech einem Vortrage, kahalten im Sr Ingenieur- a 
Architektenverein am. 24, März 1921 (veröffentlicht in der Zeit- 
schrift dieses Vereines, Heft'Nr. 22/23 und 26/27 aus 1921). 


Im Vollbahnbetrieb besitzen sie 33 oder - 


Die allgemeine Ansicht ging dahin,. daß Stahlspur- . 


gestellt, das Ladegewicht der er von 40000 auf 
100 000 lbs. für Massengüter zu erhöhen und die Lebensdauer 
der Räder von 12 auf 20 Jahre heraufzusetzen, was die Gieße- 
reien veranlaßt, die Räder, entsprechend dem gesteigerten: 
Bremsdruck, zu verstärken. In einem Rundschreiben 
erklärt die Association of - manufacturers of chilled car 
wheel: „daß mit Rücksicht auf Bremswirkung und Erwärmung 
die Lebensdauer und Leistungsfähigkeit der Hartgußräder zu 
erhöhen sei“ 

In dieser Zeit ten die Vertreter und ersten Fachmänner 
der Hartgießereien, vor allem Griffin selbst, ferner Vial, Chef- 
ingenieur der Griffin Wheel Co. 
Abhandlungen hervor, in denen das Verhalten der Bremsklötze 
und der Hartgußräder eingehend erörtert wurde. Inzwischen 
sind die metallurgischen Arbeiten von Sorby, Martens, Osmond 
Austens, nicht zuletzt des Wiener Chemikers Jüptner u. a., die 


Siderologie und ihre Nutzanwendung, die Gefügelehre und Me- 


tallmikroskopie, die maßanalytischen Untersuchungen usw. Ge- 
meingut geworden. Fachmänner von Ruf, wie: Goß von der 
Purdue Universität in Lafayette (Ohio), haben Untersuchungen 


auf den Prüfständen mit arbeitenden Lokomotiven und sich 


drehenden Wagenachsen angestellt. Auf diese Weise haven die 
Maßnahmen, das an Stelle des Holzkohlenroheisens getretene 
Koksroheisen für Festigkeit und Härtung gleich geeignet zu 
mächen, der Hartgußindustrie neues Leben zugeführt und den 
Ruf der Räder wieder hergestellt. 

-Hiernach konnte Vial_ im Eisenbahnklub von Ren am 
12. April 1915 in einm Vortrag über die Vorteile der Hartguß- 


.‚räder im wesentlichen feststellen, daß „es in betreff der Über- 
-legenheit des Hartgußrades keinen Zweifel gäbe, welche Ver- 


wendungsart auch in Betracht komme, weil es alle Möglichkeiten 
der vollkommenen Herstellung in sich trage“. Auch der Ver- 
ein der amerikanischen Hartgießereien hat Stellung genommen 
und 1915 durch George W. Lyndon einen Bericht für die 
Master Car. Builders Association vorlegen lassen, in dem zur 


Vereinheitlichung der Normen vorgeschlagen wird, für einen 


Bremsdruck von 


19000 Ilbs ein Radgewicht von . 650 Ibs 
32 000 7 ’„. 7 „ “ 750 $b} 
AUDOOFE TE, " : S50 ;,, 


festzusetzen und für die eneste dtipe var einem Radgewicht 


von 950 Ibs die entsprechenden Bedingungen aufzustellen, wobei 
selbsttätige Bremsung vorausgesetzt ist. Wie sehr der kauf- 
männische Standpunkt betont wird, geht aus dem Umstand her- 
vor, 
das Totalgewicht des Güterwagens, sondern der Bremsdruck von 
den Gesellschaften, welche die selbsttätige Bremse beizustellen 
haben, zu ermitteln ist. 

Das ‚aus Roheisen hergestellte Hartgußrad ist seit seiner, 


Marktpreisverhältnisses (1 t Roheisen: 1 t Stahl (Knüppel) = 


in Chicago, mit ausführlichen 


im 
‚Großbetrieb erfolgenden Herstellung schon in Anbetracht des. 


EN VE 


U uhr 


daß das Radgewicht zugrunde gelegt wird, wofür nicht 


1:1,5—2), sowie des um mehr als % geringeren Radgewichtes 


billiger ais das Stahlrad; die Kosten verringern sich noch be- 


deutend, wenn es sich nur um das Umgießen eines Rades han- ° 


delt, in welchem Falle der Gattierung Radbruch bis zu 75% 


beigesetzt wird. Kurz, das Hartzußrad erhält sich bezüglich des - 
| Materialaufwandes zum größten Teile selbst. 
ordentlich billig arbeitenden amerikanischen Gießereien spricht 


‘ Für die außer- 


jedenfalls der Umstand, wenn sie imstande sind, die Umguß- 
kosten per Rad mit 5 Dollar anzugeben. 


‘Bis 1913 ungefähr‘ reichen unsere Kenntnisse über die Vor 


breitung und das‘ Verhalten. der Hartgußräder in Amerika; 
während der Kriegszeit viersiesen die Mitteilungen der amerika- 
nischen Fachblätter und erschließen sich erst jetzt wieder nur 
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allmählich. Die weitere Entwicklung im Hinblick at. die ge- 
steigerten Ladegewichte und die inzwischen vermutlich ‚.einge- 
tretene Verständigung der -verschiedenen Interessentengruppen 
wird wohl erst später bekannt werden, immerhin sind die Ver- 
einbarungen und weiteren Veröffentlichungen über diese wich- 
tigen Fragen mit Interesse abzuwarten. 

In Europa und besonders in Deutschland liegen die Verhält- 
nisse grundverschieden. Die Industrie hat sich von jeher in 
der Erzeugung von Hartgußrädern für Vollbahnwagen —- aller- 
dings aus anderen Gründen äls in England, Belgien, Frankreich, 
wo auf die Einheitlichkeit des Räderparkes hoher Wert gelegt 
worden sein mag — auf ein geringes Maß beschränkt. In der 


deutschen Industiie war stets der höher zu verwertende und besser 
bezahlte Stahl vorherrschend, was durch Verwendung des schwefel-. 


reichen deutschen Hüttenkoks (über 0,5 %), des kohlenstoffarmen, 
kaltgeblasenen Roheisens (westfälisches Silbereisen) usw.,. in 


der Hauptsache aber durch Preisfragen am Weltmarkt be- 


dingt war. Wie rasch sich‘ mitunter Änderungen in den An- 
schauungen vollziehen können, zeigt die inzwischen verallgemei- 
nerte Verwendung von Koksroheisen in der Hartgußerzeugung, 
nicht nur in Amerika, sondern auch in Deutschland, was selbst- 
verständlich erscheinen muß, da Betriebsergebnisse und wirt- 
‚schaftliche Gründe in der Produktion zusammengefaßt werden. 
So haben neuere Versuche mit Probestäben verschiedenen Quer- 
schnitts ergeben, daß durch Aufnahme von kohlenstoffarmem 
Roheisen in der Gattierung. eine so wesentliche Güteerhöhung 
des Gußeisens erreichbar ist, daß bei 15 % obigen Roheisens im 
Satz die Festigkeit um etwa % gesteigert werden kann. Mit grö- 
ßeren Mengen kohlenstoffarmen Roheisens nimmt die Festigkeit 
noch mehr zu. Die chemischen Analysen lauten sehr verschieden, 
und es wäre verfehlt, allgemeine Zahlen angeben zu wollen. Die 
Eigenschaften des verwendeten Gattierungsmateriales und der 
Schmelzungsprozeß müssen begreiflicherweise in jeder Gießerei 
verschiedene Erzeugnisse liefern. Mit welcher Aufmerksamkeit 
der Schmelzvorgang zu verfolgen ist, zeigt der Umstand, daß 


das Beibehalten eines und desselben Schmelzsatzes als ungünstig 


angesehen wird; die Abschreck- und Fiestigkeitsproben werden 


bei jedem Ofengang miteirfander verglichen, um schädliche Bei- 


mengungen im Guß durch Beigabe von Hämatit bester Beschaf- 
fenheit oder von Holzkohlen- oder Spezialroheisen - auszu- 
schließen. Da sich Deutschland z. Zt. in unheilvoller Krise be- 
findet und die ganzen Besitzverhältnisse. sowie die Voraus- 
setzungen für die‘ Erzeugung und für den Absatz von Grund aus 
verschoben haben, ist der künftige Entwicklungsgang der Eisen- 
und Stahlerzeugung gänzlich im Dunkeln. 

Die Entwicklung und Verbreitung der effinräder auf den 
vollspurigen Eisenbahnen in Ungarn ist das Verdienst der Firma 
Ganz & Co. in Budapest, die die Erzeugung der Harträder seit 
18574 eingerichtet und’ im großen Maßstabe betrieben. hat. 

Der besonderen Liebenswürdigkeit des Ministerialrates Ing. 
v. Asboth (Budapest) verdankt Verfasser einige Daten aus dem 
fast 40 jährigen Betrieb-der Ungarischen. Staatsbahnen. Ihr 
Gesamtstand an Güterwagen hat 1915 mehr als 90 000, der Be- 
triebsstand an Hartgußrädern rund 160000 betragen. Nach Ab- 
reehnung von 5 % Reserve waren etwa 38000 Güterwagen mit 
solchem Rädern im Umlauf. Aus der"Anzahl von Räderjahren 
und der gesamten Auswechselungen von 5,53 % .ergibt sich die 
durchschnittliche Lebensdauer eines Rades zu. 15 Jahren, ein 
gewiß höchst beachtenswertes Ergebnis, wenn man bedenkt, daß 
in den Mittelwert von fast vier Jahrzehnten die Ausgangsjahre 
einbezogen sind. Die Verwendung der Griffinräder ist auch bei 
den Privatbahnen im ‚Vollbahn-, Lokalbahn-, Kleinbahn- und 
Fabrikbetrieb so allgemein geworden, daß seitens der genannten 
Firma bis Ende 1920 insgesamt mehr als 1,7 Millionen Räder 


erzeugt worden sind. Rädbrüche sind seit 1877 überhaupt nicht, 


mehr "aufgetreten. 

In Österreich hat das Hartguß-(Griffin-)Rad dur den früheren 
Staatsbahnen größere Verbreitung gefunden; bis 1918 waren 
mehr als 100.000 Stück in. Gebrauch. Ihr Verhalten im Vergleich 
zum Stahlrad soll erörtert werden. Hierbei wird von den gleichen 
Gesichtspunkten ausgegangen, wie bei der BT churg der Ver- 
hältnisse in Amerika, und zwar: 


1. Untersuchung, Prüfung und Übernahme, 
2. Instandhaltungskosten im Betrieb und 
3. Haltbarkeit, Lebensdauer und Leistung: 


A) Das Hartgußrad wird in Österreich nach dem in Aniehied 
und Ungarn üblichen Griffinverfahren ausschließlich in der Leo- 
bersdorfer Maschinenfabriks-A.-G. in Leobersdorf erzeugt. Die 
dortige Hartgießerei ist u. a. für eine Tageserzeugung von 100 
normalen Vollbahnrädern eingerichtet. Der Arbeitsvorgang wird 
in jedem Einzelstadium, von der Auswägung des Gattierungs- 
mäteriales bis zur Aushebung der fertigen Räder aus den Glüh- 
gruben genau verfolgt. Im Jahre 1913 wurden ziffernmäßige 
Feststellungen über die Erhitzungstemperaturen von gebremsten 
Wagenrädern im tatsächlichen Eisenbahnbetrieb san ‚Personen- 
und Güterzügen in langer Talfahrt (am Brenner und am Sem- 
mering) mittels eines eigenen tragbaren Wärmemeßapparates 


‚an deren Wandung sich die Härtung des Profils vollzieht. 


Richtschnur nehmen. Ähnlich ist es auch im Betrieb. 


vorgenommen; (die Ergebnisse über die Bremsdrücke handge- 
bremster und: "selbsttätig gebremster Wagen wurden bei der Er- 
zeugung verwertet. 

In der Gießerei befinden sich außer den Kupolöfen für den Grau- 
guß, ein solcher für Hartguß, fünf elektrisch betriebene Drehkrane 
mit 'der Formerei sowie die "Glühgrüben, die bis zu 600 Vollbahn- 
räder aufnehmen können. Die dreiteilige Gußform für das Voll- 
bahnrad besteht aus dem Unter- und Oberkasten, die mit nassem 
Sand gefüllt werden, und der zwischen beiden liegenden Kokille, 
Die 
Kerne werden im Ofen getrocknet. Vom Anlassen des Ofens bis 
zum ersten Abstich vergeht etwa eine Stunde; im Herdraum 
befindet sich dann bei eingeschränktem Betrieb eine Masse von 
etwa 1400 kg, d. i. das Schmelzgut für drei Vollwagenräder, das 
nacheinander aus der Sammel-, bzw. Gußpfanne in die Formen 
entleert wird. Der Erstarrungsprozeß vollzieht sich in wenigen 
Minuten. Das Rad ist äußerlich in heller kotglut, indes im 
Innern die Umwandlung und Ausscheidung des Kohlenstoffes je 
nach. den- Temperaturstufen und der Beschaffenheit des Satzes 
usw. vor sich geht. Kurz nach dem Guß wird das Rad aus der 
Form genommen — wobei es reine Rotglut zeigt —, vom Sand ab- 
geklopft, der Einguß wird abgeschlagen und dann das Rad unver- 
züglich in die heiße Glühgrube eingelassen, wo es vorübergehend 
eine :äußerliche T'remperaturerhöhung erfährt, die durch Auf- 
hellen des Radkranzes kenntlich wird. Im zweiten Teile der 
Herstellung setzt sich. das Erstarren des Profilinnern, die künst- 
lich verlangsamte Abkühlung zwischen Umfang, Wandungen und 
Rippen in mehrtägigem Prozeß fort, 

Nach dem Ausheben folgt eine sorgfältige Untersuchung auf 
Gußfehler, Anrisse, Sprünge usw., das Bohren auf der Spezial- 
bohrmaschine, ‘sodann das Abschleifen des Profiles mit der 
Schleifscheibe auf der Räderdrehbank; damit ist die Herstellung 
beendet. 

Es darf gesagt wierden, daß nicht so bald ein Werdev organg 
so folgerichtig das Zusammenarbeiten von Wissenschaft und 
Praxie: veranschaulicht, wie der beschriebene. 

In neuester Zeit sind die Bestrebungen in der Maschinenfabrik 
dahin gerichtet, die Rohölfeuerung im Kupolofenbetrieb sowie in 
Graugießereien auch für die Hartgießerei einzurichten. Im 
Falle des Gelinsens würde die Erzeugung der Hartgußräder 
eine ganz besondere Bedeutung gewinnen, wenn die chemischen 
Vorgänge im Schmelzungsprozeß sichergestellt, der Schwefel- 
gehalt des Kokses unschädlich gemacht und damit eine weitere 
Erhöhung der Güteeigenschaften des. Hartgußrades erreicht 
werden könnte, 


Zu Punkt 1. Hinsichtlich der Qualitätsuntersuchung und der 
Güteproben ist, wie auf vielen technischen Gebieten, gerade in 
der Bisengießerei der Vergleich mit der ärztlichen Kunst nahe- 
liegend; was der Arzt erkennt, muß er bei der Behandlung zur 
Auf diese 
Weise ist eine einwandfreie Erzeugung erreicht worden, so groß 
auch zeitweilig die Unregelmäßiekeiten und Schwierigkeiten der 
rechtzeitigen ‚Beschaffung der hochwertigen und reinen Eisen- 
sorten und des Hüttenkoks gewesen sein mögen. Die Kontrolle 
der Erzeugung der gegossenen Räder ist eine- äußerst genaue. 
Von jedem Rad wird ein -Härteprobeklotz auf Kokille und ein 
Probestab in Sand gegossen. Die erzielten Härtetiefen und 
Bruchfestiekeitszahlen werden mit den Radnummern, den 
Mischungen, dem Schwindungsmaße und allen den Schmelzprozeß 
und Ofengang betreffenden "Vormerkungen in das Erzeugungs- 
buch eingetragen; die Räder selbst werden nach dem Verlassen 
der Glühgruben einzeln untersucht, zweifelhafte oder ausge- 
schiedene Räder der Schlagprobe zugeführt. Für die Material- 
proben sind die gebräuchlichen Einrichtungen und überaus 
empfindliche Präzisionsapparate beschafft. 

Für die physikalischen Untersuchungen sind vorhanden: 

ein Kugeldruckapparat nach Martens, für 5 und 10 mm Kugel- 
durchmesser und 3000 kg Druck, bezogen von Louis Schopper 
in Leipzig, 

eine Bruchfestiekeitswage für. Stäbe von 1 Quadratzoll eng|., 
mit Laufgewicht, für 4000 kg Bruchbelastung, nach eigener Kon- 
struktion und amerikanischem Muster, 

eine Universalprüfmaschine von 30 t Traekraft für Zug-. 
Druck- und Biegeversuche, mit vollständigen Registrier- "und 
Anzeigeapparaten, d. s. Meßdose, Gebrauchs- und: Kontrollmano: 
meter, Diagrammapparat, Dehnungsmesser nach Martens-Kennedy 
und einem Spiegelapparat nach Martens. für Messungen 'bis 
0,00012 mm von der Mannheimer Maschinenfabrik Mohr Kk'eder- 
haff bezogen. 

Zur Ausführung von Schliffen dient ein elektrischer 1,3 PS- 
Schleif- und Polierapparat mit 2400 Touren pro Minute. 

Den mikroskopischen und metallographischen Untersuchungen 


. und Aufnahmen: dienen: 


“ ein Mikroskop für dürchfallendes und ultfarlendes Licht, mit 
drehbarem Hartgummitisch und der notwendigen Optik, von 
C. Zeiß, Jena, 

ein großes Metallmikroskop mit -Doppelbeleuchtung für sub- 
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‚ektive Beobachtung und Photographie, vollständiger Optik für 
1500fache Vergrößerung, mit beweglichem Objekttisch und 
Wechselbeleuchtungsvorrichtung, von ©. Reichert, Wien. 


Einige mit den Apparaten gewonnene Aufnahmen (in 100- 


facher Vergrößerung) mögen hier eingeschaltet werden: 
Welch bedeutende Rolle die Metallmikroskopie in der Metal- 


Abb. 1. Doppelwandiges Hartguß-(Griffi u-)Rad im Schnitt, 

lurgie heute spielt, ist zur Genüge bekannt. Ganz besonders 
trifft dies in der Hartgußfabrikation zu, wo physikalische Ein- 
flüsse — Abschreckung des flüssigen Metalles durch die Kokille, 
Regelung der Kühlung: in der Glüherube — das Gefüge der 
Eisen-Kohlenstoff-Legierung ‘bedingen. Über das Gefüge und 
seine Veränderungen durch verschiedene Behandlungen gibt die 
chemische Analyse allein keinen genügenden Aufschluß; diese 
zeigt nur den Gehalt an gebundenem und graphitischem Kohlen- 
stoff, die metallographische Analyse jedoch zeigt in der Härte- 
schicht des Rades z. B. genau ihre Gefügebildner: Perlit und 
den härtesten Bestandteil, den Zementit, ihr Mengenverhältnis 
und deren gegenseitige Lagerung, also jene Faktoren, die haupt- 


sächlich die Güte der Härteschicht und somit. des Rades be- 
stimmen. 
Für chemisch-analytische Untersuchungen sind außer den 


üblichen, vollständigen Laboratoriumseinrichtungen vorhanden: 

ein Marsofen (elektrisch) zur Kohlenstoffbestimmung in Stahl 
und ‚Eisen, mit direkter Verbrennung im Sauerstoffstrome, ferner 
Zwei Apparate zur direkten Karbidbestimmung, 


Abb. 3. 
(Clarenz 


Graues, gewöhnliches Gießerei-Koksroheis 
e) mit schwarzen Adern und Fl: ichen als Kohlenstoff 
bundenem Zustand (Graphit). 


sen 
in unge- 


ein Kohlenstoff-Bestimmungsapparat nach Larnström, der 
nach dem Chromschwefelsäure-Verfahren arbeitet, 

ein Apparat zur Bestimmung von Schwefel durch Kadmium- 
Azetat, nach Schulte, 

zwei elektrische horizontale Röhrenöfen von Heraeus, Hanau, 

zwei analytische Wagen mit einer Empfindlichkeit von 0.0001 
Gramm, endlich die nötigen Zerkleinerungs- und Bohrvorrich- 
tungen zur Gewinnung von feinen Spänen aus den härtesten 
Materialien. 

Erwähnenswert ist, daß in der Fachliteratur in neuester Zeit 
zur Auffindung von Hohlräumen und Lunkern auch die — aller- 
dings voraussichtlich kostspielige — Röntgenbestrahlung ange- 
geben wird. | 


Die Bestimmungen für das Verhalten bei Schlagproben sind 


| 


. es früher versuchsweise geübt worden ist, tunlich wäre. 


BED RENNER RENSLETEN 
verschieden. 
bestimmte Gesamtschlagarbeit (mit 300 kg Fallgewicht, bis m 
der das Rad tadellos bleiben muß) vorgeschrieben, während z. 

in Amerika vielfach die Schlagarbeit für kleinere ch 
aus geringerer Höhe bei größerer Schlagzahl, für die DES 
grenze festgesetzt ist. 


Abb. 2. Radbruch- 
stück, Scheibe mit dem 
Ansatzä zur Rippe und 
Profil, (die Härteschicht 
ist weißes Gußeisen 
und verläuft strahlenför- 2 
mig gegen das graue ‘ $ : Mi 
Gußeisen, wobei die Ko- 
killenwirkung nicht ganz in die Außenseite des Spurkranzes eindringt, vielmehr 
dort ungehärtetes, graues Gußeisen verblieben ist. Der Übergang von: der 
Hartschicht auf das weiche Material vollzieht sich nur allmählich, die Bruch- 

fläche zeigt PROBE Gefüge. 


Zu Punkt 2. Die Beantwortung Sabre sich, da das Hart- 
gußrad im Betrieb ohne Unterbrechung laufen Kann; es könnte 
nur in Erwägung gezogen werden, ob das Profil bei normaler 
Abnutzung kräftis genug bleibt, so daß ein Abe ua ar 

a die 
Härteschicht im Laufkreis für Räder von 950 mm Durchmesser 
‘eine Tiefe von 12 bis 18 mm und darüber erreicht, ja ohne 
weiteres tiefer gehen kann, und der Spurkranz bis in die Lauf- 
fläche für das Überschleifen ebenfalls genügend tief gehärtet 
ist. könnte ein Abschleifen bei mormaler, ‚insbesondere in der 


®* 


Abb.d. Graues, reines Holzkohlenr oheisen aus Topusko bei 
Agram in Kroatien, mit wenig schwarzen Adern, in gleichmäßigerer Vertei- 
lung, netz--und stäbchenartiges Auftreten von Perlit, Spuren von, Zementit 
Der Unterschied in der Graphit- Men und Verteilung tritt Gl hervor 


\ 


Hohlkehle nicht zu tief veichfnder Abnutzung immerhin zu er- 


wägen sein. Die Ausführung begegnet keiner Schwierigkeit. 
Zu Punkt 3. Die frühere Nordbahn-Direktion hatte seiner- 

zeit die größte Zahl Hartgußräder in ihrem Wagenpark. Für 

das Jahr 1911. hatte sie für den Gesamträderstand der österr. 


Staatsbahnen eine durchschnittliche Lebensdauer der ausgeschie- 


denen Räderpaare von 11,7 Jahren ermittelt, so daß die Räder 
fast ausnahmslos 
hatten. Wie aus den Aufschreibungen der späteren Jahre der 


Leobersdorfer Maschinenfabrik ‚hervorgeht, sind die wegen nor- 


maler Abnutzung zum Umguß gelangten Harträder: zumeist 
14—16 Jahre im Lauf gewesen und haben die ganze Laufzeit. 
hindurch keinerlei Mpranlassung, zur Außerdienststellung: des. 


x 


Bei den früheren an NAH war eine. 


die vorgeschriebene Haftzeit überschritten - 


! 


eg 


£ 


OR CH 


RR 


3 VERA BIRAREN, 
ale rs de A 2 ne 


Dein 
TREE ET A YnR 


EDS PER 


DS Er r 
er Be a 


rg 


Ta a a 3 AR DE ra Fu na nd De 


8. November 1921. h ER i ; Re. 


LXI Jahrgang 


Nr. 44 


Wagens gegeben; sie sind sogar bei schweren Unfällen unver- 
sehrt geblieben, wenn schwere Defekte an den Fahrzeugen und 
Stoßwirkungen gefährlichster Art aufgetreten sind. Radbrüche 
sind überhaupt nicht zu verzeichnen. Eine 20 jährige Lebens- 
dauer ist nicht selten und als längste Laufzeit sind sogar 35 
Jahre festgestellt worden. Die- Gutachten. zweier großer fremd- 


Abb. 5. Härtesichieht mitlausgesprochenem Gefüge von Zementit und 
Perlit in Ba regelmäßiger Verteilung und. deutlichem Richtungsbestreben. 


aatkehar Nachbardirektionen bestätigen genau ee ange- 
gebenen Durchschnittszahlen. Erhebungen sind eingeleitet 
worden, um auch für die Zeit von 1912 an die durchschnittliche 
Lebensdauer zu ermitteln. Soweit an. den im Räderhof der Ma- 
schinenfabrik befindlichen Hartgußrädern konstatiert worden 
ist, beträgt die durehschnittliche Abnutzung des Profiles 5 mm, 
nur in Einzelfällen mehr. ; 

B) Das Stahlrad. 

Zu Punkt 1. Für die Erzeugung der stählernen Radreifen 
tür Speichen- oder Scheibenräder sind bis zum Jahre 1918 die 
Walz- und Eisenwerke in Witkowitz, Pilsen und Ternitz haupt- 
sächlich in Betracht gekommen; nunmehr ist auf österreichi- 
schem Staatsgebiet nur noch das letzte Werk verblieben. Wähl- 
rend der Kriegszeit sollen die Erzeugung unverändert, die Güte- 
ziffern auf gleicher Höhe geblieben sein, nur rücksichtlich des 
Schwefelgehältes wurde gegen eine verschärfte Probe eine Er- 
höhung zugestanden. Ein ‚Kontraktionswert wurde für Rad- 
reifen nicht mehr vorgeschrieben. 

Zu Punkt 2 und 3. "Die Bestimmungen des vom Verein Deut- 
scher Eisenbahn-Verwaltungen aufgestellten Vereins-Wagen- 
Übereinkommens, Anlage III, sind im allgemeinen auch von den 
Nachfolgestaaten beibehalten worden, wonach bei Gußrädern mit 
ängegossenem Laufkranz / 

1. Sprünge nicht vorhanden sein Aurfen (Abschieferung und 

Gußmängel ausgenommen), 

2. Flachstellen im. Laufkreis nicht tiefer als 5 mm sein dür- 

fer und 

3..die Spurkränze im Berührunsspunkte der Schiene min- 

destens 20 mm stark sein müssen, wobei scharfe Kanten 
ausgeschlossen sind. 
Die Anlage III enthält in den Vorschriften für Radreifen die 
Richtlinien, nach denen der Wagen zu beurteilen ist’ und im 
Grenzverkehr- als nicht übergangsfähig zurückgewiesen werden 
darf. Naturgemäß bildet sich Lei den Wagenuntersuchungs- 
organen für die Beurteilung der Abnutzung eine bemerkenswerte 
Übung Heraus, die für den Wagenlauf von großer Bedeutung ist. 
Die Abnutzung, die sich nach den Steigungen und Krümmungen, 
nach der Belastung, Bremsung und l"ahrgeschwindigkeit richtet, 
ist für den Zeitpunkt des Ausbindens bestimmend. Wenn auch 
im günstigsten Fall die Außerbetriebsetzung des Wagens mit 
dessen anderweitiger Instandhaltung zusammenfallen kann, so 
machen doeh häufig Mängel an der Scheibe, dem Radkranz, den 
Speichen, der. Nabe oder der Befcstigung eine frühere Zuführung 
des Wagens zur Werkstatt nötig. 

Die Kosten: des Abdrehens der Radreifen sind je nach den ört- 
lichen Uriständen sehr verscliieden und drücken sich am zweck- 
mäßigsten in der aufgewendeten Arbeitszeit aus. Bei normaler 
Abnutzung und Spannstärke können dafür, einschließlich der 


“haben die. Fahrgeschwindigkeiten 


Ausschiebung des Bäderpaares: vom und zum Werkplatz, des Auf- 
und Abspannens auf der Drehbank, des Vorrichtens usw, bei 
nicht zu harten, ungebremsten Rädern, ohne Ausmeißeln, mit sechs 
Stunden angesetzt werden. Die Ausbindung bedingt jedoch für 
den Wagen eine größere Stehzeit als für die Reparatur allein, 
wolür der Ausfall an Transporteinnahmen den Kosten der erste- 
ren anteilig hinzuzuschlagen ist. 

Was die Leistung der Wagerräder im allgemeinen betrifit, 
so ist es derzeit, da infolge der Kriegszeit und des nachfolgenden 
Zerfalls Österreichs die Statistik zurue Kgeblieben ist, Nicht mIÖg- 
lich, zu einwandfreien Erzebnissen zu kommen, um so mehr, als 
auch die Statistik des Reichsverkehrsministeriums in Berlin vom 
Jahre 1918 roch immer lückenhaft ist. 

Indes gehen die Ansichten der Fachmänner in diesem Punkte 
seit jeher stark auseinander: die absoluten Zahlen über die 
Schäden an Radreifen und Vollrädern ‘beziehen sich nur auf 
Stahlerzeugnisse. 

Noch einige Bemerkungen über die Bewährung der Hartzuß- 
räder im Kriege. 

Sowohl in der 


Zeit des Aufmarsches, der für einzelne Haupt- 


'linien des österreichisch-ungarischen Eisenbahnnetzes noch nie 


erlebte Betriebsleistungen gebracht hat, 
sondere aber zu Zeiten der 


als auch später insbe- 
großen Truppenverschiebungen, 
der Züge rasch gewechselt. 
Die gesetzlichen und behördlichen Vorschriften waren mannig- 
fachen Abänderungen unterworfen. Den Organen des Außen- 


‘dienstes blieb mitunter in schwierigen Fällen überlassen, schnelle 


IEntseheidungen selbst zu treffen, iie insbesondere auch den 
Wagenlauf und den Wagenübergang im Grenzverkehr mit großen 
und schweren Stückgütern betrafen. 

Aus der Fülle des Stoffes seien u. a. der 1. und 2. Absatz des 
S 65 der Technischen Vereinbarungen über den Bau und die Be- 
triebseinrichtungen der Haupt- und Nebenbahnen heraus- 
gegriffen, welche lauten: 

S 65. Räder. 

1. Die Räder bremsbarer Achsen müssen mit aufgezogenen 
Reifen versehen sein, die Radsterne oder Radscheiben solcher 
Räder sind aus Schweißeisen oder Flußeisen herzustellen. 

Die Anwendune von Gußeisen für die Naben oder für ganze 
Radscheiben ist ausnahmsweise zulässig. 

2. Flußstahlscheibenräder, bei denen Nabe, Scheibe und Reifen 
in einem Stück gegossen sind, dürfen nur für nichtbremsbare 
Achsen verwendet werden. Hartgußräder dürfen nur bei Güter- 
wagen ohne Bremse in Zügen verwendet werden, deren Fahr- 
geschwindigkeit 50 km in der Stunde nicht überschreitet. 

In den Zeiten des empfindlichsten Wagenmangels, in denen 
rascheste und unbehinderte Verwendung des Wagenparks ver- 
langt wurden, war es begreiflicherweise mit Schwierigkeiten ver- 
bunden, wenn nicht untunlich, im durchlaufenden Wagenverkehr 
auf die Bestimmungen des Punktes 2 strenz Bedacht zu nehmen. 
Die Übergangsstationen haben im stillschweigenden Einver- 
nehmen Wagen aller Art übernommen und weitergeführt, sogar 
aus der erhöhten Fahrgeschwindigkeit, mit der die Züge weiter- 
zuführen waren, keine Bedenken gezogen. Nach der: Ansicht 
gewiegter Bisenbahnfachmänner, die während der Kriegszeit im 
Betriebsdienst standen und nach allen Richtungen desselben Ein- 
blick gewonnen haben, haben sich hieraus nachteilige Folgen 
nicht ergeben. Auch die Wagenuntersuchungsorgane und das 
Zuegpersonal haben Anstände nicht gemeldet. 

Für: Lokalbahnen hat der Verein Dentscher Risenhbahrrerwal- 
tungen im $ 42 der Grundzüge vom Jahre 1909 folgende Erleich- 
terungen zugelassen: En 

„Räder aus Gußeisen, deren Gestalt und: Reifen aus einem 
Stück bestehen, sollen bei Bremswagen im allgemeinen nicht 
verwendet werden. In Zügen, deren Fahrgeschwindigkeit 20 km 
in der Stunde nicht übersteigt, ist ihre Verwendung auch bei 
Bremswagen zulässig.“ 

Hiervon wird sowohl bei Lokalbahnen als auch in Fabrik- und 
Schleppbahnbetrieben . ausgedehnter Gebrauch gemacht. Die 
österreichischen Staatsbahnen haben auf der Bahn Eisenerz- 
Vordernberg (z. T. Zahnradbetrieb in 70 °/oo Steigung) 20 t-Erz- 
wagen mit Hartgußrädern und selbsttätiger Luftsaug&ebremse 
(Umstellvorrichtung für den leeren und beladenen Wagen) seit 
1905 anstandslos verwendet. 


Zusammenfassung. 


Von sämtlichen Eisenbahnverwaltungen. nicht nur in Öster- 
reich und Ungarn, sondern in allen Nachfolgestaaten dürfte es 
als ein dringendes Bedürfnis empfunden werden, die obigen 
Erfahrungen. und Beobachtungen zu prüfen und zw verwerten. 
Dadurch werden jedoch außer den nur für die österreichischen 
Eisenbahnen gültigen Gesetzen, Verordnungen und Dienstvor- 
schriften, soweit sie den Bau, Betrieb und die Instandhaltung 
der Fahrzeuge betreffen, auch die Bestimmungen für den Eisen- 
bahnverkehr der europäischen Mittelstaaten, d. s. die Technischen 
Vereinbarungen und das Wagenübereinkommen des Vereins 


-Deutscher Eisenbahnverwaltungen, einer Durchsicht zu unter- 
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ziehen sein. Inwieweit dadurch auch die „Technische Einheit 
im Eisenbahnwesen“ und das „Technische Reglement“ berührt 
werden, .kann gegenwärtig noch nicht gesagt werden. . Noch 
manche weitere Momente wären zu überlegen, so die Einführung 
der selbsttätig. wirkenden. Güterzugbremse, ferner die Verein- 
fachung der Wagenuntersuchung und die Entlastung der Werk- 


stätten; die Erörterung hierüber bleibt einem späteren Zeit- 


punkte vorbehalten. Wenn alle Angaben gründlich und vor- 
sichtig: verglichen und zu Schlußergebnissen vereinigt werden, 
so kann man sich dem Eindruck nicht entziehen; daß sie ein- 
dringlich‘ zugunsten des Hartguß- (Griffin-) .Rades sprechen, 
dessen Überlegenheit und Vorzüge um so mehr hervortreten, als 
nicht nur für die Erzeugung und Beschaffenheit (Gewicht, Güte, 
Lebensdauer) in Österreich ähnliche ‚Verhältnisse zutreffen: wie 
in Amerika, sondern weil auch bei Bestellung von Stahlrädern 


im Auslande frie längerer Lieferzeit gerechnet werden muß, was 
naturgemäß dazu zwingt, den notwendigen Bedarf aus der hei- 
matlichen Industrie zu entnehmen. 

In betriebstechnischer Beziehung sind zunächst die border fol- 
genden Punkte. aufzustellen; 

1. Zulässigkeit der Hartgußräder für dir Verwendung an 
Bremswagen, und 

2, Aufhebung der Beschrankane. daß Hartgußräder nur in 
Zügen bis 50 km Geschwindigkeit verwendet werden dürfen. 

Erscheint der Zeitpunkt für ‘die Verwirklichung derartiger. 
Forderungen noch nicht gekommen, weil die ‘Verhältnisse im 
Verein Deutscher Eisenbahnverwaltungen selbst noch uneeklärt 
sind, so darf doch mit Zuversicht erwartet werden, daß, sich 


‚auch. (dort die Notwendigkeit der Befreiung von: ‚gewissen Hem- 


Be in Drachen Beziehungen au machen wird. 


ir, 


Staats- oder Privatbahnen? 


Die durch dieses Schlagwort gekennzeichnete, so bedeutsame 


wirtschaftliche Frage, die gerade in letzter Zeit wieder die für 
das deutsche Eisenbahnwesen verantwortlichen Männer ernstlich 


beschäftigt und sie veranlaßt hat, eine Erörterung im Kreise der 


ersten Fachleute des Reiches herbeizuführen, spielt gegenwärtig 
auch in Schweden eine große Rolle. Die zur Prüfung der 
Verhältnisse auf den schwedischen Staatsbahnen von der schwe- 
dischen Steuerzahlervereinigung: berufene sogenannte Ökonomie- 


kommission*!) hat einen Bericht erstattet, in dem sie zu veerschie-. | 


denen wichtigen Fragen Stellung nimmt und gewisse Vorschläge 
für eine Besserung der Eisenbahnfinanzen macht. Die General- 
direktion der schwedischen Staatsbahnen hat hierzu einen 
Gegenbericht verfaßt. Sein Inhalt ist nicht bloß für die schwe- 
dischen Verhältnisse von Interesse, sondern in mancher Be- 
ziehung auch auf die Eisenbahnverhältnisse anderer. Staaten 
anwendbar. Wir bringen deshalb die zusammenfassenden Schluß- 
ausführungen der Gegenäußerun«‘ der Generäldirektion mit eini- 
gen Kürzungen zum Abdruck. 

„Die Generaldirektion muß hervorheben, daß die gemachten 
Vorschläge beinahe ausschließlich sich auf Gebiete beziehen, 
innerhalb deren sowohl vor als nach der Einsetzung der Kom- 
mission schon durch eigene Maßnahmen der Direktion im Sinne 
einer Anpassung an die geänderten Konjunkturverhältnisse ge- 
arbeitet worden ist, eine Arbeit, die beträchtliche Ersparnisse 
bei den Ausgaben herbeigeführt hat. Diejenigen Ersparnismal- 
nahmen, welche die Kommission vorgeschlagen hat, sind bereits 
in Wirksamkeit. Die Möglichkeit weiterer Ersparnisse über die 
durch die von der Direktion schon getroffenen Maßnahmen 
hinaus hängt also in erster Linie davon ab, in welchem Grade 
die Direktion, deren Streben selbstverständlich immer auf dis 
beste wirtschaftliche Pflege des großen Verkehrsunternehmens 
gerichtet ist. in der allgemeinen Konijiunkturentwicklung eine 
Stütze finden kann. 

Wienn die Kommission in diesem Zusammenhange hervorhebt, 
daß für die Erreichung einer guten Wirtschaft. letzten Endes 
ausschlaggebend ist, daß der &anze -Beamtenkörper von einem 
(Gefühl der Verantwortung und von dem Streben erfüllt wird, 
in vertrauensvoller gemeinschaftlicher Arbeit von Vorgesetzten 
und Untergebenen immer die Interessen des Unternehmens wahr- 
zunehmen, so darf daran erinnert werden, daß die Direktion 
ihrerseits keinen Anlaß hat, die Dienstauffassung des Personals 
gering einzuschätzen. Die wirtschaftlichen Gesichtspunkte sind 
diesem auch vorgehalten worden sowohl durch schriftliche Ver- 


fügungen .als auch bei den von Zeit zu Zeit auf Veranlassung |’ 


der Direktion und auch für jeden Bezirk angeordneten Sitzungen 
and Besprechungen sowie bei dem Unterricht des Personala. 

Daß diese wiederholte Einprägung der Bedeutung der wirt- 
schaftlichen Rücksichten bei der Lösung der Verwaltungs- und 
Arbeitsaufgaben ihre guten Wirkungen ‚gehabt 'hat, ist über 
jeden Zweifel erhaben. Auch hat die Kommission selbst ein- 
leitend betont, sie sei davon überzeugt, daß die Angestellten 
in allen verschiedenen Stellungen der Staatsbahnen einen für 
seine Aufgaben lebhaft interessierten, eifrigen und pflichttrenen 
Beamtenkörper darstellen, und daß man deshalb von ihnen gute 
Arbeitsleistungen erwarten kann. 

Daß die Leitung ihrerseits nach besten Kräften ständig nicht 
nur auf eine gute und vertrauensvolle Zusammenarbeit, sondern 
auch ‘auf nützliche Verbesserungen und Vervollkommnungen be- 
dacht ist, ist selbstverständlich nichts anderes als ihre Pflicht: 
Sie. hat sich bisher stets bemüht, sich hierbei die Erfahrungen 
anderer Eisenbahnverwaltungen nützbar zu machen, was be- 
kanntlich auch dadurch geschehen ist, daß geeignete Beamte zu 
Studien ins Ausland ibeordert wurden. 

Bei.einem Vergleich zwischen den Staatsbahnen und den Pri- 
vatbahnen hat die Kommission die Schwierigkeit, um nicht zu 
sagen die Unmöglichkeit! hervorgehoben, durch rein statistische 
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Daten einen. zutreffenden Me zustellen Obgleich sie 
diese Punkte mit größter Gründlichkeit geprüft haben soll, hat 
daher die Kommission- sich darauf beschränkt hervorzuheben, wie 
verwickelt die Frage sei. Die Direktion ist ‘gleichfalls der An- 
sicht, daß die Frage besonders schwierig ist und will ihrerseits 

“auf nähere Viergleiche nicht eingehen. Sie möchte jedoch. hervor- 
heben; daß man nicht das Recht hat — was leider manchmal 
geschehen ist —, nur aus. den finanziellen Reinergebnissen, die 
bei den verschiedenen Eisenbahnunternehmungen erreicht wor- 
den sind, Schlußfolgerungen zu ziehen. Solche Folgerungen 
können Jeicht übereilt und fehlerhaft sein, Um die richtigen 
Schlüsse ziehen zu können, muß man eine gründliche Prüfung 
der verschiedenen, für die Ergebnisse erundlegenden Fragen an- 
stellen. Beispielsweise ist, wie bekannt, während der ganzen 
Krisenzeit bis zur zweiten Hälfte des J. ahres 1919 mit Rücksicht 
auf das allgemeine Erwerbsleben eine ganz andere und für die 
Einnahmen ungünstigere Tarifpolitik bei den Staatsbahnen als 
bei den Privatbahnen bewußt und absichtlich befolgt worden. 
Abgesehen hiervon ist die Direktion ihrerseits voll überzeugt, 
daß die Staatseisenbahnen sowohl in wirtschaftlicher wie in 
technischer Hinsicht einen Vergleich auch mit den am besten 
verwalteten Privatbahnen ‚unseres Landes gut bestehen würden. 
Wenn die Kommission sagt, daß man mit vollem Recht 
fordern könne, daß die Staatseisenbahnen als Großunternehmen . 
billiger als die Privatbahnen verwaltet werden, so glaubt die 
Direktion ohne Vermessenheit dafür eintreten zu können, daß 
dies überall, wo vergleichbare Arbeitsaufgaben vorhanden sınd, 
‚der Fall ist, Die Kommission führt" an, daß die Ausgaben der 
Staatseisenbahnen während. der Jahre 1913 und 1920 eine so 
außerordentlich große Zunahme ‚aufweisen, daß Möglichkeiten 
zu Ersparnissen vorhanden sein müssen. Freilich* sind das 

Bahnnetz und der Verkehr, wie er sich im Jahre 1920 gestaltete, 

erweitert worden und manche Anısgabenposten, die sich der 
Einwirkung der Eisenbahnleitung entziehen, besonders Kohlen- 
rreise und Personalgehälter, in höherem Grade als die allge- 
meine Preislage erhöht worden; aber wenn auch dieses berück- 
sichtigt wird, bleibt eine bedeutende Kostenvermehrung unbe- 
streitbar übrie. Die Gesamtausgaben im Jahre 1920 (da die be- 


deutenden Gehaltserhöhungen nur für ein halbes Jahr wirkten) 
. waren 5 mal ‚so groß wie im Jahre 1913 (genauer: 4,68 mal, 


oder wenn man nur die eigentlichen Betriebskosten rechnet: 
4,99 mal). Die Kommission sieht sich genötigt zu fragen, „ob 

nicht eine allzu weit gegangene Erweiterung: der materiellen 

und personellen Hilfsmittel die Hauptursache ist, daß die Aus- 

gaben nicht besser begrenzt werden können“. Abwiichend von 

der Kommission findet die Direktion es nicht besonders auffs!- 

lend, daß angesichts der zehnfach erhöhten Brennstoffpreise - 
und der gewaltigen Steigerung der allgemeinen Preislage 'wäh- 

rend der Kriessjahre die Betriebskosten der Eisenbahnen vom 

Jahre: 1913 bis zum Jahre 1926 etwa auf das Fünffache erhöht 

‘worden sind. Die Direktion hat indessen ihrerseits für erforder: 

lich gehalten, in diesem Zusammenhange zu untersuchen, wie die 

Verhältnisse in dieser Hinsicht‘ bei einigen größeren Privat- 

bahnen, der Bergslagernas und der Stockholm-Västeräs-Bergs- 

lagens Eisenbahn, sich gestaltet haben, denen man. soweit es 

der Direktion bekannt ist, niemals unvorsichtige Wirtschafts- 

führung hat vorwerfen können. Die Direktion hat dann die- 

jenigen vergleichbaren Zahlen, die in nebenstehender Tabelle zu- 

sammengestellt sind, ermittelt. 

Berücksichtigt man bei der Beurteilung dieser Zahlen auch, 
daß der starken Gehaltserhöhung, die bei den Staatsbahnen wäh- 
rend des halben Jahres 1920 wirkte, bei, den beiden Privatbahnen 
kein entsprechender Ausgabenposten gegenübersteht, so scheint . 
sich zu ergeben, daß die Ausgabeerhöhung der Staatsbahnen, 
anstatt bemerkenswert hoch zu sein, werhältnismäßig eher 
niedriger ist als bei den zum Vergleich herangezogenen Privat- 
bahnen. 

Die Kommission bemerkt weiter, daß die Staatsbahnen als ein 
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wirklich großer Kunde bei Einkauf von Kohlen, Ölen, Eisen- 
bahnschwellen usw. vorteilhaftere Bedingungen dürffen er- 
zielen können. Dies ist auch unzweifelhaft der Fall. So hat 
2. B. die Beschaffung von Steinkohlen während des Jahres 19% 
- einen Durchschnittspreis bei der Bergslagernas Eisenbahn von 
- 173,77 Kr. und bei der Stockholm-Västeräs-Bergslagens Eisen- 
; bahn von 161,77 Kr. für die Tonne erfordert, während der 
- Durchschnittspreis für dasselbe Jahr bei den Staatsbahnen nur 
153 Kr. betragen hat. | 
E Unter Bezugnahme darauf, daß die Betriebskosten der Staats- 
bahnen eigentlich niedriger sein sollten als die der Privat- 
bahnen, erhebt bei den Staatsbahnen die Kommission An- 
‚spruch auf billigere Güter- und Personenbeförderung als bei 
den Privatbahnen. Hiergegen wünscht die Direktion hervor- 
zuheben, daß es allerdings ernstlich erwogen werden könnte, 
ob ein derartiger Vorteil für die Verkehrtreibenden aus allge- 
meinen Verkehrs- und Wettbewerbsgesichtspunkten für die 
Staatsbahnen tatsächlich richtig und gerechtfertigt und ‚also 
wünschenswert sein kann; allerdings muß sie daran erinnern, 
daß die Statsbahnen im großen und ganzen schon jetzt diese 
billigere Beförderung angeboten haben und anbieten. Die 


Direktion glaubt indessen, nicht zum wenigsten auf die Er-. 


fahrungen der allerletzten Zeit gestützt, daß die Frage in der 
Tat sich darum drehen dürfte, ob die größeren und für den all- 
gemeinen Verkehr bedeutenderen Privatbahnen tatsächlich, wie 
man erhofft hat, und was wohl auch das einzig richtige wäre, 
bei gleichen Tarifbedingungen wie die Staatsbahnen werden 
bestehen können, und zwar trotz der Belastung der letzt- 
genannten mit den vwerkehrsschwacken und mit den das wirt- 
schaftliche Ergebnis herunterdrückenden Strecken in Norrland. 

Es ist indessen unmöglich, ‘in dieser Beziehung mit einiger 


Gewißheit etwas vorauszusagen. Was die Staatsbahnen be- 
trifft, 15% es auch unbestreitbar — nicht nur „möglicher- 
weise“, wie die Kommission sich vorsichtig ausdrückt — so, 


daß höhere Ansprüche an sie gestellt - werden als an die 
Privatbahnen. Verschiedenheiten dürften in gewisser Hinsicht 
bei ihrer Geschäftsgebarung daher immer bestehen bleiben. Die 
Oberrevisoren der Staatsbahnen "haben denn auch in ihrem 
letzten Bericht angeführt, daß es nicht richtig sei, ganz die- 
selben Maßstäbe bei einem Vergleich zwischen den Staats- 
bahnen und den Privatbahnen anzulegen. Sie betonen, daß die 
Direktion der Staatsbahnen ‘als Verwalter der Staatseisen- 
bahnen eine ganz andere Stellung einnimmt als die Direktion 
einer Privatbahn, indem die letztere weit größere Freiheit hat 


"sen der Kommission geherrscht haben. 


als die Direktion der Staatsbahnen, das wirtschaftliche Er- 
sebnis des Betriebes hauptsächlich, ja sogar ausschließlich zu 
berücksichtigen, während die Direktion der Staatsbahnen das 
öffentliche Interesse ganz anders berücksichtigen muß als eine 
Privatbahndirektion es zu tun braucht, weshalb auch die 
Direktion in ganz anderer Weise als die Verwaltung einer 
Privatbahr. direkten Eingriffen seitens der Regierung und des 
Reichstags ausgesetzt ist. 

Die Kommision hat keine Antwort auf die an, sie gestellte 
Hauptfrage geben können, welche Maßnahmen zum Erreichen 
eines ausreichenden Ertrages aus dem Verkehre auf den Staats- 
bahnen für die Zukunft zu ergreifen seien. Dieses war ja 
auch nicht als wahrscheinlich zu erwarten bei der wirtschaft- 
lichen Verwirrung und Ungewißheit, die nicht nur in unserem 
Lande, sondern in der ganzen Welt zur Zeit der Untersuchun- 
Anus demselben Grunde 
ist es der Direktion noch nicht mösglich,: bestimmte Ausführun- 
zen über die wirtschaftlichen Aussichten für die Zukunit bei 
den Staatsbahnen zu machen. Es erscheint der Direktion je- 
doch euer wahrscheinlich, daß einerseits durch die Begrenzung 
der Ausgaben und die Anpassung an' die Verkehrskonjunktur, 
die schon erreicht sind, oder die wir durch die von «der 
Direktion vorgenommenen Maßnahmen zu erreichen hoffen, und 
andererseits durch eine vorsichtise Abwägung der Tarife ent- 
sprechend der allgemeinen Preislage des Ländes sowie nach 
den Bedürfnissen der Verkehrsinteressenten der Direktion die 
Möglichkeit gegeben sein wird, die vom Reichstage gegebenen 
und von der Direktion schon vorher und fortwährend berück- 
sichtigten Richtlinien zu befolgen: daß nämlich die Staatsbahnen 
in normalen Zeiten nicht nur ihre eigenen Betriebskosten 
tragen, sondern auch einen Überschuß zur Verzinsung des in 
den Staatsbahnen — als Gesamtheit betrachtet — nieder- 
gelegten Kapitals liefern sollen, sowie daß ‚unter außergewöhn- 
lichen Verhältnissen in allen Fällen ein direkter Betriebs- 
verlust, soweit möglich, zu vermeiden ist. 


Da also die Direktion nicht gefunden hat, daß die Ökonomie- 
kommission Anregungen von Bedeutung hat ‘geben können, die 
von der Direktion nicht schon beachtet und im Rahmen der 
praktischen Möglichkeiten durchgeführt worden oder schon in 
Vorbereitung wären, erlaubt sich die Direktion in Ehrerbietung 
anheimzustellen, daß Eure’ Königl.: Majestät es bei dem, was 
in dieser Untersuchungsfrage “ geschehen und vorgebracht 
worden ist, beruhen lassen wolle.“ 


Die Eröffnung der psychotechnischen Versuchsstelle (Psytev) der Reichseisenbahnverwaltung. 


Von Eisenbahnoberinspektor Josef Popper. 


Nachdem die Versuchsstelle in einem für sie am Bahnhof Eich- 
kamp errichteten Holzbau eine zwar bescheidene, aber ihren 
Zwecken genügende Unterkunft gefunden hatte, wurde sie am 
5. Oktober d. J. in Gegenwart des Herrn Reichsverkehrsministers 
eröffnet. Nach kurzer Begrüßung durch den Herrn Präsidenten 
der Eisenbahndirektion Berlin nahm der Sachreferent des Mini- 
steriums, Geheimrat Dr.-Ing. Schwarze, das Wort zu folgenden 
Ausführungen: 
„Die Einführung der Psychotechnik bei der Eisenbahnverwal- 

tung ist wesentlich erleichtert worden durch die Unterstützung 
aus fachwissenschaftlichen Kreisen, von industriellen Vereini- 
gungen und von dem Verein ‘deutscher Ingenieure. Das Reichs- 
verkehrsministerium legt Wert darauf, auch in Zukunft mit den 
genannten Stellen in Fühlung zu bleiben. 

In gegenwärtiger Zeit wirtschaftlicher Not unseres Volkes ist 
ein wichtiger. Besitz unsere Arbeitskraft. Hierauf gründet sich 
sogar zu einem großen Teil das Vertrauen des Auslandes. zu uns. 
Diese Arbeitskraft muß daher so zweckmäßig wie nur irgend 
möglich verwendet werden, wirtschaftlicher als es jetzt noch 


n 


ö 


meist der Fall ist. Es bedeutet eine Verschwendung an Arbeits- 
kraft unseres Volkes, wenn wir Personen der Ausbildung für 
einen Beruf unterwerfen, für den sie ihrer Veranlagung nach 
nicht geeignet sind, in den sie vielleicht aus Unkenntnis, manch- 
mal sogar durch Zwang hineingeraten sind. Neben starker 
Beengung der Individualität und neben innerer Unbefriedigung 
in dem Berufe ergibt sich für solche Personen eine längere Aus- 
bildungszeit, und es vervielfachen sich die Ausbildungskosten, 
ganz zu schweigen von der zeitlebens vorhandenen geringeren 
Berufstüchtigkeit. Hier tritt die Eignungsprüfung beratend, 
helfend, sondernd ein. Ich sehe in ihr in gleicher Weise eine 
wirtschaftliche und soziale: Einrichtung. Auch die öffentlichen 
mo ee bedienen sich ihrer heute schon in großem 

aße 

Seitens der Bisenbahnverwaltungen sind in den Jahren 1917 
und 1918 zunächst bei der Generaldirektion in Dresden 
rühmlichst bekannte Verfahren zur Untersuchung von Betriebs- 
beamten, insbesondere Lokomotivführern, ausgearbeitet worden, 


| und bei der Eisenbahndirektion Berlin werden seit 1919 be- 
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reits alle neu einzustellenden Lehrlinge einer Eignungsprüfung. 
unterworfen. Wie tief die Notwendigkeit solcher der Eigenart 
der einzelnen Persönlichkeit gerecht werdender Prüfungen all- 
seitig anerkannt ist, zeigt der Beschluß des X. Gewerkschafts- 
kongresses im Jahre 1919, der auf Antrag des Stadtrates Sassen- 
bach gefaßt wurde. Anfangs sind diese Prüfungen fast aus- 
schließlich in dem Laboratorium der technischen Hochschule 
Berlin unter Leitung der Herren Professoren Schlesinger und 
Dr. Moede vorgenommen worden, im letzten Winter zum Teil 
auch durch die Herren Dr. Liepmann und Direktor Stolzenberg, 
nach deren Verfahren, ferner durch Eisenbahnbeamte in den 
Eisenbahnwerkstätten nach einem vereinfachten Verfahren. Die 
Pisenbahnverwaltung ist 
Prüfungen durch besonders ausgebildete Prüfbeamte und in 
größerem Umfange selbst vorzunehmen. Hierzu und zur wissen- 
schaftlichen Erforschung der Verfahren in bezug auf den Eisen- 
bahndienst ist die psychotechnische Versuchsstelle geschaffen, 
deren Laboratorium wir heute einweihen. 

Über die mit den Prüfungen bei der las haare arıne 
gemachten Erfahrungen ist öffentlich bisher noch nichts mitge- 
teilt worden, weil erst einwandfreie Ergebnisse vorliegen sollten. 
Abgeschlossen sind sie zwar auch jetzt noch nicht, es läßt sich 
aber bei aller Vorsicht im Urteil doch schon sagen, daß der Aus- 
fall für eine Weiterverfolgung ermutigend ist. Auch die Werk- 
stättenbetriebsräte haben sich in fast allen Bezirken befriedigend 
darüber ausgesprochen. Wir haben mit der Anwendung solcher 
lignungsprüfungen zunächst bei den Lehrlingen den Weg ver- 
lassen, die Auswahl unter oft Hunderten von Bewerbern nur 
schematisch zu treffen 


nach zufälligen Eindrücken, 

nach nicht immer zuverlässigen Empfehlungen, 

nach Schulzeugnissen, die in ihren Werten leider. recht ver- 
schieden sind. 


Feinere Unterschiede lassen sie überdies kaum erkennen. Unab- 
hängige davon, wie man sich im übrigen zur Psychotechnik stellt, 
bedeutet es schon einen Fortschritt, daß jetzt ein sorgfältig ge- 
schulter Prüfbeamter gezwungen ist, sich längere ‚Zeit mit 
iedem einzelnen Bewerber persönlich zu beschäftigen. Früher 
erfolgte die Auswahl leider vielfach so, daß nur die schriftlichen 
Unterlagen berücksichtigt wurden, und:daß der annehmende Be- 
amte manche Bewerber überhaupt kaum persönlich sah. 

Ich brauche nicht auszuführen, welche Möglichkeiten sich. für 
eine Anwendung von Eignungsprüfungen bei Neueinstellungen 
eröffnen. Dies wird besonders dann der ‚Fall sein, wenn es sich 
darum handelt, aus einer großen Anzahl von Bewerbern unpar- 
teiisch und rasch die geeignetsten Kräfte herauszufinden. Wie- 
viel Zeit und Geld wird man auch im Ausland sparen können, 
wenn bei dem Aufbau der Industrie etwa in Rußland oder der 
Schaffung neuer Industrien in Südamerika aus den zahlreichen 
Hilfskräften sofort die Geeignetsten herausgefunden und beför- 
dert werden können. Besonders gilt dies für Kurzkurse hand- 
werksmäßig zu schulender Arbeiter, ohne die gerade im Auslande 
die Schaffung einer ‚Industrie nicht möglich ist. Verschiedene 
ausländische Regierungen sind daher der Anwendung psycho- 
technischer Prüfverfahren bereits nähergetreten. 

Weit über die zunächst in Angriff. genommenen Eignungs- 
prüfungen bei Lehrlingen sind der psychotechnischen Versuchs- 
stelle der Reichseisenbahnverwaltung bereits die Ziele gesteckt 
und zwar in dem grundlegenden Erlaß vom’18. Dezember 1920*). 
Zu den Aufgaben der Versuchsstelle gehören hiernach u.'a. noch: 


1. die Ermittlung geeigneter Verfahren bei der Auswahl von 


Bewerbern für einen beschleunigten Aufstieg besonders gut 
befähigter Bediensteter mit handwerksmäßiger Vorbildung; 

2.. die Ermittlung der Begriffe Mindest-, Mittel- und Hoch- 
leistung in den verschiedenen Dienstzweigen, 

3. die Ausarbeitung von Vorschlägen für die praktische ‚Aus- 
bildung von Beamten und Arbeitern, 

4. die Aufstellung von Anleitungen für vorteilhafte Lern- und 
‚Ausbildungsverfahren. 

+) Teichsverkehrehlätt 1920, S. 166 u.. 167; 


im Auszug abge- 
druckt in Nr. 1, S: 12/1921 dieser Zeitung. 
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— Die Zukunft der Reichseisenbahnen. Unter dem Vorsitz 
des Reichsministers Groener trat am 27. Oktober der Sach- 
verständigenbeirat des Reichsverkehrsmini- 
steriums zu =einer Besprechung der Lage der Reichseisen- 
bahnen zusammen. Auf der Tagesordnung stand die Frage, die 


jetzt dazu übergegangen, derartige. | dies ist heute bereits der Fall’ —, 


Der Lösung dieser Aufgaben wird erst schrittweise näherge- 


treten, da nur auf unbedingt zuverlässigen Ergebnissen weiter- 


gebaut werden. kann und soll. Bis dahin sei auch ausdrücklich 
mit dem Urteil darüber noch zurückgehalten, ob sich die psycho- 
technischen Verfahren für eine solche‘ "umfangreiche Anwendung 
bei der Reichseisenbahnverwaltung dauernd eignen. Nicht Schein- 
erfolge sollen erzielt werden, sondern in gewissenhafter Arbeit 
Ergebnisse, die auch wirklich das: Vertrauen aller Stellen der 
Reichseisenbahnverwaltung und ihrer Beamten und Arbeiter er- 
ringen und. verdienen. 

Selbst wenn. die Eignungsprüfungen auch nur eine grobe Sich- 
tung, eine Ausscheidung der ganz Ungeeigneten zuließen — und 


Menschenbedarf der Eisenbahnverwaltung schon ungeheuer viel 


gewonnen, und zwar in wirtschaftlicher Beziehung für die All- % 


gemeinheit und in persönlicher Beziehung für den dadurch vor 
einer verfehlten Laufbahn bewahrten Lehrling, Arbeiter oder 


Beamten. Möge hierzu das heute eröffnete Laboratorium nach 
besten Kräften beitragen.“ D. 
Eine große Zahl von -Tihrengästen, darunter Her 

des Reichsverkehrsministeriums und der Eisenbahndirektion 


Berlin, Herr Hatie vom Werkstätten-Hauptbetriebsrat und Herr 
Oberingenieur Rusch von .der -Reichsgewerkschaft deutscher 
Eisenbahnbeamten sowie hervorragende Persönlichkeiten der 
Wissenschaft und Praxis beteiligten sich an der Eröffnung und 
begleiteten sie mit ihren besten Wünschen. Herr Betriebsrat 
Hatje bezeichnete -die -Eröffnung des Psychotechnischen Labora- 
toriums als einen neuen Kurs des. Reichsverkehrsministeriums 
und führte 'erläuternd aus: Früher untersuchte man, mit wie 


wenig Lohn und Gehalt sich der Arbeiter oder Beamte aufrecht- _ 


erhalten konnte. Heute. soll’ .die Arbeitsfähigkeit des Menschen 
geprüft werden, und wir hoffen, daß auch die wirtschaftlichen 
Bedingungen dadurch bessere werden. Aus den Worten, die 
der Herr .Minister anläßlich der Eröffnung des Studienkurses 
für die Dezernenten des Unterrichts- und Bildungswesens ge- 
sprochen hät, klingt die schwere Sorge um unsere finanzielle 
Lage Wir versichern, daß wir stets und ständig daran mit- 
arbeiten werden, den Eisenbahnbetrieb rentabel zu gestalten. Die 
Techniker haben zuerst das Material auf seine Gebrauchsfähig- 
keit geprüft; heute: haben wir den. Zeitpunkt, wo man den 
Menschen als solchen auf den Prüfstand stellt. 
Objekt zu diesen, Untersuchungen abgeben müssen, knüpfen an 
die Eröffnung. dieses Instituts unsere Wünsche und Hoffnungen. 
Wir. hoffen, daß die Arbeiterauswahl objektiv und einwandfrei 
vorgenommen wird, so daß dem Arbeiter der Zwang des späteren 
Umlernens erspart bleibt. An die Techniker und Psychologen 
aber richten-wir die Bitte, stets dafür zu sorgen, daß der moderne 
Industrialismus unserer Zeit nicht den lebendigen Geist im 
Arbeiter erschlägt. Wir versichern nochmal unsere tätige und 
freudige Mitarbeit an dieser Neuerung. 


so wäre bei dem großen 


Wir, die wir das 
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Der Direktor’ des Vereins deutscher Ingenieure, Herr Baurat 


Meyer, äußerte seine Freude darüber, ein Verfahren, das in dem 
ven ihm geleiteten : Ausschusse für wirtschaftliche Fertigung 
erstmals -feste Wurzel faßte, nunmehr auch auf das’ große Ge- 
biet der Reichseisenbahnen ausgedehnt zu sehen, und Herr Prof. 
Dr. Schlesinger :von der -Technischen Hochschule Berlin 


Psychotechnik in Deutschland und über die- Hindernisse, die er 
n. Einführung dieses Full verlahteng in nen zu -überwinden 
atte. - 

Zum Schlusse führte der a .der-neuen Ver suchsstelle, Herr 
Regierungsbaurat ‘Fröhlich, nach "einem kurz gehaltenen Vor- 
trag über psychotechnische Fragen die Anwesenden durch die 
Versuchsräume und: zeigte ihnen an praktischen Vorführungen, 
die mit einem Kostenaufwand von.150 000.1 beschafften Appa- 
rate, Die Versuchsstelle erwies sich dabei trotz ihrer Jugend 


mit allen nötigen Einrichtungen schon bestens ausgestattet. Der: 
Bau, in dem sie nunmehr untergebracht ist, erforderte ebenfalls 


den "Betrag :von 150.000 M. Sie zeigt sich in ihrer äußeren Auf- 


machung. schlicht und. prunklos, dient aber wissenschaftlichen- 


Zielen, deren weittragender Bedeutung die Anwesenheit des 
Herrn Ministers "bei der Eröffnung besonderen Ausdruck 
verlieh. f 


de 
a 


gab 
einen anregenden Überblick über die Entwicklungsgeschichte der 


in letzter Zeit durch mehrere Presseartikel auch die E eite Öffent- £ 
lichkeit beschäftigt hat, ob die Überführung der Reichseisen- 


bahnen in Privatbetrieb eine Gesundung der finanziellen Lage 
der Reichseisenbahnen herbeizuführen geeignet wäre, 


in München erörtert worden (vgl. Nr. 41, $. 760 d. Ztg.). 
mein eine ablehnende Haltung angenommen war, ist auch in der 


Sitzung des Sachverständigenbeirates am 27. Oktober von keiner 
Seite die Überführung der Reichseisenbahnen in -Privathände 


in irgendeiner Form empfohlen worden. Die ganz überwiegende \ 
daß eine Übertragung der 


Mehrheit war auch der Auffassung, 


Dieselbe 
Frage war bereits vor drei Wochen in der Präsidentenkonferenz - 
Nach- 


dem schon auf dieser Konferenz gegen den Privatbetrieb allge- 


LAI. Jahrgang 
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Verwaltung an eine privatrechtliche Gesellschaft, selbst unter gebracht hat, ist die Inanspruchnahme des Seeverkehrs zwischen 


Wahrung des Eigentumsrechtes des Reiches, nicht zweckmäßig 

sei. Dagegen wurde eine vielseitige Durchdringung des Staats- 
betriebes mit kaufmännischem Geist und möglichste Anwendung 
privatwirtschaftlicher Grundsätze innerhalb des Staatsbetriebes 

empfohlen. Der Beirat billigte die Absicht des Ministers, bei 

Gelegenheit der Einbringung des 
eine Reihe von Anwendungsmöglichkeiten privatwirtschaftlicher 
Grundsätze durchzuführen. Dieses Eisenbahn-Finanzgesetz soll 
nach den Absichten des Ministers noch in dieser Tagung des 
Reichstages zur Verabschiedung gelangen. 


— Die Verkehrsleistungen der Reichsbahn. Über die Verkehrs- 
leistungen der letzten Monate gibt das Reichsverkehrsministerium 
folgende Zahlen bekannt: 

Es sind gestellt worden: 

Angedeckten Güterwagen (zu 10t) für alle Güter: 


im August im September 
insgesamt arbeitstägl. insgesamt arbeitstägl. 
1920: 1180415 45 401 1 252178 48 172 
1921: 1365 412 50 571 1387 101 53 350 


Anoffenen Güterwagen (zu 10 t) füralle Güter: 


im August im September 
a insgesamt arbeitstägl. insgesamt arbeitstägl. 
1920: 2097 676 80 680 2178 148 83 775 
1921: 2 228 868 32 551 2210157 85 006 


Für Getreide und Futtermittel sind 
. Wagen gestellt worden: 


an gedeckten 


vom 1.—21. 
im August im September Oktober 
ION 51 182 49 232 20 996 
ODE es 74 738 86 622 61 983 
TE us 46 9 + 75,9 %o T 195,2 %o 
Für Düngemittel sind an gedeckten Wagen gestellt 
worden: 
ü E vomsi. 21% 
im August im September Oktober 
N LETTER 50891 45264 20 982 
KISL a Rn 65 386 71.090 46 380 
=+23% + 47,309 + 121% 
Für Kartoffeln sind an gedeckten Wagen gestellt worden: 
vom 1.—21. 
im August im September Oktober 
1 N PA U AR er 42 376 65 297 106 710 


Die genauen Veergleichszahlen des Jahres 1920 für das ganze 
- Reich sind nicht vorhanden. Im August und September war die 
Wagengestellung um rund 14 % niedriger als im Vorjahre 
infolge der starken Steigerung des Getreide- und Düngemittel- 
versandes. Neben dem Kartoffeltransport in Wagenladungen geht 
ein überaus starker Stückgutversand yon Kartoffeln einher. Auf 
den Berliner Bahnhöfen sind z..B. in der Woche vom 16. bis 
22. Oktober rund 96000 Zentner Kartoffeln als’ Stückgut an- 
gekommen. Me Se 
An Wagenachskilometern $ind im Vergleich zum 
Vorjahre geleistet worden: ee ee ; 
im Personenverkehr 
(in Tausenden von Achskilometern) 


920: 1921: 
Baer. % 57140 615 960 
VRR, 527 454 648 301 
RE SE 582 310 695 929 

AR EL ar 631 749 734 264 
April/Juli. . ,.... 2198653 2694 454 
2 gegen 1920 + 495 801 

? Er + 22,6 Y 0 


in Güterverkehr 
(in Tausenden von Achskilometern) 


1920: 1921: 
RE ERDE . 1223 764 1 358 563 
Mar u sein ne 1273 913 1108 168 
Al: 20 Me TRIER "1287 579 1 225 758 
VE SEE 1270519 ° 1.327 782 
Re 5 055 575 5 020 271 
gegen 1920 — 35504 

= — 0,69 9/9 


Das Abfailen der Zahlen des Güterverkehrs im Mai und Juni 
ist die Folge des Fortfalls der .oberschlesischen Kohlentrans- 
porte wegen des Polenaufstandes, sowie der. wiederholt her- 
sen, stark verkehrshemmend wirkenden Sanktionen 
im ‚Westen. 


— Einschränkung des Seeverkehrs nach Ostpreußen (wel. 
Nr, 38, S. 702 d: Ztg.). Infolge der Verbesserungen im Eisenbahn- 
verkehr zwischen Ostpreußen und dem übrigen Deutschland, 
welche die Einführung des sog. zweiten Provisoriums mit sich 
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Pillau und Swinemünde und umgekehrt in der letzten Zeit er- 
heblich zurückgegangen. Die maßgebenden Berliner Stellen 
sind daher zu der Überzeugung gekommen, daß es sich bei der 
äußerst geringen Benutzung des Seeweges von kaum 30 Per- 
sonen täglich durchschnittlich — teilweise sind es an einzelnen 
Tagen. erheblich weniger — nicht mehr verantworten lasse, 
die sehr erheblichen Zuschüsse (über eine Million modatlich). 
weiter zur. Aufrechterhaltung einer täglichen Schiffsverbin- 
dung aufzuwenden. Es haben eingehende Verhandlungen unter 
Beteiligung des ostpreußischen Reichsratsmitgliedes und der 
ostpreußischen Vertretung in Berlin stattgefunden, in deren 


_Verfolg damit zu rechnen ist, daß die tägliche Schiffsverbindung 


zwischen Swinemünde und Pillau vom 1. November d. J. ah 
auf eine wöchentlich zweimalige Fahrt einge- 
schränkt werden wird. Dabei ist zu beachten, daß in der Rich- 
tung Pillau—Swinemünde nötigenfalls noch für eine weitere 
zweimalige Schiffsverbindung über Danzig Sorge getragen ist, 
wobei allerdings in Danzig übernachtet werden muß. 

Um jederzeit in Fällen wie dem letzten FEisenbahnerstreik in 
Pomerellen oder bei sonstigem Bedarf sofort zum täglichen 
Verkehr übergehen zu können, sollen in den beiden Hafenorten 
ständig Dampfer fahrbereit gehalten werden. 


— Eisenbahntarif und Siedlung. Der Ausschuß für 
Siedlungs- und Wohnungswesen hielt gemeinsam 
mit dem Verkehrsausschuß des Reichswirtschaftsrats 
eine Sitzung ab, um den Einfluß der Eisenbahntarife im Vorort- 
und Nahverkehr auf das Siedlungswesen zu erörtern. Der Be- 
richterstatter des Siedlungsausschusses gab zur Schilderung der 
Entwicklung der Miet- und Fahrpreise folgendes Beispiel: Die 
Jahresmiete einer Berliner Wohnung in der Nähe des Schlesi- 
schen. Bahnhofs betrug vor dem Kriege 600. #, heute 870 MH; 
die Jahresmiete einer gleichen Wohnung in einem 12 km ent: 
fernten Vorort vor dem Kriege 460 A, heute. 669 M. Das Fahr- 
geld bis zum Schlesischen Bahnhof betrug für eine vierköpfige 
Familie im Jahre 252 M, heute 1056 M; vor dem Kriege betrug 
die Differenz zwischen Berliner Miete und Vorortmiete zuzüg- 
lieh Fahrgeld etwa 110 fl, heute dagegen 855 M. Der Bericht- 
erstatter folgerte daraus, daß diese Verteuerung des Wohnens 
in einem Vorort durch die Fahrpreise die Bevölkerung selbst- 
verständlich verhindere, aus der Großstadt hinauszuziehen, und 
führte auch Beispiele dafür an, daß bereits parzelliertes Sied- 
lungsgelände den Siedlungsgesellschaften aus solchen Gründen 
von den Siedlern zurückgegeben worden ist. ‚Der Vorsitzende 
des Verkehrsausschusses legte die augenblickliche finanzielle 
Lage der Eisenbahn dar. Es sei unmöglich, daß die Eisenbahn 
den geschilderten Bedürfnissen mehr entgegenkomme, als dies 
bereits in dem sogenannten Notstandstarif vom -September des 
Jahres, der der Eisenbahn 160 Millionen Mark kostet, geschehen 
ist. Auch die neue Tariferhöhung ist bei Zeitkarten auf diesen 
Notstandstarif aufgebaut, der eine Ermäßigung von etwa 3% 
bedeutet. Die Rechnung gilt nicht für den Berliner und Ham- 
burger Vorortverkehr, weil dieser außerdem noch das Privileg 
einer besonders verbilligten Einzelfahrkarte' genießt. Der Nah- 
verkehr hat damit nur eine etwa fünfeinhalbfache Erhöhung der 
Preise, der Güterv.erkehr dagegen eine dreizehnfache, der Fern- 
verkehr eine neun- bis zehnfache erfahren. 

Nach längerer Erörterung entschied der Verkehrsausschuß sich 
dahin, daß es bei’ der augenblicklichen Finanzlage der Eisen- 
bahn nicht befürwortet. werden könne, über die bereits einge- 
tretene Ermäßigung ‘im. Notstandstarif -hinauszugehen. . Unter- 
stützt wurde dagegen die Anregung, die Schülerkarten für Lehr- 
linge einzuführen. Der Ausschuß für Siedlungs- und Wohnungs- 
wesen wird sich nach dieser Entscheidung des Verkehrsaus- 
schusses noch einmal in einer besonderen Sitzung mit dieser 
Frage beschäftigen. 


— Bezirkseisenbahnrat Breslau. In der Sitzung am 19. Okto- 
ber d. J. wurde dem Antrage auf Wiederaufnahme des Baues 
von 10-t-Wagen zugestimmt “und - gleichzeitig beschlossen, die 
Eisenbahnverwaltung zu ersuchen, die Erweiterung der Liste A 
(enthaltend die Güter, bei denen die Fracht nach den ‚Haupt- 
klassen für mindestens 10 t zu berechnen ist) beschleunigt und 
wohlwollend zu betreiben. Ferner wurde beschlossen, die An- 
träge auf Verlängerung der Entladefristen sowie Niederschla- 
gunz der bei dem Maiputsch ‘und bei sonstigen Unruhen ‘und 
Streiks unverschuldet entstandenen Standgelder zu befürworten. 
Nicht zugestimmt wurde dagegen den im. Interesse der Oder- 
schiffahrt gestellten Anträgen auf ‘Einführung . ermäßigter 
Frachtsätze zwischen den oberschlesischen ‘Umschlagplätzen und 
den oberschlesischen Steinkohlengruben und ‘Erzhütten, sowie 
auf Aufhebung der seit dem 1. Mai 1920 eingeführten Umschlags- 
gebühren für Erze. 


— Eröffnung von Eisenbahnstrecken. 1. Am 1. d.M. ist die voll- 
spurige Bahnstrecke Pollnow-Zollbrück als Nebenbahn 
mit den Bahühöfen IV. Klasse Gr..Reetz, Rochow, Misdow, 
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Crangen-Bussin, Wend.-Puddiger und Suckow sowie den. Holz- 
verladestellen Lantow und Waldhof für den ' beschränkten 
öffentlichen Wagenladungsverkehr eröffnet worden.. ' 

2. Am 15. d. M. wird die vollspurige Bahnstrecke Sieden- 
burg-Harbergen-Staffhorst als Nebenbahn mit der 
Station Harbergen-Staffhorst für den Personen-, Güter-, Gepäck- 
und Privattelegrammverkehr sowie für die Abfertigung “von 
Leichen und lebenden Tieren eröffnet. 

Für die beiden neuen Bahnstrecken haben Cultiekeit: die 
Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung vom 4. November 1%4 und 
die Eisenbahn-Verkehrsordnung vom 23. Dezember 1908. 


— Maßnahmen für den Kartoffeltransport. Das 
verkehrsministerium hat von Mittwoch, dem 26, Oktober ab 
in Ostpreußen, Westpreußen, Pommern und Mecklenburg eine 
Sperrung des Stückgutverkehrs der Eisenbahn eintreten lassen. 
Die hierdurch frei werdenden Wagen sollen ausschließlich für 
den Transport von Kartoffeln verwandt werden. In Pommern 
werden hierdurch allein 2000 Wagen frei. Als Ergebnis der 
Maßnahme ist eine Senkung des Kartoffelpreises mit einem 
hohen Grad von Wahrscheinlichkeit zu erwarten — in ihrer 
ganzen Auswirkung allerdings nur, wenn die Oberpräsidenten 
und Regierungspräsidenten gleichzeitig dem Treiben der wilden 
Kartoffelaufkäufer ein Ende machen. 


— Die Fahrpreisermäßigung für mittellose Kranke, die auf 
den Reichsbahnen gewährt wird, erfährt durch einige Abände- 
rungen eine Erweiterung. Sie wird gewährt auch an Krüppel 
zur Reise nach Krüppelheimen, zur Besuchsbehandlung sowie 
zur Aufsuchung von Krüppelfürsorgestellen. Die in den Kreis 
der Personen, denen die Fahrpreisermäßigung gewährt werden 
kann, neu einbezogenen Krüppel müssen jedoch, wie alle anderen 
mittellosen Kranken, sich zur Erlangung der Fahrpreisermäßi- 
gung eines Ausweises, nach vorgeschriebenem Muster bedienen. 


— Einrichtung einer Ausgleichsstelle für fehlende und über- 
zählige Güter in Saarbrücken. Am 1. November d. J. ist eine 
Ausgleichsstelle für fehlende und überzählige Güter für den Be- 
zirk des Saargebietes eingerichtet worden. Sie ist mit dem 
Fundbüro der Eisenbahndirektion vereinigt und tritt für den- Be- 
zirk Saarbrücken an die Stelle des deutschen Ausgleichsamts in 
Berlin. Es sind infolgedessen seit 1. November alle nach den 
Ermittelunssvorschriften an das deutsche Ausgleichsamt Berlin 
einzusendenden Meldungen und Anzeigen an die Ausgleichsstelle 
Saarbrücken zu senden. Im übrigen bshalten alle Bestimmungen 
über das Ermittelungsverfahren ihre Gültiskeit. 


— Übergabe der Danziger Eisenbahnen. Zwischen der Freien 
Stadt Dänzig und Polen ist einer Meldung des W.T.B. vom 
25. Oktober zufolge vereinbart worden, die Frist der Übergabe 
der Danziger Eisenbahnen an die polnischen Eisenbahnbehörden 
bis zum 1. Dezember zu verlängern. Ursprünglich hatte die 
Übergabe bereits am 1. November erfolgen sollen. 


— Verbesserungen im Berliner Stadtbahnverkchr. 
Klagen über die Überfüllung der Stadtbahnzüge abzuhelfen, hat 
die Eisenbahnverwaltung eine Verlängerung der Züge be- 
schlossen. Durch die Vergrößerung der Bahnsteige einzelner 
Bahnhöfe (Charlottenburg, Jannowitzbrücke usw.) wird es mög- 
lich, sämtliche Züge auf der Stadtbaka um je zwei Wagen zu 
verlängern, wodurch täglich 1460 Wagen mehr über die Stadt- 
bahn gefahren werden können und den Benutzern über 70000 
Sitzplätze und mindestens ebensoviele Stehplätze mehr als bis- 
her zur Verfügung gestellt werden. — Auch auf der Ringbahn 
steht eine Verbesserung in Aussicht, Es ist geplant, auf dem 
Ringbahnhof Westend eine neue Bekohlungsanlage für die Ring- 
bahnzüge einzurichten, nach deren Fertigstellung die Anlaze 
auf dem Potsdamer Ringbahnhof beseitigt und der Bahnsteig 
gleichfalls verlängert werden wird. 


— Zschipkau- Finsterwalder Eisenbahn. Nach dem. Geschäfts- 
bericht für das am 31. März 1921 abgelaufene Geschäftsjahr 
1920/21 betrugen die Betriebseinnahmen ohne den Vortrag aus 
dem Vorjahr 6326 534 M S V en M) und die reinen 
Betriebsausgaben 4 926 878 A ey 1733 708 M). Es stellt sich 
demnach der Überschuß auf 1399 656 M (i. V. 450596 AM)... Die 
Einnahme aus dem Personen- und Gepäckverkehr beträgt 668 408 
Mark (i. V. 291889 A), aus dem Güterverkehr einschl. Neben- 
einnahmen 5658126 M (i. V. 1892415 M). Näch Abzug der 
Zinsen und satzungsmäßigen Rücklagen verbleibt ein Rein- 
gewinn von 1325929 M Gi. 
wendung: 15 .% Dividende 375000 M G. V. 11 % 220000 #), 
Eisenbahnsteuer 64 063 M (i. V. 31250 AM), Gewinnanteil 159 605 
ne (i. V.- 27373 M), verschiedene Rückstellungen 575370 M 
(i. V. 0), Vortrag auf neue Rechnung 151891 #H (i. V. 58685 M). 


— Zur Verkehrslage im Ruhrgebiet. Infolge des ständigen 
Sinkens des Rheinwasserstandes wächst die Menge der wegen 
der daniederliegenden Schiffahrt der Bahn zugeführten 


| messen zu verteilen. 


Reichs-- 


“ täglichen Durchschnitt der Berichtswoche. 
- häfen und Kanälen ergab sich eine wenn auch geringe Abnahme 


Um den 


“sehen sofort Einspruch erhoben wurde. 
die .der Zusammenbruch mit sich gebracht hatte, 
saben ihren Stempel auch dem Verkehre des Jahres 1919. Die, ° 


V, 337308 M) zu folgender Ver-: nur auf .der Dei 


Zeitung des Vereins - 
Destane Eisenbahnverwaltungen. 


Frachten. Besonderen Schwierigkeiten im Betriebe sind den 
Bieenbahuch bis jetzt nicht erwachsen, jedoch werden ein- 
gehende. Maßnahmen getroffen, um diesen steigenden Verkehr, 
der seiner Richtung nach’ besonderen Strecken :zufällt, ange- 
Bei der Stellung von offenen und ge- 
deckten Güterwagen war es in der Woche vom 16.—22. Oktober 


nicht möglich, den Anforderungen voll gerecht zu werden. Je- 


doch ist anzunehmen, daß der Transport von Kartoffeln und 
Rüben seinen Höhepunkt erreicht hat und demnächst zurück- 
gehen wird. Demgegenüber ist aber eine weiter - vermehrte 
Inanspruchnahme des Wagenparkes zu erwarten, weil, wie oben 


angegeben, die sonst auf dem Wasserwege gefahrenen Güter 


zum Teil auf die Eisenbahnen übernommen werden müssen. 


' Es ist. dabei zu berücksichtigen, daß es sich meistens um Trans- 


porte mit langen Wegen und daher zroßem - Wagenverbrauch 
handelt. Für Kohlen, Keks und Briketts wurden in der ge- 
nannten Woche im arbeitstäglichen Durchschnitt seinschließ- 
lich der nachträglich gestellten Wagen 24646 Wagen, gerechnet 
zu je 10 Tonnen, angefordert. Gestellt wurden arbeitstäglich 
durchschnittlich 20084. Die Höchstgestellunge war am 18. Ok- 
tober mit 21004. Im gleichen Zeitraum des Vorjahres betrug 
die Durchschnittsgestellung 21056 Wagen. Bei der Rhein- 


schiffahrt haben sich die Verhältnisse gegen die Vorwoche noch 


ungünstiger gestaltet. . Die Aufrechterhaltung derselben war 
wegen der sehr vielen Unregelmäßigkeiten und Gefahren, die 
dem Schiffsverkehr infolge des äußerst niedrigen Weasser- 
standes drohen, nur noch unter größten Schwierigkeiten mög- 
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lich. Die Frachten und Schlepplöhne zeigten ein sprunghaftes 


Ansteigen. Ob die in den letzten Tagen zu verzeichnende lang- 
same Wiederzunahme des Wasserstandes weiterhin andauert 


und in absehbarer Zeit zur Erleichterung der Krisis führen wird, 
muß abgewartet werden. Die Kipperleistung in den Duisburg- 
Ruhrorter Häfen wurde durch die trostlose Lage bei der Rhein- 
schiffahrt ebenfalls in Mitleidenschaft gezogen und sank weiter- 
hin von 15789 % in der Vorwoche auf 13915 t im arbeits- 
Auch in den Zechen- 


des Umschlages. Die Lagerbestände in: Kohlen, Koks und 
Briketts haben sich von 392493 t auf 459689 t vermehrt. 


— Süddeutsche Donau-Dampfschiffahrtszesellschaft. Dem Bei 


richte der Süddeutschen Donau- Dampfschiffahrtsgesellschaft in 
München für die Betriebsjahre 1918 und 1919 ist folgendes zu 


entnehmen: ‘Bis zum Oktober des Jahres 1918 stand der Betrieb . 


der Gesellschaft noch im Zeichen des Kriegsverkehrs. Der 
größte Teil des Schiffsparkes war an die Schiffahrtgruppe des 
österreichisch-ungarischen : Kriegsministeriums 
wurde außer zu eigentlichen Militärtransporten zur Versorgung 
der Mittelmächte mit Getreide und Rohstoffen und zur Versor- 


gung der unteren Donauländer mit Kohle, Salz und Industrie- _ 
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vermietet und 


erzeugnissen verwendet. Durch den Zusammenbruch der Mittel- 
mächte und durch den darauf folgenden Umsturz geriet die Ge- 


sellschaft in eine überaus schwierige Lage, da der größte Teil 
ihrer Fahrzenge auf 
wendet war. Nach Abschluß des Waffenstillstandsvertrages 
zwischen Bulgarien unnd Frankreich wurde zwar der Versuch 


unternommen, sämtliche Schiffe, die sich noch auf der rumä- 


nischen Donaustrecke befanden, aus dem gefährdeten Bereich 
zu bringen; sie wurden jedoch noch vor Ablauf der durch den 
Vertrag gewährleisteten Räumungsfrist unterhalb von Lom be- 
schlagnahmt. 


lin. Die in Kroatien und Slawonien plötzlich eingetretenen Wir- 


ren brachten es jedoch mit sich, daß auch diese Fahrzeuge in 


die Hände der neu gebildeten Ortsbehörden gerieten und so- 
dann von Südslawien beschlagnahmt wurden. 
Schiffe, welche auf diese Weise der Verfügung der Gesellschaft 
entzogen wurden, betrug vier Dampfer 


die sich am 8 November noch auf der ungarischen Strecke be- 
fanden, wurden nun von der ungarischen Regierung unter dem 
Grafen Karolyi für Zwecke der ungarischen Schiffahrtsleitung 
in Anspruch genommen. 


Waffenstillstand ab und lieferte in Ausführung desselben auch 


einen Dampfer und fünf Warenboote der Gesellschaft an die 
obwohl gegen dieses völkerrechtswidrige- Vor- 
Die tiefgreifenden Um- 


Entente aus, 
wälzungen, 


Donauschiffahrt lag fast vollständig still, 
reichischen und deutschen Strecke wurde ein geringer Verkehr 


abgewickelt; erst im Herbst konnte auch die ungarische Strecke P 


wieder in den gesellschaftlichen Dienst einbezogen werden, und 


gleichzeitig gaben Getreidetransporte, die der. Lebensmittelver- ; 


sorgung Österreichs’ dienten, der Gesellschaft eine, wenn auch 
geringfügige, Beschäftigung. 
1918 gibt das finanzielle Betriebsergebnis Beweis von den 


der unteren und mittleren Donau ver- 


' Zahlreiche Schiffe der Gesellschaft befanden sich 
zu dieser Zeit bereits’ auf der Donau stromaufwärts von Sem- 


Die Zahl der 


und 73 Wearenboote. 
Sämtliche in Heeresmiete stehenden Fahrzeuge der Gesellschaft, 


Am 13. November schloß diese Regie- 
‚ung mit dem französischen General Franchet d’Esperey einen 


In ‚diesem Jahre wie im. Jahre 


Due ha NEN E Dim a al nt una, 
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Schwierigkeiten, mit denen die Gesellschaft: zu kämpfen .hatte, 
E:nes der wenigen erfreulichen Ergebnisse dieses Jahres ist die 
mit dem Bayerischen Lloyd, Schiffahrtsaktiengesellschaft, ab- 
geschlossene Betriebsgemeinschaft, die ihre Zweckmäßigkeit 
dargetan und die daran geknüpften Erwartungen erfüllt hat. 
Im Jahre 1918 erreichten die Einnahmen der Gesellschaft 
6729131 M. Nach _Abzug der allgemeinen sowie der Betriebs- 
kosten, Zinsen und Abschreibungen im Gesamtbetrage von 
6592720 AM verbleibt ein Reingewinn von 136411 A. Nach 
Hinzurechnung des Saldovortrages von 60322 SM stehen 
196 734 AM zur Verfügung der Generalversammlung. Mit Rück- 
sicht darauf, daß im Jahre 1918 die \resellschaft eine so wesent- 
liche Beeinträchtigung ihres Besitzstandes an Fahrzeugen er- 
litten hat, schlägt die Verwaltung vor, diesen Gewinn auf neue 
Rechnung vorzutragen. Im Jahre 1919 betrugen die Einnahmen 
der Gesellschaft 6292171 AM. Unter Berücksichtigung der all- 
gemeinen und der "Betriebskosten, Zinsen und Abschreibungen 
im Gesamtbetrage von 6627 670 M ergibt sich ein Verlust von 
335499 AM. Nach Abzug des Gewinnsaldos aus dem Vorjahr im 
Betrage von 196 734 M verbleibt ein Verlust von 138 764 Sl, der 
auf neue Rechnung vorgetragen werden soll. 


-— Das Institut für Verkehrslehre in Köln wurde im April d. J. 
im Anschluß an die Universität gegründet. Es ist eine von der 
Universität Köln unabhängige Einrichtung. Gleichwohl hat 
diese dem Institut weitgehende Unterstützung zugesagt und ihm 
u. a. die Räume der Universität für die Vorlesungen zur Ver- 
fügung gestellt. Das Ziel des Instituts ist, eine deutsche Zen- 
tralstätte für die Erforschung und Lehre des Verkehrs in allen 
seinen Erscheinungsformen zu sein. Es soll dort ein Archiv für 
Verkehrswissenschaften gegründet, eine möglichst reichhaltige 
Verkehrsbibliothek gehalten und eine Verkehrsstatistik angelegt 
werden. Eine Hauptaufgabe ist, dahin zu wirken, daß an der 
Universität Köln die verkehrswissenschaftlichen Vorlesungen 
ausgebaut werden und ein Seminar für das Verkehrsfach ge- 
schaffen wird. Weiter will das Institut den Studierenden Ein- 
blick in bedeutende Unternehmungen der verschiedenen Ver- 
kehrszweige durch Besichtigungen vermitteln. Eine Wochen- 
schrift des Instituts, „Der Verkehr“, erscheint seit Anfang 
Oktober, zugleich als Nachrichtenblatt des Verbandes west- 
deutscher Spediteure. \ 

Das Institut für Verkehrslehre hat bereits für einen fünf- 
semestrigen Studiengang einen Vorlesungsplan aufgestellt. Im 
Wintersemester 1921/22 werden zunächst Vorlesungen gehalten 
über Verkehrsorganisation und Verkehrspolitik, Wohnungs- und 
Siedlungspolitik, Grundlagen des Güterverkehrs, Handhabung der 
Gütertarife und Frachtreklamationen, Fluß- und Seefracht- 
wesen, Großverkehrsfragen des In- und Auslandes, Betriebswirt- 
schaftslehre der privaten Unternehmungen, Wirtschafts- und 
Verkehrsgeographie. 

Außerdem sind zahlreiche öffentliche Einzelvorträge über Ver- 
kehrsfragen vorgesehen, für die bekannte Fachleute aus dem 
Gebiet des Verkehrswesens gewonnen worden sind. Sie beginnen 
am 29, Oktober, die Vorlesungen am 2. November. ’/ 


— Die Betriebstechnische Ausstellung. Die zur Zeit in Char- 
lottenburg, in der Akademischen Hochschule für bildende 
Kiinste. Hardenbergstr. 33, von der Arbeitszemeinschaft deut- 
scher Betriebsingenieure im Verein deutscher Ingenieure ver- 
anstaltete Betriebstechnische Ausstellung findet lebhafte Be- 
achtune. Die Ausstellung verfolgt. den Zweck. den deutschen 
Ingenieuren und den Männern der Wirtschaft Mittel und Wege 
zu zeigen, die Wirtschaftlichkeit ihrer Unternehmen zu heben 
und zu selbständiger Arbeit anzuregen. An ausgewählten, für 
die Belehrung geeigneten Musterbeispielen ist durch Vergleich 
zwischen einem früheren und dem gegenwärtigen Stand der Be- 
triebswissenschaft deren wirtschaftliche Entwicklung vor Augen 
eführt. Es sind .nur solche Erzeugnisse und Entwicklungen 
dargestellt, die für die wirtschaftliche Ausgestaltung der Be- 
triebe von Wichtigkeit sind. 

Die Ausstellung gliedert sich in folgende Abteilungen: 
1. Werkstoffe, 2. Bearbeitungsverfahren und zwar a) einzelne 
Bearbeitungsverfahren, b) vollständige Bearbeitungseänge, 3. 
Kraftfluß, 4. Werkstättentranspört, 5. Fabrikanlagen, 6. Organi- 
sation, 7. techn. Hilfsmittel des Inzenieurs, 8. Berufseignung und 
9 Kinematik. Die Ausstellung bleibt noch. bis Ende Oktober 
in Berlin und wird im November in Stettin gezeigt, geht dann 
durch eine Reihe der bedeutendsten Städte im Reiche. Der 
Eintritt ist frei. 


Österreich. 


— Der Durehgangsverkehr Österreichs. In den letzten Wochen 
wurden mehrfach ganz außergewöhnlich hohe Zahlen für den 
Durchganssverkehr Österreichs genannt. Von vielen Seiten 
wurde dieser Verkehr mit 70% des Gesamtgüterverkehrs in 
Anrechnung gebracht. Es wurden nun in den letzten Tägen 


en anar nn Eee nu arm 


; Durchrechnungen vorgenommen, um festzustellen, wie hoch die- 


ser Durchgangsverkehr tatsächlich sei, und es ergab sich dabei 
eine Zahl, die nur etwa ein Drittel der oben genannten dar- 
stellt. Aus der Handelsstatistik für das Jahr 1920 ergibt sich, 
daß der Durchgangsverkehr in Österreich nach der Menge der 
Durchfuhr nur etwa 10 bis 12% betragen habe; im ersten 
Halbjahr 1921 hat die Durchfuhr der Menge noch etwas mehr, 
zwischen 15 und 17 % betragen. Rechnet man allerdings nach 
Nettotonnenkilometer oder nach den Geldeingängen, so muß 
man, da die Durchgangsgüter meist viel größere Strecken lau- 
fen, doch immerhin 25 bis 28 % des Gesamtverkehrs für den 
Durchgangsverkehr in Anrechnung bringen. — In den letzten 
Wochen hat sich auch auf den Bahnen eine Umstellung des 
Güterverkehrs bemerkbar gemacht. Während bis zum Sommer 
besonders die Nordsüdstrecke stark durch Güterverkehr über- 
lastet war, ist diese Strecke heute verhältnismäßig wenig be- 
fahren, während die bis zum Sommer ischwach befahrene West- 
oststrecke heute einen sehr starken Güterverkehr zu bewälti- 
gen hat. Dies kommt daher, daß die Sendungen deutscher Repa- 
rationskohle für Italien, die früher über Lundenburg-Semmering 
nach Tarvis gingen, nunmehr zum Teil über Passau-Salzburg und 
die Tauernbahn, zum andern Teil über Kufstein-Brenner gegen 
Süden gehen. Dagegen werden auf der Westoststrecke groß 
Mengen von deutscher Kohle nach Ungarn gebracht. 


— Bauförderung durch den Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds. 
Vom Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds wurden bisher an 51 
verschiedene gemeinnützige Bau-, Wohn- und Siedlungsgenossen- 
schaften und sonstige gemeinnützige Bauvereinigungen sowie 
an 18 Giemeinden Kredithilfen gewährt. Diese betreffen 148 
Baupläne, die in 71 Siedlungen und 77 andere Bauführungen zer- 
fallen. Die Gesamtbaukosten für diese 5000 Wohnungen belau- 
fen sich auf 2,4 Milliarden Kronen. Bürgschaften wurden vom 
Fonds hierfür zugesichert für 1,9 Milliarden, die eine Jahres- 
zahlung von 132 Millionen Kronen erfordern. Gebaut wird für 
alle Kreise der minderbemittelten Bevölkerung, so insbesondere 
für Kriegsbeschädigte, Eisenbahner, Post- und Tele- 
graphenangestellte, Angestellte und Arbeiter in Privatbetrieben, 
zu welchem Behufe sich auch aus Unternehmerkreisen gemein- 
nützige Bauvereinigungen gebildet haben. Was Wien anbelangt, 
so bestehen 47 vom Bundesfonds geförderte Baupläne, von wel- 
chen auf die. gemeinnützige Kleingartensiedlungsgenossenschaft 
Hetzendorf allein 23 entfallen. 


— Der Schiedsspruch über die Donaufahrzeuge. Am 17. Okto- 
ber ist die Frist abgelaufen, an der die Staaten, denen der 
amerikanische Schiedsrichter Fahrzeuge gegen Bezahlung des 
Gegenwertes zugewiesen hat, zu erklären hatten, ob sie auf 
diese Fahrzeuge Anspruch erheben oder nicht. Laut Zeitungs- 
nachrichten hat die Tschechoslowakei erklärt, daß sie die Fahr- 
zeuge übernimmt. Ferner verlautet, daß Südslawien die Fahr- 
zeuge nicht übernimmt und Rumänien für ‚seine Entschließung 
eine Fristverlängerung von acht Tagen erbeten hat. 


— Arbeitsabbau in der staatlichen Verwaltung. Der Präsident 
der Ersparungskommission hat nachstehende Note an die Bundes- 
bahndirektionen £erichtet: 

„Die mit Beschluß des Ministerrates vom 13. Januar. 1921 ein- 
gesetzte Ersparungskommission hat im Zuge ihrer bisherigen 
Arbeiten auch den Beschluß gefaßt, eine umfassende Aktion zum 
Zwecke des Arbeitsabbaues in der staatlichen Verwaltung (Ein- 


‚stellung aller überflüssigen Arbeit und tunlichste Vereinfachung 


der notwendigen Arbeit) als grundlegende Voraussetzung für 
eine Einschränkung des gegenwärtigen hypertrophen amtlichen 
Apparates, vor allem der Bundeszentralstellen, einzuleiten. 

Im Verfolee dieser Aktion wurde zunächst eine Note an die 
Bundeszentralstellen gerichtet. 

Im Sinne des vorletzten Absatzes dieser Note wird nunmehr 
auch an die Behörden der unteren Instanzen mit dem Ersuchen 
um Erstattung geeigneter Vorschläge zur Erzielung eines aus- 
ziebiren Arbeitsabbaues herangetreten, wozu. beigefügt wird, 
daß der Ersparungskommission gemäß $ 6 ihres vom Minister- 
rate beschlossenen Statutes „alle erforderlichen Informationen 
zu erteilen“ sind und „überhaupt jede zur zweckdienlichen För- 
derung der Aufgabe der Kommission notwendige Unterstützung 
angedeihen zu lassen“ ist. 

Die Ersparungskommission erwartet gerade von einer tätigen 
und verständnisvollen Mitarbeit der Behörden der unteren In- 
stanzen eine ganz besondere Förderung für die Erreichung ihrer 
Ziele auf dem Gebiete des Arbeitsabbaues, da diese Behörden 
den praktischen Erfolg der bestehenden Verwaltungsvorschriften 
aus unmittelbarer Anschauung zu beurteilen und zu werten ver- 
mözen und aus ihren praktischen Erfahrungen und Beobachtun- 
zen zweifellos äußerst wertvolle Anregungen zu geben in der 
L.age sein werden, um so mehr, als gerade sie es vielfach sind. 
die unter der Last der Arbeit auf Grund unzweckmäßiger und 
abänderungsbedürftieer Vorschriften in besonderem Maße zu 


\ leiden haben. 
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Zeitung des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


Ausdrücklich sei noch -bemerkt, :daß sich die erwünschten Vor- 
schläge bezüglich des Arbeitsabbaues sowohl auf die Aufhebung 
oder. Abänderung nicht mehr praktisch erscheinender Verwal- 
tungsvorschriften in-ihrer, Gänze als insbesondere auch auf die 
Beseitigung. oder‘ Verbesserung als unpraktisch und vom Stand- 
punkte der gebotenen Arbheitsökonomie schädlich empfundener 
einzelner Bestimmungen in. den geltenden Verwaltungsvor- 
schriften zu beziehen hätten. . 

Was. den Vorgang zur Gewinnung entsprechender Vorschläge 
aus dem dortigen Wirkungsbereiche anbelangt, so soll es ganz 
dem dortigen Ermessen überlassen bleiben, ob sich gleichfalls 
die Einsetzung -eines besonderen Beamtenkomitees empfehlen 
dürfte oder etwa eine Zirkularaufforderung an die einzelnen 
Dienststellen (Abteilungen, Referate u. dgl.) und an die ein- 
zelnen Beamten als zweckmäßiger erscheint. Jedenfalls wäre 
allen Beamten von der eingeleiteten Aktion Mitteilung zu machen 
und: die Möglichkeit einzuräumen, sich mit Vorschlägen direkt 
an die Ersparungskommission zu wenden: im erwünschten Falle 
würde die Geheimhaltung der Autorschaft bezüglich solcher Vor- 
schläge garantiert werden. Insbesondere scheint es höchst 
wünschenswert, auch die unterstehenden Behörden in geeigneter 
Weise zur Mitarbeit an der ganzen Aktion heranzuziehen. 

Was die Absicht der Gewährung von Zuwendungen an solche 
Beamte betrifft, die sich im Gegenstande besondere Verdienste 
erwerben und. Vorschläge machen, die tatsächlich geeignet sind, 
die Voraussetzungen für weitergehende Ersparungen zu schaffen, 
so gilt dies selbstverständlich auch für die bei den Behörden 
der unteren Instanzen tätigen Beamten. x 


Die oben erwähnte, vom Präsidenten der Ersparungskommis- j 


sion an die Bundeszentralämter gerichtete Note hatte folgenden 
Wortlaut: 

„Wie..bereits bei der am 9. Mai 1921 mit den Vorsitzenden 
der in den .einzelnen Zentralstellen gebildeten Beamtenkomitees 
abgehaltenen Besprechun& mitgeteilt wurde, wird 'es die erste 
und- wichtigste Aufgabe dieser Beamtenkomitees sein, eine um- 
fassende Aktion zum Zwecke des Arbeitsabbaues (Einstellung 
aller überflüssigen Arbeit und tunlichste Vereinfachung der Ar- 
beit) als grundlegende Voraussetzung für die unbedingt not- 
wendige Einschränkung. des SRSPNWAR CH hypertrophen amt- 
lichen Apparates einzuleiten. 

Die Tatsache, daß gegenwärtig in den verschiedenen Zweigen 
der Verwaltung zum Teil ganz überflüssige Arbeit geleistet wird, 
zum 'Feil notwendige Arbeit in überflüssig komplizierter Weise 
verrichtet wird, während trotz der übergroßen Zahl von Beamten 
in manchen Ämtern Not an Arbeitskräften besteht und die vor- 
handenen Arbeitskräfte unter der Last der Arbeit zusammenzu- 
brechen drohen, ist allgemein bekannt. 

Die Ursache dieser bedauerlichen Erscheinung liest — abee- 
sehen von der Reformbedürftigkeit der formalen Geschäftsbe- 
handlung, der durch die eine besondere Aktion für sich dar- 
stellende gründliche Kanzleireform abzuhelfen sein wird — auf 
dem Gebiete der materiellen Geschäftsführung. 

In.dieser, Hinsicht erscheint eine durchgreifende Änderung der 
bisherigen. Verhältnisse nach dem Grundsatz, daß der angestrebte 
Verwaltungserfolg auch auf materiell-rechtlichem Gebiete mit 
den einfachsten. Mitteln erreicht werden muß, unbedingt not- 
wendig-und — unabhängige von anderen Aktionen — auch schon 
sogleich durchführbar. 

Ohne damit den Anspruch auf. Vollständigkeit zu erheben oder 
ein erschöpfendes Programm aufstellen zu wollen, 
die Durchführung dieses Gedankens folgendes ausgeführt: * 

Die Hauptquelle der überflüssigen Arbeit ist zweifellos darin 
zu suchen, daß noch vielfach Vorschriften aus älterer, zum Teil 
aus sehr alter Zeit bestehen, : 
setzungen erlassen wurden, die Dinge noch unter wesentlich 
anderen Gesichtspunkten -gesehen haben, ihre nraktische: Bedeu- 
tune daher bereits eingebüßt haben und als überlebt anzusehen 
sind. aber noch immer, weil sie eben bestehen. befolgt -werden 
müssen, wobei die mit der Handhabung dieser Vorschriften be- 
faßte Beamtenschaft bisher keinen Anlaß. infolge der Fülle der 
Arbeit oft auch nicht einmal Zeit hatte, sich mit der Frage näher 
zu befassen, - ob die betreffenden Vorschriften zweckmäßiger- 
weise. nicht “überhaunt beseitist oder wenigstens im Interesse 
der materiellen Arbeitsvereinfachung geändert oder modernisiert 
werden können. Nicht selten . ist der 
der in leitender Stelle. von, seinem- Standpunkt aus allein auch 
Bar nicht in der Lage, die Notwendiekeit und Nützlichkeit seiner 

Arbeit voll und ganz überblicken zu können. Um so wichtiger 
ist es daher. daß: einmal sämtliche bestehenden materiell-recht- 
lichen Vorschriften nnter dem Gesichtspunkte der Arbeitsein- 
schränkung: auf die. Notwendiekeit -und Zweckmäßiskeit Älger 
Aufreehterhaltung eingehend- überprüft werden. 

Diese Überprüfune-»und. Kritik darf selbstverständlich Sn 
nicht. vor den geltenden Gesetzen halt machen, denn namentlich 
auch von den Gesetzen wird häufig das gelten, was oben bezüg- 
lich der Verwaltungsvorschriften im allgemeinen gesagt: wurde. 
Die Ersparungskommission wird es als ihre besondere Aufgabe 


sprechende und notwendige Behelfe gewertet werden. 


‚des Bundesverfassungsgesetzes für die Zukunft bereits im weit- 


sei hier für 


die unter ganz anderen Voraus-. 


- kräften zu schaffen, 


; . zweifellos auch v ieser Seite sehr 
elne Besuitel kein getreten werden wird, da zw los on dies t 


'Annuität und des Zinsendienstes noch schwebenden Fragen die 


betrachten, wegen Aufhebung oder Änderung auch solcher gesetz- 
licher Vorschriften bei den maßgebenden Faktoren mit allem 
Nachdrucke vorstellig zu werden. { 
Leider kann in: diesem Zusammenhang aalch, nicht die Tat-_ 
sache übergangen werden, daß nicht selten aus bloßen Ressort- 
gründen oder gar aus bloß persönlichen Gründen einzelner Be- 
amten in den Ressorts Arbeitsgebiete künstlich geschaffen oder” 
über das notwendige Maß erweitert worden sind, Auf derartige” 
Arbeitsgebiete wird bei der durchzuführenden Überprüfung ein 
ganz besonderes Augenmerk zu richten sein. % 
Ein spezielles Kapitel für sich im Rahmen dieser allgemeinen 
Erwägungen bilden einerseits gewisse, vielfach auch für die. 
Unterbehörden mit bedeutendem Arbeitsaufwand verbundene 
Statistiken und periodische Berichte, die vorübergehend vielleicht 
von ‘gewissem Interesse gewesen sein mögen, heute aber eine 
weitere praktische Verwertung gar nicht mehr finden, - anderer- 
be 


seits auch gewisse amtliche Veröffentlichungen, die mit außer- 
ordentlichen - Kosten und Arbeitsaufwand in den Zentralstellen 
hergestellt werden, in der Praxis aber nicht einmal als ent- 
Es2ists 
zweifellos, daß für die Purifizierung der Verwaltung auch in. 
dieser Richtung im Interesse der IP viel zug N 
erreichen sein wird. 

Ein weiteres wichtiges Mittel zum "Abbau der Arbeit bei den 
Zentralstellen bildet die im Rahmen der früheren Verwaltungs 
reformvorschläge schon vielfach erörterte Frage einer zweck- 
mäßigen Dezentralisierung. 

Bei dieser Frage darf allerdings nicht übersehen werden, daß 
die Dezentralisierung im jetzigen Bundesstaat für die a 
tung naturgemäß eine wesentlich andere Bedeutung besitzt als 
im Trühören Einheitsstaate, und daß der Gedanke der Verwal- 
tungsdezentralisierung speziell durch die allerdings derzeit noch 
nicht in Kraft stehenden Bestimmungen der Artikel 11, 12 und 15 


zehenden Maße antizipiert erscheint. Gleichwohl wird es sicher 
möglich sein, auch in dieser Hinsicht in vielfachen Belangen sehr‘ 
ZW eckmäßige. Vorschläge zu erstatten. 

Was: die Durchführung der den Beamtenkomitees nach allen” 
diesen Richtungen zukommenden Aufgaben anbelangt, so a 
vielleicht der Vorgang: am zweckmäßigsten sein, im Bereiche 
jedes Ressorts systematisch die von den einzelnen Abteilungen“ 
besorgten Arbeiten unter entsprechender Überprüfung der in Be- 
tracht kommenden materiell-rechtlichen Een Zu 


B 


einer eingehenden Perlustrierung zu unterziehen 
Um diesbezüglich in die ganze Aktion einen einheitlichen Zug 
zu. bringen, wird auch an dieser Stelle das bereits in der Be- 
sprechung vom 9, Mai 1921 gestellte Ersuchen wiederholt, von“ 
den betreffenden Sitzungen der Beamtenkomitees — we enigstens® 
soweit es sich um die einleitenden Beratungen handelt — das 
Büro der Ersparungskommission zwecks Entsendung eines Ver- E 
treters in Kenntnis zu setzen. $ 
Zur Verhütung jedes Mißverständnisses sei ausdrücklich be 
tont, daß mit einer solchen Intervention bei den betreffenden 
Beratungen selbstverständlich keineswegs ein Eingriff in are 
einzelnen Ressorts in diesen in ihren. eigensten Wirkungsbereich 
gehörenden Angelegenbeiten erfolgen soll, sondern dadurch ledig-l 
lich — wie bereits oben erwähnt — vorgesorgt werden soll, daß 
in der ganzen Frage nach einheitlichen Grundsätzen vorgegangen 
wird, zu welchem Zwecke eben das Büro der Ersparungskom- 
mission seine guten Dienste zur Verfügung stellen würde. Br: 
Im Sinne aller dieser Darlegungen wird seitens der Ersparungs- 
kommission die sichere Erwärtung zehest, daß die Frage des 
Arbeitsabbaues bereits in. allernächster Zeit in den einzelnen 
Zentralstellen aufs eingehendste ‚studiert werden wird und ehe- 
möglichst schon konkrete Ergebnisse zu gewinnen sein werden, 
um deren Mitteilung an das Büro der Ersparungskommission ge- 
beten wird. Es wird in Erwägung gezogen, solchen Beamten, 
die sich bei der Behandlung dieser Frage besondere Verdienste 
erwerben und Vorschläge machen, die tatsächlich geeignet sind, 
die Voraussetzungen für weitgehende Ersparungen an Arbeits- 
entsprechende Zuwendungen zu gewähren. 
Schließlich sei noch beigefügt, daß — wie bereits bei der Be- 
sprechung vom 9. Mai 1921 mitgeteilt — in demselben Gegen- 
stande demnächst auch unmittelbar an die Unterbehörden heran- 


reiches Material zur Frage des Arbeitsabbaues zu gewärtigen 
sein dürfte. Es wird nicht ermangelt werden, das auf diesem 
Wege beschaffte Material den Beamtenkomitees in den Zentral- 
stellen alsogleich nach Einlangen zur- Verfügung zu stellen.“ 


> ‚Staatseisenbahngesellschaft. Laut Zeitungsnachrichten ist 
beabsichtigt, nach Beendigung der in der Frage. der ungarischen 


Erträgnisse der Staatseisenbahngesellschaft für die öster- 
reichischen .und rumänischen Unternehmungen ' gesondert aus- 
zuweisen und auszuschütten. Es würden demnach die Aktionäre 
einen Teil der Dividende in österreichischen Kronen, den. an- 
deren in nen Lei ausgezahlt. erhalten. 


LXI. Jahrgang 
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_— Erster österreichischer Handelskammertag. Während der 
Beratungen des Ersten österreichischen Handelskammertages am 
19. Oktober gab ein :Vertreter der Handelskammer Innsbruck 
dem Bedauern Ausdruck, daß die Verfügung über die Eisen- 
bahn gänzlich in die Hand der Angestellten geglitten sei. - Die, 
ständige Erhöhung der’ Personentarife sei aus dem Grunde be- 
denklich, weil sie die Trennung Wiens von den Ländern ver- 
schärfe. Der Verkehr mit Wien werde auch durch den unzu- 
reichenden Fernsprechdienst sehr erschwert. Ein einziger 
Draht führt von Innsbruck nach Wien und dieser sei zu Zwei 
Dritteln durch dringende Staatsgespräche verlegt. Der Präsi- 
dent der Innsbrucker Kammer verlangte Erleichterungen des 
Verkehres von Osttirol nach Innsbruck, der nur über Italien 
erfolgen könne und derzeit zwei Tage in Anspruch nehme. Der 
Präsident der Handelskammer Klagenfurt besehwerte sich 
darüber, daß den Kärntnern die Reise nach Südslawien ungemein 
erschwert werde. Der Vertreter des Bundesministeriums für 
Verkehrswesen nahm die Wünsche zur Kenntnis und versprach 
nach Möglichkeit Abhilfe. Der Vertreter des Finanzministe- 
riums führte aus, daß das Bundesministerium mit dem Abbau 
der Ein- und Ausfuhrverbote folgerichtig fortfahre und die Re- 
gierung, wenn möglich, bei der Konferenz von Portorose den 
Antrag stellen werde, daß der Abbau der Ein- und Ausfuhr- 
verbote mit allen Nachfolgestaaten im Einklang erfolge. Allen- 
falls könnte auf Grund der Völkerbundsatzungen eine besondere 
Kommission zur Überwachung der Durchführung dieses Abbaues 
eingesetzt werden. Jedenfalls sei die Einführung von Verboten 
zu wirtschaftspolitischen Zwecken in Zukunft grundsätzlich zu 
vermeiden. Auf eine Anfrage erklärte Redner, daß die Frage, 
ob man die Einführung erhöhter Zuschläge zum Zoll eine be- 
stimmte Zeit vorher bekanntmachen oder überraschend ver- 
öffentlichen solle, ungelöst sei. Der Wunsch, für Güter, welche 
zur Zeit der Einführung eines erhöhten Zuschlages bereits 
rollen, noch den alten Zuschlag gelten zu lassen, stelle eine 
schwere, rechtlich grundsätzliche Frage dar. Er wolle sich je- 
doch dieser Anregung nicht verschließen. 

Der Vizepräsident der Wiener Kammer betonte, daß zweifel- 
los immer sein entsprechender Zeitraum zwischen der Ankündi- 
gung und der Rechtskraft einer Zollerhöhung liegen müsse. Der 
Präsident der Kammer Klagenfurt führte darüber Klage, daß bei 
Auslandsfrachten, die in fremder Währung zu bezahlen sind, 
zwischen der Anlieferung und der Abrechnung ein Zeitraum 
von zwei bis drei Monaten liegt, innerhalb welcher der Kurs der 
fremden Währung großen Veränderungen unterworfen sei. Da 
hun die Eisenbahnverwaltung die Zahlung zum Kurse des Ab- 
rechnunestages verlangt, liege hier die Möglichkeit großer Ver- 
luste. Der Vertreter der Handelskammer Salzburg verwies auf 
die großen Schwierigkeiten bei der Grenzüberschreitung nach 
Deutschland, ein anderer Vertreter auf die Vernachlässigung der 
österreichischen Bahnen durch die Schlafwagengesellschaft. 


— Verband der österreichischen Lekalbahnen und Kleinbahnen 
in Wien. Der Verband hat den Direktor der Wiener städtischen 
Straßenbahnen, Ing. L. Spängler, zum Präsidenten, den Geh. 
Reeg.-Rat Dr. J. Bing-Binge und den Landeseisenbahn- 
direktor Inge. E. Heider zu Vizepräsidenten gewählt. In. der 
Verbandsversammlunge am 12. und 13. August. (vgl. Nr. 34, 
S. 544 d. Ztg.) hat Herr Ing. Spängler bereits den Vorsitz 
geführt. . $ : 


Ungarn. . 


— Eröffnung des direkten Güterverkehrs zwischen Ungarn 
und Südslawien. Zwischen Ungarn und Südslawien wurde zur 
Regelung des direkten Güterverkehrs ein Übereinkommen ge- 
troffen, dessen wichtigere Bestimmungen folgende sind: Die Be- 
förderung erfolgt: mittels internationaler Frachtbriefe auf Grund 
des Internationalen Übereinkommens über den Eisenbahnfracht- 


verkehr vom 14. Oktober. 1890 samt allen Nachträgen und Zusatz- 


bestimmungen. ' Alle den Inhalt der Sendung betreffenden, in 
serbisch-kroatisch-slowenischer oder ungarischer Sprache abge- 
faßten, geschriebenen wie gedruckten Angaben müssen im Fracht- 
briefe mit einer Übersetzung in französischer oder deutscher 
Sprache versehen sein. .Nötigenfalls hat die Übergangsstation 
die Übersetzung zu veranlassen. i 
Der Absender muß im Frachtbrief eine der folgenden Über- 
gangsgerenzstationen angeben: Gyekenyes-Gyekenyes, Kelebia- 
Kisszälläs, Röszke-Szeged-Rökus, Szöreg-Szeged, Kotoriba-Mura- 
keresztur. Stückgüter werden im gegenseitigen Verkehr nur 
über die Grenzübergangsstationen Koprivnica - Gyekenyes und 
Kotoriba-Murakeresztur befördert. Wagensendungen werden 
nur bei Frachtzahlung für mindestens 5000 kg je Frachtbrief und 
Waeen zur Beförderung ‚übernommen. . Von der Beförderung 
sind außer den im Internationalen Übereinkommmen angeführten 
Gegenständen noch ausgenommen: Gold- und Silberbarren, Platin, 
Geld, Wertpapiere, 
ferner Kunstgegenstände u. dergl. Eine Begleitung ist nur bei 


‚und Barauslagen werden vom Empfänger erhoben. 


Edelsteine und sonstige Kostbarkeiten, 


auf eigenen Rädern laufendan Fahrzeugen und: bei lebenden 
Tieren gestattet. Die Fracht wird bis. und. von: der. Grenze nach 
den Lokaltarifen der betreffenden Bahnen berechnet. 

Für die Bahnen Südslawiens.wird.die Eracht auf Grund 
folgender Kilometerentfernungen : berechnet:. für. den Übergang - 
G yekenyes: Entfernungen für; Landesgrenze; bei Dinie bzw. 
für Gyekenyes im Kilometerzeiger für. sämtliche .südslawische 
Staatsbahnen; Kelebia: Entfernungen für Kelebiau:erhöht um 
8 km; Röszke: Entfernungen für. Röszke ‚erhöht um 2 km; 
Sirig: Entfernungen für Siriz (Szöreg)’erhöht um 5 km; Ko- 
toriba: Entfernungen für Kötoriba erhöht ‘um ‘4 km. 

Für die Bahnen in Ungarn wird’die Fracht auf Grund f£ol- 
gender Entfernungen berechnet: Gyekenyes:" Entfernungen 
für Gyekenyes erhöht um 2’km; -Kisszälläs:- Entfernungen 
für Kisszälläs erhöht um 3 km; °Szeged-Rökus (in der 
Richtung gegen Röszke) : Entfernungen für Szeged-Rökus erhöht 
um 10 km; Szeszed (gegen Szöre&): Entfernungen für Szeged, 
erhöht um 1 km; Murakeresztur:- Entfernungen für Mura- 


'keresztur. erhöht um 3 km. 


Wenn die vorgeschriebenen zoll-, steuer-, tierärztlichen und 
polizeilichen Urkunden dem Frachtbriefe nicht ‚beigeschlossen 
werden, oder wenn sie unrichtig und unvollständig sind, kann 
die Annahme der Sendung verweigert werden. Die Frachtge- 
bühren, Frachtzuschläge, Nebengebühren, Zölle und Barauslagen 
sind bis zur Grenze zu frankieren. Ausnahmen hiervon bilden 
die in einer Unterwegsstation entstandenen baren Auslagen, 
Zollabfertigungskosten und sonstigen Nebengebühren, die bis 
zur Höhe des Betrages von 25 Dinar oder 250. ungarischen 
Kronen überwiesen werden. Etwaige Frachtzuschläge und Zölle 
sind auf die Versandstation zurückzukartieren., ‚Die von der 
Grenze ab entfallenden Frachtgebühren, Nebengebühren, Zölle 
Die Sendun- 
een dürfen mit Nachnahmen und Barvorschüssen nicht belastet 
werden. Der Absender kann über die Sendung nachträglich nur 
dann verfügen, wenn die Sendung die Grenze des Versandstaates 
noch nicht überschritten hat, Die Forderung auf Rückerstattung 
von Mehrgebühren kann nur diejenige ‚Partei geltend machen, 
die der Bahn die Fracht bezahlt hat. Reklamätionen können nur 
bei jener Bahn eingebracht werden, bei der die Frachtgebühren 
entrichfet wurden. Die Sendungen dürfen nicht mit einer Er- 
klärung des Interesses an .der Lieferfrist aufgegeben werden. 
Zur Geltendmachung von gerichtlichen Ansprüchen wegen Ver- 
lustes, Minderung des Gewichtes. oder Überschreitung der Liefer- 
frist ist, falls- der Frachtbrief noch nicht eingelöst ist, aus- 
schließlich der Absender gegenüber der Versandbahn und nach 
dem Einlösen des Frachtbriefes nur: der Empfänger, und nur 
gegenüber der Bestimmungsbahn berechtigt. Leer zurückgehende 
Privatspezialwagen werden auf dem Wege, den sie beladen zu- 
rückgelegt haben, innerhalb zweier Monate frachtfrei zurückbe- 
fördert. 

Der direkte Güterverkehr im Durchgang durch Ungarn und 
Sidslawien kann nur nach und von österreichischen Stationen 
der Südbahngesellschaft zugelassen werden, in anderen Fällen 
sind Sendungen im Durchgangsverkehr über die beiden Staaten 
mit direkten, internationalen Frachtbriefen von der Beförderung 
ausgeschlossen. 


— Wiederaufnahme der Bahnverbindung Budapest-Wien. Der 
erst kürzlich wieder aufgenommene Verkehr der nach Wien ab- 
gehenden Balaton-Expreßzüge mußte bekanntlich infolge Ein- 
ereifens des Wiener Arbeiterrats wieder eingestellt werden. 
Seitdem bemühte sich die Direktion der Südbahn, diese zerstörte 
Verbindung wieder auf einer anderen Route aufzunehmen. Es 
bestand der Plan, den Verkehr unter Umgehung der westunga- 
rischen Strecke über Marburg, Pragerhof zu leiten und in den 
täglich verkehrenden Triester Nachtschnellzug einzuschälten. 
Die südslawische Regierung hat jedoch hinsichtlich der Zoll- 
und Visumvorschriften solche Schwierigkeiten verursacht, daß 
dieser Plan fallen gelassen wurde. Die Balaton-D-Züge wur- 
den jedoch vom 12. Oktober an zwischen Budapest und Wien 
wieder, und zwar täglich, eingeführt. Die Züge verkehren bis 
auf weiteres über Sopron-(Ödenburg-)Ebenfurt. 


— Donau-Dampfschiffahrt. Die Donau-Dampfschiffahrtsgesell- 
schaft hat die Personen- und Gepäcktarife auf der Strecke Buda- 
pest-Mohäcs erheblich herabgesetzt. — Auf der Eisenbahnlinie 
der Mohäcs-Peczer Bahn, die im Eigentum der Donau-Dampf- 
schiffahrts-Gesellschaft steht, wurde der Verkehr wieder auf- 
genommen. Die Kohlengruben haben ihre Tätigkeit anstands- 


los wieder aufgenommen. 


— Kürzung der Ladefrist auf den Linien der ungarischen 
Staatsbahnen. Mit Wirksamkeit vom 1. September 1921 ist die 
wagenstandgeldfreie Zeit auf sechs Tagesstunden herabgesetzt 
worden. 

— Ungarisch - rumänische Eisenbahnverkehrsverhandlungen. 


Am 10. Oktober d. J. haben in Nagyvärad unter Leitung des Mi- 
nisterialrates, Direktors der ungarischen Staatsbahnen, Anton 
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Pasterczyk, die Verhandlungen zwischen Ungarn und Rumänien 
über verkehrspolitische Fragen begonnen. Es werden außer die- 
sen Fragen ‘auch .die Regelung des Postverkehrs, des Zoll- 
dienstes und der Reisepässe besprochen, schließlich gelangen 
- die zu treffenden Maßnahmen zur baldigen Aufnahme des direk- 
ten Eisenbahnverkehrs über die Stationen Biharkerenztes, Kö- 
tegyan, Nyiräbräny, Ermihälyfalva, Nagykäroly, bzw. Szatmär 
zur Sprache. - 


 — Maßnahmen für die Reise nach den westungarischen Ge- 
bieten. Der Minister des Innern hat eine Verordnung erlassen, 
nach der verboten ist, in die übergebenen Gebiete Westungarns 
ohne von der Polizeibehörde ausgestellte Reiseausweise mit der 
Eisenbahn oder mittels anderer Verkehrsmittel zu reisen. 
Reiseausweise werden nur an zuverlässige Personen ausgestellt, 
die nachweisen, daß sie auf dem in Rede stehenden Gebiete einen 
ständigen Wohnort haben, oder daß ihre .Reise nach ‘diesem 
Gebiet unumgänglich notwendig ist. 


— Die Südbahngesellschaft beabsichtigt zur 
Fremdenverkehrs am Plattensee mit Hilfe der Finanzierung 
durch ein Geldinstitut eine Lokalbahn auszubauen. Die Bau- 
arbeiten sollen schon im künftigen Frühling in Angriff ge- 


- nommen werden. 


N iederlande. 


— Verkehrsverhältnisse in Rotterdam. Vor einiger Zeit ist 
der Bericht der Kommission, betreffend die Verkehrsverhält- 
»jsse in und in der Nähe von Rotterdam erschienen. Die Pläne 
der Kommission-enthalten eine vollständige Trennung des Per- 
sonen- und des Güterverkehrs, sowohl für die Bahnhöfe wie für 
die anschließenden Strecken. Bahnhof Rotterdam .Delftsche 
Poort soll durch einen Hauptpersonenbahnhof und einen Güter- 
bahnhof (Benkelsdyk) ersetzt werden. Ebenso sollen an Stelle 
des Bahnhofes Rotterdam Maas zwei Bahnhöfe errichtet werden. 
Der gesamte Rangierdienst könnte einem einzelnen Rangier- 
bahnhof (Kethel) überwiesen . werden. Der Entwürf enthält 
auch ıeine zweite Maasüberbrückung und einen neuen Yiadukt 
durch die Stadt. Es ist zugleich der Möglichkeit Rechnung ge- 
tragen, daß der Entwurf auch nach und nach in Teilstücken aus- 
geführt werden kann. 


— Eisenbahnmuseum. Ein Eisenbahnbeamter — Herr E. W. 
van Vlaten in Utrecht — hat seit einer Reihe von Jahren 
Gegenstände, Bilder und Urkunden gesammelt, die für die Ge- 
schichte und die Entwicklung der Niederländischen Eisenbahnen 
von Bedeutung sind. Diese Sammlung ist neuerdings im Ver- 
waltungsgebäude der Niederländischen Eisenbahnen in Utrecht 
untergebracht worden und bildet die Grundlage für ein künf- 
tiges niederländisches Eisenbahnmuseum. 


— Frauen im Eisenbahndienst. Die Generaldirektion der 
Niederländischen Eisenbahnen hat angeordnet, daß die Annahme 
von weiblichem Personal für den Eisenbahndienst so viel wie 
möglich beschränkt werden soll. Das Zusammenarbeiten von 


Männern und Frauen in einem Lokal führt zu unerwünschten: 


Zuständen. 


— Elektrisierung der Eisenbahnen. Mit dem Plane, die ver- 
kehrsreichste Strecke der Niederländischen Eisenbahnen Amster- 
dam-Rotterdam zu .lektrisieren, ist ein Anfang gemacht worden. 
Der Durchgangsverkehr zwischen Nord und Süd und der Ver- 
kehr mit Belgien und Frankreich wird vorläufig noch mit Dampf 
bedient werden, der Verkehr zwischen den beiden Großstädten 
und den zwischenliegenden Orten aber durch Motorzüge. 
aussichtlich werden die Motorzüge aus fünf Wagen (für 350 Rei- 
sende und mit einem kleinen Gepäckraum), und wenn nötig, 
während der am meisten besetzten Tagesstunden aus 10 Wagen 
zusammengestellt. Die Zugfoige wird zwischen 30 und 10 Mi- 
nuten wechseln. Es ist nicht ausgeschlossen, daß der elektrische 
Betrieb im Frühjahr 1924 eröffnet.werden kann. Für die Strecke 
Amsterdam - Rotterdam wird ° die. elektrische Zentrale in 
Leidschendam, die zu diesem Zweck erweitert werden soll, den 
Strom liefern. - 
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Uebrige europäische Länder. 


— Der Zugzusammenstoß auf der Dovrebahn (Norwegen) (vgl. - 


Nr. 38, 8.706 d. Ztg.). Die Untersuchung‘über das Eisenbahn- 
unglück ist, nach „Jernbanemanden“ bahnseitig abgeschlossen. 
Nebenher ist auch die richterliche Untersuchung gegangen, und 
es wurde hierbei dem Signalsystem besondere Aufmerksamkeit 
gewidmet, Wenn der Staatsanwalt diese Arbeit abgeschlossen 
hat, wird entschieden werden, ob und gegen welche Schuldige 
Anklage erhoben werden soll. In welcher Richtung die Schuld 
zu suchen ist, darüber verlautet noch nichts. Nach Erklärung 


Hebung des 


Übernahmie des Verkehrs ihm völlig neuen Boden zu betreten. 


Vor--: 


die Verpackung im ersteren Falle einfacher sein. Nachdem aber 


des Justizministers wird sine besondere 
kommission nicht eingesetzt werden. 

Wie immer in solchen Fällen ist auch hier eine recht lebhafte 
Presseerörterung zustandegekommen, und die norwegische Presse 
hat es an scharfen Ausfällen nach der einen oder anderen Rich- 
tung nicht fehlen lassen. Einzelne Zeitungen haben auf ein 
zu weit gehendes Sparsystem bei den norwegischen Staatsbahnen 
hingewiesen, wieder andere haben an dem in die Sache ver- 
wickelten Personal ungünstige Kritik geübt. Noch andere 
haben auf Mängel im Signalsystem und Zugabfertigungsver- 
fahren hingedeutet. In letzterer Hinsicht verdient ein Hinweis 
in „Verdens Gang“ Aufmerksamkeit. Danach war die Fahr- 
anordnung für den Sonderzug schon fünf Tage vorher ausgesandt 
worden, das Personal war schon zweimal in der Zwischenzeit 
über die Strecke hin- und zurückgefahren, die Anordnung der‘ 
Zugkreuzung war auf der Fahrordnung des Sonderzuges, die 
auch dem Personal des nordwärts gehenden Tagesschnellzuges 
zugestellt wurde, nur als Fußnote angegeben, der Tagesschnell- 
zug hatte nach dem Fahrplan nicht in Marienborg zu halten. 
In diesen Umständen findet die Zeitung eine Erklärung für die 


Unaufmerksamkeit des Führers des Tagesschnellzuges. Dr. S. 1 


Sachverständigen- 


— Eisenbahnbauten. Der schwedische Reichstag beschloß, vor- 
bereitende Erhebungen über eine Staatsbahn von Matarengi nach 
Pajala an der finnisch-schwedischen Grenze anstellen zu lassen, 
Die Eisenbahn Faringe-Gimo ist fertiggestellt. Für Fortsetzung 
der Staatsbahn (Querbahn zur Inlandsbahn) Hällnäs-Stensele hat 
der Reichstag nur.2 Millionen Kronen statt der von den An- 
tragstellern verlangten 3 Millionen genehmist. _Sämtliche Ar- 
beiten an der Doppelbahn Rönninge-Ström, auch die neue 
Brücke über den Södertäljekanal, sind fertig. Gleichzeitig wird 
Station Saltskog aufgehoben. Die Schienenlage auf der In- 
landsbahnstrecke Brunfes-Sveg ist durch die Zusammenknüpfung 
der von Nord und Süd kommenden Gleisstränge zwischen den 
Stationen Älvro und Ytterhogsdal vollendet worden. Damit is 
ein wichtiger Teil der Inlandsbahn fertig. Das neue geräumige 
Stationsgebäude in Hässleholm (Strecke Malmö-Nässjö) äst in 
Gegenwart des Generaldirektors Granholm eingeweiht worden. 
Die Kosten für die neue Station haben 3700000 Kronen er- 
reicht. Dr.:5.9 


— Neuer Verkehrsminister in Schweden. In das neue sozial- 
demokratische Ministerium Branting ist als Kommunikations- 
minister Staatsrat Anders Örne eingezogen. Geboren 1881, wurde 
er 1%07 Kandidat der Philosophie in Upsala, danach für einig 
Jahre Mitarbeiter an der Zeitung „Socialdemocraten“, worauf 
er die Schriftleitung für „Kooperatören“ übernahm und Sekretär 
im kooperativen Verbande wurde. 1919 wurde er in die erste 
Kammer gewählt und bei der Durchführung der Departements- 
umgestaltung zum Staatssekretär im Finanzdepartement ernannt. 
Hiernach erscheint der neue, erst 40iährige Minister mit der 


DraS 


Schweden. Die Höhe der Eisenbahnfrachten in Schweden hat 
zu der auch in anderen Ländern beobachteten Erscheinung ge- 
führt, daß vielfach der Straßenverkehr mittels Automobilen 
mit der Eisenbahn in: Wettibewerb trat. Die Verkehrsinspektoren 
der Sektion Stockholm haben nach dieser Richtung für den Ver- 
kehr von und nach Stockholm nähere Untersuchungen ange- 
stellt. Es hat sich dabei herausgestellt, daß für die nördlichen 
Staatsbahnlinien ein ganz bedeutender Teil der Güter auf das 
Straßenautomobil übergegangen ist, und zwar bis Märsta, 
Rosersberg, ‚Väsby, Rotebro, Norrviken und Tureberg. Haupt- 
sächlich handelt es sich um. Milch, Butter und Gartenbau- 
erzeuenisse, vorwiegend um Stückgüter, seltener um größere 
und sperrige Wagenladungsgüter. Für die Stationen südwärts’ 
wird berechnet, daß Älvsjö im Monat etwa 75 t der gewöhn- 
lichen, bisher auf der Eisenbahn verfrachteten Gütermenge ein- 
büßt. Auch nach Huddinge und Tumba hat sich Automobilver- 
kehr eingerichtet. Im Södertäljegebiet haben die Gärtner eine” 
eigene Automobilgesellschaft gebildet, um ihre Erzeugnisse nach 
den verschiedenen Verkaufsstellen, vor allem nach Stockholm, 
zu verfrachten. Auch Fabriken und Brauereien in Södertälie 
sind auf das Automobil übergegangen. An diesen Erscheinungen 
sollen aber nicht allein die hohen Bahnfrachten schuld sein, 
sondern auch die augenblicklichen Transportverhältnisse in 
Stockholm. Mit dem Automobil können die Waren dem 
Empfänger unmittelbar zugestellt und vom Absender ebenso 
abgeholt werden, während beiın Eisenbahntransport hohe Be- 
förderungskosten innerhalb der Stadt hinzutreten. Auch kann 


Jetzt nach Reichstagsbeschluß die Eisenbahnfrachten ermäßigt” 
werden sollen, wird wohl eine Rückkehr zur Eisenbahnbeförde- 
rung zu erwärten sein. Ansätze sind schon zu ee 
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— Elektrische Lokomotiven der Rhätischen Bahn. In Nr. 39, 
S. 726 d, Ztg. hat sich bei den Nachrichten von den schweizeri- 
schen Eisenbahnen ein Fehler eingeschlichen, den dıe meisten 
Leser wohl schon äls solchen erkannt haben werden. Die elek- 
trische Lokomotive, die auf der Teilstrecke Reichenau-Trins 
- der Rätischen Bahn erprobt worden ist, hat eine Dauerleistung 

‚von 1000 (nicht 100!) Pferdekräften; während einer Stunde 

kann sie 1200 PS. leisten. Die Rhätische Bahn hat jetzt sechs 
Lokomotiven dieses Typs im Betriebe. 


— Einsturz einer Eisenbahnbrücke in Italien. Infolge der 
heftigen Regengüsse ist am 26. Oktober bei Reggio Calabria 
eins Brücke eingestürzt, als der Schnellzug Palermo-Rom darüber 
fuhr. Die Lokomotive, der Gepäckwagen und der Postwagen 
stürzten in den Fluß. Das Maschinenpersonal, drei Postbeamte 
und zwei Eisenbahner werden vermißt. Die Reisenden, kamen 
mit dem Schrecken davon. Im: Zuge befand sich auch der Post- 
minister Giuffrida, der unversehrt blieb. 

— Rücktritt des englischen Verkehrsministers. Der englisches 
Verkehrsminister, Sir Eric Geddes, ist von seinem Amt zurück- 
getreten. Er hatte schen vor einiger Zeit die Absicht ausge- 
- sprochen, er wolle nur noch das neue englische Veerkehrsgesetz 
durchbringen, das am 15. August in Kraft getreten ist, und 
dann seine Stelle aufgeben. In der letzten Zeit war aber hier- 
über nichts mehr verlautbart, so daß man annehmen konnte, 
der Minister habe seine Absicht aufgegeben, und das um so 
mehr, als das erlassene Gesetz im wesentlichen dem von ihm 
vorbereiteten Entwurf entsprach, als namentlich auch das Ver- 

kehrsministerium durch das neue Gesetz zu einer dauernden 
- Einrichtung gemacht worden ist, und dadurch. die Politik, die 
- Sir E. Geddes in den zwei Jahren seiner Amtstätigkeit. gegen- 
über den Eisenbahnen verfolgt hat,.im wesentlichen gebilligt 
worden ist. Es wird ihm nachgesagt, daß er gute Gedanken 
gehabt und daß er sie vor dem Parlament geschickt vertreten 
habe... Zeitweise habe er eine Verstaatlichung oder Sozialisie- 
rung der englischen Eisenbahnen angestrebt; da er aber ein- 
gesehen habe, daß ‚er diese nicht erreichen konnte, habe er sich 
damit begnügt, die staatliche Aufsicht über die Eisenbahnen 
möglichst weit auszudehnen. Damit hat er: aber das Ziel, das 
ihm bei 
nämlich eine Vereinheitiichung nicht nur des englischen Eisen- 
bahnwesens, sondern des gesamten Verkehrswesens des Landes 
zu erreichen, und die Zusammenfassung der Eisenbahnen zu 
vier Gruppen, die das neue Eisenbahngesetz vorsieht, wird nur 
als ein erster Schritt auf diesem Wiege angesehen. Auf die 
wirtschaftlichen Ergebnisse des Eisenbahnbetriebs soll Sir 
E. Geddes allerdings zuweilen nicht die erforderlichen Rück- 
sichten genommen haben; die Kosten spielten für ihn im all- 
gemeinen keine Rolle; das war jedenfalls eine Folge seiner 
Tätigkeit im Kriege, während dessen er zeitweilig Feldeisen- 
bahnchef war. Er ist aus,dem Eisenbahndienst hervorgegangen, 
und es ist anzunehmen, daß sein Rücktritt vom Amte des Mi- 
nisters mindestens zum Teil dadurch veranlaßt worden ist, 
daß er wieder in den Dienst eines großen Verkehrsunterneh- 
mens ‚treten will. no FR 


Fremde Erdteile. 


— Bahnbau Windhuk-Gobabis. Wie die „Times“ vom 24. Sep-. 


tember meldet, hat der Verwalter Hofmeyr des Südwest-Protek- 
torats der Südafrikanischen Union, d. h. des ehemaligen Schutz- 
gebiets Deutsch-Westafrika, den Bau einer neuen Eisenbahn- 
linie von Windhuk nach Gobabis durch das Eisenbahnamt 
der. Südafrikanischen Union genehmigt. Die Linie soll von der 
Hauptstadt Windhuk in östlicher Richtung nach  Gobabis, eine 
der wichtigsten Siedlungen im östlichen Teile des Schutzgebiets, 
führen und in Kapspur (1,067 m) hergestellt werden. Die 
Länge der Bahn ist auf 132 Meilen — 212,4 km, die Kosten sind 
auf: 726000 £, das sind rund’ 70000 Goldmark. für das Kilo- 
meter, veranschlagt. Gobabis hat in seiner Umgebung zahl- 
reiche Quellen und ist Mittelpunkt einer der wenigen dortigen 
rk in denen Ackerbau möglich ist; seine’ Haupternte ist 
Mais. - 

Im früheren deutschen . Schutzgebiet beschäftigte sich die 
Öffentlichkeit in den: Jahren 1912 und 1913 bereits eingehend 
mit den Plänen für die gedachte Eisenbahnlinie, und in der 
Presse wurde dabei insbesondere ausführlich erörtert, ob die Ab- 
zweigung der Stichbahn von der Hauptbahn -etwa weiter nörd- 


lich, bei Waldau oder Okahandia, anstatt bei Windhuk vorzu- 


sehen wäre. Im Jahre 1914 hatte das deutsche Gouvernement 
allgemeine Vorarbeiten für die Linie Windhuk-Gobabis aus- 
führen lassen. Daß bei 
Windhuk nicht ausgeschaltet und umgangen wird, 


erscheint 
durchaus sachgemäß. FrB} 


827. — 


‚suchen. 


der Verstaatlichung . vorschwebte, nicht aufgegeben, 


die Betriebszahl 118, 1920 117. 


‚selbst trägt, um 20 % herabsetzen zu dürfen. 


dem Bahnbau die Landeshauptstadt. 
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— Bevorstehender Eisenbahner-Ausstand in den Vereinigten 
Staaten. (Vgl. auch die Mitteilung in Nr. 43, S. 805 d. Zte.) 


Nachdem das Eisenbahn-Arbeitsamt, eine aus je drei Ver- 
tretern der Eisenbahngesellschaften, der Eisenbahnarbeiter 
und der Allgemeinheit bestehende Behörde, schon im Juli 


eine Herabsetzung der Löhne der Eisenbahnarbeiter um 
12% angeordnet hatte, ist nunmehr, wiederum auf Anordnung 
des Eisenbahn-Arbeitsamts, eine nochmalige Herabsetzung um 
10% in Aussicht genommen. Sie wird aber von den Eisenbahn- 
arbeitern nicht ruhig hingenommen, sondern diese drohen mit 
einem allgemeinen Ausstand, der nach einem in Chicago ge- 
faßten Beschluß der Gewerkschaften gruppenweise ausbrechen 
soll. Bei der ersten Gruppe, die 17 führende Eisenbahngesell- 
schaften umfaßt, soll die Arbeit am 30. Oktober niedergelest 
werden. Bei der ersten Lohnheräbsetzung im Juli hatten die 
fünf großen Gewerkschaften, in denen die Lokomotivführer, 
die Heizer, die Zugführer, die Schaffner und Weichensteller 
vereinigt sind, und die mit den ihnen angegliederten Vereini- 
gungen nahezu 2000000 Mitgiieder haben, bereits den Aus- 
stand beschlossen, es geschah aber nichts, um diesen Beschluß 
durchzuführen. Diesmal scheint man aber die Lage für ernst- 
hafter zu halten. Neuyork und andere große Städte treffen 
alle Vorbereitungen für die erwartete vollständige Einstellung 
des Verkehrs, indem sie große Mengen von Nahrungsmitteln 
aufstapeln und nach dem Beispiel, das in England bei dem vor- 
jährigen Verkehrsausstand gegeben worden ist, den Verkehr _ 
von Kraftwagen als Ersatz für die Eisenbahnen einzurichten 
Der Präsident berät mit den: Vertretern der Eisen- 
bahnen und dem Bundesverkehrsamt, das Arbeitsamt mit den 
Arbeitervertretern über die Möglichkeit, den Ausstand abzu- 
wenden. Die Regierung nimmt den Standpunkt ein, daß eine 
Herabsetzung sowohl der Löhne als auch der Frachtsätze nötig 
sei. Die Lage wird dadurch verwickelt, daß die Eisenbahn- 
sesellschaften zugesagt haben, sie würden die Frachtsätze er- 
niedrigen, sobald die Löhne niedriger würden; solange sie 
aber die bisherigen Löhne zahlen müßten, sei auch die Auf- 
ı>chterhaltung der jetzigen. Frachtsätze nötig. Hunderttausende 
von Arbeitern hat man bereits entlassen, um die persönlichen 
Ausgaben zu verringern*). ö 


— Die Fordwerke und die Eisenbahn. Die bekannte ameri- 
kanische Kraftwagenfabrik von Ford, deren Erzeugnisse sich 
weniger durch ihre Güte als durch die hohe Zahl auszeichnen, 
verteilte früher ihre Güter beim Versand von Detroit auf die 
New York Central-, die Grand Trunk-, die Wabash- und die 
Detroit-, Toledo- und Ironton-Eisenbahnen. Die letztere berührt 
keine Punkte von besonderer Verkehrsbedeutung und‘ wurde 
daher nur schwach mit Versandaufträgen bedacht; wie bei vie- 
len anderen Eisenbahnen wurden auch hier im Laufe des Krie- 
ges ungünstige wirtschaftliche Ergebnisse erzielt. 1919 betrug 
Im März 1921 kaufte Ford die 
Eisenbahn für etwas weniger als 5 Millionen Dollar, und bis 
zum Juni war es ihm gelungen, die Betriebszahl auf 53 her- 
unterzudrücken. Dabei wurde der Achtstundentag für die 
meisten Arbeitnehmer als Höchstleistung durchgeführt, und der 
Regellohn der Fordschen Fabrik von 6 Dollar gilt als Mindest- 
satz. Die amerikanische Presse stellt die Ergebnisse, die hier 
erzielt wurden, als nachahmenswert hin und fordert die Leitun- 
gen der anderen Gesellschaften auf, ihren Betrieb ebenso um- 
zugestalten; es wird sogar eine Verstaatlichung der Eisen- 
bahnen mit Ford als Generaldirektor angeregt. Die Zahl der 
Arbeitnehmer ist bei dem Fordschen Betrieb der Eisenbahn von 
2700 auf 1650 herabgesetzt worden, und es wird darauf be- 
standen, daß die achtstündige Arbeitszeit auch ausgenutzt wird. 
Die Hauptursachen für den guten Erfolg der Neugestaltung des 
Betriebes liegt aber in dem Umstand, daß die Fordsche Fabrik 
jetzt alle ihre Versandgüter der Detroit-, Toledo- und Ironton- 


| Eisenbahn überweist, und die anderen Eisenbahnen zwingt, die 


für die Fordsche Fabrik bestimmten Güter ihr über die Fordsche 
Strecke zuzuleiten. So ist es erreicht worden, daß die Einnah- 
men aus dem Güterverkehr im Juni 1921 um 87 % höher waren 
als im gleichen Monate des Vorjahres und daß die Betriebs- 
kosten, auf 1 tkm bezogen, um 33 % niedriger waren. Neuer- 
dings hat Ford beantragt, die Frachten, die er im wesentlichen 
Der ganze Vor- 
gang kennzeichnet ein echt amerikanisches Geschäftsverfahren. 


— Eisenbahnanleihe in Chile. Die chilenischen Staatseisen- 
bahnen haben in den: Vereinigten Staaten eine Anleihe in Höhe 
von 24000000 Dollar aufgenommen, um laufende Bankschulden, 
die sie bei der Beschaffung von Betriebsmitteln eingehen muß- 
ten, zu decken, sowie um, was längst nötig gewesen wäre, ihre 
Anlagen auszubauen; ein großer Teil der Anleihe ist für diese 
Zwecke und zur Beschaffung von Kohle aus den Vereinigten 
Staaten bereits aufgebraucht; der noch verbleibende Überschuß 


*) Nach den letzten Zeitungsmeldungen soll die Gefahr des 
Streikausbruchs in letzter Stunde abgewendet worden sein. 
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er 


wird für die Zwecke, für die die Anleihe bestimmt ist, kaum 
ausreichen. : Zu ihnen gehört u. a. auch +die ‚Einrichtung elek- 
trischen. Betriebes auf der Strecke Valparaiso-Santiago. Die 
“isenbahnverwaltung führt 15 % ihrer Roheinnahmen an die 
Staatskasse ab, die dafür die Verzinsung und: Tilgung -der 
Eisenbahnanleihe trägt. Die Einnahmen der Eisenbahnen sind 
jedoch in der letzten Zeit stark zurückgegangen, und man wird 
sich . daher nach. anderen Einnahmequellen zur or kung des 
Schuldendienstes umsehen müssen. j 


Rechtspflege. 


— Parsiekhe Teppiche sind nach ungarischer Deehtsechung 
keine Kostbarkeiten. Anläßlich einer Schadenersatzklage hat 
die Königl. ungar. Kurie über den Ausdruck ‚„Kostbarkeit“ fol- 
gende Entscheidung getroffen: 

„Nach Punkt (2) Bi des $ 54 des Eisenbahnbetriebsreglements 
sind unter dem hier angegebenen Ausdruck: „ferner anderer 
Kostbarkeiten“ alle. diejenigen Waren zu verstehen, die ihrem 
Umfange und Gewichte: gemäß, zufolge ihres. Stoffes, der Art 
ihrer ’Erzeugung oder sonstiger Eigenschaften im Verhältnis’ zu 
andern Waren besonders wertvoll sind, und die eben wegen die- 


auffassung als Kostbarkeiten angesehen werden. Nach gewöhn- 
licher: Auffassung kann ein persischer Teppich im allgemeinen 
nicht -als-Kostbarkeit aufgefaßt. werden; 
Kostbärkeit angesehen werden, wenn er nach Umfang und Ge- 


wicht-im Varkälfnis zu andern Textilwaren infolge seiner eigen- 
tümlichen feinen a oder besonderer Eigen j 


einen: u ers hatız 


Bucherschät 


— Verkehrsrechtliche Rundschau, populäre juristische Zeit- 
schrift für das gesamte Verkehrsleben unter: Mitwirkung von 2 


Juristen der-Praxis und Wissenschaft, herausgegeben von Dr. 
jus! De eder, Berlin. Preis ‚halbjährlich 40 MN, 
2,50 


Diese neue auf dem Umschlage dieser Nummer angekündigte $ 
Schiffahrts- ° 
alle 14 Tage er- 


Zeitschrift. über ‚das Eisenbahn-, Post-, Speditions-, 
und Autorecht, die ab, November dad. 
scheint, . bringt kurzgefaßte werkehrsrechtliche Aufsätze und 


Entscheidungen über verkehrsrechtliche. Streitfälle der obersten 
und vergleichender Rechts- 
anwendung früherer Entscheidungen anderer Gerichte ‚und. ei, A 


Gerichtshöfe mit Erläuterungen 


Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


Einzelheft 


er müßte nur dann als 


ser ‘besonderen Eigenschaften nach 


gewöhnlicher 


Liebens- Rechtslehre. 


‚1. Fahrpläne. 


Von Mittwoch, den 2. November 
bis zum 31. März 1922 fallen die Züge 
"393 (W) Weimar ab 6.00, Mellingen an 

6.15 vorm. und 394 '(W). Mellingen 

ab 6.25, Weimar’an 6.40 vorm. aus. 

Erfurt, den 29. Oktober 1921. (1039) 

Eisenbahndirektion. 


‚2. Betriebsüberlassungen. 
Betrifft: Endgültige belgisch-deutsche 

Grenzregelung 

Mit W irkung vom 1. November 1921 
treten für den Güter- und Tierverkehr 
folgende Änderungen ein: 

A.Gebietsabtretung 
von Deutschland an Belgien. 

Die zum Kreise Monschau gehörige 
Eisenbahnlinie Roetgen 
herberg Grenze mit den fünf Stationen 
Roetgen, Lammersdorf, Conzen, Mon- 
schau und Kalterherberg geht- in Eigen- 
tum und : Verwaltung der ‚Belgischen 
Staatsbahn über. - 

Für den ‚Verkehr dieser fünf Stätionen 
unter sich sowie mit deutschen Stationen 
bei Leitung über. Walheim 
werden nach wie vor die deutschen regle- 
mentarischen Bestimmungen mit deut- 
schem Frachtbrief sowie die deutschen 
Tarifvorschriften (Frachtberechnung, 
Gütereinteilung usw.) beibehalten. Da- 
gegen wickelt ‚sich der Verkehr dieser 


Stationen mit deutschen Stationen bei 
Leitung ° über Kalterherberg - Bleialf 
Grenze und Kalterherberg - Losheim 


Grenze sowie mit Belgien über Kalter- 
herberg und. Roetgen nach den Vor- 
schriften für den belgisch-deutschen 
Güterverkehr ab. Bis zu den Grenz- 
punkten Kalterherberg und Roetgen wer- 
den die deutschen Frachtsätze berechnet. 

Der Durchgangsverkehr der Strecke 
Roetgen Grenze-Kalterherberg Grenze, 
d. h. der Verkehr deütscher Stationen 
nach Belgien sowie Luxemburg und El- 
saß und Lothringen (oder umgekehrt), 
der über den deütisch-belgischen Grenz- 
übergangspunkt Walheim geleitet wird, 
wird nur bis und ab. Walheim Grenze 
nach den deutschen Frachtsätzen behan- 
delt. Für den belgischen Durchlauf ein- 
schließlich dieser Strecke werden die 


Frächtsätze des belgischen Tarifs ange- 


wendet. 


1921. 


Grenze-Kalter- ; 


B. Gebietsabtretung von Bel- 
ejienan Deutschland. 
Infolge Abtretung kleinerer Gebiets- 


nach den nach- 
wie 


den die Entfernungen 
genannten Grenzübergangspunkten 
folet erhöht: 

Ronheide (Hergenrath) Grenze, um 1 km 
Ronheide (Montzen) Grenze um 1 km 
Walheim (Raeren) Grenze um 2 km. 

An Stelle des bisherigen Grenzüber- 
sangspunktes Hallschlag (Losheim) 
Grenze tritt der neue Grenzübergangs-+ 
punkt Losheim (Losheimergraben) 
Grenze. Für den neuen Grenzübergangs- 
punkt gelten die bisherigen Entfernungen 
für Hallschlag (Losheim) Grenze zuzüg- 
lich 5 km. 

Nähere Auskunft erteilen ‚die es 
ten Dienststellen. R 

Köln, den 30. Oktober 1921. - (1034) 

Eisenbahndirektion. 


3. Güterverkehr, 


Thüringische Nebenbahnen. 

Am 1. Dezember : 1921 erscheint zum. 
Binnen-Personen- und Gepäcktarif, Teil 
II (Nr. 2192 des Tarifverzeichnisses) der 
Nachtrag 6; mit welchem Tariferhöhun- 
gen zur Durchführung kommen. , (1014) 

Berlin, den 27. Oktober 1921. 
Centralverwaltung für Sekundärbahnen. 

Herrmann Bachstein. 
Reichseisenbahnen — Sächsisches Netz. 

Am. 1. November 1921. treten zum 
&) Binnen-Gütertarif für die vollspuri- 
gen Linien, Teil HI, Hefte 1 und 2, 
b) Binnen-Tiertarif für die vollspurigen 
Linien, Teil II, ce) Güter- und Tier- 
tarif für die schmalspurigen Linien, 
Teil II, und d) Tarif für die schmal- 
spurige ' Nebenbahn Klingenthal-Unter- 
sachsenberg-Georgenthal je.ein Nachtrag 
in Kraft. Die Nachträge enthalten 
neben den bereits durch Bekanntmachung 
eingeführten Änderungen und Ergänzun- 
gen,die neuen, gegen bisher durchschnitt- 
lich um 30 v. H. erhöhter Frachtsätze 
und Nebengebühren. _ Die Ausnahme- 
tarife 5, Abteilung B, und 5e enthalten 
teilweise geänderte Anwendungsbedin- 
gungen. 
sehenen Frachtsätze in Kronenwährung + 


Die im Tarif unter b) vorge- i 


Amtliche Bekanntmachungen. en 


flächen von Balglen. an Deutschland-wer- 


Zeitpunkte aufgehoben. 


. werden. 


treten auch Tariferhöhungen und Er- 


für den Tierverkehr werden vom 1. No- 

vember 1921 ab. verdoppelt. Die Umrech- 
nungstafel zum Tierfracktzeiger, sültig 
vom .1.;: April 1921, wird zum gleichen ° 
Die Tarifnach- 
träge können vom 28. Oktober 1921 an 
durch unsere ‚Wirtschaftshauptverwal- 
tung. in Dresden-Neust. und durch die 
Stationen bezogen werden. Inzwischen 
erteilt unser Verkehrsbüro, hier, nähere 
Auskunft. a 

Dresden, am 27. Oktober 1921, ’ 
Eisenb. -Generaldirektion. 


Tarif für die Gütereisenbahn von Mitt- 
-weida nach dem Zschopautale. 
Am 1. November 1921 tritt der Nach- 
trag IV in Kraft. Er entnält die neuen, 
gegen bisher um 30 v. H. erhöhten 
Frachtsätze für die ordentlichen Tarif- 
klassen und die Ausnahmetarife Der 
Nachtrag. kann vom 28. Oktober 1921 
an durch unsere Wirtschaftshauptver- 
waltung in Dresden - Neust. bezosen 
Inzwischen erteilt unser Ver- 
kehrsbüro, hier, nähere Auskunft. (1016) 
Dresden, am 27. Oktober 1921, 2 r 
Eisenb.-Generaldirektion. 


Deutsche Eisenbahntarife, Teile I 

(Tiv. 1a/b, 1500, 2000). 4 

Es treten in Kraft: ’4 

1. am 1, Dezember 1921 zum Deutschen b 
Eisenbahn-Gütertarif, Teil I A voudı 

1. Mai 1917 der Nachtrag xy, 

2.:am. TI. Januar 192 zum Deutschen . 1 
‘ Eisenbahn-Gütertarif, Teil IB vom 

1. Dezember 1920 der Nachtrag VI, R 

3. am 1. Dezember 1921 zum Pe ß 
Eisenbahn-Tiertarif, Teil I vom 

1. Dezember 1920 der Nachtrag IV, 

4. am 1. Dezember 1921 zum De era 
.  Eisenbahn-Personen- “und. Gepäck- 
&tarif, Teil ‘I, vom '1. März 1921 des 

bereits durch unsere Bekannt- \ 

" machung vom 10. 10. 21 angekün- 4 
© digte Nachtrag Ill. 2 

Die Nachträge enthalten Anderung 


‚und Ergänzungen der Ausführungsbe- / 
'stimmungen und der Anlage © zur EVO, 
. der 
f nebst Gütereinteilung sowie des Neben- 


Allgemeinen Tarifvorschriften. 


gebührentarifs. Neben Tarifermäßigungen 
und sonstigen Verkehrserleichterungen 


log, en 
Nähere Auskunft er- mit einem neuen erhöhten Gebühren- |. 
- teilen die Verkehrsbüros der Deutschen tarif. Die verkürzte Veröffentlichungs- 


E schwerungen ein. 


- Eisenbahnverwaltungen. 


_ nung genehmigt, 


u ae a er a A En el, 
% ie 


Jahrgang 


1x0. 
% Borerher 1921. 
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Die Änderun- 
gen und Ergänzungen der Ausführungs- 
- bestimmungen zur Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung sind gemäß $ 2 dieser Orl- 
ebenso die verkürzte 
- Veröffentlichungsfrist gemäß der vor- 


_ übergehenden Änderung des $ 6 EVO. 


BER. -G.-Bl. 1914, S. 455). Druckabzüge 
der Nachträge können drei Tage vor 
obigen Zeitpunkten von den Deutschen 
Eisenbahnverwaltungen, in Berlin auch 


-_ von dem Auskunftsbüro ° (Bahnhof 
Alexanderplatz) käuflich bezogen 
werden. ; (1017) 
Berlin, den 28. Oktober 1921. 

Eisenbahndirektion, 


als geschäftsführende Verwaltung. 


Pfälzisch-Bayerischer Güterverkehr, 
Tarif vom 1. August 1916. 
Am 15. November 1921 tritt der Nach- 


trag 4 in Kraft. 


=. zungen. 


Er enthält Änderungen und Ergän- 
Verkaufspreis 2 MH. (1018) 


‚München, den 27. Oktober 1921. 


 Tar ifamt beim Reichsverkehrsministerium, 


: Näheres 


Zweigstelle Bayern. 


Badisch-Bayerischer Güterverkehr. 
Tarif vom 1. Dezember 1909. 
An Stelle des Frachtsatzzeigers für 
den Ausnahmetarif 6 — Seite 38—40 des 
Nachtrages VII — tritt ab 1. November 


1921 der Frachtsatzzeiger 1 in dem ab . 


da gültigen Nachtrag I zum Ausnahme- 

tarif 6 für Steinkohlen usw. (Tfv. 1101). 

München, den 27. Oktober 1921. (1019) 

‘ Tarifamt beim Reichsverkehrsministerium, 
Zweigstelle ‚Bayern. 


Pfälzisch-Bayerischer Güterverkehr. 

Tarif vom 1. August 1916. 

Mit Gültigkeit vom 1. November 1921 
ist der Hinweis auf den Ersatz für die 
Ausnahmetarife 5 und. 5e im  Ans- 
schreiben V.A.E. 1920/1135 vom 27. No- 
vember 1920 wie folgt zu ändern: 

der EBirsatztarife siehe Teil II, 
Heft GI: gültig vom 1. November 
12T { 
‘ München, den 27, Oktober 1921. (1020) 
Tarifamt beim Heichsyerkebrsinstortum: 
Zweigstelle Bayern. 


Bayeriseh-Sächsischer Tiertarii. 

Mit Wirkuug vom 1. November 1921 
werden die Nebengebühren für Träukung 
von Vieh außerhalb des Eisenbahn- 
wagens und für die Einstellung von 
Tieren in die Viehbucht in Riesa erhöht. 
ist aus 
anzeiger zu ersehen, auch gibt unser Ver- 


kehrsbüro, hier, "Wiener Straße II, Aus-' 


kunft, 
Dresden, am. 25. Oktober 1921. 
Eisenb.-Gen.-Dir., 
ais geschäftsführer.de Ver waltune. 


(1094) 


" Staats- nnd Privatbahn-Güterverkehr. 
Mit Gültigkeit vom 1. November 1921 
werden die Teilheite BII 9 und 37 neu 
herausgegeben. Hierin sind die Nach- 
träge 1—16 eingearbeitet Preis für das 
Teilheft 16 «A. Die Teilhefte sind durch 
die beteiligten Gützrabfertisunsen so- 
wie das Auskuuftsbüro, hier, Bahnhof 
Alexanderplatz, zu beziehen. (1003) 
: Berlin, den 22. Oktober 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Erhöhung der Umschlagsgebühren von 
Maltsch Hafen und Pöpelwitz (Umschlag). 

Mit Gültigkeit vom 1. November 1921 
erscheint je ein Nachtrag 2 zu den Hafen- 


oıdnungen für die Wasserumschlasstellen - 


Malt=ch Hafen und Pöpelwitz (Umschlag) 


unserem Verkehrs- 


Irist ist auf Grund der vorübergehenden 
Anderung des $ 6 der Eisenbahn-Ver- 
kehrsordaung (R.-G.-Bl. 1914, S. 455) ge- 
nehmigt. Über die Höhe der Gebühren 
geben die Umschlagstellen Auskunft. 
Breslau, im Oktober 1921. - (1012) 
Eisenbahndirektion. 


Bayerischer Lokalbahn-Schnittarif. 
Am 1. November 1921 wird der Nach- 
trag I ausgegeben. (1011) 
München, 24. Oktober 1921. _ 
'Tarifamt beim RVM. Z. B. 


Wechselverkehr Sachsen-Württemberg, 

Mit Wirkung vom 1. November 192] 
werden -die ‘ Anstoßfrachtsätze der 
württembergischen Privatbahnstationen 
Baienfurt, Tettnang und Weingarten 
(Württ.) im- Deutschen Eisenbahn- 
Gütertarif, Teil IL, Heft CIb aufge- 
hoben. Von diesem Zeitpunkt an werden 


- die Frachtsätze für den Verkehr mit 


diesen Stationen auf Grund der Gesamt- 
entfernungen gebildet und um bestimmte 


im Heft CIb bekanntgegebene Zuschläge - 


erhöht. Gleichzeitig ist bei der Station 
Münster (Neckar) das Dienstbeschrän- 
kungszeichen AO RE ZU 
Näheres ist aus unserem -Verkehrs- 
anzeiger und dem Tarifanzeiger der ehe- 
malig preußisch-hessischen Staatseisen- 
‚bahnen zu ersehen. ==.(1009) 

Dresden, am 25. Oktober 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion, 
‘als geschäftsführende Verwaltung. 


Anhang zu den bad. Gütertarifen. 
FEAT den 1. November 1921 erscheint 
Nachtrag VI. Verkaufspreis 25 N 

Karlsruhe, 25. Oktober 1921. (1008) 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


Badisch-württembergischer Güterverkehr. 

Vom 1. November 1921 an wird im Ver- 
kehr mit den Stationen Baienfurt, Wein- 
garten (Württ.) und Tettnang die Fracht 
wieder auf Grund von Gesamtentfernun- 


gen berechnet. Näheres in unserem 
Tarifanzeiger. (1007) 
Karlsruhe, den 24. Oktober‘ 1921. 


Fisenbahn-G eneraldirektion. 


Westdeutsch - Südwestdeutscher Verkehr. 
Vom 1. November 1921 an werden bei 
folgenden Stationen der Frachtberech- 
nung zugrunde gelegt die Entfernungen 
der Station Ulm zuzüglich 87 km bei 
Baienfurt Zu, 107 km bei Tettnang Zu, 
91 km bei Weingarten (Württ.) Zu. 
Frankfurt (Main), 25. Oktober 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Deutsch - niederländischer Güterverkehr 
Am 1. November 1921 tritt für. Stein- 
kohlen, Steinkohlenbriketts, Steinkohlen- 
koks, Braunkohlen, Braunkohlenbriketts, 
Braunkohlenkoks sowie Gaskoks von 
deutschen Stationen nach den Nieder- 
landen ein Ausnahmetarif in Kraft. 
Preis des Tarifs 6 #. (1021) 
Essen, den 27. Oktober 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Badischer Tiertarif. 

Mit Gültiekeit vom 29. Oktober 1921 
wird für die Benutzung der überdeckten 
Tierstände und der dabei befindlichen 
Tränkeinrichtungen im Bahnhof Basel 
Bad. Bf. für Kleinvieh in Wagenladun- 
sen "bei Verwendung von veinbödisen 
‘Wagen eine Gebühr von 10 Franken, bei 
Verwendune von .mehrbödigen Wagen 
‚eine solche von 15 Franken erhoben. 

Karlsruhe, 28. Oktober. 1921. (1028) 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


streichen. 


(1033) 


schen Schnittfrachtsätze“ 
„dänischen“ 


der 


Deutsch-nordische Güter- und Tier- 

verkehre. 

1. Mit sofortiger Gültigkeit wird im 
deutsch-dänischen Gütertarif die Station 
Schleswig Gbf. gestrichen und dafür 
nachgetragen Schleswig Altstadt und 
Schleswig Friedrichsberg. 

2. In der unterm 20. Oktober d. J. er- 


Toleten Ankündigung einer vom 1. No- 


vember. d. J. an gültigen „Einrechnungs- 
tafel für die 30prez. Erhöhung der däni- 
ist das Wort 
zu. ändern in „deutschen“. 
28. Oktober 1921. (1030) 
Eisenbahndirektion, 

namens der Verbandsverwaltungen. 


Altona, 


Mit Gültigkeit vom 1. November d. J. 
treten im Verkehr mit unseren Stationen 
Änderungen der Frachtberechnung und 
Nebengebühren in Kraft. Nähere 
Auskunft erteilen die Dienststellen. 
Gera-R., 27. Oktober 1921. (1022) 
Gera-Meuselwitz-Wuitzer Eisenbahn 

Akt.-Ges 
Die Direktion. 


Staats- und Privatbahn-Tierverkehr, 
Teil JI. Tiv. 1504. 

Mit Gültigkeit vom 1. November 1921 
wird die Gebühr für die Überführung 
von Wagenladungen zwischen Mainz 
Hbf. und dem städtischen Schlacht- und 
Viehhofe auf 3 M 20 8 für den Wagen 
erhöht. Näheres enthält die am 31. Ok- 
tober 1921 erscheinende Nummer des 
Tarifanzeigers. Das alsbaldige Inkraft- 
treten der Erhöhungen gründet sich auf 
die vorübergehende Änderung des $ 6 
der Eisenbahn-Verkehrsordnung (R.G.Bl. 
1914, Seite 455). Auskunft geben auch 
die beteilieten Güterabfertigungen sowie 


das Auskunftsbüro, hier, Bahnhof 
Alexanderplatz. (1926) 
Berlin, den 28. Oktober 1921. 
Eisenbahndirektion. 
Ausnahmetarif für Düngemittel. Tiv. 2. 


Mit Gültiskeit vom 1. November 1921 
treten. dem Ausnahmetarii für Dünge- 
mittel folgende Bahnen bei: Brandenbur- 
gische Städtebahn, Buttstädt-Rastenber- 
ger,  Dähme-Uckroer, Esperstedt-Oldis- 
lebener, Eutin-Lübecker, Lübeck-Büche- 
ner, Neubrandenburg-Friedländer, Rhein- 
Lahr-Serlbach-.Kuhlaer. Weimär-Berka- 
Blankenhainer und Wenigentaft-Oechse- 
ner Eisenbahn. 

Neben den Frachten werden 
Frachtzuschläge nach dem Heft Tfv. 
© Ib erhoben. 

Auskunft geben die beteiligten Güter- 
abfertigungen sowie das Auskunftsbüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. (1025) 
Berlin, den 27. Oktober 1921. 

Eisenbahndirektien. 


noch 


200 


Binnen-, Personen-, Gepäck- und Güter- 
tarif, Teil II für die Lokalbahn Schaft- 
lach-Gmund-Tegernsee. 

Mit Gültigkeit vom 1. November 1921 
erscheint der Nachtrag VIII, dureh wel- 
chen von der Aufsichtsbehörde zeneh- 
migte Erhöhungen im Tier- und Güter- 
verkehr eintreten. (1029) 

Tegernsee, den 28. Oktober 1921. 

Eisenbahn-Aktiengesellschait 
Sehaftlach-Gmund-Tegernsee. 
Die Direktion. 


Güterverkehr bad. -schweiz. Übergänge- 


Schweiz. 
Mit Gültigkeit vom 19. d. M. ab- ist 
der gemeinsame schweizerische Aus- 


nahmetarif Nr. 42 für Zuckerrüben nach 
und von Aarberg neu ausgegeben worden. 
Karlsruhe, 28. Oktober 1921. (1027) 
Eisenbahn-Ceneraldirektion. ' 


Zeitung des Vereins 


Nr. 44 a7 830 ER Deutscher Eisenbahnverwaltungen; 
Die ,am. 1. November 1921. bei. der 2. die Zuschlagstafeln zur Berechnung den Binnen- und Wechseiverkehr erhöht. 
Reichsbahn  eintretende Tariferhöhung der Auslandszuschläge im Verkehr Die erhöhten Sätze sind in dem vom 
wird vom gleichen Tage ab auch in un- mit deutschen Stationen auf schwei- gleichen Tage herausgegebenen Tarifheft 
serm Binnen-Gütertarif durchgeführt, zerischem Gebiet und mit Waldshut C Ib enthalten. 
Blankenburg (Harz), 27. Oktober 1921. Übergang, Mit gleichem Tage üst der Beitritt zum 
Direktion (1024) 3. die Überfuhrgebührensätze für Tan- Ausnahmetarife für Düngemittel erfolgt. 
der germünde. Auskunft erteilt die Bahnverwaltung 
Halberstadt-Blankenburger Eisenbahn. Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- Tribsees. (1032) 
RE FEN TEN En DEE RETTET POST ENT ART höhunsen gründet sich auf die vorüber- Stralsund, den 29. Oktober 1921, St 
Tiv. 216. Rheinisch-Bayerischer Güter- zehende Änderung des $S 6 der Eisen- Der Vorstand. 
verkehr. Tarif vom 1. Februar 1917. bahn-Verkehrsordnung (R.-G.-Bl. 1914, 
Mit Wirkung vom '1. November 1921 Seite 455). — Das neue Heft CIb kann 
bezogen werden zum Preise von 4,50 M 


werden die bisher im Westdeutsch-Süd- 
westdeutschen und im Staats- und Privat- 
pahnverkehr enthaltenen Entfernungen 
zwischen Aschaffenburg Hbf., Heidings- 
feld. West, Lichtenfels, Marxgrün, Röt-. 
tingen (Ufr.) . Bahnhof, Stockheim 
(Ofr.) und Würzburg Hbf. seinerseits, 
und. einer Anzahl rheinischer Stationen 
anderseits, ferner zwischen Bad Münster 
am Stein einerseits und verschiedenen 
Stationen des bayerischen (rechtsrhei- 
nischen) Netzes anderseits in den Rhei- 
nisch-Bayerischen Tarif übernommen. 
Erhöhungen sind hierdurch nicht ein- 
getreten. Aufschluß erteilen die Abfer- 
tigungsstellen. 
München, den 26.. Oktober 1921. 
Tarifamt b. RVM. ZB. 


Württembergischer Binnen-Gütertarif 
(Tiv. 39a). 
Mit Wirkung vom 1. Januar 1922 an 
wird der bisher dem beschränkten Stück- 
gutverkehr dienende Haltepunkt Bittel- 
kronn für diesen Verkehr geschlossen 
und als Tarifstation im württembergi- 
schen Binnen-Gütertarif gestrichen. 
Stuttgart, 31. Oktober 1921. (1036) 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


Gemeinschaftliches Heft CIb (Fracht- 
zuschläge usw.) — Tifv. 200. 

Zu der am 1. November 1921 in Kraft 
tretenden Neuausgabe des Heftes CIb 
erscheint ein Ergänzungsblatt, das die 
während des Drucks eingetretenen Ände- 
rungen und Ergänzungen enthält. 

Auskunft geben auch die beteiligten 


Güterabfertigungen sowie das Aus-. 
kunftsbüro, hier, Alexanderplatz. 
Berlin, 31. Oktober 1921. (1040) 


‚Eisenbahndirektion. 


Ostdeufäch: Südwestdeutscher Güter- 

verkehr. 

Vom 1. November 1921 ab werden im 
Tarifheft 4 für die württembergischen 
Privatbahnstationen Baienfurt, Teit- 
nang und Weingarten (Württ.) neue Ent- 
fernungen eingeführt. 

Näheres enthält der Tarif- und Ver- 
kehrsanzeiger der ehemalig preußisch- 
hessischen Staatseisenbahnen. (1006) 

Breslau, den 25. Oktober 1921. 

Eisenbahndirektion, | 
namens der beteiligten Verwaltungen. 


Gemeinschaftliches Heft CIb 
(Stationstariftafeln usw.) — Tiv. 200. 
Mit Gültiekeit vom 1. November 1921 

wird das Heft CIb neu herausgegeben. 
Es enthält außer den im Verfügungswege 
bekanntgegebenen Tarifmaßnahmen die 


aus der am 1. 11. 1921 in Kraft tretenden 


allgemeinen Frachterhöhung um 30 v. H. 
sich ergebende Erhöhung fast sämtlicher 
Gebiührensätze des bisherigen Ab- 
schnittes III „Überfuhrgebühren usw.“ 
um den gleichen Prozentsatz.’ Ferner 
werden geändert: 

1. die Frachtzuschlag- und Umladege- 

bühren mehrerer Privatbahnen, 
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(1023) ° 


für ein Druckstück. vom Auskunftsbüro, 
Berlin (© 2, Bahnhof Alexanderplatz) 
sowie durch die Güterabfertisungen. 
Berlin, 25. Oktober 1921. (1005) 
Eisenbahndirektion. 


Preußisch-Hessisch-Sächsischer Tier- 
verkehr. Gemeinsames Heft. 
Mit Gültigkeit vom 1. November: 1921 
werden infolge der allgemeinen Fracht- 
erhöhung um 30 v. H. die Sätze für 


Tränkung von Vieh außerhalb des Eisen-_ 


bahnwagens, die Sätze für die Ein- 
stellung von Tieren in Buchten und die 
Gebühren für eine größere Anzahl Sta- 
tionen erhöht. Ferner werden einige 
Stationen in den. Tarif einbezogen. 
Näheres ist aus dem Tarif- und Verkehrs- 
anzeiger der ehemalig Preußisch-Hessi- 
schen Staatseisenbahnen und - aus 
unserem Verkehrsanzeiger zu ‚ersehen, 
auch geben die Stationen Auskunft. 

Dresden, am 25. Oktober 1921. (1010) 

Eisenbahn-Generaldirektion, 
als geschäftsführende Verwaltung. 


Tsehechoslowakischer Donau-Umschlag- 

verkehr über Bratislava und Komarno. 
Gütertarif Teil I. . 
Änderungen. 

Mit Gültigkeit vom 25. Oktober 1921 
bis auf weiteres wird im obengenannten 
Tarife auf Seite 45 im Abschnitt IV D 
(Frachtsätze - für die Schiffsstrecken) 


- unter 1 (Vorbemerkungen) in Ziffer (2) 


die Verhältniszahl zur Umrechnung auf 
tschechoslowakische Heller für Fracht- 
gut von 8 auf 6,5, die Verhältniszahl 
für Bani von 10 auf 11 abgeändert. 
Ferner werden ab dem obenbezeich- 
neten Tage bis auf weiteres im Verkehre 
zwischen den tschechoslowakischen Um- 
schlaeplätzen und ungarischen - Schiffs- 
stationen ermäßigte Frachtsätze :ge- 
währt; über die Höhe derselben und die 


in Betracht kommenden Einzelheiten er-. 


Schiffahrts-Ver- 
(1037) 


teilen die. beteiligten 
waltungen Auskunft. . 
Wien, am 23. Oktober 1921. 
Zahl 166 542/Ia. 
Erste Donau-Dampischiffahrts- 
Gesellschaft, 
namens der beteiligten Verwaltungen. 


Greifswald-Grimmener Eisenbahn. 

Mit Gültigkeit ab 1. November 1921 
sind die besonderen Frachtzuschläge für 
den Binnen- und Wechselverkehr erhöht. 
Die erhöhten Sätze sind in dem vom 
gleichen Tage herausgegebenen Tarifheft 
C Ib enthalten. 

Mit gleichem Tage ist der Beitritt zum 
Ausnahmetarife für Düngemittel erfolgt. 

Auskunft erteilt die Bahnverwaltung 
Tribsees. (1031) 

Grimmen, den 29. Oktober Ber 

Die. Direktion. 


Stralsund-Tribseer Re 
‚Mit Gültiskeit ab 1. November 1921 
sind die besonderen Frachtzuschläge für 


. gehende Änderung des $ 6 der E. V.O. 


stelle Bayern in München, Arnulfstr. 32, 
wird der Bedarf an föhrenen, eichenen 
und buchenen Schwellenhölzern, sowie an 
föhrenen, eichenen und buchenen Bahn- ° 
und Weichenschwellen für das gesamte 
öffentlich 
Die @ 
Verdingungsunterlagen sind, soweit der ° 
- Vorrat reicht, bei der Regieverwaltung 


München, den 26. Oktober 1921. 


v. Ritter in Berlin, WE 9 | 


4. Personen- und Gepäckverkehr, 


Reiniekendorf-Liebenwalde-Groß Schöne 7 


becker Eisenbahn. 


Am 1. Dezember 1921 gelangt der 


Nachtrag 2 zum diesseitigen Binnentarif 


zur Ausgabe. .Derselbe enthält, dem 


Vorgehen der Reichsbahn entsprechend, 
der Persomen- 

(1038) 
Das alsbaldise Inkrafttreten der Er-' 


eine 30 Yige Erhöhung 
fahrpreise. 


höhung gründet sich auf die vorüber- 


Berlin, den 1. November 1921. 
\ Die Direktion. 


Neuhaldensleber Eisenbahn. 
Zum 1. Dezember 1921 wird der Nach- 
trag VI zum diesseitigen. Binnen-Per- 
sonen- und Gepäcktarif herausgegeben, 


durch welchen die Beförderungspreise 
Nähere Aus- 


teilweise erhöht werden. 


kunft erteilt die unterzeichnete Direk- 


tion. Die verkürzte Veröffentlichungs- 


frist ist auf Grund der vorübergehenden 


Änderung des 8 6 EVO. (R--G.-Bl. 1914, 
8. 455) genehmigt. el 013) 


Neuhaldensleben, den 24. Oktober 1921. 


Die Direktion. 


5. Verdingungen. 


Deutsche Reichsbahn. 


(Bayer. rechts- u. linksrhein. Netz.) 


Schwellenholz- und Schwellen- 


verdingung für das Jahr 1928. 
Bei dem Baukostenkonstruktionsamt 
des. Reichsverkehrsministeriums, Zweig- 


der Reichsbahn 
ausgeschrieben. 


bayer. Netz 
zur Verdingung 


der Eisenbahndirektion München,. Arnulf- 


straße‘19, gegen Einzahlung des Kosten- ° 
betrages auf Postscheckkonto Nr. 12070 
München zu erhalten. Die Kosten betra- 
gen: für die allgemeinen und besonderen 
für die übrigen 
Unterlagen für jedes der‘ beiden ‚Bahn- 4 


Bedingungen je 4 M, 


netze 5 NM. 


Die Angebote müssen von den Beer = 
bern unterschrieben und verschlossen 
spätestens am Mittwoch, den 30. Novem- 
ber 1921, abends 6 Uhr, postirei einge- 
Die Eröffnung der Ange- 
. bote für das rechtsrheinische Netz erfolet 
am Donnerstag, den 1. Dezember 1921, ° 
. vormittags 9 Uhr, für das linksrheinische E 
Netz am Freitag, den 2. Dezember 1921, 
vormittags 9 Uhr, im Gebäude des Ver 


reicht sein. 


kehrsministeriums in München, Arnulf- 
straße 32, Aufgang II (Seidlstraße), 
Saal Nr. 100 im 1. Stock. (1030) 


Baukonstruktionsamt. 


| englische Eisenbahnpolitik maßgebend: gewesen sind. 
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Nr. 45, 


Das neue englische Eisenbahngesetz. 
- Das Eisenbahnbetriebspersonal und seine 


Erziehung. 
- Güterwagenumlauf. 
- Nachrichten. 
Deutschland: Frachtbriefmuster. 
—  Jugendpflege. — Umzugskosten. 
 — Eisenbahn-Pensionskasse in Elsaß- 
Lothringen. — Frankierung von Be- 


scheiden der Eisenbahnbehörden. — 
Die Reform des Eisenbahnwesens. — 


‚Zur Erhöhung der Eisenbahntarife. 


— Der Verkehr durch den polnischen 
Korridor. — Paßfreier Reiseverkehr 


durch Dänemärk ‘nach und von Sylt. 


— Die sächsischen Staatseisenbahnen 


im Jahre 1919. — Eisenbahnverwal- 
tungsschule in Frankfurt (Main). — 


Die Verwaltung der Ruhrhäfen. — 


Abnahme der deutschen Lokomotiven. 


für Sowjetrußland. _ Personalnach- 
richten, 


Unearn: 


‚tuosen. 


“ bahnwagen 
' Südslawien. 


Niederlande: 


Berlin, den 10. November 1921. 


Inhalt: 


Österreich: Die finanzielle Lage 


der -Bundesbahnen. — Die Tarif- 
erhöhung der Bundesbahnen. — Vor- 
schlag zur Umwandlung der Bundes- 
bahnen in gemeinwirtschaftliche An- 
stalten.- — Personenzugverkehr 
Wien-Oedenburg. —, Die. Wasser- 
kraftwerke in Partenstein (Ober- 
Österreich). „iS 


Störungen im Eisenbahn- 
verkehr. — Gleis-Kraftwagsenzüge. — 
Verkehrseinstellung. —- Erhöhung 
der Lagergebühren in Budapest. — 
Gebührenfreie Ausfuhr von Spiri- 
— Einschränkung der Mehl- 
ausfuhr. — Ausbesserung von Eisen- 
und Lokomotiven für 


Halbiahrseinnahmen. 
—  Winterfahrplan. — 
der Kleinbahnen. 


Übrige europäische Länder: 


Staats- oder 


Notlage 


Schriftleitung: Berlin W.9, Köthener Str. 28/29. 


LXI. Jahrgang. 


Streckenreiniger der schwedischen 
Privatbahnen. — Eine. schwedisch- 
norwegische Grenzbahnkommission. 
—  Schwedisch-finnischer Dampf- 
fährenausschuß. — Neue Erhöhung 
des Gütertarifs in Polen. — Wieder- 
aufbau in Rumänien. bau 
und Verkehr über den Donauarm bei 


F'eteschti (Rumänien). 

Fremde Erdteile: Die franzö- 
sische Bagdad-Bahn. =. Eine ' neue 
Eisenbahnlinie im "ehemaligen 
Deutsch-Ostafrika. — Die Lage der 


amerikanischen Eisenbahnen. — Elek- 
trischer Betrieb auf der Chilenischen 
Staatsbahn. — Verringerung der Aus- 
gaben bei den. australischen Eisen- 
bahnen. 

Allgemeines. 

Rechtspflege. 

Bücherschau. 

Amtliche Mitteilungen. 

Amtliche Bekanntmachungen. 


< 


Privatbahnen? = 


Das neue englische Eisenbahngesetz. 


. Vom Geh. Regierungsrat Wernekke. 


Das englische Verkehrsgesetz vom Jahre 1919 bestimmt, daß 


bis zum 15. August 1921 ein Gesetz erlassen werden sollte, das‘ 


das englische Eisenbahnwesen neu und endgültig regelt. Das 
ist, wie auch in dieser Zeitung wiederholt erwähnt, nunmehr 
geschehen, und obgleich das Gesetz vom König erst am 19. August 
genehmigt worden ist, ist. es doch bereits mit dem 15. August 
in Kraft getreten. Es bedeutet in vielen Beziehungen ein voll- 
ständiges Abweichen von den Richtlinien, ‘die bisher für die 
Wie es 
sich von selbst ergibt, sind die Bestimmungen des Gesetzes, die 
neues bringen, auch die 'bedeutungsvollen; bei der nachstehen- 


den Besprechung aloe sie daher an erster Stelle zu erwähnen 


‚sein. 

Die wichtigste tung des Gesetzes bezieht gich auf die 
Zusammenfassung der Netze der Eisenbahn- 
gesellschaften zu Gruppen. Bisher war man der Mei- 


"nung,nurderunb eschränkte Wettbewerb der Eisenbahngesellschaf- 


ten untereinander könne dazu führen, daß die Allgemeinheit den 
größten Nutzen von den Eisenbahnen habe; neuerdings hat sich 


aber die Ansicht Geltung verschafft, daß durch den Wettbewerb 
viel überflüssiger Aufwand verursacht wird, und man will ihn 
ausschalten, indem man die Eisenbahnen, die dasselbe Verkehrs- 
gebiet bedienen, je zu einem einheitlichen Netz zusammenfaßt. 
Der Regierungsentwurf sah sieben solcher Gruppen vor und 
wollte aus den schottischen Eisenbahnen eine besondere Gruppe 
machen. Bei den Beratungen im Parlament ist die. Zahl der 
Gruppen auf vier zusammengeschmolzen, und die Trennung .der 


Gruppen verläuft in der Längsrichtung der Insel Großbritannien, 
so. daß die schottischen Bahnen nicht von den englischen ge-. 
trennt sind, sondern innerhalb der Gruppe deren Fortsetzung 
nach Norden bilden. Die südliche Gruppe umfaßt die Eisen- 
bahnen südöstlich von London und die London und Südwestbahn; 
mit letzterer berühren sich in der Richtung auf die Halbinsel 
Cornwall die Strecken der Großen Westbahn, die den Stamm 
der westlichen Gruppe. bildet; zu ihr gehören außerdem die 
Eisenbahnen von Wales. An der Nordostküste von England und 
sich nach Schottland fortsetzend, erstreckt sich die nordöstliche, 
östliche und ostschottische Gruppe. Mit dem südlichen Ende 
zwischen sie und die westliche Gruppe schiebt sich die nord- 
westliche, Midland- und westschottische Gruppe ein, die, wie der 
Name sagt; weiterhin die von der Westküste von England und 
Schottland hinführenden Eisenbahnen umfaßt.. Die großen Ge- 
sellschaften in den einzelnen Gebieten sind sozusagen. die Mit- 
‚glieder der Gruppen; ihnen angegliedert sind die kleinen, un- 
bedeutenderen Gesellschaftsnetze. Die zu den einzelnen Grup- 
pen gehörenden Gesellschaften sollen bis zum 1. Januar 1923 dem _ 
Minister Vereinbarungen, ihren Zusammenschluß , betreifend, 
vorlegen. Geschieht das nicht, so wird: das zur Bearbeitung der 
einschlägigen Fragen eingesetzte Verschmelzungsgericht — 
' Amalgamation Tribunal’— die Bedingungen, unter denen die 
Gruppenbildung vor sich gehen soll, aufstellen. Außerdem 
können die als Mitglieder der Gruppen anzusehenden Eisenbahn- 
gesellschaften dem Minister zur Genehmigung durch das: Ver- 
schmelzungsgericht, das übrigens aus drei Mitgliedern besteht, 


L 


Nr. 45 IR. re 


332 — 


Zeitung des Vereins 
Deutscher Eisenbahnyerwaltungen. 


und dessen Kosten von den. Eisenbahngesellschaften zu tragen 
sind, Vorschläge und Ahbmachungen unterbreiten, auf Grund 
deren die untergeordneten Gesellschaften mit ihnen vereinigt 
‚werden. In bezug auf Rechtsfragen kann gegen die Entschei- 
dung des Verschmelzungsgerichts Berufung beim Berufungs- 


gericht — Court of Appcal — eingelegt werden, dessen Entschei- 


dung endgültig ist, wenn es nicht selbst die Möglichkeit fest- 
setzt, eine weitere Entscheidung durch. das Oberhaus. herbei- 


zuführen. Wenn alle mit der Gruppenbildung zusammenhängen- 
den Fragen erledigt sind, wird das Verschmelzungsgericht auf- 


gehoben werden. Bei Festsetzung der Bedingungen für den Zu- 
sammenschluß soll der Wert der einzelnen Gesellschaft, der in 
ihren Einnahmen zum Ausdruck kommt, sowohl als selbständi- 
ges Unternehmen wie als Mitglied der Vereinigung in Rechnung 
gesetzt werden. Die Bildung der Gruppen soll bis zum 1. Juli 
1923 durchgeführt sein; zieht sie sich über diesen Zeitpunkt 
hinaus, so sollen doch von dem genannten Tage an die zu- 
sammengehörenden Eisenbahnen 
nehmen betrieben werden. Die Bedingungen des Zusammen- 
schlusses bedürfen der Genehmigung durch die Aktionäre und 
Eigentümer 
schaften. _ Leitende und sonstige Beamte, die durch den 
Zusammenschluß sntbehrlich werden, sind zu entschädigen. In 
den Gemeinschaftsverträgen sind namentlich auch die Verhält- 
nisse der Ruhegehalts- und ähnlichen Kassen zu regeln. 

Von besonderer Bedeutung. und von großem Vorteil für die 
Eisenbahngesellschaften sind ferner die Bestimmungen des Ge- 
setzes, die die Festsetzung der Tarife regeln. Die 
Eisenbahngesellschaften haben allerdings insofern ihre Tarif- 
hoheit verloren, als sie nicht mehr die Tarife festsetzen, worin 
sie bisher nur insofern beschränkt waren, als sie die gesetz- 
lichen Höchstsätze nicht überschreiten durften und Erhöhungen 
der Tarife unter dieser Grenze, wenn sie von den Versendern 
nicht angenommen wurden, der Entscheidung des Eisenbahn- und 
Kanalamts unterlagen. Die Befugnis, die Tarife festzusetzen, 
ist vielmehr dem Tarifgericht — Rates Tribunal — übertragen; 
der Vorteil für die Eisenbahngesellschaften besteht aber darin, 
daß für die Festsetzung der Tarife die Ergebnisse des Betriebs- 
jahres 1913 als ‚des letzten vor dem Kriege maßgebend sein 
sollen. Die Tarife sollen so bemessen werden, daß aus dem 
Eisenbahnbetrieb die gleichen Dividenden wie in jenem Jahre 
herausgewirtschaftet werden, und da die englischen Eisenbahnen 
vor dem Kriege gute Dividenden gaben, so daß ihre Aktien be- 
liebte Anlagepapiere waren, so können die Eisenbahngesellschaf- 
ten ganz zufrieden sein, wenn ihnen auf diese Art auch für die 
Zukunft die Überschüsse des Jahres 1913 gewährleistet werden. 
Es wird ihnen sogar vorgehalten, daß sie es auf diese Art gar 
nicht nötig haben, ihren Betrieb wirtschaftlich zu führen; bei 
der größten Unwirtschaftlichkeit, die geradezu bis zur Mißwirt- 
schaft gehen kann, müssen doch auf Grund dieser Gesetzes- 
bestimmung die Tarife so festgesetzt werden, daß Überschüsse 
entstehen. _Regelnd werden dabei aber die Bedürfnisse und 
Forderungen der Verkehrstreibenden wirken; sie werden dafür 


sorgen, daß die Tarife nicht höher werden, als der Verkehr tra-_ 
gen Kann, und schon Mittel und Wege finden, um die Eisen- 


bahnen zu sachgemäßer, wirtschaftlicher Gebarung .anzuhalten. 
Bei Festsetzung der Tarife sind seit 1913 hinzugekommene Teile 
des le zu berücksichtigen, indem für sie eine Ver- 
zinsung mit 5 % in Rechnung gesetzt wird, ein Satz, der auch 


die Richtschnur für die Dividende auf das alte Anlagekapital’ 
Werden höhere Überschüsse erzielt, so sollen die 
Tarife so weit herabgesetzt werden, daß SO % dieser Über-: 


bilden soll. 


schüsse verschwinden, daß also die Herabsetzung insofern der 


Allgemeinheit zugute kommt, während der Rest des erhöhten. 


Überschusses mit 20 % die Dividenden erhöhen soll. 


Das Tarifgericht, daß- außer über die Festsetzung der‘ 
Frachtsätze und Fahrpreise auch über die Zuteilung der Güter: 


zu den verschiedenen Tarifklassen zu entscheiden hat, besteht 


ebenfalls aus drei Mitgliedern, von denen eins in wirtschaft- 


lichen Dingen und Handelsfragen, eins in Eisenbahnangelegen- 


als ein einheitliches Unter- 


von Schuldverschreibungen "der Eisenbahngesell- 


‚heiten sachverständig sein ‚soll, während das dritte, der Vor- 


sitzende, rechtskundig. sein soll;:sie werden vom König auf 
‚Vorschlag. des. Lordkanzlers;, des Handels- und. des Verkehrs- 
ministers ernannt: Auch die Kosten dieses Gerichts sind, so- 
weit sie nicht durch Gebühren gedeckt werden, durch die Eisen- 
bahngesellschaften aufzubringen. Der Minister kann verlangen, 
von. dem Tarifgericht gehört zu werden. Ihm ist jährlich ein 
Bericht über die Tätigkeit des. Gerichts ZU. ‚erstatten, den er dem 
Parlament- vorlegt. Beigegeben sind dem Gericht zwei bera- 
tende Ausschüsse, ein ‚allgemeiner und ein eisenbahnfachlicher. 
Im ersteren sitzen 36 Mitglieder, von denen 22 vom Handels- 
minister im Einvernehmen mit. den Vertretungen des Handels- 
stands, 12 vom Arbeitsminister im Einvernehmen mit den Ver- 
tretern der Arbeiterschaft und der Eisenbahnreisenden und zwei 
vom Landwirtschafts- und Fischereiminister ernannt werden. 
Zum Eisenbahnausschuß ernennt der Verkehrsminister 12 Mit- 
glieder, 11 im Einvernehmen mit der Vereinigung der Eisen- 
bahngesellschaften, den zwölften als Vertreter der nicht zu ° 
‚dieser Vereinigung gehörenden Eisenbahnen und Kleinbahnen. ‘3 
"In besonderen Fällen können Mitglieder dieser Ausschüsse in das 
Tarifgericht abgeordnet werden; sie sollen dann besonderes Sach- ” 
verständnis für den zur Erörterung stehenden Fall besitzen; 
auch sind sie zur Vertretung der Mitglieder des Gerichts be- ” 
rufen; nur für den Vorsitzenden des Gerichts ernennt der Lord- 
kanzler einen Vertreter. Die Entscheidungen des Tarifgerichts 
unterliegen der ‚ Überprüfung durch die höchsten Gerichte — 
Court of Appeal oder Court of Session. 


Der dritte wichtige Punkt im neuen Eisenbahngesetz betrifft 
die Regelung der Arbeiterfrage. Der Regierungs- 
entwurf wollte den Eisenbahnarbeitern Sitz und Stimme im Auf- 
sichtsrat der Gesellschaften verschaffen: die Gewerkschaften 
scheinen aber selbst hierauf keinen Wert gelegt zu haben, und 
die Eisenbahngesellschaften haben, wie es nur nahe liegt, diesen 7 
Gedanken bekämpft, und so ist denn dieser Teil des Entwurfs 
nicht Gesetz geworden. -Die Arbeiterfrage soll vielmehr da- 
durch gelöst oder wenigstens ihrer Lösung näher gebracht 
werden, daß die bereits bestehenden Schiedsgerichte für Ar- 
beiterfragen, das Central Wages Board in erster und das National 
Wages Board in zweiter Instanz, im Gesetz verankert worden 
sind. Das erstere besteht aus je acht Vertretern der Arbeit- 
geber und der Arbeitnehmer; in letzterem sind beide mit ie 
sechs Mitgliedern vertreten, dazu kommen noch vier Vertreter - 
der Benutzer der Eisenbahnen und ein unabhängiger Vorsitzender, 
den der Arbeitsminister ernennt. Die Arbeitervertreter werden 
von den verschiedenen Gewerkschaften der Eisenbahnen gestellt, 
die Vertreter der Benutzer der Eisenbahnen von den Vereinigten 
Handelskammern und ähnlichen Vereinigungen ernannt. Die 
Zuständigkeit der Schiedsgerichte erstreckt sich auf das ganze 
Land, es gibt nicht etwa Schiedsgerichte, die nur für einzelne 
Bezirke zuständig wären. Hierdurch soll vollständige Gleich- 
mäßigkeit in der Behandlung der Arbeiterfragen "im ganzen 
Lande erreicht werden, ein Zustand, mit dem- die Eisenbahn- 
gesellschaften, als er während des Krieges eingeführt wurde, 
nicht recht zufrieden waren; sie hätten eher eine weitgehende 
Berücksichtigung der: örtlichen Verhältnisse gewünscht. Auch 
in bezug auf das Verhältnis zu ihren Arbeitern ist den Eisen- | 
bahngesellschaften ein Teil ihrer Selbständigkeit genommen 
worden: sie ‘verhandeln nicht mehr mit ihren Arbeitnehmern 
selbst über die Höhe der Löhne, die Länge der Arbeitszeit und h 
die sonstigen Arbeitsbedingungen, sondern die. Schiedsgerichte 
nehmen ihnen diese Arbeit ab. ‘Setzen die Schiedsgerichte aber 
die Löhne in größerer Höhe fest, als daß die Betriebsausgaben 
durch die Einnahmen gedeckt werden können, so sind die Eisen- 
bahngesellschaften gegen die verderblichen Folgen für ihre Geld- 4 
wirtschaft dadurch geschützt, daß die Bestimmungen über die 
Festsetzung der Tarife ihnen eine Anrufung des Tarifgerichts mit 
dem Ziel ermöglichen, die Tarife so zu .bemessen, daß wieder { 
eine angemessene Verzinsung des in den Eisenbahnen angeleg- 
ten Kapitals entsteht. — Zur: Reselung: rein. Sicher Fragen 
bestehen außerdem. Betriebsräte, Be sen we 


‚höhe weiter zu bezahlen; 


. Gesellschaften verteilt werden, die den Nachweis erbringen, 


. ber 1920 rückständig waren. Mit dem Rest von 500 000 £ sollen 
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‘Soweit die Hauptbestimmungen des Gesetzes.. Weitere 'Ab- 


'schnitte beziehen sich: auf die Befugnisse des Verkehrsministers 


in bezug auf die Beaufsichtigung der Eisenbahnen, was die Be- 
triebssicherheit, die Einheitlichkeit ihrer Einrichtungen, die ge- 


 meinschaftliche Benutzung von Güterwagen,. Werkstatt- und 
sonstigen Anlagen u. del. anbelangt, ferner auf die Gesellschaf- 
‘ten, die ihre Netze nicht selbst betreiben, die Zahl der Direkto- 


ren für die Eisenbahngruppen, die an das Ministerium zu er- 
stattenden Berichte u. del. 

Für die Beförderung von Truppen, Heeres- und Flotten- 
gut und ähnliche Kriegsleistungen haben die englischen Eisen- 
bahnen: nur insofern eine Entschädigung erhalten, als ihnen 
die Regierung durch Zuschüsse die Möglichkeit gewährte, ihre 
Dividende trotz der Steigerung der Ausgaben in der Vorkriegs- 
eine Vereütung für die einzelnen 
Leistungen hat aber nicht stattgefunden. Streitig war bei Be- 
messung der Staatszuschüsse bis vor kurzem im wesentlichen 
noch die Frage, 'wieweit die Regierung für  Unterhaltungs- 


arbeiten aufzukommen hätte, die während des Krieges aus Man- 


gel an Arbeitskräften und Stoffen. unterblieben sind, nunmehr 
aber, nachdem die Staatszuschüsse aufgehört ‚haben, nachgeholt 
werden müssen. Das neue Eisenbahngesetz hat diesem Streit 
ein Ende gemacht, indem es den Eisenbahngesellschaften eine 
Entschädigung in der Höhe, wie sie sie gefordert hatten, näm- 
lich von 60000000 £-zugebilligt hat. Die Entschädigung soll 
in zwei Teilbeträgen von ie 30. 000 000 £ gezahlt werden. Von 


der ersten’ Hälfte sollen 24500000 £ alsbald unter die Gesell- 


Schaften verteilt werden, denen die erwähnten Zu- 
schüsse während des Kriegsbetriebs gewährt worden sind; wei- 
tere 500000 £ sind für die Gesellschaften bestimmt, die ihre 
Eisenbahnanlagen nicht selbst betreiben oder unterhalten. Der 
Rest von 5000000 £ ist zurückzustellen und soll später an die 


daß ‘sie durch die Vereinheitlichung der Löhne, der Arbeitszeit 
und der sonstigen Arbeitsbedingungen in den letzten vier Mona- 
‚ten des Jahres 1921, also in der Zeit, in der die Staatszuschüsse 
nicht mehr gewährt werden, außergewöhnlich hohe Mehrausgaben 


gegenüber denjenigen des gleichen Zeitraums im Jahre 1913 ge- 


habt haben. 

Von der zweiten Hälfte sollen 25 000 000 £ die eigentliche Ent- 
schädigung für rückständige Unterhaltung und Erneuerung der 
festen Anlagen und des Betriebsmittelparks bilden. Sie sollen 
in dem Verhältnis an die betreffenden Gesellschaften verteilt 
werden, wie diese Arbeiten und Anschaffungen am 31. Dezem- 


diejenigen Gesellschaften entschädigt werden, die im Jahre 1922 
infolge der Vereinheitlichung der Löhne, der Arbeitszeit und 


sonstiger “Arbeitsbedingungen außergewöhnliche Mehrausgaben / 


‚gegenüber dem Jahre 1913 haben. Ein etwa verbleibender Über- 
schuß mit den mittlerweile erwachsenen Zinsen soll ebenso wie 
der erste Posten von 24500 000 £ verteilt werden. Gesellschaf- 
ten, die ihre Strecken nicht selbst betreiben, erhalten außer 
den erwähnten 500 000 £ keine Entschädigung. Über die ihnen 
ausgezahlten Beträge können die Eisenbahngesellschaften frei 
verfügen. Nur insofern sie die Gelder zur Bezahlüng von Divi- 
ne oder Zinsen verwenden, unterliegen sie der Einkommen- 
steuer. 


Über die Kleinbahnen, deren Verhältnisse im Teil V 


' des Eisenbahngesetzes geregelt werden, ist nicht viel zu sagen, 


da ja die Kleinbahnen im englischen Verkehrsleben nur eine 
ganz untergeordnete Rolle spielen. Die Befugnisse der Klein- 
bahn-Beauftragten — Light Railway Commissioners — sind dem 
Verkehrsminister übertragen. Er kann einer Hauptbahn die Be- 
rechtigung erteilen, eine Kleinbahn auch gegen deren Willen 


‚zu erwerben; Straßenbahnen sind aber hiervon ausgenommen.\ 


Für Staatsbeihilfen an. Kleinbahnen ist der Verkehrsminister 
nicht wie für andere derartige Ausgaben der ansninister 
zuständig. Die verschiedenen Bezirksverbände dürfen eine 
Gewährleistung für die Überschüsse der Kleinbahnen iüberneh- 
men. Die Tarifsätze einer Kleinbahn dürfen die Sätze der 


Hauptbahn, an die sie anschließt, nicht übersteigen; bei Berech- 
nung der Entfernungen werden jedoch die Längen der Klein- 
bahnen mit 25 % Zuschlag eingesetzt. Die die Tarife regelnden 
Bestimmungen des Eisenbahngesetzes gelten nur insoweit für 
die Kleinbahnen, als durchgehende Tarife in Frage kommen. 
Soweit bisher der Eisenbahn- und Kanalausschuß für Tarif- 


{ragen der Kleinbahnen zuständig war, gehen seine Befugnisse 


auf das Tarifgericht über, das zur Regelung der Tarifangelegen- 
heiten der Hauptbahnen neu eingesetzt ist. Die schon erwähnten 
Kleinbahn-Beauftragten legen ihr Amt sechs Monate nach An- 
nahme des Gesetzes nieder: 


Wie schon erwähnt, nimmt das neue englische Eisenbahn- 
zesetz den Eisenbahngesellschaften zwar einen Teil ihrer Selb- 
ständigkeit, läßt ihnen 'aber in der Leitung des Betriebes, in der 
Einwirkung auf den Verkehr und manchen anderen Beziehungen 
freiere Hand, als sie während der. Zeit des Staatsbetriebes 
hatten. Die so gebotenen Möglichkeiten werden sie zunächst dazu 
auszunutzen haben, daß sie den Verkehr zu heben und damit ihre 
Einnahmen zu vermehren versuchen müssen. Verlangt wird von 
ihnen, daß sie die hohen Tarife wieder abbauen bis auf eine 
Höhe, die jede Drosselung des Verkehrs durch abschreckende 
Fahrpreise und Frachtsätze beseitigt und so den Eisenbahnen 
das Höchstmaß an Verkehr zuführt. Im übrigen werden von der 
Unterdrückung des Wettbewerbs, der nunmehr nur noch in den 
Grenzgebieten der Gruppen, nicht mehr zwischen den einzelnen 
Gesellschaftsnetzen möglich ist, sehr erhebliche Ersparnisse 
erwartet. Eins der mit Gruppenbildung erstrebten Ziele, auf 
‘das auch die dem Ministerium zugewiesenen Befugnisse in bezug 
auf die den Eisenbahnen zu erteilenden Vorschriften hinarbeiten, 
ist eine weitgehende Vereinheitlichung des jetzt infolge des Be- 
stehens der großen Zahl von Einzelnetzen stark zersplitterten 
Eisenbahnwesens von England. Die Ansichten über die Höhe 
der durch den Zusammenschluß und die Vereinheitlichung zu 
erzielenden Ersparnisse sind allerdings geteilt. Von der durch 
das Gesetz versuchten Regelung der Arbeiterfrage erhofft man 
die Beendigung der Reibungen zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern und die Wiederkehr friedlicher Beziehungen 
zwischen ihnen. Wie weit das neue Gesetz die Hoffnungen, die 
in die Neuerungen gesetzt werden, erfüllen wird, muß die Zu- 
kunft lehren. 

Bereits jetzt, nachdem das Gesetz soeben erst in Wirksamkeit 
getreten ist, erheben sich gewichtige Stimmen, die Bedenken 
gegen seine Bestimmungen geltend machen. So hat z. B. der 
Landesverband der Eisen- und Stahlerzeuger eine Denkschrift 
über die einschlägigen Fragen veröffentlicht. Die Berechti- 
gung, seine Ansicht auszusprechen, leitet er aus der Tatsache her, 
daß von den 182000000 t Kohle, die im Jahre 1920 auf den 
englischen Eisenbahnen befördert wurden, über 30 Millionen, 
also ein Sechstel, auf das Eisen- und Stahlgewerbe entfiel, wäh- 
rend von 137000 000 t anderen Gütern sogar 41 Millionen, also 
beinahe ein Drittel, entweder Rohstoffe oder Erzeugnisse dieses 
Gewerbes waren. Um 1t Stahl zu erzeugen, braucht man 8 
bis 10 t der verschiedenen Stoffe und so kommt dem Eisen- 
bahnverkehr besondere Bedeutung für die Eisen- und Stahl- 
erzeugung zu und umgekehrt. Der Verband erkennt an, daß 
ein leistungsfähiger Eisenbahnbetrieb und -verkehr nur möglich 
ist, wenn das in den Eisenbahnen angelegte Kapital angemessen 
verzinst wird. Es erhebt aber Widerspruch dagegen, daß die 
Inhaber der Eisenbahnwerte durch die Gesetzgebung so weit 
geschützt werden, daß selbst bei einer Mißwirtschaft der Eisen- 
bhahngesellschaften ähre Dividende nicht zurückgeht.‘ Da nach 
dem neuen Gesetz das Tarifgericht die Tarife so festsetzen soll, 
daß unter Berücksichtigung des mittlerweile erhöhten Anlage- 
kapitals immer die Dividende des Jahres 1913 erreicht wird, 
müßte selbst ein zu hohes Anlagekapital durch die Betriebsein- 
nahmen verzinst werden; auch unnötig hohe Betriebsausgaben 
müßten durch die Einnahmen gedeckt werden. Allerdings ver- 
langt das Gesetz von den Eisenbahngesellschaften, daß sie die 
Eisenbahnen von wirtschaftlich richtigen Gesichtspunkten be- 
treiben und bei ausreichender Leistungsfähigkeit erhalten; aber 
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der Beweis, daß dies geschieht, sagt. der Landesverband der 
Eisen- und Stahlerzeuger, besteht doch darin, daß der Betrieb 
einen Überschuß abwirft. Nun. schreibt zwar das Gesetz wor, 
daß die Eisenbahnen dem Ministerium eingehende statistische 
Berichte .vorlegen, und dieser glaubt anscheinend, aus. ihnen 
die wirtschaftliche Lage der Eisenbahngesellschaften genügend 


beurteilen zu ‘können, um festzustellen, ob sie alle Anstren-' 


gungen machen, die zur Erzielung des höchsten wirtschaftlichen 
ürfolgs nötig sind. . Aber Handel und Gewerbe sind nach der 
erwähnten  Denkschrift in dieser Beziehung 
Es wird daher verlangt, 
art, daß die Dividende 


daß die Festsetzung der Tarife der- 
des Jahres 1913 erreicht wird, nicht 


dauernd beibehalten werde, sondern nur für die erste Regelung | 


gelten soll, daß : vielmehr später das Tarifgericht dann freie 
Hand bei der Festsetzung haben soll. 
gehenden Befugnisse des Ministeriums. wird Einspruch _er- 
hoben. . Der Staat sollte nur die Aufsicht ausüben, nicht aber 
selbst in Einzelheiten eingreifen. Man verlangt also die Rück- 
kehr zu der nur geringen Beschränkungen unterliegenden pri- 
vaten ‚Betätigung, die zu der heutigen Entwicklung des engli- 
schen Verkehrswesens | 
bezug auf die Freiheit die der einzelnen Eisenbahngesellschaft 
gelassen wird, namentlich soweit sie dadurch mit anderen Eisen- 
bahnen in Wettbewerb tritt, andere Bahnen beschreitet. 

Das Gesetz, in der Form, wie es vom Parlament angenommen 
worden ist, weicht zwar erheblich von dem Reeierungsentwurf 
ab; schon allein die Zahl seiner. Abschnitte ist von 75 auf 86 
erhöht worden, es schließt sich aber doch den Grundzüsen des 
lintwurfs an. Es wird als ein Ausgleich aller der widerstreiten- 
den Gesichtspunkte aufgefaßt, die in Frage kamen. Alle Betei- 
listen können mit dem Ergebnis der Parlamentsverhandlungen, 
die sehr langwierig und eingehend waren, zufrieden sein. Der 
Verkehrsminister hat seinen Willen insofern durchgesetzt, als 


Das Eisenbahrlbetriebspetsonal nl seine Erziehung)). 


Vom Geheimen Baurat Heinrich. 


1. Wenn. der Betrieb den ihm vom Verkehr gestellten: Be- 
förderungsaufgaben in vollem. Umfange gerecht werden will, so 
muß er die ihm zur Beförderung übergebenen Personen und 


Güter möglichst sicher, schnell und billig befördern, und er muß |. 


in der Lage sein,:alle Mengen zu bewältigen, deren Beförderung 
verlangt wird. -.Um diese Ziele zu erreichen, müssen alle 
Betriebs saufgaben nach drei Richtungen hin .angefaßt und be- 
arbeitet werden, nach der Richtung der 

Betriebssicherheit, 


Leistungsf ähiekeit (Schnelligkeit und Menge), 
Wirtschaftlichkeit. 


Nach diesen drei Richtungen müssen "auch die wichtigsten 
W a, der Betriebsführung beschafft und ausgebildet .wer- 
Zu den Werkzeugen haben wir in diesem Zusammenhange 
nicht nur die baulichen und maschinellen Bahnanlagen, die Be- 
triebsmittel nebst den Betriebsstoffen, die betrieblichen Gesetze 
und Vorschriften, die or ganisatorischen Einrichtungen des Be- 
triebsdienstes, sondern auch das Betriebspersonal zu 
rechnen. Trotz aller.noch so hoch entwickelten technischen An- 
lagen und Apparate wird der, Betrieb die oben angegebenen 
Ziele nur mit gutem Betriebspersonal erreichen können. Man 
könnte vielleicht einwenden, daß in bezug auf die Güte des Per- 
sonals der Betriebsdienst keine andere Rolle spielt ‘als die 
übrigen Zweige des Eisenbahnwesens. Selbstverständlich muR 
man zur Erzielung von Höchstleistungen in allen Gebieten 
des Eisenbahndienstes gutes Personal haben; gerade der Betrieb 
hat. ein großes Interesse ‚daran, daß auch in anderen Gebieten 
gutes Personal ist, dern schlechtes Personal z. B. im Verkehrs- 
dienst oder Baudienst erschwert die Arbeiten des Betriebes. Aber 
man muß bedenken, daß mit dem Betriebsdienst eine Wesens- 
eigenschaft untrennbar verbunden ist, die in den übrigen Gebie- 
ten des Eisenbahndienstes zurücktritt, nämlich die Betriebs- 
siche T heit. Die Wahrung der Betriebssicherheit verlangt Be- 
amte, die nicht nur für ihre Person ständige im Geiste der Betriebs- 
sicher! beit arbeiten, sondern die auch geeignet sind, beim Publi- 
t) Vortrag, gehalten für den Ausbildungskursus der Bildungs- 


dezernenten der deutschen Reichsbahnen : in Tutzing am 
19. Oktober 1921: Bi ee, 


ULOLL. 


sehr mißtrauisch,. 


— Auch gegen die weit- 


seführt hat, während das neue Gesetz in 


' zwingen; 


. den Betrag, den sie als Entschädigung für rückständige Unter- 


Trage entspricht auch ihrem. Vorteil. 
aber auch die Verkehrtreibenden befriedigt worden, indem die. 
' Festsetzung der Tarife einem unparteiischen Gericht übertragen 2 


 staatlichung der englischen Eisenbahnen, die schon wiederholt 


: haltungsarbeiter) um etwa % aller Eisenbahnbediensteten han- 
delt. 
.beamten im allgemeinen, ferner für Ablösungszwecke die Rotten- 
' arbeiter und Werkstättenarbeiter zum Teil für den Betriebs- 


die nachstehend aufgeführten Bediensteten (Beamte und Arbeiter) 


“ kontrolleure, 3. die Vorsteher und Aufseher sowie die sonstigen 


' Weichensteller, 7. die Block-, Bahn- und Schrankenwärter, 8. die ’ 
R Zugbegleitbeamten; 9. die Betriebswerkmeister, 10. 
motivführer und Heizer, 11. die Rangier- und Wagenmeister., Be 


‘Dienststellen an, die der Gruppen 1 und 7 den über- 


" direktionen, 


die. Verschmelzung‘ der Fissnhekingesälipchaften? zu. N 3 
angenommen" worden ist; auch ist, was. eine. ‚Zeitlang. -zweifel- 
haft erschien, der Bestand. seines Ministeriums gesichert, ‘indem % 
seine Rechte in’ bezug auf die Beaufsichtigung der 'Eisenbahn- # 
gesellschaften und der sonstigen Einwirkung. auf sie “ nunmehr a 
gesetzlich festgelegt sind. Die Eisenbahngesellschaften erhalten 


haltungsarbeiten gefordert haben, und die Regelung der Tarif- 
In dieser Beziehung sind 


worden ist, so,daß sie vor Übervorteilung durch die Eisenbahn- 
gesellschaften gesichert sind. Endlich sind ‚auch ‚die Wünsche 
der Arbeiter erfüllt worden, denn die Bestimmungen des ‚Ge-..% 
setzes, die die Arbeiterfrage betreffen, sind auf Grund von Ver- 
einbarungen zwischen dem Führer der Eisenbahnergewerkschaft 
und dem Vorsitzenden des Verbandes der Eisenbahug emeechiifg 


» 


ten in ‚das Gesetz aufgenommen ‚worden. ; 


Kurz vor der Beratung des neuen Disenbeiheee rn im Par. a 
lament hatte (die Arbeiterpartei “einen Gesetzentwurf einge- 
bracht, der auf eine Verstaatlichung der englischen Eisenbahnen 
abzielte. Es handelte sich dabei nur um einen Scheinangriff h 
aus :politisch-taktischen Gründen. Der Gesetzentwurf wurde 
(denn auch, wie erwartet, abgelehnt. Der Gedanke einer Ver- 


angeregt, aber immer als den englischen Anschauungen von 
Grund auf widersprechend von der Erörterung abgesetzt worden 
ist, wird wohl nun für längere Zeit von der Tagesordnung 
verschwinden. Die Zusammenfassung der Eisenbahnen zu Grun- 
pen kann aber als ein Schritt auf dem Wege zu einer vollstän- 

digen Vereinheitlichung der englischen Eisenbahnen unter Bei “ 
Bein der Form eines Erivatunbernehmene angesehen made 


u 


H 


kum die echte. der Beiitebseicherheiteverachr zu er. “3 
deshalb müssen die im Betriebsdienst verwendeten | 

Beamten auch. als Bahnpolizeibeamte tätig sein können. 4 
2. Aus diesen Gründen muß auf die Auswahl und die Aüs- h 
bildung der Betriebsbeamten besondere Sorgfalt verwendet wer-- 
den. Die Aufgabe ist deshalb’ sehr umfangreich, weil eine sehr 
xroße Menge von Bediensteten in Frage kommt. Man kann wohl: 
damit rechnen, daß es sich (ohne Werkstätten- und Bahnunter- ° 


CR 
Sg 
E 
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Wenn man berücksichtigt, daß auch die Abfertigungs- 


dienst ausgebildet sein müssen, so werden % aller ‚Bediensteten 4 
in Frage kommen. ; 
Nach der deutschen Eisenbahnbau- und Batriebsprdun de sind‘ 


sowie ihre Vertreter als Betriebsbeamte anzusehen: 1. die die 
Unterhaltung und den Betrieb der Bahn leitenden und- beauf-. 
sichtigenden Beamten, 2. die Bahnkontrolleure, die Betriebs- 


\ 


Fahrdienstleiter und. Aufsichtsbeamten der Stationen, 4 die 
Bahnmeister und Telegraphenmeister, 5. die Rottenführer, 6. die 


‚die Loko-. % 
Die Beamten der Gruppe 3—11 gehören den ausführendem 


wachenden und leitenden Stellen. Es sind. demnach 


. die Vorstände der Bezirksämter und ihre ‚Vertreter. sowie die 


ihnen beigegebenen Hilfsarbeiter, ebenso der Präsident, die Mit- 
glieder und Hilfsarbeiter der Generaldirektionen und Eisenbahn- 
schließlich ‚die Mitglieder und Hilfsarbeiter der 


‚Zentralstellen und zentralen Ämter als Betriebsbeamte anzusehen, 8 
- Ein großer Teil der Beamten der ausführenden Stellen: besitzt 

N Vorgesetztenstellung, ‚wenn auch nicht in disziplinarer Beziehung, » 
‚so doch in bezug auf die Ausübung des Dienstes, z. B,-alle Be- 


amten der Gruppen 3, 4, 5, 9, 11, ferner. .die Lokomotivführer 3 
und die Zugführer von den Gruppen. Sund 10,7 3 
3. Wegen ‚der: Wiehtigkeit - ur ‚Dienstobliegenheiten häbeh 


—— _LXI, Jahrgang 
10. November 1921. 


den. 


die Betriebsbeamten stets eine besondere Stellung unter deu 


 heitliche, 


a 
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- Eisenbahnbeamten eingenommen, indem für ihre Befähigung ein- 
für das ganze Reichsgebiet (mit Ausnahme von 
Bayern) geltende Bestimmungen des Bundesrats erlassen wur- 
Mit jeder Neuausgabe der Betriebsgesetze’) (Bau- und 
Betriebsordnung, Signalordnung usw.) wurden auch diese 


 Bundesratsbestimmungen einer Durchsicht unterzogen. Erstmals 
erschienen sie unter dem 12. Juni 1878, gültig ab 1. Juli 1878, 
mit der Bezeichnung: „Bestimmungen über die Befähigung von 


Bahnpolizeibeamten und Lokomotivführern“.. Zur Zeit gelten 
die Bundesratsvorschriften vom 8. 3. 1906, die an Stelle der 


- Vorschriften vom 5. 7..92 getreten sind. Die vom Reichskanzler 


- Beamten genügen müssen. 


verkündeten Bestimmungen über die Befähigung von Eisen- 
bahnbetriebs- und Bahnpolizeibeamten enthalten das Mindest- 
maß der Anforderungen, denen älle im Betriebe befindlichen 
In einem ersten Abschnitt werden 


Angaben über .die Probezeit der Beamten und über die Er- 


leichterungen der Anforderungen bei Bahnen mit einfachen Be- 


-triebs- und Verkehrsverhältnissen gemacht, ferner Sondervor- 
schriften für leitende Beamte gegeben. - In einem 2. Abschnitt 


ä 


zelnen Länder zugrunde gelegt wurden. 


> spielt, bei allen. Betriebsbeamten eine sehr große Rolle. 
darf keiner Erwähnung, daß die geistige 


werden die allgemeinen Erfordernisse, in einem 3. die besonderen 
Erfordernisse erläutert, die den Prüfungsbestimmungen der ein- 


Die gute Veranlagung in geistiger und körperlicher Beziehung 
Es be- 
eranlagung 


- im ganzen derartig sein muß, daß die Kenntnisse der allgemeinen 


- Schulbildung genügende sind. 


Wegen ihrer bahnpolizeilichen 


Aufgaben müssen die Betriebsbeamten unbescholten sein und 
_ eine gewisse Lebensreife besitzen (mindestens 21 Jahre alt 


- sein). 


Außerdem sollen noch einige. Geisteseigenschaften her- 


- vorgehoben werden, die in den Bestimmungen nicht enthalten 


sind. Als wichtigstes Erfordernis muß man die Fähigkeit be- 


zeichnen, die Gedanken auf den jeweiligen Dienst zu sam- 
- meln. Menschen, die das nicht können, die mit ihren Gedanken 


nicht bei ihrer Arbeit sein oder bleiben können, sind unbedingt 


"nicht im Betriebsdienst zu beschäftigen, da sie dauernd die größte 


chen wir Männer mit kaltem Blut und gesunden Nerven. 


 Betriebsgefahr bilden. 


Ein Lokomotivführer z. B., der nicht 
mit gespanntester Aufmerksamkeit längere Zeit ohne Ermüdung 
die Streckenbeobachtung ausführen kann, ist undenkbar. So- 
dann muß eine zum mindesten genügende geistige Regsam- 
keit,’ insbesondere’ schnelle Aufnahme neuer Eindrücke und 
schnelle Entschlußfähigkeit verlangt werden. Geistige Schwer- 
fälligkeit ist von großem Übel. Sie kann in den schwierigen Fällen, 
wie sie auch bei Bahnen mit einfachen Betriebsverhältnissen täg- 
lich vorkommen können (z. B. gleichzeitige Überholung und 
Kreuzung auf einer Station einer eingleisigen Strecke), nicht nur 
zu Verspätungen und Unregelmäßigkeiten, sondern auch zu Un- 
fällen führen.  Sofortige Aufnahme neuer Eindrücke und 
schnellste Entschlußfähigkeit ist besonders wieder beim Loko- 
motivpersonal nötig. ‘Sehr wichtig ist ferner, daß die Betriebs- 
beamten ruhiges Blut und gute Nerven haben. Man ver- 
gegenwärtige sich, was zuweilen-auf die Beamten des Fahrdienstes 
einstürmt: Pfeifen der Lokomotiven, Klingeln an verschiedenen 
Fernsprechern, Rufen oder Arbeiten an Morseapparaten, Zurufe 
aus dem Dienstraum und von draußen her sind bei größeren 
Stellen zu gewissen Zeiten an der Tagesordnung. Besonaers 
scharf werden die Nerven bei Unfällen mitgenommen. Da soll 
der Beamte angesichts von Getöteten und Verletzten seine 


- Ruhe bewahren und die ersten Betriebsmaßnahmen zweckent- 


sprechend und schnell wählen. In Solchen eenben 
olche 
Menschen werden auch gegenüber den vielen Wünschen und 
Forderungen des Publikums, das auf der Reise zuweilen. auf- 


geregt ist, die nötige Höflichkeit und Ruhe. bewahren, und da- 


' mit sich und allen 'Amtsstellen vielen Ärger und viel unnötiges 
Schreibwerk ersparen. Diejenigen Betriebsbeamten, welche als 


. 


- wurde, 


?) Aus dem Bahnpolizeireglement für die Eisenbahnen im 
Norddeutsehen Bunde ging das. Bahnpolizeireglement für die 


"Eisenbahnen Deutschlands vom 4. 1. 75 hervor, das durch ein 


Bahnpolizeireglement vom 30. 11, 85, gültig ab 1. 4. 86, ersetzt 

{ ‚Daneben bestanden: 

-a) eine Bahnordnung für deutsche Bahnen untergeordneter 
Bedeutung vom 12. 6. 78, gültig ab 1. 7. 78, 

b) Normen für die Konstruktion und Ausrüstung der Eisen- 
bahnen Deutschlands vom .12. 6. 78, gültig ab 1. 10. 78, 


„ erneuert unter dem 30, 11. 85, gültig ab 1.4. 86. 3 


An Stelle dieser Vorschriften traten unter dem 5. 7. 92, gültig 


a5 1.1.2983: 


je u 2 


a) die Betriebsordnung für die Haupteisenbahnen Deutsch- 


ands, 2 
b) die Bahnordnung für die Nebeneisenbahnen Deutschlands, 
c) die Normen für den Bau und die Ausrüstung der Haupt- 
eisenbahnen Deutschlands. 
Diese drei Vorschriften wurden vereinigt in der ab 1..5. 05 
gültigen Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung vom 4. 11. 04. 


‘ 


"schenken. 


Vorgesetzte tätig sein wollen, müssen ferner in der Lage sein, 
ihren WNlen gegenüber den Untergebenen in angemessener 
Weise durchzusetzen. 

In bezug auf ihre Lebenshaltung müssen die Betriebsbeamten 
mäßige und solide veranlagt sein. Hier soll nur die 
Neigung zum Alkohol erwähnt werden. Wenn auch der Krieg 
in dieser Hinsicht eine Besserung gegen die Zeit vor dem 
Kriege gebracht hat, so dürfen wir doch nicht denken, daß 
die Zeitverhältnisse die Gefahren des Alkohols beseitigt haben, 
und müssen ihnen daher dauernd die größte Aufmerksamkeit 
Erst kürzlich wurde wieder ein Unfall dadurch ver- 
ursacht, daß infolge Alkoholgienusses ein Beamter die für das 
Halten des Zuges vorgesehene Stelle überfahren hatte. 

In körperlicher Beziehung sind Gewandtheit und 
Rüstigkeit, ferner Abhärtung gegen alle Witterungseinflüsse bei 
den meisten Dienstklassen als wichtiges Erfordernis für eine 
sichere und pünktliche Betriebsführung zu bezeichnen. Man be- 
trachte z. B. den Dienst des Rangierers, insbesondere des Hemm- 
schuhlegers. Ungeschickte Leute sind für diesen Dienst nicht am 
Platze, denn sie werden häufig nicht verhindern : können, 
däß bewegte Wagen auf stehende auflaufen, und daß dadurch der 
deutschen Volkswirtschaft unter Umständen ein nach vielen 
Tausenden zu bemessender Schaden entsteht. Leute mit körper- 
lichen Gebrechen sind im allgemeinen im Betriebe schlecht zu 
gebrauchen. Man denke an den Dienst in den Stellwerken. Was 
soll geschehen, wenn ein schriftlicher Befehl überbracht werden 
muß, wenn eine Weiche aufgeschnitten war und vor .der Be- 
nutzung (bei Dunkelheit und Schneetreiben) erst örtlich besich- 
tigt werden muß. Hier können nur Leute mit gesunden Glied- 
maßen gebraucht werden; zum mindesten muß man die Forderung 
stellen, daß Bedienstete, die im 'Gebrauch ihrer. Glieder be- 
schränkt sind, im allgemeinen nicht Dienst allein in einem 
Stellwerk tun. Der Betriebsbeamte muß ferner ein vorzügliches . 
Auge, tadelloses Farbenunterscheidungsvermögen und vorzüg- 
liche Ohren haben, sonst gefährdet er seine Sicherheit und die 
der Reisenden sowie die ihm anvertrauten Güter. ö 

4. In körperlicher Beziehung wird im allgemeinen die Auswahl 
der Leute nieht schwer sein. Um so schwieriger gestaltet sich 
die Eignungsprüfung hinsichtlich der geistigen Veranlagung, 
auf welchem Gebiete wir bisher im wesentlichen auf praktische . 
Versuche angewiesen waren. Hoffentlich setzt uns»die Psycho- 
technik in den Stand, in Zukunft schon frühzeitig. üungeeignete 
Elemente von der Verwendung, möglichst schon von der Aus- 
bildung, auszuschließen. Hierzu wird vor allem nötig sein, für‘. 
iede Beamtenklasse die geistigen Erfordernisse — den geistigen 
Tarif — festzulegen. Danach werden die zweekentsprechenden 
psychotechnischen Apparate zu bauen sein. Bei der Nutzbar- 
machung der psychotechnischen: Prüfungsergebnisse dürfen aber 
die Grundsätze vernünftiger Wirtschaitlichkeit nicht außer acht 
gelassen werden. Auf großen Bahnhöfen wird man’ stets gemü- 
gend‘ viele brauchbare Leute haben, aber in kleinen Verhält- 
nissen, besonders bei Nebenbahnen, fällt es oft schwer, die er- 
forderliche Zahl der Bediensteten zu schaffen. Hier wird man | 
zur Verhütung von Kommandierungen häufiger Leute verwen- 
den müssen, die‘ den Bestimmungen gerade noch. genügen. 
Um so wichtiger ist daher in solchen Fällen die gute Ausbildung 
und die fortgesetzte Schulung des Personals. : \ 

Zur Erzielung betrieblicher Höchstleistungen. ist es erforder- 
lich, nieht nur die Betriebslehrlinge während der Ausbildungs-: 
zeit durch Erziehung und Unterricht heranzubilden, ' sondern 
auch die ‘schon Beamtencienst Verrichtenden - dauernd: in.der';, 
Kenntnis der Vorschriften und im . Geiste tüchtiger -Betriebs-: 
schulüng zu erhalten. Für die Heranbildung des Betriebsperso-. 
nals sind daher zwei Hauptgebiete zu unterscheiden: 

die Erziehung, 
der Unterricht. 


Bei der Menge der Beamtenklassen ist es selbstverständlich 


' nicht möglich, im Rahmen dieses Aufsatzes im einzelnen für 


jede Gruppe anzugeben, was hinsichtlich der Erziehung und des 
Unterrichtes beachtet werden muß; es kann dies nur im allge- 
meinen geschehen. | - 

Als leitende Gesichtspunkte allgemeiner Art, die bei der Er- 
ziehung aller Betriebsbeamten, sowohl der Untergebenen. als 
auch der im Vorgesetztenverhältnis befindlichen bei den aus- 
führenden, beaufsichtisenden und leitenden Stellen’ befolgt wer- . 
den müssen, kann man die folgenden bezeichnen: ' 

a)‘ die Erziehung auf das Gefahrenmoment, 

b) die Erziehung zum Pflichtbewußtsein, 

und Ordnung, 

c) die Erziehung auf das Zusammenarbeiten, 

. 4) die Erziehung zur Wirtschaftlichkeit, 

e) die Erziehung zu Vorgesetztenpflichten. (nur bei- Vorge- 

. setzten). P 

5. Die Erziehung aufdas Gefahrenmoment. Der 
angehende Betriebsbeamte muß vor -allem von der Wichtigkeit, 
der Gefährlichkeit des Betriebsdienstes überzeugt werden, dann 
wird er auch geneigt sein, die bestimmten Sicherheitsvor- 


zur Pünktlichkeit 
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schriften, die ihm eingeprägt worden sind, zu erfüllen, Mit 
Rücksicht darauf, daß das ständige Umgehen mit der Gefahr 
abstumpft, müssen auch ‚die schon im Beamtendienst. Befind- 
lichen immer wieder von neuem auf die Giefahren, die ihnen 
und anderen durch Unachtsamkeit im Dienste drohen, hinge- 
wiesen werden, denn ein sehr großer Teil der Unfälle wird durch 
unrichtige Handhabung des Dienstes oder eigene Fahrlässigkeit 
verursacht. Zweckmäßig ist es, beim Unterricht einige Zahlen 
der. Unfallstatistik vorzutrag.n. : . 

Im- Vierteljahr April bis Juni 1921 entfielen bei der Reichs- 

eisenbahn auf Fehler in der Diensthandhabung von 
87 Entgleisungen . .-....... 29 
66 Zusammenstößen . . » ... 9%, 
46 Überfahren von Fuhrwerken 33 %. 

In demselben Vierteljahr wurden 95 Bedienstete getötet und 
206 verletzt, und zwar beim Überschreiten der Gleise 35 .(24), 
beim An- und Abkuppeln 18 (23), beim Rangieren 32 (68), beim 
unvorsichtiren Besteigen und Verlassen bewegter Fahrzeuge 
14 (45): der Rest entfällt auf sonstige Fälle 

Durch Beispiele aus der Praxis muß dem Bediensteten klar- 
cemächt werden, daß er stets fahrlässig handelt, wenn er 
die zur Sicherheit des Betriebes erlassenen Vorschriften nicht 
befolgt, auch wenn ihm die Notwendigkeit dieser oder jener 
Vorschrift nicht gerade gegenwärtig sein sollte. Der Betriebslehr- 
line muß dahin erzogen werden, daß er gewisse Dinge grund- 
sätzlich tut und andere grundsätz!ich unterläßt. Sie müssen ihm 
'n Fleisch und Blut übergehen. Einige Beispiele mögen dies er- 
läutsrn. Bevor ein Betriebsbeamter ein Gleis überschreitet, hat 
er sich nach beiden Richtungen hin umzusehen, ob sich kein 
Fahrzeug auf dem Gleis bewegt; er muß dahin erzogen werden, 
dies zu tun, auch wenn nur wenige oder gar keine Fahrzeuge 
im Bahnhof sind. Durch fortgesetzte Belehrung, Überwachung 
und unter Umständen Bestrafung muß der Weichenwärter dahin 
zebracht werden, daß er niemals seine Weiche umstellt, ohne 
sich vorher durch Hinaussehen aus dem Raume überzeugt zu 
haben, daß die Weiche auch tatsächlich nieht von Fahrzeugen 
besetzt ist); so muß der Fahrdienstleiter, bevor er die Einfahrt 
in ein Gleis gestattet, sich durch örtliche Besichtigung über- 
zeugt haben, daß das Gleis in seinem Verantwortlichkeitsbezirk 
auch wirklich frei ist. Die Redensart: „Das Gleis kann ja 
seit der letzten Fahrt nicht. benutzt worden sein und muß daher 
frei sein“. darf nicht geduldet werden. Sie zeigt, daß der be-, 
treffende Beamte nicht richtig erzogen ist, daß das Moment 
der Abweichung von der Regel, vom Alltäglichen, die im Be- 
triebe so häufig ist und schon zu so vielen Unfällen geführt 
hat, noch nicht erfaßt hat. Der Betriebsbeamte muß ferner da- 
hin erzogen werden, sich nicht auf andere zu verlassen, „er darf 
nicht damit rechnen, daß jeder andere, der an der Zug- oder 
Rangierfahrt beteiligt ist; seine Pflicht tut, und daß es daher 
nicht viel schade, wenn er eine kleinere Bestimmung nicht be- 
folgt“. Wiederholt habe ich derartige Ausreden, auch von Be- 
amten im mittleren Dienste, bekommen, die ich auf Nicht- 
beachtung von Sicherheitsvorschriften aufmerksam machte. Es 
wird daher vorteilhaft sein, bei der Belehrung des Personals 
darauf hinzuweisen, daß das Reichsgericht im Sinne der ange- 
führten Worte vor Jahren eine Entscheidung gefällt hat. Der 
Geist, von dem sich der Betriebsbeamte bei allen seinen dienst- 
lichen Handlungen leiten lassen soll, ist treffend in $ 2,2 der 
F.V. gekennzeichnet: „Alle im Fahrdienst tätigen Beamten 
sollen sich bewußt sein, daß Leben und Gesundheit der Reisen- 
den wie der Beamten selbst von der sicheren Führung des Be- 
triebes abhängt, und daß die Sicherheit des Betriebes schon 
durch geringfügige Verstöße gegen die zu seiner Handhabung 
erlassenen Vorschriften gefährdet werden kann. Die Beamten 
sollen es sich zur Pflicht machen, die Vorschriften gewissenhaft 
zu befolgen, ihre Geschäfte mit der dem.Wesen des Eisenbahr- 
betriebes entsprechenden Raschheit, aber ohne Überstürzung, zu 
erledigen. Mit vereinten Kräften sollen sie dahin streben, Un- 
rerelmäßigkeiten im Lauf der Züge hintanzuhalten.“ Man muß 
verlangen, daß jeder Betriebsbeamte diese trefflichen Gedanken 
sich gut einprägt, möglichst auswendig lernt, damit sie ihm stets 
vor:Augen stehen. 

6... Erziehung zum Pflichtbewußtsein, zur 
Pünktlichkeit und Ordnung. Wegen der grundlegen- 
den Bedeutunz der Eisenbahnen für die Wirtschaft des ganzen 
Volkes ist die Erziehung aller Eisenbahner zum Pflichtbewußt- 
sein und zur Pflichttreue von großer Wichtigkeit. Zu diesem 
Zwecke wird man den Betriebslehrlingen einige Erläuterungen 
über die Zusammenhänge zwischen dem Eisenbahnbetrieb und 
der Volkswirtschaft geben müssen, etwa in. folgender Weise: 
Die Lebensmittel für die in den Industriegegenden und den 
großen Städten . zusammengeballten "Volksmassen sind täglich 
aus den landwirtschaftlichen Erzeugungsgebieten heranzufahren; 
Kohlen, Kali und andere Düngestoffe sind aus den Gewinnungs- 

») Es ist selbstverständlich, daß die örtlichen Einrichtungen 
so sein müssen, daß diese Prüfungen überhaupt möglich sind. 


gebieten zur Versorgung der Industrie und der Landwirtschaft 
täglich auf weite Strecken: zu befördern. 


Ernährung eines großen Teils der Bevölkerung gefährdet, 
müssen vielleicht Tausende von Arbeitern feiern, weil die Kohle 
fehlt; jede Tonne Kohle oder Düngungsstoff oder dergleichen, 
die mehr befördert wird, verbessert in gewissem Sinne unsere 
Valuta und verbilligt unssre Lebensmittel. Sn 

u - 
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Ferner sind Kohle, 
Kali und Industrieerzeugnisse zur Ausfuhr an die See und über 
andere Grenzen zu schaffen. Wenn die Eisenbahn diesen lebens- 
wichtigen Beförderungsaufgaben nicht gerecht wird, so ist die‘ 


Daher ist die Eisen- 
bahn mit das wichtigste Werkzeug der Volkswirtschaft. 


gabe jeden Eisenbahners in jeder Stellung ist es, durch erhöhtes 


Pflichtbewußtsein, 
Leistungen der Eisenbahnen zu steigern. Zur Ermöglichung guter 


‘Leistungen ist in erster Linie nötig die Regelmäßigkeit des 


Fahrdienstes. 


durch mustergültige Pflichterfüllung die- 


Durch Belehrung, ständige Beeinflussung und, wo es nötig at 
auch durch Strafen muß der Sinn für Ordnung und Pünktlich- 


xeit im Zugverkehr, ohne die ein erfolgreicher Eisenbahnbetrieb 
nicht möglich ist, den Bediensteten anerzogen werden. Bei der 
Belehrung muß auf die Zusammenhänge zwischen der Unpünkt- 


lichkeit und der Betriebsgefahr hingewiesen werden. - Weil die 


fallen die Züge zusammengedrängt zu unpassender Zeit auf die 
Bahnhöfe, so daß Abweichungen von der Regel, besonders von 
der Fahrordnung, nötig werden. Solche Abweichungen führen 
wegen der Eile leicht zu Mißverständnissen und damit zu Un- 
fällen, ganz abgesehen davon, daß die Wirtschaftlichkeit im 
Zugverkehr durch Unpünktlichkeit stark verringert und die 
Leistungsfähigkeit der Bahnanlagen herabgesetzt wird. Bei- 
spiele aus. der Praxis werden auch hier Gutes wirken. Weil 
der Bahnmeister m’t der Entladung eines Wagens Kohlen im 
Hauptgleis rächt rechtzeitig fertiggeworden ist, muß ein Güter- 
zug vor dem Einfahrsignal einige Minuten liegen bleiben, hält 
einen Personenzug und damit einen Schnellzug auf. Oder: Wegen 


‘ Unpünktlichkeit meist mit der Länge des Weges zunimmt, so 


unentschuldigten Fortbleibens eines Hemmschuhlegers geht das 


Rangieren langsamer vonstatten, wodurch der Güterzugfahrplan 
für einige Stunden unpünktlich wird. 

7. Die“ Erziehung auf. gutes 
arbeiten. Für die Erzielung hoher Leistungen und für die 
Verbilligung des Betriebes ist die Erziehung auf gutes Zu- 


‚sammenarbeiten der einzelnen Beamtenklassen von höchster 
Nicht nur den Betriebslehrlingen, sondern auch _ 
in Beamtenstellungen bei allen Betriebsstellen Befind- 


Wichtigkeit. 
den 
lichen muß immer wieder von neuem .eingeschärft werden, daß 


kein Zug ohne das Zusammenarbeiten der verschiedenen Be- 


amtenklassen pünktlich fahren kann. Der 
Weichenwärter, der Zugabfertiger, 
lader, Ausschlacker, Putzer, Lokomotivführer und Heizer, Zug- 
führer usw., sie alle sind zur Zugbildung und zur Zugabferti- 
gung nötig, und wenn Rottenführer, Bahnwärter und Schranken- 
wärter oder die Abfertigungsbeamten nicht auf dem Posten sind, 
so kann der Zug z. B. wegen fehlender Papiere nicht pünktlich 
verkehren, oder er wird in Gefahr gebracht. Die Eisenbahn ist 
ein sehr verwickeltes Räderwerk, das nur gut arbeitet, wenn 
jedes Glied vorhanden ist und mit dem nötigen Verständnis für 
das Wirken des anderen Gliedes seinen Dienst tut. Jede Über- 
hebung ist vom Übel und verursacht nur Reibungen, die den 
Wirkungsgrad. der Betriebsmaschine herabsetzen. 
Zusammenpassung der Leistungen der verschiedenen an Zug- 
bildung und Zugabfertigung beteilisten Bediensteten ist ein 
Aufsichtsbeamter unerläßlich. Der Einzelne, der, in das Räder- 


Rangierer, der 


Zusammen-. 


Fahrdienstleiter, Kohlen- 
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Für die gute 


werk des Fahrdienstes eingespannt, einen bestimmten Teildienst 
versieht, kann nicht so gut wie. der Aufsichtsbeamte die Zu- 


sammenhänge übersehen. 
flüssig, wie manchmal behauptet wird, aber er muß selbstver- 


Letzterer ist durchaus nicht über- ° 


ständlich sein Geschäft verstehen und gehörig auf dem. Posten 


sein. Wenn man den Ursachen von Betriebsschwierigkeiten nach- 
geht, so findet man häufig,. daß das nicht gute Zusammen- 


arbeiten der Bediensteten der verschiedenen Dienststellen die 
Alle an der Erziehung der 


Schwierigkeiten vergrößert hat?). 
Betriebsbeamten Beteiligten müssen sich daher stets vor Augen 
halten, daß es nicht nur auf Ausbildung gut arbeitender Spezia- 
listen ankommt, sondern daß die Betriebsschule eine umfassende 


Ausbildung des Zusammenarbeitens der Bediensteten erreichen ; 


muß. 


% 


8. Die Erziehung auf Wirtschaftlichkeit. Du 


vierter allgemeiner Grundsatz, der allerdings nicht nur die Be- 
triebsbeamten, sondern schlechtweg alle Beamten betrifft, ist’ 

die Erziehung der Dienstanfänger zu Dienern der Allgemeinheit. 
Jedem Angestellten ist durch Vorgesetzte und besondere Lehrer 


%) Nach dem Bericht einer Kommission, die im Dezember 190° 2 
im Betriebe der 
Holländischen Eisenbahnen eingesetzt wurde, waren die Schwie- 


zur Untersuchung der Unregelmäßigkeiten 


rigkeiten durch das schlechte Zusammenarbeiten von Betrieb, 
Verkehr, Bau- und Lokomotivdienst verschärft worden. 


u 


#° 


g 


- stehende Mann, kann in diesem Sinne wirken. 


der Eisenbahn, 


10. November 1021. 
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- zum Bewußtsein zu. bringen, daß. er als Angestellter der Reichs- 


eisenbahn gewissermaßen einen Teil des Reichsvermögens mit 


verwaltet, und daß er zum Wohle der Allgemeinheit bei der Aus-. 


übung des Dienstes sein Bestes hergeben müsse. Dies geschieht 


einmal dadurch, daß mit den Geräten’und Betriebsstoffen möglichst. 


sparsam umgegangen wird, und daß der gesamte Betriebsdienst 
in bezug auf Zahl des Personals und in bezug auf die Arbeits- 
methoden sorgfältig nach den bekanntzgegebenen Wirtschaftlich- 
keitsregeln ausgeführt wird, Jeder Bedienstete muß sich be- 


mühen, den Wirkungsgrad der Betriebsmaschine zu heben. Jeder. 


einzelne, auch der auf der untersten Stufe der Beamtenleiter 
Bei der Durch- 
führung der Grundsätze der Sparsamkeit können die Dienst- 


stellenleiter, die Lehrer und die höheren Vorgesetzten eine 
segensreiche Tätigkeit entfalten, wenn sie verständ- 
nisvoll mit den Betriebsräten und Beamtenräten zusammen- 


wirken. Mit Hilfe von bildlichen, anschäulichen Darstellungen, 
durch Leistungsermittlungen und Vergleichen verschiedener 


Leistungen muß es allen Bediensteten als ihre Ehrenpflicht hin-: 


gestellt werden, gewissenhaft zum Wohle des Staates zu arbeiten 


_ und sich dabei nicht von den Faulen herabziehen zu lassen, son- 


dern sich am Beispiele der Strebsamen aufzurichten. Nicht un- 
vorteilhaft wird es sein, darauf hinzuweisen, daß durch nichts 
der Staatsbahngedanke so sehr geschädigt wird als durch ein 
Versagen der Bediensteten auf dem Gebiete der Wirtschaftlich- 
keit. Als Ziel muß uns vorschweben, die Angestellten dahin zu 
bringen, daß sie die Einrichtungen und das Eigentum der Reichs- 
eisenbahnen so wie ihre eigenen behandeln. Durch Beispiele 
der Praxis an Hand des Gesetzes der großen. Zahlen 
muß der Lehrer auf die Schüler zu wirken versuchen. Dafür 


_ einige Beispiele: 
1 


Wir haben auf deutschen Bahnen rund 10000 Stationen; 
wenn auf jeder Station im Durchschnitt täglich durch spar- 
same Verwendung des elektrischen Lichtes nur eine Glüh- 
lampenstunde gespart wird, so sind das täglich 10000 
Glühlampenstunden oder (eine Lampenstunde 103) 

2. Wenn in jeder der rund 3500 Bahnmeistereien durch Auf- 
merksamkeit der Rottenarbeiter, Bahnwärter, Weichen- 
wärter, Rangierer usw. nur 1 kg Schrott (alte Bolzen, 
Platten, Muttern, Federringe usw.) vor dem Verschwinden 
in den Kleinschlag gerettet wird, so werden täglich 3500 kg 
Schrott oder täglich bei dem jetzigen Preise von 1130 H für 
1t—=4000 M gespart. 

3. Wenn nur auf einem kleinen Teil der deutschen Stationen 

‘und Blockstellen, z. B. bei 1000, durch Unachtsamkeit ‚der 
Weichenwärter oder Ungeschicklichkeit der Fahrdienstleiter 
je ein Güterzug nutzlos zum Halten gebracht wird, so ent- 
stehen an Kohlen, Öl usw. Kosten im Betrag von :-1000 mal 
30 — 30000 4, die bei sorgfältiger Wahrnehmung des 
Dienstes hätten gespart werden können. 

4. Unter der Annahme, daß durch unpünktliche, nachlässige 
oder ungeschickte Ausübung des Betriebs- oder Verkehrs- 
dienstes täglich auf rund 100 großen und mittleren Rangier- 
bahnhöfen im Durchschnitt 100 Wagen nur je eine Stunde 


verzögert werden, entsteht ein Verlust von etwa 10000. 


Wagenstunden oder rund 420 Wagentagen. Bei einer Um- 
laufszeit von 6 Tagen ergibt sich ein Ausfall in der täg- 
lichen Wagengestellung von 70 Wagen. 

5. Die Reichseisenbahnen haben rund 500 Betriebswerke (Be- 
triebswerkmeistereien) und 600 Lokomotivbahnhöfe. Wenn 
durch sparsame, geschickte Verwendung der Brennstoffe 
durch das Lokomotivpersonal im Durchschnitt täglich bei 
jedem Betriebswerk 1 t Kohle gespart wird, so macht das 
täglich 500 t zu 400 Al — 500.400 — 200 000. M aus. . 

9. Erziehung auf Vorgesetztenpflichten. Viel- 
leicht ist in keinem zivilen Beruf das Zusammenarbeiten von 

Untergebenen und Vorgesetzten so eng wie im Betriebe der 

Eisenbahn. In keinem Berufe ist es daher so wichtig, wie bei 

daß der Vorgesetzte den Dienst des Unter- 

gebenen genau versteht, damit er sich den Untergebenen gegen- 
über keine Blöße durch Unwissenheit. geben kann. Der Betriebs- 
vorgesetzte muß ferner die Kraft haben, im Interesse der Ver- 
hütung von Unfällen die Befolgung der Sicherheitsvorschriften 
durch die Untergebenen zu erzwireen. 
nötig, daß der Vorgesetzte selbsi die Sicherheitsvorschriften 
kennt und mustergültig befolgt. Man stelle sich z. B. vor, daß 
der Fahrdienstleiter in einem Befehlsstellwerk eine Kleinwagen- 
fahrt gestattet, obwohl die Fahranweisung nicht von dem Bahn- 
meister, sondern dem Rottenaufseher ausgefertigt ist, daß er 
nicht für genügende Verständigung der Strecke sorgt und die 

Fahrt gestattet, ohne das Schild „Kleinwagen auf Strecke“ am 

Morseapparat. oder Fernsprecher anzubringen. Ein solcher 

Vorgesetzter kann schlecht dem . Eisenbahnassistenten oder 

Weichenwärter, Vorhaltungen über schlechte Dienstausübung 

machen. Ein .Lokomotivführer, der in der Streckenbeobachtung 

sehr lässig ist, der die Bremsprobe _liederlich ausführt, wird 


Dazu ist es vor allem 


schwer seinem Heizer ‚Vorhältungen machen können, wenn dieser 
in seinem. Dienste lässig ist. +... 

Die Notwendigkeit,. als gutes Vorbild der :Untergebenen zu 
wirken, ist ‘besonders ‚bei den: höheren Beamtenklassen, den 
Führern, erforderlich. Zu: den Führern in dieser Bedeutung 
dürfen wir nicht nur Amtsvorstände und Direktionsmitglieder 
usw., sondern hierzu müssen wir auch die Vorsteher größerer 
Dienststellen rechnen.‘ Bei der Untersuchung so mancher Un- 
fälle hat es sich herausgestellt, daß sie letzten Endes auf ge- 
wohnheitsmäßige, von den 'Vorstehern- geduldete Verstöße gegen 
bestimmte Sicherheitsvorschriften zurückzuführen waren. Diese 
Vorsteher hatten dann in gröblicher Weise gegen den $ 7 Ziff. 1 
aer Fahrdienstvorschriften verstoßen. Ein Amtsvorstand oder 


‚ Direktionsmitglied; der Untergebene z. B, zu einer Lokomotivfahrt 


nötigt, ohne daß ein Fahrplan festgesetzt ist, ohne daß eine 
Ankündigung an die Strecke stattgefunden hat, oder der aus 
persönlicher Bequemlichkeit einem Zuge eine Verspätung bei- 
bringt, ist aufs höchste zu verurteilen. Vorgesetzte, die wie 
vorstehend angegeben handeln, sind moralisch dafür verantwort- 
lich, wenn ihr Personal. in der Dienstausführung betriebsge- 
fährdend wird, weil sie es nicht durch gutes Beispiel zur vor- 
schriftsmäßigen Ausführung des Dienstes erzogen haben. Wenn, 
wie oben ausgeführt, ein Untergebener fahrlässig (siehe 
Punkt‘ 5) handelt, indem er bestimmte "Sicherheitsvorschriften 
nicht ausführt, so handelt ein Betriebsbeamter in Vorgesetzten- 
stellung gewissenlos, wenn er selbst Verstöße Unter- 
gebener unter seinen Augen geschehen läßt, oder wenn er gar 
Untergebene zu Verstößen verleitet. Er handelt ebenso ge- 
wissenlos, wenn er, falls bauliche oder maschinelle Einrichtun- 
gen der Befolgung der Vorschriften hinderlich sind, nicht dafür 
sorgt — sei. es aus eigener Machtvollkommenheit oder durch 
Anträge an vorgesetzte :Stellen —, daß die Einrichtungen ver- 
bessert werden. 

Der Vorgesetzte hat darüber zu wachen, daß genügend Per- 
sonal vorhanden ist, um den Dienst betriebssicher auszuführen. 
Er verstößt gegen seine Pflichten als Vorgesetzter, wenn er 
nicht die nötigen Schritte wegen Vermehrung des Personals 
unternimmt, falls er sich davon überzeugt hat, daß die Ver- 
mehrung nötig ist. Ebenso muß er aber auf der anderen Seite 
auf Verringerung des Personals dringen, falls nach seiner Über- 
zeugung Leute überzählig sind. Es beeinträchtigt, ja gefährdet 
häufig die Betriebssicherheit, wenn Betriebsbeamte überlastet 
sind; aber ebenso gefährlich ist es, wenn Betriebsbeamte nicht 
ausgelastet sind. Sie fangen dann an, sich mit anderen Dingen 
zu beschäftigen, sie lesen, schreiben Briefe, unterhalten sich 
usw. und gefährden dadurch erst recht die Betriebssicherheit. Ihr 
ist nur gedient, wenn der Beamte genötigt ist, seine ganze Auf- 
ınerksamkeit dem Dienst zu widmen. 

Jeder Vorgesetzte, in welchem Berufe es auch sei, muß es 
vermeiden, Befehle zu geben, die nicht befolgt werden können; 
ganz besonders hat sich aber der Betriebsvorgesetzte zu hüten 
dies zu tun, weil er seine Untergebenen sonst abstumpft, und- 
dadurch hauptsächlich die Betriebssicherheit, aber auch die 
Leistungsfähigkeit und die Wirtschaftlichkeit leiden. Vor Aus- 
gabe eines Befehls oder einer Verfügung ist stets zu prüfen, ob 
die Aufträge auch befolgt werden können. Ferner ist in ge- 
wissem Umfange zu überwachen, ob und wie die Anordnungen 
ausgeführt werden. 

Die leitenden Gesichtspunkte für die Unterrichtserteilung in 
fachlichen Angelegenheiten sollen nach folgenden Gruppen be- 
sprochen werden: 

° Imhalt des Unterrichts, 
Hilfsmittel für den Unterricht, 
Einteilung und Art des Unterrichts, 
Lehrpersonal. 


10. Inhalt des Unterrichts. Als Ziel des fachlichen 


. Unterrichts wird man die Beherrschung der dienstlichen Vor- 


schriften in dem Umfange, wie sie für jede Beamtenklasse nach 
den Prüfungsvorschriften vorgesehen sind, bezeichnen müssen. 
Es kann nicht Aufgabe dieses Aufsatzes sein, zu prüfen, ob 
nicht im einzelnen Vereinfachungen oder Verschärfungen : ge- 
wisser Prüfungsbestimmungen nötig sind. Im allgemeinen möchte 
es sich empfehlen, die Regel „wenig, aber gut“ zu befolgen. Vor- 
läufig haben wir noch mit den Prüfungsbestimmungen .der.'ein- 
zelnen Länder zu rechnen, da das Reich einheitliche Vorschriften 
noch nicht bearbeitet hat. Unter. Beherrschung der Vorschriften 
sind nicht nur die positiven Kenntnisse der einzelnen: Para- 
graphen, sondern auch das Verständnis für die Begründangen 
zu den wichtigsten Vorschriften zu verstehen. Es bedarf daher 
keiner Erwähnung, daß die einzelnen Bestimmungen: der..Vor- 
schriften den Anfängern nicht nur vorerzählt, sondern vor allen 
Dingen in ihren Begründungen erläutert werden müssen. Die 
Begründungen sind nach zwei Richtungen von größtem Werte, 
Einmal wird dem Lehrling der Unterricht interessanter gemacht, 
er hört daher besser zu und schläft nicht ein; sodann behält der 
Schüler alles viel besser, wenn er die ursächlichen Zusammen- 


‘ hänge übersieht. Sehr oft habe ich z. B. bei der überaus wich- 
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tigen Frage der Deckung liegen gebliebener Züge (oder auch 
unfahrbarer Gleisstrecken) feststellen müssen, daß die Leute 
die Reihenfolge der verschiedenen Deckungsmittel und die Ent- 
ferzungen zwischen ihnen vertauschten. Der Lehrer hat es in 
diesem Falle offenbar versäumt, etwa folgendes auszuführen: 
Das Signal 6b der Signalordnung oder die im Kreise .ge- 
schwungene rote Fahne ist las eigentliche Haltsignal, über das 
nicht hinausgefahren werden darf. Das Sienal 6b ist dem Ge- 
fahrpunkt mit Absicht auf freier: Strecke höchstens auf 200 n 
nahegerückt, weil man noch eine Schutzstrecke zwischen Signal 
und. Gefahrpunkt haben muß, falls doch ein. Zug über die Halt- 
scheibe hindurchrutscht. Die Knallkapsel ist allerdings auch 
ein Haltsignal; in Verbindung mit Signal’6a oder 6b wirkt sie 
aber wie ein Ankündigungssignal; sie zeigt” dem Lokomotiv- 
führer, daß etwas Außergewöhnliches zu erwarten ist; er muß 
sofort "bremsen, nachdem er die Explosion der Knallkapseln oder 
einer ‘derselben gehört hat. . Infolgedessen müssen die Knall- 
kapseln so. weit vor dem Haltsienal ausgelegt werden, daß diese 
Jüntfernung. als Bremsweg genügt. Wenn den Lehrlingen in 
dieser Weise die leblosen Paragraphen gewissermaßen lebendig 
vorgeführt werden, werden sie die Bestimmungen leichter be- 
halten und sie immer gegenwärtig haben. Ein weiteres Beispiel: 
Wenn der .Zugschluß fehlt, darf der Weichenwärter das Signal 
nicht auf „Halt“ legen; warum nicht? Der W.eichenwärter ist da- 


ran gewöhnt worden, gewissermaßen mechanisch nach „Auf Halt- | 


legen“ des Signals zu blocken; die Gefahr liegt demnach vor, 
daß. er dies gewohnheitsmäßig. tut, auch wenn der Zugschluß 
zefehlt hat; in diesem Falle kann aber eine Zugtrennung statt- 
«vefunden haben und der Hinterteil des Zuges auf der Strecke 
eeblieben sein. Durch das Blocken würde der Weichenwärter 
aber die rückliegende Blockstelle entblocken, so daß ein zweiter 
Zug folgen und'auf den liegen gebliebenen- Teil des ersten 
Zuges auffahren könnte. ° Man darf wohl annehmen, daß die 
Leute bei derartiger Begründung die Bestimmungen nicht so 
leicht vergessen, und daß sie auch einen so geführten Unterricht 
gern besuchen werden. _Ich habe jedenfalls stets bei allen Ar- 
heiter- und Beamtenklassen zutes Verständnis und geradezu 
Lernfreudiekeit gefunden, wenn ich im Packwagen oder in Auf- 
enthaltsräumen - in der geschilderten Weise. Vorschriften er- 
läuterte. 

Im Rahmen :dieses Aufsatzes können Kelbstnäretändlich nicht 
alle wichtigen Bestimmungen für die einzelnen Beamtenklassen 
durchgegangen werden, es soll nur auf einige wichtigere Bestim- 
mungen (der Betriebssicherheit, gegen die besonders häufig ver- 
stoßen. wird, hingewiesen werden: 

Prüfung des Freiseins der Fahrstraßen, 

Verfahren bei Abweichen von der Fahrordnung, 

Deckung liegengebliebener Züge, 

Deckung’ unfahrbarer Gleisstrecken, 

Verfahren bei Fehlen des Zugschlusses, 

Bestimmungen für das Schließen der Schranken, 

Verfahren bei Zugtrennungen, 

Bestimmungen über. das Zugmeldeverfahren, 

“ - Verlegung von Kreuzungen, 

Verfahren bei Ankündigung von Sonderlsen: 

Bestimmungen über Prüfung und Bedienung der Handbremse, 

Bestimmungen über Kleinwagenfahrten, H- 

Sicherheitsvorschriften bei Oberbauauswechslungen . bei 
Block- und Stellwerksumbauten und bei Block- und Stell- 
werksstörungen, 

Bestimmungen über die Bremsprobe, 

Geschwindigkeitsbeschränkungen (nach 
Fahrplanbuch). usw., 

Pflichten des Rangierleiters. 


11: Hilfsmittel £fürden Unterricht. 
B.O. sollen den Betriebsbeamten schriftliche 
Anweisungen über ihre dienstlichen Pflichten ausgehändigt 
werden... Dieser Bestimmung "haben die früheren Staatseisen- 
bahnverwaltungen dadurch genügt, daß sie für die einzelnen 
Beamtenklassen Dienstanweisungen aufstellten und den Beamten 
aushändigten. Bei den ehemals preußischen Bahnen war es vor 
Erscheinen der Fahrdienstvorschriften üblich, in diese Dienst- 
anweisungen sowohl die persönlichen als auch die hauptsäch- 
lichsten sachlichen mit der Dienstausübung zusammenhängenden 
Vorschriften mit aufzunehmen. Das erforderte natürlich eine 
häufige Wiederholung vieler Sätze der Vorschriften in vielen 
Dienstanweisungen. Seit Inkrafttreten der Fahrdienstvor- 
schriften ist es immer mehr üblich geworden, in die sogenannten 
persönlichen. Dienstanweisungen nur die allgemeinen Pflichten 
ler Beamten, die Bestimmungen über die. Ausübung des eigent- 
lichen Dienstes dagegen ih systematisch zusammengefaßte 
Dienstvorschriften aufzunehmen. Man unterscheidet persönliche 
Dienstanweisungen und sachliche Dienstvorschriften. 
Aus den Fahrdienstvorschriften stellte man früher in Preußen 
Auszüge, einen für das Stationspersonal, den anderen für das 
Zugpersonal her. Ein ähnliches Verfahren scheinen im allge- 


insbesondere 


dem Anhang ur 


Nach $S 45 der 
oder zedruckte 


meinen auch die anderen Staatsbahnverwaltungen eingeschlagen 


‚um das für sich in Frage kommende zu finden. 
zweifellos den Vorteil, daß der oben betonte Zusammenhang der 


j allem ‚befolgen. 


zu haben, wenn auch die Trennung Hioht ‚so scharf durchgeführt 


wurde: 


Man kann Ewaifelhätt, sein, ob das von den el Staats- 

Es spart Papier, ist 'ein-. ° 
facher und übersichtlicher, stellt aber an die Auffassungsfähig- . 
keit: der Bediensteten hohe Ansprüche, da jeder den gesamten 


bahnen geübte Verfahren richtig ist, 


Inhalt verschiedener fachlicher Vorschriften durcharbeiten muß, 
Es hat dagegen 


Tätigkeiten der verschiedenen Bedienstetenklassen besser in die 
Erscheinung tritt, als es bei einer Auflösung in. Einzelvor- 
schriften möglich ist. Doch tritt dieser Vorteil, vom Stand- 
punkte .der Bediensteten aus betrachtet, in den Hintergrund; 
jedenfalls scheint es erforderlich, daß das 


zuwendet und baldigst für alle ehemaligen Staatsbahnverwal- 
tungen ein einheitliches Verfahren vorschreibt. 
lung dieser Frage erwächst dem Unterrichtspersonal eine beson- 
ders große Aufgabe, indem es den Schülern die wichtigsten für 
sie in Fra&e kommenden Bestimmungen zusammensuchen muß. 

Die Fülle aller Einzelbestimmungen in den verschiedenen Vor- 
schriften kann man zweckmäßig nach zwei Hauptgruppen ein- 
ordnen: a) Sicherheitsbestimmungen, b) Ordnungsbestimmungen. 


Die Sicherheitsvorschriften, von’ denen einige oben angeführt . 


sind, muß jeder Bedienstete unbedingt sicher wissen und vor 
Tod und Verderben sind_ vielfach die Folge, 
wenn sie nicht innegehalten werden. Der Beamte hat sie daher 
unter allen Umständen zu befolgen, ohne Rücksicht auf sonstige 
Nachteile, die entstehen könnten. Verspätungen, die aus der Be- 


Tolgung dieser Sicherheitsvorschriften entstehen oder vergrößert - 


Ww erden, hat nicht der Beamte zu vertreten, sondern die Ver- 
waltung. enn die Lehrer darauf drücken, daß diese Auf- 
lassung über Sicherheitsbestimmungen bei allen Eisenbahnern 
Platz greift, werden wir zur Vermeidung von Unfällen viel er- 
reicht haben. ‘Bisher sind wir noch nicht so weit. Noch immer 
entschuldigen sich Bedienstete, wenn Unfälle eingetreten sind, 
damit, daß ‚sie diese oder. Jene wichtige Sicherheitsbestimmung 
nicht befolgt ‚hätten, „um einem Zuge keine Verspätung beizu- 
bringen. oder. sie nicht zu vergrößern“, und es scheint, daß ‚die 
vorgesetzten Stellen solchen Ausreden nicht immer kräftig ‚ge- 
nug.entgegentreten. 

Die Ordnungsvorschriften müssen selbstverständlich delle 
von den Beamten befolgt werden, es kann aber wohl vorkommen, 
daß im Drange der Geschäfte alle die zum Teil weitgehenden 
Ordnungsvorschriften nicht befolgt werden können. Der Beamte 
muß in’ jedem solchen Falle, wo ein Abweichen von den Ord- 
nungsvorschriften zu Nachteilen führt, ausdrücklich 'Rechen- 
schaft darüber ablegen, weshalb er die, Bestimmungen nicht inne- 
halten konnte. 

Es wäre vielleicht zu übherlegen, die Vorschritlen nach en an- 
gegebenen Gesichtspunkten durchzusehen und neu zu bearbeiten. 
Es könnte in Frage kommen, die oben angedeutete Unterschei- 
dung nach der Wichtigkeit durch verschiedenen Druck oder 
dgl. zu kennzeichnen, man: könnte ferner daran denken, die 
wichtigsten Sicherheitsvorschriften; die ohne Rücksicht auf Ver- 
spätungen befolgt ‘werden müssen, wieder besonders hervorzu- 
heben. Es darf wohl behauptet werden, daß durch eine derartige 
Unterscheidung das Bestreben mancher Kreise, zur ‘gegebenen 
Zeit durch passive Resistenz den Eisenbahndienst zu erschweren, 
stark behindert würde?). Sehr anzuraten ist die Verwendung von 
Merkblättern für gewisse Unterrichtsgegenstände. Merk- 


blätter kommen in erster Linie in Betracht, wenn es erforder- 


lich erscheint, wichtige Bestimmungen der Betriebssicherheit 
oder Regeln zur Erhöhung der Leistungsfähigkeit, “die 
an verschiedenen Stellen der Dienstvorschriften aufgeführt sind, 
zur Erhöhung der Übersichtlichkeit kurz zusammenzufassen. 


Ferner für solche Einzelvorschriften, die für die Betriebssicher- 
heit von so hervorragender Bedeutung sind, daß sie den Be-. 


diensteten durch Aushang, persönliche Aushändieung. oder del 
eingeschärft werden müssen... Es scheint nicht nötig, mit der 


Einführung derartiger Hilfsmittel zu warten, bis einheitliche 
Anordnungen von der Zentralstelle getroffen werden. Man kann 


sehr wohl für kleinere Bezirke das ausführen, was man für er- 


forderlich hält, zunächst mit den einfachsten Mitteln. Ich habe 
Amtsvorstand für meinen Betriebsamtsbesirk 9 
mehrere derartige Merkblätter (oder Unterrichtsblätter) heraus- 


seinerzeit als 


Hektographentinte : vervielfältigt ‚wurden, 


gegeben, die durch 
man damals bei 


denn Schreibmaschinen kannte 
noch nicht. 


gebraucht#°).. 
ten bestimmten‘ 


Deutscher Eisenbahnverwaltungen, , 


Reichsverkehrs- 
ministerium der Frage der Vorschriften seine Aufmerksamkeit 


"Bis zur Rege- 


den Ämtern 
Besonders gern wurde ein Merkblatt, das die Auf-. 
gaben des Rangierleiters übersichtlich zusammengefaßt enthielt, ° 
Die für den unmittelbaren Gebrauch ‘der Bedienste- 

Merkblätter müssen‘ die bekanntzugebenden 
Punkte in eeinfachster Sprache, in kürzester Fassung, möglichst - 


im Telegrammstil und in der Befehlsform enthalten. Jede Weit- 


®, 
\er7 


5) Vgl. Jahre. 1917, S. 493 d. Zte. 
°) Zum Schluß abgedruckt, 
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 Weeichenwärter, Schaffner usw.). 


schriften erhalten werden; 
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toten ist vom Übel, denn nur kurze Merkblätter werden 
vom Personal gelesen. 

Wenn man mit solchen Merkblättern erst gute Erfahrungen 
gesammelt hat, wird es gegebenenfalls in Frage kommen, sie 


allmählich zu Leitfäden für die verschiedenen Beamten- 


klassen umzugestalten, oder neben den Merkblättern: noch 'der- 
artige Leitfäden aufzustellen. 
Ein sehr gutes Hilfsmittel für den Unterricht sind Tafeln mit 


bildlichen Darstellungen, wie sie schon in größerem 
 Umfange ausgeführt worden sind. Die ehemals preußische Fisen- 


bahnverwaltung hat z. B. durch das Zentralamt zum Aushängen 
in Packwagen, Bahnwärterbuden usw. eine bildliche Darstellung 
über die Deckung liegengebliebener Züge und unfahrbarer Gleis- 
strecken herausgegeben. 

Bei der mißlichen Finanzlage der Reichseisenbahn wird es 
wohl nicht möglich sein, sofort in wünschenswertem Umfange 
Modelle (oder Versuchsstände) als Hilfsmittel des Unterrichts 
zu. beschaffen, z. B. von Block- und Stellwerkseinrichtungen, von 


_ der Kunze-Knorr-Bremseinrichtung usw. Man wird sich wohl da- 


mit begnügen müssen, nach und nach derartige Modelle in Schul- 
wagen einzubauen, die bei den verschiedenen Eisenbahndirek- 
tionen umiaufen. 

Fe Einteilung und, Art.des-Unterrichts.. . Nach 
en Bestimmungen des R.V.M. sind folgende drei Arten des 
Unterrichts zu unterscheiden: Dienstschulwesen, Dienstvortrags- 
wesen, freiwilliges Bildungswesen. Das Dienstschulwesen ist 
für den Betriebsdienst ein Anfängerunterricht; er ist für die 
die erste Dienststellung Erstrebenden bestimmt (Bahnwärter, 
Das Dienstvortragswesen ist 
ein Fortbildungsunterricht für die schon im Dienste befindlichen 
Betriebsbeamten. Sie sollen durch ihn in der Kenntnis der Vor- 
wichtigere Änderungen . der Vor- 
schriften, Amtsblattverfügungen usw. sollen in ihm erläutert 
werden. Das freiwillige Bildungswesen umfaßt im wesentlichen 
den Aufstiegsunterricht für dieienigen, die eine höhere Dienst- 
stelle erstreben (Zugführer, Eisenbahnsekretäre, Lokomotiv- 


‚führer, Vorsteher usw.): 


Der Lehrer muß beim Anfängerunterricht seine Unterrichts- 
weise nicht nur auf die Begabten und nach höheren Stellen 
Strebenden zuschneiden, sondern auf die große Masse der Durch- 
schnittsmenschen, die immer zum :gsroßen Teil aus der Rotte 
Kommen werden, und die daher der geistisen Beweglichkeit durch 
den Bahnunterhaltungsdienst etwas entwöhnt sind. Der Lehrer 
muß sich daher möglichst an das Anschauungsvermögen der Zu- 


- hörer wenden. er muß sich mit einfachsten Mitteln Modelle ver- 


schaffen, falls er nicht Vorführungen an ‚Betriebsapparaten vor- 
nehmen kann. Er muß z. B. zeigen, wie eine Knallkapsel an 
der Schiene befestigt wird, er muß den Gebrauch der Signal- 
fackeln vorführen.. Ich habe schon manchen Eisenbahnschaffner 
gefunden, der über die Deckung von Zügen gut Bescheid wußte, 
der aber im Ernstfall die Fackel nicht hätte anzünden können, 


weil er die Sturmstreichhölzer, die oftmals in einer Ausbuch-. 


tung des Stieles stecken, nicht fand. Die ganze Einrichtung war 
ihm 'eben niemals vorgeführt worden; ja, ich habe Zugführer 
gefunden, die die einfache Schiebereinrichtung an dem inneren 
Teil des Signalmittelkastens nicht aufmachen konnten, weil 
ihnen offenbar der geöffnete Kasten niemals gezeigt worden 
war. i ; 
Die wichtigsten Sicherheitsvorschriften müssen je nach dem 
geistigen Stande’ der ‚Schüler mehr als einmal durchgenommen 
werden. Sie müssen den Schülern eingehämmert werden. 
Der Lehrer darf nicht ruhen, bis jeder seiner Schüler diese Vor- 
schriften am Schnürchen hat, bis er sie, wie der V.olksmund 
sagt, „im Schlafe kennt“. Aus dem Unterrichtsnachweis. den der 
Lehrer zu führen hat, muß hervorgehen, das alle Schüler über 
einen bestimmten Gegenstand unterrichtet sind. 

‚Um die Schüler zur aufmerksamen. Verfolgung der Lehr- 
stunden anzuhalten. darf der Unterricht nicht nur aus Vorträgen 
des Lehrers ‚bestehen, sondern es müssen, wie in der Schule, 
dauernd Fragen an die Betriebslehrlinge ‚gestellt werden. Falls 
Vorgesetzte und Untergebene gemeinsam am Unterricht teil- 
nehmen, wird es’ sich .aber empfehlen, die Vorgesetzten nicht 
zu fragen. um sie bei Unwissenheit nicht etwa vor den Unter- 
gebenen bloßzustellen. i 

Nichts wirkt so überzeugend, als dis Besprechung von Unfällen, 
weil an ihnen die Anfänger sehen, welche Folgen die Nichtbeach- 
tung der Vorschriften hat. Es ist vorteilhaft, wenn die Direktio- 


nen, wie es bisher auch schon vielfach von einzelnen geschehen 


ist, lehrreiche Unfälle im Amtsblatt veröffentlichen. Der Minister 
der öffentlichen Arbeiten in Preußen hat im Jahre 1910 50 Bi 
ßere Unfälle, für verschiedene Bedienstetenklassen geordnet,’ 

Buchform herausgegeben. ° Eine ähnliche gut brauchbare Zu- 
sammenstellunge hat Bayern bearbeiten lassen. Man könnte viel- 
leicht daran denken, die beiden Darstellungen, zu einem Buch zu- 
sammengefaßt, neu aufzulegen. Die Übung der Bekanntgabe der 


Unfälle durch das Amtsblatt muß noch weiter ausgedehnt wer- 


den. ‘Es empfiehlt sich, die monatlichen Unfallzusammen- 
stellungen daraufhin "besser auszuwerten, denn eine große Masse 


\S 


von Einzeltötungen und -verletzungen kommt auf das Konto 
der- eigenen Unvorsichtiekeit. Vorteilhaft ist es, wenn "lie 
Lehrer sich alle diese Veröffentlichungen, Unterrichtsblätter und 
dergleichen in einer Unterrichtsmappe sammeln. 


13. Die Lehrkräfte. Yon allergrößter Bedeutung für die 
Heranbildung richtiger Betriebsbeamten sind naturgemäß die 
Lehrkräfte. Die - Frage des Lehrpersonals ist deshalb .sehr 
schwierig, weil, wie oben erwähnt, für die Heranbildung des 
Personals nicht nur die Abhaltung regelmäßiger Unterrichts- 
stunden an bestimmten Tagen und an einzelnen Plätzen in Frage 
kommt, sondern eine fortgesetzte Beeinflussung, ein dauerndes 
Erziehungswerk gefordert werden muß. Zu den Lehrkräfter 
dürfen wir daher nicht nur die verhältnismäßig wenigen im 
Haupt- oder Nebenamt als Lehrer wirkenden Bediensteten, son- 
dern wir müssen zu ihnen eigentlich jeden Dienststellenvorsteher 
und jeden Amtsvorstand rechnen. Mit Rücksicht hierauf wäre 
es angebracht, die, Eignung zw diesen Stellen auch auf den 
Punkt’ „Erziehung des Personals“ - zu. erstrecken. Jedenfalls 
scheint es richtig, in der Frage der Lehrerwahl wegen der per- 
sönlichen Eigenschaften, die ein Lehrer haben muß, nicht sche- 
matisch vorzugehen, sondern die nach der Lage der Verhältnisse 
am besten befriedigende Lösung in jedem Einzelfall zu wählen. 

Der fachliche Unterricht in den oben genannten drei Unter- 
richtsgruppen verlangt neben den allgemeinen Erfordernissen 
(positives Wissen, Lust und Liebe, Geduld usw.) vor allem 
Männer, die mit. dem lebendigen Betriebe dauernd in Berührung 
sind. Es scheint daher vorteilhaft, daß man in allen Unter- 
richtsarten. möglichst solche. Leute zur Unterrichtserteilung her- 
anzieht, die nicht. ausschließlich Lehrer. sind, sondern Eisen- 
bahner, die im Betriebsdienst, wenn auch nur in einzelnen Tagen 
der Woche, tätig sind. Es ist gleichgültig, ob. sie im Außen- 
dienst oder im Bürodienst 'beschäftist werden. Die Hauptsache 
ist, daß sie beim -Unterricht auf einen sich stetig erneuernden 
Quell vom Betriebserfahrungen zurückgreifen können. 

Am leichtesten werden die Kräfte für das freiwillige Bildungs- 
wesen zu finden sein, weil es sich hierbei nur um eine verhältnis- 
mäßige geringe Zahl von Personen handelt; schwieriger wird 
es dagegen sein, für den :ıaufenden Unterricht, das Dienst- 
vortragswegen, die senügende Zahl der in oben bezeichnetem 
Geiste wirkenden Männer zu finden. Auf großen Dienststellen 
mit einem Personal von mehreren Hundert Köpfen wird man 
am besten denjenigen. Vorsteher (oder einen geeigneten Eisen- 
balinsekrefär), der die Unfallsachen und Unregelmäßigkeiten im 
Stationsbüro bearbeitet, mit der Unterrichtserteilung beauftra- 
sen können, falls der Betreffende über die nötigen pädagogischen 
Eigenschaften verfügt. Er muß außer dem laufenden (Fortbil- 
dungs-) Unterricht auch den Unterricht für Anfänger abhalten. 
Es versteht sich von selbst, daß dieser Vorsteher soweit von 
Dienstgeschäften zu entlasten ist, daß er sich dem Lehrberuf ge- 
nügend widmen kann. 

Einer besonderen Prüfung von Fall zu Fall wird es bedürfen, 
ob ihm auch.der Anfängerunterricht für die den anderen Dienst- 
stellen unterstellten Bediensteten in Betriebsfragen übertragen 
werden kann. In manchen Fällen wird es vorteilhaft sein, die- 


sen Vorsteher als Wanderlehrer auf benachbarte mittlere und 


kleinere Bahnhöfe zu senden, wo die Schüler der kleineren Sta- 
tionen der Umgegend von Zeit zu Zeit zusammengezogen wer- 
den können. Besonders wird dies zweckmäßig sein, wenn erst 
Unterrichtswagen mit Modellen eingerichtet sein werden. Solche 
Wanderlehrer "werden hauptsächlich für die Stationen in Frage 
kommen, deren Vorsteher als picht geeignet für die Ungerrichts- 
erteilung befunden sind. 

Der in erster. Linie in Frage kommende Lehrer in den Be- 
triebsfächern, besonders auf mittleren Stationen, wird stets der 
Dienststellenvorsteher sein. Man hat gerade bei‘ diesen Vor- 
stehern, die vielfach nicht so überbürdet sind, wie die größerer 
Bahnhöfe, häufig eine geradezu mustereültige Liebe an .der Her- 
anbildung ihres Personals gefunden. Dieses Interesse an der Er- 
ziehune und am Unterricht des Personals bei -Dienststellenvor- 
stehern zu wecken und zu unterhalten, muß Sache der. Amts- 
vorstände und ihrer Vertreter sein, 

Im Schrifttum der letzten Jahre. ist wiederholt die Rede daxön 
gewesen, daß die Betriebsämter zu kleine Bezirke hätten, und 
daß sie daher im Betriebsdienst nicht in erfolgreicher "Weise 
wirken könnten. Diese Anschauung beruht m. E. auf einer ım- 
zutreffenden Einschätzung der beiden Aufgabenkreise ‘des Be- 
triebsdienstes”). Diese Aufgaben sind: betrieblicher Sicherheits- 
dienst und betrieblicher Beförderungsdienst. Für das Betriebs- 
amt treten die Aufgaben des betrieblichen Beförderungsdienstes 
naturgemäß etwas zurück, vrenn auch das Amt in diesen Ge- 
schäften eine nutzbringende Tätigkeit entfalten kann und mnß. 
Im Vordererunde der Beschäftigung der Ämter -steht der Be-. 
triebssicherheitsdienst. Seine Aufgabe liert darin, daß die bau- 
lichen, insbesondere Sicherungsanlagen, in gutem, leistungsfähi- 
gem und betriebssicherem Zustande erhalten werden, und daß die 
7). Vgl. Zeitung d. Vereins Urne EEE REN abar 
1920, / Seite 273: 
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Zeitung des Warskin‘ ? 
Destinkör Eisenbahnverwaltungen- 


Gleisanlagen mit der Entwicklung des Verkehrs fortgebildet 
werden, denn mangelhafte Bahnanlagen beeinträchtigen nicht nur 
Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit, sondern auch die Be- 
triebssicherheit. Vor allem ist es aber Aufgabe der Betriebs- 
ämter, das Betriebspersonal nach den oben angegebenen Grund- 
sätzen zu erziehen und. dafür zu sorgen, daß der Dienst nach 


den Betriebsvorschriften ordnungsmäßig abgewickelt wird. Da; 


beim Betriebsamt alle Betriebsunregelmäßiekeiten, Unfallsachen, 
die persönlichen Angelegenheiten der 
suchung und ‘zur Verfolgung zusammenlaufen und zum großen 
Teil auch entschieden werden, da ferner das Amt auch die 
meisten förmliehen und formlosen‘ Prüfungen für die Anfangs- 
stellungen abzuhalten hat, so ist das Betriebsamt auch die rich- 
tigste Stelle für die Beaufsichtigung des gesamten betrieblichen 
Unterrichtswesens seines Bezirks. 

Der Amtsvorstand muß dem örtlichen Anfänger- und Fort- 
bildungsunterricht von Zeit zu Zeit beiwohnen. Soweit der 
Amtsvorstand selbst und sein Vertreter dazu nicht in der Lage 
sind, könnte man vielleicht gestatten, daß der Sekretör, der die 
Betriebssachen im Amtsbüro bearbeitet, ihn darin unterstützt. 

Es wäre m. E. nicht richtig, wenn man auf dem Gebiete der 
Personalerziehung, die seit Kriegsbeginn etwas vernachlässigt 
werden mußte, und der neuerdings mit Recht erhöhte Bedeutung 
beigemessen wird, mit Kontrolleuren ' arbeiten wollte - Soweit 
von seiten der Direktionen: zur Wahrung der Einheitlichkeit 
der Grundsätze Dienstreisen nötig werden, sollte sie der Unter- 
richtsdezernent selbst vornehmen. Er wird durch Reisebeobach- 
tungen der übrigen Fachdezernenten außerdem genügend Unter- 
stützung finden, 


Unterrichtsblatt Nr. 2 für Rangierleiter S 
I. Wer ist Rangierleiter? ($ 75.) 


1. Rangiermeister und Ran-] Den Beamten zu 3 u. 4 ist für 
gieraufseher, soweit solche | jeden einzelnen Fall die Ran- 


74—83 F.V. 


vorhanden sind, gierleitung vom Fahrdienstleiter 

2. im übrigen Fahrdienst- | oder vom Rangiermeister in be- 

leiter, stimmter Form zu übertragen, 

3. a) Zugführer, bei gleichzeitiger Mitteilung: 

b) Rangierschaffner (roter | 1. wohin die angebrachten Wa- 
Mützenstreifen), gen auszusetzen, 


wo die mitgehenden aufzu- 
nehmen sind, 

ob auf .-dem. Bahnhof Ab- 
stoßen oder Ablaufen erlaubt 
ist, 

4. wieviel Bremsen zu bedienen 
sind vom Hundert. 


innerhalb ihres Weichenbezirks für Loko- 


4. geeignete Leute, die zur] 2. 
Rangierleitung vom. Vor- 
stand der B. I. geprüft] 3. 
sind (roter Mützenstreifen 
nötig), 


v 


5. Weichensteller, 
motivfahrten, 
6. Lademeister und Werkführer beim Verschieben im Güter- 
schuppen und in Werkstättengleisen. 
Bemerkung: 
Rangierleiter dem Lokomotivpersonal zu bezeichnen. 


II. Pflichten des Rangierleiters. 
a) Vor Beginn der Bewegungen. 

1. Feststellung, daß die notwendigen Personen auch zur Stelle 
sind, und daß das Handwerkszeug vorhanden ist. Daß 
a) Hemmschuhleger oder sonstire Rangierarbeiter da sind, 
b) brauchbare Hemmschuhe usw. vorhanden sind (S 75, 73, 
c) Rangierer mit Horn oder Signalpfeife, abends mit einer 

brennenden Laterne versehen sind“ ($ 75, 8). 
Benachrichtigung der sämtlichen beim Rangieren beteilig- 
Ban über die vorzunehmenden Bewegungen 
a) Lokomotivführer ($ 2% 4 und 79, 1), 
b) Weichensteller (8 87, 
c) Hemmschuhleger und u Rangierarbeiter, 
d) Fuhrwerksführer an Ladegleisen (Fuhrwerke zurück- 

ziehen), 
e) Güterbodenarbeiter beim Rangieren am Schuppen. 
3 BR dafür, daß die Bewegungen ohne Gefahr geschehen 

Önnen: 


S 


a) N Es Gleise frei sind und die Weichen richtig liegen 


(5 8 


b) daß is Bremsen gelöst und Hemmschuhe beseitigt sind,” 


Bediensteten zur Unter- 


Zur Vermeidung von Mißhelliekgiten ist der 


Türen geschlossen sind ($ 81, 1), die Wegeschranken ge- 

ee und die Merkzeichen nicht überstellt sind 

€) Verständigung, wenn von zwei Enden in I, gleiche 
Gleis oder dieselbe Gruppe rangiert wird ($ 7 

4. Vor Benutzung der Hauptgleise Zustimmung ee 'Fahr- 

dienstleiters einholen; ebenso vor Überfahren der Rangier- 

haltetafel ae Einfahrtssignals, wo Haltetafel fehlt), 

SEITE SL; \ 


b) Während der Bewegungen. 


{: Zur ordnungsmäßigen Überwachung des gesamten Rangier- 
geschäftes ist der "Aufstellungsort so zu wählen, daß der 
Rangierleiter alles gut übersehen kann. 

- 2. Überwachung des Dienstes zur Vermeidung von Verletzun- 
zen des Personals. Als besonders sefahrvoll ist untersagt 
(S 76, 8 80, 3, 5): 
&) die Gleise vor bewegten Fahrzeugen zu überschreiten, 
b) zwischen den Schienen eines Gleises zu gehen, 
unter Wagen durchzukriechen, 
auf raschfahrende Fahrzeuge aufzuspringen oder davoä 
abzuspringen, A 
das Dach eines bewegten Wagens zu betreten, ‚ 
sich auf Puffer oder Kupplungen zu stellen oder zu. 
setzen, : 
sich gleichzeitig auf die Tritte zweier in Bewegung be- 
‘  findlichen Wagen zu stellen, 
sich weit über bewegte Fahrzeuge hinauszubeugen, 
Wagen vom Trittbrett aus abzukuppeln, 
zwischen nahe beieinanderstehenden ‚Puffern 
gehen, 
l) Wagen an den ee, zu schieben ($ 81, 11); 
m) die Signale sind erst nach dem Kuppeln zu geben, wenn 
der Rangierer aus dem Gleise herausgetreten ist. 


3. Überwachung des Rangierdienstes zur Vermeidung von 

Materialschäden: 

a) für vorschriftsmäßige Bremsbesetzung sorgen, besonders. 

beim Abstoßen oder Ablaufen ($ 82, 3, 4), 

b) für Gebrauch richtiger Rangiersignale sorgen, 

c) nur brauchbare Bremsen besetzen lassen (5 82,715 

d) nicht abstoßen und nicht ablaufen lassen in Gleise, ın 

die dies nicht erlaubt ist ($ 81, 20, 21, 22), 

e) bei Dunkelheit an der Spitze der geschobenen Abtei- 

lung Mann mit Laterne, an der feststehenden Abteilung, 
an die angefahren wird, ebenfalls ($ 79, $ 80, 4), 
nur brauchbare Hemmschuhe sachgemäß auflegen lassen 
(5 82, 6, 7), 
Sorge für vorsichtige Behandlung, wenn Vermerk: ,„Vor- 
sichtig rangieren“ vorhanden, ferner bei Langholz-, 
Kesselwagen, besetzten Personenwagen, Viehwagen, 
Pulverwagen, allen Drehgestellwagen. Dem Anprall ab- 
gestoßener oder ablaufender Wagen dürfen die Wagen 
unter & nicht ausgesetzt werden (8 81, 8, 22, 25, 26, 27), 

h) Weichensteller zur Umstellung erst auffordern, .wenn 

die Weiche frei ist ($ 78, 2).- 
4. Rechtzeitige Räumung der Hauptgleise ($ 77, 3). 


’ c) NachSchlußderBeyezuneen 
Sorge dafür, daß 
a) keine Hemmschuhe auf den von Lokomotiven und Zügen 
befahrenen Gleisen liegen bleiben ($ 82, 8), 
b) die von Rangierern bedienten Weichen wieder 
y Grundstellung zurückgelegt werden (8 78, 1), 
G@ 
d) 


durchzu- 


f) 


&) 


in ihre 
Gleissperren geschlossen werden ($ 83, 6), 
die Fahrzeuge festgelegt werden: 1. durch Bremsen oder 
2. durch Radvorleger oder 3. durch Sperrhölzer; Brems- 
schuhe, Holz, Steine sind verboten (8 83, 1 und 4), } 
Merkzeichen nicht überstellt bleiben. Falls es auf 
Bahnhof Neunkirchen nicht zu umgehen, Meldung an den 
Fahrdienstleiter oder den Dienstnachfolger ($ 83, 5). 

Bemerkung: Die obige Zusammenstellung enthält nur 
die wichtigsten Pflichten des Rangierleiters.. Genauere An- 
gaben sind in den $S 75 bis 83 der F.V. N 

Saarbrücken, den 7. November 1910. 

' Betriebsinspektion 1; 
Ei Unterschrift. 


e) 


Güterwagenumlauf. 


In’ Nr; »27,.08. 
Zimmank ein Verfahren zur „Verkürzung der 
stillstände“, 
das einige "Zeit auf dem Verschiebebahnhofe in Rummelsbure 
angewendet worden ist. Er meint, daß für die ‚„Ladebahnhöfe* 
die gegebenen Vorschriften ausreichen. Diese bestehen bekannt- 
lich nach den Gaiprbeförderungs. und Güterwagenvorschriften 


Güterwagen- 


also zur Beschleunigung des Güterwagenumlaufes, 


520/1 d. Zte. He Betriebskontrelfeun. | in der: Aufstellung des EP und zur ot 


wachung der Einhaltung desselben erstens in der Ermöglichung 
einer örtlichen Augenblickskontr olle durch die. Kreideanschriften 
am Wagen, zweitens in der Ermöglichung einer zeitlich unbe- 
grenzten, auch örtlich verwendbaren Kontrolle durch. schrift- 
liche Aufzeichnungen im Wagen- und Bezirkskontrollbuche. Die - 
erstere Art ist an sich nicht unbedingt nötig, weil durch die 


möglichen, nicht vorgesehen. 


"genügend beachtet. 


„Eigentumsmerkmale* 
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10. November 1221. 
zweite auch gegeben. Aber sie erleichtert die örtliche Prüfung 
und Behandlung der Wagen auf mittleren und größeren Bahn- 
höfen und wirkt. erzieherisch. Für die Durchgangswagen auf 


den Verschiebebahnhöfen gibt es als Soll — entsprechend dem 
Bahnhofbedienungsplan — den Wagenübergangsplan. Dagegen 


sind gleichartige Mittel, um die Kontrolle der Ausführung zu er- 
Es fragt sich nun, ob solche 
überhaupt nötig sind. Wenn „ja“, dann ob nicht eine der beiden 
Formen genügt. Jetzt ergeben nur die Güterwagenzettel — aller- 


dings in zeitraubender Suchearbeit — eine Kontrollunterlage - 


für alle Durchgangswagen. Es fragt sich: welchem Zweck sollen 
die örtlichen Kontrollmöglichkeiten und die schriftlichen. Dauer- 
kontrollmögzlichkeiten dienen? Das Rangierpersonal braucht 
beide nicht, um pünktlich arbeiten zu können; denn die be- 
ladenen Wagen, die Leerwagen mit Einzelbestimmung sowie 
die Desinfektions- und. Reparaturwagen sind bezettelt, und die 
sonstigen Leerwagen haben allgemeinen Ablauf, oder sie sind 
aufgestellt und erscheinen in dem Wagen- oder Bezirkskontroll- 
buche. Das genügt für die Arbeit. :Es kommen also nur die 
Aufsichtsbeamten in Betracht. Auch diese entnehmen normaler- 
weise die nötigen Angaben aus den Beklebungen. In Zweifels- 
fällen sind die Güterwagenzettel und Begleitpapiere in der Zug- 
abfertigung einzusehen. Das gleiche Verfahren wie in Berlin 
ist im Auftrage eines Ministerialkommissars 1919 — aus Anlaß 
der Schutzmaßnahmen gegen Güterwagenberaubungen, aller- 
dings nur für beladene Wagen — auch im Bezirke der Direktion 
Halle auf mehreren Bahnhöfen erprobt worden. Dabei wurden 
auch gesondert Kreideanschriften, Stempelung oder Datum- 
zettelbeklebung ausprobiert. Es hat sich herausgestellt, daß 
das Verfahren einmal zuviel Arbeit verursacht, daß es ohne reich- 
liches Personal zur sofortigen Kennzeichnung der Wagen die 
Zugauflösung und Rangierung verzögert, und daß es einen prak- 
tischen oder erzieherischen Erfolg nicht zeitigte. Von der Auf- 
zählung der Mängel im einzelnen soll abgesehen werden. 

Für andere Zwecke, spätere Feststellung bei Nachforschun- 
een, Erkennung von: Planfehlern, Fahrplan- oder Dienstein- 
richtungsmängeln kommt die Wagenkennzeichnung nicht in Be- 
tracht. Und doch sind diese Ziele auch erstrebenswert, beson- 
ders für beladene Wagen. Ihrem Lauf .wird am häufigsten 


nachgeforscht. Zu diesen -Wagen befinden sich die Begleit- 


papiere in der Zugabfertigung, und ihre Durchsicht ermöglicht 
— allerdings auch etwas zu zeitraubend — die vollständige 
örtliche Kontrolle der Wagen auf den Gleisen. . 

Sodann besagen die GBV. (Kdm. 3) $ 37° wörtlich: „Wenn 
Wagen nicht in die vorgeschriebenen Züge eingestellt werden 
können, hat es der Aufsichtsbeamte dem Stationsvorsteher unter 
Angabe der Gründe zu melden.“ 

Eine schöne sachliche Vorschrift! Leider aber wird sie nicht 
Ihre Befoleung selbsttätig zu erzwingen 
und dadurch erzieherisch zu wirken, bedarf es eines 
mittels. 

Aus diesen Erwägungen heraus war in den Vorkriegsiahren 
auf dem Güterbahnhof Halle (Saale) eine Kontrolleinrichtung 
geschaffen, an deren Einführung und Durchführung ich als da- 
maliger Vorstand der Güterabfertigung Halle beteiligt war. Lei- 
der ist das Verfahren während des Krieges nicht mehr durch- 
führbar gewesen und daher eingegangen. Es ist mit einigen zeit- 
semäßen Ergänzungen folgendes: 


Hilis- 


Die Zugabfertigung fertigt nach den Begleitpapieren bei jedem 
Schichtbeginn ein Verzeichnis der Wagen, die nicht planmäßig, 
d. ‚h. mit den im Wagenübergangsplan vorgesehenen Zügen, 
weitergegangen sind. Darin werden die Wagen, die schon. bei 
Beginn der vorigen Schicht rückständig waren, einmal, in ‘der 
zweitvorigen Schicht desgl. zweimal, in der drittvorigen Schicht 
dreimal unterstrichen. Über Wagen, die länger als drei Schich- 
ten (24 Stunden) rückständig sind, macht die Zugabfertigung 
besondere Meldung in je einem Stück (gepaust) an die Vor- 
stände des Bahnhofs und der. Güterabfertigung. Das Verzeieh- 
nis wird zweifach gepaust. Ein Stück behält die Zugabferti- 


.gung, zwei Stück erhält der Aufsichtsbeamte des Verschiebe- 


bahnhofs für sich und für das Personal. Dieser verfolgt die 
schnellste Erledigung der Restwagen und trägt ein oder läßt 
eintragen den Ausgangszug, dem Grund der Verzöge- 
rung und gegebenenfalls das schuldige Personal. Bei seinen 
Bahnhofsbegehungen dient ihm die Nachweisung als wertvolles 
Hilfsmittel. Nach Schichtschluß reicht er sein so ergänztes und 
unterschriebenes Verzeichnis an den Bahnhofsvorstand weiter. 
Dieser prüft und bestätigt die Erledigung, vermerkt etwaige 
besondere Maßnahmen, die daraufhin getroffen sind, und hebt 
die Verzeichnisse, geordnet, sechs Monate auf. Diese Sammlung 
bietet den Kontrolleuren, Ingenieuren, Amtsvorständen, Be- 
triebs- und Verkehrsdezernenten eine bequeme Übersicht über 
die Abwicklung des Verschiebe- und Güterzugbildungsdienstes. 
Sie läßt erkennen, ob und wo oft Reste erscheinen, und gewährt 
die Unterlage für die Erforschung der Gründe. Der Obergüter- 
vorsteher und der Wagenbeamte nehmen selbstverständlich auch 
oft Einsicht in die Verzeichnisse und regen gemeinsam mit dem 
Bahnhof Abhilfemaßnahmen allgemeiner Art an. Die Vorstände 
der Güterabfertigung und des Bahnhofs oder deren Vertreter 
finden in der Zugabfertigung sowie beim Aufsichtsbeamten 
jederzeit die Unterlage für ihre örtlichen Prüfungen in den 
Bahnhofsgleisen. Sie werden natürlich auch öfters stichprobe- 
weise die Richtigkeit und Vollständigkeit des Verzeichnisses 
nach den Papieren in der Zugabfertigung nachprüfen. Der 
Nachteil, daß die Aufsichtsbeamten sich die Reste in der Zug- 
abfertigung selbst mit Zeitverlust heraussuchen müßten, 
entfällt. 

Den von der Zugabfertigung vorgelegten besonderen Mel- 
dungen über mehr als einen Tag rückständige Wagen wird von 
seiten der Güterabfertigung (durch die Zugabfertigung) . und 
des Bahnhofs unverzüglich nachgegangen. Nach Erledigung 
werden sie besonders aufbewahrt wie die Verzeichnisse. Dieses 
Verfahren hat sich seinerzeit in Halle bewährt und die Un- 
pünktlichkeiten wesentlich herabgemindert, so daß die Rest- 
listen immer kleiner wurden. Trotz Nichterfassung der Leer- 
wagen hat der Erfolg sich ohne weiteres auch auf diese er- 
streckt, so daß ein hoher erzieherischer Wert unzweifelhaft 
hervortrat. z 5 

Dieses Verfahren kostet nicht viel Arbeit, um so mehr, als 
jeder gewissenhafte Zugabfertiger oder Zugabfertigungs-Auf- 
sichtsbeamte beim. Dienstantritt die vorhandenen Papiere doch 
mehr oder weniger genau durchsehen muß, Es möchte sich 
empfehlen, bei einigen Direktionen auf je einem Verschiebe-. 
bahnhofe das eben beschriebene Verfahren zu erproben und 
bei Bewährung allgemein einzuführen. ; 

Dr. Schulz, Regierungsrat, Vorstand des Va. Dessau. 


Nachrichten. 


Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


— Frachtbriefmuster. Durch Verordnung des Reichsverkehrs- 
ministers vom 27. d. M. (Reichs-Gesetzblatt Seite 1326) ist die 
am 31. Dezember d. J. ablaufende Frist für den Aufbrauch der 
doppelseitig bedruckten (verkleinerten) Frachtbriefe und der ge- 
wöhnlichen (großen) Frachtbriefe, auf denen in der Bemerkung 
am oberen Rande die Worte „sowie das Ladegewicht“ zwischen 
und „des Wagens“ nicht eingeschaltet 
sind, bis zum 31. März 1922 verlängert worden. 

— Jugendpflege.. Eine Änderung der Fahrpreisermäßigung 
zugunsten der Jugendpflege bringt wesentliche Erleichterung 
dieser für die Ertüchtigung der Jugend so überaus wichtigen 
Bestimmungen der Eisenbahnverkehrsordnung. Nach den Allge- 
meinen Ausführungsbestimmungen zur Eisenbahnverkehrsord- 
nung soll bei Ausflügon.die Fahrpreisermäßigung nur dann ge- 
währt werden, wenn diese selbst länger dauerten als drei Tage. 
Diese Bestimmung ist mit sofortiger Wirksamkeit auf dem ge- 
samten Gebiet der Deutschen Reichsbahnen aufgehoben worden. 
Somit wird die Fahrpreisermäßigung zugunsten der Jugend- 


pflege, wenn alle anderen Bestimmungen der Vorschriften zur 
Erlangung derselben erfüllt sind, ohne Rücksicht auf die -Dauer 
der Ausflüge gewährt. 


-— Umzugskosten. Die außerordentliche Höhe der Ausgaben 
an Umzugskosten, die unter den zeitigen Verhältnissen bei Ver- 
setzungen von Beamten entstehen, hat den Reichsfinanzminister 
veranlaßt, zur Entlastung der Reichsfinanzen zu bestimmen, daß 
für die Folge bei Vornahme von Versetzungen nachstehende 
Richtlinien berücksichtigt werden: © 
er- 


Die für die Gewährung von Umzugskosten bei 
setzungen von Reichsbeamten maßgebende Vorschrift 
im $ 17 der Verordnung, betreffend die Tagegelder 
usw. der Reichsbeamten vom 8. September 1910 (Reichs- 
Gesetzblatt S. 993), sieht eine unterschiedliche Behand- 


lung einer auf Ansuchen und einer von Amts wegen erfolgen- 
den Versetzung nicht vor. Es versteht sich jedoch von selbst, 
daß das Reich keine Veranlassung hat, die Kosten einer Ver- 
setzung, für die persönliche Wünsche eines Beamten aus- 
schlagzebend waren, zu übernehmen. Hierzu ist es viel- 
mehr nur dann in der Lage, wenn das dienstliche Interesse an 
der Versetzung überwiegt. Ob diese Voraussetzung gegeben ist, 
muß daher stets geprüft werden, wenn ein Beamter unter Gel- 
tendmachung persönlicher Gründe seine Versetzung erbittet. Ist 
das nicht der Fall, sondern ist vielmehr für die Versetzung die 
Rücksichtnahme auf die persönlichen Verhältnisse des Beamten 
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allein bestimmend, 
Gesuch dem Beamten zu eröffnen sein, daß, wenn dem Gesuche 
stattgegeben werden solle, die Umzugskosten von ihm selbst zu 
tragen seien, und daß sein Gesuch keine Aussicht auf Erfolg 
habe, wenn er sich zur. Tragung der Umzugskosten nicht bereit 
erkläre. 
kundig‘zuw machen. 


— Eisenbahn - Pensionskasse in Elsaß - Lothringen. 
Verordnung vom 6. Oktober 1921 hat der Reichsarbeitsminister 
über die Bestellung eines Ersatzversicherungsträgers für die 
Pensionskasse der Reichseisenbahnen in Elsaß- nt fol- 
gende Bestimmungen erlassen: 

„Auf Grund der die wirtschaftliche Demobilmachung betreffen- 
den Befugnisse wird nach Maßgabe des Erlasses, betreifend Auf- 
lösung ' des Reichsministeriums für wirtschaftliche Demobil- 
machung, vom 26. April 1919 (Reichs-Gesetzbl. S. 438) folgendes 
verordnet: 

Ss]. 
bahnen und Salinen ist befugt und auf Anweisung der 'Eisen- 
'bahn-Generaldirektion Karlsruhe verpflichtet, Geschäfte, die 
nach dem bisherigen Rechte von der Pensionskasse der Reichs- 
eisenbahnen in Elsaß-Lothringen zu besorgen sein würden, in- 
soweit vorläufig wahrzunehmen, als dies zur Ordnung der Ver- 
sicherungsverhältnisse von Personen, die außerhalb der nach 
dem Friedensvertrag abzutretenden Teile des a 
wohnen, erforderlich ist. 


S 2. Beamte, Angestellte und Arbeiter der ehemaligen Reichs- 
eisenbahnen in Elsaß-Lothringen, die bei der Pensionskasse der 
Reichseisenbahnen freiwillig versichert waren oder sich bei ihr 
'weiterversichert hatten, und die in Deutschland wohnen oder bis 
zum ‘31. Dezember 1921 ihren Wohnsitz von. Elsaß- Lothringen 
nach Deutschland verlegen, können sich, wenn sie in einem 
Eisenbahnbetriebe beschäftigt sind, für den’ eine Sonderanstalt 
(SS- 1360 ff. der Reichsversicherungsordnung) errichtet ist, bei 
dieser, in‘: den übrigen Fällen bei der. Versicherungsanstalt 


weiterversichern, in deren Bezirk sie beschäftigt sind oder sich . 


unbeschäftiet aufhalten. 


Die im $ 1 genannten Personen dürfen freiwillige Böitiäbe 
für die Zeit nach dem 10. November 1917, deren Entrichtung 


wegen Ablaufs der. im $ 1443 ' der Reichsversicherungsordnung 


vorgesehenen Frist unzulässig sein würde, in dem zur Aufrecht- 
erhaltung der Anwartschaft erforderlichen Umfang noch bis zum 
31. Juli.1922 nachentrichten. Diese Nachentrichtung ist auch nach 
eingetretener Invalidität und nach dem Tode des Versicherten 
zulässig. 

Der Reichsarbeitsminister kann im een üte .ım Abs. I 
und 2 vorgesehenen Fristen verlängern. 


— Frankierung von Bescheiden der Eisenbahnbehörden. 
Interessentenkreisen wird oft Beschwerde darüber geführt, daß 
die Eisenbahnverwaltunge ihre Bescheide auf Anfragen, Rekla- 
mationen usw. in vielen Fällen nicht frankiert. Wie-die Eisen- 
bahndirektion Erfurt mitteilt, besteht die Verwaltungsvorschritt, 
Bescheide nur dann portofrei abzusenden, wenn ein Reichsinter- 
esse vorliegt. Bei ablehnenden Bescheiden auf Reklamationen 
hat daher stets der Antragsteller das Porto zu tragen. In diesem 
Sinne hat auch das. Reichsverkehrsministerium auf Beschwerden 
entschieden. 


— : Die. Reform des Eisenbahnwesens. Wie eine Berliner 
Korrespondenz meldet, werden sich am 10. November im Reichs: 
verkehrsministerium Vertreter der großen Beamtenorganisatio- 
nen versammeln, um <Zemeinsam mit dem Reichsverkehrsmini- 
ster und den Ressortchefs über ‚die Möglichkeit und Notwendig- 
keit von Reformen in der wirtschaftlichen Organisation und dem 
Verkehrsaufbau zu verhandeln. Die Konferenz wird nur un- 
verbindlichen -Charakter tragen, doch soll sie "dem Reichsver- 
kehrsminister Anregungen. für Neueinrichtungen und Umstel- 
lungen geben. 


In maßgebenden Kreisen der Reichseisenbahnbeamten werde 
gewünscht, daß die Reichsbahnen zwar als Staatsbetrieb er- 
halten bleiben, jedoch wirtschaftlich vom Reichshaushalt unab- 
hängie gemacht werden. Die Leitung des gesamten Eisenbahn- 
wesens solle ledielich nach kaufmännischen Grundsätzen durch- 
geführt werden. Bemerkenswert erscheine dabei, daß auch in 
den Kreisen der Beamten die Notwendigkeit erkannt wird, die 
Arbeitskraft des einzelnen besser auszunutzen und dort an 
Kräften zu: sparen, wo jetzt ein Eingreifen des Staates aus 
sozialen oder politischen Gründen nicht möglich erscheint. 
Durch die Aussonderung des Eisenbahnbetriebes aus dem Staats- 
ganzen glaubt man- in maßgebenden Kreisen der Beamtenschaft 
eine verhältnismäßig rasche Gesundung der Finanzen herbei- 


führen zu können, wenn der Staat durch befristete Zuwendung, 


von Zuschüssen die Aufrechterhaltung 
lichen -würde, 


des Betriebes ermög- 


so wird vor der Entscheidung .auf das 


"v,M. 
Eine entsprechende Erklärung des. Re ist auten: 


Durch 


Die Arbeiter- Benson: der Badischen Staatseisen- 


Aus 


— Zur Erhöhung der Eisenbahntarife. 
Verbandes reisender Kaufleute Deutschlands hat sich: am 27. 


-bandsdirektor Müller, Leipzig, wünschte, daß. alle am. Gedeihen 
unseres Verkehrswesens beteiligten Körperschaften, die Groß- 
industrie, die Eisenbahnbeamten und -arbeiter und die die Ver- 


kehrspflege fördernden Vereine in einem nicht zu großen Aus- i 


schuß erörtern sollten, wie das Reichsverkehrswesen auf eine 
sesunde. finanzielle Grundlage zu stellen sei. . Die die Öffent- 


‚lichkeit. jetzt stark beschäftigende Frage der sogenannten „Ent- 


staatlichung“ der Reichseisenbahn sollte dem Reichsverkehrs- 


‚Auf Einladung ER, 


in Berlin eine Anzahl von Verbänden, darunter auch der 
Bund Deutscher Verkehrsvereine, in einer Versammlung mit 
den bevorstehenden Eisenbahntariferhöhungen beschäftigt. Ver- 


2 BET ee her, 


ministerium zu denken geben. An den Bericht knüpfte sich eine 


längere Aussprache, in der vor allen Dingen der Wunsch laut 
wurde, denienigen Reisenden, die viel reisen — gleichviel,. ob 
Berufs- oder Privatreisende —, einen festen Rabatt zu gewähren, 
insofern, als man ihnen Zahlhefte. in einem bestimmten Werte 
zu einem ermäßigten Preise verkaufe, Bedingung müßte. sein, 


.daß diese Zahlhefte, die nicht übertragbar sein Ba in 30 


bis 60 Tagen abgefahren sein müßten. 


— Der Verkehr durch den polnischen Korridor "Das für den 
Verkehr zwischen Ostpreußen und dem übrigen Deutschland 
durch den polnischen Korridor maßgebende Pariser Abkommen 
vom 21. April d. J., das die Einsetzung eines Schiedsgerichts 
in Danzig zur Behandlung von Verstößen gegen die Durchgangs- 
freiheit und gegen die Bestimmungen des Abkommens vorsieht, 
ist von polnischer Seite noch nicht ratifizier. Wegen der Be- 
schlagnahmen von Gütern ‘(hauptsächlich Kohlen, . Schrott, 
Düngemitteln), die häufig durch die Polen vorgenommen sind, 
verhandelri zurzeit deutsche und polnische Kommissare, aber 
eine wesentliche Besserung der Zustände wird erst eintreten, 
wenn ‘das Schiedsgericht errichtet und in der Lage ist, der 
Partei, die das Abkommen verletzt hat, Entschädigungsleistun- 
sen aufzuerlegen. Im "übrigen werden die Frachtbriefe nach 
Ostpreußen nach den Grundlagen und Einheiten des deutschen 
Staffelsystems bis zur ostpreußischen Endstation durchgerechnet, 
also. ohne Rücksicht auf die etwa höheren Frachten auf polni- 
schem Gebiet, so daß der Provinz Ostpreußen durch die Ab- 
schnürung vom Reiche frachtliche Nachteile nicht erwachsen. 


Ob das deutsche Staffeltarifsystem ‘allgemein weiter ausgebaut 


werden soll, unterliegt zurzeit der Prüfung. 

Durch die zögernde Abnahme der von Ostpreußen kommenden 
Güterzüge seitens der Polen sind-wiederholt Überfüllungen der 
ostpreußischen Bahnstrecken entstanden. Am 28. Oktober war- 
teten z. B. allein wieder 25 Züge mit Kartoffeln auf Übernahme 
durch die polnischen Bahnen. .Noch immer haben übrigens die 
Polen nicht die Abfuhr der 
Ostpreußen wieder. aufgenommen. 


— Paßfreier Reiseverkehr: durch Dänemark nach ind von 
Sylt. Nach einer Bekanntmachung der Eisenbahndirektion Al- 
tona ist vor einiger Zeit eine Abmachung. zwischen Deutschland 
und Dänemark 
aenden die Reise nach und von .Westerland (Sylt) ohne Bei- 
bringung eines‘ Passes und ohne. Zollabfertigung bei der Durch- 
reise durch dänisches Gebiet ermöglicht wurde. Nach. der ge- 
troffenen Vereinbarung ist der paßfreie Verkehr nur für be- 


stimmte Personenzüge und nur an bestimmten Tagen zulässig, . 


und zwar in der Richtung nach Westerland der Personenzug 
ab Hamburg 7.17 Uhr morgens, an Westerland gegen .6 Uhr 
abends, und zwar: Im November am 1. bis 8, 7... 15.hisr19,, 2E 
und 22. und 29. und 30. November und im Dezember, am 1. bis 
3.,5. bis 7:, 15. bis 17., 19.:bis.:21.-und 29. bis 31.. Dezember. ' Die 
Reise in der Gegenrichtung kann an folgenden Tagen angetreten 
werden: Im November am 1.,11.,12.,14. bis 17., 26., 28. bis 30. No- 
vember und im Dezember am 12. bis 16. und 26. bis 29. Dezember, 
und zwar ab Westerland (Sylt) gegen 11 Uhr vormittags, ab 
Hoyerschleuse 2.50 Uhr, an Hamburg Hauptbahnhof. 10.47 abends. 
Der weiterhin beantragten Zulassung des paßfreien Verkshrs 


über die Strecke Heide-Tondern-Hamburg haben die dänischen - 


Behörden noch nicht. zugestimmt. Auch auf diesem Wege wird 
für bestimmte Tage ein Verkehr geschlossener Züge, die däni- 
sches Gebiet durchfahren, eingerichtet werden, 
stimmung der dänischen be: eilisten ‚Behörden vorliegt. 


— Die sächsischen Staatseisenbahnen im Jahre 1919. In N 


soeben erschienenen Bericht über- die unter sächsischer Staats- 


verwaltung stehenden Staats- und Privateisenbahnen sind. ‚zum 


letzten Male die Betriebsergebnisse dieser Bahnen für die Zeit: 


vom 1. Januar 1919 bis 31. März 1920 veröffentlicht. Vom Rech- 
nungsjahre 1920 ab ‘entfällt der Bericht, -da die. Sächsischen 


Staatseisenbahnen am 1. April 1920 durch Staatsvertrag in, das. 
. Eigentum des Reichs übergegangen sind. Die Angaben des Be- 
. richts 


sind, da, er diesmal den Zeitraum von 15. Monaten 
(= #6 Tagen) umfaßt, mit denen. des Vorjahres N ‚ohne 


Kohlen aus ‚Oberschlesien, an 


getroffen worden, nach welcher deutschen Rei- 


sobald die Zu-. 
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„weiteres vergleichsfähig. Die Betriebslänge betrug am 
81. März 1920: 3402,68 km gegen 3397,23 km im J are 1918. -Zur 
"Gewinnung des Jahresdurchschnitts ist die Betriebslänge auf 


. erhöht, sie berechnet sich hiernach auf 4251,02 km. Das 


Anlagekapital., d. i. der Kaufpreis für die teils über, 
teils unter ihrem Bauaufwande vom Staate käuflich erworbenen 
Privatbahnen und der Herstellungsaufwand der vom Staate 
selbst erbauten Bahnen bezifferte sich am Schluß des Berichts- 
Jahres auf 1393,25 Millionen Mark, das sind durchschnittlich auf 
1 km der Bigentumslänge 413421 M gegen 386 019 im Vorjahre. 

An Fahrzeugen waren auf den voll- und schmalspurigen 
Bahnen im Berichtsjahre verfügbar: 1955 Lokomotiven, 
Fersonenwagen mit 255299 Plätzen, 59081 Gepäck-, Güter-, 
Arbeits- und Bahndienstwagen. Die Anschaffungskosten be- 
trugen im ganzen 439,08 Millionen Mark, die Kosten der Unter- 
haltung, Ernewerune und Ergänzung der Fahrzeuge und der 
maschinellen Anlagen, einschließlich. der Beschaffung ganzer 
Fahrzeuge 170,87 Millionen Mark, davon entfallen 59,51 Millionen 
auf Lokomotiven und Tender, 14 Millionen auf Personenwagen, 
77,09 Millionen auf Gepäck-, Güter-, _Arbeits- und Bahndienst- 
wagen einschließlich Wagendecken, 4,15 Millionen auf mecha- 
nische und maschinelle Anlagen und Einrichtungen und 16,12 
Millionen auf Leistungen für Dritte einschließlich der Neubau- 
und der Postverwaltung. Die Betriebseinnahmen sind 
von 251,52 Millionen Mark im Vorjahre auf 517,89 Millionen 
Mark im Berichtsjahre gestiegen, davon kommen 166,66 (i. V. 
cn Mark auf den Personen- und Gepäckverkehr und 
298, (if 
Die Gesamtausgaben betrugen 886,98 Millionen Mark 
‚gegen 299,35 Millionen im Vorjahre Von der Gesamtausgabe 
entfallen 53,47 (57,72) % auf persönliche und 46,53 ..(42,28) % 
auf sächliche Ausgaben. Infolge der gewaltigen Steigerung der 
Ausgaben erhöhte sich der Betriebszuschuß der Staats- 
eisenbahnen auf 369,09 Millionen Mark gegen 47,83 Millionen 
Mark im Jahre 1918. 

Die Zahl der Entgleisungen ist im Vergleich zum Mark 
Jahre von 47 auf 31 zurückgegangen, an Zusammenstößen sind 
wie im Vorjiahre 31 zu verzeichnen, während die Zahl der son- 
stigen Unfälle von 268 auf 293 gestiegen ist. Auf 1 km durch- 
schnittlicher Betriebslänge kamen 0,084 Unfälle gegen 0,102 im 
Jahre 1918. Die Gesamtzahl der beim Eisenbahnbetriebe ze- 
töteten oder verletzten Personen fiel von 498 im Vorjahre auf 
394 im Berichtsjahre; davon entfallen 13,189 (i. V. 17,455) auf 
eine Million Zuekilometer und 0,339. (i. V. 0,430) auf eine 
Million  Wagenachskilometer. 


- — Eisenbahnverwaltungsschule in Frankfurt (Main). Am 
25. Oktober d. J. wurde der diesjährige Winterkursus der Eisen- 
bahnverwaltungsschule in Frankfurt (Main) von dem Ober- 
Regierungsbaurat Bethke in Vertretung des Eisenbahn-Direk- 
tions-Präsidenten eröffnet. In seiner Ansprache wies der Red- 
ner darauf hin, daß es unter den heutigen unsicheren wirt- 
schaftlichen Verhältnissen mehr denn je die Pflicht jedes Eisen- 
bahnbeamten sei, zu seinem Teil an der Wiedergesundung der 
Eisenbahn intensiv mitzuarbeiten und dazu-sein geistiges Rüst- 
zeug zu schärfen. 
habe dazu, indem sie .das gesamte Unterrichtswesen auf eine 
 neuzeitliche Grundlage stelle, die bei gutem Fleiß der Anwär- 
ter eine zweckentsprechende Ausbildung gewährleistet. Das 
Mitglied des Bezirks-Beamtenrats, Herr Techn. Eisenbahnober- 
sekretär Glaß betonte in seiner Erwiderung den Willen der 
Beamtenschaft, der Verwaltung auf diesem Wege zu folgen. — 
Die Eisenbahnverwaltungsschule hat den Zweck, die späteren 
örtlichen Leiter des Betriebs-, Verkehrs- und Werkstätten- 
dienstes eisenbahnfachlich vorzubilden. 


— Die Verwaltung der Ruhrhäfen. Aus dem Reichsverkehrs- 
ministerium wird geschrieben: Der Abgeordnete Hue hat im 
„Vorwärts“ an die Reichs- und preußische Staatsregierung die 
Frage gerichtet, ob es zutreffe, daß die Verwaltung der Duis- 
burg-Ruhrorter Häfen auf 30 Jahre an eine Hafenbetriebsgesell- 
schaft m. b. H. unter überwiegender. Beteiligung des Privat- 
kapitals, insbesondere des 'Kohlensyndikats und des Kohlen- 
kontors, verpachtet werden soll. ‚Einem solchen Plan steht das 
Reich fern, ist auch an seiner Vorbereitung nicht beteiligt. 

Preußen und die Stadt Duisburg haben im Jahre 1905 ihre 
Häfen in eine zwischen ihnen gebildete Gesellschaft eingebracht 
mit dem Ziele, daß nach Abtragung der Duisburg-Ruhrorter 
Häfenschulden diese gesamte Hafenanlage Staatsbesitz Preußens 
werden soll. Die Verwaltung der Häfen steht nach dem Ver- 
trage Preußen zu. 

Die Reichsverfassung sieht den Übergang der Häfen auf das 
Reich nicht vor, nur im Wege gütlicher Vereinbarung konnte 
daher das Reich in die Verwaltung der Duisburg-Ruhrorter 
Häfen eintreten. Bei den Verhandlungen wegen der. Verreich- 
lichung der Wasserstraßen hat das Reich niemals einen Zweifel 


4835 


'V..128,57) Millionen Mark auf den Güterverkehr. . 


Die Verwaltung ‚biete ihrerseits die Hand-' 


- gierungsbauräte Streuber, 


darüber gelassen, daß es auf die Verwaltung der Duisburg- 
Ruhrorter Häfen maßgebenden Einfluß erhalten misse. Preußen 
hat dem Reiche Vorschläge über (die künftige Gestaltung der 
Verwaltung der Häfen in Ausicht gestellt, ist aber bisher mit 
solchen nicht hervorgetreten. 

Der Standpunkt des Reiches ergibt sich aus den gesamten 
Verkehrs- und Betriebsverhältnissen der Duisburg-Ruhrorter 
Hafenanlagen. Der auf das Reich übergegangene Rhein-Herne- 
Kanal mündet in den Ruhrorter Hafen und hat zurzeit durch 
ihn die einzige Verbindung mit dem Rhein. 

Auch wenn in einigen Jahren die im Bau begriffene zw eite 
Mündung des Rhein-Herne-Kanals in der Ruhr vollendet sein 
wird, wird ein erheblicher Teil des Verkehrs von und zum Rhein- 
Herne-Kanal durch den Ruhrorter Hafen gehen. Der Hafenver- 
kehr erfordert umfassende Liegeplätze für die Schiffe, die im 
Hafen löschen oder laden oder aus ihm zurückkehren. Solche 
Liegeplätze bietet nur der Rhein selbst, der Bokanintisch Jetzt 
der Reichswasserstraßenverwaltung untersteht. In Ruhrort sind 
die Häfen auf das engste mit den Reichsbahnen verbunden, weil 
der ausgedehnte, namentlich für Kohlenumschlag: geschaffene 
Hafenbahnhof Meiderich-Süd von der preußischen Eisenbahnver- 
waltung gebaut wurde und mit dieser auf das Reich übergegan- 
gen. ist. Zur Regelung des Übergangsverkehrs von der Bahn 
auf die Wasserstraßen und umgekehrt sind zwischen der Hafen- 
verwaltung und dem früheren preußischen Ministerium der 
öffentlichen Arbeiten eine Reihe von Verträgen abgeschlossen 
worden. Diese Zusammenhänge zwischen den Häfen einerseits, 
der Eisenbahn, dem Rhein-Herne-Kanal und dem Rhein anderer- 
seits zu zerschneiden, würde ohne Benachteiligung wichtigster 
Verkehrs- und Wirtschaftsinteressen nicht möglich sein. 


— Abnahme der deutschen Lokomotiven für Sowjetrußland. 
Aus Moskau wird amtlich gemeldet: Am: 29, Oktober fand auf 
der Nikolaibahnlinie eine Prüfung der von Deutschland geliefer- 
ten Lokomotiven statt, die glänzende Ergebnisse brachte. Es 
nahmen teil: der Vertreter des Kommissariats für Verkehrs- 
wesen, Vertreter der deutschen und schwedischen Industrie, der 
Bevollmächtigte des Deutschen Reiches in Moskau, Dr. Wieden- 
feld, die schwedische Handelsdelegation mit Direktor Algot und 
Vertreter des amerikanischen Handels. Während des Akend- 
essens, das sich an die Probefahrt der deutschen Lokomotiven 
im Speisewagen des Zuges anschloß, erwiderte Dr. Wiedenfeld 
auf die Rede Professor Lomonossows, der .als Gast anwesend 
war, mit einigen Worten des Dankes für die den deutschen Mit- 
gliedern des Lokomotivverbandes gewährte Gastfreundschaft. 
Beide Völker ständen vor der Notwendigkeit eines wirtschaft- 
lichen Wiederaufbaus und müßten daher in gleicher Weise. mit 
Kräften und Material sparen. Deutschland habe alles Interesse 
daran, und Rußland könne sich darauf verlassen, daß von 
Deutschland ihm stets das Beste und Geeignetste geliefert 
werde. Die deutsche Industrie des Lokomotivbaus habe mit 
dem Vertrag und mit der Lieferung gezeigt, daß sie ohne Rück- 
sicht auf die russische Staats- und Wirtschaftsform gewillt sei, 
wirtschaftliche Beziehungen mit. Rußland zu pflegen. 


— Personalnachrichten. Im Bereich des Reichsverkehrs- 


ministeriums, Zweigstelle Preußen-Hessen, sind folgende Ände- 
rungen eingetreten: Kerl 

Versetzt sind: der Abteilungsdirektor Grapow, bis- 
her in Cassel, zur Eisenbahndirektion nach Elberfeld, die Re- 
gierungsräte Hausmann, bisher in Breslau, als Mitglied der 
Eisenbahndirektion nach Cassel, Buhtz, bisher in Berlin, als 
Vorstand des Eisenbahn-Verkehrsamts nach Wiesbaden, die Re- 
bisher in Hamburg, als Vorstand 
des Eisenbahn-Maschinenamts nach Stettin, Wahrendorf, 
bisher in Stettin, als Vorstand des Bisenbahn-Maschinenamts 
nach Marburg (Lahn), Richter, bisher in Berlin, zum Eisen- 
bahnwerk nach Brandenburg West, der Eisenbahnamtmann 
Hallstein, bisher in Mainz, als. Vorstand des Eisenbahn- 
Betriebsamts nach Mayen, der Regierungsässessor Dr. jur. 
Pischel, bisher in Berlin, zur Eisenbahndirektion nach 
Cassel. — Der Regierungsbaurat Sorger in Halle- (Saale)- ist 
der Eisenbahndirektion daselbst überwiesen. — Der Begierungs- 
baumeister des Eisenbahn- und Straßenbaufaches Dr. -Ing. Karl 
Jxcobi ist bei der Eisenbahndirektion in Cassel zur Beschäfti- 
gung im Reichseisenbahndienst einberufen. — Zu Regierungs- 
baumeistern sind ernannt: der Regierungsbauführer des Eisen- 
bahn- und Straßenbaufaches Walter Hin aus Coblenz, die Re- 
eierungsbauführer des Maschinenbaufaches Karl Vogt aus Neu- 
wied (Rhein), Ernst Neumann aus Berlin und Heinrich 
Frohnhäuser aus Benrath, Kreis Düsseldorf. — Der Ab- 
teilungsdirektor Simon bei der Eisenbahndirektion in: Katto- 
witz ist auf ‚seinen Antrag unter Gewährung des gesetzlichen 
Ruhegehalts in den Ruhestand versetzt. — Der Regierungsbaurat 
Ruelberg, bisher in Breslau, ist infolge Ernennung zum, 
Oberregierungsrat im Reichswirtschaftsministerium aus. dem. 
Reichseisenbahndienst ausgeschieden. 


Bad 


Zeitung des Vereins 


' Österreich. 
— Die finanzielle Lage der Bundesbahnen. 


Lage der Bundesbahnen: Der Voranschlag für das zweite Halb- 
Jahr 1921 hat Einnahmen ohne Berücksichtigung der seither ein- 
setretenen Tariferhöhung im Betrage von 4 Milliarden, Ausgaben 
im Betrage von 11 Milliarden, mithin einen Abgang von 7 Mil- 
liarden Kronen vorgesehen. Seit der Aufstellung des Vor- 
anschlages haben sich aber, zumal in den letzten Wochen, die 


Verhältnisse in einer so grundstürzenden Weise geändert, daß 


diese Zahlen jetzt auch nicht einmal mehr annähernd Geltung 
besitzen. Vor allem sind die Einnahmen in den Monaten Juli 
und August d. J. auf Grund der bereits vorliegenden Ausweise 
erfreulicherweise um je eine halbe Milliarde gestiegen. Dies 
ist zum Teil auf die günstige Verkehrsentwicklung, zum Teil 


darauf zurückzuführen, daß die Personentarife vom 1. Juni, die 


Gütertarife vom 1. Juli d. J. eine 100prozentige Erhöhung er- 
fahren haben. Bei dem Umstande, daß die Zahl von einer Mil- 
liarde Kronen als Mehreinnahme für die ersten zwei Monate 
des zweiten Halbiahres 1921 nur vorläufig und, wie stets in 
solchen Fällen, sehr vorsichtig ermittelt wurde, ist anzunehmen, 
daß die endgültige Abrechnung eine noch höhere Zahl ergeben 
wird. 

Viel einschneidender sind die Veränderungen auf der Aus- 
gabenseite. Die erwähnte, für das zweite Halbiahr 1921: vor- 


gesehene Zahl von 11 Milliarden Kronen — die entsprechende 
Zahl für 1920 betrug 5,9 Milliarden — setzt sich wie folgt zu- 


sammen: 1,3 Milliarden Anschaffungen und Anlagen (Fahrbe- 
triebsmittel, bauliche Anlagen usw.),/0,9 Milliarden Aufwand für 
die Elektrisierung der Bundesbahnen, 1,2 Milliarden Vorschüsse 
an die Südbahn, 3,8 Milliarden persönliche, 3,4 Milliarden sach- 
liche Ausgaben und schließlich etwa 100 Millionen Kronen- für 
die Zentrale und ihre Nebenstellen und nahezu eine halbe-Mil- 
liarde als Kosten für die Altersversorgung. Was an Stelle dieser 
veranschlagten Zahlen als tatsächliches Ergebnis treten dürfte, 
das läßt sich: nicht einmal vorausahnen. Als der Voranschlag 
aufgestellt wurde, waren 100 österreichische Kronen ungefähr 
einen schweizerischen Franken wert; seitdem sind sie auf den 
fünften Teil dieses Wertes gefallen Die Verschlechterung der 
Währung macht sich nun erfahrungsgemäß bei den sachlichen 
Ausgaben beinahe sofort geltend. Der Erzeuger und der Kauf: 
mann sind in der Zeit des Gütermangels in der glücklichen Lage, 
erhöhte Aufwendungen unverzüglich auf den Verbraucher abzu- 
wälzen. Die Bundesbahnen müssen also damit rechnen, daß die 
Anschaffungen für die Bundesbahnen ein Vielfaches der vorge- 
sehenen Beträge ausmachen werden. Insbesondere dürften mit 
Rücksicht darauf, daß die Bundesbahnen einen großen Teil 
ihres Bedarfs (wie zum Beispiel Kohle) im Auslande decken 
müssen, die sogenannten Kursverluste, welche sich aus dem Unter- 
schiede in der Bewertung der Krone in der Vorkriegszeit und 


in der Gegenwart ergeben, eine gewaltige Höhe erreichen. 
Später als bei den Materialpreisen macht sich die Geld- 


entwertung bei den persönlichen Ausgaben bemerkbar. Aber 
auch auf diesem Gebiete dürfte infolge der Besoldungsreform 
und der weiteren Bezugsaufbesserungen der Bahnbediensteten 
eine bedeutende Steigerung der veranschlagten Auszaben ein- 
treten. Demgegenüber gelangt die Einnahmenmehrung viel 
später zur Geltung. Bevor neue Tarife beschlossen, eingeführt, 
in Wirksamkeit gesetzt werden, vergeht verhältnismäßig viel 


Zeit, so daß die Tariferhöhungen der Entwertung des Geldes 


nur langsam nachhinken und selbst da, wo ein Gleichgewicht 
im Haushalte der Bahnen möglich wäre, den durch eine plötz- 
liche Geldentwertung entstandenen Schaden niemals vollständig 
beheben Könnten. 

Es wirft sich nun die Frage auf: Läßt sich der jedenfalls sehr 
erhebliche Abgang der Bundesbahnen durch entsprechende Maß- 
nahmen mildern oder gar gänzlich beheben? Auf der Einnahmen- 
seite werden zweifellos durch die bevorstehende Neuregelung der 
Eisenbahntarife erhebliche Besserungen zu erzielen sein, trotz- 
dem den Bundesbahnen durch den Friedensvertrag vielfach die 
Hände gebunden sind. Daß einem so niedergebrochenen, hilf- 
los dastehenden Staate, wie es Österreich ist, auch noch Tarif- 
fesseln auferlegt wurden, ist, nebenbei bemerkt, durch nichts 
zu rechtfertigen. # i 

Bei den persönlichen Ausgaben, die, alles in allem gerechnet, 
rund. 60% der ordentlichen Ausgaben betragen, ist mancherlei 
Ersparnis zu erzielen. Die Bundesbahnen beschäftigen 90.000 
Bedienstete, von denen 75000 unkindbar (definitiv) angestellt 
sind, während 15000 als Hilfsbedienstete im Tagelohn stehen 
und einem: kündbaren Dienstvertrage unterliegen. Die aus- 
giebigere Verwendung und allmähliche Verringerung dieser Be- 
dienstetenschar- stellt einen wichtigen Programmpunkt dar, wo- 
bei die Ausgestaltung solcher, im österreichischen Bahnbetriebe 
iibrigens vielfach bestehender Einrichtungen eine große Rolle 


Aus  Zeitungs- ' 
berichten entnehmen wir folgende Darstellung der finanziellen ; 


‚ Volkswirtschaft überschreiten dürfte, 
die Tarife der Bundesbahnen nur in einem geringeren Äus- 


"nachstehende Maßnahmen in Aussicht: 


I spielen, wird, die an einer Steigerung des Arbeitserfolges das 


Personal wirtschaftlich beteiligen wollen. Wenn aber bedacht 


wird,.daß ein Beamter schon zu den höchstentlohnten Funktio- 4 


nären zählt, wenn er jährlich etwa 300 000 K bezieht, daß dieser 
Betrag 30 Pfund Sterling ausmacht, was einem. Friedenswert 
von — 720 K als Jahresgehalt und dies, wie zu betonen 


ist, bei den höchstgestellten Beamten ergibt, so läßt sich daraus 
zweierlei ableiten: Erstens, daß bei unverändertem Werte der 


Krone weitere Steigerungen derartiger Bezüge zu gewärtigen 


sind, und daß selbst weitgehende Ersparnisse die Mehrausgaben 


bestenfalls ausgleichen, keinesfalls aber eine Ausgabenvermin- 
derung bewirken können. Nur bei einer Steigerung des Kronen- 
wertes, also lediglich dann, wenn’ die den Bahnbediensteten zu- 
kommenden Kronenbeträge an innerer Kaufkraft zunehmen, läßt 
sich mit einem Zurückdämmen der persönlichen Ausgaben 
rechnen. % 5 

Das gleiche gilt für die sachlichen Ausgaben, Mit geringeren 


Gütermengen wird sich, da in dieser Beziehung bei den Bundes- 


bahnen ohnehin sehr sparsam gewirtschaftet wird, das Aus- 
langen nicht finden lassen. Für Investitionen sollten vielmehr 
noch erößere Geldaufwendungen gemacht werden, da sie ein 
werbendes, hohen Nutzen bringendes Kapital darstellen. Nur bei 
einer Besserung des Kronenkurses würden die Kursverluste 
herabgedrückt, die. sachlichen Ausgaben verringert werden 
können. So ist die finanzielle Frage bei den Bundesbahnen 
zum großen, zum allergrößten Teile mit der Währungsfrage, mit 


dem Lebensproblem Österreichs, aufs innigste verknüpft. 


— Die Tarterhöhung der Bundesbahnen. Der Verkehrsmini- 
ster. Dr. Rodler hat an alle Kammern für Handel, Gewerbe und 


Industrie und an alle Kammern für Arbeiter und Angestellte 


nachstehenden Erlaß gerichtet: „Die Betriebsausgaben der 
österreichischen Bundesbahnen sind in der letzten Zeit derart 
gestiegen, daß unter Zugrundelegung der gegenwärtigen Einnah- 
men- und Ausgabenzahlen der Betriebsabgang für ein 
ganzes Jahr berechnet mit annähernd 40 Milliarden 
Kronen zu veranschlagen. ist. Diese bedauerliche Tatsache 
stellt: die österreichische Bundesbahnverwaltung abermals vor 
die zwingende Notwendigkeit, Maßnahmen zu treffen, die einer- 
seits auf eine Hebung der Einnahmen und anderseits auf eine 


Verringerung der Ausgaben im Bundesbahnbetriebe abzielen. 


Die Durehführung der in letzterer Beziehung mit dem gebote- 
nen Ernste in Aussicht genommenen Verfügungen erfordert 
naturgemäß längere Zeit, und kann deren Erfolg somit erst in 
einem späteren Zeitpunkte in Erscheinung treten. Die Dring- 


lichkeit einer tunlichsten Herstellung des Gleichgewichtes Avi- 


schen den Betriebsausgaben und den Betriebseinnahmen der 
Bundesbahnen macht daher vorerst eine ausgiebige Steigerung 
der Einnahmen erforderlich, 

Zur Herstellung «eines vollkommenen Gleichgewichtes im 
Haushalte der Bundesbahnen wäre die Hinaufsetzung der Eisen- 
bahntarife um nahezu 300 %, also etwa auf das Vierfache der 
gegenwärtig gültigen Gebührensätze, notwendige. Mit Rücksicht 
darauf, daß eine’ so weitgehende Erhöhung unserer Eisenbahn- 
tarife die Grenzen der Tragfähigkeit der heimischen 
nehmen wir in Aussicht, 


maße hinaufzusetzen. Diese Erhöhung muß wegen des drin- 
senden Geldbedarfes des Bundes, und da zur Erstellung eines 
auf systematischer Grundlage aufgebauten Tarifs die Zeit man- 
<elt, linear vorgenommen werden. Im einzelnen nehmen wir 


1% Personenverkehr. 
1. Die Preise für einfache normale Fahrt einschließlich 


der Z-Zug-Zuschläge und die Preise der Streckenkarten sollen in 


der 2. und 3, Klasse um 200%, in der 1. Klasse um 350% er- 
höht werden. Das 


1:2:6 ersetzt werden. 


Die Preise der ermäßigten Streckenkarten für Ange- 
stellte und Arbeiter und der ermäßigten Rückfahrkarten für An- 


gestellte und Arbeiter sollen um 200 % erhöht werden. Da die 
Preise der ermäßigten Kartengattungen in demselben pro- 
zentualen Ausmaße erhöht werden wie 
fache Fahrt, bleibt 
ändert. 


um 100 % erhöht. 


3. Die Frachtsätze für die Beförderung von Reis ege päck. 


und von Hunden werden um 300 % erhöht. 


4. Die Frachtsätze für Expreßgut werden entsprechend N 


der im gewöhnlichen Eilgute eintretenden Erhöhung um 200 % 
erhöht.  Desgleichen werden die Frachtsätze für  gebühren- 


pflichtiges Handgepäck um 200% erhöht, so daß sie mit den - 


Expreßgutfrachtsätzen übereinstimmen. 


Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


heutige Klassenverhältnis 3. Klasse : 2 
Klasse : 1. Klasse — 1:2:4 soll sonach durch das Verhältnis 


‘die Preise. für’ ein- . 
das heutige Begünstigungsausmaß wunver- 


2. Die Preise der Schülermonatskarten werden nur 
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II. Güterverkehr. 

1. Die Frachtsätze der normalen Tarifklassen so- 
wie der Ausnahmetarife 1, 2, 3 und 4 (für Eilgut, sperrige 
Güter und Güter der Klassen 1 und 2), 12 (lebende Tiere), 15a 
und 15b (Stamm-, Stanzen-, Schleif- und Grubenholz), 19 .(Zei- 
tungen in Ballen bei Auflieferung als Schnellzugsgeut), 20 
(Eisen und Stahl, Bisen- und Stahlwaren, Zeitungsdruckpapier), 
21 (Roheisen, Alteisen, Ton- und Zementwaren) und 22 (Aus- 
nahmetarif dür Sendungen von und nach westlich von Saalfelden 
gelegenen Stationen) werden um 200% erhöht. 

2. Für Kohle werden die erhöhten Frachtsätze des Spezial- 
tarifs 3, abzüglich 20 %, für Koks die Frachtsätze dieses Spezial- 
tarifs, zuzüglich 20%, berechnet. Die für Schnittholz der 
Post H—13c bestehende Deklassifikation wird aufgehoben. 

3. Für die nachstehenden Artikel sind im gegenwärtig gültigen 
Gütertarif der Bundesbahnen Tarifermäßigungen bis. zu 95% 
gegenüber der Normaltarifierung vorgesehen. Da die unver- 
änderte Aufrechterhaltung dieser Ermäßigungen mit Rücksicht 
auf die budgetäre Lage des Bundesbahnbetriebes und den gerin- 
gen Effekt für; die Lebenshaltung der Bevölkerung nicht mehr 
gerechtfertigt wäre, sollen diese Frachtermäßigungen 
eingeschränkt werden, wobei jedoch bemerkt wird, daß 
auch nach (dieser Einschränkung noch erhebliche Ermäßigungen 
verbleiben werden. Die in Aussicht genommenen Maßnahmen 
bestehen in folgendem: 

- Um 100% werden erhöht: ; 

a) die für Obst des Ausnahmetarifs 10, für Fette der Post 
F—7a, b und d, Fleisch der Post F—15a und b, Getreide der 
Post C—6, Hülsenfrüchte aus Post G—6, Mahlprodukte der Post 
M—3, Vieh, geschlachtetes, aus Post T—7b, und Zucker der 
Post Z—12c und d auf Grund der Normaltarifierung sich gegen- 
wärtig ergebenden Frachtsätze; 5 

b) für Milch und zurückgehende leere Milchgefäße als Eilgut 
die nach der Klasse A sich gegenwärtig ergebenden Frachtsätze:; 

ce) für Brot und leer zurückgehende Brotumschließungen bei 
Aufgabe als Eilgut die nach Klasse II, bei Aufgabe als Fracht- 
gut die nach den Klassen A (Stückgut) bzw. B (Wagenladun- 
zen) sich gegenwärtig ergebenden Frachtsätze. 
stigung bleibt auf Beförderungsstrecken bis 200 km beschränkt; 

d) für die im Ausnahmetarif 8 aufgezählten Gemüsegattungen 
bei Aufgabe als Eilgut die nach der Klasse II sich gegenwärtig 
ergebenden Frachtsätze, bei Aufgabe dieser Gemüse sowie die 
von Sauerkraut (AT9) als Frachtgut die gegenwärtigen Taxen 


‘der gegenüber ihrer normalen Tarifierung laut Gütertarif IB 


nächst niedrigeren Tarifklasse. Für Zwiebeln und Knoblauch 


‚wird jedoch eine Tarifermäßigung. künftighin nicht mehr ge- 


währt; ‘ y 
e) für Kartoffeln bei Aufgabe als Eilgut die nach der Klasse 
II sich gegenwärtig ergebenden Frachtsätze, bei Aufgabe als 
Frachtgut die gegenwärtigen Frachtsätze der Klasse B (Fracht- 
TESTER für 5 t) oder des Spezialtarifs 3 (Frachtzahlung für 
19,8); HN ’ : 

f) für Brennholz des Ausnahmetarifs 15 die gegenwärtigen 
Frachtsätze der Klasse C. 

Um. 150% werden erhöht die gegenwärtigen Frachtsätze 
für höherwertige Rohstoffe des Ausnahmetarifs 16, für minder- 
wertige Rohstoffe und Düngemittel des Ausnahmetarifs 17 und 
für Zement des Ausnahmetarifs 18. 


Im Sinne der $$ 3 (2) der Gesetze vom 25. Februar 1920, und 
vom 26. Februar 1920 übermitteln wir Ihnen diesen Tarifentwurf 
zur Begutachtung mit dem Beifügen, daß Anträge, die uns nach 
dem 8. November 1921 zukommen würden, anläßlich der Durch- 
führung dieser Tarifmaßnahmen nicht mehr berücksichtigt wer- 
den könnten, Eine Hinausschiebung dieses Termins ist zu 
unserm lebhaften Bedauern mit Rücksicht darauf nicht möglich, 
weil de Tariferhöhungen mit 1. Dezember 1921 in 
Kraft gesetzt werden sollen, die bezügliche Verlautbarung daher 
spätestens am 15. November erfolgen, vorher aber noch im Sinne 
des Gesetzes vom 13. April 1920, St. G. B. Nr. 180, über die 
Mitwirkung der Nationalversammlunge an der Regelung 
Eisenbahntarifen die Zustimmung des 
schusses des Nationalrates eingeholt werden muß.“ 


— Vorschlag zur Umwandlung der Bundesbahnen in gemein- 
wirtschaftliche Anstalten. Nach dem 
Finanzplan soll die Gesundunge der Bundesbetriebe, in erster 
Linie also der Bundesbahnen, dadurch erfolgen, daß sie in ge- 
meinwirtschaftliche Anstalten mit finanzieller Selbständigkeit, 
mit einer aus kaufmännisch und technisch gebildeten Direktoren 
zusammengesetzten Geschäftsleitung und einem überge- 
ordneten Verwaltungsausschuß umgewandelt würden. 
Der Verwaltungsausschuß bestünde aus Vertretern der Bundes- 
regierung, des Nationalrats und der Personalvertretung; die Mit- 
glieder der Geschäftsleitung wären keine Bundesbeamten, son- 
dern würden nach denselben Grundsätzen besoldet und am Fr- 
trag des Unternehmens beteiligt wie die Direktoren großer 
Privatunternehmungen. Die Anstalt führte ihre Geschäfte selb- 


Diese Begün- 


von. 
Hauptaus- 


sozialdemokratischen: 


ständig nach kaufmännischen Grundsätzen, nähme selbständig 
Kredite auf und gäbe selbständig Obligationen aus, sie führte 
ihre Rechnungen nach kaufmännischen Grundsätzen. Die Ent- 
lohnung der. Angestellten erfölgte unabhängig von der:-Besol- 
dungsordnung der Bundesangestellten. Die Anstalten müßten 
sich selbst erhalten, nur den Bundesbahnen würde für eine be- 
srenzte Dauer ein von Jahr zu Jahr sinkender Zuschuß aus 
Bundesmitteln zugesichert. 

Diese geänderte Organisation erscheint den. Verfassern des 
Finanzplanes das einzige Mittel, die Betriebe von der. bis- 
herigen unzweckmäßigen Verwaltung und den Bund von der 
schweren Bürde der Bundesbetriebe zu befreien. 


—  Personenzugverkehr Wien-Oedenburg. Am 29 Oktober 
wurde der. durchlaufende Personenzugverkehr zwischen Wien 
und Oedenburg wieder aufgenommen. Geführt werden täglich 
von Wien nach Oedenburg Zug 11 (ab Wien 6 Uhr 15 Minuten, 
an Oedenburg 10 Uhr 16 Minuten) und Zug 17a (ab Wien 
16 Uhr 20 Minuten, an Oedenburg 20 Uhr 19 Minuten), von 
Oedenburg nach Wien Zug 12a (ab Oedenburg 5 Uhr 
30 Minuten, an Wien 9 Uhr 24 Minuten) und Zug 18a (ab Oeden- 
burg 16 Uhr 20 Minuten, an Wien 20 Uhr 4 Minuten). 


— Die Wasserkraftwerke in Partenstein (Ober-Österreich). 
Vor kurzem fanden die Durchschläge in vier Richtstollen des 
zweiten Bauloses statt. Damit sind von der Stollenlänge. von 
4700 m . bereits 1600 m in einem Stück aufgefahren, welche 
Arbeitsleistung in einem Zeitraume von sechs Monaten aus- 
geführt wurde. Dieser Teil wurde früher fertiggestellt als er- 
hofft, indem Tagesleistungen bis beinahe 6 m erreicht wurden, 
wodurch der Simplonrekord mit 4,7 m Tagesleistung übertroffen 
erscheint. Hierdurch wird das Werk mit 24000 PS um ein 
Jahr früher betriebsfähig als angenommen wurde, 


Ungarn. 


— Störungen im Eisenbahnverkehr. Die unerwartete. Rück- 
kehr König Karls näch Ungarn hat auch im Eisenbahn- und 
Telegraphenverkehr Störungen hervorgerufen. Auf einzelnen 
Strecken mußte der Verkehr vollständig eingestellt werden, 
während er auf anderen Strecken nur in beschränktem Maße 
aufrechterhalten werden konnte. Nachdem es gelungen ist, die 
Störungen zu beheben, konnte der Eisenbahnverkehr nach kur- 
zer Zeit wieder in vollem Umfange aufgenommen werden. 


— Gleis-Kraftwagenzüge. Auf dem Gebiete des Kraftwagen- 
verkehrs wurden in Ungarn wichtige Schritte getan, um den 
Eisenbahnverkehr nach Tunlichkeit zu entlasten. Es werden 
nämlich Versuche mit auf Gleisen laufenden Kraftwagenzügen 
unternommen. Derartige Züge verkehren versuchsweise auf den 
Strecken Kecskeme6t-Tiszany, Keczkem6t-Kerekegyhäza, Szom- 
bathely-Rum, Györ-Veszprem-Varsäny, Nyiregyhäza-Väsärosna- 
meny, Felegyhäza-Maisa, Miskolez-Mezöcsät und  Szolnok-Kis- 
kunfelegyhäza und befördern außer Personen auch Gepäck. so- 
wie Eil- und Frachtgüter, letztere jedoch nur in beschränktem 
Maße. 


— Verkehrseinstellung. Infolge des ungünstigen Zustandes 
der Bahn ist der Gesamtverkehr auf der Strecke Üszög-Mecsek- 
Szaboles bis auf weiteres eingestellt worden. 


— Erhöhung der Lagergebühren in Budapest. Mit Rücksicht 
darauf, daß die verspätete Abbeförderung der eingetroffenen 
Güter auf dem Westbahnhofe und auf dem Donauuferbahnhofe 
eine Güterstauung hervorzurufen droht, hat die Direktion der 
ungarischen Staatsbahnen vom 15. Oktober d. J. an auf dem 
Westbahnhofe das Lagergeld für Eilgüter auf 4 K. für je 
100 kg und Tag, und auf vorgenannten beiden Bahnhöfen für in 
offenen Wagen gelieferte Güter auf 1 K, für sämtliche übrigen 
Lastgüter auf 3 K. für je 100 kg und einen Tag erhöht. 


_ Gebührenfreie Ausfuhr von Spirituosen. Nach einer Ver- 
ordnung des Finanzmiristers wird für die bis 31. Oktober dead: 
nach dem Auslande autgegebenen bzw, ausgeführten Spirituosen 
eie Bezahlung einer Ausfuhrgebühr nicht gefordert. 


— Einsehränkung der Mehlausfuhr. Laut einer Verordnung 
des Finanzministers dürfen Weizen- und Roggenmehl seit 
10. Oktober nur auf Grund der‘ durch den Ackerbauminister aus- 
gestellten Ausfuhrbewilligung nach dem Zollauslande ausgeführt 
werden. 


— Ausbesserung von Eisenbahnwagen und Lokomotiven für 
Südslawien. Die südslawische Regierung hat wieder mehrere 
Eisenbahnwagen und Lokomotiven zur Ausbesserung an die 
Maschinenfabrik der ungarischen Staatsbahnen gesandt. 
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/ Zeit des V } 
a 2 SRle 846 — AR TaN. ER Deutschen HE BE htungen 
. Niederlande. Es wird empfohlen, durch Gesetz die Eisenbahnschuld fest- 
: EI ER YA zulegen; das Anlagekapital für unrentable Strecken abzuschrei- 
‚— Halbjahrseinnahmen. Im ersten. Halbjahr 1921 hatten die | ben: und von der Verzinsung der hierfür verwendeten Beträge 


niederländischen Eisenbahnen eine Einnahme 'von 92 820 000: Fl., 
während die Betriebsausgaben 108 217 000 Fl.‘ erforderten, so 
daß ein Verlust von 15397 000. Fl. bleibt.. Für .1921 rechnet man 
auf einen Verlust von rund 30 000-000 Fl., der kraft des neuen 
Übereinkommens zu Lasten des Staates kommt. In allen Rich- 
tungen soll Sparsamkeit angestrebt. werden. 
sprechung mit den Personalverbänden hat die Direktion schon 
auf die. Notwendigkeit hingewiesen, ıentwieder die. Löhne herab- 
zusetzen oder die Dienstzeit. zu verlängern. . Herabsetzung der 
kürzlich festgestellten Löhne erscheint aber schwierig. 


— Mit dem Winterfahrplan ist eine wirklich bessere Verbin- 
dung zwischen Süddeutschland und England über Vlissingen zu- 
stande .- gekommen. 
don ein (9.45 Uhr vorm.). In der anderen Richtung erreicht 
a Köln 12.08 Min. mittags und Frankfurt (Main) 6.04 nachm. 
vine 
zwischen den niederländischen Bahnhöfen und London uber 
Vlissingen ist in Aussicht genommen. 


— Notlage der Kleinbahnen. Die Kleinbahnen sind durch die 
Steigerung der Kohlenpreise während der letzten Jahre, durch 
das Neben- und Kleinbahngesetz von 1917 und durch das Arbeits- 
gesetz in eine Notlage geraten. Die neuen Verpflichtungen der 
Kleinbahnen, die sich aus diesen Gesetzen ergeben, fordern große 
finanzielle Opfer, welchen die Bahnen nicht gewachsen sind. 
Eine endgültige, bleibende Lösung der Frage, in welcher Weise 
den Kleinbahngesellschaften zu helfen sei, ist noch nicht gefun- 
den. worden. Die Regierung ist grundsätzlich nicht abgeneigt, 
den Gesellschaften Hilfe zu leisten. 


Uebrige europäische Länder. 


— Staats- oder Privatbahnen? Unter dieser Überschrift: ist in 
der letzten Nummer dieser Zeitung die Schlußzusammenfassung 
aus einem Bericht veröffentlicht worden, den die Generaldirek- 
tion der schwedischen Staatsbahnen als Gegenäußerung zu 
(lem Bericht der sogenannten Ökonomiekommission (vgl. Nr. 41, 
Seite 765 d. Ztg.) über ihre Untersuchung der Verhältnisse auf 
len schwedischen Staatsbahnen erstattet hat. Aus dieser. Ent- 
gegnung ließ sich bereits ein Teil des Inhalts des Kommissions- 
berichtes erkennen. Nunmehr finden wir noch in der Presse Mit- 
teilungen über einige Teile der umfangreichen Ausführungen des 
Kommissionsberichtes, von denen wir unseren Lesern nachträg- 
lich noch Kenntnis geben möchten. Es wird in dem. Bericht 
zunächst hervorgehoben, daß die Störungen:im Welthaushalte 
die der wirtschaftliche Krieg verursachte,.in den meisten Län- 
dern die Grundlagen der Eisenbahnfinanzen erschüttert haben. 
Dabei treten mehrere Schwächen in der Verfassung. der Staats- 
bahnen, die in früheren Zeiträumen nicht bemerkbar waren, 
hervor, unter anderem zin gewisser. Mangel an. Anpassungs- 
fähigkeit in der Frage der Angleichung der Ausgaben an die 
Verkehrsschwankungen und vor allem eine im Vergleich zu 
Privatunternehmungen größere Neigung, Ausgaben ohne Deckung 
vorzunehmen und (dadurch: Fehlbeträge . hervorzurufen. Diese 
Schattenseiten ‘des Staatsbahnsystems konnten . auch bei den 
schwedischen. Staatsbahnen während der. vergangenen, -überaus 
schwierigen Jahre nicht vermieden werden.. So sind Ausgaben, 
die nach dem Umfange für‘ das Gleichgewicht des Haushaltes 
ausschlaggebend waren, beschlossen worden, ‘ohne. daß die 
Deckungsfrage zu rechter Zeit gelöst wurde. Auch konnten 
die Ausgaben erst allmählich dem verminderten Verkehre an- 


zeit ungünstig werden mußten. In ‘dem Berichte wird in diesem 
Zusammenhänge das bekannte Mißverhältnis zwischen Personal 
und Verkehrsleistungen während der Abwicklung des. Hoch- 
konjunkturverkehrs berührt, ünd es wird darauf hingewiesen, 
daß die schwedischen vollspurigen ‚Privatbahnen sich : während 
der Krisenjahre der Verkehrsentwicklung besser angepaßt haben. 

Ein bedeutungsvoller Schritt zur Verbesserung der wirtschaft- 
!ichen Lage der Staatsbahnen wäre nach Ansicht der Kom- 
mission die Einführung der finanziellen Selbständig- 
keit: bei den Staatsbahnen. Die wirkliche Rentabilität der 
Staatsbahnen. läßt sich an Hand der Statistik nicht feststellen, 
(la die. Höhe der Eisenbahnschuld nicht genau "berechnet werden 
kann. Je deutlicher: festgestellt wird, wieviel an Renten und 
Tilgeungsbeträgen aufgebracht werden muß, und welche Abzüge, 
gemacht werden müssen, desto leichter ist es, eine zielbewußte 
Finanzpolitik zu führen,‘ und. desto unwahrscheinlicher: ist ‘es, 
daß in schlechten Zeiten die Deckungsfrage vernachlässigt wird. 
Voraussetzung hierfür ist aber, daß der Staatsbahnetat nicht nur 
formell vom Gesamtetat losgelöst, sondern daß er 
lich ganz selbständig gemacht wird. 


In der letzten Be- 


Morgens trifft man.35 Minuten eher in Lon- ' 


| rem Maße geltend zu machen. 
nicht unerhebliche Ermäßigung der Personenfahrpreise 2 


"Schwellen beseitigt. 


| stark in Erörterung. 
| Regierung Verhandlungen statt, nach deren Schluß der Aus- 
 schuß ‚alle die Punkte besuchte, die als Endpunkte der Fähre in 
" Frage kommen. 
« platz- besichtigt, wobei die Kommission auch von dem mit dem 
: Dampffährennlane verknüpften. Eisenbahnprojekte Stockholm- 
. Kapellskär Einsicht nahm. Auch Nynäshamn wurde besucht. 
‘Dann ging die Fahrt: nach: Mariehamn, von wo aus eine neue. 
zepi | = 
paßt werden, so daß die Jahresabschlüsse in der Zwischen ST EHRT sch Abo west wurde, 
- der Aufenthalt-in Abo und Hangö dazu, die Hafenverhältnisse 
‘und sonstige für .die Lösung der Dampffährenfrage wichtige 
‘Umstände kennen zu lernen. 
. Kommission in Mariehamn: wurde eine äländische Abordnung' 


auch :sach- |: einkünfte illasorisch gemacht. . 


abzusehen. Ferner sei durch Gesetz die Verzinsung der übrig- 
bleibenden Schuld in Übereinstimmung mit den vom Staate wirk- 
lic aufgewendeten Kosten vorzuschreiben, eine angemessene . 
Tilgungsquote: zu bestimmen, den Erneuerungsfonds zu einem 
‚wirklichen Reservefonds umzugestalten, einen Ausgleichfonds zu 
err:chten und etwaige Überschüsse über Verzinsung, Tilgung 
und Abzüge hinaus an die Eisenbahndirektion für Verkehrs- 
verbesserungen zu überweisen. Die so erhaltene finanzielle Selb- 
‚ständiekeit würde außer einer. Verständigung der. Verantwort- 


Jichkeitsfrage für die Eisenbahndirektion den Vorteil bringen, 


daß-sie. erhöhte Geschmeidigkeit und Anpassungsmöglichkeit in 
der Frage der Personalverwaltung ermöglichen würde. Das be- 
deute natürlich noch keine Verschlechterung der wirtschaft- 
lichen Stellung des Eisenbahnpersonals, aber es würde für die 
persönliche Tüchtigkeit die Möglichkeit eröffnen, sich in höhe- 
Zugunsten der Privatunterneh-: 
mungen spreche der Umstand, daß diese erstklassige Kräfte be- 
sonders gut entlohnen und, ungebunden durch Vorschriften und 
Überlieferung, für wichtige Posten ‘die richtige Auswahl treffen 
könnten, was bei Staatsunternehmungen schwerer möglich sei. 
Insofern.würde die. Loslösung- der Eisenbahnen aus der Staats- 
verwaltung ihre Bewegungsfreiheit erhöhen. Die Kommission 
meint weiter, es dürfe sich empfehlen, daß die Prüfungsrechte der 
Regierung‘ und des Reichstags einer fortdauernd bestehenden 
sachkundigen Korporation übertragen würden zu dem Zwecke. 
wirksamere Kontrollmöglichkeiten herbeizuführen. Ds 


— eenrnirer der KohmajTs chen Privatbahnen. Auf 
einigen schwedischen Privatbahnen hat man in letzter Zeit Ver- 
suche gemacht, einen Pflug zu bauen, der die Bettung von der 
Seite des 'Gleises aufhebt und zugleich das Unkraut beseitigt. 


‘Die Versuche sind mehr oder minder gut ausgefallen. Man ist 


dann noch weitergegangen und hat auch einen eggenartigen 
Kratzer 'mitängebracht, der auch das Unkraut zwischen den 
Erfinder .der Vorrichtung ist Bahnmeister 
Petterson der Skara-Timmersdalabahn. Er hat die Vorrichtung 
selbst gefertigt, und zwar mit ganz primitiven Mitteln. Nach 
allem zu urteilen ist die Vorrichtung ganz gut geglückt. Sie 
machte kürzlich ihre erste Probefahrt von Jotrum nach Skara. 
Die 14 km len ohne jede Störung in 3 Stunden er 


a Eine Schwedisch hopreelkäke Grenzbahnkommission. Die 
norwegische Regierung hat sich dem schwedischen Vorschlage, 
für das Zustandekommen von Eisenbahnverbindungen zwischen 
den beiderseitigen Eisenbahnnetzen im nördlichen Bohnslän einen 


| gemischten Sachverständigenausschuß einzusetzen, angeschlossen. 
| Von schwedischer Seite sind. Generaldirektor Granholm als Vor- 
| sitzender, Oberstleutnant Fogelmarck, der Vorstand des statisti- 
schen‘. Kontors '.der 
' Andersson in Tingvalla und Stadtrat Larsson in Strömstad be- 
| stimmt: worden. Dr. S 


Eisenbahndirektion Axelsson, Kapitän 


Ei Schw edisch-finnischer Dampffährenausschuß, Die ee 
finnische Dampffährenangelegenheit stand in letzter Zeit wieder 
Es fanden auf Anregung der finnischen 


In Kapellskär wurde der geplante Landungs- 
von den. Russen: während des Krieges ausgeführte, bedeutend 
Weiterhin diente 


‘Während des Aufenthaltes der 


vorstellig, die sich um ein Anhalten der Dampffähre in Södra 


:Lumparland bewarb. Das Gesuch soll in Erwägung genommen 
"werden... 


In Hangö löste sich die Kommission auf. Sie stand 
unter. dem Vorsitz des finnischen Staatsrates Ramsay, und es 
gehörten ihr der “finnische Staatsbahngeneraldirektor. Vuolle 


" unid-der, schwedische Generaldirektor Drankobu an: »Dr.8 


—_ Neue Erhöhung: des: Gütertarifs in Polen: Das Eisenbahn- 


: ministerium veröffentlicht hierüber unterm 20. Oktober folgen- 


des: Das” ständige Wachsen der Teuerung und das dadurch. 


‘bedingte Steigen sämtlicher Materialien sowie der .Arbeitslöhne 
haben die von der letzten Erhöhung der Eisenbahntarife (vgl. 


Nr. 37, S: 690 dd. Zteg.) erwartete Aufbesserung der Eisenbahn- 
In Anbetracht der Notwendigkeit 
einer defizitfreien Bewirtschaftung der Eisenbahnen wird eine | 


- 10. November 1921. 


losen Verkehrs, 9 Millionen für Zwecke 


LX1. Jahrgang 


== 


847: 
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weitere Vergrößerung der Enke allen der Bakkan auf.dem 
Wege einer abermaligen Erhöhung der Transportgebühren von- 
nöten. Bei einer am 13. d. M. im Eisenbahnministerium zu diesem 
Zweck unter Beteiligung von Vertretern anderer Ministerien 
sowie Vertretern von Öffentlichen Handels-, industriellen und 
laudwirtschaftlichen ° Organisationen abgehaltenen .. Beratung 
wurde einmütie für die Notwendigkeit. einer Gütertariferhöhung 


gestimmt und deren Höhe auf 200 % im Vergleich zu den zurzeit 
der drei ‚höchsten. 


Se für Eilgutsendungen und. Güter 
Tarifklassen sowie 150—100 % für Massenartikel und billigere 
Waren festgesetzt. Unter‘ die .besondere Kategorie, die nach 
dem Differentialtarif befördert wird, der mit 50 3 für 100. ke 
und 1 km beginnt und bei weiten Entfernungen auf 25.3 für 
100 kg und 1 km übergeht, fallen ebenfalls Rohstoffe. wie: 


toffelschalen u. del. Wenn man. bedenkt, daß in letzter Zeit 
sogar Artikel allerersten Bedarfs bedeutend gestiegen und zu 
einer Preishöhe von z. B. für Roggen 11000 M für 100 ke, 
Weizen 18000 Jl, Weizenmehl 30000 AM, Kartoffeln 4000 M. 
Kohle 2000 M angewachsen sind, so muß man zugeben, daß. die 
geplante Gütertariferhöhung einen derart geringen Prozentsatz 
im Vergleich zu den Verkaufspreisen angeführter Artikel dar- 
stellt, daß von einer Einwirkung der Tariferhöhung auf, deren 
Verteuerung keine Rede sein ‚kann. Die .obengenannte Güter- 
tariferhöhung tritt mit dem 1. November 1921 in Kraft. 


— Wiederaufbau in Rumänien. ‘Der rumänische Ministerrat 


hat beschlossen, die im außerordentlichen Etat des Budgetjahres . 


1921/22 für den Wiederaufbau des Verkehrswesens vorgesehene 
einmalige Ausgabe von 400 Millionen Lei wie folgt zu verteilen: 
10 Millionen für den Umbau der Linie ‚Jassy-Kischinew auf 
Vollspur, 90 Millionen für die Wiederherstellung der im Kriege 
zerstörten Eisenbahnbrücken, 80 Millionen für die Wiederher- 


stellung anderer Bauten und Anlagen der Eisenbahn, 125 Millio- 


nen zur Wiederherstellung, Vergrößerung und Vermehrung der 
Eisenbahnwerkstätten, 47,5 Millionen für die Ausbesserung, und 
Anschaffung von Schiffen und für den Ausbau der See- und 
Flußhäfen, 18,5 Millionen für die Vervollkommnung des draht- 
der Luftschiffahrt, 
20 Millionen für die Wiederhersteilungen und Erweiterungen im 
Bereiche der Post-, Telegraphen- und Telephondirektion. 


— Brückenbau und Verkehr über den Donauarm bei Feteschti 
(Rumänien). Die Brücke über den Donauarm Bortscha bei 
Feteschti, im Zuge der Eisenbahnlinie Bukarest-Konstanzä, 
wurde im Kriege zerstört. Das deutsche Militärgouvernement 
hatte die Wiederherstellung vorgesehen und die Eisenkonstruk- 
tinnen bei den M.A.N.-Werken bestellt. Es wurde bereits mit 
der Aufstellung der Montagegerüste begonnen, als der Zu- 
sammenbruch eintrat. 
nahme der im ’Werke bereits fertiggestellten Eisenkonstruktion 
aus Gefühlsgründen verweigern zu müssen glaubte und eine 
neutrale Vermittlung wegen zu hoher Forderungen scheiterte, 
versuchte die rumänische Regierung die Eisenkonstruktion in 
den alliierten Ländern, namentlich in Amerika, zu beschaffen. 
Dies gelang jedoch hauptsächlich infolge der raschen Entwer- 


tung des ‘rumänischen Geldes nicht, und nach zweijährigen, . 


fruchtlosen Bemühungen wurde schließlich beschlossen, den 
Brückenbau mit eigenen Kräften im Lande auszuführen, zumal 
in. dem Material, das im ungarischen Feldzuge ‘des Jahres 1919 
erbeutet wurde, drei Eisenkonstruktionen von je 101,76 m Spann- 
weite zur Verfügung standen, die seinerzeit für die Sayebrücke 
bei Samatsch in Bosnien bestimmt waren. Da die bestehen- 
den Pfeiler und Widerlager der Brücke drei Öffnungen zu 140 m 
notwendig machten, wurde beschlossen, nur zwei der ungarischen 
Eisenkonstruktionen in den Seitenöffnungen zu verwenden, die 
Mittelöffnung aber mit einer Eisenkonstruktion zu überbrücken, die 
noch. zwei Kragarme von je33m in die Seitenöffnungen zur Unter- 
stützung der ungarischen Konstruktionen hinüberstreckt. Die 


Brückeupläne wurden im Brückenbaubüro der rumänischen Staats- 
bahnen ausgearbeitet und die Ausführung den Eisenwerken in 


Reschitza übergeben, die — ein Überbleibsel der ehemäligen 
Österreichisch-ungarischen . Staatseisenbahngesellschaft — das, 
einzige F'assoneisenwalzwerk Großrumäniens besaßen. Die Ar- 


beit wurde im Sommer 1920 in Auftrag gegeben, die Montage 
wurde im Frühjahr dieses Jahres begonnen und soweit gefördert, 


daß die Brücke voraussichtlich im Laufe des. ‚Monats Dezember 
dem Verkehr‘ wird übergeben werden können. 
Der sehr erhebliche Verkehr Bukarest-Konstanza wurde im 


Anfang. auf einer Schiffsbrücke abgewickelt, die aus großen 
‘ Donauschleppkähnen Zusammengestellt war. 


‘Da aber diese 
Schleppkähne auf die Dauer :unmöglich der Schiffahrt entzogen 
werden konnten, ihre Miete auch ungemein kostspielig war, 
wurde sie im Herbst 1920 beseitigt: und durch ‚eine solche aus 


Pionierpontons ersetzt, die natürlich nur die Übersetzung von 


Straßenfahrzeugen zuließ. Der auf zwei Zugpaare täglich’ be- 
schränkte Personenverkehr wurde mit Hilfe dieser Brücke durch 
Umsteigen abgewickelt. 


Da die rumänische Regierung die Über- 


‚Für den Güterverkehr wurden zwei. 


Kohle, ‚Erz, Holz, Torf, ‚Rohsteine, Kies, Sand, kübkuchen, Kar- 


‚genen Mai und Juni hat der 


‚führenden Eisenbahngesellschaften vernommen. 


Fähren eingerichtet, die: aus” ie einem lungainkeee und ie 
zwei- durch einen. ausgesetzten Holzbau miteinander fest ver- 
bundenen Donauschleppkähnen. bestanden, auf denen 11 Gleise 
zu. je. zwei Wagenlängen verlegt waren, Jede. Fahrt schaffte 
also-22 Wagen über ‘den Strom. Mit Hilfe dieser Einrichtung 
wurden: bei bloßem Tagesverkehr bisher bis zu täglich 360 Wagen 
übergesetzt, und zwar, abgesehen von einigen infolge nachlässiger 
Bremsung in den Strom gestürzten Wagen, ohne nennenswerte 
Betriebsunfälle. 


Fremde Erdteile. 

-— Die iranzösische Bagdad-Bahn. Wie .aus Paris gemel- 
det.wird, hat die {französische Regierung kürzlich das 
am. 20. Oktober in Angora unterzeichnete französisch-türkische 
Abkommen ratifiziert,. das von der Nationalversammlung in An- 
gora bereits zum Austausch der Unterschriften ratifiziert wor- 
den war. Nach dem „Temps“ soll das Abkommen innerhalb 
zweier Monate, gerechnet vom 4. November an, ausgeführt wer-: 
den.. Es enthält u. a. folgende Bestimmungen; 

Die Bagdadbahn wird auf der Strecke zwischen Bosamti und 
Nisibin von einer französischen Gesellschaft betrieben werden. 
Die. französichen und die türkischen Behörden erkennen sich 
gegenseitig das Recht zu, sowohl auf: syrischem wie. auf türki- 
schem Gebiet Truppen auf dem Schienenwege zu befördern. Im 
syrischen. Gebiet von Alexandrette soll eine Sonderverwaltung 
eingerichtet werden, um die Rechte der türkischen Bevölkerung 
zur Geltung zu bringen. Das Türkische wird dort zu den Amts- 
sprachen gehören. In. Cilicien wird der Schutz der Minderheiten 
durch Maßnahmen und nach ähnlichen Regeln gesichert, wie sie 
die verschiedenen europäischen Friedensverträge zum gleichen - 
Zweck enthalten. Schließlich soll durch besondere wirtschatt- 
liche Maßnahmen verhindert werden, daß Nordsyrien durch eine 
RA von dem anliegenden türkischen Gebiet abgeschnitten 
wir 


— Eine neue Eisenbahnlinie im ehemaligen Deutsch-Ostafrika. 
In. Nr.:40, S. 745 d. Ztg., ist von einem Vertrage über den Bau | 
einer neuen Eisenbahnlinie im ‚ehemaligen Deutsch-Ostafrika - 
berichtet worden. In dieser, der Tagespresse entnommenen 
Mitteilung wird. diese ehemalige deutsche Kolonie als die 
jetzige „Kolonie ' Kenya“ bezeichnet. Wir werden indessen 
darauf aufmerksam‘ gemacht, daß "die Kolonie Kenia (nicht 
Kenya) das. britische Ostafrika ist, während die frühere 
deutsche Kolonie jetzt Tanganyka Territory heißt. 


— Die Lage der amerikanischen Eisenbahnen. Im vergan- 
Ausschuß des amerikanischen 
Senats für zwischenstaätlichen Verkehr Erörterungen über die 
Einnahmen und Ausgaben der Eisenbahnen in den Vereinigten 
Staaten angestellt und dabei eine Anzahl leitender Beamten der 
Ihre Aussagen 
ermöglichen ‘einen lehrreivhen Einblick in ‘die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der amerikanischen Eisenbahnen, und ihre Ver- 


‘öffentlichung ist daher wein wertvoller Beitrag zur Beurteilung 


der Lage der Eisenbahngesellschaften. Aus den Bekundungen 


der genannten Beamten ‚geht hervor, daß im Jahre 1920. die 
. Betriebseinnahmen aller Eisenbahnen der Vereinigten Staaten 


um eine Milliarde, die Ausgaben um ein und eine halbe Milliarde 
Dollar höher waren als im Jahre 1919. “Infolgedessen blieh 
1920 nur ein Betrag von 62000000 Dollar zur Verteilung als 
Dividende wverfüsbar, : während® im Durchschnitt der vorher- 
gehenden fünf Jahre jährlich 900 Millionen für diesen. -Zweck 
en, worden sind.. Die Ursache für die Zunahme der 
Ausgaben ist im wesent!ichen in ‚der Steigerung der: Löhne 
wähnend der Zeit des Staatsbetriebes im Kriege zu suchen. 
1916 wurden an Löhnen- ‚1468000000 Dollar, 1920 dagegen 
3698000000 Dollar gezahlt. Die Zahl der beschäftigten Ar- 
beiter hat in diesem : Zeitraum: um 23,4 %, ihr: Lohn dagegen 
um .151,8% zugenommen. Außerdem haben an den Mehraus- 
gaben. im Jahre 1920 die hohen Anforderungen für Unterhal- 
tung einen beträchtlichen Anteil, was auf das Unterbleiben 
zahlneicher- Unterhaltungsarbeiten während des Kriegsbetriebes 
zurückzuführen ist. . Im ganzen werden die Kosten,‘ die auf 
Grund der von der Regierung während des st taatsbetriebes ein- 
gegangenen Verpflichtungen von seiten der Eisenbahngesell- 
schaften. zu tragen sind, ‚auf 300000000 Dollar im Jahre be- 
ziffert. Die ‚Verpflichtungen. bestehen noch, und es ist. noch 
nicht abzusehen, wann sie abgebaut werden können. 

An der Abnahme der. Einnahmen trägt die Hauptschuld das 
Darniederliegen von Handel und Verkehr, das sich nicht auf 
Amerika beschränkt und sich zunächst auch im Eisenbahn- 
verkehr bemerkbar macht; namentlich hat auch der überseeische 
Handel der Vereinigten Staaten gelitten, und das Verhalten der 
Käufer, die mit ihren Einkäufen wegen der hohen Preise zu- 
rückhalten, wird geradezu als ein Ausstand bezeichnet. Den 
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Eisenbahnen fällt es aber sehr schwer, sich mit genügender 
Schnelligkeit den 
anzupassen, woraus sich ihre jetzige Notlage ergibt. Die Er- 
höhung der 'Eisenbahnfrachtsätze hat keinen nennenswerten 
Einfluß auf die Ergebnisse des Eisenbahnbetriebes gehabt, und 
ihre Wirkung auf. die Kosten der Lebenshaltung wird als ganz 
unbedeutend bezeichnet. Es liegt nahe, daß unter diesen Um- 
ständen die Eisenbahngesellschaften eine Abänderung der Eisen- 
bahngesetzgebung zu ihren Gunsten verlangten; dias üst aber 
nicht der Fall; sie wünschen in gemeinschaftlicher /Arbeit mit 


dem Bundesverkehrsamt und dem. Eisenbahnarbeitsamt die 
Durchführung des Bundesverkehrsgesetzes zu gewährleisten. 


Dabei stellen sie die folgenden Forderungen auf. Die Betriebs- 
einnahmen der Eisenbahnen sollen nicht eher durch eine Herab- 
setzung der Tarife verringert werden, als bis die Betriebsaus- 
gaben so weit ermäßigt sind, daß niedrigere Frachtsätze be- 
rechtiget erscheinen. Die Betriebsausgaben sollen durch Abbau 


der von der Bundesregierung während des Kriegsbetriebes ein- 


gezangenen Verpflichtungen, Zurückführung der Löhne auf 
angemessene Höhe und dadurch verringert werden, daß den 
Leistungen der Eisenbahngesellschaften wieder die volle Frei- 
heit gegeben wird, um irre Unternehmungen so zu führen, daß 
die höchste Leistung bei voller Wahrung der Wirtschaftlichkeit 
erzielt wird. Das Betriebskapital soll wieder aufgefüllt werden 
indem alle Ausgaben für Newanlagen und Verbesserungen aus 
der ‚Zeit des Krieesbetriebes dem iAnlagekapital zur Last ge- 
schrieben werden, statt daß den Eisenbahngesellschaften das Geld 
für diese Aufwendungen, das ihnen der Staat schuldet und 
dessen sie notwendig bedürfen, um laufende Ausgaben zu 
decken, länger vorenthalten wird. Endlich soll dem neuen 
Bundesverkehrsgesetz eine gewisse Probezeit gegeben werden, 
und nach deren Ablauf soll die gegenwärtige, demnach als 
vorläufige anzusehende Regelung der Rechtsverhältnisse der 
Eisenbahnen durch endgültige Bestimmungen ergänzt werden. 
Von anderer, finanztechnischer Seite wird darauf hingewiesen, 
daß die Zunahme der Betriebsüberschüsse bei den Eisenbahnen 
der Vereinigten Staaten in den letzten Monaten durchaus kein 
Kennzeiehen dafür ist, daß die Verhältnisse sich gegenüber 
dem Zustande, wie er für das Jahr 1920 eben beschrieben 
worden ist, erheblich gebessert haben, und daß die Eisenbahnen 
wieder einträgliche Unternehmungen geworden sind. Diese 
Zunahme ist vielmehr auf einschneidende Ersparnismaßnahmen, 


die auf die Betriebsausgaben einwirken, zurüekzuführen; sie. 


beziehen sich auf eine Verringerung der Arbeiterzahl und auf 
die Verschiebung von Unterhaltungs- und Wiederherstellungs- 
arbeiten auf die Zukunft. Die Ersparnisse durch Unterlassen 
von Unterhaltungsarbeiten werden auf 50 000 000 Dollar bei den 
baulichen Arbeiten und auf 175000000 Dollar bei den Betriebs- 
mitteln beziffert. Die Menge der 'beförderten Güter "beläuft 
sich im ersten Halbjahr 1920 auf nur ungefähr. 780 000000 t 
segenüber 1020000000 t im gleichen Zeitraum des Vorjahrs. 
Auch die Zahl der 'beförderten Fahrgäste ist 19230 gegenüber 
1919 zurückgegangen. Trotz aller Anstrengungen, die Über- 
schüsse zu erhöhen, sind die Eisenbahngesellschaften noch weit 
davon entfernt, 5% %  ühres. 'Anlagekapitals, das das 
Bundesverkehrsamt auf Grund vorläufiger Ermittelungen zu 
18 900 000 000 Dollar festgesetzt hat, zu verdienen, wie es das 
Bundesverkehrs&esetz als das erstrebte Ziel hinstellt. Dabei 
darf nicht außer Acht gelassen werden, daß es ein Irrtum ist, 
wenn behauptet wird, das neue Bundesverkehrsgesetz gewähr- 
leiste den Eisenbahnen eine Verzinsung ihres Anlagekapitais 
zwischen 5% und 6%. Die Lage ist vielmehr die, daß das 
Gesetz das Bundesverkehrsamt anweist, die Tarife für die 
ersten zwei Jahre nach dem 1. März 1920 so festzusetzen, daß 
eine Verzinsung von mindestens 5% und höchstens von 6% 
erzielt wird, daß aber für‘ die (Zeit nach dem 1. März 1922 
das Amt selbst festzusetzen hat; was als angemessene. Verziü- 
sung anzusehen ist; unter Zugrundelegung dieser Zahl soll es 
dann die Höhe der Tariisätze bemessen. [Es ist nicht recht 
einzusehen, daß für die angemessene Verzinsung nach dem 
1. März 1922 wein anderer Maßstab den Ausschlag geben soll 
als vor diesem Zeitpunkt, es sei denn, daß sich bis dahin die 
wirtschaftlichen ‘Verhältnisse so geändert haben, daß auch auf 
anderen Gebieten des Erwerbslebens mit wesentlich veränderten 
Zinssätzen gerechnet wird, und es ist wohl anzunehmen, daß 
auch nach dem 1. März 1922 das Bundesverkehrsamt die jetzt 
als angemessen angesehene Verzinsung als beizubehalten be- 
zeichnen wird. 

Die geringe Besserung in der Lage der amerikanischen 
Eisenbahnen, die die letzten Monate mit sich gebracht haben, 
kann nach fachmännischem Urteil nur so gedeutet werden, daß 
sie zur Hoffnung auf eine bessere Zukunft: berechtist. Trotz- 
dem: bleibt die ‚zwingende Notwendigkeit, die Schulden dem 
Anlagekapital zuzuschlagen, und. für eine Herabsetzung der 
Tarife, die von: gewisser Seite gefordert wird, ist die. Zeit 
noch lange nicht gekommen. 

— Elektrischer Betrieb auf der Chilenischen Staatsbahn. Die 
chilenische Staatsbahnverwaltung veröffentlicht, wie wir der 


veränderten wirtschaftlichen Verhältnissen 


„Zeitschrift des Ver. Dt. Ing.“ entnehmen, in.den Anales del 
Instituto de Ingenieros de Chile vom Juni 1921 die Ergebnisse 
des ausgeschriebenen Wettbewerbes zur Einführung des elek- 
trischen ‘Betriebes auf den breitspurigen Strecken Valparaiso- 
Santiago und Ramal-Los Andes, die zunächst für elektrischen 
Betrieb auszurüsten sind, unter Zugrundelegung eines Verkehrs, 
der den gegenwärtigen Stand, um 50 % übertrifft. Das erste Los 
umfaßt die Unterwerke, Oberleitungen und Lokomotiven. An- 


‚ gebote haben eingereicht die Westinghouse Electric Co., die 


International Electrie Co., die Siemens-Schuckert-Werke zemein- 


‚sam mit der :Allgemeinen Elektricitäts-Gesellschaft, außerdem 


die Maschinenfabrik Oerlikon, die sich nur auf Lokomotiven be- 
schränkte. Alle Bieter haben sich für Gleichstrom von 3000 V 
Fahrdrahtspannung entschieden. Das zweite Los umfaßt die 
Stromlieferung eines Jahresverbrauchs von 30 Mill. kWh. Hierum 
hat sich nur die Chilian Electrie Tramway & Light Co., Ltd., 
beworben, die. Drehstrom von 111000, 44000 und 12 000 V bei 
50 Per./s an drei oder, fünf Punkten längs der Bahn abgeben 
will. Der Zuschlag für das erste Los ist inzwischen der 


Westinghouse Co. erteilt worden, deren Zahlungsbedingungen 


am günstigsten waren. 


— Verringerung der Ausgaben bei den australischen Eisen- 
bahnen. Der leitende Minister von Südaustralien hat ange- 
kündigt, daß die Regierung sich entschlossen habe, bei den Aus- 
gaben für Eisenbahnzwecke im laufenden "Rechnungsjahr 
186000 £ zu streichen. Bei den Eisenbahnwerkstätten soll nur 


noch an fünf Tagen in der Woche und dann nur mit ver- 


kürzter Arbeitszeit gearbeitet werden, und auch die Gleis- 


ernewerungen sollen beschränkt werden; die Folge wird die 


Entlassung von 3% Streckenarbeitern sein. In Queensland sind 


die Ausgaben für Eisenbahnzwecke schon sehr erheblich be- 


schränkt worden, und weitere Beschränkungen stehen bevor. 
Bei den Eisenbahnen von Victoria ist die Bewegung, die auf 
das gleiche Ziel hinarbeitete, wieder zur Ruhe gekommen, weil 
die Regierung, gestürzt worden ist und die; Vorbereitung der 
Neuwahlen die allgemeine Aufmerksamkeit in Anspruch nimmt. 


Allgemeines. 


— Neue gute Reliefkarten. Jede Landkarte will in verklei- 
nertem Maßstab ein möglichst genaues Bild der Erdoberfläche 
vermitteln. Das gewöhnliche zweidimensionale Kartenbild er- 
füllt diese Aufgabe vollständig nur in ebenem Gelände. Die 


Bodengestalt im Gebirge dagegen kann in der Fläche nur durch 


unvollkommene Behelfe, wie Schraffierung oder Höhenkurvyen, 
wiedergegeben werden, die selbst einem im Kartenlesen geschul- 
ten Auge den Überblick erschweren. Für welliges Gelände 
bleibt daher das Ideal: die dreidimensionale Karte, die 
Reliefkarte. Die Herstellung der. meisten Reliefkarten geht 
davon aus, nach einer zuverlässigen Höhenkurvenkarte Aus- 
schnitte der einzelnen Höhenschichten in Karton oder Holzbrett- 
chen übereinander zu befestigen und dadurch ein zwar stufen- 
förmiges, sonst aber genaues Abbild der Geländegestalt zu geben. 
Die Schwierigkeit lag bisher darin, dieses bloße Geländerelief 
mit den zeichnerischen Einzelheiten der Landkarte zu versehen. 
Die einen begnügten sich damit, auf jede der terrassenförmig 
übereinanderliegenden Höhenschiehten den entsprechenden Aus- 
schnitt dieser Höhenschicht aus der Landkarte zu kleben. Für 
die meisten Zwecke geeigneter war das andere Verfahren: Die 


Stufen der Höhenschichten mit Modelliermasse auszufüllen, um 
die wirkliche Geländeform zu erhalten, und diese dann mit 


Hand nach dem Kartenbild im einzelnen zu bemalen. Dieses 
Verfahren hat den Mangel, daß es sehr zeitraubend und kost- 


spielig ist und schließlich doch mit den von Hand eingezeichne- 


ten Einzelheiten nicht allen Anforderungen an Genauigkeit ge- 
nügen kann. (Abgüsse, z. B. in Gips, sind hierbei zwar möglich, 
die kostspielige Bemalung muß aber bei jedem Abguß für sich 
wiederholt werden.) N : i 

Hier setzt nun eine neue, wertvolle Erfindung des. Bildhauers 
Wenschow ein, der ein technisches Verfahren gefunden hat, um 
nicht nur die Modellierung der Geländeform auf Grund der 


einzelnen Höhenschichten wissenschaftlich genau auszuführen, 


sondern vor allem auch: auf mechanischem Wege, und 


daher zuverlässig genau, das Kartenblatt (z..B. General- 


stabskarte), das die ausführliche Geländezeichnung enthält, durch 


eine Art Aufpressung mit dem Relief zu verbinden 


Dadurch entsteht eine wirklich ideale „‚Relief-Karte“, und 
es ist ohne weiteres möglich, ebenso wie das erste Stück mit den 
vorhandenen Formen und Hilfsmitteln auch weitere Stücke die- 
ser Reliefkarte herzustellen. Diese neuen Reliefkarten, die die 


Kartographische Relief-Gesellschaft in München herstellt, haben 
gegenüber den bisherigen, von Hand gefertigten Reliefs den Vor- 
zug erschwinglichen Preises, der sich natürlich im einzelnen 


nach der Aufläge richtet. Diese Reliefkarten werden ein nütz- 
liches Lehrmittel für Hoch-, Mittel- und Volksschulen, auch für 
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lösung (Seife oder Laugenlösung) zu versehen ist. 


gewisse Fachschulen, sie werden eine gern benutzte Unterlage 
für touristische Zwecke (z. B. in den Alpenhütten, aber auch 
im Mittelgebirge), sie werden vor allem aber auch ein wert- 
volles Hilfsmittel für Behörden und für private Betriebe bei 


Anlagen im Gelände, insbesondere z. B. für Entwurf und Aus- 


führung von. Eisenbahnen, Wasserstraßen, Wasserkraftwerken 
Prslih2:Riit tel, 


— Reinigung von Eisenbahnwagen mittels Druckluft-Wasch- 
vorriehtung, Eine solche Vorrichtung ist in den Werkstätten der 
Internationalen Schlafwagen-Gesellschaft in Neuaubing längere 
Zeit hindurch mit gutem Erfolge erprobt worden. Nach einem 
in Glasers. Annalen (Heft 7 des lfd. Jahrg.) veröffentlichten Be- 
richt gehört zu der Anlage ein die Reinigungsflüssigkeit enthal- 
tender, in der Werkstatt angeordneter Sammelbehälter, der nach 
Bedarf auch mit einer Heizschlange zur Erwärmung der Wasch- 
Der eigent- 
liche Waschapparat besteht aus einem fahrbaren Kessel; dieser 
wird, nachdem er vom Hauptbehälter mit der Waschlösung ge- 


speist ist, durch einen Schlauch mit der Druckluftleitung ver- 


bunden, die in den meisten Wagenwerkstätten zu anderen 
Zwecken wohl bereits vorhanden ist. Die Preßluft drückt die 
Waschlösung in einen am Ende einer zweiten Schlauchleitung 
angebrachten Zerstäuber. Von hier aus wird die Waschlösung 
in kräftigem Strahl segen den zu reinigenden Wagen geschleu- 
dert. Mittels einiger an dem Zerstäuber vorgesehenen Ventile 
kann die Kraft des Strahles zweckentsprechend geregelt wer- 
den. Der Zerstäuber wird von einem Mann bedient, während ein 
anderer mit einer an einer Wasserleitung angeschlossenen Bürste 
den aufgelösten Schmutz abwäscht. Zerstäuber und Bürste sind 
an langen Handgriffen befestigt, - so daß zur Vornahme der 
Wascharbeit die Aufstellung von Gerüsten entbehrlich wird. 


- Da die Duckluftleitung auch an die Bremsleitung der Wagen 


selbst angeschlossen werden kann, so lassen sich auch die Züge 
im Freien rasch und zweckmäßig reinigen. Zum Betriebe der 
Vorrichtung genügt ein Druck von drei Atmosphären. 
Rasche Arbeit, Schonung des Anstriches und der Lackierung 
des Wagenkastens und daraus sich ergebende wesentliche Er- 
sparnisse sollen gewährleistet sein. Nach der Quelle kostete 


"im Jahre 1916 die Reinigung eines größeren vierachsigen Eisen- 


Ermessen zu bestimmen. 


bahnwagens beim Waschen mit Schmierseife von Hand 29,50 A, 


"beim Waschen unter Benutzung der beschriebenen Druckluft- 


einrichtung dagegen nur 10,40 ,‚M. Herstellerin solcher 
Waschapparate ist die Firma Heinrich Krom, vormals Gebrüder 


-Krom in München. 


Rechtspflege. 


— Haftung der Eisenbahn für Verlust eines Rohrplattenkoffers 
mit teurer Damengarderobe. Was „Kostbarkeiten“ im Sinne der 
Eisenbahnverkehrsordnung sind, hat das Gericht nach freiem 
In dem gegenwärtigen Urteil verneint 
das Reichsgericht zum ersten Male die Kostbarkeits- 
eigenschaft bei einem Kilogrammwerte von 
mehr als 600 Mark. a 

Dem Kaufmann F. in Düsseldorf war auf. der Reise von Gar- 
misch-Partenkirchen nach Hannover ein versicherter Rohrplat- 
tenkoffer verloren gegangen. F. erhielt gegen Abtretung seiner 
Schadensersatzrechte Entschädigung von der Süddeutschen 
Transportyersicherungs-Aktiengesellschaft in Frankfurt a. M. 
Diese klagt nunmehr gegen den Preußischen Eisenbahnfiskus auf 
Schadensersatz. Der Beklagte wendet ein, daß der Koffer bei 
seinem Gewicht von nur 40 Kilogramm und dem hohen Wert des 
Inhalts in Höhe von 24050 A als Kostbarkeit unter Beobachtung 
der besonderen Verfrachtungsbedingungen hätte befördert wer- 
den miissen. Da er aher nicht als Kostbarkeit aufgegeben sei, 
entfalle die Ersatzpflicht des Fiskus.  - Me 

Landgericht Hannover und Oberlandesgericht 
Celle haben den Einwand des Beklagten verworfen und den 
Klageanspruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. ‚Das 
Reichsgericht hat die Entscheidung des Oberlandesgerichts 
mit folgenden Entseheidungsgründen gebilligt: „Der 
Begriff der Kostbarkeit ist in der Rechtsprechung des Reichs- 
gerichts dahin festgelegt worden, daß er ganz allgemein alle 
Gegenstände umfaßt, deren Wert im Verhältnis zu ihrem Gewicht 
und Umfang ungewöhnlich hoch ist. Dieser Begriffsbestimmung 
ist auch das Berufungsgericht gefolgt. Es hat aber die Voraus- 
Setzungen einer „Kostbarkeit“ sowohl für das. Gepäckstück als 


Ganzes wie für die einzelnen darin enthaltenen Gegenstände ‚ver- 


neint. Der Wert von 600 A auf 1 Kilogramm könnte wohl — so 


führt das Berufungsgericht im einzelnen aus — als ungewöhn- 


lich hoch erscheinen, wenn lediglich der aus früheren Jahren 
geläufige Wert deutschen Geldes in Anschlag zu bringen wäre. 
Dieser Maßstab sei aber ausgeschlossen, da zur Zeit des Ver- 


 lustes — September 1919 — das deutsche Geld bereits sehr 'stark 


entwertet gewesen sei und die dadurch bedingte ‚scheinbare 
Werterhöhung der Sachgüter bei allem Reisegepäck in gleicher 


Be 349 Br. 


Weise stattgefunden habe. Der strittige Koffer, der den üblichen 
Inhalt von Reisegepäck gehabt habe, habe im Vergleich zu ande- 
rem Reisegepäck keinen ungewöhnlich höhen Wert dargestellt, 
wenn auch die einzelnen Stücke anscheinend von besonders zuter 
Beschaffenheit und teilweise aus teueren Stoffen hergestellt 
gewesen seien. ‚Dies gelte besonders von den beanstandeten sei- 
denen Kleidungsstücken und Spitzentaschentüchern. Auch hier 
handle es sich um gewöhnliche Gebrauchsgegenstände, die sich 
von den aus Wolle, Baumwolle oder Leinen hergestellten gleich- 
artigen Stücken zwar durch den kostspieligeren Stoff unter- 
schieden, an der allgemeinen Wertsteigerung aller Gebrauchs- 
gegenstände aber nicht in höherem Grade beteiligt seien, als die 
anderen. Diese Ausführungen werden von der Revision mit der 
Begründung bekämpft, daß im September 1919 sich in Deutsch- 
land nur wenige Leute eine so wertvolle Reiseausstattung, wie 
die fragliche, mit ihrer Fülle von seidenen Bekleidungsstücken 
und pelz- und spitzenbesetzten Gegenständen hätten leisten kön- 
nen und deshalb die Sendung bei dem hohen Kilogrammwerte 
von 600 Mark als Kostbarkeit angesehen werden müsse. zumal 
im September 1919 die allgemeinen Einkommensverhältnisse der 
damals stark fortschreitenden Geldentwertung noch nicht an- 
nähernd angepaßt gewesen seien. Die Vorentscheidung läßt je- 
doch einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Die Begründung des 
Berufungsrichters, daß der hohe Wert des abhanden gekomme- 
nen Gutes lediglich eine Folge der allgemeinen Wertsteigerung 
ist und ein besonderes, ungewöhnliches Anwachsen des Wertes. 
der einzelnen Stücke nicht in Frage kommt, trägt diese Ent- 
scheidung. Es ist eine allgemein bekannte Tatsache, daß nach 
der deutschen Staatsumwälzung und besonders im Jahre 1919 
der Wert-des deutschen Geldes gewaltig gesunken und dadurch 
eine außerordentliche Verteuerung der meisten Waren einge- 
treten ist. Die Burteilung, die der Vorderrichter dem vorliegen- 
den Fall hat angedeihen lassen, setzt sich daher auch nicht 
in Widerspruch zur Rechtsprechung des Reichsgerichts, die auf 
Sendungen aus früherer Zeitden Kostbarkeitsbegriff schon 
bei einem erheblich gerin geren ziffermäßigen Wert von 


1 Kilogramm Ware angewendet hat.“ (Aktenzeichen: I. 14/21 
— 4,'5.210) MT 
en Weiterbeförderung von Wagenladungen mit neuem 
Frachtbrief. Am 22. November 1917 war ein Kesselwagen mit 
Putzölersatz nach Hamburg zur Beförderung aufgegeben wor- 
den. Am 1. Dezember kam er in Hamburg an, der Frachtbrief 
wurde eingelöst und der Wagen vom Empfänger an seinen 
Abnehmer mit neuem Frachtbrief nach Wandsbek weitergesandt. 
Bei der Ankunft in Wandsbek stellte sich heraus, daß statt der 
eingeladenen 15 460 kg nur noch 22% kg im Kesselwagen waren. 
Die Klage des Absenders gegen die Bahn auf Schadenersatz wurde 
abgewiesen. Das Reichsgericht legt in seinem Urteil vom 
13. April 1921 I 385/20, das in den Mitteilungen der Handels- 
kammer Berlin wiedergegeben wird, dar, daß mit der Einlösung 
des Frachtbriefes in Hamburg und der Ausstellung eines neuen 
F'rachtbriefes das Gut in Hamburg als angenommen zu gelten 
hatte, und daß damit entsprechend der Vorschrift des S 438 HGB. 
alle Ansprüche aus der Beförderung nach Hamburg erloschen 
waren; daß der Absender nicht die Absicht gehabt habe, mit 
seiner neuen Verfügung die Beförderung als „erledigt anzu- 
sehen, sei ohne Bedeutung. Dies sei weder ausdrücklich. noch 
in irgendwelchen Umständen zutage getreten und der Eisen- 
bahn nicht erkennbar zewesen. 

Der Versender hatte noch geltend gemacht, daß die Bahn 
wenigstens wegen der Beförderung von Hamburg nach Wands- 
bek hafte, und daß in dem neuausgestellten Frachtbrief das 
Gewicht ebenfalls wie ursprünglich mit 15460 kg angegeben 
worden sei. Dabei stützte sie sich auf den $ 61 der Eisenbahn- 
Verkehrsordnung, wonach der abgestempelte Frachtbrief bis 
zum Beweis der Unrichtigkeit für das darin anzezebene Ge- 
wicht den Beweis liefere. Auch dies wies das Reichseericht 
zurück. Es handelte sich um ein Gut. das nach dem Tarif nicht 
von der Eisenbahn, sondern vom Absender zu verladen war. 
Bei solchen Gütern sei die Angabe des Frachtbriefes über das 
Gewicht nach $ 61 Abs. 4 der Eisenbahn-Verkehrsordnung nicht 
ohne weiteres maßgebend. Gegenüber dem Bedenken, daß dieses 
Ergebnis unbillig sei, erklärt das Reichsgericht, der. Versender 
hätte die Nachwiegung in Hamburg vornehmen oder behufs Vor- . 
nahme durch die Bahn einen Antrag stellen können; damit hätte 
er sich seine Ansprüche gewahrt. 


Bücherschau. 


- — Jahrbuch der angewandten Naturwissenschaften 1919-1920. 
31. Jahrgang. Unter Mitwirkung von Fachmännern herausge- 
geben von Dr. Joseph Plassmann. Mit 147 Abbildungen 
auf 20 Tafeln und im Text. Lex. 8° (XVI u: 394 8.). Verlag 
der Herder & Co. G.m.b.H. in Freiburg i. Br. 1921. Geb. 
40 M und Zuschläge. 
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Zeitung des Vereins + 
Deutscher Eisenbahnyerwaltungen. 


In .dem durch widrige Umstände mit reichlicher Verspätung. 


erschienenen 31. Bande des bekannten Jahrbuches nimmt dessen 
bisheriger Herausgeber Professor Dr. Joseph Plassmann 
nach zwölfjähriger Wirksamkeit Abschied von dem Leserkreis 
des ımter seiner Leitung zu hohem Ansehen gelangten Sammel- 
werkes. In Zukunft wird die Herausgabe des Jahrbuches der 
Schriftleitung des Herderschen Konversationslexikons ange- 
gliedert werden; Dr. phil. August Schlatterer, der für die 
genannte Lexikonarbeit von ieher die naturwissenschaftlichen 
Fächer vertritt, wird bereits den nächsten Jahrgang des Jahr- 
buches verantwortlich zeichnen. 

Zweckbestimmung auch des vorliegenden Bandes ist, über die 
im praktischen Leben zur Anwendung kommenden Neuerungen 
aus allen Zweigen der Naturwissenschaften in leichtverständ- 
licher Form — unter Ausschluß reiner Theorie — zu berichten; 
nicht weniger als rd. 500 Einzelfragen werden innerhalb der 
verschiedenen Fachabschnitte behandelt. Das Auge des Eisen- 
bahnfachmannes wird naturgemäß vor allem auf die der Tech- 
nik gewidmeten Abschnitte gelenkt. Wir finden bemerkens- 
werte Darlegungen über Tiefbau-, Hochbau-, Gesundheits-, 
Maschinen-, Meß-, Apparate-, Elektro- und Verkehrstechnik. Aus 
dem Abschnitt Tiefbautechnik seien. besonders erwähnt 
die Abhandlungen über Tunnelbau, über den Mittellandkanal, die 
Ausnutzung der Wasserkräfte und schließlich über Eisenbeton- 
roste für Schienenstöße. Im Abschnitt Hochbautechnik 
finden sich u. a. Berichte über größe Brückenbauten; z. B. 
(lie Eisenbahnhochbrücke über den Kaiser-Wilhelm-Kanal, die 
bekanntlich zur Überführung der . zweigleisigen. sschleswig- 
holsteinschen Marschbahn dient, beschrieben. Der über den 
neuesten Stand der Elektrotechnik Aufschluß gebende 
Teil des Buches geht u. a. auf Wittfelds Vorschlag ein, vor allem 
den Bau von elektrischen Einheitslokomotiven mit Zahnrad- 


iibertragung zu fördern; bei dieser Betriebsart erhält jede Achse - 


ihren unabhängigen N Motor. Im Bilde vorgeführt und ausführ- 
lich beschrieben wird eine B+ B- Güterzug- und Schiebeloko- 
motive, hergestellt von der Brown Boveri & Co. A.-G, in Mann- 
heim, für den schweren Güterzugdienst auf der Strecke Salz- 
bur &-Fr eilassing-Reichenhall-Berchtesgaden; 
ven bis 1:40 zu überwinden, die Betriebsspannung beträgt 
15000 Volt. : Bemerkenswert ist die. in dem Buche festgelegte 

Erkenntnis, daß die bisher für die preußischen Staatsbahnen 
gelieferten elektrischen ‘Lokomotiven. mehr oder weniger als 
Versuchsausführungen galten. Der über die Verkehrstech- 
nik .berichtende Abschnitt könnte in nachfolgenden Auflagen 
des Jahrbuches etwas tiefschürfender sein. 

In weiteren Hauptabschnitten behandelt das Jahrbuch die 
chemische Technologie, das Berg- und Hüttenwesen, wobei auch 
neuere Untersuchungen über die Wünschelrute berücksichtigt 
sind. Es schließen sich an die Abschnitte über Forst- und Land- 
wirtschaft, Anthropologie, Ethnologie und Urgeschichte, Medizin, 
Luftfahrt und Wetterkunde, Erdkunde und über Himmelser schei- 
nungen. Die unter „Verschiedenes” 
4 Tafeln ausgestattete Abhandlung über das Eigen heim 
als Volkswohnung eibt denen, deren Sehnsucht nach einem 
eigenen Heim geht, einen wertvollen Überblick über die zahl- 
reichen vor der Ausführung des Baues zu erwägenden Fragen. 

Am Schluse finden sich kurz gehaltene Biographien aller in 
dien Jahren -1915 bis 1919 verstorbenen Männer, die in hervor- 
ragender Weise für die in dem Jahrbuche gestreiften Natur- 
wigenscharten gewirkt haben. 

Die im Anhang gegebene Zusammenstellung der wichtigsten 
Maßeinheiten außerdeutscher Länder wird manchem will- 
kommen sein; auch das Personen- und Sachregister leistet als 


ist 


er N ee ern 


dort sind Steigun- 


gebotene umfangreiche, mit 


Führer durch das Jahrbuch gute Dienste. 
Beziehung und in-der Ausstattung steht das inhaltreiche Buch 
auf der,Höhe; es wird sicherlich viele Freunde finden. 


— Technische Anstrich-, Tipräswiar: und Isoliermittel und 
deren Verwendung in der Industrie und .den Gewerben. Zeit- 


gemäß dargestellt von Professor Max Bottler, Chemiker in 


Würzburg.  Verlagsdruckerei Würzburg G.m.b.H. 1921. 
schiert 14,40 AM, gebunden 20,40 M. 

Der Allgemeinheit ist immer noch nicht genügend bekannt, 
daß zur Herstellung von Anstrichen neben den jetzt so teuseren, 


meist unter Verwendüng von Ölen, Spiritus und eingeführten 


 Bro- 


‚Harzen erzeugten fetten Lacken eine greke Zahl anderer recht 
brauchbarer und verhältnismäßig billiger Anstrichmittel’zur Ver- 


jügung stehen.  \Willkommene Aufklärung hierüber gibt das vor- 
liegende, drei Teile umfassende. Buch in säinem einleitenden 


In drucktechnischer 


"WEM. 


| 


u 


Abschnitte. Zunächst werden die zu technischen Anstrichen 


brauchbaren Materialien beschrieben und verschiedene . Vor- 
schriften zur Herstellung geeigneter Anstrichmittel bekannt- 


gegeben. Da die. Anstrichtechnik in einem gewissen Zusaminen- 


hange mit der Imprägnierungstechnik steht, war. folgerichtig 
auch auf die verschiedenen Verfahren zur Imprägni erung- 


von Holz und Geweben einzugehen, wobei eine Beschreibung der 


zu. Imprägnierungszwecken und zum Wasserdichtmachen dienen- 


den Materialien und Flüssigkeiten zu geben war; auch lernen 


‘wir verschiedene Verfahren zur Erzielung von Feuersicherheit 


kennen. Der Holzkonservierung ist ein nur kurzer allgemein 
gehaltener Abschnitt gewidmet. In dem die Isoliermittel 
behandelnden Teile folgt einigen erläuternden Vorbemerkungen 
über Isolierung (Wärme- und Kälteschutz) und Isoliermateria- 
lien eine Beschreibung der zu den verschiedenen Isolierzwecken 
dienenden Materialien und der Isolierkompositionen. Es werden 
Wärme- (Kälte-) Schutzmittel und Isoliermittel berücksichtigt 
und Vorschriften zur Anfertigung geeigneter Schutzmassen auf- 
geführt. Von den Isoliermitteln für Elektrotechnik sind beson- 
ders solche berücksichtigt worden, die in neuerer Zeit vielfach 
und mit bestem Erfolge verwendet werden. 

Da das Werk wertvolle Winke gibt über die zweckent- 
sprechendste ‚ Verwendung altbewährter Anstrich-, 
und Isoliermittel und in dankenswerter Weise auf sämtliche 


einschlägige Neuerungen eingeht, sollte es auch dem Eisenbahner 


Imprägnier? 


und nicht zuletzt den in den Bauämtern, den Reparäatur- und 


Betriebswerkstätten der Eisenbahnen Beschäftigten gute Dienste 
leisten. 


Berichtigungen. 


1. In dem Leitaufsatz der Nr. 44 d. Zitg.: 
für Reichseisenbahnen in Preußen“, sind folgende Fehler zu be- 
richtigen: 

Seite: 812, Spalte 2, bei C 2, Zeile 1, muß es statt „Reichs- 
finanzminister“ heißen: „Reichsverkehrsminister“, 

Seite 812, Spalte 2, bei C 2b, Zeile 2 v. o., muß es statt „An- 
spruch“ heißen: „Ausspr uch“. 

Seite 813, Spalte 2, bei D, Zeile 10 v. o., Ann hinter „schon 
angeordnet“ das Wort „late: "einzufügen. 


2. In der Mitteilung der Nr. 40, Seite 745.d. Zte.: 
Bahn im Kongogebiet zum Anschluß an die Kap-Kairo-Linie®, 
muß es in der vierten Zeile statt „Basergo“ heißen „Basong0“, 
ferner in der 6. Zeile statt „Kassei“ heißen ‚„Kass ai“ 
„Sarkuru“ heißen „San kuru“. 2 


Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Übereinkommen zum Vereinsbetriebsreglement. 


Zu: dieser Drucksache ist ein I. Nachtrag ‚erschienen und: an 


die Verwaltungen verteilt worden. 


Zurechnung neuer Strecken zu den Vereinsbahnstrecken. 


Am .1. November 1921 ist die 34,19 km lange vollspurige 
Nebenbahn Pollnow-Zollbrüc k den Vereinsbahnstrecken 
der Eisenbahndirektion Stettin zugerechnet worden. 

Die 4,76 km lange Teilstrecke Siedenburg-Harbergen- 
Staffhorst der vollspurigen Nebenbahn Nienburg-Sulingen- 
Diepholz ist vom 15. November 1921 ab den Vereinsbahnstrecken 
der Eisenbahndirektion Münster zugerechnet worden. 


Eröffnung neuer Bahnstrecken. 
Eisenbahndirektionsbezirk Stettin. Am 1: No- 
vember 1921 ist die vollspurige Bahnstrecke Pollnow-Zoll- 
brück als Nebenbahn mit den Bahnhöfen IV. Klasse Gr. Reetz, 
Rochow, Misdow, Crangen-Bussin, Wend.-Puddiger und Suckow 


sowie den Holzverladestellen Lantow und Waldhof für den be- 
schränkten öffentlichen Wagenladungsverkehr eröffnet worden. 

Eisenbahndirektionsbezirk Münster (Westf.). 
Am 15. November 1921 wird die vollspurige Bahnstrecke Sieden- 
burg-Harbergen-Staffhorst als Nebenbahn mit der Station Har- 


bergen-Staffhorst für den Personen-, Güter-, Gepäck-'und Privat- 
telegrammverkehr sowie für die Abfertigung von Leichen und . 


lebenden Tieren eröffnet. 
Erweiterung der Abiertigungsbefugnisse von lesen 
Eisenbahndirektionsbezirk Frankfurt (Main). 
Am 1. November 1921 ist der an der Nebenbahn Stockhausen 
(Lahn) -Beilstein (Dillkreis) gelegene Bahnhof 4. Klasse Allen- 
dorf (Kreis Wetzlar) auch für den öffentlichen. Wagen- 
ladungsverkehr eröffnet worden. 
Verlegung einer Haltestelle. jp% DATEN 
“Bundesbahndirektion Villach: Am 26. Oktober 
dieses Jahres ist die zwischen den Stationen Admont und Selz- 


„Die Enteignung. 


„Eine neue 


und statt 


u LXT. Jahagang 
10. November 1921. _ 


Änderung von Stationsnamen, 
Fisenbahndirektionsbezirk Trier. 


ger Gültigkeit werden die Bahnhofsbezeichnungen Birkenfeld 
(Stadt) in „Birkenfeld (Nahe)‘“, irkenfe 


— brücke (Birkenfeld) “, 


lassen worden: 


tungen, 


Nr. I .94 vom 20. Oktober 1921 an sämtliche Vereinsverwal- 
betreffend das Radstandsverzeichnis (abgesandt 


- 29. Oktober d. J.); 


gen, 


betreffend Nachtrag IV 


28, Oktober d. J.); 


a A U a Zu nl Kl äcie 7 | lau 0 Zul le Du ns 


- Nr. .III 306 vom 30. Oktober 1921 an sämtliche Vereinsverwal- 
_ tungen, betreffend das Ergebnis der en Abstimmung 


"tal in Kilometer 132,112 der Linie Amstetten-Tarvis gelegene 
" Haltestelle Frauenbergander Enns in die gleichnamige 
ü in Kilometer 130,803 gelegene Betriebsausweiche verlegt worden. 


Birkenfeld-Neubrücke in „Neu- 
Schwarzenbach in „Schwarzenbach "Bir 
- kenfeld)“, Wallhausen in „Walhausen (Birkenfeld) “ 


Rundschreiben der Geschäftsführenden Verwaltung sind er- 


Nr. I 99. vom 25. Oktober 1921-an sämtliche Vereinsverwaltun- 
zu den TV. (abgesandt 


851 


Nr. 45 


Mit re tober d. J.); 


tungen, 


geändert. 


am 


am 


über die Beschlüsse der Berliner Vereinsversammlung am 7. und 
9. September 1921 (abgesandt am 30. Oktober d. J.); 

Nr. III 310 vom 24. Oktober 1921 an sämtliche Vereinsverwal- 
tungen, betreffend Einstellung der Tätigkeit der Generaldirek- 
tion der Kaschau-Oderberger Eisenbahn (abgesandt am 30.:Ok- 


Nr. III 315 vom 3.:November 1921 an sämtliche V ereinsverwal- 
betreffend Übergangsbestimmungen 
(abgesandt am 3. November d. J.); 

Nr. IV 219 vom 31. Oktober 1921 an die Mitglieder des Chiter 
verkehrsausschusses, betreffend die Beschlüsse der diesjährigen 
Vereinsversammlung (abgesandt am 2. November d. J 

Nr. IV 220 vom 1. November 1921 an sämtliche Vereinsverwal- 
tungen, die österreichischen Staatsbahndirektionen und die ver- 
einsfremden Bahnen, die Abdrücke des Übk. zum VBR. bezogen 
haben, betreffend Nachtrag I des Übereinkommens zum Vereins- 
betriebsreglement (abgesandt am 31. Oktober d. J.); 

Nr. V 277 vom 5. Oktober 1921 an die Vereinsverwaltungen 
und die vereinsfremden Bahnen, die Drucksachen des Vereins 
bezogen haben, betreffend Kosten für gelieferte Drucksachen 
des Vereins (abgesandt am 26. Oktober 


für Privatwagen 


N 


d. J.). 


Amtliche Bekanntmachungen. 


1: Aanderunt von. Stationsnamen. 


Änderung von Bahnhofsnamen. 
Mit sofortiger Gültigkeit werden die 


' Bahnhofsbezeichnungen 


Birkenfeld (Stadt) in „Birkenfeld 
(Nahe)“, BR 
Birkenteld-Neubrücke in „Neubrücke 

(Birkenfeld)“, ' 5 
Schwarzenbach in „Schwarzenbach 
(Birkenfeld)”, 2 
'Wallhausen in „Walhausen (Birken- 
feld)“,. 
- geändert. (1052) 


Trier, den 1. Naher 1921. 
. Eisenbahndirektion. 


2. Erweiterung der Abfertigungs- 
befugnisse von Stationen. 


| Eisenbahndirektionsbezirk Stettin. 
Am 1 Dezember 1921 wird die Bahn- 


strecke Pollnow-Zollbrück, für die bis- 


 höfen Groß Reetz, 


her nur der beschränkte Wagenladungs- 
verkehr zugelassen ist, 
Rechow, Misdow, 


Crangen-Bussin und Wend. Puddinger 


- auch für denbeschränktenöffent- 


net. 


lichen Personenverkehr eröff- 
Bis auf weiteres werden nur Fahr- 
karten 3. und 4. Klasse ausgegeben. 


Über die Fahrpreise erteilen die Fahr- 


_ kartenausgaben Auskunft. Die Züge wer- 
- den nach dem besonders veröffentlichten 


Fahrplan verkehren. (1051) 
‚Stettin, den 1, November 1921. 


Eisenbahndirektion. 


3. Güterverkehr. 


 Wagengestellung und Frachtberechnung 


für Zuckerrüben. 

Während ‘© der Dauer des starken 
Wagenmangels können auf den Strecken 
der Reichseisenbahnen für die Beförde- 
rung von Zuckerrüben Arbeitswagen ge- 
stellt, werden. Da ihr Ladegewicht we- 
gen der niedrigen Seitenwände nicht aus- 
genutzt werden kann, ist bei gleichzeiti- 


1 ger Auflieferung zweier solcher -Wa- 


Maßnahme 
wird durch die nächsten Tarif- und Ver- 


say 


gen an einen Empfänger und Aus- 
nutzung des Laderaums (die Fracht 
das Gesamt gewicht, mindestens 
für 15000 kg nach der Hauptklasse 
E zu berechnen. Die Ausdehnung dieser 
auf deutsche Privatbahnen 


kehrsanzeiger bekanntgegeben. | 


_ er u 


“mit den Bahn- | 


A 


Auskunft geben die beteiligten Güter- 
abfertigungen sowie das Auskunftsbüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. (1053) 

Berlin, den 1. November 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Mitteldeutsch-Bayerischer Güterverkehr. 

Am 10. November 1921 tritt der Nach- 
trag 18 in Kraft. Er enthält Änderun- 
sen der Entfernungen für verschiedene 
Knotenstationen des rechtsrheinisch-baye- 


rischen Netzes der Reichsbahn. Außerdem 


sind die Stationen Aschaffenburg Hbf., 
Gemünden (Main), Eger, Hof Hbf., Lich- 
tenfels, Marxgrün, Ritschenhausen und 
Stockheim 'Ofr. nunmehr in vollem Um- 
fange in den mitteldeutsch-bayerischen 
Güterverkehr ‘einbezogen worden. 

Die Frachterhöhungen treten erst am 


10. Januar 1922 in Kraft. 


Nähere Auskunft durch .die beteiligten 
Güterabfertigungen. (1047) 
Erfurt, den 31. Oktober 1921. 
Eisenbahndirektion. 


 Bad.-Württ, Güterverkehr. 

Mit sofortiger Gültigkeit wird für Eil- 
gut (auch beschleunigtes Eilgut) von 
Rohrdorf nach Breisach Grenze mit 
Wegevorschrift des Absenders „über 


- Pforzheim“ eine Tarifentfernung von 248 


Kilometer ‚eingeführt. (1046) 
Karlsruhe, den 1. November 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


Binnen-Gütertarif für die vollspurigen 
Linien, Teil II, Heft 1. 

Die Gebühr für die Benachrichtigung 
durch den Fernsprecher in Abschnitt 
XIV des Nebengebührentarifs wird in 
Übereinstimmung mit dem gleichen Ab- 


- | schnitt des Nebengebührentarifs im Deut- 


schen Eisenbahn-Gütertarif, Teil I, Abt. 

B, gebracht. 

Verkehrsanzeiger zu ersehen. 
Dresden, am 1. November 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


(1050) 


Bayerischer Lokalbahn-Schnittarif. 
I. Die abgekürzte Bezeichnung „WA“ 


ist zu ergänzen bei den Stationen: 
Lohgarten-Roth (Seite 15), Neuaubing 
(Seite 16) und Schönmühl (Seite 18). 


II. Seite 2 des Nachtraes I muß unter 
den Berichtigungen der „Seite 9—21 des 
Schnittarifs“ bei Station Altenplos er- 
eänzt werden: „-Bayreuth Hbf.“ 

III. "Seite 28 des Schnittarifs ist zu 
streichen. . (1060) 

München, 3; November 1921. 

"Tarifamt: beim RVM, ‚2. B. 


Näheres ist aus unserem ° 


Staats- und Privatbahn-Tierverkehr. 
Tfv. 1504. 

Mit Gültigkeit. vom 7. November 1921. 
werden die im Verkehr mit den Bahn- 
höfen 
a) der Hetzbach-Beerfeldener Eisen- 


2. .baln; i i 

b) der Östhofen-Westhofener Eisen- 

bahn, 

ce) der Reinheim-Reichelsheimer Eisen- 

bahn, 

d) der Selztalbahn, 

e) der Sprendlingen-Fürfelder Eisen- 

bahn und 

{) der Worms-Offsteiner Eisenbahn 
zu erhebenden Frachtzuschläge erhöht 
und zwar: 

1. bei einer Sendung Einzelvieh von 

2,20 AM auf 3,00 M, 
2. bei einer Wagenladungessendung von 
8,60 KM auf 11,20 M. 

Näheres enthält die am 7.. 11: 21° er- 
scheinende Nummer des Tarifanzeigers. 
Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhungen gründet sich auf die vorüber- 
gehende Änderung des $S 6 der Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung (R.-G.-Bl. 1914, 
Seite 455). — Auskunft geben auch die 
beteiligten Güterabfertigungen sowie das 
Auskunftsbüro, hier, Bahnhof Alexander- 
platz. (1061) 

Berlin, den 4. November 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Staats- und Privatbahn-Güterverkehr. 

Mit Gültiskeit vom 1. November 1921 
treten bei den Stationen Eberbach, Mann- 
heim und Weinheim (Bez. Mainz) Ent- 
fernungsänderungen uud Ergänzungen 
ein, die durch den nächsten Tarif- und 
Verkehrsanzeiger bekanntgegeben wer- 
den. 

Auskunft geben die beteiligten Güter- 
abfertigungen sowie das Auskunfitsbüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. (1062) 

Berlin, den 28. Oktober 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Ostdeutsch- und mitteldeutsch-südwest- . 
deutscher Tiertarif. 
Vom 1. November d. J. ab werden die’ 


Gebühren für die Beförderung von Pfer- 


den in Bahnstallungswagen auf den 
Strecken des pfälzischen Netzes erhöht. 
Der Abschnitt D „Örtliche Bestimmun- 
zen* wird geändert. 
Näheres bei den betviligten Abferti- 
gungsstellen. (1048) 
Erfurt, den 31. Oktober. 1921. 
Eisenbahndirektion. 
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Westdeutsch-Sächsischer Güterverkehr. 
Mit Gültigkeit vom 10. November 1921 
wird die Station Uslar Stadt des Eisen- 
bahndirektionsbezirks Cassel in den Ta- 
rif aufgenommen und es werden die Ta- 
- rifentfernungen einiger Stationen der 
Eisenbahndirektionsbezirke Essen . und 
Münster (Westf.) ermäßigt. Näheres 
hierüber und einige weitrre Tarifände- 
rungen enthält unser Verkehrsanzeiger 
und der Tarif- und Verkehrsanzeiger für 
den Bereich der ehemalig  preußisch- 
hessischen Staatseisenbahnen. (1049) 
Dresden, am 1. November 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion, 
namens der beteilisten Verwaltungen 


Deutsch-italienischer Güterverkehr über 
Brenner und über Tarvis. 
Tarif vom 1. Oktober 1921. 


Die für den am 1. November 1921 er-, 


schienenen Nachtrag I angekündigten 
Reihensätze für den '. Schnitt - III 
(tschechoslowakische Schnittsätze) wer- 
den: vorerst nicht eingeführt. Bis auf 
weiteres werden jedoch die Sätze des 
Schnittes III (tschechoslowakische 
Schnittsätze) in den Tafeln 4—13 der 
Abteilung A (Verkehr über Brenner) 
und B (Verkehr über Tarvis) mit Wir- 
kung vom 1. Dezember 1921 verdoppelt. 

München, den 4. November 1921. (1056) 

Tarifamt -b. RVM. ZB 


Deutsch-italienisecher Güterverkehr über 
Brenner und Tarvis. 
Tarif vom 1. Oktober 1921. 

Ab 11. November 1921 gelangen für 
den außeritalienischen Sehnitt II die 
Sätze der Reihe G zur Anwendung. 

München, den 4. November 1921. (1057) 

Tarifamt bSARYM.. ZB» 


Güterverkehr badisch-schweiz. Über- 
gänge-Schweiz. 
Mit Gültigkeit vom 1. November 1921 
werden die allgemeinen Tarifvorschrif- 
ten der schweiz. Bahnen und der Aus- 


nahmetarif Nr. 14 durch Aufnahme von 


Stickstoffsuperphosphat ergänzt. Nähe- 
res in unserem Tarifanzeiger. (1058) 
Karlsruhe, den 5. November 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


Preußisch-Hessisch-Bayerischer Tier- 

tarif. 

Mit sofortiger Gültigkeit werden die 
Frachtzuschläge für die Stationen Beer- 
felden (Odenw.), Jugenheim-Partenheim 
(Selzt.) und Reichelsheim (Odenw.) er- 
höht. 

Näheres bei den beteiligten Abferti- 
gungsstellen. (1059) 

Erfurt, den 2. November 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Tfv. 1101. Ausnahmetarif für 
Kohlen. usw. 
Unter IV Ia des Geltungsbereichs — 


Gewinnungsstätten — wird mit Wirkung: 
vom 1. Februar 1922 ab der Kohlenver- 


sand von Duisburg-Hafen zu den Sätzen 


des Ausnahmetarifs 6 auf. den Versand. 


von Kohlen der Zeche Diergardt . be- 

schränkt. (1055) 
Essen, den 2, November 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Preußisch-Hessisch-Bayerischer Tier- 
verkehr / 
‚Vom 1.'November d. J, ab werden die 
Gebühren für die Beförderung von Pfer- 
den. in PBähnstallungswagen auf den 


', gen“ wird geändert. 


Strecken des bayerischen Netzes erhöht. 
Der Abschnitt D „Örtliche Bestimmun- 
Des weiteren wird 
die Station Dillingen (Saar) mit soforti- 
ger Gültigkeit in den Tarif einbezogen. 


Näheres bei den beteiligten Abferti- 

gungsstellen. 3,5, 1A04L) 
Erfurt, den 27. Oktober 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Deutscher Seshafenverkähr mit Süd 
deutschland. . 

Mit Gültigkeit vom 10. November 1921 
wird die württembergische Station Weil 
(Schönbuch), Dienstbeschränkungs- 
zeichen keine, in den Tarif aufgenom- 
men. Entfernungen — —' Böblingen + 18 
Kilometer. 


Näheres im Gemeinsamen Tarif- und 


Verkehrsanzeiger, (1042) 
Hannover, den 31. Oktober 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Ausnahmetarif für Düngemittel, Tiv. 2. 


Mit Gültigkeit vom 1. November 1921 


treten dem Ausnahmetarif für Dünge- 


mittel bei: die Butzbach-Licher, Greiis- 
wald-Grimmen- und Stralsund-Tribseer - 
Eisenbahn. 


Auskunft geben die beteiligten Güter- 
abfertigungen sowie das Auskunftsbüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. (1043) 

Berlin, den 31. Oktober 1921. 

_ Eisenbahndirektion. 


Süddeutsche Donau-Dampfschiffährt- 
Gesellschaft. 


Gütertarif, Teil IL, Abteilung 


B,.vom 1.-April 1918 
Mit 1...November 1921 kommt der 
{V. Nachtrag zur Einführung. Er ent- 
hält Änderungen und Ergänzungen des 
Tarifs. Preis 25 Kronen. (1044) 
München, im Oktober 1921. 
Z. 30 569/T/18. 


Süddeutsche Donau-Dampfsehiffahrt- 
Gesellschaft, 
Gütertarif, Teil-L Abteilung 
B, vom 1-Apr1Ll,1918> 
Gütertarif, TeillII, vom 1. April 
1918. 
Ausnahmetarif für. die Beför- 
derung von Getreide usw vom 
1. Mai 1918. 
Ausnahmetarif für die Beför- 
derung von Holz 

1918, 
Änderung von Verhältnis- 
zahlen und Bestimmungen.‘ 
Die in der Vereinszeitung Nr. 9 und 21 
in Bekanntmachung Nr. 195 und 555 fest- 
gesetzten Verhältniszahlen werden mit 
Geltung vom 25. Oktober 1921 bis ‚auf 
weiteres folgend abgeändert: 
zur Umrechnung in: Geterrelöhiäche 


Heller auf 75, tschechoslowakische Heller 


auf 6,5 und Bani auf 11, 

Ab dem gleichen Zeitpunkt wird im 
Verkehr von ' ungarischen nach öster- 
reichischen Stationen und Ladeplätzen 
die Frachten und Gebühren statt in 
österreichischer in ungarischer Währung 
berechnet und erhoben. (1045) 

München, im Oktober 1921. 

Z. 30 539/T/21. 


4. Personen- und Gepäckverkehr. 


Fahrpreisermäßigung für Angehörige der 


auf dem Friedhof in Marzahn Beerdigten. 
Vom 20..November 1921 an werden die 


oben genannten Personen ‚zwischen den 


'vwom.k Juni. 


vorkommende Arbeiten 


Er schriftlichen Arbeiten besitzen. 


Stationen Berlin Schles. Bhf. und Lich- 
tenberg=Friedrichsfelde einerseits und 
Marzahn andererseits unter bestimmten 


Voraussetzungen zum halben Fahrpreis 


4. Klasse befördert. 
Nähere Auskunft erteilen die genann- 
ten Bahnhöfe und die Auskunftstellen. 
Berlin, 4. November 1921. (1063) 
Eisenbahndirektion. 


5. Generalversammlung. 


Ausschließend priv. Buschtehrader 
Eisenbahn. 
Einladung 


zur 76., als ordentlichen 68. Generalver- 


sammlung der stimmberechtigten Aktio- 
näre der Ausschließend priv. Buscht£h- 
rader Eisenbahn, welche am 6.Dezem- 
ber 1921, vormittags 10 Uhr, im Admi- 
nistrationsgebäude zu Prag Il, Bredovskä 
ulice Nr. 7 neu, abgehalten werden wird. 

Gegenstände der Verhand- 

lung sind: 

1. Vortrag des Geschäftsberichtes und 
der Rechnungsabschlüsse pro 1920. 
Bericht des Revisionsausschusses 
über die Prüfung der Jahresrech- 
nungen pro 1920. 

3. Antrag auf Zahlung einer Dividende 
aus den Reservefonden. 


io) 


. 4. Antrag auf Änderung des $ 4 der 


Gesellschaftsstatuten (Wortlaut ‚und 

‘Zeichnung der Firma). 

5. Antrag auf Ermächtigung des Ver 
waltunesrates zur Ausgabe weiterer 
Prioritätsobligationen bis zum Be- 
trage von 30 000000 K& nom. 

Wahl in den Verwaltungsrat. 

Wahl des Revisionsausschusses zur 
Prüfung der Jahresrechnungen pro 
1921. 

Die P. T. stimmberechtigten Aktionäre 
werden ‘unter Bezugnahme auf den Ab- 
schnitt IlI der Gesellschaftsstatuten ein- 
geladen, ihre Aktien — mindestens 


ar 


-5 Stück Aktien Litt. A oder Genuß- 


scheine von ‘solchen, oder mindestens 
20 Stück Aktien Litt. B — oder die be- 
treffenden Depositenscheine bei einer der 
folgenden Stellen, und zwar: 
bei der Hauptkasse der Gesellschaft 
in Prag, 
bei der Allgemeinen Österreichischen 
Boden-Credit-Anstalt in Wien, 
bei der Allgemeinen Deutschen 
Credit-Anstalt in Leipzig, 
Disconto-Gesellschaft 


bei - der 
Berlin, 
bei der Bayerischen Vereinsbank in 
München, , 
bei der Disconto - Gesellschaft in 


Frankfurt a. M., 
bei Herren L. Behrens & ‚Söhne in 
Hamburg 


| längstensbis 28. November 1921 


zu hinterlegen. 
Prag, am 4. November 1921. 
Der Verwaltungsrat. 
Nachdruck wird nicht honoriert. 


(1064) 


6. Offene Stellen. 


'Telegraphenmeister gesucht! 
Bewerber muß imstande sein, sämtliche 
in ‘den Tele- 
graphen- und Telephonanlagen selbstän- 
dig auszuführen, sowie Fähigkeit in 
(1054) 
Blankenburg (Harz), 1.. November 1921. 
‚ Halberstadt-Blankenburger Eisenbahn- 

Gesellschaft. ; 
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Einzelwerttarifierung im Güterverkehr. 


.Von Dr. 


Seit einiger Zeit wird von verschiedenen Seiten die Frage 
erörtert, ob die Gesichtspunkte, die für die Bildung der Eisen- 
bahnbeförderungspreise, d. h. der Eisenbahntarife und insbe- 


‚sondere der Gütertarife, bisher maßgebend waren, nicht geändert 


werden müssen, da die wirtschaftlichen Verhältnisse nicht nur 
eine wesentliche Veränderung gegen die Vorkriegszeit, sondern 
in vielen Beziehungen eine bis in die Tiefe gehende Umwälzung 
erfahren haben. Dabei werden oft alte Grundwahrheiten der 
Volkswirtschaft, an denen niemand zu rütteln wagte, ange- 
zweifelt und als überlebt abgetan. Der Umstand, daß die wirt- 
schaftlichen Veränderungen der letzten Jahre die Eisenbahn- 
unternehmungen, staatliche und private, zu Sorgenkindern ihrer 
Leiter gemacht haben, da fast überall die Ausgaben die Ein- 
nahmen überschreiten, läßt an sich die Prüfung berechtigt er- 
scheinen, ob abgesehen von den wirtschaftlichen Richtlinien der 
Eisenbahn für die Ausgabenseite die Grundsätze, auf denen 
sich die Haupteinnahmen aufbauen sollen, überhaupt oder noch 
zutreffend sind. Und es ist selbstverständlich, daß an die 
Prüfung dieser Frage ohne Voreingenommenheit herangegangen 
werden muß angesichts der völlig veränderten ‚Wirtschaft und 
der Wichtigkeit, die dem Eisenbahnwesen in. unserer Wirtschaft 
zukommt. Man kann ohne weiteres behaupten, daß die innere 
Gesundung des Eisenbahnwesens einen wesentlichen Schritt auf 
dem Wege der Gesundung der Gesamtwirtschaft in sich schließt. 
"Es handelt sich hier nicht etwa nur um die Verteuerung aller 
Bedürfnisse infolge Erhöhung der Sachwerte und Entwertung 
des Geldes, sondern durch das Unterliegen im Kampfe — und 


sichtspunkten 


Born, Ministerialrat im Reichsverkehrsministerium, Berlin. 


zwar nicht so sehr im militärisch-politischen als vielmehr im 
wirtschaftlichen Kampfe — sind alle wirtschaftlichen Verhält- 
nisse aus ihrer früheren Zusammengehörigkeit, ihrer gegen- 


seitigen Abhängigkeit, ihrer ineinandergreifenden Wechsel- 
wirkung herausgerissen, zum mindesten stark verschoben, soweit 
sie nicht überhaupt zugrunde gegangen sind. Die Umwälzung 
hat starke Verschiebungen in der wirtschaftlichen Lage der 
Bevölkerungsschichten verursacht, als deren Folge eine schon 
mehr oder weniger erkennbare Neugruppierung der Wirtschafts- 
kreise und ihrer Beziehungen zueinander eingetreten ist, 
die aber ganz und gar noch nicht abgeschlossen ist, geschweige 
denn sicher beurteilt werden kann. Immerhin läßt sie die Be- 
denken gegen die Lehre und die Richtlinien früherer Zeiten 
begreiflich erscheinen. Die Prüfung muß sich also darauf er- 
strecken, ob die bisherige Lehre von den Grundlagen der Tarif- 
gestaltung sich noch als richtig erweist, und ob die bisher in 
der Anwendung zum Ausdruck gekommenen Grundsätze beibe- 
halten werden können und müssen. Dabei ist die Möglichkeit 
nicht von der Hand zu weisen, daß die früher für die Tarife 
angewandten Grundsätze (das Tarifsystem) von unrichtigen Vor- 
aussetzungen ausgingen und ihre Fehlerhaftiekeit nur infolge 
der glänzenden Entwicklung der deutschen Wirtschaft nicht in 
F'ehlbeträgen in die Erscheinung trat. 

Dem wirtschaftlichen Bedürfnis der Ortsveränderung von Per- 
sonen und Gütern, dessen Befriedigung Aufgabe der Eisenbahn 
ist, kann man, abgesehen von anderen mehr theoretischen Ge- 
(Unentgeltlichkeit, Durchschnittsgebührensatz) 
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nach dem Verwaltungsgrundsatz der privatwirtschaftlichen (ge- 
werblichen) Gebarung oder der ıtaatswirtschaftlichen (öffent- 
lichen) Unternehmung Rechnung tragen. Für die naturgemäß 
von den Privatbahnen angenommene privatwirtschaftliche Be- 
triebsweise ist wesentlich neben der Deckung sämtlicher Be- 
triebs- und Verwaltungskosten sowie Verzinsung und Tilgung 
des Anlagekapitals ein möglichst weit darüber hinausgehender 
Überschuß. Die nach dem staatswirtschaftlichen Grundsatz als 
öffentliches Unternehmen betriebene Eisenbahn muß zwar nach 


allgemeiner Auffassung neben der Deckung der Kosten gleich- 


falls auf einen Überschuß bedacht sein. Dieses rein’ privat- 
wirtschaftliche Ziel wird aber eingeschränkt “© durch die 
staatswirtschaftliche Rücksicht auf den Einfluß, . den .die 


Kostenfestsetzung und Frachtenerhebung auf die den Gewinn 
genießende Gesamtheit und den ihn leistenden einzelnen Staats- 
angehörigen ausübt. 

Keiner dieser Grundsätze ist bisher allgemein in Deutschland 
für die Eisenbahnen rein zur Geltung gelangt, da sie aus Staatis- 
bahnen und Privatbahnen bestanden und nicht einmal die Wirt- 
der verschiedenen Staatseisenbahnen durch- 
‘Wohl aber ist in den Grundsätzen über 
die Gestaltung der Beförderungspreise im Gütertarif seit 
den 70er Jahren durch Sehalfung des sogenannten Reform- 
tarifs eine weitgehende Einheitlichkeit erreicht worden. 

In den Gütertarifen spricht sich ein ganz bestimmtes System 
wobei man. unter System die Gesamtheit der Grundsätze 
nach denen die Tarifklassen gebildet und die Bedin- 
gungen für die Anwendung festgesetzt, d. h. die Beförderungs- 
zerenstände tarifarisch erfaßt werden. ‚Die Systeme der Eisen- 
bahnländer sind nun. außerordentlich vielgestaltig, ließen sich 
aber von ieher in drei verschiedene Gruppen einteilen. Man 
unterscheidet: 

1. das Gewicht- und Raumsystem, 

2. das. Wertsystem, 

3. das gemischte System. 


schaftsgerundsätze 
aus übereinstimmten. 


aus, 
versteht, 


Das Wagenraumsystem geht von der Anschauung aus, 
daß es der Eisenbahn gleichgültig sein müsse, welcher Art und 
von welchem Wert die ihr zur Beförderung übergebenen Güter 
sind. Es bemißt die Beförderungspreise, die Entschädigung für 
die Eisenbahnleistung, unter Zugrundelegung der für den Einzel- 
fall allerdings kaum feststellbaren Selbstkosten wesentlich nach 
der Ausnutzung des Laderaums und der Tragfähigkeit der 
Güterwagen, also nach der Menge und dem Gewicht der beför- 
derten Giiter, außerdem nach der Schnelligkeit der Beförderung, 
läßt also jede Berücksichtigung des Wertes der Güter und ihrer 
Fähigkeit, Beförderungskosten zu tragen, außer Betracht. Der 
Wert dieses Systems liegt in der klaren und einfachen; Ermitte- 
lung der Fracht; denn es kennt grundsätzlich nur Wagenladun- 
zen, meistens ganze und halbe, und Einzeleüter. Die im Tarif 
festzulezende, stets ungenaue Berücksichtigung des Güterwertes, 
der fortwährenden Schwankungen unterliest, fällt fort. Es wer- 
den alle Güter grundsätzlich gleich behandelt, billige Massen- 
züter, soweit sie überhaupt zur Beförderung gelangen, also 
etwa im Verhältnis zu ihrem Wert stark, hochwertige Güter aber 
verhältnismäßig sering belastet. 

Dem Übelstande, daß bei Anwendung des Wagenraumsystems 


die Versendung geringwertiger Massengüter wegen der Fracht-. 


belastune unterbleibt, jedenfalls ungünstig beeinflußt wird, wvu- 
bei besonders ins Gewicht fällt, daß die geringwertigen Güter 
die hochwertigen an Menge weit übertreffen, half das Wert- 
system ah. Hier gilt als Grundsatz, daß der Beförderungs- 
preis dem Wert des Gutes anzupassen, auf die Art und Weise 
der Wagenausnutzung aber keine Rücksicht zu nehmen ist. Der 
Vorteil des Wertsystems besteht in der Möglichkeit, alles das 
an Fracht zu erhalten, was die Ware tragen kann, ohne ihre 
Verkaufsmöglichkeit einzubüßen. Es war im eigentlichen Sinne 
‚das System der Privatbahnen, da es dem privatwirtschaftlichen 
Grundsatz, einen möglichst hohen Überschuß herauszuwirt- 
schaften, voll Genüge leistete. Entgegenhalten kann man dem 
Wertsystem, daß die Beurteilung der wirtschaftlichen Bedeutung 


L7 . + E 
sperriges Gut und Wagenladungen zu 5 und 10 t Kannte. 
sächlich überwog nur in der Tarifgestaltung bei den einzelnen 


Klassifikation bekannte Güter. 


- kungen unterworfen sei, 


einer Ware und ihrer -Absatzfähigkeit stets unsicher a .da Wert 
und Absatz beständig schwanken. 

Das Wertsystem ist in seiner Reinheit niemals zur Durchfüh- 
rung gekommen. Aber auch ‘das Wagenraumsystem ist wohl 
nur bei der Nassauischen Staatsbahn 1867 ohne Einschränkung 
eingeführt "worden, : deren Tarif damals nur Eilgut, Stückgut, 
Tat- 


Bahnen bald das eine, bald das andere System. Die Mängel, 
die beiden anhaften, und deren Einzelbehandlung hier zu weit: 
führen: würde, brachten in den 70er Jahren den Übergane zu 
dem sogenannten gemischten System, das 1874 z. B. die Baye- 
rischen und. Württembergischen Bahnen angenommen hatten, 
und das auch dem 1877 von sämtlichen deutschen Bahnen ange: 
nommenen Reformtarif zugrunde lag. Der  Reformtarif 
enthielt von dem Raumsystem die Bestimmungen über Eilgeut und 
Stückzut und die allgemeinen Wagenladungsklassen, von dem 
Wertsystem dagegen die Spezialtarife für besonders in der 


Der deutsche Tarif ist seit dem Reformtarif bis in die neueste 
Zeit nach dem gemischten System weitergebildet, d. h. es ist 
sowohl das Raum- und Gewichtsystem als auch das "WW ertsystem 


. dabei berücksichtigt worden. re: 


Es fragt sich nun, ob die Ansicht, man müsse von diesem 
gemischten System angesichts der neuen Wirtschaftsverhältnisse 
abgehen, berechtigt ist. Es wird im wesentlichen als Grund für 
eine Änderung die allgemeine Geldentwertung und die damit in 
ursächlicher Verbindung stehende Verteuerung aller Bedürf- 
nisse herangezogen und gleichzeitig behäuptet, daß die Grund- 
gedankeu und Grundsätze des Eisenbahnwesens eine Wandlung 
erfahren hätten. Bei der jetzigen Berechnung der Tarife Tasse 
ınan in den einzelnen Klassen eine Unzahl Güter zusammen, die 
trotz ihrer außerordentlichen Unterschiedlichkeit im Wert die 
gleiche Fracht zahlen. Die Güter würden infolgedessen ungleich 
belastet und zweifellos ein großer Teil zu gering von der Fracht 
in Anspruch genommen. Eine neue Klasseneinteilung, gegen deren | 
Unübersichtlichkeit, schwierige Handhabung und Vieldeutiekeit 
sich die Angriffe der Verfechter des neuen Systems richten, sei 
aussichtslos; man müsse also das System Ändern. Da hochwertige 
Güter, insbesondere Feinerzeugnisse, von. der Fracht jetzt bei 
weitem nicht genügend in Anspruch genommen würden, und da 
andererseits der Wert der Güter dauernden, oft großen Schwan- 
die wieder auf die Betriebskosten der 
Eisenbahn einwirken, so müsse diesem Wert ıder beförderten 
Güter ein größerer Einfluß bei der Tarifberechnung eingeräumt 
werden, mit anderen Worten, das Weertsystem müsse für die 
Tarifbildung allein oder doch in ganz überwiegendem Maße zur 
Geltung kommen. Insoweit wird lediglich die Rückkehr zu dem 
alten Standpunkt vor Schaffung des Reformtarifs empfohlen, 
neu ist aber folgender Plan: Da die Güterklassifikation unbe- 
friediegend und ungerecht sei, so müsse zur Erlangung eines 
wahren Werttarifsatzes unter Abschaffung der Klassen stets die 
Fracht in (Hundert- oder Tausend-) Teilen des Wertes 
der Einzelsendung berechnet und erhoben werden. 

Auf den ersten Blick ist. der Vorschlag außerordentlich be- 
stechend, besonders die von den Anhängern des Einzelwert- 
systems angeführte Klarheit der Tarifgrundlagen und die An- 
passungslähigkeit an die unaufhörlichen bedeutenden Wert- 
schwankungen. Bei näherem Zusehen widerspricht aber das 
Wertsystem bei seiner Durchführung im Einzelfall allen Grund- 
sätzen der Wirtschaft und ist in den vorgeschlagenen Formen 
nicht praktisch verwertbar. Zunächst muß ‚auffallen, daß das 
Wertsystem niemals rein zur Einführung gekommen ist, daß 
also niemals der Wert der beförderten Eisenbahnsendungen allein 
die Grundlage für. die Berechnung der Fracht abgegeben hat. ES 
war stets von Einrichtungen. des Raumsystems beeinflußt. Wäh- 
rend aber das Raumsystem gewissermaßen. logisch .und formell 
zu beeründen it, trifft das. bei dem’ reinen Wertsystem nicht 
zu. Der KRaumtarif legt die Selbstkosten der. Eisenbahn ‚ZU- 
runde. Das größere Gewicht der Ware, die Beanspruchung 


Versender berechtigt erscheinen lassen. 
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eines größeren Teils des Wagenraums, valüresehit dem Fracht- 
- führer höhere Kosten, die seine höhere Frachtforderung an den 


Damit läßt sich die 
reine Gewichts- und Raumtarifierung begründen, wenn auch 


- nicht als einziee Tarifgrundlage rechtfertigen. Die reine Wert- 


bringen muß. 


tarifierung, der Warenpreis als alleinige Tarifgrundlage ist vom 
wirtschaftlichen Standpunkt unmöglich. 

Den Eckstein des Wertsystems bildet die Auffassung, daß eine 
Ware, die viel kostet, auch eine hohe Fracht zahlen kann und 
Allgemein läßt sich das aber nicht behaupten. 
Wenn auch z. B. ein wertvolles Erzeugnis der Seidenkonfektion 


‘ jm allgemeinen verhältnismäßig stärker belastet werden kann 


+ 


als ein geringwertiger dafür erforderlicher Rohstoff, so darf da- 
bei nicht außer acht gelassen werden, daß in einem Fertigerzeug- 
nis gewissermaßen die Frachten für die dazu benötigten Roh- 
stoffe und Halbfabrikate, für die Maschinen, Werkzeuge usw. 
enthalten sind. Der Unterschied liegt nicht in der Höhe des 
Preises. „Eine Ware, die einen hohen Preis hat, ist deshalb 
noch nicht fähig, zu dem Preise noch eine hohe Fracht zu ver- 
tragen.“ Es kommt auf die -wirtschaftliche Beförderungsfähig- 
keit, d. h. im wesentlichen den Unterschied zwischen dem Preise 
des Gutes am Versandorte und der Preiswilligkeit der Käufer 
am Bestimmungsorte an. „Dieser Unterschied kann bei Waren 
hohen .Versandwertes unter Umständen geringer sein als bei 
Waren geringen Versandwertes. Jedenfalls ist es ganz un- 
richtig, anzunehmen, daß die Beförderungsfähigkeit einer Ware 
stets zu dem Preise der Ware am Versandorte in einem be- 
stimmten einfachen Verhältnis steht“, daß also die Beförderungs- 
fähiskeit und damit die Frachtbelastungsmöglichkeit um so 
größer ist, je höher der Preis ist!). Unter‘ diesen Umständen 
ist die Beschränkung der Tarifgrundlage auf den Wert der 
Ware allein unmöglich. Für die Beurteilung der neuen Tarif- 
bildungsvorschläge kommt aber noch folgendes in Betracht: 
“Während die Entwicklung so vor sich gegangen ist, daß mit 
der Berücksichtigung des Wertsystems in einem Tarif gleich- 
zeitig als selbstverständlich die Unmöglichkeit erkannt wurde, 
für iedes einzelne Gut, für jede Eisenbahnsendung eine dem 
Werte entsprechende Tarifierung vorzunehmen, stellen die 
neuen Vorschläge sie gerade als das allein richtige und wirt- 
schaftlich Logische hin. 5 

Die Vorschläge gehen aber zum Teil wesentlich auseinander. 
Während von einer Seite meben den bestehenden Tarifen nur 
ein Wertzuschlag ohne Unterschied der Entfernung und 
des Gewichts ein einfacher Tausendteil-Satz stets 


gleicher Höhe vom Wert empfohlen wird?), sehen andere Vor- 


schläge für hochwertige Güter und weite Entfernungen hohe 


" Prozentsätze, für billige Güter und kurze Entfernungen gerin- 


gere Sätze vor). Für die Beurteilung der Durchführbarkeit 
ist diese Verschiedenartigkeit ohne Belang. 

Nicht die Durchführung des Wertsystems ist also das Wesent- 
liche, sondern die Ermittlung und Festsetzung der Fracht in 
jedem Einzelfalle lediglich nach dem Wert des beförderten 
Gutes. Es soll nicht mehr, wie ‚es bisher alle Tarifsysteme als 
unumgänglich ansahen, eine mehr oder weniger große Anzahl 
von Klassen geben, nach denen die aufgeführten Güter die 
Fracht zu zahlen haben, sondern in jedem Einzelfalle soll eine 
Frachtberechnung allein nach dem Wert vor sich gehen. Vor- 
aussetzung für eine solche Regelung wäre, daß Fracht und Wert 
einer Ware in einem bestimmten und annähernd bestimmbaren 
Verhältnis zueinander stehen. Das trifft aber nicht zu. Die 


1) Siehe die Ausführungen von Dr. Oskar Engländer im 
Globus, Zeitschrift für internationales Verkehrs- und Taarifwesen, 


‚Nr, 35, vom 1. September 1921 über „Individuelle Werttarifie- 


rung“. 
2) Öberregierungsrat Dr. Goudefroy-Frankfurt a. M. in Nr. 628 


"der Deutschen Allgemeinen Zeitung vom 22. Dezember 1920 


und in Nr. 5 der Wirtschaftlichen Nachrichten aus dem Ruhr- 
bezirk vom 22. Januar 1921 und soeben nochmals in der Vossi- 
schen Zeitung Nr. 530 vom 10. November 1921. 
®) U. A. Oberstaatsbahnrat Dr, Siegmund Frei-Wien in Nr. 20 
= IE OpB Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen vom 
a 


- der Wahrheit entsprechen? 
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Erfahrung lehrt einmal, daß die Höhe der Fracht den Preis oft 
gar nicht oder nur unwesentlich beeinflußt. So haben z. B. die 
mit dem ausgesprochenen Zweck der Lebensmittelpreissenkung 
eingeführten Tarifermäßigungen im Juli 1921 nicht nur nicht 
diesen Erfolg gehabt, sondern die Lebensmittelpreise sind, wie all- 
gemein bekannt, seit dieser Zeit ständig gestiegen. Weiter sind 
die Eisenpreise seit dem Monat Juni 1920’bis Juli 1921 wesentlich 
gesunken, die Tarife aber während dieser Zeit gestiegen. Bs 
wirken eben in der Hauptsache andere Ursachen auf die Preis- 
bildung ein als die Fracht. Zum anderen ist aber jetzt und war 
stets das Verhältnis von Fracht und Wert ein ganz verschie- 


‘canes, und der Umstand, daß die Fracht für billige Rohstoffe 


einen höheren Vom-Hundert-Satz des Wertes ausmachte als für 
Fertigerzeugnisse, hat nicht verhindert, daß unser Wirtschafts- 
leben die bekannte ungeahnte Entwicklung vor dem Kriege ge- 
nommen hat. 


Was ist aber unter dem Wert eines Gutes zu ver- 
stehen? Unter Wert wäre einmal zu verstehen der zeitige 
Marktwert einer Ware. Schon hier beginnen die Bedenken. 
Es genügt ein Blick auf eine Übersicht der deutschen Markt- 
preise, um zu zeigen, daß die Unterschiedlichkeit eine so starke 
ist, daß dieser Wertbegriff nicht gemeint sein kann. Am 
20. Juli 1921 lagen die Kleinhandelspreise in den 18 größten 
Städten Deutschlands für Kartoffeln zwischen 140 3 und 
260 3, für Speck zwischen 36 A und 52 MA, für Schellfische 
zwischen 3 # und 7 A je Kilogramm. In der zweiten Septem- 
berwoche kostete in Deutschland auf 9 Produktenmärkten 
Weizen zwischen 4500 und 4200 Al, Roggen zwischen 3540 und 
3140 AM, Gerste zwischen 4400 und 3700 je Tonne. Etwa den 
Beförderungspreis dem wirtschaftlichen Wert anzü- 
passen, den die Beförderung eines bestimmten Gutes für die Be- 
tsiligten hat, ist völlig unmöglich, weil es an jedem Anhalt für 
seine Feststellung fehlt. So uxentbehrlich die Berücksichtigung 
des Wertes der Güter bei der Tarifbildung ist, so stößt sie doch 
bei der Ausführung auf große Schwierigkeiten und leidet an er- 
heblichen, jedem mit der. Güterklassifikation Beschäftigten be- 
kannten, aber unvermeidbaren Mängeln. Wenn schon der Markt- 
wert der einzelnen Güterarten bei der Schaffung von Klassen 
sehr schwierig zu ermitteln ist, so ist es noch in erheblich 
höherem Maße der wirtschaftliche Wert, den die Beförderung 
besitzt, und der durchaus nicht ohne weiteres, wenn auch 
meistens, in dem Werte des Gutes am Empfangsort zum Aus- 
druck kommt. Den objektiven Wert eines Gutes fest- 
stellen zu wollen, um danach die Fracht zu berechnen, ist also 
ein vergebliches Bemühen. Ts bliebe nichts anders übrig, als für 
die Frachtberechnung den Handelswert des einzelnen Gutes auf 
Grund des Einzelvertrages zwischen Versender und Empfänger 
heranzuziehen; das ist aber kein allgemeiner Wert, sondern 
ein außerordentlichen Schwankungen und Zufälligkeiten unter- 
worfener Preis. Diesen wollen denn auch die Verfechter der 
neuen Tarifgrundsätze als maßgeblich ansehen. Daß er eine 
irgendwie zuverlässige Grundlage darstellt, wird nicht behauptet 
werden können. ‘ Es ist wohl zutreffend, daß ein großer, wenn 
nicht der größte Teil der Eisenbahnsendungen durch Rech- 
nungen oder schriftliche Preisvereinbarungen belegt werden, daß 
also an sich diese Vertragsvereinbarung über den 
Preis maßgebend sein könnte. Aber wer wollte annehmen, daß 
die bei der Frachtfestsetzung vorgelegten Papiere und Angaben 
Sollte: selbst die seit langem ent- 
schwundene Ehrlichkeit im deutschen Volk aller Schichten sich 
wıeder heben, eine zuverlässige Erklärung über den Wert des 
aufzelieferten Gutes, eine zwaifelsfreie Urkunde über den Preis 
wird man in vielen Fällen nicht erhalten, Wenn schon Jetzt 
in nicht wenigen Fällen bei Anträgen auf Entschädigung wegen 
Verlustes der Eisenbahnverwaltung besonders ausgestellte soge- 
nannte „Reklamationsrechnungen“ vorgelegt worden sind, so 
wird ietwas Ähnliches in weit höherem Maße eintreten, wenn 
von den Rechnungen die Frachthöhe abhängig gemacht ist. Mit, 
Vertragsstrafen da hindernd und bessernd eingreifen zu wollen, 
muß jedem Eisenbahner nach gemachten Erfahrungen als zweck- 
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los und keinen Erfolg versprechend rscheiben. Auch die _.ge- 
setzliche Beschränkung der Haftung der Eisenbahnverwaltpng 
auf die Höhe des der Frachtfestsetzung zugrunde gelegten Rech- 
nungsbetrages kann den erstrebten Zweck nicht erfüllen. Ein- 
mal wird der unredliche Verfrachter. diese Gefahr in den Kauf 
vehmen können, wenn die Beraubungen und Diebstähle, wie 
doch zu hoffen, abnehmen, und zum anderen kann es ihm nie- 
mand verwehren, bei einer Privatgesellschaft über den Rech- 
nungsbetrag hinaus eine besondere Versicherung einzugehen, 
die ihm weit mehr als diesen einbringt. 

Dabei braucht. der Zweck, 
schen Rechnung verfolgt wird, nicht einmal überhaupt oder in 
erster Reihe auf’ einen Betrug der Eisenbahn bei’ der Fracht- 
berechnung gerichtet zu sein. Kaufleute und Gewerbetreibende 
wollen und müssen es vermeiden, jedem Eisenbahner, der mit 
der Sendung zu tun hat, dem anrollenden und abrollenden Roll- 
fuhrmann., jedem Boten usw. ihre Vertragsverhältnisse, die 
Massen-Warenpreise, bisher geheim gehaltene Vergünstigungen 
offenzulegen, und es ist nicht ausgeschlossen, daß lediglich zu 
diesem Zwecke, zur Wahrung des Geschäftsgeheimnisses, un- 
Tiehtige Angaben in den Rechnungen gemacht werden. Es ist 
so gut wie sicher, daß die Kaufmannschaft gegen eine derartige 
Veröffentlichung ihres Geschäftsgebarens Einspruch erheben 
wird. Der Verkaufspreis ist meistens ein Geschäftsgeheimnis, 
das mit der neuen Tarifbereehnung dem Wettbewerb leicht zu- 
eänglich würde. 

In zahlreichen Fällen ist es aber auch gar nicht möglich, eine 
technung oder eine ähnliche Unterlage beizubringen, um den 


Wert einer Ware zu belegen oder auch einen geschätzten 
Wert wahrscheinlich zu machen. Es kommen nicht 
unwesentliche Gütermengen zur Versendung, die für den Ver- 


überhaupt einen gar 
deren Wert zurzeit 


sender oder Empfänger unersetzlich sind, 
nicht bestimmbaren Liebhaber:wert haben, 
nicht bekannt ist, usw. Kann man dem Versender zumuten, 
einen Sachverständigen unter Kosten zur Abgabe eines Gut- 
achtens zu veranlassen? In eine völlig unlösbare Verlegenheit 
und Bedrängnis kommt z. B. jeder mit‘ der Eisenbahn einen Um- 
zug Bewerkstelligende. Es ist vällig unmöglich — zumal unter 
den jetzigen wechselnden Preisverhältnissen — den Wert einer 
auch nrr mittleren Wohnungseinrichtung, die etwa vor dem 
Kriege gekauft und längere Jahre benutzt und ergänzt worden 
ist, nur annähernd anzugeben. Wenn die. Abschätzung durch 
Preisprüfungsstellen oder nach Preisverzeichnissen für solche 
Fälle vorgesehen und vorgeschlagen. wird, und wenn dasselbe 


Verfahren für die Nachprüfung zweitelhafter oder verdächtiger‘ 


Wertangaben gelten soll, so kann man nur über die Weltfremd- 
heit solcher Gedanken staunen. 

Vorstehende allgemeine Bedenken ergeben sich für jeden die 
Frage Prüfenden. Fürden Eisenbahner sprechen noch andere 
Erwägungen gegen eine Durchführung des Wertsystems in der 
vorgeschlagenen Weise. Die Verkehrsordnung und die Akferti- 
ungsvorschriften ebenso wie das Internationale Übereinkommen 
gehen davon aus, daß jede Eisenbahn-Gütersendung von einem 
Frachtbrief begleitet sein muß und grundsätzlich nur von 
diesem einen durch den Abender beizubrimgenden Papier, Wird 
nun für die nach den Angaben des Frachtbriefes vorzunehmende 
Frachtberechnung noch mindestens ein weiteres Papier — ein® 
Rechnung oder gar ein Vertrag oder der einen Vertrag er- 
setzende Schriftwechsel — beigefügt, so wird das Abfertigungs- 
seschäft, das auf den großen Dienststellen und zu bestimmten 
Zeiten mit einer erstaunlichen, aber nur infolge größter Ver- 
einfachung des Geschäftsganges möglichen Schnelligkeit be- 
wältigt werden muß, auf das äußerste erschwert und gestöit. 


Jede Sendung, der neben dem Frachtbrief andere Papiere, sta- 
tistische Anmeldescheine, Ausfuhrbewilligungen, Zollpapiere 


usw. beigefügt sind, bedeutet schon heute eine arge Verzögerung 
für den kartierenden Beamten der Versandabteilung. Dabei sind 
die genannten Papiere für ihn zum größten Teile unwesentlich, 
da. er lediglich nach den ‘Angaben im Frachtbrief abfertigt. 
\Venn er nun aber neben üem Frachtbrief stets eine Rechnungs- 


| und prüfen soll, um überhaupt eine Frachtberechnune vornehmen 
zu können, 
. werden. 


der mit der Vorlegung einer fol. 


A En ern 


Shah ‚einen dur chgehen 


unübersichtlichen Schriftwechsel® 
so wird die Arbeit. auf-ıdas äußerste verlangsamt 
Da die Berechnung der Fracht in Hundertteilen des 
‚Wertes bestehen soll, so wird sie in jedem: Falle rechnerisch vor- 
genommen werden müssen, da „Bechenknechte“ und Tabellen für 
die zahlreichen Rechenexempel kaum aufgestellt werden können. 
Anstände in den beigefügten Rechnungen, Zweifel an ihrer Rich- 
tigkeit oder an derr Wertangabe werden umständliehe Nachfragen 
und Verhandlungen mit dem Versender notwendig machen. 
Schon jetzt: werden zwar Feststellungen erforderlich, zu welcher 
Güterart, der Gütereinteilung eine aufgelieferte Sendung ge-- 
hört, um die Tarifklasse zu finden; . aber diese beson Er- 
mittlungen der Art der Ware brauchen nur hin. und wieder oder 
icmal vorgenommen zu werden, während der Preis bei seinem 
ständigen Wechsel immer Nachprüfungen verlangen wird. 


Die jetzt das Geschäft außerordentlich vereinfachende Praxis 
und. technische Fertigkeit in der Abfertisung wird der Beamte 
sich dann nicht annähernd zu .eigen machen können. Jetzt haben 
die sewandten und längere Zeit an einer Abfertigungsstelle 
tätigen Kräfte die Tarifklassen bestimmter Güter ‘ebenso im 
Kopf wie den häufiger vorkommenden Tarifkilometersatz. Nach 
Einführung der Einzelwerttarifierung wird der Satz infolge der 


Preisänderungen oder der Änderungen in der :Wertangabe stän- 


digem Wechsel unterliegen. Es wird nicht nur jede Änderung 
in der Markt- und Wirtschaftslage die Fracht für ‚Sendungen 
sleicher Art auf gleicher Strecke verändern, sondern am gleichen 
Tage werden die Frachten gleicher Güter verschieden sein, da 
ja der Kaufpreis das Maßgebend» sein soll und dieser in zanl- 
reichen Fällen ohne jede Einheitlichkeit ist. Für sämtliche Sen- 
dungen wird etwa ein Arbeitsaufwand erforderlich sein, wie er 
früher schwierigen internationalen Frachtbriefsendungen eigen. 
war. ‚Auch wenn die Wertbsrechnung in der Weise vorgenom- 
men. werden sollte, daß nicht jede: spitze Wertangabe als Tarif- 
srundlage genommen wird, sondern zusammenfassende Gruppen 
von 1 — 25 — 50 — 100 MH usw., und vielleicht sogar Kiloıneter- 
zonen von etwa je 10 km gerechnet werden, so ist doch die 
Schwierigkeit der Frachtfeststellung eine außerordentliche. Es 
genügt in dieser Hinsicht, auf die in den Ausführungen Dr. Sieg- _ 
mund Frei’s enthaltene Tabelle hinzuweisen, um die Umständ- 
lichkeit zu erkennen. 

Daß unredliche Eisenbahnbedienstete A die jedem Betei- 
listen: zugänzlichen Angaben über genauen Inhalt und Wert des 
aufgelieferten Gutes zunutze machen werden, ‘unterliegt wohl 
keinem Zweifel. Unredliche Firmen werden diese Möglichkeit 
ausnutzen, um Einblick in . die Geschäfte der Anderen sich 
zu verschaffen. Die Wertangabe wird den: Dieben ein zuver- 
lässig ces Merkmal dafür sein, ‘ob es lohnt, die Sendung sich an- 
zueignen, und. zugleich 'ein sicherer. Anhalt . für. die „Ver- 
schärfung“ des geraubten Gutes beim Hehler. ER 


Ganz außerordentliche Schwierigkeiten muß aber die Fest- 


stellung desWertanteilsatzes bereiten, der als Fracht 


oder Wertzuschlagsfracht erhoben werden soll. Wie schon er- 
wähnt, ist zurzeit das Verhältnis zwischen Wert des Gutes und 
Fracht außerordentlich verschieden. Bei einer Wagenladung Koh- 
len beträgt der Wert der 10-t-Sendung z.B. 3331 M,.die Fracht 
auf 100.km. 350 A oder 10,51 %, auf 200 km 600 A — 18,01% und. 
auf 500 km 1130 .M# — 33,92%. Nach.‘ dem vorgeschlagenen 
Zuschlagswertsystem mit.einem einzigen Satz für: alle 
Entfernungen müßte ein Durchschnittssatz nicht .nur- für die 
Kohlentransporte, sondern für alle Güter gleicher Werthöhe ge- 
funden werden. Zu diesem Zweck bedürfte es also der Fest- 
stellung, welchen Wert die sämtlichen mit der Eisenbahn be 
förderten Güter haben, und welcher Vom-Tausend-Satz als Zu- 
schlag erhoben werden müßte, um zunächst einmal‘ sämtliche 
Unkosten der Eisenbahn mit der regelrechten Fracht und dem 
Zuschlag zu- decken. " Diese ‚Feststellung ist völlig “unmöglich, 
da eine sölche Statisük nicht vorhanden und auch kaum zu be- 
schaffen sein dürfte. Man kennt zwar annähernd ‚den. Wert: der 
Ausfuhr und Einfuhr, aber nicht im mindesten : den. W. ‚ort der 


. ausübt. 
‚ außerordentlich schlecht bekommen und kann im Ernste nicht 
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innerhalb eines Landes überhaupt oder mit der Eisenbahn be- 
förderten Güter. Versuchsweise könnte man zwar einen Satz, 
der auf Grund von Schätzungen gefunden wird, etwa eine 
Zeitlang anwenden und zusehen, welche Wirkungen dieser auf 
die Eisenbahneinnahmen und die einzelnen Wirtschaftskreise 
Eine solche Eisenbartkur wird aber beiden Teilen 


zut vertreten werden. 


Ähnliche Untersuchungen müssen aber auch vorgenomm .n' 
werden, wenn die ganze Fracht nach dem Waren- 
preise berechnet werden sol'!. : Hier müßte nicht nur Entschei- 
dung getroffen werden, welcher Satz für jede bestimmte Ent- 
fernung gerecht und möglich erscheint, sondern auch welcher 
Vem-Hundert>Satz’bei dem Wert des Gutes etwa von 2 HM, 5 M. 
10.H, 50 A, 100 MH, 200 MH usw, je Kilogramm angemessen ist. 
Dabei wird offenbar vorausgesetzt, daß im Preise gleich hoch-s 
stehende Waren der verschiedensten Art auch wirtschaftlich 
gleichwertig sind. Hier zeigt sich so recht die schematische, 
jede Rücksicht auf bestehende Verhältnisse und wirtschaftliche 
Entwicklung vermissen lassende Auffassung. Eine solche Rege- 
lung, die nach den zeitigen Beziehungen der Güter in der ewig 
veränderlichen Wirtschaft nicht fragt, muß zu unübersehbaren 
Verschiebungen der Wettbewerbsverhältnisse führen. Gerade 
die Bewahrung des Bestehenden ist aber wenn auch nicht das 
Wesentliche, so doch ein wiehtiger wirtschaftlicher Grundsatz 
der Tarifpolitik; wenn nicht allgemeine wichtige Gründe für 
eips Änderung von Tarifen sprechen, wird man keine Ände- 
rungen vornehmen. Die Aufgabe, eine solche Tariftabelle ein- 
zurichten, die bei jedem Kilometer nicht wie jetzt etwa 
30 Frachtsätze, sondern eine Unzahl von Vom-Hundert-Sätze für 
Werte von 1 bis x Mark enthalten müßte, ist tausendmal schwie- 
“iger als die Arbeit, die die Einstufung der Güter in einzelm» 
Tarifklassen der Gütereinteilung verursacht. Ein Mangel- wird 
sich aber besonders geltend machen, es wird nicht mehr möglich 
seih, bedrängte unterstützungsbedürftige 
Güter vor anderen zu bevorzugen. Wollte man, wie auch 
wohl vorgeschlagen wird, solche Güter nicht nach dem für ihren 
Kilogrammwert vorgesehenen Satz, sondern mit einem ge- 
ringeren Vom-Hundert-Satz belegen, so entstehen einmal doch 
wieder bestimmte Klassen, und man geht wohl nicht fehl in der 
Annahme, ‘daß dauernd aus den verschiedenen Wirtschafts- 
kreisen das Verlangen sich geltend machen wird, solche Er- 
mäßigung zu erlangen. Wegen Beibringung sozialpolitischer 
und volkswirtschaftlicher Gründe, die die Vertreter des Einzel- 
werttarifsystems allein zulassen wollen, wird man nicht in Ver- 
legenheit geraten. Fast alle für Notstandstarife oder Ausnahme- 
tarife früher und jetzt ins Feld geführten Gründe sind volks- 
wirtschaftlicher oder sozialpolitischer Art, ob es sich um die 
Versorgung der Landwirtschaft mit billig zu verfrachtenden 
künstlichen Düngemitteln oder um billige Zuführung von 
Grubenholz nach den Kohlengebieten oder um Verbilligung der 
Kartoffeln durch ermäßigte Stückgutfracht u. a. m. handelt. 
Eine Begünstigung bestimmter Güter auf weite Entfernungen 
durch Staffelung ist wohl ganz ausgeschlossen. : 


Schließlich geht. auch die Begründung fehl, daß die Einzelwert- 
tarifierung, die sich jeder Wertverschiebung der Güter 
nach oben und unten, jeder Schwankung im Wirtschaftsleben 
selbsttätig anpasse, eben dadurch von stets entsprechendem Ein- 
fluß auf die Einnahmen (und Ausgaben) der Eisenbahn sei. Beim 
Anziehen der Preise würden die Einnahmen von selbst höher, 
bei Entspannungen geringer, Wäre die Eisenbahnverkehrs- 
menge stets die gleiche, so könnte man dem schließlich zu- 
stimmen, wenn auch die Ausgaben ‚der Eisenbahnen zu ganz an- 
deren, Zeiten festgelegt werden, als die Einnahmen entstehen, 
und nicht ohne weiteres beim ‚Rückgang der Geschäftslage 
herabgesetzt werden können, ‘Die Folge eines wirtschaftlichen 
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Niederganges ist aber nicht nur und nicht einmal wesentlich 
für die Eisenbahn das Sinken der: Preise, sondern ein Verkehrs- 
rückgang. Zu dem nach dem gesunkenen Wert der beförderten 
Güter berechneten geringeren Frachtbetrag gesellt sich also noch 
für die Eisenbahn die Verringerung der Beförderungsgeschäfte, 
so daß sie doppelt die Wirkungen der Wirtschaftskrise amp- 
finden muß. Für die Beförderung der den geringen Frachtertrag 
abwerfenden, selber im Preise gesunkenen Güter kann sie die 
bisher für einen stärkeren Verkehr geschaffenen Betriebsein- 
richtungen, die in Vergrößerung der Betriebsanlagen, Vor- 
haltung von ausreichenden Betriebsmitteln und entsprechendem 
Personal u. a. m. bestanden, nicht sofort, zum Teil überhaupt 
nicht so einschränken, wie es die Mindereinnahmen erfordern. 


Nur kurz sei noch auf die sich aus der Einzelwerttarifierung 
ergebenden Schwierigkeiten im internationalen Ver- 
kehr hingewiesen. Zu all den bereits erwähnten Bedenken 
kommt hier noch hinzu, daß nicht nur im den mit Deutschland 
im Eisenbahnverkehr stehenden, sondern in allen Eisenbahn- 
ländern des festländischen Europa der Einzelwerttarifierungs- 
grundsatz durchgeführt werden müßte, sobald er in einem Lande 
angenommen werden soll. Anderenfalls kämen direkte Tarife 
kaum zustande; es würden lediglich Gesamtfrachten aus den 
beiden an den Grenzen zusammengestoßenen Schnittfrachten. die 
in dem einen Land nach dem Preis der Ware, auf der anderen 
Seite nach anderen Grundsätzen berechnet werden. möglich -sein. 
Abgesehen davon erscheint es aber ausgeschlossen, selbst wenn 
wirklich der Grundsatz diesseits und jenseits der Grenze gilt, 
eine Einigung über die Höhe der als Fracht zu berechnenden 
Wertanteile herbeizuführen, da die Wirtschaft der Staaten zu 
verschiedenartig ist. Auch ist es mehr als zweifelhaft, ob der 
rechnungsmäßig feststehende Preis einer Ware von dem Emp- 
fangsland oder gar einem zıur im Durchlauf berührten Gebiet, in 
dem ganz andere Warenpreisverhältnisse bestehen, anerkannt 
werden wird; ganz zu schweigen von den geradezu unüberwind- 
lichen Währungsschwierigkeiten, die ja allerdings auch jetzt 
die Einführung direkter Tarife außerordentlich erschweren. 
Gerade in der jetzigen Zeit der völlig ungeklärten internatio- 
nalen Wirtschaftsbeziehungen und des eher einem Wirtschalfts- 
kampfe gleichenden scharfen internationalen Wettbewerbs ist 
der direkte Frachtsatz im zwischenstaatlichen Eisenbahnver- 
kehr, berechnet nach einem allgemein geltenden tarifsystemati- 


schen Grundsatz, ein (vielleicht nicht einmal schöner) Traum. 


Wenn nun auch den auf eine Änderung des Tarifsystems ge- 
richteten Vorschlägen nach alledem nicht zugestimmt werden 
kann, so soll damit nicht behauptet werden, daß der Deutsche 
Eisenbahn-Gütertarif, wie er heute besteht, untadelhaft und 
nicht verbesserungsbedürftig sei. Der Tarif ist im Laufe der 
letzten Jahre sicher nicht besser geworden. Zwar hat man die 
in den Jahren 1918—1920 eingeführten, in Hundertteilen des 
Frachtsatzes ausgedrückten Tariferhöhungen Ende 1920 syste- 
matisch unter Nachprüfung der Gütereinteilung im Tarif zu :be- 
rücksichtigen versucht; bei der Schnelligkeit, mit der auch dies 


geschehen mußte, und bei den bereits wieder notwendig ge- 
wordenen Tariferhöhungen wird man aber nicht behaupten 


können, daß die Tragfähigkeit der Güter in den: Normalklassen 
und in den Ausnahmetarifen ausreichend geprüft worden ist, so 
daß nichts mehr zu tun bleibt. Es ist im ‚Gegenteil zu hoffen, 
daß die wirtschaftliche Entwicklung Zeit zu einer eingehenden 
Prüfung in dieser Richtung, die ja dem Werttarifsystem -ent- 
spricht, läßt; dabei wird es sich als notwendig erweisen, eiu- 
gehender und genauer als bisher zu untersuchen, ob die vor- 
handenen Klassen unter den jetzigen Preis- und. Wertverhält- 
nissen ausreichen, und ob nicht doch an ihre Vermehrung oder 
die Schaffung einer Klasse hochwertigster Güter oder ähnliches 
herangegangen werden muß, 
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Zur Entschädigungspflicht der Reichseisenbahnen. 


Von Regierungsrat Dr. Jur. Joseph, Frankfurt (Main). 


Nicht mit Unrecht "hat Rechtsanwalt Dr. Seligsohn in der | gesetzes nicht berührt werden, sei es, daß sie im Verhältnis zu 


Zeitung des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen (Jahr- 
gang 1921, S. 516 ff.) auf die wichtige Rolle hingewiesen, die 
der Umiang der Haftpflicht für die Folgen von Betriebsuniällen 
für die Frage der Wirtschaftlichkeit der Eisenbahnen spielt. kur 
kommt zu dem Ergebnis, daß das nun 50 Jahre geltende ‚Gesetz 
die Eisenbahnen einer besonders strengen Haftung unterwirft, 
daß aber nicht übersehen werden darf, „daß der Umfang der 
Haftung durch die Rechtspiechung der Gerichte im Laute der 
- Zeit eine außerordentliche Verschärfung erfahren hat“. Diesem 
Urteil muß der Eisenbahnfachmann — ob Techniker oder Jurist 
—- zustimmen. \ 

Die Entstehung des Reichshaftpflichtgesetzes fällt in eine Zeit, 
in der das eben zusammengeschweilte Deutschland nach einem 
siegreichen Kriege im Beginne einer damals ungeahnten wirt- 
schaftlichen Machtentwicklung stand. Mit Kiesenschritten voör- 
wärtsstrebender Erfindergeist, gepaart mit industriellem \Wage- 
mut, ließ technisch hochentwickelte Großbetriebe entstehen, in 
denen größte und kleinste Maschinen, zum Teil in vielfacher 
Abhängigkeit voneinander, Gefahren schufen, die der früheren 
Kraftentfaltung von Mensch und Tier spotteten. Die Eintwick- 
lung der Maschine im weitesten Sinne des Wortes war der Feind 
der: Unversehrtheit von Körper, Leben und Gesundheit des 
im Großbetriebe tätigen Menschen. War im Fabrikbetriebe der 
Wirkungsbereich der Gefahren im wesentlichen in einen ver- 
hältnismäßig engen Raum gebannt und in der Hauptsache auf 
die im Betriebe Tätigen beschränkt, so war der Gefahrenbereich 
des Eisenbahnbetriebes in räumlicher und persönlicher Hinsicht 
gewissermaßen unbegrenzt, Es mußte Aufgabe der Gesetz- 
gebung sein, die Folgen des Eintritts der Gefahren von dem 
beschädigten auf den Betriebsunternehmer als den Schöpfer der 
Gefahren abzubürden. Sie löste die Aufgabe im Reichshaft- 
pflichtgesetz vom 7. Juni 1871,'in dem sie neben rechtlichen Ge- 
sichtspunkten die Erfüllung sozialer Pflichten, deren Firkenat- 
nis sich Bahn zu brechen begann, erstrebte, 

Die Unkenntnis der großen Masse auf dem Gebiet der Er- 
findungen, deren Wesen aus erklärlichen Gründen auch den ge- 
bildeten Kreisen fremd sein mußte, die in der Unkenntnis be- 
gründete Furcht des Publikums vor den Wirkungen der Gefahren 
und die darin wurzelnde Unsicherheit und Unbeholfenheit bei 
Eintritt der Gefahr rechtfertigten damals die für den Unter- 
nehmer empfindliche strenge Auslegung, die die Rechtskunde 
in Anpassung an die wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse 
der Gesetzesvorschrift angedeihen ließ. Es konnte damals nicht 
befremden, wenn bei selbst bedeutendem Eigenverschulden der 
Geschädigten die Gerichte den Betriebsunternehmer mit den 
vollen Folgen des Gefahreneintritts belasteten. 

‚Gewiß hat sich mit fortschreitender Entwicklung der Kreis 

der Gefahren nicht beschränken lassen. Zunehmende Kräfte- 
entfaltung der Maschinen, als Folge davon gesteigerte Geschwin- 
digkeiten und alle damit zusammenhängenden physikalischen 
Wirkungen, wie im Eisenbahnwesen 2. B. die der schweren Züge, 
Verkehrsdichtigkeit, und alle auf hochentwickeltem Eisenbahn- 
verkehr beruhenden bekannten Einrichtungen und Zustände 
haben zweifellos neue und ernstere Gefahren gezeitigt. Mit der 
machtvollen wirtschaftlichen Entwicklung ist aber auch das Ver- 
ständnis des Einzelnen wie der breiten Masse für die:-Gefahren- 
quellen, für ein der Wirkung von Unfällen und der Umgehung 
oder Abwehr der Gefahr angepaßtes Verhalten gewachsen. . Ja 
darüber hinaus ist im Publikum ein erhebliches Maß von Gleich- 
gültigkeit gegen die Gefahren entstanden, die als Leichtsinn in 
Eigenyerschulden umgemünzt zu werden. verdiente. 
psychologische Wirkung im Bereiche-physikalischer Machtzebote 
hat — das muß leider festgestellt werden — in der Recht- 
sprechung- auf- dem Gebiete des Haftpflichtrechtes noch wenig 
Anerkennung gefunden. In dem Mangel dieser Erkenntnis be- 
ruht zu nicht geringem Teil die von dem eingangs genannten 
Verfasser gerügte Verschärfung der Rechtsprechung zum Nach- 
teil des Betriebsunternehmers, - 

Wer mit Aufmerksamkeit einen kritischen Gang durch die 
Judikatur des Haftpflichtrechtes unternimmt, erkennt mit ge- 
radezu schaudernder Ehrfurcht, mit wie großer Folgerichtigkeit 
die Rechtsprechung der neueren Zeit in der Urteilsfindung sich 
an die höchstrichterlichen Urteilsbegründungen früherer Zeiten 
anlehnt. Nur wenig ist da zu finden von dem Geiste der fort- 
schreitenden Technik, nicht nur im Eisenbahnwesen, sondern suf 
allen Gebieten unseres Wirtschaftslebens.. Und gerade hierin 
liegt zum großen Teil der Kernpunkt der kritischen Betrach- 
tung. “Was ehemals eine Gefahr des Eisenbahnbetriebes dar- 
stellte, kann heute vielfach nicht mehr als solche gelten, sei es, 
daß sie gleichgeartete Verhältnisse auf Gebieten des Wirt- 
schaftslebens findet, die von der Wirkung des Haftpflicht- 


Diese. 


anderen gefährdenden Vorgängen in der Außenwelt die Eigen- 
schaft einer des gesteigerten Haftptlichtschutzes 
gen Gefahr verloren hat. Die der Urteilsfindung in dieser Ba- 
‚ziehung zugrunde zu legende sachliche Würdigung kann aller- 
dings in vielen Fällen — und namentlich bei Beginn einer der 


Entwicklung angepaßten Rechtsprechung — nicht Aufgabe des 


Richters sein, sondern muß sachverständigem Fachwissen über- 
lassen bleiben. Mehr als bisher muß deshalb der fachliche Be- 
rater an der Schaffung der Unteriagen fir die Urteilsfindung 
beteiligt werden. ; BR 
Heute ist die wirtschaftliche Entwicklung eines Gebietes. ab- 
hängig von der Vollkommenheit der Technik. Nicht alle Ge- 
„biete einer zu einem Staatsganzen zusammengefaßten Volks- 


gesamtheit sind gleichmäßig wirtschaftlich und damit technisch | 


entwickelt. Landwirtschaftlichen, verhältnismäßig dünn be- 
völkerten Gegenden stehen industriell entwickelte, dicht be- 
völkerte Gebiete in scharfer Abgrenzung gegenüber. Die In- 
tensität der Gefahren und deren Häufung ist in diesen Gebieten 
ungleich größer als in jenen. Demgemäß ist auch der Sinn der 
Bevölkerung und des einzelnen, für die Bedeutung der Gefah- 
ren hinsichtlich ihrer Wirkung und ihrer Abwehr ein verschie- 
dener. Alter und Geschlecht vervielfachen die Verschiedenheit 
der Beurteilung der Gefahrenwirkung. Diese im Leben eine be- 
deutende Rolle spielende Relativität hat im Reichshaftpflicht- 
gesetz keinen Ausdruck gefunden. Sie mag z. B. bei der Entste- 
hung des Gesetzes eine’ gleich Null zu setzende Bedeutung ge- 
habt haben. Um so mehr hätte es Aufgabe der Rechtswissens.chaft 
und Spruchpraxis sein müssen, diesem im Leben mehr und mehr 
an Beachtung gewinnenden- Umstande die gebührende, Würdi- 
zung zuteil werden zu lassen. Eile z. B. und die darin lie- 
gende Gefahr ist kein Vorrecht des Eisenbahnbetriebes im all- 
gemeinen. In verkehrsarmen Gegenden bildet sie für den Be-. 
wohner iener Gegend eine Besonderheit im Eisenbahnbetrieb. 
Anders in industriell hochentwickelten Gegenden, wo dem Be- 
wohner die Hast und Eile zur Alltagsgewohnheit geworden ist. 
Die Eigenheiten der Eisenbahnwagentür sind dem Industrie- 
menschen nicht fremd. : Er ist sich ihrer Gefahren voll bewüßt. 
Er weiß genau, was ihm droht, wenn er sich am Türrahmen 
einer offenstehenden Abteiltür hält. Er würde den "gering- 
schätzig und ironisch, vielleicht auch grob behandeln,. der ihm 
außerhalb einer Gerichtsverhandlung einen belehrenden Vortrag 


! über die Eisenbahnwagentür und ihre Gefahren halten wollte. 


Anders die alte Frau aus ‘dem sächsischen Erzgebirge in eisen-- 
bahnloser Gegend, die nach mehrstündiger Wagenfahrt oder 
langem Fußmarsch zum ersten Male in ihrem Leben einem 
Schnellzug ihr Dasein anvertraut. N 


Es muß bei der Kritik der Rechtsprechung auf dem Gebiete des 
Eisenbahn-Haftpflichtrechtes zugegeben werden, daß viele dem 
Fachmann als Fehlspruch erscheinenden Urteile ihren Grund in 
dem Richter verborgenen Betriebsvorgängen haben. Nicht immer 
liegt das daran, daß der Richter nicht Fachmann ist und der den 
Betriebsunternehmer vertretende Anwalt über ausreichende tech- 
nische Fachkenntnisse nicht verfügt. Für beide gilt vielmehr 
die den Eisenbahnfachmann betrübende Erfahrung über eine oft 
erstaunliche Unerfahrenheit des Publikums auf dem gesamten 
Gebiete des Eisenbahnwesens. Nicht allzu schwer wiegt aller- 
dings dieser Mangel, wenn man bedenkt, wie wenig die Risen- 


bahnverwaltung bislang getan hat, den Schleier des Geheim- : 


nisses zu lüften und den Gralskelch ihrer Tätigkeit in vollstem 
Glanze 'erstrahlen zu lassen. Wie überhaupt im Eisenbahn- 
“recht, so namentlich im Haftpflichtrecht, hat die Eisenbahn- 
verwaltung nichts zur Fortentwicklung des Rechts getan. Das 
ist nicht Aufgabe ‘des Theoretikers auf dem Lehrstuhl der 
Hochschulen, sondern des Praktikers. Ihm allein ist die Fülle 
der Mängel bekannt, zu deren Abstellung er vornehmlich be- 
rufen ist, Vorschläge zu machen und Anregungen zu geben. Ws 
gibt wohl kein Gebiet des Wirtschaftslebens, das so sehr der 
Entwicklung unterworfen ist, wie das Verkehrsleben. TUm so 


mehr müßte es vornehmste Sorge der das Verkehrsleben und i 


namentlich .das Eisenbahnwesen leitenden Stellen sein, ‚darüber 
zu wachen, daß Verkehrswesen einerseits und Gesetzgebung und 
Rechtsprechung andererseits in ihrer Entwicklung miteinander 
Schritt halten. ER ee 
Damit glaube ich auf den Angelpunkt hingewiesen zu.haben, 
um. den sich das Bestreben einer Besserung der augenblick- 
lichen Verhältnisse zu drehen haben würde. Die Vorgänge aus 
dem 'Eisenbahnwesen müssen aus dem Geheimschrank in die 
Öffentlichkeit. Die breitesten. Schichten der Bevölkerung 
müssen mit dem Wesen der Verkehrsunternehmungen, ihren 
Aufgaben, Rechten und Pflichten vertraut gemacht werden. Das 
Yublikum muß durch die Presse dazu erzogen werden, einer 
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großen Zahl von Vorgängen im Eisenbahnwesen eine andere 
Beurteilung als sonst zuteil werden zu lassen. In Zeitschriften, 
die in.der Juristenwelt gelesen werden, müssen Entscheidungen 
höherer und höchster Gerichte nicht nur abgedruckt, sondern 
von Fachleuten unter kritischer Beleuchtung der Mängel be- 
sprochen werden. Mit anderen Worten: Das Pressewesen Jer 
Reichseisenbahnen muß eine seiner großen Bedeutung entspre- 
chende Umbildung erfahren. Der Reichsverkehrsminister hat 
in dieser Beziehung letzthin den Willen zur Tat offen ausge- 
gesprochen. Das Wie der Durchführung bleibt hoffentlich nicht 
auf dem Wege vom Willen zur Tat an der Etappe der Erwä- 
gungen und Prüfungen kleben. ‘ 


Vieles könnte. durch die Anwälte der Reichseisenbahnen ge- 
bessert werden.. Hier fehlt es allerdings häufig an der man- 
gelnden Instruktion durch die mit Geschäften verschiedenster 
Art überlasteten Verwaltungsdezernenten. Eine Besserung ver- 
spreche ich mir hier nur von der anders gearteten Verteilung 
der Streckenverwaltungsgeschäfte im Sinne einer Arbeitsver- 
teilung nach sachlichen anstatt nach örtlichen Gesichtspunkten. 


Vermag die Rechtsprechung alsdann nicht den oben bespro- 
chenen Weg zu gehen — auf die Gründe ‚kommt es dabei nicht 
an — dann bleibt nur übrig, von oberster leitender Stelle aus 
Gesetzesänderungen vorzuschlagen, die den veränderten Ver- 
hältnissen Rechnung tragen und eine Handhaburg des Gesetzes 
sichern, die seinen Aufgaben und Zielen entspricht. In ge- 
wissem Umfange ist allerdings schon heute das Reichshaft- 
pflichtgesetz dringend reformbedürftig. Ich weise in dieser Be- 
ziehung auf meine obigen Darlegungen hin, die im folgenden 
noch ergänzt werden sollen. i 


Der schädigende Anlaß verpflichtet den Eisenbahnfiskus zum 
Ersatz des Schadens nach 8$ 3, 3a und 7 des Gesetzes. Ist der 
Umfang der Haftung nach dem Sinne des Gesetzes kein so weit- 
gehender, wie er in $S 843 und 844 BGB. normiert ist, so lehrt 
die Erfahrung, daß der Umfang der Haftung aus dem Reichs- 
haftpflichtgesetz den Umfang der Haftpflicht nach dem BGB. 
weit hinter sich laßt: Die Kapitalkraft der Eisenbahnunterneh- 


® mungen und schließlich der Umstand, daß der Staat der Be- 


triebsunternehmer wurde, haben eine Rechtsprechung gezeitigt, 
die an der weitgehenderen Haftung nach $$ 843, 844 BGB. ge- 
messen weit über das Ziel hinausschießt. Hierher gehört nieht 
nur die von Dr. Seligsohn erwähnte Schärfe der Rechtsprechung 
in der Beurteilung des Mitverschuldens des Geschädigten, son- 
dern der ganze Komplex der Rentenzuweisung. Ich habe wohl 


eingangs auf den auch sozialen Charakter des Reichshaftpflicht-. 


gesetzes hingewiesen und scheue keineswegs die Konsequenzen. 
Soziale Maßnahmen haben aber auch eine Kehrseite. Sozial 
ist eine Maßnahme nur dann, wenn sie zugunsten eines wirt- 
schaftlich Schwachen wirkt, ohne der Gesamtheit, der der Ein- 
zelne zugehört, einen im Verhältnis zur Wirkung zugunsten 
des Einzelnen übermäßig große Nachteile aufzubürden. Die von 
Getöteten wirtschaftlich Abhängigen und der Verletzte mit 
seiner Familie sind gewiß übel daran. Ihnen im Verhältnis zur 
Erwerbsfähigkeit des Getöteten oder Verletzten zu helfen, ist 
nicht nur soziale, sondern auch Rechtspflicht. Daß ihnen in 
diesem Rahmen die Sorge ums Dasein genommen wird, leuchtet 


"möchte indes nicht falsch verstanden werden. 


ohne weiteres ein. Daß aber Abfindungssummen oder Renten 
gezahlt werden, die ein gewohntes luxuriöses Leben gestatten, 
oder gar bereits vorhandenen Reichtum stärken, erscheint in dem 
oben entwickelten Sinne unsozial und ungere:htfertigt. Ich 
j Gewiß sollen 
solche Leute oder deren Hinterbliebene ents:hädigt werden. 
Nur erscheint es zweckmäßig, den Umfang der Haftpflicht nach 
Maßgabe der Einkommens- und Vermögensverhältnisse des Er- 
satzberechtigten auf ein beiderseitigen Interessen entsprechen- 
des, d. h. der Billigkeit entsprechendes Maß zu beschränken. Eine 
solche Maßnahme, die natürlich eine gesetzliche Grundlage 
haben müßte, vermöchte zugleich für sogenannte Rentenkranke 


eine Art Heilbehandlung darstellen. 


Die Einbeziehung zukünftiger Erwerbsmöglichkeiten bei der 
Berechnung der Schadenshöhe erscheint auch vielfach zu weit- 
gehend. Oft werden die Grundlagen späterer erweiterter Er- 
werbsfähigkeit. als vorliegend angenommen, ohne daß der Weg 
mit seinen Sorgen, Klippen und Gefahren verfolgt wird, der zu 
jener größeren Erwerbsfähigkeit führen muß. Die Psychologie 
des im Eisenbahnbetriebe Verletzten ist ein Studium für sich. 
Nirgends liegt mehr Tragik und Komik nebeneinander, als ge- 
rade hier. Verletzte wähnen sich vielfach als Titanen der 
Arbeit und glauben schließlich daran. Hier gilt es, den sozialen 
Gesichtspunkt mit dem rechtlichen zu einer einheitlichen Lösung 
im Wege der Rechtsprechung zu verschmelzen. 

Noch weit ungünstiger liegen die Verhältnisse auf dem Gebiete 
der Entschädigungspflicht für Verlust, Beschädigung oder Min- 
derung zum Eisenbahntransport aufgegebener Güter, einvrlei, 
ob es sich um Fracht- und Eilgut, beschleunigtes Eilgut, Tiere, 
Expreßgut oder Gepäck handelt. Die Zahl der vom Fachmann 
als Fehlsprüche erkannten Entscheidungen ist Legion. Die Un- 
kenntnis des Richters und Anwaltes über-die Abwicklung des 
Gütertransportvertrages spielt hier eine noch viel größere Rolle. 
Was beispielsweise auf diesem Gebiete der Eisenbahn als man- 
gelnde Sorgfalt ausgelegt wird, hält vielfach selbst einer milden 
Kritik nicht stand. Die Beseitigung der Mängel würde der Auf- 
rechterhaltung des’ Betriebes widerstreben oder einen Kostenauf- 
wand an Menschen und Material bedingen, der das augenblick- 
liche Milliardendefizit vervielfachen müßte. Auf diesem Gebiete 
vermöchte allerdings eine den gänzlich veränderten Verhält- 
nissen Rechnung tragende Rechtsprechung schon erheb- 
liche Erleichterung zu -schaffen. Und es muß anerkannt 
werden, daß neuerdings einige Obergerichte — z.B. hinsichtlich 
der Auslegung des $ 86 der EVO. — diesen Weg gehen. Trotz 
dem bleibt der Reichseisenbahnverwaltung bezüglich der Umge- 
staltung der EVO. viel zu tun übrig. Die EVO. ist kein syste- 
matisch und sachlich wohlgeordnetes Gesetzbuch, wie wir es 
sonst in Deutschland gewohnt sind. Es enthält viel. Über- 
flüssiges und entbehrt andererseits der klaren Vorschrift, wo 
man sie wünscht. In manchen Stücken ist es veraltet. So- 
weit eine Änderung der EVO. Änderungen des HGB. erfordert, 
muß diese angestrebt werden. Die Aufgabe der Umgestaltung 
der EVO. und der entsprechenden Bestimmungen des HGB. ist 
nicht einfach. Die Umwandlung der Staatsbahnen: in Reichs- 
bahnen sollte aber dazu führen, dem neuen Kinde ein modernes 
Kleidungsstück zu schenken, das es mit Anstand tragen kann. 


Der Studienkursus für die neuernannten Dezernenten des Unterrichts- und Bildungswesens 
und der psycho-technischen Angelegenheiten. 
„Von Eisenbahnoberinspektor Josef Popper, Berlin. 


Der Kursus fand vom 5. bis 8. Oktober in Berlin und vom 
18. bis 22. Oktober in Tutzing (Oberbayern) statt. Die hierbei 
gehaltenen Vorträge sind an früherer Stelle bereits bekannt- 
gegeben (vgl. Nr. 41, S. 763 und Nr. 42, S. 780 d. Ztg.). Daß 
es sich bei dem Kurse um eine eisenbahnschultechnisch wie 
‚volkswirtschaftlich äußerst bedeutsame Veranstaltung handelte, 
bewies allein schon der Umstand, daß der Herr Reichsverkehrs- 
mimister die Eröffnung persönlich vornahm. Nach kurzer Be- 
grüßung durch den Herrn Präsidenten ‚Jacobs der Eisenbahn- 
direktion Berlin-Osten und den Sachreferenten des Ministeriums, 
Herrn Geheimen Baurat Dr.-Ing. Schwarze, nahm Seine Exzellenz 
das Wort zu folgenden Ausführungen: 

Meine sehr verehrten Herren! 

Ich danke zunächst dem Herrn Präsidenten der Eisen- 
 bahndirektion Berlin-Osten für seine freundlichen Be- 
grüßungsworte. 

Wie die Herren aus meiner Anwesenheit ersehen wollen, 
lege ich der Aufgabe, die Sie erwartet, ganz besonderen 
Wert bei, weshalb ich nicht verfehlen möchte, Sie hier 
auch mit meiner Auffassung bekanntzumachen. 'Die- Auf- 

„gaben der Reiehsbahn nach Krieg und Revolution, also in 

einer Zeit größter Unsicherheit auf wirtschaftlichem Gebiete, 


N 


wo es sich noch nicht erkennen läßt, ob die deutsche Volks- 
wirtschaft in stetigem Aufstiege bleiben wird, sind ganz 
gewaltig und dürfen am wenigsten von uns selbst unter- 
schätzt werden. 


In der Öffentlichkeit ist, wie Sie alle wissen, ein heftiger 
- Streit darüber im Gange, was aus unseren Eisenbahnen, die 
einst so Glänzendes leisteten, angesichts ihrer schlechten 
finanziellen Eage werden soll. Es ist daher bei allen unseren 
Bestrebungen — das Ihnen zukommende Gebiet nicht ausge- 
schlossen — dringend nötig, als Endziel nicht allein die 
Bewältigung des Verkehrs, sondern "auch die Beseitigung 
des Defizits stets im Auge zu "behalten. Dazu gehört in 
erster Linie Freiheit der geistigen Betätigung, 
Initiative beijiedemeinzelnen undein Sich- 
freimachen von veralteten Formen, büro- 
kratischen Methoden und Gewohnheiten. 
Mein ganzes Streben geht dahin, diese geistige Freiheit zu 
fördern. Ich möchte jedem ins Gewissen reden: „Auch du 
mußt dazu beitragen, daß wir aus unserem Defizit heraus- 
kommen!“ Gelingt dies nämlich nicht, dann, meine Herren, 
kommt es eben zum Bankerott des Staatsbetriebes. Da es 
aber keineswegs meine Absicht ist, die Reichsbahn dem 


le 
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Bankerott entgegenzuführen, wende ich mich an Sie mit der 
Bitte, zu. unserem wirtschaftlichen Aufstiege ebenfalls bei- 
zutragen, indem Sie die Leistungen des Personals im ein- 
zelnen wie in. der Gesamtheit dureh möglichst beste Aus- 
bildung zu heben suchen; nicht etwa, um 
überhebliche Ideen beizubringen, sondern seine vollkommene 
Berufsbildung sicherzustellen. 

Bemerkenswert ist mir der Ausspruch eines unserer be- 
deutendsten Industriellen, mit dem ich kürzlich sprach: Er 
sagte mir: „Sie müssen Ihr Personal als Vorbild und Muster 
für die ganze deutsche Industrie erziehen!“ Ich habe mir 
diese Worte sehr zu Herzen genommen. Sie weisen uns den 
Weg, um den Staatshetrieb vor den Angriffen zu schützen, 
denen‘ er zurzeit ausgesetzt ist. A 

Ihre Aufgabe, meine Herren, wird sich schon aus dem 
Grunde besonders schwierig gestalten, weil es mit manchem 
zu brechen gilt, was bisher war. Ich hatte in dieser Hinsicht 
kürzlich Gelegenheit, einer Prüfung beizuwohnen und mich 
dabei von dem Ergebnis des vielfach ‘noch vorhandenen 
Unterrichtsverfahrens zu überzeugen. Es handelte sich um 
eine kleine Sache, doch war sie immerhin ein Symptom, und 
den Verlauf konnte man kaum anders als katastrophal be- 
zeichnen, mochte man sich den Prüfling oder. Prüfenden 
besehen. -Was soll man zu einem Unterrichte sagen, der sich 
auf ein bloßes Vorlesen der Vorschriften beschränkt, unmög- 
liche Fragen stellt, aller Liebe zur Sache und jeder geistigen 
Freiheit entbehrt? Versuchen Sie daher die Lehrlinge, 
Arbeiter und Beamten heraufzubilden, und erklären Sie ihnen 


neben (der Vermittlung beruflichen Wissens insbesondere 
auch die Zusammenhänge des Eisenbahnwesens mit den 


finanziellen und volkswirtschaftlichen Fragen! Sie stellen 
damit unser ganzes Unterrichtswesen auf einen neuen Grund 
und Boden, während Sie mit dem bloß schematischen Unter- 
richt den Leuten Steine statt Brot geben würden. 

Es hat sich als notwendig erwiesen, für die vielen und 
schwierigen Aufgaben des Bildungs- und Unterrichtswesens 
selbständige Dezernate zu schaffen, die sieh planmäßig und 
sachverständig mit der Ausbildung des Personals nach den 
von mir dargelegten Gesichtspunkten zu befassen haben, 
und deren Tätigkeit sich daher sehr verdienstvoll zestalten 
kann. Ihre besondere Befriedigung werden die Herren 
Dezernenten nicht nur in der eigenen Betätigung, sondern 
auch vor allem darin finden, das Personal mehr und mehr 
in seinen Leistungen gefördert zu sehen. 

Zum Schluß möchte ich Ihnen allen hohe Anregursen aus 
den jetzt beeinn-nden Kursen wünschen! 

Als Gäste waren erschienen die Herren Staatssekretäre Boden- 
stein und Kumbier, Regierungsrat Brunner und Nußer von der 
Zweigstelle Bayern, Professor Dr. Aumund vom preußischen 
Ministerium für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung, Mini- 
sterialdirektor von Seefeld vom preußischen Ministerium für 
Handel und Gewerbe, Direktor Dr.-Ing. Lasche als Vertreter 
des technisch-wissenschaftlichen Vortragswesens des Vereins 
deutscher Ingenieure und eine größere Zahl Ministerialdirek- 
toren, Direktionspräsidenten und Referenten, außerdem Ver- 
treter der Beamten- und Arbeiterschaft und der Presse, 

Nach der Rede des Herrn Ministers "beglückwünschte Mini- 
sterialdirektor von Seefeld die Eisenbahnverwaltung zu dem 
wichtigen Tage, der in der Entwicklung des Bildungswesens 
eine Epoche einleite, und gab der Hoffnung Ausdruck, es möge 
sich zwischen seinem und dem Reichsverkehrsministerium die 


bisher bestandene freundliche Fühlungnahme auch künftig fort- ; 


setzen, wobei beide Teile die Gebenden und Nehmenden sein 
wirden. 

Herr Professor Dr. Aumund wies auf eine Reihe bedeutungs- 
voller Aufgaben hin, zu deren glücklicher Lösung die Zusammen- 
arbeit der Eisenbahnverwaltung mit der Technischen Hochschule 
besonders wünschenswert erscheine, und Herr Dr. Lasche ver- 
band mit seinem Glückwunsch für den ersprießlichen Verlauf 
des Kurses eine Schilderung der Absichten und Ziele des tech- 
nisch-wissenschaftlichen Vortragswesens. 


dem Menschen 


Im ersten Teile- des 'Studienkurses wurde den Teilnehmern 
auch der von der Eisenbahnverwaltung neubeschaffte „Unter- 
richtswagen“ vorgeführt, nach ‘dessen Muster die Zweigstelle 
Bayern soeben einen zweiten Wagen anfertigen läßt, den sie 
auf der im kommenden Jahre stattfindenden Münchener Ge- 
werbeschau auszustellen beabsichtigt- Über Zweck und Ein- 
richtung dieses Wagens wird in einer der folgenden Nummern 
eingehender zu sprechen sein. SDR 

Der Fortsetzung des Kurses in Tutzing schickte der Leiter 
der Zweigstelle Bayern, Herr Staatssekretär von Frank, folgende 
wredanken voraus: 

Man sagt: „Wissen ist Macht!“ Dieser: ideale Satz hat ge- 
golten, bis der Friede von Versailles ihn zur Unwahrheit machte. 
Denn obgleich unser Vaterland die Feinde an Durchschnitts- 
bildung übertrifft, sind wir arm und machtlos geworden, und 
unser Wort gilt nichts mehr im Rate der Völker. Erschauernd 
über die Friedensbedingungen und über die Sklavenketten, die 


sie uns anlegten, haben wir einen einzigen Ausblick auf Rettung. 


nur noch in der Organisation der Arbeit... Diese zu pflegen, 
muß auch die Eisenbahnverwaltung mehr als bisher bestrebt 
sein. 

Es wäre ein schwerer Fehler, wollten wir nur vom äußeren 
Besitz unserer Arbeitskraft sprechemr und dabei ‘den. Wert der 
Seelenbildung übersehen. 
des Arbeitsprozesses verleiht der Arbeit kul- 
turellen Wert. "Möge es Ihnen gelingen, meine 


Herren, diesen: Geist.auf die Menge zu uber, 


tragen! = 

Ich beglückwünscke Sie zu Ihrer künftisen Tätigkeit. Ich 
kann mir nichts Schöneres denken, als sein Wissen anderen 
zu vermitteln. Man gewinnt dadurch Vertrauen und Autorität, 
die beide für unsere heutige Zeit dringend nötig sind. Denn 
der Mangel an Vertrauen und Autorität ist der Eiswind, der an 
den Grundmauern des gesellschaftlichen Lebens rüttelt, so daß 
die Eckpfeiler unseres Gesellschaftsbaues wanken und es höchste 
Zeit ist, helfend einzugreifen, ‚ehe sie stürzen. ’ 

Schwer ist die Aufgabe, die Ihrer harrt; aber gerade in der 
Schwierigkeit lag von jeher die Lockung für den rechten Mann. 
Mit dem Ausdruck sicherer Erwartung, daß die neuen Dezer- 
nenten die dienstlich gestellte Aufgabe, mit der sie zu den Mit- 
arbeitern an dem Problem der Höherführung des Menschentums 
zählen, nieht als Last, sondern als Lust empfinden möchten, und 
mit dem Wunsche, daß die an den Kursus geknüpften Erwar- 
tungen in Erfüllung gehen, schloß der Herr Staatssekretär seine 
Ausführungen. : ® 

In Tutzing hatten sich als Gäste eingefunden:. Ministerial- 
direktor Dr. Schmitt 'als Vertreter des bayerischen Ministeriums 
für Handel, Industrie und Gewerbe und Ministerialrat Hetzner 
als Vertreter des bayerischen Ministeriums für Unterricht und 
Kultus. Beide stellten ein Zusammenarbeiten mit der Eisen- 
bahnverwaltung auf dem Gebiete des Bildungswesens bereit- 
willig in Aussicht. Ferner waren als Gäste zugegen der Präsi- 
dent der Eisenbahndirektion München, Dr. von Völker, der die 
Anwesenden mit herzlichen Worten begrüßte, mehrere Refe- 
renten der Zweigstelle und der Eisenbahndirektion München, 
außerdem noch der Vorsitzende des Landesverbandes der baye- 
rischen Presse. \ 

An den Kursus reihte sich die Besichtigung des Walchensee- 
werkes, über dessen Einrichtung und volkswirtschaftliche Be- 
deutung vorher Herr Ministerialrat Dr Gleichmann von der 
Zweigstelle Bayern in einem mit Lichtbildern ausgestatteten 
Vortrage wertvolle Aufklärungen gab. 

Der bayerische Verkehrsbeamtenverein hatte in "Tutzing die 
Räume seines vorbildlich eingerichteten Erholungsheims für die 
Abhaltung der Vorträge und Unterkunft und Verpflegung der 
Kursusteilnehmer zur Verfügung gestellt, und die Leitung des 
Heims war erfolgreich bemüht, ihre Gäste in jeder Hinsicht 
zufriedenzustellen. Die besonders in letzter Zeit deutlich her- 
vortretende Absicht, derartige Heime zu größeren dienstlichen 


Beratungen in - Anspruch zu nehmen, .ist nach den in Tutzing’ 


gemachten Erfahrungen wärmstens zu begrüßen. 


Die Wirtschaftlichkeit der Verkehrsdienststellen. i 


Zu dem Aufsatz des Regierungs- und Baurats Sarrazin in| gegen die Bewertung der Leistungen einer Verkehrsdienststelle 


Nr. 10 d. Ztg. erhalten wir folgende Zuschriften: 

1. Der Eisenbahnobersekretäir Schümann, Oldenburg, 
schreibt: Herr Regierungs- und Baurat Sarrazin hat eine Formel 
aufgestellt, nach der allgemein der Grad der Wirtschaftlichkeit 
eines Bahnhofs mit gemischtem Dienst berechnet. werden soll. 
Demgegenüber weist Herr Eisenbahninspektor Dr. Ritter in 
Nr. 21 mach, daß es nicht angängig ist, den Verkehrsdienst mit 
in diese Formel einzubeziehen. In knapper aber zutreffender 
Weise streift er die vielen sachlichen Gründe, die gegen einen 
solchen Versuch sprechen. Aber auch ideelle Gründe lassen sich 


nach einem bestimmten ‘Schema anführen. Ein solches würde 
dem Empfinden der Dienststellenvorsteher und des Personals 
nicht Rechnung tragen. Jener „wird nie seine Dienststelle 
richtige bewertet und dieses sich in eine Art Akkordsystem eih- 
zezwängt sehen, gegen das es sich zu wehren suchen wird. So- 
bald es sieht, daß eine gewisse Anzahl Positionen die Min- 
destleistungsgrenze bilden soll, tritt das Bestreben zutage, diese 
zu drücken. Niemals wird es aber in Zeiten hochflutenden 


Verkehrs bereit sein, die Mehrarbeit mit “eigener Kraft- zu 


leisten. 
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Wenn sich nun von dem von Herrn Sarrazin vorgeschlagenen 
Wege nicht erreichen läßt, den Grad der Wirtschaftlichkeit eine 
Verkehrsdienststelle zu bestimmen und vor allem, eine größere 
\Wirtschaftlichkeit zu erzielen, wie kommen wir dann auf den 
Bahnhöfen mit gemischtem Dienst, mit denen er sich beschäftigt, 
zu diesem Ziel? : 

Herr Oberbahnhofsvorsteher Neuhahn fordert in einem Artikel 
in- Nr, +ind.>J. der „Reichseisenbahnzeitung“ (Zeitschrift der 
Fachgewerkschaft der deutschen Eisenbahnverkehrsbeamten in 
gehobener Stellung) zur Erreichung von Höchstleistungen, die 
Amtsbefugnisse der Dienststellenvorsteher zu erweitern, ihnen 
möglichst freie Hand bei der Diensteinteilung zu geben. Auf (lie 
hochinteressanten Ausführungen sei besonders hingewiesen. 
Ohne Zweifel läßt sich auf diesem Wege viel erreichen. Doch 
gilt es noch weiter, einen wunden Punkt zu beseitigen, auf 
den ich das Augenmerk besonders richten möchte. Die Be- 
triebsbeamten, zu denen ich auch die Vorsteher der Bahnhöfe 
mit gemischtem Dienst rechnen muß, pflegen vıelfach den Be- 
triebsdienst dem. Verkehrsdienst in seiner Bedeutung voranzu- 


stellen. Letzteren betrachten sie als eine Art notwendiges 
Übel. Die Organe der Betriebsaufsicht sind auch nicht frei 


von diesem Fehler. Die Bewertung des Abfertigungsdienstes auf 
den Bahnhöfen und die Verteilung des Personals leiden darunter. 
Wir werden Betriebsposten aus mehr oder minder großer Be- 
sorgnis oft überreichlich besetzt sehen, während es in der Ab- 


.fertigung mangelt. _- 


den Dienststellenvorstehern nachgeordneten Betriebs- 
beamten folgen dem; sie wollen sich auf Dienstverrichtungen 
in ihrem Dienstzweig beschräukt sehen. Hier ist eine Änderung 
erforderlich. Der Betriebsbeamte muß 'seine Abneigung gegen 
den Abfertigungsdienst ablegen. Er muß ferner den Stand- 
punkt verlassen: „Ich mache nur in dem Zweige Dienst, für den 
ich ursprünglich bestimmt bin.“ Wenn er das tut, wird .er 
sicherlich noch manchen Augenblick Zeit finden, den Abferti- 
gungsdienst zu unterstützen, hier und da eine Lücke auszufüllen, 
ohne daß der Betrieb darunter leidet. Der Dienststellenvorsteher 
kann dann besser über sein Personal verfügen und wird 
zweifelsohne in der Lage sein, Kräfte verfügbar zu machen. Wo 


Die 


mangelnde Ausbildung diesen Bestrebungen Einhalt gebietet, 
muß unverzüglich alles daran gesetzt werden, diese zu er- 
gänzen. 


"Wenn. ich bis dahin von Betriebsbeamten zesprochen "habe, 
so hatte ich solche im Auge. die ohne weiteres befähigt sind, 
mindestens nach kurzer Anleitung. inihrem Schwesterdienstzweig 
einzuspringen. Lenken wir. unser Augenmerk aber auf das- 
jenige Personal, welches bisher nach der allgemeinen Meinung 
nicht in Frage kommen konnte. Mancher Bedıenstete ist nicht 
voll ausgenutzt; er verbringt einen Teil seiner Dienstzeit in 
Dienstbereitschaft. Sollte diese Zeit nicht auszunutzen sein? 
Ohne Zweifel! Manche Kraft’ wird sich bald für leichte, ein- 
fache Abfertigungsarbeiten dienstbar machen lassen, wird eine 
Förderung begrüßen und dankbar anerkennen, Die Ausbildung 
und‘ Fortbildung muß nur gefördert -werden. Hier muß die 
Verwaltung eingreifen. ‘Das Dienstvertragswesen, wie es in den 
Richtlinien des Reichsverk shrsministerfums treffend gekenn- 
zeichnet ist, muß unverzüglich. ins Leben treten. Die freien 
Fachschulen der Eisenbahner sind der Unterstützung der Ver- 
sie bringen das, was das  Dienstvertragswesen 
nicht bringen kann, nämlich die Förderung des Allgemeinwissens 


‘und die grundlegende Ausbildung des Fachwissens in frei- 


williger Mitarbeit, durch die die besten Erfolge erzielt 
werden - können, zum W ohle des Personals, aber nicht minder 
zum Nutzen der. Ver waltung. Darum, nochma! kurz zusammen- 
gefaßt, volle Bewertung des Verkehrsdienstes neben dem Be- 
triebsdienst. Möglichst vielseitige Verwendung des Personals 
und zu diesem Zwecke Förderung des Fortbildungswesens. 

Br Der Oberbahnmeister Zöller, Meudt, führt 

"In dem Aufsatz über die .Wirtschaftlichkeit der Bahnhöfe 
dritter und vierter Klasse mit vereinigtem Dienst in Nr. 10 d. Ztg. 
gibt Herr Regierungs- und Baurat Sarrazin an, wie auf Grund 
einer. Wirtschaftlichkeitszahl der Personalbedarf dieser Bahn- 
höfe zu ermitteln. ist. Zur Ermittelung des Personalbedarfs 
einer Dienststelle können jedoch‘ auch die gesammelten Erfah- 
rungssätze über die von einem Bediensteten zu leistenden Ar- 
beiten benutzt und hiernach der Personalbedarf berechnet wer- 
den. Leider werden die erprobten Erfahrungssätze. nicht ge- 
nügend beachtet. Die Folge davon ist, daß viele Stellen. einen 
Personalbestand aufweisen, der mit der Einführung des Acht- 
stundentages und den sonstigen, dem Personal gewährten Ve 
zünstigungen nicht in Einklang gebracht werden kann. 

Personalüberfüllungen, die dureh Übernahme vertriebener Be- 


aus: 


" diensteter aus den abgetretenen Gebieten entstanden sind, sollen 


hier. außer Betracht bleiben, wenn auch nicht unerwähnt bleiben 
darf, daß auch hier nach und nach eine wirtschaftliche Verwen- 
dung mit allen Mitteln angestrebt werden muß. 


Lei 


Die Dienstzeiten der einzelnen Bediensteten sind durch eine 
Diensteinteilung festgelegt. Die Aufstellung derselben muß unter 
allen Umständen nach dem durch die Erfahrungssätze berech- 
neten Personalbedarf erfolgen. Sie dürfen auf keinen Fall so 
aufgestellt werden, daß sie sich nach dem vorhandenen Per- 
sonalbestand richten. Sie würden dann nur für jeden Bedienste- 
ten eine Arbeitszeit festlegen. Dies würde dazu führen, daß 
die Tätigkeit der einzelnen Bediensteten immer geringer wird 
und die Leistungen. trotz des hohen Personalbestandes mehr 
und mehr sinken. 

Um eine ordnungsmäßige Berechnung des erforderlichen Per- 
sonalbedarfs zu erhalten, darf diese Arbeit nicht den einzelnen 
Dienststellen überlassen werden. Sie muß durch einen besonde- 
re: Beamten für einen größeren Dienstbereich, mindestens drei 
Betriebsämter, erfolgen. Zweckmäßig werden dıe Bezirke so ein- 
geteilt, daß sie teilweise Haupt- und teilweise Nebenbahnen um; 
fassen. Hierdurch läßt sich ein viel besserer Vergleich zwie 
schen den einzelnen Dienststellen ziehen; die einzelnen Leistun- 
gen können dann besser bewertet werden. 

«))ie Unterlagen zur Berechnung des Personalbedarfs können 
aus dem bildlichen Fahrplan für den Betriebsdienst und den 
Nachweisungen über die verkauften Fahrkarten und abgefer 


tigten Frachtbriefe usw. im Güterverkehr bei den einzelnen 
Dienststellen entnommen werden. Hier und da wird auch eine 


eingehende Vorprüfung dieser Unterlagen zweckmäßig, wenn 
nicht sogar notwendig sein. 

Bei Durchführung der Berechnung dürfte auf folgendes zu 
achten sein: Es dürfen keine Bediensteten mit Arbeiten beschäf- 
tist werden, wie der täglichen Reinigung der Dienst-, Warte- 
und Nebengebäude. Diese Arbeiten durch Weichenwärter vor- 
nehmen zu lassen, ist höchst unwirtschaftlich. Hierfür sind 
weibliche Arbeitskräfte (Scheuerfrauen) heranzuziehen und mit 
diesen ein einfacher Arbeitsvertrag abzuschließen. Weiter wäre 
zu beachten, daß die Arbeiten auch von den Bediensteten ge- 
leistet- werden, (die hierfür vorgesehen sind. Hier käme die 
Be- und Entladung der Güter aus den Zügen in Betracht. Sie 
muß, soweit nur eben möglich, durch das Zugspersonal erfolgen; 
hierfür dürfen nicht auf jeder kleinen Stelle besondere Arbeits- 
kräfte vorgesehen werden. Weiter wäre die Aufsicht bei den 
Güterzügen beim Aufenthalt auf den Stationen weitmöglichst 
dem Zugführer zu übertragen; der Fahrdienstleiter könnte für 
andere Arbeiten freigemacht werden. Das Umstellen der hand- 
bedienten. Weichen muß ausschließlich durch das Zugpersonal 
erfolgen. Die Güterzüge, hauptsächlich der Nebenbahnen, sind 
infolge der vorhandenen Neigungen derartig mit Personal besetzt, 
daß diesen unbedenklich die Weichenbedienung auf kleineren 
Bahnhöfen übertragen werden kann. Durch diese Anordnung 
würden, die Weichensteller ebenfalls für andere Arbeiten frei. 
Sie könnten mehr: zur Unterhaltung der Anlagen, die ja auf 
Nebenbahnen oft sehr vernachlässigt ist, herangezogen und an 
vielen Stellen ganz erspart werden. - Auch dürfen bei den heu- 
tigen Löhnen keine Arbeiter zu Botengängen vorgesehen wer- 
den. Bestellungen sind schriftlich und soweit wie möglich zu 
Lasten des Betreffenden zu machen. Eilige Bestellungen müssen 
durch Fernsprecher erledigt werden. Hierzu wäre es zweck- 
mäßig, einzelne Stellen an das Reichsfernsprechnetz  anzu- 
schließen. . 

Mit dem so bezeichneten Per sonalbedarf ist die Diensteintei- 
lung aufzustellen. Hierbei können die Wünsche der einzelnen 
Bediensteten weitgehend berücksichtigt werden, weil die Wirt- 
schaftlichkeit rechnerisch nachgewiesen ist. Die Leistungen 
eines jeden Bediensteten sind auf diese Weise genau festgestellt 
und auch eine gerechte Arbeitsverteilung erreicht. Auch ergibt 
dann die vorhandene Personenzahl einen wirklichen Überblick 
über die bei der Dienststelle zu leistenden Arbeiten und kann 
als Maßstab. bei Bewertung der Dienststelle benutzt werden. 

Ferner käme es bei dieser Berechnung nicht vor, daß die Be- 
setzungen vieler Dienststellen gegenüber dem Personalbedarf 
von 1913 nach Zusetzung. des Mehrbedarfs für den Achtstunden- 
tag und die sonstigen Vergünstigungen eine Personalvermehrung 
von 30—50 % aufweisen, obgleich Betrieb und Verkehr um 30 
bis-50 % gesunken sind. An vielen Stellen könnten bei einer 
Nachrrüfung nach dem Gesagten Arbeitskräfte freigemacht und 
dort, wo sie fehlen (Bahnunterhaltung) wirtschaftlich ver- 
wendet werden. Es würde eine gerechte Arbeitsverteilung durch- 
geführt, und die Eisenbahnverwaltung würde auch an vielen 
Stellen die persönlichen Ausgaben um größere Beträge vermindern 
können, da eine Neueinstellung von Arbeitskräften, die bei eini- 
zen Stellen unter den jetzigen Verhältnissen baldigst erfolgen 
muß und teilweise durch unfachgemäße Aufstellung der Dienst- 
einteilungen herbeigeführt worden ist, unterbleiben könnte. 

Die trostlose Finanzlage der Eisenbahnverwaltung sowie die 
steigenden Geldbedürfnisse des Staates bedingen, daß jede 
Quelle, die auf eine Ersparung hinzeigt, aufgesucht werden 
muß. So dürfte auch hier eine eingehende Prüfung am 
Platze sein. ’ 
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Alkohol und Farbensinnprüfung. 
Von Eisenbahn-Inspektor Hans Schöning, Schwerin i. Meckl. 


In seinem Aufsatze über Farbensinnprüfung in Nr. 34 und 35 
dieser Zeitung schildert Oberregierungsrat Pfeiffer in Erfurt 
zunächst die verschiedenen Prüfungsmethoden und weist nach, 
wie außerordentlich schwierig es sei, völlig einwandfrei die ver- 
schiedenen Grade der Farbenuntüchtigkeit festzustellen. Für 
das. neu einzustellende Personal verlangt er also die denkbar 
schärfste Prüfung des Farbensinns. Bei Aufstellung seiner 
Forderungen hat aber Herr Pfeiffer nicht alle Möglichkeiten der 
Beeinflussung des Farbensinns in Betracht gezogen, so daß hier 
zur Ergänzung noch auf einen wichtigen Punkt aufmerksam ge- 
macht werden soll. Es ist weiten Kreisen bekannt, daß der Al- 
koholgenuß ie nach den genossenen Mengen mehr oder weniger 
Ermüdung, Erschlaffung, Nervosität und. körperliche und _ gei- 
stige Unfähigkeit hervorruft, und dadurch den besten Farben- 
kenner infolge Lähmung der Sehnerven vorübergehend hindert, 
genau zu sehen. Aber auch das Farbenunterscheidungsver- 
mögen für rote und grüne Farben trübt der Alkohol. Ich er- 
innere in dieser Beziehung daran, daß früher, in Nr. 85, S. 718, 
Jahrg. 1917 d. Ztg,, besprochene Untersuchungen im pharmako- 
logischen Institut der Universität Greifswald (Arch. £. d. ge. 
Physik, Bd. 155, S. 127) zu folgenden Ergebnissen geführt 
haben : „Die Aufnahme alkoholischer Getränke mit einem unge- 
fähren Gehalt von 10 cem Alkohol bedingte in nahezu allen 
Fällen eine deutliche Herabsetzung des Unterscheidungsver- 
mögens für Rot und Grün. Durchwegs ist Abnahme des Unter- 
scheidungsvermögens bei Rot stärker ausgesprochen als bei 
Grün. Die stärkste Abnahme für beide Farben trat ein nach 
der Aufnahme von Bier, 

Es macht den Eindruck, als op hier neben der Alkoholwir- 
kung äuch das Hopfenbitter im Bier nachteilig auf das Unter- 
scheidungsvermögen .ingewirkt hätte, 
Wirkung der geistigen Getränke wird durch den Genuß von 
Kaffee die Unterscheidungsfähiskeit von Hell und Dunkel für 
Rot und Grün gesteigert. : 

Auch aus diesen Versuchen ergibt sich mit zwingender Deut- 
lichkeit die große Gefahr, die die Aufnahme selbst scheinbar 
geringfügiger Mengen alkoholischer Getränke für diejenigen 
Berufe mit sich bringen kann, bei denen von der Fähigkeit auch 
unter ungünstigen äußeren Bedingungen die Farben Rot und 
Grün scharf erkennen zu können, die Sicherheit von ,„Men- 
schenleben und materiellen Werten“ abhängig ist. 

An dieser wissenschaftlichen Feststellung kann man nicht 
stillschweigend vorübergehen, wenn man die brauchbarsten Me- 
thoden zur Prüfung des Farbensinns beleuchtet. Zweifellos 


führt schon gerinsfügiger Alkoholgenuß (denn 10 ccm sind ent-. 


halten in % Liter leichten Bieres, t/ı Liter Weins, !/» Liter 
Cognac, "/ıo Liter Sekt) Farbenanomalie bei einer erheblichen 
Anzahl von Personen herbei. Man muß also bei der Prüfung 
des Farbensinns mit diesem Umstande rechnen, und darum gehen 
die Vorschläge und Forderungen des Oberregierungsrats Pfeiffer 
nıcht weit: genug. j 

Wenn auch durch eine große deutsche alkoholgegnerische Or- 


Nachrichten. 


Vereinsgebiet. 


Deutschland. 


— Weitere 50prozentige Erhöhung der Eisenbahntarife. Im 
Ordentlichen Haushalt der Reichseisenbahnen für 1921 war der 
Fehlbetrag auf 6,6 Milliarden berechnet. Inzwischen hatten sich 
die Ausgaben infolge der Gehaltserhöhungen im August und 
Oktober infolge der starken Steigerung der Materialpreise um 
10,5 Milliarden erhöht. Diesen Mehrausgaben stehen Mehrein- 
nahmen in Höhe von 2,7 Milliarden aus der Erhöhung der Güter- 
tarife zum 1. November und der zum 1. Dezember bevorstehenden 
Erhöhung der Personentarife gegenüber. Der voraussichtliche 
Fehlbetrag würde sich damit um 7,8 Milliarden oder von 6,5 
auf 14,3 Milliarden erhöhen. Der Reichsverkehrsminister hat 
demgegenüber eine weitere Tariferhöhung im Güter- und Per- 
sonenverkehr um ie 50 % in Aussicht nehmen miüssen® Es ist 
dabei beabsichtigt, hinsichtlich der Gütertarife eineorga- 
nische Durchbildung vorzunehmen, wobei eine weitere 
Staffelung der Tarife zugunsten der für den Bezug ihrer -Be- 
darfsartikel und den Absatz ihrer Erzeugnisse ungünstig ge- 
legenen Gegenden, namentlich Ostpreußen, vorgesehen ist, Die 
Vorschläge für diese Umbildung der Gütertarife werden dem 


Im. Gegensatz zu der 


ganisation der Reichsverkehrsminister in einem besonderen 
Vortrage auf die . 
Feststellungen mit den- sich logischerweise ergebenden Forde- 
rungen hingewiesen worden ist, so ist doch wohl in absehbarer 


. Zeit nieht damit zu rechnen, daß der Alkoholgenuß während des 
Dienstes und einige Stunden vorher (je nach seiner Wirkung 


auf die Farbenunterscheidung) den Eisenbahnbetriebsbeamten 


völlig verboten wird, und darum muß vorläufig noch bei der | 


Farbensinnprüfung die Wirkung des Alkoholgenusses in Rech- 
nung gestellt werden. 


Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


oben wiedergegebenen wissenschaftlichen 


Weil das bisher nicht geschah, darum 


war die Farbensinnprüfung bisher in vielen Fällen völlig zweck-. 


los. Denn jeder Betriebsbeamte darf heute noch nach seinem 
Belieben in mäßigen Mengen (und 10 ccm Alkohol ist eine 
mäßige Menge) vor und während des Dienstes sein Trinkbe- 
dürfnis mit berauschenden Getränken befriedigen und kann 
damit farbenuntüchtig 


malie verfallen. Er macht also die sorgfältigsten Untersuchun- 


werden, vorübergehend in Farbenano- 


gen und Nachuntersuchungen völlig illusorisch. Oder aber ein. 


farbentüchtiger Beamter, der einen Unfall herbeigeführt hat, 
soll hinterher auf seinen Farbensinn geprüft werden. Auf dem 


Gange zum Arzt oder eine Stunde länger vorher hat der Beamte | 
Gelegenheit zum Alkoholgenuß oder er will sich durch ein Glas 


Bier für die. Untersuchung Mut machen und kann dadurch bei 
der Untersuchung farbenuntüchtig sein. So kann es 


schon bei vielen zurückliegenden Fällen gewesen sein. i 


Nachdem uns die Wissenschaft durch die Greifswalder Unter- 


suchung aber von neuem die Augen geöffnet und eine Hand- 


habe gegeben hat, eine der allerwichtiesten Fehlerquellen bei 
der Farbensinnuntersuchung zu vermeiden, darf es nicht bleiben, 
wie ıes bisher gewesen ist, sou.dern der Faktor Alkohol muß bei 
jeder Farbensinnprüfung eingeschaltet werden. Darum ergeben 
sich aus dem Gesagten die folgenden Forderungen: 
1. Jede Farbensinnprüfung ist zweifach vorzunehmen und 
zwar: a 
:&) unter Zugrundelegung der Vorschläge des Öberregie- 
“  rungsrates Pfeiffer zu-einem Zeitpunkte, zu welchem der 
betreffende Beamte mindestens 24 Stunden lang nach- 
gewiesenermaßen keinen Alkohol genossen hat; 
nach Genuß bestimmter, wissenschaftlich festzustellen- 
der Alkoholmengen, um festzustellen, ob überhaupt oder 
zu welchem Zeitpunkte nach aufgenommerem Alkohol 
Farbensinnstörungen und in welchem Umfange auf- 
treten. 
3, Vom Betriebsdienst auszuschließen ist jede Person, bei der 
- nach Aufnahme. geringer Alkoholmengen Farbensinnverän- 
derungen gegenüber ‚dem normalen Zustande. auftreten. 
3. Die unter 1a und b und 2 gestellten Forderungen sind auf 
alle bereits im Dienst befindlichen Betriebsbeamten zu 
erstrecken. | - 


b) 


4. Grundsätzliche Abstinenten sind nur der Prüfung unier 


la zu unterziehen. R 


vorläufigen Reichseisenbahnrat. vorgelegt. werden. “Die : Vor- 
arbeiten sind so weit gefördert, daß die neu- durchgearbeiteten - 


Gütertarife zum 1. Februar 1%2 eingeführt wer- 
den können. Auch im Personenverkehr wird die Tarif- 
erhöhung vor diesem Zeitpunkt aus technischen Gründen nicht 
durchgeführt werden können. Die Monate Februar und März 
des 


laufenden Haushaltsjahres würden durch diese Tarif- 


erhöhung Mehreinnahmen von zwei Milliarden erwarten lassen, 


so daß noch ein Fehlbetrag von 12,3 Milliarden übrig bliebe. 
Infolgedessen sieht sich der Reichsverkehrsminister genötigt, 
für 


den Güterverkehr bereits vom 1. Dezember 1921 ab 


den Zuschlag von 50 % durch rein rechnerische 


Erhöhung der Tarife eintreten zu lassen. 


— Ausschußberatungen im. Reichswirtschaftsrat. Der Ver-. 


kehrsausschuß des Reichswirtschaftsrats beschäftigte sich er- 
neut mit der Gestaltung der Eisenbahnfinanzen. Der. Vertreter 
des Reichsverkehrsministeriums führte aus, daß durch die Ver- 


kürzung der. Arbeitszeit eine Personalvermehrung von ungefähr > 
30 % gegen den Friedensstand notwendig geworden sei. Das 
mache pro Kopf einen Rückgang der Leistung in Achskilometer 


auf etwa 77 % der Friedensleistung aus. Außerdem sei eine 
Verkehrsminderung um etwa 20% gegen den Friedensstand 


m 


eingetreten, ohne daß das Personal dementsprechend vermindert - 


werden könnte, was einen weiteren. Rückgang gegen die Frie- 
% »pro Kopf ergebe. Bis zu diesem 
Leistungen also sachlich begründet, _ 


densleistung auf etwa 62 
Grade sei der Rückgang an 


- Preiserhöhung. 


>, 


LXI. Jah 
in November 1921. vi 


die Erhöhungen. der Arbeiterzahl von 740 000 auf 1040000 da- 
durch erklärt. 


aa längerer Erörterung faßte der ‚Ausschuß folgenden Be- 
schlu 

„Der Verkehrsausschuß erkennt als notwendig an, daß neben 
den zur Zeit zur Erörterung stehenden Maßnahmen zwecks orgä- 


 nisätorischer Änderungen der deutschen Eisenbahnen sofort die 


Frage der ausreichenden Regelung, der Eisenbahntarife geprüft 
wird. Die mit dem 1. November in Kraft getretene Erhöhung 
der Tarife-um 30:% nimmt in der, Hauptsache lediglich Rück- 
sicht: auf die bis zum Herbstanfang eingetretene allgemeine 
Für die absehbare nächste Zukunft ist eine 
weitere nicht unerhebliche allgemeine Preissteigerung bestimmt 
zu erwarten. Daraus ergeben sich weitere ganz erhebliche finan- 
zielle Anforderungen an die Eisenbahrverwaltung. 

Als Richtlinie für die Prüfungen der Tariffrage stellt der 
Verkehrsausschuß den Grundsatz auf, daß seitens der Eisen- 
bahnverwaltung für die Zukunft die Anpassung der Einnahmen 
an die Selbstkostensteigerung wesentlich schneller und vollstän- 
dig durchseführt wird. 

Angesichts der tiefgreifenden Weirkung der Anpassung der 
Eisenbahntarife an die allgemeinen Preisverhältnisse auf das 
gesamte Wirtschaftsleben ist die sofortige Einberufung der zur 
Mitarbeit heranzuziehenden : Reichseisenbahnräte geboten und 


- für eine beschleunigte Arbeitsweise dieser Beiräte Sorge zu 


. statt. . 


Besitz des Privatkapitals 


tragen.“ 

Der Ausschuß beschäftierte sich russ mit einer Reihe von 
Eingaben, "und zwar zunächst denen "betreffend die Besetzung 
der Beiräte für die Reichseisenbahnen. Der Ausschuß gab der 
Reichsregierung die Anträge weiter, da infolge eines am 
20. September zu der Frage gefaßten Beschlusses eine erneute 
Stellungnahme dazu nicht angängig erschien. 

Im Unterausschuß des Verkehrsausschusses des vorläufigen 
Reichswirtschaftsrats, dessen Aufgabe die Prüfung der Organi- 
sation und der Wirtschaftlichkeit der Reichseisenbahnen. ist, 
und dem Vertreter aller’ Abteilungen des Reichswirtschaftsrates 
angehören, fand eine eingehende Aussprache über den, Zeitungs- 
nachrichten zufolge, vom Reichsverband der deutschen Industrie 
gefaßten Beschluß, die Reichseisenbahnen zu entstaatlichen, 
In dieser Aussprache wurde von allen Ausschußmitglie- 
dern einstimmig und mit größter Bestirmtheit der Standpunkt 
vertreten, daß eine Überführung der Reichseisenbahnen in den 
mit den Interessen der deutschen 


. Volkswirtschaft und des Bestandes des Deutschen Reiches für 


unvereinbar und darum für wirtschaftlich und politisch ver- 


‚hängnisvoll zu erachten sei. 


Der Bildungsausschuß. des vorläufigen Reichswirtschaftsrats 
befaßte sich mit der beruflichen Ausbildung der landwirtschaft- 
lichen Arbeiter und der an das landwirtschaftliche Unterrichts- 
wesen zu stellenden Anforderungen. 


— Über die Schlafwagen 3. Klasse hat der Verband reisender 


j Kaufleute Deutschlands auf eine Anfrage beim Reichsverkehrs- 


ministerium erfahren, daß bei der‘ versuchsweisen Enführung 
dieser Schlafwagen ledielich von der Veberlegung ausgegangen 
worden ist, dem Reisenden einen Platz zu sichern, auf dem er 
die Nacht in gestreckter Lage verbringen kann, ohne daß er 
sich dabei seiner Kleider entledigt. Die Sitzbänke werden daher 


‚nur mit losen Polstern belegt, besondere Decken und Kissen 


werden nicht gestellt’ Die Hergabe von Bettwäsche, oder das 
Mitbringen von Wäsche durch die Reisenden ist, wie das Reichs- 
verkehrsministerium bemerkt, unter ‚diesen "Voraussetzungen 
nicht erforderlich. | 


— Die Gültigkeit der Fahrkarten nach der Me Hferhöhune: Die 
zum 1. Dezeraber in Aussicht genommenen Erhöhungen der Fahr- 


. preise im Eisenbahnverkehr erfordern hinsichtlich der Gültig- 


keit der Fahrkarten besondere Bestimmungen. Für die 
Fahrkarten des Fernverkehrs wird bestimmt, daß die viertägige 
Geltungsdauer für die Zeit vom 28. bis 30, November dahin be- 
schränkt wird, daß die Reise am ersten Tage der Geltungsdsuer 
angetreten werden muß. Mit Fahrkarten für den 28. und 29. No- 
vember könuen jedoch die Reisen noch bis zum 30. November 
angetreten werden. Für den Monat Dezember werden Fahrkarten 
im Monat November nicht ausgegeben. Die Fahrscheine, 
die vom Mitteleuropäischen Reisebüro ausgestellt sind, die im 
allgemeinen eine Geltungsdauer von 60 Tagen haben, gelten, 
wenn sie im Oktober oder November gelöst sind, nur bis zum 


3. Dezember, wobei noch ausdrücklich festgesetzt ist, daß die 


Reise spätestens am 30. November angetreten sein muß. Ilin- 


. sichtlich der Stadt-, Ring- und Vorortbähnkarten ist. bestimmt 


worden, das die im voraus gelösten, zur Fahrt noch nicht be- 
nutzten Fahrkarten zu alten Preisen nur bis. zum 80. November 


‘ benutzt werden dürfen. Die nach Inkrafttreten der  Tarif- 


erhöhung noch unbenutzten Karten können gegen Erstattung des 
Fahrpreises, der für die Karten gezahlt ist, zurückgegeben wer- 
den. ‚ Zur Zurücknahme dieser Karten ist jeder Fahrkarten- 
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"bahnhof Leipzie. 


. Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung, 


schalter deı Stadt-, Ring- und Vorortbahnen ohne Rücksicht 
darauf, ob die Karten dort gelöst sind oder nicht, verpflichtet. 
Die Kücknalme erfolgt bis zum. 15. Januar k. J 


— ‚Verkehr auf dem Hauptbahnhof Leipzig. Von jeher bilden 
in: größeren Städten die Bahnhofsgebäude und -wirtschäften 
einen beliebten Schlupfwinkel für Gesindel aller Art, Die Be- 
kämpfung der damit verbundenen Mißstände stößt naturgemäß 
auf besondere Schwierigkeiten, da durchgreifende Maßnahmen 
leieht .zu einer Belästigung des allgemeinen Reiseverkehrs 
führen. Die Zustände auf dem Leipziger Hauptbahnhof haben 
schon vor längerer Zeit der Eisenbahnverwaltung Veranlassung 
gegeben, mit dem Polizeiamt der Stadt besondere Maßnahmen 
zu vereinbaren, die sich auch bisher gut bewährt haben, ohne 
den Verkehr in nennenswerter Weise zu belästigen. Da zahl- 
reiche in Leipzig eingegangene Anfragen beweisen, daß auch in 
anderen Städten Interesse für die in Leipzig getroffenen Vor- 
kehrungen besteht, sei hier auf das wichtigste aufmerksam ge- 

macht. 

Verstöße gegen die von der Eisenbahnverwaltung zur Auf- 
rechterhaltung der Ordnung erlassenen allgemeinen Anordnungen 
sind nach $ 77, 82 der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung mit 
Geldstrafe. bis zu 100 A bedroht. In zahlreichen. Fällen bieten 
diese Bestimmungen keine genügende wirksame Handhabe, um 
durchgreifend einzuschreiten. Die ausgeworfenen Geldstrafen 
sind gerade bei gewohnheitsmäßigen Verfehlungen regelmäßig 
nicht beizutreiben, Schon die Zustellung der Strafverfügung stößt 
häufig wegen Wohnungswechsels auf Schwieriekeiten, und ehe 
es dazu kommt, daß die Geldstrafe gemäß $ 28 St.-G.-B. in eine 
Haftstrafe verwandelt werden kann, ist der Beschuldigte meist 
nicht mehr zu erlangen, besonders wenn er es verstanden hat, 
durch Antrag auf gerichtliche Entscheidung die Sache genügend 
in die Länge zu ziehen. Auch $ 75 (4) B.O. bietet hier keine 
genügende Aushilfe Es galt. vielmehr, eine Möglichkeit zu 
schaffen, - in geeigneten Fällen sofort mit Haftstrafen einzu- 
schreiten, und diese Möglichkeit fand sich in der Bestimmung 
des $ 366 Ziff. 10 St.G.B. Es wurde mit dem Polizeiamt, das 
ohnehin durch seine Beamten die Ordnung im Hauptbahnhof mit 
aufrechterhalten läßt, vereinbart, eine gemeinsame Verordnung 
zu erlassen, die nachfolgenden. Wortlaut erhielt: 

„Verordnungüberden Verkehraufdem Haupt- 
Verboten ist: 

1. "Alles -müßige Auf- und Abgehen, Sitzen, 
Liegen oder Herumstehen Unbefugter in den Verkehrs- 
räumen des Hauptbahnhofes, insbesondere auch auf dem Quer- 


‚bahnsteige, in der Bahnhofswirtschaft, in den Warteräumen und 


in den Abortanlagen sowie das unbefugte Nächtigenin 
diesen Räumen; 


3. verkehrsstörender Aufenthalt vor den Zugängen 
zu den Bahnsteigen; 


3, alles ungebührliche Lärmen, Musizieren und iedes 
Karten- oder Würfelspiel im Bereiche des Hauptbahn- 
hofs einschließlich der Bahnhofswirtschaft und der Warteräume; 


4. das Feilbieten oder Ankaufen von Gegenständen 
aller. Art, insbesondere der Vertrieb von Zeitungen, 
Zigaretten, Gebäck und anderen Waren, das An- 
bietenvon Wohnräumen und Gaststätten, die Vorführung 
von Schaustellungen und das Einsammeln von Geld ohne 
besondere Erlaubnis der Eisenbahnbehörde. im gesamten Be- 
reiche des Hauptbahnhofs einschließlich der Bahnhofswirtschaft, 
der Warteräume und Eisenbahnwagen; 


5. das Wegwerfen von Papier, Obstschalen und dgl.; 


6. das Ausspucken in den Bahnhofsräumen, auf den Bahn- 
steigen, Treppen und in den Eisenbahnwagen; 


7. die Beschädigung, Verunreinigung. und das 
Beschreiben der Wände und Türen, insbesondere in 
den Abortanlagen; 


8... das: Tragen neRsenutster Hutnadeln 
Eisenbahnverkehrsräumen und Zügen; 


9, das Umherlaufenlassen von Hunden, auch in der Bahn- 
hofswirtschaft und den Warteräumen; zum Führen ist eine 
kurze Leine zu verwenden; / 

10, nach Eintritt der Polizeistunde..der Aufenthalt in 
der Bahnhofswirtschaft und den Warteräumen bis ;6.00 Uhr 
vorm. für Nichtreisende. 

Zuwiderhandlungen werden mit Geldstrafe an \ 
zu einhundert Mark oder mit Haftbiszuvierzehn 
Tagen bestraft, wenn nicht nach den allgemeinen Strafbestim- 
mungen eine höhere Strafe verwirkt ist. (Vgl. SS 77, 82 der 
S 366 Ziff. 10 des Reichs- 


in den 


strafgesetzbuches). 
Deipzig, ‚der 20. Mai’ 1920, 
Das’ Polizeiamt der Stadt Leipzig. 
isenbähn- Betriebsdirektion Leipziz ]. 
Eisenbahnbetriebsamt Leipzig 2.“ 


Sa 


« 


Zeitung des Vereins 


Nr.,46 = .804, Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 
Das Polizeiamt ist hierdurch in die Lage versetzt, die Auf- | deres Bedürfnis besteht, späterhin die neuen "Fahrkarten er- 
zegriffenen sofort mit 14 Tagen Haft zu bestrafen und gegebenen- | halten. Der Preis der neuen Karten wird auf jeden Fäll nie- 


falls für diese Zeit ins Arbeitshaus zu schicken. Hierbei wurde 
in Kauf genommen, daß die Eisenbahnverwaltung auf die ihr in 
Sachsen zustehende eigene Strafbefugnis insoweit zugunsten 
des Polizeiamts verzichten mußte, als Fälle der. Übertretung 
dieser Verordnung durch städtische Polizeibeamte zur Anzeige 
gelangen. Es ist hierbei aber auch zu berücksichtigen, daß die 
Berufsfreudigkeit der städtischen Schutzleute nur günstig. be- 
einflußt wird, wenn diese die Gewißheit haben, daß ihre An- 
zeigen von der eigenen vorgesetzten Behörde weiterbehandelt 
werden. 2 

Die Polizeiwache des 
iiber eine größere 
\Wortlautes: 

„In Ausübung unseres Hausrechtes in der Bahnhofswirtschaft 
verbieten wir Ihnen hiermit den Zutritt 
teten Räumen des Hauptbahnhofes Leipzig. Im Falle der Zu- 
widerhandlung werden wir Sie festnehmen lassen und. Straf- 
antrag wegen Hausfriedensbruches stellen.“ 

Diese Verweise sind von der Eisenbahnverwaltung unter- 
zeichnet, die Betroffenen werden in eine Liste eingetragen, nach- 


Hauptbahnhofes verfügt ferner ständig 
Anzahl von „Bahnhofsverweisen“ folgenden 


zu den bewirtschaf- 


dem ihnen gegen Quittungsleistung der vom Polizeibeamten ent-- 


sprechend ausgefüllte Verweis übergeben 
Polizeiamt liegen auch stets für eilige Fälle bereits von der 
Eisenbahnverwaltung vollzogene Strafanträge wegen Haus- 
friedensbruchs vor, so daß die Festgenommenen auf schnellstem 
Wege der Staatsanwaltschaft zugeführt werden können. 

Durch diese Maßnahmen ist bereits eine wesentliche Besserung 
der zeitweise sehr unerfreulichen Zustände erreicht worden, 
wobei nicht verkannt werden soll, daß für besondere Fälle noch 
einschneidendere Maßregeln vorgesehen werden müssen, die 
dann aber stets eine gewisse Verkehrsbelästigung bedingen. 


— Einführung des Personenverkehrs auf der Strecke Pollnow- 
Zollbrück. Am 1. Dezember d. J. wird diese im Eisenbahn- 
direktionsbezirk Stettin gelegene Bahnstrecke, für die bisher 
nur der beschränkte Wagenladungsverkehr zugelassen ist, auch 
für den beschränkten öffentlichen Personenverkehr eröffnet. 


worden ist. Dem 


— Eisenbahngüterverkehr mit Ostpreußen. Die Eisenbahn- 
verkehrsverhältnisse im -Eisenbahndirektionsbezirk Königsberg 
(vgl. Nr. 45, S. 842 d. Ztg.) haben sich gebessert. Es ist ze- 
lungen, die in Ostpreußen infolge der säumigen Abfuhr durch 
die polnische Bahn aufgestellten Züge ınit Frachten für das 
Reich, auch Kartoffeln, vollständig abzufahren. Die Eisenbahn- 
direktion Königsberg hat nunmehr zur Annahme wieder frei- 
gegeben: lebende Tiere, Lebensmittel auch Getreide und 
Mehl —, Umzugsgut, Eil- und Frachtstückgut. Da in Ostpreußen 
(lie Temperatur erheblich unter den Gefrierpunkt gesunken ist, 
dürfte beim Anhalten der Kälte mit einem: starken Rückgang 
der Kartoffelverfrachtung zu rechnen sein. 


— Neue Fahrkarten. Die Tariferhöhung, die im Personen- 
verkehr zum 1. Dezember zur Durchführung kommt, bringt im 
Berliner Verkehr eine neue Art von Fahrkarten, mit deren Aus- 
gabe bedeutende Bequemlichkeiten für den Reisenden verbunden 
sind. Es handelt sich um durchgehende Fahrkarten für solche 
Reisende, die nach Stationen jenseits der Vorortgrenze gelangen 
wollen und bis zur Vorortgrenzstation die Vorortbahn mit ihrem 
wesentlich billigeren Tarif benutzen wollen. Die Karten, die 
nicht wesentlich größer sind. als die Karten des Fernverkehrs, 
tragen die Angaben für die zu benutzende Fernstrecke auf dem 
oberen Drittel der Kärten und diejenigen für die Vorortstrecke 
auf dem übrigen Teile der Karte. Die neuen Karten, die den 
Namen Anstoßkarten führen werden, entsprechen in der Farbe 
den gewöhnlichen Fahrkarten in der Grundfarbe und tragen 
als besondere Kennzeichnung gegenüber den Vorortkarten einer- 
seits, den Karten des Fernverkehrs andererseits drei weiße 
Querstreifen auf der unteren Hälfte der Karte. Es werden Fahr- 
karten 2., 3. und 4. Klasse ausgegeben, bei den letzteren wird 
auf den Vorortstrecken die 3. Klasse benutzt, dementsprechend 
ist auch ‘die Karte auf der einen Hälfte grau, auf der anderen 
braun mit den drei weißen Querstreifen. Die Gültickeit dieser 
neuen „Anstoßkarten” ist auf vier Tage festgesetzt. Für die 
Vorortstrecke sind die auf solchen geltenden Bestimmungen, 
z. B. hinsichtlich des Überganges in die höhere Wagenklasse 
usw. maßgebend, während auf der Fernstrecke die für den Fern- 
verkehr allgemein geltenden Bestimmungen Wirksamkeit, z. B. 
hinsichtlich der. Fahrtunterbrechung, haben. Die Karten gelten 
nur als Ganzes; die durch einen Strich getrennten beiden Ab- 
schnitte etwa einzeln verwenden zu wollen, macht die Karte 
überhaupt ungültige. Die Preise entsprechen den Fahrpreisen 
der Einzelkarten für die durchfahrenen Strecken und zwar der 
Vorortstrecke und der Fernstrecke ie gesondert berechnet. Der 
Preis für die ganze Strecke ist am unteren Rande unmittelbar 
über der Nummer der Fahrkarte aufgedruckt. Die „Anstoßkarten“ 
werden zunächst für eine Reihe bestimmter Stationen ausgege- 
ben, doch können auch andere Stationen, bei denen ein beson- 


: Betriebsführung, 
bemerkbar zu machen. 3 
arbeiten an Wagen und Lokomotiven flott von statten. 


driger sein, als der Fahrpreis des Fernverkehrs. Die Benutzer 
der neuen Karten können jedoch auf den Vorortstrecken nur die 
Vorortzüge benutzen und dürfen auf dieser Strecke die Fahrt 
nicht mehr unterbrechen. 


— Über die Verkehrslage auf der deutsehen Reichsbahn im 
Monat Okteber d. J. schreibt „Der Deutsche“: Der Personenver- 
kehr flaute — wie stets nach Beendigung der Ferienzeit — all- 
mählich ab, ist aber auf den großen Durchgangsstrecken, beson- 
„ers in Westdeutschland, weiterhin recht stark. Er konnte ohne 
Schwierigkeiten abgewickelt werden. Der Übergang zum Winter- 
fahrplan brachte keine Störungen. 

Für den Güterverkehr gelten im allgemeinen noch die. in 
unserer Nr. 160 für September geschilderten Verhältnisse. Die 
Anforderungen an die - Eisenbahn sind sogar noch weiter ge- 
stiegen. Sie muß fast den gesamten Verkehr, der sich sonst bei 
besseren Wärserständen auf unseren Flüssen und Kanälen ab- 
wickelt, mitübernehmen. Dabei fällt der Umstand sehr ins Ge- 
wicht, dab ssch der Überseeverkehr in unseren Seehäfen außer- 
ordentlich entwickelt hat. Die Zollerenze am Rhein fiel endlich 
am Anfang des Monats und brachte einerseits -betriebliche Er- 
leichterungen durch Wegfall der Zollaufenthalte, der Wagen- 
anstauungen, der weiten Umwege usw., andererseits aber auch 
einen plötzlichen starken. Andrang in dem bisher verhindsrteri 
oder erschwerten Güteraustausch zwischen dem besetzten und 
dem unbes»tzten Gebiet. Die herbstlichen Unbilden des Weite:s- - 
Regen, Sturm, Nachtfröste, Nebel — beginnen ‚sich in der 
z. B. auf den großen Rangierbahnhöfen, stören] 
Erfreulicherweise gingen die ea 

in 
sewaltiges Verkehrshindernis bilden die unzureichenden Leistun-. 
sen der poluischen Bahnen in der Bedienung des Durchgangsver- 
kehrs zwischen Ostpreußen und dem übrigen Reich, worauf wir. 
schon wiederholt hinwiesen. Polen ist trotz aller erhobenen. Vor- 
stellungen nicht dahinzubringen, den starken Lebensmittelver- 
kehr von Ostpreußen her — das sind Kartoffeln, Vieh, Ge- 
treide — zu bewältigen, se dal es schwerlich gelingen wird, den 
ganzen Überfluß an Lebensmitteln aus Ostpreußen bald heraus- 


zuschaffen. Fast zwei Wochen stockte auch völlig die Kohlen- 
"abfuhr aus Oberschlesien über. Polen nach Ostpreußen. Die 


Brennstoffe müssen deshalb auf dem weiten Umwege über Stettin 
und weiter zu Schiff dorthin gefahren werden, was einesteils die 
Frachten erheblich verteuert, anderenteils die Kohlen wegen der- 
öfteren Umladung verschlechtert. 2 

Wie die. Eisenbahnverwaltung hervorhebt, habe in. den- 
Sommermonaten viele Tausende von Eisenbahnwagen unbenutzt 
gestanden. Jetzt ist die Veerkehrswelle so angewachsen, daß es: 
unmöglich ist, mit den nach dem Friedensschluß nur noch ver- 
bliebenen Eisenbahnwagen alle ankommenden Gütermengen so- 
fort zu befördern. Der Umlauf eines jeden Wagens hat sich 
unter den oben geschilderten Verhältnissen gegenüber den 
Friedenszeten verlangsamt. Die Klagen über Mangel an be- 
deckten Wagen wollen nicht verstummen. Diese Wagen 
müssen in der kurzen frostfreien Zeit, die für den Transport nur- 
verfügbar ist, zunächst für das wichtigste Volksnahrungsmittel, 
die Kartoffeln, verwendet werden. Die Zahl der im Oktober allein 
für Kartoffeln gestellten Wagen wird 145 000 übersteigen. An- 
gesichts dieser hohen Leistung war allerdings nicht zu. umgehen, 
daß an mehreren Tagen die Wagengestellung für Düngemittel, 
Getreide usw. zedrosselt werden mußte. Auch der Versand 
von Stückgut wurde zeitweise völlig eingestellt. Immerhin sind 
fast 60000 Wagen für Düngemittel und 85 000 für Getreide ge- 
stellt worden. 1 

Die Gesamtgestellung offener Wagen konnte eener 
September gesteigert werden. Die lebhafte Beschäftigung der. 
Industrie mit. Auslandsaufträgen, die rege Bautätigkeit: ver- 
stärkten: die Nachfrage nach offenen Wagen gewaltige. Die 
Rübenkampagne setzte scharf ein. Sie beansprucht allein täg- 
lich über 8000 Wagen. Diese gehen natürlich für Brennstoffe 
usw. teilweise verloren. Die Umschlagsmöglichkeit von Kohlen 
und Koks im Ruhrgebiet ging infolge Sinkens des Rheinwasser- 
ne von Tag zu Tag unter 10000 t täglich herunter (sonst 

25—300 000 t). Dies verlangsamte wegen der weiten beladenen 
Taufe die Rückkehr der Leerwagen, so daß die Wagenausfälle 
anstiegen. Das gleiche Bild ergibt sich infolge niedrigen Wassers 
der Oder im oberschlesischen Kohlengebiet... Die Haldenbestände 
erhöhen sich deshalb etwas. In den mitteldeutschen Kohlenge-. 
bieten wurden etwa die Leistungen des Vormonats erreicht. In 
Westdeutschland wurde der Versand minderwertiger Brenn- 
stoffe — wie Waschberge — verboten. Schlammkohle wird nur 
noch auf Entfernungen bis 100 km befördert... Hiermit soll die 
Wagengestellung für die besseren Kohlensorten geboben werden. 


Zur Verkehrslage im. Ruhrbezirk. Der Eisenbahnbetrieb 
im Rufrbezirk wurde in der Woche vom 30. Oktober bis 5. No- 
vember auch weiter durch den wegen des Versagens der Wasser- 


 bedeckter Wagen gestaltete sich auch weiterhin schwierig. 
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 straßen stärkeren Frachtenandrang beeinflußt. Dazu kam, daß 


überall gegen Ende vorigen Monats besonders viele Güter zur 
Beförderung aufgegeben waren, weil am 1. November die neue 
Tariferhöhung in Aussicht stand. Die Menge der- über die 
Rheinlinien zu fahrenden Güter ‘war so groß, daß in der Ab- 


nahme zeitweise eine gewisse Verzögerung eintrat, während 
sonst im allgemeinen sich der Betrieb glatt abwickelte. In der 


Gestellung von Wasen für Brennstoffe fand namentlich in der 
zweiten Hälfte der letzten Woche eine wesentliche Besserung 
statt, was in erster Linie auf die Arbeit der Eisenbahn am 
Sonntag und Allerheiligen zurückzuführen ist. Die Gestellung 
Um 
solche Wagen für Kartoffeln in erhöhtem Umfang zu gewinnen, 
mußte die Annahme anderer Güter zeitweise wesentlich einge- 
schränkt werden. Für Kohlen, Koks und Briketts wurden in der 
vergangenen Woche im arbeitstäglichen Durehschnitt einschließ- 
lich der nachträglich gestellten Wagen 23065 Wagen (zu 10 t) 
‚angefordert. Gestellt wurden im arbeitstäglichen Durchschnitt 
18603 Wagen (Höchstgestellung am 4. November 21779). Im 
gleichen Zeitraum des Vorjahres betrug die Durchschnitts- 
sestellung 19438 Wagen. Die Brennstoff-Lagerbestände auf den 
Zechen betrugen am 5. November 711146 t (634634. t). Der 
Rheinwasserstand ist in der vorigen Woche noch um einige 


- Zentimeter schlechter geworden; die letzten Tage haben aller- 


wetter eingetreten 


dings infolge der Niederschläge einen Wasserzuwachs gebracht, 
der aber kaum länger vorhalten wird, zumal inzwischen Frost- 
ist. Die Kipperleistung in den Duisburg- 
Ruhrorter Häfen betrug 9035 t (8288 t), der Umschlag in den 
Zechenhäfen der Kanäle 17896 t (19460 t). 


— Lokomotivbeförderung nach Rußland. Die von der russi- 
schen Regierung in Deutschland bestellten E-Heißdampflokomo- 


_ tiven und vierachsigen Teendern von 72 + 73 .t Leergewicht (vel. 


Nr. 40, S. 741 und 744 d. Ztge.) werden auf dem Seewege nach 
Petersburg gebracht. Nachdem die Achsen, das Führerhaus, der 
Domdeckel und der Schornstein abgenommen und vier -voll- 


- spurige Tragachsen untergesetzt worden sind, werden sie nach 


der Deutschen Werft in Hamburg befördert und dort wieder 
für russische Spurweite zusammengebaut. Mit einem 75-t-Kran 
werden die Lokomotiven und Tender in die Transportschiffe 
geschafft. Eines davon ist der ehemalige Küstenpanzer „Odin“, 
der sich auf seiner ersten Reise Ende September im Sturm vor- 
züslich bewährt hat. Da das Deck durch Ladeluken  unter- 
broehen ist, stehen die Lokomotiven querschiffs und ruhen nun 


mit den Endachsen auf Böcken, während die drei mittleren 
Achsen über den Luken schweben. Eine Nachrechnung des 


Rahmens ergab, daß er sich nicht etwa in der Mitte nach unten 
durchzubiegen sucht, sondern daß infolge der großen Lasten an 
den Lokomotivenden das größte Biegungsmoment über den End- 
achsen entsteht, während die Rahmenmitte fast spannungslos ist. 
Da bei dieser Aufstellung auf dem Schiff die Endachsen mit je 


36 i& belastet sind, wurden zur Entlastung der Tragfedern 
zwisehen Achslager und Rahmen eiserne Klötze gelegt. Auf 
diese Weise wurde die Federung ausgeschaltet, so daß die 


Lokomotiven nicht ins Wanken geraten können. In ihrer Längs-- 


richtung, also querschiffs, mußten sie wegen der Rollbewegung 
des Schiffes besonders gut verankert werden. Zunächst wurden 
an die Endachsen Radschuhe durch Schrauben angepreßt; dann 
wurden an beiden Enden mittels Stroppen je zwei Paar Spann- 
schrauben befestigt, die durch Augenringe am Panzerdeck an- 
greifen. Bei Krängungen bis zu 35”, die absichtlich durch 
Querlezen des Schiffes zum Seegang herbeigeführt waren, hat 


sich diese Art der Befestigung vollkommen bewährt... Die ur- 
sprünglich vorgesehenen wasserdichten Bezüge haben sich 


wegen des geringen Salzgehaltes der Ostsee’ und der kurzen 
Fahrtdauer von 4 bis 5 Tagen als unnötig erwiesen. 


— Personalnachrichten. Im Reichsverkehrsministerium (Kisen- 
bahnabteilungen) sind folgende Änderungen eingetreten: Der 
Ministerialrat a. D. Dr. jur. Sarter ist in den Reichsdienst 
wieder eingetreten und zum Ministerialrat, die Regierungsräte 
Dr. Sauter und Dr. v. Schlichtegroll:. sind zu Ober- 
regierungsräten ernannt. 

Beim Reichsverkehrsministerium (Zweigstelle Bayern) wur- 
den in gleicher Diensteigenschaft berufen: der Vorstand der 
Bauinspektion Kempten Regierungsrat Dr: Friedrich Karner 
und‘ der Vorstand der Bauinspektion Plattling Regierungsrat 
Franz Mader an die Eisenbahndirektion Augsburg, der. Vor- 
stand der. Bauinspektion Salzburg Regierungsrat Max" Schlä- 
gel an die Eisenbahndirektion Würzburg, ‚der Vorstand der 
Betriebs- und Bauinspektion Kaiserslautern Regierungsbaurat 
Fritz Scherer an die Eisenbahndirektion Ludwigshafen 
(Rhein), der Regierungsbaurat der Werkstätteninspektion I Neu- 
aubine Hans Bohlig an die Werkstätteninspektion III Mün- 
chen als deren Vorstand, und der Vorstand der Bauinspektion II 
Regensburg (Hochbau) Regierungsbaurat Georg Gsänger an 
die Neubauinspektion II München (Hochbau) als deren Vorstand. 


— Versetzt wurde der Oberregierungsbaurat Erwin Eberle 
in Nürnberg an die Eisenbahndirektion Regensburg. — In den 
dauernden Ruhestand wird vom 1. Januar 1922 an der Vorstand 
(ter Bahnstation Schweinfurt Hbf. Direktionsrat Johaun Brun - 
ner auf sein Ansuchen versetzt. 

Im Bereich der Eisenbahn-Generaldirektion Dresden wurden 
versetzt: der Regierungsbaurat Köhler vom Maschinenbetriebs- 
büro zum Maschinentechnischen Büro, der Regierungsbaurat 
Sorzger von der Eisenbahn-Generaldirektion zum Maschinen- 
amt Halle (Saale) als dessen Vorstand und der Regierungsrat 
Freytag von der Eisenbahn-Betriebsdirektion Zwickau nach 
Dresden. (Er bleibt bis auf weiteres zur deutschen Gesandt- 
schaft in Prag abgeordnet.) 

Dem Regierungsrat Römer bei der Eisenbahn-Generaldirek- 
tion Stuttgart ist die nachgesuchte Entlassung aus dem Reichs- 
dienst mit Ruhegehalt erteilt worden. 


—_ 


Österreich. 


— Die Eisenversorgung Österreichs. In der Eisenversorgung 
Österreichs ist in letzter Zeit eine wesentliche Änderung ein- 
getreten. Im ersten Halbjahr 1921 hatte es den’ Anschein, als 
ob sich Österreich von der Einfuhr aus der Tschechoslowakei 
nach und nach ganz unabhängiz machen könnte. Die kompensato- 
rischen Roheisenlieferungen nach der Tschechoslowakei haben 
aufgehört und die Roheisenausfuhr Österreichs ist daher erheb- 
lich zum Nutzen der verarbeitenden Industrie gesunken. Die 
Einfuhr von Roheisen und Halbfabrikaten ist im ersten Halbh- 
Jahr 1921 dagegen erheblich gestiegen, indem hauptsächlich große 
Mengen von Gießereiroheisen usw. aus Deutschland bezogen 
wurden. In Zahlen ausgedrückt, stellte sich der Verkehr wie 
folgt: Die Einfuhr von Roheisen betrug im ersten Halbjahr 
1921 46 000 t und hat gegenüber der gleichen Zeit von 1920 um 
rund 36 000 t zugenommen. Sogar die Einfuhrmenge für 1920 
(36 175 t) wurde im ersten Halbjahr 1921 bereits überschritten: 
An Halbfabrikaten hat Österreich im ersten Halbjahr 1921 aus 
dem Ausland 80 800 t bezogen, um 69500 t mehr als im ersten 
Halbjahr 1920 und um 40828 t mehr als im ganzen Jahre 1920. 
Die Ausfuhr an Roheisen hat dagegen im ersten Halbjahr 1921 
nur 32870 t betragen (gegen 75812 t im ganzen Jahre 1920); 
an Halbfabrikaten wurden 22340 t ausgeführt (gegen 41875 t 
im Jahre 1920). In der letzten Zeit hat sich die Lage völlig 
geändert. Die deutschösterreichischen . Eisenwerke erstellen 
Lieferfristen bis zu vier Monaten und die Händler sind aus- 
verkauft. Nicht nur die verarbeitenden Industrien, sondern 
auch die Spekulation hat vielfach Angstkäufe in Eisen getätigt, 
so daß derzeit Knappheit au Material besteht. Von deutschen 
Angeboten ist nichts zu merken, da die deutschen Eisenwerke 
mit Bestellungen überhäuft sind. Die.Lieferungen aus Steier- 
mark verzögern sich aus betriebstechnischen Gründen. Den Ver- 
brauchern erübrigt unter diesen Umständen nichts anderes, als 
wieder tschechisches Material zu beziehen, das sofort lieferbar 
ist. Infolge der vermehrten Nachfrage haben die tschechischen 
Eisenwerke auch . bereits den Preis für Gießereiroheisen auf 
240 tschechoslowakische Kronen für den Meterzentner erhöht. 


— Dritte Industriekonferenz (vgl. Nr. 42, S. 782 d. Zte.). Die 
Unterausschüsse, die mit der Beratung der Einzelheiten 
des von der dritten Industriekonferenz aufgestellten Plans für 
die Vergebung öffentlicher Arbeiten und Lieferungen und die 
Beschaffung von Beschäftigungsmöglichkeiten betraut wurden, 
haben ihre Tätiekeit sofort aufgenommen. Die Verwaltung der 
Bundesbahnen will in ihren Werkstätten durch Verstärkung der 
einfachen Arbeitsschicht, vielleicht auch durch Einlegung von 
Doppelschichten in einzelnen Werkstättenabteilungen, rund 600 
arbeitslose Metallarbeiter für die Dauer des Bedarfes einstellen. 
Nach Sicherstellung der ‚erforderlichen Zahl von Kessel- 
schmieden und Tischlern könnten dann noch weitere rund 400 
Arbeitslose in den Bundesbahnwerkstätten für einige Zeit Be- 
schäftigung finden. Für die Vergebung von Arbeiten am Ober- 
und Unterbau der Bundesbahnen und die Ausgestaltung der 
Eisenbahnsicherungsanlagen ‚sowie für die Ausführung von Woh- 
nungsbauten hat das Bundesministerium für Verkehrswesen 
einen umfangreichen Plan ausgearbeitet, der nach Sicherstellung 
der zu dessen vollständiger Durchführung noch erforderlichen 
Kreditmittel in vollem Umfange verwirklicht werden soll und 
eine Belebung der in Betracht kommenden Industriezweige er- 
hoffen läßt. Die Verwaltung der staatlichen Kraftfahrbetriebe 
nimmt — die Zustimmung des Bundesministeriums/ für Finanzen 
vorausgesetzt — im Interesse einer sparsameren Betriebsfüh- 
rung die Erneuerung des Wagenparkes nach einheitlichen Typen 
in Aussicht. Wegen Verbesserung des Straßenzustandes — einer 
Vorbedingung für die Hebung des Kraftfahrwesens und die Aus- 
dehnung der staatlichen Kraftfahrlinien und‘ wegen In- 
angriffnahme der zu diesem Zweck erforderlichen Straßenher- 


Nr. 46 — 


stellungsarbeiten, bei denen eine große Zahl Beschäftigungs- 
loser Verwendung finden könnte, werden die Verhandlungen mit 
den maßgebenden Stellen unverzüglich aufgenommen werden. 


Auch die Heranziehung Arbeitsloser zur Bau- und Siedlungs- 


tätigkeit bildete’ unter Zuziehung von Vertretern des Metall- 
arbeiterverbandes den Gegenstand eingehender Erörterung. Hin- 
sichtlich der Vergebung von Lieferungen und Arbeiten auf dem 
Gebiete. des staatlichen Fernsprechwesens sind die Beratungen 
noch nicht abgeschlossen. 


— Verband der Elektrizitätswerke. In der Zeit vom 16. bis 


19. Oktober hat in Salzburg die 18. Hauptversammlung des 
Verbandes der Elektrizitätswerke stattgefunden, auf der 
{9 österreichische Elektrizitätswerke durch 66 Abgeordnete ver- 
treten waren. Nach der Begrüßung der Erschienenen gab der 
Vorsitzende einen kurzen Rückblick über die bisherige Tätigkeit 
es Verbandes während seines 18jährisen Bestandes. Hierauf 
fand die Eröffnung der vom Verbande im. Karabinersaale der 
ehemaligen Residenz veranstalteten, reich 'beschickten Aus- 
stellung statt. In Fortsetzung der Hauptversammlung erstattete 
der Vorsitzende, Direktor Karel, den Rechenschaftsbericht 
des Vorstandes, dem zu entnehmen ist, daß im abgelaufenen Ge- 
schäftsjahre (bis zum 16. Oktober 1921) dem Verbande 40 Mit- 
slieder beigetreten, während nur 4 Austritte zu verzeichnen 
sind, sohin der Verband gegenwärtig 168 ordentliche und 4 außer- 
ordentliche, zusammen 172 Mitglieder zählt. Ausführlich wurden 
in dem Rechenschaftsberichte u. a. die Verhandlungen mit dem 
Bundesministerium für Verkehrswesen bzw. der Telegraphen- 
sektion, betreffend die Erreichung von Erleichterungen bei den 
Vorschriften für die Kreuzungen von Starkstromfreileitungen 
mit Bahnen und Schwachstromleitungen, hervorgehoben und 
darauf verwiesen, daß die Veröffentlichung dieser Vorschriften 
in der kürzesten Zeit erfolgen wird. 


Tschecho-slowakisches Gebiet. 


— Aufhebung der Kundmachung betreffend die Übernahme 
der Wettbewerbsfrachtsätze. Bekanntlich haben die tschecho- 
slowakischen Eisenbahnen die sich aus dem Wege über Deutsch- 
land ergebenden billigeren Frachtsätze auf die tschechoslowa- 
kischen Strecken übernommen, wenn es sich um den Verkehr 
zwischen tschechoslowakischen Stationen gehandelt hat. Mit 
Gültigkeit vom 14. November. 1921 wird diese Bestimmung auf- 
zehoben,.so daß nunmehr etwaige sich über die deutschen Linien 
ergebenden Frachtsätze auf die tschechoslowakischen Strecken 
nicht übernommen werden. Will der Absender den über Deutsch- 
land sich ergebenden billigeren Frachtsatz erreichen, so muß er 
einen internationalen Frachtbrief verwenden und in diesem die 
deutschen Grenzstationen, über welche die Fracht zu berechnen 
ist, vorschreiben. Bei regelmäßig wiederkehrenden Transporten 
empfiehlt ıes sich, bei den betreffenden Bahnverwaltungen darum 
anzusuchen, daß die über die deutsche Strecke sich ergebende 
billigere Fracht in der betreffenden Verkehrsverbindung ver- 
öffentliceht werde, da dann die Sendung dem inländischen Wege 
erhalten bleibt. 


— Einführung von Transportbescheinigungen für 
Lebensmittel nach den Grenzbezirken. 


r gewisse 
Durch die Verordnung 


der Regierung der tschechoslowakischen Republik vom 13. Okto-- 


ber 1921 wurde Transportscheinzwang für’ Sendungen von 
Schlachtvieh einschließlich Schlachtpferden, Fleisch, Fleisch- 
erzeugnissen, Geflügel, Butter und Eiern in die Grenzbezirke in 
Böhmen, Schlesien, Slowakei und Karpathorußland eingeführt. 
Die Transportbescheinisungen werden von den politischen Be- 
zirksbehörden, in der Slowakei von den administrativen Obrig- 
keiten I. Instanz (des Bestimmungsortes im Grenzgebiete) aus- 
gestellt. 
Geltungsdauer 
und Empfänger der Ware sowie der Bestimmungsort bzw. Be- 
stimmungsstation anzuführen. Die vorstehenden Bestimmun- 
sen finden unter anderem keine Anwendung auf Sendungen der 
Militärverwaltung, an staatliche oder autonome Behörden, an 
öffentliche Wohltätiekeitsanstalten, an Wirtschaftsräte oder 
(sewerbegenossenschaften, die mit ‘einer behördlichen Bewilli- 
gung. zur Ausfuhr über die Staatsgrenzen ‚gedeckt sind, auf 
Postsendungen bis zu 5 kg und auf "Fleischerzeugnisse auslän- 
dischen Ursprungs, wenn sich die Sendung in der Original- 
verpackung befindet: 


\ Ungarn. 


— Schmalspurbahn zwischen Dombövär und Szekszärd. Eine 
hauvtstädtische Unternehmung beabsichtigt zwischen Dombövär 
und Szekszärd eine schmalspurige Eisenbahn zu bauen. Die 
Länge dieser Bahn beträgt 53,4 km. Mit den Bauarbeiten wird 
voraussichtlich schon im Frühling begonnen werden.’ 


866 — 


| Tschechien, Österreich und Deutschland beteiligt. 


In der Transportbescheinigung ist kalendermäßig die. 
(längstens 14 Tage), ferner Gattung, Menge - 
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De Eiscnbahnverwaltungen, 


— Die Ungarische Kisenbahn Verkehrs Al Fr heran) EN 
bahnwagen während des Krieges im Dienste "der Militärver- 
waltung standen, erhält jetzt alle diejenigen Wagen zurück- 
gestellt, die in Rumänien, Südslawien und Tschechien aufgehalten 
wurden. Die Gesellschaft hat aber ihre Wagen nicht nach den 
Heimatstationen zurückleiten lassen, sondern sie hat die Wagen 
en a in Pacht gegeben, auf deren Gebiete sie sich zurzeit 

efinden 


— Ungarns Außenhandel im ersten Halbjahr 1921. Das Sa 
tistische Amt hat kürzlich statistische Mitteilungen veröffent- 
licht, aus denen wir die wichtigeren Angaben mitteilen. Ungarn 
hat in den ersten sechs Monaten dieses Jahres 199027 Güter- 
sendungen im Gewichte von 6,9 Millionen Meterzentnern ein- 
geführt und 204 841 Stück im Gewichte von 4 Millionen Meter- 
zentnern ausgeführt. Die Halbiahrsergebnisse des Außen- 
handelsverkehrs weisen dem Vorjahre gegenüber eine namhafte ö 
Steigerung auf. Die Einfuhr ‚war um 1,5 Millionen Meterzentner - 
größer als die Einfuhr im ganzen Jahre 1920, . was auf die 


‘steigende Einfuhr von Holz, Kohle, Koks, Eisen- und Textil- 


waren zurückzuführen ist. # 

Während die Ausfuhr im ganzen Jahre 1920 insgesamt 5,2 Mil- 3 
lionen Meterzentner betragen hat, betrug sie im ersten Halbjahr 2 
1921 4 Millionen Meterzentner, was insbesondere mit dem zu- 


.nehmenden Verkehr in Eisenerzen und Getreide zusammenhängt. 


Am“ vornehmlich 

Fast die 
Hälfte- der Einfuhr stammt aus der T'schecho-Slowakei, von wo 
1908000 Meterzentner Holz, 217000 Meterzentner Koks, 266000 
Meterzentner Eisenerz, 130 000 Meterzentner rohe Kalksteine ein- 
geführt wurden. Holz, Eisenerz und Kalkstein: stammen fast 
ausschließlich aus den von Ungarn abgetrennten Gebieten. Aus 
der Tschecho-Slowakei 
(197000 Meterzentner), Ton- und Glaswaren (109000 Meter- 
zentner), Papierwaren (42000 Meterzentner) und Textilwaren - 
eingeführt. Aus Österreich beschränkte sich die Einfuhr, auf 
hochwertigere Fabrikate, so auf zugerichtetes Holz (287000 
Meterzentner), Textilwaren (49 000 Meterzentner), ferner Chemi- 
kalien (62000 Meterzentner), Eisenwaren «175000 Meter- 
zentner), Papier (107000 Meterzentner) und Maschinen (28000 
Meterzentner). Von der deutschen Einfuhr (1,6 Millionen Meter- 
zentner) entfiel die Hälfte (811000 Meterzentner) auf Stein- 
kohle; ‚eingeführt wurden außerdem 314000 Meterzentner Salz, 
ferner 160000 Meterzentner Eisenwaren, 110000 Meterzentner E 
Koks, 29000 Meterzentner Chemikalien, 25 000  Meterzentner 
Mineralien und 16000 Meterzentner Maschinen und Apparate. 
Von der Einfuhr stammen 34000 Meterzentner Reis und 28 000 
Meterzentner Südfrüchte aus Italien, 21000 Meterzentner Zucker 
aus Holland, 103000 Meterzentner Petroleum aus Polen und 
23 000 Meterzentner Jute aus Italien. 

Von der Ausfuhr entfallen 65% auf Österreich, her 
1,2 Millionen Meterzentner Braunkohle. Die Weinausfuhr be- . 
trug 340000 Meterzentner, ferner erscheinen in dieser Ausfuhr 
339 ‚000 Meterzentner Getr eide und Hülsenfrüchte, 318 000 Meter- 
-zentner Obst und Gemüse, 32000 Meterzentner Heu, ferner 
20 338 Meterzentner Vieh und 24000 Meterzentner Zement. Nach 
Tscheehien führte Ungarn 851000 Meterzentner Eisenerz, 
85000 ° Meterzentner Braunkohle, 65000 Meterzentner Mais, 
18 000 Meterzentner Wein, 14000 Meterzentner Wolle, 10000 
Meterzentner Mehl und 9000 Meterzentner Zement aus. Na=h 
Deutschland wurden befördert 61000 Meterzentner Mais, 10 000° 
Meterzentner Mehl und 10000 Meterzentner Wein. Schließlich 
wurden noch 11000: Meterzentner Alteisen nach Italien ausge- 
führt. Vom gesamten Außenhandel entfallen 50% der Einfuhr 
und 8 % der Ausfuhr auf von Auen abgetrennte Gebiete. 


ungarischen Außenhandelsverkehr war 


Uebrige europäische Länder. 


— Die Dovre-Bahn. Das Unglück von Oppau, schreibt die 
„D. A. Z.*, hat begreiflicherweise unser Interesse ganz abgelenkt 
von einem Eisenbahnunglück, das sich in Norwegen zugetragen 
hat und das größte Eisenbahnunglück in der Geschichte des 
Landes darstellt. Bei der Eröffnungsfeierlichkeit der neuen 
Dovrebahn fuhr :bekanntlich der von Süden kommende regel- 
mäßige Schnellzug aus Kristiania in einen von Trondhiem mit 
Festteilnehmern besetzten Sonderzug hinein, durchschnitt den 
ersten Wagen vollständig, tötete sieben der "bekanntesten, zum 
Teil am Bau der neuen Bahn beteiligten norwegischen Persön- 
lichkeiten und verletzte über zwanzig schwer. 

Die neue Bahn, die am 17. September eröffnet wurde stellte 
eine Verbesserung der - bisherigen Verbindung zwischen Kristia- 
nia und Trondhjem dar, insofern ‚als bisher die Strecke von 
Trondhjem südwärts bis Hamar über eine Schmalspurbahn ging 


' und für die Reise Kristiania-Trondhjem 17 Stunden erforderlich 


waren. . Jetzt zweigt etwa 52 km südlich von Trondhjem bei Stoe- 


wurden noch Eisen und Eisenwaren - 


_ LXI. Jahrgang - 


ren die neue Dovrebahn nach Südwesten ab und geht bei Dom- 
baas in die bereits bestehende Gudbrandsdalsbahn über. Auch 
; der nördlichste Teil zwischen Stoeren und Trondhjem ist jetzt 
- vollspurig ausgebaut. 
— Der Bau der Dovrebahn wurde vom Storthing im Jahre 1908 
"mit einem Kostenanschlag von 13 Millionen Kronen bewilligt. 
„Die Arbeiten begannen bereits 1909, aber die gestiegenen Ar- 
- beitslöhne während des Krieges haben die Kosten auf mehr als 
-47 Millionen Kronen gesteigert. Außerdem haben die Material-. 
- kosten sroße Ausgaben verursacht, insofern als die Schutzbauten 
- gegen Schnee, Schnee- und Steinlawinen sehr kostspielig wur- 
- den. Man hat an manchen Stellen, an denen die Schneelawinen 
regelmäßig im Winter mit großer Gewalt niedergehen, Schutz- 
- bauten errichtet, dre die Lawinen auf andere Wege zwingen, 
so daß sie die Bahn nicht erreichen können, 
- Die ganze Bahnstrecke von Stoeren nach Dombaas ist 158,07 
Kilometer lang, davon 7,53. km Tunnel. Die beiden längsten 
- Tunnel sind die bei Hoegsnyta und Hestekrubben (1000 bzw. 
- 1410 .m). Die Bahn geht über insgesamt 87 Brücken, von denen 
die größte die über den Orkla ist. Sie stellt die größte Stein- 
 brücke in Skandinavien mit Spannungen von 60 und 9,5 m dar. 
- Zwischen den Stationen Dombaas und Fokstua hat die Bahn eine 
- Steigung von 18 :1000. Bei Fokstua wird die Hochgebirgsebene 
- über die Baumgrenze erreicht, und die nächste Station Hierkinn 
stellt den höchsten Punkt der Bahn (1025 m über dem Meere) 
_ dar. Nun senkt sich die Bahn wieder und bei der nächsten Sta- 
tion Kongsvoll beginnt der Baumwuchs wieder. Durch Schluch- 
_ ten, Viadukte und Tunnel führt die Strecke über den Hjerkinn- 
“ Paß, nachdem sie einer Strecke von 25 km 334 m gefallen ist, 
nach Drivstua. Nun beginnt auch wieder bevölkerte Gegend bis 
nach Berkaak, hinter welcher Station die Bahn, auf der 34,3 km 
er Strecke von 450 m bis auf 60 m fällt, um in Stoeren zu 
. enden. Baer 
‘ Die Dovrebahn ist keine Hochgebirgsbahn in demselben Sinn 
wie die bekannte Bergesbahn. Die Gebirge, die sie durch- 
fährt, sind nicht so wild und der einzige große Berg, den man 
von ihr wahrnimmt, ist der Snehätta, allerdings einer der höch- 
‘ sten Berge Norwegens. Trotzdem verspricht man sich in Nor- 
wegen einen regen Touristenverkehr auf dieser Bahn, die eine 
der malerischsten und eigentümlichsten Partien des Landes er- 
schlossen hat. > 


— Europäische Fahrplankonferenz. Vom 9. bis 11. d. M. tagte 
in Bern die europäische Fahrplankonferenz, an der von der 
Deutschen Reichsbahn das Reichsverkehrsministerium und meh- 
rere Generaldirektionen und .Eisenbahndirektionen teilnahmen. 
Auf dieser, nach dem Kriege zum zweiten Male stattfindenden 
Konferenz — auch die vorjährige taste in Bern (vel. Nr. 80, 
Jahrg. 1920, S. 869 d. Ztg.) — waren mit Ausnahme von Spanien, 
Portugal und Rußland sämtliche Staaten des Festlandes ver- 
treten. Auch die Eisenbahnverwaltungen der Türkei, Estlands, 
Livlands ° und Littauens, sowie die Schlaf- und Speisewagen- 


Gesellschaften und wichtigen Schiffahrtsunternehmungen sind 


an den Beratungen beteiligt. Außer mehreren allgemeinen Be- 
ratungsgegenständen, die unter dem Vorsitz der Schweizer 
Bundesbahnen zur Erörterung gelangten, wurden in Gruppen- 
verhandlungen an 300. Anträge unter den beteiligten Eisenbahn- 
vertretern erörtert. Der europäischen Fahrplankonferenz lag 
die Aufgabe ob, den Fahrplan und die direkten Wagenläufe für 
den internationalen Personenverkehr für das Jahr 1922 festzu- 
legen. Es sollte auf der Konferenz u. a. über die sogenannte 
24-Stundenzeit, die künftige Beibehaltung eines Jahresfahr- 
plans, die Sommerzeit, sowie über den Ausgleich für Personen- 
und Gepäckwagen im internationalen Verkehr beraten werden. 


— Nachrichten von dem französischen Eisenbahnwesen. Die 
„Schweizerische Verkehrskorrespondenz“ schreibt: Da die fran- 
zösischen Bahnnetze mit Ausnahme eines einzigen in privat- 
wirtschaftlichem Betriebe stehen, während sonst die Haupt- 
bahnen fast aller umliegenden mitteleuropäischen Staaten Staats- 
bahnen sind, sind einige interessante Mitteilungen aus dem 
französischen Eisenbahnwesen lehrreich. Aus diesem Verhältnis 
heraus ist es auch zu begreifen, daß die französischen Bahnen 
den Grundsatz, daß Binnenschiffahrt und Eisenbahnen keine 
Konkurrenten sind, niemals praktisch anerkannt haben, denn die 
vom rein kapitalistischen Standpunkte aus betriebenen Privat- 


bahnen hatten niemals ein Interesse daran, neben sich die Kon-' 


kurrenz der Wasserstraßen aufkommen zu lassen, und sie haben 
auch stets alles getan, um die Schiffahrt im Innern des Landes 
zu erschweren. Man vergleiche hiermit das Vorgehen der 
badischen Staatsbahnen, die, wie Direktor Jaeger in sei- 
nem in der Hafenbautechnischen Gesellschaft in Mannheim ge- 
haltenen Vortrag sehr richtig bemerkte, die technische» Aus- 
gestaltung des Bindegliedes zwischen Schiffahrt und Eisenbahn 
in Gestalt der Mannheimer Hafenanlagen in den Vordergrund 
- ihrer Eısenbahnpolitik stellten und in stetiger Verfolgung ihrer 


. bewährten Verkehrspolitik im. Jahre 1901 den großen Staatshafen . 
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‚Kehl erbauten. Im Widerstand der französischen Bahngesell- 


schaften mag auch der Grund dafür liegen, daß sich der Hafen 
von Marseille und einige der französischen atlantischen Häfen 
nicht derart haben entwickeln können wie die Nordseehäfen — 
ein Zustand, unter dem heute die französische Verkehrs- und 
Schiffahrtspolitik schwer leidet, Der Sinn für die Hebung der 
Binnenschiffahrt ist zwar, seitdem die Franzosen wieder am 
Rhein zu Hause sind, beträchtlich gestiegen, und es ist auch 
schon mancherlei Verbesserung an den Wasserwegen vorzenom- 
men worden, aber die privaten Bahngesellschaften stehen. allem 
Anscheine nach noch auf dem alten Standpunkte und werden 
eine zu weitgreifende Binnenschiffahrt ebensowenig zulassen, 
wie sie seiner Zeit die Verwirklichung des Freycinetschen 
Wasserstraßenprogramms zugelassen haben. 

Über-die Arbeiten der französischen Hauptbahnen während 
des Krieges und in der Nachkriegszeit hat kürzlich Marcel 
Peschaud, der Generalsekretär der Orleans-Bahngesell- 
schaft, unter dem Titel „Les chemins de fer pendant 
et depuis la geuerre* ein s hr interessantes Buch ver- 
ölfentlicht. Er stellt darin fest, daß- die französischen Bahnen 
von langer Hand alles vorbereitet hatten, was die Eventualität 
eines Krieges erforderte. Als eine besonders hervorragende 
Leistung im Kriege führt er an, wie Ende 1917, bei Eintritt 
Italiens in den Krieg, eine Armee von 120000 Mann binnen vier 
Tagen vermittelst 500 Lokomotiven an die Front in Oberitalien 
gestellt wurde, und wie im Jahre 1918, als die Linie Paris- 
Amiens für Frankreich außer Betracht fiel, in 114 Tagen eine 
85 km lange neue Linie von Feuquieres nach Ponthoile erbaut 
wurde Im ganzen sind während der ersten vier Kriegsjahre 
von der Nord- und Ostbahn in Verbindung mit den Genietruppen 
nahezu 15000 km neue Gleise erstellt worden. Die Über- 
anstrengungen des Personals und die zu starke Inanspruchnahme 
des Materials im Jahre 1918 tragen die Schuld an der Krisis, 
unter der. die französischen Bahnen heute noch leiden.. Es 
mußte immer mehr Personal eingestellt werden, und sein 
Effektivbestand erreichte am 1. Januar 1920 rund 466 000 Mann 
gegen 355000 im Jahre 1914. Im Februar und‘ Mai 1920 kamen 
die revolutionären Bewegungen unter den Eisenbahnern, die zur 
Folge hatten, daß z. B. die Paris-Lyon-Mittelmeerbahn fünf 
Monate und die Orl&ansbahn zwei Monate brauchte, um die Ver- 
spätungen wieder einzuholen. Um die demagogische Bewegung 
einzudämmen, wurde Personal entlassen, und zwar in den haupt- 
sächlichsten Agitationsmittelpunkten, und die hatte seinerseits 
wieder zur Folge, daß die Orl&ansbahn ihre Werkstätten in 
Saint-Pierte-des-Corps vermietete und diejenigen von Tours und 
Perigueux einschränkte. Die Paris-Lyon-Mittelmeerbahn gab 
ihre Werkstätten in Oullins und Arles auf und das Staatsbahn- 


netz die ihrigen in Saintes. 


Auch die mit dem 1. Juli 1919 in Kraft - getretenen "neuen 
Besoldungssätze belasteten die. Bahnen in  beträchtlichem 
Maße. Während sich die Personalausgaben im Jahre 1913 noch 
auf 766 Millionen beliefen, waren sie im Jahre 1919 auf 2,5 
Milliarden angestiegen. Die durchschnittliche Ausgabe für einen 
Mann, der sich vor dem Kriege auf 2364 belief, erreichte die 
Höhe von 7466 Fr., so daß die Besoldungserhöhung 216 % be- 
trägt. Um aus der andauernden Krisis herauszukommen, emp- 
fiehlt Peschaud ein gegenseitiges Handinhandarbeiten der ver- 
schiedenen Bahngesellschaften und erwähnt als bereits Ge- 
schehenes auf diesem Boden den Erwerb einer Handelsflotte, die 
Schaffung eines Amtes zur Prüfung des Rollmaterials und die 
Gründung eines Konsortiums zur Ausbeutung der afrikanischen 
Wälder. Dazu gehöre auch das Vorgehen zur Elektrisierung 
der Südbahn, der’ Paris-Lyon-Mittelmeerbahn und der Orleans- 
bahn sowie die gemeinsame Prüfung der Frage der Lokomotiv- 
heizung mit Torf. Mit jedem Tag wüchsen die laufenden Ver- 
luste und, wenn man nicht wolle, daß das wirtschaftliche Werk- 
zeug der Nation, das die Eisenbahnen darstellen, in Trümmer 
zerfalle, so müsse das Land durch Vermittlung der Kammern 
beistehen, denn die Ausbesserung der Gleisanlagen dürfe .nicht 
weiter hinausgeschoben werden. (Die Korrespondenz bemerkt 
hierzu: Wenn man die zahlreichen Unslücksfälle in Rechnung 
zieht, die in der letzten Zeit auf den französischen Bahnen vor- 
gekommen sind, so erkennt man, daß Peschaud in dieser Hin- 
sicht sehr recht hat.) Zum Schlusse bemerkt Peschaud, daß 
auch mit dem Erlaß eines neuen Eisenbahngesetzes nicht mehr 
länger gewartet werden darf, denn: die Bahnen müssen mehr 
Freiheit erhalten, um den Verlusten, die ja doch im letzten 
Grunde die Nation bezahlen muß, standzuhalten. Erhöhung der 
Tarife, Ausgabe neuer Obligationen und die Ermäßigung der 
Löhne ohne Dazwischentreten des Parlamentarismus, seien die 
Dinge, die heute die französischen Bahnen notwendig brauchten. 


—  Zeppelinverbindung Spanien - Argentinien. Wie die 
„D. A. Ztg.“ mitteilt, haben örtliche Studien und Verhandlungen 
mit den argentinischen Behörden den vollen Kriolg eines neuen 
Unternehmens gesichert, das eine- ständige Verbindung durch 


'Zeppelinluftschiffe zwischen Spanien und Argentinien schaffen 
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will. In Spanien soll die Linie in Cadiz beginnen, wo die Halle 
und sonstige Einrichtungen gebaut werden. In Argentinien soll 
der Endpunkt in ‘Rosario errichtet werden. Die etwa .10 000 km 
lange Linie. will man in 80 bis 90 Stunden zurücklegen. Der 
Fahrpreis für Passagiere soll kaum die Hälfte der ersten Klasse 
der Schiffskajüte betragen. 
jedesmal 40 bis 50 Reisende befördert werden. Die finanzielle 
Seite des Unternehmens soll dadurch gesichert sein, daß sich 
interessierte Verkehrseesellschaften aus Deutschland, Spanien 
und Argentinien daran beteiligen und ‚außerdem .die Regie- 


rungen von Spanien und Argentinien dem Unternehmen alle 
Unterstützung zewähren. 
Die Heimkehrerzüge aus Rumänien nach Ungarn. Ein 


recht beträchtlicher Teil der magyarischen Beamten und. sonsti- 
<en intellektuellen Kreise aus Siebenbürgen ist nach dem ver- 
kleinerten Ungarn ausgewandert, und trotz aller Proteste der 
siebenbürgischen magyarischen Zeitungen hält diese Auswande- 
rung auch heute noch an, obwohl die Beamten, die infolge Ver- 
weigerung des Diensteides das Land verlassen mußten, schon 
abgezogen sind, also wohl nicht mehr immer zwingende Gründe 
für diese Auswanderung maßgebend sind. In vielen Fällen 
kommt als Hauptgrund der Valutäunterschied in Betracht, der 
es als vorteilhaft erscheinen läßt, das eigene Vermögen in Rumä- 
nien aufzulösen und nach Ungarn hinüberzuschaffen. Die rumä- 
nischen Eisenbahnbehörden “ stellten bisher die notwendigen 
Wagen für diesen Auswanderungsverkehr. segen Wagentausch 
an der Grenze ohne weiteres zur Verfügune und besoreten den 
Transport in geschlossenen Auswandererzügen kostenlos. Für 


die ungarischen Eisenbahnen waren diese Transporte, welche die. 


beanspruchten Wagen infolge der. Wohnungsnot meist noch 
monatelang dem Verkehr entzogen, eine schwere Last. Dies 
und wahrscheinlich auch nationalpolitische Momente. bewogen 
die ungarische Regierung, die Annahme der Transporte bzw. 
den Wagentausch zu verweigern. Eine unmittelbare Folge dieser 
Maßregel war die Anhäufung der 
stationen, wo diese schließlich mit ihren Möbeln in den Bauern- 
häusern der umliegenden Dörfer Unterschlupf suchen mußten 
und größtenteils in schweres Elend gerieten. 

Die ungarische und rumänische Regierung trafen zur Ver- 
hütung dieser Zustände das Übereinkommen, in Klausenburg 
eine Amtsstelle für die Heimkehrer zu errichten, der auch ein 
ungarischer Vertreter zugeteilt sein wird. Es werden in Zu- 
kunft nur solchen Auswanderungslustigen Wagen zur Verfügung 
zestellt werden, die eine Erlauhnis dieser Amtsstelle vorweisen 
können, 


— Auflösung der Eisenbahndisziplinargerichte Rumäniens. 
Infolge Militarisierung der rumänischen Staatsbahnen 
nehmen die Militärgerichte den Wirkungskreis der in der 
bahndienstordnung vorgesehenen Disziplinargerichte. _Infolge- 
dessen wurde die Tätigkeit dieser Gerichte auf die Fälle be- 
schränkt, die vor der Militarisierung entstanden, und es ist nach 
Erledigung dieser ' Angelegenheiten 
wärtigen. 


Wisen- 


Drahtlose Telegraphie in Rumänien. In Bukarest, Galatz 
und Kischinew werden die bestehenden Einrichtungen für draht- 
lose Telegraphie erheblich erweitert. Das notwendige Material 
hierfür ist bereits in Galatz einzetroffen. 


— Neue Balkanbahnen. Eine rumänisch-serbische Kommission, 
(die mit. der Aufgabe betraut worden war, die Frage der direkten 
Bahnverbindung zwischen Belgrad und Bukärest zu: lösen, hat 
nun ihre Arbeiten ‚erledigt und schlägt die Anlage zweier Linien 
vor. Die eine besteht in der Erstellung eines Teilstückes zur 
Verbindung ‘der Linie Belgrad-Konstantinopel an die Linie 
Budapest-Bukarest. Dieses Teilstück zweigt bei der Station 
Mehadia ab, schneidet die Donau bei Semendria und ‚erreicht 
über Valea Nera die Station Biserica Alba. Das Teilstück würde 
auf Kosten von. Jugoslawien erstellt werden. — Das zweite 
Projekt würde Bukarest mit Belgrad über Gruis verbinden. 
Die angestrebte Verbindung Bukarest-Belgrad bildet einen Teil 
(les Entwicklungsprogramms der internationalen südeuropäischen 
Transitlinie, die unter dem Namen „Linie des 45. Breitegrades“ 
bekannt war und sowohl während als nach dem Kriege vielfach 
besprochen wurde, und die den Zweck hat, die Verbindung 
„wischen West- und Osteuropa zu verbessern. ; 


Fremde Erdteile. 


— ‚Elektrische Bahnen in Japan. ‚In. Kobe ist eine elektrische 
Hochbahn von 12 km Länge mit vier Gleisen geplant: Im Innern 
der Stadt soll unter ihr eine Straße mit Fahrdamm und Bürger- 
steigen angelegt werden, in den Außenbezirken Le die Straßen 


Außer Post und Eilpaketen können » 


Auswanderer an den Grenz- 


über- 


ihre Auflösung zu ge 


bürgschaft für die ersten 25 Betriebsiahre übernehmen. 


die Gefahr eines. allgemeinen 
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neben der Hochbahn verlaufen. Schienen und sonstige Baustoffe - 
sollen zum Teil aus Europa, zum Teil aus Amerika. bezogen 
werden. In Amerika sind auch 12 elektrische Lokomotiven be- 
stellt. worden, die für die Strecke Kobe-Tokio bestimmt sind. 
Die Herstellung der Oberleitungen für den elektrischen . Betrieb 
soll demnächst in Angriff genommen. werden. Die Planungen 
sind bereits seit. längerer Zeit fertiggestellt, 
führung hat sich bis jetzt verzögert, weit die Beschaffung des 
Stromes für den elektrischen Betrieb Schwierigkeiten machte. 
Diese sind jetzt überwunden, und die Arbeiten sollen nun lebhaft 
betrieben werden. — Dem nächsten Reichstag sollen eine Anzahl 
Pläne für den elektrischen Ausbau von jetzt mit Dampf be- 
triebenen Eisenbahnstrecken vorgelest_ werden, und auch eine 
Privatgesellschaft plant den Bau einer elektrischen Bahn, nach- 
dem ihr die Genehmigung dazu erteilt worden ist. 


— Die Eisenbahn von Beira zum Samlesi *)... Der. Bau der 
seit längerer Zeit geplanten Eisenbahn von dem portugiesischen 
Hafen Beira in.nördlicher Richtung durch Mosambik (portu- 
giesisch Ostafrika) zum Sambesi und über diesen Strom hin- 
weg zum . Anschluß an die britische zentralafrikanische oder 
Nyassa- Hastend-Eisenbahn war durch Gründung der britischen 
Trans-Zambesia-Eisenbahngesellschaft in Lon- 
don Anfang 1920 seiner Ausführung nähegerückt, Neuerdings 
macht - dieser Eisenbahnbau nach der Zeitschrift „United 
Empire“ (Nr. 10 vom Oktober d. J.) erhebliche Fortschritte, so 
daß die Bauspitze voraussichtlich mit Ende dieses Jahres das 
südliche Ufer des Sambesi und den dortigen einstweiligen End- 
punkt der Bahn gegenüber Chindio erreichen wird. Durch diese 
Bahn erhält das britische. Protektorat Nyassaland seinen un- 
mittelbaren, lange gewünschten Schienenweg zum Weltmeer, so- 
bald die Shire Hastendbahn ihre in nördlicher Richtung 
geplante Verlängerung bis zur Südspitze des Nyassasees ausge- 
führt haben wird. Nyassaland gewinnt damit den Vorteil, daß 
an Stelle der unregelmäßigen Stromverbindung auf dem Sambesi 
von Chindio bis zur Sambesi-Mündung, die der Versandung stark 
ausgesetzt ist, eine sichere und leistungsfähige Eisenbahnver- 
bindung nach dem Hafen Beira geschaffen wird. Der Bahnbau . 
wird. von der Londoner Baufirma Pauling betrieben; 160 km 
Gleis sind vollendet, die Erdarbeiten bereits bis Kilometer 225 
fertiggestellt. Die ganze Strecke wird etwa 306 km umfassen; 
die Baukosten sollen 810000 £ betragen, und die fertige Bahn 
soll ‘am 31. März: 1922. dem a übergeben werden (wohl 
ausschließlich der Sambesibrücke). 

Die Neubaulinie entspringt etwa 40 km nordwestlich Beira 
aus der Strecke Beira-Umtali der Beira-Maschonaland- 
Eisenbahn und. verläuft von da auf ausschließlich portugiesi- 
schem Gebiet im allgemeinen in - nördlicher Richtung. Die 
Brückenbaustelle zur Überschreitung des Sambesi wird westlich 
Sena etwa 48 km oberhalb Chindio bei Mutayava liegen, wo 
Felsboden für die Gründung der Brückenpfeiler ansteht; der 
Brückenbau wird etwa 2,4 kın lang werden und sich auf die 
beiden Arme des Stromes erstrecken, die dort durch eine. 2 km 
breite Sandbank getrennt sind; die ganze Brückenanlage wird 
daher ziemlich kostspielig. Nach Überschreitung des Sambesi 
mündet die Bahn auf dem linken 'Sambesiufer in die Zentral- 
afrikanische Eisenbahn, die hier südlich Port Herald auf dem 
rechten Ufer des Schireflusses bei Chindio oberhalb Sena endigt. 
Das von der Bahn durchschnittene Gelände bietet, von dem 
großen Brückenbau abgesehen, keine besonderen Schwierigkeiten. 
Die Bahn wird nicht nur der Ein- und Ausfuhr des Nyassalandes 
dienen, sondern auch das mittlere Sambesibecken mit seinen 
Bodenschätzen, wie Kohle, Ölschiefer, vielleicht auch Kupfer 
und Petroleum, erschließen. Der südliche Teil des Bahngeländes 
soll ein ausgezeichnetes Jagdgebiet für Großwild sein. 

Auf die sechsprozentigen Schuldverschreibungen. der 'Eisen- 
bahn-Gesellschaft soll die Regierung von Nyassaland eine 
RB. 


Abwendung des Eisenbahner-Ausstands in den Vereinigten 
Staaten. Wie in Nr. 44 dieser Zeitung schon kurz berichtet, ist 
Ausstandes der amerikanischen 
Eisenbahnarbeiter, der am 31. Oktober als Kundgebung gegen 
die beabsichtigte Herabsetzung der Löhne um 10 % beginnen 
sollte, diesmal noch abgewendet wörden. Die Führer der Eisen- 
bahner-Gewerkschaften müssen zugeben, daß dies entschlossene 
Auftreten der Regierung zusammen mit der Haltung der öffent- 
lichen Meinung isie zu der Einsicht gebracht habe, daß.der Aus- 
stand keine Aussicht: auf Erfolg hatte. Auch bei ‘den Eisen- 
bahnarbeitern selbst und den „Brüderschaften‘, ‚zu denen sie 
zusammengeschlossen sind, fand der Gedanke, die Arbeit. einzu- 
stellen, nur wenig Anklang, und so blieb den Führern nichts 
anderes übrige, als die Weisung, -in den Ausstand zu treten; 
wieder zurückzuziehen, was sie denn auch am. 27. Oktober getan: 
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an 100 d. Zig., Nr, 35, 8. 362. Pe 20 


ve 


aber die Aus- 


—  _LXI Jahrgang - 
BE 17. November 1 Ak Be 


m 


Ten X.nderınegen der ehnsrinund nur ira Vermittelung des 
Arbeitsamts durchführen würden, eines Amts, das, aus drei Ver- 
tretern der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und der Allgemeinheit 
bestehend, zur Schlichtung von Lohnstreitigkeiten eingesetzt 
ist. Ausschlaggebend auf Seiten der Arbeiterführer waren auch 
die Erwägungen, daß ein Ausstand bei der Bevölkerung heftigen 
Unwillen erregen würde, daß’ die Regierung gegen ihn auftreten 
würde, und daß’ die Eisenbahngesellschaften alle Vorkehrungen 
getroffen hatten, um seine schlimmen Folgen soweit möglich ab- 
zuwenden. Die Führer haben es also auf eine Kraftprobe, bei 
der sie ihre eigenen Leute nicht mit voller Überzeugung hinter 
sich gehabt hätten, nicht ankommen lassen. 


— Eimnheitsspur für Australien. Das australische Verkehrs- 
wesen leidet bekanntlich schwer unter der Verschiedenheit. der 
Spurweite der Eisenbahnen; jeder der Bundesstaaten hat seine 
eigene Spurweite für die durchgehenden Strecken, so daß an 
‘jeder Grenze umgeladen und umgestiegen werden muß. Schon 
wiederholt ist die Vereinheitlichung der Spurweite erwogen, 
stets aber wieder zurückgestellt worden, und so wird es 
wohl äuch dieses Mal werden, wo ein eigens zu diesem 

‚Zweck  eingesetzter Ausschuß die Frage beraten und Vor- 
‘. schläge zur Durchführung einer Einheitsspur gemacht hat. 


Er beziffert die Kosten des Umbaues aller Eisenbahnen auf 


die 'Regelspur, für die auch in Australien 1,435 m ange- 
nommen werden soll, auf 57000000 £, wobei Tasmanien 
und eine Anzahl Privatbahnen sowie solche mit engerer als 
Kapspur (1,067 m) nicht inbegriffen sind. Um den durch- 
'sehenden Verkehr zwischen den Bundesstaaten ohne Uml.den 
und Umsteigen zu ermöglichen, müßten 18 bis 19,5 Millionen 
aufgewendet werden; in diesem Betrag ist aber nicht nur der 
Umbau bestehender breit- und schmalspuriger Strecken auf 
Regelspur, sondern auch der Neubau einiger Verbindungselieder 
zur Abkürzung von Umwegen enthalten. Auch der Umbau der 
Betriebsmittel ist dabei berücksichtigt. Die Herstellung der 
Einheitsspur durch Einlegen einer dritten Schiene wird abee- 
lehnt, ebenso Vorrichtungen, die den Übergang der Betriehs- 


mittel . auf Strecken mit anderer Spur, als für die sie gebant 
sind, ermöglichen sollen. Als Vorsitzenden des Ausschusses 


hatte man einen geschäftskundigen Mann, nicht. einen Eisen- 
bahnfachmann gewählt, und dieser spricht sich denn von seinem 
Standpunkt dahin aus, daß bei der heutigen Lage des Geld- 
markts dieser Betrag kaum aufzubrineen sein wird und daß 
die Höhe der Baukosten heutzutage ein solches Unternehmen 
kaum rechtfertigen dürfte. Der leitende Minister des Staaten- 
bundes nimmt aber demgegenüber den Standpunkt ein, 
Australien könne kein Einheitsstaat sein, ehe es nicht eine Ein- 
heitsspur habe, und will die Angelegenheit demnächst mit den 


leitenden Mimistern der Bundesstaaten erörtern. 
Allgemeines. 
— Wechselschalter. In Nr. 70, Jahrg. 1920 d. Ztg. ist ein 


Wechselschalter ‘beschrieben, der ‘die für 
kartenausgaben nötige Zahl Fahrkarten enthält. Für den Stadt-, 
Ring- und Vorortverkehr eignet sich die dort eingerichtete 
Schaltereinrichtung nicht. Bei dieser Anordnung kann zwar 
der. ablösende Beamte sofort an der gleichen Schalteröffnung 

- weiterverkaufen, doch ist ‘der abgelöste Beamte nicht in der 
Lage, den. Abschluß aufzustellen, 
vorgeschobenen Schrankteil verdeckt ist. 
1920 d. Ztg.) 

Die Firma Oskar Fritz %.C0, Berlin-Schöneberg, Eisenacher 
Straße 44, hat daher auf meine Anregung eine Schaltereinrich- 
tung in folgender Art hergestellt: 

Links und rechts vom Schalterfenster steht je ein Schrank für 
die Fahrkarten des Handvorrats. Auf diesen Schränken laufen 
auf U-förmigen Schienen je zwei. Verkautsschränke, die oben 
gleichfalls an Schienen Führung haben. Da diese Schienen 
senkrecht zu der Schalteröffnung verlaufen, können die Schalter 
vom Schalterfenster in den Verkaufsraum geschoben werden. 
Hat also ein Beamter seinen Verkaufsdienst beendet, so schiebt 
er den Verkaufsschrank zurück und stellt seinen Abschluß auf, 
während der ablösende Beamte sofort an dem freigewordenen 
Schalterfenster aus dem ihm zuesteilten Schranke weiterverkau- 


größere Fernfahr- 


(Vgl. Abb. in: Nr..%0, 


fen kann.: Nach Beendigung des Dienstes ist der Verkaufs- 
schrank zu verschließen: 5 ”. 
Die Ausrüstung der  Fahrkartenausgaben‘ _mit derartigen 


Wechselschaltern bietet folgende Vorteile: 

1. An einer Schalteröffnung können in dem kleinsten Raum 
vier Verkaufsschränke aufgestellt werden, aus denen vier Be- 
amte nacheinander verkaufen. Das Schließen der Schalter zum 
Abschluß fäht fort. In vielen Fällen wird die Ausrüstung. eines 
Schalterfensters mit diesen Wechselschaltern zur Bewältigung 
des Verkehrs ausreichen und die bauliche Moses Lerune der 
Fahrkartenausgaben entbehrlich machen. 


da sein Schalter durch den. 
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Jeder ständige Verkäufer hat einen besonderen Verkaufs- 
schrank, den er unter Verschluß hält. Unredlichkeiten der Fahr- 
kartenverkäufer untereinander werden hierdurch sehr erschwert. 

Die Anordnung der Wechselschalter wird sich auch auf sol- 
chen Fernbahnhöfen bewähren, die etwa 200-300 verschiedene 
Fahrkartensorten führen. 


Richard Couve, Eisenbahn-Oberinspektor. 


Rechtspflege. 


— Wann haftet die Bahn bei Aushändigung von Frachtgut an 
einen Betrüger? Die Frage der Haftung der Bahn bei Ver- 
lust von Frachtgut wird durch $456 HGB. (S 84 E.V.O.) ge- 
regelt. Nach der Rechtsprechung des Reichsgerichts (Entschei- 
dungen Band 94, S. 99) fällt unter den Begriff des Ver- 
lustes auch die Aushändigung an eine zum Empfang nicht 
berechtigte Person. Die Haftung der Bahn ist in sol- 
chen Fällen jedoch davon abhängig, ob sie sich nach Maßgabe 
der gesetzlichen Bestimmungen entlasten kann, oder ob sie etwa 
durch das Verhalten des Geschädigten selbst entlastet wird. Be- 
zeichnend hierfür ist eine Reichsgerichtsentscheidung, die fol- 
genden Sachverhalt zur Grundlage hat. 

Ein Betrüger kaufte unter dem Namen Heinrich Lange von 
der Darmstädter Pneumatik-Reparaturanstalt 18 Automobilreifen 
und 15 Automobilschläuche, angeblich als beauftraster Einkäufer 
der Firma H. Büssing in Frankfurt a. M. Als die gekauften 
Sachen am 28. August 1919 auf dem Bahnhofe zu Darmstadt 
durch den Arbeiter B. der Verkäuferin zur Beförderung nn 
Frankfurt als Expreßgut aufgegeben wurden. war der Betrüg. 
zugegen. Durch Unachtsamkeit des B. gelang es ihm, die Risen. 
bahnpaketkarten für kurze Zeit in die Hand zu bekommen, um 
auf die Karten hinter „bahnlagernd“ noch den Vermerk „gegen 
Rechnung“ zu setzen. Auf Grund dieses Vermerks hat er nach 
Ankunft des Gutes in Frankfurt von dem Gepäckfahrer L. unter 
Vorlegung der auf H. Büssing lautenden Rechnung und gefälsch- 
ter Papiere (einem mit Namensunterschrift und. Photographie 
versehenen Reisepaß und einem Briefbogen der Firma H. Büssing 
mit: der Bescheinigung; daß er Prokurist der Firma und zum 
Einkauf von Gummi berechtigt sei) die Herausgabe des Expreß- 
gutes erlangt, um damit zu verschwinden. Als die Verkäuferin 
der Gummiwaren Bezahlung von der Firma Büssins verlangte, 
stellte sich heraus, daß die Sachen einem Betrüger zum Opfer 
gefallen waren. Die geschädigte Darmstädter Firma erhob des- 
halb Schadensersatzklage gegen den Preußischen Eisen- 
bahnfiskus auf Ersatz von insgesamt 30000 M. a sie 
geltend machte, daß der Angestellte L. des Beklagten das Gut 
schuldhaft an den Betrüger herausgegeben habe. Wenn es recht- 
mäßig an die Firma Büssing abgeliefert worden wäre. so wäre es 
nicht verlorengegangen. 

Das Landgericht Frankfurt a.-M. ist der Klägerin beigetreten 
und hat den Schadensersatzanspruch dem Grunde nach für nos 
rechtfertigt erklärt. Das Öberlandesgericht in Frankfurt 
am Main hat die Berechtigung des Ersatzanspruches auf den ge- 
meinen Handelswert der in Verlust geratenen Waren beschränkt. 
Die vom beklagten Eisenbahnfiskus beim -Reichsgericht 
eingelegte Revision war zum Teil von Erfolg, nämlich soweit, 
als das Oberlandesgericht das Verschulden des Arbeiters B. der 
Klägerin nicht berücksichtist hat.. Auf Grund dieses mitwir- 
kenden Verschuldens sei der Anspruch entsprechend der Höhe 
des Verschuldens abzuweisen. Der höchste Gerichtshof hat des- 
halb das Urteil des Oberlandesgerichts aufgehoben und die 
Sache zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an einen 
anderen Senat des Oberlandesgerichts zurückverwiesen. Aus 
denreichsgerichtlichen Entscheidunegesgründen 
ist hierzu folgendes bemerkenswert: „Richtig ist zwar, daß die 
Gefahr der Aushändigung der Ware an den Schwindler über- 
haupt nicht entstanden wäre, wenn die Klägerin auf den Betrug 
nicht hineingefallen wäre und die Ware nicht abgesandt hätte. 
Aber auf diese Vorgänge, die dem Beförderungsvertrage vor- 
ausgegangen sind, kann der Beklagte, der gerade aus denı 
Beförderungsvertrage in Anspruch genommen wird, sich nich! 
berufen. Sie würden ohne Einfluß geblieben sein, wenn der Be- 
förderungsvertrag bis zur Auslieferung der Ware an den richti- 
gen Empfänger ordnungsmälig ausgeführt worden wäre. Der 
Beklagte muß somit für den Verlust des Gutes einstehen, wenn 
er nicht den. Nachweis erbringt, daß der Schaden durch ein Ver- 
schulden des Verfügungsberechtigten oder durch eine von der 
Bahn nicht verschuldete Anweisung des Verfügungsberechtig- 
ten oder durch höhere Gewalt, durch Verpackungsmangel oder 
durchdie natürliche Beschaffenheit desGutes verursacht worden 
ist. Daß unter den Begriff des 'Verlustes auch die Aushändi- 
zung des Gutes an eine andere Person ‚als. den bestimmungs- 
mäßigen Empfänger zu rechnen ist, hat das‘ Berufungsgericht 
mit Recht angenommen. Ebenso hat es zutreffend ausgeführt, 
daß im vorliegenden Falle der Verlust des Gutes weder durch 
eine Anweisung des V erfügungsberechtigten noch durch höhere 
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Gewalt verursacht worden sei. Wenn die Revision geltend macht, 


daß die Handlungsweise des Schwindlers als höhere Ge- 
walt gewertet werden müsse, weil L. ihren Erfolg auch 
bei größter Aufmerksamkeit nicht habe abwenden können, 


so verkennt sie den Begriff der höheren Gewalt. "Diese 
setzt stets ein Ereignis voraus, dessen Einwirkung auch bei 
äußerster Sorgfalt und Umsicht sich durch geeignete Vorkeh- 
rungen nicht abwenden ließ. Im vorliegenden Falle hätte aber 
L. bei: Anwendung der durch die Zeitverhältnisse besonders 
gebotenen Vorsicht sich zur Feststellung der Empfangsberech- 
tigung nicht mit einer privatschriftlichen, unbeglaubigten Voll- 
macht begnügen dürfen. Er wäre daher, wenn er die Prüfung 
der ihm vorgelegten Ausweise mit noch größerer Aufmerksam- 
keit vorgenommen hätte, in der Lage gewesen, den Erfolg der 
Handlungsweise des Schwindlers abzuwenden. Zu einer solchen 
Aufmerksamkeit bestand für ihn im August 1919 um so mehr 
Veranlassung, als Betrügereien mittels Anwendung gefälschter 
Papiere damals infolge der Verwirrung der sittlichen Begriffe 
bei einem großen Teile des deutschen Volkes bereits zu den 
alltäglichen Erscheinungen gehörten. Recht kann der Revision 
nur darin gegeben werden, daß das Berufungsgericht die Frage 
des Verschuldens auf seiten des Inhabers der Klägerin und des 
Arbeiters B. nicht einwandfrei beurteilt hat. Die Klägerin 
hatte sich auf den Abschluß des Geschäfts mit dem ihr unbe- 


kannten angeblichen Lange eingelassen, ohne sich über dessen . 


Person und die Echtheit des von ihm in Zahlung gegebenen 
Schecks völlige Gewißheit zu verschaffen, Ihr mußte auch auf- 
fallen, daß die Ware an die Firma H, Büssing nicht unter deren 
gewöhnlicher Wohnungsangabe, sondern bahnlagernd gesandt 
werden sollte. Daß der Weg post- oder bahnlagernder Sendung 
häufig zu Betrügereien benutzt wird, ist allgemein bekannt. 
Um so größere Vorsicht war für die Klägerin geboten, und 
um so sorgfältiger mußte die Klägerin den B., den sie mit der 
Auflieferung des Guts und der Aushändigung der Paketkarten 
an die Bahn beauftragte, auf die Beobachtung äußerster Auf- 
merksamkeit hinweisen. Eine Unterlassung der erforderlichen 
Unterweisung des B. mußte ‘als Vernachlässigung der durch 
die Lage des Falls gebotenen Sorgfalt angesehen und der Klä- 
gerin zum eigenen Verschulden angerechnet werden. B. war 
allerdings auch dann, wenn er keine besondere Belehrung von 
der Klägerin empfing, zu vorsichtigem Handeln : verpflichtet; 
Da die Klägerin sich seiner zur Erfüllung ihrer. Verbindlichkeit 
gegenüber der Bahn bediente, so hat sie sein Versehen zu ver- 
treten. Daß er aber, als er dem später als Schwindler erwie- 
senen Manne die Paketkarten und das Auflieferungsbuch aus- 
händigte und ihm so die Hinaufsetzung des Vermerks „gegen 
Rechnung“ auf die Paketkarten ermöglichte, die durch die Um- 
stände des Falls gebotene und im Verkehr erforderliche Sorg- 
falt außer Acht gelassen, also fahrlässig gehandelt hat, unter- 
liegt nach dem unstreitigen Sachverhalt keinem Bedenken“. 

Im weiteren führt das Reichsgericht noch aus, daß das Ver- 
sehen des Arbeiters B. der Klägerin für die spätere Aushändi- 
gung des Gutes ursächlich geworden ist. Da aber auch der 
Beklagte das Verschulden des Gepäckfahrers L. als seines Er- 
füllungsgehilfen zu vertreten hat, hängt die Verpflichtung der 
Bahn zur Leistung von Schadensersatz von der‘ Höhe der beider- 
seitigen Verschulden ab. Zur Prüfung hierüber ist die Sache 
an das Oberlandesgericht zurückverwiesen worden. (Akten- 
zeichen: I. 130/21. — 28. 9. 21.) K.M.-. 


— Eisenbahnunfall beim Schließen der Wagentür durch den 
Reisenden. Am 1. Oktober 1919 fuhr der Bäcker und Händler 8. 
in einem Zuge der jetz: auf das Reich übergeganzenen preußi- 
schen Staatsbahn von Köln nach Herdorf. Kurz vor der 
Einfahrt des Zuges in die Station Betzdorf ging, wie behauptet 
wird, die Tür des Abteils auf, in welchem der S, sich befand. 
Er trat heran, um die Tür wieder zu schließen. In demselben 
Augenblick schlug die Tür wieder zu. Hierbei wurde 8. so 
heftig getroffen, daß er einen Bruch des rechten Oberarms erlitt, 
wofür er Schadensersatz auf Grund des Haftpflichtzesetzes ver- 
langt. Die Vorinstanzen haben den Anspruch des Klägers dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Das Reichsgericht 
hat die vom beklagten Eisenbahnfiskus gegen das Urteil des 
Oberlandesgerichts Frankfurt a. M. eingelegte Revision zu- 
rückgewiesen und das. Berufungsurteil 
Entscheidungsgründen bestätigt: „Die Revision führt 
aus, solange der Kläger nicht beweise, daß sich die Tür des 
Abteils von selbst geöffnet habe, könne kein Betriebsunfall im 
Sinne des Reichshaftpflichtgesetzes angenommen werden. Dieser 
Angriff geht fehl. Nicht in dem Aufgehen, sondern in dem 
Zufallen der Türe erblickı das Berufungsgericht den Unfall, 
der den Kläger geschädigt hat. Daß dieser Unfall im Betrieb 
der Eisenbahn, d. h. im Zusammenhang mit den ihm eigentüm- 
lichen Gefahren eingetreten ist, kann in der Tat nicht zweifel- 
haft sein; denn das Berufungsgericht geht ernstlich davon aus, 
daß die Schnelligkeit des Zuges und vielleicht seine plötzlich 


| nicht zu verwehren sei, läßt keinen Rechtsirrtum erkennen. Aus 


süddeutschen Wasserstraßenpläne; 


mit folgenden 


Kurve oder aus anderem Anlaß eingetretene geringfügige Ände- 
rung in der Stellung des Wagens das heftige Zufallen der 
schweren Wagentür herbeigeführt haben.‘ Selbst wenn der 
Kläger dieses Ereignis durch verbotswidriges Öffnen der Tür ° 
oder sonstwie selbst verschuldet hätte, würde das an der Tat- 
sache, daß die Tür im Betrieb der Eisenbahn zugefallen ist, 
nichts ändern. ‘Indessen ist der dem Beklagten obliegende Be- 
weis, daß der Kläger den Unfall durch eigenes Verschulden 
verursacht habe, nach der Anschauung des Berufungsgerichts 
mißlungen. Auch nach dieser Richtung sind rechtliche Bedenken 
nicht geltend zu machen. Die Ausführungen des Berufungs- 
urteils, daß für ein Öffnen der Tür durch den Kläger nichts 
erbracht sei, halten sich durchaus im Rahmen des dem Gericht 
zustehenden Rechtes der freien Beweiswürdigung. (8 286 ZPO.) 
Die Auffassung des Berufungsgerichts, daß das Schließen einer 
während der Fahrt aufgegangenen Wagentür den Reisenden 


der von dem Beschwerdeführer angerufenen Entscheidung des 
erkennenden Senats VI. 304/10 vom 22. April 1911 ist nichts. 
Gegenteiliges zu entnehmen. Etwas anderes wäre es, wenn der 
Kläger bei dem Versuche, die Wagentür zu schließen, nicht mit. 

der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt zu Werk gegangen wäre. 


“Aber nach dieser Richtung hat der Beklagte nichts vorgebracht, 


und das Berufungssericht, das diesen Punkt geprüft hat, er- 
achtet nicht für dargetan, daß der Kläger bei diesem Versuch. 
durch die Art seines Verhaltens irgendwie fahrlässig gehandelt 
habe.“ (Aktenzeichen: VI. 517/21. — 13. 10. 21.) K-M--L.: 3 


Bücherschau. 


— Wasserstraßen-Jahrbuch 1921 (Oberes Rhein- und Donau- 
Gebiet). Herausgeber Direktionsrat. Dr, Reinhold Zeitler. 
Verlag von Richard Pflaum in München. / 

Die neuerdings auftretende Forderung, bei Anlage einer 
Wasserstraße nach Möglichkeit das fließende Wasser gleichzeitig 
zur Krafterzeugung auszunutzen, schafft völlig neue Wert- 
urteile über ‚.die Wirtschaftlichkeit geplanter Verbindungs- 
straßen. Unter diesem Gesichtswinkel wird — nach dem Jahr- 
buche — z. B. die finanzielle Grundlage einer Kraftwasser- 
straße Rhein-Main-Donau hevtigentags vielleicht günstiger beur- 
teilt werden müssen, als seıbst die des vierkehrswirtschaftlich 
so bedeutsamen Mittellandkanals. Ausgehend von der Erkennt- 
nis, daß der Rhein und die Donau zurzeit im Mittelpunkt der 
europäischen Schiffahrtsinteressen stehen, wird nachdrücklichst 
für die Verbindung dieser Ströme durch Schaffung eines Kanals 
eingetreten; es werden die mit dem Rhein und der Donau zu- 
sammenhängenden technischen und wirtschaftlichen Aufgaben 
und Entwürfe geschildert. Der Verkehrspolitiker und Ingenieur. 
erhält aus dem vorliegenden ‚ersten Jahrgange des Wasser- 
straßen-Jahrbuches einen guten Überblick über die bestehenden 
Handel und Industrie er- 
halten Aufschluß über die wirtschaftlichen, Verhältnisse in den 
Donaustaaten und über die Bedeutung der* Donauwasserstraße 
als Verkehrsweg. Ve SIE 

Die Erbauung des Mittellandkanals und die Verbindung des 
Rheins mit der Donau mörhte der Herausgeber des Jahrbuches 
schließlich zu Forderungen des Tages erheben. Dem Jahrbuche 
hat sich eine Reihe namhafter. Fachleute. mit wertvollen Bei- 


'trägen zur Verfügung gestellt, sein Inhalt verdient daher 


weiteste Beachtung. ; 
— Mechnischer Selbstunterricht für das deutsche Volk. Von 
diesem in den Nrn. 12, 19 und 24 des laufenden Jahrganges 
dieser Zeitung besprochenen Werke, ist jetzt der erste Fach- 
band herausgegeben worden. Für die Darstellung des. Lehr- 
stoffes sind die gleichen Grundsätze wie bei der die Hiliswissen- 
schaften umfassenden Vorstufe, maßgebend geblieben, und nur 
das für die technische Praxis unbedingt Nötige ist ausgewählt 
worden. In dem ersten Briefe des Fachbandes wird nach einer 
besprechurg der Begriffe Kraft, Stoff und Energie die Me-ha- - 
nik behandelt, und zwar die mechanischen Kräfte und Wider- 
stände sowie die Lehre von der Bewegung, die Dynamik. Viele 
interessante, aus der Praxis entnommene Aufgaben mit Lösun- 
gen würzen die dargebotene Wissenschaft und spornen immer 
wieder zu neuem Eifer an. Alsdann folgt die Stoffkunde, be- 
£innend mit dem für die Technik wichtigsten Baustoffe, dem 
Holz, dessen Eigenschaften und Konservierung. Ein weiterer 
Abschnitt ist die Technologie. Hier werden zunächst die tech- 
nologischen Eigenschaften der Rohstoffe und die Werkzeuge be- 
sprochen. Dann folgt ein Abschnitt über das technische Zeich-. 
nen. In dem Kapitel über darstellende Geometrie wird gezeigt, 
wie im Raum gelegene Punkte, Gerade, Figuren usw. in der 
Zeichenebene dargestellt und wie diese Elemente der projekti- _ 
ven Geometrie für konstruktive Zwecke verwertet werden. Zahl- 


beim Überfahren einer Weiche oder beim Durchfahren einer j reiche Konstruktionsaufgaben erleichtern es dem Studierenden, 
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sich diese unentbehrliche Grundlage für das weitere Eindringen 
in die eigentliche Technik anzueignen. 

* Im Schlußkapitel wird wieder allerlei Wissenswertes aus 
Technik und Naturwissenschaft, und zwar. aus der Taucherkunst 
und Tiefseeforschung sowie aus dem Leben berühmter Tech- 
niker gebracht. 

Der ganze Brief umfaßt einen -so großen Teil technischer 
Wissenschaften, daß ein ernstes Studium zu-seiner Bewältigung 
eehört. Die. klare zielbewußte Art, in der der Verfasser vor- 
zeht, macht es aber doch möglich, sich die reichen Kenntnisse 
auch durch Selbstunterricht anzuzeigen. Alle diejenigen, die ihre 
Selbstausbildung auf diesem Wege begonnen haben und mit 
Ausdauer fortsetzen, werden reichen Lohn für ihre 
finden. 


— Handbibliothek für Bauingenieure, II. Deil, Band 6. Cor- 
neljus: Eisenbahnhochbauten. Berlin 1921. Verlag 
von Julius Springer. Preis gebunden 22 M. 

Das Buch behandelt in seinem Hauptteil, in den Bauten für 
den Verkehr, zunächst die Empfangsgebäude, gibt in klaren Ab- 
bildungen Grundrisse und Ansichten kleinerer, mittlerer und 
erößerer Anlagen und erläutert die Grundrißentwicklung vom 
Standpunkt des Verkehrs und des Betriebes. Es folgen die Stell- 
werke, die Güter- und Lokomotivschuppen, die Werkstattsge- 
bäude und die Wassersammelbehälter. In allen diesen Ab- 
schnitten gibt der Verfasser aus dem reichen Schatz seiner 
praktischen Erfahrung überaus zahlreiche und erprobte Maß- 
aneaben über alle Einzelheiten. Die Schalter- und ‚Sperranlagen, 
Gangbreiten der Treppen, die Diensträume auf den Bahnsteigen, 
die Größenfestsetzungen der Schuppen, die konstruktiven Einzel- 
heiten der Lokomotivschuppen, die Einrichtungen der Stellwerks- 
räume usw. werden eingehend erläutert und viele praktische‘ 
Winke hinsichtlich bewährter und zweckmäßiger Ausführungs- 
arten- gegeben. 


Mühen 
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Im den beiden letzten Abschnitten werden die Bauten für die 
Verwaltung und die Wohlfahrtseinricehtungen der Eisenbahnver- 
waltung behandelt: Direktions- und Amtsgebäude, Aufenthalts- 
und  Übernachtungsbauten, Wohnungen und Siedlungen der 
Kisenbahnbediensteten. Wir tun damit zugleich einen Blick in 
das umfassende Tätigkeitsgebiet des Eisenbahnhochbauers. Ver- 
mißt werden, vor allem bei den Empfangsgebäuden, als Beispiele 
die neueren Ausführungen aus dem Industriegebiet. 

Das Buch wird für jeden, der sich mit dem Entwerfen und der 
Ausführung von Eisenbahnhochbauten zu befassen hat, ein 
brauchbarer, lange gesuchter Wegweiser und ein zuverlässiger 
Ratgeber sein. Ist doch in ihm aus der. Praxis für die Praxis 
alles das an amtlichen Bestimmungen und erprobten Maßzahlen 
zusammengetragen, was der Entwerfende als Rüstzeug ge- 
braucht. i R. 


— Imdustriefahrplan. Kursbuch für Nord-,:West- und Mittel- 
deutschland, unter Einbeziehung von Süddeutschland und der 
Schweiz. Winter 1921/22. Auf Grund amtlichen Materials her- 
ausgegeben vom „Verkehrsverband Industriebezirk“. Verlag der 
Wirtschaftlichen Nachrichten aus dem Ruhrbezirk, Essen. Druck: 
Sam. Lucas, Elberfeld. ’ 

Dieses in unserer Zeitung wiederholt (zuletzt Nr. 26, S. 513 
dieser Zeitung) besprochene Kursbuch ist zum Beginn des 
Winterfahrplans (26. Oktober) pünktlich erschienen. Seine An- 
ordnung ist im wesentlichen unverändert geblieben. Das 
Kartenmaterial (ein große Karte und acht ‚Übersichtskarten) 
verdient seiner Übersichtlichkeit wegen besondere Anerkennung. 
Bei einzelnen, wichtigeren Streckenfahrplänen sind neben dem 
Text schematische, bildliche Streckendarstellungen beigefügt, die 
ge wichtigsten Knotenpunkte mit ihren Abzweigungslinien ent- 
alten. 
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Amtliche Bekanntmachungen. 


1. Nachruf. 


getreten und war seit dem 
Frankfurt .(M.) tätig. 
als Staatsbeamter war er uns 


Wir werden das Andenken dieses "mitten 


Der Präsident 


2. Offene Stellen. 


Infolge Todesfalles ist in unserer 
‘Direktion Karlsruhe die Stelle eines er- 
fahrenen akademisch gebildeten, im 
Privatbahnbetrieb ausgebildeten Bau- 
ingenieurs als Vertreter des. Vor- 


Am 3. November 1921 verschied nach kurzer Krankheit 


Herr Regierungsbaurat Heinrich Mickel, m 
Vorstand des Eisenbahnbetriebsamtes in Wetzlar. 


Der Verstorbene ist im Jahre 1900 in: den Staatseisenbahndienst ein- 
Jahre 1916 im Bezirk der Eisenbahndirektion 


Ausgestattet mit den besten Eigenschaften als Eisenbahnfachmann und 
durch - seine stets bewiesene Dienstfreudigkeit 
und seinen lauteren Charakter ein treuer und geschätzter Mitarbeiter. 

im arbeitsreichen Leben aus 
unserer Mitte 'geschiedenen trefflichen Mannes stets hoch in Ehren halten. 


und die oberen Beamten der Eisenbahndirektion Frankfurt (M.). 


bedingungen der Ausnahmetarife 5 und 
5c und der Abschnitt Geltungsbereich des 
Ausnahmetarifs 6 geändert. 
unserem  Tarifanzeiger. 
Karlsruhe, den 10. November 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion, 


Westdeutsch-südwestdeutscher Tier- 
verkehr, 

Die Frachtzuschläge der auf hessischem 
Gebiet liegenden Stationen der Süddeut- 
schen Eisenbahn-Gesellschaft und die 
Sätze für die Beförderung von. Pferden 
Bahnstallungswagen auf. den pfälzi- 
schen und bayerischen Strecken werden 
mit sofortiger Gültiskeit erhöht. Näheres 
im Gemeinsamen Tarif- und Verkehrsan- 
zeiger der ehemalig preußisch-hessischen 
usw, Bahnen. (1080) 

Frankfurt (Main), 11. November 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Badisch-Bayerischer Güterverkehr, 
Tarif vom 1. Dezember 1909. 
Die ab 1. November 1921 in den Aus- 
| nahmetarifen 5, Be, 6 und 7 des Teiles II 
Heft CIL (Tfv. 200) und des besonderen 
Tarifheftes, enthaltend den Ausnahme- 
tarif 6 (Tv. 1101), eingetretenen Ände- 
rungen gelten vom gleichen Zeitpunkt 
an auch für die gleichen Ausnahmetarife 
des badisch-bayerischen Gütertarifs vom 
1. Dezember 1909. (1068) 
München, den 2. November 1921. 
Tarifamt b. R.V.M., Z. B: 
Gemeinschaftliches Heit CIb Zuschlags- 
und Anstoßfrachten. — Tiv. 20, 


(1065) 


Näheres in 
(1076) 


standes zu besetzen. Aussicht auf Be- 
förderung zum Vorstandsmitglied! ’ 
Bevorzugt werden Bewerber, die über 
entsprechende wirtschaftliche Erfahrun- 
gen verfügen. N 
Meldungen erbeten bis 30. November 
an den. 
Vorsitzenden des Aufsichtsrats 
‚der Badischen Lokal-Eisenbahnen Aktien- 
Gesellschaft zu Karlsruhe, ER. T ANNE 


Tarifanzeiger. 


Badischer Gütertarif. 
f Deutsche Wechselgütertarife. 
Auf 1. Dezember 1921 wird die Station 
Uiffingen für den Eil- und Frachtstück- 
gutverkehr eröffnet. Näheres in unserem 


Karlsruhe, den 9. .November 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


Mit Gültigkeit vom 10. November 1921 
ab werden die im Verkehr mit den Bahn- 


höfen der Kaiserstuhlbahn für Sendun- 
een der Ausnahmetarife 5 (Wegebau- 


stoffe) und 5c (Steingrus) zu erheben- 
den : Frachtzuschläge gleichmäßig. auf 
11 3 für 100 kg erhöht. 

Näheres enthält die am 10. November 
1921 ‚erscheinende Nummer des Tarif- 
anzeigers. Das alsbaldige Inkrafttreten 


(1074) 


Herrn Stadtrat Frey, Karlsruhe, 
Kreisbüro, Karlstr. 16. (1031) 


3. Güterverkehr. 


Badisch-Bayerischer Güterverkehr. 
Mit sofortiger -. Gültigkeit werden 
Warenverzeichnis und Anwendungs- 


einbezogen. 


Mitteldeutseh-Bayerischer 

Mit Geltung vom 20. November d. J. 
‚wird die Station Rauda des Direktions- 
bezirks Erfurt in den direkten Verkehr die 


ten Güterabfertigungen. 
Erfurt, den 7. November 1921. 
Eisenbahndirektion. 


der Erhöhungen gründet sich auf die 
vorübergehende Änderung des S 6 der 


Güterverkehr. \ 2 
Eisenbahn - Verkekrsordnung (R.-G.-Bl. 


1914, Seite 455). — Auskunft geben auch 

beteilisten Güterabfertigungen SOo- 

Näheres durch die beteilig- wie das Auskunftsbüro, hier, Bahnhof 
(1066) Alexanderplatz. (1067) 


Berlin. den 7. November 1921. 
Eisenbahndirektion. 
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Deutsch-Italienischer Güterver Kahn über Brenner und: Tarvis. 


Tarif vom 1. Oktober 1921. | 
Die auf Seite 37 des Tarifs im’ Tarif Nr. N ach Brenner und Tarvis a Sätze. zellen. 4 
1. November 1921 auch für Palermo Porto. 


Ferner werden mit Wirkung vom 1. November 1921 die Stationen Cassano all’Jonio und Policoro mit nachstehenden Ent“ 
fernungen und Sätzen in den italienischen Tarif Nr. 2 für die Beförderung von Lebensmitteln italienischen Ursprungs auf 
genommen. 


3 für Palermo - 


= art EINE 
Serie = 
| rue b) I ud) B BER | 4 
5 | Frnchssaige | Krachtktze | roten zu, | Araaniglae ee | 
| © ür g 4 schlag fur. dei ’ ß Ei 
EN SA orhro. | zu. berechnen In zu berechnen ae sh zorberechnen Br 
| 5. jzu berechnen für das volle.) 200 zu "tr die Halte er AU rar de vol 
= für.die Hälfte | 7 ; den Fracht- i schlag für au schlag für 
| des Lade: „| Ladegewicht | sätzen der ac: den Wagen | Ladegewicht | Jen Wagen 
© er E hie BE des Wagens Glkan a) gewichts des | pne Rück- . des Wagens | hne Rick 
= Für das wirk- oder für das un) ohne | Wagens oder | „scht auf das Oder für das | scht auf das = 
rn Mich G Tewicht, BR ichs Rücksicht An Ladeeewicht wiliche Ladegewicht 
Es dies Gewicht, uf das Lade. che Gewicht, RE Gewicht, 8° K 
| Nahe = wenn dieses |". eusicht wenn dieses ‚ wenn dieses u 
| re höher ist 5 höher ist höher ist h 
km | Lire ; 
| | re 7 ” &; x = Ki y 5 4 4 F 
Cassano  JBrenner | 1202| 6,39 3,20 | 595,60 8,62. 794,15 DIOR 440,05 ° 
all’Jonio *"\Tarvis 1160| 6.27 3,14 | 584.05 8,36 778,70 2,67 429,70 
NEERS SE Brenner | 113# 6,24 3,12 579,40 8,52 "772,98 2,64 425,55 
Policoro - | 2 } Eben: 
‘"WTarvis 1092) 6,15 3,08 2570,00. 0 8.20 760,25 2,58 417,25 
TA München „—--, vom 8. November 1921. | (1071) 
T 53/1 } Y 
Badischer Binnengütertarif. deutsche Grenzregelung betreffend, treten 200 %, in. ungar. Hellern um 50 % 
Deutsches Heft CO. Ib. mit Wirkung vom. 1. November 1921 erhöht. » (1077) 3 
Mit Gültigkeit vom 15. November |. J. einige Tarifänderungen ein, die aus dem Regensburg, 12. November 1921. i 
werden im. Ortsverkehr der Stationen (semeinsamen Tarif- und Verkehrsanzei- 
Grenzach, Weil b. Lörrach, Todtnau, ger der ehemalig preußisch-hess. Staats- i FOR 
Kirchen-Hausen und Erzingen und der eisenbahnen und aus unserm Verkehrs- 3. Personen- und Gepäckverkehr. ri 
innerhalb dieser Umgrenzung gelegenen anzeiger zu.ersehen sind. (1069) A A 
Stationen im Verkehr mit Waldshut Dresden, am 9. November 1921. Crefelder Eisenbahn. 


Übergang Auslandszuschläge nicht mehr 
erhoben. Für die auf den genannten 
Stationen umbehandelten oder meu auf- 
gegebenen Sendungen von weiter gelege- 
nen Stationen werden die für Entfernun- 
gen über 40 km gültigen Zuschläge er- 
hoben. (1075) 
Karlsruhe, den 8. November 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion, 


Deutsch-italienischer Güterverkehr 
Brenner und über Tarvis. 
Tarid-v.om 2, 0%ktobier. 192% 
Mit Gültigkeit vom 1. Dezember 1921 
wird der Nachtrag II ausgegeben. 
Derselbe enthält erhöhte Schnittsätze 


über 


Eisenbahn-Generaldirektion, 
namens der beteilisten Verwaltungen. 


a) Gemeinschaftliches Heft CIb 
(Stationstariftafeln usw.) — Tiv. 200. 
b) Ausnahmetarif für Düngemittel. — 

Tfv. 2. 

Mit Gültigkeit vom 10. November 1921 
tritt die Gera-Meuselwitz-Wuitzer Eisen- 
bahn dem Ausnahmetarif für Düngemittel 
bei: Vom gleichen Tage ab werden im 
Verkehr mit den Bahnhöfen der genann- 


ten Bahn Frachtzuschläge für Dünge- 


mittel der Tarifklassen C,-D und E er- 
hoben. Ferner werden die Gebühren für 
die in Gera “Reuß) oder Wuitz-Mums- 
dorf erforderliche Umladung erhöht. 


Am 1. Dezember 1921 gelangt der Nach- 


trag 9 zum diesseitiren Binnen-Personen- - 


und Gepäcktarif zur Ausgabe. Durch die- 
sen Nachtrag werden die Fahrpreise so- 


wie. . die Frachtsätze für Gepäck und 


Expreßeut erhöht. 
Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhung gründet sich auf die vorüber- 


gehende Änderung des $ 6 der Eisenbahn- 


Verkehrs-Ordnung. 
COrefeld, den &. Noveinber 1921. 
Die Direktion. 


(1072) 


Neubrandenburg-Friedländer Eisenbahn. ; 
.Am 1. Dezember 1921 erscheint zum 


Binnen-, Personen- und Gepäcktarif der 
Nachtrag V, mit welchem Tariferhöhun- 


für den Schnitt II (österreichische Näheres enthält die am 10. November ae r “ Durchführung wann ne 

Schnittsätze) und Reihensätze für den 1921 erscheinende Nummer des Tarif- IR. Mi u EN Er ber 1921. 

Schnitt III (tschechoslowakische Schnitt- anzeigers. Das alsbaldige Inkrafttreten RR AR 1 Sp Far därbahnen; 

sätze). der Erhöhungen gründet sich auf die vor- SEN verT, EUDE B. Het een: 
Je nach dem Stande der österreichi- übergehende Änderung des s 6. der Eisen- ae! 

schen und der tschechoslowakischen bahn-Verkehrsordnung (R.G.Bl. 1914, 


Kronen wird von Fall zu Fall, ohne Ein- 
haltung einer Verlautbarungsfrist, durch 
Schalteranschlag bekanntgegeben, welche 


Seite 455). — Auskunft geben auch die 
beteiligten Güterabfertigungen sowie das 
Auskunftsbüro, hier, Bahnhof Alexander- 


4. Verdingungen. 
Verdineuns der Lieferung von 170 000 


Reihen des Schnittes II und III AnzU- platz. (1070) | kiefernen Bahnschwellen nach Tränk- 
wenden sind. Berlin, den 7. November 1921. anstalt Warnemünde, in Losen von je. 
Das Ausschreiben vom 7. Oktober 1921, Eisenbahndirektion. 2500 Stück. Verdingungsunterlagen lie- 


wonach die Sätze des Schnittes III mit 
Wirkung vom 1. Dezember 1921 verdop- 
pelt werden, wird. hiermit aufgehoben. 
München, 12. November 1921. (1079) 
Tarifamt beim RVM. ZB. 


Westdeutsch-Sächsischer Güterverkehr. 

Im Anschluß 
der Eisenbahndirektion Köln vom 30. Ok- 
t»ber 1921, die endeültige belgisch- 


an die Bekanntmachung ° 


‚Bayerischer Tloyd Sehiffahrts- Aktien- 
gesellschaft. 
KU er ba TI mer LAAHhLeLr lung 
B vom 15. Apr 114921. Anderung 
des Lagergeldes. 
Mit Gültiekeit vom 16. November 1921 


bis auf weiteres, werden im Abschnitt F 


(Nebengebühr en) des obengenannten Ta- 


rifes im Punkt X Lagergeld unter 4 die 
Lagergeld-Ansätze in österr. Hellern um’ 


"von dieser Dienststelle 


gen bei unserer Oberbaustoffverwaltung 
hierselbst zur Einsicht aus und können 
gegen Einsen- 


dung von 5 MA bezogen werden.: 


Angebote sind verschlossen und mit 


der Aufschrift „Schwellenverdingung“ 


bis zum 6. Dezember, vormittags 11 Uhr, 
dem Zeitpunkt der Öffnung, 
'zureichen. 


an Uns ein- 


"Schwerin, im November 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


Herausgegeben im Auftrage des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen _ : 
von dem verantwortlichen Schriftleiter, Geh. Oberregierungsrat Dr. v, en in Berlin. 


Für den Anzeigenteil verantwortlich F. Luckhardt, Berlin so NR 
Verlag von Julius Springer in Berlin W, — Druck von H.S. Hermann & Co. in Berlin sw. 
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Die Oelfeuerung und die Lage des Weltpetroleummarktes. 


‚sehen, wie die Vereinigten Staaten 


nur noch 30 Jahre sprudeln werden: 
‚mühen sich die Vereinigten Staaten, die wichtigen der in ihrer 
Bedeutung stark umstrittenen mexikanischen Erdölquellen im 


Die nal, daß die politische Mächt künftig aufs engste 
an den Besitz ergiebiger Rohölquellen gebunden ist, hat sich 
Bahn gebrochen und die grundsätzliche Haltung der Mächte im 
internationalen Ränkespiel der letzten Zeit mehrfach ent- 
scheidend beeinflußt. Um die noch freien Petroleumquellen 
der Welt geht ein stilles, aber zähes Ringen. Petroleum ist 
Macht. England weiß dies, und seine Gegenspieler, die Ver- 
einigten Staaten, die infolge ihrer gewaltigen Produktion auf 
dem internationalen Petroleummarkt einstweilen noch immer 
die Führung haben, sind mit der wachsenden Sorge um die 
Lebensdauer ihrer Quellen allmählich zu der Erkenntnis ge 
langt, daß ihr Ehrgeiz nur dann Aussicht hat, seine hochge- 


‚steckten Ziele zu erreichen, wenn die mächtige Stellung auf 


dem Petroleummarkte erhalten bleibt. Die Zukunft aber liest 
klar, erkennbar schon jetzt bei England; noch, ist nicht abzu- 
ihre Machtposition auf 
friedlichem ‘Wiege werden erhalten können. Die Lebensdauer 
‚der amerikanischen Quellen wird von den Geologen verschieden 
geschätzt. Man wird annehmen können, daß sie durchschnittlich 
Aus diesem Grunde be- 


Tampico-Tuxpan-Gebiete an sich zu ‚bringen. Auch hier hat 
die’ von der englischen - Admiralität abhängige und 


geförderte britische Shellgruppe bereits maßgebend Fuß gefaßt. 


- Die politischen Zwistigkeiten, zwischen Mexiko und den Ver-' 
‚einigten Staaten stellen- im wesentlichen einen Kampf um die 
‚gegenwärtig: noch ' zeichen Erdölquellen Mexikos dar, 


‚Die Erd- 


offiziell‘ 


annehmen dürfen, 


ökerzeneung der ‚letzten de Jahre weist folgende Mengen auf. 
Es. wurden. gefördert 1918: 516 500 000, 1919: 554 700 000, 1920: 
688 500.000 Barrels. Diese Steigerung der Weltproduktion hat 
sich auch im laufenden Jahre fortgesetzt, und es wird im ersten 
Halbjahr 1921 die Petroleumerzeugung auf insgesamt 575 Mil- 
lionen Barrels geschätzt. Die Folge davon ist naturgemäß eine 
starke Verwirrung des Marktes. Aber erst in allerletzter Zeit 
hat sich in Deutschland ein wesentlicher Rückgang der Petro- 
leumpreise durchsetzen können. Nach den statistischen Nach- 
weisen entfällt der größte’ Teil der Mehrproduktion von Petro- 
leum in den letzten Jahren auf die Vereinigten Staaten und 
Mexiko, die unbestritten die Führung haben. Interessant ist 
ferner, daß die russische Erzeugung, hauptsächlich wohl durch 
die politische Umwälzung, beträchtlich zurückgegangen ist, 
während andererseits die Bedeutung der niederländisch-in- 
dischen Felder zu steigen beginnt. Es handelt sich, hier um 
die sehr zukunftsreichen Djambi-Quellen, die von der hollän- 
dischen Regierung der mit der Shelleruppe eng verbundenen 
königl.. niederländischen ' Petrolum-Gesellschaft zur ausschließ- 
lichen Förderung zugeteilt worden sind. Es wird noch erinner- 
lich sein, daß die Regierung der ‚Vereinigten Staaten sich aus 
diesem Grunde entschlossen hinter die Standard Oil Co. ge- 
stellt hat, wie sie seinerzeit auch die Besitzergreifung der 
mesopotamischen Erdquellen durch England angefochten hat. 
Die Proteste ‘der Standard Oil Co. sind freilich auch in dem 
Djambi-Streit,. der die holländische Kammer lange Zeit be- 
schäftigt hat, bislang. ohne Wirkung gewesen. Man wird aber 
daß die Gegensätze keineswegs schon ‚aus 
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der Weelt geschafft sind. Es ist: noch nicht allzu lange her, 
daß Staatssekretär Hushes im amerikanischen Senat die grund- 
sätzliche Erklärung abgegeben hat, die Union werde mit allen 
ihr zur Verfügung stehenden Mitteln, mit ihrer ganzen Macht 
jedesmal Vorstellungen bei fremden Mächten erheben, wenn 
diese Pietroleumgerechtsame, die den Charakter eines Monopols 
tragen, zum Schaden amerikanischer Bürger vergeben werden 
sollten. Das ist aber in der letzten Zeit trotzdem mehrfach 
geschehen, und die Spannung zwischen den Vereinigten Staaten 
und England beruht nicht zum geringsten darauf, daß Groß- 
britannien nach eigenen Angaben heute bereits 56 % des Petro- 
leumvorkommens der Welt kontrolliert, während nach amerika- 
nischen Angaben der britische Prozentsatz sogar 75 % betragen 
soll. Nur wenn eine Verständigung 
zwischen den beiden großen um die Weltherrschaft ringenden 
Gruppen, der amerikanischen und der britischen, erzielt sein 
- wird, ist Aussicht vorhanden, daß auch eine vollständige poli- 
tische Aussöhnung der beiden angelsächsischen Mächte: Erfolg 
haben könnte. Es ist hier nicht der Platz, ausführlich die 
politische Bedeutung der Petroleumfrage für den Frieden der 
Welt zu besprechen. Tatsächlich lassen sieh ja die. meisten 
politischen Gegensätze auf wirtschaftliche Ursachen zurück- 
führen.. Nur soviel sei gesagt, die britische Regierung hat in 
richtiger Erkenntnis, daß sie künftig nicht in der Lage sein 
werde, ihre Macht auf den Weltmeeren aufrecht zu erhalten, 
wenn sie sich lediglich auf Kohle als Brennstoff stützt, zeitig 


begonnen, ıan der ‚Umstellung ihres ganzen Schiffsparkes auf ‘ 


Rohölfewerung hinzuwirken. Die Zahl der heute noch ' auf 
Kohle angewiesenen britischen Kriegsschiffe ist nur noch ver- 
schwindend gering. Großbritannien muß aber, da die amerika- 
nische Kohle mit dem Aufblühen der amerikanischen Handels- 
schiffahrt immer: größere Verbreitung findet, während die 
Schwierigkeiten in den britischen Steinkohlenrevieren anderer- 
seits nicht abnehmen wollen: und die englische Kohlenförderung 
ständig zurückgeht, darauf bedacht sein, an Stelle der früheren 
Kohlenstützpunkte einen gesicherten Erdölbesitz. zu setzen. 
Sollte ıes wirklich einmal, was freilich einstweilen noch in 
weitem Felde liegen dürfte, zu einem kriegerischen Konflikt 
zwischen: Großbritannien und den Vereinigten Staaten kommen, 
dann wäre für den Ausgang dieses Streites ein gesicherter Erd- 
ölbesitz geradezu entscheidend. Die Erdölposition Groß- 
britanniens ist Amerika gegenüber aber besonders stark, weil 
es den wichtigsten und wertvollsten Teil der asiatischen Erd- 
ölquellen fest in der Hand-hat. Aus dieser Erkenntnis hat die 
niederländische Regierung in dem Streit zwischen der Standard 
Oil Co. und der königl. niederländischen sowie der Shellegruppe 
sehr vorsichtig zu vermitteln gesucht. Sie fürchtete nicht 
ganz mit Unrecht, daß in einem englisch-amerikanischen Kon- 
flikt die Neutralität Hollands in Niederländisch-Indien ge- 
fährdet werden könnte, und hat daher angeregt, den Streit 
durch den Völkerbund, dem freilich die Vereinigten Staaten 
nach wie vor ablehnend gegrenüberstehen, entscheiden zu lassen. 
Diesem Gedanken steht aber die von der Harding-Regierung mehr- 
fach geäußerte Absicht gegenüber, das Weltpetroleumproblem 
auf einer internationalen Konferenz zur Erörterung zu stellen. 
Es ist nicht ausgeschlossen, daß die Vereinigten Staaten von 
einer Lösung dieser Frage zu ihren Gunsten einmal die Strei- 
chung der während des Krieges von der europäischen Entente 
in Amerika aufgenommenen Schulden abhängig machen. Sollte 
es nicht gelingen, den Grundsatz der offenen Tür in der Petro- 
leumfrage zum Siege zu führen, so wäre die politische Welt- 
machtstellung Großbritanniens jedenfalls unangreifbar geworden. 
Mit Rohöl betriebene Schiffe. werden Fahrzeugen mit Kohlen- 
feuerung immer weit überlegen sein. England hätte überdies 


die Möglichkeit, mit seinem. überreichlichen, wenn auch noch 


nicht entwickelten Erdölbesitz durch Sperrung der Ölversorgung 


‚einen :maßgebenden Einfluß auf die Weltschiffahrt auszuüben, ; 


wie es dies einst durch seine-Kohlenstationen erfolgreich getan 
hat. - Eine wie scharfe Waffe der Erdölbesitz gegenüber. Län- 
dern, die nicht über eigene Quellen verfügen, ist, mag nur ein 
Beispiel beweisen. Die japanische Flotte benötigt nach offizie]- 


in der Petroleumfrage 


len Angaben der Regierung jährlich über 3 Millionen Tonnen 


' Heizöl, während aus eigenen Quellen nur 300000 t gewonnen 3 


werden können. Japan ist also im Kriegsfall auf die Lieferung 


von seiten einer der beiden angelsächsischen Mächte angewiesen. 
Aber es ist klar, daß in einem japanisch-amerikanischen Kon- 


flikt die. Vereinigten Staaten die Hergabe der Heizöle durch 
Großbritannien an Japan als eine Verletzung der britischen 
Neutralität ansehen würden, so daß allein das Erdölproblem 
eigentlich genügen sollte, um auf eine Lösung des politischen 
Konfliktstoffes, der sich zwischen den drei Mächten aufzehäuft 
hat, hinzuwirken. Über eigene Erdölquellen verfügt Deutsch- 
land bekanntlich, seit uns das der Deutschen Erdöl A.-G. (Deag) 
gehörende, im Elsaß liegende, kurz vor dem Kriege ausgebaute 
Pechelbronner Werk genommen ist, nicht mehr. Das hannover- 
sche Ölvorkommen Wietze spielte bereits vor dem Kriege und 
selbstverständlich jetzt noch viel weniger, weltwirtschaftlich be- 
trachtet, eine Rolle, obwohl ‘es angesichts des geradezu katastro- 
phalen deutschen Ölmangels auch weiterhin für uns nicht ohne 
Bedeutung ist. Die früher auf etwa 30000 t jährlich zu Ver- 
anschlagende inländische Erzeugung ist durch den Verlust von 
Pechelbronn mittlerweile auf etwa 2000 bis 3000 t zurückge- 
sangen. Gleichwohl ist Deutschland in der internationalen Öl- 
industrie noch immer ein Faktor von nicht zu unterschätzendem 
Gewicht. Einmal in seiner Eigenschaft als Verbraucher. Der 
Leuchtölimport im Jahre 1913 betrug nicht weniger als 745 000 t 
(1912 sogar 795 000 t). 
zum Schutze unserer Valuta nur so wenig wie möglich Rohöle 
einführen. Gänzlich frei von dem Importzwang aber werden 
wir in absehbarer Zeit voraussichtlich nicht. Es ist zwar ge- 
lungen, aus bituminösen Braunkohlen, über die wir reichlich ver- 
fügen, im Generatorverfahren Brennöle herzustellen. Dieser 
Herstellung widmet sich besonders die Deag. Sie hat sich eine 
sehr breite Braunkohlenbasis, deren Kern die Rositzer Braun- 
kohlenwerke A.-G. sind, geschaffen. Die für die Entölung von 
ihr errichteten Mineralölwerke Rositz arbeiten bereits mit 
sroßem Erfolge. Um allen Anforderungen auch der Zukunft 
gewachsen zu sein, hat sich die Deag ferner eine Beteiligung 


‘von 75% an der Vereinigte Kohlenwerke A.-G., der Besitzerin 


der sächsischen Werke Wietznitz und Leuna, die über reichliche 
Vorkommen bituminöser Braunkohlen verfügen, gesichert und 


gedenkt diese je nach der Entwicklung der Marktlage sowie den 


Regierungsmaßnahmen zum Schutze dieser neuen inländischen 
Industrie in Betrieb zu setzen. Eifersüchtig und aufmerksam 
beobachtet das Ausland diese technischen Fortschritte der deut- 
schen Petroleumindustrie. Die Bedeutung unserer großen 
Werke, diesich im Deag-Konzern und in der Deutschen Petroleum 
A.-G. zwei technisch und finanziell mächtige Vertretungen ge- 
schaffen haben, liegt aber weltwirtschaftlich viel weniger in 
unserer Eigenschaft als Verbraucher, als in der Tatsache, daß 
wir unsere Erfahrungen und technischen Errungenschaften der 


Welt zur Verfügung stellen können. Dies macht die Eingliede- 


rung unserer industriellen Organisation in die internationale 
Petroleumwirtschaft wertvoll, ja sogar notwendig. Es sei nur 
auf die Bedeutung der Erfindung des Dr. Bergius, nach der es 
möglich ist, schwere in leichte Öle zu verwandeln, hingewiesen. 
Damit gelingt es, auch die teilweise schwer verwendbaren mexi- 
kanischen und westamerikanischen asphaltreichen Öle in Benzin 
umzuwandeln, und es ist verständlich, daß gerade die: Shell- 
gruppe, die in Mexiko außerordentlich große Interessen hat, 


und zu der die Bataavsche Petroleum Maetschappii gehört, ihre | 
Option auf die Auslandspatente des Bergiusverfahrens kürzlich _ 


noch vor Ablauf der Frist ausgeübt hat. Indessen kann die Ent- 
ölung bituminöser Braunkohle’ naturgemäß nur langsam 'ent- 
wickelt werden. Die Preisverhältnisse auf dem internationalen 
Petroleummarkt zwingen überdies dazu, mit einer gewissen Vor- 


‚sicht an dem Aufbau der neuen Industrie zu arbeiten. Da aber 


die wirtschaftliche und finanzielle Rüstung der Deag zu schwer 
ist, als daß die Gesellsehaft sich ausschließlich auf die Herstel- 
lung von Rohölen und Braunkohle einstellen könnte, ist ver- 
ständlich, daß die Verwaltung bemüht war, den außerordentlich 
wertvollen Besitz an ausländischen: Petroleumvorkommen zu 
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benutzen, um auch nach dem unglücklichen Ausgang des Krieges 
und den infolgedessen eingetretenen staatlichen Umwälzungen 
am internationalen Petröleumgeschäft, so gut es geht, noch be- 
teiligt zu bleiben. Der Deag ist diese Absicht gelungen. Es 
ist nicht uninteressant, auf die Verhältnisse bei der Deag näher 
einzugehen. Die Verwaltung der Deag sah sich nach Abschluß 
des Waffenstillstandes von: ihrem ausländischen Besitz voll- 
kommen getrennt. Sie mußte daher. bemüht sein, eine neue 
ausländische Versorgungsbasis unter Verwertung der ihr 
zur ‚Verfügung stehenden Effekten zu gewinnen. Dies ist 
ihr durch Vermittlung eines Großaktionärs, des Freiherrn 
Liebig zu Reichenberg, vor einigen Monaten nach 
langen. vorhergegangenen Verhandlungen geglückt. Die Ver- 
handlung mit Herrn von Liebig führte “schließlich am 
1. März zur Gründung der Internationalen Petroleum-Union 
(Ipu) in Zürich mit einem Kapital von 210 Millionen Schwei- 
zer Franken. Die Ipu verfügte durch Erwerb aus der Hand 
von Großaktiönären bereits bei ihrer Gründung über 5% 
des in einer Generalversammlung am 22. Dezember 1920 auf 
100 Millionen Mark erhöhten Grundkapitals der Deag, sowie 
über 75% des auf 150 Millionen französische Franken erhöhten 
Kapitals der Societ& des Petroles de Dabrowa in Paris, die 
ihrerseits wieder Inhaberin der Mehrheit, des Kapitals der 
Galizischen Karpathen-Petroleum-Union. sowie der Schodnica 
A.-G. und einer Reihe weiterer Unternehmungen in Galizien ist. 
Den an der Gründune der Ipu nicht beteiligten Deag-Aktionären 
wurde der Umtausch von 5000 Deag-Aktien in 4500 Schweizer 
Franken Stammaktien der Ipu angeboten. Von dem 210 Mil- 
lionen Schweizer Franken betragenden Ipu-Kapital waren 


150 Millionen Franken voll eingezahlte Inhaberaktien Serie A 


und 7,5 Millionen Franken mit 50% eingezahlte Namensaktien 
Serie B vorhanden. Die Aktien Serie B erhalten zunächst eine 
Dividende von 6 %, worauf den Aktien Serie A eine solche von 
12% zusteht, während ein etwa darüber hinaus zur Verteilung 
kommender Gewinn auf beide Aktienarten im Verhältnis der 
geleisteten Einzahlungen, also von 2:1, gleichmäßig verteilt 
wird. In der Generalversammlung vom 24. Juni 1921, in der 
die Transaktion beschlossen wurde, ist mitgeteilt worden, daß 
nach Abwicklung des damals im Zuge befindlichen Umtausches 
92% des gesamten Deag-Kapitals im Portefeuille der Ipu ver- 
einigt sein werden.‘ Die restlichen 8% des Deag-Kapitals sollen 


sich teilweise in. ausländischem Besitz, der aus gewissen steuer- 


technischen Gründen den Umtausch nicht vollziehen wollte, 
befinden. In welcher Weise die nicht umgetauschten Deag- 
Aktien an der Dividende teilnehmen werden, sowie über die 
Abmachungen zwischen der Ipu und der Deag allgemein sind 
Man wird aber annehmen 
können, daß die Rechte der deutschen Aktionäre in den Ver- 
trägen gut gesichert sind. Wenigstens hat die Verwaltung in 
der erwähnten Generalversammlung Erklärungen allgemeiner 
Art in diesem Sinne recht positiv abgegeben. Die Ipu verfügt 
bereits jetzt über einen außerordentlich wertvollen Besitz. 
Dieser umfaßt einmal die, sehr wertvollen galizischen Felder; 
ferner die in Deutschland gelegenen großen Reinigungs- und 
Raffinierungsanlagen sowie Depotunternehmungen der Deag, 
weiter deren in Deutschland und Österreich arbeitende Absatz- 
organisation Olex; endlich die großen deutschen Braunkohlen- 
interessen und die außerordentlich wertvollen Erfahrungen auf 


dem Gebiete der Braunkohlendestillation, Vor allem aber, und | 


t 


dies ist sicherlich eins der bedeutendsten und zukunftsreichsten 
Aktiva der neuen Züricher Trustgesellschaft, hat sie ausge- 
dehnte” Gerechtsame in Argentinien erworben, die einen sehr 
guten Ertrag sowohl quantitativ als auch finanziell abwerfen 
und vor einer außerordentlich günstigen Entwicklung stehen 
sollen. Die Verwaltung hat bereits in der letzten Generalver- 
sammlung der Deag angedeutet, daß Verhandlungen über eine 
Interessennahme an weiteren überseeischen EFrdölgebieten 
schweben, und daß die Möglichkeit, Kapital anderer Länder an 
der Ipu zu beteiligen, keineswegs ausgeschlossen sei. Zusam- 
menfassend kann somit gesagt werden, daß ganz außerordentlich 
wertvolle und zukunftsreiche Interessen in den Ipu-Konzern ein- 
gebracht worden sind. Die Gewinnchancen des Unternehmens 
wird man ebenfalls günstig beurteilen können. Es ist zu be- 
denken, daß die Gewinne in hochwertiger Schweizer Valuta 
ausgeschüttet werden müssen, während die Betriebskosten und 
teilweise allerdings auch die Erlöse in niedrigstehender deut- 
scher und polnischer Valuta hereinfließen. Da aber Polen mehr 
als Erzeugungs- denn als Verbrauchsland in Frage kommt, 
bleiben selbst nach Abzug des deutschen Konsums sicherlich 
noch immer beträchtliche Mengen zur Verfügung, die auf dem 
Weltmarkt in Ländern mit hochstehender Valuta abgesetzt wer- 
den können. Dies gilt zweifellos für den weitaus größten Teil 
der argentinischen Erzeugung. Man kann daher annehmen, daß 
bereits das erste Geschäftsjahr der Ipu mit einem angemessenen 
Gewinn abschließen wird. Es ist selbstverständlich, daß die 
Entwicklung der Deag auf produktionstechnischem Gebiet durch 
die Verbindung mit der Züricher Trustgesellschaft keineswegs 
abgeschlossen ist. Die Gesellschaft hat richtig erkannt, daß an- 
gesichts des geringfügigen deutschen Ölvorkommens die Mittel 
des Unternehmens nur dann voll ausgenutzt werden können, 
wenn die deutsche Petroleumindustrie sich neuen Aufgaben zu- 
wendet. Diese können einmal in der Raffinerie für fremde 


Rechnung bestehen, da die sehr großen deutschen Anlagen sonst 


größtenteils stilliegen müßten. Andererseits aber könnten die 
wertvollen allgemeinen Erfahrungen auf dem Gebiete der 
Petroleumverwertung benutzt und besonders die Fabrikation 
der für die Petroleumindustrie erforderlichen maschinellen Ein- 
richtungen aufgenommen werden. Damit wäre der Entwicklung 
der deutschen Gesellschaft wirklich eine ganz neue Richtung 
gewiesen. Es sei darauf hingewiesen, daß die Deag vor ganz 
kurzer Zeit die Aeoluswerke in Witzenhausen angekauft hat 
und eine neue Gesellschaft, die Becker Feuerungs-Maschinen- 
und. Apparatebau-Patent-Verwertungs-Gesellschaft in Berlin. be- 
gründete, die sich mit der Ausbeutung eines newen Verfahrens 
befassen will. Die erworbenen Patente beziehen sich auf die 
Ölfeuerung von Lokomotiven,-Lokomobilen”sowie Automobilen. 
Sollte der Ausfall dieser Versuche günstig sein, so wird man an- 
nehmen dürfen, daß die Verwaltung auch zum Verkauf der neuen 
Apparate und Einrichtungen übergehen wird. Interessant in 
diesem Zusammenhange ist übrigens auch, daß die Liebiggruppe, 
also der maßgebende Großaktionär der Deag, bei der letzten 
Kapitalerhöhung der R. Wolf A.-G. einen recht beträchtlichen 
Posten übernommen hat. Vertreter der Deag und Ipu sitzen 
seitdem im Aufsichtsrat der R. Wolf A.-G. Die Interessennahme 
der Deag an Werken der Maschinenindustrie ist somit bereits 
jetzt nicht unbeträchtlich. 


Badermann. 


„Das Kastensystem“ in Verbindung mit dem „Zweibahnensystem“ und dessen 
Vorteile für den Lastentransport. 


Bei der bisher üblichen Beförderung von Massengütern (Kohle, 
Erz, Sand, Schotter, Ziegel usw.) von ihrer Erzeugungsstätte bis 
zur Verbrauchsstelle werden diese in den meisten Fällen 


mehrmals umgeladen (so z. B. beim Übergang von Schienenwegen 
‚auf Straßen und umgekehrt), was vor allem Arbeitskräfte in An- 


spruch nimmt, die Beförderung verteuert und ihre Dauer ver- 
längert. Auch entstehen durch die Umladung je nach Art und 


| Beschaffenheit des Beförderungsgutes Verluste durch Verschüt- 


‘ten, Zurückbleiben feinkörniger Teile in den Behältern der Fahr- 
zeuge und auf den Zwischenlagerplätzen. Ferner erfordert die 
jetzige Methode einen durch das Um- und Abladen bedingten 
Stillstand der Fahrzeuge. Vorübergehender Mangel an der einen 
oder anderen Art, von Fahrzeugen verlängert die Standzeit, er- 
fordert u. U. auch Abladung auf Zwischenlagerplätzen und wach 


Nr. 47 


876 


Zeitung des Vereins 
en Eisenbahnverwaltungen. 


Eintreffen der zur Weiterbeförderung nötigen Fahrzeuge erneute 
Verladung. Die Transportkosten werden dadurch nicht un- 
wesentlich erhöht. Weitere Mängel bestehen darin, daß durch 
Umladung Diebstähle erleichtert werden, Güter wie Ziegel, Ton- 
fabrikate und Kohle durch Umladung leiden, ihr. Wert "durch 
teilweisen Bruch vermindert wird: endlich leiden auch durch ver- 
mehrte Umladung die Ladekasten der Fahrzeuge. ' 

Einen Fortschritt auf dem Gebiete der Lästenbeförderung be- 


anlage wäre der Anstieg nur an einem Ende, im durchgehenden 
Gleis zur Befahrung in jeder Riehtung an beiden Enden der 
Führungsbahn anzuordnen. Zur Fortbewegung auf der letzteren 
sind die Ladekasten seitlich mit Rollen versehen, deren Träger 
entweder aufsteckbar oder ausschiebbar 'sind. Abb. 1 zeigt ein 
Fahrgestell mit Ladekasten in der. Normallage. 


Fährt nun das Fahrzeug, nachdem ‚die Rollenträger des Lade- 


kastens in ihre äußerste Lage gebracht sind und die feste Ver- 


deutet das in England und Amerika bereits eingeführte bindung zwischen Fahrgestell und Ladekasten gelöst worden ist, 
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> Abb.L. 


Kastensystem, das im wesentlichen darauf beruht, die Fahr- 
zestelle der Eisenbahnwagen mit abnehmbaren Ladekasten aus- 
zustatten. Diese werden samt: ihrem Inhalt mittels Krans von 
einem Fahrzeug auf das andere umseladen. Diese Art der Be- 
förderung von Massengütern wird insbesondere bei ihrem Über- 
gang vom Eisenbahnwagen auf Schiffe und umgekehrt angewen- 
det. Trotz der 
Vorteile dieses 
Systems konnte 
es sich inanderen 
Staaten nicht 
durchsetzen, da 
die - Krananlagen 
— abgesehen von 
den hohen Be- 
triebskosten = 
sehr teuer sind. 

Diesen Nachteil 
des Kastensy- 
stems wollen Pro- S SYHSS 
fessor Ladislav 
Gubrynowiez und 
Ingenieur Raoul 
Doms in Wien 
durch ein Zweibahnensystem beseitigen. In’ V erbindung mit 
dem Kastensystem soll das Zweibahnensystein. Adie Möglichkeit 
schaffen, die der jetzigen Art der Lastenbeförderung anhaften- 
den Mängel in erheblichem Umfange zu beheben. 

Das Zweibahnensystem gestattet, die Ladekasten ohne Zu- 
hilfenahme Krananlagen und ohne Verwendung von 
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_ Co IeR 


von 


Abb. 


Menschenkräften samt ihrem Inhalt von einem Fahrzeug auf das 
andere zu schaffen. Hierzu wird lediglich die Kraft der Lokomo- 
tiven, Motorwagen usw. "ausgenutzt, die die Fahrzeuge fort- 
bew egt. 

Nach Maßgabe der Skizzen 1-3 wird auf der Umladestelle 
neben dem Fahrgleis ein zweites Gleis so angeordnet, daß dessen 
Schienenstränge knapp außerhalb zu beiden Seiten des Fahr-: 
gleises auf eine entsprechende Tragkonstruktion zu liegen kom- 
men (Abb. 2 und 3). Dieses zweite Gleis dient als Führungs- 
bahn zur Fortbewegung der Ladekasten. Es steigt anfangs an 
und läuft bei Erreichung der erforderlichen ‚Höhenlage wage- 
recht bzw. parallel zum Fahrgleis weiter. Bei einer 'Stumpfgleis- 


' und nach vom Fahrgestell abgehoben (Abb. 2). 


Ab b.. 


LITE Os 


zwischen die Führungsbahn ein, 


so ee die Roten; ur 
deren Ansteigung aufzulaufen. 


Dadur ch werden die Kasten nach 
. Während des 
Abhebens bleiben sie mit dem Fahrgestell durch an den Kasten 


befestigte geschlitzte Rungen R verbunden, die den am Fahr- 


gestell angeordneten : ‚Zapfen Z als Fiihrung dienen. Die Fort- 
bewegung des 
Fahrgestells wird 
somit auf die Ka- 
sten übertragen, 
die sich nunmehr 
als eine Art Schie- 
nenfahrzeuge für 
sich- auf der Füh- 
rungsbahn bewe- 


das Fahrgestell in 


einer Richtung 
fort, so werden die 
I ; VLSZIPSIZHSSIZZSSIZESSIZD vom Fahrgestell 


cher Richtungund 

um 
Maß auf der Führu ungsbahn leere. Die zwangläufige Ver- 
bindung wird, nachdem die Kasten auf dem wagerechten Teil der 
Führungsbahn. angelangt sind, durch Entfernung von Steck- 
bolzen gelöst (Abb. 3). Nunmehr fährt das Fahrgestell unter 
‚den -Kasten weg, wobei sich die Rungen schräg_ stellen. Die 
ee verbleiben auf der Führungsbahn, um in der Folge von 


x 


3: 


dem zur  Weiterbeförderung bestimmten Fahrzeug wieder auf- 
genommen zu werden. Der eben beschriebene Vorgang wieder- 
holt sich dann im entgegengesetzten Sinne. In den Abbildungen 
1—3 sind für den Eisenbahnwagen drei Kasten zum Übergang 
auf Lastkraftwagen angenommen, so daß je ein Kasten von einem 
Lastkraftwagen aufgenommen wird. 


Der Vorgang der Umladung auf einer 
Laufbahnen ausgestatteten Umladestelle gestaltet sich fol- 
gendermaßen: Der beladene Güterzug trifft auf der Bestim- 
mungsstation ein... Die an den Kasten befindlichen Rollen wer- 
deu zum Auflaufen auf die Führungsbahn vorgerichtet. Die Eisen- 
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x 


gen. Bewegt sich. 


das gleiche 


mit mehreren 
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‚ abgehobenen La- 
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- selbsttätig 
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fahren unter 
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LXI. Jahrgang 
24. November 1921. 


bahnwagen fahren 
zwischen die Füh- 
rungsbahn, wobei 


die’ Kasten mit ihrer 
Last auf die eben 
beschriebene Weise 
abgeho- 
ben werden. Die 
leeren Fahrgestelle 
den 
Ladekasten weg, um * 
nach einer zweiten 
Führungsbahn ge- 
bracht zu werden, 
auf der leere oder 
wieder beladene 
Kasten zum Mitneh- 
men ruhen. Nach 
erfolgter selbsttäti- 
ger «Aufnahme der 
Kasten durch die 
Fahrgestelle ist der 
Zug .abfahrbereit. 
Unabhängig davon 
entnehmen die 
Straßenfahrzeuge der 
Führungsbahn die 


877 


m — nn ag a FE FREN 


Abb. 4, 


—e Nr. 47 


Die Urheber der 
Umiladevorrichtung 


machen dafür die 
folgenden Vorzüge 
geltend. 

Aus der Art der 


Umladungergibt sich 
die Möglichkeit er- 
höhten Umlaufs der 
Fahrgestelle, daher 
eine wesentlich wirt- 
schaftlichere Aus- 
nutzung, die sich 
weiter dadurch er- 
höht, daß bei Aus- 
besserungen der ab- 
nehmbaren Wagen- 
kasten das Fahrge- 
stell dem Verkehr 
nicht entzogen wird. 
Das System bietet 
auch die Möglichkeit, 
Massengüter anihrer 
Bestimmungsstelle 
selbsttätig zu entla- 
den. Dadurch wird 


erreicht, daß die 

vorher abgesetzten Stehzeiten der Fahr- 
Ladekasten, | zeuge beim Ent- 
bringen sie an die Verbrauchsstelle und führen die leeren bzw. | laden vermindert werden. Für die fast: ausnahmslos in 
wiederbeladenen Kasten auf die dafür vorgesehene Führungs- | Betracht kommende seitliche Entladung der Kasten ist 
bahn. . | nur eine einseitig. fanzulegende Führungsschiene erforder- 
Soviel über den Grundgedanken der Umladevorrichtung, auf | lich, die an den Enden die beschriebenen Ansteigungen 


deren bauliche Einzelheiten hier nicht weiter einzugehen ist. 


hat. Auf der Schiene werden die Kasten beim Auflaufen einer 
in Kastenmitte angeordneten seitlichen Rolle einseitig allmähli:h 
angehoben und in Schräglage gebracht, worauf sie sich nach 
Öffnen der Seitenklappen selbsttätig entleeren. Ein Kippen des 
Fahrgestelles wird durch die Bauart der Wagen vermieden. 
Solche Entladebahnen sollen vornehmlich dort Anwendung fin- 
den, wo häufig große Mengen Gut abgeladen werden, z.B. in Gas- 
anstalten und Fabriken sowie auf Bauplätzen. Zur vollen Aus- 
nutzung- des Lagerplatzes könnte die Entladerampe verschiebbar 
ausgeführt werden, was besonders für die Entladung der Straßen- 
fahrzeuge in Betracht käme, da diese nicht an die Schienen 
gebunden sind. - 

Außer der Umladung zwischen Eisenbahn- und Straßenfahr- 
zeugen soll das System zur Umladung zwischen Bahnen von ver- 
schiedener Spurweite dienen. Weiterhin sind örtliche Betriebe, 
wie Berg- und Hüttenwerke, Gasanstalten und andere Industrie- 
anlagen, in denen viel umgeladen oder entladen wird, dann Aus- 
besserungs- und Montagewerkstätten, wo häufiges Ab- und Auf- 
setzen von Wagenkasten vorzunehmen ist, als nutzbringende 
Anwendungsgebiete bezeichnet. 

Die besprochene Neuerung wird zweifellos geeignet sein, in 
lokalen Betrieben durchgreifende Verbesserungen zu bewerk- 
stelligen. Das beweist bereits eine nach dem System, der 
Erfinder von der österreichischen Daimler - Motoren - A.-G. in 
Wiener Neustadt ausgeführte und praktisch erprobte Umlade- 
vorrichtung, die im Lichtbild in Abb. 4 wiedergegeben ist. Diese 
wird zum Umladen von Wagenkasten im Bruttogewichte von 
20 t von einem Fahrzeug auf das andere benutzt zwecks Vor- 
nahme der Probefahrten. Diese Umladung wurde früher von 
12 Mann mit Zahnstangenwinden durchgeführt und dauerte 
drei Stunden. Mit der neuen Vorrichtung wird diese Arbeit mit 
zwei Leuten in wenigen Minuten verrichtet. Das Aufnehmen 
und Absetzen des Wagenkastens durch das Fahrgestell erfolgt in 
der oben beschriebenen Weise, wobei lediglich die Kraft des 
Wagenmotors verwendet wird. Die Anlage hat sich bestens 
bewährt. 

Besonders geeignet zur Verwertung des Zweibahnensystems 
zum selbsttätigen Abheben und Aufsetzen von Wagenkasten er- 
scheinen die Ausbesserungs- und Montagewerkstätten von Fahr- 
zeugen, wo der Wagenkasten fast bei jeder Ausbesserung ab- 
gehoben werden muß. Die heute gebräuchlichen verschiedenartig- 
sten Hebevorrichtungen sind in einem längeren Aufsatze in den 
Heften 19 und 20, Jahrgang 1918, der Zeitschrift „Elektrische 
Kraftbetriebe und Bahnen“ von Ing. Bieber, Köln, eingehend be- 
handelt. Auf diesen Aufsatz sei hier lediglich verwiesen. Die 
bisherigen Verfahren sind infolge ihrer kostspieligen ‚und zeit- 
raubenden Handbedienung oder auch durch ihre kostspielige An- 
lage unwirtschaftlich. Hier würde das Zweibahnensystem mit 
Erfolg verwendet werden können. 

Abb. 5 zeigt ein Anwendungsbeispiel für eine Straßenbahn- 
werkstätte. Die Wagenkastenstände sind hier einzeln neben- 


einander in Reihen angeordnet mit senkrecht zu diesen verlau- 


fender Schiebebühne. Der Vorgang des Abhebens 


ist fol- 
gender: 
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Der Wagenkasteu des zur: Ausbesserung bestimmten Straßen- 
bahnwagens wird vom Fahrgestell abzebunden und mit Füh- 
rungsrollen sowie mit Rungen für die zwangläufige Verbindung 


zwischen Kasten und Gestell versehen. Die Rungen würden sich 
leicht durch besondere Vorrichtungen an den Längsträgern be-- 
festigen lassen. Der Wagen wird nun durch ein betriebsfähiges 


Fahrzeug (beim Motorwagen gegebenenfalls durch eigenen An- 


trieb) zwischen die im Anstieg gelegene Führungsbahn gesczho- 
Auf der. 


ben, wobei sich der Kasten vom Fahrgestell abhebt. 
Schiebebühne angelangt, wird die zwangläufige Verbindung 
löst und das Fahrgestell hervorgezogen. 
kann der Kasten leicht auf den dafür vorgesehenen Stand ge- 
schafft. werden. $ 


g6- 


Hinsichtlich der Anwendung des Zweibahnensystems in Ver- 


bindung mit dem Kastensystem für die Beförderung von Massen- 
gut im allgemeinen Eisenbahnverkehr mit anschließendem Über- 
gang zwischen Bahn- und Straßenverkehr und im Übergang zwi- 
schen Bahnen verschiedener: Spurweite läßt sich noch: nicht er- 
kennen, ob die technische Durchbildung in allen Einzelheiten, 
insbesondere der Rungenanordnung, schon soweit gediehen ist, 
um bei Abfertigung ganzer Züge allen betrieblichen Anforde- 


Von der Schiebebiühne .F 
denen Bahnverwaltungen 


-benenfalls internationale) Regelung: 


_ Deutscher ‚Eisenbahnverwaltungen. 


rungen zu entsprechen. Die hierdurch bedingten baulichen Neu- 
ausführungen und Änderungen an Bahnhofsanlagen und Betriebs- 
mitteln scheinen aber ihrem Umfange nach nicht allzu erheblich 
zu sein. Der erforderliche Kostenaufwand dürfte durch die Vor- 
teile der neuen Beförderungsweise überwogen werden, wenn man 


die zu erzielenden Ersparnisse gegenüber dem Kostenaufwand 


der jetzigen Art, die zu durchschnittlich 30. % angegeben sind, 
in Betracht zieht.. Dagegen würden sich der verwaltungstech- 
nischen Durchführung des Übergangsverkehrs der Wagenkasten 
voraussichtlich gewisse Schwierigkeiten entgegenstellen. Der 
Wagenkastenpark würde als einheitliches Ganzes den verschie- 
angehören, seine Verwaltung daher 
eine für die beteiligten Bahnunternehmungen einheitliche (gege- 
erforderlich machen. Zur 
Lösung dieser Frage ist die Gründung einer mit eigenem Wagen- 
park auszustattenden Generaltr ansportgesellschaft vorgeschlagen. 

Inwieweit nach dem Voraufgegangenen die neue Beförderungs- 
art für Massengüter geeignet wäre, im allgemeinen Eisenbahn- 


‚verkehr durchschlagende Verbesserungen herbeizuführen, bleibt 


noch eingehenderen Erwägungen a praktischen Versue hen‘ vor- 
behalten. 


Reichsvorkehrsminister Groener über die Entstaatlichung. 


teichsminister Groener legte am 19. Nolenler vor 
größeren Kreise von Pressevertretern seine Anschauungen über 
den Vorschlag der „Entstaatlichung“ der Reichsbahn dar, aus 
denen hervorging, daß der Minister ein entsch jeden er 
und überzeugter Gegner dieses Planes ist. Seine Dar- 
legungen wiederholten die Gesichtspunkte, mit denen Minister 
(zroener seinen ablehnenden Standpunkt im Kabinett begründet 
hat. Er führte folgendes aus: 

„Der Reichseisenbahnverwaltung wird zum Vorwurf gemacht, 
daß sie schlecht wirtschafte. Dies wird daraus gefolgert, daR 
es ihr bisher nicht gelungen ist, das Gleich&ewicht ‘ zwischen den 
Ausgaben und den Einnahmen herzustellen. 

Es ist richtig, daß die Rechnung des Haushaltsjahres 1920, des 
ersten Jahres der Reichsverwaltung, mit einem Betriebsabmangel 
von 15,6 Milliarden abgeschlossen hat, und daß auch das Jahr 
1921 einen Reichszuschuß von 10,5 Milliarden zum ordentlichen 
Haushalt erfordern wird. Im ersten Jahr übersteigen die Aus- 
gaben die Einnahmen um 87 %, ; 

Die Hauptursachen für diese gewaltigen Fehlbeträge sind ein- 
mal die den Betriebsapparat belastenden Folgen -des Krieges, 
dann das Zurückbleiben des Verkehrs hinter dem Umfang, für 
den die persönlichen und sachlichen Kräfte vorgehalten werden 
müssen, und nicht zum letzten die auch heute noch ungenügende 
Anpassung der Tarife an die Geldentwertung. 

Mit den persönlichen und sachlichen Kräften der deutschen 
Staatsbahnen ist während des Krieges der verhängnisvollste 
Raubbau getrieben worden. Während die Industrie, soweit sie 
für kriegerische Zwecke nutzbar gemacht wurde, ihren tech- 
nischen Apparat vielfach noch erweitern und verbessern konnte, 
wurden die Eisenbahnen völlig beruntergewirtschaftet, und wäh- 
rend die Industrie durch die Kriegsgewinne in die Lage gesetzt 


war, sich starke Geldreserven zu sammeln, hatten die Eisen- 
bahnen aus politischen und allgemein wirtschaftlichen  Er- 


wägungen in der Erhöhung der Tarife, dem einzigen Mittel zur 
Steigerung ihrer Einnahmen, die größte Zurückhaltung geübt, 
so x N sie mit Schulden belastet aus dem Krieg hervorgegangen 
sind 

Man mutet der Reichsbahnverwaltung nunmehr zu, daß sie 
diese Schwierigkeiten aus eigener Kraft in aller Zeitkürze über- 
winde. In anderen am Kriege beteiligten Ländern ist man ein- 
siehtsvoller. So! hat! England seinen Bahnen im Krieg und den 
ersten Nachkriegsjahren die Dividende der Vorkriegszeit ge- 
währleistet, und es hat ihnen außerdem jetzt noch weitere 
60 Millionen Pfund Sterling, nach heutigem Kurs etwa 60 Mil- 
liarden Mark, zur Verfügung gestellt zur Nachholung- der im 
Krieg unterlassenen Unterhaltungsarbeiten. Ähnlich liegen die 
Verhältnisse in Frankreich und in den Vereinigten Staaten von 
Amerika. 

Die Frage, ob die Reichsbahn der ihr gestellten Aufgabe ge- 
recht werden kann, ist auf Grund der seitherigen Erfahrungen 
zu bejahen, wenn auch die Schwierigkeit der Lösung nicht ver- 
kannt werden soll. 

Der Zustand der Bahnanlagen und der Betriebsmittel hat sich 
seit Kriegsende in lebhaftem Fortschreiten gebessert, der. Ar- 
beitswille des Personals hat sich in erfreulicher Weise gehoben. 
Die Folgen zeigen sich der Öffentlichkeit in der größten Ord- 
nung, Pünktlichkeit und Sicherheit des Betriebes und in der 
stetig zunehmenden Erhöhung der Betriebsleistungen. Diese 
entsprechen im Personenverkehr allen billigen Anforderungen, 
während allerdings im Güterverkehr die Bewältieunge eines 
außerordentlichen Geschäftsanfalles, wie dieser Herbst‘ ihn 


einem | 


‚wunden worden sind. 


im zweften immer noch um 32%. : 


brachte, noch nicht reibungslos gelungen ist. Immerhin kann 
gesagt werden, daß auf .dem Gebiete des Betriebes die Kriegs- 
folgen unter. Anspannung aller Kräfte zum größten Teil über- 
Anders liegt die Sache hinsichtlich der 
Finanzen. Er - 


o 
Die Kussabenseite ist in ihrem persönlichen wie in ihrem sach- 
lichen Teile aufs schwerste belastet, und zwar ist, das sei hier 


ausdrücklich festgestellt, die Zunahme der sachlichen Ausgaben 
siegenüber der Vorkriegszeit verhältnismäßig stärker als die der 
persönlichen. Auf die Höhe der sachlichen Ausgaben hat die 
Verwaltung immer nur geringen Einfluß. Dem Beschaffungs- 
wesen wird die größte Aufmerksamkeit zugewandt, auf sparsams 
Wirtschaft wird in allen Zweigen gesehen, das Interesse des 
Personals hieran ist durch Wiedereinführung von Prämien se- 
weckt worden. Der allgemeinen Preissteigerung aber kann die 
Verwaltung nicht entgegentret?n, und: hinsichtlich des wich- 
tigsten Betriebsstoffes, der Kohle, leidet sie heute noch unter 
der zu geringen Förderung. Die Reichsbahn ist genötigt, ge- 


ringwertige Sorten und vor allem den äußerst unwirtschaftlich 


zu verwertenden Koks in größerem Umfang zu verfeuern. 

Daß das Personal zu hoch . bezahlt. sei, wird niemand be- 
haupten. Der Verwaltung wird aber zum Vorwurf gemacht, daß 
die Kopfzahl zu groß sei, und daß sie an deren Verringerung 
nicht energisch genug arbeite. Die durch die Demobilmachung 
verursachte Überfüllung der Eisenbahnen mit Menschen wird 
von .der Verwaltung mit allen Kräften bekämpft. Der beutige 


Bestand ist um etwa 50000 Köpfe niedriger als der des Jahres. 


1919. Ein rascheres Vorgehen hat sich vor allem mit Rücksicht 
auf die heute noch geltenden Demobilmachungsvorschriften nicht 
ermöglichen lassen. Ihre Aufhebung ist beantragt. Ein‘ Arbeits- 
zeitgesetz ist im Entwurf fertiggestellt, das unter grundsätz- 
licher Wahrung des Achtstundentages einer gerechten und wirt- 
schaftlichen Verwenäung des Personals den Weg ebnen soll. Das 
Gedingeverfahren ist in dem größten Teil der Gebiete, für «die 
es anwendbar ist, wieder eingeführt und hat die Leistungen, vor 
allem in den Werkstätten, erheblich gesteigert. Der vorsich- 
tigen Auswahl der neu einzustellenden Kräfte und der. Weiter- 
bildung der Bediensteten zum Zwecke der Erhöhung ihrer Lei- 
stungen wird besondere Beachtung gewidmet. Diese Maßnahmen, 
denen — wie zu hoffen — das Personal das nötige Verständnis 
entgegenbringt, werden in , verhältnismäßig kurzer Zeit dazu 
führen, daß der Aufwand der zu leistenden Arbeit entspricht. 


Dabei darf freilich nicht außer Acht gelassen werden, daß in_ 


zahlreichen Zweigen des Eisenbahndienstes der Personalstand 
nicht völlig abhängig ist von der Stärke des Verkehrs. Die 
volle Ausnutzung des Personals ist erst dann zu erzielen, wenn 
der Verkehr sich dem. Friedensstand wieder wenigstens genähert 
haben wird. 

Die Angleichung der Einnahmen an die Ausgaben kann aber 
nieht erreicht werden, wenn nicht in der Tarifpolitik die frühere 
Zurückhaltung aufgegeben wird. Dem Sturz der Mark kann 
nicht anders begeenet werden als durch Erhöhung der Tarife. 
Heute sind die Sätze des. Gütertarifs durchschnittlich um das 
13fache ‘des Friedensstandes erhöht. Die neue Steigerung um 50 % 
erhöht sie insgesamt um das 20fache des Friedensstandes. Es 
gibt wenig Waren, vor allem keine, die für den Verbrauch der 
Eisenbahn in Betracht kommen, deren Preis sich nicht stärker 
gesteigert hätte. Noch schonender ist bisher der Personenver- 
kehr behandelt worden. Die Steigerung beträgt hier in der 
1. Klasse ungefähr das 10fache, in der 3. und 4. Klasse das 7fache 
des Friedenspreises, Die deutsche Volkswirtschaft wird sich daran 
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gewöhnen müssen, daß künftig die Teuerungswellen, wie sie 
namentlich die letzte Zeit uns gebracht hat, rascher und ent- 
schiedener als bisher durch Tariferhöhungen aufgefangen werden. 
Dabei wird innerhalb der Grenzen der Möglichkeit den berech- 
tigten Forderungen der Wirtschaft durch schonende Behandlung 
schwächerer Reichs- und Volksteile immer noch Rechnung ge- 
tragen werden können. 

Unter der Voraussetzung, daß es gelingt, weiteren Ausgabe- 
steigerungen auf die bezeichnete Weise zu begegnen, wird der 
Haushaltsplan für 1922 durchgeführt werden können, in dem die 
Ausgaben durch die Einnahmen ausgeglichen sind, das Defizit 
also beseitigt ist. 

Das Reichsverkehrsministerium ist davon überzeugt, daß auch 
ein privatwirtschaftliches Unternehmen im wesentlichen nicht 
anders vorgehen würde. Die Preisbewegung auf allen Gebieten, 
namentlich hinsichtlich der Erzeugnisse der Großindustrie, be- 
stätigt diese Annahme. Freilich wird nicht verkannt, daß die 


Industrie, wenn sie das Eisenbahnunternehmen mit ihren SOn- 


stigen Zweigen in Verbindung gebracht hätte, in der Lage wäre, 
den Bahnen auf dem Gebiete der sachlichen Ausgaben Erleichte- 
rungen zu verschaffen. Es sei nur an die bessere Belieferung 
mit hochwertiger Kohle erinnert. Auch die Preise für Schienen 
und Schwellen wie für Fahrzeuge könnten von der Leitung des 
Gesamtunternehmens zu gunsten der Bahnen beeinflußt. werden: 
Wie groß dieser Vorteil wäre, läßt sich nicht sagen, weil sich 
nicht ‘beurteilen läßt, wie weit und namentlich wie lange die 
Industrie ihre sonstige Preispolitik beeinflussen lassen würde 
durch’ die Rücksicht auf das Bahnunternehmen. 

Hinsichtlich der Personalkosten wäre eine wesentliche Er- 
leichterung beim Übergang zur Privatwirtscehaft nicht zu er- 
warten. Die Einzelbezüge könnten 
werden, und die Erfahrungen im Steinkohlenbergbau zeigen, daß 
es auch der Privatwirtschaft nicht überall und nicht immer mög- 
lich ist, die Arbeitsleistungen auf die Friedenshöhe zu bringen, 
wie dies in einzelnen Werken allerdings gelungen ist. Der 
raschen Verringerung des Personalstandes wären also auch beim 
Übergang der Bahnen in Privathand Schranken gezogen. 
‚, Daß die Eisenbahnen in Privathänden den einer wirtschaft- 
" lichen Geschäftsführung abträglichen Einflüssen der inneren und 
"äußeren Politik mehr entzogen wären, ist richtig. Eine völlige 
Befreiung von diesen Rücksichten wäre aber nicht zu erwarten. 
Das Reich würde sich der Einwirkung auf den wichtigsten volks- 
wirtschaftlichen Faktor nicht durchaus entschlagen können. 
Wichtige Gebiete, wie die Festsetzung der Tarife, die Personal- 
behandlung, die Berücksichtigung der Industrien in den ein- 
zelnen Reichsteilen, die -Aufrechterhaltung des Betriebes auf 
wenig rentablen Linien, könnten von der Kontrolle des Reiches 
nicht verschont bleiben. Der freien privatwirtschaftlichen Be- 


tätigung des Unternehmens wären also Grenzen zu setzen, und: 


es wäre daher die Entpolitisierung jedenfalls keine vollständige. 
Ob die Verkaufsbedingungen so gestellt werden könnten, daß 


Entbürokratisierung 


„Die finanzielle und wirtschaftliche Situation, in der wir uns 
zegenwärtig befinden, ist derartig, daß jeder Weg, der, wenn 
er auch nur einigermaßen geeignet ist, aus dem Chaos heraus- 
zuführen, gern und willig von dem deutschen Volke beschritten 
werden müßte.“ Diesen Satz wird jeder sachlich Denkende unter- 
schreiben. Auch den Ausführungen, die an ihn in Nr. 527 der 
„D. Alle. Ztg.“ vom 15. November (Entbürokratisierung der Eisen- 
bahn) geknüpft werden, wird man im wesentlichen zustimmen 
können, soweit sie sich mit der Geschichte der sogenannten 
Kreditaktion der Industrie befassen und ihre wirtschaftliche Be- 
deutung unterstreichen. Der ihr zugrunde liegende Gedanke ist 
durchaus diskutierbar. Über die Gestalt, die er durch das über- 
fallartige Eingreifen „schwarzer“ Mächte bekommen hat, wird 
man. sehr verschiedener Meinung sein dürfen. Die Entstaat- 
lichung der Reichsbahn erscheint dem Schreiber dieser Zeilen 
nicht als der Weg, der beschritten werden muß oder im Inter- 
esse des deutschen. Volkes,beschritten werden sollte. Es ist nur 
auf das innigste zu hoffen, daß auch der Köder höherer Bezah- 
lung, der in dem erwähnten Artikel den Arbeitern und Beamten 
der Reichsbahn hingeworfen wird, ihnen nicht den Blick dafür 
trübt, daß Vorteile, die vielleicht einem Teilevonihnen 
für den Augenblick geboten werden können, nur ein schlechtes 
Entgelt wären für das, was sie als Angehörige der 

*) Die „D. Alle. Ztg.“ hat in ihrer Morgenausgabe vom 15. No- 
vember unter der Überschrift „Entbürokratisierung der Eisen- 
bahn“ einen Aufsatz’ veröffentlicht, der sich mit dem Angebot 
und den -„Entstaatlichungsvorschlägen“ der deutschen Industrie 
befaßt. Wir wollen die nachfolgende Entgegnung, deren. Ab- 
druck von.der „PD. Allg Ztig.*“ abgelehnt worden ist, unseren 
lsesern nicht vorenthalten, Die Schriftl, 


gewiß „nicht herabgesetzt. 


sich der. Käufer dabei eine in seinem Sinne wirtschaftliche, d. h. 
auf Gewinn gerichtete Geschäftsführung versprechen würde, ist 
unter den heutigen Verhältnissen im höchsten Grade zweifelhaft. 
Die Veräußerung der Reichsbahn wäre nur möglich nach Ände- 
rung der Reichsverfassung und unter Zustimmung der früheren 


Eisenbahnländer. Der Widerstand’ des Personals gegen eine 
solche Veränderung. sei hier nur der Vollständigkeit halber 
erwähnt. 


Die Frage der Entpolitisierung der Reichsbahn im Sinne der 
Erhöhung ihrer wirtschaftlichen Freiheit läßt sich aber auch 
auf anderem Wege erreichen. Das Eisenbahnfinanzgesetz, dessen 
Entwurf den ıgesetzgebenden Körperschaften bald wird vorgelegt 
werden können, soll die Verwaltung in Erfüllung des $ 92 der 
Reichsverfassung freistellen vom allgemeinen Haushalt. Das Ge- 
setz wird auch die Frage zu beantworten haben, wieweit dem 
Unternehmer die Kriegslasten abgebürdet werden können. Die 
Lösung der Betriebsverwaltung von der eigentlichen Ministerial- 
instanz wird (der Verwaltung die ständige Berücksichtigung 
politischer Gesichtspunkte ersparen können. Ein Verwaltungs- 
rat mit Männern aus der freien Wirtschaft kann dieser Leitung 
seine Erfahrungen zur Verfügung stellen und durch seinen Ein- 
fluß auf das allgemeine Wirtschaftsleben vielleicht auch auf die 
Preisgestaltung des Eisenbahnbedarfs günstig einwirken. Die 
bereits eingeleitete Dezentralisation im Sinne der Zuweisung 
der Verantwortung für die Geschäfte an die sie bearbeitenden 
Stellen wird den Apparat erleichtern und verbilligen. Das Publi- 
kum. wird sich freilich dann damit abfinden müssen, daß nicht 
in jeder Kleiniekeit auch die Entscheidung des Ministers ange- 
rufen werden kann. 

Diese ÖOrganisationsmaßnahmen. werden so rasch. betrieben 
wie irgend möglich. Man darf aber dabei nicht vergessen, daß 
sich das Reich erst seit 1% Jahren im Besitz der Bahnen be- 
findet und daß in dieser außer- und innenpolitisch stark be- 
wegten Zeit außer der Wiederinstandsetzung des Betriebs- 
apparates eroße und schwierige organisatorische Aufgaben die 
Kräfte der Verwaltung außerordentlich in Anspruch genommen 
haben, so die Zusammenschweißunz des Beamtenkörpers, 

Daß auf allen Gebieten die schärfste Wirtschaftskontrolle 
durchgeführt werden muß, und daß zu diesem Behuf die Ver- 
folgung der Selbstkosten jedes einzelnen Wirtschaftsvorganges 
eingeleitet ist, sei hier noch erwähnt. 

Zusammenfassend ist zu sagen: Es ist nicht richtig, daß die 
deutschen Bahnen als Reichsunternehmen nicht zur Gesundung 
gebracht werden könnten. Die Voraussetzungen für diese Gesun- 
dune sind in 1%jähriger mühevoller Arbeit geschaffen worden. 
Durch’ Annahme privatwirtschaftlicher Grundsätze in. der Orga- 
nisation des Unternehmens und in der Führung der Geschäfte 
kann dieser Prozeß beschleunigt werden, ohne daß die Übergabe 
der Bahnen in Privathände notwendig wäre und damit die Preis- 
gabe der politischen und volkswirtschaftlichen Vorteile, die dem 
deutschen Volke aus dem Reichsbetrieb erwachsen sollen.“ 


— der Eisenbahn ?*) 


| deutsehen Verbraucherschaft hundertfach — auch 


pekuniär — verlören, wenn dem Reiche die Eisenbahn entrissen 


werden sollte. 

Auf alle Fälle verdient aber natürlich der Gedanke, daß auch 
das deutsche Unternehmertum dem Reiche hilfreich beizuspringen 
hat, seine sachliche Erörterung — durch alle Beteiligte. Dabei 
sollte die Verwendung von Schlagwörtern vermieden werden, 
ganz besonders solcher Schlagwörter, die beabsichtigt oder un- 
beabsichtigt den Anschein erwecken, als käme es dem, der sie 
gebraucht, in erster Linie darauf an, dem anderen Teile eins 
auszuwischen. 

Der Verfasser des Artikels „Entbürokratisierung der Eisen- 
bahn“ vom 15. November hat für seine Ausführungen eine Über- 
schrift gewählt, die als solches Schlagwort erscheint. Daß die 
Eisenbahnverwaltung ein bürokratisches Unternehmen ist, 
wissen wir. Es wird auch am wenigsten von ihr selbst verkannt, 
daß’ im Räderwerk ihrer Maschinerie manche Schlacken der 
Kriegsiahre und der Revolutionszeit abzustoßen sind, mancherlei 
zu bessern ist. Warum denn aber gerade von 
der Entbürokratisierunge nur;der Eisenbahn 
sprechen? Das hätte doch nur Sinn, wenn die Eisenbahn in 
höherem Maße als z. B. die Privatindustrie bürokratisiert wäre, 
und wenn infolgedessen letßtere behaupten könnte, durch ihre 
bessere Organisation der Eisenbahn helfen zu können. 

„Die Eisenbahn aus den bürokratischen Fesseln zu befreien 
und sie nach bewährten ökonomischen Grundsätzen zu ver- 
walten“, klingt sehr schön. Aber, heben die „Befreier“ sich 
selbst von den bürokratischen Fesseln befreit, und welches sind 
ihre „bewährten“ ökonomischen Grundsätze? Die erste Frage 


kann mit einem glatten Nein beantwortet werden. Die 
eroßen industriellen Unternehmungen sind 
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genau so bürokratisch verwaltet wie die | dustriellen Gebieten gestattet, auch alle Ausgaben, die durch 


Staatsbetriebe; mit der Verschärfung noch, 
Bürokratismus bei ihnen eigene freiwillige Zucht ist, die sorg- 
lich gehegt wird. Bei den Staatsbetrieben kann als mildernder 
Grund immerhin angeführt werder, daß der ganze Aufbau’ der 
Verwaltung zwangsläufig zum Bürokratismus führte und führen 
mußte. Bei der Industrie war das nicht nötig. 

Den zweiten Punkt: die ökonomischen Grundsätze, wollen wir 
uns ein wenig näher besehen. Diese Grundsätze bestehen bei 
der Industrie doch besonders darin, durch geschickten Einkauf, 
zweckmäßigste Konstruktionen, rationelles Erzeugen zum besten 
und billigsten Fabrikat zu kommen. Einer wiederum geschickt 
aufgebauten Verkaufsorganisation obliegt es, die Erzeugnisse so 
vorteilhaft wie möglich abzusetzen. Nötig ist eine sorgfältig 
durchdachte Innenorganisation, die. es gestattet, den Aufwand 
nicht nur einwandfrei nachzuweisen, sondern auch ein völlig 
klares Bild über das Verhältnis von Aufwand zur Leistung zu 
geben. In diesem Verhältnis liegt die Ökonomie, die Wirtschaft- 
lichkeit, und dies ist die Hauptgrundlage des Gestehungspreises, 
aus dem der Verkaufspreis errechnet werden sollte, 

Wären dies die ökonomischen Grundsätze, nach denen die hier 
in Frage kommende Industrie arbeitet, und die sie auf die 
Reichsbahn übertragen möchte, so könnte man damit wohl zu- 
frieden sein. Was bestimmt aber heute bei der Industrie die 
Verkaufspreise? Der wirkliche Gestehungspreis plus berech- 
tieten Zuschlägen und angemessenem Verdienst oder die Not 
des Marktes? Würden die Industriellen ihre Berechnungen der 
Verkaufspreise wohl zu einer Nachprüfung vorlegen? Es ist 
hin und wieder wohl ein schüchterner- Versuch zu einer solchen 
Nachprüfung gemacht worden; er ist gescheitert, und er mußte 
scheitern, weilbeidem heutigen StandederInnen- 


organisationin den meistenindustriellen Be- 


trieben eine solche Nachprüfung unmöglich 
ist. Die Zahlenangaben aus den Betrieben über Aufwand an 
Lohn und Material plus Zuschlägen sind nur wenigen Einge- 
weihten zugänglich und verständlich. Sie geben nicht wie die 
kaufmännisch geführten Bücher einer Bank oder eines Waren- 
hauses jedem, der etwas davon versteht, ein klares Bild der 
Entstehung der Kosten. Teils mit Absicht, teils aus Mangel 
eines Systems ist ein Einblick unmöglich. Nicht etwa nur für 
Außenstehende. sondern auch für die Leitung der Betriebe! 
Daß die großen industriellen Betriebe heute ‘scheinbar wirt- 
schaftlich arbeiten und Riesengewinne abwerfen, beruht auf 
unserer ganzen wirtschaftlichen Lage: Mehr Nachfrage als An- 
gebot. Man kann es nur bedauern, daß diese Lage es den in- 


daß der: 


Mängel der inneren Organisation des Betriebes verursacht wer- 
den, unbesehen als notwendige Unkosten bei der Preiskalkulation 
einzusetzen. Die Summen, die durch solche Bürokratisierung 
der industriellen Betriebe auflaufen und auf den Verbraucher 
abgewälzt werden, sind enorm. Sollten nun diese ökonomischen 
Grundsätze auf die Reichsbahn übertragen werden, so würden 
wohl diejenigen, die die Hauptkunden der Eisenbahn als Ver- 
frachter sind, am eigenen Leib ihre Grundsätze zu spüren be- 


kommen! Das Ergebnis wäre neue Frachterhöhungen, neue 
Preiserhöhungen. : 
Sollte es heute wirklich noch viele geben, die nicht die 


Grundursache der finanziellen Notlage der Reichsbahn er- 
kennen? Darin erkennen, daß die Eisenbahn im Kriege 
finanziellund technisch auf dasäußerste aus- 
gepowert, in den Revolutionsjahren als Auf- 
fangbassin für die zurückströmenden Massen 
ausgenutzt und infolgedessen den Stößen der 
Umwälzung am meisten ausgesetzt, durch 
volkswirtschaftliche Bedenken, die . unrichtig 
waren, aber am lautesten — von der Industrie betont wurden, 
gehindertwurde, rechtzeitigihre Preiseihren 
Selbstkosten anzugleichen? Die Fehlbeträge der 
Reichsbahn betrugen 1920 über 15 Milliarden. 1921 werden es 
trotz der Geldentwertung, die sich für die Reichsbahn vor allem 
in einer enormen Preissteigerung aller Materialien äußert, nicht 
mehr als 9 bis 10 Milliarden werden. Der Haushalt 1922 wird, 
wie die Reichsregierung bereits geäußert hat, ohne jeden Fehl- 
betrag abschließen. ' Ein Beweis, daß auch der bürokratische 
Reichsbetrieb trotz der sehr viel schlechteren finanziellen und 
technischen Rüstung, mit der er im Vergleich zu den bürokratischen 
Industriebetrieben die Jahre 1914 bis 1919 verließ, imstande ist, 
sich aus eigener Kraft gesund zu machen. Daß dabei von der 
Steigerung der Preise für die Leistungen der Eisenbahn nicht 
abgesehen werden konnte und auch künftig nicht wird abge- 
sehen werden können, solange es nicht gelingt, die Mark, gleich- 
eültig auf welchem Stande, zu stabilisieren, bedarf das einer 
Verteidigung? Dann liegt sie vielleicht am einfachsten in dem 
Beispiele, das uns auch jetzt wieder der private Bergbau gibt, 
der seine Preise erhöht, weil seine Selbstkosten mit der Geld- 
entwertung wachsen und — es auch ihm noch nicht 
gelungen ist, die Leistungen seiner Arbeiter. 
auch nur annähernd aufdieHöheder Friedens- 
leistungen'zu bringen! Peccatur intra et extra. 
3 —sch— 


Vollbahnelektrisierung-in Deutschland. 


In dem Beiblatt der „D. A. Z.“, „Der Weltverkehr“, vom 
25. September, veröffentlicht Oberregierungsbauratt Wech- 
mann, Berlin, über die Vollbahnelektrisierung in Deutsch- 
land folgende Ausführungen, die wir im Anschluß an unsere 


Mitteilung in Nr. 38, S. 702 'd. Ztg. wiedergeben: 

Der elektrische Zugbetrieb der Deutschen Reichsbahn ist bis- 
her auf wenige Strecken beschränkt geblieben. Die Fernstrecken, 
auf denen mit elektrischen Lokomotiven Züge der üblichen Zu- 
sammensetzung und Stärke gefahren werden, sind in der folgen- 
den Zusammenstellung aufgeführt: 


‘ Voraus- 
Im Im:%'.. : 
BEN : sichtlich 
Strecken Betrieb Bau fertig- 
km km. gestellt 
Schlesische Gebirgs- 
bahnen: 
Königszelt-Hirschberg, Niedersalzbrunn- 

Halbstadt, Ruhbank-Liebau . . . . 129 — n— 
Hirschberg-Görlitz-Schlauroth, Hirsch- 

berg-Schreiberhau-Grüntal BR — 131 1922 

Im mitteldeutschen Braun- 
kohlenbezirk: 
Wahren- Schönefeld, Leipzig-Bitterfeld . 48 — — 
Schönefeld - Engelsdorf, ‚Halle - De 

Bitterfeld-Magdeburz : —_ 131 1922 

Badische Wiesentalbeh 
Basel-Zell, Schopfheim-Säckingen 49 — or 

Bayerische Bahnen:. 
Salzburg - Freilassing - Reichenhall- 

Berchtesgaden AST re 40 — — 
Griesen-Garmisch-Scharnitz . . hi, 37 —_ 
München-Garmisch, Tutzing-Kochel 2 ar 164 1923 
München-Regensburg : 1 2 — 138 1924 
München-Salzburg-Kufstein —_ 187 1925 


Auf diesen Strecken wird der elektrische Betrieb mit ein- 
fachem Wechselstrom durchgeführt, der den Fahrzeugen in 
einer Kettenoberleitung mit einer Spannung von 15000 Volt zu- 
geleitet wird. Diese Stromart und Spannung wird auch für den 
künftigen Ausbau der Fernstrecken beibehalten, da sie sich nach 
eingehenden Studien als die für die Verhältnisse unseres Vater- 
landes geeignetste erwiesen hat. 

Die oben genannten Strecken, auf denen der elektrische Be- 
trieb bereits eingeführt ist, weisen weder erhebliche Länge noch 
große Verkehrsleistungen auf. Wenn sie trotzdem seinerzeit 
für die Einführung der elektrischen Betriebsweise ausgewählt 
worden sind, so geschah dies lediglich unter dem Zwang der 
Verhältnisse, da die Militärbehörde Strecken, die für den großen 
Durchgangsverkehr bestimmt sind, für die Einrichtung der da- 
mals‘ in Deutschland noch wenig bekannten elektrischen Zug- 
förderung nicht freigeben wollte. Auf den Strecken mit ge- 
ringerer Verkehrsdichte tritt aber die Wirtschaftlichkeit der ı 
elektrischen. Betriebsweise gegenüber dem Dampfbetrieb bei 
weitem nicht in dem Maße hervor, wie auf den Strecken mit 
stärkerem Verkehr.” So‘ können die bisher elektrisierten 
Strecken im wesentlichen nur als Versuchsbetrieb gelten, 
damit die : Brauchbarkeit und - Sicherheit des elektrischen 
Zugbetriebes geprüft werden. Auf den schlesischen Gebirgs- 
strecken sind allerdings erhebliche Steisungen — es kommen 
935 m Höhenunterschied auf 1000 m Streckenlänge vor — von 
schweren Güterzügen, deren Gesamtgewicht bis zu 1200 t be- 
trägt, zu überwinden, so daß gerade hier der elektrische Be- 
trieb schon jetzt seine Machtprobe bestehen kann. Trotzdem 
kann vorläufie von einem regelrechten Eisenbahnbetrieb auf 
diesen Strecken schon deshalb nicht die Rede sein, weil einheit- 
liche Lokomotivbauarten noch nicht vorhanden sind. Bisher hat 
die Aufgabe darin bestanden, aus einer größeren Zahl von Aus- 


führungsformen sowohl für elektrische Lokomotiven als auch 


für Fahrleitungen und für sonstige Bestandteile der elektrischen 
Zugförderung die Bauformen auszuwählen, die für die sichere 
und wirtschaftliche Durchführung des Eisenbahnbetriebes am 
geeienetsten sind. Dabei mußten die meisten Bauteile mit Rück- 
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sicht auf die Eigenart des außergewöhnlich rauhen Eisenbahn- 
betriebes entworfen werden, auch mußten die Vorrichtungen 
zum Bedienen, insbesondere zum Ingangsetzen und Steuern der 
Lokomotiven so einfach durchgebildet und übersichtlich ange- 
ordnet werden, daß der Lokomotivführer alle erforderlichen 
Handgriffe leicht und sicher auszuführen in der Lage ist. 

In allen diesen Arbeiten ist jetzt ein gewisser Abschluß ein- 
getreten. Die Reichsbahn ist sich über die zweckmäßigste Bau- 
weise sowohl der Lokomotiven als auch der Leitungsanlagen 
und der übrigen Bestandteile klar und wird in Zukunft lediglich 
die wenigen Bauformen bestellen, die für die Durchführung des 
Betriebes unbedingt erforderlich sind. In Frage kommen dabei 
ie eine Bauart von Schnellzug-, Personenzug- und 
Güterzuglokomotiven einerseits für Flachland-, 
anderseits für Gebirgsstre'cken und einige leichte Loko- 
motivbauarten für den Nahverkehr. 

Gleichzeitig mit der Durchbildung der verschiedenen Bauteile 
wird eingehend geprüft, ob und auf welchen Strecken der elek- 
‚trische Zugbetrieb geringere Betriebsausgaben mit sich bringt, 

als der Dampfbetrieb sie aufweist. Nur wenn eine solche Ver- 
besserung der Wirtschaftlichkeit des Bahnbetriebes eintritt, ist 
die Einführung des elektrischen Betriebes zu rechtfertigen. Wie 
bereits oben angedeutet, sind die Betriebsausgaben der elek- 
trischen Zugförderunge um so geringer, je größer die zu bewäl- 
tigende Verkehrsleistung ist, weil sich die festen Ausgaben für 
Verzinsung und Abschreibung der sehr teueren Anlagen auf eine 
größere Zahl von Zügen verteilen. Eine weitere Voraussetzung 
für die Wirtschaftlichkeit des elektrischen Betriebes ist eine 
billige Stromerzeugung und eine gute Ausnutzung der Leitungs- 
anlagen und der Lokomotiven; diese aber ist um so eher gewähr- 
leistet, 
Netz ist. 

So wird die natürliche Entwicklung der elektrischen Zug- 
förderung, wie zum Teil schon aus der obenstehenden Zusammen- 
stellung folet, dahingehen, die bisher elektrischen Strecken 
durch Hinzunahme von verkehrsreichen Linien zu größeren 
Netzen auszubauen und möglichst zusammenzuschließen. Zu- 

' nächst dürfte wohl die Aussicht ‚bestehen, daß der elektrische 
Betrieb in Bayern eine größere Ausdehnung gewinnt, da dort in 
wenigen Jahren in'’dem Walchenseewerk, und den Kraftwerken 
an der mittleren Isar elektrischer Bahnstrom . billix erzeugt 
werden kann. Die Kohlen, die dort bislang für den Dampf- 
betrieb erforderlich sind, können alsdann vollständig eingespart 
werden. Es handelt sich dabei für die genannten bayerischen 
Strecken um die nicht zu unterschätzende Menge von rund 
170000 t im Jahr. Ferner käme in Frage, den elektrischen 
Bahnbetrieb auf den schlesischen Gebirgsstrecken, 
der demnächst in Görlitz endigen wird, westwärts über 


ie größer und geschlossener das zu elektrisierende | 


Dresden nach Leipzig und Werdau weiterzuführen und 


ihn hier zu vereinigen mit dem von Leipzig über Werdau nach 
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Nachrichten. 
Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


— Abteilungen des Reiehsverkehrsministeriums. Nach einem 
Erlaß des Reichsvieerkehrsministers vom 2.d.M. ist die maschinen- 
technische Abteilung (E VII) des Reichsverkehrsministeriums 
(vgl. Nr. 66, S. 727, Jahrg. 1920 d. Ztg.) in eine Werkstätten- 
abteilung und eine Betriebsmaschinenabteilung zerlegt worden. 
Die Werkstättenabteilung trägt die Bezeichnung E VII, die Be- 

;  triebsmaschinenabteilung, die durch die Zusammenlegung der 
Verkehrs- ünd .der Tarifabteilung freigewordene Bezeichnung 
E IM. s 


— Statistik der im Betriebe befindlichen Eisenbahnen Deutsch- 
lands. Nach einem Erlaß des Reichsverkehrsministers vom 
12. d. M. soll vom Rechnungsjahre 1921 ab die Statistik der im 
Betriebe »efindlichen Eisenbahnen Deutschlands wieder im 
vollen Umfange wie vor dem Kriege aufgestellt werden. Die 
Änderung einzelner Tabellenmuster bleibt vorbehalten. Die 
Eisenbahnkommissare sind beauftragt worden, die ihrer Aufsicht 

unterstellten Privateisenbahnen hiernach mit Anweisung zu ver- 


seben. Die von den Privateisenbahnen aufzustellenden Tabellen | 


sind zu den bisher vorgeschriebenen Terminen an das Statistische 
Büro E des Reichsverkehrsministeriums in Berlin W 66, Wil- 
helmstr. 86, einzusenden. - 


— Das Angebot der Industrie Wie wir der „B. B.-Ztg.“ vom 

' 20. d. M. entnehmen, werden dıe Verhandlungen zwischen dem 
Reichsverband der Deutschen Industrie und den Spitzenorgani- 
sationen der deutschen Gewerkschaften kaum vor der Rückkehr 


: Forschergeist und 


Hof erweiterten elektrischen Betrieb der genannten sächsischen 
Strecken, die damit in Verbindung mit den Strecken in Bayern, 
die zurzeit elektrisiert werden, gelangen würden. 

«Neben der Elektrisierung der Fernbahnen muß für die nächsten 
Jahre auch die Blektrisierung der Berliner Stadt-, 
Ring- und Vorortbahnen durchgeführt werden; hier 
liegt neben den Gründen der Wirtschaftlichkeit vor allem die 
Notwendigkeit vor, die Leistungsfähigkeit dieser 
Bahnen bedeutend zu erhöhen. Gegenwärtig können 
auf der Stadtstrecke in jeder Richtung stündlich höchstens 
24 Züge befördert werden, was sich als unzulänglich erweist; 
demgegenüber läßt die elektrische Betriebsweise eine Erhöhung 
der Zugzahl auf etwa 40 in der Stunde zu. In diesen Tagen sind 
die elektrischen Maschinen für die Umformerwerke, aus denen 
die vom Stettiner Bahnhof ausgehenden nördlichen Vorort- 
strecken mit Strom versorgt werden sollen, "in Bestellung ge- 
zeben worden. 


Für solche Netze mit eigenartigen Verkehrsverhältnissen, wie 
sie die meisten großstädtischen Vorortbahnen .darstellen, muß 
die Frage der Stromart besonders untersucht werden. Für die 
Berliner Nahbahnen hat sich unter der Voraussetzung, 
daß neue Fahrzeuge beschafft werden, der Gleichstrom 
als die wirtschaftlichste Stromart erwiesen. 


In iedem Fall muß der Frage der Strombeschaffung Aufmerk- 
samkeit zugewendet werden. Es ist wiederholt angeregt worden, 
den Strom aus vorhandenen. Drehstrom-Kraftwerken zu ent- 
nehmen und ihn auf die für Bahnzwecke günstigste Stromart 
umzuformen. Eingehende Untersuchungen haben aber ergeben, 
daß es richtiger ist, für größere Netze in den Kraftwerken be- 
sondere Bahnstromerzeuger aufzustellen, wie es z. B. im 
Saalachkraftwerk in Reichenhall geschehen ist und ietzt im 
Walchenseewerk und in den Kraftwerken der mittleren Isar ge- 
schieht, von denen aus mehrere Strecken in Bayern gespeist 
werden. Die anfangs aufgeführten elektrischen Bahnen der 
Provinz Sachsen erhalten ihren Strom aus dem Braunkohlen- 
kraftwerk Muldenstein bei Bitterfeld, das vorläufig noch fast 
ausschließlich Bahnstrom erzeugt. Dagegen liefert den Strom 
zum Betrieb der schlesischen Gebirgsbahnen das Steinkohlen- 
kraftwerk Mittelsteine bei Glatz, das schon jetzt aus besonderen 
Maschinen eine erhebliche Merge Drehstrom für die Licht- und 
Kraftversorzunz der Provinz Schlesien hergibt. 


Der kurze Ausblick auf die voraussichtliche Entwicklung der 
elektrischen Vollbahnen in Deutschland zeigt, welch gewaltige 
Aufgaben zu lösen im Gange: sind und bevorstehen. Deutscher 
deutsche Schaffenskraft sowohl auf seiten 
der Reichsbahn, die die Anlagen zu beschaffen und in Betrieb 
zu halten hat, als auch auf seiten der heimischen Industrie, die 
die Anlagen herstellt, werden zum Wohl des Vaterlandes das 
Werk meistern. 


von Stinnes aus London in ein entscheidendes Stadium treten. Am 
kommenden Montag (21. d. M.) dürfte Stinnes die erste Unter- 
redung ınit Lloyd George haben, und man rechnet kaum damit, 
daß es ihm möglich sein wird, vor Ablauf dieses Monats nach 
Deutschland und nach Berlin zurückzrkehren. Inzwischen gehen 
jedoch auch die Besprechungen innerhalb der Gewerkschaften 
über die Frage, in welcher Form die Eisenbahnen umgewandelt 
werden können, weiter. Man kann feststellen, daß die Haltung 
der Gewerkschaften durchaus nicht einheitlich ist, daß ein Teil 
der Organisationen, besonders die auf christlichem Boden 
stehenden Gewerkschaften, den Vorschlägen der Industrie, wenn 
sie auch nicht in allen Punkten mit ihnen einverstanden sind, 
keinen durchaus ablehnenden Standpunkt zeigen. Im Deut- 
schen Eisenbahnerverband gehen die Ansichten sehr 
auseinander. Die Reichsgewerkschaften deutscher 
FEisenbahnbeamten und -anwärter,,die Vertretung 
der überwiegenden Mehrheit der Eisenbahnbeamten, hat sich zwar 
bisher auf den Standpunkt des Reichsverkehrsministers gestellt, 
der die Entstaatlichung ablehnt, doch haben inzwischen neuere 
wichtige Verhandlungen in der Sache stattgefunden. 

Der Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund 
beschäftigte sich gestern (19. d. M.) ebenfalls mit den schweben- 
den Fragen, hat jedoch noch keine endgültigen Beschlüsse gefaßt, 
da man zunächst die weiteren Besprechungen mit der Industrie 
abwarten will. Auch die Sozialisierungskommission 
hat nunmehr sich mit den Vorschlägen des Reichsverbandes be- 
schäftigt, will jedoch, wie wir hören, zunächst erst Gutachten 
aller in Frage kommenden Organisationen einholen, ehe sie 
ihrerseits mit Vorschlägen hervortreten wird. 


_—_ Militärtarif. Nach einer Bekanntmachung des Reichsver- 
kehrsministers (R.-G.-Bl. vom 4. November 1921, S. 1325) ist auf 
Grund der Ziffer 3 der Eingangsbestimmungen zum Militärtarife 
im Einvernehmen mit dem Reichswehrminister bestimmt worden, 
daß an Stelle der zurzeit gültigen Zuschläge erhoben werden: 
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Zeitung ‘des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


a) vom 1. Dezember 1921 ab neben den Sätzen unter I des 
Militärtarifs ein Zuschlag von 700 %, neben dem Mindest- 
satze für ol re (Tarifnummer 27) ein Zuschlag von 
950% und 

b) vom 1. November 1921 neben allen übrigen Sätzen ein 
Zuschlag von 1200 %. 


— Tuberkulosebekämpfung. In einer Amtsblattmitteilung gibt 
die Eisenbahndirektion Köln folgendes bekannt: „Die starke 
Ausdehnung der Tuberkulose veranlaßt die Eisenbahnverwal- 
tung, die Maßnahmen der Tuberkulosebekämpfung, an der sie 
sich seit Jahren beteiligt hat, weiter auszubauen. : Die Fürsorge 
der. Verwaltung erstreckt sich auf alle Bedienstete ohne Aus- 
nahme sowie auf deren Familienangehörige, namentlich auf die 
Kinder im Kindesalter. Als Maßnahme der Verwaltung kommen 
in Betracht: die Unterbringune in Lungenheilstätten, Ferien- 
kolonien, Krankenhäusern, Genesungsheimen und dgl., Gewäh- 
rung von Beihilfen zur Beschaffung von stärkenden Nahrungs- 
und Arzneimitteln, insbesondere Milch, Beschaffung besonderer 
Betten, bakteriologische Untersuchung des Auswurfs bei Tu- 
berkuloseverdacht, körperliche Röntgenuntersuchung, Kehlkopf- 
spiegelung usw. Da auch die Arbeiterpensionskasse sich an der 
Tuberkulosebekämpfung beteiligt, so greift bei Mitgliedern die- 
“ ser Kasse die Fürsorge der Eisenbahnverwaltung nur insoweit 
Platz, als sie über die Kassenleistungen hinaus notwendig wer- 
den sollte. 

Den Bediensteten wird dringend empfohlen, sobald sie selbst 
oder Familienangehörige an Tuberkulose leiden, dem nächsten 
Dienstvorgesetzten hiervon Mitteilung zu machen. Der Dienst- 
vorgesetzte legt eine kurze Anzeige unter Namhaftmachung des 
Bediensteten der Eisenbahndirektion vor. Außerdem haben die 
Dienstvorsteher auch selber die Pflicht, jeden Fall von Tuber- 
kulose bei den Bediensteten oder den Angehörigen, der zu ihrer 
Kenntnis kommt, zu verfolgen und zur Einleitung des Fürsorge- 
verfahrens anzuzeigen. Auf Grund der Anzeige wird die Eisen- 
bahndirektion Ermittelungen nach bestimmten Fragebogen an- 
stellen, der den Dienstvorstehern zugehen wird und von ihnen 
aufs sorgfältigste auszufüllen ist. Die für den Arzt bestimmten 
Fragen des Fragebogens sind vom Bahnarzt zu beantworten. 
Über die zu ergn eifenden Maßnahmen entscheidet die Eisenbahn- 
direktion, die aber nur dann Kosten übernehmen kann, wenn und 
soweit sie selbst die Maßnahmen angeordnet oder genehmigt hat. 

Die Verwaltung. wird in der Tuberkulosefürsorge auch mit 
den örtlichen Tuberkulosefürsorgestellen der Kreise oder Städte 
Hand in Hand arbeiten, namentlich soll die Unterbringung von 
Ehefrauen und Kindern der Bediensteten in Heilstätten, Sool- 
bädern usw. diesen Stellen überlassen werden, während die Ver- 
waltung sich an den Kosten beteiligen wird. Den Bediensteten 
wird deshalb empfohlen, sich. um Erteilung von Rat und Hilfe 
auch an .diese Stellen zu wenden. 

Die ärztliche Begutachtung und Behandlung in den. Tuber- 
kulosefällen verbleibt grundsätzlich in den Händen der Bahn- 
ärzte. Um indes eine Einheitlichkeit in der Auswahl der in die 
Heilstätten zu entsendenden Erkrankten sicherzustellen und in 
schwierigen Fällen den Rat eines erfahrenen Facharztes zur 
Seite zu haben, hat sich der Chef der Tuberkulosefürsorgestelle 
der Stadt Köln bereit erklärt, in diesen Fällen mitzuwirken. Die 
Eisenbahndirektion behält sich vor, diesen Arzt in geeigneten 
Fällen in Anspruch zu nehmen.“ 


— Eisenbahnunfälle. 1) Am 15. d. M. um 8 Uhr 44 Min. vorm. 
sind auf der Strecke Wittenberge-—Lüneburg zwischen 
den Stationen Hitzacker—Dannenberge in Kilometer 179,9 die 


Güterzüge 7856 und. 7879 zusammengestoßen. Die Schuld- 
frage ist noch nicht geklärt. Der Materialschaden ist erheblich. 
Getötet sind zwei Schaffner, eine Person schwer und vier leicht 
verletzt. — 2) Am 19. .d. M. vormittags ereignete sich auf dem 


Rangierbahnhofe Engelsdorf bei Leipzig ein schweres Un- 


glück. Eine Rangierlokomotive fuhr mit voller Geschwindigkeit 


in eine Streckenarbeiterkolonne. Wünf Personen wurden von 
der Lokomotive erfaßt und überfahren, wodurch drei so schwer 
verletzt wurden, daß sie bald darauf starben. Die beiden 
anderen wurden schwer verletzt ins Krankenhaus eingeliefert. 
An ihrem Aufkommen wird: gezweifelt Das Unglück hatte seine 
Ursache darin, daß der Rauch, einer anderen vorbeifahrenden 
Lokomotive die Kolonne völlig einhüllte, so daß sie das Heran- 
nahen der Rangiermaschine nicht bemerkte. 

— Wagenstandgeld.e Auf eine vom Verband westdeutscher 
Spediteure an das Reichsverkehrsministerium betr. Wiederauf- 
hebung der erhöhten Wagenstandgelder (vgl. Nr. 42, S. 780 dieser 
Zeitung) gerichtete Eingabe ist folgender Bescheid eingegangen: 

„Die erheblichen Schwierigkeiten, mit denen die Reichsbahn 
bei der Bewältigung des Herbstverkehrs zu kämpfen hat, be- 
ruhen zum großen Teil auf dem ungenügenden Wagenumlauf. 
Zar Verschlechterung des Wagenumlaufs trägst unter anderem 
sehr viel bei, daß die Be- und Entladefristen oft nicht inne- 
gehalten werden. In letzter Zeit hat die verspätete Entladung 
der Eisenbahnwagen bereits einen erheblichen Umfang ange- 
nommen. Infolgedessen sammeln sich zahlreiche beladene Wa- 
gen auf einzelnen Bahnhöfen und Strecken an, verstopfen diese 


Gar delegen ein. 


| und gefährden die ordnungsmäßige. Abwicklung des Verköhre 


Viele Wagen werden auf diese bedauerliche Weise zum Schaden 
der Allgemeinheit dem Verkehr, insbesondere dem gegenwärtig 
äußerst starken Kartoffelverkehr tage- auch wochenlang ent- 
zogen. Die Reichseisenbahnverwaltung hat sich deshalb genötigt 


- gesehen, von dem ihr nach $ 80 (8) der EVO. zustehenden Recht _ 
Gebrauch zu machen, die Wagenstandgeldsätze vorübergehend, i 


wie falet zu erhöhen: ee 
für den ersten Tag auf 100 A 
für den zweiten Tag auf 150 „, 
und für jeden weiteren Tag auf. 290%, 
Eine vorherige Fühlungnahme mit Interessentenvertretungen 


war bei der Eilbedürftigkeit der Angelegenheit leider nicht mög- 
Die Eisenbahnverwaltung verkennt keineswegs, daß unter 

den heutigen schwierigen Arbeitsverhältnissen die Innehaltung- 
der Ladefrist häufig erschwert wird und die Durchführung der 


lich. 


Maßnahme für einzelne Versender unter Umständen mit Härten 


verbunden ist. Die ungünstige Betriebs- und Verkehrslage zwingt 


jedoch dazu, kein Mittel unversucht zu lassen, um den Wagen- 
umlauf im Interesse der Allgemeinheit zu beschleunigen und 
hierdurch aus dem vorhandenen Wagenpark die höchsten Nutz- 
leistungen herauszuholen. Die Eisenbahndirektionen sind in 
der Lage, in begründeten Fällen den Verhältnissen durch teil- 
weise Erstattung der Wagenstandgelder- Rechnung zu tragen. 
Da die Verkehrslage noch augenblicklich eine sehr gespannte 


ist, müssen die erhöhten Standgeldsätze einstweilen bestehen 


bleiben. . 

Ich werde iedoch die Angelegenheit ständig im Auge behalten 
und werde, sobald die Betriebs- und Verkehrsvwerhältnisse diese 
Maßnahme gerechtfertigt erscheinen nn die Be: 
des Standgeldes in die. Wege leiten.“ 


— bVjähriges J ubiläum des Lehrter Bahnhofs in Berlin. 
27. d. M. sind 50 Jahre vergangen, 


Am 


nutzt wird. Der erste Zug, der abgefertist wurde, war ein 


Sonderzug für Seine Majestät den Kaiser Wilhelm I. zur Hoi- 
‚Jagd in Letzlingen. 


Die Halle war mit Blumen, Pflanzen und 
Fahnen reich geschmückt. Kurze Zeit vor Abfahrt des Zuges; 
4 Uhr nachmittags, stellten sich Fürst Bismarck und Graf 
Moltke ein, nach kurzem Spaziergang auf dem Bahnsteig traf 
auch der Kaiser am Sondereingang an der Nordostecke des 
Bahnhofes ein. ‘Nach den üblichen Meldungen verließ der Zug 
pünktlich um 4 Uhr die Halle. Er bestand aus: einem dreiachsi- 
gen Gepäckwagen, einem dreiachsigen Wagen 2. Klasse, einem 
dreiachsigen Wagen 1. Klasse, 
wagen, einem dreiachsigen Salonwagen und einem dreiachsigen 
Direktionswagen. Die Strecke Berlin-Gardelegen, 137 km, war 
ohne Aufenthalt: in zwei Stunden zu durchfahren. Die damalige 
außerordentlich wnübersichtliche Durchfahrt in Spandau mit 
Drehbrücke, die langsame Durchfahrt in Stendal ohne Signal- 
sicherungen, die Handbedienung der Weichen und der Signale 
ohne Sicherungen auf allen Stationen und das Fehlen durch- 
gehender Bremsen am Zuge machten es erwünscht, jede Wagen- 
bremse, außer den beiden‘Salonwagen, mit Bremsern zu besetzen. 
Auch streck nweise, z. B. zwischen Schönhausen und Hämerten 
mit der Elbd 

lich, so daß auf der geraden freien Strecke ziemlich hohe Ge- 


\ schwindigkeiten zu entwickeln waren. Bei der langsamen Durch- 


fahrt in Rathenow. wurde der Kaiser von der Bevölkerung und 
in Schönhausen von den Gutsbewohnern in ihrer Nationaltracht 
lebhaft begrüßt. Hinter Stendal brannten in den Dörfern 
Freudenfeuer. Pünktlich und ohne Störung traf der Zug in 
Von der OÖbermaschinenmeisterei in. Stendal, 
als junger Werkstättenvorsteher mit der Begleitung auf. der Lo: 
komotive beauftragt, konnte ich herzensfroh meine erste pünkt- 
liche sogenannte Kaiserfahrt melden. P.. Sch., -G: B.a.D. 


— Geh. Oberbaurat Courtin Dr.-Ingenieur., Von der. Tech- 
nischen Hochschule Karlsruhe wurde dem Geh. Oberbaurat 
Alexander Courtin in Anerkennung seiner hervorragenden 
Verdienste um die Entwicklung des Lokomotivbaues die Würde 
eines Dr.-Ing. ehrenhalber verliehen. : 


en Personalnachrichten. Im Bereich‘ dies Keicherkeb nn 
steriums, Zweigstelle Pr eußen-Hessen, sind folgende Änderungen 
eingetreten: Versetzt sind: Der Regierungsrat Dr. 
Luther, bisher in Berlin, als Mitglied der Eisenbahndirektion 
mach Mas eideburg, der Regierungsbaurat Brieskorn, bisher in 
Frankfurt (Oder), zur General-Betriebsleitung Ost nach Berlin. 


— Einberufen zur - Beschäftigung im. Reichseisen- ' 


bahndienst sind die Regierungsbaumeister (des Maschinenbau- 


fachs Ernst Neumann bei der Eisenbahndirektion und Karl 


Vo&g 
Im Bereich des 


&t beim Eisenbahn-Zentralamt in Berlin. 


Reichsverkehrsministeriums, Amreigstalle 


Bayern, wurde der mit Titel und Rang eines Regierungsdirektors ; 


bekleidete Oberregierungsrat Ludwig Bachmann unter Zu- 


ricknahme der zum 1. Juni 1921 ausgesprochenen Versetzung 


"ach Regensburg zum Abteilungsdirektor bei der Eisenbahn- 
direktion Ludwigshafen (Rhein) ernannt, 


seitdem die Personenhalle 
des Lehrter Hauptbahnhofes für den öffentlichen Verkehr be- 


einem zweiachsigen Gefolge- 


rehbrücke, war noch eingleisiger Betrieb erforder- 


Jur, 


Ferner wurden er- - 


1 NER a 2 y 


- 


BET: J ahrgang 
4. November 1921, 


RUN, 
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nannt: zu Oberregierungsräten (die Regierungsräte Leonhard 
‘Z4öllmer in Ludwigshafen (Rhein) und Julius Fuchs in 
"München, zu Oberregierungsbauräten die Regierungsbauräte Jo- 
hann Weiß in Nürnberg und Harald Kull in Augsburg. — 
Berufen wurde der Regierungsbaurat der Eisenbahndirektion 
Ru Alfred Eisert an die Eisenbahndirektion Regens- 
burg. 


‚Österreich. 


— Die Bundesbahnen im Bundesvoranschlag. Bei den Bundes- 
bahnen werden die Gesamtausgaben mit 34,8. Milliarden gegen 
-11,6 Milliarden im Vorjahre, die Gesamteinnahmen mit 14,8 
Milliarden gegen 5,5 Milliarden im vorigen Jahre veranschlagt. 
Die neue Buchführung soll erst mit dem Jahre 1923 eintreten. 
Die Staatseisenbahnschulden haben einen Nennwert von 939 
Millionen, ihr Kurswert beträgt 7371 bzw. nach dem gegenwärti- 
sen Währungsstande 31 894 Millionen Kronen, das Zinsen- und 
Tilgungserfordernis erreicht 316 Millionen Kronen. Die Betriebs- 
einnahmen stellen sich auf 14,8 Milliarden,- die Gesamtausgaben 
‚auf 22,6 Milliarden, so daß ein Betriebsverlust von 8 Milliarden 
verbleibt. Das Anlagekapital der Bahnen wird mit 2042 
Millionen Goldkronen oder 408,4 Milliarden Papierkronen ge- 
schätzt, dem als Schulden 9393 Millionen Kronen im Kurswerte 
von 7371 Millionen Kronen entsprechen. Die, Investitionen des 
Jahres 1922 beziffern sich mit 6,7 Milliarden, wovon 3,1 Milliar- 
den auf Fahrbetriebsmittel und 2,5 Milliarden auf Elektrisierung 
entfallen. Der Fehlbetrag der Wiener Stadtbahn stellt sich auf 
67 Millionen Kronen. 


— Der Finanzminister über Personalfragen. Der Finanz- 
.minister äußerte sich gelegentlich der Einbringung des Bundes- 
voranschlages und des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 1922 
im Nationalrate wie folgt: : 

Man liest oft, besonders in der ausländischen Presse, daß in 
Österreich jeder zehnte Mensch Staatsbeamter sei. Von den an- 
geblich 671201 Beamten sind in Wirklichkeit Post- und Tele- 
graphenangestellte 38631, Bahnangestellte 92704, Angestellte 
sonstiger Bundesbetriebe 24000, Heeresangehörige 22500 und 
Bundesangestellte der Zivilverwaltung 74976, das sind im ganzen 
nur 253011 Personen, von denen nicht ganz 30 % Angestellte 

- der Zivilverwaltung des Bundes sind. Von diesen 74 976 Perso- 
nen sind 60251: Beamte, Unterbeamte und Anwärter, 11 182 Ver- 
 tragsangestellte und 3543 Arbeiter. Wenn ich nun diese sämt- 
lichen. Angestellten mit ihren Familienangehörigen zusammen- 
zähle, dann erhalte ich allerdings die Zahl von 671201 Perso- 
nen. Aber auch hiervon entfallen auf die Post- und Telegraphen- 
angestellten 76808 Personen, auf die Bundesbahnangestellten 
339114 Personen, auf die Angestellten der anderen Bundes- 
betriebe 42 796 Personen, auf die Heeresangehörigen 56 875 Per- 
sonen ‚und auf die Angestellten der zivilen Bundesverwaltung 
155 608 Personen. Das sind 23% der so gern genannten Zahl 
von 671201 Personen. Sie können an diesem kleinen Beispiel 


ersehen, wie eern die öffentliche Meinung sich bei der Beurtei-. 


lung staatlicher Verhältnisse auf ganz falschen Gleisen bewegt. 

Das soll aber nicht heißen, daß ich damit auf den Beamtenabbau 
verzichte, sondern nur zeigen, um welche Personenmengen es 
sich bei dem Abbau handelt. Ich habe ja durch die Einbringung 
des Beamtenabbaugesetzes bewiesen, daß es mir mit (dieser Sache 
ernst ist, und es steht nun bei Ihnen, dafür zu sorgen, daß diese 
Aktion so bald als möglich in Gang kommt. Auch von dem im 
Voranschlage bemessenen Personalaufwand von 32304 Millio- 
nen Kronen entfallen 4652 Millionen Kronen auf Post und Tele- 
graph, 11900 Millionen auf die Bundesbahnen, 3937 Millionen 
auf die sonsticen Bundesbetriebe, 2044 Millionen auf die Heeres- 
angehörigen und nur 9770 Millionen Kronen auf die Angestellten 
der zivilen Bundesverwaltung, also nur 30 %. welches Verhält- 
nis durch Erweiterungen der Zuwendungen nicht beeinträchtigt 
wird, da diese bei allen Angestelltengruppen gleichmäßig er- 
folgen. Dasselbe Verhältnis besteht auch bezüglich der Ruhe- 
und: Versorgungsgenüsse. Wenn ich nun zu dem gesamten Per- 
sonalaufwand des Bundes noch seine Zuschüsse zu dem Personal- 
aufwand der Länder, Landeshauptstädte und den Lehrerbezügen 
hinzuzähle, so ergibt sich, daß von der hierfür erforderlichen Ge- 
samtsumme nur 27 % auf die Angestellten und Ruheständler 
der zivilen Bundesverwaltung entfallen. Öffentliche Erörterun- 
zen der Beamtenfrage sollten es nie unterlassen, auf diese 
Zahlenverhältnisse Bedacht zu nehmen, wenn . sie vermeiden 
wollen, daß dadurch besonders im Auslande Auffassungen über 
die Kosten unserer Verwiltung hervorgerufen werden, die unse- 
ren Kredit im Auslande, dessen Aufrechterhaltung für uns 
staatsfinanziell und volkswirtschaftlich von größter Bedeutung 
ist, erschüttern könnten. Beim Studium des Bundesvoranschlages 
und seiner Beilagen werden Sie erkennen. daß den Wünschen 
des Nationalrates bezüglich kaufmännischer Buchführung bei 
den Staatsbetrieben schon in einem sehr weitgehenden: Maße 
Rechnung getragen wurde, 2 


- 


— Die Konferenz in Portorose hat eingehend die wichtige Frage 
der Einführung der Handelsfreiheit im Verkehr der Nachfolge- 
staaten erörtert. Die wirtschaftliche Kommission hat in dieser 
Richtung zwei Hauptanregungen erhalten: eine von ungarischer 
und eine von österreichischer Seite. Die ungarischen Vertreter 
haben einen formulierten Antrag eingebracht, wonach sich die 
Nachfolgestaaten verpflichten sollen, in einer bestimmten Frist 
miteinander wegen des ‚Abschlusses eines. Handelsvertrages in 
lesprechungen einzutreten, der den Grundsatz der Handels- 
freilıeit zZeuehmigen soll. Die vertragschließenden Teile hätten 
sich zu verpflichten, in einem gewissen Zeitraume alle inneren 
Badirgungen zu schaffen, um den Grundsatz der Handelsfreiheit 
zu verwirklichen und alle dem Handel auferlegten Beschränkun- 
gen aufzuheben. Diese Anregung wäre nicht von heute auf mor- 
gen ausführbar, und die ungarischen Vertreter haben erklärt, daß 
nach ihrer Ansicht in. der Zwischenzeit Kompensationsabkom- 
men geschlossen werden sollen, welche die Lieferung von Waren 
erleichtern, die zu dieser Zeit noch mit Verboten belegt sind. 
Jedenfalls solle so rasch als möglich ein Übergang gefunden 
werden, um dann die bestehenden Einfuhr- und Ausfuhrbeschrän- 
kungen zu beseitigen. 

Die österreichischen Vertreter haben vorgeschlagen, daß nach 
Ablauf einer sehr kurzen Zeitspanne alle Ein- und Ausfuhr- 
verbote überhaupt aufgehoben werden sollen, mit Ausnahme sol- 
cher für Waren, bei denen Gründe der öffentlichen Sicherheit, 
der Veterinärpolizei oder der staatlichen Monopolverwaltung da- 
gegen sprechen. 

Beide Standpunkte sind in der Konferenz eingehend entwickelt 
worden. Der ungarische Vorschlag ist in einer Beziehung wei- 
ter, in einer anderen enger als der österreichische. Er geht in- 
sofern weiter, als er auf die Schaffung von Handelsübereinkom- 
men abzielt, ist jedoch insofern enger, als er einen Zeitraum, in 
welchem die volle Handelsfreiheit eingeführt werden soll, nicht 
bestimmt, sondern nur den Grundsatz ausspricht, daß man in 
einer gewissen Frist zur Handelsfreiheit kommen müßte. Der 
ungarische Vorschlag stellt also nur den Grundsatz der Handels- 
freiheit auf und möchte, bis dieser ideale Zustand erreicht ist, 
Erleichterungen durch den Abschluß, von Kompensationsverträ- 
zen schaffen. Die österreichischen Vertreter haben dagegen un- 
abhängig von der Schaffung von Handelsübereinkommen die voll- 
ständige Beseiticung der Verbote für die Ein- und Ausfuhr, und 
zwar immerhalb einer bestimmten Frist beantragt. Die öster- 
reichischen Vertreter haben dagegen unabhängig von der Schaf- 
funze von Handelsübereinkommen die vollständige Beseitigung 
der Verbote für die Ein- und Ausfuhr, und zwar innerhalb einer 
bestimmten Frist beantragt. Die österreichischen Vertreter 
haben somit nicht etwa bloß einen Grundsatz ausgesprochen, wie 
die ungarischen, sondern klipp und klar die gänzliche Auf- 
hebung des Verbotssystems, und zwar zeitlich begrenzt, vorge- 
schlagen. Der Zeitpunkt selbst ist zwar in diesem Antrage nicht 
zegeben, man stellt sich jedoch auf österreichischer Seite vor, 
daß die Aufhebung des Verbotssystems im allgemeinen nach 
Ablauf von vier Monaten erfolgen Könnte. 

Die Haltung der anderen Teilnehmer der Konferenz gegenüber 
diesem Vorschlage war keine ganz gleichmäßige. Auf rumä- 
nischer Seite sprach man sich zunächst gegen einen ausgiebigen 
Abbau ' des Verbotssystems aus. Die Tschechoslowakei will 
diese Frage mit einer gewissen Vorsicht behandelt sehen. Süd- 
slawien "und Polen haben selbständig das Verbotssystem schon 
ziemlich weit abgebaut und haben sich infolgedessen an der Re- 
eelunz dieser Frage in Portorose etwas weniger beteiligt ge- 
zeizt.  Selbstverständlich wäre es ein großer Fortschritt, wenn 
man in dieser wichtigen Angelegenheit zu einem Einvernehmen 
eelansen könnte, ‘das die Einführung der. Handelsfreiheit 
zwischen den Nachfolgestaaten in Aussicht nimmt. 

In der Verkehrskommission wurde über die Verteilung 
der Brennstoffe zur Vermeidung - überflüssiger Kohlen- 
transporte und der dadurch hervorgerufenen übermäßigen Be- 
lastung der Bahnen beraten. Gegenwärtig wird Kohle aus Ober- 
schlesien nach Italien, Saarkohle nach Ungarn geführt. Durch 
entsprechenden Austausch gegen Kohlen näher gelegener Ge- 
biete könnten zahlreiche Lokomotiven und Güterwagen ‚sowie 
beträchtliehe Kohlenmengen erspart werden. Die  Verkehrs- 
kommission beschäftiete sich ferner mit der Durchführung des 


Wagenübereinkommens von Stresa, um den. möglichst 


uneingeschränkten freizügigen Wagenumlauf zu. ermöglichen. 
Hierbei bildet die Aufteilung des ehemals gemeinsamen Wagen- 
parkes die Voraussetzung einer befriedigenden Lösung. 


— Die Ergebnisse der Konferenz von Portorose, Die Ver- 
handlungen der Konferenz von Portorose sind zu einem für alle 
beteiligten Staaten bedeutsamen Ergebnis gelangt. Zu den 
schwierigsten Fragen, deren Erörterung in Portorose zu er- 
warten war, gehörte zweifellos diejenige des sogenannten. ge- 
meinsamen Fahrparkes. Daraus, daß der Fahrpark der ehe- 
maligen österreichischen und ungarischen Staatsbahnen erst zum 
Teile in das Eigentum der einzelnen Neustaaten übergeben wer- 
den konnte, und daß die endgültige Aufteilung der insgesamt 
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etwa 250000 Wagen umfassenden Aufteilungsmasse nicht nur 
infolge der technischen Schwierigkeiten der Vorarbeiten, sondern 
-insbesondere auch dadurch aufgehalten wurde, daß eine. Ent- 
scheidung der Reparationskommission über gewisse Fragen des 
Beuterechtes ausständig ist, sind dem Verkehr der Nachfolge- 
staaten seit langem überaus fühlbare Hindernisse erwachsen. 
Alle bisherigen Bemühungen, diese Schwierigkeiten praktisch zu 
beseitigen, haben sich als ‚vergeblich erwiesen. In Portorose 
ist es nun endlich dem aus Fachleuten aller sieben Nachfolge- 
staaten und Englands und Frankreichs bestehenden Unteraus- 
schusse gelungen, eine Lösung zu finden, die ‚diese Schwierig- 
keiten vom 1. Januar 1922 an aus dem Wege räumt. Von diesem 
Zeitpunkte an werden die Wagen des bisherigen „gemeinsamen 
Wagenparkes“ bis auf einen geringen Rest nicht nur zwischen 
den Nachfolgestaaten, sondern auch nach ‘dem Altauslande frei- 
zügige verwendbar sein und ebenso wie alle übrigen den ein- 
zelnen Verwaltungen gehörenden Wagen nach den internatio- 
nalen Vereinbarungen (Wagenübereinkommen des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen, internationales Übereinkom- 
men von Stresa 1921) behandelt werden. Die Lösung besteht 
nämlich in einer vorläufigen Wagenzuweisung, deren Ausgleich 
-nach technisch richtigen Grundsätzen durch die indessen weiter 
fortschreitende Aufteilung des Fiahrparkes im Sinne der Frie- 
densverträge nachträglich erfolgen wird. Auch der kFortschritt 
der übrigen Arbeiten der Transportkommissionen ist. befriedi- 
gend und verspricht bald nach Mitte November zu einem Ab- 
schluß der Beratungen der Konferenz zu führen. 


— Die Südbahnverhandlungen. Am 4. November hat eine Vor- 
besprechung des Verwaltungsrates der Südbahn- und der franzö- 
sischen Abgeordneten der Association Nationale stattgefunden, 
welche die Einleitung zu den Verhandlungen über die Frage der 
Schaffung des Regime definitif und die damit im Zusammen- 
hang stehende Annuitätenfrage bildete. An der Besprechung 
nahmen fast sämtliche Mitglieder des Verwaltungsrates teil. Die 
französischen Beteiligten waren durch den Präsidenten der Asso- 
ciation. Nationale D. v. Vellfrey und den Vizepräsidenten 
Randue vertreten. . 


— Brand durch Funkenflug. In Linz brach am 7. November, 
kurz nach dem Einfahren des Wiener Schnellzuges, durch 
Funkenflug aus der Lokomotive, in einem nahe den EiSenbahn- 
personalhäusern unmittelbar an der Bahn gelegenen großen 
Bauernhof am Südostrand der Stadt ein Feuer aus, das, durch 
den herrschenden Sturm begünstigt, bis 4 Uhr nachmittags acht 
weitere Bauernhöfe vollständig einäscherte. 


— Die Wiener Handelskammer über die Erhöhung der Eisen- 
bahntarife. In ihrer am 9. November d. J. abgehaltenen Sitzung 
beschäftigte sich die Wiener Handelskammer mit der spruch- 
reifen Frage der bevorstehenden Erhöhung der Eisenbahntarife. 
Berichterstatter Kammersekretär Dr. Klofetz gab ein übersicht- 
liches Bild über den Stand der Verkehrsverhältnisse und über 
die Lage der Bundesbahnen. Von dem gegenwärtigen Betriebs- 
abgange von 40 Milliarden Kronen entfallen 20 Milliarden auf 
Kursverluste, 10 Milliarden auf Mehraufwendungen für das Per- 
sonal. Leider hat das Bundesministerium wieder zu gleichmäßi- 
gen Tariferhöhungen gegriffen, wobei allerdings anerkannt wer- 
den muß, daß die dringenden Anforderungen der Staatsfinan- 
zen eine unterscheidende Tariferhöhung nicht möglich erscheinen 
lassen. In Festhaltung der im Finanzplane der wirtschaftlichen 
Körperschaften aufgestellten Grundsätze hat der. Verkehrsaus- 
schuß den Tariferhöhungen in’ der Erwartung zugestimmt, daß 
der gegenwärtige mit iedem Beförderungsakte verbundene Zu- 
schuß aus Staatsmitteln unbedinst in Fortfall kommen muß. Be- 
züglich der Freikarten laufen Verhandlungen mit. den Gewerk- 
schaften, die. auf eine Einschränkung in der Weise abzielen, daß 
jedem Angestellten zwei Freifahrten im Monat zugestanden wer- 
den sollen, was gegenüber dem heute bestehenden beispiellosen 
Zustande immerhin schon einen Fortschritt bedeutet. Mit der 
Zustimmung zu den Tariferhöhungen wird als Bedingung eleich- 
zeitig gefordert, daß einem von der Kammer namhaft zu machen- 
den Ausschusse restlose Einsicht in die Gebarung der Bundes- 
bahnverwaltung wewährt wird. Diesem Ausschusse wird es 
auch obliegen, die Frage der Kursverluste der zweckmäßigen 
Durchführung des Achtstundentages, die Wirkungen des Frei- 
kartensystems und andere die Ergebnisse der Bundesbahnen be- 
einträchtigende Momente von sachlichen und kommerziellen Ge- 
sichtspunkten aus zu überprüfen und für die kaufmännische Ge- 
staltung der gesamten Gebarung die erforderlichen Anträge zu 
stellen. Kammerrat Neumann wendete sich geren die miß- 
bräuchliche Auslegung des Gesetzes über den .Achtstundentag. 
Der vom Kammersekretär Dr. Klofetz erstattete Bericht wurde 
hierauf genehmigt. 


— Kündigung der ärarischen ‚Holzplätze. Zu Beginn des Som- 
mers hat die Bundesbahndirektion Wien-Nordost einer ganzen 
Reihe von Mietern von Lagerplätzen auf dem Ostbahnhofe, Erd- 


' preises. 


bergerläude und Nondworheher bekanntgaßeben: daß sie deni ® 
bisherigen Mietpreis vom 1. November 1921 ab erhöhen müsse. 
Die Steigerung betrug das Fünfzehnfache des bisherigen Miet- 
Falls diese Steigerung nicht angenommen werde, gelte 
die Zuschrift als Kündigung. Die betroffenen Parteien be- 
mühten sich, eine Herabsetzung der verlangten Miete zu erwir- 
ken, doch hatten diese Bemühungen keinen Erfolg. Der Holz- 
händler Artur Rauchberg lehnte die Steigerung ab, worauf ihm “ 
sein Lagerplatz zum 31. Dezember 1921 gekündigt wurde Er “ 
machte gegen diese Kindigung Einwendungen, mit denen sein ii 
Vertreter geltend machte, die Steigerung des Mietzinses sei nach ° 
dem Mieterschutzeesetze nur nach Maßgabe der Entscheidung 2 
des Mietamtes zulässig, ‚dessen Ausspruch wolle er sich unter- 
werfen. Bei der vor dem Bezirksgerichte Landstraße durchge- 
führten Streitverhandlung erklärte der Vertreter der Finanz- 
prokuratur, die Prokuratur mache keine Kündigungsgründe gel- 
tend.. Lagerplätze seien keine Geschäftsräumlichkeiten, Ge- 
schäftsabschlüsse dürfen dort gar nicht gemacht werden, die Ent- 
gelte für die Lagerplätze seien lediglich . ein pauschaliertes ° 
Lagergeld und ständen zu den heutigen Sätzen dieses Lager- 
seldes in keinem Verhältnisse, damit wären die Inhaber von ° 
Lagerplätzen szegenüber anderen ‘wesentlich begünstigt. Der 
Richter lehnte alle Beweisanträge ab und verkündete das Urteil, 
durch welches die Kündigung für rechtsunwirksam erklärt wird. 
In der Begründung verwies der Richter darauf, daß Holzlager- 
plätze, da sie dem Geschäftszwecke dienen, ale ‚Geschäftsräum- j 
lichkeiten zu gelten haben. 


— Ende der staatlichen Kohlenbewirtschaftung. Bekanntlich 
war vom Bundesministerium für Handel und Gewerbe, Industrie 
und Bauten der Zeitpunkt für die Aufhebung der. staatlichen 
Kohlenbewirtschaftung auf den 1. März 1922 festgesetzt worden. 
Vor kurzem jedoch traten die inländischen Bergbauunternehmun- 
gen an die Regierung mit dem Begehren nach sofortiger Auf- ° 
hebung der staatlichen Kohlenwirtschaft heran. Sie begründe- 
ten ihr Verlangen damit, daß die Erstreckung der Übergangs- F 
frist bis März 1922 Jahresabschlüsse, welche gewöhnlich in den ° 
Monaten Dezember und Januar getätigt werden, unmöglich 
mache, so daß die inländische Kohlenförderung gezwungen 
werde, die Lieferschlüsse im Frühjahr zu bedeutend ungünsti- 
geren Bedingungen abzuschließen. Darin liege eine Gefahr für 
die mit allen Mitteln angestrebte Verstärkung der heimischen 
Kohlenförderung. Zur Klärung der durch die: Freigabe der 
Kohlenwirtschaft berührten Belange fand am 4. November im 
Bundesministerium für Handel und Gewerbe, Industrie und Bau- 
ten eine Besprechung statt, zu der neben den Vertretern der in- 
ländischen Bergbauunternehmungen auch iene der bedeutendsten 
Verbrauchergruppen, insbesondere‘ der Industrie, eingeladen 
waren. Die Beratung ergab, daß sich die durch den “Haupt- 
verband der Industrie sowie durch mehrere Handelskammern 
vertretene Industrie als Verbraucherin dem Verlansen der in-. 
ländischen Kohlenförderung anschloß und einmütige für sofor- 
tige Aufhebung der staatlichen Kohlenbewirtschaftung oder we- 
nigstens für deren Auflösung mit Ende 1921 eintrat. Wiewohl. 
dem Bundesministerium gewisse Erwägungen gegen eine Vor- 
rückung des Zeitpunktes für die Freigabe der Kohlenwirtschaft 
zu sprechen schienen, hat es doch angesichts der Tatsache, daß 
sowohl Kohlenförderer wie Verbraucher sich übereinstimmend 
für freie Kohlenwirtschaft aussprachen, beschlossen, die staat- 
liche Kohlenbewirtschaftung mit 31. Dezember 1921 aufzuheben. ; 
Das Bundesministerium glaubte diese Zusage um so eher machen 
zu können, als hierdurch die zur Sicherung der Versorgung der 
Bevölkerung mit Hausbrandkohle bestehenden Vorschriften über 
die Rationierung der Brennstoffe‘nicht berührt werden. Diese 
Vorschriften bleiben vielmehr unverändert bis 1. März 1922, dem 
ursprünglichen Freigabezeitpunkt, aufrecht. Es wurden zugleich 
Maßnahmen getroffen, daß trotz der beabsichtisten Aufhebung 
der staatlichen Bewirtschaftung mindestens die für diese Zeit 
vorgesehenen Kohlenmengen zur Verfügung stehen. 

5 


— Personenzugverkehr im Burgenlande. Wie die Betriebs- 
direktion der Südbahn mitteilt, ist vom 15. November an der Per- 
sonenzugverkehr nach dem Burgenland über Wiener-Neustadt, 
und zwar bis Mattersdorf, mit aaglich verkehrenden Zi ügen auf- 
genommen worden. 


— Güterverkehr über Polen nach Rumin Der durehe 


| gehende Güterverkehr nach Rumänien (Bukowina) über Lunden- 


burg-Petrowitz-Krakau- Lemberg-Stanislau-Sniatyn ist bisher noch 
immer nicht eröffnet, und auch die Abwicklung dieses Verkehrs 
durch Neuaufgabe der Sendungen. in einer polnischen Unterwegs- 
station ist zurzeit nicht zugelassen. Die Bemühungen der 
Bundesbahnverwaltung, den Güterverkehr - über diesen Weg 
wenigstens für Sendungen in ganzen Wagenladungen unter Be- 
nutzung durchgehender geschlossener Züge wieder herzustellen, _ 
haben zwar zunächst zu dem Ergebnisse geführt, daß der Ent- 
wurf eines Verkehrsabkommens von Vertretern der österreichi- 
schen, tschechoslowakischen, polnischen und rumänischen Eisen- 


LXL. Jahrgan : 
Eu Novonman 2. = 


885 — 


Nr. 47 


ER gemeinsam ausgearbeitet wurde, es ist aber bisher nicht . 


gelungen, die endgültige Zustimmung zu diesem Entwurfe von 
allen beteiligten Verwaltungen, insbesondere der rumänischen 
Verwaltung, zu erlangen. Dagegen hat in letzter Zeit die pol- 
nische Staatsbahnverwaltung zugestanden, daß wöchentlich eine 


bestimmte Anzahl von Wagenladungen aus Österreich und der. 
Tschechoslowakei nach Rumänien im Wege der Neuaufgabe an’ 


eine Mittelsperson in Oswiecim zugelassen wird. Im Hinblick 
auf die Festsetzung einer Höchstmenge muß die Aufgabe von 
‚Serdungen an die Bewilligung einer Stelle gebunden werden. 
Hiermit wurde die Bundesbahndirektion Wien-Nordost betraut. 
Es werden in Zukunft wöchentlich zwei Züge, je 30 Wagen, nach 
Oswiecim für Rumänien abrollen. Die Aufgabe muß in Wien- 
Nordbahnhof erfolgen. Zur Aufgabe dürfen nur Wagenladungen 
gelangen. Die Bundesbahnverwaltung betrachtet die Einrichtung 
dieses Verkehrs nur als etwas Vorläufiges. 
um Herbeiführung des erwähnten durchgehenden Verkehrs über 
die polnischen Strecken nach Rumänien werden fortgesetzt. 


— Titelverleihung. Der Bundespräsident hat mit Entschlie- 
Runge vom 27. Oktober 1921 den Zentralinspektor der österreichi- 
schen Bundesbahnen mit dem Titel eines Hofrates Dr. Franz 
Schubert zum pragmatischen Beamten der Besoldungsgruppe 
iR. aeg gleichzeitiger A erleihurg des Titel eines Sektionschefs 

estellt Vet 


— Die Gründung der Wiener Wasserkraftwerk-Aktiengesell- 
schaft. Schon im alten Österreich bildete die Frage des Aus- 
baues der Wasserkräfte den Gegenstand eifriger Erörterung in 
der Öffentlichkeit, insbesondere auch in den öffentlichen Kör- 
perschaften. Im neuen Österreich gewann (diese Frage eine er- 
höhte Bedeutung, da dieses Land der schwarzen Kohle geradezu 
gänzlich beraubt wurde. Es mußte daher nach einem Ersatze 
hierfür gesucht werden, als welcher in erster Linie die weiße 
Kohle in Betracht kam. Waren schon im alten Staate Anschau- 
ungen, die sich vielfach kreuzten, wahrzunehmen, waren es da- 
mals hauptsächlich vereinzelte Unternehmungen staatlicher wie 
privater Seite, denen «das Zustandekommen von Wasserkraft- 
werken zu danken ist,*) so haben wir auch im neuen Staate 
Einzelbestrebungen zu verzeichnen, welchen iedoch die Zusam- 
menfassung und das Zusammenarbeiten völlig fehlt. Eine der 
Ursachen dieser 'bedauerlichen Tatsache ist darin gelegen, daß 
auf dem Gebiete des Wasserrechtes und der Wasserwirtschaft, 
welches früher .der. staatlichen Fürsorge anvertraut, war, Recht 
und Macht auf die Länder übergegangen ist, die vielfach aus- 
einanderstrebende Pläne verfolgten und zu diesem Behufe neue 
Stellen und Organe schufen, welche unter dem Gewichte eines 
leitenden Gesichtspunktes zu vereinigen. und so ein Zentrum 
für die Lösung des Wasserkraftproblems zu schaffen, bis in die 
letztere Zeit nicht gelang. 

Erst: im Herbst dieses J ahres erstand, an der schließlich 
doch um sich greifenden Erkenntnis der Notwendigkeit der Zu- 
sammenfassung aller zur Lösung dieses Problems berufenen 
Kräfte in der Wasserkraftwerk- Aktiengesell- 
schaft in Wien (W. A. G.), eine Schöpfung, in welcher 
meines Wissens zum erstenm al sich alle maßzebenden und 
berufenen Faktoren zu einer Aufgabe zusammenfanden, nämlich 
zum Ausbau der zur Versorgung Wiensmit elektrischer 
Kraft notwendigen Wasserkräfte, 

‘ Teilnehmer hieran sind einerseits die Stadtgemeinde Wien, 
Österreichs größter Stromverbraucher, andererseits die Wiener 
Großbanken, Österreichs größte Finanzkraft: Das erforderliche 
Kapital soll im Inlande beschafft werden, und zwar sollen zur 
Bildung des Baufonds von der W. A. G. Schuldverschreibungen 
ausgegeben werden, die auf die Wasserkraftwerke grundbuch- 
mäßig sichergestellt werden, und bezüglich welcher die Gemeinde 
Wien, insoweit die Wasserkräfte für die Stadt bestimmt sind, 
die Haftung für die‘ Verzinsung und Rückzahlung tibernehmen 
wird. 


u 


mit einem Aufwande von 3600 Mill. K. die Ybbskraftwerke, und 
zwar Stufe Göstling-Opponitz, und "das Hochquellenleitung- 
Kraftwerk Lunz-Gaming geplant, ersteres ist bereits wasser- 
rechtlich genehmigt, letzteres steht in wasserrechtlicher Ver- 
handlung. Das zweite Bauprogramm (Aufwand 6400 Mill. K.) 
steht nur in Umrissen fest; es soll eine völlige Umgestaltung 
des bisherigen Beleuchtungs- und Beheizungswesens in Wien 
bringen. 

VW’enn auch in erster Liurg Wiener Zwecken und Bedürfnissen 
dienend, sollen diese Werke auch den Ausbau der übrigen Groß- 
wasserkräfte erleichtern. Jedenfalls aber werden sie auch der 


Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in Wien selbst. 


und zwar durch Ausgestaltung der Straßenbahn und Elektrisie- 
rung und dauernder "Wiederinbetriebsetzung der Wiener Stadt- 


*) Für den elektrischen Bahnbetrieb standen u. a. Kraftwerke 
für die Mariazeller-Bahn, für die Mittenwald-Bahn und für die 
Linie Trient-Mal6 zur Verfügung. 


Die Bemühungen- 


Als Wasserkraftwerke sind nach dem ersten Bauprogramme 


bahn, dieses derzeit im Dornröschenschlafe a inner- 
städtischen Verkehrsmittels, hervorragend dienen und auch dazu 
beitragen, daß die Frage der Elektrisierung der westwärts 
von Wien verkehrenden Hauptlinie, die noch der Lösung harrt, 
wenigstens von einem Teile der entgegenstehenden Schwierig- 
keiten in absehbarer Zeit befreit wird. Die zum ersten Bau- 
programm sehörenden Anlagen sollen Ende Juni 1926 voll- 
endet werden. Min.-Rat Dr. Redl, Wien. 


— Verband der Privatgüterwagen-Interessenten in Wien. Auf 
Veranlassung einer größeren Zahl von Eigentümern und Ein- 
stellern von Privatgüterwagen hat am 24. Oktober d. J. eine 
Versammlung stattgefunden, welche zur Gründung des Verbandes 
der Privatgüterwagen-Interessenten in Wien führte. Anlaß zu 
diesem Zusammenschluß war der Umstand, daß angeblich seit 
einiger Zeit Änderungen der bestehenden Wageneinstellungs- 
übereinkommen, der Vergütungen für Leerläufe und sonstiger 
MNormen beabsichtigt werden, durch die die beteiligten Kreise 
wirtschaftlich schwer gefährdet erscheinen. Der Verband hat 
sich die Aufgabe sestellt, die Interessen seiner Mitglieder zu 
wahren und zu fördern. 

Die Geschäftsführung und Vertretung nach außen besorgt ein 
Gesschäftsausschuß, in dem der Direktor der Ersten Eisenbahn- 
wugengesellschaft in Wien, Ing. Heinrich Bernstein, den Vorsitz, 
der Direktor der österr. Eisenbahnverkehrsanstalt in Wien, Leo 
Kahn, die Stellvertretung im Vorsitz und Dr. Ernst Puchstein 
von der Wageonleihanstalt Robert Metzger & Co. in Wien die 
Schriftführung innehaben. Der Verband steht in enger Fühlung 
mit dem in Berlin in der Bildung begriffenen Verband gleicher 
Ziele und hat auch bereits zu einschlägisen Fragen in Kund- 
gebungen an die in Salzburg versammelten Vertreter der Eisen- 
bahnverwaltunsen und an die Konferenz in Portorose Stellung 
AO Der Verhand hat in Wien I, Schottenring 30, seinen 

itz. 


Ungarn. 


— Wiederaufnahme des Eisenbahnverkehrs mit den Nachfolge- 
staaten. Nach einer Mitteilung der Direktion der königl. ung. 
Staatsbahnen <estaltet sich der Eisenbahnverkehr mit den Nach- 
barstaaten folgendermaßen: Der KEisenbahnverkehr mit Tsche- 
chien ist noch immer eingestellt, und zurzeit verkehren bloß die 
Expreßzüge von Paris unmittelbar nach Bukarest über Paris- 
Szob-Budapest. Mit dem an Österreich absetretenen Gebiete 
wurde der Verkehr am 10. November wieder aufgenommen. Auf 
der Brucker Strecke verkehren die Züge nur bis Pändorf. Mit 
Rumänien wurde der Verkehr in. letzterer Zeit anstandslos ab- 
gewickelt. - Südslawien hat am 9. November d. J. den Verkehr 
über Gyekenyes wieder aufgenommen und wird nach einer Mit- 
teilung der südslawischen Regierune auch über Röszke und 
Kelebia den Verkehr aufnehmen. 


— Einführung von Kraftwagenzügen auf den Lokalbalınen. 
Auf den im Betriebe der Königl. ungar. Staatsbahnen. stehenden 
Lokalbahnen werden außer den derzeit regelmäßiz verkehrenden 
Zügım auch besondere Kraftwagenzüge in Verkehr gesetzt, die 
in erster Reihe zur Beförderung von Personen, Gepäck und 
Expreßgut wie von Eilgut bestimmt sind. Frachtgut ist von der 
Beförderung ausgeschlossen. Eilgiüter können nur im Dienst- 
wagen nach Maßgabe des noch zur Verfügung stehenden Raumes 
befördert’werden. Für die Beförderung von. Personen und Eil- 
£ütern mit Kraftwagenzügen sind die für die Eisenbahnen mit 
Dampfbetrieb seültigen Bestimmunsen des Eisenbahnbetriebs- 
reglements und die Tarife malgebend. Bei Personenbeförderung 
sind die für die 2. Wagenklasse festgesetzten Preise zu ent- 
richten. Fahrbegünstigung wird nur für Kinder zugestanden. 
Bei Beförderung von Gepäck, Expreß- und Eilgut werden die für 
diese Sendungen festgesetzten Normalfrachtsätze angewendet. 


— Verkehrsverhandlungen zwischen Ungarn und Rumänien. 
Kürzlich haben zwischen den Vertretern der ungarischen und 
der rumänischen Staatsbahnen Verhandlungen über die Auf- 
nahme des unmittelbaren Güterverkehrs über die bisher gesperr- 
ten Grenzstationen Nyiräbräny, Nagykäroly und Ermihälyfalva 
stattgefunden. Die jetzt unterbrochenen Verhandlungen werden 
demnächst fortgesetzt und zu einem endgültigen Abschluß ge- 
bracht. 


. — Einschränkung der Verwendung von Begleitern für Eisen- 
bahngüter, Mit Rücksicht auf den Umstand, daß’auf dem Ge- 
biete. des Sicherheitswesens eine erfreuliche Verbesserung ein- 
getreten ist, so daß man der Begleitung von Eisenbahngütern im 
allgemeinen. nicht mehr ‘bedarf, hat die Direktion der Staats- 
‘bahnen eine Verordnung veröffentlicht, nach der die Beigabe 
von Begleitern für Gütersendungen im allgemeinen nicht mehr 
gestattet ist. In Zukunft kann sie daher nur noch in den im 
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Eisenbahnbetriebsreglement‘ und in den Tarifen angegebenen j zachzukommen, eine Sache, die in Kae viel Aufsehen ger 


Fällen sowie bei Beförderung ärarischer Tabaksendungen und 


bei. Wagenladungen von Umzugsgütern Platz greifen. Die 
Verordnung trat am 1. November d. J. in Kraft. 
— Geschäftsgang der Budapest-Ujpest-Räkospalotaer elek- 


trischen Eisenbahn. Nach einer Schlußrechnung vom Geschäfts- 
jahre 1920... der Budapest-Ujpest-Räkospalotaer elektrischen 
Eisenbahn beziffert sich der Fehlbetrag bei einem Stammkapital 
von 12,2 Millionen Kronen auf 97 982 Kronen. 


— Eisenbahnbauten. Die Ungarische Wirtschafts- ad Klein- 
bahn-Aktien-Gesellschaft hat mit dem Ausbau der von der Sta- 
tion Attala-Csoma mit Berührung der Stationen Attala, Gölle, 
Büssü und Somoeyszil bis zur Gemeinde Igal führenden Vizinal- 
bahn begonnen. Dieselbe Unternehmung baut auch eine von der 
Station Olenda durch die Gemeinden Üröm, Pilisborosjenö und 
Czobanka bis Pilisszentkereszt führende elektrische Eisen- 
bahn. 


— Zurückgabe rollenden Materials an Ungarn. Die Serben 
haben auf den durch sie seräumten Gebieten die das Eigentum 
der ungarischen Staatsbahnen bildenden Lokomotiven und Eisen- 
bahnwagen zurückgelassen. Auf diese Weise sind in den Be- 
sitz der ungarischen Staatsbahnen 11 Lokomotiven, 39 Personen-, 
11 Post-, 90 gedeckte und 41 andere Güterwagen zurückgelangt. 


— Vorlage der Rechnung bei Beförderung von Sendungen 
nach Ungarn. Im Sinne einer Verordnung des Finanzministe- 
riums ist in Ungarn bei der Verzollunge der Güter eine 1%proz. 
Umsatzsteuer zu entrichten. Zu diesem Zweck ist die Vorlage 
der Rechnung vorgeschrieben. 


— Die Ungarische Waggon- und Maschinenfabrik zu Györ 
(Raab) hielt kürzlich eine Generalversammlung ab, in der die 
Direktion mitteilte, daß der Geschäftsgange im verflossenen 
Jahre günstig war. Die Leistungsfähigskeit sämtlicher Gewerk- 
schaften war vorzüglich und anstandslos. Der Reingewinn im 
verflossenen Geschäftsiahre betrug nach Abschreibung des 


Wertes der Fabrikanlagen gegen den im Vorjahre erzielten 
Reingewinn von 2097065 Kronen 4016372 Kronen. Als Divi- 


dende wurden 12 % vom Stammkapital von 24 Millionen Kro- 
nen festgesetzt. 

— Kohlenförderung der Peeser (Fünfkirchener) Kohlenwerke. 
In der Kohlenförderung der Fünfkirchener Bergwerke ist eine 
erfreuliche Steigerung zu verzeichnen. Während unter der ser- 


bischen Besetzung die tägliche Förderung 160 Wagen Kohle 
betrug, hat sich diese Zahl derzeit durchschnittlich auf 200 
\Wagen erhöht. 


— Der Ausbau der Wasserkraftanlagen. Die Regierung be- 
schäftigt sich mit der Frage des Ausbauwes der . Wasserkraftt- 
anlagen und setzt alles daran, um die Vorarbeiten hierzu in die 
Wege zu leiten. Sämtliche Fachmänner Ungarns vertreten die 


Ansicht, daß es für Ungarn die wichtieste wirtschaftliche Auf- 
gabe sei, den Ausbau der Wasserkräfte durch Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Steuer- und Gebührenwesens, sowie durch 


Zinsgarantien und durch Heranziehen des inländischen und aus- 
ländischen Kapitals durchzuführen. Ein wirksamer Ausbau der 
Wasserkräfte ‘ kann ohne Eingreifen der . staatlichen Gesetz- 
sebung durch Gewährung von Steuererleichterung 
stande gebracht werden. 


Uebrige europäische Länder. 


— Tarifabbau im dänischen Verkehrswesen. Im Reichstage 
teilte der Verkehrsminister mit, daß er demnächst einen Gesetz- 
entwurf einbringen werde, der eine bedeutende Herabsetzung der 
Kisenbahntarife sowohl im Personen- als auch im Güterverkehr 
enthalten werde, | 


— Ausschüsse für die Ausbildung der Eisenbahner und für 
den Sicherheitsdienst bei den norwegischen Staatsbahnen. Die 
Staatsbahndirektion hat zwei Ausschüsse zur Behandlung der 
Frage der Eisenbahnerausbildung und zur Ausarbeitung «@ines 


Entwurfs für die neue Staatsbahnsignalordnung aufgestellt, Der ' 


Leiter des ersteren ist der Distriktschef Rund, der des zweiten 
der in norwegischen Signalordnungsfragen schon N ge- 


nannte Abteilungsingenieur Lindboe: Dres: 
— Staatsanleihen der - schwedischen Privatbahnen. In dem 
Bericht der Reichstagsrevisoren für 1920 über die Prüfung des 


En indes und. der Einrichtung der’ Reichsschuldenverwaltung ist 
als besonders bemerkenswert hervorgehoben, daß die Hultsfred- 
Västervik-Atvidaberg-Bersbo Eisenbahn-A. gen 257 000 Kronen 
Aktien der Växjö-Virserum und Vimmerby-Ydre Eisenbahn-A.-G. 
gezeichnet hat, obwohl ‚erstere: Gesellschaft seit vier Jahren es 
völlig unterlassen hat, der Zahlungspflicht für ihre Staatsanleihe 


nicht zu- 


: Sicherheit über die. Verhältnisse der betreffenden Gesellschaft 


‚rung das Recht bekommen sollen, Aktien von Eisenbahnunter- 


‘men rührten 29,9 % vom Personen-, 


‚kilometer gegen 1054 Millionen im Vorjahre. 


macht hat. Diese Bemerkung hat dem Reichsbankkuratorium 
Anlaß gegeben, das Anleihegeschäft, das der Staat jetzt zur 
Unterstützung privater Eisenbahnünternehmungen ausübt, einer 
Prüfung zu unterziehen und dabei besonders zu untersuchen, ob 
dieses Geschäft auf richtigen Grundlagen und nach jeder Rich- 
tung befriedigend geordnet ist. Der Ausschuß verneint diese 
Frage und hebt hervor: Daß sowohl der allgemeine Eisenbahn- 
anleihefond als auch der Nebenbahnfond nur zur Unterstützung 
solcher Unternehmungen in Anspruch genommen werden darf, 
von denen angenommen werden darf, daß sie die bewilligte 
Staatsanleihe entsprechend verzinsen und tilgen, daß, um volle 


zu gewinnen, wenigstens in gewissen Fällen unter Beiziehung 
eines in eisenbahntechnischen Fragen kundigen Beirates eine 
gründliche Untersuchung der Verwaltung der Eisenbahngesell- 
schaften bewerkstelligt werden soll, daß die Vertreter in den 
(sesellschaftsleitungen, die. zur Zeit von der Regierung ernannt 
werden, dafür von den Bevollmächtigten der Reichsschulden- - 
verwaltung ernannt werden sollen, daß die etwaigen Straf- 
zinsen mindestens auf.einen’ solchen Betrag erhöht werden 
müssen, daß sie nicht unter den wirklichen, vom Staate für seine 
Anleihe zu bezahlenden Zinsen bleiben, daß die Eisenbahn- 
gesellschaften, die ihrer Zahlungspflicht für erhaltene Staats- 
anleihen nicht nachkommen, erst nach Genehmigung der Regie- 


nehmungen zu zeichnen oder sonst Maßnahmen zu treffen, die 
das Wirksamkeitsgebiet der Gesellschaft erweitern. L 
Der Ausschuß beantragt, in dieser Sache Anträge an die Re- “ 
sierung zu. stellen. SER i Dr. S 


— Jahresbericht der schwedischen Bahnen für 1919. Die 
Jahresberichte der schwedischen Bahnen sind in den letzten 
Jahren etwas im Rückstande geblieben, und so kommt es, daß 
wir dem letzten Jahresberichte der schwedischen Staatsbahn 
für 1918 in dieser Zeitung 1920, Nr. 20, erst jetzt den für 1919 ° 
anfügen können. Der letzte Rechnungsabschluß der schwe- 
dischen Staatsbahnen endete, wesentlich beeinflußt durch die 
Ungunst der Brennstoffbeschaffung, mit dem Fehlbetrage von 
60,3 Millionen Kronen. Es ergibt sich also für die letzten drei 
Jahre folgendes Bild: ER 


Ein- Aus- Überschuß . Erträgnis | 

nahmen gaben bzw.Verlust der Baukosten 

Millionen Kronen MN. 0 
1917 . 162,437 155,180 ! + 208 
1918. 255,424 315,722 — 60,3 — RAl 
1919 297,968 309,309 507 — 1,8 


Der Fehlbetrag von 11,07 Millionen, der an sich dem Vor- 
jahre‘ gegenüber eine wesentliche Besserung bedeutet, wird 
hauptsächlich den wirtschaftlichen Nachwirkungen und Störun- 
sen des Weltkrieges zugeschrieben. Von den Betriebseinnah- 
673 %: vom Güter, 14% ° 
vom Postverkehr, der Rest, 1,4 %, aus Verschiedenem her. Die 
schwedischen Privatbahnen schlossen im gleichen Betriebsjahre. 
mit einem Gewinn von 14,7 Millionen Kronen ab. 

Die Staatsbahnen hatten Ende 1919 eine Gesamtlänge von 
5496 km gegenüber 5373 km Ende 1918. Sie stellten ein Ka- 
pital von 914,5 Millionen Kronen dar. Die schwedischen Privat- 
bahnen hatten demgegenüber Ende 1919 5964,8 km vollspurige 
Strecken (gegen 6097,4 im Vorjiahre) und 33941 km 'schmal- 
spurige . Strecken. - Man erkennt daraus die Bedeutung der 
Privatbahnen in Schweden, da sie an Länge ‘die Staatsbahnen 
wesentlich übertreffen. Die Staatsbahnen hatten am  Jahres- 
schlusse 1073 Lokomotiven, 1951 Personen- und- Postwagen 
und 27153 Güterwagen. Sie leisteten 24,909 Millionen Zugkilo- 
meter gegen 25,22 im Vorjahre und 938,599 Millionen Wagenachs- ' 
Nachdem schon im 
Vorjahre eine Abnahme festzustellen war, sind also beide im 
Berichtsjahre weiter zurückgegangen. Die Geschwindigkeit der 
Züge ist mit Ausnahme einer geringen Minderung bei den Per- 
sonenzügen durchwegs in die Höhe gegangen, hat aber die Zah- 
len von 1914 (mit Ausnahme der Erzzüge) durchgehends noch 
nicht erreicht. Am auffallendsten ist die Spannung bei den 
Schnellzügen, bei denen 51,2 km Stundengeschwindiekeit im 
Jahre 1914 erst 44,7 km im Jahre 1919 gegenüberstehen. Die. 
Ausnutzung der Personenwagen dagegen hat die von 1914 
wesentlich überholt (38,26 % gegen 31,92). Die Ausnutzung der 
Güterwagen hat im Berichtsiahre gegen das Vorjahr abgenom- 
men und bleibt auch hinter 1914 zurück. .' Der Personenverkehr 
hat in: Fortsetzung der vorjiährigen Entwicklung ebenso weiter 
zugenommen, wie der Güterverkehr weiter abgenommen hat. Die 
Anzahl der Reisen (ausschließlich der Fähren) war 3409. 
Millionen (gegen 31363 i. V.). Die Tonnenzahl für Paket-, 
Eil- und Frachtgut ist von 12,7 Millionen Tonnen auf etwa 11,4 
zurückgegangen. Die Anzahl der Zugkilometer ist bei den Per- 
sonen führenden Zügen gegen 1914 immer noch stark im Rück- 
stande. Es beruht dies auf einer absichtlichen Einschränkung 
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4 rotz des erhöhten Personenverkehrs. Lapplauderz, das in der 
Fehwetlischen (Grüterbeförderung bekanntlich eine besondere 
‘Rolle spielt, ist von 3,4 Millionen Tonnen im Vorjahre auf 2,33 
Millionen zurückgegangen und hat damit einen außerordentlichen 
 TViefstand erreicht. 1914 waren es noch fast 4,3 Millionen 
Tonnen. 

—-DieDampffährenverbindune Saßnitz-Trälleborg weist 
1015 “davon 869 mit schwedischer Dampffähre) einfache Fahrten 
von und nach Schweden gegen 1120 im Vorjahre auf, ist also, 
"da 1917 noch 1666 Fahrten zeleistet wurden, weiter zurück- 


gegangen. Die Anzahl der Reisenden war im Berichtsjahre 
25080. In der Verbindung Malmö-Kopenhagen ist die Anzahl 


der Fahrten von 2304 auf 2983 gestiegen, die der Reisenden 
hat sich, nachdem sie 1917 noch 68 051 betragen hatte, von 41 808 
"im Jahre 1918 auf 47290 im Jahre 1919 erholt. Der Saßnitz- 
verkehr stand bis 17. Juli 1919 noch unter der Kontrolle der 
- Ententemächte. Auch danach konnte er sich zunächst nicht 
entwickeln, da die deutschen Eisenbahnbehörden die Beförde- 
rung von Gütern nach Schweden von besonderer Erlaubnis ab- 
 hänsie machten. Der Verkehr benutzte daher zunächst den 
Wege über Dänemark, auf dem eine solche erschwerende Förm- 
. lichkeit nicht gegeben war. Erst vom November ab wurde auch 
der Saßnitzverkehr freigegeben. 
An Einzelheiten ist für das Berichtsjahr zu bemerken: Die 
Torfpulverherstellung, bekanntlich eine schwedische 
Besonderheit, in der staatlichen Torfpulverfabrik Hästhagen hat 
wegen Änderungen und Ergänzungen nur 41 Tage im Betriebs- 
jahre gearbeitet. Die hergestellte Menge lufttrockenen Torfes 
erreichte 9000 t.. Die Brennstoffherstellung hatte unter der Un- 
gunst des Arbeitsmarktes (Lohnstreitigkeiten und Streiks). so- 
wie unter den Witterungsverhältnissen sehr zu leiden. Es wur- 
den 25 000 t transportfertigen Torfes hergestellt. Der Torf wird 


im Gothenburger und Malmöer (II. und Ill.) Bezirk, teils für. 


Lokomotiven, teils in ortsfesten Heizstätten verwendet. Holz 
spielte als Lokomotivbrennstoff besonders in den nördlichen 
Bezirken (Östersund und Luleä) nach wie vor eine große Rolle. 
Es wurden im ganzen 842671 cbm Helz für Lokomotiven ver- 
braucht. > 

Vom 1. August ab räumte die Staatsbahndirektion .verschie- 
dene Erleichterungen in den Gütertarifen ein, über die 
seinerzeit schon berichtet wurde. Belgien, Frankreich, Italien, 
Serbien und Rumänien haben mit Ablauf 1919 die internationa- 
len Güterbeförderungsverträge gekündigt, so daß mit Anfang 
1920 die Möglichkeit der Beförderung auf direkten Frachtbrief 
aufhörte. Nur mit Frankreich konnte ein vorläufiges Überein- 
kommen getroffen werden. 

Die Fortsetzung der Elektrisierung der Ofotenbahn 
nahm zwischen Kiruna und Gällivare ihren Fortgang. Im März 
1920 wurde hier der elektr!sche Betrieb aufgenommen. 

Eine Anzahl der Krisenzeit-Bestimmungen, die sich auf Ver- 
wendung von Ersatzstoffen, Einsparungen in Schmierung, Be- 
leuchtung usw., dann auf Beförderungsverbote für Lebensmittel 
u. a. bezogen, konnten im Berichtsjahre aufgehoben werden. Am 
1. Oktober 1919 trat ein wesentlich verbesserter Fahrplan in 
Kraft. / IBaK N. 


— ‚Personalbesetzung bei den schwedischen Staatsbahnen. Zu 
‘der Mitteilung in Nr. 42, S. 785 d. Ztg. gehen uns von den 
schwedischen Staatsbahnen folgende berichtigende Angaben zu: 
Die Anzahl des etatsmäßigen Personals betrug im Jahre 
1911: 13182, und im September 1921: 22341 Köpfe, die Ver- 
mehrung also etwa 70 %. Gleichzeitig ist jedoch die Bahnlänge 
um mehr als 1000 km vergrößert worden. — Maßgebend für die 
Frage der Personalanzahl ist nicht die Zahl des etatsmäßig an- 
gestellten Personals, sondern die Gesamtzahl des Personals 
für Betrieb und Unterhalt. Diese Zahl befand sich seit 1911 in 
ständiger Steigerung (beschleunigt durch den ungeheuren Groß- 
verkehr in einigen der Kriegsjahre) bis zum Februar 1919, ist 
aber später je nach der Verkehrsminderung um etwa 10.000 Per- 
sonen verkleinert worden. Die Anzahl des Personals im Ver- 
hältnis zu der Bahnlänge ergibt sich aus nachstehender Zusam- 
-menstellung: | 


Personalanzahl we r ne nn 
1911. .... . 24478 4526 541 
1915.2%.7.212228.168 4978 566 
Febr. 1919 . ... . 39895 5568 716 
751990... 70.290 B4l 5582 637° 
Sept: 1921 . 30 052 982... 7 53 


Durch Zwangsbeurlaubung sind jedoch im September 11750 
- Tagewerke, etwa 390 Personen entsprechend, und zufolge be- 
- schränkter Arbeitszeit in den Werkstätten, Tagewerke etwa 
‘430 Personen entsprechend, gespart worden. Der wirkliche Per- 
sonalbestand war also im September 1921 etwa 29200 Personen. 
Vom Jahre 1911 ab hat die Anzahl des Personals sich um 6000 
Personen oder 25 %, und die Bahnlänge um 1000 km oder 23 % 
erhöht, 
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Ks ist mit der obigen Darstellung. nicht "beabsichtigt, gelten 
zu machen, daß das Verhältnis zwischen Kopfzahl und. Betrieh 
gegenwärtig durchaus günstig sei, denn teils gelten jetzt andere 


gesetzliche Arbeitszeitbestimmungen, teils führt der jetzige 

starke Druck im Wirtschaftsleben — {urchtbarer als jemals in 
Y ni: 4 . \ 

der Geschichte der Eisenbahnen — sehr ernste Folgen sowohl 


für die staatlichen als auch für die privaten Bahnen herbei. 
Bei einem derartigen Niedergang ist es jedoch aus verschiedenen 
Gründen nicht immer möglich, das Personal bei e’ner Eisenbahn 
in demselben Verhältnis, wie der Betrieb sich vermindert, herab- 
zusetzen. Die schwere wirtschaftliche Lage, in der die Staats- 
bahnen, die Industrie, die Reedereien und die meisten Privat- 
bahnen sich gegenwärtig befinden, ist also nieht auf eine Ver- 
nachlässigung in den Personalverhältnissen, sondern auf den 


schweren, weltumfassenden Niedergang aller wirtschaftlichen 
Tätigkeit zurückzuführen. 
—  Personalabbau in der Schweiz. Aus der Botschaft des 


Bundesrats zum Voranschlag der Eidgenossenschaft für 1922 ist 
zu entnehmen, daß der ‚Bestand an eidgenössischen Angestellten 
im Jahre 1922 auf 68933 Köpfe veranschlagt ist gegen 73 666 
im Jahre 1920. Davon entfallen 35 832 (1920: 39410) auf die 
Bundesbahnverwaltung und 33 101 (1920: 34256) auf die übrigen 
Verwaltungszweige. Es wird ausgeführt, daß die allgemeine 
Bundesverwaltung eine «erhebliche Personalverminderung vor 
allem infolge der Maßnahmen der Postverwaltung und des Wir- 
kens des Personaldienstes durchführen konnte, da durch die 
Schaffung der eidgenössischen Versicherungskasse die Möglich- 
keit gegeben sei, den Personalabbau in wohlwollender Weise zu 
betreiben. Nicht mehr voll verwendbare Angestellte sollen die- 
ser Kasse überwiesen werden, auch wenn sie nicht vollständig 
arbeitsunfähig sind. Bei ieder. Neuanstellung, auch innerhalb 
der bewilligten Mittel, wird die Bedürfnisfrage und die Gehalts- 
bemessung sorgfältig geprüft. Der Dienstbetrieb wird zweck- 
mäßiger . sestaltet, alles entbehrliche oder nur wünschens- 
werte wird unterdrückt. Aus den Dienstzweigen, wo Angestellte 
auf die Dauer nicht entbehrt werden können, aber vorübergehend 
verfügbar sind, werden sie anderen Dienstzweigen zur zeitweili- 
gen Aushilfe überlassen. Auch auf eine Verminderung der Aus- 
gaben für Schreibmaterial, Mobiliar, Diensträume wird Bedacht 
genommen. 

Nach einer neueren Nachricht war Ende Oktober die Kopf- 
zahl des Personals der S.B.B. gegenüber dem Vormonat um. 100 
zurückgegangen. Innerhalb Jahresfrist hat der Rückgang des 
Betriebspersonals die Zahl 2000 erreicht. 


— Reformen im französischen Eisenbahnbetrieb. Nachdem das 
neue Eisenbahnübereinkommen von der Kammer und vom Senat 
angenommen wurde, bedarf es noch der Zustimmungen der Ge- 
neralversammlungen der verschiedenen Eisenbahngesellschaften, 
welche bereits einberufen worden sind, und deren Entscheidun- 
gen bis spätestens im Januar 1922 getroffen sein werden. Gegen- 
wärtig ist die Regierung daran, die Ausführungsgesetze dazu 
vorzubereiten. Bezüglich der dringendsten Aufgaben hat sich 
kürzlieh Minister Le Trocquer in einem Interview dahin ausge- 
sprochen, daß vor allem die Frage der Sicherheit gelöst werden 
müsse und zwar durch Vereinheitlichung des Signalwesens aul 
allen Netzen, durch Einführung der durchgehenden Bremsen au 
den Güterzügen und durch die Ersetzung der Gasbeleuchtung 
dureh die elektrische. Der Oberste Rat des Bautenministeriums 
wird auch ein Generalprogramm für die Verbesserungen Auf 
allen Netzen ausarbeiten, durch das die Zersplitterung beseitigt 
und eine weitgehende Einheit im verwendeten Material ge- 
schaffen wird. Auch die Schaffung von Durchgangslinien, die 
eine raschere Verbindung von Ost nach West und umgekehrt 
gestatten, ist vorgesehen, wie auch, namentlich die Durchfüh- 
rung der Suisse-Ocecan. Auch die Elektrisierung des ganzen 
Bahnnetzes, aber in Abschnitten, gehört zu den Arbeiten, die 
als dringende bezeichnet werden. 


— Tarifermäßigungen in England? Mit Wirkung vom 1. No- 
vember an sind in England die Frachtsätze für Eisenerze und 
Kalk’ herabgesetzt worden; die Dauer der Frachtermäßigung ist 
auf ein Jahr festgesetzt worden, sie soll also am 31. Oktober 
1922 zu Ende gehen. Auch sonst sind im Londoner Bezirk 
einige Tarifvergünstigungen gewährt worden. Die Einführung 
von Sondertarifen an Stellen, wo die Küstenschiffahrt oder der 
erkehr von Lastkraftwagen auf der Straße den Eisenbahnen 
erfolgreichen Wettbewerb bereitet, soll zwar die Wirkung der 
'Tariferhöhungen der letzten Zeit für gewisse Güter und ge- 
wisse Verkehrsbeziehungen mildern, ist aber nicht als eine 
Herabsetzung der Tarife zu bewerten. Die Vertreter der Bank- 
und Geschäftswelt ‘wollen demnächst im Verkehrsministerium 
‘wegen der unerträglichen Höhe der Tarife vorstellig werden. 

-Aus Eisenbahnkreisen wird aber demgegenüber behauptet, die 
schlimme Wirtschaftslage sei nicht eine Folge der hohen Tarife, 
sondern der hohen Löhne, und diese seien die Ursache, nicht 
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die Folge der hohen Frachtsätze. 
wird aber zugegeben, daß die Höhe der Frachtsätze für Roh- 
stoffe von der größten Bedeutung für die Gewerbe ist, und wenn 
die erwähnte Herabsetzung von Tarifen ein günstiges Ergebnis 
zeitigt, können weitere Ermäßigungen erwartet werden. Die 
englischen Eisenbahnen sind also augenscheinlich bereit, Handel 
und Verkehr durch niedrige Tarife zu fördern. Sie erwarten 
davon jedenfalls eine Verminderung der Teuerung, die wieder 
Anlaß zum Sinken der Löhne geben wird, so daß sie die 
niedrigeren Tarife ohne Schädigung ihrer Wirtschaft ertragen 
können. — Ende Oktober ist übrigens der im neuen Eisenbahn- 
gesetz „verankerte* Tarifbeirat zum ersten Male zu- 
sammengetreten. Er hat sich zunächst mit der Einteilung der 
Güter, namentlich von Kohle, Koks und sonstigen Brennstoffen 
befaßt. Man sieht seinen Beratungen mit großer Spannung ent- 
gegen. Es wird die Frage aufgeworfen, ob die jetzt bestehenden 
Frachtsätze für die Eisenbahnen verbindlich sind oder ob sie 
Höchstsätze darstellen, die nicht überschritten werden dürfen, 
von denen aber ein Nachlaß gewährt werden darf. 


— Eisenbahnpakete in England. In England befördert die 
Post zwar Pakete, ihr Paketverkehr spielt aber bei weitem 
nicht die Rolle wie in Deutschland, sondern: die Hauptlast 
dieser Verkehrsart haben die Eisenbahnen zu tragen. Seit Auf- 
hebung des Staatsbetriebes am 15. August d. J. machen die 
Eisenbahngesellschaften erhebliche Anstrengungen, mehr Ver- 
kehr an sich zu ziehen und haben ihr Augenmerk in dieser 
Beziehung auch auf den Paketverkehr gerichtet. Sie haben vom 
1. Oktober an die Sätze für: die Beförderung von Paketen bis 
zu 11 Pfund (5 kg) Gewicht mit Personenzügen so weit herab- 
gesetzt, daß sie dabei die Post unterbieten oder deren Sätzen 
höchstens gleichkommen. Man unterscheidet bei diesem Paket- 
verkehr Beförderung auf Gefahr der Eisenbahn und auf Gefahr 
des Eigentümers. Die Verbilligung ist ziemlich erheblich; so 
kostet ein Zweipfundpaket 9 Pence statt 11 Pence, ein Fünf- 
pfundpaket 1 Shilling statt 1 Shilling 4 Pence, ein Achtpfund- 
paket 1 Shilling 3 Pence statt 1 Shilling 9 Pence und ein Elf- 
pfundpaket 1 Shilling 6 Pence statt 1 Shilling 9 Pence, wenn die 
Eisenbahngesellschaft für Schäden aufkommt; bei Beförderung 
auf Gefahr des Eigentümers sind die Sätze an sich schon etwas 
niedriger, dabei aber auch entsprechend herabgesetzt worden. 
Sie gelten für alle Entfernungen. Überdies hat eine Anzahl 
Eisenbahnen, die den Süden von England bedienen, die Kosten 
der Paketbeförderung innerhalb 24 km von London noch erheb- 
lich weiter herabgesetzt, um den Wettbewerb zu bekämpfen, den 
ihnen der Kraftwagen mit der Paketbeförderung auf der Straße 
bereitet. Hier kommen Pakete bis zu einem Zentner Gewicht 
in Frage, für die z. B. bei Beförderung auf Gefahr der Eisenbahn 
der Frachtsatz von 4 Shilling 1 Penny auf 2 Shilling 6 Pence 
herabgesetzt ist. An dem Paketverkehr ist auch die Londoner 
Metropolitan-Eisenbahn beteiligt. Sie unterbietet mit ihren 
Frachtsätzen ihnerhalb ‚des 24-km-Halbmessers die Post um 
25 %. Ihre 50 über alle Teile von London verteilten Halte- 
stellen bieten bequeme Gelegenheit zum Aufliefern der Pakete, 
die sogar däs Gewicht von einem Zentner überschreiten dürfen. 
Mit großen Geschäftshäusern sind besondere Vereinbarungen ge- 
troffen, auf Grund deren die Pakete bei ihnen abgeholt werden, 
ohne daß dafür eine besondere Gebühr zu zahlen ist. Man er- 
wartet als Folge der Neuregelung der Frachtsätze eine starke 
Belebung dieses Verkehrszweigs und trifft besondere Vorkeh- 
rungen, um die Pakete schnell und sicher abfertigen zu kön- 
nen. Die Paketbeförderung mit der Eisenbahn dient nicht nur 
dem Privat-, sondern auch dem Geschäftsverkehr. Der eng- 
lische Kleinhandel ist nicht: gewöhnt, große Lager zu halten, 
sondern ruft seine Waren in kleinen Posten beim Großhändler 
ab. Dieses von jeher übliche Verfahren ist durch die Über- 


mittelung der Bestellung durch den Fernsprecher neuerdings. 


noch gefördert worden. Da die Pakete mit Personenzügen be- 
fördert werden, können sie bei kleinen und mittleren Entfernun- 


gen schon nach wenigen Stunden am Ziel sein, und selbst wenn 


sie mit Güterzügen’ herangeschafft werden, sind am Vormittag 
bestellte, am Nachmittag aufgelieferte Güter am nächsten Mor- 


zen — die Stückgüterzüge verkehren meist des Nachts — am 


Zielbahnhof und können dort vom Empfänger abgeholt wer- 
den, wenn sie ihm nicht sogar durch bahneigene Fuhrwerke, 
unter denen neuerdings der Kraftwagen seinen wichtigen Platz 
einnimmt, zugerollt werden. 


— Staatsbeihilfen für Hrlehnähnbanten in England. Die eng-. 


lischen Eisenbahngesellschaften weisen schon seit einiger Zeit 
in ihrer Fachpresse darauf hin, daß sie sehr wohl in der Lage 
sein würden, sehr erheblich zur Bekämpfung der Arbeitslosig- 
keit beizutragen, wenn sie über das nötige Geld verfügten, um 
längst geplante, aber wegen Mangels an Mitteln zurückgestellte 
Erweiterungsbauten auszuführen. Diese Hinweise haben ver- 
eint mit auf das gleiche Ziel gerichteten Bestrebungen des 
Handels den Erfolg gehabt, daß sich ein Gesetz in Beratung 
befindet, das zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und zur 


Auch in Eisenbahnkreisen I Förderung des Handels 25 000 000 £ als Danlchen zur Vortie 


entspricht. 


. Beschäftigung ungelernter 


-5 Millionen entfallen. 


stellt. Die Bedingung, an die diese Darlehen geknüpft werden, 
ist die, daß durch ihre Verwendung, z. B. bei Erweiterungsbauten 
der Eisenbahnen, bei deren elektrischem Ausbau usw. alsbald 
größere Mengen von jetzt beschäftigungslosen Arbeitern einge- 
stellt werden können. Die Darlehen müssen von ihren Emp- 
fängern verzinst werden; während sie aber bei den Banken und 
an der Börse 7 bis 9% bezahlen müßten, kommen sie mit einem 
Regierungsdarlehen erheblich billiger davon. 
müssen allerdings auch auf dem Wege der Anleihe beschafft 


Die 25.000000 £ 


werden; da aber die Regierung diese aufnimmt und für die Ver- 


zinsung haftet, wird es eher möglich sein, sie an der Börse 
unterzubringen, als wenn die Eisenbahngesellschaften 


ihren 


Geldbedarf unmittelbar an der Börse decken, die zurzeit zu Eisen- 


bahnwerten kein rechtes Zutrauen hat. Anträge auf Gewährung 
derartiger Darlehen sind innerhalb Jahresfrist nach Erlaß des 


n 


Gesetzes zu stellen; die Untergrundgruppe der Londoner Schnell- - 


bahnen ist aber dem Gesetzgeber zuvorgekommen und hat ihre 
Anträge bereits vorgelegt. Zu den Bauten, die sie ausführen 


% 


will und zu denen bereits die Genehmigung des Parlaments vor- 
liegt, gehört u. a. der Umbau der City und Süd-Londoner Eisen- 
bahn, die als älteste von den elektrischen Untergrundbahnen, 
da. sie im wesentlichen in ihrem ursprünglichen Zustand belassen 
worden ist, den: Anforderungen des heutigen Tages nicht mehr 


Der Umbau wird dadurch erschwert und verteuert, 
daß er ohne Betriebsstörung durchgeführt werden muß; es kann 
also immer nur wenige Stunden in der Nacht gebaut werden. 


Die übrigen Bauten sind wesentlich einfacher; z. B. bei einer 


Verlängerung der Hampstead-Bahn nach Edgware handelt es- 
sich nur um eine etwa 7 km lange Bahn in Geländehöhe, für die 
der Grund und Boden bereits erworben ist. Die übrigen Bauten 


sollen zur Verknüpfung der verschiedenen Bahnen miteinander 
Die Kosten: für diese Bauten werden auf 6000000 £. 


dienen. 


geschätzt, von denen ein sehr erheblicher Bruchteil auf Arbeits- 


löhne entfällt. Ihre Ausführung wird etwa zwei Jahre dauern, 


und ‚während dieser Zeit bietet sich namentlich Gelegenheit zur 


Arbeitskräfte. 
stützung bei Aufbringung der Mittel wäre nicht daran zu denken, 
daß die Arbeiten vor Ablauf der nächsten zwei Jahre in Angriff 
genommen werden. Die geplanten Bauten sind von großer Be- 
deutung für die Bewältigung des Londoner Massenverkehrs, 
und die jetzt beklagte Überfüllung der Züge während der Zeiten 
des Hochverkehrs macht ihre Ausführung dringlich. 


— Die Einführung‘ des elektrischen. Betriebes in England: 
Die öffentliche Meinung in England beschäftigt sich gegenwärtig, 
wie der „Weltverkehr“ schreibt, stark mit der Bahnelektrisie- 


Ohne Staatsunter- 


rung. Man will einmal auf den Londoner Stadt- und Verort- 


bahnen den elektrischen Betrieb einführen. Weiter sollen be- 
deutende Strecken der Vollbahnen umgebaut werden und schtieb- 
lich. sind auch in den Dominions ähnliche Pläne ausgearbeitet. 
Durch den elektrischen Betrieb im Außenstadtverkehr Lond»ns 


hofft man die „toten Zeiten“, die auf dem Weg des Einzelnen ° 


von der Wohnung zur Arbeitsstätte verloren gehen, gewaltig 
herabzudrücken. Heute. verbringt ein Bewohner der Vororte, 
der 10 km Fahrt zur Arbeitsstelle hat, im Jahre fast 30 Arbeits-- 
tage auf, der Bahn; durch die Beschleunigung des elektrischen 
Verkehrs hofft man 30 %, d. h. im Jahre also 10 Tage, zu er- 
sparen! 

Ein weiterer Gesichtspunkt, unter dem man diese Pläne in 
England betrachtet, ist die Minderung der schweren Arbeits- 
losigkeit. 


Durch den Umbau allein schon würden einige Tau- 


send. Arbeiter Beschäftigung finden, und die dadurch veranlaß- 


ten Aufträge an die Industrie würden neue Arbeitsmöglichkeiten 
schaffen. Schwierig ist jedoch noch die Finanzierung der Bau- 
ten; handelt es sich doch um die gewaltige Summe von 26 
Millionen Pfund Sterling; hiervon würden auf die Great Eastern- 
Bahn 10 Millionen, auf die South-Eastern-Bahn 6 Millionen, auf 
die Untergrundbahnen 5 Millionen und auf die Indische bahn 
Für diese Summen erhofft man staatliche 
Garantien. Im einzelnen wollen die London-Bri£hton and South 


Coast, die Great Eastern, die Midland und die London and North 
Western Gesellschaft ihre Vorortlinien um London elektrisie- 


ren. Außerdem wird die Vollbahn-Linie London-Brighton, die 
zwischen York und Newcastle (130 km) und die Schleifenlinie 


zwischen Northallerton und Ferryhill (50 km) umgebaut wer- 


den; dazu kommen einzelne Linien in Yorkshire und Lancashire. 
Über die indischen Pläne liegen nähere Angaben noch nicht vor. 


Fremde Erdteile. 


— Japans Eisenbahnwesen. Das „Board of Trade Journal“ 
veröffentlicht nach der‘,D. Allg. Ztg.* einen Bericht über die 


Entwicklung der japanischen Eisenbahnen im Jahre 1920—21, 


dem das. folgende entnommen ist: 
Nach einem Plan, der im Jahre 1920 vom japanischen Reichs: 
tag angenommen BALUS, wird die ue in einem Zeitraum 


_LXI Jahrgang 
24. November; 1921. 


2 er Nr. 47 


nen: mn Tu 


‘von 10 Jahren 5300 km neuer Eisenbahnlinien bauen. Gleich- 
zeitig soll das bestehende Eisenbahnnetz verbessert werden. Die 
ür. diesen Plan veranschlagten Kosten belaufen sich auf 
‚419 Milliarden Yen. ERROR 

Im vergangenen Jahre hatte die Regierung infolge der wirt- 
schaftlichen Krise manche Schwierigkeiten zu überwinden. 
Trotzdem konnten etwa 320 km Eisenbahnlinien gebaut werden. 
Besondere Beachtung verdient die Elektrisierung der Bahnen. 
Eine Gesetzesvorlage zwecks Errichtung einer gemischtwirt- 
‚schaftlichen Elektrizitätsgesellschaft in Tokio mit einem Kapital 
‚von 100 Millionen Yen, um die Staatseisenbahnen mit elektrischer 
Energie zu versorgen, wurde vom Reichstag nicht bewilligt. 
Die Regierung war daher gezwungen, den Plan stark zu be- 
‚schränken. Die Umbauarbeiten werden etwa 5 Jahre in An- 
‚spruch nehmen. Zur Durchführung ist eine eigene Stelle im 
Eisenbahndepartement dafür geschaffen worden. 

Während die Fahrpreise für Passagiere 1920—21 keine Er- 
höhung erfahren haben, wurden die Frachtraten um 28 % erhöht. 
Die Gesamteinnahmen der Staatseisenbahnen betrugen im Jahre 
19260 337 Millionen Yen. Es bedeutet dies eine Zunahme von 
44 Millionen Yen gegen das Vorjahr und einen Fehlbetrag von 
26 Millionen Yen, verglichen mit dem Voranschlag. 
Bemerkenswert ist die Entwicklung der Privateisenbahnen in 
Japan. Im Juni 1921 waren 3200 km Privateisenbahnen vor- 
handen, . Über 6000 km waren im Bau begriffen oder von der 
„Regierung genehmigt. E 
- Zwischen Tokio und Nikko ist der Bau einer elektrischen 
-Schnellbahn geplant, die die Entfernung innerhalb zwei Stunden 
zurücklegen soll, im Gegensatz zu der bestehenden Staatsbahn, 
die für dieselbe Strecke vier Stunden gebraucht. 


— Neuregelung des amerikanischen Eisenbahnwesens. Im Zu- 
sammenhang ' mit der Vorbereitung der Gruppenbildung der 
‚amerikanischen Eisenbahnen, lie das Bundesverkehrsgesetz vor- 
schreibt, hat das Bundesverkehrsamt Erörterungen über die Ein- 
nahmen und Ausgaben der Eisenbahnen angestellt und dabei 
auch Vertreter der Eigentümer der Eisenbahnaktien und -schuld- 
verschreibungen gehört. In einer Denkschrift, die die Ergebnisse 
dieser Erörterungen enthält, wird auch die Lage der amerika- 
nischen Eisenbahnen geschildert. Sie wird als ganz ungewöhn- 
‚lich, als noch ‚nicht dagewesen bezeichnet. Die Eisenbahnen 
sind vom Staatsbetriebe während des Krieges her schlecht unter- 
halten worden; sie schulden der Regierung, aus derselben Zeit 
"herrührend, : große Beträge; das Daniederliegen des Wirt- 
‚schaftslebens, ebenfalls eine Kriegsfolge, hat eine solche Kin- 
'schränkung des Verkehrs verursacht, daß die meisten Bahnen 
kaum Dividenden und Zinsen aufbringen, manche nicht einmal 
‚die Betriebsausgaben decken können; wenn sie demnächst große 
-Schuldbeträge zurückzahlen sollen, werden sie das aus eigenen 
Kräften nicht können; auch der Ausblick in die’ Zukunft in 
bezug auf die Beschaffung der Geldmittel, deren sie zur Fort- 
führung, des Betriebs bedürfen, ist reichlich ungünstig. Dabej 
wird von den Eisenbahnen eine Herabsetzung der Frachten er- 
wartet, während sie doch eher auf eine Erhöhung ihrer Ein- 
-künfte bedacht sein müßten, um auch nur die rückständigen 
Unterhaltungsarbeiten ausführen zu können. Es werden daher 
Vorschläge gemacht, wie in Zukunft Ersparnisse erzielt werden 
können und sollen, aber dabei bedarf es eines Abgehens von den 
bisherigen Formen der Leitung des Eisenbahnwesens; nament- 
lich muß auch die Regierung den Eisenbahngesellschaften ihre 
Unterstützung leihen. Unter anderem wird die Gründung einer 
Betriebsmittelgesellschaft angeregt, die die Gelder für die Be- 
schaffung neuer Betriebsmittel aufbringen soll, ohne selbst einen 
Nutzen davon zu haben; auch soll sie selbst Lokomotiven und 
Wagen ankaufen und sie an die Eisenbahnen vermieten, auch sich 
an deren sonstigen Geldgeschäften beteiligen. 

Das Bundesverkehrsamt hat die Eisenbahnen der Vereinigten 
Staaten zunächst in vier Gruppen zusammengefaßt. Wie diese 
sich zu den 19 oder 21 Gruppen verhalten, in die die amerika- 
nischen Eisenbahnen auf Grund des Bundesverkehrsgesetzes ge- 

gliedert werden sollen, ist nicht ersichtlich; da aber nach dem 
Vorschlag, der jetzt für die endgültige Gruppenbildung veröffent- 
licht worden ist, auch die 19 oder 21 Gruppen wieder zu größeren 
Gruppen zusammengefaßt sind, ist es möglich, daß die endgül- 
tigen Gruppen durch Spaltung der einstweilen angenommenen 
vier Gruppen geschaffen werden sollen. In den vier Gruppen 
sind die Tarife neu geregelt worden, und zwar so, daß sie in den 
vier Gruppen allerdings voneinander abweichen, aber die Eisen- 
bahnen in bezug auf ihre Überschüsse auf den gleichen Fuß 
stellen. Die Bildung ‚von Gruppenverkehrsämtern wird für 
nötig gehalten. Während aber das Bundesverkehrsamt, das bei- 
behalten werden soll, eine staatliche Behörde ist, sollen die vier 
Gruppenverkehrsämter aus den Eisenbahngesellschaften heraus 
gebildet werden. Außerdem soll eine Wirtschafts- und Ver- 
_ waltungsbehörde geschaffen werden, die aus einem Vorsitzenden, 
vier Stellvertretern des Vorsitzenden und 24 Mitgliedern, davon 
12 aus Eisenbahnkreisen, bestehen soll. Endlich sollen in den 
vier Gruppen Ausschüsse gebildet werden, insgesamt 40, die sich 


verstanden und darauf eine deutliche Antwort gegeben. 


mit dem Wagenwesen, der Ausrüstung, Verkehrs- und Tarif- 
angelegenheiten, Bahnhofsfragen und Fragen der gemeinschaft- 
lichen Benutzung der Anlagen, der Regelung des Grunderwerbs 
und der Verwaltung der Liegenschaften, dem Werkstätten- und 
Maschinenwesen, der Beschaffung der Brenn- und sonstigen Be- 
triebsstoffe, den Bestrebungen .zur Erhöhung der Leistungen, 
den Löhnen, dem Rechnungswesen und der Festsetzung des 
Wertes der Eisenbahnanlagen befassen sollen. Diese Neu- 
regelung der Leitung des amerikanischen Eisenbahnwesens will 
uns reichlich verwickelt erscheinen, und das Bestreben des 
heutigen Tages müßte doch eher auf Vereinfachung gerichtet 
sein. 


Rechtspflege. 


— Aufspringen auf einen fahrenden Zug als höhere Gewalt. 
Anı 13. August 1919 war eine aus etwa 500 Personen bestehende 
Reisegesellschaft mit Sonderzug auf der der beklagten Eisen- 
bahngesellschaft gehörenden Strecke von W. nach Th. gefahren 
und dort um 10 Uhr vormittags eingetroffen, die Rückfahrt 
sollte 5.30 Uhr nachmittags gleichfalls mit Sonderzug erfolgen. 
Der Leerzug war auf ein Nebengleis geschoben. Etwa 5.10 
wurde der aus 12 Wagen bestehende Leerzug wieder auf das 
Hauptgleis zurückgesetzt. Zu dieser Zeit befand sich bereits 
der größere Teil der Reisegesellschaft auf dem sehr geräumigen 
Bähnsteige, darunter auch der Kläger und sein Begleiter, der 
Zeuge L. ‚Dieser und der Kläger gehörten zwar nicht zu der 
Reisegesellschaft, es war ihnen aber vom Bahnverwalter das 
Mitfahren mit dem Bemerken gestattet, daß etwa 150 Plätze 
übrig seien. Als nun die Rückwärtsbewegung des Leerzuges 
vor dem Bahnsteige noch im Gange war, stürzte plötzlich eine 
größere Gruppe Menschen auf die Mitte des Zuges 'zu, wahr- 
scheinlich um sich gute Plätze zu sichern. Bei diesem Andrän- 
gen ist Kläger zwischen Bahnsteig und Zug zu Fall gekommen 
und hat erhebliche Quetschungen am Kopf und linken Arm er- 
litten, wahrscheinlich ist er zwischen Trittbrett und Bahn- 


‚steigkante geklemmt worden. 


Der Kläger verlangt auf Grund des Reichshaftpflichtgesetzes 
von der Beklagten Schadensersatz, während diese eigenes Ver- 
schulden des Klägers annimmt, weil er auf den fahrenden Zug 
gesprungen sei. Das Landgericht Braunschweig hat die 
Entscheidung von einem von dem Kläger zu leistenden Eid ab- 
hängig gemacht, daß er an den fahrenden Zug zum Zwecke des 
Einsteigens „nicht angesprungen sei“. Auf die von der Beklag- 
ten erhobene Berufung hat das Oberlandesgericht 
Braunschweig, zweiter Zivilsenat, durch rechtskräftiges Urteil 
vom 8 März 1921 das landgerichtliche Urteil aufgehoben und die 
Klage abgewiesen aus folgenden Entscheidungsgründen: 

„Augenzeugen, welche den Unfall unmittelbar beobachtet 
haben, sind nicht ermittelt. Auf die Prozeßbehauptungen des 
Klägers kann ein wesentliches Gewicht nicht gelegt werden. Da- 
gegen sind von großer Bedeutung die Äußerungen, die Kläger 
unter ‘dem unmittelbaren Eindrucke des Unfalls getan hat. Da- 
für, daß er damals absichtlich die Unwahrheit gesagt habe, ist 
kein Grund ersichtlich. Sollte nun der Kläger durch den Schreck 


"und die Kopfverletzung nicht bei ganz vollem Bewußtsein und 


in seiner Sprachfähigkeit beschränkt gewesen sein, so ist doch 
nach seinem durch die Zeugen geschilderten Verhalten nicht an- 
zunehmen, daß er vollständig verwirrt etwa im Fieber geredet 
hätte. Als der Kläger nach dem Unfalle fortgeführt wurde, 
sagte er, wie der hinzukommende Zeuge L. bekundet, „da hat 
mich so ein dicker Kerl unter den Zug gestoßen“. Als kurz 


‘ darauf der Kläger in dem Warteraum auf dem Sofa gebettet 


war, sagte er dem Betriebsinspektor B. auf Befragen nach dem 
Hergange des Unfalls in allerdings abgebrochenen Worten „an- 
gesprungen, fehlgegriffen, abgestürzt“, und nach einer Pause 
fügte. er hinzu, er müsse wohl vom Trittbrett heruntergerissen 
sein. Hiernach hat Kläger die Frage des Zeugen B. IE 
in 
Widerspruch zwischen der anfänglichen Äußerung des Klägers 
auf dem Bahnsteige und seinen Angaben im Warteraum liegt 
nicht vor. Der anfänglich bezeichnete dicke Kerl kann den 
Kläger sehr wohl vom Trittbrett, zumal wenn der Kläger fehl- 
gegriffen hatte und deshalb nicht feststand — wahrscheinlich 
unabsichtlich — hinabgestoßen haben. Das ist innerlich viel 
wahrscheinlicher, als daß jemand den Kläger, wenn er sich zu- 
rückhielt und nicht selbst den sich bewegenden Zug zu besteigen 
unternahm, von dem Bahnsteige, der dem Kläger besseren Halt 
bot, hinabgestoßen haben sollte Was der Zeuge L. für seine 
Annahme, daß der Kläger nicht angesprungen sei, anführt, be- 
ruht auf sehr unsicheren Schlußfolgerungen. NL. sagt, „ich 
sprang auf den anfahrenden Zug und achtete dabei nicht auf 
den Kläger“. Wenn der Kläger, wie der Zeuge weitersagt, vor- 
her dicht neben ihm stand und beim Anspringen unmittelbar 
hinter ihm hätte sein müssen, daß aber sechs bis acht Leute 
hinter dem Zeugen eingestiegen seien, so kann hieraus nichts 
gefolgert werden. Sprang der Kläger fehl, so konnte er freilich 
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(las Abteil des Ba L. nicht erreichen, und andere glücklichere | R. a München und Berlin. 1921. Kartoniert. 19 RE 
Personen inochten ihm zuvorkommen. Überdies kann bei der Für -dio Beliebtheit des vorliegenden "Taschenbuches- spricht 
Bewegung des Zuges einerseits und der‘ sich drängenden | allein schon der Umstand, daß es-nunmehr bereits in 78. Aut- 
Menschengruppe andererseits leicht eine Trennung des Klägers lage erscheint. Die erste "Auflage aus dem Jahre 1885 und alle 
vom Zeugen L. eingetreten und bewirkt sein, daß Kläger beim | folgenden erschienen unter dem Titel „Taschenbuch für Monteure 
Anspringen auf ein anderes Abteil als L. zusteuerte. Wenig elektrischer Beleuchtungsanlagen“, . Dieser Titel war schließ- 
glaubhaft ist ferner, daß der Kläger mit seinem Begleiter rein | lich, da der Inhalt-des Buches, dem. Fortschritte der Technik 
zufällig den Platz in der vordersten Reihe des wartenden Publi- | folgend, immer mehr und mehr zu erweitern war, als überholt 
kums eingenommen und behauptet haben sollte, wenn er nicht zu betrachten und mußte in der oben angegebenen Weise. ge- 
ebenso, wie. es L. von sich sagte, von dem Verlangen beseelt | ändert werden.‘ Bei der Neubearbeitung ist aus den Arbeiten 


gewesen wäre, unbedingt Platz — und zwar tunlichst einen | des Verbandes deutscher Elektrotechniker der-Abbau der Be 
guten Platz — zu bekommen. Bei solcher Stimmung ist es aber | stimmungen für Ersatzleitungen und Isolierungen berücksichtigt; 


in hohem Maße wahrscheinlich, daß Kläger dem Beispiele seines | die in Frage kommenden Abhandlungen konnten mithin den 


Begleiters L. und-einer Anzahl anderer Personen gefolgt und auf altbewährten Fabrikaten wieder angepaßt werden, Der zu- 
den sich noch bewegenden Zug gesprungen ist. Aus den gesam- rehmenden Anwendung des Drehstroms ist besondere Beachtung ni 
ten Umständen, insbesondere auch den eigenen Äußerungen. sn geschenkt; die dabei hauptsächlich in Frage kommenden Dreh-& 
Klägers, hat der Senat nach freier Beweiswürdigung — $ 28 stromanlagen mit geerdetem viertem Leiter sind eingehend be- 2 
7.P.O. — die Überzeugung geschöpft, daß Kläger tatsächlich ar handelt. Ergänzt wurden-u. a. die Anleitungen für Motorbetriebe { 
den noch fahrenden Zug gestiegen oder gesprungen ist, dabei | und Transformatoranlagen, ferner die Ausführungen über das & 
fehlgegriffen hat und, durch die Nachdrängenden vielleicht £ge- | Anlassen und Abstellen von Einankerumformern, wie es für den % 


stoßen, zu Fall gekommen und zwischen. Trittbrett und Bahnsteig | häufig: angewendeten Betrieb.von Gleichstromanlagen im An- 3 

geklemmt ist und die festgestellten Verletzungen erlitten hat. | schluß an Wechselstromnetze erwünscht sein wird. Auch die. 

In solchem Verhalten liegt aber ein so grobes Verschulden, daß | bekanntgegebenen Regeln für das Zu- und Abschalten in Hoch- 

der Unfall darauf allein zurückzuführen ist.“ spannungsanlagen werden dem praktisch tätigen Techniker will- & 
kommen sein. 


Bücherschau. 
Berichtigung. 
— Taschenbuch für Monteure elektrischer Starkstromanlagen. BUNE 
Unter Mitwirkung von Gottlob Lux und Dr. ©. Michalke bear- In der Mitteilung: Die Eisenbahn von Beira zum 
beitet und her: a ben von 8. Freiherrvon Gaisberge. | Sambesi“ in Nr. 46,8. 868 d. Ztg. muß es in der 16. Zeile ? 
78. Auflasie des „Taschenbuch für Monteure elektrischer Beleuch- von oben statt „Shire Hastendbahn“ heißen: Shire Hochland- 


tungsanlagen“. Mit 231 Abbildungen. Druck und Verlag von | bahn. 


Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Eröffnung der Bahnstreeke Pollnow-Zollbrück für den j | Drüokiehler beriehtigungen zum Verein sel 
Personenverkehr. . verzeichnis. 

Km 28} Es ist zu ändern: ’ 

2 Auf Seite 643 Dresden König "Albert Hafen (nur Wgl. ohne Eil- 

stückg. u. Viehverk.) in Dresden König Albert 

ö Hafen (ohne Person., Eilstückg. u. Viehverk.) 

663 Fraustad in Fraustadt. 


Eisenbahndirektionsbezirk Stettin 
zember 1921 wird die Bahnstrecke Pollnow-Zollbrück, für die 
bisher nur der beschränkte Wagenladungsverkehr zugelassen ist 
mit’ den Bahnhöfen Groß-Reetz, Rochow, Misdow, Crangen- 


Bussin. und Wend. Puddinger auch für den beschränkten 2 ” ä 
öffentlichen Personenverkehr eröffnet. = „.. 682 Groß Nermdorf in Groß Neundorf. 
%, „ 734 Kriegsdorf siehe Krizany in Kriegsdorf® siehe 
Erweiterung und Beschränkung der Abfertigungsbefugnisse “\ . Voinovice A 
von Stationen, “ „734 Kriesdorf siehe Vojnovice ‚in Reiser siehe 
Eisenbahn-Generaldirektion Karlsruhe Die Krizany. Be 
an der Strecke Osterburken-Lauda gelegene Haltestelle Ui f- » „854 Schlichtigsheim in Schlichtingsheim. 
fingen, die bisher nur für den Personen- und Gepäckverkehr ”» » 870 Spielfeld-Strass (B 67) in Spielfeld-Strass (B 27). 4 
eingerichtet war,. wird am 1. Dezember .d. J. für den Eil- und Rundschreiben der Geschäftsführenden Verwaltung sind er 
Stückgutverkehr eröffnet, lassen worden: 
Eisenbahn-Generaldirektion Karlsruhe. Die Nr. I 104 vom 8. Nov ember 1921 an sämtliche Vereinsverwal- 


Station Reichentalerstraße wird ‘mit Wirkung vom | tungen, betreffend Zulassung längerer Schlafwagen zum Ver- ° 
I. Dezember 1921. für den Personen-, Gepäck-, Expreßgut- und | kehr auf den Vereinsbahnstrecken (abgesandt am .14. Novem- “ 
Kleinviehverkehr geschlossen. ber .d. Js.); 2 

Eisenbahr-Genera 1 direktion‘ Stuttgart. . Mit Nr. III 316 vom 8. November 1921 an die Mitglieder des Vor- s 
Wirkung vom 1. Januar 1922 an wird ‚der bisher dem beschränk- | einswagenausschusses, betreffend Antrag auf schiedsgerichtliche © 


ten Stückgutverkehr dienende, än der Strecke Eutingen-Freu- | Entscheidung in einem Streitfalle wegen Vergütung der Lei- - 
denstadt gelegene, Haltepunkt Bittelbronn für diesen Ver- | Stungen deutscher Personen- und Packwagen in dem während _ 
kehr geschlossen. : des Krieges von der südöstlichen Front durch Österreich-Ungarn 


nach Deutschland gefahrenen Militärurlauberzügen (ab ger 
Bundesbahndirektion Wien-Nordost,. Am 20. ‚November 1. J. Be am 11. November deIsE 


ist die zwischen der Station Stadlau und'der Haltestelle Breiten- |. V 316 vom 5. November 1921 an sämtliche Vereinsverwal- E 
lee gelegene Haltestelle Breitenlee-Kagran für den Per- |, betreffend Einziehung der Beiträge zur Bestreitung der 
sonen- und Eilgutabonnementverkehr eröffnet und die Halte- | Kosten des ‘Vereins Deutscher ee (abge- f 
stelle Breitenlee gesperrt worden. ' sandt am 14. November d. Js.). : 
; 

Amtliche Bekanntmachungen. | | j 

gi # | BEER Gütertarit 2 deutsche 2. Verkehrsstörung. 

1. Schließung von Stationen. "echselgütertarife. e 

5 I Auf 1. Dezember 1921 wird die Station ‘ Nachdem die Bestimmungen über die 
Deutsche Reichsbahn. SEN Friedrichsfeld(Baden)Süd für den. Güter- Prrichtung einer Rheinzoll-Linie aufge- 

_ Die Station Reichentalerstraße wird. |. verkehr geschlossen und mit sämtlicheh hoben sind, heben wir namens der Vieer- 
mit Wirkung vom 1. Dezember 1921 für | Angaben in den Tarifen gestrichen. Der | waltung ‚der Deutschen Reichsbahn hier- 
den Personen-, Gepäck-, Expreßgut- und | gesamte Güterverkehr des Ortes Frie- | mit unsere amtliche Bekanntmachung in 
Kleinviehverkehr geschlossen. * (2000) | .drichsteld wird künftig von der Station | Nr. 21, S. 417 der Zeitung des Vereins 
Karlsruhe, den 19. November 1921. Friedrichsfeld(Baden)Nord besorgt. | Deutscher Eisenbahnverwaltungen mit 
Eisenbahn-Generaldirektion. 2 ‘Karlsruhe, 14, November 1921. (1083) | Gültigkeit vom 20. Oktober. 1921° "Bub 

a Eisenbahn-Generäldirektion. Eisenbahnzentralamt. -- (2001) 
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3. Güterverkehr, 


Württembergische Nebenbahnen 
Am 1. Dezember d. J. werden die 
Güter- und Tiertarife auf der Härtsfeld- 


bahn, Reutlingen-Gönninger Bahn und 
 Strohräubahn erhöht. Näheres bei der 
unterzeichneten Direktion. (1097) 


Stuttgart, den 18. November 1921. 
Direktion 
der Württembergischen Nebenbahnen. 


‘-Köln-Bonner Eisenbahnen. 


Mit Gültigkeit vom 1. Diezember d. Fr 


tritt bei den Köln-Bonner Eisenbahnen 
eleich wie bei den Reicehsbahnen eine 
50proz. Erhöhung der Frachten und Ge- 
bührensätze ein. ’ Die verkürzte Ver- 
öffentlichungsfrist gründet sich auf die 
vorübergehende Änderung des $S 6 der 
Eisenbahnverkehrsordnung .(R.G.Bl. 1914, 


Seite 455). 


Nähere Auskunft erteilt das Verkehrs- 
büro .in Köln, UÜbierring 11. (Vb IL 
1031.) 

- Köln, den 19. November 1921. 
Die Direktion. 


Mühlhausen-Ebelebener Eisenbahn- 
Gesellschaft. 

“ Varbakaltlich der ministeriellen Geneh- 
migung - gelangen mit Gültigkeit vom 
15. November d. J. ab im Binnen- und 
Wechselverkehr mit unserer Bahn beson- 
dere Frachtzuschläge zur Erhebung. _ 
- Mit gleichem Tage ist die Bahn dem 
A. T. für Düngemittel beigetreten. 

Nähere Auskunft erteilt die Bahnver- 
waltung Schlotheim. (2002) 

Mühlhausen, den 19. November 1921. 

; Der Vorstand. 


Gemeinschaftliches Heft CIb 
(Zuschlags- und Anstoßfrachten usw.) 
Tfv. 200. 

Mit Gültiskeit vom 17. November 1921 
ab werden im Verkehr mit den Bahn- 
höfen der Mühlhausen-Ebelebener Eisen- 
bahn Frachtzuschläge erhoben. Die Be- 
stimmungen und Sätze sind bereits in der 
am 1. November 1921 in Kraft getretenen 
Neuausgabe des Heftes CIb enthalten. 
Ferner erhalten die Bestimmungen für 
„Königsberg (Pr.)“ auf den Seiten 72 
und 73 eine neue Fassung. 

Näheres enthält die am 17. November 
1921 erscheinende Nummer des 
anzeigers. Das alsbaldige Inkrafttreten 
der Erhöhungen 
vorübergehende Änderung des 
Eisenbahn - Verkehrsordnung 
1914, S. 455). — Auskunft geben auch 
die beteiligten Güterabfertigungen sowie 
das Auskunftsbüro, hier, Bahnhof 
Alexanderplatz. 

Berlin, den 14. November 1921. 

Eisenbahncirektion. 


S 6 der 


Deutsch-italienischer Gütertarif über 
Brenner und über Tarvis. 

“Tarif vom 1.Oktober 191. 

Mit Wirkung vom 1. Dezember 1921 


‚werden die in den Schnitten I der Ab- 


teilungen A und B des Abschnittes V des 


Tarifs enthaltenen Schnittsätze um 3 % 
‚erhöht. 


« Die Erhöhung ist in der Weise drehe 


zuführen, daß die Sätze des Schnittes I, 
Seite -56—125 des Tarifs mit 1.95 ver- 
‚vielfacht und Bruchpfennige auf volle 


Pfennige aufgerundet werden (z. B. Satz 
des Tarifs Nr, 14a für München Süd der 
1. 'außeritalienischen Tariftafel 
Brenner 399 3 X 195 = 778,05, ergibt 


' aufgerundet den neuen Satz von 779 3): 


Die Bestimmung 


vember 1921, wonach in den ‚Schnitten 7 


(1098) { 


Tarif- 
gründet sich auf die 


(R-&: BE: 


(1033). 


über ' 


| zu Abschnitt a 
Seite 3, des Nachtrages I vom:1, u 


der Abteilungen A und B die Frachtsätze 
um 30.% erhöht werden. wird mit Wir- 
kung vom 1. Dezember 1921 aufgehoben. 
München, 15. November 1921. (1094) 
Tarifamt beim RVM., ZB. 


Betrifft: Deutsch-italieuischer Gütertarif 
über die Schweiz vom 1. Oktober 1921. 

Mit sofortiger Gültigkeit werden die 
Stationen Dillingen (Saar), Saarbrücken 
Hebf. und Völklingen der Saarbahnen 
sowie die italienischen Stationen Cassano 
all Jonio, Policoro und Palermo Porto in 
den Tarif aufgenommen. Auskunft ertei- 
len die beteiligten Güterabfertigungen 
und die Auskunftsbüros. (1095) 

Frankfurt (Main), 10. November 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Deutseh-italienischer Güterverkehr über 
Brenner und Tarvis, 
Tarifvom1. Oktober 1921. 

Ab 21. November 1921 gelangen für den 
außeritalienischen Schnitt II die Sätze 
der Reihe F zur Anwendung. (1091) 

München, den 15. November 1921. 

Tarifamt b. RVM., ZB. 


Deutsch-dänischer und . deutsch-schwe- 
disch-norwegischer Verbandsgütertarif, 
Teil II, vom 1. Dezember 1921. 

Mit, Gültigkeit vom 1. Dezember 1921 
an werden die in diesen Tarifen enthal- 
tenen deutschen . Schnittfrachtsätze um 
50 % erhöht unter Aufrundung des er- 
höhten Schnittfrachtsatzes aui velle 19 3. 

Nähere Auskunft erteilen die Abferti- 
eungsstellen. (2997) 
Altona, den 19. November 1921. 

Eisenbahndirektion, 
namens der Verbandsverwaltungen. 


Deutscher Eisenbahn- Gütertarif, Teil II, 


Heft A, Anhänge 4 und 5. — Tv, 200. 

Infolge Umwandlung der Station Alt- 
kochspeyer in eine Güterverladestelle 
treten in den oben genannten Tarifheften 
Änderungen und Ergänzungen ein, die 
durch die am 24. November 1921 erschei- 
nends Nummer des Tarifanzeigers .be- 
kanntgegeben werden. 

Auskunft geben ‘auch die beteiligten 
Güterabfertigungen sowie das Auskunfts- 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 
Berlin, 19. November 1921. (2011) 

Eisenbahndirektion. 


Deutscher Eisenbahn-Gütertarif, Teil II. 
„Mit Gültigkeit vom 1. Dezember 1921 
wird die Station Ellrich in den Aus- 
nahmetarif 6 für Steinkohlen usw. als 
Versandstation aufgenommen. 
‘ Über die Höhe der Frachtsätze geben 
die beteiligten Dienststellen Auskunft. 
Cassel, 15. November 1921. (2004) 
Eisenbahndirektion. 


etaaalsck südwestdeutscher Tier- 

verkehr. 

Mit Gültigkeit vom 1. Dezember 1921 
werden die 'Überfuhrgebühren von und 
nach Frankfurt (M.) Viehhof erhöht. 
Näheres im Gemeinsamen Tarif- und Ver- 
kehrsanzeiger der ehemaligen preußisch- 
hessischen usw. Bahnen. . (2005) 
- Frankfurt (M.), 20. November 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Rinteln-Stadthagener Eisenbahn. 
Am 1. Dezember d. J. treten Erhöhun- 
gen der Tarifsätze für Güter und Tiere 
ein. 
‘ Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhungen gründet sich auf die vorüber- 
gehende Änderung. des $ 6 der on 


„Yerkehrsordmung. (200 
Ainteln- -Stadthagener Eisenbahn ? 
Gesellse haft: t 


a 


Deutsche Eisenbahn-Güter- und Tier- 
. tarife, Teile I und IH. 

Vom 1. Dezember 1921 ab werden 
sämtliche Frachten im Güter- und Tier- 
verkehr einschließlich der tarifmäßigen 
Mindest- und Sonderfrachtbeträge sowie 
der Nebengebühren um 50% erhöht. 
Die Erhöhungen werden teils durch Aus- 
gabe neuer Tarife, teils im Nachtrags- 
oder Verfügungswege durchgeführt. 

Aus diesem Anlaß werden u. a. zu 
diesem Zeitpunkte neu ausgegeben: 

1. der Nachtrag 3 zum Deutschen 
Eisenbahn-Gütertarif, Teil Il, Heft A 
vom 15. August 1919 sowie der Nach- 
trag 2 zum Anhang 6 dieses Heftes; 
der Frachtsatzzeiger (Heft ClIa, 


Tfv. 200) ‘unter Aufhebung des vom 
1. November 1921 ab gültigen Fracktsatz- 
zeigers; 

3. der Nachtrag 1 zum Heft CIb: 
Frachtsätze, gültige vom 1. November 
1924; 


4. die Nachträge 1 zum Deutschen 
Eisenbahngütertarif, Teil IL, Heft CGII 
(Tfv. 5 und 200): Ausnahmetarife, gül- 
tig vom 1. November 1921; 

5. der Nachtrag 2 zum Ausnahmietarif 6 
für Steinkohlen usw. (Tfv. 1101) vom 
1. April 1921: 

6. der Nachtrag 1 zum Ausnahmetarif 
für die regelmäßige Beförderung von 
Milch (Tiv. 2a) vom 1. Juli 1921. 

Ferner werden zum 1. Dezember 1921 
folgende Änderungen durchgeführt: 

7. Im Deutschen Eisenbahn-Gütertarif, 
Teil I, Abteilung B, gültig vom 1. De- 
zember 1920, werden erhöht: 

A. die Gebühren in: 
a) S6 (2) der Allgemeinen Tarifvor- 

schriften von 4 K auf 6 J 
b) Ss 11 (1) der Allgemeinen Tarifvor- 

schriften von 6 MN ,auf 9 M, 

c) S 14 (2) der Allgemeinen Tarifvor- 
schriften von 8 M auf 12 MH, 
d) $S 34 (1) der Allgemeinen Tarifvor- 

schriften von 130 M auf 2 M, 

e) S 37 (1) der Allgemeinen Tarifvor- 
schriften von 6 M auf 9 SM, 

if) S 54. 3. der Allgemeinen Tarifvor- 

schriften von 4 M auf 6 & 

B. die Gebührensätze im Abschnitt C 
(Nebengebührentarif) durchweg um 
59%. Die Preise der Vordrucke (Ziff. 1 
a.a. 0.) werden nach) den sich unter Ein- 
rechnung dieses Zuschlags ergebenden ge- 
nauen Beträgen ohne Abrundung erhoben. 
Die übrigen Gebühren werden auf volle 
0,10 A nach oben abgerundet. Soweit 
durch die Tarifteile II oder durch Aus- 
hang in den Abfertisungsräumen höhere 
Gebührensätze eingeführt sind (z. B. 
beim Wagenstandgeld), bleiben diese bis 
zu ihrer ausdrücklichen Aufhebung in 
Kraft und werden durch diese Erhöhun- 
gen nicht berührt. . 

8. Im Deutschen Eisenbahn-Tiertarif, 
Teil I, gültig vom 1. Dezember 1920, wer- 
den die Gebührensätze im Abschnitt C 
des Wagengebührentarifs, ausgenommen 
die. Gebühren unter Ziff. IL, durchweg um 
50% erhöht. Dabei gilt hinsichtlich der 
Abrunduns der Nebengebühren das vor- 


stehend für den Güterverkehr unter 7B 


Gesaste. 
9. Im Tierverkehr werden die Fracht- 
sätze des vom 1. Dezember 1920 ab gül- 


tigen Tierfrachtzeigers (Tfv. 1504a) vom 


1. Dezember 1921 ab verdreifacht. 

Die "verkürzte Veiröffentlichungsfrist 
ist auf Grund der vorübergehenden Ände- 
rung des S 6 der Eisenbahn-Verkehrsord- 


nung (R.-G.-Bl. 1914, S. 455) genehmigt. 


Die neuen Drucksachen können voraus- 
sichtlich vom 28. November d.. J. ab bei 


I e 


> Zeitung des Vereins , 
Nr: 47 Deutscher Fisenbahnverwaltungen. 
den Deutschen Eisenbahnverwaltungen, Preußisch Hessisch Sachsen Tier- Tierverkehr mit Gültigkeit-vom 1. De- 


in Berlin bei dem Auskunftsßüro -(Bahn- 


hof Alexanderplatz) käuflich bezogen 
werden. (1099) 
Berlin, den 18. November 1921. 
Eisenbahndirektion. 
Preußisch-Hessisch-Bayerischer Tier- 
verkehr. 
Mit sofortiger Gültigkeit werden die 
Stationen Neunkirchen (Saar), Saar- 


brücken Hbt., Saarlouis, Sulzbach (Saar) 
und Völklingen in den Tarif einbezo- 
sen: . Des weiteren wird die Station 
Mochbern in den Verkehr mit Passau 
Hbf. bei Leitung üder Görlitz-Dresden- 
Hof aufgenommen (1082) 

. Erfurt, den 11. November ‚1921. 

Eisenbahndirektion. 


Oberächlesische Schmalswurbahe 
Am:1. Januar 1922 tritt: — vorbehalt- 
lich der Genehmigung .durch die Inter- 
alliierte Kommission — zu dem Güter- 
tarif für die oberschlesische Schmalspur- 
bahn vom 1.:April 1920 der Nachtrag V 
in Kraft. .Der Nachtrag enthält neben 
einigen kleineren Änderungen in den Be- 
stimmungen : der Abteilung A in der 
Hauptsache die bei der Vollbahn bereits 
vom 1. November d. J. ab eingeführte 
Erhöhung der Frachtsätze um 30 %. 
Über: die. Höhe der: Frachtsätze geben 
bis zum Erscheinen des Nachtrags V 
im Druck . das Verkehrsamt Beuthen 
O.-S. (Schmalspurbahn) sowie unser Ver- 
kehrsbüro Auskunft. Abdrücke des Nach- 
trags: sind demnächst bei der Stations- 
kasse Beuthen O©.-S. (Schmalspurbahn) 
zu haben. (1084) 
Kattowitz, den 15. November 1921. 
Ei senbahndirektion . (Sehmalspur bahn). 


a) Deutscher Eisenbahn-Gütertarif, 
Teil I, Heft © Ib. 
b) Staats- und Privatbahn-Tiertarif, 
Teil I. 

Am 1. Dezember 1921 treten erhöhte 
Anstoßfrachten im Güterverkehr mit der 
Güternebenstelle Westerland (Sylt) in 
Kraft. 

Das alsbaldige Inkrafttreten: der Er- 
höhung gründet sich auf die vorüber- 
sehende Änderung des $ 6 der Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung (R.G.Bl. 1914, 
S. 455). 

Nähere Auskunft 
kehrsbüro. 

Altona, den 12. November 1921. 

Eisenbahndirektion, 
namens der Verbandsverwaltungen. 


erteilt unser Ver- 
(1087) 


Teutoburger Waldeisenbahn. 

Mit Wirkung vom 1. Dezember 1921 
tritt, vorbehaltlich der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde, wie bei der Reichs- 
bahn, eine Erhöhung sämtlicher Gebüh- 
ren im Güter- und Tierverkehr um 50 % 
ein. (1088) 

Gütersloh, den 14. November 1921. 

Die Direktion. 


Ren der Lausitzer Eisenbahn- 
gesellschaft, 
Dem Vorgehen der Reichsbahn ent- 


sprechend werden die Beförderungspreise _ 


und :Gebühren im Güter- und Tierver- 
kehr ab 1. Dezember 1921, im Personen- 
verkehr ab 1. Februar 1922 wiederum 
erhöht. Nähere Auskunft erteilt auf An- 
frage ‚die unterzeichnete Direktion. 
Sommerfeld, 22. November 191. 
Direktion (2003) 
der Lausitzer Eisenbahngesellschaft. 


Bayerischer Lloyd, 


verkehr. Gemeinsames Heft. 

Mit sofortiger Gültigkeit ist im Nach- 
trag II auf‘S. 14 bei Karlshorst Renn- 
bahnhof nashzutragen: Der : Fracht- 
berechnung für Pferdesendungen, die auf 
der Pferderampe in Karlshorst ver- oder 
entladen werden, werden die Entfernun- 
sen für Rummelsburg b. Berlin zuzüg- 


- lich 2 km zuerunde gelegt. Abfertigungs- 


station: Rummelsburg b. Berlin. 
Dresden, am 14. November 1921: 
Eisenbahn-Generaldirektion, 
als geschäftsführende Verwaltung. 


(10%) 


Schiffahrts-Aktien- 
gesellschaft. 

Anderung der Verhältnis- 

zahlen. 

- Mit Gültiekeit vom 25. Oktober 
bis auf weiteres werden betreffend: 

den allgemeinen Güter- 
verk'ehr, 
den Getreideverkehr, 
den Hotzverkehr, 
nachstehende Änderungen . durchgeführt: 

In der Kundmachung (205) in der Zei- 
tung des Vereins Deutscher Eisenbahn- 
verwaltungen Nr. 9 vom 3. März 1921 ist 
die Verhältniszahl zur Umrechnung auf 
österreichische Heller. auf 75, die Ver- 
hältniszahl zur Umrechnung auf tschecho- 
slowakische Heller auf 6,5, die Ver- 
hältniszahl zur Umrechnung auf Bani auf 
11 abzuändern. 

Im Verkehre von .ungarischen nach 
österreichischen Stationen und Lade- 
stellen wird die Fracht in ungarischen 
Hellern berechnet; demzufolge sind in der 
Tabelle: „Bestimmungen für die Fracht- 
berechnung“ bei den Vorschriften über 
den Verkehr von den Stationen und Dade- 
stellen der Spalte 4 nach Stationen und 
Ladestellen der Spalte 2 die Worte: ‚in 
österreichischen Hellern“ durch die 
Worte „in ungarischen Hellern“ zu er- 
setzen. 

Die Kundmachung (564) in der Zeitung 
des Vereins Deutscher Eisenbahnverwal- 
tungen Nr. 21 vom 26. Mai 1921 wird auf- 
gehoben. (1092) 

Regensburg, den 23. Oktober 1921. 


1921 


Süddeutsche Donau-Dampfschiffahrt- 
Gesellschaft. 
Gütertarif Teill, AbteilungB, 
vom. April 1918. 

Ab 16. November 1921 bis auf. weite- 
res werden die in Ziffer IX des Ab- 
schnittes F in österreichischen Hellern 
‚festgesetzten Lagergeldsätze um 200 % 
und iene in ungarischen Hellern um 
50 % erhöht berechzıet und erhoben. 

München, im November. 1921. (1085) 

2.:35 713/121. 


4. Personen- und Güterverkehr. 


Stralsund-Tribseer 
Eisenbahn-Gesellschaft. 
Vorbehaltlich der Genehmigung durch 
die Aufsichtsbehörde tritt im Güter- und 
Tierverkehr mit Gültigkeit vom 1. De- 
zember 1921 und im Personenverkehr mit 
Gültigkeit vom 1. Februar 1923 eine Er- 
höhung bis zu 50 % ein. Auskunft er- 

teilt die Bahnverwaltung in Tribsee. 
Stralsund, 22. November 1921. 

Der Vorstand. 


Butzbach-Liceher Eisenbahn. 


Vorbehaltlich der Genehmigung durch 


die Aufsichtsbehörde tritt im Güter- und 


. der bisherige 


-(2010). 


. Ausführungsfrist 24 Wochen. 


zember 1921 und im Personenverkehr mit 
Gültigkeit vom 1. Februar 1922 eine Er- 
höhung bis zu 50 % ein. ) 


_. Auskunft erteilt die NE in 


Butzbach. oe 
Butzbach, den 22. November 1921. SL. 
Der Vorstand. 


, Greifswald-Grimmener Eisenbahn- ° 
Gesellschaft. 

Vorbehaltlich der Genehmigung Fe 

die Aufsichtsbehörde tritt im Güter- und 


Tierverkehr mit Gültieskeit vom 1. De- 


zember 1921 und im Personenverkehr mit 

Gültigkeit vom 1. Februar 1922 eine Er- 

höhung bis zu 50 % ein. 

‚ Auskunii erteilt. die Bahnverwaltung 

in Tribsee. : (2009) 
Grimmen, den 22. Nor 1921. 

Die Direktion. 


5. Personen- und Gepäckverkehr. 


Südbahn-Gesellschaft ‚österr, Strecken). 
Personen- und Gepäcktarif, Teil II. — 
Tariferhöhungen. - 

Mit Wirksamkeit vom- '1. Dezember 
1921 bis auf Widerruf werden auf den 
im Bereich der Republik Österreich‘ ze- 
lezenen Strecken der Südbahn-Gesell- 
schaft die Fahrpreise 1. Klasse um 350 9%, 
die Fahrpreise 2: und 3. Klasse um 200 % 
und die Beförderungspreise für Reise- 
gepäck um 300 % erhöht. : (1086) 
Wien, am 13. November 1921. 


Deutsch-niederl. Personenverkehr. 

Der bisherige süd- und Weeteatde 
niederländische Tarif: (Tfv. 2467) und 
Norddeutsch-niederländ. 
Personentarif (T£fv.. 2465) vom 1. Juni 
1921 treten 
Kraft. An ihre Stelle tritt mit Gültig- 
keit vom 1. Dezember der Deutsch- 
niederl. Personen- 
päcktarif. 

Nähere Auskunft erteilen die an die- 
sem Verkehr beteiligten Dienststellen. 
‘Köln, den 10. November 1921. -(1089) 

Eisenbahndirektion, 


zugleich namens der beteiligten Verwan: 


tungen. 


6. Verdingungen. 


Die Ausführung der. Abbruchs-, Erd- ; 
Neubau des 


und Maurerarbeiten zum 
3. Schiffs der Kesselschmiede mit Anbau 
bei der Erweiterung der Hanptwerkstätte 
am Bahnhof Paderborn Hbf. (ca. 550 ebm 
Ausschachtungsmassen, 140 cbm Funda- 
ment- und 515 cbm aufgehendes Ziegel- 
mauerwerk usw.) soll vergeben werden. 
Die Verdingungsunterlagen liegen im 
bautechnischen Büro des Werkstätten- 
amts 1 in Paderborn während der Dienst- 
stunden zur Einsichtnahme aus. 
gungshefte sind, soweit der Vorrat reicht, 
gegen post- und: bestellgeldfreie Einsen- 
dung von 15,60 M in bar vom unterzeich- 
neten Amte zu beziehen. 


Angebote sind versiegelt und mit ent 
zum | 


sprechender Aufschrift versehen, 

Verdingungstermine: 3 

„Donnerstag, den]. Dezember 
1921, vormittags. 1. Ihr, 


dem Werkstättenamt 1 portofrei einzu-. 
Zuschlagsfrist vier Wochen, . 


senden. 
et 
Paderborn, den 14. November 1921. 

f Eisenbahn-Werkstättenamt 120° 
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- Die Hedjasbahn im Weltkriege und ihre gegenwärtige Lage. 


Von Regierungsrat Dieekmann- Stettin*). 


Bei den militärischen Unternehmungen der türkisch-deutschen 
Truppenverbände, die sich zunächst offensiv. gegen den Suez- 
kanal richteten und dann einen rein defensiven Charakter gegen 
das Vorrücken der Engländer von Ägypten her annahmen, hat 
die Hediasbahn eine wichtige Rolle gespielt. Zu der Geschichte 
der Hedjasbahn bis zum Beginn des Weltkrieges und über den 
Zustand dieser großen Bahnunternehmung seien einige erläu- 
'ternde Bemerkungen gemacht. Der von dem früheren Sultan 
Abdul-Hamid in dem letzten Jahrzehnt seiner Regierung (1900 
bis 1908) mit großem Nachdruck und vielen Mitteln betriebene 
Bau der Hedjasbahn hatte ganz entschieden einen überraschend 
guten Erfolg gehabt. Die Bahn sollte Damaskus, die Hauptstadt 
Syriens, mit den beiden, den Mohammedanern heiligen Städten 
Medina und Mekka verbinden. Diese Hauptlinie sollte durch 
die Zweiglinie Dera-Haifa einen von (der französischen Bahn- 
linie Beirut-Damaskus unabhängigen Ausgang nach dem Meere 
haben. Angeblich sollte die Hedjasbahn nur dazu dienen, 
den frommen Mohammedanern die Pilgerfahrt nach den heiligen 
Orten Medina und Mekka’ zu erleichtern und dadurch zur Stär- 
kung des Islams beitragen. In Wirklichkeit aber ver- 
folgte der Sultan mit seinen Plänen die für ihn weit wichtigere 


*) Der Verfasser hat von 1911 bis zur Besetzung der Hedjas- 
bahn durch die Engländer im Oktober 1918 ununterbrochen die 
Stellung des Direktors der Bahn innegehabt. Die .nachstehen- 
den Ausführungen beruhen also auf persönlichen Erfahrungen. 


Absicht, seinen Einfluß als Sultan und Kalif, d. h. als religiöses 
Oberhaupt der Mohammedaner, in der wichtigen Provinz Hedjas 
zu stärken. Ohne eine solche direkte Bahnverbindung, die von 
dem unter englischem Einfluß stehenden Seeweg durch das 
Mittelländische Meer, den Suezkanal und das Rote Meer unab- 
hängig war, wäre die Durchführung von militärischen und ad- 
ministrativen Maßnahmen im Hedjas von dem großen Verwal- 
tungsmittelpunkt des Türkischen Reiches, Konstantinopel, aus 
unmöglich gewesen. 

Im Jahre 1900 wurde der Bahnbau begonnen. Am 1. Septem- 
ber 1908, wenige Monate nach dem Sturze Abdul-Hamids, war die 
1302 km lange Strecke von Damaskus bis Medina und die Zufuhr- 
linie zum Mittelländischen Meer Haifa-Dera fertiggestellt, eine 
außerordentlich gute Leistung, deren Gelingen das Verdienst des 
leitenden deutschen Oberingenieurs Meißner Pascha war. Der 
von Abdul-Hamid vorgesehene Weiterbau von Medina nach 
Mekka mußte leider unterbleiben, weil es der jungtürkischen 
Regierung zunächst wegen der wichtigeren Aufgaben im Innern 
des Landes und wegen des unglücklichen Ausganges des italie- 
nischen und Balkankrieges an den nötigen Geldmitteln fehlte. 
Aber schon die Teilstrecke bis Medina bewies in den folgenden 
Jahren, wie wichtig die Bewertung der Bahn in politischer Be- 
ziehung gewesen war. Der türkische Einfluß in Medina und 
Mekka wurde durch die Bahnverbindung mit Damaskus zu- 
sehends gestärkt. Die großen, bisher unbotmäßigen Beduinen- 
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stämme in der Arabischen Wüste wurden erfolgreich in Schach 
gehalten, Die hohen türkischen Beamten in Medina, Mekka und 
den wichtigeren Hafenplätzen des Roten Meeres, die bis dahin 
sich ihre Freunde unter den Stämmen nur durch Geschenke 
hatten erkaufen können, hatten durch die ihnen mit der Bahn 
zur Verfügung gestellte militärische Macht an Autorität sehr 
stark gewonnen. 


Nebenbei hatte die Hediasbahn aber auch ihren angeblichen 


Zweck, d. i. die Pilgerbewegung nach Medina zu heben, mit sehr 
gutem Erfolg erfüllt. Die Zahl der Pilger, die die Hediasbahn 
zu den Zeiten des großen Opferfestes benutzten, stieg von Jahr 
zu Jahr. Auch außerhalb der eigentlichen Pilgerzeit ‚hatte sich 
ein recht guter, regelmäßiger Personen- und Güterverkehr ent- 
wickelt. Die besonders lebhaften Verkehrsbeziehungen zwischen 
Ägypten und Medina, die bis dahin durch den Swezkanal nach den 


Häfen Dijedda und Janbo des Roten Meeres gegangen waren, 


hatten sich fast ausschließlich auf die Hedjasbahn über Haifa 
gelegt. Im letzten Jahre vor dem Kriege benutzte auch der 
ägyptische Mahmal, d. h. die große Karawane, die den heiligen 
Teppich von Kairo nach Mekka brachte, zum ersten Male die 
Hediasbahn auf dem Wege über Haifa. Es war ganz unverkenn- 
bar, daß die Hedjasbahn in politischer und wirtschaftlicher Be- 
ziehung ein wichtiges und segensreiches Unternehmen gewor- 
den war. { 

Diese wachsende Bedeutung der Hedjasbahn war in Konstan- 
tinopel erkannt und gewürdigt worden. An der Spitze der Ge- 
neraldirektion der Hediasbahn in Konstantinopel standen zeit- 


weise kluge türkische Beamte, die es verstanden, die National- 


versammlung zur Hergabe von Mitteln für den weiteren Aus- 
bau des Hedjasnetzes und zur -Vervollständigung der Betriebs- 
mittel zu gewinnen. Für die örtliche Verwaltung der Hedjas- 
bahn ‘wurden fachmännisch vorgebildete, erfahrene Eisenbahn- 
beamte, und zwar vorzugsweise aus Deutschland, herbeigeholt. 
So wurde von 1911 ab die Stelle des Betriebsdirektors und ersten 
Maschineningenieurs von Deutschen ‚besetzt. Vertreter des deut- 
schen ersten Maschineningenieurs war ein in Deutschland gründ- 
lich vorgebildeter sehr befähigter türkischer Ingenieur. Deutsche 
Maschinenkontrolleure und Werkstättenvorsteher arbeiteten 
neben reinen Türken, Griechen, Armeniern, die in. den Werk- 
stätten der Anatolischen Eisenbahn in Eskischehir ihre Aus- 
bildung genossen hatten. Für den unteren Bahnhofs- und Ma- 
schinendienst sowie den Handwerkerdienst in den Werkstätten 
wurden aber nur einheimische Araber und Türken: zugelassen. 
Fir den Bahnunterhaltungsdienst waren beim Bau der Bahn 
türkische Ingenieure angelernt worden, die ihrer Aufgabe voll- 
ständig gewachsen waren. Vier türkische Eisenbahnbaukompag- 
nien stellten die Bahnmeister, Rottenführer und Strecken- 
arbeiter. 


In den Jahren 1911—1914 hatte-zwar die Fortführung der 


Hedjasbahn von Medina nach Mekka noch nicht angefangen wer- 
den können; dafür waren aber in Syrien und Palästina selbst 
mehrere Seitelinien ausgebaut worden, die vorzugsweise der 
wirtschaftlichen Erschließung des Landes dienen sollten. Es 
waren dies die Bahnen von Haifa nach Akko (17 km) und von 
Dera nach Bosra Eskicham (28 km). Auch .war im Jahre 1912 
die Bahn von Afule nach Jerusalem angefangen worden, die 
bei Krieesbeginn bis Sileh (40 km) gelangt war. 

Unter dem Drucke der türkischen Finanzschwierigkeiten hatte 
der türkische Finanzminister Djavid Bey im Jahre 1913 das 
französisch-türkische Finanzabkommen abgeschlossen, durch das 
allerdings die so gut angefangene Entwicklung des Hedjasunter- 
nehmens im türkisch-nationalen Sinne weiterhin wesentlich in 
Frage gestellt zu werden schien, indem die Strecke Haifa-Dera 
der Hedjasbahn unter französische Verwaltung gestellt werden 
sollte. Der Grund dafür war ‘der, daß diese Linie der franzö- 
sischen Strecke Beirut-Damaskus "erfolgreich Wettbewerb ge- 
macht hatte, Dieses Abkommen ist jedoch infolge Ausbruchs 
des Krieges nicht erst zur Ausführung gekommen. 


Bei Eintritt der Türkei in den Weltkrieg, Anfang November 


1914, war die Lage der Hedjasbahn folgende: 


'beibehalten. 


Im Betriebe standen: 
die Hauptstrecke von Damaskus über Dera, Amman, 


Mahan, Tebouk, MedainsSalih ‚nach UHR 5 = 1805°km 
Haifa-Afule-Samah-Dera . . . . DA ee Ve 
HatazAkK62 3 7 ee 
Dera-Bosra-Eskicham NER ER. N ne 288 9 
Afule-Daben 38 8,7, ee So 40' 


zusammen. nl‘ km 


Im Bau befand sich die Stseike Sileh-Nabulus-Jerusalem (120 
Kilometer). Die Spurweite dieser Eisenbahnen war 1,05 m. Der 


bauliche Zustand des Gleises war gut. Die Länge der Kreuzungs- Er 
der Kreuzungs-. 


gleise betrug 250 m. Die größte Entfernung 
stationen voneinander war 30 km. Die Geschwindigkeit der 
Züge war auf 35 km in der Stunde festgesetzt. Wasserstationen 
waren im allgemeinen in genügender Anzahl ausgebaut. Wo 
dies, besonders auf den Wüstenstrecken, nicht möglich gewesen 
war, wurden den Zügen besondere Wasserwagen zur Überwin- 
dung der wasserlosen Strecken beigegeben. Die Maschinen und 
Wagen waren in guter Ordnung. Von deutschen Ingenieuren 


nach modernen Grundsätzen ausgebaute Werkstätten befanden 


sich in Damaskus (Hauptwerkstatt), 
Medain-Salih (Betriebswerksfätten). 


An Privatbahnen kamen in Syrien für die Militärbeförderung 
folgende Strecken in Betracht: 
a) Jaffa-Jerusalem (Spurweite 1 m), unter einer fran- - 


in. Haifa, Dera, Mahan, 


zösischen Privatbahrdivektion in Jaffa . . . . 87 km. 
b). Beirut-Rayak-Damaskus-Muzerib BE LEE N 

Beirut-Marmalthain (Spurweite 105 m) . .......19 „ 

Rayak-Homs-Aleppo ER RE REDE, 


Homs-Tripolis (Spurweite 1,135 Rh unter einer 
französischen Privatbahndirektion in Beirut. . 102 „ 


Die unter a und b aufgeführten französischen Privatbahn- 
direktionen wurden nach Eintritt der Türkei in den. Krieg durch 
Befehl des Kriegsministeriums aufgehoben, und es wurde die 
gesamte Verwaltung dieser Bahnen der Betriebsdirektion der 
Hedjasbahn, die ihren Sitz von Haifa nach Damaskus verlegt 
hatte, übertragen. Es wurde nunmehr sofort die Schienen- 
verbindung zwischen dem Hedjasnetz und der in Damaskus ein- 
mündenden französischen Bahn, die bisher aus Gründen des 
Wettbewerbs nicht bestanden hatte, kargestellt und dadurch der 
direkte Wagendurchgang und die szemeinschaftliche Wazeu- 
benutzung eingeführt, so daß die Wagen ohne Umladung von 
Rayak über Damaskus nach den Ausladestationen der Hedjas- 
bahn durchgehen konnten. Be : 

Auf dem alten Hediasnetz war die Amtssprache türkisch, auf 
derı besetzten französischen Bahnen französisch. Da nicht ge- 
nügend Betriebsbeamte vorhanden waren, die die türkische 
Sprache beherrschten, so wurden auf den früher französischen 
Linien die Beamten der Privatgesellschaft, die übrigens sämt- 


lich türkische Staatsangehörige waren, im Dienste belassen und 


auf diesen Strecken die französische Sprache als Amtssprache 
Auch blieben die Dienstanweisungen der franzö- 
sischen Bahnen in Gültiekeit. - 


Die ersten großen militärischen Transsortentoniente een tra- 
ten an die Hedjasbahn aus Anlaß der Suezkanalexpedition im 


"Winter 1914/15 ‘heran. Ihre betriebliche Lage zur Bewältigung 


dieser ersten Militärtransporte war zu Anfang des Krieges nicht 
ungünstig. Es waren im Juli und August 1914 noch zwei 
Kohlenschiffe in Haifa entladen worden. Die Kohlen waren sofort 
von der Küste in das Innere befördert worden. Mit den bei den fran- 


zösischen Bahnen vorgefundenen Kohlenbeständen konnte der 


Betrieb während fünf Monaten aufrecht erhalten werden. ' Die 
Lokomotiven und Wagen waren in ‘guter Ordnung. Die Be- 
stände an Öl und anderen Materialien in den Magazinen waren 
verhältnismäßig gut. 
für die Suezkanalexpedition' 1914/15 glatt erledigt werden. Es 
wurde der ganze öffentliche Verkehr eingestellt. Die Züge 
auf der Strecke Dera-Mahan-Medina wurden auf das für. die 
Versorgung der Beamten ünd des Bahnschutzmilitäns unbedingt 
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Auf diese Weise konnten die Transporte 
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notwendige Maß eingeschränkt. Mit den dadurch gewonnenen 
Lokomotiven und Wagen konnten während 14 Tagen täglich neun 
Militärzüge zu je 13 Wagen bis an die Ausladestation Sileh ge- 
bracht werden, womit die Transporte beendet waren. Nennens- 
werte Störungen traten hierbei nicht ein. Die Hedijasbahn hatte 
hierdurch den Nachweis ihrer militärischen Verwendbarkeit voll 
erbracht, was bis dahin angezweifelt worden war. Von Sileh 
aus marschierten die Kolonnen zu Fuß weiter über Jerusalem, 
Hebron, Bir Seba an den Suezkanal. Große Kamelkolonnen 
vermittelten den Nachschub. j 

Nachdem die Kanalexpedition mißglückt war, erfolgte der 
Rückmarsch der Armee. Soweit die Truppen nicht zur Be- 
setzung vorgeschobener militärischer Punkte in der Wüste ver- 
wendet wurden oder in Jernsalem blieben, wurden sie mit der 
Eisenbahn von Sebastie aus, bis. wohin im Winter 19i4/15 der 
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Neubau Afule-Jerusalem vorgerückt war, abbefördert. Diese 
Transporte fielen in den Februar und März: 1915. Inzwischen 


gingen aber die Kohlenbestände auf die Neige, und hiermit be- 
gannen die eigentlichen Schwierigkeiten des Bahnbetriebes. 
Versuche, die unternommen wurden, um Kohlenschiffe trotz der 
Blockade der Küste heranzubekommen, scheiterten und mußten 
als aussichtslos aufgegeben werden. Es wurde nun versucht, 
Xohlen im Lande selbst zu suchen. 

Zu Anfang des 19. Jahrhunderts hatte man angefangen u 
Libanon an einigen Stellen, wo Kohlen zutage traten, zu schür- 
fen. Diese Arbeiten wurden aber bald wegen der Minderwertig- 
keit der Kohle und der Transportschwierigkeiten wieder auf- 
gegeben. Unter dem Drucke der Verhältnisse wurden Anfang 
1915 die Kohlenförderungsarbeiien im Libanon wieder aufgenom- 
men. Die seinerzeit verlassenen und noch ‚erkennbaren Schächte 
wurden wieder freigelegt und in Betrieb genommen. vie 
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Schwierigkeiten waren groß, da es besonders an erfahrenen Berg- 
leuten. und Steigern fehlte Auch erwies sich die gewonnene 
Kohle für die Verwendung in den Lokomotiven als sehr wenig 
geeignet, da sie viele Schlacken bildete und viel Schwefel ent- 
hielt, wodurch die Lokomotivkessel sehr angegriffen wurden. 
Auch war die gewonnene Menge nur sehr gering. Zur weiteren 
Förderung der Kohlengewinnung wurde nun vom türkischen 
Feldeisenbahnchef eine besondere Minendirektion im Libanon 
unter Leitung eines deutschen Ingenieurs örganisiert. Ferner 
wurde eine Mission unter einem deutschen Professor herbei- 
gerufen, die das Kohlenvorkommen im Lande wissenschaftlich 
näher erforschen sollte. Nach dem Gutachten dieser Mission war 
zwar wenig Aussicht vorhanden, im Libanon ergiebire Kohlen- 
lager zu finden. Trotzdem wurden die Arbeiten bis zum 
Schluß des Krieges fortgesetzt, weil die schwierige Brennstoff- 
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lage immerhin doch ein wenig durch die Libanonkohle gebessert 
wurde. ‘ Noch im letzten Jahre wurde eine Förderbahn von 


- Bhamdun nach (dem Kohlenbergwerk Mergelaga gebaut. Doch 


hat auch diese Unternehmung keinen rechten Erfolg mehr 
gebracht. 

Schon gleich nachdem erkannt war, daß die Libanonkohls» die 
Brennstofflage nicht würde retten können, wurde zur Holz- 
feuerung übergegangen. Syrien und Palästina sind als 
holzarme Länder bekannt. Dicht bestandene Wälder, wie es sie 
in Deutschand gibt, waren nur im Libanon in ganz geringem 
Umfang vorhanden. Was an Holzbeständen sonst im Lande 
vorhanden war, das waren in der Regel nur einzeln stehende 
große Eichen in wenig bewohnten Gegenden, wo das Holzkohlen- 
brennen noch nicht so arg betrieben wurde, Kiefern im Libanon, 
Pappeln, Weiden, Eukalyptusbäiume in sumpfigen Gegenden, 
Ahorn an den Rändern von fließenden Bächen, Olivenbäume, be- 
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sonders in Palästina, Obstbäume aller Arten in den Gärten van 
Damaskus, Homs, Hamah, Baalbeck, Der Gesamtbedarf des Hedjas- 
bahnnetzes an Holz betrug in einem Jahre 150000 t. Die Be- 
schaffung des Holzes erfolgte zunächst durch die Bahnverwal- 
tung selbst, und es gelang verhältnismäßig leicht, zu Beginn des 
Winters 1915/16, auf den verschiedenen Bahnstationen des Be- 
zirks den Bedarf bis zum Frühjahr 1916 aufzustapeln. Im 
Winter, während der Regenzeit, war eine Holzbeschaffung nicht 
möglich. Der Bahnbetrieb mit der .Holzfeuerung ging, soweit 
das Holz trocken war, verhältnismäßig gut. Die Zugleistung 
der Lokomotiven brauchte nur um 30 % gegenüber der Heizung 
mit Kohlen herabgesetzt zu werden. Als aber zu Beeinn des 
Sommers 1916 die ersten Baumbestände in der Nähe der Bahn 
bereits verbraucht waren und man schon gezwungen war, die 
Nutzbäume in den Gärten niederzuschlagen, wurden die Be- 
schaffungsschwieriekeiten für die Bahnverwaltung zu groß. Die 
Heeresverwaltung übergab nun den zivilen Verwaltunesbehörden 
in den einzelnen Bezirken unter der Oberleitung des Wali von 
Damaskus die Verpflichtung zur Lieferung des Holzes für die 
Bahn. Es entstand eine besondere Brennstoffverwaltunge. Teils 
wurden die Bewohner zur Holzlieferung gezwungen, teils wurden 
Unternehmer ansenommen, denen für sich, ihre Unternehraer 
und Arbeiter Vesikas (Militärbefreiungsscheine) ausgeliefert 


wurden. Da der Militärdienst bei den Einwohnern wenig beliebt 
war, so drängten sich viele Unternehmer und Arbeiter um die 


Holzlieferung. Durch den Verkauf der Vesikas an Unberufene 
wurde zwar ein größerer Schwindel betrieben, immerhin gelan« 
es aber durch dieses Mittel, bald wieder größere Mengen Holz 
an die Bahn heranzubekommen. Als auf die weiter von der 
Bahn gelegenen Holzbestände zurückgerriffen werden mußte, und 
auch die Trag- und Zugtiere zu fehlen anfingen, legte die Bahn 
besondere Anschlußgleise nach solchen Holzgewinnungsstellen an, 
so von’ Kasr nach Hermil (19 km), von Toulkerim nach Kefr Kara 
und Hedera (10 km), von Anese nach EI Hische (40 km). Auch 
wurden die deutschen Automobile, da wo Wege vorhanden waren, 
zum Holzfahren angesetzt. Von Hermil aus wurde unter Leitung 
eines deutschen Offiziers eine Drahtseilbahn zum Holztransport 
gebaut. In manchen Gegenden bildeten die Olivenbäume fast die 
einzige Erwerbsquelle der armen Bevölkerung. Der rücksichts- 
lose Abschlag dieser Nutzbäume bildete daher eine harte Maß- 
nahme für die Bevölkerung. Angesichts der Notwendigkeit zur 
Aufrechterhaltun« des Bahnbetriebes blieb aber keine andere 
Lösung, Bei dem Rückzuge im November 1917 bis Toulkerim 
fielen den Feinden noch große Holzbestände auf der Bahnlinie 
Jerusalem-Ramle-Lydda-Rentie-Kalkilie in die Hand. 


Im Sommer 1918 war die Brennstofflage ganz kritisch gewor- 


den! Da aber im September 1918 endlich die direkte Bahn- 
verbindung über den Taurus und Amanus hergestellt worden 
war, so war nunmehr die Möglichkeit zur Heranführung von 


Kohlen aus Deutschland geschaffen, wodurch der Bahnbetrieb 
auch weiterhin hätte aufrecht erhalten werden können. 


Auf der Wüstenstrecke bis Medina fand die Brennstofflage 
eine unerwartet günstige Lösung dadurch, daß die in der Wüste 
vorgefundenen Dorngebüsche, deren Äste nur selten beindick 
waren, ein Heizmaterial von ganz besonderer Güte abgaben. 
Dieses Holz wurde zunächst von den Beduinen und, als diese 
später abfielen, von den türkischen Soldaten an die Bahn heran- 
geliefert. Der Bahnverkehr nach Medina hat bis zuletzt nur 
selten aus Mangel an Holz, meistens aus anderen Gründen, wie 
Zerstörung der Gleise durch die Beduinen, gestockt.: 


Ein besonderer Übelstand bei der Holzfeuerung war die 
Feuersgefahr, die durch den Funkenflug entstand. Es ist trotz 
vieler Versuche nicht gelungen, einen wirksamen Funkenfänger 
herzustellen. Viele Wagen mit wertvollen Ladungen sind durch 
Funkenflug in Brand geraten. Erst ganz in der letzten Zeit 
des Krieges, als der Amanustunnel fertiggestellt und die Decau- 
villebahn im Taurus in Betrieb war, sind im ganzen kaum 100 
Wagen Kohlen von Deutschland bis zur Hedjasbahn durch- 
gekommen. Diese geringen Kohlenmengen wurden, soweit sie 


nicht in den Schmieden der Werkstätten verbraucht wurden, 
nur zu besonderen Zwecken verwändet. 


Nicht ganz so ungünstig, wie in der Brennstoffrage, war die 
Lage der Bahn hinsichtlich der Schmiermittel. Bei Beginn des 
Krieges war zwar ein guter Bestand von Mineralschmieröl vor- 
handen. Dieser war aber doch nach einigen Monaten verbraucht: 
Es mußten nun Ersatzschmiermittel verwendet werden. Zu- 
nächst wurden Versuche mit einem Schmieröl gemacht, das aus 
dem im Taurus und Amanus in ziemlich großen Mengen ge- 
wonnenen Holzteer hergestellt wurde. Die Umarbeitung dieses 
Holzteeres zu einem ‚brauchbaren Schmieröl gelang aber nicht 
vollständig, und es kamen viele Heißläufer vor. Dieses Schmier- 
öl mußte daher bald aufgegeben werden. Das Land selbst war 
verhältnismäßig reich an Öifrüchten. Vor allem war der Oliven- 
baum weit verbreitet, dessen Früchte das bekannte vorzügliche 
Olivenöl hergeben. Dieses reine Olivenöl selbst konnte nicht 
zu Schmierzwecken genommen werden, weil es für die mensch- 
liche Ernährung notwendig war. Bei den einheimischen, meistens 
recht primitiven Ölmühlen lagen aber noch große Rückstände 
von bereits verarbeiteten Oliven. Diese noch 510 % Öl ent- 
haltenen Olivenrückstände wurden nun unter Verwendung von 


. Benzin oder Schwefelwasserstoff als Extraktionsmittel nochmals 


in Bearbeitung genommen, und es wurden auf diese Weise noch 
recht große Mengen gut verwendbaren Schmieröls gewonnen. 
Eine weitere Ölpflanze war der Sesam, der besonders in der 
Ebene bei Haifa und Djenine angebaut wurde. Da das Sesamöi 
weniger zu Speisezwecken verwendet wurde, konnte auch viel 
reines Erstlingsöl vom Sesam zum Schmieröl, besonders für die 
Lokomotivzylinder verwendet werden. Schon Anfang 1915 hatte 
die Bahn größere Dispositionsländereien mit Rizinusstauden be- 
pflanzt; aus den Rizinusfrüchten wurde in einer in der Eisen- 
bahnhauptwerkstätte Cadem eingerichteten Ölmühle 
Rizinusöl für medizinische Zwecke hergestellt. Die Rückstände 
bei dieser Ölfabrikation wurden der Bahn abgegeben und bildeten 
ein vorzügliches Heißdampfschmieröl. Schließlich wurde eine 
in Beirut vorgefundene Ölmühle derart umgebaut, daß hier aus 
Tierknochen und Kadavern mittels‘ Schwefelwasserstoffs ein 
Fett gewonnen wurde, das den für Schmierzwecke verwendeten 
Talg ersetzte. Als dann im letzten Kriegsjahre Mineralöl aus 
Rumänien herangeführt wurde, war die Schmierölnot endeültie 
behoben. 


Für die Beleuchtung der Stationen war im Frieden Petroleum 
verwendet worden. Dieses fehlte im Kriege. Als Ersatz wurde 
Öl, und zwar hauptsächlich Baumwollsaatöl verwenuet, das in 
den Baumwollentkernungsanstalten in Adana hergestellt wurde. 


An eine Beleuchtung der Personenwagen konnte natürlich 
nicht mehr gedacht werden. Wer während der Nachtzeit Be- 
leuchtung haben wollte, mußte sich selbst. Handlaterne oder 
Kerze mitbringen. Um nichts unwersucht zu lassen, mit 
den im Lande vorhandenen Mitteln die Schmieröl- und Brenn- 
stoffrage zu lösen, wurde in Mukarim im Jarmuktal unter Lei- 
tung des Oberleutnants Beyscklag aus dem dort in großen Massen 


vorhandenen bituminösen Kalk Öl gewonnen. Dieses konnte als 
Die. gewonnene Menge 


Schmier- und Heizöl verwendet werden. 
war aber bei dem zuerst angewandten primitiven Verfahren ge- 
ringe. Der Bau einer größeren Generatorenanlage, zu dem die 
Teile schon aus Deutschland eingetroffen waren, konnt: leıder 
nicht mehr vollständig zu Ende geführt werden. Im Libanon 
waren stark ölhaltige Dyssodillager entdeckt worden. Die Aus- 
beutung dieser Lager wurde unter Leitung des Ingenisurs 
Wetzel erfolgreich in Angriff genommen, konnte aber auch bis 


zum Zusammenbruch nicht mehr recht entwickelt werden. 


Der Lokomotiv- und Werkstättendienst der Hedjasbahn hatte 
in den drei letzten Jahren vor dem Kriege unter der Leitung des 
deutschen Oberingenieurs Corts gestanden und war in guter Ord- 
nung. Die Hauptwerkstätte in Cadem war ganz nach modernen 
Grundsätzen eingerichtet. Sie erhielt ihre Betriebskraft von 
dem elektrischen Kraftwerk am Baradaflusse. Das war ein 
großer Vorteil beim Fehlen der Feuerung für Dampfantrieb. 
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Schon durch die dringenden Transporte zur Suezkanalexpedi- 
tion 1914/15 wurden die Lokomotiven derart mitgenommen, daß 
die Hauptwerkstätte mit den Reparaturen nicht mehr folgen 
konnte, und die Zahl der betriebsfähigen Lokomotiven sich mehr 
und mehr verringerte. Daraufhin wurden schon im Jahre 1915 
20 neue Lokomotiven in Deutschland bestellt. Infolge Über- 
lastung der deutschen Industrie konnten aber die ersten dieser 
Lokomotiven erst 1917 geliefert werden. Sie kamen von den 
l,okomotivfabriken Hartmann, Henschel und Borsig. Besonders 
schwierig war ‘der Transport mit den Feldbahnen über den Tau- 
rus und Amanus. Die letzten Lokomotiven dieser Bestellung 
kamen noch 1918 kurz vor dem allgemeinen Zusammenbruch und 
konnten überhaupt nicht mehr zusammengebaut werden. Ein 
häufiger Verlust an Lokomotiven entstand dadurch, daß auf der 
Strecke nach Medina die Beduinen unter Leitung englischer 
Pioniere Minen in das Gleis legten und die Lokomotiven in die 
Luft sprengten. Bei einigen gelang die Wiederaufgleisung und 
Inbetriebsetzung. Andere waren aber so zugerichtet, daß sie 
einfach liegen blieben. - Die Hauptwerkstätte in Cadem wurde, 
weil sie die einzige leistungsfähige Werkstatt im Lande war, 
von der Militärverwaltung zu mancherlei Militärarbeiten herän- 
gezogen. Es wurde dort u. a. eine große Anzahl von Feldbahn- 
wagen hergestellt, Automobile wurden ausgebessert, Eisenkon- 
struktionen für Hallenbauten gemacht und vieles andere mehr, 
was nicht zur Eisenbahn gehörte. 

Die Hauptwerkstatt in Cadem beschäftigte vor dem Kriege 
gegen 500 Arbeiter von allen Berufen, die für die Eisenbahn- 


werkstätten nötig sind. Obgleich die Arbeiter fast sämtlich ein- . 


heimische Araber und Türken waren, war die Arbeitsleistung 
selbst im Vergleich zu deutschen Werkstätten eine recht guie. 
Da aber im Lande selbst ein Stamm von Eisenbahnhandwerkern 
nicht vorhanden war, aus dem die erforderlichen Vermehrungen 
und Ersatzgestellungen genommen werden konnten, es vor allen 
auch an tüchtigen Werkmeistern zum Anlernen neu eingestellter 
Arbeiter fehlte, so mußte von auswärts Aushilfe angefordert. 
werden. Der deutschen Industrie konnten diese technischen Ar- 
beitskräfte damals nicht entzogen werden, und so führte 4er 
ungarische Ingenieur Haydu im Winter 1916/17 eine größere 
Gruppe von technischem Personal aus den ungarischen Eisen- 
bahn'rerkstätten heran, die dann die Führung der Arbeiten in 
der Hauptwerkstatt Cadem übernahm. Zur weiteren Verstärkung 
des Werkstättenpersonals wurden dann noch einzelne Trupps 
von russischen, serbischen und italienischen Kriegsgefangenen 
beschäftigt, so daß die Werkstätten bis zuletzt voll leistungs- 
fähig geblieben sind. | 

Eine besondere lobenswerte Erwähnung verdienen die tür- 
kischen Lokomotivpersonale. Der Stamm hatte sich 
aus anatolischen Türken gebildet, die schon bei Eröffnung der 
IHedjasbahn aus dem Betriebe der anatolischen Eisenbahn, wo 
sie ıhre Fachausbildung genossen hatten, herübergezogen waran. 
Auch aus den eigenen Lehrlingen der Hauptwerkstatt Cadem 
waren schon einige Lokomotivführer hervorgegangen. Au: techı- 
nischen Kenntnissen stand dieses Personal natürlich dem dcut- 
schen Lokomotivpersonal nach. Die Hingabe an ihren Dienst 
und die Treue und Ausdauer, mit der dieses türkische Loko- 
motivpersonal allen Gefahren und Entbehrungen ihres Dienstes 
bis zuletzt trotzte, verdient aber die vollste Anerkennung. 

Das Stations- und Zugpersonal bestand aus eingebo- 
renen Arabern und zugewanderten Türken. Die Amtssprache 
war die türkische. Nur wenige Beamten konnten einige Brocken 
Französisch. Die Verständigung zwischen diesem türkischen 
Pers,nal und dem deutschen Militär war deshalb zuerst recht 
schwierig, und es entstanden hieraus im Anfang oft Reibereicn. 
Als aber der deutsche Soldat sich erst an die Eigenart der tür- 
kischen Beamten gewöhnt und deren guten Willen erkannt hatte, 
bildete sich ein ganz letdliches Verhältnis heraus, und es kamen 
sogar trotz der Schwierigkeit der gegenseitigen Verständigung 
vereinzelt Freundschaften zustande. Mit der Zeit entstand aber 
unter dem türkischen Stationspersonal ein recht großer Abgang 
durch Krankheit, Tod und Flucht. Teils zur Ausfüllung dieser 


Lücken, teils um von dem Bahnpersonal einen größeren militä- 
rischen Schutz der Bahn zu erhalten, wurden im Winter 1917/18 
zwei deutsche Eisenbahnbetriebskompagnien herbeigeholt, und 
zwar die E.B.S.K. 11 unter Hauptmann Borek und E.B.S.K. 44/48 
unter Hauptmann Pösentrup. Diese deutschen Eisenbahnbetriebs- 
kompagnien setzten sich aus berufsmäßigen deutschen Eisen- 
bahnbeamten aller Klassen zusammen. Sie waren auch mit 
technischen Mitteln gut ausgerüstet. Im Benehmen mit der 
Zivileisenbahnverwaltung wurde nun die E.B.S.K. 11 auf der 
Strecke Samah-Afule-Toulkerim-Gleisspitze angesetzt, und zwar 
in der Weise, daß der gesamte Betriebs-, Maschinen-, Werk- 
stätten- und Bahnunterhaltungsdienst unter die Befehle der Kom- 
pagnie trat. Die Stationen wurden mit deutschen Fahrdienst- 
leitern besetzt. Es verblieben nur die türkischen Beamten für 
den Verkehrsdienst und das untere Personal für Rangier- und 
Weichenstellerdienst. Auch die türkischen Lokomotivführer 
und Heizer blieben auf dieser Strecke im Dienst zusammen mit 
dem deutschen Personal und unter deutschem Befehl. Ebenso 
blieb das türkische Bahnunterhaltungspersonal. Dieses deutsch- 
türkische Gemeinschaftsverhältnis hat sich trotz der anfanzs 
aufgetretenen Schwierigkeiten mit der Zeit recht zut bewährt. 
Bei dem Zusammenbruch der Front im September 1918 ererıff 
das einheimische Personal größtenteils die Flucht. Hier bewähr- 
ten sich aber die deutschen Eisenbahntruppen vorzüglich, die bis 
zuletzt aushielten und noch recht viel an Material und Kranken 
abbefördern konnten. 


Die zweite Eisenbahnbetriebs- und Baukompagnie Nr. 44/48 
unter Hauptmann Pösentrup wurde in der Weise verwendet, daß 
die Offiziere und Mannschaften auf die einzelne Stationen von 
Aleppo bis Amman verteilt wurden. Diese Einzelkommandos 
stellten zunächst das Vermittlungsglied zwischen den deutschen 
Trupnen und dem türkischen Bahnpersonal her, in dessen Häu- 
len der volle Betrieb verblieb. Sie leisteten dann wesentliche 
Hilfe bei der Herstellung und beim Betrieb von neuen Teleploz- 
und Telegraphenanlagen und traten überall da ein, wo es an ein- 
heimischen Spezialisten fehlte Als dann der Zusammenbruch 
sich Anfang Oktober auf Damaskus und die nördlichen Strecken 
fortsetzte, und hier das einheimische Personal anfing zu versagen, 
da waren die Leute der E.B.S.K. 44/48 soweit in den; Betrieb der 
Strecke eingearbeitet, daß sie ihn teils ganz selbst übernahmen, 
teils wesentlich unterstützen konnten. Auch diese Form des 
Ansetzens der deutschen Eisenbahntruppen hat sich durchaus be- 
währt. Je nachdem die einzelnen Strecken geräumt wurden, 
übernahm die Kompaegnie die Zerstörung der Kunstbauten. 


Zur Vermittlung der Verbindung zwischen der Eisenbahn- 
verwaltung und den Militärbehörden wurden schon zu Anfang 
des Krieges: Linienkommissionen eingesetzt, die mit türkischen 
Offizieren besetzt waren. Unter diesen standen die als Bann- 
hofskommandanten auf den wichtigeren Bahnhöfen fungierenden 
türkischen Offiziere. Da aber eine klare Dienstanweisung über 
die Obliegenheiten dieser Stellen nicht herauskam und die gege ı- 
seitigen Aufgaben zwischen diesen und der Eisenbahnvervval- 
tung nicht klar abgegrenzt waren, so entstanden häufig Schwie- 
riekeiten und Unzuträglichkeiten. Eine Besserung trat erst im 
Herbst 1917 mit der Einsetzung der Eisenbahntransportabteilun- 
sen (Etras) in Aleppo und Damaskus ein, die mit einem deut- 
schen Kommandeur und erfahrenen deutschen Fachoffizieren be- 
setzt waren. 

Eine besondere Erwähnung verdienen die Leistungen der 
Hedjiasbahnverwaltung in bezug auf den Bau meuer Bahnstrecken 
während des Krieges. Nachdem im Winter 1914/15 die erste 
militärische Expedition gegen den Suezkanal nicht gelungen war, 
wurde von der Heeresverwaltung die Notwendigkeit erkannt, das 
vorhandene Bahnnetz so schnell und so weit, wie irgend möglich, 
gegen den Suezkanal auszubauen, und es wurde sofort an die 
Ausführung dieses Planes herangetreten. Der Hauptförderer 
des Gedankens dieses Bahnbaues war Djemal Pascha, und so 
lange dieser tatkräftige türkische General den Oberbefehl hatte, 
hat er es verstanden, immer wieder die Geldmittel und Menschen- 
kräfte heranzuschaffen, die zu den Bahnbauten erforderlieh 
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waren. Für die Übernahme der Bauleitung wurde der deutsche 
Oberingenieur Meißner Pascha, der 
Hediasbahnstrecken in den Jahren 1900/1908 mit so gutem Erfolg 


geleitet hatte, aus Bagdad herbeigerufen. 


Die Abzweigung Afule-Jerusalem, die von der Betriebsdirek- 
tion der Hedjasbahn schon vor dem Krieg angefangen war, war 
im Winter 1914/15 bis Nabulus fertiggestellt worden. Die neue 
Kriegsbahn, die den Namen Ägyptische Abzweigung. bekam, 
wurde von (der Station Mesoudie der Strecke Afule-Nabulus ab- 
geleitet, und von dort sofort in die Saronaebene hineingeführt, 
wo die Bauschwieriekeiten nicht so groß waren, wie auf dem 
direkten Wege von Nabulus nach Jerusalem durch das gebir- 
gige judäische Hochland. Die Bahn wurde ‘überall soweit von 
der Küste ‚entfernt gehalten, daß deren Beschießung vom Meere 
her nicht möglich war. ‚Der erste Spatenstich wurde am 15. Ja- 
nuar 1915 von der Station Mesoudie aus gemacht, und schon 
am 17. Oktober desselben Jahres konnten die ersten 165 km der 
neuen Bahn bis Bir Seba dem Betriebe übergeben werden. Das 
war unter den schwierigen Verhältnissen entschieden eine außer- 
gewöhnlich eute Leistung. ‘Von Lydda bis Wadi Sarar war-aıf 
eine Länge von 18 km das Gleis der französischen Bahn von 
Jaffa bis Jerusalem benutzt worden, 
Spurweite 1,00 m auf 1,05 m (die Spur der Hedjasbahn) hatten 
umgenagelt werden müssen. Für den Oberbau standen aus den 
alten Beständen der Hedjasbahn zwar 300 km Schienen, aber nur 
50 km eiserne Schwellen zur Verfügune. Die fehlenden Schwellen: 
wurden dadurch gewonnen, daß die 19 km lange Strecke von 
Jaffa nach Lydda, dann die 17 km lange Bahn von Haifa nach 
Akko und die 103 km lange französische Bahnstrecke von Da- 
maskus nach Muzerib aufgerissen wurden. ‘Ferner wurden höl- 
zerne Schwellen aus den Eukalyptusbäumen, die es in der Ebene 
von Sarona reichlich gab, und aus den Tannen des Lihanon ge- 
hauen. Weasserstationen wurden auf den Stationen Mesoudie, 
Toulkerim, Penarbaschi, Lydda, Wadi Sarar, Tine, Tellcheria, 
Bir Seba in genügender Anzahl eingerichtet. Die Brücken und 
Durchlässe wurden in Stein -haltbar gebaut, die Stationen mit 
ausreichenden, hübschen Gebäuden versehen, so daß das Aus- 
sehen dieser neuen Bahn keineswegs behelfsmäßig, sondern das 
einer vollständig auseerüsteten Friedensbahn war. Die Erd- 
und Gleisverlegearbeiten wurden ‘von türkischen Eisenbahn- 
truppen, die Brücken und Stationsgebäude von "einheimischen 
Unternehmern ausgeführt. 


Durch die Eisenbahnbeförderung bis Bir Seba war dem 
Etappendienst der Armee eine große Erleichterung erwachsen, 
und das sonst so armselige und schmutzige Arabendorf Bir Seba 
entwickelte sich bald zu einem Waffenplatz und Etappenort, 
dessen Name in den Heeresberichten eine wichtige Rolle spielte. 


Schon bevor das Gleis bis Bir Seba ordentlich durchgestopft 
und die Brücken endgültig fertiegestellt waren, wurde an den 
Weiterbau von Bir Seba in der Richtung auf den Kanal durch 
das Innere der Sinaiwüste herangetreten, Die Schwierigkeiten des 
Heranschaffens des Oberbaumaterials neben den immer mehr zu- 
nehmenden militärischen Nachschubtransporten wurden immer 
größer, und der Vorbau der Gleise konnte nieht mehr so schnell 


erfolgen, wie dies in dem ersten Bauabschnitt möglich gewesen ' 


war. Immerhin gelang es aber, noch im Sommer 1916 weitere 
9% km Gleis über Bir Seba hinaus in der Richtung auf den Suez- 
kanal fertigzustellen. ‘Endstation wurde Kusseime, Als dann 
im Frühjahr 1917 die vorgeschobenen militärischen Posten zu- 
rückgezogen und die Gazastellungen eingenommen wurden, muß- 
ten auch die Bahnstrecken südlich von -Bir Seba wieder aufgege- 
ben werden. Das rollende Material konnte voll gerettet werden. 
Das Oberbaumaterial ging aber verloren. Jetzt begann der Aus- 
bau der Bahnlinien von, Tine nach Deres Sned und Bet Hanun, 


und von Deres Sned nach El Hudje, zusammen 53,5 km, die dazu 
bestimmt waren, der neuen Front ihre Bedarfsgegenstände so-' 


weit wie möglich direkt mit der Eisenbahn heranzuführen. Fer- 
ner wurden. zur Erleichterung der. Holzzufuhr noch folgende 
Seitenbahnen gebaut: Toulkerim-Kefr-Kara (24 km), mit: Ab- 
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Zweigung Dschelene- Hedera (6 En. Anese-El Hische (28 km), 


Kasr-Hermil (19 km). 
Im zanzen sind während des Krieges 437 km neuer Bahnen im 


Anschluß an das Hediasbahnnetz gebaut worden, was gewiß in 


Anbetracht der Schwierigkeiten des Landes’ und besonders we- 
gen des Mangels an Lokomotivfeuerung als eine gute Leistung 
angesehen werden muß. Als dann im November 1917 die Gaza- 
front durchbrochen wurde, und die neuen Stellungen in der 
Mitte Palästinas eingenommen wurden, mußten auch die Bahn- 
strecken südlich von Toulkerim aufgegeben Hl an Jetzt wurde 
letztere Station die Endstation. 


Der Bahnverkehr nach Medina hat bis aueh ddirernd: aul-. 


recht erhalten werden können. Wenn hier auch recht häufig 


größere Gleisstrecken und Brücken von den Beduinen gesprengt. 
wurden, so ist es doch stets gelungen, diese in kürzerer Zeit wie- 
endgültigen Zu- 


der betriebsfähig herzustellen. Nach dem 
sammenbruch im September 1918 aber gingen die sämtlichen 


Strecken der Hediasbahn bis Damaskus in ganz kurzer Zeit ver- 


loren.. Schon während des Krieges hatten die Engländer von 


Port Said aus an der Küste des Mittelmeeres entlang eine voll- 


spurige Eisenbahn angefangen. Diese diente zunächst zur Unter- 


stützung der militärischen Operationen gegen die 
deutsche Front. Im September 1918 war die Bahn bereits nach 
Palästina, soweit dieses in den Händen der Engländer war, vor- 
zeschoben worden. Nach dem Abzuge der Türken wurde diese 
englische Bahn. sofort bis Haifa weiter durchgebaut. Dadurch 
wurde die erste Gleisverbindung zwischen dem "ägyptischen 
Eisenbahnnetz und der Hediasbahn hergestellt. Diese Bahn- 
verbindung zwischen Ägypten einerseits und Palästina und 


. Syrien anderseits ist zweifellos von großer Bedeutung für die 


wirtschaftlichen Beziehungen der‘ beiden Länder untereinander, 
welche: schon von altersher immer sehr enge gewesen sind. Sie 
ist die erste Verbindung zwischen den Eisenbahnen des afrika- 
nischen und asiatischen Festlandes geworden und macht, nachdem 
der Bosporus durch eine Brücke oder mittels eines Trajektes für 


Eisenbahnwaägen :passierbar geworden sein wird, den Durchgang 


von Wagen’ zwischen dem europäischen und afrikanischen über 
dieses vorderasiatische Eisenbahnnetz möglich. Nach der Be- 
setzung: der Eisenbahnen in Palästina und Syrien traten- die 
Eisenbahnen dort zunächst unter militärische Verwaltung. Dann 
wurden die von dem türkischen Kriegsministerium während des 


Krieges aufgehobenen. französischen Direktionen der Privat- 


bahnen wieder eingesetzt. 


Die Besitzrechte an der Hedjasbahn standen in Wirklich: 
keit nicht dem türkischen Reiche, sondern dem Evkaf, d. h. der 


türkisch- 


Verwaltung der mohammedanischen religiösen Güter zu. Es’be- 


- steht, das religiöse Gesetz, daß die Güter des Evkaf niemals an 


dritte Personen veräußert werden dürfen, sondern in ewigen 
Zeiten Eigentum der imohammedanischen Religion bleiben 
müssen. Dieses Gesetz konnten die Engländer nicht vollständig 
umgehen. 
ten, soweit die alten für den Pilgerverkehr nach Medina be- 
stimmten Strecken in Frage kamen, gewahrt werden. 


Hedjasbahn wurden dem ägyptischen Eisenbahnnetz zugeschla- 
gen. 
Besitzrechte des Evkaf gewahrt und die Direktion der Hedias, 
bahn in Damaskus belassen. 

Die Strecke Dera-Amman-Mahan-Medina hatte bei dem Rück- 


zug des türkischen Heeres natürlich gelitten, und es konnte zu- 


nächst wohl aus technischen Gründen der Betrieb nicht wieder 
aufgenommen werden. 

Bisher ist diese Hauptstrecke der Hedjasbahn aber, nicht wien 
der in Betrieb gesetzt worden. ‘Die Ausbesserung des Gleises. 
wäre aber. nicht so sehr schwierig, gewesen, 
ländern tatsächlich an der Landverbindung zwischen Damaskus 
und Medina etwas gelegen hätte. Las war aber nicht der Fall. 
Es lag vielmehr im englischen Interesse, daß der Verkehr mit 


Medina und Mekka auf den Seeweg über das Rote Meer geleitet Ei 


Die Besitzrechte des Evkaf an der Hediasbahn muß- 
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rend des Krieges von der Militärverwaltung in Palästina ge- 
bauten Bahnstrecken sowie die .älte Strecke Haifa-Samah der 


wenn- den Eng- 
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Zukunft nicht zu erwarten, daß die Hediasbahn bis Medina wie- 
der in Betrieb gesetzt wird. Damaskus und Syrien scheiden hier- 
durch als Versorgungsgebiet für den Hedias aus, und Ägypten 
übernimmt deren: Platz. Der Strom der mohammedanischen Pil- 
‘zer nach Medina, die vor dem Kriege in einer Zahl von jährlich 
25000 über Damaskus gegangen waren und dort viele Vorteile 
für die Gasthäuser und die Basare gebracht hatten, wird aus- 
Das ist für Damaskus, dessen Handel mit dem Hedias 
vor dem Kriege gerade durch die gute Verbindung. mit der 
Hediasbahn sehr bedeutend geworden war, ein großer Verlust. 
Damaskus ist jetzt französisches Inisressengebiet und muß sich 
anderweit Ersatz schaffen. Vorläufig stockt der Handel und 
Verkehr in Syrien aber noch vollständig. 

Sogleich nach der Besetzung Palästinas begannen die Englän- 
der mit den Vorarbeiten für ihre transarabische Bahn in west- 
östlicher Richtung, welche Haifa, den Hafen der Zukunft am 
Mittelländischen‘ Meere mit dem Persischen Golf verbinden und 
hierdurch einen neuen, vom Suezkanal unabhängigen Weg nach 
Indien schaffen soll. Die Länge dieses Weges ist ungefähr 
1500 km. Wenn auch die Engländer diese Vorarbeiten wegen des 
Widerstandes der Beduinen in der Wüste vorläufig haben auf- 
geben müssen, so ist doch nicht daran zu zweifeln,daß dieser 


englische Plan in kürzerer Zeit zur Ausführung kommen wird. 
Die Vorzüge dieser neuen und kürzesten Landverbindung mit 


"ausführlich darzulegen. 


Indien liegen für England zu klar auf der Hand. 
Von den 1516 km langen Eisenbahnstrecken, mit denen die 


Hedjasbahn :1914 in den Krieg ging, und zu denen während des 
Krieges. noch 437 km neu hinzugebaut wurden, ist nur noch ein 


kümmerlicher Rest von 211 km der Strecke Damaskus-Samah 
in deren Betrieb geblieben. Ihre Verbindung mit Medina und dem 
Hedias hat die Hedjasbahn verloren. Diese wird sie auch nicht 


wieder erlangen. Dadurch hat sie auch das Recht auf den alten 


Namen, unter dem. sie in der Geschichte der Eisenbahnen so 
berühmt geworden ist, eingebüßt. Zum ersten Male war es ge- 
Jungen, den Widerstand, den die wasserarme arabische Wüste 
dem Verkehr entgegensetzte, durch den eisernen Schienenstrang 
nit der Dampfmaschine siegreich zu überwinden. 
denen Stationen der Wüste zeigten sich langsam Spuren einer 
beginnenden Kultur. Mit rühmlicher Ausdauer hatten die Be- 
‚amten angefangen Gärten anzulegen und Bäume zu pflanzen, 
Erscheinungen, die sonst die Wüste nicht kennt. : Auf den Sta- 
tionen hatten sich Läden aufgetan,..wo die wandernden Be- 
‚duinenstämme ihren Bedarf kaufen oder gegen die Erzeug- 


An’ verschie- 


nisse ihre Kamelherden eintauschen konnten. Auf den Stationen 
konnten die Eisenbahnbeamten in einfachen aber gesunden Woh- 
nungen mit ihren Familien ein zwar einsames aber zufriedenes 
Leben führen und durch ihre ständige Berührung mit den Be- 
duinen langsam zu deren Kultivierung beitragen. Durch die 
Brachlegung der Wüstenstrecken geben diese Anfänge einer 
Kultur in der arabischen Wüste: für immer verloren. Es wird 
nur weniger Jahre bedürfen, dann hat der immer in Bewegung 
befindliche Flugsand der Wüste die Gleise verdeckt und der 
Wind die verlassenen Stationsgebäude abgedeckt, der Platz- 
regen in den Wadis (Tälern) die Bahndämme weggeschwemmt. 
Ein Jahrzehnt hängen vielleicht noch ‘die Gleise über aus- 
gewäschenen Dämmen in der Luft, dann sind auch die Laschen 
durchgerostet. Das Gleis reißt ab, stürzt zusammen, und so 
werden auch diese letzten Zeugen der einstigen Hediasbahn in 
der Wüste vom Sande auf ewig begraben werden. 


Den gut national gesinnten mohammedanischen Türken und 
den Mohammedanern überhaupt ist der Verlust der Hedjasbahn 
und die Brachlegung der Landverbindung nach ihrer heiligen 
Stadt Medina schwer geworden. Das gute Gelingen des Bates 
dieser ihrer national-religiösen Bahn und die nach orientalischen 
Begriffen vorzügliche Betriebsführung in den letzten Jahren vor 
dem Kriege war für sie ein Beweis der inneren Erstarkung der 
türkischen Regierung. Die Opferfreudigkeit der frommen Mo- 
hammedaner für dieses Bahnunternehmen, das als ein religiöses 
Eigentum der Mohammedaner galt, war ein glänzendes Zeichen 
für die innere Kraft, die ihrer Religion ohne Rücksicht auf die 
Nationalität der einzelnen Angehörigen innewohnt. 

Auch. in Deutschland hat der Bau und die Entwicklung des 
türkischen Hediasbahnnetzes stets lebhaftes Interesse gefunden. 


Die Erstarkung unseres Bündesgenossen, auch in seinen abgele- 


sensten Provinzen, konnte von uns nur mit Freuden begrüßt 
werden. ‚Wenn auch deutsches Kapital nicht in diesem Unter- 
nehmen arbeitete, so war es doch ein deutscher Ingenieur ge- 
wesen, der. die Bahn gebaut hatte, deutsche Fabriken hatten 
Lokomotiven und Wagen geliefert, und deutsche Eisenbahn- 
beamte hatten im Dienste der türkischen Regierung den Betrieb 
und Verkehr der Bahn zur Blüte gebracht. Durch den Krieg ist 
die Hediasbahn vielen deutschen Offizieren und Soldaten näher 


"bekannt geworden. Die deutschen Soldatenfriedhöfe in Bir Seba, 


Jerusalem, Afule, Nazareth, Samah, Damaskus und die ‚vielen 
Einzelgräber deutscher Soldaten an der Bahn ‚machen uns Deut- 
schen die Hedjasbahn unvergeßlich. 


% 


Die eisenbahnbetrieblichen Folgen der Zerreißung Oberschlesiens. 


Von Privatdozent Dr.-Ing. Louis Jänecke, Regierungsbaurat. 


Nach Zeitungsmeldungen fallen bei der Teilung Oberschlesiens 
an Polen 100 % der Zink-, 83% der Kohlen-, 70% der Stahl-, 
65% der Eisen- und 60 % der Koksgewinnung. Ich will auf die 
unheilvollen wirtschaftlichen Folgen der Teilung für  Deutsch- 
land nicht eingehen. 
sondern für das ganze Industriebecken verhängnisvoll werden. 
Die Zukunft wird zeigen, daß durch die Teilung eine Vermin- 
derung :der Kohlen- und Erzförderung in dem zurzeit .er- 
schlossenen Kohlenbecken des späteren polnischen Teils und der 
Roheisen- und Stahlgewinnung eintreten wird. Denn die Tren- 
nung der Kohlenfelder, der Ersatz deutscher: durch polnische 
Kräfte, die Zollgrenze erzeugen Hemmungen im industriellen 
Leben, die die Leistung der Industrie und Kohlenförderung 
herabdrücken- werden. Es kann nicht meine 'Aufgabe sein, dies 


Ich möchte dagegen auf die eisenbahnbetrieblich schädlichen 
Folgen der Zerreißung Oberschlesiens hinweisen. Betrachten 
wir zu dem Zweck zunächst die augenblicklichen dortigen Ver- 
kehrs- und Betriebsverhältnisse. Hinsichtlich des Verkehrs be- 
ziehe ich mich auf meine Arbeit im Organ (1919, Heft 23) über 
„Die Beförderung von Massengütern; mit einem Überblick über 
den Verkehr von Kohle und Erz in Deutschland“. Die Kohlen- 


gewinnung in Oberschlesien umfaßt danach zurzeit nur ein Ge- 


biet von etwa 600 qkm. Die Kohle floß vor dem Kriege (siehe 
Abbildung 2 jenes Aufsatzes) zum größten Teil nach Deutschland. 


Sie werden nicht allein’ für Deutschland, 


"nügen nicht ‘für die hochentwickelte Industrie. 


| Große Mengen gingen auch nach Österreich-Ungarn und verhält- 


nismäßig kleine nach dem damaligen Polen. 
Die umstehende Karte zeigt den Kohlenversand Oberschlesiens 
(Abbildung 3 im Organ) ‚vor dem Kriege. Auch der Unbe- 


fangenste muß aus den eng beieinanderliegenden, sich über- 


'schneidenden Kreisen den Eindruck gewinnen, daß das Industrie- 


esbiet ein einheitliches Ganzes bildet. Dieser Eindruck vermehrt 
sich noch bei eingehenderer Betrachtung aller Verkehrs- 
beziehungen. Millionen Tonnen Kohle, große Erzmengen, Halb- 
und Fertigfabrikate laufen auf der Hauptbahn und dem ober- 
schlesischen Schmalspurbahnnetz zwischen den eng beieinander- 
liegenden Gewinnungs- und Verbrauchsstellen einher. Auch der 
Eisenerzverbrauch zeigt, daß Oberschlesien wirtschaftlich nicht , 


‚geteilt werden kann (Abbildung 2 und 5 auf Tafel 40 im Organ). 


Die geringen in Oberschlesien gewonnenen Eisenerzmengen ge- 
Ausländische 
Erze, besonders aus Schweden, müssen durch Deutschland, von 
Danzig und Stettin und auf der Oder über Öosel-Oderhafen ein- 
geführt werden. i 

Die eng verschlungenen Verkehrsbeziehungen im ober- 
schlesischen Industriebeeken haben bei den noch beieinander be- 
findlichen Gewinnungs- und Verbrauchsstellen ein dichtes Eisen- 
bahnnetz zeschaffen. Wer das Gebiet zum ersten Mal bereist, 
kann sich durch die vielen Strecken und Bahnhöfe der Hauptbahn 
mit den weit ausgebauten Anschlußbahnhöfen der Zechen- und 
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Industrieanlagen kaum durchfinden. Dazu kommt die eng ver- 
schlungene, so außerordentlich wichtige oberschlesische Schmal- 
spurbahn ° mit den in ‘alle Gruben, Hochöfen und Industrie- 


anlagen und nach dem Klodnitz-Kanal führenden Umschlag- 
plätzen. Die Schlagadern des Betriebes haben ihren Ausgang 


von den an der Grenze des Industriegebietes liegenden Rangier- 
bahnhöfen Gleiwitz, Peiskretscham, Tarnowitz und sichern eine 
einheitliche Betriebsweise. Gleiwitz besonders gehört zu den 
best ausgebauten Anlagen seiner Art. Den Rangierbahnhöfen 
stellen sich die vor allem in Gleiwitz errichteten großen Loko- 
ınotiv- und Wagenwerkstätten würdig an die Seite. Sie sorgen 
dafür, daß in dem dichten Bahnnetz mit seinen großen Anforde- 
rungen Lokomotiven und Wagen gebrauchsfähig bleiben. Ein 
zahlreiches, gut eingearbeitetes, ausgebildetes und nach einheit- 
lichen. Gesichtspunkten verteiltes Betriebspersonal der verschie- 
densten Dienstzweige macht erst den verwickelten, schwierigen 
Betrieb und die eroßen Leistungen möglich. 

Der «dichte, vielseitige Verkehr ruft bei den verwickelten Bahn- 
hofsanlagen ' naturgemäß sehr schwierige Betriebsverhältnisse 
hervor. Der Fahrplan ist bei den stark wechselnden Verkenhrs- 
beziehungen schwer aufzustellen und richtig zu erhalten; die 


> 


Aber nicht nur die Bahnanlagen sind schwer zu trennen, son- 
dern auch die Einheitlichkeit der Betriebsmittel, die Lokomo- 
tiven und Wagen schwer zu entbehren, So liegen die Lokomo- 
tiven- und Wagenwerkstätten in Gleiwitz auf deutschem: Gebiet, 
ihr Ersatz in Polen wird lange Zeit erfordern, auch kann die 
Reparatur und Verteilung der Wagen und Lokomotiven und ihr 


"Ausbau. bei der gleichen Benutzung in dem engen u ; 
noch 


nur nach einheitlichen Gesichtspunkten erfolgen. In 
höherem Maße gilt dies, wie wir noch sehen werden, von dem 
Personal. : 

Daß der Betrieb in eine Hand gehört, braucht eigentlich nicht 


weiter dargelegt zu werden. Wir sahen ischon, daß die Arbeit 
der auf deutschem Gebiete liegenden Bahnhöfe nicht von dem 


Zugverkehr und der Zugbildung der polnischen Strecken zu 
trennen ist. Die Zugbildung kann in dem dichten Industrie- 
gebiet nicht an der Grenze Halt machen. Dasselbe eilt vom 
Fahrplan, besonders dem Güterfahrplan. Er läßt sich nicht von 
der Leistung der Rangierbahnhöfe trennen und muß für das 
ganze Gebiet einheitlich dem Verkehr entsprechend aufgestellt 
werden. ® 


Mit dem Fahrplan eng verbunden ist der Fahrdienst; auch er 


ınuß in dem: In- 


beit, Umsicht und 
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der örtlichen Ver- 
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und eine gute 
Einteilung des 
Lokomotiv- und 
Personalwechsels; 
der Wagendienst 
erfordert beiden 
täglich zu stellen- 
den Tausenden 
von Wagen eine 


Rangierarbeiten 

erfordern viel Ar- a 
N 
Tarnowıst2 
h 


gründliche . Über- RS - 

wachung, gute a Baal 
Leerwagenvertei- BED 
lung. Nur. die IN 


jetzige einheit- 
liche Betriebslei- 
tung ermöglicht | 
es, die gewaltigen 
Anforderungen 
des Verkehrs zu 
bewältigen und 
den Betrieb. rei- 
bungslos zu füh- 
ren. Unfälle auf 
dem Rangierbahn- 
hof Gleiwitz wür- 
den..'z.. B..:.öhne 


j 


heitlich geregelt 


dustriegebiet ein- 


Erklärungen. s werden. Die Ver- 
vn 2, ‘ legung von Loko- 
OÖ Versond Stein-Kohlen und vegel motiv- und Per- 


Z>> Empfang Steinkohlenkoks 

@ Imefong Srein-Hohlen ura Ziegel 
B> Versana ‘Sreinkohlenkoks 
»amsa=ue Neue GTEN2E. 


sonalwechsel auf 
dazu nicht ausge- 
baute Bahnhöfe 
und . mit 
sicht auf die Ab- 
bauverhältnisse 
auch nicht einzu- 
riehtende neue 
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würde mit Sicher- 
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sachgemäße Über- 
wachung sofort 
Störungen auf 
den von dort ausgehenden Verkehrsadern hervorrufen und so 
auch in kurzer, Zeit in dem ganzen Industriegebiet. 

Schon diese wenigen Worte zeigen, daß das Industriegebiet 
in Oberschlesien in eisenbahnbetrieblicher Hinsicht ein Ganzes 
ist, und beide Teile auch nach einer Trennung aufeinander an- 
gewiesen bleiben. Deutschland, dem nur 4% seiner Kohlenfelder 
bleibt, kann ohne ‚die polnische Kohle nicht auskommen, und 
Polen ist auf die Erzeinfuhr durch Deutschland von Stettin und 
Cosel-Oderhafen angewiesen. Auch die vielen wechselseitigen 
Beziehungen der Industrie, der Koksbedarf der Hochöfen, der 
gegenseitige Austausch von Halb- und Fertigfabrikaten machen 
eine Teilung des Eisenbahnverkehrs unmöglich. ; 
 Ebensowenig kann man die Bahnanlagen auseinanderreißen. 
Schon die weit ausgebauten Bahnhofsanlagen und Anschlußgleise 
wird man in dem engen Gebiet an der Grenze schwer trennen 
können. Ausgeschlossen aber ist es, die Arbeit des Rangierbahn- 
hofes Gleiwitz für die Zugbildung der’ auf polnischem Gebiet 
liegenden Bahnhöfe und Strecken einem polnischen Bahnhofe zu- 
zuweisen oder für ihn auf polnischem Gebiete einen Ersatzhahn- 
hof zu schaffen, so daß die Bahngebiete beider Teile voneinander 
unabhängig wären, denn -in dem abgebauten Industriegebiete 
stößt schon jeder kleine Um- und Neubau auf Schwieriekeiten, 
wieviel mehr erst der Bau eines Ersatzbahnhofes für Gleiwitz. 
Auch würde ein Rangierbahnhof mitten im Industriegebiet eisen- 
bahnbetrieblich denkbar ungünstig liegen, 


N Emanvelssegen 00 
gen Belastung des 
kaum noch auf- 


Birkental &» 
nahmefähigen 


Bahnnetzes führen und katastrophale Wirkungen zeitigen. 


Wir haben somit gesehen, daß Oberschlesien im Eisenbahn- 


betrieb und -verkehr ein Ganzes bildet. Trotzdem wird aber mit 
Rücksicht auf die Zollgrenze das Bestreben einsetzen, den Be- 
darf so weit wie möglich im eigenen Lande zu decken. Dies 


wird eine gewisse. Verschiebung im inneren Verkehr Ober- 


schlesiens hervorrufen. Dazu wird vermutlich das Bestreben 
Polens kommen, den Verkehr, z. B. den nach Danzig, durch pol- 


Noch weniger 


Rück- | 


Emp- - 


nisches Gebiet zu leiten und an sich zu reißen und sich in der 


Industrie mit Hilfe von französischem und englischem Kapital 
von Deutschland unabhängig zw machen. Die für die Verkehrs- 
änderung nötigen Um- und Neubauten werden dabei nicht so 
schnell durchgeführt sein können. Schon der Ausbau neuer 
Grenzbahnhöfe wird 
kurzen, hier zur Verfügung stehenden Zeit auf Schwierigkeiten 
stoßen und betriebliche Nachteile zeitigen. Vor allen Dingen 
wird aber der Übergang des einen Teils der Bahnen in polnische 


in dem ‘abgebauten Gebiete und in der 


Hände eine andere Personalbesetzung zur Folge haben, denn es 


wird nach dem bisherigen Vorgehen der Polen sich nur ein 
kleiner Teil der deutschen Beamten und Arbeiter dazu verstehen, 
in Polen zu bleiben. Hierunter wird die Unterhaltung der An- 
lagen und, wie wir noch besprechen werden, der ganze Betrieb 
sehr leiden. 

Schon die zu erwartende Verkehrsverschiebung wird auf den 


| nicht so schnell ausgebauten Bahnen die Leistung herabdrücken, 
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auch wird sich der Betrieb selbst, z. B. bei der Rangierbildung, 
_ Wagenverteilung und im Fahrplan, nicht so schnell darauf .ein- 
‘stellen können. Sie bildet also in dem dichten Bahnnetz eine 
- große Gefahr. Dazu kommen die Hemmungen des Grenzverkehrs; 
weiter werden die Betriebs- und Bahnanlagen durch den Über- 
gang in die ungeübtem polnischen Hände schlechter unterhalten 
und die Betriebsleistungen herabgedrückt werden. Am nach- 
 teiligsten wird sich aber auf allen Gebieten des Betriebes, im Ran- 
- gierdienst, Fahrdienst, Wagendienst, Fahrplan und der Betriebs- 
überwachung, der Wechsel im Personal im polnischen Teile Ober- 
schlesiens bemerkbar machen. Einmal ist neues, mit der Örtlich- 
"keit nicht vertrautes Personal nie so leistungsfähig wie alte, ein- 
zearbeitete Betriebsbeamte. Auch wird das gute Zusammen- 
arbeiten zu wünschen übrig lassen. Vor allen Dingen fehlt den 
Polen aber die genügende Erfahrung für einen so schwierigen 
Eisenbahnbetrieb und eine ausreichende Zahl eingearbeiteter Be- 
triebsbeamter. Es ist daher anzunehmen,‘ daß die Betriebs- 
leistungen der Bahnen ganz bedeutend zurückgehen werden, und 
es ohne Stockungen nicht abgehen wird. 
Werfen wir nun noch einen Blick auf die Genfer Beschlüsse 
hinsichtlich der Eisenbahnen Oberschlesiens. Sie lauten: 
„Die Rechte und Pflichten der Eisenbahnen und Straßen- 
bahnen, soweit sie sich in Privat- oder Kommunalbesitz be- 
finden, bleiben durch ihre Konzessionen geregelt; die Betriebs- 
einheit des Netzes der schlesischen Kleinbahn-Aktiengesellschaft 
bleibt für die Dauer von 15 Jahren aufrechterhalten. 
Der Betrieb der deutschen normal- und schmalspurigen 
Eisenbahnen wird im Abstimmungsgebiet für die Dauer von 
15 Jahren einer gemischten Verwaltung unterstellt. Die Mengen 
rollenden Materials, die auf das Abstimmungsgebiet entfallen, 
werden gemäß Artikel 371 des Versailler Vertrages bestimmt 
werden. 7 
Die Tarife werden einheitlich geregelt. Nach Artikel 365 des 
Friedensvertrages von‘ Versailles wird jeder Spezialtarif, der 
zwischen dem deutschen Gebiet und einem Punkt des Abstim- 
mungsgebietes in Kraft ist, auf das gesamte Abstimmungsgebiet 
Anwendung finden. Der Vorteil jedes Spezialtarifes, der im 
Abstimmungsgebiet Geltung hat, wird den Waren der gleichen 
Art zugute kommen, die aus Polen, Deutschland oder aus irgend- 
einem anderen Lande ausgeführt oder dorthin eingeführt 
werden. z 
Die Fahrpläne werden nach den Bedürfnissen der Industrie 
geregelt, und der Aufenthalt der Arbeiterzüge, die über die 
Grenze fahren, wird nach Möglichkeit beschränkt werden. Die 
Kosten der sozialen und staatlichen: Versicherungen zugunsten 
> der. Angestellten der - schlesischen Eisenbahnen . werden. der 
Verwaltung dieser Eisenbahnen zur Last fallen. 

Für den Betrieb der Eisenbahnen wird eine einheitliche Ver- 
rechnung eingeführt werden, die alle Einnahmen und Ausgaben 
einschließlich der Unterhaltungskosten der Gleise und des 
Eisenbahnmaterials und die Einzahlungen in die Fonds für Er- 
neuerungsarbeiten umfassen. Die Ausgaben für Neuarbeiten 
werden besonders verrechnet werden; sie werden von dem Staate 
cetragen, auf dessen Gebiet sie ausgeführt werden. Gewinn oder 
Verlust werden unter beide Länder je nach der Länge der ihnen 
gehörenden Eisenbahnlinien und nach der Bedeutung des Ver- 
kehrs verteilt werden.“ i 

Hier interessiert uns vor allem die Bestimmung, daß der Be- 
trieb der Eisenbahnen im Abstimmungsgebiet für die Dauer von 
15 Jahren einer gemischten Verwaltung unterstellt wird. Die 
Fahrpläne werden nach den Bedürfnissen der Industrie ge- 
regelt, und der Aufenthalt der Arbeiterzüge, die über die Grenze 
fahren, wird nach Möglichkeit beschränkt werden. Diese kurzen 
betrieblichen Bemerkungen sind sehr dürftig. Mit der Aufstel- 


lung der Fahrpläne ist es nicht getan. Der ganze Verkehrs- 
und Betriebsdienst, Rangierdienst und Fahrdienst usw., die 
Zollabfertigung, die Beschaffung und Unterhaltung der Be- 
triebsmittel, der Ausbau der Bahnhöfe müssen unbedingt eiu- 
heitlich geregelt werden, denn in Oberschlesien ist, wie wir 
sahen, eine eisenbahnbetriebliche Trennung des Industrie- 
sebietes ohne die nachteiligsten Folgen nicht möglich. Wie 
weit eine gemischte Verwaltung dem vorbeugen kann, wird von 
ihrer Zusammensetzung und ihren Befugnissen abhängen. Un- 
vtinstiger als eine einheitliche Verwaltung muß sie aber bei den 
nicht weegzuleugnenden Gegensätzen zwischen Deutschland und 
Polen und den: vielen Reibungsflächen zwischen ihnen immer 
wirken. Diese Gegensätze werden in stärkerer oder milderer 
Form in der gemischten Verwaltung zum Schaden Oberschle- 
siens in Erscheinung treten, auch wenn die Polen in der ersten 
Zeit bei ihrer Unkenntnis der örtlichen Verhältnisse und ihrer 
Abhängigkeit von den Deutschen sich zurückhalten sollten. 
Besonders große Schwierigkeiten und viele Reibungen wird 
die gerechte Verrechnung der Einnahmen und Ausgaben 
machen, wie sie im letzten Absatze der Bestimmungen. festge- 
leet ist. Die Zug- und Wagenachskilometer dürften hierfür auf 


‘keinen Fall genügen, da in ihnen z. B. die Rangierarbeit der 


Verschiebebahnhöfe nicht zum -Ausdruck kommt. Wie wird es 
berücksichtigt, wenn der eine die Bahnanlagen und Betriebs- 
mittel gut unterhält, so daß wenig Reparaturen und Neubauten 
nötig sind, während sie der ändere verkommen läßt? Wenn 
der eine mit gut ausgebildetem Personal auskommt und der 
andere doppelt soviel Kräfte braucht und sie höher bezahlt? 
Oder wenn bei dem einen durch seine sachgemäße Arbeit Un- 
fälle eine Seltenheit sind, während sie bei dem andern an der 
Tagesordnung sind, oder wenn bei dem einen Betrieb- und 
Wagenumlauf flüssig sind und bei dem andern schleppend? 
Und wo fangen die Umbauten, für die ein Erneuerungsfonds ge- 
schaffen werden soll, an, und wo die Neubauten? Wir sehen, 
es ist genug Stoff zu Reibungen vorhanden. 

Fallen bei einer Teilung eines verwickelten, dicht ineinander 
ereifenden Industrieunternehmens dem älteren von zwei Brüdern 
die wichtigsten Abteilungen und Lagerstätten der Rohmateria- 
lien zu, so wird es bei einer gemeinsamen Verwaltung trotz 
besten Einvernehmens leicht zu Streitigkeiten über die Ein- 
nahmen und Ausgaben kommen, ‚wieviel mehr muß erst eine 
eewaltsame, unnatürliche Teilung eines so wichtigen Gebietes 
wie Oberschlesiens mit seinen engen, nicht zu übersehenden 
Beziehungen unter zwei bisher feindliche Parteien zu Streitig- 
keiten führen. Auch darf man nicht vergessen, daß Deutsch- 
land, das durch jahrhundertelangen Fleiß und durch seine In- 
telligenz Oberschlesien erst zur Blüte gebracht hat, es gegen 
den Willen seiner Bevölkerung mit fast allen Rohstoffen ver- 
liert, und dies Polen überwiesen wird, das noch nie seine Fähig- 
keiten, ein solches Gebiet zu verwalten und- zu erschließen, 
gezeigt hat. 

Bei den engen Beziehungen der künstlich getrennten Teile 
muß &anz Oberschlesien unter dieser widersinnigen Zerstücke- 
lung leiden, auch wenn französisches, englisches und amerika- 
nisches Kapital den Polen; die hierzu aus eigener Kraft un- 
fähig sind, die Erschließung und Verwaltung ihres Teils er- 
leichtert. Der wirtschaftliche Rückgang Oberschlesiens wird 
aber nicht diesem Land allein zum Schaden, sondern für die ganze 
Welt gefährlich, die gerade in der jetzigen Zeit weitere Krank- 
heiten ihres Wirtschaftslebens nicht vertragen kann. Von 
Deutschland kann man aber wirklich nicht verlangen, daß es 
auch diesen unersetzlichen Schaden vergessen wird, nachdem 
es schon durch Schaffung des polnischen Korridors schwer ge- 
litten hatte, ohne daß die Bevölkerung vorher gefragt wurde. 


Entlassung aus einem wichtigen Grunde!). 


Von Verkehrsinspektor Sehulz-Königsberg i. Pr. 


Die Pensionskasse für Beamte Deutscher Privateisenbahnen 
ist ein Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit, der den Vor- 
schriften des Reichsgesetzes über die privaten Versicherungs- 
unternehmungen vom 12. Mali 1901 unterliegt. Mitglieder ‚dieser 
Pensionskasse sind Eisenbahnverwaltungen und Angestellte, 
die durch ihre Bevollmächtigten einen Versicherungsvertrag ge- 
schlossen und die aus diesem Vertrage entspringenden Rechte 
"und Pflichten in der Satzung festgelegt haben. 

Das Dienstvertragsverhältnmis zwischen den der 
Pensionskasse angeschlossenen Eisenbahnverwaltungen und 
ihren Angestellten wird daher durch die Satzung unmittelbar 
berührt; diese bildet einen Bestandteil des 
Dienstvertrages. Das erhellt am deutlichsten: aus $ 4 


1) Die Bestimmungen des Betriebsrätegesetzes sind hier ab- 
sichtlich nicht erörtert. 


Abs. 3 der Satzung, worin gesagt ist, daß die zum Beitritt zur 
Pensionskasse Berechtigten bei der Anstellung zu ver- 
pflichten sind, der Kasse beizutreten.. Aus der Pflicht zum 
Beitritt ergibt sich folgerichtig die weitere Verbindlichkeit, 
daß die Anstellungsberechtigten durch ihre Mitgliedschaft zur 
Kasse während der ganzen Vertragsdauer an die 
satzungsmäßigen Bestimmungen den Eisenbahnverwaltungen 
gegenüber gebunden sind. Daß die Satzung der Genehmigung 
des Reichsaufsichtsamtes für Privatversicherung bedarf, ist in 
den $$ 4, 13 des Reichsgesetzes über die privaten Versicherungs- 
unternehmungen vorgeschrieben; die Genehmigung erlangt 
daher nur die Bedeutung eines formalen Aktes. Materiell recht- 
lich wird dadurch die Satzung aus dem Rahmen der gewöhn- 
lichen, der behördlichen (Genehmigung nicht unterliegenden 
Verträge nicht herausgehoben. Unerheblich ist ferner, daß der 
preußische Minister der öffentlichen Arbeiten vom Standpunkte 
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der ihm zugewiesenen Aufsicht aus Einwendungen gegen die 
Datzung nicht erhoben hat. 

$ 12 Abs. 2 Satz 1 der Satzung schreibt vor, daß den Mit- 
gliedern, die der. Versicherungspflicht nach dem Versicherungs- 
gesetz für Angestellte unterliegen würden, bis zur Vollendung 
der vom 21. Lebensjahre ab zu rechnenden zehnjährigen Bei- 
tragszeit von den. Eisenbahnverwaltungen nur ‚gekündigt wer- 
den darf, wenn ein  wiehtiger Grund 
Sinn und Zweck dieser Bestimmung ist, "daß die noch. nicht 
pensionsberechtigten . Angestellten : geschützt - werden ..sollen. 
Diese: Vorschrift tritt von allen übrisen Satzungsbestimmun- 
sen am deutlichsten hervor, weil sie den Verwaltungen ‚das 


Recht entzieht, das Dienstverhältnis mit. den Angestellten 
innerhalb der zehnjährigen Wartezeit. nach Belieben ‚aufzu- 
heben; sie gibt dem Dienstvwertrage dadurch eine starre Form 


und zwinet die Verwaltungen .zur Einschränkune ihrer freien 
Willensbestimmung bis zu. dem Augenblick, wo der Angestellte 
einen wichtigen Grund zur. Lösung des. Dienstverhältnisses 
bietet. 

8 12 Abs. 2 Satz 2 sieht. nun die erschwerende Bestimmung 
vor, daß der. Angestellte im Streitfälle, d.h. also wenn über 
das Vorliegen eines wichtigen Kündigungsgrundes zwischen 
der Eisenbahnverwaltunge und dem Angestellten Meinungsver- 
schiedenheiten bestehen, unter Ausschluß.des Rechts- 
wewes die Entscheidung (der  Eisenbahnaufsichtsbehörde .her- 
beiführen kann. Meinunesverschiedenheiten werden \in . den 
weitaus "meisten Fällen bestehen, und so ergibt sich für .die 
Eisenbahnverwaltung erneut eine Zwangslage, wenn die Auf- 
sichtsbehörde etwa anderer Ansicht ist als sie. ‘Was unter 
einem wichtigen -:Grunde zu verstehen ist, ist teils Rechts-, teils 
Tatfrage. . Zweifellos liegt ein wichtiger Grund. zur. . Kündi- 
eung, und zwar zur befristeten Kündigung, vor, wenn bei- 
spielsweise ein Betriebsbeamter das Gehör verliert oder das 
Augenlicht ganz oder teilweise  einbüßt ‘oder farbenuntüchtig 
wird, so daß er seinen Dienst nicht mehr versehen kann. In sol- 
chen Fällen werden sich auch die Aufsichtsbehörden wegen der 
auf sie zurückfallenden Verantwortung dem Vorliegen eines 
wichtisen 'Grundes kaum. verschließen. 

Anders dagegen, wenn eine unbefristete. Kündi- 

gung?) ausgesprochen wird‘. Was hier unter einem wichtigen 
Grunde zu verstehen ist, kann mangels einer. Definition nur 
nach den Grundsätzen beurteilt werden, die das Reichsgericht 
in feststehender Rechtsprechung vertreten hat?) und die auch von 
der Literatur‘) vertreten werden. Hiernach liest ein wichtiger 
Grund vor, wenn’ unter Würdigung aller gegebenen Umstände 


der vom Vertrage zurücktretenden Eisenbahnverwaltung die 
Fortsetzung des Dienstverhältnisses nach verständ:gem Er- 


messen nicht zugemutet werden kann... Als wichtigen Grund hat 


das Reichsgericht u..a Erkrankung des Dienstver- 


pflichteten anerkannt?). Von welcher Dauer die Er- 
krankung sein muß, um das Vorliegen eines wichtigen Grundes 
zu begründen, darüber äußern ‘die Reichsgerichtsräte?) 
nicht. Es lassen sich darüber auch keine festumgrenzten Nor- 
men aufstellen, weil diese Frage tatsächlicher Natur ist 
und ihre Beurteilung von Fall zu Fall richterlichem Ermessen 
ehliegt.: Nach» allgemeiner Rechtsauffassung muß die Erkran- 
kung jedoch von’ erheblicher Dauer sein;.sie braucht es 
andererseits nicht zu sein, wenn die Krankheit eine ansteckende, 
‚anderen Menschen' gefährlich werdende ist. Als wichtige 


2) Die unbefristete. Kündignng kann nach Wahl des .Dienstbe- 
rechtigten in eine befristete Kündigung umgewandelt werden. 

3) Kommentar der Reichsgerichtsräte zum BGB., 3. ‘Aufl. 
Anm. '1i zu S 626. 

2) Staudinger, BGB, 7/8. Aufl., Bd. IP, S. 1133 TE und 
die daselbst angeführten Entscheidungen. 

Enneccerus, Lehrbuch des Bürgerl.’ Rechts, 12/14:  Auf., 
Bd. I, S. 483 .£. und die daselbst erwähnte Literatur. 


Die Wirksamkeit des Staatsbahn- und 


Die wirtschaftliche: Gesundung. der deutschen Reichsbahn. ist | 


ietzt eins der. wichtigsten Probleme der Reichsregierung, Die 
Vertreter der deutschen Industrie sind der Meinung, daß zur 
Beseitigung der Fehlbeträge der Reichsbahn die Entstaatlichung 
des Unternehmens geboten sei; (dagegen vertritt der Reichs- 
verkehrsminister in einer: jüngst dem Reichsministerium über- 
reichten Denkschrift die Auffassung, daß die Sanierung der 
Reichsbahn auch bei Aufrechterhaltung des staatlichen Betriebs 
möglich sein wird: und ‚die. gewerkschaftliche Vertretung des 
Personals der Reichsbahn hat sich gegen die Entstaatlichung 
der Reichsbahn ausgesprochen, ebenso die Spitzenorganisationen 
der freien Gewerkschaften. ‚Aber wie die Entscheidung der 
Reichsregierung auch. ausfallen mag, immer steht man vor 


vorliegt. 


sich ' 


Gründe kommen nach Literatur und Rechtsprechung Fear in 
Betracht unsittliches und Ärgernis erregendes Verhalten, Be- 9 


trug ‚ erweislich betrügerische Absichten, 


grober Vertrauens- 


bru: <h, beharrliche u „und dergl. mehr seitens | 


des Dienstverpflichteten. 


$ 626 BGB, bestimmt, daß das Dienstverhältnis von jedem 4 
Teile ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden 


kann, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Diese Bestimmung 


freiheit der Beteiligten wahren. AufKündigung wegen 


hat zwingende Kraft, sie soll die Erwerbs- und Geschäfts- | 


eines wiehtigen Grundes kann daher im voraus 


nicht verzichtet werden. 


Das Gesetz beruht auf dem 


Gedanken, daß bei dem Dienstverhältnis nicht vorgesehene Um- 
stände eintreten können, welche die sofortige Aufhebung des 
Dienstverhältnisses erheischen, wenn nicht das Interesse der 


einen oder anderen Partei in unbilliger Weise geschädigt werden 
soll. . Das Gesetz will bei’ unvorhergesehenen Ereignissen die 


Billiskeit entscheiden lassen und kann es daher nicht zulassen, 
das Kündigungsrecht aus wichtigen Gründen im v 0 raus auszu- 2 


schließen oder zu beschränken‘). 


Nach $ 12 Abs. 2 Satz 2 des Statuts soll nun der Rechtsweg 4 


ausgeschlossen sein. 


An sich ist in dieser Vorschrift eine Be- 7 


schränkung der Befugnis ‚des Dienstberechtigten noch nicht zu. 


finden, er.kann, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, das Dienst- 
verhältnis ohne weiteres lösen. Aber der Zweck des S 626 BGB. 
wird nicht erreicht, wenn die Entlassung aus einem Grunde er- 
folgt ist, den das ordentliche Gericht 'als wichtigen Ent- 


lassuneserund bereits anerkannt hat, oder wenn die vorliegenden 


Tatsachen derart sind, daß unter Würdigung aller Umstände der 
Eisenbahnverwaltung die Fortsetzung des. Dienstverhältnisses 
nach verständigem Ermessen nicht mehr zuzemutet werden kann, 
die Fisenbahnaufsichtsbehörde dennoch auf "Wiedereinstellung 
des Entlassenen entscheidet. 
schrift des $ 12 Abs.’2 Satz 2 des Statuts eineBeschränkung 
des Rechts des Dienstberechtigten, die das Gesetz nicht zuläßt. 
Die Umstände sollen entscheidend sein, nicht die grunder- 
zeugenden Tatsachen allein. Wenn daher die -Eisenbahnaufsichts- 
behörde den Umständen nicht gerecht wird, sei es aus Entgegen- 
kommen gegenüber dem Entlassenen oder aus anderer Ursache, 
oder wenn sie in Verkennunge der tatsächlichen Umstände 
der Tendenz des S 626 BGB. nicht gerecht wird, so liegt darin 
in Verstoß gesen die zwingende Vorschrift des BGB., der 
die Eisenbahnverwältung ber OH, ungeachtet der Entschei- 


In diesem Falle liegt in der Vor- 


duno der Tisenbahnaufsichtsbehörde und der Bestimmung des _ 
8 12-Abs. 2 Satz 2 des Statuts den ordentlichen Rechtsweg zu 


beschreiten. Ob eine Verkennung der Umstände vorliegt, ‚ist 


Tatfrage, die Eisenbahnverwaltung karn sie regelmäßig als . 


vorliegend erachten und daher gemäß $ 256: ZPO. Klage auf 
Feststellung erheben, daß das Vertragsverhältnis mit Rücksicht 


anr den vom Dienstverpflichteten gegebenen wichtigen Grund a 


nicht mehr bestehe. 


Umgekehrt kann durch die sure des S.12.Abs. 2, Satz 2 


des Statuts auch das Interesse des entlassenen Angestellten ver- 
letzt werden. nämlich dann, wenn die Entlassung aus einem 


Grrnde erfolot ist. den das ordentliche Gericht als wichtigen 
Entlassıngsgrund bereitsabgelehnt hat, oder wenn die Eisen- 
bahranfsichtsbehörde in Verkennung der tatsächlichen Umstände 


die Entlasstıng bestätigt. Wie die Eisenbahnverwaltung, so 


kann auch der Angestellte angesichts der Verletzung des zwin- 


eenden Rechts des $ 626 BGB. nach 8 256 ZPO. Klage auf: Fest- 

stellung erheben. daß ein wichtiger Fntlassungsgrund nicht vor- 

liere und das Vertragsverhältnis daher noch bestehe. 
Daraus ergibt sich, daß der Bestimmung des $ 12 Abs, 2} Satz 2 


‚des Statuts nicht die Bedeutung ‚beizumessen ist, die. ihr im all- 


gemeinen zuerkannt wärdchan 


5) Komsknlär der Reichsgerichtsräte zum BGB, 3, Aufl, Anm. 
2 zu $ 626. 


des Privatbahnbetriebes in Kanada. “ 


* 


einer hen Herkules an ‚die nur “unter sorgsamer A 
nutzung aller wirtschaftlichen Möglichkeiten bewältigt werden 


kann. 
anzuwendende 
werden soll, 
Staats- und‘ 


Wirtschaftsform keine Stellung 


des Privatbahnbetriebes in 


Deshalb sei hier, wo zu der strittigen Frage über die 
genommen. 

auf die neuesten geschäftlichen Ergebnisse des 
Kanada sowie die 


daran zeknünfte Kritik eines kanadischen Sachverständigen hin- 


gewiesen. Die Entwicklung, die die Dinge dort genommen 
haben, erscheint auf den ersten Blick. geeignet, den Staatsbahn- 
zedanken in Kanada in Mißkredit zu bringen; ob mit Recht. das 
dürfte sich wohl erst nach einer eingehenderen; Untersuchung 
beurteilen lassen. 


Die nachfolgenden Angaben‘ sind einem Aufsatz der Railway x 


ee ide 


gleicher Länge. - 


“ way) außer Betracht gelassen. 


“ weniger als‘ 40 650 222 $ aufzuweisen haben. 
" sende .Betriebsergebnisse zugrunde: 
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Age vom 16. Juli 1921 entnommen; sie sind vielleicht geeignet, 
einen Fingerzeig für die Untersuchungen zu geben, die auch 
bei der Reichsbahn anzustellen sein werden. Der Verfasser 
des Aufsatzes J. L. Payne, ein ehemaliger Statistiker der Eisen- 


bahn- und Kanalabteilung der kanadischen Regierung, ist mit: 


Hilfe der Statistik den Ursachen der auffallenden Fehlbeträge 
nachgegangen, die sich neuerdings bei den kanadischen Staats- 
bahnen . (Canadian National Railways) im: Gegensatz zu der 
großen Privatbahn des Landes, der Canadian Pacific Railway, 
herausgestellt haben. Zu dem Zweck hat er die Betriebsergeb- 
nisse beider Bahnen verglichen. Rein äußerlich betrachtet, 


liegen die Verhältnisse für einen solchen Vergleich ungewöhn- 


lich günstige. Denn es handelt sich um Bahnen mit ungefähr 
gleichen Betriebs- und Verkehrsverhältnissen und von etwa 
Allerdings hat das Staatsbahnnetz insgesamt 
eine Länge von 22500 Meilen; der Verfasser hat aber die 
staatlichen Nebenbahnen und Zufuhrlinien, ferner mit Rück- 
sicht auf statistische Hindernisse auch Teile der Hauptbahn 
der Staatsbahn (Grand Trunk und Prince Edward Island Rail- 
Ihre Einbeziehung würde übri- 
ee den Vergleich für die Staatsbahn nur ungünstig beeinflußt 
aben. 

Die zum Vergleich herangezogenen Staats- und Privatbahn- 
strecken durchqueren das ganze Land von Osten nach Westen 
und laufen auf große Entfernungen ziemlich dicht neben- 
einander her. Sie sind auch an der Bedienung des Verkehrs 
der Industriezentren von Ontario und Quebeck sowie der großen 
Weizengebiete des Westens ungefähr gleichmäßig beteiligt. 
Auf ‘die durchquerten Provinzen verteilen sie sich wie folet: 


Staatsbahn Privatbahn 
Britisch Columbia 1201 Meilen 1816 Meilen 

Alberta : 1 816 ” 1901 es 
Saskatchewan DLSTA a DET, ES 
Manitoba . 2294 in 1 728 = 
Ontario Basler 3286 a 
‚Quebeck 5 1935 “ 1.076 Br 
Neu-Braunschweig 7165 > 524 “ 
Noya Scotia . RICH PINEER, NA ERGER 


zusammen Se 877 Meilen 13694 Meilen - 


Auf Seiten der Staatsbahn sind an dem Vergleich beteiligt: 
Die Canadian Northern-, die Grand Trunk Paeific-, die National 
Transcontinental- und die Intercolonial-Eisenbahn. Angesichts 
der, zwischen der Staats- und der Privatbahn anscheinend in 
großem Maße bestehenden Übereinstimmung der äußern Ver- 
hältnisse muß es allerdings befremden, daß die Privatbahn in 
dem am 30. 6. 1919 abzeschlossenen Rechnungsjahr einen Über- 
schuß: ‚von 36977263 $ erzielt hat, während die bezeichneten 
vier Strecken der Staatsbahn einen Fehlbetrag von nicht 
Dem liegen fol- 


Staatsbahn Privatbahn 
Roheinnahmen .. 93173827 $ 162 846 470 $ 
Betriebsausgaben 5 . 104 032 753 $ 130 416 995 $ 
Güterbeförderung in Tonnen 25 754 622 25 894 741 
Zahl der beförderten Personen. . 10551151 . 14 542.282 
‚Einnahme auf 1 Meile der Bahnlänge 6263 $ 11900 $ 
‚Ausgabe auf 1 Meile der Bahnlänge N 993 $ 9524 $ 
Einnahme auf 1 Zugmeile i 3010 $ 4104 $ 
Ausgabe auf 1 Zugmeile . 3361 Dr 3307 $ 

Betriebszahl 111,6 % 80,1% 


Während "der Güterverkehr auf beiden Bahnen ungefähr gleich 
stark war, waren die Gesamteinnahmen sowie die Durch- 
schnittseinnahmen für die Strecken- und - Zugmeile bei der 
Privatbahn bedeutend höher. 
für diese bei den Einnahmen aus drei Gründen günstiger. 
Erstens betrug ihre Durchschnittseinnahme für die Tonnenmeile 
0.963 cent (bei der Staatsbahn dagegen nur 0.892). was auf den 
größeren Anteil der Privatbahn an erstklassiger Fracht zurück- 
zuführen ist: zweitens hatte die Privatbahn eine größere durch- 
schnittliche Frachtmenge und drittens einen dichteren Per- 
sonenverkehr aufzuweisen. 

Nach Feststellung dieses Umstandes ist der Verfasser zur 
Prüfung der Höhe der Transportkosten übergegangen. 


Für seine Untersuchung hat er aus besonderen Gründen d'e 
Jahre 1917 und 1919 


gewählt. Im Jahre 1917 befanden sich 
nämlich die Canadian Northern und die Grand Trunk Paeifie, 
die die westliche Abteilung der kanadischen Staatsbahn bilden, 
im Privatbahnbetrieb, während sie im Jahre 1919 schon 
länger als ein Jahr vom Staate betrieben wurden. Als 

Sinheit hat er die Vereinigung von Tonnen- und Personen- 
meile gewählt, die er hier für “den besten Vergleichsmaßstab 
hält. An Transportkosten entfallen auf die. Tonnen- und Per- 
sonenmeile: 


— 


Die Verhältnisse liegen nämlich- 


er Nr. 48 

im Jahre 1917 im Jahre 1919 
cent cent 
bei der Canadian Northern . 0,321 0,634 
„Grand Trunk Pacific . 0,391 0,673 
» »  Transcontinental 0,294 0,439 
„ Intercolonial 0,442 _0,708, 
„ Staatsbahn insgesamt 0,355 0,626 
Re Privatbahn: . 0,288 0,503 


Besonders auffallend ist der Unterschied in der Höhe der 
Transportkosten bei der Intercolonial- und der Privatbahn. Bei 
dier Canadian Northern, die 52% der. Staasbahnfrachten  be- 
förderte und 60 % der Bruttoeinnahmen der Staatsbahn erzielte, 
betrugen 'die durchschnittlichen Kosten gegenüber der Privat- 
bahn 1917 11% % mehr, 1919 dagezsen 26 % mehr. 

Da sich die: Roheinnahmen der vier Linien der Staatsbahn 
1919 gegen 1917 um 24,6%, die der Privatbahn dagegen nur um 
10,9% erhöht haben, so ist die Staatsbahn auf der Einnahme- 
seite im Vorteil. Während aber die Betriebsausgaben der 
Privatbahn in der gleichen Zeit um 34,9 % gestiegen sind, haben 
sie sich bei der Staatsbahn um das Doppelte (69,7%) erhöht, 


‚so daß ‘diese von einem Betriebsüberschuß von 13510116 $ im 


Jahre 1917 auf einen Fehlbetrag von 10 858 926 $ im Jahre 1919 
gekommen ist; dagegen hat die Privatbahn in diesem Jahre 
einen Betriebsüberschuß von 32429475 $ erzielt. An der Ein- 
heit der Tonnen- und Passagiermeile gemessen, sind die Staats- 
bahneinnahmen von 0,831 auf 1,122 cents (+ 35%) und die 
der Privatbahn von 0,897 auf 1,282 cents (+ 42,9%) gestiegen, 
die Betriebsausgaben der Staatsbahn’ dagegen von 0,681 auf 
1,252 cents (+ 83,9%) und die 'der Privatbahn von 0,591 auf 
1,027 eents (+ 73,83%); der Abstand in den A beider 
Bahnen betrug 1917 nur 15,2%, 1919 dasegen 21,9%. Die 
Privatbahn ist also besser als die Staatsbahn imstande Sr esen, 
der steigenden Tendenz der Betriebsausgaben entgesenzuwirken. 


Die Wagenausnutzung hat sich bei der Staatsbahn 


ungefähr. auf gleicher Höhe wie bei der Privatbahn gehalten; 


die Minderleistung, 'die die Staatsbahn im Jahre 1917 noch zu 
verzeichnen hatte, hat sie im Jahre 1919 ausgeglichen und 
damit die einzige Verbesserung ihrer Betriebsverhältnisse er- 
reicht; denn in allen anderen Beziehungen haben ihre Betriebs- 
leistungen sich im Vergleich zur Privatbahn gegen das Jahr 
1917 verschlechtert. 

‚Dies gilt insbesondere für die Ass utzune der Züge; 
sie betrug nämlich in Tonnen: 


im Jahre 1917 im Jahre 1919 


bei der Canadian Northern . 378,4 330.9 
Grand -Lrunks, Baeilie 368,8 302,1 

» „» . Transcontinental 446,6 502,0 

„. Intercolonial 362,9 402,1 

» „ .Staatsbahn insgesamt . "382,5 370,1 

er Priyatbahn E 529,8 522,1 


Die 'Zugausnutzung war also auf der Staatsbahn um 38,5% 
bzw. 41,1% geringer als bei ‘der Privatbahn. Dies Mißver- 
hältnis ist ‚nicht etwa auf ungünstigere Steigungsverhältnisse 
der Staatsbahn zurückzuführen, denn in dieser Hinsicht ist die 
Privatbahn im Nachteil; insbesondere ist es immer der Stolz 
der Canadian Northern gewesen, mit nur 4% stark ‘geneigten 
Strecken unter allen nordamerikanischen Bahnen von ähnlicher 
Ausdehnung am günstigsten dazustehen. Die geringere Leistung 
der Staatsbahn ist auf die geringere Zahl der durchschnittlich 
von einem: Zuge beförderten Wagen zurückzuführen; ihre Zahl 
betrug in den beiden Jahren 17,2 und 15,6 (!), bei der Privat- 
bahn dagegen 22,6 und 222. 

Der Lohnaufwand betrug bei der Zurückführung auf die 
vereinigte Tonnen- und Passagiermeile 


1. J. 1917 1.J. 1999 Zunahme 

cent cent in % 

bei der Canadian Northern 0,389 0,819 110.5 
eeGrand. Trunk Pacıtie 0,543 1,100 102,6 
; „. Transcontinental . 0,418 0,622 48,8 
»  „ Intercolonial _0,445 0,782 LIE 
‚ „ .Staatsbahn insgesamt . 0,415 0.798 94,7 
„5% »Privatbahn 0,344 0,625 78,8 


Die Privatbahn war also in der Lage, den unvermeidlichen 
Mehraufwand in engern Grenzen zu halten als die Gesamtheit 
der Staatsbahnlinien, obwohl sie nach der Angabe des Verfassers 
bezüglich der Lohnskala und (der Lohngruppeneinteilung den- 
selben Bedingungen wie die Staatsbahn unterliegt. 

Das Personal des Betr‘ebsdienstes ist bei der Privatbahn 
zesen das Jahr 1917 um 2,1% vermindert, bei der Staatsbahn da- 
gegen um 21,8% vermehrt worden. An Tonnen- und Personen- 


ı meilen entfielen auf einen Bediensteten: 


»4 


Zeitung des ER 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


Nr. 48 Cr, 
im Jahre 1917 
bei der Canadian Northern - 235 908 154 399 
„. Grand Trunk Paeific 185 786 133 563 
‚ Transcontinental 214.938 181 940 
Intercolonial .. 178.649 167 831 
„ Staatsbahn insgesamt 212 547 159 962 
„ Privatbahn 261 713 208 331 
Die Leistungsverminderung betrug also bei der Staatsbahn 


24,8%, bei der Privatbahn aber nur 20,3 %. 

Der Verfasser hat seine vergleichenden Untersuchungen auf 
das Jahr 1920 nur in beschränktem Maße ausdehnen können, da 
das statistische “Material für dieses Jahr lückenhaft ist und die 
Staatsbahn überdies ihre Rechnung diesmal mit dem 30. Dezember 
statt, wie bisher, zum 30. Juni abgeschlosssen hat. Mit der sich 
hieraus ergebenden Beschränkung (des Vergleiches hat sich ihre 
Betriebszahl nunmehr auf 124,01 % (Fehlbetrag $ 36 842 970) 
erhöht und die der Privatbahn auf 81,39% (Betriebsüber- 
schuß $ 33153045). Einige weitere Vergleiche werden. noch 


Bezeichnung der Stückgüter. 
Von Eisenbahninspektor Schenkelberger, Neustadt (Haardt). 


Als „signiert“ gelten alle Stückgüter, die gemäß $ 62 Ziff. 6 
Ausf.-Best, IV des D.E.G.T. Teil IA entweder mit Zeichen 
und Nummern oder mit Buchstaben und Nummern oder mit der 
Adresse des Empfängers versehen sind. Die ladefertige Be- 
zettelung (Ausf.-Best. VII) ist mit Sienierung nicht gleich- 
bedeutend und mit dieser nicht zu verwechseln. Die Stück- 
eüter sind haltbar, deutlich und in einer Verwechselungen aus- 
schließenden Weise zu bezeichnen. Diese Bezeichnungen 
müssen mit den Angaben im Frachtbriefe übereinstimmen. Die 
Vorderseite des Frachtbriefes sollte in der Bezeichnung vom 
Absender wiedergegeben sein. Die Vorschrift in $ 62 müßte 
also lauten: Alle Stückgüter müssen mit der Adresse des Emp- 
fängers und mit Zeichen und Nummern oder mit Buchstaben 
und Nummern (wenn solche im Frachtbriefe enthalten sind) 
versehen sein. Wenn alle Stückgüter die Adressen der Emp- 
fänger tragen, kommt es nicht vor, daß z. B. überzählige Güter 
ungebührlich lange bei der Eisenbahn liegen bleiben. Bei ver- 
derblichen Gütern würde die Zustellung (gegen Deckung der 
Fracht und auf Grund der Rechnung) alsbald bewerkstelligst 
werden können. Es werden folgende Muster für Bezettelungen 
und Anhänger in 15 cm Breite und. 7% cm Höhe empfohlen: 
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Bezettelungen und Anhänger sind bei Frachtstückgut auf 
weißem Papier mit schwarzem Druck, bei Eilstückgut auf hell- 
rotem Papier oder auf weißem Papier mit rotem Rande und 
schwarzem Druck herzustellen. 


im Jahre 1919 | dadurch beeinträchtigt, daß die Grand Trunk Pacifie wegen des 


"1919 + 25,2%) und bei der Privatbahn nur 1.179 (gegen 1919 


Fehlens einiger statistischer Angaben bei ihnen nicht berück- 
sichtigt werden konnte; da sie den schlechtesten Abschluß seit ' 
ihrem Bestehen zu verzeichnen gehabt. hat, würde ihre Ein- 
beziehung übrigens nur zum Nachteil der Staatsbahn ausschlagen. 
Diese Vergleiche ergeben, daß die Betriebsausgaben für die 
Tonnen- und Personenmeile bei der Staatsbahn 1,567 cents (gegen 


+ 14,8%) betragen haben; die Transportkosten. für die Tonnen- 
und Personenmeile sind bei der Staatsbahn auf 0,774 cents 
(+ 23,6%) und bei der Privatbahn auf 0,556 cent (+ 10, 5%) ge- 
stiegen. Der Verfasser der Studie kommt zu dem Schluß, daß 
der Rückgang ‚der Leistungen der Staatsbahn auf eine unge- 
schickte, untüchtige und verschwenderische Verwaltung zurück- 
zuführen sei. Inwieweit dies harte Urteil zutrifft, soll und 
kann hier nicht untersucht werden, zumal es sich um Dinge 
handelt, die nicht nur im Lichte der Statistik, sondern auch auf 
Grund der tatsächlichen Verhältnisse gewür diet werden müssen. 
Röhling. 


sn 


Die Vorschrift über die Bezettelungen von Massengütern usw. 
gemäß $ 62 Ziff. 4 Ausf.-Best. V wäre besonders zu beachten und 
ausnahmslos durchzuführen. Bei unverpackten Eisen-, Stahl-, 
Messing-, Blei- oder Zinkwaren trifft dies besonders zu. 

Dem Annahme- und Ladepersonal wären die Vorschriften über 
die Bezeichnung der Stückgüter in Merkblättern mit großer 
Druckschrift in den Aufenthalts-, Annahme- und Laderäumen 
durch Anschlag bekanntzugeben, den Interessenten wären diese 
Vorschriften als käufliche Drucksachen zueänglich zu machen. 
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Nachrichten. 


Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


— Die Tariferhöhungen bei den Eisenbahnen. Die Han dels- 
kammer für Oberfranken hatte in einem Schreiben an. 
den Reichsverkehrsminister der Auffassung Ausdruck gegeben, 
daß es einer Ankündigung von Tariferhöhungen mit einer Frist 
von drei Monaten bedürfe, weil sonst ‚der Kaufmann nicht in 
der Lage sei, feste langfristige Geschäfte abzuschließen“. Der 
Reichsverkehrsminister hat, wie mitgeteilt wird, die 
Handelskammer darauf aufmerksam gemacht, daß das Reichs- 
eisenbahnunternehmen in derselben Weise wie die gesamte Wirt- 
schaft wegen der Unsicherheit der für die Tarifbildung wesent- 
lichen Materialpreise zu leiden habe. Man sollte daher auch in 
den Kreisen von Handel und Industrie sich daran gewöhnen, 


2 ee ei eh 


‚staatliche Wirtschaftsunternehmen mit dem gleichen Maßstab zu 


messen wie die privaten. 


— Erhöhung des Gepäcktarifs,. Zum 1. Dezember wird auf 
der Reichsbahn neben den Fahrpreiserhöhungen im Personen- 
verkehr auch noch ein neuer Gepäcktarif zur Einführung gze- 
langen, der von dem bisherigen in der Gliederung erheblich ab- 
weicht. An die Stelle der bisherigen 14 Zonen im Gepäckver- 
kehr treten 17 neue Zonen, die dadurch zustande kommen, daß 
die Gliederung sich in den weiteren Entfernungen (über 500 km) 
ändert. Bisher wurde die gleiche Fracht, für Entfernungen. von 
501 bis 600, von 601 bis 700 km usw. erhoben. Nach dem neuen . 
Gepäcktarif umfassen die einzelnen Zonen auch in den höheren 
Entfernungen über 500 km Stufen von 50 km, so daß jetzt. die 
12, Zone des Gepäcktarifs für Entfernungen von 501 bis 550, 
die 13. Zone von 551 bis 600 km, die 14. Zone von 601 bis 650 km 
usw. gilt, während dann die höchste (17.) Zone für Entfernungen 
von über 801 km Geltung hat. 


— Die Verkehrslage im Ruhrgebiet. Der Eisenbahnbetrieb im 
Ruhrgebiet vollzog sich in der Woche vom 13. bis 19. November 
ohne wesentliche betriebliche Schwierigkeiten. Der Frachten- 
andrang ist namentlich aus Anlaß der Schwierigkeiten auf den 
Wasserstraßen i immer noch serheblich, jedoch hat sich der Verkehr 
auch über die beiden Rheinseiten zunehmend günstig abge- 
wickelt. Für Kohlen, Koks und Briketts wurden im arbeitstäg- 
lichen Durchschnitt 32 167 Wagen angefordert, gestellt wurden 
arbeitstäglich durchschnittlich 20458 Wagen. Im gleichen Zeit- 
raum des Vorjahres betrug die Durchschnittsgestellung 20 315 
Wagen. Seit Mitte November ist die Förderung im Ruhrbezirk 


‚im Vergleich zu den Vormonaten um rund 15 000 t arbeitstäglich 


gestiegen. Es ist dies eine Erscheinung, die im November jedes 
Jahres wiederkehrt. Die Hoffnungen, die man in. transportlicher 
Hinsicht auf den jüngsten Wasserzuwachs des Rheins gesetzt 
hatte, haben sich leider Ben erfüllt. 
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-_ LXI. Jahrgang 
1. Dezember 1921. 


‘ straßenabteilung 
- spruch gegen die teils erfolgte und weiter etwa beabsichtigte 
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— Gegen die „Privatisierung der Wasserstraßen“. Der Haupt- 
 betriebsrat der Wasserstraßenabteilung des Reichsverkehrsmini- 
- steriums hat folgende Entschließung gefaßt: 

„Die fünfte Vollsitzung des Hauptbetriebsrats der Wasser- 
im KReichsverkehrsministerium erhebt Ein- 


Privatisierung der deutschen Wasserstraßen und Häfen, ebenso 


gegen die Privatisierung der an Wasserstraßen bestehenden und 


zu errichtenden Kraftanlagen. Der Hauptbetriebsrat steht auf 


j dem Standpunkt, daß durch die den Zeitverhältnissen ent- 


sprechende Umgestaltung der Verwaltung und des Betriebes der 
Wasserstraßen usw. nach modernen technischen und kaufmänni- 
schen Gesichtspunkten diese Betriebe auf eine mindestens gleiche 
Höhe gebracht werden können, auf der Betriebe der Privatunter- 
nehmungen sich befinden, so daß sie in größtem Maße zur wirt- 
schaftlichen Gesundung des Reiches und damit der Allgemein- 
heit die Grundlagen bilden. Er betont mit allem Nachdruck, daß 
er allen Bestrebungen, vorgenannte Anlagen in Privathände 
überzuleiten, mit allen ihm zu Gebote stehenden Mitteln ent- 
gegentreten wird.“ 


— Exzellenz Kirchhoff über die Eisenbahnfrage. In einer 
Sitzung der Sozialisierungskommission hielt Exzellenz Dr. Her- 
mann Kirchhoff einen Vortrag über die Ursachen des Eisenbahn- 
defizits und über die Frage der Entstaatlichung der Reichs- 
Schuld an dem Abmangel sei vor allem die Per- 


_‚»sonalvermehrung um etwa 100 000 Köpfe, sowie die Unzahl der 


- denen der Reichshaushalt belastet wurde. 


den. 


‘ Wagentypen. 


k sammenstellt und Reparaturen möglichst vermeidet. 


Bauentwürfe mit einem Gesamtaufwand von 8 Milliarden, mit 
Kirchhoff forderte 
u. a.: Zentrale Leitung unter Beseitisung der Zweigstellen des 
Reichsverkehrsministeriums, Beseitigung des Partikularismus im 
Staatsvertrag, Einführung der privatwirtschaftlichen Grundsätze 
in der Eisenbahnverwaltung. gründliche Siebung des Personals 
von oben bis unten. Durch Übernahme aller von der Reichsbahn 
zu unrecht getragenen Belastungen auf die Reichskasse könnte 
der Jahresabschluß allein-um rund 10 Milliarden verbessert wer- 
Weiter kann der jetzige Transportluxus auf keinen Fall 
bestehen bleiben. Vier Wagenklassen sind iein reiner Hohn auf 
unsere Zeit, ebenso Hunderte von Schienen-, Lokomotiven- und 
Wir müssen da dem praktischen Amerikaner fol- 
diese wie ein Uhrwerk zu- 
Der Ge- 
danke, die Reichseisenbahn zu verkaufen oder zu verpachten, 
sei ungeheuerlich und gar nicht diskutabel. Was die kauf- 
männisch geführte Privatverwaltung zur Hebung der Wirt- 
schaftlichkeit erreichen kann, vermag die kaufmännisch geführte 
Reichsverwaltung mindestens ebenso gut zu verwirklichen. Die 
Frage der großen Verkehrsreform sollte jetzt, — wenn wir nicht 
wieder, wie bei dem Staatsvertrag, vor einer vollendeten Tat- 
sache stehen wollen — unabhängige von den amtlichen Stellen 
durch eine freie Vereinigung dazu berufener Männer des Wirt- 
schaftslebens energisch in die Hand genommen und selbständig 
bearbeitet werden. Kirchhoff richtet deshalb an alle, die es an- 
<eht, den Aufruf, sich auf die von ihm entwickelten Richtlinien 
für die Durchführung der großen Verkehrsreform zu vereinigen 
und sich dafür auszusprechen, daß Vertreter der deutschen 
Großindustrie und Finanzwelt im Verein mit Arbeitnehmerver- 
tretern so bald wie möglich zusammentreten, um selbständig die 
Vorschläge für die große Verkehrsreform auszuarbeiten, die der 
Reichsregierung vorgelest, gegebenenfalls 'aber auch durch 
Reichstagsabgeordnete beim Reichstag als Gesetzentwurf, ein- 
gebracht werden könnten. 


de Winterhetrieh 


sen, der nur wenige Typen hat, 


in den Eisenbahn-Erholungsheimen. Der 


“Verband deutscher Eisenbahn-Erholungsheime teilt mit, daß fol- 


sende Erholungsheime während der Winterzeit geöffnet sind: 

1. Damme, Erholungsheim des Vereins Oldenburger Eisen- 
bahner, das ganze Jahr geöffnet. Meldungen beim genannten 
Verein in Oldenburg, Eisenbahndirektion. 

2. „Frische Quelle“ zu Hiddesen bei Detmold, 
den ganzen Winter geöffnet. Anfragen an das „Essener Eisen- 
bahnheim Frische Quelle“, Eisenbahndirektion Essen. | 

3. Schmiedeberg im Riesengebirge, Betriebszeit 
vom 29. Dezember 1921 bis Anfang März 1922. Anmeldungen 
an den Verwaltungsausschuß des Erholungsheims Schmiedeberg 
in Breslau, Eisenbahndirektion. 

4. Carlshafenander Weser, das ganze Jahr geöffnet. 
Anmeldungen bei dem Bahnhofsvorsteher Herrn Scholz, Carls- 
hafen an der Weser. 

5.:.0berhof in. Thüringe n, geöffnet Anfang Januar 
bis Ende Februar 1922, bei guter Schneelage auch im März. An- 
fragen an den Verband der Be ariverbine in Erfurt, Eisen- 
bahndirektion. 


— Erhöhung der bahnamtlichen Rollgebühren. Nach einer der 
Handelskammer zu Berlin vorliegenden Mitteilung der Eisen- 
bahndirektion Berlin ist infolge der in letzter Zeit eingetretenen 


Verschärfung der Lage im Fuhrgewerbe eine abermalige Er- 
höhung der an der bahnamtlichen Rollfuhrunternehmer 
erforderlich. Die Gebührensätze sind deshalb vom 25. November 
ab wie folgt festgesetzt worden: Abfuhr von der Bahn: 
“ für Eilgut: bis 20 kg 7,50 M; von 21—50 kg 12 M; von 51 
bis 100 kz 16,50 A; für je weitere 50 kg 8 NM; b) für Fracht- 
gut: 6,30 MM; 9,60 NM: 14 A; 6,75 M. Für die Anfuhr zur 
Bahn werden erhoben: a) für Eileut: 9,20 M: 14,60 M: 2 M: 
9,20 M; b) für Frachtgut: 7,50 M; 12 M; 16 M; 7,50 M. 


— Ministoerialdirektor Dasch. Der bisherige Präsident der 
Eisenbahndirektion Würzburg Konrad Dasch wurde unter Be- 
förderung zum Ministerialdirektor zum Vorstand der II. Abtei- 
lung (Bauabteilung) der Zweigstelle Bayern des Reichsver- 
kehrsministeriums ernannt. 

Mit aufrichtisem Bedauern sah man Daschs Vorgänger, den 
allverehrten und hochgeschätzten Staatsrat Riegel, der nicht in 
den Reichsdienst übertreten wollte, aus dem Eisenbahndienst 
scheiden. Mit um so größerer Genugtuung erfüllt die vom 
Reichsverkehrsminister getroffene Wahl des Nachfolgers. Tritt 
doch mit Ministerialdirektor Dasch ein Mann an die Spitze der 
Bauabteilung, der den Eisenbahnfachleuten wie weiten Kreisen 
der Technik und Verwaltung kein Fremder ist, und den viele in 
langjähriger Mitarbeit als einen geraden und aufrechten Mann, 
einen Bayern von echtem Sehrot und Korn, aber auch von treu- 
deutscher Gesinnung kennen und hochschätzen lernten. Er gilt 
mit Recht als ebenso hervorragender Ingenieur wie umsichtiger 
Verwaltungsbeamter, als ein. Mann, der für sein wichtiges und 
schwieriges’-Amt ebenso großes Können wie energisches Wollen 
mitbringt, beides Eigenschaften, die heute mehr denn je die Vor- 
aussetzung für ein fruchtbringendes und erfolgreiches Arbeiten 
und Wirken jeder auf hervorragenden Posten stehenden Persön- 
lichkeit bilden. Viele Jahre war er sowohl im äußeren Vollzugs- 
dienst wie an den Zentralstellen mit der Projektierung und der 
Bauausführung wichtiger neuer Bahnen .betraut, ward später 
Vorstand der größten bayerischen Betriebs- und Bauinspektion, 
hernach Betriebs- und bautechnischer Referent bei mehreren 
Eisenbahndirektionen, sodann Neubaureferent im Verkehrsmini- 
sterium, um schließlich Präsident der Eisenbahndirektion Würz- 
burg zu werden. Während des Weltkrieges war er über zwei 
Jahre als Betriebschef bei der Militäreisenbahndirektion Sedan 
tätig. 

Die Vielseitiekeit ‘der Aufgaben, die hiernach Ministerial- 
direktor Dasch im Laufe einer fast 30jährigen Amtstätigkeit im 
Frieden und im Kriege zu lösen hatte, hält gleichen Schritt mit 
der von ihm dabei allseits bewiesenen Energie, Umsicht und 
Tatkraft, sowie mit den reichen Erfahrungen, die er in allen 


Zweigen des Bahnneubaues und der Bahnunterhaltung, des Be- 


des Personalwesens und der gesamten 
Staatseisenbahnwirtschaft sammeln konnte. Solches mag auch 
dazu zeführt haben, daß dem Genannten im Laufe der Zeit 
neben den regelmäßigen Dienstgeschäften eine Reihe von Sonder- 
aufgaben übertragen wurden. So oblag ihm seinerzeit als Neu- 
bau-Referent im bayerischen Verkehrsministerium die .verant- 
wortungsvolle Aufgabe, den grundlegenden allgemeinen Entwurf 
für die Rhein-Main-Donau-Großschiffahrtsstraße auszuarbeiten. 
Er bewältigte diese Aufgabe mit durchschlagendem Erfolg, so 
daß in erstaunlich kurzer Zeit eine Gesetzesvorlage über die 
Ausarbeitung eines ausführlichen Entwurfes dieses Großschitf- 
fahrtsweges an den bayerischen Landtag gebracht und in der 
Folge im Benehmen mit dem Reiche der bedeutsame Entschluß 
zur Durchführung dieses gewaltigen Unternehmens gefaßt wer- 
den konnte. Der Main-Donau-Strom-Verband wußte sich die 
hervorragende Arbeits- und Schaffenskraft, das besondere Wissen 
und Können Daschs zunutze zu machen, indem er ihn zum Vor- 
sitzenden seines technischen Ausschusses bestellte. Eine wei- 
tere Sonderaufgabe hatte der Genannte in seiner Eigenschaft 
als Präsident der Eisenbahndirektion Würzburg: zu erfüllen. 
Hier war er gleichzeitic Vorstand der neuerrichteten General- 
betriebsleitung Süd, eine Betätigung, die ihn in engste Berührung 
mit den &erade in der Nachkriegszeit bedeutsamen Aufgaben 
einer geordneten Betriebsabwicklung und -leitung brachte, und 
so seinen Blick für die Bedürfnisse des Eisenbahnbetriebes und 
-verkehrs besonders schärfte. BT. 


triebes und Verkehrs, 


—  Personalnachrichten. Im Bereich des Reichsverkehrs- 
ministeriums, Zweigstelle Bayern, wurden zu Regierungsbauräten 
ernannt: die Regierungsbaumeister Xaver Staudinger 
in Regensburg, Dr. Ferdinand Fey in München, Hans Blaim- 
bergerin Nürnberg, Johann Ebert in Nürnberg, Otto Balk 
in Regensburg, Georg Mauerer in Ludwigshafen (Rhein), 
Alois Geig ser in München, Ludwig Ferchl in Würzburg, 
Ernst Eger in Nürnberg, Gust: av Hildenbrand in Ludwigs- 
hafen (Rhein) und‘ Adalbert v. Froenau in Augsburg — 
Versetzt sind der Oberregierungsbaurat der Eisenbahndirek- 
tion Ludwigshafen (Rhein) Ernst Zeis an die Eisenbahndirek- 
tion München und der Oberregierungsbaurat und Vorstand der 
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Bauinspektion Fürth Ludwig Keim an die Eisenbahndirektion 


Nürnberg. — Berufen wurde der Vorstand der Neubauinspektion 

Bad Kissingen Regierungsbaurat Dr. Karl-Günther an die 
Bauinspektion Aschaffenburg als deren Vorstand und der Re- 
gierungsrat der Eisenbahndirektion Ludwigshafen (Rhein) Dr. 
Ernst Bein an die Betriebsinspektion Aschaffenburg als deren 
Vorstand. 

Im Bereich ‘der Eisenbahn-Generaldirektion Stuttgart ist an 
Stelle des mit seinem Einverständnis zum Hilfsberichter bestell- 
ten Regierungsrats Strähle Regierungsrat Faude mit der 
Wahrnehmung der Geschäfte des Vorstandes des Fahrdienst- 
büros bei der vorgenannten Generaldirektion beauftragt worden. 


Österreich. 


“ — Die geplanten Tariferhöhungen vor dem Hauptausschusse 


des Nationalrates. Der Hauptausschuß des Nationalrates zog am 
11, November den Antrag der Bundesregierung, betreffend die 
Neufestsetzung des Personentarifs und des Gütertarifs der Bun- 
desbahnen in Beratung. Der von der Regierung vorgelegte An- 
trag hat im wesentlichen zum Inhalt, daß mit Wirksamkeit vom 
1. Dezember 1921 

1. die Personenfahrpreise in der dritten und zweiten Wagen- 
klasse um 200 %, in der ersten Wagenklasse um 350 %, die Be- 
förderungspreise für Reisegepäck und Hunde um 300 % und für 
Expreßgut (in Übereinstimmung mit der Erhöhung der Eilgut- 
sätze) um 200 % hinaufgesetzt werden und. daß 

2. die Frachtsätze der allgemeinen Gütertarifklassen sowie die 
Frachtsätze für Kochsalz (Steinsalz, Sudsalz, Meersalz), Vieh- 
salz und Fahbriksalz um 200 % erhöht und für Kohle die er- 
höhten Frachtsätze des Spezialtarifs 3 abzüglich. 20 %, für 
Koks die erhöhten Frachtsätze des Spezialtarifs 3 zuzüglich 20 % 
berechnet werden. Die hiernach sich ergebenden Frachtsätze 
für Kohle und Koks werden auf ganze Kronen aufgerundet. 

Gemäß diesem Antrag der Bundesregierung und den im fol- 
genden erwähnten weiteren Tarifmaßnahmen soll ein Mehrertrag 
an Verkehrseinnahmen von insgesamt 31,6 Milliarden K. jährlich 
erzielt werden. Hieryon würden auf den Personen- und Gepäck- 
verkehr 3,4 Milliarden und auf den Güterverkehr 28,2 Milliar- 
den K entfallen. Die Mehreinnahmen - an Eisenbahnverkehrs- 
steuern sind hierbei nicht berücksichtigt. 

Das Bundesministerium für Verkchr weich beabsichtigt, Sich 
die von der Bundesbahnyerwaltung im eigenen Wirkungskreise 
festgesetzten ermäßigten Beförderungspreise zu erhöhen, wobei, 
soweit dies im Rahmen einer gleichmäßisen Tariferhöhung mög- 


lich ist, auf: die verschiedene finanzielle Leistungsfähgkeit der. 


Reisender und die verschiedene Belastungsfähiekeit der einzel- 

nen Warengattungen Bedacht genommen wird. Im einzelnen 

wird nachstehendes bemerkt: 
1... Personen- und Gepäckwvorkehr. 

j. Die Zuschläge für die Benutzung der D-Züge sollen ebenso 
wie die Fahrpreise selbst in der dritten und zweiten Wagen- 
klasse um 200 %, in der ersten Wagenklasse um 350 % erhöht 
werden. Sie werden daher in der dritten Wagenklasse künftig- 
hin betragen: bis 200 km 120 K, von 201 bis 570 km: 240 KR und 
über 570 km 360 .K. ’ 

2. Die Preise der Streckenkarten, der .ermäßisten Strecken- 
karten für Angestellte und Arbeiter und der ermäßigten: Rück- 
fahrkarten für Angestellte und Arbeiter werden um 200 % 
hinaufgesetzt. Hierdurch wird das verhältnismäßige Ausmaß 
der Ermäßigung, das diese Kartengattungen derzeit gewähren, 
nicht geändert. 

3% Die Preise für Schülermonatskarten sollen mit Rücksicht 
auf kinderreiche Familien nur um 100 % erhöht werden. 

4. Die Frachtsätze für gebührenpflichtiges Handgepäck werden 
wie die Expreßgutfrachtsätze um 200 % erhöht. 


I Gutervwerksehr. 


1. Edelmetalle, Kostbarkeiten, Kunstgegenstände und "andere 
besonders hochwertige Güter werden durch die Hinaufsetzung 


der Frachtsätze für gewöhnliches Eilgut und Stückgutklasse I | 


besonders stark getroffen werden. So wird beispielsweise für 
eine Sendung bedruckter Ganzseidenstoffe im Gewichte von 
10 kg in.der Strecke Wien-Buchs nur an reiner Fracht der Be- 
trag von 61950 K, für eine Schaumweinsendung im ‚Gewichte 
von 25 kg in der Strecke Salzburg-Wien, bei Beförderung als 
gewöhnliches Frachtzut, der Betrag von. 13 650 K zu bezahlen 
sein. 

2. Die Frachtsätze. der Ausnahmetarife 1, 2,3 und 4 (für Eil- 
gut, sperrige Güter und Güter der Klassen. I und II in Wagen- 
ladungen), 15a und 15b (Stamm-, Stangen-, Schleif- und Gruben- 
holz), 19 (Zeitungen in Ballen bei Auflieferung als Schnellzug- 
gut), 20 (Eisen und Stahl, Eisen- und. Stahlwaren, Zeitungs- 
druekpapier), 21 (Roheisen, Alteisen, Ton- und Zementwaren) 
und 22 (Ausnahmetarif für Sendungen von und nach westlich 


von Saalfelden gelegenen Stationen) sollen ebenso wie die all- i 


gemeinen Gütertarifklassen um % erhöht werden. 


Hierdurch wird hinsichtlich des verhältnismäßigen Ausmaßes 3 
der Ermäßigungen, das diese Ausnahmetarife gegenüber der Ta- 
gewähren, 


riferung nach den allgemeinen Gütertarifklassen 
keine Änderung eintreten. 


3. Die Frachtsätze des Ausnahmetarifes 12 für lebendes Vieh 
werden um 100 % erhöht, so daß im Zusammenhalte mit der für 
frisches Fleisch in Aussicht genommenen Tarifgestaltung das 
vor dem Kriege bestandene Ausmaß der Spannung zwischen den 
und für frisches 


Frachtsätzen für lebende Tiere einerseits . 
Fleisch anderseits annähernd. wieder hergestellt wird. 


4. Die bisher bestandene Deklassifikation für Schnittholz wird 


aufgehoben, wodurch die Schnittholzfrachtsätze eine durchschnitt- 
liche Steigerung um 290 % erfahren werden. 

5. Tariferhöhungen in verschiedenem, im allgemeinen äber 200. % 
übersteigendem Ausmaß sollen bei jenen Warengattungen ein- 
treten, 
schiedenen Gründen sehr weitgehend begünstigt worden sind. Es 


sind dies die Artikel: Fette, Fleisch, Getreide und Hülsenfrüchte, 
geschlachtetes Vieh, Zucker, ferner Milch und zu- 


Mahlprodukte, & 
rücksehende leöne Milchgefäße, Brot und zurückgehende Brot- 
umschließungen, Gemüse (mit Ausnahme von Zwiebeln und 
Knoblauch, für die künftig keine Ermäßigung gewährt werden 
soll), Sauerkraut, Obst und Beeren, Kartoffeln und Brennholz. 
Da die unveränderte Aufnechterhaltung dieser Ermäßigungen mit 


Rücksicht auf die budgetäre Lage des Bundesbahnbetriebes und ' 


Deutscher Eisenbahnverwaltungen- 


die anläßlich der bisherigen Tariferhöhungen aus wer- 


die geringe Wirkung für die Lebenshaltung der Bevölkerung 
nicht mehr gerechtfertigt wäre, sollen diese Frachtermäßigungen . 


wesentlich eingeschränkt werden, wobei jedoch bemerkt wird, 
daß auch nach dieser Einschränkung noch erhebliche Ermäßi- 
sungen verbleiben werden. 


6. Die Frachtsätze für Rohstoffe Der Ausnahmetsrife 16 R 
17—I, für Düngemittel und, Zement, sollen nur um 150 % hinauf- ie 


gesetzt werden. 
Im Laufe der Verhandlungen stellte Abs. dern den Antrag, 


-die unter II, Zahl 5, angeführten Warengattungen sowie Bau- 


materialien, Brennholz und Salz in den gegenwärtigen Ausnahme- 


tarifen oder Klassifikationen zu belassen und keinesfalls um 
mehr als die allgemeinen Tarifklassen zu erhöhen. Mehrere Ab- 


geordnete betonten nachdrücklich, daß die vorgeschlagenen, das 


sanze Wirtschaftsleben ungeheuer. ‚belastenden Tariferhöhungen 
von der Bevölkerung, insbesondere der verbrauchenden städti- 
schen Bevölkerung, nur dann ertragen werden könnten, wenn die 
bisher bestehende Tarifbegeünstisung für lebenswichtige Artikel 
auch weiterhin aufrecht bleibe. Einige Abgeordnete verlangten 
die Beseitigung der Auswüchse der Fahrbegünstigungen. 

Abe. Miklas beantragte folgende Entschließung: „Die Regie- 
rung wird aufgefordert, mit allem Nachdruck und ohne jeden 
Verzug alle sachlich nur irgendwie zulässigen Vereinfachungen 


und Sparmaßnahmen in der Betriebsführung in Angriff zu neh- 


men, mit Beschleunigung durchzuführen und darüber dem Haupt- 
ausschuß ehestens Bericht zu ‚erstatten. Insbesondere ist in An- 
betracht des Umständes, daß schon der gegenwärtige Personal- 
stand der Bundesbahnen die Höhe des Personalstandes auswärti- 
zer Bahnbetriebe vergleichsweise weit übersteigt, mit aller Ent- 
schiedenheit zu fordern, daß die Regierung der noch immer er- 
folgenden Aufnahme von neuem\Bahnpersonal unbedingt Einhalt 
gebietet und mit dem vorhandenen Personal für längere Zeit un- 
bedingt das Auslangen findet. Vor allem aber wird die Regie- 
rung aufgefordert, unverzüglich den Abbau der: vielfach zu maß- 
losem Mißbrauch gesteigerten Fahrtbegünstigungen (Freikarten, 
Regiekarten usw.) in Anger iff zu nehmen und die Begünstigungen 
mit unbeugsamer. Entschlossenheit raschestens zumindest ‚auf 
den Stand vor dem großen Kriege zurückzuführen.“ 


Die Anträge der Regierung und’der Antrag Eldersch rn 


angenommen, die Entschließung des Abg. Miklas zum Be ar 


erhoben. 
— Die Konferenz von Portorose. 


(Vgl. Nr. 47, 8. 883 d. Ze) 


Das Protokoll der Konferenz ist bereits in einer Vorstands- 


sitzung festgestellt worden. :Es wird von allen in Portorose ver- 
tretenen Staaten, auch von Frankreich, Großbritannien und den 


Vereinigten Staaten, unterzeichnet werden. Die einzelnen Über- 


einkommen werden von den Abgeordneten der Nachfolgestaaten 


unterzeichnet werden, vorbehaltlich der Genehmigung durch die 
Regierungen, die bis zum 1. Januar erfolgen soll. 


Die Beschlüsse 


der Wirtschafts- und der Post- und Tielegraphenkommission, die 


ihre Arbeiten bereits durch einstimmige Annahme von Überein- 


kommen beendet haben, werden ebenso wie die Anträge des Prä- 


sidiums über die äußerliche Gestaltung der Arbeiten noch einer 


Vollsitzung vorgselest, die sich für die Annahme aussprechen‘ 


dürfte. 


Die Unterausschüsse der VOrkchrekönni haben ihre, Ars 


beiten nahezu vollendet. In der Wagenfrage wurden verschie- 


dene Beschlüsse gefaßt, die eine ausgiebige Förderung des . 


Wagenumlaufes erwarten lassen. Privat- (Zisternen-) und Leih- 
. wagen, soweit sie nicht als Beute in Anspruch genommen wer- 
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den, sollen ihren Eigentümern zur Verfügung gestellt, voll- und 
schmalspurige Privatbahnwasen mit der gleichen Einschränkung 
den Eigentumsverwaltungen zurückgegeben werden. Die Beute- 
wagen werden unvorgreiflich der endgültigen Entscheidung über 
ihre Eigentumszugehörieskeit ' dem freizügigen Verkehre zuge- 
führt, desgleiehen soll die freie Verwendung der Personen- 
wagen des noch nicht aufgeteilten Wagenparks in zwischen- 
staatlichen Kursen ermöglicht werden. Schließlich sind Verein- 
barungen zur Beschleunigung der Wiederherstellung von Loko- 
motiven, Personen- und Güterwagen getroffen worden. 


Die Beratung des italienischen und österreichischen Entwurfes 
einer Verkehrsvereinbarung nähert sich gleichfalls dem Ab- 
schlusse. Die allseits als notwendig erkannte Wiedereinführung 
direkter Tarife soll’ erleichtert werden-durch die von Österreich 
beantragte Vereinheitlichung der allgemeinen Tariferundlagen 
für die direkten zwischenstaatlichen Gütertarife, und zwar vor- 
erst im Verkehr der Nachfolgestaaten untereinander mit. der Ab- 
sicht, diese Einrichtung in der Folge auf einen möglichst großen 
Teil des euröpäischen Verkehrsgebietes auszudehnen. In Ver- 
bindung damit steht der österreichische Antrag auf Einführung 
einer einheitlichen Währune für. die zwischenstaatlichen Tarife 
und Errichtung einer gemeinsamen Eisenbahnausgleichsstelle für 
die in Betracht kommenden Verkehre. Schließlich wurde auch 


der österreichische Vorschlag, betreffend. die Erleichterung der- 


Zollformalitäten im Personen- und ehe: fast unver- 


ändert angenommen. 

Sobald der Unterausschuß die noch ehe bereinisten tarif- 
politischen Fragen behandelt haben wird, wird er ‚seine Vor- 
schläge der Vollsitzung der Verkehrskommission zur Beschluß- 
fassung vorlegen. 


Die Nachfolgestaaten habay ER, RUE handelspolitischem & 
biete . über die Aufhebung. der Einrichtung der  Ein- und Aus- 
fuhrverbote «eeeinist. Zunächst werden: die Einfuhrverbote 
fallen und hierfür ist bereits ein Zeitpunkt festgesetzt worden, 
indem sie längstens am 1. Juli 1922 außer Wirksamkeit zu 
treten haben. Die Nachfolgestaaten haben sich die Zusicherung 
gegeben, daß Ausfuhrbeschränkungen zu ‘entfallen haben; über 


den Zeitpunkt wird man sich indessen erst später auseinander- 


Damit jedoch in der Zwischenzeit keine Verschlechte- 
gegenwärtigen Zustandes- eintritt, wird für diesen 
Zeitraum die Erlassung neuer Verbote untersagt. Der Artikel 4, 
wonach die einzelnen Staatengruppen innerhalb vier Monaten 
Verträge für besondere Angelegenheiten. der Ein- und Ausfuhr 
abschließen wollen, hat die Bedeutung, daß die Vertreter der 
in Betracht kommenden Länder ihren guten Willen aussprechen, 
entgegen den geltenden Bestimmungen über Ausfuhrverbote 
Kompensationgwerträge abzuschließen, wodurch die Befriedigung 
der wirtschaftlichen Bedürfnisse gegenseitig erleichtert wird. 
Ahmaehungen über den Wegfall des Verbotsystems müßten 


‚Setzen. 


natürlich an Wert außerordentlich verlieren, wenn Zollbelästi- 


gungen angewendet werden würden, und deshalb hat der Arti- 
kel 5 die Vermeidung solcher den Verkehr hindernder Maßregeln 
ausgesprochen. Der Artikel 7 enthält eine Bestimmung über die 
In bezug auf die Ein- und Ausfuhrverbote 
gilt die Meistbegünstigung, so daß ein Nachfolgestaat nicht 
schlechter behandelt. werden .darf, als ein anderer... Eine Aus- 
pahme bilden jedoch Sonderverträge, die zwischen zwei Nach- 
folgestaaten geschlossen werden. Auf die Begünstigungen sol- 
cher besonderer Abkommen hat außer den. vertragschließenden 
Teilen ein anderer Staat keinen Anspruch. Artikel 8 betrifft 
die Behandlung der Durchfuhrgüter. Waren, die durch ein Ge- 


biet durchgeführt werden, dürfen, wenn sie in dem Bestimmungs- 
'lande eintreffen, zolltarifarisch nicht anders behandelt werden, 


al< wenn sie unmittelbar aus :dem Ursprungslande kommen. 
Wenn zum Beispiel aus irgend einem Staate Webwaren durch 
Österreich nach Südslawien durchgeführt werden, darf Süd- 
slawien gegenüber diesen Erzeugnissen zolltarifarisch nicht .an- 
ders vorgehen, als wenn sie aus dem Ursprungslande auf einem 
unmittelbaren Wiege nach Südslawien gelangt wären. 


'— Der Achtstundentag im Betriebe der Bundesbahnen. In dem 
anfangs des laufenden Jahres verfaßten Sonderberichte . des 
Finanz- und Budgetausschusses des Nationalrates über den 
Bundesvoranschlag für das Verwaltungsjahr 1920/21 sind fol- 
gende Angaben über die „Auswirkung des Achtstundentages im 
Betriebe der österreichischen Bundesbahnen“ enthalten. 


„Die nach dem Umsturze auch für den Bereich der Eisenbahnen 
verfürte Einführung der achtstündigen Tagesarbeit äußerte sich 
mit Rücksicht auf .die eigenartigen Verhältnisse dieser Wirt- 
schaftsbetriebe einerseits in einem Mehrbedarfe an Personal, 
anderseits, so vornehmlich im Werkstättendienst, in einer ver- 
minderten Arbeitsleistung. 


Der auf den Achtstundentag urtitelezu führende Bereonelbedart 


‚der österreichischen Bundesbahnen beträgt schätzungsweise: 


gleiche Arbeitsleistung erzielt werden. 


sandten Mitglieder vollzählig teilnahmen. 


im Bahnaufsichtsdienste BR N ar 380 Mare 


„ "Bahnerhaltungsdienste LIU, 
„ Stationsdienste 5Y1BT UN, 
„ Fahrdienste . . 20280 5, 
1 Zugbeförderungsdienste DE. 1500,78, 
„ Materialdepotdienste . . 3DN AUS 
„. Beleuchtungs- und Kraftübertragungsdie nste LANE; 


11896 Mann. 

Wird der Beköstigungsaufwand eines Arbeiters einschließlich 
aller Neben- und Naturalbezüge, bescheiden gerechnet, mit 50 000 
Kronen im Jahre beziffert, so ergibt sich hieraus ein Mehrauf- 
wand. von 594800000 K. Allerdings darf nicht außer acht blei- 
ben, daß im Rahmen dieses Personalmehrbedarfes ein großer 
Teil jener Arbeiter ‚einer Verwendung zugeführt erscheint, die 
sonst überzählie wären und gegebenenfalls im Wege von Not- 
standsbauten beschäftigt oder. durch Arbeitslosenunterstützung 
— jedoch nicht zu Lasten der Ertragsrechnung der Bundesbahnen 
— erhalten werden miißten. 

Im Werkstättendienste; 
von Arbeitern vielfach von 
Werkzeugmaschinen u. del. 


Sohin insgesamt: 


woselbst die Neueinstellung 
den vorhandenen Arbeitsständen, 
abhängt, äußert sich. der .Acht- 


stundentag hauptsächlich in einer verminderten Leistung, die 
nach der durch den Übergang von der. 54stündizen auf die 


48stündige Arbeitswoche verkürzten Arbeitszeit mit 11,1% wer- 
anschlagt werden kann. Das bezügliche Mehrerfordernis ist auf 
Grundlage der im gegenständlichen Staatsvoranschlage für 
Grundbezüse und Teuerungeszuwendungen : an . Werkstätten- 
arbeiter eingestellten Vorsorgen mit rund 84000000 K zu ver- 
anschlagen. Wird als Beköstigungsaufwand eines Werkstätten- 
arbeiters mit Rücksicht auf deren durchschnittlich höhere Ent- 
lohnung der Betrag von 60.000 K im Jahre angenommen, so ent- 
spricht dies einem Stande von 1400 Arbeitern, mit anderen 
Worten: Wäre der gegenwärtige Arbeiterstand um: 1400 Köpfe 
geringer, aber kein Achtstundentag eingeführt, so könnte die 

Weiter laufen aber auch in jenen Fällen, wo eine mehr oder 
weniger gleichbleibende Arbeitsleistung ‘ohne Personalver- 
mehruns  sefordert werden muß, Tür größere Arbeitsleistung 
oder Überschreitung der festgesetzten achtstündigen Arbeitszeit 
im Wege von Mehrdienstleistungsentschädigungen und  Über- 
stundenentlohnungen Mehrkosten auf, die auf die Einführung 
des Achtstundentages zurückzuführen sind, und die insbesondere 
unter Berücksichtigung der Sonderentlohnungen anläßlich der 
unlängst verfüsten Steigerung. der Fahrparkausbesserung: in 
den Werkstätten der Österreichischen Bundesbahnen mit einer 
Ausgabensumme von über 60 Millionen Kronen zu veran- 
schlagen sind. 

Die hieraus sich ergebende Belastung des Betriebes der öster- 
reichischen Bundesbahnen durch: den: Achtstundentag ist somit 
im Voranschlag des Jahres 1920—1921 mit rund 738 Milllionen 
Kronen zu veranschlagen. - Der Achtstundentag beschäftigt rund 
13300 Arbeiter im Eisenbahnbetriebe. Diese Zahl kommt hin- 
sichtlich der gleitenden Zulagen mit der gesamten Kopfzahl der 
Angehörigen in Betracht. Der Vorsorge für die gleitenden  Zu- 
lagen ist daher nach dem Voranschlage zum Beispiel bei Titel 
6, Staatsbahnbetrieb, $S 2, Bahnaufsicht und Bahnerhaltung, 
Post 29, gleitende Zulagen, ein Gesamtstand von 51769 Köpfen 
zugrunde gelegt.“ 


— Südbahn. In den letzten Tagen ‚haben Sitzungen des Ver- 
waltungsrates stattgefunden, an denen die von den an der Süd- 
bahn länderweise beteiligter Staaten in den Verwaltungsrat ent- 
Ebenso waren auch 
die von der Association Nationale in Paris in den. Verwaltungs- 
rat entsandten Mitglieder vertreten. In. diesen Sitzungen wurde 
der Verwaltungsrat über diejenigen Fragen eingehend unter- 
richtet, die bei den im Artikel 320 des Friedensvertrages von 
Saint-Germain und im Artikel 304 des. Friedensvertrages von 


'Trianon vorgesehenen Verhandlungen zur Sprache kommen dürf- 


ten. In der Erwartung, auf diesem Wege den Fortschritt dieser 
Verhandiungen zu beschleunigen, hat der Verwaltungsrat zu- 
nächst einen viergliedrigen Ausschuß gewählt, welchem es ob- 
liegen wird, im Wege von Vorbesprechungen die endgültigen 
Verhandlungen, die zur Einführung des Regime. definitif führen 
sollen, vorzubereiten. Die übrigen Punkte der Tagesordnung 
bezogen sich auf die laufende Geschäftsgebarung. 


— Die Verkehrsverhältuisse im Burgenland. In der Sitzung 
der Pressekonferenz vom 11. November gab Ministerialrat Ott 
vom. Verkehrsministerium. über die Verkehrsfrage im Burgen- 
land folgende -Aufklärungen: 

Die von Österreich zu übernehmenden Bahnen haben eine 
Länge von rund 360 km, wovon 40 km auf die eigentlichen 
Staatsbahnen, 180 auf Privatbahnen im Staatsbetrieb und 140 
auf Privatbahnen im Privatbetrieb entfallen. Die österreichische 
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Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


Bahnverwaltung beabsichtigt nun, die staatlichen und etaatlich 
betriebenen Bahnen den Bundesbahnen anzugliedern. ° Die 
Privatbahnen werden ihren Betrieb wohl selbst weiterführen; 
von der Südbahn liegt bereits eine entsprechende Erklärung vor, 
mit der Raab-Ödenburg-Ebenfurter Bahn hofft man demnächst 
Besprechungen anzuknüpfen. Von besonderer Wichtigkeit wäre 
eine Vereinbarung über die Neusiedlersee-Lokalbahn, die durch 
den Friedensvertrag von ihren Stammanlasen getrennt ist. 

Österreich wird also 220 bis 300 km in eigenen Betrieb über- 
nehmen, eine Betriebsgröße, die den umfassenden Apparat einer 
eigenen Betriebsdirektion indessen keineswegs rechtfertigen 
würde. Es wird also lediglich — wenn Oedenburg bei Österreich 
bleibt — ein Betriebsinspektorat in Oedenburg errichtet werden, 
während die nördlichen Bahnen der Direktion Wien-Nordost, 
die südlichen im Anschluß an die steirischen der Direktion 
Villach unterstellt werden. Für die mit unserem Netz gar nicht 
im Zusammenhang stehenden Linien wird, wenn ein entsprechen- 
des Übereinkommen mit Ungarn nicht gelingt, einstweilen eine 
staatliche Kraftwagenverbindung eingerichtet werden. 

Der Zustand der ungarischen Bahnen ist ein sehr trauriger. 
Der Oberbau ist schlecht, die Schwellen: sind verfault, Eisen- 
konstruktionen und Brücken in einem üblen Zustand. Auch die 
Fahrplanverhältnisse sind unzulänglich. Österreich wird selbst- 
verständlich trachten, diesen Zuständen so schnell wie möglich 
abzuhelfen und einen Verkehr herzustellen, der technisch ein- 
wandfrei ist und den Bedürfnissen der Bevölkerung Rechnung 


träet. Dabei wird man allerdings anfänglich aus Sicherheits- 
sründen zu gelegentlichen‘ Verkehrsbeschränkungen greifen 
müssen. 


Von den zahlreichen Plänen, die die Verbesserung des 
Liniennetzes zum Ziele haben, seien kurz folgende Gruppen er- 
wähnt: 1. Verbindungskurven bei Kittsee, Parndorf, Achau, 
Ebenfurt und- Eisenstadt. 2. Verbindungsbahnen von Klein- 
Walkersdorf nach St. Martin, von Edlitz-Grimmenstein nach 


Liebing, von Friedberg nach Pinkafeld und von St. Johann auf 


der Haide nach Güssing; 3. eine Nord-Süd-Verbindung für das 
gesamte Burgenland durch Bau zahlreicher Teilstrecken. 


— Das Aufgeld für Zollzahlungen. Nach einer vom Bundes- 
ministerium für Finanzen am 23. November kundgemachten und 
mit 27. in Kraft getretenen Verordnung ist nunmehr für alle 
nicht unter 
Zollzahlung in Bankvaluta das 300fache des Nennbetrages der 
Zollgoldschuld zu entrichten. Die bisherige Unterscheidung des 
Aufschlages für die Finanzzollartikel (Kaffee, Tee usw.) gegen- 
iiber den anderen Waren ist bei diesem Anlasse fallen gelassen 
worden, so daß der 300fache Bankvalutazoll auf alle nicht in der 
Goldzolliste enthaltenen Waren durchgängig anzuwenden ist. 


— Der Personenverkehr auf der Südbahn. Der Bundesminister 
für Verkehrswesen hat kürzlich eine im Juni von dem gegen- 
wärtigen Bundesfinanzminister Dr. Gürtler und der Abgeord- 
neten Frau Rudel-Zeynek gestellte Anfrage wegen der trost- 
losen Zustände auf den Bahnhöfen ‘Graz Hauptbahnhof und 
Wien Südbahnhof beantwortet und mitgeteilt, daß die Betriebs- 
direklion Wien der Südbahngesellschaft ausreichende Vorkeh- 
rungen getroffen. hat, um den Unzukömmlichkeiten bei der Per- 
sonenakfertigung in den genannten Stationen nach Möglichkeit 
zu begeenen. Die Bediensteten sind angewiesen, die Reisenden 
mit Höflichkeit und Zuvorkommenheit zu behandeln; Zuwiderhan- 
(lelnde werden unnachsichtlich zur Verantwortung gezogen. Die 
Sidbahnverwaltunge hat ferner vorgesorgt, daß die erforder- 
lichen Orientierungsanschriften bei den Kassenschaltern dieser 
beiden Bahnhöfe in ausreichender Zahl vorhanden 
zweckentsprechend verwendet werden. Allerdings werden diese 
Anschrifttafeln erfahrungsgemäß von den Reisenden meistens 
nicht beachtet, doch sind die Pförtner beauftragt, den Reisenden 
die sewiünschten Auskünfte mündlich zu erteilen. Bezüglich der 
Klagen über die vorzeitige Besetzung der Personenwagen auf 
dem Wiener Südbahnhofe wird bemerkt, daß der frühere Zutritt 
zu den Zügen nur mit besonderer Bewilligung des Stationsvor- 
standes den Mitgliedern des Nationalrates, dann in dringenden 
Fällen reisenden Beamten und 
Fällen Kranken, Invaliden und Familien mit kleinen Kindern 
gestattet wird. Wenn sich bei der Personenabfertigung Unzu- 
kömmlichkeiten ereignen, so sind diese vornehmlich darauf zu- 
rückzuführen, daß bei gesteigertem Reiseverkehr die Beförde- 
rungsmöglichkeit der Nachfrage nicht entspricht, infolgedessen 
nur ein Teil der Reisenden .abgefertigt werden kann, während 
der übrige, oft nicht unansehnliche Teil der Fahrkartenwerber 
auf eine spätere Abfertigung vertröstet werden muß. Den in 
der Öffentlichkeit so oft beklagten Mißständen werde die Eisen- 
bahnverwaltung erst dann begegnen können, wenn sie in der 
Lage sein werde, durch eine dem jeweiligen Reisebedürfnis an- 
gepaßte Vermehrung der Personenzüge das Gleichgewicht zwi- 
schen Fahrkartenangebot und -nachfrage dauernd herzustellen. 
Auf die Brreichung dieses Zieles seien alle Bemühungen der 
Verwaltung unentwegt gerichtet. 


die Goldzollpflicht fallenden Waren im Falle der 


sind und. 


in berücksichtigungswürdigen 


— Neue Zugverbindungen von Wien die Tschechoslowakei. 
Am 2. Dezember tritt der tschechoslowakische Eisenbahnrat zu 
einer Sitzung zusammen, in der die Herstellung neuer Zugver- 
bindungen mit dem Auslande zur Verhandlung gelangen werden. 
Es sind unter anderm beantragt ein direkter Wagen Wien-Berlin 


auf der Strecke Wien-Oderberg-Berlin, Einschaltung eines neuen 


Schnellzugpaares zwischen Brünn und Wien, Einstellung eines 
tägliches Schnellzugpaares Eger-Wien mit günstigem Anschluß 
an den reichsdeutschen Zugverkehr sowie die Herstellung einer 
Schnellzugverbindung Hamburg-Wien über Eger. 


Tschecho-slowakisches Gebiet. 


— Aussig-Teplitzer Bahn. In der Bilanzsitzung der Aussig- 
Teplitzer Eisenbahn vom 15. November wurde der Rechnungs- 
abschluß für das vergangene Geschäftsjahr genehmigt, der mit 
einem Abgang abschließt. Die Regierung hat jedoch ebenso 
wie bei der Buschtiehrader Eisenbahn die Belassung des Kriegs- 
zuschlages zur Deckung des Fehlbetrages und zur Vornahme 
von Investionen bewilligt. Der Verwaltungsrat hat beschlossen, 
der am 8. Dezember stattfindenden Generalversammlung die Aus- 
schüttung einer 5prozentisen Dividende gleich 50 K aus dem 
Reservefonds vorzuschlagen. 


— Buschtiehrader Bahn. 
schlossen, aus den Rücklagen für Lit. A und B je 5 % Dividende 
zu bsantragen. Die Dividende beträgt somit für die Aktien 
Lit. A 51%, für die Aktien Lit. B 10 tschechoslowakische Kronen. 
Im vorigen Jahre waren beide Aktien dividendenlos. 


— Die Kaschau-Oderberger Bahn gibt bekannt: „Infolge. der 
durch die tschechoslowakischen Staatsbahnen erfolgten Inbetrieb- 
nahme unserer Linie und der in unserem Betrieb gewesenen 
Lokalbahnen hat unsere Generaldirektion in Budapest ihre Tätig- 
keit mit 1. Oktober d. J. im allgemeinen eingestellt und wird 
dieselbe bis zur endgültisen Erledigung der noch rückständigen 
Arbeiten nur noch als Abrechnungsdienst-Gruppe weiter  be- 
stehen. Da die endgültige Austragung der rückständisen Ar- 
beiten zum Teil noch diese unsere Abreehnungsdienst-Gruppe, 
zum Teil dagegen bereits durch die tschechoslowakischen Staats- 
bahnen erfolgt, wird bei der Zusendung des Akten- und Rech- 
nungsmaterials für den. kommerziellen Dienst und für die Ein- 
nahmekontrolle von nun an folgender Vorgang zu beobachten 
sein: 


a) Warıtdienert...Der Ver waltung der Kaschau-Oderberger 


Bahn bleibt nach der Inbetriebnahme ihrer Strecken das Tarif- 


hoheitsrecht vorbehalten. Die Erstellung der Tarife und alle 
mit dieser zusammenhängenden Tarif-Anteilsausscheidung- usw. 
Arbeiten werden jedoch durch das Eisenbahnministerium. der 
Tschechoslowakischen Republik besorgt, daher sind alle ein- 
schlägigen Zuschriften an dieses Ministerium (Prag, Revolutions- 
straße) zu richten. 

b) Reklamationsdienst Alle rückständigen Ange- 
legenheiten des Reklamationsdienstes werden durch die tschecho- 


slowakische Staatsbahndirektion Kosice (Kaschau) bzw. durch 


die Betriebsleitung ‘der .Kaschau-Oderberger Eisenbahn in 
Tschechisch-Tesina (Teschen) erledigt werden, und zwar sind 
Zuschriften und Urgenzen, die sich auf Transporte beziehen, 
deren Aufgabe, Empfangs- oder Eintrittsstation auf der slowa- 
kischen gewesenen ungarischen Strecke der Kaschau-Oderberger 
Eisenbahn liegt, an die Staatsbahndirektion Kosice (Kaschau) 
zu leiten. 
Transporte beziehen, bei denen die Kaschau-Oderberger Eisen- 
bahn nur mit ihrer vormaligen österreichischen Strecke (Oder- 


berg-Mosty) beteiligt ist, an die Betriebsleitung der Kaschau- 


Oderberger Eisenbahn 
leiten. 

C) Rückver Eh Die Austragung aller 
rückständigen Rückver sütungsangelegenheiten wird durch. die 
tschechoslowakische Statsbahndirektion Kosice (Kaschau) erfol- 
gen, und es sind daher sämtliche Akten, Inkontrierungsansuchen 
und. Urgenzen an (diese Direktion zu leiten. 


d) Einnahmekontrolle Alle Erhebungen und Ab- 
rechnungen des Eisenbahnkontrolldienstes werden am 1. Oktober 
dieses Jahres von 
tion in Kosice (Kaschau) besorgt. Nur die Durchführung der 
Kartellabrechnungen, der im Geheimhaltungswege abgefertigten 
Militärtransporte, sowie die noch zu regelnden, ‘sogenannten 
Preda-Marica-Viktoria-Osman usw. Sendungen, dann die end- 


in Tschechisch-Teesina : (Teschen) zu 


gültige Abrechnung der Kohlensendungen nach Konstantinopel - 


sowie schwebende Valutaangelegenheiten bleiben der Verwaltung 
der Kaschau-Oderberger Eisenbahn vorbehalten, und sind ein- 
schlägige Zuschriften und Urgenzen an die Adresse: „Abrech- 
nunesdienstgruppe der Kaschau-Oderberger Eisenbahn in Buda- 
pest, V. Rudolf, rakpart' 6°, zu leiten. Um die endgültige Aus- 


x 


Die Verwaltung dieser Bahn hat be- 


Dagegen sind Zuschriften und Urgenzen, die sich auf 


der tschechoslowakischen Staatsbahndirek- 
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tragung der rückständigen Arbeiten möglichst bald durchführen 
zu Können, ersuchen wir sämtliche Vereinsverwaltungen vom 
vorstehenden ‚ehestens zu verständigen. Die Abrechnungsstellen 
werden von der betreffenden Eisenbahnverwaltung entsprechend 
anzuweisen Sein, 


Ungarn. 


— Ausbau der Balaton-Ringbahn. Die seit längerer Zeit ge- 
plante Balaton-(Plattensee-)Ringbahn wird endlich demnächst 
der Verwirklichung zugeführt werden. Die Ringbahn wird rund 
200 km lang werden und sich dem Ufer des Plattensces an allen 
Punkten anschmiegen. Die Eisenbahn geht nach dem Entwurfe 
von der Station Balatonfüred aus und kehrt hierher nach Be- 
rührung der Stationen Alsöörs, Almädifürdö, Vörösbereny, 
Kenese, Aligafürdötelep, Söstömajor, Balatonföldvär, Szärszo, 
Lelle, Böglär, Felsöfonyöd,-Balatonber&ny, Keszthely, Badacsony- 
tomaj, Zanka und Örvenyes wieder zurück. 


— Verrechnung der für Rumänien bestimmten Sendungen. 
Nach einer Verordnung der Direktion der Staatsbahnen dürfen 
bis auf weiteres die über Lököshäza für Rumänien bestimmten 
Sendungen nicht bis zur Station Lököshäza, sondern stets bis 
zur ungarischen Station Kötegyhäza kartiert werden. Auf den 
Frachtbriefen ist stets die Bezeichnung: „Übergang Ketegyhäza“ 
anzubringen. Die an der rumänischen Demarkationslinie befind- 
lichen Stationen wurden darauf aufmerksam gemacht, daß von 
nun an die Ausstellung eines von der Grenzstation bis zur 
Demarkationslinie lautenden besonderen Frachtbriefes zu ver- 
meiden sei. - 


—  Wiederherstellung der Eisenbahnbrücke bei 
Die über die Tisza (Theiß) gebaute Wisenbahnbrücke 
bei Szolnok wurde im Sommer 1919 - durch die‘ Kom- 
munisten gesprengt, und dabei ging die Hälfte der Brücke zu- 
grunde Seitdem wurde der Neubau durch die Bauabtei- 
lung der Staatsbahnen energisch betrieben, und es ist 
die Brücke vor kurzem dem Verkehr übergeben worden. Bisher 
mußten die Eisenbahnzüge über eine aus Holz zebaute Not- 
brücke fahren. Der 25 m lange neue Brückenbogen wurde in 
der Maschinenfabrik der Staatsbahnen hergestellt. Unter Lei- 
tung des Staatssekreiärs, Staatsbahnpräsidenten v. Kelety be- 
sichtigte eine Kommission das Einschieben ıdes Brückenbogens 
und die damit an Ort und Stelle verbundenen Arbeiten. Es 
waren mehrere höhere Militärs und Professoren der Technischen 
Hochschule zugegen; auch die Generalinspektion für Eiseribahn 
und Schiffahrt war vertreten. 


Szolnok. 


— Erhöhung der Zollgelder. Der Ministerrat 
‘ Zollaufgelder um 200 % zu erhöhen. Es war ursprünglich eine 
Erhöhung von 120 % vorgeschlagen. Mit Rücksicht auf die un- 
veränderte Entwertung der ungarischen Valuta wurde jedoch 
die Erhöhung um 200 % beschlossen. Die Erhöhung trifft Luxus- 
gegenstände und solche Waren, die im Inlande in entsprechender 
Menge erzeugt werden. 


beschloß, die 


— Zollfragen im Ausschusse des Bundes ungarischer Fabrik- 
industrieller. Der Ausschuß des Bundes ungarischer Fabrik- 
industrieller befaßte sich unter dem Vorsitz des Generaldirek- 
tors Dr. Franz Chorin mit dem Entwurfe des newen Zolltarifes 
und mit der Frage der Ein- und Ausfuhrverbote. Nach Ansicht 
des Vorsitzenden kann die Lösung der Zollfragen nur durch die 
heimische Erzeugung und Beschäftigung der ungarischen Arbei- 
ter durchgeführt werden, wodurch zugleich die Unterbringung 
der überzähligen Beamten gesichert wäre. Das Überwiegen der 
Einfuhr gegenüber der Ausfuhr kann dem Umstande zugeschrie- 
ben werden, daß ein erheblicher Teil der ungarischen Fabrik- 
betriebe verloren ging; es nimmt daher kein Wunder, daß die 
Erlangung des finanziellen Gleichgewichts auf fast unüberwind- 
liche Schwierigkeit stößt. Redner erörterte sodann, daß England 
und die Vereinigten Staaten ihre Industrie durch gewaltige Zoll- 
sätze zu schützen trachten. Der Zollschutz, den die ungarische 
Industrie auf Grund des alten österreichisch-ungarischen Zoll- 
tarifs genießt, ist bei weitem geringer, als der, den die Nachbar- 
staaten ihren Industrien zu teil werden lassen, wobei noch in 

Betracht gezogen werden muß, daß die Zollzuschläge noch nie- 
mals die Goldparität erreichten. In bezug auf die Ein- und 
Ausfuhrverbote befindet sich Ungarn infolge der Absperrungs- 
politik seiner Nachbarstaaten in einer Zwangslage. Seine Wirt- 
schaftsinteressen erheischen, daß die Industrie in Schutz genom- 


men wird; der Handel wird aufs Spiel gesetzt, wenn gegen die 


industriellen Schutzmaßnahmen Stellung genommen wird. 


Geza Lichtig beschwert sich darüber, daß zwischen Industrie 


“und Handel eine Unstimmigkeit entstanden sei, wo gerade jetzt 
die Wirtschaft nur mit vereinten Kräften wieder aufzurichten 
wäre. Theodor Kende gibt seiner Freude Ausdruck, daß soviel 
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Arbeiter in der Maschinenindustrie beschäftigt sind. Nach Aus- 
führungen Dr. Stefan Freunds bedarf die Industrie der teil- 
weisen Einfuhrverbote. — Dr. Paul Birö weist nach. daß die 
Eisenindustrie mehreren Zehntausenden ungarischer Arbeiter 
den Broterwerb ermöglicht, daher mit Recht den Schutz für ihre 
Erzeugungsinteressen beansprucht. Nachdem noch Dr. Max 
Fenyö feststellte, daß sowohl der Handelsminister, wie auch das 


. Handelsamt sich entschieden für die Interessen der Produktion 


eingesetzt haben, wird eine Entschließung angenommen, wonach 
die ungarische Industrie bis zum Inkrafttreten des neuen Zoll- 
tarifs daran festhält, daß die alten Zollsätze in ihrer vollen Gold- 
parität einzehoben werden. 


Uebrige europäische Länder. 


— Automobilabteilung der norwegischen Staatsbahnen in 
Kristiania. Die Güterbeförderung von den Stationen in 
Kristiania ist mehrere Jahre hindurch von verschiedenen Trans- 
portgesellschaften als privaten Unternehmungen im Gedinge 
ausgeführt worden. Nach den hierbei gemachten Erfahrungen 
und den verursachten Kosten beschlossen die Staatsbahnen und 
die Hovedbahn, eine eigene Transportabteilung zu diesem 
Zwecke einzurichten. Vom 1. Februar 1920 ab wurde die Stats- 
banenes Automobilabdelning in Tätigkeit gesetzt und der Staats- 
bahnhovedstyret (Trafikdirektoratet) unmittelbar unterstellt. 
Man beschloß, im gewöhnlichen Verkehr die Anwendung von 
Automobilen, den Pferdetransport dagezen nur für Spitzenver- 
kehr unter außerordentlichen Verhältnissen vorzusehen. Bei der 
Wahl der Automobile entschied man sich für gemischtes System, 
Benzinautos für Beförderung auf größere Abstände und elek- 
trische Autos für den mittleren Teil der Stadt. Dieses System 
hat sich auch wirtsclaftlich als richtig erwiesen. Die elektri- 
schen Autos sind nach Bauart Walker hergestellt (1 t Trae- 
fähigkeit mit Edisonbatterie, 64 Zellen). Sie werden ausschließ- 
lich für Güterbeförderung im Mittelpunkt von Kristiania ver- 
wendet. Ihre höchste Fahrweite ist auf 45 km im Tag berechnet 
eine Entfernung, für die indessen sehr selten Bedarf besteht. 
Für die Unterbringung des Autoparkes hat die Bahn auf eigenem 
Grund und Boden einen vorläufigen Garagenbau hergestellt, der 
aber bald gegen einen größeren, dauernden Bau für 60 Autos 
ausgetauscht werden soll, da der vorläufige Bau sich für den 
gegenwärtigen Betrieb mit 40 Automobilen als zu klein ser- 
wiesen hat. In dem neuen Bau soll auch. die Autoverwaltung, 
ein Hausmeister, 18 unverheiratete Kraftwagenlenker, eine Aus- 
besserungs- und eine Malerabteilung untergebracht werden. Es 
ist angenommen, daß die Automobilabteilung alle Ausbesserungs- 
und Unterhaltungsarbeiten selbst ausführen soll. Der neue Bau 
soll mit der Zeit auch Autos anderer Staatsbehörden auf- 
nehmen und sich zu einer Zentralgarage für die Staats- 
betriebe in Kristiania auswachsen. Die Tätigkeit der Automobil- 
abteilung umfaßt jetzt die Eil- und Frachtgutbeförderung in 
Kristiania und Umgebung, die Überführung von Gütern zwi- 
schen Kristiania O0. und W., die Ausführung aller Transporte 
für die Eisenbahnämter und -werkstätten, die Speditionstätiekeit 
und den damit verbundenen Transport und endlich Personen- 
und Güterbeförderung für Staatseinrichtungen aller Art nach 
Bedarf. Dazu soll nächstens noch aufgenommen werden die 
Beförderung von Reisegepäck von den Bahnhöfen in Kristiania 
nach den Wohnungen in der Stadt und die Abholung von Eil- und 
Frachtgut in den Wohnungen zur Beförderung mit der. Eisen- 
bahn. Dr. 8. 


— Neue schwedische Turbinenlokomotive. Eine neue \ur- 
binenkondensationslokomotive von Ljungström hat seit ein’ger 
Zeit auf den Staatsbahnen eine Anzahl Probefahrten vorgenom- 
men. Es hieß, daß die Maschine nicht ganz den Erwartungen 
ihrer Erbauer entsprochen habe, doch soll es sich nur um naben- 
sächliche Mängel handeln, die mit dem Grundgedanken nichts zu 
tun haben, und das Ergebnis soll im übrigen recht gut gewesen 
sein. Das Aussehen der Maschinen, die an Zugkraft und J.ei- 
stung ganz den bisher kräftigsten schwedischen Staatsbahnleko- 
motiven der B- und F-Type vergleichbar ist, weicht von dem sonst 
üblichen ab. Die Maschine hat weder Zylinder- noch Schieber- 
bewegung, diese ist vielmehr durch eine inwendige Turbinen- 
maschinerie ersetzt, deren Einzelheiten zunächst vor Unbeteilig- 
ten geheim gehalten werden. Außer der Steuerung, die in er 
Turbinenmaschinerie liegt, bietet die neue Lokomotive noch eine 
weitere, nämlich den Kondensierungsvorgang, der in der Haupt- 
sache im Tender erfolgt. Die Turbineneinrichtung ist eine Vor- 
aussetzung für die Möglichkeit der Kondensierung, der die hefti- 
gen Stöße der Hochdruckkolbenmaschine das Zuleiten des Ab- 
dampfes in die Kondensierungsselemente nicht erlauben. Der 
Tender ist bedeutend ‚größer als sonst üblich, und auf: saıne: 
Außenseite läuft ein Radiatornetz von Röhren, in dem der Kon: 
densierungsvorgang sich abspielt. Von der Turbine wird der 
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Abdampf in diese Röhren geleitet; und er wird. hier (durch die 
umgebende und umspülende kältere Luft zu warmem Wasser 
verdichtet, das wiederum den Dampfkessel speist. Der große 
technische Fortschritt in der Liungströmschen Lokomotive liegt 
in der hochgesteigerten Dampfersparnis, die den Brennstoif- 
verbrauch um die Hälfte einschränken soll. Dazu kommt, daß 
die neue Lokomotive gleichmäßiger und ruhiger arbeitet, da die 
starken Dampistöße vermieden sind und der Dampf in gleirh- 
mäßigem Strom abgeht. Als Folge des eingeschränkten Brenn- 
stoffverbrauches tritt auch eine verhältnismäßige Minderung des 
Wasserverbrauchs hinzu, was wieder einen Vorteil bedeutet. 
Nach „Signalen“ soll es bereits feststehen, daß die schwedischen 
Staatsbahnen ‘die neue Lokomotive kaufen werden, sobald sie 
vollständig ausgeprobt ist. Die letzten Probefahrten fanden auf 
der Strecke Stockholm-Upsala mit einer Belastung von 12 Dreh- 
gestellwagen statt. 

Solche Turbinenlokomotiven sind übrigens auch anderweitig 
im Probedienst begriffen. Auch die schweizerischen Bahn :n er- 
proben gerade eine von Lölly erbaute Turbinenlokomotive. Der 
Grund, warum man sich nicht schon früher der dampfsparenlen 
Turbine auch im Eisenbahnbetriebe bediente, wie dies ja bei orts- 


festen Anlagen in so hohem Grade. der Fall’ war, war die 
Schwierigkeit, ohne allzu eroße Brennstoffkosten die Dreh- 


seschwindiekeit der Turbine im, erforderlichen Grade zu eer- 
höhen. Daneben erfordert auch die Beibrineung einer genügend 
großen Wassermenge für die Kondensation bei einer Lokomotive 
zewisse Schwierigkeiten. Daß man diese Schwieriekeiten jetzt 
überwunden zu haben scheint, eröffnet dem Dampf: in seinem 
Wettbewerb mit der Elektrizität newe Aussichten. 

Auch eine finnische Abordnung wird demnächst die Liung- 
strömsche Lokomotive besichtigen. Die gleiche Abordnuns Lat 


auch eine Einladung von den deutschen Kruppwerken erhalten, . 


die sich Jetzt auch mit dem Bau von Turbinenlokomotiven. be- 
schäftigen und sich auf den Bau von 500 Stück im Jahre ein- 
richten wollen. 
nische Bestellung in Deutschland. Dr2iD: 

—. Der Pariser Metro. Das Schicksal geradezu aller Verkehrs- 
unternehmungen ist, wie wir. dem. „Weltverkehr“: entnehmen, 
auch der: Pariser Untergrundbahn, dem Metro, nicht erspart ge- 
blieben: er hat nach seinem soeben veröffentlichten Jahres- 
bericht im letzten Jahre. mit einem. Fehlbetrag von über zehn 
Millionen Franken abgeschlossen. Seine Roheinnahmen, 146,6 
Millionen, waren allerdings über 40 Millionen höher als im Vor- 
jahre, aber die Ausgaben wären noch höher’ gestiegen. Eine 
Verteuerung der Fahrpreise hatte nicht den. gewünschten Er- 
folge; sie bewirkte einen Rückgang in der Zahl der beförderten 
Personen von 505 auf 465 Millionen. Am auffallendsten bei der 
Steigerung der Ausgaben war diejenige für Kohlen; vor dem 
Kriege wurden im Jahre für 4 Millionen Franken Kohlen ver- 
braucht, 1919 war die Ausgabe für’ diesen Zweck auf 22 Millio- 
nen, 1920 auf 57. Millionen gestiegen. Die-Länge des -Unter- 
grundbahnnetzes ist unverändert auf 78,8 km geblieben. 

Die Rechtsverhältnisse des Metro sind durch einen Vertrag 
mit der Stadt Paris auf eine veränderte Grundlage sestellt wor- 
den. Die Stadtverwaltung hat dadurch unter anderem das Recht 
erworben, alle bis jetzt genehmigten oder bis Ende 1955 zu ge- 
nehmigenden Untergrundbahnstrecken® zu übernehmen, jedoch 
nicht vor dem 1. Januar 1931. Entschließt : sich 
gemeinde zur Übernahme vor dem 1. Januar: 1956, so muß sie 
bis zu diesem Zeitpunkt eine Jahresrente zahlen, die nach dem 
. Durchschnittsüberschuß aus dem Betriebe berechnet wird. 


— Eisenbahner-Generalstreik in Italien? Italien ist durch die |. 


Möglichkeit. eines Eisenbahner-Generalstreiks bedroht, und es ist 
noch nicht abzusehen, ob es gelingen wird,'ihn zu verhüten. Seit 
Jahr und Tag schwebt diese Drohung über dem Lande, und es ist 
den Eisenbahnern "dadurch gelungen, sich eine ‘ganz außer- 
ordentlich günstige Stellung innerhalb der übrisen Beamten- 
und Arbeiterschaft- zu erringen, freilich auch gleichzeitig die 
Staatsbahnen mit einem Jahresdefizit von 1% Milliarden Lire zu 
belasten. Die Gehälter sind derart gestiegen,. daß ein Weichen- 
wärter monatlich 1000 Lire bezieht, die Zahl der Angestellten 
ist seit 1914 um rund 100 000 gewachsen. 

Heute handelt es sich einmal darum, daß die Eisenbahner die 
Beseitigung desjenigen Paragraphen des Staatsbahngesetzes wün- 
schen, der die Regierung ermächtigt, streikende Eisenbahner 


sofort zu entlassen, eine Frage, die durch den jüngsten römischen - 


Eisenbahnerstreik wieder. akut geworden ist. Auf Grund  ge- 
wisser Äußerungen, 
von der Regierungsbank in der Kammer gefallen sind, erklärt der 
Eisenbahnerverband jenen Paragraphen für beseitigt, während 
die heutige Regierung den Standpunkt vertritt, daß jener .Ar- 
tikel, da er nicht dureh die Kammer aufgehoben sei, 
Recht bestehe. Ferner handelt es sich um die Frage der Ein- 
rechnung von Teuerungszulagen in die Gehälter, bzw. neue Zu- 
lagen, was eine. Belastung des Staates um 300 Millionen bedeu- 


ten würde. 


Die Valutaverhältnisse begünstigen eine Tin-' 


. minister ernannt worden. 


die Stadt- 


die nach dem 'Eisenbahnerstreik von 1920 


noch zu 


Einstweilen hat das Zentralkomitee der' Kisenbahner 


ein Referendum veranstaltet, von dessen Ergebnis der Ausbruch 


des Streiks abhängen dürfte. Einstweilen hofft man och, daß 
es gelingen werde, ihn zu verhüten.. 

Die italienische Regierung; scheint entschlossen zu sein, den 
Kampf mit den Eisenbahnern, sofern der Generalstreik be- 
schlossen wird, aufzunehmen. Sie vertraut dabei auf die katho- 


lischen, fascistischen und die den wirtsehaftlichen Syndikaten 


mit deren Hilfe sich ein einge- 
Die Ver- 


angehörenden Eisenbahner, 
schränkter Verkehr aufrecht erhalten lassen würde. 


waltung der Staatsbahn. hat an das streikende Personal Süd- 2 
Der 'Streik 
jedoch nimmt die Zahl der abgefertisten 


italiens vorläufig eine Warnung ergehen lassen. 
selbst dauert fort, 
Züge.zu. Im Falle eines Eisenbahner-Generalstreiks wird die 


fascistische, Partei sofort zum Schutze der: arbeitswilligen ‚Eisen- va 


bahner mobilisiert werden. 


— Bessere Verkehrsverbindungen zwischen Oberitalien. und 


Südfrankreich. Die Marseiller ‚Handelspresse hat sich schon 


mehrfach darüber beklagt, daß der gegenseitige Güteraustausch 
zwischen Oberitalien und Südfrankreich sich auf nur 300 090 t 
beschränke, während doch die Gegenden im Güteraustausch auf- 
einander angewiesen sind. Man’“führt diese Erscheinung auf 
dien Mangel an guten Verkehrsverbindungen zurück und wohl 
mit Recht, denn die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen der 
Provenee und Italien beschränken sich zur Zeit in der Haupt- 
sache auf: die Kistengegend, weil die provencalischen Fabrika- 
tionserzeugnisse nur unter 'erschwerten Bedingungen die bei- 
den größten Industriemittelpunkte. Italiens, das Piemont und 
Mailand, erreichen können. Die einspurige ligurische Küsten- 
bahn genügt nicht, und der Umweg über den Mont Cenis ist bei 
den heutigen Eisenbahntarifen sehr unwirtschaftlich. Nun wird 


1. allerdings die Eröffnung der Linie Nizza-Coni die Verbindung 


Marseille-Turin (547 km über Mont Cenis, 506 km über Venti- 
miglia und 420 km über: Coni) um rund 100 km verkürzen, aber 
in Südfrankreich befürchtet man hiervon eine allzu starke Wirt- 
schaftsablenkung in die Gegend von Nizza. 
den kommt man wieder eifriger auf das Proiekt einer Bahn- 
verbindung von Briancon nach dem -Piemont zurück, wodurch 
die Strecke Marseille-Turin um 60 km kürzer würde als über 
Nizza-Coni. Die Strecke zwischen Nimes-Turin würde um 
80 km verkürzt. Avienon-Turin um 83 km. Digne- Piemont um 
180 km und Cap-Piemont sogar um 223 km. 


— Der neue SHRERN Verkehrsminister. Nach lae Sir Erie 
Geddes, der ‚erste englische Verkehrsminister, sein Amt nieder- 


gelegt..hatte (8. .Nr. 44 d. Zte. v. A. November d. Je BR 
Es haben sich 
aber dabei Unzuträglichkeiten gezeigt, und nunmehr ist Lord 


ar sein Posten zunächst unbesetzt geblieben.- 


Peel, ein Enkel des bekannten Staatsmannes, zum. Verkehrs- 
Die Ernennung gilt als eine nur einst- 


weilige Maßnahme, weil neuerdings ‚wieder der Gedanke auf- 


getaucht ist, das Verkehrsministerium- als solches aufzulösen und. 


es als besondere Abteilung einem. anderen Ministerium, wofür 
zunächst das Handelsministerium in Frage käme,  anzugliedern. 
Deshalb soll auch, wie die Regierung im Parlament versichert 
hat, der. neue Minister vorläufig kein Gehalt beziehen. Lord 
Peel, der 1867 geboren ist, ist aus der Richterlaufbahn hervor- 
gegangen und'hat auch im Londoner Grafschaftsrat eine führende 
Rolle gespielt; er. genießt, den Ruf eines ausgezeichneten ‚Veer- 


waltungsbeamten, der den Anforderungen seines neuen ‚Amtes 


gewachsen sein wird. 

Vor Entscheidung der Frage, ob das Verkehr er- 
halten bleiben soll, will die Resierung das Ergebnis einer Unter- 
suchung über die "Kosten, die dieses Ministerium bisher verur- 
sacht hat, ‚abwarten. Aus. Eisenbahnkreisen wird darauf hin- 
gewiesen, daß die Bedeutung der Eisenbahnen. für 
schaftsleben es durchaus rechtfertige, daß das. Verkehrsmini- 
sterium als solches erhalten bleibt; auch Sir Erie Geddes, der 


Schöpfer dieses Ministeriums, ‘werde sich. für seine Erhaltung 


einsetzen, und man schreibt ihm trotz seines Rücktritts vom 


Ministerposten- soviel Einfluß zu, daß seine Ansicht maßgehend Ri 


für die Entschließung‘ der Begtegung sein wird. 


— Herabsetzung der Hisonhabaltachtsätze in "England: 
dem (die Sätze für die Beförderung von Eisen, Eisenerz und 


Kalk für Hochöfen und Hüttenwerke in England zeitweilig er- 


mäßigt worden sind, sind nunmehr Verhandlungen unter den 
Eisenbahngesellschaften ‘und zwischen ihnen und dem beteiligten 
Großgewerbe wegen weiterer Herabsetzungen der Tarife für 
Roheisen, Kohle und ähnliche Güter im Gange. 
Lage des englischen Wirtschaftslebens erachtet man es dort 


für- uneriäßlich, daß die Frachten für diese Grundlagen der Er- PO 
ZeUSUNg Von Gütern ‚so niedrig wie irgend möglich. angesetzt 
Andererseits können die Eisenbahnen in ihrem Ent- 


werden. 
gegenkommen gegen die Wünsche des Gewerbes nicht zu weit 
gehen, so lange ihnen nicht ein Ausgleich für die ihnen bei der. 
Beförderung der genannten Rohstoffe entgehenden Einnahmen 
durch Mehreionnkmien an anderer Stelle geboten wird. Man er- 


4 


Aus diesen Grün- 


das Wirt-: 


Nach 


Bei der. jetzigen > : 
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BE artet für die nächste Zeit weitere Ermäßigungen der Fracht- 
‚sätze für einzelne Güter, aber an einen-allgemeinen Abbau der 
Tarife dürfte noch nicht zu denken sein. Die weitere Eintwick- 
lung wird auch davon abhängen, welche Wirkung die ersten 

‚ Ermädigungen. der Beförderungsgebühren haben werden. 


i 


— Die Londoner „Untergrund*“- Gruppe und die Bekämpfung 
- der Arbeitslosigkeit. Wiein.Nr. 40, S. 744.d. Ztg. berichtet, wollten 
. " sich die in der „Untererund“ -Gruppe zusammengeschlossenen 
- Schnellbahnen schleunigst die Vorteile zunutze machen, die 
ihnen das neue englische Gesetz zur Bekämpfung der Arbeits- 
 ‚losigkeit bot, indem sie ein Staatsdarlehen von 6 Mill. Pfd. Sterl. 
aufnehmen wollten, um dies Geld in längst geplanten Erweite- 
rungen anzulegen. Die Pläne der Gruppe gingen bei diesem 
- Vorhaben dahin, daß ihr in dem von ihren Mitgliedern bedienten 
 Verkehrsgebiet ein Ausschließungsrecht für 10 Jahre verl’ehen 
so daß das spätere Eindringen anderer Verkehrsunter- 
 mehmungen in ihr Gebiet während dieser Zeit verhindert würde. 
- Daran hat die Regierung Anstoß genommen und infolgedessen 
. ein weiteres Eingehen auf den Antrag der Untergrund-Gruppe 
abgelehnt. Es soll nun. ein anderer Ausweg‘: sefunden werden, 
- ‚der beide Teile befriedigt. Lord Ashfield, der Leiter der Unter- 
- grund-Gruppe, behauptet immer. noch, er wolle die Erweiterungs- 
bauten lediglich zur Bekämpfung ider- Arbeitslosigkeit aus- 
- führen; dabei müsse er aber die Gewähr haben, daß das in ihnen 
ee Kapital auch bei der Herabsetzung der Fahrpreise, 
- die er erwartet, Zinsen trägt. Da zur Untergrund-Gruppe auch 
- die Omn‘ busgesellschäft gehört, und Betriebsverluste von den 
- fünf Gesellschaften, die die Gruppe bilden, gemeinsam getragen 
- werden, glaubt er, seine Unternehmen hauptsächlich vor dem 
Wettbewerb in ihr Verkehrsgebiet eindringenden Omnibusse 
schützen zu müssen. Man erwartet, daß Lord Ashfield schon in 
- den nächsten Tagen mit neuen Plänen an (die Öffentlichkeit 
- treten wird, — Welchen Einfluß die geplanten Bauten auf die 
Arbeitslosigkeit haben werden, kann man beurteilen, wenn mar 
bedenkt, daß von den 300 000 Pfd. Sterl., die die Metropolitan- 
Eisenbahn für ihre Verlängerung nach W atford aufwenden will, 
80. .% auf Löhne entfallen, und daß weiter unter den dabei zu 
- beschäftigenden Arbeitern 75 % ungelernte Kräfte sein können. 


— Rumänische Lokomotivbestellungen. Der Verkehrsminister 


wurde. ermächtigt, .mit- der Firma Henschel & Sohn in 
 Cassel einen Vertrag auf Lieferung von 30 Paeificlokomotiven 
abzuschließen. Die Lokomotiven kosten 4,3 Millionen deutsche 

Mark das Stück, zusammen also 129 Millionen Mark. Als Zah- 
lung wird der rumänische Staat Obligationen geben, die zu 

6 % verzinslich sind. Außerdem wird noch ein Finanzierungs- 
- zuschlag von 2:% gezahlt. - Die Obligationen sind in ein bis 
drei Jahren einzulösen, und können :nur durch die genannte 
- Firma oder durch ihre Bank zur Zahlung vorgelegt werden. 


 — Salzbergwerksbahnen in der Marmarosch. Der rumänische 

- Ministerrat hat dieser Eisenbahngesellschaft die Erhöhung der 
Tarife auf die Sätze der Staatsbahntarife zugestanden, die Bahn 
jedoch gleichzeitig verpflichtet, in ihren Personenzügen die 
4. Wasgenklasse einzuführen. 


— Vierte Wagenklasse in Rumänien. Gleichzeitig mit der 
letzten Tariferhöhung hat die Eisenbahndirektion, um den ärme- 
ren Volksklassen das Reisen nicht unmöglich zu machen, und 
um die dritte Wagenklasse zu entlasten, verfügt, daß allen ge- 
'mischten Zügen eine genügende Anzahl von gedeckten Wagen 
beigegeben werde, welche, mit Einrichtungen zum Militärtrans- 
port versehen, als Wagen 4. Klasse zum halben Fahrpreis der 

3. Klasse benutzt werden können. Die Einrichtung hat sich, 
insbesondere für die anspruchslose Bauern- und Arbeiterbevölke- 


rung des - Landes, sehr gut bewährt, freilich, infolge der Ent- 


lastung der 3. Klasse von diesen "Elementen, auch zu einer 
fühlbaren Abwanderung aus der zweiten Klasse geführt. 


\ 


Fremde Erdteile. 


— Amerikanische Eisenbahnschienen. Die amerikanischen 
Eisenbahngesellschaften haben immer viel über Schienenbrüche 
. zu klagen und um diesem Übelstand abzuhelfen, haben sie neue 
Bedingungen für die Lieferung von Schienen aufgestellt; sie 
sind das Ergebnis von Vorarbeiten, die sich über einen Zeitraum 
von zehn Jahren erstrecken. Die neuen Bedingungen sind aber 
so scharf, daß sie den heftigen Widerspruch der Walzwerke 


erregen. 'Sie weigern sich entweder, überhaupt Aufträge anzu- 


nehmen, oder machen solche Preise, daß die Vergebung der 
- Lieferungen dadurch erschwert, wenn nicht gar unmöglich: ge- 
macht wird. Sie behaupten, die scharfen Forderungen, die die 
neuen Lieferungsbedingungen enthalten, seien unnötig, und sie 
würden nicht einmal den Erfolg haben, daß die jetzt bestehenden 
"Mängel beseitigt werden. 


— Extwieklung des Verkehrs auf der Katanga-Eisenbahn. Auf 
der belgischen Katanga-Eisenbahn Sakania-Elisabethville-Bu- 
kama, 726 km, die während des Krieges vollendet wurde, hat sich 
der Verkehr außerordentlich lebhaft entwickelt, wie die nach- 
stehende Zusammenstellung für die 9 Jahre von 1911—1919 ser- 
gibt, die der amtlichen Statistik des Außenhandels der belgischen 
Kongokolonie für das Jahr 1919 (Brüssel 1921) PR ist: 


Reisende Osterfonnen 28 ; 
|  Dienst- 
A NE © 
im davon in im a ee | Em 
ganzen |3. Klasse || ganzen | ee R v 
| | h 
1911 13 902 10 028 69 294 = =. 17.496 
TODE 5 O1. 13 955 92439 82.680, 12..018 9597 
1913 28181 | 24277 || 253 985: 208 567 45 896 
1914 39141, | 34694.) - 299 974 2.6985. | : 66.445 
1915 | 27455 | 23365 349 320 | 230263 | 37168 
1916 72733813 |... .29.129 576 674 503 023 11 763 
1917 50664 | 44 0u6 646 164 521 533 63 724 
1918 57728 49 510 618804 | 555.068 65.966 
1919 DRAIO 45542 ||: 694754 -|. 586516 | 128699 


Das Jahr 1915 zeigt infolge des Krieges im Personenverkehr 
einen starken Rückgang der Verkehrszahlen gegen das Vorjahr. 


‚Im Güterverkehr zeigt nur. das Jahr 1918 einen Rückgang gegen 


das Vorjahr bei dem Gesamtverkehr der beförderten Güter- 
tonnen, während bei dem Güterverkehr auf Spezialtarif eine 
lückenlose, ‘sehr starke Steigerung von 1912 bis 1919 stattge- 
funden hat. > F. B 


Allgemeines. 


Selbsttätige Aufzeichnung der Zugfiolge im Stadtschnell- 
bahnbetriebe. Selbsttätige arbeitende Vorrichtungen zum Auf- 
zeichnen der Zugfolge sind auf dem Londoner und Neuyorker 
Stadtschnellbahnen seit längerer Zeit mit bestem Erfolge wer- 
wendet worden. Dem Schreiber dieses liegen einige den Zähl- 
apparaten der Londoner Hampsteadbahn im Jahre 1913 ent- 
nommene kreisförmige Papiertafeln vor, aus denen mit leichter 
Mühe die Zugfolge zu erkennen ist; danach haben auf der ge- 
nannten: Bahn z. B. am 9. August 1913 vormittags zwischen 
8 und- 9 Uhr 43 Züge, - zwischen 9 und 10 Uhr vormittags 
41 Züge, zwischen: 1 und 2 Uhr nachmittags 41 Züge und 
zwischen 2 und 3 Uhr nachmittags sogar 44 Züge die über- 
wachte Strecke in einer Fahrrichtung passiert. Derartige Glanz- 
leistungen, nämlich 84 bzw. 85 Züge in zwei aufeinanderfolgen- 
den. Stunden auf nur einem Gleis über die Strecke zu bringen 
und somit eine Zugfolge von im Mittel 85 Sekunden zwei Stun- 
den lang durchzuhalten, ist selbstverständlich nur mit Hilfe des 
dort eingeführten selbsttätigen Signalsystems und bei nicht allzu 
schwerfälliger Veranlagung der Reisenden und der Bahnbedien- 
steten zu vollbringen. Auf der Londoner Distriktbahn soll sogar 
bei einem Verkehr mit zum Teil 120 m langen Achtwagenzügen 
und bei mittleren Stationsaufenthaltszeiten von 25 Sekunden 


‚eine Zugfolge von 67 Sekunden oder von 54 Zügen in der 


Stunde erreicht worden sein. 

Nach. einem im Heft 43 des lfd. Jahrg. der Elektrotechnischen 
Zeitschrift mitgeteilten Bericht sind die im Vorstehenden. ge- 
kennzeichneten Zählvorrichtungen ‚auch auf den Strecken der 
Brooklyner Schnellverkehrs-Gesellschaft (Brooklyn Rapid Tran- 
sit Co.) in Anwendung. Zwei Apparate hat man im Amtszimmer 
des obersten Fahrdienstleiters untergebracht; das eine Instru- 
ment registriert die Zugfolge auf den vier Gleisen der Broadway- 
Untererundbahn an der 34 Straße in Manhattan, das andere 
die Zugfolge auf zwei über die Williamsburg-Brücke führenden 
Gleisen in der Nähe der Station Essex-Straße und auf zwei 
Gleisen im Tunnel der Montague-Straße nahe bei der Station 
Court-Straße. In ähnlicher Weise, wie bei den Londoner. Zähl- 
apparaten, wird eine kreisförmige wagerecht gelagerte Papier- 
skala durch ein Uhrwerk innerhalb 24 Stunden einmal herum- 
eedreht. Während jedoch die Londoner Vorrichtung die Folge 
der.Züge am äußeren Rande der Papierskala durch Strichbündel 
kennzeichnet, wird in Neuyork die Zugfolge durch Registrier- 
nadeln, die in die Papierskala Merkpunkte brennen, festgestellt. 
Auf den benannten Neuyorker Strecken hat man auf diese Weise 


. eine Zugfolge bis zu 90 Sekunden, in einigen Fällen noch dar- 


unter ermittelt. Über die Schaltung einer solchen, von der 
Cleveland Electrical Instrument Co. hergestellten Reeistrier- 
vorrichtung, über die Einteilung der Papierskala, Anordnung 
der Registriernadeln usw. gibt die E.T.Z. in dem bezeichneten 
Heft nähere Auskunft. Weiter darauf einzugehen, würde an 
dieser Stelle zu weit führen; bemerkenswert ist, daß die für 
die Zählvorrichtung auf der Strecke benötigten Relais denen 


der selbsttätigen Signalanlage im Aufbau gleichen. M. 
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Bücherschau. 
— Die Porzellan-Isolateren. Von Professor Dr. Gustav 
Benischke. Mit 128 Textabbildungen. Verlag von Julius 
Springer. Berlin W9. Preis- 24 M. 


In dem Buche werden nur die Hochspannungsisolatoren bei 
handelt, . Die Grenze der betriebssicheren Spannung in Frei- 
leitungen hängt nicht zuletzt vom Isolationsmaterial ab. Nach 
Ansicht des Verfassers könnten wir auf diesem Gebiete bereits 
weiter sein, wenn der Porzellanspezialist und der EBlektrotech- 
niker auf wissenschaltlicher Grundlage mehr Hand in Hand 
arbeiten würden; der Keramiker kennt — nach Benischke — 
zu wenig das elektrische Verhalten der Porzellan-Isolatoren, der 
Elektrotechniker zu wenig ihre Herstellung. Das Buch hatte 


somit eine Doppelaufgabe zu erfüllen und die Frage der Her- 
Se leistungsfähiger Hochspannungs-Porzellanisolatoren von 
beiden Seiten zu beleuchten. Die vorliegende Abhandlung ist Tr 
gewissem Sinne eine Fortsetzung des 15. Abschnitts des aus 
derselben Feder stammenden großen W erkes „Die wissenschaft- 
lichen Grundlagen der Elektrotechnik“, in dem der Durchgang 
der Elektrizität durch Nichtleiter nur grundsätzlich und allge- 
mein behandelt werden konnte. Recht interessant sind u. a. die 
in dem vorliegenden Buche wiedergegebenen Lichtbilder, die 
gelegentlich photographischer Studien der Entladungsvorgänge 
entstanden sind. Fs ist zu hoffen, daß der Inhalt der lehr- 
reichen Schrift die in Frage kommenden Industrien in ihrem Be- 
streben, Höchstleistungen zu vollbringen, unterstützen wird. 


Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Vereinssatzungen, 
Zu dieser Drucksache ist ein III. Nachtrag 
an die Verwaltungen versandt worden. 


erschienen und 


Erweiterung der Abfertigungsbefugnisse von Stationen. 

Bundesbahndirektion - Villach. Mit sofortiger 
Gültigkeit wird das Bahnstationsamt Klagenfurt Rudolf- 
straße für den unbeschränkten Reisegepäcks- und Expreßgut- 
verkehr eröffnet. 

Bundesbahndirektion Wien-Nordost. Am 2%. No- 
vember 1991 ist die an der Strecke Wien Nordbahnhof-Bundes- 
grenze bei Bernhardsthal, zwischen den Stationen Gänserndorf 
Bundesbahn und Angern befindliche Haltestelle Tallesbrunn 
für den Personen- und Eilgutabonnementverkehr und die Stück- 
gutauflieferung ohne Abfertigung eröffnet worden. 


Änderung von Stationsnamen. 
‚EisenbahndirektionsbezirkFrankfurt (Main). 
Vom 1. Dezember 1921 ab) erhält die an der Bahnstrecke Wetz- 
lar-Coblenz gelegene Haltestelle „‚Lindenbach“ die Bezeich- 
nung „Ems-Lindenbach‘“. 


N ö. Landesbahnen. Die Bezeichnung der Haltestelle 
„Kroatisch-Haslau“ der elektrischen Lokalbahn’ Wien-. 
Landesgrenze ist in „Haslau a. Donau“ abgeändert worden. 


Rundschreiben der 
lassen worden: 


Nr. III 336 vom 25. November 1921 an sämtliche Vereins- 
verwaltungen, die österr. Bundesbahndirektionen und das Eisen- 
bahn-Zentralamt Berlin, betreffend den III. Nachtrag zu den 
Satzungen des Vereins D.E.V. (abgesandt am. 27. November 
dieses Jahres); 

Nr. IV 239 vom 24. November 1921 an die an der Vereins- 
abrechnung beteiligten Verwaltungen, betreffend den Geldaus- 
gleich aus der Vereinsabrechnung in tschechoslow. Kronen (ab- 
gesandt am 26. November d. J.); 

Nr. V 329 vom 19. November 1921 an; die Mitglieder des Aus- 
schusses für die Vereinssatzungen und allgemeine Verwaltungs- - 
angelegenheiten, betreffend Zurechnung der Salzkammergutlokal- 
bahn zu den Vereinsbahnstrecken (abgesandt am 24. November 

dieses Jahres). ; 


Geschäftsführenden Verwaltung sind er- 


Amtliche Bekanntmachungen. | 


1. UVeberfuhrgebühren. 


Am 1. Dezember 1921 werden in Ver- 
bindung mit der eintretenden allgemeinen 
Tariferhöhung die für die Bahnhöfe 
Ebersbach (Sa.), Johanngeorgenstadt, 
Reitzenhain, Sebnitz und Zittau bestehen- 
den Überfuhr- und Übergangsgebühren 
um rund 50 % erhöht. (2964) 

Dresden, am 26. November 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


_ 


Am: 1. Dezember 1921 werden in Ver- 
be mit der eintretenden allgemeinen 
Tariferhöhune die für Altwarnsdorf be- 
stehenden Überfuhrgebühren um 
50 v.H. erhöht. Nähere Auskunft erteilen 
die beteiligten Dienststellen. (2070) 

Dresden, am 29. November 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


2. Aenderung von Stationsnamen. 


Deutsche Reichsbahn. Mecklenburgisches 
Netz 
Der Bahnhof Doberan führt von jetzt 
ab die Bezeichnung (2041) 
Bad Doberan. 
Schwerin, den 23. November 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


Vom 1. Dezember 1921 ab erhält die 
an der Bahnstrecke Wetzlar-Coblenz ge- 
legene Haltestelle „Lindenbach“ 
zeichnung „Ems-Lindenbach“. (2035) 

Frankfurt (Main), 21. November. 1921. 

Eisenbahndirektion. 


rund. 


die Be-. 


3. Güterverkehr. 


Wagengestellung und Frachtberechnung 
für Zuckerrüben. 

Die für die Dauer des Wagenmangels 
durch Bekanntmachung vom 1. Novem- 
ber d. J. bei’ Gestellung von Arbeits- 
wagen für die Beförderung von Zucker- 
rüben zugelassene Frachtberechnung bei 
gleichzeitiger Auflieferung zweier Ar- 
beitswagen gilt auch bei Gestellung von 
Beutewagen und ‚Reparaturwagen, die 
wegen ihres geringen Fassungsraumes 
nicht nur bis zur Grenze des angeschrie- 
benen Ladegewichts ausgelastet werden 
können. Auskunft geben die beteiligten 
Güterabfertigungen sowie das Auskunfts- 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 

Berlin, 27.. November 1921. (2065) 

Eisenbahndirektion. 


Tarif für den Verkehr der deutschen 
Reichsbahn mit den Kleinbahnen und 
Fähren im Bezirk der Eisenbahndirektion 
Oldenburg. £ 
Aus Anlaß der Erhöhung der Tarif- 
sätze für die deutsche Reichsbahn wird 
der Tarif mit Wirkung vom 1. Dezember 
1921 ab neu herausgegeben.. Die Tarif- 
sätze für den direkten und den Durch- 
gangsverkehr mit Geestemünde Fähre 
über Blexen (Abschnitt III) treten }e- 
doch nicht in Kraft. (2039) 
Oldenburg, den 23. November 1921. 
Eisenbahndirektion, 


an und Privatbahngüterverkehr 

v 

scher Eisenbahnen untereinander Tfv. 200 
EN .Heft CI. 

Mit Gültiekeit vom 1. Dezember 1921 


% 


Heft CII. Wechselverkehr deut- 


% 


wird die Station Niendorf (Ostsee) als 


Versandstation in den Ausnahmetarif 8 
für frische usw. Seefische einbezogen. 


Auskunft geben die beteiligten Güter-. 


abfertigungen sowie das Auskunftsbüro, 


hier, Bahnhof Alexanderplatz. (20) 
Berlin, den 24. November 1921. 
Eisenbahndirektion. 
Tiv. 5. Staats- und Privatbahn- 
Güterverkehr. 


Ausnahmetssilt für die regelmäßige Be- 
förderung von Milch zwischen den Sta- 
tionen der Elmshorn-Barmstedt-Oldesloer 
Eisenbahn und verschiedenen Stationen 
der Eisenbahn-Direktion Altona, ‘der 
Altona - Kaltenkirchen - Neumünster 

Lübeek-Büchener Eisenbahn. 


und 


Am 1. Dezember d. J. tritt der Nach-' 


traez 1 in Kraft. 
werden die im Abschnitt IV enthaltenen 
Stationsfrachtsätze um. 50% erhöht. 


Durch diesen Nachtrag 


Das alsbaldige Inkrafttreten der Tarif- 


erhöhung gründet sich auf die vorüber- 
gehende Änderung des $ 6 der Eisen- 
1914, 
S. 455). (2038). 


bahn-Verkehrsordnung (R.-G.-Bl. 


Elmshorn, den 24. November 1921. 


Elmshorn- Barmstedt-Oldesloer Eisenbahn, 


namens der beteiligten Verwaltungen. 


Tiv. 86. Binnen-Gütertarif Ar Elms- 
‚horn - Barmstedt - Oldesloer Eisenbahn. 
Teil II 


Vom 1. Dezember d. J. ab werden. dem. 


Vorgehen der Reichseisenbahnen ent- 
sprechend die Frachtsätze um 0% er- 
höht. Ein besonderer Nachtrag wird nicht 
herausgegeben. Der Frachtberechnung 
wird der Frachtsatzzeiger, Heft Cla zu 
Nr. 200 des Tarifverzeichnisses unter 


4 


— LXI. Jahreung 
1. Dezember 1921. 


Hinzurechnung der im Heft CIb zu 
Nr. 200 «les Tarifverzeichnisses enthal- 
tenen Zuschlagsfrachten zugrunde gelegt. 
Das alsbaldige Inkrafttreten der Tarif- 
erhöhungen gründet sich auf die vorüber- 
gehende Änderung des $ 6 der Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung (R.-G.-Bl. 1914, 
Ss. 455). (2042) 
Elmshorn, den 24. November 1921. 
Elmshorn-Barmstedt-Oldesloer Eisenbahn. 
ı Die Direktion. 


. Freien Grunder Eisenbahn. 

Die Beförderungspreise und Gebühren 
im Güter- und Tierverkehr werden mit 
Wirkung vom 1. Dezember d. J. erhöht. 

Nähere Auskunft erteilt die unterzeich- 
nete Direktion. - (2043) 

Frankfurt a. M., 24. November 1921. 

Die Direktion. 


Staats- und Privatbahnen-Güterverkehr. 
Marco. 

Mit Gültiskeit vom 1. Januar. 1922 
werden die Entfernungen einer Anzahl 
Stationen der Brölthaler Eisenbahn um 
1 km erhöht. Auskunft geben die be- 
teilieten Güterabfertigungen sowie das 
 Auskunltsbüro, hier, Bahnhof Alexander- 
platz. (2034) 

Berlin, den 23. November 1921. 

Eisenbahndirektion. 


a) Gemeinschaftliches Heft CIb (Zu- 


schlags- und Anschlußfrachten usw.) 
Tiv. 200, 

b) Ausnahmetarif Fir Düngemittel — 
EP, 

e) Ausnahmetarif für frische Kartoffeln 
MEv..2, 


Mit Gültiekeit vom 1. Dezember 1921 
treten (die  Paulinenaue-Neuruppiner 
Eisenbahn und die Ruppiner Eisenbahn 
dem Ausnahmetarif für frische Kartoffeln 
bei. Gleichzeitig wird. die Paulinenaue- 
Neuruppiner Eisenbahn in den Ausnahme- 
tarif für Düngemittel aufgenommen. 

Vom sleichen Tage ab werden im Ver- 
kehr mit den Bahnhöfen der Paulinen- 
aue-Neuruppiner Bahn Frachtzuschläge 
erhoben für Sendungen, die den Aus- 
nahmetarifen für frische Kartoffeln und 
für Düngemittel angehören. Näheres 
enthält die am 28. 11. 21 erscheinende 
Nummer des Tarifanzeigers.. Das als- 
baldige Inkrafttreten der Erhöhungen 
gründet sich auf die vorübergehende 
Änderung des $ 6 der Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung (R.-G.-Bl. 1914, S. 455.) — 
Auskunft geben auch die beteiligten 
Güterabfertigungen sowie das Auskunfts- 
büro, hier, Bahnhof Alexanderplatz. 

Berlin, 23. November 1921. a 

Eisenbahndirektion. 


Niederlausitzer Eisenbahn. 

Am 1. Dezember d. J. werden die 
zurzeit gültigen Tarifsätze im Grüter- 
und Tierverkehr um weitere 50% erhöht. 

Die verkürzte Veröffentlichungsfrist 
ist auf Grund der vorübergehenden Ände- 
runz des S 6 E.V.O. (Reichsgesetzblatt 
1914, Seite 455) genehmigt. (2036) 

Berlin, den 22. November 1921. 

Die Direktion. 


Neuhaidensleber Eisenbahn. 

Mit Gültiekeit vom 1. Dezember 1921 
werden die Güterfrachtsätze auch für 
unsern Binnenverkehr gemäß dem Vor- 
gehen der Reichsbahnen erhöht. Nähere 
Auskunft erteilen die Güterabfertigungs- 
stellen. Die verkürzte Veröffentlichungs- 
frist ist auf Grund der vorübergehenden 
Anderung des $ 6 E.V.O. (R.-G.-Bl. 1914, 
S. 455) gemehmisgt. (2024) 

Neuhaldensleben, 22. November 1921. 

L’ie Direktion. 


le 
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Deutscher Seehafenverkehr mit Süd- 

deutschland. 

Mit Gültigkeit vom 1. Dezember 1921 
ist die Station Friedrichsfeld (Baden) 
Süd mit sämtlichen Angaben und Entfer- 
nungen im Tarif zu streichen. 

Ferner fällt das Dienstbeschränkungs- 
zeichen „Bes“ bei Friedrichsfeld (Baden) 
Nord weg. (2027) 

Hannover, den 22. November 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Ostdeutsch-Bayerischer Güterverkehr. 

Mit sofortiger Wirksamkeit wird die 
Station Ober Weistritz (Bsl) OR 
in den Tarif aufgenommen. Die Tarif- 
entfernungen sind zu bilden durch An- 
stoß von 17 km an Charlottenbrunn oder 
9 km an: Schweidnitz Hbf. Die Ver- 
kehrsleitung ist die gleiche wie für die 
Anstoßstation. ° (2025) 

München, 22. November 1921. 

Tarifamt !'beim RVM., Z. B. 


Dahme-Uckro’er Eisenbahn. 

Am 1. Dezember d. J. werden gemäß 
dem Vorgehen der Reichshahn die zurzeit 
geltenden : Frachtsätze im Güter- und 
Tierverkehr um 50% erhöht. Nähere 
Auskunft erteilen unsere Dienststellen. 
— Abkürzung der Veröffentlichungsfrist 
ist auf Grund der vorübergehenden Ände- 
rung des $ 6 der Eisenbahn-Verkehrs- 


ordnung ’ (R.-G.-Bl. 1914, S. 455)  ge- 

nehmigt. (2026) 
Dahme (Mark), 22. November 1921. 
Die Direktion. “ 


a) Deutscher Eisenbahn-Gütertarif, 
Teil I, Heft CIb, 
b) Staats- und Privatbahn-Tiertarif, 
Teil II. 

Am 1. Dezember 1921 treten erhöhte 
Frachtsätze im Güter- und Tierverkehr 
mit: den Güternebenstellen Wittdün (Am- 
rum) und Wyk' (Föhr) in Kraft. 

Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhung gründet. sich auf die vorüber- 
gehende Änderung des $ 6 der Eisenbahn- 
Verkehrsordnung (R.-G.-Bl. 1914, S. 455). 

Nähere Auskunft erteilt unser Ver- 
kehrsbüro. (2029) 

Altona, den 19. November 1921. 

Eisenbahndirektion, 
namens der Verbandsverwältungen. 


Deutsch-dänischer Kohlentarif. 

Der unterm 31. 10. 21 für den 1. De- 
zember 1921 angekündigte Nachtrag XIV 
enthält erhöhte Frachtsätze, die der auf 
den deutschen Bahnen eintretenden 50pro- 
zentigen Frachterhöhung entsprechen. 

Nähere Auskunft erteilt unser Ver- 
kehrsbüro. (2030) 

Altona, dien 22. November 1921. 

Eisenbahndirektion, 
namens der Verbandsverwaltungen. 


Deutsch-dänischer Tiertarif. 

Der unterm 31. 10. 21 für den 1. De- 
zember 1921 angekündigte Nachtrag VIII 
enthält an Stelle einer newen deutschen 
Schnittafel mit 30prozentiger Erhöhung 
eine solche mit 95prozentiger Erhöhung 
gerenüber den vor dem 1. November 1921 
gültig gewesenen Sätzen. Die dänische 
"Station Langaa wird in den Tarif ein- 
bezogen. (2031) 

- Altona, den 22. November 1921. 

Eisenbahndirektion, 
namens der Verbandsverwaltungen. 


Badischer Binnengütertarif, Deutscher 

Eisenbahngütertarif, Teil II, Heft CIb, 

Deutsch - schwedisch - norwegischer und 
deutsch-dänischer Gütertarif. 

Auf 1. Dezember l. J. werden die Zu- 


teilweise aufgehoben. 


schlagstafeln zur Berechnung der Aus- 
landszuschläge im Verkehr mit deutschen 
Stationen auf Schweizergebiet und Walds- 


hut Übergang neu ausgegeben. Es 
ergeben sich geringe Ermäßigungen. 


Näheres in unserem Tarifanzeiger und in 
den auf 1. Dezember erscheinenden Tari- 
fen und Nachträgen. (2028) 
Karlsruhe, den 18. November 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


Für den Güterverkehr mit Geeste- 
münrde Fähre über Blexen — Tarif- 
verzeichnis Nr. 312 — treten am 1. De- 
zember 1921 neue, erhöhte Tarifsätze in 


Kraft. Näheres ist auf den Stationen zu 
erfahren. (2053) 
Oldenburg, den 23. November 1921. 


Eisenbahndirektion. 


Güterverkehr badisch-schweiz. Dberkanes 
— Sehweiz’ 

Auf 1. Dezember 1921 wird zu den 
Gütertarifen Basel Bad. Bf. — und 
Waldshut und — Schweiz ie ein Nach- 
trag ausgegeben. Dadurch werden die 
Frachtsätze der Solothurn-Bern-Bahn er- 
mäßigt und auf 1. Januar 1922 Fracht- 
sätze für die Langenthal-Jura-, Langen- 
thal-Melchnau- und Solothurn-Niederbipp- 
Bahn eingeführt. Ferner werden Ände- 
rungen und Ergänzungen des Transport- 
reglements, der Ausnahmetarife 6, 17, 
34 und 35 sowie des Anhangs zu oben 
genannten Gütertarifen durchgeführt. 

Näheres in unserem Tarifanzeiger. 

Karlsruhe, 26. November 1921. (2068) 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


Anhang zu den bad. Gütertarifen. 
Auf den 1. Dezember 1921 ‘erscheint 
Nachtrag VII. Verkaufspreis 30 8. 
Karlsruhe, 25. November 1921. (2052) 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


Deutsche Eisenbahntiertarife. Teil 1. 
Mit Wirkung vom 1. Dezember 1921 
werden die Währungszuschläge für Kon- 
stanz und Singen ganz und für Waldshut 
Näheres in unse- 
rem Tarifanzeiger. (2051) 
Karlsruhe, den 25. November 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


Württ. Binnen-Gütertarif (Tiv. -39a). 

Am 1. Dezember 1921 tritt der Nach- 
trag 4 (neue Folge) in Kraft, der haupt- 
sächlich die durch die allgemeine ir 
höhung der Tarifsätze — einschließlich 
der Mindest- und Sonderfrachtbeträge so- 
wie der Nebengebühren — bedingten 
Änderungen enthält. Das besondere 
Wagenstandgeld von 100 «#4 und 200 «# 
für frische Äpfel und Birnen in den 
Stationen Stuttgart-Cannstatt, Stuttgart 
Nord, Stuttgart-Untertürkheim und Stutt- 
gart West wird auf diesen Zeitpunkt 
aufgehoben. Dagegen bleiben die allge- 
mein geltenden (erhöhten) Wagenstand- 
seldsätze von 100 MA, 150 M und 250 M 
auch nach dem 1. Dezember 1921 bis auf 
weiteres in Kraft. (2056 ) 

Stuttgart, den 25. November 1921. 

‘ Eisenbahn-Generaldirektion. 


Tiv. 1101. Ausnahmetarif 6 für Stein- 

kohle usw. 

Nach Erhöhung. der Frachtsätze um 
50% erhöht sich auch mit Wirkung vom 
1. Dezember 1921 die im Kohlenausnahme- 
tarif auf Seite 7 und 8 angegebene Ver- 
schiebegebühr von 4 auf 6 8 für 100 ke. 
Die für Rieichenberg vorgesehenen Zu- 
schläge werden ebenfalls um 50 % erhöht; 
sie betragen vom 1. Dezember ab: für 
Ausnahmetarif 6—23, für Kohlenklasse 
D26, für Kohlenklasse Dn 38 3 für 
100 ke. 
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Das alsbaldige Inkrafttreten der Er- 
höhung gründet sich auf die vorüber- 
gehende Änderung des $ 6 der Wisenbahn- 
Verkehrsordnung. DL 

Essen, den 22. November 1921. 

Eisenbahndirektion. 
Gemeinschaftliches Heft C Ib (Zuschlags- 
und Anstoßfrachten usw.) — Tiv. 200. 

Mit Gültigkeit vom 28. November. 1921 
ab werden die im Verkehr mit den Bahn- 
höfen der Nauendorf-Gerlebogker Eisen- 
bahn für Güter der Ausnahmetarife 5, 
5e und 6 zu erhebenden Frachtzuschläge 
erhöht. 

Näheres enthält die am 24. November 
1921 erscheinende Nummer des Tarif- 
anzeigers. Das alsbaldige Inkrafttreten 
der Erhöhungen gründet sich auf die vor- 
iibergehende Änderung des $ 6 der Eisen- 
bahn - Verkehrsordnung ‚ (R.-@.-Bl. 1914, 


Seite 455). — Auskunft geben auch die 
beteiligten Güterabfertigungen sowie das 
Auskunftsbürs, hier, Bahnhof Alexander- 
platz. - (2016) 
Berlin, den 18. November 1921. 
Eisenbahndirektion. - 


Eisern-Siegener Eisenbahn. Binnentarif. 

Ab 1. Dezember 1921 werden die zur- 
zeit geltenden Tarifsätze des Güterver- 
kehrs gemäß dem Vorgehen der Reichs- 
bahnen um 50 % erhöht. Das alsbaldige 
Inkrafttreten der Erhöhung gründet sich 
auf die vorübergehende Änderung des 
S 6 der Eisenbahn-Verkehrsordnung (R.- 
G.-Bl.: 1914, S. 455). 

Auskunft erteilt die unterzeichnete 
Direktion. (2020) 

Siegen, den 21. November 1921. 

Eisern-Siegener Eisenb.-Gesellsch. 
Die Direktion. 


Bayerisch-Sächsischer Tiertarif, Teil IL 
Tiertarif, 
Preußisch-Hessisch-Sächsiseher 


Sächsisch.- Südwestdeutscher 
Teil H. 
Tiertarif, Gemeinsames Heft. 


Am 1. Dezember 1921 werden in Über- : 


einstimmung mit dem Deutschen Eisen- 


bahn-Tiertarif, Teil I, das Begleiterfahr- 
die Zuschläge zur Deckung der 
Fahrkartensteuer 
im Sächsisch-Südwestdeutschen 
und dem Preußisch-Hessisch- - 
Sächsischen Tiertarif — die Mindestge- ° 
Näheres 
ist aus unserem Verkehrsanzeiger und 
dem Gemeinsamen Tarif- und Vierkehrs- 
anzeiger der ehemalig preuß.-hessischen 


‚geld, 
tschechoslowakischen 
und 
Tiertarif 


bühren für Sonderzüge erhöht. 


Staatsbahnen zu ersehen, auch erteilen 

die Stationen Auskunft. 

Dresden, am 22. November 1921. 
Eisenb.-Gen.-Dir., 

als geschäftsführende Verwaltung. 


Tarif für die Beförderung von Gütern zwischen Stationen der österreichischen Bundesbahnen usw. einerseits und Stationen der 


Süddeutsch-österreichischer Verkehr. 


Lokalbahnen der österreichischen Bundesbahnen Reutte-Schönbichl Staatsgrenze und Sta 


bahn) usw. anderseits vom 15. Juli 1921. 


Erhöhung der Teilfrachtsätze in Kronen und Mark sowie Abänderungen. 


A) Erhöhun 


Mit Gültigkeit vom 15. Dezember 1921 werden erhöht: 
1. Um zweihundert vom Hundert die Teilfrachtsätze in Kronen der Eil- und Frachtstückgut-Klassentarife, der 


atsgrenze bei Griesen-Reutte (Mittenwald- 


der Teilfrachtsätze in Kronen und Änderungen. 


(2017) 


Artikeltarife 1, 2, 3, 4, 5, 6, 11, 12, 13, 14, 15, 16, 17, 21, 22a, 22c, 23, 24, 25, 26, 27, 28, 29, ferner unter „Besondere Frachtsätze“ die 


Teilfrachtsätze in Kronen für Möbel, roh, Holzstoff usw., Salz, Rinde, rohe und Zucker; 
2. Um hundertfünfzig vom Hundert die Teilfrachtsätze in Kronen der 


h Artikeltarife 18, 30, 31 und 32 sowie unter 
„Besondere Frachtsätze“ jene für Zement. ‘ 


Bei Ermittlung der hiernach sich ergebenden Teilfrachtsätze werden die im Endergebnisse entfallenden Bruchteile auf 


ganze Kronen aufgerundet. 


3. Der Artikeltarif 22b wird gleichzeitig außer Kraft gesetzt und werden die zugehörigen Frachtsätze gestrichen; für Schnitt- f 
holz aus Post H-13-e gelangen nunmehr die Frachtsätze des Artikeltarifes 22c zur Anwendung. Demgemäß ist im Warenverzeich- ° 
nisse auf Seite 9 des Tarifes bei laufender Nummer 16 unter c) in Spalte 5 und 6 und im Verzeichnisse der Artikeltarife auf Seite 


16 des Tarifes in der ersten Spälte „22b* auf „22c“ abzuändern. 


4. Ferner werden mit dem gleichen Zeitpunkte die Teilfrachtsätze in Kronen für Kohle und Koks durch folgende ersetzt: | 


Ko h l'e 
|— mt RR er 
| von 1: 
Nach |- ‚E “ 
| Breiten- Innsbruck Innsbruck Staatsgrenze  Staatsgrenze 
| AN, Holzleiten ‚1 .Kirchbichl aabel: bei - 
| schützing Hauptbahnhof | Westbahnhof Bernhardsthal| Summerau 
—— z h & 
Ehrwald Kronen 293 116 84 84 173 318 255 
Leermoos. . . n 222 120 89 87 178 318 Pl 
Reutte LS an r 231 231 108 106 197 827 264 
Vils ee. ar x 234 111 123 116 212 330 267 
| Koks 
Nra:czh | ni von 
| Innsbruck Innsbruck Staatsgrenze bei | Staatsgrenze bei Wien 
| Hauptbahnhof Westbahnhof Bernhardsthal Summerau Erdbergerlände 
Ehrwald... .. . . Kronen | 126 126 402 | 339 381 
Leermoos ehe SE 134 130 402 ° 339 381 
Reutte in Tirol . Ä 162 159 all 348 390 
Vils nn EA 5 184 173 ‚414 | 351 393: 


Die für Kohle und Koks von Wien Nordbahnhof Übergang (Filiale Strasshof) vorgesehenen Frachtsätze treten unter einem 


ohne Ersatz außer Kraft. Die dazugehörige Fußnote „*)“ ist daher zu streichen. 
x . Dun, . 5 . . . . . . BR 
5. Auf Seite 4 des Tarifes sind in der zweiten Zeile des Vorwortes die Worte „ungarischen und bosnisch-herzegowinischen“ 


2 ” 7 3 . (p ir » . 77 [12 = 4 4 “ 1 1 i 

und in der dritten Zeile der „Erklärung der Abkürzungen“ die Worte „ungarischer und bosnisch-herzegowinischer“ zu streichen. 
7 
L 


; 


I. Mit Gültigkeit vom gleichen Zeitpunkte sind auf Seite 32 des Tarifes unter „B. Eil- und Frachtstückgut-Artikeltarife 3,4 


Die Abkürzung „E.B.R. = Eisenbahnbetriebsreglement* auf den Seiten 4 und 5 des Tarifes ist auf „E.V.O. = Eisenbahn- 
verkehrsordnung“* abzuändern. R 
HANDY } B) Erhöhung der Teilfrachtsätze in Mark. 
. 1. Mit Gültigkeit vom 15. Dezember 1921 werden die Teilfrachtsätze in Mark durchgehends um 
statt wie bisher um 30 vom Hundert erhöht. 
Bei Ermittlung der hiernach sich ergebenden 
ganze Pfennige aufgerundet 


achtzig vom Hundert 


Teilfrachtsätze werden die im Endergebnisse entfallenden Bruchteile auf 


Eilstückgut“ im Artikeltarif Nr. I die Teilfrachtsätze in Mark durchgehends von 12,11 auf 18,15 **) abzuändern. 
Am Schlusse dieser Seite ist folgende Anmerkung anzubringen: 
„“*) In diesem Frachtsatze ist der Zuschlag von 80 vom Hundert bereits enthalten.“ 
II. Die im Verordnungsblatte für Eisenbahnen, 
[731] verlautbarten Bestimmungen hinsichtlich der. Ziffern I 
Wien, am 24. November 1921. T. A. B. ZI. 6168/4— 1921. 
Österreichische Bundesbahnen, namens der beteiligten Verwaltungen. 


und II treten mit Ablauf des 14. Dezember 1921 außer Kraft. 


” 


rn A EZ al En de 7 u dr 


PN 


Schiff- und Luftfahrt Nr. 82 vom 14.. Oktober 1921 unter laufender Nummer ; 
(2066) 


LXT. Jahrgang 
1. Dezember 1921. 


— 95 — 


Nr. 48 


Binnen-Gütertarif der Zschipkau- 
Finsterwalder Eisenbahn. 
Vom 1. Dezember 1921 ab werden die 


jetzt bestehenden Frachtsätze für den 
- Güterverkehr um 50 % erhöht. Die ver- 
kürzte Veröffentlichungsfrist ist auf 


‘Grund der vorübergehenden Änderung 
des $ 6 der E.V.O. (R.-G.-Bl. 1914, S. 455) 
genehmigt. (2014) 
Finsterwalde, im November 1921. 
Die Direktion 
der Zschipkau-Finsterwalder Bisenbahn. 


Deutsche Reichsbahn. Mecklenburgisches 
Netz. 

Vom 1. Dezember 1921 wird für 

Benutzung des Dampfkrans 

münde das 

Deutschen Eisenbahn-Gütertarifs, 


die 
in Warne- 
im Nebengebührentarif des 
Teil I 


Abt. B unter IV 2 (1) festgesetzte Kran- - 


zeld, mindestens 20 MH für jede auch nur 
"Angefangene Stunde und mindestens 
160 AM für den Tag, erhoben. (2012) 
Schwerin, den 21. November :1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion. 


Zum 1. Dezember 1921 werden die Sätze 
unseres Binnen-Gütertarifs in demselben 
Umfange wie bei der Reichsbahn erhöht. 

Neuruppin, 22. November 1921. (2015) 

Direktion der Ruppiner Eisenbahn. 


Badisch-Bayerischer Güterverkehr. 
. Tarif vom 1. Dezember 1909. 
Mit Wirksamkeit vom 1. Dezember 1921 
werden die Stationsfrachtsätze für Kon- 
stanz-LindausReutin und Lindau Stadt 
um 50% erhöht. 

Die Abkürzung der Veröffentlichungs- 
frist gründet sich auf die vorübergehende 
Änderung des $ 6 der Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung. (2033) 

München, den 23. November 1921. 

- Tarifamt beim Reichsverkehrsministerium, 
; Zweigstelle Bayern. 


Güterverkehr zwischen Deutschland 
- einerseits, Dänemark, Schweden und Nor- 
wegen anderseits, Verbands-Gütertarif 
Teil I, Abteilung As 


Am1. Dezember 1921 treten in den : 


Artikeln 12 Zusatzbestimmung 4, 13 Zu- 
satzbestimmung 4, 15 - Zusatzbestim- 
mung 7, 38 Zusatzbestimmung 4 und 5 
die durch die Einführung von Zwei- 


währungstarifen bedingten Änderungen‘ 


in Kraft (Frachtzahlung, Nachnahme- 
belastung und Interessendeklaration teils 
in Kronen, teils in Mark). 

Artikel 7, Zusatzbestimmung 14 erhält 
folgende neue Fassung: 

„14: en Frachtzuschlag von 15 Fran- 
ken — $ 3 (1) der Ausführungsbestim- 
mungen — wird auf 10,80 Kronen der 
Währung des als Anfangs- oder Endbahn 
an dem Frachtvertrage beteiligten nordi- 
schen Landes für das Bruttokilogramm 
des ganzen Versandstückes (ohne Auf- 
rundung) festgesetzt. 

Der‘ Frachtzuschlag von 1 Franken 
— $3 (2) der Ausführungsbestimmun- 
gen — wird auf 0,72 Kronen der Währung 
des als Anfangs- oder Endbahn an dem 
Frachtvertrage beteiligten nordischen 

_ Landes festgesetzt.“ 

Nähere Auskunft erteilt unser Ver- 
kehrsbüro. (2032) 

Altona, den 22. November 1921. 

Eisenbahndirektion, 
namens der Verkandsverwaltungen. 


 Deutseh-italienischer Güterverkehr über 

: Brenner und Tarvis. 

/ Tarifvom 1. Oktober 191. 
Ab 1. Dezember 1921 gelangen für den 


außeritalienischen. Schnitt II die Sätze, 
der Reihe F und für den außeritalieni- 


schen Schnitt III die Sätze der Reihe L 

zur Anwendung. (2046) 

München, den 25. November 1921. 
Tarifamt beim RVM., 


Am 1. Dezember 1921 tritt zum Aus- 
nahmetarif für Steinkohlen usw. von 
deutschen Stationen nach den auf nieder- 
ländischem Gebiet gelegenen Stationen 
der niederländischen und deutschen 
Eisenbahnen vom 1. November 1921 der 
Nachtrag 1 in Kraft, enthaltend neue er- 
höhte Frachtsätze für die deutschen 
Strecken sowie Änderungen und Ergän- 
zungen des Tarifs, Das alsbaldige In- 
krafttreten der Tariferhöhungen gründet 
sich auf die vorübergehende Änderung 
des S 6 der Eisenbahnverkehrsordnung. 

Preis des Nachtrags 0,90 KM. 

Essen, den 26. November 1921. (2047) 

Eisenbahndirektion. 


- Deutsch-italienischer Gütertarif über die 


Schweiz vom 1. Oktober 1921. 

Mit Geltung vom 1. Dezember 1921 wer- 
den die Frachtsätze für die außeritalieni- 
schen Strecken in der Frachttafel B auf 
Seite 41—65 des Tarifs verdoppelt und die 
durch den Tarifanzeiger bekanntgegebe- 
nen außeritalienischen Schnittsätze für 
den Verkehr mit den Saarbahnstationen 
Dillingen (Saar), Saarbrücken Hebf. und 
Völklingen um 50 % erhöht. 

Die Beträge von 1560 und 3120 8 in 
der Fußnote 2 auf Seite 49 des Tarifs 
werden in 2030 und 4060 3 geändert. 

Auskunft erteilen die beteiligten Güter- 
abfertigungen und die Auskunftsbüros. 

Frankfurt (Main), 26. November 1921. 

Eisenbahndirektion. (2048) 


Vorbehaltlich Genehmigung der Auf- 
sichtsbehörde tritt zum Binneneütertarif 
der Crefelder Eisenbahn (Nr. 69 des Tarif- 
verzeichnisses) mit Gültigkeit vom 1. De- 
zember 1921 ab gleich wie bei den Reichs- 
eisenbahnen eine 50proz. Erhöhung der 
Frachten und Gebühren ein. (2050) 

“Crefeld, den 25. November 1921. 

Die Direktion. 


Westdeutsch-südwestdeutscher Verkehr. 
Mit sofortiger Gültiskeit wird die Sta- 


‘tion Harbergen-Staffhorst des Direktions- 


bezirks Münster in die Tarifhefte 1 bis3 


einbezogen. 


Infolge der endgültigen belgisch-deut- 
schen Grenzregelung werden die Statio- 
nen Losheim (Kr. Malmedy) und Losheim 
(Losheimergraben) Grenze in den Tarif 
einbezogen und die Entfernungen einiger 
Grenzübergangspunkte geändert. Näheres 
im Gemeinsamen Tarif- und Verkehrs- 
anzeiger der ehemalig preußisch-hessi- 
schen usw. Staatsbahnen. (2049) 

Frankfurt (Main), 23. November 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Nebenbahn Waldhofi-Sandhofen., 

Vorbehaltlich der Genehmigung durch 
die Aufsichtsbehörde werden die Beför- 
derungspreise und Gebühren im Güter- 
und Tierverkehr ab 1. Dezember d. J. 
erhöht. 
- Nähere Auskunft erteilt die Betriebs- 
leitune in Mannheim-Sandhofen. (2067) 

Mannheim-Waldhof, 25. November 1921. 

Bahngesellschaft Waldhof. 


4. Personen- und Güterverkehr. 


Deutsche Reichsbahn — Sächsisches Netz. 

Mit Gültigkeit vom 1. Dezember. 1921 
werden infolge Erhöhung a) der Mindest- 
frachten für Sonderzüge, des Begleiter- 
fahrgeldes und der Zuschläge 


'zur 
:Deekung der tschechoslowakischen Fahr- 


kartensteuer um 30 %, b) sämtlicher 
lrachten im Güter- und Tierverkehre 
einschl. der tarifmäßigen Mindest- und 
Sonderfrachtbeträge sowie der Neben- 
gebühren um 50% neu ausgegeben: 
1. Nachtrag II zum Binnen- Sintor (arat, 
Teil II, Heft 2 vom 1. Juli 1921, 2, Nach- 
trag II zum Binnen-Tiertarif, Teil IN 
vom 1. Dezember 1920, 3. Nachtrag IIl 
zum Binnen-Güter- und Tiertarif für die 
schmalsvurigen Linien vom 1. Dezember 
1920, 4, Nachtrag IV zum Tarif für die 
schmalspurige Nebenbahn Klingenthal- 
Untersachserberg. Für den Binnen- Güter- 
tarit, Teil II, Heft 1, werden die Tarif- 
erhöhunsen 'durch unseren Verkehrs- 
anzeiger bekanntgegeben. Die Einfüh- 
rung sämtlicher hiermit verbundener 
Tariferhöhungen mit verkürzter Ver- 
öffentlichungsfrist ist auf Grund der 
vorübergehenden Änderung des $ 6 der 
Fisenbahn-Verkehrsordnung genehmigt. 
Die Tarifnachträge können vom 28. No- 


vember 1921 an durch unsere Wirt- 
schafts-Hauptverwaltung in Dresden- 
Neustadt bezogen werden. Inzwischen 


erteilt unser Verkehrsbüro hier nähere 
Auskunft. (2063) 
Dresden, am 25. November 1921, 


Eiseribahn-Generaldirektion. 


Binnen-Personen-, Gepäck- und Güter- 
tarif, Teil II für die Lokalbahn Sehaft- 
lach-Gmund-Tegernsee. 

Mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
werden ab.1. Dezember 1921 die Fahr- 
preise und Gepäckfrachten um 30 %, die 
Frachtsätze im Tier- und Güterverkehr 
um 50 % erhöht. 2054) 

Tegernsee, den 26. November 1921. 
Eisenbahn-Aktiengesellschaft Schaftlach- 

-Gmund-Tegernsee., 
Die Direktion. 


Neustadt-Gogoliner Eisenbahn- 
Gesellsehaft. 

Vorbehaltlich der Genehmigung durch 
die Aufsichtsbehörde tritt im Güter- und 
Tierverkehr mit Gültiekeit vom 1. De- 
zember 1921 und im Personenverkehr mit 
Gültigkeit vom 1. Februar 1922 eine Er- 
höhung bis zu 50 % ein. (2023) 

Auskunft erteilt die Bahnverwaltung 
in Neustadt. 

Neustadt, den 23. November 1921. 

Die Direktion. 


Liegnitz-Rawitscher Eisenbahn- 
gesellschaft 
Vorbehaltlich der Genehmigung durch 
die Aufsichtsbehörde tritt im Güter- und 
Tierverkehr mit Gültigkeit vom 1. De- 
zember 1921 und im Personenverkehr mit 
Gültigkeit vom 1. Februar 1922 eine Er- 
höhunse bis zu 50 % ein. (2022) 
Auskunft erteilt die Bahnverwaltung 
in Liegnitz. 
Lieenitz, den 23. November 1921. 
Die Direktion. 


Eisenbahngesellschaft Mühlhausen- 
Ebeleben. 

Vorbehaltlich der Genehmigung durch 
die Aufsichtsbehörde tritt im Güter- und 
Tierverkehr mit Gültigkeit vom 1. De- 
zember 1921 und im Personenverkehr mit 
Gültigkeit vom 1. Februar 1922 eine Er- 
höhung bis zu 50 % ein. 

Auskunft .erteilt die Bahnverwaltung 
in Schlotheim. (2021) 

Mühlhausen, 23. November 1921. 

Der Vorstand. 


Süddeutsche Eisenbahn-Gesellschaft. 
Badische, Hessische und Thüringische 
Linien. (Tarifverz. 188a, b u. d 
Vorbehaltlich der Genehmigung der: 
Aufsichtsbehörden tritt am 1. Dezember 


Nr. 48 
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Zeitung des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


l. J. Nachtrag II zum Binnentarif für den 
Personen-, Gepäck-, Tier-, Expreßgut- 
und Güterverkehr in Kraft, der eine Er- 
höhung der Fährgeld-, Fracht- und Ge- 
bührensätze enthält, Die Abweichung von 
S 6 (5) E.V.O. ist genehmigt. (2018) 
Darmstadt, am 22. November 1921. 
Die Direktion. 


5. Personen- und Gepäckverkehr. 


Mit Wirkung vom 1. Februar 1922 ab 
werden die am 1. Dezember d. J. in Kraft 
tretenden Personenfahrpreise pp. um 
50 % erhöht, 

Nähere Auskunft erteilt der 
zeichnete Betriebsvorstand. 

Betriebsvorstand 
der Wittenberge-Perleberger Eisenbahn. 


unter- 
(2057) 


Personentarif Deutschland-Italien über 

die Schweiz. 

Mit Gültiekeit vom 1. Dezember 1921 
erscheint "ein neuer vorläufiger Tarif, 
durch den der während des Krieges außer 
Kraft gesetzte Tarif vom 1. Juli 1913 eend- 
gültig aufgehoben wird. Die Fahrpreise 
sind zu verschiedenen Kursen in den 
Tarif aufgenommen. Welche Fahrpreis- 
reihe anzuwenden ist, wird jeweils 'beson- 
ders bekanntgegeben. Nähere Auskunft 
erteilt unser Verkehrsbüro. Die beson- 
deren Bestimmungen sind gemäß $ 2 der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung senehmist. 

Karlsruhe, im November 1921. (2013) 

Eisenbahn-Generaldirektion Karlsruhe, 
zugleich namens der beteiligten Verwal- 

tungen. 
Deutsche EisenbahmBersünen: und * 
päcktarife, Teile I und II. 

Vom 1 Dezember 1921 an wird der Ex- 
preßguteinheitssatz von 48 auf 10,8 3 
für 10 kg und 1 km und die Mindestfracht 
von 4 M auf 12 M .erhöht. Die Er- 
hebungsbeträge werden auf volle Mark 
aufgerundet. Die bisherige Abfertigungs- 
gebühr von 50 8 fällt fort. 

Die Erhöhungen werden im Ver- 
fügungswege durchgeführt. Nähere Aus- 
kunft erteilen die Gepäckabfertigungen. 

Berlin, den.25. November 1921. (2044) 
Eisenbahndirektion für die Verwaltung 

der Reichsbahn. 


Mit Gütiekeit vom 1. Dezember d. J. 


tritt der Nachtrag 5 zu unserem Binnen- 


Personentarif in Kraft, der Erhöhungen 
der Beförderungspreise enthält. 

Das alsbaldige Inkrafttreten gründet 
sich auf die vorübergehende Änderung 
des 86 EVO. 

Neustrelitz, den 23. November 1921. 
Direktion der 
Mecklenburgischen Friedrich-Wilhelm- 

Eisenbahn. (2045) 


Vorläufiger Tarif für den Deutsch- 

Österreichischen Personen- und Gepäck- 

verkehr über süddeutsch-österreichische 
Grenzstationen (Heft A). 

Am 1. Dezember 1921 wird der vor- 
läufige Tarif für den Deutsch-Öster- 
reichischen Personen- und Gepäckverkehr 
über süddeutsch-österreichische Grenzsta- 
tionen neu ausgegeben. Der vorläufige 
Tarif vom 1. Juni 1921 tritt gleichzeitig 
außer Kraft. . Das: Verkehrsgebiet und 
die Übergänge sind nicht erweitert wor- 
den. Einige deutsche Stationen wurden 
neu einbezogen. 


Herausgegeben im Auftrage des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen 

von dem verantwortlichen Schriftleiter, Geh. Oberregierungsrat 
Für den Anzeigenteil verantwortlich F. . 

Verlag von Julius ‚Springer in Berlin W, — Druck von H.8. Hermann & Co. in Berlin SW. 


Der Tarifbezeichnung ist beigefügt 
worden: „Heft A. Schnellzugsverkehr“. 
Dadurch unterscheidet sich der Tarif von 
dem. ebenfalls am 1. Dezember 1921 zur 
Einführung kommenden Tarif für den 
Nachbar-Personen- und Gepäckverkehr 
mit Personenzügen zwischen Stationen 
des rechtsrh. bayerischen Netzes der 
Reichsbahn und österreichischen Statio- 
nen. Dieser Tarif trägt die abgekürzte 
Bezeichnung: „Vorläufiger Tarif . für 
den Deutsch-Österreichischen Personen- 


und Gepäckverkehr über süddeutsch- 
österreichische Grenzstationen (Heft 
ii (2058) 


München, den’ 21. November 1921. 
 Veerkehrsamt beim Reichsverkehrs- 
' ministerium. 
/;:weigstelle Bayern in München. 


Vorläufiger Tarıf für den Deutsch-Öster- 
reichischen Personen- und Gepäckverkehr. 
über süddeutsch-österreichische Grenz- 
stationen (Heft B). 

Am 1. Dezember .1%91 tritt der 
Tarif für die Beförderung von Personen- 
und Reisegepäck zwischen Stationen der 
Deutschen Reichsbahn (bayer. rechtsrh. 
Netz) einerseits und österreichischen Sta- 


tionen anderseits, ferner zwischen öster- 


reichischen Stationen untereinander im 
Durchgang über Dayern und zwischen 
Stationen des bayerischen .rechtsrh. 
Netzes uutereinander im Durchgang über 
Österreich vom 1. April 1918 nebst‘ den 
dazu erschienenen Nachträgen I—V außer 
Kraft. An dessen Stelle wird für die 
durchgehende Abfertigung von Personen- 
und Reisegepäck mit. Personen- 
zügen zwischen Stationen des rechtsrh. 
bayer. Netzes der Reichsbahn und österr. 
Stationen (Verkehr zwischen Stationen 
der Strecken: Kempten-Innsbruck über 
Griesen, München-Innsbruck' über Schar- 
nitz und en über Kuf- 
stein) sowie zwisehen österreichischen 
Stationen untereinander im Durchgang 
über Bayeın mit Gültigkeit vom 1. De- 
zemb.er 1921 ein neuer Tarif ausgege- 
ben. Er trägt die abgekürzte Bezeich- 
rung: „Vorläufiger. Tarif für den 
Deutsch-Österreichischen Personen- und 
Gepäckverkehr . über süddeutsch-öster- 
reichische Grenzstationen (Heft B).“ 

Die Fahrpreise für den durchgehenden 
deutsch - österreichischen Sch 
zuesverkehr und die Gepäckfracht- 
sätze dieses Verkehrs sind in dem Tarif 
mit der abgekürzten Bezeichnung: .Vor- 
läufiger Tarif für den Deutsch-Öster- 
reichischen Personen: und Gepäckv erkehr 
über süddsutsch-Ssterreichische Grenz- 
stationen (Heft A)“ enthalten. 

München, den 21. November 1921. 
Verkehrsamt beim  Reichsverkehrs- 
ministerium. 

Zweigstelle Bayern in München. 


Vorläufiger Tarif für den Deutsch- 
Italienischen Personen- und Gepäck- 
verkehr über. Kufstein-Brenner und über 
Salzburg-Piedicolle. 

Am1. Dezember 1921 tritt der Nach- 
trag III zum Tarif in Kraft. Er ent- 
hält Änderungen und Ergänzungen der 
Besonderen Bestimmungen und Erhöhung 
der Fahrpreise und Gepäckfrachtsätze 
für die Strecken nördlich Brenner und 
nördlich Piedicolle. (2060) 

München, den 21. November 1921. 

Verkehrsamt beim Reichsverkehrs- 

ministerium.' 
Zweigstelle Bayern in München. 


nell- 


.(Oldbeg.) 


sind, zum Verkauf. 


- Angebote mit der Aufschrift: 


‚selbst am 14. Dezember, vorm. 11 Uhr. 


Dr. v. Ritter in Berlin. 
Luckhardt, Berlin SO. 26 


Provisorischer Tarif für die Beförderung 

von Personen und Reisegepäck mit den 

Luxuszügen „Orient-Expreß* und „Paris- 

Karlsbad- Prag-Expreß“ im Verkehr zwi- 

Schen deutschen und außerdeutschen Sta- 
tionen, 

Mit Gültigkeit vom 1. Dezember 
1921 treten an Stelle der in den Preis- 
tafeln vom 1. November 1921 angegebe- 
rien Beförderungsgebühren neue Fahr- 
preise und Gepäckfrachtsätze. (2051) 

München, den 21. November 1921. 

Verkehrsamt beim Reichsverkehrs- 

ministerium, 
Zweigstelle Bayern in München. 


Provisorischer Tarif für die Beförderung 

von Personen, Reisegepäck und Hunden 

mit dem „Orient-Expreß“ und dem „Paris- 

Karlsbad-Prag-Expreß“* im Verkehr der 

deutschen Stationen unter sich. Gültig 
vom 4. Mai 1920. 

Mit Gültigkeit vom 1. Dezember 
1921 wird das 6. Ergsänzungsblatt zum 
Tarif ausgegeben. Es enthält Änderungen 
der Fahrpreise und der Gepäckfracht- 


‚sätze, (2062) 


München, den 21. November 1921. 
Verkehrsamt beim Reichsverkehrs- 
ministerium. 

Zweigstelle Bayern in München. 


6. Verdingungen. ; 


Württemberg. 

Deutsche Reichsbahn. | 
Lieferung von Holzschwellen. 
Die Lieferung von 80000 Stück 
Buchen- oder Kiefernschwellen Sorte As 
wobei die Mitlieferung einer kleinen‘ 
Menge Schwellen Sorte C freigestellt. 
wird, ist auf Grund der Bestimmungen. 
über Vergebung von Arbeiten und Liefe- 
rungen (Gewerbeblatt Württemberg von 
1912 Seite 113) nach dem Stückpreisver- 
fahren zu vergeben. Bedingungen sind 
hier einzusehen und werden auf An- 


ER gegen eine Gebühr von 6 AM ab} 


eceben. 

De mit Aufschrift „Angebot auf Hola | 
schwellen“ zu versehenden Angebote 
werden F 
am Donnerstag, den 2. Dezem- 

ber 1921, vormittags 11 Uhren 
hier eröffnet. Zuschlagsfrist 3 Wochen. ? 

Heilbronn, den 28. Nora 1921: £ 

Oberbaumaterialverwaltung. (2069) 


7. Verkauf von Altmaterial. 


Hauptwerkstätte Oldenburg” 
stehen zwei Stück 1/2- und 
neun Stück 2/2-gekuppelte ausbesserungs- 
bedürftige Tienderlokomotiven, die nach 
Instandsetzung für Kleinbahnen und Pri- 


vatbetriebe noch vorteilhaft Verre 


In der 


N erdingungsunterlagen können ‘von un 
serm Materialbüro hier, Karlstraße 
gegen postfreie Einsendung von Mi 
(in bar) bezogen werden. & von 0 Mi 
„Angebot 
auf ausgemusterte Lokomotiven“ sind 
bis . zum 14. Dezember d.'J.,  vorms 
10 Uhr, an das vorgenannte Büro einzu- 
senden. Eröffnung der Angebote da- 


Oldenburg, 25. November 1921. 


Eisenbahndirektion. - (2055) 


Gruppenbildung der 
Eisenbahnen. 

Wie war es doch in Rußland? 

Die Eisenbahnen Deutschlands im Rech- 
nungsjahre 1919. 

Die Bedeutung der Großschiffahrtsstraße 
Rhein-Main-Donau. 

Zerrbilder aus dem Verkehrswesen. 

Zur Eisenbahnfrage. 

Nachrichten. 
Deutschland: Der Organisations- 


Zeitung des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


Herausgegeben im Auftrage des Vereins 
von Dr. v. Ritter, Geh. Oberregierungsrat in Berlin, als Schriftleiter. — Verlag von Julius Springer in Berlin W.9. 
Schriftleitung: Berlin W.9, Köthener Str. 28/29. 


Nr. 49, 


amerikanischen 


ausschuß zur Reform der Eisenbah- 
nen. — Aufhebung vwerkehrswirt- 
schaftlicher Anordnungen. — 
Stockungen im Eisenbahnverkehr. — 


Die .Erhöhung der Eisenbahn- 
. personentarife. — Wagengestellung 
für Kartoffelsendungen. — Preis- 
gestaltung für die Beschaffung von 
‚Eisenbahnwagen. — Verkehrslage 
im Ruhrbezirk. — Der Berliner 


Österreich: 


Berlin, den 8. Dezember 1921. 


Inhalt: 


Stadt-, Ring- und Vorortverkehr. — 
Die Danziger Eisenbahnen an Polen. 
— Personalnachrichten. 


Gesetzentwurf be- 
treffend den Beamtenabbau. — Die 
Ersparungskommission und das Ver- 
kehrswesen, — Die Verkehrserschwe- 
rung durch die Pässe. — Der Ver- 
kehr und die Investitionen der 
Bundesbahnen. — Die Elektrisierung 
der Salzkammergutbahnen. — Staats- 
eisenbahngesellschaft. — Die Kohlen- 
versorgung Österreichs. 


Ungarn: Bauausführungen auf un- 


garischen Südbahnstationen. — Ge- 
treide-, Mehl- und Brennholzsendun- 
sen für Budapest dunapart. — 
Restaurationsbetrieb auf den unga- 
rischen Strecken der Südbahn. — 


Eisenbahnplänee — Regelung des 
Außenhandelsverkehrs. — Die Un- 
garische Wirtschafts-- und Klein- 


LXI. Jahrgang. 


bahnen - Aktiengesellschaft. — Er- 
höhung des Lagergeldes in den Sta- 
tionen Budapest nyugoti und Buda- 
pest dunapart. — Ausbau des elek- 
trischen Straßenbahnnetzes in Buda- 
pest. 

Übrige europäische Länder: 
Dampifährenverbindung Hälsingborg- 
Helsingör, — Einschränkung der 
Freifahrt auf schwedischen Bahnen. 
— Auflassung der Station Riksgrän- 
sen. — Schwedische eisenbahntech- 
nische Erfindungen. — Zentralamt 
für internationalen Eisenbahntrans- 
port. — Bahnsteiekarten in England. 
— Dauerlampen für Signale bei der 
Midland-Eisenbahn. 

Allgemeines. 

Rechtspflege. 

Bücherschau. 

Amtliche Mitteilungen. 
Amtliche Bekanntmachungen. 


Gruppenbildung der amerikanischen Eisenbahnen. 


Vom Geh. Regierungsrat Wernekke. 


Das amerikanische Bundesverkehrsgesetz vom 28. Februar 
1920 (s. Zte. d. Ver. Deutscher Eisenbverw. Nr. 33 u. 34, 1920) 
schreibt bekanntlich die Zusammenfassung der Eisenbahnen der 
Vereinigten Staaten zu großen, abgerundeten, einheitlich betrie- 
benen Gruppen vor. Eine Denkschrift des Bundesverkehrsamts, 
die kürzlich erschienen ist, soll die Durchführung dieser Maß- 
nahme in die Wege leiten; sie schlägt 19 solche Gruppen vor und 
stützt sich im wesentlichen auf ein Gutachten des Professors 
Ripley von der Harvard-Universität, das allerdings 21 solche 
Gruppen in Aussicht nimmt. Das Gutachten baut seine Gruppen- 
‚einteilung auf folgenden Grundlagen auf: Wahrung der geogra- 
phischen Grenzen, Anpassung der Gruppen an ihre Umgehung, 
Rücksichtnahme auf die Leistungsfähigkeit, Umfang der Grup- 
pen so, daß die menschlichen Kräfte ausreichen, um sie von einer 
Stelle aus zu verwalten, Aufrechterhaltung des Wettbewerbs, 
Möglichkeit, die Bahnen wirtschaftlich auszunutzen, also auch 
den höchstmöglichen Ertrag aus ihnen zu ziehen, Ausgleich der 
Betriebsüberschüsse zwischen wirtschaftlich starken und wirt- 
schaftlich schwachen Unternehmungen. Dabei sollen die be- 
stehenden Netze im allgemeinen nicht. zerrissen, sondern mög- 
lichst als Ganzes den Gruppen zugeteilt werden; doch sind 
hiervon auch Ausnahmen gemacht. 

Mit diesen Grundsätzen für die Einteilung schlägt Professor 
Ripley seine 21 Netze wie folgt vor: Fünf Gruppen sollen von den 
„trunk-lines“, ein Begriff, der noch zu erläutern sein wird, ge- 
bildet werden. Dieder Beförderung von Weichkohle dienenden Bah- 
nen, die die Großen Seen mit der Küste des Atlantischen Ozeans 
in der Gegend der Chesapeake-Bucht verbinden, sollen zwei Grup- 


pen bilden. Die Bahnen des Südostens sollen zu vier Gruppen 
zusammengefaßt werden. Fünf Gruppen sollen sich in den Ver- 
kehr zwischen dem Mississippi und der Küste des Stillen Ozeans 
teilen, zwei von Norden her an die Küste des Golfs von Mexiko 
führen. Dazu kommen noch drei Gruppen in den „Außenbezir- 
ken*: eine in Neu-England, eine im südlichen Michigan, eine 
auf der Halbinsel Florida. Die Ausgangs- und Knotenpunkte die- 
ser Gruppennetze liegen zum Teil an der Küste, so New York, 
Jacksonville, New Orleans, Galveston, San Francisco; sie wer- 
den aber an Verkehrsbedeutung bei weitem von den Brenn- 
punkten des Verkehrs im Binnenlande, Chicago und St. Louis, 


übertroffen, die für die Gruppennetze die Knotenpunkte der - 
ersten Ordnung bilden. Verkehrsmittelpunkte zweiter Ordnung 
sind die Städte am Ohio, und für die nach der Chesapeakebucht 
führenden Bahnen kommen als solche Toledo, Ohio und Norfolk 
(in Virginien) in Frage. Die einzelnen Gruppennetze sind, wo 
es irgend möglich war, durch ihre Hauptstrecke in diese Knoten- 
punkte des Verkehrs eingeführt. Um jedoch Verkehrsstauungen 
in ihnen zu vermeiden, sollen Umgehungsstrecken geschaffen 
und wahlweise zu benutzende andere Strecken vorgesehen 
werden. 

Die aus den „trunk-lines“ gebildeten fünf Gruppen sind 1. die 
Pennsylvania-Eisenbahn, 2. die New York Central Railway, 
3. die Baltimore und Ohio- und die Reading-Eisenbahn, 4. die 
Erie-, die Lehigh-Valley- und Wabash-Eisenbahn, 5. die Lacka- 
wanna- mit der New York, Chicago und St, Louis-, der Toledo-, 
St. Louis- und West-, der Bessemer- und Lake-Erie-Eisenbahn. 
Die genannten Bahnen bilden das Rückgrat der genannten Grup- 
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pen und geben den Namen für sie her. Warum die Gruppe 5 
den Namen „Nickel-Plate“, der bier zum ersten Male auftaucht, 
führt, ist nicht ersichtlich. Es gibt zwar für einige andere Bah- 
nen volkstümliche Bezeichnungen, die sich zum Teil auch im 
Fachschrifttum eingebürgert haben, aber die Bezeichnung ‚‚Nickel- 
Plate“ hat darin noch keine Rolle gespielt. Angegliedert sind 
diesen Stammbahnen noch jeweils einige andere Eisenbahnen in 
dem von ihnen bedienten Bezirk. Der Begriff „trunk-line* ist 
im Deutschen nicht leicht wiederzugeben; wollte man ihn wört- 
lich mit ‚„Hauptbahnen“ übersetzen, so würde man leicht veran- 
laßt, an den Gegensatz „Nebenbahnen“ zu denken, und die außer- 
halb der genannten fünf Gruppen stehenden Eisenbahnen sind 
durchaus keine Nebenbahnen in unserem Sinne, aber die „trunk- 
lines“ sind unter den Hauptbahnen jedenfalls diejenigen von der 
größten Verkehrsbedeutung, wie aus der . nachstehenden Zu- 
sammenstellung der 21 Gruppen, ihrer Netzlänge und der von 
ihnen im Jahre 1917 geleisteten Tonnenmeilen hervorgeht. Um 


die dort in Meilen gemachten Angaben in Kilometer umzurech- 


nen, müssen sie mit 1,61 vervielfältigt werden. 

außerdem eine Angabe über das Anlagekapital, 
eine Streckenmeile, und das Verhältnis des Betriebsüberschusses 
zum Anlagekapital, ebenfalls nach den Ergebnissen des Jahres 


Beigefügt ist 


1917. 
Tonnen-| Anlage- 1 
Netz- 5 RER Ver- 
länge un ae zinsung 
ent Millio- | 1 Meile | ., 
iR nen Dollar 0 
Bezirk „trunk lines‘ : | | 
1. Pennsylvania Are 11276 :| 47871 | 169465 4,50 
2. New York Central . 11414 33477 | 188:787 6,11 
3. Baltimore & Ohio Rea- 
INA NR 3252 29113 | 133215 5,14 
4. Erie - Lehigh Valley- ’ 
Wabashas. nee zOL2 27770 162 995 4,28 
5. Lackawanna. .... 4879 16986 | 143 118 4,39 
Bezirk Große Seen - Chesa- 
peake-Bucht: 
6. Chesapeake & Ohio . 2761 122258 | 121101 5,46 
7. Norfolk & Western- / 
Virginia nina er 3 382 17223 |. 128831 6,18: 
8. Neu-England ....| 67% 8204 |. 102497 5,33 
Michigan sw 3 } 1.3680 | 3171 49 626 3,28 
Bezirk Südosten: 
10. Sud-Bahn ı ae 2a, 10.489 11.9167) 7 75 392 4,31 
11. Atlantic - Coast Line- 
Louisville & Nashville | 14170 13.797 48 634 5,34 
12. Illinois-Central . 2 9389 .| 14637 53 005 4,83 
13. Seaboard Air Line. . 3 630 2117 54 515 3,45 
14: Florida ar 764 414 67 236 4,74 
Bezirk Westen (Querbah- 
nen): 
15. Union Paeific - North 
‚Western sn.er ders, 20.747 25 342 67 656 5,55 
16. Burlington - Northern 
Pacitie Su N | 22889 | 27987 | 64403 | 5,39 
17. St.Paul-GreatNorthern | 20768 | 24103 61 304 5,62 
18. Rock Island-Southern 
Pace A ara 19 655 19 638 68 680 4,69 
19.:Santase are RW 13097 | 65582 5,64 
Bezirk Südwesten-Golf von 
Mexiko: 
20. Franeisco . 2.2.2... 12588.| 10499 | . 72924 | 3,80 
91. Missouri Pacific ‘. 13 564 14 930 57 920 3,75 


bezogen auf- 


Die fünf „trunk-lines“ 


Stillen Ozeans führenden Gruppen verzweigen sich nach den 


beiden Küsten und laufen nach Chicago und St. Louis zusam- 
ebenso haben die südwestlichen Gruppen ihr Ziel in Kan- 


men; 


Deutscher Bisenbahnverwaltungen. | 


ad die fünf nach der Küste dee 


sas City und St. Louis, stehen aber auch in Verbindung mit 


Chicago. 
Ohio, und die Verbindung mit Chicago und St. Louis ist durch 
die „trunk-lines“ hergestellt. 


Um der Forderung des Gesetzes, daß der Wettbewerb auf- 


Nur vom Südosten her endigen die Gruppennetze am 


recht erhalten werden soll, nachzukommen, münden in die be- 


deutenderen Städte stets mindestens zwei Gruppennetze ein, 


Die jetzt im Wettbewerb stehenden Strecken sind so auf die 


Netze verteilt, daß sie auch in Zukunft die bisherigen Ver- 


kehrsbeziehungen gleichzeitig bedienen; an vielen Stellen sind 


also die Eisenbahnen ‚sozusagen paarweise 


städten Minneapolis und St. Paul münden drei Gruppennetze ein, 
in Galveston vier. New Orleans ist das Ziel von drei Gruppen, 
von Südosten her und von vier von Westen her. 
wird von vier von den an die Küste des Stillen Ozeans ‚durch- 


gehenden Strecken berührt, und dazu kommen noch zwei von. 


denen, die nach Südwesten, nach dem Golf von Mexiko führen. 

Weder wenn man die Streckenlänge, 
Verkehrsleistung, ausgedrückt in Tonnenmeilen, als Maßstab 
zu Grunde legt, kann man sagen, daß die Netze so abgegrenzt. 
wären, daß ungefähr gleich große Einheiten herauskommen, 
Das war auch nicht beabsichtigt. 
darauf gelegt worden, Gruppennetze zu schaffen, die ungefähr 
gleich hohe Überschüsse ausdem Betriebe herauswirtschaften kön- 


nen, bei denen also ein gewisser Ausgleich zwischen den Eisen- 
bahnen mit hohen und denen mit niedrigen Überschüssen statt- 
Nächst dem kleinen, kaum nennenswerten Netz auf der 


findet. 
Halbinsel Florida ist die Chesapeake- und Ohio-Gruppe mit 
4445 km Länge die kleinste; nicht viel größer sind die Gruppen 
Norfolk and Western-Virginia, Michigan, Seaboard Air Line. 
Alle übrigen Gruppen haben aber mindestens 8000 km Betriebs- 


länge, und neun von ihnen überschreiten 16000 km. Die läng- 
' sten Strecken haben die westlichen Querbahnen, 


von denen 
vier unter fünf über oder nahezu 32 000 km lang sind. Ihnen 
kommt nur noch die Gruppe Atlantic Coast Line-Louisville 
and Nashville mit 22800 km und die zwei südwestlichen, nach 
dem Golf von Mexiko führenden Gruppen mit etwas über 20.000 
und nahezu 22 000 km nahe. An Verkehrsbedeutung, die in den 


geleisteten Tonnenmeilen zum Ausdruck kommt, werden frei-. 


lich auch die zuletzt genannten großen Netze bei weitem von 
den Bahnen übertroffen, die den Verkehr in der Richtung von 
der Küste des Atlantischen zu der des Stillen Ozeans vermit- 
teln, also von den „trunk-lines“ und den 
bahnen. 
stärksten unter den übrigen Eisenbahnen nahe, nd auch. da 
bleibt meist noch ein erheblicher Abstand. 


Eine Anzahl Eisenbahnen im Norden der Ver einigten Staaten 


die, obgleich auf deren Gebiet liegend, in ihren Verkehrsbezie- 
hungen mehr Glieder des kanadischen Eisenbahnnetzes sind, 


sind in diesen Gruppenplan nicht mit einbezogen.‘ Auch Bahnen 


untergeordneter Bedeutung sind nicht berücksichtigt; sie 


sollen nachträglich den Gruppen, mit denen sie in Verbindu:£ 
Ebenso sollen Wasserstraßen, die sich 


stehen, zugeteilt werden. 
in den Händen der Eisenbahngesellschaften befinden, Teile der 
Gruppennetze bilden. b R } 


Wie war es doch in Rußland? RR fi 


Vom Geh. 


Vor wenigen Tagen ging durch die Tagespresse das Gerücht, 
daß die Industrie ihre Hilfsbereitschaft, dem Reiche Goldvaluten 
zuzuführen, davon abhängig gemacht haben soll, daß ‚der 
Verkauf der Reichseisenbahnen an 


eine privatwirtschaft- 


Reg.-Rat Dr. Mertens, 


lich-juristische Person in die Wege geleitet werde“. 


angeordnet. In 
Seattle, San Francisco, Savannah, Atlanta und in den Zwillings- 


noch wenn man die 


westlichen‘ Quer- 
Nur den'schwächeren unter ihnen kommen selbst die 


Der 


Kansas City 


Es ist vielmehr u. a. Wert. 


übrige Inhalt der Erklärung des Sprechers des Reichsverbandes 


der deutschen Industrie, also der Weg, auf dem die Industrie 


meint, das Ziel zu erreichen, kann hier unberücksichtigt bleiben, : 


Y 
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reil ich nur. die Absicht habe, kurz auf Verhältnisse hinzu- 
- weisen, die sich in Rußland einmal. ähnlich abgespielt haben, wie 
. jetzt die Industrie für Deutschland plant. Es hat immerhin 
etwas für sich, zu sehen, wie sich die wirtschaftlichen Verhält- 
nisse und das Interesse des: Staates am der Verteidigung des 
> Landes gestaltet haben unter der Herrschaft der Privat- und 
der Staatsbahnverwaltung, je nachdem sich das herrschende Sy- 
z stem bewährte oder es versagte. Wenngleich Deutschland ja 
- selbst über ausgezeichnete Erfahrungen verfügt und aus ihnen 
- Nutzbringendes ableiten kann, ohne sich durch zeitweilige Be- 
drängnis von dem richtigen Wege abdrängen zu lassen, so mag 
es immerhin nicht als unnütz beiseite geschoben werden, wenn hier 
in aller Kürze die Erfahrungen festgehalten werden, die Ruß- 
land mit dem mehrfachen Wechsel seines Verwaltungssystems 
gemacht hat. 

Es ist ia nicht ünhekannt. daß Rußland ursprünglich mit dem 
Bau der Eisenbahnen aus Staatsmitteln begonnen hat. Hierbei 
wurde es nach kurzer Zeit — nur 954 Werst bestanden — durch 
den Krimkrieg gestört, der die Finanzen: zerrüttet hatte. Um 
dem Lande aber das neue Verkehrsmittel, das es zu seiner wirt- 
schaftlichen Entwicklung dringend brauchte, nicht so lange vor- 
‚zuenthalten, bis die Finanzen sich wieder erholt hatten, ging 
Rußland dazu über, den Bau und die Verwaltung der  Eisen- 
-bahnen der Privatwirtschaft auszuliefern, ihr auch die vorhande- 

‚nen 954 Werst zu verkaufen. Die Folgen waren, und zwar so- 

weit der Bau neuer Bahnen in Frage kam, elänzend, denn Ruß- 
-Jand wurde schnell mit den notwendiesten Bahnen ausgerüstet, 
so daß es aus seinen weiten Ländergebieten mit Hilfe der 
Schienenwege seine Erzeugnisse den Hafenplätzen an der Öst- 
see- und Schwarzen-Meer-Küste zuführen konnte. Damit: war 
die Möglichkeit gegeben worden, die ruhenden Werte mobil zu 
machen. Die Opfer, die zur Erreichung dieses Zieles von Ruß- 
land gebracht werden mußten, waren aber außerordentlich 


schwere, denn das Ausland gab das viele Geld, das zum Bau 


erforderlich wurde, nur gegen Sicherstellung des Staates für 
Zinsen und Tilgung her. Die Freiheit der Verwaltung und des 
Betriebes brauchte Rußland aber nicht dem geldgebenden Aus- 
and zum Opfer zu bringen. Rußland blieb also noch Herr im 
eienen Hause. Aber das nützte auch nicht viel, denn die Privat- 
zesellschaften verfolgten, wie das kaum anders zu erwarten war, 
in erster Reihe die Interessen ihrer Aktionäre und stellten darauf 
ihr gesamtes Handeln ein. Am krassesten trat das in die Er- 
"scheinung bei dem Wettbewerb um das Heränziehen von Gütern 
zur Beförderung über die eigene Bahn, um deren Einnahmen mög- 
lichst zu erhöhen. Die Handhabe, das zu serreichen, gab den 
Privatgesellschaften seine fast unbeschränkte Freiheit in der 
Tarifbildune. Es wurden Tarife nicht! nur gebildet, um die Güter 
‚auf weiten Umwegen an den Bestimmungsort zu bringen, son- 


‘dern es wurden auch die festgesetzten Tarife — wie von hoher 


staatlicher Stelle festgestellt wurde —, die allen Versendern zu- 
stehen müßten, in dieser oder jener Weise nicht geachtet. Aber 
auch abgesehen hiervon wurden von den einzelnen Eisenbahnver- 
waltungen einzelnen Versendern noch ganz besondere Vergünsti- 
sungen gewährt, und zwar in der Weise, daß die Bedingungen, 
die allerding s allgemein galten, so gestellt wurden, daß sie tat- 
sächlich nur von den zu Begünstigenden erfüllt werden konnten, 

B. wegen des Umfangs der Beförderungsmenge, der Gültig- 
keitsdauer der Tarife usw. Der beabsichtigte Erfolg wurde also 
vollkommen sichergestellt und nach außen hin doch die Maßregel 
gerechtfertigt, obgleich sie eine schreiende Bevorzugung mancher 
Versender war, In dieses Gebiet gehören auch die Maßnahmen, 
die eine große Unsicherheit in den Handel brachten, weil die 
zahlreichen Spezialtarife nach Eigenbelieben der Bahnen ver- 
ändert wurden und vielfach nur auf so kurze Zeit in Kraft traten, 
daß die Vergünstieungen nur von dieser oder jener Person, die 
sich gerade um die Tarifänderung bemüht hatte, ausgenutzt wer- 
dien konnten, also offenbar nur für sie gemacht waren. Es sind 
das übrigens keineswegs spezielle Geschäftsübungen, die in Ruß- 
land’ allein gehandhabt wurden, um im Wettbewerb bei der 
Heranziehung von großen Beförderungsmengen siegreich zu blei- 
ben; in Amerika und auch sonst sind das vielfach geübte Ver- 


fahren, die aber überall, wo sie geübt, werden, Unsicherheit und 


Unlauterkeit im Gefolge haben. Die Regierung kam denn auch 


endlich dazu, zu erkennen, daß der Stand der Tarifangelegen- 
heiten „fast einem chaotischen Zustand-gleicht und daß die Tarife 
der Eisenbahnen der Industrie- und Handelstätiekeit der Bevölke- 
rung schweren Schaden zufüst“, um‘ selbst den Vorteil einzu- 
heimsen. . Man braucht nicht so weit zu gehen, daß man den 
Eisenbahngesellschaften die Absicht 'unterschiebt, daß das der 
Zweck der Übung gewesen ist, der Nutzeffekt. war es aber den- 
noch. In Rußland führte diese Tarifwirtschaft dazu, daß die 
einzelnen Produktionsgebiete ihren natürlichen Absatzgebieten 
entzogen wurden. Aber auch hier sei ausdrücklich 'hervorge- 
hoben, daß das keine Eigentümlichkeit russischer Gepflogen- 
heiten, sondern vielmehr ieine unvermeidliche Folge des Systems 
ist. Die Rückwirkungen dieser Privatwirtschaft auf Handel und 
Verkehr waren also verderblich, denn eine sichere Vorherberech- 
nung der Kosten konnte natürlich nieht eintreten. Dazu kam, 
daß die Eisenbahneesellschaften durch die staatliche Zins- 
garantie gedeckt waren; die Aktionäre konnten durch derartige 
Vorgänge nicht geschädigt werden, denn sie waren durch die 
staatliche Zinsgaraäntie für eine Mindesteinnahme gesichert, es 
blieb also nur die Möglichkeit, eine Extradividende zu erhoffen. 
Einer regelmäßigen Entwicklung von Handel und Industrie ver- 
mochten also die Privatbahngesellschaften nicht fördernd zu 
dienen. Dagezen unterstützten sie vielfach einen unlauteren 
Wettbewerb.t) ; 

Nun zog Rußland 1877/78 in den Kriege segen die Türkei. 
Es verfügte damals über 21 140 km Privat-Eisenbahnen, die in 
47 einzelne Unternehmungen zersplittert waren. Rußland siegte 
bekanntlich, das System ‚der Privat-Eisenbahnen unterlag aber 
vollständig. Die Erfahrungen, die der Staat mit dem in viele 
Einheiten zerstückelten Eisenbahnnetz gemacht hatte, zwangen 
mit Gewalt dazu, den :Weg sobald wie möglich zu verlassen, 
um an Stelle der Zerrissenheit ‘etwas einheitlich Ganzes zu 
setzen, das dann auch einheitlich geleitet werden konnte, Diese 
Erfahrungen, die Rußland mit den vielen Privatbahnen im Kriege 
gemacht hat, zeigt einen tatsächlichen Mißerfolg, den die Regie- 
rung mit der Überlassung der Eisenbahnen an Privatgesell- 
schaften zu verzeichnen hatte. Obgleich nun diese wirtschaft- 
lichen Verhältnisse auch nach diesem schweren Kriege drückend 
senug auf Rußland lasteten, ging es dennoch bereits 1881 dazu 
über, das System der Privatbahnverwaltung zu verlassen und 
wiederum zur Staatsbahnverwaltung zurückzukehren, indem «s 
zunächst den Bau neuer Bahnen in eigener Regie ausführte und 
sodann von den vorhandenen Privatbahnen rund 70 % verstaat- 
lichte und sich auf den verbleibenden Rest einen derartigen 
Einfluß in Verwaltung und Betrieb sicherte, daß gehofft wer- 
den konnte, daß die beobachteten Mißstände ausgeschaltet wer- 
den würden. Diese Hoffnung war um so berechtigter, als die 
in der Hand der Privatunternehmung verbliebenen rd. 30 % der 


' Bahnen sich dem Einfluß der Staatsbahnen nicht mehr gut ent- 


ziehen konnten, anderseits aber durch den kaufmännischen Ein- 
schlag ihrer Verwaltung auch mancherlei Anregung boten, die 
den Einfluß, den die bürokratische Verwaltung mit sich brachte, 
in mancherlei Beziehung wohltätig abschwächte. Schon 1901 
war die Verstaatlichung des Eisenbahnnetzes in dem vorange- 
führten Umfange durchgeführt. 1911 besaß Rußland bereits 
über 65 817 km Eisenbahnen, darunter 45 401 km Staatsbahnen und 
konnte in dem Weltkrieg über gut ausgerüstete Bahnen ver- 
fügen, die sich auch zu Anfang, d. h. solange die getroffenen 
Vorkehrungen reichten, gut. bewährten.’ Daß «das Versagen der 
Eisenbahnen verhältnismäßig schnell eintrat, war keine Folge 


‘ des Systems, sondern der in Rußland herrschenden Verhältnisse, 


die eine starke’ Abhängizkeit. vom Auslande mit sich brachten. 
Konnte oder wollte nun das Ausland nicht mehr, wie bisher, das 
Fehlende zuführen, so mußte der Zeitpunkt schnell eintreten, 


1) Näheres iiber diese Fragen siehe Dr. Mertens, 1882—1911, 
Dreißig Jahre russischer Bisenbalmpolitik und deren wirtschaft- 
liche Rückwirkung, Berlin bei Julius Springer. Die Schrift- 
leitung, 
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Es ist also eine offenbare Folge der 
geringen Voraussicht der Regierung gewesen, der die Eisen- 
bahnen zum Opfer gefallen sind., Immerhin muß festgestellt 
werden, daß auch Rußland mit dem System der Staats-Eisenbahn- 
Verwaltung zunächst im Weltkriege gute Erfahrungen zu ver- 
zeichnen gehabt hat. 

Was die Folgen auf wirtschaftlichem Gebiete anlangt, so sind 
diese noch unvergleichlich viel günstigere. Es ist einleitend schon 
von mir darauf hingewiesen worden, wie groß die Auswüchse 
waren, die die Wettbewerbsbestrebungen zeitigten. Diese Be- 
mühungen der einzelnen Linien wurden auch dadurch nicht ganz 
ausgeschaltet, daß die sämtlichen Privatbahnen sich zu. Gruppen 
— und zwar 3 — zusammenschlossen, um damit einerseits die 
selbständige Tätigkeit der einzelnen Bahnen in Tariffragen mög- 
lichst auszuschließen, anderseits aber auch, um eine möglichst 
große Einheitlichkeit in die Regelung der Tariffragen zu brin- 
gen. Das hat aber alles nicht sehr viel genutzt: weder konnte 
die notwendige Einheitlichkeit erreicht, noch der Industrie und 
dem Handel die unläßlich notwendige Sicherheit der gleich- 
mäßigen Behandlung aller in Frage kommenden Interessenten 
geschaffen werden. Erst mit der Durchführung des Systems 
der Staatsbahnverwaltung ist hier Wandel geschaffen worden, 
wobei .1887 der Grundsatz aufgestellt und in der Folgezeit zur 
Riehtschnur genommen wurde: „Der Staatsregierung gebührt die 
Leitung der Handlungen der Eisenbahngesellschaften bei Auf- 
stellung der Tarife über die Beförderung von Gütern und Per- 
sonen, um die staatlichen Interessen vor Verlusten zu bewahren, 
die Bedürfnisse der Bevölkerung zu schützen und den Erforder- 
nissen von Handel und Industrie gerecht zu werden“. Die Folge- 
zeit, in der dieser Grundsatz die Richtlinie war, nach der die 


wo der Apparat versagte. 


völkern Europas an eine ganz hervorragende, 
maßsgebende Stelle gerückt hätte. 


des Landes. 
nennenswerte Einnahmen, 
Reussen gänzlich neu und das Gegenteil von dem war, was der 
Staat als das Regelmäßige bisher zu verzeichnen hatte, nämlich 
alljährlich ganz außerordentliche Zahlungen zur Deckung der 


Regierung ihre Maßnahmen einstellte, zeigte, daß es der richtige 2 


eg war,ı um die wirtschaftliche Entwicklung des Landes, 


namentlich von Handel und Industrie zu unterstützen. Denn nun- 2 


mehr konnten alle Beteilisten mit bestimmten Tarifen rechnen, 


die allen in gleichem Maße zur Verfügung standen. Das brachte 
Beide erholten 
sich allmählich, und endlich brach für Rußland der Tag an, an = 
dem Handel und Industrie eine Aufwärtsbewegung nahmen, die 


eine große Sicherheit in Handel und Verkehr. 


ganz außergewöhnlich war, und die es schnell unter den Kultur- 


: Der Krieg trat störend da- 
zwischen und unterbrach die ruhige und starke Entwickelung 
Selbst die Eisenbahnen brachten dem Staate 
ein Zustand, der im Lande aller 


garantierten Zinsbeträge und zur "Tilgung des Aktienkapitals 


leisten zu müssen. 


Zum Schluß sei hier nur noch kurz darauf hingewiesen, 


daß diese großen Lasten, die der Staat jahrelang für die Deckung 


des Zinsendienstes getragen hat, es ihm im entscheidenden 


Augenblick ermöglicht haben, die Privatbahnen zum Teil in 
seinen Besitz, zum anderen Teil unter seinen maßgebenden Ein- 
fluß zu bringen. 
nahmen, dem Staate derart verschuldet, daß selbst das ganze 
Aktienkapital häufig bereits hin war. So war es für den Staat 


Die Bahnen waren, mit ganz wenig Aus- 


ein leichtes, die Privatbahnen an sich zu bringen und damit 


‘ wieder zu.dem Ausgangspunkte zurückkehren zu können. 


Die Eisenbahnen Deutschlands im Rechnungsjahre 1919. 


Von der im Reichsverkehrsministerium bearbeiteten Statistik 
der im Betriebe befindlichen Eisenbahnen Deutschlands ist der 
Band XXXX (Rechnungsjahr 1919) in der seit dem Kriege ein- 
geführten eingeschränkten Form erschienen. Aus dem immerhin 
noch sehr umfangreichen und wertvollen Zahlenmaterial ent- 
rehmen wir. über die wichtigsten Betriebsergebnisse dieser 


Bahnen folgende Zahlen, denen wir zum. Vergleich die ent- 
sprechenden Angaben des Vorjahres gegenüberstellen: 
Es waren in Deutschland vorhanden: 
1919 1918 
km km 
Hauptbahnen . 31 673,86 33 672,24 
Vollspurige Nebenbahnen en ».... 24 276,98 26 894,28 
Zusammen 55 950,84 60 566,52 
Davon kommen auf 100 qkm 11,78 11,55 
Auf ie 10000 Einwohner . 9,19 == 
Dazu schmalspurige Nebenbahnen 1 983,97 1 982,68 
Nebenbahnähnliche an . 10 083,18 11 522,68 
Straßenbahnen 3 5.135,77 5229,63 
sh 73 753.10 72930191 
Davon kommen auf 100 qkm . 15,41 15,07 
Auf je 10.000 Einwohner . 12,01 — 


Die Eigentumslänge der deutschen vollspurigen Eisen- 
bahnen betrug am Ende des Berichtsjahres 56 057,04 km 
(60 564,88 km), die der schmalspurigen Nebenbahnen 1983,97 km 
(1982,68 km); im Laufe des Berichtsjahres sind 62,58 km hinzu- 
zekommen und 4570,42 km mit den nach dem Friedensvertrage 
ohne Volksabstimmung abgetretenen Landesteilen an fremde 
Staaten übergegangen. Von der Gesamteigentumslänge entfallen 
5175172 km (33750,10 km) auf Hauptbahnen, 24 305,32 km 
(26 870,01 km) auf vollspurige und 1983,97 km (1982,68 km) auf 
schmalspurige Nebenbahnen. Von den Hauptbahnen waren 
9674,10 km (9443,09 km) eingleisig, 21 505,19 km (23 731,12 km) 
zweigleisig, 96,59 km (9,46 km) cdreigleisig, 467,91 Kıs 
(474,08 km) viergleisig, 5,35 km (5,35 km) fünfgleisig und 
2,58 km (—) sechsgleisig; von den vollspurigen Nebenbahnen 
waren 23 765,36 km (26 194,04 km) eingleisig und 539,96 km 
(675,97 km) zweigleisig. 

Wird von der Eigentumslänge, die Länge der verpachteten 
eigenen Strecken abgesetzt und die Länge der gepachteten sowie 
‚der mit anderen Verwaltungen gemeinschaftlich betriebenen 
fremden Strecken hinzugerechnet, so ergibt sich eine Be- 
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triebslänge am Ende des Berichtsähren von 58 019, 42 km | 


(am Schluß des Voriahres 62 676,13 km). Die Betriebslänge 
der vollspurigen Haupt- und Nebenbahnstrecken allein be- 
\ief sich auf 56 035,45 km (60 693,45 km) oder im Jahresdurch- 
schnitt . 61 903,60 km (60 664,95. km), davon 59 883,52 km 
(58 755,50 km) für den Personenverkehr und 61 499, 42 km 
(60 253,58 km) für den Güterverkehr. 

Auf den eigenen Betriebsstreeken der Hauptbahnen und voll- 
spurigen Nebenbahnen sind von eigenen und fremden Lokomo- 


tiven einschließlich Triebwagen 424,82 (525,14) Millionen Nutz- 


kilometer geleistet worden, und zwar 420,72 (518,93) Millio- 
nen von den eigenen und 4,15. Te; 22) Millionen von den fremden 


" Lokomotiven. : Die Leistungen der im eigenen Betrieb befindlichen 


Fe Er 


Lokomotiven auf eigenen und fremden Betriebsstrecken sowie 


ai Neubaustrecken betrugen 424,68 '(526,22) Millionen Nutzkilo- 
meter, 
(16 592) Nutzkilometer. 
wurden auf den eigenen Betriebsstrecken geleistet: von Per- 
sonenwagen 5095 (6493) Millionen, von Gepäckwagen 1045 
(1304) Millionen, von Güterwagen beladen 10384 (13173) Mil- 
!ionen, leer 3638 (5070) Millionen, von Postwagen 377 (432) Mil- 
lıonen, im ganzen von sämtlichen Wagen 20539 (26472) Mil: 
lionen Achskilometer, auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge 
332 081 (436 370). Auf 1 km der durchschnittlichen Betriebslänge 
kommen während des Jahres 6565 (8280) geförderte Züge, das 
sind durchschnittlich auf einen Tag 17,99 (22,68). 

An Baukosten sind im ganzen 22 594 (bis zum Schluß des 
Vorjahres 21388) Millionen a aufgewendet, auf 1 km Eigen- 
tumslänge 372 754 (352845) M. Hieran sind Grunderwerb und 


durchschnittlich kamen auf eine Lokomotive 12487 
An: Wagenachskilometern‘ 


Nutzungsentschädigungen mit 8,74 (8,88) %, die Fahrzeuge mit 


24,35 (24,79) % beteiligt. Das von den Eigentümern  aufge- 
wendete Anlagekapital beträgt im ganzen 21928 (bis zum 
Ende des Vorjahres 
(344 617) A im Jahresdurchschnitt auf 1 km Eigentumslänge. 
Aus dem Personen- und Gepäckverkehr wurden im 
Berichtsjahre 2275,2 (im Vorjahre En ‚6) Millionen Mark ein- 
genommen, das sind 28,39 (33,19) % 
35 997 (26595) M auf 1 km Battiebslänge. 


lionen, aus der Beförderung von Militär 166 (363) Millionen, 


20888) Millionen Mark oder 361812 


der Gesamteinnahme oder 
Aus der Beförderung _ 
von. Personen ausschließlich Militär sind 20383 (1148,7) Mil- 


aus der Gepäckbeförderung 54,4 (38,1) Millionen Mark aufge- 
kommen, der Rest entfällt auf die Beförderung von Hunden und IR, 


Aue sonstige Einnahmen, . 
Der Güterverkehr brachte eine Einnahme von 5074,7 (im ' 


Vorjahre 2714,4) Millionen Mark oder 63,33 (57,66) % der Ge- 


samteinnahme, das sind 8258% (45050) M auf 1 km Betriebs- 
länge für den Güterverkehr. 
förderung gegen Frachtberechnung ergab für Eil- und Exprel- 
gut 291,8 (115,8) Millionen, für Frachtgut 4318,1 (1938,9) Mil- 
lionen, für Militärgut 170,9 (497,5) Millionen, für Vieh 65 (39) 
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Die Einnahme aus der Güterbe- 


Millionen Mark, der Rest entfällt auf die Beförderung von Post- 
‚gut, Leichen und frachtpflichtigem Dienstgut und auf Neben- 


‚erträge. 
4 


Die gesamte Betriebseinnahme auf den vollspurigen 


Eisenbahnen betrug 8007,1 (im Vorjahre 4697,3) Millionen, auf 
1 km Betriebslänge 129458 (77430) M, auf 1000: Nutzkilometer 
18848 (8945) M und auf 1000 Wagenachskilometer 390 (177) HM. 


Neben: den Verkehrseinnahmen, die 91,72 (90,86) % der Gesamt- 


einnahme ausmachten, brachten die Überlassung von Bahn- 


anlagen und die Leistungen zugunsten Dritter 2,47 (2,69). %, die 
"Überlassung von Fahrzeugen 1,29 (2,50) %, die Erträge aus Ver- 


äußerungen 3,63 (2,74) % und soustige Einnahmen 0,89 (1,21) % 
der Gesamteinnahme. 


Die Betriebsausgaben auf den vollspurigen Eisen- 


‘ bahnen ergaben 12057 (im Vorjahre 6003) Millionen Mark, auf 


1 km Betriebslänge 194 937 (98 354) AM, auf 1000 Nutzkilometer 


28381 (11431) A, auf 1000 Wagenachskilometer 587 (227) #. 
"Die Betriebszahl, die sich im Jahre 1914 noch auf 80,19, 


1915 auf 72,17, 1916 auf 72,09, 1917 auf 82,93 und 1918 auf 127,80 
stellte, ist im Berichtsiahre auf 150,58 angewachsen. Von den 


Betriebsausgaben entfallen 42,45 (43,02) % auf die persönlichen 


Ausgaben 


(für Besoldungen, Wohlfahrtszwecke) und 57,55 


- (56,98) % auf die sächlichen Ausgaben, unter denen die Kosten 


der Unterhaltung, Erneuerung und Ergänzung der Fahrzeuge 
und der maschinellen Anlagen mit 20,91 (19,24) % die erste 


- Stelle einnehmen; es folgen dann die Ausgaben für Unterhaltung 


und Ergänzung der Ausstattungsgegenstände sowie Beschaffung. 


der Betriebsmaterialien mit 17,55 (13,13) %, die Kosten der 


Unterhaltung, Erneuerung und Ergänzung der baulichen An- 
lagen mit 7,74 (10,98) % der Gesamtausgabe. Der Betriebs- 


-fehlbetrag auf den vollspurigen Eisenbahnen allein belief 


Ya 


titel auf 4049,9 (im Vorjahre auf 1305,7) Millionen Mark, auf 


sich unter Berücksichtigung sämtlicher Einnahme- und Ausgabe- 


_ den voll- und schmalspurigen Eisenbahnen zusammen auf 4053,6 
- (13508,3) Millionen Mark, d. i. auf 1 km durchschnittlicher Be- 


_ triebslänge 64295 (21205) M; 
- (2472) AM und auf 1000 Wagenachskilometer 196 (49) AM: 


auf 1000 Nutzkilometer 


94431 


Die Zahl der im Betriebe der volispurigen Eisenbahnen be- 
schäftigten Beamten und Arbeiter betrug im Jahres- 
durchschnitt 1136 585 und Aat sich gegen das Vorjahr um 211 013 
erhöht; sie ergab auf 1 km der durchschnittlichen Betriebslänge 
1838 (1527) Personen. An Besoldungen und sonstigen Bezügen 
sind für diese 7192,5 Millionen Mark gezahlt worden gegen 
3723,7 Millionen Mark im Vorjahre, oder auf 1 km Betriebs- 
länge 116288 (61445) HM. ; 

Die Zahl der Betriebsunfälle hat sich gegen das Vor- 


jahr nicht unerheblich verringert; sie ist von. 4962 im Vorjahre 


auf 4340 im Berichtsjahr zurückgegangen. Auf 100 km Betriebs- 
länge kamen 7,02 (8,18) und auf 1 Million Wagenachskilometer 
0,21 (0,19) Betriebsunfälle. Hierbei sind im ganzen 4655 (6234) 
Personen verunglückt, und zwar 1526 (2192) getötet und 3129 
(4042) verletzt. Von der Gesamtzahl der Verunglückungen kom- 
men 11,46 (12,41) auf je eine Million durchfahrener Zugkilo- 
ıneter und 0,23 (0,24) auf je 1 Million Wagenachskilometer. Vor 
der Gesamtzahl der verunglückten Personen kommen 1625 (2721) 
auf Reisende, und zwar wurden 383 (707) Reisende getötet und 
1242 (2014) verletzt. R 
Die Längederschmalspurigen Eisenbahnen für 
den öffentlichen Verkehr betrug am Ende des Berichtsjahres 
1983,97 (1982,68) km. Davon dienen dem Personenverkehr 
1781,86 (1781,32) km, dem Güterverkehr 1973,14 (1971,85) km. 
An Fahrzeugen standen zur Verfügung 539 (513) Lokomotiven, 
1443 (1446) Personenwagen, 244 (243) Gepäckwagen und 12 743 
(12215) Güterwagen. Befördert wurden im Berichtsjahre 55,28 
(53,04) Millionen Personen und 8,99 (8,70) Millionen Tonnen 
Güter, wobei 492,97 (461,44) Millionen Personenkilometer und 
106,94 (101,54) Millionen Tonnenkilometer geleistet wurden. Die 
Gesamteinnahmen stellten sich auf 31,0 (24,2) Millionen Mark, 
das sind auf 1 km Bahnlänge 24870 (13909) AM. Demgegenüber 
betrugen die Betriebsausgaben 36,4 (25,3) Millionen Mark oder 
29194 M (14564 M) auf 1 km Betriebslänge. Die Betriebszahl 
stieg von 104,71 im Vorjahr auf 117,39 im Berichtsjahr; der Be- 
triebsfehlbetrag belief sich auf 5,4 (1,1) Millionen Mark, das 
sind 4324 (655) Mark auf 1 km Betriebslänge In diesen Zahleu 
sind jedoch die Ergebnisse der Schmalspurbahnen im Bezirk der 
vereinigten preußischen und hessischen Staatseisenbahnen nicht 
enthalten, da diese in ungetrennter Rechnung mit den Vollspur- 
bahnen betrieben werden und eine Ausscheidung der Einnahmen 
und Arsgaben für die Schmalspurbahnen nicht möglich ist. 
Gutschmidt. 


Die Bedeutung der Großschiffahrtsstraße Rheia-Main-Donau. 


Der Plan einer Rhein-Main-Donau-Verbindung wird bei der 


großen Bedeutung, welche die europäische Politik und die Wirt- 
' schaft dem Rhein und der, Donau als Verkehrsweg zumißt, nicht 


- gien, Holland, 


nur in Deutschland, sondern auch in England, Frankreich, Bel- 
der Schweiz, Österreich, Ungarn, Südslawien, 


Bulgarien und Rumänien mit dem größten Interesse erörtert. 
Dafür spricht u. a..schon das Eindringen englischen Kapitals in 
- die Donauschiffahrt und die Festsetzung Frankreichs am Rhein. 
' Heute besitzt das englische Kapital ungefähr 70 % der Anteile 


[3 


schaften. 


der : österreichischen und ungarischen Donauschiffahrtsgesell- 
Frankreich hat bekanntlich ein besonderes Interesse 
an der Erwerbung der ungarischen Staatsbahnen und streckt die 


Hand auch nach den österreichischen Staatsbahnen aus: Es hat 


- im Gegensatz zur Tschechoslowakei, die in Preßburg den bedeu- 
-tendsten Hafen der Donau errichtet wissen wollte, sich in der 


letzten Zeit dafür eingesetzt, Budapest als Zentrale des mittel- 
europäischen Verkehrs auszubauen. Vor kaum zwei Monaten 
freilich ist Frankreich selbst noch für den Ausbau des Preß- 
burger Hafens eingetreten. Erst auf Zeitungsnachrichten hin, 


welche die Behauptung aufstellten, daß ein deutsches Konsor- 


in Preßburg, sondern in Budapest zu finden sei. 


tium mit der Stadt Budapest verhandle, da die Deutschen Buda- 
pest für die Zentrale des Donaustroms halten, hat sich kürzlich 
die von Leon Daudet- vertretene Wandlung vollzogen, der im 


Organ der Regierung „uj Nemzedek“ erklärt, daß die natürlichste 


und entsprechendste Donauzentrale nicht in Wien, noch weniger 


i.. England und 
Frankreich verfolgen mit ihren Bestrebungen wirtschaftliche 


‚Ziele, wirtschaftliche Beherrschung des Balkans, Ungarns und 


Österreichs. Nicht geringeres Interesse zeigen Südslawien, 
Bulgarien und Rumänien für die Donauschiffahrt. Es ist ganz 
klar, daß auch die deutsche Donauschiffahrt alles daran setzt, 
um wieder ins Geschäft zu kommen. 

"Nieht minder groß ist der Wettlauf der Länder um den Rhein. 
Insbesondere sucht sich Frankreich als neuer Angrenzer an den 
Rhein Geltung zu verschaffen. Mit geradezu fieberhafter An- 


strengung ist es darauf bedacht, die Bedeutung Straßburgs zu 


u te 


erhalten, mit ein Grund, warum es den geplanten elsässischen 


‘ Rheinseitenkanal ausgeführt wissen will, gegen den in wirt- 


schaftlicher und technischer Hinsicht die schwersten Bedenken 


bestehen: Die Durchführung dieses französischen Planes würde 
aber auch die englischen, holländischen, schweizerischen und 
deutschen Interessen auf das schwerste schädigen, weshalb ein 
scharfer Kampf seitens dieser Staaten gegen dieses französische 
Seitenkanalprojekt eingesetzt hat. Während Frankreich die 
Rheinhafenbauten in Straßburg erweitern ließ, hat sich England 


in Köln festgesetzt, es will dort einen Rheinseehafen schaffen 


mit gewaltigen Lagerhallen und Umschlageinrichtungen. Die 
Seedampfer sollen von England direkt bis Köln laufen, kurzum 
Köln soll das Einfalltor für den englischen Handel nach Mittel- 
europa werden. Auch die belgische Schiffahrt, Holland und die 
Schweiz haben ihr Augenmerk darauf gerichtet, die ihren Inter- 
essen entsprechende Rolle in der Rheinschiffahrt zu spielen. Die 
deutsche Rheinschiffahrt wird natürlich unter solchen Verhält- 
nissen mit der ihr eigenen Rühriekeit und Tatkraft nichts un- 
versucht lassen, um sich den alten Rang in der Rheinschiffahrt 
zu bewahren. Die beherrschende Stellung auf dem Rhein, so- 
wohl wie auf der Donau wird schließlich dem wirtschaftlich Re- 
geren und Tüchtigeren zufallen. u 

Die zu erwartende große Bedeutung der Rhein- und Donau- 
schiffahrt hat nun von neuem auf ein Projekt hingelenkt, das 
schon seine mehr als tausendjährige Geschichte hat. Es ist die 
Verbindung der beiden größten Ströme Mitteleuropas, die „Groß- 
schiffahrtsstraße Rhein-Main-Donau“, welche die Nordsee mit 
lem Schwarzen Meer verbindet und in volks- und verkehrswirt- 
schaftlicher Hinsicht von der allergrößten Bedeutung ist. Es wird 
dadurch ‘ein Massengüteraustausch ermöglicht zwischen dem 
industriereichen Westen und den an land- und forstwirtschaft- 
lichen Produkten gesegneten Donauländern. Dieser Warenaus- 
tausch, der befruchtend und belebend auf unser ganzes Wirt- 
schaftsleben einwirkt, wird nicht zuletzt u. a. durch billigere 
Frachten zur Verbillisung unserer Produktion beitragen. Die 
deutschen ‚Industrieartikel werden durch die Eröffnung des 
Donauweges auf dem Balkan Absatz finden. Die Engländer und 
Franzosen befürchten das bereits und haben daher in Belgrad 
eigene Handels- und Industrie-,Exposituren“* errichtet, In Sofia 
wird aber schon wieder wie vor dem Kriege die deutsche Ware 
bevorzugt, und auch in Serbien ist große Nachfrage nach deut- 
schen Manufakturartikeln. Die Kaufmannschaft von Monastir 
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und Belgrad unterstützt lebhaft die Einfuhr deutscher Industrie- 
artikel, auch Bukarest will von der französischen Ware nichts 
wissen. Insbesondere werden landwirtschaftliche Maschinen und 
Düngemittel in den Donauländern 'einen immer größeren Absatz 
finden. Andererseits wird uns der Osten billige. Lebensmittel, 
Petroleum, Erz, Bauxit usw. liefern, wodurch die Kaufkraft 
dieser Völker für den -Bezug von westeuropäischen Industrie- 
artikeln wesentlich angeregt werden wird. Durch Erschließung 
der Rohstoffgebiete des nahen und fernen Ostens 
schlechteren Valuta wird Deutschland von den teueren Einkaufs- 
ländern des Westens unabhängiger gemacht werden; die voll- 
ständig verschieden organisierten Wirtschaftsgebiete des Ostens 
und Westens werden einander wirtschaftlich ergänzen. 

Nach durchaus vorsichtigen Schätzungen, denen eingehende 
Frachtvergleichungen zwischen (den Frachtsätzen der neuen 
Wasserstraße und der bereits bestehenden Verkehrsmittel, der 
Eisenbahn und Seeschiffahrt als Grundlage dienten, läßt sich 
die Abwicklung eines Gesamtkanalverkehrs in der Mindesthöhe 
von 4,5 Millionen. Tonnen erwarten. Die Einflußgebiete der Groß- 
schiffahrtsstraße Rhein-Main-Donau sind von seiner -Größe und 
einem Umfang, wie sie keine andere. Wasserstraße Europas auf- 
weisen kann. Der Einfluß wird sich im bayerischen Süden bis 
zum Allgäu, im Norden weit über die bayerischen Grenzen hin- 
aus erstrecken. Auch in der Richtung von Bayern nach dem 
Rhein zieht die Großschiffahrtsstraße alle Massenzüter in ihren 
Bann, die in das Rheingebiet, nach Frankreich, Holland und Bel- 
eien gehen. Nach Fertigstellung des Mittellandkanals wird 
das Einflußgebiet, z. B. für den Transport von bayerischem Holz, 
bis in die Mitte von Norddeutschland reichen. Bewegen sich 
Güter vom Elsaß, von der Schweiz, dem’ Rheingebiet oder Süd- 
deutschland nach Österreich, Ungarn, Sidslawien und den an- 
deren Balkanländern, so tritt damit eine Ausdehnung der ver- 
kehrswirtschaftlichen Wirkung des Kanals auf fast sämtliche 
Orte dieser Staaten ein. Im Durchschnitt wird ein Umkreis von 
200 km rechts und links der Donau in den Einfluß des Groß- 
schiffahrtsweges gebracht. 

Die Großschiffahrtsstraße von Aschaffenburg bis unterhalb. der 
teichsgrenze bei Passau, die mit 1200-Tonnenschiffen befahrbar 
sein wird, soll aber auch zu einer Wasserkraftstraße ausgebaut 


werden. Ebenso die obere Donau Kelheim-Ulm.. Es werden ins- 
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gesamt 40 Kraftwerke (33 bzw. 7), die zusammen: 400 000 .PS 


150 000 PS) oder 2% Milliarden kWst (17% bzw. 
| Milliarde) jährlich erzeugen. Dadurch wird es möglich sein, 
einen erößeren Teil der Schiffahrtsanlagen zu finanzieren. Der 
deutschen Volkswirtschaft werden damit außerdem jährlich 3Millio- 
nen t Kohle erspart, was u.a. im Hinblick auf den für unser gan- 
zes Wirtschaftsleben geradezu verheerend wirkenden Genfer 
Spruch von unabsehbarer Tragweite ist. Nicht nur Bayern, son- 
dern auch die angrenzenden Länder werden mit. verbilligtem 
Wasserkraftstrom versorgt werden können. Die: Arbeitslosigkeit 
wird durch den Ausbau der Großschiffahrts- und Kraftstraße be- 
kämpft, die. Siedlungstätigkeit belebt, und Lebensmittel sowie 
sonstige Erzeugnisse werden dur ch Frachtersparnisse des 
Wasserweges verbilligt werden. Nicht zu unterschätzen ist auch 
der mittelbare volkswirtschaftliche Nutzen, der sich durch He- 
bung der Volkswirtschaft und der Stewerkraft der im Einfluß- 
eebiet des Kanals liegenden Länder äAußert. 

Der Bau der Großschiffahrtssträße Rhein-Main-Donau : wird 
in drei - Abschnitten vorgenommen.- Im ersten fünf- bis sechs- 
jährigen Bauabschnitt soll der Main auf der Strecke Aschaffen- 
burg-Würzburg zur Großschiffahrtsstraße und die Donauwasser- 
straße zwischen Passau und Regensburg durch Niederwasser- 
regulierung und Einbau einer Staustufe.bei Steinbach ausgebaut 
werden. Gleichzeitig hiermit ist der Ausbau von 15 Kraft- 
“stufen an Main und Donau vorgesehen. 

Für die Schiffbarmachung der Mainwasserstraße bis Würzburg 
wurde die reine Flußkanalisierung geplant, da dadurch gerin- 
gere Baukosten als durch Schaffung von Seitenkanälen entstehen, 
außerdem eine breitere Fahrwasserrinne und damit ein größerer 
nasser Querschnitt geschaffen: werden kann, der einen freieren 
und rascheren Schiffahrtsbetrieb gestattet und die Leistungs- 


(250 000 bzw. 


Zerrbilder aus dem Verkehrswesen‘). 


Von Regierungsbaumeister P. Werner, Gleiwitz, 


Der Wiederaufbau unseres gesamten Wirtschaftslebens steht 
und fällt mit der Leistungsfähiskeit unserer Transportmittel. 
Es ist keine volkswirtschaftliche Unternehmung denkbar ohne 
Anschluß an eine große Verkehrsstraße, sei es Wasser oder 
Eisenbahn, weil es praktisch kaum einen Ort gibt, an dem Roh- 
produkt und Betriebsstoff zugleich vorhanden sind, und der zu- 
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mit seiner 


Steinbach a. 


. Millionen Kilowattstunden. 


fähigkeit der Wasserstraße erhöht. Für die Schiffbarmnchundh 3 
der Donau kommen drei Möglichkeiten in Betracht, nämlich die 
Seitenkanalführung, die Kanalisierung und: die Niederwasser- 
regulierung. Unterhalb Regensburg, also im ersten Bauabschnitt, 
geben die Wasserführungs- und. Gefällsverhältnisse in. den 
Strecken Regensburg-Hofkirchen und Passau-Reichsgrenze gün- 
stige Vorbedingungen für die Schiffbarmachung des freien Stro- 
mes durch Niederwasserregulierung. In der zwischen Hofkirchen 
und Passau gelegenen Donaustrecke, dem sogenannten Kachlet, % 


. kann eine geeignete Fahrwasserrinne nur" durch Kanalisierung, 


d.h. durch Einbau einer Stau- und Schleusenanlage erzielt wer- 
den, die bei Steinbach oberhalb Passau vorgesehen ist. 


Im ersten’ Baujahre wird. die. Schaffung der Kraftwerke‘ 
Obernau, Freudenberg, Steinbach a. M., Erlabrunn, Viereth und F 
Steinbach a. D. in Angriff genommen, im zweiten Baujahr Klein- 
wallstadt, Großheubach, Haßloch, Rothenfels und Limbach, im 
dritten bis fünften Baujahr Wörth,. Bettingen, Harrbach und 
Himmelstadt. Fertiggestellt werden voraussichtlich von diesen ” 
Kraftwerken sein: im vierten Baujahre Obernau, Freudenberg, 
M., Erlabrunn und. Viereth, im fünften Baujahre 
Kleinwallstadt, Großheubach, Haßloch, Rothenfels, Limbach und 
Steinbach a. D., im sechsten Baujahre werden dann alle 15 Kraft- 
werke im Betrieb sein. ‚Sie erzeugen zusammen jährlich 530 
Mit der Herstellung der Kraftwerke 
erfolgt der Bau der Schiffahrtsanlagen in den einzelnen Strecken. 
Der Fortschritt der. Bauten.wird durch .die Möglichkeit, jeweils“ 3 
die eroßen Geldmittel aufzubringen, bestimmt. | 


Die zur Zeit im Vordergrund des Interesses stehende Strom- 
zewinnung der Wasserkraftstraße wird der namentlich im Süden ° 
Deutschlands immer notwendiger gewordenen Umstellung des 
Wärmekraftbetriebes auf Wasserkraftbetrieb wesentlich Rech- 
nnız tragen. Durch den Ausbau der Mainkraftwerke und der 
südbayerischen Wasserkräfte, die in ihrem Werte durch gegen- 
seitige Ergänzung wachsen und eigentlich erst durch ihre Ver- 
bindung besonders wertvoll werden, wird vorläufig eine aus- 
reichende Elektrizitätsversorgung der bayerischen Industrie er- 
zielt werden können. Die Notwendigkeit dieser Verbindung er- 
gibt sieh ohne weiteres aus der Tatsache, daß. während der 
Wintermonate die Gebirgsflüsse des Südens erfahrungsgemäß 
Wässermangel aufweisen, während der Main mit seinen Neben- 
Flüssen: in dieser Zeit reichere Wassermengen mit sieh führt. 
Während der Sommermonate dagegen herrscht im Norden 
Bayerns Wasserarmut, im Süden  Wasserreichtum. Der Aus- 
gleich, den diese Wasserklemmen im Norden und Süden Bayerns ° 
notwendige machen, wird zweckmäligerweise durch das Stark- 
stromnetz des Bayernwerkes unter Heranziehung der Kräfte der 
Mittleren Isar und des Walchenseewerkes erfolgen. Durch dieses 
Starkstromnetz wird größtenteils die Verteilung des in den Main- i 
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kraftwerken und den südbayerischen Wasserkräft en gewonnenen 
Stromes vorgenommen werden, 

Im zweiten Bauabschnitt ist beabatehien die GroRschiffhlrte: 
straße bis Nürnberg mit dem sogenannten Lechzubringer. Aauszu- 


bauen, im dritten Bauabschnitt erfolet schließlich der Ausbau 
‚ler Verbindunesstrecke Nürnberg-Donau mit den zugehörigen 


Kraftstufen. £ 


Der Ausbau der Strecken wird bekanntlich durch ein gemischt- 
wirtschaftliches Unternehmen in Form einer Aktiengesellschaft 
erfolgen, das auch die erforderlichen Mittel aufbrinet, Für den . 
ersten Bauabschnitt sind mindestens 1600 Millionen Mark nötig. 
Das Reich hat 45 %, Bayern 26 % des zunächst auf 800 bis 900 
Millionen bemessenen Aktenkapitals übernommen, der Rest von 4 
29 % soll von den Gemeinden und dem Frivatkapital gezeichnet 
werden; daneben sollen zur gegebenen Zeit mit5% verzinsliche ; 
Obligationen wie beim Neckarbau ausgegeben werden. ; 

Die Verwirklichung eines derart eroßen verkehrswirtschaft- 
lichen Projektes wird unstreitbar große ideelle, kulturelle und 
wirtschaftliche Werte erzeugen. Rhein -Main-Donau! Diese ı 
Worte bedeuten heute billiges Brot, verbilligten Licht- und - 
Kraftstrom, aufbauende Arbeit, wirtschaftliche und geselischafte 
liche Genesung. , Fire rakz 
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gleich Absatzgebiet für die gesamte Ferbigproduktion ist... Ess 
könnte als Idealzuständ bezeichnet werden, wenn ein Ort allen 
drei Bedingungen entspräche. Das ist aber bei genauer Unter- 
suchung nur bei den seinfachsten Unternehmungen . ferner Vorzeit 

der Fall. Am wenigsten werden die Orte der Niederlassung wirt- 
schaftlicher Unternehmungen der dritten Bedingung entsprechen, 
daß also der Ort Absatzgebiet für die ‚gesamte Fertieproduktion 
ist, und zwar um so weniger, je besser die in Betracht kommen- 
den Verkehrsanlagen und Transportmittel sind. Von den beiden 


geringen Kosten erfolgen konnte. 
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‚solcher Hindernisse, 
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anderen Bedingungen, Vorhandensein des Rohstoffes und des 


_Betriebsstoffes, kann man ganz allgemein nicht sagen, welche 
von ihnen für die Lage des Unternehmens ausschlaggebend ist. 
In den meisten Fällen wird es sich um die Betriebsstoffe Kohle 
und Wasser handeln. 
- Strom erwähnen, so ist zu bemerken, daß dieser ja erst ein Er- 


Wollte man etwa hier den elektrischen 


zebnis aus den beiden Betriebsstoffen Kohle und Wasser ist. 
Denken wir. etwa. an die moderne oberschlesische Eisen- 


industrie, so kann man sagen, daß die Rohstoffrage bezüglich 


der Wahl des Ortes der Unternehmung erst in letzter Reihe 
gestanden hat. Es wird dies neben der geschichtlichen Ent- 


- wickelung verständlich aus der - Erwägung heraus, daß etwa das 


Eisenerz weder durch Lagern noch durch den Transport merk- 


liehe Einbuße an Wert erleidet, und der Transport von Hamburg 


und Stettin zum größten Teil auf dem Wasserwege mit sehr 
Für den wertvollen Betriebs- 
stoff, die Kohle, ist es das wirtschaftlichste, wenn er aus der 
Grube direkt zur Verfeuerung unter den Kessel kommt, denn 
die Kohle eıfthält eine Menge flüchtiger Gase von bedeutendem 
Heizwert, die bei Zutritt von Licht, Luft und Wasser frei werden 
und bei Lagerung im Freien nutzlos ientweichen. Es beginnt 
sofort nach Heraufkommen der Kohle ans Tageslicht der Zer- 
setzungsprozel, der um so ergiebiger und rascher fortschreitet, 
ie öfter die Kohle umgeschüttet, also ie mehr Oberfläche im 
Verhältnis zum Raumgehalt der Witterung ausgesetzt ist. 

Das Verkehrswesen soll nicht Selbstzweck sein. Es muß stets 
so geartet sein, daß es allgemein der Volkswirtschaft dient und 
zu ihrer Förderung beiträgt. Man kann auch sagen, daß dies 
zu Zeiten der gesunden Volkswirtschaft der Fall war. Wie aber 
an jedem kranken Körper sich auch zeitweilig Eiterbeulen 
finden, die seine Gesundung verhindern oder wenigstens ver- 
zögern, so ist besonders unsere. kranke Volkswirtschaft voll 
Ganz besonders krank ist der wichtigste 
Diener der Volkswirtschaft, das Transportwesen. Ich will nicht 
auf die Mißstände eingehen, deren Abstellung uns infolge der 
Revolution und des verlörenen Krieges sogleich.noch nicht mög- 
lich ist, wie Arbeitsunlust der Menschen oder Mängel an Güte 


und Menge des Materials und dergl., sondern einige Zerrbilder 


sofort erfolgen kann und zum Teil auch schon erfolgt ist. 
"dieser Kenntnis gehört: aber technisch-wirtschaftliche Urteils- 


zeigen, deren Beseitigung bei Erkenntnis ihrer Schädlichkeit 


 fjähigkeit der für das Gesunden der gesamten Volkswirtschaft 


verantwortlichen Persönlichkeiten. Wir dürfen das Transport- 
wesen nicht trennen von der. gesamten Volkswirtschaft, es muß 
als deren dienstbares Glied. betrachtet und behandelt werden. 


Die Zerrbilder sollen zeigen, daß es Erscheinungen im Trans- 


portwesen gibt, die, wenn man sie aus der gesamten Volkswirt- 


schaft herausreißt, zwar eine gewisse Berechtigung zu haben 


scheinen, in den Augen des Volkswirts aber, der die Gesunduag 


der gesamten Volkswirtschaft im Auge haben muß, als großer 


- Übelstand und starkes Hindernis für die Gesundung angesehen 


-höfen, d) den Wasserumschlagsplätzen. 


. Grubenhofe liegen muß. 


werden müssen und im öffentlichen Interesse die unbedingte 
Beseitigung erheischen. 

Werften wir einen Blick auf das Kohlentransportwesen iu 
Oberschlesien, so ist das Normalbild des gesunden Zustandes 
die Verladung der Kohle auf den Grubenhöfen in die Fisen- 


- bahnwagen, deren Beförderung auf dem Schienenwege, und Ent- 


ladung im. ganzen Reiche und den benachbarten Ländern a) auf 
den Fabrikhöfen, b) den Kohienhöfen, c) den Empfangsbahn- 
Am wichtigsten für den 
Wert der Kohle ist der Transport unter a), Die Kohle wird ohne 
Umladung von der Grube nach dem Kesselhaus gebracht, und die 


im Laufe von früheren Jahrtausenden aufgespeicherte Wärme- 


menge wird mit den geringsten Verlusten für, unsere Volks- 
wirtschaft nutzbar gemacht. Die Transportzeit ist, im Verhält- 
nis zu den oft sehr großen Transportwezen infolge der Ge- 
schwindigkeit der Eisenbahn sehr kurz. Der Zersetzungsprozeß 
der Kohle und damit das nutzlose Entweichen von Gasen wird 
also nur gering sein können. Viel stärker wird dieser Zer- 
setzungsprozeß sein, wenn die Kohle mehrfach umgeschüttet 
oder geschaufelt wird, da dann bei derselben Menge immer- 
während neue Oberfläche Licht, Luft und Wasser ausge- 
setzt wird. Am besten ist dies an einer Kohlenhalde zu sehen, 
die längere Zeit wegen Fehlens von Transportmitteln auf dem 
In dem mir vorschwebenden Beispiel 
war sie als beste gesiebte Würfelkohle auf die Halde gekommen, 
und als man sie nach einiger Zeit abtransportierte, enthielt sie 
bis 25% Staub und mußte noch einmal die Separation durch- 


wandern. 


Bei den unter b) bis d) angeführten Entladefällen ist ein Um- 


 sehütten der Kohle unvermeidlich. Man wird es zwar als Übel 
- bezeichnen können, aber immerhin doch als notwendiges Übel, 
- dessen Nutzen volkswirtschaftlich den etwaigen Schaden an der 


Kohle noch weit überwiegt. Kohlenhöfe sind nötig zur Bevor- 
ratung und Verteilung in kleinen Mengen, die Umladungen auf 
den Bahnhöfen müssen sein, weil aus wirtschaftlichen. Gründen 
nicht jeder Verbraucher Eisenbahnanschluß haben kann. Wasser- 
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umschlagstellen sind in normalen Zeiten außerordentlich wichtig 
wegen der Verbilligung des Transportes auf dem Wasser gegen- 
über dem Landwege. Daß dies heute umgekehrt ist, liegt in den 
mißlichen Verhältnissen zwischen Staats- und Privatwirtschaft 
begründet. 

Wasserstraßen und Bisenbahnen sind die Schlagadern des neu- 
zeitlichen Wirtschaftskörpers. Wesentlich verschieden von 
ihnen sind die Landstraßen. Sie haben die Aufgabe, diejenigen 
Punkte im Lande miteinander bzw. mit der Eisenbahn oder der 
Wasserstraße zu verbinden, an: die die Eisenbahn oder der 
Wasserweg: nicht heranreicht. In der Hauptsache wird es sich 
um Verkehr senkrecht zur Eisenbahn oder zur Wasserstraße 
handeln. Hierzu sind die Landstraße und deren Verkehrsmittel 
berufen. Der Hauptunterschied zwischen der Eisenbahn und der 
Landstraße besteht in der Fahrbahn und dem zulässigen Rad- 
druck auf diese. Während der Raddruck bei der. Eisenbahn bis 
zu 8000 kg betragen darf, darf er in der Regel auf der Land- 
straße das Maß von 5—800 kg nicht überschreiten, wenn nicht 
eine Zerstörung der Fahrbahndecke in kurzer Zeit eintreten soll. 
Bei dem Verkehr auf der Landstraße ist aber der Raddruck 
nicht allein ausschlaggebend; von noch größerer Wichtigkeit ist 
die Geschwindiskeit, mit der die Landstraße befahren wird, denn 
es ist hier das Auftreten der lebendigen Kraft zu berücksich- 
tigen, deren Wachsen nicht gleichmäßig mit der Geschwindigkeit 


erfolgt, sondern im quadratischen Verhältnis zu ihr, ent- 
m ; : / 
sprechend der Formel L= — v2, wo m die Masse und v die 


2 
Geschwindigkeit; bedeuten. 

Unsere Landstraßen sind gebaut für das mit Pferden bespannte 
Landfuhrwerk, dessen Druck bei Annahme einer Felgenbreite 
von 10 cm und einer Berührungsfläche von 100 gem bei schweren 
Wagan etwa 5—8 kg/acm betragen wird. Bei diesem Druck und 
der durch die gewöhnliche Zuekraft der Pferde bedingten Ge- 
schwindigkeit ist die Beanspruchung der Fahrbahn eine normale 
zu nennen. Aber schon bei dem Auftreten des leichten Personen- 
kraftwagens trat eine sehr starke und beschleunigte Abnutzung 
der Fahrbahndecke ein. Hier zeigt sich das Wirken der leben- 
digen Kraft. Die Masse ist zwar nicht größer als die des ge- 
wöhnlichen Straßenfuhrwerks, wohl aber die Geschwindigkeit 
um das Zehn- oder Mehrfache. Dem Angriffe der daraus ent- 
wickelten lebendigen Kraft konnten die einzelnen Steinchen der 
Fahrbahndecke nicht widerstehen. In vermehrtem Maße tritt 
nun die Zerstörung der Landstraße mit dem Befahren durch 
Lastkraftwagen ein. Hierbei ist neben der Geschwindigkeit auch 
die Masse eine ierheblich größere geworden. Zwar sind während 
des Krieges infolge des herrschenden Zugtiermangels erhebliche 
Gütermengen von den Erzeugungsstätten nach den Bahnhöfen 
oder den Verbrauchsorten mit Kraftwagen befördert worden, 
aber die Landstraßen haben dadurch außerordentlich schwer ge- 
litten. Die Wiederherstellnug belastet die Gesamtheit in un- 
erträglichem Maße. Das Lastkraftfahrwesen muß deshalb in 
Bahnen geleitet werden, wo es zum Nutzen und Wiederaufbau 
der Volkswirtschaft beiträgt und nicht zu ihrer Zerstörung. 

Als eine Behinderung des Wiederaufbaues unserer Volkswirt- 
schaft muß der Transport größerer Kehlenmengen auf Lastkraft- 
wagen parällel zur Eisenbahn von den Gruben nach den Wasser- 
umschlagsplätzen bezeichnet werden. Es handelt sich dabei nicht 
um den für. den Kraftwagen als Straßenfuhrwerk berechtigten 
Verkehr senkrecht zur Eisenbahn, der immerhin von Bedeutung 
sein könnte insofern, als dadurch vielleicht die Eisenbahnwagen 
schneller entladen werden könnten, sondern es handelt sich hier 
um einen Verkehr parallel zur Eisenbahn in einem Gebiet, das 
außerordentlich stark mit Schienensträngen belegt ist. Während 
Maschinen der Hauptbahn in einem Zuge 1000 bis 1200 t Netto- 
last nach dem Umschlagshafen Cosel fahren, und eine Schmal- 
spurmaschine 250 bis 300 t in einem Zuge an die Umschlagstellen 
nach Gleiwitz bringt, so vermag die Maschine des Kraftwagens 
4—5 t und die Straßenzugmaschine mit 2 Anhängern 10—15 t 
auf der Landstraße zu befördern, und zwar mit einem Bruchteil 
der Geschwindigkeit der Eisenbahn. 

Von derartigen Kraftwagenlinien beständen in Oberschlesien 
drei, und zwar eine vom Grubenbezirk nach Coselhafen, eine 
zweite nach Laband und eine dritte nach Gleiwitz. Die beiden 
ersteren sind eingegangen. Die dritte besteht noch. Ein Oder- 
kahn von 3-400 t hat in einem Beispiel in Cosel etwa einen 
Monat zur Beladung gebraucht, während an den gegenüber- 
liegenden Kippern der Hauptbahn an einem Tage allein 20 bis 
30 Kähne beladen werden können, in einem Monat also 500— 750. 
Welchen Preis die Kohle am Bestimmungsort durch den langen 
Lastkraftwagentransport, das schaufelweise Einladen in den 
Kahn und die lange nutzlose Liegedauer des Kahnes hat, zeigt 
ein Beispiel von Ohlau, wo derartige Kohle mit 32 M für den 
TZentner zu haben ist. Derartige Preise vernichten unsere Volks- 
wirtschaft, nachdem vorher unsere Landstraßen zerstört worden 
sind. Wollte man durchaus Kohle nach Cosel fahren, so hätte 
man die Lastkraftwagen auf einem der dortigen Fabrikhöfe ent- 
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faden können zur sofortigen Verfeuerung; aber die Fabriken 
hätten für die hohen Transportkosten gedankt. 


Die zweite Linie ging nach Laband, etwa 6 km von Gleiwitz . 


entfernt, und endete auf einer Wiese am .Klodnitzkanal. Hier 
wurde die Kohle breit ausgeschüttet, nach Anhäufung genügen- 
der Mengen in Kähne des Kanals geschaufelt, nach Cosel beför- 
dert und dort in Oderkähne umgeladen. In Laband sind zwei 
größere Hütten, die dringend Kohle brauchten. Sie aber be- 
kamen die Kohle teilweise mit der Hauptbahn und teilweise 
auf dem Kanal von Gleiwitz her. Verständlich wäre es gewesen, 
wenn.die Lastkraftwagen die Kohle auf die Fabrikhöfe gefahren 
hätten, so aber wurden in Laband an der einen Stelle Kähne 
mit Kohle beladen, und wenige 100 m davon entfernt andere 
Kähne an den Hüttenwerken entladen. Das ist nicht Wieder- 
aufbau der Volkswirtschaft. Alles dies geschah nicht in der 

Nacht, sondern unter den Augen der Aufsichtsbehörden, und es 
Hr immerhin geraume Zeit gedauert, ehe das Geschäft dieser 
beiden Linien unterbunden wurde. 

Lebhafter und dauernder war und ist noch der Betrieb der 
Linie 3 (Grubenbezirk-Klodnitzkanal- Gleiwitz). Hier sorgten 
einige 20 Lastkraftwagen und eine Anzahl Straßenzugmaschinen 
für die Zerstörung der Landstraßen und. die Verminderung des 
Wertes der Kohle. Die Kohle wurde nicht immer gleich in den 
Kahn geschafft, sondern erst zu hohen Bergen auf dem Hafen- 
platz aufgeschüttet und nach längerem Lagern in die Kähne ge- 
karrt. Was diese Kohle am Endziel Lübeck und sonstigen ent- 
fernten kohlenarmen Gebieten ‘gekostet haben mag, ist nicht ge- 
naı bekannt geworden, der oben erwähnte Preis von Ohlau wird 
wahrscheinlich niedrig dagegen gewesen sein. Das ist nicht 
Wiederaufbau des Wirtschaftslebens, aber das Geschäft an und 
für sich muß in Gleiwitz sehr einträglich gewesen sein, denn es 
wurde sogar Kohle mit Rollwagen einer Hindenburger Speditions- 
firma auf den Berg am Hafenplatz gefahren. 

Durch den Gewinn der Linie 3 aus dem Kohlengeschäft 
gereizt, eröffnete ein Gleiwitzer Kohlenhändler, dessen Kohlen- 
platz mit Schmalspurbahnanschluß direkt am Kanal liegt, eine 
Linie 4 mit Pferdebetrieb, die zwar nicht auf einer Grube, son- 
dern auf seinem Kohlenplatz begann und in etwa 1,5 km Ent- 
fernung auf dem städtischen Schlachthof endete, der ebenfalls 
am Kanal hegt. Die Kohle wurde aus der Schmalspurbahn 
auf seinem Kohlenhof entladen, von hier in Straßenfuhrwerke 
geschaufelt und auf dem Schlachthof zu hohen Bergen aufge- 
türmt, um nach einiger Lagerzeit in Kübel geschaufelt und 
mittelst Krans über den Promenadenwee hinweg in Klodnitz- 
kähne geladen zu werden, die dann in Cosel wieder in Oder- 
kähne umgeschaufelt wurden. Über den Preis dieser Kohle 
am Endziel sind Verlautbarungen nicht erfolgt. Es geschah auch 
lies nicht in der Nacht, sondern unter den Augen der Aufsichts- 
hehörden. Ich nenne es Hinderung des Wiederaufbaus unserer 
Volkswirtschaft. Hätte der betreffende Kohlenhändler die Kohle 
nur in den Kahn umschlagen wollen, so konnte dies direkt aus 
der Schmalspurbahn an den vorhandenen Umschlagstellen ge- 
schehen, ohne die unsinnige Umladung in Straßenfuhrwerke, zu- 
mal sein Kohlenhof unmittelbar an der Umschlagstelle der 
Schmalspurbahn liegt. Was ihn veranlaßt haben mag, die Kohle 
erst 1.5 km wei‘ Jurch die Straßen der Stadt zu fahren, werden 
die Leser und die Anfsichtsbehörden erraten können. Jedenfalls 
hot die Stadt das Straßenpflaster zu unterhalten und den 
Straßenschmutz zu beseitigen. Die Schädigungen der Volkswirt- 
schaft durch diese unsinnigen Transporte sind: 

1. Die Zerstörüng der oberschlesischen Landstraßen, deren 
Wiederherstellung den Haushalt der betreffenden Kreise auf das 
empfindlichste belastet. Der Techniker aber will aufbauen und 
nicht zerstören. Es gibt noch so viele Straßen und Eisenbahnen 
zu bauen, die durch den Krieg im Rückstand geblieben. sind. 
Wir müssen uns endlich dagegen wehren, daß technisches Werk 
durch unsachgemäße Behandlung seitens selbstsüchtieer Einzel- 


unternehmungen rücksichtslos zerstört wird. Wir haben es hier | 


mit einer rein kaufmännischen Unternehmung zu tun, bei der der 
Transport Selbstzweck ist. Würden die Kreis- und Stadtverwal- 
tungen eine Abnutzungsgebühr der Straßen verlangen, die der 
gegenwärtigen Höhe der Unterhaltungs- und Erneuerungskosten 
entspricht, so wären derartige Unternehmungen von vornherein 
unmöglich. 

2. Durch die ungeheure Staubentwickelung auf den Lanr- 
straßen und den Auspuff des verbrannten Benzins bzw. Ben- 
zols tritt eine ganz erhebliche Schädigung der Volksgesundheit 
ein. Ganz besonders trifft dies für Oberschlesien zu, wo die nur 
chaussierten Landstraßen oft durch lange, dicht bewohnte Ort- 
schaften gehen. Diese Schädigung ist aber nicht unvermeidlich, 
sie hat nichts mit der durch die oberschlesische Industrie be- 
dingsten zu tun. > 

3. Die. für die Volkswirtschaft so wertvollen Betriebsstoffe 
Benzin und Benzol werden hier zu unproduktiver Arbeit ver- 
geudet. Mancher Motor, der produktive Arbeit leisten könnte, 
steht vielleicht wegen Mangels an diesem Betriebsstoff still. 

4. Die Kohle verliert durch das häufige Umschaufeln und lange 


.3,5 Tonnen. Inhalt 


Lagern an Wert, was wieder auf Kosten der gesamten Volks | 


wirtschaft geht. 
aufbauen, so müssen derartige Verluste vermieden werden 


5. Der Preis der Kohle beim Verbraucher und demzufolge 


auch der Preis des Fertigfabrikats wird durch derartige Trans- 
porte so hoch, daß die inneren Unruhen infolge von Lohnfor- 


derungen der Arbeiter nicht aufhören und so unsere Volkswirtsgt 


schaft nicht zur Gesundung kommen kann. 

Der Grund, der angeführt wird, um der gegenwärtig sehr leb- 
haft betriebenen Kraftwagenlinie 3 den Schein der Berechti- 
gung zu geben, liegt in der durch Versuche nicht belegten Be- 


hauptung, daß die staatliche Schmalspurbahn außerstande_ sei, 


die Kohle: für den zesamten Klodnitzkahnraum heranzubringen. 


Diese Behauptung ist bedauerlicherweise von einer amtlichen 
Stelle, dem staatlichen Wasserbauamt Gleiwitz, bestätigt wor- 
‚den und-hat so zur Irreführung des Reichskommissars für die - 
Kohlenverteilung und der amtlichen Verteilungsstelle für schle- 
sische Steinkohlen in Kattowitz geführt; der Reichskommissar 
gesamten Volks- 


hat in Erkenntnis der Schädigung der 


Wollen wir aber die Volkswirtschaft Be | 


x 


5 


wirtschaft durch die Kraftwasentransporte von Kohle parallsi ; 


zur Eisenbahnlinie bis vor. 
punkt eingenommen. 


kurzem einen ablehnenden Stand- 
Die Behauptung über die Schmalspurbahn 


ist aber unzutreffend, was gegebenenfalls durch Zahlen aus der 
Wirklichkeit bewiesen werden kann. Es ist auch nicht bekannt, 
daß maßgebende Stellen der Eisenbahnverwaltung diese Behaup- 3 


tung bestätigt hätten. 


Ein anderes Zerrbild zeigt die Verwendung der Wagen der 


staatlichen Schmalspurbahn in Oberschlesien. Man kann roh 


3 Wagenarten bei dur Schmalspurbahn unterscheiden, wobei zu 
bemerken ist, daß bei allen Wagen die Stirnwände fest sind. 


1. Die kleinen Wagen 


mit einem Fassungsraum von etwa 


3 cbm mit festen Seitenwänden, in denen sich in der Mitte 


je eine Klappe befindet. 


2. Die Wagen von 4-6 cbm Fan are bei denen die 
Seitenwände unten durchgehend mit Klappen versehen sind. 


3. Die Selbstentladewagen von 6-85 chm Fassungsraum, 


a) mit festem Dreieckboden, b) die W agen der Bauart Ziehl, E 


c) die Wagen der Bauart Malcher. 
Min sollte eigentlich annehmen, - daß die a allgemein 


ihrem dem Bau zu Grunde gelegten Zweck entsprechend ver- 


wendet werden. Dem aber ist nicht so. Eine Auswahl der 
Wagen mit Rücksicht auf die Entladevorrichtungen wird eisen- 
bahnseitig nicht getroffen. Der verantwortliche Leiter des Ver- 


kehrsamtes hat es bisher trotz mehrfachen Ersuchens abgelehnt, 


irgendwelche . Schritte zur Erreichung 


einer besseren -Aus- 


nutzung der Wagen, besonders der Selbstentladewagen, zu un-- 


ternehmen. Die Selbstentladewagen sind mit erfinderischem, 
technischem Geist gebaut worden, und es ist beschämend, daß 
dieser Geistes- und Handarbeit so wenig Achtung gezollt wird. 
Ob es sich lohnt, auf diese Schäden aufmerksam zu machen, 
möge aus den folgenden Erläuterungen beurteilt werden. 
Entladung eines Selbstentladewagens von etwa 7 t Kohle auf 
besonders dazu eingerichteten Anlagen kann durch 
Arbeiter in 1—5. Minuten bewirkt werden, je 
der Kohle Die Entladung eines Wagens 

Seitenwänden der unter 1 bezeichneten Art von 
‘erfordert "bei ‘zwei Arbeitern 15 bis 
40 Minuten. Die Leistung beim Selbstentladewagen beträgt also 
das 30- bis 60fache derjenigen bei den kleinen Wagen mit festen 
Seitenwänden. Der Vorteil für die gesamte Volkswirtschaft ist 


mit festen 


dabei der, daß mit einer weerhältnismäßig geringen Anzahl von 


Die: 


einen 
nach,. Art 


3. bis“ 


Wagen bedeutende Leistungen infolge des schnellen Wagenum- 


Die Beförderungsleistungen der 
um das Vieliache ohne Vermehrung des 


laufs erzielt werden können. 
Eisenbahn steigen 


Wagenparks, die Einnahmen werden erhöht ohne Steigerung der . 


Ausgaben: und ohne Aufwendung neuen Anlagekapitals. Eine 
Möglichkeit zu dieser Ertragssteigerung der Schmalspurbahn 


ist von privater Seite in Gleiwitz in Form einer Anlage für den 


Umschlag von Kohle aus der Schmalspurbahn in die Kähne auf 
dem Klodnitzkanal geschaffen werden. 


Man hätte nun anneh- 


men sollen, daß die Eisenbahnverwaltung im volkswirtschaft- 


lichen Interesse dafür gesorgt hätte, daß auf dieser für Selbst- 
entlader gebauten Anlage. auch nur solche oder überwiegend 
solche Wagen zur Entladung kommen. 
Trotz vieler Bemühungen des Besitzers der Anlage und der ver- 


Dem aber ist nicht so... 


frachtenden Kohlenfirmen ist die Eisenbahnverwaltung an der 


Frage bisher: völlig gleichgültig vorbeigegangen. 


Es mußten 


auf der Anlage‘ fortgesetzt ganze Gruppen der völlig ungeeigne- 


ten Wagen mit festen Seitenwänden entladen werden, während 
Selbstentladewagen an Stellen gesandt wurden, die dafür nicht 
eingerichtet sind 
Schwierigkeiten zu kämpfen hatten, so daß die Entladung der 
Selbstentladewagen noch länger dauerte als die eines Wagens 
mit festen Wänden. 
liche Verständnis, das zum Wiederaufbau unserer Volkswirt- 
schaft nötig ist? Einwendungen, daß auf manchen Gruben die 


und bei ihrer Entladung mit den größten 


Wo bleibt hier das technisch-wirtschaft- 
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' Anlagen zum Ausrangieren der Wagen fehlen, sind nicht stich- 
- allg; 


denn 1. wird es. nicht allzuviel solcher 


daß man diesen Gruben aus- 


— schließlich die für Selbstentladung eingerichteten Wagen zu- 


a nv 


u 


a rn 


Die Zahl der vorhandenen Selbstentladewagen reicht 
Die kleine, dadurch bedingte Mehrarbeit beim 


stellt. 
hierzu aus. 


Rangieren kommt gegenüber dem großen Vorteil der Beschleu- 
Es wäre auch zu | 


nigung des Wagenumlaufs nicht in Betracht. 
erwähnen, die Wagen mit festen Dreiecksböden zu einem Pen- 
delzug zwischen Grube und Gleiwitz-Hafen zusammenzustellen, 
da diese Wagen anderwärts wenig begehrt werden. Dahin- 
gehenden Bitten ist von der Verwaltung der staatlichen Schmal- 
spurbahn bisher kein Gehör geschenkt worden. Zu erwähnen 


ist, daß ein derartiger Pendelverkehr bereits besteht zwischen ° 


einer Grube und den Huldschinskywerken in Gleiwitz, und 
zwar mit den diesen Werken gehörenden 40 Selbstentladewagen 
der Bauart Malcher. 

Zum Beweise meiner Behauptung über die Möglichkeit einer 
Ertragsteigerung der Schmalspurbahn führe ich aus der Wirk- 
lichkeit folgendes an: Auf der vorerwähnten, von privater 
Seite erbauten Entladeanlage für Schmalspurbahnwagen sind, 
trotz Fehlens iegslicher Förderung oder. Begünstigung der An- 
lage durch die Verwaltung, allein in einem Monat mehr als 
7000 t Kohle entladen worden, und zwar zum größten Teil aus 
Wagen ohne Selbstentladevorrichtung. Diese 7000 t sind nach- 
weislich Mehrleistung des Kanals und Mehrleistung der Schmal- 


spurbahn ohne Personalvermehrung, ohne Maschinenvermehrung 


und ohne Wagenvermehrung, also ohne geldlichen Mehraufwand 
der Eisenbahnverwaltung, lediglich durch privatseitige Erbau- 
ung der Schnellentladeanlage, denn Selbstentladeanlage kunn 
man sie wegen des oben geschilderten Widerstandes der staat- 
lichen Schmalspurbahnverw:ltung nicht nennen. Rechnet man 
nun als durchschnittliche Einnahme des Staätes aus Fracht von 


. den Gruben nach Gleiwitz, Stempel- und Zustellungsgebühr etwa 


7M pro t, so ergibt sich für vorliegendes Beispiel eine Mehr- 
einnahme von rund 50000 A für den Monat. Sie bedeutet fast 
ausschließlich einen Reingewinn in voller Höhe, bzw. gegen- 
wärtig eine Verminderung des Eisenbahnverlustes. Bei ver- 
ständnisvollem Eingehen der Eisenbahnverwaltung auf diese 
Beispiele könnte der Betrag auf das 3 bis 4fache, also auf 150 
bis 200000 AM gesteigert werden. Die Bedeutung für die’ ge- 


'samte Volkswirtschaft ist aber noch weitergehend, wenn man 
„annimmt, daß die 7000 t im Monat bei Nichtvorhandensein der 
-Schnellentladeanlage dem Kraftwagenverkehr zugefallen wären. 


Die Beförderungskosten mit Kraftwagen, selbst bei Annahme 
der nicht weit von Gleiwitz Hegenden- Ludwigselückgrube sind 
nach zuverlässigen Angaben des Vorstandes des Wasserbauamtes 


‚Gleiwitz um 60 A pro t teurer als mit der Schmalspurbahn. 


Der volkswirtschaftliche Gewinn außer dem der Schmalspur- 
bahn beträgt also für die durch sie mehr beförderten 7000 t 
im Monat 7000.60 — 420000 M. Die gesamte Volkswirtschaft 
hat also einen Gewinn von 50 000 + 42 000 —-470 000 M in einem 
Monat zu verzeichnen gehabt. Das ist der Gewinn, der durch 
Zahlen belegt werden kann. Hierzu kommt noch derjenige durch 
1. Verminderung der Zerstörung der Straßen, 2. Verminderung 
des Straßenstaubes, 3. Freiwerden des Kraftwagenbetriebsstoifes 
für produktive Zwecke, 4. Erhaltung des Wertes der Kohle. 

Es ist zu bedenken, daß es sich bei oben genannten ver- 


‘ hältnismäßig großen Zahlen doch nur um ein kleines Glied des 


großen Eisenbahnwesens, die Oberschlesische Schmalspurbahn, 
handelt, und von diesem wieder nur um eine Station, Gleiwitz, 
und auf dieser wieder nur um «ine einzelne Ladestelle, für 
deren Erbauung dem, Staate keinerlei Kosten entstanden sind. 
Was die Anlage zu leisten imstande ist, ergeben folgende Bei- 
spiele aus der Wirklichkeit. Die Beladung eines Kahnes von 
etwa 120 t ohne Unterbrechung hat bei den schlechtesten Wagen 


Gruben | 
geben und 2. könnten die mangelnden Einrichtungen da- | 
- durch ausgeglichen werden, 


und einer mit nassem Lehm und Sand untermischten: Kohle 
4% Stunden gedauert. Bei geschlossenem Anbringen einer 
Kahnladung reiner Kohle unter Verwendung von 30 % Selbst- 
entladern der Bauart Ziehl erforderte die Beladung 1% Stunde. 
Die Entladung von 60 t = % Kahnladung aus 8 Selbstentladern 
der Bauart Malcher erforderte ohne Überstürzung 10 Minuten. 
Verfolgt man die Kohlentransporte auf der Oder, so bietet 
sich dem Beobachter in geringer Entfernung vom Kohlenbezirk 
ein sonderbares Bild. Es wird an vielen Stellen Kohle aus 
dem Schiff entladen, wogegen nichts zu sagen wäre, wenn der 
Transport sich dann auf geringe Strecken Landweges in Straßen- 
fuhrwerken erstrecken würde. Dagegen sind ganze Kahnladun- 
sen schon in Oppeln wieder in Eisenbahnwagen geladen und 
weiterbefördert worden. Diese Kohle ist von der Grube mit der 
Schmalspurbahn nach Gleiwitz gesandt worden, wieder in Klod- 
nitzkähne geladen und aus diesen in Oppeln in Wagen der 
Hauptbahn gekrant worden. Das nennt man dann Entlastung 
der Hauptbahn. Der Hafen von Oppeln wird durch eine ein- 
gleisige Stichbahn von dem Bahnhof Oppeln-Öst aus erreicht. 
Auf dieser Stichbahn müssen die leeren Wagen für die zu ent- 
löschenden Kähne nach dem Hafen gebracht werden. Die Zu- 
stelıung, Beladung, Zurückführung nach dem Bahnhof Oppeln- 
Ost, die Einstellung in einen geeigneten Zug nimmt geraume 
Zeit in Anspruch, die jedenfalls größer ist, als wenn der Wagen 
dırekt von .der Grube an den Bestimmungsort gerollt wäre. 
Auf der andern Seite des Hafens wird nun aber auch Kohle, 
die mit der Hauptbahn direkt von der Grube in Oppeln ange- 
kommen ist, mittelst Kippern in Oderkähne umgeschlagen. An 
einer dritten Stelle wird Kohle für die Bevölkerung Oppelns 
aus Kähnen entladen, die in Gleiwitz von der Schmalspurbahn 
aus beladen worden sind. Bunter kann wohl das Bild nicht 
sein. Nur die -letztere Trarsportart bedeutet eine wirkliche 
Entlastung der Hauptbahn. Die zuerst geschilderte wirkt zer- 
störend auf unsere Volkswirtschaft. .Dasselke ist in größerem 
Maßstabe in Ohlau erfolgt. ‘Es entsteht also auch hier folgen- 
des Zerrbild des Kohlentransports bei Annahme der Beladung 
des Kranes in Cosel: Eisenbahnfahrt von der Grube bis Cosel 
mit der Hauptbahn 60 bis 70 km, Umschlag in den Kahn, Kahn- 
fzArt 100 bis 120 km bis Ohlau, Umschlag in Eisenbahnwagen, 
Eisenbahnfahrt bis zum Bestimmunesort. Wollte man etwa die 
Unsinnigkeit dieses Transportes damit bemänteln, daß die letzte 
Eisenbahnfahrt nur kurz gewesen ist, so ist dem zu entgegmen, 
daß für den Eisenbahnwagen allein die Zeit des‘ Zustellens in 
Ohlau von der Hauptbahn über die 3 km eingleisige Hafenbahn 
nach dem Hafen, des Beladens am Kahn, des Wiedsrzurück- 
führens nach der Hauptbahn und des Einstellens in einen ge- 
eigneten Zug genügt hätte. um ihn direkt von einem der großen 
Rangierbahnhöfe bis an den Bestimmungsort zu bringen. Die 
Fahrt nach Oosel-Hafen, die erhebliche Rangierarbeit dort, der 
TImschlag in den Kahn, die Entladung des Kahnes in Ohlau und 
die Wiederbeladung des Eisenbahnwagens dort sind also Ar- 
beiten, die nutzlos gemacht worden sind, aber viel Geld ge- 
kostet haben. Ich nenne dies Zerstörungsarbeıt unserer Volks- 
wirtschaft. Die Verhältnisse in Ohlau sind direkt auf den Kop* 
gestellt. Beim Bau der Hafenbahn im Jahre 1917 dachte man 
daran, daß bei Überfüllung der Häfen Cosel oder Oppeln auch 
Ohlau ‚für den Umschlag von Kohle aus Eisenbahnwagen in 
Kähne in Frage kommen könnte, nun wird lebhaft Kohle aus 
Schiffen in Eisenbahnwagen geladen. Gehen wir 30 km die 
Oder abwärts, so finden wir in Breslau ein ähnliches Bild. Die 
Stadt bezieht -einen Teil ihres Kohlenbedarfs auf dem Wasser- 
wege, es werden also ständig Kähne mit Kohle in Breslau ent- 
laden. Andererseits wird im Hafen von Breslau-Pöpelwitz Kohle 
aus Eisenbahnwagen in Kähne umgeschlagen. Der Hauptfehler 
scheint mir in dem Mangel an entscheidendem Einfluß von Ver- 
Behr, und Betriebstechnikern bei der Kohlenverteilung zu 
iegen, 


Zur Eisenbahnfrage. 


Am Schluß der letzten Tagung der Sozialisierungskommission 
(vgl. Nr. 48, S. 905 d. Ztg.) hat der Staatsminister a. D. Ex- 
zellenz Hoff nachstehendes Gutachten abgegeben: 

„Ein selbständiger Betrieb, der seine Ausgaben nicht deckt, 
ist unhaltbar, wenn das Übel nicht lediglich vorübergehend ist. 
Die Reichseisenbahnen führen eine Defizitwirtschaft, weit 
größer noch als die früheren Staatsbahnen im letzten Jahre 
ihrer Wirksamkeit. Vorher waren diese Staatsbahnen, 
allen voran der preußische Eisenbahngroßbetrieb, Über- 
schußverwaltungen und dazu. bedeutsame Förderer 
der Volkswirtschaft. Die Ursachen der ‚Miß- 
wirtschaft der Staats- und Reichseisenbahnen sind bekannt. 
Es sind nieht Mängel in der O-ganisation und dem Verwaltungs- 
körper aus früherer Zeit — in der die Leistungen groß 


und die Renten hoch waren —. Die Ursachen stammen viel- 
mehr ohne jede Ausnahme aus der Kriegs- und 
Nachkriegszeit. Ungleiche Behandlung der Staatsbahnen 
gegenüber den Privatbetrieben im. Kriege, Verlust ertragsfähi- 
ger Bahnstrecken, Abgabe des besten Teils des Fuhrparks, Ver- 
schlechterung des technischen Apparates, ungeheure Steigerung 
der Preise für Fahrzeuge und Materialien aller Art, Acht- 
stundentag, Urlaubsverlängerung, Aufhebung des Akkordverfah- 
rens, Besoldung;- und Lohnerhöhungen entsprechend der allge- 
meinen Geldentwertung, Daneben aber gänzlich unzulängliche 
Erhöhung der Leistungspreise der Eisenbahnen, der Verkehrs- 
tarife. Gerade weil diese Gründe allesamt in der aller- 
letzten Zeit der größten Not wurzeln, also noch 
nicht als chronisch anzusehen sind, kann und darf es 


- 
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nicht unmöglich sein, der Defizitwirtschaft im Rahmen de 
unmittelbaren. Verwaltung der iekcbatı 
durch das Reich beizukommen. 

Nach den Verhandlungen in der Sozialisierungskömmission 
und den Erklärungen der Vertreter des Reichsverkehrsministe- 
riums kommt für die Sanierung der Reichseisenbahnfinanzen 
eine Reihe von Maßnahmen in Betracht, die sich bereits in der 
Ausführung oder Vorbereitung befinden. 

1. Der Zugbetrieb und die Verkehr. N g 
sind wieder in leidlicher Ordnung; die Reichseisenbahnen Stan, 
den Eisenbahnen, auch den Privatbahnen anderer vom Kriege 
betroffen gewesener Länder nicht nach. Verteuerungen des Be: 
triebes werden vermieden, Verbilligungen überall angestrebt. 


9. Es besteht die Absicht, den Haushalt der Reichs- 
eisenbahnen für 1922 zu balanzieren; die Betriebseinnah- 
men sollen die Auszaben des ordentlichen Haushalts decken; 


dieerstmalige Erfüllung 
Reichsverfassung; die Entlastung des 


der bedeutsamste Fortschritt; 
des Artikels 9 der 


allgemeinen Haushalts von .dem Betriebsdefizit der Reichs- 
‘eisenbahnen. Ä 
3.: Der. Anschlag soll aber auch Wirklichkeit werden. 
Es sind eingreifende Ersparnismaßnahmen im Werke oder in der 
Vorber Kae 
a) Der. Erlaß des Aal 3 BR gerade die 
Fisenbahnverwaltung muß auf die se 5 leun ig e Durch- 


[ührung solchen Gesetzes den allergrößten Wert 
legen. 

b) Die Aufhebung 
schriften; sie 


eines 


der Demobilmachungsvor- 

ist für: die Eisenbahn von ganz beson- 
derer Bedeutung, weil gerade sie von der gesamten Öffent- 
lichkeit wie keine andere Anstalt zur. Einstellung Be- 
schäftigungsloser getrieben worden ist. 

c) Die Verminderung der Kopfzahl des Personals infolge der 


Nichtersetzung des natürlichen Abgangs 
des Personals. 
d) Die weitere Ausdehnung des Ar en ver- 


fahrens 


»e) Die Abbinlung solcher Tablen durch das neue Kisen- 
bahn-Finanzezesetz, die ein wirtschaftlich selbstän- 
diges Unternehmen nicht zu tragen "hat (Leistungen für die 
Post, — ‚vielleicht über eine Milliarde Papiermark, Ver- 
minderung des Zinsen- und Schuldeutäil- 
sungsdienstes durch Abschreibungen vom Über- 
EN der Bahnen usw.). 

f) Die Herabminderung der Reparaturlasten ..der 
durch: raschen, kräftigen Abbau der 
Privatwerken. 


Fahrzeuge 
Ausbesserungen in 


x) Der Abbau der sogenannten Kolonialverträge. 
h) Der. sparsamste -und wirtschaltlichste Materialverbrauch. 
i) Die Entlastung des ordentlichen Haushalts von den Kosten 


kleinerer Erweiterungen durch Übernahme auf den außer- 
ordentlichen Haushalt. 
löine ganze Reihe von Krsparnismöglichkeiten, die mit aller- 
größtem Nachdruck verwirklicht, 
verminderungen zur Folge haben müssen. Zu erwägen ist auch 
eine Dezentralisation der Geschäfte, wenn und so- 
weit dadureli eine Instanz gespart wird. In diesem Falle ist 
Dezentralisation gleichbedeutend mit Vereinfachung und Ver- 
billigung des. Geschäfts. Dagegen. ist neuen Instanzen 


SLRLIEN- 
über die allergrößte Vorsicht geboten; sie: wirken stets ge- 
xzesehältserschwerend und verteuernd. ‘Ohne Zweifel werden 


stei- 
daß. die be- 


auch die Einnahmen wiederum durch Tariferhöhungen zu 
gern sein. Aber es besteht doch die Hoffnung, 
nötigte Summe geringer wird. ER 

4. Zu begrüßen ist die geplante Einsetzung eines Verwal- 
bungsrats zur Mitwirkung bei der Verwaltung des Reichs- 
eisenbahnunternehmens. Durch eine solche Körperschaft können 


Nachrichten. 


‚Vereinsgebiet. 
Deutschland. | 


— Der Org anisationsausschuß zur Reform der Eisenbahnen. 
Der vom Reichsverkehrsminister webildete Org ganisationsaus- 
schuß zur Reformierung des BEisenbahnbetriebes soll in nächster 
Zeit, seine Tätigkeit aufnehmen. : 
Ausschusses ist auf 20 beschränkt worden, von denen zehn den 
‚Eisenbähnerorganisationen angehören. “Der Ausschuß wird 
unter dem Vorsitz ‘des 'Staatssekretäts Kumbier tagen und 


„Aktiengese 


:breiten 


sanz beträchtliche Ausgabe- 


Die Zahl der Mitglieder des 


geschäftsmännische Grundsätze in die Verwaltung der Diesen 


balınen hineingetragen werden; wenn dem 
Verwaltungsrat durch das Eisenbahn-Finanzgesetz 
zugewiesen werden, die dem des Aufsichtsrats 
»llschaften nahekommen. 
vor allem die stete Überwachungder Wirtschafts 
gsebarung der Reichseisenbahnen. 
Körperschäft des freien Wirtschaftslebens mit dem 
Rechte der dauernden Überwachung und Mitbestimmung 
Geschäfts- und insbesondere Wirtschaftsführung fehlt dem 
Reichseisenbahnunternehmen, sie wird auch nicht ersetzt durch 
den Reichseisenbahnrat. 
daß eine solehe mit wirklichen Aufsichtsratsbefugnissen aus- 
gestattete Körperschaft den heilsamsten Einfluß auf die Finanz- 
gebarung der Reichseisenbahnen ausüben würde. 
schaftliche Grundsätze würden gerade bei den 
[ragen zur Geltung kommen. 

Angesichts solcher bedeutsamen Maßnahmen, die sich nur 
dann auswirken können, wenn sie gründlich vorbereitet und 
mit Nachdruck und Sorgfalt durchgeführt werden, sollten 
segenwärtig Jedenfalls umwälzende Pläne 
unterbleiben, zumal sie .ein Fiasko der Reichseisenbahn- 
politik bedeuten "würden, das schwere Erschütterungen zur 
Folge haben könnte. Was würde werden, wenn solche "Experi- 
mente fehlschlügen? Die Folgen könnten verhängnisvoll sein. 

ls gibt große Länder, die nur wenige oder überhaupt keine 
Staatsbahnen besitzen. 
nen Verhältnissen zu beurteilen und zu behandeln. In Deutsch- 
land haben wir auf das allgemeinste Verlangen der 
Öffentlichkeit das Staatsbahnsystem, 

April v. J. das so lang ersehnte Reichseisenbahnsystem und 
mit ihm die einheitliche Verkehrsbedienung, den Einheits- 
verkehrstarif für alle Gebiete, die einheitliche Be- 
handlung der Beamten und den 
Eisenbahnlohntarif. Es kann nicht zweifelhaft sein, 


namentlich dann, 


großen ups 
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einheitlichen. 


Aufgaben 
von. 
Dazu gehört 


Diese hochbedeutsame 


der 
Es kann keinem Zweifel unterliegen, 


"Privatwirt- - i 


Aber jedes Land ist nach seinen eige- 


seit 


daß bei solcher Lage der Dinge einem oder mehreren Privat- 


unternehmen, die das Reichseisenbahnunternehmen übernehmen 
würden, Auflagen und Vorbehalte — durch Kon- 
zessionsurkunden oder Verträge — gemacht würden, die den 
neuen. Betriebsunternehmer gerade dort festlegen würden, wo 
er frei schalten und walten will, und wo er frei sein muß, 
wenn er auf die Kosten kommen will. Nimmt man 
aber auch an, es könnte von solchen Auflagen und Vorbehalten 
doch abgesehen werden, so würde dadurch an der Sachlage 
nicht viel. geändert. Die Allgemeinheit würde von 
den Privatunternehmern, denen der gewaltigste monopolartige 
Verkehrsbetrieb ohne solche Auflagen übertragen wäre, erst 
recht gleiche Behandlung verlangen, und zwar um 
so mehr, als ohne allen Zweifel eine unterschiedliche Bedie- 


nung des Verkehrs versucht werden würde, bei der volkswirt- 


schaftliche Grundsätze überhaupt nicht mehr 
Ebensowenig würde das Personal sich seine Rechte verküm- 
mern lassen. Wenn aber hiernach den Privatunternehmern die 
Hände in den wichtigsten Dingen gebunden wären, so: ist nicht 
abzusehen, wie sie die : Eisenbahnfinanzen in 
Weise saniere 
eisenbahnverwaltung tun muß. Nur kämen im Falle der Pri- 
vatisierung der Eisenbahnen zu den Kosten, für deren Deckung 


mitsprächen. 


anderer 
en wollten und könnten, als es die Reichs- 


das Sanierungswerk zu sorgen hätte, noch die Gewinne des be- 


nötigten Privatkapitals.. Wenn diese Auffassungen zutreffen, 


dann bedürfen die Reichseisenbahnen keiner fremden Hilfe; es 


bleibt nur der Weg, daß sie aus sich heraus gesunden. 


6. Aus allen diesen Gründen komme ich zu dem Schlusse, daß‘ 
die Reichseisen- 
bahnen als unmittelbare Reichsverkehrsanstalt fortbestehen, die 
Reichseisenbahnverwaltung eine. Kräftige Sanierung ihrer Finan- 
nd so 
emein- 


nach Lage der Verhältnisse in Deutschland 


zen rücksichtslos ohne jeden Verzug durchführen muß 
der deutschen Volkswirtschaft das Eisenbahnwesen ads 
gut un bleiben kann.“ 


Se 


eine Reihe von Unterausschüssen bilden, die sich mit der Lösung 


der einzelnen Fragen zu beschäftigen haben. 
Wie 
kat die Sozialisierungeskommission die früheren Eisenbahnmini- 


ster Oeser und Hoff vor Erstattung ihres Gutachtens an : 


die. Regierung gehört (vgl. oben S. 95). 
ebenso wie. Minister Breitenbach 
lichung der Eisenbahnen ausgesprochen. 


Beide haben sich 
gegen eine Entstaat- 


— Aufhebung verkehrswirtschaftlicher a 
einem Erlaß des Reichsverkehrsministers vom 10. November d..J. 
werden die während des Krieges von militärischen Stellen er- 
lassenen und von dem Reichsamt für wirtschaftliche Demobil- _ 
machung unter dem 4. Februar 4919 — Reichs- Gesetzbl. 1919 


%3 


die Reichsgewerkschaft deutscher Eisenbahner mitteilt, 


Nach. 


R. 


F 


sie betroffen: 


'schärfung. 


Ansturm auf die Bahn. 


ıxı. Jahrgan 
D 1. Jahre 1981. 


— 


r Q 
S. 159 = aufrecht erhaltenen Anordnungen aufgehoben, soweit 


{ L; enbahnverkehr: 
l. die Merptlir htung der Gemeinden, Polizeiverwaltungen usw., 
sich unterrichtet zu halten, welche Bestände an 
a) ständig unbenutzten Lastwagen und Lastkraftwagen und 
b) Zugpferden, die nicht oder nur während eines Teils des 
Tages beschäftigt werden, 
vorhanden sind, sowie die Verpflichtung der obengenannten 
und von Gespannhaltern oder Gespannbesitzern, ihre ver- 
füsbaren Pferde und Transportmittel nebst : Führer und 
Mannschaften der Eisenbahnverwaltung auf Anfordern nach 
Maßgabe des Kriegsleistungsgesetzes gegen Entgelt zur Be- 
und Entladung von Eisenbahnwagen und An- und Abfuhr 
von Eisenbahngütern zur Verfügung: zu stellen, 
2. die Einrichtung von Fuhrämtern, um die volle und zweck- 
mäßigste Ausnutzung an einem Ort vorhandener Transport- 
mittel zu gewährleisten: : 
IL im Schiffsverkehr: 
1. die Abwanderung von Fahrzeugen aus dem Heimatsgebiet. 
und zwar Überführung über die Unterelbe zur Weser, 
2. die wasserstandsgemäße Beladung und den Ableichterzwang 
auf Elbe und Oder, 
5. die Kahnsperre auf den westdeutschen Wasserstraßen, 
4. die Meldepflicht und Lösch-, Lade- und Bunkererlaubnis der 
Kauffahrteischiffe, 
5. die Versand- und Lagerpflicht für Erze, _ 
6. die Verwendung von Binnenfahrzeugen zu Lagerzwecken 


und das Erfordernis der Meldepflicht und Erteilung einer 
Lagererlaubnis. 


In Kraft bleiben die Anordnungen, welche betreffen: 


I. im Eisenbahnverkehr: 


das Verbot falscher Angaben bezüglich der Bezeichnung des 
Absenders, der Art, der Menge und des Gewichts des Gutes, 
des: Empfängers und der Verwendung des Gutes gegenüber 
Militär- und Eisenbahnbehörden, sei es, daß sie im Fracht- 
brief, auf Dringlichkeitsvordrucken oder dergleichen oder 
mündlich gemacht werden, 
das Verbot, Wagen, die von der Eisenbahnverwaltung zur 
Beförderung bestimmter dringend benötigter Güter bevor- 
zugt gestellt werden, zu anderweitigen Zwecken zu ver- 
wenden und Wagen, die bei den Verkehrstreibenden beladen 
eingegangen sind, nach Entladung. ohne Einverständnis der 
Eisenbahn wieder zu beladen, 
das Verbot, die zur Entladung bestimmten Eisenbahnwagen 
über die Ladefrist hinaus unentladen stehen zu lassen, 
das Gebot, auf Verlangen der Eisenbahnverwaltung 
Eisenbahnwagen auch an Sonn- und Feiertagen zu be- und 
entladen sowie die Verpflichtung der Angestellten und Ar- 
beiter der zur Be- und Entladung angehaltenen Betriebe, auf 
‚eren Erfordern an Sonn- und Feiertagen zu arbeiten, 
das Gebot für Inhaber kaufmännischer Firmen. dafür Sorge 
zu tragen, daß Benachrichtigungen über Beladen und Ent- 
laden der Eisenbahnwagen auch an Sonn- und Feiertagen 
zu ihrer Kenntnis kommen, 
die Ermächtigung der Eisenbahnverwaltung, bei Überschrei- 
tung der Entladefrist die Güter auf Kosten der Empfänger 
“nach Maßgabe der von der Eisenbahnverwaltung aufzustel- 
lenden Berechnung’ zwangsweise zu entladen und zuzuführen; 


II. im Schiffsverkehr: 


die Auskunftspflicht der Inhaber von Re und Um- 
schlagsbetrieben. 


U 
. 


— Stockungen im  Eisenbahnverkehr. ‚Das Reichsverkehrs- 
ministerium gibt zusammen mit dem Reichskohlenkommissar 
über die augenblickliche Eisenbahnbetriebs- und Kohlenlage fol- 
zende Mitteilung bekannt: Die Betriebslage der Eisenbahn ist 
zurzeit äußerst gespaunt. Schon seit Monaten versagt ein großer 
Teil der Wasserstraßen; die starke Kälte der letzten Tage hat 
den Wasserverkehr auf den für den Kohlenversand wichtigsten 
Kanälen, dem Rhein-Herne-Kanal und dem Dortmund-Ems-Kanal, 
völlig zum Erliegen gebracht. Der Güterandrang,auf die Eisen- 
bahn erfuhr ferner durch die augenblickliche Hochkonjunktur, 
die eine Folge des Valutasturzes der Mark war, eine starke Ver- 
Auch das Bestreben der Versender, möglichst noch 
vor der am 1. -Dezember ‘eingetretenen Frachterhöhung ihre 
Waren zum Versand zu bringen, brachte einen ungewöhnlichen 
Das seit über acht Tagen 'eingetretene 
Frost- und Nebelwetter bringt nunmehr den aufs höchste ’ange- 
spannten Eisenbahnbetrieb in solche Schwierigkeiten, daß, na- 
mentlich infolge der Arbeiterschwerungen auf den Rangierbahn- 


'höfen, Stockungen bereits an -den verschiedensten“ ‘Stellen ein- 


zetreten sind, und daß vor allem: der Wagenmangel scharfe 
Formen annimmt. -Die Durchführung des Eisenbahnbetr iebes hat 


x 


eine vorübergehende Verkehrsdrosselung 
nahmesperren erforderlich gemacht, damit die lebenswich- 
tigen Güter, vor allem die Kohle, in erster Linie gefahren werden 
können. Eine Besserung istyer/&t zu erwarten, wenn die für den 
Eisenbahnbetrieb an vielen Stellen außerordentlich ungünstigen 
Witterungsverhältnisse (Frost und Nebel) sich ändern. Diese 
Witterungseinflüsse führten bekanntlich auch in der Vorkriegs- 


durch Güteran- 


zeit zu teilweise empfindlichen Stockungen des Kisenbahnbe- 
triebes. Daß sie heute das Wirtschaftsleben in stärkste Mit- 
leidenschaft ziehen, "und daß vor allem das Stocken in der 
Kohlenversorgung zu vorübergehender Arbeitslosigkeit und zu 
Störungen in den Gas- und Blektrizitätswerken führen kann, 


hängt mit dem Fehlen von Kohlenvorräten bei Verbrauchern und 


Händlern zusammen, während man.vor dem Kriege eine Vor- 
rabswirtschalt in starkem Umfange betrieb. 

Solange der Bergbau nicht in der für die Kohlenabfuhr gün- 
stigen Jahreszeit zu einer gesteigerten Leistung kommt, und so- 
lange nicht die Entente bei der Durchführung unserer Kohlen- 
lieferungsverpflichtungen auf die Schwierigkeiten unserer Lage 


Rücksicht nimmt, werden wir von der Hand in den Mund leben 
und uns mit plötzlich entstehenden Stockungen abfinden müssen. 
Daß Kisenbahnverwaltung und KReichskohlenkommissar alles 
daran setzen, um der Schwierigkeiten Herr zu werden und sie 
aul ein Mindestmaß zurückzuführen, braucht nicht besonders 
gesagt zu werden 


— Die Erhöhung der Eisenbahnpersonentarife. Ein Berliner 


Blatt meldete kürzlich, daß die Reichsbahn beabsichtige, die 
Personentarife am 1. Februar n. J. um 75% zu erhöhen. - Zu 


dieser Nachricht, der das Reichsverkehrsministerium fernsteht, 
wird halbamtlich mitgeteilt, daß sie den Tatsachen vorauseilt. 
Die. fortgesetzten Preissteigerungen der letzten Monate be- 
lasteten den Haushalt der Reichsbahn so sehr, daß mit einer 
weiteren Steigerung der Personentarife zu rechnen sei. Zur 
Zeit fänden deshalb — und zwar zunächst lediglich innerhalb 
der Verwaltung — hierüber Ermittelungen statt. Ob eine Er- 
höhunge um 75 % nötig sein ‚werde, hänge von der gesamten 
Preisentwicklung ab. 


— Wagengestellung für Kartoffelsendungen, Eine -Anfrage 
des Reichstagsabgeordneten Behrens hat der Reichsver- 
kehrsminister, wie folgt, beantwortet: Es ist der Kisenbahn- 


verwaltung bekannt, daß die Anforderungen an Wagen, insbe- 
sondere an bedeckten Wagen, schon seit längerer Zeit nicht 
völlig befriediet werden. Während der Eisenbahngüterverkehr 
bis in. den. Monat Juli hinein noch äußerst schwach war, so 
daß zeitweise im Bereich der Deutschen Reichsbahn über 40 000 
bedeckte und über 48 000 offene Güterwagen wegen Mangels an 
Frachten unbenutzt umherstanden, setzte. plötzlich gegen lönde 
Juli zunächst ein starkes Anwachsen. des Bedarfs an bedeckten 
Güterwagen ein, dem bald auch eine ständig zunehmende Stei- 
gerung der Anforderungen. an offenen Güterwagen folgte. Die 
Gründe für die unzulängliche Gestellung an bedeckten Wagen 
liegen hauptsächlich darin, daß infolge der ungewöhnlichen 
Witterungsverhältnisse im Sommer die Ernte frühzeitig beganı 
und zugleich eine stürmische Nachfrage nach Düngemitteln und 
Zement eintrat, die von den beteiligstem Kreisen selbst als „‚ge- 
radezu explosiv“ bezeichnet wurde. Außerdem wurden zu der- 
selben Zeit erhebliche Mengen von Getreide, Mehl und Futter- 
mitteln aus dem. Ausland über die Seehäfen eingeführt, die — 
zum großen TDeil für Österreich, die Tschechoslowakei und Süd- 
deutschland bestimmt bei dem Versagen der Wasserstraßen 
auf der Eisenbahn weite Wege zurückzulegen haben... Der 
Winterkartoffelversand setzte gegen Mitte September .d. J. in 
stärkerem Maße sein. Die Abfuhr der Kartoffelernte, die sich 
eleichfalls im großen und ganzen über weite Wege vollzieht, 
stellt am den Park der  bedeckten Güterwagen sehr hohe An- 
sprüche. In diesem Jahre ist die Kartoffelernte im Rheinland, 
in Baden, Hessen, in der Pfalz und Nordbayern sehr schlecht 
ausgefällen und zum Teil’ sogar als völlige Mißernte anzu- 
sprechen. Frühere rogelmäßige Überschußgebiete sind in 
diesem Jahre zu Bedarfsgebieten geworden. Da die Ernte nur 
im Östen eine gute zu nennen ist, müssen von dort gewaltige 
Mengen Kartoffeln nach den vorgenannten Bedarfsgebieten des 
Westens und Südwestens gefahren werden. Neben dem Bedarf 


der deutschen Bevölkerung ‘des besetzten Gebiets sind erheb- 
liche Mengen Kartoffeln für das Besatzungsheer der. Entente 


vorzugsweise zu befördern. ‘Da in den östlichen Gebieten bei 
weitem nicht genügend Leerwagen aufkommen, müssen dieselben 
Wagen, die mit Kartoffeln beladen nach dem ‚Westen und Süd- 
westen- Deutschlands gerollt sind, leer wieder nach dem Osten 
zurückgefahren werden. 

Seitens der Eisenbahnverwaltung wird nichts unversucht ge- 
lassen, den Wagenumlauf mit allen Mitteln zu beschleunigen 
und. besonders notleidenden Bezirken zu helfen. Die weiten 
Wege, die die Wagen beladen und leer zurückzulegen haben, 


sind ‘jedoch der Erreichung dieses Zieles selir hinderlich, Die 
Eisenbahnverwaltung war sich der Wichtigkeit einer - recht- 
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zeitigen und ausreichenden Versorgung der Bevölkerung mit 
Winterkartoffeln von Anfang an bewußt und hatte, um den 
Anforderungen möglichst gerecht zu werden, die Eisenbahn- 
direktionen schon frühzeitig angewiesen, den Wagenbedarf für 
Kartoffeln vor jedem ‘anderen zu befriedigen. Trotz der un- 
sünstigen Verhältnise ist es der Eisenbahnverwaltung gelungen, 
in der Zeit vom 1. September bis zum 24. Oktober d. -J. rund 


35 445 0000° Zentner Kartoffeln in ganzen Ladungen abzufahren. 


Daneben sind große Mengen Kartoffeln als Stückgutsendungen 


unmittelbar vom Erzeuger zum Verbraucher auf der Eisenbahn, 


befördert. Beispielsweise sind in Berlin in der letzten Woche 
als Stückgut 95 755 Zentner Kartoffeln eingegangen. In diesem 
Monat wurden gegen 5000 bis 6000 Wasen täglich zur Kartoffel- 
verladung im gesamten Gebiet der Reichsbahn gestellt. . Zur 
Gewinnung weiterer Wagen für die Kartoffelverladung hat die 
Regierung in der zweiten Hälfte dieses Monats zu tief in das 


Wirtschaftsleben einschneidenden Maßnahmen greifen müssen.’ 


U. a. sind die Annahme von Stückgut sowie der Getreide- und 
Düngemittelversand teilweise gesperrt worden. Um ferner die 
säumigen Verkehrtreibenden anzuhalten, durch Innehaltung der 
tarifmäßigen Ladefristen zur Beschleunigung des Wagenumlaufs 
mit ‘beizutragen, sind die allgemeinen Wagenstandgeldsätze 
kürzlich wesentlich erhöht worden. - Die Wirkung der Stückgut-, 
Getreide- und Düngemittelsperre ist schon in die Erscheinung 
getreten. In den letzten Tasen konnten 7000 Wagen für Kar- 
toffeln gestellt werden. Es ist zu hoffen, daß es durch alle 
getroffenen Maßnahmen gelingen wird, die Wagengestellung in 


den Kartoffelversandgebieten in nächster Zeit noch günstiger - 


zu. gestalten, so daß der Kartoffelbedarf der Bevölkerung ge- 


deckt wird. 


— Preisgestaltung für die Beschaffung’ von Eisenbahnwagen 
Auf eine Anfrage des Reichstagsabgeordneten Künstler .hat der 
Reichsverkehrsminister folgende Antwort erteilt: 
Sinken der Materialpreise im laufenden Jahre hat es ermög- 
licht, auch bei der Beschaffung der Güterwagen nicht unerheb- 
lich niedrigere Preise zu erzielen, die bei den einzelnen Werken 
entsprechend dem Zeitpunkt der’ Bestellung und dem jeweiligen 
Materialpreise verschieden waren. Anscheinend haben sich die 
Wagenbauanstalten bei ihren Angeboten zudem mit einem ge- 
ringeren Gewinn begnügt, als es früher der Fall war. Bei den 
letzten Vergebungen mußten bereits wieder höhere Preise be- 
williet werden. Die. Preisermäßigungen. gegenüber den letzten 
Preisen im Winter 1920/21 schwankten zwischen etwa 8 und 
40%. 

Dem Ansuchen, die Preise im einzelnen mitzuteilen, kann ich 
zu meinem Bedauern schon aus rechtlichen Erwägungen nicht 
entsprechen. Die Preise bilden einen Teil der Verträge mit den 
Wagenbauanstalten, die ich ohne Einverständnis der V ertrags- 
zeener nicht bekanntgeben darf. Vor allem aber würde eine 
solche Bekanntgabe allen Grundsätzen einer guten kaufmänni- 
schen Geschäftsführung widersprechen, wie sie die Reichseisen- 
bahnverwaltung üben muß und wie sie seitens des Reichstags, 
der Presse und weitester Kreise des Volkes auch immer wieder 
von der Eisenbahnverwaltung gefordert wird.“ 


— Verkehrslage im Ruhrbezirk. Der Eisenbahnbetrieb im 
huhrbezirk wurde in der Woche vom. 20. bis 26. November 
durch Nebel und Frost und weiter dadurch ungünstig beeinflußt, 
daß die aufkommenden Frachten von den nördlichen Bezirken, 
insbesondere Altona, wegen Schwierigkeiten im eigenen Bezirk 
nur in unzureichender Weise übernommen werden konnten. Der 
Ruhrbezirk ist daher mit Frachten stark angefüllt, und es mußte 
für diese Verkehrsbeziehung eine Annahmebeschränkung ange- 
ordnet werden. Für sofortige Behebung der Schwierigkeiten ist 
durch umfassende Maßnahmen, insbesondere durch Umleitung 
von Zügen, gesorgt. Der Zulauf von leeren Wagen von Düssel- 
dorf nach dem Ruhrbezirk hat gegen Ende der mit dem 26. No- 
vember abschließenden Woche wieder abgenommen. Das wirkt 
zurzeit ‚besonders ungünstig, weil durch Frost die Schiffahrt 
auf den Kanälen behindert wurde, so daß weitere Anforderungen 
an die Eisenbahn gestellt werden. Die Bestände an gedeckten 
Wagen sind weiterhin gering und die Anforderungen immer noch 
sehr groß, so daß Ausfälle nicht zu vermeiden sind. Für Kohle, 
Koks und Briketts wurden in der Woche vom 20. bis 26. No- 
vember im arbeitstäglichen Durchschnitt einschließlich der nach- 
träglich. bestellten Wagen 21337 Wagen (gerechnet zu ie 10 t) 
angefordert. Gestellt wurden arbeitstäglich durchschnittlich 
19608 Wagen (Höchstgestellung am 22. November 20 792 Wagen). 


Im gleichen Zeitraum des Vorjahres betrug die Wagengestellung ' 


20586 Wagen, Die Lagerbestände auf den Zechen betrugen am 
26. November 619 853 t (633 572 t in der Vorwoche). Die Förde- 
rung war auch in der letzten Woche besser, wie alliährlich im 
Monat November. Der Wasserstand des Rheins ist anhaltend 
weiter gefallen, so daß die tiefergehenden Dampfer wieder still- 
selegt werden mußten. Der Cauber Pegel hatte am 26. Novem- 
ber einen Stand von 0,91 m (1,12 m). Die Brennstoffverladung 
an den Kippern der Duisburg-Ruhrorter Häfen hielt sich mit 


weist der Vorortverkehr zum Teil recht erhebliche Zu 


‚Ringbahnstationen Gesundbrunnen, Hermannstraße, Schöneberg, 


„Das starke 


16 711 t noch auf der Höhe der vorwöchigen Leistung, ebenso 
der Umschlag in den Zechenhäfen der Kanäle mit 24889 t, 
gegen 25177 t. Seit Beginn der laufenden Woche hat infolge 
des Frostes der Versand von den Kanalhäfen ns werden 
müssen. 


— Der Berliner Stadt-, Ring- und Vorortverkehr. Die Ver-A 
kehrsstatistik der Eisenbahndirektion Berlin für das Rechnungs- 
jahr 1920/21 ist erschienen. Während im Fernverkehr bei 
fast allen Berliner Bahnhöfen ein Rückgang festzustellen ist, 


nahmen gegen das Vorjahr auf. Hinsichtlich der Ringbahn- 
stationen sowie der Bahnhöfe des Vorortverkehrs innerhalb des 
Straßenbahnnetzes Groß-Berlins ist eine auffällig starke Zu- 
nahme des Verkehrs eingetreten, die bei einzelnen Stationen 
50%. beträgt und in vielen Fällen mehr als 500 000 Fahrkarten 
Mehrverkauf ausmacht. Ein großer Teil der letzterwähnten 
Zunahmen mag wohl in der Hauptsache auf die Abwanderung 
von Fahrgästen der Straßenbahn zurückzuführen sein. Über 
eine Million-PFahrkarten sind mehr verkauft worden auf den 


Schönhauser Allee, sowie auf. einer Reihe von Stadtbahnstationen. 
Im Vorortverkehr macht sich bei fast allen Wannseebahnsta-. 
tionen ein Rückgang in der Zahl der verkauften Fahrkarten 
bemerkbar, der auf die auf dieser Strecke erfolgte Einführung 
der Monatskärten mit Lichtbild zurückgeführt wird. 

Im inneren Stadt- und Ringbahnverkehr ist die 
Zunahme noch wesentlich größer. Auf der Stadt- und Ringbahn 
wurden im inneren Verkehr 154 946 342 (gegen 90 717 349) 
Fahrten ausgeführt. Die Gesamtsumme der im Berliner Bezirk 
ausgegebenen Stadt-, Ring- und Vorortfahrkarten beträgt über 
eine halbe Milliarde, oder genau 527 795.144 (gegen 375 918197) 
Fahrkarten. Es sind also 151 876 947 Fahrkarten mehr verkauft 
worden als im Jahre 1919, was einer Verkehrszunahme von rund 
40 % zezen das Jahresergebnis von 1919 entspricht. Die Über- 
füllung der Stadtbahnzüge findet eine einfache Erklärung in der 
Verkehrszunahme, die im Innerberliner Verkehr 50 % übersteigt 
und sich im Durchschnitt auf rund 40 % beläuft. Diese Zunahme 
drängt sich auf kurze Tagesstunden. zusammen, während welcher 
sich der Berufsverkehr abwickelt. Es mag also nicht mehr allzu 
lange dauern, bis die Stadtbahn nicht mehr fähig ist, noch 
weiteren Zustrom aufzunehmen. 
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— Die‘ Daiee Eisenbahnen an Polen, Die Eisenbahnen im 
Gebiete der Freien Stadt Danzig sind in der Nacht zum 1. De- 
zember in polnische Verwaltung übergegangen. Obwohl in den © 
Vereinbarungen zwischen Danzig und Polen Klauseln eingesetzt 
worden sind, durch die die Rechte der Danziger Bevölkerung ge- 
schützt werden sollen, sieht man, wie der D. Allg. Ztg. aus 
Danzig berichtet wird, der kommenden Entwicklung der Dan- ° 
ziger Eisenbahnen unter polnischer Verwaltung mit a, Be- 
sorgnis entgegen. : 


-— Personalnachriehten,. Im Reichsverkehrsministerium — 
Eisenbahnabteilungen — ist der Oberregierungsbaurat Dr.-Ing. 3 
Tecklenburg zum Ministerialrat ernannt worden. _ 

Im Bereich des Reichsverkehrsministeriums, Zweigstelle 
Preußen-Hessen, sind folgende Veränderungen eingetreten: 
Versetzt sind: die Regierungsräte Precht, bisher in El- 
berfeld, als Mitglied der Bisenbahndirektion nach Münster 
(Westf.), Dr. jur. Adam, bisher in Münster (Westf.), als 
Mitglied der Bisenbahndirektion nach Köln, Ernst Hartt- 
mann, bisher in Stuttgart, zur Eisenbahndirektion nach Trier, Y 
Sillich, bisher in. Elberfeld, zur Eisenbahndirektion nach 
Erfurt, Hespe, bisher in Trier, zur Eisenbahndirektion nach 
Königsberg (Pr.), Dr. jur. Bauer, bisher in Breslau, zur 
Eisenbahndirektion nach Elberfeld, die Regierungsbauräte Her- 
mann Francke, bisher in Neuwied, als Vorstand des Eisen- 
bahn-Betriebsamts 4 nach Essen, Hermann Haupt, bisher in‘ 
Simmern, als Vorstand des Eisenbahn-Betriebsamts 2 nach Neu- 
wied, Karl Becker,’ bisher in Gerolstein, zur Eisenbahn-. 
direktion nach Elberfeld, Johann Keßler, bisher in Essen, 
als Vorstand des Eisenbahn- Betriebsamts 1 nach Trier, Roth- 
mann, bisher in Göttingen, als Vorstand des Eisenbahn-Be- 
triebsamts nach Gerolstein, Bätzing, bisher in Nordhausen, 
als Vorstand der Eisenbahn-Bauabteilung nach Göttingen, Rie- 
menschneider, bisher in Sangerhausen, zum Eisenbahn-. 
Betriebsamt 1 nach Nordhausen, Arthur Exner, bisher in 
Lauban, nach Oels als Vorstand des Werkstättenamts bei der 
Eisenbahn-Hauptwerkstätte daselbst, Berghauer, bisher in 
Breslau, als Vorstand des Fisenbahn-Maschinenamts nach Halle 
(Saale), Laschke, bisher in Oels, zur Eisenbahndirektion 
nach‘ Breslau, Seebandt, bisher in Altona, als Abteilungs- 
leiter zum Eisenbahn-Ausbesserungswerk nach Königsberg (Prag 
— Der Regierungsbaumeister des Eisenbahn- und Straßenbat- 
fachs Walter Hin ist bei der Eisenbahndirektion in Elberfeld 
zur Beschäftigung im Reichseisenbahndienst einberufen worden. 
Wer Oberregierungsrat, Geheime Regierungsrat Bine 
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Schulze in Berlin ist infolge Ernennung zum Ministerialrat 
im preußischen Ministerium für Handel und Gewerbe aus dem 
Reichseisenbahndienst ausgeschieden. — Dem Regierungsbaurat 
Gros tück, Vorstand der Eisenbahn-Bauabteilung in Flens- 
burg, ist die nachgesuchte Entlassung aus dem Reichsdienste 
erteilt. — Der Regierungsbaurat Mickel, Vorstand des Eisen- 
bahn-Betriebsamts in Wetzlar, ist‘ gestorben. 

Im Bereich des Reichsverkehrsministeriums, Zweigstelle 
Bayern, sind berufen worden: der Regierungsrat Dr. Gustav 
Eccardt in Bamberg unter Enthebung vom Antritt der ihm 
verliehenen Regierungsratsstelle bei der Eisenbahndirektion 
Ludwigshafen (Rhein) an die Eisenbahndirektion Nürnberg, der 
Regierungsbaurat der Eisenbahndirektion Nürnberg Karl 
Kohout an die Bauinspektion Fürth als deren Vorstand und 
der Vorstand der Betriebsinspektion Landshut Regierungsrat 
Dr. Oskar Neumann an die Eisenbahndirektion Regensburg. 


Österreich. 


— Gesetzentwurf betreifend den Beamtenabbau. Die ‚Staats- 
korrespondenz“ schreibt: Die Bundesregierung hat im National- 
rat einen Gesetzentwurf eingebracht, mit welchem Maßnahmen 
zur Verringerung des Personalaufwandes im Bundesdienste ge- 
troffen werden. 

In der dem Entwurfe beigegebenen Begründung wird als Zweck 
des Gesetzes angeführt, einen allmählichen Abbau der Dienst- 
posten ‘bis auf ein den neuen staatlichen Verhältnissen ent- 
spreehendes Maß herbeizuführe:, Dabei soll, wie ausdrücklich 
betont wird, von jeder Zwangsmaßnahme, die sich gegen die 
Base der Bundesangestellten richtet, grundsätzlich abgesehen 
werden. 2 : ; 

" Von dem Grundsatze aus, daß der Verwaltungszweck mit den 
geringstmöglichen Mitteln erreicht werden muß, soll durch das 
Gesetz Vorsorge getroffen werden, daß die Verwaltungsaufieaben 
nach ihrer Wichtigkeit und Schwierigkeit ‘genau eingeschätzt 
und nur soweit höherwertige Beamte verwendet werden, als dies 
. Be und Wichtigkeit des Geschäftszweiges unbedingt er- 
heischt. 

Bezüglich des in den $$ 1 und 2 festgesetzten Stellenabbaues, 
beziehungsweise der Stellenumwandlung, wird in der Begründung 

‚auf den Uebelstand hingewiesen, daß gegenwärtig in einzelnen 
Dienstzweigen trotz des Ueberflusses an Beamten in anderen 
Dienstzweigen neues Personal aufgenommen werden mußte, und 

. bemerkt, es sei nicht zu leugnen, daß die Durchführung des 
Stellenabbaues, beziehungsweise der Stellenumwandlung die der 
Beamtenschaft nach dem Besoldungsgesetz offenstehenden Zu- 
kunftsmöglichkeiten in gewisser Hinsicht einschränken wird. 
Dieses Opfer wird aber die Beamtenschaft im wohlverstandenen 
eigensten Interesse auf sich nehmen müssen. Kein Opfer für 
die Beamtenschaft kann es aber sein, wenn verlangt wird, daß 
sich jeder Beamte dort verwenden läßt, wo er gebraucht wird. 
Wenn die Bestimmungen des Entwurfes nach außenhin in dieser 
Beziehung als Zwangsmaßnahmen sich darstellen, so sind sie 
es doch in ihrem innersten Wesen nicht. Die unbeschränkte 
Verwendungsmöglichkeit ist wohl eine Selbstverständlichkeit. 
Beamte, die heute gar keinen Dienst leisten, müssen es sich 
— wenn sie ihre Aktivitätsbezüge weiter erhalten wollen — 
gefallen lassen, dort verwendet zu werden, wo Mangel an Per- 
sonal ist. 4 

Die praktische Anwendung der $$S 1 und 2 wird in der Begrün- 
dung durch folgendes Beispiel veranschaulicht: Von drei im 
-Recehnungsdienste gegenwärtig tatsächlich besetzten 
Dienstposten der Besoldungsgruppe XI wird die erste freiwer- 
dende Stelle überhaupt wegfallen. Die zweite freiwerdende 
Stelle wird nur durch einen Beamten der Besoldungsgruppe VII 
und erst die dritte Stelle wieder durch einen Beamten der Be- 
soldungsgruppe XI zu besetzen sein. Diese Vorgangsweise wird 
hinsichtlich der übrigen Dienstposten so ‚lange einzuhalten sein, 
bis ein Viertel der gesamten im Rechnungsdienste vorhandenen 
Posten überhaupt weggefallen und mindestens ein weiteres 
Fünftel dieser Posten in Posten z. B. des Rechnungshilfsdienstes 

-umgewandelt ist. 

Bezüglich $ 4 wird dargelegt, daß mit dieser Bestimmung die 

. vollständige Stellensperre beabsichtigt ist. ‘Von der gebotenen 
Möglichkeit, hinsichtlich jeder vierten Stelle eine Ausnahme 
Platz greifen zu lassen, soll daher nur unter dem Zwang einer 
unabweislichen Notwendigkeit Gebrauch gemacht werden, Hier- 
von abgesehen, wird eine Ausnahme mit Zustimmung des Bun- 
(desministeriums für Finanzen auch dann verfügt werden können, 
wenn Z.B. die Indienststellung eines mit besonderen Fachkennt- 
nissen ausgestatteten Ingenieurs anläßlich einer besonderen Bau- 


führung unbedingt notwendig ist, oder wenn z, B. eine Vermeh- 


rung der Sicherheitsorgane eintreten muß. 
In Besprechung der dem Beamten im Falle seines freiwilligen 
Austrittes aus dem Bundesdienste gewährten ‚Begünstigungen 


' stellten zu bemessen ist. 


wird betont, daß es sich um sehr weitgehende Begünstigungen 
handelt, um eben einen Anreiz zum freiwilligen Ausscheiden zu 
geben. Denn ein Erfolg wird unter den heutigen Verhältnissen 
nur dann erzielt werden können, wenn der Beamte die Möglich- 
keit besitzt, anderweitig ein Unterkommen zu finden. Die durch 
den Entwurf diesbezüglich- getroffenen Maßnahmen sollen den 
Bundesangestellten den Uebergang in private Wirtschaftszweige 
erleichtern. 
* 

Die wichtigsten Bestimmungen des Entwurfes sind: Von den 
im ‚Bundes- : (Bundesverkehrs-) Dienst erledigten Dienstposten 
darf so lange nur jede zweite Stelle wieder besetzt werden, bis 
die Gesamtzahl der in jedem Dienstzweige vorgesehenen Dienst- 
posten um ein Viertel der im Stellenplane für das Jahr 1922 
festzusetzenden Gesamtzahl vermindert ist. Ausgenommen hier- 
von sind die Dienstposten der Vorstände der Behörden und Ämter 
(Anstalten). | 

Von den zur Wiederbesetzung gelangenen Dienstposten mit 
Ausnahme der leitenden Dienstposten: ist so lange jede zweite 
erledigte Stelle durch eine Stelle des entsprechenden, in der 
Besoldungsordnung niedriger gewerteten Dienstzweiges zu er- 
setzen, bis ein im Stellenplan für das Jahr 1922 nach Maßgabe 
des dauernden Bedarfes festzusetzender Stand erreicht, zumindest 
aber ein Fünftel dieser Stellen’ auf solche Art umgewandelt ist. 

Die Bundesangestellten einschließlich der Bundesbahnangestell- 
ten und der Post-, Telesraphen- und Fernsprechangestellten sind 
verpflichtet, sich auf Grund einer Verfügung des zuständigen 
Bundesministeriums in einem anderen Dienstzweig ihres Ver- 
waltungsbereiches oder in einem anderen Verwaltungsbereiche 
verwenden zu lassen. Bundesanzestellte, die einer derartigen 
Verfügung nicht innerhalb einer Frist von sechs Wochen Folge 
leisten, treten, unbeschadet der disziplinaren Verantwortlichkeit, 
mit Ablauf dieser Frist kraft des Gesetzes in den dauernden 
Ruhestand. Die durch die Verfassung gewährleistete Unver- 
setzbarkeit der Richter bleibt unberührt. 

Die Neu- oder Wiederaufnahme von Bundes- oder Bundes- 
verkehrsangestellten ist während der Dauer von drei Jahren 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes verboten. Ausnahmen hiervon 
können nur mit Zustimmung des Bundesministeriums für Finan- 
zen, und Zwar hinsichtlich jeder vierten erledigten Stelle aus 
zwingenden dienstlichen Gründen sowie auch dann verfügt wer- 
den, wenn ein unabweislicher Bedarf nach Kräften mit beson- 
derer Fachausbildunge aus den schon. im Bundes- (Bundesver- 
kehrs-) Dienste stehenden Angestellten nicht gedeckt werden 
kann, oder wenn höhere Interessen des Bundes dies erfordern. 

Eine Vermehrüng der Posten von Arbeitern und nichtständigen 
Hilfsbediensteten gegenüber dem im Zeitpunkte des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes vorhandenen Stand darf nur mit Zu- 
stimmung des Bundesministeriums für Finanzen und nur dann 
vorgenommen werden, wenn sonst die Dienstverrichtungen eines 
Verwaltungszweiges nicht besorgt werden könnten oder die 
Aufrechterhaltung des Bundesbetriebes gefährdet wäre. 

Den dem Besoldungsgesetz oder einer Besoldungsordnung der 
Verkehrsangestellten unterstehenden Bundesangestellten werden, 
wenn sie aus dem aktiven Bundesdienstverhältnisse freiwillig 
ausscheiden, folgende Begünstigungen gewährt: Im Falle des 
Austrittes wird eine einmalige Abfertigung gegeben, die bei einer 
für die Bemessung des Ruhegenusses anrechenbaren Dienstzeit 
von 2—-10) Jahren im einfachen, von mehr als 10—20 Jahren im 
doppelten, von mehr als 20 Jahren im dreifachen Ausmaße des 
Jahresbezuges im Zeitpunkte des Ausscheidens des Bundesange- 
Unter Jahresbezug sind Gehalt und 
Ortszuschlag, die Tewerungszulage ‚(mit Ausnahme der Teue- 
rungszulage für Gattin und Kinder) und die auf Grund einer all- 
<emeinen Bezugsregelung sich ergebenden Mehrbezüge zu ver- 
stehen. 

Ein Eundes- (Bundesverkehrs-) Angestellter mit mindestens 
zehnjähriger für die Bemessung des Ruhegenusses anrechen- 
barer Dienstzeit kann sich an Stelle der Abfertigung einen Ver- 
sorgungsgenuß vorbehalten. Dieser Versorgungsgenuß gebührt 
ihm nur bei nachgewiesener dauernder Erwerbsunfähigkeit und 
kommt dem Ruhegenusse gleich, den er in dem Zeitpunkte be- 
ziehen würde, wenn er zur Zeit seines freiwilligen Ausschei- 
dens in den Ruhestand versetzt worden wäre. Im Falle der 
Fwrücklegung einer für die Bemessung des Ruhegenusses an- 
rechenbaren 25 Jahre übersteigenden Dienstzeit besteht der An- 
spruch, auf ‘Ansuchen in den dauernden Ruhestand versetzt zu 
werden. Solche Bundes- (Bundesverkehrs-) Angestellte erhal- 
ten durch zwei Jahre nach erfolgter Versetzung in den Ruhe- 
stand, längstens aber bis zu dem Zeitpunkte, in dem sie auf 
Grund der geltenden Vorschriften ohne Nachweis der Dienst- 
uniishiekeit von Amtswegen in den dauernden Ruhestand versetzt 
werden könrten, eine Zulage zum Ruhegenuß im Ausmaße des 
Unterschiedes zwischen dem Ruhegenuß und den zur Ruhegenuß- 
bemessune anrechenbaren Bezügen, die ihnen gebüihren würden, 
wenn sie im aktiven Bundesverhältnisse geblieben wären. Zur 
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} Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


Wahrung dieser Begünstigungen muß längstens innerhalb eines 
Jahres nach Inkrafttreten des Gesetzes der Austritt erklärt oder 


um. die Versetzung in den dauernden Ruhestand. angesucht 
werden. 

— Die Ersparungskommission und das Verkehrswesen. Über 
die Tätigkeit der Ersparungskommission auf dem Gebiete des 
Verkehrswesens gab ein Vortrag nähere Aufschlüsse, den das 
Kommissionsmitglied Minister a. D. Dr. Wittek im Klub 
österreichischer Eisenbahn- und Schiffahrtsbeamten am 8. No- 


hielt. 

Die Ersparniskommission gliedert sich in drei Ausschüsse, und 
zwar für Finanz- und Kreditwesen, für die Verwaltungsreform 
und Für die Staatsbetriebe. Naturgemäß hat sich der Ausschuß 
für die Staatsbetriebe in erster Linie mit der Gebarune beim 
Verkehiswesen, insbesondere bei den a et zu befassen, 
deren Fehlbetrag für 1921 mit 10 Milliarden, für 1922.mit 35 Mil- 
liarden veranschlagt ist. Dieser ungeheure ine rsaustall 
wird jedoch, abgesehen von den Personalkosten, dadurch begreif- 


vember 


lich, daß seine Tonne Kohle gegenwärtig 13—15000 K, eine 
Tonne Schienen 50000 K kostet, wobei die nach dem letzten 


Kurssturze der Krone mit Sicherheit zu erwartende neue Preis- 
steiserung noch nicht berücksichtigt erscheint, 

Die Ersparniskommission hat sich zunächst damit beschäftigt, 
ob und welche Änderungen in der Organisation zweckmäßig er- 
scheinen. Die erste Frage war die, 65 die Bundesbahnen weiter 
im Staatsbetriebe ‚behalten oder an den Privatbetrieb abgegeben 
werden sollen, wofür in erster Linie die sogenannten Rumpf- 
linien. der Nordbahn, der Staatseisenbahngesellschaft und der 
Nordwestbahn in Betracht kämen; doch hat sich die Unmöglich- 
keit einer Abgabe.dieser Linien an den Privatbetrieb wenigstens 
für den Augenblick herausgestellt, so daß dieser Punkt gegen- 
standslos geworden ist. Sodann hat sich die Kommission mit 
einer Änderung der Organisation des Ministeriums und der 
Zwischenstellen befaßt, indem. sie von der Anschauung ausging, 
daß die gegenwärtige Organisation, die noch aus den Zeiten der 
großen Monarchie herrührt, ein für die kleine Republik Öster- 
reich viel zu schweres Rüstzeug darstellt. Namentlich erscheint 
die Zahl der Direktionen für die noch bestehenden Linien allzu 
groß. Mit der Zusammenlegung der Strecken der Staatseisen- 
bahngesellschaft, der Nordwest- und der Nordbahndirektion zur 
Direktion Wien-Nordost ist bereits ein zweckentsprechender An- 


fang gemacht worden. Redner hält es für nicht unmöglich, auch 
die beiden in Wien liegenden Direktionen zu einer einzigen 


zusammenzuziehen. 


Mit der Frage der Organisation hängt aufs innigste die Frage 
des Personalabhbaues zusammen. Diesem müßte aller- 
dings auch ein Arbeitsabbau, insbesondere eine Verminde- 
rung der erdrückenden förmlichen. Arbeitsleistung, vorangehen. 
Das übermäßige Anschwellen des Personalstandes und der Per- 
sonalkosten ist nach Ansicht der Ersparungskommission durch 
eine auch nach Ansicht des Redners allzu weitgehende und ze- 
radezu irrtümliche Anwendung des Gesetzes über den Acht- 
stundentag verursacht worden, wobei vielfach die Begriffe 
„Dienstzeit“ und „Arbeitszeit“, die sich im Eisenbahndienste 
durchaus nicht überall decken, verwechselt worden sind. Red- 
ner glaubt, daß durch ein entsprechendes Zusammenarbeiten mit 
den Personalvertretungen (die übrigens gegenwärtig 
nicht weniger als 13 Mill. K kosten) in dieser Hinsicht bedeu- 
tende Besserungen erzielt werden können. 

lin weiterer, sehr reformbedürftiger Punkt ist das außertari- 
[arische Fahrbegünstigungswesen. Redner ist durchaus nicht 
der Anschauung, daß dem Personale, wie dies von vielen Seiten 
verlangt wird, einfach alle Fahrbegünstigungen entzogen wer- 
den. Es wäre dies ein viel zu scharfer Eingriff in einen Zu- 
stand, der nicht nur bei den österreichischen, sondern bei allen 
Bahnverwaltungen besteht, und würde mit Recht den lebhafte- 
sten Widerstand des Personals hervorrufen, das, namentlich so- 
weit es auf der Strecke und in einsamen Stationen stationiert 
ist, den dringendsten Bedarf nach mößglichster Verkehrsfreiheit 
hat. Immerhin wäre jedoch. eine Einschränkung des zegen- 
wärtig allzu weitgehenden Fahrbegiünstigungswesens (der Wert 
der Fahrbegünstigungen wird mit 200—300 Millionen beziffert) 
wünschenswert und wohl zu erreichen. 


Die Ersparungskommission befaßt sich des weiteren och mit 
dem sogenannten Stellenplan, den Redner nur für die 
obersten und allenfalls für die mittleren 
erachtet (bei den unteren Ämtern würde ein fester Stellenplan 
die nötige Anpassungs- und Bewegungsfreiheit hemmen) und 
mit dem Tarifwesen, bei dem die wohl nur durch den Drang 
der Umstände zu erklärenden. in letzter Zeit vorgenommenen 
geleichmäßigen Tariferhöhungen gewisse Bedenken hervor- 
rufen müssen. z FEB 

Dr. Wittek besprach zum Schluß auch die Verhältnisse beim 
Post-, Telegraphen- und Telephonwesen und erklärte die in 
üngster Zeit erfolete Trennung des: Post- und Telegraphen- 

wesens für eine unglückliche Maßnahme. 


Ämter als zweckmäßig - 


. dagüber 


"Attnang-Puchheim-Steinach-Irdning statt. 


‚Die Verkehrserschwerung durch die Pässe, Die Kot 

er enz in Portorose hat in einem Protokoll Stellung 
zu den. Erschwernissen genommen, die dem Verkehr durch die 
in den verschiedenen Nachfolgestaaten geltenden Vorschriften 
über Pässe und Sichtvermerke bereitet werden. In einem Pro- 
tokoll hat die Konferenz niedergelegt, daß sie als eines der - 
schwerwiegendsten Hindernisse für die regelmäßige Wieder- 
aufnahme des Austauschverkehrs, der Handelsbeziehungen und 
des Reiseverkehrs die geltende Einrichtung der Pässe und ° 
Sichtvermerke ansieht, Die nach Paris im Oktober 1920 durch 
den V ölkerbund einberutene Konferenz ‚hat Entschließungen an- 
genommen, durch welche die Erlangung der Pässe und Sicht- 
vermerke beträchtlich erleichtert werden soll, doch sind diese 
Beschlüsse bisher noch nicht allgemein in Kraft gesetzt worden. 


In Portorose wurde daher ausgesprochen, daß die Konferenz h 
sich in Übereinstimmung mit ihrem allgemeinen Programm in \ 


zieicher Weise mit der Frage der Pässe und Sichtvermerke be- 


schäftigen sollte. Mehrere. Abgeordnete haben darüber Vor- 
schläge gemacht, die jedoch in Portorose nicht erörtert werden 
konnten, weil die in Betracht kommenden staatlichen Vertreter 


nicht anwesend waren. Infolgedessen hat die Konferenz be- 
schlossen, die Erörterung darüber an eine die Verhandlungen in 
Portorose ergänzende Versammlung zu verweisen und die öster-. 
reichische Regierung zu ersucher, für den 16. Januar 1922 nach 
Graz eine Konferenz aller Staaten veinzuberufen, die in Porto- 
rose vertreten waren. Diese Konferenz wird folgendes Pro- 
gramm haben: ‘1. Maßregeln über Pässe und Sichtvermerke zu 
treffen und die Anwendung der Entschließungen der Pariser 
Konferenz vom 21. Oktober 19%20 zu sichern; 2. Erhebungen 
einzuleiten, in. welcher Art in der Frage der Pässe ° 
und Entschließungen die weitestgehenden Erleichterungen ge- 
währt werden könnten. ' 


— Der Verkehr und die Investitionen der Bundesbahnen. Ver- 
kehrsminister Rodler hat kürzlich eine Besichtigung auf den 
Bundesbahnen vorgenommen und hierbei seine Aufmerksamkeit 
besonders auch den Fürsorgeanstalten für die Angestellten zu- 
sewendet. Eine der brennendsten Fragen ist die der Wohnungs- 
beschaffung. Auf dem ganzen Gebiete der Bundesbahnen wer- 
den Wohnbauten in sehr zweckmäßiger Weise und unter Be- 
rücksichtigung des natürlich außerordentlich gestiegenen Kosten- 
aufwandes verhältnismäßig billige durchgeführt. Das Verkehrs- 
ministerium plant ferner für das nächste Frühjahr wichtige, 
Bahnhofbauten. Die Raumverhältnisse auf dem Wiener West- 
bahnhofe sind bekanntlich ganz unzulänglich. Ein Umbau würde 
iedoch Milliarden kosten, so daß ohne weinen solchen auf andere 
Art den ärgsten Mißständen abgeholfen werden muß. Das wird 
nun geschehen, indem eine zweite Halle durch Entfernung der 
käumlichkeiten für die Bahnhofswirtschaft geschaffen wird, da- 
durch wird das gleichzeitige Einsteigen zu mehreren Zügen mög- 
lich werden. Wenn die Pläne hinsichtlich der Lokomotivrepara- 
turen gelingen, besteht die Aussicht, daß im Sommer auch der 
Stadtbahnverkehr wieder eröffnet werden kann. ‘Im Frühjahr 
soll auch an die Erweiterung des Linzer Bahnhofes geschritten _ 


werden. . In den letzten Wochen ist der Güterverkehr etwas 
schwächer geworden, was mit den Mobilisierungsmaßregeln der 


Tschechoslowakei und Südslawiens zusammenhängt. Im Per- 3 
sonenverkehr wird eine immer stärkere Benutzung der Schnell- ° 
züge beobachtet. Insbesondere zur Zeit der Feiertage ist de $ 
Verkehr fast so stark wie im Sommer, Die Personenzüge sind 
verhältnismäßig schwach besetzt/und dienen heute mehr oder 
weniger der Beförderung über kurze Lokalstrecken. Die Schnell- 
züge werden gegenwärtig auch stark von den unteren Schichten 
benutzt, wobei die Erwägung maßgebend sein dürfte, daß die. 
längere Fahrt mit dem Personenzuge mit größeren Aufenthalts- & 
kosten im Bestimmungsorte verbunden ist, die bei einer Reise 
mit dem Schnellzuge zum Teile erspart werden können. Die 
Abschwächung des Güterverkehrs ist nur eine vorübergehende 
Erscheinung, denn vor einigen Wochen war schon vor den 
Mobilisierungsmaßnahmen eine sehr erhebliche Steigerung ZU 
verzeichnen und in der nächsten Zeit ist wieder mit einem sehr 
starken Verkehr zu rechnen. Die Zuckersendungen werden an- 
vollen und auch der südslawisch-tschechisch-italienische Verkehr 
wird wieder einsetzen. Auch die Kohlensendungen aus dem pol- 
nischen Becken nach Italien dürften sich bald wieder steig ern. 
Der erhöhte Verkehr wird natürlich von erhöhten Tarifen. ger 
troffen werden. Mit Rücksicht auf die wechselnden Verhältnisse 
wird die Frage einem Studium unterzogen ‘werden, ob nicht 
Indextarife einZuführen seien, die jeweilig den Schwankungen 
der Lebenshaltung anzupassen wären. N 


TR 


En Die Elektrisierung der Balzkammereutbahnen: In den et 
ten Tagen fanden in Badı Aussee und Obertraun Verhandlungen 
in Angelegenheit “der Elektrisierung der a 3 

5 
handelte sich darum, auf steiermärkischem Gebiete befind- 
liche Wässer (die Koppentraun) auf oberösterreichischem Boden 
auszunutzen. Zwischen den zwei Gruppen‘ (Bundesministerium 
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- für Verkehrswesen und die Stern- und Hafferl-Gesellschaft einer- 
seits, die Gemeinde Bad Aussee, die dortigen chemischen Werke 
- und seine Privatfirma anderseits) kam es zu einer Einigung, auf 
Grund welcher nun die weiteren Verhandlungen fortgesetzt 
werden. 


-  — Staatseisenbahngesellschaft. In der Sitzung des gemein- 
samen Verwaltungsrates der österreichisch-ungarischen Staats- 
eisenbahngesellschaft gab der Präsident der Gesellschaft, Dr. 
Sieghart, zunächst einen erschöpfenden Überblick über die ge- 
'samte Lage der Gesellschaft, wie sie sich durch den Zerfall der 
Irüheren Öösterreichisch-ungarischen Monarchie zu einer inter- 
national sehr verwickelten gestaltet hat. Die wichtigste Aktiv- 
vost der Gesellschaft, die in den bisherigen Gewinn- und Ver- 
lustkonten einen sehr wesentlichen Teil der Kinnahmen er- 
brachte, bildet die Annuität für .die verstaatlichten Linien 
innerhalb des früheren Ungarns; diese bisher von Ungarn 
geleistete Annuwität ist nun nach den Bestimmungen des 
Artikels 186 des Staatsvertrages von Trianon durch die Repa- 
- rationskommission auf die Nachfolgestaaten, das ist außer auf 
Neu-Ungarn auf die Tsschecho-Slowakei, Rumänien und den süd- 
slawischen Staat aufzuteilen. Im Hinblick auf diese Bestim- 
mungen hat Ungarn. seit September :1919 die Bezahlung dieser 
_ Annuität völlig eingestellt, und dies trotz aller Bemühungen der 
Gesellschaft, die den Standpunkt vertritt, daß bis zur erfolgten 
Aufteilung dieser Annuität der bisherige Schuldner Ungarn die 
Zahlungen weiter zu leisten habe, da vorher von einer Ände- 
rung des Verstaatlichungsübereinkommens und der Person des 
Schuldners nicht die Rede sein könne. Eine weitere Streitfrage, 
die übrigens schon älteren Datums ist, besteht über die Gold- 
aufzahlung, die auf diese Annuität zu leisten ist. Diese 
Umstände machen es der Gesellschaft unmöglich, derzeit einen 


halbwegs zutreffenden Rechnungsabschluß aufzustellen. Über- 
dies ergeben “sich auch bei den Bilanzpassiven bedeutende 


Schwieriskeiten, darunter besonders bei den Rückständen an 
Aktiendividenden und verlosten Aktien, die zum größten Teile 
an das früher feindliche Ausland geschuldet werden. Hier stehen 
die Bedingungen der Abstattung heute noch nicht einmal in ihren 
Grundzügen fest; die einschlägigen Verhandlungen mit den fran- 
zösischen Gläubigern können vielmehr erst aufgenommen wer- 
den, wenn sich die französischen Aktionäre der Gesellschaft zu 
dem im Übereinkommen vom 3. August 1920 vorgesehenen Vier- 
bande vereinigt haben werden. Im Hinblick auf alle diese 
Schwierigkeiten hat die Gesellschaft von der Regierung zunächst 
"eine Fristerstreckung für die Aufstellung der Bilanz bis 31. De- 
zember 1921 erwirkt, gleichzeitig aber darauf verwiesen, daß sie 
auch innerhalb dieser Frist einen Rechnungsabschluß aufzustel- 
len nicht in der Lage.sein werde und daher um die Erneuerung 
jener kriegswirtschaftlichen Verordnungen .ersuche, welche die 
lörteilung weiterer Fristerstreekungen möglich machen werde. 
In der Zwischenzeit bleiben alle Bemühungen der Gesellschaft 
darauf gerichtet, die Verhandlungen mit den französischen Aktio- 
nären in Fluß zu bringen und die tunlichste Beschleunigung der 
Entscheidung der Reparationskommission über die Aufteilung 
der ungarischen Annuität zu erwirken. Mit Rücksicht auf alle 
diese Momente können die Voraussetzungen des $S 43 der Satzun- 
gen, welcher dem Verwaltungsrate die Auszahlung von Ab- 
schlagsdividenden anheimgibt, nicht als erfüllt betrachtet wer- 


den. Es wird daher zum erstenmal seit vielen Jahren von der 
Ausschüttung der üblichen 2% prozentigen Abschlagsdividende 


auf den Januarcoupon 1922 abgesehen werden missen. Nach 
eingehender Erörterung beschloß der Verwaltungsrat einstim- 
mie, von der Einberufung einer Generalversammlung für das 
Jahr 1920 und von der Einlösung des Januarabschnitts 1922 der 
Aktien der Gesellschaft bis auf weiteres Abstand zu nehmen. 


— Die Kohlenversorgung Österreichs. Bundesminister 
Dr. Grünberger äußerte sich in der Sitzung des Finanzaus- 
schusses des Nationalrates vom 24. November über die Kohlen- 
versorgung Österreichs wie folgt: In den letzten Jahren sind 
zwar keine wirtschaftlich bedeutenden Kohlenvorkom- 
men entdeckt worden, doch hat sich .herausgestellt, daß die 
Kohlenvorräte Österreichs, insbesondere die Vorräte an Stein- 
kohle, doch etwas größer sind, als sie seinerzeit angegeben wur- 
den. Immerhin sind diese Kohlenvorräte so gering, daß es nie- 
mals möglich sein ‚wird, Österreich von der Kohleneinfuhr un- 
abhängig zu machen. Unser Ziel ist darauf 
Kohleneinfuhr möglichst einzuschränken . und wenigstens ein 
Drittel des Kohlenbedarfes im Inlande zu erzeugen. Die Förde- 
rung der Braunkohle, die im Jahre 1920 mit 2,4 Millionen 
Tonnen die Kohlenerzeugung des Jahres 1914 bereits wesent- 
lich überschritten hat, wird im Jahre 1921 voraussichtlich 2,5 
Millionen Tonnen übersteigen. Im Jahre 1922 kann bereits mit 
einer Förderung von 3 Millionen Tonnen Braunkohle ‘gerechnet 
werden. Das Ziel, die im Jahre 1919 auf 2 Millionen Tonnen 
gesunkene Braunkohlenförderung binnen 5 bis 6 Jahren zu ver- 
doppeln, wird sich voraussichtlich erreichen lassen. Beim 


gerichtet, die- 


Steinkohlenbergbau ist die Zahl der Betriebe von 7 
mit 530 beschäftigten Personen und 85000 t Jahresförderung, 
im Jahre 1914 auf 18 Betriebe mit 2077 beschäftigten: Personen 
und 133 000 t Jahresförderunge im Jahre 1920 gestiegen. Diese 
Jahresförderung wird im Jahre 1921 voraussichtlich noch etwas 
übertroffen werden. ’ Eine wesentliche Steigerung ist aber erst 
dann zu erwarten, wenn die Ausgestaltung des Bergbaues Grün- 
bach am Schneeberg vollendet sein wird, und die in Nieder- 
österreich und Oberösterreich im Bereiche der Lunzer und Gre- 
stener Schichten eröffneten Bergbaue in vollen Betrieb gelangen 
werden. 

Die Kohlenversorgsung Österreichs hat im Jahre 1921 
und insbesondere in den letzten Monaten eine stetige Besserung 
erfahren. Während die Gesamtmenge der Österreich zur Ver- 
fügung stehenden in- und ausländischen Brennstoffe im Monats- 
durchschnitte des Jahres 1919 etwa 400.000 t und im Jahre 1920 
etwa 540 000 t betragen hatte, gelangen nach Österreich gegen- 
wärtige monätlich 800 000 t Kohle und Koks, das sind 65% des 
gesamten Vollbedarfes. Dementsprechend konnten auch die 
wichtigsten Betriebe mit einem angemessenen Vorrat versehen 
werden; so verfügen die Bundesbahnen gegenwärtig über einen 
Vorrat für 63 Tage. Auch die Wiener Gas- und Hlektrizitäts- 
werke sind derart bevorrätiet, daß ihre Betriebe im Laufe 
dieses Winters auch bei einer zeitweisen Stockung der Einliefe- 
rung nicht Sefährdet werden. 

Das Ansteigen der uns zur Verfügung stehenden. Kohlen- 
mengen ist vornehmlich auf die günstige Lage auf dem Welt- 
kohlenmarkte zurückzuführen. Diese ließe es ohne weiteres 
zu. daß noch beliebig zrößere Mengen Kohle von Österreich 
bezogen ‚werden könnten, da in mehreren größeren ausländi- 
schen Kohlengebieten der Absatzmangel bereits einen derartigen 
Umfang angenommen hat, daß in den dortigen Bergbauen der 
Betrieb durch Einlegen von Feierschichten eingeschränkt wer- 
den mußte. Wenn wir uns gleichwohl in der Kohlenversorgung, 
insbesondere auf dem Gebiete des Hausbrandes, noch immer 
empfindliche Beschränkungen auferlegen, so ist daran nicht der 
Mangel an Kohle, sondern einzig und ‘allein der Umstand schuld, 
daß infolge des Tieistandes unserer Krone einer größeren Zahl 
von Verbrauchern die Möglichkeit genommen ist. die Kohle zu 
bezahlen. Die Kohlenfrage ist heute nur noch eine Geldfrage. 
Dieser nunmehr durch eine Reihe von Monaten anhaltende Zu- 
stand ‚legte uns den Gedanken nahe, von der staatlichen 
Bewartschaftung. der Kohle. abzubauen.:. Auf 
Grund eingehender Beratungen mit allen Beteiligten haben wir 
uns daher entschieden, mit Ende dieses Jahres die staatliche 
Kohlenbewirtschaftung gänzlich aufzuheben. Vom 1. Januar 
1922 an wird der Industrie der Bezug von Kohle vollständie 
freigestellt sein. Der Übergang zu diesem Vorgange des freien 
Kohlenbezuges wurde dadurch erleichtert, daß bereits Anfang des 
Monats November 1921 sowohl die Industrie als der Kohlen- 
handel verständigt wurden, damit die notwendigen seschäft- 
lichen Abschlüsse rechtzeitig zetätiet werden können. 

Die Kohlenversorgung aus dem Auslande stützt sich auf die 
mit der Tschecho-Slowakei bzw. mit Deutschland abgeschlosse- 
nen Regierungverträge. Aus der Tischecho-Slowakei erfolst die 
Lieferung an die österreichischen Bahnen, an die Gemeinde 
Wien für Zwecke der Bevölkerung und an die Wiener städti- 
schen Gas- und Elektrizitätswerke. Der mit der deutschen: Re- 
gierung abgeschlossene Vertrag sieht die Kohlenbelieferung der 
österreichischen Bahnen und der sonstigen Verbraucher vor. 
Diese mit dem Auslande abgeschlossenen Lieferverträge werden 
durch die Aufhebung der staatlichen Kohlenbewirtschaftung 
nicht berührt. Auch nach dem 1. Januar 1922 wird durch Ab- 
schluß von Regierungsverträgen oder durch Erwirkung geeig- 
neter Maßnahmen der Reparationskommission für die Einfuhr 
dieser Brennstoffe gesorgt werden. 

% 


Ungarn. 


— Bauausführungen auf ungarischen Südbahnstationen. Auf 
den Stationen Szökesfehervär, Martonväsär, Siöfok, Nagykanizsa, 


Szombathely usw. werden verschiedene Eisenbahnbauten (Ar- 
beiterwohnungen und Schulgebäude) errichtet und Aushesse- 


rungsarbeiten vorgenommen, damit auf diese Art der Überhand- 
nahme der Arbeitslosigkeit einigermaßen gesteuert werde. 


— Getreide, Mehl. und Brennholzsendungen für Budapest 
dunapart, Die Annahme von Getreide- und Mehlsendungen für 
Budapest dunapart, die für Privatpersonen ‘oder Schiffahrts- 
unternehmungen bestimmt sind, wurde bis auf weiteres einge- 
stellt. Nur solche Sendungen werden in den Stationen der Staats- 
bahnen zur Beförderung nach Budapest dunapart angenommen, 
die an die. dortigen Mühlen: gerichtet sind, Auch die Annahme 
von Brennholz ist für die Station Budapest dunapart bis 


auf weiteres eingestellt, 
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Zeitung des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


— Restaurationsbetrieb auf den ungarischen Strecken der ' 


Südbahn. Die Südbahngesellschaft, die Ungarisch-Italienische 
Bank und die Bürgerliche Bierbrauerei von Budapest haben mit 
einem Aktienkapital von 5 Millionen Kronen ein Unternehmen 
zegründet, das sämtliche Restaurationsbetriebe auf den ungari- 
schen Südbahnstrecken in Pacht nehmen wird. 


— Eisenbahnpläne In Gyöngyös. hat sich eine Eisenbahn- 
Aktien-Gesellschaft gegründet, die von Gyöngyös bis Bene 
eine schmalspurige Eisenbahn zu bauen beabsichtigt. Diese 


Eisenbahn wird in erster Reihe das Holz der dort befindlichen 


Waldungen abbefördern. Der Bahnbau soll noch im Laufe dieses 
Jahres in Angriff genommen werden. 


— Regelung des Außenhandelsverkehrs. Nach einer Verord- 
nung ‚des Ackerbauministers wird die Ausfuhr von Zwiebeln 
und Knoblauch gestattet. Es dürfen 400 Wagen Zwiebeln aus- 
geführt werden. Von Geflügel dürfen nur Truthühner und 
Hühner ausgeführt werden, doch sind 40 % der auszuführenden 
Geflügelmenge zur Deckung des Bedarfes der hauptstädtischen 
Bevölkerung zur Verfügung zu stellen. Vor der Ausfuhr ist die 
vom Finanzminister festzusetzende Ausfuhrgebühr zu : ent- 
richten. 


— Die Ungarische Wirtschafts- und Kleinbahnen-Aktiengesell- 
schaft, welche die Vertretung der Lokomotivfabrik Henschel & 
Sohn in Cassel für Ungarn besaß, wurde in Anerkennung der 
anläßlich der im Sommer (d. J, in Budapest abgehältenen Eisen- 
und Maschinenfabrik-Ausstellung ausgestellten Lokomötive für 
Kleinbahnen und der in Ungarn erzeugten Eisenbahnwagen mit 
der goldenen Medaille ausgezeichnet. Die obenerwähnte Loko- 
motive hat die bulgarische Regierung gekauft. 


— Erhöhung des Lagergeldes in den Stationen Budapest 
nyugoti und Budapest dunapart. Mit Wirksamkeit vom 15. Ok- 
tober 1921 wurde auf Widerruf das für Eilgüter festgesetzte 
Lagergeld für je 100 kg und einen Tag auf 4 K., das Lagergeld 
für in offenen Güterwagen zu befördernde Sendungen in den 
Stationen Budapest Westbahnhof und Budapest-Donauuferbahn- 
hof auf 1 K., das für alle übrigen Frachtgüter festgesetzte 
Lagergeld für je 100 kg und einen Tag auf 3 RK. erhöht. 


— Ausbau des elektrischen Straßenbahnnetzes in Budapest. 
Ingenieur Stefan v. Sztrökay, Generaldirektor der Budapester 
Vereinigten Stadtbahnen, hielt im ungarischen Ingenieur- und 
Architekten-Vierein einen beachtenswerten Vortrag, 
die Gründe darlegte, die zur Errichtung und Nutzbarmachung des 
Ausbaues unserer Wasserkräfte und zur Elektrisierung unserer. 
Staatsbahnen führen. Sztrökay verwies zunächst auf den Um- 
stand, daß auf die Wirtschaftlichkeit des Betriebes die Kohlen- 
lage bei uns einen sehr ungünstigen Finfluß dadurch ausübe, 
daß die Verkehrseinschränkungen und Verkehrseinstellung an 
der Tagesordnung seien, welche bedeutende Einnahmeverluste 
zur Folge hätten. Außerdem seien die im Inland geförderten 
Kohlensorten vielfach minderwertige und "bedingten einen be- 
deutenden Mehrverbrauch. Berücksichtigt müsse ferner werden, 
daß die Kohle infolge der Erhöhung der Grubenpreise, der Ver- 
teuerung der Frachten und infolge der Kursschwankungen in 
ungeahntem Maße Preissteigerungen erfahren habe. Diese Preis- 
steigerungen betrügen vom Zeitpunkte des Kriegsbeginnes so- 
wohl bei uns wie im Auslande mehrere tausend Prozent. — Es 
sei daher unbedingt nötig, die weitestgehende Ausnutzung der 
heimatlichen Wasserkräfte durchzuführen, um auf diese Weise 
den Staat vom Kohlenbezug aus dem Auslande völlig unabhängig 
zu machen, Insbesondere werde eine großzügige Ausnutzung der 
Donauwasserkräfte zu einer brennenden Frage. In erster Reihe 
müsse an die Elektrisierung unserer Staatsbahnen geschritten 
werden. 

Der Vortragende brachte im Zusammenhange mit der Frage 
der Elektrizitätsversorgung das Verkehrsproblem der Hauptstadt 
zur Sprache und bewies an Hand praktischer Daten, daß die 
Hauptursache der Unzulänglichkeiten der Budapester Straßen- 
bahnen dem Umstande zuzuschreiben sei, daß infolge des locke- 
ren Zusammenhanges zwischen dem Mittelpunkt der Hauptstadt 
und einigen Außenbezirken und umliegenden Ortschaften neben- 
bahnartige Kleinbahnen ausgebaut worden seien, die, vom Rande 
der Innenstadt ausgehend, von den eigentlichen Straßenbahnen 
gespeist würden, was eine Überlastung der Straßenbahnen zur 
Folge habe. Als einziges Mittel zur Behebung dieses Übel- 
standes bezeichnet Sztrökay den Ausbau eines Schnellbahnen- 
netzes. Nach seinem Entwurf sollten fünf Hauptlinien und eine 
Zweiglinie, die teils unterirdisch, teils oberirdisch verlaufen, 
ausgebaut "werden; diese sind: 1. Vipest- Erzsebetfalva, 2, Erzse- 
betfalva-Andrässy- ‚Strasse mit Benutzung der vorhandenen Unter- 
grundbahn, 3. Obuda, Marcibänyi-ter, Südbahnhof, Kelenföld, 
aufgelassene Eisenbahnbrücke, Großer Ring, West- Bahnhof, 
neue Donaubrücke, 4. Obuda, neue Donaubrücke, Köbänya, neuer 
Donauhafen, Csepel, 5. Gellerttunnel, Donautunnel, Ostbahn, 


- 


in dem er. 


sparnis. 


Räkosszentmihäly. Der Bau sei in sechs Perioden durchzuführen. 


‘ Der Grundgedanke dieses Entwurfes liegt zunächst darin, den 


lokalen Fernverkehr von Groß-Budapest der Schnellbahn zuzu- 
weisen. Der eigentliche Lokalverkehr und die lokale Bedienung 


des Fernverkehrs bliebe der Straßenbahn Bee und der der Ä 


Umgebung den Kleinbahnen. 


Im Zusammenhange mit dem Ausbau dieses Sehnelibahnnanade 
sollte stufenweise die Elektrisierung der Staatsbahnen, von der 
Hauptstadt ausgehend, vorgenommen werden. 


4 


Uebrige europäische Länder 


— Dampffährenverbindung Hälsingborg-Helsingör,. Die schwe- 


dischen und dänischen Staatsbahnen sind übereingekommen, die 
Dampffährenverbindung in Verkehrshinsicht in Übereinstim- 
mung mit der an den Fähren Trälleborg-Saßnitz und Malmö- 
Kopenhagen schon bestehenden Vereinbarung in der Mitte zu 
teilen. Die Tarife beider Verwaltungen gelten sonach bis zur 
Mitte der Verbindung, und jede Verwaltung erhält ihre Ein- 
kommenhälfte Bis diese Einrichtung sanz durchgeführt ist, 
selten gewisse Übergangsbestimmungen. Infolge dieser Ab- 
machungen ist weiter 


schen Bahnen je die Hälfte der buchmäßisen Ausgaben für Be- 
sorgung des Betriebes, der auf die Fähre treffenden Verwal- 


tungsausgaben und der 4prozentigen Verzinsung und 4prozenti- 


zen Tilgung des im Fährenmaterial angelegten, übereinkommens- 
semäß zu 140000 Kr. 
Weiterhin sollen die schwedischen Staatsbahnen die Kosten in 
Hälsingborg, die dänischen die in Helsingör bestreiten. Das Über- 
einkommen soll zugleich mit dem neuen schwedisch-norwegisch- 
dänischen Übergangsgütertarif in Kraft treten. Da die schwe- 
dischen Staatsbahnen damit künftig unmittelbar an der Wirt- 
schaftlichkeit dieser Fährenverbindung  beteilist sind, ist es 
angezeigt, daß deren Generaldirektion die Ausgaben nicht nur 
ziffermäßig prüfen kann, sondern auch bei der Besorsung des 
Verkehrs das Mitbestimmungsrecht ausübt. 18,8: 


— Einschränkung der Freifahrt auf schwedischen Bahnen. 
Die Eisenbahndirektion hat die einschränkende Bestimmung ge- 
troffen, daß Haushaltfreischeine für Reisen über 300 km vom 
Stationsort nur in Verbindung mit einer- zusammenhängenden 
A8stündigen Dienstbefreiung, sofern nicht die vorgesetzte Dienst- 
stelle Abweichungen gestattet, gewährt werden sollen. Sonn- und 
Feiertage dürfen dabei nicht in die Dienstbefreiung eingerechnet 
werden. Das Personal ist mit dieser Einschränkung wenig zu- 


{rieden, da es in ihr nur eine Erschwernis des Reisens, aber 


keine Einschränkung der Anzahl der Freischeine erblickt. Zu- 
dem würden damit die Inhaber ständiger Freischeine nicht be- 
troffen. . Nächstens sollen auch Verhandlungen zwischen der 
Eisenbahndirektion und Vertretern der Privatbahnen stattfinden. 
Der Austausch der Freischeine zwischen Staats- und Privat- 
bahnen soll ae eingeschränkt werden. 128 


— Auflassung der Station Riksgränsen. 


schuß die Ausarbeitung 


eines Vorschlages für eine solche 


Änderung der Zollverhältnisse in Riksgränsen, daß das dortige | 


Zollamt an einen anderen Ort im Reiche verlegt werden könnte, 
und für die mit einer 
nahmen. Vel. Nr. 88, S. 970 .d. Zte. Dieses Gutachten liest 
nunmehr vor und unterscheidet ein Abisko- und ein Kirunawahl- 
projekt. 
proiekt 19000 Kr., das Kirunaprojekt 35300 Kr. jährliche Er- 
Das letztere Projekt wird als das geeignetere begut- 
achtet. 
an die Zolldirektion geschrieben, und die Zolldirektion hat er- 


‚widert, daß sie gegen die Verlegung des Zollamtes von Riks- 


gränsen nach Kiruna keine Bedenken habe. Die Durchführung 


der Auflassung der Station Riksgränsen ist sonach nur eine 


Frage der Zeit. Dr. S 

-— Schwedische eisenbahntechnische Erfindungen. 
neuer Lokomotivtyp schwedischer Erfindung, eine Turbinenloko- 
motive, 


den Staatsbahnen in Hagalund in Betrieb genommen worden. 


Die wesentlichste Neuerung ist, daß der Kolbenmechanismus % “ 
Außerdem ist 


gegen eine Dampfturbine ausgetauscht wurde. 
die Maschine mit Kondensor für Dampfausnutzung und mit be- 


sonderen Verbrennungseinrichtungen für Brennstoffersparnis 
eingerichtet. Sollte die Erprobung den Erwartungen entsprechen, 
so würde die Erfindung für die ganze Lokomotivfabrikation des 
In- und Auslandes von großer Bedeutung werden können. Die 


vereinbart, daß die dänischen Staats-’ 
bahnen, die fortlaufend die Fähre betreiben, von den schwedi-. 


; 
{ 
4 
B 


berechneten Kapitals erhalten sollen. 


Die schwedische - 
Eisenbahn- und Zolldirektion übertrug seinerzeit einem Aus- 


Verlegung zusammenhängenden MaR- 


Wenn man alles berücksichtigt, so ergibt das Abisko- 


Ein ganz 


ist von der ,„A.-G. Lijungströms Dampfturbinen“- aus- 
geprobt worden. Eine erste Lokomotive ist schon fertig und bei 


Die Eisenbahndirektion hat am 30. Juli in diesem Sinne . 3 


Staatsbabnen haben zurzeit eine brennstoffsparende Erfindung 


\ 
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> 
von Ingenieur. Anderberg in Hälsingborg in Erprobung. Die 
Erfindung geht auf eine Ausnutzung .eines Teiles der Ver- 
- brennungsgase des Lokomotivdampfkessels aus und soll die 
Kosten weseutlich verringern, wie auch die jetzigen Funken- 
löschvorrichtungen verbessern. Die Staatsbahn-n. haben auch 
weitere Erfindungen Anderbergs versuchsweise in eng 
i Dr. S. 


— Zentralamt für internationalen Eisenbahntransport. Der 
Bundesrat wählte als Nachfolger des Herın Forrer zum Di- 
rektor des Zentralamtes für internationalen Eisenbahntransport 
Herrn Hans Dinkelmann, Präsident der Generaldirektion 
der Schweizerischen Bundesbahnen. Als Vizedirektor wurde ge- 
Bob der bisherige Sekretär, Herr Ernest Bougault von 

aris. 

Die Stelle Dinkelmanns, als Mitglied der Generaldirektion der 
Schweizerischen Bundesbahnen, wird nicht wieder besetzt, so daß 
linker nunmehr aus nur drei Mitgliedern bestehen 
wird. i , 


— Bahnsteigkarten in England. Die Einführung von Bahn- 
steigkarten in England hat unter anderem den Erfolg gehabt, 
daß auf kleineren Bahnhöfen außerhalb London 500 &£, auf 
einem größeren Londoner Bahnhof mit vier Selbstverkäufern 
für die Bahnsteigkarten aber sogar 2000 £ jährlich eingenommen 
‚werden. Mit diesem Ergebnis ist man sehr zufrieden, und es 
wird angeregt, die Absperrung der Bahnsteige und die Ausgabe 
von Bahnsteigkarten auf alle Bahnhöfe auszudehnen. Es be- 
stehen dabei allerdings hier und da Schwieriekeiten, die in der 
Anlage der Bahnhöfe begründet sind, aber außer der Er- 
schließung einer Einnahmequelle wird noch der Vorteil wesent- 


licher Erleichterungen für den Betrieb erreicht. Neuerdings 
wird angeregt, die Einnahmen noch weiter zu erhöhen, indem 
die Rückseite der Bahnsteigkarten für einen Reklameaufdruck 
freigegeben wird. Hierdurch. könnten die Kosten der‘ Beschaf- 
[ung der Bahnsteigkarten und mindestens ein Teil der Betriebs- 
kosten der Verkaufseinrichtungen gedeckt werden. 


 — Dauerlampen für Signale bei der Midland-Eisenbahn. Diese 
Eisenbahn besitzt ungefähr 20250 Signale, von denen 17560 mit 
Öl, 2690 mit Gas beleuchtet werden. Neuerdings führt die 
Gesellschaft an Stelle der bisherigen Öl- und Gaslampen eine 
neue Einheitslampe ein, wodurch vollständige Einheitlichkeit 
in der Signalbeleuchtung geschaffen werden soll. Die neue 
Lampe ist ein Dawerbrenner, der Tag und Nacht brennt. Trotz- 
dem soll sie weniger Öl verbrauchen als andere Lampen, die nur 
Nachts brennen. Dazu kommt noch der Vorteil, daß sie nur 
zweimal in der Woche bedient zu werden braucht, während 
die alten. Lampen, sowohl diejenigen mit Öl wie die mit Gas, täg- 
licher Wartung bedürfen. Die neue Lampe, die „Adlake*, ist 
zwar in der Beschaffung teurer, aber diese Mehrkosten werden 
durch die geringeren Bedienungskosten mehr als aufgewogen. 
Sie soll außerdem den besonderen Vorteil haben, daß sie gegen 
Witterungseinflüsse unempfindlich ist, und darauf wird bei dem 
englischen Klima besonderer Wert gelegt. Namentlich bei den 
Gaslampen schwankte die Helligkeit je nach der Witterung, 
und bei ihnen litt auch das Gehäuse stark unter der Ver- 
brennung. Die Adlake-Lampe ist, auf einer Strecke mit etwa 
500 Signalen seit 14 Jahren ausgeprobt; sie hat dabei weniger 
Versager gehabt als andere Lampen und sich so gut bewährt, 
daß sie nun allgemein eingeführt werden soll. 


Allgemeines. 


— Regulierung mit Langgütern beladener Eisenbahnwagen. 
Beim Ablaufen von den Ablaufbergen stoßen die Wagen infolge 
nicht ausreichenden Hemmens oder Abfliegens des Hemmschuhes 
auf bereits stehende öfters so stark auf, daß die Ladung -sich 
in der Längsrichtung verschiebt und am Kopfende des Wagens 
über den Pufferkopf hinausrast. 


einigten Flanschenfabriken und Stanzwerken A.-G. in Hattingen 
(Ruhr) gelieferte Reguliervorrichtungen aufgestellt und in Be- 
trieb genommen. Sie sind an die Umladegleise anschließend auf- 
gestellt, einer am Nordende, der zweite am Südende, so daß sich 
ein Drehen zu regulierender Wagen auf der Drehscheibe erübrigt. 
Die Reguliervorriehtung dient auch als gewöhnlicher Prellbock. 


Bevor derartige Wagen in Zügen weiverrollen dürfen, muß die 
Ladung in die vorschriftsmäßige Lage zurückgebracht oder auf 
andere Wagen umgeladen werden. Durch diese Arbeiten ent- 
stehen der Eisenbahnverwaltung hohe Kosten, die zurzeit 6 A 
für die Tonne betragen; durch die zeitraubende Handarbeit wird 
eins beträchtliche Verlangsamung des Wagenumlaufes verur- 
‚sacht. 
Schienen, Trägern, Eisenrohren, Stab- und Bandeisen ‚usw. be- 
ladenen, zu regulierenden Wagen sammeln sich in den Sammel- 
bahnhöfen zeitweise derartig an, daß die Regulierarbeit bis zu 
10 Arbeiter täglich in Anspruch nimmt. Um die hohen Löhne 
für Umladen bzw. Regulieren solcher Wagen zu vermeiden und 
den Wagenumlauf zu beschleunigen, wurden im Jahre 1920 im 


Die mit Langgütern, wie Langholz, Bauholz, Brettern,‘ 


Wenn Wasgenladungen reguliert werden sollen, wird die Puffer- 
schwelle an der Reguliervorrichtung abgenommen, der zu regu- 
lierende Wagen wird mit dem. überstehenden Ende der Ladung 
an die Vorrichtung gesetzt, eine Lokomotive drückt den Wagen 
gegen die Reguliervorrichtung, die Wagenpuffer treten durch die 
hierfür vorgesehenen Öffnungen, bis der Endträger des Wagen- 
bodens an die Begrenzungsstücke ‚der Vorrichtung stößt. Durch 
den Druck der Lokomotive wird die überstehende Ladung ın 
ihre vorschriftsmäßige Lage auf dem Wagenboden zurückge- 
schoben. Vor dem Regulierungsvorgange sind die Ladungen 
sorgfältig daraufhin zu prüfen, daß Teile derselben nicht an die 
Seitenrungen, Querlager des Wagenbodens oder die Seitenklappen 
stoßen können, wodurch Wagenbeschädigungen eintreten würden; 


Sammelbahnhofe Wedau bei Duisburg zwei von den Ver- | etwaige Hindernisse sind vorher zu beseitigen. 


i Sr ; Br eitung Ds Vereins e 
Nr. 49 ß 934 Deblsoher Kisenbahnverwaltungen. Ä 
Die Reguliervorrichtung ist ihrer starken Beanspruchung ent- | zwischen dem Unfall :im Stra RB enbahnwazen 


sprechend in sehr widerstandsfähieer Bauart ausgeführt; hierbei 
ist berücksichtigt, daß bei etwa vorkommenden Schäden die be- 
tnelfenden Teile leicht auseewechselt oder ausgebessert werden 
können. Die Regulierung einer Wagenladung an der Vorrich- 
tung erfordert 1 bis 5 Minuten Zeit, wonach der Wagen zum 
Weiterrollen im Zuge fertig ist. An den beiden Reguliervor- 
richtungen im Bahnhof Wedau wurden im Jahre 1920 251 Wagen- 


ladungen im Gewichte von 4622 t und vom 1. Januar bis 
31. August. 1921 185 Wagenladungen im "Gewichte von 3580 t 


reguliert. Die jedesmaligen Kosten einer Regulierung betragen 
im Durchschnitt nach den bisherigen Ermittlungen etwa 30 8 
für die Tonne. 

Bei sämtlichen bisher zur Regulierung £estellten, mit Lang- 
gzütern beladenen Wagen ist diese an den Reguliervorrichtungen 
trotz der Mannigfaltigkeit der Ladungen und Wageneattungen 
vollständig durchgeführt worden. Die umstehende Abbildung 
zeigt einen Wagen vor der Regulierung, 

Der Regulierungsvorg 
und Kommissionen der Eisenbahnverwaltung und des Zentral- 
amts in Berlin besichtigt und hierbei die Reguliervorrichtung 
als zweckmäßig, kostensparend und den Wagenumlauf beschleu- 
nigend begutachtet worden. Die Beschaffungskosten der Regu- 


liervorrichtung lassen sich bedeutend ermäßigen, wenn  ge- 
eienete, alte KEisenträger verwaltungsseitig, dazu geliefert - 
werden. 
Bost, Eisenbahn-Oberingenieur, Wedau. 
Rechtspflege. 

— Selbstmord als Betriebsunfall. Haftpflicht des Be- 
trıebsunternehmers wegen W estst elluns des 
ursächlichen Zusammenhan SE lZwıschen UN“ 


fallund Selbstmord. Infolge plötzlie :hen Anhaltens eines 
Wagens der Großen Berliner Straßenbahn wurde 
eines Morgens der Kaufmann F. aus Berlin zu Boden geschleu- 
dert. F. erlitt durch Aufschlagen des Hinterkopfes auf- eine 
Holzlehne und auf den Boden des Wagens eine Gehirnerschütte- 
rung, verfiel 'in Melancholie und befand sich etwa vier Wochen 
in der: Nervenheilanstalt Berolinum. Obgleich er auf eigenen 
Wunsch seine kaufmännische Tätigkeit wieder aufnahm, blieb 
er weiterhin in ärztlicher Behandlung. Da jedoch sein Zustand 
sich wieder verschlimmerte und er Selbstmordversuche machte, 
wurde seine Aufnahme in eine geschlossene Heilanstalt angeord- 
net. Ehe es dazu kam; gelang es F., seinem Leben durch Selbst- 
mord ein Ende zu machen. Seine Witwe und Tochter verlangen 
nunmehr von der Großen Berliner Straßenbahn Ersatz der Hei- 
lungs- und Beerdigungsskosten, sowie des Verdienstenteanges. 
Die Witwe beansprucht außerdem eine angemessene Rente, indem 
sie auch den: Tod des Verunglückten auf den B etriebsunfall ZU- 
rickführt und somit Ersatz nach dem Reichshaftpflichtzesetz 
begehrt, ce ; 
Landgericht und - gericht zu Berlin haben 
den Klageanspruch dem Grunde nach für gerechtfertiet erklärt. 
Das Reichsgericht hat die Entscheidung des Kammer- 
gerichts gebillist. Aus den reichsgerichtlichen Entschei- 
dunesgründen ist hierzu folgendes von Belang: „Der Un- 
fall, den der Erblasser der Klägerinnen erlitten hat, sein Sturz 
im Straßenbahnwasen, hat. sich unzweifelhaft im Kisenbahn- 


Kammer 


betrieb der Beklagten ereignet. Er hatte, wie das Berufungs- 
gericht auf verfahrensrechtlich einwandfreier Grundlage fest- 


stellt, 
krankung des F. zur Folge, die allmählich die Form einer schwe- 
ren Melancholie mit Verfoleungsideen annahm "und schließlich 
dazu führte, daß der Unglückliche sich unter dem Zwang der ihn 
beherrschenden krankhaften Gedanken erhängte. Das war nichy 
die. Tat eines freien Menschen, der damit eine selbständige. von 


seinem Willen abhängige Ursache seines Todes gesetzt 
hätte. Seine freie Willensbestimmung war nach der für das 


Revisionsgericht bindenden Feststellung des Berufungsgerichts 


Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


durch jene krankhafte Störung 'seiner Geistestätiskeit ausge- 

schlossen. " Daher ıkaun seine, Tat nieht als Unter- 

brechung des ursächlichen Zusammenhanges 
Vereinswagenübereinkommen, 

Von. dieser Drucksache ist eine Neuauflage mit Gültiekeit 
vom 1. Januar 1922 erschienen und an' die-Verwältungen ver- 
eu worden, \ 

wundschreiben.der Geschäftsfihrenden Verwaltung sind 


@ Fade worden: 
Nr. III ee vom 29. November 1921 an särntliche Vereinsver- 


ang ist mehrfach von Sachverständigen 


eine Gehirnerschütterung und. weiterhin eine geistige Er- 


ai Dezember d. 


uch die Kosten einer versuchten Heilung sowie den Verdienst- 
‘entgang des Getöteten während der Krankheit umfaßt. 


undd: em Tod des Verunglückten in Betracht kommen. Auch“ 
sonst ist kein. Ereignis ersichtlich, das zu einer Unterbrechung. 
dieses. Zusammenhanges. geführt hätte, Daß der Unfall die 
ausschließliche Ursache des eingetretenen Todes gewesen 
sei, ist übrigens nicht erforderlich. Es genügt, daß der Tod des 
F. nach der Annahme des Vorderrichters nicht eingetreten wäre, 
wenn jener den Unfall nicht erlitten hätte. Endlich setzt auch $1- 
des Reichshaftpflichtgesetzes nicht voraus, daß der Tod des Ver- 
unglückten auf der Stelle erfolgt. Das ergibt sich deutlich aus 1 
| 
i 


$3 des Gesetzes, wonach der Schadensersatz im Falle der Tötung 


Damit 
erlediet sich der Einwand der Revision, daß der Selbstmord des 
F, nicht als eine Tötung „beim Betrieb einer Eisenbahn“ an- - 
gesehen werden könne. (Vgl. RGZ. Bd. 44, 8. 259, 265.) Als 

eigenes Verschulden des geistesgestörten Ehemanns im Sinne des h 
$ 1 Haftpflichtgesetz wird dessen Selbstmord auch von der Re- 
vision nicht aufgefaßt.“ (Aktenzeichen: VL 199/21. — 3. Okto- | 
ber 1921. 4 K. M.-L. \ 


Bücherschau. 


— Deich Kalender 1922. 
zentrale für deutsche Verkehrswerbung. 
lagsanstalt’ Carl Gerber, München. 

Dem ersten hier besprochenen (vel. 
Unternehmen hat die Reichszentrale für deutsche. Verkehrs- 
werbung einen deutschen Kalender für 1922 folgen lassen, der 
nach Inhalt und Ausstattung den bekannten Kunstkalendern des 
Spemannschen Verlages sich würdig an die Seite stellt. Auf 123 
Seiten (je eine Seite für eine Folge von drei Kalendertagen) hat 
der Herausgeber die schönsten Ansichten aus allen deutschen 
(zauen wiedergegeben: Landschaften, Stadtbilder, Außen- und- 
Innenansichten hervorragender Bauwerke, Kunstschätze, Wenn 
man den Kalender durchblättert, staunt man über die Mannig- 
faltigkeit des Schönen, das unser Vaterland bietet, und. dadurch £ 
wird der Zweck des Unternehmens, weitere Kreise mit diesen 
Schönheiten bekannt zu machen und sie zum Besuch der Sehens- 
würdiekeiten anzuregen, in vollkommener Weise erreicht. Die 
Reichszentrale hat mit diesem Kalender ein schönes und ver- 
dienstliches Werk geschaffen. ” 

—— Allgemeiner Tarif für die Beförderung von Giera Leichen 
und Tieren auf den polnischen Staatsbahnen sowie auf den im 
Staatsbetriebe stehenden Privatbahnen mit einem Anhang für 
Schmalspurbahnen, gültige vom 1. Juni 1921. Nachtrag I. Gültig 
von den im Innern angegebenen Zeitpunkten. . Nachtrag 11. 
Gültig vom 1. November 1921. 

Der deutschen Übersetzung des Tarifes selbst (vgl. Nr. 8, 
S. 158 d. Zte.) hat der Verlag nunmehr deutsche Ausgaben der - 
beiden in diesem Jahre erschienenen Nachträge I und II folgen 
lassen. Diese Nachträge enthalten sehr wichtige Änderungen und 
Ergänzungen der Beförderungsvorschriften, der Tarifbestimmun- 
sen, der Güterklassifikation und der Tarifgebühren. Die Tarif- 
pachträge sind. bei .der ‚Internationalen Zentralverkaufsstelle für 
Tarife, Wien.I, Biberstr, 16, käuflich. : 


— Mitropa-Kursbuch der Schlafwagen und Sbewe $ 
führenden Schnellzüge in Deutschland und Holland. Winter 1921. 
Herausgegeben von Mitropa, Mitteleuropäische Schlafwagen- und 
Speisewagen A.-G., Berlin; Druck von Liebheit & Thiesen. 

Die neue Winterauseabe des. an- dieser Stelle bereits be-- 
sprochenen Kursbuchs, das einen. praktischen Überblick über 
alle wichtigeren Se "hnellzuasverbindungen Deutschlands und der 
Niederlande »gewährt, ist für den Winterfahrplan 1920/21 in der. 
bisherigen Form und — trotz der gewaltigen Preiserhöhungen — 
zu dem alten Preise von 2 MA neu herausgegeben worden. Der 
Luxusverkehr ist in diesem Winter etwa in gleichem Umfange 
beibehalten worden wie im Sommer. 1921. Einige nur vor- 
wiegend dem  Bäderverkehr dienende Schnellzüge sind. aller- 
ns fortgefallen. Die Reichsbahnen führen in diesem Winter 

12. Schlafwagenkurse, die Mitropa 33; der Speisewagendienst der 
Miitbna umfaßt I Kurse. NER . Falle, er. 


Herausgegeben von der Reichs- 
Buchdruckerei und % ern, 


Nr. 36, :8...673_d. Zie 


Ü 


\ 


waltungen, betreffend Antrag der Braunschweig-Schöninger 
Bisenbahn Akt. Ges, auf. Aufnahme in den Verein D.E.V. als 
stimmberechtigtes Mitglied (abgesandt am 3. Dezember IE 

Nr. 1V 216 vom 26.’ November 1921 an die Vereinsverwaltun- 4 
gen, ‘die im III. Vierteliahr 1921 zahlpflichtige Bekanntmachun- 
gen in. der Vereinszeitung erlassen haben, betreffend die Kosten 
für Bekanntmachungen in der Vereinszeitung (abgeFande: ame 


53, > a 
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E. "Aonderung von Stationsnamen. 


Vom 15. Dezember 1921 ab fällt bei 
den Stationen Neustadt (S. Cobg.), Beiers- 
dorf (S. Cobg.), Rodach (S. Cobg.), 
Weidhausen (S. Cobe.) und Wiesenfeld 
(S. Cobe.) der Zusatz ,„(S. Cobg.)“ weg; 
an seine Stelle tritt — auch bei der Sta- 


tion ‚Leutendort —. der ‘Zusatz , ‚bei Co- 
burg (2086) 
“Erfurt, den 25. Nr 1923: ; 
Eisenbahndirektion. 


2. Gebühren. 


Mit Genehmigung des Reichsverkehrs- 
ministeriums wird die Gebühr für das 
Umladen von Wagenladungsgütern in Bad 
Doberan von und auf Wagen der Schmal- 
spurbahn unter D. 7 des Binnengüter- 
tarifs von 25 auf 60 Pf. für 100 kg erhöht. 

Das alsbaldige Inkrafttreten gründet 
sich . auf die vorübergehende Änderung 
des $S 6 der Eisenbahn-Verkehrsordnung 
(R:G.Bl.. 1914,89: 455): [2082] 

Schwerin, den 28. November 1921. - 

Eisenhahn-Generaldirektion. 


‚3. Güterverkehr. 


 — Pfälzisch-Württ. Güterverkehr. 
Mit Gültiekeit vom 15. Dezember 1921 
wird bei der Station Bröckingen das 


Dienstbesch ränkungszeichen Wa ge- 
strichen. [2101] 
Stuttgart, den 2. Dezember 1921. 


Eisenbahn-Generaldirektion. 


Gemeinschaftliches Heft C Ib: Zu- 

schlags- und Anstoßfrachten usw. 
Tiv. 200. 

° Mit Gäkickeit vom 5. Dezember 1921 
ab werden die im Verkehr mit den Bahn- 
höfen der Mannheim-Weinheim-Heidel- 
berg-Mannheimer Nebenbahn für Stück- 
gutsendungen zu erhebenden Frachtzu- 
schläge erhöht, und zwar für 100 kg 
Stückgut - 
a) der Allgemeinen Eilgutklasse (le) 
von ..450 Pf. auf 600 Pf, 
b) der ermäßigten Eilgutklasse (Ile) 
und : Frachtstückgut I und II von 
300 Pf. auf 450 Pf. 
Näheres enthält die am 5. Dezember 
1921 erscheinende Nummer des Tarifan- 
zeigers. Das alsbaldige Inkrafttreten der 
Erhöhungen gründet sich auf die vor- 
übergehende Änderung des $ 6 der Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung ° (RGBl. 1914 
Seite 455). — Auskunft geben auch die 
beteiligten Güterabfertigungen sowie das 


Auskunftsbüro, hier, Bahnhof Alexan- 
derplatz. [2096] 
Berlin, den 1. Dezember 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Bayerischer Lokalbahn-Schnitt-Tarif 
Infolge der Erhöhung der Frachten 


sind ab 1. Dezember 1921 im Tarif fol- - 


zende Änderungen vorzunehmen: 

I. Im Nachtrag I, Seite 1, ändern sich 
die Zustreifgebühren bei Ludwigsmühle 
von 34 auf 51 AM und von 35 auf 52,50 I; 
bei Weißenstadt Ladestelle von 66 auf 99 
Mark und von 70 auf 105 MH. 

Im Nachtrag I, Seite 5 und 6, ändert 


sich in der „Stern* -Anmerkung“ die Um- 
ladegebühr in Walhallastraße von 25 
auf 40 3. 


Uhverändert bleiben: die Eichstätter 
Rollschemelsebühr und die Zuschläge bei 
Lehesten, bei den Lokalbahnstationen 
von Floß nach Flossenbürg, von Neuses 
bei Kronach nach Weißenbrunn, von 
Untersteinach b. Stadtsteinach nach 
Stadtsteinach und bei den Stationen der 
Lokalbahn-Aktiengesellschaft.in München. 

II. Im Nachtrag I, Seite 6, muß bei 
Höllriegelskreuth-Griünwald der Zuschlag 


von 40 3 unter „B. Steinkohlen usw.“ 
geändert werden auf 28 %. (2075 
München, den 28. November 1921. 
Tarifamt beim RVM, ZB. 


Hafenordnung für die Umschlagstelle 
Cosel-Hafen. 


- Mit Gültigkeit vom 18. Dezember d. J. 
wird ein Nachtrag 4 eingeführt, 


durch 
den der Nachtrag 3 vom 15. Oktober d. J. 
aufgehoben wird. Die Gebührensätze 
sind durchweg erhöht. ’ 

Stücke des Nachtrags können von den 
Stationskassen Cosel-Hafen, Kattowitz, 
Beuthen (Oberschl.) und Breslau (Hbf) 
bezogen werden. Preis 130 M. Das 
Inkrafttreten mit verkürzter Bekannt- 
machungsfrist gründet sich auf die vor- 
übergehende Änderung der 
verkehrsordnung (RGBl. 1914, S. 455). 

Kattowitz, den 28. November 1921. 

Eisenbahndirektion. [2098] 


Preußisch-Hessisch- Bayerischer 
Tierverkehr. 
Mit sofortiger Gültigkeit wird die Sta- 
tion Saarbrücken-Burbach in den Tarif 


einbezogen. Näheres bei den beteiligten 
Abfertigungsstellen. (2071) 
Erfurt, den 26. November 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Badisch-Bayerischer Güterverkehr. Tarif 

vom 1. Dezember 1909. 

Pfälzisch-Bayerischer Güterverkehr, 

Tarif vom 1. August 1916. 

1. Mit Wirksamkeit vom 15. Dezember 
1921 wird die Station Nürnberg-Süd 
in.obengenannte Tarife einbezogen. Die 
Bildung der Entfernungen erfolgt durch 
Anstoß von 3 km an die Entfernungen 
für Nürnberg-Rbt. 

2. Bei der Station Gnötzheim sind 
die Dienstbeschränkungszeichen „E. St. 
250 kg“ zu streichen und das Zeichen 
„Bu“ nachzutragen. 

Die Tarifentfernungen für Gnötzheim 
- sind zu erhöhen: 

für Wagenladungen nach 
Gnötzheim, die aus der 
Richtung von Ansbach an- 


kommen, um. BR 15 km 
für Wagenladungen .Yon 
‚Gnötzheim, die in der 


Richtung nach Würzburg 
abgehen, um 
München, den 30. November 1921. 01 
Tarifamt beim Reichsverkehrsministe- 
rium, Zweigstelle Bayern. 


Pfälzisch-Württ,. Güterverkehr, 

Mit Gültiekeit vom 1. Dezember 1921 
an wird im Ausnahmetarif 6 für Stein- 
kohlen usw. unter „Geltungsbereich“ als 
neue Wasserumschlagstelle nachgetragen: 
Ludwigshafen (Rhein) Anilinfabrik. 

Stuttgart, den 30. November 1921. 
[2084] Eisenbahn-Generaldirektion. 


Gemeinschaftliches Heft CIb: Zu- 
schlags- und Anstoßfrachten usw. 
Tiv. 200. 

Mit Gültigkeit vom 8. Dezember 1921 
werden die.im Verkehr mit den Bahn- 
höfen der Brölthaler Eisenbahn zu er- 

hebenden Frachtzuschläge erhöht. 

Näheres enthält die am 8. Dezember 
1921 erscheinende Nummer des Tarifan- 
zeigers. Das alsbaldige Inkrafttreten der 
Erhöhungen gründet sich auf die vor- 
übergehende Änderung des $ 
Eisenbahn-Verkehrsordnung (RGBI. 
1914, Seite 455). — Auskunft geben auch 
die beteilisten Güterabfertigungen sowie 
das Auskunftsbüro, hier, Bahnhof 
Alexanderplatz. [2094] 

Berlin, den 2. Dezember 1921. 

Fisenbahndirektion. 


büro, hier, 


Eisenbahn- 


6 der- 


Be 7. Amtliche Bekanntmachungen. 


Ausnahmetarif für die regelmäßige Be- 
förderung von Milch (Nr, 2a des Tarif- 
verzeichnisses) 

Mit Gültigkeit vom 1. Dezember 
ab werden die Frachtsätze des Aus- 
nahmetarifs nur um 25 % erhöht und 
nicht um 50 % wie unterm 18. Novem- 
ber 1%21 bekanntgegeben worden ist: 

Der in der Bekanntmachung vom 18. 
November. 1921 in Aussicht gestellte 
Nachtrag 1 zum Tarif wird die nur um 
25 % erhöhten Frachtsätze enthalten. 

Nähere Auskunft geben die beteiligten 
Güterabfertigungen sowie das Auskunfts- 
Bahnhof Alexanderplatz. ., 
Berlin, 26. November 1921. (2073) 

Eisenbahndirektion. 
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Bayerisch-Sächsischer Tiertarif, Teil II. 

Preußisch-Hessisch-Sächsischer Tiertarif, 

Gemeinsames Heft. Sächsisch-Südwest- 
deutscher Tiertarif, Teil 11. 

Mit Gültiskeit vom 1. Dezember 1921 
wird in Verbindung mit der eintretenden 
allgemeinen Tariferhöhung um 50 % die 
Überfuhrgebühr zwischen Dresden:Frie- 
drichstadt und Dresden-Friedrichstadt 
(Vieh- und Schlachthof) auf 23 M-und 
zwischen Leipzig Bayer. Bf. und Leipzig 


Bayer. Bf. (Vieh- und Schlachthof) auf - 
4 A erhöht. (2076) 
Dresden, am 29. November 1921. 


Eisenbahn-Generaldirektion 
als geschäftsführende Verwaltung. 


Tarif für die Gütereisenbahn von Mitt- 
weida nach dem Zschopautale. 

Am 1. Dezember 1921 tritt der Nach- 
trag V in Kraft. Er enthält neue gegen 
bisher um 50 % erhöhte Frachtsätze für 
die ordentlichen Tarifklassen und ‘die 
Ausnahmetarife. Die Einführung der 
Frachterhöhungen mit verkürzter Ver- 
öffentlichungsfrist ist auf Grund der vor- 
übergehenden Änderung des S 6 der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung genehmigt. 
Der Nachtrag kann durch unsere Wirt- 
schaftshauptverwaltung in Dresden-Neu- 
stadt bezogen werden. (2077) 

Dresden, am 29. November 1921. 

Eisenbahn- Generaldirektion. 


Deutseh-italienischer Guten erkehr 
Brenner und Tarvis. 
Tarif vom 1. Oktober 1921. 
Die im: 2. Absatz der Fußnote (12) 
Seite 52 des Tarifs für Dresden Groß- 
markthalle vorgesehenen  Zuschlags- 
frachten von 3120 und 1560 Pf. werden 
auf 4060 Pf, für Eilgut in Wagenladun- 
zen und 2030 Pf. für Frachtgut in Wa- 
genladungen geändert. [2091] 
München, den 29. November 1921. 
Tarifamt beim RVM. Z.B. 


Deutsch nordischer. Ver bands-Gütertarif 
Teil I Abt. B. 

Am 15. Dezember 1921 werden die für 
die deutsche Strecke geltenden Mindest- 
gebühren usw. entsprechend den im deut- 
schen Gütertarif zum 1. Dezember d. J. 
eingetretenen Erhöhungen erhöht. 

Nähere Auskunft erteilen die Abferti- 
gungsstellen. [2092] 

Altona, den’ 30. November 1921. 

Eisenbahndirektion 
namens der Verbandsverwaltungen. 


über 


Güterverkehr mit Norderney, 

Am 15. Dezember 1921 treten auf der 
Strecke Norddeich - Norderney erhöhte 
Frachtsätze in Kraft. Nähere Auskunft 
erteilen die Güterabfertigungen. Die 
Tarifmaßnahme ist gemäß $ 2 der Eisen- 
bahnverkehrsordnung genehmist. [2097] 

Münster (Westf.), 1. Dezember 1921. 

Eisenbahndirektion. 
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Staats- und Privatbahn-Güterverkehr — 
Tiv. 5 
Mit Gültigkeit vom 1. Dezember 1921 
werden die Teilhefte BII 17 und 30 neu 
herausgegeben. Hierin sind die Nach- 
träge 1-16 eingearbeitet. Preis für das 
Teilheft 16,00 AM. 
Die Teilhefte sind durch die beteiligten 


.. Güterabfertigungen sowie das Auskunits- 
büro hier, Bahnhof Alexanderplatz zu be- 


ziehen. 
Berlin, den 30. November 1921. 
Eisenbahndirektion. 


(2079) 


Ost-mitteldeutsch-sächsischer Verkehr, 
Heft 1 und 2. 

Mit Gültigkeit vom 1. Dezember 1921 
werden die "Stationen der Strecke Poll- 
now-—-Zollbrück in den Tarif einbezogen. 

Auskunft geben ‘die beteiligten Güter- 
abfertigungen sowie das Auskunftsbüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. 

Berlin, den 30. November 1921. (2080) 

Eisenbahndirektion. 


Badischer Gütertarif 

Die Mindestgebühren für die Beförde- 
rung von Sonderzügen werden mit sofor- 
tiger Wirkung auf 130 M für das Tarif- 
kilometer und auf 3120 M im ganzen er- 
höht und die Bahnbewachungsgebühr auf 
20,80 A für das Tarifkilometer. (2087) 

Karlsruhe, den 1. Dezember 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


Bayerisch-Württembergischer Güter- 
verkehr 

Ab 15. Dezember 1921 wird die neu er- 
richtete Güterstation Nürnberg Süd mit 
den um 3 km erhöhten Entfernungen der 
Station Nürnberg Rbf. in den Tarif ein- 
bezogen. Bei der Station Bröckingen 
wird das Dienstbeschränkungszeichen 
„W“* gestrichen. [2090] 

München, 2. Dezember 1921. 

Tarifamt beim RVM, Z.B. 


Badisch-Bayerischer Güterverkehr. 
Tarif vom 1. Dezember 1909. 

1. Mit sofortiger Gültigkeit wird die 
für den Eil- und Frachtstückgutverkehr 
eröffnete bayerische Station Schöngeising 
in den Tarif einbezogen. 

Dienstbeschränkungszeichen: : „> 
250 kg*. 

Die Bildung der Tarifentfernungen er- 
folgt durch Anstoß von 13 km an die 
Entfernungen für Geltendorf. 

2.:. Das Dienstbeschränkungszeichen 
„Bes“ bei Friedrichsfeld (Baden Nord) 
ist zu streichen. [2093] 

München, den 29. November 1921. 
Tarifamt beim Reichsverkehrsministe- 

rium, Zweigstelle Bayern. 


Erste Donau-Dampischiffahrts- 
Gesellschaft. 
Sistierung des Güter- und 
Remorkverkehres., 

Mit Rücksicht auf die bedrohlichen 
Witterungs- und Wasserstandsverhält- 
nisse wird der gesamte Güter- und Re- 
morkverkehr auf allen noch offenen 
Strecken mit sofortiger Gültigkeit bis 

auf weiteres eingestellt. 

Wien, am 2. Dezember 1921. [2102] 


Bayerischer Lloyd Schiffahrts-Aktien- 
gesellschaft. 
Einstellung der .Güter- 
annahme. 

Wesen Niederwassers und Eisgefahr 
wird die Güterannahme von und nach 


- Witterungs- 


Regensburg, Passau, Linz bis auf weite- 
res eingestellt. Wiedereröffnung wird 
£esondert verlautbart. 

Infolge Güterandranges wird die Gü- 
terannahme in Budapest bis 5. Dezember 
eingestellt. [2100] 

Regensburg, den 2. Dezember 1921. 


Die ab 1. Dezember d. J. bei der Reichs- 
eisenbahn eintretende Erhöhung der 
Tarifsätzee im Personen-, Güter- und 
Tierverkehr gilt auch für den Bereich 
der Gera-Meuselwitz-Wuitzer Eisenbahn. 
Gleichzeitig treten auch sonstige Ände- 
rungen der Frachtberechnung im Binnen- 
und direkten Güterverkehr in Kraft. 
Nähere Auskunft erteilt die Direktion. 

Gera-Reuß, 28. November 1921. (2072) 

Gera-Meuselwitz-Wuitzer Eisenbahn- 

Aktiengesellschaft. 
Die Direktion. 


4. Personen- und Gepäckverkehr. 


Ab 1. Februar 1922 werden im Binnen- 
und direkten Personenverkehr sämtliche 
ab 1. Dezember 1921 gültigen Fahrpreise 
um 50 % erhöht, (2081) 

Nähere Auskunft wird durch uns erteilt. 

Blankenburg (Harz), den 28. Nov. 1921. 


Direktion der Halberstadt- Blankenburger 


Eisenbahn. 


Binnen-Personen- und Gepäcktarif der 
Zschipkau-Finsterwalder Eisenbahn. 
Durch Nachtrag 1 sind auch vom 1. De- 

zember 1921 ab die Militärfahrpreise er- 

höht worden. Das alsbaldige Inkraft- 
treten” gründet sich auf die vorüber- 

sehende Änderung des S 6 der E.V.O. 

(R.G.Bl: 1914, S. 455). (2088) 
Finsterwalde, im November 1921. 

Die Direktion 
der Zschipkau-Finsterwalder Eisenbahn, 


: Erste Donau-Dampfschiffahrts- 
Gesellschaft. 
Sistierung des Personen-, 
Gepäck- und Bileutverkehı & 
Mit Rücksicht auf die bedrohlichen 
und Wasserstandsverhält- 
nisse wird der Personen-, Gepäck- und 


Eilgutverkehr auf allen noch offenen 


Strecken, u. zw. zwischen 


> Wien-Budapest 
Gönyü-Györ und 
Budapest-Mohäcs ; 
mit sofortiger Gültigkeit bis auf weiteres 
eingestellt. 


Wien, am 2. Dezember 1921. [2103] 


Brohltal-Eisenbahn. 

Mit dem 1. Dezember 1921 tritt. eine 
30prozentige Erhöhung der Fahrpreise 
für den Personen- und Gepäckverkehr in 
Kraft. Nähere Auskunft erteilt die Di- 
rektion. [2099] 

Brohl, den '18, November 1921. 

Die Direktion. 


Personen- und Gepäcktarif, Teil II, für 

den Verkehr der deutschen Reichsbahn 

mit den Kleinbahnen und Fähren im 

Bezirk der Eisenbahndirektion Olden- 
burg. 

Zum Tarif vom 1. Dezember 1921 wird 
zum 10. Dezember 1921 der Nachtrag I 
herausgegeben, enthaltend in erster 
Linie erhöhte Tarifsätze für den. Ver- 
kehr mit Geestemünde Fähre über Blexen 


. bote werden 


und für den Verkehr über die Weser- 


fähre Blexen-Geestemünde, [209 
Oldenburg, den 2. Dezember 1921, 


Eisenbahndirektion. 


5. Verdingungen. 


Verdingung von Hammer-, Hacken-, 
Gabel- und Schippenstielen, . 
Angebote sind kostenfrei, versiegelt, 
mit der Aufschrift: „Angebot auf Liefe- 
rung von Holzstielen zu 24 M 99_vom ° 
25. November 1921 bis zum 15, Dezember 
1921, vormittags 11 Uhr, an das Präsi- - 
dialbüro der Eisenbahndirek- 
tion Zimmer 238 in Berlin W.35, 
Schöneberger Ufer 14; Proben / 
nach der Angabe im Angebot gleichzeitig 


"an das Werkstättenamt Berlin 2, 0.34, 


Revaler Straße 99, mit entsprechender Be 
zeichnung einzureichen. = 
Die Eröffnung der Angebote 
findet am. 15. Dezember 1921, vormittags 
12 Uhr, Tempelhofer Ufer 28 Il, statt. 

Angebotsbogen und Bedingungen kön- ' 
nen im vorbezeichneten Zimmer 258 ein- 
gesehen, oder von dort gegen ge- 
bührenfreie Einsendung von 
6 M in bar (nicht in Briefmarken) be- 
zogen werden. Zuschlagsfristbis” 
24. Dezember 1921. (2078) 

Berlin, den 25. November 1921. 

Eisenbahndirektion. 


. Württemberg. 
Deutsche Reichsbahn Be 
Lieferung von Holzschwellen. 

Die Lieferung von 80000 Stück 
Buchen- oder Kiefernschwellen Sorte A, 
wobei (die Mitlieferung einer kleinen 
Menge Schwellen Sorte © freigestellt 
wird, ist auf Grund der Bestimmungen. 
über Vergebung von Arbeiten und Liefe- 
rungen (Gewerbeblatt aus Württemberg 
von 1912, S. 113) nach dem. Stückpreis-- 
verfahren zu vergeben, Die Bedingungen 
sind hier einzusehen und werden auf, 
Ansuchen gegen eine Gebühr von 6 M. 


abgegeben. 
‚Die mit Aufschrift „Angebote auf 
Holzschwellen“ zu versehenden Ange- 


am Donnerstag, den 15. Dezem- 
b-er 1921, vormittags 1 Uhr, e 
hier eröffnet. . 
Zuschlaesfrist 3 Wochen, [2104}: 
Heilbronn, den 28. November 1921, 
Oberbaumaterialverwaltung. 


Dänische Staatseisenbahnen, ; 
Für die dänischen Staatseisenbahnen. 
soll die Lieferung von etwa 20000 t. 
Schienen und Verbindungsteilen verge- 
ben werden. } 
Die Bedingungen nebst Zeichnungen 
sind gegen portofreie Einsendung von 
15 Kronen dänisch von 1. Banekontor, 
Gl. Kongevei 1, 3. Sal, Kopenhagen B, 
zu erhalten. % 
Bietungstermin am 4. Januar 1922, 
nachmittags um 3 Uhr. (2074). 


6. Offene Stellen. 


Junger Eisenbahnanwärter, 


“ 


welcher mit der Fahrkartenausgabe ver- 


traut ist und bereits im direkten Güter-- 
verkehr gearbeitet hat, zum alsbaldigen 
Eintritt gesucht. Besoldung nach Tarif- 
vertrag A. [2083] 
Die Direktion der Stendal-Tangermünder 
Eisenbahn-Gesellschaft in Tangermünde. 
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Berlin, den 15. Dezember 1921. 


LXI. Jahrgang. 


Groß-New York und die erste Riesen- 
brücke über den Hudsonfluß. 

Bewirtschaftung der Reichseisenbahnen. 

Eisenbahn und Kraftwagengüterbeförde- 
rung. 

Über den ungarischen Güterverkehr nach 
dem Kriege. 

Änschlußfrachten und Selbstkosten. 

Das Prämiensystem der rumänischen 
Staatsbahnen. 


Nachrichten. 


Deutschland: Anlage © zur Eisen- 


bahn-Verkehrsordnung. — Der zweite 
Nachtragsetat der Reichsbahn. — Die 
Zukunft der Reichsbahn. — Die 
Kohlennot der . Eisenbahnen. — 
Strengere Kontrolle der Straßen- 
händler. — Die Verkehrslage bei der 
Reichsbahn im November 1921. — 


Sammelgutsendungen nach Polen. — 
Lübeck-Büchener Bahn. — Auszah- 
lung von Nachnahmebeträgen in pol- 
nischer- oder deutscher Mark? — 


Inhalt: 


Eisenbahnreklame, — Starker Rück- 
gang des Deutschen Eisenbahner- 
Verbandes. 


Österreich: Der Abgang der Bun- 


desbahnen, — . Neue Schleppbahnbe- 
dingungen der Bundesbahnen. — 
Lagergelderhöhung, — Eisenbahn- 
fragen im Tiroler Landtag. — Ver- 
kehrsnachricht. — Statistik der Bun- 
desangestellten. — _Spullerseewerk. 
— Der Schiedsspruch über die Zu- 
weisung der Donauschiffe. — ÖOber- 
österreichische Wasserkraft- und 
Elektrizitätsgesellschaft. — Sektions- 
chef Dr. Zehetner Y. 


Tschecho-slowakisches Ge- 


biet: Die Buschtiehrader Bahn. 


Ungarn: Die Elektrisierung der 


ungarischen Hauptbahnlinien. — Der 
Eisenbahn- und Postverkehr mit den 
Nachbarstaaten. — Unentgeltliche 
ärztliche Behandlung der Eisenbahn- 
beamten. — Der Motorwagen- 


verkehr. — Einführung der I. Wagen- 
klasse- im Motorwagenverkehr, — 
Direkter Güterverkehr zwischen’ Un- 


garn und Südslawien. — Errichtung 
von Grenzzollstationen. — Verkehrs- 
nachrichten. — Die erste ungarische 
elektrische Lokomotive, — Die wirt- 


schaftliche Ausnutzung der ungari- 
schen Braunkohle. 


Übrige europäische Länder: 


Umgestaltung der finnischen Staats- 
bahnen. — Zugbeleuchtung auf den 
französischen Bahnen. — Neuregelung 
des spanischen Eisenbahnwesens. — 
Entgleisung des Simplon - Expreß- 
zuges, 


i Fremde Erdteile: Hedschas-Bahn. 
Rechtspflege. 


Bücherschau. 
Amtliche Mitteilungen. 
Amtliche Bekanntmachungen. 


Groß-New York und die erste Riesenbrücke über den Hudsonfluß. 
‚Von. Baurat Heinrich Voß, Stadtbaurat a. D. in Elberfeld. 


Die Großstadt New York, die sich im verflossenen Jahr- 
hundert bis heute aus der einstigen, im Anfang des 17. Jahr- 
“hunderts gegründeten holländischen Faktorei Neuamsterdam zu 
einem Riesenstadtgebilde entwickelt hat, ist die größte Stadi 
der neuen Welt. Sie hat eine ausgedehnte Industrietätigkeit, 
und dazu kommt noch ein auswärtiger Handel, der weit mehr 
als die Hälfte des gesamten Handels der Vereinigten Staaten 
umfaßt. Ihre hervorragende Entwicklung verdankt sie den 
außerordentlich günstigen verkehrsgeographischen  Verhält- 
nissen, die eine solche Kraft ‚in sich bargen, daß selbst “ie 
schwierigsten natürlichen Hindernisse der grenzenlosen ebenen 
Ausdehnung des Stadtraumes keinen Halt gebieten könnten, und 
ein Verkehrswesen von unvergleichlicher Bedeutung geschaffen 
wurde. Den Stadtkern bildet, wie Abb. 1 und 2 erkennen läßt, 
die vom Ostfluß, vom Hudson- und dem Harlemfluß umspülte, 
3 km breite und 20 km lange Manhattan-Insel, während im 
weiteren die Gesamtstadt noch aus den weit ausgedehnten Be- 
zirken - Bronx, Brooklyn, Queens und Richmond besteht. Die 
Bezirke Brooklyn und Queens liegen auf der „Langen Insel“ 
(Long Island), der Stadtteil Richmond befindet sich auf der Staten- 
insel. Der Stadtteil Bronx liegt zwar auf dem Festlande, aber 
auch er ist auf drei Seiten von Wasser umgeben. Zu diesem 
"Großstadtgebilde gesellt sich noch New Jersey auf der weest- 
lichen. Seite des Hudsonflusses. Wennschon, es politisch nicht 
zu New York gehört, so ist es wirtschaftlich doch als ein Be- 
standteil der Großstadt aufzufassen. 

In dem unteren Teile von Manhattan, wo sich im südlichen 
Abschnitt die City gebildet hat, flutet das Großstadtleben. Hier 


walten die Stadtbehörden, die Gerichtsbarkeit, die Geld- und 
Großkaufmannschaft. Die Geschäftsgebäude ragen turmartig 
in die Höhe.. Weiter nach Norden finden wir die Ladengeschäfte, 
Gasthöfe, Theater und andere Vergnügungsstätten. Mitten auf 
der Manhattaninsel breitet sich der große Zentralpark aus. In 
seiner Nähe befinden sich die vornehmen Wohnbezirke, in den 
Außenteilen innerhalb der Wasserfront die Miethäuser. Weitere 
Wohngelegenheit bieten die Außenstadtteile, Brooklyn, Bronx, 
Queens, Richmond und New Jersey, die durch ein weitver- 
zweigtes Bahnnetz mit der Innenstadt in Verbindung gebracht 
sind. Es ist verlockend und dürfte auch nützlich für unser 
Thema sein, einen kurzen Überblick über das reichentwickelte 
Verkehrswesen New Yorks hier zu gehen. 

Von Norden her dringt die New Yorker Zentralbahn, in die 
auch die New Haven-und Hartfordbahn einmündet, den Harlem- 
fluß überschreitend, in das Innere von Manhattan, dem Tern- 
und Vorortverkehr dienend, bis zu dem großen Zentralbahnhof 
ein: Die von Westen kommende Pennsylvanische Bahn yuert 
den Hudsonfluß mittels Tunnel und erreicht auf der Manhattan- 
insel ihren Durchgangsbahnhof, in welchen auch von der an- 
deren Seite die Long Island-Bahn durch Vermittelung einer 
Untertunnelung des Ostflusses ihre Personenzüge hineinleitet, 
während auf der Long Island-Seite ein großer Verschiebebahn- 
hof den Güterverkehr beider Bahnen vereinigt. Ein Teil der 
breiten Avenuen, die die Insel Manhattan in der Längsrichtung 


durchziehen, hat schon in den siebziger und achtziger Jahren 


zur Bewältigung eines Schnellverkehrs im Stadtinnern Hoch- 
bahnen erhalten, zu denen in den neunziger Jahren noch der 
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enste „Unterwegs“ im Zuge der Broadways hinzukam*). Diese | Harlemflusses gabelt und in Bronx bis nach Woodlawn-Road und 


Bahnen fanden zur Verbindung mit den in Brooklyn befind- 
lichen Schnellhochbahnen Anschluß vermittels der den Ostflubß 
querenden Brooklynbrücke und des südlichsten Unterwegs- 
tunnels. Für eine Überführung der Brooklyner ‚Hochbahnen 
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Abb. 1. 
(Erklärung hierzu unter Abb. 2.) 


wurde auch durch Erbauung der Williamsburgbrücke gesorgt. 
Im ersten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts wurden in Manhattan 
weitere neue Unterwege geschaffen, und zwar ein „Ostunter- 
weg“ in der Lexingtonavenue, der sich nach Unterquerung des 


*) Das Stadtschnellbahnnetz ist in Abb. 1 nicht eingezeichnet. 


bildet den Belmont- oder Steinwaytunnel. 


bis nach Pelham-Bay-Park weiterführt, und in ,„Westunter- 
weg“ in der 7. Avenue, der sich südlich bis nach Battery-Park 
fortsetzt und hier Anschluß an den alten südlichsten  Unter- 
wegtunnel findet, aber auch noch einen, besonderen neuen ÖOst- 
flußtunnel erhielt. Die genannten Ostflußbrücken wurden 
noch um zwei weitere vermehrt, nämlich durch die Manhattan- 
brücke und die Queensborobrücke. Die sämtlichen Ostfluß- 


brücken sind auf der Manhattanseite durch ein. verwickeltes- 


System unterirdischer- Schleifen verbunden, die ferner noch an 
eine: neu erbauten Ostflußtunnel, den Montaguetunnel, ange- 
schlossen sind. Eine schon im ‚Jahre 1892 begonnene unter- 
irdische Verbindung zwischen Manhattan und der Langen Insel 
Der Bau blieb aber 
über 20 Jahre unfertig liegen. Nunmehr ist er östlich bis zum 
Queensplatz und westwärts bis zum Times Square geführt, wo 
die Fahrgäste auf den Westunterwege umsteigen können. Alle 
diese Verbindungen, dazu auch eine Linie in der 14. Strale in 
Manhattan, die noch einen weiteren Ostflußtunnel erhalten har, 
führen nach Queens und Brooklyn, im Norden bis Astoria unıl 


Corona, im Osten bis Cyprekhills, im Süden bis zur Coneyinsei. 


Schon früh, im Anfang der siebziger. Jahre, 'hat man versucht, 
auch den Hudsonfluß zu untertunneln. Aber die Arbeiten ge- 
rieten aus Geldmangel ins Stocken. Erst 1900 wurden sie w.eder 
aufgenommen und fertiggestellt. Die Anlage besteht aus zwei 
Röhrenpaaren, die auf der Seite von New Jersey durch eine 
Länesbahn mit Anschluß an die Pennsylvanische Bahn ver- 


bunden sind..Auf der letzteren gehen die Züge bis nach Newark. 


Die Gleise des südlichen Tunnelpaares endigen auf Manhattan 


in einem unterirdischen Schleifenbahnhof, während die. Gleiss 


des nördlichen-Tunnels durch die Mortonstraße ünd die 6. Avenue 
nach Norden bis zur 33. Straße weitergehen. Die Eröffnung 
erfolgte in einzelnen Teilen in den Jahren 1908-1910. 
Pennsylvanische Bahn wurde. nach Fertigstellung ihrer Unter- 
tunnelung des Bergen Hill und des Hudsonflusses 1910 in Man- 
hattan eingeführt. Weitere Quwerungen von Bahnen weıs; de: 
Hudsonfluß nicht auf. Überbrückungen sind hier noch nicht 
zur Ausführung gekommen. Alle von Westen nach New York 
gerichteten Bahnen außer der Pennsylvanischen können nur bis 
an den Hudsonfluß gelangen. 


Wie sich aus dem Vorstehenden ergibt, ist der Ostfluß außer 


den sechs Untertunnelungen durch vier Brücken überquert WOT- 
den. Von Süden nach Norden gezählt, sind dies die Brooklyn- 


brücke, die Manhattanbrücke, die Williamsburgbrücke und die 
Alle diese Brücken sind Hängebrücken, 


Queensborobrücke. 
deren gewaltige Konstruktionen zeigen, zu welcher staunens- 
werten Blüte sich neben der Untertunnelungskunst die 
Brückenbaukunst um New York entwickelt hat. - Eine kurze 
Beschreibung dieser Brücken möge hier Platz. finden. 

Die BrooklyAAbrücke (Abb. 3) hat eine Gesamtlänge 
von 1053,30 m, die durch zwei gemauerte Turmpfeiler geteilt ist 
und so drei Öffnungen darbietet. Die mittlere, größte, ist 
486,30 m weit, die beiden seitlichen je 283,50 m. Die 25,90 m 
breite Brückenbahn (Abb. 9) ist an vier in gleicher Höhe be- 
findlichen Kabeln aufgehängt. Für den Bahn- und Straßenver- 
kehr bietet die in Straßenhöhe liegende Plattform Platz, wäh- 
rend über einem von Konstruktionsteilen in Anspruch genom- 
menen Raum in der Mitte des Querschnitts auf einer oberen 
Plattform der Fußgängerverkehr sich abwickelt. 


Die Länge der Manhattanbrücke (Abb. 4) beträgt. 
937,70 m. Die mittlere Öffnung hat hier eine Weite von 
446,90 m. Für die seitlichen Öffnungen verbleiben je 220,40 m. 


Die Brückentafel hängt ebenfalls an vier gleich hoch liegenden 
Kabeln. Der Querschnitt ist (nach Abb. 10) so gestaltet, daß 
der Straßenfahrdamm von 10,80 m Breite in der Mitte liegt, zu 
beiden Seiten ja 8,20 m breite Streifen dem Straßenbahnverkehr 
dienen, an die sich beiderseits Fußwege auf Konsolen an- 


schließen. Zwei über den Straßenbahnstreifen zwischengbaut- 


Plattformen nehmen den Hochbahnverkehr auf. Die Querträger 
haben im ganzen eine Länge von 37,05 m. 
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\ i Abb. 2. Verkehrsaufbau der Groß-New Yorker Inselstadt. 
Erklärung zu Albb. 1 und 2: 1. Brooklynbrücke. 2. Manhattanbrücke. ” 3. Williamsburgbrücke. 4.Queensborobrücke. 5. Dopelaniel des Unterweges. 
6. Vierfacher Tunnel der Pennsylvanischen Bahn. 7. Belmonttunnel. 8 und 9.- Tunnel der Hudson- und Manhattanbahn. 
10. Zwillingstunnel der Pennsylvanischen Bahn. 11. Hauptbahnhof der’ Pennsylvanischen Bahn in Manhattan. 12. Haupt- 
bahnhof der New Yorker Zentralbahn in Manhattan. 13. Rndbahnhof der Hudson- und Manhattanbahn an der Churchstraße 
2 im südlichen Manhattan. 14. Ungerähre Stelle der geplanten Brücke über den Hudsonfluß. 


Abb. 3. Brooklynbrücke, 
eröffnet am 24. Mai 1883. 
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eröffnet am 19. Dezember 1903. 


Abb. 6. Queensborobrücke, 
eröffnet am 30.1März 1909. 
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Abb. 7. Geplante Brücke über den Hudsonfluß. 
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Abb. 8. Tal des Berliner Straßenzuges „Unter den Linden“ (zum Vergleich). 
Anmerkung: Die Abhildungen 3 bis 8 und Abb. 15 sind im gleichen Maßstab gezeichnet. Abb. 3 und 7 sind der Elektrotechnischen Zeitschrift entnommen, 
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Bei der Williamsburgbrücke (Abb. 5) ist die mitt- 
lere Öffnung 486,40 m weit, bei einer Weite der Seitenöfinungen 
von je 182,00 m. Die Gesamtlänge hat eine Ausdehnung von 
850,40 m. Die die Brückentafel tragenden vier Kabel sind so 


angebracht, daß je zwei beiderseits dicht nebeneinander liegen. 


Abb. 9. 
Brooklyn- 
brücke. 
"Abb. 10. 
Manhattan- 
brücke. 
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Abb. 12. 
Queensboro- 
brücke. 


Abb: 13. 


Geplante Brücke über den 
Hudsonfluß. 
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Abb. 14. Querschnitt des Berliner Straßenzi uges 
„Unter den Linden* (zum Vergleich). 


Anmerkung: Die Abbildungen 9 bis 14 und Abb. 16 sind im gleichen Maßstab 
gezeichnet. Abb. 9 und 13 sind der Elektrotechnischen Zeit- 
schritt entnommen, 

Der Querschnitt nimmt, wie Abb. 11 zeiet, in der Mitt> cen 

Hochbahnverkehr auf, neben dem sich wiederum zu beiden 

Seiten Streifen für den Straßenbahnverkehr befinden. Zwei 

Außenkonsolen tragen die Fahrwege. Zwei eingebaute obere 

Plattformen enthalten die Wege für Fußgänger und Radiahrer. 

Die Brücke hat eine Gesamtbreitenausdehnung von 36,00 m. 


bahnen. 
des Hochbahnverkehrs und trägt zu beiden Seiten Wege für Fuß- 


‚der vereinigten Delaware-Brückenkommission von 


‚Die Queensborobrücke (Abb. 6) nutzt. zu ihrer Kr 
stützung die im Ostfluß liegende ‚Blackwellsinsel aus, 
‘Sie hat eine Gesamtlänge von 1132, 00 m und ruht auf vier Stütz- 


“pfeilern, ‚von denen zwei auf der Blackwellsinsel stehen. Die 


Brücke hat so zwei Hauptöffnungen von 359,30 und 299,15 m, 
eine mittlere Nebenöffnung von 191,50 m und zwei Seiten- 
öffnungen von 142,70 und 139,55 m erhalten. Der Querschnitt 
(Abb. 12) bietet in Straßenhöhe Platz für Fahrweg und Straßen- 
Eine eingebaute obere Plattform dient zur Aufnahme 


eänger. Die Querkonstruktion hat einschließlich der Konsolen 
eine Ausdehnung von 27,44 m. 

Um des Vergleiches willen sei hier auch noch“ einer Brücke 
gedacht, die sich gegenwärtig in der Ausführung befindet. Es 
ist dies die Brücke über den Delaware (Abb. 1») zur 
Verbindung von Philadelphia und Camden, die unter Leitung 
Pennsyl- 
vanien und New Jersey gebaut wird. Hier,hat die große Mittel- 
öffnung eine lichte Weita von rd. 533 m. Zur Tragung der 
Brückenbahn sind nur zwei Kabel vorgesehen, die aber aus be- 
sonders *estem Stahl und in größerer Stärke hergestellt werden. 


Während die Kabel bei der Brooklynbrücke einen Durchmesser 
‘von 40 cm, bei der Williamsburgbrücke von 47,5 cm, bei der 


Manhattanbrücke von 52 cm haben, ist der Durchmesser der 
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Abb. 15. Brücke uher den Delaware von Philadelphia 


nach Camıden (ım Bau). 
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Abb. 16. Querschnitt der Brücke über den Delaware. 


Kabel bei der Delawarebrücke 76 cm groß. Die Turmpfeiler 
haben eine Höhe von 115,5 m. Der Querschnitt (Abb. 16) zeigt 
ein doppeltes Deck, indem auf der eigentlichen Fahrbahn eine 
Eisenkonstruktion aufgebaut worden ist, die ein oberes Deck 
bietet. Der Fahrdamm ist 1737 m breit. Das untere Deck 
nimmt den Straßenverkehr und den Schnellbahnverkehr auf, das 
obere Deck dieft dem Straßen- und Fußgängerverkehr. 

"Wie. oben schon gesagt, ist der Hudsoniluß noch frei von 
Überbrückungen, doch wurden schon ir den achtziger Jahren, als 
die Untertunnelungsarbeiten zum Stillstand gekommen waren. 
rroiekte bearbeitet. Iıa Jahre 1888 stellte Oberingenieur Lin- 
denthal ein großartiges Projekt für eine Hängebrücke auf, die 
dem Straßen- und Eisenbahnverkehr dienen sollte. Es war eine 
Mittelöffnung von 869 m vorgesehen und zwei. Seitenöffnungen 
von je 457 m. Die Fahrbahn sollte 26,2:m breit werden und auf 
135 m hohen Turmpfeilern ruhen. Diesem Entwurfe wurde 
später ein noch kühneres Projekt gegenübergestellt, welches 
eine Mittelöffnung von 950 m in Aussicht nahm und die Bahnen 
New Jerseys in einem Zentralbahnhof New Yorks zusammen- 
führen sollte. Aber diese Brückenproiekte blieben auf dem 
Papier stehen, sie wurden nicht ausgeführt, sondern es wurden 


| die stillgelegten: Tunnelarbeiten wieder begonnen, die zu der 


Verbindung der Pennsylvanischen und Long Tele Dana inie 
geführt‘ haben. R 

Nun ist der Bau einer Brücke üper den 1000 m Freie Hndson- 
{luß wieder dringend seworden. Der Handels- und der Per- 
sonen- und Wagenverkehr zwischen New Jersey und New York 
ist von Jahr zu Jahr gewachsen. Er betrug im Jahre 1920 
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200 Millionen Fußgänger, 10 Millionen Fahrzeuge und 20 Mil- 
lionen Tonnen Stück- und Massengüter, von denen 12 Millionen 
Tonnen auf Kohlen entfallen. Diesen Verkehr, der nur mit den 
vorhandenen Untergrundbahnen und mit Dampfbooten bewältigt 
wurde, hofft man durch Erbauung einer Brücke, die den Fuß- 
sängerverkehr, Fahrzeuge, Autos, Eisenbahnen und auch einen 
Teil uer Schnellbahnen aufnehmen soll, noch erheblich zu ste;- 
gern. Die nunmehr geplante Hängebrücke wird derartig ze- 
waltige Ausmaße erhalten, daß sie alles bisher auf dem Gebiete 
des Brückenbaues Geleistete bei weitem übertrifft. Während 
die Quebechrücke über den St. Lorenzstrom in Kanada die bisher 


' ‚ausgeführte größte lichte Weite von 547 m aufweist, die in der Aus- 


führung befindliche Delawarebrücke mit 533 m, die Ausleeer- 
brücke über den Firth of Forth in Schottland mit 521 m folgen, 
die größte der Ostflußbrücken, die Williamsburgbrücke, eine 
Hauptöffnung von 486,40 m Spannung zeigt, wird die Hauri- 
öffnung der über den Hudsonfluß jetzt ‚geplanten Brücke (Abb.7) 
die ins Fabelhafte gehende lichte Weite von 987,55 m erhalten, 
wozu dann noch zwei Seitenöffnungen von ie 521,22 m kommen 
Die Gesamtlänge des Riesenbauwerks wird also 2030,00 m: be- 
tragen. Die Weite der großen Mittelöffnung würde den Berliner 
Straßenzug „Unter den Linden“ vom Brandenburger Tor bis zum 
Denkmal Friedrichs des Großen überspannen (Abb. 8), und die 
ganze Länge würde vom. Goldfischteich im Tiergarten nis 
den Lustgarten hineinreichen: Eine halbe Stunde wird ein 
Spaziergänger gebrauchen, um diese Riesenbrückenlänge abzu- 
schreiten. X 

Gewaltig und von dem bisher üblichen abweichend, soil die 
Hängekonstruktion ausgebildet werden. Während bei den bish:r 


ausgeführten Hängebrücken die Querträger die auf ihnen ruhen- 
den Brücken- und Verkehrslasten auf, Hauptlängsträger iüber- 


tragen, und diese dann an den Kabeln aufgehängt werden, sollen 
bei der neuen Hudsonbrücke die Querträger, die durch Läogs- 
träger miteinander verbunden sind, ihre Last unmittelbar an 
die Kabel abgeben. Die an den Kabeln hängenden Querträger 
erhalten eine Länge von 61 m (Abb. 13). Dazu kommen noch 
beiderseits die für den Fußgängerverkehr bestimmten Konsolen 
von je 3 m, so daß sich eine Gesamtlänge von 67 m ergibt. Diese 
Breite der Verkehrsfläche übersteigt die Breite der Straße 
„Unter den Linden“ (nach Abb. 14) noch um über 6 m. Die 
Konstruktion der Querträger, die rd. 10 mhoch sind, soll so ein- 
gerichtet werden, daß sich eine Reihe von Aussparungen ergibt, 
die das Hindurchdringen von den auf den Zwischenlängsträgern 
gelagerten Gleissträngen für den Bahnverkehr ermöglichen. 3) 
wird außer dem Oberdeck, das hauptsächlich dem Auto- und lem 
Lokalbahnverkehr dienen soll, ohne besonderen Aufbau noch 
ein zweites Deck für den Schnellbahnverkehr geschaffen. Das 
obere Deck bietet zwischen den Kabeln eine Verkehrsfläche von 
rd. 47 m, auf der 16 Autos ungefährdet aneinander vorbeifahren 
können. Die Unterkante der Eisenkonstruktion wird an den 
Pfeilern 42,5 m über HW, in der Mitte des Flusses rd. 47,00 m 


über HW. Der sogenannte „Stich“ der Brücke wird also: nur 


4,5 


rd. 2 - —0,5% betragen. 


900 7 

Die die Brückentafel tragenden Kabel werden sich in einer 
besonders mächtigen Gestaltung zeigen. Auf jeder Seite der 
Brücke werden zwei Kabel in einem Abstande von 18,3 m unter- 
einander angebracht, die fachwerkartig miteinander verbunden 
sind. Die einzelnen Kabel bestehen aus Litzen, die sich in drei 
Teilgruppen zusammenfügen. Jedes Kabel hat einen Durch- 
messer von 3,30 m und ist von einer derartig geräumigen Hü:le 
aus Bronze umgeben, daß innerhalb derselben ein genügen! 
großer Arbeitsraum für Ausbesserungszwecke verbleibt. Die 
einzelnen Kabel zeigen daher in ihren Umhüllungen Durch- 
messer von 450 m: 

Das ungeheure Gewicht der Gesamtbrücke ruht fast gauz auf 
zwei Turmpfeilern, welche die große Mittelöffnung begrenzen. 
Sie stehen auf einem mächtigen Betonfundament, das bi anf 
den festen Felsen hinabgeführt wird. Das Fundament bedeckt 
eine Fläche von 61 X 130 — 7930 qm, d. i. mehr als % ha oder 
3 Morgen. Die Türme sollen aus festestem Stahl aufgebaut 


” 


werden. Um sie aber vor den Einflüssen der Witterung zu 
schützen, werden sie mit Granit umkleidet, wodurch dem ganzen 
Bauwerk außerdem die seiner großen Tragkraft entsprechende» 
Wucht aufgeprägt wird. Auch die Fahrbahn der Brücke wird 
möglichst wasserdicht mit Zementplatten abgedeckt, so daß von 
allen eisernen Bauteilen im Ganzen nur etwa 15 % den ver- 
zehrenden Einflüssen der Witterung ausgesetzt bleiben. Hier- 
durch werden die Kosten der laufenden Unterhaltung ws,ent- 
lich herabgedrückt werden. Die Turmpfeiler (Abb. 17) werden 
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Abb. 17° Turmpfeiler der geplanten Brücke über den 
Hudsonfluß. i 


(Zum Vergleich ist der Kölner Dom und die Spitze eines New Yorker Wolken- 
kratzers im gleichen Maßstabe eingezeichnet.) 


eine Höhe von 256 m erreichen. Der höchste Wolkenkratz»r in 
New York, das Woolworth-Gebäude, hat ein Höhenmaß von 
241 m, wird also von den geplanten Brückenturmpfeilern noch 
um 15 m übertroffen. Der Kölner Dom ist 160 m hoch, er bleibt, 
also in der Höhe um 96 m gegen die Pfeilerriesen der Huäson- 
brücke zurück. Das Gewicht eines Turmpfeilers ist auf 30 000 
Tonnen berechnet. 

Der etwa 250000 t betragende Horizontalzug, den die Brüvke 
an den Widerlagern ausübt, erfordert den Einbau von ganz 
außerordentlichen Verankerungen an den Flußufern. Um die 
Reibung mit dem Erdreich zu verstärken, sollen an den Brücken- 
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köpfen Türme errichtet werden, Man beabsichtigt auch dort 
hohe Wolkenkratzer zu erbauen zur Aufbringung eines Teils 
der Zinsen von‘ den Brückenbaukosten. Denn die Kosten wer- 
den recht bedeutend: sein. Der nackte. Brückenbau erfordert 
einen. Aufwand von 100 Millionen Dollar. Die gesamte Betriebs- 
ausrüstung, wozu unter anderm ein neuer. Wagenpark nebst 
Depot in New Jersey und ein neuer Gemeinschaftsbahnhof in 
New York für alle. großen Linien, die die Brücke benutzer, ge- 


hören, werden weitere 110 Millionen Dollar verschlingen. Man 
hofft aber, in wenig Jahren nach der im Jahre 1928 geplanten 


Fertigstellung den vorhin erwähnten -Fußgängerverkehr des 


Jahres 1920 auf 250 Millionen, den Verkehr von Fahrzeugen auf 
22 Millionen und den Stückgut- und Massenverkehr auf 25 Millio- 


‚nen Tonnen zu erhöhen und verspricht sich davon eine Ein- 


nahme von 25 Millionen Dollar, deren reichliche Verdoppelung 


| späterhin erwartet wird. 


Bewirtschaftung der Reichseisenbahnen. 


Von Oberregierungsrat Riedenauer. 


In der Reihe der Untersuchungen auf diesem Gebiet hat neuer- 
dings Oberregierungsbaurat Dr. Tecklenburg :Betrachtungen ge- 
geben (Nr. 23 d. Zte.), an. welche die folgenden anknüpfen sollen. 
Der Verfasser geht dabei von der — seinerzeit von ihm äAufge- 
stellten — kurzen Wirtschaftsformel der Ertragsberechnung aus 
und zerlegt diesen Ertrag in Brutto- und Nettorente, letztere nur 
in weiterem Sinne, auf den ganzen Überschuß über die Betriebs- 
ausgaben bezogen. Dabei wird treffend bemerkt, daß sich wirt- 
schaftliche Vergleiche nicht auf eine einzige Zahl des Jahres- 
erzebnisses. aufbauen lassen. Hierzu sind weder die meist ver- 
wendete Umsatzzahl des Kapitals, die sog. Rentabilität, noch die 
Betriebszahl der Ausgaben allein ausreichend. Gegen erstere 
bestehen vor allem die Bedenken, daß sie lediglich die Art nach- 
ahmt, in welcher private Betriebe den Reingewinn anzugeben 
pflesen und hiernach die Ausschüttung der Dividende bemessen, 
und daß diese Umsatzzahl in der Gewinn--und Verlustrechnung 
des Geschäftsjahres sonst keinerlei Rolle spielt. Ferner ist nicht 
zu übersehen, daß die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit keine 
einheitliche sein kann, solange man ‚laufende Einnahmen und 
Ausgaben eines einzelnen Jahres nur mit der Summe der ein- 
maligen Ausgaben aller Vorjahre in Vergleich stellt, und daß 
beide Wirtschaftsgerößen eine ganz werschiedene Entwickelung 
haben. Das Anlagekapital eines Betriebs stellt eine mehr oder 
weniger feste, charakteristische Größe dar und zeigt danach nur 
eine langsame Zunahme, z. B. 1 %, die sich auf Entscheidungen 
der Betriebsleitungz zurückführen läßt, während Einnahmen und 
Ausgaben des Betriebs mehr zwangläufig der unbeeinflußten 
Entwickelung der einzelnen Jahre folgen. Diese Gründe möch- 
ten das Anlagekapital überhaupt nicht als die natürliche Größe 
erscheinen lassen, auf welche die Jahresrechnung abzugleichen 
ist, um sd weniger als ihr eine Begrenzung fehlt, durch die der 
Umsatz selbst abgeschlossen: wird. ‘Das zeigen deutlich die Pro- 
zente der Brutto- und Nettorente in den beiden Spalten der Ta- 
belle Seite 440 über die Ergebnisse einiger deutscher Eisen- 
bahnverwaltungen. Das Gesagte trifft noch in höherem Maße 
zu auf jene Wirtschaftserößen, die nur’ auf die Zahl der-Kilo- 
meter als Einheiten berechnet sind, denn sie bilden nur einen 
rohen Verzleich der Bewirtschaftung verschieden großer Be- 
triebsnetze oder auf beliebige andere technische Einheiten, wäh- 


rend die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit des Eigenbetriebs 


und der Selbstkosten ganz unmöglich ist. 


Eine wesentlich andere Bedeutung in diesem Sinne kommt den 
beiden Spalten der genannten Tabelle über die Betriebszahlen 


der einzelnen Ausgaben und des Gesamtüberschusses zu, die das: 
zu den Ein- 


Verhältnis zu der wichtigsten Wirtschaftsgröße, 
nahmen, darstellen und’ damit auch einen viel größer. en Maßstab 
erhalten. Ihr Haupntwert besteht darin, daß sie ein abgeschlosse- 
nes Gesamtbild des Betriebs geben, wenn Ausgaben und Über- 
schuß noch in ihre wichtigen Bestandteile aufgeteilt werden, 
wodurch erst eine richtige Beurteilung des eigenen Betriebs und 
der Vergleich mit anderen Betrieben möglich wird. Man findet 
z.B. für das Jahr 1910 bei den Staatsbahnen als. Betriekszahlen 
der Beamtengehälter 18 %, der Arbeitslöhne 8 und der Wohl- 
fahrtszwecke 4, bei den, Privatbahnen dagegen 21 und 5 und 
3 Kalk Betriebszahlen "bei-ersteren für Beschaffung der Be- 
triebsstoffe, besonders Kohlen 10, für "Urterhaltung der Bahn- 
anlagen il’und für Unterhaltung der Betriebsmittel 11 %, bei 
den. Privatbahnen 13 und 10 und:8 % der Einnahmen. Das 
*Verhältnis dieser Titel zueinander ist bei Staats- und Privat- 
bahnen verschieden, ähnliche Unterschiede zeigt auch der Ver- 
gleich der. Staatsbahnen unter sich. 

Insbesondere muß ferner der rohe Überschuß über die Be- 
triebsausgaben (32 und 34 %) in-die Anteile für Verzinsung und 
Tilgung nach den Hauptteilen der Anlagekosten, für Rücklagen, 
Dividenden und Reingewinn aufgeteilt werden, ersterer zeigt 
sich dabei umgekehrt "proportional dem oben. genannten Brutto- 
gewinn. Seine unteren Grenzen liegen allgemein bei einem 


& 


Zinsfuß von 3 bis 4% und bei Betrichrählen von 0,80 bis 0,70 
zwischen 8 und 13 % des Anlagekapitals. 


Wie Einnahmen und Ausgaben in der Regel die Entwicklung 
der steigenden Reihe auf eine Anzahl von Jahren ersehen lassen, 
so zeigt die Betriebszahl des Anlagekapitals etwa die Entwick- 
lung der fallenden Reihe. Dieses Kapital beträgt vom Jahre 
1890 bis 1913 in Preußen-Hessen das 7- bis 5fache der Ein- 
nahmen, in. Baden das 10- bis Sfache, in Bayern das 10- bis 
7fache, in Sachsen das 8- bis 6fache und in Württemberg das 11- 
bis Yfache der jeweiligen Einnahmen. Die Abnahme dieses An- 
teils ist in den letzten 20 Jahren vor dem Krieg bei diesen Ver- 
waltungen völlig parallel gewesen, der - Aufwand an Kapital 
nähert sich einem Festwert, der für die verschiedenen Betriebs- 
verhältnisse charakteristisch ist, am kleinsten für Preußen- 
Hessen, am größten für Württemberg, zum kleineren Teil durch 
höhere Anlagekosten, zum größeren Teil aber durch weit gerin- 
geren Verkehr bedinst. Die Beziehungen zwischen Anlage- 
kapital und Ertrag wurden vom Verfasser dieser Zeilen iri 
Jahrgang 1918 dieser Zeitung näher dargestellt, dabei auch die 
völlige gesunde wirtschaftliche Entwicklung der bayerischen 
Staatsbahnen im Jahrzehnt vor dem Krieg nachgewiesen. Für 
die Wirtschaftsgleichung kommt 'selbstverständlich immer das 
wirkliche Schuldkapital, nicht das sog. statistische Anlagekapital 
in Betracht. Bei einer Verzinsung zwischen 3 bis 4 % ent- 
sprechen den obigen Zahlen daher Betriebszahlen von 0,20 für 
FPreußen-Hessen bis zu 0,35 für Württemberg, woraus die er- 
heblichen Überschüsse des Großbetriebs in Preußen- Hessen sich 
erklären. 

In einer ausführlichen Zusammenstellung der Verhältnisse 
deutscher Staats- und Privatbahnen für das Jahr 1910 im Jahr- 
gang 1913 der Zeitschrift „Deutscher A.- und I.-Vereine* hat 
der Verfasser die Tabellen der Umsatzzahlen und Betriebszahlen 
beigefügt und auch später im Jahrgang 1918 der Zeitschrift die 
Wirtschaftsgleichung dieser Zahlen wegen ihres tieferen Ein- 
blicks in die Selbstkosten empfohlen. Da die sämtlichen Be- 
triebszahlen einschließlich Gewinn wegen Ableitung aus der 
Wirtschaftsgleichung: NE= XSA+NTK+G zusammen die 


feste Summe — 1 ergeben, so ist schon dadurch die Rückwirkung 
jeder einzelnen Ausgabe auf die gesamte Wirtschaftlichkeit zu 
erkennen, die Abhängigkeit der Personal- und Sachausgaben mit 
ihren Unterabteilungen von der Verzinsung und Tilgung und dem 
Reingewinn sowie umgekehrt, tritt deutlich in Erscheinung. 
Die Gleichung der Betriebszahlen des ganzen Jahres ist aber nur 
der Rahmen für alle zusammengehörigen Gruppen und Teil- 
betriebe, in welchem man die ganzen Betriebe auf diese oder 
jene Art aufteilen will. Jeder Gruppe entspricht als Einzelbild . 
ein bestimmter Anteil der Personal- und Sachausgaben und der 
Verzinsung und muß für sich bei Auswahl verschiedener An-_ 
lagen und Einrichtungen die kleirste Summe der Jahreskosten 
ergeben. Dies gilt für die Ausscheidung des betriebstechnischen 
Aufwands im Rangier- und Streckendienst, der maschinentech- 
nischen Leistungen für Zugabfertigung und Zugförderung so- 
wie Werkstättendienst, der verkehrstechnischen Ausgaben, für 
Abfertigung und Fahrplan des Personen- und Güterdienstes, so- 
wie endlich der hoch- und tiefbautechnischen Bahnunterhaltungs- 
kosten von Haupt- und Nebenbahnen. Je zahlreicher die klein- 
sten Aufwandsummen, also die Selbstkosten in den einzelnen 
Gruppen, ermittelt und durchgeführt sind, desto günstiger muß 
die Wirtschaftsgleichung der Betriebszahlen für den ganzen 
Betrieb sich stellen, denn: jede Einzelprüfung der Bau- oder Be- 
triebswürdigkeit ist nur ein Ausschnitt des ganzen Betriebs. Mit 


Recht wurde betont, daß in dieser Beziehung noch ein reiches 


Feld für die wissenschaftliche Betriebsführung offen liegt, hier- 
zu. wird von der Reichsstatistik wertvolles Material an die Hand 
gegeben. 

In manchen Fällen und zu bestimmten Zwecken könnten die 
Vergleiche der Selbstkosten auch getrennt, z. B. nach den Ein- 


Jahrgan ; 
15. ne. 1921. 
RR des Personen- und Güterverkehrs angestellt werden. 
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Verhalten sich diese Einnahmen z. B. wie 1:2, so ergeben sich 
hieraus besondere Betriebszahlen, deren Maßstab jedoch beim 


Personenverkehr das Dreifache und beim Güterverkehr das 1,5- 


fache von ienen des Gesamtverkehrs beträgt. 


Den Einzeluntersuchungen der Produktionskosten auf Grund 
von Betriebszahlen möchte stets der Vorteil zukommen, daß sie 
bei beliebiger Aufteilung an die Kosten für andere Betriebsteile ge- 
bunden sind und zugleich von der im voraus nicht zu bestimmen- 
den Größe der Verkehrseinnahmen abhängen, welche umgekehrt 
schon häufig in einzelnen Monaten bei Rückgang des Verkehrs 


‘von großem Einfluß Auf die Ausgaben gewesen sind. Es leuchtet 


« 


ein, daß damit laufende und einmalige Ausgaben ohne Rücksicht 
auf die absoluten Zahlen auf solche Weise ins richtige Ver- 
hältnis zum wirklichen Verkehr gebracht werden. Den beides 
von Dr. Tecklenburg hervorgehobenen Zwecken wird mit diesem 
Verfahren ebenso gedient sein. 


Von Interesse ist aber auch das allgemeine Ergebnis, daß nach 
den wissenschaftlichen Untersuchungen der Grundbegriffe der 
‚Wirtschaftslehre, der Gebrauchs- und Tauschwerte bei der 
Warenbeschaffung und Arbeitsleistung, durch die rechnerische 
Prüfung von Selbstkosten und Gewinn sich die gleichen Ge- 
sichtspunkte wie bei der praktischen Beurteilung von Groß- 
und Kleinbetrieben als maßgebend zeigen lassen. 


Eisenbahn und Kraftwagengüterbeförderung. 


Der Verfasser des in Nr. 35 dieser Zeitung abgedruckten Ar- 
tikels mit gleicher Überschrift stellt die Frage: „Ist in der Tat 
der Kraftwagenverkehr ein Wettbewerbsunternehmen gegen die 
Eisenbahn oder kann er sich zu einem solchen ausgestalten?“ 
und läßt diese Frage von iedem Eisenbahner beiahen. Letz- 
terem ist wohl zuzustimmen, wenn man hier unter Wettbewerb 
nur ıeinen solchen versteht, der mit legalen Mitteln das gleiche 
wie die Eisenbahn bezweckt, also ebenfalls den gewerbsmäßigen 
Transport von Gütern zu Lande, aber ohne Rücksicht darauf, 
ob dieser Wettbewerb dazu führt, das Erträgnis eines anderen 


- Transportunternehmens zu schmälern ‘oder ganz zu gefährden. 


rung von Personen und Gütern kann doch nur für die 


digen 


Mit solchem Weettbewerb mußte auch schon früher iede Bahn 
rechnen, mußte ihn sich gefallen lassen und war nur in der Lage, 
durch gütliche Vereinbarung oder durch Herabsetzung der Fracht 
oder andere tarifarische Maßnahmen ihm zu begegnen und ihn 
abzuschwächen. Wird aber das Moment der Schädigung als we- 


 sentlich angesehen und daraus, wie es nach den Ausführungen 
. im fragl. Artikel anzunehmen ist, die Schädlichkeit des Wettbe- 


werbes und damit die Berechtigung des Widerspruchs seitens der 
Eisenbahn hergeleitet, dann läßt sich wohl nicht auf eine all- 
gemeine Zustimmung rechnen, Jedenfalls ist aus dem Artikel. 
nicht zu entnehmen, wie ein solcher Widerspruch seitens der 
Bahn und eine Beschränkung des Kraftwagenverkehrs durch eine 
gesetzliche oder verwaltungsseitige Maßnahme zu begründen 
wäre. Ein Monopol der Eisenbahnen hinsichtlich der u 
betr. 
Bahnstrecke in Frage kommen und nach dem Pr. Ges. v. 1838 
— streng genommen — nicht einmal für diese, denn die Bahn- 
unternehmerin ist verpflichtet, nach Entscheidung der zustän- 
Behörde auch Dritten den Betrieb gegen Entschädigung zu 
gestatten; noch weniger kann es wohl verwehrt sein, auf einer- 
zwei Orte (Bahnstationen) verbindenden Landstraße Güter auf 
Kraftwagen zu befördern, sofern die für letztere bestehenden 
Sicherheitsvorschriften befolegt werden. Streng genommen hat 
sogar die Beförderung auf der Landstraße die Priorität vor der 
auf der Eisenbahn; letztere verdrängte die erstere, solange diese 


-auf die Beförderung mittels Zug- oder Lasttier angewiesen. war, 


und muß sich jetzt ihrerseits ein Zurückdrängen gefallen lassen, 
wenn an Stelle des Tieres die Maschine tritt. Ob das Zurück- 
gewinnen eines Teiles der früheren Transporte für die Land- 
straße möglich ist, hängt naturgemäß in erster Reihe von der 
technischen Ausbildung des Motors ab und von den geltenden 
Sicherheitsvorschriften, in zweiter Reihe von der Rentabilität. 
Andere Beschränkungen lassen sich wohl nicht rechtfertigen und 
es kann nicht Sache des Reiches sein und‘ noch viel weniger der 
Reichsbahnbehörden, den Fortschritt in der Entwicklung des 
Lastautomobilverkehrs irgendwie zu hemmen und die in dem 
Artikel des weiteren gestellte Frage „inwieweit überhaupt eine 
sesunde Fortentwicklung vorlieet und die Volkswirtschaft die 
Varwondung von Kraftwagen gebietet” zu entscheiden. Diese 
Enthaltsamkeit erscheint um so weniger bedenklich, als der Ver- 
fasser des fragl. Artikels zutreffend darauf hinweist, daß „wie 
jedem Verkehrsmittel auch ‘dem Kraftwagen seine natürliche 
Grenze gesetzt sei, und zwar durch den geringen Fassungsraum, 
die geringe Tragfähigkeit und die Beschränkung in der Ent- 
fernung“. Ist schon durch letzteres eine erhebliche finanzielle 
Schädigung der Eisenbahn ausgeschlossen, so kommt auch fol- 
gendes in Betracht: Der Apparat, welcher bei Beförderung auf 
der Eisenbahn in Wirkung tritt, ist um so komplizierter und 


‚ kostspieliger, erfordert für die Reichsbahnen, die doch haupt- 


sächlich in Frage kommen, so viele zeitraubende _Vorbereitun- 
gen und einen solehen Aufwand an Personal und Betriebskraft, 
daß die Kosten mit den Erträgnissen aus der Beförderung auf 
kürzere Entfernung nicht in Einklang stehen; die Eisenbahn ar- 


beitet hier mit Verlust und dies, im Zusammenhango mit der 


und dem Kräftwagen bedient wird. 


nach den Konzessionen den Bahnen obliegenden Transportpflicht, 
hat schon immer die Verwaltungen gezwungen, hier Mindest- 
frachten festzusetzen, die höher sind als die, welche nach der 
Beförderungsstrecke und dem eigentlichen Gewichte sich er- 
geben, auch bei Einführung von Ausnahmetarifen für nahe Ent- 
fernunsen die normalen Frachten zu bereehnen. Die Übernahme 
der Güterbeförderunge auf kürzere Strecken durch Kraftwagen 
entlastet- somit die Eisenbahn, weshalb auch während des Krie- 
ges die Staatsbahnverwaltungen mit allen Mitteln auf eine solche 
Entlastung hinwirkten.. Auch die neuen, so wenig erfreulichen 
Betriebs- und Verkehrsverhältnisse drängen wohl mehr auf 
solehe Entlastung, als darauf, daß das Reich oder, wie in dem 
fragl.Artikel vorgeschlagen, dieReichsbahn durch einschränkende 
Maßnahmen die natürliche Entwicklung ‘der Kraftwagenbeförde- 
rung behindert, zumal in einer Zeit, zu der sogar der Über- 
gang zum Privatbahnsystem ernstlich erwogen wird. Alles dies 
schließt nicht aus, daß auch die Eisenbahnen, insonderheit die 
Reichsbahnen, die in dem Artikel geschilderten Vorteile der 
Kraftwagengüterbeförderung sich zunutze machen. Vor allem 
käme hier in Betracht die Beförderung von Stückgut von den 
größeren. und von Sammelstationen nach den kleineren nahe- 
selegenen Bestimmungsstationen. Gerade die hier bei Beförde- 
rung auf der Bahn entstehenden Kosten stehen in einem Miß- 
verhältnisse zu dem Transportzweck, wenn man bedenkt, daß 
häufig das Anhalten eines über 50 Achsen starken Nahgüter- 
zuges erforderlich ist, um einzelne Stücke auszuladen oder auf- 
zunehmen, und daß vielfach das Anhalten mit Rücksicht auf an- 
dere Züge und bei Verspätungen auch einen längeren Aufent- 
halt, bedinst. Nottebohm. 


Der Verfasser des Artikels in Nr. 35 d. Zte. hat sich zu vor- 
stehenden Ausführungen, wie folet, geäußert: 

Auch ich erblicke in dem Kraftwagenverkehr kein Wettbe- 
werbsunternehmen gegen die Eisenbahn. Dies nachzuweisen war 
ja gerade der Zweck und die Absicht meines Aufsatzes, Ich 
habe mich auch ganz und gar nicht dafür ausgesprochen, dem 
Kraftwagenverkehr Hinderungen oder Hemmungen in den Weg 
zu stellen; im Gegenteil wünsche ich, die in dem neuen Ver- 
kehrsmittel offensichtlich vorhandenen Vorteile für das gesamte 
Verkehrswesen nutzbar zu machen. Dies ist zweifellos die Kern- . 
frage, die auch in den vorstehenden Ausführungen richtig er- 
kannt ist. Denn nicht nur die Verkehrs- und Betriebsverhält- 


. nisse der Reichsbahn lassen eine Entspannung als wünschens- 


wert erscheinen, sondern vor allem auch deren wenig erfreu- 
liche finanziellen Ergebnisse verlangen gebieterisch, in eine 


sorgfältige Prüfung einzutreten, wie (die bestehenden Verhält- 
nisse gebessert werden können. Es ist hiernach meines Er- 
achtens Aufgabe und unabweisbare Pflicht der Reichsbahn, die 
Angelegenheit in die Hand zu mehmen. 
Am einfachsten und natürlichsten geschieht dies, wenn sich 
die Reichsbahnverwaltung mit dem Kraftwagenunternehmer zu- 
sammensetzt, um gemeinsam mit ihm zu erörtern und zu prüfen, 
in welcher Weise der Kraftwagen bei der Bewältigung der 
öffentlichen Verkehrsaufgaben mit herangezogen werden kann. 
Dabei wird vor allem darauf Bedacht zu nehmen sein, daß’ der 
vorhandene Verkehr nicht gleichzeitig. von der Eisenbahn 
Es wird vielmehr versucht 
werden müssen, jedem der beiden Verkehrsmittel den ihm nach 
seinen Eigenschaften‘ zukommenden Verkehr zuzuweisen, das 
heißt, für den Kraftwagen den Verkehr herauszuschälen, der 
verkehrstechnisch und volkswirtschaftlich dem Kraftwagen ge- 
bührt. Diese gemeinsame Prüfung ist bereits eingeleitet und 
wird hoffentlich demnächst zu einem Versuch führen, dessen Er- 
gebnisse in einem weiteren Aufsatz in dieser Zeitung behandelt 
werden können. Dr. Teubner, 
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Ueber den ungarischen Güterverkehr nach dem Kriege. 


» . Von Josef Popper, Budapest. 


Wenn auch der Krieg unserer Volkswirtschaft schwere Wun- 
den zugefügt und fortwährend Säachgüter in gewaltigem Maße 
zerstört und beschädigt hat, so dürfen wir doch nicht vergessen, 
daß die wahre Quelle des Reichtums nicht so sehr im: Kapital- 
besitz besteht, als in der Fähigkeit, Kapital zu bilden und zu 
erneuern. Wir müssen demnach in Zukunft dem Kapitalbildungs- 
prozeß unsere größte Aufmerksamkeit zuwenden und diesem 
Zwecke alle Produktionsmittel, also auch die Bahnen, unter- 
ordnen. Daraus engibt sich die Notwendigkeit einer weitgehen- 
den Ausgestaltung "des Güterverkehrs, die im großen und gan- 
zen nach Ansicht angesehener Verkehrstechniker mit der Durch- 
führung kostspieliger Neubauten (zumal neuer Lokalbahnen) 
keineswegs verknüpft sein dürfte. Viel eher wird die Errich- 
tung neuer und die Erweiterung bestehender Verschiebebahn- 
. höfe, die Vermehrung der Verkehrs- und Ausstellungsgleise, der 
Magazine, der Umschlagplätze, die Verbesserung der Gleit- und 
Hebevorrichtungen sowie sonstiger Belade- und Entladevorkeh- 
rungen u. dgl. in Betracht kommen. Auch in ‚dieser. Richtung 
ist während des Krieges so manches geschehen. So wäre z. B. 
auf die umfassenden Bauten hinzuweisen, die zur Entlastung der 
Budapester Bahnhöfe dienen. 
ständlich erst nach dem Frieden und dann so schnell wie nur 
möglich zu leisten sein. Hand in Hand damit wäre für eine 
reichliche Vermehrung des Güterfahrparks vorzusorgen; dieser 
sollte eine entsprechend große Anzahl von Lokomotiven zur 
Beförderung schwerer Güterzüge und hochtonniger Wagen ent- 
halten. Vor einiger Zeit ist der Gedanke aufgetaucht, dem 
Güterverkehr durch den Bau einheitlicher Wagentypen Er- 
leichterung zu bringen. Nach den im Kriege gewonnenen Er- 
fahrungen konnten des öfteren betriebsunfähig gewordene Wa- 
<en dem Betriebe deshalb nicht bald wieder zugeführt werden, 
weil der Ersatz einzelner Bestandteile notwendig war, und diese 
infolge der Verschiedenheit der bei den Bahnen in Gebrauch 
befindlichen Bauformen nicht. zur Verfügung standen. In vielen 
Fällen verursachten die durch die schwierigen Veerkehrsverhält- 
nisse hervorgerufenen Stillstände und Verschleppungen der mit 
Ersatzbestandteilen beladenen Wagen weitere Verzögerungen 
in der Wiederherstellung der vorübergehend betriebsunfähig ge- 
wordenen Wagen. Zur Behebung dieser häufig vorgekomme- 
nen Schwierigkeiten würde es sich empfehlen, für die dem Aus- 
tausch: besonders unterliegenden Wagenbestandteile eine mög- 
lichste Gleichförmigkeit zu erreichen. In diesem Falle wäre es 
nicht notwendig, von den Ersatzbestandteilen große Vorräte auf- 
zustapeln, und es könnten betriebsunfähig gewordene Wagen 
öfter sogar ohne deren Entladung rasch wieder hergestellt und 
in Betrieb gesetzt werden. In technischer Hinsicht dürfte die 
Vereinheitlichung einzelner im Übergangsverkehr hauptsächlich 
vorkommender Güterwagentypen, z. B. der 20-t-Kohlenwagen, 
leicht durchzuführen sein, da die Hauptabmessungen dieser Wa- 
gen mit Rücksicht auf die gleiche Tragfähigkeit festgelegt und 
im Grunde genommen nur die Bauformen der einzelnen Wagen- 
bestandteile der freien Wahl ‚unterworfen sind. Bei näherer 
Betrachtung zeigt es sich jedoch, daß sogar die Bauformen der 
wichtigeren Bestandteile ähnlich ausgebildet sind, und daß die 
bei den verschiedenen Bahnen vorkommenden baulichen Ab- 
weichungen das Wesen der Einrichtung nur in den seltensten 
Fällen berühren. Unter den Baubestandteilen der normalspurigen 
Güterwagen beschränken sich die Abweichungen hauptsächlich 
auf die Ausführung der Wagenuntergestelle und Kasten, wäh- 
rend ıdie übrigen Bestandteile, namentlich die des Laufwerks, 
wie Räder, Achsen, Achsbüchsen sowie Tragfedern, Puffer und 
Zwgvorrichtungen wesentliche Abweichungen nicht aufweisen. 
Vom techn’schen Standpunkte bestünde demnach kein Hindernis, 
wenigstens in den Bauformen und: Abmessungen dieser wichtig- 
sten Bestandteile der Wagen eine mögliche Einheitlichkeit an- 
zustreben und hierdurch im Verkehr der Wagen Erleichterungen 
zu erzielen. 


Auch Wagen mit Selbstentladevorrichtungen, deren Verwen- 
dung eine Beschleunigung des Güterverkehrs ermöglicht, sollten 
in größerer Zahl angeschafft werden. Zwar tritt die wirtschaft- 
liche Überlegenheit der Selbstentlader nach der Anschauung 
maßgebender Fachkreise für, die Eisenbahnverwaltungen nur 
dann. besonders hervor, wenn die täglichen Beförderungsmengen 
zwischen zwei bestimmten Stationen. so erheblich sind, daß sich 
die Beförderung der Wagen in besonders für sie geeigneten, 
geschlossenen Zügen lohnt. Müssen dagegen die Wagen wegen 
ungenügender Beförderungsmengen in den gewöhnlichen Güter- 
zügen des öffentlichen Verkehrs Platz finden, so werden ıdie 
Aufenthalte derart ausgedehnt, daß der Vorteil, den die Eisen- 
bahnverwaltung aus dem raschen Umsatz der "Wagen erzielen 
könnte, fast: wieder verschwindet. 
Ladegewicht hätten an sich ‘gegenüber den gewöhnlichen 20-t- 
Wagen nur unbedeutende Vorteile; ihr Eigengewicht — die tote 


‚ Erzen verkehren. 


Aber das meiste wird selbstver- 


Selbstentlader mit nur 20 t 


Last — wäre größer, auch wären ihre Beschaffungskosten höher 
als bei den gewöhnlichen. 20-t-Wagen. Zweckmäßiger wären die 
Selbstentlader mit höherer Tragkraft (etwa 30, 35 oder 40 t), 
bei denen die tote Last mit der Steigerung des Ladegewichtes 
erheblich abnimmt; diese Wagen müßten dann allerdings, wegen 
des Raddrucks, mehr als zwei Achsen haben. Nebenbei sei er- 
wähnt, daß in Deutschland und Schweden dreiachsige Wagen 
mit dreißigstonniger Tragfähigkeit für die Beförderung von 
Überhaupt wird sich dadurch, daß man die 
"erfrachter an der Beschleunigung und an der Verbilligung des 
Güterverkehrs interessiert, sehr viel erreichen lassen. Bloße 
Ermahnungen führen mur in. ganz vereinzelten Fällen zum Ziel. 
Das Deutsche Kriegsamt hat beispielsweise während des Krieges 
wiederholt eine ganze Reihe von Forderungen aufgestellt. Man 
muß sich gerade umgekehrt an die Selbstsucht der Verfrachter 
wenden, wenn man ihrer Mitwirkung bei Behebung (der Wagen- 
not sicher sein will. Letztere ist oft nicht in der ungenügenden 
Ausnutzung der Eisenbahnwagen zu suchen. 

‚Man hat vor dem Kriege berechnet, daß sich die Eisenbahn- 

wagen innerhalb eines Zeitraumes von 24 Stunden ıdurchschnitt- 


"lieh nur 3 Stunden auf der Strecke befinden (und 60 km zurück- 


legen), die übrigen 21 Stunden hingegen sich in den Stationen 
aufhalten. Es ist nun klar, daß durch eine Änderung dieses un- 
günstigen Verhältnisses — durch Kürzung der Aufenthaltszeit 
und der Fahrzeit — schon mit dem vorhandenen Wagenpark viel 
größere Frachtmengen als bisher bewältigt werden könnten. 
Diesem Ziele kann die Bahnverwaltung näher kommen, wenn 
die Verfrachter ein (materielles) Interesse daran haben, die 
Wagen schneller zu entladen und zu beladen, als sie "hierzu 
ohne Leistung von Wagenstandsgeldern verpflichtet wären. 
Werden den Versendern und Empfängern von Massengütern, 
wenn man so sagen darf, für die Unterschreitung der Belade- 
und Entladefrist Prämien gewährt, so werden sie selbst kost- 
spielige Anlagen nicht scheuen, um der ihnen gebotenen Fracht- 
begünstigungen teilhaftig zu werden. 
Dem gleichen Zweck dient die im Deutschen Reiche von. der 
Praxis bereits aufgenommene - Einrichtung, wonach ıdie Ver- 
frachter für die Ausnutzung des Ladegewichtes Prämien (Tarif- 
nachlässe) erhalten. Diese Nachlässe wurden etwa ein Jahr 
vor Kriegsausbruch auf die aus Österreich-Ungarn herrührenden 
Sendungen (mit Ausnahme von Kohlen- und Kokssendungen) 
ausgedehnt. Während des Krieges wurde im Deutschen Reiche 
die "Wahrnehmung gemacht, daß die Ausmutzung des Lade- 
gewichtes der Wagen sofort geringer wird, wenn der hierfür 
vorgesehene Frachtnachlaß, wie er beispielsweise für die Auf- 


‘gabe von Brotgetreide bestand, nicht mehr bewilligt wird. Die 


deutsche Reichsgetreidestelle hat daher neuerdings zu der nach- 
ahmenswerten Maßregel ‘gegriffen, für volle Ausnutzung der 
Eisenbahnwagen mit 'einem Ladegewicht von 15 t Tonnen Prä- 
mien zu gewähren. Diese je nach der Entfernung abgestuften 
Prämien werden an die liefernden Kommunalverbände oder Kom- 
missare, bei Mehl an (die Mühlen gezahlt. In diesem Zusammen- 
hange sei erwähnt, daß die Ausnutzung der Güterwagen bei ge- 
gebenen Voraussetzungen auch durch Förderung des Sammel-. 
ladungsverkehrs erzielt werden kann. 

Ein schneller Kreislauf des rollenden Materials ist weiter 
durch die Verringerung des Rangierdienstes zu erzielen, der mit 
Zunahme des Verkehrs sehr viel Zeit in Anspruch nimmt, die 
Betriebskosten vergrößert und die Eisenbahnen auch zur Vor- 
nahme von Neuanlagen (z. B. Errichtung von Rangierbahnhöfen 
usw.) zwingt. Würden nun die Verfrachter durch Prämien dazu 
veranlaßt, daß sie die Güter nicht in einzelnen Wagen, sondern 
stets in Gruppen von Wagen und womöglich sogar in ganzen 
Zügen absenden, so könnte die zeitraubende Rangierarbeit und 
der Aufenthalt in den Zwischenstationen vermindert und die 
‘Güter mit Beschleunigung im Fernzuge befördert werden. . Diese 
Art von Begünstigung war bereits bei der französischen Nord- 
bahn eingeführt, und zwar für (die Beförderung von Kohlen und 
Koks in 40-t-Wagen, die von den Verfrachtern selbst gestellt 
wurden. (Bei Versendung eines einzigen Wagens von 40 t hat 
die Ermäßigung 6 %, bei zwei Wagen 7 % betragen, und: so 
fort bis zu 16 Wagen oder einem Zug: von 640 t, wo (die Er- 
mäßigung sich auf 21 % belief. Überdies gewährte die Eisen- 
bahn eine der Stellung der Wagen entsprechende Entschädigung 
von 5 Centimes für jeden von "beladenen Wagen durchlaufenen 
Kilometer.) Ähnliche Begünstigungen gewährten auch die deut- 
schen Bahnen. Ferner sei bemerkt, (daß mit Hilfe der Ver- 
frachter' auch das Leerlaufen der Wagen — (das jährlich M:]- 
liarden von Achskilometern ausmacht — verringert werden 
kann. Auch in diesem Falle können gerade die Verfrachter von 
Massengütern durch Gewährung von Prämien dafür gewonnen 
werden, daß sie die bei ihnen "einlangenden Wagen gleich zur 
Beförderung von ‚Rückfrachten benutzen, 
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Der ‚Krieg hat zwar allen diesen Reformbestrebungen vor- 
läufig Einhalt geboten. Aber die angeführten Beispiele ge- 
nügen, um darzutun, daß s.ch durch die Hilfe der Verfrachter 
ganz bedeutende Ersparnisse im Betriebsdienste der Eisen- 
bahnen erzielen und überdies kostspielige Neuanschaffungen ver- 
meiden lassen, wenn man (das bisher nur im Verhältnis zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer bestehende Prämien- (Tantiemen-) 
System auch auf das Verhältnis zwischen E!senbahnverwaltung 
und Verfrachter anwendet. Welche große wirtschaftliche Trag- 
weite dieser Maßregel zukommt, in welchem Maße sie die hei- 
mische Produktion im zukünftigen, schwierigen Wettkampf auf 
(lem Weltmarkt zu stärken geeignet ist, bedarf nicht erst einer 
Erklärung. Schließlich sei noch darauf hingewiesen, daß von 
mancher Seite die Herstellung einer. Wagengemeinschaft aus 
allen neuen Staaten der alten Monarchie nach dem in der deut- 
- schen Wagengemeinschaft gegebenen Beispiele allerdings 
- unter vollständiger Anpassung an die besonderen neuen Verhält- 

nisse — empfohlen wird, weil hierdurch die Leerläufe der Wagen 

beträchtlich vermieden werden könnten. 


So darf kein Mittel außer acht gelassen werden, das gee’gnet 
wäre, den Güterverkehr zu verbessern und soviel wie möglich 
zu beschleunigen. Im friedlichen Wettbewerb der Staaten wer- 
den sich dem die besten Aussichten eröffnen, der nicht nur die 
Güter schneller herstellen, sondern sie auch rascher befördern, 
die anderen Staaten .befriedigen kann. Er wird «ie Weltkon- 
Junktur am besten auszunutzen vermögen. Freil:ch werden sich, 
wie bereits erwähnt, trotz aller Bemühungen in der ersten Zeit 
Verkehrsschwierigkeiten nicht vermeiden lassen. Es wird nicht 
möglich sein, bei der Beförderung alle Güter gleichmäßig zu 
behandeln. Vielmehr dürfte, ähnlich wie im Kriege, bei der 
‘ Wagenbeistellung eine Rangordnung (der Betriebe aufgestellt 
werden, die allerdings stets veränderlich und sehr elastisch sein 
müßte. Die Frage kann jedoch nicht für sich allein gelöst wer- 
den. Sie steht im innigsten Zusammenhange mit der Frage der 
zukünft.zen Rohstoffzuteilung. Die inländischen und auslän- 
dischen Rohstoffe werden vor allem den Fabriken zugewiesen 
werden müssen, die Produktionsmittel erzeugen, also auch sol- 
‘chen, die Lokomotiven, Güterwagen, Kräne, Ladevorrichtungen 
u. dgl. herstellen. Dann werden, ebenso wie im Kriege, die In- 
dustrien mit .Rohstoffen und zugleich mit Wagen zu ver- 
sorgen sein, die für die Allgemeinheit von Wichtiekeit sind, 

a RER dadurch, daß sie für den Export arbeiten. So wird sich 
die Wagenbeistellung solange den Grundsätzen der Übergangs- 
wirtschaft anzupassen haben, bis die ersten Verkehrsschwierig- 
keiten überwunden sind und jeglicher Verkehr wird bewältigt 
werden .können. : 

Die ungeheure Abnutzung der Anlagen und der Fahrbetriebs- 
mittel umd die Steigerung der Personalausgaben findet in der 
während (der Kriegszeit erzielten Einnahmengestaltung auch 
nicht entfernt ihr Gegengewicht. Dabei werden die durch die 
Kriegsereignisse hervorgerufenen Beschädigungen des Bahnbe- 
standes n:'cht in Betracht gezogen. Denn die Privatbahnen 
haben in dieser Hinsicht nach den allgemein gültigen Entschä- 
digungsgrundsätzen einen Anspruch auf Entschädigung. 
auch bei den Staatsbahnen sind die Kosten der Wiederinstand- 
setzung selbstverständlich nicht zu Lasten der Bahnverwaltung 
‘zu buchen, sondern als ein Teil der Kriegskosten anzusehen. 
Abgesehen von diesem Posten werden jedoch den Bahnen die 
zukünftige Erneuerung des Bahnbestandes und die Vornahme 
"der erforderlichen Anlagen mit Rücksicht auf die Steigerung 
der Materialpreise und Löhne sehr große Auslagen verursachen, 
wozu noch mit einer namhaften Erhöhung der gewöhnlichen Be- 
triebskosten, ebenfalls als Folge der. geringeren Kaufkraft des 
Geldes, fortdauernd zu rechnen ist. Auf diese beträchtlichen 
Mehrauslagen muß die Tarifstellung um so mehr Riückscht neh- 
men, als auch der Zinsfuß gestiegen ist und die Verzinsung des 


Anlagekapitals nicht mehr, wie dies bisher der Fall war, mit 


4% veranschlagt werden darf. 

Aber nicht nur das Interesse der Bahnen, sondern auch das 
der staatlichen Finanzverwaltung steht im Widerstreite mit dem 
Streben nach Ausstellung n'edriger Tarife. 
die Kosten des Krieges vollständig in Unordnung gebrachten. 
Haushalt wieder auf gesunde Grundlagen zu stellen, wird der 
Staat darnach streben, bei der Verwaltung seiner Bahnen durch 
tarifarische Mittel einen erheblichen Überschuß der Einnahmen 
über die Ausgaben zu erzielen. Wir sehen: Die Forderung von 
Frachtsätzen, durch die die Gestehungskosten (der Gütererzeu- 
gung verringert werden sollten, ist kaum zu erfüllen, und es 
scheint eine schier unlösliche Aufgabe zu sein, in diesem Wider- 
streit der Notwendiekeiten eine zedeihliche Lösung zu finden. 


Jn einer ähnlichen Lage wie wir befinden s’ch aber auch alle 
anderen am Kriege beteiligten Staaten — aus welchem Umstand 
wir einigermaßen Zuversicht schöpfen können. Denn „billig“ 

_ und „teuer“, niedrige und hohe Bahntarife sind nicht unver- 
rückbare Begriffe, sondern stellen nur relat’ve Größen dar. Es 
muß daher bei Feststellung der Beförderungspreise für alle wich- 
Ger Artikel auch die Tariflage ‚der für uns in Betracht kom- 


Und | 


Um seinen durch 


‚außerordentlicher Wichtigkeit. 


menden Staaten, zumal der Nachbarländer, berücksichtigt und 
dabei der zwischenstaatlichen Tarifierung das Hauptaugenmerk 
zugewendet werden. Summarische, schablonenmäßige Tarif- 
erhöhungen, wie sie während des Krieges wiederholt vorgenom- 
men worden sind und bei der überwiegenden Verfrachtung von 
Gütern, “die militärischen Zwecken dienen, sowie bei der Unter- 
bindung des Außenhandels ohne Schädigung der Volkswirtschaft 
auch vorgenommen werden durften, werden jetzt nicht mehr am 
Platze sein. 

Wir werden zu der individuellen Tarifierung zurückgehen 
müssen; sie wird sogar mit einer noch größeren Blastizität und 
Feinheit auszustatten sein. Hierzu wäre es notw endig, auch in 
Ungarn eine Güterverkehrsstatistik zu schaffen. Gegenwärtig 
gleichen die ungarischen Staatsbahnen einem Unternehmer, dem 
zwar ıd.e Höhe seines jährlichen Gesamtumsatzes bekannt ist, 
der aber über die in den einzelnen Artikeln seines Geschäfts- 
betriebes erzielten Verkäufe vollständig im Dunkeln ist. Die- 
Bahn kann auf Grund ihrer Aufzeichnungen nur das Gesamt- 
gewicht “aller beförderten Waren oder des gesamten zurück- 
gelegten Weges in: verschiedenen Rechnungsarten (Wagenachs- 
kilometer, Zugkilometer, Brutto- und Nettotonnenkilometer usw.) 
feststellen. Zwar gibt es auch über d’e Verfrachtungsmengen 
der wichtigsten Warengattungen statistische Feststellungen; sie 
sind aber — und darüber eibt sich niemand einer Täuschung 
hin — erstens durchaus unrichtig,: weil sie "auf unkontrollier- 
baren Schätzungen ganz untergeordneter Bahnorgane beruhen, 
und zweitens sind sie wertlos. Denn sie geben uns zwar be- 
kannt, daß auf dem Gesamtnetze der Bahnen gewisse Mengen 
gewisser Güter befördert worden sind, nicht aber auf welchen 
Strecken, von und nach welcher Richtung dies geschehen ist. 

Die nahezu vollständige Unkenntnis der ungarischen Staats- 
bahnen über ihren eigenen ‘Güterverkehr wird besonders dann 
fühlbar, wenn die Preise der Eisenbahn, ihre Tarife, eine Ände- 
rung erfahren sollen. Die gegenwärtigen statistischen Behelfe 
liefern nicht einmal zur genauen Berechnung die erforderliche 
Handhabe. Ebensowenig wie die finanziellen Ergebnisse können 
infolge des Mangels an statistischen Unterlagen die verkehrs- 
politischen. Wirkungen zukünftiger Tarifmaßnahmen vorherge- 
sehen werden. So kann z.'B. eine an und für sich :unbedenk- 
liche, weil in den Preisverhältnissen gewisser Waren begründete 
Tariterhöhung in einzelnen Relationen schädlich w.:rken und 
hier infolgedessen einen Ausfall von Transporten zur Folge 
haben; da jedoch die Größe des Verkehrs zwischen den in Frage 
kommenden Orten für die in Betracht kommenden: Güter un- 
bekannt ist, so hat man nicht das Mittel, um abschätzen zu 
können, ob nicht durch die Verkehrsminderung' die aus der 
Tariferhöhung sich 'ergebende Mehreinnahme aufgehoben . wer- 
den, ob nicht statt eines Gewinnes ein Verlust entstehen’ wird. 

Infolge des Mangels an statistischen Unterlagen ist auch die 
den Eisenbahngüterverkehr betreffende Vergangenheit ein Buch 
mit sieben Siegeln. Man kann nicht sagen, ob etwa zufolge 
einer bereits durchgeführten Tarifregulierung ıder Verkehr ge- 
wisser Warengattungen zwischen gewissen Verkehr. szentren sich 
ständig vermindert oder vergrößert hat, ob z. B. im ersteren 
Falle die Einnahmen aus (diesem Verkehre . geringer geworden 
sind, so daß das günstige Gesamtergebnis ‚dem erhöhten Ver- 
kehre anderer Güter auf diesen oder anderen Relationen zuzu- 
schreiben ist. Schon aus dem Vorstehenden ‘ist klar ersichtlich, 
daß der Forderung nach einer Güterverkehrsstatistik n!cht etwa 
theoretische Erwägungen zugrunde liegen; daß es sich hierbei 
nicht um ein wissenschaftliches Unternehmen handelt, wie’ aus 
dem Worte „Statistik“ leicht geschlossen werden könnte. Es 
sind vielmehr ausschließlich praktische Zwecke, die die Staats- 
bahnen sowohl wie die Privatbahnen dazu veranlassen sollten, 
Nachweisungen über den Versand und Empfang der einzelnen 
(entsprechend abzugrenzenden) Wirtschaftsgebiete Ungarns zu 
führen, Nachweisungen, die sich auf alle mit der Bahn beför- 
derten, in einer angemessenen Anzahl von Positionen e:nzu- 
teilenden Warengattungen zu erstrecken hätten. Eine derartige 
Güterverkehrsstatistik ist aber nicht bloß für die Eisenbahnver- 
waltungen, sondern auch für den Handel und die Industrie von 
Denn d’e Eisenbahntarife sind, 
wie erwähnt, vieifach ein sehr wichtiger, zuweilen sogar ein 
ausschlaggebender Faktor in der Preisbildung zählreicher Güter. 
Fehler in der Tarifpolitik berühren n:cht etwa bloß die Ein- 
nahmen der Eisenbahnen, sondern sie sind auch von allgemeiner 
wirtschaftlicher Tragweite. Es hat demnach auch die Allge- 
meinheit ein großes Interesse daran, daß die Bahnen über das 
entsprechende Zahlen- und Tatsachenmaterial verfügen, um der- 
artige Fehler soviel w'e möglich zu‘ vermeiden. "Deshalb ist 
auch in der seinerzeitigen Regierungsvorlage über die Schaffung 
einer "Güterverkehrsstatistik: darauf ‘hingewiesen worden, . daß 
der kommerzielle Dienst der Staatseisenbahnverwaltung der ihm 
in erster Lin’e obliegenden Aufgabe, die an den Gütertransport 
der Bahnen geknüpften volkswirtschaftlichen Interessen mit dem 
eisenbahnfinanziellen Interesse möglichst in Einklang zu brin- 
‘» gen, nur dann gerecht werden kann, wenn ihm eine entsprechend 
erstellte Gütervorkehrsstatistik die erforderlichen Unterlagen lie- 
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fert. Welche Vorteile eine solche Güterverkehrsstatistik, wenn sie 
schon während des Krieges bestanden hätte, mit sich gebracht 
hätte und jetzt noch bringen würde, läßt sich gar nicht er- 
messen. Zwar wäre sie in ihren Wertergebnissen nicht gleich- 
bedeutend mit einer Produktionsstatistik, die uns die Zukunft 
nicht mehr vorenthälten dürfte; sie würde, aber einen sehr 
brauchbaren Ersatz hierfür liefern. Denn, wenn es bekannt ist, 
welche Menge von einzelnen Gütern, z. B. Getreide, Hülsen- 
früchte, Kartoffeln, Zucker, Kupfer, Wolle, Baumwolle usw. in 
einem bestimmten Bezirk "innerhalb einer ‚gewissen Zeit ein- 
geführt wurden, und wie viel von diesen Gütern oder den hier- 
aus angefertigten Halbfabrikaten oder Fertigwaren in demselben 


Zeitraum aus dem Bezirke ausgeführt worden sind, so läßt sich 
vielfach auf die daselbst noch vorhandenen Mengen leicht ein 


zutreffender Schluß ziehen. Jedenfalls wäre aber dadurch eine 
Handhabe vorhanden, um die vielfältigen Vorratsdeklarationen 
und Vorratsaufnahmen, die sich während des Krieges ergeben 
haben, zu überwachen. Und daß schon die allgemeine Kenntnis 


von dem Bestehen einer bloßen Kontrollmöglichkeit allen stati- 


stischen Arbeiten einen größeren Sicherheitskoeffizienten ver- 
leiht, ist wohl begreiflich. 

Im. Gegensatz zu den Personentarifen ist im zwischenstaat- 
lichen Güterverkehr (abgesehen von den höchstwertigen Gütern) 
die Höhe des Beförderungspreises von entscheidender Bedeu- 
tung. Wäre daher schon an und für sich mit Rücksicht auf die 
nach Ablauf des Krieges zu gewärtigenden Änderungen in der 
politischen Lage eine Überpritfung der für den zwischenstaat- 
lichen Verkehr in Betracht kommenden Eisenbahntarife von 
großer Wichtigkeit, so wird eine solche mit Rücksicht auf die 


“nissen sei.aber nachdrücklich betont, daß sich 


voraussichtlichen Tarifsteigerungen zur ae echlches ‚Not- 
wendigkeit werden. Daß hierbei, wenn wir die Leistungs- und 
Konkurrenzfähigkeit der heimischen Produktion für den aus- 
ländischen Markt aufrechterhalten und womöglich steigern wol- 
len, zu einer entsprechenden Differenzierung ‘der Tarife unsere 
Zuflucht genommen werden müßte, daß die Eisenbahnen in un- 

‚leich höherem Maße als bisher ein vortreffliches Werkzeug der 


Exportförderung bilden können und sollen, braucht wohl nicht 
Zur Vermeidung von Mißverständ- . 


erst ausgeführt zu werden. 
h (die Tarifbegün- 
stigungen nicht allein auf (die Ausfuhrgüter zu ‚erstrecken 
hätten; die Tarifförderung muß sich vielmehr auch auf jene Roh- 
stoffe beziehen, die zum Zwecke der Erzeugung der Export- 


ware sowohl vom Ausland ins Inland als auch vom Inland bis 
Auch bei der Wiederaufnahme 


zur Fabrik befördert werden. 
der Bautätigkeit werden die Bahntarife zu berücksichtigen Sein, 
da viele Bauartikel infolge ihres geringen Wertes im Verhältnis 


zur Bahnfracht nur innerhalb eines nicht weit ausgedehnten - 


Kreises versendungsfähig sind (so können beispielsweise Mauer- 
ziegel zumeist nicht über 70 km hinaus mit der Bahn wer- 
frachtet werden). Freilich ist auch eine allzugroße Ängstlich- 


"keit bei der Tarifierung nicht am Platze, da die Steigerung der 
Fracht- wie überhaupt der Selbstkosten den Ansporn zur Durch- 


führung :von Betriebsersparnissen und Betriebsverbesserungen 
gibt. So ist es beispielsweise der Ziegel- und Tonwarenindustrie 
gelungen, durch zweckmäßigere Erzeugungs- und Brennmetho- 
den die Erhöhung der Gestehungskosten wettzumachen. 
Tarifwesen hat die Eigenschaft, daß seine Handhabung eine 
Wissenschaft und zugleich eine Kunst ist, 


Anschlußfrachten und SREKODN 


Bei den aus den Bahnhöfen abzweigenden Privatanschluß- 
gleisen wird für die Beförderung von Wagen zwischen dem 
Bahnhofe einerseits und der Übergabestelle andererseits eine 
Anschlußfracht erhoben. Ihre Höhe ist in der Regel nach der 
Entfernung von der Mitte des Bahnhofsgebäudes bis zur Mitte 
der Übergabegleise kilometerweise zgestaffelt.: Die Anschluß- 
fracht für jeden beladenen Wagen beträgt bei der Reichsbahn 
(Zweigstelle Preußen-Hessen) zurzeit bis 1 km Entfernung 
6,00 A und für jedes weitere angefangene Kilometer 2,40 #M 
mehr, ausschließlich Verkehrssteuer. Nur wenn diese Gebühren 
ausnahmsweise: und in besonders gearteten Fällen die Selbst- 
kosten nicht decken, :sind die eisenbahnseitig ermittelten und 
festgesetzten Selbstkostenbeträge zu .entrichten, 
mögen einige Fälle untersucht werden, bei denen die Selbst- 
kosten durch die angeführten Gebührensätze nicht. gedeckt 
werden. 

Es soll zunächst ein Anschluß bis 1 km Entfernung vom Bahn- 
hofe mit einem Gebührensatze von 6,00 AM für den Wagen be- 
trachtet "werden. Von diesem Betrage von 6,00 AM hätten im 
Sinne der Gebührenordnung 2,40 M als Beförderungskosten zu 
zelten, mit dem’ verbleibenden Rest von 6,00-—2,40 — 3,60 M 
müßten nun die auf dem Anschlusse für Laderechtstellung der 
Wagen entstehenden Betriebskosten gedeckt werden, wenn nicht 
unter.den Selbstkosten gearbeitet werden soll. Hierbei wird an- 


Nachstehend. 


genommen, daß durch die in der Tariffracht enthaltene Abferti- \ 


eungsgebühr anteilig nur die betrieblichen Leistungen auf der 

Tarifstation selbst, etwa bis zum Sammeln der Anschlußgüter 
(bunt) auf den Bahnhofsgleisen, abgegolten werden können. Von 
diesem Beförderungszeitpunkt ab bis zur Laderechtstellung auf 
dem Anschlusse müßten die Betriebsleistungen daher von der 
Anschlußfracht mit gedeckt werden. Nimmt man einen An- 
schlußinhaber an, der .werktäglich durchschnittlich nur einen 
Wagen empfängt, so: sind bei der Bedienung des Anschlusses zur 
Laderechtstellung dieses Wagens in der Regel folgende Einzel- 
vorgänge notwendig: 


a) Aufschließen und Stellen RX Anschlußweiche, sowie Um- | 


legen der Gleissperre, 
b) Bereitstellung des Wagens, 
c) Feststellen desselben, 


d) Umlegen und Wiederverschließen der Anschlußweiche und 
Gleissperre. 


Diese betrieblichen Leistungen mögen von der bedienenden 


Rangierkolonne in etwa fünf Minuten erledigt werden. Die Be- 
schäftigungskosten einer solchen Kolonne, bestehend aus einem 
Br er einem Rangierer und einer Rangierlokomotive mit 


*) Val: auch die Aufsätze auf S. 185 und 344 dieses Jahr- 
ganges d. Zte. 


Personal, sollen stündlich mit 108 MN und für fünf Minuten mit 


108 


2» =9 6 ‘veranschiagt werden. Von diesem Betrage würden 


durch die Anschlußgebühr anteilig nur 6,0 — 2,4 —= 3,6 Al gedeckt, 
so daß ein Verlust von 9,0 — 3,6 — 5,40 entstünde. Auch wenn es 
sich um einen Anschlußinhaber handelte, der täglich durch- 


schnittlich zwei Wagen auf einmal empfinge, würde sich bei 


jeder Anschlußbedienung immer noch ein Verlust von 9,0 —2.3,6 
— 1,80 M ergeben. Erst wenn auf dem Anschlußgleise täg- 
lich durchschnittlich drei Wagen auf einmal bereitgestellt werden, 
tritt ein Verlust für die Eisenbahnverwaltung nicht mehr ein. 


Das Gesetz der Massenausnutzung tritt hier deutlich in Er- 
scheinung, und es sind einige wesentliche: Fälle, in denen bei 
der Anschlußfrachtenbildung auch die Stärke des Anschlußyer- 
kehrs berücksichtigt werden müßte, vorstehend ersichtlich. 

Die Beförderungskosten für den Wagen betragen in dem in 
Rede stehenden Falle 6,0 — 3,6 32,40 A. Für die Hin- und 
Rückfahrt (je 1 km) möge die Übergaberangierabteilunge (im 
nachfolgenden kürzer Übergabeabteilung genannt) unter Berück- 


sichtigung der bei solcher Fahrt durch die Stellwerks- und Hand- 
weichenbezirke unvermeidlichen Verzögerungen je fünf Minuten, 


im ganzen 10 Minuten Zeit gebrauchen und — — 18,0. A Selbst- 


kosten verursachen. Befördert die Über eben nur einen 
Wagen, dann entsteht ein Verlust von 18,0 — 2,4 — 15,6 AM. Erst 
; S 2 —rd. 8 Wagen durchschnittlich bei einer Bedie- 
Kursetahet "beförderte, würden die Selbstkosten gedeckt. 
man bedenkt, wie oft, zumal bei schwachem Verkehr, Übergabe- 
abteilungen mit nur wenigen Wagen mitunter kilometerweit bis 


Ww 


. zu den Übergabestellen gefahren werden müssen, dann läßt sich 


ermessen, welcher große Einfluß der durchschnittlichen Achs- 
stärke. der Übergabeabteilungen oder -züge während der Be- 
dienungsfahrten in vielen Fällen bei 
bildung zukommt. 


Als weitere Spezialfälle, in denen Zuschläge zu den normalen 
Anschlußgebühren zu vereinbaren wären, mögen diejenigen An- 
schlüsse erwähnt werden, auf denen das Rangiergeschäft bei der 
Bedienung wegen unvollkommener Betriebsanlagen (Dreh- 
scheiben im Betriebsgleise, zu kurze Übergabegleise u, a.) be- 
sonders zeitraubend und umständlich ist. 
fallen in der Regel ältere Anschlußanlagen, die-wegen Platz- 
mangels nicht erweiterungs- und’ verbesserunessfähig sind. Auf 
Bähnhöfen, die vorrangierte Übergabeabteilungen oder Über- 


gabezüge-nach zahlreichen Haupt- und Nebenanschlüssen fahren, i 


kommen noch Gebührenzuschläge in Betracht: 


a) Tür: das itunes sehr umfangreiche Ordnen der Anschluß- 


güter auf dem Bahnhofe, 


- Das 


Wenn 


der Anschlußfrachten- 


Unter diese Gruppe 


in Anspruch und erforderten 
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1 
.b) für das Zusammenstellen der Übergabeabteilungen oder 
'-Züge ebendaselbst, 


ce) zur Verzinsung und Amortisierung des Anlagekapitals der 
zur Ausführung der unter a) bezeichneten Rangierarbeiten 
notwendigen Betriebsanlagen, sofern sie ausschließlich oder 
doch vorwiegend Anschlußbetriebszwecken dienen, und 


d) für die laufende Unterhaltung dieser Anlagen. 


Werden letztere bahnseitig erheblich mitbenutzt, dann würden 
von den Beträgen zu. c) und d) nur entsprechende Anteile zu 
berücksichtigen sein. 


Daß diese Zuschläge nicht unbeträchtlich sein können, möge 
an einem aus der Praxis entnommenen Beispiele gezeigt werden, 
einem Falle, in dem auf Grund einer Selbstkostenberechnung 
die normalen Anschlußgebühren nachträglich wesentlich erhöht 
werden mussten. Auf dem in Rede stehenden Bahnhofe zweigt 
am nordöstlichen Ende ein städtisches Anschlußgleis mit zahl- 
reichen Nebenanschlüssen ab, welche durch Übergabeabteilungen 
bedient werden. Das Ordnen der Anschlußgüter geschieht auf 
einer Gleisgruppe von drei kurzen Bahnhofsgleisen, als Bildungs- 
und Ausfahrgleis für die durchschnittlich 70 Achsen starke 
Übergabeabteilung dient ein der Gruppe benachbartes, längeres 


. Gleis. Die unter a) und b) aufgeführten Rangierarbeiten nahmen 
eine Rangierkolonne, bestehend aus einem Rangierleiter, vier 


Rangierern ‚und einer Rangierlokomotive mit Personal — der 
geringen Zahl der Ordnungsgleise und der Umübersichtlichkeit 
des Rangierplatzes wegen — etwa 30 Minuten zur Ordnung und 
Zusammenstellung einer 70 Achsen starken Übergabeabteilung 
8-+5.10 
re — 69,0 A Selbstkosten. 
Infolgedessen mußte der normalen Anschlußgebühr für jeden 


Wagen eine Rangiergebühr von 3 = rd. 2,0.M zugeschlagen 


_ werden. 


2 


Da die Gleisgruppe fast ausschließlich diesem Anschlußbetriebe 


‚diente, war auch noch ein Betrag für Verzinsung und Tilgung 


des Wertes - dieser Betriebsanlage sowie für deren laufende 
Unterhaltung in die Anschlußgebühren mit einzubeziehen, 


-fahrungsgemäß angenommen wird, 


Der Wert der Gleisgruppe für das Ordnen der Anschlußgüter 
einschließlich zweier Gleisverbindungen ergab sich aus folgender 
Rechnung: h 

'3400 a Grund und Boden, 8.3400 . — 17200 M 

1200 cbm Bettungskies, 10.1200 — 12000 A 

350- lfdim  altbr. Gleis, 240.530. 7... . —.127200 M 
2 Stück altbr. Doppelweichen, 2.39 000 — 78000 M 
5 Stück altbr, einfache Weichen, 5.20500 — 102500 # 

j 346 900 «Hl 


Für Verzinsung und Tilgung 7% gerechnet, ergab einen Be- 
trag von an — 24283 M jährlich. Die Kosten der laulen- 
den Unterhaltung wurden mit 5.530 +2.135+5.100 = 3420 M 
veranschlagt, so daß die Werte für die unter c) und d) bezeich- 
neten Leistungen jährlich im ganzen 24283 + 3420 — 27 703 «Hl 


27 703 
ER 'hten. 
30 92,34 M ausmachten 


führung von werktäglich durchschnittlich 40 Wagen entfiel ein 
2 


92,3 

40 
Anschlußfrachtsatz von rd. 6,0 Al erhöhte sich infolgedessen 

auf 60+20+23= 103 M. 

Die vorstehenden Ausführungen zeigen, daß zur Deckung der 
Selbstkosten häufig Zuschläge zu den normalen Anschlußge- 
bühren notwendig werden. Wenn auch bei der Berechnung der 
Steelbstkosten mit Annäherungswerten gearbeitet werden muß, 
so lassen sich diese m. E. doch immerhin so genau ermitteln, daß 
Verluste im Anschlußbetriebe vermieden werden können. Die 
Untersuchungen erweisen m. E. ferner, daß die Zahl der Fälle, 
in denen die normierten Anschlußgebühren die Selbstkosten ' 
nicht decken, im allgemeinen größer ist, als in der Praxis er- 
und daß es sich daher 
empfehlen dürfte — schon mit Rücksicht auf den finanziellen 
Erfolge — bei der Anschlußfrachtenbildung die örtlichen 
Betriebs- und: Verkehrsverhältnisse der ein- 
zelnen Privatanschlüsse mehrals erfahrungs- 
mäßig üblich mit zu berücksichtigen. 
Steinberg, Oberingenieur. 


und werktäglich Bei einer Zu- 


—=rd. 233 AM auf jeden Wagen. Ein normaler 


Betrag von 


Das Prämiensystem der rumänischen Staatsbahnen. 


Obwohl in Rumänien nach dem kläglichen Ausgang des Ge- 


 neralstreikes im Oktober des vergangenen Jahres die Massen- 


bewegungen stark abgeflaut sind und überdies die Eisenbahn- 
verwaltung unter militärische Leitung und Disziplin gestellt 


. wurde, mußte diese doch irgendwie suchen, der ständig wachsen- 


& den Teuerung Rechnung zu tragen und die Gehälter ihrer An- 
- gestellten aufbessern, wollte sie nicht Gefahr laufen, daß der 
Eisenbahnbetrieb schon wegen der allgemeinen Unlust der An- 


gestellten ins Stocken geriet. Obwohl dies Idealisten betrüben 
wird, muß doch festgestellt werden, daß die manchmal vielleicht 
brutalen Mittel der Militärherrschaft die ganz aus den Fugen 


. gegangene Disziplin des Betriebs- und Verkehrsdiensties in er- 
- staunlich- kurzer Zeit auf eine kaum ‚erhoffte Höhe brachten. 


Zumindest die auf Nachlässigkeit und Gleichgültigkeit beruhende 
Unordnung im ersonenverkehr hörte überraschend 


schnell auf, und der Sommervierkehr dieses Jahres wurde, wenig- 
 stens was Pünktlichkeit anbelangt, bereits klaglos abgewickelt. 


Die häufig beklagte Überfüllung der Züge belastete ja ein an- 
deres Konto. ; 
Weniger erfolgreich waren militärische Machtmittel dagegen 
in.den Werkstätten, wo eine äußere Ordnung nur wenig 
ausmacht, wenn der Anreiz des Eigennutzes die Arbeiter nicht 
zu höheren Leistungen anspornt. Ebensowenig wirksam erwies 


sich die militärische Kontrolle im Güterverkehr, in dem 


Lt A Zu Fr u 


sich die „Bakschischwirtschaft“ seit dem Kriege in einer wahr- 
haft zerstörenden Art und Weise festgefressen hatte. Abgesehen 
von den großen Lumpen hatte eben auch der verhältnismäßig 


- ehrliche Durchschnittsbeamte. der Versuchung nicht widerstehen 


können, sein elendes Gehalt durch die Trinkgelder der Bahn- 
kunden zu ergänzen. In beiden Fällen konnte nur eine @Ge- 
haltsaufbesserung helfen. Da die Staatskasse nicht in der Lage 


war, die notwendigen Millionenzuschüsse zu leisten, griff die. 


Eisenbahnverwaltung zur Selbsthilfe und setzte eine 20proz 
Tariferhöhung durch, deren Ertrag ausschließlich der Gehalts- 
aufbesserung dienen sollte. Die Verteilung dieser 20 % der 
Roheinnahmen zeschah auf ziemlich eigenartige Weise, die 
teilweise schon sehr gute Früchte getragen hat. 
Zunächst wurde mit den Werkstätten begonnen, es. wurde 
ihre Leistungsfähierkeit von heute mit derjenigen in der Vor- 
kriegszeit verglichen und festgesetzt, daß der auf die be- 
treffende Werkstätte entfallende Prämienbetrag steigt oder fällt, 


"je nachdem die Leistungsfähigkeit der Werkstätte sich dem Vor- 


kriegsstande nähert oder sich davon entfernt. Gleichzeitig wurde 
vom Ingenieur bis zum letzten Laufjiungen die Anzahl der 
monatlich zu leistenden Arbeitsstunden festgesetzt und die 
Prämie jedes einzelnen mit dem Verhältnis der wirklich ge- 
leisteten Arbeitsstunden zu dieser Zahl multipliziert. Ausfall 
weeen Krankheit gilt als persönliches Unglück und wird nicht 
bezahlt, wodurch dem Simulantenwesen ein Riegel vorgeschoben 
ist. Wohlgemerkt bezogen sich diese Prämien nur auf das Per- 
sonal, das nicht im Akkord beschäftigt werden konnte, wobei 
selbstverständlich Rücksicht darauf genommen werden mußte, 
daß der Akkordverdienst des Arbeiters höher blieb, als der Ver- 
dienst samt Prämie des im. Stundenlohn Arbeitenden. 

Nachdem dieses System in kurzer Zeit ein sehr zufrieden- 
stellendes Ergebnis gezeitigt hatte, wurde es im Laufe des 
Sommers auf das gesamte Personal ausgedehnt, und zwar auf 
foleende Weise: Von der Gesamtsumme, die monatlich aus der 
20Oproz. Taxe eingenommen wird, werden zunächst alle Sonder- 
prämien (für Werkstätten, technisches Personal usw.) abgezo- 
gen, und der Restbetrag ist dann maßgebend für die Höhe der 
sogenannten allgemeinen Prämie, die unter dem gesamten 
nichttechnischen Verkehrs-, Betriebs- und Büropersonal zur Aus- 
teilung gelangt. Auch für diese Prämien ist in erster Linie das 
Verhältnis der wirklich geleisteten zu den pflichtgemäß zu 
leistenden Arbeitsstunden maßgebend. Die Prämien steigen mit 
dem größeren Gehalt, jedoch nicht im gleichen Verhältnis, denn 
während das geringste Gehalt mit 100 % in Rechnung gesetzt 
wird, werden die höchsten Gehälter nur mit 35 % berücksichtigt. 
Die folgende Zusammenstellung enthält einige Beispiele der für 
die verschiedenen Beamtengruppen bisher ausgezahlten Stunden- 
prämien in Lei: 


Präimtentm 
Grundgehalt Januar-Juni Juli-August September 
bis 200 Lei 0,57 0,69 1,98 
551—700 0,91 Hi 3,18 
1050—1150 1,25 1,53 4,35 
1501—1800 _,, 1,60 1,94 5,54 
2401— 2600 „, 1,9 2,36 6,13 


Die sehr große Steigerung im September findet ihre Erklä- 
rung nicht nur in der starken Steigerung der Einnahmen, son- 
dern auch darin, daß bei der Unübersiehtlichkeit der Frage in 
den früheren Monaten zu vorsichtig gerechnet wurde und die 
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kestbeträge nunmehr zur Auszahlung gelangten. Wie, ersicht- 
lich, ergeben die Prämien besonders für das Verkehrs- und Be- 
triebspersonal mit seiner großen Dienststundenzahl sehr erheb- 
liche Beträge, während für das Büropersonal mit seinen sieben 
Arbeitsstunden das Ergebnis weniger zufriedenstellend ist. Für 
das technische Personal (Bauführer und Ingenieure) wurde von 
dem System der Stundenprämien abgesehen, und für dieses Per- 
sonal 3% der aus der 20 %-Taxe zur Verfügung stehenden 
Gesamtsumme (d. i. 0,6 % der Bruttoeinnahmen) zurückgehal- 
ten. Auch bei dem technischen Personal steigern sich die ‘Prä- 
mien von 2000 Lei Grundgehalt an nicht nach dem Gehalt, son- 
dern folgen einer nach oben abfallenden Skala. Die folgende 
Zusammenstellung gibt einige Beispiele der bisher monatlich Tür 
das technische Personal ausbezahlten Prämien in Lei: 

Prämre im 


PEuBuzenM: Januar-Juni Juli-August September 
850 ‚484,50 579 653 
1100 627 - 750 846 
1650 940 1125 1269 
2000 1148 1363 DS 
3500 1496 1789 2019 


Infolge dieser sehr beträchtlichen Gehaltserhöhung ist jetzt die 
Lage der in der Provinz im technischen, Betriebs-, Verkehrs- 


Nachrichten. 
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— Anlage C zur Eisenbahn- Verkehrsordnung, 
verkehrsministerium hat unterm 30. vorigen Monats eine Ände- 
rung der Anlage C zur Eisenbahn-Verkehrsordnung verfügt. 
Das Nähere geht aus der Bekanntmachung in Nr. 112 des Reichs- 
(Gesetzblattes hervor. 

— Der zweite Nachtragsetat der Reichsbahn. Das Reichs- 
verkehrsministerium gibt den zweiten Nachtrag zum Haushalt 
1921 der Verwaltung der Reichseisenbahnen bekannt. 

1. Ordentlicher Haushalt: Zur Deckung der in die- 
sem Nachtrag geforderten Mehrausgaben sind auf der Ein- 
nahmeseite vorgesehen neben den bisher angesetzten 5300 


Millionen Mark weitere 800 Millionen Mehreinnahme, die aus- 


der Erhöhung der 
den bereits 
Millionen 


und zu 

weitere 5400 
Erhöhung der 
Veranschlagt ist zunächst, 


Personen- und Gepäcktarife 
angesetzten 21500 ° Millionen 
Mehreinnahme, die aus der 

(sütertarife erwartet werden. 
wie wir bereits mitgeteilt. haben, eine Tariferhöhung um 
30 %, die für den Personen-, Gepäck- und Expreßgutverkehr 
am 1. Dezember, für den Güterverkehr am 1. November einge- 
treten ist. Ferner ist in Aussicht genommen eine Süprozentige 
Erhöhung, die für die erste Gruppe am 1. Februar. 1922 eintreten 
soll und für den Güterverkehr am 1. Dezember d. J, bereits 
eingetreten ist.. Die. gesämten Betriebseinnahmen stehen nun- 
mehr mit 33000 Millionen im Etat. Ferner ist auf der Ein- 
nahmeseite verbucht der Reichszuschuß zur Deckung des Fehl- 
betrags im ordentlichen Etat. in ‘Höhe von insgesamt 
10 835 013900 M, der durch den vorliegenden Nachtrag von 
6 472 184.900 um 4362 829 000 X erhöht wurde. Dieser vermehrte 
Zuschuß ist. nötig, um die persönlichen und sächlichen Mehr- 
ausgaben in Höhe von 10 562.829 000 M, 
eingetreten sind und die durch 
nicht gedeckt werden konnten, 


eleichzeitige Tariferhöhungen 
zu. bestreiten. 


Die durch den zweiten Nachtrag geforderten Deckungsmittel 


für die Mehrausgaben setzten sich wie folst zusammen: 
Teuerungszuschläge für Beamte und nichtbeamtete Hilfskräfte 
der Hauptverwaltung 2590 000 AM (bisher 15197000 M, zusam- 
men also 17787000 A); Teuerungszuschläge für planmäßige 


Beamte der Betriebsverwaltune 821455000 4 (bisher 
2775574 000, zusammen 3597029000. A), andere persönliche 
Ausgaben der Betriebsverwaltung 612284000 #M (bisher 


5129 18200, zusammen 5 741466 000 A); Unterhaltung und Er- 
sänzung der Ausstattungsgegenstände sowie Beschaffung der 
Botriehsstöfte 1 556 500000 AM (bisher 5 433 800 000, 
6 990 300 000 A); Unterhaltung, Erneuerung und Ergänzung der 
baulichen Anlagen 215 Millionen (bisher 4098 410 000, zusammen 
313 410.000 A); Unterhaltung, Erneuerung und Ergänzung der 
Fahrzeuge und der maschinellen Anlagen 1500 000 000 M (bis- 


her 8166320000, zusammen 9 666 320 000 JM); verschiedene 
Ausgaben 70 Millionen (bisher 517430000, zusammen 
587 430000  'M), deren Mehrertrag auf die durch die 


Valutaverschlechterung erhöhten Auslandszulagen des im Aus- 
land stationierten Personals zurückzuführen ist. 
Ru sich.der Schuldendienst um 55 Millionen Mark’ (bis- 
her 2360 Millionen, zusammen 2415 Millionen Mark), und schließ- 


| Das  Reichs-, 


die am 1. August 1921: 


teilt 


zusammen 


— Ferner er-' 


und Werketättendienst beschäftigten Beamten eine verhältnis- 
mäßig zufriedenstellende geworden. Klagen sind derzeit eigent- 
lich nur noch vom Büropersonal und von den Beamten in großen 
Städten zu hören, also von einem ziemlich geringfügigen Teil des 
Personals. 7 
Das beschriebene Prämiensystem ist keine Gewinnbeteilieung, 
und abgesehen von dem Sonderverfahren in den Werkstätten ist 
auch kein direkter Anreiz zu besonderen Arbeitsleistungen dabei. 
Aber es hat mit einem Schlage der Drückebergerei im Dienst 
ein Ende gemacht, ja, die Verwaltung muß bereits Maßnahmen 
gegen „Überstundenschinderei“ ergreifen. Da dem Generaldirek- 
tor der Staatsbahnen außerdem anheimgegeben ist, in Fällen von 
grober Nachlässigkeit im Dienst den Prämienbezug für die- 
Schuldigen ganz oder teilweise zu sperren, und von dieser Er-. 
mächtigung besonders in Fällen von festgestellter Bestechung 
grundsätzlich immer Gebrauch gemacht wird, ist die erziehe- 


rische Wirkung des Systems nicht zu verkennen. 


Da die Dichtigkeit des Verkehrs auf viele Jahre hinaus nur 
zunehmen kann, so ist dabei zugleich eine fortwährende, selbst- 
tätige Erhöhung der Gehälter gesichert, die hoffentlich mit der 
Teuerung Schritt halten wird, in jedem Falle aber ausnehmend 
beruhigend wirkt. Schwierig wäre nur ein Abbau der Maßregel 
bei si nk enden Kosten der Lebenshaltung. Es ist dies aber 


‚wohl auf absehbare Zeit leider nicht zu gewärtigen. 


lich Besoldungen und Dienstaufwandisgelder sowie sächliche 
Ausgaben (Pauischalbetrag) um 5730 Millionen Mark (neues Ka- 
pitel!). . Durch diese Mehrausgaben im ‘ordentlichen Etat er- 
höht sich der Gesamtfehlbetrag um 4362829000 M auf 
10 835 013 900 M, gegen 14399483 600 HM. Fehlbetrag im Haus- 
halt 1920. - 

2. Außerordentlicher Haushalt: Durch den Über- 
gang der Staatseisenbahnen auf das Reich sind insgesamt 16 %0 
Millionen Mark bereitzustellen, um. auf Grund des Staatsver- ° 
trags den Ländern die Einlösung dieser schwebenden Schulden 
zu ermöglichen. , Durch Reichsgesetz vom 4. Juni 1920 ist zu 
diesem Zweck bereits ein Kredit von 14600 Millionen eröffnet 
worden; es bleibt daher noch ein Kredit von 2300 Millionen zu 
bewilligen. Der bisher bewilligte Reichszuschuß zur Deckung 
der Mehrausgaben im außerordentlichen: Etat in Höhe von 7396 
Millionen erhöht sich daher um 16900 Millionen auf 24 796 
Millionen- Mark. Da der Zuschuß im ordentlichen Haushalt 
10 835 013 960 M beträgt, so ergibt sich nunmehr ein gesamter 
Zuscehußbedarf der Reichseisenbahnverwal- 
tung von 35631. 013900 M gegen 16387 959 600 A nach dem 
Haushalt 1920. 

Im ordentlichen Etat ist auch eine Mehrausgabe von 
1556 500000..M für Betriebsstoffe ‘usw. erwähnt. 
Diese Summe setzt sich wie folgt zusammen. Es werden mehr 
gefordert 64320 000 A für Dienstkleidung und andere Aus- 
stattungsgegenstände , (bisher. 255,39 Millionen), 30 Millionen 
für Drucksachen, Schreib- und Zeichenwaren (bisher 98,79 Mill.), 

1243,4 Mill. für. Steinkohlen, Preßkohlen und‘ Koks zur Loko- 
motivfeuerung (bisher 3898,59 Millionen), 109,4 Millionen für 
Steinkohlen, Braunkohlen für alle anderen Zwecke (bisher 430,6 
Millionen), 23, 44 Mill. für sonstige Betriebsstoffe (bisher 535,57 
Millionen) und endlich 85,94 Millionen für Bezug von Wasser, 
Gas, Elektrizität aus fremden Werken (bisher 214,86 Millionen). 
Für Kohlen ist infolge der seit der ursprünglichen Veranschla- 
gung eingetretenen Preiserhöhungen mit einem Dwurchschnitts- 
preis von 345,20 MA für die Tonne (gegen ursprünglich 263 AM). 
zu rechnen. 

— Die Zukunft der Reichsbahn. Im en der Industriellen 
des Regierungsbezirks Köln sprach, wie „Der Deutsche“ mit- 
am 10. d. M. der Staatssekretär im Reichsverkehrs- 
ministerium, Stieler,über dieLageder Reichsbahn 
und ihre Entwieklungssmöglichkeiten. Aus- 
gehend von der Entkräftung der Eisenbahnen durch den Krieg 
und seine Folgen, schilderte der Redner die einzelnen Phasen 
ihres Wiederaufbaus, die mit der Übernahme auf das Reich be- 
sann und bisher in der Steigerung .der Leistungen bereits Er- 
folge erzielte, die z. B. von den Leistungen des Bergbaues nicht 
übertroffen werden. Die Tarife der Reichsbahn, die bisher 
erundsätzlich den eigenen Gestehungskosten nicht angepaßt 
gewesen seien, würden nunmehr ab 1. Februar unter Zugrunde- _ 
legung‘ des neu errechneten Geldbedarfs organisch geordnet wer- 
den. Dabei würden »allerdinss die Erhöhungen der 
Gütertarife das 27,4fache, die der Personentarife je 
nach der Klasse das 13,8fache bis 18fache des Friedenspreises 
betragen. i 

Zur  Streitfrage Belchspetwich 4 Private 
betrieb“ äußerte der Redner sich dahin, daß, nachdem die In- 
dustrie sowohl die Sicherung der Rechte,des Personals wie auch . 
dessen nur langsam. vorzunehmende Verminderung zugesast 
habe, kaum a ein Punkt zu finden wäre, wo ‘eigentlich durch 


> kungen des Zugverkehrs wenigstens teilweise zur Durchführung. 
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die Privatisierung gespart werden könnte. Da zudem die Not- 
wendigkeit eines führenden Mitbestimmungsrechts 
des Reichs auch von der Industrie nicht geleugnet werde, so 
wäre die gewünschte freie wirtschaftliche Betätigung ohnehin 
sehr beschränkt. Demgegenüber sei vielmehr erstrebenswert, die 
Bahnen künftig zwar nach volkswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten, aber unter Berücksichtigung eines 
Ausgleichs von Einnahmen und :Ausgaben zu führen. Das soll 
durch das Eisenbahnfinanzgesetz erreicht werden, 
nach dessen Entwurf die Reichsbahn selbständig gemacht und 
der unmittelbaren Einwirkung der gesetzgebenden Faktoren 
entzogen wird, so daß der Minister nur für die Einhaltung der 
Gesetze und die Erfüllung der allen Bahnen obliegenden Pflich- 
ten dem Reichstag verantwortlich ist. Auf dem Gebiete des 
soll durch ein eigenes Eisenbahn- 
Arbeitsgesetz, unter Festhaltung des Achtstundentages, 
eine wirtschaftliche Personaleinteilung herbeigeführt werden. 


— Die Kohlennot der Eisenbahnen. Die in letzter Zeit äußerst 
bedrohlich gewordene Kohlennot hatte mehrere Eisenbahndirek- 
tionen in der verflossenen Woche gezwungen, zum Teil recht 
erhebliche Einschränkungen des Personenverkehrs anzuordnen. 
Wie wir nun erfahren, ist die Gefahr der Einschränkung des 
Personenverkehrs durch die außerordentlichen Maßnahmen der 
Reichsbahnverwaltung fast nahezu als beseitigt anzusehen. Die 
nur im äußersten Notfalle zu ergreifenden Maßnahmen der Ver- 
waltung, u. a. des Dienstkohlenzwanges auf den westdeutschen 
Kohlenzechen, haben den gewünschten Erfolg gehabt und zu 
‚einer verbesserten Belieferung der Reichsbahnen geführt. Dieser 
scharfe Eingriff kann nur gerechtfertigt werden durch die 
außerordentliche Notlage, in der sich eine Anzahl der Direk- 


tionsbezirke durch die außerordentliche ungünstige Verkehrs-- 


lage befand. Da die Verhältnisse dieses Herbstes ganz außer- 
ordentliche Anforderungen an den Wagenpark der Eisenbahnen 
gestellt haben, war eine rechtzeitige Heranführung von Dienst- 
kohle unter gleichzeitiger Versorgung der Industrie mit Kohlen 
nicht möglich. Am ungünstigsten war die 'Lage in den Eisen- 
bahndirektionsbezirken Hannover und Altona, in denen es durch 
die wesentlich gesteigerte Ausfuhr von Gütern aller Art und 
durch die vermehrten Feldfruchttransporte infolge der Mißernte 
in Westdeutschland zeitweilig zu Gütersperren gekommen war, 
die auch die Anfuhr von Eisenbahndienstkohle lahmlegten. 
Diese Sperren konnten im Laufe der letzten Tage zum großen 


Teil aufgehoben und durch die Zuleitung von Sonderzügen mit 


Kohle in die bedrohten Gebiete dem dringendsten Mangel an 
Kohle abgeholfen werden. Diese erste Maßnahme zur Aufrecht- 
erhaltung des Personenverkehrs kann jetzt als beendet ange- 
sehen werden, und damit ist auch die drohende Gefahr der Ein- 
stellung des Personenverkehrs vorläufig beschworen. Bei 
weiterer normaler Abwicklung des Verkehrs mit Dienstkohle 


kann sogar damit gerechnet werden, daß die zur Bewältigung. 


des erfahrungsgemäß vor dem Weihnachtsfeste außerordentlich 
starken Personen-.und Gepäckverkehrs: erforderlichen. Verstär- 


kommen können. Allerdings steht auch zu befürchten, daß bei 
etwaigem Eintritt eines Witterungsumschlages sich eine Wieder- 
holung der Krise schon bei kurzer Dauer einstellen kann, da 
Kälte, Schnee und Nebel erfahrungsgemäß einen ungünstigen 


- Einfluß auf die Abwicklung des gesamten Eisenbahnverkehrs 


haben. Dies wird um so mehr der Fall sein, als die Vorräte an 
Dienstkohle, die bei normalem Betriebe für drei Wochen aus- 
reichen, in der kurzen Zeit nicht aufzufüllen waren. Die Auf- 
füllunge kann vielmehr nur ganz allmählich erfolgen; es wird 
noch wochenlanger angestrengster Arbeit bedürfen, bevor die 
Gefahr endgültig abgewendet ist. 


— Strengere Kontrolle der Straßenhändler. Die ihrem Ge- 
werbe auf Bahngelände in Bahnhöfen nachgehenden Händler, zu 
denen auch Stiefelputzer usw. zu rechnen sind, sollen von nun 
an nach einer Verfügung des Landesfinanzamtes schärfer kon- 
trolliert werden. Hierzu werden (die mit der Ausübung der 
Bahnpolizei betrauten Eisenbahnbediensteten herangezogen, die 


die Händler vor allem daraufhin prüfen sollen, daß die vor- . 


geschriebenen Straßensteuerhefte und Einkaufshefte ordnungs- 
mäßig geführt werden. Im Falle von Widersetzlichkeiten soll 
zur weiteren Verfolgung dann dem Landesfinanzamt Mitteilung 


gemacht werden. Läßt sich der Straßenhändler durch eine an-_ 


dere Person vertreten, so muß für diesen Vertreter eine Be- 
scheinigung beigebracht werden, die, mit Lichtbild des Vertre- 
ters versehen, bestätigt, daß das Steuerheft des vertretenen 
Straßenhändlers für ihn Geltung hat. Diese Bescheinigung wird 
von dem zuständigen Umsatzsteueramt ‚ausgestellt. 


— Die Verkehrslage bei der Reichsbahn im November 1921. 
Der Personenverkehr hielt sich in normalen Grenzen 
und wickelte sich glatt ab. Ein besonderer Andrang vor der 
Tariferhöhung zum 1. Dezember war nicht bemerkbar. Im 
Güterverkehr haben sich die Schwierigkeiten unter der 


Vorräte auf den Halden wuchsen an. 
. anspruchten für die Zufuhr von Zuckerrüben und die Abfuhr 


Herrschaft außerordentlich ungünstiger Witterung weiter ge- 
steigert. Starker Frost, Nebel und Rauhreif sind die mächtigsten 
Feinde des Eisenbahnbetriebes, gegen die mit Erfolg nicht anzu- 
kämpfen ist. Besonders stark war die Kälte in Mitteldeutsch- 
land, wo sie oft 15 Grad erreichte. Auf den großen Rangier- 
bahnhöfen traten deshalb bald unvermeidbare Betriebsstockun- 
gen auf, die natürlich auf die benachbarten Bahnhöfe und 
Strecken übergriffen. Der Eisenbahnverwaltung blieb in diesem 
Falle höherer Gewalt nichts übrig, als die von Überfüllung 
bedrohten Stationen zeitweise zusperren. Sonst würde 
der Verkehrsknoten sich nur immer fester und unlösbarer zuge- 
zogen haben. Besonders schwierig liegen die Verhältnisse in 
Hamburg. Die gute-Beschäftigung für Auslandsaufträge bringt 
einen starken Ausfuhrverkehr auf. Der Verkehr dort hat die 
Vorkriegsstärke bereits überschritten, so daß die Anlagen ihn 
nicht mehr voll aufnehmen können. Ebenso ist die Einfuhr 
über See nach und durch Deutschland dauernd lebhaft. Die 
Sehiffahrt kam durch Eis auf den Flüssen und Kanälen fast 
überall zum Stillstand. Auf der Eisenbahn allein ruht also 
der Austausch der gewaltigen Gütermengen. 

Die geschilderten Betriebserschwernisse haben den Umlauf 
der Güterwagen sehr verzögert, so daß bei dem starken Stück- 
gut- und Wagenladungsandrang überall schwer fühlbare Aus- 
fälle eintreten mußten. Gedeckte Wagen wurden zwar für 
Kartoffeln mit dem Einsetzen des Frostes nur noch in mäßigem 
Umfange verlangt und fast stets gestellt, dafür stieg die schon 
im Vormonat hohe Wagengestellung für Getreide und Mehl um 
weitere 18000 Wagen an. Der Versand künstlicher Dünge- 
mittel konnte mit rund 2200 Wagen durchschnittlich für den 
Tag auf-.der Höhe des Oktober gehalten werden. Der Transport 
des Rohzuckers zu den Raffinerien und der Verbrauchszucker 
zu den Verbrauchsgebieten beansprucht erhebliche "Wagen- 
mengen und muß weiterhin bevorzugt werden. 

Die Gesamtgestellung offener Wagen wird der im Oktober 
etwa gleichkommen. Gegen Ende November ging allerdings die 
Kohlenabfuhr aus allen Revieren infelge Verschärfung der Be- 
triebsschwierigekeiten immer mehr zurück. Rückwirkungen auf 
die Versorgung von Industrie, Gas- und Elektrizitätswerke mit 
Brennstoffen werden also wohl leider unvermeidbar sein. Die 
Die Zuckerfabriken be- 


der Schnitzel rund 172000 offene Wagen 

Der Verkehr mit Ostpreußen war keinen Störungen 
mehr unterworfen, nachdem es gelungen war, die polnischen 
Bahnen zu bewegen, die in Ostpreußen aufgestellten Fracht- 
züge abzubefördern. Da vorläufig keine Aussicht besteht, daß 
die Schiffahrt wieder in Gang kommen wird, muß damit ge- 
rechnet werden, daß die Eisenbahnen allein den gesamten 
Güteraustausch nicht voll werden bewältigen können, 


— Sammelgutsendungen nach Polen. Auf den deutschen Grenz- 
stationen gehen häufig Wagenladungen, die nach Polen bestimmt 
sind, unter der Bezeichnung: „Sammelgut“ ein, bei denen in den 
Frachtbriefen das Gesamtgewicht vom Versender geschätzt ist. 
Von den Eisenbahnbeamten, die die Zollgeschäfte vorzunehmen 
haben, kann infolgedessen die Sendung nur als „l Wagen 
Sammelgut 5000 oder 10000 kg“ zur Zollabfertigsung angemeldet 
werden. Die Polen erkennen diese allgemein gehaltene Anmel- 
dung aber nicht an; die Bezeichnung „Sammelgut“ wird nach 
Mitteilung der Staatsbahndirektion Danzig von der polnischen 
Zollbehörde mit Rücksicht auf die mannigfachen Einfuhrbe- 
schränkungen überhaupt nicht mehr zugelassen werden. Es wird 
vielmehr eine genaue Inhaltsangabe jedes einzelnen Stückes der 
Sendung gefordert werden. Um der Forderung der Polen ent- 
sprechen zu können, muß daher” verlangt werden, daß den 
Frachtkriefen derartiger Sammelladungen stets ein Verzeichnis 
in doppelter Ausfertigung beigegeben wird, in dem jedes ein- 
zelne Stück der Sendung mit Zeichen, Nummer, Anschrift, In- 
halt und Gewicht zenau aufgeführt ist. Dieses Verzeichnis muß 
in der Stückzahl- und Gewichtsspalte aufgerechnet und mit 
den Endsummen in den: Frachtbrief übernommen werden. Hier- 


‘ durch wird: verhindert, daß zwischen den Angaben im Fracht- 


briefe und dem Inhaltsverzeichnis, das in einem Stück der pol- 
nischen Zollstelle übergeben werden soll, bei der zollamtlichen 
Anmeldung Unterschiede entstehen, die u. a. zur Verhängung 
von Zollstrafen führen können. Die Güterabfertigungen sind 
deshalb angewiesen worden, den Versendern derartiger Sammel- 
ladungen dies bekanntzugeben und sie darüber aufzuklären, daß 
die Beifügung derartiger Verzeichnisse in ihrem Interesse liegt, 
da hierdurch die zollamtliche Abfertigung an der Grenze wesent- 
lich erleichtert und eine schnellere Weiterbeförderung der Sen- 
dung erreicht wird. 


— Lübeek-Büchener Bahn. Der Ausschuß der Lübeck-Büche- 
ner Eisenbahngesellschaft hat den Vorsitzenden der Direktion, 
Eisenbahndirektor v. Alvensleben, zum „General- 
direktor der Lübeck-Büchener Eisenbahnen“ 
ernannt. 
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— Auszahlung von Nachnahmebeträgen in polnischer oder 
deutscher Mark? Bei der Abtretung der Gebiete. im Osten 
Deutschlands, die, wie erinnerlich, soweit sie die Provinz Posen 
und den polnischen Korridor angingen, überstürzt und verhält- 
nismäßig ordnungslos vor sich ging, ist eine größere Zahl von 
Nachnahmesendungen auf der Eisenbahn befördert worden, und 
zwar nach Stationen, die zur Zeit des Eingangs des Gutes noch 
deutsch waren, später aber polnisch geworden sind. Die Ver- 
sender- solcher Waren haben bei der Autlieferung der Güter 
mit der Bezahlung der Nachnahmen in deutscher Währung ge- 
rechnet. Die inzwischen zu Polen gefallenen Eisenbahnstationen 
haben den Betrag der Nachnahme in polnischer Mark ausgezahlt, 
wodurch den Empfängern ein vielfach erheblicher Schaden durch 
den»Kursunterschied entstanden ist. Zur Erledigung der sich 
aus dieser Sachlage ergebenden Ersatzansprüche ist die Eisen- 
bahndirektion Osten nunmehr ermächtigt worden, einen Aus- 
gleich zwischen dem Kurse in deutscher ‘und polnischer Wäh- 
rung vorzunehmen. Zu diesem Zwecke müssen die Geschädigten 
einen Antrag nach vorgeschriebenem Muster bei der polnischen 
Empfangsstation stellen, der über die zuständige polnische 
Eisenbahndienststelle in Posen zur weiteren Erledigung der 
Eisenbahndirektion Osten zugehen soll. Versender, die ihren 
Wohnsitz in Polen haben, müssen diesen Antrag in beiden 
Sprachen stellen, während die in Deutschland wohnenden Ge- 
schäftsleute nur einen Antrag in deutscher Sprache abzusenden 
brauchen. Sind u Da huab ne ber eits in Bantischeg Wäh- 


station lan Euzesehdt a die Ansrakline dar Nachnahme 
in deutscher Währung beantragt werden. 


h ı ‘ihren Räumen in der Potsdamer 
Straße 1032 hat die „Deutsche Eisenbahn-Reklame 
G.m.b.H.“ ihre erste Ausstellung veranstaltet. Sie will damit 
„die erste Stufe eines organisatorischen Aufbaues“ zeigen, will 
die Aufgaben darstellen, die für Reklame im Bereich der Eisen- 
bahn auftreten; sie will werben und verbessern, Geschäft und 
Geschmack in ein Verhältnis bringen. Die Ausstellung ist u. a. 
von den Staatssekretären 
dem Präsidenten der Eisenbahndirektion Berlin besucht worden, 
die großes. Interesse für die sehr sehenswerten Darbietungen 
der ausstellenden Gesellschaft an den Tag legten. 


— Eisenbahnreklame. In 


— Starker Rückgang des Deutsehen Eisenbahner-Verbandes. 
Wie aus den in Nr. 43 und 48 des „Korrespondenzblatt des 
Allgemeinen Deutschen  Gewerkschaftsbundes“ 
Richtung) veröffentlichten Statistiken über den Stand der 
freien Gewerkschaftsbewegung in Deutschland hervorgeht, hatte 
der dem A. D. G. B. angeschlossene Deutsche Fisenbahner-Ver- 
band am 31. Dezember 1920 einen Mitgliederbestand von 544 277 
gegenüber dem Stand vom 30. Juni 1921, wo die Miteliederzahl 
nur noch 417331 betrug. Das ist ein Verlust von 126 946 Mit- 
gliedern innerhalb eines halben Jahres und dürfte wohl als eine 
Abkehr der Eisenbahner vom Sozialismus und Radikalismus zu 
deuten sein. 


Österreich. 


— Der Abgang der Bundesbahnen. Der Verein der Ingenieure 
der österreichischen Bundesbahnen hat sich in einer sehr be- 
merkenswerten Zuschrift gegen die immer wieder gegen die 
Eisenbahnen erhobenen Vorwürfe zur Wehr gesetzt, als ob nur 
eine schlechte Wirtschaft und ein maäßloser Personalüberflüß 
an dem Milliardenahgang der. Bundesbahnen Schuld trage. Im 
Haushaltsausschuß des Nationalrates hat Verkehrsminister. Dr. 
ad in, längeren Ausführungen die bei den Bundesbahnen 
bestehenden Verhältnisse’im einzelnen dargelegt, und der Aus- 
schuß hat nach kurzer Wechselrede den Vorschlag der Bundes- 
bahnen genehmigt. - Es ist aber dennoch’ nicht überflüssig, 
darauf zurückzukommen, was eine für den Eisenbahnbetrieb so 
wichtige Beamtengruppe, wie es die Ingenieure sind, über Ver- 
waltung und Betrieb und Personalfragen zu sagen hat. Die 
Zusc :hrift der Bundesbahningenieure weist darauf hin, daß von 
den rund 90 000° Angestellten der Bundesbahnen die Hälfte Be- 
amte.nach alter Auffassung, die andere Hälfte Arbeiter in den 
Werkstätten, Heizhäusern usw. sind, wozu ganz richtige bemerkt 
wird, daß das Nachbeten des Schlagwortes, die Arbeit der 
eigentlichen Verwaltunssei unfruchtbar. von Kurzsichtigkeit und 
Unkenntnis der Erfordernisse für die Verwaltung eines großen 
Betriebes zeuge. Denn nur bei guter und tüchtiger Verwaltung 
ist eine volle Ausnutzung aller Kräfte zu fruchtbarer Arbeit 
möglich. Die größere. Zahl der Angestellten der Bahnen steht im 
Betriebsdienste. Aber hier hat der Achtstundentage den Aus- 
gaben arge Wunden geschlagen... Die starre Durchführung des 
Achtstundentages erfordert gegen früher eine gewaltige Mehr- 

- besetzung und daher auch sine in die Milliarden gehende Mehr- 
belastung der Ausgaben, Als Beispiel wird auf die große Zahl 
von Schrankenwärtern hingewiesen, die weniger für ihre gering- 


des Reichsverkehrsministeriums und 


-fallen zu lassen. 


(sozialistische. 


_ 


fügige Arbeitsleistung als vielmehr für ihre bloße a 
zur Abwehr von Unglücksfällen, verursacht durch die Unacht- 
samkeit und Sorglosigkeit der Bevölkerung, bezahlt werden 
miissen. Die Maßnahmen für den allmählichen Abbau der 
Dienstposten können erst in Zukunft in Wirksamkeit treten. 
Hilfe für die nächste Zeit muß daher auf anderen Wegen gesucht 
werden. Die Pensionierung der Beamten mit 25jähriger Dienst- 
zeit enthält zunächst eher eine geldliche Mehrbelastung und für 
freiwilligen Abbau der jüngeren Kräfte bietet der Entwurf über 
den Beamtenabbau wenig Anreiz. Die oft geforderte Verein- 
fachung des Geschäftsganges und der Verwaltung würde beson- 
ders in den oberen Ämtern eine Personalverminderung ermög- 
lichen, allein Reformen brauchen Zeit. Die Öffentlichkeit ver- 
langt den kaufmännisch geführten Betrieb der Bundesbahnen. 
Folgerichtig ist es dann, wenn deren Einnahmen mit der herr- 
schenden Teuerung in Einklang gebracht werden. Dieselbe 
Öffentlichkeit ist es aber, die gegen jede Tariferhöhung am 
schärfsten Stellung nimmt. Die Monarchie habe es sich noch 
leisten können, die Staatsbahnen als Wohlfahrtseinrichtung an- 
zusehen. Heute gehört dieser Gedanke der Vergangenheit an. 
Bei den hohen Preisen der Waren fällt die Fracht nicht mehr 
derart in die Wagschale wie seinerzeit: der Hundertsatz, wel- 
chen die Fracht vom Werte des Gutes darstellt, ist weit gerin- 
ger als früher, denn nicht die Höhe des Frachtsatzes an sich. 
ist wirtschaftlich von Bedeutung, sondern dessen Verhältnis zum 
Tageswerte des Gutes. Nicht: anders ist es mit den Personen- 
fahrpreisen. 
Landwirt die Fahrt von Wien nach Linz mit dem Erlös von 
einem halben Dutzend Eiern recht gut bestreiten könne, wäh- 
rend er in der Vorkriegszeit die zehnfache Anzahl von Eiern 
dafür hätte opfern müssen. Im Schlusse der. Zuschrift heißt es: 
Der Beamtenschaft ist es nicht vergönnt, am Aufbau. unserer 
Geldkraft führend voranzugehen. Sie darf und kann aber nicht 
den Vorwurf hinnehmen, die Hauptschuldige am finanziellen 
Niedergange unseres Staates zu sein, ein Vorwurf, den haupt- 
sächlich jene Kreise erheben, welche seit 1914 ihre Lebens- 
haltung nicht herabgesetzt, sondern erhöht haben, obwohl die 
allgemeine Armut des Staates die Herabsetzung der Lebens- 
haltung aller Stände gefordert hätte. So aber haben die einen 
ihre Lebenshaltung erhöht, um die der anderen um so tiefer 
Diese anderen sind die Beamten, welche jetzt 
auch noch die Ursache des finanziellen Elendes sein sollen. 
Dies die Entgeltung, daß vorwiegend der Beamtenschaft die 
Verhütung des allgemeinen Chaos im Jahre. 1918 zu danken ist! 


— Neue Schleppbahnbedingungen der Bundesbahnen. Kürzlich 
ist den Handelskammern, dem Hauptverband der österreichischen 
Industrie, der Agrarischen Zentralstelle 
essentenvereinigungen vom Bundesministerium für Verkehr der 
Probedruck neuer Bedingungen für Schleppbahnanschlüsse zur- 
Begutachtung zugegangen. Die gegenwärtig geltenden Schlepp- 
bahnbedingnisse wurden in den Jahren 1906 bis 1908 unter Mit- 
wirkung des Staatseisenbahnrates ausgearbeitet und sollen nun 
entsprechend den geänderten. Betriebsverhältnissen der - Eisen- 
bahnen einer Änderung unterzogen werden. Diese Bedingnisse 
bilden den wesentlichen Inhalt der zwischen der Eisenbahn und 
den Besitzern privater Gleisanschlüsse abgeschlossener Ver- 
träge. Ihre Änderung ist daher für alle Fabriken, Bergwerke, 
Ziegeleien, Lagerhäuser, Ladeplätze, Sägewerke, Steinbrüche, 
kurz für alle Unternehmer, deren Werke einen Gleisanschluß an 
die Bundesbahnen besitzen, von größter wirtschaftlicher Be- 
deutung. Im alten Österreich drückte sich die staatliche In- 


dustrieförderung unter anderen auch darin aus, daß den Schlepp- 


bahnbesitzern im Vergleiche zu anderen  Bahnbenutzern ver- 
schiedene Begünstigungen eingeräumt wurden, zum Beispiel in 
der Höhe der Wägenstandgelder, der- begünstigten Frachtberech- 
nung für Materialien für den Bau und die Erhaltung. der 
Schleppbahn. usw. Viele von diesen Begünstigungen sind in dem. 


-Probedruck der neuen Schleppbahnbedingungen nicht mehr ent- 


halten. So soll der Schleppbahninhaber, um das Wichtigste 
. herauszugreifen, in Hinkunft die gleichen Wagenstandgelder 
zahlen, wie die anderen Parteien. Die Bundesbahnverwaltung 


beruft sich zur Begründung dieser Bestimmung auf wichtige 
Belange der Wagenwirtschaft sowie darauf, daß der Schlepp- 
bahnbesitzer, dem zeschulte Arbeitskräfte in genügender Zahl 
und die erforderlichen Ladevorrichtungen zur Verfügung stehen, - 
leichter in der Lage ist, die Ladefristen einzuhalten, als die 
anderen Bahnbenutzer. Dafür wurde einem seit Jahren ge- 
äußerten Wunsche der Industrie Rechnung getragen und in den 
Probedruck die Bestimmung aufgenommen, daß für einzelne 
überhaltene Wagen überhaupt kein Wagenstandgeld zu zahlen 
ist, wenn die auf die Schleppbahn gestellten Wagen im Monats- 
durchschnitt binnen 16 ‚Stunden entladen oder beladen’ wurden. 


—_ Tnzerkölderhöhler Die Bunhesiee Wien:West 
teilt mit: Da sich trotz der für Abgabegüter in der Station Wien 
Westbahnhof mit Wirksamkeit vom 17. November d. J, verfügten 
Erhöhung des Lagergeldes die Abnahme der Güter‘ aus den 


Sehr zutreffend führt die Zuschrift an, daß ein 


und anderen Inter-- 


Ze in 


‘ ‘stellen bestehende Statistische Kommission errichtet. 


‘verkehren 'nur 
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15. Dezember 1921. 0.77 
Güterschuppen dieser Station nicht ‘gebessert hat, sehen wir 


uns bemüßigt, auf Grund .des $S 80, Absatz (8) EVO., mit Ge- 
nehmigung des Bundesministeriums für Verkehrswesen mit 


Gültigkeit vom 8. Dezember bis auf weiteres in der Station 
. Wien Westbahnhof für Abgabegüter das as B12o Lagergeld 


auf das Dreißigfache zu erhöhen. 


'— Eisenbahnfragen im Tiroler Landtag. Im Tiroler Land- 
tage gelangte am 5. Dezember ein Dringlichkeitsantrag der so- 
zialdemokratischen Abgeordneten Rappoldi und Genossen zur 
Beratung und Annahme. Darin wird verlangt, daß sich das 
Bundesministerium für Verkehrswesen mit ‘dem deutschen 
Reichsverkehrsministerium ins Einvernehmen setze, um im 
Wege gegenseitiger Vereinbarung für die Bevölkerung des Be- 
zirkes Reutte Ausnahmetarife im Personen- und Güter- 
verkehr auf der bayerischen Teilstrecke der Mittenwaldbahn zu 
verlangen. In der Begründung der Dringlichkeit stellte der 
Antragsteller u. a. fest, daß eine Fahrt von Innsbruck nach 
Reutte, die auf einer kleinen Strecke über bayerisches Gebiet 
führt, infolge des Währungsunterschiedes derzeit höher komme 
als eine Fahrt Innsbruck-Wien. Besonders die Lebensmittelver- 
sorgung des Bezirkes Reutte sei hierdurch auf das schwerste 
bedroht. Für den Preisausgleich käme die über österreichisches 
Gebiet führende Verbindungsstrecke der Linie ‚Pfronten-Gar- 
misch in "Betracht, 


en Verkehrsnachricht. Die Betriebsdirektion der Südbahn- 


teilt mit, daß vom 2. Dezember an die Balaton-D-Zü ge 301 


und 302 (Wien-Südbahnhof ab 9 Uhr bzw. an 18 Uhr 50 Min.) 


täglich über Wiener-Neustadt-Ödenburg-Nagykanizsa 
nach und von Budapest und die P ersonenzüge 305 und 
308 (Wien-Südbahnhof ab 6 Uhr bzw. an 18 Uhr 35 Min. ) täg- 
lich auf dem gleichen Wege nach und von Nagykanizsa 
verkehren. Die übrigen Personenzüge ‚nach und von dem 


‚Burgenlande, nämlich Wien-Südbahnhof ab 11 Uhr 20 Min., 


14 Uhr 55 Min. und 18.Uhr 10 Min. bzw. Wien-Südbahnhof an 
9 Uhr 15 Min, 12% Uhr 40 Min. 17 Uhr 20Min. und 23 Uhr, 
bie und von Loigersbach- Schatten- 

dorf. 
— Statistik der Bundesangestellten. Mit Verordnung der 
Bundesregierung vom 23. Oktober d. J. ist das bisher unter dem 
Namen Statistische Zentralkommission geführte Amt in ein 
Bundesamt für Statistik umgewandelt worden. Gleichzeitig 
wurde zur Unterstützung und Beratung des Amtes in allen wich- 
tigen Fragen seines Dienstes eine aus Vertretern aller ee 
ei der 


- - ersten Vollversammlung dieser Kommission gelangte der Antrag 


des Bundesamtes auf Einführung einer Statistik der Bundes- 
angestellten zur Erörterung. Die anwesenden Vertreter der 
Zentralstellen ‚sprachen sich für die Notwendigkeit der raschen 
Erstellung einer derartigen Statistik aus. Die Angelegenheit 


' wurde einem Unterausschusse überwiesen, der auch über eine 


etwaige Ausdehnung dieser Statistik auf die autonomen An- 
gestellten beschließen wird. 


— Spullerseewerk. "Am 4. November hat heim Spullerseewerk, 
das zur Stromlieferung für die zu elektrisierende Arlbergbahn 
bestimmt ist, die Durchschlagung des mittleren Stückes des 1008 


* Meter langen Horizontalstollens stattgefunden. 


| 


— Der Sähleildspriich über die Zuweisung der Donauschiffe. 
Von den Staaten, denen auf Grund des Schiedsspruches Schiffe 
der Donau-Dampfschiffahrtsgesellschaft zugewiesen werden, hat 
sich die Tschechoslowakei dahin entschieden, daß sie die Fahr- 
zeuge übernimmt. Die südslawische ‚Regierung, welcher die bei- 
den Schiffe „Wien“ und „Budapest“ zufallen würden, hat er- 
klärt, daß sie diese nicht übernimmt. Die rumänische Regierung 
hat eine endgültige Entscheidung noch nicht getroffen. 


— Oberösterreichische Wasserkraft- und Elektrizitätsgesell- 
schaft. In der am 3. Dezember abgehaltenen Verwaltungsrats- 
sitzung dieser Gesellschaft wurde einstimmig beschlossen, das 
Gesellschaftskapital von derzeit 50 Millionen Kronen durch 
Ausgabe von neuen Inhaberaktien zu ie 200 K Nennwert bis 
zum Gesamtbetrag im Nennwerte von 300 Millionen Kronen zu 
erhöhen und zur Beschlußfassung über diese Kapitalserhöhung 
für den 21. Dezember eine außerordentliche Generalversamm- 
lüng der Aktionäre einzuberufen. Die Gesellschaft hat bisher 
über 60 km Hochspannungsleitungen, ein Hilfskraftwerk von 
700 PS konstanter Leistung und eine Reihe von Transformator- 
stationen ausgebaut sowie 2300 .m Stollen des Großkraftwerkes 
Partenstein an der Großen Mühl in Oberösterreich aufge- 
schlossen. Sie liefert bereits seit einiger Zeit ansehnliche Men- 
zen von Strom nach Linz und .Steyr. Die Allgemeine; öster- 
reichische Bodenkreditanstalt in Wien und- das Land Ober- 
österreich haben der Gesellschaft neue Wasserkraftdarlehen im 
Betrage von je 100 Millionen Kronen zugesichert. Die alten 


Karl Wolf-Zdekauer, 
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Aktionäre haben von den new zu besebenden Aktien bereits 
50 Millionen Kronen: fest übernommen. Die restlichen 200 Mil- 
lionen Kronen neuer Aktien werden zur öffentlichen Zeichnung 
aufgelegt werden. 


— Sektionschef Dr. Zehetner 7. Vor kurzem ist in Wien der 
ehemalige Direktor der Nordwestbahn Sektionschef i. R. Dr. 
Ferdinand Zehetner im 80. Lebensjahre gestorben. Zehetner 
hatte’ sich ursprünglich der Advokatur gewidmet und war bis 
Ende 1870 Rechtskonsulent der Allgemeinen österreichischen 
Baugesellschaft. Anfang 1871 trat er in den Eisenbahndienst, 
zunächst als Sekretär der Vorarlberger Bahn, deren General- 
sekretär er 1873 wurde. Als diese Bahn im Juli 1882 in den 
Staatsbetrieb überging, wurde Dr. Zehetner in den Staatseisen- 
bahndienst übernommen und rückte allmählich bis zum Sek- 
tionschef und Leiter der administrativ-juridischen Sektion des 
Eisenbahnministeriums vor. Dort verblieb er bis Dezember 
1898,.wo er als Direktor zur Nordwestbahn übertrat. Als solcher 
übernahm‘ er das Amt des Vorsitzenden im Satzungsausschuß 
des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen, das er bis zur 
Verstaatlichung der Nordwestbahn im Jahre 1909, also. über 
ein Jahrzehnt, in vorbildlicher Weise geführt hat. Auch als 
Vorsitzender des Versicherungsbeirates im Ministerium - des 
Innern und als Obmann des Vorstandes der berufsgenossen- 
schaftlichen Unfallversicherungsanstalt der. österreichischen 
Eisenbahnen hat der Verstorbene verdienstlich gewirkt. 


Tschecho-slowakisches Gebiet. 


— Die Buschtiehrader Bahn hielt unter dem Vorsitze des Prä- 
sidenten Dr. Preiß ihre Hauptversammlung ab. Es 
wurde beschlossen, aus den Reservefonds der beiden Netze eine 
Dividende von ie 5 %, somit 52% K. für die Lit. A- und 20 K. 
für die Lit. B-Aktien, zu verteilen. Die fehlenden Beträge für die 
Jahre 1919 und 1920 .in der Höhe von 4962405 K. für die A- 
Linie und von 10809 808 K. für die B-Linie werden aus den ent- 
sprechenden Teilbeträgen des Kriegszuschlages getilgt. Sodann 
wurde beschlossen, neue Prioritätsaktien bis zu 30 Millionen 
Kronen auszugeben. Die ausscheidenden Verwaltungsräte Dr. 
Dr. Heinrich Freitis, Dr. Viktor Röll, Dr. 
August Weeber und Dr. Emil Franke wurden wiedergewählt, so- 
wie der in den Ruhestand tretende: Generaldirektor Dr. Pokorny 
und General Husak neu gewählt. Wie der Vorsitzende mit- 
teilte, hat: das Eisenbahnministerium gestattet, daß noch für 
diese Wahlzeit drei Ausländer, und zwar Dr. Weeber, Dr. Röll 
und Vizepräsident Alfred Herzfeld, im Verwaltungsrate verblei- 
ben, in Hinkunft jedoch nur zwei Ausländer dem Verwaltungs- 
rate angehören dürfen. Für den in den Ruhestand tretenden 
Generaldirektor Dr. Pokorny wurde der bisherige Sektionschef 
im Eisenbahnministerium Dr. Kotera als Generaldirektor be- 
rufen. Die Aussichten für das Jahr 1921 werden in dem Ge- 
schäftsberichte als ungünstig bezeichnet, da die Ausgaben wei- 
ter gestiegen sind und in der zweiten Jahreshälfte, insbesondere 
in den letzten Wochen, ein starker Rückgang des Verkehrs 
eintrat. 


Ungarn. 


— :Die Elektrisierung der ungarischen Hauptbahnlinien. Hin- 
sichtlieh der. Elektrisierung der ungarischen Hauptbahnlinien 
sind wichtige Schritte ‚eingeleitet worden. Handelsminister 
Hegyeshalmy hat zur Vornahme dringender Vorarbeiten für die 
Entwürfe und die Versuche für die stufenweise vorzunehmende 
Elektrisierung der Staatsbahnen einen aus Fachmännern des 
Handelsministeriums und der Staatsbahnen bestehenden Aus- 
schuß ernannt, ‘dessen Mitglieder folgende sind: Staatssekre- 
tärstellvertreter Dezseöffy, als Präsident, Ministerialrat Kries- 
falussy, Oberinspektor der Staatsbahnen Madaräsz, Oberinge- 
nieur' der ungarischen Staatsbahnen. Unger, ferner Ministerial- 
rat Ladänyi, technischer Rat Ujj, Oberinspektor Rohrmann 
und Ingenieur Verebelyi, Leiter der Elektrisierungsabteilung 
der ungarischen Staatsbahnen. 


_— Der Eisenbahn- und Postverkehr mit den Nachbarstaaten. 
Die Direktion des Landesverbandes der ungarischen Fabrik- 
industriellen "machte dem Handelsminister  Hegyeshalmy in 
Angelegenheit des Eisenbahn- und Postverkehrs- eine Vorlage 
und wies auf die unmöglichen Zustände hin, die die Einschal- 
tung der ungarischen Produktion in den nationalen Verkehr 
noch immer verhindern. Besonders wurden über den Verkehr 
mit Österreich Klagen laut, von wo seit 10 Tagen keine Post 
eintrifft, wodurch nicht nur der Verkehr mit Österreich unter- 
brochen, sondern auch die Verbindung mit anderen Staaten 
über Österreich unmöglich wurde. Der Minister erklärte, daß 
der Verkehr mit der Tschechoslowakei und Jugoslawien be- 
reits aufgenommen wurde. Mit Rumänien ist mit Aus- 


Zeitung des Vereins 
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pahme einer kurzen Dauer — der Verkehr überhaupt nicht ins des Braunkohlenteeres beruht auf dem Gehalt an Schmier- und 


Stocken geraten., Viel ungünstiger ist die’ Lage mit Oster- 


reich. "Dieses übermittelt keine Post, noch zeigt es sich ge- 
neigt, den Verkehr mit Ungarn aufzunehmen. Der Minister 


eıklärte zum Schluß, er werde auch weiter bestrebt sein, mög- 
lichst. günstige Zustände zu schaffen. ; 


— Unentgeltliche ärztliche Behandlung ‘der Eisenbahn- 
beamten. Im Zusammenhang mit der Verordnung des Volks- 
wohlfahrtsministers über die ärztliche [Behandlung der öffent- 
lichen Angestellten erschien eine Verordnung der ungarischen 


Staatsbahnen, nach der die in die Rangstufen I—IX einge- 
reihten, sowohl im .aktiven Dienste stehenden, wie auch in 
den Ruhestand versetzten FEisenbahnbeamten, deren Frauen 


und die der Familienzulage teilhaftigen Kinder, ferner deren 
”" Witwen und Waisen eine unentgeltliche ärztliche Behandlung 
und sonstige Begünstigungen selbst dann genießen. wenn die 
Anspruchsbereehtigten nicht Mitglieder der Krankenhilfskasse 
sind. Diese Verordnung tritt bis zur ‘endgültigen Lösung 
dieser Frage vom 15. November bis zum 31. Dezember d. J. 
in Kraft. 


den 
und 


Der Motorwagenverkehr wurde ° bereits auf 
Strecken Kecskemöt-Kerekegyhäza, Keczkemet-Tiszaug 
Nyiregyhäza-Väsärosnameny eingeführt. 


— Einführung der 1. Wagenklasse im Moterwagenverkehr. 
Die Staatsbahndirektion hat eine Verordnung erlassen, nach 
der im Motorwagenverkehr auf den im Betriebe der ungarı- 
schen Staatsbahnen stehenden Vizinalbahnen Wasen I. Klasse 
in Betrieb gesetzt und die für diese Klasse vorgeschriebenen 
(sehühren erhoben werden, 


— Direkter Güterverkehr zwischen Ungarn und Südslawien. 
Nach einer. Verordnung der Staatsbahndirektion sind im un- 
mittelbaren Güterverkehre mit den . südslawischen . Staats- 
bahnen von . den Überganesstationen ‘bis zur Demarkations- 
linie folgende Kilometerentfernungen der Frachtberechnung 
zugrunde zu legen: Von Gyeökenyes 2 km, von Kelebia 4 km, 
von Röczke 4 km, von Szöreg 9 km, von Murakeresztür 3 km. 

— Erriehtung ven Grenzzollstationen. Zur Verhinderung 
Schleichhandels trifft die Regierung an den Grenzstati- 

entsprechende Maßnahmen. Die eigentliche Kontrolle 
über den Schleiehhandel versieht die Finanzwache, während 
die Reisepässe durch die Gendarmerie geprüft werden. Die 
Regierung richtet an den Grenzstationen Zollämter ein. Eine 
solehe Grenzzollstation wird in Szeged errichtet, 


des 
onen 


Verkehrsnachriehten. Nach einer Mitteilung der Direk- 
tion der Staatsbahnen ist am 1. Dezember d. J. auf den Linien 
Budapest Westbahnhof-Esztergom und Almäzfüzitö-Esztergom 
ein neuer Fahrplan in Kraft getreten, nach dem die Fahrt- 
dauer der Züge um durchschnittlich 30-40 Minuten verringert 
ist. Die Südbahn teilt mit, daß der Personen- und Güter- 
verkehr zwischen Sopron (Oedenburg) und Wiener Neustadt 
am 30. November d. J. wieder aufgenommen worden ist, 


— Die erste ungarische elektrische Lokomotive. Der vom 
FHandelsminister ernannte Ausschuß zur Ausarbeitung der Ent- 
würfe für die -Elektrisierung der. Staatsbahnen wird in erster 
Linie mit der nach den Plänen des Ingenieurs Koloman Kandö 
in der Maschinen-, Waggonfabrik und Schiffswerft der Aktien- 
gesellschaft Ganz und Danubius im Bau. begriffenen elektri- 
schen Lokomotive Probefahrten vornehmen lassen. — Dies ist 
die erste elektrische Lokomotive, die als solche in Ungarn ge- 
baut wird. Die Versuchsfahrten mit ihr finden voraussichtlich 
schon im Monat Februar 1922 statt. Sollten sie vom günstigen 
Erfolge begleitet sein, woran nach dem Gutachten von Fach- 
männern kaum zu zweifeln ist, dann wird stufenweise 
an ‚die Elektrisierung der ungarischen Staatsbahnen ernstlich 
herangetreten werden. 


— Die wirtschaftliche Ausnutzung der ungarischen Braunkohle. 
Ingenieur Dr. Michael Freund veröffentlichte in der Zeitschrift 
les Ungarischen Ingenieur- und Architektenvereins einen beach- 
tenswerten Artikel, in dem ser die wirtschaftliche Ausnutzung 
(ler Brennstoffe durch Nebenproduktengewinnung zur Sprache 
brachte. Eine zweckmäßige Bewirtschaftung unserer heimat- 
lichen Brennstoffvorräte könnte es gestatten, wichtige Rohstoffe, 
wie Rohöl, Benzin, Schmieröle, Paraffin usw., im Inlande zu er- 
zeugen. Bei den bisher gebauten Generatoren war der Haupt- 
zweck die Erzeugung des Heiz- oder Kraftgases, während auf die 
Gewinnung der Nebenprodukte keine Rücksicht genommen wurde. 
Bei weiterer Ausgestaltung des Generatorverfahrens ist es auch 
beim Braunkohlenbetrieb gelungen, wirtschaftliche Tieerausbeute 
zu erreichen. Dr. Földes erörterte ferner die weitere Art der 
Kohlenyerwertung, die sogenannte Schwelerei. 


Der hohe Wert ! 


Brennölen, die auch aus Braunkohlen :mit weniger als 8 % ge- 
MOne werden. Die Schwelprodukte sind Teer, Grudekoks und 
I%S. { ? 

Sodann führte der Verfasser aus, auf welche Art die Braun- 
kohle verfeuert werden muß, damit die erwähnten Nebenprodukte 
gewonnen werden können. Ein vorzügliches Verfahren in diesem 
Belange ist die Hydrierung, die darin besteht, daß durch Anlage- 
rung von Wasserstoff an Kohlenwasserstoffe aus Kohle Benzin 
und Leuchtöl hergestellt werden können, die dieselben Eigenschaf- 
ten besitzen, wie sie den Erzeugnissen aus Erdöl zukommen, Als 
Ausgangsmaterial zur Herstellung synthetischen Benzins, der 
Leucht- und Treiböle wird der 'bei der Schwelung gewonnene 
Braunkohlenteer in Betracht gezogen. Der Verfasser kam zu dem 
Ergebnisse, daß die  sachgemäße thermische Behandlung der 
Braunkohlen und eine Veredlung dieser Produkte nach dem 
bereits bekannten Verfahren uns die Möglichkeit bietet, uns die 
auf allen Gebieten der Industrie so wichtigen Stoffe, wie 
Schmieröl, Brenn- und Leuchtöl zu verschaffen. Dr. Freund 
besprach sodann die ungarische Braunkohlenfrage aus dem Ge- 
sichtspunkte, wie weit sich diese zur. Vergasung eignet, und 
veröffentlichte seine genauen Versuchsergebnisse. Er stellte nun 
fest, daß vier bis fünf ungarische Kohlensorten infolge ihres 
hohen Wasserstoff- und Bitumengehaltes zur Tieererzeugung ge- 
eignet sind. Unter den ungarischen Kohlensorten entspricht die 
Tataer Kohle den Forderungen am besten, weil deren Teergehalt 
höher ist.als der der sächsischen Braunkohle, die bereits von der 
sächsisch-thüringischen Braunkohlenindustrie im größten Um- 
fange verarbeitet wird. Als Versuchsstoff für die Entscheidung, 


.ob der Tataer Kohlenteer den Bedingungen der weiteren 'Ver- 


arbeitung entspricht, diente der Tataer Braunkohlengeneratorteer 
aus der Budapester hauptstädtischen Gasfabrik. Die Vergasungs- 
versuche wurden in der Fabrik der Ungarischen Petroleum- 
industrie A.-G. angestellt, und zeitieten sehr befriedigende Er- 
gebnisse. Während des Destillationsvorganges entstand zuerst 
ein flüssiges, schwarzes Öl, das sich als Treiböl für Dieselmotoren 
vorzüglich eignete und auch als Ausgangsstoff zur Erzeugung 
aller Braunkohlenteergattungen dienen kann. Die zweite Frak- 
tion ist Paraffinöl, das ebenfalls der Weiterverarbeitung zuge- 
führt werden kann, z. B. zu dem festen Paraffin. Tataer Braun- 
kohlenteer ergibt 10—12 % Paraffin mit dem Schmelzpunkt von 
55—60° C, was immerhin ein sehr günstiges Ergebnis ist. 
Weitere Versuche werden mit anderen ungarischen Braun- 
kohlensorten ebenfalls angestellt. BEN, 


_Uebrige europäische Länder. 


— Umgestaltung der finnischen Staatsbahnen, Auch Finnland 


hat seine Lohn- und Gehaltsbewegungen. Im August 1920 setzte 


der: finnische Staatsrat einen Ausschuß für Regelung der Ent- 
lohnungs- und Ruhegehaltsverhältnisse der Staatsbahnen ein. 
Dieser Ausschuß hat nach neuesten Nachrichten jetzt seime Ar- 
beiten beendet und seinen Vorschlag dem Staatsrat eingereicht. 
Der Vorschlag ist vereinigt: mit einem weitergehenden, auf Um- 
gestaltung der ganzen Eisenbahnverwaltung gerichteten. Da 
die Lohnfrage sonach eine recht verwickelte Aufgabe wird, ist 
e3 sehr fraglich, ob der neue Lohnstatus, wie man in Finnland 
gehofft hatte, noch bis zum 1. Januar 1922 zur Einführung 
kommt. et N 

Die gegenwärtige Einrichtung der finnischen Staatsbahnen be- 
ruht auf einer Verordnung vom 7. Mai 1903 und einer im An- 
schluß hieran erfolgten Anweisung vom 19. April 1909. Danach 
wurde die Leitung durch eine kollegiale, aus dem Generaldirek- 
tor und vier Direktoren (für Büro, Verkehr, Bahn- und Ma- 


‘schinenabteilung) bestehende KEisenbahndirektion ausgeübt. 
Dieser unterstanden vier ebenso kollegial eingerichtete 


Distriktsdirektionen in St. Petersburg, Viborg, Helsingfors und 
Vasa. Änderungsvorschläge spielen schon seit 1907; durch 
Ausscheidung von St. Petersburg infolge der Trennung von 
Rußland sind sie besonders brennend geworden. Über die neuen 
Vorschläge, für welche die Eisenbahndirektion schon ihr Gut- 


‘achten abgegeben hat, entnehmen wir in kurzem Auszug dem 


Järnbanebladet: Die Eisenbahndirektion untersteht dem Mi- 

nisterium für Verkehrswesen und allgemeine. 
Arbeiten, sie hat die dem allgemeinen Verkehr geöffneten 
Bahnen ebenso wie die daran angeschlossenen staatlichen Vier- 
kehrsverbindungen zu verwalten, neue Bahnen zu entwerfen und 
zu bauen und die Aufsicht über die Privatbahnen zu üben. : Die 

dem Ministerium vorbehaltenen Angelegenheiten sind: Verord- 
nungen über Verwaltung der Staatsbahnen, Budget, Tariffest- 
setzungen, Verordnungen über Entlohnung und Ruhegehalt des 
Personals, Anlage und Einziehung von Stationen, Grundlagen 
für die Beziehungen der Eisenbahnen zu Militär-, Zoll- und Tele- 
graphenbehörden, Verkehrsabkommen mit ausländischen Eisen- 
bahnverwaltungen, soweit wesentliche Abweichungen von be- 
stehenden Verkehrs- und Tarifbestimmungen dabei mitspielen, 
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"Betrieb von Privatbahnen: durch die Staatsbahn, Schadensersatz 
wegen Personenbeschädigungen über 20 000 A, soweit nicht das - 


Gericht angerufen ist, Ernennung und Beurlaubung der Eisen- 
bahndirektoren u. a.. Die Eisenbahndirektion soll aus einem 
Generaldirektor, einem Oberdirektor und 11 Direktoren, von 
denen ‘jeder einer Abteilung vorsteht, bestehen (administrative 
und juristische Abteilung, Rechnungswesen, allgemeine Bahn- 
abteilung, konstruktive Bahnabteilung, Neubau-, Maschinen-, 
Woeerkstatt-, Vorrats-, Verkehrs-, Transpört- und schließlich Tarif- 
und Kontrollabteilung). Dem Generaldirektor ist ein Büro für 
eisenbahnwirtschaftliche Angelegenheiten unmittelbar unterstellt. 
Der Vorschlag enthält weiter eine genaue Geschäftsteilung der 
11 Abteilungen und Vorschriften über die Geschäftsbehandlung, 
über Sitzungen des Plenums und der Abteilungen, Ausscheidung 
der Angelegenheiten, die dem Generaldirektor oder Oberdirektor 
und den einzelnen Direktoren vorbehalten sind, Bestimmungen 
über die Beschlußfähigskeit in den Sitzungen und die Vortrags- 
weise. 
Für vorbereitende Behandlung von Angelegenheiten, die die 
öffentlichen Verkehrsinteressen berühren oder sonst von größe- 
rer Bedeutung sind, wird bei der Eisenbahndirektion ein be- 
ratender Ausschuß, aus mindestens neun Mitgliedern bestehend, 
eingesetzt. Die Mitglieder dieses Ausschusses werden durch das 
Verkehrsministerium auf drei Jahre berufen, wobei die Zentral- 
handelskammer und andere Organisationen, die den öffentlichen 
Verkehrsinteressen nahestehen, Gelegenheit haben sollen, Per- 
sonen vorzuschlagen, die durch ihre Tätigkeit auf dem Gebiete 


. wichtigerer Industriezweige, des Handels, des Ackerbaues oder 
‚der Seefahrt wesentliche Erfahrungen gesammelt haben. 


Dieser 
beratende Ausschuß soll mindestens zweimal im Jahr zusammen- 
gerufen werden und vorbereitungsweise behandeln: Organisation 
der Eisenbahnverwaltung, Änderungen in den Tarifvorschriften, 
Erhöhung und Ermäßigung bestehender Tarife, Klasseneintei- 


lung der für das Ernährungswesen des Landes wichtigeren 
Güter, wichtigere Änderungen im Zugverkehr, Anschaffung 


rollenden Materials, grundsätzliche Regeln und Pläne für son- 
stige srößere Kaufabschlüsse, Planlegung von größeren Neu- 


‘ bauten, Grundlagen der Personalentlohnung, Angelegenheiten, die 


die allgemeinen Arbeitsverhältnisse bei den Bahn- und 'Bau- 
arbeiten und den Werkstätten der Staatsbahnen befreffen, und 
schließlich Angelegenheiten nach besonderer Zuteilung und Rats- 
erholung durch das Verkehrsministerium oder die Eisenbahn- 
direktion. ES ERE, 

Außer der Revision durch die Zentralverwaltung und die 
Distriktsrechnungsbüros sollen die im Verkehr befindlichen 
Staatsbahnen und ihre Verwaltung und Abrechnung noch einer 
sachlichen Überprüfung durch drei vom Verkehrsministerium 
eingesetzte Oberrevisoren, von denen mindestens einer technische 
Ausbildung und Erfahrung besitzen muß, unterstellt werden. 


‚In der Streckenverwaltung unterstehen der Rechnungsabteilung 


Kassendistrikte, der allgemeinen Bahnabteilung Bahnsektionen, 
der Maschinenabteilung Depotsektionen, der. Vorratsabteilung 
Vorratssektionen, und der Verkehrsabteilung Verkehrssektionen. 
Die Bahnarztdistrikte unterstehen der Rechnungsabteilung. Den 
Bereich jeden Distriktes und ieder Sektion samt Unterabteilun- 
zen bestimmt die Eisenbahndirektion. Dr. S 


— Zugbeleuchtung auf den französischen Bahnen. Die Revue 
Generale de l’Electricit& vom 29. Oktober d, J. bringt folgende 
Ausführungen: Ein Rundschreiben des Ministers der öffentlichen 
Arbeiten in Frankreich vom 17. Januar 1914 forderte die Eisen- 


bahnverwaltungen auf, die Gasbeleuchtung aus den Eisenbahn- 


wagen allmählich zu entfernen und für neue Wagen nicht mehr 


zu. verwenden. Diese Forderung bezog sich ausschließlich auf. 


Wagen, die für Schnellzüge Verwendung fanden. Man glaubte, 
daß die Ausdehnung der elektrischen Beleuchtung auf Wagen 
für Züge mit häufigen Aufenthalten technische Schwierigkeiten 
böte. - 

Die Anordnungen des Rundschreibens wurden nur sehr unvoll- 
ständig durchgeführt, da sechs Monate‘ später der Krieg aus- 
brach. Der Eisenbahnunfall im Batignolles-Tunnel, dessen so 


‚außerordentlich schwere Folgen der Entflammung des zur Be- 


leuchtung dienenden Gases zuzuschreiben sind, zeigt, wie not- 
wendig und wie ungenügend die.-Beachtung des Rundschrei- 
bens war. ' 

Der jetzige Minister der öffentlichen Arbeiten, Le Trocquer, 
hat soeben das Rundschreiben ergänzt, indem er für die Aus- 
führung der neuen Vorschriften Einzelheiten festsetzte, bei deren 
Nichtbeachtung im Falle eines Unfalles die leitenden Beamten 
persönlich verantwortlich gemacht werden. Außerdem wurde 
bestimmt, daß der gesamte Wagenpark, der für den Schnellzug- 
verkehr bestimmt ist, am 1. Januar 1923 keinerlei Gasbeleuch- 
tung mehr enthalten darf. Es ist also ein Zeitraum von 14 Mo- 


naten für die Ausführung, des Rundschreibens vom 17. Januar. 


1914 festgelegt. /Ferner sollen die Bahnverwaltungen bestrebt 
sein, die Gasbeleuchtung auch so schnell wie möglich aus allen 
Wagen der Personenzüge zu entfernen, in welchem Zustande 
sie sich gegenwärtig auch befinden mögen. Man wird mit dem 


Wagenpark der Vorortzüge großer Städte anfangen, bei denen 

bis zum 1. Januar 1924 die Gasbeleuchtung entfernt sein muß. 

Vom 1. Januar 1925 ab darf in keinem Personenzug mehr Gas- 
. beleuchtung vorhanden sein, 


— Neuregelung des spanischen Eisenbahnwesens. Nachdem in 
der letzten Sitzung des Parlaments ein Entwurf für ein neues 
Eisenbahngesetz abgelehnt worden ist, ist nunmehr ein neuer 
Entwurf vorgelegt worden, der als ein Ausgleich zwischen dem 
von einer Seite verfochtenen Plan der Verstaatlichung und dem von 
anderer Seite eingebrachten ersten Entwurf angesehen wird. Bei 
jenem hatte man namentlich Anstoß an der Festsetzung des 
Werts der Eisenbahnen nach dem Kurs ihrer Aktien genommen; 
der neue Entwurf schweigt sich darüber aus, wie dieser Wert 
festgestellt werden soll, obgleich er auch darin insofern eine 
Rolle spielt, als besondere Bestimmungen betreffs der Vertei- 
lung ‚des Überschusses bei solchen Eisenbahnen vorgesehen sind, 
bei denen die Schuldverschreibungen den Wert der Anlagen über- 
schreiten. Der Staat soll sich an den Eisenbahnen mit solchen 
Mitteln beteiligen, daß sie auf eine gesunde wirtschaftliche 
Grundlage gestellt werden, dafür aber auch an den Einnahmen 
Teil haben, von denen die Gesellschaften #% % mehr als der 
Staat ‚erhalten sollen. Der Schuldendienst ist Sache .der Gesell- 
schaften. ° Der: Betrieb bleibt in deren Händen. Ein Eisenbahn- 
rat, bestehend aus je sechs Vertretern der Regierung und der 
Eisenbahngesellschaften und drei anderen Mitgliedern, soll die 
Interessen des Staats und der Allgemeinheit gegenüber den 
Eisenbahnen wahrnehmen, Er ist befugt, Neubauten anzuregen, 
eine veränderte Gliederung des Eisenbahnnetzes vorzuschlagen, 
in den Betrieb einzugreifen, die Tarife festzusetzen und die 
Zurücknahme der den Gesellschaften erteilten staatlichen. Geneh- 
migsung zu- veranlassen. Besondere Beauftragte sollen in den 
Verwaltungsrat der Gesellschaften abzeordnet werden, wo sie 
zwar kein Stimmrecht, aber das Recht des Einspruchs gegen 
die Beschlüsse haben; die Aufrechterhaltung -derartiger Ein- 
sprüche hängt von der Genehmigung durch die Regierung ab. 
Der Eisenbahnrat soll die Tarife, gegebenenfalls mit Zuschlägen, 
so festsetzen, daß die Betriebskosten und der ’Schuldendienst, 
auch die Verzinsung des vom Staate beigetragenen. Kapitals. ge- 
währleistet wird. Bei Zurückziehung der Genehmigung und 
Übernahme einer Eisenbahn durch den Staat ist den Inhabern 
der Aktien eine Rente zu gewähren, die nach der Höhe der bis 
dahin erzielten und für die Zukunft zu erwartenden Einnahmen 


absestuft ist. Den ausländischen Eisenbahngesellschaften in 
Spanien sind im neuen Gesetzentwurf keine Sonderrechte ein- 
geräumt. a 


— Entgleisung des Simplon-Expreßzuges: Am 1. Dezember 
abends ist der Simplonzug zwischen den Bahnhöfen Corbu und 
Poteoava der Linie Bukarest-Temesvar unter sehr merkwürdi- 
gen Umständen entgleist. Unmittelbar vor dem Expreß passierte 
ein Lastzug den 20 km langen Streckenabschnitt zwischen bei- 
den Bahnhöfen.. An einem Wagen dieses Lastzuges wurden auf 
dem Bahnhofe Corbu Federnbruch und andere Anzeichen ent- 
deckt, die darauf schließen ließen, daß der Wagen unterwegs 
entgleist, und in einer Kurve wieder auf die Schienen gekom- 
men war. Dies wurde nur zu bald bewiesen durch die kurz 
darauf von der Strecke einlangende Meldung von der Ent- 
- gleisung des Simplonzuges. Glücklicherweise blieben alle ent- 
eleisten Wagen stehen, und infolgedessen gab es keinerlei Ver- 
letzungen, außer den unvermeidlichen Sachschäden. 

Bei Untersuchung der Linie machte man aber die merk- 
würdige Entdeckung, daß auf eine Entfernung von 5 km sämt- 

“liche Laschenschrauben einer Schiene gewaltsam abgeträst wa- 
ren, wohl eine Folge der Entgleisung und Zurückgleisung des 
erwähnten Lastzugwagens. 

Die große Länge der zerstörten Linie und ein gleichzeitig ein- 
setzender furchtbarer Schneesturm — der gefürchtete Krivetz 
— machte es unmöglich die Strecke sofort wieder herzustellen; 
dies gelang erst am 6. Dezember. Bis dahin blieb der Schnell- 
zugverkehr Bukarest-Temesvar eingestellt, der Simplonzug aber 
wurde über Kronstadt-Teinsch-Arad nach Teemesvar geleitet. Die 
Eisenbahn betraute eine sachverständige Kommission mit der 
Untersuchung des Falles, der einem Ausspruche des General- 
direktors Jonescu zufolge, ziemlich vereinzelt dasteht in der 
Geschichte der Eisenbahnunfälle. 


Fremde Erdteile. 


— Hedschas-Bahn. Amerikanischen Zeitungsmeldungen zu- 
folge ist der Verkehr auf der Hedschas-Eisenbahn zwischen 
Haifa (am Mittelmeer) und Amman, der Hauptstadt von Trans- 
iordanien (162 km Entfernung) wieder aufgenommen worden. 
Die Züge verkehren jetzt zum ersten Male wieder seit Beginn 
des Weltkrieges. ‘Die wieder in Betrieb genommene Linie führt 
durch ein wichtiges Getreidebaugebiet und wird einen günstigen 


0! Zeitun des Voreins 
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Markt für Waren auswärtiger Industrien eröffnen. Für den | diese Forderung mit dem Einwande ab, daß in diesem Umfange 


Absatz dürften in erster Reihe landwirtschaftliche Maschinen 


und Webwaren in Frage kommen. 


Rechtspflege. 


— Außergewöhnlicher Andrang zum Zuge als Entschuldigung 
für das Verschulden des Reisenden. Der Kläger hat am 14. Ja- 
nuar 1919 auf dem Bahnhof Berlin-Treptow einen Un- 
fall erlitten, als er versuchte, mit einem stark besetzten Zuge 
mitzukommen; es ist ihm durch das Zuschlagen einer Abteiltür 
das oberste Glied des Daumeus der linken Hand ab- 
gequetscht worden. Der Schadensersatzklage hält der be- 
klagte Eisenbahnfiskus entgegen, daß der Kläger den Unfall 
durch eigenes Verschulden verursacht habe, indem er 
mit der linken Hand in den Türrahmen gefaßt hat, um sich 
festzuhalten. 


Das Landgericht Berlin hat den Klageanspruch im 
Rahmen . des Haftpflichtgesetzes zur Hälfte dem Grunde 
nach für gerechtfertigt anerkannt, das Kammergericht er- 
klärte ihn zu. zwei Dritteln für begründet, “und: das 
Reichsgericht im vollen Umfange, aus folgenden 
Entscheidungsgründen: „Der Kläger erlitt den Unfall 
nach dem Einsteigen. Daß die Enge des Raumes in den Abteilen 
eine dem Eisenbahnbetriebe eigentümliche Gefahr darstellt, ist vom 
erkennenden Senat wiederholt in Entscheidungen ausgesprochen 
worden. Durch: diese Enge 'bei ungewöhnlicher Überfüllung 
wurde der vorliegende Unfall verursacht. Der außerordent- 
liche Andrang zum Zuge und das Drängen und Stoßen 


in den Abteilen bildete eine Erhöhung der Betriebs- 


gefahr. Die eigentliche Streitfrage ist nunmehr, ob und in 
welchem Maße dem Kläger selbst ein Mitverschulden.an 
dem Unfalle zur Last zu legen ist. Die Gerichte beider Vor- 
instanzen haben ein solches angenommen und dieses nur ver- 
schieden bewertet. Unter regelmäßigen Verhältnissen, wenn 
nicht der ganze Zug überfüllt ist und auch nicht eine besondere 
Eile gerade das Besteigen des überfüllten Abteiles ver- 
anlaßt hat, wird in letzterem mit Recht ein. eigenes Verschul- 
den des Fahrgastes gefunden werden. Die besonderen Umstände 
des vorliegenden Falles sind nun aber die, daß infolge einer 
gerade kurz vorher vorangegangenen Zugstockung ein außer- 
gewöhnlicher Andrang zu dem Zuge herrschte, daß der Kläser, 
der nicht zum Vergnügen reiste, sondern von seiner Arbeits- 
stelle nach Hause fahren wollte, nach- seiner nicht widerlegten 
Angabe bereits einen Zug hatte vorüberfahren lassen, weil: er 
zu stark besetzt war und deshalk um so mehr danach strebte, 
nun wenigstens mit diesem zweiten Zuge nach Hause zu gelan- 
gen; daß weiter nicht nur dieses einzelne Abteil, sondern der 
ganze Zug überfüllt-war, so daß einige Leute 
schonaufden Trittbretternihren Platz senom- 
men hatten, um nur mitzukommen.‘ Unter diesen Umstän- 
den kann aber dem Kläger wegen des Einsteigens in das über- 
füllte Abteil überhaupt nicht der Vorwurf eines eigenen mit- 
wirkenden Verschuldens gemacht werden. 
sich an sich verhalten mit dem Hineinfassen des Klägers mit 
der Hand in den Türrahmen; 
Griff mit der Hand gefährlich ist und, wenn die Tür zugeschla- 
gen wird, die Hand zum Einklemmen und erheblichen Ver- 
letzungen aussetzt. Der Kläger macht nun aber geltend, daß, 
nachdem er eingestiegen war, von dem ebenfalls überfüllten 
Nachbarabteil Fahrgäste in das 'Abteil, 
gelangt war, hinüberdrängten, und dies den Kläger ganz un- 
willkürlich veranlaßt habe, um nicht wieder hinausgedrängst zu 
werden, nach dem Türrahmen zu. greifen und sich so fest- 
zuhalten. Das Berufungsgericht erachtet diese Angabe für 
zlaubhaft, meint aber, daß er in diese Lage doch nur durch 


Jedermann weiß, daß ein solcher- 


in das der Kläger eben° 


Anders würde es 


} 


das schuldhafte Einsteigen in das überfüllte Abteil gekommen . 


sei. Scheidet aber die letztere Handlung als auf Verschulden 
. beruhend aus, so ist dann aber der Kläger überhaupt entschul- 
digt und der Vorwurf eines mitwirkenden Verschuldens an dem 
Unfalle gegen ‘ihn unberechtist. Sein Schadensersatzanspruch 
war also im Rahmen des Haftpflichtgesetzes, worauf schon das 


Landgericht ihn beschränkt hat, -im <zanzen Umfange dem 
Grunde nach für EN zu erklären. En 
VL: 187/21. — 27. 6. 21.) K, M.-L.’: 


— Ersatz der Bahn für Umzugsgut. Ein Ottizierkoffer keine 


Kostbarkeit. Der Diplomingenieur S. in Hamburg nimmt .den 
preußischen Eisenbahnfiskus für Verlust von Umzuesgut in An- 
spruch, das ihm-im November 1919 auf dem Bahnweg von Tor- 
ney bei Stettin nach Hamburg abhanden gekommen ist. Es han- 
delt sich im wesentlichen um einen Reisekorb und einen Offiziers- 
koffer, die in verschlossenem Bahnwagen 'befördert wurden. Der 
beklagte Eisenbahnfiskus hat 6300 M als Schadensersatz gezahlt. 
Kläger verlangt jedoch weitere 7150 M. 


Der Beklagte. lehnt 


Kostbarkeiten in Betracht kommen und die Sachen nicht 

unter Beachtung der für die Versendung von Kostbarkeiten vor- 

geschriebenen Bestimmungen versandt worden sind. Landege- 

rieht Altona und Oberlandesgericht Kiel haben den 

des Klägers dem Grunde nach für gerechtfertigt er- 
är i 


Das Reichsgericht hat die Revision des Beklagten mit 
folgenden Entscheidungsgründen zurückgewiesen: Der 
Reisekorb hatte eine Größe von 9X 60 X 60 cm, so daß sein 
Rauminhalt 324 Kubikdezimeter betrug. Er bildete also ein 
sehr großes Giepäckstück. . Sein Inhalt bestand aus Anzügen und 


sonstigen. Kleidungsstücken, Stiefeln und Schuhen sowie Wäsche 


und ähnlichen Gebrauchsgegenständen. Derartige Sachen können 
nun keinesfalls als Kostbarkeiten angesehen werden. Sie bilden 
lediglich Gegenstände des allgemeinen täglichen Bedarfs und 
werden demgsemäß auch ständig! von Reisenden bei Eisenbahn- 
fahrten mitgenommen und sonst mit der Bahn versandt. Anders 
könnte der Fall nur dann liegen, wenn die Sachen einen unge- 
wöhnlichen Wert gehabt hätten, etwa aus besonders teuren Ma- 
terialien hergestellt wären. Das war hier nach den insoweit 
unbestrittenen Behauptungen des Klägers nicht der Fall! Der 
Gesamtwert, der vom Kläger auf 8070 M angegeben ist und nach 
dem Vorbringen des Beklagten noch weniger betragen haben 
soll, war im Verhältnis zur Größe des Behältnisses auch schon 
zur Zeit der Versendung durchaus nicht sehr erheblich. Ähnlich 
liegt die Sache bei dem Offizierskoffer. Er hatte eine Größe 
von 75xX40 X 40 cm, so daß sich ein Raum von 120 Kubikdezi- 
meter ergibt. Dir. Wert des Inhalts soll mit einigen Silber- 
sachen, für welche Ersatz nicht verlangt wird, nach Angabe des 
Klägers 3910 M. betragen haben. Bei einem Handkoffer von 
üblicher Größe mußte mit einem Inhalt von einem ähnlichen 
Werte immer gerechnet werden. (Aktenzeichen: E02, 
21.9.2221) K. a 


Der Schriftleitung sind folgende Bücher 
zugegangen: 


— Werkstattbücher für Betriebsbeamte, Vor- und Facharbei- 


ter,, Herausgegeben von Eugen Simon. Berlin 1921. Verlag 
von Julius Springer. Heft 5: Das Schleifen der Metalle. . Heft 6: 
Teeilkopfarbeiten. Heft 7: Härten und: Vergüten, Rh Teil: Stahl 


und sein Verhalten. Heft 8: Härten und Vergüten, IL. Teil: 
Die Praxis der Warmbehandlung. Preis: Heft 5 u. 8 je 6,60 M, 
Heft66 N, Heft 77 M. 


— Handels- und Verkehrsgebräuche im Verkehr mit den Spe- 
diteuren Groß-Berlins. 
zu. Berlin 1921. 


Anleitung zu Frachtberechnungen. 


reicher Beispiele zur Fracht- und Nebengebührenberechnung. 
2. Auflage (unter Berücksichtigung der bis zum 1. August 1921 


in Kraft getretenen Änderungen — die erste Auflage ist in 


Nr. 17,. 8. 386, Jahrg. 1921 von uns ausführlich besprochen wor- 
den). Herausgegeben von 
En i.. R., Breslau 16, Ba 13: - Preis 30 M.: Fa 
verlag 


— Handbuch für den Eisenbahnoberbau. 
H.. Wundenberg, Eisenbahningenieur, 
Bahnhofstr. 1. 1921. 


— Kleiner Wegweiser durch Baden mit Hotelführer. Ratgeber 
über die zu allen Jahreszeiten, auch im Winter, stark besuchten 


badischen Erholungs- und Reisegebiete im Schwarzwald und 
Odenwald, am Bodensee, Neckar und Rhein. Herausgegeben vom 


Badischen Verkehrsver band (Karlsruhe). 


— Die Ursachen des Milliardendefizits 
Lichte _geschiehtlicher Tatsachen. 1921. . 
Vorstand des Deutschen Eisenbahner-Verbandes. 


Preis 1 M. 


der Reichsbahn in) 


Berlin W 50. 


— Ursprung und Mängel der Güterzug-Verbundbremse nach 
Am Be 


Kunze-Knorr. , Von S mann Hannover, 
ben 19. 1921. 


— Der Verkehräbote. 
samte deutsche Verkehrspersonal. 1922 
Eisenbahnoberinspektor Otto Beetz. 
Hofbuchdruckerei in. Karlsruhe. Preis 3,50 Ir 


Herausgegeben von. der Handelskammer 


Kurze . een & 
liche Darlegungen über die Art der deutschen Eisenbahn-Güter- 
und Tiertarife und deren Anwendung. Anhang: Sammlung lehr- 


Gustav Stahn, Preuß. Eisenbahn-. 


Herausgegeben von 
in Oberhausen (Rhld.), - 
(Selbstverlag.) Preis 10 M ohne Porto. 


Herausgegeben vom 


Volkstümlicher Kalendei für das ge- = 
Herausgegeben von 
‚Verlag der HR, A Warn 
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Erweiterung der Abfertigungsbefugnisse von Stationen. 
Württembergische Eisenbahn-Gesellschaft. 


. 


Die Station Bröckingen der Bahn Gaildorf-Untergröningen 


ist vom 15. Dezember für den Stückgutverkehr zugelassen 


| worden. 
| Rundschreiben der Geschäftsführenden Verwaltung sind er- 
lassen worden: 
Nr. I 104 vom 29. November 1921 an sämtliche Vereinsverwal- 
tungen, betreffend Zulassung längerer Schlafwagen zum Ver- 
kehr auf den Vereinsbahnstrecken (abgesandt am 12. Dezember 
- dieses Jahres); 
Nr. I 113 vom November 1921 an sämtliche Vereinsverwal- 
tungen, betreffend den Bedarf an Abdrücken der TV. und der 


Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Nr. III 343 vom 30. November 1921 an sämtliche Vereinsverwal- 
tungen, die österreichischen Bundesbahndirektionen und das 
Eisenbahn-Zentralamt Berlin, betreffend das neue VWÜ, (ab- 
gesandt am 9. Dezember d. J.); 

Nr. III 344 vom 30. November 1921. an sämtliche Vereins- 
verwaltungen betreffend den Antrag der Badischen Lokal-Eisen- 
bahnen, Aktien-Gesellschaft, auf Anschluß an den Verein Deut- 
scher Eisenbahnverwaltungen (abgesandt am 6. Dezember d.’J.): 

Nr. III 352 vom 6. Dezember 1921 an die Mitglieder des 
Vereinswagenausschusses, betreffend den Antrag auf Ergänzung 
der Übergangsvorschriften für Privatwagen (abgesandt am 
71. Dezember:d. J.);-. 

Nr. III 349 vom 8. Dezember 1921 an sämtliche Vereinsverwal- 
tungen, betreffend die Übergangsbestimmungen für Personen-, 
Gepäck- und Triebwagen im Bereiche des Vereins (abgesandt 


- Grz. (abgesandt- am 6. Dezember d. J.); 


am 12. Dezember d. J.). 


1. Gebühren. 


Staats- und Privatbahn-Tierverkehr. 
Tfiv. 1504. 
Westdeutsch-Südwestdeutscher 
Tierverkehr. Tiv. 1743. 
Preußisch-Hessisch-Sächsischer 
Tierverkehr. Tiv. 1725. 


Mit Gültiekeit vom 8. Dezember 1921. 


werden die Überfuhrgebühren usw. der 
Stationen Frankfurt (Main) Viehhof und 
Weiche Schlachthof . erhöht. Auskunft 
geben die beteiligten Güterabfertigungen 
sowie das Auskunftsbüro, hier, Bahnhof 
Alexanderplatz. - (2108) 
Berlin, den 5. Dezember 1921. 
Eisenbahndirektion. 


ei]! 


2. Güterverkehr. 


Deutscher Eisenbahn-Tiertarif, Teil I 
_ (Tiv. 1500). 

Am 1. Januar 1922 wird der Nach- 
trag V ausgegeben. Er enthält den be- 
reits mit Gültigkeit ab 1. Dezember 1921 
im Verfügungswege um 50% erhöhten 
Nebengebührentarif. (2124) 

Berlin, den 8 Dezember 1921. 

Eisenbahndirektion, 
als geschäftsführende Verwaltung. 


"Westdeutseh-Südwestdeutscher Tier- 
verkehr. 

Mit sofortiger Gültigkeit werden die 
Frachtzuschläge auf den hessischen 
Linien der Süddeutschen Eisenbahngesell- 
schaft und die Sätze für die Beförderung 
von Pferden in Bahnstallungswagen auf 
den pfälzischen und bayerischen Strecken 
erhöht. Die Währungszuschläge im Ver- 
kehr mit Konstanz und Singen (Hohen- 
twiel) werden aufgehoben. Näheres im 
gemeinsamen Tarifanzeiger der ehemalig 
preußisch-hessischen Staatsbahnen. 

Frankfurt (Main), 10. Dezember 1921. 
Eisenbahndirektion. (2129) 


Wechselverkehr Sachsen-Bayern 
(rechtsrh. Netz) Tarifheft 7B. 

- Am 15. Dezember 1921 wird die Sta- 
tion Nürnbere- Süd in den direkten. Ver- 
kehr einbezogen. Näheres ist aus un- 
serm Verkehrsanzeiger zu ersehen, auch 
gibt unser Verkehrsbureau, hier, Wiener 
Straße 4 II, Auskunft. (2126) 

Dresden, am 9. Dezember 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion 
als geschäftsführende Verwaltung. 


Norddeutsch-bayrischer Gütertarif. 
Mit sofortiger. Gültigkeit wird die 
Station Harbergen=Staffhorst in die Kilo- 
metertafel II des Tarifs einbezogen. 
Näheres bei «den beteiligten Abferti- 
gungsstellen und in der nächsten Num- 
mer des gemeinsamen Tarif- und Ver- 
kehrsanzeigers. (2109) 
Frankfurt (Main), 26. November 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Preußisch-Hessisch-Bayerischer 
Tiertarif. 

Mit sofortiger Gültigkeit werden die 
Frachtzuschläge für die Stationen Beer- 
felden (Odenw.), Jugenheim-Parvenheim 
und Reichelsheim (Odenw.) erhöht. 

Näheres bei den beteiligten Abferti- 
gungsstellen. (2119) 

Erfurt, den 8. Dezember 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Gemeinsames Heft Tiv. 200 A. 

Mit Gültigkeit vom 1. Januar 1922 
werden im Anhang -I unter 5 (Verkehr 
mit der Weimar-Rastenberger Eisenbahn) 
die Zuschläge für die Wagenladungs- 
klassen einschl. der Ausnahmetarife er- 
höht. Die Umladegebühren werden mit 
Gültigkeit vom 15. Dezember 1921 er- 
höht. Näheres enthält der nächste Tarif- 
Anzeiger. Das alsbaldige Inkrafttreten 
der Tariferhöhung gründet sich auf die 
vorübergehende Änderung des $ 6 der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung (R.-G.-Bl. 
1914, Seite 455). 

Auskunft geben die beteiligten Güter- 
abfertigungen sowie das Auskunftsbüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. (2127) 

Berlin, den 12. Dezember 1921. 

. Eisenbahndirektion. 


Rheiniseh-Bayerischer Güterverkehr. 

Tarif vom 1. Februar 1917. 

‘Mit sofortiger . Gültigkeit wird die 
bayerische (rechtsrh.) Station Gnötzheim 
auch für den Wagenladungsverkehr er- 
öffnet. Für Wagenladungen von Gnötz- 
heim nach norddeutschen Verbands- 
stationen erhöhen sich die in der KRilo- 
metertafel I angegebenen Schnitt- 
entfernungen um 8 km. 

Ab 15. Dezember 1921 wird die baye- 
rische (rechtsrh.) Station Nürnberg Süd 
für den unbeschränkten Güterverkehr er- 
öffnet. Die Entfernungen werden gebildet 
durch Anstoß von 3 km an jene für Nürn- 
berg Rbf. (2128) 

München, den 29. November 1921. 

Tarifamt b. R.V.M., ZB. 


- Amtliche Bekanntmachungen. 


Deutscher Seehafenverkehr mit Süd- 

deutschland. 

Mit Gültigkeit vom 15. Dezember 1921 
wird die Station Nürnberg Süd in den 
Tarif aufgenommen. Die Entfernungen 
sind durch‘ Anstoß von 3 km an Nürn- 
berg Rbf. zu bilden. 

Die bayerische Station Röthenbach b. 
Lauf erhält die Bezeichnung Röthenbach 
(Pegnitz). 

Die Dienstbeschränkungszeichen der 
bayerischen Station Gnötzheim sind in- 
folge Eröffnung dieser Station für den 
Gesamtverkehr zu ändern in „OR, Bes‘: 
für Wagenladungen von Gnötzheim er- 
höhen sich die Entfernungen für Gnötz- 
heim um 8 km. (2123) 

Hannover, den 8. Dezember 1921. 

Eisenbahndirektion- 


Ostdeutsch- und mitteldeutsch-südwest- 
deutscher Tiertarif. 

Mit sofortiger Gültigkeit werden die 
Gebühren für die Beförderung von Tie- 
ren in Sonderzügen und für die Beförde- 
rung von Pferden in Bahnstallungswagen 
erhöht. Des weiteren treten Änderungen 
im Abschnitt D ‚Örtliche Bestimmungen“ 
ein. Näheres bei den beteiligten Abfer- 
tigungsstellen.- (2105) 

Erfurt, den 5. Dezember 1921. 

Eisenbahndirektion. 


1} 
Staats- und Privatbahn-Tiertarif. — 
Tiv. 1504, 

Mit Gültigkeit vom 12. Dezember 1921 
werden die auf den hessischen Linien 
der Süddeutschen Eisenbahngesellschaft 
bestehenden Frachtzuschläge erhöht. 

Auskunft geben die beteiligten Güter- 
abfertigungen sowie das Auskunftsbüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. (2116) 

Berlin, den 8. Dezember 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Bayerischer Lokalbahnschnittarif. 

Auf Seite 6 des Tarifs (Seite 1 des 
Nachtrags'I) ist bei Neuaubing die Son- 
derbestimmung zu streichen und dafür 
zu setzen: 

Für die Werkstätteninspektionen IT und 
II Neuaubing, die Internationale Schlaf- 
wagengesellschaft - Neuaubing und) die 
Hauptwerkstätte für _ Kraftfahrzeuge 
Neuaubing besteht unbeschränkter Stück- 
gut- und Wagenladungsverkehr. (2118) 

München, den 3. Dezember 1921. 

Tarifamt beim RVM., ZB. 
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Französisch-Luxemburgisch-Österreichi- 
scher Güterverkehr durch Deutschland. 

Am 1. Dezember 1921 ist die Güter- 
beförderung mit durchgehendem . inter- 
nationalen Frachtbrief zwischen Frank- 
reich und Luxemburg einerseits und 
Österreieh ‘anderseits durch Deutschland 
über Lindau, Mittenwald, Kufstein, Salz- 


burg, Simbach und Passau aufgenommen. 


worden. 
fern nachstehend 


Als Vertragsrecht gelten, so- 
nicht besondere Be- 
stimmungen vorgesehen sind, das Inter- 
nationale Übereinkommen über den 
Eisenbahnfrachtverkehr (Berner Übk.) 
nebst Ausführungs- und einheitlichen 
Zusatzbestimmungen. Der Absender ist 
verpflichtet, im Frachtbrief alle Grenz- 
übergänge von Staat zu Staat vorzu- 
schreiben, über welche die Sendung be- 
fördert werden soll. Bei Sendungen in 
der Richtung von Frankreich und 
Luxemburg ist die Fracht einschließlich 
aller Nebengebühren bis zur Deutsch- 
Österreichischen Grenzübergangsstation 
zu  frankieren. Die  Frankierung der 
Fracht usw. für die österreichische 
Strecke ist dagegen nicht zugelassen. 
Diese wird vielmehr durch die öster- 
reichische Empfangsstation vom Emp- 
fänger eingezogen. Für den Verkehr von 
Frankreich usw. sind Nachnahmen aller 
Art ausgeschlossen. Für den Verkehr 
von Österreich sind Nachnahmen nur in 
der Währung des Versandlandes zuge- 
lassen. Nachträgliche Verfügungen des 
Absenders werden nur beschränkt zuge- 
lassen. Sowohl im Verkehre von Frank- 
reich usw. wie von Österreich sind Dekla- 
rationen des Interesses an der Lieferung 


unzulässig. Nähere Auskunft geben die 

beteilieten Verwaltungen und Dienst- 

stellen. (2121) 
Köln, den 9. Dezember 1921. 


Eisenbahndirektion Köln, 
namens der Deutschen Reichsbahn. 


Preußisch- Hessisch-Bay erischer 
Tierverkehr. 

Mit sofortiger Gültigkeit werden die 
Gebühren für die Beförderung von Tie- 
ren in Sonderzügen und für die Beförde- 
rung von Pferden in Bahnstallungswagen 
erhöht. Des weiteren treten Änderungen 


im Abschnitt D. „Örtliche Bestimmun- 
gen“ ein. Näheres bei den beteiligten 


Abfertigungsstellen. 
Erfurt, den 5. Dezember 1921, 
Eisenbahndirektion. 


(2110) 


Gemeinschaftliches Heft CIb (Zuschlags- 
und Anstoßfrachten usw.) — Tiv. 200. 
Mit Gültigkeit vom 15. Dezember 1921 


treten in den Bestimmungen über Zu- 
schlags- und Anstoßfrachten 
a) der Kreis  Altenaer Schmalspur- 
Eisenbahnen, 
b) der Gera-Meuselw itz-Wuitzer Bisen: 
bahn, 
c) der * Elmshorn-Barmstedt-Oldesloer 
Eisenbahn, 
d) der Nebenbahn Zell (Wiesental)- 
Todtnau 


Änderungen ein. 

Näheres enthält die am 12, Dezember 
1921 erscheinende Nummer des Tarif- 
anzeigers. Das alsbaldige Inkrafttreten 
der Erhöhungen gründet sich auf die vor- 
übergehende Änderung des $ 6 der Eisen- 
bahn- Verkehrsordnung (R.G.Bl. . 1914, 
Seite 455). — Auskunft geben auch die 
beteiligten Güterabfertigungen sowie das 
Auskunftsbüro, hier, Bahnhof Alexander- 
platz. (2120) 

Berlin, den 9. Dezember 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Bundesbahnen , usw. 


Seehafenverkehr mit Süd- 


deutschland. 


Deutscher 


. Mit Gültigkeit vom 15. Dezember 1921 


ist das Dienstbeschränkungszeichen ‚„W“ 
bei der Station Bröckingen der Würt- 
tembergischen. Eisenbahn-Gesellschait zu 
streichen. (2107) 
Hannover, den 2. Dezember 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Mitteldeutsch- südwestdeutscher 


Gütertarif. 
Der im Heft I (Nachtrag XL 8.4 
unter XI) vorgesehene: Stationsfrachtsatz 


(Schaffhausen-Berlin Anh. Gbf.) beträgt 


vom 1. Dezember d. J. ab. 452 ER 40 8 
für 100 ke.» (2106) 
Erfurt, den 3. Dezember 1921. 
Eisenbahndirektion: 


Deutsch-italienischer Güterverkehr über 


Brenner und Tarvis 
Tarifvom 1. Oktober 191. 
Ab 12. Dezember 1921 gelangen für den 
außeritalienischen Schnitt. II die Sätze 
der Reihe K und für den außeritalie- 
nischen Schnitt III die Sätze der Reihe 
F zur Anwendung. (2117) 
München, den 7. Dezember 1921. 
Tarifamt beim RVM. ZB. : 


Westdeutseh-südwestdeutscher Verkehr. 


Die Station Schleswig Friedrichsberg 


wird mit sofortiger Gültiekeit in die 
Tarife einbezogen. Näheres im Gemein- 
samen Tarif- und Verkehrsanzeiger der 
ehemalige preußisch - hessischen usw. 
Staatsbahnen. (2113) 
Frankfurt (M.), den 5. Dezember 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Preußisch-Hessisch-Sächsischer Tier- 

verkehr. Gemeinsames Heft. 

Mit Gültigkeit vom 1. Dezember 1921 
sind infolge der allgemeinen Tarif- 
erhöhung um 50 % die-Sätze für Trän- 
kung von Vieh außerhalb des Eisenbahn- 
wagens, die Sätze für die Einstellung yon 
Tieren in Buchten und die Gebühren für 
eine größere Anzahl Stationen erhöht 
worden. Das sofortige Inkrafttreten der 
Erhöhungen gründet sich auf die vor- 
übergehende Änderung des $ 6 der Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung (R.G.Bl. 1914, 
S. 455): 
Wirkung die Desinfektionsgebühren für 
Tiersendungen nach dem Städtischen 
Schlachthof in Breslau Viehhof erhöht. 
Näheres ist aus dem Tarif- und Verkehrs- 
anzeiser der ehemalig . Preußisch-Hessi- 
schen. Staatseisenbahnen und aus unse- 
rem Verkehrsanzeiger zu ersehen, auch 
geben die Stationen Auskunft. (2111) 

Dresden, am 6. Dezember 1921. 
Eisenbahn-Generaldirektion 
geschäftsführende Verwaltung. 


Süddeutsch-österreichischer Verkehr. : 

Tarif für die Beförderung von Gütern 
zwischen Stationen der österreichischen 
einerseits und Sta- 
tionen der Lokalbahnen der österreichi- 
schen Bundesbahnen Reutte-Schönbichl 
Staatsgrenze und Staatsgrenze bei Grie- 


als 


sen-Reutte (Mlititenwaldbahn) usw. an- - 


dererseits vom 15. Juli 1921. 
Berichtigung einer Kundmachung. 
Die in Nr. 48, 8.419 ..d. Ztg. vom 

1. Dezember 1921 unter fortl. Nr. (2066) 

verlautbarte Erhöhung der Teilfrachtsätze 

in Mark um achtzie vom Hundert ist auf 
fünfundneunzig vom Hundert zu 
berichtigen. 

Es ist daher unter „B. Erhöhung der 

Teilfrachtsätze in Mark* in der ersten 


Ferner werden mit sofortiger 


Zeile der Ziffer 1. das Wort. achte 
auf „fünfundneunzig“ abzuändern. Fer- 


ner ist unter Ziffer II -in der Anmer-- 
kung ,„**)“ „80° «durch „95° _ zu er- 
setzen. (2115) 


Wien, am 5. Dezember 1921. 
Österreichische Bundesbahnen namens 
der beteiligten Verwaltungen. | 


3. Personen- und Gepäckverkehr. 


Reinickendorf-Liebenwalde-Groß Schöne- 
becker Eisenbahn, / 

Am 1. Februar 1921 erscheint der III. 
Nachtrag zum diesseitigen Binnentarif. 
Derselbe enthält Fahrpreiserhöhungen. 
Auskunft erteilt unser Verkehrsbüro. 
Berlin, im Dezember 1921. (2112) 

‘ Die Direktion, 


Deutsch-Niederländischer Personen- 
und Gepäcktarif. i 
Am 1. Januar 1922 erscheint zum vor- 


bezeichneten Tarif Nachtrag. I, der neben 


kleineren Ergänzungen und Änderungen 

der Tarifsätze‘ Tariferhöhungen für die 

niederländischen Schnittsätze enthält. 
Nähere Auskunft erteilen die an diesem 


- Verkehr beteiligten Dienststellen und das 


‚im Gepäckverkehr 


Verkehrsbüro 
Köln: 

Köln, den 7. Dezember 1921. 

Eisenbahndirektion, 

zugleich namens der beteiligten 
Verwaltungen. 


Eisenbahndirektion 
(2125) 


der 


Deutsche Eisenbahn-Personen- und 
Gepäcktarife, Teile I und I 2 
Mit Wirkung vom 1. Februar 1922 wer- 
den im Bereich der Deutschen Reichs- 
bahn die Personen- und Gepäcktarife er- 
höht. Die Erhöhungen betragen im Per- 
sonenverkehr im allgemeinen 75 % und 
ungefähr 50 %, sie’ 
werden durch Ausgabe , neuer Tarife 
oder durch Nachträge zu den Tarifen 

oder im Verfügunsswege durchgeführt. 
Die verkürzte Veröffentlichungsfrist 
ist auf Grund der vorübergehenden Än- 


derung des $ 6 :E.V.O. (R.G.Bl. 1914, 
Seite 455) genehmigt. _ 

Nähere Auskunft erteilt unser. Ver- 
kehrsbüro. (2122) 


Berlin, den 6. Dezember 1921. 
Eisenbahndirektion. für die Verwaltung 
der Deutschen Reichsbahn. 


4. 'Verdingungen. 


Dänische Staatseisenbahnen. 

Für die dänischen Staätseisenbahnen 
soll die Lieferung von etwa 20000 t 
Schienen und Verbindungsteilen verge- 
ben werden. 
Die Bedingungen nebst Zeichnungen 
sind gegen portofreie Einsendung ven 
15 Kronen dänisch von 1. Banekontor, 
Gl. Kongevej 1, 3. Sal, Kopenhagen B, 
zu erhalten, | 
Bietungstermin am 4 hf anuar 1922, 
nachmittags um 3 Uhr, {> (2074 ) 


0.5. Offene Stellen. 


Junger Eisenbahnanwärter, Dr 
welcher mit der. Fahrkartenausgabe ver- 
traut ist und bereits im direkten Güter- 
verkehr gearbeitet hat, zum alsbaldigen 
Eintritt gesucht. Besoldung nach Tarii- 
vertrag A. (2114) 
Die Direktion der Stendal-Tangermünder 
ee ke in Fabgermünden 
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Berlin, den 22. Dezember 1921. 


LXI. Jahrgang. 


Eisenbahn und deutsche. Dichtung. 

Fristarbeit in Eisenbahnwerkstätten. 

Einführung von Schlafwagen- 3. Klasse 
auf den deutschen Reichsbahnen. 

Verhandlung des Teilvoranschlages 1922 
für die Bisenbahnen im österreichischen 
Nationalrat. 

Hoka- oder Bleiverschlüsse? 

Die Staatsbahnen in. Niederländisch- 
Indien und ihre Ergebnisse in.den 
letzten Jahren. 

Verbesserungen bei der Güterännahme. 

Nachrichten. , 

Deutschland: Neuer  Unterrichts- 
wagen der Reichsbahn. — Ausbildung 
der Assessoren. — Erhöhung (der 
Personentarife am 1. Februar 1922. 
— Platzkarten - für Schnellzüge. 
— Militärtarif für Eisenbahnen. — 
Erleichterung des Auslandsreisever- 


Österreich: 


Tschecho-slowakisches 


Ungarn: 


einer Lokomotive. — 


Inhalt: 


kehrs, <= Wasserbau- und Binnen- 
schiffahrtsausstellung Essen 1922. — 
Verein für Eisenbahnkunde. 
sinführung von Schlaf- 
wagen 3. Klasse. — Verband zur 
Wahrung allgemeiner touristischer 
Interessen. — Verstaatlichung des 
Technischen Museums. — Abbruch 
der Teleeraphenleitung Vaduz-Feld- 
kirch. — Todesfall. j 


Ge- 
biet: Aussig-TDeplitzer Eisenbahn. 
D-Züge zwischen Budapest 
und Wien Ostbahnhof. — Explosion 
Die Zukunft 
des ungarischen Flugzeugwesens. — 
Einfuhrfreie Waren. — Neuregelung 


der Zollaufgelder. — Verlängerung 
der Mehlausfuhrbewilligsungen. _ — 
3udanester 


Elektrische Städtische 


Eisenbahn A.-G. 


Übrige europäische Länder: 
Geldbewilligungen des norweeischen 


Storthing für Eisenbahnbauten. — 
Die Frachtsätze der finnischen 
Staatsbahnen. — Fehlbetrag der ita- 


lienischen Staatsbahnen. — Unfälle 
bei den englischen Eisenbahnen. im 
‚Jahre 1920. — Weitere Tarifermäßi- 


gungen in England. — Ein englischer 
Sachverständiger über deutsche Eisen- 
bahnpolitik. — Fahrpreisermäßigun- 
gen in London. — Zuganzeiger im 
Londoner Verkehr. — Eröffnung des 


direkten Verkehrs nach Konstantza. 


leg! 


“remde Erdteile: Pilgerverkehr 
in Indien. — Versorgungszüge auf 
der Kanadischen Paecifie-Eisenbahn. 
— Die Eisenbahnen von Mexiko. 
Bücherschau: 

Amtliche Mitteilungen. 


Amtliche Bekanntmachungen. 


übergehen; er ist gezwungen, irgendwie, zustimmend oder ab- 


-handlung mußte hier abgesehen werden, wie überhaupt von einer 


Trotz der erheblichen Zuschüsse, die für die Zeitung ständig aus Vereinsmitteln geleistet werden, reichen 
die bisherigen Bezugs- und Anzeigenpreise infolge der in letzter Zeit eingetretenen starken Steigerung der 
Herstellungskosten bei weitem nicht mehr zur Deckung der Unkosten aus. Zum 1. Januar 1922 müssen daher 
folgende Erhöhungen eintreten: Der Bezugspreis beträgt bei Bezug durch den Buchhandel und die Post 
30 M. für das Vierteljahr. Hierzu tritt bei direkter Zusendung unter Streifband der Porto- und außerdem bei 
Lieferung nach dem Ausland gegebenenfalls der Valutazuschlag. Einzelne Nummern werden gegen vorherige 
Einsendung von 3 M. abgegeben. Der Preis für die Privatanzeigen wird auf 3M. für die dreigespaltene 


Petitzeile oder deren Raum erhöht. 


Eisenbahn und deutsche. Dichtung!). 
Von .&. Hertzog. 


weisend, zu ihr Stellung zu nehmen; ja noch mehr, der Jünger 
Apolls wird, ebenso wie der bildende Künstler, zu Nutz und 
Frommen der ihm gewordenen hohen Aufgabe sorgsam erwägen, 
ob nicht die Welt der technischen Errungenschaften ihm auch 
dankbare Stoffe für sein Schaffen darbiete Kommt er dazu, 
diese Frage zu beiahen, so wird er es nicht unterlassen, auch 
Technisches, durch seine Kunst verklärt, darzustellen und da- 
Nager vorn; durch etwas an sich Nüchternes im höheren Bereich zu erheben. 
1) Mit Ausschluß der dramatischen Dichtung; von deren: Be- Daß die Erfindung der Eisenbahn als einer der bedeutendsten 
technischen Fortschritte auf den Dichtergeist tief einwirken 
mußte, ist sicher nicht zu leugnen. Wie gerade deutsche Dichter 
seit dem ersten Erscheinen des Dampfwagens auf Eisenschienen 
ihre Gedanken und Empfindungen über diese neue Art des Ver- 


„Ein Mensch bin ich; deshalb ist nichts Menschliches mir 
fremd.“ Diesen aus dem Altertum auf uns gekommenen Satz 
der Lebensweisheit können die Dichter mit noch größerem Recht 
als andere Sterbliche auf sich anwenden. In der Neuzeit darf 
‘also der Dichter auch an der Technik, die sich so machtvoll ent- 
wickelt hat und immer weiter fortschreitet, nicht achtlos vor- 


erschöpfenden Bearbeitung des reichen Stoffes, die über den Rah- 
men eines Aufsatzes weit hinausginge Lyrik, einige epische 
Gediehte und Prosadichtung mögen zum Herausarbeiten «der 
Hauptlinien genügen. 
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Zeitung den Vereins 


kehrs in W orten verkörperten, soll hier Gegenstand einer kurzen 


Darlegung sein. i 
„Dampfschnaubend Tier, seit du geboren, die , Poesie des 

Reisens flieht.* Diese Worte Justinus Kerners, deren 

Inhalt auch der Denkart der übrigen Romantiker , ent- 


spricht, führen uns einen Gedanken vor, den die Eisenbahn in 
ihrer Frühzeit im Dichtergemüt erwecken mußte, die Besorgnis, 
daß durch die überraschende Neuerung im Verkehr das edlere, 
zehobene Gefühl beim Reisen schwinden müsse. Zwei andere 
Gedanken schließen sich diesem an, nämlich die Sorge um die 
Erhaltung der Naturschönheit und die Furcht, daß der Mensch 
durch allzu kühne Neuerungen technischer Art in die göttliche 
Weieltordnung frevelhaft eingreife, 

Wie vergenüglich war doch der Postzug mit dem lustigen 
Knallen des Schwagers und den Posthornklängen, welche Gemüt- 
lichkeit, welche Naturfreude durften die Reisenden, die mit Roß 
und Wagen ihren Weg, oft weite Strecken, zurücklegten, ge- 


‚nießen, während mit dem Hinundhersausen der Eisenbahnzüge 


kahle Nüchternheit ihren Siegeszug durch die Welt angetreten 
hat. So denkt der in der Gedankenwelt der Romantik lebende 
Dichter; fremd fühlt ser sich in der ihm unbehaglichen neuen 
Umgebung: nur noch in der blauen Stille des Himmels findet 
er den Raum für künstlerisches Empfinden. Doch fürchtet ser 
schon die Verdunkelung dieses „keuschen, selisen Raumes“ durch 
Luftfahrzeuge. 


Die Fürsorge für die Erhaltung landschaftlicher Schönheit hat 
heutzutage ihre Hauptstütze in den Verbänden für Heimatschutz 
und Denkmalpflege; in der Kinderzeit der deutschen Eisen- 
bahnen, also nach dem Dezember des Jahres 1835, als ein Böller- 
schuß die Abfahrt des ersten Bahnzuges von Nürnberg nach 
Fürth verkündet hatte, waren die der Vergangenheit anhängen- 
den Dichter die Verkünder jener Sorge um die Schönheit der 
deutschen Heimat. 

Die Furcht vor menschlichen Eingriffen in die göttliche Weelt- 
ordnung zeigte sich gleichfalls bei den Jüngern Apollos, die als 
Bekämpfer der neuzeitlichen Dampfkraftverwertung auftraten; 
im Altertum treffen wir ein Ähnliches Empfinden, insbesondere 
in bezug auf die Erfindung der Schiffahrt. Horaz z. B. sast, 
mit dreifachem Erz müsse sich {ener Mensch die Brust gepanzert 
haben, der als erster es wagte, ein gebrechliches Fahrzeug dem 
wilden Meere anzuvertrauen. Der Dichtergeist ist eben alle 
Zeit geneigt, jeden neuen Zwang, den der erfinderische Mensch 
der Natur auferlegt, als frevelhaften Eingriff in die Rechte des 
Weltschöpfers zu betrachten. Der Verhängnisglaube mancher 
Religionen, so ‘des Islams, bewegt sich in derselben Rich- 
tung. 

Der schon genannte Justinus Kerner (Gedicht „Im Eisenbahn- 
hofe“) lehnt zugleich mit der Verwendung des Dampfes für 
Eisenbahn und Dampfschiff die technischen Fortschritte über- 
haupt ab; der „dampfestollen Zeit“ grollt er. Mit einem dampfi- 
schnaubenden, ungeheuren Tier vergleicht nicht nur dieser schwä- 
bische Dichter den Dampfwagen, auch viele andere Dichter und 
Schriftsteller gebrauchen bis auf unsere Tage diesen Vergleich, 
in ihren Worten angemessen abwechselnd. 


Zwar teilen nicht alle Geener der Eisenbahn unter den Dich- 
tern diesen Zorn gesen menschliche Erfindungen, wohl aber neh- 
men sie teil an der Trauer um die Entstellung der Natur. Eine 
elegische Stimmung bricht ‘sich Bahn, z. B, in. Gustav 
Schwabs 1830 entstandenem Gespräch „Im Jahre 2030“. Einige 
Jahrzehnte spätere drückt J. V. v. Scheffel im Vorwort zu 
„Frau Aventiure“ und in seinem Gedichte „Der letzte Postillon“ 
gleiche Gedanken der Wehmut aus. Nikolaus Lenau steht 
zleichfalls der Eisenbahn und dem Dampfschiff mit Abneigung 
gegenüber, da diese Erfindungen ihm Werke der Naturzerstörung 
bedeuten; immerhin ist ihm der Wunsch nicht fremd, die Eisen- 
bahn möge die von ihren Befürwortern erwarteten Vorteile zur 
Wirklichkeit werden lassen und die neuen Errungenschaften der 
Technik möchten die Menschen nicht den bloßen Nützlichkeits- 
srundsätzen verfallen. lassen. Ein schönes Bild für den ge- 

knechteten Dampf gebraucht‘ Lenau in seinem Gedicht „Am 


"mann Line 


. Gegensatze zur Romantik dieser Hoffnung begeistert hin. 


Rhein“ (1838): „Der Dane durchbrauste den Schlot. / Wie ein 


zorniger Neger die Bande 2 W ildschnaubend zu sprengen droht.“ 


Der Befürchtung vor mköilsoher Pielacht der Nützlich- 


keitsmenschen verlieh man immer wieder Ausdruck; man er- 
kannte aber auch, daß mit der Dampfmaschine als dem Sinnbild 
des Wirklichkeitsstrebens eine neue Zeit beginne. 
-Geibel sagt in seinem Gedichte „Tempora mutantur“ (1863): 
„Jetzt pfeift der Dampf und läßt im Sturm uns reisen; Verwan- 
delt ward die Zeit und wir mit ihr.“ Wie kräftig stellt Her- 
gin seinem Gedichte „Die Römerstraße“ den Gesen- 
satz zwischen der alten, freilich einer sehr alten Zeit und der 
neuen dar, wenn er jene Straße durch den „Pfad von Eisen“ 
kreuzen läßt. Freiligrath ist von tiefer Trauer über die 
Entrechtung der Romantik erfüllt. „Du Stille, Du Bleiche, ja 


verhülle dich! /-Die Zeit, 0 Herrin, ist für dich von Eisen“ ruft | 


er in „Flecken am Rhein* (1842) aus, 


. Zwiespältig ist die Stimmung der Dichter, die sich von der 


Romantik abwandten und sie mehr oder minder heftig .be- . 


kämpften. Einerseits vertreten sie mit Begeisterung die Sache 
der neuen Errungenschaften, anderseits müssen sie zu ihrem 
Leid erkennen, daß durch die Nüchternheit der „hastigen Zeit“ 
die dichterische Stimmung immer mehr zurückgehen muß.  So- 

gar H. Heine, der Spötter, kann nur mit dem Verstand das 
er darunter die Erfindung des Dampfwagens, gutheißen, sein 
Herz dagegen hängt trotz allem noch am Alten. Eben jener 
schmerzliche Zwiespalt! - Zu dessen Überwindung gebraucht 
Heine seine Hauptwaffe, das Spottgedicht. In seinem „Pferd 
und Esel“ (1857) läßt er z. B. einen Schimmel und einen Esel 
hetrübt und gedankenvoll dem blitzschnell vorüberfahrenden 
Eisenbahnzug nachblicken. 
daß es bei einem solchen Wettbewerb unterliegen müsse: „Zum 
Reiten, zum Fahren wird sich der Mensch des eisernen Viehes 
bedienen“. Der Esel dagegen kann nicht glauben, daß „Hans 
Dampf mit seinem Schornstein“ ihn ersetzen könne und ist 
immer noch guten Mutes: „Dem Esel bleibt zu jeder Zeit sein 
sicheres Dasein beschieden‘, 


Es erwacht die jungdeutsche Bewegung und mit ihr die kalt- 
prüfende Forschung. Eine Wirklichkeitskunst regt sich bei den 
Dichtern. Sie wollen sich jetzt in den Dienst des Lebens stellen 
im bewußten Gegensatz zu der nach ihrer Ansicht überlebten 
Romantik. Rein dichterische Stimmung kommt freilich noch 
nicht sogleich zur Herrschaft, 
rechnende Streben der, Jungdeutschen. Sie begrüßen mit Freu- 
den die neuzeitliche Entwicklung der Verkehrsmittel, weil sie 
darin das Zeichen eines gesunden Fortschritts erblicken. Je 


mehr die Erkenntnis der\ Vorteile der neuen Erfindungen sich 


verbreitet, .desto freudiger begrüßt man sie; selbst ein Lenau, 
der Dichter des „Postillon“. 


nicht verschließen. Das junge Dichtergeschlecht gibt sich im 
fried Keller und Adalbert v. Chamisso bekennen sich zu 
dieser Richtung, ja sie machen sich gewissermaßen zu ihren 
Wortführern. 


die Eisenbahn als Gegenstand der Dichtung. Der fortschrittlich 


gesinnte Anastasius Grün verteidigt mit Lebhaftigrkeit diese = 


dichterische Verwertung der neuen Zeit. In seiner „Poesie des 
Dampfes“ 
sagt er, daß er den Rückschrittlern nicht beistimmen könne, die 
in „ehrenwerten“ Liedern klagen und ihr Antlitz darob ver- 


‚schleiern, daß „Poesie entsetzt nun fliehen werde — auf Dampf- 


mit Schalkheit verspottet er die 
sein Geist erkennt klar, daß 


karossen ferne fortgetragen* 
Lobredner der guten alten: Zeit; 


-das neue Verkehrsmittel einen gewaltigen Aufschwung für Volk 5 


und Staat mit sich bringen müsse. Gleichfalls im Jahre 1837 


spricht Karl Beck, ein deutsch-ungarischer Lyriker, in seinem 


Gedichte „Die Eisenbahn“ noch bestimmter die Überzeugung aus, 
daß die Verwendung der Dampfkraft für den Verkehr in poli- 
tischer Hinsicht nur ‘nützlich sein : könne. 


Deutscher Eisenbahnverwaltungen, ? 


Emanuel 


Das Pferd erkennt voll Wehmut, - 


sondern an ihrer Statt.das be- 


kanin einer tröstlichen Hoffnung 
auf die menschenbefreiende "Wirkung der Eisenbahn sein Herz. 


Gott- 


Chamisso dichtet 1830 sein „Dampfroß* und VELS 
wertet darin als einer der ersten unter den deutschen Dichtern 


— welcher Gegensatz zu Justinus Kerner! — (1837) 4 


In den letzten 


LT. re 
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Strophen dieses Liedes malt Beck ein Zukunftsbild der deutschen 
Einheit aus. „Hört ihr brausen die Karossen / Deutsche Länder 
sitzen drinnen, /,Hälten brünstig sich umschlossen, / Wie sie 
kosen, wie sie minnen!“ Dieses Gedicht hatte damals eine große 
Wirkung und fand eine weite Verbreitung. Die Eisenbahn wird 
geradezu zum Sinnbild für ‘die erstrebte Einigung Deutschlands. 
Übrigens hatte schon Goethe gesagt: „Mir ist nicht bange, daß 
Deutschland nicht eins werde; unsere guten Chausseen und 
künftigen Fisenbahnen werden schon das Ihrige tun.“ (Ge- 
spräche mit Eekermann, 23. Oktober 1828.) 


Luise v. Plönnies dichtet 1844 ihr „Auf der Eisenbahn‘; 
darin wünscht sie, daß’ „das freie Wort“ gerade so wie der 
Bahnzug „sausend ziehe von Ort zu Ort“, daß ebenso „aus einem 
Land zum andern / Siegend die Gedanken wandern“. Fr. W. 
Weber, der Dreizehnlindendichter, schildert mit sehr anschau- 
lichen Bildern viel breiter als die Plönnies eine Eisenbahnfahrt 
in seiner „Eisenbahnphantasie“ (1853). Wir sehen hier den 
Bahnzug über Tiefen und Höhen, über einen Strom und durch 
einen Tunnel dahinrasen. Der westfälische Dichter gebraucht 
dabei ein altgermanisches Bild, das vom Helaritt. Doch nicht 
nur die Freiheit und die Einigung Deutschlands schweben ihm 
als gute Wirkungen des neuen Verkehrsmittels vor, sondern das 
Binigende, die Völkerverbindung überhaupt. Mit erschütternden 
Worten beschreibt Fr. W. Weber, und zwar als erster, eine Zug- 
entgleisung; er ist nicht bloß von. Bewunderung für die groß- 
artige Errungenschaft, sondern auch von Bangen, daß der Mensch 
sich zuviel zutrauen. könne, erfüllt. 


‘der unerhörten Kühnheit des menschlichen Erfindergeistes könne 


Übles entstehen, obwohl er „das gewaltige Ringen der jungen 
Zeit von Erz“ aufrichtig bewundert. Diese Gedanken sind in 
seinem Gedicht „Die junge Zeit“ (1847) enthalten. „Und sieh, 
nun braust es her auf tausend Wagen../ Was nie sich schaute, 
tritt sich keck entgegen, / Bunt sind die Trachten, das Gedräng’ 
ist dicht — / OÖ welch ein endlos Wühlen, welch ein Rauschen! / 
OÖ welch ein Markt, welch Hinundwiedertauschen / Von Schätzen, 
wie sie jede Zon’ erzieht.* Geibel läßt also durch die Eisen- 
bahn die Menschen nahe zusammengerückt werden, wie vor ihm 
Schiller solches in seinem „Spaziergang“ vom städtischen 
Leben 'sagt: „Näher gerückt ist der Mensch an den Menschen.“ 
Wie bei Fr. W. Weber, so findet sich auch bei Geibel eine sagen- 
hafte Einkleidung der Gedanken über die Benutzung der Dampf- 


"kraft durch den Menschen, und zwar in. seinem „Mythus vom 


Dampf“. 
der kühlen Meerfei und des 


Aus einer vom Menschen erzwungenen Vermählung 
goldgekrönten Feuergeistes läßt der 
das Riesenkind, erwachsen; doch dieser 
Über die Eisenbahn- 


Diehter den Dampf, 
Riese wird zum Sklaven des Menschen. 


. schienen „muß er mit des Windes Flügel / Wettlaufen in er- 
-glühter Hast / Und über Heide, Strom und Hügel / Dahinziehn 


die getürmte Last“. Doch für diesen Frondienst ersinnt der 
Dampf, ‘ein „Herkules im Knechtsgewand“, grausame Rache. 


- Wenn beim Weltuntergang Wasser und Feuer voll Insrimms die 


Menschen und ihr Werke vernichten, dann wird auch beider 
Kind befreit werden und freudig ‚beim Werke der Zerstörung 


. helfen. 


‚den Menschengeistes schwinden. 


a Id 


8 


Immer weiter drang die Eisenbahn vor; immer mehr mußte 
infolgedessen die Furcht vor dem göttlichen Strafgerichte für 
den Frevelmut des in Erfindungen unermüdlich weiterschreiten- 
Die. Dichter beschränkten sich 
bald auch nicht mehr darauf, die Bedeutung, des Dampfwagens 
für die Kultur zu preisen, sie — wenigstens die Mehrheit von 
ihnen — traten kühn und eifrig in die neue Welt der Technik 
ein: sie fanden, ebenso wie die Maler, im Eisenbahnverkehr 
dankbare Stoffe Ein tüchtiger Techniker und ein sinniger 
Dichter zugleich ist der Schwabe Max Eyth (1836—1%6). 
Allerdings widmete er der Eisenbahn kein eigenes Werk, doch 


‘seine sehr anschaulichen und’ anziehenden Darstellungen des 


Dampfp»flugbetriebes, besonders in den beiden Werken „Der 
Kampf um d:e Cheopspyramide“ und „Hinter Pflug und Schraub- 
stock“ bewegen sich auf einem nahe verwandten Gebiete.. Daß 

. Raabe, „einer unserer ganz Großen“ (Falkenberg), der 


‚Verse dichtet wie die folgenden: 


Auch Geibel fürchtet, aus: 


- stehen es die Dichter, 


zulegen. 


Hast und dem Trubel des Eisenbahnverkehrs Abneigung 
segenbringst, wird die Kenner seiner Werke nicht wundern, 

Schon längst bestritt man die Geltung jenes Kernerwortes „die 
Poesie des Reisens flieht“. Der Lyriker lernte es, dem schein- 
bar so nüchternen Eisenbahnbetrieb Eingang in die Welt der 
eigenen Gedanken und Empfindungen zu gestatten, So Fr. Th. 
Vischer, wenn er im Tagebuch seines Romans: „Auch einer“ 
„Jetzt schnaube nur, Dampf, 
und brause! / Jetzt rolle nur, Rad, und sause! / Es geht nach 
Hause, nach Hause! / Vorüber, ihr ragenden Stangen! / Ver- 
schwindet ihr Meilen, ihr langen! / Wer ahnt mein Verlangen 
und Bangen?* Für Ferdinand v. Saar versinnbildet die Eisen- 
bahnfahrt — so heißt auch die Überschrift eines seiner früheren 
Gedichte (1855) — geradezu das Leben. Ein andermal, nämlich 
in seinem „Eisenbahnzug“, findet derselbe Dichter Worte herben 
Tadels gegen die Übergewält des herzlosen Reichtums. Einen 
äbnlichen Gedankengang finden wir bei Gerhardt Haupt- 
mann. In seinem Gedicht „Im Nachtzuge“ ergeht er sich vom 
Standpunkt des Besitzlosen aus in begründeten Klagen gegen 
die besitzenden Klassen. 

Recht beliebt für Lyrik und Balladendichtung ist die Eiser- 
bahn erst seit den achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts. 
Den Naturalisten wird das Eisenbahngedicht oft zum Mittel, sich 
über soziale Fragen auszusprechen, was schon in den beiden zu- 
letzt erwähnten Dichtungen zu sehen ist, ja es’ wird nicht selten 
geradezu zum sozialen Liede. Das schon frühzeitig begonnene 
Verwerten des Dampfwagens und der Schienen zum Gewinnen 
ansprechender Sinnbilder dauert fort. Die Vertreter der Ein- 
druckskunst gefallen sich darin, das Vorüberfliegen der Land- 
schaft am Auge des Bahnreisenden in Einzelerscheinungen auf- 
zulösen.” Das Abgerissene, Vereinzelte lieben sie ja. Endlich 
ist noch darauf hinzuweisen, daß in der neuesten Zeit das Ohr 
des Dichters äußerst. feinhörig ist für die Sprache, die er ver- 
nimmt im Rollen der Räder, im Ächzen der Schienen, im Aus- 
stoßen des Dampfes, im Sprühen der Funken. Einerseits ver- 
die mannisfachen Töne dieser Sprache 
mit wohlgelungener, indrucksvoller Klangsmalerei wiederzu- 
geben, anderseits wissen sie den Tönen einen tiefen Sinn unter- 
Die Stimmung, in die sich der Leser, freilich noch 
besser der Hörer, durch gute Eisenbahngedichte .der jüngeren 
und jüngsten Dichter versetzt fühlt, ist dementsprechend tief- 
gehend, wenn auch nicht immer für die einzelnen Teile einer 
Dichtung einheitlich. Einige, Proben mögen das hier Gesägte 
und. überhaupt die dichterische Darstellung des Eisenbahmbetrie- 
bes, wie sie sich in der neuesten Zeit weiterentwickelt hat, ver- 
anschaulichen. 

Nicht in Versen, aber doch als echter Dichter, gibt P. Ro- 
segger in dem anziehenden Stück „Als ich das erstemal auf 
dem Dampfwagen saß“ die Erlebnisse und Eindrücke wieder, 
die er hatte, als ihn als Knaben sein Pate Jochem einmal bei 
einer Wallfahrt in der Semmeringgegend mitnahm. Entgegen 
dem ursprünglichen Plane benutzen beide die bis dahin als 
Teufelsspuk gefürchtete Eisenbahn. ‚Auf der eisernen Straße 
heran kam ein’ kohlschwarzes Wesen“ — „Kreuz Gottes“, rief 
der Pate, „da hängen ja ganze Häuser dran!“ Doch nach kurzer 
Fahrt, die zum Schrecken der beiden durch einen Tunnel führt, 
ist der abergläubische Mann bekehrt. „Du, Bub! Das ist gar 
aus der Weis’ gewesen, aber jetzt — jetzt hebts mir an zu ge- 
fallen. Richtig wahr, der Dampfwagen ist was Schönes!“ Am 
Schluß schlägt infolge eines unliebsamen Erlebnisses die Stim- 
mung wieder um. „Beim Dampfwagen, da — ’s ist doch der 
Teufel dabei!“ 

Erschütternd wirkt Th. Fontanes kurze Ballade „Die: 
Brück’ am Tag“; er läßt darin mit großartig kühner, an Shake- 
speare gemahnender Auffassung drei Winde „um die siebente 
Stunde am Brückendamm“ zusammentreffen und in grausigem 
Ringelreihen den gerade herankommenden Zug in die Tiefe 
reißen. ,„Tand, Tand / Ist das Gebilde von Menschenhand!“ 
lautet der zweimal angewendete Kehrreim. Wohl keinem Dichter 
ist die Klangmalerei, verbunden mit tiefernsten Gedanken, in ' 
der Darstellung eines dahinbrausenden Bahnzuges besser ge- 
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lungen als Detlev v. Liliencron in seinem Gedicht „Der 
Blitzzug“. Um die Verse und Worte des Dichters voll auf sich 
wirken zu lassen, muß man sie laut lesen; welchen hinreißen- 
den Schwung nimmt man dann wahr! „Quer durch Europa vou 
Westen nach Osten / Rüttert und rattert die Bahnmelodie . ..“ 
„Rauch ist der Bestie verschwindender Schweif“ — „Halt, halt, 
halt, halt, halt, halt, halt, halt, haltein! Ein anderer Zug fährt 
mitten hinein.“ 
Darstellung ist auch Liliencrons „Die neue Eisenbahn“, worin 
er. nach -Björnsons Vorbild den Gegensatz von Eisenbahn und 
Friedhof verwendet. , 

Als soziale Lieder, die zugleich mit stärkster Anschaulich- 
keit und vollendeter Sprachbeherrschung alle Äußerlichkeiten 


des Bahnbetriebes ausmalen, erscheinen Gerhardt Haupt- 
manns „Bahnwärter Thiel“, worin er uns „das schwarze, 


schnaubende Ungetüm“ in seiner Arbeit und Wirkung vorführt, 


und „Im Nachtzuge“, woraus wir schon oben einen Hauptgedan- 


Eine‘ gleich starke Wirkung bringt Richard 
her- 


ken erwähnten. 
Dehmel in seinem Lebensbild in Versen „Vierter Klasse“ 
vor. 
und rasselt, und stürmt und stampft“. Im Zuge, der von Osten 
her gegen Hamburg ‚„keucht“, sitzen Amerikaauswanderer, unter 
ihnen ein Jüngeres Bauernehepaar mit einem kranken Kindchen. 
Gerade als am jungen Tag ‚„stromumblinkt mit Türmen und 
Masten Hamburg winkt“, merken die Eltern: mit tiefstem Weh, 
daß ihr Liebling die irdische Reise mit der in die Ewigkeit 
vertauscht hat. 

Nicht die große Eisenbahn, sondern die Straßenbahn bietet 
Jakob Loewenberg dankbaren Stoff für ein Kurzes, aber 
sinnreiches Gedicht „Auf der Straßenbahn“. Ein gewissenhafter 
Wagenführer findet „des Tages reichsten Lohn“ im - Wieder- 
sehen seiner Lieben. ‚Sei jedermann, wie und wo er auch 
fährt, / Solch eine Strecke Weg's beschert!“ Die Leitgedanken 
der Eisenbahn und des Krieges zugleich verwendet Franz 


‘Voll tiefsinniger Gedanken in lebenswahrer, 


"Weichenstellers eine Entgleisung vermitden werden kann, 


„Es rollt und rüttelt und dröhnt und dampft, / Und klirrt: 


oe Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 
Lüdtke in seinem gehaltvollen Gedichte dar 
Brückenwacht“. Zwei längere Strophen werden von zwei kurzen 


gleichlautenden eingeschlossen: „Tage- und-tage- und tagelang / 
Endlos wie herbstlicher Vogelflug, /-Gleitet über den Schienen- 
strang / Zug um Zug, Zug um Zug. ‘ Sehon in der Über- 
schrift erinnert „Der Weichensteller“ von Karl Frhr. v. Ber- 
lepsch.an G. Hauptmanns „Bahnwärter Thiel“. Der Inhalt ist: 
In fünf Minuten ist ein Schnellzug fällig. Die Bahnweiche ist 
so stark beschädigt,- daß nur durch das mit Lebensgefahr ver- 


bundene Anstemmen des sich zwischen die Schienen legenden- 


Der 
pflichtgetreue Mann unterzieht sich der grausigen Aufgabe; zwei 
Züge brausen über ihn weg; er bleibt unversehrt und als schön- 
sten Lohn -das tröstliche Bewußtsein, viele Menschenleben ge- 
rettet zu haben. In einem Gedicht „Im Zuge“ vergleicht Bugen 
Albrecht (‚Gedichte und Gedanken‘, 2. Aufl. 1912) die 
Lebensreise mit einer Nachtfahrt in einem Eisenbahnabteil. Der 
Anfang lautet: „Ein eng. Gelaß und schlecht erhellt — Hier: 
heißt’s Coupe — Dort heißt es Welt — / Man schwatzt, man 
spielt, man schläft, man wacht — Wir fahren durch die dunkle 
Nacht. % 

Zuerst als bescheidenes Bächlein in schmalem Rinnsal, darauf 
immer mehr anschwellend und zuletzt als ansehnlicher Fluß er- 
goß sich die deutsche . Dichtung, die dem Eisenbahnverkehr 
Stoffe entnahm, in den mächtigen Strom des deutschen Schrift- 
tums. Wie in der jüngsten deutschen Dichtung alles andere im 
Flusse ist, so auch.die Stellungnahme der einzelnen Dichter auf 
‚dem weiten Gebiete der Technik. Was immer die seit Er- 
findung der.Eisenbahn verflossene Zeit an anderen technischen 
Neuerungen hervorgebracht hat, was immer in Zukunft noch 
bringen wird, nie wird der Schienenweg mit Dampfwagen und 
weiterem Zubehör aus seiner überragenden Stellung unter den 
Errungenschaften des rastlos schaffenden Menschengeistes zu 
verdrängen sein. 


Fristarbeit in Eısenbahnwerkstätten. Ve - 


Von Oberregierungsbaurat Bardtke, 


Das Bestreben, die Ausbesserungswerkstätten der Eisenbahnen 
unter den heutigen Verhältnissen so leistungsfähig wie möglich 
zu gestalten und in ihnen den höchsten Grad der Wirtschaft- 
lichkeit zu erreichen, hat unter anderem auch dazu geführt, daß 
der Festsetzung und Verfoleung der Fristen für die auszufüh- 
renden Arbeiten eine erhöhte Aufmerksamkeit zugewandt wird. 

Man kannte aus Erfahrung die Zeiten, die eine Ausbesserung 
eines Fahrzeuges je nach der Ausbesserungsart (innere Unter- 
suchung, allgemeine Ausbesserung) beanspruchte, man wußte, 
wieviel Zeit wesentliche Einzelheiten, wie der Einbau einer 
Rohrwand, einer neuen Feuerkiste verlangen, und bemaß danach 
ungefähr die Ausgangszeiten, nach denen sich dann die. einzel- 
nen Abteilungen zu ztichter hatten, aber gab diesen selten ge- 
nauere Anweisungen über die Fristen der Einzelarbeiten. Von 
einer Normalisierung dieser Fristen, 
anfertigung und besonders für Massenherstellung kennen, sah 
man ab, weil man diese in Ausbesserungswerken für undurch- 
führbar hielt, da in diesen jede Lokomotive, jeder Personen- 
oder Güterwagen eine Einzeibehandlung nach Art seiner Schä- 
den zu verlangen scheint. Auch vrschien eine genaue Fest- 
setzung, Verfoleung und Einhaltung solcher Fristen unmöglich, 
weil die Fristen mit Rücksicht auf den Außenbetrieb der Eisen- 
bahn in den Ausbesserungswerken zu häufig geändert werden 
müssen; denn dieser tritt mit stets wechselnden Anforderungen 
an die Werke heran und beeinflußt . ihre Leistungsfähiekeit 
obendrein oft durch‘ Anforderung von Fahrpersonal, das er aus 
den Werkstätten ergänzen muß, wenn sich der Betrieb steigert. 
Alle Betriebsschwankungen üben somit eine Rückwirkung auf 
die Werke aus. Die plötzliche Abgabe von Handwerkern an 
den Betrieb verhindert die Einhaltung der Fristen und macht 
ihre Neuaufstellung notwendig. Alle diese fortwährenden Be- 
lastungsschwankungen und Störungen im Fabrikationsgange 
ließen, wie gesagt, ein geordnetes Fristwesen in den Ausbesse- 
rungswerken fast unmöglich erscheinen. Trotzdem sind alle 
diese Schwieriekeiten zu überwinden; es sind auch bereits recht 
beachtenswerte Erfolge im Fristwesen einzelner Eisenbahnwerke 
zu beobachten. 

Zunächst stellte eine Anzahl von Werkstätten für jede ein- 
gehende Lokomotive feste Arbeitspläne auf, denen, je nachdem 


wie sie Werke für Neu-. 


Wittenberge. 

es sich um eine innere 'oder äußere Untersuchung oder alle. 
meine Ausbesserung handelte, aus langer Erfahrung gewonnene 
Normalzeiten zugrunde weleet wurden. Nicht nur für die Richt- 
kolonnen und den Auseang der Lokomotive allein, sondern auch 
für die Einzelarbeiten der verschiedenen Sonderkolonnen wurden 
nun Endtermine festgelegt und durch Aushang der Belegschaft 
bekanntgegeben. Die Aufsichtsbeamten wurden angewiesen, in 
einer zweiten Spalte den Zeitpunkt _ der wirklich erreichten 
Fertigstellung einzutragen und bei den wöchentlichen Fristfest- 
setzungen -darauf hinzuweisen, wenn bevorstehende Termine 
nicht eingehalten werden konnten. Die Werkstattsleitung sollte 


dadurch in die Lage kommen, Hemmungen nachgehen und ihnen 


entgegenwirken zu können. 

Andere Werkstätten gingen weiter. Sie stellten in derselben 
Weise alle Fristen fest, trugen sie aber nicht in Arbeitspläne 
ein, sondern trugen die Fristen für jede Lokomotive unterein- 
ander in Strichen graphisch auf, so daß nicht nur die Endtermine, 
sondern auch die Anfangszeiten für jede Arbeit der Sonder- 
kolonnen, unter Umständen auch Zwischenfristen ‘ersichtlich 
wurden. . Vorschläge in dieser Richtung sind bereits in Nr.‘ 27 
dieser Zeitung vom 7. Juli 1921 gemacht. 

Die Arbeitspläne wie die graphischen Aufstellungen haben 
aber den gemeinsamen Mangel, daß sie wohl die Überwachung 


des Fortganges der Arbeit an einer Lokomotive zulassen und die 


Möglichkeit geben, Hemmungen, sobald sie auftreten, nachzu-: 
gehen und gegebenenfalls Änderungen der Fristen. vorzunehmen, 
daß sie aber kein Bild über die Belastung der einzelnen Werk- 
„tattsgruppen und: Abteilungen geben. Bei der Fristfestsetzung 
kann dann zwar die augenblickliche Belastung dieser Gruppen 
erwogen und berücksichtigt werden. 
nungen darüber vorhanden sind, wie sich diese in der Folgezeit 
gestaltet, werden: ‚oft Fristen angesetzt, die, ganz abgesehen 
von allen äußeren Störungen, wegen einer Anhäufung gleicher 
Arbeiten in den Sonderkolonnen in der Folge gar nicht einzu- 
ER sind. Die Fristen tragen von vornherein den Todeskeim. 
in sie 

Ich halte es deshalb für eine genaue Tristverfolgung 
in den Eisenbahnwerken für unumgänglich nötig, daß außer den 
Zusammenstellungen aller Einzelfristen für ein Fahrzeug auch 


Da aber keine Aufzeich- 


hat ok 


‚aber nicht, nur die Gesamtzeiten, 
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Aufzeichnungen geführt werden, die die gesamten Fristen jeder 


einzelnen Roloune für alle von ihr behandelten Fahrzeuge ein- 
ander gegenüberstellen. Der Weg, den ich hierbei nun einge- 
schlagen habe, ist folgender: : 


Ich bin zunächst lediglich von der die geringste Zeit in der 
Werkstatt ıbeanspruchenden Ausbesserunge einer Lokomotive 
ausgegangen und habe für sie nach den; bisherigen Erfahrungen 
einen Normalplan aufgestellt, wie er aus den bisherigen Ver- 
ölfentlichungsen bekannt ist. Zugrunde gelest ist also mit 
anderen Worten eine allgemeine Ausbesserung ohne Kessel- 
arbeiten, die die kürzeste Zeit erfordert. Von der Aufstellung 
weiterer Normalpläne für Ausbesserungen mit Kesselarbeiten, 
insbesondere für äußere und innere Untersuchungen, habe ich 
dagegen Abstand genommen. Ich bin der Ansicht, daß sich für 
solche Ausbesserungen Normalpläns. nicht eignen, weil die 
Resselarbeiten bei ihnen ebenso gleich 0° sein können, wenn 
Ersatzkessel verwendet werden, wie sie sich auch über mehrere 
Monate erstrecken können, wenn eine neue Feuerkiste eingebaut 
werden muß. Ich werde vielmehr zeigen, daß ich auch für diese 
sroßen Ausbesserungen den obigen Normalplan benutzen kann 
und keine weiteren Normalpläne, wie sie andere Werkstätten 
aufstellen, benötige. 


Bei Eingang einer Lokomotive‘ werden zunächst nach dem 
Normalplan die Anfangstermine für alle Kolonnen festgelest und 
bekanntgegeben, an denen sie mit dem Abrüsten beginnen 
können. Diese sind für alle Ausbesserungsarbeiten die gleichen. 
Sobald die Feuerkiste untersucht ist, wird die Frist für die 
etwaige Kesselarbeit bestimmt und daraufhin der oben erwähnte 
Arbeitsplan aufgestellt. Für die Kesselarbeit wird bei allen 
Fristen ein Zuschlag gemacht, wie ihn‘ diese selbst und das 


 Herausmehmen und Einsetzen des Kessels erfordert. Der Arbeits- 


plan bringt nun auch die Endtermine. 


Die Arbeitspläne werden an den Ständen aufgehängt und er- 
möglichen sc der Werkstattsleitung, an Ort und: Stelle jederzeit 
das Fortschreiten der Arbeit zu verfolgen. Sie sind aber auch 
für die Kolonnen von Wichtigkeit, besonders in den Werkstätten, 
in tenen die Sonderkolonnen nicht nur die Wiederherstellungs- 
arbeiten ihrer Teile, wie Stangen, Schieber, Gewerk, ausführen, 
sondern auch diese Teile selbst abnehmen und wieder anbringen, 
also neben den Richtkolonnen an der Lokomotive mitarbeiten. 
Sie können sich leicht im Wege stehen, wenn sie nur die eigenen, 
nicht aber auch die fremden Fristen der anderen Kolonnen 


- kennen. 


Soweit. dürfte das Verfahren verschiedenen Werkstätten nichts 
neues bieten. Jetzt werden aber die weiteren Zusammenstel- 
lungen, von denen ich gesprochen habe, graphisch gemacht, die, 
für jede einzelne Kolonne aufgestellt, die Fristen für alle vor 
ihr behandelten Lokomotiven enthalten. Ich begnüge mich dabei 
die der. Kolonne zur Ver- 
fügung stehen, aus den Arbeitsplänen zusammenzutragen, wie 
das in der Werkstatt Paderborn jetzt auch geschieht, sondern 
gehe weiter und zerglüedere die TU der Kolonne wieder 
durch Unterfristen. 


Wenn man sich nämlich darauf Elena lediglich die aus 


‘ den Anbeitsplänen sich ergebenden Gesamtfristen für die ein- 


zelnen Kolonnen zusammenzustellen, so ergibt das noch immer 
kein Bild darüber, wie die Arbeit im einzelnen in der Kolonne 
fortschreitet, wie sie sich auf die einzelnen Tage verteilt, und ob 
sie rechtzeitig in Angriff genommen wird. Es bleibt ja der Ko- 
lonne. überlassen, wie sie sich die vorhandene. Arbeit einteilt, 
und im allgemeinen wird nun eine schwach belastete Kolonne 
bereits weit vorausliegende Arbeiten in Angriff nehmen und 
Dreherei und Schmiede unnötig belasten, während eine stark 
belastete Kolonne erst im letzten Augenblick an ihre Arbeiten 


 herangeht, wo jede Hemmung dann eine Fristüberschreitung zur 


Folge hat. 
Einen anderen Überblick über die Zweckmäßigkeit der Vertei- 


. Jung der Arbeit innerhalb der Kolonnen und über deren jeweilige 
Belastung bekommt man aber sofort, wenn-man wie folgt vor- 


geht: Man zerlegt die Gesamtarbeit in die einzelnen aufeinander- 
folgenden Arbeitsvorgänge und ermittelt für jeden derselben die 
Zeit, die ein Mann zur Ausführung desselben: benötigt. Die 
Berechnung der Zeit nach der Leistung eines Arbeiters ist, 
wie sich ergeben wird, für das folgende von wesentlicher Be- 
deutung. Sie ist so zul verst chen, daß für eine Arbeit, die ein 
Arbeiter in drei Tagen erledigen kann, ebenso drei Tage in An- 


satz gebracht werden, wie für eine Arbeit, die drei Arbeiter ge- 


meinsam an ‚einem Tage erledigen. 


Ein Beispiel erläutert das Verfahren am besten. Ich wähle das 
einer Achsbuchskolonne. Bei ihr ist der erste Arbeitsvorgang, 
der einen Tag beansprucht, das Herausnehmen und die Unter- 
suchung der Lager. Nach dem Reinigen und Abkochen der Teile 
folgt als zweiter Arbeitsvorgang das Einpassen der Achslager, 
das Wiederherstellen der Achsbuchsen und das Vorzeichnen der 


Dawer, also eine solche ohne Kesselarbeit handelt. 


"Frist ebenfalls abgestrichen wird. 


Gleitplatten, Arbeiten, die etwa 6 Tage in Anspruch nehmen. ! tionsgang störende Vorarbeiten. Es 


Nachdem hierauf die Achsbuchsen zefräst und die Lager ausge- 
gossen sind, werden in Arbeitsvorgang 3 (4 Tage) die Lager 
fertig zum Einsetzen gemacht. Es folgt Arbeitsvorgang 4, das 
Einsetzen der Lager (2 Tage), Arbeitsvorgang 5, das Ausbohren 
der Lager (1 Tag) und schließlich Arbeitsvorgang 6, das Auf- 
passen der Lager (3 Tage). Die Gesamtarbeit erfordert also 
17 Tage. 

Man stellt nun für diese Arbeit ein Normalschema auf, wo- 
bei man von dem Normalplan für die Lokomotivausbesserung 
ausgeht. Sieht dieser zum Beispiel für die Lokomotive bis zur 
Probefahrt 35 Tage und für die Achsbuchskolonne als Anfang 
der Frist den vierten, für das Ende der Frist aber den fünft- 
letzten Tag vor, so stehen der Kolonne für ihre Arbeit eine 
Zeit von 5 —3 —4=28 Tagen zur Verfügung 17 Tage be- 
nötigt sie für ihre Arbeit selbst, es bleiben also 11 Tage für 
Abkocherei, Gießerei, Dreherei usw. frei, die entsprechend zu 
verteilen sind. Ich möchte diese Tage, die in der Gesamtfrist 
einbegriffen sind, an denen aber die Kolonne nicht an der be- 
treffenden Lokomotive arbeitet, sondern ihre Arbeitsstätte an 
andere Abteilungen abgibt, im folgenden als „Leerfristen“ be- 
zeichnen. 


Das Normalschema ‘bekommt demnach folgendes Bild: 


1 10 19 20 25 30 


Id 
ı = 


Nach ihm stellt man den graphischen Arbeitsplan der Kolonne‘ 
auf. Da nicht mehr die Gesamtfristen durch Striche bezeichnet 
werden, sondern die Fristen der Einzelvorgärge, so kann man 
jetzt aug dem Plan ablesen, an welchen Lokomotiven an jedem 
einzelnen Tage gearbeitet wird. Sind an einem Tage mehr 
Lokomotiven ‘zu behandeln, als die Kolonne Leute zählt, so 
ergibt sich daraus ohne weiteres, daß die Kolonne überlastet ist 
nd umgekehrt, da ja die Fristarbeit jedes Tages auf einen 
Mann berechnet ist. Man kann in solchen; Fällen schon geraume 
Zeit vorher einen Ausgleich herbeiführen, sei es, daß man eine 
Verschiebung der Fristen vornimmt, sei es, daß man die Ko- 
lonne in geeigneter Weise verstärkt oder vermindert. 


Ferner kann man bereits bei der Festsetzung der Frist für 
eine neu eingehende Lokomotive auf die zukünftige Belastung 
der Kolonne Rücksicht nehmen. Unveränderlich fest liegen ja 
nur die Fristen für die Arbeitsvorgänge, in bestimmten Grenzen 
dehnbar dagegen sind die dazwischen liegenden Leerfristen, 
wenn es sich nicht gerade um ine Ausbesserung kürzester 
Es ist, also 
in den weitaus meisten Fällen die Möglichkeit gegeben, die 
zwischen den Arbeitsvorgängen liegenden Leerfristen so 
zu strecken, daß die Arbeitsvorgänge selbst auf Zeiten 
fallen, die noch eine weitere : Belastung der Kolonne zu- 
lassen. Ist die Kolonne ıso belastet, daß sich die neuen Fristen 
nicht mehr unterbringen lassen, so muß die Gesamtausbesse- 
rungsdauer der Lokomotive von vornherein länger bemessen 
werden. Dadurch erhält aber auch die Kesselschmiede gleich 
bei der ersten Fristfestsetzung Mitteilung, daß ihr hier eine 
längere Zeit als benötigt zur Verfügung steht, und kann diese 
Kenntnis verwerten. Immer aber läßt sich schon auf viele Tage 
voraus übersehen, ob Überlastungen eintreten, die dann recht- 
zeitig und nicht erst mit Eintritt. derselben beseitigt werden 
können. Es hat dies wieder eine günstige Rückwirkung auf die 
Zubringerwerkstätten, Dreherei, Schmiede, Gießerei, zur Folge, 
weil es nur in Ausnahmefällen vorkommen kann, daß im 
letzten Augenblick noch dringende Arbeiten vorweg ausgeführt 
werden müssen, die den normalen Gang der Arbeit unter- 
brechen. 

Sind die Fristen im Arbeitsplan :erlediet, so werden sie abge- 
strichen; müssen sie aus irgendwelchem Grunde verlängert wer- 
den, so geschieht das in anderer Farbe, während die bisherige 
Man kann auch die Fristen 
für die verschiedenen Untersuchungsarten durch verschiedene 
Farben kenntlich machen. 

Wie bei der Achsbuchskolonne wird bei 
den Richtkolonnen, verfahren. 


Kurz zusammengefaßt ermöglicht es also das Verfahren, auf 
geraume Zeit im voraus alle Fristen so anzusetzen, daß nirgends 
Überlastungen eintreten; ‘es gestattet, die Stärke der Kolonnen 
jederzeit der Belastung genau anzupassen und überzählige 
Kräfte für andere Zwecke verwendbar zu machen, ohne daß 
man auf die -Auskunft der Meister und Vorhandwerker ange- 
wiesen ist; es verhindert iedes unzweckmäßige, den Fabrika- 
läßt ferner eine zenaue 
>» 


allen anderen, auch 
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Überwachung der Arbeit bis zu den kleinsten Einzelfristen zu 
und zwingt die Belegschaft, alle Arbeiten rechtzeitig und nicht 
erst im letzten Augenblick vorzunehmen. Es regelt dadurch 
auch die Fristen der Zubringerwerkstätten. Es gibt schließlich 
den Förderkolonnen genauen Aufschluß, welche Teile an jedem 
Orte und zu jeder Zeit benötigt werden, und macht diese unab- 
hängig vor den oft widerstreitenden Anforderungen der Ko- 
lonnen. Auch die Förderkolonnen können jetzt sich ihre Arbeit 
auf Tage voraus einteilen und sind nicht angewiesen, sich täg- 
lich ihre Aufträge von den einzelnen Meisterschaften 'einzu- 
holen. Dadurch werden ihre W ege vereinfacht und besser aus- 
gelastet. 

Doch damit sind die Arorteiie dieses Fristwesens nicht er- 
schöpft. Man kann dies nun auch dazu benutzen, um die ge- 
samte Werkstattsaufsicht zu vereinfachen und genauer zu ge- 
stalten und trotzdem Beamte zu sparen. Zu diesem Zwecke lege 
ich ‘die Fristfestsetzung und -überwachung nicht in die Hände 
der Meister, sondern in das Büro der Abteilung. Alle mit der 
Arbeitsverteilung, der Zuführung der Materialien und Arbeits- 
stücke verknüpften Arbeiten gehen auf dieses über. Das Büro, 
das die Arbeitspläne ständig in der Hand behält und auf dem 
Laufenden zu halten hat, gibt täglich Arbeitszettel heraus, auf 
denen jeder: Kolonne die Arbeiten vorgeschrieben werden, die 
sie an dem betreffenden Tage fristgemäß zu erledigen hat. Da- 
durch ist dem Meister aber gleichzeitig eine bessere. Übersicht 
darüber gegeben, wo und an welchen Teilen gearbeitet wird, als’ 
wenn’der Kolonnenführer, wie, es bisher fast überall der Fall 
ist, sich die Arbeit täglich aus ıdem ihm vorliegenden Vorrat 
selbst aussucht und an seine Leute verteilt. Selbst der tüchtigste 
Meister war dann nicht in der Lage, alle Arbeiten seiner 
Abteilung über die ganze Werkstatt hin zu verfolgen, es ent- 
einge ihm eine große Anzahl derselben, die — mit oder ohne 
Absicht — ohne seine Aufsicht ausgeführt wurden. Hat er 
dagegen seine Aufmerksamkeit nur auf ganz bestimmte, ihm 
durch den täglichen Arbeitszettel bekanntgegebene Arbeiten zu 
richten, und muß er am folgenden Tage dem Abteilungsbüro 
genaue Auskunft darüber geben, wie weit die Arbeiten des 
vorigen Tages gediehen sind, damit dies bei der neuen Vertei- 
lung berücksichtigt werden kann und etwaige zurückgebliebene 
Arbeiten erneut aufgenommen werden, so ist eine strenge Beauf- 
sichtigung eines jeden Arbeitsvorganges gewährleistet. Meister 
wie Kolonnenführer werden außerdem bedeutend entlastet, weil 
sie sich nun nicht mehr um Verteilung der Arbeit, wie um 
Bereitstellung der Materialien und Arbeitsstücke zu kümmern 
brauchen, sondern sich ganz allein der Unterweisung und An- 
leitung ihrer Leute widmen können. 


Auch (der leitende Beamte der Abteilung übersieht nun den 
gesamten Fabrikationsgang. Jede Stockung wird ihm  recht- 
zeitig bekannt, er kann diese durch Verlängerung einzelner 
Unterfristen oder durch Verstärkung einer Kolonne beheben, 
ohne daß die Fristen beeinflußt werden. ‚Darüber hinaus be- 
kommt er aber einen senauen Überblick 
leistungen nicht nur in seiner Abteilung allgemein und den 
zugehörigen Kolonnen, sondern auch über die des einzelnen 
Arbeiters, die er bis ins einzelne verfolgen kann. Immer wieder- 
kehrende Verzögerungen werden entweder darauf hindeuten, daß 
bestimmte Pensen nicht richtig bemessen sind, oder daß unge- 
eignete Leute an bestimmter Stelle stehen. Es kann nicht mehr 
vorkommen, daß unzureichende Arbeitsleistungen einzelner Ar- 
beiter durch die regere Arbeit ihrer Mitarbeiter in der Kolonne 
ausgeglichen und verschleiert werden, da jeder Arbeiter ein 
bestimmtes tägliches Arbeitspensum zu erledigen hat. Der 
leitende Beamte ist nicht mehr bei der Beurteilung seiner Leute 
auf die Angaben seiner Meister und eigene, oit recht lang- 
wierige Beobachtungen, 
schaft als parteiisch angefochten werden, angewiesen, sondern 
ist in der Lage, mangelhafte Arbeitsleistungen an Hand schrift- 
licher Belege unanfechtbar nachzuweisen. 

Schließlich erleichtert diese durch das Fristenwesen bedingte 
Pensumarbeit ganz wesentlich die Schätzungen des Kalkulations- 
büros. Das Einhalten der Tagespensen gibt dem Schätzer einen 
sicheren Anhalt und schriftlichen Beleg darüber, daß seine 
Schätzungen richtig waren, und daß die Arbeit in der vorge- 
schriebenen Zeit geleistet werden kann. Regelmäßige Über- 
schreitungen lassen erkennen, wenn sie nicht auf Unfähigkeit 
oder Arbeitsunlust eines Einzelnen zurückzuführen sind, daß 
die Stückzeit erhöht werden muß, oder daß hier zweckmäßig 
Zeitermittlungen oder Arbeitsproben Platz greifen. 

Die Aufschreibungen der wirklich geleisteten Arbeitszeiten 
müssen sich mit den ausgegebenen Arbeitspensen decken und 
sind auch lange Zeit nachher an Hand dieser nachzuprüfen. 
Falsche Aufschreibungen, wie sie durch Unachtsamkeit oder 


durch das Bestreben, Stückzeiten in die Höhe zu treiben, oft: 


verursacht werden, sind sofort zu erkennen und auch. später 


nachzuweisen, während sie ohne das Hilfsmittel der Arbeits- 
zettel, 


sind, bei der Nachkalkulation nicht mehr erfaßt werden können. 


= 


zeiten für den einen oder anderen Kessel, 


| übertragen. 


über die Arbeits-. 


die oft genug noch von der Arbeiter-' 


. rechter Strich an. 


sofern sie nicht sofort festgestellt und zurückgewiesen. 


Ich komme nun zum Schluß noch auf. das Fristenwesen der, 
Kesselschmiede, auf das die bisherigen Vorschläge nicht anwend- 
bar sind. In den weitaus meisten Kesselschmieden wird noch so 
verfahren, daß man jeder Kolonne zwei bis drei Kessel zu- 
weist, an denen sie alle Arbeiten ausführt. Es soll dadurch 
erzielt werden, daß sie jederzeit ausreichend Arbeit hat, auch 


. wenn sie mit einer Arbeit einer anderen Kolonne gegenüber ZU- 


rückstehen muß. Nur die Arbeiten an den Rohren, der Rauch- 
kammer und der Armatur. pflegt man Sonderkolonnen zuzu- 
weisen. Es kommen dann oft Zeiten vor, in denen die Ma- 
sehinen zum Ausbohren der Stehbolzen und Rohrlöcher nicht. 
ausreichen, oder in denen die Dreherei mit der Anfertigung der 
Stehbolzen und Deckenanker nicht mitkommt. “ Dadurch wird 
allerdings eine Kolonne noch nicht arbeitslos, da sie an einem 
anderen Kessel weiterarbeiten kann, es entstehen aber Warte- 
die nicht nur die 
Einhaltung des Endtermins, sondern jedes geordnete ‚Fristen- 
wesen allgemein unmöglich aachen. 


Diem hilft man ab, wenn man auch in der Kesselschmiede die 
Arbeit nach Möglichkeit unterteilt und diese durchweg von 
Sonderkolonnen ausführen läßt, von denen jede ganz bestimmte 
Arbeiten ausführt, nach deren Fertigstellung sie den Kessel 
an die nächste Kolonne abgibt. In größeren Kesselschmieden kann 
man mehrere Reihen solcher Kolonnen, zweckmäßig wenigstens 
zwei derselben, einrichten und der einen dann nur große Ar- 
beiten, wie Ausbau ganzer Feuerkisten, der anderen die klei- 
neren Arbeiten, wie Erneuerung von "Anschuhen, ‚Flicken u. dgl., 
Das Vorrücken der Kessel von Kolonne zu Ko- 
lonne wird sich dann: gleichmäßiger gestalten. Eine völlige 
Gleichmäßigkeit wird sich hierbei in Ausbesserungswerken zwar 
nicht erzielen lassen, da die Arbeiten zu vielseitig sind; dies ist 
nur bei der Neuanfertigung möglich. Es werden also hier immer 
Überschneidungen vorkommen, indem ein Kessel schneller vor- 
rückt als ein anderer; sie werden sich aber auf ein geringstes 
Maß herabdrücken lassen. 


Erreicht wird aber jedenfalls, das die Ausbesserungszeiten . 
nicht nur durch Verminderung der Wartezeiten, sondern auch 
dadurch geringer werden, daß für jede Arbeit besonders be- 
fähigte und eingearbeitete Leute: vorgesehen werden können, 
und daß die Anzahl der vorzuhaltenden Werkzeuge geringer 
wird, da jede Kolonne mit besonderen, nicht aber wie früher mit 
allen vorkommenden Werkzeugen ausgerüstet werden muß. Er- 
reicht wird ferner, was uns hier besonders interessiert, daß sich 
jetzt auch genaue Fristen vorschreiben lassen. Jede Kolonne 
hat eine-bestimmte Arbeit zu verrichten, in der sie nicht durch 
eine andere gehindert werden kann, man kann ihr somit eine be- 
stimmte Frist vorschreiben. - 


Ich habe, beispielsweise die Arbeit so spezialisiert, daß die 
erste Kolonne nur den Ausbau der schadhaften Teile vornimmt, 
die zweite währenddessen bereits die neu einzubauenden Teile ai 
vorrichtet, deren Einbau dann die dritte Kolonne übernimmt. 
Die vierte führt dann die. Bohrarbeiten für Stehbolzen und 
Dieckenanker aus, setzt diese ein und setzt die Köpfe; die fünfte 
führt die Stemmarbeiten aus und erhält deshalb die geschick- 
testen Kesselschmiede, worauf schließlich die sechste Kolonne 


macht. 


Geht man nun zur Aufstellung der Fristpläne über, so ist es 
hier zweckmäßig, diese nicht für die einzelnen Kolonnen- ge- 
sondert, sondern für die ganze Gruppe der aufeinander folgenden 
Kolonnen gemeinsam vorzusehen. Auf der Wagerechten werden 
die Sonderkolonnen der Reihe nach eingetragen, auf der Senk- 
rechten die Zeiten, so daß sich für jeden Kessel eine fortlaufende 
Kurve ergibt. Wird ein neuer Kessel hinzugetragen, so wählt 
man die Kurve je nach der Belastung der Kolonnen steiler oder 
flacher als die für die Arbeit ermittelte Normalkurve. Hat eine 
Kolonne an einem Kessel keine Arbeit auszuführen, wie sich 
das bei kleineren Ausbesserungen mitunter ergibt, so zeigt dies 


stoffe nicht weiter behandelt, werden, so zeigt dies ein senk- = 


Auch hier ergibt sich nun für den Betriebsleiter ein genaues 
Bild über die Verteilung der Arbeit urd ıdie Belastung seiner 
Abteilung. Er kann, was in der Kesselschmiede besonders oft 
nötig wird und auch am leichtesten möglich ist, durch recht- 
zeitige Veränderung der Kolonnestärken die Belastungsschwan- 
kungen ausgleichen. Es ist so möglich, kürzeste Fristen zu er- 
zielen und unter Umständen auch Arbeiten an wichtigen Kesseln _ 
von vornherein zu beschleunigen, ohne daß dadurch die übrigen 


‘Fristen in Mitleidenschaft gezogen werden. Da die Kesselfristen 


die Grundlage für die gesamte Behandlung der Lokomotiven 
bilden, ist die größte Sorgsamkeit nötig. 
von größter Bedeutung, daß die Fristen von Anfang an so fest- 
gesetzt werden, daß ihre Einhaltung auch bei Schwankungen der 
Belastung eingehalten wird. { 


N 


die Armaturen anbringt und den Kessel zur Druckprobe fertig- 


ein wagerechter Strich; kann ein Kessel wegen Feehlens der Bau- 


Es ist gerade hier 


“ PS IE 5 N 7 Se EN RE DR rar 
. : . F # 4 


UNI. Er 7 
22: De zewmber ma 


Ich habe dieses Fristenwesen versuchsweise in der Lokomotiv- 
abteilung der Hauptwerkstatt Wittenberge eingeführt und be- 


"reits eine Reihe wertvoller Andfschlüsse über Belastung der 


ordentlich starke Besetzung der Züge sowie der 


Werkstattsabteilungen, über Hemmungen und Störungen er- 
halten, die bis dahin nicht so in Erscheinung getreten waren, 


 weiterung des Systems und manche Vereinfachung ergeben; 


dals sie sachgemäß verfolgt und beseitigt werden konnten, Die 
weiteren Erfahrungen werden voraussichtlich noch manche Fr- 
ich 
das Verfahren Einführung 


glaube jedoch, bereits ietzt 


empfehlen zu können. 


zur 


Einführung von Schlafwagen 3. Klasse auf den deutschen Reichsbahnen. 


Der zunehmende Reiseverkehr und infolgedessen die außer- 
immer dring- 
licher werdende Wunsch nach sparsamster Ausnutzung der Zeit 
hatten schon vor Jahrzehnten zu der Forderung der minder be- 


güterten Reisenden nach Schlafwagen 3. Klasse geführt. Die 


 preußisch-hessische Staatseisenbahnverwaltung hatte sich des- 


halb auch lange Zeit vor Ausbruch des Weltkrieges mit der 
Herstellung solcher Wagen beschäftigt. Die Lösung war aber 
nicht leicht zu finden, da es zur möglichsten Niedrighaltung der 
Preise für die Schlafplätze nötig war, den Raum möglichst gut 
auszunutzen, ohne dabei den für die Reisenden nötigen Luft- 


Zum Sitzen hergerichtet. 


raum allzu sehr einzuengen. Vorbilder für einen solchen Wa- 
zen waren damals nur auf russischen und finnischen Bahnen 
vorhanden, die aber dem Geschmack dem deutschen Reisenden 
nicht entsprochen haben würden; denn die zu zweien überein- 
ander angeordneten Schlaflager waren für je zwei Personen 
berechnet. Es ist ja fraglich, ob der Reisende immer einen 
Nebenmann erhält, der ihm genehm ist. 

‚Nachdem auch in Deutschland Handel und Gewerbe einen 
immer größeren Aufschwung nahmen und vermehrte Geschäfts- 
reisen zeitigten, die den Verkehr weiter verdichteten, wurde 
der Ruf nach Schlafwagen 3. Klasse immer lauter, zumal in 
Schweden im Herbst 1910 solche erstmals auf der Strecke Stock- 


. holm-Gotbenburg eingeführt und im Jahre 1914 Wagen ver- 


besserter Bauart in Verkehr gesetzt worden waren, Die damals 
bereits in Preußen-Hessen weit vorgeschrittenen Arbeiten unter- 
brach aber der bald hereinbrechende Krieg mit seinen trauri- 
gen Folgen so daß erst jetzt die Einführung von Schlafwagen 
3. Klasse in Deutschland bevorsteht, von denen zunächst zehn 
Stück beschafft sind, die vom 1. Januar k. J./ ab auf den 


" Strecken Berlin- Königsberg (Pr.), Berlin-München ‚und Berlin- 


Köln zur Probe laufen werden. 
Um der neuen Einrichtung möglichste Verbreitung zu ver- 


schaffen und den Vertretern der Presse Gelegenheit zu geben, 


sich mit den Einrichtungen der neuen Wagen vertraut zu 
machen und diese auch im Betriebe zu erproben, hatte die 
Mitropa im Einvernehmen mit dem BReichsverkehrsministerium 
zahlreiche Einladungen an die Presse zu einer Probefahrt für 
den 15. Dezember ergehen lassen. Nachdem die newen Schlaf- 
wagen auch vom Herrn Reichsverkehrsminister eingehend be- 


sichtigt worden waren, setzte sich um 9 Uhr 45 Min. der von 
einer Schnellzuglokomotive geführte, aus je einem Pack- und 
einem Polsterwagen, zwei Speisewagen und zwei Schlafwagen 
an den noch der neue, an anderer 
S. 969) näher 


3. Klasse bestehende Zug, 


Stelle dieser Nummer (s. beschriebene Unter- 


Zum Liegen hergerichtet. 


richtswagen ‚angehängt war, in Bewegung. Das Ziel der Probe- 


fahrt war Jena. 


Während der Fahrt wurden den Teilnehmern in dem Unter- 
richtswagen von den Geheimräten Ackermann und Knebel Vor- 
träge über die neuen Schlafwagen und über‘ Eisenbahntarif- 
fragen gehalten, an die sich eine eingehende Besichtigung der 
Schlafwagen unter fachmännischer Führung anschloß. Dabei 
wurde auch erwähnt, daß in Aussicht genommen sei, für den 
Liegeplatz einen Zuschlag von 40 M nebst 4 M Vormerkgebühr 
zu dem Tarif der dritten Klasse zu erheben. Ob sich dieser 
Preis aufrechterhalten läßt, erscheint fraglich, da der Wagen 
nur 36 Plätze bietet, gegenüber 64 der gewöhnlichen Wagen 
3. Klasse, Der Eindruck war allgemein der, daß die Eisenbahn- 
verwaltung, mit der Einfügung dieser Schlafwagen in den Ver- 
kehr einen bedeutenden Fortschritt gemacht habe. 


Die Wagen, deren Einrichtung die beiden Abbildungen ver- 
anschaulichen, sind von der Firma Linke-Hofmann-Werke A.-G. 
in Breslau erbaut. Sie dienen vor allem dazu, dem weniger be- 
mittelten Reisenden für die Nacht eine Lagerstatt zu bieten, die 
es ihm ermöglicht, nach einer Nachtreise frisch und arbeitsfähig 
am Reiseziel anzukommen. Selbstverständlich bieten die Schlaf- 


‘wagen 3. Klasse nicht alle Bequemlichkeiten der Schlafwagen 
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Zeitung des Vereins 


2. Klasse. Im allgemeinen wird der Reisende nur Schuhe und 
Oberkleider ablegen können, da die Verwendung von Bettzeug 
nicht vorgesehen ist. Auch Decken werden nicht gehalten, da 
sie in den meisten Fällen von den Reisenden selber mitgebracht 
werden, Überhaupt ist, um den Preis niedrig zu halten; alles 
in den Schlafwagen einfach, aber außerordentlich zweckmäßig 
ausgestattet. Jeder Wagen enthält 12 Halbabteile sowie an 
jedem Ende einen Waschraum und einen Abort mit Wasch- 
gelegenheit. Die Halbabteile sind (durch Drehtüren gegen den 
Seitengang verschließbar. Einzelne Halbabteile sind außerdem 


durch eine Tür in der gemeinsamen Trennwand miteinander 
verbunden. 

In jedem Abteil sind drei Schlaflager. übereinander 
angebracht. ‘Sie bestehen aus einem Holzrahmen mit einer Fül- 


lung aus Vulkanfiber, einem Material, das Zähiekeit mit Elasti- 
zität verbindet. Jedes einzelne Lager ist mit einer mit Plüsch 
überzogenen Matratze und einem ebenfalls‘ mit Plüsch - über- 
zogenen Roßhaarkeilkissen. versehen. Eine weiche und aus- 
reichende Liegestatt ist also geboten. ' Zur Herrichtung für 
Tagesfahrten wird das unterste Laser etwas gehoben, das mitt- 
lere heruntergeklappt und mit wenigen einfachen Handgriffen 
ist eine bequeme Sitzfläche hergestellt, die ebenso wie «die 
Rücklehne gepolstert ist. Um die beiden. oberen Lager zu, er- 
reichen, benutzt man eine zusammenlegbare Leiter, die außer 
Gebrauch in keiner Weise stört und wegen ihrer Beqwemlich- 
keit und Standsicherheit allgemein Anerkennung fand. Auch 


Verhandlung des Teilvoranschlages 1922 für 


Von Sektionsrat Dr. Rotllerthner 


Hauptsächlich infolge des endlosen, unfruchtbaren Nationali- 
tätenhaders kam es im altösterreichischen Parlamente in. den 
letzten Jahrzehnten seines Bestandes nur in verhältnismäßig 
wenigen Fällen dazu,' daß die von der Regierung eingebrachte 
Budgetvorlage im Wege eines Finanzgesetzes zur parlamen- 
tarischen Verabschiedung gelangte. So waren in den 22 Jahren 
des Bestandes des Österreichischen Eisenbahnministeriums (1896 
bis 1918) nur in 5 Jahren, nämlich für die Jahre 1897, 1902, 1908, 
1909 und 1910 Finanzgesetze zustandegekommen. Der National- 
rat der iungen Republik Österreich sucht auch in dieser Bezie- 
hung seinen Ernst und besten Willen darzutun, den Finanzen 
des durch den Staatsvertrag von St. Germain gleich ursprüng- 
lich notleidend geschaffenen Bundesstaates möglichst aufzu- 
helfen und hat — obwohl durch dringende Existenzsorgen, wie 
Arbeiten für die Einrichtung der Republik, überlastet — sowohl 
den Voranschlag 1919/20 wie auch 1920/21 während des Voran- 
schlagsjahres zur verfassungsmäßigen Erledigung gebracht; der 
Finanzgesetzentwurf betreffend den Bundeshaushalt 1922 soll 
noch vor Beginn dieses Verwaltungsiahres im Nationalrate ver- 
abschiedet werden. 


Zu diesem Behufe verhandelte der Finanz- und Budgetausschuß 
des. österreichischen Nationalrates, der seit Mitte November den 
Bundesvoranschlag 1922 durchberät, am 30. November 1921 deu 
Teilvoranschlag für die Eisenbahnen. 

Im Nachstehenden geben wir zunächst die mit regem Interesse 
und großem Beifall aufgenommene Rede des Herrn Bundesmini- 
sters für das Verkehrswesen Dr. Walter Rodler im Finanz- 
und Budgetausschuß teilweise gekürzt wieder: 

Der wirtschaftliche Ertrag der Bundesbahnen als die natür- 
lich ausschlaggebendste Seite eines jeden wirtschaftlichen Be- 
triebes bildet seit geraumer Zeit den Gegenstand. aufmerksam- 
ster Betrachtung in der gesamten Öffentlichkeit, Die öster- 
reichischen Bundesbahnen stehen mit ihrem ungünstigen Ertrage 
durchaus nicht vereinzelt. Vielmehr ist diese Erscheinung eine 
ganz allgemeine, bei den Staats- wie bei den Privatbahnen, bei 
uns wie auch im Auslande. Wie bei uns haben auch die Eisen- 
bahnen der übrigen Nachfolgestaaten mit mehr oder weniger 
großen Abgängen zu kämpfen, selbst- bei den tschechoslowaki- 
schen Staatsbahnen, die in ihrem vorwiegend ebenen Gelände 
und in ihren bevölkerungs- und industriereichen Gegenden unter 
viel günstigeren Verhältnissen ihren Betrieb führen, haben sich 
ungeachtet mehrfach  durchgeführter Tariferhöhungen die ur- 
sprünglich ausgewiesenen Betriebsüberschüsse von 265 Millionen 
Kronen im Voranschlage 1921 im Nachtragswege in einen Fehl- 
betrag von 792 Millionen Kronen verwandelt. Auch diese Bahnen 
veranschlagen für das Jahr 1922 einen gegenüber dem Vorjahre 
größeren Betriebsabgang. Auch die große Finanznot und die 
nach vielen Milliarden zählenden Abgänge bei der deutschen 
Reichseisenbahn, deren Strecken vor dem Kriege dem allge- 
meinen Staatshaushalte nach vielen Millionen zählende Betriebs- 
überschüsse abwarfen, dürften dem Ausschusse gegenwärtig sein. 
Selbst die sicher durchaus kaufmännisch verwalteten, mit. der 
doppischen Verrechnungsweise ausgestatteten Schweizer Bun- 
desbahnen weisen im Voranschlage für das Jahr 1922 vorerst 


Woche verkehrten, 


für die Unterbringung des Gepäcks ist durch ee Aus- 
nutzung des Raumes genügend gesorgt. So ist z. B. der Seiten- 
eingang 
aus zugänglichen Art Hängeboden ausgestaltet worden. Durclhh 
Anordnung des Heizkörpers in einem Schränkchen — unter dem 
Fenster, statt- unter dem Sitz —, das zugleich als Tischchen 
dient, ist auch der ganze Raum unter dem Sitz für Gepäck frei. 
kleineres Handgepäck’ sowie Stöcke und Schirme nimmt ein 
über dem Fenster .angebrachtes Netz auf. Am Tage ist außer- 
dem der obere Liegeplatz für Gepäck frei, das während der 
Nacht an der Trennungswand des Abteils oder zwischen Leiter 
und Fenster verstaut werden kann. Hut- und Kleiderhaken 
vervollständigen die Bequemlichkeit der Ausstattung. 
tung (elektrisch) und Erwärmung sind in moderner Art und 


in vollendeter Zweckmäßigkeit hergestellt. Zur Lüftung ist 
noch ein besonderer Luftsauger angebracht worden. Die Innen- 


räume sind sämtlich nach Art der Wagen 3. Klasse gestrichen. 
Die vielfach erprobten zweiachsigen Drehgestelle verleihen den 
Wagen seinen ruhigen und weichen Gang. 

Nach einem etwa '1%4stündigen Aufenthalt in Jena wurde die 
Rückreise wieder angetreten, die die Teilnehmer kurz vor 8 Uhr 
abends wieder nach Berlin brachte. 
träge im Unterrichtswagen und die anregende Unterhaltung 
mit den fachkundigen Herren der Eisenbahnverwaltunge nahm 
die Fahrt, während der die Mitropa die Verpflesung übernommen 
hatte, einen sehr angenehmen Verlauf. ze. 

A 


die Eisenbahnen im österreichischen Nationalrat. 


Wien. ae 


einen Fehlbetrag von.30,4 Millionen Franken aus, was in un- 
seren Geldwert umgerechnet weit über 30 Milliarden Kronen 
ausmacht. Die Frage der finanziellen Gesundung unserer Bun- 
desbahnen ist wohl zunächst ein Problem der‘ Gesundung un- 
seres Geldwertes, steht aber im übrigen auch im engsten Zu- 
sammenhange mit den außerordentlichen Verhältnissen in der 
Weltwirtschaft überhaupt. So wenig erfolgreich sich daher 
auch leider die bisherigen Bestrebungen nach einer Besserung 
der finanziellen Ergebnisse der Bundesbahnen gestaltet haben, 
so ist es doch andererseits durch fortgesetzte harte Arbeit und 
durch zielbewußte Maßnahmen gelungen, den Tiefstand des Ver- 
kehrswesens nach dem Kriege zu überwinden, den Erhaltungs- 
zustand der Bahnanlagen und des Fahrparkes zu verbessern, die 
Fahrpläne auszugestalten und wieder Sicherheit und solide, 
wenn auch nicht luxuriöse Bequemlichkeit im Reiseverkehr 
einzuführen. Im Laufe des Jahres 1921 ist ein ständiges Zu- 
nehmen des Eisenbahnverkehrs zu verzeichnen. 


Die Gesamtleistung in Bruttotonnenkilometern des Personen- 


und Güterzugsverkehres in der ersten Hälfte dieses Jahres be- 
zifferte sich mit 69,4 % des Friedensverkehres. Seither ist eine 
weitere Steigerung der Leistungen zu beachten, wobei besonders 
der Personenverkehr im Monate August 76 % der Friedens- 
leistung erreicht hat. Die erwähnte Verkehrszunahme ist 
erster Linie der Besserung unserer Kohlenzufuhren zu verdan- 
ken. Während wir mit:einem nur etwa 6tägigen Kohlenvorrat 


in das Jahr 1921 eintraten, verfügen wir derzeit über einen mehr 
Diese günstige Kohlenversorgung 


als zweimonatigen Vorrat. | 
hat sich dank der allgemein gebesserten Weltkohlenlage und der 


von uns getroffenen 'Beschaffungsmaßnahmen ergeben, so daß 


vom Standpunkte der Versorgung mit Kohle der Bahnbetrieb für 
den kommenden Winter vollkommen sichergestellt ist. 
haben die Beschaffungskosten für Kohle eine namhafte Steige- 
rung erfahren. Die Ursache hierfür ist lediglich in der Ent- 
wertung unserer Krone gelegen. 


Namhafte V als pn konnten auf dem ‚Gebiete des Do 
sonenverkehres durchgesetzt werden, 


Jahres ist auf sämtlichen österreichischen Eisenbahnstrecken 


ein vom Grunde auf geänderter, den derzeitigen Verhältnissen 


angepaßter neuer. Fahrplan eingeführt worden; die meisten 


Beleueh- 


Deutscher Eisenbahnverwaltungen. A 


durch eine zweite Decke zu »einer von jedem Abteil 


Durch die lehrreichen Vor-- 


1: 


Leider 


Mit dem 1. Juni laufenden . 


D-Züge und Schnellzüge des zwischenstaatlichen wie auch des 


die bis dahin nur san einzelnen Tagen der 
wurden täglich in Verkehr gesetzt. 

Außer dieser weitgehenden Verbesserung der 
Schnellzugsverkehres sind aber auch neue zwischenstaatliche 
und Inlandschnellzugsverbindungen seschaffen worden. 
bei verwies der Minister vor allem auf die Wiedereinführung 


Inlandsverkehres, 


Hier” 


des Orient-Expreßzuges der Vorkriegszeit, der seit Anfang Juni, 


vorerst allerdings nur dreimal in der Woche, wieder verkehrt 
und den großen europäischen Durchzug sverkehr über England 
(über Calais) und Frankreich nach dem Balkan wieder auf den 
Weg über Wien geleitet hat, auf die direkte Fortsetzung der 
D-Züge Ostende-Wien über Budapest nach Bukarest’sowie auf 


die Verbesserung der Zugverbindungen zwischen Wien «iner- 


seits und Prag, Karlsbad, Dresden und Berlin andererseits durch 


bestehenden 


RR 
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den 
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ein neues. tägliches Nachtschnellzugspaar über Lundenburg- 


Brünn. } 

Weitere neu eingeführte Züge verbessern die Schnellzugsver- 
bindungen zwischen den Landeshauptstädten der Republik oder 
dienen der Förderung des Touristenverkehres. 


Zur Aufrechterhaltung der Ordnung in den von Wien ab- 
gehenden D- und Schnellzügen wurden bei fast allen diesen 
Zügen die Platzkarten ab Wien beibehalten. In dem vom 
26. Oktober d. J. an in Kraft getretenen Fahrplane wurden fast 


alle Züge des Sommerfahrplanes belassen und nur die Sommer- 


saisonzüge aufgelassen. 


Eine besonders achtunggebietende Leistung hatten die öster- 
reichischen Bundesbahnen während der Wiener Messe Anfang 
September aufzuweisen gehabt, also zu einer Zeit, wo schon 
der Rückreiseverkehr aus den Sommerfrischen und Bädern die 
höchsten Anforderungen an die Eisenbahnen zu stellen pflegt. 
Wenn es der Bundesbahnverwaltung in diesen Tagen dennoch 
gelungen ist, einen so gewaltigen Verkehr mit einer auch vom 
Ausland vielfach anerkannten Ruhe und Pünktlichkeit abzu- 
wickeln, so sei dies den umfassenden Vorkehrungen der obersten 


"Verwaltungsstellen und der angestrengten und verständnisvollen 


Mitarbeit der Außendienststellen und “aller Eisenbahnbedien- 
steten zu danken gewesen. In der Messewoche konnten von den 
Wiener Bahnhöfen allein über 300 000 Fernreisende anstandslos 
befördert werden. 


Anfang November d. J. habe in Bar die europäische Fahr- 
plan- und Wagenbeistellungskonferenz für den Sommerdienst 
1922 stattgefunden. Auf Grund der in dieser Konferenz ze- 
troffenen Vereinbarungen werde der nächste Sommerfahrplan 
wieder eine Reihe von Verbesserungen des Fernreiseverkehres 
bringen, von denen der Minister unter anderen die folgenden als 
besonders beachtenswert hervorhebt: Die Fahrtdauer der D-Züge 
Wien-Innsbruck-Zürich-Paris und zurück werde in der Fahrt- 
richtung Ost-West um rund 1%, in der Gegenrichtung um 2% 
Stunden, abgekürzt werden. 
hof wurde erheblich später, die Ankunft in Wien erheblich 
früher angesetzt, so daß günstige Anschlüsse an die auf den 
anderen Wiener Bahnhöfen abends ankommenden und in den 
Morgenstunden abgehenden Fernzügen geschaffen werden. Die 
D-Züge Wien Südbahnhof-Italien über Leoben-Klagenfurt wer- 
den beschleunigt, der Wien-Triester Teil dieser Züge wird nicht 
mehr über Tarvis-Udine, sondern über Klagenfurt-Aßling-Görz 
geführt werden. Diese Wegkürzung ermöglicht auch eine Kür- 
zung der Fahrtdauer zwischen Wien und Triest um rund 3% 
Stunden. Auf der .Franz Josef-Bahnstrecke werden die im 
vergangenen Sommer nur dreimal wöchentlich verkehrenden Bä- 
derschnellzüge Wien-Marienbad-Karlsbad-Franzensbad täglich 
verkehren und, um den Besuch der böhmischen Bäder dem min- 
derbemittelten Publikum zu erleichtern, auch Wagen 3. Klasse 
führen. Im Verkehre über Lundenburg ist eine wesentliche 
Verbesserung der Schnellzugsver bindungen mit Warschau, Kabkos 
witz, Lemberg und Czernowitz in Aussicht genommen. Zur Er- 
leichterung des Besuches der Badeorte Pistyan und Trencsin- 
Teplitz werde ein neuer Schnellzug von Wien Ostbahnhof über 
Preßburg nach Sillein verkehren, wo er Schnellzugsanschluß 
nach Kaschau und Bukarest einerseits und nach Teschen und 
Oderberg andererseits finden wird. Neben dem Schnellzugsver- 
kehre werde auch der Verkehr der Fern- und Nahpersonenzüge 
nicht vernachlässigt werden. Insbesondere soll die Anzahl der 
Fernpersonenzüge auf den Hauptstrecken der Bundesbahnen in 
westlichen und südlichen Alpenländern, auf denen nur 
wenige Schnellzüge verkehren, vermehrt werden. Die gelegent- 
lich der vorjährigen Budgetverhandlung auf Vorschlag des Aus- 
schusses vom Nationalrate empfohlene Inbetriebsetzung der Wie- 
ner Stadtbahn sei zunächst noch nicht möglich, weil uns nicht 
zenügend lauffähige Fahrbetriebsmittel) zur Verfügung stehen. 
Um jedoch den allseitig geäußerten Wünschen wezen Heran- 
ziehung dieses wichtigen Verkehrsmittels wenigstens schritt- 
weise zu entsprechen, sei beabsichtigt, im nächsten Jahre mit 
Eintritt der lebhafteren Reisezeit den Nahverkehr der Westbahn 
von Purkersdorf über das dritte und vierte Geleise der West- 
bahn bis Hütteldorf und von da auf die obere Wientallinie und 
Gürtellinie zu leiten. Diese Maßnahme verfolge auch den Zweck, 
die Reisenden des Nahverkehres von dem überlasteten Westbahn- 
hofe auf die Stadtbahn abzulenken. 


Der Minister gibt sodann eingehende Aufklärungen über die 


Vorkehrungen im Werkstättendienste. 


Die bauliche Tätigkeit der österreichischen Bundesbahnver- 
waltung erstrecke sich hauptsächlich auf solch® Herstellunzen, 
welche zur glatten Abwicklung des aus den geänderten staat- 
lichen Verhältnissen sich ergebenden neuen Durchgangsver- 
kehres unbedingt notwendig geworden seien. Von allem komme: 
die Herstellung des zweiten _Geleises in der Strecke Wels- 
Passau in Betracht, ferner erfordere der vom tschechoslowaki- 
schen Staate nach Italien und Südslawien sich abwickelnde 
erhöhte Durchgangsgüterverkehr die Herstellung einer Gleise- 


Die. Abfahrt von Wien Westbann-, 


verbindung von -Absdorf zwischen der 
der Lokalbahn nach ' Stockerau, sowie die Herstellung einer 
Verbindungskurve südlich der' Station St. Michael zwischen 
den laufenden Gleisen nach St. Veit an der Glan und Leoben. 

Als weitere Folge dieses neuen Durchgangsverkehres er- 
scheine die. Schaffung einer geschlossenen zweigleisigen Linie 
zwischen Wien Südbahnhof und St. Veit an der Glan unbedingt 
erforderlich. 


Im Zuge. des zwischen Oberdetäersich einerseits und Steier- 
mark sowie dem östlichen Teil Kärntens andererseits in Frage 
kommenden Hauptverkehrsweges sei die Herstellung des zwei- 
ten Geleises in der Strecke Selzthal-St. Michael dringend er- 
forderlich, und es seien die Entwürfe hierfür bereits erstellt. 


Hauptbahn und 


Neben der Ausgestaltung der offenen Linien ergebe sich 
die Notwendigkeit des Umbaues einer Reihe von Stationen, 


von welchen insbesondere die Fortsetzung des Bahnhofumbaues 
in Linz hervorzuheben sei. 

Der Minister bespricht sodann die Sanierung der Verkehrs- 
verhältnisse am Wiener Westbahnhof, die Ausgestaltung der 
Tiroler Linien und Bahnhöfe und fährt fort: 


In dem Grenzbahnhof Gmünd Stadt, für dessen Ausgestal- 
tung ein umfangreiches Rahmenprojekt erstellt sei, werde im 
nächsten Jahre die Herstellung einer Güterdienst- und Zoll- 
anlage in Angriff genommen werden. Der Entwurf für die 
Ausgestaltung des Bahnhofes Retz als Grenzbahnhof sei be- 
reits grundsätzlich genehmigt, und es würden gegenwärtig mit 
der tschechoslowakischen Regierung Verhandlungen über die 
Ausführung des Entwurfes gepflosen. Im Jahre 1922 soll die 
Station Retz eine für die vorläufige Abwicklung des Grenz- 
verkehres erforderliche Ausgestaltung erfahren. 

Die sich auf' allen Gebieten immer mehr fühlbar machende 


Wohnungsnot wirke auch auf den Betrieb der Bundesbahn- 
verwaltung in empfindlicher Weise ein. Insgesamt wurden 


im Jahre 1921 gegen 900 Wohnungen und Unterkünfte für etwa 
500 ledige Bedienstete mit dem beiläufigen Kostenaufwande 
von 400 Mill. K. neu in Bau genommen, womit die Gesamtzahl 
der seit dem Umsturze von der Bundesbahnverwaltung er- 
bauten Wohnungen auf etwa 2900 ansteige. Diese Bautätig- 
keit werde planmäßig fortgesetzt werden. 

Die Milderung und, wenn tunlich, Beseitigung der durch 
den Krieg und den nachfolgenden Umsturz eingetretenen Henı- 
mungen und Schwierigkeiten im zwischenstaatlichen Verkehr 
bilden seit geraumer Zeit den Gegenstand der besonderen Auf- 
merksamkeit und Fürsorge des Ministers. Das Bundesmini- 
sterium für Verkehrswesen sei nachdrücklich bestrebt, den 
zwischenstaatlichen Reiseverkehr durch Einführung von direk- 
ten Fahrkarten sowie der durchgehenden Gepäckabfertigung 
zu erleichtern. Die direkte Personen- und Gepäckabfertigung 
sei dermalen bereits im Verkehr mit Deutschland, mit der 
tschechoslowakischen Republik, mit dem Königreiche der Ser- 
ben, Kroaten und Slowenen sowie im Verkehr mit Italien, 
mit England, Belgien und den Niederlanden vorgesehen. Über- 
dies finde eine direkte Abfertigung von Personen- und Reise- 
gepäck für den Orientexpreßzug und die zwischen Wien und 
Budapest, beziehungsweise Bukarest werkehrenden D-Züge 
statt. ; 

Im Interesse der Beschleunigung des Übergangsverkehrs 
wurde die Zusammenlegung der beiderseitigen Zollabfertigun- 
gen in gemeinsamen Grenzbahnhöfen verfolgt. In einigen 
neuen Grenzbahnhöfen (z. B. Gmünd und 'Lundenburg) werde 
die Zoll- und ‚Paßrevision der Reisenden bereits gemeinsam 
vorgenommen, und es sei zu hoffen, daß trotz der schwierigen 
Verhandlungen mit den Nachfolgestaaten in absehbarer Zeit 
ein gleichartiger Vorgang auch in anderen Grenzbahnhöfen 
erzielt werden wird. Zum Schlusse bemerkt der Minister in 
bezug auf die Aktion der Einführung der elektrischen Zug- 
förderung, daß diese im ablaufenden Jahre um ein beträcht- 
liches Stück vorwärtsgerückt sei und den Enischluß- recht: 
fertige, sie auch im Voranschlagsjahre, soweit es die Verhält- 
nisse nur irgendwie ermöglichten, zu 'betreiben. Freilich werde 
dies insolange nicht im vollen, dem gesetzlichen Bauplan ent- 


sprechenden Umfange, möglich sein, als nicht durch die im 
Gesetze vorgesehene Anleihe, deren Begebung unter dem 


Zwange der Verhältnisse immer. wieder hinausgeschoben wer- 
den mußte, die erforderlichen Mittel verfügbar gemacht sein 
würden. Das Jahr 1922 werde, wenn die bestehende Absicht 
Wirkliehkeit wird, für die Elektrisierungsarbeiten von ein- 
schneidender Wichtigkeit sein. 

Der Minister gibt sodann interessante Aufsehlüsse über den 
Stand der Arbeiten bei den einzelnen Kraftwerken, so ins- 
besonders beim Spullerseekraftwerk, das im Jahre 1923 be- 
triebsfähig sein wird. 

Was die ‘elektrische Streckenausrüstung betrifft, so stehe 
die Umgestaltung der Arlbergstrecke, wie bisher, im Vorder- 
grund. Es sei beabsichtigt, sie im Jahre 1922 der Vollendung 
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zuzuführen. 
mergutbahn (SteinacheIrding - Attnang-Puchheim) soll im 
Frühjahr. 1922 begonnen werden. Die Elektrisierung der Vör- 
arlbergbahn (Bludenz-Bregenz) samt Nebenlinien soll im Laufe 
des Jahres 1922 ebenfalls in Angriff genommen werden. 

Mit den baulichen Arbeiten für die elektrische Zugförde- 
rungs- und‘ Werkstättenanlage in Innsbruck Westbahnhof 


wurde. begonnen, und die Vergebung ihrer maschinellen Ein- 


richtung stehe unmittelbar bevor. 

Im Jahre 1922 werden die ersten elektrischen Lokomotiven 
zur Ablieferung gelangen, und zwar 7 Gebirgs-Schnellzugsloko- 
motiven sowie 20 Personenzugslokomotiven. Außerdem sind noch 
20 Güterzugslokomotiven bestellt. Im Laufe des Jahres 1922 wer- 
den weitere Bestellungen an Güterzugslokomotiven sowie an 
Schnellzugslokomotiven erfolgen. Wenn die Erwartungen, dienach 
dem derzeitigen Stande der Arbeiten gerechtfertigt sind, zutreffen 
— Vollendung des Nutzwerkes, Fertigstellung der Streckenaus- 
rüstung westlich Innsbruck und Ablieferung einer entsprechen- 


Mit der elektrischen Ausrüstung der Salzkam- 


7 
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den Anzahl von Lokomotiven —, so werden Ende 1922 oder 
Anfang 1923 die ersten Züge mit elektrischer Kraft auf der 
Strecke Innsbruck-Landeck geführt werden können. Es könne 


jedoch bei dieser Gelegenheit nicht unerwähnt bleiben, daß die 


in den letzten Monaten auf allen Gebieten eingetretene unge- 
heure Preisumwälzung selbstverständlich auch auf die Ge- 
stehungskosten der hier in Betracht kommenden Herstellungen 
ihren nachhaltigen Einfluß ausgeübt hat. Die hieraus sich 
ergebende Unstetigkeit der Preise schließe eine  verläßliche 
Ermittlung der Erfordernisse aus, und es werde (daher not- 
wendig sein, das auf den Preisen. vom Mai laufenden Jahres 
aufgebaute Kostenerfordernis nötigenfalls: durch Eröffnung 
von Nachtragskrediten den . jeweiligen Verhältnissen’ ' anzu- 
passen. Über. den Verlauf der Wechselrede über den Teilvor- 
anschlag 1922 der Eisenbahnen im Finanz- und Budgetausschul; 
sowie über den formellen und materiellen Inhalt dieses Vor- 
anschlages werden wir demnächst berichten. | 
Seas folgt.) 


Hoka- oder Bleiverschlüsse? 


Von Eisenbahn-Oberinspektor Holstamm, Nürnberg. 


In Nr. 11, S. 205 wird unter der Bezeichnung „Hoka- 
plombe“ ein neuer Güterwagenverschluß beschrieben und an 
Stelle der bisherigen Schnur- und Drahtbleie nicht nur als 
sicherster, sondern auch billigster aller bis heute bestehenden 
Wagenverschlüsse empfohlen. Der Verfasser findet die Über- 
legenheit des neuen Verschlusses über die Blei- und namentlich 
die Drahtplombe in zwei Punkten: in der Unmöglichkeit des 
'Wiederfestmachens eines einmal abgenommenen Verschlusses, 
und in der Einsparung von Personal- und anderen Ausgaben 
durch Wegfall der Verbleiungszangen. Angesichts der vorge- 
schlagenen. Umwälzung des Verbleiungssystems erscheint zu- 
nächst eine gründliche Untersuchung und Gegenüberstellung der 
Vor- und Nachteile der beiden Verschlußarten am Platze. 


Der Hauptbestandteil des „Hoka“-Verschlusses, der übrigens 
schon im Jahre 1919 von einer Pforzheimer Firma angeboten 
wurde, bis jetzt aber meines Wissens wegen verschiedener Be- 
denken keine größere Verbreitung finden konnte, liegt in der 
ziemlich kompliziert gearbeiteten Kapsel, die den federnden 
'Widerhaken aufzunehmen hat und durch schmale gefalzte Rän- 
der gehalten wird. Diese Kapsel macht bei den offenbar in nicht 
allzugroßer Menge und vermutlich durch Handarbeit hergestellten 
Probestücken 'einen ziemlich dauerhaften Eindruck. Es. fragt 
sich jedoch, ob dies auch noch der Fall sein wird, wenn der Ver- 
schluß bei Massenbedarf durch Maschinen hergestelllt wird. 
Nach den Erfahrungen, die mit den während des Krieges auf den 
deutschen Bahnen aushilisweise eingeführten Blechsiegeln ver- 
schiedener Art gemacht wurden, muß dies einigermaßen be- 
zweifelt -werden. War schon bei diesen Verschlüssen fehler- 
haftes Ausstanzen besonders der verhältnismäßig einfachen 
Nieten und mangelnde Widerstandskraft gegen selbsttätiges oder 
unbefugtes Öffnen infolge der Sprödiekeit des Stoffes ziemlich 
häufig, so kann kaum angenommen werden, daß dies bei den be- 


deutend schwieriger herzustellenden Kapseln des neuen Ver-. 


schlusses besser sein wird. Jedenfalls stellen schon die schmalen 
Ränder, die die Kapsel zusammenhalten, einen schwachen Punkt 
N der geübte Diebe von einer Öffnung kaum wirksam ab- 
halten kann. 


Abgesehen hiervon ist es, wie ein Versuch beweist, nicht be- 
sonders schwierig, den in die Kapsel eingeführten 
Widerhaken an‘ der 'Binführunezsstelle. mit 
einem. gewöhnlichen Taschenscherchen ab- 
zuschneiden, den Verschluß zu öffnen und den 
abgeschnittenen Blechstreifen hierauf wieder 
inden Schlitz auf den dort steekenden Wider- 
haken zu schieben. In dieser Lage bietet der Verschluß 
namentlich bei Dunkelheit nicht das geringste auffällige An- 
zeichen für eine stattgehabte widerrechtliche Öffnung. Selbst 
bei verhältnismäßig kräftigem Anziehen mit einer Hand hält ein 
solcher Verschluß infolge des’ breiten Blechbandes, mit dem er 
in der Wagenöse aufliegt, fest, ohne viel nachzugeben. Die Ver- 
letzung könnte höchstens aufgedeckt werden durch Prüfung mit 
beiden Händen (Festhalten der Kapsel mit: der einen, Ziehen am 
Blechband mit der anderen Hand). Dazu hat jedoch in großen 


Bahnhöfen der Übernehmende, der in der Regel den einen Arm- 


voll Papier hat, kaum die Zeit oder Möglichkeit. Der haupt- 

sächlichste Vorzug, den der neue Verschluß gegen die Bleie 
haben soll, Unmöglichkeit des Wiederfestmachens. bei wider- 
rechtlichen Eingriffen, ist damit hinfällie. Was dem Schnur- 
oder Drahtblei als Hauptnachteil anhaftet, 


kehrt bei der "Hoka-Plombe in Bien Maße 


wieder. 
. Der zweite Vorzug gegenüber dem Verbleiungierehrt — ' Weg- 
fall der Verbleiungszange — ist von noch bedenklicherer Art. 


Bekanntlich erhalten bei diesem System die Bleie erst durch 
die Prägung Form und Eigenschaft eines amt- 
lichen Verschlusses. Die Zange ist nur einem be- 


‚stimmten Beamten zugänglich und leicht ‘zu überwachen. 


Dieser Vorteil geht bei der Hoka-Plombe verloren, weil es sich 


hier um fertig vorbereitete Verschlüsse handelt,. die nur in-, 


einandergeschoben zu werden brauchen. Jedermann, der sich 
einen oder einige solcher Verschlüsse zu verschaffen versteht — 
und das ist nach den mit den genummerten Blechsiegeln trotz 
aller Kontrollen bei großen Abfertigungen gemachten Erfah- 
rungen nicht besonders schwierig —, kann deshalb nach 
Beraubung eines Wagens und Beseitigung des 
Verschlusses einen: .-t&3dellosen. neuen Ver- 
schlußanlegen,ohnedaßdieUnterschiebungszu 
entdecken wäre. 


wandte Kontrollnummer -— sei es im Begleitpapier, sei es im 
Wagenbeklebzettel —,der durch Vergleichen der Nummern eine 
Aufdeckung einer Unterschiebung ‘gewährleisten könnte, ist 


Denn das einzige Mittel hierzu, nämlich - 
ein Vermerk über die von der Versandstation ursprünglich wer- 
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nicht eingeführt und aus verschiedenen Gründen ohne Verzöge- 


rung des Abfertigungsgeschäftes auch nicht restlos durchführ- 
bar. Nach dieser Richtung erweist sich das Verbleiungssystem 
mit Zange allen auf dem Nummernsystem aufgebauten Ver- 
schlußarten mit oder ohne Zange als unbedingt überlegen. Die 
bisher aufgetauchten neuen Verschlüsse haben die Entbehrlich- 


keit des Verbleiungssystems jedenfalls noch nicht darzutun ver- 


mocht. 


Kann sonach das Verbleiungssystem auch durch die Hoka- 
Plombe nicht aus dem Felde geschlagen werden, so.darf man 
doch auch vor den diesem System anhaftenden Mängeln nicht die 
ist nur. nötig, die schwachen. 

Punkte dieses Systems aufzusuchen und zu beseitigen, was bis- 
‚her noch gar nicht versucht worden zu sein scheint. a A 


Augen verschließen. Es 


Unerörtert kann hierbei bleiben, ob und wie der bisherige 


symbolische Verschluß etwa durch einen wirkliche Sicherheit 
gewährenden Verschluß ersetzt werden soll. An sich böte die Ein- 
führung eines solchen Verschlusses, wenn man nicht allzu hohe - 


Anforderungen an seine Haltbarkeit stellen will, keine Schwie- 


rigkeit, da von Berliner Beamten und Firmen bereits brauch- 


bare 
sind. 


Verdrahtungsverschlüsse mit Bleiplomben konstruiert 


der Zangen usw.) und ist auch deshalb. bereits von verschie- 
denen Eisenbahnverwaltungen abgelehnt worden. Die Frase 


ministers wegen allgemeiner Anwendune.der Drahtverschlüsse 


neben den Bleiverschlüssen ihre grundsätzliche Bedeutung. veren 


loren. ß. 


Von den ERRTT BAR ch lungen verdienen m. E. vor allem 


Die allgemeine Anwendung dieser Verschlüsse würde 
jedoch mancherlei Schwierigkeiten im Gefolge haben (z. B. Auf- 
bewahrung, Beigabe zu Begleitpapieren und Akten, Beschädigung ' 


£ 


hat überhaupt infolge des Erlasses des Herrn Reichsverkehrs- 


er 
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die Schnurplomben, d. h. die Lochbleie mit den großen Öffnun- - 


gen, der Vergessenheit überliefert zu werden, Bei diesen läßt 
sich der in den Güterbeförderungsvorschriften für die deutschen 
Bahnen vorgeschriebene bekannte Knoten überhaupt nicht bilden, 


wenn die Schnur aus Rermelin kräftigem Stoff besteht, einer a 


‘ breite Form gequetscht werden. Um dies zu verhindern, müssen 


‚ den., In der einen Röhre ist der Draht fest eingegossen, die 
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seits weil die Bleihöhlung einen solchen Knoten gar nicht fassen _ weichung von der Geraden und von dem unten aus dem Blei her- 
kann, andererseits weil der Knoten dem Zusammenpressen des | vorragenden Drahtende. Wird die Rohrspitze am Bleikern abge- 
Bleies einen derartigen Widerstand entgegensetzen würde, daß | zwickt und sodann nach Einfügung des Drahtes in den Bleikern 
die Prägung höchst undeutlich ausfallen müßte. Statt eines | wieder an seine Stelle geschoben, so muß das ebenfalls sofort 
Knotens läßt sich höchstens eine Schleife bilden und in die | auffallen, weil die Spitze beweglich ist. Durch diese Einrichtung 
Höhlung des Bleies ziehen. In der Praxis werden aber weder | würde sonach der wundeste Punkt des Verbleiungssystems be- 
Knoten noch Schleifen gebildet, sondern die Schnüre gerade dursh | seitigt werden. 

die für sie vielzu großen Öffnungen gesteckt. Letztere 
erhalten sodann bei der Prägung die bekannte breitgedrückte 
Form, die mit Hilfe eines Taschenmessers oder Holzsparhtels 


nicht schwierig zu öffnen und durch Zusammenklemmen wieder 18-99 Tiies bedenitet ht schaftliche, Versend 
zu schließen ist. Derartige Eingriffe hinterlassen auch grofien- —22 cm, Dies bedeutet nicht nur unwirtschaftliche Vergeudung 


teils deswegen keine Spuren, weil die wenigsten Verbleiungs- | A Stoff, sondern erleichtert auch unredlichen Elementen Ein- 
zangen eravierte Ränder haben, die sich auf den Bleien ab- | Sriffe. Je näher die Bleie an die Türösen zu liegen kommen, : 
drücken und nachträgliche‘ Pressungen schärfer hervortreten | desto mehr werden Verletzungen an den Bleien erschwert, weil 
lassen. Hierin liegt der wundeste Punkt der Verbleiung, bei die hierzu nötige Bewegungsfreiheit fehlt. Für die meisten Fälle 
dem eingegriffen werden muß, wenn eine Verbesserung erzielt | Wird — unbeschadet des Spielraumes der Wagentüren und der 
werden soll. Außerdem sind die dicken Schnüre die Ursache der | Oftmals nicht genau aufeinander passenden Türösen eine Draht- 
bauchigen Aushöhlung der Prägestempel, die zu immer undeut- | länge von 16 cm genügen. Damit wird bei einigen Millionen 
Beer Ar ekeraut den Bleien führen. Bleiverschlüssen im Jahre eine nicht unwesentliche Ersparnis 
B En ARENA SENERLEHTIER 3 an Draht erzielt. In Ausnahmefällen können zwei Bleie ver- 
ei esser 35 er gen en ee Kr ss ei Der den wendet werden, wenn die Drahtlänge von 16 cm einmal nicht aus- 
eien mit eingegossene ra ei denen die nungen Zu | Feichen sollte. 


kleinen Röhren umegebildet sind. Sie bedürfen jedoch verschie- Ä ; 2 
dener Verbesserungen: 4. Auf gute Abdrücke der Verbleiungszangen ist unbedingt zu 
: > > Vermpeag Br achten. Die Prägestempel sind deshalb rechtzeitig zu erneuern. 
_ 1. Der umsponnene Draht verdient so rasch wie möglich beseitigt | Um Eingriffe an den Bleirändern leichter hervortreten zu lassen, 
zu werden. Er ist nicht nur teuer, sondern auch, soweit er aus | sind die Prägestempel mit gravierten Rändern zu versehen. Bei 
dem Blei herausragt, zwecklos, ja nachteilig, weil er, wenn ab- | großen Abfertieungsstellen erhalten die Prägestempel außerdem 
sezwickt und wieder in das Blei eingebohrt, mit einigen Win- | pestimmte Unterscheidungsmerkmale (Buchstaben oder Zahlen, 
dungen dort haftet. Einfacher, glatter Draht von 1 mm Durch- | oder beides), um die Verwendungsbezirke der Zangen ersichtlich 
NLOERET und mit dem sen Ende in das Blei SILESSOBFER, tut den | zıı machen und die Kontrolle zu erleichtern. Außerdem können 
gleichen ‚Dienst und haftet, wenn abgezwickt und wieder in das | noch für solche Stationen, die mehrmals am gleichen Tage Wagen 
Blei gesteckt, jedenfalls vermöge seiner Glätte nicht so leicht, | nach den gleichen Stationen abfertigen, Bleie mit Kontrollziffern 
wie umsponnener. Es ist nur nötig, das eine Ende des Drahtes, aufgelegt werden, damit die Bleie der einzelnen Wagen besser 
soweit es in das Blei zu stehen kommt, aufzurauhen, um auseinandergehalten werden können. Eine Koentrollreihe von 1 
genügenden Halt daselbst zu finden; 1 cm des Drahtendes er- bis10 seird für die meisten: Fälle ausreichen 
scheint hierzu ausreichend. h i 


2. Wie bei den Lochbleien ausgeführt, liert der wundeste Punkt 
er EN ee Bleie ee une von auf- ob und cd: 
älligen Spuren an den Einführungssstellen der Schnüre oder & or 
Drähte, die bei der Prägung erfaßt und in unverhältnismäßig KelTangerfe Bieröhnen 
\ Zi7gegossener 
OPSPF 


3. Des weiteren ist auch die Drahtlänge zu berücksich- 
tigen. Die meisten Bleie hängen zu weit von den Türösen ab. 
Durchschnittlich haben die Schnüre oder Drähte eine Länge von 
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die Einführungsstellen dem Druck der Zange 
entrücktwerden,so-daß sie in ihrer Form erhalten bleiben. 
Außerdem müssen sie dem Durchmesser des Drahtes: entsprechen 
und mit dem Austrittspunkt des Drahtes in einer Geraden liegen, 
"um schon äußerlich etwaige Abweichungen von der Geraden her- 
vortreten zu lassen. Dies geschieht dadurch, daß die Röhren 
beiderseits nach oben und unten — etwa um 
23mm —überden-Bleikern.hınausgeführt wer- 


andere Röhre hat das freie Drahtende aufzunehmen. Ihr Durch- 
messer darf nur so breit sein, daß der Draht eben bequem Platz 


hat. Wird das Blei geprägt, so bleibt nunmehr die Einführungs- ohne Prägung mit Prägung 


stelle (die Röhrenspitze) unberührt. Wird der Draht oberhalb 
des Röhrchens abgezwickt, so kann er indiesem keinen Platz ; Drahtplombe 
mehr finden, weil das dort steckende Drahtende den Durchmesser 


vollkommen ausfüllt. Der abgezwickte Draht könnte höchstens 


links oder rechts von der Röhrenspitze in den Bleikern gefügt Die Drahtbleie hätten hiernach die in der vorstehenden Ab- 
werden, was dem Auge sofort auffallen müßte wegen der Ab- | bildung dargestellte Form -zu erhalten. 
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Die Staatsbahnen in Niederländisch-Indien und ihre Ergebnisse 
in den letzten Jahren. 


tung befindet sich jetzt -in -Weltevreden bei Batavia. Aus der 
nachfolgenden Zusammenstellung I sind die Betriebsergebnisse 
der letzten 5 Jahre zu ersehen, dabei sind die oben erwähnten 
8& km langen Schmälspurbahnen nicht berücksichtigt. worden, 
wohl aber die staatlichen Kleinbahnen, soweit sie in der Regel- 


Nur auf Java und Sumatra hat sich bislang ein größeres Risen- 
bahnnetz entwickelt, und zwar befinden sich die meisten Linien 
auf den beiden Inseln im Besitz und im Betriebe des Staates. 
Die. beiden andern großer Sundainseln, Celebes und Borneo, 
.haben noch keine Eisenbahien, dagegen gibt es auf den kleinen 
Inseln Madoera, Banka und Billiton einige Kleinbahnen, die | spur der Vollbahnen erbaut sind (insgesamt 153 km). 


sich sämtlich im Privatbesitz befinden. PERkE Auf. Sumatra hat sich im Gegensatz zu Java noch kein 
Die Staatsbahnen auf Java sind fast sämtlich in der auch | zusammenhängenden Netz von Eisenbahnen entwickeln können. 


— 0. 


als Kap- oder Javaspur bezeichneten Kolonialspur (1,067 m) er- | Der Staat betreibt hier zunächst ein ihm gehörendes Netz an 
baut; nur unbedeutende, insgesamt 83 km lange Seitenlinien be- der Westküste der Insel um Padang herum, das Ende 1918 


sitzen eine Spurweite von nur 60 cm. Sie zerfallen in zwei | 245 km Linie in der Javaspur umfaßte. Ferner sind im Süden 
Netze, die durch die Linie Diokjakarta-Soerakarta der Nieder- | der Insel getrennt von dem anderen Netz und von den Privat- 
ländisch-Indischen Eisenbahn-Gesellschaft getrennt werden. Das | bahnen der Insel zwei Kleinbahnnetze entstanden, die ebenfalls 
westliche Netz, das sich um Batavia und. Bandoeng gruppiert, die Javaspur besitzen, und deren Vereinigung zu einem Netz in 


umfaßte Ende 1918 1449 km, das östliche um Soerabaja 907 km. Aussicht steht: das eine in den Lampongedistrikten (Ende 1918: 


an u re 


: 


- Die beiden Netze wurden bislang auch getrennt verwaltet. Zum 76 km umfassend), das andere um Palembang (152 km). End- 


1. November 31917 wurden die Verwaltungen vereinigt; die Lei- lich besteht im Norden der Insel im Anschluß an die großen- 
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teils regelspurige Delieisenbahn das Kleinbähnnetz in  Atjeh 2, Schmalspurbahnen in Atjeh (Atjehtram). Br 
(Atschin) mit einer Spurweite von 75 cm (511 km): Die-Ver- \ N 
bindung dieser Linien über die Delibahn mit der zuerst genann- Jahr 1914 „1915 | 1916 1917 1913 
ten Sumatrawestbahn befindet sich noch in der Vorbereitung. Er 2 are BE er 
le 3.08: 470 | 498 508 511 
Betriebsergebnisse der Niederländisch- kın | 
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Se 7 re : = 5 Betriebsüber- 
Di Kon. ad All schuß ; 76 055 25 316 191 413.| 215456 | 22'714 
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Unter dieser Überschrift sind in Nr. 25 d. Ztg. Vorschläge ge- 
macht worden, die beachtenswert sind, zum Teil jedoch nicht 
unbesprochen bleiben dürfen. 

Die Schilderung des Herrn Dr. Gaber über die heute all- 
gemein übliche Arbeitsmethode bedarf in einigen Punkten der 
Klarstellung. Es besteht nicht überall die Ubung, daß der 
Absender bei einem großen Güteramte das Gut zum Annahme- 
beamten bei der Wage und den Frachtbrief zur Vorprüfung an 
den Vorprüfer bringt. Vielmehr gibt es viele große Güterabfer- 
tigungen, bei denen dem Annahmebediensteten an der Wage zu- 
eleich mit dem Gute der bereits vorgeprüfte Frachtbrief über- 


geben werden muß. Bei allen diesen Stellen muß eben die Vor- 


prüfung des Frachtbriefes der Übergabe des Gutes voraufgegan- 
gen sein. . Teilweise wird sogar die Erlaubnis zur Anfahrt der 
Fuhrwerke an die Annahmeluken voın Nachweise der stattgehab- 
ten Vorprüfung der Fraehtbriefe abhängig gemacht. 

Auch die . Behauptung, alsbald nach der Verwiegung \Jes 
Gutes und nach der Prüfung seiner Verpackung und Signierung 
fände allgemein eine Trennung von Gut und Frachtbrief in der 
Weise statt, daß das Gut auf dem Güterboden verbliebe und 
der Frachtbrief zu beliebiser Zeit. zwecks Tarifierung und 
förmlichen Abschlusses des Frachtvertrages an den Güterver- 
sandschalter gebracht würde, ist nicht allgemein zutreffend. Es 
bestehen, zum Teil durch örtliche Verhältnisse begünstiet oder 
erzwungen, in der Behandlung von Frachtbrief und Gut bei 
der Güterannahme sehr verschiedene Verfahren, die alle an 
dieser Stelle zu beschreiben weder angängig noch erforderlich 
ist. Wohl am meisten von dem von Dr. Gaber beschriebenen 
abweichend dürfte das Verfahren in Hamburg sein. Hier 


‘erhalten nur die Auflieferer von Sendungen, deren Frachtbetrag 


- wenigstens: nicht in nennenswertem Umfange., 


Bu 2 A 


hauptsächlich auf solchen Bahnhöfen 


bei der Annahme bar bezahlt werden muß, die mit Annahme- 
vermerk und Wiegestempel versehenen Frachtbriefe vom An- 
nahmebediensteten zurück mit der Anweisung, die Fracht am 
Kassenschalter sofort zu bezahlen. Bestehen Zweifel, daß 
der Auflieferer dieser Aufforderung sogleich nachkommt, so 
darf das Gut erst nach erfolgter Frachtzahlung verladen werden. 
Die Anschriften der Absender werden auf allen Frachtstücken 
vermerkt, deren Fracht bar bezahlt werden soll. Dieses Ver- 
fahren hat sich seit seit langer Zeit gut bewährt und weder zu 
einer Belastung des Schuppens mit überzähligem Gute noch zu 
sonstigen Unzuträglichkeiten geführt. Von dieser einzigen 
Ausnahme abgesehen, wird in Hamburg der Auflieferer vom 
Annahmebediensteten an der Wage endeültig abgefertigt, und 
es bleiben Fräachtbrief und Frachtgut vom Augenblick der An- 
lieferung an der Wage in Verwahrung der Eisenbahn. Der 
unter Ziffer 1. aufgeführte Nachteil _ besteht also nicht, 
ei einer Reihe 
großer Güterabfertisungen in Preußen wird die aus der Aus- 
händigung der Barfrankatur-Frachtbriefe au den Auflieferer 
befürchtete Gefahr unter Aufwendubng eines allerdings unver- 
hältnismäßig großen Schreibwerks durch Anfertigung und Be- 
nutzung von Frachtbriefauszügen bekämpft. 


Der unter Ziffer 2 bezeichnete Nachteil, daß die Feststellung: 


der Versandstation und des Versandtages schwierig. ist, wenn 
Frachtbrief und Gut unterwegs getrennt werden und das Gut 
wegen Mängel der Sienierung als überzählig behandelt werden 
muß, hat leider noch. große "praktische Bekteutung und bedarf 
daher der Bekämpfung. 

Der Nachteil zu Ziffer 3 läßt sich vermeiden und wird an 
vielen Orten vermieden durch Übertragung der Einsetzung der 
Frachtsätze in die Frachtbriefe auf den Beamten: der Vor- 
prüfung. Dieser Beamte hat gegenwärtig angesichts der. Ver- 
kehrshemmungsen in Ost und West so schwierige Aufgaben zu 
erfüllen, daß ihm die Feststellung und Eintragung des. Fracht- 
satzes bei dem‘ ihm. ohnekin zur Verfügung zu stellenden 
Material keine wesentliche Mehrarbeit bietet. Der Kassen- 
beamte hat alsdann nach der Gewichtsfeststellung nur noch 


‚Abgangsstäation, 


‚raubungen. 


den Güter und auf die Wirksamkeit 


Verbesserungen bei der Güterannahme. 


die Vervielfältigung des Frachtsatzes mit dem abgerundeten 
Gewichte vorzunehmen. Dafür, daß er ruhig arbeiten kann, 
ist durch zweckmäßige bauliche Einrichtungen zu sorgen. 
Aus vorstehender Erörterung dürfte hervorgehen, daß es, 
um die erstrebten Verbesserungen zu erzielen, genügt, die au 
anderen Orten bewährten Einrichtungen zu. übernehmen. Als 
wesentliche weitere Verbesserung wäre es zu begrüßen, wenn 
unter voller Beibehaltung der während des Krieges erweiterten 
Sigenierung durch den Absender alle Frachtstücke wie früher 
mit einem 'bahnseitigen Beklebezettel versehen würden, der 
Bestimmungsstation, Tag der Auflieferung, 
Nummer des Annahmebeamten und Ladenummer enthielte. Die 
damit verbundene Arbeitsleistung würde, da in der Regel 
Typendruck und Stempel angewandt . werden können, nicht 
erheblich sein, wohl aber der Erfolg durch Verminderung der 
Unregelmäßiskeiten im Güterverkehr einschließlich der Be- 
In diesem Zusammenhang sei daran erinnert, daß 
ungefähr gleichzeitig mit \dem Fortfall des bahnseitigen Be- 
klebezettels die Unregelmäßiskeiten eine gewaltige Zunahme 
erfuhren. Die Erklärung für die so überaus große Bedeutung 
des bahnseitigen Beklebezettels dürfte hauptsächlich in seiner 
Wirkung auf das Schuppenpersonal der. Versandstation zu 
suchen sein, nicht nur im Hinblick auf sorgfältige " Ar- 
beit, sondern auch auf erleichterte Ordnung der lagern- 
der Tätigkeit der Auf- 
sichtsbeamten. Der Fortfall des bahnseitigen. Beklebezettels, 
hervorgerufen durch die Schwierigkeit der Beschaffung guten 
Klebestoffes während des Krieges, war ein schwerer Schlag 
gegen die Ordnung im Stückgutverkehr, nur wenig gemildert 
durch die an sich erwünschte, erweiterte Signierungspflicht 


des Absenders. Wem ernstlich an der Verminderung der Un- 
regelmäßiskeiten im Güterverkehr gelegen ist, der wird bei 
aufmerksamer Betrachtung ihrer Entwicklung ünd ihrer 


des 
sei es unter Beibe- 


Ursachen nicht umhin können, die Wiedereinführung 
bahnseitigen Beklebezettels zu: wünschen, 
haltung, sei es unter Preisgabe der erweiterten Signierung 
durch den Absender. Auf die Ausfertigung des Signierzettels 
in dreifacher Ausfertigung, Aufklebung einer Fertigung auf 
den Frachtbrief und Aushändigung der dritten an den Absender 
dürfte besser verzichtet werden; denn es würde eine erhebliche- 
NMehrarbeit. für den Annahmebediensteten entstehen, und der 
Frachtbrief hat nicht Raum genug für (den verhältnismäßig 
eroßen Zettel; vor allem aber muß bezweifelt werden, daß sich 
ein Signierzettel, der nach dem Vorschlag des Herrn Dr. Gaber 
nur den Namen der \Absangsstation. die Nummer des Annahme- 
beamten oder der Wage und. den Tag enthält, als Legitimation 
zur Entgegennahme abgestempelter Frachtbri@fduplikate oder 
auch nur zur Frachtbezahlung eignet. Schwierigkeiten bei Be- 
förderung der Frachtbriefe vom Annahmebeamten zum. Terif- 
beamten und von diesem zum Kassenbeamten, ferner beim Auf- 
ruf der Nummern der Annahmebeamten sind auch nicht von der 
Hand zu weisen, da sich bei großen. Dienststellen doch erheb- 
liche Zeitunterschiede im Lauf der Frachtbriefe und im Erschei- 
nen der Auflieferer am Kassenschalter ergeben würden, die zu 
Ansammlungen der Kutscher, zu zeitraubenden Feststellungen. 
für welehe von demselben Annahmebeamten abgestempelben 
Frachtbriefe der einzelne Kutscher die Fracht zu bezahlen hat, 
und zu Beschwerden über Benachteiligung in der Reihenfolge 
der Abfertigung führen müßten. 

Der Schlußbemerkung, die eine zweifache Frachtberechnung 
vorsieht, dürfte zuzustimmen sein mit dem Vorbehalt der stich- 
weisen Nachprüfung der auf der Versandstation vgrge- 
nommenen. Frachtberechnung durch ‚Aufsichtsbeamte noch auf 
der Versandstation selbst und mit den Änderungen, die sich 


hinsichtlich der Zeit und des Ortes der Frachtberechnung aus 
den verschiedenen örtlichen Einrichtungen ergeben. 
Schulze, Eisenbahninspektor, Hamburg. 


Nachrichten. 


Vereinsgebiet. 
Deutschland. 


— Neuer Unterriehtswagen der Reichsbahn. Der vor kurzem 


in den Dienst gestellte Unterrichtswagen soll im Plan der Neu- 


regelung des Bildungs- und Unterrichtswesens der Reichsbahn 
verwendet ‚werden, auf 
denen ein geeigneter Raum zur Abhaltung von:Unterricht nicht 
zur Verfügung steht, ferner soll er auch für 


sehnelle Unter-- 
. weisung der Bediensteten in wichtigen Neuerungen -benutzt wer- 


‘.' den, für die besonderes Anschauungsmaterial und Lichtbilder er- 


forderlich sind, dann auch auf abgelegenen Bahnhöfen, deren 
Bediensteten nur mit großer Zeitversäumnis an Vorträgen auf 
großen Bahnhöfen teilnehmen könnten. 


Der Wagen ist in der Weise hergerichtet, daß drei Räume 
geschaffen wurden. An dem einen Ende des Wagens ist ein 
großer Raum von 36,7 qm zur Abhaltung des Unterrichts her- 
gerichtet. Der Raum und die Bänke bieten 48 Personen Platz. 


- Er ist mit einer Wandtafel, einem Rednerpult und Lichtbilder- 


apparat versehen. Für den Betrieb des Apparats ist eine Kalk- 
lichtanlage vorhanden. Zwei kleine Abteile am anderen Ende 
des Wagens sind zur Aufnahme von Geräten und Lehrmitteln 
und als Aufenthaltsraum für den Lehrer bestimmt, 
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— Ausbildung der Assessoren. Für die in den oberen Dienst 
bei der Deutschen Reichsbahn übertretenden Assessoren hat der 
teichsverkehrsminister (Zweigstelle Preußen-Hessen) einen 
neuen Ausbildungsplan: aufgestellt, dem auch die Ausbildung der 
zur Zeit bereits in der- Ausbildung befindlichen Assessoren tun- 
lichst angepaßt werden soll. Es sind verschiedene Ausbildungs- 
abschnitte vorgesehen, die sich wie folgt verteilen: Zwei Monate 
auf einem mittleren Bahnhofe mit vereinigtem Dienst, zwei 
Drittel Monat auf einem großen Güterbahnhof (Rangierbahn- 
hof), ein Drittel Monat bei einer Bahnmeisterei und in einer 
Telegraphenwerkstätte, zwei Drittel Monat im Büro eines Be- 
triebsamtes, ein Drittel bei einer Betriebswerkmeisterei und 
einem Betriebsstofflager, zwei Drittel Monat im Büro eines Ma- 
schinenamts, zwei Drittel Monat bei einem Werkstättenamt, zwei 


Monate im Verkehrsdienst bei einer selbständigen Güterabferti-- 


gung mittleren Umfangs, zwei Drittel Monat bei einer größeren 
(Güterabfertigung (möglichst Umladestelle), zwei Drittel Monat 
bei einem Verkehrsamte, vier Monate bei der  Eisenbahndirek- 
tion in sekretärmäßiger Beschäftigung (in den Personal-, Lohn- 


und Wohlfahrtsdezernaten, in den Verkehrsdezernaten, in den. 


Streckendezernaten und im Etats- und Kassendezernat). 

Der Minister hat besonders darauf hingewiesen, daß die bisher 
vorgeschriebene vierwöchige Beschäftigung bei der Eisenbahn- 
direktion bei Beginn der Ausbildung weefällt. Bei der Dienst- 
meldung oder in den nächsten Tagen ist jedoch der Assessor von 


dem Eisenbahndirektionspräsidenten oder dem mit der Leitung 


der Ausbildung beauftragten Direktionsmitgliede auf die Zwecke 


und Ziele der Ausbildung hinzuweisen und mit der Art der Aus- . 


bildung in kurzen Umrissen bekannt zu machen, bei der es in 
erster Linie darauf ankomme, daß der Assessor das eigene leb- 
hafte Interesse bekunde, etwas zu lernen und das Ziel der Aus- 
bildung zu erreichen. Es ist ihm nahezulegen, im Hinblick auf 
die Kürze der Zeit jede Ausbildungsmöglichkeit und -gelesenheit 
voll auszunutzen und sich über die Handhabung des Dienstes 
nicht nur zu unterrichten, sondern tunlichst an ihr selbst täti- 
zen Anteil zu nehmen. Dabei ist zu betonen, daß auf die Er- 
langung einer gründlichen Kenntnis des Dienstes bei den mitt- 
leren und unteren Dienststellen besonderer Wert gelegt werden 
müsse, denn hier allein erhält der Anfänger die vor .allem ge- 
botene unmittelbare und lebendige Anschauung des Dienstes. 
Diese Kenntnis bildet nicht nur die unentbehrliche Grundlage 
für die Verwaltung einer jeden‘ höheren Stelle, sondern läßt 
sich späterhin auch nicht mehr nachholen. 


— Erhöhung der Personentarife am 1. Februar 1922. Es 
bestätigt sich, daß die bereits angekündigte, am 1. Februar 1992 
in Kraft tretende Erhöhung der Personentarife, die sich auch 
auf die Fahrpreise für Hunde, Arbeiterrückfahrkarten, Zeitkar- 
ten (Monats- und Wochenkarten) erstreckt, 75.% beträgt. Die 
Schnellzugzuschläge werden nur um 50 % erhöht. Sie betragen 
künftig: für die Zone I (1-75 km) 15 M in der 1. und 2. Klasse, 
S «# in der 3. Klasse, für die Zone II (76-150 km) 30 in der 
1. und 2. Klasse, 15 AM in der 3. Klasse, für die Zone III (über 
150 km) 45 A in der 1. und 2. Klasse, 233 M in der 3. Klasse. 

Die Preise der Nachlösekarten (20 und 3 M) bleiben vorläufig 
unverändert. Die künftigen Preise für Bahnsteiekarten betra- 
gen 1 «A; die Gebühr für die von den Verkehrsämtern auszu- 
stellenden Erlaubniskarten zum Betreten der abgesperrten Bahn- 
steige zur Aufgabe oder Abholung von Zeitungs-Bahnhofsbriefen 
am Bahnpostwagen wird von monatlich 10 M auf 20 M erhöht. 
Der Gepäcktarif wird ebenfalls erhöht. 

Die Fahrpreise des Berliner Stadt-, Ring- und Vor- 
ortverkehrs werden vom 1. Februar 1922 ab gleichfalls er- 
höht werden. Nähere Verfügung hierüber-steht noch aus. 


ne Platzkarten für Schnellzüge. Nach einer Verfügung der 
Eisenbahndirektion Berlin wird die Ausgabe von Platzkarten 


am 1. Januar auch auf die von Berlin Stadtbahn abgehenden: 


Züge ausgedehnt. Die Ausgabe beginnt am 1, Januar, und zwar 
erstmalig für die am 4. Januar von Berlin abfahrenden Schnell- 
züge, die von ‘(den Stadtbahnstationen aus abgehen. Mit der 
Wiedereinführung der Platzkarten auch für die Züge, die über 
die Stadtbahn nach Osten und Westen verkehren, ist es nunmehr 
wieder möglich, sich im Vorverkauf bestimmte Plätze in sämt- 
lichen D-Zügen, die von Berliner Bahnhöfen abfahren, zu 
sichern. Das neue Platzkartensystem unterscheidet sich von 
dem vor dem Kriege gebräuchlichen Verfahren dadurch, daß 
den Reisenden bereits beim Kaufe der Fahrkarten eine An- 
weisung auf einen bestimmten Platz im Zuge ‚gegeben werden 
kann, während vor dem Kriege erst nach Betreten des "Zuges, 
also kurz’ vor dessen Abfahrt die Ausstellung der Platzkarte 
von dem Zugbegleiter vorgenommen wurde. Nach anfänglichen 
Schwierigkeiten, die sich dadurch äußerten, daß auf den 
sleichen Platz desselben Zuges und Wagens lautende Platr- 
karten an mehrere Reisende verkauft wurden, wodurch es 
selbstverständlich zu Mißhelligkeiten zwischen den Reisenden 
und den Zugbediensteten Kam, ist es nunmehr durch ein um- 
fangreiches Laufkartenverfahren für jeden einzelnen Wagen der 


Züge gelungen, die Ausgabe von Platzkarten so auszubauen, 
daß eim: Doppelverkauf, ‚wie er anfänglich vereinzelt vorkam, 


zuverlässig verhindert wird. 


— Militärtarif für Eisenbahnen. Auf Grund der Ziffer 3 der 
Eingangsbestimmungen zum Militärtarife hat der Reichsverkehrs- 
minister im Einvernehmen mit dem Reichswehrminister folgendes 
bestimmt: RE Nah 

Bis auf weiteres wird vom 1. Dezember 1921 ab neben den 
Sätzen unter I des Militärtarifs ein Zuschlag von 700 %, neben 


dem Mindestsatze für. Sonderzüge (Tarifnummer 27) ein Zuschlag 


von 1300 .% und neben den übrigen Sätzen ein Zuschlag 


von 
1850 % erhoben. = 


D 


“ — Erleichterung des Auslandsreiseverkehrs. Die Hauptaus- 
kunftsstelle der Reichszentrale für Deutsche Verkehrswerbung 
in Berlin schreibt: Reisende nach dem Auslande klagen häufig 
über Zeitverlust, Zugversäumnisse und sonstige Unbequemlich- 
keiten, die sie auf den Grenzbahnhöfen infolge der zollamt- 
lichen Ausgangsabfertigung erleiden. Um diesen Unzuträglich- 
keiten nach Möglichkeit abzuhelfen, hat der Reichsfinanzmini- 
ster mit Erlaß vom 4. April d. J. zugelassen, daß das nach dem 
Auslande bestimmte Reisegepäck bereits beim Antritt der Reise 
im Innern zollamtlich vorabgefertist wird. Diese den Aus- 
landsreiseverkehr und dessen Bedienung erleichternde- Einrich- 
tung wird jedoch leider sehr wenig benutzt. Wir machen die 


Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


Reisenden wiederholt auf die Vorteile der Vorabfertigung auf- 


merksam, die nicht dringend genug empfohlen werden kann. 


.— Wasserbau- und Binnenschiffahrtsausstellung Essen 1922. 
Vom 31. März bis 30. April 1922 findet in Essen auf dem Aus- 
stellungsgelände eine Gesamtausstellung der deutschen Binnen- 
wasserstraßen und der damit zusammenhängenden Projekte so- 
wie des gesamten Wasserbaues und der Wasserwirtschaft statt. 
Die Ausstellung wird folgende Abteilungen umfassen: be- 
stehende und geplante Weasserstraßen, Wasserbau. einschließ- 
lich Baumaschinen, Wasserkraft-, Wehr- und Schleusenanlagen, 
Verkehrs-, Hafen- und Umschlageinrichtungen mit allen maschi- 
nellen Teilen, Bau- und Transportmaschinen, soweit sie im 
Wasserbau und in der Binnenschiffahrt Verwendung finden, 
Einrichtungen der Binnenschiffahrt, Schiffsausrüstungen usw. 
In erster Linie kommen technisch wichtige Neuerungen in 
Frage. Die führenden Verbände der Wasserwirtschaft tagen 
im April in Essen. : 

Die Ausstellunz interessiert aber nicht nur den. Wasserbauer 


und Binnenschiffahrtspolitiker, sondern jeden der mit der Ver- 


wird bestätigen, 


kehrsteehnik oder mit den sonstigen technischen Einrichtungen 


' 


im Gefolge von Schiffahrt und Wasserbau zu tun hat. Eisen- 


bahn und Schiffahrt treten oft in enge Wechselwirkung. Un- 
sere Hafenbahnhöfe sind wichtige Teile des Eisenbahnwesens. 
Die Speicher- und sonstigen Hochbauten, die Wasserkraftanla- 
gen, die wir in der Wasserwirtschaft finden, sind wichtige und 
bedeutende Obiekte des Industriebaues. Mehr als früher finden 
wir das Eisen als Baustoff im Wasserbau, Man denke an die 
Hebezeuge, an die Schleusen, an die Wasserkraftanlagen, an die 


Wehrbauten, an die großen Bauwerke unserer Häfen, und man 


daß sich an unseren Flüssen und Kanälen 
kıeineswegs’ nur der Wasserbauer und Schiffahrttreibende be- 
tätiet, sondern auch andere 
Technik und.Industrie. 


— Verein für Eisenbahnkunde. 
Verein für Eisenbahnkunde unter dem Vorsitz von Geheimrat 


Baltzer Wirkl. Geh. Rat Prof. Dr. von der Leyen über. 


die Verkehrskonferenz des Völkerbundes in 


Barcelona, die im Frühjahr stattgefunden hatte, und an der 


er als deutscher Delegierter teilmahm. Aus seinen interessanten 


Ausführungen, die sich in erster Linie mit den auf der Kon- 


wichtige Zweige der deutschen 


ECHT SET TER 


Vor einigen Tagen sprach im 


ferenz zur Erörterung stehenden Eisenbahnfragen beschäftig- 


ten, sei erwähnt, daß der Vortragende. trotz des an sich nicht 


allzu bedeutsamen Ergebnisses der Tagung, die den Staaten be- 


züglich der Regelung des internationalen Eisenbahnwesens nur 


einige „Empfehlungen“ übermittelte, eine Teilnahme der deut- 


‘schen Delegierten mit beratender Stimme zum 'mindesten nicht 


hielt. Ein derartiges sachliches Zusammen- 


für nachteilig 


arbeiten werde die Lage für zukünftige Verhandlungen: vor- 


bereiten. ra 


Österreich. 


— Einführung von Schlafwagen 3. Klasse. Der Verein Rei- 
‚sender Kaufleute hat in einer Eingabe das Bundesministerium 
von Schlafwagen 
Wie dort, 
bestehe auch in Österreich das lebhafte Verlangen nach einer . 


für Verkehrswesen um die Einführung 
3. Klasse nach dem Muster Deutschlands ersucht. 


solchen Einrichtung, und trotz der nicht zu verkennenden 
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Schwierigkeiten — Mangel an genügenden Wagen und sonstigem 
Material — würde sich diese Einrichtung auch in Österreich 
durchführen lassen, die zweifellos für die Bundesbahnen ze- 
winnbringend wäre, 


— Verband zur Wahrung allgemeiner touristischer  Inter- 
essen. Dieser Verband hat auch in der seit seinem letzten, im 
Sommer 1920 veröffentlichten Berichte verflossenen Zeitspanne 
eine rege Tätigkeit entfaltet, und seinen Bemühungen ist es ge- 
lungen, manchen den Interessen aller Touristenkreise dienen- 
den Erfolg zu erzielen. Auf dem Gebiete des Verkehrs konnte 
der Verband die Wiedereinführung der Touristenzüge ins Ge- 
säuse, die Herstellung einer Sonntagsausflüge ins Hochschwab- 
sebiet ermöglichenden Verbindung von Wien aus, die Wieder- 
einführung der Wintersportzüge nach Mürzzuschlag und na=h 
Aussee bzw. Schladming sowie einige andere Verkehrsverbesse- 
rungen erreichen. Die Frage der Beförderung von Wintersport- 
geräten und die Mitnahme solcher Geräte in den Personen- 


‚wagen der in Betracht kommenden Züge sowie in der Wiener 


städtischen Straßenbahn wurde auf Einschreiten des Verbandes 
in einer den Wünschen der Touristenkreise Rechnung tragen- 
den Art gelöst. Durch die Einführung des Fahrkartenvorver- 
kaufs in den Kanzleien des Touristenklubs, des Gebirgsvereins, 
der „Naturfreunde“ und der Sektion Austria des Alpenvereins 
für die für touristische Zwecke hauptsächlich in Betracht kom- 
menden Züge der Südbahn und der Touristen- bzw. Winter- 
snortzüge der Westbahn ist einem vielfach eeäußerten Wunsch 
der Wiener Touristen entsprochen worden. Dank der tatkräfti- 
gen. Unterstützung des Bundesministeriums für Verkehrswesen 
wurden dem Verbande seitens des österreichischen Verkehrs- 
bureaus G. m. b. H. 800000 K für Wiederherstellungsarbeiten 
auf dem Gebiete des Wegbaues und der Wegbezeichnung zur 
Dieser Betrag wurde nach sorgfältigster 
Prüfung der eingelansten Ansuchen an 114 alpine Vereine bzw. 
Sektionen und. Ortsgeruppen von solchen und alpine Gesell- 
ag verteilt und den Bestimmungen entsprechend. ver- 
wendet. 


— Verstaatlichung des Technischen Museums. Unter dem 
Vorsitze des Präsidenten Artur Krupp fand kürzlich die Haupt- 
versammlung des Vereins „Technisches Museum“ statt, welche 
die Auflösung des Vereins beschloß, nachdem die Grundlagen 
für die Verstaatlichung des Museums geschaffen worden sind. 
Diese wird am 1. Januar 1922 durch das’ Bundesministerium für 
Handel und Gewerbe, ‚Industrie und Bauten in der Weise er- 
folgen, daß das Museumsgebäude mit seinen Sammlungen in den 
Besitz des Bundesstaates übergeht, der ıden gesamten Betrieb 
mit dem bisherigen Personal weiterführen wird.’ 


— Abbruch .der Telegraphenleitung Vaduz-Feldkirch. Ein» 
alte Einrichtung ist dieser Tage verschwunden: die seit mehr 
als 50 Jahren bestehende Telegraphenleitung Vaduz-Feldkirch 
ist abgebrochen worden, Die Telegraphenleitung Vaduz-Feld- 
kirch wurde nach längeren Verhandlungen der fürstlich .Liech- 
tensteinischen Behörden mit den ehemals 'kaiserlich-österreichi- 
schen Zentralbehörden in Wien im Jahre 1869 errichtet. Die 
Kosten heliefen sich damals auf etwa 3600 Gulden, wovon. die 
Hälfte der österreichische Staat, die andere Hälfte das Land ge- 
tragen hat. Durch mehr als ein halbes Jahrhundert hat der 
Telegraphendraht Nachrichten nach und von Liechtenstein Tort- 
getragen. Heute hat der Draht ausgedient, nachdem seit dem 
Inkrafttreten des liechtensteinisch-schweizerischen  Postver- 
trages die Depeschen ihren Weg über St. Gallen nehmen 
müssen. 3 


‚ 


— Todesfall. Vor wenigen Tagen ist in Mödling bei Wien 
Dr. RudolfSchindler, Ministerialrat a. D. des ehemaligen 
österreichischen Ministeriums für öffentliche 
langwierigem Leiden gestorben. Dr. Schindler war seinerzeit 
im österreichischen Eisenbahnministerium tätig, trat dann ins 


-- Handelsministerium über und wurde im Jahre 1908 zum Vor- 


‚ Besonderes Augenmerk ‚wendete 
 Reiseverkehrs nach Dalmatien und der Verbesserung der Unter- 


. zu treten. 


stande des Departements für Fremdenverkehr in dem damals 
neu errichteten Ministerium für öffentliche Arbeiten ernannt. 
In dieser Eigenschaft trat er auch zu den Eisenbahnen neuer- 
lich in enge Beziehungen. Die Förderung des Fremdenverkehrs 
von Staats wegen ist mit seinem Namen untrennbar verknüpft. 
er der Ausgestaltung des 


kunfts- und Verpflegungsverhältnisse daselbst zu, ein Bemühen, 
dessen Wirkungen allerdings (durch den Krieg zunichte ge- 
macht wurden. Im Jahre 1912 sah er sich infolge des Leidens, 
dem er zum Öpfer fiel, gezwungen, vorzeitig in den Ruhestand 


a 


Arbeiten, nach ‘ 


Tschecho-slowakisches Gebiet. 


— Aussig-Teplitzer Eisenbahn. 
Teplitz-Schönau die 63. ordentliche Hauptversammlung abge- 
halten, Der vorgelegte Geschäftsbericht mit der Betriebsrech- 
nung und der Bilanz für das Jahr 1920 wurde zustimmend zur 
Kenntnis genommen und im Anschlusse hieran das unterm 
14. Oktober 1920 mit der Regierung abgeschlossene Protokoll 
über die ab 16. Mai 1920| und 1. Juni 1920 zur Durchführung ge- 
langten Tariferhöhungen im Güter- und Personenverkehr ge- 
nehmigst. Ferner wurde über die grundsätzliche Genehmigung 
einer Prioritätenanleihe im Nennwerte von 20000000 K. zur 
Durchführung von Investitionen und im Anschlusse hieran über 
die Bedingungen berichtet, unter welchen die Staatsverwaltung 
der Überlassung der Einnahmen aus dem Kriegszuschlage für 
das Jahr 1920 zugestimmt hat. Auf Grund des Berichtes des 
Überprüfungsausschusses wurde der Rechnungsausschuß für das 
Jahr 1920 ‚genehmiset und dem Verwaltunssrate die Entlastung 
erteilt. Die Auszahlung einer 5 prozentisen Dividende wurde 
mit dem Gesamtbetrage von 147690 K. aus den Rücklagen 
genehmigt. Die beantragten Satzungänderungen, insbesondere 
wegen der auf Verlangen der, Regierung durchzuführenden 
Doppelsprachigkeit des Firmawortlautes, wurden ebenfalls ge- 
nehmigt. 


Am 8. Dezember wurde in 


Ungarn. 


— D-Züge zwischen Budapest und Wien Ostbahnhof. Die 
Beförderungspreise für diese Züge betragen ab 1. Dezember 
1921: 

1. für die Person 2376 öst. K, 1080 une. K; 2. für je-an- 
sefangene 10 kg: Reisegepäck: 64 öst. K, 36 ung. K; 3. für einen 
Hund: auf der österreichischen Strecke: 72 öst. K, auf der un- 
sarischen Strecke: 140 ung. RK, wenn die Beförderung im Abteil, 
36 ung. K. für je angefangene 10 kg, wenn die Beförderung als 
Reisegepäck im Behälter 'erfolet; #. für gebührenpflichtiges 
Handgepäck: nur für den österreichischen Durchlauf: 284 öst. K. 


— Explosion einer Lokomotive. Auf der Station Üszög. der 
Mohäecs-Pecser Eisenbahn ist eine Rangierlokomotive vor der 
Abfahrt, wahrscheinlich infolge Platzens des Kessels, in die 
Luft geflogen, wobei der Lokomotivführer getötet und der 
Heizer schwer verletzt wurde, — Infolge der Explosion rissen 
sämtliche elektrische Leitungen, so daß die ganze Station in 
Finsternis gehüllt wurde. 


— Die Zukunft des ungarischen Flugzeugwesens. Der unga- 
rische Aero-Verband hielt eine außerordentliche Hauptver- 
sammlung ab, die sich mit dem Arbeitsprogramm zur Wieder- 
herstellunge der durch den Trianoner Friedensvertrag fast voll- 
ständig zugrundegerichteten ungarischen Luftschiffahrt befaßte. 
Präsident Stefan Petröczy wies auf die mächtige Entwicklung 
des Flugwesens hin. Zu einer Zeit, wo die Nachbarstaaten mit 
Aufwand aller Kräfte eine um so stärkere Luftflotte zu schaffen 
bestrebt sind. sei es auch unsere erste Aufgabe, das allgemeine 
Interesse auf das Flugwesen zu lenken. Der’ Präsident be- 
antragte fünf Werbegruppen zu errichten. Dieser Antrag 
wurde einstimmig angenommen. 


— Einfuhrfreie Waren. Die Regierung hat in einer soeben 
erlassenen Verordnung eine einheitliche Liste der von dem 
Einfuhrverbot ausgenommenen Waren herausgegeben und zu- 
gleich die bisher geltenden einschlägigen Verordnungen außer 
Kraft gesetzt. Die aus Gründen der Gesündheit, der öffent- 
lichen Sicherheit usw. in Kraft gesetzten Verbote werden nicht 
berührt. Spätestens am Tage der Veröffentlichung dieser Ver- 
ordnung im Zollausland mit Bestimmung für das Zollinland auf- 
gegebene Sendungen sind auch dann der Einfuhrzollbehandlung 
zu unterziehen, wenn ihr Inhalt nach den neuen Bestimmungen 
zwar einer Einfuhrbewilligung unterliegt, nach den bisher gül- 
tigen Vorschriften jedoch ohne Bewilligung eingeführt werden 
könnte. — In die Liste, die zu diesem Zwecke ausführlich zu- 


"sammengestellt wurde, sind zwar solche Waren aufgenommen 


worden, die bisher einfuhrfrei waren, auf die sich aber das Ein- 
fuhrverbot nunmehr erstreckt, aber ihre Zahl ist bedeutend ge- 
ringer, als die solcher Waren, die von nun an ohne besondere 
Bewilligung frei eingeführt werden dürfen. 

Nie Freiliste enthält folgende wichtige Artikel: Melasse. Mais, 
Ölsaaten, Grassamen, Schweine, Pferde, Geflügel, Felle und 
Häute, Butter, Schweine- und Gänsefett, Speck, Paraffin, Leinöl, 
Sesamöl, Stöcke, Rohre, Hörner, Schwerspat, Kolophon, rohe 
Garne, . Samtbänder, Hanf, Jute, Spinnfasern, Seidenabfälle, 
Seide, Waren aus Papiermasse, Packpapier gewellt, gegerbte 
Schaf- und Lammfelle, lackiertes Leder, Pergament, Glasstaub, 
feuerfeste Steine, Kmaileisengeschirr, Sparherdbestandteile, 
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Fahrräder, Ammoniakwasser, RKleie, Reisabfälle Malzkeime, 


Glasabfälle usw. 


Dagegen wurd& die Freiliste durch die Weglassung folgender‘ 


Paprika, Feigen. Kunstbutter, Bäcke- 
reien, Teigwaren, Obst- und Fleischkonserven in Fässern, mili- 
tärischen Zwecken dienende Stoffe, Zwirn aus Seide, Röhren 
aus Platten und Blechen, Raspeln und Feilen, W erkzeugmaschi- 
nen usw. 


Waren ‚eingeschränkt: 


— Neuregelung der Zollaufgelder. Infolge des Sturzes der 
Valuta, durch den die Preise sämtlicher Bedarfsartikel in die 
Höhe. schnellten, hielt es die Regierung für angezeiet, die Zoll- 
auigekler einer neuen Regelung zu unterziehen. Nach einer 
am November d. J. in Wirksamkeit getretenen Verordnung 
a sämtliche zollpflichtigen Waren statt in bisher drei in 
vier Klassen eingereiht. Als niedrigste Klasse 


blieb, weil die in dieses Verzeichnis aufgenommenen Gegen- 
stände aus dem Gesichtspunkte des ungarischen Ackerbaues und 
der Industrie einer besonderen Zollermäßigung teilhaftig werden 
mußten. Folgende wichtigeren. Artikel wurden in dem früheren 
Verzeichnis A gestrichen: Eine gewisse: Gattung von - Baum- 
wollstoffen, Eisen und Stahl in Stangen, ‚geschmiedet, gewalzt 
oder gezogen, Eisenrohre, Sägen, ferner Messer und Scheren zu 
landwirtschaftlichen oder Industriezwecken. Hingegen sind in das 
Verzeichnis & neu aufgenommen worden: ÖOrnament- - und 
Kathedralglaswaren, Röhren aus geschmiedetem Eisen, gewalzt 
oder gezogen. 


Für ‘die im Verzeichnis B enthaltenen Waren beträgt. das 
Zollaufseld 3900 %, d. h. es ist jetzt das Vierziefache der. Zoll- 
sätze zu entrichten. Im Verzeichnis B ist insofern eine Ände- 
rung eingetreten, als aus ihm viele Gegenstände gestrichen wur- 
den, unter anderen: Kaffee, Tee, Zitronen, Limonen, Zucker 
und Biercouleur, Obst, getrocknet, gedörrt, gepreßt, Pflaumen- 
mus ohne Zucker, lebende Pflanzen, Bäume oder Sträucher, 
Blumenzwiebeln, Weinreben, Holzöl, Sesamöl, Käse, Samtstoffe, 
technische Artikel usw. 5 

Die dritte Klasse umfaßt diejenigen Waren, die weder in der 
Klasse & noch B enthalten sind. Für die in der dritten 
(C-) Klasse enthaltenen Waren beträst das Zollaufgeld 7900 %, 
d.h. das Aufgeld dieser Artikel ist auf das Achtzigfache er- 
höht worden. Hierher gehören folgende wichtigeren Artikel: 
Kaffee, Tee, ‚Zitronen, Limonen, Rübenzucker, Rohrzucker, 
Farbzucker, Obst, gedörrt, getrocknet, gepreßt, zerstiückt, Pflau- 
menmus ohne Zucker, lebende Pflanzen und Sträucher, Blumen- 
zwiebeln, Weinreben, Paraffin, Holzöl, Käse, Mineralöl, Braun- 
kohlenteer, roh, zu Brennzwecken, ‘Schmieröle, gewisse Baum- 
wollstoffe, roh, doppelte Baumwollgarne. roh. gebleicht, gefärbt, 
Samt, Samtbänder, Striekwaren aus Baumwolle, Stoffe aus 
Leinengarnen. Jutestoffe. Wollwaren, Vieh- und  Pferdeleder, 
Kalbsleder, Schafleder, Schuhwaren, Draht aus Eisen oder Stahl, 
Sensen, Kalziumkarbid, Kerzen aus Stearin, gewöhnliche Seife, 
Zündhölzer usw. \ 


Die höchste Gruppe bildet die sogenannte ‚„‚Goldparität“, d. i. 
jene Höhe der Zollaufgelder, deren Ausmaß nach der jeweiligen 
(zoldparität vom Finanzminister von Zeit zu Zeit festgesetzt 
wird. In diese. Klasse gehören diejenigen Artikel, die in den 
neuen Verzeichnissen A, B und © nicht enthalten sind. Das 
Zollaufgeld für sie ist augenblicklich nach der Verordnung des 
Finanzministers mit 14900 % festgesetzt: für diese Artikel ist 
also das Einhunderfünfziefache der Zollsätze zu zahlen. 

Der Erlaß ermächtigt schließlich den Finanzminister, in ge- 
wissen Fällen Zollaufgeldermäßigsungen oder eine volle Be- 
[reiung von der Bezahlung des Aufgeldes gewähren zu können. 

Die volkswirtschaftliche Abteilung der ungarischen Kauf- 
mannshalle befaßte sich in der kürzlich abgehaltenen 
Sitzung mit der Verordnung über die neueste Regelung der Zoll- 
aufgelder, Es wurden Klagen laut gegen einige Bestimmungen 
der Verordnung, insbesonders von dem Gesichtspunkte aus, daß 
infolge der Verordnung die Gegenstände‘ des täglichen Bedarfs 
um 20 bis 45 % verteuert wurden und daß durch das 150 fache 
Zollaufgeld für gewisse Einfuhrwaren die tätsächliche Gold- 

parität bereits überschritten wird. Im Sinne des gefaßten Be- 
ER: wird eine Abordnung bei den Ministern vorstellis wer- 
den; die Beschlüsse werden in Form einer Denkschrift ver- 
öffentlicht, 


— Verlängerung der Mehlausfuhrbewilligungen. Nach einer 
Regierungsverordnung dürfen aus Weizen oder Roggen erzeugte 
Mehle und Mehlprodukte nur auf Grund der mit Gültigkeit bis 
zum 30. November erteilten Bewilligungen des Ackerbaumini- 
sters in das Ausland ausgeführt werden. Mit Rücksicht darauf, 
daß diese Bewilligungen infolge der 
kehrsbeschränkungen nicht in vollem Maße ausgenutzt werden 
er wurde ihre Gültigkeit bis zum 31. Januar 1922 ver- 
ängert, 1 


gilt das: Ver- 
zeichnis A, das mit einem Zollaufgeld von 1100 % unverändert: 


außerordentlichen Veer- | wirtschaftliches Ergebnis gezeigt habe und noch zeige 


solche Senkung würde in bedeutendem Maße, der Industrie die 


-— Budapester Elektrische Städtische isn A.-6. Nach 
dem Jahresberichte dieser Unternehmung ergab sich im Jahre 
1920 bei einem Stammkapital von .20593 800 Kr. ein Verlust von 
191 510 Kr., gegenüber dem im Vorjahre erzielten Verluste von 
2.683 721, Kr. 


Uebrige europäische Länder. 


— Geldbewilligungen des norwegischen Storthing für Eisen- 
bahnbauten. Das Storthing hat für. 1921/22 folgende Beträge 
für Eisenbahnbauten genehmist: 

a) für die Sörlandsbahn. 6519000 Kr. Die Bahn 
149,91 km lang. Die Vorarbeiten und die Absteckung begannen 
schon im September 1910; der Bau selbst- wurde im Februar 
1912 in Angriff genommen. Eine Teilstrecke von 46 km Kongs- 
berg-Noragatu ist fertig. Ein Teil hiervon, nämlich Hjuksebö- 


Noragatu wurde zusammen mit der Bratsbergbahn 1913 dem. 


Verkehr übergeben und weiterhin Februar 1920 die Strecke 
Kongsberg-Hjuksebö. Bis 30. Juni 1921 sind für‘ diese Bahn 
im ganzen 23215000 Kronen bewilligt, wozu noch eine Rück- 
lage von 3550000 Kr. kommt; 


b) für de Raumabahn 7100000 Kr, Die Bahn ist 114, 7 km 


lang. Der Bau begann 1912. In- diesem Jahr will man die ersten 
57 km dem Verkehr übergeben. Bis 30. Juni 1921 sind im 
ganzen 24890000 Kr. bewilligt worden; 

c) für die Dovrebahn 800000 Kr. Die Bahn, für . die 


bis 30. Juni 1921 43 253 700 Kr. bewilligt wären, ist bekanntlich 


‘kürzlich in ihrer ganzen Länge (158 km) eröffnet worden; 


d) für de Sunnan-Grongbahn 2615 000 Kr. 
186 89, 3d-kım slang. 
die Bauarbeiten in der ersten Abteilung 1917, in der. zweiten 
im Frühjahr 1920, die dritte und vierte Abteilung ist noch nicht 
in Angriff genommen. -Der Plan der ganzen Anlage wurde im 
Frühjahr 1919 vorgelegt und durch Storthingbeschluß. vom April 
1921 angenommen. Bis 30. Juni 1921 sind im ganzen 6 850 000 
Kronen bewilligt worden. 


Weiter sind an größeren Posten ee für Bas 
Östbanestation 4400 000 Kr., für die Störenbahn 1 700800, für 
die Drammensbahn 9 800 000 Kr, Kristiania Ljan und Lian Holm 

1 700 000 Kr., Vossebahn und HamarElverum samt Hamar Station 
iR 1250 000 Kr. und für, Elektrisierung der Ofotenbahn 2 500 000 
Kronen. Dr. 8, 


Die Bahn 


— Die Frachtsätze der finnischen Staatsbahnen: In Finnland 
hat insbesondere der dort eine große Rolle spielende Zentral- 
verband der, finnischen Holzveredlungsindustrie den Kampf ge- 
gen die hohen Frachtsätze der finnischen Staatsbahnen aufgenom- 
men. Nachdem seine Eingabe vom 15. Februar d. J. auf Wieder- 
einführung des am 1. Januar aufgehobenen Rechtes einer 
25prozentigen Frachtrückerstattung für Ausfuhrgut einen Er- 
folg nicht erzielt, sucht er nunmehr die Tarifpolitik der Staats- 
bahnen unter Anführung von Sachverständigengutachten anzu- 
greifen. Namentlich bestreitet er die auc 
Staatsrat übernommenen und in der Öffentlichkeit viel ge- 
glaubte Angabe der Eisenbahnbehörde, daß die vor dem Kriege 
gültigen Gütertarife bis Anfang 1921 nur um 500 %, also. auf 
das Sechsfache, erhöht worden seien, und daß diese Tarife, so- 
weit sie auf die Holzveredlunesindustrie Bezug haben, nicht 
entfernt mit der prozentualen Erhöhung der Papierpreise Schritt 
gehalten hätten. In letzterer Beziehung 
ministerium . angegeben worden, daß die Frachtsteigerung für 
Papier 728 % betrage, während der Papierpreis um 1153 
stiegen sei. Demgegenüber stellt der Verband unter Beibringung 
von Material-die Behauptung auf, daß die prozentuale Erhöhung 


ist. 


Die Vorarbeiten begannen im Herbst 1916, 


vom finnischen 


1 


war vom Verkehrs- 


% ge-. 


der Frachtsätze für Ausfuhrware auf 100 km 1636 % und auf 


500 km 1878 % ausmache. Wenn man aber billigerweise mit 
in Betracht ziehe, daß die Papierfabrikation auch noch die er- 
höhte Fracht für die zur Herstellung des Papiers nötigen Roh- 
und Brennstoffmengen mit einrechnen müsse, so ereäben sich 
auf 100 km Transportstrecke nicht weniger aus 2165 % Fracht- 
erhöhung. Es sei ein allgemein anerkannter volkswirtschaft- 
licher Satz, daß man bei der Beurteilung der Rentabilität eines 
Staatseisenbahnbetriebes auch den mittelbaren Nutzen mit be- 


rücksichtigen müsse und nicht allein von der Forderung Aus- 


gehen könne, daß das Unternehmen „sich rentieren müsse“. Diese 
Wahrheit gelte in wirtschaftlich gedrückten : Zeiten wie 
jetzigen noch mehr als sonst. Zur Behebung des das ganze fin- 
nische Wirtschaftsleben . bedrückenden Niederganges und der 
Teuerung sei vor allem die Senkung der Staatsbahntarife eine der 
natürlichsten Maßnahmen, insbesondere, da der Staatsbahnbetrieb 
bisher ein im Verhältnis zur allgemeinen Lage nicht. a 

ine 


Inganghaltung ihrer Fabriken erleichtern. Auch die skandina- 
vischen Nachbarstaaten hätten in dieser Richtung Maßnahmen 
i | 


den‘ 


i 


“ 


waren die entsprechenden Zahlen 1 und 279, 


richtige gewürdigt werden kann, 
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getrolfen, wiewohl diese Länder, wie z. B. Dänemark, mit Ver- 
lust arbeitete. In Schweden habe. außer teilweisen Tarifsenkun- 
gen eine besonders starke Personaleinschränkung stattzefunden, 
die ihrerseits wieder eine weitere Tarifseukung ermögliche. In 
Finnland dagegen habe man mit Beginn 1921 eine allgemeine 
prozentuale Tariferhöhung und besondere Verschiebungen in 
höhere Frachtklassen vorgenommen, wodurch man im großen gan- 
zen eine über 100prozentige Erhöhung über die bisher geltenden 
Tarife erzielt habe. Eine solche Tarifpolitik könne für das 
ganze Land verhängnisvoll werden, und es frage sich, ob der 
dadurch gegebene ‘Einnahmezuwachs der Staatsbahnen die Bürde 
aufwiege, die damit auf ‚die Achseln der Allgemeinheit und 
vor allem der Industrie als des größten Verfrachters gelegt 
worden sei. Der Zentralverband schlägt daher vor, daß die 
vom 1. Januar d. J. ab aufgehobene Rückerstattung von 
25 % der Fracht für Ausfuhrgut sofort wieder eingeführt werde, 
daß die vom gleichen Tage ab erfolgten Verschiebungen in 
höhere Frachtklassen zurückgenommen werden, und daß ge- 
wisse weiterhin auf Industriegleise gelegte Belastungen wieder 
abgeschafft werden. 

Die Fachpresse hat dieser Eingabe lebhafte Unterstützung zu- 
kommen lassen. Dr. 8. 


— Fehlbetrag der italienischen Staatsbahnen. Der Haushalt 
der italienischen Staatsbahnen weist für das laufende Jahr einen 


‚lehlbetrag von über einer Milliarde auf, der hauptsächlich durch 


die hohen Kohlenpreise und Personalkosten entstanden ist. 


— Unfälle bei den englischen Eisenbahnen im Jahre 1920. Ein 
Mangel an Gleichmäßigkeit bei den Aufzeichnungen über Zug- 
ınfälle ist die Ursache, dal die nachstehenden Zahlen kein ganz 


‚scharfes Bild: von der Sicherheit des Detriebes bei den englischen 


kisenbahnen geben. Immerhin vermitteln sie aber einen Be- 
griff von den einschlägigen Verhältnissen, und man wird zu- 
geben müssen, daß der Eindruck, den wir von den Unfallzahlen 
gewinnen, ein vorteilhafter ist. Damit die Zahl der Unfälle 
seien dem. soeben erschienenen 
Bericht für das Jahr 1920 zunächst einige Angaben über die 
Länge des Eisenbahnnetzes und die Verkehrsleistungen 'entnom- 
men... Die Streckenlänge der Eisenbahnen von England, Schott- 
land und Irland betrug lünde 1920 38212 km, die Gleislänge 
ohne Nebengleise 65 872 km; dazu kommen noch 24450 km 
Bahnhofs- und sonstige Nebengleise. 1604400000 Reisende — 
ohne die Inhaber von Dauerkarten — benutzten diese Eisen- 
bahnen im Jahre 1920 gegenüber 1551700000 im Vorjahre und 
1 263 500 000 im Durchschnitt der zehn Jahre 1%5 bis 1914. Die 
entsprechenden Zahlen der gefahrenen Zuekilometer 'sind 608,6, 
561,7 und 679,1 Millionen. Der Verkehr hat somit nach dem 
Kriege stark zugenommen; er wird aber mit einer geringeren 
Zahl ‘von Zügen bewältigt; die Leistung des einzelnen Zuges 
muß also gestiegen sein, was auf eine wirtschaftlichere Hand- 
habung .des Betriebes schließen läßt. Im Jahre 1920 verunglück- 
ten 6 Reisende und 5 Eisenbahnbedienstete tödlich bei Zug- 
unfällen, gegen 3 Reisende und 7 Bedienstete im Jahre 1919 
und 39 Reisende und 8 Bedienstete im Durchschnitt der 10 Jahre 
1909-1918. 684 Reisende und 177 Bedienstete wurden im Jahre 
1920 leichter verletzt; die entsprechenden Zahlen für das Vor- 


"jahr waren 513 und 114 und für den zehnjährigen Durchschnitt 


620 und 143. Der hohe Durchschnitt der letzten 10 Jahre dürfte 
auf das schwere Eisenbahnunglück bei Quintinshill im Mai 1915 
zurückzuführen sein, bei dem 224 Reisende getötet und 242 ver- 
letzt wurden. Von den 6 Todesfällen des Jahres 1920, die Rei- 
sende betroffen haben, entfallen 5 auf einen Zugzus mmenstoß, 
während die 5 Todesfälle der Eisenbahnbediensteten sich auf 
vier verschiedene Zugzusammenstöße und einen Unfall auf einer 
Straßenkreuzung in Schienenhöhe verteilen, 

Im Jahre 1920 kamen 101 Zugzusammenstöße vor, bei denen 
Personenzüge beteiligt waren; 1919 waren es 93 und 1913 109; 
die Zahl der "Zugzusammenstöße, die nur andere als Personen- 
züge berührten, war im Jahre 1920 187 gegen 135 im Jahre 1919 
und 116 im Jahre 1913. 11 Züge liefen im Jahre 1920 infolge 
zu hoher Geschwindigkeit, 41 aus anderen Gründen auf Prell- 
böcke auf; 1919 und 1913 war der gleiche Unfall je 9 mal wegen 
zu hoher Geschwindiekeit, 42- und 25 mal aus anderen Gründen 
vorgekommen. Die Zahl der Entgleisungen von Personenzügen 
belief sich im Jahre 1920. auf 87, im Jahre 1919 auf 9, im Jahre 
1913 auf 72. Güterzüge stießen 1920 472 mal, in den Vergleichs- 
jahren 434- und 215 mal zusammen. Die Steigerung der beiden 
letzten Jahre gegenüber 1913 wird auf eine veränderte Zählung 
der Zusammenstöße zurückgeführt, die eine Folge von Zug- 
zerreißungen sind. 7 

"Bei Zusammenstößen von Personenzügen wurden 1920 die 
5 schon erwähnten Reisenden getötet und 449 verletzt; 1919 
1913. 32. "und 570. 
Unter den Bediensteten sind 1 Todesfall und 30 Verletzungen 
im’ Jahre 1920 gegen 0 und: 29 im Jahre 1919 und 5 und 30 im 
Jahre 1913. zu verzeichnen. Bei anderen Zusammenstößen wur- 
den 1920 4 Reisende, 1913 1 verletzt; 2 Bedienstete verloren 


dabei ihr Leben und 85 kamen zu Schaden gegen I und 44 im 
Jahre 1919 und 1 und 77 im Jahre 1913. Beim Auffahren auf 
Prellböcke verunglückten 145 Reisende, darunter 1 tödlich, und 
17 Bedienstete; im Jahre 1919 war unter 190 verunglückten 
Reisenden 1 Todesfall vorgekommen, bei den 6 verletzten Be- 
diensteten war es ohne Todesfall abgerangen, 1913 waren Jda- 
bei 94 Reisende und 4 Bedienstete verletzt worden. Den Ent- 
geleisungen von Persönenzügen fielen 23 Reisende und 5 Be- 
dienstete als verletzt zur Last, ‘während im Vorjiahre neben 
1 Todesfall 21 verletzte Reisende und 3 verletzte Bedienstete 
zu verzeichnen waren; 1913 war 1 Reisender und 1 Bediensteter 
getötet und 19 Reisende waren verletzt worden. Bei den Zu- 
sammenstößen von Güterzügen endlich kamen 15 Bedienstete 
im. Jahre ' 1920 zu Schaden, während 1919 und 1913 neben je 
1 Todesfall 7 und 20 Verletzungen zu verzeichnen waren. 


— Weitere Tarifermäßigungen in England*). Eine Anzahl 
Leiter englischer Eisenbahngesellschaften sind Anfang Dezember 
zusammengetreten, um die Frage, der Herabsetzung der Eisen- 
bahntarife zu erörtern. Das lEirgebnis ihrer Beratungen, bei 
denen die Verkehrsstatistik die Grundlage gebildet hat, ist noch 
nicht amtlich bekanntgegeben, aber soviel ist durchgesickert, daß 
eine Herabsetzung der Frachtsätze für gewisse ausgewählte Gü- 
ter in der nächsten Zeit mit Bestimmtheit erwartet werden kann. 
Eine allgemeine. Ermäßigung der Tarife scheint allerdings zur 
Zeit ausgeschlossen. Namentlich will’man an den Fahrpreisen 
nicht, rühren, ist aber bereit, den Reisenden durch Ermäßigungen 
z. B. bei Wochenends- und ähnlichen Sonderfahrkarten zu er- 
mäßigten Preisen entgegenzukommen. Nach dem neuen Eisenbahn- 
gesetz sollen die Tarife der. englischen Eisenbahnen so fest- 
gesetzt werden, daß bei wirtschaftlicher und leistungsfähiger 
Betriebsführung -dor Überschuß des Jahres 1913 aus dem Eisen- 


bahnbetrieb herausgewirtschaftet wird. Wenn: also jetzt für 
einzelne Verkehrsarten die Frachtsätze ermäßigt werden, so 
müssen, um dieses durch das‘ Gesetz festgelegte Er- 
Sebnis zu erzielen, andere - Preise hochgehalten _ wer- 
den, und „Railway Age“, das‘ Sprachrohr der. Eisen- 


bahngesellschaften, warnt die Benutzer der Eisenbahnen — nicht 
mit dürren Worten, aber das geht aus dem Zusammenhang her- 
vor —, davor, zu heftig die Herabsetzung gewisser. Sätze zu 
fordern, weil sie dadurch die allgemeine Tarifermäßigung auf- 
halten. Ehe die KBEisenbahngesellschaften auf diesem Gebiete 
Zugeständnisse machen, müssen sie die Folgen, namentlich so- 
weit neue Frachtsätze die Verkehrsmenge beeinflussen können, 
genau untersuchen. Es handelt sich für sie nicht darum, ob 
sie geneigt sind, den Benutzern der Eisenbahnen entzegenzu- 
kommen, sondern um sehr 'ernsthafte wirtschaftliche Fragen. — 
Die englischen Eisenbahnen sind die letzten gewesen, die ihre 
Gütertarife erhöht haben, es ist deshalb um „so auffallender, daß 
sie als die ersten mit dem Abbau beginnen. 


Ein englischer Sachverständiger über deutsche Eisenbahn- 
politik. Der bekannte englische Eisenbahnfachmann Sir William 
Acworth, dessen Ansichten namentlich auf dem Gebiete des 
Tarifwesens und in Organisationsfragen in England schwer wie- 
gen, beschäftigt sich in der „Limes“ (vom 7. Dezember. 1921) 
mit dem Hombergerschen Aufsatz im Archiv für Eisenbahnwesen 
(Nr. 6), der, wie Acworth sagt, die Rede dieses „hohen Beamten 
im Deutschen Eisenbahnministerium vor einer Versammlung der 
segenwärtigen und ehemaligen Leiter der deutschen Eisenbahn- 
netze* wiedergibt. Aus diesem Vortrag hebt der englische Be- 
richt namentlich die eindrucksvollen Worte des Redners hervor, 
die er über die Wiederherstellung des Betriebsmittelparks und 
die Wiedererreichung des Vorkrieeszustandes sowie über die 
hohen zu diesem Zwecke aufgewendeten Mittel gesprochen hat. 
In bezug auf die Höhe der Tarife wird es für bemerkenswert 
sefunden, daß im Hinblick auf die Entwertung der Mark, den 
einzig richtigen Maßstab, die Tariferhöhungen sehr gering sind. 
Natürlich, fügt Sir W. Acworth hinzu, werden die Großgewerbe- 
treibenden, die die deutsche Regierung beherrschen '(!), auf der 


Aufrechterhaltung der niedrigen Frachtsätze und der Fort- 
gewähr der hohen Staatszuschüsse bestehen. Wenn die deut- 
schen Tarife so erhöht würden, daß sie: die Betriebskosten 


decken, sei die Folge, daß die Zuschüsse aus Reichsmitteln ab- 
nehmen, und der gleiche Betrag. würde zur Erfüllung der deut- 
schen Verpflichtungen gegen seime Feinde auf Grund des sog. 
Friedensvertrags verfügbar werden. Sollte nicht der Wieder- 
sutmachungsausschuß, so fragst Sir W. Acworth, einmal unter- 
suchen, ob es nötig ist, daß Deutschland den Wiederaufbau seiner 
Eisenbahnen ausführt, ehe es damit beginnt, für den Wieder- 
aufbau der in Frankreich und Belgien zerstörten Eisenbahnen 
zu bezahlen?: Mit dieser Frage verrät der Engländer große . 
Kurzsichtiekeit;: man sollte einem so angesehenen Fachmann 
einen weiteren Blick zutrauen; er sollte wissen, daß ohne den 
Wiederaufbau seiner Wirtschaft, der ohne den Wiederaufbau der 
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Eisenbahnen nicht möglich ist, Deutschland überhaupt nichts 
bezahlen kann, und daß seine Feinde, wenn sie aus 
Wiedereutmachungsleistungen erpressen wollen, ihm zunächst 
einmal Gelegenheit geben müßten, seine eigenen Schäden zu 
beseitigen. Denn erst dann ist es möglich, Überschüsse zu er- 
zielen, die an das Ausland abgeführt werden können. —e, 


— Fahrpreisermäßigungen in London. Während in Berlin die 
Fahrpreise der örtlichen Verkehrsmittel immer noch sprung- 
weise in die Höhe gehen, hat man in der englischen Hauptstadt 
mit deren Herabsetzung begonnen. Seit dem 1. Dezember d..J. 
ist bei den Straßenbahnen und bei der Omnibus-Gesellschaft wie- 
der der Penny-Fahrpreis für die kurzen Entfernungen einge- 
führt, was mit einer Herabsetzung der Fahrpreise gleichbedeu- 
tend ist. Der Vorgang ist für die Entwicklung des örtlichen 


Nahverkehrswesens bezeichnend genug und um so wichtiger, als: 


gleichzeitig an einen Abbau der Löhne und Preise gedacht wird. 
Auch dieser Abbau hat bereits einzusetzen. begonnen. 


— Zuganzeiser im Londoner Verkehr Die Vorrichtungen, die 
anzeigen, in welcher Richtung der nächste Zug auf den Lon- 
doner Schnellbahnen verkehrt, scheinen noch reichlich mangel- 
haft zu sein, und doch wäre es bei der raschen Zugfolge und den 
mannigfachen Verzweigungen und :Verschlingungen sowie wegen 
der sog. non-stop-trains, die nicht überall halten, besonders wich- 
tig, daß deutlich und zweifelsfrei angezeigt würde, 
nächste Zug fährt. An vielen Stellen begnügt man sich, nach 
einem Bericht in „Railway Gazette“, damit, das Ziel des näch- 
sten Zuges durch die Bahnsteiebeamten ausrufen zu lassen, aber 
dieses Mittel reicht nur für die Reisenden aus, die sich in der 
Nähe des Ausrufers befinden. Die regelmäßigen Benutzer der 
Schnellbahnen wissen zwar, zu welchen Minuten die Züge, die 
sie benutzen müssen, abfahren, und welche dazwischen liegenden 
Züge, die ihnen nichts nützen, sie vorüberfahren lassen müssen. 
Aber auch hierauf können sie sich nicht verlassen, da Verspä- 
tungen nicht Selten zu- sein scheinen, und selbst wenn es sich 
dabei nur um Minuten handelt, tritt doch in dem Fahrplan eine 
folgenschwere Verwirrung ein. „Railway Gazette“ schlägt vor, 
daß am Eingang an der Bahnsteigsperre ein Schild aufsehänst 
wird, das: die Fahrtrichtung des nächsten Zuges anzeigt, und 
glaubt darauf hinweisen zu müssen, daß man nicht für jeden 
Zug ein Schild bereit zu halten brauche, sondern daß es genüge, 
für jede Zugart ein besonderes Schild zu haben. Die Zeit 
brauche auf den Schildern nicht angegeben zu sein. Eine große 
Verbesserung würde dadurch erreicht werden, wenn auf dem 
Bahnsteig an verschiedenen, gut beleuchteten Stellen Schilder 
aushingen, die den nächsten, den übernächsten und den dritt- 
nächsten Zug anzeigen, und die vom Stellwerk aus bedient wür- 
den. 
richtungen, die selbsttätig arbeiten, also jedenfalls: zwangläufie 
mit den Signalen verbunden sind. Wir können den Londoner 
Fachleuten nur empfehlen, sich einmal die Einrichtungen zu 
dem hier behandelten Zwecke bei der Berliner Stadt- und Ring- 
bahn, sowie bei der Hoch- und Untergerundbahn anzusehen. Der 
Verkehr ist zwar hier nicht so stark wie in London, namentlich 
ist der Zugabstand größer, aber die Einrichtungen sind so voll- 
kommen, daß kein Fahrgast auch nur einen Augenblick in 
Zweifel sein kann, wohin der nächste Zug fährt, ob er ihn be- 
nutzen kann, oder ob er auf einen späteren Zug warten muß. 
Es dürfte keine Schwierigkeiten haben, diese Vorrichtungen bei 
geeigneter Bedienung für einen Verkehr mit dichterer Zugfolge 
anzuwenden. 


— Eröffnung des direkten Verkehrs nach Konstantza. Die 
(reneraldirektion der rumänischen Staatsbahnen veröffent- 
licht unter dem 8. Dezember ‚eine Mitteilung, wonach der Eisen- 
a über die noch nicht vollständig fertiggestellte Brücke 
übier den Donauarm Bortscha bei Feteschti am 12. Dezember 
unter folgenden Vorsichtsmaßregeln und Beschränkungen auf- 


genommen wird: Die Züge werden durch Lokomotiven derartig. 


auf die Brücke geschoben, daß die letzteren die Brücke nicht 
berühren, und werden auf der anderen Seite ebenso wieder von 
Lokomotiven abgeholt. Die Brücke wird also vorläufig nur 
Wagenlasten zu tragen haben. Auch der derart geregelte Ver- 
kehr findet nur von 4—7 und 18—21 Uhr statt, damit die Ar- 
beiten zur Fertigstellung der Brücke nicht verzögert werden. 
Der Trajektverkehr hört selbstverständlich gleichzeitig auf. 


Fremde Erdteile. 


— Pilgerverkehr in Indien. Zu einem religiösen Fest, das nur 
alle 12 Jahre stattfindet, haben sich in’der Zeit vom 9. bis 
22. Februar 1921 in Kumbakonam, einem kleinen Ort an der 
meterspurigen Südindischen Eisenbahn, 316 km südlich Madras, 
etwa 250000 eingeborene Pilger versammelt, um in einem 
Ww undertätigen See zu baden. Ihre An- und Ahbeförderung be- 


ihm 


Abstand als vorher folgen können. | 
zahl einstweilige Fahrkartenausgaben mit ie einer Anzahl von 


wohin der 


Bei‘ der Untergrund-Gruppe bestehen bereits solche Ein- 


durfte besonderer Maßnahmen, um die Leistungsfähigkeit der 
eingleisigen Strecke so weit zu erhöhen, daß sie einem solchen 
Massenverkehr gewachsen war. Dies war um so schwieriger, als 
auch dort der Betriebsmittelpark durch den Krieg gelitten hatte. 
Zunächst wurde das Blocksystem, das mit einer Art Zugstab 
vereinigt ist, so ausgebaut, daß die Züge einander in kürzerem 


Schalteın errichtet, an deren jedem nur Fahrkarten nach be- 
stimmten Teilen der Strecke ausgegeben wurden. Da die in- 
dische Bevölkerung das ‚„Anstellen“ noch nicht gelernt hat, son- 
dern sich wild an die Verkaufsstellen zu drängen pflest, so daß 
es erstaunlich ist, daß altan Leuten, Frauen und Kindern dabei 
nicht mehr Unfälle zustoßen, mußten vor diesen Schaltern und 
vor den Zugängen zu den .abgesperrten Bahnsteigen lange 
Schranken aufgestellt werden, zwischen denen die Reisenden sich 
nur einzeln vorwärts schieben konnten. Von den Fahrkarten- 
verkaufsstellen wurden sie durch ähnliche Schranken 'nach 
Warteschuppen geleitet, die zur Aufnahme einer Zugladung von 
800 bis 1000 Personen ausreichten, und in denen Abteilungen 
für 150 bis 200 Personen gebildet waren.. Zwischen den Ab- 


"teilungen waren Schiebetüren eingebaut; erst wenn: die vordere 


Abteilung entleert war, wurde die Schiebetür nach der zweiten 
geöffnet usw., wodurch der Druck der andrängenden Pilger auf 
die Bahnsteigsperre sehr herabgesetzt wurde. In den einzelnen 
Abteilungen waren Wasserzapfistellen und ähnliche Bequem- 
lichkeiten. für die als anspruchslos bekannten. Eingeborenen 
vorgesehen. Auch ein Lazarett mit einem Schuppen zur Ab- 
trennung von ansteckenden Kranken war als einstweiliger Bau 
errichtet. Obgleich in Kumbakonam Cholera und Pest herrschten, 
hatten sich doch die Gläubigen von ihrer Wallfahrt nicht ab- 
halten lassen. Alles Trinkwasser mußte keimfrei: gemacht 
werden.‘ 
kehr wurden besondere Vorkehrungen zetroffen. 


Der. starke 
Verkehr wurde ohne Unfall bewältigt. Se 


Versorgungszüge auf der Kanadischen Pacifie-Risenbahn. 
Die große Entfernung zwischen den einzelnen Bahnhöfen und 
ihre abgelegene Lage machen auf manchen Eisenbahnen Nord- 
amerikas 'besondere Maßnahmen, erforderlich, damit sie. sich 
mit allem, was sie zu ihrem Betrieb bedürfen, versorgen können. 
Auf der Kanadischen Pacific-Eisenbahn bestehen zu diesem 
Zwecke, wie auch auf einigen Eisenbahnen der Vereinigten 
Staaten, besondere Züge, die außerdem noch die Aufgabe haben, 
alles, was auf den Bahnhöfen entbehrlich - ist, einzusainmeln 
sowie Gegenstände, die ausbesserungsbedürftig sind, abzuholen, 
um sie der Werkstatt zuzuführen. Die Züge werden vom Lager- 
verwalter des Bezirks geleitet, und eine Anzahl. Betriebsbeamte 
begleiten ihn. Sie benutzen die Gelegenheit zu gründlicher Be- 
sichtigeung aller Anlagen und richten ihr Augenmerk namentlich 


‚auch darauf, daß alle Geräte und Werkzeuge in sutem Zustande 


sind, da nach einem bekannten Taylorschen Grundsatze nur dann 
ordentliche Arbeit mit einem Mindestaufwand- an Leistung er- 
wartet werden kann. Namentlich bei der ersten Fahrt dieser 
Züge sind an vielen Stellen Werkzeuge und Geräte ausgetauscht 
worden, so daß die betreffenden Stellen dann von allem Über- 
flüssigem befreit waren und Bestände von nur guten, brauch- 
baren Gebrauchsgegenständen hatten. Ein solcher Zug besteht 
aus einer Anzahl offener Güterwagen, von denen meist einer mit 


‚Sodann wurden eine An- 


ns 


he hun 


Für die Beleuchtung der Anlagen für den Pilgerver- 


einem Kran zum Heben von Schienen ausgerüstet ist, einem Vor- 
ratswagen einer üblichen Bauart, einem Werkzeugwagen, der 


die auszuwechselnden Werkzeuge enthält, einem Benzin- und 
Ölwagen, einem Wohnwasen für die Zugbegleiter, einem Zug- 
führerwagen und einem Bürowagen zur Erledigung der schrift- 
lichen Geschäfte der den Zug’ begleitenden Beamten, 


— Die Eisenbahnen ‚von Mexiko. In einem Bericht des eng- 


lischen Generalkonsuls in Mexiko über die! wirtschaftliche Lage x | 


des Landes wird von den Eisenbahnen gesagt, daß sie durch die 
zehnjährige Revolution schwer gelitten haben, _ 


Unternehmungen auszunutzen, und dieser Staatsbetrieb besteht 
auf allen Strecken mit Ausnahme der Verbindung der Haupt- 
stadt mit dem Hafen Vera Cruz heute noch. Namentlich der 
Betriebsmittelpark ist durch die‘: Revolution sehr herunterge- 
kommen, ‘und eine Auffrischung haben teils die Verhältnisse 
in Mexiko, teils die Schwierigkeiten verhindert, die der Be- 
schaffung von Lokomotiven und Wagen aus anderen Ländern 
während des Krieges entgegenstanden. Nach einem Bericht 


aus dem November 1920 sind während des Umsturzes zwischen 


dem Juni 1913 und dem Juni 1920 außer auf der Strecke Mexiko- 


1913 hat den 
Staat die Eisenbahnen übernommen, um sie für die militärischen 


x 


Vera Cruz, die, weil einer besonderen Gesellschaft gehörend, eine 


Sonderstellung einzunehmen scheint, 38% der Lokomotiven un- 
benutzbar geworden. Auf den Staatsbahnen sind von 8828 be- 
deckten Güterwagen 3567, also 44 %, von den 2693 offenen Güter- 
wagen 1031, also 33% verloren gegangen. Die Personenwagen 


sind verhältnismäßig ‚wenig wom Umsturz betroffen worden, 


von 435 Stück sind noch 314 im Betrieb, der Ausfall beträgt also 
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nur 28 9. Ähnlich liegen die Verhältnisse bei den anderen 
Eisenbahnen Mexikos. Politisch ist zwar die Ruhe jetzt wieder 
hergestellt, aber das Verkehrswesen liegt infolge des Mangels 
an Lokomotiven und Wagen noch arg danieder. Dazu kommt 
noch, daß infolge eines Ausstands der Eisenbahnarbeiter im 
Frühiahr 1921 die Häfen von Vera Cruz .und Tampico mit 
Gütern überfüllt sind, die auf Abbeförderung warten. Diese Ver- 
hältnisse sind die wesentlichen Gründe für. die zur Zeit in 
Nlexiko_herrschende Teuerung. - 


. 
2 


Bücherschau. 


_ — Scherls Kursbuch für das Deutsche Reich. Winterfahrplan. 
Druck und Verlag August Scherl, G. m. b. H., Berlin 1921. 


Dieses Kursbuch ist vor allem für den Berliner Verkehr 

äußerst praktisch. Allen Stationen des Deutschen "Reiches ist 
eine Zahl beigefüst, die die Entfernung von Berlin in Kilo- 
metern angibt, mit deren Hilfe man in einer am Schluß des 
Buches befindlichen Tabelle die Fahrpreise nach Berlin ohne 
weiteres ablesen kann, einschließlich der Gepäckfracht und: des 
Schnellzugzuschlages. Das deutsche Gebiet ist in Gruppen ein- 
"zeteilt, die durch die Buchstaben A bis U bezeichnet sind, und 
innerhalb deren wiederum die einzelnen Streckenfahrpläne eine 
Nummer (Zahl) führen. So findet man z.B. die Strecke Berlin— 
Frankfurt—Basel unter J. 39. Den wichtigeren Durchgangs- 
strecken sind die Anschlüsse nach den bedeutendsten Knoten- 
punkten des benachbarten Auslandes angefügt. Zur .Verminde- 
rung des Umfanges hat sich der Herausgeber darauf beschränkt, 
die „größeren Stationen aufzunehmen. Das Kursbuch enthält 
deren über 2200. Die kleineren, für den Lokalverkehr in Frage 
kommenden Orte fehlen. 
. Alles in allem kann man sagen, daß das Scherlsche Kursbuch 
sehr übersichtlich angeordnet ist und für diejenigen, die sich 
nicht ein Werk von dem Umfang des Reichskursbuchs zu halten 
brauchen, ein sehr praktischer und in den meisten Lagen völlig 
ausreichender Reisebehelf sein wird. 


| Von Dr.-Ing. Rothacker. 


— Die Lösung der Verdingungsfrage, ein Weg zum Aufstieg. 
/ Verlag von Julius Springer. Ber- 
lin 1921. - Preis 450 .#. : 

Der Verfasser schildert im ersten Teil der Broschüre die bis- 
herige Behandlung des Verdingungswesens durch die staatlichen 


Behörden, indem er ausgeht von der im Jahre 1919 im Mini- 
sterium der ‚öffentlichen ‘Arbeiten bearbeiteten Denkschrift 
„Mittelständische Verdingungsfragen und deren Behandlung 


durch. das Ministerium der öffentlichen Arbeiten“. Er zeiet 
die Notwendigkeit. einer wissenschaftlichen Erforschung des 
Verdingungswesens. Im zweiten Teil. wird die Bedeutung des 
Verdingungswesens für die wirtschaftliche Lage und Berufs- 
sitte der. Gewerbetreibenden, die Dienstauffassung und das be- 
rufssittliche Gebaren des Beamtenkörpers, für die Wirtschaft, 
den Kulturzustand, den sozialen Frieden des ganzen Volkes in 
knapper, sachlicher Darstellung nachgewiesen. Nach einem 
kurzen Rückblick über die Mängel des Verdingungswesens wer- 
den im dritten Teil Vorschläge zur Heilung gemacht. Als 
solche werden erläutert: Eindeutige, vollständige und durch- 
führbare Verdingungsunterlagen, Zwang, die Vorschriften der 
Verdingung durchzuführen, einwandfreie Vorschriften für «die 
Zuschlagserteilung, allgemein anerkannte Preisberechnungs- 
grundlagen, Herbeiführung eines Vertrauensverhältnisses zwi- 
schen den Baubeamten und den Gewerbetreibenden. Dabei wirt 
die Einrichtung von „Landesverdingungsämtern“ empfohlen, die 
der Verfasser des Buches schon wiederholt in Denkschriften und 
Aufsätzen als öffentlich-rechtliche Selbstverwaltungskörper vor- 
geschlagen hat, um in allen Fragen des Verdingungswesens auf- 
klärend und fördernd zu wirken auf der Grundlage der Gemein- 
schaftsarbeit von Behörden und Gewerbetreibenden. 

Da am 9. März 1921 der Reichstag beschlossen hat, das Reichs- 
schatzministerium um Einsetzung eines Ausschusses zur Rege- 
lung und Vereinheitlichung des Verdingeungswesens im ganzen 
Reich zu ersuchen, so scheint die wichtige, bisher unterschätzte 
Verdingungsfrage ihrer Lösung näherzukommen. An den An- 
regeungen des Verfassers wird man nicht vorbeigehen können. 

Ms. 


Amtliche Mitteilungen der Geschäftsführenden Verwaltung. 


Rundschreiben 
lassen worden: 
Nr. I 114 vom 12. Dezember 1921 an sämtliche  Vereins- 
verwaltungen, betreffend Nachtrag IV zu den ‚Technischen 
am 23./24. November 1921 (abgesandt am 14, Dezember des 
Nr. I 116 vom 15. Dezember 1921 an die vorsitzende Verwal- 
tung des Technischen Ausschusses und an die Mitglieder des 
Unterausschusses 
Radstandsverzeichnis, betreffend Niederschrift Nr. 1 des vor- 
senannten Unterausschusses über die Sitzung in Aschaffenburg 
am 23./24. November 1921 (abgesandt am 14. Dezember d. J.). 
Nr. II 285 vom 14. Dezember 1921 an die Mitglieder des 
\ereinswagenausschusses, betreffend den Antrag der Königl. 


der Geschäftsführenden Verwaltung sind er- 


zur Änderung der Vorbemerkungen Ib im: 


Ungar. Staatseisenbahnen auf Schaffung eines neuen Überein- 
kommens für die gegenseitige Benutzung von Personen- und Ge- 
päckwagen im Bereiche des Vereins (abgesandt am 20 . Dezember 
dieses Jahres); 

Nr. III 358 vom 12. Dezember 1921 an sämtliche Vereins- 
verwaltungen, nachrichtlich an die österreichischen Bundesbahn- 
direktionen und das Eisenbahn-Zentralamt in Berlin, betreffend 
die Überganesbestimmungen für Privatwagen (abgesandt am 
16. Dezember 1921); 

Nr. III 359 vom. 14. Dezember 1921 an die Mitglieder des 
Vereinswagenausschusses, betreffend den Antrag der Südbahn- 
zesellschaft auf Änderung des Systems der Sitzplatz-Numerie- 
rung in D-Zugwagen (abgesandt am 20. Dezember d. J.). 


Amtliche Bekanntmachungen. 


1. Nachruf. 


FEIERTEN TI IBENTETIRBERNTN U DSRRREESCHTENTEERIIRZEITERTEN. 


Am 12. d. M. verstarb in Hannover im 73. Lebensjahre 
a 5: der Geheime Baurat 


Konrad Fuhrbersg. 


Der Verstorbene hat seit dem 1. April 1895 bis zum Übertritt in den 
in Hannover 


Ruhestand am 1. Oktober 1914 das. Betriebsamt 3 


Reiches Wissen, Sachkenntnis und strenge Pflichterfüllung zeichneten ihn aus, 
Sein liebenswürdiges Wesen sichert ihm ein dauerndes ehrendes Gedenken. 


Hannover, den 14. Dezember 1921. 
Der Präsident \ $ 
-und die höheren Beamten der Eisenbahndirektion. 


2; Aenderung von Stationsnamen. 


Der an der Strecke Scharzfeld-St. An- 
dreasberg-Silberhütte gelegene Bahnhof 
St. Andreasberg - Silberhütte erhält ab 
15. Januar 1922 die Bezeichnung St. An- 
dreasberg (Stbhf.). (2151) 
Cassel, den 19. Dezember 1921. 
i Eisenbahn-Direktion. 


ab werden die. 
Überführung, 


3. Gebühren. 


Deutscher Eisenbahn-Gütertarif Teil H 
Heft CIb: Frachtsätze. 
Binnengütertarif der Westfälischen 

Landeseisenbahn. 
Mit Gültigkeit vom 15. Dezember d. J. 
in den Tarifen für die 
von Wagenladungen 


Stückgutsendungen von mindestens 
2000 ke in einem Wagen zwischen den 
Bahnhöfen in Münster einerseits und 
dem Kanalhafen in Münster andererseits 
vorgesehenen Gebühren 
auf 25 AM bei Steinkohlen, Braunkohlen, 
Koks und Preßkohlen aller Art, 
auf 26,80 M bei allen übrigen Gütern 
für den Wagen erhöht. (2132) 
Münster (Westf.), Dezember 1921. 
Eisenbahndirektion Münster, 
namens der beteilisten Verwaltungen. 


verwaltet. 


(2139) 


4. Einschränkung der Abfertigungs- 
befugnisse von Stationen. 


Mit Wirkung vom 1. Februar 1922 wird 
die Tarifstelle Bonn-Trajekt aufgehoben 
unter Belassung einer Ladestelle für 
den Güterverkehr dortselbst. Die Abfer- 
tieunz der Sendungen im Versand und 
Empfang erfolgt durch die Güterabferti- 
gung Bonn zu den Frachtsätzen dieser 
Station. Für die Überführung der Wagen 
von und nach der Ladestelle Bonn-Trajekt 


und wird eine Überfuhrgebühr erhoben, und 


Nr.'91 


Ba Ey aa 


Zeitung Aek Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


zwar von 50 ..M für den Wagen für Koh- 
len, Koks und Briketts und von 53,50 « AR 
[ür sonstige Güter. [2445] 
Eisenbahndirektion 
Köln. 


5. Güterverkehr. 


Ausnahmetarif , für frische Karteffeln 
als Stückgut Tiv. 2b. 

Mit Gültigkeit vom 1. Dezember 1921 
ist die Paulinenaue-Neuruppiner Kisen- 
bahn dem Ausnahmetarif beigetreten. 

Auskunft geben die beteilieten Güter- 
abfertisungen sowie das Auskunftsbüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz, (2150) 

Berlin, den 17, Dezember 1921. 

Kisenbahndirektion. 


Binnengütertarif der Südharz-Eisenbahn 
(Tiv. 189) 
Gemeinschaftliches Heft CIb 
(Zuschlaes- und Anstoß- 
frachten uw.). -(Tfv.'200) 
Mit Gültigkeit vom 1. Januar 1922 
ab werden die im Verkehr mit der Süd- 
harz-Eisenbahn zur Berechnung szelan- 


senden Umlade- bzw. Rollbockgebühren 
erhöht. Die neuen Sätze können aus der 
am. 22. Dezember 1921 erscheinenden 
Nummer des von der Eisenbahndirektion 


Berlin herausgegebenen Tarif- und Ver- 
kehrsanzeigers für den Güterverkehr ent- 
nommen w erden. Das alsbaldige Inkraft- 
treten der -Erhöhungen gründet sich auf 


die vorübergehende Änderung des $ 6 
EVO.;: (R.@G.Bl, 1914, 8:55) (2148) 
Berlin, den 20.. Dezember 1921. 


Centralverwaltunge für Sekundärbahnen 
Herrmann Bachstein. 


Deutse h- italienischer Güterv erkehr 
Brenner und Tarvis. 
Tarı$#v0mLt. Oktober 19% 
Ab 1. Januar 1922 werden die Fracht- 
sätze der Serien b und e des Tarits Nr. 3 im 
Abschnitt IV (Seite 39—41 des Tarifs) für 
die an und. südlich der Strecken Tortoreto 
Nereto-Castellamare-Adriatico-Cittaducale 
-Sulmona-Pereto-Isoletta gelegenen Sta- 
tionen um 25 % ermäßiet. Nähere Aus- 
kunft erteilen die: Abfertigungsstellen. 
München, 16. Dezember 1921. (2149) 
Tarifamt beim RVM., ZB. 


Pfälzisch- Bay rischen Güter erkehr. 
Tarif vom 1. August 1916. 

Mit sofortiger Wirksamkeit werden 
die Frachtsatzzeiger\ für die Ausnahme: 
tarife 5, be, 6 und 7 (Seite 10-—-14 des 
Nachtraes 4) aufgehoben. ' An deren 


Stelle treten für die Ausnahmetarife 
5, De und. '7. die Frachtsatzzeieger für 
diese Ausnahmetarife im Tarif Teil II 
Heft C IL. Tfv. Nr. 200 (Nachtrae' 1 vom 


i. Dezember 1921), für den 
tarıf 6 der Frachtsatzzeiser 1 in dem 
ab 1. Dezember 1921 gültigen Nachtrag 2 
zu dem besonderen Tarifheft, enthaltend 


Ausnahmetarif. 6 für Steinkohhlen usw. 
(Tfv.:110%). (2131) 
‚München, den 7. Dezember 1921. 


beim Reichsverkehrs- 


Tarifamt 
Zweigstelle Bayern. 


ministerium, 


Ost-Mitteldeutsch-sächsischer Verkehr, 
Heft 1. 

Mit Gültiekeit vom 15. Dezember 1921 
wird die Station Grünthal des Dir.-Bez. 
Breslau in den Tarif einbezogen. 

Auskunft geben die beteiligten Güter- 
abfertigungen sowie (das Auskunftsbüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. (2133) 

Berlin, den 13. Dezember 1921, 

Eisenbahndirektion. 


dert. 


über 


Ausnahme- | "nannten Tarifen 


Staats- und Privatbahn-Güterverkehr 
Heit € 11. 

In dem vom 1. Januar 1922 gültigen 

Ausnahmetarif 5d für rohe Steine usw. 


(Nachtrag 1) werden. als‘ Versand-. 
stationen nachgetragen: "Groß Wilkau, 


Kosendau und Steinkirche, 

Auskunft geben die beteiligten Güter- 
abfertigungen sowie das Auskunftsbüro, 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. (2135) 

Berlin, den 12. Dezember 1921. 

Eisenbahndirektion. 


Preußisch. Hessisch-Sächsischer Tier- 

verkehr. Gemeinsames Heft. 

Mit sofortiger Wirkung wird die .Des- 
infektionsgebühr in Breslau Viehhof für 
einen einbödigen‘ Wagen auf 19 AH 50 3 
und für einen mehrbödigen Wagen auf 
30 M erhöht. (2130) 

Dresden, am 13. Dezember 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion, 
als geschäftsführende Verwaltung. 


Deutseh-italienischer Güterverkehr über 
Brenner und Tarvis. 
Tarif vom 1. Oktober 1921. 

Die im zweiten Absatz der Fußnote 
(12) Seite 52 des Tarifs für Dresden 
Großmarkthalle vorgesehenen, in- 
zwischen auf 4060 3 und 2030 3 geän- 
derten Zuschläge werden mit Wirkung 
vom 1. Januar 1922 auf 6100 3 für Eil- 
gut in Wagenladungen und auf 3050 8 
für Frachtgut in Wagenladungen geän- 


(2141) 
München, 12. Dezember 1921. 
Tarifamt beim RVM., ZB. 


Deutseh-italienischer Gütertarif über die 
Schweiz vom 1. Oktober 1921. - 
Mit Geltung vom 1. Januar 1922 wer- 
den im Ausnahmetarif- 3 auf Seite 31-33 
des Tarifs die -Schnittfrachtsätze der 
Serien b und e für den Versand von den 
italienischen Stationen an und südlich 
der Strecke: 
mare Adriatico-Cittaducale-Sulmona-Pere- 
to-Isoletto um 25 % ermäßigt. a 
‚ Auskunft erteilen die beteiligten Güter- 
abfertigungen und die Auskunftsbüros. 
Frankfurt (Main), 13. Dezember. 1921. 
Eisenbahndirektion. (2142) 


Erste Donau-Dampfschiffahrts-Gesell- 
schaft. 
Lokalsütertarif. Teil I, Abt. 'B, Teil III 
(Spezialtarif Nr. 1 für die Beförderung 


von Getreide uw und Teil IV. (Spe-: 


zialtarif Nr.°2 für die Beförderung von 
Holz): Änderung der Bestimmungen für 
Schleppladungen. 

Mit Gültiekeit vom; 24. Dezember n. St. 
1921 bis auf weiteres tritt zu den vorge- 
ein: Berichtigungsblatt, 
enthaltend Änderung des in den Bestim- 
mungen für Schleppladungen vorgesehe- 
nen Verzeichnisses (der Feiertage, in 
Kraft. Dieses Berichtigungsblatt ist 
durch Vermittlung der sesellschaftlichen 
Stationen, sowie durch (die ‚Zentralver- 


‚kaufsstelle für Tarife in: Wien, I., Biber- 


straße 16, zum Preise von 10 ö. K für das 
Stück zu beziehen. [2143] 
\Wien, am 15. Dezember 1921. 
71..128745/ la. 


Erste Donau-Dampfschiffahrts-Gesell- 
sehaft. 


Einführung eines neuen Gebührentarifes 


für die Lagerhäuser in Wien, II., Prater- 
kai, Fruchtplatz. 

Ab 6. Dezember 1921 wird ein neuer Ge- 
bührentarif für die Lagerhäuser der 


Tortoreto-Nereto-Castella- 


‚Ersten Donau-Dampfschiffahrts-Gesell- 
schaft in Wien II., Praterkai, Fruchtplatz, 
eingeführt, welcher Gebührenansätze und 
Bestimmungen enthält. Durch diesen 
Tarif wird der gleichnamige Tarif von 
9, Oktober 1921 aufgehoben. 

Der Tarif ist durch die Direktion in 
Wien, durch Vermittlung der gesellschaft- . 
lichen Stationen, sowie durch die Zentral- 
verkaufsstelle für Tarife in Wien, T., 
Biberstraße 16, zum Preise von 10 K pro 
Stück’ zu beziehen. 2 [2144] 

Wien, 4. Dezember. 1921. 

7. 123812/Ia, 


6. Personen- und Güterverkehr. 


Am 1. Februar 1922 treten Erhöhungen 
der‘ Frachtsätze im Binnen- und direk- 
ten Verkehr ein für Personen, Tiere und 
Güter. / (21409) ° 
‘ Rinteln, -den 14. Dezember 1921. 5 
- Rinteln-Stadthagener 
Eisenbahn-Gesellschaft. 


7. Personen- und Gepäckverkehr. 


Butzbach-Licher Eisenbahn. 

Die Beförderungspreise im Personen- 
verkehr werden mit Gültiekeit vom 
1, Februar n. J. nieht um 50, Sondern um 

75% erhöht. (2147) 

Geschäftsstelle Berlin, 15. Dezbr. 1921. 

Der Vorstand. 5; 


Eisenbahn-Gesellschaft. 
Mühlhausen-Ebeleben. 

Die laut Bekanntmachung vom 25. No- 
vember d. J. mit Gültigkeit vom 1. Fe- 
bruar 1922 eintretende Erhöhung im Per- 
sonenverkehr um 50 % wird vom gleichen 
Tage auf 75 % erweitert. (2138) 

Mühlhausen, den 15. Dezember. 1921. 


Liegnitz-Rawitscher Eisenbahn. 
Die . Beförderungspreise im Personen- 
verkehr werden mit Gültigkeit vom 
1. Februar nächsten Jahres nicht um 50, 
sondern um 75 % erhöht. (2134) 
Liegnitz, den 15. Dezember 1921. 
Die Direktion. 


Greifswald-Grimmener 
Eisenbahn-Gesellschaft. 

Die laut Bekanntmachung vom 25. No- 
vember d. J. mit Gültigkeit vom 1, Fe- 
bruar 1922 seintretende Erhöhung im Per- 
sonenverkehr um 50 % wird vom gleichen: 
Tage auf 75 % erweitert. (2136) 

Grimmen, den 15. Dezember 1921. 

Die Direktion. 


Strailsund-Tribseer Eisenbahn- 
Gesellschaft. 
Die laut Bekanntmachung vom 25. No- 
member :.-.d.. Jicmit Gültiekeit - zoom 
1. Februar 1922 eintretende Erhöhung im 


Personenverkehr um 50% wird vom 
gleichen Tage auf 75 % erweitert. 
Stralsund, den 15. Dezember 1921. 
Der Vorstand. 


(2137) 


Neustadt-Gogoliner Eisenbahn. 

Die Beförderungspreise im Personen- 
verkehr werden mit Gültiskeit wem 
2 Februar n. J. nicht um 50, sondern um, 
75 % erhöht. [2146] 

Neustadt, den 15. Dezember 1921. - 

Die. Direktion. 
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Ersparnisse im Eisenbahnunterrichtswesen durch Schaffung eines Schulmuseums 


Z 


Die Reichseisenbahnen haben mit der Einrichtung eines eigenen 
Schulwesens und der Errichtung besonderer Unterrichtsdezernate 
große Erziehungs- und Bildungsaufgaben übernommen, zu deren 
Lösung im Laufe der nächsten Jahre nicht unbedeutende Mittel 
erforderlich sein werden. Ganz abgesehen von den laufenden 
Kosten, hervorgerufen durch die persönlichen Ausgaben für Lei- 

tung und Unterricht, kommen in der Hauptsache noch in Betracht 
 „erst- und einmalige Aufwendungen“ für die Beschaffung von 

Uuterrichtsräumen und deren Ausstattung- mit zweckentsprechen- 
den Schuleinrichtungen für den äußeren Unterrichtsbetrieb und 
dann solche für die notwendigen Lehr- und Lernmittel, die zur 


Durchführung des eigentlichen Unterrichts mit seinen zahl- 
reichen Lehrfächern (Unterrichtsgegenständen) erforderlich 
. sind. Bei der großen Zahl der im Bereich der Reichseisen- 


‚bahnen in Zukunft zu versorgenden Schulen und unter Berück- 
sicehtieung der heutigen ‚außerordentlich gesteigerten Preise 
werden die Ausgaben im Laufe der Jahre so hohe Summen er- 
geben, daß es notwendig ist, die Frage zu prüfen, wie die 
Kosten auf das geringste notwendige Maß beschränkt werden 
können, ohne daß dabei die Unterrichtserfolge herabgedrückt 
werden. Die Sparsamkeit, welche auf allen. Gebieten, heute 
auch im Erziehungs- und Bildungswesen — so bedauerlich dies 
auch ist — einsetzen wird, muß hier einen Weg finden lassen, 
der die Ausgaben in solchen Grenzen hält, daß ihre Bereit- 
stellung keine unüberwindlichen Schwierigkeiten findet. Wir 
werden in Zukunft alle nur denkbaren Maßnahmen anwenden 
müssen, um mit den geringsten Mitteln in der kürzesten Zeit 


Vom Regierungsbaurat Götter, 


‚mit Beratungsstelle und Lehrmittelzentrale. 


"Berlin. 


die möglichst höchsten Unterrichtserfölge zu erzielen und damit 
die Arbeitsleistung unserer Beamten und Facharbeiter im. Ei- 
senbahndienste qualitativ und quantitativ zu erhöhen. ‚Die Ein- 
verleibung der modernsten technischen und wissenschaftlichen 


Errungenschaften wird in Zukunft Zwangsgesetz werden; 
Normenbau und Typenwesen, Psychotechnik und  Taylor- 


system, Dinge die in letzter Zeit dem deutschen Wirtschafts- 
leben sich zu nähern begonnen hatten, werden ihm in Zukunft 
das Gepräge aufdrücken“, so schrieb angesichts der Annahme 


des Ultimatums eine der Industrie sehr nahe stehende Tage>- 


zeitung. Dieser Gesichtspunkt, auf die Schule angewendet, 
wird uns auch hier zu einer Vereinfachung und damit Verbilli- 
sung führen, die aber, wie schon vorher betont, keine Herab- 
drückung der Erziehungs- und Unterrichtsergebnisse werden 
darf. Die Sparsamkeit setzt schon ein mit der richtigen Aus- 
nutzung aller auf dem gleichen Gebiete bis dahin gesammelten 
Erfahrungen. Es werden demnach bei neu zu errichtenden 
Schulen alle Einrichtungen und Anschaffungen vorher auf un- 
bedingte Notwendiskeit und Zweckmäßigkeit hin geprüft 
werden müssen, wobei die auf Grund {früherer Erfahrung fest- 
gelegten Grundsätze als Maßstab zu verwenden sind. Hier- 
durch wird eine Anschaffung von vielleicht nicht ganz zweck- 
mäßigen oder verteuert hergestellten Einrichtungsgegenständen, 


die dann später einer Umänderung bedürfen, vermieden; es 
wird ferner erreicht, daß die Räume in ihrer Auswahl bzw. 


bei etwaigem Neubau gleich in den Abmessungen und Anord- 
nungen hergerichtet werden, die auf Grund jahrelanger prak- 
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{ischer Erfahrungen im Unterrichte sich als zweckmäßig er- 
wiesen haben. Jedes hierbei durch gründliche Ausnutzung und 
äußerste Beschränkung ersparte Quadratzentimeter an Bau- 
fläche macht sich in einer Herabsetzung der Gesamtkosten, 
also in einer wesentlichen Ersparnis bemerkbar. Hier ist. es 
also geboten, alle bisherigen Erfahrungen zu sammeln und sie 


den Stellen, die sie bei Neueinrichtungen gebrauchen, zur Ver- 
aller derartiger Er- 


fügung zu stellen. Nur unter Benutzung 
fahrungsgrundsätze dürfen die Werkschulen, den örtlichen Be- 
dürfnissen angepaßt, bei den vorgesehenen Werkstätten einge- 
richtet ‘werden. Ebenso notwendig ist es, auch bei der Aus- 
stattung der Schulen mit den erforderlichen ' Lehrmitteln die 
bisherigen Erfahrungen zu verwerten, um auch hier die neue 
Schule, die anfangs auf Ratschläge anderer angewiesen ist, vor 
unzweckmäßisen und später nicht recht verwendbaren Modellen, 
Wandtafeln, Apparaten und sonstigem Anschauungsmaterial zu 
bewahren.. Jeder Schulmann weiß, welche Last derartige Samm- 
lungen in einem Schulgebäude sind; sie müssen, weil sie zum 
Inventar gehören, aufbewahrt werden, beschränken aber oft den 
vielleicht knapp bemessenen Raum und machen die Sammlungen 
dadurch unübersichtlich. Dies gilt nicht nur für Modelle, Kar- 
ten, Apparate, sondern auch für die Büchereien, die Lehrer- und 
Schülerbibliothek. Die Grundsätze” für die’ Auswahl einer 
Lehrer- und Jugendbibliothek z. B. sind heute soweit geklärt, 
daß man ohne Bedenken an die Zusammenstellung von Ver- 
zeichnissen herantreten kann. Bei der Beschaffung von Lehr- 
mitteln darf nur solches Anschauungsmaterial (Modelle, Karten 
usw.) für die Sammlung angekauft werden,.das durch einen be- 
sonderen Fachschulausschuß als einwandfrei und auch als unbe- 
dinet notwendig bezeichnet worden ist. Hierbei wird es zweck- 
mäßig sein, um die Anschaffungskosten auf eine Reihe von Jah- 
ren zu verteilen, daß feste Vorschläge für den allmählichen Auf- 
bau. unter Berücksichtigung der steigenden Unterrichtsbedürf- 
nisse den Schulen als Richtlinien zur Verfügung gestellt werden. 
Auch der Deutsche Ausschuß für technisches Schulwesen hat 
sich schon mit dieser Frage der Beschaffung zweckmäßiger und 
billiger Lehrmittel, vor allen Dingen der notwendigen Modelle 
für den Zeichenunterricht 'beschäftist. Das hierüber von mir 
verfaßte Referat enthält folgende Vorschläge: 
Gemeinsame Beschaffune von Lehrmitteln.. 
Eine derartige, in das Wirtschaftsleben eingreifende Maß- 
nahme wird selbstverständlich auch in der 'Lehrmittelindustrie 
unangenehm empfunden werden; sie ist sogar geeignet, einzelne 
Zweige derselben stark zu schädigen. Ein solcher Schritt darf 
daher nur nach recht gründlicher Prüfung der Vor- und Nach- 
teile, die damit verbunden sind, unternommen werden. Nur die 
Not der Zeit und wirklich große Vorteile zum Besten der Schulen 
und ihrer Unterrichtserfolge werden daher ausschlaggebend sein 
dürfen; alle sonstigen persönlichen Interessen der Verleger bzw. 
der Herausgeber und der Fabrikanten müssen zurücktreten. 
Die gemeinsame. Beschaffung der Lehrmittel für die Berufs- 
schulen (Werk- und Fortbildungsschulen) setzt eine Verein- 
heitlichung und gleichzeitige Vereinfachun £ dersel- 
ben voraus und ist unter zwei Gesichtspunkten zu betrachten: 
A. Welche Vorteile sind damit verbunden? 
B. Welche Wege sind dabei einzuschlagen? 


A. Die Vorteile bestehen: 

1. In einer Verbesserung der Lehrmittel, 

zweckmäßige Auswahl, dem Bedürfnis einer jeden Schule 
angepaßt und methodisch aufgebaut. 


2. In einer wesentlichen Verbilligung, so daß auch kleinen 
und sonst nicht leistungsfähigen Schulen eine Anschaffung 
möglich wird. 


Der Grundsatz: „Für die Schule ist nur das Beste gut genug“ 
ist nicht nur anzuwenden auf die äußere Ausstattung, auf die 
Auswahl der Lehrer und Erzieher, sondern auch auf die Lehr- 
und Hilfsmittel, 
lichen Unterrichtszieles Hotwendig sirid. 


und zwar‘ durch‘ 


die zur sicheren Erreichung des höchstmög- 


Dem Ausbau und der Beschaffung der Lehrmittel ist "dahayı 


‘besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden; sie sind in jeder Weise - 


zu fördern, bilden sie doch die Vorbedingungen für klare und 
sichere Umterrichteergehnigse, 


ak Eine Verbesserung wird herbeigeführt: 


a) wenn die Erfahrungen recht vieler Schulen und damit die 
Arbeit zahlreicher Lehrer nutzbar gemacht werden; es ist 
nicht ausreichend, wenn diese Arbeit nur wenigen besonders 
interessierten Personen überlassen wird: E 


-b) wenn in den Lehrmitteln jederzeit die neuesten Ergebnisse : 
der wissenschaftlichen Forschung und der fortgeschrittenen 
Technik zur Veranschaulichung gelangen; E 


c) wenn -durch eine Vereinheitlichung das Absatzgebiet ein 
- recht großes wird und der Umlauf so schnell vor sich geht, 
daß er auch mit den Fortschritten der Wissenschaft und 
Technik gleichen Schritt hält. Es ist unwirtschaftlich, wenn 
wertvolle Lehrmittel nur so selten gebraucht werden, daß 
sie trotz des guten Zustandes infolge Veraltung für den 
- Unterricht wertlos werden; es ist aber auch für den Unter- 
richt nicht förderlich, wenn Lehrmittel schon längst ver- 
altet sind, aber, weil sie noch nicht aufgebraucht sind, wei- 
- ter zur alleinigen Verwendung im: Unterrichte dienen; 


'd) bei einer Vereinheitlichung und Vereinfachung der Lehr- 
mittel wird es möglich sein, 

‚. äußeren Ausstattung derselben eine größere Sorgfalt zuzu- 
wenden. 


Die Zentralisation der Beschaffung Fuhrk also .zu einer Er- 
weiterung des Absatzgebietes, die wieder die Voraussetzung für 
eine Verbesserung der Qualität und auch. einer billigeren. Her- 


‚stellung ist. 


2. Billigere Herstellung. .Wir werden. in Zukunft 
unsere Volks- und Hauswirtschaft auf die größte Sparsamkeit 
einzustellen haben; dies wird dazu führen, daß auch alle Er- 
ziehungs- und Unterrichtseinrichtungen sich demselben Grund- 
satze werden unterwerfen müssen. Nicht „billig und schlecht“, 
wie einst das Urteil über unsere Industrieerzeugnisse geprägt 
wurde, sondern „das Beste recht billig“ wird unser. 
Losungswort werden müssen. Diese Verbilligung auf die Lehr- 
mittel. angewendet, kann nur erreicht werden: 


a) durch eine Vereinfachung neben Vereinheitlichung und Zu- 
sammenstellung bestimmter Musterlehrgänge, die als Grund- 
lage für die praktische Ausbildung und den gleichzeitig ein- 
hergehenden Fachunterricht aufzufassen sind, wobei jedoch 
den einzelnen Schulen darüber hinaus auch noch eine 
größere Freiheit für besondere Unterrichtszweige je ‚nach 
ihrer Art und Leistungsfähigkeit gelassen werden muß; 


b) durch zweckmäßige Ausnutzung der Lehrlingsarbeiten in 
den Lehrwerkstätten, indem die von ihnen hergestellten 
Übungsstücke nicht als unproduktive Erzeugnisse fortge- 
worfen, sondern den: Lehrmittelsammlungen zu Une 
zwecken zugeführt werden; 


©) durch Sammlung Abenntee oder mit Ten nebaeer 
für die Praxis also unbrauchbarer Stücke, die in einfacher 
- und billiger Weise zu geeigneten Lehrmitteln hergerichtet 


werden können. Derartige Stücke sind meist wertvoller als 


solche, die besonders hierfür angefertigt werden; an ihnen 
läßt sich die Wirkungsweise, der ATI recht klar | 
veranschaulichen; 2 


d) durch Übernahme der Bbannet der Kocher » 


und des Vertriebes der Lehrmittel in gemeinsame Verwal- 
‚tung, Austausch und Verleihen derselben (Wandersamm- 


' Jung), namentlich derjenigen, deren Anschaffungskosten 


recht hoch, und die dabei von einer Schule allein nicht voll 


ausgenutzt werden, 2. B. Projektionsapparate mit Lichtbilder- \ 


auch dem Material und der € 


% 


Billiekeit auch noch hohe erziehliche Vorteile. 
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serien und Lehrfilmen, photographische 
'erößere Anschauungstafeln, 


Sammlungen sowie 


Wandkarten usw. 

Die Lehrmittelerzeugung durch die Lehrlinge hat neben ihrer 
Die Lehrlinge 
werden zu sorgfältiger Arbeit angeregt, da sie stets wissen, daß 
ihre Arbeiten beständig den kritischen Augen erfahrener Mit- 


arbeiter, die dieselben als Modelle im Unterricht benutzen, aus-. 


gesetzt sind. Dieser Druck wirkt fördernd auf den Willen, er 
erhöht die Güte der Arbeit. 


BP DIeRrWerLe tur 


1. Gemeinsame einheitliche Bearbeitung durch 


die Durehführung 


Aufstellung 


von Zielen, Plänen nebst den erforderlichen Sammlungen an Mo- 


dellen wie: sonstigem Anschauungsmaterial. 
2. Selbständige Herstellung in den verschiedenen Lehrwerk- 
stätten, soweit es ohne Nachteil für den Betrieb im Rahmen der 


. Lehrlings- bzw. Schularbeit möglich ist. 


3. Einrichtung einer Zentralstelle für Beschaffung und Ver- 
trieb (Lehrmittelausstellung), gleichzeitig aber auch als Aus- 
kunftsstelle und Schulmuseum. 


Zu 1. Hierzu gehören: 


a) Lehrpläne und Lehrgänge für die einzelnen Unterrichts- 
fächer nebst den dazu gehörenden Leitfäden, Anschaffungs- 
material bzw. Modelle für Zeichnen und Fachkunde (Werk- 
stofflehre, Arbeitsverfahren, Werkzeugmaschinen  usw.), 
Anschauungstafeln für Bürgerkunde, Gesundheitslehre, Er- 
nährung, Vordrucke für den Schriftverkehr, für Rechnen mit 
hauswirtschaftlicher und Werkstattbuchführung, Skizzen 
und sonstige Merk- und Musterblätter für die Hand des 
Schülers, Literaturverzeichnisse für alle Unterrichtsgebiete; 

b) Rohstoffe als Sammlungen für die Werkstofflehre, Arbeits- 
proben zur Veranschaulichung des Werdeganges bestimmter 
Arbeitsstücke, Lehrfilme und deren Bezugsquellen, 


c) Apparate für den Unterricht in Naturlehre; 
d) Kataloge für Lehrer- und Schülerbibliotheken. 
Zu 2. 


Die in den Lehrwerkstätten hergesteliten Stücke sollen, so- 
weit sie nicht von der eigenen Schule als Modelle gebraucht 
werden, der Sammelstelle überwiesen werden, die sie gegen Er- 
stattung der Material- und Versandkosten anderen Schulen auf 
Grund eingereichter Bestellscheine überläßt. 


ZU 3. 


. Zur Erleichterung der Beschaffung sind Zentralstellen mit 
ständigen Ausstellungen (Schulmuseum) für größere Bezirke zu 
schaffen, die aber sämtlich untereinander in Verbindung und ge- 
meinsamer Verwaltung stehen. Sie sind gleichzeitig neben Aus- 
kunfts- und Beratungsstellen für Lehr- und Lernmittel auch 
noch Einkaufs-, Vertriebs- und Verleihstellen für alle in ihrem 
Verlage bzw. ihrer Sammlung vorhandenen Unterrichtsmittel. 
Sie sind ferner Sammelstellen für alle von den Schulen heraus- 
gegebenen Berichte, für Zeitschriften und Fachliteratur sowie 
für alle sonstigen im Handel erschienenen Lehr- und Lernmittel; 
von hier aus ist auch eine objektive Begutachtung aller Neu- 
erscheinungen einzuleiten. Alle diese Arbeiten sind durch eigens 


‚hierfür einzusetzende Fachausschüsse zu leisten. 


Die Beratungsstelle wird ihre Tätigkeit auch auf die äußere 
Gestaltung der Schulen, wie den Bau und die innere Einrichtung, 
die Beschaffung von Schulmobiliar usw. zweckmäßig ausdehnen, 
‚indem sie auch hierfür eine Sammelstelle von Plänen, Zeichnun- 
zen und Kostenanschlägen bildet. Sie wird damit großen Nutzen 
stiften und die Träger der Schulen vor mancherlei unzweck- 
mäßigen Ausgaben bewahren. \ 

Als Schulmuseum wird sie uns jederzeit einen Einblick in 
die Entwicklung der Schulen mit ihren zeitlichen Lehrverfahren 
bieten und damit ihre Geschichte sichtbar darstellen; denn, erst 
durch die Geschichte eines jeden Unterrichtsfaches lernen wir 
die ganze Schule mit all ihren erziehlichen und üntarrichtliehen 
Aufgaben ch kennen. 


| Hierdurch soll nicht etwa ein Monopol für bestimmte Erzeue- 
nisse der Lehrmittelindustrie, der Verleger von Lehrbüchern 
und‘ Leitfäden seschaffen werden, sondern es soll vor ällen 
Dingen den Schulen, die in ihren Mitteln sehr beschränkt sind, 
die Möglichkeit geboten. werden, sich trotz aller jetzt bestehen- 
den großen Schwierigkeiten das beste Anschauungsmaterial zu 
verschaffen. ‘Es darf nicht in. das. Belieben eines einzelnen 
Schulleiters ‚oder Lehrers gestellt sein, Anschaffungen ‘nach be- 
sonders vorhandenen Neigungen vorzunehmen, so daß andere 
ebenso wichtige Unterrichtszweige zu kurz kommen. : Auch die 
Möglichkeit einer rationellen Ausnutzung der in den Lehrwerk- 
stätten hergestellten Arbeitsstücke ist geboten, um unproduktive 
Arbeit soweit möglich auszuschalten. Sehr wichtig aber ist 
die Frage, in welcher Form diese Lehrmittelzentrale geschaffen 
werden soll, um nicht von vornherein auch jede eigene Arbeit 
der einzelnen Schule und ihres Lehrkörpers auszuschalten. Na- 
mentlich durch selbständige fleißige Arbeit an den verschiedenen 
Stellen sind bis jetzt neue Wege gefunden und damit Verbesse- 
rungen erzielt worden, die nunmehr dem gesamten Schulwesen 
zugute kommen werden. In dieser Lehrmittelzentrale handelt 
es sich in der Hauptsache um.das notwendigste Handwerkszeug, 
die unbedinst für den Unterrichtsbetrieb erforderliche Aus- 
rüstung, die allen Schulen gemeinsam ist. Wie sich in der In- 
dustrie ein besonderer Typ von Werkstattgebäuden und Werk- 
stätten, von Werkbänken und Handwerkszeug im Laufe der 
Jahre herausgebildet hat, so können auch hier für den Unter- 
richtsbetrieb grundlegende Richtlinien, die vielleicht später zu 
Normalien führen, geschaffen werden. Es ist auch nicht unbe- 
dinet erforderlich, daß diese Zentrale nur an einem Orte ge- 
schaffen wird, sie kann an verschiedenen Stellen, je nach den 
vorhandenen Vorbedingungen, Räumlichkeiten, den örtlichen In- 
dustriezweigen, insbesondere aber den sich hierfür interessieren- 
den Persönlichkeiten usw. bestehen. Eine große Menge von Mo- 
dellen für den Unterricht der Eisenbahnbediensteten ist bereits 
in den Bau- und Verkehrsmuseen Berlin und Nürnberg vorhan- 
den. Die Erweiterung derselben gleichzeitig zu Schulmuseen 
für das Eisenbahnbildunsswesen würde zu einer vollkommenen 
Ausnutzung, zum Segen des Unterrichts gereichen. Sollte eine 
Verbindung der Lehrmittelzentrale und Ausstellung mit diesen 
Instituten aus irgendwelchen Gründen nicht möglich sein, dann 
empfiehlt es sich, sie mit einer größeren Werkschule zu ver- 
einigen, .in der besondere Ausstellungsräume mit‘ Lehrmittel- 
sammlungen für alle Unterrichtsgebiete beschafft werden. Diese 
Sammlungen würden dann nicht nur reine Ausstellungsstätten 
sein, sondern auch gleichzeitig eine praktische Verwendung fin- 
den und damit auch den Besuchern, die ja meist Fachschul- 
männer sein werden, den besten Beweis .von der Zweckmäßig- 
keit der Modelle, der Art ihrer Verwendung usw. bieten. Auch 
die Kosten werden durch eine solche Vereinigung wesentlich 
herabgesetzt. Dieienigen Modelle und Lehrmittel aber, die von 
den Verlegern und Firmen lediglich für Ausstellungszwecke ge- 
liefert werden, können von dieser praktischen Benutzung auf 
Wunsch ausgeschlossen werden. 


- Eine weitere Aufgabe wird der Lehrmittelzentrale aber noch 
dadurch erwachsen, daß sie gleichzeitig eine Sammel- und Ver- 
sandstelle für solche Lehrmittel sein wird, die für einen größeren 
Schulbezirk zur Verwendung kommen sollen. In der Hauptsache 
wird es sich hierbei um Lichtbilder und Lehrfilme mit den er- 
forderlichen Apparaten handeln. 

Nachdem das Lichtbild sich schon seit langer Zeit einen festen 
Platz bei allen Einrichtungen für allgemeine Belehrungen, be- 
sonders aber bei öffentlichen Vorträgen und in der Jugendpflege 
erworben hat, gehen die Bestrebungen nunmehr dahin, es auch 
indenplanmäßigen Unterricht aufzunehmen. Die bis- 
herigen Erfahrungen haben gezeigt, daß das Lichtbild wesentlich 
zur Förderung der Anschauung und zur Belebung des Interesses 
für alle Unterrichtsgegenstände beiträgt, so daß also die Schule 
auf dieses Hilfsmittel in Zukunft nicht mehr verzichten kann. 

Die Schwierigkeit in einer zweckmäßigen Ausnutzung des 

| Lichtbildes besteht zurzeit in den großen Kosten für die erst- 
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malige Einrichtung, die erforderlich sind, um die Schule mit, den 
Apparaten und den notwendigen für die einzelnen Unterrichts- 
und Vortragsgebiete erforderlichen Lichtbildern auszustatten. 
Da es zurzeit gänzlich ausgeschlossen ist, jeder der bestehenden 
Werkschulen diese notwendige Einrichtung zu überweisen, 
empfiehlt es sich, hierfür eine Lichtbildzentrale für das 
BEisenbahnunterrichtswesen zu schaffen, ‚von der 
aus alle Anstalten regelmäßig mit dem erforderlichen An- 
schauungsmaterial versorgt werden. Die‘ hohen Kosten ver- 
bieten es ferner, jeder Schule die Auswahl und die Anschaffun- 
een von Lichtbilderreihen selbst zu überlassen, die dann nur 
selten zebraucht ‘werden. Diese unvollkommene Ausnutzung 
bei vielleicht vorausgegangener unzweckmäßiger Anschaffung 
wird durch die in’ Vorschlag gebrachte Lehrmittelzentrale ver- 
mieden. Die Fortschritte auf allen kulturellen, sozialen und 
sonstigen Gebieten sind in unserer heutigen Zeit so groß, sie 
folgen außerdem oft so rasch aufeinander, daß eine rationelle Aus- 
nutzung schon aus dem Grunde geboten ist, damit auch hiermit 
gleicher Schritt gehalten wird. Bei einer derartigen Inanspruch- 
nahme der Bilder ist allerdings ihre Abnutzung eine große, da- 
für ist aber die Zentrale wieder in der. Lage, infolge ihrer jähr- 
lichen Anschaffungen immer die neuesten Erscheinungen und 
Fortschritte dem Unterrichte zur Verfügung zu stellen. Während 
bei einer getrennten Anschaffung und Verwaltung jede Schule 
nur eine recht bescheidene Sammlung hätte, würde sie bei einer 
Beleihung aus der Zentrale dauernd mit wechselndem, neuem An- 
schauungsmaterial versehen sein. 


Lichtbildzentrale 


l. in einer wesentlichen 
und der Leingebühren; 


Die Vorteile einer bestehen also 


srsparnis der Anschaffungskosten 


2, in einer einheitlichen zweckmäßigen Auswahl; 


‘einer Lehrmittel- und Verleihzentrale sprechen also, wenn ich 
die , vorstehenden 


Mefe Kunze und deren a un 


von Räumen und deren Ausstattung auf das geringste Maß; 


no EIBERER e a rn =—— 


3. in der vollkommenen Ausnntzung einer recht vielseitigen 
Sammlung. \ 2 {& 

I. Außerdem kanı diese Sammlung auch für die Einrichtungen 
der Jugendpflege nutzbar gemacht. werden, so daß hier beson- 
dere Anschaffungen entbehrlich: sind. 


Für die Schaffung eines Schulmuseums mit Beratune 


Ausführungen  zusammenfasse, folgende 


Sicherheit für die zweckmäßigste Herrichtung von Werk hy 
mit Schulmobiliar und. Lehr- 
mitteln; Eape » 


| 


2. Ersparnisse durch Herabsetzung der Kosten für Beschaffung 


3. wesentliche Ersparnisse an Aufwendungen für Lehrmittel, | 
ihre . vollkommene Ausnutzung und Reichhaltigkeit in allen, 
Schulen; | ER 

4.. Erleichterung aller grundlegenden Arbeiten bei Neueinrich- 
tung von Werkschulen, Vereinfachung in der. Verwaltung, 
Sicherheit für nur zweckmäßige Anschaffungen; 

5. sichere ‚und schnelle Einführung des Lehrkörpers in alle 
Neuerscheinungen und Verbesserungen der Lehrverfahren im . 
Werkschulunterricht; 


6. Erhöhung der Unterrichtsergebnisse bis zur höchsten Grenze. 
der Leistungsfähigkeit. 


Berücksichtigung 


Unter aller dieser Umstände können die 
etwa in Betracht kommenden erstmaligen Ausgaben nur als 


eine Kapitalanlage aufzufassen sein, die sich später durch große 
Ersparnisse in Anschaffungen und durch höhere el N > 
keit recht schnell und gut verziunsen wird. 


Kaufmännischer Geist und Reichsbahnverwaltung. 


Vom Bere Kraus, Karlsruhe. 


Man hat viel von der Durchdringung der Eisenbahnverwaltung 
mit kaufmännischem Geist geschrieben. Man hat verlangt, daß 
er zur Austreibungz des bürokratischen Geistes in die Reichs- 
eisenbahnverwaltung hineingeleitet werde. Wo man seine Ein- 
wirkung forderte, hat man sich jedoch meist nicht klar darüber 
geäußert, was und ‘wie er anders arbeiten soll als der büro- 
kratische Geschäftsgeist. Am meisten hat man dabei noch auf 
die Übersichtlichkeit der kaufmännischen gegenüber der kame- 
ralistischen Buchführung als Mittel zur besseren Erkennung der 
Wirtschaftlichkeit der einzelnen Arbeitszweige und Arbeitsvor- 
gänge hingewiesen. Andere greifbare Reformziele des kaufmänni- 
schen Geschäftsgeistes hat man verhältnismäßig wenig erwähnt. 
Ich habe dabei nicht jene Bestrebungen im. Auge, die — wie 
R. Melchior u. a. das Reichseisenbahnunternehmen in reine 
rivatwir'schaftliche Unternehmungen umbilden wollen, sondern 
nur solche, die, soweit nur irgend denkbar, die gemeinwirtschaft- 
lich und in Behördenform geleitete Reichseisenbahnverwaltung 
mit kaufmännischen Geschäftsformen und Geschäftsgrundsätzen 
durchdringen wollen. - 

Die Anhänger des reinen bürokratischen Systems hatten es 
unter diesen Umständen bisher leicht, zu entgegnen, man möge 
nachweisen, wo und wie 
waltung anders und vorteilhafter handeln könne als der Ver- 
waltungsbeamte. Für die Bewilligung und Verwendung der 
Wirtschaftsmittel sei man von der Volksvertretung abhängig, 
und größte Sparsamkeit sei schon immer der Grundsatz der 
Staatseisenbahnverwaltungen in Deutschland gewesen. 

Ein solch grundsätzlich -ablehnender Standpunkt gegen die in 
weiten Volkskreisen schon gefühlsmäßig hervortretende Forde- 
rung auf kaufmännische Durchdringung der Eisenbahnverwaltung 
leistet nur jenen Bestrebungen Vorschub, die sich allein von 
einer gänzlichen Beseitigung der staatlichen Verwaltung Höchst- 
leistungen bei geringstem Kostenaufwand entsprechend dem 
kaufmännischen Grundsatz versprechen. Meines Erachtens ist 
aber diese Durchdringung auch im gemeinwirtschaftlichen. Ver- 
waltungsaufbau durchaus möglich und erwünscht. Nur muß man 
ernsten Willens sein, um von der Gewohnheit abzulassen und 
vorurteilsfrei die Geschäftspraxis da zu ändern, wo sie nicht 
mehr zeitgemäß erscheint, oder wo der Kaufmann nach seiner 
Geschäftsübung höhere Nutzleistungen hervorbrächte oder den 


der Kaufmann in der Bisenbahnrver- 


Kostenaufwand niedriger halten würde. Es gibt solche Gebiete, 
wo man sehr wohl kaufmännisch vorgehen kann, ohne der staat- 
lichen Eigenschaft der Eisenbahnverwaltung Abbruch zu tun. 
Sie ist im Wirtschaftsstaat ausschließlich Hilfsunternehmen des 
Handels und wirtschaftlichen Verkehrs und muß so jedenfalls 
mit dem Kaufmann in Fühlung bleiben und mit’ihm zusammen-, 
arbeiten. Jede Behandlung als politische Körperschaft muß dem- 
nach von vornherein ausscheiden. Sie darf andererseits auch 


nicht als technisches Produktionsunternehmen angesprochen 
werden, denn sie arbeitet zwar mit — lediglich zur Bedienung 
stehenden — fertigen technischen Hilfsmitteln, aber nicht für 


vechnische Zwecke der Güterherstellung und Güterformung, 
sondern für die kaufmännischen Aufgaben der Güterverteilung. 
Sie produziert keine Güter, sondern . Beförderungsleistun- 
gen. Für diese Aufgaben sind nicht technische Gesichtspunkte, 
sondern die volkswirtschaftlichen, aus dem Bedarf und der 
Dringlichkeit des durch den Kaufmann zu erforschenden Ver- 
braucherbediiffnisses sich ergebenden Erfordernisse des Güter- 
umlaufs, d. h. des wirtschaftlichen Verkehrs, maßgebend. 

Für die Eisenbahnwirtschaft ist also eigentlich werteschaftenn * 
in erster Linie nur die auf die Verkehrsaufgabe ge 
richtete Nutzarbeit, das sind alle der Besorgung und Förderung. 
der Verkehrsleistung dienenden Tätiskeiten. Diese Beförderungs- 
arbeit ‚allein schafft ihr die Einnahmen. Arbeitsaufwendungen, 
die nicht dieser Verkehrsaufgabe gewidmet werden, schaffen 
keine Zuwachswerte für die Eisenbahnwirtschaft, so notwendig Be 
sie auch vielleicht sein mögen, um ihre Leistungen zu erhalten : 
oder Hemmungen zu beseitigen. Sie sind vielleicht als sichernd, 
aber nicht als produktiv im engeren Sinne zu bezeichnen. Dar- 
aus ergibt sich, daß die auf nur rein ausgleichende und sichernde 
Tätigkeit zu verwendende Arbeit — ich will sie als wirtschaftlich 
unbefruchtende (irreproduktive) Verwaltungstätieckeit bezeich- A 
nen — im Verhältnis zur eigentlichen Verkehrsarbeit möglichst 
beschränkt bleiben soll. Wenn die Verkehrsarbeit wächst, 
steigen die Einnahmen. Wenn aber die Verwaltungsarbeit unter a 2 
Beanspruchung von Verkehrskräften steigt, erhöhen sich die‘ RR 
irreproduktiven Kosten, sinkt die Wirtschaftlichkeit. Der Kauf- 
mann bucht derartige Aufwendungen ‚deshalb auch ganz richtig x 
unter Geschäftsunkosten. EN, 

Mir will scheinen, als ob man der Entwickelung dieses Kosten- 
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faktors in den letzten Jahren bei der Eisenhahnv erwaltung nicht 
‚die gebührende Beachtung geschenkt habe. Zu den reinen Per- 
sonal- und. V: erwaltungsgeschäften wird fortgesetzt aus dem 


Betriebs- und Verkehrsdienst Verstärkungspersonal herange- 
zogen. Die Verhältniszahl gegenüber dem für die Beförderungs- 


leistungen zur Verfügung stehenden Personal verschlechtert sich 
fortlaufend. Auch wenn die nach der Umwälzung durch die 
Unterbringung der Kriegsteilnehmer eingetretene ' Personalver- 
mehrung abgebaut ist, bleibt der Kostenfaktor in ungünstiger 
Kurve. Nicht daß Personalvermehrung eintreten muß, ist wirt- 
schaftlich bedenklich, sondern daß diese Vermehrung "durch 
stets wachsende irreproduktive Arbeiten für den Beharrungs- 
zustand aufgezehrt werden soll, verstößt gegen das wirtschaft- 
liche Prinzip. Kein kaufmännisches Unternehmen würde sich, 
aber auch, wie die Eisenbahn, mit Angelegenheiten belasten, die 
nicht in seinen Geschäftszweig fallen. 


Nun bin ich mir wohl bewußt, daß die sozi: politische Ent- 
lung gegenüber früher eine Reihe von Verwaltungsge- 
schäften gebracht hat, die eine Personalvermehrung gar nicht 
umgehen ließen. Ich erinnere an die Fürsorsemaßnahmen für 
das Personal, an die zahlreichen Verhandlungen mit den Ver- 
tretern der wirtschaftlichen ‚Vereinigungen des Personals und 
den Betriebsvertretungen und dergleichen Aufgaben mehr nebst 
ihren Auswirkungen. Soweit sie geeignet sind, ein arbeits- 
[reudiges Personal zu erhalten, möchte ich sie auch nicht als 
irreproduktive Aufwendungen bezeichnen. Es gibt aber daneben 
viele Arbeiten, bei denen man den Mut haben muß, zu sagen, 
daß sie nicht unter diesen Gesichtspunkten behandelt werden 
sollten oder überhaupt nicht mehr ZU den Geschäften einer 
Eisenbahnverwaltung gehören. 


Wenn es die -Eisenbahnverwaltung im heutigen: demokrati- 
schen Staat z. B. noch übernimmt, rein persönliche und außer- 
Jdienstliche Streitickeiten zwischen zweien ihrer Bediensteten 
oder deren Frauen — :dort beginnen sie meistens — an sich 
zu ziehen, durch ihre’ Beamten mit oft recht erheblichen Kosten 
(Aufwandsentschädigungen) zu untersuchen und im Dienstwege 
abzuwandeln, so befaßt sie sich m. E. mit Angelegenheiten, 
die außerhalb ihres Aufgabenkreises liegen, weil sie vor die 
gerichtlichen Stellen gehören und ihr nur eine Erhöhung des 


Personalaufwandes, aber in den wenigsten Fällen Dank ein-, 


tragen. Sie wird gewöhnlich beide Streiter nicht befriedigen 
oder sich leieht den Vorwurf zuziehen, daß sie mit ihrer dienst- 
- lichen Autorität in Privatgebiete übergegriffen habe. Ganz ähn- 
lich ist es mit Bahnpolizeiübertretungen, Verstößen gegen die 
Eisenbahn-Verkehrsordnung, zivilrechtlichen Forderungen, auch 
Haftung und dergleichen. Man wandle sie nicht im Dienstweg 
ab, sondern auf gleiche Weise wie jedem anderen Staatsbürger 
gegenüber. Man wird zahlreichen Eingaben und Berufungen 
damit aus: dem Wege gehen und. den Vorwurf nicht mehr hören, 
daß der Eisenbahner mit Rücksicht auf sein Dienstverhältnis 
anders behandelt werde, als jeder andere Staatsbürger. 


Man prüfe ferner einmal die Frage, ob es wirklich einen 
. Nutzen hat, auch jene zahlreichen Gesuche und Beschwerden 
des Personals, deren Widersinn oft auf der Hand liest, und die 
ohne Beweisgeründe nur einer persönlichen Verstimmune und 
des Beschwerderechts wegen zum vierten, fünften Male wieder- 
holt oder in verschiedene Instanzen getragen werden, mit immer 


neuem Arbeitsaufwand durch andere Bearbeiter zu behandeln 
und zu bescheiden. Ich bin überzeugt, daß auch die wirtschaft- 
lichen Vereinigungen des Personals, die — wegen des Interesses 
an der Mitgliederzahl im gegenseitigen Wettbewerb — sich bis- 


her der Vertretung derartiger persönlicher Wünsche, auch wenn 


sie nach dem Verwaltungsrecht ganz offensichtlich unerfüllbar 
oder unverständlich waren, nicht leicht entziehen konnten, bei 
einheitlicher ‘Vereinbarung mithelfen werden, derartig unpro- 
duktive Arbeit fernzuhalten oder mindestens die Instanzenwege 
zu beschränken. 


Wieviel Arbeitszeit geht ferner in der Eisenbahnverwaltung 
bei Behandlung des Schriftverkehrs mit -dem Suchen nach Aus- 
drucksformen verloren? Wie oft sucht man sich mit Worten um 
eine klare Entscheidung herumzuwinden, aus Besorgnis, diese 
oder jene Fassung könnte einen Anstoß, eine Berufung oder 
einen Irrtum zur Folge haben oder mit einer früheren Entschei- 
dung nicht mehr ganz übereinstimmen. Akten müssen gesucht 
werden, die Vergangenheit wird aufgerufen, statt daß klar unıd 
verantwortungsfreudig nach dem Ziel der Zukunft gebaut wird. 
Welcher Kaufmann würde sich mit derartigen kostenreichen 
Stilübungen abplagen? Er sucht sein Wirtschaftsziel zu erlangen, 
die Ausdrucksform ist für ihn nicht Selbstzweck. Solange 
nieht in der Reichsbahnverwaltung an die Stelle der zaghaft 
tastenden, zweifelnden und kritischen Behandlung des Schrift- 
betriebes der vorurteilsfrei und verantwortungsfreudig der 
Sache — nicht der Form — gewidmete, in die Zukunft — nicht 
in die Vergangenheit (auf das Herkommen) — gerichtete Arbeits- 
gedanke tritt, solange wird in ihr die schöpferische Kraft, die 
den Kaufmann beherrscht, nicht lebendig werden. Solange wird 
auch die Verhältniszahl des reinen ‚Verwaltungsaufwandes zur 
Verkehrsleistung ungünstig bleiben. j 

Für die Auswahl seiner Kräfte ist beim Kaufmann der 
Leistungsgrundsatz maßgebend. In den staatlichen Verwaltungen 
ist das Dienstalter ausschlaggebend. Der Dienstälteste gilt da 
in der Regel als der Befähigtste. Man hat trotz der Forderung 
„Bahn frei dem Tüchtigen“ immer wieder am Dienstalter fest- 
gehalten, weil man die Auswahl und die Berufungen scheut. 
Niemand bestreitet, daß das Leistunssprinzip das natürlich ge- 
rechte Beförderungssystem ist, aber seine Auswirkung will keine 
Behörde verantworten. Darin liegt m. E. in erster Linie das 
Geheimnis der schöpferischen Überlegenheit der kaufmännischen 
Verwaltung gegenüber der staatlichen. Die Quelle des schöpfe- 
rischen Fortschritts ist der gesunde Wettbewerb der schaffenden 
Kräfte; der aber kann beim Dienstalterssystem nicht recht auf- 
kommen. Das Ziel der Reichseisenbahn muß das Streben nach 
höchsten Nutzleistungen sein. Und das kann sie nur mit dem 
Leistungserundsatz erreichen. Seine Anwendung würde m. E. weit 
mehr Nutzerzebnisse einbringen, als die hier und da schon 
angeregte Verlängerung des Achtstundentages: 

Wenn die Reichseisenbahnverwaltung bei der begonnenen Neu- 
einrichtung in der hier natürlich nur an wenigen Beispielen 
gewiesenen Richtung mit Reformen einsetzte, brächte sie m. E. 
schon soviel kaufmännisch-wirtschaftlichen Geist zum Durch- 
bruch, daß eine gänzliche Umkehrung des gewaltigen Eisen- 
bahnunternehmens in rein privatwirtschaftliche Wirtschafts- 
formen, die ohnedies schwere Erschütterungen bringen müßte, 
mit Recht nicht mehr verlanet werden könnte. 


Verhandlung des Teilvoranschlages 1922 für die Eisenbahnen im österreichischen Nationalrat. 


Vom Sektionsrat Dr. Rottleuthner, Wien. 


(Schluß aus Nr. 51.) 


- Der Voranschlagszeitraum 1922 fällt in Österreich, wie bereits 
an früherer: Stelle (siehe Nr. 16, 8, 310 d. Ztg.) ausgeführt 
wurde, wiederum mit dem Kalenderjahr zusammen, während er in 
den letzten Jahren vorher ieweils vom 1. Juli des einen. bis 
zum 30. Juni des nachfolgenden Jahres gereicht hat. - Hieraus 
ergab sich die Notwendiekeit, für die Zwischenzeit, d. i. die Zeit 
vom 1. Juli bis 31. Dezember 1921, ein halbjähriges A 
budget einzuschieben. 
dieses Voranschlages nach den Sommerferien konnte um 'so eher 
Abstand genommen werden, als er ihfolge der außerordentlichen 
Preissteigerungen im Laufe des Jahres 1921 schon bei seinem 
Wirksamkeitsbeginn überholt war und heute in seinem mate- 
riellen Inhalte nur noch in wenigen Belangen eine Gebarungs- 
grenze zu bilden vermag. Sind doch in Österreich seit Dezem- 
ber. 1920, ungefähr dem  esunkte der‘ Budgetaufstellung, bis 
Dezember 1921, dem Ende dieses Gebarungszeitraumes, die Preise 
im allgemeinen auf das Zehnfache und darüber gestiegen! 
Auch der Voranschlag’ 1922 ist, wiewohl er noch vor Beginn 
des Verwaltungsiahres zur parlamentarischen Behandlungs ge- 
langt, durch die letzten Treuerungswellen und den verderblichen 
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Von einer parlamentarischen Behandlung- 


Kurssturz der österreichischen Krone im Ausland derart über- 
holt, daß noch während der Verhandlung im Finanz- und Budget- 
ausschuß dessen Ausgaben auf Grundlage der Oktoberverhält- 
nisse erhöht wurden, wobei gleichzeitig auch eine nachträgliche 
Einbeziehung der Mehreinnahmen aus den Tariferhöhungen vom 
i. Dezember 1921 stattfand. Die seitherige Verteuerung ist sohin 
nicht mehr berücksichtigt. _ Welch ungeheure Fortschritte sie 
aber gemacht hat, geht aus der später nachfolgenden Zusammen- 
stellung der Kohlenpreise hervor, sowie aus der Tatsache, daß 
die Bezugserhöhungen im November allein rund 50% der 
Oktoberauszahlungen betragen und im Dezember noch weiter- 
sehend sein: werden. 

In formeller Beziehung äußert die mit 1. Januar 1923 in Aus- 
sicht genommene . Einführung der kaufmännischen doppelten 
Buehführung bei den österreichischen Bundesbahnen bereits in- 
sofern ihre Wirkung, als aus der bisherigen Veranschlagung. der 
Gebarungen des Bundesministeriums für das Verkehrswesen 
(V oranschlagsk apitel 29) die auf die oberste Leitung des 
Bundesbahnbetriebes entfallenden Teilbeträge ausgeschieden 
und als eigener Titel (1) beim Voraänschlag Kapitel (30) 


a Zeitung des Vereins 
Nmi92 . ; Ben ETE False Deutscher Eisenbahnverwaltungen. : 
„Eisenbahnen“ dargestellt- wurden. Voranschlagskapitel 29 Die wirtschaftlichen Ertr agsvoranschläge der öster- 


„Bundesministerium für Verkehrswesen“ enthält sohin nur mehr 
die auf die Bundeshoheit und Bundesaufsicht zurückzu- 
führenden Gebarungen dieser Zentralstelle. Die Ertragsrechnung 
der österreichischen Bundesbahnen hat dieser Unterscheidung 
seit jeher schon Rechnung getragen. Auch wurde in die Ertrags- 
rechnung der österreichischen Bundesbahnen ein Betrag für 
Wertabschreibungen aufgenommen, der jener Wertverminderung 
der Vermögensbestände entsprechen soll, die durch Ersatz zu 
Lasten des Betriebes nicht schon gedeckt erscheint (421 Millionen 
Kronen). 


Eine zweite. wesentliche Neuerung des A 1922 


für die Eisenbahnen besteht darin, daß die aus der Betriebs- 
führung von Priväatlokalbahnen für Rechnung der Eigentümer 
sich ergebenden Gebarungen der Bundesbahnverwaltung vom 
1. Januar 1922 angefangen srundsätzlich nicht mehr bei 
den eigentlichen Bundesbahngebarungen mitveranschlaet und 
mitverrechnet, dann daselbst wieder gutgebracht werden, sondern 
vorweg abgesondert als Gebarungen der betreffenden Privat- 
lokalbahnen im Ausgaben- und Einnahmentitel „Privatbahnbe- 
trieb auf fremde Rechnung“ zur Darstellung gelangen. Da 
die bezüglichen Gebarungen der Privatlokalbahnen für 1922 
mit rund %# Milliarde Kronen berechnet werden können, bedeutet 
diese Verrechnungesänderung auch eine merkliche Richtigstellung 
der Ertragsrechnung der österreichischen Bundesbahnen, unter 
deren Ausgaben und Einnahmen diese Gebarungen bisher mit- 
berücksichtigt waren. 


Zugleich wurde zu Lasten der Eisenbahnhoheit und -aufsicht 
des Bundes die Betriebsrechnung der österreichischen Bundes- 
bahnen im Wege einer durchlaufenden- Verrechnungspost von 
ienen Belastungen befreit, die sie bisher für- eine Reihe von 
auf Grund der Lokalbahngesetze von 1894 und 1910 von der 
Regierung den staatsbetriebenen Privatlokalbahnen gewähr- 
ten Begünstigungen und Erleichterungen zu tragen hatte. Der 
Wert dieser Zugeständnisse, die sich auf die Entrichtung einer 
Vergütung für die Mitbenutzung von Anschlußbahnhöfen und 
für die Besorgunge des Privatbahndienstes in denselben durch 
Angestellte der österreichischen Bundesbahnen, auf die  Anteil- 
nahme an den Kosten der Zentralverwaltung, ferner auf eine 
begünstiste Beförderung von Bau- und Betriebsmaterialien, von 
Inventargegenständen und Fahrbetriebsmitteln bezogen, ist für 
1922 erstmals mit über 20 Millionen Kronen abgeschätzt. 


Die Längenverhältnisse der österreichischen. Bundes- 
bahnen haben seit dem Jahre 1920/21 (siehe Nr. 19 Seite 365 
der diesjährigen” Vereinszeitune) keine merkliche Veränderung 
erfahren. Auf den Zuwachs Westungarns, des einzigen: Licht- 
blickes für Österreich im Staatsvertrage von St. Germain, 
war nicht besondere Rücksicht zu nehmen; für die . bezüg- 
lichen Erfordernisse wurde gemeinsam für alle Ressörts in einer 
einheitlichen Pauschsumme (Voranschlagskapitel 37) nach dem 
Bevölkerungsschlüssel vorgesorgst, nachdem im Zeitpunkte der 
Be für eine Einzelveranschlagung jegliche Unter- 
lage fehlte. 


Da auch die künftige Verkehrsentwicklune der öster- 


reichischen Bundesbahnen nicht vorausgesehen werden konnte, 
mußte weiterhin von der Aufstellung eines bestimmten, auf 
Grund linienweise ‘entwörfener Fahrpläne ausgearbeiteten 
Leistungsplanes Abstand genommen werden. Um jedoch immer- 


hin eine Grundlage für die Veranschlagung der unmittelbar vom. 


jeweiligen Umfange der. Verkehrsleistungen abhängigen Aus- 
gaben bereitzustellen, wurde für das Übergangshalbiahr 1921/II 
der Verkehr in den Monaten Juli bis September 1920, für das 
Verwaltungsjahr 1922 der Verkehr in den Monaten .Januär bis 
März 1921, in beiden Fällen zuzüglich einer 10prozentigen Ver- 
kehrssteigerung zugrundegelest. Erfreulicherweise hat die Ver- 
kehrsgestaltung diese Annahmen weit überholt: denn während 
demnach der Halbjahresvoranschlag eine. durchschnittliche 
Monatsleistung won &4,4 Millionen Wagenachskilometern, jener 
für 1922 eine solche von 86,1: Millionen Wagenachskilometern 
erwartete, wiesen schon die Monate Juli bis September 1921 eine 
Durchschnittsleistung von 99,8 Millionen Wagenachskilometern 
auf. Noch gıößer ist die Leistungssteigerung bei den Zug- und 
Lokomotivkilometern. Auch ist nicbt zu befürchten, daß die 
kolossalen Tariferhöhungen vom 1. Dezember 1921 (vel. Nr. 45, 
Seite 844 dieser Zeitung) mehr als einen kurzen Verkehrsrück- 
gang zur Folge haben werden. - 


Der Personalstand der österreichischen Bundesbahnen. 
der für das Jahr 1920/21 mit 91 165 Köpfen veranschlagt wurde, 
beträgt nach dem Voranschlage 1922 insgesamt 92 704 Bediens tete, 
denen 77939 endgültig angestellte Beamte und Anwärter, 

Ver tragsangestellte und 14760 Arbeiter sind. Die verhältnis- 
mäßig geringe Steigerung (+1% %) ist auf vielfach durch die 
Leistungsteigerung bedingte Neuaufnahmen in einzelnen Ver- 
wendungsgattungen des ausübenden Betriebsdienstes zurückzu- 
führen, in denen infolge der besonderen Anforderungen dieses 
Dienstes immer Personenmangel herrscht. 


reichischen Bundesbahnen zeigen in den letzten Jahren in 
Milliarden Kronen ausgedrückt das nachfolgende Bild, wobei be- 
hufs leichterer Vergleichung die Ansätze des. Übergangsbudgets 


».1921/II verdoppelt sind: 


1919/20 1920/21 1921/11 1922 
Ponsöttliehe "Ausgaben*) . .. 32 BE 9,9: 23,6 
Sachliche Ausgaben ERS REESÜNT PO 6.8 30,5 
| Ausgaben zusammen 1,9 35 ‚16,7 Hal 
Anteil der persönlichen Aus-' 
gaben Ne 53,7 % 593% 43,6% 
Einnsaneh RN. ee ea lelE, 3%) 1:0 46,7 
„Betriebsabgane ir... 4,0 8,8 a Se 
"Schuldendienstzaur7.: 22220 0, 1. 0,4 ar 
Wertabschreibung RR _— 2 0,4 
VERLUST N re 41 1 9) 9% 
Dagegen Einnahmen der 
Finanzverwaltung aus den 
Verkehrssteuern der Bun- 
desbahnen IRRE U a 14 2,0 11,0 
Betriebszahl LE 172,3 DIR 115, ‚8 


Diese Zahlen etatloen augenfällie die eingangs erwähnte 
Nichtberücksichtigung der Steigerung aller Löhne und Material- 
preise ‚sowie der weiteren Entwertung der österreichischen 
Krone im Auslande seit Oktober dieses Jahres. Da Österreich 
infolge des Staatsvertrages von St. Germain nahezu seiner ge- 
samten Kohlenschätze beraubt ist, muß es die Lokomotivkohle. 
für. die österreichischen Bundesbahnen fast vollständig aus dem. 
Auslande, aus Deutschland und der Tschechoslowakei, beziehen. 
Hierfür werden nach dem Voranschlage 1922 rund 220 Millionen 
deutsche Mark und 260 Millionen tschechoslowakische Kronen 
benötigt. Bestünde heute noch die alte Friedensparität zwischen 
österreichischen Kronen und deutscher Mark (110 : 117,6) und 
andererseits die Anfangsparität zwischen Österreichischen und. 
tschechoslowakischen Kronen gleich nach dem Umsturze (1:1), 
so wären für "diese Valuten 518,7 Millionen österreichische 
Kronen-erforderlich. Nach .den Valutaverhältnissen zur Zeit der 
Aufstellung des 'Voranschlages 1922 mußten. jedoch hierfür . 
4,6 Milliarden Kronen, veranschlagt werden, nach den Oktober- 
kursen waren 18,5 Milliarden österreichische Kronen, nach dem 
Kursstande Ende November 1921 über 82° Milliarden . öster- 
reichische Kronen hierzu erforderlich. 


Dieser verderbliche Kurssturz vomeheht in erster Linie die: 
vorstehend ausgewiesene, augenfällige Verschiebung des Ver- 
hältnisses der persönlichen zu den sachlichen Betriebsausgaben, 
er kommt auch in der nachfolgenden Zusammenstellung der 
Kohlenpreise zum Ausdruck, die in österreichischen Kronen um- 
gerechnet sich loco Einbruchsstation in Österreich verstehen: 


‚ Preise in österreichischen Kronen 


per Tonne 

Böhmische  Ostrauer Oberwehls> 

Braunkohle Steinkohle Steinkohle 
US, a en EN Saale 18. 
Oktober vos...» a, 25 43 08 
Juni. I Be N ke) RT. 1.84 
Dezember 992... 2 na 3 442 800 a 
Sum 02 We 1033 1678 IDEAS SE 
Dezember 1920 . 1906 4306: 3796 
Jun. 19212302 2 2990 4550 3962 
September 1921 . 7559 8868 7016 
Oktober 1921. 12518 19 343 12 353 
November 1921.72. n 500 33 000 20 000 
A Dezember 49217... 2.000 42.000 28000 


Mit Rücksicht auf diese emo Verteuerungen, deren 
Ende noch nicht abzusehen ist, dürfte auch eine weitere Tarif- 
erhöhung in kürzester Zeit nicht zu umgehen sein. ‚Ungeachtet 
aller Tariferhöhungen sind die Frachtraten heute noch verhält- 
nismäßig bedeutend niedriger als in Friedenszeiten. Im allge-. 
meinen kann gesagt werden, daß nach den Tariferhöhungen vom 
1. Dezember 1921 die Tarife der österreichischen Bundesbahnen 
für den Personenverkehr in der I. Wagenklasse auf das 140- bis 
200fache, in der II. und III. Wagenklasse auf das 60—-100fache, 
im Gepäckverkehr auf das 100-—150fache gegenüber dem. Frieden. 
gestiegen sind. Hinsichtlich der Sätze des Gütertarifes kann 
man mit Berücksichtigung der Aufklassifizierung und der . 
übrigen Änderungen in den Tarifgrundlagen im allgemeinen - 
eine 580fache Erhöhung gegenüber dem Frieden annehmen, wo- 


gegen die ‚Preissteigerung in der Privatindustrie und Landwirt- 


schaft, wie überhaupt im allgemeinen das 1000fache und mehr 
gegenüber der Vorkriegszeit beträst. ; 


*) Einschließlich der Kosten der sachlich verr gchneten Bahn- . 


“unterhaltungsar beiter. 
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-Noch augenfälliger wird das Zurückbleiben der Tarife im Ver- 
gleiche zum Stande der österreichischen Krone im Auslande. So 
hatte ein Schweizer für die Strecke Feldkirch-Wien vor dem 
Kriege in der I. Wagenklasse Schnellzug rund 80 Franken, in 
der III. Wagenklasse Personenzug rund 24 Franken zu-'be- 
zahlen, während ihn nach dem Kursstande vom 5. Dezember 1921 
selbst nach der letzten Tariferhöhung vom 1. Dezember d. J. 
die erstere Fahrt nur 8 Franken, die letztere nicht einmal 
1 Franken kostet. Ähnliches gilt auch im Güterverkehre, wo- 
selbst die seinerzeitigen zahlreichen Kohlentransporte von der 
Tschechoslowakei nach Italien zu unseren, für die Währung 
dieser Länder fast geschenkten Tarifsätzen befördert werden 
mußten. Dies ist darauf zurückzuführen, daß der ausnahms- 
weise klar und unzweideutig. abgefaßte Artikel 312 des Staats- 
vertrages von St. Germain verwehrt, die Ausländer und Durch- 
fuhrgüter ihrer Belastungsfähigkeit entsprechend höher: zu tari- 
fieren und 
schaffen. 


Für die Ausgestaltung und Erweiterung der bestehenden An- 
lagen und Betriebsmittel sieht der Teilvoranschlag 1922 für die 
Eisenbahnen insgesamt 7268,1 Millionen Kronen vor, und zwar 
172,8 Millionen Kronen für die außerordentlichen Ausgaben des 
Bundesbahnbetriebes, 790,0 Millionen Kronen für Bauherstellun- 
gen, 3145,8 Millionen Kronen für die Fahrbetriebsmittelbeschaf- 
fung, '3059,5 Millionen-Kronen für die Fortsetzung der Elektri- 
sierung der österreichischen Bundesbahnen und 100 Millionen 
Kronen für die Weiterführung des Bahnbaues Landeck-Tösens. 
Hiervon betrifft ein Teilbetrag von 6224,3 Millionen Kronen 
tatsächliche Wertvermehrungen, während der Restbetrag von 
1043,38 Millionen Kronen auf Ergänzungen und Erneuerungen in 
Verbindung damit entfällt und daher als Betriebsausgabe in die 
Ertragsrechnung der österreichischen Bundesbahnen einbezogen 
ist. Das Anlagekapital der österreichischen Bundesbahnen wurde 
im Zeitpunkte der Budgetaufstellung mit 408,4 Milliarden öster- 
reichische Papierkronen (2042 Millionen Goldkronen) unverbind- 
lich geschätzt. Die in. Bezug auf die Investitionen geäußerten 
Wünsche und Anfragen der'Mitglieder des Finanz- und Budget- 
 ausschusses nahmen einen breiten Raum der bezüglichen Ver- 
handlungen ein; unter anderem wurde insbesondere die Beendi- 
. gung der Bahnhofumbauten Linz (Pauly), die Ausgestaltung der 
‘ Personenhaltestelle Gmünd zu einem leistungsfähigen Grenz- 

bahnhefe und Einführung der gegenwärtig noch in die tschecho- 


slowakische Grenzstation Gmünd einmündenden Waldviertler-' 


‚ bahnen in die gleichnamige Österreichische Station (Miklas) 
und die Verbesserung und Verstärkung des Eisenbahnnetzes mit 
dem Burgenland (Dr. Schürff) gefordert. Die tirolischen Ab- 
"seordneten (Steinegeger, Dr. Mayr) setzten sich nachdrücklich 
für den endlichen Neubau des betriebsgefährlichen Innsbrucker 
Bahnhofes. für eine Beschleunigung des Ausbaues der Vintsch- 
gaubahn und für die Vorbereitung der Elektrisierung auch der 
Tiroler Südbahnstrecken (Kufstein- Brenner) ein. Auch wurde 


dadurch dringendst benötigte Mehreinnahmen zu. 


46,7 Milliarden Kronen 


eine möglichste Beschleunigung der Elektrisierungsarbeiten auf 
den österreichischen Bundesbahnen verlangt (Dr. Ellenbogen), wo- 
bei für die Durchführungsarbeiten nicht der veranschlagte 
Kredit, sondern der. bei der seinerzeitigen Festsetzung dieses 
Betrages zugrunde gelegte Bauplan die Richtlinie zu bilden 
hätte. Die im Sinne dieser Wünsche gehaltenen Anträge wurden 
vom 'Finanz- und. Budgetausschuß zum Beschluß erhoben. 

Die restlichen Ansätze der Eisenbahnbudgets beziehen sich der 
Hauptsache nach auf Gebarungen im Hinblick auf die Eisen- 
bahnhoheit und -aufsicht des Bundes. Sie zeigen, daß der allge- 
meine Niedergang der: Risenbahnfinanzen. durch den Krieg auch 
vor den Privatbahnen nicht Halt gemacht hat; dabei sind in 
zurückhaltendster Weise nur die von vornherein nahezu fest- 
stehenden Vorschußleistungen des Bundes für notleidende 
Privatbahnen veranschlagt. Die Hauptvorsorge im Ausmaße 
von 3,6 Milliarden Kronen beansprucht die österreichische Süd- 
bahn; 58,9 Millionen Kronen hat Österreich zur Deckung des 
Betriebsabganges auf der Wiener Stadtbahn beizutragen; über 
%ı Milliarde Kronen beträgt die Belastung des Bundes aus der 
Betriebsführung verschiedener Privatlokalbahnen durch die 


- Bundesbahnverwaltung. 


Zusammenfassend kann somit festgestellt werden, daß von den 
mit insgesamt 64,2 Milliarden Kronen bezifferten Ausgaben des 
Teilvoranschlages 1922 für die Eisenbahnen 54,1 Milliarden 
Kronen auf den Eisenbahnbetrieb, 6,2 Milliarden Kronen auf 
Wertvermehrungen und 3,9 Milliarden Kronen auf die Eisen- 
bahnhoheit und -aufsicht ‘entfallen, während die mit insgesamt 
bezifferten Einnahmen (hierunter 
45,9 Milliarden Kronen oder 98% Transporteinnahmen) nahezu 
ausschließlich Betriebseinnahmen der Bundesbahnen darstellen. 

Aus der im Laufe der Verhandlungen über diesen Teilvoran- 
schlag im Finanz- und Budgetausschuß gehaltenen Wechselrede 
sei hervorgehoben, daß die Regierung im Wege von Entschlie- 
Rungen aufgefordert wurde, den Ertrag des Werkstättendienstes 
zu heben, wie überhaupt ungesäumt alle Maßnahmen zu treffen, 
die zum Abbau des übermäßigen Fehlbetrages des Bundesbahn- 
betriebes zu führen geeignet sind und zu diesem Behufe sich ins- 
besondere mit den bezüglichen Vorschlägen der Ersparungs- 
kommission zu befassen; außerdem haben Redner aller Parteien 
die bestehenden Fahrbegünstigungsauswüchse bekämpft und eine 
wesentliche Einschränkung der Fahrbegünstigungen empfohlen, 
in welchem Sinne auch der Bundesminister für Verkehrswesen, 
Dr. Rodler, gelegentlich seiner ausführlichen Beantwortung der 
an ihn gestellten zahlreichen Anfragen unter Anführung von 
in Aussicht genommenen Richtlinien für den Abbau der Fahr- 
berünstieungen geeignete Verfügungen in Aussicht stellte. Nach 
einem kurzen Schlußworte des Budgetberichterstatters Dr. 
Angerer wurde der Teilvoranschlag mit den eingangs erwähnten . 
Auseaben- und Einnahmenerhöhungen angenommen und gelang- 
ten die im Laufe der Debatte beantragten Resolutionen zum 
Beschluß. 


Das selbsttätige Signalsystem auf den elektrischen Pariser Stadtschnellbahnen. 


Während die Londoner und Newyorker Schnellbahnunterneh- 
mungen und auch die Berliner Hoch- und Untergrundbahn bei 
Einführung des selbsttätigen Signalsystems sich für die Bauart 
Westinghouse entschieden, gelangte in Paris auf dem Metro- 
politain und auf der Nordsüdbahn das selbsttätige Signalsystem 
der Bauart Hall zur Anwendung. Über das Westinghousesche 
System vermag sich die deutsche Fachwelt ohne weiteres aus 
Veröffentlichungen des Geheimen Baurats Dr.-Ing. Kemmann 
eingehend zu unterrichten*). Über das Hallsche System finden 
sich Abhandlungen im Jahrgang 1913, Band 63 der Zeitschrift 
„Le Genie civil“. Das Wissenswerteste daraus, soweit die Pariser 
Schnellbahnen in Frage kommen, ist in Heft 25 des Jahrganges 
1914 der „Elektrotechnischen Zeitschrift“ mitgeteilt. Neuer- 
dings beschäftigt sich Professor Dr. A. Tobler, Zürich, in 
Nr. 18 des laufenden Jahrganges der „Schweizerischen Bau- 
zeitung‘ mit diesem System in der Ausführung der Pariser 
' Nordsüd-Untergrundbahn. i 

Die Schnellbahnen der „Compagnie du Me6tropolitain de Paris“, 
acht Linien mit einer Gesamtlänge von rd. 78 km, sind ein ge- 
mischtwirtschaftliches Unternehmen, während die Nordsüdbahn 
reines Privatunternehmen ist. Dieses besteht zurzeit aus der 
Linie vom Versailler Tor nach dem Chapelle-Tor (die Strecke 
vom Versailler Tor bis zum Jules Joffrin-Platz ist seit 1910, die 
Verlängerungsstrecke bis zum Chapelle-Tor seit 1916 im Be- 
triebe) und der 1910 eröffneten Seitenlinie vom Bahnhof St. La- 


*) Zu vergl. auch der Aufsatz ‚Die selbsttätige Signalanlage 
der Berliner Hoch- und Untergrundbahn nebst einigen Vor- 
- läufern“ von Geheimen Baurat Bandekow in Nr. 25 und 26 
laufenden Jahrg. d. Zte. 


zare nach dem St. Ouen-Tor, mit Abzweigung von La Fourche 
nach dem Tor von Clichy. Eine weitere, vom Bahnhof Mont- 
parnasse nach dem Vanves-Tor führende Linie der Nordsüdbahn 
ist :im ‚Bau. . 

Das selbsttätige Signalsystem Hall der Pariser Stadtbahn 
unterscheidet sich von dem gleichnamigen System. der Pariser 
Nordsüdbahn. Bei beiden ist jedoch im Gegensatz zum selbst- 
tätigen Westinghouse-Signalsystem, bei dem die Grundstellung 
der Signale auf den rein selbsttätig: betriebenen Linienabschnit- 
ten „Fahrt frei“ und nur in den halbselbsttätigen Stellbezirken 
„Halt“ ist, die Grundstellung der Signale die Haltstellung. Aul 
den rein selbsttätig betriebenen Strecken befinden sich bei Hall 
Blockstellen an den Ein- und Ausfahrenden der Stationen und 
auch auf der freien Strecke, wenn die Stationen mehr als 500 m 
voneinander entfernt liegen. Wenn ein außerhalb der Stell- 
bezirke liegender Streckenabschnitt vom Zuge besetzt ist, so 
geht das am Ende dieses Streckenabschnittes angeordnete Signal, 
also das in der Fahrrichtung vor dem Zuge befindliche selbst- 
tätig auf. „Fahrt frei“, vorausgesetzt, daß. dieses Signal nich! 
“on einem Vorzuge noch geblockt ist. Ein auf Fahrt stehendes 
Signal wird vom Zuge im Augenblick des Vorbeifahrens auf 
Halt gestellt. Das nächste zurückliegende Signal bleibt weiter . 
unter Verschluß und erst das hinter diesem liegende Signal wird 
entblockt. Auf diese Weise wird jeder Zug durch zwei haltgebie- 
tende Blocksignale gedeckt; zwischen ihm und dem Folgezug be- 
findet sich danach mindestens ein unbesetzter Streckenabschnitt 
(Vollsehutzstrecke). Mit anderen Worten: Entblockt, d. h. für die 
Fahrtfrei-Stellung vorbereitet wird immer erst das dritte 
hinter einem Zuge befindliche Signal. Auf der Pariser Stadt- 
bahn sind Vorsienale überhaupt nicht verwendet, auf der Nord- 
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südbahn in beschränktem Maße. Von dem Einbau der. Fahr- 
Sperre, die bekanntlich bei dem. Westinghouse-System grundsätz- 
iich Verwendung findet, ist in Paris abgesehen; hier. ertönt bei 
vorschriftswidrigem Überfahren eines Haltsignals ein Läute- 
werk auf der nächsten Haltestelle, das erst nach Lösen einer 
Plombe und durch Handeingriif zum Schweigen gebracht werden 
kann. Die Blockstellen der Stadtbahn haben nur die beiden 
Signale „Halt“, rotes Licht, und „Fahrt frei“, weißes Licht. 
Auf der Nordsüdbahn sind zur Erlangung dichterer Zugfolge den 
vor und hinter den Stationen liegenden Blockstellen besondere 
Signale beigegeben, durch deren Betätigung das Vorfahren der 
Züge bis an den Bahnsteig gestattet ist, sobald der Stationsgleis- 
abschnitt selbst frei ist; zu diesem Zwecke hat man am Einfahr- 
ende der Station ein grünes Zusatzlicht und am Ausfahrende 
ein rotes Doppellicht angeordnet. Das grüne Licht gestattet, 
mit Vorsicht vorzurücken und in die Station einzufahren, auch 
wenn der Streckenabschnitt hinter dem Ausfahrsignal noch. be- 
setzt ist. Für diesen Fall hat der auf. grünes Signal einge- 
fahrene Zug zunächst ein rotes Doppel-Ausfahrsignal vor sich; 
dadurch wird angezeigt, daß der vorliegende Gleisabschnitt 
noch: besetzt ist. .Ist dieser frei, so bleibt ein einfaches rotes 


Signallicht stehen; weißes Licht (Fahrt frei) erscheint, wenn 
beide vor dem Zuge liegende Gleisabschnitte frei sind. Der 


Zug darf ausfahren. 

Während die Signaleinrichtungen der Stadtbahn durch den 
mittels dritter Schiene zugeführten Bahnstrom (Gleichstrom 
von 550 Volt) betrieben werden, werden die Signaleinrichtungen 
der Nordsüdbahn durch Schwachstrom betrieben, der besonderen 
für Signalzwecke hergerichteten Batterien entnommen wird. 
Während auf der Stadtbahn der fahrende Zus dadurch auf die 
Signale einwirkt, daß die der Stromschiene abgsekehrten Strom- 
abnehmer an den Blockstellen Schleifkontakte bestreichen, wer- 
den auf der Nordsüdbahn die Signalströme lediglich durch Be- 
fahren kurzer isolierter Schienenstrecken, die neuerdings mit 
modernen Schienenstromschließern versehen sind, ein- und aus- 
geschaltet. -Aus einem Vergleich der auf S. 712 des Jahrgangs 
1914 der Elektrotechn. Zeitschrift gegebenen Schaltbilder der 
Sicherungsanlagen geht hervor, daß die Sicherungseinrichtungen 
der Stadtbahn erheblich einfacher gestaltet sind als die der 
Nordsüdbahn; jedoch sind die Apparate der Stadtbahn mit be- 
sonderen Isoliervorrichtungen versehen, da sie, wie bereits er- 
wähnt, mit der Hochspannung von 550 Volt zu arbeiten haben. 
Obwohl die Schwachstromeinriehtungen der Nordsüdbahn ver- 
wickelter sind, ist ihnen der Vorzug zu geben: denn durch Hin- 
zufügen des bereits angeführten dritten Signals ist dichtere Zug- 
folge, größere Beweglichkeit: bei Betriebsstörungen und schließ- 


1 erhöhte Sicherheit durch Mitwirkung der letzten Achse ver- 
-bürgt. 


Die neuesten Schaltpläne der Nordsüdbahn unter Berücksich- 
tigung aller Verbesserungen finden sich in dem schen erwähnten - 
Toblerschen Aufsatz, der das Ergebnis einer Studienreise ist. 
die von einem der 


In den Signallaternen der Nordsüdbahn, 
beiden Bahnstrom-Verteilungskabel gespeist werden, befinden 
sich gewöhnliche Glühlampen für 110 Volt Spannung. An. einigen 
Schaltskizzen erklärt Tobler die Steuerung der Signale, die Wir- 
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kungsweise der verschiedenen Apparate und das Spiel der Sig- 
nalströme, zunächst — um die Vorgänge klarer vor Augen zu 
führen — unter der regelwidrigen Voraussetzung, daß sich nur 


ein einziger Zug auf dem Wege von der Anfangstation bis zur 
Endstation einer Linie befindet. ‘Für den erläuterten zweiten 
Fall, der sich dem regelrechten Betriebe anpaßt,' ist vorausge- 
setzt, daß sich mehrere Züge auf der Strecke befinden. Es würde 
hier zu weit führen, auf die einzelnen Schaltungen näher ein- 
zugehen. Nur kurz erwähnt sei, daß für jedes Signal strom- 
schließende Schienenstücke von 20 bis 25 m Länge in den Fahr- 
schienensträngen elektrisch abgetrennt sind. Die früher be- 


nutzten ‚„Eleetro-Sömaphores“ hat man durch einfach geartete 


Relais ersetzt, deren Anker direkt auf die Lampensignale wir- 
ken. In Stellbezirken werden dem Stellwerkwärter durch 
Glocke und Schauzeichen hörbare und sichtbare Signale selbst- 


tätig übermittelt, nach denen der. Stellwerkwärter für den jewei- 


ligen Fall zu handeln hat. 
elektrischem Wege mit 
Taylor. 
signals dem Bahnpersonal sichtbar und hörbar zu machen, kommt 
auch auf der Nordsüdbahn eine besonders geartete Einrichtung, 
der sogenannte „Contröleur“, zur Verwendung; er besteht aus 
einem Relais, das für gewöhnlich erregt ist. Bei abgefallenem 
Relaisanker wird im Fenster eines Schaukästchens eine rote 
Scheibe sichtbar; gleichzeitig ertönt eine durch eine Lokal- 
batterie betätigte Glocke dauernd. 
zu bringen. muß mittels eines für <ewöhnlich plombierten 
Schlüssels das Kästchen geöffnet uhd der Relaisanker von Hand 
wieder an die Pole des Elektromagneten zselegt werden. 

Ohne den Wert der selbsttätigen Zugsicherung nach Hall.zu 
verkennen, darf doch hervörgehoben werden, daß dem mit Gleis- 
strömen arbeitenden Westinghouse-Sienalsystem insbesondere in 
seiner neuesten Gestaltung, wie es auf der Berliner Hoch- und 
Untergrundbahn verwendet ist und voraussichtlich auf der 
städtischen Berliner Nordsüdbahn zur Anwendung zelangt, 


Die Weichenstellung erfolgt auf 


direktem Antrieb nach der Bauart 
Um das vorschriftswidrige Überfahren eines Halte- 


Um diese zum Schweigen. 


wegen seiner kaum noch zu überbietenden Einfachheit nal Be- 


triebsicherheit der Vorzug zu geben ist. 


Vermeidung des Haltens vor auf „Halt“ stehenden Hauptsignalen. 


Der 5 22 (8) der Fahrdienstvorschriften bestimmt, daß ‚der 
Befehl A, an einem auf Halt stehenden Hauptsienal vorüber- 
zufahren, erst ausgefolgt werden darf, nachdem der Zug vor 
dem Sienal zum -Halten gekommen ist“. Der klare Wortlaut 
dieser Vorschrift schließt eine Ausnahme selbst dann aus, wenn 
an sich keinerlei zwingende betriebliche Verhältnisse das Hal- 


ten bedingen, vielmehr nur irgendein Fehler der Anlage, fehler- 


hafte Bedienung oder sonstige ungünstige Umstände ein zeit- 
weiliges Versagen \der- technischen Einrichtung verursachen 
und das Stellen eines Signals auf Fahrt unmöglich machen. 
Die durch das Halten des Zuges dann nutzlos verbrauchte 
Betriebskraft hat nach dem Urteil von Sachverständigen (Teck- 
lenburg: „Die Selbstkosten des Eisenbahnbetriehs“ in Nr. 
der Z. d. V. D. B.) einen Wert von etwa 50 M. Bedenkt man 
die außerordentlich große Zahl von Mastsignalen im  Reichs- 
bahngebiet, und wie verhältnismäßig häufig „die Einrichtung 
versagt“, so wird man bei der Schätzung der täglich vorkom- 
menden Fälle dieser Art -gut die kleinste dreistellige Zahl ein- 
setzen Können, vielleicht auch eine weit größere. Doch schon 
die kleinste würde für die Reichsbahnen eine Betriebskraft- 
vergeudung im Werte von täglich 5000 MA und jährlich von fast 
zwei Millionen ausmachen. 
. Vom Standpunkte des Betriebstechnikers betrachtet, ist diese, 
Jede Ausnahme ausschließende Fassung der Vorschrift aller- 
dings zu begrüßen; sie konnte in der Vorkriegszeit als ideale 
Lösung angesehen werden, jede. andere verbot sich von selbst. 
Hatte doch in diesem Punkte.damals neben der betriebstech- 
nischen die wirtschaftliche Frage eine so geringfügige Be- 
deutung, daß sie ohne weiteres vernachlässigt werden konnte. 
Die heutige Lage aber zwingt dazu, bei allen Fragen die 
Wirtschaftlichkeit bevorzugt abzuwägen und zu deren Gunsten 
selbst auf betriebstechnischem Gebiete sich mehr als bisher zu 
/ugeständnissen dann zu bequemer, wenn die Möglichkeit ge- 
zeben ist, die Sicherheit des Betriebes in anderer Form als 
durch kostspielige, starre Ve:bote, vielleicht durch neuartige 
Mittel, die keine oder nur geringe Unkosten verursachen, auf 


14, 


£leicher Höhe zu erhälten. Eine solche Möglichkeit scheint: im 


vorliegenden Falle gegeben zu sein. ° 


Das Signal 7 des Signalbuches (wagerechter Arm am Mast) 
muß natürlich, solange das jetzige Signalsystem Gültigkeit be- 
halten soll, unter allen Umständen eindeutig den Befehl „Halt“ 


darstellen; keine zusätzliche Bestimmung darf hieran ver- 
wirrend ändern... Soll also die Möglichkeit geschaffen werden, 
unter gewissen Umständen an einem Signalmast mit wagerech- 


tem Arm ohne -Halt vorüberzufahren, so muß am Bilde des 


Sienals eine so erhebliche Änderung vorgenommen werden, daß 
sein Schattenriß dem Lokomotivführer ohne weiteres über die 
Sachlage die richtige, jeden Zweifel ausschließende Bewußt- 
seinsvorstellung schafft, also eine gänzlich neue Vorstellung, 


die mit dem Signal 7 nichts mehr zu tun hat und daher eine 
gefahrbringende Verwirrung nicht erzeugen kann. = 3 


Bringt man an dem Laternenaufzug- 
teller eines Signalmastes unten, natürlich 
so, daß die Anbringung und das Aufziehen 
der Signallampen nicht behindert wird, 
eine vielleicht 15 cm lange Tülle an, so 
kann diese zur Aufnahme eines Fahnen- 
stockes dienen, und es wäre dann mög- 
lich, in gleicher Weise wie die Signal- 
laternen, nach Bedarf eine Signalfahne 
aufzuziehen. . Ein Mastsignal mit einer 
derart aufgezogenen dreieckigen grünen - 
Fahne,an der die schräg aufsteigendeLinie 
‚die gleiche des Fahrtsignals (8 des Signal- 
buches) versinnlicht, würde das neben- 

stehende Bild ergeben, das der Lokomotiv- 
führer schwerlich noch mit dem Signal7 
. wird verwechseln. können. .Passierte es 


ihm doch, so würde dies kein Gefahrmoment, sondern das 


Gegenteil bedeuten. Damit übrigens die Fahne nicht zu sehr 


vom Winde bewegt wird, was die gute Sichtbarkeit beeinträchti- Y 


we 


‘ 
Rx 


N 
rr 


A 
Pr 


Bu 


; 


« 


LX1. Jahrgang 
29. Dezember 1921. 


ED Ye a Ka u VE u a A UM ZT RD 


Er 985 — 


FAT Fr ALr. 
+ x AR" 


gen könnte, ist es zweckmälig, 
Metallkörper zu beschweren. 2 

Vorteilhaft für die Verwendung eines: derartigen rleuen Sig- 
nals würde der Umstand sein, daß das zugehörige Vorsignal 
hierbei unberücksichtigt bleibt, also die Warnstellung zeigt, und 
den Führer zu besonderer Aufmerksamkeit veranlaßt. Die 
 Signalgebung braucht aber in solchem Fall trotzdem nicht auf 
die ausgesteckte Fahne beschränkt zu bleiben. Es ist im Gegen- 
-teil wohl vorteilhaft, daß der Wärter, der diese Fahne aufzieht. 


die Unterkante mit einem 


mit einer zweiten grünen Fahne beim Signal Posten nimmt und 


"in den preußischen (Aussabe 1913) bereits durchbrochen. 
besagt die letzte Zusatzbestimmung zum $ 22 (8): „Auf Strecken 


. 


den sich nähernden Zug durch senkrechte Bewegung der Fahne 
noch besonders von der Sachlage verständigt und zur Vorbei- 
fahrt auffordert. Br 3 

Nennenswerte Unkosten würden durch die Einführung dieser 
Signalisierung nicht verursacht werden, also die jetzigen Kosten 
des Haltens in jedem Fall in ganzer Höhe gespart werden kön- 
nen. Die Gegner dieser Neuerung werden vielleicht einwenden, 
man komme nicht an der ‚Fahrdienstvorschrift vorbei, welche 
einen schriftlichen Befehl an den haltenden Zug verlange. Dieser 
Einwand wäre irrig. Denn $ 65 (5) der Eisenbahnbau- und Be- 
triebsordnung bestimmt nur, daß „Haltesignale von den Zügen, 
für die sie gelten, ohne besonderen Auftrag nicht überfahren 
werden dürfen“. Es ist hier also weder das Halten vorgeschrie- 
ben, noch die schrifjliche Form des Auftrags. Diese Bestim- 
mung bietet also kein Hindernis, den „Auftrag“ in anderer Form 
zu erteilen. (Grüne Flagge am Signalmast.) 

Übrigens ist der Grundsatz der Erteilung eines schriftlichen 
Befehls an den haltenden Zug im Gegensatz zu anderen bundes- 
staatlichen Fahrdienstvorschriften (z.B. den an 

or 


mit dichter (!) Zugfolge, wo alle Züge einander mit derselben 
Geschwindigkeit folgen, und wo keine Züge mit fremden Zug- 
personalen verkehren, kann auf Anordnung der Eisenbahndirek- 
tion von der Ausstellung des Befehls abgesehen und der Zug 
durch einen Beamten an den Signalen vorbeigeleitet werden“. 
Schon diese sogar bei dichter Zugfolge zugelassene Ausnahme 
begründet ausreichend die Auffassung, daß auch für die yor- 
zeschlagene Neuerung die gleiche Befreiung sehr wohl möglich 
ist. Die fehlende Voraussetzung der gleichen Geschwindigkeit 
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— Fraehtberechnung Das Reichsverkehrsministerium hat 
unterm 5. Dezember 1921 mit Geltung vom 1. Januar 1922 die 


“ Eisenbahn-Verkehrsordnung im $ 67 Absatz (2) durch Einfügung 


. nicht erlangt. 


wa 


folgenden Zusatzes nach dem ersten Satze vorübergehend ge- 


ändert: „Verlangt der Absender die Abfertigung nach einem 
Tarif, der nicht den billigsten Frachtsatz bietet, so hat er die 
Anwendung dieses Tarifs im 
schreiben.“ : 


— Das Eisenbahnarbeitszeit-Gesetz, Im Reichsverkehrs- 
ministerium ist der vorläufige Referentenentwurf eines Gesetzes 
über die Arbeitszeit des. Personals der Eisenbahnen ausgear- 


_ beitet worden, der, wie der Reichsverkehrsminister bereits mehr- 


fach betont hat, unter grundsätzlicher Wahrung des Acht- 


 stundentages einer wirtschaftlichen und gerechten Verwendung 
‘ des Personals die Wege ebnen soll. 


Der Referentenentwurf hat 
die Zustimmung der übrigen Ressorts und des Kabinetts noch 


Der Entwurf bezieht sich auf die Beamten, Angestellten und 
Arbeiter der Reichsbahn und der übrigen dem öffent- 
lichen Verkehr dienenden Eisenbahnen -ein- 


schließlich der Straßenbahn, die im äußeren Dienste be- 


- Dienststelle erfordert. 


schäftigt sind. Er beschäftirt sich mit der Arbeitszeit, der täg- 
lichen Ruhezeit und der Zahl der Ruhetage. 

Was den Begriff der Arbeitszeit angeht, so hängt 
im Gegensatz zum regelmäßigen Fabrikbetrieb in vielen Zweigen 


des Eisenbahndienstes die Gestaltung des Arbeitsmaßes nicht 


- von dem Willen der Verwaltung und des Personals, sondern 
> von der Natur des Dienstes ab, der bald hohe Beanspruchung, 
- bald, wie während der Zugpausen, nur Anwesenheit an. der 


Um diesen Umständen Rechnung zu 


_ tragen, wird in dem Referertenentwurf ein Unterschied zwischen 


— Arbeitszeit als der Zeit 


der wirklichen Arbeits- 


leistung und der sogenanhten Dienstbereitschaft ge- 
“macht, d. h, der Zeit, während derer das Personal ohne. Arbeits- 


j 


- leistung. an der Dienststelle anwesend zu sein hat. um nach 


Bedarf Arbeit zu leisten. 
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Frachtbriefe ausdrücklich vorzu- - 


. Personals gestellt werden. 


‚Nr. 52 


aller Züge kann kein Grund zur Ablehnung sein, denn ihr Vor- 
handensein bietet für die Betriebssicherheit keine besonderen. 
nicht zu entbehrenden Sicherheiten*). 


Betrachtet man nun für den vorliegenden Fall noch den Wert 


“des schriftlichen Befehls A etwas. eingehender und kritischer, 


sich freimachend von der Beeinflussung durch den S 22 der 
F. V., so wird man, glaube ich, doch zu der Überzeugung kom- 
men, daß dieser Wert bedeutend überschätzt wird. Dieser Be- 
fehl ‚bietet tatsächlich keinerlei besondere Sicherheiten für den 
Betrieb, sondern hat letzten Endes nur für den danach handeln- 


‘den Lokomotivführer für den Fall der‘ Klärung von Schuld- 


fragen Bedeutung und entlastende Wirkung und gleichermaßen 
eine belastende für den ausstellenden Fahrdienstleiter. 

Es ‚dürfte somit keine zwingende Veranlassung vorliegen, die 
kostspielige schriftliche Form der Auftragserteilung an den 
haltender Zug unter allen Umständen und in allen Fällen bei- 
L Selbstverständlich müßte die richtige Anwendung 
eines anderen Verfahrens durch Ausführungsbestimmungen so 
weit wie möglich gesichert werden. Z. B. müßte die grüne 
Fahne stets ünter Siegelverschluß am Block liegen: jeder Siegel- 
bruch, den nur der Fahrdienstleiter ausführen dürfte, wäre im 
„Störungsbuch“ genau so zu verzeichnen, wie jede Plomben- 
abnahme am Block selbst. Auch wäre ein Bediensteter stets 
schriftlieh (Befehl A) zum Hissen der Flagge zu beauftragen. 
Weiter wäre selbstverständlich zu bestimmen, daß der Bleiver- 
schluß der Fahne jedesmal nach Benutzung sofort wieder von 
bestimmter Stelle zu erneuern ist, wie alle vom Block’ entfern- 
ten Verschlüsse. 


Warnemiinde, den 2. September. 


H. Schwedler, Eisenbahninspektor. 


.*) Anmerkung der Schriftleitung: Auch auf die sog. Vorzieh- 
signale (calling-on signals) der Engländer darf bei dieser Ge- 
legenheit hingewiesen werden, d. s. kurze Signalarme unterhalb 
der Hauptsignale, mit:denen den Zügen in besonderen Fällen die 
Erlaubnis erteilt wird, an dem Hauptsignal vorbeizufahren, wenn 
es auf Halt steht. Diese in das Stellwerk einbezogenen Signal- 
arme haben bei den einzelnen Bahngesellschaften verschiedene 


‘Formen, 


Da Art und Grad der Dienstbereitschaft im einzelnen ver- 
schieden ist, so wird in besonderen Ausführungsvorschriften 
geregelt werden, ob und in welchem Umfang Dienstbereitschaft 
auf die Arbeitszeit angerechnet werden kann. Praktisch be- 
deutet die Regelung, daß z. B. die Dienstdauer eines Schranken- 
wärters über acht Stunden ausgedehnt werden kann, sofern nur 
die Arbeitszeit acht Stunden innerhalb dieser Dienstdauer 
(Dienstschicht) nieht überschreitet. Man wird also unter Um- 
ständen auf einer Strecke mit durchgehendem Tag- und Nacht- 
dienst auf einem Schrankenwärterposten innerhalb 24 Stunden 
mit zwei Mann auskommen, während beim schematischen Acht- 
stundentag drei Mann nötig sind. Der Entwurf macht somit den 
schematischen Achtstundentag zum Achtstundenarbeitstag. 

Als nicht zur Arbeitsleistung gehörie scheiden aus der Ar- 
beitszeit auch Pausen aus, während derer das -Personal seine 
Arbeitsstätte verlassen darf, sowie Dienstfahrten, die 
zur Übernahme oder nach Beendigung der Dienstgeschäfte auf 
der Eisenbahn zurückgelegt werden müssen. 

Die Dienstschicht,d.h. der Zeitraum, der sich aus der 
Arbeitszeit, der 
fahrten zusammensetzt, darf mach dem Entwurf höchstens 
15 Stunden betragen; ihre Dauer ist im übrigen der Art und dem 


‘ Grad der Beanspruchung des Personals anzupassen. Das Höchst- 


maß wird nur da zur Anwendung kommen, wo infolge einfacher 
Verhältnisse geringe Anforderungen an die Arbeitskraft des 
Ueberschreitungen der Höchstdauer 
sind im regelmäßigen Dienst dort zulässig, wo es im Interesse 
des. Personals selbst (Rückkehr an den Wohnort) oder in der 
Natur des Dienstes, wie z. B. beim Schlafwagenschaffner. ge- 
legen ist, Zwischen den Dienstschichten muß das Personal die 
nötige Ruhe haben. Der Entwurf schreibt als Mindestruhezeit 
8 Stunden, beim Zugpersonal 10 Stunden vor, sofern es die Ruhe- 
zeit zu Hause verbringt. 

- Was die Zahlder Ruhetazge angeht, so sieht der Ent- 
wurf 52 Ruhetage von ie mindestens: 32 zusammenhängenden 
Stunden vor. Da der Eisenbahnbetrieb auch an Sonn- und 
Feiertagen nicht stille‘ steht, so kann dem im Betriebsdienst 
beschäftigten Personal die vorgesehene Ruhe nicht stets an 
Sonn- und Feiertagen bewilligt werden, dagegen sollen 17 Ruhe- 
tage auf Sonn- und Feiertage entfallen. 

Die Natur des Eisenbahndienstes bringt häufige und unvor- 
hergesehen Unregelmäßigkeiten und verstärkten Verkehr. Der 
Entwurf läßt daher bei zwingenden Verkehrs- und Betriebs- 
verhältnissen eine Überschreitung der regelmäßigen Arbeitszeit 


Dienstbereitschaft, den Pausen und Dienst- - 
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oder Dienstschicht und eine Einschränkung der’ regelmäßigen 
Ruhezeiten und Ruhetage zu. Auch räumt der Entwurf dem 
Reichsverkehrsminister bei den Eisenbahnen des allgemeinen 
Verkehrs und den Landesaufsichtsbehörden bei den übrigen 
Eisenbahnen das Recht zu Ausnahmebestimmungen ein, sofern 
es im öffentlichen Interesse dringend erforderlich ist. Insbe- 
sondere soll den Neben- und Kleinbahnverwaltungen Erleichte- 
rung zugestanden werden. ’ ‘ 

Der Schwerpunkt des Entwurfs liegt in der Begriffs- 
bestimmung der Arbeitszeit als der Zeit der wirklichen Arbeits- 
leistung. Es ist zu hoffen, daß sich bei allen beteilisten Stellen, 
nicht zuletzt beim Personal der Verkehrsanstalten, die Einsicht 
der Notwendigkeit einer Abkehr vom schematischen 
Achtstundentag im eigenen Interesse durehsetzt.. Die 
Spitzenorganisationen des Eisenbahnpersonals sind im “übrigen 
ebenso wie der Hauptbetriebs- und Beamtenrat. der Reichsbahn 
im Besitz des Referentenentwurfs und haben Gelegenheit ge- 
habt, ihn mit Vertretern der Verwaltung zu besprechen. 


— Einschränkungen im Personenzugverkehr. Der Rückstand, 
in den die deutsche Regierung mit den aufgezwungenen Kohlen- 
lieferungen an die Entente gekommen ist, beeinträchtigt natur- 
semäß die für den Inlandsverbrauch übrigbleibenden Kohlen- 
mengen, Darunter wird auch die Reichsbahn zu leiden 
haben, da ihre. Dienstkohlenversorgung unter den Bedarfszahlen 
bleibt. Wenn auch für den eigentlichen Weihnachtsverkehr eine 
Yinschränkung des Personenverkehrs vermieden worden ist, so 
muß doch gleich nach Weihnachten eine Verminderung der dem 
Personenverkehr dienenden Züge eintreten, um möglichst viel 
Kohle für den Güterverkehr übrig zu behalten. Es werden 


deshalb die sogenannten „Punktzüge“, d. s. die in den Fahr- 
plänen mit einem runden Zeichen versehenen Züge, ‘nach 


näherer Bestimmung der einzelnen Eisenbahn-Generaldirektionen 
und Eisenbahndirektionen ausfallen. Die Bewältigung des Ver- 
kehrs, der übrigens erfahrungsgemäß nach den Festtagen zu- 
nächst abnimmt, wird dadurch nicht in’ Frage gestellt. Die 
Reisenden werden aber eine engere Besetzung der Züge zeit- 
weilie in den Kauf nehmen müssen. 


— Bezirkseisenbahnrat Berlin. Am 5. Januar 1922, vorm. 
11 Uhr, findet im großen Sitzungssaale des Potsdamer Bahn- 
hofes in Berlin eine außerordentliche Sitzung des Bezirkseisen- 
bahnrats Berlin zwecks Prüfung der Vorlage der deutschen 
veichsbahn, betreffend die Erhöhung der Güter- und Tiertarife 
unter ‘organischer Einarbeitung dieser Erhöhungen in die be- 
stehenden Tarife statt. 


— Verkehrslage im Ruhrgebiet. Durch das vorübergehend 
wieder eingetretene Frostwetter wurde ‘der Eisenbahnbetrieb 
im Ruhrbezirk in der Woche vom 11. bis-17. Dezember wieder 
ungünstig beeinflußt. Infolgedessen wurde auch der Zulauf 
leerer offener Wagen der einzelnen Zufuhrlinien schlechter und 
unregelmäßiger, so daß sich die gleichmäßige Verteilung der vor- 
handenen Wagen sehr schwierig gestaltete. In der Gestellung 
bedeckter Wagen ist eine geringe Erleichterung eingetreten, 
weil sich der Gesamtbedarf im Reichseisenbahnbetrieb infolge 
des Rückganges im Versand von Kartoffeln etwas semindert 
hat. Für Kohlen, Koks und Briketts wurden in der Woche vom 


14. bis 17. Dezember im arbeitstäglichen Durchschnitt einschließ- _ 


gestellten Wagen 24843 Wagen (ge- 
Gestellt wurden arbeitstäglich 
(Höchstgestellung am 12. De- 
zember 22420). Im gleichen Zeitraum des Vorjahres betrug 
die: Durchschnittsgestellung. 19535 Wagen. Die Brennstoff- 
lagerbestände auf den Zechen, steigerten sich von 906 273 auf 
959675 t am 17. Dezember. Der Rheinwasserstand blieb in der 
Berichtswoche bei einem Pegelstände von etwa 0,60 m bei Caub 
(normal 2,30 m) anhaltend so ungünstig, daß ein nennenswerter 
Transport nicht aufkommen konnte. Der Umschlag in den 
Zechenhäfen betrug werktäglich 14886 (1204). t. 


lich der nachträglich 
rechnet zu ie 10 t) angefordert. 
durchschnittlich 20782 Wagen 


— Neue Schriftenreihe „Die Reiehsbahn“. Im Verlag von 
Georg Stilke in Berlin wird unter dem’Namen .Die Reichs- 
bahn“ in zwangloser Folge eine Schriftenreihe erscheinen, in 
der Aufsätze und Mitteilungen aus dem Reichsverkehrsministe- 
rium enthalten sind. Der Zweck der Veröffentlichung ist, Auf- 
klärung über die Lage und Aussichten des Reichsbahnunter- 
nehmens zu geben, zu den jeweiligen Problemen Stellung zu 
nehmen und die Absichten der Verwaltung über die Ausgestal- 
tung des technischen Apparats öffentlich zu erörtern. Das erste 
Heft der Schriftenreihe kommt in’den nächsten Tazen  unent- 
geltlich zur Verteilung, ; 


— Die höheren Beamten aus der Reichsgewerkschaft Deut- 
scher Eisenbahnbeamten und -anwärter auszeschieden. Wie 
von gut unterrichteter ‚Seite mitgeteilt wird, hat der Wechsel 
im Vorstand der vorgenannten Reichsgewerkschaft ‚bereits 


Deutscher Eisenbahnverwaltungen. er 
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erste Folgen gezeitigt. Der Verband der höheren Reichsbahn- ir 


beamten, dem der größte Teil der Oberbeamten sowie der 
Ministerialamtmänner der Reichsbahnverwaltung angehört, hat 
am 20. d. M. seinen Austritt aus der Reichsgewerkschaft erklärt. 
Maßgebend für diesen bedeutsamen Schritt ist die Haltung des 
Vorstandes, dessen Vorgehen gegen die höheren Beamten bei der 
letzten Vorstandswahl der ‘Verband nicht billigen kann, da er 
einer Knebelung der freien Meinungsäußerung gleichkommt. 
Auch bestehen außerdem gegen die Person des neugewählten 


1. Vorsitzenden, dem Eisenbahnsekretär Menne-Erfurt, erheb- 


liche Bedenken, der zur Leitung einer so großen Spitzenorgani- 
sation nicht; geeignet erscheint. Bekanntlich war Menne im 
Sommer v. J. der Leiter des wilden Eisenbahnerstreiks in Erfurt, 
der die Unterbindung des Eisenbahnverkehrs auf einige Wochen 
zur Folge hatte, und bei welcher Gelegenheit Menne den Präsi- 
denten der Eisenbahndirektion Erfurt, Kindermann, "abgesetzt 
hat. 


—  Personalnachriehten. Im Bereich 
ministeriums, Zweigstelle Preußen-Hessen, sind folgende 
Änderungen eingetreten: Versetzt sind: die Regierungs- 
bauräte Hammann, bisher in Kattowitz, als Mitglied der 
Eisenbahndirektion nach Breslau: Unruh, bisher in Kirn, zum 
Eisenbahnbetriebsamt 2 nach Leipzig und Hoepner, bisher 
in Berlin, 
hausen. — Ernannt ist der Regierungsbauführer des Ma- 
schinenbaufachs Curt Lehmann aus Berlin-Schöneberg zum 
Regierungsbaumeister; er ist bei der Eisenbahndirektion in 


Hannover zur Beschäftieung im Reichseisenbahndienst einbe- 


rufen. 

Im. Bereich des NReichsverkehrsministerıums, Zweigstelle 
Bayern, sind versetzt: der Vorstand der Betriebsinspektion 
Passau Oberregierungsbaurat Heinrich Hahn und -der Vor- 
stand. der Betriebs-- und Bauinspektion Marktredwitz Ober- 
regierungsbaurat Friedrich Schlier, beide an die Eisen- 
bahndirektion Regensburg. — Berufen wurden der Regie- 
rungsrat der Eisenbahndirektion Regensburg Dr. Rudolph V eh 
an. die Eisenbahndirektion München; der Vorstand der Be- 
triebsinspektion Kaiserslautern Regierungsbaurat Philipp Hey 
an die Eisenbahndirektion Ludwigshafen (Rhein) und der Re- 
gierungsbaurat der Eisenbahndirektion Ludwigshafen (Rhein) 
Friedrich Doll an die Betriebs- und Bauinspektion Kaisers- 
lautern als deren Vorstand. 

Im. Bereich der. Eisenbahn-Generaldirektion Stuttgart sind 
ernannt: das Mitglied der  Eisenbahn-Generaldirektion 
Stuttgart Dr. Becker und der Vorstand des Grundbuchbüros 
der  Eisenbahn-Generaldirektion Stuttgart Flaig zu Ober- 
regierungsräten; die Regierungsbauräte Schwab, Vorstand 
der Hochbausektion I Stuttgart und Kühner, Vorstand der 


: Werkstätteninspektion Friedrichshafen zu Oberregierungsbau- 


räten. — Versetzt sind: der Regierungsrat Grabherr 
Vorstand der Betriebsinspektion Mühlacker, auf die Stelle des 


des Reichsverkehrs- 


zum Eisenbahn-Ausbesserurgswerk nach Lein- - 


Vorstandes der Betriebsinspektion Ulm. und ‘der. Regierungs- : 


rat Bannwarth, Vorsteher der Bahnstation Gmünd, auf 


die Stell@ des Vorstandes der Betriebsinspektion Mühlacker, 


ferner. aus dienstlichen Rücksichten der Regierungsbaurat 
Roth bei der Eisenbahnbausektion Heilbronn nach Flensburg; 
er wurde mit den Geschäften des Vorstandes der dortigen Bau- 


abteilung für den Umbau der’Bahnanlagen in und bei Flens- 


burg betraut; der Regierungsbaurat Lohe bei der Eisenbahn- 


bausektion Heilbronn zur Eisenbahndirektion Altona; der Re- 


gierungsrat Kümmerlen, Vorsteher der Bahnstation Ulm 
nach Stuttgart: (Eisenbahn-Generaldirektion); der Regierungs- 
rat Uzler, Vorsteher der. Bahnstation Göppingen nach 
Stuttgart (Eisenbahn-Generaldirektion) und auf Ansuchen der 


Regierungsrat Gollmar bei der Eisenbahn-Generaldirektion 
(z. Zt. noch in Ulm), auf die Stelle des Vorstehers der Bahn- 


station-Ulm.. 


Österreich. SR 


'— Regelung des Verkehrs zwischen Österreich und Ungarn 3 & 


hard-Fehring, 
festgesetzt wurden. 


Am 6. und 7. Dezember fanden in Raab Besprechungen zwischen 
österreichischen und ungarischen Vertretern statt, die zu dem 
Ergebnisse führten, daß die Bedingungen für die Wiederaufnahme 
des Verkehrs über die Strecken Bruck-Straß-Sommerein, St, Gott- 
Steinamanger-Pinkafeld und Körmend-Güssing 
Hinsichtlich der im "Abstimmungsgebiete 


Oedenburgs gelegenen burgenländischen Strecken betonten die 
österreichischen Vertreter, daß sie eine sofortige Betriebsauf- - 


nahme auf der Strecke Oedenburg-Güns und den Anschluß- 


strecken Oberloisdorf-Lutzmannsdorf-Bück für unerläßlich er- 


achteten und schlugen als vorläufige Regelung die Betri.bs- 
führung durch die Raab-Oedenburger .Bahn vor. Seitens 
ungarischen Vertreter konnten diese Vorschläge mangels aus- 
reichender Vollmacht nur zur Weiterleitung an ihre. Regierung 


übernommer werden. 


x 


der. 


LX1. Jahrgang 
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29. Dezember 1921. 


Im wesentlichen wurde folgendes vereinbart: Auf der Strecke 
Bruck-Straß-Sommerein erfolgt die Führung der Züge mit unga- 
rischen Lokomotiven und ungarischer Mannschaft bis Bruck- 
Neudorf gegen Vergütung der "Selbstkosten für die Zugführung. 
Die Übernahme und Übergabe der Güter erfolgt in Straß- 
 Sommerein, wo auch die Zollabfertigung und die Abfertigung 
dureh die  Grenzpolizei vorgenommen werden wird. Auf der 
‚Strecke St. Gotthard-Fehring besorgen die ungarischen Staats- 
bahnen ebenfalls den Betrieb mit ihren Lokomotiven und ihrer 
' Mannschaft, mit Ausnahme jener Züge, die nur zwischen St. Gott- 
hard und Fehring verkehren. Die Übernahme und Übergabe der 
"Güter, ebenso die zoll- und grenzpolizeiliche Abfertigung erfolgt 
in St. ‚Gotthard. 

Auf der Strecke Körmend-Giüns wird der gesamte Betrieb wie 
bisher von. den ungarischen Staatsbahnen weitergeführt. 

Auf der Strecke Steinamanger-Pinkafeld wird der Betrieb von 

den österreichischen Bundesbahnen geführt. Die Verhandlungen 
mit der Südbahn, als Eigentümerin des Bahnhofes Steinamanger 
wegen Mitbenützung dieses Bahnhofes werden demnächst ein- 
seleitet. werden. Seit dieser Vereinbarung ist es gelungen, ein 
Einvernehmen mit der ungarischen Bahnyerwaltung auch da- 
hin zu erzielen, daß der Betrieb auf der Strecke Oedenburg— 
Güns in der Weise aufgenommen. wird, daß die Führung der 
Züge durch Lokomotivmannschaften der Raab--Oedenburger 
Eisenbahn erfolst, 
die österreichischen ‚Bundesbahnen besorgt wird. Als .be- 
triebsführende Verwaltung selten die Bundesbahnen. NHin- 
sichtlich des Verkehres der Südbahn und der Raab-Oedenburger 
Bahn auf den Strecken Wr. Neustadt-Oedenburg- Zinkendort 
end Ebenfurth-Oedenburg-Zinkendorf werden besondere Über- 
einkommen getroffen. Das auf den fremden Strecken den 
Dienst versehende Personal ist in dienstlicher Hinsicht der 
'Bahnverwaltung des betreffenden Landes, in disziplinarer Hin- 
sicht der Heimatbahn unterstellt. Dieses Personal wird ferner 
in Listen erfaßt, die den beiderseitigen politischen Behörden 
zur. Überprüfung vorgelegt werden. Diesen Behörden ist es 
vorbehalten, einzelne Bedienstete ohne Angabe von Gründen zu 
streichen und auf diese Weise vom Dienste auszuschließen. 
Die Aufnahme des Verkehres auf den Hauptstrecken hat be- 
reits am 21. Dezember begonnen. 


Im Sinne eines Antrages des Landesrates 
 Etter, ‘betreffend die. Beschleunigung der Elektrisierung der 
Taternbahn, wurde die Landesregierung beauftrast, im Ein- 
vernehmen mit der Kärntner Landesregierung bei der Bundes- 
reeierung mit allem Nachdruck die Flüssigsmachung .der zur 
Wertigstellung der Malnitz-Stubach- Kraftwerke erforderlichen 
Mittel zu: bewirken. 


— Tauernbahn, 


E Woasenstandkeld; In letzter Zeit werden die angekomme- 
nen Sendungen von den Empfänsern in einer Reihe von Bahn- 
höfen- mit großer ‘ Verzögerung ausgeladen. Dieser Umstand 
hat, wie das Bundesministerium für Verkehrswesen mitteilt, 
zur Anhäufung von unentladenen Eisenbahnwagen geführt, so 
daß die Annahme von weiteren Sendungen nach solchen Bahn- 
höfen vielfach gesperrt werden mußte. Diese Verhältnisse 
schädigen den allgemeinen Verkehr. Es ergab sich daher die 
dringende Notwendigkeit, mit allen zu Gebote stehenden Mit- 
teln möglichst Abhilfe zu schaffen. Zu diesem. Zwecke wurde 
das Wagenstandgeld für Abgabegüter in einer Reihe von Bahn- 
höfen auf das Dreifache erhöht, Bei Lebensmittel- und 
Kohlensendungen jedoch tritt diese Erhöhung nur dann ein, 
wenn deren Entladung innerhalb 24 Stunden nach Ablauf der 
standgeldfreien Frist nicht durchgeführt wird. 


— Die neue Paßverordnung. Am 1. Januar 1922 tritt die 
neue Paßverordnung vom 15. Dezember in Kraft. Die Pariser. 
 Verkehrskonferenz vom Oktober 1920, bei der Österreich ver- 
treten war, hatte sich unter anderem auch mit der Frage der 
Behebung der Schwierigkeiten im Reiseverkehr, unter denen 
besonders die wirtschaftlichen Beziehungen der Bevölkerung 
der verschiedenen Länder leiden, zu befassen. Wenn nun auch 


. 


die Konferenz noch nieht die völlige Wiederherstellung des 
Vorkriegszustandes, d. i. die volle Freiheit” im Verkehr be- 
schließen konnte, bedeuten doch die gefaßten Beschlüsse 


wesentliche Erleichterungen auf dem Gebiete des Paß- und 
Sichtvermerkwesens. Die neue Paßverordnung trägt den Be- 
schlüssen der Pariser Verkehrskonferenz vollauf Rechnung und 
schafft gegenüber den bisherigen Zuständen ganz bedeutende 
‚Verbesserungen. So wird durch die Einführung langfristiger 


Reisepässe und Sichtvermerke, welche innerhalb der Gültig-- 


keitsdauer in der Regel zum oftmaligen Überschreiten der 
Grenze des Bundesgebietes berechtigen, den gewiß berechtigten 
Wünschen und Beschwerden der Reisenden hinsichtlich der in 
dieser Beziehung bisher bestandenen umständlichen -Vor- 
‘schriften Rechnung getragen. Weiter bilden auch die grund- 
sätzliche Abschaffung des Ausreisesichtvermerkes sowie die 
Einführung einer einheitlichen Siehtvermerkgebühr, nicht .zu- 


während der örtliche Stationsdienst durch, 


Fıamilienreise- 
Tage des In- 


letzt auch -die Möglichkeit der Ausstellung von 
pässen wesentliche Erleichterungen. _ Mit dem 
krafttretens der neuen Paßverordnung wird im Sinne der Be- 
schlüsse der Pariser Verkehrskonferenz ein neuer  einheit- 
licher Reisepaßvordruck zur Ausgabe gelangen. Die gegen- 
wärtig in Verwendung stehenden Reisepaßvordrucke bleiben, 
insofern der einzelne Reisepaß nicht schon früber durch Frist- 
ablauf, ungültig wird, bis 30. Januar 1922 in Geltung. 


— Burgenland. In Beantwortung . einer vom Landesrat 
Hübter im Namen der Großdeutschen und Bauernbündler gae- 
stellten. dringlichen Anfrage, betreffend Wünsche und Be- 


schwerden der burgenländischen Bevölkerung, verwies Landes- 
hauptmann Dr. Rintelen auf die für die Versorgung des Bur- 
genlandes wichtigen Verkehrsfragen, worüber auf seine An- 
regung in Hartberg zwischen Vertretern des Burgenlandes und 
in Wien mit dem Chef der Verwaltung‘ des Burgenlandes und 
anderen Funktionären Besprechungen stattgefunden haben. Die 
Bemühungen des Landeshauptmanns haben sich auch auf die 
provisorische Schaffung von Kraftwagenlinien erstreckt. 


Die österreichi- 
gut ‘beschäftigt. 


=—— Die österreichische Maschinenindustrie. 
schen Maschinenfabriken sind, derzeit wieder 
Seit dem Herbste hat insbesondere die Ausfuhr eine wesentliche 
Wiederbelebung erfahren, so daß die einzelnen Fabriken in der 
Hauptsache für die Ausfuhr tätig sind. Man kann schätzungs- 
weise annehmen, daß etwa zwei Drittel der gesamten Er- 
zeugung an Maschinen zur Ausfuhr .selansen. Die Fahrbe- 
triebsmittelindustrie und die elektrotechnischen Fabriken 
haben reichlich zu tun. Die Lokomotiv- und Wagenfabriken 
dürften heuer sogar ihre bisherige Höchstleistung erreichen. 
was schon seit Jahren nicht der Fall gewesen ist. Auch ist die 
Ausfuhr bei den: Fahrbetriebsmittelwerken verhältnismäßig 
sehr bedeutend. ‚Jedenfalls hätte auch dieser Industriezweig 
für das Inland nur eine ungenüsende Beschäftigung aufzu- 
weisen, wenn nicht der Währungsstand die Ausfuhr nach ein- 
zelnen Nachfolgestaaten und auch in das sonstige Ausland er- 
möglichen würde. Die elektrotechnischen Fabriken sind ein- 
schließlich der Kabelfabriken reichlich "beschäftigt, und die 
sroßen Unternehmungen überlassen seit langem unbedeutendere - 
Arbeiten (wie Herstellung von Lichtanschlüssen, Installatio= 
nen usw.): meist den kleineren Firmen, da sie von den Arbeiten 
für die Blektrisierung der Bahnen und für die übrige In- 
dustrie voll in Ansprush zenommen sind. Auch der Absatz »n 
landwirtschaftlichen Maschinen hat seit (dem Werbst: stark 
zugenommen. Als Abnehmer kamen neben den Balkanstaaten 
und Nachfolgestaaten auch Italien, Holland und Rußland: in 
Betracht. Fortgesetzt aus Rußland hier eintreffende Anfragen 
lassen erkennen, daß dort insbesondere Aufmerksamkeit für 
den Bezug verschiedener Kleinmaschinen für den Haus- und 
landwirtschaftlichen Gebrauch sowie von Bearbeitungsmaschi- 
nen für verschiedene Gewerbezweige besteht. 
Die "Tiroler 


— Ausbau der Tiroler Straßen. Abgeordneten 


r. Straffner, Dr. Schmidt und Haueis hatten mit Vertretern 
der Tiroler Landesregierung bei den zuständigen "Wiener 
Ministerien Besprechungen über den Zustand der Tiroler 


Straßen. Es wurde ein tatkräftiees Eingreifen :der Regierung 


gefordert. Der Erfolg dieses Einschreitens wird sich darin 
zeigen, daß nunmehr die Gerlosstraße, die Pitztal- und die 
Sillianerstraße sowie die Kalserstraße, die Pillersee- unsl 
Kaunsertalstraße raschestens - fertiggestellt, beziehungsweise 


verbreitert werden. 
sierung die Zusage zemacht, 


Bezüglich der Lechtalerstraße: hat die Re- 
daß diese von der Bundesverwal- 
tung übernommen werden wird. Auch die Thierserstraße soll 
nun endlich fertiggestellt werden, doch wird der geplante 
Tunnel nicht ausgeführt, sondern eine Umgehungsstraße an- 
gelegt werden, wodurch die Baukosten um. etwa 10 Millionen 
Kronen: verringert wurden. Für die genannten Straßen hat 
die Regierung die Geldmittel zur Verfügung gestellt. 


.— Todesfall. Am 16. Dezember starb nach kurzer Krank- 
heit der Vorstand des Departements für die technische Mit- 
wirkung: bei der Sicherstellung von Bahnen niederer Ordnung 
im Bundesministerium für Verkehrswesen, Ministerialrat Ing. 
Edmund Granzer. Er stand seit dem Jahre 1890 im Eisen- 
bahndienst, war bei verschiedenen äußeren Stellen des Bau- 
und Bahrerhaltungsdienstes tätig und wurde 1907 in das Eisen- 
bahnministerium berufen, in dem er nach 13jlähriger, verdienst- 
voller Tätigkeit im vergangenen Jahre zum Departementsvor- 
stande ‚bestellt wurde. 

Besondere Verdienste erwarb er sich um die Pflege der 
deutschen Sprache, und zwar nicht allein in privater, sondern 
auch innerhalb seiner beruflichen Tätigkeit. Er war der lang- 
jährige Berater des Eisenbahnministeriums bzw. des Verkehrs- 
_ ministeriums in allen Fragen der Sprachreinheit.. Aus seiner 


einschlägigen sschriftstellerischen Tätigkeit sind „Die öster- 
reichische Kanzleisprache“ und „Fremdwörter im Bau- und 
Eisenbahnwesen“ hervorzuheben. 
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. Zeitung des Vereins 
entnker Eisenbahnverwaltu 


Ungarn. 


— Eisenbahnverhandlungen zwischen Ungarn und Österreich, 
(Vgl. auch S. 986.) Am 6./7. d.M. fanden zwischen den Abordnungen 
der ungarischen und österreichischen Eisenbahnen wichtige Ver- 
handlungen statt, die sich auf die Aufnahme und Regelung des 
wechselseitigen Verkehrs der beiden Nachbarstaaten beziehen. 
Unter anderem wurden die ‚damit zusammenhängenden Post-, 
Telegraphen-, Paß- und sonstigen Angelegenheiten geregelt. Der 
Führer der ungarischen Delegation war Staatsbahndirektor 
Ministerialrat Anton Paszterezyk., der die Verhandlungen 
als Präsident leitete. An den Beratungen nahm auch der eng- 
lische Oberst Cansey teil, ohne Absicht jedoch, die Verhand- 
lungen in irgendeiner bestimmten Richtung zu beeinflussen. Die 
Verhandlungen haben mit Ausnahme eines einzigen Punktes zu 
einem günstigen Ergebnis geführt. 


— Eröffnung der Telegraphenlinie Budapest-Sofia. - Als tiner 
der Erfolge der auf der Konferenz Portorose sefaßten Beschlüsse 
wurde die unmittelbare telegraphische Verbindung zwischen 
Budapest und Sophia nach dreijähriger Unterbrechung am 14. De- 
zember wieder aufgenommen. Während die alte Linie über Bel- 
grad. ging, führt die neue über Tremesvär-Turn-Severin. 


— Eisenbahnlegitimationen der öffentlichen Angestellten auf 
der Südbahn. Nach einer Verordnung der Südbahndirektion haben 
«lie öffentlichen Angestellten, Militär- und Polizeipersonen und 
deren Familienmitelieder auf den ungarischen Linien der Süd- 
bahn auch im Jahre 1922 Anspruch auf Fahrbegünstieung, wenn 
ihre durch die königl. ung. Staatsbahnen bzw. Militärbehörden 
ausgestellte Eisenbahnlegitimation von der Betriebsdirektion der 
Südbahn mit einem entsprechenden Gültiekeitsyermerk oder einem 
Einlageblatt versehen wird. 


— Budapest-Szent-Lörinezer Lokalbahn A.-G. Die Direktion 
dieser Unternehmung weröffentlicht ietzt ihre Bilanz, die mit 
einem Verlustsaldo von 16402 K. schließt. 


— Ungarn auf der Lyoner Ausstellung. 

bis 15. März 1922 eine internationale Messe statt, an der auch 
ale teilnehmen wird. Seit Ende des Weltkrieges wird jetzt 
2a zum erstenmal zu einer internationalen Messe einge- 
\aden. Auf Veranlassung der ungarisch-französischen Handele- 
kammer haben sich bereits viele Aussteller gemeldet, denen sich 
(zelegenheit bieten wird, ihre vorzüglichen Erzeugnisse den West- 
staaten vorzuführen, um auf dem Weltmarkte als Wettbewerber 
aufzutreten. 


— Neue Viehpaßformulare. Nach einer Verordnung des 
Finanzministeriums dürfen viehpaßpflichtige Tiersendungen nur 
mit neu eingeführten Viehpässen befördert werden. Diese For- 
mulare müssen auch die vorgeschriebenen tierärztlichen und son- 
stigen Bescheinigungen ‘enthalten. 


Verkehrsfragen. Der Verkehr mit Südslawien. und 
zwar über die Station Gyekenyes, der Stückgut- und Wagen- 
ladungsverkehr in beiden Richtungen und der Wagenladungs- 
verkehr über Kelebia und Röszke wurde wieder aufgenommen. 
— Der Gesamtverkehr auf der Strecke Sopronk ertes- 
Kbenfurt wurde eingestellt und nach der Station Pinnye 
werden keine W ee angenommen. Ferner wurde der 
(Gesamtverkehr auf der Strecke Sopron (Ödenbure)-Lajtaszent- 
miklös eingestellt. — Der Verkehr nach Stationen der tsche- 
chischen Bahnen über Orosvär, Szob, Drögelypalänk, Ipoly- 
tarnöc, Salgotariän und Sätoralianjhely, ferner über Bänreve und 
Hidasnameti wurde wieder aufgenommen. 


— Die Franz-Josef-Unterirdische elektrische Eisenbahngesell- 
schaft. Nach dem Geschäftsbericht dieser Bahn bezifferte sich 
der Verlust im Jahre 1920 bei einem Stammkapital von: 7,013 
Mill. Kronen auf 23475 Kr. gegenüber einem im Vorjahre er- 
zielten Gewinn von 51788 Kr. 


— Die Deutsch-ungarische Handelskammer. An dieser Stelle 
ist bereits mitgeteilt worden, daß vor einigen Monaten in Buda- 
pest die Deutsch-ungarische Handelskammer ins Leben gerufen 
wurde. Diese hat die Absicht, eine Musterschau deutscher Wa- 
ren in Budapest einzurichten. Sie glaubt, die deutsch-ungari- 
schen Wirtschaftsbeziehungen im Were des in Ungarn. einge- 
führten Freilagersystems wieder beleben zu können. In den 
Freilagern können nämlich die Waren unter Zollverschluß blei- 
ben, dürfen hier besichtigt und verkauft werden und brauchen erst 
dann verzollt zu werden. Es bietet sich somit für die deutsche 
Ausfuhr Gelegenheit, ihre Waren in diesen Freilagern unter- 
zubringen;.sie können im Falle der Unverkäuflichkeit wieder 


zurüc kzenommen werden, ohne Zoll bezahlen zu müssen, so daß 


bloß die Hin- und Rückfracht in Frage käme. Eine weitere Be- 


 spektor der königl. ung. Staatsbahnen Karl Frey tag zum Mit 


"und südöstlich der Ostsee und zugleich über die Seefahrtver- 


In Lyon findet vom 


‚eingeführt, umgeladen und wieder ausgeführt werden, ohne da 


günstigung hat die ungarische Regierung für deutsche Ge 
schäftsreisende dadurch vorgesehen, daß an Stelle der zeitrau. 
benden und wumständlichen polizeilichen ' Anmeldung der Pat 
lediglich der Deutsch-ungarischen, Handelskammer übergebe 
wird, die dann ihrerseits das weitere veranlaßt. 

ER. Personalnachrichten., Der Handelsminister hat den -Iu 
glied des Prüfungsausschusses der Dampfkesselheizer und Lokog 
motivführer ernannt. 


rn 
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Uebrige europäische Länder. 
— Die Ostseehäfen in ihrem Ringen um den | kommender 


Durchgangsverkehr. Die Hafenverwaltung der Stadt Stockholm 
hat einen "Bericht über die wichtigsten Durchgangshäfen östlich 


hältnisse in: Hamburg veröffentlicht, der zur Beurteilung. der 
Aussichten im Wettkampfe um den Großhandel und die Seefahrt 
der Länder um die Ostsee und insbesondere Rußlands dient. 

Zunächst behandelt der Bericht die Freihafenanlage von 
finnisch Hangö, Taludden, die über einen sehr. ausgedehnten und 
günstig gelegenen Bereich verfügt. Hier sollen vier große 
Hafenbecken zur Anlage kommen mit neuzeitliehen Kais und 
geräumigen Lagerhäusern mit Bisenbahnanschlüssen. Man er- 
wartet den Beginn der Fr eihafenanlegung günstigsten Falles im 
kommenden Herbst oder im Frühjahr 1923. Lagerhäuser mit 
ungefähr 12000 qm Bodenfläche sind schon aufgeführt und durch 
besondere Gleise an die Staatsbahn und den jetzigen Hafen an- 
geschlossen. Der Verkehr hat, wenn auch in kleinem Umfange 
eingesetzt. Die Bisverhältnisse legen im allgemeinen dem Ver- 
kehre in Hangö kein Hindernis in den Weg; auch Eisbrecher 
sind vorhanden. Im "Anschluß hieran wird in bezug auf die 
Seefahrt nach Petersburg erwähnt, daß die Stadt zwischen 
16. September und 17. November von 107 Fahrzeugen angelaufen 
wurde mit zusammen 81762 Nettotonnen und einer Fracht von‘) 
132373 t.: Nicht weniger als 49 von diesen Fahrzeugen fuhren 
unter deutscher: Flagge. 4 

In Estland wurde Baltischport am 1. Juni zum Freihafen; 
erklärt. Dagegen scheint der in Reval geplante Freihafen nicht 
zustandezukommen. Praktisch genommen besitzt er iedoch 
schon jetzt Freihafeneigenschaften, denn es können dort Waren 


sie verzollt werden. Der Hafen von Reval. soll gleichzeiti 
etwa 13 Fahrzeuge von 5000 t mittlerer Tragfähirkeit auf- 
nehmen können; er ist in der Erweiterung begriffen. Die Lager- 
häuser in Reval sollen bis gegen 500000 t Waren aufnehmer 
können, und 500 bis 600 Eisenbahnwagen sollen innerhal 
2A Stunden vom Hafen befördert werden können. Das Frei-. 
hafengebiet in Baltischport ist nur ungefähr 35000 am gro 
Krane sind noch nicht da, sollen aber in Anschaffung. begriff 
sein. Die am Platze befindlichen Lagerhäuser sollen ungeli 
10000 t Güter aufnehmen können. x 

Die lettische gesetzgebende Versammlung hat im Mai ein 
Gesetz über die Einrichtung eines Freihafens angenommen, ab. 
eine abschließende ‚Entscheidung über dessen Anlage wurde 
noch nicht getroffen. Sowohl in Libau wie in, Windau können. 
indes schon jetzt Waren zollfrei in Lagerhäusern mit Fre 
hafenrecht aufgestapelt werden. Sämtliche Lagerhäuser in 
Hafen von Riga sollen für Durchgangsgüter russischer un 
amerikanischer Unternehmungen verpachtet sein, Die letz 
genannte Hafenanlage hat im Kriege bedeutenden Schaden 
litten, sie dürfte aber inzwischen nicht nur nach dem Stand von 
1913 wieder. hergestellt, sondern auch verbessert worden s 
Im: Jahre. 1919 kamen nur 207 Fahrzeuge an; zegen 2951 i ih 
Jahre 1913, aber 1920 hat sich der Verkehr auf 762: Fahrzeuge 
erhöht, also mehr als verdreifacht, und 1921 hat der Verkeh 
weiter zugenommen. X. 

Das größte Interesse zieht zweifellos der Teil des Bericht 
auf sich, der von der Entwickelung der Seefahrt von Hamb 
nach dem Kriege handelt. Der am meisten hervorstechende Z 
in diesem .Berichte ist natürlich die Beteiligung der Vereinigt 
Staaten. .1913 wurde dieses Land von einem einzigen Fahrz: 
vertreten, 1919 von 216 ankommenden und abgehenden und 192 
von nahezu dem Dreifachen oder 549 Fahrzeugen von ungefäh 
2.050 000 Rezistertonnen. Amerika hat auch in großem Umfan 
Anstalten getroffen, sich in der Stadt der Kaibereiche, der Lager 
häuser und anderer ausschließlich für amerikanische Fahrzeı 
vorgesehenen Einrichtungen zu versichern. Auch mehrere son 
stige ausländische Reedereien sollen wegen Erwerbs von Hafen- 
gebieten in Hamburg verhandeln. Der Verkehr in Hamburgs 
Hafen während der Monate Januar bis September 1921 wir 
durch folgenden Vergleich mit dem gleichen Zeitabschnitt 1913 
veranschaulicht. 1921 kamen 6145 Fahrzeuge von. 6731000 Re 
gistertonnen an und gingen 6991 Fahrzeuge mit 6 654.000 t ab, 
1913 waren die entsprechenden Zahlen 11 225 ankommende Schiff 
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mit 10599000 t und 12579 abgehende mit 10842000 t. Weiter 
kann beigefügt werden, daß die ankommende und abgehende 
Tonnage für September eine Mehrung von 63% gegenüber 
Januar darstellt und daß die Tonnenzahl für September nicht 
weniger als 82% der entsprechenden Tonnenzahl des gleichen 
Monats im Jahre 1913 darstellt. LIT DET 


— Bericht der Oberrevisoren über die Prüfung der Rech- 
nungen und der Verwaltung der schwedischen Staatsbahnen für 
1920. Der Bericht liegt nunmehr der Regierung vor und spricht 
sich über die verdienstvolle Art, in der die Generaldirektion 
ihre verantwortungsvolle und schwierige Aufgabe gelöst hat, 
anerkennend aus. Über das Verkehrsergebnis ist gesagt, daß 
das Gesamteinkommen auf den Tag und das Bahnkilometer ze- 
rechnet im Mittel für 1920 sich belief auf 167,91 Kr., die Aus- 
gabe auf 153,43 Kr. Für 1919 waren die betreffenden Zahlen 
146,60 und 152,05 Kr. Über die vielangegriffene Steinkohlen- 
politik der Staatsbahndirektion sagt die Revision, daß die 
Staatsbahnen zur Sicherstellung des Verkehrs einen Vorrat für 
einen Jahresbedarf halten sollten. 
fassen, daß die Staatsbahnen unabhängig von den Schwankun- 
gen am Kohlenmarkt und seinen Aussichten diesen Jahresvor- 
rat ständig und starr einhalten sollten. Andererseits dürfe 
"aber die Aufrechterhaltung des Verkehrs ' nicht durch un- 


gewisses Zuwarten auf erhoffte niedrigere Preise aufs Spiel ge-. 


setzt werden. Daß einige Käufe der Generaldirektion bei wei- 
terem Zuwarten hätten verbilligt werden können, ist nicht ab- 
zustreiten, bei den unbestimmten und unberechenbaren Verhält- 
nissen am Kohlenmarkte jedoch hält die Revision die Einkaufs- 
‚politik der Generaldirektion für ganz begreiftlich. BASS 


In der schwedischen Presse wurde geäußert, daß die von Ame- 
rika angekauften Schienen für schwedische Verhältnisse un- 
brauchbar seien, und daß die Generaldirektion sie als Schrott 
zu verkaufen versucht habe. Die Oberrevisoren sind der Sache 
nachgegangen und haben festgestellt, daß weder eingefahrene 
Stöße, die auf zu weiches Material hindeuten, festzustellen seien, 
nuch auch sonst Fehler, die auf Sprödiskeit des Materials 
- schließen lassen. 
‚abschluß 
die Herstellungsbestimmungen vergewissert. 
“mit den schwedischen überein. 


Letztere stimmen 
Die Oberrevisoren fassen ihr Schlußurteil folgendermaßen zu- 
sammen: für das Ergebnis der’ Geschäftsabwicklung im ganzen 
“ist‘die Generaldirektion verantwortlich. Aber im gleichen Maße, 
in dem dieses Ergebnis unmittelbar oder mittelbar Einwirkungen 
ausgesetzt ist, die sich dem Einflusse der Generaldirektion ent- 
ziehen, ist auch die Verantwortung der Generaldirektion einge- 
‚schränkt. Derartige Einflüsse haben. in den: letzten Jahren in 
. großem Umfange mitgespielt, so der Krieg und dessen Folgen 
und dann der vom Reichstag aufgestellte Lohnstatus. Eine ge- 
rechte Verantwörtlichkeitsausscheidung begegnet sonach großen 
Schwierigkeiten, wenn eine solche aber erfolsen könnte, so 
würde sie ausweisen,. daß nur der kleinere Teil der Verant- 


wortung für das ungünstige Ergebnis der Tätigkeit der Eisen- - 


bahnen in den letzten Jahren die Generaldirektion selbst; treffe. 
Wenn .es gelte, ein allgemeines, gerechtes Urteil über die Ver- 
waltung der Eisenbahnen zu fällen, so dürfe man nicht die 
gleichen Gesichtspunkte, wie bei einem Privatbahnbetrieb an- 
wenden. Die Staatsbahndirektion muß ganz anders als eine 
_Privatbahn auf die Allgemeinheit Rücksicht nehmen. Die Ge- 
 neraldirektion ist auch ganz anders als eine Privatbahn den 
Folgen des unmittelbaren Eingreifens der Regierung und: des 
- Reichstages in die Verwaltung ausgesetzt. Dr.S; 


— Der neue schweizerische Bundespräsident. Die Bundesver- 
sammlung hat:den bisherigen Vorsteher - des Eisenbahn- und 


Postdepartements, Bundesrat Dr. Robert Haab, für das Jahr. 


- 1922 zum Bundespräsidenten mit großer Stimmenmehrheit ge- 

wählt. Bundespräsident Haab ist erst 56 Jahre alt; er stammt 
aus Wädenswil im Kanton Zürich. In Zürich, Straßburg und 
Leipzig hat er Rechtswissenschaften studiert. Nachdem er eine 
Zeitlang als Rechtsanwalt und am zürcherischen Obergericht 

tätig gewesen war, trat er als Regierungsrat in die Regierung 
seines Heimatkäantons ein und verwaltete das Justiz- und Polizei- 
- departement, später das Baudepartement. Dort befaßte er sich 
- mit Eisenbahnfragen; er war auch Mitglied des Verwaltungsrats 
_ der Südostbahn und des Kreiseisenbahnrats des III. Kreises. 
Nach dem Ausscheiden Weißenbachs 1911 wurde H. als Mitglied 
in die Generaldirektion der S.B.B. berufen und übernahm dort 
die Rechtsabteilung. ' Seine Tätigkeit im Eisenbahnwesen ver- 
- tauschte er im Jahre 1917 mit dem schwierigen Posten eines 
- -Gesandten in. Berlin, dessen Beseutung in der Kriegszeit die 
- Wahl eines Mannes erforderlich machte, auf dessen Takt und 
 Tatkraft sich die schweizerische Regierung verlassen konnte. 
Dieses Vertrauen hat H. in hohem Maße gerechtfertigt, und es 
E wurde von der deutschen Regierung, die in ihm eine starke und 


7 


Doch sei das nicht so aufzu- . 


Die Generaldirektion hat sich vor Bestellungs- 
sowohl über den Schienenquerschnitt als auch über 


men z nn re = = un a m 


wahrhaft neutrale Persönlichkeit schätz. 
bedauert, als er schon nach kurzer Zeit aß Nachllger Forrers 
an die höchste Verwaltungsstelle berufen wußde, die die Schweiz 
zu vergeben hat, Als Vorsteher des KEisenbahn-Lund Postdepar- 
tements hat sich Haab in vierjähriger Tätigkeit Alg ein vor- 
trefflicher Verwaltungsbeamter erwiesen, der die Leitung des 
notleidenden Verkehrswesens in vorbildlicher Weise geführt hat. 
Die, schwierigen Verhandlungen mit dem Personal, die Auf- 
stellung des Reorganisationsplanes der S.B.B.-Verwaltung und 
seine Vertretung bei den mitwirkenden , Körperschaftın sind 
Leistungen, die eine geschickte Hand und große Tat- wud Ar- 
beitskraft erforderten. Wenn aus der „Lex Haab“ trotz aller 
Antechtungen durch die Interessenten etwas Brauchbares 
herauskommt, so ist das in der Hauptsache seiuer Person zu 
verdanken. Im Parlament hat Haab durch die sachkundige und 
nur von sachlichen Gründen geleitete Vertretung seines Ressorts 
die größte Anerkennung und das willige Ohr der eidgenössischen 
Räte erworben. Jetzt hat die Schweiz durch Haabs Wahl zum 
Bundespräsidenten einen ihrer besten Männer mit ihrer höchsten 
Ehrenstelle. bekleidet. rS 


r 4 


hatte, lebhaft 


— Entstaatlichung der französischen Staatsbahnen?\Die fran- 
zösische Regierung hatte einen Ausschuß eingesetzt, \der sich 
mit den Verhältnissen der französischen Staatsbahnen zu be- 
fassen hatte. Dieser Ausschuß hat sich nach eingehenden Ver- 
handlungen vor kurzem mit einer Mehrheit von 25:10 Stimmen 
unter endgültiger Ablehnung aller anderen Vorschläge für einen 
Plan ausgesprochen, der die Überführung der Staatsbahnen in 
einen privaten Betrieb ins Auge faßt. Der Plan, der vom dem 
Abgeordneten Butreil ausgeht, sieht zu diesem Zweck die Bıl- 
dung einer industriellen Gesellschaft vor, in deren Verwaltungs- 
rat auch Vertreter der Regierung und der wirtschaftlichen Ver- 
bände sowie Vertreter des Personals Aufnahme finden sollen, 


— Die Lage der italienischen Staatsbahnen. Der „D. Alle. 
Z/Ag.“ wird aus Rom berichtet: In der Kammerkommission er- 
stattete der Minister Bericht über die Lage der Staatsbahnen. 
Die Bilanz für das Jahr 1920/21 schloß mit einem Fehlbetrag 
von 1045526 Lire, obwohl die Verkehrseinnahmen sich gegen 
die Schätzung von 1,4 Milliarden auf 2,6 Milliarden gesteigert 
hatten. Die Ausgaben für das Personal sind auf 1,8 Milliarde 
gestiegen (Verteuerung 670 Mill. Lire gegen das Vorjahr). Die 
Ausgaben für Kohlen sind auf 1,1 Milliarde angewachsen (Ver- 
teuerung 800 Mill, Lire gegen den Voranschlag). Im neuen Vor- 
anschlag sind für Kohlen 750 Mill. Lire unter Annahme eines 
Mittelpreises von 300 Lire für die Tonne vorgesehen. Zurzeit 
kosten die auf dem Landweg von Deutschland bezogenen Kohlen, 
die den größten Teil des Eisenbahnbedarfs von 2,5 Mill. Tonnen 
decken, durchschnittlich 125 Lire für die Tonne. Für Unterhalt 
werden: 420 Mill. Lire angenommen gegen verausgabte 475 Mill. 
Lire im Vorjahr. ‘Für das Personal-sind 1846 Mill. Lire ver- 
anschlagt. Die Erhöhung der Personalausgaben ist verursacht durch 
die Gehaltserhöhungen, die Vermehrung der Beamten, die aus 


-politischen Gründen unverhältnismäßig groß war, Herabsetzung 


der Arbeitszeit usw. Die Last der Überzahl von Beamten kann 
nur nach und nach abgebaut werden. Die Agitation für neue 
TDeueruneszulagen wird zweifellos zu einer weiteren Verschär- 
fung der Finanzlage der Staatsbahnen führen. 


— Zusammenstoß des Orient-Expreß. Nach einer Meldung 
aus Venedig vom 22. Dezember 1921 stieß der von Paris kom- 
mende ‚Orientexpreß bei San Dona an der Piave mit dem 
Schnellzue Triest—Rom zusammen. Von den Reisenden des 
Schnellzuzes wurden zwei Personen getötet und 35. verletzt, 
während von den Reisenden des ÖOrientexpreß niemand verletzt 
wurde. 


z 


— Statistischer Bericht über die englischen Eisenbahnen, Das 
englische Verkehrsministerium hat’ soeben den ersten statisti- 
schen Bericht über das Anlagekapital, den Verkehr, die Ein- 
nahmen und Ausgaben der Eisenbahnen von England, Schott- 
land und Irland veröffentlicht, zu dem ihm die Eisenbahngesell- 
schaften die Unterlagen auf Grund des Verkehrsgesetzes vom 
Jahre 1919 haben liefern. müssen. Aus ihnen geht hervor, daß 
im Jahre 1920 die Durchschnittsbelastung eines englischen 
Güterwagens 5,34 t, die eines Güterzugs 130,25 t war. Ein 
Güterzug legte durchschnittlich in der Stunde 12,6 km, ein Per- 
sonenzug 21,0 km zurück. Auf eine Lokomotivstunde kam eine 
Nutzleistung von 676 tkm. Die durchschnittliche Förderweite 
betrug 93 km für alle Güter, 144 km für Stückgüter, 76 km für 
Kohle und Koks und 82: km für Erze. 


irfion Villach. 


verkel eröffnet worden. 


senbahndirektion 


Te 


73 | Amtliche Bekanntmachungen. 


% Erweiterung der Abfertigungs- 
-  befugnisse von Stationen. 


2 Der Haltepunkt Kirchhammel- 

warden wird am. Januar‘ 1922. als 
Ladestelle für den Güterverkehr in 
Wagenladungen eröffnet. 

Bedienungs- und Tarifstation ist Brake 
(Oldbe.). Näheres ist auf den Stationen 
zu. erfahren. 2457) 

Oldenburg, den 17. Dezember 1921. 

Eisenbahndirektion. 


2. Güterverkehr. 


Wechselverkelr deutscher Eisenbahnen 
untereinander. 

Heft CIE (Ausnahmetarif) Tv. 200. 

Mit Gültiekeit vom 1. Januar .1922 
werden in dem Ausnahmetarif 
Steine (Nachtrag 1) als Versandstationen 
nachgetragen: Amerika: (Sa), Aue. (Erz- 
eeb.), Auerswalde-Köthensdorf, Berbers- 
dorf, Wilkau Day und W olkenbure. 

Auskunft geben die beteiligten Güter- 
abfertigungen sowie das Auskunftsbüro 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. 

Berlin, den 25. Dezember 1921. 


Eisenbahndirektion. (2183) 


Gemeinschaftliches Heft C Ib (Zuschlags- 
und Anstoßfrachten usw.). 

Mit Gültigkeit vom 22. Januar 1922 
werden für die Beförderung von Gütern, 
soweit sie nicht seewärts  ein- oder" aus- 
geführt werden, zwischen. Bremen. Hbf. 
und den Lade- oder Übergabestellen im 
Gebiet der Tarifstationen Bremen Hohen- 
torshafen (für diese auch in Richtung 
Delmenhorst), Bremen Inlandshafen, 
Bremen Weserbf. und Bremen Zollaus- 
schluß: besondere Anstoßfrachtsätze . er- 
hoben. Gleichzeitig werden für seewärts 
ein- und ausgehende Güter Kontrollvor- 
schriften eingeführt. 


Außerdem werden‘ die örtlichen  Be- 


stimmungen für Bremen Zollausschluß, 
Bremen -Inlandshafen und die bisherige 


lLadestelle Bremen Hohentorshafen ze-” 


ändert. 


Bremen Neustadt Pbf. erhält die Be- 


zeichnung-Bremen Hohentorshafen. 

Näheres im Gemeinsamen Tarif- und 
Verkehrsanzeiger. Die verkürzte Ver- 
öffentlichungsfrist ist auf Grund der vor- 
übergehenden Änderung des $S 6 der 
Kisenbahn-Verkehrsordnung 
1914, S. 455) ‚genehmigt. (2164) 

Hannover, ‚den 19. Dezember 1921. 

Eisenbahndirektion. 
Ben Tiertarif für die ollenuripen: 
Linien, Teil I. 

Im Nachtrag TIL, Seite 3, wird im Ab- 
schnitt C, Nebengebührentarif, Ziffer 
VIa), die Telegrammgebühr in 3,— # 
und 3 Kronen 60 Heller geändert. 

Dresden, 20. Dezember 1921. 

Eisenbahn-Generaldirektion. 


(2169) 


röffnung von Stationen. 


Am 20. Dezember 1921 
schen/den Stationen Hermagor und Rattendorf-Genie 
ter 38.298 der Linie Arnoldstein-Kötschach-Mauthen ge- 
altestelle Tröpolach für den Personen- und Gepäck- 


Änderung von Stationsnamen. 
Oldenbux:g.. .Der 


‚gleiche wie für die Anstoßstation. 


5a für. 


(R.-G.-Bl. 


Zeitung des Verein! e 
Deutscher Eisenbahnverwaltu 


Stickhausen an der Strecke Leer (Ostfriesl.)-Oldenburg (Oldeni 
burg) erhält vom 1. Januar 1922 ah die Here Sr 
hausen-.V elde (Ostfries1)).. 1 


Rundschreiben der 


lassen worden: 


Nr. III 367 vom 19. Dezember 1921 an sämtliche Vereinsver- 
waltungen und das Eisenbahn-Zentralamt Berlin, betreffend Ein 
stellung der Güterwagen der Crefelder Eisenbahn in den Reiche 
bahnwagenpark (abgesandt am 23. Dezember d. J.). i 


Bahnhof 


Ostdeutsch-Bayerischer Güterverkehr. 
Mit sofortiger Wirksamkeit wird die 


‚Station Nürnberg Süd (Bay) St., W., 
‚in den Tarif aufgenommen. 
entfernungen sind zu bilden durch Anstoß . 


Die Tarif- 


von 3 km an die Entfernungen von Nürn- 
berg Rbf. Die Verkehrsleitung ist die 
(2158) 
München, 20. Dezember 1921. 

Tarifamt beim RVM., Z. B. 


Binnen-Gütertarif für die vollspurigen 
Linien, Teil 11, Heft 1. 

Mit Gültigkeit vom 1. Januar 1922 wer- 

den in Abänderung der Vorbemerkung 3 

zu Abschnitt ©, Nebengebührentarif, bei 


- unseren im Gebiete der Tschechoslowakei 


gelegenen Stationen die Nebengebühren 
stets nach den im Nebengebührentarif ent- 
haltenen Beträgen in Kronen währung 
erhoben. Die Einführung der Tarifmaß- 
nahme mit verkürzter Veröftentlichungs- 
frist gründet sich auf die vorübergehende 


Änderung des $ 6 der Eisenbahn-Ver- 


kehrsordnung. (21023) 
Dresden, am 20. Dezember 1921. 


Eisenbh.-Generaldirektion. 


Gemeinsames Heft A — Tiv. 200. 
Mit Gültigkeit: vom 1. Februar 1922 


wird die Zusatzbestimmung 6 zu $ 56 


der E. V. ©. Aufgabe mehrerer gleich- 
artiger Sendungen für einen Empfänger 
und einer Bestimmungsstation auf einen 
Fraehtbrief ‚gestrichen. Die Streichung 
ist gemäß S 2 E. V. ©. genehmigt. 
Auskunft geben die beteiligten Güter- 
abfertigungen sowie das Auskunftsbüro 
hier, Bahnhof Alexanderplatz. (2177 
Berlin, den 20. Dezember 1921. 
Eisenbahndirektion. { 
Stääte- und Priyatbahn- Güterverkehr 
Heft € II. 
Mit Gültigkeit vom 1. Januar 1922 ist 
ım. Ausnahmetarif 8 für frische usw. 
Seefische die bisherige Versandstation 


Bremen Neustadt Pbf. in Bremen Hohen- : 


torshafen Zu 110 zu ändern. 

Ferner ist bei Bremen Zollausschluß 
nachzutragen. „Zu 110°, (2175: 
Hannover, den 22. Dezember 1921. 
Fisenbahndirektion. 


Staats- und Privatbahn-Güterverkehr: 
Teilheft CIIL, Ausnahmetarife. . 
Ab 1. Januar 1922 wird  Cunnersdörf 
b. Kamenz (Sa) als Versandstation in 


“den Ausnahmetarif 5 a einbezogen. 


Halle (Saale), den 22. Dezember 1921. 
Eisenbahndinektion. (2162) 


Mühlhausen-Ebelebener Eisenbahn, 
Mit Gültigkeit vom 1. Februar n. J. 


tritt im Güter- und Tierverkehr gemäß: 
. dem Vorgehen der 


Reichseisenbahnen 
eine weitere Ertöhung um 33% % ein. 
Mühlhausen, den 21, Dezember 1921. 
Der Vorstand. 


(reschäftsführenden Vervalne She a 


Deutsch - Schwedisch - Norwegischer Ver- 
 bahndirektion des 


stückzut und den Frachtstückzut-W agcng 


zu beziehen. 


(2159) 


A 


bands-Gütertarif, Teil II, vom 1. Ds 
i zember 1921. 7 

Am 1. Januar 1922 tritt Nachtrag I in 
Kraft. Er.enthält neben Änderung der 
Zuschläge für die Stationen ‘der Eisen 
Saargebiets neue 
Schnittafeln B und BI  (nordische 
Schnittsätze) und eine nete Kurszu- 
schlagstafel. Die neuen Tafeln erhalten 
Ermäßigungen in den Sätzen für Eilgut 
(Stückgut und Wagenladungen), Fracht: 


ladungsklassen 6 und 7. 
Altona, den 23. Dezember 1921. 3 
Eisenbahndirektion, (2185 
‚namens. der V rbandsve Var 


Stants- und Privatbahn- Güterverkehr. 
Tv. 5. j 
Mit Gültiekeit vom 1. Aamlar 1922 
werden die Teilhefte BII 11, 16, 20 und? 
21 neu herausgegeben. Hierin sind die’ 
Nachträge ne eingearbeitet. ‚Eaele Ein 
das Teilheft 22,00 M. 
Die Teilhefte sind durch die Yet 
ten Güterabfertisungen sowie das Aus- 
kunftsbüro, hier, Bahnhof N 


Berlin, den 22. Der 1921. ° 
E isenbahndirektion. 


Gütertarif deutsche Stationen auf 
Scehweizergebiet — schweiz. Stationen. 
Auf 1. Januar 1922 .erseheint ein die. 
rekter Gütertarif für den Verkehr der 
Stationen Beringen Bad B£f., Neuhausen 
Bad. Bt{.,.- Neunkireh, Richen b. Basel, 
Thayngen und Wilchingen -Hallau mit 
Stationen schweiz. Bahnen. Er ist zu 
Preise von 1540 AM hei- unserem 'Ver- 
kehrsbureau oder zu 3,10 :Fr. bei unser 
ren beteiligten Stationen erhältlich. | 
Karlsruhe, 22. Dezember 1921. (2173) 

Eisenbahn-Generaldirektion. a 


Württ. Binnengütertarii. $: 
Pfälzisch-Württembergischer Güter- 4 
verkehr. I ’ 

‚Mit Gültiekeit vom 1. Februar 1922 N 
treten Tarifänderungen im Verkehr mi 
Kaiseringen- -Frohnstetten und Urbach .b. 
Schorndorf ein, wodurch sich zum Teil 
Frachterhöhungen ergeben. Näheres ‚bei 
den Dienststellen und in ‘unserem Tarif 
anzeiger.- (2174) 
Stutteart, den 23, Dezember 1921. 
Eisenbahn- Generaldirektion. 


Westdeutsch-Sächsischer Gütery RE 4 
Mit Gültigkeit vom 1. ) 

mit den ‚Entfernungen für Bremen Hbf 
in den Tarif aufgenommen, E 
Ferner ist bei Bremen Tnlondeho 

und Bremen Zollausschluß der. Zusatz 
„Zu 110° nachzutragen. (2 163) 
Hannover, den 21. Dezember 1921. Az 

- ‚ Bisenbahndirektion. 


cire, 


i 
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LXLJ Aires \ 
». Dezember 1921. N 


Mit Gültigkeit ab 1. Januar 1922 treten 
Änderungen in den Frachtsätzen des 
Ausnahmetarifes 6a im Binnenverkehr 
in Kraft. Nähere Auskunft. erteilen die 
Dienststellen. (Cala) 

Gera-Reuß, den 23. Dezember 1921. 

Gera-Meuselwitz-Wuitzer 
Sisenbahn-Aktiengesellschaft. 
Die Direktion. 


Deutsch-Dänischer Verbandsgütertarif, 
Teil II, vom 1. Dezember 1921, 
Deutsch - schwedisch - norwegischer Ver- 
bands-Gütertarif, Teil II, vom 1. Dezem- 

ber 1921. 

Mit Gültiekeit vom 1. Januar 1922 
werden die Stationen Bremen Hohentors- 
hafen (Old) und Bremen Inlandshafen 
(Hn) in die obengenannten Tarife auf- 
senommen, Mit dem gleichen Zeitpunkte 


' werden im Verkehr mit den Tarifstatio- 


‘Bremen Zollausschluß besondere 


nen Bremen Hohentorshafen, Bremen In- 
landshafen, Bremen Weserbahnhof ur 

n- 
stoßfrachten eingeführt, die nicht für 
seewärts ein- und ausgehende Güter gel- 
ten. Die verkürzte Veröffentlichungs- 
frist ist auf Grund der vorübergehenden 


Änderung des $ 6 der Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung (R. G. Bl. 1914, .S. 455): 
genehmigt. Näheres im Gemeinsamen 


Tarif- und Verkehrsanzeiger. (2180) 
Hannover, den 21. Dezember 1921. 
Eisenbahndirektion. 


rg -westdeutsceher. Güterverkehr, 
Süd f 


Mit Gültiekeit vom .1. Januar .1922 
wird der Tarif für.den oben bezeichne- 
ten Verkehr ausgegeben. Er enthält 
löntfernungen: 

1. für verschiedene Verbindungen ‚des 
bayerischen (pfälzischen) Bahnnetzes 
und des Direktionsbezirks Trier unter 


sich, 
2, für verschiedene Stationen der Di- 
'  rektionsbezirke Köln und Trier 


einerseits mit verschiedenen ' Statio- 
nen des bayerischen (pfälzischen), des 
badischen, des württembergischen 
.- und des bayerischen 
- schen) ' Bahnnetzes, sowie des Dir.- 
bezirkes Mainz und der-an diese Bah- 
nen anschließenden Privatbahnen 
anderseits. | 
Die Frachtsätze auf Grund der Ent- 


fernungen des neuen Tarifs werden nur 


dann angewendet, wenn es vom Absen- 
der im Frachtbriefe vorgeschrieben 
wird. Nähere Auskunft geben die be- 
teilieten Abfertigungen, von denen der 
Tarif auch käuflich bezogen werden 
kann. (2178) 

- Frankfurt (Main), 22. Dezember. 1921. 

Eisenbahndirektion, 

. Deutscher Seehafenverkehr mit Süd- 

deutschland. 

Mit Gültiskeit vom 1. Januar. 1922 
wird die Station Bremen  Hohentors- 
hafen (Old), Dienstbeschränkungen usw. 
„Bes, E St“ (nur. Bmpfang), CR, WA, 
Zu 110 mit den Entfernungen für- Bremen 
Hbf. in den Tarif aufgenommen. - Des- 
gleichen ist bei 
und ‚Bremen Zollausschluß 
„Zu 110“ nachzutragen. 

Die- Stationsfrachtsätze für beschleu- 
nigtes Eilgut von Stuttgart Hbf. und 
Tamm b. Bietigheim nach Bremen und 
Hamburg und von Schaffhausen nach 
Warnemünde werden der am 1. Dezem- 
ber 1921 eingetretenen Frachterhöhung 
entsprechend geändert. Näheres im Ge- 


das. Zeichen 


 meinsamen Tarif- und Verkehrsanzeiger. 


Hannover, den 20. Dezember 1921. 
Eisenbahndirektion. (2166) 


(rechtsrheini- 


Bremen Inlandshafen 


 sätze bei Einstellung der 


- Junge der Schiffahrt in 


 Zechoslovakischen 


991 


Ostdeutsch-Südwestdeutscher Güter- 

verkehr. 

Mit Gültigkeit vom 1. Februar 1922 
erscheint eine Neuausgabe der Tarif- 
hefte 1, 2. und. 3. (früher 4). 
durch werden’ die Tarifhefte 1, 2 
(des 
kehrs 


und 4 
Ostdeutsch-Südwestdeutschen  Ver- 
vom 1. April 1907 nebst Nach- 


Änderungen 
hoben. " 
Die neuen Tarifhefte enthalten teil- 
weise erhöhte Entfernungen sowie Ent- 
fernungen für eine größere Anzahl 


und - Ergänzungen aufge- 


: neuer Stationen. 


Für Stationen der an Polen abgetre- 


‚tenen Gebiete sind Entfernungen nicht 


mehr vorgesehen. Nähere Auskunft er- 
teilen die Tarif- und Verkehrsbüros der 
beteiligten Eisenbahn - Generaldirek- 
tionen und der. Eisenbahndirektionen. 
Die Abkürzung der Veröffentlichungs- 
frist gründet sich auf die vorüber- 
gehende Änderung des $ 6 der Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung (R. G. Bl. 1914 
8... 455). (2182) 
Breslau, den 23. Dezember 1921. 
Eisenbahndirektion,, 
namens der beteiligten Verwaltungen. 


Wechselverkehr deutscher Eisenbahnen 
untereinander, Heft CII (Ausnahme- 
tarif). 
Mit Gültiskeit vom 1. Januar 1922 ist 
im Ausnahmetarif 8 für‘ frische See- 
fische usw. die bisherige Versandstation 
Bremen Neustadt Pbf. in Bremen Hohen- 
torshafen Zu 110 zu ändern. Ferner ist 


im gleichen‘ Ausnahmetarif bei der Sta- 
tion Bremen Zollausschluß das Zeichen 
„Zu 110% nachzutragen. (2165) 


Hannover, den 20. Dezember 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Staats. und Privatbahn-Gütertarif, 
Heft C IE. 
Mit Gültigkeit vom 15. Fallan 1922 
wird die Station Lintorf (Kr. Düssel- 
dorf) als Sammellagerstation in den 
Ausnahmetarif 1a für Rundhölzer zu 
Grubenzwecken aufgenommen, (2172) 
Elberfeld, den 21. Dezember 1921. 
Eisenbahndirektion. 


Cechoslovakiseher Donauumschlagver- 
kehr über Bratislava und Komärno. Gü- 
tertarif Teil II, gültig vom 1. August 
1921. Gültigkeit der Eisenbahnfracht- 
Donauschiff- 
fahrt im Winter, 
Bei kundgemachter Einstellung der 
Donausehiffahrt während der Winter- 
monate gelten die Kisenbahnfrachtsätze 
des vorgenannten Tarifes in. der Rich- 


tung nach - Bratislava in folgenden 
Fällen: N 

1. für Sendungen, welche in einer 
Gechoslovakischen Eisenbahnstation 
vor Einstellung der Schiff- 
fahrt. zur ‚Beförderung aufgegeben 


jedoch erst nach. Einstel- 
den Umschlag- 
platz gelangt sind und von dort mit der 
Eisenbahn. mit neuen Frachtbriefen ins 
Ausland . aufgegeben und. befördert 


worden sind, 


. werden. 


welche in einer 
Eisenbahnstation 
nach der Verlautbarung der Einstellung 


2. für Sendungen, 


der Schiffahrt zur Beförderung aufge- 
seben worden und zur Zwischenlage- 


rung in einem Bahn- oder in einem Pri- 
vatmagazine (soferne dieses unter 
Bahnaufsicht steht) in der Station Bra- 
tislava dunaijsk& nabrfezie bestimmt sind. 
Den Frachtbriefen zu diesen Sendungen 


Hier- 


trägen I—IV und den bisher erlassenen. 


muß die Bestätigung eines der genann- 
ten Magazine beigelegt sein, daß die Ma- 
gazinsverwaltung die Sendung. zur zeit- 
weiligen Zwischenlagerung bis zur Wie- 
dereröffnunge der Schiffahrt übernimmt. 
Die Durchführung der zeitweiligen La- 
gerung richtet sich nach den einschlä- 
gigen Vorschriften. 

‚Durch diese Bestimmungen . werden 
die im vorangeführten Tarife auf Seite 4 


usw. im Punkt A des Abschnittes I-ent- 
haltenen Anwendungsbedingungen er- 
gänzt. (2181) 


‚Wien, am 20. Dezember 1921. 
Erste Donau - Dampfschiffahrts - Gesell- 
schaft 


namens der beteiligten Verwaltungen. 


Österreichisch-ungarisch-schweizeri- 


Ä scher Eisenbahnverband. 
Eisenbahngütertarif Teil I, Abteilung A 
vom 15. Mai 1909. 

Direkte Beförderung von 


lebendem Wild als beschleu- 
nigtes kilgut, 

Mit Gültigkeit vom 1. Januar 1922 wird 
lebendes Wild, in Kisten oder Körben 
verpackt, als Eilstückgut zur durchgehen- 
den Beförderung mit Schnellzügen von 
Österreich nach der Schweiz unter fol- 
genden Bedingungen angenommen: 

Die Beförderung erfolgt auf Grund der 
Bestimmungen des österreichisch-unga- 
risch - schweizerischen Bisenbahngüter- 
tarıfes, Teil: I, Abteilung A, und 
auf Grund nachstehender Zusatzbestim- 
mungen: 

Artikel 6. 

Der Eilfrachtbrief hat oberhalb der 
Adresse den Vermerk zu tragen „Be- 
schleuniegtes Eilgut“. Der Absender ist 
verpflichtet, im Frachtbrief alle für den 
Transport in Betracht kommenden Grenz- 
übergänge, über die der Transport zu 
führen ist, von Staat zu Staat vorzu- 
schreiben. 

Arte 9 

Die Stückgüter müssen : mit 
Zıettel versehen sein, der 
und lesbarer Schrift die Anschrift des 
Empfängers. sowie die Bestimmungs- 
station angibt, außerdem kann er auch 
die Anschrift des Absenders enthalten. 

Nmbiek el: 


einem 
in deutlicher 


Die Frachtberechnung. erfolet auf 
Grund der Binnentarife der beteiligten 
Verwaltungen. 


Antikek 12. 
Die Fracht für die ganze Beförderungs- 
strecke ist im Sinne der Bestimmung 
a1. (2) dieses Artikels vom Absender zu 


bezahlen. 
OT ti kKfel 19, 
Nachnahmen sind nur. in: der 
reichischen Währung zugelassen. 
Artikel]. 14, 
Die im $ 6 der Ausführungsbestim- 
mungen zum "Internationalen . Überein- 
kommen festgesetzten Lieferfristen wer- 
den durch die in den vom Transporte 
berührten Ländern verlautbarten Liefer- 
fristzuschläge verlängert. (2168) 
Wien, am.19. Dezember 1921. 
Österreichische Bundesbahnen, 
auch namens der beteiligten Verwaltungen. 


öster- 


Französisch-österreichischer Verkehr. 
Direkte Beförderung von lebendem Wild 
als beschleunigtes Eilgut. 

Mit Gültigkeit vom I. Januar 1922 wird 
lebendes Wild, in Kisten oder Körben 
verpackt, als Eilstückgut zur durch- 
gehenden Beförderung mit Schnellzügen 
von . Österreich nach Frankreich im 
Durchzug durch Deutschland und die 
Schweiz unter folgenden Bedingungen 
angenommen: 

Die Beförderung erfolgt auf Grund der 
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Bestimmungen des Internationalen Über- 
einkommens über den Eisenbahnfracht- 
verkehr nebst Ausführungsbestimmungen. 
und ‚einheitlichen Zusatzbestimmungen, 
sowie auf Grund besonderer Zusatzbe- 
stimmungen wie folgt: 
Artikel6. 
Der Eilfrachtbrief hat 
Adresse den Vermerk 
schleunigtes Eilgut“. Der Absender ist 
verpflichtet, im Frachtbrief alle für den 
Transport in Betracht kommenden Grenz- 
übergänge, über die der Transport zu 
führen ist, von Staat zu Staat vorzu- 
schreiben. 


oberhalb der 
zu tragen „Be- 


Artikel. 

Die Stückgüter müssen mit einem 
Zettel versehen sein, der in deutlicher 
und lesbarer Schrift die Anschrift des 
Empfängers sowie die  Bestimmungs- 
station angibt, außerdem kann er auch 
die Anschrift des Absenders enthalten. 

ATaLkel:it: 

Die Frachtberechnung erfolgt auf Grund 
der Binnentarife der beteiligten Verwal- 
tungen. Für den französischen Durchlauf 
gelten überdies die für kleine Warenkolli 
und für Lebensmitteltransporte bestehen- 
den Vorschriften. 

Astlle ei 12: 

Die Fracht für die ganze Beförderungs- 
strecke ist im Sinne der Bestimmung des 
al. (2) dieses ‚Artikels vom ‚Absender zu 
bezahlen. 

Artikel 19. 

Nachnahmen sind nur in der Währung 

Versandlandes zugelassen. 
Artikel 14, 

Die im $.6 der Ausführungsbestim- 
mungen zum Internationalen Überein- 
kommen festgesetzten Lieferfristen wer- 
en ‘durch die in den vom Transporte 
berührten Ländern verlautbarten Liefer- 
[ristzuschläge verlängert, 

Artikel35. 

Nachträgliche Verfügungen des Abs sen- 
‚lers werden uneingeschränkt nur inso- 
lange. zugelassen, ‘als die Sendung die 
Grenze des Versandlandes nicht über- 
schritten hat. Hat die Sendung die Gren- 
zen des Viersandlandes überschritten, so 
sind, sofern es sich nicht um die Ausfüh- 
rung der in den Artikeln 18 und 24 des 
Internationalen Übereinkommens vorge- 
sehenen nachträglichen Verfügungen han- 
delt, nur solche Verfügungen zueelassen, 
welche die Änderung des Empfängers in 
der gleichen Bestimmungsstation zum Ge- 
genstande haben. 

h Artikel 38. 

Sendungen mit Angabe des Interesses 
an der Lieferung werden zur Beförderung 
nicht angenommen. 


1 
ues 


Nähere Auskünfte können: in der Ver- ' 


sandstation eingeholt werden. 
Wien, am 19.: Dezember 1921. 
Österreichische Bundesbahnen, 
auch namens der beteiligten 
Verwaltungen. 


(2167) 


Süddeutsch-österreichischer Verkehr. 

Tarif für die Beförderung von Gütern 
zwischen. Stationen der . österreichischen 
Bundesbahnen usw. einerseits und Sta- 
tionen der Lokalbahnen der österkeichi- 
schen ‚Bundesbahnen Reutte-Schönbiehl 
Staatsgrenze und Staatserenze bei Grie- 
sen-Reutte  (Mittenwaldbahn) usw. an- 
dderseits vom 15. Juli 1921. . 

Mit Gültigkeit vom: 15. Januar 1922 
bis auf Widerruf bzw. bis zur Durchfüh- 


rung im -Tarifwege, längstens bis Ende 
Januar 1923, werden die auf Seite 5 des 


Ziffer 1-2-b als Teilfrach- 


Tarifes unter 


. gut 


‚der 


ten zu den Marksätzen zu berechnenden 
Mindestgebühren erhöht wie folgt: 

Für gewöhnliches und ua: Eil- 
von’, MB, Sau OH Für 


sperriges Frachtstückgut und _Fracht- 
stückgut der Klassen IL und II von „3 M* 
auf. ,,6 M“. 


des. Tarifes in der 
ausgewiesene Mindest- 


Die auf Seite 32 
Anmerkung ,* 


gebühr ist von „3 MH“ auf 6 M* abzu- 
ändern. (2179) 


Wien, am, 22. Dezembgr 1921. 
Österreichische Bundesbahnen, 
namens der beteiligten Verwaltungen. 


Greifswald-Grimmener Eisenbahn. 
Mit Gültiekeit vom 1. Februar 1922 tritt 
eine Erhöhung der Güter- und Tiertarife 
um 334 % ein. (2154) 
Grimmen, den 21. Dezember 1921. 
Die. Direktion. 


Stralsund-Tribseer Eisenbahn. 

Mit Gültiekeit vom 1. Februar 1922 tritt 
eine Erhöhung der Güter- und Tiertarife 
um 334 % ein. (2155) 

‘Stralsund, den 21. Dezember 1921. 

Der Vorstand. 


3. Personen- und Güterverkehr. 


Deutsche Eisenbahn-Tarife Teile I 
(Tiv. 1a/b, 1500 und 2000). 

"Am 1. Februar 1922 treten in Kraft: 

1. Ein ° neuer Deutscher Eisenbahn-. 
Gütertarif, Teil 1A. Hierdurch wird 
der gleichnamige Tarif vom 1. Mai 
1917. nebst -Nachträgen I—X aufge- 
hoben. i 

Ein neuer Deutscher ' Eisenbahn- 
Gütertarif, Teil IB, nebst Erläute- 
rungen und Entscheidungen. Hier- 
durch wird der gleichnamige Tarif 

vom 1. Dezember 1920 nebst ‚Nach- 

trägen I—VI aufgehoben. 

3. Ein neuer Anhang zum Deutse chen 
Eisenbahn-Gütertarif,. Teil IA, ent- 
haltend das alphabetische Verzeich- 
nis der: in der Anlage C zur -Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung aufgeführten 
Gegenstände. Hierdurch wird die 
‚gleichnamige “Ausgabe vom Jahr 1915 
aufgehoben. 

4. Bin © Nachtrag Vi 
Eisenbahn-Tiertarif, 
1. Dezember 1920. 
Ein Nachtrag’ IV. zum Deutschen 
Fisenbahn-Personen- und  Gepäck- 
tarif, Teil I, vom 1. März 1921 (be- 
reits angekündigt durch unsere Be- 

“ kanntmachung vom 6. Dezember 

1921), 

Dis neuen Tarifdrucksachen Srahah 
Änderungen: - und . Ergänzungen der 
Eisenbahnverkehrsordnung, der Aus- 
führungsbestimmungen und. der An- 
lage C zur Eisenbahn-Verkehrsordnung, 
allgemeinen :Tarifvorschriften nebst 
Gütereinteilune und des  Nebengebüh- 
rentarifs. ‚Neben - Frachtermäßigungen 
und. sonstigen Tariferleichterungen tre- 
ten auch Tariferhöhungen ein. Die Än- 
derungen und Ergänzungen der Aus- 
führungsbestimmungen "zur Eisenbahn- 
verkehrsordnung sind gemäß 8.2 dieser 
Ordnung genehmist ebenso die 
kürzte Veröffentlichungsfrist gemäß der 
vorübergehenden Änderung des S 6a. a. 
©. (R.:G@. Bl. 1914, 8: 455)... Nähere Aus: 


W 


zum Deutschen 
Teil 5°. vom 


St 


kunft erteilen die Verkehrsbüros der 
Deutschen Eisenbahnverwaltungen. Die 
neuen - Tarifdrucksachen können vom 


den deutschen 
in Berlin auch 


28. Januar 1922 an von 
Eisenbahn-Verwaltungen, 


von 


 lörderungsgebühren bei den auf schweize- 


ver-: |x 
Basel und : Schaffhausen einer Neureg 


kehrsbüro. 


dem. ak untiebtrs (Bahnhof 
Alexanderplatz), käuflich bezogen wer- 


den. De : (2176) 
Berlin, den 27. Dezember 1921. 
Eisenbahndirektion, 
als ‚geschäftsführende Verwaltung, 


Mit Genehmigung der Landes-Auf- 
sichtsbehörde treten am 1. Februar 1922 
im Binnen-Personen- und Gütertarif Er- 
höhungen der | Fahrpreise and Frachtsätze 
in:demselben Umfange wie bei der Reiche- 
bahn ein. = 

Zum . Binnen- Personentarif erscheint Eu 
zum 1. Februar 1922 Nachtrag I. 4 

Die verkürzte Veröffentlichungsfrist 


ist auf Grund der vorübergehenden Ände- 


rung des $ 6 der Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung-.(R.-G.-Bl. 1914, 8, 455) ge 5 
nehmigt. (2170) 
: Neuruppin, den 20. Dezember 1921. en 
Direktion der Ruppiner- Eisenbahn. 


Braunschweig-Schöninger "und  Oschers- 
leben-Sehöninger Eisenbahn.. « 

Am 1. Februar 1922 werden die Fahr- 
preise und Frachtsätze unserer Binnen- 
tarife erhöht. 

Am. gleichen Tage tritt ein neuer - 
Binnentarif der Oschersleben-Schöninger 
Eisenbahn in Kraft, der die eintretenden 
Tariferhöhungen enthält. | (2161) 

Braunschweig, den 15. Dezember Se 

Direktion. 


4. Personen- und Gepäckverkehr. 


Brandenburgische Städtebahn-Aktien- 
gesellschaft. > 
Vorbehaltlich der Genehmigung durch = 


a Aufsichtsbehörde tritt am 1. Februar ‘ 


J. eine Erhöhung unserer Fahrpreise 

und Gepäcksätze ein. _ 12153) 
Berlin, im Dezember 1921. 
Die Direktion. 


Thüringische Nebenbahnen. 
Am 1. Februar 1922. erscheint zum 
Binnen-Personen- und Gepäcktarif, Teil 
II (Nr. 2192 des Tarifverzeichnisses) der 


Nachtrag 7, mit welchem, dem Vorgehen 


der Reichseisenbahn entsprechend, “eine 
75 prozentige Tariferhöhung zur Dureh- 
führung kommt. 3 

Das ‘alsbaldige Inkreftireien der Er- 


. höhung gründet sich auf die vorüber- 


zehende Änderung des $ 6 EVO.. (R.-G- 
Bl. 1914, S.-455). (2160) 2 
Berlin, den 20. Dezember 1921. we 
Centralverwaltung für Sekundärbahnen RS 
Herrmann Bachstein. © 0° 


Bildung und Benz der Beförderung B N 

gsebühren des Personenverkehrs im Ver- 

kehr mit den deutschen Reichsbahn- 
stationen auf schweizerischem Gebiet. Fee, 
Vom 4. Februar 1922 ab werden die Be- 


rischem Gebiet liegenden 
Reichsbahnstationen im Verkehr. dieser 
Stationen unter sich, im Verkehr dieser 
Stationen nach und von den deutschen 
Reichsbahnstationen sowie im Verkehr 
der deutschen Reichsbahnstationen unte 
eich im Durchgang durch ‘die Kanto 


deutschen 


lung unterzogen. 
Die Maßnahme ist, sans s2 der. Wish 
bahn- Verkehrsordnung a {R 
Nähere 
er 
. Karlsruhe, den 20. Derembar 1921. ER 
“ Eisenbahn- ee ya 
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Älteste deutsche Weichenbauanstalt 


en 
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Joseph Vögele-Mannheim- 
Gelenk-Drehscheiben D.R.P. 


Ferner: Die 


Gelenkweiche a; „starkweiche 


bei vielen Eisenbahn-Verwaltungen eingeführt. (Drucksache W.15) 
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von Paul Jaeger, 2. Auflage, Preis Mk. 9.— postfrei. 
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